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K. 


Kaffeeschenken 

s.  Trunksucht. 


Kalenderstener. 

Die  Kalendersteuer  und  die  damit  zu- 
sammenhängende Zeitungssteuer  (Zeitungs- 
ßtempel),  einschliesslich  der  Abgabe  von  An- 
noncen, sind  direkte  Aufwandsteueni,  welche 
regelmässig  in  Stempelfonn  erhoben  werden. 
Beide  Auflagen  sind  dadurch  gekennzeichnet, 
(lass  sie   Befriedigungsmittel   geistiger  Be- 
durfnisse, der  Bildung,  Belehnmg  und  Unter- 
haltung,  besteuern.     Von    diesen    Steuern 
wird   im   allgemeinen    die    Kalendersteuer 
mehr  die  grosse   Masse   der  Bevölkerung, 
der  Zeitungsstenipel  mehr  die  gebildeteren 
Schichten   der    GeseUschaft   treffen.     Will 
man  die  Leistungsfähigkeit  des  Lesers  in 
Betradit   ziehen ,   so  wäre   eine  Abstufung 
der  Steuersätze  nach  dem  Preise  der  Zei- 
tungen   am    Platze.      AUein    diese    höherei 
Besteuerung  der  gi-ossen  Blätter,  die  nicht 
immer  die  einträglichsten  sind,  wird  leicht, 
die  Schmutz-  und  Winkelpresse  begihistigen 
und    damit    die    anständigen   Zeitungen    in 
ihrem  Absätze  schmälern.    Jene  Steuerarten 
sind    gesteigerten    Finanzbedürfnissen    ent- 
8prung;en  und  im  grossen  und  ganzen  un- 
fähige die  Steuerfähigkeit  der  jene  Bildungs- 
mittel benützenden  Gruppen  zu  würdigen. 
Es   ist  dies  namentlich  der  Fall  beim  An- 
noncenstempel, welcher  sich  gern  als  irra- 
tionelle Zusatzsteuer  zur  Gewerbesteuer  dar- 
stellt und  bei  den  einmal  bestehenden  Kon- 
kurrenzverhältnissen die  Existenz  und  das 
Aufblühen  neu  gegründeter  Geschäfte  und 
ünteiTiehmungen  häufig  erschwert. 

Kalenderstempel  bestanden  früher  in  einer 
Mehrzahl  von  Staaten,  und  zuletzt  erhob  noch 
Oesterreich  nach  G.  v.  6.  September  1850  eine 
Kalendergebühr  von  6  Kreuzer,  eine  Abgabe, 
welche  indessen  gleichzeitig  mit  dem  Zeitungs- 
stempel 1899/1900  aufgehoben  wurde. 

Max  von  Hechel, 


Kameralwissenschaft 

hiess  in  Deutschland  seit  dem  Anfange  des 
vorigen  Jahrhimderts  der  Inbegriff  der  die 
Kammerverwaltung  betreffenden 
Kenntnisse.  Der  Ausdruck  »Kammer«  wird 
schon  unter  den   fränkischen  Königen  zur 
Bezeichnung  des  fürstlichen  Privatvermögens 
gebraucht,   bald   aber   erhielt  er  auch   die 
Bedeutung  von  fürstlicher  Schatzkammer  im 
Sinne    von    Staatskasse.     Das    Gebiet    der 
Kammerverwaltung    erlangte    gegen   Ende 
des  Älittelalters,  wenn  auch  die  Justiz  von 
ihm   getrennt   wurde,    eine   grössere   Aus- 
dehnung, indem  es  nicht  nur  die  Domänen, 
Elegalien   und   die   sich    allmählich    immer 
mehr  entwickelnden  Steuern,  sondern  auch 
die  Wirtschafts-  und  Wohlfalulspolizei  um- 
fassle.     unter  Maximilian  wurden  in  Inns- 
bruck und  Wien  Hofkammern  und  im  Laufe 
des  16.  Jahrhunderts  in  den  grosseren  Par- 
tikularstaaten   Kammerkollegien    als    Ober- 
i  behörden  für   diese  Verwaltung  gegründet. 
Schon  das  Bedürfnis  einer  zweckmässigen 
Vorbildung  der  Beamten ,  das  z.  B.   schon 
V.  Ossa  hervorhebt,   musste   nun   auch   zu 
einer    wissenschaftliclien    Behandlung    der 
Gegenstände     dieses     Verwaltungsgebietes 
führen,  und  so  sind  Obrecht,  Bornitz,  Besold, 
Klock,  V.  Seckendorf,  v.  Schröder  u.  a  als 
kameralistische  Schriftsteller  zu  bezeichnen, 
wenn  sie  auch  den  Ausdruck  Kameral Wis- 
senschaft nicht  anwenden.     Sie  vereinigen 
die  Lehre  von  der  Finanzverwaltung  nach 
dem  damaligen  Standpunkte  mit  der  Lelire 
von  der  wirtschaftlichen  Verwaltung;  denn 
es  sollte  der  Wohlstand  des  Landes  gehoben 
werden,  damit  die  fürstlichen  Einkommens- 
quellen desto  reichlicher  flössen.  Der  Fürst 
soUe   immer    seinen   Teil    von    demjenigen 
nehmen,  der  gewinne,   sagt  v.  Schri^der ;  so 
könne   es  ihm   nie   an  Geld  fehlen.    Mehr 
und  mehr  wurden  auch  die  praktisch-tech- 
nischen Wissenschaften,  die  Lehren  von  der 
Land-   und   Forstwii-tschaft,   dem   Bergbau, 
dem  Handelsbetrieb  und  die  Gewerbskunde 


Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften.    Zweite  Auflage.    V. 


Kameralwissenschaft 


in  den  Bereich  der  Kameralwissenschaft  ge- 
zogen, da  die  Domänen-  und  Polizeiverwal- 
tnng  solche  Kenntnisse  voraussetzte.  Im 
Jahre  1727  gründete  Friedrich  Wilhelm  I. 
Professuren  der  Oekonomie  \md  Kameral- 
wdssen schalten  in  Halle  und  Frankfurt  a.  d.  0., 
deren  erste  Inhaber  Öasser  und  Dithmar 
waren.  Von  dem  einen  wie  von  dem  an- 
deren erschien  1729  eine  >Einleitung  in  die 
ökonomischen,  Polizei-  und  KameraJwissen- 
schaften«.  An  mehreren  an  deinen  Universi- 
täten wurden  in  den  nächsten  Jahrzehnten 
ebenfalls  Lelirstühle  f(ir  diese  Wissenschaft 
errichtet,  in  Kaisei-slauteni  sogar  eine  be- 
sondere kameralistische  Hochschule  gegriin- 
det,  die  später  als  Sektion  mit  der  pliilo- 
sophischen  Fakultät  zu  Heidelberg  vereinigt 
wurde.  Das  ausführlichste  unter  den  älteren 
Lehrbüchern,  die  Anfangsgründe  der  Kame- 
ralwissenschaft von  Zincke  (Leipzig  1755) 
definiert  die  Kameralwissenschaft  als  die 
gelehrte  und  praktische  Wissenschaft,  um 
alle  Nahrungsgeschäfte  gründlich  zu  er- 
kennen, kraft  flieser  Erkenntnis  gute  Polizei 
einzuführen  und  die  Nahrung  des  Landes 
immer  fiorisanter  zu  machen,  solchergestalt 
das  bereiteste  Vermögen  der  Regenten  und 
Staaten  nicht  nur  immer  besser  zu  gründen 
und  zu  erhalten  und  gerecht  und  weislich 
zu  vermehren,  sondern  es  auch  mittelst 
kluger  Einnahmen  imd  Ausgaben  wohl  zu 
verwalten.  Das  Gesamtgebiet  der  Wissen- 
schaft wird  eingeteilt  in  die  Lehre  von  der 
Natur  und  Beschaffenheit  aller  Nahrungs- 
geschäfte, die  wirtschaftliche  Polizeiwissen- 
schaft, die  gelehrte  Oekonomik  und  die 
Kammer-  oder  Finanzwirtschaft.  Voraus- 
geschickt wird  ein  allgemeiner  Teil,  der  die 
»Generalökonomik«  und  die  » General polizei- 
wissenschaft«  umfasst.  Dann  folgt  die  Spe- 
cialökonomik und  -polizei  in  der  Form,  dass 
jeder  Produktionszweig  (Landwirtschaft,  Berg- 
bau etc.)  zuerst  nach  seiner  privatwirtschaft- 
lichen  und  teclinologischen  Seite  und  dann 
unter  dem  wirtschaftspolitisclien  und  wohl- 
fahrtspolizeilichen Gesichtspunkte  betrachtet 
wird.  Der  ganze  zweite  Band  ist  der  Kam- 
merwissenschaft im  engeren  Sinne  oder  der 
Finanzwissenschaft  gewidmet.  Auch  Darjes 
(Erste  Gründe  der  Kameral Wissenschaften, 
Jena  1756)  teilt  dieses  Wissensgebiet  ein  in 
Oekonomie  (privatwirtsehaftliche  und  Tech- 
nik), Polizei  und  besondere  Kameralwissen- 
schaft (Finanzwissenschaft).  Justi  zieht  in 
seinem  kurzen  »SysteiAatischen  Grundriss 
aller  ökonomischen  und  Kameralwissenschaf- 
ten«  (1759)  die  Grenzen  noch  weiter,  indem 
er  auch  die  Staatslehre  und  Staatskunst  mit 
hierher  rechnet.  Nach  Jung  (Versucli  einer 
Grundlehrc  sämtlicher  Kameral  wissen  schat- 
ten. Lautern  1779)  umfasst  diese  Wissenschaft 
zunächst  die  Lehrsätze,  wonach  die  Einkünfte 
des  Fürsten  und  des  Staates  erworben  und 


j  zum  Besten  beider  angewandt  werden  :     sie 
[gründe   sich   aber  auf  die  Gewerbewisseu- 
I  scliaft,  d.  h.  die  Kenntnis  von  den  versoliie- 
I  denen  Arten  des  Erwerbs  bei  den  Bürgern, 
I  und  keiner  könne  ein  guter  Kameralist  sein^ 
I  der    diese   nicht   aus   dem    Grunde    kenne. 
I  Auch  in  unserem  Jahrhundert  finden     wir 
:  noch  ähnliche  Definitionen.  So  sagt  ScKinalz 
I  in  seiner  Encyklopädie  der  Kameralw^issen- 
j  Schäften  (2.  Aiifl.,  Königsberg  1819),  dass  unter 
I  diesem  in  Deutscliland  üblich  gewordenen  Na- 
1  men  alles  zusammengefasst  werde,  was  sich  ^uf 
Vermögen  und  Einkommen  des  Volkes,   die 
Gewinnung  und  Vermehrung  desselben   und 
die  Ausgleichung   der   Leistungen    an    den 
Staat   durch    Abgaben   und   die   Bezahlung- 
der  Dienste  desselben  beziehe.    Er  teilt  sie 
ein  in  Gewerbekunde  (technische  und  mer- 
kantile) und  Staats wirtschaftslehi-e  oder  po- 
litische Oekonomie,  welche  letztere   wieder 
zerfällt  in  Nationalökonomie,  Gewerbepolizei 
und   Finanzwissenschaft.     Die   theoretische 
Volkswirtschaftslehre,  die  bis  dahin  in  die 
vorwiegend  auf  das    Praktische    gerichtete 
Kameralwissenschaft  übergangen  war    oder 
eine    ganz    untergeordnete    Solle    gespielt 
hatte,  findet  hier  also  eine  principielle  An- 
erkennimg, was  ohne  Zweifel  den  phy.sio- 
kratischen   Ansichten    Schmalz',    mittelbar 
aber  auch  dem  Einfluss  der  englischen  po- 
litischen Oekonomie  zuzuschreiben  ist,  die 
damals  in  Deutschland  schon  Boden  gewon- 
nen hatte.    Rau  (üeber  die  Kameralwissen- 
schaft,  Heidelberg    1825)    hob   dann    auch 
grundsätzlich    die    Einheit    der    deutschen 
Kameralwissenschaft  auf,  indem  er  die  pri- 
vatwirtsehaftliche und  technische  Oekonomie 
von  der  öffentlichen  \md  politischen  Oeko- 
nomie trennte.     Letztere  bildet  die  Volks- 
und Staatswirtschaftslelu«  im  heutigen  Sinne, 
mit  der  noch  immer  zweckmässigen  Eintei- 
lung  in    theoretische  Volkswirtschaftslehre, 
Volkswirtschaftspolitik    und    Finanzwissen- 
schaft.     Die    Technik    der    Landwirtschalt 
und  der  Gewerbe  aber  gehört  nicht  mehr  in 
den  Kreis  der  Staats-  und  Gesellschaftswissen- 
schaften, sondern  bilde.t  den  Gegenstand  be- 
sonderer   praktischer    Wissenszweige     mit 
überwiegend    naturwissenschaftlichem    Cha- 
rakter.   Die  letzte  umfassende  Bearbeitung 
der  Kameralwissenschaft  im  älteren   Sinne^ 
also  mit  Ehischluss  der  Betriebslelu-e  und 
Technik    der    einzelnen   Produktionszw^eige 
und  Ausschluss  der  allgemeinen  volkswirt- 
scliaftlichen  Theorie  stellt  die  1835  erschie- 
nene    > Kameralistische   Encyklopädie«    von 
Baumstark  dar.   Die  Staats  wissenschaftlichen 
oder    staatswirtschaftlichen    Fakultäten    in 
Tübingen  und  München  entsprechen  vermöge 
der  Vereinigimg  von  technischen  und  Staats- 
wissenschaften   noch    dem    Charakter    der 
Kameralwissenschaft  jedoch  greifen  sie  über 
die  Grenzen  derselben  hinaus,  da  auch  die 
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theoretischen  Staatswissenschaften  und  in 
Tübingen  das  Staatsrecht  in  ihnen  vertreten 
sind.  Die  Vorbereitung  der  Beamten  der 
Jinanzverwaltung  ist  in  Baden,  Württemberg 
und  Hessen  als  besonderes  Fachstudium  ge- 
regelt, das  noch  immer  das  kameralistische 
heisst  und  durch  seine  naturwissenschaft- 
lichen und  technologischen  Bestandteile  an 
die  alte  Kameralwissenschaft  erinnert.  In 
der  neuesten  Zeit  aber  macht  sich  überhaupt 
immer  mehr  das  Bediirfnis  fühlbar,  dass 
auch  die  juristisch  gebildeten  Yerwaltungs- 
heamten  sich  gewisse  Kenntnisse  aus  dem 
(rebiete  der  Tecnnik  verschaffen.  In  Preussen 
hat  der  Minister  der  öffentlichen  Arbeiten 
1898  ausdrücklich  vorgeschrieben,  dass  die 
Juristen,  die  in  die  Eisenbahnverwaltungen 
einzutreten  beabsichtigen,  sich  eingehend 
mit  Technologe  zu  beschäftigen  haben. 
Zum  Teil  mit  iiücksicht  auf  dieses  Bedürf- 
nis ist  seit  einigen  Jahren  in  Göttingen,  wo 
schon  im  vorigen  Jalu'hundert  regelmässig 
technologische  Vorlesungen  gehalten  wurden, 
ein  Unterricht  in  der  Maschinenlehre  und 
anderen  Zweigen  der  Technik  eingerichtet 
worden,  der  auch  eine  allgemeine  Vorlesung 
für  Juristen  mit  umfasst.  Andere  Universi- 
täten werden  diesem  Beispiele  voraussicht- 
lich folgen.  —  lieber  die  oben  angeführten 
imd  andere  kameralistische  Schriftsteller 
vgl.  Röscher,  Gesch.  der  Nationalökonomik 
in  Deutschland. 

Lejcls, 


Käiumereigüter 

s.    Gemeindefinanzen     oben    Bd.    IV 
S.   106  ff. 


Kammergiiter 

8.  Domänen  oben  Bd.  IV  S.  186ff. 
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(Schiffahrtskanäle.) 

I.  Einleitung.  IL  Seekanäle.  III. 
Binnenlands kanäle.  1.  Einteilung  und 
Bau.  2.  Stauwerke.  3.  Querschnitt  der  K.  und 
Abmessungen  der  Eanalbauwerke.  4.  Kanali- 
sierte Flüsse.  5.  Form  der  Schiflfe  auf  K.  und 
kanalisierten  Flüssen.  6.  Fortbewegung  der 
Schiffe  auf  E.  und  kanalisierten  Flüssen.  7. 
Motoren.  8.  Einwirkung  des  Frostes  auf  die 
Schiffahrt  auf  K.  und  kanalisierten  Flüssen. 
IV.  Kanäle  in  den  einzelnen  Ländern. 
Bestand  an  Kanälen.  —  Eigentumsver- 
hältnisse. 1.  Die  ältesten  K.  ausserhalb 
Europas.  2.  Italien.  3.  Belgien  und  Holland. 
4.  Deutsches  Beich.  5.  Frankreich.  6.  Spanien. 
7.  Grossbritannien  und  Irland.  8.  Schweden 
und  Norwegen.  9.  Kussland.  10.  Oesterreich- 
L'ngarn.     11.  Vereinigte  Staaten  von  Amerika. 


12.  Britisch-Nord- Amerika.  13.  Niederländisch- 
Ostindien.  V.  Verhältnis  der  künst- 
lichen zu  den  natürlichen  Wasser- 
strassen im  Deutschen  Reiche  und 
in  anderen  Ländern.  VI.  Ab^aben- 
verhältnisse.  VII.  Verkehr  auf  einigen 
besonders  wichtigen  K.  und  kanali- 
sierten Flüssen.  VlII.  Frachtsätze  auf 
K.  IX.  Zusammenfassung  des  bisher 
Entwickelten.  X.  Projektierte  Kanal- 
verbindungen. 1.  Im  Deutschen  Reiche.  2. 
Zwischen  dem  Deutschen  Reiche  und  dem  Aus- 
lande.   3.  Im  Auslande. 

I.  fiinleitiiiig. 

Das  Wort  Kanal,  wohl  vom  lateinischen 
canna  (Schilfrohr)  abzuleiten,  wird  anfangs 
nur  auf  Wasserröhren  imd  -rinnen  angewen- 
det worden  sein.  Jetzt  bezeichnet  es  Be- 
und  Entwässerungs-,  Abieitungs-  und  Flut- 
gräben, Spülleitungen,  sonstige  künstliche 
öerinne  wae  z.  B.  Mühlgräben ,  endlich  für 
den  Materialientransport  bestimmte  künst- 
liche Wasserwege,  so  Triftkanäle,  in  denen 
Holz  hinabtreibt,  Flösskanäle,  in  denen  man 
es  leitet  (flösst),  und  Schiffahrtskanäle,  in 
denen  Schiffe  befördert  werden.  Die  Leitung 
eines  Kanals  hoch  über  dem  Gelände  ge- 
schieht in  hölzernen,  gemauerten  oder  eiser- 
nen »Aquädukten«,  die  über  andere  Wasser- 
züge hinweg  in  ebensolchen  »Brückenkanä- 
len«. Sehiffahrtskanäle  können  gleichzeitig 
der  Entwässerung  dienen,  wie  die  sogar 
meist  deshalb  angelegten  Moorkanäle 
Deutschlands  und  Hollands  oder  wie  der 
Elbing-Oberländische  Kanal  in  Westpreussen 
und  einige  nordfranzösische  Kanäle,  durch  die 
80 — 90000  ha  Landes  gewonnen  oder  ent- 
sumpft sind ;  sie  können  auch  Bewässerungs- 
zwecken mit  dienen,  wie  Teile  des  Kanals 
Dortmund-Emshäfen.  Auch  Flussdiu^hstiche 
bezeichnete  und  bezeichnet  man  häufig  mit 
dem  Namen  Kanal;  so  in  der  Donau  den 
Karolinen-  und  G-undremminger  Kanal,  in 
der  Oder  den  Petrikanal  unterhalb  Güste- 
biese,  in  der  Warthe  den  Friedrich- Wilhelm- 
Kanal  (bei  Küstrin) ;  zwischen  Weichsel  und 
Nogat,  an  deren  Trennimgsstelle,  den  Nogat- 
oder  Pieckelerkanal. 

Im  folgenden  sollen  niu-  diejenigen 
Kanäle  betrachtet  werden,  die  gegenwärtig 
ganz  oder  doch  in  beträchtlichem  Masse  der 
Schiffahrt  dienstbar  sind. 

Der  Lage  und  gleichzeitig  dem  Quer- 
schnitt nach  unterscheidet  man  bei  ihnen 
Seekanäle  und  Binnenlandskanäle.  Jene 
verbinden  einen  Meeresteil  mit  einem 
anderen  oder  mit  einem  Binnenlandsge- 
wässer und  sind  so  dimensioniert,  dass 
grosse  Seeschiffe  in  ihnen  verkehren 
können ;  Binnenlandskanäle  verbinden  Binnon- 
landsgewässer  untereinander  und  sind  ihren 
Abmessungen  nach  niu*  für  B  i  n  n  e  n  scluf fe 
berechnet. 

1* 
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II.  Seekanäle. 

Die  auf  der  jütischen  und  skandinavischen 
Halbinsel  sowie  in  Orossbritannien  und  Ir- 
land vorhandenen  Kanäle,  die  nur  kleinen 
Seeschiffen  zugänglich  sind  und  die  —  weil 
sie  Meeresteile  untereinander  verbinden  oder 
in  solche  münden  —  hier  und  da  als  See- 
kanäle bezeichnet  worden,  sollen  hier  ausser 
Betracht  bleiben. 

Mögen  Seekanäle  als  offene  Durchstiche 
angelegt  werden  (wie  —  vergl.  unten  — 
der  Suez-Kanal,  die  Xaiserfahrt,  der  Kanal 
von  Korinth)  oder  mittelst  Schleusen  Stei- 
gungen zu  überwindea  haben  (wie  der  Man- 
chester-Seekanal, der  Nicaragua-  und,  nach 
neuen  Projekten,  der  Panama-Kanal),  prin- 
cipiell  unterscheiden  sie  sich  von  den  als 
offene  Durchstiche  gebauten  oder  mit 
Schleusen  versehenen  Binnenlandskanälen 
nur  durch  die  grösseren  Abmessungen  ihres 
Querschnitts  und  ihrer  Schleusen  sowie 
durch  den  grösseren  Halbmesser  ihrer  Krüm- 
mungen. Letzterer  muss  mindestens  1000  m 
betragen;  die  übrigen  hierher  gehörigen 
Masse  sind  aus  Tabelle  I  ersichtlich,  die  die 
bedeutendsten  fertigen,  begonnenen  und 
projektierten  Seekanäle  behandelt 

Die  Querechnitts-  und  Bauwerksabmes- 
sungen sind  demnach  weit  grösser  als  die 
seltet  recht  bedeutender  Binnenlandskanäle. 
Ebenso  sind,  da  Seeschiffe  erstens  zum  Teil 
mit  Takelung  fahren,  zweitens  meist  sehr 
hohe  Bordwände  haben,  grössere  Brücken- 
durchfahrtshöhen nötig.  Ferner  haben,  roh 
ausgedrückt,  Seeschiffe  dreieckigen,  Binnen- 
schiffe rechteckigen  Querschnitt;  erstere 
laden  also  weniger,  ohne  etwa  ilire  —  auf 
See  vielleicht  grössere  —  Geschwindigkeit 
auf  Kanälen  ausnützen  zu  können.  Sodann 
ist  die  Bemannung  des  Seeschiffs,  das  doch 
füglich  seine  Mannschaft  nicht  plötzlich  an 
der  Kanalmünduug  wechseln  kann,  zahl- 
reicher und  erhält  höhere  Löhne,  wie  denn 
auch  die  Versicheningsgebühr  höher  ist  als 
beim  Binnenschiff. 

Aus  alledem  folgt,  dass  binnenlands  ein 
Seeschiff  weit  teurer  fährt  als  ein  Binnen- 
schiff. 

Ein  vom  Meer  in  das  Land  hinein  führen- 
der Seekansd  ist  daher  gegenüber  einem 
Binnenkanal,  und  mitunter  selbst  gegen- 
über der  Eisenbahn,  nur  dann  rentabel, 
wenn  der  Platz,  zu  dem  er  führt,  schon 
Seeschiffahrt  und  die  entsprechenden  Hafen- 
einrichtungen besitzt  oder  wenn  der  Bau 
des  neuen  Seeschiffahrtsweges  verhältnis- 
mässig billig  zu  bewirken  ist  oder  wenn 
ein  sehr  starker  Verkehr  zu  erwarten  steht. 
Demzufolge  ist  denn  auch  die  Schaffung 
derKaiserfahrt  und  desKönigsberger 
Seekanals  ganz  berechtigt  gewesen.  Selbst 
der  vielgeschmähte  Manchester  -  Schiffahi-ts- 


kanal  kann  nicht  mehr  als  abschreckendes 
Beispiel  dienen.  Obgleich  die  Baukosten 
sich  bis  30.  Juni  1898  schon  auf  303600000 
Mark  beliefen  —  etwa  das  2^/2  fache  der 
Anschla^umme  — ,  hat  er  doch  im  dritten 
Betriebsjahr,  1896,  neben  Aufbringung  der 
ünterhaltungs-  und  Betriebskosten  sich  zu 
verzinsen  begonnen.  1894  hatte  er  einen 
Verkehr  von  925659,  1899  von  2778108 
Reg.  Tonnen.  Der  Ueberschuss  des  zweiten 
Halbjahrs  von  1899  über  die  Unterhaltungs- 
und Betriebskosten  betrug  815700  Mark. 

Misslicher  steht  es  mit  der  Rentabilität 
des  Seekanals  fleyst-Brügge,  weil 
hier  die  entsprechenden  Hafeneinrichtungen  ^) 
erst  geschanen  werden  mussten,  und  noch 
mehr  mit  derjenigen  des  Seeweges  nach 
Brüssel;  denn  dieser  wird  bestehen  aus 
28,0  km  Kanal  und  92,0  km  Scheide,  ist 
also  120  km  lang,  und  auch  Brüssel  bedarf 
erst  der  Herstellung  eines  Seehafens^). 
Aehnlich  wie  für  Brüssel  liegen  die  Ver- 
hältnisse für  die  Seeroute  nach  Paris^); 
dies  ist  zudem  noch  weiter  von  der  See 
entfernt,  hat  aber  allerdings  einen  grösseren 
Platzkonsum  und  bessere  Verbindungen  als 
Brüssel. 

Als  ziemlich  verfehlt  jedoch  ist  dem  Ent- 
wickelten zufolge  der  Gedanke  zu  bezeich- 
nen, andere  Binnenstädte,  wie  etwa  Berlin, 
das  in  der  Luftlinie  noch  etwa  138  km  vom 
Stettiner  Haff  entfernt  und  mit  ihm  nicht 
durch  einen  Strom  wie  die  Seine,  sondern 
eben  nur  durch  einen  Seeschiffskanal  zu 
verbinden  ist,  zu  Seehäfen  zu  machen. 

Von  den  beiden  nach  Amsterdam  führen- 
den Seekanälen  hat  der  lange  und  verallele 
Groot  NoordhoUandscneKanaal  nur 
noch  einen  geringen  Verkehr  in  Seeschiffen 
—  etwas  über  100  000  cbm  im  Jahi*  —  aber 
einen  bedeutenden  —  etwas  über  1200000 
cbm  im  Jalir  —  in  Binnenschiffen.  Der 
seine  Stelle  im  Seeverkehr  einnehmende 
Noordzeekanaal    von    Ijmuyden     nach 


^)  Molenbanten  bei  Heyst,  Vorhafen  da- 
selbst, Kanal  nach  Brügge  und  Hafen  daselbst 
kosten  zusammen  etwa  312000(X)  Mark-,  der 
Seekanal  von  der  Rupel-Mündung  nach  Brüssel 
und  die  Brüsseler  Hafenanlagen  sind  auf 
28000000  Mark  veranschlagt;  von  beiden  Bau- 
snmmen  trägt  der  belgische  Staat  21600000 
bezw.  8320000  Mark,  Brügge  und  Brüssel  mit 
Vororten  je  4000000  Mark,  den  Rest  für  Heyst- 
Brügge  ein  Konsortium,  für  Brüssel  die  Pro- 
vinzen. 

*)  Die  Verwirklichung  des  Planes  „Paris 
Port  de  mer"  ist  auf  120000000  Mark  veran- 
schlagt. £3  müssen  nicht  nur  die  Krümmungen 
der  Seine  zwischen  Oissel  und  Pont  de  TArehe 
sowie  zwischen  Sartrouvüle  und  Bezon  durch 
Durchstiche  abgeschnitten  und  die  Seine  selbst 
vertieft  werden,  sondern  ausserdem  sind  30 
Brücken  umzubauen  bezw.  höher  zu  legen  und 
grossartige  Hafenanlagen  herzustellen. 
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Tabelle  I. 


i 


Namen    der   Kanäle 


S32 
00:2 

^.2 


Schiengen 


« 


Meter 


6. 


8. 
9. 

10. 
11 
12 


13. 


14. 


15. 
16. 

17. 

18. 
19. 
20. 
21 
22. 


A.  Fertige  Kanäle. 

Kaledonischer  K 

Groot  Noordhollandscb  K  (Amsterdam-Nieuwediep) 
Suez-K.  vor  dem  Umbau 

Suez-K.  nach  Vollendung  des  Umbaues. 

a)  in  den  Seeen  von  Mensaleh  und  Ballah    . 

b)  in  den  Einschnitten  von  £1  Guisr  und  im 
Serapeum  bis  zum  Nordende  der  Bitterseeen 

c)  vom  Südende  der  Bitterseeen  bis  Suez     . 
Kaiserfahrt  zwischen  dem  Stettiner  Haff  und  der 

Swinemünder  Fahrt 

Noordzee-K.  (Amsterdam-Ijmuiden) 


Manchester-See-K 

a)  in  den  zwei  oberen  Haltungen 

b)  in  den  unteren  Haltungen  .    . 

K.  von  Korinth 

Kaiser-Wilhelm-K 


Königsberger  See-K 

See-K.  Heyst-Brtigge 

Harlem-K.  nördl.  u.  östl.von  New- York,  zwischen 
dem  Hudson  River  und  dem  Long  Island-Sound 

B.  Begonnene  Kanäle. 
Panama-K 

a)  im  Gebirge 

b)  in  der  Eoene 

C.  Geplante  Kanäle. 

Nicaragua-K 

In  den  zusammen  43,10  km  langen  gegiabenen 
Kanal  strecken  (im  San  Juan  und  in  den  Seeen 
sind  die  Breiten  grösser) 

See-K.  New-York-Philadelphia 

Brüsseler  See-K.  von  der  Mündung  der  Rüpel  in 

die  Scheide  nach  Brüssel 

See-K.  von  Ronen  nach  Paris 

K.  Ostsee-Schwarzes  Meer  von  Riga  nach  Cherson 

K.  Weener  See-Kattegat*») 

See-K.  Forth-Clyde 

Japanischer  See-K.  von  Touruga  nach  Osaka  .    . 
See-K.  von  Kräh  (Halbinsel  Malacca) 


90,0 

75,6 

161.0») 


51,0 

25,0 
22,5 

5,0 
27,0 


57,1 


^3 
98,7 

42,5 
14,2 

9,6 


73,0 


271,7 


148,0') 

28,3 
185,0 

1600,0*) 
40,0 
42,0 
80,0 
52,0 


38,0 
58,0- 
100,0 

129,0 

lOI.O 

ii7;o 

50,8«) 

bis 
63,0 

70,0 
52,4 

67,0- 
87,0 

70,0 

122,0 


28,0 
50,0 


56,1- 

87,8 

56,1 


35,0- 

45.0 

65,0 


15,4 

9,4 
22,0 

8,0 

60,0 

9,0 

61,0 

9,0 

70,0 

9,0 

20,0^) 
bis 

7,0 

7,7») 

32,2 

57,7 
36,6 
22,0 

7,9 
7,9 
8,0 

22,0 

9,0 

30,0 
22,0 

^5 
8,0 

4,6») 

• 

8,5 

24,4- 
36,6 

8,3 
8,5 

5,5 
6,2 

35,1 

8,5 

8,0 

49,3 


225,0 


182,9 


150,0 


12,2 


25,0*) 


24,4 


25,0 


198,1 


24,4 


9,5^) 


9,8- 
10,4 


*)  Einschliesslich  4  km  von  Suez  nach  Port  Ibrahim.  *)  Soll  auf  112  m  gebracht  werden. 
^)  Seewärts  der  Seeschleuse  hat  der  Kanal  38,0  m  Sohlbreite,  bei  ordin.  Niedrigwasser  7,6,  bei 
ordin.  Hochwasser  9,3  m  Tiefe.  *)  Soll  auf  öO  m  gebracht  werden.  *)  Soll  auf  10,3  m  gebracht 
werden.  •)  Im  nördlichen  Teil  im  Spuyton  Duyvel  Creek  nur  107,0  m  Breite,  aber  5,5  m 
Tiefe.  •)  Davon  nur  49  km  Kanal-,  99  km  Flussstrecken.  *)  Davon  nur  200  km  Kanal-,  1400  km 
Flüsse  und  Seeen.  ^)  Ist  der  Vollständigkeit  halber  angeführt,  wird  aber  —  wenn  zur 
Ausführung  gebracht  —  voraussichtlich  nur  für  verhältnismässig  kleine  Seeschiffe  bestimmt 
sein,  wie  sie  auf  Schweden  fahren. 


Amsterdam  hat  einen  Seeverkehr  von  rund 
13000(X)0  cbm  im  Jahr. 

Der   Harlem-Kanal   ist,    wenn   man 
will,  eine  Art  Zufahrtskanal  zu  den  Hafen- 


Anlagen  von  New -York  und  Umgebung 
und  hat  der  Hauptsache  nach  nur  lokale 
Wichtigkeit. 

Von  den  anderen,  in  der  Tabelle  unter  A 
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aufgeführten  Kanälen  kürzt  der  das  Jonische 
mit  dem  Aegäischen  Meer  verbindende  Kanal 
vonKorinth  nur  für  einen  geringen  Teil  der 
das  Mittelländische  Meer  befahrenden  Seliiffe 
den  Weg  ab.  Die  Bauzinsenlast  —  das  auf- 
gewendete Kapital  betrug  bis  Ende  1896 
nahezu  25  Millionen  Mark  —  beläuft  sich 
auf  etwa  1 120  000  Mark,  und  bisher  ist  nur 
einmal,  1876,  ein  Betidebsüberschuss  (47  440 
Mark)  erzielt  worden. 

Unbedingt  existenzberechtigt  sind  der 
Suez-  und  der  Kaiser  Wilhelms- 
Kanal,  ebenso  einer  der  beiden  unter  B 
imd  C  aufgef ülirten  Kanäle,  der  von  Panama 
oder  der  von  Nicai'agua. 

Dem  Suez-Kanal  hatte  der  englische 
Ingenieur  Stephenson  »Versandung,  Ver- 
sumpfung und  Verödung«  prophezeit.  Die 
Durchfahrtstaxe  hat  anfangs  8,0,  dann  zeit- 
weise 10  4  bis  11,2,  seit  dem  1.  Januar  188r> 
bei  belauenen  Schiffen  7,6,  bei  leeren  5,0 
Mai'k  für  die  Registertonne  beti-agen.  Teils 
z\w  Vermeidung  des  N>Querlaufens<>  der 
Schiffe,  teils  wegen  der  Zunahme  von  deren 
Tiefgang  sind  die  aus  der  Tabelle  I  ereiclit- 
lichen  Vergi-össerungen  vorgenommen.  Da- 
durch sind  die  »Auflaufimgen«  —  1882,  dem 
schlimmsten  Jahre,  hatten  deren  416  statt- 
gefunden —  vermieden  worden,  während 
nach  Ausführung  jener  Vergrösserun gen  die 
Einführung  elektrischer  Schiffsbeleuchtung 
die  durchschnittliche  Durchfahi-tsdauer  von 
48 Vi  im  Jahre  1871  auf  15  Stunden  48  Mi- 
nuten im  Jahi^  1898  herabgesetzt  hat.^)  Im 
ersten  Betriebsjahre  1870 -)  passierten  den 
Kanal  436  609  Registertonnen,  die  Einnahme 
betrug  rund  4 000 000 Mark;  1899  passierten 
ihn  rund  9988400  Registertonnen,  und  die 
Einnahme  betinig  mnd  73000000  Mark;  die 
Aktieninhaber  erhielten  41230422  Mark. 

Im  Kaiser  Wilhelm-KanaP),  der  den 
Schiffen  nicht  wie  der  Suezkanal  mehrere 
Wochen,  sondern  höchstens  1 — 3  Tage  Reise- 
zeit erspart,  sind  die  Abgaben  weit  niedriger. 
Es  werden  —  nach  voi-ausgegangenem  vier- 
zehnmonatlichem Pix)visorium  —  seit  dem 
1.  September  1896  erhoben  je  nach  Schiffs- 
grössc,  Verkehrsgattung  und  Jahreszeit  für 
die  Registertonne  beladener  Schiffe  20  bis 
66,  für  die  Registertonne  leer  oder  in  Bailast 
gehender  Schiffe  16  bis  53  Pfg.,  ausserdem 


^)  Als  erstes  grosses  elektrisch  beleuchtetes 
Schiff  durchfuhr  1896  die  160  m  lange,  18  m 
breite  Barbarossa  des  Norddeutschen  Lloyd  den 
Kanal,  und  zwar  in  15  Stunden  52  Minuten. 

*)  Die  Eröffnung  erfolgte  am  16.  November 
1869.  Die  Baukosten  betrugen  ohne  die  Ver- 
grösserungsbauten  342000000  Mark,  mit  diesen 
bis  Ende  1897  483153867  Mark. 

'*)  Die  Eröffnung  erfolgte  am  16.  Juni  1895. 
Die  Baukosten  betrugen  einschliesslich  der  Kosten 
für  die  Eröffnungsfeier  (1 700000  Mark)  156  739  000 
Mark. 


für  Segler  der  fixiei-te  Sehlepplohn;  das 
auf  der  Elbe  von  deren  Mündung  bis  zum 
Kanal  (und  umgekehrt)  zu  zahlende  Elb- 
Loots-Geld  wird  von  der  Kanalverwaltung 
zurückgezalüt.  Die  Durchfahrtszeit  beträgt 
für  Güterschiffe  unter  eigenem  Dampf  7  bis 
13,  für  Schleppzüge  16  bis  20,  f ür  Pereoneu- 
schiffe  knapp  5  Stimden.  Im  ei-sten  Be- 
triebsjalu'e,  das  mit  dem  30.  Juni  1896 
schloss,  betrug  der  Verkehr  1 505  983  Register- 
tonnen, die  Einnahme  896452  Mark,  vom 
1.  April  1899  bis  1.  April  19(X)  dagegen 
3488767  Registertonnen  imd  1809951  Mark. 
Voraussichtlich  wird  der  Kanal  1901  an-- 
fangen,  einen  kleinen  Ueberschuss  über  die 
Unterhaltungs-  und  Betriebskosten  abzu- 
werfen. Eine  starke  Verzinsung  des  Bau- 
kapitals kann  natürlich  bei  dem  Kanal,  der 
in  der  Hauptsache  zu  seestrategischen 
Zwecken  erbaut  ist,  nicht  erwartet  werden. 

Panama-  und  Nicaragua-Kanal 
haben,  namentlich  seit  der  Inbesitznahme 
Cubas  durch  die  Vereinigten  Staaten,  für 
diese  ganz  besonders  grosse  strategische 
AVichtigkeit  gewonnen.  Von  der  Westküste 
der  Vereinigten  Staaten  nach  der  Ostküste 
ist  die  Wegeei-sparnis  ganz  aussei-ordenthch 
gross  und  verdoppelt  geradezu  den  Wert  der 
amerikanischen  Kriegsflotte,  für  Reisen  von 
Grossbritannien  nach  der  Westküste  von 
Amerika  zwischen  dem  30.  Grade  nördlich 
bezw.  südlich  des  Aequators  immer  noch 
sehr  beträchtlich. 

Der  Panamakanal,  dessen  vom  Staate 
Columbia  erteilte  Konzession  1904  abläuft, 
aber  verlängert  werden  wdnl,  soll  zur  Voll- 
endung noch  400  (nach  anderen  Nachrichten 
sogai-  640)  Millionen  Mark  erfordern,  wäh- 
rcnd  der  Nicaraguakanal  im  ganzen  nur  auf 
400  Millionen  Mark  veranschlagt  ist.  Die 
»Seekanalgesellscbaft  von  Nicaragua«  ist 
zwar  von  den  Vereinigten  Staaten  konzessio- 
niert, allein  möglich  ist  es  immerhin,  dass 
diese  letztei-en  auf  das  Angebot  der  »Neuen 
Panamagesellschaft«  eingehen,  das  fertige 
Stück  des  Panamakanals  zu  erwerben  und 
dessen  Bau  ihrerseits  zu  vollenden. 

Von  den  übrigen  Kanälen  unter  C  düi-fte 
auch  der  zwischen  New -York  und  Phila- 
delphia einem  Bediu'f nisse,  wennschon  einem 
solchen  von  mehr  lokalem  Chaiukter,  ent- 
sprechen ;  er  scheint  unter  Mitbenutzung  des 
Delaware-  mid  des  Raritan-Flusses,  etw^a  in 
gleicher  Richtung  wie  der  bestehende  Raritan- 
kanal,  die  Halbinsel  New-Jersey  absclmeidend, 
geführt  werden  zu  sollen. 

Das  Projekt  Riga— Cherson  (C  18  der 
Tabelle  I)  sieht  bestechend  aus;  allein  der 
Bau  würde  etwa  400  Millionen  Mark  kosten, 
und  der  Betrieb  der  etwa  1600  km  langen 
Wasserstrasse  in  einem  Lande,  das  obenein 
lange  Frostzeit  hat,  ist  einigermassen  un- 
sicher.   Zudem  ist  die  Reisezeitersparnis  ge- 
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riii^:  sie  beti-ägt,  von  derSeliwerlinie  der  Ge- 
treide aiisfühi-enden  Gegenden  Russlands  aus 
.ererechnet,  z.  B.  nach  Stettin  13  bis  15,  nach 
IjG  Havre  7  bis  8  Tage,  und  dieser  Erspaniis 
stehen  die  Kaualgebühren  gegenüber. 

Ueber  die  unter  C  19  bis  22 aufgeführten 
Projekte  ist  nichts  Näheres  bekannt.  Von 
weiteren  amerikanischen  Projekten  fiii*  See- 
kanäle ist  zwar  vielerlei  berichtet  \s'oixlen; 
sie  sind  indessen  in  Tabelle  C  nicht  aufge- 
nommen, weil  es  doch  noch  zweifelhaft  er- 
scheint, ob  es  sich  wirklich  —  trotz  der  selu- 
bedeutenden  Quei-schnitts-  und  Schleusen- 
Abmessungen  —  um  Wege  fiir  Seeschiffe 
handelt.  Sie  mögen  deshalb  hier  mir  kiu^ 
erwähnt  werden. 

Auf  kanadischer  Seite  plant  man 
eine  ^Tiefwasserstrasse«  von  6  m  Fahrtiefe 
von  der  Georgianbay  des  Huronsees  unter 
Mitbenutzimg  des  Ottava-Flusses  nach  dem 
St.  Lorenzstrom  bei  Monreal ;  auf  dem  Terri- 
torium der  Vereinigten  Staaten  ent- 
weder Ausbau  des  Eriekanals  vom  Eriesee 
zum  Hudson  oder  Herstellung  einer  neuen 
Linie  vom  Loi-enzstiom  nach  dem  Champlain- 
See  und  von  diesem  zum  Hudson. 

Das  Projekt  canal  des  deux  mers 
(zwischen  Bordeaux  und  Narbonne)  darf 
wegen  der  Schwierigkeiten  (zahlreiche 
Schleusen)  und  Kosten  (1600  Millionen  Mark) 
als  vorläufig  aufgegeben  betrachtet  weixlen. 

IIL  Binnenlandskanäle. 

1.  Einteilung  und  ßau.  Binnenlands- 
kanäle sind  Lateral-  oder  Seiten- 
kanäle, d.  h.  sie  führen  aus  einer  oberen 
Flu^sstrecke  in  eine  untere  desselben  Flusses, 
oder  Was«erscheidenkanäle,  d.h.  sie 
verbinden  zwei  verschiedene  Gewässer,  z.  B. 
einen  Binnensee  mit  einem  anderen  oder 
einem  Flusse  oder  zwei  Flüsse  unterein- 
ander oder  einen  Fluss  oder  Binnensee  mit 
einem  Meeresteile  oder  endlich  zwei  Meeres- 
teile. 

Seitenkanäle  sind  namentlich  in  Frank- 
reich, England  und  den  Vereinigten  Staaten 
vielfach  ausgeführt.  Im  Deutschen  Reiche 
sind  Beispiele  von  solchen  längere  Sti-ecken 
des  Kanals  Dortmund-Emshäfen  und  —  an 
der  Havel  —  der  Voss-  imd  der  Malzer 
Kanal.  Beispiele  für  die  anderen  obigen 
Kategorieen  sind  im  Deutschen  Reiche  der 
Bolter  Kanal  zwischen  Müritz  und  Ellbogen- 
see (Mecklenburg),  der  Templiner  zwischen 
Labüskesee  und  Havel,  der  Oder-Spree- 
Kanal  zwischen  Oder  und  Spree,  der  Weichsel- 
Haff-Kanal  zwischen  der  Weichsel  imd  dem 
Frischen  Haff,  der  —  als  Binnenschiffahrts- 
weg geplante  —  Kanal  vom  Grossen 
Schweriner  See  zur  Wismarer  Bucht  und 
der  Ems-Jade-Kanal  zwischen  dem  Dollart 
und  dem  Jade-Busen. 

Nach  Art  ihrer  Ausführung  sind  die  Binnen- 


I  landk anale   offene   Durchstiche  oder  eine 

j  fortlaufende  Folge  von  durch  Stau  Vorrichtungen 
von  einander  getrennten  Wasserhaltungen,  Hal- 
t  u  n  g  s  k  a  n  ä  1  e.  Zuweilen  werden  Kanäle  iu 
Tunnel   geführt,   wie  zwei,  0,5  und  2,3  km 

j  lange  Strecken  des  deutschen  Teils  des  Rhein- 
Marne-  und  einige  des  Aisne-Maniekanals  sowie 
des  canal  de  Bourgogne,  auch  einzelne  Strecken 
der  Kanäle  von  Rüdersdorf  unweit  Berlin;  zu- 
weilen in  Aquädukten,  wie  der  Bridgewater- 
kanal  über  den  Manchester-Seekanal,  der  Elbing- 
Oberländische  über  den  Abiscarsee,  der  Ems- 
Jadekanal  über  das  kleine  Küstenflüsschen  Made*), 
der  Kanal  Dortmund-Emshäfen  über  die  Lippe 
(und  andere  Gewässer),  der  —  projektierte  — 
Mittellandkanal  über  die  Haase,  Hunte,  Gr.  Aue, 
Weser,  Leine,  Fuse,  Oker,  Aller.  —  Liegt  in 
Haltuugskanälen  eine  der  Haltungen  höher  als 
jeder  der  durch  sie  verbundenen  Wasserläufe, 
so  heisst  sie  Scheitelhaltung.  Kanäle,  die 
wie  der  Rhein- Marnekanal  (der  Meurthe,  Mosel, 
Maas  und  das  Ornauithal  überschreitet)  mehrere 
Wasserscheiden  überwinden,  haben  auch  mehrere 
Scheitelhaltungen. 

Die  Wasserstände  in  jedem  Kanäle  ändern 

'  sich  ein  wenig  unter  dem  Einflüsse  der  Wasser- 
verdunstung, der  Niederschläge,  etwaiger  Zu- 
flüsse, aufstauender  oder  forttreibender  Winde, 
und  der  Yersickerung  in  Sohle  und  Böschungen 
(der  in  Erde  dargestellten  Kanäle).  Abgesehen 
hiervon  aber  ändert  sich  in  den  Durchstichs- 
kanälen die  Wassertiefe  auch,  sobald  sie  sich 
in  einem  der  verbundenen  Wasserläufe  ändert; 
es  entsteht  dann  nach  dem  tieferen  derselben 
eine  Strömung.  In  den  abgeschlossenen  Hai- 
tun o^en  der  Ualtungskanäle  dagegen  ändert  sich 
die  Tiefe  niur,  wenn  —  wie  bei  jeder  Schleusung 
—  Wasser  aus  einer  oberen  Haltung  an  die 
nächstuntere  abgegeben  wird.  Die  —  ganz 
oder  nahezu  —  horizontalen  Sohlen  entsprechen 
den  Auf trittsflächen ,  die  Stauwerke  (die  das 
Wasser  jeder  Haltung  an  deren  unterem  Ende 
vor  dem  Ablaufen  in  die  nächstuntere  Haltung 
bewahren  und  so  die  Erhaltung  der  erforder- 
lichen Wassertiefe  überall  sichern)  den  Stei- 
gungen von  Treppenstufen,  weshalb  man  die 
ganze  Anlage  oft  als  „Schleusentreppe"  bezeichnet. 
2.  Staiinrerke«  Wo  es  auf  Wasserverlust 
nicht  ankommt,  sind  die  in  den  Moorgegenden 
zwischen  Elbe  und  Weser  üblichen  Klapp- 
staue ganz  zweckmässig.  Der  Druck  des 
Oberwassers  drückt  eine  drehbare,  aus  Holz- 
bohlstücken und  Leder  zusammengesetzte,  viertel- 
kreisförmige Klappe  gegen  ein  Pfosten-  und 
Seh  well  werk.  Diesen  Wasserdruck  überwindet 
das  —  von  unten  oder  von  oben  kommende  — 
Fahrzeug  mit  dem  Gewicht  seines  Vorderteils, 
dreht  also  die  Klappe  hoch,  so  dass  das  Wasser 
von  der  oberen  in  die  untere  Haltung  eindringt 
und  die  Wasserspiegel  sich  ausgleichen. 

Ueber  Stau  schleusen  und  Kammer- 
schleusen im  allgemeinen  enthält  der  Artikel 
Binnenschiffahrt  auf  S.  864  (oben  Bd.  II) 
das  Erforderliche. 

Im  einzelnen  ist  noch  folgendes  hier 
nachzuholen.  Da  bei  jeder  Schiffsdurch- 
schleusung für  die  obere  Kanalhaltun^  der 
Wasserinhalt    der    Schleusenkammer    zwischen 

^)  Eingehend  beschrieben  in  Nr.  43  und  44 
der  deutschen  Bauzeitung,  Berlin  1887. 
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deren  beiden  Wasserspiegeln  verloren  geht,  wer- 
den die  Abmessungen  der  Kammern  mit  mög- 
lichster Baumersparnis  nach  den  Abmessungen 
der  einzeln  oder  zu  zwei  und  mehreren  zu 
gleicher  Zeit  durchzuschleusenden  Schiffe  be- 
stimmt. 

Die  einzelnen  Vorgänge  beim  Durchschleusen 
und  die  Vorrichtungen  zum  Oeffnen  und 
Schliessen  der  Schütze  und  Thore  haben  rein 
technisches  Interesse  und  können  um  so  mehr 
hier  übergangen  werden,  als  auch  die  durch- 
dachtesten von  ihnen  das  Durchschleusen  nur 
um  Minuten  und  Bruchteile  von  solchen  be- 
schleunigen, während  meist  das  An-,  Ein-  und 
Abfahren  der  Schiffe  allein  gegen  eine  halbe 
Stunde  erfordert.  Wo  sehr  grosser  Verkehr 
stattfindet,  müssen  daher  die  Kammern  für 
die  gleichzeitige  Durchschlensung  von  zwei 
oder  mehreren  Schiffen  eingerichtet  sein,  wie 
beispielsweise  am  Oder-Spreekanal,  wo  an  einem 
Tage  bis  zu  119  Schiffe  eine  Schleuse  passiert 
ha&n. 

Ist  die  Steigung  der  Schleusentreppen  sehr 
steil,  so  macht  man  zuweilen  das  Unterthor  der 
oberen  Schleuse  gleichzeitig  zum  Oberthor  der 
nächst  unteren  Schleuse,  die  eigentlichen  Hal- 
tungen fallen  also  ganz  weg.  Solche  Schleusen 
heissen  gekuppelte.  Schaltet  mau  zwischen 
zwei  gewöhnliche  Schleusen  eine  kurze  Zwischen- 
haltung ein  und  lässt  das  der  oberen  Schleuse 
entnommene  Wasser  durch  Umlaufkanäle  direkt 
in  die  untere  Haltung,  so  kann  der  Spiegel  der 
Zwischenhaltung  unverändM't  bleiben.  Derartig 
angeordnete  Schleusen  heissen  Verbund- 
schleusen. Liegen  zwei  Schleusenkammern 
neben  einander,  so  kann  man  —  soweit  die 
Frequenz  jeder  Fahrrichtung  das  erlaubt  — 
die  eine  für  den  Abstieg,  die  andere  für  den 
Aufstieg  der  Fahrzeuge  benutzen.  Es  ist  diese 
Konstruktion  der  Schleusen,  die  dann  Parallel-, 
Doppel-  oder  auch  wohl  Zwillings- 
schleusen*)  heissen,  auch  um  deswillen  empfehlens- 
wert, weil  bei  Unbrauch barkeit  einer  Schleuse 
die  andere  dienstfähig  bleibt  und  so  einen  — 
wenn  auch  ge§:en  normale  Zeiten  verlangsamten 
—  Weiterbetrieb  erlaubt. 

Zwei  sich  kreuzende  Kanäle,  die  verschie- 
dene Spiegelhöhen  haben,  nicht  aber  unter 
einander  weggeführt  sind,  erhalten  am  Kreuzungs- 
pnnkt  sogenannte  Kesselschleusen.  Jeder 
der  vier  Kanalarme  ist  durch  zwei  Thorpaare 
geschlossen;  der  inmitten  der  so  entstandenen 
vier  Schleusenkammern  liegende  Kessel  bildet 
für  jede  der  möglichen  Fahrrichtungen  eine 
Zwischenkammer,  die  die  verschiedenen  Kam- 
merwasserstände ausgleicht. 

Spiegehl uterschiede  von  mehr  als  etwa  5  m 
in  zwei  aufeinanderfolgenden  Kanalhaltungen 
machen    des   gewaltigen   Wasserdrucks   wegen 


')  Die  Anordnung  von  Doppelschleusen  ist 
so  zweckmässig,  dass  sie  trotz  der  Mehrkosten 
möglichst  allgemein  werden  sollte.  Dagegen 
kann  bei  der  Wahl  des  Materials  an  Baukosten 
wesentlich  gespart  werden,  weil  eine  Schleuse 
nach  Abmessungen  und  Konstruktion  in  etwa 
25 — 30  Jahren  veraltet  ist  und  umgebaut  werden 
muss.  —  Uebrigens  ist  die  Bezeichnung  Doppel- 
schleusen  auch  für  solche  Schleusen  üblich, 
deren  Kammern  doppelt  so  breit  sind  wie  die 
—  dann  über  Eck  gestellten  —  Thorpaare. 


sehr  starke  Thore  erforderlich.  Man  kann  aber 
wenigstens  das  Unterthor  in  gewöhnlicher 
Stärke  belassen,  wenn  man  Schachtschleusen, 
wie  dies  namentlich  in  Frankreich  mehrfach 
geschehen  ist,  konstruiert.  Der  an  die  obere 
Kanalhaltung  anstossende  Teil  der  Schleuse  — 
das  Oberhaupt  —  und  dessen  Thor  wird  dabei 
wie  gewöhnlich  gestaltet,  das  Unterhaupt  aber 
wird  nicht  durch  ein  Thor,  sondern  durch 
Mauerwerk  nach  der  unteren  Haltung  zu  abge- 
schlossen, und  in  der  Abschlussmauer  befindet 
sich  nur  unten  ein  Thor  und  an  dieses  an- 
schliessend ein  Tunnel,  der  in  die  untere  Haltung 
führt.  Unterthor  und  Tunnel  brauchen  nur  so 
hoch  zu  sein,  dass  die  Schiffe  hindurch  schwimmen 
können.  Bei  derartig  tiefen  Schleusen  pflegt 
man  den  Wasserspiegel  der  Kammer  (hier  des 
sogenannten  Schachtes)  dadurch  bis  auf  den  der 
unteren  Haltung  zu  senken,  dass  man  das 
Wasser  in  die  obere  zurückpumpt. 

Legt  man  neben  einer  Schleuse  zw^ei  oder 
mehrere,  mit  ihr  durch  kleine  Kanäle  verbundene 
Bassins  an,  so  kann  das  Senken  des  Schleusen- 
wassers dadurch  erfolgen,  dass  man  es,  statt  in 
die  untere  Haltung,  in  diese  Bassins  laufen 
lässt.  Ist  dann  deren  Spiegel  und  der  der 
Schleusenkammer  gleich  hoch  geworden,  so 
schliesst  man  die  Schütze  der  kleinen  Ver- 
bindungskanäle und  pumpt  das  ferner  noch 
überschüssige  Wasser  in  die  Bassins.  Dies  ist 
das  Princip  der  jetzt  vielfach,  so  z.  B.  am 
neuen  Kanal  Dortmund-Emshäfen,  angewendeten 
Sparschleusen,  so  genannt,  weil  sie  etwa 
nur  die  Hälfte  des  Wasserverlustes  einer  ge- 
w^öhnlichen  Schleuse  beim  Durchschleusen  er- 
leiden. Bei  Doppel  schleusen  kann  man  häufig 
eine  der  beiden  Kammern  als  Sparbecken  der 
anderen  verwenden.  —  Mitunter  legt  man 
mehrere  Sparbeckeu  über  einander. 

Statt  der  vorhin  erwähnten  gekuppelten 
Schleusen,  die  sich  z.  B.  im  Canal  du  midi 
neben  Bezieres  und  im  Kaledonischen  Kanal 
zwischen  dem  Loch  Lochy  und  Loch  Eil  in 
achtfacher  Kuppelung  finden,  werden  neuerdings 
län^s-  oder  quergeueigte  Ebenen  oder  endlich 
Schiffshebewerke  angewendet. 

Die  längsgeneigte  Ebene  vermittelt 
den  Verkehr  aus  Haltungen  von  grossem  Spiegel- 
unterschied  (z.  B.  werden  im  Elbing-Ober- 
ländischen  Kanal  durch  fünf  derartige  Ebenen 
99,47  m  Höhenunterschied  tiberwunden*))  wie 
folgt.  Obere  und  untere  Kanalhaltung  sind 
entweder  durch  eine  Ebene  mit  konstantem  Ge- 
fälle verbunden,  die  in  die  obere  Haltung  durch 
eine  Schleusenkammer  eintritt,  oder  zwischen 
beiden  Haltungen  befindet  sich  ein  erhöhter 
Rücken,  der  nach  beiden  Seiten  mit  gleich- 
massigem  Gefälle  zu  den  Kanalhaltungen  herab- 
fällt und  die  Haltungen  abschliesst.  Auf  der 
Oberfläche  der  geneigten  Ebenen  befinden  sich 
Gleise  für  die  Räder  eines  Wagens,  auf  den 
sich  das  Schiff  aufsetzt,  und  welcher  durch  ein 
Triebwerk,  das  womöglich  durch  die  Kraft  des 
Oberwassers  in  Thätigkeit  gesetzt  wird,  die 
Steigung  überwindet. 

"Beider  quergeneigten  Ebene  sind  die 

*)  Andere,  aber  weit  kleinere  längsgeneigte 
Ebenen  sind  1788  bei  Ketley  und  Coalsport 
(England)  und  1825  am  Morriskanal  (Vereinigte 
Staaten)  ausgeführt. 
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Haltungsenden  einander  parallel  und  das  Schiff 
wird  qner  zur  Fahrrichtun^  befördert. 

Schiffshebewerke  oewegen  einen  Trog 
(Caisson),  in  den  das  Schiff  aus  der  einen  Hal- 
tung eingefahren  ist,  in  vertikaler  Richtung 
zur  anderen.  Auch  hier  ist  jedes  der  einander 
zugekehrten  Eanalenden  und  der  Trog  mitAb- 
scUnssthoren  ausgestattet.  Zweckmässig  ist  es, 
das  Hinabgehen  eines  Troges  zum  Hinaufheben 
eines  daneben  befindlichen  zu  benutzen,  jede 
Kanalhaltung  also  auch  zweiarmig  enden  zu 
lassen.  Dies  ist  bei  einem  der  Hebewerksysteme, 
dem  Druckcylindersystem  *) ,  sogar  notwendig. 
Beim  Schwimmersystem*)  genügt  ein  Caisson; 
es  ist  nach  Ideeen  des  Ingenieurs  Jebens  und 
Wasserbauinspektors  Prüsmann  konstruiert,  von 
der  Gutehoffnungshütte  ausgeführt,  bei  Hen- 
richenburg am  Kanal  Dortmund-Emshäfen  und 
hebt  Schiffe  von  600—1000  Tonnen  um  14  m. 
Das  von  Hoppe  (Berlin)  konstruierte  „Aus- 
balanciersystem "^  ist  im  grossen  noch  nicht  zur 
Anwendung  gekommen. 

3.  Querschnitt  der  K.  und  Abmessangeu 
der  Kanalban werke.  Womöglich  müssen  Kanäle 
und  ihre  Bauwerke  (auch  die  Brücken)  den 
Verkehr  der  —  beladenen  und  leeren  —  mittel- 
grossen Schiffe  gestatten,  die  auf  den  benach- 
barten Strömen  oder  Stromstrecken  verkehren. 
Abmessungen  jedoch,  die  auch  für  die  aller- 
grössten  Stromschiffe  genügten,  würden  den 
Bau  der  Kanäle  meist  so  verteuern,  dass  er 
volkswirtschaftlich  nicht  gerechtfertigt  sein 
würde.  Für  Kanäle  von  nur  lokaler  Bedeutung 
werden  meist  uuternormale  Abmessungen  zu- 
lässig sein,  wenn  sie  keinen  ausnahmsweise 
grossen  Verkehr  haben.  Wegen  der  normalen 
Abmessungen  für  neuere  grössere  Kanäle  ist 
der  Art.  Binnenschiffahrt  oben  Bd.  II 
S.  866  zu  vergleichen,  dem  hier  nur  noch  fol- 
gendes hinzuzufüs^en  ist. 

In  Frankreich  erlauben  die  vorhandenen 
Ströme  und  die  31  ehrzahl  der  vorhandenen  Kanäle 
nicht  den  Verkehr  so  grosser  Fahrzeuge  wie  in 
Deutschland.  Daher  hat  man  sich  dort  mit  ge- 
ringeren Forderungen  für  Kanalabmessungen 
begnügt.  Aehnlich  liegen  die  Verhältnisse  in 
Russland,  England  —  wo  die  Kanalabmessungen 
sogar  sehr  klein  sind  —,  Italien,  Skandinavien 
und  in  den  von  der  Küste  entfernteren  Teilen 
Belgiens  und  Hollands.  In  Canada  und  den 
Vereinigten  Staaten  sind  die  älteren  Kanäle 
weit  kleiner  als  die  deutschen,  die  neueren 
dagegen  ganz  gewaltig  grösser  angelegt. 

4.  Kanalisierte  Flüsse.  Sie  unter- 
scheiden sich  für  die  Verkehrspraxis  von 
den  Kanälen  so  wenig,  dass  sie  hier  mit 
besprocliCQ  werden  müssen.  Denn  die 
Kanalisienmg  begeradigt  den  Lauf  ange- 
messen, korrigiert  die  iffer.  giebt  den  Fahr- 


')  Nach  dem  Druckcylindersystem  sind  ge- 
baut :  die  Hebewerke  bei  Anderton  (187ö  erbaut, 
am  Weawer,  für  100  To.-Schiffe,  Hubhöhe 
15,35  m),  sodann  bei  Fontinettes  (am  Neuffosse 
Canal,  für  300  To.-Schiffe,  Hubhöhe  13,13  m) 
und  La  Louvi^re  (am  Belgischen  Ganal  du  Centre, 
für  350  To  -Schiffe,  Hubhöhe  15,40  m). 

^  Vgl.  „Festschrift  zur  Eröffnung  des  Dort- 
mnnd-Emskanal^,  Berlin  1899. 


rinnen  möglichst  sanfte  Kurven  und  sichert 
die  erforderliche  Wassertiefe  durch  Einbau 
von  Stauwerken,  kurz :  sie  macht  den  Fiuss 
zu  einer  Art  Kanal.  Das  zu  den  Schleu- 
sungen nicht  verbrauchte  Oberwasser  fliegst 
in  »Freiarchen«  oder  durch  die  Schütze  der 
Staudämme  (Wehre)  ab.  Letztere  konstruiert 
man  in  neuerer  Zeit  häufig  als  »Nadel- 
wehre« (vgl.  S.  864  des  Art.  Binnen- 
schiffahrt a.  a.  0.). 

6.  Form  der  Schiffe  auf  K.  und  ka- 
nalisierten Flüssen.  Dem  hierüber  im. 
Art.  Binnenschiffahrt  a.  a.  0.  S.  867 
Gesagten  ist  nur  noch  hinzuzusetzen,  dass 
Kanalschiffe,  um  vom  Wasser  möglichst 
wenig  Widerstand  zu  erfahren,  keinen 
grösseren  eingetauchten  Querschnitt  haben 
dürfen  als  ^6  bis  ^/4  des  Kanalquerschnitts. 

6.  Fortbewe^ng  der  Schiffe  anf  £L 
and  kanalisierten  Flüssen.  Sie  ist  im 
allgemeinen  langsamer  als  auf  offenen 
Flüssen;  denn  der  immerhin  geringe  Quer- 
schnitt auch  der  grösseren  Kanäle  erlaubt 
keiae  grosse  Fahrgeschwindigkeit,  da  solche 
andere  Schiffe  gefährden  und  die  Kanal- 
böschungen beschädigen  würde;  auch  geht 
bei  jeder  Schleusung  mindestens  eine  halbe 
Stunde  verloren. 

Erlaubt  sind  gewöhnlich  reine  Fahrge- 
schwindigkeiten von  5  bis  7,5  km,  auf  eini- 
gen holländischen  (Binnen-)Kanälen  bis  zu 
15  km  in  der  Stunde.  Wkklich  erzielt 
werden  z.  B.: 

Auf  der  Wasserstrasse  Hohensaathen- 
Spandau  —  81,6  km  lang,  teils  Kanal,  teils 
kanalisierter  Fiuss,  17  Schleusen  mit  2 — 3  m 
Gefälle,  sehr  starker  Verkehr  —  3,0  km. 
Auf  dem  zur  Umgehung  des  Niagara-Falles 
dienenden  Weilandkanal  —  44  km  lang, 
25  Schleusen  von  4  ra  Gefälle  —  4,0  km. 

7.  Motoren.  Das  hierüber  im  Art.  Bin- 
nenschiffahrt a.  a.  0.  S.  863,  867,  870,  871 
Gegebene  möge  durch  folgende  Einzelheiten  er- 
gänzt werden. 

Siemens  n.  Halske  haben  1899  mit  einer 
elektrisch  betriebenen  Lokomotive  am  Finow- 
kanal  sehr  ^t  ausgefallene  Versuche  im  elek- 
trischen Schiifszug  angestellt.  —  In  der  Kett^n- 
schleppschiflfahrt  erreicht  den  gleichen  Zweck 
wie  de  Bovet  mit  der  Magnetisierung  des 
Kettenrades  Bellingrath  (Dresden)  durch  einen 
„Kettengreifer",  der,  Avie  die  Finger  einer  Hand 
gestahet,  die  Kette  richtig  aufwickeln  hilft.  — 
Das  Wanderseil,  mittelst  dessen  sich  Schiffe  im 
SchifFszuge  aufholen,  wird  neuerdings,  um  die 
durch  Drehung  entstehenden  Nachteile  zu  ver- 
meiden, mit  quadratischem  Querschnitt  her- 
gestellt '). 

8.  Einwirkang  des  Frostes  auf  die 
Schiffahrt  auf  K.  and  kanalisierten 
Flüssen.    Kanäle   und   kanalisierte   Flüsse 


^)  Der  Schiffszug  mit  wanderndem  Quadrat- 
seil ,.Patent  Beck**  von  Fritz  Geck.  Sonder- 
abdruck.   Berlin  1897.    Siemenroth  &  Troschel. 
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frieren  wegen  der  geringen  Bewegung  des  i  kanal  —  zu  soliaffen.  Eine  Besonderheit 
Wassers  eher  zu  als  offene  Flüi^se.  Indessen  .  Hollands  sind  die  Veenkanäle,  die  anfangs 
betiilgt  die  Zeit,  wo  die  Kanäle  ohne  Eis-  1  nur  der  Entwässeining  und  Kultivierung  des 
decke  sind,  selbst  in  Schweden  noch  lüöiljandes,  durch  Abgraben  und  Verschiffen 
bis  22:"),  im  nördlichen  (Miropäischen  Russ- ;  des  Torfs  und  Rücktransport  von  Sand  und 
land,  dessen  klimatische  Verliältnisse  in  den  '  Dung,  demnächst  aber  mit  aUmählichem  Auf- 
einzelnen Strichen  selir  ungleich  sind,  etwa  ;  blühen  der  Veene,  auch  dem  Allgemeinliandel 
156  bis  246,  in  Masuren  210  bis  228,  in  der  j  zu  dienen  pflegen.  Belgien  und  Holland 
Nähe  der  deutschen  Ostseeküste  240  bis  310,  gemeinsam  ist  die  Eigentümlichkeit,  da.<s  — 
in  der  der  Nonlseeküste  260  bis  320,  in  der  ]  ausser  den  Yeengenoss(»nschafteu  —  auch 
Mark  Bmndenburg,  am  Niederrhein,  in  Hol- .  Provinzen,  Gemeinden  und  Wassergenosson- 
land  und  Belgien  2S0  bis  340,  in  Ober- '  schaften  (wateringen  in  Belgien,  watei*scha- 
ileutschland  und  ähnlich  im  gebirgigen  Osten  |  pen  in  Holland)  l>etiilchtliches  Eigentum  an 
Frankreichs  240  bis  330  Tage.  ■  Kanälen    und    kanalisierten   Flüssen   haben. 


I 

IV.  Kanäle  in  den  einzelnen  Landern.  | 

ßestand  an  Kanälen.  —  EigentnniH- 

verhältnisse. 

1.  Die  ältesten  K.  ausserhalb  Enro- 


Von  den  künstlichen  Wassersti-assen  Belgiens 
—  ')')S  km  kanalisierte  Flüsse,  961  km 
Kanäle  —  gehören  dem  Staate  1122.  den 
Provinzen  109,  den  Gemeinden  (54,  den  Ge- 
nossenschaften 101,  konzessionierten  Gesell- 


pas. Als  solche  sind  diejenigen  in  Aegvpten  schaften  123  km ;  zusammen  sind  also  von 
und  China  anzusehen  (vgl.  d.  Art.  Binnen-  li>l')  km  künstlichen  Wasserstrassen  397  km 
Schiffahrt  a.  a.  0.).  Der  gegen  1300  "icht  staatlich.  Von  denen  Hollands  — 
Jahr  alte  chinesische  Kaiserkanal  i)  ist  noch  •^^^•"»1  km  —  gehören  dem  Staate  748,  den 
1890  vertieft  worden ;  Haupttransportartikel  Pi*ovinzen  954,  Veen-  und  andei^n  Genossen- 
dort sind  Salz  und  Reis.  j  schaften  1232.  konzessionierten  Gesellschaften 
2.  Italien.  In  Italien  sind  die  ersten  i  "J^^^  Privaten  417  km;  zusammen  sind  also 
Kanäle  im  12.  Jahrhundert,  zunächst  zu  I  »it?ht  stiiatlich  2603  km. 
Zwecken  der  Entwässerung  oder  Bewässe- 1  4.  Deutsches  Reich,  lieber  die  ziem- 
rung,  erst  in  zweiter  Linie  als  Schiffahrts- 1  ^i^'h  früh  begonnene  und  im  ganzen  und 
Strassen,  angelegt,  \md  zwar  in  der  Umge- '  grossen  niu'  selten  —  selbst  wälm^nd  der 
gend  von  Mailand  sowie  in  der  unteren  Po-  i  ^'Kisenbahnzeit<.  —  längere  Zeit  unterbmchen 
ebene.  Der  Verkehr  auf  ihnen  hat  seit  der  1  gewesene  Ent Wickelung  im  Deutschen  Reichs- 
Entstehung  der  Eisenbahnen  sehr  abgenom-  '  g^^biet  giebt  die  Tabelle  II  Auskunft, 
men.  Selbst  der  bedeutendste  Kanal,  der  |  ^'^^'  Moorkanäle  sind  zum  Teil  unter 
Naviglio  Grande,  nebst  Zweigkanälen,  hatte  I  ^^irekter  Verwaltung  des  Staates,  so  der 
18S,s  um-  noch  363960  Tonnen  Verkelu*.  In  Hamme  -  Ostekanal  (16,1km),  der  Hadeler 
Italiens  künstlichen  Wassei-strassen  (400  km  ^^^^^  ^^^^  Bederkesa  -  Geestekaual  (45,1  km), 
Fluss-,  1075  km  Kanalstrecken)  ist  nur  ein  ^^er  Ems  -  Jadekanal  (73,0  km),  die  Olden- 
kleiner  Teil,  der  Eigentum  der  Gesellschaft  burgischen  Moorkanälej7S,3  km)  und  einige 


Bonificazione  ist,  nicht  im  Staatsbesitz. 

3.  Belgien  und  Holland.  In  Belgien 
und  noch  mehr  in  Holland  forderte  die  Lage 
imd  Beschaffenheit  des  von  zahli-eichen  na- 
türlichen Wasserläufen  durchzogenen  Landes 
zu  deren  Ausbau  als  Schiffahrtssti-assen  und 
zu  ihrer  Verbindung  durch  Kanäle  geradezu 
auf.  Der  Bau  von  solchen  erfolgte  daher 
sehr  früh.  Der  Kanal  von  Yi)ern  nacli 
Nieupoort  ist  1251,  der  von  Stekenen  1315 
erbaut.  Die  von  alters  her  enge  Verbindung 
mit  der  Küstenschiffahrt  Hess  die  Binnen- 
schiffahrt auch  im  Zeilalter  der  Eisenbalmen 
nicht  an  Bedeutung  abnehmen,  die  ausser- 
ordentliche Entwickelung  der  Rheinschiffahrt 
von  und  nach  Rotteniam  zwang  sogar  in 
jüngster  Zeit  dazu,  auch  für  Amsterdam 
eine  brauchbare  Verbindung  mit  dem  Rhein 
—  durch  den   1893  vollendeten  Marwede- 


andere;  der  grössere  Teil,  namontlic;h  auch 
die  seit  1872  erbauten  linksemsischen  Moor- 
kanäle (103,8  km)  sind  in  der  Verwaltung 
der  Fehn-  und  Moorgenossenschaften  sowie 
einiger  Gemeinden.  An  den  >Tiefenc  haben 
im  Oldenburgischen  und  Ostfriesischen  die 
Siel-Achten  gewisse  Eigentumsi-echte.  Im 
ganzen  mögen  danach  von  den  rund  771  km 
langen  Moorkanälen  und  Tiefen  etwa  250  km 
i-ein  staatlich  sein. 

Von  eigentlichen  Schiffahrtskanälen  sind, 
soweit  bekannt,  in  Privat-,  Genossenschafts- 
oder Gemeindebesitz: 

Der  Schwentekanal  im  Weichsel-Nogat- 
Delta  (3,50  km),  der  Stichkanal  vom  Broin- 
berger  Kanal  nach  der  gräflichen  Herrschaft 
Potulice  (0,13  km)  und  der  von  der  Oder 
nach  der  GeorgendorferZuckerfabrik  (0,60  km), 
der  Dahmensclie  Kanal  bei  Malchin  (6,50  km), 
die  Mallisser  Kanäle  in  Mecklenburg  (4,60  km), 


')  Er  soll  unterKaiser  Yangti  (605-617) ;  ^,^''  J^J^?*  fast  ganz  verfallene  Vietmanns- 
begonnen  sein.  Vgl.  v.  Richthofen:  (Mna,  Er- 1  "^^^^^^l  ^anal  an  der  oberen  Havel  (12,80  km), 
ge^nisse  eigener  Reisen  und  darauf  gegründeter /lei"  Nottekanal,  vom  Meilensee  zur  Dahme 
Studien.    Berlin  1877—1883.  i  (Wendischen  Spi-ee)  führend  (22,00  km),  der 
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Tabelle  IL 


Es  sind  an  künstlichen 
Schiffahrtsstrassen  herge- 
stellt bezw,  1864  (in  Schles- 
wig-Holstein) und  1870/71 
(in  Elsass- Lothringen)  er- 
worben 


j  Kanäle,  Begeradi- 
gungen,  Durch- 
I  Stiche,     Aquädukte, 
künstliche     Verbin- 
dungen zwischen 
!        Binnenseeen 


Mit 
Schleusen 
versehene 
Fluss- 
strecken 


Binnensee- 
strecken, die 
zu  künstlichen 
Schiffahrts- 
strassen ge- 
hören ^) 


Zusammen : 
Künstliche 
Schiffahrts- 
strassen 


Kilometer 


Zahl 


1.  Bis  1870. 
a)  Kanäle  u.  s.  w. 

Yor  1686 

Yon  1687—1786  .... 
Von  1787—1836  .... 
Von  1837—1870  .... 
Unbekannter  Entstehungs- 

zeit 

zusammen  ! 

b)  Tiefe 

c)  Moorkanäle  etwa  ' 

zusammen  bis  1870 


54,50 
283,90 
116,33 
397,64 

144,90 


997,27 

97,80 

413,20 


329,70  I 
265,40  I 
625167 

392,40    ; 

_883,7o_| 
2496,87 
7,00 
26,80 

7530,67" 


14,50 
164,60 

89,38 

160,30 
428,78 


428,78 


4467,72 


2.  1871-1900. 

a"!  Kanäle  u.  s.  w. 

In  Elsass-Lothr.  187071   . 

Erbaut  1871—1900  ... 

zusammen 

b)  Tiefe 

c)  Moorkanäle  etwa 
zusammen  1871—1900 

Dazu  bis  1870      .... 

zasammen  bis  1000 

Davon  a)  Kanäle  u.  s.  w. 

b)  Tiefe  .... 

c)  Moorkanäle 


1049,63 

1508,27 

2557;90 

1823.31 

97,80 

636,79 


3136,29 

3100.06 

7,00 

29,23 


*)  Dieselben  sind  hier,  obgleich  nicht  die  Seeen,  sondern  nur  ihre  Verbindungsstrecken 
künstlich  sind,  den  künstlichen  Schiffahrtestrassen  zugezählt,  während  sie  in  der  Tabelle  des 
Art  Binnen  Schiffahrt  a.  a.  0.  unter  den  schleusenlosen  Strecken  mit  enthalten  sind.  —  *)  Ein- 
schliesslich der  Klappstaue  und  der  später  umgebauten  kleineren  „Verlaate".  —  ')  Einschliess- 
lich der  eingegangenen  oder  umgebauten  Schleusen.  —  *)  Die  aus  natürlichen  in  künstliche  um- 
gebauten Strecken  sind  zugerechnet,  die  kassierten  Strecken  abgezogen.  Die  Seekanalstrecken 
(Königsberger  Seekanal,  Kaiserfahrt,  Kaiser  Wilhelm-Kanal)  sind  mitgerechnet. 


Motzener  Kanal,  vom  Motzeuer  See  zum 
Nottekanal  führend  (7,70  km),  der  Emster- 
kanal  zwischen  dem  Lehniner  Klostersee 
imd  der  unteren  Havel  (16,50  km),  der 
Breitenburger  Kanal  in  Holstein  (7,00  km), 
das  angefangene  Stück  des  Elster  -  Saale- 
kanals bei  Leipzig  (2,07  km) ,  der  Erftkanal 
bei  Neuss  (3,40  km),  zusammen  etwa  87  km 
Dazu  an  Tiefen  und  Moorkanälen  771 

minus  250  — 521    „ 

Zusammen  also  von  6271  km  künst- 
licher   Wasserstrassen      nicht 

staatlich 008  km 

6,  Frankreich.  Verhältnismässig  finlh 
ist  auch  Frankreichs  Kanalnetz  begonnen 
worden.  Der  Kanal  von  Briare  ist  1604 
(nach  anderen  1643),  der  von  Languedoc 
(der  spätere  canal  du  midi)  1667 — 1681  an- 
gelegt; weitei-e  Kanalbauten  folgten  im 
18.  Jahrhundert,  an  dessen  Ende  der  1791 
eröffnete  canal  du  centre  gebaut  woitlen  ist. 


Von  1820  an  wurde  das  Kanal  netz  mit  er- 
höhten Mitteln  ausgebaut  und  dieser  Aus- 
bau auch  im  Eisenbahnzeitalter,  jedoch  mit 
einer  von  1850  bis  1860  währenden  Pause, 
fortgesetzt,  so  dass  nachdem  Annuaire  sta- 
tistiüue  de  la  France  (XVIII.  Vol.)  von  1898 
FrauKreich  1870  einschliesslich  Elsass- 
Lotliringen  4560  km  Kanäle  und  kanalisierte 
Flüsse  hatte.  Das  Freycinetsche,  allerdings 
nur  zum  Teil  ausgeführte  Progi-amm  von 
1879  wollte  den  Neubau  von  1400  km  Kanälen 
und  den  Umbau  so\\ie  die  Verbesserimg 
der  Schiffbarkeit  für  3600  km  Kanäle  und 
4000  km  Flüsse.  In  Wirklichkeit  sind  die 
Längen  der  schiffbaren  Flüsse  von  1871  bis 
1897  von  rund  6590  auf  rund  7410  km 
gebracht  und  diejenigen  der  Kanäle  von 
rund  4160  auf  rund  4850  km.  In  ei-steren 
Zalilen  stecken  die  nur  flössbai'en  Flüsse 
mit,  allein  deren  Kilometerzahl  wird  sich 
nicht  wesentlich  verändert  haben.  Im  übri- 
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gen  enthalten  die  obigen  Zahlen  nur  die 
Längen  der  befahrenen  Hauptlinien,  während 
in  der  deutschen  Statistik  auch  Nebenfgdir- 
wasser,  wie  z.  B.  bei  der  Elbe  die  Süder- 
elbe,  das  Colmarer  Neben fahrwasser  u.  s.  w., 
mitgezählt  werden.  Die  planmässige  Ver- 
mehrung der  Wasserstrassen  ist  hauptsäch- 
lich nahe  der  deutschen  Grenze  Frankreichs 
erfolgt,  wo  mehrere  Linien,  die  durch  Zwi- 
schenstrecken gut  verbunden  sind,  in  etwa 
75  km  Abstand  einander  parallel  laufen. 
Alls  Hauptwasserstrassen  sind  einheitlich 
für  den  Verkehr  von  280  Tonnen-Schiffen 
eingerichtet.  Von  den  künstlichen  Wasser- 
strassen —  1500  km  Fluss-  und  Binnensee- 
strecken, 4620  km  Kanälen  —  sind  seit  1891, 
wo  der  279  km  lange  canal  du  midi  und 
der  213  km  lange  Seltenkanal  der  Garonne 
in  Staatsbesitz  übergegangen  sind,  nur  noch 
392  km  in  Besitz  bezw.  Verwaltung  von 
Gesellschaften  und  Gemeinden ;  unter  diesen 
hat  die  Stadt  Paris  einen  Kanalbesitz  von 
119  km. 

6.  In  Spanien  hat  Karl  V.  den  ersten 
Kanal,  den  von  Tudela  nach  Saragossa  fiih- 
renden  canal  imperial  oder  Kanal  von  Ara- 
gonien  begonnen.  Es  ist  ein  rechtsufriger 
Seitenkan^  des  Ebix)  und  dient  gleichzeitig 
Bewässerungszwecken.  Ein  linksufiiger 
Seitenkanal  des  Ebro  ist  der  canal  de  Tauste. 
Dieser  imd  der  canal  imperial  zusammen 
sind  102  km  lang.  Ein  dritter  Ebrokanal 
ist  der  für  die  Seeschiffahrt  angelegte  canal 
nuevo,  vom  Ebro  in  etwa  10  km  Länge  nach 
dem  Seehafen  San  Carlos  de  la  Rapita  füh- 
rend und  gegenwärtig  so  versandet,  dass 
der  Verkehr  belanglos  ist.  Ein  vierter  Kanal 
ist  der  canal  de  Castilla.  Er  führt  von 
Alvar  del  Rey  etwa  parallel  dem  Pisuerga 
nach  Valladolid  und  zweigt  von  dort  einen 
Kanal  nach  Medina  de  Kioseco  ab.  Der 
mit  diesem  Zweigkanal  zusammen  209  km 
lange  Kanal  ist  Privatunternehmung.  Von 
den  821  km  spanischen  Schiffahrtskanälen 
sind  also  nicht  staatlich  209  km. 

7.  Grossbritannien  und  Irland.  In 
England,  wo  bis  1759  zahlreiche  Flüsse 
schiffbar  gemaclit  worden  waren,  ist  der 
erste  wirkliche  Kanal  der  vom  Herzog  Francis 
von  Bridgewater  von  seiner  Woi-sleykohlen- 
gnibe  nach  Manchester  hin  von  1759  bis 
1761  gebaute.  Es  folgten  bis  1800  zahl- 
reiche Kanalbauten  und  Kanalisieningen, 
1800  bis  1820  wurden  sie  minder  zahlreich, 
seit  1830  stockt  der  Weiterbau  —  der 
Manchester  Schiff skanal  ist  ein  See  kaual  — 
der  Binnenlandskanäle  fast  ganz. 

In  Schottland  war  der  erste  Kanal 
der  1780  in  Angiiff  genommene  Forth-  und 
Clydekanal,  der  bedeutendste  aUer  damaligen 
Kanäle.  Sein  Zweck  wie  seine  Abmessungen 
(über  2  m  Wassertiefe  und  17  m  Wasser- 
spiegelbreite) Hessen  ihn  damals  den  See- 


kanälen beizählen.  Ihm  folgte  der  in  Ta- 
belle I  behandelte  Kaledonische  Seekanal. 
Seit  etwa  1790  ruht  der  Kanalbau  in  Schott- 
land so  gut  wie  ganz. 

In  Irland  datieren  die  ersten  Kanal- 
bauten —  sie  bezweckten  die  Verbindung 
der  Wasserläufe  Barrow,  Shannon,  Boyne, 
Erne  imd  Liffey  unter  sich  und  mit  den 
Haupthäfen  —  aus  den  Jahren  1770  74.  Die 
Entwickelung  des  Kanalnetzes  ging  nach 
1800  ziemlich  rasch  vor  sich,  so  dass  es 
zur  Zeit  der  Einführung  der  Eisenbahnen 
im  wesentlichen  vollendet  war.  Seitdem  ist 
auch  in  Irland  nichts  für  Kanalbauten  ge- 
schehen. 

Dieser  frühzeitige  Stillstand  bedarf  näherer 
Darlegimg.  Der  Bau  von  Kanälen  ist  in 
Grossbritannien  und  Irland  aus  der  Initia- 
tive Privater  hervorgegangen.  Diese  tnigen 
die  Risiken,  aber  hatten  auch  die  Einnahmen, 
die  bis  zu  15%  Dividende  und  mehr  be- 
trugen, da  der  Wasserverkehr  trotz  der  kleinen 
Abmessungen  der  Kanäle  imd  ihrer  —  über- 
dies sehr  zahlreichen  —  Schleusen  demjeni- 
gen auf  den  Landsti*assen  gegenüber  sich 
sehr  überlegen  zeigte.  Als  mit  dem  Bau 
von  Eisenbahnen,  dem  sich  ohnehin  jetzt 
das  Privatkapital  zuwendete,  der  lokale 
Verkehr  gegen  den  duix*hgehenden  an  Be- 
deutung verlor,  kauften  die  Eisenbahnen 
diejenigen  Kanal  zwischen  strecken,  die  einen 
durchgehenden  Wasserverkehr  ermöglicht 
hatten,  an  und  entzogen  diesen  Verbindungs- 
strecken den  Verkelu".  Die  Konzessions- 
urkunden schützten  zwar  davor,  dass  diese 
Strecken  gesperrt  oder  mit  ungebührlich 
hohen  Abgaben  belegt  wairden,  nicht  aber 
vor  »Reparaturen«  in  der  verkehrsreichsten 
und  besten  Jahi-eszeit.  Die  nicht  angekauften 
Kanalstrecken  verödeten  durch  die  Beschrän- 
kung auf  den  ihnen  auch  nur  teilweise 
verbliebenen  Lokal  verkehr  \ielfach  auch, 
und  ihre  Eigentümer  waren  froh,  sie  an  die 
Bahngesellschaften  für  Preise  verkaufen  zu 
können,  die  immerhin  eine  geringe  sichere 
Verzinsung  des  ursprünglichen  Anlagokapi- 
tals in  sich  sclilossen.  Oft  auch  waren  die 
Besitzer  der  Eisenbahnaktien  gleichzeitig 
Besitzer  der  Kanäle.  Dann  vollzog  sich  die 
Operation  des  Lahmlegen s  der  Kanäle  ziem- 
lich schmerzlos.  Uebrigens  waren  die  Kanal- 
zölle, zum  Teil  noch  im  18.  Jahrhundert, 
vielfach  in  einer  solchen  Höhe  konzessioniert, 
worden,  dass  ihre  zeitweise  Unterbietung 
durch  niedrige  Bahntarife  —  wo  eine  solche 
sonst  erspriesslich  seinen  —  den  Eisenbahn- 
gesellschaften keine  zu  grossen  Opfer  auf- 
erlegte. Im  Anfang  der  70  er  Jahre  war 
der  Kampf  beendet:  Von  dem  gesamten 
wolü  betriebsfähigen,  aber  jetzt  bei  weitem 
nicht  melir  vollständig  betriebenen  Kanal- 
netz Grossbritanniens  und  Irlands  —  1035  km 
kanalisierte  Flüsse,  3847  km  Kanäle  —  mö- 
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gen  etwa  2600  km  in  der  Hand  von  Eisen- 
bahngesellschaften, der  Rest  in  Privatbesitz 
sein.  Staatliche  künstliche  Wasserstrassen 
giebt  es  nicht. 

8.  Schweden  nnd  Norwegen.  In 
Schweden  hat  die  Regulierung  der  Göta- 
EIv  im  16.  Jahrhundert  unter  Gustav  Wasa 
begonnen:  das  anfangs  missglückte  Werk 
der  Umwandlung  in  den  Götak anal  ist  erst 
1832  vollendet  worden.  Die  Kanäle  bilden 
zumeist  nur  die  Verbindung  der  schiffbaren 
Seeen  mit  den  Fjorden  und  unter  sich,  wo- 
bei die  zum  Teil  recht  grossen  Höhenunter- 
schiede durch  Schleusentreppen  überwunden 
wei-den.  Die  wichtigsten  Strecken  sind  die 
vom  Kattegat  nach  dem  Wenernsee  —  Trol- 
hättakanal  —  und  von  da  einerseits  nach 
Stockholm,  Upsala  und  der  Ostsee  zu, 
andererseits  dm-ch  den  Wetternsee  (Göta- 
kanal)  nach  Norrköping  und  der  Ostsee  zu. 
An  diese  Hauptlinien  schliessen  sich  zahl- 
reiche Zweiglinien,  so  dass  Schweden  471  km 
künstliche  Wasserstrassen  besitzt,  von  denen 
allerdings  nur  etwa  200  km  gegraben  sind. 
Der  Bau  der  Kanäle  und  die  Musskanali- 
sieningen  sind,  nicht  immer  ohne  Anregung 
der  Regierung,  aber  doch  der  Hauptsache 
nach  von  Privaten  —  den  Eigentümern  und 
Inhabern  angrenzender  Güter,  Industrieen, 
Gruben,  Forsten  —  event.  auch  von  Kiixjh- 
spielen,  Gemeinden,  Provinzen  unternommen, 
der  Staat  hat  jedoch  wesentliche  Zuschüsse 
ä  fonds  perdu  geleistet  oder  zinslose  Dar- 
lehen gegeben.  Auf  dieser  gesunden  Grund- 
lage haben  sich  die  Kanäle  recht  gut  ent- 
wickelt imd  verzinsen  durch  Abgaben  ihr 
Baukapital  mit  durchschnittlich  2  bis  3®/o, 
wobei  zu  bemerken  bleibt,  dass  der  eigentliche 
Nutzen  für  die  Unternehmer  lediglich  in  der 
Ausnutzung  der  billigen  Wasserkraft  zu 
suchen  ist.  Die  sämtlichen  471  km  der 
schwedischen  künstlichen  Wasserstrassen 
sind  im  Betriebe  von  Privaten  und  Gesell- 
schaften aller  Art. 

In  Norwegen  sind  künstliche  Wasser- 
strassen —  grösstenteils  Verbindung  der 
Seeen  unter  sich  und  mit  den  Fjorden  — 
erst  in  diesem  Jahrhundert  gebaut  und  deren 
grösste  Strecken  erst  nach  1890  vollendet 
worden.  Die  betreffenden,  sämtlich  vom 
Staat  erbauten  Verbindungen  sind :  Frederiks- 
halds  vasdrags  kanaler,  vom  Nordende  des 
Oerje-Sees  nach  Frederikshald  und  durch 
den  Ide-,  Ringdals-  und  Single-Fjord  zum 
Kristiania-Fjord,  Glommen s  seübare  Lob, 
von  Rena  am  Glommen  nach  Frederikstad 
am  Kristiania-Fjord  (mit  einigen  Zweiglinien), 
imd  Skiensvasdragets  kanaler,  von  Eidsborg 
am  Bandakssee  über  Skien  zum  Frier-Fjord 
und  zur  Bohusbucht  des  Skagerraks.  Diese 
Wasserstrassen  bestehen  aus  69,40  km  Fjord- 
und  836,10  km  Binnenseestrecken,  270,40  km 
Fhissstrecken  ohne,  35,95  km  Flussstrecken 


mit  Schleusen  und  nur  1,50  km  künstlich 
ausgehobenen  Strecken,  sind  also  zusammen 
713,35  km  lang.  (Wegen  der  Abweichung 
dieser  Zahl  von  denjenigen  der  Tabelle  im  Art. 
Binnenschiffahrt  vergl.  unten  sub  V.) 

9.  Rnssland.  Im  europäischen 
Russland  (ohne  Finland)  falltdie Her- 
stellung künstlicher  Schiffahrtsstrassen  in 
das  18.  Jahrhundert ;  den  Ladogakanal  legte 
Peter  der  Grosse  an.  Das  in  8  Systeme 
(Marien-,  Tichwin-,  Wyschnewolosches-,  Her- 
zog Alexander  von  Württemberg-,  Dnjepr- 
Bug-,  Oginski-,  Beresina-  und  Augustowo- 
Kanalsystem)  geteilte  Kanalnetz  verbindet 
im  wesentlichen  den  Ladogasee  und  das 
Stromgebiet  der  Newa  mit  der  Wolga  sowie 
die  Weichsel  mit  dem  Dnjepr.  Die  gesamten 
schiffbaren  künstlichen  Wasserstrassen  — 
1044  km  kanalisierte  Flüsse,  804  km  Kanäle 
—  sind  staatlich. 

In  Finland  sind  an  künstlichen  Wasser- 
strassen zu  nennen  1. :  der  Saimakanal,  der, 
im  ganzen  56  km  lang,  auf  10  km  vorhan- 
dene Binnenseeen  benutzt  und,  mit  28 
Schleusen  das  Gefälle  von  Wilmanstrand  am 
Saimasee  zur  Bucht  von  Wiborg  überwin- 
dend, den  Saimasee  mit  der  Ostsee  verbindet, 
und  2. :  die  durch  2  Schleusen  hergerichtote 
Fahrt  auf  den  nördlich  von  Wilmanstrand 
liegenden  Seeen  des  Sawolar- Karelischen 
»Systems«,  von  Wilmanstrand  bis  Jisalnü 
30O  km  lang.  Besitz  und  Verwaltung  sind 
staatlich.  Im  Asiatischen  Russland 
verbindet  der  8  km  lange  Ob-Jenisseikanal 
den  400  km  langen  kanalisierten  Ket  mit 
dem  200  km  langen  kanalisierten  Kass  und 
so  indirekt,  durch  eine  für  Schiffe  von  47  m 
Länge,  7,5  m  Breite,  1,25  m  Tiefgang,  bis 
zu  8  Monaten  im  Jahr  benutzbare  Schiff- 
fahrtsstrasse  von  im  ganzen  3035  km  Länge, 
Tjumen,  wo  die  europäische  Bahn  von 
Jekatarinburg  mündet,  mit  Irkutsk  am  Baikal- 
see. Auch  hier  sind  die  künstlichen  Schif  f- 
fahrtssti*assen  staatlich. 

10.  Oesterreicb  -  Ungarn.  Die  72  km 
Kanäle  Cisleithaniens  sind  mit  Aus- 
nahme des  16,7  km  langen  Donau-  und  des 
4,1  km  langen  Lendkanals  lediglich  die 
»Kanäle«  genannten  Aussenfahrwasser  an  der 
adriatischen  Küste.  An  künstlichen  Wasser- 
strassen tritt  aber  in  wenigen  Jahren  hinzu 
die  Moldau,  die  von  Prag  abwäi'ts  auf  51, 
und  die  Elbe,  die  von  Melnik  bis  Aussig 
auf  70,8  km  Länge  kanalisiert  wird.  Sämt- 
liche künstliche  Wasserstrassen  sind  staatlich. 

Transleithanien  besitzt  den  Bega- 
kanal  (50  km  Kanal,  59  km  kanalisierter 
Fluss),  der  von  Temesvar  zur  Theiss  führt, 
und  den  Franz  Josephskanal,  der  von  Battina 
an  der  Donau  bis  O'Becse  an  der  Theiss 
führt  und  Zweige  von  Bezdan  zur  Donau 
bei  Baja  und  von  Kis  Sztapar  zur  Donau  bei 
Ujvidek  hat.    Von  seiner  Länge,   288,2  km 
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zusammen,  sind  2B5  km  für  Darai)fschiffe 
befahrbar ;  gep^ben  sind  davon  etwa  93  fem. 
Die  eben  gegebenen  Zahlen  weichen  von 
denen  im  Art.  Binnenschiffahrt  a.  a,  O. 
ab,  weil  die  älteren  Uebersetzungen  der  Magy- 
arischen Statistik  den  Franz  Josephskanal 
nicht  führten.  Dieser  ist  nämlich,  während  die 
115  km  des  Begakanals  staatlich  sind,  in  Ver- 
waltimg einer  Aktiengesellschaft,  und  zwar 
bis  1945,  wo  er  an  den  Staat  zurückfällt, 
der  ihn  1870/75  erweitert  und  vergrössert 
hatte.  Das  osraanisehe  Vüajet  Bosnien 
nebst  dem  Sandschak  Herzegowina  und 
die  Donauinsel  Ada-Kaleh  sind  ohne  künst- 
liche Wasserstrassen. 

11.  Vereinigte  Staaten  von  Amerika. 
Hier  begann  der  Bau  von  Kanälen  und  die 
Kanalisienmg  von  Flüssen,  ins  Auge  gefasst 
schon  unter  Washington,  im  ersten  Viertel 
des  19.  Jahrhunderts  und  erreichte  —  aus 
ähnlichen  Gründen  wie  in  örossbritannien 
und  Irland  —  eine  vorläufige  Endschaft 
zwischen  1850  und  1860.  Dennoch  sind 
1890  noch  5413  km  künstlicher  Wasserstrassen 
im  Betriebe  gewesen,  und  zwar 

Tabelle  HL 


Im  Besitz 

Ka- 
näle 

ka- 

nali- 

sierte 

Flüsse 

zu- 
sammen 
künstl. 
Schiff, 
fahrts- 
strassen 

Kilometer 

der  Einzelstaaten   .    .    . 

konzessionierter  (meist 
Eisenbahn-)  Gesellschaf- 
ten und  Privaten    .    . 

der  Union 

-!     .64 

1 

1 

1 

3623 1         210 

65        I25I 

264 

3«33 
1316 

zusammen 

3688 

1725 

5413 

12.  Britisch  Nordamerika.     Der  den 

Niagarafall  auf  der  canadischen  Seite  um- 
gehende Wellandkanal  wurde  1824  bis  1833 
(von  einer  Privatgesellschaft,  die  ihn  1841 
an  den  Staat  abtrat)  gebaut,  die  anderen 
Kanäle,  die  teils  Seitenkanäle  natürlicher 
Wasserläufe,  teils  Verbind ungsstrecken  zwi- 
schen diesen  uiid  den  Seeen  untereinander 
sowie  dieser  mit  dem  Meere  bilden,  in  den 
folgenden  Jahren;  die  Bauten,  und  nament- 
lich Erweiterungen,  sind  bis  in  die  neueste 
Zeit  fortgesetzt.  Die  Länge  der  Kanäle  be- 
trägt etwa  425  km,  doch  sind  davon  1896 
nur  etwa  400  km  in  Betrieb  gewesen. 
Sämtliche  Kanäle  sind  staatlich. 

18.  Niederländisch  Ostindien.  Auf 
Java  ist  der  Tjiliwong  auf  2,6  km  Länge 
kanalisiert  und  durch  einen  3,2  km  langen 
Ableitungskanal  in  die  Javasee  geleitet.  Ein 
10,2  km  langer  Schiffahrtskanal  führt  von 
Batavia  Altstadt  (Groote  Boom)  imrallel  der 


Küste  und  mündet  mit  2  je  Lf)  km  langen 
Armen  in  die  Docks  von  Tandjung  Prink. 
Vom  Ki-okol  River  führt  ausserdem  westlich 
von  Batavia  ein  Ableitungskanal  in  die 
Javasee. 

y.  Yertiältnis  der  künstlichen  zu  den 
natürlichen  Wasserstrassen  im  Deut- 
schen Reiche  und  in  anderen  lündem. 

So  interessant  für  die  Beurteilung  dessen, 
was  ein  Land  zur  Entwickelung  seiner 
Wasserverkehrswege  gethan  hat,  die  Keimt- 
nis  des  oben  bezeichneten  Verliältnisses  ist, 
so  schwierig  ist  die  ziffernmässige  Fest- 
stellung desselben.  Denn  die  Statistiken 
der  einzelnen  Länder  sind  nicht  nach  gleichen 
Grundsätzen  bearbeitet,  und  selbst  da,  wo 
die  Entwickelung  des  Wasserstrassennetzes 
ausreichend  genau  bekannt  ist,  ist  die  Zu- 
teilung der  einen  oder  der  amleren  Wasser- 
strasse zu  der  Kategorie  der  künstlichen 
oder  der  natürlichen  nicht  ganz  einfach. 
Nach  Möglichkeit  sind  die  Zahlen  der  fol- 
genden Tabelle  IV  für  alle  Länder  unter 
Zugnmdelegung  derselben  Einteilung  er- 
mittelt, die  aus  den  »Tabellarischen  Nach- 
richten« u.  s.  w.  des  Verfasseis  erhellt. 

Auch  bei  Norwegen  stimmen  die  Zahlen 
der  Tabelle  IV  nicht  mit  den  im  Art. 
Binnenschiffahrt  a.  a.  0.  enthaltenen 
überein,  indem  jetzt  für  die  ersteren  —  eine 
offizielle  Statistik  soll  noch  1900  erscheinen 
—  der  Lomme  Atlas  over  Norge  (Kristiania 
1893)  benutzt  ist.  Von  den  5171  km  nor- 
wegischer Fjorde  dient  natürlich  ein  grosser 
Teil  der  Seeschiffahrt  mit;  etwa  3000  km 
dieser  Fjorde  sind  als  ziemlich  befahrene 
Wasserstrassen  anzusehen. 

Tabelle  IV. 


Dentsches  Reich  (s.  Text 
S.  lOff.) 

Schweden 

Norwegen  (s.  Text  S.  13) 

Eiirop.  Russland  ohne 
Finland(s.TextS.  18) 

Cisleitbanien     \s-  Text 

Transleithanien/S.  13  ff. 

Italien 

Frankreich 

Spanien 

Grossbritannien  u.Irland 

Niederlande     .... 

Belgien 

Vereinigte  Staaten  von 
Amerika 

Britisch  Nordamerika  . 


6271 
471 
713 

1848 
72 

353 
1475 
6120 

321 
4882 
3351 
1519 

5413 


8928 
6269 
6243 

47044 
2749 
2  726 
I  000 
7884 
179 
4358 
1385 
487 


;4i3  24587  30000") 
400   4800  5200'^) 


15  199M 
6  740*) 
6956») 

48  892*) 

2821"^) 

3  079 
2475' 
14004" 
500^') 
9  240«) 
4736») 
2006»") 
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In  den  Statistiken 

Meeres- 

als für  Dampfschiffe 

teile 

befahrbar  ausdrück- 
lich bezeichnet 

Kl 

il  0  m  e  t  e  r 

')  Darunter  . 

.     1769 

.      *) 

•) 

y 

1212 

»)          .        - 

.     5171 

.       *) 

*)               n            • 

9 

23469 

*)               r,           . 

.       51 

1378 

") 

— 

3079 

'\ 

9 

V 

.■   *) 

') 

9 

.    *) 

")    :   . 

'.        108 

.    *) 

")    :   . 

.        — 

■   *) 

VI.  Abgabenverhältnisse. 

Am  einfachstea  gestalten  sich  die  Äb- 
gabenverhältnisse,  wenn  ein  Privater  mit 
Erlaubnis  des  Staates  imd  der  Einspnichs- 
berechtigten  einen  Kanal  baut.  Nutzt  er 
den  Kanal  nicht  durch  eigenen  Betrieb 
völlig  aus,  so  wird  ihm  wohl  ziemlich  in 
allen  Ländern  die  Abgabenerhebung  gestattet. 
Er  wird  die  Höhe  der  Abgaben  einerseits 
danach  zu  bemessen  haben,  dass  sein  eigener 
Betrieb  nicht  durch  fremde  Betriebe  gestört 
wird,  andererseits  danach,  dass  der  Verkehr 
den  Kanal  anderen  Verkehrswegen  vorzieht 
und  ihm  demnach  die  Abgaben,  im  Verein 
mit  den  von  ihm  in  seinem  eigenen  Betriebe 
erzielten  Frachtersparnissen  imd  mit  etwai- 
gen Nebeneinnahmen  aus  Pachten  und 
Nutzungen,  eine  angemessene  Verzinsung 
und  Tilgung  des  Baukapitals  einbringen. 

Aehnlich  liegen  die  Verhältnisse,  wenn 
eine  Genossenschaft  oder  Interessengemein- 
schaft irgend  einer  Art  den  Kanalbau  unter- 
nommen hat. 

Für  den  Anfang  werden  in  beiden  Fällen 
die  Abgaben  niedrig  angesetzt  werden  müs- 
sen, um  dem  Kanal  erst  einen  Verkehr  zu- 
zuführen, und  dies  gilt  ganz  besonders  flu* 
Moorkanäle,  wo  erst  nach  Jahren  für  die 
Kolonisten  ein  gewisser  Ueberschuss  in  ihren 
Torf-  und  Landwirtschaftsbetrieben  eintreten 
kann  und  wo  die  Unternehmung  schon  durch 
den  steigenden  Wert  der  von  ihr  billig  er- 
worbenen Grundstücke  in  irgend  einer  Art 
(durch  Verkäufe  oder  durch  höhere  »Kanon«- 
Bätze)  Einnahmen  erzielt. 

Baut  eine  grosse  Interessengemeinschaft 
wie  der  Staat  Schiffahrtskanäle,  so  würde 
grundsätzlich  wohl  nur  dann  Abgaben  frei  heit 
gerechtfertigt  sein,  wenn  durch  die  Trans- 
porte, die  der  Kanal  verbilligt  oder  erst  er- 
möglicht, in  absehbarer  Zeit  so  hohe  Werte 


*)  Es  ist  im  allgemeinen  anzunehmen,  dass 
auch  da,  wo  die  Statistiken  die  für  Dampf- 
schiffe befahrbaren  Wasserstrassen  nicht  be- 
sonders führen,  die  bei  weitem  grösste  Zahl  der 
Wasserstrassen  für  Dampfschiffe  befahrbar  ist. 


geschaffen  werden,  dass  die  Gesamtsteuer- 
kraft des  Landes  mehr  gehoben  wird,  als 
sie  durch  zinslose  Hergabe  des  Baukapitals 
eingebüsst  hat.  In  früherer  Zeit,  im  Deut- 
schen Reich  bis  etwa  1800,  ist  das  gewiss 
mehrfach  der  Fall  gewesen :  der  Bi*omberger, 
der  Finow-i)  und  der  Friedrich- Wilhelms- 
kanal (wie  noch  in  neuerer  Zeit  der  Berlin- 
Spandauer  Schiffahrtskanal)  haben  unbedingt 
das  in  ihnen  steckende  Baukapital  durch 
Hebung  der  Gesamtsteuerkraft  des  Landes 
mehr  als  eingebracht,  und  ähnlich  dürfte 
die  Sache  bei  einem  grossen  Teil  der  fran- 
zösischen, belgischen,  niederländischen  oder 
russischen  Kanäle  liegen.  Auch  jetzt  lassen 
sich  noch  FäUe  denken,  für  die  jene  oben 
formulierte  Bedingimg  zutrifft. 

Im  allgemeinen  wird  man  aber  jetzt, 
wo  andere  Kommunikationsmittel,  nament- 
lich Eisenbahnen,  im  besonderen  auch  Klein- 
bahnen, reichlich  vorhanden  sind,  eine  In- 
anspruchnahme der  Gesamtsteuerkraft  des 
Staates  für  einen  Kanalbau  dxvcch  Verzicht 
auf  Abgaben  nicht  mehr  gerechtfertigt  finden, 
sondern,  abgesehen  von  Gegenden,  die  nicht 
anders  erschlossen  werden  können  (Moore), 
mir  dann  Kanalbauten  ausführen,  wenn  Aus- 
sicht auf  eine  angemessene  Verzinsung  und 
Tilgimg  des  Baukapitals  durch  Abgaben  vor- 
handen ist.  Vorweg  schon  wird  man  auch 
die  jährlichen  ünterhaltungs-,  Wiederher- 
stellungs-  und  Schleusenbetriebskosten  durch 
Abgaben  gedeckt  wissen  wollen. 

Diese  Forderungen  werden  besonders  da 
berechtigt  sein,  wo  —  wie  in  der  Mehrzahl 
der  Staaten  des  Deutschen  Reichs  —  der 
Staat  den  bei  weitem  grössten  Teil  der 
Eisenbahnen  besitzt  und  verwaltet;  denn 
diesen  wird  durch  abgabenfreie  Kanäle  eine 
die  Bahneinnahmen  schmälernde  Kon- 
kurrenz gemacht,  und  das  so  an  Verkehrs- 
steuern eintretende  Minus  muss  diu-ch 
stärkere  Anspannung  der  Gesamtsleuerkraft 
des  Landes  eingebracht  werden,  während 
Kanäle  (wie  übrigens  Eisenbahnen  auch) 
immerhin  niu:  einem  Teil  der  Steuerzahler 
zu  gute  kommen. 

Dafür  bringen  Kanäle  an  minderwertigen 
und  wegen  der  teueren  Eisenbahnfrachteu 
ungenutzt  bleibenden  Gegenständen  grosse 
Mengen  überhaupt  erst  in  den  Verkehr  und 
schaffen,  da  die  betreffenden  Gegenstände 
grösstenteils  —  durch  Umformung  irgend 
einer  Art  veredelt  —  den  Eisenbahnen  zu- 
gehen, neuen  Verkehr. 

Beiden  Gesichtspunkten  folgend,  hat  man 
in  Preussen,  seit  1878  etwa,  mit  Billigung 


^)  Der  Finowkanal  verzinste  übrigens  durch 
Abgaben  nach  einer  Aeusserung  des  preussi- 
schen  Finanzministers  v.  Äliquel  ein  Kapital 
von  10  Millionen  Mark,  während  er  deren  viel- 
leicht 2  erfordert  habe. 
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Tabelle  V. 


Land 


Es  werden  erhoben 
Pfennige  auf 
das  Tonnen- 
kilometer auf 

künstlichen 
SchiffahrtBstrassen 


Es  werden  erhoben 
Pfennige  auf 
das  Tonnen- 
kilometer auf 

künstlichen 
Schififahrtsstrassen 


Deutsches  Reich  .    .    .    . 

Schweden 

Norwegen 

Russiand      (Europäisches, 
ohne  Finland)  .    .    .    . 

Cisleithanien 

Transleithanien    .    .    .    . 
Italien 


etwa  0,26 


2     _«i 
400      .100 

V.  Ladungs- 
wert 
0,00 
0,70 


bis  etwa 
10,00 

0,51—5,23 


etwa  0,50 
? 


des  Landtags  daran  festgelialten,  dass  ältere 
Kanäle  Ueberschüsse  über  ihre  Verwaltungs- 
und  Unterhaltungskosten  ^),  neue  aber,  meist 
unter  Mitheranziehung  der  betreffenden  Pro- 
vinzen und  Interessentenverbände,  nicht 
allein  jene  Kosten,  sondern  auch  etwa  3^/2  ®/o 
des  Baukapitals  zu  dessen  Verzinsung  und 
Tilgung  aufbringen  sollen. 

In  Frankreich,  wo  der  Staat  die  Eisen- 
bahnen erst  in  etwa  50  Jahren  besitzen  wird, 
sind  die  Abgaben  auf  Staatswasserstrassen 
ganz  aufgehoben,  es  ist  aber  neuerdings  man- 
cherseits  auf  die  Notwendigkeit  ihrer  Wieder- 
einführung, im  Interesse  sogar  des  weiteren 
Ausbaues  der  Wasserstrassen ,  hingewiesen 
worden.  —  Auch  in  den  Niederlanden  sind 
die  staatlichen  Wassci-strassen  abgabenfrei. 
Im  übrigen  giebt  über  die  auf  künstlichen 
Wasserstrassen  erhobenen  Abgaben,  in  — 
zum  Teil  freilich  nur  schätzungsweise  — 
auf  das  Tonnenkilometer  reduzierten  Zahlen, 
die  Tabelle  V  Auskunft. 

VII.  Verkehr  auf  einigen  besonders  wich- 
tigen Kanälen  nnd  kanalisierten  Flüssen. 

Was   zunächst  das  Deutsche   Reich  an- 


^)  Vgl.  über  die  historische  Entwickelung 
und  die  verfassungsrechtliche  Seite  der  Sache: 
Conrads  Jahrbücher,  dritte  Folge  HeftX:  „Die 
Schiffahrtsstrassen  im  Deutschen  Reich  u.  s.  w." 
von  Victor  Kurs,  sowie  S.  170  f.  in  Heft  IX, 
Jahrgang  1898  der  Zeitschrift  für  Binnenschiff- 
fahrt (Berlin,  Siemenroth  und  Troschel);  an 
letztbezeichueter  Stelle  sind  die  wirklichen  Auf- 
wendungen des  preussischen  Staates  für  Binnen- 
schiffahrtszwecke nach  Möglichkeit  genau  be- 
rechnet. —  Die  märkiscnen  Wasserstrassen 
brachten  nach  Eger,  „Die  Binnenschiffahrt  in 
Europa  und  Nordamerika".  Berlin  1899,  im 
Jahre  1897  2013000  Mark,  kosteten  an  Unter- 
haltung u.  s.  w.  995366  Mark,  verzinsten  also 
daneben  eine  —  gewiss  nicht  für  sie  aufge- 
wendete —  Summe  von  etwa  25  Millionen 
Mark  zu  rund  4%. 


0.00 


Frankreich 

Spanien 

Grossbritannien  und  Irland 

Holland |      0,00 

Belgien 0,13—0,40 

Vereinigte     Staaten     von 

Amerika 0,00 

Britisch  Nordamerika  .    .0,20-2,00 


0,12—8,00 
0,56—1,10 
2,50 — 10,00 
0,24—1,00 
0,80—3,40 

0,70—10,00 


betrifft,  so  liefert  die  Statistik  die  Zahlen 
für  die  wichtigsten  Durchgangspunkte  und 
damit  annähernd  die  der  kilometrischen 
Verkehrsdichte  auf  den  betreffenden 
Sti*ecken.  (Auf  den  deutschen  vollspuri- 
gen Eisenbahnen  betrug  1896/97  diese 
Verkehrsdichte  581600  Tonnen,  1895  auf 
den  französischen  Eisenbahnen  356000  Ton- 
nen, auf  den  deutschen  bezw.  französischen 
künstlichen  oder  natürlichen  Wasserstrassen 
750000  bezw.  306700  Tonnen,  auf  den  fran- 
zösischen Kanälen  allein  452000  Tonnen, 
w^elche  Zahlen  zum  Vergleich  dienen  können.) 
Die  Tabelle  VI  ergiebt  Näheres.  Zu 
bemerken  bleibt  dabei  erstens,  dass  zu- 
verlässige Berechnungen  der  Verkehrs  d  i  c  h  t  e 
ausser  denen  für  die  elsass-lothringischen, 
belgischen  und  französischen  Kanälen  nur 
füi-  die  angegebenen  deutschen  Kanäle  vor- 
liegen, wälirend  die  anderen  Zahlen  immer- 
hin einigermassen  zweifelhaft  sind,  und 
zweitens,  dass  im  Deutschen  Reich  im 
Gegensatz  zu  Frankreich  die  Verkehrsdichte 
auf  den  Hauptströmen  weit  grösser  ist  als 
auf  den  kanalisierten  Flüssen  oder  Kanälen. 
1898  betrug  sie  z.  B.  auf  der  Oder  in  der 
Gegend  von  Breslau  rund  2,  auf  der  Elbe 
oberhalb  Hamburg  5,5,  auf  dem  Rhein  in 
der  untersten  deutschen  Strecke  rund  12 
Millionen  Tonnen. 

VIII.  Frachtsätze  auf  Kanälen. 

Auf  künstlichen  Wasserstrassen  gestattet 
zwar  die  stets  gleichmässige  Wafisertiefe 
die  zweckmässige  Ausnutzung  des  Tiefgangs 
der  Fahrzeuge.  Dennoch  fäiirt  man  auf 
offenen  Flüssen  zumeist  billiger. 

Ei*stens  nämlich  erlauben  wenigstens 
grosse  breite  Ströme  die  Bildimg  längerer 
Schleppzüge,  w^odurch  die  Kraft  der  Motoren 
vorteilhafter  ausgenutzt  wird.  Zweitens  be- 
wegen sich  —  Thal-  und  Bergfahrt  im 
Durchschnitt  gerechnet  —  die  Schleppzüge 
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beispielsweise  auf  dem  Rhein  mit  etwa  11,5, 
auf  der  Elbe  mit  etwa  9  km  iji  der  Stimde, 
auf  Kanälen  (in  freier  Strecke)  sind  meist 
nur  5  km  zulässig;  jede  Diuxjhschleusung 
kostet  überdies  mindestens  ^«2  Stunde  Zeit; 
die  Kanalreisen  sind  also  meist  langsamer 
als  die  auf  freiem  Flusse.  Drittens  sind  auf 
künstlichen  Wasserstrassen  meist  Abgaben 
zu  zahlen.  Die  beiden  letzteren  Gründe 
treffen  auch  für  das  einzeln  fahrende  Schiff  zu. 

Reine  Kanalfrachten  kommen  im  Deut- 
schen Reich,  abgesehen  von  einigen  elsass- 
lothringischen und  nordwestdeutschen  kleinen 
Wasserstrassen   sowie    dem   erat  1899  er- 
öffneten Kanal  Dortmund-Emshäfen,   selten 
vor,  weil  die  Schiffsreisen   sich  meist  über 
Fluss-  oder  auch  Binnenseestreckeu  mit  voll- . 
ziehen.   —  Auf  dem  23  km  langen  Ems- 1 
Jadekanal  werden  für  Stückgüter  etwa  1,5  Pf.  1 
pro  Tonnenkilometer  gezahlt,  auf  der  Elbing- 
oberländischen  Wasseratrasse   nach  Danzig, 
(84  km  Kanal,   68  km  Fluss)   1,9—2,6  Pf.  | 
für  Holz  in  Kahnladungen,  auf  der  Route ! 
Stettin-Berlin   (96  km  Kanal,  99  km  Fluss)  1 
1,0—1,6  PL  für  Holz,  aber  2,1—3,3  Pf.  für  | 
Stückgüter,    auf    der    Route     Magdebui-g-i 
Stettin   2,1—2,6  Pf.   für  Stückgüter.     Von 
Bromberg  nach  Hamburg  (307  km  Kanal  und 
kanalisierter   Fluss,   512   km    freier   Fluss) 
1,4—1,9  Pf.    (Dagegen  werden  Massengüter 
auf  freien  grossen  Strömen  wie  Elbe   oder 
Rhein    für  0,8  Pf.   bis    unter  0,6  Pf.   pro 
Tonnenkilometer  gefahren.) 

Ueber  eine  Anzahl  ausländischer  Fracht- 
sätze (allerdings  auch  nicht  nur  reiner 
Kanalfrachten)  bringt  Eger,  »Die  Binnen- 
schiffahrt in  Europa  und  Nordamerika< 
(Berlin  1899)  Angaben.  Wichtiger  und  lelir- 
reicher  für  deutsche  Verhältnisse  sind  die 
scharfsinnigen  imd  eingehenden  Unter- 
suchungen, die  Sympher  in  seinem  Werke 
»Die  wirtschaftliche  Bedeutung  des  Rhein- 
Elbekanals«  (Berlin  1899)  über  die  theoi-e-  j 
tisch  richtige  Bemessung  der  Kanalfracht- 
sätze für  ganz  bestimmte  konkrete  Verhält- 
nisse angestellt  hat.  Auf  sie  kann  hier 
nur  verwiesen  werden. 


Tabelle  VI. 


Deutsches  Reich. 

Kaiser  WiIhelmskaual(See- 
Kanal) 

Kanalisierte  Spree  zwischen 
Köpenick  und  Berlin     . 

Finow-Kanal 

Rathenower  Schleuse  (Un- 
terhavel)   

Oder-Spreekanal  bei  Flirs- 
tenberg ! 

Flauer  Kanal  .... 

Kanalisierter  Main  unter- 
halb Frankfurt    .    . 

Weichsel-Durchstich,  ober-^ 
halb  Danzig     .    .    .    .' 

Kanalisierte  Saar  bei  Gü- 
dingen 

Wolt€rsdorfer  Kanal     .    . 

Liebenwalder  Schleuse  ! 
(Oberhavel)  ..... 

Rhein-Marnekanal  bei  La- 
garde 

Bromberger  Kanal   .    .    . 

£ms-Jadekanal     \  Moor- 

£ms-Huntekanal }  Kanäle 


Jahr 


1899 


lab? 


Schweden. 
Trolhättakanai,  im  Jahres-; 
durchschnitt  etwa     .    .      ? 

Norwegen,  Rnssland, 
Cisleithanien*), 
Transleithanien. 
Franz- Josephskanal  .    .    .{  1896 

Italien.  | 

Küstenkanal     Venedig-    | 
Brondolo 1888 

Frankreich.  | 

Saint  Quentinkanal  .    .    ■'  1895 

Neuffbsse 1     „ 

St.  Deniskanal     .    .    .    .'     „ 

Spanien. 
Kanal  von  Kastilien,  durch- 
schnittlich     187590 


IX.  Znsaminenfassiuig  des  bisher  Ent- 
wickelten. 

1.  Seekanäle,  die  wesentliche  Koutener- 
spamisse  für  die  Seeschiffahrt  ergeben,  sind 
zweckmässig,  wenn  ihr  Bau  nicht  unver- 
hältnismässig teuer  ist.  In  Konkurrenz  mit 
Binnenschiffahrtsstrassen  und  selbst  mit 
Eisenbahnen,  also  als  Stichkanäle,  sind  sie 
nicht  immer  wirtschaftlich  vorteilhaft. 

2.  Die  Herstellung  von  Binnenlandska- 
nälen ist  nach  dem  heutigen  Stande  der 
Technik,  die  namentlich  grössere  Gefälle 
leichter  überwindet  als  früher,  nur  aus- 
nahmsweise so  teuer,  dass  sie  wirtschaftlich 
imgerechtfertigt  wäre. 

Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften.   Zweite 


Grossbritannien 
und  Irland.  1 

Kanal  Leeds-Liverpool .    .1  1888 

Holland.  \ 

Kanallinie    Amsterdam-    | 

Rotterdam I  1896 

Kanaal  de  Pekela  (Moor- 
kanal)   „ 

Belgien. 
Kanal   von  Brüssel    zumi 
ßupelfluss !  1897 

Vereinigte  Staaten  1 
von  Amerika. 

Eriekanal ,  1889 

St.  Clair-Flatskanal .    .    .;     „ 

Britisch  1 

Nordamerika. 
Ganal  Sault  Ste.  Marie     .'  1896 


Tonneu  zu 
1000  kg 

5  176  910 

3120854 
2213603 

1825  517 

I  468  024 
I  349  667 

1255  411 

920506 

844  289 
707  294 

655  563 

646  669 

580237 

III  069 

94000 


350000 


308000 


649  336  ? 


3994244 
I  580556 
1  386  380 


40000 

etwa 
2000000 


1660451») 
181  370») 

1345000 


3  673  554*) 
19  717  866*) 


14  616  000  ? 


^)  Die  Kegistertonne  ist,  wie  üblich,  zu 
1500  kg  gerechnet.  *)  Angaben  fehlen.  •)  Ku- 
Auflage.    V.  2 
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3.  Die  Abmessungen  der  Kanäle  und 
ihrer  Bauwerke  müssen  den  in  den  betref- 
fenden Stromgebieten  üblichen  Schiffen  mög- 
lichst entsprechen. 

4  Die  Scliiffe  für  die  Fahrt  auf  Kanälen 
bedürfen  einer  rationellen  Fonn  in  beinahe 
ebenso  hohem  Grade  wie  die  für  die  Fahrt 
auf  Strömen  und  grösseren  Binnenseeen. 

5.  Für  die  Fortbewegimg  der  Schiffe 
auf  Kanälen  kann  Segeln,  Zug  durch  Men- 
schen, Pferde,  Maultiere,  durch  Dampf-, 
elektrische  oder  sonstige  Motoren,  je  nach 
umständen  vorteilhaft  sein.  Die  erzielten 
reinen  Fahrgeschwindigkeiten  werden  aller- 
höchstens  15,  in  der  Regel  nur  etwa  5  km 

Sro  Stimde  betragen  dürfen  und  wer- 
en  diu-ch  die  Zahl  der  notwendigen  Durch- 
schleusungen und  die  Aufenthalte  vor  (und 
eventuell  hinter)  den  Schleusen  selir  ver- 
mindert 

6.  Frost  verhindert  in  Deutschland  die 
Benutzung  der  Kanäle  nur  ganz  vei-einzelt 
4,  meist  nur  2  Monate. 

7.  Die  Entwickelung  des  Kanalbaues  in 
Deutschland  steht  hinter  der  der  meisten 
anderen  Länder  nicht  zurück. 

8.  Die  frequentesten  der  deutschen  künst- 
lichen Wasserstrassen  bewältigen  einen 
stärkeren  Verkehr  als  der  Durchschnitt  der 
deutschen  Eisenbahnen. 

9.  Die  Frachten,  auch  auf  den  mit  Ab- 
gaben belasteten  künstlichen  Wasserstrassen, 
bleiben    hinter  denen    der   Bahnen    immer 
noch  weit  zurtick  und  ermöglichen  Artikeln, 
die  sonst  vom  Verkehr  und  von  der  Verar- 
beitimg    und    Veredelung    ausgeschlossen 
wären,  den  Eintritt  in  Handel  und  Gewerbe. 
Der  wirtschaftliclie  Nutzen  der  Kanäle  wird 
noch   wachsen,   wenn    es    gelingt,   die   bei 
ihrem  Betriebe  disponiblen  Wasserkräfte  in 
Arbeit  irgend  einer  Art  umzusetzen.    Häufig  i 
lassen  sich  mit  Kanalbauten,  land Wirtschaft-  1 
liehe  Meliorationen  der  durchzogenen  Gegen- 
den verbinden,  so  dass   sie   auch  in  dieser! 
Beziehung  eine  segensreiche  Rolle  im  wirt- 1 
schaftlichen  Leben  spielen.  | 

X.  Projektierte  Kanalverbindungen.     | 

1.  Im  Deutschen  Reiche.    Die  weitaus  | 
wichtigste    und    vor    mehr    als    40   Jahren 
schon  ins  Auge  gefasste  Verbindung  ist  der 
Rhein-Weser-Elbekanal.       Er      soll 
für  Schiffe  von  60U  bis  800  Tonnen  passier- 
bar sein,  in  4G6,7  km  I^nge  vom  Ehein  bei  j 
Laar  zur  Elbe  bei  Heinrichsberg,  gegenüber  i 
der  Mündung  des  Planer  Kanals  bei  Nie- 1 
gripp,   führen,   wobei   ein   102,1  km   langes  | 
Stück  des  Kanals  Dortmund-Enishäfen  benutzt  | 
wird.  Zweigkanäle  vermitteln  den  Verkehr  mit  j 


bikmeter.  *)  Die  Zahlen  bedeuten  nicht  die  ' 
kiloiiielrische  Verkehrsdichte ,  sonderu  den  Ge- ' 
samt  verkehr. 


Osnabrück,  der  Weser  (bei  Minden),  Linden  und 
Hannover,  Wülfel  und  Hildesheim,  Lehrte, 
Peine,  Braunschweie  (eventuell)  und  Magde- 
biu-g.  Dadurch  wünien  die  hochentwickelten 
und  volkreichen  Industriegebiete  zwischen 
Rhein  und  Elbe  mit  dem  melir  auf  Landwirt- 
sclufcft  angewiesenen  Osten  in  eine  Verbindung 
gebracht,  die  —  zum  Vorteil  beider  Gebiete 
—  die  Frachten  auf  zwei,  ja  bis  auf  we- 
niger als  ein  Drittel  der  bisherigen 
Eisenbahnfrachten  herabsetzen  und  so  die 
> wirtschaftliche  Entfernung«  des  Ostens  vom 
Westen,  die  jetzt  grosser  ist  als  die  von 
Amerika  oder  von  Südrussland,  entsprechend 
vermindern. 

Das  Projekt  ist  um  so  l^ichtiger,  als  von 
Niegripp  bis  Berlin  eine  Wasserstrasse  für 
400  bis  500  Tonnen-Schiffe  vorhanden  ist 
und  als  sie  einmal  durch  Herstellung  eines 
Berlin-Stettiner  Grossschiffahrtsweges  für 
600  bis  700  Tonnen-Schiffe,  das  andere  Mal 
durch  Ausbau  der  Wasserstrasse  Küstrin- 
Zantoch-Nakel-Bromberg  für  400  Tonnen- 
Schiffe  nach  dem  Osten  zu  bis  Oder  und 
Weichsel  fortgesetzt  werden  soll,  während 
gleichzeitig  auch  die  Warthe  zwischen  Zan- 
toch  imd  Posen  so  verbessert  werden  soll,  dass 
4(X)  Tonnen-Schiffe,  wenn  auch  nur  während 
etwa  einem  Drittel  des  Schiffahrtsjahres  mit 
voller  Ladung,  verkehren  können.  Im  äus- 
sersten  Osten  sollen  die  Masurischen  Seeen 
mit  Königsberg  durch  eine  Wasserstrasse 
für  150  Tonnen-Schiffe  verbunden  werden. 
Das  Schicksal  dieser  neuen  Kanalvorlage 
ist  zur  Zeit  (Ende  Juni  1900)  noch  unent- 
schieden. 

Ein  selbständiges  grösseres  Projekt  ist 
die  Kanalverbindung  von  Riesa  nach  Leip- 
zig, vielleicht  mit  einer  Fortsetzung  zur 
Saale  bei  Kreypau  oder  auch  Halle,  ein 
anderes  die  Vergrösserung  (mit  zum  Teil 
veränderter  Linienfühnmg)  des  Donau-Main- 
kanals. Letzteres  hat  zur  Voraussetzung, 
dass  die  Donau  und  der  Main  selbst  gixJssere 
Schiffbarkeit  als  jetzt  erhalten.  Auch  plant 
man  eine  Verbindung  von  Güstrow  durch 
den  Müritzsee  zur  Havel  und  vom  Schwe- 
riner See  nach  Wismar. 

Andere  Projekte,  wie  namentlich  Ver- 
bindungen von  der  Oder  nach  dem  Posenschen 
und  von  der  Elbe  zur  Spree  und  zur  Oder, 
sind  noch  nicht  durchgearbeitet  und  sollen 
hier  ebensowenig  besprechen  wei-den  wie 
die  verschiedenen  Verbesserungen  der  Moor- 
kanalnetze. 

2.  Zwischen  dem  Deutschen  Reiche 
und  dem  Auslände.  Hier  ist  vor  allen  Din- 
gen der  Donau-Oderkanal  zu  nennen.  Er  soll 
von  Floridsdorf  bei  Wien  über  Schönkirchen, 
Göding,  Weisskirchen,  Prerau,  Mähr.  Ostiau 
bis  Oderberg  führen  (von  wo  die  i)der  bis 
Kosol  zu  kanalisieren  wäre)  und  auf  dieser 
Strecke    338  km   lang   werden,    123,5  plus 
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23,0  m  Steigung  überwinden  und  etwa 
130  Millionen  Mark  kosten.  Zweigkanäle 
sollen  nack  Aujezd,  Hruschau,  Reiohwaldau, 
Krakau  und  eventuell  nach  Melnik  (Elbe) 
führen. 

Zweitens  wäre  zu  nennen  der  Donau- 
^loldau-Elbekanal ,  der  von  Korneuburg 
oberhalb  Wien  nach  Budweis  in  222  km 
Länge  führen,  394  m  Steigung  überwinden 
und  etwa  136  ItfiUionen  ^lark  kosten  soll. 
An  ihn  würde  sich  die  bereits  begonnene 
Scliiffbarmachung  und  Kanalisienmg  der 
Moldau  imd  Elbe  von  Budweis  bis  Aussig 
anschliessen.  —  Auch  kleinei-e  Verbindungen 
nach  Holland  zu  sind  geplant. 

8.  Im  Auslände.  Die  betreffenden  Ver- 
bindungen sind  meist  schon  sub  2  be- 
sprochen, so  dass  hier  nur  folgendes  zu  er- 
wähnen ist.  ^larseille  soU  mit  der  Rhone 
durch  einen  etwa  54  km  langen  Kanal  ver- 
bunden werden.  In  Ausführung  begriffen 
ist  bereits  das  39  km  lange  fehlende  Stück 
HeuiUey-Cotton  bis  Pont^er  des  französi- 
schen »Mittellandkanals<^  von  der  Marne  zur 
Saöne.  In  Ungarn  plant  man  eine  neue 
Verbindung  von  der  Donau  bei  Budapest 
zur  Theiss,  wofür  vier  Linien  vorgeschlagen 
sind,  mid  eine  —  zum  Teil  durch  die  Eisen- 
bahn zu  bildende  — Verbindung  der  Donau 
mit  dem  Adriatischen  Meer  bei  Fiume. 

Lltteratur:  Atuser  den  in  und  unter  dem  Text 
erwähnten  Schriften:  Der  Suezkanal  und  seine 
Erweiterung,  von  Peschek  -  Volhmanrif 
CentralblaU  der  Bauvencaltung  vom  27.  V.  1888 
(enthält  auch  einiges  über  den  Kaledoni^chen  und 
Grooi  Noordhoüandschen  Kanal),  Diplomatie 
and  Conaular  Reports-Egypte.  —  Trade  of  Port 
Said  and  Suez  (sogenannte  ParlamenUtherichte, 
jährlieh  erscheinend;  Westtn  inster).  —  Tabel- 
larische Nachrichten  über  die  ßössbaren  und  die 
schißbaren  Wasserstrasseyi  des  Deutschen  Reichs, 
von  Victor  Kurs,  Berlin  1894.  —  nZeitschriß 
ßir  BinnenschiffahHu ,  Jahrgg.  1894—1900, 
Berlin;  ebenso  »Das  Schiffu.  —  H.  JPola- 
h€nc9ky,  Panama-  oder  Nicaragnakanal,  Leipzig 
189S.  —  Guide,  Programme  et  Plans  du  VII 
congres  international  de  Navigation,  Bruxelles 
1898.  —  Handbuch  der  Ingenieunrissenschaßen, 
Leipzig  1895 ff.  —  Berichte  der  internationalen 
Schiffahrtskongresse.  —  Das  Schiffshebewerk  bei 
ITcnrichenburg,   von    Gerdau,    Berlin  1896.  — 

Victor  Kurs, 
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Kapital. 


1.  Der  Begriff  des  K,  2.  Do^mengeschichte 
des  Kapitalbegriffes,  3.  Bestandteile  und  Arten 
des  K.    4.  Die  Fimktion  des  K.  in  der  Pro- 1 


duktion.    5.  Die  Entstehung  und  Vermehrung 
des  K.    6.  Der  Kapitalismns. 

1.  Der  Begriff  des  K.  Das  Wort 
Kapital  stammt  aus  dem  mittelalterlichen 
Latein.  Capitale  =  capitalis  pars  debiti 
bedeutete  zunächst  den  Hauptstamm  einer 
gehehenen  Geldsumme  im  Gegensatz  zu  den 
Zinsen,  dann  zinstragende  Geldsumme  über- 
haupt. Die  volkstümhche  Spi-ache  ist  dieser 
ursprünglichen  Deutung  bis  hetite  nahe  ge- 
blieben, indem  sie  den  Namen  Kapital  vor- 
zugsweise auf  werbend  angelegte  Geld- 
summen anzuwenden  liebt.  Die  Wissen- 
schaft hat  sich  jedoch  veranlasst  gesehen, 
den  Namen  Kapital  einem  erweiterten  Be- 
griffe, oder  richtiger  gesagt,  einem  Paar 
von  erweiterten  Begriffen  zuzuwenden, 
denen  für  die  volkswirtschaftlichen  Probleme 
eine  hervorragende  Bedeutung  zukommt. 

Man  versteht  hiemach  unter  Kapital  1. 
einen  Vorrat  von  Produkten,  welche  ihrem 
Eigner  als  Mittel  privat^virtschaftlichen  Er- 
werbes oder  »ziu*  Bildung  von  Einkommen« 
dienen  (Vorrat  produzierter  Erwerbs- 
mittel, Erwerbskapital,  Privatkapi- 
tal, acquisitive  capital,  capital  siraplenient 
lucratif);  2.  einen  Vorrat  von  Produkten, 
welche  als  Mittel  einer  ferneren  Produktion 
dienen  (Vorrat  von  »produzierten  Pro- 
duktionsmitteln« oder  > Zwischenproduk- 
ten«, Produktivkapital,  Sozial-  oder 
volkswirtschaftliches  Kapital). 

Beiden  Begriffen  ist  gemeinsam,  dass  sie 
nicht  niu-  Geldsummen,  sondern  Vorräte  von 
Gütern  von  was  immer  für  einer  Art  um- 
fassen, falls  dieselben  sich  nur  als  »Produkte« 
charakterisieren;  vermöge  dieses  letzteren 
Erfordernisses  bleiben  ausgeschlossen  einer- 
seits die  zwar  als  »Güter«,  aber  nicht  als 
> Produkte«  geltenden  persönUchen  Arbeits- 
leistungen, andererseits  der  natürliche  Grund 
und  Boden.  Gemeinsam  ist  ferner  die 
Widmung  zu  irgend  einer  Art  der  Güterge- 
winnung im  Gegensätze  zu  Zwecken  des 
unmittelbaren  Lebensgenusses ;  hierdurch 
scheidet  sich  der  Begriff  des  Kapitals  von 
dem  des  >Genuss  Vermögens«  (stock  for 
immediate  consumption).  Dagegen  unter- 
scheiden sich  die  beiden  Kai)italbegriffe 
untereinander  durch  die  Art  der  Güterge- 
winnung, auf  die  sie  Bezug  nehmen.  Der 
weitere  der  beiden  Begriffe,  der  des  Er- 
werbs- oder  Privatkapitals,  setzt  nämlich 
nur  die  Widmung  zu  irgend  einer  Art  des 
G Utererwerbes  voraus,  der  nicht  gerade 
durch  Produktion,  sondern  z.  B.  auch  durch 
Tausch,  Verleihen  oder  Vennieten  statt- 
haben kann,  während  der  engere  Begriff, 
der  des  Produktiv-  oder  Sozialkapitals,  die 
speciellero  Widmung  zur  Güter  e  r  z  e  u  g  u  n  g 
oder  Produktion  zur  Voraussetzung  hat. 

Der  Begi-iff  des  Erwerbskapitals  findet 
seinen    wish^en schaftlichen   Schwerpunkt   in 

2* 
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der  Theorie  der  Verteilung  der  Güter :  man 
bezieht  sich  auf  ihn,  wenn  man  vom  »Kapi- 
talzinse«  oder  der  > Kapitalrente c,  als  einem 
der  Hauptzweige  des  Einkommens  —  nel)en 
Gnmdrente,  Arbeitslohn  und  Unternehmer- 
gewinn —  spricht.  Dagegen  liegt  der 
Schwerpunkt  des  Begriffes  des  Produktiv- 
kapitals auf  dem  Gebiete  der  volkswirt- 
schaftlichen Produktion:  mit  ihm  hat  man 
zu  thun,  wenn  man  vom  »Kapital«  als  dem 
dritten  »Faktor«  der  Produktion  neben  Natur 
und  Arbeit  spricht. 

Wie  schon  angedeutet,  fallen  beide  Be- 
griffe, wenn  sie  auch  eine  gewisse  Ver- 
wandtschaft zeigen,  keineswegs  vollkommen 
zusammen.  Ihre  Benennung  mit  dem  gleichen 
Namen  des  Kapitals  ist  die  Quelle  vieler 
Ve^^^'i^^ungen  geworden.  Indem  man  auf 
die  Bedeutung  des  Unterechiedes,  den  wir 
in  der  Zweiteilung  in  Erwerbskajutal  und 
Produktivkapital  zum  Ausdnick  brachten, 
nicht  genug  aufmerksam  war,  nahm  man 
häufig  die  Rentenquelle  Kapital  für  einfach 
identisch  mit  dem  Produktionsfaktor  Kapital, 
was  in  weiterer  Folge  dazu  verleitete,  eine 
nähei-e  und  immittelbarere  Beziehung 
zwischen  der  rentetragenden  Kraft  des 
Kapitals  imd  seiner  Mitwirkung  an  der 
Produktion  anzunehmen,  als  sie  thatsaclilich 
besteht.  Das  Nähere  lüerüber  siehe  im  Art. 
Zins. 

Zwei  ebenfalls  wolü  zu  untei-scheidende 
Dinge  sind  ferner  die  realen  Güter,  die  das 
Kapital  zusammensetzen,  und  die  privaten 
Besitz-  oder  Eigentumsrechte  daran.  Wenn 
man  vom  Kapital  als  ^> sozialer  Partei«  oder 
von  einem  Interessengegensatz  zwischen 
Kapital  und  Arbeit  imd  dergleichen  spricht, 
meint  man  selbstverständlch  nicht  die  sach- 
lichen Produktionsmittel,  die  diesen  Namen 
tragen,  sondern  das  Privatkapitahstentum 
oder  die  Thatsache,  dass  jene  sachlichen 
Produktionsmittel  von  bestimmten  Individuen 
zu  ihrem  ausscliliessUchen  Vorteil  besessen 
werden.  Auch  auf  diesen  unterschied  ist 
man  nicht  immer  genug  achtsam  gewesen. 
Insbesondere  ist  eine  unzulässige  Verwechs- 
lung beider  Begriffe  nicht  selten  in  dem 
Zusammenhange  geübt  worden,  dass  man, 
von  der  unbezweifelten  Nützlichkeit  und 
Notwendigkeit  des  sachlichen  Produktions- 
instrumentes Kajntal  ausgehend,  dieselbe 
ohne  weiteres  auf  die  Nützlichkeit  und  Not- 
w^endigkeit  des  Privatkapitalistentums  um- 
deutete. Ein  solcher  Schluss  ist,  wie 
namentlich  die  soziahstischen  Schriftsteller 
nicht  versäumt  haben  hervorzuheben,  selbst- 
verständlich ein  voreiliger. 

2.  Dogmengesclüchte  des  Kapitalbe- 
grüfes.  Die  Feststellung  des  wissenschaft- 
lichen Kapitalbegriffes  ist  der  Gegenstand 
einer  langwierigen  und  an  Meinungsver- 
schiedenheiten besonders  reichen  Entwicke- 


limg  gewesen.  In  derselben  lassen  sich  drei 
Perioden  unterscheiden. 

In  der  ersten  Periode  erfolgte  die  Ei*- 
weiterung  des  Kapitalbegriffes  von  Geld- 
summen, die  man  ursprünglich  allein  mit 
jenem  Namen  bezeichnet  hatte,  auf  Güter- 
voiTäte  überliaupt.  Diese  Erweiterung  war 
durch  die  berühmte  Kontroverse  vorbereitet 
worden,  deren  Gegenstand  die  kanonistische 
Lehre  von  der  Unfruchtbai'keit  des  Geldes 
und  von  der  Ungerechtigkeit  des  Zinsnehmens 
gewesen  war.  Indem  man  im  Verlaufe 
dieser  Kontroverse  stufenweise  zur  Erkennt- 
nis kam,  dass  die  zinstragende  Kraft  des 
Geldes  eigentlich  zurückzuführen  sei  auf 
die  Gewinne,  die  man  mit  den  für  das  Geld 
zu  erkaufenden  anderweitigen  Gütern  machen 
könne,  dann,  dass  für  die  Höhe  des  Kapital- 
zinses es  viel  mehr  auf  die  Fülle  der  Vor- 
räte an  solchen  anderweitigen  Gütern  als 
auf  die  Masse  des  vorhandenen  Geldes  an- 
komme, lag  es  sclüiesslich  nahe,  diese  Güter- 
vorrät«  auch  als  das  wahre  »Kapital«  anzu- 
sprechen. Diese  Umdeutung  des  Kapitalbe- 
griffes erfolgte  formell  durch  Turgot, 
nachdem  zuvor  schon  B  a  r  b  o  n  ^)  und  H  u  m  e 
den  sachlichen  Zusammen liang,  der  zwischen 
dem  Kapitalzinse  und  den  aufgeptaix?lten 
Gütervorräteu  (riches,  Stocks)  besteht,  auf 
das  klarste  dargelegt  hatten,  ohne  jedoch 
auf  letztere  den  Namen  des  Kapitals  aus- 
drücklich anzuwenden. 

In  der  zweiten  Periode,  die  durch  A. 
Smith  eingeleitet  wird,  löste  sich  vom  bis- 
herigen allgemeineren  Begiiffe  der  zum  Ei*- 
werbe  dienenden  Gütervorräte  als  ein  engerer 
Begriff  jeuer  des  Produktivkapitals  oder  der 
zur  Produktion  dienenden  Gütervorräte 
ab.  Die  Brücke  zur  Konstruktion  dieses 
neuen  Begriffes  bildete  die  von  Smith  ge- 
machte Bemerkung,  dass  zwai-  innerlialb 
einer  w^irtschaftenden  Gesellscliaft  einzelne 
Individuen  auch  durch  Tausch,  Verleihen 
oder  Vermieten  und  dergleichen  einen  Er- 
werb ziehen,  dass  dagegen  die  wirtschaftende 
Gesellschaft  im  ganzen  sich  nicht  andei-s 
bereichern  könne  als  durch  Produktion  neuer 
Güter:  für  sie  können  daher  als  »Kapitale 
nur  die  zur  Produktion  dienenden  Güter- 
vorräte gelten.  Dieser  »volkswirtschaftliche« 
Kapitalbegriff,  der  eine  für  die  Analyse  der 
Erscheinungen  der  volkswirtschaftlichen 
Produktion  wichtige  Gütergruppe  glücklich 
hervorhob,  überflügelte  binnen  Kurzem  den 
älteren  und  weiteren  »privat wirtschaftlichen  <v 
Kapitalbegriff  so  vollständig,  dass  man  in 
\\issenschaftlichen  Ei*örterungen  sich  ge- 
wöhnlich auf  ihn  allein  bezog,  das  »Kapital« 
nur  nach  ihm   als  einen  »Inl^egriff  produ- 


^)  Vgl.  den  Aufsatz  von  Stephan  Bauer 
über  Barbon  in  Jahrb.  f.  Nat.  u.  Stat.,  N.  F. 
Bd.  21,  S.  561  ff.,  besonders  573. 
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zierter  Produktionsmittel«  zu  definieren  und 
nur  ganz  nebenbei  anzumerken  pflegte,  dass 
für  einzelne  Individuen  auch  solche  Güter, 
die  nicht  der  Produktion  dienen,  wie  z.  B. 
vermietete  Wohnhäuser  oder  Möbel,  als 
Kapital  aufgefasst  werden  können.  Indem 
man  es  sonach  in  den  wissenschaftlichen 
Untersuchungen  nur  mit  einem  Kapitalbe- 
e^riffe  zu  thun  zu  haben  glaubte,  geriet  man 
in  die  oben  angedeutete  iri-tümliche  Ver- 
mischung und  Verwechslung  der  Renten- 
«juelle  Kapital  und  des  Produktionsfaktors 
Kapital,  woran  sich  eine  nicht  minder  irr- 
tümliche und  abträgliche  Vermischung  ge- 
wisser recht  verschiedenartiger,  aber  unter 
demselben  Namen  abgehandelter  Probleme 
der  Qtltererzeugung  einerseits  und  der 
Oüterverteilung  andererseits  knüpfte.  Diese 
Vermischung  der  vei-schiedenen  Begiiffe 
und  Probleme  ist  das  Wahrzeichen  der 
zweiten  Periode. 

In  der  dritten  Periode  beginnt  man  end- 
lich die  irrtümlich  vermischten  Begriffe  und 
Probleme  wieder  zu  sondern.  Den  Anlass 
dazu  gaben  zunächst  sozialistische  imd 
'kathedersozialistische«  Schriftsteller,  wie 
Rodbertus  und  Ad.  Wagner,  indem  sie 
nachdrücklich  auf  den  gleichfalls  schon  oben 
erwähnten  Unterschied  zwischen  den  realen 
Produktionsmitteln  und  den  privaten  Eigen- 
tumsrecliten  daran  hingewiesen:  nur  erstere 
seien  eine  wirtschaftliche  Notwendigkeit, 
eine  »rein  ökonomische  Kategorie«,  letztere 
dagegen  eine  d\u'ch  den  historisch  gewor- 
denen Rechtszustand  bedingte  zufällige  Be- 
sonderheit, eine  bloss  »historisch-rechtMche 
Kategorie  «f.  Man  müsse  die  Funktion  des 
Kapitals  als  Aneignungsmittel  oder  Renten- 
quelle, welche  Funktion  durch  den  Bestand 
privater  Eigentumsrechte  an  den  Produk- 
tionsmitteln bedingt  sei,  wohl  von  der  na- 
türlichen Funktion  desselben  als  Produktions- 
werkzeug imterscheiden.  Diese  Unterschei- 
dung wurde  neuestens  von  anderer  Seite 
noch  dahin  berichtigt  und  vervollständigt, 
dass  die  Rentenquelle  vom  Produktionswerk- 
zeug Kapital  sich  nicht  bloss  durch  den  Hin- 
zutritt privater  Eigentumsrechte,  sondern 
jiuch  dadurch  unterscheidet,  dass  sie  einen 
anderen  und  zwar  weiteren  Kreis  von  realen 
(lütern  umschliesst :  kurz,  dass  man  es  auch 
abgesehen  von  der  Betrachtung  der  recht- 
lichen Verhältnisse,  deren  (Gegenstand  die 
Kapitalgüter  sind,  in  der  Rentenquelle  und 
im  Produktionsfaktor  Kapital  mit  zwei  von 
einander  verschiedenen  Realbegriffen  zu 
thun  hat,  die  nur  infolge  eines  eigentümlichen 
(Tanges  der  terminologischen  Entwickeln ng 
denselben  Namen  tragen. 

Uebrigens  hat  gerade  der  Dopj^elsinn  des 
Wortes  Kapital  und  der  Umstand,  dass 
dessen  Bedeutung  nicht  von  Anfang  an  fest- 
stand,   sondern   gewissermassen   erst   nach 


Uebereinkommen  zu  vergeben  war,  zu  aUen 
Zeiten  das  Auftauchen  sehr  zahlreicher,  mehr 
oder  weniger  willkürlicher  Deutungsversuche 
begünstigt.  Insbesondere  gab  einen  reich- 
lichen Stoff  für  Meinungsverschiedenheiten 
die  Frage  ab,  ob  man  nicht  auch  den  Grund 
und  Boden  sowie  die  persönliche  Arbeits- 
kraft in  den  Kapitalbegi-iff  aufnehmen  solle. 
Diese  Meinungsvei-schiedenheiten  sind  auch 
heute  noch  keineswegs  völlig  ausgegliclien. 
Im  folgenden  sollen  die  bemerkenswertesten 
der  von  der  obigen  Begriffsaufstellung  ab- 
weichenden Auffassungen  kiu^  zusammen- 
gestellt werden.  Saj-,  Mac Cu Hoch  und 
nach  ihnen  manche  andere  rechnen  auch 
die  Personen  zum  Kapital.  Hermann 
versteht  unter  Kapital  »jede  dauernde  Grund- 
lage einer  Nutzung,  die  Tauschwert  hat« 
(einschliesslich  des  Gnmdes  und  Bodens), 
Marx  diejenigen  Produktionsmittel,  welche 
in  der  Hand  von  Kapitalisten  »als  Exploi- 
tations-  und  Beherrschungsmittel  des  Arbei- 
ters dienen«,  Jevons  lediglich  die  Unter- 
haltungsmittel der  Arbeiter,  Walras  alle 
Güter,  die  mehr  als  einmal  gebraucht  wer- 
den können,  also  die  ausdauernden  im  Ge- 
gensatze zu  den  verbrauchlichen  Gütern. 
Knies  definiert  das  Kapital  als  »den  für 
eine  Wirtscliaft  vorhandenen  Bestand  von 
(Konsumtions-,  Erwerbs-.  Produktion s-)  Gü- 
tern, welcher  zur  Befriedigung  des  Bedarfes 
in  der  Zukunft  verwendbar  ist«,  Irving 
Fish  er  noch  etwas  weiter  schlechthin  als 
den  Inbegriff  aller  überhaupt  vorhandenen 
Güter,  während  C.  Meng  er  unlängst 
einen  interessanten  Versuch  gemacht  hat, 
den  ursprünglichen  Poi)ularbegriff  des  Kapi- 
tals, wonach  man  darunter  werbende  Geld- 
summen verstanden  hatte,  auch  für  das 
Gebiet  der  Wissenschaft  wieder  zur  Geltung 
zu  bringen;  ihm  gilt  als  »Realbegriff  des 
Kapitals«  »das  Vermögen  der  Erwerbswirt- 
schaft, .  .  .  insofern  sein  Geldwert  Gegen- 
stand unseres  ökonomischen  Kalküls  ist,  d.  i., 
wenn  dasselbe  sich  uns  rechnungsmässig  als 
eine  werbende  Geldsumme  darstellt«^). 

3.   Bestandteile   nnd   Arten   des   K. 
■  Im  Sinne  unserer  obigen  Begriff  sauf  Stellung 
umfasst    das    Produktivkapital     einer 
Volkswirtschaft  alle  Stoffe  und  Werkzeuge 
!  der    nationalen    Produktion    (einschliesslich 
des    Handels) ,    soweit    sie    selbst    Arbeits- 
I  erzeugnisse   oder  Produkte   sind;   also    die 
Rohstoffe  (»Verwandlungsstoffe«  und  »Hilfs- 
stoff e'<),  die  Werkzeuge  im  engeren  Sinne 
des  Wortes,  die  Maschinen,  die  Arbeits-  und 
Nutztiere,    die  produktiven  Bauwerke  aller 
Art,    die  Werkstätten,   Fabriken,    Scheunen, 
Stallungen,  Magazine,  Strassen,  Eisenbahnen 
und    dergl.,    die   ])roduktiven    Melioiutions- 


^)  Aehnlich  auch  schon  Rieh.  Hildebrand, 
Theorie  des  Geldes,  Jena  1883. 
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anlagen,  Eiurichtnngeii  luid  Herstellungen 
an  Grund  und  Boden,  wie  Dämme,  Röhren- 
leitungen, Zäune  und  dergl.,  die  Warenlager 
(als  Stoffe  des  Handels)  und  das  Geld  (als 
Werkzeug  desselben). 

Die  Rentenquelle  Kapital  (Erwerbs- 
oder Privatkapital)  umfasst  ausser  sämtlichen 
Bestandteilen  des  Produktivkapitals  auch 
noch  jene  Genussgiiter,  welche  von  ihren 
Eigentümern  nicht  als  solche  benutzt,  son- 
dern —  z.  B.  im  Wege  des  Tausches,  Yer- 
leihens  oder  Vemüetens  —  als  Mittel  des 
Gütererwerbs  benutzt  werden;  ^-ie  Miet- 
häuser, Leihbibliotlieken  und  die  Unterhalts- 
mittel, welche  die  Unternehmer  ihren  Arbei- 
tern vorschiessen. 

Das  Kapital  zerfällt  in  das  stehende 
(feste,  Anlage-)  und  in  das  umlaufende 
(flüssige,  Betriebs-)  Kapital.  Letzteres  um- 
fasst jene  Kapitalgüter,  welche  nm*  eine  ein- 
malige Verwendung  zu  Produktions-  (Er- 
werbs-) Zwecken  zulassen  und  daher  in 
demjenigen  Produktions-  (Erwerbs-)  Akte, 
in  welchem  sie  überliaupt  zur  Verwendung 
gelangen,  mit  ihrem  ganzen  Werte  aufge- 
zehrt oder  hingegeben  werden  imd  demnacli 
auch  das  Kostenkonto  dieses  Aktes  mit  ihrem 
ganzen  Werte  belasten.  Das  stehende  Kapi- 
tal dagegen  ist  einer  wiederholten,  über 
mehrere  Produktionsperioden  (Erwerbsaktc) 
andauernden  Verwendung  fähig,  verliert 
während  jeder  derselben  nur  einen  Teil  sei- 
nes Wertes  und  belastet  daher  auch  das 
Kostenkonto,  abgesehen  von  den  Zinsen, 
jedesmal  nur  mit  einer  Quote  (Abnutzungs- 
oder Amortisationsquote)  seines  Wertes. 

Von  unbeträchtlichen  Ausnahmen  abge- 
sehen wird  das  umlaufende  Kapital  eines 
Volkes  durch  die  Stoffe,  das  stehende  durch 
die  Werkzeuge  der  Produktion  dargestellt. 
Die  Verschiedenheit  der  beiden  Kapital- 
begriffe macht  sich  übrigens  auch  hier  be- 
merklich, indem  manche  Güter,  als  Produk- 
tionswerkzeuge verwendet,  einen  wiederhol- 
ten, dagegen  als  Mittel  eines  privat  wirt- 
schaftlichen Erwerbes  angewendet  nur  einen 
einmaligen  Gebrauch  (durch  denselben  Be- 
sitzer) zulassen  \ind  daher  als  Bestandteile 
des  Produktivkapitals  zum  »stehenden«,  da- 
gegen als  Bestandteil  des  Erwerbskapitals 
eines  einzelnen  Individuums  angesehen,  zum 
»umlaufenden«  Kapitale  desselben  gerechnet 
w^erden  müssen ;  letzteres  gilt  z.  B.  von 
Maschinen  in  der  Hand  des  Maschinen fabri- 
kanten,  vom  Gelde  in  der  Hand  des  Kauf- 
manns. 

Man  pflegt  als  Charaktoreigentümliehkeit 
des  stehenden  Kapitals  zu  bezeichnen,  dass 
es  seine  Bestimmung  sclnverer  weciiseln 
könne  als  das  umlaufende.  Das  ist  nicht 
buchstäblich,  wohl  ^ber  dem  Sinne  nach 
richtig.  Es  können  nämlich  zwar  auch  die- 
jenigen Güter,  welche  das  umlaufende  Kapi- 


tal bilden,  in  der  Regel  ilu:e  Bestimmung 
nicht  melu*  wechseln ;  z.  B.  die  einmal  vor- 
handene Wolle  wii-d  notwendig  ziu:  Tueh- 
erzeugung,  der  einmal  vorhandene  Indigo 
zum  Blaufärben,  der  vorhandene  Flachs  zur 
Leinwanderzeugung  benutzt  werden  müssen. 
Aber  weil  sich  die  genannten  Stoffe  in  einer 
einzigen  Produktionsperiode  rasch  verzehren, 
liat  man  verhältnismässig  oft  und  bald  die 
Wahl,  ob  man  den  aus  der  produktiven  Ver- 
wendimg erzielten  Erlös  neuerlich  in  die- 
selbe Produktionsart  investiren,  also  damit 
abermals  Wolle,  Indigo  oder  Flachs  nach- 
schaffen oder  aber  ihm  eine  andere  Bestim- 
mung geben  wiU.  Diese  Wahlfreiheit  hat 
man  natf'u-lich  bei  stehenden  Kapitalien,  die 
sich  erst  in  einer  längeren  Reihe  von  Pro- 
duktionsperioden allmälilich  abnutzen  und 
l>ezahlt  machen,  wie  bei  Maschinen,  Fabriks- 
anlagen und  dergl.,  viel  seltener  und  nach 
viel  längeren  Zwischenräumen,  innerhgdb 
deren  viel  leichter  solche  Veränderimgen  der 
Technik,  der  Bedürfnisse,  Konjunkturen  und 
dergl.  eintreten  können,  welche  einen  — 
nicht  i-ealisierbaren  —  Bestimmungswechsel 
wünschenswert  macheu  würden. 

4.  Die  Funktion  des  K.  in  der  Pro- 
duktion. Das  Kapital  ist  keine  originäre, 
selbständige  Preduktionski-aft.  Dies  sind 
nur  die  Naturkräfte  und  die  menschliche 
Arl)eit.  Alles,  was  wir  in  der  Gütererzeu- 
gung ausrichten,  richten  wir  auf  dem  Wege 
aus,  dass  wir  unsere  Ai-beit  mit  der  Thätig- 
keit  der  Naturkräfte  verbinden  und  durch 
ein  geschicktes  Eingi-eifen  in  die  Natur- 
prozesse  letztere  zu  unserem  Vorteil  lenken, 
so  dass  als  Ergebnis  der  diu-ch  unsere  Ein- 
mischung hervorgerufenen  oder  geleiteten 
technisclien ,  pliysikalischen ,  chemischen 
Prozesse  solche  Stoffgestalten  oder  »Güter« 
hervorkommen,  die  unseren  Bedürfnissen  zu 
dienen  imstande  sind.  Hierbei  besteht  je- 
doch in  der  Art  unseres  Vorgehens  ein  wich- 
tiger Untei-schied.  Entweder  richten  wir 
unsere  Arbeit  ganz  unmittelbar  und  ohne 
weitere  Vorbereitungen  auf  die  Erlangung 
derjenigen  (Genuss-)  Güter,  welche  wir  für 
die  Befriedigung  unserer  Bedürfnisse  be- 
nötigen: z.  B.  wir  sammeln  die  von  der 
Natur  frei  dargebotenen,  wild  wachsenden 
Früchte,  wir  lesen  die  auf  den  Strand  ge- 
spülten Meertiere  auf,  w^ir  brechen  mit  un- 
bewaffneter Hand  das  Reisig  im  Walde. 
Oder  wir  schlagen  Produktionsumw^ege  ein, 
d.  i.  wir  erzeugen  mit  unseren  originären 
Produktivkräften  (Natur  und  Arbeit)  zunächst 
nicht  jene  Genussgüter,  auf  die  unsere  End- 
absiclit  gerichtet  ist,  sondern  irgendwelche 
^Zwischenproduktecv ,  die  uns  später  dazu 
behilflich  sein  sollen,  die  eigentlich  begehrten 
Genussgiiter  besser  oder  reichlicher  zu  er- 
langen :  z.  B.  wir  pflanzen  Fruchtbäume,  w^ir 
fertigen  Angeln,  Netze  und  Boote  für  den 


Kapital 


23 


Fischfang  an,  wir  gmben  Erze,  bereiten  dar- 
aus Eisen  und  Stahl  und  daraus  eine  Axt 
zum  Holzfällen  und  dergl.  Die  auf  den  ver- 
schiedenen Etappen  des  rroduktionsumweges 
zur  Entstehung  gelangenden  Zwischenpro- 
dukte (Fnichtbaum,  Angel,  Netz,  Boot,  Erz, 
Eisen,  Stahl,  Axt  etc.)  stellen  das  Kapital 
imd  die  auf  Umwegen  vorgehende  Pnxluk- 
tionsweise  die  kapitalistische  Produktion 
in  dem  einen  Sinne  dieses  mehrdeutigen 
Wortes  vor. 

Die  kapitalistischen  Produktionsumwege 
lohnen  sich  erfahnmgsgemäss  durch  grössere 
Ergiebigkeit,  ja  bilden  oftmals  den  einzigen 
Weg,  der  zum  beabsichtigten  Produktions- 
ziele fülirt.  Auf  der  anderen  Seite  sind  sie 
in  der  Regel  mit  einem  Opfer  an  Zeit  ver- 
bunden :  man  muss  mehr  oder  weniger  lange 
warten,  ehe  aus  der  in  Produktionsumwegen, 
z.  B-  in  der  Anfertigung  eines  Werkzeugs, 
in  der  Erzeugung  eines  Roh-  oder  Hilfs- 
stoffes, im  Bau  einer  Maschine,  in  der  An- 
legung eines  Bergwerkstollens  und  dergl. 
investierten  Arbeit  ein  genussreifes  Endpro- 
dukt entspringt.  Dabei  ist  die  Lange  und 
Zeitdauer  der  Produktionsumwege  unzähliger 
Abstufimgen  fähig.  Im  ganzen  zeigt  die 
Erfahrung,  dass  die  technische  Ergiebigkeit 
der  Produktionsmethoden  mit  der  Verlänge- 
rung der  Produktionsumwege,  die  mit  der 
Einschaltung  zahlreicherer,  nur  mit  einem 
grösseren  Arbeits-  imd  Zeitaufwande  herzu-- 
stellender  Zwischenprodukte  gleichbedeutend 
ist,  anwächst,  wenn  auch  über  einen  ge- 
wissen Punkt  liinaus  nur  noch  in  abnehmen- 
dem Masse. 

Die  grössere  technische  Ergiebigkeit  der 
kapitalistischen  Produktion  wird  sehr  zu- 
treffend damit  erklärt,  dass  die  Einschlagimg 
von  Umwegen  gleichsam  ein  »Einfangen« 
von  Naturlffäften  ermöglicht,  die  dann  als 
Hilfskräfte  mit  der  menschlichen  Arbeit  ver- 
einigt und  zur  Erreichung  des  schliesslichen 
Produktionszieles,  das  immer  in  der  Her- 
stellung von  Genussgütern  besteht,  dienstbar 
gemacht  werden.  Am  deutlichsten  lässt  sich 
dies  an  den  Maschinen  und  Werkzeugen 
verfolgen.  Derselbe  Vorgang  kehrt  aber 
auch  bei  allen  anderen  Arten  von  Zwischen- 
produkten wieder,  wenn  auch  in  einer  für 
das  Laienauge  wenig-er  leicht  erkennbaren 
Form. 

Der  Umstand,  dass  ein  Zeitopfer  von  der 
kapitalistischen  Produktion  unzertrennlich 
ist,  hebt  das  Kapital,  wiewohl  es  an  sich 
keineswegs  eine  selbständige  Produktivkraft 
darstellt,  doch  zum  Range  eines  immerhin 
selbständig  zu  beachtenden  Paktors  der  Pro- 
duktion empor.  An  sich  ist  nämlich  das 
Kapital,  das  ja  selbst  ein  Erzeugnis  von 
Arbeit  und  Naturkräften  ist,  keineswegs  im 
gleichen  Range  neben  diesen  wahi*en  Pro- 
duktivkräften zu  nennen ;  sondern  es  ist  im 


Grrunde  genommen  nichts  anderes  als  eine 
selbständig  benannte  Etappe  im  Fortschritt 
des  von  Natur  und  Arbeit  allein  geleisteten 
Produktiouswerkes.  Die  Kapitalgüter  sind 
ge Wissermassen  halbfertige  Genussgüter ;  sie 
sind,  vne  Schäffle  einmal  treffend  sagt, 
»das  Genussvermögen,  gleichsam  solange  es 
in  die  Halme  schiesst,  solange  es  als  an- 
schwellende Knospe  und  reifende  Frucht 
noch  im  Werden  ist«  (eine  Charakteristik, 
die  wieder  für  den  aus  Stoffen  bestehen- 
den Teil  des  Kapitals  leichter  in  die  Augen 
fällt,  allein  bei  richtiger  Auffassung  auch 
für  die  Produktions  Werkzeuge  nicht  we- 
niger zutrifft).  Sie  sind  nichts  Schaffendes, 
sondern  lediglich  etwas  Geschaffenes. 

Würde  man  diu-ch  die  kapitalistischen 
Produktionsumwege  hindurch  ebenso  rasch 
zu  dem  genussreifen  Endprodukte  gelangen, 
als  man  etwa  wild  wachsende  Früchte  vom 
Baume  langt,  so  würde  vom  Kapital  als 
einem  Produktionsfaktor  nicht  die  Rede  sein. 
Es  wäre  selbstverständlich,  dass  jeder  Ar- 
beiter (oder,  insofern  zur  Bewältigung  der 
verschiedenen  hierbei  vorkommenden  Arbeits- 
aufgaben arbeitsteilige  Fertigkeiten  erfoi-der- 
lich  sind,  jede  Gruppe  von  zusammenwir- 
kenden Arbeitern)  der  Reihe  nach  selbst 
alle  jene  Zwischenprodukte  herstellen  würde, 
über  die  der  technische  Weg  zur  Gewinnung 
des  Endproduktes  hinführt;  nicht  anders  als 
etwa  ein  Tischler,  der  zum  Annageln  eines 
Kistendeckels  ein  Dutzend  Nägel  einzuschla- 
gen hat,  eben  ganz  einfach  der  Reihe  nach 
alle  zwölf  Nägel  einschlägt.  Die  Arbeiter 
würden  keine  Kapitalisten  brauchen;  sie 
würden  auch  kein  Kapital  brauchen,  son- 
dern dieses  unterwegs  machen:  Produk- 
tionsbedingungen, die  man  zum  Anfangen 
der  Produktion  brauchte,  wäi^n  ausser  dem 
Grund  und  Boden,  der  die  Rohstoffe  her- 
vorbringen muss,  nichts  als  ein  paar  ge- 
schickte Hände. 

Weil  aber  die  ergiebigen  kapitalistischen 
Produktionsumwege  zeitraubend  sind,  kann 
man  dieselben  nicht  ohne  weiteres,  sondern 
nur  unter  der  Bedingung  einschlagen,  dass 
man  von  Haus  aus  schon  einen  gewissen 
Gütervorrat  besitzt,  aus  dem  die  Subsistenz 
der  Arbeitenden  während  der  Zwischenzeit 
gedeckt  werden  kann,  die  zwischen  dem  Be- 
ginne der  ausholenden  Umwegsproduktion 
(z.  B.  der  Anlage  von  Baumwollpflanzungen, 
dem  Bau  von  Spinnmaschinen  und  dergl.) 
imd  der  Erlangung  der  genussreifen  End- 
produkte (z.  B.  des  fertigen  Tuchrocks)  ver- 
streicht. Liefert  z.  B.  ein  Produktionsprozess, 
der  die  vorbereitende  Herstellung  zahlreiclier 
Zwischenprodukte  erfordert,  erst  nach  drei 
Jahren  genussreife  Produkte,  die  zur  Befrie- 
digung persönlicher  Bedürfnisse  verwendet 
werden  können,  so  muss  die  Bedürfniss- 
befiiedigimg  der  Zwischenzeit  augonscheiu- 
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lieh  aus  einem  anderweitigen,  schon  vorher 
vorhandenen  Gütervorraie  V)estritten  werden : 
bezw.  wenn  ein  solcher  Vorrat  nicht  oder 
nur  in  geringerer  Grosse  vorhanden  ist,  so 
muss  eben  auf  so  weit  ausholende  Produk- 
tionsmethoden verzichtet  und  mit  weniger 
weit  ausholenden,  aber  natürlich  auch  we- 
niger ergiebigen  Produktionsmethoden  vor- 
lieb genommen  werden. 

Jene  Gütervorräte,  welche  die  mittler- 
weilige  Bedürfnisl)efriedigimg  bedecken 
sollen,  darf  man  sich  aber  in  einer  vorge- 
schrittenen imd  wohlor^nisierten  Volkswirt- 
schaft nicht  so  vorstellen,  als  ob  sie  aus- 
schliesslich oder  auch  nur  der  Hauptsache 
nach  aus  bereits  vollständig  fertig  gestellten 
und  bereitliegenden  Genussgütern,  z.  ß. 
aus  soviel  fertigen  Lebensmitteln,  Kleidern, 
Hausgeräten  etc.  bestünden,  als  die  Produ- 
zenten während  der  ganzen  von  uns  bei- 
spielsweise mit  drei  Jahren  angenommenen 
Produktionsperiode  verbrauchen  werden.  So 
wenig  man  in  einer  entwickelten  Volkswirt- 
schaft die  Ei-sparnisse  in  toten  Geldscliätzen 
thesauriert,  ebensowenig  stai^elt  man  sie  in 
müssig  daliegenden  und  sogar  dem  natür- 
lichen Verderben  ausgesetzten  mehrjährigen 
VoiTäten  fertiger  Genussgiiter  auf,  sondern 
sie  bestehen  zum  weitaus  grösston  Teile  aus 
Produlvten,  die  noch  im  Werdezustande,  aber 
in  demselben  stufenweise  verschieden  vor- 
geschritten sind,  so  dass  sie  (unter  Zusatz 
einer  gewissen  Vollendungsarbeit)  ebenso 
ratenweise  in  das  Stadium  der  Vollendung 
und  Genussreife  treten,  als  sie  während  des 
dreijährigen  Zeitraumes  suceessive  zum  Ge- 
nüsse benötigt  und  bogehrt  werden.  Mit 
anderen  Worten:  jene  Anfangsvorräte  be- 
stehen der  Hauptsache  nach  aus  Zwischen- 
produkten in  den  versclüedensten  Stadien 
des  Werkfortschrittes  oder  aus  Kapital- 
gütern. Und  in  diesem  Sinne  kann  und 
muss  man  sagen,  dass  als  keineswegs  selbst- 
verständliche oder  ohne  weiteres  gegebene 
diitte  Bedingung  einer  ergiebigen  Produktion 
ausser  der  Natur  und  der  Arbeit  das  Vor- 
handensein eines  ausreichenden  Kapital- 
stockes gefordert  werden  muss. 

6.  Die  Entstehung  und  Vermehrung 
des  K.  Auf  welche  Weise  gelangt  die 
Volkswirtschaft  in  den  Besitz  jenes  Kapital- 
stockes, den  -wir  als  conditio  sine  (pia  non 
für  die  Einschlagung  ergiebiger  Produktions- 
methoden kennen  gelernt  haben  V 

Uebcr  diese  Frage  herrscht,  wie  über  so 
viele  andere,  in  der  Wissenschaft  ein  etwas 
sonderbarer  Schulstreit.  Ein  Teil  behauptet, 
das  Kapital  müsse  erspart,  ein  anderer, 
es  müsse  produziert  woixlen.  Beide  Aus- 
sprtiche  sind  einseitig,  insofern  jeder  nur 
eine  von  zwei  Bedingimgen  hervorhebt,  die 
vereint  zusammentreffen  müssen,  damit  Ka- 


Sital  gebildet  werden  kann.  Die  konkreten 
'apitalgüter :  Rohstoffe,  Werkzeuge.Maschinen 
I  und  dergl.  müssen  nämlich  ganz  selbstver- 
'  ständlich,  um  zur  Entstehung  zu  gelangen, 
produziert  werden.  Aber  damit  irgend  je- 
mand, der  noch  kein  Kapital  besitzt,  sondern 
bisher  von  der  Hand  in  den  Mund  gelebt 
hat,  sich  darauf  einlassen  kann,  blosse 
Zwischenprodukte  zu  erzeugen,  aus  denen 
ei-st  nach  einiger  Zeit ,  z.  B.  erst  nach  drei 
Monaten  Genussgüter  hervorgehen  werden, 
muss  er  offenbar  zuvor  eine  andere  Vorsorge 
getroffen  haben.  Er  muss  nämlich  seine 
Ansprilche  auf  unmittelbai-en  Lebensgenuss 
durch  einige  Zeit  vorher  so  eingerichtet 
bezw.  so  eingeschränkt  haben,  dass  er  in 
seinen  laufenden  Güterzuflüssen  auch  noch 
die  Deckung  für  jene  drei  Monate  findet, 
wähi-end  welcher  die  neu  eingesclüagene 
kapitalistische  Prodiiktionsmethode  noch 
keine  genussreifen  Früchte  liefern  wird.  Er 
wird  beisx)iels weise  während  der  letzten 
zwölf  Monate,  die  der  Produktion  der  Kapi- 
talgüter vorangehen,  so  spai*sam  gelebt  haben 
müssen,  dass  die  während  dieser  zwölf  Mo- 
nate erworbenen  Arbeitsfrüchte  nicht  bloss 
für  zwölf,  sondern  für  fünfzehn  Monate  zum 
Unterhalte  ausreichen. 

Und  ganz  dasselbe  gilt  für  jede  spätere 
Vermehrung  des  Kapitals.  Wenn  eine  Volks- 
wirtschaft bis  jetzt  ihre  Produktion  auf  dem 
Fusse  betrieben  liat,  dass  wegen  der  zahl- 
reichen Zwischenprodukte,  die  man  anfertigt, 
die  in  die  Preduktion  investierte  Arbeit 
durchschnittlich  ei-st  nach  zwei  Jaliren  ge- 
nussreife Früchte  liefert  und  es  sich  nun- 
mehr darum  handelt,  noch  mehr  kapitalisti- 
sche Zwischenglieder  einzuschalten,  wodurch 
z.  B.  die  Erlangimg  der  genussreifen  End- 
produkte durchschnittlich  auf  zwei  und  ein 
halbes  Jahr  hinausgeschoben  wii-d,  so  ist 
I  dies  nicht  anders  m()glich ,  als  wenn  die 
wirtschaftende  Gesellschaft  ihre  Lebensan- 
sprüche zeitweilig  so  einschränkt,  dass  sie 
mit  jenem  Gütervorrate,  mit  dem  sie  sonst 
den  Unterhalt  während  der  zweijährigen 
Produktionsdauer  zu  besti-eiten  gehabt  hätte, 
nunmehr  ftir  das  verlängerte  Intervall  von 
zwei  und  einem  halben  Jahre  aus- 
langt. Anderenfalls  würde  ja  in  der  Ver- 
sorgimg  eine  Lücke  entstehen  und  der  drin- 
gende unmittelbare  Bedarf  nach  Genuss- 
mitteln es  hindern,  die  verfügbaren  Produktiv- 
kräfte in  Produktionsperioden  zu  investieren, 
die  erst  nach  so  langer  Zeit  reife  Befriedi- 
gungsmittel hen^orbringen.  Mit  anderen 
Worten :  die  Gesellschaft  muss  den  Lebens- 
bedarf für  ein  weiteres  halbes  Jahr  erspart 
haben,  ehe  sie  die  durchschnittliche  Pro- 
duktion speriode  um  ein  halbes  Jalir  ver- 
längern oder,  was  in  anderer  Form  dasselbe 
sagt,  ihren  Bestand  an  Zwischenprodukten 
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oder  Kapitalgütern  in  dem  bezeichneten  Ver- 
hältnisse vermehren  kann^). 

6.  Der  Kapitalisnms.  Man  pflegt  unsere 
heutige  Wirtschaftsordnung  und  msbesondere 
die  Organisation  unserer  wirtschaftlichen 
Produktion  als  eine  vorwiegend  »kapitalisti- 
6che<'-  zu  bezeichnen.  Man  legt  hierbei  diesem 
Worte  einen  anderen  Sinn  bei,  als  wir  in 
unseren  bisherigen  Auseinandersetzungen 
getlmn  liaben.  Wir  nannten  bis  jetzt  jede 
Produktion  »kapitalistisch«,  in  deren  Verlauf 
überhaupt  Kapitalgüter  verwendet  werden. 
In  dem  nunmehr  zu  erörternden  Sinne  2) 
bezeichnet  man  dagegen  jene  Produktions- 
weise als  kapitalistisch,  welche  unter  der 
Herrschaft  und  Leitung  der  Eigentümer  des 
Kapitals,  der  Kapitalisten,  vor  sich  geht. 

Dies  ist  in  der  That  heutzutage  ganz 
überwiegend  der  Fall.  Der  Umstand,  dass 
die  Verfügung  über  ein  ausreichendes  Ka- 
pital eine  imentbehrliehe  Bedingung  für  jede 
einigerraassen  ergiebige  Produktion  bildet, 
dass  die  vom  Kapital  nicht  unterstützte  Ar- 
beit für  sich  allein  fast  gar  nichts  auszu- 
richten imstande  und  dass  endlich  das 
Kapital  keineswegs  ein  gleichmässig  ver- 
teiltes Gemeingut  aller  ist,  verschafft  den 
Inhabern  des  Kapitals  eine  erhebliche  Ueber- 
legenheit  über  die  besitzlosen  Inhaber  der 
Arbeitskraft  Jene  treten  als  »Unternehmer« 
an  die  Spitze  des  gemeinsamen  Produktions- 
werkes. Sie  fülu'en  in  allen  Stadien  des- 
selben das  Kommando:  sie  entscheiden, 
welche  Gattungen  von  Produkten  imd  in 
welcher  Menge  sie  erzeugt  weitlen  sollen, 
sie  leiten  und  überwachen  die  Ausfülirung, 
sie  teilen  jedem  Arbeiter  befehlend  seine 
Aufgabe  zu.  Sie  werden  ferner  die  Eigen- 
tümer des  ganzen  Produkts,  wälirend  die 
Arbeiter  für  ihren  Anteil  daran  im  voraus 
mit  einem  Pausclialbetrag,  dem  vereiubai'ten 
Arbeitslohne,  abgefunden  werden.  Die  ge- 
samte Produktion  geht  so  auf  Gefahr  und 
Rechnung  der  Kapitalisten,  die  bei  normalem 
Gange  nach  Abfindung  der  Arbeiter  regel- 
mässig ausser  der  Vergütung  für  ihi-e  un- 
mittelbare pereönliche  Mitarbeit  noch  eine 
im  Verhältnis  zur  Grösse  des  eingebrachten 
Kapitals  stehende  »Kapitalrente«  sowie  unter 
Umständen  auch  einen  »Unternehmergewinn« 
für  sich  erlangen,  welchem  letzteren  freilich 
auch  die  Möglichkeit  von  Kapitalverlusten 
gegenübersteht 

Von  Seite  der  sozialistischen  und  katheder- 
sozialistischen Schriftsteller  wird  grosses  Ge- 

^)  Ueber  das  genaue  zifPermässige  Verhält- 
nis zwischen  der  Grösse  des  „Subsistenzfonds'* 
und  der  durchschnittlichen  Dauer  der  kapitalis- 
tischen Produktionsperiode  s.  Böhm-B&werk, 
Positive  Theorie  des  Kapitals,  S.  345  ff, 

*)  Welcher  übrigens  die  ältere  mit  dem 
Worte  „kapitalistisch"  verknüpfte  Bedeutung 
darstellt. 


wicht  darauf  gelegt^  dass  zwar  der  objektive 
Gebrauch  von  Kapital,  also  das,  was  wir 
früher  als  »kapitalistische  Produktion«  be- 
zeichnet haben,  eine  unbedingte  wirtschaft- 
liche Notwendigkeit,  dass  dagegen  die  Lei- 
tung und  Beherrschung  des  Produktions- 
prozesses dui-ch  private  Kapitaüsten  eine 
zufällige  liistorische  Besonderheit  sei,  die 
sich  lediglich  auf  dem  Boden  der  lüstorisch 
gewordenen  Gesellschafts-  und  Rechtsord- 
nung, insbesondere  diu:ch  die  Anerkennung 
des  Privateigen tiuns  an  den  Kapitalgütern, 
ausgebildet  habe  und  bei  einer  Veränderung 
unserer  Einrichtungen  denkbarerweise  auch 
wieder  in  Wegfall  kommen  könnte.  Dies 
ist  vollkommen  richtig.  Auch  in  unserer 
heutigen  Gesellschaftsordnung  finden  sich 
schon  zahlreiche  imd  immer  häufiger  wer- 
dende Beispiele  »nicht  kapitalistischer« 
Produktionseinrichtimgen  zumal  in  den  staat- 
lichen Betrieben  und  in  jenen  der  Arbeiter- 
Produktivgenossenschaften,  und  eine  weitere 
Einschränkung,  ja  sogar  ein  gänzliches  Ver- 
schwinden der  kapitalistischen  Produktions- 
form  ist  begrifflich  keineswegs  undenkbar. 

Freilich  ist  aber  die  begriffliche  Denk- 
barkeit einer  Produktionsordnung,  in  welcher 
privates  Kapitaleigentum  keinerlei  Rolle  mehr 
spielt,  noch  keineswegs  gleichbedeutend  mit 
einem  voUgiltigen  Beweis  für  die  über- 
wiegende Zweckmässigkeit  einer  solchen 
Einrichtung.  Gewiss  ist,  dass  sich  dem 
»Kapitalismus«  zahlreiche  UnvoUkommen- 
heiten  und  Uebelstände  nachsagen  lassen, 
die  auf  die  verschiedensten  Lebensgebiete 
hinüberwirken,  zum  Teil  aber  auch  schon 
auf  demjenigen  Gebiete  sich  fühlbai*  machen, 
auf  welchem  die  ureigenste  Wii-ksamkeit  des 
Kapitals  liegt:  auf  dem  Gebiete  der  Pro- 
duktion. So  pflegt  man  insbesondere  darauf 
,  hinzuweisen,  dass  die  Ueberlassung  des  in- 
dustriellen Kommandos  an  Tausende  von 
Privatkapitalisten  mit  sich  durchkreuzenden 
Sonderinteressen  eine  gewisse  Planlosigkeit 
der  Produktion  herbeiführe;  während  eine 
soziale  Leitung  der  nationalen  Produktion 
dieselbe  immerfort  in  Harmonie  mit  dem 
Volksbedarfe  halten  könnte,  führe  das  un- 
kontrollierte Sonderkommando  der  Privat- 
kapitalisten nur  zu  häufig  zu  einer  unhar- 
monischen Produktion,  die  in  einzelnen 
Zweigen  über  den  Bedarf  hinausgehe,  in 
anderen  hinter  ihm  zmnickbleibe  und  so  das 
Auftreten  der  verhängnisvollen  Erscheinungen 
der  Ueberpix)duktion  und  der  Krisen  be- 
günstige. 

Ebenso  gewiss  ist  aber  andererseits,  dass 
die  freie  Bethätigung  persönlicher  Ki-äfte 
und  Interessen,  die  einen  Grundz\ig  des 
»Kapitalismus«  bildet,  auch  ihi-e  vorteilhaften 
Seiten  hat.  So  ist  es  z.  B.  unleugbar,  dass 
die  fm-  die  Fortschritte  der  nationalen  Pro- 
duktion hochwichtige  Funktion  der  Kapital- 
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bildung,  welche  in  unserer  bisherigen  Wirt- 
schaftsordnung fast  ausschliesslich  dem  freien 
Spartriebe  der  Privatkapitalisteu  überlassen 
war,  von  diesen  unter  dera  Anreize  der  mit 
dem  Kapitaleigentum  verbundenen  Vorteile, 
wenn  nicht  in  vorwurfsfreier,  so  doch  jeden- 
falls in  wirksamer  Weise  erfüllt  worden  ist, 
während  eine  andere  Organisation  der  Ka- 
pitalbildung zum  mindesten  erst  die  Probe 
für  ihre  Befähigung  ablegen  müsste. 

Jedenfalls  überschreiten  indes  die  Er- 
wägungen, die  hier  für  und  wider  anzustellen 
sind,  bei  weitem  die  Grenzen  desjenigen 
Gebietes,  welches  unter  der  Ueberschrift  des 
»Kapitals«  zu  behandeln  ist.  Es  liandelt 
sich  im  Gnmde  um  die  allumfassende  Frage 
der  besten  Organisation  der  wirtschaftenden 
Gesellschaft :  eine  Frage,  die  zu  der  Materie 
des  Kapitals  genug  Beziehung  hat,  um  auch 
hier  angedeutet  werden  zu  müssen,  die  je- 
doch ihre  erschöpfende  Erledigung  ander- 
wärts zu  finden  liat. 

Litteratnr;  Allgemeine  Litteratnr.  Das 
Thema  des  Kapitals  wird  in  sämtlichen  syste- 
matischen Werken  über  Nationalökonomie  be- 
handelt. Aus  denselben  seien  nnr  folgende  her- 
vorgehoben: A,  Smith,  Wealth  of  nations,  Bd.  JI. 

—  tT,  St,  MiU,  Fol.  Oek.  Bd.  7,  Kap.  IV ff.  — 
Hermannf  Staatswirtscha/tl.  Untersuchungen, 
IL  Aufl.,  S.  107 ff.,  221  ff.  —  Boscher,  Grund- 
lagen, ^  4'2ff'  —  Schäffl^f  Ges.  System  der 
menschlichen  Wirtsrhaft,  .i.  Aufl.,  ^^  66 ß.,  205  ff. 

—  vi.  Wagnery  Grundlegung,  S.  Aufl.,  I,  ^^ 
127 ff.,  II,  lS2ff.  —  Schönbergsches  Handbuch, 
4.  Aufl.,  I,  S.  202ff.~JPhilippovich,  Grund- 
riss  der  politischen  Oekonomie,  2.  Aufl.,  I,  ^§ 
5Sff.—Jevon»,  Pol.  Ec,  2.  Aufl.,  rh.  VII.  ~ 
Marshallf  Prineij)les  of  Economics,  4.  Aufl., 
Bd.  IT,  eh.  IV.  —  Pierson^  Leerboek  der 
Staathuishoudkunde ,  2.  Aufl.,  I.,  I.  Abt.,  IV. 
Ilauptst.  — WaJras,  Elements  d* Economie  poli- 
tique  pure,  2.  Aufl.,  Sect.  III.  —  M,  Biock, 
Les  Progrh  de  la  Science  Economique,  I,  eh. 
XIV  (mit  vielen  Litte  ratur an  gaben). 

Mo nogr ap hieen:  Knies,  Geld  und  Kredit, 
1873—1879,  2.  Aufl.,  1885.  —  Marx,  Das 
Kapital.  —  Bodhertus,  sämtliche  Schriften, 
insbesondere  nZur  Beleuchtung  der  sozialen 
Fragen,  Berlin  1875,   und  nDas  Kapitale,  I884. 

—  Schdffle,  Kajtitalismus  und  Sozialismus, 
1870.  —  L,  Cossa,  La  nozione  del  Capitale, 
in  den  Saggi  di  Econ.  Pol.,  Milano  1878.  — 
Bicca-Salemo  f  Sidla  teoria  del  Capitale, 
Milano  1877.  —  Vinpfenbaeh,  Das  Kapital 
in  seiner  Kulturbedeutung,  Würzburg  1879.  — 
Kühnastj  Veber  den  rechtlichen  Begriff'  des 
Kapitals,  Beiträge  zur  Erläuterung  des  deutschen 
Hechts,  I8S4.  —  Supino,  II  capitale  neW  orga- 
nismo  economico  e  nelV  econ.  pol.,  Milano  1886. 

—  C,  Menger,  Zur  Theorie  des  Kapitals, 
Jahrb.  /.  Nat.  u.  Stat.,  X.  F.,  Bd.  17.  —  J. 
B,  Clarlc,  Capital  and  its  earnings,  Publi- 
catimis  of  the  American  Economic  Association, 
Bai  1888.  —  Derselbe,  Genesis  of  capital, 
Yale  Review,  November  189S.  —  Patten,    The 

fundamental  idea  of  capitcd,  Quart^-lt/  Journal 
of  Economics,  Januar  1889.  —  Lorift,  Analisi 
dclla    proprietä    capitalistica,     Turin    1889.    — 


Derselbe,  La  Costituzione  Economica  odiema, 
Turin  1899.  —  Wtttelshöfer,  Cnt^suchungen 
über  das  Kapital,  Tübingen  1890.  —  Irving 
Fisher,  What  is  capital  T  Senses  of  capital, 
und  The  role  of  capital  in  Economie  Theory, 
Economic  Journal ^  Dezember  1896,  Juni  und 
Dezember  1897.  —  Böhm^BaicerU,  Kapital 
und  Kapitalzins ;  I.  Bd.:  Geschichte  und  Kritik 
der  Kapitalzinstheorieen,  Innsbruck  1884;  ^1'  -ß«^-.' 
Positive  Theorie  des  KapUah ,  1889  (englische 
Ausgabe  von  W.  Smart,  London  1890  und 
1891).  —  Derselbe ^  Einige  sttnitige  Fragen  der 
Kaj)italstheorie,   Wien  1900. 
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Kapitalrentenstener. 

I.  Allgemeine  Grundsätze.  1.  Be- 
griff und  Einteilung,  Kapital-,  Kapitalrenten-, 
Zin.s-,  Renten-,  Couponsteuer.  2.  Historische 
Entwickelung.  3.  Umfang  der  Steuer;  Steuer- 
objekt, Steuersubjekt.  4.  Abzug,  Steuerfreiheit. 
Steuerfuss.  5.  Anlage,  Einschätzung,  Erhebung. 
II.  Positive  Gesetzgebung.  6.  Preussen. 
7.  Bayern.  8.  Württemberg.  9.  Baden.  10. 
Hessen.  11.  Sachsen.  12.  Oesterreich- Ungarn. 
13.  England,  Frankreich.  Italien.  14.  Russland. 
15.  Sonstige  Staaten.    16.  Schlussbemerkung. 

I.  Allgemeine  Grandsätze. 

1.  Begriff  und  Einteilung,  Kapital-, 
Kapitalrenten-,  Zins-,  Renten-,  Coupon- 
steuer. Unter  den  Ertrags-  und  Objekt- 
steuern nehmen  die  Vermögenssteuern  einen 
hervorragenden  Platz  ein.  Soll  die  Steuer 
nun  von  dem  »erworbenen«  Vermögen,  von 
den  verliehenen  Kapitalien  (Leihkapital), 
von  den  bezogenen  Renten  (Grundrenten, 
Zinsrenten),  mit  einem  Worte  von  dem  Kapi- 
talvermögen und  zwar  nach  Ausscheidung 
des  im  Gewerbe  imd  zur  Arbeit  verwendeten 
Kapitals  (Risiko)  erhoben  werden,  dann  heisst 
sie  Kapitalsteuer. 

Je  nach  der  Erhebung  vom  Kapital  selbst, 
vom  Kapitalvermögen  oder  den  eigentlichen 
Zinsen,  Renten  heisst  sie  Ka})ital-  oder  Kapi- 
talrentensteuer. Wkd  das  Kapital  an  der 
Quelle  erfasst,  d.  h.  wii-d  der  Schuldner  bei 
Ausgabe  von  Wertpapieren  selbst  besteuert 
und  diesem  überlassen,  dem  Gläubiger  bei 
der  Zinszahlung  die  Steuer  in  Abzug  zu 
bringen,  so  heisst  sie  Couj)onsteuer.  Al)er 
auch  der  Rentenertnig  selbst  ist  verschieden," 
\ind  danach  muss  auch  die  Kapital  reu  ten- 
steuer  eingeteilt  werden.  Die  Hauptarten 
der  Leihzinserträgnisse  sind:  a)  aus  ver- 
sicherten und  unvereicherten  Privat-,  Hypo- 
theken-, Faustpfandforderuugeu,  Lombardge- 
scliäften,  verzinslichen  Wechseln,  Schuldver- 
schreibungen, Geschäftsausständen,  Depositen 
bei  Banken  und  dergl:  b)  aus  öffentlichen 
Wertpapieren ,  Staatsschuld  verschreibu ngen , 
Obligationen,  Renteninskriptionen,  Schuldver- 
schreibungen öffentlicher  Korporationen,  Ge- 
meinden,   Erwerbsgesellschaften,   Aktienge- 
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Seilschaften,  Prioritätsobligationen  solcher 
Körperschaften.  Standesherren,  Fabriken, 
Koramanditen  etc.:  c)  Erträge,  Gewinnan- 
teile, Dividenden  aus  Aktien,  Kommanditan- 
teile  von  Kommanditaktiengesellschaften ; 
d)  Leib-,  Zeitrenten  und  annuitätsweise  Ab- 
tragung von  Kapitalsrenten,  bei  denen  das 
Kapital  in  Rentenform  erscheint;  e)  soge- 
nannte versteckte  Zinsen  bei  luiverzinslichen 
Forderungen,  welche  bei  Staatsanleihen  in 
der  Form  von  Lotterieprämien  und  in  Privat- 
verträgen in  der  Form  von  unverzinslichen 
Darlehen,  Kaufschillingsfristen  vorkommen 
lind  die  Rente  in  Kapitalform  ausbezahlt 
winl:  endlich  f)  Gnmdrenten,  Pachtzins, 
Erbzins,  sofern  diese  Renten  als  selbständiges 
Steuerobjekt  erfasst  werden  wollen. 

2,  Hlstoriscbe  Entifickelang^.  Die  Be- 
steuerung des  Kajjitals  und  Renteneinkommens 
geht  auf  ältere  Zeit  zurück,  als  gewöhnlich  an- 
genommen wird.  Schon  Griechenland  und 
Kom  kannten  die  Besteuerung  des  zinsbaren 
Kapitals,  wozu  Geldvorräte  und  Sklaven  ge- 
rechnet wurden.  Die  etrurische  Vermögens- 
steuer (eisphora)  wurde  zu  Zeiten  des  erhöhten 
Staatsbedarfes  mit  einem  Fusse  von  2— o^^  er- 
hoben. Es  bestand  ein  allgemeiner  Vermögens- 
kataster. In  Rom  wurde  mich  der  Verfassung 
von  Servius  TuUius  (206  v.  Chr.)  die  Vermögens- 
steuer nach  dem  Census  reguliert  und  unter 
Kaiser  Augustus  (zur  Zeit  der  Geburt  Christi) 
—  Ev.  Lucä  2,  1  —  die  Steuerreform  nach  dem 
Census  durchgeführt.  Die  diokletianische  capi- 
tatio  erfasste  den  bedeutendsten  Teil  des  antiken 
Kapitals  (Sklaven  und  Vieh),  daneben  aber  auch 
das  Handelskapital.  In  Deutschland  trat 
die  Zins-  und  Vermögenssteuer  in  dem  altdeut- 
schen ^Schoss",  „Losung"  in  vielen  Ländern 
auf.  Als  Reichssteuer  finden  wir  nach  Beschluss 
des  Frankfurter  Reichstages  (1427)  eine  Steuer 
von  allem  Vermögen  der  Laien  über  200  fl., 
je  »afl.  von  der  Summe  von  200— 1000  fl.,  dann 
1  fl.  von  der  höheren  Summe.  Sie  mnsstc  in 
Nürnberg  abgeliefert  werden.  Im  Jahre  1495 
wurde  ebenfalls  eine  Vermögenssteuer  mit  ^a  fl. 
von  500—1000  fl.,  1  fl.  von  1000  fl.  und  da- 
rüber beschlossen.  Der  „gemeine  Pfennig"  wurde 
1542  als  deutsche  Reichssteuer  mit  V2  %  des 
Vermögens  erhoben,  was  in  den  Niederlanden 
als  2008ter  Pfennig,  in  Bamberg  (1420)  als 
fünfzehnter  Pfennig  erscheint.  Nach  Nürn- 
berger Losung  von  1525  und  1702  wurde  der 
sechste  Gulden  von  den  Renten  und  Zinsen 
(16*a**tf)    des  übrigen  Vermögens,    namentlich 


Barschaft,  mit  l*'©  Steuer  bejegt.  Nach  ül- 
mer  Verordnung  von  1709  mit  *;2°/o  a«s  ver- 
liehenem Vermögen,  Regensburg  (1795)  mit 
*:t"o  vom  ausgeliehenen  Kapital  besteuert.  In 
Hessen-Darmstadt  sind  nach  der  Steuerin- 
struktion von  1658  „die  capitalia,  davon  die 
pensioncs  noch  im  Gang  und  genossen  werden", 
und  nach  coliurgischem  Rundschreiben  von  1589 
„das  ausgeliehene  Geld"  mit  Steuer  zu  belegen. 
In  Bayern  verliehen  die  Städte  im  14.  Jahr- 
hundert (1396)  dem  Herzoge  eine  allgemeine 
Vermögenssteuer  vom  zwanzigsten  Pfennig  (5  °  o\ 
im  Anfang  des  16.  Jahrhunderts  eine  Steuer 
von  2*0   von   den  Renten  des  Adels,  4%  von 


der  Geistlichkeit,  l^a^o  von  dem  Vermögen  der 
Gewerbsleute  und  2S^o  von  dem  Werte  des 
beweglichen  Vermögens  der  Bauern.  Nach  dem 
Steueredikte  von  1594  wurden  die  Grundrenten 
der  Stifte  und  Klöster  mit  dem  zehnten  Pfennig 
(wenn  sie  aber  nicht  mit  den  Städten  stimmen, 
dem  sechsten  Pfennig  =  16''8<*o),  die  Bauern 
mit  dem  vierzigsten  Pfennige  vom  Pfunde  = 
16*  8  ^0  belegt.  Die  Beamten  und  Diener  sind 
von  den  Besoldungen  steuerfrei,  aber  sie  be- 
zahlen aus  den  Renten  von  Zehnten,  Zöllen  und 
angelegtem  Gelde  10%.  In  der  Stadt  Mün- 
chen bestimmte  eine  i5 teuer- Verordnung  vom 
Jahre  1606,  dass  Zinsrenten  mit  8  schweren 
Pfennigen  (3* « %),  Hauszinsen  mit  5,  Leibge- 
dinge mit  3  Pfennigen  vom  Gulden  besteuert 
werden  sollten.  Schon  1647  wurde  die  Steuer 
von  10  %  auf  alle  Zinsen,  welche  von  Privaten 
und  Korporationen  und  den  kurfürstlichen  und 
landschaftlichen  Zinszahlämtern  erhoben  wurden, 
ausgedehnt  und  1648  auf  20%  erhöht.  Diese 
Zinsrentensteuer  wurde  aber  nur  zu  Kriegs- 
zwecken und  in  ausserordentlichen  Fällen  er- 
hoben. 1667  trat  eine  Erhöhung  der  Grund- 
rentensteuer ein,  dabei  aber  wurde  bewilligt, 
dass  diese  Abgabe  von  den  Grundlasten  in  Ab- 
zug gebracht  werden  dürfe  (mittelbare  Renten- 
besteuerung). Im  18.  Jahrhundert  bürgerte  sich 
sodann  die  Rentensteuer  als  ständige  Steuer 
ein.  In  Maudaten  von  1771 — 1802  ist  bestimmt, 
dass  die  Pflegegerichte  und  Landsassen  nicht 
allein  von  den  Vormundschaften,  sondern  allen 
geistlichen  und  weltlichen  Personen  von  den 
vorliegenden  Kapitalien  die  Steuer  mit  5,  später 
10%  der  Zinsen  und  Renten  erheben  sollten 
(Zinssteuerverordnung  von  1794).  Auch  die  üb- 
rigen Rentensteueru  wurden  verdoppelt. 

Aehnlich  entwickelte  sich  die  Kapitalbe- 
steuerung in  Sachsen.  Nach  dem  Steueredikte 
von  1481  (Codex  Augusteus)  musste  von  allem 
beweglichen  und  unbeweglichen  Vermögen  jähr- 
lich 1  fl.  von  1000  fl.,  2  Groschen  von  100  fl. 
bezahlt  werden.  Jeder  Mensch  musste  sich  auf 
Gewissen  und  Seelenheil  einschätzen.  Nach  dem 
Edikte  von  1561  sollten  namentlich  alle  werbende 
Barschaft,  Zinsen,  so  ausser  Landes  gehen,  Geld, 
das  ausgeliehen  ist,  alles  werbende  Geld  ausser- 
halb Sachsens  mit  6  Pfennigen  von  jedem  Schock 
Kapitalwert  (1  Schock  =  6  Groschen  =  1  Mark 
Feinsilber)  bezahlt  werden,  was  einer  Steuer 
von  3^2  %  der  Renten  gleichkommt.  Auch  für 
die  Markgrafschaft  Lausitz  war  im  Prager 
Vertrage  (1534)  verordnet,  dass  die  Steuer  nach 
der  Schätzung  des  Vermögens  angelegt  werden 
solle.  Im  Jahre  1628  wurde  die  Steuer  1  fl. 
von  100  fl.  Kapitalwert  des  ausgeliehenen  Ver- 
mögens, werbender  Barschaft  und  Zinsen,  regu- 
liert. Diese  Ren  tenkapi talsteuer  wurde  1660 
aufgehoben  und  1742  die  von  dem  englischen 
Minister  William  Pitt  nachgeahmte  progressive 
Einkommensteuer  eingeführt.  Von  nun  an  hört 
die  Personalsteuer  vom  Kapitalbesitz  und  Ren- 
teneinkommen auf;  nur  vorübergehend  (1813 
bis  1833)  taucht  wieder  eine  besondere  Kapi- 
taliensteuer auf.  Erst  1850  wurde  wieder  eine 
eigentliche  Rentensteuer  eingeführt. 

InOesterreich  entwickelte  sich  aus  der 
'  Türkensteuer  eine  allgemeine  kla>sifizierte  Ver- 
mögenssteuer (1523),  in  Böhmen  war  bei  der 
direkten  Vermögenssteuer  (1527—1534.  1537  bis 
1566)  das   zinstragende  Vermögen,  Erb-,  Kam- 
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merzinseUf  bares  Geld,  Interesse  tragende  Eapi-  | 
talien  besonders  ins  Auge  gefasst.  ! 

In  England  ward  unter  der  Restauration  { 
und  Kegierungszeit  der  letzten  Stuarts  (1660 1 
bis  1668)  —  nachdem   schon  1265  unter  Hein- 1 
rieh  IL  eine  Besteuerung  des  beweglichen  Ver-  ] 
mögens  mit  6  d.  auf  1  £  in  der  Art  versucht  i 
worden  war,  dass  in  dem  ersten  Jahre  2  d.  und 
in  den  folgenden  4  Jahren  je  1  d.  entrichtet 
werden  und  zwar  in  den  Kirchen  in  besonders  | 
aufgestellten  Kästen  bezahlt  werden  sollten  —  | 
eine  ordentliche  direkte  Vermögenssteuer  (Monats- 
anlage) eingeführt,  wobei  die  Leib-  und  andere 
Renten  ausdrücklich  als  Steuerobjekte  benannt 
wurden.    1670  ward  die  Steuer  reformiert  und 
hierbei  die  Steuer  festgesetzt  mit  2  sh.  vom  £ 
aus  Besoldungen,  6  sh.  von  100  £  beweglichen 
Vermögens  und  15  sh.  von  100  £  (also  *'4*^/o) 
Kapital  der  Banken  und  Gläubiger  des  Königs, 
insofern  sie  über  6%  Zinsen  bezogen.    Diese 
^)esondere  Besteuerung  des  Leihkapitals  kehrte 
vor    dem  19.  Jahrhundert   nur  zweimal,    1688 
und  1692,  wieder.  Im  letzten  Jahre  wurden  be- 
sonders   die  Aktionäre    ins  Auge   gefasst    und 
zwar  die  der  ostindischeu  Compagnie  mit  ö^Jq 
des  Ertrages,  der  afrikanischen  C'ompagnie  mit 
1  £   und   der  Hudsonsbay-Compagnie   mit  5  i^  j 
von  jeder  Aktie.  In  den  Jahren  1*701  und  1798 
wurde   mehrmals  der  Versuch  gemacht,   neben ! 
der  Einkommensteuer    von    Handels-    uud  Ge- 1 
werbekapital  6  d.  aufs  £  (2^ .,  %)  von  verzins-  ' 
liehen   Geldanlagen  8   d.  aufs  -^  ilV4%),   von  | 
Leibrenten,  Pensionen  etc.  4  sh.  aufs  £  (20  »^0)1 
der  Jahresrenten  als  Königssteuer  zu  erheben.  I 
Doch  wurden  die  Steuern  immer  nach  kurzem  | 
Bestände  wieder  aufgehoben.    In  Schottland  j 
wurde  schon  viel  früher  eine  Kapitalrentenbe- ' 
Steuerung  versucht.  1621  und  1633  wurden  alle  , 
Zinsen  aus  Schuldscheinen  und  Verschreibungen 
aller  Art  mit  5  und  später  mit  6 '.2  %  besteuert.  | 
Da  damals  der  Zinsfuss  10  %  war,    erachtete  1 
man  die  Steuer  für  zu  gering  und   verlangte  ] 
von  den  10  ^,q  noch  zwei  weitere  für  den  König  1 
(also  im  ganzen  26  V«  ^o)-   1^90  wurde  die  Steuer 
wegen    Undurchführbarkeit    aufgehoben.     Die 
Kapitalrentensteuer  trat  dann  erst  in  der  im 
Jahre     1842     eingeführten     Einkommensteuer 
wieder  auf. 

In  Frankreich  war  bekanntlich  vom  14. 
und  15.  Jahrhundert  angefangen  bis  zum  Ende 
des  Ancien  Regime  die  taille  (talia)  die  Haupt- 
steuer. In  derselben  sind  auch  die  Renten  und 
andere  Einkünfte  besteuert.  Sie  wurde  anfangs 
nicht  regelmässig  erhoben,  sondern  von  den 
Reichsständen  auf  bestimmte  Jahre  und  für  be- 
stimmte Ausgaben  bewilligt.  Erst  Ende  des 
15.  Jahrhunderts  wurden  sie  den  Königen  zur 
Haltung  eines  Soldheeres  definitiv  als  festes 
Steuereinkommen  bewilligt.  (Im  Jahre  1498  war 
sie  mit  1,2  Mill.  £  (gleich  9,564  Hill.  Francs 
heutigen  Geldes  und  68,86  Mill.  Francs  heutigen 
Geldwertes)  in  den  Etats  generaux  eingesetzt.) 
Mit  Patent  von  1775  waren  die  Renten  mit 
5%  belegt. 

In  den  altbrandenburgischeu  Landen 
war  es  die  „Bede",  welche  als  allgemeine  Ver- 
mögenssteuer auf  dem  Lande  nach  dem  Ziuse 
geregelt  war,  der  von  den  Bauernhufen  au  den 
Grundherrn  zu  zahlen  war.  Eine  besondere 
Entwickelung  der  Kapitalbesteuerung  hat  aber 
in  den  preussischen  Landen  nie  stattgefunden. 


3.  Umfanii:  der  Steuer;  Stenerobjekt, 
Steuersubjekt  Je  nach  der  Art  der  Kapi- 
talbesteuerung (§  1)  richtet  sich  auch  der 
Umfang  der  Steuer.  Als  specielle  Ertrags- 
steuer soll  sie  nur  denjenigen  Teil  der  Zin- 
sen aus  vorhandenem  Kapitalvermögen 
treffen,  welcher  nach  Abzug  des  Risiko- 
zinses,  Assekumnzprämie  und  der  Rück- 
zalüungsrente  als  eigentliclier  Zins  erscheint. 
Der  Umfang  muss  deshalb  in  den  Steuerge- 
setzen der  einzelneu  Länder  specifiziert  und 
exemplifiziert  werden,  ist  auch  nach  den 
verschiedenen  Steuergesetzen  ganz  ver- 
schieden. Eigentlicli  soll  derjenige  Teil  des 
Zinses,  welcher  über  den  eigentlichen  Ent- 
gelt der  Kapitalnutzung  (landesübhcher  Zins- 
fuss) liinausgeht,  keine  Steuern  bezahlen. 
Die  Ausscheidung  des  eigentlichen  Zinses 
und  der  landesüblichen  Kapitalnutzung  von 
dem  Risikogewinn  und  Feststellung  des  üb- 
lichen Zinsfusses  ist  deshalb  so  schwer,  weil 
sich  letztei-er  nach  ganz  anderen  Regeln 
richtet  und  von  anderen  Umständen  ab- 
hängig ist  als  von  der  Steuergesetzgebung 
und  weil  das  Risiko  niclit  bloss  den  Dar- 
lehen allein  Eigentümliches  ist.  Jeder  Unter- 
nehraergewinn  in  Handel  und  Gewerbe  ist 
vei-steuert  trotz  des  ihm  anhaftenden  Risikos, 
es  ist  deshalb  auch  bei  riskanten  Wertpa- 
pieren oft  schwer  zu  sagen,  welches  Zins- 
erträgnis der  Besteuerung  unterlieg-en  soll. 
Ebenso  scluvierig  ist  die  Frage  der  Be- 
steuerung der  Leib-  und  Zeitrenten,  bei 
welchen  eine  allmähliche  Zurückzalüung  des 
Kapitals  vorausgesetzt  ist.  Theoretisch 
richtig  ist,  dass  solche  annuitätsweise  rück- 
zahlbaren Kapitalsrenten  eljenso  zu  besteueru 
seien  wie  sonstige  Zirisrenten,  da  bei  dem 
Annuitätskapital  der  Gläubiger  des  Kapitals 
dem  Schuldner  das  Kapital  selbst  hinge- 
geben hat  und  er  nunmehr  Renten  bezieht. 
Praktisch  wird  aber  solchen  Anstalten, 
welche  regelmässig  (leld  gegen  Rückzahlung 
in  Annuitäten  ausleihen,  die  Vergünstigung 
eingeräumt  werden  müssen,  sich  von  ihren 
Schuldnern  die  Steuerl^eiträge  nach  der 
Massgabe  der  wirklichen  Zinsen  abrechnen 
zu  lassen.  Bei  Renteuanstalten  auf  Gegen- 
seitigkeit, bei  welchen  die  Anstalt  das  Risiko 
trägt,  ist  die  Anstalt  die  Vereinigung  der 
Beitragenden  (Gläubiger  und  Schuldner  sind 
liier  identisch),  welche  ihre  Einlagen  und 
die  Zinsen  wieder  nach  statutarischen  Regeln 
unter  sich  verteilen.  Ein  Steuerbeitrag  der 
Rentenempfänger  an  die  Gesellscliaft  wird 
daher  nicht  stattzufinden  haben.  Schwierig- 
keiten bietet  hierdurch  oft  die  Ausscheidung 
des  Geschäftskapitales  —  das  in  dem  Ge- 
werbsunternehinen  arbeitende  Kapital,  das 
mit  der  Erwerbsgewerbesteuer  zu  belegen 
ist  —  von  dem  »ausgeliehenen«  Leihkapital, 
das  allein  mit  der  Kapitalsteuer  gefasst 
werden  darL    Ebenso  unsicher  im  Princip 
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ist  auch  die  Anlage  der  Kapltalrentenstener 
auf  versteckte  Zinsen,  die  entweder  in  un- 
verzinslichen Forderungen  (Kaufschülings- 
fristen  und  dergl.)  oder  in  Prämien-  und 
Liotterieanlehen  des  Staates  oder  anderen 
Korporationen  stecken.  Kichtig  wird  w^ohl 
auch  hier  ein  Erlass  der  versteckten  Zinsen, 
deren  Feststellung  dem  Ermessen  überlassen 
bleiben  muss,  mit  der  Rentensteuer  anzu- 
nehmen sein. 

Die   weitaus   schwierigste   Frage    bleibt 
aber  bei  der  Kapitalrentensteuer  immer  die 
Frage    der   Besteuenmg    der   Aktiengesell- 
achaiten,  der  Erwerbs-  und  Wirtschaftsge- 
nossenschaften.     Die    Dividenden,    welche 
eigentlich   den  Zins   aus   dem   Reinertrage 
darstellen,    unterscheiden    sich    wenig   von 
den    Zinsen    aus    Obligationspapieren    und 
sollten   eigentlich   überall   mit  der  Kapital- 
rentensteuer betroffen  werden,  dagegen  wu-d 
der  sonstige  Rentenertrag  aus  den  in  Ge- 
werben und  Qewerbsuntemehmungen  ange- 
legten   Betriebskapitalien     oder    der    zum 
Zwecke  des  gewerbsml!ssigen  Umsatzes  er- 
worbenen   Wertpapiere    (bei    Banken    und 
Bankiers)  besser  mit  der  Gewerbesteuer  zu 
belegen  sein.     Dass  hier  aber  ein   inniger 
Zusammenhang  zwischen  den  beiden  Steuer- 
arten besteht,   ist  unzweifelhaft.      Von  In- 
teresse ist  die  Einreihung  in  die  eine  oder 
andere  Steuer  selbstverständlich  hauptsäch- 
lich wegen  des  Steuerfusses,    der  bei  der 
Kapitalsteuer  gewöhnlich  höher  ist  als  bei 
der   Gewerbesteuer.     Von   Wichtigkeit   ist 
hier   auch   die   Frage    des  Abzuges   bezw. 
Feststellung  des  Reinertrages,  worüber  unten 
sub  4  zu  handeln  sein  wird. 

Was  das  Steuersubjekt  anbelangt,  so 
unterliegt  keiner  Schwierigkeit  die  Besteue- 
rung jedes  Inländers  aus  den  Renten,  welche 
aus  inländischem  Kapitale  fliessen.  Sch\vie- 
riger  ist  schon  die  Frage  der  Besteuerung 
der  Inländer  aus  Reuten  von  ausländischen 
Quellen  (Kapitalanlagen).  Hier  würde  wohl 
das  richtigste  sein,  diese  Renten  nach  Abzug 
der  im  Auslande  etwa  bezahlten  Steuern 
im  Inlande  zur  Besteuerung  heranzuziehen, 
selbst  auf  die  Gefahr  hin,  eine  Doppelbe- 
steuerung vorzunehmen,  da  es  mangels  von 
Staatsverträgen  Sache  des  fi-emden  Staates 
ist,  diese  Renten  freizulassen  bezw^.  die 
Steuer  abziehen  zu  lassen.  Ist  ja  doch 
jede  Kapitalsteuer,  selbst  wenn  sie  Ertrags- 
oder Objektsteuer  ist,  eine  Personalsteuer, 
der  jeder  im  Inlande  wohnende  Rentenbe- 
zieher mit  seinen  gesamten  Renten  unter- 
worfen sein  soll.  Der  im  Auslande  wohnende 
Staatsangehörige  wird  mir  mit  den  aus  dem 
Inlande  stammenden  Kapitalrenten  durch 
Steuer  herangezogen  werden  können.  Aus- 
länder, welche  im  Inlande  wohnen  und  hier 
ihre  Renten  geniessen,  werden  auch  für 
ihren   sämtlichen  Rentenbesitz  im   Inlande 


zur  Kapitalsteuer  herangezogen  werden 
müssen,  da  sich,  >^ie  bemerkt,  die  Personal- 
besteuerung niu*  nach  dem  Wohnorte  des 
Rentenbesitzers  richten  kann. 

Anders  liegt  die  Sache,  wenn  nicht  der 
Rentenbesitzer  mit  dem  Rentenertrage,  son- 
dern wenn  das  Kapital  an  der  Quelle  be- 
steuert wird  (C  0  u  p  o  n  s  t  e  u  e  r).  Hier  richtet 
sich  die  Besteuerung  nicht  nach  dem  Wohn- 
orte des  Rentenbesitzei'S,  sondern  dem 
Schuldner  des  Darlehnsgescliäftes.  Diese 
nacli  englischem  Vorbilde  geschaftene  und 
in  vielen  Ländern  eingeführte  Zinscoupou- 
steuer,  welche  die  Rente  in  Form  einer 
vom  Schuldner  vorschussweise  zu  erhebenden 
Steuer  erfasst,  hat  allerdings  den  Vorzug 
einfachen  und  sicheren  Verfahrens  und  er- 
möglicht ohne  Mühe  die  Heranziehung  aus- 
ländischer Besitzer,  inländischer  Effekten. 
Gegen  sie  spricht  aber,  dass  die  Renten  von 
Kapitalsanlagen  im  Auslande  sich  der  Be- 
steuerung meistens  entziehen  können,  wenn 
sie  nicht  mit  der  Rentensteuer  vereinigt 
wird.  Dadurch  besteht  Gefahr,  dass  das 
Kapital  sich  von  inländischen  Anlagen  zu- 
rückzieht und  im  Auslande  Verwertung 
sucht.  Auch  darf  sie  nie  zu  hoch  sein,  da- 
mit nicht  die  Wertpapiere  im  Kurs  gedrückt 
werden,  in  welchem  Falle  meist  der  Staat 
selbst  die  Steuern  tragen  müsste,  was 
wieder  dazu  führt  und  geführt  hat,  für  ein- 
zelne Staatsanleihen  Steuerfreiheit  zu  ge- 
währen, ein  mit  Rücksicht  auf  die  Anlage- 
fähigkeit des  Privatkapitals,  des  Staatskredits 
und  der  Steuergerechtigkeit  immerhin  be- 
denkliches Mittel. 

4.  Abzug.  Steuerfreiheit.  Steuerfuss. 
Eine  grosse  Rolle  für  Festsetzung  des  Ren- 
tenerträgnisses spielt  die  Frage,  was  an  den 
Renten  (Zins)  etwa  zu  zalüende  Schuld- 
zinsen und.  andere  auf  den  Renten  lastende 
Ijasten  dem  Rentenbesitzer  in  Abzug  ge- 
bracht werden  düiien.  Diese  Frage  ist  in 
den  Steuergesetzen  verschieden  beantwortet. 
Win  die  Kapitalrentensteuer  eine  Ertrag-s- 
sleuer  sein  und  ist  sie  in  einem  Staate 
einem  Ertragssteuersystem  eingefügt,  so 
wird  der  Abzug  principieU  unzulässig  er- 
scheinen und  —  ist  er  gestattet  —  die 
Forderung  der  Abzugszulässigkeit  auch  bei 
den  übrigen  Steuern  unterstützen,  denn  es 
ist  in  steuerrechtlicher  Beziehung  doch  kein 
ünterscliied,  ob  ich  die  Wertpapiere  im 
Kasten  liegen  habe  oder  in  Grund  und 
Boden,  insbesondere  im  Hausbesitz  in 
grösseren  Städten  —  eine  beliebte  Kapital- 
anlage —  anlege.  Anders  ist  die  Irage 
aus  Büligkeitsgründen  oder  bei  Durchführung 
des  Einkommensteuerprincips  zu  betreiben. 
Nicht  ausser  Auge  zu  lassen  ist  immerhin 
die  Thatsache,  dass  bei  Nichtgewährung 
des  Schuldzinsenabzuges  die  Zinsen  doppelt 
und     zwar    mit     derselben    Steuer    beim 
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Schuldner  und  beim  Gläubiger  belegt  sind. 
Die  Frage  des  Schuldenabzuges  ist  insbe- 
sondere bei  der  Besteuerung  der  Erwerbs^ 
und  Aktiengesellschaften  sowie  der  Banken 
in  der  Praxis  ungemein  schwer  zu  beant- 
worten ;  es  würde  zu  weit  führen,  hier  diese 
Frage  eingehend  zu  besprechen. 

Steuerfreiheiten  sollen  bei  der 
Kapitalrentensteucr  nach  der  Natur  der  Er- 
tragssteuer möglichst  beschränkt  sein.  Kleine 
Renten  können  steuerfrei  bleiben,  was  seinen 
Grund  in  der  proportioneilen  Progression 
der  Steuer  hat;  ebenso  Anstalten  und  Kor- 
porationen, die  nur  der  Erziehung  und 
Wohlthätigkeit  leben. 

Den  Steuerfuss  betreffend  wird  wohl 
als  richtig  anerkannt  werden  müssen,  dass 
derselbe  höher  sein  darf  und  soll  als  bei 
der  Grund-  imd  Haussteuer  imd  auch  bei 
der  Gewerbe-  und  Einkommensteuer,  weil 
einerseits  die  Steuerkraft  eines  Rentenbe- 
sitzers überhaupt  eine  höhere  ist  und  anderer- 
seits weil  das  sogenannte  fundierte  Ein- 
kommen eine  höhere  Belastung  verträgt  als 
das  unfundierte.  Aber  doch  rauss  mit  der 
nötigen  Zurückhaltung  vorgegangen  werden, 
weil  nicht  bloss  die  Äapitalrentensteuer  auf 
gewisse  Schulden  überwälzt  werden  kann, 
und  dann  doppelt  lästig  wirkt,  sondern  weil 
immer  die  Gefahr  besteht,  dass  das  Kapital 
sich  dem  Auslande  zuwende. 

Eingehende  Bedenken  bei  den  gesetz- 
gebenden Faktoren  hat  auch  die  Frage  um- 
fasst,  ob  gegen  die  mögliche  Steuerüber- 
wälzung vom  Renten  besitzer  auf  den 
Gläubiger  gesetzliche  Kautelen  gegeben 
werden  müssten.  Man  hat  auch  in  einigen 
Staaten  die  Ueberwälzung  mit  Strafe  be- 
droht und  Verträge,  welche  eine  solche  Ab- 
wälzung beabsichtigen,  als  nichtig  erklärt; 
allein  bei  der  Couponbesteuerung  wird 
principiell  der  Schuldner  besteuert,  wobei 
sich  der  Rentenbesitzer  bei  der  Zinszalilung 
die  Steuer  höchstens  in  Abzug  bringen 
lassen  muss. 

5.  Anlage,  Einschätzung,  Erhebung. 
Die  Anlage  hat  fast  überall  zu  ei-folgen  auf 
Grund  von  Selbstfassionen,  wobei  der  De- 
klarationszwang mit  strafrechtlichen  Kon- 
trollen umgeben  ist.  Hierbei  übt  Oeffent- 
lichkoit  der  Steuerlistcn,  eidliche  Angabe 
des  Pflichtigen  —  nach  früherem  badischen 
Gesetze  —  Kontrolle  bei  Erbschaftsfällen, 
amtliche  Mitteilung,  hohe  Hinterziohungs- 
und  Ordnungsstrafen  den  besten  Einfluss. 
In  neuerer  Zeit  wird  eine  Meldung  aber 
auch  des  Schuldners  (Staatssehuklbücher, 
Wertpapiere  auf  Namen,  Schnldenabzugs- 
register,  Kapitalienregister,  Angabe  der  Pri- 
vat^schuldverschreibungen,  Registrierungs- 
zwang für  die  Gläubiger,  ja  selbst  Meldan- 
gabe bei  Dejjositen,  Kassenabzüge  für  Steuern 
der   Einleger)    von    der   Finanzwissenschaft 


gefonlert.    Allein   in   dieser  Beziehung   ist 
mit  einiger  Vorsicht  vorangehen. 

Auf  Grund  dieser  Deklaration  und  auch 
ohne  sie  wird  die  steuerbai-e  Rente  durch 
eine  aus  bürgerlichen  Elementen  als  Kon- 
troli-,  Steuer-  und  Instanzkommission,  in 
denen  der  Fiskus  durch  eigene  Organe 
(Staatsanwälte,  Vertreter,  Steuerinspektor) 
vertreten  sein  muss,  festgesetzt.  Die  Er- 
hebung liat  mit  den  anderen  Personalsteuern 
durch  die  Steuerbehöixlen  zu  erfolgen. 

II.  Positive  Gesetzgebung. 

6.  Preussen.  In  PreuSvSen  besteht  eine 
eigene  Kapitalrentensteuer  nicht  Das  mobile 
Leihkapital  ist  in  dem  Einkommensteuer- 
gesetz, soweit  es  überhaupt  erfasst  w^ird, 
getroffen.  Sowohl  nach  den  früheren  Ein- 
kommensteuergesetzen als  nach  dem  G.  v. 
24.  Juni  1891  und  der  Ausfülirungsan- 
weisung  vom  5.  August  1891  §§  7  und  62 
bezw\  Art.  7 — 9  imferliegt  der  länkommen- 
steuer  alles  Einkommen  aus  Kapitalvermögen, 
als  Zinsen,  Renten  und  geldwerte  Vorteile 
aus  Kapitalien  jeder  Art,  soweit  diese  Be- 
züge nicht  bei  Landwirtschaft-,  Handel-  und 
Gewerbetreibenden  behufs  Ausmittelung  des 
steuerpflichtigen  Einkommens  aus  Grund- 
vermögen, Pachtungen,  Handel  oder  Gewerbe 
als  Teüe  des  Geschäftsertrages  in  Rechnung 
zu  bringen  sind.  Insbesondere  sind  aufge- 
führt ausser  Zinsen  und  Renten  aus  Kapi- 
talforderungen die  Dividenden,  Zinsen,  Aus- 
beuten imd  Gewinnanteile  von  Aktiengesell- 
schaften, Kommandit-,  Erwerbs-  und  Wirt- 
schaftsgenossenschaften, Zinsen,  w^elche  in 
unverzinslichen  Forderungen  stecken  und 
vereinnahmte  Gewinne  aus  den  zu  Speku- 
lation sz  wecken  unternommenen  Veräusse- 
rungeu  von  \Vertpai)ieren  imd  Forderungen 
abzüglich  der  Verluste»  bei  diesen  Geschäften. 
Es  macht  bei  der  Einkommensteuer  keinen 
Untei-schied,  ob  das  Kapital,  aus  welchem 
die  Renten  fliessen,  in  Preussen  oder  in 
einem  anderen  Bundesstaate  oder  im  Aus- 
lande angelegt  ist.  Als  landesüblicher  Zins- 
fuss  ist  4  '^/o  erklärt,  Dividenden  und  dergi. 
werden  nach  dem  Stande  der  Steuererkläi-ung 
imd  im  Durchschnittsertrage  der  letzten  2 
bezw.  S  Jahre  berechnet.  Der  Steuerfuss 
bewegt  sich  in  Klassen  von  900  Mark  Renten 
angefangen  mit  ^^^  o/o  bis  3  ^/o  bei  10000 
Mark  Einkommen  und  mehi-  und  steigt  bei 
höheren  Einkommen  bis  4  ^.'o.  (Vgl.  d.  Art. 
Einkommensteuer  in  Deutschland 
oben  Bd.  III  S.  383  ff.) 

Der  wiederholte,  insbesondere  im  Jahre 
1884  erneuerte  Vei-such,  eine  Kapital renten- 
steuer  als  Ertragssteuer  einzuführen,  scheiterte 
bisher  trotz  wärmster  Befürwortung. 

Erst  durch  die  sogen.  Ergänzungssteuer 
vom  14.  Juli  1893  §§  7  ff.  wurde  auch  das 
Kapitalvermögen  (Bargeld,    verzinsliche  und 
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unverzinsliche  Forderungen,  Aktien-  und  An- 
teilscheine, Teil-  imd  sonstige  Renten)  der 
l>esonderen  Steuer  unterworfen.  Als  Abzug 
bei  Berechnimg  des  Aktivvermögens  hat 
zu  gelten  der  bchuldenstand  an  dinglichen 
und  persönlichen  Kapitalschulden  mit  Aus- 
nahme der  Haushaitungsschulden.  Der 
Steuersatz  ist  progressiv,  die  Veranlagung 
geschieht  auf  der  Grundlage  für  die  Ver- 
anlagung der  Einkommensteuer.  Höchste 
Instanz  bildet  das  Oberverwaltungsgericht. 
Das  weitere  siehe  im  Artikel  Einkom- 
mensteuer a,  a.  0. 

7«  Bayern.  Am  Anfange  dieses  Jahr- 
hunderts —  im  Jahre  1809  —  wurden  in  Bayern 
alle  bisher  bestandenen  Personalsteuem  aufge- 
hoben und  an  ihre  Stelle  trat  das  „Familien- 
schutzgeld",  eine  Klassensteuer,  welche  in  Ziffer 
4  auch  eine  sehr  schonende  Kapitalrentensteuer 
in  sich  begriff.  Dazu  kam  im  Jahre  1813  eine 
monatliche  Personalkriegssteuer,  welche  in  der 
III.  Erlasse  die  Renten besitzer  in  16  Unter- 
klassen behandelte  und  sie  mit  V«  %  der  Rente, 
über  50000  fl.  Renten  aber  mit  weniger  belegte, 
einen  Schuldzinsabzug  aber  nicht  gestattete! 
Im  Jahre  1814  wurden  Schutzgeld  imd  Kriegs- 
steuer aufgehoben  und  eine  „allgemeine  Fa- 
miliensteuer" auf  Grundlage  des  Schutzgeldes 
eingeführt.  Die  VI.  Klasse  enthielt  eine  Kapi- 
talrentensteuer, aber  sehr  unansgebildet.  Neben 
der  Familiensteuer  waren  nur  Grund-,  Haus-, 
Gefälle-  und  Gewerbesteuer  eingeführt.  Eine 
besondere  ßestenerung  des  pers()nlichen  Er- 
werbes und  der  Renten  blieb  ans. 

Erst  das  Jahr  1848  zeitigte  eine  ToUstäudige 
Umwälzung.    Die  Re^erung  legte  einen  Ent- 
wurf von   nur   9  Artikeln   vor,   nach   dem  die 
Darlehnsfordenmgen  aller  Art  und  Aktien  einer 
Steuer  von  3  Kreuzer  vom  Gulden  (5  % }  unter- 
worfen 8ein,Wohlthätigkeitsan8talten  derStaaten, 
Ban^eschäfte  und  Sparkassen  frei  bleiben  sollten. 
Der  Pflichtige  sollte  „auf  Ehre  und  Gewissen" 
Zitieren,    ein  Ausschuss    die   Steuer  festsetzen. 
Der  Gesetzentwurf  wurde  bald  umgeändert,  der 
Steuerfuss   auf  2  Kreuzer  (^V«  %)   erniedrigt, 
der  Abzug  von  Passivzinsen  gestattet,  Steuer- 
freiheit  auf  Kultusstiftungen   ausgedehnt  und 
ein  Stenerminimum  von  1000  Gulden  freigelassen. 
Der  Stenerertrag  war  minimal.    498474  Gulden 
entsprachen  einem  Rentenertrage  von   15  und 
einem  Kapital  von  335  Millionen  Gulden.  Schon 
am  11.  Juli  1850  wurde  ein  neues  Gesetz,  eine 
Vereinigung  des  Einkommen-  und  Kapitalrenten- 
steuer^setzes  sanktioniert,  in  dem  der  Grund- 
satz emer  progressiven  Einkommensteuer  zur 
Geltimg  gebracht  wurde.    Der  Ertrag  —  ins- 
besondere mit  Rücksicht  auf  das  englische  Ein- 
kommensteuergesetz —  blieb  wieder  hinter  den 
Erwartungen    zurück.     Dieses    Gesetz    wurde 
durch  ein  neues,  infolge  Aufhebung  des  formell 
verbundenen     Einkommensteuergesetzes      not- 
wendig   gewordenes    Kapitalrentensteuergesetz 
vom  31.  Mai  1856  ersetzt,   das   einen  progres- 
siven Steuerfuss  von  1— 3°/o  von  den  Renten 
einführte:  der  Abzug  der  Passivzinsen  wurde 
gestattet.  Der  finanzielle  Ertrag  war  nicht  un- 
ßJlMtig.    Erstieg  im  Jahre  1858/59  auf  850000 
Gulden,  was  bei  einem  durchschnittlichen  Steuer- 
fusae  von  2%  einer  Rente   von  32  MiUionen 


und  diese  bei  4%  Zins  einem  Kapital  von  800 
Millionen  Gulden  entspricht. 

Mit  G.  V.  19.  Mai  1881  wurde  sodann 
dieses  Gesetz,  auf  der  bisherigen  Grundlage 
verbleibend,  i-evidiert  und  mit  Deklaration 
vom  21.  April  1884  der  Ki^eis  der  Steuer- 
befreiungen erweitert. 

Nach  diesen  Gesetzen  sind  in  Bayern 
alle  Zinsen-  und  Renten  aus  Reichs-  und 
Staatsanlehen  deutscher  und  ausserdeutscher 
Staaten,  Anlehen  der  Gemeinden  und  öffent- 
lichen Verbände,  Zinsen  jeder  Art  von  Kapi- 
tahen,  veraicherten  und  nichtVersicherten, 
HinterleguDgsgeldern,  Vorschüssen,  Hand- 
scheinsforderungen, Dividenden  und  Aktien 
oder  Geschäftsanteilen  von  Unternehmungen 
jeder  Art,  Aktiengesellschaften,  Erwerbs- 
nnd  Wirtschaftsgenossenschaften,  ohne  Rück- 
sicht darauf,  ob  das  Cnternehmen  in  Bayern 
oder  sonstwo  einer  anderen  Steuer  unter- 
liegt, Zinsen  von  unverzinslichen  Zielforde- 
rungen, Wechseln  und  anderen  Kapitalsforde- 
rungen der  Kapitalrentensteuer  unterworfen. 
Ausgeschlossen  sind  die  Zeitrenten,  welche 
der  geringeren  Einkommensteuer  imterworfen 
sind.  Der  Steuerfuss  ist  progressiv  nach 
Klassen  von  IV2  %  bei  einer  Jahresrente 
von  40  Mark  angefangen  bis  zu  3V2  ®/o  von 
einer  Rente  über  1000  Mark.  Kapitali-enten, 
welche  schwankend  sind,  werden  mit  3  ®/o 
des  Nennwertes  der  Kapitalforderung  be- 
rechnet. Das  jeweilige  Finanzgesetz  be- 
stimmt Zu-  und  Abschläge;  z.  B.  besteht 
ein  Zuschlag  von  1  Pfennig  pro  ^Mark  der 
Steuer.  Steuerfrei  sind  ausser  dem  Staate 
Wohlthätigkeits-  und  ünterrichtsanstalten 
und  Stiftungen,  unvermögende  Kultusstif- 
tungen, Grenossenschaften  mit  fremdem  Ka- 
pital, insofern  der  Rentenertrag  von  den 
Teilnehmern  versteuert  wird,  der  Rentener- 
ti-ag  aus  den  in  Gewerben  angelegten  Be- 
triebs kapitalien,  nicht  aber  die  im  Gewerbe 
angelegten  dauernden  Kapitalsanlagen,  er- 
werbsunfähige Personen  und  Witwen  sowie 
minderjälmge  Waisen  mit  Renten  von  unter 
200  bezw.  500  Mark.  Als  Abzugsposten 
dürfen  in  Abzug  gebracht  werden  alle  von 
den  Steuerpflichtigen  zu  zahlenden  Passiv- 
zinsen und  die  auf  den  Renten  ruhenden 
privatrechtlichen  Lasten.  Die  Steuer  wird 
von  den  Rentenbesitzern  bezahlt,  eine  ver- 
tragsmässige  üebernalmie  dm-ch  den  Schuld- 
ner ist  imgiltig.  Der  Steuerpflicht  sind 
unterworfen  alle  Staatsangohurigen ;  haben 
sie  ausser  Bayeni  in  Deutscliland  den  Wohn- 
sitz, unter  Berücksichtigung  des  Reichsge- 
setzes v.  13.  Mai  1870  über  Dopf»elbesteue- 
rung,  wohnen  sie  im  Auslande  (ausser 
Deutschland),  mit  den  »aus  Bayern  bezogenen 
Renten«.  Nichtbayern,  welche  einem  Staate 
in  Deutschland  angehöi-eu  und  in  Bayern 
wohnen,  sind  ebenfalls  der  Steuer  unter  Be- 
rücksichtigung     des      Doppelsteuergesetzes 
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unterworfen:  sonstige  Ausländer  mit  jenen 
Renten,  welche  sie  ans  Bayern  beziehen. 

Jeder  Steuerpflichtige  muss  bei  der  Ge- 
meindebehörde fatieren  und  Abzugsposten 
deklarieren,  die  Steuerfestsetzung  erfolgt  in 
einem  Ausschusse,  welcher  von  vier  aus 
dem  Steuerbezirke  gewählten  und  einem 
fünften  von  der  Gemeindeverwaltung  be- 
stimmten Mitgliede  imter  dem  Vorsitze  des 
Verwaltungsbeamten  gebildet  wird.  Der 
Steuerbeamte  fungiert  als  Staatsanwalt. 
Alle  Staats-  und  Gemeindebehörden  sowie 
Notare  sind  verpflichtet,  Aufschlüsse  zu  er- 
teilen. Die  Einsteuenmg  sowie  die  Verhfind- 
lungen  sind  geheim.  Gegen  die  Festsetzung 
der  Rente  durch  den  Steuerausschuss  steht 
dem  Pflichtigen  und  dem  Staatsan\valte 
Berufung  zu  einer  Steuerberufungskommis- 
sion zu,  welche  aus  dem  obereten  Verwal- 
tungsbeamten eines  Regierungsbezirks  (Präsi- 
denten), fünf  bürgerlichen  Beisitzern  und 
zwei  vom  Finanzministerium  ernannten  (ge- 
wöhnlich rechtskundigen)  Mitgliedern  ge- 
bildet ist.  Das  Finanzministerium  oixlnet 
einen  Finanzbeamten  als  Staatsanwalt  ab. 
Die  Besclüüsse  der  Berufungskommission 
sind  inappeUabel,  doch  hat  das  Finanz- 
ministerium das  Recht,  bei  unrichtiger  Ge- 
setzesanwendung zimi  Nachteile  des  Steuer- 
pflichtigen ganz  oder  teilweise  nachzulassen. 
Die  Steuerperiode  dauert  2  Jahre.  Aende- 
rungen  werden  mit  dem  nächsten  Steuer- 
ziele vom  Rentamte  berücksichtigt,  wenn  die 
Mehrung  100  Mark  tibersteigt.  Die  desfall- 
sigen  Aenderungen  müssen  auf  Verlangen 
des  Pflichtigen  dem  nächsten  Steueraus- 
schusse zur  Prüfung  vorgelegt  werden. 
Wegen  Nicht-  oder  unrichtiger  Fassion 
treten  Ordnungs-  und  Hinterziehungsgeld- 
strafen ein.  Letztere  können  bis  zum  zwan- 
zigfachen Betrage  derjenigen  Jahressteuern 
ausgesprochen  werden,  dei-en  Hinterziehung 
unternommen  wiu-de.  In  Verlassenschafts- 
fällen haben  alle  beteiligten  Gerichte  und 
Behörden,  Hinterbliebenen  und  Vormünder 
Anzeige  zu  erstatten. 

Der  Erti-ag  der  Steuer,  welcher  im  Jahre 
1890  auf  3800000  Mark  stieg,  wurde  haupt- 
sächlich dadurch  gehoben,  dass  der  bayerische 
Finauzminister  schon  zweimal  einen  sogen. 
»Generalpardon«  erliess,  d.  h.  von  allen 
Hinterziehungsstrafen  Umgang  nahm,  wenn 
bis  zu  einem  gewissen  Zeitpunkte  neu,  d.  h. 
ohne  Ausweis  der  Rentenmehrung  neu  fa- 
tiert  wurde. 

Diu-ch  die  Revision  des  Gesetzes  über 
die  drei  direkten  Steuern  (Einkommen-,  Ka- 
pitalrenten- und  Gewerbesteuer)  in  dem  G. 
V.  9.  Juni  1899  wurde  auch  das  Kapital- 
rentensteuergesetz  einer  einschneidenden  Re- 
vision unterzogen.  Neben  den  allen  drei 
Steuergesetzen  gemeinsamen  Verbesse- 
rmigen  (Schaffung  einer  Oberberufungskom- 


mission als  dritter  Instanz,  Verbesseniug- 
des  Verfallrens  in  allen  Instanzen,  Erweite- 
rung der  Befugnisse  der  Einsteuerungsbe- 
hönlen,  Verschärfung  der  Strafmittel,  Aus- 
dehnung der  Steuerpflicht  auf  Ausländei-, 
genaue  Voi-schriften  über  die  Steueraus- 
scheidimg bei  mehreren  Wohnsitzen  sowie  für 
die  Gemeindeumlagenerhebung  —  s.  d.  Art. 
Gewerbesteuer  oben  Bd.  IV  S.  535 ff.  — ) 
wurde  in  dem  neuen  Gesetz  zunächst  Steuer- 
freiheit für  Kapitalrenten  imter  70  Mark  ge- 
währt, eine  E^^^'eiterung  der  Ermässigimgs- 
und  Befi-eiungsbesteuerungeu  überhaupt  vor- 
genommen, z.  B.  Steuerljefreiungen  für  land- 
wirtschaftliche Genossenschaften,  Herab- 
setzung der  Steuer  auf  die  Hälfte,  wenn  der 
Kapitalrentenbesitzer  unter  2000  Mark  Rente 
und  sonst  kein  anderes  Einkommen  besitzt. 
Der  Satz  der  Kapitalrentensteuer  wurde  mit 
1^  2  ^'0  von  70 — 100  Mark  Rente  ansteigend 
bis  4  ®/0  bei  einer  Rente  von  melir  als 
100000  Mark  fixiert,  dabei  den  bisherigen 
Klassensätzen  ein  neuer  mit  3^/4  ®/o  bei  einer 
Rente  von  30000—100000  ^lark  eingefügt 

Der  sogenannte  »Generaljiaixionc  wurde 
mit  Finanzministerialentschliessung  vom  24. 
August  1899  erneuert. 

S.Württemberg.  In  Württemberg  wurde 
dui-ch  eine  Vei-oi-dnung  vom  Jahre  1810  von 
verzinslichem  Kapitalvermögen  eine 
Steuer  von  ^  2  ^.'0  des  Kapitals  ohne  Rück- 
sicht auf  die  Höhe  des  Zinsfusses  und  olme 
Abzug  der  Schulden  gefoi-dert.  Nach  einer 
vonibergehenden  allgemeinen  Vermögens- 
steuer folgte  im  Jalire  1821  in  Verbindung 
mit  der  Besteuerung  von  Besoldungen  ein 
neues  Kapitalsteuergesetz,  wonach  ^  3  ^/o  der 
Steuer  den  Steuerfuss  büdete.  1836  wurde 
er  auf  V  u  <>/o  herabgesetzt,  1849  wieder  auf 
1/4  ^/o  erhöht.  Der  Ertrag  war  unbefriedigend, 
hauptsächlich  infolge  der  vielen  Steuerbe- 
freiungen. Das  steuerpflichtige  Vermögen 
betrug  1849  niu:  235  Millionen  Gulden  oder 
134^/4  Gulden  auf  den  Kopf  (in  Bayern  in 
iliesem  Jahre  82^/4  Giüden,  in  Baden  144 
Gvüden).  Im  Jalire  1852  kam  dann  eine  durch- 
greifende Reform.  Die  Realsteuern  blieben 
noch  unverändert  (erst  durch  das  G.  v.  28. 
April  1873  wurde  auch  die  Grund-,  Ge- 
bäude- und  Gewerbesteuer  reformiert),  da- 
gegen mit  G.  V.  19.  September  1853  die 
Personalsteuer  —  specieUe  Einkommen- und 
Kapitalsteuer  —  re^'idiert.  Dieses  Gesetz 
mit  einigen  Abänderungen  (G.  v.  13.  Juni 
1883)  bildet  noch  heute  die  Grundlage. 
Steuerpflichtig  ist  das  gesamte  Kapitalver- 
mögen, unverzinsliche  Forderungen  und  An- 
lehenslose,  auch  Leib-  und  andere  Zeit- 
renten, Ai)anagen,  Alterspensionen,  Präben- 
den,  Aktienerträgnisse  (Dividenden),  nur  in- 
sofern, als  sie  nicht  der  Gewerbesteuer 
unterliegen.  Abzüge  von  Passivzinsen  sind 
nicht    gestattet.      Steuerfrei    sind    die    als 
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Diensteinkommen  bezogenen  Kapitalrenten, 
ebenso  Kapitalrenten  aus  dem  Auslande, 
Ausländer  mit  den  aus  Württemberg  be- 
zogenen Renten  sind  steuerpflichtig.  Die 
Steuer  wird  von  der  Finanzbehörde  festge- 
setzt und  in  Prozenten  der  Renten  (nicht 
in  Klassen  erhoben.  Das  Finanzgesetz  be- 
stimmt den  Steuersatz  z.  Z.  4,8  °/o  von  100 
Mark  Renten.  Die  Steuerbehörde  ist  befugt, 
von  den  Ortsbehörden,  Dienstherren  etc. 
Auskunft  zu  verlangen,  woraus  sich  ein  sehr 
gründliches  Inquisitionsverfahren  entwickelt 
hat.  Die  Strafbestimmungen  sind  ziemlich 
scharf. 

Seit  dem  Jahre  1895  steht  auch  in 
Württemberg  die  Frage  einer  ergänzenden 
allgemeinen  Einkommensteuer  im 
Vordergnmde  der  gesetzgeberischen  Behand- 
lung. Mit  dieser  Steuer  sollen  alle  Ertrags- 
steuem,  auch  die  Kapitalrentensteuer  im  er- 
mässigenden  Sinne  umgebildet  werden. 
(Vgl.  Druckschrift  betr.  die  Weiterbildung 
der  direkten  Steuern.  Yerh.  der  württem- 
bergischen Kammer  der  Abgeordneten  1895 
Beilage  30  u.  d.  Art.  Einkommensteuer 
oben  Bd.  IE  S.  381  ff.) 

9«  Baden.  Bald  nach  Bildung  des  Gross- 
herzogtoms  Baden  im  ersten  Jahrzehnt  des 
19.  Jahrhunderts  wurde  eine  durchgreifende 
Befonn  der  direkten  Steuern  vorgenommen. 
Mit  Aufhebung  der  bisherigen  „Schätzungen"' 
wurden  die  drei  Ertragssteuern :  Grund-,  Häuser- 
und  Gewerbesteuer  durch  G.G.  v.  20.  Juli  1810, 
18.  September  1810  und  8.  April  1815  eingeführt 
und  reformiert.  Dazu  kam  mit  G.  v.  31.  Ok- 
tober 1820  die  Klassensteuer,  d.  h.  eine  Steuer 
Tom  Einkommen  aus  Staats-  und  öfifentlichen 
Diensten,  welche  Steuer  im  G.  v.  20.  Jnli  1837 
weiter  ausgebildet  wurde.  Zuletzt  wurde  die 
noch  fehlende  Besteuerung  der  Kapitah-enten 
hinzugefügt,    nachdem    schon    früher    vortiber- 

fehend  eme  ausserordentliche  Besteuerung  der 
Apitalrenten  (als  Kriegssteuer)  mit  5®/o  der 
Rente  ausgeschrieben  war.  Nach  längeren  Ver- 
handlungen kam  das  G.  v.  4.  Juli  1848  zu 
Stande,  wonach  der  Kapital  wert  der  Zinsen 
und  Eentenbezüge  mit  6  Kreuzern  von  100  fl. 
Steuerkapital  zu  versteuern  war,  soweit  die  Be- 
züge nicht  mit  den  anderen  Ertra^steuem  be- 
legt waren.  Das  Stammkapital  hildete  ohne 
Bücksicht  auf  Zinsfuss  das  Steuerkapital  j  bei 
unverzinslichen  Kapitalforderungen  und  Ziel- 
renten der  durch  Abrechnung  der  4prozentigen 
Zwischenzinsen  sich  berechnende  Kapitalswert, 
Leibrenten  im  8-  bezw.  25  fachen  Betrage.  Zum 
Abzug  waren  nur  die  durch  faustpfändliche 
Hinterlegung  von  Wertpapieren  versicherten 
Schulden  zugelassen. 

Nach  dem  badischen  Aufstande  wurde  das 
Kapitalsteuerfifesetz  gründlich  revidiert  und  am 
30.  März  1850  ein  neues  Gesetz  publiziert,  in 
dem  das  Renteneinkommen  mehr  berücksichtigt, 
die  Ausländer,  welche  des  Erwerbes  wegen  im 
Lande  wohnten,  der  Steuer  unterworfen,  der 
Abzug  der  Passivzinsen  erweitert  und  das 
Steuerkapital  nur  bei  mindestens  4prozentiger 
Yerzinsung  dem  Nennwerte  der  Kapitalforde- 
■     Handwörterbuch  der  StaatswissenBchaften.    Zweite 


rung,  sonst  dem  25  fachen  Betrage  der  Jahres- 
zinsen gleichgesetzt  wurde. 

Am  7.  April  1860  wurde  ein  umge- 
arbeitetes Kapitalsteuergesetz,  jedoch  auf 
Grundlage  des  früheren,  publiziert;  aber 
schon  nach  14  Jahren  -wurde  auch  dieses 
Gesetz  wieder  revidiert  und  am  29.  Juni 
1874  ein  neues  Gesetz  eingeführt,  in  dem 
die  Kapitalsteuer  in  eine  Kentensteuer 
umgewandelt  und  als  eine  specielle  Ein- 
kommensteuer neben  der  allgemeinen  Ein- 
kommensteuer behandelt  wurde.  Gegen- 
stand der  Besteuerung  -wurde  nun  das  Ren- 
teneinkommen, wie  es  thatsächlich  bezogen 
wird,  unverzinsliche  Forderungen  und 
Lotterieanlehenslose  nach  den  vom  Gesetze 
festgesetzten  Normen,  sodass  dieses  Ein- 
kommen mit  20,  Leibrenten  auf  Lebens- 
dauer mit  8,  bei  Weisenbeneficien  mit  4 
vei-vielfältigt  und  so  zum  Steuerkapital  er- 
hoben wiu'de.  Die  Kapitalrentensteuer  soll 
eine  Jahressteuer  sein,  welche  nach  einem 
Normaltag  (1.  April)  angelegt  wird  und 
sonst  von  den  Rentenschwankungen  unab- 
hängig sein  soü. 

Schon  nach  10  Jahren  trat  eine  Revision 
auch  dieses  Gesetzes  ein,  indem  am  20. 
Juni  1884  ein  neues  Gesetz  emaniert  wurde 
und  mit  Ministerial-Bekanntmachung  vom 
6.  März  1886  eine  neue  Fassung  erhielt. 
Die  Gnindzüge  blieben  dieselben.  Zinsen 
aus  dem  vom  Geschäftsbetriebe  herrührenden 
und  mit  Gewerbesteuer  als  Betriebskapital 
belegten  Kapitale  sowie  Aktienausstände 
und  Kontokorrentguthaben  der  Gewerbs- 
unternehmer, ebenso  Zinsen  und  Gewinn- 
anteile, welche  offene  Handelsgesellschaften, 
Kommanditisten  einfacher  Kommanditgesell- 
schaften als  solche  beziehen,  sollen  von  der 
Kapitalrentensteuer  frei  bleiben,  dagegen 
sonstige  Dividenden  etc.  aus  Aktien,  ebenso 
Erträgnisse  stiller  Gesellschafter  und  Kom- 
manditisten der  Kommanditgesellschaften 
auf  Aktien  der  Rentensteuer  unterworfen 
sein.  Steuerfrei  blieben  alle  Renten  unter 
60  Mark,  femer  Wohlthätigkeits-,  Armen-, 
Versicherungsanstalten  auf  Gegenseitigkeit, 
Gemeindebürger  und  Bürgernutzungen,  Bau- 
pflichtsablösungskapitalien,  Vermögen  der 
Witwen  und  Waisen.  Abgezogen  dürfen 
alle  faust-  und  unterpfändlich  versicherten 
Kapitalschulden  und  privatrechtlichen  Lasten 
werden.  Der  Steuerf  uss  wird  durch  dasFinanz- 
gesetz  festgesetzt  (circa  5  %  =  11  Pfennige 
von  der  Mark  Steuerkapital).  Bei  neuan- 
fallenden Renten  ist  alljährlich  Selbstfassion 
erforderlich,  sonst  gilt  die  bisherige  Ein- 
schätzung. Letztere  erfolgt  durch  den 
Schätzungsrat  jedes  Gewerbes  in  erster  imd 
die  Steuerdirektion  in  zweiter  Instanz,  ferner 
den  Verwaltimgsgerichtshof  in  dritter  und 
letzter  Instanz.  Strenge  Ordnungs-  und  De- 
fraudationsstrafen  sichern  den  Vollzug. 

Auflage.    Y.  3 
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Durch  das.  O.  v.  26.  Juni  1894  .>betreffend 
die  Abänderung  des  Einkommen-  und  Kapi- 
talrentensteuergesetzes«  wurde  das  G.  v,  20. 
Juni  1884  in  einigen  Bestimmungen  über 
die  Klassifikation  und  den  Steuerfuss,  ins- 
besondere aber  liber  die  Nachzahlungen 
seitens  der  Erben  bei  entdeckter  Defrau- 
dation abgeändert.  Ausserdem  bereitet  sich 
in  Baden  eine  durchschlagende  Reform  des 
ganzen  direkten  Steuersystems  vor.  (Minis- 
terielle Denkschrift  vom  9.  November  1897 
Schanz  F.-A.  1898  S.  382  und  410).  Die 
im  Jahre  1899  zunickgestellten  Gesetzent- 
würfe werden  der  Volksvertretung  wieder- 
holt vorgelegt. 

10.  Hessen.  Hessen  hatte  ebenfalls  eine 
der  badischen  und  bayerischen  Kapitalrenten- 
steuer entsprechende  Ertragsrentensteuer 
vom  8.  Juli  1894  neben  der  allgemeinen 
Einkommensteuer  erhalten,  nachdem  es  seit 
Anfang  des  Jahrhunderts  wlfache  Anläufe 
zur  Regulierung  der  Besteuerung  des  Renteii- 
besitzes  gemacht  hat.  Mit  G.  v.  12.  August 
1899  >die  Vermögenssteuer  betreffend« 
wurde  aber  auch  die  Kapitalrenten  Steuer  als 
Staatssteuer  aufgehoben  und  die  Vermögens- 
steuer eingeführt,  welcher  auch  das  Kapital- 
vermögen unterworfen  ist.  Die  Steuer  ist 
nach  Klassensätzen  und  festen  Steuersätzen 
—  etwas    über  ^/a  Mark  vom  Tausend  — 

fBi-egelt  und  bestimmt,  dass  das  jeweilige 
inanzgesetz  die  zu  erhebende  Quote  fest- 
setzt. Siehe  das  Nähere  im  Artikel  Ge- 
werbesteuer oben  Bd.  IV  S.  535  ff. 

11  •  Sachsen.     Wie  schon  oben  bemerkt, 
wurde  in  Sachsen  nach  verschiedenen  Wandlungen 
durch  G.  v.  23.  April  1850  die  Kapitalrenten- 
Steuer  wieder  eingeführt,  und  zwar  waren  der 
Steuer    unterworfin    alle    Zinsen    und    Renten 
jeglicher   Art,    einschliesslich    der    Leibrenten, 
Grundgefälle,  trockene  Zinsen  und  Dividenden 
von  Aktien.  Ausgenommen  waren  rnu*  die  Zinsen 
aus  gewerblichem  Betriebskapital,  ferner  Zinsen, 
welche  bei  Bankiers,  Kaufleuten  und  Fabrikanten 
von    zum    Geschäft   gehörigen    Staatspapieren, 
Aktien   und   Wechseln   bezogen   wurden.     Die 
Zinsen    von    Aktien    waren    der    Rentensteuer 
unterworfen,  selbst  wenn  die  Aktiengesellschaft 
als  Korporation  Personensteuer  zahlte.    Aktien- 
gesellschaften und  dergleichen  hatten  von  den 
Zinsen  ihrer  Warenfonds  Rent^nsteuer  zu  ent- 
richten.   Ob  die  Quelle  der  Bezüge  im  In-  oder 
Auslande  sich  befindet,  war  gleichgiltig,  nur 
das  Einkommen  von  ausländischem  Grundbesitz  i 
und  Gewerbe  wurde  nur  soweit  besteuert ,   als ! 
es  nach  Sachsen  bezogen  wurde.    Schuldzinsen  | 
durften  nicht  in  Abzug  gebracht  werden.    Der  | 
Steuerfuss  war  wie  damals  in  Ba3'ern  und  Baden. ' 
nach    Klassen    normiert ,    der    mit    20   Thaler  | 
Rentenbegüterung ,  und  bewegte  sich  zwischen  i 
1—2^2%  von  der  R^nte.    Fromme  und  milde' 
Stiftungen  waren  frei ,  soweit  das  Reutenein- ' 
kommen  dem  milden  Zweck  entsprechend  ver- 1 
wendet  wurde.    Fonds  waren  unbedingt  renten- 1 
steuerpflichtig;  insbesondere  waren  Ausländer.  | 
welche  sichln  Sachsen  nicht  aufhalten,   frei!' 


wenn  sie  ihre  Gelder  in  sächsischen  Hypotheken, 
Aktien  und  Kreditpapieren  angelegt  hatten. 
Die  Deklarationspflicht  war  äusserst  streng 
durchgeführt;  insoesondere  wurde  in  allen  In- 
stanzen die  Versicherung  auf  Handgelübde  mit 
den  Folgen  des  Meineides  aus  dem  öesetze  vom 
Jahre  1815  beibehalten.  Die  Feststellung  ge- 
schah in  Ortsabschätzungskommissionen  in  erster, 
vom  Kreissteuerrat  in  zweiter  and  dem  Finanz- 
ministerium in  dritter  Instanz.  Jeder  Steuer- 
pflichtige über  2Ö0  Thaler  Renten  konnte  die  Ein- 
tragung in  die  „geheime  Steuerrolle"  verlangen. 
Ordnungs-,  Hinterziehungs-  und  Kriminalstrafen 
(Meineid,  leichtsinniger  Eid  und  Betrug)  sicher- 
ten den  Vollzug  des  Gesetzes,  das  alles  Ein- 
kommen einer  physischen  oder  moralischen  Per- 
son, welches  weder  unter  der  Grundsteuer  noch 
positiv  oder  analog  unter  einer  anderen  Ab- 
teilung der  Personensteuer  zu  begreifen  war, 
treffen  wollte. 

Dieses  Gesetz  wurde  nach  langjährigen 
Kämpfen  durch  Einführung  der  »allgemeinen 
Einkommensteuer^  (G.  v.  3.  Juli  1878)  auf- 
gehoben. Die  Renten  fallen  fortan  unter 
das  Einkommen  überliaupt,  der  Steuerfuss 
ist  progressiv  mit  dem  Normalsatz  von 
^2  Mai'k  für  das  Einkommen  von  300—400 
Mark  (^/ 1  ^/o)  und  steigt  bis  auf  3  ^/o  bei 
dem  in  Klassen  abgestuften  Einkommen  von 
540  Mark.  (Siehe  den  Art.  Einkommen- 
steuer ol>en  Bd.  III  S.  398  ff.)  Eine  eigene 
Kapitalrenteusteuer  giebt  es  seitdem  nicht 
mehr.  Das  G.  v.  3.  Juli  1878  wiu-de  durcli 
G.  V.  13.  März  1895  in  einigen  Punkten 
verschiedenen  lenderungen  unterworfen. 

12.  Oesterreich-Ungarn.  a)  Oester- 
reich.  In  Gestenreich  gab  es  bereits  im 
Anfange  dieses  Jahrhunderts  eine  progres- 
sive Einkommen-  und  Klassen  Steuer  (Patente 
vom  1.  November  1799  und  20.  Dezember 
1806),  welche  nach  Abzug  der  Passivzinsen 
das  Einkommen  mit  2V  2  bis  20  ®/o  (bei  einem 
Einkommen  von  240  000  Gulden)  besteuert^.. 
Dieselbe  wurde  im  Jahre  1829  aufgehoben 
und  in  Zukunft  nur  der  Grundbesitz,  die 
Hauszinsen  in  den  Städten  nach  dem  Rein- 
ertrage, der  Hausbesitz  auf  dem  Lande  und 
das  in  der  gewerblichen  Thätigkeit  steckende 
Kapital  nach  der  Ertragsfähigkeit  besteuert. 
Durch  Patent  am  29.  Oktober  1849  vrarde 
in  den  damaligen  Kronländern  die  allgemeine 
Einkommensteuer  eingeführt.  Diese  Einkom- 
mensteuer traf  aber  weder  das  Gesamtein- 
kommen einer  Person  noch  alle  Einkom- 
men saiten  —  auch  nicht  alles  Einkoramen 
aus  Kapital  — ,  nahm  auch  auf  die  Passiv- 
zinsen, Amortisationen  und  dergl.  keine 
Kücksiclit.  In  der  dritten  Klasse  des  steuer- 
1  »flichtigen  Einkommens  sind  zu  besteuern: 
Zinsen  von  Darlehen  oder  sonstigen  Schuld- 
fordenmgen,  Leib-  und  Zielrenten,  die  Zin- 
sen der  nicht  in  besteuerten  Handels-  imd 
Gewerbeunternehmungen  verwendeten  Dar- 
lehnskapitalien,  Zinsen  von  Darlehen  und 
Spai-einlagen  bei  den  Genossenschaften  und 
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Yorscliussliassen  (G.  v.  27.  Dezember  1880), 
Zinsen  aus  öffentlichen  Schuldversehreibun- 
gen, sofern  eine  gesetzliche  Steuerbefi^eiung 
nicht  Platz  greift.  Die  Zinsen  von  Kapi- 
talien, welche  auf  grund-  und  hauszins- 
steuerpflichtigen Realitäten  oder  in  Gewerbs- 
unteraehmungen  klariert  sind,  werden  nicht 
unmittelbar  besteuert,  sondern  dem  Kapital- 
schuldner das  Recht  eingeräumt,  bei  Aus- 
zahlung der  Schuldzinsen  dem  Gläubiger 
5  ®/o  in  Abzug  bringen  zu  dürfen  (Steuerab- 
zugsrecht). Zufolge  der  Verordnung  vom 
28.  April  1859  ist  die  Steuer  von  den 
fälligen  Zinsen  von  Staats-,  öffentlichen 
Fonds-  und  ständischen  Obligationen  —  so- 
weit nicht  bei  Aufnahme  der  Anleihe 
Steuerfreiheit  gewährt  ist  —  nicht  mehr 
auf  Gnmdlage  der  Fatienmg  durch  die  Be- 
zugsberechtigten, sondern  unmittelbar  durch 
die  ausgebende  Kasse  in  Abzug  zu  bringen 
(Couponsteuer).  Die  Renten  sind  nur  von 
Kapitalsanlagen  im  Inlande  —  wozu  Ungarn 
nicht  zählt  —  steuerpflichtig,  während  per- 
sönliches Einkommen  aus  Gewerbe  ohne 
diese  Beschränkung  steuerpflichtig  ist. 
Steuerfrei  sind  die  Einlagen  in  einer  Spar- 
kasse, ein  365  Gulden  nicht  überschreitendes 
Einkommen,  die  auf  Wechselseitigkeit  be- 
ruhenden Arbeiterversichenmgsvereine,  Wai- 
senfonds, Ausgedinge.  Der  Steuerfuss  be- 
ti-ägt  5^/o  Ordinarium  und  seit  1869  noch 
100  ®/o  des  Ordinariums  als  ausserordent- 
licher Zuschlag,  also  zusammen  10  ^'o.  Die 
Couponsteuer  wurde  mit  G.  v.  20.  Juni  1868 
festgesetzt  auf  16  '^;o  von  der  allgemeinen 
Staat sschidd  mit  Ausnahme  der  in  §  2  dieses 
Gesetzes  aufgeführten  Titres,  20  ^'o  von  den 
Lotterieanlehen  von  1859  und  1860,  dann 
von  Steueranlehen  von  1864.  Interessant 
sind  die  Bestimmungen  tiber  die  Abzugs- 
posten :  Investionsanlagen  (Griindungskosten, 
Baukosten,  Installationskosten  und  dergl.) 
besitzen  die  Eigenschaften  von  Kapitalsau- 
lagen und  müssen  aus  der  Betriebsrechnung 
ausgeschieden  werden,  Amortisation  saunten 
dürfen  nicht  abgezogen  werden,  Wertab- 
schreibungen bilden  keine  Geschäftsauslagen, 
wohl  aber  alle  im  Laufe  der  Betriebsperiode 
notwendigen  Neuanschaffimgen  und  Rei)ara- 
turen,  Reformen  bilden  keine  Abzugsposten, 
dagegen  dürfen  Ge^^'^nnertrdge  ans  dem 
Yorjaluti  nicht  noch  einmal  besteuert 
werden ;  Kuj-sgewinne  und  -Verluste  werden 
nur  berücksichtigt,  wenn  die  bezüglichen 
Effekten  einen  Gegenstand  des  Unternehmens 
bilden.  Borsenverluste,  welche  mit  dem 
irnternehmen  selbst  nicht  zusammenhängen, 
dürfen  nicht  abgezogen  werden,  wie  aucli 
Passivzinsen  keine  Abzugsposten  bilden. 
Dividenden  aus  Aktien  müssen  von  der 
Aktiengesellschaft  fatiert  werden.  Von  der 
Couponsteuer  sind  frei:  Die  öster- 
reichische 5^.0  ige  Notenrente  (G.  v.  11.  Apiil 


1881),  östen-eichische  Goldrente  (18.  März 
1876),  Wiener  Gemeindeanlehen  von  1867 
(21.  März  1867),  Domiziüerungsprämienan- 
lehen  von  1870  (29.  März  1870)  und  1878, 
Etschregiüienmgsanlehen  von  1879  (23.  April 
1879)  und  1880  (11.  Juni  1880);  Eisenbahn- 
schuldprioritäten von  1881  und  1884  (13.  De- 
zember 1881  und  8.  April  bezw.  8.  Juni 
1884),  steuerfrei  erklärte  Eisenbahnobli- 
gatiouen  (7.  April  1870);  Pfandbriefe  der 
Österreich-ungarischen  Bank  (21.  Dezember 
1858,  27.  Juni  1878),  Hypothekenbank  des 
Königreichs  Böhmen  (4.  August  1864),  k.  k. 
priv.  allg.  Bodenkreditanstalt  (29.  Juni  1866) 
hinsichtlich  der  Staatsdomänenpfandbriefe, 
während  die  sonstigen  Zinsen  aus  Pfand- 
briefen und  Prämienschuldverscbreibungen 
dieser  Anstalt  steuerpflichtig  sind.  Dagegen 
wiuxle  durch  das  G.  v.  25.  Oktober  1896, 
»die  direkten  Personalsteuern  betreffend«, 
das  ganze  Steuerevstem  mit  Ausnahme  der 
Gnmd-  und  ^ebäudesteuer  einer  Umge- 
staltimg unterworfen  und  im  3.  Hauptstück 
(§  122 ff.)  eine  Rentensteuer  eingeführt 

a)  mit  10  ®/o  von  den  Zinsen  jener  Teüe  der 
einheimischen  Staatsschuld,  welche  weder 
durch  Specialgesetze  befi-eit  noch  auf  Grund 
des  Gesetzes  vom  Jahre  1868  ndt  einem 
liöheren  Steuermasse  belegt  sind  und  von 
den  Zinsen  der  vor  dem  Gesetze  emittierten 
Obligationen  inländischer  Landes-,  öffent- 
licher    Fonds-    und     städtischer    Anlehen; 

b)  3  ^/o  von  Pachtzinsen  verpachteter  Ge- 
werbe, c)  2  ®/o  von  den  sonstigen  i-enten- 
pflichtigen  Bezügen;  d)  1^  2  ^/o  von  Zinsen 
an  Spareinlagen,  Erwerbs-  und  Wirtschafts- 
genossenschaften, Vorschusskassen,  Pfand- 
briefen der  Landeshypothekenanstalten,  Spar- 
kassen und  auf  Wechselseitigkeit  beruhenden 
Hypothekeninstitute  sowie  der  durch  andere 
LandeskTcditinstitute  emittierten  Obliga- 
tionen. Hierbei  ist  ein  Abzug  der  Ren- 
tensteuer durch  den  Schuldner  bei 
Zahlstellen  des  Staates,  der  Länder,  öffent- 
licher Fonds,  Bezirke  und  Gemeinden  in 
der  Weise  gestattet,  dass  der  Schuldner 
von  der  diu'ch  die  betreffenden  Kassen  zur 
Auszahlung  gelange^nden  Rente  die  Steuer 
in  Abzug  bringen  darf  (§§  133 — 136).  Das 
Ergebnis  (\bv  Rentensteuer  wurde  von  der 
Regierung  auf  3^,2  Millionen  Gulden  veran- 
schlagt, was  aber  jedenfalls  zu  gering  be- 
rechnet ist. 

b)  Ungarn.  In  Ungarn  wird  neben  der 
Grund-,  Hauszins-,  Hausklasseu-  und  Per- 
sonalsteuer (G.  V.  1875,  XXIX)  gleichsam 
in  Vertretung  einer  eigentlichen  Einkommen- 
steuer eingehoben ;  1 .  ein  Einkommensteuer- 
zusclüag  zu  obigen  Steuern,  2.  eine  Kapital- 
zinsen- und  Rentensteuer  (G.-Art.  XXII, 
1875).  Gegenstand  derselben  sind  das  den 
Einwohnern  aus  dem  In-  und  Auslande  zu- 
fliessende  Renteneinkommen  sowie  dassell»e 
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aus  jedem  Vermögen,  das  durch  eine  andere 
direkte  Steuer  noch  nicht  betroffen  ist.  Die 
Steuer  beträgt  10  ^/o  Ordinarium,  wovon  '/lo 
auf  die  Staatssteuer,  ^  /lo  auf  den  Grundent- 
lastimgsbeitrag  fällt.  Befreit  sind  Wohl- 
thätigkeits-,  Lmterrichts-  und  wissenschaft- 
liche Anstalten,  das  nicht  315  Gulden  über- 
steigende Zinseinkommen,  ausländische  Werte, 
sofern  Reciprocität  geübt  wird;  Witwen 
zahlen  nur  5  ^'o.  Nach  Gesetz  vom  Jahre 
1883  (Art.  VII)  unterliegt  dieser  Steuer  auch 
das  Einkommen  aus  Kapitalien,  w^elche  bei 
Geld-  und  Kreditinstituten,  dann  Sparkassen 
eingelegt  sind.  Doch  darf  w^eder  der  Ein- 
kommensteuerzuschlag noch  der  Municipal- 
noch  der  Gemeindezuschlag  umgelegt  werden. 
Die  Geldinstitute  sind  verpflichtet,  dieses 
Einkonmien  periodisch  auszuweisen  und  bei 
der  Zinsenzahlung  die  Steuer  in  Abzug  zu 
bringen  (Steuerabzug).  Zum  Ordinarium 
von  10  ^/o  kommt  noch  ein  Zuschlag  mit 
3^/2  ®/o  des  Fünffachen  der  Steuer,  so  dass 
die  gesamte  Steuer  11,75  ®/o  beträgt. 

Eine  im  Jahre  1884  für  Gesamtösterreich 
projektierte  Steuerreform,  in  der  die  Renten- 
steuer neben  der  Realsteuer  (Grund-  und 
Gebäudesteuer)  und  der  objektiven  Ertrags- 
steuer (Erwerbssteuer,  Befreiung  der  zur 
öffentlichen  Nahrungsstellung  verpflichteten 
Unternehmungen  und  Einkommensteuer) 
Platz  gefimden  hätte,  kam  nicht  zur  Aus- 
fühning. 

13.  England^  Frankreich.  Italien.  In 
keinem  dieser  drei  Staaten  bestent  eine  eigent- 
üche  Kapitalrentensteuer. 

a)  In  England  wurde  eigentlich  zum 
ersten  Male  der  Grund-  und  der  Zinsenertrag  in 
der  Land-Tax  (38  Geo.  If  1. 5)  vom  Jahre  1697,  also 
in  der  Einkommensteuer  inbegriffen.  Die  Renten- 
steuer erschien  hier  als  dritte  Klasse  und  wurde 
erhoben  durch  Abzug  des  zinszahlenden  Schuld- 
ners an  den  Gläubiger.  In  dem  Einkommen- 
steuergesetz von  1842  (5  und  6  Vict.  3ö)  um- 
fasst  Abteilung  C  die  Erträge,  welche  als  Zinsen 
und  Renten  aus  der  britischen  und  indischen 
Staatskasse  (Staatsschuld)  auch  durch  Vermitte- 
lung  britischer  Geschäfte  (Banken)  und  Kolonial- 
und  fremder  Staats-  und  Gesellschaftskassen  für 
Staatsfonds,  endlich  aus  inländischen  städtischen 
Anleihen  an  physische  und  moralische  Personen 
gezahlt  werden.  Das  Einkommen  wird  aber 
nicht  bei  der  Person,  welche  dasselbe  gewährt, 
sondern  an  der  Quelle  ohne  besondere  Deklara- 
tion des  Pflichtigen  erhoben,  also  als  Coupon- 
steuer. Nicht  betroffen  ist  demnach  alles 
Renteneinkommen  aus  fremden  Wertpapieren, 
bei  welchem  die  Vermittelung  inländischer  Zahl- 
stellen nicht  benutzt  wurde.  Die  Renten  und 
Hypotheken  sind  in  Abteilung  A  dadurch  be- 
steuert, dass  der  Besitzer  den  Betrag  der  Steuer 
auf  die  hypothezierte  Summe  und  ohne  Zins 
abziehen  darf.  Steuerfrei  ist  das  Einkommen 
von  Wohlthätigkeitsanstalten  und  Sparkassen. 
Eine  Progression  ist  bei  dieser  Steuer  unmögrlich. 
Der  feste  Satz  betrug  bis  1816,  wo  die  Ein- 
kommensteuer aufgehoben  wurde,  10,  seit  deren 
Wiedereinführung  im  Jahre  1842  durch  Robert 


Peel  i^^Q.  Versteuerter  Betrag  war  im  Jahre 
1883/1884  rund  40Va  Mill.  £,  wovon  19  MiU,  auf 
die  fundierte  Schuld,  •/,o  auf  die  schwebende, 
1  Mill.  auf  städtische  Anleihen,  7*/,q  Mill.  auf 
indische  Werte,  18*/io  auf  ausländische  und 
Kolonialfonds  trafen.  Durch  die  Finance  Act 
1894  wurde  der  Steuersatz  auf  8  Pence  für  je 
20  Schilling  des  jährlichen  Wertes  oder  Satzes 
aller  Vermögensstücke  und  Einkommensarten 
festgesetzt,  dagegen  für  das  Einkommen  bis  zu 
500  £  Steuerermässigung  beschlossen,  so  dass 
das  damalige  Deficit  mit  2399000  £  teils  aus 
der  neuen  >achlasssteuer,  teils  mit  dem  Steuer- 
aufschlag auf  die  höheren  Einkommen  durch 
das  Gesetz  vom  Jahre  1894  (Finance  Act)  gedeckt 
werden  sollte.  Diese  neue  Einkommensteuer 
ertrug  im  Jahre  1894  1^5  aus  dem  Vennöffen 
im  Verzeichnis  C  1257639  £.  (Vgl.  auch  den 
Art.  Einkommens  teuer  oben  Bd.  III S.  429  ff.) 
b)  Frankreich  hat  auf  den  Trümmern 
der  direkten  Besteuerung  des  Ancien  R^^me 
ein  Ertragssteuersystem  aufgebaut,  eine  Kapital- 
steuer dabei  aber  nicht  eingeführt.  Das  mobile 
Vermögen  wurde  durch  die  den  direkten  Steuern 
assimilierten  indirekten  Steuern,  Patentgrund- 
taxen (contribution  mobiliöre)  betroffen.  Erst 
nach  dem  Kriege  1870,1871  wurde  eine  Art 
Kapitalrentensteuer  eingeführt.  Durch  die  G.G. 
V.  1.  Juli  1872  und  1.  Dezember  1875,  28.  De- 
zember 1880,  29.  Dezember  1874  wurden  die 
Aktiengesellschaften,  d.  h.  die  Zinsen  und  Divi- 
denden von  Aktien  und  Anteilen  von  Erwerbs- 
gesellschaften,  von  Obligationen  der  Departe- 
ments und  Kommunen,  öffentlichen  Anstalten 
mit  3  ®  0  direkter  Steuer  belegt.  Eine  ebenfalls 
1872  eingeführte  2^oige  Steuer  von  hypotheka- 
rischen Zinsen  wurde  noch  in  demselben  Jahre 
wieder  aufgehoben.  Die  Staatsrente  bezahlt 
gar  keine  Rentensteuer.  Die  Aktien  werden 
auch  noch  mit  einem  Stempel  belegt,  der  aber 
den  Charakter  der  Verkehrssteuer  trägt.  Im 
Jahre  1875  wurde  die  Steuer  auf  Lose  aus- 
gedehnt, durch  das  Gesetz  vom  Jahre  1875 
Aktien  von  offenen  Handelsgesellschaften  und 
Kollektivgesellschaft^n  wieder  freigelassen,  1880 
und  1884  das  Gesetz  auf  Erträgnisse  und  Bene- 
ficien  religiöser  Genossenschaften  und  Verbin- 
dungen ausgedehnt.  Als  Schuldner  der  Steuer 
wurden  auch  hier  die  die  Zahlung  leistenden 
Schuldner,  Gesellschafter,  erklärt.  Die  Steuer 
ist  also  eine  Dividendenverkürzung  der  Aktionäre 
und  eine  Couponsteuer  gegenüber  Obligationären. 
Wie  die  Staatsrente  entzieht  sich  auch  die 
Rente  von  ausländischen  Effekten  der  Besteue- 
rung. Der  Ertrag  war  1885  inkl.  der  Steuern 
von  den  religiösen  Kongregationen  47  Mill.  Francs. 
Die  Summe  der  besteuerten  Erträge  war  1886 
in  Millionen  Francs:  französische  Aktien  581,5, 
französische  Obligationen  und  Anleihen  716,8, 
Interessenanteile  an  Kommanditgesellschaften 
110,3,  Summa  französischer  Werte  1458,7,  dazu 
fremde  Werte  115,7,  also  zusammen  ohne  Staats- 
fonds, welche  steuerfrei  sind :  1574,5  Mill.  Francs. 
Seit  einer  Reihe  von  Jahren  wurde  jeder  Budget- 
entwurf mit  Finanzreformplänen  vorgelegt, 
in  denen  die  Reform  der  direkten  Steuern  und 
besonders  auch  der  Kapitalsteuer  einen  breiten 
Raum  einnahmen.  Eine  durchgreifende  Reform 
scheitert«  bis  jetzt  an  dem  Widerspruch  des 
Parlaments,  dagegen  brachte  jedes  Finanzgesetz 
bedeutende  Aenderungen  insbesondere   an   der 
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Stempel-  und  Börsenstener  nnd  zwar  in  der 
Erhöbung  der  Steuern.  Nach  der  Budgetvorlagje 
des  Jahres  1898  ist  die  Stempelsteuer  mit 
120295000  Francs,  die  Börsensteuer  mit  5  Mill. 
und  die  4'*/oige  Steuer  vom  Ertrag  der  Wert- 
jmpiere  mit  68  Mill.  Francs,  dazu  die  Enregistre- 
ment  -  Gebühren  inkl.  der  Gebühren  aus 
Vererbungen  mit  2  Mill.  Francs  etatisiert.  Die 
ausländischen  Aktien  und  Obligationen  werden 
auch  heute  noch  infolge  des  durch  G.  v.  23.  Juni 
1857  eingeführten  Abonnements  nur  zum  kleinsten 
Teile  mit  Steuer  betroffen;  die  grosse  Masse 
wird  von  der  Coulisse  gehandelt  und  nur  mit 
dem  Stempel  belegt.  Ber  Entwurf  einer  all- 
g-emeinen  Einkommensteuer  vom  Finanzminister 
Doumer  (1.  Februar  1896)  scheiterte  ^viederum, 
der  Budgetentwurf  für  1898  begnügte  sich  mit 
£rhöhun&:  der  Besteuerung  ausländischer  Wert- 
papiere, die  Steuerreform  ist  noch  in  der  Schwebe, 
c)  Italien.  Gleichwie  in  England  und 
Frankreich  besteht  auch  in  Italien  kein  eigenes 
Rentensteuergesetz,  sondern  es  werden  die  Zinsen 
und  Beuten  aus  Kapitalvermögen  von  der  al  1  g e  - 
meinen  Einkommensteuer  betroffen  (s.  d. 
Art.EinkommensteuerobenBd.IIIS.436ff.). 
Im  G.  V.  14.  Juli  1864  wurden  als  „in  Renten 
befindliche  Einkünfte  von  beweglichem  Ver- 
mögen" betrachtet  (Art.  6  lit.  a)  „die  bei  den 
Hypothekenämtem  eingeschriebenen  oder  sonst- 
wie aus  einer  im  Königreiche  errichteten,  na- 
mentlichen, öffentlichen  Note  entspringenden 
Renten",  dann  (lit.  b)  „Zinsen  und  Gewinn- 
anteile, welche  an  irgend  einem  Orte  und  an 
irgend  eine  Person  für  Rechnung  des  Staates, 
der  Provinzen,  Gemeinden,  öffentlichen  Unter- 
nehmimgen,  Handels-  und  Industriegesellschaften 
ausbezahlt  weiden",  endlich  (lit.  e)  „jede  Art 
von  nicht  aus  Grund  und  Boden  iliessendem 
Einkommen,  welches  im  Staate  erzeug  oder 
von  einer  im  Staate  wohnenden  oder  sich  auf- 
haltenden Person  geschuldet  wird".  Den  gleichen 
Wortlaut  hat  das  G.  v.  24.  August  1877.  Und 
doch  liegt  zwischen  beiden  Gesetzen  ein  be- 
merkenswerter Vorgang.  Obgleich  nämlich 
durch  das  G.  v.  10.  Juli  1861  über  Einführung 
des  Staatsschuldbuches  erklärt  wurde,  dass  die 
in  diesem  Buche  eingeschriebenen  Renten  mit 
keiner  speciellen  Auflag:e  belegt  werden  dürfen, 
wurde  doch  mit  G.  v.  7.  Juli  1868  und  26.  Juni 
1868  über  Einführung  der  Mahlsteuer  die  Be- 
steuerung aller  Staatsschuldzinsen  mittelst 
Steuerabzuges  —  also  wieder  Couponsteuer 
—  und  zwar  im  Jahre  1869  mit  8,80  <^„,  vom 
Jahre   1871    an   mit   13,20^«   <ler  I^ente    aus- 

gäsprochen  und  ohne  Anstand  durchgeführt, 
ieser  Steuerabzug  wird  vorgenommen  bei  allen 
Einkünften  aus  öffentlichen  Schuldtitelu ,  auf 
Namen  oder  Inhaber  lautend,  Zinsen,  Lotterieen, 
Prämienanleihen  etc.  auch  für  ausländische 
Besitzer.  Die  Einkünfte  auch  aus  den  übrigen 
Kapitalsanlagen  sind  ebenfalls  und  zwar  mit 
ihrem  ganzen  Ertrage  mit  17,20  °o  Steuer  be- 
lastet. 

14.  Rnssland.  In  Russland  gab  es  keine 
Kapitalsteiier  irgend  welcher  Art  bis  zum 
20.  Mai  (1.  Juni)  1885.  Mit  diesem  Tage 
wurde  der  Versuch  der  Einführung  einer 
Leihzins-  und  zwar  teilweiser  Couponsteuer 
gemacht.  Als  steuerpflichtig  wurden  solche 
Rentenbezüge    erklärt,    die    von    Instituten 


stammen,  welche  öffentliche  Buchführung 
haben,  also  Staatspapiei-e,  Schuldverschrei- 
bungen von  Kommunen  und  Er\^^erbsgesell- 
scliaften,  Einlagen  bei  Banken  und  Kredit- 
gesellschaften.  Ausgeschlossen  sind  Aktien 
und  Anteilscheine  der  Industrie-  und  Han- 
delsgesellschaften, welche  bereits  mit  G-.  v. 
15./27.  Juni  1885  der  Zusatzsteuer  von  3  % 
des  Eeineinkommens  unterworfen  sind.  Auch 
Eisenbahnaktien  sind  vorläufig  noch  frei  er- 
klärt, ebenso  die  Pfandbriefe  der  Central- 
bodenkreditbank,  endlich  Staatspapiere,  denen 
Steuerfreiheit  zugesichei-t  ist,  worüber  dem 
Gesetze  ein  Verzeichnis  beiliegt  (Schanz' 
Fin.-Arch.  Bd.  III  [1886]  S.  276),  und  Spar- 
kasseneinlagen. Die  Besteuerung  der  Er- 
träge aus  Eisenbahnaktien  erfolgte  mit  G. 
v.  12.  (24.)  Juni  1887  imd  zwar  mit  5  <>/o 
für  die  garantierten  und  3  ^/o  für  die  nicht 
garantierten  Erträge.  Die  Erhebung  ge- 
scliieht  durch  Abzug  bei  der  Zinsauszalilung 
bezw.  Abrechnung  diu-ch  die  betreffenden 
Kreditanstalten.  Es  sind  deshalb  auch  vor- 
läufig nur  solche  Renten  als  steuerpflichtig 
erklärt,  deren  Besteuerung  durch  Abzug 
vorgenommen  werden  kann,  dagegen  eine 
weitere  Ausdehmmg  auf  andere  Zinsbezüge, 
insbesondere  hj^pothezierte  Schuldverschrei- 
bungen und  Einlagen  bei  Privatbanken  in 
Aussicht  gestellt.  Der  Steuerfuss  ist  auf 
5  ®/o  der  Rente  festgesetzt.  Für  gelehrte, 
WohlthätigkeitvS-  und  kirclüiche  Anstalten 
können  der  Minister  und  die  Ressortdirek- 
toren,  unter  denen  die  Anstalten  stehen,  füi- 
die  betreffende  Steuer  Rückvergütungen  und 
Nachlässe  gewähren 

Der  Ertrag  ist  auf  10^.  2  Millionen  Rubel 
—  die  Grundsumme  mit  11,6  Rubel  etati- 
siert —  angenommen,  nämlich  aus  Staats- 
papieren 5^/2,  Pfandbriefe  und  Obligationen 
der  Hypothekenkreditanstalten  3  ÄüUiouen, 
Eisenbahngesellschaften  2,10  Millionen  und 
Einlagen  bei  Kreditanstalten  1.6  Millionen 
Rubel. 

Mit  G.  V.  22.  Mai  1895  wurde  auch  das 
Einkommen  aus  Geldkapitalien,  welche  sich 
aus  Kontokorrent  ergaben,  sovde  alle  anderen 
Einkommen  aus  zinstragenden  Einlagen  in 
Banken  und  Wechselstuben  der  Steuer  unter- 
worfen. Daneben  besteht  seit  26.  Mai  1893 
die  degressive  Quotitätssteuer  aus  dem 
Wohnmietwerte  durch  5  Ortsklassen  im  Be- 
trage von  10  %  abwärts  als  stellvertretende 
Einkommensteuer. 

16.  Sonstige  Staaten.  Ausser  den  bis- 
her behandelten  Staaten  kommen  noch  Kapi- 
talsteuern vor  in  verschiedenen  Schweizer 
Kantonen :  Zürich,  Glarus,  Schaffhausen, 
Genf,  Bern,  St.  Gallen,  Tessin,  Thurgau, 
dann  in  New- York,  Pennsylvanien,  lUinoi.s, 
Massachusetts,  Schweden  (G.  v.  15.  Oktober 
ISSO),  in  welchen  Staaten  sich  die  Be- 
steuerung  aber    meistens    auf  Ei-träge   aus 
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Aktien  oder  lu7>othekarisch  vereicherten 
Schuldverschreibtmgen  beschränkt ;  durch 
das  neue  amerikanische  Einkommensteuer- 
gesetz vom  24.  August  1894  sind  auch  die 
Renten ,  Zinsen ,  Dividenden  getroffen, 
letztere  aber  dann  nicht,  wenn  die  Aktien- 
gesellschaft selbst  die  Steuer  zu  zahlen  hat. 
Endlich  in  den  Nieiierlanden  (Gr.  v.  31.  De- 
zember 1885)  mit  einem  Effektenstempel- 
steuergcsetz,  in  welchem  Renten  mit  1  pro 
Mille  des  Kapitals  Steuer  belegt  sind;  das 
Kapital  wird  mit  dem  zwanzigfachen  Be- 
trage der  versprochenen  jährlichen  Rente 
angenommen. 

16.  Schlussbemerkung.  Wie  schon  ein- 
gangs bemerkt,  ist  der  Kam] »f  für  und  gegen 
Einführung    einer    Kapitalrentensteuer    ein 
lebhafter  und  nicht  abgeschlossener.    Für 
die   Zinsrentensteuer   si)richt   hauptsäclüich 
die  Forderung  der  Gert^chtigkeit,  dass  kein 
und  zwar  das  mühelosest    erworbene  Ein- 
kommen von  der  Steuer  befreit  bleibe.    Da- 
gegen  allerdings  hauptsächlich  die  Rück- 
sichten auf  Staatskiedit,  Erhaltung  des  Ka- 
pitals  im  Inlande  und  Eröffnung  dei-  Spar- 
samkeit;  dann  die  mit  deren  Vollzüge  sich 
verbindenden  Schwierigkeiten  und  Unsicher- 
heit des  Ertitiges.  Massgebend  wird  immer 
das  bestehende  Steuei^ystem  eines  Staates,  i 
dessen  Kredit    und    insbesondere   der  Um-  j 
stand  bleiben,  welche  Verkehrs-  und  Stem- ' 
pelsteuern    das    mobile    Kapital    sonst    be- 
lasten.   Stempel-.  Registerabgaben  Ixir  Ur- 
kunden,   Schuldscheine   des  Kreditverkehrs 
und  füi-  Rechtsgescliäfte  mit  diesen  Urkunden 
(Borsensteuern,  Besitzwechsel   im  Kauf  und 
Verkauf)    werden    immer    eine    Ergänzung 
und  manchmal  sogar  einen  Ersatz  der  Ka- 
pitalbesteuerung bilden.    Man   darf  nur  an 
die  englische  Böi*sensteuer  (Stock-G.  v.  1870, 
33  und  34  Vict.  c.  97—98)  —  73/4  sh.  bei 
der  Bank  von  England,   1^2  £  bei  der  ost- 
indischen  Compagnie,    2^,2    sh.    per   100  £' 
bei  anderen  Banken  —  oder  an  die  Enregistre- 
mentsgebührenin  Frankreich  (vgl.  den  Art  Re- 
gistrierungsabgaben) denken,    welche 
neben  der  3  ^Vo  igen  Mobiliarwertsteuer  mit 
47  V  4  Millionen  Francs,  im  Jahi-e  1880  über 
500  Millionen  Francs  und  mit  den  Stempeln 
675^/2  MiUionen  Francs  einbrachten.   Nel>en 
einer    allgemeinen    Einkommensteuer    wird  i 
eine    Kapitalrentensteuer    nur    dann    Platz  ] 
finden,   wenn   auch   die   sonstigen   Erträge ' 
aus  Gnmd  und  Boden  vmd  Arbeit  mit  einer ! 
Objektsteuer    belegt   sind;    dann    wird    sie  ■ 
aber  im  Sinne  der  Steuergerechtigkeit  kaum  i 
vermisst  werden  können. 

Bezüglich  der  Erträgnisse  und  Statistik! 
nehmen  wir  auf  die  diesbezüglichen  Zu- 1 
Siimmenstellun gen  bei  dem  Artikel  G  e  -  i 
w  e  r  b  e  s  t  e  u  e  r  oben  Bd.  IV  S.  555  5Ü  Bezug.  I 
Quellen  und  Litt  eratur :  A.  Quellev:  Frens-i 

sen:  Einhtmmenittcuerfjesftz  r.  J^,    VI.  18'Jl.  —  , 


Bayern:  KapitalrentensteuergeseU  r.  19.  V. 
1S81.  —  Württemberg:  Einkommen-  und 
Kapitalste uergenetz  r.  19.  IX,  185S  und  13.  VI. 
1883.  —  Baden:  Kapitalrentensteuerg^^etz  r. 
JO.  VI.  1884  in  der  Faasung  r.  6.  III.  1886. — 
He  «sen:  Kapiialrentenst€uergesetz  v.  8.  VII.  I884. 
G.  V.  IJ.  III.  1899.  —  Sachsen:  AUg.  Einkom- 
mensteuergesetz V.  S. VII.  1878.  —  Oesterreick: 
Einkommensteuerpatent «».  29.  X.  18^9  und  (^upon- 
steuerrerordnung  v.  *^4.  IV.  1809,  G.  v.  20.  VI. 
1868.  —  Ungarn:  Rentensteuergesetz  von  1875. 
—  England:  Einkommensteuergesetz  v.  S2.  VI. 
I84J.  —  Frankreich:  Mobil  iursteuergesetze 
V.  1.  VII.  187J,  1.  XII.  1875,  28.  XIL  1880 
und  29.  XII.  I884.  —  Italien:  Einkommen- 
steuergesetz V.  2.  VIIL  1877.  —  Russland: 
Kapitaire  ntensteuergesetz  v.  20.  V.  1885.  — 
Xiederlande:  G.  r.  31.  XII.  1885. 

B.  Litt  eratur:  Ausser  den  allgemeinen 
finanzwissenscfut/tlichen  Werken  sei  nachstehende 
Litteratur  besonders  aufgeführt:  Geschicht- 
liche Entw ickel ung  der  Kapitalren- 
te ns  teuer,  —  Schlözer  f  Staatsanzeiger.  — 
Marquardt,  Römische  Staatsverwaltung.  — 
Böckh,  Staatshaushalt  der  Athener.  —  Vocke, 
Beiträge  zur  Geschichte  der  Einkommensteuer  in 
der  Zeitschr.  f.  Staatsv.  186 4.  —  Derselbe, 
Britische  Steuern,  1866.  —  Judeich,  Die  Ren- 
tensteuern in  Sachsen,  Einleitung.  —  Prcussen: 
Bergtus,  Grundsätze,  der  Ei tKtnz Wissenschaft, 
1871.  —  Bossart t  Reform  der  direkten  Steuern 
in  Prcussen,  1872.  —  Kautz,  Das  preussische 
Si/stem  der  direkten  Steuern,  1889.  —  Brötnel, 
Die  Kapitalrentensteuer,  in  den  rolks^rirtschaft- 
lichen  Zeitfragen,  I884.  —  Bayern:  Kommen- 
tare zum  Kapitalrente nsteuergesetz  von  Wolf, 
Gerstnev,  Selsser  und  Klemm,  —  Vocke 
in  der  Zeitschr.  f.  Staatstc,  I864  und  1868.  — 
Helferich  in  der  Zeitschr.  f.  Staatsw.,  1873.  — 
Eheberg  in  Jahrb.  f.  (res.  u.  Verw.,  188i!.  — 
Hecht,  Die  staatliche  Besteuei^ng  der  Aktien- 
gesellschaften in  Deutschland,  im  Fin.-Arch., 
1890,  S.  487.  —  }yürttemberg:  Rleeke, 
Die  direkten  Steuern  in  Württemberg,  1879.  — 
Jahrb.  f.  Ges.  ?/.  Verw.,  1888.  —  Pfeiffer, 
Veber  die  Ent Wickelung  der  neuen  Steueim, 
1870.  —  Baden:  Helfet*ich  in  der  Zeitschr, 
für  Staatsw.,  I846.  —  Jiegenauer,  Staatshaus- 
halt Badens,  1868.  —  Hecht,  Das  badische 
Steuersystem,  I874.  —  v.  Philippovich,  Der 
bndische  Staatshaushalt  von  1869 — 1889,  Freiburg 
188 iJ.  —  Neumann,  Ertrags-  oder  persönliche 
Steuern,  1876.  —  Leivalü  in  dem  Bin.-Arch., 
1886,  S.  768.  —  Hessen:  Schanz,  Die  direkten 
Steuern  in  Hessen,  Fin.-Arch.,  1885.  S.  185  und 
407.  —  Giäring,  Der  neueste  Stajid  der  Steuer- 
refn-hi  in  Hessen,  Fin.-Arch.,  1896,  S.  27 S.  — 
Sachsen:  Judetch  a.  a.  0.  —  Oensel  in 
Hirths  Ann.,  1874,  18 7ö.  —  Conrad,  Die  säch- 
sische Steuergesetzgebung,  in  den  Jahrb.  f.  Kat.  u. 
Stat.,  1879.  —  Engel  in  der  sü'chs.  stat.  Zeii- 
schrift,  1856.  —  Oest erreich:  Freiberget*, 
Die  6st  fr  reichischen  direkten  Steuern,  1887.  — 
Beer,  Staatshaushalt  Oeaterreichs,  1881.  —  v. 
HÖH,  Oesterreichische  Steuergesetze,  1881,  — 
König,  Die  Wertsangaben  hei  der  Veranlagung 
der  pfrsönlichen  Steuern,  im  Fin.-Arch.,  1885, 
S.  1.  —  Burkart  zu  diesem  Art.  im  Fin.-Arch., 
1886,  S.  86.  —  Kleinwüehter,  Zwei  steuer- 
theoretische Fragen,  im  Fin.-Arch.,  1885,  S.  50ih 
—  Sieg  hart,    Die  Stfueireform  in  Oesterreich, 
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♦m  Fin.'Arch.,  1897,  S.  1  und  111.  — England:  \ 
Vocke,  Britiitche  Steuern.  —  Gneist,  Eng-  \ 
lUehe*  VerwaUungerechL  —  Jnhülsen,  Die  j 
geschichtliehe  Entwickelung  und  heutige  Gestal- 
tung der  englischen  Einkommensteuer,  im  Fin.- 
Archiv,  1896,  S.  25S:  Finanee  a  coaunts  und 
Statistic  Äbstract.  —  Frankreich:  Hock, 
Finamvenüoltung Frankreichs,  1887. —  v,  Kauf- 
ittonn,  Finanzen  Frankreichs,  1882.  —  der- 
selbe im  Fin.-Arch.,  1886,  1887,  1892,  189S  und 
1898.  —  Wagner  Fin.,  Bd.  7.  —  L4on  Say, 
I>ictionnaire  des  Finances,  1894.  —  Bulletin  de 
Matistiqw,  1846—1898.  —  Italien:  Carl 
Burharty  Die  italienische  Einkommensteuer,  im 
Fin.'Arch.,  1881,  S.l.  —  Russland:  KeussUr, 
IHe  russische  Kapitalrentensteuer,  im  Fin.-Arch., 
1886,  S.  274.  —  Derselbe,  Die  Besteuerung  der 
Eisenbahnakiien,  im  Fin.-Ärch.,  1887,  S.  1156.  — 
Bulletin  Russe  de  Siatistique  financiere,  1894 
— 1897.  —  Sonstige  Staaten:  K&nig,  Die 
Meldeangaben,  im  Fin.-Arch.,  1885.  —  van  der 
Borghtf  Die  neuesten  niederländischen  Steuer- 
gesetze, im  Fin.-Arch.,  1S86,  S.  284. —  Seligmanny 
Die  amerikanische  Einkommensteuer,  in  den  Jahr- 
Irilchem  f.  Nat.  u.  Stat.,  X.  F.,  1895,  Bd.  9,  S. 
71  und  207. 

Wilhelm  Burkhard. 


Kartelle. 


1.  Allgemeines.  2.  Arten  der  K.  3.  Stellung 
der  K.  in  der  Volkswirtschaft.  4.  Die  K.  und 
die  Gesetzgebung.  ' 

1.  AUgemeines.  Die  Kartelle  (auch 
Ge  werk  vereine  der  Unternehmer,  Unter- 
nehmer-Syndikate, Ringe,  Schwänze,  Corners, 
Pools,  Trusts  genannt)  sind  Verbände  von 
Unternehmern  derselben  Branche,  deren 
Zweck  dahin  geht,  durch  ein  gewisses 
solidarisches  Vorgehen  der  Genossen  die 
gegenseitige  Konkurrenz  einzudämmen  oder 
^zlich  aTiszuschliessen,  um  auf  diese  Weise 
die  wirtschaftliche  Lage  der  betreffenden 
Unternehmer  bezw.  der  betreffenden  Ge- 
schäftsbranche günstiger  zu  gestalten.  Der 
Gedanke,  die  gegenseitige  Konkurrenz  durch 
ein  solidarisches  Vorgehen  der  Berufs- 
genossen auszuschliessen ,  ist  ein  so  nahe- 
uegender,  dass  es  nicht  Wunder  nehmen 
kann,  wenn  derartige  Verabredungen  — 
wenn  auch  nur  vereinzelt  —  zu  allen  Zeiten 
an  verschiedenen  Orten  vorkamen.  Die 
heutigen  Kartelle  als  Massenerscheinung  sind 
neuesten  Datums.  Sie  entstanden  in  der 
Zeit  der  sogenannten  Gewerbefreiheit,  das 
ist  nach  der  Auflösung  der  Zunftverfassung 
infolge  des  Aufkommens  der  Gross-(Ma- 
6chinen-)Industrie  und  der  Vervollkommnung 
der  Kommunikationsmittel  (I^ndstrassen, 
Kanäle,  Eisenbahnen)  und  der  dadiuxjh  her- 
vorgerufenen Verschärfung  der  Konkurrenz. 
(Steinmann-Bucher  in  Jahrb.  f.  Ges.  u.  Verw., 
15.  Bd.  S.  451  ff.).  Das  ist  also  iii  England 
seit  dem  Ende  des  18.  und  dem  Anfange 


des  19.  Jahrhunderts,  in  Frankreich  (die 
associations  oder  chambres  syndicales)  seit 
der  grossen  französischen  Revolution,  in 
Mitteleiux)pa  (Deutschland,  Oesterreich)  seit 
den  secliziger  und  siebziger  Jahren. 

Als  nämlich  infolge  der  Entwickelung 
der  Industrie  in  den  verschiedenen  Ländern 
die '  Konkurrenz  immer  driickender  wurde 
und  speciell  seit  der  Ausbreitung  der  Eisen- 
bahnen immer  mehr  und  mehr  einen  inter- 
nationalen Charakter  annahm,  als  ferner 
infolge  der  immer  wieder  auftretenden 
Krisen  die  Lage  der  Unternehmer  immer 
prekärer  wurde,  begannen  die  Unternehmer 
derselben  Branche  —  wie  dies  bekanntlich 
alle  Menschen  thun,  die  sich  in  einer  un- 
günstigen Lage  befinden  —  sich  zusammen- 
zuschliessen ,  weil  sie  von  der  Vereinigung 
Schutz  und  Kräftigung  erwarteten.  Es  ent- 
standen damals  —  wie  Steinmann -Bucher 
(»Die  Nährstände«)  sagt  —  »Die  Vereine 
mit  den  langen  Namen«,  die  verschiedenen 
»Vereine  zur  Wahrung  der  gemeinsamen 
wirtsdiaftlichen  Interessen«.  (S.d.Art.U  nter- 
nehmerverbände.)  Dass  in  Vereinen, 
in  welchen  die  Unternehmer  der  gleichen 
Branche  regelmässig  zusammen  kamen, 
um  über  die  Besserung  der  Lage  ihres 
Geschäftszweiges  zu  beraten,  sehr  bald 
auch  diejenigen  Fi-agen  zur  Sprache  gebracht 
werden  mussten,  die  jedem  Genossen  am 
nächsten  lagen  und  die  ihn  auf  das  em- 
pfindlichste berührten ,  nämlich  die  Fragen, 
ob  es  nicht  möglich  wäre,  durch  ein  soli- 
darisches Vorgehen  der  Genossen  einerseits 
die  Produktionskosten  zu  ermässigen  und 
andererseits  die  Preise  des  fertigen  Artikels 
zu  erhöhen,  ist  begreiflich.  Das  Ergebnis 
dieser  wiederholten  Ei-örterungen  waren  die 
Kartelle. 

2«  Arten  der  K«  Die  heutigen  Kartelle 
machen  begreiflicherweise  von  beiden  Mitteln 
Gebrauch,  und  demgemäss  kann  man  zwei  For- 
men von  Kartellen  unterscheiden.  Verabreden 
sich  die  Mitglieder,  durch  ein  solidarisches  Vor- 
gehen die  Produktionskosten  thunlichst  zu  er- 
mässigen, so  kann  man  das  Kartell  als  „Ab- 
nehmerkartell" bezeichnen;  verabreden  sich  die 
Unternehmer  umgekehrt,  durch  ein  solidarisches 
Vorgehen  die  Preise  ihrer  Artikel  günstig  zu 
beeinflussen,  so  kann  man  das  Kartell  als  „An- 
bieterkartell" bezeichnen.  Vielfach  verfolgen 
die  kartellierten  Unternehmer  beide  Zwecke. 

Die  Abnehmerkartelle  können  sich  einer- 
seits gegen  die  Arbeiter  und  andererseits  ^egen 
die  Produzenten  der  von  den  kartellierten  Unter- 
nehmern verwendeten  Roh-  und  Hilfsstoffe 
kehren.  Kartelle,  die  sich  direkt  die  Aufgabe 
setzen  würden,  die  Arbeitslöhne  nach  Kräften 
her  abzudrücken,  sind  in  Deutschland  bisher 
nicht  hervorgetreten,  wenigstens  sind  keine  der- 
artigen Klagen  laut  geworden.  (Liefmann,  „Die 
üntemehmerverbände**  S.  72.)  Wohl  aber  bildet 
es  ziemlich  die  Regel,  dass  die  kartellierten 
Unternehmer  dem  Verlangen  der  Arbeiter  nach 
Lohnerhöhungen,    Verkürzung   der  Arbeitszeit 


40 


Kartelle 


und  dergl.  solidarisch  entgegentreten.  Dagegen 
kommt  es  häufiger  vor,  dass  ein  Kartell  sich 
gegen  die  Produzenten  der  Boh-  und  Hilfsstoffe 
kehrt,  und  zwar  kann  dies  auf  vierfache  Weise 
geschehen.  Die  kartellierten  Unternehmer  kön- 
nen sich  vereinigen  und  verpflichten :  1.  für  die 
Eoh-  und  Hilfsstoffe  nicht  mehr  als  einen  ge- 
wissen Maximalpreis  zu  bezahlen;  2.  die.  be- 
nötigten Stoffe  gemeinsam  zu  l)eziehen;  3.  den 
Bezug  derselben  überhaupt  (aus  einer  gewissen 
Quelle)  einzustellen,  und  4.  dieselben  gemeinsam 
zu  produzieren.  (Lief mann  a.  a.  0.  S.  74.) 
Selbstverständlich  ist  nicht  jedes  dieser  Mittel 
Überall  anwendbar.  Und  naheliegend  ist  es, 
dass  ein  derartiges  Kartell  durch  den  Druck, 
den  es  auf  die  Produzenten  der  gedachten  Roh- 
und  Hilfsstoffe  ausübt,  die  betreffenden  Unter- 
nehmer veranlasst,  sich  auch  ihrerseits  zu  einem 
Kartell  zusammenzuschliessen,  welches  nun  seine 
Spitze  gegen  die  Abnehmer  der  fraglichen  Stoffe 
kehrt. 

Von  viel  grösserer  Bedeutung  und  viel  häu- 
figer sind  die  Anbieterkartelle,  welche  darauf 
abzielen,  die  Preise  der  betreffenden  Artikel 
günstig  zu  beeinflussen,  und  an  sie  pflegt  man 
vorzugsweise  zu  denken,  wenn  von  Kartellen 
überhaupt  gesprochen  wird.  Man  kann  die  An- 
gebotskartelle (nach  Liefmann  a.  a.  0.)  ein- 
teilen in  Kartelle  niederer  Ordnung  und  in 
solche  höherer  Ordnung.  Die  ersteren  sind  die- 
jenigen, welche  bei  ihren  Vereinbarungen  von 
den  einzelnen  Mitgliedern  ausgeben  und  deren 
wirtschaftliche  Handlungsfreiheit  in  irgend  einem 
Punkte  (z.  B.  in  der  Preisfestsetzung)  be- 
schränken, man  kann  diese  Kartelle  daher  auch 
beschränkende  Kartelle  nennen.  Die  Kartelle 
höherer  Ordnung  sind  diejenigen,  welche  von 
der  Gesamtheit  der  Kontrahenten  ausgeben, 
darüber  Bestimmungen  treffen  und  dann  das 
Verhältnis  des  einzelnen  zur  Gesamtheit  fest- 
setzen, also  z.  B.  in  der  Weise,  dass  vorerst 
das  gesamte  Quantum  des  zu  produzierenden 
Artikels  festgesetzt  und  sodann  bestimmt  wird, 
wie  viel  jeder  einzelne  Kartellteilnehmer  er- 
zeugen darf.  Man  kann  dieselben  daher  auch 
verteilende  Kartelle  nennen. 

Die  Kartelle  niederer  Ordnung  zerfallen  in 
folgende  Unterarten:  1.  Kartelle,  welche  der 
Produktion  des  einzelnen  Mitgliedes  Schranken 
ziehen  (a.  die  Mitglieder  verpflichten  sich,  inner- 
halb einer  gewissen  Zeit  die  Anzahl  ihrer  Ma- 
schinen oder  ihrer  Arbeiter  nicht  zu  vermehren, 
b)  die  Mitglieder  verpflichten  sich,  eine  Anzahl 
ihrer  Maschinen  ausser  Betrieb  zu  setzen,  c)  die 
Mitglieder  verpflichten  sich,  ihre  Werke  nur  so 
und  so  viel  Stunden  täglich  und  nur  so  und  so 
viele  Tage  im  Jahre  in  Betrieb  zu  setzen,  be- 
ziehungsweise sie  so  und  so  viel  Tage  im  Jahre 
ausser  Betrieb  zu  setzen,  d)  die  Mitglieder  ver- 
pflichten sich,  für  die  nächste  Periode  ihre  Pro- 
duktion —  das  Produktionsquantum  —  um  so 
und  so  viel  Prozent  zu  reduzieren).  2.  Die  so- 
genannten Gebietskartelle,  d.  h.  die  kartellierten 
Unternehmer  verteilen  das  Absatzgebiet  derart 
unter  sich,  dass  jedem  einzelnen  Teilnehmer 
(häufiger  jeder  bestimmten  Gruppe  von  Teil- 1 
nehmem)  ein  gewisses  Territorium  als  aus-  j 
schliessliches  Absatzgebiet  zugewiesen  wird,  j 
Ganz  besonders  kommt  es  vor,  dass  die  in  den 
verschiedenen  Staaten  existierenden  Kartelle  ein  | 
derartiges  internationales  Abkommen  treffen  und  i 


sich  verpflichten,  sich  gegenseitig  nicht  ins  Ge- 
hege zu  kommen.  3.  Die  sogenannten  Preis- 
kartelle, d.  h.  die  Mitglieder  verpflichten  sich, 
ihre  Produkte  (innerhalb  des  Kartellffebietes, 
d.  i.  also  in  der  Regel  im  Inlande)  nicht  unter 
dem  festgesetzten  Preise  zu  verkaufen.  Ausser- 
halb des  Kartellgebietes  (also  in  der  Re^el  nach 
dem  Auslande)  dürfen  die  Mitglieder  ihre  Er- 
zeugnisse auch  zu  niedri^rem  Preise  ver- 
kaufen. —  Häufig  werden  die  Formen  1  und  3 
kombiniert,  d.  h.  es  werden  der  Produktion  des 
einzelnen  Mitgliedes  Schranken  eezo^en  und 
überdies  wird  bestimmt,  dass  kein  Mitglied  unter 
dem  und  dem  Preise  verkaufen  darf. 

Die  Kartelle  höherer  Ordnung  zerfallen  in 
folgende  Unterarten:  1.  Kartelle,  welche  be- 
stimmen, wie  viel  in  summa  von  den  kartel- 
lierten Werken  produziert  werden  darf,  und  so- 
dann den  Anteil  festsetzen,  der  auf  jedes  ein- 
zelne Werk  entfällt.  Die  Festsetzung  des 
Anteiles  erfolgt  in  der  Regel  entweder  nach 
Massgabe  der  Leistungsfähigkeit  der  einzelnen 
Werke  oder  nach  dem  thatsächlichen  Absätze, 
den  jedes  einzelne  Werk  im  Durchschnitte  der 
letzten  Jahre  erzielt  hat.  Einige  Schwierig- 
keiten verursacht  die  gegenseitige  Kontrolle; 
die  kartellierten  Werke  müssen  periodisch  ent- 
weder einer  Centralstelle  oder  sich  gegenseitig 
mitteilen,  wie  viel  jedes  derselben  in  der 
Zwischenzeit  abgesetzt  hat.  Femer  verursacht 
die  jedesmalige  Ausgleichung  Schwierigkeiten, 
weil  ja  jedes  der  kartellierten  Werke  Auftrage 
von  seinen  Kunden  erhält  und  daher  nicht  im 
Stande  ist,  das  ihm  zugebilligte  Produkten- 
quantum haarscharf  einzuhalten.  Die  Aus- 
gleichung kann  in  der  Weise  erfolgen:  a)  dass 
dasjenige  Quantum,  welches  das  einzelne  Werk 
in  diesem  Jahre  zu  viel  oder  zu  wenig  produ- 
ziert und  abgesetzt  hat,  auf  das  nächste  Jahr 
übertragen  und  dem  betreft'enden  Werke  zur 
Last  oder  gut  geschrieben  wird,  b)  dass  das- 
jenige Werk,  welches  zu  viel  produziert  und 
abgesetzt  hat,  das  entfallende  Quantum  um  einen 
im  voraus  festgesetzten  Preis  von  demjenigen 
Werke  abnehmen  muss,  welches  seinen  Anteil 
nicht  ganz  absetzen  konnte,  c)  dass  das  mit 
Aufträgen  überhäufte  Werk  den  Ueberschuss 
seiner  Aufträge  anderen  Werken  abtreten  muss, 
d)  dass  das  begünstigte  Werk  dem  minder  be- 
günstigten eine  gewisse  Entschädigung  in  Geld 
zahlen  muss. 

2.  Kartelle,  welche  dafür  sorgen,  dass  die 
einlaufenden  Aufträge  nach  einem  gewissen 
Modus  (und  zwar  auch  wieder  entweder  nach 
der  Leistungsfähigkeit  oder  nach  dem  thatsäch- 
lich  erzielten  Absätze  im  Durchschnitte  der 
letzten  Jahre)  unter  die  kartellierten  Werke 
verteilt  werden.  Die  Verteilung  erfolgt  auf 
zweifache  Weise,  a)  Bei  Submissionen.  Die 
kartellierten  Werke  überreichen  eine  gemein- 
same Offerte  und  einigen  sich  vorher  über  die 
Verteilung  der  ausgeschriebenen  Lieferung  unter 
sich.  Oder  die  kartellierten  Werke  einigen 
sich,  weiches  von  ihnen  diesmal  die  günstigste 
Offerte  zu  überreichen  hat.  Bei  der  nächste» 
Submission  wird  sodann  ein  anderes  Werk  be- 
stimmt, welches  die  günstigste  Offerte  zu  über- 
reichen hat,  und  so  fort,  bis  jedes  Werk  der 
Reihe  nach  dran  kommt,  die  jeweilige  Lieferung 
zu  übernehmen.  Oder  aber  es  verpflichtet  sich 
dasjenige  Werk,  welches  zum  Scheine  die  gtins- 
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t^ste  Offerte  überreicht,  die  Lieferung  unter 
die  kartellierten  Werke  zu  yerteüen.     b)  Bei 
Anfträgen.  Die  kartellierten  Werke  verpflichten 
sichf  keine  selbständigen  Aufträge  der  Kunden 
zu  übernehmen  und  zu  effektuieren,  und  schaffen 
ein  Centralorgan,  an  welches  alle  Bestellungen 
m   leiten  sind,    und  welches  sodann   die  Be- 
stellungen unter  die  Kartellmitglieder  yerteilt. 
In  einem   solchen  Falle  verzichten  die  kartel- 
lierten Werke    entweder    überhaupt    auf    den 
direkten  Verkehr  mit  dem  Publikum,  so  dass 
dieses  gezwungen  ist,   seine  Bestellungen   an 
das  gedachte  Centralorgan  (Verkaufsstelle,  Ver- 
kaufs-Syndikat, Verkaufs-Kontor  und  der£:l.  ge- 
nannt) zu  richten,  oder  die  kartellierten  Werke 
übernehmen  zwar  zum  Scheine  die  ihnen  vom 
Publikum  diiekt  zukommenden  Aufträge,  effek- 
tuieren  dieselben  aber  nicht,  sondern  übergeben 
sie  dem  Centralorgan.    Bemerkenswert  bei  der 
Verteilung  der  einlaufenden  Bestellungen   ist, 
dass  die  Centralstelle,   wenn   möglich,  auf  die 
Örtliche  Lage  der  einzelnen  kartellierten  Werke 
Rücksicht  nimmt  and  —  um  überflüssige  Trans- 
portkosten zu  vermeiden  —  gern  die  Bestellung 
demjenigen  Werke   zuweist,  welches  dem  Be- 
stellenden  am   nächsten  gelegen  ist.    Auf  die 
juristische  Stellung  jener  Centralstelle  (die  ent- 
weder  nur   ein   einfacher  Vermittler   der   Ge- 
schäftsabschlüsse sein  oder  eventuell  auch  eine 
Haftung    für    die   Effektuierung    der  Aufträge 
übernehmen    kann)  sowie  auf  die  weitere  ju- 
ristische Frage,  wer  der  eigentlich  Verpflichtete 
winl  (ob  die  Centralstelle,  ob  der  Verband  oder 
das  betreffende  Werk),    näher  einzugehen,  ist 
hier  nicht   der  Ort,   weil  diese  Fragen,   so  be- 
deutsam   sie   für   den  Juristen   sind,    für  den 
Nationalökonomen  kein  weiteres  Interesse  haben. 
Die  Centralstelle   selbst   kann   auf  mehrfache 
Weise  organisiert  sein.  Mitunter  wird  mit  den 
Agenden    ein  Mitglied   des  Kartells,   mitunter 
ein  grösseres  Geschäftshaus   betraut,    mitunter 
wird   zu  diesem    Behufe  ein   eigenes   Bureau 
(„Kontor")  errichtet,  mitunter  —  wenn  man  an 
dieser  Stelle  eine  juristische  Person  haben  will  — 
wird  eine  eigene  Aktiengesellschaft  (Kommandit- 
gesellschaft auf  Aktien,  Genossenschaft,  Gesell- 
schaft mit  beschränkter  Haftung)  ins  Leben  ge- 
rufen.   Indes  bemerkt  Lief  mann  (a.  a.  0.  S.  105), 
dass  derartige  Gründungen  nurScheingründuugen 
sind    und    dass   die  betreffenden  Aktien-  oder 
sonstigen  Gesellschaften   nicht   entfernt    daran 
denken,   die  Produkte  der  kartellierten  Werke 
thatsächlich  aufzukaufen  und  für  eigene  Rech- 
nung in  den  Verkehr  zu  bringen. 

8.  Kartelle,  bei  denen  der  Gewinn,  den  die 
einzelnen  Kartellteilnehmer  aus  ihren  Unter- 
nehmungen erzielen,  in  irgend  einer  Weise 
unter  die  Teilnehmer  verteilt  wird.  Dies  ge- 
schieht auf  mehrfache  Weise,  a)  Bei  manchen 
Kartellen  verpflichten  sich  die  Mitglieder,  einen 
Teil  von  dem  Erlöse  ihrer  Produkte  (der  Mini- 
malpreis, unter  dem  die  Erzeugnisse  nicht  ver- 
kauft werden  dürfen,  wird  durch  das  Kartell 
festgesetzt)  in  eine  gemeinsame  Kasse  einzu- 
zahlen, und  dieser  Betrag  wird  sodann  nach 
einem  bestimmten  Modus  unter  die  Kartellteil- 
nehmer verteilt.  Einzahlung  und  Verteilung 
können  verschieden  geregelt  sein.  Mitunter  ist 
die  Einzahlung  derart  bestimmt,  dass  sie  so 
ziemlich  (nahezu)  den  ganzen  Gewinn  repräsen- 
tiert, den  das  kartellierte  Werk  an  seinen  Ar- 


tikeln erzielt;  dieser  Gewinn  wird  sodann  am 
Schlüsse  des  Jahres  unter  die  Kartellteilnehmer 
nach  einem  bestimmten  Schlüssel  verteilt.  In 
einem  derartigen  Falle  repräsentieren  die  kar- 
tellierten Unternehmer  gewissermassen  eine  Ge- 
sellschaft, welche  das  betreffende  Geschäft  bis 
zu  einem  gewissen  Grade  auf  gemeinsame  Rech- 
nung betreibt.  Damit  jedoch  das  private  In- 
teresse der  Teilnehmer  (die  ja  doch  eine  gewisse 
wirtschaftliche  Selbständigkeit  sich  bewahrt 
haben)  rege  erhalten  bleibe,  ist  die  Einzahlung 
derart  geregelt,  dass  dem  einzelnen  Werke  bei 
seinen  Geschäftsabschlüssen  ein  kleiner  Extra- 
gewinn verbleibt.  —  Mitunter  findet  eine  soge- 
nannte indirekte  Kontingentierung  der  Pro- 
duktion statt.  D.  h.  es  wird  bestimmt,  welche 
Produktenmenge  jedes  der  kartellierten  Werke 
frei  erzeugen  und  (nicht  unter  dem  festgesetzten 
Preise)  verkaufen  darf.  Erzeugt  ein  Werk 
mehr,  so  hat  es  für  das  Plus  (etwa  für  jeden 
mehr  erzeugten  Centner  und  dergl.)  einen  be- 
stimmten (eventuell  auch  steigendeni  Betrag  in 
die  gemeinsame  Kasse  einzuzahlen.  Die  so  ein- 
fliessenden  Gelder  werden  entweder  zur  Zahlung 
von  eigentlichen  Exportprämien  (für  effektiv 
über  die  Landesgrenze  exportierte  Kartellware) 
oder  zur  Zahlung  von  Prämien  für  diejenigen 
kartellierten  Werke  verwendet,  deren  Produktion 
hinter  dem  ihnen  zugebilligten  Kontingent  zu- 
rückgeblieben ist.  Damit  jedoch  diese  Unter- 
nehmer nicht  in  Versuchung  kommen,  ihre 
Werke  gänzlich  zu  schliessen  und  lediglich  die 
Prämien  einzustreichen,  wird  bestimmt,  dass  die 
Prämien  eine  gewisse  Grenze  nicht  überschreiten 
dürfen.  b)Bei  manchen  Kartellen  endlich  kommt 
I  es  vor,  dass  das  Kartell  selbst  oder  eine  zu 
diesem  Zwecke  gebildete  Aktien-  oder  sonstige 
Gesellschaft  das  gesamte  Produkt  der  kartel- 
lierten W^erke  (das  selbstverständlich  kontin- 
gentiert sein  muss)  um  einen  im  voraus  be- 
stimmten Preis  (nicht  scheinbar,  sondern)  effektiv 
aufkauft,  um  dasselbe  sodann  zu  höheren  Preisen 
an  das  Publikum  abzusetzen.  Der  so  erzielte 
Gewinn  wird  dann  an  die  Kartellmitglieder 
nach  Massgabe  ihrer  gelieferten  Warenquanti- 
täten (oder  sonst)  verteilt. 

Die  vorstehende  (der  Liefmannschen  Schrift 
entnommene)  Einteilung  der  Kartelle  will  keinen 
Anspruch  auf  Vollständigkeit  erheben,  weil 
immerfort  neue  Formen  der  Kartellierung  er- 
sonnen und  praktisch  durchgeführt  werden 
können.  Sodann  ist  dieselbe  nicht  dahin  zu  ver- 
stehen, als  ob  die  hier  aufgezählten  Kartell- 
formen in  der  Wirklichkeit  m  dieser  Reinheit 
existieren  würden,  da  wohl  die  meisten  der 
wirklich  existierenden  Kartelle  Mischformen  re- 
präsentieren. So  dürfte  man  in  der  Praxis 
nach  reinen  „Abnehmerkartellen"  w^ahrschein- 
lich  vergeblich  suchen,  denn  die  Kartelle  sind 
wohl  durchgehends  in  erster  Reihe  „Anbieter- 
kartelle", aber  nicht  wenige  derselben  kehren 
gleichzeitig  ihre  Spitze  gegen  die  Produzenten 
der  Rohstoffe,  sind  also  auf  der  anderen  Seite 
gleichzeitig  „Abnehmerkartelle".  Desgleichen 
bildet  die  Festsetzung  des  Preises,  unter  dem 
nicht  verkauft  werden  darf,  femer  die  Fest- 
setzung des  Produkten quantums,  welches  das 
einzelne  Werk  erzeugen  darf,  einen  wesent- 
lichen Punkt  der  meisten  Kartellverträge. 

3.  Stellung  der  K.  in  der  Volkswirt- 
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8chaft  Die  bisherige  Eatwickeliing  lehrt, !  Voraussetzung  dafür ,  dass  die  Pi*oduktion 
dass  die  Kartellbewegung  mit  den  losesten  I  dem  Bedarfe  angepasst  werde ,  ist  selbst- 
Formen  (Festsetzung  eines  Minimal preises,  j  vei-ständlich  die  Kenntnis  der  Grösse  des 
Beschränkung  der  Pi-oduktion)  begann  und  Bedarfes ,  diese  Kenntnis  aber  fehlt  dem 
dass  die  Tendenz  vorwaltet,  zu  immer  feste-  |  heutigen  Grossindustiiellen.  Er  weiss  nicht, 
ren  Formen  der  Vereinigung  überzugehen,  i  wie  gross  der  jährliche  Bedarf  der  ganzen 
In  mehr  als  einem  Falle  hat  die  Kartellie-  j  Welt  an  seinem  Artikel  ist ;  er  weiss  femer 
nmg  schliesslich  zu  einer  vollständigen  Ver-  i  nicht ,  wie  gross  die  VoiTäte  an  diesem 
Schmelzung  (Fusionierung)  der  betreffenden  i  Artikel  sind,  die  in  der  ganzen  "Welt  in  den 
Unternehmungen  geführt.  Femer  lehrt  die ;  Magazinen  (ier  betreffenden  Fabriken  und 
bisherige  Erfahrung,  dass  die  Kartelle  vor- •  der  Kauf leute  sowie  in  den  einzelnen  Haus- 
Aviegend  auf  dem  (Gebiete  der  Grossindustrie  |  haltungen  aufgespeichert  lagern ;  er  weiss 
(Fabriksindustrie  und  Bergbau)  und  dem  endlich  nicht,  wie  viel  jeder  seiner  Berufs- 
der  grossen  Verkehrsunternehmungen  (Eisen-  |  genossen  augenblicklich  produziert  —  und 
bahnen ,  Scliiffahrtsiinien)  vorkommen ,  zum  i  diesen    di'ei    unbekannten    Grössen    soll   er 


seine  Produktion  anpassen  I  Der  einzige 
Anhaltspunkt,  den  der  Industi-ielle  hat,  ist 
der  Stand  des  Preises  seines  Artikels.  Steigt 


Teile  auch  auf  dem  Gebiete  des  Kleinge- 
werbes (einige  Handw^rkerkai-telle)  und  dem 
des    Handels   (hier   vorwiegend    unter   den  |  < 

Banken).  Dagegen  ist  bisher  von  landwirt-  i  dieser,  so  deutet  dies  auf  eintretenden  Be- 
schaftlichen  Kartellen  nur  wenig  (Kartelle !  darf ,  und  demgemäss  muss  der  Industri- 
der  Zuckerrübenproduzenten)  bekannt  ge-  eile  bestrebt  sein,  seine  Produktion  so  rasch 
worden.  ,  als  möglich  zu  vergrossern ,   imd  weil  dies 

Die  heutigen  Kai-telle  sind  das  notwen- 1  jeder  thun  muss  und  thut  so  ist  der  Markt 
dige  Produkt  der  bisherigen  historischen  j  in  der  kürzesten  Zeit  überfüllt  und  der 
Entwickelung.  Der  Zweck  jeder  Produktion  i  Absatz  stockt.  Dies  ist  der  sogenannte 
ist,  den  vorhandenen  Bedarf  zu  decken,  und '  >anarchische«  Zustand  der  heutigen  gewerb- 
daher  ist  jede  Produktion ,  die  den  Bedarf  1  liehen  Pi-oduktion. 

übersteigt,  eine  Material-  und  Arbeitsver- '  Es  ist  daher  ein  ganz  gesunder  und 
Schwendimg.  Aus  diesem  Grunde  ist  es  I  volkswirtschaftlich  gerechtfertigter  Gedanke, 
für  die  Privat-  wie  für  die  Volkswirtschaft  |  wenn  die  Industriellen  bestrebt  sind,  diesem 
von  der  allergiussten  Bedeutung,  dass  die  |  >anarchischen<  Zustande  der  Produktion  ein 
Produktion  dem  Bedarfe  angepasst  weixle.  i  Ende  zu  bereiten  und  die  Produktion  dem 
Dies  war  im  Mittelalter  (soweit  die  gewerb- 1  Bedarfe  anzupassen.  Dieses  Ziel  aber  kann 
liehe  Produktion  in  Frage  kommt)  leicht  zu  i  niir  eiTeicht  werden  durch  die  Veroinigimg 
eiTeichen ,  weil  die  damalige  Welt  wegen  j  der .  Produzenten  derselben  Branche ,  denn 
des  Mangels  an  Kommunikationsmitteln  in  nur  die  Vereinigung  (die  Monopolistenstel- 
lauter  kleine  geschlossene  Verkelu-sgebiete  i  lung)  gewährt  ihnen  die  Möglichkeit,  einen 
zerfiel.  Eine  nennenswerte  Zufuhr  von  ge-  i  Ueberblick  über  den  Gesamtbedarf  zu  ge- 
werblichen (und  sonstigen)  Produkten  war  j  winnen,  und  gewährt  ihnen  die  Möglichkeit, 
—  von  wenigen  Ausnahmen  abgesehen  —  >  die  Produktion  derart  zu  regeln  (derart 
nicht  möglich,   es   musste   daher   ziemlich  |  unter  sich  zu  verteilen),  dass  sie  dem  Ge- 


jeder  Ort,  w^as  er  an  gewerblichen  Produk- 
ten brauchte ,  auch  selbst  erzeugen.  Diese 
kleinen  Verkehrsgebiete  waron  leicht  zu 
übersehen,  es  war  daher  nicht  schwer,  die 
lokale  Produktion  dem  lokalen  Bedarfe  an- 
zupavssen,  und  dies  wurde  durch  die  Zunft- 


samtbedarfe  jedesmal  entspricht.  —  Das  ist 
der  Grundgedanke  und  das  —  wie  gesagt 
—  ganz  gesunde  und  volks'wdrtschaftlich 
ganz  gerechtfei-tigte  Bestreben  der  Kartelle. 
Wie  aber  jede  noch  so  vernünftige  und 
segensreiche  Institution  missbraucht  weixleu 


Verfassung  mit  ihren  vielfachen  Besclirän- 1  und  entarten  kann ,  so  können  auch  die 
kungen  der  gewerblichen  Produktion  in  bei-  [  Kai-telle  entarten.  Die  kartellierten  Unter- 
nahe vollkommenem  Masse  erreicht.  Durch  |  nehmer  können  ihro  Monopolisten  Stellung 
die  Vervollkommnung  der  Kommunikations-  i  missbrauchen  und  einerseits  ihre  Arbeiter 
mittel ,  speciell  im  Laufe  des  neunzehnten '  sowie  die  Produzenten  der  Rohstoffe  unge- 
Jahrhundertes  wurden  die  früheren  Ver-  |  bührlich  bedrücken ;  sie  können  andererseits 
hältnisse  so  zu  sagen  auf  den  Kopf  gestellt,  i  das  konsumierende  Publikum  ausbeuten,  in- 
Hente  bildet  die  ganze  Erde  ein  einziges  1  dem  sie  die  Preise  ihrer  Artikel  ungebühr- 
grosses  Verkehrsgebiet.  In  jeden  Ort  koni- '  lieh  koch  lialten.  Davon  unten, 
men  die  Erzeugnisse  aus  allen  Teilen  der  I  Unterschied  der  Kartelle  von  anderen  ähn- 
Welt,  und  umgekehi-t  versendet  der  heutige  I  Wichen  Gebilden.  Der  nordamerikanische  Trust 
Grossindustrielle    seine    Erzeugnisse    nac^i  <S;  ^^V  ^^^^J^^  ^»?e  ^*^«^,«  ^«^^^^^ 

allen  Teilen   der  Erde.     Die  Grossindustrie  ^?^TÄ^^^ 

, -i     -.1      A.    £'.     j  ^      11  ri^     emer  einzigen  KiesemmtenieDmunfir.    Keprasen- 

produziert  heute  flu-  den  sogenannten  W  elt-  Liert  der  Trust  gewissermassen  den  Einheits- 
markt  und  sieht  sich  infolgedessen  vor  |  staat,  so  darf  man  das  Kartell  mit  dem  Staaten- 
eme  unlösbare  Aufgabe   gestellt.     Die  ei-ste  i  buud  vergleichen;  wie  hier  die  einzelnen  ver- 
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bündeten  Staaten,  so  behalten  auch  im  Kartell 
die  Yerbündeten  Unternehmnngen  eine  gewisse 
Selbständigkeit.  Die  Unternehmer  müssen  zwar 
auf  einen  Teil  ihrer  wirtschaftlichen  Beweffunffs- 
freiheit  verzichten  und  sich  den  Beteln  aes 
Kartells  fü^en,  allein  im  übrigen  bleibt  jeder 
Herr  in  seinem  Hause  und  bezieht  den  aus 
seinem  Unternehmen  fliessenden  Gewinn.  Wäh- 
rend es  bei  einem  Trust  keine  seltene  Erscheinung: 
ist,  dass  die  Vereinigung  die  technisch  unvoll- 
kommenen Werke  &^änzlich  auflöst,  so  dass  nur 
in  den  besteingerichtet^n  W^erken  (also  mit  den 
relativ  geringsten  Kosten)  weiter  produziert 
wird,  behalten  im  Kartell  auch  die  minder  voll- 
kommen eingerichteten  Werke  ihre  Selbständig- 
keit. Es  vollzieht  sich  also  hier  der  Prozess 
der  „wirtschaftlichen  Auslese"  nicht  so  schroff 
und  gewährt  die  Möglichkeit,  dass  die  in  den 
minder  gut  ausgerüsteten  Werken  vorfindlichen 
Gebäude,  Maschinen  etc.  noch  weiter  ausgenutzt 
werden. 

Die  sogenannten  „Corners"  oder  „Ringe" 
sind  einfach  spekulative  Unternehmungen,  die 
auf  eine  wucherische  Ausbeutung  des  konsu- 
mierenden Publikums  abzielen.  Wie  der  be- 
rüchtigte mittelalterliche  Kornwucherer,  so 
suchen  die  im  „Ring"  oder  „Corner"  vereinigten 
Spekulanten  die  sämtlichen  Vorräte  einer  Ware 
(der  seinerzeitige  Kupferring,  der  HtüPerring) 
aufzukaufen,  um  dieselben  dann  zu  wucherisch 
emporgetriebenen  Preisen  an  das  Publikum  ab- 
zusetzen. Das  Kartell  kann  zwar  allerdings 
das  gleiche  Ziel  anstreben,  allein  principiell 
oder  wenigstens  anfänglich  entspringt  das  Kar- 
tell dem  Bestreben,  die  Produktion  dem  Bedarfe 
anzupassen  —  ein  Bestreben,  das  dem  Corner 
oder  Ringe  vollständig  fem  liegt. 

4.  Die  K.  und  die  GesetzgebuDg. 
Die  vorerwähnten,  dem  Kartellwesen  unleug- 
bar innewohnenden  Gefahren  lassen  es  be- 
greiflich erscheinen,  dass  die  Staatsgew^alt 
gegenüber  den  Kartellen  Stellung  nehmen 
musste,  und  zwar  lassen  sich  bisher  nach 
dieser  Richtung  drei  bezw.  vier  verschiedene 
Systeme  unterscheiden.  Das  älteste  dersel- 
ben ist  der  in  England  zuerst  unternommene 
Versuch,  den  dem  Kartell wesen  innewohnen- 
den Gefahren  auf  dem  Wege  der  Civilrechts- 
Gesetzgebung  zu  begegnen.  In  England 
waren  nämlich  früher  —  ebenso  wie  in  fast 
allen  übrigen  Staaten  —  Koalitionen  der 
Arbeiter  wie  der  Arbeitgeber  bei  Strafe 
verboten.  Dieses  Verbot  wurde  durch  G.  v. 
Jahre  1826  (6.  Geo.  IV.  eh.  129)  aufgehoben, 
Verabredungen  der  Arbeiter  wie  der  Arbeit- 
geber wurden  zwar  gestattet,  allein  sie  wur- 
den als  für  die  Teilnehmer  unverbindlich , 
erklärt.  Dieser  Vorgang  wurde  später  von 
der  Mehrzahl  der  europäischen  Staaten  nach-  ! 
geahmt ;  er  erwies  sich  jedoch  als  ziemlich  | 
unw^irksam.  Einmal  nämlich  lehrt  die  Er- 
fahrung, dass  die  kartellierten  Unternehmer 
im  Hinblick  auf  die  Vorteile,  die  ilmen  das 
Kartell  bietet,  im  allgemeinen  nicht  gar  zu 
häufig  wortbrüchig  werden.  Zum  zweiten 
pflegen  sie  sich  dui*ch  Konventionalstrafen 
(Hinterlegung  von  auf  hohe  Beträge  kuten- 


den  trockenen  oder  eigenen  Wechseln,  die 
eintretenden  Falles  weiter  begeben  >verden) 
gegen  einen  eventuellen  Bruch  der  Verab- 
redung zu  sichern.  Weiter  pflegen  sie 
häufig  auf  ein  Schiedsgericht  zu  kompro- 
mittieren, damit  die  Angelegenheit  nicht 
vor  die  ordentlichen  Gerichte  gebracht  werde 
und  diese  nicht  in  die  Lage  kommen,  die 
ganze  Verabredimg  mit  allen  ihren  Konse- 
quenzen als  rechtsunwirksam  zu  erklären. 
Endlich  muss  jedes  w^ortbrüchige  Kartell- 
mitglied befürchten,  dass  ihm  seitens  des 
Kartells  eine  übermächtige,  geradezu  ruinöse 
Konkurrenz  bereitet  wird.  Allein  abgesehen 
von  alledem  erweist  sich  die  in  Rede  ste- 
hende Gesetzgebung  gegenüber  den  nun  ein- 
mal vorhandenen  Monopolisierungsbestrebun- 
gen als  absolut  ohnmächtig,  weil  sie  nicht 
verhindern  kann,  dass  die  kartellierten  Un- 
ternehmungen fusionieren  und  zu  einer  ein- 
zigen Riesenunternehmung  (-Aktiengesell- 
schaft) verschmelzen,  die  dann  den  ganzen 
betreffenden  Produktionszweig  erst  recht 
monopolisiert. 

Das  zweite  S^'stem,  welches  als  das  nord- 
amerikanische bezeichnet  werden  kann,  be- 
steht darin,  dass  die  Koalitionen  der  Unter- 
nehmer (also  Kartelle  sowie  Trusts)  als 
kriminell  strafbar  erklärt  werden.  In  der 
nordamerikanischen  Union  hat  nämlich  eine 
Reihe  von  Einzelstaaten  Gesetze  erlassen, 
nach  welchen  alle  auf  eine  Preiserhöhung 
oder  Monopolisierung  eines  Artikels  abzielen- 
den Verabredungen  der  Untemehmer  als 
»Verschwörung«  (Conspiracy)  angesehen  und 
demgemäss  bestraft  werden  sollen.  Auch 
dieser  Weg  erwies  sich  als  wenig  gangbar. 
Einmal  ist  es  nämlich  (nach  der  Behauptung 
amerikanischer  SchriftsteDer)  fraglich,  ob 
diese  von  den  Einzelstaaten  erlassenen  Ge- 
setze rechtsgütig  sind,  weil  sie  angeblich 
mit  der  Verfassung  der  nordamerikanischen 
Union  im  Widerspruche  stehen.  Sodann 
kann  durch  die  gedachten  Gesetze  im  güns- 
ligsten  Falle  die  Bildung  eines  Kartells 
(Pool)  oder  eines  Trusts,  mcht  aber  die  voll- 
ständige Verschmelzung  der  betreffenden 
Unternehmungen  in  den  Händen  einer  ein- 
zigen grossen  Aktiengesellschaft  verhindert 
w^erden. 

Das  dritte  System  (wenn  man  hier  von 
einem  solchen  überhaupt  sprechen  darf)  ist 
das  russisclie.  In  Russland  wurde  näuilich 
im  Jahre  1886  unter  den  Augen  und  mit 
(stillschweigender)  Genehmigung  der  Regie- 
rung ein  Kartell  (vNormirowka<.)  der  dorti- 
gen Zuckerfabrikanten  gesclüossen,  w^elches 
seither  wiederholt  erneuert  wurtle.  Die 
russische  Regiening  stellt  sich  also  (wenig- 
stens in  dem  einen  vorliegenden  Falle)  auf 
den  Standpunkt,  dass  ein  Kartell  eine  legale 
und  rechtsverbindliche  Vereinbarung  sei. 

Einen  im  Princip  gleichen,  aber  teilweise 
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doch  vei-schiedenen  Standpunkt  nimmt  die 
österreichische  Regierung  ein.  welche  eine 
Regehmg  der  Kartelle  auf  dem  Wege  der 
Verwaltungsgesetzgebung  anstrebt.  Nach 
dem  von  der  Regierung  dem  Parlamente 
vorgelegten  Gesetzentwurfe  (zum  ersten 
Male  vorgelegt  am  1.  Juni  1897,  dann  in 
teilweise  veränderter  Gestalt  wieder  vorge- 
legt am  12.  Oktober  1897,  und  nochmals 
vorgelegt  am  29.  März  1898),  der  jedoch 
bisher  noch  nicht  zur  Verhandlung  gelangte, 
sollen  die  Kartelle  der  Staatsaufsicht  unter- 
worfen werden.  Hiernach  werden  die  Kar- 
telle als  rechtsverbindliche  Vereinigungen 
anerkannt,  sie  bedürfen  jedoch  zu  ihrer  Er- 
richtung eines  notariell  beglaubigten  Statutes 
und  sind  verpflichtet,  ihr  Statut  sowie  jede 
Abändenmg  desselben  und  ebenso  jeden  ge- 
fassten  Beschluss  dem  Finanzministerium 
unverzüglich  mitzuteilen.  Desgleichen  sind 
sie  verpfHchtet,  dem  Finanzministerium  jede 
gewünschte  Auskunft  zu  erteilen  und  ihm 
die  Einsicht  in  die  Bücher  zu  gewähren. 
Dem  Finanzministerium  steht  das  Recht  zu, 
jeden  ihm  ungebührlich  scheinenden  (das 
öffentliche  Wohl  schädigenden)  Beschluss 
des  Kartells  zu  sistieren  bezw.  das  Kartell 
aufzulösen  (oder  seine  Bildung  zu  unter- 
sagen). Zur  Führung  dieser  Agenden  soll 
im  Finanzministerium  eine  besondere  aus 
zwölf  Mitgliedern  bestehende  Kommission 
gebildet  worden.  Der  österreichische  Ent- 
wurf leidet  —  "wie  von  der  Mehrzahl  seiner 
Kritiker  richtig  hervorgehoben  wurde  —  an 
dem  principiellen  Felder,  dass  er  sozusagen 
zu  eng  oder  einseitig  ist.  Er  soll  nämlich 
(nach  §  1)  niu*  für  diejenigen  Kartelle  Gel- 
tung haben,  welche  sich  auf  solche  Ver- 
brauchsgegenstände beziehen,  »die,  wie 
Zucker,  Branntwein,  Bier,  Mineralöl,  Salz, 
einer  mit  der  industriellen  Produktion  in 
enger  Verbin  dimg  stehenden  indirekten  Ab- 
gabe unterliegen.*  Dagegen  soll  bezüglich 
aller  übrigen  Kartelle  der  bisherige  Rechts- 
zustand (dass  die  Kartelle  zwar  nicht  ver- 
boten, aber  rechtsunwirksam  sind)  weiter 
bestehen.  Es  würde  dies  also  zu  der  eigen- 
tümlichen Anomalie  führen ,  dass  es  einer- 
seits anerkannte  und  i-echtsgütige  und  ande- 
rerseits nur  geduldete  und  rechtsungiltige 
Kartelle  gäbe.  Der  Grund  dieser  eigen- 
tümlichen Einseitigkeit  des  Enlwiu-fes  ist 
—  wie  die  Motive  offen  eingestehen  —  in 
der  Befürchtung  der  Regierung  zu  suchen, 
dass  die  betreffenden  verzehrungssteuer- 
pflichtigen  Artikel  durch  Kartelle  ungebühr- 
lich verteuert  werden,  so  dass  die  fraglichen 
Steuern  einen  Rückgang  erfahren  könnten. 
Weiter  wird  gogen  den  Entwurf  eingewen- 
det, dass  es  fraglich  sei,  ob  unsere  Kennt- 
nis des  Kai-tellwesens  und  die  bisherigen 
Erfahrungen  so  weit  reichen,  dass  man 
schon  heute  an  eine  staatliche  Regelung  der 


Kartelle  schreiten  könne.  Endlich  wird 
(von  Wittelshöfer)  hervorgehoben,  dass  die 
Gefahr,  die  bekämpft  werden  soll,  in  der 
Monopolisierung  der  betreffenden  Produk- 
tionszweige liege  und  dass  es  daher  nicht 
genüge,  die  Kartelle  der  staatlichen  Aufsicht 
zu  unterwerfen,  wenn  daneben  die  in  der 
Hand  einer  einzigen  grossen  Aktiengesell- 
schaft vereinigten  fusionierten  Betriebe  oder 
die  im  Besitze  eines  Privatmannes  befind- 
lichen, monopolaiüg  dastehenden  Riesenbe- 
triebe unbeaufsichtigt  bleiben  und  thun 
dürfen,  was  sie  wollen.  Trotz  diesen  nicht 
abzuleugnenden  Mängeln  muss  zugegeben 
werden,  dass  der  österreichische  Kartellge- 
setzentwm'f  zwei,  ziemlich  von  allen  Seiten 
als  gesund  anerkannte  Grundgedanken  ent- 
hält, und  das  ist  einmal  der  Gedanke,  dass 
die  Kartelle  gehalten  sein  sollen,  ihre  ge- 
samte Gebarung  offen  zu  legen,  und  zwei- 
tens der  Gedanke,  dass  den  3flissbräuchen 
der  Kartelle  weder  auf  dem  Wege  der 
CiviJrechts-  noch  auf  dem  der  Strafi-echts- 
gesetzgebung,  sondern  nur  auf  dem  der 
Verwaltungsrechtspflege  begegnet  werden 
kann. 

Litteratar:  IF.  Lexis,  Gt  werkvereine  und 
Unternehmerverbände  in  Frankreich,  Leipzig 
1879  (17.  Bd.  der  Sehr.  d.  Vcr.  f.  Sozialp.).  — 
F.  Kleimvächter,  Die  KarteUe.  Ein  Beitrag 
zur  Fraye  der  Organisation  der  Volkswirtschaft, 
Innsbruck  18SS.  —  Schäfjie,  Die  KarteUe,  in 
Gesammelte:  Aufsätze,  Bd.  7,  Tübingen  1S85. 
(Auch  in  der  Tübinger  nZeitschr.  /.  d.  ges. 
Staatsw.u,  Jahrg.  188S.}  —  Steinntann- Bucher y 
Die  Nährstände  und  ihre  zukünftige  Stellung  im 
Stivate,  Berlin  1886.  —  Aschrott,  Die  ameri- 
kanischen Trusts  etc.,  in  Braiois  Archiv  f.  Gesetz- 
gebung  etc.,  2.  Bd.,  1889  (mit  zahlreichen  Litt^- 
ratu mach  weisen).  —  Lujo  Jirent-ano,  Vortrag 
über  Kartelle,  in  der  Ges.  östcrr.  Volkswirte, 
1.  Jahrg.  1888—1889,  Wien  1889.  —  Derselbe, 
Ueher  die  Ursachen  der  heutigen  sozialen  Not, 
Leipzig  1889.  —  Wasserrab,  Soziale  Politik 
im  Deutschen  Reiche,  Stuttgart  1889.  —  Schön- 
lankf  Die  Kartelle,  in  Brauns  Arch.  f.  soz. 
Geselzg.  etc.,  8.  Bd.,  1890  (mit  zahlreichen  Litte- 
raturnach weisen).  —  Haoul  tfay.  Die  Syndikate 
der  Arbeiter  und  Unternehmer  in  Frankreich, 
in  Brauns  Arch,  f.  soz.  Gesctzg.  etc.,  4.  Bd., 
1891.  —  JP.  Grossitiann,  Ueber  industrielle 
Kartelle,  in  Schmollers  Jahrb.  f.  Gesetzg,  und 
Vene,  15.  Bd.,  1891  (mit  zahlreichen  Litteratur- 
nachweisen).  —  Steinmann  ~  Buchev ,  Wesen 
und  Bedeutung  der  gewerblichen  Kartelle,  in 
Schmollers  Jahrb.  f.  Gesetzg.  u.  Vene,  15.  Bd., 
1891  (mit  mehrfachen  Litteraturnachweisen).  — 
Schönlanh*  Ein  Kapitel  aus  der  urkundlichen 
Geschichte  der  Kartelle,  in  Brauns  Arch.  f.  soz. 
Gesetzg.,  5.  Bd.,  189:2.  —  E,  Feltz,  Les  syndi- 
cats  industriels  et  en  particulier  la  Xormirowka 
des  ftibricants  de  siicre  Busses,  Paris  1892.  — 
Cr.  Colin,  Bemerkungen  zur  Kartellbewegung, 
in  Zeitschr.  f.  Eisenb.  u.  Dampfschiffahrt  der 
österr.-ung.  Monarchie,  6.  Jahrg.,  1893.  —  Sehr, 
d.  Ver.  f.  Sozialp.,  00.  Bd.,  Ueber  wirtschaftliche 
Kartelle  in  Deutschland  und  im  Auslande,  fünf- 
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zehn  Schildeningen  etc.  —  Verhandlungen  der 
am  28,  und  29,  IX,  1894  in  Wien  abgehaltenen 
Generalversammlung  des  Ver,  /.  Sozialp.  über 
die  Kartelle  etc.,  Schriften  dieses  Vereins,  61.  Bd, 

—  Ä.  WeisMrchneVy  Das  KarteUwesen  vom 
Standpunkte  der  christlichen  Wirtschaßsordnung 
(aus:  Vorträge  und  Abhandlungen,  herausgegeben 
von  der  Leo-Gesellsehaß),  Wien  1896.  —  Denk- 
sehrijt  der  Handels'  und  Geicerbekammer  in 
Prag  in  beireff  der  staatlichen  Regelung  des 
Kartellwesens,  Prag  1896.  —  Die  Aera  der  wirt- 
schaftlichen Kartelle,  von  einem  rheinischen  In- 
dustriellen,  in  Preuss.  Jahrb.,  Bd.  89.  —  Zur 
Frage  der  wirtschaftlichen  Kartelle,  ebendas., 
Bd,  90.  —  M.  Hitschmann,  Kartelle  und 
^aaisgmpalt,  Wien  1897.  —  Fridriclioivicz, 
Kartelle,  in  Zeitschr.  f.  d,  ges,  Staatsw.,  51.  Jahrg., 
1895,  —  J.  Matern  y  Die  Industriekartelle, 
München  und  Berlin  1897.  —  SinzhetmeTf 
lieber  die  Grenzen  der  Weiterbildung  des  fabrik' 
massigen  Grossbetriebes,  Miinchener  volksw. 
Studien,  S.  Stück.  —  Sarter,  Die  Syndikats- 
bestrebungen  im  niederrhein.-westfäl.  Steinkohlen- 
bexirk,  in  d.  Jahrb.  für  Nat.  u.  Stat.,  Bd.  7, 1894.  — 
Oldenberg ,  Studien  über  die  rhein.-^cestfäl. 
Bergarbeiterbewegung,  in  SchmoJlers  Jahrb.  für 
Gesetzg.  etc.,  Bd.  I4,  1890.  —  HiUikinghaus, 
Die  Verstaatlichung  der  Kohlenbergwerke,  Elsters 
Staatsw,  Studien,  Bd.  4,  Heft  5.  —  Effertz, 
Die  niederrhein.'Westfäl.  Kohlenindustrie  in  ihren 
Existembedingungen,  Essen  1895.  —  OoldstetUf 
Deutschlands  Sodaindustrie,  Münchener  Volksw. 
Studien,  13.  Stück.  —  Rosenberg,  Kartellbe- 
wegungen in  der  Zuckerindustrie,  in  der  Zeitschr. 
f.  Staats-  u.  Volksw.,  Bd.  6,  —  Babled,  Les 
sgndirats  des  producteurs  et  detenteurs,  Paris 
1898.  —  Salomofif  Les  coalitions  commerciales, 
Journal  des  Economistes,  1895,  Fevriei\  — 
Brauilhetf  Essai  sur  les  ententes  commerciales 

.  et  industrielles,  Paris  1895.  —  Ä  Lieftnann, 
Die  Untemehmerverbdnde  (in  Volksw.  Abhand- 
lungen der  badischen  Hochschulen),  Freiburg  i.  B, 
1897.  —  (Erster)  Entwurf  eines  (österr.)  Kartell- 
gesetzes, Nr,  188  der  Beilagen  zu  den  Stenograph, 
Prot,  des  Abgeordnetenhauses,   12.  Sessioji,  1897. 

—  K.  Grünhergf  Der  österr.  Kartellgesetz- 
entwurf,  in  Schmollers  Jahrb.  f.  Gesetzg.  u.  Verw., 
Jahrg.  1897.  —  Wittelshöfer,  Der  Österreich. 
KarteUgesetzentwurf,  in  Brauns  Arch.  /.  soz, 
Gesetzg.,  Bd.  13,  1899.  —  i.  Pohle,  Die  Kar- 
telle der  gewerblichen  Unternehmer,  Leipzig  1898. 

—  LMndeshergeVy  Der  österr.  Kartellgesetz- 
eniirurf,  in  der  Grünhutschen  Zeitschrift  für  das 
Privat-  und  öffentliche  Recht,  Bd.  24,  Wien,  — 
jB.  SteinhcLch,  Rechtsgeschäfte  der  wirtsehaftl, 
Organisation,  Wien  1897,  —  W,  Berdrow, 
Die  Unternehmer kartelle  und  der  Weg  zum  wirt- 
schaftlichen Frieden,  Berlin  1898. 

Ausserdem  viel  thatsächlickes  Material  in  der 
von  Steinmann  -  Bucher  herausgegebenen 
Zeitschrift  nDie  Industrie ti  und  in  der  Wiener 
Wochenschrift  nDas  Handelsmuseumn. 

Priedr,  Kleinwächter. 
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und  Zeitgeschäfte. 


KasseDScheine 

s.  Papiergeld. 

Kasten. 

Kaste,  von  dem  portugiesischen  c  a  s  t  a 
(Gattung,  Stamm,  Art)  hergeleitete  Bezeich- 
nung der  eigentümlichen  Gliederung  des  in- 
dischen Volkes,  die  die  Portugiesen  bei  ihrer 
Landung  in  Ostindien  im  Jahre  1498  vor- 
fanden. Nach  der  Lehre  der  indischen  Ge- 
setzbücher, vor  aUem  des  Manu  und 
Yäjnavalkya  (sprich :  Jädschnavalkja),  die  die 
priesterlich  beeinfliisste  indische  Litteratur 
wiederspiegelt,  zerfiel  das  indische  Volk  von 
alters  her  in  4  Klassen  (Sanskrit  varna, 
eigentlich  »Farbe«):  die  Brähmana,  Kshat- 
triya,  Vai^ya,  Südra.  Die  Brähmana  bilden 
den  Priester-  und  Gelelutenstand.  Als  ihre 
Aufgabe  wird  bezeichnet,  die  heüigen  Bücher, 
die  Veda,  zu  studieren,  für  sich  und  andere 
zu  opfern,  anderen  zu  schenken  und  selbst 
Geschenke  anzunehmen.  Für  die  Brahmanen 
wird  die  erste  Stelle  im  Staate  beansprucht. 
Man  lässt  sie  aus  dem  Munde  der  höchsten 
Gottheit,  des  Brahma,  entsprungen  sein,  und 
schon  in  sehr  alten  Texten  werden  sie 
Götter  in  Menschengestalt  genannt.  Der 
zweite  Rang  wird  den  Kshattriya  angewie- 
sen. Sie  sind  der  Adel  und  Kriegerstand; 
aus  ihnen  stammen  auch  die  Herrscher  des 
Landes.  Ihnen  wird  zur  Pflicht  gemacht, 
das  Volk  zu  schützen,  Geschenke  zu  machen, 
Opfer  zu  veranstalten,  zu  studieren  und  nicht 
an  weltlichen  Dingen  zu  hängen.  Sie  wer- 
den angesehen  als  aus  dem  Arme  des 
Brahma  entstanden.  Die  dritte  Klasse,  die 
Vaisyäs,  soUte  das  Vieh  schützen,  Handel 
und  Ackerbau  treiben,  Geld  auf  Zinsen  aus- 
leihen, Geschenke  machen,  Opfer  veranstal- 
ten und  studieren.  Sie  bildet  den  Handels-, 
Handwerker-  und  ,  Bauernstand.  Für  die 
vierte  Klasse,  die  Südräs,  gab  es  nur  eine 
Pflicht,  ohne  Murren  und  Zaudern  den  drei 
oberen  Kasten  zu  gehorchen.  Die  Vaisyäs 
leitete  man  aus  dem  Schenkel,  die  Südi-äs 
aus  dem  Fusse  des  Brahma  ab.  Die  drei 
oberen  Kasten  Messen  »die  Zweimalgebore- 
nen«, weil  es  nur  ihnen  erlaubt  war,  die 
heilige  Schniu*  zu  tragen,  deren  erste  An- 
legung in  dem  Alter  von  7,  8,  9  Jahren  in 
der  Reihenfolge  der  Stände  als  zweite  Ge- 
burt angesehen  wurde,  da  damit  die  feier- 
liche Aufnahme  in  die  Kaste  erfolgte.  Im 
Gegensatz  zu  ihnen  Messen  die  äüdra  »die 
Einmalgeborenen«.  Diese  Gliederung  geht 
bis  in  die  älteste  Zeit  zurück.  Als  die  Inder 
Jahrtausende  vor  Christus  von  Noi-dwesten 
her  in  Indien  einwanderten,  waren  sie  be- 
reits ein  auf  hoher  Kulturstufe  stehendes, 
in  Stände  gegliedertes  Volk  mit  stark  aus- 
geprägtem Nationalbewusstsein.    In  Indien 
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stiessen  sie  auf  Yolksstämme  ganz  anderer 
Kasse,  die  sie  unterwarfen  oder  verjagten. 
Während  sie  selbst  sich  Äryäs  oder  Aryäs, 
»Herren«,  nannten,  wurden  diese  Einge- 
borenen als  Däsäs,  »Sklaven«,  bezeichnet, 
und  das  älteste  Denkmal  der  indischen 
Litteratur,  der  Rgveda,  scheidet  zwischen 
aTryo  varnah  Und  däso  varnah  »die 
Farbe  der  Arier«  und  »die  Farbe  der  Däsas«. 
Wir  finden  also  schon  hier  den  Ausdruck 
varna,  der  später  für  die  Einteilung  des 
Volkes  in  4  Klassen  gebraucht  wird,  und 
dass  er  in  dieser  ältesten  Zeit  wirklich  auf 
einem  Unterschiede  der  Hautfarbe  beruhte, 
beweist,  dass  die  Arier  sich  >die  weissen 
Freunde«  des  Gottes  Indra  nennen,  die 
Däsas  dagegen  als  :>die  schwarzen  Leute«, 
»die  schw^arze  Haut«  bezeichnen.  Der  mit 
dem  Worte  varna  ausgedrückte  Gegensatz 
war  also  ursprünglich  ein  etlinischer.  Der 
äryo  varnah  umfasste  sämtliche  Arier, 
"die  einwandernden  Inder,  der  däso  var- 
nah sämtliche  unterworfene  Stämme,  die 
Eingeborenen.  Wie  im  Rgveda  Är^'a  und 
Däsa  gegenübergestellt  werden  ,  so*^  später 
stets  Arya  und  Siidra.  Bildeten  die  Arier 
so  eine  geschlossene  Einheit  gegenüber  den 
Däsa-Südra,  so  w^ai-on  sie  es  keineswegs 
unter  sich.  Bereits  im  Rgveda  finden  sich 
die  Collectiva  brahman,  kshattra,  vis 
entsprechend  den  späteren  brähmana, 
kshattriya,  vaisya  zur  Bezeichnung 
von  streng  abgesonderten  Ständen,  und  die 
letzten  Namen  gehen  nicht  nur  durch  die 
gesamte  brahraanische  Litteratur,  sondern 
sie  kehren  auch  bei  den  Buddhisten  und 
Jainas  immer  wieder,  bei  den  ersten  mit 
der  charakteristischen  Abweichung,  dass  bei 
der  Aufzählung  der  Stände  stets  die 
Kshattriya  an  die  Spitze  gestellt  werden, 
nicht  die  Biuhmanen,  wie  in  der  brahmani- 
schen  Litteratur.  Dass  dies  «llo  wirklichen 
Verhältnisse,  nicht  nur  in  den  buddhisti- 
schen Ländern  des  östlichen  Indiens,  sondern 
von  ganz  Indien  wiedergiebt,  ist  sicher. 
Die  Brahmanen  waren  als  Öpferpriester,  als 
Stern-  und  Vorzeichendeutcr  den  Königen 
unentbehrlich:  aber  ohne  die  Freigebigkeit 
und  die  Gnade  der  Herrscher  konnten  die 
Priester  nicht  leben.  In  der  Praxis  war, 
trotz  aller  gegenteiligen  Behauptungen  brah- 
raanischer  Quellen,  der  Ksliattriya  immer 
der  erste  Mann  im  Staate,  das  Kshatti-am 
der  erste  Stand. 

Man  hat  längst  erkannt,  dass  die  Ein- 
teilung in  vier  varna,  wenn  man  danmter, 
wie  es  bis  vor  kurzem  geschah,  Kasten  ver- 
stand, durchaus  den  Stempel  der  Künstlich- 
keit trägt.  So  breite  Schichten  des  Volkes 
mit  so  verschiedenen  Beschäftigungen,  wie 
die  Vaisyäs  und  Sndräs,  können  unmöglich 
als  ein  einheitliches  Ganzes  angesehen  wer- 
den. Wohl  bilden  noch  heute  die  Brahmanen 


eine  abgeschlossene  Kaste  für  sich,  aber  voq 
den  Kshattriyäs  und  Vaisyäs  als  Kasten 
lässt  sich  keine  sichere  Spur  mehr  finden, 
was  sicher  der  Fall  sein  würde,  wenn  sie 
überhaupt  einmal  als  Kasten  vorhanden  ge- 
wesen wären.  Die  Annahme  von  4  Kasten 
reicht  zur  Erklärung  der  wirklich  vorliegen- 
den Verhältnisse  nicht  aus.  Das  haben  auch 
die  Gesetzbücher  schon  filr  ihre  Zeit  zugeben 
müssen.  Die  Vermischung  der  Stände  (im 
Sanskrit  varnasamkara)  durch  uneben- 
bürtige Ehen  wird  zwar  als  sündhaft  erklärt, 
aber  die  Thatsache,  dass  sie  ausserordent- 
lich oft  vorkf^m,  Hess  sich  nicht  wegleugnen, 
und  so  hat  man  sie  in  das  System  der 
»Misclikasten«  gebracht,  das  wiecler  in  sich 
streng  geregelt  wurde.  Die  Reihenfolge  der 
Misclikasten  wurde  festgesetzt  nach  dem 
Grade  der  Entfernung,  in  dem  die  Kasten 
von  Vater  und  Mutter  zu  einander  standen. 
Je  höher  die  Kaste  der  Mutter  und  je 
niedriger  die  des  Vatei*s  war,  um  so  nie- 
driger w^ar  die  Mischkaste,  in  die  der 
Abkömmling  eingereiht  wurde.  Als  niedrigste 
und  verachtetste  Kaste  galt  (lie  der  Candäla, 
der  Nachkommen  eines  Südra  und  der 
Tochter  eines  Brahmanen.  Die  Candäla 
wurden  als  Henker  und  Leichenträger  ver- 
wendet, und  schon  ihr  Anblick  galt  als  ver- 
unreinigend. Andere  Mischkasten  liess  man 
aus  Leuten  sich  bilden,  die  die  rechtzeitige 
Aufnahme  in  ihre  Kaste  versäumt  hatten 
oder  wegen  eines  Verbrechens  aus  ihi*er 
Kaste  ausgestossen  worden  waren:  ebenso 
wurden  als  Mischkasten  die  fremden  Völker, 
wie  die  Griechen,  Chinesen,  Perser  u.  s.  w. 
angesehen.  Dadurch,  dass  diese  Mischkasten 
wieder  Verbindungen  mit  den  vier  legitimen 
Kasten  und  unter  sich  eingingen,  entstanden 
wieder  neue  Mischkasten,  deren  Zahl  da- 
durch ins  Unendliche  stieg.  Offenbar  ist 
diese  Theorie  von  den  Mischkasten  nichts 
weiter  als  ein  Versuch,  <lie  ungeheuere  Zahl 
der  wirklich  bestehenden  Klassen  der  Ge- 
sellschaft mit  den  angesetzten  4  Haupt- 
klassen in  Einklang  zu  bringen.  Und  nur 
theoretisch  war  auch  die  Zuweisung  der 
Berufe  an  bestimmte  varna.  Nach  den 
Gesetzbüchern  hätte  ein  Brahmane  nur 
Priester  oder  Gelelirter  w^erden  können.  Sie 
lassen  nur  eine  Ausnahme  zu:  im  Falle  der 
Not  kann  er  zu  einem  anderen  Berufe 
greifen.  In  Wirklichkeil  finden  wir  aber 
schon  in  alter  Zeit,  gerade  so  wie  heute, 
Brahmanen  in  allen  Berufen  vor,  ausser  in 
solchen,  die  eine  Verunreinigung  und  damit 
Verlust  der  Kaste  zur  Folge  haben  würden. 
Sie  erscheinen  bereits  in  der  Sanskritlittera- 
tur  als  Kaufleute,  Handwerker  aller  Art, 
Ackerbauer,  Aerzte,  Hirten,  Schauspieler, 
Sänger,  Hundezüchter,  als  Bändiger  von 
Elefanten,  Ochsen,  Pferden  und  Kamelen, 
ja   sogar  als  Leichenträger  und  Diebe   von 
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Profession.  Solche  Bi'ahmanen  darf  man 
zwar  nicht  zum  Manenopfer  einladen,  sie 
bleiben  aber  in,  ihrer  Kaste,  umgekehrt 
wissen  wir  von  Sodra,  die  sich  zu  Herrschern 
des  Landes  aufschwangen,  wie  einer  der 
mächtigsten  Fürsten  Indiens,  Candragupta, 
ein  Südra  gewesen  ist  Auch  diese  That- 
sache  geben  die  Gesetzbücher  zu,  indem  sie 
vor  dem  Aufenthalte  in  einem  Lande  .war- 
nen, dessen  Fürst  aus  der  Kaste  der  Südra 
stammt.  Nach  alledem  können  die  heutigen 
Kasten  nicht  auf  die  vier  varna  der  Gre- 
setzbücher  zurückgehen,  varna  ist  erst 
später  irrtümlich  füi-  »Kaste«  verwendet 
worden.  Ursprünglich  wai-  varna  nur 
Ausdruck  für  den  Gegensatz  der  Kasse,  wie 
erwähnt;  es  gab  also  nur  zwei  varna. 
Später  wm-de  der  Ausdruck  auch  auf  die 
einzelnen  Stände  des  ersten  varna,  desjeni- 
gen der  Arier,  ausgedehnt  und  schliesslich 
auf  die  Kasten  übertragen,  die  von  Anfang 
an  neben  den  Ständen  (varna)  bestanden 
haben  und  den  technischen  Namen  jäti, 
noch  heute  jät  tragen,  jäti  heisst  wört- 
lich »Geburt«,  dann  »das,  was  man  diu'ch 
seine  Gebiut  wird«,  »die  SteUung,  die  man 
durch  seine  Geburt  erhält«.  In  diesem 
Sinne  wird  es  meist  von  den  Mischkasten 
gebraucht,  die  viel  seltener  als  varna  be- 
zeichnet werden.  Eine  Kaste  des  heutigen 
Indiens  ist  eine  in  sich  gesclilossene  Körper- 
schaft mit  altüberlieferter,  selbständiger 
Organisation,  deren  Mitgliedschaft  erblich 
ist,  also  durch  die  Geburt  bestimmt  wird, 
die  in  der  ßegel  denselben  erblichen  Beruf 
hat,  sich  durch  bestimmte,  auf  die  Ehe, 
Speise  und  Unreinigkeit  bezügliche  Gesetze 
von  anderen  Genossenschaften  absondert, 
sich  unter  einem  Haupt  oder  Rat  zur  Feier 
von  Festen  oder  bei  anderen  Gelegenheiten 
versammelt  und  über  ihre  Mitglieder  soweit 
die  Jurisdiktion  ausübt,  als  sie  sie  wegen  Ver- 
gehens aus  ihrer  Mitte  ausstossen,  nach  er- 
folgter Sühne  aber  auch  wieder  aufnehmen 
kann.  Diese  Definition  Senarts  giebt  das 
Wesen  der  heutigen  Kaste  am  besten  wieder, 
und  fast  alle  diese  Züge  der  heutigen  jät 
lassen  sich  bereits  an  der  alten  jäti  nach- 
weisen, ja,  die  Namen  sehr  vieler  heutiger 
Kasten,  und  zwar  gerade  der  an  Mitgliedern 
reichsten,  finden  sich  bereits  früh  in  der 
Sanskritlitteratur. 

Am  tiefsten  eingreifend  sind  die  Gesetze, 
die  sich  auf  die  Ehe,  Speise  und  die  Ver- 
unreinigimg beziehen.  Die  alten  Gesetz- 
bücher schreiben  vor,  dass  aus  einer  Ehe 
nur  dann  ebenbürtige  Kinder  hervorgehen 
können,  wenn  die  Frau  aus  demselben  Stande 
ist  wie  der  Mann.  Der  mit  einer  Frau  aus 
niedrigerem  Stande  erzeugte  Sohn  tritt  in 
den  Stand  seiner  Mutter  über  und  ist  nicht 
voll  erbberechtigt.  Das  gilt  noch  heute 
durchweg  bei  allen  echt  indischen  Kasten. 


Innerhalb  derselben  Kaste  schliessen  sich 
sehr  oft  wieder  Gnippen  zusammen,  die 
nicht  unter  einander  heiraten  und  so  wieder 
eine  Kaste  für  sich  bilden.  So  zerfällt  nach 
Nesfield  in  den  Nordwestprovinzen  die 
Kaste  der  Brahmanen  in  wenigstens  40  ver- 
schiedene Kasten,  die  alle  nicht  unter  einan- 
der heiraten.  Gerade  die  Kaste  der  Brah- 
manen, die  es  verstanden  hat,  ilire  ange- 
massten  Von-echte  als  erste  Kaste  bis  auf 
den  heutigen  Tag  zu  behaupten,  ist  überall 
in  Indien  in  sich  in  eine  grosse  Anzahl 
ünterkasten  gespalten,  die  sich  feindseüg 
gegenüberstehen.  Jede  Kaste  oder  Unter- 
kaste zerfällt  wieder  in  eine  Anzahl  Unter- 
abteilungen, im  Sanskrit  und  auch  jetzt  noch 
oft  gotra,  heute  meist  in  der  jüngeren 
Form  des  Wortes  got  genannt.  Die  gotra 
bilden  wieder  innerhalb  der  Kaste  oder  Unter- 
kaste eine  engere  Gemeinschaft,  deren  Mit- 
glieder sich  als  Brüder  und  Schwestern  an- 
sehen und  sich  daher  nicht  unter  einander 
verheiraten.  Sind  also  die  Kasten  und  Unter- 
kasten endogam,  so  sind  die  gotra  exogam. 
Von  nicht  geringerer  Bedeutung  als  die 
Ehegesetze  sind  die  Speisegesetze.  Niemand 
kann  Speise  annehmen,  die  zubereitet  oder 
auch  nur  beiiihrt  ist  von  Leuten  einer 
niedrigeren  Kaste,  und  niemand  kann  mit 
solchen  Leuten  zusammen  essen,  ohne  sich 
zu  verunreinigen.  Selbst  die  verachtetsten 
Kasten  befolgen  diese  Regel  unter  sich.  Zu 
den  niedrigsten  Kasten  gehören  die  der 
Feger.  Im  Paüjäb  üben  die  Cühras  das  Ge- 
schäft des  Reinigens  aus.  Sie  reinigen  die 
Häuser  und  Dörfer,  sammeln  den  Kuhdung, 
den  sie  zu  Kuchen  formen  und  aufstapeln, 
bearbeiten  den  Mist  und  helfen  beim  \ieh, 
das  sie  von  Dorf  zu  Dorf  treiben.  Sie  sind 
auch  Dorfboten,  und'  im  inneren  Pafijäb  ar- 
beiten sie  auch  mit  dem  Pfluge.  Sie  er- 
heben Anspruch  auf  das  Fleisch  aller  toten 
Tiere,  deren  Hufe  nicht  gespalten  sind.  Die 
Arbeit  des  Fegens  und  Reinigens  besorgt 
auch  noch  eine  andere  Kaste  im  Paüjäb, 
die  Dhänaks.  Sie  unterscheiden  sich  von 
den  Cühras  nur  darin,  dass  sie  nicht  den 
Abtrittsdünger  entfernen  und  Weberarboit 
in  den  Dörfern  verrichten.  Keine  dieser 
Kasten  wüi'de  je  essen,  was  die  andere  übrig 
gelassen  hat  der  beste  Beweis  dafür,  dass 
sie  sich  für  gleichstehend  halten.  Dagegen 
essen  beide  die  Ueberroste  aller  andei-en 
Kasten  ausser  die  der  Sansi,  eines  wandern- 
den Stammes,  der  von  der  Jagd  lebt,  Aas 
isst,  auch  als  Barden  fungiert  und  in  ein- 
zelnen Teilen  des  Landes  zu  den  sdilinimsten 
Verbrechorstäniinen  gehört.  Sie  zeriallen 
in  zwei  Stämme,  die  Kälka  und  Malka,  die 
nicht  unter  einander  heiraten,  obwohl  ihre 
Fraufm  niclit  wählerisch,  sondern  sehr  ver- 
dorben und  der  Prostitution  ergeben  sind. 
Die   Sänsis   wieder,    soweit    sie  Verbrecher 
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sind,  nehmen  gegen  Bezahlung  Leute  aller' 
Kasten  bei  sich  auf,  ausser  die  Dheds  und 
Mhangs,  Lederarbeiter,  die  auch  niedere 
Dorfarbeit  thun  und  im  Gegensatz  zu 
den  Cüliras  das  Fleisch  aller  toten  Tiere 
mit  gespaltenen  Hufen  essen.  Nur  von 
einem  Brahnianen  zubereitete  Speise  können, 
mit  wenigen  Ausnahmen  im  nördlichen 
Indien,  alle  anderen  Kasten  ohne  Sehaden 
essen,  während  der  Brahmane  selbst  keine 
andere  als  von  einem  Mitglied  seiner  Kaste 
bereitete  Speise  anrührt,  allein  ein  genftgen- 
der  Beweis,  wie  Nesfield  mit  Recht  be- 
merkt, für  die  Aumassung  in  den  Ansprüchen 
der  Brahmanen  und  den  Erfolg,  mit  dem  sie 
sie  durchgeführt  haben.  Mit  einem  Mitglied 
einer  niedrigeren  Kaste  zu  essen  oder  von  ihm 
zubereitete  Speise  anzunehmen,  ist  ein  Ver- 
brechen, das  Ausstossung  aus  der  Kaste  zui* 
JFolge  hat.  Eine  grosse  Rolle  spielt  von 
alters  her  das  Wasser.  Heute  sondern  sich 
in  dem  grössten  Teile  von  Indien  die  Kasten 
in  zwei  Aategorieen,  solche,  von  denen  man 
Wasser  annehmen  darf,  und  solche,  deren 
Berührung  es  venmreinigt.  Ausserordent- 
lich gross  und  nach  Kaste  und  Provinz 
wechselnd  ist  die  Zahl  der  Speisegesetze  im 
einzelnen.  Den  Brahmanen  ist  von  jeher 
der  Genuss  von  Alkohol  und  Fleisch  ver- 
boten; den  anderen  Kasten  wird  die  Ent- 
haltung davon  als  verdienstlich  empfohlen. 
Von  vegetabilischer  Nahrung  werden  beson- 
ders Knoblauch  und  Zwiebeln  gemieden. 
Allgemein  verpönt  ist  der  Genuss  von  Rind- 
fleisch, das  keine  Kaste  geniesst.  Heute 
essen  von  Brahmanen  nur  die  in  Kaschmii* 
Fleisch,  und  zwar  Hammel-  und  Ziegen- 
fleisch sowie  Fische;  alle  anderen  sind 
strenge  Vegetarianer.  Fast  jede  Kaste  unter- 
scheidet sich  von  der '  anderen  durch  ein 
Speisegesetz,  das  sie  auf  das  ängstlichste 
beobachtet  und  dessen  Uebertretung  als  ver- 
unreinigend gilt.  Verunreinigend  ist  auch 
die  Berührung  niederer,  ja  schon  der  An- 
blick von  Leuten  aus  ganz  verachteten  Kasten. 
Diesen  wird  nicht  gestattet,  im  Innern  des 
Dorfes  zu  wohnen,  sondern  sie  müssen  ab- 
seits ihre  Wohnung  aufschlagen  und  diirfen 
an  dem  gemeinsamen  Mahle  des  Dorfes  nicht 
teünehmen. 

Die  Kaste  vereinigt  durchaus  nicht  nur 
Leute  derselben  Profession  in  sich,  wenn 
auch  in  der  Regel  ein  bestimmtes  Gewerbe 
sich  in  derselben  Familie  vererbt.  Es  ist 
schon  oben  bemerkt  worden,  dass  bereits  in 
alter  Zeit  die  Brahmanen  so  ziemlich  in 
jedem  Berufe  sich  fanden.  Nicht  andei-s  ist 
es  heute.  Die  Zahl  der  Brahmanen,  die 
Priester  oder  Gelehrte  sind,  ist  klein  im 
Verhältnis  zu  den  Brahmanen  in  anderen 
Berufen.  Sehr  viele  sind  Landbesitzer  und 
sie  verrichten  alle  Feldarbeit  selbst;  nur  in 
Bengalen  führen  sie  nicht  selbst  den  Pflug. 


Sehr  zahlreich  sind  auch  die  Brahmanen, 
die  Kaufges(;häfte  aller  Art  betreiben :  andere 
sind  Ingenieure,  Soldaten  und  oft  sehr 
brauchbare  Beamte  der  englischen  Regierung. 
Die  Kaste  der  Camär  umfasst  wie  ihr 
Name  camär  =  Sanskrit  carmakära 
»Lederarbeiter«  besagt,  eigentlich  nur  Schuh- 
macher, Sattler  u.  dgl.  Aber  im  östlichen 
Pafljäb  beschränkt  sich  die  Kaste  keines- 
wegs auf  Lederarbeit.  Dort  sind  die  Camärs 
auch  Feldarbeiter;  sie  liauen  das  Gras, 
schlagen  Holz  und  schichten  es  auf,  thun 
Wachtdienste  und  bewerfen  die  Häuser  neu 
mit  Lehm,  wenn  es  nötig  ist.  Und  so 
greifen  gerade  die  unteren  Kasten  unbedenk- 
lich zu  jeder  Art  von  Beschäftigung,  die 
sich  ihnen  bietet  und  nicht  in  direktem 
Widerspruch  mit  Eigenheiten  ihrer  Kaste 
steht.  Für  andere  ist  eine  Art  des  Berufes 
so  charakteristisch  geworden,  dass  sie  davon 
nicht  abweichen.  Zwei  der  eigenartigsten 
und  unentbehrlichsten  Kasten  sind  die  der 
Dhobi  oder  Wäscher  und  die  der  Näpit 
oder  Barbiere.  Kein  Inder,  selbst  nicht  einer 
aus  der  niedrigsten  Kaste,  wird  seine  Kleider 
selbst  waschen.  Dieses  unreinliche  Geschäft 
besorgt  der  Dhobr,  der  mit  einem  schon  in 
der  Sanskritlitteratur  sprichwörtlich  gewor- 
denen Esel  mnherzieht,  die  schmutzige 
Wäsche  sammelt,  im  Fluss  oder  Teich  wäscht 
und  rein  wieder  abliefert.  Der  Dhobi  darf 
nicht  das  Innere  eines  Temi)els  betreten,  da 
er  für  unrein  gilt.  Ebenso  unentbehi-lich  ist 
der  Näpit.  Er  ist  nicht  nur  gewöhnlicher  Bar- 
bier, sondern  auch  eine  Art  Wmidarzt  und 
er  spielt  eine  grosse  Rolle  bei  gewissen 
Ceremonieen  bei  Geburt,  Hochzeit  und  Tod. 
Eine  einflussreiche  Kaste  bilden  heute  auch 
die  Sclireiber,  gewöhnlich  Käyasth  von 
Sanskrit  Käyastha  genannt,  die  den  An- 
spnich  erheben,  von  den  alten  Kshattriyäs 
abzustammen.  Besonders  zahlreich  sind  sie 
in  Bengalen  mid  den  Nordwestprovinzen,  wo 
sie  Regierungsschreiber  sind,  aber  auch 
höhere  Stellungen  bekleiden;  sie  sind  ferner 
Volksanwälte  und  auf  dem  Lande  Wirt- 
schaftsbeamte bei  den  Gutsbesitzern. 

So  wenig  w^ie  die  Profession,  ist  die 
Religion  ein  entscheidendes  Merkmal  der 
Kaste.  Es  ist  selbstverständlich,  dass  in  der 
Regel  die  Mitglieder  einer  Kaste  auch  den 
gleichen  Glauben  bekennen.  Es  giebt  auch 
Kasten,  die  sich  nur  aus  religiösen  Gründen 
zusammengeschlossen  haben,  wie  andere  aus 
landsmannschaftlichen.  Aber  die  Religion 
allein  büdet  kein  Hindernis  für  die  Auf- 
nahme in  die  Kaste;  brahmanische  Inder 
aller  Sekten,  Jainas  imd  Muhammedaner, 
iehen.  fiiedlich  neben  einander.  Die  Brah- 
manen haben  es  aber  verstanden,  eine  Reihe 
eigentümlicher  Gebräuche,  die  von  ihnen 
ausgegangen  sind,  zu  fast  allgemeiner  Gel- 
tung zu  bringen.    So  die  Sitte  der  Kinder- 
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eben,  das  Verbot  der  Witwenehe,  den  Levirat, 
die  Witwen  Verbrennung  in  den  oberen 
Kasten,  die  erst  durch  das  Verbot  der  Eng- 
länder beseitigt  worden  ist. 

An  der  Spitze  der  Kaste  steht  ein  Vor- 
steher, der  je  nach  dem  Lande  verschiedene 
Namen  trägt.  Das  Amt  ist  lebenslänglich 
und  vererbt  sich  in  der  Familie.  Der  Vor- 
steher hat  bestimmte  Ehrenrechte,  Anteil  an 
gewissen  Einkünften  und  Freiheit  von  man- 
chen Abgaben.  Er  beruft  die  Kaste  zu  Ver- 
sammlungen, die  er  leitet,  schlichtet  Streitig- 
keiten \md  führt  bei  Hochzeits-  und  Leichen- 
schmausen  den  Vorsitz.  Ihm  zur  Seite  steht 
ein  Ausschuss,  Paücayat  genannt,  in  den 
die  angesehensten  Mitglieder  der  Kaste  be- 
rufen werden,  dessen  Entscheidungen  aber 
in  der  Regel  nicht  endgiltig  sind.  Auch 
diese  Einrichtungen  sind  bereits  in  alter  Zeit 
gang  und  gäbe.  Der  Vorsteher  heisst  im 
»Sanskrit  m  u  k  h  y  a ,  » der  erste « ,  »das  Haupt « , 
oder  mahattara,  mahattama,  »der 
grösstc«,  »das  Oberhaupt« ;  ihm  zur  Seite 
stand  ein  Ausschuss  (parishad)  von  3  oder 
5  Personen;  auf  letztere  Zahl  weist  auch 
der  moderne  Name  Paöcäyat  »Die  Fünfer« . 
Die  eigentliche  Entscheidung  bei  allen  Streit- 
fallen liegt  aber  in  den  Händen  der  ge- 
samten Kaste.  Früher  war  die  Macht,  die 
die  Kaste  über  ihre  Mitglieder  hatte,  grösser 
als  jetzt.  Heute  erstreckt  sie  sich  fast  nur 
noch  auf  Vergehen  gegen  Kastengebräuche. 
Die  höchste  Strafe,  die  sie  verhängt,  ist  Aus- 
stossung  aus  der  Kaste,  eine  Strafe,  die  für 
den  Betroffenen  den  bürgerlichen  Tod  be- 
deutet. Er  ist  nicht  allein  von  seiner  Kaste 
ausgestossen,  sondern  keine  anderc  Kaste 
nimmt  ihn  auf.  Es  bleibt  ihm,  wenn  er 
sich  nicht  das  Leben  nehmen  wUl^  nichts 
übrig,  als  in  eine  andere  Gegend  zu  ziehen, 
wo  ihn  niemand  kennt,  und  sich  als  Mit- 
glied irgend  einer  Kaste  auszugeben,  oder 
der  Welt  zu  entsagen,  Weib  und  Kinder  zu 
verlassen  und  in  einen  geistlichen  Orden  zu 
treten,  oder  endlich  Christ  oder  Muhamme- 
daner  zu  werden.  Zeichen  der  Ausstossung 
war  in  alter  Zeit  und  ist  noch  heute  das 
Umstürzen  oder  Zerbrechen  eines  Wasser- 
topfes. An  einem  unglückverheissenden 
Tage  wird  eine  Versammlung  abgehalten,  in 
der  für  den  Auszustossenden  alle  Bestat- 
tungsceremonieen  vorgenommen  werden,  ge- 
rade als  ob  er  gestorben  sei.  Dann  wird 
ein  imreiner  Topf  oder  eine  unreine  Schüssel 
mit  Wasser  angefüllt  imd  mit  dem  linken 
Fusse  umgestossen,  wobei  der  Name  des 
Auszustossenden  ausgerufen  wird.  Die  Wie- 
deraufnahme erfolgt  nur,  nachdem  sich  der 
Schuldige  Bussen,  bald  schwereren,  bald 
leichteren,  imterzogen  hat  und  einer  Anzidü 
zum  Teil  sehr  demütisender  Grebräuche.  Die 
Wiederaufnahme  wird  ihm  aber  auch  nicht 
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selten,  namentlich  in  den  höheren  Kasten, 
überhaupt  verweigert. 

Senart,  der  zuerst  varna  und  jäti 
richtig  geschieden  und  damit  das  Wesen  der 
indischen  Kaste  zuei-st  klargestellt  liat  ist 
geneigt,  das  Kastenwesen  auf  indogermanische 
Einrichtimgen  zuriickzuführen.  Er  sieht  als 
Analogon  zu  der  indischen  jäti  das  bak- 
trische  pishtra  und  die  klassischen  ytvr] 
und  gentes  an,  deren  Weiterbildung  die 
jäti  sei.  Das  dürfte  ebensowenig  richtig 
sein,  wie  wenn  man  bisher  die  Kaste  aus 
einseitig  religiösen  oder  rein  ethnologischen 
Differenzen  hergeleitet  hat  oder  sie  aus  Be- 
rufsspaltungen hervorgehen  liess.  Diesen 
Theorieen  hat  die  zusammenfassende  Arbeit 
Senarts  und  die  sie  für  die  alte  Zeit  ergänzende 
Arbeit  Ficks  für  immer  ein  Ende  bereitet. 
Zweifellos  haben  starke  Vermischungen  der 
eingewanderten  Arier  mit  den  vor  ihnen  in 
Indien  sitzenden  Kolariem  und  Draviden 
stattgefunden,  denen  sich  auch  die  Brahmanen 
nicht  entzogen  haben.  R  i  s  1  e  y  unterscheidet 
unter  den  heutigen  Kasten  zwei  Haupttynen : 
den  arischen  mit  feingeschnittener  Nase, 
langem  und  schmalem  Gesicht,  regelmässigen 
Zügen,  hellbrauner  Hautfarbe  und  ansehn- 
licher Gestalt,  und  den  drävidischen  mit 
dicker  und  breiter  Nase,  breitem  und 
fleischigem  Gesicht,  groben  Zügen,  dunkler 
Hautfarbe  und  erheblich  kleinerer  Gestalt. 
So  sehr  der  Unterschied  auch  vor  Augen 
liegt,  so  wenig  ist  er  ein  31  erkmal  der  Kaste 
als  solelier.  Die  Verschiedenheit  der  Rasse 
war  nur  eine  und  wahrscheinlich  nicht  ein- 
mal eine  der  wichtigsten  Bedingungen,  die 
zur  Schaffung  der  Kasten  führten.  Solange 
wir  etwas  von  Indien  wissen,  baut  sich  der 
Staat  auf  der  Dorfgemeinschaft  auf.  Die 
einzelnen  Dörfer  bildeten  ein  Ganzes  für 
sich  unter  einem  Schulzen,  der  die  niedere 
Gerichtsbarkeit  ausübte  und  die  Steuern  ein- 
zog, mit  einem  Dorfpriester  luid  den  Dorf- 
handwerkern. In  der  alten  Litteratur  werden 
öfter  Dörfer  erwähnt,  die  nur  von  Brahmanen 
bewolmt  waren ;  für  die  Neuzeit  ist  dasselbe 
bezeugt.  In  solchen  Fällen  verstand  es  sich 
von  selbst,  dass  die  Brahmanen  aUe  Berufe 
ausübten,  und  schon  dadurch  allein  wird  die 
Ansicht  widerlegt,  nach  der  die  Kasten 
blosse  Berufsgenossenschaften  seien.  Aber 
es  ist  natürlich,  dass  sich  Leute  desselben 
Berufes  enger  zusammenschlössen.  In  der 
buddhistischen  Litteratur  werden  auch  Dörfer 
von  Zimmerleuten,  Töpfern,  Schmieden  er- 
wähnt, und  zwar  nicht  nur  in  der  Nähe  der 
Städte,  sondern  auch  mitten  im  flachen 
Lande.  Wir  erfahren  ferner,  dass  sich  die 
Handwerker  desselben  Berufes  von  benach- 
barten Dörfern  zu  einer  Kaste  zusammen- 
schlössen. Ebenso  werden  schon  sehr  früh 
Zünfte  und  Innungen  der  Kaufleute,  Sol- 
daten, Schauspieler,  Musikanten,  Tänzer,  ja 

Auflage.    V.  4 


50 


Kasten — Kathedersozialismiis 


der  Räuber  und  Diebe  erwähnt.  Die  Zahl 
solcher  Vereinigungen  war  ungeheuer  und, 
wie  noch  heute,  sehr  wechselnd.  Neben 
den  vier  varna  en^ähnen  die  Buddhisten 
auch  sechs,  indem  sie  die  verachteten  Klassen 
der  Candäla  und  Pukkusa,  Sanskrit 
Pukkasa,  als  eigene  vai*na  rechnen.  Die 
Griechen,  deren  Berichte  auf  Megasthenes 
zurückgehen,  der  um  200  als  Gesandter  des 
Seleukos  Nikator  längere  Zeit  am  Hofe  des 
Candragupta  in  Pätaliputra  lebte,  geben  7 
yivT]    an :    die   aoqpiazai  oder  (piXöaorpotj  die 

ytcuQyoi,  die  vofietg  oder  notfiivfs  xori  d-T;QfvT(ti^ 
das  ybvog  drjfjLiovQyiKOv  ytcti  nocnrjXixov^  die 
nolffiiarcci,  die  iniaxonoi  oder  itpogot  und  die 
Gvfißolot  oder  ovvidgoi  oder  oi  v7t)Q  rmv 
yioiviSv  ßov7.iv6iiivoi  ofiov  rcy  ßaaiXti.  Sie 
fügen  hinzu,  dass  diese  ytvTj  keine  Elien  mit 
einander  eingehen  dürften  und  dass  es 
nicht  erlaubt  sei,  aus  einem  yivos  in  das 
andere  überzutreten  oder  gleichzeitig  den 
Beruf  zweier  yivr]  zu  beti-eiben.  Nur 
co<ptaTvg  könne  jeder  werden,  weil  dies  der 
mühseligste  Beruf  sei,  eine  Angabe,  die  für 
die  damalige  Zeit  insofern  richtig  ist,  als 
jeder  in  einen  Onlen  der  Bettelmönche  ein- 
treten konnte.  Arrian  sagt,  solcher  yivrj 
gäbe  es  »höchstens«  sieben.  Schon  bei  Me- 
gasthenes liegt,  wie  man  sieht,  die  Ver- 
wechslung von  Stand  und  Kaste  vor;  die 
Einrichtung  selbst  aber  bestand  damals  so, 
wie  sie  uns  indische  Quellen  schildern  und 
sie  noch  heute  vorhanden  ist.  Die  Zahl  auch 
der  Stände  wechselte  je  nach  der  Auffassung. 
Nicht  ohne  bedeutenden  Einfluss  auf  die 
Büdung  der  Kasten  war  gewiss  auch  der 
Glaube  an  die  Seelenwanderung,  den  schon 
der  Kgveda  kennt  und  der  einen  integrie- 
renden Bestandteil  jeder  indischen  Religion 
bildet.  Durch  diese  Lehre  war  jedem  sein 
Los  auf  Erden  festgesetzt.  Seine  Thaten  in 
einer  früheren  Geburt  entscheiden  über  die 
Stellung,  die  er  in  dieser  Gebiut  einnimmt ; 
er  selbst  hat  also  seinen  Rang  bestimmt, 
der  in  dieser  Geburt  imabänderlich  ist. 
Keine  Religion  hat  daher  an  dem  Kasten- 
wesen gerüttelt,  auch  Buddha  nicht,  der 
durchaus  kein  sozialer  Reformator  gewesen 
ist.  Er  erklärte  zwar  die  Kaste  für  gleich- 
giltig  und  bekämpfte  den  Hochmut  der 
Brahmanen,  sich  für  die  erste  und  beste 
Kaste  auszugeben,  aber  nur  insoweit,  als  die 
Kaste  kein  Hindernis  sein  sollte  zm-  Erlösung 
von  den  Leiden  dieser  Welt,  die  seine  Re- 
ligion bringen  wollte. 

Kein  anderes  Land  der  Erde  ausser 
Indien  hat  etwas  den  Kasten  genau  Ent- 
sprechendes. Es  ist  eine  specifisch  indische 
Einrichtung,  hervorgegangen  aus  indischen 
Anschauungen  und  indischen  Lebensverhält- 
nissen. Man  hat  in  Aegypten  auf  Grund  der 
Angaben  der  Griechen  seit  Herodot  Kasten 
finden  wollen,  aber  mit  Unrecht,  da  weder 


I  das  Konnubium  zwischen  den  einzelnen 
i  Ständen    noch    ein    Uebergang   von    einem 

Stand  in  den  anderen  dort  verboten  war. 
j  Auch  wo  man  sonst  hat  Kasten  finden  wollen, 
I  bei  den  Il)erern,  in  Peru,  in  Abyssinien,  auf 
{Madagaskar  etc.  (Nesfield  §  166),  handelt 
I  es  sicli  nicht  um  Kasten,  sondern  um  mehr 

oder  weniger  stark  ausgeprägte  Stände. 
I  Wirkliche  Kasten  kennt  nur  Indien. 

I  Litteratnr:  Steele,  The  Law  and  Ctiftom  of 
j  Ni'ndoo  Cattes  trithhi  the  Dekhun  Provinees, 
I  -;.  Auß.,  London  1S68.  —  Sherring,  Hindu 
Triben  and  Ca^tes,  S  VoU.,  Caletitta  1879.  — 
'  Ibhetsovif  Report  on  the  Cens^u  of  the  Pcnjab, 
\  Vol,  i,  Calnäta  18SS.  —  Sesfleld,  Brief  Vietc 
I  of  the  Cu-8t€  System  of  the  North-  Western  Provinces 
I  and  Oudh.,  Allahabad  1885.  —  Kitts,  Com- 
j  pendium  of  the  Castes  and  Tn'bes  in  India, 
Bombay  1885.  —  Richter y  Ethnographical  CVwn- 
pendium  on  the  Castrs  and  Trihes  in  the  Pro^ 
vince  of  Coorg.,  Bangalore  1887.  —  Risfey, 
The  TVibes  and  Castes  of  BengcU,  S  Vols.,  Cal- 
cuUa  1891.  —  Baines,  Census  of  India  1891 
vnd  General  Report,  London  1898.  —  Senart, 
j  Lcs  ccuftes  dans  VInde.  Lcs  faits  et  le  Systeme, 
]  Paris  1896.  —  Jolly,  Zeitschr.  der  Deutschen 
I  MorgenUindischen  Gesellschaft  50,  507  ff.  (Leipzig 
1896).  —  Crooke,  The  Tribes  and  Gastes  of 
the  Xorth-  Western  Proritices  and  Oudh.,  4.  Vols., 
London  1896.  —  Fick,  Die  sociale  Gliederung 
im  nordöstlichen  Indien  zu  Buddhas  Zeit.  Mit 
besonderer  Berücksichtigung  der  Kastenfrage, 
Kiel  1897.  —  Oldenberg,  Zeitschr.  der  Deut- 
schen MorgenUindischen  Gesellschaft  51,  1^67 ff. 
(Leipzig  1897).  —  Dahltnantif  Das  altindische 
Volkstum  und  seine  Bedeutung  für  die  Gesell' 
Schaftskunde,  Köln  18 ff 9.  Pischel, 


Kataster 

s.  Grundsteuer  oben   Bd.  IV  S.  885 ff. 


Kathedersozialismas 

ist  der  Spottname,  den  H.  B.  Oppenheim 
zuerst  in  einem  Zeitimgsartikel  (National- 
zeitung  v.  17.  Dezember  1871)  der  schon 
damals  von  der  Mehrzahl  der  deutschen 
Univei^itätslelirer  vertretenen  sozialpoliti- 
schen Richtung  beigelegt  hat,  die  seitdem 
auf  die  deutsche  Gesetzgebung  einen  leiten- 
den Einfluss  erlangt  und  in  weiten  Kreisen, 
auch  ausserhalb  Deutschlands,  zu  einer  -von 
den  früher  herrschenden  Anschauungen 
wesentlich  verschiedenen  Beurteilung  der 
wirtschaftlichen  und  sozialen  Probleme  ge- 
führt hat.  Oppenheim  veröffentlichte  jenen 
Aufsatz  (Manchestei-schule  und  Katheder- 
sozialismus) nebst  einigen  anderen  von  ver- 
wandtem Inhalt  auch  in  einer  besonderen 
Broschüre  unter  dem  Titel  »Der  Katheder- 
sozialismus«. Seine  ersten  Angriffe  richteten 
sich  gegen  Rösler   —   der   übrigens   einen 
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isolierten  Standpunkt  einnahm  —  Schönberg 
und  Schmoller,  waren  nicht  gerade  heftig  zu 
nennen,  indem  er  gegen  das  Zusammen- 
werfen der  Freihandelsschule  mit  der  Man- 
chesterschule protestierte  und  seinerseits 
nicht  leugnen  wollte,  dass  das  soziale  Elend 
unter  Umständen  ein  Notrecht  des  Staates 
begründe,  auch  in  die  Sphäi-e  des  Privat- 
rechts einzugreifen  und  zumal  den  Arbeits- 
vertrag einer  Kontrolle  zu  unterwerfen,  und 
dass  dem  Staate  auch  eine  Erziehungsge- 
walt an  seinen  durch  Jugend  oder  Unbil- 
dung unmündigen  oder  willensunfreien  Bür- 
gern zustehe.  Aber  diese  Ansichten  Oppen- 
heims wurden  damals  sicherlich  nicht  von 
den  Führern  und  der  Mehrheit  der  deutschen 
Freiliandelspartei  geteilt.  Sie  würden,  wie 
Engel  bemerkte,  das  Programm  einer  dritten 
Partei  gebildet  haben.  >> Welche  sind  ihre 
Koryphäen?  Wer  kennt  sie?  Waren  es 
nicht  Oppenheims  Parteigenossen,  unter  ihnen 
ein  jetzt  hochgestellter  Staatsbeamter,  welche 
u.  a.  auf  dem  volkswirtschaftlichen  Kongress 
in  Hannover  im  Jahre  1864  die  Doktrin  auf- 
stellten: der  Staat  müsse  lieber  zu  Grunde 
gehen,  als  dass  er  in  seiner  Not  den  Bank- 
noten Zwangskurs  verleihe«  (Ztschr.  d. 
Preuss.  Stat  Bur.  1871  S.  383).  Uebrigens 
hatte  dieses  Zugeständnis  Oppenheims  nur 
eine  rein  theoretische  Bedeutimg,  da  er  in 
concreto  mit  seinen  Parteifreunden  »fast 
alle  bisher  gemachten  Vorschläge  der  Gegen- 
partei für  hohl,  unpraktisch  und  schädlich« 
erachtete.  Böses  Blut  aber  machte  bei  den 
Angegriffenen  besonders  jener  Spottname 
selbst,  an  den  einige  Pressorgane  auch 
ziemlich  deutliche  Denunciationen  der  Staats- 
gefährlichkeit der  akademischen  Volkswirt- 
schaftslehrer knüpften.  Schönberg  antwortete 
daher  in  scharfem  Tone,  imd  auch  Brentano 
beteiligte  sicli  an  der  Polemik,  die  von 
Oppenheim  nicht  minder  lebhaft  fortgesetzt 
wurde.  Mit  besonderem  Eifer  aber  wandte 
dieser  sich  gegen  Adolf  Wagner,  der  in 
einer  im  Oktober  1871  vor  einer  kirchlichen 
Versaramlmig  gehaltenen  Rede  über  die  so- 
ziale Frage  die  Berechtigung  der  soziahsti- 
schen  Gesellschaftskritik,  wenn  auch  nicht 
ihrer  positiven  Projekte,  bis  zu  einem  ge- 
wisvsen  Grade  anerkannt  und  den  Satz  auf- 
gestellt hatte,  die  Wissenschaft  der  National- 
ökonomie mtisse  wieder  einen  ethischen 
Charakter  annehmen,  um  die  soziale  Frage 
zu  lösen.  Wagner  blieb  die  Antwort  nicht 
schuldig,  Oppenheim  beschränkte  sich  in 
seiner  Erwiderung  auf  die  damals  brennende 
Frage  der  Wohnungsnot  und  nahm  im 
übrigen  einen  »offenen  Brief«  von  K.  Braun 
gegen  Wagner  zu  Hilfe.  —  Diese  an  sich 
nicht  ^rade  weittragenden  Streitigkeiten 
hatten  immerhin  die  Wirkimg,  das  Interesse 
der  öffentlichen  Meinung  für  die  in  Rede 
stehenden  Fragen  zu  beleben  und  die  Aus- 


scheidung und  Konstituierung  der  neuen 
sozialpolitischen  Partei  zu  beschleunigen,  die 
an  die  Stelle  des  orthodoxen  wirtschaft- 
lichen Optimismus  eine  ethisch  begründete 
Kritik  der  reformbedürftigen  Zustände  setzen, 
dabei  aber  ebenso  wie  bei  ihren  positiven 
Vorschlägen  stets  von  einer  gründlichen  ge- 
schichtlichen und  statistischen  Erforschimg 
des  Thatsächlichen  ausgehen  wollte.  Diese 
Parteigründung  knüpft  sich  an  die  Versamm- 
lung, die  unter  dem  Vorsitze  Gneists  am  6. 
und  7.  Oktober  1872  in  Eisenach  stattfand, 
nachdem  sich  schon  im  Juli  jenes  Jahres  in 
Halle  eine  kleinere  Vereinigung  zur  Vorbe- 
reitung der  Hauptversammlung  gebildet  hatte. 
Unter  den  158  Teilnehmern  an  der  letzteren 
befanden  sich  übrigens  kaum  25  Professoren, 
von  denen  einige  andere  Fächer  als  die 
Volkswirtschaftslehre  vertraten  und  einige, 
wie  Röscher  und  Knies,  von  den  Gegnern 
nie  zu  den  eigentlichen  »Kathedersozialisten« 
gerechnet  worden  sind.  Von  denjenigen, 
die  Oppenheim  unter  diese  Rubrik  gebracht 
hatte,  fehlte  namentUch  Schaffte,  der  auch 
später  in  einer  Sonderstellung  geblieben  ist. 
Im  übrigen  waren  in  der  Versammlung 
mannigfaltige  Schattienmgen  der  sozialöko- 
nomischen Anschauungen  und  die  verschie- 
densten politischen  Parteistandpunkte  ver- 
treten. In  der  Eröffnungsrede  deutete 
Schmoller  die  Grundzüge  des  Programms 
an,  das  der  aus  der  Versammlung  hervor- 
gegangene Verein  für  Sozialpolitik  seitdem 
mit  manchen  Erweiterungen  festgehalten 
hat.  Schmoller  hob  die  Lebereinstimmung 
her\'or,  die  in  der  Versammlung  bestehe 
hinsichtlich  einer  Auffassung  des  Staates, 
die  gleich  weit  von  der  naturrechtlichen 
Verherrlichung  des  Individuums  und  seiner 
WiDkür  und  der  absolutistischen  Theorie 
einer  alles  verschlingenden  Staatsgewalt  ab- 
stehe. Man  erkenne  die  glänzenden  Fort- 
schritte der  neueren  Zeit  in  der  Technik 
und  den  volkswirtschaftlichen  Leistungen, 
aber  ebenso  offen  auch  die  tiefen  Missstände 
an,  die  durch  die  steigende  UngleicWieit  der 
Vermögen  und  Einkommen,  das  unreelle 
Treiben  und  die  mangelnde  Solidität  in  ein- 
zelnen Kreisen  des  Handels,  die  Roheit 
und  Zügellosigkeit  in  einem  Teile  der  unteren 
Klassen  entständen.  Die  Hauptursache  dieser 
üebel  sehe  man  darin,  dass  in  der  neueren 
Zeit  bei  allen  Fortschritten  der  Arbeits- 
teilung, allen  Neubildungen  der  Betriebe,  der 
Geschäftseinrichtungen,  der  Arbeitsverträge, 
wie  auch  der  Gesetzgebung  über  diese  Dinge 
stets  nur  gefragt  werde,  wie  weit  dadurch 
im  Augenblick  die  Produktion  gesteigert 
werde  und  nicht,  welche  Wirkung  dadurch 
auf  die  Menschen  selbst  ausgeübt  werde. 
Die  Arbeiter  seien  heute  vielleicht  etwas 
besser  gekleidet  und  genährt  als  in  früheren 
Jahrhunderten,  aber  die  Lebensbedingungen, 
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unter  denen  die  meisten  ständen,  machten 
ihren  sittlichen  und  wirtschaftlichen  Fort- 
schritt nicht  wahrscheinlich,  sie  träten  zu 
den  Besitzenden  und  Gebildeten  in  immer 
schrofferen  Gegensatz,  und  das  Gefährlichste 
dabei  sei  die  in  Gesittung,  Anschaiuuigen 
und  Idealen  entstehende  Kluft  zwischen  den 
beiden  Kla*ssen.  Man  wolle  keine  x^ivellie- 
rung  der  Gesellscliaft,  keine  sozialistischen 
Experimente ;  man  erkenne  die  bestehenden 
Formen  der  Produktion,  die  bestehende  Ge- 
stetzgebung  und  die  gegeV)enen  Klassenver- 
hältnisse als  Ausgangspunkt  der  bessernden 
Thätigkeit  an,  aber  man  wolle  wirklich  für 
eine  Besserung  kämpfen  und  nicht  auf  jede 
Reform  verzichten.  Man  wolle  keine  Auf- 
hebung der  Gewerbefreilieit,  keine  Aufhe- 
bung des  Lohnverhältnisses,  aber  man  wolle 
eine  massvolle,  mit  fester  Hand  diu-chge- 
führte  Fabrikgesetzgebung,  volle  und  wirk- 
liche Freiheit  für  den  Arbeiter  bei  Feststel- 
lung des  Arbeitsvertrags,  Kontrolle  dieser 
Freiheit  durch  die  Oeffentliclikeit,  imter  Um- 
ständen die  nötigen  Veröffentlichungen  von 
Staatswegen,  daher  Fabrikinspektion,  ein 
Bank-  und  Yei-sicherungskontix)llamt,  nament- 
lich aber  Enqueten  über  die  sozialen  Fragen ; 
man  verlange  endlich  bessere  staatliche  Für- 
sorge für  die  Erziehung  und  Bildung  und 
die  Wohnungsverhältnisse  der  Arbeiterklasse. 
—  Viel  ist  von  diesem  Programm  gegen- 
wärtig verwii'klicht  und  dazu  noch  die  Ar- 
beiterversicherung in  einem  Umfange  ins 
Leben  gerufen,  wie  es  damals  auch  der 
kühnste  »Kathedei-sozialist«  noch  nicht  an- 
zuregen wagte,  .um  nicht  phantastischer 
Träumerei  beschiüdigt  zu  werden.  Noch 
bemerkenswerter  ist  die  weitgehende  üm- 
stimmung  der  öffentlichen  Meinung,  wobei 
sich  auch  eine  Scheidung  der  Ansichten 
über  den  Freihandel  im  interrationalen  Ver- 
kehi-  und  das  »Laisser  faire«  im  inneren 
Wirtschaftsleben  vollzogen  hat.  Für  die 
Manchesterschule  bilden  diese  beiden  Seiten 
der  wirtschaftlichen  Freiheit  eine  untrenn- 
bare Einheit;  gegenwärtig  aber  giebt  es 
zahlreiche  Verteidiger  des  internationalen 
Freihandels,  die  ebenso  eifrig  für  die  weitere 
Ausbildung  der  Arbeiterschutzgesetzgebung 
und  der  Arbeiterversicherung  eintreten.  — 
Bei  dieser  allmälilichen  Entwickelung  der 
sozialpolitischen  Anschauungen  ist  der  Aus- 
dnick  »Kathedersozialismus«  fast  in  Ver- 
gessenheit geraten.  Ausgeprägtere  staats- 
sozialistische, konservativsozialistische,  clirist- 
lichsozialistische  Besti-ebungen  traten  hervor, 
neben  denen  der  Verein  für  Sozialpolitik  so 
ziemlich  als  der  am  meisten  rechts  stehende 
Flügel  der  auf  dem  Boden  der  bestehenden 
Gesellschaftsordnung  bleibenden  Reform- 
freunde erscheint.  Die  83  Bände,  die  der 
Verein  bis  1900  veröffentlicht  hat,  enthalten 
lediglich   genaue   monographische   Untersu- 


chungen über  thatsächliche  wirtschaftliche 
und  soziale  Zustände,  aus  denen  auch  Vor- 
schläge zu  praktisch  ausführbaren  Verbesse- 
rungen abgeleitet  werden,  ohne  dass  dabei 
irgend  ein  Anklang  an  sozialistische  Pläne 
zu  finden  wäi-e.  Der  litterarische  Streit 
zwischen  v.  Treitschke  und  Schmoller  (187:")) 
bildete  eine  der  lelzten  Plänkeleien,  die  der 
Kathedersozialismus  als  solcher  zu  bestehen 
liatte.  Wenn  das  Wort  auch  jetzt  noch  zu- 
weilen, namentlich  gegen  Schmoller  und 
Wagner  und  ihre  Schüler,  gebraucht  wird, 
so  geschieht  das  von  einseitigen  Vertretern 
der  industriellen  Interessen,  denen  eine  auf 
dem  Boden  der  bestehenden  Ordnung  blei- 
bemle  Arl>eiterbewegung,  gerade  weil  sie 
eher  zu  Erfolgen  gelangen  kann,  noch  ge- 
fährlicher scheint  als  das  Streben  nach  so- 
zialistischen Utopieen. 

Litteratar:  H,  B,  Otypenhelnif  Der  Katheder- 
sozial  ismus ,  S.  Aufl.j  Berlin  187S,  —  Bren^ 
ianOf  Abstrakte  und  realistische  Volksir  irte, 
Zeitschr,  des  prettss.  stat.  Bureaus,  1871^  S.  SSSff. 
—  Ad,  Wag'iter,  Ojffener  Brief  an  Herrn 
II.  B.  Oppenheim,  Berlin  1872.  —  Verhand- 
lungen der  Eisenarhrr  Versammlung  zur  Be- 
sprechung der  sozialen  Fra^e,  Leipzig  187S.  — 
La»p€yr€Sf  Die  Kathedersozialisten  und  die 
statistischen  Kongresse,  Berlin  1875.  —  voft 
TveltschkCy  Der  .Sozi(Ui4nius  und  seine  Gönner, 
Berlin  1875.  —  Schmollerf  Ueber  einige  Grund- 
fragen des  Rechts  und  der  Volk»tpirtschafl,  Jena 
1875.  —  Held,  Sozialismus,  Sozialdemokratie 
und  Sozialpolitik,  Leipzig  1878. 


Kaufgeschäft. 

(Nach  bürgerlichem  Recht.) 

I.  Begriff  des  Kaufgeschäfts.  IL 
Kaufabschluss  und  Gefahrsübergang. 
III.  Pflichten  des  Käufers.  IV.  Pflich- 
ten des  Verkäufers.  (A,  Uebergabe  des 
Kaufgegenstandes.  B.  Rechtsgewähr.  C.  Ge- 
währleistung wegen  Mängel.)  V.  Der  Han- 
delskauf. 

I.  Begriff  des  Kaufgeschäftes. 

Der  Kauf  besteht  in  dem  Austausch  eines 
Gegenstandes  gegen  Geld.  Leistung  einer 
Geldsumme  von  der  einen  Seite,  Leistung 
irgend  eines  anderen  Objektes  von  der 
anderen  Seite:  das  macht  das  Wesen  des 
Kaufes  aus. 

Der  Kauf  gehuii;  also  zu  den  sog.  Ver- 
äussenmgsgescliäften,  speciell  zu  denjenigen, 
die  auf  entgeltliche  Veräusserung  eines 
Gegenstandes  gerichtet  sind  (B.G.B.  §  445), 
und  ferner  zu  den  Tauschgeschäften  im 
weiteren  Sinne  dieses  Wortes.  Im  engeren 
Sinne  versteht  man  unter  Tausch  ein  Ge- 
schäft,  bei  dem  von  keiner  Seite  oder  von 
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beiden  Seiten  Geld  geleistet  -wird,  und  im 
letzteren  Falle  spricht  man  von  Gelchvechsel. 
Der  Kauf  ist  im  heutigen  Wirtschaft s- 
und  Rechtsverkehr  unendlich  viel  häufiger 
als  der  Tausch,  er  ist  das  wichtigste  von 
allen  Umsatzgeschäften  und  liat  daher  im 
Bürgerlichen  Gesetzbuche  eine  sehr  ein- 
gehende Regelung  erfahren,  während  fi\r 
den  Tausch  einfach  auf  die  Kaufsgi-undsätze 
verwiesen  ist  (§  515). 

1.  Das  Hauptcharakteristikum  des  Kauf- 
geschäftes   zei^  sich  also  darin,    dass  die 
Leistung  der  einen  Partei,  des  Käufers,  eine 
(leldleistung  ist,  wäln-end  die  Leistung  der 
anderen  Partei,  des  Verkäufei-s,  in  der  Ge- 
währung irgend  eines  anderen  Vermögens- 
wertes besteht.    Diesen  verkauften  und  ge- 
kauften Vermögenswert  bezeichnet  man  als 
GejQ^nstand«    des  Kaufgeschäftes   und   im 
Handelsverkehr  als  :>Waiv<.    Er  kann  eine 
Sache  oder  ein  Recht  sein  (B.G.B.  §  4;33), 
und  zwar  ein  jedes  Recht  von  Vermögens- 
wert,   also   eine  Fordennig,   ein   dingliches 
^1  utzungsi-echt,  ein  Urheberrecht,  insbesondere 
ein  Erfindungspatent,  ein  Markenrecht  u.  s.  f. 
Dagegen  andei-e  Vermögenswerte,  insbeson- 
dere   die  Arbeitskraft   von  Menschen   oder 
Tieren,   bilden  nicht    den   Gegenstand   des 
Kaufes,    sondern   den    Gegenstand    anderer 
Verträge,  vor  allem  des  Dienstvertrags,  des 
Werkvertrags  und  der  Miete.     Wohl  aber 
kann  auch  ein  ganzes  Vermögen,  ein  Kom- 
plex   von    Sachen    und    Rechten    verkauft 
werden,  z.  B.  ein  Gewerbe  oder  eine  Erb- 
scliaft  '(B.G.B.    §    2:571—2385),    wobei    der 
Käufer  in  der  Regel  die  Veri)fliclitung  zur 
Schuldentilgimg  mit  übernimmt. 

Bei  weitem  die  meisten  Kaufgeschäfte 
haben  Sachen  zum  Gegenstande,  und  die 
meisten  Rechtsvorschriften  des  Bürgerhchen 
Gesetzbuches,  Buch  II,  Abschnitt  VIJ,  Titel  1 
lieziehen  sich  nur  auf  den  Saclikauf ;  auch 
die  folgende  Darstellung  wird  sich  daher  im 
wesentlichen  auf  ihn  lieschränken. 

2.  Wenn  man  sich  den  Kauf  lebendig 
vorstellt,  so  sieht  man  im  Geiste,  wie  sich 
der  Austausch  einer  Sache  gegen  Geld  wirk- 
hch  voDzieht,  und  diesen  unmittelbaren  Aus- 
tausch hält  der  Ijaie  für  das  eigentliche 
Kaufgeschäft,  er  denkt  also,  dass  in  der 
realen  Leistimg  und  Gegenleistung  der  Kauf 
vor  sich  geht.  Wirklich  vollzieht  das  Kauf- 
geschäft sich  häufig  als  ein  solclier  Real- 
oder Handkauf,  aber  noch  häufiger  wird  von 
l)eiden  Seiten  oder  wenigstens  von  der  einen 
Seite  nur  ein  Versprechen  abgegeben,  näm- 
lich das  Versprechen,  künftig  einen  gewissen 
(legenstand  zu  übertragen  resp.  eine  gewisse 
Geldsumme  zu  zahlen.  An  dieses  (gegen- 
seitige) Versprechen  denkt  der  Jurist  in 
erster  Linie,  wenn  er  vom  Kaufe  spricht,  ihm 
erscheint  dann  die  reale  Leistung  nur  als 
Erfüllung     der     diu-ch    den    Kauf     einge- 


gangenen Verpflichtmigen,  und  auch  das 
Bürgerliche  Gesetzbuch  hat  nur  dieses  Ge- 
schäft im  Auge,  wenn  es  den  Kauf  an  der 
Spitze  der  Schuld  Verhältnisse  eingehend 
regelt.  In  der  That  könnte  es  scheinen,  als 
ob  der  sog.  Realkauf  nicht  im  stände  wäi-e, 
ein  Schuldverhältnis  zu  begininden  und  also 
Verpflichtungen  der  Parteien  zu  erzeugen, 
da  ja  von  jeder  Seite  bereits  erfüllt  ist  und 
nichts  mehr  zu  leisten  übrig  bleibt ;  indessen 
wenn  hier  der  Verkäufer  eine  Sache  ver- 
äussert hat,  die  ihm  gar  nicht  gehört  oder 
die  heimliche  Mängel  hat,  so  kann  er  augen- 
scheinlich dem  Käufer  gegenüber  ebenso 
verpflichtet  werden,  wie  wenn  er  erst  in 
Ei-fülluDg  eines  vorher  abgegebenen  Ver- 
sprechens geleistet  hätte.  Daher  finden 
wichtige  Grundsätze,  die  vom  eigenthchen 
Kaufgeschäft  gelten,  auf  diesen  sog.  Real- 
kauf ebenfalls  Anwendung. 

3.  Das  Wesen  des  eigenthchen  Kaufge- 
schäftes besteht  also  darin,  dass  Versprechen 
gegen  Versprechen  ausgetauscht  wird.  Das 
eine  Versprechen  geht  auf  Zahlung  einer 
Geldsumme,  das  andere  auf  Verschaffung 
eines  sonstigen  Gegenstandes.  Und  zwar 
stehen  beide  Versprechen  offensichtlich  in 
einer  gegenseitigen  Abhängigkeit  von  ein- 
ander, dergestalt,  dass  keines  von  ihnen  er- 
füllt zu  werden  bAucht,  wenn  nicht  auch 
zugleich  das  andere  erfüllt  wird.  Daher 
gehört  der  Kauf  —  falls  die  Parteien  nicht 
etwas  anderes  vereinbart  haben  —  zu  den 
sog.  gegenseitigen  (svnallagmatischen) 
Verträgen  (B.G.B.  §§  320—327),  ja  er 
bildet  den  klassischen  Hauptfall  dieser  wich- 
tigen Vertragsart.  Jede  Partei  ist  zugleich 
Gläubiger  und  Schuldner,  keine  aber  braucht 
zu  leisten,  ohne  zugleich  zu  empfangen,  die 
Leistungen  haben  »Zug  um  Zug<-  zu  erfolgen. 
Wird  der  Käufer  vom  Verkäufer  oder  um- 
gekehrt der  Verkäufer  vom  Käufer  belangt, 
so  kann  er  einwenden,  dass  der  andere  noch 
nicht  geleistet  habe  (exceptio  non  adimpleti 
contractus),  und  solange  darf  er  die  eigene 
Leistung  verweigern,  ohne  selbst  in  Verzug 
zu  geraten. 

Da  der  Kauf  aus  zwei  Versprechen  be- 
steht, so  braucht  die  verkaufte  Sache  beim 
Kaufabschluss  noch  nicht  zu  existieren,  man 
kann  auch  eine  zukünftige  Sache  ver- 
kaufen, z.  B.  die  Ei'nte  des  nächsten  Jahres. 
Soll  die  Sache  erst  vom  Verkäufer  herge- 
stellt werden  und  handelt  es  sich  nicht  um 
eine  vertretbare  Sachgattung,  wie  sie  nachMass 
oder  Zalü  oder  Gewicht  im  Verkehr  geliefert 
wird,  sondern  muss  die  Sache  wirklich  als  ein- 
zelne, individuell  gekennzeichnete  erst  herge- 
stellt werden,  so  lässt  sich  zweifeln,  ob  wirküch 
die  künftige  Sache  selbst  oder  die  zu  ihrer 
Herstellung  nötige  Arbeit,  also  ein  gewisses 
Arbeitsresultat  den  Gegenstand  des  Vertrages 
bildet.     Ein    solcher  Vertrag,   der  auf  der 
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Grenze  von  Kauf-  imd  Werkvertrag  steht, 
wird  jetzt  meist  Werklief erungs ver- 
trag genannt:  auf  ihn  finden  teils  die  Kauf- 
gnindsätze,  teils  die  Grundsätze  des  Werk- 
vertrages Anwendung  (B.G.B.  §  651) :  erstere. 
weil  er  doch  eben  ein  Veräusseningsgeschäft 
ist  und  der  Lieferant  also  z.  B.  verpflichtet 
ist,  dem  Besteller  wie  ein  Verkäufer  dem 
Käufer  das  Eigentum  an  der  gelieferten 
Sache  zu  verschaffen,  —  letztere,  weil  das 
Versprechen  des  Lieferanten  doch  auf  eine 
konkrete  Arbeitsleistung  ging,  und  deshalb 
hat  er  z.  B.  das  Werk  häufig  persönlich  her- 
zustellen, ferner  liegt  ihm  eine  Ausl)esse- 
rungspflicht  ob,  falls  das  hergestellte  Werk 
Mängel  hat  u.  s.  f. 

Wenn  schon  eine  überhaupt  noch  nicht 
existiei-ende  Sache  verkauft  und  gekauft 
wei-den  kann,  so  ist  es  natürlich  erst  recht 
nicht  erforderlich,  dass  sie  schon  beim 
Verkäufer  existiert,  also  in  dessen  Besitz 
oder  Eigentum  steht.  Man  kann  auch  eine 
fremde  Sache  verkaufen,  \md  zwar  ganz 
legitim,  weil  man  sicher  ist,  sie  erwerben 
zu  können.  Häufig  geschieht  dies  mit  Wissen 
des  Käufers,  und  noch  häufiger  ist  es  diesem 
ganz  gleichgiltig,  ob  der  Verkäufer  die  Sache 
besitzt  oder  nicht,  weil  sie  nämlich  nur 
nach  Merkmalen  Ixjstimmt  ist  und  daher  die 
Auswalil  der  zu  liefernden  individuellen 
Saclie  dem  Verkäufer  überlassen  sein  soll. 
Dies  ist  der  sog.  Gattungskauf,  welcher 
teilweise  wieder  unter  besonderen  Rechts- 
sätzen steht;  denn  augenscheinlich  ist  dtis 
»Auswählen <v  eine  Art  Arbeitstliätigkeit  des 
Verkäufei*s,  und  insofern  hat  der  Gattungskauf 
mit  dem  Werklieferungsvertrag  eine  gewisse 
>rerw'andtschaft :  wie  z.  B.  die  Lieferung 
einer  mangelhaften  Sache  dort  zu  einer 
Ausbesserungspflicht  des  Verkäufers  führt, 
so  führt  sie  luer  zu  der  Verpflichtung,  eine 
neue,  bessere  Auswalü  zu  treffen.  Aber 
auch  sonst  unterscheidet  sich  der  Gattungs- 
kauf von  dem  Kauf  einer  ganz  bestimmten 
Sache  (Specieskauf)  nicht  unbeträchtlich; 
darauf  ist  später  noch  zurückzukommen. 

4.  Das  Kaufgeschäft  ist  ein  Vertrag  und 
beruht  also  auf  dem  freien  Willensentschluss 
der  Parteien.  Kur  auf  dieses  freiwillig  ab- 
geschlossene Geschäft  finden  alle  Grundsätze 
des  Bürgerlichen  Gesetzbuches  über  den 
Kauf  ausnahmslos  Anwendung.  Ganz  ver- 
einzelt kommt  ein  Kaufzwang  vor  (B.G.B. 
§  915),  und  bei  diesem  Zwangskauf  sollen 
die  Rechte  und  Pflichten  beider  Teile  sich 
nacli  den  Vorschriften  über  den  Kauf  be- 
stimmen. Häufiger  findet  sich  ein  Ver- 
kaufs zwang,  so  wenn  Gegenstände  eines 
Schuldnei-s  im  Wege  der  Zwangsvollstreckung, 
also  auf  richterlichen  Befehl,  veräussert 
werden  oder  wenn  jemand  durch  das  Ge- 
setz ermächtigt  wird,  einen  fremden  Gegen- 
stand   für   Rechnung   des   Eigentümers    zu 


I  verkaufen,  wie  z.  B.  der  Pfandverkauf,  der 
j  Notverkauf  des  Schiffes  durch  den  Schiffer, 
I  der  Selbsthilfeverkauf  des  Frachtgutes  diu^h 
I  den  Frachtführer  u.  s.  f. :  in  diesen  Fällen 
j  gelten  vielfach  abweichende  Grundsätze,  ins- 
I  besondere  dann,  wenn  dei  Verkauf  durch 
I  öffentliche  Versteigerung  stattfindet.  (Vgl 
auch  B.G.B.  §§  456—458.) 
1  Auch  durch  Rechtsgeschäft  kann  eine 
Pflicht  zum  Verkauf  begnindet  werden,  so 
wenn  sich  der  Verkäufer  den  Wiederkauf 
1  vorbehält  (B.G.B.  §§  497—503)  oder  wenn 
j  jemandem  ein  Vorkaufsrecht  zusteht, 
I  sei  es  ein  dingliches,  welches  gegen  jeden 
!  Dritten  geltend  gemacht  werden  kann  (B.G.B. 
1  §$i  1094 — 1104),  sei  es  ein  persönliches 
'  (B.G.B.  §§  504—514),  welches  lediglich  gegen 
I  denjenigen  einen  Anspruch  gewährt,  welcher 
I  dem  Berechtigten  das  Recht  eingeräumt  hat 
I II.  Kaufabschluss  und  Gefahrsaber^ang. 
Der  Kaufvertrag  bedarf  keiner 
[besonderen  Form.  Nur  für  den  Kauf 
■  eines  G  r  u  n  d  s  t  ü  e  k  e  s  ist  —  wegen  der 
!  wirtscihaftlichen  und  sozialen  Bedeutung  des 
I  Grundeigentums  —  gerichtliche  oder  no- 
j  tarielle  Beurkundung  vorgeschrieben ;  in- 
I  (iessen  wii*d  ein  ohne  Beobachtung  dieser 
I  Form  geschlossener  Kaufvertrag  seinem 
ganzen  Inhalte  nach  giltig,  wenn  nachher 
I  Auflassung  und  Eintragung  im  Grundbuch 
I  erfolgen  (B.G.B.  §  313),  da  ja  auch  hierdurch 
I  in  genügend  sicherer  Weise  die  feste  Ab- 
!  sieht  der  Parteien,  das  Grundstück  zu  ver- 
i  äussern  und  zu  erwerben,  bekundet  und  be- 
1  urkundet  xnrd. 

i       Natürlich  kann  der  Kaufvei^titig  wie  jeder 
I  Vertrag,  der  ein  Schuld  Verhältnis  begründet, 
unter  einer  Bedingung  abgeschlossen  werden, 
und  dies  geschieht  besondei-s  liäufig  dadurch, 
dass  der  Käufer   (oder  ein  anderer  für  ihn) 
nur    »auf  Besicht«    oder    »auf  Probe« 
kauft,  d,  h.  unter  der  Bedingung,    dass  der 
Käufer    die    Ware    billigen    werde    (B.G.B. 
§§  495,   496).      Ist    dabei    keine    Frist    be- 
stimmt, innerhalb  deren  sich  der  Käufer  zu 
j  entscheiden  hat,  so  kann  ihm  der  Verkäufer 
1  eine   angemessene  Frist   setzen ;   äussert  er 
I  sich   nicht    bis   zum  Ablauf  dieser  Frist,  so 
I  gilt,  wenn    er  die  Sache  schon  in  Händen 
'  hat,   sein   Stillschweigen  als  Genehmigung, 
I  sonst  als  Ablehnung. 

I        Von    dem   Abschluss   des  Vertrages    ist 
!  wohl    zu   unterecheiden   der  Uebergang 
der  Gefahr  auf  den  Käufer.    Man  be- 
zeichnet hiermit  die  Rechtswirkung,  wonach 
j  der  Käufer   den    vollen  Kaufpreis  bezahlen 
I  muss,    auch    wenn    die    Sache    inzwischen 
dmch  Zufall  untergegangen  oder  im  Werte 
I  gemindert   ist.     Nach   römischem  und  bis- 
I  herigem  gemeinem  Recht  ging  mit  AbscliluSvS 
I  des  Kaufverti-ages  regelmässig  auch  schon 
I  die  Gefahr   über  —  bei  dem  Gattungskauf 
'  natürlich   erst,    nachdem   die  Auswahl  des 
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konkreten  Kaii^egen  Standes  durch  den  Ver- 
käufer stattgefunden  hatte — :  hier  versagte 
also    der    oben  aufgestellte  Grnuidsatz,   wo- 
nach jede  Partei  nur  dann  zur  Leistung  ver- 
pflichtet ist,  wenn  zugleich  die  Leistung  von 
der  anderen  Seit^  erfolgt;   nur  wenn  nicht 
durch  Zufall,  sondern  durch  Schuld  des  Ver- 
käufei-s  die  Sache  unterging  oder  eine  Wert- 
minderung erhtt,  griff  die  Regel  wieder  Platz. 
Das  Biirgerliche  Gesetzbuch  hat  sich  in 
dieser  Beziehimg  nicht  dem  römischen,  son- 
dern   dem  deutschen  Rechte  angeschlossen, 
wonach  die  Gefahr  erst  dann  auf  den  Käufer 
übergeht,  wenn  der  Verkäufer  sichinver- 
tragsmässiger  Weise  der  Sache  ent- 
äussert hat  und  damit  alles  gethan  hat,  wo- 
zu er  vertragsmässig  verpfHchtet  war  (§§  446, 
447),  denn  es  erscheint  als  gerecht,  dass  der 
Käufer  erst  dann  die  Gefahr  ti*ägt,  wenn  er 
auch   den  Nutzen   von  der  Sache  hat,   die 
entgegengesetzte  Entscheidung  beleidigt  unser 
Rechtsgefühl.    Auch  wird  die  vom  Biu'ger- 
lichen  öesetzbuch  sanktionierte  Bestimmung 
den  Verkäufer  veranlassen,   mit   der  Sache, 
solange  sie  noch  in  seinem  Gewahrsam  ist, 
säuberlich  zu  verfahren,   weil  sein  eigenes 
Interesse  dies   erfordert,  endlich  ist  er  in- 
folgedessen auch  leichter  in  der  Lage,   die 
Sache  gegen  Feuersgefalu-,  Diebstahlsgefahr 
u.  s.  w.  zu  versichern. 

Zur  vertragsmässigen  Entäusserung  der 
Sache   durch  den  Verkäufer  bedarf  es  aber 
in   der  Regel  der  Mitwirkung  des  Käufers, 
denn  er  hat  die  Sache  entweder  beim  Ver- 
käufer abzuholen  (da  dessen  Wohnsitz  meist 
der  Erfüllungsort  ist)  oder  an  einem  anderen 
Erfüllungsort  vom  Verkäufer  in  Empfang  zu 
nehmen;   daher  muss  der  Verkäufer  gegen 
eine  durch  Säumnis  des  Käufers  her\orge- 
rufene  Verlängening   der  Gefahr  geschützt 
werden,  und  so  erklärt  sich  der  Rechtssatz, 
dass  die  Gefahr  schon  auf  den  Käufer  über- 
geht, sobald  er  mit  der  Annahme  der  Sache 
in  Verzug  gerät  (B.G.B.  §  300).     Wo   der 
Verkäufer  der  Mitwirkung  des  Käufers  zur  ver- 
tragsmässigen Entäussenmg  der  Sache  nicht 
bedarf,  weil  er  die  Versendung  der  Sache  nach 
einem  anderen  Ort  als  dem  Erfüllungsort  zu 
besorgen  übernommen  hat,  da  geht  die  Ge- 
fahr auf  den  Käufer  schon  über,  sobald  die 
Sache  dem  Transportimternehmer  (dem  Spedi- 
teur, der  Eisenbahn,  der  Post)  übergeben  ist 
(B.G.B.  §  447):  der  Verkäufer  hat  dann  alles 
gethan,  wozu  er  verpflichtet  war,  und  wäh- 
rend des  Transportes  hat  zwar  der  Käufer 
nicht  den  Nutzen  von  der  Sache,   aber  der 
Verkäufer  auch  nicht. 

Diese  Rechtssätze  finden  auf  Grundstücks- 
käufe ebenfalls  Anwendung,  nur  dass  hier 
natürlich  von  einer  Vereendung  keine  Rode 
sein  kann.  Die  Gtefahr  geht  also  auch  hier 
mit  der  üebergabe  des  Gi-undstücks  auf  den 
Käufer  über  (der  dadurch  ja  auch  unmittelbar 


in  dessen  Nutzung  tritt),  selbst  wenn  der 
Verkäufer  noch  nicht  die  Auflassung  vor  dem 
Grundbuch  bewirkt,  also  noch  nicht  alles 
gethan  hat,  wozu  er  vertragsmässig  ver- 
pflichtet ist.  Wird  der  Käufer  jedoch 
schon  vor  der  Üebergabe  als  Eigentümer 
in  das  Grundbuch  eingetragen,  so  soll 
sclion  dieser  frühere  Zeitpunkt  für  den  Ge- 
fahrsübergang und  für  das  Recht  auf  die 
Nutzungen  entscheidend  sein  (B.G.B.  §  446 
Abs.  2).  Durch  diese  Ausnahme  wird  der 
Käufer  nicht  unbillig  beschwert,  weil  er  die 
Auflassung  ohne  Besitzübei-tragimg  ablehnen 
kann ;  auch  wird  der  Verkäufer  dadiuxjh  ver- 
anlasst, die  Auflassung  nicht  unnötig  zu 
verzögern. 

III.  Pflichten  des  Käufers. 

Der  Verkäufer  bezweckt  durch  den  Kauf- 
vertrag, ein  für  ihn  entbehrliches  wirtschaft- 
liches Gut  loszuwerden  und  dafür  eine  Geld- 
summe zu  erhalten.  Aus  diesem  Zwecke 
ergeben  sich  logisch  die  Pflichten  des  Käu- 
fers. Er  ist  zunächst  verpflichtet,  die  ge- 
kaufte Sache  dem  Verkäufer  auf  dessen  Ver- 
langen abzunehmen  (B.G.B.  §  433  Abs.  2) : 
darauf  hat  der  Verkäufer  einen  klagbaren  An- 
spruch, und  wenn  der  Käufer  dies  schuld- 
hiafterweise  unterlässt,  so  kann  er  nicht 
nur  wegen  Annalimeverzugs ,  sondern  auch 
wegen  Leistungsverzugs  dem  Verkäufer  ver- 
antwortlich werden.  Hat  der  Verkäufer 
Verwendungen  auf  die  verkaufte  Sache 
machen  müssen,  die,  wenn  die  Gefahr  schon 
auf  den  Käufer  übergegangen  ist,  ihm  ja 
nicht  mehr  zu  gute  kommen,  so  ist  der 
Käufer  ferner  verpflichtet,  diese  Aufwen- 
dungen zu  ersetzen  (B.G.B.  §  450). 

Die  wichtigste  Verpflichtung  des  Käufers 
aber  ist  die  Zahlung  des  Kaufpreises, 
dessen  Höhe  sich  nach  der  Vereinbarung 
lichtet,  oft  also  nach  dem  ausdrücklich  oder 
stillschweig'end  vereinbarten  Börsen-  oder 
Marktpreis,  dem  sogenannten  Kui-s  der  Ware 
(B.G.B.  §  453).  Der  Kaufi)reis  muss  wie 
jede  Geldschuld  dem  Verkäufer  zugeschickt 
oder  überbracht  werden  (B.G.B.  §  270), 
letzterer  ist  nicht  verpflichtet,  ihn  abzuliolen. 
Der  Kaufpreis  ist  sofort  nach  Abschluss  des 
Vertrags  zu  zahlen  (B.G.B.  §  271),  vorausge- 
setzt, dass  auch  der  Verkäufer  zur  Leistung 
bereit  ist.  Dies  gilt  aber  nur  im  Zweifel. 
Sehr  häufig  wird  der  Kaufpreis  gestundet 
(kreditiert),  d.  h.  es  wird  seine  Fälligkeit 
vertragsmässig  hinausgeschoben  !(s.  auch 
den  Art.  Abzahlungsgeschäfte  oben 
Bd.  I  S.  14ff.);.  eine  solche  Stundung 
liegt  jedoch  nicht  schon  in  der  Cebung, 
nur  zu  gewissen  Kalenderzeiten  (1.  Ja- 
nuar, 1.  Jiüi)  die  Rechnung  zu  schicken, 
denn  hierdm^ch  verzichtet  der  Verkäufer 
nicht  auf  das  Recht,  jederzeit  Zahlung  des 
Kaufpreises  zu  verlangen.    Ist  der  Kaufpreis 
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nicht  gestuinlet,  so  muss  der  Käufei'  von  '  entweder  um  es  .seiher  zu  niltzen  oder  um 
dem  Zeitpunkt  an ,  mit  welchem  ihm  die  i  durch  Weiterveräusserung  einem  andern 
Nutzung  der  Sache  gebührt,  bis  zur  wirklich  ,  diese  Nutzung  zu  überlassen.    Aus  diesem 


erfolgteu  Zahlung  dem  Verkäufer  4^o  Zinsen 
vergüten  (B.G.B.  §  452) ;  zwar  machen  die : 
meisten  Geschäftsleute  von  diesem  Recht 
keinen  Gebrauch,  gewähren  vielmehr  bei 
Barzahlung  dem  Käufer  einen  Ral>att.  in- 
dessen das  beweist  nur,  dass  sie  die  Zinsen 
bereits  im  Kaufpreise  mit  in  Ansatz  ge- 
bracht haben. 


Zwecke  ergeben  sich  wieder  mit  einer  g-e- 
wissen  Notwendigkeit  die  Pflichten  der 
andei-en  Partei,  des  Verkäufers :  Er  liat  dem 
Käufer  die  Mögliclikeit  des  Genusses,  also 
den  Besitz  der  Sache  nnd  zwar  rechtzeitig^ 
und  am  rechten  Orte  zu  verschaffen.  Er 
hat  ihm  ferner  die  Sicherheit  und  Dauer 
des  Gf^nusses,  also  das  Recht  an  der  Sache 


Wenn  der  Käufer  ti*otz  erfolgter  Mahnung  ,  (Eigentum)  zu  vei*schaffen.  Endlich  da,  yco 
oder  trotz  Vereinbarung  eines  bestimmten  i  der  Kaufgegenstand  nur  der  Art  nach  be- 
zahl im  gstages  den  Kaufpreis  nicht  bezahlt, !  stimmt  ist ,  wo  der  Verkäufer  also  mit  der 
so  gerät  er  in  Verzug  (B.G.B.  §Sj  284,  285) !  Auswahl  des  konkreten  Kauf  gegen  Standes 
und  hat  alsdann  nicht  nur  stets  Zinsen  (so- ;  l)etraut  ist,  da  hat  er  ihn  in  der  verein- 
genannte Verzugszinsen)  zu  entrichten,  son-  ■  harten  Qualität  zu  verschaffen.  Ein  weitei-es 
dern  auch  neben  dem  Kaufpreise  selbst !  ergiebt  sich  aus  dem  Zwecke  des  Kaufge- 
Scliadenersatz  wegen  verspäteter  Zahlung  |  Schaftes  an  sich  nicht;  insbesondere  bleibt 
zu  leisten  (B.G.B.  §§  28G,  288).  Statt  dessen  i  die  Frage  offen,  ob  der  Verkäufer  auch  dann 
ist  der  Verkäufer  aber  auch  befugt  (B.G.B.  |  verpflichtet  ist,  die  ordnungsmässige  Be- 
§  326),  dem  Käufer  eine  angemessene  Nach- ;  schaffenheit  der  Sache,  vor  allem  ilu-e  Fi-ei- 
frist  mit  der  Erklärung  zu  setzen ,  dass  er !  heit  von  heimlichen  Mängeln  zu  gewähr- 
nach  Ablauf  der  Frist  die  Zahlung  ablehne,  1  leisten ,  wenn  eine  konkrete  Sache  verkauft 
und  wenn  die  Frist  erfolglos  verläuft,  kann  j  wurde ,  wenn  also  der  Käufer  selber  den 
er  dann  einfach  Schadenersatz  wegen  Nicht-  j  Kauf  gegen  stand  ausgewäldt  hat. 
erfüllung  verlangen  (und  die  Höhe  des  |  Da  in  diesen  Verpflichtungen  des  Verkäu- 
Scliadens  durch  Verkauf  der  Sache  —  so- ;  fei-s  die  grössten  und  praktisch  wichtigsten 
genannten  Selbsthilfe  verkauf  —  feststellen)  |  Schwierigkeiten  des  gesamten  Kauf  rechts 
oder  auch  ganz  vom  Vertrage  zurückti'eten.  i  hervortreten,  so  sind  sie  eingehender  zu  be- 
Jedoch  ist  dieses  letztere ,  also  das  Rück-  |  handeln. 

trittsrecht  ausgeschlossen,  wenn  der  Ver- i  A.  Die  erste  Verpflichtung  des  Verkäufers 
käufer  die  Kaufsache  bereits  übergeben  und  !  ist  die  U  e  b  e  r  g  a  b  e  der  v  o  r  k  a  u  f  t  e  n 
den  Kaufpreis  gestundet  hat  (B.G.B.  §354);!  Sache  mitsamt  üirem  Zubehör, 
denn  durch  die  Stundung  hat  er  dem  j  1.  Der  Verkäufer  hat  die  Sache  zu  über- 
Käufer die  Freiheit  der  Verfügung  über  die  i  geben,  und  zwar  in  der  Art,  wie  eben  der 
Kaufsache  ti-otz  nicht  empfangenen  Preises  |  unmittelbare  Besitz  an  einer  Sache  einge- 
zugestanden ,  er  liat  damit  auf  die  Rechte,  |  räumt  wiixl,  was  ja  bei  beweglichen  Sachen 
welche  sich  aus  der  gegenseitigen  Natur  des  i  und  Grund stticken  in  verschiedener  Weise 
Kaufvertrages  ergeben,  also  auf  die  Erfüllung  I  geschieht.  Mit  dieser  Uebergabe  der  Sache 
Zug  um  Zug  verzichtet.  Umgekehrt  ist  der  1  geht  —  wie  oben  schon  ausgeführt  —  in 
Rücktritt  sofort  gestattet,  also  ohne  dass  es  |  der  Regel  und  spätCvStens  die  Gefahr  auf 
erst  der  Gewährung  einer  Naclifrist  bedarf,  i  den  Käufer  über j  bis  zur  Uebei-gabe  ist  der 
wenn  vereinbart  ist,  dass  die  Zahlung  des  |  Verkäufer  verpfhchtet,  die  Sache  mit  aller 
Kaufpreises  zu  einer  fest  bestimmten  Zeit  schuldigen  Sorgfalt  aufzubewahren,  besonders 
oder  innerhalb  einer  fest  bestimmten  Frist  daim,  w^enn  schon  vorher  die  Gefahr  auf  den 
erfolgen  soll  (B.G.B.  §  360),  dergestalt,  dass  ]  Käufer  übergegangen  ist.    Regelmässig  ge- 

' "  '       '     '  bühren   auch   ei-st  von  diesem  Zeitpunkt  an 

dem  Käufer  die  Nutzungen  der  Sache  (z.  B. 
ein  vorher  von  der  verkauften  Kuh  geworfenes 
Kalb  gebührt  dem  Verkäufer)  und  liegen  ihm 
die  Lasten  (z.  B.  Grundsteuern)  ob ;  doch  treten 
ja  diese  Wirkungen  beim  A^erkauf  eines 
Grimdstückes  auch  schon  mit  der  Eintragung 
des  Käufers  in  das  Gnmdbuch  ein  (B.G.B. 
§  446). 

2.  Der  Verkäufer  ist  ferner  verpflichtet,  die 

Sache  am   rechten  Orte  zu  übergeben, 

dies  ist  der  Erfüllungsort,   und  im  Zweifel 

I  gilt  als  Erfüllungsort  der  Ort,   an  welchem 

!  der  Verkäufer  zur  Zeit  des  Kaufabsclilusses 

1  seinen  Wohnsitz  oder  (wenn  er  ein  Gewerbe- 


s360),  _ 
die  pünktliche  Einhaltung  dieser  Zeit  oder 
Frist  zu  einem  wesentlichen  Bestandteil  des 
Vertrags  gemacht  wurde  mid  eine  spätere 
Erfüllung  also  gar  nicht  mehr  als  Erfüllung 
dieses  Vertrags  erscheint :  bei  einem  solchen 
""  "  '"      f 


sogenannten  fixen  oder  prompten  Kau 
braucht  sich  der  Verkäufer  eine  spätere 
Zalüung  demnach  überhaupt  nicht  gefallen 
zu  lassen,  während  bei  der  blossen  Versäu- 
mung des  vereinbarten  Zahlungstags,  wie  vor- 
hin erwähnt,  lediglich  die  gewöhnlichen 
Folgen  des  Verzugs  eintreten. 

IV.  Pflichten  des  Verkäufers. 

Der  Käufer  bezweckt  durch  den  Kauf- 
vertrag, ein  wirtschaftliches  Gut  zu  erhalten,  I  treibender   ist)    seine   Niederlassung    liatte 
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(B.G.B.  §  269  Abs.  1  und  2).    Sehr  häufig 
übernimmt  der  Verkäufer  —   ausdrücklich 
o<ler  stillschweigend  —  zugleich   die  Ver- 
pflichtung, füi'  die  Versendung  der  gekauften 
Sache  nach  einem  anderen  Orte  zu  sorgen , 
(  '  Versendungskauf '<) :    dadurch    wird    eine 
Aendenmg  des  Erfüllungsortes  nicht  bewirkt, 
in  der  Regel  selbst  dann  nicht,  wenn  der 
Verkäufer  die  Fracht  (das  Porto)  trägt  (B.G.B. 
§  269   Abs.  3).     Dieser  hat  aber  die  Ver- 
sendung mit  gehöriger  Sorgfalt  zu  besorgen,  • 
und  wenn  ihm  die  Bestimmung  der  Art  der ' 
Versendung  niclit  überlassen ,  sondern  vom  ' 
Käufer  angegeben  ist,  so  darf  er  ohne  drin- 
genden Grund  nicht  davon  abweichen,  sonst 
haftet    er    für    den    entstandenen    Schaden 
(B.G.B.  §  447  Abs.  2). 

3.  Der  Verkäufer  ist  weiter  verpflichtet, 
die  Sache  rechtzeitig  dem  Käufer  zu 
tibergeben,  d.  h.  in  der  Regel  sofort  nach  Ab- 
schluss  des  Kaufvertrages,  vorausgesetzt,  dass  \ 
entweder  auch  der  Käufer  zur  Zahlung  des  | 
Kaufpreises  bereit  ist  oder  dass  der  Kauf- 1 
preis  gestundet  ist.  Wenn  der  Verkäufer 
schuldhafterweise  die  rechtzeitige  Ueber- 1 
gäbe  der  Sache  trotz  erfolgter  Mahnung  oder  [ 
trotz  Vereinbainmg  einer  bestimmten  Leis- ' 
tungszeit  nicht  bewirkt,  so  gerät  er  in  Ver- 
zug (B.G.B.  §§  284,  285),  und  der  Käufer 
hat  dann  —  entsprechend  den  oben  erwähn- 
ten Rechten  des  Verkäufers  beim  Verzuge 
des  Käufers  —  verschiedene  Befugnisse  zur 
Wahl.  Er  kann  von  dem  Verkäufer  Nach- 
lieferung und  zugleich  Schadenersatz  wegen 
versjiäteter  Lieferung  verlangen  (B.G.B. 
§  2b6  Abs.  1);  will  er  die  nachträgKche 
Lieferung  ablehnen  und  nur  Schadenersatz 
verlangen  oder  ganz  vom  Vertrage  abgehen, 
so  muss  er  dem  Verkäufer  eine  angemessene 
Nachfrist  bewilligen,  es  sei  denn,  dass  ent- 
weder ein  sogenannter  fixer  Kauf  vereinbart 
ist  (B.G.B.  §  360)  oder  dass  die  Leistung 
infolge  des  Verzuges  kein  Interesse 
mehr  für  ihn  hat  (B.G.B.  §  286  Abs.  2), 
z.  B.  wenn  er  einen  Maskenanzug  zum 
Carneval  gekauft  hat  und  dieser  ihm  erst 
am  Aschermittwoch  geliefert  wird.  Sehr 
häufig  \\drd  der  Käufer,  welcher  von  seinem 
Verkäufer  mit  der  Lieferung  im  Stiche  ge- 
lassen ist,  sich  die  Sache  anderweitig  an- 
schaffen ,  einen  sogenannten  Deckungskauf 
vornehmen :  dann  kann  er  als  Schadenersatz  l 
die  Mehrkosten  liquidieren,  welche  liier- 
durch,  also  besonders  durch  Zahlung  eines 
höheren  Kaufpreises,  venirsacht  wurden. 
Dieser  Deckungskauf  des  Käufers  bildet  also 
das  Gegenstück  zu  dem  Selbstliilfeverkauf 
des  Verkäufers. 

4.  Im  engen  Zusammenhang  mit  der 
Uebergabepflicht  steht  die  weitere  Ver- 
pflichtung des  Verkäufers,  den  Käufer  über 
die  den  verkauften  Gegenstand  betreffenden 
rechtlichen  mid  thatsächlichen  Verhältnisse 


zu  unterrichten.  Das  ist  besonders  bei 
Grund  Stückskäufen  wichtig,  weil  der  Käufer 
hier  die  Grenzen  des-  Grundstücks,  die  mit 
ihm  etwa  verbimdenen  Gerechtsame  luid 
Lasten  kennen  lernen  muss.  Daher  hat 
dieser  auch  einen  Anspruch  auf  Aushändi- 
gung der  zum  Beweise  solcher  Rechtsver- 
hältnisse erforderlichen  Urkunden,  eventuell 
wenigstens  auf  eine  beglaubigte  Abschrift 
derselben  (B.G.B.  §  333). 

5.  Die  Kosten  der  üebergabe,  ins- 
besondere des  Messens  und  Wagens,  hat 
der  Verkäufer  zu  tragen,  also  auch  die 
Kosten  der  Versendung  bis  zum  Erfüllungs- 
orte; dagegen  die  Kosten  der  Abnahme 
und  vor  allem  also  die  Vei*sendungsko8ten 
nach  einem  anderen  als  dem  Erfüllungsorte 
(oben  Nr.  2)  trägt  der  Käufer,  falls  der 
Verkäufer  sie  nicht  übernommen  hat  (B.G.B. 
S  448).  Handelt  es  sich  jedoch  um  den 
Verkauf  eines  Grundstücks,  so  fallen  dem 
Käufer  sämtliche  Unkosten  zur  Last,  nicht 
nur  die  vor  dem  Grundbuchamt  erwachsen- 
den, sondern  auch  die  des  Kaufvertrags 
(B.G.B.  §  449):  hier  lässt  sich  also  jeder 
Grund-  und  Hauseigentümer  für  alle  Kosten 
von  seinem  Rechtsnachfolger  schadlos  halten. 

6.  Es  können  nun  aber  Umstände  ein- 
treten, infolge  deren  die  üebergabe  der 
verkauften  Sache  an  den  Käufer  für  den 
Verkäufer  zur  Unmöglichkeit  wird, 
sei  es  okjektiv,  z.  B.  weil  sie  inzwischen 
verbrannt  ist,  sei  es  subjektiv  (»der  Ver- 
käufer ist  unvermögend  dazu«),  z.  B.  weil 
die  Sache  ihm  gestohlen  ist  oder  weil  es 
ihm  an  Geld  und  Kredit  fehlt,  um  sie  zu 
ei-werben.  Wie  stellt  sich  das  Recht  des 
Käufers  in  solchen  Fällen V  Im  allgemeinen 
kommt  es  darauf  an,  wer  den  Umstand  zu 
vertreten  hat,  durch  den  die  Lieferung  un- 
mögUch  wiu-de,  also  ob  der  Käufer  oder  der 
Verkäufer  oder  ob  keiner  von  beiden  die 
Schuld  dai-an  trägt  (B.G.B.  §  440  Abs.  1). 
Wenn  nämlich  der  Käufer  selbst  die  ün- 
möghchkeit  verschuldet  hat,  so  muss  er 
trotzdem  den  Kaufpreis  zahlen  (B.G.B.  §  324 
Abs.  1).  Hat  dagegen  der  Verkäufer  die 
Unmöglichkeit  verschuldet,  so  muss  er  dem 
Käufer  den  Schaden  ersetzen,  der  durc^h  die 
Nichterfüllung  entstanden  ist  (B.G.B.  §§  280, 
325  Abs.  1  Satz  1);  statt  dessen  hat  der 
Käufer  aber  auch  das  Recht,  ganz  vom  Ver- 
trage zurückzutreten  (B.G.B.  §  325  Abs.  1 
Satz  1,  §  327),  und  endlieh  kann  er  natür- 
lich auch  verlangen,  so  behandelt  zu  werden, 
wie  wenn  die  Unmögliclikeit  von  keiner  der 
Parteien  verschuldet  wäi-e  (B.G.B.  §  325 
Abs.  1).  In  diesem  dritten  Falle  nämlich 
verliert  der  Verkäufer  ebenfalls  den  An- 
spruch auf  den  Kaufpreis,  und  wenn  dieser 
schon  entrichtet  ist,  kann  der  Käufer  ihn 
zurückfordern  (B.G.B.  §  323  Abs.  3),  weil 
der  Kauf  eben  ein  gegenseitiger  Vertrag  ist ; 
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nur  falls  dem  Verkäufer  ein  Ersatzanspinich 
gegen  dritte  Personen,  z.  B.  gegen  den 
Brandstifter  oder  Dieb,  zusteht  und  der 
Käufer  Abtretung  dieses  Anspruchs  verlangt, 
muss  auch  der  Kaufpreis  gezahlt  werden. 
Der  Verkäufer  trägt  ja,  wie  wir  wissen,  die 
Gefahr  bis  zur  Besitzübergabe,  deshalb  ver- 
liert er  in  solchem  Falle  das  Recht  auf  den 
Kaufpreis,  obwohl  ihm  ohne  sein  Verschul- 
den die-üebergabe  der  Sache  unmöglich  ge- 
macht ist.  Lediglich  wenn  der  Käufer  mit 
der  Annahme  im  Verauge  ist  und  während 
dieser  Zeit  die  Erfüllung  unmöglich  wird, 
behält  der  Verkäufer  den  Anspi'ucli  auf  den 
Kaufpreis  (B.G.B.  §  324  Abs.  2). 

Indessen  modifizieren  sich  diese  Rechts- 
wirkimgen  zu  Ungunsten  des  Verkäufers  für 
den  Fall,  dass  der  Kaufgegenstand  nur  der 
Gattung  nach  vereinbart  ist:  hier  kann 
ja  von  einer  objektiven  Unmöglichkeit  der 
Erfüllung  fast  niemals  die  Rede  sein,  denn 
die  Gattung  stirbt  nicht  aus,  es  kann 
sich  also  lediglich  um  eine  subjektive  Un- 
möglichkeit, um  ein  Unvermögen  des  Ver- 
käufers handeln;  dieses  aber  wai-  entweder 
schon  zur  Zeit  des  Kaufabschlusses  vorlian- 
den  (und  dann  hat  der  Verkäufer  schon  da- 
durch eine  Schidd  auf  sich  geladen),  oder 
er  hat  nicht  rechtzeitig,  als  er  noch  im 
Stande  dazu  war,  für  die  Anschaffimg  der 
Sache  gesorgt,  sich  also  durch  diese  Ver- 
säumnis schuldig  gemacht,  und  jedenfalls 
ist  die  Frage  der  Schuld  oder  Nichtschuld 
hier  äusserst  selten  in  einem  für  den  Ver- 
käufer günstigen  Sinne  mit  Sicherheit  zu 
entscheiden:  deshalb  soll  er  bei  Gattungs- 
kauf die  Unmögliclikeit  der  Leistung  selbst 
dann  zu  vertreten  haben,  wenn  ihm  kein 
Verschulden  zur  Last  fällt  (B.G.B.  §  279). 

Gerät  der  Verkäufer  gar  noch  in  Verzug, 
so  ist  er  überhaupt  —  mag  es  sich  um  einen 
Gattungskauf  handeln  oder  nicht  —  dafür 
verantwortlich,  wenn  w^ährend  des  Verzugs 
die  Leistung  durch  Zufall  unmöglich  wird, 
es  sei  denn  er  bewiese,  dass  auch  bei  recht- 
zeitiger Lieferung  der  Schaden  eingetreten 
wäre  (B.G.B.  §  287). 

B.  Der  Verkäufer  liat  noch  nicht  seiner 
Pflicht  genügt,  wenn  er  dem  Käufer  die 
Sache  übergeben  hat,  er  muss  auch  dafür 
sorgen,  dass  der  Käufer  sie  behalten  und 
völlig  frei  mit  ihr  schalten  kann.  Wäln-end 
aber  das  römische  Recht  diese  Pflicht  rein 
negativ  auffasst  —  sie  ist  erfüllt,  wenn  der 
Käufer  nicht  im  Genuss  der  Sache  gestört 
wird  — ,  hat  das  Bürgerliclie  Gesetzbuch 
den  Verkäufer  verpflichtet,  dem  Käufer  ganz 
positiv  das  Eigentum  an  der  verkauften 
Sache  und  zwar  frei  von  Rechten  dritter 
Personen  zu  vei*schaffen  (§§  433,  434):  so- 
genannte Haftung  des  Verkäufers 
wegen  Rechtsmängel.  Beim  Verkauf 
eines  Wertpapieres  haftet  der  Verkäufer  auch 


dafür,  dass  es  nicht  für  kraftlos  erklärt  ist, 
(B.G.B.  §  437)  und  beim  Verkauf  eines 
Rechts,  z.  B.  einer  Fordenmg,  hat  er  dafür 
einzustehen,  dass  das  Recht  wirklich  und  un- 
beschränkt besteht  (B.G.B.  §  437),  nicht 
aber  dafür,  dass  der  Schuldner  zaiüungsfähig 
ist  (§  438), 

Diese  Pflicht  des  Verkäufers  besteht 
auch  dann,  wenn  ihm  der  Rechtsmangel 
ohne  sein  Verschulden  völlig  unbekannt  ge- 
blieben ist;  denn  der  Käufer  kann  einen 
solchen  "Mangel  der  Sache  ja  nicht  ansehen, 
er  muss  sich  auf  die  Zuverlässigkeit  seines 
Verkäufers  verlassen.  Daher  ist  der  Ver- 
käufer schlechthin  verpflichtet,  dafür  zu 
sorgen,  dass  Pfandrechte,  Hypotheken,  Grund- 
schulden, Dienstbarkeiten,  die  etwa  an  der 
Sache  bestehen,  getilgt,  fremdes  Eigentum 
beseitigt  wird.  Ist  dies  nicht  geschehen,  so 
kann  der  Käufer  sich  einfacli  auf  den  Staud- 
punkt stellen,  dass  der  Vertrag  nicht  erfüllt 
sei;  es  stehen  ihm  also  dieselben  Befug- 
nisse zu,  wie  wenn  die  Sache  ihm  gar  nicht 
oder  nicht  reclitzeitig  übergeben  wurtle 
(B.G.B.  §§  440  Abs,  1,  320—327). 

C.  Mit  der  Ueberti^agung  von  Besitz  mid 
Recht  an  der  Sache  scheint  der  Verkäufer 
den  durch  den  Zweck  des  Kaufgeschäftes 
gebotenen  Pflichten  genügt  zu  haben,  und 
mu'  beim  Gattungskauf,  wo  ilim  die  Aus- 
wahl des  konkreten  Kau fgegenstandes  anver- 
traut ist,  erwächst  ihm  noch  die  weitere  Ver- 
pflichtung, die  Auswalil  in  einer  der  Partei- 
verein bar ung  entspreche uden  \V eise  zu  treffe n . 
Man  sollte  meinen,  dass  es  im  übrigen  Sache 
des  Käufei^  ist,  sich  den  Kauf  gegen  stand 
vorher  genau  daraufhin  anzusehen,  ob  er  die 
gewünschten  Eigenschaften  und  ob  er  keine 
unerwünschten  Mängel  besitzt:  eine  Gai-antie- 
verpflichtung  hierfür  dem  Verkäufer  durch 
das  Gesetz  aufzuerlegen,  erscheint  nicht  ohne 
weiteres  als  erforderlich.  Nur  w^enn  der 
Verkäufer  den  Käufer  durch  falsche  Vor- 
spiegelungen getäuscht,  ihn  also  geradezu 
betrogen  hat,  müsste  ihm  allerdings  unter 
allen  Umständen  eine  Scliadenei-satzpfliclit 
obliegen. 

In  der  That  steht  das  ältere  deutsche 
Recht  auf  diesem  Standpunkt  (»Wer  die 
Augen  nicht  auftlmt,  thu'  den  Beutel  aufc). 
und  nur  beim  Viehkauf  legt  es  dem  Ver- 
käufer eine  weitgehende  Garantiepflicht  auf, 
äugen sclieinlich ,  weil  hier  eine  Täuschung 
des  Käufers  besonders  leicht  und  daher  be- 
sonders häufig  ist,  ohne  dass  sich  doch  dem 
Verkäufer  eine  beti-ügerische  Absicht  nach- 
weisen lässt. 

In  Rom  hatte  der  Aedil,  dem  die  Hand- 
liabung  der  Marktpolizei  zustand,  eine 
Garantiepflicht  des  Verkäufers  bei  den  markt- 
gängigen Geschäften,  also  ebenfalls  beim 
Viehkauf  und  vor  allem  beim  Sklavenkauf 
eingeführt,  offensichtlich  auch  aus  dem  er- 
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wähnten  Grunde,  nämlich  um  den  hier  be- 
sonders häufigen  Betrügereien  einen  Riegel 
vorzuschieben.    Der  Aedil  gab  dem  Käufer 
schneidige  Rechtsmittel.     Ohne  irgend  ein 
Terschiilden  des  Verkäufers  nachweisen  zu 
müssen,  konnte   der  Käufer,  wenn  der  ge- 
kaufte Gegenstand  heimliche,  also  nicht  so- 
gleich erkennbare  Mängel  hatte,  nach  freier 
Wahl  entweder  den  ganzen  Kauf  rückgängig 
machen  oder  entsprechende  Preismindenmg 
verlangen.    Diese  weitgehende  Haftung  des 
"Verkäufers  ist  dann  auf  alle  Kaufgeschäfte, 
einerlei  welches  ihr  Gegenstand  war,  aus- 
gedehnt   worden,    obwohl    das    Recht    auf 
Preisminderung  von  dem  Käufer  in  illoyaler 
Weise  ausgebeutet  werden  kann,  um  einen 
verwerflichen  Druck  auf  den  Verkäufer  aus- 
zuüben. Wenn  letzterer  nämlich,  im  sicheren 
Gefühle,  tadellos  geliefert  zu  haben,  sich  be- 
reit erklärt,  die  verkaufte  Sache  anstandslos 
zurückzunehmen,  aber  nicht  gewillt  ist,  sich 
mit  dem  Käufer  —  zumal  im  Auslande  — 
auf   einen  Prozess  einzulassen,  dann  kann 
der   Käufer  ihm  die  Rückgabe  verweigern 
und  auf  Preismindenmg  bestehen.  Vorsichtige 
Verkäufer  schlagen  daher  gleich  soviel  auf 
den  Preis,  wie  sie  genötigt  sind,  später  dem 
chikauösen  Käufer  wieder  abzulassen,  und 
die  anständigen  Käufer  haben  den  Schaden 
davon. 

Das  Bürgerliche  Gesetzbuch  hat  sich 
hier  trotzdem  völlig  auf  den  Boden  des 
römischen  Rechts  gestellt  und  dem  Käufer 
neben  dem  Rücktrittsrecht  (»Recht  auf  Wan- 
delung«) allgemein  auch  das  Recht  auf 
Preisminderung  zugestanden.  Nur  beim 
Vielikauf  sind  die  deutschrechtlichen  Grund- 
sätze beibehalten,  und  da  dem  deutschen 
Rechte  eine  Befugnis  des  Käufers,  Preis- 
minderung zu  verlangen,  unbekannt  war, 
so  hat  das  Bürgerliche  Gesetzbuch  diese 
Befugnis  dem  Käufer  gerade  da  versagt,  wo 
er  des  stärksten  Schutzes  gegen  den  Ver- 
käufer bedarf. 

Eine  derartige  Gewährpflicht  des  Ver- 
käufers für  ordnungsmässige  Beschaffenheit 
der  Sache  ergiebt  sich,  wie  gesagt,  beim 
Gattungskauf  aus  der  Natur  der  Sa<jhe. 
Dieses  jetzt  so  häufig  vorkommende  Geschäft 
legt  aber  weiter  die  Frage  nahe,  ob  hier 
nicht  die  Parteien  befugt  sein  sollen,  statt 
der  ordnungswidrigen  Leistung  eine  ordnungs- 
mässige zu  machen  bezw.  zu  verlangen. 
In  der  That  hat  das  Büi'gerliche  Gesetzbuch 
dem  Käufer  die  Befugnis  eingeräumt, 
anderweitige  Liefenmg  zu  verlangen,  dagegen 
dem  Verkäufer  hat  es  die  Befugnis  ver- 
sagt, die  —  vielleicht  infolge  Versehens 
eines  Angestellten  —  vertragswidrig  aus- 
gefallene Ware  ziu*ückzunehmen  und  durch 
eine  andere  zu  ersetzen.  Auch  diese  Be- 
vorzugung ermöglicht  es  w^iedeiinn  dem 
Käufer,  seinen  Verkäufer  in  einer  rechtlich 


unanfechtbaren  Weise  zu  chikanieren,  indem 
er,  w^enn  inzwischen  der  Marktpreis  der 
Ware  gefallen  ist,  ihm  die  ganze  Lieferung 
zur  Disposition  stellt  und  sich  anderweitig 
billiger  versorgt. 

Das  Bürgerliche  Gesetzbuch  hat  also  in 
dem  Interessenkonflikt  zwischen  Verkäufer 
imd  Käufer  ziemhch  einseitig  die  Partei  des 
letzteren  genommen ;  selbst  im  Handelsrecht 
ist  der  Verkäufer  nur  gegen  willkürlich 
hinausgeschobene  Reklamationen  des  Käufers 
sichergestellt,  und  auch  dies  nur,  wenn 
beide  Teile  Kaufleute  sind  (s.  nachher  sub  V), 
im  übrigen  gilt  auch  dann  bürgerliches  Recht. 
Und  doch  spielt  der  Streit  wegen  vertrags- 
widriger Qualität  des  gelieferten  Kauf- 
gegenstandes eine  ausserordentlich  grosse 
Rolle  sowohl  im  Verkehrsleben  wie  vor  den 
Gerichtshöfen,  so  dass  es  notwendig  ist,  auf 
die  in  Betracht  kommenden  Rechtsfragen 
noch  etwas  nälier  einzugehen.  Ich  beginne 
mit  den  allgemeinen  Grundsätzen,  welche 
auf  alJe  Kaufgeschäfte  anwendbar  sind,  und 
füge  am  Schlüsse  die  Abweichungen  hinzu, 
welche  speciell  für  den  Viehkauf  festgesetzt 
sind.  Vorweg  ist  jedoch  zu  bemerken,  dass 
es  den  Parteien  völlig  freisteht,  diese  ge- 
setzlichen Bestimmungen  abzuändern,  also  die 
Gewährpflicht  des  Verkäufen  zu  erweitern 
oder  einzuschränken  (ß.G.B.  §  492). 

Nach  geltendem  Recht  hat  jeder  Ver- 
käufer dafür  einzustehen,  dass  die  ver- 
I  kaufte  Sache  zu  der  Zeit  des  Gefahrsüber- 
i  ganges,  also  regelmässig  zur  Zeit  der^Ueber- 
gabe  der  Sache,  keinen  Mangel  hat.  Darin  liegt 
ein  doppeltes:  Die  Sache  darf  keinen 
Fehler  und  sie  muss  die  etwa  zu- 
gesicherten Eigenschaften  haben 
(B.G.B.  §  459).  Doch  kommen  nur  wesent- 
liche Fehler  in  Betracht,  nämlich  solche, 
die  entweder  den  Wert  der  Sache  oder  ihre 
Taugliclikeit  zu  dem  gewöhnlichen  oder 
vertragsmässig  vorausgesetzten  Gebrauche 
aufheben  oder  erheblich  mindern,  und  als 
»Zusicherung  einer  Eigenschaft«  gelten  nicht 
vage  Anpreisungen,  wie  sie  im  Handel  und 
Wandel  üblich  sind,  ohne  dass  ein  ver- 
ständiger Mensch  dai-auf  etwas  giebt.  Da- 
gegen w^ird  ein  Kauf  nach  Probe  so  an- 
gesehen, als  wenn  sämtliche  Eigenschaften 
der  Warenprobe  dem  Käufer  wirklich  zu- 
gesichert wären  (B.G.B.  §  494). 

Diese  Gewäh^flicht  des  Verkäufers  fällt 
weg,  wenn  der  Käufer  beim  Absclüuss  des 
Kaufes  den  Mangel  kannte  oder  wenn  er  ihn 
bei  der  Annahme  der  Sache  kennt  und  diese 
trotzdem  vorbehaltlos  annimmt  (B.G.B.  §§  460, ' 
464).  Durch  Vertrag  kann  die  Gewährpflicht 
ihrem  Umfange  nach  eingeschränkt  oder  ganz 
erlassen  werden;  doch  ist  eine  solche  Ver- 
einbai-ung  nichtig,  wenn  der  Verkäufer  den 
Mangel  arglistig  verschwiegen  hat  (B.G.B. 
§  476). 
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AVircl  dem  Käufer  eine  —  im  Sinne  des  für  den  Käufer  noch  günstigere  Grundsätze, 
eben  Gesagten  —  mangelhafte  Sache  ge- '  obgleich  ihm,  wie  oben  bemerkt,  die  Preis- 
liefert, so  kann  er  sie  a  limine  ziu-ückweisen  minderungsklage  vei-sagt  ist  (B.G.B.  §  487 ). 
imd  Zalilung  des  Pivises  verweigern.  Hat  Der  Gesetzgeber  liatte  l>ei  diesem  Special- 
er sie  jedoch  angenommen  und  nicht  etwa  rechte  einen  doj)pelten  Zweck  im  Auge. 
—  ausdrücklich  oder  stillschweigend  —  Er  wollte  für  den  Vielihandel  eine  ge- 
gebilligt, so  stehen  ihm  regelmässig  nur  die  '  steigerte  Rechtssicherheit  schaffen  und  zu- 
oben  genannten  sogenannten  aedilicischen  \  gleich  die  Landwirtschaft  möglichst  fordern ; 
Rechtsmittel  zur  Verfügimg,  nämlich  Wände-  i  man  ging  nämlich  von  der  —  freilich  nicht 
lun^  (actio  redhibitoria)  und  Preisminderung  unanfechtbaren  —  Ansicht  aus,  dass  die 
(actio  jjuanti  minoris):  beide  sind  im  Bürger- '  I^andwirtschaft  beim  Viehhandel  wesentlich 
liehen  Gesetzbuch  selir  eingehend  genagelt  als  Käufer  beteiligt  sei.  So  erklärt  es  sieh 
(§§  462 — 479),  und  zwischen  l)eiden  hat  der  auch,  da^ss  die  besonderen  Gnmdsätze,  welche 
Käufer  die  freie  Wahl.  Ist  nur  ein  Teil !  für  die  Gewährleistung  beim  Viehliandel 
der  gelieferten  Ware  mangelhaft,  so  tritt  [  aufgestellt  sind,  nicht  für  alle  Tiergattungen 
nur  füi'  diesen  Teil  Wandelung  oder  Preis-  |  Geltung  beansi)ruchen,  sondern  nur  für  die 
minderung  ein.  \  landwirtschaftlich  wichtigsten ,  nämlich  für 

Ein  Anspnich  auf  Schadenei-satz  steht  j  Pferde ,  Rindvieh,  Schafe,  Schweine,  Esel, 
also  dem  Käufer  in  der  Regel  nicht  zu,  nur  Mnulesel  und  Maultiere  (B.G.B.  §  4SI);  der 
in  zwei  Fällen  kann  er  Ersatz  seines  vollen  j  ( i ef lügel-  und  sonstige  Vogelhandel ,  der 
Schadens  verlangen  (B.G.B.  §  463),  nämlich  1  Handel  mit  Fischen,  mit  Hunden,  mit  wilden 
einmal,  wenn  der  gekauften  Sache  eine  zu- '  Tieren  u.  s.  w.  steht  also  unter  denselben 
gesicherte  Eigenschaft  fehlt  —  weil  in  |  Rechtssätzen  wie  der  Handel  mit  sonstigen 
solcher  Zusicherung  stets  ein  besondei*es  i  beweghclien  Sachen.  Die  wichtigsten  Ab- 
Gai-antieversprechen  entlialten  ist  — ,  und  |  weichungen,  die  für  den  eigentlichen  Vieh- 
sodann, wenn  der  Verkäufer  einen  Fehler ,  handel  gelten,  sind  folgende: 
arglistig  verschwiegen  hatte,  weil  aus  einem  I  Der  Verkäufer  haftet  nur  wegen  ge^sis^^er 
betrügerischen  Verhalten  stets  die  Ver- 1  Haui)tmängel  des  Tieres  (B.G.B.  §  4S2) ; 
pflichtung  zur  vollen  Schadloshaltung  des  welche  Felder  und  Krankheiten  als  Haupt- 
dadurch  Verletzten  erwächst.  Dieses  Recht ;  mängel  anzusehen  sind,  wird  durch  Kaiser- 
auf Schadenersatz  kaim  der  Käufer  aber  i  liehe  Veroi-dnung  für  jede  Tiergatttmg  von 
nicht  neben  dem  Recht  auf  Wandelung  oder  i  Zeit  zu  Zeit  festgesetzt.  Die  ei-ste  demrtige 
auf  Preisminderung  ausüben :  er  muss  sich  [  Wronlnung  ist  miter  dem  27.  Mäi-z  1899  er- 
für  das  eine  oder  für  das  andere  entscheiden,  i  gangen.  Wegen  der  hier  aufgezäldten  Mängel 


und  weitere  Befugnisse  stehen  ihm  nicht 
zu,  insbesondere  kann  er  nicht  Beseitiginig 
des  Mangels  vom  Verkäufer  verlangen,  wie 
der  Verkäufer  auch  nicht  berechtigt  ist,  eine 


haftet  der  Verkäufer  aber  auch  dann,  wenn 
sie  in  ganz  geringfügigt^m  Masse  vorhanden 
sind,  der  Streit  lun  ihi*e  Bedeutung  für  die 
NutzlKU'keit  des  Tieres  ist  also  ausgeschlossen 


solche  Beseitigung  zu  versuchen :  das  unter-  |  und  damit  eine  Quelle  für  zahlreiche  Pro- 
scheidet  den   Kaufvertrag   wesentlich   vom  |  zesse  verstoj)ft. 

Werkvertrag  und  vom  Werklieferungsvertrag  i  Der  Verkäufer  haftet  wegen  solcher 
(oben  S.  53. 54).  Lediglich  beim  Gatt ungs- j  Hauptmängel  auch  nur  dann,  wenn  sie  sich 
kauf  steht  dem  Käufer  noch  eine  weitere .  innerhalb  gewisser  Fristen,  der  sogenannten 
Befugnis  zu :  hier  kann  er  nämlich  —  wie !  Gewährfristen,  zeigen ;  auch  diese  Fristen 
oben  bereits  angedeutet  —  an  Stelle  der  I  werden  für  jeden  Hauptmangel  durch  Kaiser- 
mangelhaften eine  mangelfi-eie  Sache  ver- '  liehe  Verordnung  festgesetzt  (B.G.B.  §  4^S2), 
langen  (B.G.B.  §  480).  i  sie  betragen  3  bis  28 ,  meist  14  Tage.   Wegen 

Alle  diese  Rechtsmittel  des  Käufei-s  ver- 1  später  auftretender  Mängel  kann  der  Ver- 
jähren in  kurzer  Zeit,  denn  es  wäre  unbillig,  i  käufer  also  niemals  in  Anspruch  genommen 
den  Verkäufer  zu  lange  darüber  in  Uu- :  werden :  auch  da<lui'ch  werden  zalilreiche 
gewissheit  schweben  zu  lassen ,  ob  seine ,  Prozesse  abgeschnitten. 
Lieferung  beanstandet  wird  oder  nicht.  Nur  |  Der  Verkäufer  liaftet  ferner  nur ,  wenn 
wenn  der  Käufer  seine  Ansprüche  auf  ein  ,  ihm  der  ^Langel  spätestens  zwei  Tage  nach 
arglistiges  Verhalten  des  Verkäufei-s  stützen  i  Ablauf  der  Gewährfrist  bezw.  nach  dem 
kann,  tritt  die  gewöhnliche  Verjährungsfrist  |  Tode  des  Tieres  angezeigt  ist  (B.G.B  §  485). 
von  30  Jahren  ein.  Sonst  dagegen  verjähren  |  Denn  er  hat  ein  grosses  Interesse  daran, 
sie,  Avenn  es  sich  um  den  Verkauf  von  be-  i  Vorhandensein ,  Umfang  und  Ursache  des 
weglichen  Sachen  handelt,  in  6  Monaten  vom  !  Mangels  mögliclist  frühzeitig  feststellen  zu 
Tage  der  Ablieferung  an,  beim  Verkauf  von  ,  köimen,  vor  allem  auch,  um  sich  den  Gegen- 
Grundstücken  in  einem  Jahre  vom  Tage  der  beweis  zu  sichern,  dass  der  Fehler  oder  die 
Uebergabe  an  gerechnet  (B.G.B.  §§  477— 480). !  Krankheit    eret    nach    der    Uebergal)e    des 

Beim  Viehkauf  gelten   zum   Teil   ab- ,  Tieres  an  den  Käufer  entstanden  ist. 
weichende  und  zwar  im  praktischen  Resultat ;       Diese  Voraussetzungen  der  (.Tewährpfliclit 
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enthalten  gegenüber  dem  allgemeinen  Kauf- 
recht  fast  lauter  Einschränkungen  zu  Gunsten 
des  Verkäufers,  aber  sie  werden  mehr  als 
aufgewogen    durch    einen    Rechtssatz     zu 
Gunsten  des  Käufers.    Wenn  nämlich  jene 
Voraussetzimgen     vorhanden     sind,     dann 
braucht  der  Käufer  nicht  den  schwierigen, 
mei&t  unmöglichen  Nachweis  zu  fiiliren,  dass 
der  Fehler  oder  Mangel  schon  beim  Gefalu-s- 
übergange  vorhanden  war,   dies  wird  viel- 
mehr vermutet  (B.G.B.   §  484),   und  es  ist 
Sache  des  Verkäufers,  zu  beweisen,  dass  er 
erst  später   entstanden  ist.     Erst    dadurch 
wird   in  unendlich  vielen  Fällen  die  ganze 
Oewälirpflicht    des   Verkäufers    zu    einem 
wertvollen  Rechte  des  Käufers,  denn  zahl- 
lose Prozesse  wegen  Viehmängel  scheiterten 
bisher  an  der  für  den  Käufer  ungünstigen 
V^'orteihmg  der  Beweislast.    Durch  die  Be- 
schränkung der  Haftung  auf  gewisse  Haupt- 
mängel   und    auf   kurze    Gewährfristen    ist 
diese  Umkehning   der  Beweislast   für   ihn 
nicht  zu  teuer  erkauft. 

V.  Der  Handelskauf. 

Unter  einigen  besondei-en  Rechtsregeln 
steht  der  sog.  Handelskauf,  d.  h.  ei|i 
solches  über  bewegliche  Sachen  (Waren)  ab- 
geschlossenes Kaufgeschäft,  welches  ent- 
weder auf  Seiten  des  Verkäufers  oder  des 
Käufei-s  oder  beider  ein  Handelsgeschäft  ist. 
Diese  besonderen  Rechtsregelu  beziehen  sich 
zum  Teil  auf  einige  ausschliesslich  oder  vor- 
wiegend im  Handelsverkehr  gebräuchliche 
Modalitäten  des  Kaufgeschäftes,  so  auf  den 
fixen  Kauf  (oben  S.  56,  H.G.B.  §  37G)  und 
auf  den  sog.  Specifikationskauf,  bei  dem 
die  Menge  und  Ai-t  der  Ware  zwar  ver- 
einbart, die  nähere  Bestimmung  über  Form, 
Mass  oder  ähnliche  Verhältnisse  aber  dem 
Käufer  vorbehalten  ist  (H.G.B.  §  375).  Vor 
allem  hat  das  Handelsrecht  aber  gewisse 
Loyalitätspflichten,  die  von  den  Kaufleuten 
unter  einander  zu  beobachten  sind,  zu  Rechts- 
pflichten gestempelt,  tmd  zwar  beziehen  sie 
sich  wiedenun  auf  den  so  häufigen  Fall, 
dass  die  Ware  vom  Käufer  beanstandet  und 
dem  Verkäufer  zur  Disposition  gestellt  wird. 
Schon  oben  Seite  59  ist  auf  diese  Besonder- 
heit des  Handelsrechts  hingewiesen  worden. 
Das  Interesse  des  Verkäufers  erheischt  es 
nämlich,  dass  er  möglichst  bald  erfahre, 
woran  er  ist  —  ein  Interesse,  dem  das 
Bürgerliche  Gesetzbuch,  wie  wir  gesehen 
haben,  nur  beim  Viehkauf  Rechnung  trägt. 
Nach  dem  Handelsgesetzbuch  dagegen  ist 
der  Käufer  gerade  bei  anderen  Käufen  als 
Viehkäufen  verpflichtet,  die  Ware  unverzüg- 
lich nach  der  Ablieferung,  soweit  dies  im 
ordnungsmässigen  Geschäftegang  thunlich  ist, 
zu  untersuchen,  und  wenn  ein  Mang^el  sich 
zeigt  oder  auch  erst  später  hervortritt,  un- 
verzüglich dem  Verlväufer  davon  Anzeige  zu 


machen ;  unterlässt  er  diese  Anzeige,  so  gilt 
die  Ware  als  genehmigt,  es  sei  denn,  dass 
der  Verkäufer    den    Mangel    arglistig    ver- 
schwiegen hätte.    Diese  sog.  Rügepflicht  hat 
der  Käufer  jedoch  nur  dann,  wenn  der  Kauf 
auf   beiden  Seiten  ein  Handelsgeschäft   ist, 
wenn  also  sowohl  er  selbst  wie  der  Verkäufer 
Kaufmannseigenschaft  im  Sinne  des  Handels- 
!  gesetzbuches  besitzt  (H.G.B.  §§  377, 378, 382). 
Ferner  liegt   es  beim  Versendungskauf 
im  Interesse  des  Verkäufers,  dass  der  Käufer 
die  beanstandeten  Waren  ihm  nicht  einfach 
zurückschickt,  wodurch  oft  grosse  Unkosten 
und  Schäden  entstehen,  sondern  dass  er  für 
gehörige   Aufbewalirung   der  Waren   sorgt. 
Auch  das  ist  dem  Käufer  vom  Handelsrecht 
als  Verpflichtung  auferlegt,  jedoch  ebenfalls 
nur,  wenn   sowohl  er  selber  wie  sein  Ver- 
tragsgegner Kaufmann  ist  (H.G.B.  §  379). 
Litteratur:     Da^   Hauptwerk    ist   Bechmannf 
Der  Kauf   nach    gemeinem    Hecht,    1S76,    1884 
(unvollendet).  —  Für  da«  neue  bürgerliche  Recht 
muss    auf    die    Lehrbücher    von    Endemantif 
I      Cosaekf  Matthiciss  i/.  a.  sowie  auf  die  Kom- 
mentare zum  B.G.B.  vcnviesen  werien.    Ausser- 
I      dem  vergl.  Schollmeyer,  Das  Hecht  der  einzelnen 
!      Schuldverhältnisse  u.  Krückmann,  Zur  Beform 
des  Kauf  rechts. 

Victor  Ehrenberg, 


Kaufmann 

3.    Handelsgeschäfte     oben     Bd.    IV 
S.  994  ff. 


Kaufinanu,  BIchard  yod^ 

geb.  am  29.  III.  185Ü  in  Köln  a.  Rh.,  studierte 
in  Bonn,  Heidelberg  und  Berlin,  unternahm 
nach  vollendetem  üniversitätsstndium  längere 
Reisen  und  trat  1872  als  juristischer  Direktor 
an  die  Spitze  eines  Berliner  grossen  Bank- 
instituts. Im  Jahre  1878  als  Lehrer  der  Na- 
tionalökonomie an  der  Landwirtschaftlichen 
Hochschule  angestellt,  habilitierte  er  sich  1879 
an  der  Universität  Berlin  und  folgte  in  dem- 
selben Jahre  einem  Rufe  an  die  technische 
Hochschule  in  Aachen.  1883  kehrte  von  Kauf- 
mann nach  Berlin  znrück,  war  vorübergehend 
im  Finanzministerium  beschäftigt  und  nahm 
gleichzeitig  seine  frühere  Lehrthätigkeit  an  der 
Berliner  Universität  wieder  auf.  1889—1894 
Professor  der  Nationalökonomie  an  der  tech- 
nischen Hochschule  iu  Charlottenburg,  1893  Ge- 
heimer Regierungsrat. 

Er  veröffentlichte  staatswissenschaftliche 
Schriften : 

a)  in  Buchform:  Frankreich  und  der 
16.  Mai  1877,  Berlin  1877.-  Die  Lage  der 
preussischen  Landwirtschaft  in  den  Jahren 
1875/77.  (Abschnitt  aus  dem  erstmalig  heraus- 
gegebenen Bericht  des  Ministeriums  der  land- 
wirtschaftlichen Angelegenheiten  „Preussens 
landwirtschaftliche  Verwdtunj:  i.  d.  J.  1875/77", 
Berlin  1878.)  —  Die  Zuckermdustrie  in  ihrer 
wirtschaftlichen  und  steuerfiskalischen  Bedeu- 
tung, Berlin  1878.  —  Offenes  Antwortschreiben 
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Kauf  man  n  — Kautz 


an  den  Verein  für  die  Hübenzuckerindnstrie 
des  Deutschen  Reichs,  Berlin  1878.  —  Albanien 
und  die  Albanesen,  Berlin  1879.  —  Die  Ver- 
tretung: der  wirtschaftlichen  Interessen  in 
Europa,  Berlin  1879  (1882  ins  Japanische  über- 
setzt). —  Die  Reform  der  Handels-  und  Ge- 
werbekammern, Berlin  1883.  —  L'Association 
douanifere  de  l'Europe  centrale,  Paris  1879.  — 
Die  Finanzen  Frankreichs,  Leipzig  1882.  (Von 
Dulaurier  ins  Französische  übersetzt:  Les 
Finances  de  la  France,  Paris  1884.)  —  Die 
öffentlichen  Ausgaben  der  grösseren  europäi- 
schen Länder  nach  ihrer  Zweckbestimmung, 
Jena  1893,  2  Auflagen  (von  A.  Gurjew  ins 
Russische  übersetzt,  Petersburg  1895).  —  Die 
Eisenbahnpolitik  Frankreichs.  2  Bände,  Stutt- 
gart 1896  (von  Hamon  ins  Französische  über- 
setzt: La  politique  fran^aise  en  matiere  des 
chemins  de  fer,  Paris  19CK)).  —  In  Vorbereitung : 
Lehrbuch  der  Kommunalflnanzen,  Leipzig. 

b)  in  Zeitschriften:  im  Finanz- 
archiv: Frankreichs  Finanzlage  bei  der  Jahres- 
wende 1883/84,  1K84.  —  Das  Budget  des  König- 
reichs Italien,  1886.  —  Frankreichs  Finanzlage 
Ende  Dezember  1886,  1887.  —  Die  Amortisation 
der  preussischen  Staatsschulden  und  das  Schulden- 
tilgungsgesetz vom  8,  März  1897,  1897.  —  Frank- 
reichs Finanzlage  Ende  1897,  1898.  —  Einige 
Bemerkungen  zu  den  preussischen  Budgets  seit 
1880,  1900.  —  In  Jahrb.  f.  Nat.  u.  Stat. 
Leon  Say:  Les  finances  de  la  France,  1883.  — - 
Finanzstatistisches  zu  den  Schulden  der  euro- 
päischen Grossmächte,  1887.  —  Die  Öffentlichen 
Ausgaben  der  grösseren  europäischen  Länder 
nach  ihrer  Zweckbestimmung,  1889  (im  Bulletin 
de  statistique  1889  ins  Französische  übersetzt).  — 
In  der  Zeitschr.  f.  Staats w.:  Der  Mittel- 
europäische Zollverein,  1886.  —  In  der  Revue 
generale  du  droit  et  des sciences poli- 
tiques:  L'association  douani^re  de  l'Europe 
centrale,  1886.  —  In  der  Deutschen  Rund- 
schau: Die  Finanzlage  der  europäischen  Gross- 
mächte, 1883.  .—  In  Mir th 3  Ann.:  Die  Ver- 
tretung der  wirtschaftlichen  Interessen,  1883. 
—  Die  Eisenbahnpolitik  Frankreichs,  1897.  — 
Nochmals:  „Die  Eisenbahnpolitik  Frankreichs", 
1898.  —  Ein  französisches  Buch  über  die  deut- 
schen Agrarverhältnisse,  1898.  —  In  den 
Preussischen  Jahrbüchern:  Die  Eisen- 
bahnpolitik Frankreichs.  Eine  Antikritik.  Bei- 
heft zu  Bd.  88,  Heft  1,  1897.  —  Im  Allge- 
meinen statistischen  Archiv:  Staats-  und 
Lokalfinanzen  der  Vereinigten  Staaten  von  Nord- 
amerika, I.  Jahrg.,  1890.  —  Zur  internationalen 
Finanzstatistik,  IIL  Jhrg.,  1893.  —  In  der 
Zeitschrift  für  Anthropologie:  Das 
älteste  italische  Metallgeld,  1886. 

Red. 


Kautz,  Julius, 

geb.  am  5.  XL  1829  zu  Raab,  studierte  in  Pest 
und  Leipzig  und  wurde,  nachdem  er  zuerst  an 
den  Rechtsakademieen  in  Pressburg  und  Gross- 
wardein,  dann  an  dem  neu  organisierten  Poly- 
technikum in  Ofen  gelehrt  hatte,  1862  zum 
ordentlichen  Professor  der  politischen  Oekonomie 
und  des  Staatsrechts  an  der  Pester  Universität 


!  ernannt.    Im   Jahre   1883   wurde   Kautz   Vic€- 
I  gouverneur     der     Oesterreichisch  -  Uugarischen 
,  Bank.    Infolge  seiner  Ernennung  zum  Gonver- 
I  neur  dieser  Bank,  im  März  1892,  legte  er  seine 
I  Professur    nieder.     Anfang    1900    trat    er    als 
I  Gouverneur  der  Bank  in  den  Ruhestand. 
I         Kautz     ist    lebenslängliches    Mitglied    des 
j  Oberhauses  und  seit  1860  Mitglied  der  ungari- 
schen Akademie  der  Wissenschaften,  seit   189@ 
Wirkl.  Geheimer  Rat  etc.  etc. 
'        Er  veröffentlichte  an  Staats  wissenschaftlichen 
I  Schriften  a)  in  Buchform:    Theorie  und  Ge- 
I  schichte  der  Nationalökonoraik  (Propyläen  zum 
I  Volks-  und  staatswirtschaftlichen  Studium).     In 
I  deutscher  Sprache.    II  Teile :    I.  Teil :  Die  Na- 
j  tionalökonomik  als  Wissenschaft,  Wien  1858.  — 
,  II.  Teil :    Die  geschichtliche  Entwickelung  der 
I  Nationalökonomik   und   ihrer  Litteratur,   Wien 
'  1860.   —  Politika  vagy  orszagaszattan,  tekin- 
I  tettel    a    ket    müvelt    vilagresz ,    ällamintez- 
I  menyeire.    In  ung.  Sprache  in  Pest  erschienen 
'  1862.   (Politik  oder  Staatswissenschaftslehre,  mit 
I  Beziehung    auf   die    staatlichen   Einrichtungen 
der  zwei  civilisierten  Weltteile,  3.  Aufl.,  Buda- 
pest 1876.)    [Mit   dem  grossen  Preise  der  ung. 
I  Akademie  gekrönt,]   —    Ä  Nemzetgazdasag-  es 
I  Penzügytau  rendszere.    (System  der  Volks wirt- 
I  Schaft  und  der  Finanzwissenschaft.)    lil  Teile. 
!  (Mehrere  Auflagen   in   ung.  Sprache.    Neueste 
I  Auflage :  Budapest  1883  5, j  —  Ä  nemzetgazda- 
I  sigi  eszmek    fejlödesi  törtenete  es  befolyasa  a 
I  közviszonyokra    Magyarorszagon!,     Pest "  1868. 
I  [Von   der   ung.    Akademie    preisgekrönt.]    Ein 
j  Auszug  dieses  Werkes  ist  in  deutscher  Sprache 
I  erschienen  unter  dem   Titel:     „Entwickelungs- 
I  geschichte  der  volkswirtschaftlichen   Ideeen  in 
Ungarn    und  deren   Einfluss  auf  das  Gemein- 
I  wesen",  Budapest  1876.  —  Nemzet 


es  a  vämpolitita  (Ungarisch),  Pest  1868.  (Unsere 
I  Volkswirtschaft  und  die  Zollpolitik).  [Von  der 
j  ung.  Akademie  der  Wissenschaft  preisgekrönt.] 
I  —  A  tärsulasi  intezmenyek  a  nemzet gfazdasagban 
I  (Ungarisch).  (Die  sozialen  Institutionen  in  der 
j  Volkswirtschaft),  Budapest  1880.  [Von  der  ung. 
I  Akademie  preisgekrönt.] 

I  b)  Ausserdem  in  ungarischer  Sprache  Ab- 
handlungen und  Aufsätze :  a)  Ueber  die  Gesetze 
der  Städtebildung;  b)  über  die  neuesten  Rich- 
tungen in  der  Staats-  und  Gesellschaftswissen- 
schaft;  c)  über  Steuer-  und  Staatsschuld  wesen; 

d)  über  die  Betriebssysteme  der  Landwirtschaft; 

e)  über  das  Princip  der  Staatswirtschaft  und 
die  Anfänge  der  sozialistischen  Finanztheorie; 

f)  über  währungspolitische  Fragen;  g)  über  die 
Statistik  des  Finanzwesens  der  europäischen 
Staaten  in  den  Editionen  der  ungar.  Akademie 
der  Wissenschaften,  dann  in  den  Fachzeitschrif- 
ten :  „Nerazetgäzdasagi  Szemle"  (Volkswirtschaft- 
liche Revue),  „Gazdasagi  Lapok"  (Landwirt- 
schaftliche Blätter)  und  nauptsächlich  im  „Bu- 
dapesti  Szemle"  (Budapester  Revue).  Endlich 
grössere  akademische  Denkreden,  insbesondere 
über  den  Präsidenten  der  ung.  Akademie  der 
Wissenschaften  und  köu.  ung.  Justizminister 
Dr.  Theodor  Pauler,  über  den  Staatsmann  und 
Finanzminister  Kerkapolyi,  über  den  kön.  Uni- 
versitätsprofessor Dr.  Alexander  Konek,  über 
das  ausw.  Mitglied  der  ung.  Akademie  Prof. 
Rau  in  Heidelberg  etc. 

Jled, 


Kersseboom 
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Kersseboom^  Willem^ 

^eb.  1691  in  Oudewater,  in  der  niederländischen 
l*rovinz  Südholland,  gest.  am  1.  IX.  1771  im 
Haag',  wnrde  1729  Kevisionsbeamter  an  der 
Staatsrechniingskontrollkammer  des  holländi- 
schen Finanzministeriums  im  Haag,  1751  hollän- 
discher Generalpostmeister  und  bald  darauf 
Generalsekretär  der  Posten. 

Kersseboom,    der    erste    und    bedeutendste 
wissenschaftliche  Vertreter  der  politischen  Arith- 
metik in  Holland,  verfuhr  zur  Gewinnung^  der 
faktischen   Bevölkerungsziffer  für  Holland  und 
WesCfriesland,    da    methodische   staatliche   Be- 
völkeningsauhiahmen   damals   dort   noch   nicht 
existierten,   nach   folgendem  Systeme:    Er   er- 
mittelte  zunächst  die  Anzahl  der  jährlich  Ge- 
borenen innerhalb  der  gegebenen  geographischen 
Grenzen  und  schlug  zu  diesem  Zwecke  den  ihm 
durch    Graunts    Forschungen    vorffezeichneten 
Pfad,  die  Benutzung  der  Kirchenbücher,   ein. 
Nachdem    er   auf    diese   Weise    den   Geburten- 
zuw^achs   einer  hinlänglich  grossen  Anzahl  Ge- 
meinden  ausgezählt,  berechnete  er  daraus  die 
Gesamtsumme  für  den  Staat  bezw.  die   jüngste 
Altersklasse:    Säuglinge   bis   Einjährige.     Das 
Resultat  war  280U0,  welcher  Zahl  er,  mittelst 
Auszügen   aus  den  Totenlisten,  indem  er  auch 
hierin  Graunt  folgte,   die  Zahl  der  im  ersten 
Lebensjahre  Gestorbenen  (5600)  gegenüberstellte. 
Für  Ermittelung  der  Sterblichkeit  aller  höheren 
Altersklassen  bediente  er  sieh  sodann  der  Leib- 
rentenurkunden mit  ihren  genauen  Geburts-  und 
Todesangaben  der  Versicherten,  und  die  metho- 
dische  Zusammenstellung  der   so    gewonnenen 
Mortalität  sämtlicher  Altersklassen  vom  0.  bis 
zum  98.  Lebensjahre  bildet  seine  holländische 
Sterbenswahrscheinlichkeitstafel,  die  ihm  wieder 
als  Basis  zu  seinen  Berechnungen  der   hollän- 
dischen und  westfriesischen  Bevölkerung  diente. 
Allerdings  stützen  sich  letztere  Berechnungen 
auf  Annahme  einer  stationären  Bevölkerung,  da 
das  einmal  von  ihm   gefundene   Resultat  von 
28000  Geburten  in  einem  Jahre  als  quantitativ 

fleichwertig  für  die  Gebarten   jedes   ferneren 
ahres  betrachtet  wird.    Die  aus  jeder  Alters- 
klasse seiner  Sterbetafel   berechnete  Zahl  der 
dieser    Klasse    angehörigen    Lebenden    bildet, 
summiert,     die    erforschte    Gesamtbevölkernng 
1980000).    Diese  Gesamtsumme  verhält  sich  zur 
Zahl  der  jährlich  Geborenen  wie  1 :  35  oder  um 
mit  Kersseboom   selbst  zu  reden:    „Ein  Land 
hat  35  Mal  soviel  Einwohner,  als  darin  jährlich 
geboren  werden."    Diese  Kersseboomsche  Sterbe- 
tafel wird  in  der  Geschichte  der  Bevölkerungs- 
statistik  als   erster   methodischer  Versuch    be- 
trachtet, eine  gegebene  Menge  Lebender  eines 
bestimmten  Alters   in   die   höchste   Altersstufe 
hinauf    arithmetisch    zur     Feststellung     einer 
wachsenden  Verminderung  zu  verfolgen.    Das 
Medium    der    Lebensjahre    für   jedes    Mitglied 
einer  Leibrentenversicherung  gewinnt  er  durch 
Addition  der  Lebensjahre  einer  bestimmten  An- 
zahl gleichaltriger,   bis   zum   Aussterben   ver- 
folgter Leibrentner,  welches  Fadt  er  mit  der 
Zahl  der  ursprünglich  vorhandenen  dieser  Gleich- 
altrigen dividiert,  der  Quotient  ist  die  mittlere 
Lebenserwartung   für  jede   Altersklasse.     Aus 
einer  Kontroverse  mit  dem  englischen  Mathe- 
matiker  Simpson    über    die    mittlere    Lebens- 
erwartung für  die  Neugeborenen  entstand  die 


sogenannte  Londoner  Sterbetafel  Kerssebooms, 
zu  der  er  die  auf  die  einzelnen  Altersklassen 
verteilte  Londoner  Mortalität  in  den  10  Kalender- 
jahren 1728—1737  benutzte,  wie  solche  in  dem 
Maitlandschen  Werke:  „The  history  of  London 
from  its  foundation  to  the  present  time  etc., 
London  1789"  sich  vorfindet.  Aus  diesem  zehn- 
jährigen Zeitraum  berechnete  Kersseboom  die 
Altersstufen  für  ein  mittleres  Kalenderjahr  und 
nahm  dabei  für  sämtliche  Verstorbene  die  näm- 
liche Generation  an,  was  wieder  mit  der  Voraus- 
setzung einer  stationären  Bevölkerung  zusammen- 
triift.  Aus  dieser  Sterblichkeitstafel  konstruierte 
er  dann  die  mittlere  Lebenserwartung  für  die 
Londoner  Bevölkerung.  Von  grosser  Wichtig- 
keit für  die  Populationsstatistik  sind  auch  seine 
Erforschungen  über  das  Geschlechtsverhältnis 
der  Geborenen,  deren  er  17  weibliche  und  18 
männliche,  in  Korrektur  der  Granntschen  Ver- 
hältniszahlen 14  :  13,  feststellt.  Den  naturgesetz- 
lichen Ausgfleich  ermittelt  er  in  der  grösseren 
Sterblichkeit,  dem  das  männliche  Geschlecht  in 
den  Jugendjahren  unterworfen  ist,  wonach  die 
mittlere  Sterblichkeit  in  dem  massgebenden, 
die  Jahre  11 — 15  umfassenden  Lebensabschnitt 
für  die  Mädchen  eine  um  3,84  Jahre  günstigere 
durchschnittliche  Vitalität  als  für  die  Knaben 
aufweist. 

Kersseboom  veröffentlichte  von  Staats  wissen- 
schaftlichen Schriften  in  Buchform:  Vertoog 
bewijzende  dat  de  faculteit  om  de  reuten  in 
s'HoUandts  negotiatie,  bij  wege  van  loterije  van 
obligatien  en  reuten  te  mögen  neemen  op  lijven 
bij  verkiezinge  zonder  eenige  distinctie,  geen 
nadeel  van  den  lande  heeft  können  toebrengen 
etc.,  Haag  1737.  —  Kort  bewijs,  dat  op  de 
afstervinge,  voorgevallen  in  een  klein  getal 
persoonen  van  zeekeren  ouderdom,  geensins  een 
generale  reegel  van  leevenskracht  voor  andere 
te  fundeeren  is,  o.  0.  1738.  —  Eerste,  tweede 
en  derde  verhandeling  tot  een  proeve  om  te 
weeten  de  probable  meenigte  des  volks  in  de 
provintie  van  Hollandt  en  Westvrieslandt  etc., 
3  deelen,  Haag  1738,  1742,  1742.  —  Eenige 
aanmerkingen  op  de  gissingen  over  den  Staat 
van  het  menschelijk  geslacht  etc.,  ebd.  1740.  — 
Observatien  waarin  voornamentlijk  getoont  word, 
wat  is  gelijktijdigheit,  dewelke  verlischt  ward 
in  alle  calculatien,  die  tot  voorwerp  hebben  de 
probable  levenskracht  van  persoonen  van  eenigen 
voorgestelden  ouderdom,  ebd.  1740.  —  Proeven 
van  politique  rekenkunde  vervat  in  drie  ver- 
haudelingen  over  de  meenigte  des  volks  in  de 
provintie  van  Hollandt  en  Westvrieslandt;  de 
probable  leeftijdt  der  weduwen,  de  duurzaan)- 
heid  der  huwelijken,  de  relatie  van  de  meenigte 
des  volks  tegen  het  getal  der  geboorene,  en 
dat  der  gehuwde  paaren  etc.  Als  meede  over 
de  waardije  van  lijfrente  in  proportie  van  los- 
rente;  waarbij  zijn  eenige  aanmerkingen  op  de 
gissingen  over  den  Staat  van  het  menschelijk 
geslacht  etc.,  ebd.  1748.  —  (Fast  alle  diese 
Schriften,  namentlich  aber  die  drei :  „Eerste  und 
derde  verhandeling"  und  „kort  bewijs"  sind 
polemischer  Natur  und  richten  sich  gegen  die 
drei  holländischen  Statistiker  van  der  Burch, 
Struyck  und  Jan  de  Witt,  ferner  gegen  den  Eng- 
!  länder  Simpson,  welche  Widersacher  Kersseboom 
durch  sachgemässe Aufdeckung  ihrer  wissenschaft- 
lichen Irrtümer  zum  Schweigen  bringt. 
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y^\.  über  Kersseboom:    Deparcieux, 
Essai  sur  les  probabilites  de  la  duree  de  la  vle ' 
humaine,  Paris  174(5,  S.  42.  —  Bielefeld,  In- j 
stitntions  politiques,  Bd.  II,  Leiden  17(>8,  S.  48().  i 
—  Süssmilch,  Göttliche  Ordnuugetc,  4.  Aufl.,  i 
Berlin  1775,  Bd.  I,  S.  223:  Bd.  II,  S.  305  8,  310, 
327,  348,  351;  Bd.  III,  S.  435.  —  Moser,  Die  ! 
Gesetze  der  Lebensdauer,  ebd.  1839,  S.  298  (ent- ! 
hält  auch  die  von  Moser  verbesserte  Kersseboom- , 
sehe    holländische    Sterbenswahrscheinliebkeits- 
tabelle).  —  Bulletin  de  la  Commission  centrale  i 
de    statistique,    Brüssel    1857,    S.    397/413.    — ' 
Heu  schling,  Notice  snr  la  vie  et  les  ouvrages  ' 
de   G.   Kersseboom ,    statisticien   holiandais  du , 
XVIII  ieme  siecle,    ebd.    1857.   —  Wappäus   • 
Allgemeine  Bevölkerungsstatistik,  Bd.  II,  Leip- 1 
zig  1861,   S.  25,    113.  —  A.  Wild,   Probleme! 
der   Statistik,   München  1862,   S.   34,  3()flf.  — 
Knapp,    Theorie    des    Bevölkerungswechsels, 
Braunschweig  1874,  «.  60flF.,   IHÜff,  —  John,  i 
Geschichte  der  Statistik,  Bd.  I,  Stuttgart  1884. 
S.  227/40.   —   Block,    Traite    de    statistique. 
2.  Aufl.,  Paris  1886,  S.  196  if. 

Llppert. 


mittelst  Abschreibung  auf  die  Belastunsreii 
der  Fabrik,  meist  in  Fonii  des  Nichtfiber- 
ziehens der  Pakete  mit  Vignetten  geschieht 
und  wonach  die  Sendungen  mit  acfiuit-a- 
caution  au  das  (iivnzzollamt  gehen.  Die 
Fabrikanten  haben  alljährlich  eine  Lizenz 
von  20  Francs  zu  entrichteu  und  unter- 
stehen dem  Exercice,  ebenso  die  Cirus^s- 
händler  mit  Enti'epots,  nicht  aber  die  Klein- 
händler. Der  Ertrag  der  Steuer  belauft 
sich  auf  8,295  Millionen  Francs.  Bei  diesem 
relativ  geringfügigen  Ertrag,  ihrer  lästigen 
Kontrolle  imd  bei  der  Steuei'freiheit  von 
Gas  und  elektrischem  Licht  dürften  auch 
in  Frankmch  die  Tilge  dieser  Aufwand- 
steUiU*  gezählt  sein. 

Max  %'on  HeckeL 


Kinderarbeit 

s.  Jugendliche  Arbeiter   oben  Bd.  IV 
S.  UlMjff. 


Kerzenstener. 

Die  Steuer  auf  Stearin  und  Kerzen  ist 
eine  untergeordnete,  innere  Verbrauchsab- 
gabe,  welche  zur  Zeit  noch  in  F  r  a  n  k  r e  i  c  h 
erhoben  wird.  Sie  verdankt  ihre  Entstehung 
der  Finanzlage  vom  Jahre  1^3  und  ist 
seinerzeit  ohne  Debatte  genehmigt  wortlen 
(G.  V.  30.  Dezember  1873).  Ihre  Veran- 
lagung und  Erhebung  ist  zwar  für  den  Ver- 
kehr und  die  Fabrikation  belästigend,  teilt 
aber  diese  Eigentümlichkeit  mit  anderen 
französischen ,  inneren  Verbrauchssteuern 
und  ergänzt  in  gewissem  Sinn  den  Pretro- 
leumzoll.  Die  Kerzen  dürfen  überhaupt  nur 
in  geschlossenen  Paketen  von  bestimmtem 
Gewichte  unter  Anwendung  vorechrifts- 
mässiger  Stempelmarken  (Vignetten)  aus 
der  Fabrik  herausgehen,  ausgelegt  und  ver- 
kauft werden.  Die  Vignetten  liefert  die 
Verwaltung  gegen  Erlegung  des  Steuer- 
betrages, der  Fabrikant  hat  über  deren  Ver- 
wendung täglich  die  nötigen  Eintragungen 
zu  machen.  Zur  Sicherung  der  Abgabe 
dient  die  scharfe  Beaufsichtigimg  des  Klein- 
verkaufs: nur  gesetzlich  vei-packte  und 
vignettierte Waren  dürfen  feilgehalten  werden, 
immer  nur  ein  Paket  darf  aufgebroc^hen 
werden  etc. 

Das  Steuerobjekt  ist  die  Stearinsäure 
und  alle  Mischungen  von  Wachs  etc.  im 
Zustande  von  Lichtern  oder  Kerzen  (Wachs- 
kerzen); für  alle  anderen  Verwendungen 
sind  diese  Stoffe  steuerfrei.  Der  Steuersatz 
beträgt  füi-  100  kg  30  Francs.  Die  ge- 
wöhnlichen Pakete  haben  ein  Gewicht  von 
200,  500,  1000  g,  daher  die  Vignetten  Sätze 
von  6,  15  und  30  Cts.  aufweisen.  Zur  Aus- 
fuhr fabrizierte  Lichter  sind  steuerfrei,  was 


Kinderfflrsorge. 

I.  Allgemeine  Grundsätze.  1.  Oeftent- 
liche  Fürsorge.  2.  Die  Prüfung  der  Verhältnisse. 
3.  Das  Verhältnis  der  öffentlichen  zur  privaten 
Fürsorge  für  Kinder.  II.  Die  Fürsorgeein- 
richtungen. Vorbemerkung.  A.  Vollstän- 
dige Fürsorge.  Grundsätze  betr.  An- 
stalts-  und  l!  amilienpflege.  1.  Familien- 
pflege. 2.  Anstaltspflege,  a)  Armen-  und  Wai- 
senhäuser. —  Cottagesystem.  —  Rettungsan- 
stalten, b)  Anstalten  für  nicht  vollsinnige 
Kinder.  B.  Ergänzende  Fürsorge.  Vor- 
bemerkung. 1.  Fürsorge  für  das  nichtschul- 
pflichtige Alter,  a)  Krippen,  b)  Kinderbe wahr- 
anstalten.  2.  Fürsorge  für  das  schulpflichtige 
Alter,  a) Kinderhorte,  b) Schulspeisung.  S.Für- 
sorge für  suliwächliche  Kinder. 

Ein  Ueberblick  über  die  geschicht- 
liche Ent  Wickelung  der  Kinderfürsoiw 
ist  in  der  ei'sten  Bearbeitung  dieses  Artikels 
in  dem  ersten  Supplementbande  dieses 
Werkes  (I.  Aufl.)  S.  533 ff.  gegeben.  —Auf 
diesen  durch  räumliche  Rücksichten  minder 
beschränkten  Artikel  sowie  auf  den  Art. 
Findelhäuser  oben  Bd.  III  S.  1034ff. 
muss  au  dieser  Stelle  verwiesen  werden. 
Wir  treten  daher  sogleich  in  die  Besprechung 
der  gegenwärtig  geltenden  Einrichtungen 
und  örundsätze  der  Kinderfürsorge  ein. 

I.  Allgemeine  Grimdsätze. 
1.  Oeff entliehe  Fürsorge.  Im  all- 
gemeinen muss  wegen  der  Voraussetzungen 
des  Eintritts  der  öffentlichen  Armenpflege 
auf  den  Art.  A  r  m  e  n  w  e  s  e  n  oben 
Bd.  I  S.  1052  ff.  Bezug  genommeu  wer- 
den. Die  Armenpflege  hat  demnach 
einzutreten,    wenn    eine   Person   zum   not- 
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wendigen      Lebensunterhalt      erforderliehe 
Mittel    entbehrt   und   ohne  Gewährung  von 
Hilfe  zu  Grunde  gehen  würde.    Die  öffent- 
liche Waisenpflege  als  ein  Zweig  der  öffent- 
lichen Armenpflege   tritt   daher  ein,   wenn 
ein    Kind   am   Unentbehrlichen  Not  leidet, 
wobei    im   Gegensatz   zu   arbeitsfähigen  er- 
wachsenen  Personen  die  Besonderheit  hin- 
zukommt, dass  Kinder  an  und  für  sich  hilfs- 
bedürftig  sind   imd   daher  gewissermassen 
eine    sekundäre    Hilfsbedtirftigkeit    eintritt, 
sobald  die  zu  ihrem  Unterhalt  verpflichteten 
Angehörigen  nicht  melu-  am  Leben  oder  zu 
ihrem  Unterhalt  nicht  vermögend  oder  nicht 
willens  sind.     Es  entspricht  dieser  sekim- 
dären,  auch  in  der  Gesetzgebung  über  Er- 
werb und  Verhist  der  Staatsangehörigkeit, 
in    Gesetzen   über  Bürger-   imd  Gemeinde- 
recht etc.  zum  Ausdruck  gelangenden  Stel- 
lung, dass  auch  in  armenrechtlicher  Beziehung 
die  Kinder  von  ihren  Eltern  abhängig  sind 
und   derjenige  Träger   der  öffentlichen  Ge- 
walt, der  zur  Unteretützung  der  Eltern  ver- 
pflichtet ist,  auch  zur  Uebernahnie  der  Für- 
sorge  für   das  Kind  verpflichtet  ist.     Nur 
80weit  die  Angehörigen  nicht  bekannt  sind 
bezw.  nicht  ermittelt  werden  können,    wird 
die  Last  nach  den  allgemeinen  für  Personen 
unbekannter   Herkunft  geltenden   Gesichts- 
punkten geordnet  und  den  gi-össeren  staat- 
lichen    oder    kommunalen    Körpei*schaften 
(Provinz,  Kreis,  Landarmenverband ,   Graf- 
schaft, Depai'tement  etc.)  auferlegt.  Unrichtig 
ist  es,  obwohl  es  in  einer  grossen  Zahl  deutscher 
Armenordnungen  und  unter  anderem  auch 
in  der  französischen  Gesetzgebung  so  aus- 
gedrückt wird,  von  einer  Unterstützung  der 
bei  Eltern  befindlichen  Kinder  zu  sprechen. 
Kinder  dieser  Art  kommen  für  die  Waisen- 
pflege als  solche  gar  nicht  in  Betracht ;  hier 
w^ird  die  Unterstützung   nicht  bloss  armen- 
rechtlich   dem    betreffenden   Familienhaupt 
zugerechnet,    sondern    sie   ist   in   der  That 
auch  von  armen  pflegerischen  Gesichtspunkten 
lediglich    eine    Unterstützung    der    Eltern, 
deren   Bedürftigkeit   dann   eben  darin  zum 
Ausdruck  kommt,   dass  sie  zur  Ernährung 
ihrer    Familie,    gleichviel    ob    sie   aus   er- 
wachsenen   oder    unerwachsenen    Personen ' 
bestehe,   nicht  fähig  oder  nicht  völlig  fähig ' 
sind.  I 

Den  Gegenstand  der  öffentlichen  Waisen- 1 
pflege  bilden  daher  a)  Vo  1 1  w  a  i  s  e  n ,  deren  | 
beide  Eltern  bezw.  deren  uneheliche  Mutter . 
verstorben,  b)  Findlinge,  deren  Herkunft! 
unbekannt  ist,  die  den  Vollwaisen  gleich- : 
stehen,  c)  Kinder,  die  von  ihren  Angehörigen 
bezw.  den  Personen,  in  deren  Obhut  sie  vsich  j 
befanden,  verlassen  worden  sind,  d) 
Kinder,  bei  denen  zwar  der  Aufenthalt  | 
der  Eltern  bekannt  ist,  aber  aus  besonderen' 
Gründen  die  Trennung  von  ihnen  im  In- , 
teresse  des  Kindes  hat  erfolgen  müssen,  wie  1 


z.  B.  im  Falle  der  Geisteskrankheit  der  ver- 
witw-eten  Mutter,  e)  Kinder,  deren  Eltern 
der  öffentlichen  Armenpflege  bedürfen,  die 
aber  mit  Rücksicht  auf  besondere  liäusHche 
und  persönliche  Momente  nicht  in  der  Ge- 
stalt der  offenen  Armenpflege,  sondern  in 
Form  der  Uebernahme  in  Waisenpflege  er- 
folgen muss,  dies  namentlich  dann,  wenn  die 
bedürftigen  Eltern  zur  Erziehung  der  Kinder 
unfähig  sind,  die  verwitwete  oder  uneheliche 
Mutter  einen  liederlichen  Lebenswandel  führt 
tmd  dergl.  —  Wo  aus  Gnmden  der  sitt- 
lichen Beschaffenheit  der  Eltern  oder  der 
Kindef  bei  im  übrigen  vorhandener  Fähig- 
keit zur  Ernährung  und  Erziehung  der  Kinder 
ohne  öffentliche  Hufe  ein  Eingreifen  der 
öffentlichen  Gewalt  behufs  anderweiter  Unter- 
bringimg der  Kinder  notwendig  wird,  liegt 
ein  Fall  der  öffentlichen  Waisenpflege  nicht 
vor.  Gleichwohl  bringt  der  enge  Zusammen- 
hang derartiger  Yerwahrlosimg  mit  vorher- 
gehender, wenn  auch  vielfach  selbstver- 
schuldeter Bedürftigkeit  es  mit  sich,  dass 
die  Grenze  zwischen  diesen  und  den  zu  e) 
genannten  Fällen  sich  häufig  vervs'ischt  und 
die  öffentliche  Armenpflege  vielfach  schon 
vorbeugend  eintritt,  wenn  an  und  für  sich 
die  Voraussetzungen  der  Zwangserziehung 
—  vergl.  diesen  Artikel  —  vorliegen. 

2.  Die  Prüfung  der  Verhältnisse.  Die 
zu  a  gegebene  Unterscheidung  ist  für  die 
Frage  der  Zulassung  zur  Waisenpflege  von 
grosser  Bedeutung,  weil  die  mehr  oder 
minder  leichte  Zulassung  eine  erhebliche 
Rückwirkung  in  wirtschaftlicher,  sozialer  und 
finanzieller  Beziehung  unmittelbar  auf  die 
Eltern  und  mittelbar  auf  die  ganze  Be- 
völkenmg  übt.  Sie  zeigt  sich  in  der  Ver- 
lockung der  Eltern,  sich  ihrer  Pflichten  gegen 
ihre  Kinder  durch  Abgabe  an  die  Waisen- 
pflege zu  entledigen,  sich  dem  in  seinen 
materiellen  Folgen  nicht  mehr  fülil baren 
Geschlechtsgen uss  schrankenlos  hinzugeben, 
die  gewissenlosen  Verführungen  zu  ver- 
mehren und  die  leichtfertige  Auffassung  des 
Familienlebens  zu  verstärken.  Lehrreich  für 
die  Beobachtung  dieser  Erscheinungen  ist 
namentlich  die  Geschichte  der  sog.  Dreh- 
laden (torno,  toiu«),  deren  ersten  Vor- 
läufer die  Niederlegung  der  Kinder  in  das 
Taufbecken  bildete  und  die  als  dauernde 
Einrichtung  zuerst  in  dem  durch  Innocenz  III. 
1198  errichteten  Heiligen  Geist-Hospital  ein- 
geführt wiu'de,  welches  hiervon  den  Namen 
»Conservatorio  della  Ruota«  erhielt. 

Die  für  die  Klänmg  der  Fi-age  wichtigste 
Einrichtung  ist  jedoch  in  Frankreich,  und 
zwar  merkwürdigerweise  erst  im  Jalu'e  1811 
getroffen  worden,  indem  das  im  übrigen  vor- 
treffliche, noch  heute  der  französischen 
Waisonpflege  zur  Grundlage  dienende  Dekret 
vom  19.  Januar  1811  bei  der  Anordnung 
umfassender  und  planmässig  geordneter  Für- 


Handwörterbach  der  StaatswisseiLBchafteii.    Zweite  Auflage.    V. 
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sorge  für  bedürftige  Kinder  zugleich  die 
Einrichtung  einer  Drehlade  (tour)  obliga- 
torisch machte.  Infolgedessen  stieg  die 
Zahl  der  Hospitäler  mit  toiirs  auf  235,  wäh- 
rend 56  trotz  der  Gesetzesvorschrift  ihre 
Herstellung  unterliessen.  Die  Folge  der  An- 
ordnung machte  sich  in  einem  geradezu  un- 
geheuerlichen Anschwellen  der  Zahl  der 
eingelieferten  Kinder  bemerkbar,  wobei  zu 
der  Neigung,  sich  der  Kinder  zu  entäussern, 
gerade  der  Umstand,  dass  die  Kinderfürsorge 
durch  das  Dekret  so  vortrefflich  geordnet 
wai-,  wesentlich  beiti-ug.  Die  im  Jahre  1784 
auf  ungefähr  40000  geschätzte  Zahl  in 
Waisenpflege  befindlicher  Kinder  betrug  am 
1.  Januar  1815  67966,  1819  99346  und 
1834  bereits  129699;  die  Gesamtaufnahme 
von  1824  bis  1834  wird  auf  452749  Köpfe 
angegeben,  so  dass  die  jährliche  Zunahme  im 
mittleren  Durchschnitt  33629  betrug.  Man 
suchte  zwar  durch  Versetzung  der  Kinder 
in  andere  Pflegestellen,  wo  ihr  Verbleib  den 
Eltern  gänzlich  unbekannt  blieb,  der  leicht- 
fertigen Einlief enmg  nicht  ganz  ohne  Erfolg 
entgegen  zu  arbeiten.  Eine  wirkliche  Besse- 
nmg  trat  aber  erst  ein,  als  man  seit  1834 
mit  Unterdrückung  der  tours,  allerdings  nur 
da,  wo  die  Generalräte  sicli  dafür  entschieden, 
energisch  vorging.  Zwar  felilt  es  auch  heute 
noch  nicht  an  Stimmen,  die  sich  für  das 
Princip  der  Anonymität  aussprechen  (vergl. 
den  Aufsatz:  Le  retablissement  des  toui-s 
in  Revue  j)hilantlu*oi)i(iue  Bd.  IV.  p. 
724).  Doch  ist  die  allgemeine  Meinung 
in  Frankreich  dagegen.  Dies  ist  auch  die 
Meinung  aller  Sachkundigen.  Aohnliche  Er- 
fahrungen wie  von  Frankreich  werden  von 
vereinzelten  Versuchen  in  Deutschland  und 
England  in  älterer  Zeit  bezeugt. 

Man  darf  daher  als  die  heute  allgemein 
heiTSchende  Anschauung  bezeiclmeu,  dass 
prüfungslose  Aufnahme  von  Kindern  mit 
gesunden  Grundsätzen  der  Armenpflege  nicht 
vereinbar  ist.  Selbst  in  Italien  hat  der  im 
Jahre  1899  in  Turin  abgeluiltene  Provinzial- 
kongress  dieses  System  als  dem  Interesse 
der  Mütter  und  der  Kinder  schädlich  erklärt. 

Im  Sinne  dieser  Auffassung  haben  sich 
gewisse  feste  Grundsätze  entwickelt,  die 
heute  für  die  Praxis  als  massgebend  be- 
zeichnet werden  können.  Ungefährlich,  d.  h. 
der  prüfungslosen  Aufnahme  zugänglich  ist 
allein  die  Fürsorge  für  Vollwaisen.  Die 
Aufnahme  von  Findlingen  und  verlassenen 
Kindern,  die  sich  im  Augenblick  der  Aus- 
setzung oder  der  Verlassung  nicht  ablehnen 
lässt,  giebt  dagegen  zur  sorgfältigen  Nach- 
forschung nach  den  Eltern  Anlass,  einmal 
um  in  amienrechtlicher  Beziehung  die  Ge- 
meindezugehörigkeit zu  ermitteln,  und  dann, 
um  die  noch  lebenden  Eltern  zu  ihrer  Für- 
sorgepflicht zurückzuführen  bezw.  sie  wegen 
ilirer  Vernachlässigung  strafrechtlich  zu  ver- 


folgen. Die  Aufnahme  von  Kindern,  die  bei 
ihren  Eltern  leben,  erfolgt  ohne  Weitenmgen 
niu-  da,  wo  die  Hifsbedürftigkeit  der  Eltern, 
wie  namentlich  schwere  körperliche  und 
geistige  Gebrechen,  die  sie  zur  Ausübimg 
der  elterlichen  Fürsorge  unfähig  machen, 
deutlich  in  die  äussere  Erscheinung  tritt 
oder  wenn  ein  äusseres  Hindernis,  wie  der 
vorübergehende  Aufenthalt  in  einer  Kranken- 
anstalt, die  Verbüssung  einer  Freiheitsstrafe 
die  Eltern  an  der  Ausübung  der  Fürsoi^ 
verhindert.  Abgesehen  von  diesen  Fällen 
ist  die  Aufnahme  sorgfältig  von  armen- 
pflegerischen  Gesichtspunkten  zu  prüfen  und 
überall  da  abzulehnen,  wo  Eltern  an  und  für 
sich  fähig  sind,  ohne  öffentliche  Hilfe  für 
ilire  Kinder  ausreichend  sorgen  zu  können. 
Freilich  ist  hier  die  Grenze  nicht  ganz  leicht 
zu  finden,  was  aber  bei  der  Frage,  ob  und 
welche  Unteretützung  zu  gewähren  ist,  über- 
haupt sehr  schwer  ist.  Unter  Umständen 
wird  die  Armenverwaltung  dazu  gelangen, 
zwischen  zwei  Uebeln  das  kleinere  zu  wählen 
imd  pflichtvergessenen,  gänzlich  verkom- 
menen Eltern  die  Kinder  abnehmen,  um 
nicht  die  Kinder  selbst  völlig  verkommen 
zu  lassen.  Hier  sind  dann  allgenieinere 
Volks-  und  sozialwirtscliaftliche  Gesichts- 
punkte massgebend,  die  zu  der  Erwägung 
führen  können,  dass  ein  bei  solchen  Eltern 
verbleibendes  Kind  unzweifelhaft  der  sitt- 
lic^hen  Verwahrlosung  ausgCvSetzt  ist.  Abge- 
sehen von  diesen  Ausnahmefällen  empfiehlt 
es  sich  diu"chweg,  den  Familien  Zusammen- 
hang und  den  Kindern  die  liebende,  durch 
keine  noch  so  gute  Waisenpflege  zu  er- 
setzende mütterliche  Fürsorge  zu  erhalten 
und  Familien,  die  aus  Anlass  grosser  Kinder- 
zahl bedürftig  werden,  in  öffentlicher  Armen- 
pflege angemessen  zu  unterstützen. 

3.  Das  Verhältnis  der  ötfentlichen 
zur  privaten  Fürsorge  für  Kinder. 
Ebenso  wie  bei  Unterst ützmigen  in  offener 
Armenpflege  durch  Geld  oder  Naturalien  die 
seitens  der  Privat wohlthätigkeit  gewährte 
Hilfe  sich  nur  diu-ch  ihre  Motive  von  der 
staatlichen  Hilfeleistung  unterecheidet,  ist 
auch  die  Fürsorge  für  die  gesamte  Ernäh- 
rung und  Erziehung  eines  Kindes  durch  die 
private  Wohlthätigkeit  in  keiner  Weise  von 
(lern  unterschieden,  was  die  öffentliche 
Armenpflege  leistet.  Man  darf  sogar  sagen, 
dass  l»ei  der  modernen  Entwickelung  der 
öffentlichen  Waisenpflege  wenigstens  in 
gr()sseren  Städten  die  öffentliche  Waisen- 
l)flege  besser  eingerichtet  ist  als  private  In- 
stitute dieser  Art.  Die  Folge  hiervon  ist 
(leim  auch  thatsächlich,  dass  sich  von  dieser 
gänzlichen  Versorgung  von  Kindern  die 
Privatwohlthätigkeit  mehr  und  mehr  ziu-ück- 
gezogen  hat  und  nur  noch  insoweit  wirksam 
ist,  als  für  diese  Zwecke  vielfach  sehr  be- 
deutende Stiftungen  bestehen,  die  eine  pri- 
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vate  Fürsorge  für  die  Kinder  ermöglichen. 
Immerhin  Weibt  auch  in  diesen  Fällen,  wie 
die  Beispiele  von  Städten  mit  alten  Stiftun- 
gen, wie  Frankfurt  a.  M.,  Hamburg,  Dauzig 
u.  a.  beweisen,  die  Zahl  der  Stiftungskinder 
weit  hinter  den  von  der  Waisenpflege  auf- 
genommenen zurück.  In  Hamburg  w^aren 
1899  neben  171  sogenannten  Stiftimgskindern 
3671  Kinder  seitens  der  öffentlichen  Armen- 
pflege überwiesen.  Auch  hat  sich  hier  die 
öffentliche  Waisenpflege  an  die  Stiftungs- 
waisenpflege eng  angegliedert,  so  dass  die 
gegenwärtige  Waisen  Verwaltung  zugleich  die 
Seschäfte  beider  besorgt  und  die  Kinder  im 
grossen  Ganzen  genau  dieselbe  Fürsorge  er- 
fahren. Der  Unterschied  liegt  darin,  dass 
unter  die  Stiftungskinder  nur  Kinder  von 
Bürgern  aufgenonmaen  werden  und  die 
Mittel  nicht  aus  der  Staatskasse  fliessen. ' 
Ausserdem  würden  in  diesem  Zusammen- 
hange die  Waisenanstalten  zu  nennen  sein, 
die  für  die  Angehörigen  besonderer  Stände 
errichtet  sind,  wie  die  Militärwaisenhäuser 
und  die  von  den  Reichsfechtschulen  gegrün- 
deten Anstalten.. 

n.  Die  Fürsorgeeinrichtnii^eii. 

Vorbemerkung.  Es  ist  zu  unterschei- 
den zwischen  vollständiger  und  ergän- 
zender Fürsorge.  Die  erete  umfasst  alle 
Bedürfnisse  des  Lebens,  Nahrung,  Kleidung 
und  Erziehung,  kurz  die  vollständige 
Unterhaltung  des  Kindes  mittelst  einer 
einheitlichen  Fürsorgethätigkeit.  Diese 
wird  in  geschlossenen  Anstalten  oder  durcli 
Unterbringung  inFamUienpflege  oder  mittelst 
eines  die  Elemente  beider  vereinigenden  ge- 
misciiten  Systems  geübt.  Soweit  die  körper- 
liche, geistige  oder  sittliche  Beschaffenheit 
des  Kindes  besondere  Anfordenmgen  stellt, 
wird  diesen  dm-ch  Veranstaltungen  für  die 
Erziehung  und  den  Unterricht  genügt,  welche 
der  Beschaffenheit  des  Kindes  besonders 
Rechnung  tragen,  wie  Taubstummen-,  Blin- 
den-, Idioten-,  Rettungsanstalten  etc. 

Die  ergänzende  Fürsorge  beschränkt  sich 
auf  einzelne  Hilfeleistungen,  welche  dem 
Lebensalter  oder  der  besondei-en  Beschaffen- 
heit des  Kindes  angepasst  sind;,  lüerunter 
fäJlt  die  Bewahrung  von  Kindern  für  die 
Dauer  der  Abwesenlieit  der  Mutter  vom 
Hause,  die  Speisung  von  schulpflichtigen 
Kindern,  die  Gewähnmg  von  besonderen 
Heilmitteln,  Seebädern  imd  dergleichen ;  auch 
kann  die  besondere  Füi-sorge  für  nicht  voll- 
sinnige Kinder  durch  Einzelleistungen,  wie 
Erteilung  besonderen  Unterrichts,  Aufnahme 
in  Kinderheilstätten  und  dergleichen  mehr 
bethätigt  werden,  während  im  übrigen  die 
Kinder  im  elterlichen  Hause  Wohnung, 
Nahrung  und  Kleidung  erhalten.  Art  und 
Umfang  aller  dieser  Veranstaltungen  sind , 
überaus  mannigfaltig. 


A.  Vollständige  Fürsorge.     Grundsätze 
betreffend  Anstalts-  und  Familienpflege. 

Das  Princip  des  Anstalts Systems 
besteht  im  wesentlichen  darin,  dass  die 
Kinder  in  einer  von  der  Aussenwelt  abge- 
schlossenen Anstalt  unter  der  Aufsicht  von 
Inspektoren,  Hausvätern  und  dergleichen 
unterhalten  und  erzogen  werden,  während 
das  Princip  der  Familienpflege  darin 
beruht,  dass  die  Kinder  l:>ei  einzelnen  Fami- 
lien untergebracht  werden,  bei  denen  sie 
ohne  weitere  Einschränkungen  gleich  den 
Angehörigen  der  Familie  leben.  Die  wesent- 
lichsten Gründe,  die  zu  Gunsten  der  Fami- 
lienpflege vorgebracht  werden,  sind  die 
folgenden:  Zunächst  sei  die  Familienpflege 
wesentlich  billiger  als  die  Anstaltspflege, 
welche  kostbare  Bauten  und  eine  umständ- 
liche Verwaltung  fordere,  auch  in  Bezug  auf 
die  Beköstigimg  teurer  wirtschafte.  Doch 
ist  man  einsichtig  genug,  diesen  Vorzug, 
wenn  es  einer  ist,  nur  als  Hilfsgi-und  gel- 
tend zu  machen.  Vor  allem  wird  betont, 
dass  das  Kind  durch  Unterbringung  in  der 
Familie  auf  seinen  natürlichen  Boden  gestellt 
werde,  die  Anforderungen  und  die  Segnun- 
gen des  Familienlebens  geniesse,  frühzeitig 
durch  das  Mitleben  in  einer  seinem  Stande 
angemessenen  Familie  den  wirklichen  Ernst 
des  Lebens  kennen  lerne  und  durch  thätige 
Teihiahme  an  den  täglichen  Verrichtungen 
in  einem  Familienhaushalte  auch  lerne,  was 
in  einem  solchen  Haushalte  notwenig  sei. 
So  höre  denn  das  Kind  von  klein  aut  von 
den  Arbeiten,  Mühen  und  Sorgen  sprechen, 
welche  erforderlich  sind,  bis  die  Ernte  ein- 
gebracht werden  kann:  es  höre,  w^enn  ein 
Stück  Vieh  erki^ankt  sei,  wenn  es  zeitweilig 
an  Arbeit  mangele,  es  nehme  teil  an  den 
Sorgen,  die  dm-ch  Erkrankung  eines  Fami- 
lienmitgliedes hen'orgerufen  würden  etc. 
^lit  anderen  Worten,  die  Fürsorge  für  ver- 
waiste Kinder  müsse  so  gestaltet  sein,  dass 
sie  den  Kindern  möglichst  völlig  Ersatz  für 
alles  das  biete,  was  sie  verloren  haben,  einen 
Ersatz  für  das  Elternliaus,  für  die  Liebe  des 
Vaters,  für  die  zärtliche  Sorge  der  Mutter, 
für  das  Leben  und  die  Erziehung  in  der 
Familie,  einen  Ersatz,  der  eben  nur  durch 
den  Eintritt  in  gleiche  Verhältnisse,  d.  h. 
diu-ch  Eintritt  in  eine  Fiimilie  geleistet  wer- 
den könne.  Ganz  besonders  wird  dieses 
Moment  für  Mädchen  geltend  gemacht^  welche 
dem  natürlichen  Triei)e  folgen  möchten,  sich 
in  einer  noch  so  kleinen  und  ärmlichen 
Haushaltung  nützlich  zu  machen ;  auch  könn- 
ten die  dort  erworbenen  Kenntnisse  in  der 
Haushaltung  durch  Unterricht  in  der  Anstalt 
nie  ersetzt  werden. 

Neben  diesen  positiven  Vorzügen  der 
Familienpflege  werden  die  besonderen  Mängel 
der  Anstaltspflege  hervorgehoben.  Eine 
Anstalt  umfasse  immer  eine  grössere  Zahl 


68 


Kinderfürsorge 


von  Kindeni ,  deren  individueller  Begabung 
und  Neigung  gerecht  zu  werden,  sehr  schwer 
sei;  es  bedürfe  vielmehr  in  der  Anstalt  einer 
strengeren  Hausordnung  und  einer  gewissen 
Schablone.  Verschiedene  Systeme  der  Er- 
ziehung, wie  sie  bei  der  verschiedenen  Yer- 
anlagimg  der  Kinder  notwendig  sei  und  wie 
sie  von  den  Eltern  gegenüber  ihren  Kindern 
wohl  angewandt  wurden,  seien  daher  in  der 
Anstalt  so  gut  wie  ausgesclilossen ;  die  An- 
stalt werde  niemals  imstande  sein,  für  die 
Chamkter-  und  Gemütsbildung  der  Kinder 
diejenigen  Anregungen  und  Einwirkungen 
zu  geben,  für  welclie  nur  das  Familienleben 
die  Quelle  biete.  Der  Oehorsam  gegen 
solche  Regeln  und  Grundsätze,  wie  er  in 
Anstalten  verlangt  und  erzwungen  werde, 
sei  etwas  ganz  anderes  als  der  aus  dank- 
Ivarer  Gesinnung  entspringende  fnUiliche  Ge- 
horsam gegen  liebevolle  rflegeeltern ;  ja  die 
Erfahrung  habe  gelehrt,  dass  ein  solcher 
erzwungener  Gehorsam  nur  allzuhäufig 
zu  Clmrakterverdorbenheit ,  namentlich  zu 
Heuchelei,  Sclieinheüigkeit ,  Lüge  und  An- 
geberei gegen  andere  Anstaltskinder  führe. 
Es  kommt  hinzu  die  gi'osse  Gefalir,  dass 
sich  nicht  bloss  kor2)erlich  epidemische 
Kranklieiten  sehr  leicht  ansteckend  fort- 
pflanzen, sondern  auch  geheime  geschlecht- 
liche Sünden,  welche  sich  erfahrungsmässig 
ganz  ausserordentlich  schnell  imd  leiclit 
verbreiteten ;  ein  einziges  sittlich  verdorbenes 
Kind  genüge,  um  die  ganze  Abteilung, 
der  es  angehöre,  dem  gleichen  Laster  zuzu- 
führen. 

Die  Freunde  des  Anstaltssysteras  stellen 
ilirerseits  folgende  Gegenbehauptungen  auf: 
Zimächst  sei  es  imerheblich,  ob  die  Anstalts- 
pflege teurer  wirtschafte  als  die  Familien- 
pflege, da  es  vor  allem  darauf  ankäme,  dass 
gut  und  zweckmässig  gewirtschaftet  werde ; 
das  sei  aber  in  der  Eegel  schon  deshalb  bei 
der  Familienpflege  nicht  der  Fall,  weil  man 
für  das  geringere  Pflegegeld  auch  nur  ent- 
sprechend genngere  Leistungen  durch  Pflege- 
eltern erhalte,  welche  nur  darauf  ausgingen, 
an  den  Kindern,  welche  ihnen  zur  Pflege 
und  Erziehung  übergeben  seien,  einen  Ge- 
winn zu  machen,  und  sie  um  so  mehr  ver- 
nachlässigten, je  weniger  sie  für  sie  erhiel- 
ten. Auch  werde  jede  Familie  nach  ihren 
eigenen  Grundsätzen  verfahren  und  sicher 
selten  zu  einer  eingehenden  Beobachtung 
des  ihi"  anvertrauten  Kindes  imstande  sein. 
So  werde  mau  genötigt  sein,  die  Pflegestelle 
häufig  zu  wechseln,  Avas  dann  für  die  Er- 
ziehung von  selir  üblen  Folgen  sei. 

Die  im  Vorstehenden  angedeuteten  Mei- 
nimgsverschiedenheiten  sind,  namentlich  inn 
die  Wende  des  18.  Jahrhunderts,  Gegenstand 
sehr  zahlreicher,  zum  Teil  mit  Erbitterung 
geführter  Auseinandersetzungen  gewesen, 
wozu  bei  den  Freunden  des  Anstaltssvstems 


j  wohl  auch  die  mangelliafte  ländliche  Armen- 
pflege beitrug.  Um  1780  schrie!)  die  patrio- 
I  tische  Gesellschaft  in  Hamburg  einen  Preis, 
[für  die  Erörterung  dieser  Fi-age  aus,  der 
'  zwei  Schriften  zuerkannt  wurde ,  die  sich 
I  f ür  das  System  der  Familienpflege  ausspi-a- 
I  chen  (Stark-Frankfurt  und  Haun-Gotha). 

Die  thatsächliche  Gestaltung  der  Dingi? 
giebt  gegenwärtig  den  Verti-etern  der  Fa- 
müien[)flege  i-echt,  indem  mit  verhältni^i- 
mässig  geringen  Ausnahmen  dieses  System 
das  herrschende  geworden  ist.  Ende  des 
vorigen  Jalirhunderts  waren  es  Gotha  und 
Weimar,  welche  mit  der  gänzlichen  oder 
teilweisen  Ersetzung  der  Anstaltspflege  dureh 
Familienpflege  den  Anfang  machten;  heute 
sind  Berlin,  Köln,  Düsseldorf,  Bremen,  Ham- 
burg, Leipzig,  Stuttgai-t,  Dresden,  Frankfurt 
und  \^ele  andere  zu  nennen,  welche  grund- 
sätzlich der  Familienpflege  den  Vorzug 
geben. 

Das  Verhältnis  stellt  sich  beispielsweise 
in  Hamburg  so,  dass  im  Jahre  1899  591 
Kinder  in  dem  Waisenhause  selbst,  2599  in 
Familienpflege  untergebracht  waren,  wobei 
zu  bemerken  ist,  dass  unter  den  ersten  sich 
171  Kinder  befanden,  die  fundationsma.ssig 
als  sogenannte  Stiftungskinder  aus  eigenen 
Mitteln  der  Anstalt  vei-sorgt  werden. 

In  Berlin  sind  von  insgesamt  4997  Kin- 
dern, die  sich  im  Jahre  1899  in  der  öffent- 
lichen Waisenpflege  befanden,  4517  in  Fami- 
lienpflege gegeben  woi-den. 

Sehr  lehrreich  sind  die  von  Böhraert 
herausgegebenen  gutachtlichen  Aeusserungen 
aus  77  deutschen  Armen  Verwaltungen,  welche 
überwiegend  zu  Gunsten  der  Familienpflege 
ausfallen ;  namentlich  ist  von  Bedeutung  der 
Bericht  Dresdens,  welcher  ausspricht,  dass 
sich  die  Unterbringung  von  Waisenkindern 
auf  dem  Lande  nicht  nur  in  gesundheit- 
licher, sondern  auch  in  wirtschaftlicher  Hin- 
sicht durchaus  bewährt  liabe,  eine  Aeusse- 
rung,  die  deshalb  von  grossem  Gewicht  ist, 
weil  sie  auf  sorgfältigen  Aufzeichnungen 
über  die  seit  einer  Reihe  von  Jahren  erziel- 
ten Erfolge  beruht.  Man  verfolgte  den 
Lebensweg  der  im  Wege  der  Waisenfür- 
sorge untergebmchten  Kinder  und  vermochte 
festzustellen,  dass,  was  Männer  anbetrifft, 
ein  bedeutend  höherer  Prozentsatz  von  fi-ü- 
heren  Anstaltspfleglingen  Strafanstalten  bezw. 
der  Zwangsarbeitsanstalt  zugewiesen  wurde 
und  dass,  was  die  Frauen  anlangt,  elx>n falls 
ein  hölierer  Prozentsatz  früherer  Anstalts- 
pfleglinge der  Prostitution  anheimgefallen 
war,  als  der  Prozentsatz  bei  solchen  betrug, 
die  in  Familien  pflege  sich  befanden.  Auch 
in  Bezug  auf  die  Gesmidheit  stellen  sich  die 
Ergebnisse  bei  der  Anstaltspflege  bei  weitem 
ungünstiger  als  bei  der  Familienpflege;  so 
hat  in  den  italienischen  Findolhäusern  die 
Sterblichkeit  durchschnittlich  80  ^/o  beti-agen, 
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Avährend  sie  bei  Einführung  der  Aussen- 
pflege  auf  21®/o  sank.  In  Prag,  wo  man 
von  dem  System  der  Aussenpflege  zur  An- 
fitaltspflege  zurückkehrte,  stieg  die  Sterb- 
lichkeit von  27,7  <*/o  wieder  auf  66,3^/0.  In 
ilem  Deutschen  Verein  für  Armenpflege  und 
Wohlthätigkeit,  welcher  die  Frage  in  seiner 
Jahresversammlung  1888  erörterte,  wurde 
nach  sehr  eingehender  Beratung  der  Leitsatz 
angenommen:  »Die  Familienpflege  ist  die 
natürlicliste  und  zweckentsprechendste.  Sie 
verdient  aus  sittlichen  wie  praktischen 
Rucksichten  den  Vorzug  vor  Unterbringung 
der  Waisen  in  geschlossenen  Anstalten.  Die 
letztere  ist  nur  für  besondere  Fälle  beizu- 
behalten. < 

In  ganz  ähnlicher  Weise  hat  der  Verein 
in  seiner  Jahresversammhmg  von  1899  zu 
dieser  Frage  Stellung  genommen. 

Auch  ist  es  bemerkenswert,  dass  in  den 
neueren  Gesetzen  über  Zwangserziehung,  so 
insbesondere  auch  in  dem  preussischen  G. 
V.  1.3.  März  1878,  betreffend  verwahrloste 
Kinder,  in  §  1  ausgesprochen  ist,  dass  Kin- 
der, welche  eine  strafbare  Handlung  begehen, 
von  Obrigkeits  w^egen  in  eine  geeignete 
Familie  oder  in  eine  Erziehungs-  oder 
Besserungsanstalt  untergebracht  werden 
sollen  etc.,  wobei  die  Familienpflege  an  die 
erste  Stelle  gesetzt  ist.  Ebenso  §  1838 
B.G.B.  —  G&nz  besonders  gute  Erfolge 
werden  auch  dem  System  der  Familienpflege 
in  England  und  Amerika  nachgerühmt. 
Namentlich  äussert  sich  in  den  Jahresbe- 
richten der  englischen  Centralbehörde  die 
Oberinspektorin  über  die  wachsend  guten 
Ergebnisse  der  Familienpflege. 

Trotz  der  Herrschaft  des  Princips  der 
Famüienpflege  ist  die  Anstaltspflege  nun 
keineswegs  verschwunden  oder  auf  ein  so 
imbedeutendes  Mass  zurückgeführt,  dass  ihr 
Verschwinden  in  naher  Aussicht  stünde. 
Zunächst  fäUt  der  Umstand  in  Betracht,  dass 
eine  grosse  Zahl  sehr  erheblicher  Stiftungen 
auf  die  Voraussetzung  der  Anstaltspflege 
begründet  ist  und  dass  man  auch  schon  aus 
finanziellen  Rücksichten  Bedenken  tragen 
muss,  die  einmal  vorhandenen  Anstalten 
preiszugeben.  Zweitens  wird  auch  von  den 
Gegnern  der  Anstaltspflege  anerkannt,  dass 
sie  unter  allen  Umständen  besser  sei  als 
keine  oder  schlechte  Familienpflege,  also  noch 
überall  da  zur  Anwendung  kommen  müsse, 
wo  Familienpflege  wegen  der  örtlichen  Ver- 
hältnisse nicht  oder  nur  in  schlechter  Be- 
schaffenheit zu  erlangen  sei.  Ferner  würde 
sie  als  unentbehrlich  zu  betrachten  sein  für 
Kinder,  die  zunächst  der  strengeren  Zucht 
und  Aufsicht  bedürfen,  und  für  Kinder,  die 
von  Familien  nicht  gern  genommen  wenien, 
namentlich  solche,  die  mit  körj^erlichen  und 
geistigen  Gebrechen,  besondei-en  Krankheiten 
oder  iseigung  zu  Lastern  behaftet  sind.  End- 


lich würden,  namentlich  in  grösseren  Ge- 
meinwesen, die  Anstalten  zum  mindesten 
nicht  als  vorübergehendes  Aushilfsmittel 
entbehrt  werden  können,  mu  Kinder,  die 
j)lötzlich  versvaisen,  aufzunehmen  und  sie 
dort  zu  behalten,  bis  geeignete  Pflegeeltern 
ermittelt  bezw.  bis  lünlängüch  Beobachtungen 
gemacht  sind,  ob  das  Kind  sich  besser  für 
Familien-  oder  Anstaltspflege  eignet.  So 
findet  sich  denn  fast  durchweg  ein  gemisch- 
tes System  von  Anstalts-  und  Familienpflege ; 
von  den  besonderen  Bildungen,  welche  zur 
Nachahmung  der  Familie  in  Anstalten  und 
der  Zusammenschliessuug  von  Familien- 
pfleglingen in  sogenannten  Waisenkolonieen 
führten,  wird  sogleich  noch  ebenso  wie  von 
den  allgemeinen  Voraussetzungen  der  An- 
stalts- und  der  Familienpflege  zu  sprechen 
sein. 

1.  Familienpflege.  Mit  der  allmählichen 
Ausbreitung  der  VorheiTSchaft  des  Familien- 
princips  haben  sich  auch  feste  Grundsätze 
ausgebildet,  welche  die  Voraussetzung  seiner 
befriedigenden  Durchfühimng  bilden.  Die 
Aufgabe,  den  Kindern  das  fehlende  Fami- 
lienleben zu  ersetzen,  kann  nur  erfüllt  wer- 
den, wenn  Familien  vorhanden  sind,  denen 
Kinder  ohne  Bedenken  anvertraut  werden 
können.  Kinder  lediglich  gegen  Gewährung 
eines  mehr  ode^  minder  hohen  Pflegegeldes 
auszuthim.  ohne  sich  um  ihr  ferneres  Wohl- 
ergehen zu  künmiern,  ist  nichts  anderes 
als  eine  gnmdsätzlich  zu  missbiUigende  Art 
der  ungeordneten  und  unkontrollierten  Ar- 
menpflege, von  der  man  namentlich  in  Be- 
richten über  ländliche  Waisenpflege  sehr 
betrübende  Schilderungen  findet.  Neuerdings 
hat  der  Deutsche  Verein  für  Armen-  und 
Waisenpflege  in  seiner  oben  erwähnten 
Jahresversammlung  im  Anschluss  an  den 
ihm  erstatteten  Bericht  Grundsätze  für  die 
Voraussetzimgen  geordneter  Familienpflege 
aufgestellt. 

Was  die  Auswahl  der  Pflegestellen  be- 
tiifft,  so  sind  die  allgemeinen  Voraussetzun- 
gen, dass  die  Pflegeeltern  durchaus  unbe- 
scholten sind,  in  gutem  Ruf  stehen,  ein  ge- 
sichertes Auskommen  haben  und  zu  der 
Befürchtung  nicht  Anlass  geben  —  wenn 
ihnen  auch  selbstredend  der  pekuniäre  Vor- 
teil willkommen  sein  darf  — ,  dass  sie  das 
Kind  lediglich  um  des  Geldiiiteresses  willen 
annehmen.  Ferner  muss  ihre  Wohnung,  die 
Einteilung  der  Räume,  der  Besitz  entspre- 
chender Lagerstätten  die  Sicherheit  bieten, 
dass  das  aufzunelimende  Kind  ein  genügen- 
des Unterkommen  hat.  Personen,  welche 
Armenunterstützung  beziehen,  in  übelbe- 
rufenen Gegenden  wohnen,  bestraft  sind 
etc.,  werden  daher  in  der  Regel  auszu- 
schliessen  sein.  Ausnahmen  werden  nur 
da  zugelassen,  wo  es  sich  um  nahe  Angehö- 
rige  handelt,   die   etwaige   Mängel   in   der 
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einen    oder    anderen   Richtung    durch   die  bestanden  254  Waisenratskommissionen  mit 


natürliche  verwandtschaftliche  Beziehung 
auszugleichen  vermögen.  Forner  wird  die 
Gleichartigkeit  der  Konfession  so^ie  ein 
gewisses  allgemeines  Verständnis  der  erzieh- 
lichen Aufgaben  gefordert,   welche  an  dem 


1087  Pflegern  und  435  Pflegerinnen;  von 
den  gemeldeten  Familien  wurden  762  be- 
nlcksichtigt  und  819  abgewiesen.  Es  be- 
fanden sich  1899  in  Familienpflege  in  Berlin 
selbst    1515,    in   auswärtigen    Pflegestellen 


Pflegekinde  zu  üben  sind.    Ob  die  Pflege- i  3<M.)2  Kinder.    Dem  Stande  nach  waren  von 


stelle  sich  innerhalb  des  Gemeinwesens  oder 
ausserhalb  befindet,  macht  in  dieser  Be- 
ziehung keinen  Unterschied.  Doch  ivSt  man 
in  den  bestgeleiteten  Waisen  Verwaltungen 
geneigt,  wenn  thunlich,  Kinder  in  ländliche 


den  auswärtigen  Pflegeeltern  1511  Hand- 
werker, 856  Landleute,  572  Arbeiter,  240 
Witwen,  144  Beamte  etc.  Die  Pflegestellen 
verteilten  sich  auf  149  Städte  mit  2223 
Kindern  und  453  Dörfer  mit  2061  Kindern. 


JPflegestellen  zu  bringen ,  wo  für  das  kör- 1  In  Hamburg  geschieht  die  Prüfung  der 
perliche  Wohlergehen  bessere  Luft  und  1  Pflegestellen  diu-ch  die  Pohzeibehörde  unter 
Kräftigere  Kost,  für  das  geistige  tue  gros- 1  Mitwirkung  der  Vertrauensmänner  und  Be- 
sere  fcinfacliheit  der  Verhältnisse  und  die  amten  des  Waisenhauses.  Ueber  die  aus- 
Abwesenheit vielfacher  schädlicher  Einflüsse  |  wärtigen  Pflegest  eilen  wird  zunächst  durch 
von  Bedeutung  sind.  Eine  Unterbringung  die  Vertrauensmänner  schriftlich  berichtet 
an  einem  anderen  <.)i-te  als  demjenigen,  in  '  und  dann  diu-ch  den  Inspektor  des  Waisen- 
w^elchem  das  Kind  geboren  ist  oder  wo '  hauses  eine  Nacüipnlfimg  veranstaltet  Für 
seine  Eltern  oder  sonstigen  Angehöjigen  die  städtische  Waisen  pflege  ist  Hamburg  in 
leben,  erfolgt  regelmässig  dann,  wenn  man  ]  sechs  Kreise  eingeteilt ;  ausserdem  besteht 
es  den  Emflüssen  seinei  bisherigen  Umge- 1  ein  Bezirk  für  die  Kinder  katholischer  und 
bung  und  seiner  Angehörigen  entziehen  i  jüdischer  Konfession.  Im  hambiu-gischen 
will.  Erwähnenswert  ist  das  Vorgehen  |  Landgebiet  sind  6  Distrikte  eingerichtet 
Frankreichs  um  die  Mitte  dieses  Jahrhim-  j  Für  die  ausserhalb  Hamburgs  befindlichen 
derts,  wo  eine  sehr  lebhafte  Ortsveränderung  '  Pflegestellen  fungierten  im  Jalu-e  1899  610 
in  Ansehung  der  Waisenpfleglinge  stattfand,  j  Prediger,  50  Lehivr  und  4  andere  Personen 
um  der  Neigung  der  Eltern  entgegenzuwir- 1  als  Vertrauensmänner ,  welche  über  die 
ken ,  sich  ilu'cr  Kinder  aUzuleicht  zu  ent- 1  Familien,  welche  sieh  ziu*  Aufnahme  von 
ledigen.  |  Pfleglingen  erboten  hatten ,  Erkundigungen 

Die  Beschaffung  der  Pflegestellen  erfolgt  einziehen  und  nach  erfolgter  Ueberweisung 
anfänglich  meist  durch  Ausschreibung. '  die  Pflegestelle  weiter  überwachen.  Die 
Später  pflegt  sich  ein  fester  Stamm  von  |  Gesamtaufsicht  übt  die  Waisenverwaltiing, 
Familien  zu  erhalten ,  zu  denen  dann  bei  l  die  speeiell  tiber  die  ländlichen  Pflegestellen 
einmal  erfolgter  Einführung  des  Systems  |  der  Waisenhausinspektor.  In  den  städtischen 
andere  von  den  ständigen  Vertrauensorganen  l  Bezirken  finden  monatlich  Kreissitzungen 
der  Waisenpflege  empfohlene  hinzutreten,  j  behufs  Berichterstattung  und  Austausch  der 
Das  System  der  Verdingung  an  den  Mindest-  i  gesammelten  Erfahrungen  mid  Beobachtungen 
fordernden,  das  vereinzelt  wolü  auch  noch  statt ;  von  den  ländlichen  Pflegestellen  gehen 
vorkommt,  steht  in  unbedingtem  Widerspruch  |  in  der  Regel  jälirlich  zweimal  schriftliche 
zu  einer  zweckmässig  geordneten  Familien-  l  Berichte  ein.  Die  Zahl  der  Orfe,  in  denen 
pflege  und  ist  in  einigen  neueren  Armen-  j  ausserhalb  Hamburgs  Kinder  untergebracht 
gesetzen ,    z.  B.    dem    von    Steiermark   vom  |  wuixlen,  betrug  802. 

27.  August  1896  imd  dem  bernischen  Ar-  i  Aehnliche  Mitteilungen  liegen  aus  einer 
mengesetz  vom  22.  September  1897,  aus-  grossen  Zalü  von  Städten  vor.  Es  liegt  in 
drücklich  untersagt.  der  Natur  der  Sache,  dass  als  Vertrauens- 

Von  grosser  Bedeutung  ist  nun  für  den  |  männer  ganz  überwiegend  Greistliche  und 
Ausbau  des  Systems  die  Oewinnmig  von  |  Lehrer  gewählt  werden ,  welche  meistens 
Vertrauenspei-sonen  sowohl  für  die  Auswahl  |  mit  besserer  Bildung  genaue  Kenntnis  der 
der  Familien  wie  für  ihre  üeberwachung.  örflichen  Verhältnisse  und  der  einzelnen 
Soweit  es  sich  um  Pflegestellen  im  Bezirke  Familien  verbinden.  Bei  Gemeindevorsteheni 
des  Gemeinwesens  handelt,  pflegt  die  Wai-  liegt  häufig  die  Gefahr  eines  gewissen  In- 
senverwaltung  selbst  mit  Hilfe  ehi-enamt- j  ten?sses  für  die  Gemeinde  vor,  das  sie 
lieber  Organe  diese  Funktionen  zu  üben,  niclit  ganz  unbefangen  erscheinen  lässt : 
So  führen  in  Berlin  Mitglieder  des  Gemeinde-  I  gleichwohl  bilden  nächst  den  Geistlichen 
waisenrats  die  Beaufsichtigung  der  Pflege-  j  und  Lelu'ern  die  Gemeindevorsteher  die 
stellen ,  mit  denen  neuerdings  unter  Zu- 1  Hauptgruppe  von  Vertrauensmännern.  In 
ziehtmg  der  Vormundschaftsrichter  gemein- 1  der  Regel  wii*d  den  Vertrauensmännern 
schaftliche  Sitzungen  abgelialten  werden,  |  eine  Vergütung  gewährt,  die  z.  B.  in  Ham- 
um  sich  über  die  einzelnen  Pflegefälle  wie  j  bur^  pro  Kopf  und  Monat  50  Pfennige,  also 
auch  über  allgemeine  Gnmdsätze  der  Wai-  |  6  Mark  pro  Jahr  beträgt, 
senpflege  zu  verständigen.  Ende  März  1898  ,       Einen  guten  Einblick  in  die  Verhältnisse 
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lies  ganzen  Staatsgebietes  bieten  die  in  der 
llauserschen  Sclinft  niedei-gelegten  Berichte 
über  die  Kinderpflege  in  Baden. 

In  einer  Reihe  von  Bezirken  erweist  sich 
als  überaus  fruchtbares  Princip  der  Farailien- 
pflege  die  Mitwirkung  des  weiblichen  Ele- 
mentes, das  in  keinem  Lande  so  sorgfältig 
ausgebildet  ist  wie  in  Baden.  Ueber  die 
Grundsätze  der  Kontrolle  sind  von  einer 
Reihe  von  Waisenverwaltungen  genauere 
Vorschriften  ausgearbeitet,  deren  wesent- 
lichste darin  bestehen,  dass  ausser  der  Be- 
schaffenheit des  Hauses  und  des  Raumes, 
in  welchem  ein  Kind  untergebracht  ist, 
andauernd  auch  das  Fortbestehen  der  Voraus- 
setzungen zu  überwachen  ist,  unter  denen 
das  Kind  in  eine  bestimmte  Pflegestelle  ge- 
geben ist,  und  vor  allem  die  Entwickelung 
des  Kindes  durch  persönliche  Besuche,  durch 
Erkundigung  bei  dem  Lehrer  und  Geist- 
lichen zu  überwachen  ist.  Im  gix)ssen 
Ganzen  lauten  aus  den  gut  geleiteten  Wai- 
seuverwaltungen  sowohl  des  Inlandes  wie 
des  Auslandes  die  Berichte  über  die  Erfolge 
der  Familienpflege  überaus  günstig. 

Für  die  Höhe  der  Pflegegeldsätze  kann 
eine  Norm  nicht  wohl  angegeben  werden; 
sie  wird  von  den  örtlichen  Lebensbedingun- 
gen und  etwaigen  Besonderheiten  der 
Pflegeeltern  und  der  Kinder  abhängen. 
Das  Pflegegeld  wird  höher  sein  im  Westen 
als  im  Osten,  höher  in  der  Stadt  als  auf 
«lern  Lande,  niedriger  bei  ganz  gesunden 
oder  bei  solchen  Kindern,  die  sich  schon 
im  Haushalt  nützlich  machen  können,  als 
hei  kranken  oder  besonders  schwächlichen 
Kindern,  imd  niedriger  endlich  Im  Pflege- 
eltern, die  mehr  aus  Liebe  zu  Kindern  iüs 
aus  Erwerbssinn  ein  Kind  aufnehmen.  Um 
einige  Beispiele  zu  geben,  so  beträgt  das 
Pflegegeld  für  hamburgische  Waisenkinder 
im  1.  Lebensjahre  200,  im  2.  160,  im  3.  bis 
6.  140,  7.  bis  10.  120,  11.  bis  14.  100  Mark. 
Ausserdem  werden  die  Kinder  mit  einem 
doppelten  Anzüge  ausgerüstet,  fernerhin  aber 
von  den  Kosteltem  gekleidet.  Die  Auslagen 
für  Schulgeld  und  Scluübücher,  ärzthche 
Behandlung  und  Arzneimittel  werden  den 
Pflegeeltern  vergütet.  Für  die  badischen 
Kreise  werden  Durchschnittsbeträge  von 
50 — 70  Mark  für  einige  ländliche  Kreise, 
daneben  auch  100 — 130  Mark  für  die  Kreise 
Heidelberg  und  Mannheim,  170 — 180  Mark 
für  die  Städte  Heidelberg  und  Mannheim  an- 
gegeben. Im  ganzen  waltet  bei  den  Armenbe- 
hörden ebenso  wie  in  der  Armenpflege  die  Nei- 
gung zu  thunlichster  Billigkeit  ob,  die  freilich 
in  ihrem  letzten  Erfolge  doch  teurer  ist,  weil 
sie  schlechte  erziehliche  und  gesundheitliche 
Ergebnisse  l)ewirkt.  Charakteristisch  ist  in 
dieser  Beziehung  namentlich  dieWarnehmung, 
dass  vielfach  für  Kinder,  welche  auf  Kosten 
eines    fremden   Ortsarmenverbandes   unter- 


gebracht werden,  höhere  Sätze  als  für  die 
auf  eigene  Kosten  untergebrachten  Kinder 
bezahlt  werden.  So  nimmt  man  denn  auch 
hier  wahr,  dass  im  gi-ossen  Ganzen  nm-  die 
gut  geleiteten  grossen  Verwaltungen  ange- 
messene Pflegesätze  gewähi-en  und  dass  die 
Fürsorge  in  kleinen  Städten  und  ländlichen 
Gemeinden  selir  viel  zu  wünschen  übrig 
lässt.  Naturgemäss  wird  für  die  geringe 
Bezalilung  auch  entspi-echend  wenig  ge- 
leistet. 

Es  ist  schliesslich  noch  darauf  hinzu- 
weisen, dass  neben  der  öffentlichen  Waisen- 
pflege auch  Privatvereinigungen  in  Deutsch- 
land sich  bedürftiger,  namentlich  ver- 
wahrloster Kinder  vielfach  annehmen,  welche 
im  wesentlichen  ähnlichen  Grundsätzen  fol- 
gen wie  die  für  die  öffentliche  Waisen- 
pflege massgebenden.  Für  England  hat  die 
Centralbehörde  feste  Grundsätze  bezüglich 
der  Pflegesteilen  durch  Genei-alordre  vom 
28.  Mai  1889  aufgestellt,  die  im  wesentlichen 
den  hier  gegebenen  Grundzügen  entsprechen. 

2.  Anstaltspflege,  a)  Armen-  und 
Waisenhäuser.  —  Cottagesystem.  — 
Bettungsanstalten.  Das  Wort  »Waisen- 
anstalt« deckt  sehr  verschiedene  Einrich- 
tungen. Wii-d  in  den  auf  niedrigster  Stufe 
stehenden  Anstalten  nur  das  geboten,  was 
nötig  erscheint,  um  ein  Kind  nicht  auf  die 
Strasse  zu  setzen  und  nicht  vollständig  ver- 
hungern zu  lassen,  so  bieten  die  besten 
Anstalten  neben  voller  leiblicher  Pflege  eine 
nach  allen  Richtungen  sich  erstreckende 
geistige  imd  moralische  Ausbildung,  die 
Erziehung  zu  einem  nützlichen  Berufe,  Aus- 
bildung in  Landarbeiten  oder  im  Handwerk 
oder  sogar  auch  zu  höheren  Beruf sarten. 

Die  Unterbringung  in  den  Armenhäusern 
zusammen  mit  allen  Altersklassen  und  ohne 
Unterschied  der  Geschlechter  ist  auch  heute 
noch  in  ländlichen  Gemeinden  vielfach  in 
Gebrauch ;  doch  wird  dem  Mangel  immerhin 
durch  den  allgemeinen  Schulzwang  in  Be- 
zug auf  die  geistige  Bildung  etwas  abgeholfen, 
wenn  auch  diese  Form  der  Versorgimg 
unter  allen  Umständen  als  die  sclüechteste 
zu  bezeichnen  ist  und  noch  liinter  der  Unter- 
bringung selbst  in  einer  weniger  guten 
Familie  zunickbleibt.  In  kleinen  und  mitt- 
leren Städten  wird  man,  sofern  nicht  zum 
System  der  Famihenpflege  übergegangen  ist, 
mindestens  Waisenhäuser  geringen  Umfangs 
finden,  in  denen  sogenannte  Hausväter  und 
Hausmütter  die  Aufsicht  führen ;  in  katholi- 
schen Ländern,  so  namentlich  in  Frankreich, 
treten  Ordensschwestern  an  ihre  Stelle,  die 
gerade  in  Bezug  auf  Kinderpflege  mit  Recht 
des  besten  Rufes  geniessen.  Das  gleiche 
gilt  von  Hauseltern  und  Beamten  der 
Waisenverwaltungen  im  allgemeinen  nicht. 
Vielmehr  ist  hier  mit  wenigen  sehr  indivi- 
duellen Ausnahmen  der  Mangel  an  Fähigkeit 
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zur  Erziehung  und  der  Fähigkeit,  Kinder 
nach  ihrer  Eigenart  zu  beurteilen,  von  sehr 
bedenklichen  Folgen.  Auch  in  England  war 
namentlich  die  Unterbringung  in  den  klei- 
neren Workhouses,  in  denen  die  Ueb>elstände 
der  Unterbringung  in  Anstalten  zusammen 
mit  Erwachsenen  und  mit  Personen  sehr 
zweifelhafter  Herkunft  und  Cliarakters  krass 
hervortraten,  der  Anlass,  der  Frage  der 
anderweiten  Einrichtungen  für  Kinder  näher- 
zutreten. 

In  den  grosseren  Waisenhäusern  sind  die 
Uebclstände  geringer,  weil  hier  die  Auf- 
nahme einer  grösseren  Zahl  von  Kindern 
bessere  Aufsicht  und  Scheidung  der  Ge- 
schlechter von  vorn  herein  notwendig  macht 
und  auch  der  ohnehin  ffir  Verpflegung  der 
Kinder  und  Unterhaltung  der  Anstalts- 
gebäude notwendige  Aufwand  auch  die  Her- 
anziehung besserer  Kräfte  zur  Aufsicht  und 
zum  Unterricht  leichter  ermöglicht.  So 
finden  sich  denn  in  den  grossen  Waisen- 
häusern ganz  allgemein  Einrichtungen,welche, 
abgesehen  von  den  principiellen  Bedenken 
gegen  Anstaltspflege,  alle  Vorzüge  eines 
wohlgeordneten  Verpflegungs-  und  Er- 
ziehungssystems in  sich  vei-einigen.  Hier 
ist  neben  sogfältiger  Trennung  der  Ge- 
schlechter, Herstellung  gesunder  und  ge- 
räumiger Schlafstellen,  Schaffung  von  Bade- 
einrichtungen, Turn-  und  Spielplätzen  auch 
für  Unterricht  und  Erziehung,  landwirtschaft- 
liche und  Handarbeit  gesorgt. 

Soweit  die  Waisenverwaltung  das  Systerii 
der  Familienpflege  bevorzugt,  dient  es  zu- 
gleich als  Station  für  die  neuaufgenomme- 
nen Kinder,  welche  hier  zunächst  gereinigt, 
eingekleidet  imd  für  längere  oder  küi-zcre 
Zeit  beobachtet  werden,  um  ein  Urteil  da- 
rüber zu  ermöglichen,  ol)  sie  sich  besser  ftir 
Anstalts-  oder  Familienpflege  eignen.  Auch 
werden  hier  diejenigen  Kinder  vorläufig 
versorgt,  welche  wegen  vorübergehender 
Abwesenheit  der  Eltern  haben  aufgenommen 
werden  müssen  und  nach  Fortfall  der  Gründe 
der  Abwesenheit,  wie  Aufenthalt  im  Kranken- 
hause, Verbüssung  kürzerer  Freiheitsstrafen 
etc.  den  Eltern  zurückgegeben  werden  sollen. 
Auch  wenn  Kinder  einen  auswärtigen  Unter- 
stützungswohnsitz besitzen,  werden  sie  in 
der  Regel  so  lange  zunickgehalten,  bis  sich 
die  Heimatgemeinde  entschieden  hat,  ob  sie 
sie  in  eigene  Fürsorge  übernehmen  will. 
Schwer  zu  erziehende  Kinder  von  bös- 
willigem Charakter,  verbrecherischen  oder 
lasterhaften  Neigimgen  sowie  auch  kränkliche 
und  fortdauernder  ärztlicher  Aufsicht  be- 
dürftige Kinder  werden  für  die  ganze  Dauer 
der  Waisenpflege  in  der  Anstfdt  behalten, 
die  übrigen  in  Pflegestellen  ausgethan. 

Im  übrigen  hängt  es  von  der  Grösse 
der  Waisenanstalt,  ihrer  Lage  in  oder  ausser- 
halb der  Stadt,  ihren  Mitteln  etc.  ab,  ob  sie 


i  besondere  Schuleinrichtungen  trifft  oder  die 
'  Kinder  an  den  vorhandenen  Scluileinrich- 
I  tungen  teilnehmen  lässt.  Beides  liat  gewisse 
:  Hed(Miken  gegen  sich;  durch  eigene  Schulen 
I  werden  die  Kinder  noch  mehr  isoliert ,  als 
1  sie  es  schon  ohnehin  durch  die  Anstalts- 
!l)flege  sind,  wälirend  bei  dem  Besuch  der 
I  allgemeinen  Schulen  ihnen  der  Unterschied 
j  zwischen  Kindern,  die  ein  Elternliaus  haben, 
I  und  ihrem  eigenen  Schicksal  häufig  schmerz- 
I  lieh  und  verbitternd  zur  Erkenntnis  kommt. 
I  Diese  Walirnehnnmg  ist  beispielsweise  in 
'  England  gemacht  worden,  wo  man  zur  Ver- 
I  mindenmg  des  üblen  Einflusses  des  work- 
j  house  die  Kinder  in  die  allgemeinen  Schulen 
sandte.  Iiti  tlbrigen  ist  gerade  im  Hinblick 
lauf  diese  Wahrnehmungen  in  England,  so- 
weit nicht  die  Familien  pflege  (boai-ding-out- 
system)  angewandt  wird ,  vielfach  die  Er- 
I  rieht ung  besonderer  Anstalten  für  Kinder 
I  erfolgt :  Districts-  sowie  auch  Parochial 
I  schools ,  in  welchen  die  Kinder  den  work- 
j  houses  entnommen  und  in  besonderen  An- 
!  stalten  vereinigt  werden ;  der  Unterschied 
j  zwischen  l)eiden  Schulen  liegt  nur  in  dem 
'Umfang;  im  übrigen  entsprechen  sie  dem, 
I  was  wir  Waisenhäuser  nennen. 

Ein  anderer  Unterschied  in  den  Anstalts- 
einrichtungen tritt  hervor,  sofern  sie  für 
verschiedene  Altersklassen  bestimmt  sind, 
wie  z.  B.  in  Frankreich  dureh  das  Dekret 
von  1811  bei  Anordnung  der  Familienpflege 
gleichzeitig  veroixlnet  wurde,  dass  die  Kinder 
mit  vollendetem  12.  Lebensjahre  wieder  in 
die  hospices  zuriickkehren  sollten,  um  die 
Vollendung  ilu-er  durch  den  dauernden 
Aufenthalt  auf  dem  Lande  gefährdeten  Aus- 
bildung zu  erhalten.  Wenn  die  Austalts- 
pflege,  wie  es  namentlich  bei  den  noch 
unten  zu  besprechenden  Rettungsanstalten 
der  Fall  ist,  sich  über  das  schulpflichtige 
Alter  hinaus  erstreckt,  müssen  Einrichtimgen 
für  die  Ausbildung  in  einem  Gewerbe  ge- 
treffen  werden.  Andere  Formen  der  An- 
staltspflege kommen  da  vor,  wo  die  An- 
stalten zunächst  niu:  der  Obdachlosigkeit 
steuern  sollen.  Von  einer  höchst  interessan- 
ten Fürsorge  dieser  Art  berichtet  die 
^Chüdren's  Aid  Society«  in  New- York,  die 
u.  a.  ilire  Fürsorge  den  Kindern  zuwendet, 
welche  ohne  Heim,  ohne  Eltern  und  ohne 
jegliche  Pflege  auf  den  Strassen  herum- 
streifen und  kein  oder  ein  ganz  kümmer- 
liches Nachtqiuirtier  besitzen.  Es  wird  diesen 
Kindern  zunächst  nur  ein  Nachtquäi'tier  ge- 
boten, während  sie  tags  über  ihrem  Vaga- 
bundenleben überlassen  bleiben.  Nach 
einiger  Zeit  sucht  man  die  Kinder  in  be- 
sonderen Arbeitsschulen  zu  sammeln  und 
dort  arbeiten  zu  lassen,  lun  sie  allmählich 
der  ehrlichen  Arbeit  zuzuführen ;  namentlich 
ist  die  Verpflanzimg  nach  dem  Westen  zu 
Farmern  häufig.     Den  Bestrebungen    wird 
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ein  selir  guter  Erfolg  nachgerühmt.  Aehnlich 
das     »Opeu-all-night-refuge     for    horaeless 
lM)ys  and  girls«  in  London,  eine  der  34  von 
Dr.   Bornardo    gegründeten    Anstalten    zum 
Wohle  verwaister  und  verlassener  Kinder. 
Yoa   der  inneren  Einrichtung  wohlein- 
gerichteter Waisenliäuser  kann  hier  nur  eine 
Andeutung    gegeben    werden.     Man    sucht 
neuerdings     die    Waisenhäuser     thunlichst 
ausserhalb  der  Stadt  in  Vororte  zu  verlegen, 
teils   um  der  Kostenersparnis  willen,  teils 
II  in   die  Kinder   schädlichen  Einflüssen  zu 
entziehen,  vor  allem  aber  auch,  um  Gai-ten- 
imd  Ackerland  für  die  Beschäftigung  und 
die  Spiele  der  Kinder  zu  gewinnen.    So  ist 
beispielsweise   das   Hambiu-ger  Waisenhaus 
seiner  Zeit  aus  der  Stadt  verlegt  worden 
und  umfasst  ein  sehr  erhebliches  Areal,  ob- 
wohl es  jetzt  schon  wieder  von  städtischen 
Gebäuden  umgeben  ist.    Hier  ist,  da  in  der 
Anstalt  zugleich  die  Uebergangsstation  ent- 
halten ist.  für  alle  Arten  von  Pfleglingen 
Sor^  getragen,  vom  Säugliugsalter  bis  zum 
Alter  der  Konfirmation.     Im   ganzen   sind 
15  Abteilungen  bezw.  Altersgruppen  einge- 
richtet, nämlich:  eine  Abteilung  für  Säug- 
linge,  ein  Kindergarten   für  Zöglinge   von 
2 — 6  Jahren,  eine  Gruppe  für  Knaben  und 
Mädchen  im  ersten  Schuljahre,  7  Gruppen 
für  schulpflichtige  Knaben,  3  Gnippen  für 
schulpflichtige  Mädchen,   eine  Gruppe   für 
konfinnierte  Knaben,  welche  vorübergehend 
in  der  Anstalt  sich  aufhalten,  um  von  dort 
aus    wieder   bei  Lehr-    oder    Dienstherren 
untergebracht  zu  werden,  eine  Gruppe  für 
konfirmierte    Mädchen,    welche    nach    der 
Konfirmation  noch  ein  Jahr  zur  Erlernung 
der  häuslichen  Arbeiten  in  der  Anstalt  ver- 
bleiben.   Dazu  kommt  eine  Krankenstation 
für   erkrankte   oder   besonderer  Pflege  be- 
dürftige    schwächliche    Kinder,     während 
Kinder,    welche    an    ansteckenden    Krank- 
heiten   leiden,    dem    Krankenhause    zuge- 
führt werden.     Den  einzelnen  Abteilungen 
und    Gruppen    stehen    besondere    Aufseher 
und  Aufseherinnen,  in  der  Säuglingsabtei- 
lung   Diakonissen,    im    Kindergurten    eine 
Kindergärtnerin    vor.     Als    Aufseher    sind 
meistens    gebildetere   unverheiratete  Hand- 
werker angestellt.    Diese  wohnen  unter  den 
•Zöglingen  ihrer  Gruppe,   überwachen   und 
leiten   deren   häusliche  Yerrichtungea  und 
Spiele,  essen   und  schlafen  mit  ihnen  und 
unterweisen  sie  in  den  verschiedenen  Werk- 
stätten der  Anstalt,  in  welchen  sie  für  den 
Anstaltsbedarf  zu  arbeiten  haben,  in  einzelnen 
gewerblichen    Fertigkeiten.     Als    Aufsehe- 
rinnen  in   den   Mädchenginippen    fimgieren 
Damen,   welche  früher  als  Hausdamen  oder 
Erzieherinnen   in  Familien   thätig  gewesen 
sind.    Sie  wohnen  unter  den  Mädchen  ihrer 
Gruppe  und  verrichten  mit  ilinen   die  zur 
Reinigung  des  Hauses,  zur  Beschaffung  und 


Instandhaltung  der  Kleidung  im  Xähsaal 
und  in  der  Strickstube,  zur  Reinigung  der 
Wäsche  sowie  die  in  der  Küche  erforder- 
lichen Arbeiten. 

Die  gesamte  häusliche  Erziehung  der 
Knaben  steht  unter  der  Aufsicht  eines  in 
der  Anstalt  wohnenden  fest  angestellten 
Lehrei-s,  den  ein  zweiter  Lehrer  als  ständiger 
Gehilfe  unterstützt;  diejenige  der  Mädchen 
wird  von  einer  älteren  Dame  überwacht, 
welche  zugleich  für  die  ganze  Anstalt  die 
Funktionen  der  Hausmutter  wahrzimehmen 
hat.  Jener  als  Oberheifer,  diese  als  Oberin 
sind  dem  Direktor,  mit  dem  sie  in  täglichen 
Konferenzen  und  Besprechungen  die  nötigen 
Massnalimen  verabreden,  für  die  Durch- 
führung des  Erziehungsplanes  in  erster  Linie 
verantwortlich. 

An  der  Beaufsichtigung  und  Anleitung 
der  schulpflichtigen  Zöglinge  ausser  der 
Schulzeit  hciben  noch  die  sämtlichen  Lehrer 
und  Lehrerinnen  der  Anstaltsschule  in  einem 
bestimmten  Turnus,  wonach  mindestens  zwei 
an  jedem  Tage  herangezogen  werden,  sich 
zu  beteiligen.  Sie  haben  namentlich  die 
Anfertigung  der  Schularbeiten  zu  über- 
wachen und  besonders  an  Sonn-  und  Feier- 
tagen wie  in  den  Ferien  für  zweckmässige 
Erholung  und  Spiele  zu  sorgen. 

Die  bereits  erwähnten  Gruppen  der  Zög- 
linge umfassen  für  die  älteren  Jalu^gänge 
40—50,  für  die  jüngeren  20—30  Kinder. 
Die  Gruppe  soll  die  FaraiHe  ersetzen,  so- 
weit davon  in  einer  Anstalt  die  Rede  sein 
kann.  Sie  hat  ihren  besonderen  Wohn-  und 
Schlafsaal.  Was  die  Glieder  einer  Familie 
im  Laufe  des  Tages  zu  vereinigen  pflegt, 
häusliche  Arbeiten,  gemeinsame  Mahlzeiten, 
Erholung  und  Spiel,  das  führt  und  hält  auch 
die  Angehörigen  einer  Gruppe  zu  den  ver- 
schiedenen Tageszeiten  zusammen  und  fördert 
in  ihnen  das  Gefühl  der  Gemeinschaft,  wäh- 
rend zwischendurch  kleinere  Abteilungen  der 
Gruppe  durch  Teilnahme  an  dem  Unterricht 
verschiedener  Klassen  der  AnstaJtsschide, 
durch  Arbeiten  in  den  Werkstätten  und  dem 
Garten,  durch  Besorgungen  in  der  Stadt  etc. 
ihrem  besonderen  Berufe  nachgehen. 

Man  sieht  aus  diesem  Beispiel  Ham- 
■  burgs,  wie  es  möglich  ist,  der  Individualität 
'  der  Kinder  gerecht  zu  werden,  ohne  in  die 
bei  Anstalten  drohende  Schablone  zu  ver- 
fallen. 

Die  in  den  Hamburger  Einrichtungen  an- 
gedeuteten Versuche,  durch  Gruppenbil- 
dungen die  Familie  zu  ersetzen,  hat  man  in 
einem  besonderen  System  auszugestalten  ver- 
sucht, welches  nach  der  Anstalt  Mettray  bei 
Tours  oder  nach  seiner  Anwendung  in  Eng- 
land Mettray-  oder  Cottage-System 
genannt  wird.  Das  System,  welches  die 
Mitte  zwischen  Anstalts-  und  Familienpflege 
hält,   besteht  darin,   dass  man  statt  eines 
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grossen  gemeinschaftlichen  Gebäudes  kleinere  |  gleichen  Ursachen  für  die  Aufnahme  in 
Häuser  (cotlages)  in  ländlichen  Bezirken  er- '  beide  massgebend  sind.  Abgesehen  von  be- 
richtet und  die  Kinder  auf  diese  Weise  in  |  sondei's  lasterhaften  oder  gar  verbrecherisch 
kleinere  Gruppen  verteilt.  In  diese  Häuser  i  veranlagten  Kindern,  welche  in  jedem  Stande 
setzt  man  je  eine  Arbeiter-  oder  Handwerker-  !  vorkommen  können ,  sind  eben  diejenigen 
familie,  von  welcher  die  allgemeine  Aufsicht  Kinder  der  Verwahrlosung  am  meisten  aus- 
zu  führen  ist,  wobei  die  Knaben  in  dem  gesetzt,  welche  in  dürftigen  Verhältnissen 
Handwerk  des  Mannes,  die  Mädchen  in  den '  leben  und  deren  Eltern  daher  für  ihren 
häuslichen  Arbeiten  zu  unterweisen  sind.  I  rnterhalt  und  ihre  Erziehung  nicht  hin- 
Indem  man  die  Zahl  der  Kinder  in  jedem  I  reichend  Sorge  tragen  können  oder  wollen, 
dieser  Häuser  auf  8 — 12  beschränkt ,  eine  I  Die  ersten  Bestrebungen  auf  dem  Gebiete 
Zahl,  welche  noch  bei  kinderreichen  Familien  '  des  sogenannten  Rettungswesens  sind  daher 
erreicht  wird,  sucht  man  die  Vorzüge  der  j  im  Grunde  nichts  anderes  als  Bestrebimgen 
mit  derAnstaltspflege  verbundenen  Isolierung!  der  Waisenfüi-sorge  gewesen. 
mit  der  gemütlichen  Wirkung  der  Familien- I  So  haben  am  Ende  des  vorigen  Jahr- 
gemeinschaft  zu  verbinden.  i  hunderts  Pestalozzi,  Fellenberg,  Wehi-li  u.  a. 

In  Frankreich  sind  mehr  als  80  solcher '  in  der  Schweiz  und  in  Deutschland  die 
Anstalten  nach  dem  Vorbilde  von  Mettray  1  Kinder  um  sich  gesammelt  hat  in  Frank- 
gegnindet  worden ;  in  England,  namentlich  i-eich  die  Thätigkeit  der  Ordensschwestern 
in  Wales,  hat  die  Einrichtung  viel  Anklang ,  eingesetzt,  während  in  England  John  Howard 
gefunden ;  so  ist  die  Anstalt  in  Chelsea  zu  |  und  später  Miss  Carpenter  sich  der  schutz- 
erwähnen, wohin  sämtliche  verwaisten,  ver-  i  losen  Jugend  annahmen.  Dieser  enge  Zii- 
nachlässigten  und  verwahrlosten  Kinder  der  |  sammeuhang  erscheint  am  deutlichsten  in 
Gemeinde  gesandt  werden.  Um  das  Ver- 1  Amerika ,  wo  auch  die  Waisenfürsorge  im 
waltungsgebäude,  die  Kirche,  die  Schule  j  wesentlichen  der  Privatthätigkeit  überlassen 
und  die  Beamten  Wohnungen  liegen  die  '  ist  und  die  Fürsorge  für  Kinder  sich  gleicher- 
kleinen, im  Stile  einfacher  Arbeiterhäuser  I  weise  auf  bedürftige  wie  auf  verwalirloste 
auf  dem  Lande  erbauten  kleinen  Häuser, ,  Kinder  erstreckt.  Im  übrigen  findet  die 
in  welchen  die  Kinder  wohnen.  Unter  den  I  Besserung  und  Erziehung  nicht  notwendig 
Hausvätern  sind  die  verschiedenen  Gewerbe  i  in  geschlossenen  Anstalten  statt;  wie  schon 
vertreten.  In  Deutschland  ist  dieses  System  '  erwähnt ,  ist  in  Deutschland  überwiegend 
namentlich  in  der  Rettungsanstalt  »Das  j  die  Familienpflege  auch  für  solche  verwahr- 
Rauhe  Haus<i  mit  vorzüglichem  Erfolge  ein- 1  loste  Kinder  in  erste  Linie  gestellt;  auch 
geführt  worden.  In  Amerika  ist  die  Ein- 1  ist  thatsächlich  vielfach  die  Erfahnmg  ge- 
richtung nach  englischem  Vorbilde  vielfach  |  macht  worden ,  dass  Kinder ,  welche  an- 
nachgeahmt worden.  scheinend   zu  den  schlimmsten  ihres  Alters 

Der  allerneueste  Versuch  auf  diesem  I  gehörten ,  eine  vollständige  Umwandlung 
Gebiet  ist  die  Einrichtung  der  sogenannten  I  zeigten,  sobald  sie  aus  ihi-er  Umgebung  in 
s catt er ed  110 m es,  die  zuerst  in  Sheffield  [einfache  ländliche  Verhältnisse  verpflanzt 
eingeführt  worden  ist  Sie  besteht  darin, ;  wurden.  Wo  jedoch  Familien  pflege  nicht 
dass  kleine  Wohngebäude  in  verschiedenen  I  eintreten  kann  oder  soll,  treten  die  Rettungs- 
Teilen  des  Bezirks  der  Armenverwaltung  j  bezw.  Besserungsanstalten  an  die  Stelle,  die 
gemietet  und  dort  nicht  mehr  als  16  Kinder  |  damit  sich  deutlich  von  den  Anstalten  der 
unter  die  Aufsicht  von  Hauseltern  gestellt  |  Waisenpflege,  mit  denen  sie  im  übrigen  das 
w^erden.    Die  Kinder  bilden  mit  den  Haus- 1  meiste    gemeinsam    haben ,    abheben.     Das 


eitern  eine  Familiengemeinschaft,  besuchen 
aber  im  übrigen  die  örtliche  Schule,  ver- 
kehren mit  den  Kindern  der  übrigen  Oris- 
einwohner  und  leben  mithin  ganz  wde  andere 
Kinder,  die  in  das  aUgemeine  Leben  des 
Ortes  aufgehen. 

Die  Rettungsanstalten  sind  Waisen- 
anstalten mit  dem  besonderen  Zwecke,  sitt- 
lich gefährdete  oder  bereits  verwahrloste 
Kinder  zu  bessern  und  zu  bilden.  Bei  ihnen 
bildet  die  Sorge  für  Unterricht  und  Er- 
ziehung den  Hauptanlass  der  Pflegethätig- 
keit,  die  selbstverständlich  ohne  Gewährung 
von  Obdach,  Nahrung  und  Bekleidung  nicht 
ausgefühi-t  werden  kann.  Gleichwolil  ist  es 
nicht  richtig,  die  Rettungsaustalten  zu  scharf 
von  den  Anstalten  der  Waisenpflege  abzu- 
sondern,   weil    im   Gnuide   genomnien    die 


Princip  dieser  Rettungshäuser,  welche  über- 
wiegend von  freien,  auf  strenger  kirchlicher 
Grundlage  stehenden  Erziehungsvereinen  ins 
Leben  gerufen  sind,  beruht  in  der  Wieder- 
erweckung des  religiösen  Bewusstseins  und 
in  der  Anleitung  zu  nützlicher  Arbeit,  wo-- 
bei  vielfach  landwirtschaftliche  Thätigkeit 
und  gewisse,  von  der  Maschinenindustrie 
möglichst  unberührte  Handwerke  bevorzugt 
werden.  Teils  ist  diese  Beschäftigung  sds 
wesentliches  Mittel  zur  Ausbildung  des  sitt- 
lichen Willens,  der  Ordnungsliebe  und  des 
Fleisses  nur  Mittel  zum  Zweck,  teils  als 
Vorbereitung  auf  den  künftigen  Lebensberuf 
Selbstzweck. 

Die  Zahl  der  evangelischen  Rettungs- 
anstalten betrug  1898  342  mit  12  759 
Zöglingen.      Besonders    hervorzuheben    ist 
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Württemberg,  wo  die  Eettiingssaehe  im 
Anfange  des  Jahrhunderts  nach  dem  Vor- 
gange der  von  Zeller  1820  gegründeten 
Anstalt  in  Beuggen  mit  besonderem  Eifer 
in  Angriff  genommen  war.  Von  den  gegen- 
wärtig bestehenden  18  Anstalten  ist  die 
Mehi-zahl  in  den  Jahren  1820—1840  ge- 
gründet worden.  Vor  anderen  ragt  durch 
die  Ai-t  ihrer  Entstehung  und  ihre  eigen- 
artige Weiterbildung,  welche  das  Vorbild 
für  eine  grosse  Zahl  anderer  Anstalten  ge- 
worden ist,  das  von  Wichern  zu  Hörn  bei 
Hambrn-g  gegründete  »Rauhe  Haus«  hervor, 
ebenso  die  von  Werner  in  Reutlingen  Ende 
der  30  er  Jahre  errichteten  Anstalten  »zum 
Bruderhaus«.  In  England  sind  es  die  In- 
diistrial  Schools  für  Verwahrloste  und  die 
reformatory  schools  für  jugendliche  Ver- 
brecher, welche  den  deutschen  Rettungs- 
häusem  entsprechen.  In  Frankreich  sind 
zahlreiche  Kolonieen  nach  dem  Vorbilde  der 
schon  erwähnten  Colonie  agricole  de  jeunes 
detenus  zu  Mettray  entstanden.  Die  Ret- 
tungsanstalten sind  meistens  geringeren  üm- 
fangs  als  die  eigentlichen  Waisenanstalten; 
auch  sind  sie  zum  Teü  nach  den  Ge- 
schlechtern geschieden ;  so  nimmt  das  Rauhe 
Haus  nur  Knaben  auf,  während  von  den 
Württemberger  Anstalten  nur  eine  lediglich 
für  Knaben  und  nur  eine  lediglich  für 
Mädchen  bestimmt  ist  Bemerkenswert  ist 
noch  die  Hlionois  School  for  Agriculture 
and  manual  ti-aining  for  boys.  Auch  sind 
hier  die  zalili-eichen  Rettungsanstalten  für 
sittlich  gefährdete  und  die  sogenannten 
Magdalenenanstalten  für  gefallene  Mädchen 
zu  erwähnen. 

b)  Anstalten  für  nicht  vollsinnige 
Kinder.  Die  Fürsorge  für  nicht  voUsinnige 
Kinder  fällt  nur  zum  Teil  \mter  die  Auf- 
gaben der  Waisenpflege;  zum  anderen  Teil 
gehört  sie  der  hygienischen  und  vor  allem 
der  i^dagogischen  Füi-sorge  an.  Docli 
machen  sich  die  Gesichtspunkte  der  im 
engeren  Sinne  armenpflegerischen  Fürsoi^e 
insofern  geltend,  als  einmal  nicht  vollsinnige 
Kinder  überwiegend  aus  ärmeren  Familien 
hervorgehen  und  gei-ade  die  Sinnesmängel 
durch  die  Verhältnisse,  denen  die  Kinder 
entstammen,  vielfach  erzeugt  werden,  anderer- 
seits Kinder,  denen  diese  besondere  Fürsorge 
mangelt,  vöUig  hilflos  dastehen  und  in 
späterem  Alter  unbedingt  Gegenstand  der 
armenpflegerischen  Fürsorge  werden  müssen. 
Die  verhältnismässig  junge  Bewegimg  auf 
diesem  Gebiete  richtet  sich  daher  durchweg 
darauf,  nicht  voUsinnige  Kinder,  soweit  irgend 
angänglich,  unter  Berücksichtigung  ihrer 
geistigen  imd  körperlichen  Fähigkeiten  zu 
bilden  und  sie  für  einen  Erwerbszweig, 
deren  Zahl  freilich  immer  sehr  beschränkt 
ist,  vorzubereiten  oder,  soweit  sie  gänzlich 
bildungsunfähig   sind,   durch   Aufnahme   in 


eine  Anstalt  der  Lieblosigkeit  bezw.  Ver- 
ständnislosigkeit  ihrer  Angehörigen  oder  der 
Roheit  der  Aussenwelt  zu  entziehen.-  Die 
Forderung,  dass  für  schwachsinnige  Kinder 
unter  allen  Umständen  ein  gesetzlicher  Er- 
ziehungszwang eintrete  und  ihnen  besonderer 
Unteiricht,  sei  es  in  besonderen  Klassen 
für  die  nur  geistig  zurückgebliebenen,  sei  es 
in  besonderen  Anstalten  füi-  nicht  vollsinnige 
Kinder  zu  teil  w^erde,  ist  erst  kürzlich  noch 
von  der  7.  Konferenz  für  das  Idiotenwesen 
mit  Nachdruck  gestellt  worden.  Thatsäch- 
lich  besteht  der  Anstaltszwang  für  taub- 
stumme Kinder  in  einer  Zahl  kleinerer 
deutscher  Staaten,  in  Dänemark,  Schweden 
und  Norwegen,  England  und  Italien,  für 
schwach-  und  blödsinnige  Kinder  in  Sachsen, 
Anhalt,  Sclileswig-Holstein  und  Norwegen. 
In  die  Klasse  der  nicht  vollsinnigen  Kinder 
gehören  Idioten,  deren  normale  Geistes- 
entwickelung  unmöglich  gemacht  oder  früh- 
zeitig rückgängig  gemacht  oder  gehemmt 
ist  (Blödsinnige,  Cretins,  Schwachsinnige 
—  imbeciUe  —  Jteeble-minded),  mit  mannig- 
fachen Komplikationen,  teils  physischer  teils 
psychischer  Art  (paralytische  Erscheinungen, 
Taubstummheit,  Blindheit,  Epilepsie),  Taub- 
stumme und  Blinde.  Eigentümlich  ist 
der  Fürsorgethätigkeit  auf  diesem  Gebiet, 
dass  sie  fast  durchweg  diu-ch  die  Wahr- 
nehmung einzelner  trauriger  Erscheinungen 
angeregt  worden  und  überwiegend  durch 
private  Initiative  ins  Leben  getreten  ist.  Am 
frühesten  hat  wegen  der  ins  Auge  fallenden 
Hilfsbedürftigkeit  die  Blindenfürsorge  sich 
entwickelt,  wähi-end  die  Idioten-  und  Taub- 
stummenpflege verhältnismässig  spät,  ähn- 
lich wie  die  Irrenpflege  aus  dem  Stadium 
der  sicherheitspolizeilichen  Massregeln  in 
das  der  positiven  Schutzfürsorge  getieten 
ist.  Auf  die  Einzelheiten  kann  an  dieser 
Stelle  nicht  eingegangen  werden. 

B.  Ergänzende  Fürsorge. 

Vorbemerkang.  Die  Fälle  der  Einzel- 
bildungen, welche  zum  Besten  der  Kinder 
bestimmt  sind,  zu  erschöpfen,  ist  nicht  mög- 
lich. Zu  betonen  ist,  dass  die  ergänzende 
Fürsorge  sich  im  grossen  Ganzen  auf  dem 
Boden  der  privaten  Vereinstliätigkeit  ent- 
wickelt hat,  zum  Teil  unter  dem  Beistande 
und  der  finanziellen  Untei-stützung  des 
Staates  und  der  Gemeinde.  Soweit  sich  die 
Fürsorgethätigkeit  auf  die  Verwahrung  und 
Erziehung  der  Kinder  beschränkt,  ist  als 
allen  diesen  Veranstaltungen  gemeinsam  her- 
vorzuheben, dass  sie  in  ereter  Linie  dazu 
dienen  soUen,  denjenigen  Kindern  Fürsorge 
angedeihen  zu  lassen,  w^elche  des  Tags  über 
der  Aufsicht  und  Pflege  entbehren.  Das 
Bedürfnis  hierzu  hat  sich  namentlich  in 
grösseren  Städten  und  in  Fabrikorten  hemus- 
gestellt.   wo  die  Mütter  darauf  angewiesen 
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sind,  mit  zum  Lebensunterhalt  der  Familie 
beizutragen  oder,  wenn  sie  verwitwet  sind 
bezw.  der  Ehemann  durch  Krankheit,  Ge- 
bi-echen  am  Erwerb  verliindeit  ist  oder  er 
die  Familie  verlassen  hat,  allein  den  Lebens- 
imterhalt  zu  erwerben;  es  gilt  dies  auch 
für  die  Fälle,  in  denen  die  Mütter  Annen- 
unterstützung l:)eziehen,  da  diese  in  der 
Regel  nicht  so  hoch  bemessen  ist,  dass  die 
Familie  ohne  jeden  Erwerb  der  Mutter  da- 
von erhalten  weixion  kann.  Geht  nun  die 
Mutter  tags  über  dem.  Ei^w'erb  nach ,  so 
bleiben  die  Kinder  unbeaufsichtigt,  erhalten 
keine  oder  nur  sehr  mangelhafte  Yer- 
köstigimg,  treiben  sich,  w-enn  sie  nicht  etwa 
von  den  Müttern  eingeschlossen  werden,  j 
auf  den  Strassen  umher,  wo  sie  zur  Bettelei 
verführt  werden  und,  wie  die  Erfahrung 
namentlich  grosser  Städte  lehrt,  in  hohem 
Masse  verwildern  und  verw^ahrlosen.  In 
solchen  Fällen  tritt  die  Thätigkeit  der 
Krippen,  Bewalu^n stalten.  Horte  und  Heime 
ergänzend  ein.  Doch  wiixl  gerade  ange- 
sichts der  neuerdings  sehr  starken  Beförde- 
rung derartiger  Vei-anstaltungen  die  War- 
nung erhoben,  nicht  gar  zu  selir  den  Eltern 
die  Fürsorge  für  ihre  Kinder  zu  erleichtern 
\md  nicht  tiberall,  wo  Anstalten  dieser  Art 
nicht  bestehen,  ihr  Fehlen  als  einen  Mangel 
anzusehen;  wo  ein  thatsächliches  Bedürfnis 
nicht  vorliege,  solle  man  sich  hüten,  das 
Bedürfnis  künstlich  hervorzurufen,  da  unter 
allen  Umständen  die  einzig  richtige  Stätte  füi- 
die  Erziehung  der  Kinder  das  Elternhaus  sei 
und  dieses  nicht  ohne  Not  verdrängt  werden 
dürfe.  Gerade  die  allzu  leichte  und  bequeme 
Hilfe  komme  weniger  den  Kindern  als 
trägen  und  pflichtvergessenen  Eltern  zu 
gute.  Diese  Bedenken  sind  bei  den  gut 
geleiteten  Anstalten  nicht  ohne  Würdigung 
geblieben;  man  hat,  um  die  angedeuteten 
Gefahren  zu  vermeiden,  fast  durchweg  den 
Grundsatz  durchgeführt,  dass  die  Eltern, 
welche  gerade  des  Verdienstes  halber  ihre 
Kinder  derartigen  Anstalten  anvertrauen,  zu 
den  Kosten  der  Pflege  einen  ihren  Verhält- 
nissen entsprechenden,  wenn  auch  geringen 
Beitrag  leisten,  dass  sie  ihre  Kinder  in  der 
Regel  selbst  der  Anstalt  zuführen  und  ab- 
holen müssen  und  dass  sie  nur  an  den 
Tagen,  an  denen  sie  wirklich  durch  Arbeit 
vom  Hause  ferngehalten  sind,  die  Kinder 
der  Anstalt  übergeben  dürfen.  Auf  der 
anderen  Seite  wird  darauf  gehalten,  durch 
die  Kinder  mittelbar  einen  fördernden  Ein- 
fluss  auf  die  Eltern  selbst  zu  üben,  indem 
schmutzig  gelialtene,  unordentlich  gekleidete 
Kinder  zurückgewiesen  und  die  Mütter  da- 
durch gewöhnt  werden,  für  Ordnung  und 
Reinlichkeit  der  Kinder  zu  sorgen,  eine  Ge- 
wöhnung, die  sich  dann  auch  auf  die  ganze 
Häuslichkeit  überträgt.  So  wunlen  auf  dem 
internationalen    Wohlthätigkeitskongress    zu 


Mailand  1881  die  Krippen  geradezu  als 
»Schulen  für  die  Mütter«  bezeiclmct.  Auch 
wird  durch  die  persönliche  Zuführung  der 
Kinder  eine  Verbindung  zwischen  den  Eltern 
imd  den  PflegesteUen  bo^-irkt,  die  vielfach 
zu  freundlicher,  auch  auf  anden\Tite  Hilfe 
und  Fürsorge  sieh  ausdehnender  Thätigkeit 
füliren  kann,  was  für  die  Gebenden  wie  für 
die  Nehmenden  gleich  günstig  A^-irkt,  indem 
namentlich  die  erstei-en  den  Einblick  in 
ihnen  meist  ganz  fremde  und  meist  sehr 
trübe  soziale  Verhältnisse  gewinnen. 

1.  Fürsorge  für  das  nicht  schul- 
pflichtige Alter,  a)  Krippen.  Diese  An- 
stalten, welche  wohl  auch  »Säuglingskripi>en*: 
genannt  werden,  dienen  zur  Aufnahme  von 
Kindern  bis  zum  ersten,  zuweilen  auch  bis 
zum  zweiten  Jahre. 

Die  ersten  Krippen  entstanden  in  Paris 
1844  auf  Anregung  des  Beamten  Marbeau; 
die  Einrichtung  hat  dann  in  Paris  und  ganx 
Frankreich  gi-osse  Verbreitung  gefunden:  es 
bestehen  dort  über  400.  In  Deutschland 
ist  die  älteste  Krippe  diejenige  im  Breiten 
Feld  in  Wien,  die  1849  gegründet  ist; 
demnächst  folgen  zahlreichere  Gründungen 
in  Bayern;  später  sind  dann  in  allen  euro- 
päischen Staaten  Ki'ippen  gegründet  worden. 

b)  Kinderbewahranstalten.  Die  ei-ste 
Anregung  zu  ihrer  Gründung  gab  Oberlin, 
der  1779  im  Verein  mit  der  in  seinen  Dienst 
getretenen  Louise  Schepeler  die  verwahr- 
losten Kinder,  hauptsächlich  des  vorschul- 
pflichtigen Alters,  um  sich  sammelte,  ihnen 
Gescliichten  erzählte,  sie  Lieder  lehrte,  Bilder 
erklärte  und  mit  ihnen  spielte.  Dieser  An- 
regimg wurde  dann  in  Deutschland,  jedoch 
ziuiächst  in  verhältnismässig  geringem  Masse, 
Folge  gegeben ;  durch  die  Prinzessin  Pauline 
von  Detmold  wui-de  1802  eine  Aufl)ewah- 
rungsanstalt  gegründet;  in  Berlin  desgleichen 
1819  durch  Professor  Wadzek.  Erst  von 
den  30er  Jahren  an  kommt  die  Sache  in 
Aufschw^ung  und  führt  zur  Gründung  zahl- 
reicher Bewaliranstalten,  deren  Zahl  heute 
auf  melir  als  2000  zu  schätzen  ist. 

Die  Einrichtimg  der  hier  in  Frage  stehen- 
den Anstalten  ist  nicht  überall  dieselbe.  Es 
liegt  das  daran,  dass  zum  Teil  verschiedene 
Ansichten  über  ihre  Aufgaben  herrschen. 
Namentlich  haben  hier  die  vorzugsweise 
für  die  Mittelstände  eingerichteten  Fröbel- 
schen  Kindergärten  einige  Verwirrung  ge- 
bracht. Diese,  welche  mit  Bewusstsein  eine 
cigentlicheKinderpädagogikmitAnschauimgs- 
untenicht  und  mannigfacher  Belehnmg 
pflegen  und  im  Grunde  eine  Art  Schule  für 
das  nicht  scliulpfliditige  Alter  bilden,  ver- 
wirren nach  der  Auffassung  der  Hauptver- 
ti-eter  der  Bewahranstalten  den  Charakter 
dieser  Anstalten,  die  in  der  That  zunächst 
nichts  weiter  als  Anstalten  zur  »Verwah- 
rung<  sein  sollen,  wobei  eine  angemessene 


Kinderfürsorge 


77 


Besebültigimg  des  Kindes  nicht  nur  nicht 
ausgeschlossen,  sondern  sogax  erwünscht  ist, 
lÄ'enn  sie  auch  keine  schuhnässige  zu  sein 
braucht/  Es  wird  daher  auch  gegen  den 
vielfach  eingebürgerten  Namen  (Warteschulen 
—  Kindergarten  —  infants  schools  —  scuola 
infantile)  Protest  erhoben  und  betont,  dass 
eben  das  Wort  »Bewahranstalt«  (salle  d'asile) 
die  Aufgabe  der  Anstalt  richtig  bezeichne. 
Man  wird  dieser  Ansicht  durchaus  bei- 
pflichten müssen;  auch  hat  der  Deutsche 
Verein  für  Armenpflege  und  Wohlthätigkeit, 
der  die  Fi-age  der  Kinderfürsorge  zusammen- 
fassend behandelte,  die  von  dem  Referenten 
Reddersen  vorgelegten  Thesen  sich  ange- 
eignet, in  deren  vierter  es  heisst:  »Sie  (die 
Anstalten)  bereiten  die  Kinder  diu-ch  wechsel- 
volle Anregung  der  leiblichen  und  geistigen 
Anlagen  und  Fähigkeiten  in  Verbindung 
mit  gewissenhafter  Gewöhnung  an  Reinlich- 
keit, Ordnung  imd  pünktlichen  Gehorsam 
auf  den  Besuch  der  Schule  vor,  schliessen 
aber  die  geordnete  systematische 
Unterrichts  weise,  wie  die  strengere 
Zucht  der  Schule  noch  ganz  aus«. 
Der  internationale  Wohlthätigkeitskongress 
von  1858  spricht  in  den  von  ihm  angenom- 
meneu Leitsätzen  unter  anderem  als  Auf- 
gabe der  Leiterin  aus:  »d'eviter  que  Tin- 
struetion  strictement  elementaire  n  empiete 
siu"  rinstruction  scolaii^  propröment  dite«, 
lenkt  aber  gleichzeitig  die  Aufmerksamkeit 
auf  die  Organisation  der  deutschen  Kinder- 
gärten. Im  ganzen  wird  hiemach  als  Auf- 
gabe der  Bewahraustalten  zu  bezeichnen  sein, 
dass  sie  die  Kinder  des  vorschulpflichtigen 
Alters  den  ausserlialb  des  Hauses  beschäf- 
tigten Müttern  tags  über  abnehmen,  ver- 
pflegen und  ihrem  Alter  entsprechend  be- 
schäftigen. Selbstverständlich  ist  auch  hier 
die  Rücksicht  auf  die  hygieinisclien  Yerhält- 
nisse,  Luft,  Licht  und  zweckmässige,  aber 
einfache  Ernährung.  Neben  grösserenRäumen 
zum  Aufenthalt  im  Winter  und  während 
regnerischen  Wettei-s  ist  ein  Spielplatz  im 
Freien  das  wichtigste  Erfordernis.  Die  Be- 
schäftigung wird  in  der  Am'egung  zu  zwang- 
losem Spiel  bestehen,  wozu  bei  den  grösseren 
Kindern  einfache  biblische  und  andere  mo- 
ralische Erzählungen,  das  Vorsprechen  und 
Nachsagen  kleiner  Sprüche  und  Lieder,  kleine 
Arbeiten  mit  Bauhölzern,  Sand,  Papier  und 
dergleichen  treten  können.  Die  Aufsicht 
und  Leitung  wirtl  auch  hier  von  weiblichen 
Kräften  zu  üben  sein. 

2.  Fürsorge  für  das  schulpflichtige 
Alter,  a)  Kinderhorte.  In  der  dritten 
Stufe  der  Kindesentwickelung  liegt  das  Be- 
dürfnis der  Aufsicht  etwas  anders  als  im 
vorschulpflichtigen  Alter.  Zunächst  wird 
dimih  den  allgemeinen  Schulzwang  jedes 
Kind  ganz  anders  der  Beurteilung  ausge- 
setzt, so  dass  Fälle  besonderer  körperlicher 


oder  geistiger  Verwahrlosung  diwch  die 
Lehrer  bemerkt  und,  wo  nötig,  den  zustän- 
digen Schid-,  Polizei-  und  Armenbehörden 
mitgeteilt  werden.  Abgesehen  hiervon,  sind 
die  Kinder  auch  während  eines  erheblichen 
Teils  des  Tages  beschäftigt  und  auch  nach 
Beendigung  der  Schulzeit  durch  ihre  Schul- 
arbeiten in  Anspnich  genommen.  Im  übrigen 
liegen  die  gleichen  Gründe  vor,  ihnen  wäh- 
rend der  Abwesenheit  der  Eltern  eine  Zu- 
flucht zu  gewähren  und  sie  gerade  in  die- 
sem Alter  vor  den  Gefalu^n  des  zuchtlosen 
Herum treibens  auf  den  Strassen  zu  bewaliren. 
Diesem  Bedürfnis  abzuhelfen,  dienen  die  so- 
genannten »Hoilie«  oder  auch  »Heime«,  meist 
specieller  als  »Knaben-  oder  Mädchenhort 
bezw.  -heim«  bezeichnet.  Ihre  Entstehung 
ist  verhältnismässig  sehi-  jungen  Datums. 
Obwolil  schon  1828  in  Darrastadt  eine 
Knabenbescliäftigungsaustalt  und  1853  in 
.Weimar  eine  Gartenarbeitsschule  errichtet 
wurde,  welche  beide  die  Gartenarbeit  zur 
Hauptbeschäftigung  haben,  ist  die  eigent- 
liche Gründung  von  Horten  dem  verstorbenen 
Professor  Schmid-Schwarzenberg  in  Erlangen 
zu  verdanken,  welcher  die  Aufgabe  betonte, 
den  Schulunterricht  durch  die  in  so  vielen 
armen  Häusern  arg  vernachlässigte  Familien- 
erziehnng  zu  ergänzen.  In  diesem  Sinne 
gründete  er  1872  die  Anstalt  »Sonnenblume«, 
nach  deren  Vorbild  alsbald  auch  in  Augs- 
burg und  München  ähnliche  Anstalten  er- 
richtet wnirden.  Neuerdings  sind  fast  in 
allen  grösseren  Städten  und  namentlich  auch 
von  Fabrikunternehmungen  Kinderhorte  ge- 
gründet worden.  So  besteht  in  Berlin  der 
Verein  » Mädchenhort «^  mit  11  Anstalten  mit 
einer  Durchschnittszahl  von  je  50  bis  60 
Kindern,  der  Verein  Kinderhort,  welcher 
zur  Zeit  15  Knabenhorte  und  7  Mädchen- 
horte mit  zusammen  900  Kindern  besitzt, 
und  der  Central  verein  »Mädchenhort«  mit 
4  Anstalten. 

Die  wesentlichste  Aufgabe  dieser  Horte 
ist,  Kinder  angemessen  zu  beschäftigen.  Die 
Kinder  sind  gelialten,  zu  bestimmten  Zeiten, 
in  der  Regel  nach  Schidschhiss,  zu  er- 
scheinen ;  doch  werden  ihnen  an  schulfreien 
Nachmittagen  die  erste  Stiuide  und  den 
Knaben  wohl  auch  eine  Stunde  zwischen 
Vor-  und  Nachmittagsimterricht  zur  eigenen 
freien  Verfügung  überlassen,  da  sie  während 
dieser  Zdit  gewissermassen  unter  der  Kon- 
trolle der  öffentlichen  und  dem  Einfluss  der 
Schulzucht  stehen. 

Wenn  auch  mit  grosser  Entschiedenheit 
auf  Ordmmg  und  gute  Sitte  gehalten  wird, 
so  soll  doch  die  eigentliche  strenge  Schul- 
zucht nicht  Raum  finden.  Das  Verhältnis 
des  Leitei-s  zu  den  Knaben  soll  das  eines 
Vatei«  zu  seinen  Kindern  sein;  genwle  von 
dem  Verkehr  mit  gebildeten,  der  Sache  hab- 
haftes Interesse  entgegenbringenden  Männern 
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und  Frauen  wird  eine  segensreiche  Einwir-  i  leicht.  Nicht  bloss  die  Fi-age  der  Mittelbe- 
kung  auf  die  Kinder  erhofft.  Für  die ,  Schaffung,  sondern  auch  wenn  die  Mittel 
Mädchenhorte  gilt  ziemlich  das  gleiche,  nur  I  vorhanden  sind,  die  Fi'age  der  Bescha^ng 
dass  Mädchen  verhältnismässig  leichter  be- 1  der  Speisen,  ihre  tjualität,  die  Auffindimg 
schäftigt  werden  können  und  bei  ihnen  an  |  eines  geeigneten  Speisungslokals,  die  Aus- 
stelle der  Handfei-tigkeitsarbeiten  die  weib- 1  wähl  der  zu  si^eisenden  Kinder  uiachen 
liehen  Handarbeiten  treten,  sie  auch  ge- ,  ernstliche  Schwierigkeiten ;  auch  wird  die 
halten  sind,  sich  sogleich  nach  Schulschluss  |  Frage  erörtert,  ob  es  zu  den  Verpflichtungen 
in  die  Anstalt  zu  begeben.  Sehr  bedeutende  .  des  Staates  bezw.  der  Gemeinde  zu  rechnen 
Anstalten  dieser  Art,  wie  etwa  das  Kinder-  sei,  wenn  sie  für  den  Schulunterricht  sorgen, 
heim   der  Hey  Ischen  Farbenfabrik,  welches '  auch  dafür  Sorge  zu  ti-agon,  dass  alle  Kin- 


unter  der  f)ersönlichen  Leitung  der  Frau  Heyl 
steht,  gehen  wohl  noch  weiter  in  der  An- 
leitung und  Beschäftigung  der  Kinder ;  dort 
sind  für  die  besonder  Ausbildung  der  Kin- 
der je  nach  Bedürfnis  ein  Schuhmaclier, 
Tischler,  Korbmacher,  Bürstenbinder  etc.  und 
für  die  Kriegsspiele  ein  Soldat  zugezogen. 
Ebenso  ist  für  die  Mädchen  ein    umfassen 


der  an  dem  Unterriclit  in  rechter  Weise 
teilnehmen  können,  was  bei  mangelhaft  ge- 
nährten Kindern  nicht  der  Fall  sei.  Die 
Frage  ist  noch  zu  jung,  um  durch  Aufstel- 
lung fester  Grundsätze  abschliessend  erle- 
digt zu  sein.  Immerhin  kann  man  als  Re- 
geln, welche  bislier  in  der  Praxis  befolgt 
sind,  etwa  folgende  festhalten :  Die  Speisung 


der  Haushaltungsuntemcht  eingerichtet,  in  j  besteht  da,  wo  die  Kinder  warme  Mittags 
dem  neben  der  bis  ins  einzelne  gehenden  |  kost  zu  Hause  zu  erwarten  haben,  dagegen 
Praxis  auch  die  theoretische  Belelirung  in  i  infolge  eines  langen  Schulweges  oder  wegen 
fasslicher,  dem  Alter  angemessener  Form  i  mangelnder  Büttel  ohne  warmes  Frühstück 
geboten  wird.  |  das  Haus  haben  verhissen   müssen,  in  Ge- 

b)  Sohulspeisung.  Die  Bewegung  für  i  Währung  warmer  Milcli  nebst  Brot ;  wo  die 
Gewälinuig  von  Speisen  an  bedürftige  Schul-  !  Ernährung  im  allgemeinen  mangelhaft  i.<t 
kinder  ist  verhältnismässig  jung.  Sie  ist  1  und  die  Mutter  den  ganzen  Tag  über  ausser 
zunächst  nicht  durch  armen  pflegerische,  i  dem  IJause  ist,  in  Gewährung  von  warmem 
sondern  dm*ch  pädagogische  Gesichtspunkte  '  Mittagessen  (Schulsuppe).  Die  Frühstücks- 
hen'orgerufeu  worden,  indem  die  Lehi^r  j  Verteilung  ertolgt  in  dor  Schule  selbst  in 
wahrnehmen  konnten ,  dass  ein  Teil  der  den  Pausen-;  die  Abgabe  von  Mittagessen 
Schiller  dem  Unterricht  nicht  aufmerksam  I  je  nachdem,  in  besonderen  Kinderküchen 
folgte  und  die  Ursache  lüervon,  abgesehen '  oder  in  den  Klassenräumen  der  Schule, 
von  anderen  Ursachen,  wie  Kränklichkeit,  I  während  diese  frei  sind,  bezw.  in  anderen 
Ueberbünlung  mit  gewerblicher  Nebenbe- '  geeigneten  liäiunen  der  Scliule.  Die  Spei- 
schäftigimg  und  dergleichen,  vielfach  in  |  sung  von  Kindern  zusammen  mit  Erwachsenen 
mangelliafter  Ernährung  zu  suchen  war.  Die  '  in  den  sogenannten  Volksküchen  wird  ziem- 
Gründe  hierfüi-  ergaben  sich  leicht  aus  |  lieh  allgemein  verworfen.  Die  Bereitstellung 
näherer  Nachforschung  nach  den  häuslichen  !  der  Mittel  erfolgt  bisher  noch  regelmässig 
Verhältnissen  der  Kinder,  deren  Eltern  ent-  i  durch  die  Privat wolilthätigkeit,  jedoch  viel- 
weder   selbst   zu  bedürftig  waren,   um  für '  fach    imter   namhafter  Beihilfe  des  Staates 


hinreichende  Ernährung  der  Kinder  zu 
sorgen  oder  deren  Mütter  wegen  Arbeit 
ausserhalb  des  Hauses  für  Bereithaltung  von 


oder  der  Gemeinde;  eine  öffentliche  Pflicht 
zur  Speisung  nur  in  Ansehung  der  Schiü- 
kinder  zu  fordern,  erscheint  bedenklich,  da 


Essen  nicht  Sorge  tragen  koimten.  So  1  die  Grenz(»n  in  Ansehung  der  Bedürftigkeit 
wurde  denn,  namentlich  in  der  Schweiz,  wo  1  sehr  schwer  festzustellen  sind.  In  dieser 
die  Einrichtung  demnächst  am  meisten  Ver-  i  Beziehung  ist  ganz  besondei^s  hervorzuheben, 
breitung  fand,  die  Speisung  solcher  Kinder '  dass  die  Speisung  nicht  ohne  sorgfältige 
angeregt,  sei  es  durch  Gewälirung  warmer  1  Prüfung  der  häuslichen  Verhältnisse  gewährt 
Milch  und  von  Zubrot  zum  Frülistück  oder  werden  darf,  da  sich  gerade  bei  prüfungs- 
eines  warmen  Mittagessens  nach  beendigter  |  losen  Einrichtungen  gezeigt  liat,  dass  von 
Schulzeit  bezw.  in  der  Mittagspause.  Als  1  den  Eltern  hiermit  grosser  Missbrauch  ge- 
infolge dieser  Anregungen  der  Frage  nanient- 1  trieben  und  der  Trieb,  ohne  fremde  Hilfe 
lieh  seitens  der  Lehrerschaft  gi'össere  Auf-  für  die  Kinder  zu  v«?oigen,  bedenklich  ge- 
merksiimkeit  zugewendet  wmnle,  land   sich  |  schwächt  wird. 

denn  auch  fast  überall  und  namentlich  wie-  |  Ueber  die  Ausbreitung  der  Einrichtung 
der  in  den  grösseren  Städten  die  gleiche  1  mag  bemerkt  werden,  dass  sie  namentlich 
Erscheinung;  in  den  verschiedenen  Orten,  1  in  der  Schweiz  grossen  Anklang  gefunden 
über  welche  Berichte  vorliegen,  schwankt  I  liat  und  dort  fast  ausschliesslich  von  der 
die  Zalil  der  mangelhaft  genährten  und  den  Privatwohlthätigkeit  geübt  winl.  In  Frank- 
ganzen Tag  ohne  warme  Nahrung  bleiben- '  reich  gewähren  dagegen  die  Gemeinden, 
den  Schulkinder  zwischen  3 — 10  ®/o.  Diesem  I  namentlich  Paiis,  erhebliche  Zuschüsse.  Der 
Uebelstand    zu    begegnen,    ist    nicht    ganz  |  Berliner  Verein  für  Kindervolksküchen  si>eiste 
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im  Winter  1897/98  diirchschnittiich  täglich 
2244  Kinder  und  berichtet,  dass  seiner 
Kenntnis  nach  diese  Zahl  nicht  entfernt  dem 
wirklichen  Bedürfnis  entspreche ;  er  fordert 
von  der  städtischen  Behörde  eine  gründ- 
liche und  rücksichtslose  Enquete,  damit  auf 
Grnind  der  zu  fördernden  Ergebnisse  aus 
städtischen  Mitteln  für  ausreichende  Hilfe 
gesorgt  werde. 

3.  FarBor^^e  für  schwächliche  Kinder. 
Der  Gegenstand  ist  in  einem  besonderen 
Artikel  Ferienkolonieen  behandelt. 
Yei^l.  oben  Bd.  m  S.  847  ff. 

Quellen  nnd  Lltteratnr:  Da  die  Kinder- 
ßir9orge  einen  Teil  des  Ärmenicesen»  bildet^ 
ist  die  bei  den  Artikeln  Armemcesen  und 
Armenstatisiik  angeführte  Litteratur  a uch 
hier  zu  vergleichen.  S.  oben  Bd.  I  a.  a.  O.  — 
Ausserdem  mannigfache  Berührung  mit  den  Ar- 
tikeln Findelhäuser,  Ferienkolonieen, 
Sterblichkeit,  Uneheliche  Geburten, 
Zwangserziehung ,  sowie  mit  der  pädago- 
gischen und  hygienischen  Litteratur.  —  Im 
übrigen  eine  ungeheuere,  hier  nicht  zu  erschöpfende 
Menge  von  Einzelnachweisungen  in  den  Jahres- 
berichten der  grösseren  Kommunalverbände,  der 
Stadtgemeinden,  Armenverwaltungen,  M\iisen- 
stiftungen,  Frziehungsvereine  und  zahlloser  Ver- 
eine für  die  bei  B.  näher  beschriebenen  einzelnen 
Gegenstande  der  Kinderfürsorge.  —  Gutes 
Material  auch  in  gemeinnützigen  Zeitschriften, 
insbes.  Bl.  f.  soz.  Praxis  —  Rotes  Kreuz  — 
Helfer  —  Ztschr.  f.  d.  Armenwesen  u.  a.  m.  — 
Seit  1.  I.  1900  erscheint  eine  von  Pagel  in 
Berlin  herausgegebene  Zeitschrift  nD i e  Ju  gend- 
fürsorgen,  die  sich  auch  im  spccicllen  mit 
den  Aufgaben  der  Kinderfürsorge  befasst. 

Die  vollständigste,  zugleich  systematisch  ge- 
ordnet^ rebci'iricht  über  das  gesamte  Gebiet  der 
Kinderfürsorge  enthält  die  im  Mai  1900  erschie- 
nene üB ibliographie  des  Ar m cnwescns « 
herausg.  von  Münsterberg  in  Abschn.  VI 
f Schriften  der  Centralstelle  für  Arb.-Wohlf.-Fin., 
Abt.  Jür  Armenpßege  und  Wohlthätigkeit,  Berlin, 
C.  Heymann). 

Zu    den    einzelnen    Abschnitten    werden    noch 
folgende  Werke  hervorgehoben: 

Zu  11:  Vhlhorfi,  Die  christliche  Liebes- 
thätigkeit,  S  Bde.,  Stuttgart  1882,  1884, 
1890.  —  Röscher  f  System  der  Ai'jnen- 
pfiege,  Stuttgart  1894.  —  G^randOy  Bien- 
faisance  publique,  Paris  18S9,  Bd.  II  (auch 
deutscJt  von  Buss,  Stuttgart  1844).  —  Hügel, 
Findelhäiuer  und  Findelwesen  Europas,  UVm 
1863  CS.  560 ff.  sehr  reiche  Angaben  über  die 
Litteratur  von  Mitte  vorigen  bis  Mitte  dieses 
Jahrhunderts).  —  Brückner,  Erziehung  und 
Unterricht  vom  Standpunkte  der  Sozialpolitik^ 
Berlin  1895.  —  Hauser,  Ueber  Armenkinder- 
pflege, Karlsruhe  1894  (S.  17^ ff.  Litteratumn- 
gaben).  —  History  of  Child  Sa  ring  in 
the  V.  St.,  Boston  189 J  (Beport  at  the  JO. 
Xational-Conference  of  Charilies  and  Correction 
in  Chicago;  Id  Monographieen  allgemeiner  und 
specieUer  Art).  —  Veröfentl.  des  CongrPs 
international  de  bienfaisance,  Bd.  I  i/.  II, 
Frankfurt  a.  M.  1858.  —  I)  iction  na  ire 
d'Economie  charitable,  tome  IV,  p.  442 
'    — 7:55,  Art.  Enfants,  Paris  1857.  —  Lallentand, 


Histoire  des  enfants  abandonn^s  et  delaisses. 
Pari*  1885.  —  Der  Kinderschutz  und  die 
Armenkinderpflege  in  Steiermark,  Graz  1900.  — 
Chance,  Children  under  the  poor  law,  their 
education,   training  and  aftercare,  London  1897. 

—  Oesterreichs  Wohlfahrtseinrichtungen,  1848 
^1898,  IL  Bd.,  Jugendpflege,  Wien  1899.  — 
Thytn,  Geschichte  der  Wohlthatigkeitsanstalten 
in  Belgien,  Freiburg  i.  Br.  1887.  —  Kiehn, 
Das  Hamburger  Waisenhatis,  Hamburg  1821.  — 
Vogeisang,  Dasselbe,  Hamburg  1889.  —  Flesch, 
Beiträge  zur  Kenntnis  des  Armenwesens  in 
Frankfurt  a.  M.,  1890.  —  Mau,  Die  Gesellschaft 
freiwilliger  Armenfreunde  in  Kiel  von  1798 — 189S, 
Ki4l  189S.  —  D.  V.  f.  A.  u.  W.:  Die  länd. 
liehe  Armenpfege  und  ihre  Reform 
(herausgegeben  von  r.  Reitzenstei n),  Freiburg 
1886.  —  GraeU,  Beiträge  zur  Geschichte  der 
Erziehung  der  Waisen  etc.,  Düsseldorf  1888. 

I  Quellenwerke:   Schneider,    Die  Innere 

Mission,  Braunschweig  1888  (Handbuch  der 
Wohlthätigkeitsanstalten,  das,  wenn  auch  nicht 
ganz  vollständige ,  doch  zahlreiche  Nachweisungen 
von    Waisen-,    Rettungs-   etc.  Anstalten   enthält). 

—  Schaefer,   Die  weibliche  Diakonie,  S  Bde., 
I      Hamburg  188S — 1887.  —  Wurster,    Die  Lehre 

von  der  Inneren  Mission,  Berlin  1895.  —  Zeitschr. 
des  preuss.  stat.  Bureaus.  Ergänzungsheft  XV: 
Der  Schutz  der  jugendlichen  Personen 
im  preuss.  Staate^  Berlin  1888.  —  Rau<lnUz, 
Die  Findelpflege.  Ericcü.  Sonderabdr.  aus  der 
Eulenburgschen  Realencyklopädie  der  Heilkunde 
(namentlich  in  Bezug  auf  Statist.  Material  sehr 
reichhaltig).  —  Wellau^r  und  Müller,  Die 
schireizer.  Armenerziehungsanstalten,  Schaffluiusen 
1878.  —  Böhmert,  Armenwesen  in  77  deutschen 
Städten,  Dresden  1886. 

Zu  II 1 :  Noch  besonders :  Aeltere  Litteratur  bei 
Gerando,  S.  119,  und  Hügel,  S.  565.  Be- 
sonders hervorzuheben:  Muratorl ,  Sind  die 
Findelhduser  vorteilhaft  oder  schädlich  t  Göttingen 
1779.  —  Zwei  preisgekrönte  Abhandlungen  von 
Haun  und  Starck  über  die  Vergleichung  der 
Erziehung  der  Waisenkinder  etc.,  Hamburg  1780. 

—  Günther,  Geschichte  der  Versorgungsanstalt 
der  Waisen  durch  Privaterziehung  in  Familien, 
Weimar  1875.  —  Anhang  zu  Böhmer ts  Armen- 
wesen  in  77  Städten,  S.  239  f.  —  GuUu-htlicJie 
Aeusserungen  von  77  Armenverwaltungen  über 
Anstalts-  oder  Familienerziehung.  —  Born  und 
Schicahe,  Berichte  für  d.  D.  V.  f.  A.  u.  W.: 
Ueber  den  Wert  allgem.  Waisenanstalten.  Drucks, 
d.  V.,  Leipzig  1887  88.  —  D.  V.  f.  A.  u.  W.: 
Flesch,  In  welchen  Fällen  ist  die  Abnahme  von 
Kindern  der  Gewährung  von  Familienunter- 
stützung   in    oflener    Pflege    vorzuziehen  f    1895. 

—  Ebenda:  Stalmann.  Beaufsichtigung  der  in 
Familienpflege  untergebrachten  Kinder,  1899.  — 
yeuniann,  Oeflentlicher Kinderschutz,  Jena  1895. 
Derselbe,  Die  unehelichen  Kinder  in  Berlin, 
Jena  1900.  —  Taube,  Der  Schutz  der  unchel. 
Kinder  in  Leipzig,  189S. 

Zu  II  d  noch:  Bazelaire ,  Des  Instit. 
de  bienfaisance  publ.  et  d' insiruction  primaire 
u  Rome,  Paris  184 1.  —  Berichte  der  Berliner, 
Hamburger,  Frankfurter  Waii^enverwaltungcn  u. 
a.  m.  —  Deutsche  Rcichstechtschuir,  Magdeburg. 

—  Schneiiler,  a.  a.  O.  S.  59 fl'.  —  vfdhorn^ 
uamvntlich  die  Litteraturangnben  Bd.  III,  Buch  8. 

—  Schüfer,  Weibliche  Diakonie,  Bd.  II,  Vor- 
trag   i— ^.      Schriften    des    Rauhen    Hauses 
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zu  Hom  hei  Hamburg.  —  JVichevn^  Die  Ein- 
richtung von  Anstalten  für  »ittl.  gefährdete  kon- 
finnierte  Knaben,  Hamburg  189d.  —  Der  Rettunga- 
hausbole,    her'ausg.    r.    P.  Kir  stein,    Tempi  in. 

—  Vorster,  Die  Organ isatioji  der  staatlich 
übenrachten  Erziehung,  Halle  1S94.  —  Lang, 
Die  Zwangserziehung  in  England,  Stuttgart  189J^. 
Vgl.  im  übrigen  den  Art.  Zwangserziehung 
(VI.  Bd.  S.  92Sff.).-^  Merle,  Stengelmann, 
Söder,  Das  Blinden-,  Idioten- und  Taubstummen- 
Bildungswesen,  Norden  1887.  —  Sengelniann, 
System.  Lehrbuch  der  Idiotenhcilpßcge,  Norden 
1885    (S.    153 ff.    umjassende   Litt^raturangaben). 

—  Derselbe,  Ih'e  Arbeit  an  den  Schwach-  und 
Blödsinnigen  (Zimmerers  Handbibliothek,  Gotha 
1891).  —  Ha%i8CherU  Statist.  Jahrb.  der  Taubst.- 
Lehrer,  Stuttgart  1895  (S.  ß2ff.  Verzeichnis  der 
neueren  Litteratur  und  Fachzeit^chr.J.  —  Hart- 
mann,  Taubstummheit  und  Taubstummenbildung, 
Stuttgart  1880  (S.  XI  Litteraturangaben).  — 
Mygindf  Taubstummheit,  Berlin  und  Leipzig 
1894  (S.  205  f.  Litteraturangaben  über  J20S(hrif- 
ten).  — Ftscfier,  Blindenanstalten  und  Blinden- 
erziehung  (S.  19,20  umfassende  Litteraturangaben). 

—  Der  Blinden fre u  n  d ,  Zeitschrift  für  T Vr- 
besserung  des  Loses  der  Blinden. 

Zu  II  B:  Sehr.  d.  Centr.-St.  /.  Arb.- 
Wohlfahrt.  Fürsorge  für  Kinder  u.  Jugend- 
liche, Berlin  1898,  S.  69 ff.  —  Fürsorge  für 
Säuglinge,  1899.  —  MarbeaUf  Des  creches  pour 
les  petits  enfants  des  ouvriers,  Paris  1867.  — 
Ber.  d.  Sonderkomitees  der  deutschen 
Fr auenabte i l.  in  Chicago  über  Krippen, 
Kinderschutzve reine  etc.,  Berlin  1893.  —  Bulle- 
tin de  la  Socicte  des  Creches,  Paris.  —  Bulletin 
de  la  Societ^^  contre  la  mendicite  des  Enfants, 
Paris.  —  Mitteilungen  des  Vereins  zum  Schutz 
der  Kinder  vor  Ausnutzung  und  Misshandlung, 
Berlin.  —  Schniidt-Monnard^  Sonderkranken- 
anstalten und  Fürsorge  für  Kinder.  Im  Hand- 
buch der  Krankenversicherung  und  Krankenpflege, 
I.  Bd.,  S.  619  —  641.  —  Brü^lmer,  Die  öffent- 
liche und  private  Fürsorge,  Frankfurt  a.  M. 
1892,  1.  Heft  Erziehung  und  rnterricht.  — 
Schriften  rf.  D.  V.  f  A.  u.  W.  1884:  Nr.  2 
Fürsorge  für  arme  und  schwächliche  Kinder, 
Nr.  8  Fürsorge  für  arme  aufsichtslose  Kinder, 
Nr.  4  Fürsorge  für  vencaiste,  verl<issene  und 
verwahrloste  Kinder,  Nr.  6  Fürsorge  für  ver- 
nachlässigte und  misshandelte  Kinder,  Nr.  7 
Fürsorge  für  arbeitende  Kinder.  1885:  Nr.  S 
Fürsorge  für  renrahrloste  Kinder  etc.,  Nr.  14 
Krippen.  (Durchweg  vortreffliche,  sachlich  er- 
schöpfende Berichte  nebst  den  dazu  gehörigen 
stenographischen  Verhandlungen.)  —  189  6: 
CunOf  Fürsorge  für  arme  Schulkitider  durch 
Speisung  bezw.  Verabreichung  von  Nahrujigs- 
mitteln.  —  189  7:  Fetisch,  Fürsorge  für  die 
schulentlassene  Jugend.  —  C^sai',  Die  Speisung 
atnner  Schulkinder  (übers,  von  Blumenfeld),  Ber- 
lin 1892.  —  Hagenbach'Burckhavdt,  Die 
Krippen  und  ihre  hygieinischc  Bedeutung.  1900. 
Münsterbei^g. 
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King,  Gregor, 

geboren  gegen  1650,  gestorben  gegen  1710  als 
Esquire  und  Herold  von  Laneaster.  In  seiner 
amtlichen  Eigenschaft  standen  ihm  die  Register 
über  die  fiskalischen  Einnahmen  und  Ausgaben, 


über  die  Erträge  der  verschiedenen  Steuern  und 
Taxen,  über  den  Stand  und  die  Bewegung  der 
Bevölkerung  zur  Verfügung.  Diese  Quotisations- 
bücher  (assessment  books)  und  die  Eirehspiel- 
tab eilen  Londons  scheinen  das  einzige  Material 
gewesen  zu  sein,  was  ihm  zu  seinen  Unter- 
suchungen, die  in  das  Gebiet  der  systematischen 
Massenbeobachtungen  gehören,  gedient  hat. 

Von  staatswissenschaftlichen  Schriften  in 
Buchform  ist  nur  eine  einzige  und  zwar  ca.  90 
Jahre  nach  seinem  Tode  veröffentlicht,  nämlich : 
Natural  and  political  observations  and  conclusious 
upon  the  State  and  condition  o£  England  in 
1696,  London  1801,  als  Anhang  zu  Chalmers, 
Estimate  of  the  comparative  strength  of  Great- 
Britain  publiziert.  —  Was  aus  seinen  übrigen 
Manuskripten  geworden,  kann  nur  vermutet 
werden,  da  aber  dem  Freund  Kings,  dem 
Generalinspektor  der  Ein-  und  Ausfuhrzölle 
unter  der  Regierung  der  Königin  Anna,  Dave- 
nant,  dieselben  zur  beliebigen  Benutzunjo:  vom 
Verfasser  anvertraut  waren,  so  ist  anzunehmen, 
dass  sie  auch  nach  dem  Tode  Kings  in  Dave- 
nants  Besitze  geblieben  und,  wie  auch  Röscher 
in  seiner  Geschichte  der  englischen  Volkswirt- 
schaftslehre (s.  u.)  andeutet,  tecto  nomine  autoris 
benutzt  sind.  Abschnitte  aus  den  „natural  and 
political  observations**  Kings  mit  Erlaubnis  des 
Verfassers  in  seinen  Schriften  veröffentlicht  zu 
haben,  hat  Davenant  jedenfalls  zugestanden. 
Die  in  diesem  Werke  enthaltenen  populatio- 
nistischen  Untersuchungen  lehnen  sich  an  die- 
jenigen Graunts  und  Kings  Wohlstands- 
messungen Englands  an  die  bezüglichen  Vor- 
arbeiten Pettys  an  Der  populationistische  Teil 
der  Schrift  weist  jedoch  zahlreiche  unrichtige 
Verhältniszahlen  auf;  dagegen  ist  seine  .A.lters- 
verteilung  der  englischen  Bevölkerung  nach 
dem  Geschlecht  und  die  nach  den  Quotisations- 
büchern  aufgestellte  Civilstandsstatistik  unan- 
fechtbar, ferner  ist  die  von  ihm  gegebene  Ver- 
mögensstatistik des  englischen  Volkes,  die  er 
von  den  Lords  bis  zu  den  Cottagers  herab  ver- 
folgt, als  zuverlässige  Quelle  für  die  damalige 
Sozialgeschichte  Englands  anzuerkennen ;  auch 
seine  detaillierten  Berechnungen  des  Volksver- 
mögeus,  die  sich  auf  Bewertung  von  Grund 
und  Boden,  der  Produkte  des  Ackerbaues  und 
der  landwirtschaftlichen  Gewerbe,  des  Vieh- 
standes, der  Forsten  und  nutzbaren  Gewässer, 
der  Erträge  der  Industrie  und  des  Handels 
sowie  des  Bergbaues  ausdehnen,  haben  nicht 
allein  keinen  Widerspruch  erfahren,  sondern 
Davenant  (s.  u.)  hat  ihnen  das  Zeugnis  aus- 
gestellt, dass  sie  jeder  genauen  Prüfung  der 
einzelnen  Positionen  Stich  gehalten.  Der  von 
King  aufgestellte  Satz,  dass  der  Ernteausfall 
die  Kornpreise  in  der  Weise  modifiziert,  dass 
ihre  Abhängigkeit  von  dem  Ernteergebnis  in 
einer  bestimmten,  die  Schwankungen  dar- 
stellenden Zahlenreihe  nachzuweisen  ist,  die  bei 
Missernten  eine  aufsteigende  Tendenz  einhält, 
galt  längere  Zeit  als  unumstösslich  und  wurde 
u.  a.  auch  noch  von  Tooke  in  „History  of 
prices"  als  zutreffend  anerkannt.  Diese  sogen. 
„Kingsche  Regel",  welcher  auch  die  kürzere 
Fassung  gegeben,  dass  der  arithmetischen  Pro- 
gression des  Angebots  die  geometrische  der 
Preisbildung  gegenübertritt,  ist  jedoch  nur  auf 
vollständig  abi2:eschlossene  Beobachtungscentren, 
auf   die   der   Weltverkehr   nicht   influiert,    an- 


King — Kirchliche  Abgaben 


81 


wendbar  and  gilt  daher  in  der  Gegenwart  als 
Teraltet  und  nur  noch  von  historischem  Werte 
für  die  Wissenschaft. 


Vergl.  über  King:  Davenant,  Political 
and  commercial  works,  Bd.  II,  London  1771, 
S.  165 flf.,  224.  —  Süssmilch,  Göttliche  Ord- 
nung, 4.  Aufl.,  3  Bde.,  Berlin  1775—76;  Bd.  I 
S.  75.  8081,  130 ff.,  234;  Bd.  II  S.  488 ff.; 
Bd.  lil  S.  655/60  u.  ö.  —  Röscher,  Zur  Ge- 
schichte der  englischen  Volkswirtschaft,  Leipzig 
1851.  S.  118.  —John,  Geschichte  der  Statistik, 
Bd.  t  Stuttgart  1884,  S.  262.  —  Block,  Traite 
de  statistique,  2.  Aufl.,  Paris  1886.  —  Ga- 
baglio,  Teoria  della  statistica,  2.  Aufl.,  Bd.  I, 
MaUand  1888,  S.  52.53.  —  Dictionary  of  National 
Bio^raphy,  ed.  by  Sidney  Lee.  —  Palgrave, 
Dictionarv  of  pol.  economy,  vol.  II  S.  505, 
London  1896.  Lippert 
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4.  Servitia  communia  und  servitia  minuta.  5. 
Gebühren  und  Taxen.  6.  Visitationsgelder  und 
Pallientaxe.  7.  Das  ins  spolii.  8.  Ins  deportus.  9. 
Annatae.  10.  Quindennia.  11.  Abgaben  an  den 
Papst  in  der  Gegenwart. 


I.  Im  allgemeinen. 
1.  Zehnten.  Die  Kirche,  den  höchsten 
idealen  Zielen  nachstrebend,  kann  doch  als 
menschliche  Institution  der  materiellen  Mittel 
nicht  entbehren.  Durch  freiwillige  Beiträge 
und  Gaben,  durch  Schenkungen  imd  letzt- 
willige Zuwendungen  gelang  es  schon  frühe 
den  Kirchen,  namentlich  denen  der  grösseren 
Städte,  ein  bedeutendes  Vermögen  zu  er- 
werben. Seitdem  aber  der  Betrieb  eines 
weltlichen  Berufes  mit  dem  Amte  eines 
Geistlichen  für  unvereinbar  galt,  miisste  das 
Bestreben  des  Klerus  darauf  gerichtet  sein, 
den  Lebensunterhalt  aller  Geistlichen  durch 
eine  regelmässige  und  dauernde  Einnahme- 
giielle  zu  sichern.  Schon  in  der  ersten 
Hälfte  des  3.  Jahrhunderts  wurde  deshalb 
die  Forderung  erhoben,  dass  die  Christen 
den  Zehnten  ihrer  Feld-  und  Baumfrüchte 
sowie  das  zehnte  Stück  des  Rind-  und 
Kleinviehs  an  die  Kirche  entiichten,  wie  die 
Juden  zur  Abgabe  des  Zehnten  an  die  Le- 
viten durch  göttliches  Gebot  verpflichtet 
fewesen  seien  (3. Mos.  27,  30 ff.;  4  Mos.  18, 
Iff.;  5.  Mos.  12,  6 ff.-  14,  22 ff.).  Doch 
ward  erst  im  Laufe  des  6.  Jahrhunderts 
und  zwar  zuerst  im  Fiankem^eich  eine  der- 
artige Verpflichtung  von  der  Kirche  aus- 
gesprochen. Aber  erst  König  Pippin  und 
Karl  der  Grosse  waren  es,  welche  die  Ent- 
richtung des  Zehnten  allgemein  vorsclirieben 
Handwörterbuch  der  Staatswissenscbaften.    Zweite  Anflage, 


und  damit  einen  Rechtsanspruch  auf  den 
Zehnten  begründeten,  ohne  dass  es  gelungen 
wäre,  das  Gebot  überall  zur  Ausführung 
zu  bringen.  Auch  entspannen  sich  in 
der  Kirche  selbst  zahlreiche  Streitigkeiten 
zwischen  den  Bischöfen  imd  Klöstern  sowie 
zwischen  den  Bischöfen  und  den  Pfarrgeist- 
lichen über  das  Recht  zum  Bezug  der  Zehn- 
ten. Häufig  wurde  auch  von  den  zehnt- 
berechtigten Kirchen  das  Recht  zum  Bezug 
der  Zehnten  an  Laien  verliehen  oder  gegen 
anderweitige  Leistungen  Zehntfreiheit  ge- 
währt. Vielfach  bestanden  ferner  weltliche 
Zehnten  als  gnmdherrliche  Abgaben,  die 
dann  später  nicht  selten  von  der  Kirche  als 
kirchliche  Zehnten  in  Anspruch  genommen 
wurden.  So  bildeten  sich  im  Laufe  des 
Mittelalters  ausserordentlich  mannigfache, 
verwickelte  und  unsichere  Rechtszustände, 
die  zu  unaufhörlichen  Streitigkeiten  den 
Anlass  gaben.  Seit  der  Mitte  des  11.  Jahr- 
hunderts verbot  zwar  die  Kirche  jede  Yer- 
äusserung  von  Zehnten  an  Laien  und  for- 
derte die  Rückgabe  der  in  Laienhänden  be- 
findlichen Zehnten  (vgl.  insbesondere  die  Be- 
schlüsse des  2.  und  3.  Konzils  vom  Lateran 
von  1139  und  1179),  aber  die  Kaiser  weiger- 
ten sich,  diese  kirchlichen  Gebote  zu  Reichs- 
gesetzen zu  erheben  (Reichstag  von  Geln- 
hausen 1186),  und  die.  Kirche  vermochte 
mit  iliren  Fordenmgen  nicht  durchzudringen. 
Es  blieben  neben  den  kirchlichen  die  welt- 
lichen Zehnten  bestehen,  und  selbst  der  Satz 
des  kanonischen  Rechts  (c.  29  X.  de  decimis 
III,  30),  dass  die  Freiheit  von  der  kirch- 
lichen Zehntpflicht  erwiesen  werden  müsse, 
fand  in  den  meisten  Ländern  keine  Annahme, 
vielmehr  galt  der  umgekehrte  Satz,  dass  der 
Anspruch  der  Kirche  auf  Zehnten  von 
ihr  in  den  einzelnen  Gemeinden  erwiesen 
werden  muss.  (So  auch  inPreussen  nach 
Allg.  Laudrecht  11,  11,  §  860,  in  Oester- 
reich  etc.  Das  bayerische  Landrecht 
von  1756  II,  10,  §  4  hat  dagegen  den  Satz 
des  kanonischen  Rechts  aufgenommen.)  Ist 
es  jedoch  erwiesen,  dass  der  Kirche  in  der 
Gemeinde  das  Zehntrecht  zukommt,  dann 
wird  auch  für  aUe  darin  belegenen  Grund- 
stücke die  Zehntpflicht  vermutet,  so  dass 
die  Befreiung  einzelner  Gnmdstücke  erwiesen 
werden  muss.  Als  zehntberechtigt  gilt  nach 
dem  kanonischen  Rechte  innerhalb  der 
Parochie  der  Pfarrer,  so  dass  Bisehof,  Dom- 
kapitel, Klöster  etc.,  die  den  Zehnten  in 
Anspruch  nehmen,  diesen  Anspruch  erweisen 
müssen.  Nach  kanonischem  Rechte  ist  auch 
von  Neuland,  das  der  Kultur  erst  unter- 
worfen wird,  der  Zehnt  (Noval-,  Neu- 
bruch-Rottzehnt) zu  entrichten.  Im 
Mittelalter  ward  derselbe  jedoch  vielfach 
von  den  Bischöfen,  später  von  den  Landes- 
herren in  Anspruch  genommen.  —  Der  Zelmt- 
pflicht    unterliegen    alle    Einwohner     der 
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Parochie,  die  der  katholischen  Kirche  an- 
gehören. Vielfach  hat  jedoch  die  Zehntlast 
einen  dinghchen  Charakter  angenommen,  so 
dass  sie  auf  dem  Grundstück  lastet,  auch 
wenn  dessen  Eigentümer  der  katholischen 
Kirche  nicht  angehört.  So  liegt  zwar  nach 
dem  allgemeinen  Grundsatze  des  Preuss. 
AUg.  Landrechts  die  Zehntpflicht  nur  den 
Gliedern  der  Kirchengemeinde  ob  (II,  11, 
§  858,  859,  872),  aber  nach  vielen  Provinzial- 
rechten  (z.  B.  in  Ostpreussen,  Brandenburg, 
Magdeburg  etc.)  ist  der  Zehnt  eine  Reallast. 
—  Nach  dem  kanonischen  Rechte  sind  nicht 
bloss  die  Feldfrücht«  und  das  Rind-  und 
Kleinvieh  dem  Zehnten  unterworfen  (decimae 
praediales  et  sanguinales),  sondern  auch  der 
Ertrag  der  Erwerbstliätigkeit  (decimae  [per- 
sonales). Doch  gelang  es  der  Kirche  nicht, 
diese  letzteren  Zehnten  aufrecht  zu  erhalten. 
Aber  auch  in  betreff  des  Umfangs  der  Frucht- 
imd  Blutzehnten  bildeten  sich  in  den  ein- 
zelnen Landesteilen  und  Gemeinden  sehr 
verschiedenartige  Rechtssätze  aus.  Auch 
hatte  sich  schon  früh  an  manchen  Orten 
eine  Umwandlung  des  Zehnten  in  eine  feste 
Geldrente  vollzogen. 

Schon  in  der  Reformationszeit  hatten 
sich  Stimmen  erhoben,  welche  die  Aufhebung 
des  Zehnten  verlangten.  Indes  wie  die 
katholische  Kirche  .damals  den  Zehnten  noch 
nicht  entbehren  konnte,  so  sah  sich  auch 
die  evangelische  Kirche  genötigt,  das  Zehnt- 
recht aus  dem  kanonischen  Rechte  herüber- 
zunehmen und  aufrecht  zu  halten.  Nur 
verwandelte  sich  der  Anspruch  auf  Zehnten 
mehr  und  mehr  aus  einem  kirchlichen  in 
einen  weltlichen  und  wurde  demgemäss  auch 
von  den  Staatsgesetzen  des  18.  Jalirhunderts 
normiert.  Die  Gesetzgebung  der  fran- 
zösischen Revolution  liat  alle  Zehntrechte 
ohne  Entschädigung  aufgehoben  (G.  v.  4.  bis 
11.  August  1789,  Art.  5,  G.  v.  16.  Juli  1793, 
auf  die  Länder  des  linken  Rheinufers  aus- 
gedehnt durch  G.  v.  17.  Brum.  IV).  In 
der  Folgezeit  sind  in  den  meisten  anderen 
Staaten  die  Zehnten  gegen  Entschädigung 
abgelöst  worden.  S.  die  Artt.  Bauern- 
befreiung oben  Bd.  11 :  Bayern 
S.  3531,  Württemberg  S.  356,  Baden 
S.  358,  Hessen  S.  359,  Oesterreich 
S.  370,  Belgien  und  Niederlande 
S.  374  ff.  In  P  r  e  u  s  s  e  n  wurden  die  kirch- 
lichen Zehnten  durch  G.  v.  2.  März  1850 
für  ablösbar  erklärt,  das  Gesetz  ist  aber  nicht 
ausgeführt  und  durch  G.  v.  15.  April  1857 
ersetzt  worden.  Erst  durch  das  G.  v. 
27.  April  1872  (ergänzt  durch  G.  v.  15.  März 
1879)  ist  die  Ablösung  durchgeführt  worden. 
Schon  vorher  waren  die  eigentümlichen 
Zehntverhältnisse  Schlesiens  durch  G.  v. 
10.  April  1865  durch  Ablösung  beseitigt 
worden.  —  In  Italien  wurden  durch 
G.  V.    14.  Juli    1887    die   meisten   Zehnten 


aufgehoben,  die  anderen  wurden  in  eine 
feste  Geldrente  verwandelt,  deren  Ablösung 
durch  Kapital  den  Pflichtigen  gestattet  ist. 

—  In  England  wiu^en  1836  (6  et  7  Will. 
IV.  eh.  71)  die  Zehnten  in  Geldrenten  um- 
gewandelt und  1847  deren  Ablösung  in  Land 
oder  Kapital  ermöglicht  (9  et  10  Vict  eh.  73). 
Nach  dem  Tithe  Act  von  1891  hat  der 
Gnmdeigentümer  den  Zehnten  zu  zahlen 
und  Verträge,  durch  welche  der  Pächter 
dazu  verpflichtet  werden  soU,  sind  nichtig. 

—  In  Irland,  wo  die  drückende  Zehntlast 
der  bäuerlichen  Bevölkening,  die  meist  der 
katholischen  Kirche  angehört,  zu  Gunsten 
der  anglikanischen  Geistlichkeit  oblag,  ist 
1838  der  Zehnte  in  eine  feste  Bodenrente 
umgewandelt  worden,  die  der  Grundeigen- 
tümer zu  zahlen  hat  (1  et  2  Vict.  eh.  109). 
Ihre  Ablösung  ward  1869  (32  et  33  Vict 
eh.  42)  angeordnet.  —  In  Dänemark  ist 
der  Zehnte  in  eine  feste  Kornabgabe  seit 
Anfang  dieses  Jahrhunderts  umgewandelt 
worden,  welche  der  Zehntpflichtige  entweder 
in  natura  oder  Geld  nach  einer  bestimmten 
Taxe  zu  entrichten  hat.  Doch  sind  die 
adeligen  Güter  zehntfrei.  Auch  in  Schwe- 
den und  Norwegen  besteht  die  Zehnt- 
pflicht no(;h. 

2.  Kleinere  verwandte  Abgaben.  Klei- 
nere verwandte  Abgaben,  die  meist  in 
Naturalien  an  den  Pfarrer  oder  Küster  zu 
entrichten  sind,  haben  sich  neben  den 
Zehnten  örtlich  in  grosser  Verschiedenheit 
erhalten  und  \ielfach  haben  sie  einen  ding- 
lichen Charakter  angenommen,  wälirend  sie 
ursprünglich  meist  Abgaben  für  einzelne 
von  dem  Pfarrer  oder  Küster  vorgenommene 
Amtshandlungen  waren.  Dahin  gehören  die 
sogenannten  Pröven  (Präbenden),  d.  h.  kleine 
Gaben  in  Esswaren  oder  Geld,  Ostereier, 
Messhafer,  Wettergarben,  Läutebrote,  Vital- 
tage, Calenden  u.  dergl. 

3.  Stolgebühren.  Wenn  die  Kirehe 
auch  die  Vornahme  einer  geistlichen  Hand- 
lung um  eines  weltlichen  Vorteils  willen 
verbietet  und  als  Simonie  mit  kirchlicher 
Strafe  bedroht,  so  gestattet  sie  doch,  dass 
der  Geistliche  nach  Vornalime  einzelner 
geistücher  Handlungen  (Taufe,  Trauung, 
Aufgebot,  Beerdigung,  nicht  aber  Spendung 
des  heiligen  Abendmahls  und  der  letzten 
Oelung)  Gebühren  hierfür  empfängt,  und 
seit  dem  Mittelalter  sind  aus  den  ui*sprüng- 
lich  froiwiUigon  Gaben  Gebühren  geworden, 
deren  Entrichtung  eine  Pflicht  ist.  Dies 
sind  die  sogenannten  Stolgebühren  (iura 
stolae.  Stola  ist  ein  von  dem  katholischen 
Priester  bei  Vornahme  von  Amtshandlungen 
zu  tragendes  Kleidungsstück).  Sie  bildeten 
frülier  und  vielfach  auch  noch  gegenwärtig 
einen  wichtigen,  wenn  auch  unständigen 
Teil  der  Amtseinkünfte  des  Pfarrers  (Acci- 
dentalia,  Casualia).    Ihr  Betrag  wird,  wo  er 
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nicht  durch  Observanz  feststeht,  in  der 
katholischen  Kirche  durch  den  Bischof,  in 
der  evangelischen  Kirche  durch  die  Kirchen- 
behörden festgesetzt.  Vielfach  hat  aber  der 
Staat  das  Recht  der  Festsetzung  an  sich 
gezogen  (Preussen  Allg.  Landrecht  11,  11, 
§  425,  Bayern  Relig-.Ed.  v.  1818,  §  64) 
oder  eine  Mitwirkung  hierbei  sich  vorbe- 
halten (Oesterreich  G.  v.  7.  Mai  1874, 
§  24).  Neuerdings  ist  das  Recht,  Stoltaxen 
einzuführen  und  abzuändern,  in  Preussen 
den  Organen  der  Kirchengemeinden  unter 
Genehmigung  der  kirchlichen  und  staatlichen 
Behörden  eingeräumt  worden  (Evang.  Kirchen- 
geraeinde-  und  Svnodalordnung  von  1873 
§  31,  G.  V.  3.  Juni  1876  Art.  24;  für  die 
kath.  Kirche  G.  v.  20.  Jimi  1875  §  21). 
Doch  geht  das  Bestreben  mehr  und  mehr 
dahin,  die  Stolgebühren  überhaupt  gegen 
eine  den  Geistlichen  zu  gewährende  Ent- 
schädigung aufzuheben,  seitdem  die  Beur- 
kundung des  Personalstandes  und  die  bürger- 
liche Eheschliessung  StaatsbehöKlen  über- 
tragen sind.  So  sind  sie  allgemein  auf- 
gehoben worden  in  B  r  a  u  n  s  c  h  w  e  ig  (G.  v, 
31.  Mai  1871),  Mecklenburg-Schwerin 
(Y.  V.  13.  März  und.l.  Mai  1876),  Meck- 
leuburg-Strelitz  (V.  v.  21.  Juni  und 
24.  Jiüi  1873),  Sachsen  (G.  v.  22.  Mai  1876), 
in  der  evangelischen  Landeskirche  Hessens 
(Kircheng.  V.  23.  Juni  1891).  In  der  evan- 
gelischen Landeskirche  der  alten 
Provinzen  Preussens  ist  die  Ver- 
pflichtung zur  Entrichtung  der  Stolgebühren  ! 
für  Taufen  und  Trauungen  in  ortsüblicher 
einfachster  Form  sowie  für  Aufgebote  diu-ch 
das  Kirchengesetz  vom  28.  Juli  1892  (ergänzt 
durch  Kircheng.  v.  6.  Juli  1898)  aufgehoben 
worden.  Die  geistlichen  Stellen,  deren 
Jahreseinkommen  nicht  mindestens  6000 
Mark  beträgt,  werden  für  die  ausfallenden 
Einnahmen  durch  eine  von  der  Kirchen- 
geroeinde  zu  zahlende  Rente  entschädigt. 
Doch  erhalten  die  Kirchengemeinden,  welche, 
um  diese  Entschädigung  aufzubringen,  eine 
Kirchensteuer  ausschreiben  öder  erhöhen 
müssen,  aus  einem  landeskirchlichen  Fonds 
eine  Beihilfe.  Nach  dem  Staatsgesetze  vom 
3.  September  1892  gewährt  der  Staat  diesem 
landeskirchlichen  Fonds  einen  jährlichen 
Zuschuss  im  Betrage  von  1250000  Mark. 
Auch  in  den  Landeskirchen  der  neuen 
Provinzen  (Schleswig-Holstein,  Hannover, 
Hessen-Nassau)  ist  durch  Kirchen-  imd 
Staatsgesetze  der  Jahre  1892  und  1893  die 
Aufhebung  der  Stolgebühren  für  Taufen, 
Trauungen  und  Aufgebote  in  ähnlicher 
Weise  unter  Gewährung  einer  staatlichen 
Beihilfe  erfolgt.  Leider  sind  die  Stolgebüliren 
für  die  Mitwirkung  der  Geistlichen  bei  Be- 
gräbnissen durch  Gesetz  nicht  aufgehoben 
worden.  Doch  haben  vielfach  die  Kirchen- 
gemeinden  auch   hierfür  die   Stoigebühren 


abgelöst.  —  Auch  in  Frankreich  sind 
die  Geistlichen  in  den  anerkannten  Kirchen 
berechtigt,  für  ihre  Amtshandlungen  Stol- 
gebühren (oblations)  zu  fordern,  deren  Be- 
trag von  der  Kirchenbehörde  unter  Ge- 
nehmigimg des  Ministers  festgesetzt  wird 
(G.  V.  18.  Germinal  X,  Art.  69,  70). 

4.  Abgaben  an  die  Bischöfe.  Im 
Mittelalter  war  es  den  Bischöfen  gelungen, 
die  Lihaber  von  geistlichen  Aemtern  in  der 
Diöcese  zur  Entrichtung  mannigfacher  Ab- 
gaben zu  verpflichten,  von  denen  einzelne 
noch  in  einigen  Ländern  sich  erhalten  haben. 
So  wird  in  Bayern  und  Italien 
das  sogenannte  Cathedraticum  oder 
Synodati  cum  erhoben,  eine  Abgabe,  die 
zur  Anerkennung  der  Unterordnung  von  den 
Pfarrern  auf  der  Bistumssynode  zu  ent- 
richten ist.  Das  Seminaristicum,  das 
ziur  Bestreitung  der  Kosten  der  Priester- 
seminare von  dem  Konzil  von  Trient  ein- 
geführt ward,  besteht  noch  in  Bayern  und 
Oesterreich.  Die  Procurationes  sind 
Abgaben,  die  zur  Verpflegung  des  Bischofs 
bei  der  Visitation  der  Diöcese  von  den  ausser- 
halb der  bischöflichen  Residenz  wohnenden 
Pfarrern  zu  leisten  sind.  Vielfach  werden 
sie  in  Naturalien  gegeben.  Auch  ist  in 
manchen  Diöcesen  dem  Pfarrer  ein  Ersatz 
seiner  Auslagen  aus  dem  Kirchenvermögen 
zu  gewähren  (so  in  Bayern,  in  der  Erz- 
diöcese  Köln  etc.).  —  Andere  Abgaben,  wie 
die  Quarta  decimarum,  die  Quarta  legatorum 
oder  mortuariorum ,  die  Absent-  und  Com- 
mendegelder,  das  ins  deportuum  (d.  h.  das 
Eecht  des  Bischofs  auf  Bezug  des  Einkom- 
mens eines  Jahres,  seit  dem  14.  Jahrhundert 
der  Hälfte  des  jährlichen  Einkommens  von 
einer  erledigten  Pfründe)  kommen  heute 
nicht  mehr  vor.  Nach  dem  kanonischen 
Rechte  (c.  16  X,  L  31 ;  c.  6  X,  III,  39)  hat 
der  Bischof  das  Recht,  in  Notfällen  mit 
Zustimmung  des  Domkapitels  den  Inhabern 
geistlicher  Aemter  eine  Steuer  aufzuerlegen 
(Subsidium  caritati vum).  Doch  ge- 
schieht dies  nicht  mehr,  auch  erkennen  die 
Staatsgesetze  dem  Bischöfe  ein  derartiges 
Besteuerungsrecht  nicht  zu.  Indes  haben 
sich  in  einzelnen  Diöcesen  (wie  z.  B.  in 
Würzburg)  geringfügige  Abgaben  unter 
diesem  Namen  erlialteh. 

5.  Kirchenstenern.  Die  neueren  Ver- 
fassungsgesetze der  evangelischen  Kirche  in 
Deutschland  (mit  Ausnahme  von  Bayern) 
und  in  Oesterreich  haben  den  evangeli- 
schen Kirchengemeinden  und  meist  auch 
den  grösseren  Verbänden  (Kreis-  und  Pro- 
vinzial-Synodalverbänden)  wie  der  Landes- 
kirche das  Recht  der  Erhebung  von  Kirchen- 
steuern erteilt.  Die  Staatsgesetze  haben  dies 
Recht  anerkannt  und  die  auferlegten  Steuern 
für  öffentliche  Abgaben  erklärt,  die  auf  dem 
Wege  des  Verwaltungszwanges  einzutreiben 
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sind.  Aber  sie  haben  auch  das  Besteuerungs- 
recht sehr  eingeschränkt  und  seine  Aus- 
übung an  die  Genehmigung  der  staatlichen 
Aufsichtsbehörden  gebunden.  In  den  ein- 
zelnen Bestimmungen  bieten  diese  kirch- 
lichen und  staatlichen  Gesetze  grosse  Ver- 
schiedenheiten dar,  es  mag  daher  genügen, 
die  für  die  evangelische  Landeskirche 
Preussens,  deren  Gebiet  die  alten  Pro- 
vinzen umfasst,  geltenden  Yoi-sclu-iften  hier 
zu  erwähnen.  Kach  der  Generalsynodal- 
ordnung vom  20.  Januar  1876  §  14  können 
durch  Kirchengesetz  landeskirchliche  Um- 
lagen eingeführt  werden.  Dieselben  werden 
auf  die  Provinzial verbände  verteilt.  Durch 
die  Provinzialsynoden  findet  \Ndederum  deren 
Yerteilung  auf  die  Kreisverbände  und  durch 
die  Kreissynoden  auf  die  einzelnen  Gemein- 
den statt,  die  sie  endgiltig  aufzubringen 
haben.  Auch  können  für  die  kirchlichen 
Zwecke  der  einzelnen  Provinzen  von  den 
Provinzialsynoden  Provinzialumlagen  be- 
schlossen werden,  die  ebeuso  auf  die  Kreise 
imd  von  diesen  auf  die  Gemeinden  zu  ver- 
teilen sind.  Der  Beschluss  der  Pix)vinzial- 
synode  ist  an  die  Genehmigung  des  Ober- 
kirchenrates und  des  Oberpräsidenten  ge- 
bunden (Staatsg.  V.  3.  Juni  1876  Art  11). 
Der  Gesamtbetrag  aber  der  landes-  und  pro- 
vinzialkirchlichen  Umlagen  darf  6  ^/o  der 
von  den  Angehörigen  der  evangelischen 
Landeskirche  aufzubringenden  Einkommen- 
steuer nicht  übersteigen  (Art.  16  in  der  Fas- 
sung des  G.  V.  28.  Mai  1894).  Durch 
Kirchengesetz  vom  2.  September  1880  ist 
hiervon  der  Betrag  bis  zu  5^/o  der  Landes- 
kirche und  der  Betrag  bis  zu  1  ^/o  den  Pro- 
vinzialsynoden zugewiesen  w^orden.  Doch 
wird  von  der  Landeskirche  gegenwärtig  nm* 
ein  Betrag  von  3^/ 1  ®/o  erhoben.  Die  Kreissyno- 
den können  nur  zur  Aufbringung  der  Kosten 
der  Synode  selbst  und  der  Pravinzialumlagen 
Umlagen  ausschreiben  (Kirchengemeinde- 
\md  Synodalordnung  v.  10.  September  1873 
§  71).  Beschwerden,  die  von  den  Gemein- 
den hiergegen  erhoben  werden,  liat  die 
Staatsbehörde  zu  entscheiden  (G.  v.  3.  Juni 
1876  Art.  3).  Die  Kirchen  gemein  den  haben 
die  Mittel,  die  zur  Bestreitung  der  kirch- 
lichen Ausgaben  erforderlich  sind  und  nicht 
aus  anderen  Einnahmequellen  gedeckt  wer- 
den können,  durch  Kirchengemeindesteuern 
aufzubringen.  Den  Beschluss  hat  die  Ge- 
meindevertretung (oder  Gemeindeversamm- 
lung) zu  fassen,  doch  bedarf  derselbe  der 
Bestätigung  des  Konsistoriums  und  ist  nur 
nach  Genehmigimg  des  Regierungspräsiden- 
ten vollstreckbar.  Die  Kirchensteuern  düi-fen 
nur  als  Zuschläge  zu  den  direkten  Staats- 
steueni  oder  den  am  Orte  erhobenen  direkten 
'  Gemeindesteuern  auferlegt  werden  (Kirchen- 
Gemeinde-  u.  Svn.-Ordn.  von  1873  §  31, 
G.  V.  25.  Mai  1874  Ari.  3). 


Nach  dem  Vorbilde  der  Geuieindeoi-d- 
nungen  der  evangelischen  Kirche  sind  iu 
den  letzten  Jahrzehnten  in  mehreren  deut- 
schen Staaten  auch  die  katholischen  Kirchen- 
gemeinden durch  Staatsgesetz  zu  Korpora- 
tionen für  die  Zwecke  der  Yermögensvor- 
waltimg  organisiert  und  mit  dem  Rechte, 
von  den  Gemeindegliedern  Kirchensteuern 
zu  erheben,  ausgestattet  worden.  Die.s+^^ 
Besteuenuigsrecht  ist  denselben  Beschrän- 
kungen unterworfen  wie  das  der  evangeli- 
schen Kirchengemeinden.  So  Preussen 
G.  V.  20.  Juni  1875;  Hessen  G.  v.  23.  April 
187  5 ;  Sachsen  G.  v.  2.  August  1H7  S : 
Württemberg  G.  v.  14.  Juni  1887:  Ba- 
den G.  V.  26.  Jidi  1888.  In  Baden  und 
Hessen  können  auch  für  die  allgemeinen 
kirclüichen  Bedürfnisse  der  katholischen 
Kirche  des  Landes  von  den  Mitgliedern 
der  Kirche  Steuern  erhoben  werden.  Jedoch 
ist  hierzu  ein  Beschluss  einer  aus  der  Wahl 
der  Kirchengenossen  hervorgegangenen  Ver- 
tretung sowie  bischöfliche  und  staatliehe 
Genehmigung  erforderlich.  Die  Vertretung 
(in  H  e  s  s  e  n  der  Diöcesenkirchen vorstand)  be- 
steht aus  Mitgliedern,  die  von  den  Veilre- 
tungen  der  Kirchengemeinden  gewälilt  wer- 
den. Die  Einberufung  der  Veiiretung 
erfolgt  durch  den  Bischof,  in  Baden  im 
Einverständnis  mit  der  Staatsregienmg.  Die 
Kirchensteuern  werden  als  Ziischläge  zu 
den  direkten  Staatssteuern  erhoben.  (Ba- 
den, G.  V.  15.  Juni  1892  und  die  im  Ein- 
vei-ständnis  mit  dem  Erzbischof  von  Freibuiig 
erlassene  Verordnung  v.  5.  Januar  190(J: 
Hessen,  G.  v.  23.  April  1875  Art.  5,  6  und 
das  von  dem  Grossherzoge  genehmigte 
bischöfliche  Statut  für  die  Bildung  des 
Diöcesenkirchen  Vorstands  im  Bistum  Mainz. 
Bekanntmachung  vom  16.  Oktober  1899.) 

6.  Die  kirchliche  Banlast  Besondere 
Hechtssätze  bestehen  über  die  Verpflichtung, 
die  Kosten  der  Errichtung  und  ünterhal- 
timg  der  kirchlichen  Gebäude  (Kirchen, 
PfaiT-  und  Küsterhäuser)  zu  tragen.  Im 
Mittelalter  hatten  sich  hierüber  sehr  ver- 
schiedenartige partikulare  und  örtliche  Rechte 
gebildet,  während  das  gemeine  kanonische 
Recht  nur  bestimmte,  dass,  soweit  der  Er- 
trag des  Kirchenvermögens  hierzu  nicht  aus- 
reichte, die  Zehntinliaber  und  Beneficiaten, 
in  letzter  Reihe  alle  Beteiligten  zu  Beiträgen 
heranzuziehen  seien  (c.  1  —4  X,  HL  48).  Nach 
dem  Konzil  von  Trient  (sess.  XXI  c.  7)  kann 
der  Bischof,  soweit  die  Kosten  nicht  ander- 
weit aufgebracht  werden  können,  in  geeigneter 
Weise  die  Gemeindeglieder  heranziehen. 
Auch  der  Patron  ist  zu  Beiträgen  ver- 
pflichtet. Wenn  er  jedoch  seiner  Veri)flich- 
tung  nicht  nachkommt,  so  darf  er  nur  die 
in  dem  Patronatrechte  liegenden  Befugnisse 
nicht  ausüben,  es  kann  gegen  ihn  nicht 
auf  Leistung  von  Beiträgen  geklagt  werden. 
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Nach    einem    gemeinen    Gewohnheitsrechte 
sind  aber  bei  Landkirchen   in   allen  Fällen 
die    Gemeindeglieder    zur    unentgeltlichen 
Leistung  von  mnd-  und  Spanndiensten  ver- 
pflichtet. Auf  diesen  Gnmdlagen  entwickelte 
sich  auch  das  Recht  in  den   evangelischen 
Kirchen.    Doch  ist  fast  überall  das  gemeine 
Recht  durch  partikulares  Recht  ausgestaltet 
und  weitergebildet,   insbesondere   die  Ver- 
pflichtung des  Patrons  erhöht  worden.   Nach 
dem    preussischen   Allgemeinen    Land- 
rec^hte  (U,  11,  §  712ff.)   wird   die  Baulast, 
Bofern  sie  nicht  von  dem  Ertrage  des  Kh-chen- 
vermögens  bestritten  werden  kann,  zwischen 
der  Gemeinde   und  dem  Patron  derart  ge- 
teilt, dass   bei  Landkirchen  der  Patron  '^/a 
lind  die  Gemeinde  ^  s,  bei  Stadtkirchen  die 
Gemeinde  ^/s  und  der  Patron  ^'3  beizutragen 
haben.      Die  Verpflichtung  zu  Hand-  und 
Spanndiensten  besteht  nur  bei  Landkirchen. 
Doch   sind   in   den   einzelnen  Landesteilen 
mannigfache   hiervon  abweichende  Partiku- 
larrechte in  Ki-aft  geblieben.     Auch  kommt 
es   im  Gebiete  des  Allgemeinen  Landrechts 
wie  in  anderen  deutschen  Landesteilen  (z.  B. 
in   der  Provinz  Hannover)  nicht  selten  vor, 
dass  nach  Ortsrecht  die  Kirchenbaulast  einen 
dinglichen  Charakter  angenommen  hat  und  als 
Reallast  auf   dem   Grimdbesitze   ruht.     In 
Bayern,    Württemberg    und    Baden 
sind  hinter  dem  Kirchenvermögen  besondere 
Baufonds,  Kapitahen,  die  aus  der  Ablösiuig 
der  Zehnten  gebildet  sind,  zu  Beiträgen  ver- 
pflichtet, imd   nur  soweit  diese  nicht  aus- 
reichen, sind  die  Mittel   durch   direkte  Ge- 
raeindeumlagen  aufzubringen.   Doch  sind  die 
Rechtszustände  auch  in  diesen  Staaten  im 
einzelnen   wieder    mannigfach   verschieden. 
In   anderen  Staaten  wie   in  Hessen   und 
Sachsen-Weimar,    liegt   in   vielen   Ge- 
meinden auch   dem   Staate   eine  Beitrags- 
pflicht  ob.   —  In  Oesterreich   hat,  wo 
keine  neuen  Landesgesetze  bestehen,  hinter 
dem  Kirchenvermögen  der  Patron  alle  baren 
Aualagen   zu  besti-eiten,   während   die  Ge- 
raeindeglieder  die  Hand-  und  Spanndienste 
zu  leisten   haben  (Nieder-   und  Oberöster- 
reich,   Böhmen,   Triest).     In    den  meisten 
Kroniändem  sind  aber  im  Jahre  1863  und 
in  den  folgenden  Jahren  Landesgesetze   er- 
lassen worden,  wonach   der  Patron   Vs   (in 
Krain   V5,   in  Galizien    V^)   der  Kosten   zu 
tragen  hat.  —   In  den  Ländern  des  fran- 
zösischen Rechts  (Dekret  v.  80.  Dezember 
1809  und  G.  v.  14.  Februar  1810)  sind  die 
bürgerlichen  Gemeinden   zur  Tragung  der 
kirchlichen  Baulast  verpflichtet,  sofern  der 
Ertrag  des  Kirchenvermögens  unzureichend 
ist.      Doch    ist    in    der    preussischen 
Rhein  pro  vinz  durch  G.  v.  14.  März  1880 
diese  Verpflichtung  auf  die  Kirchengemein- 
den übertragen  worden.    Auch  in  Italien 
liegt  den  bflrgerlichen  Gemeinden   bis  zum 


Erlass  eines  Gesetzes  über  die  Bestreitung 
der  Kultuskosten  die  Unterhaltung  der 
Kirchengebäude  in  Ermangehmg  anderer 
Mittel  ob  (Gemeinde-  und  Provinz.-Ges.  v.  30. 
Dezember  1888  Art.  271). 

II.  Abgaben  an  den  Papst. 

1.  Einleitung.  Die  centrale  Stellung, 
welche  das  Papsttum  wähi-end  des  Mittel- 
alters im  Abendlande  einnahm,  erklärt  es, 
dass  sich  bei  der  römischen  Kurie  schon 
frühe  eine  umfangreiche  und  verwickelte 
Finanz  Wirtschaft  und  Finanz  Verwaltung  aus- 
bildeten. Den  Päpsten  war  es  in  den  Zeiten 
des  Untergangs  des  römischen  Reiches  ge- 
hingen,  ausgedehnte  Grundbesitzungen  zu 
erwerben.  Indes  diese  Besitzimgen  gingen 
später  zum  grossen  Teil  wieder  verloren, 
und  soweit  sie  dem  Papste  erhalten  blieben 
und  neue  hinzu  erworben  wmnien,  waren 
die  Einkünfte,  die  daraus  der  Kurie  zu- 
flössen, nur  geringfügig.  Sie  reichten  bei 
weitem  nicht  aus,  um  die  grossen  Ausgaben 
zu  decken,  die  durch  die  päpstliche  Hofhal- 
tung, vor  allem  aber  durch  die  kirchlich- 
politischen Bestrebungen  der  Päpste,  die  auf 
Herstellung  einer  klerikalen  Herrschaft  über 
das  ganze  Abendland  gerichtet  waren,  er- 
forderlich wurden.  Noch  immer  aber  haben 
wir  den  Mangel  einer  urkundlichen  Ge- 
schichte der  päpstlichen  Finanz  Verwaltung 
im  Mittelalter  zu  beklagen  und  damit  eine 
der  empfindüchsten  Lücken  in  unserer  Kennt- 
nis der  inneren  Geschichte  des  Mittelalters 
und  insbesondere  seiner  wirtschaftlichen  Ent- 
wickelung.  Erst  seit  Papst  Leo  XIII.  das 
vatikanische  Archiv  der  wissenschaftlichen 
Forschung  in  dankenswerter  Weise  geöffnet 
hat,  sind  die  Quellen,  aus  denen  die  Materialien 
einer  solchen  Geschichte  geschöpft  werden 
können,  zugänglich.  Seitdem  haben  auch 
deutsche  und  französische  Gelehrte  durch 
Veröffentlichung  und  Bearbeitung  eines 
Teiles  dieser  Materialien  sich  verdient  ge- 
macht und  tue  Grundlagen  zu  weiterer 
Forschung  gelegt. 

2.  Censns.  Schon  am  Ende  des 
5.  Jahrhunderts  liess  Papst  Gelasius  (492 
bis  496)  ein  Verzeichnis  der  Einnahmen, 
welche  die  römische  Kirche  aus  ihren  Grund- 
besitzungen bezog,  anfertigen  (Polyptycum), 
das  Gregor  der  Grosse  (590  bis  604) 
erneuem  und  durch  ein  Verzeichnis  der 
regelmässigen  Ausgaben  ergänzen  liess.  Diese 
Verzeichnisse  blieben  mehi-ere  Jahrhunderte 
in  Gebrauch,  bis  in  den  schlimmen  Zeiten, 
die  seit  dem  Ende  des  9.  Jahrhunderts  über 
Rom  hereinbrachen,  auch  die  päpstlichen 
Finanzen  in  volle  Verwirrung  gerieten.  Erst 
Gregor  VII.  (1073  bis  1085)  war  es,  der 
schon  vor  seiner  Thronbesteigung  als  Oeco- 
nomus  und  Archidiaconus  der  römischen 
Kirche  um  die  Neuordnung  der  römischen 


86 


Kirchliche  Abgaben 


Finanzverwaltung  sich  bemühte  und  sie  als 
Papst  durchgeführt  hat.  Auf  Grund  der  von 
Gregor  VII.  veranstalteten  Privilegiensamm- 
lung und  spätei-er  Verzeichnisse  hat  dann 
im  Jahre  1 192  der  damalige  Camerarius  und 
i'inanzminister  des  Papstes,  Cencius  Sa- 
velli  (der  si)ätei-e  Papst  Honorius  III. 
1216  bis  1227)  den  berühmten  liber  cen- 
suum  ecclesiae  Romanae  angefertigt, 
der  aus  zwei  Haui)tteilen  besteht,  einem 
nach  Kirchenprovinzen  geordneten  Ver- 
zeichnis der  Einkünfte  des  päpstlichen 
Stuhles  und  einer  Sammlung  von  Urkunden 
über  die  Vermögensrechte  der  römischen 
Kirche.  Damit  war  eine  zuverlässige  üeber- 
sicht  über  die  Einlainfte,  auf  die  der  Papst 
Anspruch  hatte  oder  Anspruch  erhob,  ge- 
■  geben.  Das  Werk  gewann  solches  Ansehen, 
dass  die  Beamten,  welche  mit  der  Erhebung 
der  Einkünfte  beauftragt  wurden,  Abschriften 
der  betreffenden  Teile  erhielten,  um  hier- 
nach ihre  Amtsthätigkeit  auszuüben.  Bis  in 
das  15.  Jahrhundert  wurde  es  benutzt  und 
der  j)äpstlichen  Finanzverwaltung  zu  Grunde 
gelegt. 

Unter  dem  allgemeinen  Namen  Census 
wurden  aber  Abgaben  zusammengefasst,  die 
auf  verschiedenartigen  Rechtstitebi  beruhten. 
Die  Hälfte  aller  dieser  Abgaben  ward  von 
Papst  Nico  laus  IV.  1298  den  Kardinälen 
überwiesen.    Zu  dem  Census  gehörten: 

a)  Die  Abgaben,  welche  von  den  Gnmdbe- 
sitzungen,  die  in  dem  Eigentum  der  römischen 
Kirche  standen,  zu  zahlen  waren,  mochten  sie 
in  Pacht  oder  Emph>'teuse  vergeben  oder  als 
Lehen  verliehen  sein.  Doch  haben  diese 
Einkünfte,  die  in  älterer  Zeit  den  Haupt- 
stock der  päpstlichen  Einnahmen  bildeten, 
im  Laufe  des  Mittelalters  mehr  und  mehr 
ihre  Bedeutung  verloi-en.  Diu-ch  Verkäufe, 
Verpfändimgen  sowie  durch  Usurpationen 
des  Adels  waren  die  Domänen  zusammen- 
geschmolzen, und  von  den  im  Eigentum  der 
römischen  Kirche  verbliebenen  Gütern,  die 
den  Adligen  verpachtet  oder  ihnen  zu  Lehen 
übertragen  waren,  ^\'urden  die  Abgaben  nur 
unregelmässig  entrichtet. 

b)  Auch  die  zum  Teil  nicht  unbedeuten- 
den Abgaben,  welche  die  der  päpstlichen 
Oberherrlichkeit  unterworfenen  Städte  Mittel- 
italiens zu  zahlen  hatten,  gingen  nur  un- 
regelmässig ein  und  w^urden,  seitdem  diese 
Städte  unter  die  Herrsc^haft  von  Stadtherren 
gelangt  waren,  vielfach  gar  nicht  melu-  ge- 
zahlt. Erst  am  Ausgang  des  Mittelalters 
gelang  es  den  Päpsten,  insbesondere  dem 
thatkräftigen  Julius  IL  (1508  bis  1513),  sie 
der  unmittelbaren  Herrschaft  des  päpstlichen 
Stuhls  wieder  zu  unterwerfen. 

c)  Schon  seit  früher  Zeit  suchten  ein- 
zelne Klöster  und  Kirchen  Schutz  gegen 
bischöfliche  Eingriffe  und  gegen  Gewalt- 
thaten  der  weltliehen  Macht  dadurch  zu  ge- 


winnen, dass  sie  das  Obereigentum  des 
Papstes  anerkannten  und  damit  in  ein  be- 
sonderes Schutzverhältnis  zu  dem  Pa[>ste 
traten.  Sie  erhielten  dann  in  der  Regel 
von  dem  Papste  besondere  Privilegien,  durch 
w- eiche  sie  von  der  bischöflichen  Jurisdiktion 
befreit  wurden.  Auch  anderen  Klöstern  und 
Kirchen  wurden  solche  Exemtionsprivilegien 
zu  teil.  Sie  alle  hatten  einen  jährlichen 
Zins  an  den  Papst  zu  zahlen  und  wurden 
im  12.  Jahrhundert  als  in  ius  et  proprieta- 
tem  St.  Petri  et  sanctae  Romanae  ecclesiae 
stehend  betrachtet. 

d)  Weit  beträchtlicher  waren  die  Ab- 
gaben, welche  die  Staaten,  die  eine  I^ehens- 
hoheit  des  Papstes  anerkannten,  jährlich  zu 
zahlen  hatten.  Dahin  gehörten  die  König- 
reiche Neapel  und  Sicilien,  Corsica  und 
Sardinien,  namentlich  aber  England,  das  lOOÜ 
Mark  Silber,  die  Mark  zu  5  öoldgulden  be- 
rechnet, jährlich  zu  zahlen  hatte.  Zeitweise 
war  es  im  11.  und  12.  Jahrhundert  den 
Päpsten  gelungen,  auch  in  der  Provence, 
in  Ai-agonien  und  Portugal,  in  Kroatien 
und  Dalmatien,  selbst  in  Dänemark  und 
Polen  die  Fürsten  zur  Zalüung  eines  Ijehn- 

I  census  zu  verpflichten.     Doch  erkannten  im 
j  15.  Jalirhundert  niu*  noch  Neapel  und  Fer- 
I  rara  die  Verpflichtung  zur  Zahlung  an,  und 
lauch  sie   blieben  vielfach  damit  im  Rück- 
j  Stande.  Neapel  hatte  einen  jährlichen  Census 
I  von   80<X)  Uncien    in  Gold    zu   zahlen    und 
einen  Zelter  in  den  päpstlichen  Marstall  ab- 
zuliefern.     Indes  rausste  Alexander  VI. 
1501  den  Census,  dessen  Betrag  schon  früher 
herabgesetzt  worden  war,  erlassen. 

e)  Von  besonderem  Interesse  ist  der 
Peterspfeunig,  eine  allgemeine  Häuser- 
steuer, welche  die  Päpste  der  Bevölkerung 
der  Länder,  über  welche  sie  eine  Oberherr- 
lichkeit in  Anspruch  nahmen,  aufzulegen 
suchten.  Schon  seit  dem  Ende  des  8.  Jahr- 
hundei-ts  hatten  die  angelsächsischen  Könige 
von  \V  e  s  s  e  X  und  M  e  r  c  i  a  eine  Haussteuer 
von  1  Denar  erhoben,  um  mit  ihrem  Erti-^e 
eine  Herberge  für  die  englischen  Pilger 
(schola  Saxonum)  in  Rom  zu  unterhalten. 
Um  die  Mitte  des  9.  Jahi-himdcrts  hatte 
König  Ethelwuli,  der  Vater  Alfreds  des 
Grossen,  sich  verpflichtet,  dem  Papste  eine 
Jahresrente  zu  zahlen.  Im  Anfange  des  10. 
Jahrhunderts,  nachdem  die  Einheit  des  angel- 
sächsischen Reiches  hergestellt,  scheinen 
diese  beiden  herkömmlichen  Zuwendungen 
zu  einer  einheitlichen  jährlichen  Schenkung 
vereinigt  worden  zu  sein,  zu  der  elee- 
mosyna  regis,  die  zur  Hälfte  für  die 
schola  Saxonum,  zur  Hälfte  für  den  Papst 
bestimmt  war  und  deren  Betrag  durch  eine 
Haussteuer  von  einem  Denar  aufgebracht 
ward.  Später,  seit  Eduard  dem  Be- 
kenne r  (1042  bis  1066),  hatte   jeder  freie 

!  Mann,  der  mindestens  3Ö  Denar  Einkommen 
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hatte,  jährlich  hierfür  einen  Denar  zu  zalüen. 
Die  Steuer  war  am  Tage  der  Apostel  Petrus 
und  Paulus  zu  entrichten  und  erhielt  davon 
den  Namen  Peters pfennig.  Sie  erhielt 
sich  auch  unter  der  Herrschaft  der  Nor- 
mannen. Gregor  YII.  erklärte  die  eng- 
lischen Könige  zur  Zahlung  dieser  ursprüng- 
lich freiwilligen  Gabe  für  verpflichtet  und 
begründete  die  Verpflichtung  darauf,  dass 
dem  Papst  das  Obereigentum  des  Landes 
zustehe  und  die  Abgabe  demnach  eine 
grundherrliche  Abgabe  sei.  Seit  der  Mitte 
des  12.  Jahrhunderts  gelang  es  indes  den 
englischen  Königen,  den  Peterspfennig  zu 
einer  bedeutenden  Einnahmequelle  für  sich 
selbst  zu  machen.  In  einem  jeden  Bistum 
ward  der  für  Rom  bestimmte  Betrag  auf 
eine  gleichbleibende  Summe  festgesetzt, 
während  der  Ueberschuss  von  den  Archi- 
diakonen,  die  den  Peterspfennig  zu  erheben 
hatten,  an  den  königlichen  Schatz  abzu- 
liefern war.  So  betrug  der  Teil  des  Peters- 
pfennigs der  dem  Papst  zukam,  nur  300 
Mark  Sterling  (gleich  48000  Pfennige)  jähr- 
lich und  schon  Innocenz  111.  klagte  da- 
rüber, dass  der  Papst  nur  300  Mark  erhalte, 
wälirend  der  Peterspfennig  mindestens  1300 
Mark  einbringe.  Mit  der  Zeit  verlor  diese 
Einnahme  für  die  Kurie  auch  dadiu-ch  an 
Bedeutung,  dass,  während  im  13.  und  14. 
Jahrhundert  die  Mark  zu  5  Goldgulden  be- 
rechnet wurde,  sie  am  Ende  des  15.  Jahr- 
hunderts nur  den  Wert  von  3  Goldgulden 
hatte.  Von  Heinrich  VIH.  ward  1534 
der  Peterspfennig  aufgehoben,  und  wenn  er 
auch  von  der  Königin  Maria  Tudor  wie- 
der hergestellt  ward,  so  wiu^e  er  doch  bei 
der  Thronbesteigung  der  Königin  Elisa- 
beth endgiltig  beseitigt. 

Auch  in  den  skandinavischen  Reichen, 
selbst  in  Island  und  Grönland,  in  Polen  und 
seinen  Nebenländern  war  es  den  Päpsten 
zeitweise  gelungen,  einen  Anspruch  auf  den 
Peterspfennig  zur  Anerkennung  zu  bringen. 
Doch  war  das  Einkommen,  das  der  Papst 
daraus  bezog,  immer  nur  geidngfügig.  Viel- 
fach wurde  die  Abgabe  überhaupt  nicht  er- 
hoben oder  die  Landesherren  eigneten  sich 
den  Ertrag  an.  Gegen  die  Erhebung  des 
Peterspfennigs  in  dem  Ordenslande  Preus- 
sen  und  in  dem  ehemals  zu  Polen  gehörigen 
Gebiete  der  Diöcese  Culm  (Pommerellen 
imd  dem  Culmerland)  erhob  der  Orden 
Widerspruch,  und  erst  nachdem  das  Ordens- 
land zweimal,  1325  mid  1338,  mit  dem 
Interdikt  belegt  worden  war,  erkannte  der 
Hochmeister  das  Recht  des  Papstes,  den 
Peterspfennig  zu  erheben,  an.  Für  das  ge- 
samte Ordensland  ward  im  Jahre  1448  der 
Betrag  auf  2495  Mark  angegeben.  Doch 
wird  der  wirkliche  Ertrag  selten  diese 
Höhe  erreicht  haben. 

3.  Die  Rrenzziigssteueni.    Die  hohen 


Ziele,  die  das  von  dem  Geiste  Gregors  VII.  er- 
füllte Papsttum  sich  gesetzt  hatte,  mnfassten 
aucli  die  Vereinigung  des  gesamten  christ- 
lichen Abendlandes  zum  Kampfe  gegen  den 
Islam  im  Orient  wie  auf  der  pyrenäischen 
Halbinsel.  Aber  die  Kreuzzüge,  zu  denen 
die  Päpste  die  Völker  Europas  entflammten, 
erforderten  Geldmitel,  wie  sie  die  bisherige 
Finanzwirtschaft  nicht  aufzubringen  ver- 
mochte. Sie  konnten  nur  durch  eine  allge- 
meine Besteuerung  des  gesamten  Vermögens 
oder  Einkommens  des  Volks  oder  wenig- 
stens des  Klerus  beschafft  werden.  Schon 
im  12.  Jahrhundert  sind  in  Frankreich 
und  England  Vereuche  hierzu  gemacht 
worden.  Für  den  zweiten,  freilich  erfolg- 
losen Kreuzzug  hatte  Ludwig  VII.  von 
Frankreich  1147  eine  allgemeine  Steuer 
ausgeschrieben,  der,  wie  es  scheint,  auch 
der  Klerus  sich  unterwarf.  Als  nach  der 
Eroberung  Jerusalems  und  der  Vernichtung 
der  meisten  Kreuzfahrerstaaten  in  Syrien 
durch  Saladdin  1187  der  dritte  Kreuzzug 
bescldossen  ward,  wui-de  sowohl  in  Frank- 
reich von  König  Philipp  August  wie  in 
England  von  König  Heinrich  II.  die  Er- 
hebung einer  allgemeinen  Einkommensteuer 
in  der  Form  der  Zehnten  (decimae  SaJadinae) 
anbefohlen.  Deren  Nichtzahlimg  ward  von 
der  Kirche  mit  dem  Banne  bedroht.  In 
England  wurde  sie  auch  unter  Mitwirkung 
der  Geistlichkeit  erhoben.  Doch  setzte  in 
Frankreich  die  Geistlichkeit  dieser  kirchlich- 
staatlichen Besteuerung  den  hartnäckigsten 
Widerstand  entgegen  und  sie  nötigte  den 
König  sehr  bald,  das  Steueredikt  wieder 
aufzuheben. 

Hatten  in  diesen  Fällen  die  staatlichen 
Gewalten  den  Versuch  gemacht,  zu  kirch- 
lichen Zwecken  und  mit  kirchlicher  Hilfe 
die  Laien  wie  den  Klerus  zu  besteuern,  so 
wusste  Innocenz  III.  den  gi*ossartigen 
Gedanken  zu  verwirklichen,  das  gesamte 
Kirchengut  in  der  ganzen  katholischen 
Christenheit  einer  päpstlichen  Besteuenmg 
zu  unterwerfen.  Das  von  ihm  berufene  und 
geleitete  Konzil  vom  Lateran  von  1215 
erkannte  dem  Papst  das  Recht  zu,  für  einen 
neuen  Kreuzzug  eine  allgemeine  Steuer  von 
allem  kirchlichen  Einkommen  im  Betrag  von 
5^/o  (den  Zwanzigsten)  auf  drei  Jahre 
zu  erheben.  Damit  war  das  Recht  des 
Papstes,  das  Kirchengut  in  der  ganzen  Kirche 
zu  besteuern,  grundsätzlich  anerkannt.  Auf 
diesem  Wege  suchten  die  Päpste  bis  in  die 
zweite  Hälfte  des  15.  Jahrhunderts  das  ge- 
samte Kirchengut  des  Abendlandes  ihren 
kirchlichen  und  politischen  Zwecken  dienst- 
bar zu  machen,  freilich  ohne  dass  es  ihnen 
gelungen  wäre,  ein  wohlgeordnetes  Finanz- 
system auf  den  Ertrag  dieser  Steuern  zu 
gründen.  Wie  der  Papst  die  Steuer  ur- 
sprünglich  auferlegt  hatte,   um  die  Mittel 
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für  den  Kreuzzug  zu  beschaffen,  so  ward 
sie  auch  weitorhin  allgemein  als  Krtmzzugs- 
zehnten  bezeichnet,  wenn  diese  Bezeichnung 
auch  in  ihren  beiden  Gliedern  nicht  immer 
zutreffend  war.  Vielfach  war  der  Steuer- 
satz nicht  auf  IC.o,  sondern  in  ver- 
schiedener Höhe  (8V3*^/'o,  5^/o,  aber  auch 
20^.0)  festgesetzt.  Sodann  aber  war  schon 
im  13.  Jahrhundert  der  Ki-euzzug  gegen  die 
Ungläubigen  häufig  nur  der  Vorwand,  unter 
dem  der  Papst  die  Steuer  auferlegte,  oder 
aber  es  ward  m  Uradeutung  des  Begriffes  jeder 
Kami)f  des  Papstes  gegen  kirchhche  oder 
politische  Gegner  als  Kreuzzug,  als  crueiata 
bezeichnet.  Anfänglich  hatten  die  Biscliöfe 
die  Steuern  zu  erlieben.  Doch  ernannte  schon 
Honorius  III.  (seit  1219)  besondere  Be- 
amte, die  er  mit  der  Einsammlung  der  von 
den  Bischöfen  erhobenen  Summen  beauf- 
tragte, und  in  der  zweiten  Hälfte  des  13.  Jahr- 
hundeiis  schufen  die  Päpste  einen  beson- 
deren Behördenorganismus  für  die  Erhebung 
und  Verwaltung  der  Zehuten.  Für  grössere 
Gebiete  wurden  Generalkollektoren 
ernannt,  die  wiederum  Subkollektoren 
für  die  einzelnen  Bezirke  zu  bestellen  hatten. 
Die  SubkoDektoren  hatten  eidliche  Schätzungs- 
listen  aufzustellen,  die  in  der  Regel  auf 
Selbsteinschätzung  beruhten,  doch  hatten  sie 
das  Becht,  hiervon  abzugehen  und  diu*ch  eid- 
liche Zeugenaussagen  den  Wert  der  kirch- 
lichen Einkünfte  festzTistellen.  War  an- 
fänglich die  Abgabe,  wie  der  Zehnte  über- 
haupt, in  Naturalien  zu  entrichten,  aus  denen 
die  Einkünfte  des  Bischofs,  des  Domkapitels, 
des  Klosters,  des  Pfarrers  u.  s.  w.  bestan- 
den, so  ergab  sich  selu-  bald  die  Notwen- 
digkeit, die  Naturalabgaben  in  Geldsteuern 
umzuwandeln.  Die  Geldwirtscliaft  musste 
an  Stelle  der  Naturalwirtschaft  ti-eten.  Die 
erhobenen  Steuern  wurden  meist  nicht  so- 
fort nach  Rom  abgeliefert,  sondern  in 
Kirchen  und  Klöstern  zur  Verfügung  des 
Papstes  hinterlegt.  Nach  Bedarf  des  päi)st- 
lichen  Stuhles  erfolgte  dann  die  Einziehung 
dieser  Gelder  durch  die  päpstliche  Kammer, 
welcher  auch  die  allgemeine  Buchfülirung 
und  RechnungskontrolJe  oblag.  Die  Ueber- 
mittelung  der  Gelder  nach  Rom  aber  erfolgte 
fast  durchweg  durch  die  italienischen  Bank- 
häuser. Sie  besorgten  entweder  gegen  Pro- 
vision den  Transport  der  Gelder  nach  Rom 
oder  sie  gaben  der  Kurie  gegen  Provision 
Vorschüsse  auf  den  Ertrag  der  Steuer.  In 
beiden  Fällen  übernahmen  sie  auch  die  üm- 
wechselung  der  verschiedenen  Landesmünzen. 
Doch  kam  es  auch  vor,  dass  die  Kollektoren 
die  Gelder  unmittelbar  nach  Rom  sandten 
oder  zu  Barren  einschmelzen  Hessen. 

Unrichtige  Angaben  bei  der  Sclbstein- 
schätzung,  Weigerung  oder  Verz()geriing  der 
Entrichtung  des  Zehnten,  Betnig  bei  Zehnt- 
leistimg  waren  mit  dem  grossen  Banne 


btHli-oht,   den  die  Kollektoren  zu  verhängen 
hatten.     Die  weltliche  Obrigkeit   ward    für 
verpflichtet  erklärt,  ihre  Zwangsgewalt  der 
Kirche  zur  Verfügung  zu  stellen,    um    die 
kirc'hlichen  Gebote   zu  vollstrecken.     Doreh 
dieses  weitverzweigte  System   von   Steuer- 
beamten, durch  die  enge  Verbindung  mit 
den    Bankhäusern,     durch    die    AuhäufuDg 
grosser  Geldsummen  in  der  Hand  der  Kurie 
und   ihrer  Behörden  trat  das  Papsttum    in 
den  Mittelpunkt  des  Weltverkehrs,  ward  es 
eine    der    grössten    Finanzmächte    des    da- 
maligen Eiu-ejm  und  einer  der  bedeutsamsten 
Faktoren,  die  auf  die  Umbildung  der  Natural- 
wirtschaft in  die  Geld  Wirtschaft  liiuwirkten. 
Doch   hatte  das  Papsttum   bei   der   Durch- 
führung  dieses    Steuersystems    mit    i^^ider- 
strcbenden  Kräften  zu  kämpfen,  die  zu  über- 
winden   ihm    niemals    völlig    geglückt    ist. 
(■eberall  suchten  die  Landesherren  den  Er- 
trag   des    Zehnten    oder   wenigstens    eineu 
Teil  desselben  sich  anzueignen.    Nicht  selten 
legten    sie  das  Kreuzzugsgelübde   ab    unter 
der    Bedingung,     dass    der    Zehnte     ihres 
Landes  ihnen  überwiesen  werde,  um  sodann 
luiter  irgend  welchem  Verwände  den  Anti'itt 
der    Kreuzfahrt    hinauszuschieben    und    zu 
unterlassen.      Später,    als   nicht    mehr    die 
grossen   Ideale    einer    klerikalen    Weltherr- 
schaft das  Papsttum  beherrschten,   sondern 
politische  Bestrebungen  an  deren  Stelle  ge- 
treten waren,   schrieben  die  Päpste  in  ein- 
zelnen   Gebieten    die   kirchliche   Steuer   zu 
Gunsten  der  Laudesherren  aus,    lun  deren 
Untei-stützung  zu  ihren  politischen  Zwecken 
zu  gewinnen.     Mit  dieser  Veränderung  des 
Zweckes,  für  den  die  Steuer  bestimmt  war, 
wuchs  aber  auch  der  Widerstand  des  Klerus, 
der  überall  da,  wo  der  Ijandesherr  aus  der 
Steuer    nicht     selbst    Gewinn     zog,     von 
diesem  unterstützt  ward.     Dazu  kam,   dass 
seit  dem  14.  Jahrhundert  die  Päpste  es  zu- 
lassen mussten,  dass  die  Staatsgewalt  selbst 
das  Kirchengut  besteuerte,   so  zunächst  in 
England  und  Frankreich,  dann  aber  auch  in 
anderen  Territorien.    Infolgedessen  mac^hten 
die  Landesherren  die  Erhebung  der  päpst- 
lichen Steuer  von  ihrer  Genehmigung  ab- 
hängig,    um    ihre    eigene    Einnahme<iuelle 
nicht  beeinträchtigen  zu  lassen.    Sie  erteilten 
die   Genehmigimg  meist   nur,    wenn   ihnen 
selbst    ein    Teil    des    Ertrages    überlassen 
wuixle.     Im    15.  Jahrhundert  >,vui'den   zw^ar 
auch  noch  Kreuzzugszehnten  zu  allgemeinen 
kirchlichen  Zwecken,  wie  die  Hussiten-  und 
Türkenkriege,   ausgeschrieben,    meist   al>er 
nur  zu  dem  Zweck,   um  einer  Geldnot  des 
Papstes  abzuhelfen   oder  um  im  politischen 
Interesse  des  Kirchenstaats  einem  Fürsten 
oder  einer  Stadt  eine  Unterstützung  zu  ge- 
währen.   Die  gehässigen  Formen,  in  denen 
die    Zehnten    erhoben    wurden ,    zalüreiche 
I  Missbräuche,  die  gediüdet  wurden,  die  An- 
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ilrohung  und  Yerhängiing  geistlicher  Strafen 
zum  Schutze  rein  weltlicher  Interessen  er- 
zeugten auch  in  dem  Klerus  eine  tiefgehende 
Erbittenine.  »JRora  verecherzte  sich  iin  all- 
gemeinen die  Liebe  seiner  eigenen  Geistlich- 
keit, und  deshalb  stand  es  der  Revolution 
nachher  ohnmächtig  gegenüber«  (Gottlob). 

4.  Servitia  communia  und  servitia 
niinnta.  Die  von  dem  Papste  ausgeschrie- 
benen Zehnten  waren  keine  stehenden  Ab- 
gaben, sie  wurden  nur  für  bestimmte  Zwecke 
und  nur  für  eine  bestimmte  Zahl  von  Jahren 
auferlegt.  Zu  allen  Zeiten  gingen  sie  nur 
sehr  unregelmässig,  zum  Teil  sehr  verspätet 
ein,  und  aus  den  angegebenen  Gründen  floss 
späterhin  nm-  ein  geringer  Teil  des  Ertrags 
in  die  rÄpstlichen  Kassen.  Um  das  immer 
steigende  Geldbedürfnis  der  Kurie  zu  be- 
friedigen, mussten  neue  Hilfsquellen  er- 
schlossen werden.  Seit  der  Mitte  des  13.  Jahr- 
hunderts hatten  die  Päpste  den  Anspruch  auf 
Ernennung  oder  ßestätigimg  fast  sämtlicher 
Bischöfe  und  einer  grossen  Zahl  von  Aebten 
zur  Anerkennung  gebracht.  Hierfür  aber 
waren  Abgaben,  die  servitia,  zu  ent- 
richten. Man  unterschied  die  servitia 
«•ommunia  und  die  servitia  minuta. 
Der  Betrag  der  ersteren  war  meist  auf  ein 
Drittel,  bei  einzelnen  Kirchen  aber  auch  auf 
die  Hälfte  oder  einen  noch  grösseren  Teil 
des  gewöhnlichen  Jahreseinkommens  des 
Bischofs  oder  Abtes  bestimmt.  Im  15.  Jahr- 
hundert hatten  jedoch  die  Abteien,  deren 
jährliche  Einkünfte  in  den  römischen  Tax- 
büchem  auf  weniger  als  100  Goldgiüden 
geschätzt  waren,  nicht  die  Servitia,  sondern 
die  Annatae  (s.  unteo)  zu  zahlen.  Diese 
Abgaben  fielen  ziur  Hälfte  dem  Papste,  zur 
Hälfte  den  Kardinälen  zu  und  führten  daher 
den  Namen  servitia  communia.  Die  servitia 
minuta,  deren  Betrag  nach  dem  der  servitia 
communia  imd  der  Anzahl  der  Kardinäle,  die 
daran  teil  hatten,  berechnet  wurde,  waren 
kleinere  Gebühren,  die  den  Beamten  der 
Kurie  und  den  im  Dienste  der  Kardinäle 
stehenden  Klerikern  zuflössen. 

5.  Gebühren  und  Taxen.  Auch  die 
anfänglich  nicht  allzu  hohen  Gebühren,  wel- 
che für  die  Gewährung  von  Dispensen, 
Privilegien  u.  s.  w^  zu  entrichten  waren 
(sen-itia  secreta),  sowie  die  Taxen,  die  für  die 
Ausfertigung  päpstlicher  Erlasse  (Bullen, 
Breven  u.  s.  w.)  zu  zalilen  waren,  wurden 
seit  dem  14  Jahrhundert,  insbesondere  seit 
der  Neuoi'dnung  des  Taxwesens  diu-ch 
Johann  XXII.  in  den  Jahren  1316  und 
1336,  ausserordentlich  gesteigert.  In  einzelnen 
Fällen  erreichten  die  Gebühren  eine  ausser- 
ordentliche Höhe,  so  dass  der  Betrag  sich 
auf  4000,  selbst  6000  Goldgulden  belief. 
Die  Missstäude  waren  der  Art,  dass  selbst 
ein  unbedingter  Verteidiger  der  päpstlichen 
Allgewalt,  Alvarus  Pelagius  (gestorben 


1352),  seinem  Unwillen  darüber  offenen  Aus- 
druck gab.  »  So  übermässigen  Entgelt  verlangt 
man  heutzutage  an  der  Kurie  für  Briefe  und 
anderes,  dass  man  geistliche  Gnaden  und 
Pfründen  dadurch  indirekt  verkauft.  Und 
überdies  sind  fast  alle  Beamte  Betrüger 
und  Bedrücker,  die  noch  über  die  festgesetzte 
Taxe  erpressen.« 

6.  Yisitationsgelder  nnd  Pallientaxe. 
AVeiterhin  bildeten  die  Visitationsgel- 
der eine  nicht  geringe  Einnahme(|ueDe  der 
Kurie.  Die  Erzbischöfe  und  eine  Anzahl 
Aebte  waren  verpflichtet,  alle  zwei  oder 
drei  Jahi^  (nach  der  Entfernung  ihres  Amts- 
sitzes) persönlich  vor  dem  Papste  zu  er- 
scheinen und  ihm  Bericht  zu  erstatten  (vi- 
sitatio  liminum  s.  apostolorum).  Hierbei 
hatten  sie  beträchtliche,  nach  der  Hölie  ihres 
Einkommens  berechnete  Abgaben  zu  ent- 
richten. Die  Hälfte  der  '^sitationsgelder 
fiel  an  die  Kardinäle.  Auch  hatten  die 
Erzbischöfe  für  den  Empfang  des  Palliums 
hohe  Gebühren,  die  Pallientaxe,  zu  ent- 
richten. 

7.  Das  ins  spolii.  Zur  vollen  Aus- 
bildung gelangte  das  fiskalische  System  der 
Kurie  im  14.  Jahrhundert,  in  der  Zeit,  als 
die  Päpste  ihren  Sitz  nach  Avignon  ver- 
legt hatten  (von  1309  bis  1409.  Von  1378 
bis  1417  bestand  eine  Kirchenspaltung,  das 
Schisma,  so  dass  gleichzeitig  zwei  Päpste, 
der  eine  in  Rom,  der  andere  in  Avignon, 
residierten.  Das  Konzil  von  Pisa  setzte 
1409  zwar  beide  Päpste  ab,  doch  dauerte 
die  Kirchenspaltung  bis  zum  Konstanzer 
Konzil  1417  fort).  Die  rein  weltlichen  Zwecke, 
die  die  Päpste  verfolgten  und  denen  sie 
dienstbar  wurden,  die  üppige  Hofhaltung, 
die  zuerst  in  Avignon,  dann  .seit  Bonifa- 
cius  IX.  (1389  bis  1404)  auch  in  Rom  ein- 
geführt ward,  erforderten  ungeheuere  Sum- 
men, zu  deren  Aufbringung  neue  Mittel  und 
Wege  gefunden  werden  mussten.  Zunächst 
nahmen  die  Päpste  seit  Johann  XXII.  das 
sogenannte  ins  spolii  in  Anspruch,  d.  h. 
das  Recht,  die  beweglichen  Güter  der  Geist- 
lichen nach  deren  Tode  einzuziehen,  sofern 
diese  nicht  zu  kirchlichen  oder  frommen 
Zwecken  testamentarisch  darüber  verfügt 
hatten.  Namentlich  waren  es  die  Päpste 
von  Avignon,  Clemens  VII.  (1378  bis  1394) 
und  seine  Nachfolger,  die  dieses  angebliche 
Recht  auszubeuten  versuchten.  In  Frank- 
reich ward  zwai*  dessen  Ausübung  von  König 
Karl  VI.  1385  verboten  und  auch  später 
das  Verbot  aufrecht  erhalten.  In  den  an- 
deren Ländern  aber  suchten  die  Päpste, 
wenn  die  Umstände  gtlnstig  waren,  das  Ver- 
mögen reicher  Prälaten  sich  anzueignen, 
obgleich  Alexander  V.  auf  dem  Konzil 
von  Pisa  1409  auf  das  Spolienrecht  ver- 
zichtet hatte.  Papst  Pius  V.  befreite  im 
Jahre  1567  von  dem  Spolienrecht  die  Hinter- 
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lassenschaft  aller  Geistlichen,  deren  Amts- 
einkommen  30  Golddukaten  nicht  überstieg. 
Wenn  das  Papsttum  auch  grundsätzlich  auf 
das  Recht  nicht  verzichtet  hat,  so  wird  die 
Ausübung  doch  wohl  nirgends  mehr  ge- 
stattet. Aber  auch  in  früheren  Zeiten  waren 
die  Schwierigkeiten,  welche  die  Päpste 
bei  der  gehässigen  Einziehung  des  Nach- 
lasses der  Geistlichen  finden  mussten, 
so  grosse,  dass  sie  nur  in  einzelnen  Fällen 
daraus  bedeutende  Einnahmen  ziehen 
konnten. 

8.  Ins  deportus.  Im  14.  Jahrhundert 
war  das  Bestreben  der  Kurie  deshalb  vor 
allem  damuf  gerichtet,  auch  die  Beneficien- 
inhaber,  die  servitia  communia  (s.  oben 
S.  89)  nicht  zu  zahlen  hatten,  mit  Abgaben 
zu  belasten.  Eine  bequeme  Handhabe  hier- 
zu boten  die  Einkünfte  der  Kirchengüter 
während  der  Erledigimg  des  Kirchenamtes 
(f  ructus  medii  temporis,  medii  f  ruc- 
tus).  Wurde  früher  die  Verwaltung  der 
Güter  der  erledigten  Pfarreien  von  den 
Landdekanen  oder  besonderen  Beamten  ge- 
führt, so  überwiesen  die  Päpste  seit  dem 
13.  Jahrhundert  die  Einkünfte  häufig  den 
Bischöfen ,  bis  sie  im  14.  Jahrhundert  das 
Recht  darauf  (ins  deportus)  selbst  bean- 
spruchten ^  zuei-st  nur  für  einzelne  Länder 
und  für  emige  Jahre,  dann  (seit  1319)  all- 
gemein und  auf  die  Dauer.  Nur  die  Bis- 
tümer und  die  von  dem  Papste  verliehenen 
Abteien  waren  ausgenommen.  Zu  zahlen 
war  entweder  die  Summe,  zu  welcher  die 
Einkünfte  des  Beneficium  in  den  Zehnt- 
registern veranschlagt  war,  oder  die  Hälfte 
der  wirklichen  Jahreseinnahmen.  Auch  hier 
musste  der  Vorwand,  die  Kosten  eines  Kreuz- 
zuges mit  der  Einnahme  zu  bestreiten,  zm- 
V^erdeckung  der  wählten  Absichten  dienen. 
Doch  war  diese  Abgabe  so  verhasst,  dass 
Papst  Martin  V.  auf  dem  Konzil  zu  Kon- 
stanz sich  genötigt  sah,  darauf  zu  verziehten 
(1418). 

9.  Annatae.  Mit  dem  ins  deportus  steht 
in  Zusammenhang  das  Recht  auf  Bezug  der 
Annatae,  dem  halben  Einkommen  des  ei'^ten 
Jahres  der  Beneficien,  welche  von  dem 
Papste  verliehen  wurden,  mit  Ausnahme 
der  Bistümer  und  Abteien.  Der  Geistliche, 
welcher  die  Pfründe  erhielt,  sollte  die  Jahres- 
taxe oder  die  Hälfte  der  wirklichen  Ein- 
nahmen zahlen,  oder  aber  er  konnte  den 
Betrag,  zu  dem  das  Beneficium  veranschlagt 
war,  zunickhalten  und  die  anderweiten  Ein- 
nahmen der  päpstlichen  Kammer  überweisen. 
Zuerst  von  Papst  Clemens  VL  1342  nur 
für  zwei  Jahre  ausgeschrieben,  ward  diese 
Abgabe  immer  wieder  erneuert  imd  seit 
dem  Ende  des  14.  Jahrhunderts  ständig. 
Auch  das  Konzil  von  Konstanz  bestätigte  sie, 
doch  befreite  es  davon  alle  Beneficien,  deren 
Jahreseinnahme    in    den    Taxbüchern    der 


apostolischen  Kammer  unter  24  Goldgulden 
taxiert  waren.  Das  Konzil  von  Basel  hat 
zwar  das  Recht  auf  die  Annaten  gänzlich 
aufgehoben,  aber  das  sogenannte  Wiener 
Konkordat  (1448)  stellte  das  frühere  Recht 
wieder  her.  Indes  bildete  sich  in  Deutsch- 
land, Frankreich,  Spanien  und  Polen  eine 
auch  in  Rom  anerkannte  Gewohnheit  aus,  wo- 
nach die  Einnahmen  aller  Beneficien  dieser 
Länder  auf  weniger  als  24  Goldgulden  ange- 
geben wurden.  Dadurch  haben  die  Annatea 
beinahe  vollständig  ihre  Bedeutung  verloren. 
(Unter  dem  Ausdruck  Annaten  im  weiteren 
Sinne  werden  übrigens  auch  nicht  selten  die 
Servitien  wie  auch  die  f ructus  medii  tem- 
poris zusammengefasst,  ein  Sprachgebrauch, 
aus  dem  vielfach  Verwirrung  entstanden  ist) 

10.  Quindennia.  Endlich  sei  noch  er- 
wähnt, dass  Papst  Paul  II.  im  Jahre  1469 
auch  den  kirchlichen  Korporationen  (Dom- 
stifter, Klöster),  welche  annaten  Pflichtige 
Beneficien  inkorporiert  hatten,  eine  besondere, 
alle  fünfzehn  Jahre  zu  zahlende  Abgabe,  die 
sogenannten  Quindennia,  auferlegt  hatte. 
Sie  sollten  als  Ersatz  für  die  Annaten  dienen, 
da  bei  diesen  Beneficien  eine  Erledigimg 
nicht  mehr  stattfand.  Doch  hat  diese  Ab- 
gabe nicht  überall  und  namentlich  nicht  in 
Deutschland  Eingang  gefunden. 

11.  Abgaben  an  den  Papst  in  der 
Gegenwart.  Von  allen  diesen  Abgaben 
wenlen  heute  nur  noch  erhoben: 

a)  Die  Servitia  für  Ernennung  oder 
Bestätigung  der  Erzbischöfe  und  Bischöfe 
(auch  Annaten  genannt).  Der  Betrag  der 
Jahreseinnahmen,  nach  welchen  die  servitia 
communia  berechnet  werden,  ist  bei  der 
Neuorganisation  der  katholischen  Kirche  in 
Deutsclüand  im  19.  Jahrhundert  durch  Ver- 
einbarung mit  den  Staaten  von  dem  Papste 
festgesetzt  worden.  Sie  betragen  für  Köln 
und  Gnesen-Poson  je  1000  Kammerguldeu 
(ein  Kammergulden  ungefähr  8  Mark),  für 
Breslau  1166 -/s,  für  Trier,  Münster,  Pader- 
born, Culm  und  Ermeland  je  666  2; .3  Kam- 
mergulden (Bulle  de  salute  animaiiim  von 
1821  c.  58),  für  Hildesheim  756.  für  Osna- 
brück 6662.3  (Bulle  Impensa  Romanorum 
von  1824),  für  München  1000,  Bamberg  800, 
Regensburg,  Augsburg,  Würzburg  600,  für 
Passau,  Eichstädt  und  Speyer  500  (Bulle 
vom  1.  Apiil  1818);  für  Freiburg  668 1;  3, 
Rottenburg  490,  Mainz  348  Vc,  Fulda  und 
Limburg  832  Kanmiergulden  (Bulle  Provida 
Sollei-s<|ue  von  1821).  Die  servitia  minuta 
werden  mit  3V2'Vo  der  servitia  communia 
berechnet.  Doch  dient  diese  Taxe  nur  als 
Anhalt  für  die  Festsetzung  der  im  einzelnen 
Falle  zu  zahlenden  Abgabe.  In  der  Regel 
erfolgt  per  viam  gratiae  eine  Herabsetzung 
auf  wesentlich  geringere  Beträge.  Nach  An- 
gaben, die  allerdings  aus  der  Mitte  des  19. 
Jahrhunderts  stammen,  werden   für   preus- 
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sische  Erzbistümer  loOO  Scudi  (ungefähr] 
6750  Mark),  für  die  Bistümer  1000  Scudi 
(ungefähr  4500  Mark)  bezalüt,  in  welchen ' 
Summen  alle  an  die  Kurie  zu  entrichtenden  1 
Al^ben  enthsüten  sind.  Die  in  den  meisten  ! 
Lehrbüchern  sich  findende  Angabe,  dass  die  I 
Zahlung  dieser  Abgaben  in  Deutschland  von  i 
dem  Staate  übernommen  sei,  ist  durchaus  | 
unrichtig,  Erzbisehöfe  und  Bischöfe  müssen  ] 
sie  aus  ihren  eigenen  Einnahmen  entrichten. 

b)  Für  die  Erteilung  des  Pallium  haben 
die  Erzbischöfe  das  PaUiumgeld  zu  ent- 
richten, dessen  Betrag  von  Urban  VlII. 
1642  auf  5  ®/o  der  servitia  communia  festge- 
setzt ist  und  welches  den  Auditoren  der 
Rota  romana  zufhesst. 

c)  Für  die  Erteilimg  von  Dispensen  und 
Privilegien,  für  die  Ausfertigung  päpstlicher 
blasse  (Bullen,  Breven  u.  s.  w^)  sind  Ge- 
bühren und  Taxen  in  sehr  verschiedener 
Höhe  zu  entrichten.  Praktisch  am  bedeut- 
samsten sind  die  Gebühren  für  Dispense, 
insbesondere  für  solche  von  Ehehindernissen. 
Sie  soDen  zwar  nach  dem  Konzil  von  Trient 
(Sessio  XXV  c.  18)  unentgeltlich  gewährt 
werden.  Doch  werden  trotzdem  Kanzleige- 
bühren und  Bussgelder  erhoben,  deren 
Höhe  sich  nach  dem  Vermögen  und  Stand 
der  Bittsteller  richtet.  Für  minder  Wohl- 
habende erfolgt  die  Ausfertigung  unentgelt- 
lich. 

Der  Peterspfennig,  wie  er  seit  1860  j 
(zuerst  auf  Anregung  des  Erzbischofs  Kardi- 
nal Rauscher  von  Wien)  in  allen  Ländern 
eingesammelt  wird,  hat  mit  dem  alten 
Peterspfennig  nur  den  Namen  gemein.  Er 
besteht  aus  freiwilligen  Gaben  der  Katho- 
liken für  den  Papst,  die  in  einzelnen  Jahren 
einen  sehr  bedeutenden  Gesamtbetrag  er- 
reichen. So  soll  der  im  Jahre  1877 
zum  50  jährigen  Bischofsjubiläum  des 
Papstes  Plus  IX.  eingesammelte  Peters- 
pfennig die  Summe  von  16^/2  Millionen 
Franken  erreicht  haben. 
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Kleinbahnen. 

1.  Der  Begriff  der  Kleinbahnen  und  ihre 
wirtschaftliche  Bedeutung  im  allgemeinen.  2.  Die 
Entwickelunff  des  Kleinbahn wesens.  3.  Der  Cha- 
rakter der  Kleinbahnen  in  technischer  und  wirt- 
schaftlicher Hinsicht.  4.  Die  rechtliche  Ord- 
nung der  Kleinbahnen. 

1.  Der  Begriff  der  Kleinbahnen  und 
ihre  wirtschaftliche  Bedeutung  im  all- 
gemeinen. Die  grössere  oder  geringere 
Bedeutung    der    Schienenbahnen    für    den 
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öffentlichen  Verkehr  hat  fast  überall  dahin  I 
geführt,  drei  Gattungen  derselben  zu  unter- 
scheiden. Als  Bahnen  erster  Ordnung,  Haupt- 
eisenbahnen, werden  diejenigen  angesehen, 
welche  den  allgemeinen  nationalen  und 
interaationalen  Verkehr  und  demnach  ins- 
besondere den  Durchgangsverkehr  zu  ver- 
mitteln haben ;  als  Bahnen  zweiter  Ordnung, 
Nebeneisenbahnen ,  Sekundärbahnen  die- 
jenigen, welche  dem  Verkehi*  engerer  Wirt- 
schaftsgebiete dienen,  aber  für  den  Diu-ch- 
gangsverkehr  nur  eine  geringe  Bedeutung 
haben.  Die  dritte  Klasse  enthält  die  ledig- 
lieh zur  Befriedigung  lokaler  Verkehre- 
bedürfnisse bestimmten  Bahnen,  welche  als 
Kleinbahnen  bezeichnet  zu  werden 
pflegen.  Mit  diesem  Namen  kommt  nicht 
nur  die  geringere  Bedeutung  des  von  ihnen 
bedienten  Verkehrs,  sondern  aiich  die  Klein- 
lieit  ihrer  Bau-  und  Betriebsverliältnisse  zum 
Ausdruck.  Der  von  ihnen  zu  vermittelnde 
Verkelu'  erfoixlert  nicht  eine  so  schnelle 
Befördenmg,  "^de  sie  bei  den  Eisenbahnen, 
insbesondere  bei  den  Haupteiseubahnen 
üblich  ist,  und  auch  nicht  notwendig  einen 
Gleisanschbiss  an  die  Eisenbahnen,  und  dies 
hat  zur  Folge,  dass  die  Anforderungen, 
welche  im  Interesse  der  Sicherheit  und  der 
Einheitliclikeit  des  Verkelurs  in  Konstruktion 
und  Betrieb  an  die  Eisenbalmen  gestellt 
werden  müssen,  für  Kleinbahnen  eine  der- 
aiüge  Ermässigung  erfahren  können,  dass 
diese  in  einfachster  Weise  hergestellt  und 
betrieben  werden  können. 

Die  Klassifiziening  der  Bahnen  nach  dem 
Grade  ihrer  verkehi-swirtschaftlichen  Be- 
deutung giebt  objektive  Merkmale  für  die 
Abgi-enzung  der  einzelnen  Klassen  gegen- 
einander nicht  an  die  Hand.  Die  Anlage 
ohne  AusclÜTiss  an  Eisenbahnen,  ohne  einen 
eigenen  Bahnkörper  und  mit  einer  geringeren 
als  der  Normalspurweite  der  Eisenbahnen 
unterscheidet  zwar  die  Kleinbahnen  sehr 
häufig  auch  äusserlich  von  den  Eisenbahnen ; 
eine  schai-fe  Scheidelinie  ist  aber  hierdurch 
im  allgemeinen  nicht  gegeben.  Nur  in  ein- 
zelnen Staaten,  wie  z.  B.  in  Frankreich, 
werden  den  Kleinbahnen  lediglich  Balmen 
zugezählt,  welche  gänzlich  oder  doch  zum 
überwiegenden  Teile  auf  öffentlichen  Strassen 
angelegt  sind.  Wo  eine  Begrenzung  des 
Begriffs  der  Kleinbahn  durch  ein  derartiges 
äusseres  Merkmal  nicht  stattgefunden  hat, 
ist  lediglich  ihre  geringe  wirtschaftliche 
Bedeutung  dafür  massgebend  ohne  Rücksicht 
darauf,  ob  und  in  welchem  Masse  die  be- 
treffenden Bahnen  in  ilirer  Anlage  und  in 
ilirem  Betriebe  von  den  Eisenbahnen  ab- 
weichen. Selbst  der  Anscliluss  an  das 
Eisenbahnnetz  entzieht  einer  Bahn  ihren 
durch  ihre  Zweckbestimmung  begründeten 
Charakter  aLs  Kleinbahn  nicht.  Dies  gilt 
namentlich   für  Preussen   und   Oesterreich, 


wo  in  jedem  Falle  darüber  Entscheidung  zu 
treffen  ist,  ob  eine  Bahn  wegen  ihrer  ge- 
ringen Bedeutnng  für  den  allgemeinen  Eisen- 
bahnverkehr als  eine  Kleinbahn  anzusehen 
ist.  Hier  schliesst  diese  Klasse  Bahnen  der 
verecliiedensten  Art  in  sich.  Es  werden  ihr 
regelmässig  alle  lediglich  dem  städ- 
tischen und  Vorortsverkehr  dienenden  Pferde-, 
Dampf-  und  elektrischen  Bahnen,  die  Draht- 
seilbahnen und  andere  lediglich  für  lokalen 
Vergnügungsverkehr  bestimmten  Bahnen 
zuzurechnen  sein,  Bahnen,  welche  sich  in 
beti-eff  ihrer  Zweckbestimmung  und  ihrer 
Besdiaf  fenheit  melu*  den  Eisenbahnen  nahem, 
aber  niu*  dann,  wenn  sie  unter  völliger  Aus- 
schliessung der  Benutzung  für  den  Durch- 
gangsverkehr, lediglich  lokale  Verkohrs- 
bedürfniöse  befriedigen  sollen. 

Die  verkehrswirtschaftliche  Bedeutung- 
der  Kleinbahnen  ist  nicht  identisch  mit 
ihrer  wii-tschaftlichen  Bedeutimg  im  all- 
gemeinen. Wenn  auch  nur  ledigüch  für 
lokalen  Verkehr  bestimmt,  beschränken  sich 
ihre  Wirkungen  in  wirtschaftlicher  Be- 
ziehung doch  keineswegs  auf  denjenigen 
Bezirk,  welchen  sie  berühren.  In  geringerem 
Grade  gilt  dies  von  denjenigen  Bahnen, 
welche  nur  den  Personenverkehi*  innerhalb 
der  Städte  vermitteln.  Die  Bedeutung, 
welche  diese  Bahnen  für  den  Verkehr  und 
die  Ent Wickelung  der  betreffenden  Städte 
ausüben,  ist  zwar  eine  sehr  erhebliche;  sie 
erstreckt  sich  auch  auf  die  Gestaltung  der 
Städte,  indem  die  Stadtbewohner  in  den 
Stand  gesetzt  wenlen,  gesunde  Wohnungen 
in  Vorstädten  oder  Vororten  aufzusuchen. 
Immerhin  aber  hat  dieser  Einfluss,  wenn 
die  Wirkung  einer  den  gesundheitlichen 
Rücksichten  entsprechenden  Anlage  der 
Städte  füi"  das  gesamte  nationale  Leben 
auch  nicht  imterschätzt  werden  darf,  doch 
vorwiegend  nur  eine  Bedeutung  für  die  be- 
treffenden Städte  selbst. 

Anders  verhält  es  sich  mit  den  übrigen 
Kleinbahnen,  welche,  auch  für  den  Güter- 
verkehr bestimmt,  in  ihrem  Beruf  sich  den 
Eisenbahnen  nähern  und  sich  von  diesen 
weniger  qualitativ  als  quantitativ  unter- 
scheiden. Die  wirtschaftliche  Bedeutung 
dieser  Bahnen  besteht  im  allgemeinen  darin, 
dass  sie  die  Wirkungen  der  Eisenbahnen 
auf  die  gesamte  Volkswirtschaft  erst  zu 
ihrer  vollen  Geltung  bringen  und  dadurch 
auch  die  Nachteile,  welche  die  nicht  mit 
diesem  Verkehrsmittel  bedachten  Gegenden 
erlitten  haben,  wieder  ausgleichen  oder  doch 
erheblich  vermindern.  Die  Eisenbahnen 
haben  eine  völlige  Umwandlung  in  den  bis- 
herigen Verhältnissen  der  Eraeugimg  imd 
der  Verwertung  der  Güter  zur  Folge  gehabt. 
Indem  sie  imstande  waren,  Massenti-anspoi-te 
zu  bewältigen  und  die  Beförderungspreise 
für  diese  so  niedrig  zu  halten,  dass  selbst 
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ganz  geringwei-tige  Güter  noch  mit  Nutzen 
aiif  weite  Entfernungen  versendet  werden 
können,  haben  sie  die  Urproduktion  von 
ihrer  bisherigen  Gebundenheit  an  die  Stätte 
ihrer  Entstehung  befi'eit  und  in  die  Welt- 
wirtschaft einbezogen.  Daraus  ergeben  sieh 
für  alle  Wirtschaftsgebiete  Wirkungen  von 
weittragender  Bedeutung.  Für  die  Erzeug- 
nisse der  Landwirtschaft,  deren  Preise  sich 
früher  nach  der  Nachfrage  und  dem  An- 
gebote innerhalb  beschränkter  Kreise  be- 
stimmten, musste  infolge  der  früher  unmög- 
lichen Zufuhr  aus  fernen  Ländern  mit  aus- 
gedehnterem Fruchtbau  eine  Preisausglei- 
chung dahin  eintreten,  dass  für  die  Pi*eis- 
bildung  der  Weltmarktpreis  nunmehr  der 
vorzugsweise  massgebende  Faktor  wurde. 
Der  Konsumtion  erwuchs  hieraus  mindestens 
der  VorteD  geringerer  Schwankungen  in  den 
Preisen;  die  inländische  landwirtschaftliche 
Produktion  aber  erlitt  infolge  der  aus- 
Jändischen  Konkuirenz  einen  erheblichen 
Schaden,  welcher  auch  dadurch  nicht  aus- 
geglichen wurde,  dass  die  Landwirtschaft 
die  für  ihren  Betrieb  erfortlerlichen  Stoffe, 
insbesondere  Dünger,  sich  zu  billigeren 
Preisen  beschaffen  konnte.  Naturgemäss 
weisen  diese  Umstände  die  Landwirtschaft 
auf  eine  trotz  der  Ungimst  der  Verhältnisse 
noch  lohnende  Betriebsweise  hin,  welche 
nur  in  der  Weise  möglich  ist,  dass  dieselbe 
intensiver  betrieben,  insbesondere  aber  die 
Benutzung  des  Bodens  genau  den  örtlichen 
Verhältnissen  angepasst  wii-d,  so  dass  in 
jedem  Distrikte  nur  diejenige  Verwendung 
gewählt  wird ,  für  welche  jeorts  die  güns- 
tigsten Bedingimgen  vorhanden  sind.  Ver- 
schieden hiervon,  aber  mindestens  ebenso 
tiefgehend,  war  der  Einfluss  der  Eisenbahnen 
auf  dem  industriellen  und  gewerblichen  Ge- 
biete. Die  Möglichkeit  des  infolge  geringer 
Transportj)reise  billigen  Bezugs  der  Roh- 
produkte, insbesondere  der  Kohlen  und  der 
billigen  Versendung  der  Fabrikate  an  allen 
mit  Eisenbahnverbindung  versehenen  Orten, 
löste  die  Industriezweige  von  ihrem  bis- 
herigen Standorte  los  und  gestattete  in- 
dustriellen Betrieb  überall  da,  wo  durch 
Eisenbahnen  ein  billiger  Transport  gesichert 
war.  Gleichzeitig  wurde  dadurch  die  Ten- 1 
denz  zmn  Grossbetriebe  mächtig  gefördert, 
da  einerseits  der  billige  Bezug  von  Kohlen 
zur  Verwendung  von  Maschinenkraft  in 
grossem  Massstabe  führte  und  andererseits 
das  Absatzgebiet  für  die  Verwertung  der 
Industrieeraeugnisse  eine  selir  bedeutende 
Erweitening  erfuhr.  Diese  Umstände  hatten 
eine  enorme  Steigerung  der  industriellen 
Thätigkeit,  damit  aber  auch  eine  Konkurrenz 
zur  Folge,  welche  mit  einer  erheblichen  Er- 
mässigimg  der  Preise  ihrer  Produkte  ver- 
bunden war.  Mit  dem  stetig  zunehmenden  , 
Preißdrucke  der  letzteren,  welche  den  Unter- ; 


nehmergewinn  mehr  und  mehr  schmälerte, 
gewannen  aber  die  örtlichen  Verhältnisse 
für  die  einzelnen  Industriezweige  wieder 
eine  erhöhte  Bedeutung,  weil  die  Ver- 
minderung des  Tauschwerts  der  Industrie- 
produkte dahin  drängte,  diesen  Nachteil 
durch  Benutzung  günstiger  örtUcher  Bedin- 
gungen zwecks  Minderung  der  Herstellungs- 
kosten wieder  auszugleichen.  Damit  ist 
eine  Entwickelung  eingeleitet,  welche  in 
ihrem  Endziele  zu  einer  örtlichen  Verteilung 
der  verschiedenen  Industriezweige  nach 
Massgabe  des  Vorhandenseins  der  für  einen 
jeden  derselben  möglichst  günstigsten  Be- 
dingungen fühi-en  muss.  Für  die  mächtige 
Steigerung  der  industriellen  Thätigkeit  ge- 
nügten aber  die  an  den  Stätten  ilu-er  13e- 
gründung  vorhandenen  Arbeitskräfte  nicht. 
Die  Heranziehung  fremder  Arbeiter  war 
deshalb  nicht  zu  umgehen,  aber  auch  un- 
schwer aus  landwirtschaftlichen  Bezirken 
zu  erreichen,  in  welchen  geringe  Arbeits- 
löhne den  Arbeitern  den  Anreiz  boten,  ihr 
Einkommen  durch  den  Bezug  der  höheren 
Löhne,  welche  die  Industrie  gewährte,  zu 
verbessern.  Der  Abzug  zalüreicher  Arbeits- 
kräfte in  die  Industriecenti-en  war  daher 
eine  Begleiterscheinung  des  Aufschwungs 
der  Industrie,  welcher  das  platte  Land  ent- 
völkerte und  sich  namentlich  für  die  Land- 
wirtschaft sehr  ungünstig  fühlbai-  machte. 
Der  vorstehend  nur  in  den  gröbsten  Um- 
rissen bezeichnete  Einfluss  der  Eisenbahnen 
macht  sich  nun  in  den  einzelnen  Landes- 
teilen nichts  weniger  als  gleichmässig  geltend. 
Zur  vollen  Wirkung  konnte  er  nur  in  dem 
engeren  Verkelirsgebiete  der  Eisenbahnen 
gelangen,  wo  es  ohne  die  Aufwendung  er- 
heblicher Kosten  möglich  war,  von  denselben 
Gebrauch  zu  machen.  Andei-s  in  entfernteren 
Distrikten,  in  welchen  die  Zufuhr  zu  und 
die  Abfuhr  von  der  Bahn  einen  im  Verhält- 
nisse zn  dem  Werte  des  Gutes  erheblichen 
Aufwand  erforderte.  Die  allgemeine  Ein- 
wirkung der  Eisenbahnen  auf  die  Preis- 
bewegung der  Güter  erstreckt  sich  zwai* 
auch  auf  diese  Distrikte.  Die  Ausgleichung 
der  Getreidepreise  macht  sich  in  denselben 
ebenfalls  geltend  und  nicht  minder  der  Preis- 
rückgang für  die  industriellen  und  gewerb- 
lichen Eraeugnisse.  Sie  nehmen  aber  an 
den  Vorteilen,  welche  die  Eisenbahnen  auf 
die  Erzeugung  der  Güter  ausüben,  nur  in 
einem  verhältnismässig  so  geringen  Masse 
teil,  dass  eine  Konkurrenz  mit  dem  engeren 
Verkehrsgebiete  der  Eisenbalm  teils  aus- 
gesclilossen,  teils  nur  mit  kaum  lohnendem, 
jedenfalls  mit  geringerem  Ertrage  möglich 
ist.  Die  Vorteile  günstiger  örtlicher  Be- 
dingungen für  eine  bestimmte  Art  der  Be- 
nutzung des  Bodens  imd  für  bestimmte  In- 
dustriezweige werden  durch  die  Höhe  der 
Transportpreise  für  den  Bezug  der  zur  Pn»- 
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duktion  erforderlichen  Stoffe  und  für  den 
Absatz  der  Produkte  paralysiert.  Der  Nutzen 
der  Liandwirtschaft  ist  daher  in  den  ent- 
fernteren Distrikten  ein  noch  weit  geringerer, 
die  Entstehung  neuer  oder  die  Vermelirung 
vorhandener  Industrieen  in  denselben  in  der 
Regel  ausgeschlossen. 

Hierin  Wandel  zu  schaffen  und  überall 
den  Boden  für  die  ungestörte  Entwickelung 
des  oben  dargestellten  wii-tscliaftlichen  Pro- 
zesses zu  bereiten,  ist  die  Aufgabe  der  Klein- 
bahnen. Sie  befreien  die  landwirtschaftliche 
Produktion  in  entlegenen  Distrikten  von  den 
Fesseln,  welchen  ilmen  der  teuere  Trans- 
port von  und  nach  den  Eisenbalinen  bisher 
auferlegte.  Sie  eraiöglichen  dem  Landwirte, 
die  für  die  Melioration  seines  Bodens  und 
zur  Anbahnung  einer  intensiven  Wirtschaft 
erforderlichen  Stoffe  billig  zu  beziehen  und 
dadurch  nicht  nur  den  Ertrag  der  von  ihm 
bereits  bebauten  Flächen  zu  steigern,  sondern 
auch  solche  der  Kultm*  zu  erschliessen, 
welche  mangels  geeigneter  Yerkehrswege 
bisher  nicht  anbaufälüg  waren.  Sie  ver- 
mindern wesentlich  die  Kosten  des  land- 
wirtschaftlichen Beti'iebes,  indem  sie  die 
Gespannhaltung  für  die  Zu-  und  Abfuhr  zu 
den  Eisenbahnen  erübrigen,  und  gleichen  die 
bisherigen  Unterscliiede  der  Preise  in  den 
Städten  und  dem  flachen  Lande  aus.  Und 
dieser  Einfluss  kann  sich  überall,  selbst  in 
gebii'gigem  TeiTain,  vollziehen,  weil  die 
Kleinbahnen  vermöge  ihrer  geringen  Ge- 
schwindigkeit und  (ier  dadurch  gegebenen 
Einfachheit  ihrer  Anlage  sich  weit  melu* 
als  die  Eisenbahnen  den  Tenain Verhältnissen 
anschmiegen  und  auch  in  Gegenden,  welclie 
für  die  letzteren  unzugänglich  sind,  ein- 
dringen können,  und  er  kann  sich  um  so 
stärker  geltend  machen,  als  der  Betrieb  der 
Kleinbalmen  ia  weit  geringerem  Masse  als 
derjenige  der  Eisenbahnen  ein  Hindernis 
bietet,  die  Einftihrung  von  Privatanschluss- 
gleisen zum  Zwecke  der  unmittelbaren 
Ueberführung  der  landwii-tsc^haftUchen  Er- 
zeugnisse auf  die  Kleinbalmen  zu  gestatten. 
Der  Industrie  werden  in  den  von  Eisen- 
bahnen nicht  berührten  Gegenden  für  alle 
diejenigen  Produktionen,  wclclie  mit  Ma- 
scliinen  betrieben  vvenlen  und  eine  andere 
als  die  Darapfkraft  hierfür  nicht  zur  Ver- 
fügung haben,  durch  die  Möglichkeit  des 
Bezugs  billiger  Kolüe  durch  die  Kleinbahnen 
erst  die  Wege  geebnet.  Durch  sie  wird  es 
ei-st  möglich,  da,  wo  günstige  örtliche  Be- 
dingungen für  einen  Industriezweig  vor- 
handen sind,  denselben  zur  Entstehung  zu 
bringen.  Auch  die  entfernteren  Distrikte 
werden  damit  in  vollem  Masse  der  Vorteile 
teilhaftig,  welche  die  Eisenbahnen  der  In- 
dusliie  zu  gewähren  vermögen,  und  treten 
in  den  durch  die  Eisenbahnen  angebahnten 


wirtschaftlichen  Entwickelungsprozess  als 
ebenbürtige  Faktoren  ein. 

Dass  die  Hebung  der  Landwirtschaft  und 
der  Industrie  ihre  segensreichen  Wirkungen 
nicht  auf  diese  Betriebe  beschränkt,  bedarf 
kaum  der  näheren  Ausfühnmg.  Hand  in 
Hand  damit  geht  die  Hebung  des  gesamten 
Wohlstandes  in  dem  Verkehrsgebiete  der 
Kleinbahnen  vmd  damit  des  Volkswolilstandes 
überhaupt.  Den  Wertmesser  hierfür  bildet 
die  Hebung  der  Steuerkraft,  deren  Steige- 
rung sich  beispielsweise  in  den  an  den 
schmalsi)urigen  Staatsbahuen  des  Königreichs 
Sachsen  belegenen  Orten  am  Schlüsse  einer 
etwa  10jährigen  Betriebsperiode  auf  73  bis 
276^/0  des  bisherigen  Steuereinkoramens  be- 
lief. Die  gleicihmässigere  Verteilung  des 
Wolilstandes  auf  alle  Landesteile  hat  wiede- 
rum eine  gleichmässigere  Verteilung  der 
Bevölkerung  zur  Folge,  weil  mit  der  Hebung 
der  Landwirtschaft  und  Industrie  in  den 
durch  Kleinlmlinen  erschlossenen  Gegenden 
auch  eine  Steigerimg  des  Arbeitslohnes  und 
eine  Vermehrung  der  Gelegenheit  lohnender 
Thätigkeit  verbunden  ist.  Die  Kulturaufgabe 
der  Kleinbahnen  ist  daher  auch  selbst  im 
Vergleiche  zu  den  Eisenbahnen  keine  unter- 
geordnete. Vermögen  sie  auch  im  Umfange 
der  Wirkungen  auf  die  Förderung  der  Pro- 
duktion den  Vergleich  mit  den  letzteren 
nicht  auszuhalten,  so  macht  sich  ihr  Einfluss 
auf  eine  dem  allgemeinen  Interesse  ent- 
sprechenden Verteihing  derselben  auf  alle 
Landesteile  um  so  segensreicher  geltend. 

2.  Die  Ent^^ickelung  des  Klein- 
bahnwesens.  Die  ereten  Ansätze  auf 
diesem  Gebiete  reichen  bis  in  den  Beginn 
des  19.  Jahrhunderts  zurück.  In  England 
wurde  auf  Giimd  einer  im  Jahre  1801  er- 
teilten Konzession  die  erste  Pferdebahn  ins 
Leben  gerufen  zur  Vermittelung  des  Güter- 
verkehrs zwischen  den  südlichen  Teilen 
Londons  und  der  Themse.  Der  finanzielle 
Ei-folg  dieses  Unternehmens  war  aber  ein 
so  ungünstiger,  dass  er  eine  schneUe 
Entwickelung  dieses  Verkehrsmittels  nicht 
anbahnen  konnte.  Niu*  wenige  Bahnen  dieser 
Art  wiu-den  in  England  ins  Leben  gerufen, 
und  auch  anderwärts,  so  namentlich  in  den 
Vereinigten  Staaten  von  Amerika,  in  Oester- 
reich  und  in  Frankreicli,  wo  im  3.  Jahrzehnt 
Bahnen  entstanden,  welche  vorzugsweise  zur 
Beförderung  von  Produkten  des  Bergbaues 
bestimmt  waren,  blieb  ihre  Anzahl  eine  ge- 
ringe. Die  Fortent Wickelung  kam  vollends 
ins  Stocken,  als  ein  im  Jahre  1825  auf  der 
Pferdebahn  von  Stock  ton  nach  Darlington 
angestellter  Versuch  den  Beweis  geliefert 
hatte,  dass  die  Dampfkraft  auch  dem  Ver- 
kehr zu  Lande  dienstbar  gemacht  werden 
könne.  Xaturgemäss  mussten  die  Eisen- 
bahnen, welche  diesem  Versuch  ilu-e  Ent- 
stehung vei-dankten,   vermöge  ihrer  die  der 
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Pferdebahnen  weit  übersteigenden  Leistungs- 
fähigkeit und  wegen  des  höheren  Gewinnes, 
welchen  sie  versprachen,  die  Unternehmungs- 
lust von  diesen  ab-  und  auf  sich  lenken. 
Und  auch  in  denjenigen  Landesteilen,  welche 
Eisenbahnen  noch  nicht  erhielten,  bestand 
solange  keine  Neigung,  für  die  Herstellung 
von  Lokalbahnen  zu  wirken,  als  ihnen  noch 
nicht  jede  Aussicht  benommen  war,  mit  Eisen- 
bahnen bedacht  zn  werden.  Es  ist  deshalb 
erklärlich,  dass  das  Eisenbahnnetz  ei-st  zu 
einem  wenigstens  vorläufigen  Absclüusse  ge- 
langt sein  musste,  bevor  man  sich  einem 
Verkehrsmittel  zuwandte,  welches  vorzugs- 
weise niu-  lokalen  Interessen  diente.  Niir 
eine  Gattung  der  Kleinbahnen  machte  hier- 
von eine  Ausnahme,  es  sind  dies  die  ledig- 
lich den  Personenverkehr  innerhalb  der 
Städte  und  mit  Vororten  vermittelnden 
Bahnen,  welche  gegenüber  den  Eisenbahnen 
ein  vöDig  selbständiges  Dasein  haben  und 
durch  die  hervorgehobenen  Rücksichten  nicht 
beeinflusst  werden.  Die  Entwickelung  dieser 
auf  öffentlichen  Strassen  angelegten  Bahnen 
hat  ihren  Ausgangspunkt  in  den  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika,  wo  in  New- York  im 
Jahre  1852  eine  derartige  Strassenbahn  her- 
gestellt wurde.  In  rascher  Aufeinanderfolge 
fand  dies  Beispiel  Nachahmung,  so  dass  im 
Jahre  1S75  die  Stadt  New -York  bereits 
Strassenbahnen  in  einer  Gesamtlänge  von 
097  km  aufzuweisen  hatte.  Ihr  Betrieb  er- 
folgte anfänglich  meist  mit  Pferden,  machte 
in  der  Folge  aber  mehr  und  mehr  dem 
Betrieb  mit  Dampf  oder  elektrischer  Kraft 
Platz. 

In  Europa  ging  Frankreich  mit  der  Be- 
gründung einer  Pferdebahn  in  Paris  im  Jahre  , 
1854  vor.  Die  übrigen  Länder,  insbesondere  i 
England,  Belgien,  Dänemark  und  Deutsch- 
land folgten  erst  im  Laufe  der  1860er  Jalire ; 
Berlin  und  Wien  erliielten  im  Jalire  1865 
zuerst  Pferdebahnen. 

Wesentlich  anders  vollzog  sich  die  Ent- 
wickelung derjenigen  Kleinbahnen,  welche 
sich  in  ihrer  Gestaltung  und  Zweckbestim- 
mung mehr  oder  weniger  den  Eisenbahnen 
nähern.  Da,  wo  die  Befriedigimg  des  Ver- 
kelu^bedürfnisses  durch  Eisenbahnen  in  ihrer 
vollkommensten  Gestalt  noch  erwartet  werden 
kann,  ist  für  derartige  Bahnen  noch  kein 
Baum  gegeben.  Sie  entstehen  dalier  in 
diesem  Stadium  der  Entwickelung  nur  in 
solchen  Gegenden,  welche  wegen  ihrer  Kon- 
figuration zur  Anlage  grosser  Eisenbahnen 
nicht  geeignet  sind. 

Auch  mit  diesen  Bahnen  ist  England  zu- 
erst vorgegangen.  Die  in  der  Gi-afschaft 
Wales  schon  im  Jahre  1832  auf  eigenem 
Bahnkörper  mit  schmaler  (60  cm)  Spur  an- 
gelegte Festiniogbahn,  ui*sprünglich  nur  zum 
Schiefer-  und  Kohlentran  sport  bestimmt, 
später  aber  auch  für  den  allgemeinen  Güter- 


und Pei'sonentransport  benutzt,  anfänglich 
mit  Pferden,  später  mit  Dampf  betrieben, 
ist  das  Vorbild  für  weitere  Unternehmungen 
dieser  Art  gewesen.  In  England  blieb  ihre 
Nachahmung  lange  Zeit  eine  sehr  beschränkte. 
Einen  fruchtbareren  Boden  fand  die  durch 
die  Festiniogbahn  gegebene  Anregimg  in 
Schottland.  Nachdem  eine  im  Jahre  1855 
eröffnete,  die  Städte  Edinburgh  und  Peebles 
verbindende,  in  einfacher  Weise  hergestellte 
Bahn  einen  günstigen  Erfolg  gehabt  hatte, 
fanden  diese  »light  railways«  dort  mehr  und 
mehr  Eingang  und  gaben  im  Jahre  1868 
zimi  Erlasse  eines  Gesetzes  Veranlassung, 
welches  diesen  Bahnen  vielseitige  Erleichte- 
rungen gewährte. 

In  England  brach  sich  die  Ueberzeugimg, 
dass  es  zu  einer  kräftigen  Entwickelung  der, 
namentlich  für  die  Landwirtschaft  unent- 
behrlichen Kleinbahnen  ihrer  Förderung  in 
versclüedenen  Richtungen  bedürfe,  erst  in 
neuester  Zeit  Bahn  und  hatte  den  Eiiass 
eines  Gesetzes  betreffend  die  Erleichterung 
des  Baues  von  Kleinbahnen  in  Grossbritannien 
vom  14.  Aiigust  1896  (Chapter48)  zur  Folge, 
welches  mit  einigen  Modifikationen  auch  für 
Schottland,  aber  nicht  für  Irland  gilt.  Durch 
seine  Bestimmungen  ist  die  Konzessionierung 
der  Kleinbahnen,  welche  bisher  einen  Parla- 
mentsbeschluss  und  die  Aufwendung  grosser 
Kosten  erforderte,  dem  Handelsamte  tiber- 
tragen und  das  Konzessionsverfahren  wesent- 
lich vereinfacht,  die  Erwirkung  des  Ent- 
eignungsrechts erleichtert  und  dem  Ilandels- 
amte  die  Ermächtigung  erteilt,  die  den 
Eisenbalmen  gesetzlich  und  kon  Zession  s- 
mässig  obliegenden  Verpflichtungen  für 
Kleinbahnen  erheblich  zu  ermässigen.  Und 
endlich  hat  sich  das  Gesetz  die  finanzielle 
Fördenmg  des  Kleinbahnbaues  angelegen 
sein  lassen,  indem  es  nicht  nur  den  Ge- 
meinden und  Grafschaften  die  Befugnis  zur 
Unternehmung  und  zur  Unterstützung  von 
Kleinbahnen  durch  Gewährung  von  Darlehen 
oder  Beteiligung  an  dem  Unternehmen  durch 
Entnahme  von  Aktien  erteilt,  sondern  unter 
gewissen  Voraussetzungen  auch  dem  Schatz- 
amte die  Gewährung  von  Darlehen  und 
festen  Zuschüssen  aus  Staatsmitteln,  deren 
Gesamtbetrag  jedoch  niemals  die  Summe 
von  1  Miüion  €  übei-schreiten  soll,  ge- 
stattet hat.  Wie  sehr  dieses  Gesetz  einem 
Bedürfnisse  entgegen  kam,  geht  daraus  her- 
vor, dass  in  den  Jahren  1897  und  1898 
175  Konzessionsanträge  fiu-  Bahnen  in  einer 
Gesamtlänge  von  1804  Meilen  eingingen. 
Staatsunterstützung  wurde  nur  für  3  Bahnen 
nachgesucht  und  auch  in  der  Gesamthöhe 
von  47  000  £'  bewilligt. 

Auf  dem  oui-opäischeu  Kontinent  fanden 
sich  lange  Zeit  für  den  Bau  von  Kleinbahnen 
und  selbst  von  Nebeneisenbahnen  kaum 
Unternehmer,    und  es  brach  sich  mehr  und 
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mehr  die  üeberzeugiing  Bahn,  dass  auf  diesem 
Gebiete  von  der  Ermässigung  der  Anforde- 
rungen in  l)etreff  der  Konstruktions-  und 
Betriebs  Verhältnisse  allein  ein  genügender 
Erfolg  überhaupt  nicht  zu  erwarten  sei,  dass 
es  vielmehr  auch  der  Beteiligimg  des  Staates, 
der  Kommunalverbände  oder  der  Privat- 
intei-essenten  bedürfe,  um  solche  Bahnen  in 
dem  gewünschten  Masse  ins  Leben  zu  rufen. 
Erst  nachdem  diese  Erkenntnis  in  den 
einzelnen  Ländern  praktische  Verwertung 
gefunden  hatte,  lässt  sich  eine  erheblichere 
Regsamkeit,  zunächst  meist  auf  dem  Gebiete 
der  Nebeneisenbahnen,  sodann  aber  auch  der 
Bahnen  unterster  Ordnung,  der  Kleinbahnen, 
verspüren.  Bei  der  Darstellung  dieser  Ent- 
wickelung  ist  ein  scharfes  Auseinanderhalten 
der  Nebeneisenbahnen  und  der  Kleinbahnen 
deshalb  nicht  überall  möglich,  weil  die  Zu- 
weisung der  einzelnen  Bahnen  in  diese 
Klassen  nicht  überall  durch  dieselben  Rück- 
sichten bedingt,  insbesondere  die  wirtscliaft- 
liche  Bedeutung  der  einzelnen  Bahnen  für 
ihre  Klassifiziening  nicht  immer  ausschliess- 
lich massgebend  ist. 

Ein  systematisches  Vorgehen  auf  diesem 
Gebiete  finden  wir  zuei-st  in  F  r a  n  k  r  e  i  c  h. 
Auf  Veranlassung  des  Generalrates  des  De- 
partements Niederrhein  kamen  verschiedene 
sclimalspurige  Bahnen  unter  ffitwirkung  des 
Departements,  der  Gemeinden  und  der  da- 
bei interessierten  Grundeigentümer  zustande, 
w^elche  im  Jahre  1864  dem  Betriebe  über- 
geben wurden.  Zugleich  gab  dies  Vorgehen 
die  Anregung  zum  Erlasse  eines  Gesetzes 
—  loi  relative  aux  chemins  de  fer  d'intenH 
local  vom  12,  Juli  1865  — ,  welches  die 
Konzessionierung  der  Lokalbahnen  imter  Vor- 
aussetzung der  Anerkennung  ihres  öffent- 
lichen Nutzens  durch  den  Staatsrat  den 
Generalräten  übertrug  und  staatliche  Zu- 
wendungen für  ihre  Anlage  von  ^3  bis  Vi 
derjenigen  Beiträge  bis  zum  jährlichen 
Höchstbetrage  von  6  MiUioneu  Francs  in 
Aussicht  stellte,  welche  von  den  Departe- 
ments, Gemeinden  und  Privatinteressenteu 
dazu  gegeben  werden.  Der  Erfolg  dieses 
Gesetzes  war  kein  günstiger.  Es  entstanden 
zwar  Lokalbahnen  in  einer  Gesamtlänge  von 
2300  km;  bei  ihrer  Anlage  w^iuxie  jedoch 
vielfach  den  örtlichen  Verliältnissen  nicht 
genügend  Rechnung  getragen,  und  hierauf 
ist  es  wohl  hauptsächlich  ziu^ckzuftüiren, 
dass  viele  dieser  Bahnen  notleidend  wurden 
und  am  Ende  der  1870er  Jahre  die  weitere 
Entwickelung  ins  Stocken  geriet. 

Ein  neues  Gesetz  —  loi  relative  aux 
chemins  de  fer  d'interOt  local  et  aux  tram- 
ways  vom  11.  Juni  1880  —  sucht  eeine  andere 
Grundlage  für  die  Subventionieruug  zu 
schaffen  und  zugleich  für  eine  Klasse  der 
Lokalbahnen,  für  die  Tramways,  worunter 
die    ausschliesslich    oder    doch    zum   über- 


I  wiegenden  Teile  auf  öffentlichen  Strassen 
'  angelegten  Bahnen  zu  vei*stehen  sind,  be- 
j  sondere  erleichternde  Bestimmungen  zu 
I  treffen.  Die  Subventionierung  ist  dahin  gc^ 
I  ordnet,  dass  der  Staat  unter  der  Bedingung, 
j  dass  das  "Departement  oder  die  Gemeinden 
I  eine  mindesten^  gleich  hohe  Subvention  ge- 
I  währen,  für  den  Fall,  da.^s  die  Bnittoein- 
I  nahmen  nicht  hinivichen,  um  die  Betrieb<- 
i  kosten  und  eine  5  ^lo  ige  Verzinsung  des 
I  Anlagekapitals  zu  decken,  einen  festen  Zu- 
;  scliuss  von  fiOO  Francs  für  das  Kilometer 
j  und  V  4  desjenigen  Betrages  beizusteuern  liat. 
I  welcher  'erforderlich  ist,  die  Bruttoeinnalime 
I  auf  eine  Summe  zu  erhöhen,  welche  für 
I  normalspurige  Ijokalbahnen  auf  10000  Fn^s., 
tfür  schmalspurige  auf  80(MJ  Frcs.  und  für 
Tramways  auf  0(,KK)  Frcs.  pi-o  Kilometer  be- 


stimmt ist. 

Die  schablonenhaften  Bestinunungen  üU^r 
die  Subventionierung  der  Bahnen  hatten  zur 
Folge,  dass  ohne  genügende  Berücksichtigung 
des  Bedüi-fnisses  und  der  ()rtlichen  VeHiält- 
nisse  Bahnen  mit  unverhältnismässig  hohen 
Kosten  gebaut  und  unökonomisch  betrieben 
wurden.  So  kam  es,  dass  die  in  den  Jahren 
1888 — 1892  angelegten  vollspurigen  Nebeu- 
bahnen  j)i-o  Kilometer  einen  Aufwand  von 
14(h")02  Frcs.,  die  schmalsi)urigen  einen 
solchen  von  76724  Frcs.  erforderten,  während 
sich  in  Deutschland  diese  Kosten  nur  auf 
77  870  Frcs.  und  59  840  Frcs.  beliefen,  und 
dass  die  reinen  Betriebseinnahmen  der  voll- 
spurigen Nebenbahnen  in  Fi-anki-eich  für  das 
Kilometer  851  Frcs.,  die  der  schmalspiuigen 
175  Frcs.  gQgen  3550  und  1640  Frcs.  in 
Deutschland  betrugen.  Das  Mass  der  Be- 
lastung des  Staates  sowie  der  Departements 
und  Gemeinden  durch  das  Gesetz  von  1880 
illustriert  die  Thatsache,  dass  im  Jahre  1891 
für  Lokalbahnen  und  Tramways  Zuschüsse 
im  Gesamtbetrage  von  7  535212  Frcs.  zu 
leisten  w^aren,  wovon  auf  den  Staat  unge- 
fähr y  3,  auf  die  Depaitements  etwas  w^eniger 
als  '^/3  entfielen.  Die  auf  Grund  dieser  Er- 
fahrungen auf  Aenderung  des  Gesetzes  vom 
11.  Juni  1880  gerichteten  Bestrebungen  sind 
bisher  noch  nicht  von  Erfolg  gewesen. 

In  Italien  haben  die  Bahnen  niederer 
Ordnung  seit  dem  Beginn  des  8.  Jahrzehnts 
Eingang  gefunden.  Hier  besteht  zwischen 
den  Bahnen  2.  und  3.  Ordnung  eine  scharfe 
Grenze.  Als  Nebeneisenbahnen  (ferrovie  eco- 
nomiche),  welche  der  Eisenbahngesetzgebung 
unterstehen,  gelten  alle  diejenigen,  welche 
einen  eigenen  Baluikörper  habwen  und  des 
Enteignungsrechts  nicht  entbehren  können, 
als  Strassenbahnen  (tramvie  a  trazione  mecca- 
nica)  diejenigen,  w^elche  auf  öffentlichen 
Strassen  angelegt,  mit  mechanischer  Kraft 
betrieben  w^erden  und  des  Enteignungsrechts 
niclit  bedürftig  sind.  Auf  die  letzteren  findet 
die  Eisenbahngesetzgebung  keine  Anwendung. 
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Wähieocl  die  in  grösserer  Auzalil,  meist 
mit  schmaler  Spurweite  angelegten  ^eben- 
eisenbahnen  zum  überwiegenden  Teile  selir 
ungünstige  Erg-ebnisse  aufweisen,  haben  die 
Strassen balmen,  insbesondere  im  nördlichen 
Italien,  rasch  eine  grosse  Verbreitung  ge- 
funden. Nachdem  die  Stadtverwaltung  von 
Turin  mit  der  Konzessionierung  einer  im 
Jahre  1872  eröffneten  Strassenbahn  von  der 
Piazza  Casteilo  nach  der  Barriere  di  Nizza 
vorangegangen  war,  wurden  im  Jahre  1874 
durch  ein  Dekret  des  Ministers  der  öffent- 
lichen Arbeiten  die  Gemeinden  allgemein 
ermächtigt,  die  Anlage  von  Bahnen  auf  ihren 
Strassen  zu  gestatten,  und  im  Jahre  1879 
von  demselben  Minister  die  beim  Dampf- 
betrieb der  Strassenbahnen  zu  beachtenden 
Vorscliriften  erlassen.  Der  hiermit  gegebenen 
Leichtigkeit  der  Konzessionierung  und  den 
geringen  Beschränkungen,  welchen  diese 
Bahnen  unterworfen  sind,  ist  die  günstige 
Entwickelung  dei-selben,  welche  durch  staat- 
liche Beihilfen  nicht  unterstützt  wurden, 
vorzugsweise  zu  verdanken.  Am  Schlüsse 
des  Jahres  1890  waren  124  Dampfstrassen- 
bahneu  in  einer  Gesamtlänge  von  2539  km 
im  Betriebe,  darunter  allerdings  einzelne  von 
einer  Ausdehnung  bis  zu  70  km,  welche 
mehr  zu  einer  Konkurrenz  mit  den  Eisen- 
bahnen als  für  den  blossen  Lokalverkehr 
bestimmt  sind.  Durch  Gesetz  vom  27*  De- 
zember 1896  sind  nunmehr  die  Rechtsverhält- 
nisse beider  Gattungen  von  Bahnen  des 
näheren  geordnet  worden.  Die  Konzessionen 
für  die  Nebenbahnen  werden  auf  Vorschlag 
des  Ministers  der  öffentlichen  Aibeiten  durch 
königlichen  Erlass  auf  höchstens  70  Jahre 
erteüt.  Die  Konzessionierung  der  Strassen- 
bahnen, welche  auf  höchstens  60  Jahre  er- 
folgen darf,  ist  Sache  des  Strasseneigen- 
tümers,  nur  die  Gestattung  des  Betriebes 
mit  meclianischer  Zugkraft  ist  einem  könig- 
lichen Erlasse  vorbehalten.  Zum  Zwecke 
der  Förderung  beider  Gattungen  von  Bahnen 
hat  das  Gesetz  die  an  dieselben  zu  stellenden 
Anfordeiimgen  auf  ein  möglichst  geringes 
Mass  beschränkt  und  eine  Beteiligung  dm-ch 
kilometrische  Unterstützungen  an  den  Neben- 
bahnen durch  den  Staat,  an  den  Strassen- 
bahnen durch  die  Provinzen,  Gemeinden  oder 
andere  juristische  Personen  gestattet,  den 
Betrieb  beider  Bahnklassen  durch  diese 
Körperschaften  jedoch  verboten. 

Aehnlich  wie  in  Italien  voDzog  sich  die 
Entwickelung  des  Kleinbahnwesens  in  Hol- 
land. Auch  hier  wird  die  3.  Klasse  der 
Bahnen,  der  Kleinbahnen,  wonmter  diejenigen 
verstanden  w^erden,  bei  welchen  die  Fahr- 
geschwindigkeit 20  km  in  der  Stimde  nicht 
erreicht,  rechtlich  von  den  Eisenbahnen  1. 
und  2.  Klasse  völlig  geschieden.  Weder  für 
ihre  Anlage  noch  für  ihren  Betrieb  bestehen 
gesetzliche  Bestimmungen,  und  es  ist  somit 
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die  Möglichkeit  gegeben,  bei  jeder  Bahn  den 
örtlichen  und  \\Ti'tschaftlichen  Verhältnissen 
ausreichend  Rechnung  zu  tragen.  Hierdurch 
und  durch  die  BereitwiDigkeit  des  Staates, 
der  Provinzen  und  der  Gemeinden,  die  An- 
legung von  Kleinbahnen  auf  ihren  Strassen 
zu  gestatten,  wurde  die  Unternehmungslust 
für  Dampfstrassenbahnen  auf  Kosten  der 
Nebeneisenbahnen ,  welche  vernachlässigt 
blieben,  mächtig  angeregt.  Seit  dem  Jahre 
1880,  in  w^elchem  die  erste,  nicht  nur 
dem  inneren  städtischen  Verkehr  dienende 
Strassenbahn  hergestellt  wurde,  bis  zum 
Schlüsse  des  Jahres  1896  sind  ohne  Sub- 
ventionienmg  des  Staates  von  57  Unter- 
nehmern Strassenbahnen  in  einer  Gesamt- 
länge von  1206  km  ins  Leben  gerufen 
wortlen,  von  welchen  nur  223  km  lediglich 
mit  Pferden  betrieben  werden.  Obwolü 
einzelne  dereelben  ein  Betriebsdeficit  auf- 
weisen, ist  das  Gesamtergebnis  doch  ein 
nicht  ganz  ungünstiges,  da  die  Reineinnahmen 
eine  durchschnittliche  Verzinsung  von  un- 
gefähr 3%  des  Anlagekapitals  darstellen. 

Auf  einer  völlig  anderen,  eigenartigen 
Gnmdlage  beruht  der  Aufschwung  der  Klein- 
bahnen in  Belgien,  welches  im  Jahre  1882 
Balmen  dieser  Art  nur  in  einer  Gesamtlänge 
von  81  km  besass.  Der  Gnuul  des  bisherigen 
Misserfolges  lag  hauptsächlich  darin,  dass  man 
den  Gemeinden  die  Initiative  zur  Begründung 
von  Lokalbahnen  überlassen  zu  müssen 
glaubte,  obwohl  diesen  weder  die  erforder- 
lichen Geldmittel  noch  auch  geeignete  techni- 
sche Kräfte  zum  Bau  und  zum  Betriebe  zur  Ver- 
fügung standen.  Um  hier  Abhilfe  zu  schaffen, 
wurde  durch  G.  v.  28.  Mai  1884  eine  Ge- 
sellschaft, soci6te  nationale  des  chemins  de 
fer  vicinaux  gegründet,  in  w-elcher  das  Lo- 
kalbahnwesen durch  dies  und  ein  weiteres 
G.  V.  24.  Juni  1885  in  folgender  Weise  cen- 
tralisiert  ist: 

Konzessionen  für  Lokalbahnen,  wonmter 
alle  nicht  der  ersten  Ordnung  der  Eisen- 
bahnen zugehörigen  Bahnen  mit  alleinigem 
Ausschlüsse  der  städtischen  Tramw^ays  zu 
verstehen  sind,  werden  nur  dieser  Öesell- 
schaft  erteilt,  anderen  Unternehmern  nur 
dann,  wenn  die  GeseDschaft  innerhalb  eines 
Jahres  nach  Bekanntgabe  des  betreffenden 
Konzessionsantmgs  nicht  selbst  die  Kon- 
zession beanspnicht  Sie  baut  die  ihr  nicht 
konzessionierten  Bahnen  und  betreibt  die- 
selben oder  verpachtet  ihren  Betrieb,  jedoch 
nicht  für  eigene,  sondern  für  Rechnung  der 
einzelnen  Unteniehmungen,  für  welche  je 
besondere  Serien  von  Aktien  ausgegeben 
werden.  Die  Aktien  einer  jeden  Serie 
müssen  mindestens  zu  23  vom  Staate,  den 
Provinzen  oder  Gemeinden  gezeichnet  sein. 
Die  Beteiligung  des  Staates  pflegt  ^U  des 
Baukapitals  nicht  zu  übei^schreiten ,  gesetz- 
lich zulässig  ist  seine  Beteiligimg  bis  zur 
Auflage.    V.  7 
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Hälfte  des  Nennwertes  des  Aktienkapitals. 
Die  vom  Staate,  den  Provinzen  und  Ge- 
meinden übernommenen  Beträge  können  an 
Stelle  der  baren  Zahlung  in  90  jährlichen 
Rentenzahlungen,  Annuitäten,  geleistet  wer- 
den. Soweit  diese  Form  der  Leistungen 
beansprucht  wird,  beschafft  die  Gesellschaft 
das  nicht  bar  eingezahlte  Kapital  durch 
Ausgabe  von  Obligationen,  welche  auf  die 
ihr  zu  zahlenden  Renten  fundiert  sind;  die 
Garantie  der  Verzinsung  und  planmässigo  | 
Tilgung  derselben  übernimmt  der  Staat. 
Die  Annuitäten  betragen  nur  3^2*^/0  der 
übernommenen  Beti-äge,  da  es  der  Gesell- 
schaft gelungen  ist,  eine  Prämienanleihe  zu 
einem  Zinsfusse  von  nur  3,47  ^/o  zu  erhalten. 
Eine  jede  Serie  von  Aktien  ist  auf  den 
Reingewinn  der  Bahn,  fCu-  welche  die  Aktien 
ausgegeben  sind,  angewiesen;  finanziell  bil- 
det daher  eine  jede  Bahn  ein  selbständiges 
Unternehmen.  Den  Leistungen  des  Staates 
steht  eine  Einwirkung  auf  die  Verwaltung 
und  den  Betrieb  in  verschiedenen  Rich- 
tungen gegenüber,  insbesondere  das  Recht 
zur  Ernennung  der  Melirzahl  der  Mit- 
glieder des  Verwaltuugsrats  der  Gesell- 
schaft und  zur  Genehmigimg  der  von  der  Ge- 
sellschaft festzusetzenden  Tarife.  Von  allen 
Provinz-  und  Gemeindesteuern  und  von  der 
Gewerbesteuer  ist  die  Gesellschaft  für  die 
von  ihr  begründeten  Unternehmungen  be- 
freit. 

Der  Erfolg  dieser  Organisation  wird 
durch  die  Ausdehnung  des  Lokalbahn netzes 
in  dem  11  jährigen  Zeitraum  von  1887  bis 
1897  veranschaulicht.  Die  Gesamtlänge  der 
im  Betriebe  befindlichen  Bahnen  ist  von 
188  km  auf  2276  km  gestiegen,  für  welche 
ein  Anlagekapital  von  110  593000  Francs  — 
50810  Fmncs  pro  Kilometer  aufgewendet 
war.  Die  diu-chschnittlichen  Erträgnisse 
dei-selben  haben  eine  stetige  Steigerung  er- 
fahren. Während  der  Durchschnitt  der  auf  j 
sämtliche  Aktienserien  gezahlten  Dividenden 
im  Jahre  1889  noch  nicht  2  ^/o  des  gesamten 
Aktienkapitals  erreichte,  hat  er  sich  allmäh- 
lich bis  zu  3,23  ^/o  im  Jahre  1895  erhöht. 

In  Oesterreich  wurden  bis  zum  Er- 
lasse des  später  zu  erörternden  G.  v.  31. 
Dezember  1894  nur  Haupteisenbahueu  und 
Lokalbahnen  (Sekundär-Vicinal bahnen)  unter- 
schieden. Die  Förderung  der  letzteren  war 
der  Zweck  eines  G.  v.  25.  Mai  1880,  wel- 
ches die  Regierung  ermächtigte,  den  Lokal- 
bahnen Erleichterungen  hinsichtlich  der 
Konzessionsanträge  und  der  Betriebsvor- 
schriften zu  gewähren,  und  ihnen  Begünsti- 
gungen in  betreff  der  Benutzung  von  Reichs- 
strassen und  der  Befieiung  von  Stempeln 
und  Gebüliren  zu  teil  werden  Hess.  Einen 
Erfolg  in  dem  davon  erwarteten  Masse  hatte 
jedoch  weder  dies  noch  auch  das  an  dessen 
Stelle   getretene    G.  v.  17.  Juni   1887,  wo- 


durch die  in  ereterem  gewälirten  Vergünsti- 
gungen in  einzelnen  Richtungen  erweitert 
wui-den. 

Diese  Erfahrung  gab  einzelnen  Ijändern 
Veranlassung,  ihrerseits  die  Initiative  zur 
weiteren  Entwickelung  des  Lokalbahnwesens 
zu  ergreifen.  In  Steiermark,  welches  hierin 
voranging,  wurde  durch  ein  G.  v.  11.  Fe- 
bruar 1890  ein  Lokaleisenbahnfonds  im 
Grundbetrage  von  10  Millionen  fl.  begrün- 
det, um  dem  Lande  die  Mittel  ziu*  Föitle- 
rung  der  Lokalbahnen  zu  vei-schaffen.  Sie 
soll  in  der  Weise  geschehen,  dass  das  I^and 
unter  der  Voraussetzung,  dass  von  dem 
Staate  und  den  Interessenten  entweder  ^3 
des  Baukapitals  ä  fouds  peixiu  oder  diux'h 
Uebernahme  von  Stammaktien  zum  Nenn- 
werte beigetragen  oder,  falls  die  Reinein- 
nahmen zur  Verzinsung  des  Anlagekapitals 
mit  4^/0  und  zur  Amortisation  nicht  aus- 
reichen, jährliche  Zuschüsse  bis  zu  mindes- 
tens ^,8  des  Gesamterfordernisses  der  Ver- 
zinsung und  Amortisation  zugesichert  w^er- 
den,  das  Liind  als  Bauunternehmer  und 
nötigenfalls  auch  als  Betriebsunternehmer 
eintritt.  Im  Falle  der  Subventionierung  des 
Staates  und  der  Interessenten  durch  Betei- 
ligung am  Anlagekapital  wird  eine  Aktien- 
gesellschaft gebildet,  wobei  das  Land  den 
Rest  des  Anlagekapitals  in  Priori tät^saktien 
übernimmt.  Im  Falle  der  Garantie  der 
Zinsen  und  Amortisationsquoten  erwirkt  das 
I^and  für  sich  die  Konzession,  überträgt  aber 
den  Betrieb  in  der  Regel  der  Staatseisen- 
bahnverwaltung  oder  einer  anschliessenden 
Privatbahn.  Dem  Beisi)iele  Steiermarks  sind 
verschiedene  andere  lilnder  gefolgt,  zunächst 
Böhmen  und  Galizien  durch  G.  v.  17,  De- 
zember 1892  \md  V.  17.  Juli  1893,  welche 
auf  ähnlicher  Grundlage  wie  das  steierische 
Gesetz  beruhen. 

Zweifellos  hatte  das  Vorgehen  der  Tün- 
der  einen  erheblichen  Einfluss  auf  die  Ent- 
wickelung der  Lokalbahnen,  deren  Gesamt- 
länge am  Sclüusse  des  Jahres  1894  3295  km 
betrug.  Ob  und  inwieweit  deren  Kleinbah- 
nen beteiligt  waren,  lässt  sich  jedoch  nicht 
bestimmen,  da  bis  zu  dieser  Zeit  den  Lokal- 
bahnen auch  Kleinbahnen  zugerechnet  w^ur- 
den.  Eine  Unterscheidung  in  dieser  Be- 
ziehung trat  erst  mit  dem  G.  v.  31.  Dezember 
1894  ein,  welches  von  den  Lokalbahnen  als 
Kleinbahnen  (Tertiärbahnen)  diejenigen  aus- 
schied, welche  für  den  allgemeinen  Verkehr 
von  geringer  Bedeutung  sind  (normal-  oder 
schmalspurige  Zweigbahnen,  Strassenbahnen 
mit  Dampf-  oder  elektrischem  Betriebe, 
anderen  mechanischen  Motoren  oder  animali- 
scher Kraft,  Seilbahnen  u.  s.  w.).  Obwohl 
auch  diese  Bahnen  der  Eisenbahngesetz- 
gebung unterstehen,  ist  dem  Staate  doch 
nur  ein  sehr  beschränkter,  im  wesentlichen 
nur  polizeilicher  Einfluss  auf  dieselben  ein- 
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geräumt.     Eine  Unterstützung  gewährt  das!       Auch    in    den    deutschen   Bundes- 
Uesetz  denselben  nur  indirekt,  indem  es  die  j  Staaten   hat  sich   die   Entwickelung   der 


Staatsregierung  ermächtigt,  sich  an  der 
Kapitalbeschaffung  für  neue  Lokal-  und 
Kleinbahnen,  welche  ziffernmässig  bestimm- 
bare finanzielle  Vorteile  für  einzelne  Zweige 
der  Staatsverwaltung  haben,  der  Höhe  dieser 
Vorteile  entsprechend  zu  beteiligen,  und 
ferner  die  Kreditbeschaffung  für  solche  da- 
durch erleichtert,  dass  es  den  von  I^andes- 
banken  und  anderen  Kreditinstituten  ausge- 
gebenen,  in   bestimmter    Weise    fundierten 


Kleinbahnen  sehr  ungleichmässig  vollzogen. 
Es  hat  dies  seinen  (Jrund  einerseits  in  der 
verschiedenen  rechtlichen  Behandlung  der 
nicht  den  Haupteisenbahnen  angehörigen  Bah- 
nen, unter  welcher  in  einzelnen  Staaten 
mehrere  Gattungen  nicht  unterschieden,  in 
anderen  Neben-  und  Kleinbahnen  zwar  unter- 
schieden, beide  jedoch  als  Eisenbahnen  im 
Sinne  der  Reichsverfassung  und  der  sonsti- 
gen Eisenbahngesetzgebung  angesehen  wer- 


huldverschreibungen  Gebührenfreiheit  und ;  den,   in   anderen   endlich   die   Kleinbahnen 


pupillarische  Sicherheit  zuerkennt.  Auf  dieser 
Crnmdlage  ist  von  der  Regierung  am  25. 
November  1896  eine  Rentenbank  unter  der 
Firma  »k.  k.  österreichisches  Kreditinstitut 
für  Verkehrsunternehmungen«  konzessioniert 


der  Eisenbahngesetzgebung  gänzlich  entzogen 
sind  und  eine  besondere  Regelung  erfahren 
haben.  Andererseits  wiu\le  die  Entwickfe- 
lung  wesentlich  beeinflusst  durch  die  prin- 
cipielle  Stellung  der  einzelnen  Staaten  zu 


-worden,  welche  unter  staatlicher  Aufsicht  dem  Eisenbahnwesen.  Wo  der  Staat  grund- 
Lokal-  und  Kleinbahn-  sowie  auch  andere  sätzlich  die  Eisenbahnunternehmungen  in 
Verkehrsunternehmungen  diu-ch  Kreditge- 1  seine  Hand  genommen  hatte,  musste  er  sich 
währimg  und  in  sonstiger  Weise  zu  fördern  '  auch  der  Fürsorge  für  den  lokalen  Verkehi*  in 
bestimmt  ist.  höherem  Masse  widmen    als  da,  wo  auch 

In      Ungarn      wimle      gegen     Ende  Haupt-    oder    Nebeneisenbahnen    entweder 
der  1860  er  Jahre  mit  dem  Bau  von  Lokal- ;  gänzlich  oder  doch  zu  einem  nicht  unerheb- 
bahnen   begonnen ,    eine    regere  Thätigkeit ;  liehen  Teile  Privaten  überlassen  werden. 
trat    jedoch     eist     ein,     nachdem     durch,       Systematisch  ist  zueret  Bayern  auf  die- 


ein  G.  v.  13.  Juni  1880  den  Lokalbahnen 
und  Kleinbahnen  mit  Ausschluss  der  städti- 
schen Traraways  erhebliche  Erleichterungen 
in  betreff  der  Konzessionierung,  der  An- 
forderungen an  den  Bau  und  Betrieb,  der 
Bewilligung  von  Stempel-  und  Gebühren- 
freiheit für  die  durch  ihre  Finanzierung  und 
Herstellung  bedingten  Verträge,  der  Befrei- 
ung von  wesentlichen  Ver])flichtungen  gegen- 
über der  Postverwaltung,  der  Gestattung 
der  Benutzung  öffentlicher  Strassen  gewährt 
und  die  Staatsbahnen  verpflichtet  wurtlen, 
den  Dienst  auf  gemeinschaftlich  zu  benutzen 


sem  Gebiete  vorgegangen,  indem  es  durch  ein 
G.  V.  29.  April  1869  einen,  aus  den  Reineinnah- 
men der  Haupteisenbahnen  dotierten  Vicinal- 
baufouds  zur  Untei-stützimg  solcher  Vicinal- 
bahnen  begi-ttndete,  fib  welche  die  unentgelt- 
liche Hergabe  des  erforderlichen  Grund  und 
Bodens  und  die  Uebernahme  der  Kosten  der 
Erdarbeiten  von  den  Interessenten  zuge- 
sichert worden  war.  Infolge  dieser  Be- 
stimmungen kamen  bis  zum  Jahre  1876  auf 
(jrund  von  Specialgesetzen  14  staatliche 
Bahnen  in  einer  Gesamtlänge  von  167  km 
zu  Stande,    welche   nach  ihrer  Anlage   und 


den  Bahnhöfen  imd  auf  Wunsch  der  Lokal-  '  ihrem   Betriebe  den   Charakter  von  Neben 

bahnen  ihren  gesamten  Betrieb  gegen  Ver- '  eisenbahnen  hatten.     Erst  durch  ein  G.  v. 

gOtung  der  Selbstkosten  zu  übernehmen,  luid  ;  28.  April  18iS2  wurde  von  den  A^icinal bahnen 


nachdem  durch  ein  ferneres  G.  v.  24.  Fe 
bruar  1880  die  Beteiligung  des  Staats  sowie 
der  Municipien  und  Gemeinden  an  der  Fi- 
nanzienmg  dieser  Bahnen  ihre  Regelung 
erfahren  hatte.  Die  Unteretützungen  des 
Staates  soDen  danach  jährlich  nicht  mehr  als 
im  ganzen  300000  ü.,  die  Unterstützung 
einer  Lokalbahn  nicht  mehr  als  fio  des 
effektiven  Baukapitals  betragen. 

Infolge  dieser^ Massnahmen  stieg  die  Ge- 
samtlänge der  im  Betriebe  befindlichen  Lo- 
kalbahnen, welche  im  Jahre  1880  nur  63  km 
l)etmg,  bis  zum  Schlüsse  des  Jahi'es  1897 
auf  7111  km.  An  dem  im  ganzen  sich  auf 
245186216  fl.  belaufenden  Anlagekapital 
der   vorhandenen    122   Bahnen    waren    der 


eine  3.  Klasse,  die  Bahnen  von  lokaler  Be- 
deutung, ausgeschieden  und  bestimmt,  dass 
Lokalbahnen  staatsseitig  angelegt  sowie  auch 
staatsseitig  durch  Zuschüsse  ä  fonds  perdu 
unterstützt  werden  können,  wenn  die  In- 
teressenten mindestens  den  Grund  und  Bo- 
den kostenlos  dazu  bereit  stellen.  Bis  zum 
Ende  des  Jahres  1896  waren  in  den  rechts- 
rheinischen Teilen  Bayerns  Lokalbahnen 
vom  Staate  in  einer  Gesamtlänge  von  953,71 
km  und  von  der  Lokalbahn-Aktiengesell- 
schaft im  Jahre  1897  in  einer  Gesaratlänge 
von  219  km  hergestellt,  von  w^elchen  die 
ersteren  eine  Verzinsung  von  3,48^/0  der 
staatlich  dafür  aufgewendeten  Summen,  die 
letzteren   von   4%    des  Anlagekapitals    er- 


Staat mit  14,9,  die  Lokalverwaltungen  mit '  gaben. 
9,2,  die  Gemeinden  und  die  Privatinteres-  Im  Königreich  Sachsen  verdanken  die 
senten  mit  12,2  und  die  beti-effenden  Unter-  Bahnen  niederer  Ordnung  ihre  Entwickelung 
nehmungen  selbst  mit  63,7  ";o  beteiligt.         ,  fast  ausschliesslich  dem  Eintreten  des  Staa- 
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tes  als  Unternehmer.  Kaolidem  von  dem 
Bundesrate  am  14.  Juni  1S78  eine  Bahn- 
ordnung für  deutsche  Bahnmi  imterirooi-dneter 
Bedeutimg  erl  i'issen  worden  war,  wurde  mit 
<lem  Bau  von  Bahnen  nach  ^klassgabe  dieser 
Balniordnung  vorgejijangen.  Diesen  mit  der 
Spurweite  der  Haui)teisenbahnen  angelegten 
Bahnen  kommt  zum  überwiegenden  Teil 
auch  nach  ihrer- wirtschaftlichen  Bedeutung 
der  Charakter  von  Nebeneisenbahnen  zu. 
Seit  dem  Beginne  der  lHS(Jer  Jahiv  liat 
<ler  Staat  auch  den  Ausbau  von  Schmal- 
spurbahnen favSt  ausscliliesslicii  in  steine  Hand 
genommen.  Obwoiü  dit^se  Bahnen  in  recht- 
licher Hinsicht  ebenfalls  als  p]isenbahnen 
angesehen  weixlen  und  der  Bahnordnung 
filr  die  Nebeneisenbahnen  Deutscldands  vom 
f).  Juli  1892  unterstehen,  müssen  sie  nach 
ihrer  lokalen  Zweckbestimmimg,  sowie  nach 
der  Art  ihrer  Ausführung  und  ihres  Betrie- 
bes doch  den  Bahnen  dritter  (Ordnung,  den 
Kleinbahnen,  zugezählt  werden. 

Bis  zum  Schlüsse  des  Jahres  lNi»4  waren 
vom  Staate  17  schmalspurige  Bahnen  in 
einer  Cresamtlänge  von  327  km  hergestellt 
worden.  Ihr  Erträgnis  ei-gab  bislier  eine 
Verzinsung  von  niu'0,SO®o  des  darauf  ver- 
wendeten Kapitals,  und  hierzu  haben  nur 
7  Bahnen  beigetragen,  während  10  Bahnen 
keine  Betriebsüberschüsse  hatten.  Gleich- 
wohl wird  dies  Ergebnis  im  Hinblick  auf 
die  günstigen  Wirkungen,  welche  diese 
Bahnen  auf  die  Yermehnmg  der  Einnahmen 
der  Haupteisenbahnen,  auf  die  Förderung 
der  Landwirtschaft  und  Industrie  luid  auf 
die  Helnmg  der  Steuerkraft  ausübten,  nicht 
für  unbefiiedigend  erachtet. 

Preussen  hatte  bis  zum  Jahre  18vS0 
im  wesentlichen  nur  Haupteisenbahnen,  Ne- 
beneisenbahnen nur  in  ganz  geringer  Zahl. 
Seit  der  Verstaatlichung  der  wichtigeren 
Haupteisenbahnen  ging  jedoch  der  Staat 
systematisch  mit  dem  Bau  von  Nelieneisen- 
bahnen  vor,  so  dass  am  Sclilusse  des  Jahres 
1895/96  von  denen  bereits  eine  Gesamtlänge 
von  8265  km  in  Betrieb  war.  Neuerdings 
hat  sich  auch  die  Privatunteraehmung  an 
der  Begründung  solcher  Bahnen  wieder  be- 
teiligt. 

Die  Thätigkeit  des  Staates  erstreckte 
sich  nicht  auf  die  lediglich  für  den  Lokal- 
verkehr bestimmten  Kleinbahnen.  Die  Ent- 
wickelung  dieser  abgesehen  von  städtischen 
Strassenbahnen  für  den  Pei*sonenverkehr 
im  Anfang  der  1890  er  Jahre  nur  ganz  ver- 
einzelt vorhandenen  Bahnen  begann  erst, 
nachdem  durch  das  Gesetz  über  Kleinbahnen 
und  Privatanschlussbahnen  vom  28.  Juni 
1892  eine  sichere  Recht sgi-undlage  für  diese 
Bahnen  geschaffen  und  ferner  Einiiclitungen 
zur  Ermöglichung  ilu^r  Finanzierung  ge- 
troffen waren.  Das  Gesetz  vom  28.  Juni 
1892  hat  sich  darauf  beschränkt,  durch  Er- 


leichterung der  Konzessionierung,  der  Anlage 
und  des  J^elriebes  der  Kleinbahnen  <h»/ 
Privatthätigkeit  zu  diesen  Unternehmunir<»n 
anzuregen,  von  Bestimmungen  zur  Erlei<'h- 
terung  ihi*er  Finanzierung  aber  mit  einer 
kaum  ei  heblichen  A\isnalune  abgesehen. 
Dieser  Aufgabe  unteraogeu  sich,  nachdem 
die  Erfahrung  ergeben  hatte,  dass  sich  oliue 
finanzielle  Untei-stützung  Unternehmer  in 
erwünschtem  Masse  nicht  finden,  zunäcli^t 
die  Pmvinzen.  Die  Mittel,  wH^lche  von  den 
vei-schiedenen  Provinzen  zur  Fönlenmg  iler 
KleinbahntMi  angewendet  werden,  bestehen 
teils  in  technischer,  teils  in  finanzieller  Bei- 
hilfe. Die  erstere  beschränkt  sich  entweder 
nur  auf  die  Anfertigung  der  Vorarbeiten 
für  den  rnternehmer  gegen  Efötattmig  der 
Hälfte  der  Kosten  oder  sie  erstreckt  sich 
auf  die  erstmalige  Ausführung  der  Bahnan- 
lage, bei  einzelnen  auch  auf  die  technisclio 
Beaufsichtigung  der  Bauausfülu-ung  und  dt*s 
Betriebes.  Der  Schwerpunkt  liegt  in  der 
finanziellen  Beihilfe,  welche  die  Provinz  in 
der  Gestaltung  der  Benutzung  von  Provjn- 
zialsti-assen  entweder  unentgeltlich  oder  d*x-li 
unter  günstigen  Bedingungen,  insbesondeix^ 
aber  in  dtn-jenigen,  welche  sie  durch  direkte 
Beteiligung  an  dem  Zustandekommen  mit 
Geldmitteln  gewährt.  Das  letztere  geschieht 
entweder  in  der  Form  der  Gewälirung  von 
Darlehen  zu  massigem  Zinsfusse,  in  einzel- 
nen Provinzen  in  Höhe  von  2,3  des  gesamten 
Bau-  und  Betriebskapitals  oder  durch  Ga- 
i-antie  eines  Teils  der  Zinsen  des  Baukapi- 
tals oder  durch  Beihilfe  ä  fonds  j^erdu  oder 
endlich  durch  Beteiligung  an  den  Unter- 
nehmimgen  durch  Uebernahme  eines  Teils 
des  zm-  Hei-stellung  und  Ausrüstung  der 
Bahn  aufgewendeten  Kapitals  mit  Ausschluss 
der  Kosten  des  Grunderwerbs.  Seit  dem 
Jahre  1895  gewährt  der  Staat  fortlaufende 
Mittel  zur  Förderung  der  Kleinbahnen,  welche 
regelmässig  zur  Beteiligung  au  dem  Anlage- 
kapital solcher  Bahnen  verwendet  werden. 
Im  Jahre  1895  sind  der  Staatsregierung  zu 
diesem  Zwecke  5000000  M.,  in  jedem  der 
drei  folgenden  Jahre  8000000  M.,  im  Jahre 
1900  aber  20000000  M.  zur  Verfügung  ge- 
stellt worden. 

Um  den  Bauunteniehmern  zur  Ki-edit- 
beschaf fung  die  i'echts'wdrksame  Verpfändung 
ihrer  Baluien,  welche  nach  dem  früheren 
Hechte  ohne  un  verhält  lysmässige  Weite- 
rungen nicht  thunlich  war,  zu  erleichtern, 
wurde  das  Gesetz  betreffend  das  Pfandi-echt 
von  Privateisenbalmen  und  Kleinbahnen  und 
die  Zwangsvollstreckung  in  dieselben  vom 
19,  August  1895  erlassen. 

Der  Erfolg  dieser  ^lassnahmen  war  über- 
i-aschend.  Während  bei  Inkiafttreten  des 
Kleinbahngesetzes  nur  11,  nicht  lediglich 
dem  städtischen  und  Vorortspersonenverkehr 
dienende  Kleinbahnen  in  einer  Gesamtlänge 
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von  93  km  bestanden,  betrug  am  1.  Oktober 
lS98ihreZalil  163,  ihre  Gesamtlänge  4165  km, 
darunter  die  Zalil  der  wesentlich  nur  der 
Landwirtschaft  dienenden  73,  ilire  Länge 
2776,6  km.  Die  Beihilfen  der  Provinzen 
beliefen  sich  zu  diesem  Zeitpunkte  im  ganzen 
auf  21369  835  Mark,  die  der  Kreise  auf 
11597  500  Mark. 

B.  Der  Charakter  der  Kleinbahnen 
in  technischer  und  wirtschaftlicher  Hin- 
sicht. Die  Zweckbestimmung  der  Klein- 
bahnen, welche  auf  die  A'ermitteluug  des 
Lokal  Verkehrs  beschränkt  ist,  verleiht  ihnen 
einen  von  demjenigen  der  Eisenbahnen  völlig 
verschiedenen  Charakter.  Ihi*  Beruf  schliesst 
sie  von  der  Teilnahme  an  dem  Durchgangs- 
verkehr aus  und  überhebt  sie  damit  der 
Notwendigkeit  aller  derjenigen  Einrichtungen 
in  ilirer  Anlage  und  ihrem  Betriebe,  welche 
die  Eisenbahnen  als  Glieder  des  einheitlich 
zu  verwaltenden  Eisenbahnnetzes  nicht  ent- 
behren können.  Es  ist  deshalb  für  sie 
eine  Gestaltung  ihrer  Bahnen  und  ilu-er 
Wagen,  welche  die  Verwendung  der  letz- 
teren auf  fremden  Bahnen  und  den 
Ueber^ng  fremder  Wagen  auf  ihre  Bahnen 
ermöglicht,  nicht  geboten,  auch  eine  Gleis- 
verbindung mit  anderen  Bahnen  nicht  un- 
bedingt erforderlich.  Sie  haben  ein  ganz 
selbständiges  Dasein,  was  zur  Folge  hat,  dass 
für  die  Art  ihrer  Anlage  und  ihres  Betriebes 
lediglich  die  individuellen  Verhältnisse  des 
Terrains  und  des  zu  bedienenden  Lokalver- 
kehrs berücksichtigt  werden  können.  Dies 
gilt  insbesondere  auch  von  der  zur  Anwendung 
kommenden  Geschwindigkeit,  welche  nament- 
lich auch  wegen  der  in  der  Regel  geringeren 
Junge  der  Kleinbahnen  eine  wesentlich  ge- 
ringere sein  kann  als  diejenige  der  Eisen- 
bahnen. 

Hieraus  ergiebt  sich  in  technischer  Be- 
ziehung die  Möglichkeit  der  Benutzung 
öffentlicher  Wege  als  Bahnkörper,  die  An- 
wendung der  Schmalspur,  leichterer  Kon- 
struktion des  Oberbaues  imd  der  Fahr- 
betriebsmittel, der  Vermeidung  kostspieliger 
Gebäude  auf  den  Stationen  und  einer  Linien- 
führung, welche  sich  den  natürlichen  Ter- 
rainverliältnissen  in  ungleich  höherem  Masse 
anschliessen  kann,  als  dies  bei  den  Eisen- 
bahnen angängig  ist.  Die  kilometrischen 
Anlagekosten  berechnen  sich  deshalb  in  der 
Regel  nur  auf  eine  geringe  Quote  derjenigen, 
welche  die  dem  Durchgangsverkehr  dienen- 
den Eisenbahnen  erfordern.  Ebenso  ist  in 
der  Beschränkung  auf  eine  Zuggattung  und 
auf  eine  oder  höchstens  zwei  Personenwagen- 
klassen, in  der  geringen  Geschwindigkeit, 
in  der  Vereinfachung  der  Abfertigungen  für 
Personen   und  Güter  und  in  der  damit  ge- 

f ebenen    wesentlichen    Beschränkung    des 
)ienstpersonals  die  Mögliclikeit  eines  sehr 
billigen  Betriebes  gegeben. 


Nicht  minder  bedeutend  ist  der  Einfluss, 
welchen  die  Ausschliessung  der  Kleinbahnen 
vom  Durclig-angsverkehr  auf  ilire  wirtschaft- 
lichen Verhältnisse,  insbesondere  auf  ihre 
Einnahmen  äussert.  Bei  den  Eisenbahnen 
überwiegen  die  Einnahmen  aus  dem  Güter- 
verkehr diejenigen  aus  dem  Personenverkehr 
sehr  erheblich,  sie  belaufen  sich  im  Durch- 
schnitt etwa  auf  das  2^/2fache  der  letzteren 
und  es  ist  diese  Erscheinung  fast  ausschliess- 
lich auf  den  Güterdurchgangsverkehr 
zurückzuführen.  Weil  die  letztere  für  die 
Kleinbahnen  nicht  in  Betracht  kommt,  spielt 
bei  ihnen  der  Personenverkehi-  die  Haupt- 
rolle ;  ihre  Einnahmen  aus  dem  Güterverkehr 
bleiben  in  der  Regel  hinter  denjenigen  aus 
dem  Personenverkehr  weit  zmück.  In 
welchem  Masse  dies  bei  den  deutschen 
Schmalspurbahnen  der  Fall  ist,  kann  danach 
bemessen  werden,  dass  auf  diesen  im  Jahre 
1898  If)!  378  662  Personenkilometer  und  nur 
72262046  Gütertonnenküometer  geleistet 
wurden.  Von  den  Gesamteinnahmen  der 
belgischen  Kleinbahnen  im  Jahre  1898 
(6445800  Frcs.)  entfielen  67,08  »/o  auf  den 
Personenverkehi'  und  nur  32,92  ®/o  auf  den 
Güterverkehr.  An  der  Gesamteinnahme  der 
französischen  Lokalbahnen  im  Betrage 
von  20998135  Frcs.  im  Jahre  1897  warder 
Personenverkehr  mit  52,6,  der  Güterverkehr 
mit  45,5^/0  beteiligt.  Die  Einnahmen  der 
niederländischen  Kleinbahnen  aus  dem 
Personenverkehr  betrugen  im  Jahre  1898 
5018676  fl.,  diejenigen  aus  dem  Güterver- 
kehr 572402  fl. 

Die  Beschränkung  auf  den  Lokalverkehr 
bedingt  für  die  Kleinbahnen  eine  von  den- 
jenigen der  Eisenbahnen  gänzlich  verechie- 
dene  Tarifpolitik.  Die  Gestaltung  der  Güter- 
tarife der  Eisenbahnen  wird  wesentlich  von 
dem  Durchgangsverkehr  beeinflusst.  Einer- 
seits in  der  Abstufung  der  Tarife  nach  dem 
Werte  der  Güter,  der  WertklaSvSifikation,  und 
andererseits  in  der  Ermässigimg  der  Taiif- 
sätze  für  einzehie  Güter  und  einzelne  Ver- 
kehrsrouten haben  sie  das  Mittel,  gering- 
wertige Güter  auf  weitere  Entfernuogen 
transportfähig  zu  machen  und  damit  Trans- 
porte aus  fernen  und  nach  fernen  Gegenden 
für  ihre  Strecken  zu  gewinnen.  Für  die 
Kleinbahnen  entfällt  jede  Rücksichtnahme 
auf  den  Durchgangsverkehr,  aber  auch  die 
Möglichkeit,  durch  Ermässigung  ihrer  Fracht- 
sätze im  Wege  eines  direkten  Verkehrs  mit 
den  Eisenbahnen  eine  Verraehnmg  ihrer 
Transporte  zu  erzielen,  weil  bei  ilu*er  ge- 
ringen Ausdehnung  eine  Ermässigung  ihrer 
Beförderungspreise  für  die  Gesamtfracht  und 
damit  für  die  Transportfähigkeit  kaiun  von 
Bedeutung  ist.  Für  ihre  Tarifpolitik  kommt 
daher  lediglich  der  Lokalverkehr  in  Betracht. 
Gleicher  Fürsorge  bedürfen  dabei  der  Per- 
sonen- und  der  Güterverkehr.    Ein  Massstab 
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für  die  richtige  Bemessung  der  Tarifsätze 
ist  aber  weder  für  den  eretercn  noch  für 
den  letzteren  vorhanden.  Selbstredend  müssen 
dieselben  so  niedrig  bemessen  sein,  dass 
eine  Konkurrenz  der  sonstigen  Verkehrs- 
mittel, insbesondere  des  Landfuhrwerks,  da- 
gegen nicht  aufkommen  kann.  Im  übrigen 
aber  kann  nur  die  Erfahrung  lehren,  welche 
Sätze  für  die  einzelnen  Bahnen  die  höchsten 
Reinerträge  in  Aussicht  stellen.  Das  Tarif- 
system der  letzteren  muss  sich  daher  weit 
einfacher  als  dasjenige  der  Eisenbahnen 
gestalten. 

Dasselbe  gilt  auch  von  der  sonstigen  Be- 
handlung des  Transport  Verkehrs,  insbesondere 
von  der  Abfertigung  der  Personen  und 
Güter  und  von  dem  bezüglichen  Buch-  \md 
Rechnungswesen.  Die  verhältnismässig  ge- 
ringe Menge  der  von  den  Kleinbahnen  zu 
vermittelnden  Transporte  überhebt  dieselben 
zum  gi'Össten  Teil  derjenigen  Einrichtungen, 
welche  die  Eisenbahnen  zu  einer  wirksamen 
Kontrolle  der  ordnungsmässigen  Ausführung 
ihres  massenliaften  Tran  Sportverkehrs  nicht 
entbehren  können,  und  ihre  Beschränkung 
auf  den  lokalen  Verkehr  setzt  sie  in  den 
Stand,  sich  derjenigen  Betriebsgomeinschaft 
mit  den  Eisenbahnen  zu  enthalten,  welche 
für  die  letztere  eine  komplizierte  Buch-  und 
Rechnungsftihrung  und  weitläufige  Abrech- 
nung der  aus  den  gemeinschaftlich  ausge- 
führten Transporten,  und  der  gegenseitigen 
Wagenbenutzung  und  aus  sonstigen  Vorhält- 
nissen entstandenen  gegenseitigen  Forde- 
nmgen  und  Verbindlichkeiten  notwendig 
macht.  Ebenso  wie  die  technische  ßetriebs- 
führung  kann  sich  daher  auch  die  Transport- 
verwaltimg der  Kleinbahnen  in  den  ein- 
fachsten Formen  und  mit  ausschliesslicher 
Rücksichtnahme  auf  die  individuellen  Ver- 
hältnisse der  einzelnen  Bahnen  vollziehen. 

4.  Die  rechtliche  Ordnung  der  Klein- 
bahnen ist  in  erster  Linie  durch  ihren 
technischen  und  wii-tschaftlichen  Charakter, 
sodann  aber  auch  durch  die  Auffassung  ihrer 
rechtlichen  Natiu-  im  allgemeinen  bedingt. 
Wird  ihnen  der  rechtliche  Charakter  von 
Eisenbahnen,  wenn  auch  von  p]isenbahnen 
niederster  Ordnung,  zuerkannt,  so  sind  sie 
ohne  weiteres  den  fih-  Eisenbahnen  bestehen- 
den Rechtsnormen  insoweit  untenvorfen,  als 
nicht  besondere  Bestimmungen  für  sie  ge- 
troffen sind.  Dies  ist  in  vielen  Staaten,  z.  B. 
in  Oesterreich,  aber  auch  in  den  meisten 
deutschen  Bundesstaaten,  so  namentlich  in 
Bayern  und  im  Königreiche  Sachsen,  ge- 
schehen, wo  die  mit  Dampf  oder  auch  mit 
elektrischer  Kraft  botriebenen  Bahnen  als 
Eisenbahnen  angesehen  werden  und  ent- 
weder durch  Gesetze  oder  durch  die  Kon- 
zessionen die  an  Eisenbahnen  zu  stellenden 
Anforderungen  ilu*ein  Charakter  und  ihrer 
Zweckbestimmung    entsprechend    ermässigt 


werden.  Werden  dieselben  dagegen  'in 
rechthcher  Hinsicht  von  den  Eisenbahnen 
ausgescliieden,  dann  bedarf  es  für  dieselben 
einer  umfassenden  rechtlichen  Regelung 
ihrer  Verhältnisse,  weil  alsdann  die  Eisen- 
bahnrechtsnormen für  sie  gar  keine  Geltung 
haben.  Auf  diesem  Standpunkte  steht 
Preussen,  welches  durch  das  ^.lesetz  über 
Kleinbahnen  und  Privatanschhissbahnen  vom 
28.  Juli  1892  den  Kleinbahnen  einen  von 
dem  der  Eisenbahnen  vei-schiedener  Rechts- 
charakter  beigelegt  und  ein  besonderes  Recht 
für  dieselben  geschaffen  liat. 

Nach  diesem  Gesetze  sind  Kleinbahnen 
die  dem  ()ffentlichen  Verkehr  dienenden 
Eisenbahnen,  welche  wegen  ihrer  geringen 
Bedeutung  für  den  allgemeinen  Eisenbahn- 
verkehr dem  Gesetze  über  die  Eisenl>ahn- 
unternehmungen  vom  3.  November  1838 
nicht  unterliegen,  insbesondere  solche  Bah- 
nen, welche  hauptsächlich  den  örtlichen  Ver- 
kehr innerhalb  eines  Gemeindebezirks  oder 
benachbarter  Gemeindebezirke  vermitteln, 
sowie  Bahnen,  welche  nicht  mit  Lokomotiven 
betrieben  werden.  Bestehen  darüber  Zweifel, 
ob  hiernach  eine  Bahn  als  Kleinbahn  anzu- 
sehen ist,  so  entscheidet  darilber  auf  An- 
niten  das  Staatsministerium. 

Die  Verschiedenheit  der  Rechtsnatur  der 
Eisenbahnen  und  der  Kleinbahnen  zeigt  sich 
schon  in  dem  verschiedenen  Charakter  des 
zur  Anlage  und  zum  Betriebe  beider  Bahn- 
gattungen verliehenen  Unternehmungsrechts. 
Dessen  Verleihung  für  Eisenbahnen  erfolgt 
durch  ein  Privilegium,  welches  stets  in  A^'er- 
bindung  mit  dem  Enteignungsrecht  erteilt 
wird  und  daher  den  Unternehmer  in  den 
Stand  setzt,  sein  Unternehmen  unter  allen 
Umständen  durchzuführen.  Die  Genehmi- 
gung einer  Kleinbahn  hat  nur  einen  polizei- 
lichen Charakter,  wird  im  Gegensatze  zu 
der  Eisenbahnkonzession  ohne  Rücksicht  auf 
ein  für  die  Bahn  bestehendes  Bedürfnis  er- 
teilt, verbürgt  aber  auch  dem  Unternehmer 
nicht  die  Möglichkeit  der  Ausführung.  Dazu 
bedarf  es  für  ihn  in  der  Regel  noch  des 
Enteignungsi-echts  oder  der  Gestattung  der 
Benutzung  öffentlicher  Wege  seitens  des 
Wege  Unterhaltungspflichtigen.  Die  letztere 
kann  zwar  durch  die  VerwaltungsbeschlTiss- 
behörde  ergänzt  werden,  die  Ergänzung  setzt 
aber  ebenso  wie  die  Erteilung  des  Enteig- 
nungsrechts voraus,  dass  ein  öffentliches 
Interesse  für  die  Bahn  besteht.  Auch  darin 
miterscheidet  sich  die  Kleinbahngenehmigung 
von  der  Eisenbahn kon Zession,  dass  sie  in  der 
Regel  nicht,  wie  diese,  ohne  zeitliche  Be- 
grenzung, sondern  nur  auf  eine  bestimmte 
Zeit  erteilt  wird. 

Mit  Rücksicht  auf  ihre  niu*  lokale  Bedeu- 
tung ist  die  Zuständigkeit  zur  Genehmigung 
einer  Kleinbahn  nicht  einer  Centralbehörde 
vorbehalten,  sondern  den  Orts-  imd  Landes- 
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Polizeibehörden  übertragen ,  den  letzteren  ] 
(Regierungspräsidenten)  stets  dann,  weun 
der  Betrieb  der  Bahn  ganz  oder  teilweise 
mit  Masehinenkraft  beabsichtigt  ist ;  die  Ge- 
nehmigung ist  aber  in  diesem  Falle  nur  im 
Einvernehmen  mit  einer  von  dem  Minister 
der  öffentlichen  Arbeiten  zu  bezeichnenden 
Eisenbahnbehörde  zu  erteilen. 

Um  die  Regelung  der  Rechtsverhältnisse 
einer  jeden  Kiembahn  nach  ihrem  besondern 
Charakter  und  nach  den   betreffenden  ört- 
lichen Yerhältnissen    zu    ermöglichen,    hat 
sich    das  Kleinbahngesetz    bis   auf  wenige 
Ausnahmen     der    Aufstellung    allgemeiner 
Nonnen  enthalten  und  es  der  genehmigen- 
den Behörde    überlassen,    in    jedem    Falle 
diese  Regelung  in  der  Genehmigung  vorzu- 
nehmen.   Dabei  sind  ihr  jedoch  bestimmte 
Grenzen   gezogen.    Abgesehen  davon,  dass 
den  Kleinbahnen   im  Interesse  der  Landes- 
verteidigung und  der  Reichspostverwallung 
gewisse,    dieselben    nicht  oder  doch  niu:  in 
geringem  Masse  belastende  Verpflichtungen 
auferlegt  werden  können,  ist  die  genehmi- 
gende  Behörde    bei   der   Bestimmung    dos 
Konzessionsinhalts  im  wesentlichen  nur  auf 
sicherheitspolizeiliche  Rücksichten,  insbeson- 
dere die  Rücksicht  auf  die  betriebssichere  Be- 
schaffenheit der  Bahn   nebst  den  Betriebs- 
mitteln, auf  die  Befähigung  und  Zuverlässig- 
keit der  betriebsausfülu-enden  Beamten  und 
auf  den   Schutz   gegen   schädliche  Ein^sir- 
kungen  beschränkt,  welche  der  Umgebung 
der  Bahn  aus  der  Bahnanlage  und  dem  Be- 
triel>e  erwachsen  können.    Für  die  Berück- 
sichtigung des  öffentlichen  Vorkehrsinteresses 
sind  dieser  Behörde  verhältnismässig  enge 
Grenzen  gezogen.    Ausser  der  Verpflichtung 
des    Unternehmen    zur   Aufrechterhaltung 
des    ordnungsmässigen    Betriebs    kann    sie 
sich  nur  eine  Einwirkung  auf  den  Fahrplan 
und  auf  den  H(3chstbetrag  der  Beförderungs- 
preise sowie  das  Recht    vorbehalten,    den 
Unternehmer  einer  auch  zum  Güterverkehr 
Ix-stimmten  Bahn   zur  Gestattung  der  Ein- 
führung    von    Ansclüussgleisen     für    den 
Privatverkehr  anzuhalten.    Ein  massgeben- 
der Einfluss  auf  die  Konstruktion  der  Bahn 
Tind  der  Betriebsmittel  ist  der  genehmigen- 
(len  Behörde  dadurch  gesichert,   dass  nur 
auf  GruDd  des  speciellen  Bauplans  und  der 
Zeichnungen  der  Betriebsmittel  die  Genehmi- 
gung erteilt   wii-d    und   dem  Unternehmen 
dabei    zur  Pflicht   gemacht    werden    kann, 
auch   bei  Ergänzungen   und   Erneuerungen 
von  dieser  Konstniktion  ohne  besondere  Ge- 
nehmigimg nicht  abzuweichen. 

Inwieweit  die  bezeichneten  Rücksichten 
im  Einzelfalle  besondere  Anoixlnungen  in 
^er  Genehmigung  erheischen,  überlässt  das 
Gesetz  dem  Ermessen  der  genehmigenden 
Behörden.  Kleinbalmen  mit  Maschinenbe- 
trieb, welche  den  Personen-  und  Güterver- 


kehr von  Ort  zu  Ort  vei-mitteln  und  sich 
nach  ihrer  Ausdehnung,  Anlage  und  Ein- 
richtung der  Bedeutung  der  nach  dem  Eisen- 
bahngesetze konzessionierten  Nebeneisen- 
balmen  nähern  (nebenbahnähnliche  Klein- 
bahnen) sollen  jedoch  nach  der  von  den 
i^Iini Stern  der  öffentlichen  Arbeiten  und  des 
Innern  am  13.  August  1898  erlassenen  Aus- 
fühnmgsanweisung  insbesondere  in  techni- 
scher Beziehung  weitergehende,  denen  der 
Nebeneisenbahnen  nahe  kommende,  Bedin- 
gungen auferlegt  werden. 

Die  Aufsicht  über  die  Kleinbahnen  steht 
der  jeweilig  für  ihre  Genehmigung  zustän- 
digen Behörde  zu.  Sie  beschränkt  sich  auf 
die  Ueberwachung  der  Erfüllung  der  Ge- 
nehmigungsbedingungen und  der  Voi-schrif- 
ten  des  Kleinbahngesetzes  seitens  des  Unter- 
nehmers. 

Für  den  Fall,  dass  eine  Kleinbahn  später 
nach  der  Entscheidung  des  Staatsministe- 
riums eine  ihre  Untei-stellung  unter  die 
Eisenbahngesetzgebung  erfordernde  Bedeu- 
tung gewinnen  sollte,  ist  dem  Staate  ihr 
Erwerb    gegen   Entschädigung  vorbehalten. 

Für  die  privatrechtlichen  Verhältnisse 
der  Kleinbahnen,  die  Unternehmungsform, 
die  Kreditnahme  und  andere  sind  die  all- 
gemeinen Rechtsnormen  massgebend.  Ihre 
Anwendung  ist  jedoch  in  einzelnen  Richtun- 
gen, insbesondere  in  betreff  der  Beschaffung 
eines  Realkredits  deshalb  mit  Schwierigkeiten 
verbunden,  weil  nach  dem  allgemeinen 
Rechte  die  Verpfändung  einer  Kleinbahn 
nicht  als  Ganzes,  sondern  nur  durch  Pfand- 
bestellung an  allen  einzelnen  ihr  einver- 
leibten Grundstücken  rechts  wirksam  erfolgen 
kann.  Diesem  Mangel  ist  durch  das  Gesetz 
betreffend  das  Pfandrecht  an  Privateisen- 
bahnen und  Kleinbahnen  und  die  Zwangs- 
vollstreckung in  dieselben  vom  19.  August  1895 
abgeholfen  worden.  Dasselbe  legt  einer  jeden 
Privateisenbahn  und  einer  jeden  Kleinbahn, 
deren  Unternehmer  zum  Betriebe  derselben 
verpflichtet  ist,  einschliesslich  des  dazu  gehöri- 
gen Betriebsapparats  den  Charakter  einer  Ein- 
heit im  rechtlichen  Sinne  bei  mit  der  Wir- 
kung, dass  dieselbe  nunmehr  als  Ganzes 
zum  Gegenstande  von  Rechtsgeschäften  und 
von  Zwangsvollstreckungen  gemacht  und 
insbesondei-e  als  Ganzes  verpfändet  werden 
kann.  Zur  Erleichterung  des  Realkredits 
ist  in  dem  Gesetze  auch  die  Verpfändung 
dieser  Bahnen  für  die  von  ihnen  ausge- 
gebenen, auf  den  Inhaber  lautenden  Teil- 
schuldverschreibungen gestattet  worden, 
während  die  Gnmdbuchgesetze  Verpfän- 
dungen nur  zu  Gunsten  namentlich  bezeich- 
neter Gläubiger  zulassen.  Eine  Sicherheit 
dafür,  dass  eine  ihnen  verpfändete  Bahn 
nicht  in  einer  iliren  Interessen  schädlichen 
Weise  zersplittert  werden  kann,  gewähren 
den    Gläubigern    diejenigen   Bestimmimgen 
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des  Gesetzes,  welche  die  Yeräus;seninf^  un- 
beweglicher und  Zwangsvollstreckungen  in 
bewegliche  und  unbewegliche  Bestandteile 
der  Balmeinlieit  ohne  Genehmigung  der  Auf- 
sichtsbehörde für  ungiltig  erklären. 

Zur  Beurkundung  der  dinglichen  Rechte 
an  Kleinbahnen  dienen  besondere  Bahn- 
gnmdbücher,  welche  für  die  einzelnen  Pri- 
yateisenbahnen  und  Kleinbahnen  von  dem- 
jeoigen  Amtsgerichte  zu  ffiliren  sind,  in 
dessen  Bezirk  die  Hauptverwaltung  des 
Unternehmens  ihren  Sitz  hat.  Ihre  Anlegung 
erfolgt  jedoch  nicht  von  Amts  wegen,  son- 
dern nur  auf  Antrag  des  Bahneigentümers, 
und  wenn  im  AVege  der  ZwangsvolJstreckung 
eine  Forderung  in  das  Bahngrundbuch  cin- 
zuti-agen  ist,  auf  Antrag  der  Bahnaufsichts- 
behörde. Für  die  Führung  der  Bahngrund- 
bücher sind  ebenso  wie  für  die  Veräusse- 
rung  und  die  dingliche  Belastung  dieser 
Balinen  die  allgemeinen  Grundbuchgei^etze 
und  die  für  die  Rechtsgeschäfte  über  Grund- 
stücke geltenden  Rechtsnormen  massgebend, 
jedoch  mit  einzelnen  Aenderungen,  welche 
das  Gesetz  mit  Rücksicht  auf  die  besondere 
Natur  des  Bahneigentums  für  ei-forderlich 
erachtet  hat. 

Litteratur:  l.  Schriften  allgemeinen  In- 
halts: F,  JPiesstier,  Die  Herstellung  hilliger 
Lftkal'  und  Nebenbahnen  in  yorddeutsehland, 
technisch  nnd  volkswirtschaftlich  beleuchtet,  Berlin 
1S70.  —  IF.  von  Nördling  ^  Stimmen  über 
schmalsjmrige  Eisenbahnen,  Wien  1S71.  —  F, 
PlessneTf  Noch  ein  Wort  zur  Anregung  des 
Baues  der  Lokalbahnen  und  Einrichtung  eines 
billigen  Eisenbahnbetriebes,  Berlin  1875.  — 
Fr/ir.  Jf.  3/.  van  Wehei'f  Die  Individuali- 
sierung und  Entwickelbarke it  der  Eisenbahnen, 
Leipzig  1875.  —  Hartwlchf  Bemerkungen  über 
den  bisherigen  Gang  der  Entwickelung  des 
Eisenbahnwesens,  sowie  über  dessen  Cestaltung 
nach  Massgabe  der  Verhältnisse  und  Bedürfnisse, 
mit  besonderer  Rücksicht  auf  die  Zwecke  des 
Vereins  zur  Förderung  der  Lokalbahnen,  Berlin 
1877.  —  F.  Plenanerf  Die  Herstellung  der 
Lokal-  und  Sehindärbahnen  durch  Zusammen- 
wirken von  Staat  und  Gemeinden,  Berlin  1877. 
—  Frhr.  M,  M.  von  Weber,  Der  staatliche 
Einfluss  auf  die  Entwickelung  der  Eisenbahn C7i 
niederer  Ordnung,  Wien  1878.  —  W,  Horst- 
manny  Bau  und  Betrieb  von  Schmalspurbahnen 
tnid  deren  volkswirtschaftliche  Bedeutung  für  das 
Deutsche  Reich,  Wiesbaden  1881.  —  F.  Plessner, 
Praktische  Winke  betr.  die  Herstellung  landwirt- 
schaftlicher Eisenbahnen,  Gotha  1882.  —  cT. 
Stei^n^  Die  Dampjtramway,  Einfluss  derselben 
anf  das  öffentliche  Interesse,  ihr  Bau  und  Be- 
trieb. Ein  Beitrag  zur  Lösung  der  Lokalbahn- 
frage, Wien  1882.  —  S.  Sonnenschein,  Das 
Lokalbahnwesen  in  Gestenreich,  Wien,  Pest, 
Leipzig  1886.  —  von  lAndheim ,  Strassen- 
bahnen  in  Belgien,  Deutschland,  Grossbritannien 
und  Irland.  —  Statistisches  und  Finanzielles, 
Wien  1888.  —  von  Mühlenfels,  Die  Bedeutung 
der  Eisenbahnen  unterster  Ordnung,  in  den  i 
Preussischen  Jahrbüchern  1891.  —  F,  Müller,  \ 
Die  Ent^cickelung  der  Lokalbahnen  in  den    ver-  | 


I      schiedensten    Ländern,    in    Schmollers    Jahrbuch 
für    Gesetzgebung   etc.    1891.    —  Kuhrt,    .VrÄ# 
Fragen  über  Bau  und  Betrieb  der  Terti/irbahnen 
für  den  ößentlichen  Verkehr,  Flensburg  1S9J.  — 
roii    Mühlenfels,    Die    Fortentwickelung   des 
Kleinbiihnwesens,  im   Vencaltungsarchiv  lS9:i.  — 
i.    Hllse^    Handbuch   der    Strassenbahn künde, 
München   und   Leipzig   1892   und  1898.  —  v<fn 
I       Vnruh,    Die   Kleinbahnen,    ihre    Entwickelung, 
Aufgabe,  Organisation,  Finanzierung  und  Tarif- 
,      bildung,  Brnmberg  1898.  —  .SL   Sonnen sctieln, 
j      Die  finanzielle  Sicherstellung  des  Lokalba hnbmws 
■       in     Oesterreich,     Wien,    Pest,    Leipzig    189S.    — 
BrefeUl  f    Veber  Kleinhahnen,    in    den    Preuss. 
I      Jahrbüchern  1893.  —   Gleim,  Die  Kleinbahnen 
I      und   die  Mittel    ihrer  Förderung,   in    Schmollers 
Jahrbuch   1894.  —   Ä   Porten   Czartoiryski, 
'       l'eber   Eisenbahnen    untergeordneter    Bedeutung, 
I      verglichen    mit    Chausseeen,     G(fSti/n    189/f.    — 
I      Schrailer,    Die    Kleinbahnen    im    Dienste    der 
I      Landwirtschaft,    Berlin    1895.    —    Ledig    und 
I       l'llyrieht.  Die  schmalspurigen  StaatseisenUthnen 
I       im   Königreich    Sachsen,    Leipzig   1895.    —  von 
I      Heimhurg,  Die  Kleinbahnen  und  ihr  Platz  im 
I       heutigen    Verkehrslehen,  Oldenburg,  Leipzig  189.'t. 
'      —  A.  Haat*mann,  Die  Kleinbahnen,  ihre  ge- 
schichtliche  Entwickelung,    technische  Ausgestal- 
tung und  wirtschaftliche  Bedeutung,  Berlin  1896. 
—  Siemens  und  Halshe,  Elektrische  Bahnen, 
Berlin  1896.  —  Sehelcher,  Die  rechtliche  yatur 
u)id  die   Wirkungen  der  Eisenbahnkonzession  in 
Sachsen    mit    besonderer    Berücksichtigung     der 
elektrischen  Bahnen,    in  Fischei^s  Zeitschrift  für 
Praxis  und  Gesetzg.  der   Verw.,    Bd.  XX,    1899. 
3.    Gesetzeskommentare:    Jertisateni, 
Das  Gesetz  über  Kleinbahnen  and  Priratanschluss- 
bahnen  vom  38.    VII.  1888,  Berlin  1892.  —   II'. 
Gleim,     Das    Gesetz     über    Kleinbahnen    und 
Privatanschlussbahnen  vom  28.  VII.  1892,  Berlin 
1892,  8.  Auß.,   Berlin  1899.  —  Derselbe,    Das 
Gesetz,  betreffend  das  Pfandrecht  an  Pnvateisen- 
bahnen    nnd   Kleinbahnen   und   die  Zwangsroll- 
streckung  in   dieselben,   Berlin    1896.   —  Eger, 
Das     Gesetz     über     Kleinbahnen     und     Privat- 
unschlussbahnen    vom    28.    VII.    1892,    Hannover 
1897.  —  Derselbe^    Das  Gesetz,   betreffend  das 
Pfandrecht    an    Privateisenbahnen     und    Klein- 
bahnen u.  s.  w.,  Hannover  1898. 

8.  Ze i tschr ift en:  Zeitschrift  für  das  ge- 
samte Lokal-  und  Strassenbahnwesen  seit  188.J, 
Wiesbaden.  —  Zeitschrift  für  Transportwesen 
und  Strassenbau  seit  1884,  Berlin.  —  Die 
Strassenbahn,  Organ  für  das  Strcusenbahn-  und 
Kleinbahnwesen  seit  1888,  Berlin.  —  Zeitschrift 
Jür  Kleinbahnen,  herausg.  im  Ministerium  der 
öffentlichen  Arbeiten  seit  1894,  Berlin. 

Gleim. 


Kleinbetrieb 

Grossbetrieb    und    Kleinbetrieb 
(f)ben  Bd.  lY,  S.  786  ff.). 


Kleinhandel  mit  Branntwein 

s.  Schankge werbe. 


Kl  ein  Wächter  —  Kiock 
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Kleinwächter,  Friedrich, 

wurde  am  25.  II.  1838  zu  Prag  geboren,  studierte 
daselbst  und  habilitierte  sich  im  W.-S.  1865/66 
als  Privatdozent  an  der  damals  noch  ungeteilten 
Universität  seiner  Vaterstadt.  Im  Frühjahr  1871 
wurde  er  zum  Lehrer  der  >Jationalökouomie  und 
des  Agrarrechts  an  der  landwirtschaftlichen 
Ltehranstalt  Liebwerd  bei  Tetschen-Bodenbach 
iu  Böhmen  ernannt,  ging  aber  schon  nach  drei 
Semestern,  im  Herbst  lö72,  als  ord.  Professor 
der  Nationalökonomie  und  Statistik  an  das  Poly- 
technikum zu  Riga.  Von  dort  wurde  er  als 
ord.  Professor  der  politischen  Oekonomie  an  die 
Franz- Josefs- Universität  nach  Czemowitz  be- 
rufen, der  er  seit  ihrer  Eröffnung  (4.  X.  1875) 
angehört.  Im  Jahre  lfc81  wurde  er  durch  Ver- 
leihung des  Titels  ..ßegierungsrat",  im  Jahre 
18Ü8  durch  Verleihung  des  Titels  ..Hofrat"  aus- 
irezeichnet.  Er  veröffentlichte  an  staatswissen- 
sehaftJichen  Schriften : 

a)  in  Buchform:  Zur  Reform  der  Hand- 
werksverfassung, Berlin  1875.  (Jahrg.  IV,  Heft 
53  der  ,, Deutschen  Zeit-  und  Streitfragen"  von 
Fr.  V.  Hültzendorff  u.  W.  Oncken.)  —  Zur  Frage 
des  naturwissenschaftlichen  Unterrichts.  (Eben- 
das.  Jahrg.  VIII,  Heft  118.)  —  Die  rechts-  und 
staatswissenschaftl.  Fakultäten  in  Oesterreich, 
Wien  1876.  —  Die  Kartelle.  Ein  Beitrag  zur 
Frage  der  Organisation  der  Volkswirtschaft, 
Innsbruck  1883.  —  Die  Nationalökonomie  als 
Wissenschaft  und  ihre  Stellung  zu  den  übrigen 
Disciplinen,  Berlin  1883.  (Heft  408  der  „Samm- 
lung gemeinverständlicher  Vorträge",  heraus- 
firegeben  von  Rud.  Virchow  und  Fr.  von  Holtzen- 
dorff.J  —  Die  Grundlagen  und  Ziele  des  soge- 
nannten wissenschaftlichen  Sozialismus,  Inns- 
hruck  1885.  —  Die  Staatsromane.  Ein  Beitrag 
zur  Lehre  vom  Kommunismus  und  Sozialismus, 
Wien  1891.  —  Das  Einkommen  und  seine  Ver- 
teilung, Leipzig  1896.  (Erste  Abteilung,  5.  Bd. 
des  Frankenstein-Heckelschen  Hand-  und  Lehr- 
buches der  Staatswissenschaften.)  —  Die  Ent- 
wickelung  des  Geld-  und  Währungswesens  unter 
der  Regierung  des  Kaisers  Franz  Josef  I., 
Czemowitz  1896.  (Rede  gehalten  am  4.  Oktober 
1896  in  der  Aula  der  Universität  Czemowitz.) 

—  Abschnitt  „ Armen wesen  in  Oesterreich"  in 
Emminghaus,  „Das  Armen wesen  und  die  Armen- 
gesetzgebung in  europäischen  Staaten",  Berlin 
1870.  —  Abschnitt  „Die  volkswirtschaftliche 
Produktion  im  allgemeinen"  im  ^Handbuch  der 
politischen  Oekonomie",  herausgegeben  von 
Schönberg,  1.  Aufl.  1882,  2.  Aufl.  1885,  3.  Aufl. 
1889.  —  Die  österr,  Gymnasien  sonst  und  jetzt, 
Wien  1898.  (Auch  in  „Das  Leben,  Viert el j ah r- 
schrift  für  Gesellschaftswissenschaft  und  soziale 
Kultur",  herausgegeben  von  Weichs,  Jahrg. 
1898.)  —  Zur  Frage  der  Reform  des  österr. 
Aktienrechts.  Czemowitz  1899. 

b)  in  Zeitschriften:  Jahrb.  f.  Nat. 
u.  Stat.:  Beitrag  zur  Lehre  vom  Kapitale, 
1867.  —  Die  östeiTeichische  Grundsteuergesetz- 
gebung,  1869.  — -  Zur  Geschichte  der  englischen 
Arbeiterbewegung  im  Jahre  1872,  1875.  (Auch 
besonders  erschienen,  Jena  1875.)  —  Zur  Ge- 
schichte der  englischen  Arbeiterbewegung  in 
den  Jahren  1873  und  1874  (1.  Supplementheft 
der  „Jahrbücher"),  Jena  1878.  —  Wesen,  Auf- 
gabe und  System  der  Nationalökonomie,  1889. 

—  Viert,  f.   Volksw. :    Die    österreichische 


Biersteaergesetzgebung,  1868.  —  Zeitschr.  f. 
Staatsw. :  Die  österreichische  Branntwein- 
steuergesetzgebung, 1870.  —  Zur  Frage  der 
ständischen  Gliederung  der  Gesellschaft,  1888  und 
1889.  —  Die  Valutaregulierung  in  Oesterreich- 
Ungarn,  1893.  —  Mitteilungen  des  Ver- 
eins für  Geschichte  der  Deutschen  in 
Böhmen:  Die  Holzweberei  in  Alt-Ehrenberg 
bei  Rumburg  in  Böhmen,  Jahrg.  11,  Nr.  4. 
(Auch  bei^onders  erschienen,  Prag  1873.)  — 
Oesterreichische  Monatsschrift  für 
christliche  Sozialreform  etc.,  herausge- 
geben von  Freiherrn  C.  von  Vogelsang.  —  Die 
„reaktionäre"  Strömung  auf  dem  Gebiete  des 
heutigen  Wirtschaftslebens,  1885.  —  Der  Wucher 
auf  dem  Lande,  1888.  —  Zum  Kapitel  der  Aus- 
stellungen, 1887.  —  Zur  Frage  der  Verkaufs- 
hallen, 1890.  —  Jahrb.  f.  Ges.  u.  Verw.:  Die 
österreichische  Enquete  vom  Jahre  1882,  betr. 
die  Einführung:  des  Anerbenrechts,  1885.  — 
Finanzarchiv:  Zwei  steuertheoretische  Fra- 
gen, 3.  Jahrg.,  Bd.  2.  —  Zeitschr.  für 
Volkswirtschaft.  Sozialpolitik  u.  Ver- 
Avaltung:  Kollektivbedürfnisse  und  Gruppen- 
bildung, 1898.  —  Die  Schuhmacher,  Wagenbauer 
und  Böttcher  in  Czemowitz,  in  Schriften 
des  Vereins  für  Sozialpolitik,  Bd.  71. 
c)  Ausserdem  hat  Kleinwächter  H.  v. 
Mangoldts  „Grundriss  der  Volkswirtschafts- 
lehre "*,  nach  dem  Tode  des  Verfassers  neu  be- 
arbeitet, in  2  Aufl.  herausgegeben.  Stuttgart, 
ohne  Jahreszahl.  (1871  erschienen.)  —  In  diesem 
Handwörterbuch:  Die  wirtschaftlichen  Unter- 
nehmerverbände (in  der  ersten  Aufl.).  —  Die 
Kartelle  (in  der  zweiten  Aufl.).  —  Eine  Reihe 
kleinerer  Aufsätze  in  der  „Zukunft",  im  „Deut- 
schen Wochenblatt"  u.  a. 

Jted. 


Klock,  Kaspar, 

geb.  1583  zu  Soest,  gest.  am  15.  I.  1655  zu 
Braunschweig,  studierte  in  Marburg,  wurde 
1608  Kanzler  des  Grafen  Heinrich  zu  Stolberg 
und  1616  Obersyndikus  der  Stadt  Braunschweig, 
1626  Kanzler  der  Stifte  Minden  und  Hildesheim 
und  1649  Konsulent  der  Stadt  Braunschweig.  Der 
Merkantilist  Klock  huldigt  in  Bezug  auf  Zölle 
und  Taxen,  Steuern  und  Abgaben  den  die  Füllung 
des  Staatsschatzes  als  prima  lex  preisenden  An- 
sichten Obrechts,  nur  ist  er  ein  weniger  pronon- 
cierter  Vertreter  des  Regalismus  als  jener. 
Seine  Ausführungen  über  die  Stärkung  der 
Staatsflnanzen  oft'enbaren  einen  besonderen  Auf- 
wand von  Scharfsinn  in  Aufspürung  neuer  fis- 
kalischer Einnahmequellen,  als  da  sind  Hage- 
stolzensteuer, Verkauf  von  Adelsbriefen,  amt- 
liche Taxierung  der  Warenpreise  etc.  Den  An- 
schauungen semer  Zeit  gemäss  billigt  er  es 
auch,  wenn  Strafen  an  Leib  und  Leben  im 
Interesse  des  Staatssäckels  in  Geldbussen  um- 
gewandelt werden,  selbst  Gotteslästerung  und 
Totschlag  nicht  ausgenommen.  Der  Grundsteuer- 
kataster hat  sich  nach  seinen  Vorschlägen  auch 
mit  Ermittelung  des  Mietsertrags  der  städtischen 
Grundstücke  zu  befassen.  Andererseits  tritt  er 
aber  auch  für  gerechte  Verteilung  der  Steuern 
ein  und  befeindet  das  Steuerpnvilegium  der 
eximierten  Stände.    Obwohl  er  als  Merkantilist 
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Staatsanleihen  verwirft,  verteidigt  er  doch  im 
dringenden  Bedürfniafalle  die  Emtreihung  von 
Zwangsanleihen  von  den  ünterthanen.  Ueber 
das  Geld,  was  er  eine  mensnra  rernm  commutan- 
darum  nennt,  nnd  über  die  Edelmetalle  denkt 
er  ebenso  wie  die  übrigen  Merkantilisten.  Geld- 
ausfuhr soll  an  Leib  und  Vermögen  gebüsst 
werden  und  seiner  Ueberschätzung  der  Edel- 
minen  muss  der  Landbau,  so  sehr  er  auch  den 
Bauer  als  den  Ernährer  aller  preist^  als  Wert- 
produzent weit  hintanstehen.  Ausser  gemünztem 
Gelde  und  den  Edelmetallen  soll  auch  K  oh  Stoffen, 
deren  nutzbringende  Verarbeitung  die  heimische 
Industrie  beschäftigt,  wichtigen  Lebensbedürf- 
nissen und  Waffen  die  Ausfuhr  verschlossen 
sein  und  andererseits  die  Einfuhr  von  Luxus- 
gegenständen,  weil  die  Kaufkraft  des  Volkes 
nur  zu  unproduktiven  Zwecken  schwächend, 
sowie  von  Waren,  mit  denen  das  Inland  nicht 
konkurrieren  kann,  unter  Verbot  stehen.  Den 
Handel  selbst  charakterisiert  Klock  als  Ueber- 
tragung  des  Ueberflüssigen  an  Orte,  wo  dieser 
Ueberfluss  reger  Nachfrage  begegnet. 

Klock  veröffentlichte  von  staatswissenschaft- 
lichen Schriften  in  Buchform:  Tractatus  nomico- 
politicus  de  oontributiouibus  in  Romano-Ger- 
manico  imperio  aliisque  regnis  ut  plurimum 
usitatis,  Nürnberg  1634  (wurde  im  ganzen  fünf- 
mal aufgelegt).  —  Tractatus  juridico-politico- 
polemico-historicus  de  aerario,  seu  censu  per 
honesta  media  absque  divexatione  populi  licite 
conficando,  2  Teile,  ebd.  1651 ;  dasselbe,  2.  Aufl., 
herausg.  von  Chr.  Peller,  1671.  Beide  Werke 
ergänzen  sich  gegenseitig,  der  19  jährige 
Zwischenraum,  der  zwischen  ihrer  Abfassung 
liegt,  markiert  sich  bei  dem  ersten,  unter  dem 
Eindrucke  der  Wirren  des  30jährigen  Krieges, 
geschriebenen,  besonders  in  der  freien  Meinungs- 
äusserung über  Fürstenpflicht  und  Volksrechte, 
während  die  zweite,  nach  dem  westfälischen 
Friedenschluss  entstandene  Schrift  sich  zuweilen 
zu  absolutistischen  Maximen  versteigt.  Letztere, 
der  tractatus  de  aerario,  verbreitet  sich  über 
Finanzwesen,  Agrar\%4rtschaft,  Forstwesen  und 
Jagd,  sogar  nach  der  techniscben  Seite  hin. 
Von  Bedeutung  sind  nur  seine  Ausführungen 
über  das  Recht  an  Grund  und  Boden.  Das 
Doraanium  wünscht  er  von  möglichst  kleinem 
Umfange,  die  grossen  Lehen  sollen  ihre  Unteil- 
barkeit bewahren,  die  Latifimdien  der  toten 
Hand  flössen  ihm  keine  Sympathie  ein. 

Vgl.  über  Klock:  v.  Fahnenberg, 
Litteratur  des  Reichskammergerichts,  Wetzlar 
1792,  S.  78.  —  Kautz,  Theorie  und  Geschichte 
der  Nationalökonomik,  Bd.  II,  Wien  1860,  S. 
289/90.  —  Röscher,  Geschichte  der  Nat., 
München  1874.  S.  210  ff.  —  Allgemeine  deutsche 
Biographie,  Bd.  XVI,  Leipzig  1882,  S.  202. 

Lijt-pert, 


Enapp^  Georg  Friedrich, 

als  Sohn  des  berühmten  Verfassers  des  „Lehr- 
buchs der  chemischen  Technologie"  Prof.  Fried- 
rich Ludwig  Knapp,  geboren  am  7.  III.  1842 
in  Giessen,  studierte  in  München,  Berlin  und 
Göttingen  Nationalökonomie  und  Statistik,  be- 


suchte 1865/66  das  statistische  Seminar  von  E. 
En^el  in  Berlin,  wurde  1867  Direktor  des  sta- 
tistischen Bureaus  der  Stadt  Leipzig,  erhielt 
1869  die  ausserordentliche  Professur  für  Natio- 
nalökonomie und  Statistik  an  der  dorti^ren 
Universität  und  folgte  1874  einem  Rufe  als 
ordentlicher  Professor  der  nämlichen  Lehrfächer 
j  nach  Strassburg. 

I  Als  Schriftsteller  ist  er  auf  Wesentlich  \rer- 
i  schiedenen  Gebieten  hervorgetreten : 
!  Als  j)raktischer  Statistiker,  insbesondere  für 
■die  Stadt  Leipzig;  als  Kritiker  in  Bezug  auf 
die  philosophischen  Fragen  der  Moralstati&tik : 
i  als  Mathematiker  in  Bezug  auf  die  Theorie  des 
I  Bevölkerungs wechseis  und  der  Sterblichkeits- 
I  messung;  und  seit  seinem  Aufenthalt  in  Strass- 
'  bürg  als  Historiker,  vorwiegend  in  Bezug  auf 
j  die  agrarische  Verfassung  Deutschlands  und  auf 
.  ländliche  Sozialpolitik.  Die  historische  Rieh- 
I  tung  hat  er  auch  als  Direktor  de^  staatswissen- 
schaftlichen Seminars  in  Strassburg  besonders 
I  gepflegt. 

I         Knapp    veröffentlichte    von     staatswissen- 
I  schaftlichen  Schriften  a)  in  Buchform:  Zur 
I  Prüfung  der  Untersuchungen  Thtinens  über  Lohn 
und  Zinsfuss  im  isolierten  Staate,  Braunschweig 
1860  (Promotionsschrift).  —  Ueber  die  Ermitte- 
lung der  Sterblichkeit  aus  den  Aufzeichnungen 
der  Bevölkerungsstatistik,  Leipzig  1868.  —  Die 
j  Sterblichkeit  in  Sachsen  nach  amtlichen  Quellen 
dargestellt,  ebenda  1869.^ —  Die  neueren  An- 
I  sichten  über  Moralstatistilc.    Vortrag,  gehalten 
'  in  der  Aula  der  Universität  zu  Leipzig  am  29. 
|IV.  1871,  Jena  1871.—  Ertragsteuer  oder  Ein- 
I  kommensteuer?  Vortrag  (enthalten  in  „Petition 
I  der    gemeinnützigen   Gesellschaft    zu    Leipzig. 
1  betrelfeud    die    Reform    der    direkten  Besleue- 
Iruug"),  Leipzig,  Januar  1872.  —  Theorie  des 
i  Bevölkerungswechsels.    Abhandlungen   zur  an- 
'  gewandten  Mathematik,  Braunschweig  1874.  — 
I  Die    Bauernbefreiung    und    der    Ursprung    der 
Landarbeiter  in  den  älteren  Teilen   Preussens, 
I  2  Bde. ,  Leipzig  1887.  —   Die  Landarbeiter  in 
I  Knechtschaft    und    Freiheit       Vier    Vorträge, 
'ebenda  1891.    (Inhalt:   Ursprung  der  Sklaverei 
I  in  den  Kolonieen.  —  Bäuerliche  Leibeigenschaft 
im  Osten.   —   Erbunterthänigkeit   und  kapita- 
I  listische   Wirtschaft.    —   Die  Landarbeiter   bei 
I  der  Stein -Hardenberffischen  Gesetzgebung.)  — 
I  Grundherrschaft  und  Rittergut  (Vorträge  nebst 
I  biographischen  Beilagen) ,    Leipzig  1897.     (In- 
halt: Landarbeiter  und  innere  Kolonisation.  — 
I  Ländliche      Verfassung     Niederschlesiens.      — 
I  Bauernbefreiung  in  Oesterreich  und  in  Preusseu. 
Gruudherrschatt    in    Xordwestdentschland.    — 
!  Siedelung  und  Agrarwesen  nach  A.  Meitzen.  — 
Ueber  Nasse,  Hermann,  Hclferich,  G.  Haussen.) 
—    Knapp   gab   heraus    1.  aus  dem  Nachlasse 
Adolf  Helds:    Zwei   Bücher    zur    sozialen   Ge- 
schichte Englands,  ebenda  1881.  —  2.  Abhand- 
lungen aus  dem  staatswissenschaftlichen  Seminar 
zu  Strassburg,  Heft  1—17,  Strassburg  1886-97. 
b)    In     Sammelwerken     und     Zeit- 
schriften:   1.  In  Forschungen   zur   branden- 
burgischen und  preussischen  Geschieht«,   Leip- 
zig: Zur  Geschiclite  der  Bauernbefreiung  in  den 
älteren  Landesteilen  Preussens,  Bd.  I,  2.  Hälfte. 
Jahrg.  ISm.  —  2.  In  Jahrb.  f.  Nat.  u.  Stat.; 
Jena :  Die  neueren  Ansichten  über  Moralstatistik, 
Bd.  XVI,  1871,  8.  287  ff.  —  Quetelet  als  Theo- 
retiker, Bd.  XVIII,   1872,  S.  89  ff.  —  Darwin 
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und  die  Sozial  Wissenschaften,  Bd.  XVIII,  1872, 
S-  233  ff.  —  3.  In  Mitteilungen  des  statistischen 
Bureaus  der  Stadt  Leipzig:,  ebenda:  Leipzigs 
Bevölkerung,  Heft  1-3,  1868-69.  —  Die  Ver- 
teilung  der   Gewerbe-   und   Personalsteuer    in 
Leipzig,  Heft  4,  1870.  —  üeber  den  Bevölke- 
rungswechsel  in  Leipzig  in  den  Jahren   1850 
bis  67,  Heft  5,   1871.  —  Aeltere  Nachrichten 
fi1>er  Leipzigs  Bevölkerung  1595  - 1849  und  über 
den  Bevölkerungswechsel  in  den  Jahren   1868 
bis  1871,  Heft  6,  1872.  —  Leipzigs  Bevölkerung 
im  Jahre  1871,  Heft  7,  1873.  —  Bevölkerungs- 
■wechsel  1868—1873.     Aenderungen  der  Sterb- 
lichkeit 17Ö1— 1870.     Die  Haushaltungen,  ge- 
ordnet nach  der  Dichtigkeit  des  Wohnens,  1867 
und  1871.      Sterblichkeit   nach    Wohnungsver- 
hältnissen,    Tafeln    über    die    Todesursachen. 
Tafeln  über  Geborene,   Verstorbene   und  über 
Eheschliessungen,  Heft  8,  1874.  -  4.  In  Zeit- 
schrift    des     kgl.     preussischen     statistischen 
Bureaus,  Berlin:  Das  Verfahren  bei  der  preus- 
sischen Volkszählung:   vom  3.  XII.  1864,   bear- 
beitet nach  den  Berichten  der  kgl.  Regierungen 
etc.,  Jahrg.  VII,  1867,  S.  1-30. 

Vergl.  über  Knapp:  Röscher,  Gesch. 
derNat,  München  1874,  S.  422,  lOlO.  -  John, 
Geschichte  der  Statistik,  Bd.  1,  Stuttgart  1884, 
S.  13  u.  0.  —  Meitzen,  Geschichte,  Theorie 
und  Technik  der  Statistik,  Berlin  1886,  S. 
63,  209. 

Red. 

Knappschaftskassen. 

1.  K.  in  Deutschland  (S.  107).  2.  K.  in 
Oesterreich  (S.  111). 

I.  Knappschaftskassen  in  Deutschland. 

1.  Einleitung.  2.  Uebersicht  über  die  Ent- 
wickelung  des  deutschen  Knappachaftswesens. 
3.  Die  rechtliche  Stellung  der  K.  4.  Die  K. 
und  die  Reichsgesetzgebung.  5.  Wirtschaftliche 
Bedeutung  und  Statistik  der  K. 

1.  Einleitung.  Die  besonderen  Berufs- 
gefahren des  Bergbaues  und  die  durch  die 
Eigentümlichkeit  seines  Betriebes  bedingte 
dauernde  Geraeinsc^haft  haben  die  Bergbau- 
treibenden bereits  frülizeitig  zu  einer  zunft- 
mässigen  Organisation  geführt  und  schon  zu 
einer  Zeit,  in  welcher  es  auf  anderen  Ge- 
bieten noch  an  jeder  gewerblichen  Ordnung 
fehlt,  die  Bildung  freier  genossenschaftlicher 
Einrichtungen  veranlasst,  die,  benihend  auf 
dem  Grundsatze  der  Gegenseitigkeit,  die 
Unterstützung  der  den  gemeinsamen  Benifs- 
gefahren  erlegen en  Genossen  und  ihrer  An- 
gehörigen im  Wege  der  Versicherung  be- 
zwecken. Die  zu  diesem  Zweck  erforder- 
lichen Mittel  sammeln  die  Knappschafts- 
kassen, auch  Bruderladen  (so  in  Oesterreich, 
vgl.  den  Art.  Knappschaftskassen  in 
Oesterreich  vmten  S.  111  ff.),  Gnaden- 
groschen kassen  genannt,  aus  regelmässigen 
Beiträgen  der  Bergaibeiter,  Knappen  und 
aus  gewissen  den  Werkbesitzern  oder  Ge- 
werken  zu  Gunsten  der  Kasse  obliegenden 
Leistungen  (Teile  vom  Rohertrag,  Freikuxe). 


2.  Uebersicht  über  die  Entwickelung 
des  dentschen  Knappschaftswesens.  Die 

ältesten  Quellen  des  deutschen  Bergrechts, 
insbesondere  die  constitutiones  juris  metal- 
lici  Wenzels  IL  von  Böhmen  aus  dem  Ende 
des  13.  Jahrhunderts,  die  sogenannte  Kutten- 
berger  Bergordnung,  enthalten  Bestimmungen 
über  die  Knappschaftskassen. 

lieber  die  Geschichte  des  Bergrechts 
selbst,  auf  die  näher  einzugehen  hier  nicht 
der  Ort  ist,  vgl.  man  de*  Art.  Bergbau 
(oben  Bd.  II  S.  550  ff).  An  dieser 
Stelle  sei  nur  hervorgehoben,  dass  für  die 
schliessliche  Gestaltung  des  deutschen  Berg- 
rechts und  der  deutschen  Knappschaftskassen 
die  Entwickelung  des  preussischen  Berg- 
rechts massgebend  •geworden  ist,  dessen 
Grundsätze  in  neun  Zehnteüen  des  Keichs- 
gebiets  mit  geringfügigen  Abweichungen  zur 
Geltung  gelangt  sind. 

Das  deutsche  Bergi-echt,  m^prünglich 
eine  Summe  ungeschriebener  Gewohnheiten, 
wie  sie  sich  den  Erfordernissen  des  Be- 
triebes entsprechend  herausgebildet  hatten, 
zersjilitterte  sich  mit  der  Aufzeichnung  in 
einer  Unzahl  von  einzelnen  Bergordnungen, 
die,  obgleich  sie  alle  nur  engbegrenzte  Gel- 
tung hatten,  doch  in  iliren  Grundzügen  über- 
einstimmten. Besondei^s  reich  an  Aufzeich- 
nungen dieser  Art  war  das  15.  und  nament- 
lich das  16.  Jahrhundert. 

Als  Friedrich  der  Grosse  mit  der  Kleve- 
Märkischen  (1766),  der  Schlesischen  (1769^ 
und  der  Magdebm-g-Halberstädtischen  (1772) 
Bergordnung  in  die  Gesetzgebung  eingriff, 
galten  ausserdem  in  seinem  Staate  noch 
neun  ältere  Bergordnungen,  so  dass  die 
subsidiären  bergrechtlichen  Bestimmungen 
des  Allgemeinen  Landrechts  zwölf  Pro- 
vinzialbergordnungen  als  Prinzipalrechte  vor- 
fanden. Die  im  Jahre  1826  begonnenen 
Bemühungen,  ein  einheitliches  Bergrecht  für 
Preussen  zu  schaffen,  blieben  lange  ohne 
Erfolg;  man  beschränkte  sich  deshalb  auf 
den  Erlass  einzelner  Gesetze,  die  einzelne 
Gegenstände  aus  dem  weiten  Gebiet  ordnen 
sollten.  Eines  dieser  vielen  Gesetze  erging 
am  10.  April  1854  über  die  Vereinigung 
der  Berg-,  Hütten-  und  Salinenarlieiter  in 
Knappschaften.  Dies  Gesetz  hat  als  be- 
Avährter  Bestand  in  seinen  wesentlichen 
Gnmdzügen  Aufnahme  in  das  Allgemeine 
Berggesetz  vom  24.  Juni  1865  gefunden, 
welches  die  Grundlage  des  heutigen  Knapp- 
schaftswesens in  Preussen  und  einer  Anzahl 
weiterer  deutscher  Staaten  ist.  Recipiert 
ist  das  preussische  Bergrecht  \mter  anderem 
in  Braun  schweig  (G.  v.  15.  April  1867), 
Bayern  (G.  v.  20.  März  1860),  Elsass-Loth- 
I  ringen  (G.  v.  16.  Dezember  1873),  Württem- 
berg (G.  V.  7.  Oktober  1874)  und  in  einer 
Reihe  kleinerer  Staaten.  Grundsätzlich  ab- 
weichend sind  die  Verhältnisse  der  Knapp- 
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Schaftskassen  unter  anderem  in  dem  Allge- 
meinen ßergpcesetze  für  das  Königreich 
Sachsen  (v.  16.  Juni  18G8)  geordnet,  welches 
den  Erzbergbau  und  den  Kohlenbergbau  ver- 
schieden behandelt.  Durch  das  R.G.  betref- 
fend die  Ki-ankenversicherung  der  Arbeiter 
ist  das  sächsische  G.  v.  2.  Apnl  1884  ver- 
anlasst, das  eine  Trennung  der  KrankeukavSsen 
von  den  Pensionskassen  der  Bergarbeiter 
vorschreibt. 

3.  Die  recUlliche  Stellung  der  K. 
Das  Allgemeine  Landrecht  schloss  sich  mit 
seinen  Vorschiiften  über  die  Kuappschafts- 
vei*eine  den  obenerwähnten  wesentlich  über- 
einstimmenden Bergordnungen  Friedrichs  des 
(irossen  an  (A.L.R.  Teil  IL  Tit.  16,  §§  134, 
214—220).  Danach  hake  jede  Gewerkschaft 
zwei  Freikuxe  für  die  Knappschafts-  und 
Armenkasse  zu  bauen;  erkrankten  Knappen 
hatte  während  der  ersten  4—8  Wochen  der 
Krankheit  der  Werkeigentümer  .  den  Lohn 
weiterzuzahlen ;  bei  länger  dauernder  Krank- 
heit ging  diese  Verpflichtung  auf  die  Knapp- 
scliaftskasse  über,  die  auch  die  Kosten  der 
Heilung  imd  des  Begräbnisses  zu  bestreiten 
hatte.  Die  Hauptaufgabe  der  Kassen  V>e- 
stand  aber  in  der  Fürsorge  für  die  Berg- 
invaliden und  für  die  Witwen  und  Waisen 
verstorbener  Genossen.  Ausnalmisweise  ge- 
währten die  Kassen  auch  andere  Unter- 
stiltzungen. 

Die  bestehenden  Knappschaftskassen  wur- 
den von  den  Bergbehörden  verwaltet.  Erst 
mit  der  Zeit  wurde  die  Teihiahme  der  Mit- 
glieder an  der  Verwaltung  durch  gewählte 
Knappschaftsälteste  üblich. 

Bis  zum  Erlass  des  G.  v.  10.  April  1854 
hatte  ein  gesetzlicher  Zwang  zur  EiTichtung 
von  Knappschaftskassen  nicht  bestanden; 
dessenungeachtet  wurden  bereits  im  Jahre 
1852  53  Knappschaftskassen  mit  56462  Mit- 
gliedern gezählt,  so  dass  die  Melurheit  der 
damals  68300  Köpfe  zählenden  Berg-  und 
Salinenarbeiter  Preussens  zu  diesen  Vereinen 
gehörten. 

Das  Gesetz  von  1854  führte  den  Zwang 
zur  Bildung  von  Kuappschaftskassen  für 
sämtliche  den  Bergbehörden  untei-stellten 
Berg-  und  Hüttenwerke,  Aufbereitungsan- 
stalten und  Salinen  des  prenssischen  Staates 
ein.  Durch  G.  v.  10.  Juni  1801  über  die 
Kompetenz  der  Oberbergämter  wurden  die 
Hüttenwerke  und  die  selbständigen  Aufbe- 
reitungsanstalten zwar  der  Aufsicht  der 
Oberbergämter  entzogen,  den  Arbeitern  und 
Werkbesitzern  aber  gestattet,  den  Knapp- 
scliaftsvereinen  weiter  auzugeliören. 

Die  Verwaltung  der  Kassen  wurde  einem 
aus  den  Werkbesitzern  und  Knappschafts- 
ältesten je  zur  Hälfte  gewählten  Vorstande 
übertragen,  doch  blieb  den  Bergbehörden 
ein  umfassendes  Aufsichtsrecht,  welches 
durch    besondere    Kommissarien    auscreübt 


wurde:  Besdilüsse  des  Voi-standes  z.  B- 
waren  in  ihrer  GDtigkeit  abhängig  von  der 
Anwesenheit  des  Kommissare  in  der  Sitzung. 
Das  Allgemeine  Berggesetz  für  die  prens- 
sischen Staaten  vom  24.  Juni  1865  hat  im 
siebenten  Titel  neben  den  übrigen  wesent- 
lichen Bestimmungen  des  Knappschaftsge- 
setzes den  Kassenzwang  beibelialten :  doch 
bezeichnet  es  in  der  Entwicklung  der 
Kassen  einen  b<}deutenden  Fortschritt,  indem 
es  in  der  Verwaltung  der  Kassen  den  Vor- 
ständen gi-össere  Selbständigkeit  verlieh  und 
die  Bergbehörden  auf  das  Gebiet  der  eigent- 
lichen Oberaufsicht  beschränkte.  Die  Knapi>- 
schaftsvereine  sind  (jenossenscliaften  des 
öffentlichen  Rechts,  ausgestattet  mit  einer 
nur  durch  das  Gesetz  beschränkten  Selbst- 
I  Verwaltung.  Ihre  Kassen  sind  Zwangskassen, 
'  d.  h.  kraft  des  Gesetzes  gehören  die  Eigen- 
!  tümer  aller  im  Bezirke  des  Vereins  belege- 
nen Bergwerke,  Aufbereitungsanstalten  und 
Salinen  und  die  auf  denselben  beschäftigten 
Arbeiter,  sofern  sie  den  im  Statut  enthaltenen 
Anforderungen  entsprechen,  der  Kasse  des 
Vereins  an.  Aeitei-e  Knapi)schaftskassen 
haben  ihre  Statuten  den  gesetzlichen  Be- 
stimmungen anzupassen.  Die  Statuten  neu 
zu  begründender  Kassen  werden  von  den 
Werkbesitzern  und  einem  gewählten  Ar- 
beiterausschusse aufgestellt.  Die  oberbei-g- 
amtliche  Bestätigung  darf  dem  Statut  nur 
versagt  werden,  wenn  es  mit  dem  Gesetze 
nicht  im  Einklang  steht.  Alle  Ka^^sen  um- 
fassen bestimmte  Bezirke,  über  deren  Al)- 
grenzung  die  Beteiligten  zu  beschliessen 
haben ;  nur  wenn  diese  zu  einer  Einigung 
nicht  gelangen  können,  bestimmt  das  (Jber- 
bergamt  nach  Anhörung  der  Werkbesitzor 
und  eines  Arbeiterausschusses  den  Bezirk. 
Das  Gesetz  unterscheidet  vollberechtigte 
und  nicht  vollberechtigte  Mitglieder.  Voll- 
berechtigt sind  nach  den  Statuten  Mitglieder, 
welche  a)  eine  gewisse  Zeit  hindurch  der 
Kasse  angehört,  b)  ein  bestimmtes  Alter 
nicht  überschritten  und  c)  keine  Gebrechen 
oder  Krankhcitsanlageu  haben,  die  eine  früh- 
zeitige Invalidität  befürchten  lassen. 

Für  vollberechtigte  Mitglieder  hat  die 
Kasse  mindestens  zu  gewähren :  1.  in  Krank- 
heitsfällen freie  Kur  und  Verx)flegung. 
2.  Krankenlohn.  3.  Einen  Beitrag  zu  den 
Begräbniskosten.  4.  Eine  lebenslängliche 
Invalidenimterstützung  bei  einer  ohne  grobes 
Verschulden  eingetretenen  Arbeitsmifäliig- 
keit.  5.  Unterstützung  der  Witwen  von 
Mitgliedern  bis  zum  Tode  oder  bis  zur 
Wiederverheiratung.  6.  Unteretützungen  zur 
Erziehung  der  Kinder  vcn-storbener  Mit- 
glieder imd  Invaliden  bis  nach  vollendetem 
14.  Lebensjahre  (§  171  des  Ges.).  Den  am 
wenigsten  berechtigten  Mitgliedern  ist  min- 
destens Kur  und  Verpflegung  sowie  Kran- 
kenlohn aus  der  Kasse  zu  gewähren;   ver- 
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Unglücken  sie  bei  der  Arbeit,  so  tritt  die 
Inviüidenunterstützung  und  die  Begräbnis- 
beihilfe hinzu. 

:  Zur  Gewährung  der  unter  1,  2  und  3  be- 
zeichneten Unterstützungen  können  besondere 
der  Aufsicht  des  Vorstandes  unterliegende 
Krankenkassen  im  Bezirke  des  Knappschafts- 
vereins gebildet  werden. 
»-^  Arbeiter  \ind  Werkbesitzer  haben  zu  den 
Knappschafts-  und  Krankenkassen  regel- 
mässige Beiträge  zu  entrichten ;  die  Beiträge 
der  Werkbesitzer  müssen  mindestens  die 
Hälfte  der  Arbeiterbeiträge  ausmachen. 

Verwaltet  werden  die  Knappschafts  ver- 
eine durch  einen  Vorstand  unter  Mitwirkung 
der  Knappschaftsälteston.  Diese  werden 
von  den  Mitgliedern  des  Vereins  aus  ihrer 
!Mitte  gewählt  und  haben  die  verantwortungs- 
volle Aufgabe,  sowolü  die  Befolgung  des 
Statuts  durch  die  Mitglieder  zu  überwachen, 
als  auch  die  Rechte  der  Mitglieder  gegen- 
über dem  Voi-stande  w^ahrzunehmen.  Der 
Vorstand  wird  zur  Hälfte  von  den  Werk- 
besitzern, ziu"  Hälfte  von  den  Knappschafts- 
ältesten als  Vertretern  der  Mitglieder  je 
aus  ihrer  Mitte  gewählt ;  wählbar  sind  auch 
Staats-  und  Privatbergbeamte.  Der  Vor- 
stand vertritt  den  Verein  in  allen  Be- 
ziehungen. 

Der  für  jeden  Knappschaftsverein  zu  be- 
stellende Oberbergamtskommissar  übt  das 
Aufsichtsrecht  dieser  Behörde  aus  und  darf 
allen  Vorstandssitzungen  beiwohnen;  er  hat 
ein  suspensives  Veto  gegen  Statuten  widrige 
Beschlüsse ;  das  Oberbergamt  und  in  höchster 
Instanz  der  Handelsminister  entscheidet  wie 
über  das  Veto  des  Kommissars  so  über  die 
Beschwerden  gegen  die  Geschäftsführung 
des  Vorstandes. 

4.  Die  K.  nnd  die  Reichsgesetzgebnng. 
Der  Spielraum,  den  das  Berggesetz  hinsicht- 
lich der  Höhe  der  Kassenleistungen  und  der 
Art  der  Gewährung  der  Unterstützimgen  den 
Kassenstatuten  gelassen  hatte,  ist  durch  die 
Reichsgesetzgebung,  insbesondere  durch  die 
sog.  Arbeiterversicherungsgesetze,  bis  zu 
einem  gewissen  Grade  beschränkt  worden. 
Doch  ist  ganz  unverkennbar  das  Besti-eben 
an  den  Tag  getreten,  die  Knappschaftskassen 
als  eine  altbewährte  Einrichtung  auf  dem 
von  der  ßeichsgesetzgebung  beschrittenen 
Gebiet  der  Arbeiterfürsorge  soweit  als  mög- 
lieh zu  erhalten. 

Nach  §  4  des  »Haftpflichtgesetzes«  vom 
7.  Juni  1871  sind  die  Leistungen  von  Knapp- 
schaftskassen, welche  Versicherung  gegen 
den  Unfall  gewähren,  auf  die  vom  Betriebs- 
untemehmer  zu  zahlende  ünfallentschädi- 
gung  anzurechnen,  wenn  die  Beiträge  des 
Betriebsuntemehmers  z\i  den  Knappschafts- 
kassen nicht  unter  einem  Drittel  der  Gesamt- 
prämienleistung  betragen.  Bei  preussischen 
Kassen   dieser  Art  wird  das  stets  der  Fall 


sein,  weil  die  Botriebsunternehmer  mindestens 
die  Hälfte  der  Arbeiterbeiträge,  also  min- 
destens das  geforderte  Drittel  der  Gesamt- 
leistung aufzubringen  haben. 

Das  Reiehsgesetz  über  die  eingeschrie- 
beneu Hilfskassen  vom  7.  April  1876  liat  es 
hinsichtlich  der  Knappschaftskassen  bei  den 
für  diese  massgebenden  besonderen  Bestim- 
mungen belassen. 

Den  ersten  tieferen  Eingiiff  bezeichnet 
das  Reichsgesetz  betr.  die  Krankenversiche- 
rung der  Arbeiter  vom  15.  Juni  1883,  indem 
es  (§  74)  vorschreibt^  dass  vom  1.  Januar  1887 
ab  die  Knappschaftskassen  ihre  Leistungen 
in  Krankheitsfällen  auf  die  für  Betriebs- 
krankenkassen vorgesehenen  Mindestleistun- 
gen zu  erhöhen  liabeh  und  dass  sie  schon 
vom  1.  Dezember  1884  an  die  Vorschriften 
des  §  26  Abs.  1  über  die  Karenzzeit  und 
das  Eintrittsgeld  berücksichtigen  müssen. 

Das  Unfallversicherungsgesetz  vom  6.  Juli 
1884  konnte  nicht  wie  das  Krankenversiche- 
rungsgesetz die  Knappschaftskassen  zu  Trä- 
gern der  Vemcherung  machen,  weil  Träger 
der  Unfall  vei-sicherung  die  in  Berufsgenossen- 
schaften vereinigten  Unternehmer  sind.  Das 
Gesetz  hat  jedoch,  um  die  für  die  Thätig- 
keit  der  Unfallversicherung  wertvolle  Be- 
rührung mit  den  Knappschaftskassen  zu 
sichern,  in  §  94  vorgesehen,  dass  die  Unter- 
nehmer von  Betrieben,  die  landesgesetzlich 
bestehenden  Knappscliafts verbänden  ange- 
hören, auf  Antrag  der  Vorstände  der  letzteren 
zu  Knappschaftsberufsgenossenscliaften  ver- 
einigt werden  kömien.  Auf  Grund  dieser 
Bestimmung  ist  eine  Knappschaftsberufs- 
genossenschaft gebildet  worden,  welche  alle 
nach  deutschen  Rechten  einer  Knappschafts- 
kasse angehörenden  Betriebe  innerhalb  des 
Reichsgebiets  umfasst  Die  Knappschafts- 
kassen dienen  der  Berufsgenossenschaft  als 
Zahlstellen.  Die  Knappschaftsältesten  als 
Arbeitervertreter  werden  an  der  Selbstver- 
waltung der  Berufsgenossenschaft  beteiligt. 

Nach  §  7  des  Reichsgesetzes  betr.  die 
Invaliditäts-  und  Altersversicherung  vom  22. 
Juni  1889  kann  der  Bundesrat  auf  Anti-ag 
bestimmen,  ob  und  inwieweit  die  Mitglieder 
anderer  als  der  für  Reichs-,  Staats-  oder 
Kommunalbetriebe  bestehenden  Kassenein- 
richtungen, welche  die  Fürsorge  für  den  Fall 
der  Invalidität  oder  des  Alters  zum  Gegen- 
stande haben,  der  Versicherungspflicht  durch 
die  Mitgliedschaft  bei  diesen  Kasseneinrich- 
tungen genügen.  Die  Versicherung  bei 
solchen  vom  Bundesrat  zugelassenen  Kassen- 
einrichtungen wird  der  Vereicherung  bei 
einer  auf  Grund  des  Gesetzes  vom  22.  Juni 
1889  gebildeten  Anstalt  gleichgeachtet. 

Knappschafts-  und  ähnliche  Kassen  da- 
gegen, die  keinen  dahingehenden  Antrag  ge- 
stellt oder  die  Rechte  der  Reichsversiche- 
rungsanstalten  nicht   erlialten   haben,    sind 
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nach  §  36  des  Gesetzes  befugt,  die  ihren  • 
reichsgesetzlich  versicherungspflichtigen  Mit-  j 
gliedern  zustehenden  Unterstützungen  um ' 
den  Wert  der  Reichsinvaliden-  oder  Alters- ' 
rente  oder  um  einen  geringeren  ßeti-ag  zu 
ermässigen,  vorausgesetzt,  dass  die  Beiträge 
zur  Kasse  gleichzeitig  entsi)rechend  ermässigt ' 
werden.  ! 

Für  die  beteiligten  Knappschaftskassen  ist  i 
es  also  eine  Frage  der  Zweckmässigkeit,  i 
welchen  der  beiden  Wege  sie  einzuschlagen  | 
haben,  und  es  wird  in  jedem  einzelnen  Fidle  ' 
auf  Grund  einer  rechnerischen  Prüfung  der! 
Vermögenslage  der  Kasse  festzustellen  sein,  I 
ob  es  für  sie  vorteilhafter  ist,  Versichenuigs- ! 
anstalt  im  Sinne  des  Keichsgesetzes  zu  I 
werden  oder  lediglich  als  Zuschusskasse  im  > 
Sinne  des  §  36  weiter  zu  wirken.  j 

Tliatsachlich  sind  IxMde  Wege  einge- , 
schlagen  worden ;  für  das  Königreich  Sachsen  \ 
z.  B.  besteht  neben  60  Knappschaftskranken-  | 
kassen  seit  dem  1.  tJanuar  1S91  eine  AUge-  1 
meine  Knappschaftspensionskasse,  welche  I 
Ende  1898  den  gesamten  Erzbergbau,  alle  1 
Steinkolilenwerke  ausser  zweien ,  die  be- ' 
sondere  Pensionskassen  haben,  zwei  Kalk- 1 
werke  und  die  neuesten  Braunkohlen  werke  1 
des  Königreichs,  somit  nahezu  den  gesamten  1 
sächsischen  Bergbau  umfasst.  Die  Anstalt  | 
fühi-t  die  Nr.  37.  ! 

Viele  andere  Knai)i)schaftskassen  sind  zu  1 
Verbände  nzusammengotreten,  und  diese  V^er-  i 
bände  haben  die  Zulassung  als  Versiehe-  \ 
rungsanstalten  erlangt,  z.  B.  die  Nord- 1 
deutsche  Knappschaftspensionskasse  (Nr.  33), ! 
der  Allgemeine  Knapj »Schaftsverein  des  Ober- 1 
bergamtsbezirks  Dortmund  zu  Bochum , 
(Nr.  40).  j 

Andere  Verbinde  von  Knappschafts- 1 
kassen,  z.  B.  der  Niedei-schlesische  Knapp-  1 
Schaftsverein,  der  ISOO  10326  Mitglieder  | 
zählte  bei  einem  Vermögen  von  1,13  Millionen  | 
Mark,  wirken  lediglich  als  Zuschusskassen 
nach  §  36  des  Gesetzes.  I 

5.  Wirtschaftliche  Bedeutnn^  undi 
Statistik  der  K.  Die  Knappschaftskassen 
sind  Versichenmgsvereine ,  welche  ihren 
Mitgliedern  Versicherung  gegen  die  durch 
Krankheit,  Invalidität,  Tod  bedingten  Stö- 
rungen der  Erwerbsfähigkeit  gewähren; 
eigentümlich  ist  ihnen  aber  1.  der  gesetz- 
liche Zwang,  w^elcher  alle  Arbeiter  eines  be- 
stimmten Bezirks  und  Berufs  zum  Beitritt 
nötigt,  und  2.  die  Heranziehung  der  nicht- 
versiclierten  Werkbesitzer  dieses  Bezirks 
und  Berufs  zu  einem  Teile  der  Prämien- 
leistungen. Der  Beitrittszwang  und  diese 
Verteilung  der  Tasten  auf  Vei-sicherte  und 
NichtVersicherte  verbieten  in  ei"ster  Linie  die 
Anwendung  der  für  die  freien  und  allein 
aus  Beiträgen  der  Versicherten  .enthaltenen 
Anstalten  erprobten  technischen  Grundsätze : 
dazu   kommt    die  durch  den  Beitrittszwaug 


bedingte  ganz  unberechenbai-e  Mischung 
des  Versichertenbestandes  nach  Alter,  Ge- 
falirt»nklassen,  Lohn-  und  demzufolge  Bei- 
ti-agshöhe.  Und  wenn  es  auch  nicht  ausge- 
schlossen ist,  dass  es  schUesslich  der  Sta- 
tistik gelingen  wird,  auch  für  diese  Abart 
der  Versicherung  aus  einer  sehr  grossen  Zahl 
beobachteter  Fälle  feste  Normen  abzuleiten, 
so  wird  doch  zur  Zeit  noch  rein  empirisch 
verfahren.  Es  ist  wahrscheinlich,  dass  das 
aus  der  Erfahrung  gewonnene  Verhältnis 
zwischen  den  Leistungen  der  Mitglieder,  der 
Werkeigentümer  und  der  Kassen  dem  künf- 
tig durch  Rechnung  zu  ermittelnden  Ergeb- 
nis sehr  nahe  kommt;  einstweilen  wenigstens* 
bietet  die  Jjage  der  gnissei'en  gut  geleiteten 
Knaj»])S(haftska<seu  keine  Veranlassung,  ihre 
dauernde  Leistungsfähigkeit  ernstlich  zu  be- 
zweifeln. 

Die  wirtscliaft  liehe  Bedeutung  der  Knapp- 
schaftskassen wii'd  besclufmkt  durch  die 
Thatsache,  dass  sie  gesetzlich  auf  die  An- 
gehörigen eines  bestimmten  Berufes  ange- 
wiesen sind,  die  der  Zahl  nacli  gegen  die 
Angehörigen  mancher  anderen  Berufe  zurück- 
tn^tcn.  So  gehörten  nach  der  BenifszäJilung 
vom  14.  Juni  1S95  d(T  ü nippe  Berg-  imd 
Hütteil w(?sen  1 S47  270  (gegen  1  348796  nach 
der  Zählung  vom  5.  Juni  18H2)  Menschen 
oder  4,18^-0  der  deutschen  Üesamtbevölke- 
rung  an  (gegen  3,39 "0  in  1S82).  Auf  diesem 
beschränkten  Gebiet  aber  haben  die  Knapp- 
schaftskassen zum  Teil  Jahrhunderte  hindurch 
unbestritten  Vorzüglic^hes  geleistet.  An 
einigen  Ziffern  der  deutschen  Knappschafts- 
kassen Statistik  mag  di(*s  gezeugt  wenlen. 

Preussen  hat  seit  der  Einführung  des 
Kassenzwangs  stnuen  Knappschaftskassen  un- 
ausgesetzt eine  besotuhn-e  Pflege  angedeihen 
lassen.  Während  die  im  Jalire  18r>2  vor- 
handenen 53  Kassen  504()2  Mitgliederzählten, 
betmg  die  Zald  der  Kassen  im  Jahre  1872 
S9  mit  2417r)6  Mitgliedern  und  2vS20  Werk- 
besitzern. Von  den  schon  damals  9517  809 
Mark  betragenden  Einnahmen  wuixlen  43  % 
durch  Beiträge  der  Mitglieder,  36  ^/o  von  den 
Werkbesitzern  aufgebracht.  Im  Jahre  1898 
waren  73  Kassen  auf  1831  Werken  in  Wirk- 
samkeit, die  4999()8  Mitglitxler  zählten.  Von 
den  Einnahmen  im  Betrage  von  37  214980 
Mark  rührten  5(),n8*^,o  aus  Beiträgen  der 
Mitglieder,  41,98^.0  aus  solchen  der  Werk- 
eigentümer her:  die  Ausgaben,  32192497 
Mark,  wurden  verwendet  a)  füi-  Gesundheits- 
pflege von  275698  erkrankten  Mitgliedern 
mit  33,27^^0  (ArztiKmorare  4,85%,  Medizin 
und  sonstige  Kurkusten  9,19%,  Kranken- 
löhne 19,23  <^'o);  b)  für  laufende  Unter- 
stützungen an  52  236  Invaliden  (mit  34,99  %), 
46752  Witwen  (mit  l(),22<^'o)  und  69878 
Waisen  (mit  7,8  ^  0) ;  c)  für  Begräbnisbeihilfen 
mit  1,14  ^'0,  für  sonstige  ausserordentliche 
Unterstützungen  mit  0,74  "0,  für  Schulunter- 
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rieht  (Schulgeld  fiir  13761  Kinder)  0,18  «/o; 
d)  fiir  Yerwaltungsaufwand  2,28  ®/o  und 
sonstige  Ausgaben  3,38  ^/o.  Das  schulden- 
freie Vermögen  der  73  Kassen  beüef  sich 
Ende  1898  auf  75384722  Mark  (gegen 
38010904  Mark  Ende  1890). 

Im  Königreich  Sachsen  bestanden  im 
Jahre  1898  die  Allgemeine  Knappschafts- 
pensionskasse  und  als  Zuschusskassen  die 
Fonsionskassen  zweier  Steinkohlen  werke,  da- 
neben aber  noch  65 Knappschafts kranken- 
kassen.  Die  drei  Pensionskassen  zählten 
Ende  1898  29274  Mitglieder,  die  Kranken- 
kassen 29699  Mitglieder.  Die  Pensions- 
kassen unterstützten  im  Jahre  1898  4914 
Invaliden,  6333  Witwen  und  2991  Waisen. 
Zur  Gesamtein  nähme  von  3252803  Mark 
ti'ugen  mit  32,99 ''/o  die  Mitglieder,  mit 
32,87^/0  die  Werkbesitzer  bei;  von  den 
Ausgaben,  3 159 109  Mark,  wurden  für  Pen- 
sionen 35,80^/0,  für  Sterbegelder  0,8  ^/o  und 
für  ausseroixlentliche  Unterstützungen  0,08  ^/o 
verwendet.  Das  reine  Vermögen  stellte  sich 
Ende  1898  auf  19328338  Mark  (1891  10,5 
^liliionen). 

Bei  den  65  KrankenkaSvsen  stand  einer 
Einnahme  von  941584  Mark  eine  Ausgabe 
von  882(542  Mark  gegenüber,  aus  welcher 
u.  a.  309 112  Mark  für  ärztliche  Behandlung, 
Arznei  etc.,  337  435  Mark  Krankengelder, 
58 148  Mark  Sterbegelder  bestritten  wurden. 
Das  Vermögen  dieser  Kassen  betrug  Ende 
1J^98  1 .557  649  Mark.  —  Dazu  kommen  noch 
einige  30  sogenannte  »alte«  Unterstützungs- 
kassen, deren  Vermögen  teils  zu  Unter- 
stützungen nach  den  alten  Statuten,  teils 
zur  Uebertragimg  der  zu  den  neuen  Knapp- 
schaftskranken- und  Pensionskassen  zu  leis- 
tenden Beiträge  verwendet  wird;  ferner 
beim  Erzbergbau  einige  Kassen  zur  Unter- 
stützung von  Bergmannskindern  während 
des  Schulunterrichts,  weiter  eine  grosse  Zahl 
einzelner  Stiftungskassen  zu  Gunsten  verun- 
glückter Bergleute  und  deren  Angehörigen, 
endlich  der  Bergmagazin-  und  Teuerungs- 
zulagenfonds. 

Insgesamt  hat  das  Vermögen  der  bei  dem 
sächsischen  Bergbau  bestehenden  Unter- 
stützungskassen Ende  1898  22819732  Mark 
betragen;  an  Unterstützungen  sind  im  Jahre 
1S98  2506730  Mark  gewährt  worden. 
^^  In  Bayern  bestanden  Ende  1898  auf 
75  Werken  43  Knappschaftskassen  mit  9245 
Mitgliedern.  Unterstützt  wurden  838  Inva- 
liden, 1111  Witwen  und  449  Waisen;  ferner 
v.n\rden  für  5762  Krankheitsfälle  mit  einer 
Gesamtdauer  von  71 758  Tagen  täglich  durch- 
schnittlich 3,42  Mark  Krankengeld  gezahlt. 
Zu  den  Einnalimen  in  Höhe  von  1092585 
Mark  trugen  die  Mitglieder  43,87,  die  Werk- 
teitzer  33,60^0  bei.  Von  den  Ausgaben  in 
Hohe  von  963  582  Mark  entfielen  auf  Kran ken- 
vei-sorgung    und   Begräbniskosten    39,10  ^Vo, 


;  auf  Pensionen  53,26  ®/o,  auf  Unterstützungen 
I  4,41  ^/o.  Das  Vermögen  der  43  bayerischen 
Kassen  belicf  sich  Ende  1898  auf  4269242 
;Mark  (gegen  2733789  Mai-k  Ende  1890). 

Die  weiter  in  Deutschland  Ende  1898 
wirksamen  18  Knappschaftskassen  verteilen 
sich  auf  Württemberg  (3),  Hessen  (5),  Braun- 
schweig (3),  Schwarzburg  (2),  Elsass-Loth- 
ringen  (2) ,  Sachsen  -  Altenburg,  Anhalt, 
Waldeck  (je  1). 

Die  sämtlichen  138  deutschen  Knapp- 
scliaftskassen  hatten  Ende  1898  (ohne 
die  Krankenkassen)  557  615  Mitglieder 
mit  einem  Beitrag  von  durchschnittlich 
je  68,77  Mark,  wovon  jedes  Mitglied 
selbst  37,50,  die  Werkbesitzer  31.27  Mark 
aufbrachten.  Die  Einnahmen  betnigen  ins- 
gesamt 43  ^lillionen,  die  Ausgaben  37,4 
Millionen,  der  Vermögensbestand  101,5  Mil- 
lionen Mark.  Gezahlt  wurden  für  59  202 
Invaliden  12,4  Millionen  oder  durchschnitt- 
lich 209,02  Mark,  für  55758  Witwen  5,9 
^Unionen  oder  durchschnittlich  106,93  Mai'k, 
für  74203  Waisen  2,6  Millionen  oder  durch- 
schnittlich 35,56  Mark. 
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A.  Caro7if  Die  Reform  des  Knapp- 
Schaftswesens  und  die  allgemeine  Ar- 
beite rv  er  sie  her  u  n  g ,  Bert  in  1882.  —  C 
Lahnieyer,  Die  Reform  des  Knapp- 
Schaftswesens  im  Anschlnsf  an  die 
soziale  Gesetzgebung ,  Essen  I884.  —  Zur 
Frage  des  deutschen  Knappschaf  ts- 
tcesens  von  Brassert  (Zeitschr.  f.  Bergrecht, 
Bd.  IS,  S.  101  und  257,  1872).  —  Art.  Berg- 
b  a  u  von  Klostei^mantif  in  Schönberg  I,  S.  784. 
—  Art.  Knappsch  aft  sv  er  eine  m  v.  IStengeh 
Wörterbuch  des  Deutschen  VerwaltungsrechtJt  von 
Kratz,  —  Jahrbuch  für  das  Berg-  und 
Hütte niF esc n  im  Kö ni g reich  Sachsen 
für  das  Jahr  1809.  Auf  Anordnung  des  kgL 
Finanzministeriums,  herausg.  von  C.  Menzel, 
kgl.  Sachs.  Oberbergrat.  —  Der  Kompass, 
Organ  der  Knappschaf tsbe?^ufsgenossenschaft  für 
das  Deutsche  Reich,  XV.  Jahrg.  1900,  Sr.  2, 
S.  18 jf'. :  Die  deutschen  Knappschaftsvereine  im 
Jahre  1898. 

Otto  Emniinghatis, 


II.  Knappschaftskassen  in  Oesterreich» 

(Bruderladen). 

1.  Geschichtliches.  2.  Das  allgemeine  Bergg. 
V.  23.  Mai  1854.  3.  Reformbestrebungen.  4.  ßas^ 
Bruderladeng.  v.  28.  Juli  1889.  5.  Die  Nov.  v. 
17.  September  1892.    6.  Statistisches. 

1.  Geschichtliches.  Schon  die  ältesten 
Bergordnungen  der  österreichischen  Kron- 
länder enthalten,  wenn  auch  nur  vei-einzelte 
Bestimmungen    über    das    Untei^stützungs- 
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Avesen  beim  Bi?rgbau,  die  sich  nach  zAvei 
Richtuiifren  bewegen.  Einei^eits  wird  den 
Gewerken  die  Yerpfliehtung  auferlegt,  jenen 
Knappen,  die  von  einem  Betriebsunfälle  be- 
ti'offen  werden,  unentgeltliche  ärztliche  Hilfe 
beizustellen  und  zwei  bis  acht  Wochen  hin- 
durch den  vollen  Lohn  auszuzalilen.  Andenn-- 
seils  finden  sich  auch  schon  Vorschriften  über 
die  Bruderladon,  in  welche  die  Bei-g-  und 
Hüttenarbeiter  wöchentlich  den  sogenannten 
Büchsenpfennig  enti-ichteten. 

Von  welchem  Zeitpunkte  ein  dirckter 
Beitritts-  und  Beitragszwaug  zu  den  Knaj)p- 
schaftskassen  normiert  wurde,  ist  schwer 
festzustellen;  dass  sie  das  Produkt  einer 
späteren  Zeit  sind,  scheint  kaum  von  der 
Hand  zu  weisen.  Begegnet  man  ja  in 
mancher  Bergordnung  des  16.  Jahrhunderts 
Aeusserungen,  die  mehr  auf  moralische  Nö- 
tigung als  auf  gesetzlichen  Beitrittszwang 
zu  schliessen  gestatten.  Dagegen  lässt  sich 
nicht  bezweifeln,  dass  die  Bruderladen  sich 
allraälüich  zu  Zwangsinstituten  entwickelt 
haben.  Ob  rechtlich  auch  die  Pflicht  nor- 
miert war,  bei  je<lem  Bergwerke  eine  Knapp- 
schaftskasse zu  errichten,  lässt  sich  mit  Be- 
stimmtheit weder  verneinend  noch  bejahend 
beantworten. 

Die  Verwaltung  der  Bruderladen  wurde 
von  den  Knappschaftsältesten  besorgt,  die 
bald  gewählt,  bald  von  der  Berglieliörde  er- 
nannt wurden.     Wo  Wahlen  üblich  waren. 


dort  wunlen  sie  von  der  (Jesamtheit  d^r 
Knappschaft  vorgenommen,  welcher  auch  in 
regelmässigen  Zeitabschnitten  Rechen schi\(t 
abgelegt  werden  musste. 

Die  Bruderladengelder  sollten  in  ei-stor 
Reihe  zur  Erhaltung  der  Kirch(»n,  Schulen 
und  Spitäler  Verwendung  finden.  Allmüli- 
lich  trat  jedoch  die  Unterstützung  der  »er- 
krankten Arbeiter  in  den  Voi-dergnmd.  Die- 
selbe eifolgte  teils  durch  Oewährung  von 
Darlehen  in  Krankheitsfällen,  teils  diu-ch 
Ausfolgung  nicht  rückzahlbarer  Beträge.  An- 
dere rntei  Stützungszweige  sind  anfangs  nicht 
zu  konstatieivn ;  erst  sj)ät  kcmimeu  die  Ver- 
sorgung invalid  gewordener  Knappen  sowie 
dei-  Witwen  und  Waisen  von  Bei-gleuten 
hinzu. 

Im  18.  Jahrhundert  entfaltete  der  Staat 
auf  diesem  Gebiete,  insoweit  es  sich  um  die 
fiskahschen  Gruben  und  Hüttenwerke  handelt, 
eine  äusserst  rege  Tliätigkeit.  Es  wenlen 
Pmvisionsnormalien  aufgestellt,  die  jedem 
verunglückten  Bergmaune,  aber  auch 
anderen  invalid  gewordenen  Knappen  nach 
Zurücklegung  von  mindestens  8  Dienstjahi-en, 
eine  dauernde  Untei-stützung  von  bestimmter 
Höhe  in  Aussicht  stellen ;  desgleichen  wer- 
den Provisionen  für  Witwen  mid  Waisen 
Ider  Arbeiter  fixiert.  Es  sei  hier  des  Bei- 
spiels wegen  das  im  Jahre  1798  genehmigte 
'  M  i  e  s  s  e  r  Provisionsnormale  zum  Abdrucke 
gebracht. 


Arbeiterkategorieen 


Begrab- 

uisgeld 

in  fl. 


Bei  Verunglückuug 
oder  mindestens 
30jähriger 
Dienstzeit 
dem  in- 
validen 
Arbeiter 

wöchentlich 


bei  8— 29  jähriger 
Dienstzeit 


Waisen  bis  zum 
12.  Jahre 


der 
Witwe 


dem  in- 
1  validen 
I  Arbeiter 
'  Kreuzer 


der 
Witwe 


vater- 
losen 


vater- 
und 
mutter- 
losen 


1.  Gruben-  oder  Kunst- 
st^iger 

2.  Vorsteher  oder  Kunst- 
wärter   

3.  Hauer  etc 

4.  Hundstösser,  Förderer 

5.  Pochwerkssteiger  .    . 

6.  Schlemmer     .... 


40 

30 
24 
14 
30 
16 


30 


I 


15 


15 
12 

7 

8 


24  ;  12 

20  1  10 

12  I  6 

24  I  12 

14  I  7 


3 


Auch  ein  »Zehrungsgeld«  fih*  reisende 
Bergleute  wnirde  gewährt.  Daneben  be- 
standen wie  bei  den  privaten,  so  bei  den 
ärarischen  Werken  Knappschaftskassen,  bei 
denen  durch  freiwillige  Beiträge  Unter- 
stützungsansprüche erworben  werden  konnten. 
"Vielfache  jMissbräuche  und  Untei-sclüeife  bei 
den  Bruderladen,  begangen  durch  Beamte 
der  Bergwerke,  lenkten  zu  Anfang  des  19. 
Jahrhunderts  die  Aufmerksamkeit  der  Regie- 
rungsorgane auf  sich.  Es  ergehen  Vor- 
schriften über  die  Kautelen,  unter  welchen 


Kuappschaftsgelder  angelegt  w^erden  sollen. 
Es  wiixl  die  Herstellung  des  nach  empiri- 
schen Grundsätzen  erforderlichen  Verhält- 
nisses zwischen  Beiträgen  und  Leistungen 
gefordert.  Es  taucht  sogar  der  Plan  einer 
Fusion  der  böhmischen  Kuappschaftskassen 
auf,  der  an  der  Opposition  der  Bergleute 
scheitert. 

2.  Das  alljs^eineine  Ber^g.  v.  23.  Mai 
1854.  So  zahlreich  die  Bestimmungen  über 
die  Bruderladen  waren,  eine  einheitliche 
Kodifikation  derselben  existierte  nicht,  sie 
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erfolgte  erst  in  dem  allgemeinen  Bergge- 
setze für  die  österreichische  Monarchie. 
Welche  Bedeutung  den  Knappschaftskassen 
von  den  Yerfassem  des  Berggesetzes  beige- 
messen wurde,  ergiebt  sich  insbesondere 
aus  der  Yollzugsvorschrift.  »Die  Wichtig- 
keit der  Bruderladen«,  heisst  es  in  §  103, 
^der  wohlthätige  Einfluss,  welchen  sie  auf 
die  Ordnung  und  Disciplin  beim  Berg-  und 
Hüttenwesen  ausüben,  endlich  die  öffent- 
lichen Humanitätsrücksichten,  welche  der 
Staatsverwaltung  die  Pflicht  auferlegen,  eine 
grosse  Klasse  produktiver  Arbeiter  mit  ihren 
Familien  in  ihren  Bedrängnissen  nicht  hilf- 
los zu  lassen,  erfordern  es,  dass  die  Berg- 
hauptmannschäften  diesen  Instituten  ihre 
besondere  Aufmerksamkeit  zuwenden.« 

Das  X.  Hauptstück  des  Berggesetzes  (§§ 
210 — 214)  Hess  sich  von  dieser  Auffassung 
leiten.  Jeder  Bergwerkbesitzer  wird  ver- 
pflichtet, bei  seinem  Werke  für  die  Errich- 
timg einer  selbständigen  Bruderlade  Sorge 
zu  tragen,  oder  sich  mit  anderen  Werkbe- 
sitzern unter  Genehmigung  der  Bergbehörde 
zui'  Errichtung  gemeinschaftlicher  Knapp- 
scliaftskassen  zu  vereinigen.  Jeder  bei  einem 
Bei^werke  aufgenommene  Aufseher  und  Berg- 
arbeiter muss  der  Bruderlade  als  Mitglied 
beitreten  und  den  festgesetzten  Beitrag  ent- 
richten. Die  Statuten  sind  von  dem  Eigen- 
tümer der  Grube,  unter  Mitwirkung  emes 
von  dem  Arbeiterpersonale  gewählten  Knapp- 
schaftsausschusses, zu  entwerfen  und  der 
Bergbehörde  zur  Genehmigung  vorzulegen. 
Dieselben  haben  insbesondere  Bestimmungen 
über  Höhe  der  Beiträge  und  Unterstützungen, 
über  die  Bedingungen  zur  Eriangimg  der 
letzteren,  über  die  Mitwirkung  der  Arbeiter 
bei  der  Yerwaltimg  etc.  zu  enthalten. 

3«  ReformbeBtrebungen*  Das  Gesetz  sta- 
tuiert sonach  Kassen-  und  Beitrittszwang.  An 
dem  guten  Willen,  die  Intentionen  des  Gesetz- 
gebers zu  erflUlen,  mag  es  bei  den  Behörden 
nicht  gefehlt  haben.  Es  machte  sich  aber  bald 
die  Unzulänglichkeit  und  Lückenhaftigkeit  der 
§§  210—214  des  Berggesetzes  bemerkbar.  Nach 
vielfachen  Erörterungen  in  der  Fachpresse  ver- 
öffentlichte das  Ackerbanministerium  im  Jahre 
1876  den  „Referentenentwnrf  eines  Bergge- 
setzes", in  welchem  mit  dankenswerter  Offen- 
heit auf  die  vielfachen  Mängel  der  Knappschafts- 
kassen  hingewiesen  wurde.  Insbesondere  be- 
zeichnet der  Entwurf  als  solche :  1.  das  unrich- 
tige Verhältnis  zwischen  Beiträgen  und  Leis- 
tungen, 2.  die  Kumnliemng  der  verschiedenen 
Versicherungszweige,  3.  den  geringen  Umfang 
der  Bmderladen,  4.  den  Verlust  der  Ansprüche 
bei  Entlassung  oder  Austritt  der  Mitglieder 
aus  der  Werkarbeit,  5.  die  ungenügende  und 
von  Werkbesitzem  und  Beamten  beeinflusste 
Vertretung  der  Arbeiter  im  Brnderladenvor- 
stande,  6.  die  unzureichende  Sicherstellung  des 
Kassenvermögens. 

Der  Entwurf  schlägt  deshalb  die  Trennung 
der  Krankenunterstützung   von  allen   übrigen 

Handwörterbach  der  Staatswissenschaften.    Zweite 


Versicherungszweigen  vor.  Er  steUt  als  Grund- 
satz auf,  dass  nur  die  Krankenkassen  sich  auf 
ein  Werk  beschränken,  die  Versorgungs vereine 
dagegen  einen  grösseren  Bezirk  umfassen  sollten, 
der  entweder  von  den  Interessenten  zu  verein- 
baren oder  von  der  Bergbehörde  festzustellen 
wäre.  Ueberdies  wird  ausdrücklich  gefordert, 
dass  die  Vereine  auf  versicherungstechnischer 
Basis  aufgebaut  und  den  Arbeitern  eine  ent- 
sprechende Vertretung  eingeräumt  werde. 

Dieser  Entwurf  gelangte  nicht  zur  parla- 
mentarischen Behandlung  und  die  Regierung 
Hess  die  wichtigsten  Grundsätze  desselben  fallen, 
als  sie  die  Vorlage  betreffend  die  Reform  der 
Bruderladen  im  Abgeordnetenhause  einbrachte. 
Sie  hielt  insbesondere  „an  der  von  alters  her- 
gebrachten" einheitlichen,  lokalen  Organisation 
fest,  die  der  Referentenentwurf  als  einen  wesent- 
lichen Mangel  des  österreichischen  Knappschafts- 
wesens  bezeichnet  hatte. 

4.  Das  Brnderladen^.  v.  28.  Juli  1889. 
Wie  schon  nach  dem  allgemeinen  Bergge- 
setze, ist  auch  jetzt  bei  jeder  Grube  eine 
Bruderlade  zu  errichten.  Dieselbe  hat  je- 
doch aus  zwei  Verwaltungsabteilungen :  der 
Krankenkasse  und  der  Provisionskasse  zu 
bestehen,  deren  Einnahmen  und  Ausgaben 
gesondert  festzustellen  und  zu  verrechnen 
sind.  Der  Bergbehörde  kommt  die  Befugnis 
zu,  mehrere  in  derselben  Berghauptmann- 
schaf t  befindliche  Knappschaftskassen  zwangs- 
weise zu  vereinigen,  sobald  nach  dem  Gut- 
achten des  öffentlichen  versicherungstechni- 
schen Organs  einzelne  von  ihnen  oder  alle 
eine  zu  geringe  Mitgliederzahl  aufweisen, 
um  für  die  Erfüllung  ihrer  Verpflichtungen 
volle  Gewälir  zu  bieten.  Die  freiwillige 
Fusionierung  von  Hruderladen  kann  durch 
übereinstimmende  Beschlüsse  der  'General- 
versammlungen erfolgen.  Bei  der  zwangs- 
weisen wie  der  freiwilligen  Vereinigung  sind 
bei  jedem  Werke  Lokalorgane  aufzustellen, 
die  die  Kontrolle  der  Kranken  und  Invaliden 
auszuüben,  die  Bewilligung  und  Auszahlung 
von  Krankengeldern  zu  besoi^n  haben. 

Nur  die  ständigen  Arbeiter  sind  zur  Ver- 
sicherung in  beiden  Kassenabteüungen  imd 
allen  Versicherungszweigen  verpflichtet.  Ar- 
beiter, die  im  Bergwerkbetriebe  bloss  zu 
einer  bestimmten,  vorübergehenden,  der  Zeit- 
dauer nach  im  Vorhinein  bemessbaren,  mit 
dem  Werkbetriebe  nur  in  mittelbarer  Vei> 
bindung  stehenden  Arbeit  (Strassen-,  Brücken-, 
Bahn-  und  Wasserbau  etc.)  verwendet  wer- 
den, sind  bei  der  Krankenkasse  der  Bnider- 
lade,  bei  der  Provisionskasse  dagegen  nur 
für  den  Fall  einer  aus  einem  Betriebsunfälle 
herrührenden  Erwerbsimfähigkeit  zu  ver- 
sichern. Sämtliche  Betriebsbeamte  sind  für 
den  Krankheitsfall ,  jene  mit .  einem  1200 
Gulden  nicht  übersteigenden  Jahresgehalte 
auch  bei  der  Provisionskasse  in  dem  Um- 
fange zu  versichern  wie  die  nichtständigen 
Arbeiter.  Endlicli  ist  der  korporative  Bei- 
tritt von  Arbeitern  und. Beamten  jener  Ge- 
Auflage.  V.  ö 
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Werbeanlagen  gestattet,  die  mit  dem  Berg- 
werkbetriebe verbunden  sind. 

Die  Kranken  Unterstützung  ist  mindestens 
in  jenem  Ausmasse  zu  gewähren,  in  wel- 
chem das  G.  V.  30.  März  1888,  betreffend 
die  Krankenversicherung  der  Arbeiter,  dies 
fordert.  Die  jährliche  Invalidenprovision, 
die  Erwerbsunfähigkeit  mag  die  Folge  eines 
Betriebsunfalles,  des  Alters  oder  von  Krank- 
heit sein,  muss  im  Minimum  100  Gulden 
für  männliche,  50  Gulden  für  weibliche  Mit- 
glieder betragen.  Die  Mindestleistung  an 
Witwen  ist  mit  einem  Drittel,  die  an  vater- 
lose Waisen  mit  einem  Sechstel,  die  an 
vater-  und  mutterlose  Waisen  mit  einem 
Drittel  der  dem  Vater  gebührenden  Rente 
bemessen. 

Der  Vorstand  der  Bruderlade  hat  zu  2/3 
aus  Vertretern  der  Arbeiter  zu  bestehen, 
während  ^.3  der  Stimmen  sowie  der  Vor- 
sitz dem  Werkbesitzer  oder  dessen  Stell- 
vertreter zukommt.  Analog  ist  die  Zusam- 
mensetzung der  Generalversammlung.  Für 
die  Knappschaftskassen  eines  jeden  Revier- 
bergwerksbezirkes ist  ein  gemeinschaftliches 
Scluedsgericht  einzusetzen,  das  aus  einem 
öffentlichen  Beamten  als  Vorsitzenden,  aus 
zwei  von  ihm  ernannten  Werkbesitzem  und 
zwei  weiteren  von  den  Bruderladevorständen 
gewählten  Beisitzern  zu  bestehen  hat.  Die 
Erkenntnisse  dieser  Schiedsgerichte  sind  un- 
anfechtbar und  vollstreckbar. 

Die  nachversicherungstechnischen  Grund- 
sätzen erforderlichen  Mittel  ziu-  Deckung  der 
Unterstützungen,  zur  Bestreitung  der  Ver- 
waltungsauslagen sowie  zur  Dotierung  der 
Reserven  werden  durch  Beiträge  aufgebracht, 
die  je  zur  Hälfte  von  den  Vei-sicherten  und 
den  Unternehmern  zu  tragen  sind.  Ueber- 
dies  haben  die  Bergwerkbesitzer  zu  einem 
Centralreservefonds  Beiträge  bis  zu  0,1  ^/o 
der  im  abgelaufenen  Jahre  gezahlten  Löhne 
zu  entricliten.  Dieser  Fonds  hat  die  Be- 
stimmung, bei  Masseuunglücksfällen,  d.  h. 
wenn  bei  einem  Unfälle  mehr  als  fünf  Per- 
sonen invalid  geworden  oder  getötet  wor- 
den sind,  den  betroffenen  Provisionskassen 
Unterstützungen  zu  erteilen.  Die  Verwal- 
tung des  Centralreservefonds  erfolgt  durch 
eine  Kommission,  deren  Vorsitz  der  Acker- 
bauminister fülut. 

5.  Die  Novelle  vom  17.  September 
1892.  Die  grössten  Schwierigkeiten  bei-eitete 
bei  der  Reform  die  Frage  der  Bniderladen- 
sanierung.  Schon  im  Jahre  1882  wurde 
konstatiert,  dass  von  261  untersuchten  Knapp- 
scliaftskassen  bloss  72  aktiv  waren,  während 
die  übrigen  ein  versicherungstechnisches 
Deficit  von  21  Millionen  Gulden  aufwiesen. 
Die  kürzhch  zur  Veröffentlichung  gelangten 
Ergebnisse  langjähriger  Untersuchungen 
haben  an  diesem  Bilde  keine  wesentliche 
Aenderung  bewirkt.    Von  255  untei-suchten 


Kassen  mit  101042  aktiven  Mitgliedern  und 
9601  Invaliden  waren  nur  85  aktiv,  dagegen 
170  passiv.  Das  Deficit  bewegte  sich  iu 
Prozenten  der  Provisionsverpflichtimgen  und 
zwar  zwischen 
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Das  G.  V.  28.  Juli  1889  erstrebte  nun 
die  Herstellung  des  Gleichgewichtes  durch 
Heranziehung  der  Unternehmer  zur  Tragung- 
der  Hälfte  der  Beiträge,  in  zweiter  Linie 
durch  Mindenmg  der  künftigen  Leistungen 
der  Bruderladen  bis  auf  die  Hälfte  der  ge- 
setzlichen Minimalprovision.  Nur  wenn  auf 
diesem  Wege  das  Gleichgewicht  nicht  her- 
zustellen wäre,  sollte  der  Werkbesitzer 
weitere  Beiträge  bis  zur  Höhe  von  2  ®/o  der 
gesamten,  in  seinem  Betriebe  jeweils  ge- 
zahlten Arbeitslöhne  und  längstens  auf  die 
Dauer  des  Lebens  der  durch  den  Nichtbe- 
stand  des  Gleichgewichtes  bedrohten  Mit- 
glieder imd  Provisionisten  leisten.  In  letzter 
Reihe  sollte  eine  gleichmässige  Reduktion 
der  liquiden  Unterstützungen  Platz  greifen. 

Die  ersten  Versuche,  diesen  Sanierungs- 
plan zu  verwirklichen,  scheiterten  an  dem 
Widerstände  der  Bergwerk  besitzer,  auf 
deren  Betreiben  gei-ade  die  Bestimmungen 
in  das  Gesetz  Aufnahme  gefunden  hatten. 
Die  Durchführung  des  Bruderladengesetzes 
wurde  nunmehr  sistiert,  und  es  begannen 
neuerdings  die  Studien  über  die  Reform  der 
Knap])schaftskassen,  die  nach  drei  Jahren 
zum  G.  V.  17.  September  1892  führten.  Die 
Anordnungen  dieser  Novelle  gehen  daliin. 
dass  in  erster  Reihe  die  Bruderladen  in  Ge- 
meinschaft mit  dem  Werkbesitzer  Vor- 
schläge zur  Herstellung  des  Gleichgewichtes 
zu  machen  haben.  Unterbleiben  diese,  dann 
treten  die  Bestimmungen  des  Gesetzes  in 
Wirksamkeit.  Als  erste  Massregel  kommt 
die  Eihöhung  der  Beiträge  und  die  Redu- 
zienuig  der  künftigen  Leistungen  auf  das 
versicherungstechnische  Mass  in  Betracht 
Wird  das  Gleichgewicht  dadurch  nicht  her- 
gestellt, so  ist  der  Bilanzabgang  durch  25 
bis  30  jährige  Annuitäten  zu  tilgen,  welche 
je  zur  Hälfte  vom  Berg^^erkbesitzer  und 
den  Provisionsversichei-ten  zu  tragen  sind. 
In  letzter  Linie  sind  die  zukünftigen  Leis- 
tungen für  diejenigen  Mitglieder  bis  auf  50  *^/o 
der  Minimalprovisionen  herabzusetzen,  welche 
am  Tage  der  Statutengenehmigung  der  Knapp- 
schaftskasse angehört  haben. 

Die  Durchführung  der  unter  4.  imd  5. 
genannten  Gesetze  ist  grossen  Schwieiig- 
keiten  begegnet  und  erst  nach  jahrelangen 
Bemüliungen  wenigstens  im  grossen  und 
ganzen  notdürftig  erfolgt.  Neuere  Anträge, 
zum  Zweck  einer  gründlichen  Reform  des. 
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Bruderladenwesens  die  Unfall-  und  Kranken- 
versicherung der  Bergleute  den  territorialen 
Unfall  Versicherungsanstalten  und  den  Be- 
zirks- und  Vereinskrankenkassen  zu  über- 
weisen, für  die  Invaliden-,  Witwen-  und 
Waisenversoi-gung  aber  die  Vielheit  der  be- 
stehenden und  zum  grossen  Teil  wegen  der 
Kleinheit  ilirer  Mitgliederzahl  nicht  dauernd 
leistungsfähigen  Bruderladen  in  eine  Ge- 
samtbruderlade für  Oesterreich  zusammen- 
zufassen, haben  bisher  keinen  Erfolg  gehabt. 


6.  Statistisches.  In  Oesterreich  be- 
standen im  Jalire  1898  254  Bruderladen  mit 
203  Kranken-  und  246  Provisionskassen ;  bei 
den  Krankenkassen  waren  159  908  versiche- 
rungspflichtige Mitglieder  und  7370  Provi- 
sionisten  sowie  177  853  Angehörige  dieser 
beiden  Klassen,  zusammen  345 131  Personen 
versichert,  den  Provision skassen  gehörten 
143934  vollberechtigte  und  10267  minder- 
berechtigte Mitglieder  sowie  259051  Ange- 
hörige, zusammen  413252  Personen  an. 


Im  Provisionsbezuge  standen 

15451  ehemalige  Mitglieder  (Invaliden)  mit  durchschnittlich  jährlich  105  fl.  57  kr. 
16  226  Witwen  „  „  „        43    „  »4    „ 

10486  Waisen  „  „  n        15    .  »3    „ 

zusammen    42 163  Personen. 


An  Beiträgen  wurden  geleistet  an  die 

Provisionskassen 

von  den  Versicherten i  935  158  fl.  oder  48,7^0 

von  den  Werkbesitzem 2  029  566  „      „     51,3« 

zusammen    3  964  724  fl.  oder  ioo®/o 


Die  Ausgaben  an  Unterstützungen  betrugen 

aus  Provisionskassen 

für  vollberechtigte  Mitglieder      i  622  989  fl. 

„    minderberecntigte     „  8 157  „ 

„    Witwen  711407  „ 

„    Waisen  166031  „ 

zusammen    2  508  564  fl. 


Krankenkassen 
963  620  fl.  oder    52^/^ 
890571    „      „      48  „ 

1854 191    „      n     100% 


aus  Krankenkassen 
für  ärztliche  Pflege  etc.       780  559  fl. 
„    Krankengelder  740  373  n 

„    Begräbniskosten  59  478  „ 

„     ausserordentl.    Unter- 
sttitzungen,  Schulbei- 
träge ,     Verwaltungs- 
kosten 205  93 1  „ 
zusammen  i  786341  fl. 


Am  Ende  des  Jahres  1898  betrug  bei  den  bestehenden  Bruderladen  das  Vermögen  der 
Krankenkassen  1 175  470  fl.,  der  Provisionskassen  33  920  738  fl.  zusammen  35  096  208  fl.  (gegen 
17  558  995  fl.  Ende  1891.) 

Die  wichtigsten  statistischen  Daten  über  die  Zahl  der  Erkrankungen,  Invaliditäts-  und 
Sterhefälle  enthält  folgende  Tabelle: 


Es  betrug  im  Jahre  1898  die  Zahl  der 
infolge  Vemnglückung 
im  Dienst 

1.  Krankheitsfälle  18208 

2.  Krankheitstage  '  247936 

3.  Durchschnittliche  Krank- 
heitstage — 

4.  Invaliditätsfälle  230 

5.  Sterbefälle  352 


infolge  anderer 
Ursachen 
102670 
I  371  893 


1803 
2392 


zusammen 

120878 
I  619829 

1340 
2033 
2734 


Littoratnr:     Statistisches    Jahrbuch     de8\ 
k.  k.  Ackerbauministeriums,  von  1874 — 1898,  Wifni, 

—  Referentenentwurf  eines  neuen 
Berggesetzes,  herausgegeben  vom  k.  k.  A cker- 
bauministerium,  Wien  1876,  —  Bticher,  Die 
Erfolge  der  österreichischen  Brvderladen  und  der 
preusHschen  Knappschaftsvereine,  Oesterr.  Ztschr. 
für  Berg-  und  Hüttenwesen,  1881.  —  Ißerselhe, 
Kroftas  Antrag  und  die  österreichischen  Bruder- 
laden, daselbst  1882.  —  Derselbe,  Zur  Bruder- 
IcLdenfrage,  daselbst  1888.  —  Verkauf,  Die 
Reform  der  österreichischen  Bruderladen,  in 
Jahrb.  f.  yht.  u.  Slot.,  N.  F.,  Bd.  SO,  S.  375  ff. 

—  Derselbe  f  Die  Arbeiten^erhältnisse  beim 
iJsterrcichischen  Bergbau  im  Jahre  1890,  Handels- 


museum,  Bd.  6,  Nr.  52  und  53.  —  Derselbe, 
Die  Reform  der  österreichischen  Bruderladen. 
Sozialpolitisches  Ccntralblatt,  1.  Jahrg.,  S.  374  ff, 
—  »ArbeiterschutZit,  Organ  des  Verbandes 
der  Arbeiterkranken-  und  Unterstützungsvereine 
Oesterreiehs  und  des  Verbandes  der  Wiener  Ge- 
nossenschaftskrankenkassen, Wien.  —  »Glück- 
avfu,  Fachblatt  der  Berg-  und  Hilüenarbeiter 
Oesterreichs,  Falkenau  a.  E.  —  Protokoll  des 
Kongresses  der  Berg-  und  HüttenarbeiUr  Oester- 
rei<-hs,  Wien  1890. 
Leo  Vei^kauf,  ergänzt:  O,  Emmlnghatis» 
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Knios—K nichts  of  I^alior 


Knies,  Karl  (jnstar  Adolf, 

seh.  1821  in  Marburg,  gest.  3.  VIII.  1898  zu 
Heidelberg,  habilitierte  sich  da.selbst  1846  als 
Privatdocent  für  (Tesohichte  und  Staats wisj^en- 
scbaften,  wurde  18.K)  Professor  der  Kameral- 
Svissenschaften  in  Freiburg  i.  B. ,  bekleidete 
1862—65  die  Direktorstelle  des  neuen  badischen 
Oberschul rates  für  Mittel-  und  Volksschulen 
und  seit  Herbst  18r)5  die  Professur  der  Staats- 
wissenschaften in  Heidelberg.  —  Knies  ist  der 
früheste  Vorläufer  der  historischen  Schule  und, 
wie  ihn  der  gegenwärtige  Meister  der  letzteren 
nennt,  „der  theoretische  Begründer  der  historisch- 
psychologischen modernen  deutschen  National- 
ökonomie''. Knies  hat  femer  dem  Ethos  den- 
jenigen bevorzugten  Platz  in  der  Volks >Tirt- 
Bchaft  wieder  erobert,  aus  dem  es  Adam  Smith 
exkludiert  hat  (vgl.  hierüber  seine  politische 
Oekonomie,  2.  Aufl.  [s.  u.J  S.  133 f.).  In  seiner 
Wertlehre,  soweit  sie  Knies  in  der  Schrift  r^as 
Geld**  fs.  u.)  präcisiert  hat,  macht  er  den  Grad 
des  Wertes  eines  wirtschaftlichen  Gutes  von 
dem  Masse  abhängig,  in  welchem  dasselbe  ge- 
eignet ist,  zur  Befriedigung  menschlicher  Be- 
dürfnisse zu  dienen.  Lnter  Kapital  versteht 
Knies  „den  für  eine  Wirtschaft  vorhandenen 
Bestand  von  Konsumtions-,  Erwerbs-  und  Pro- 
duktions^ütern,  welcher  zur  Befriedigung  des 
Bedarfs  m  der  Zukunft  verwendbar  ist". 

Knies  veröffentlichte  von  staatswissenschaft- 
lichen Schriften 

al  in  Buchform:  Historia  Praenestis 
(Latii)  oppidi.  Praecedit  nominis  explicatio 
et  topographiae  brevis  expositio,  Rinteln 
1846  (Promotionsschrift).  -—  üeber  die  in  Kur- 
hessen angeregte  Forderung  eines  konstituieren- 
den Landtages,  Marburg  1848.  —  Die  Statistik 
als  selbständige  Wissenschaft.  Zur  Lösung  des 
Wirrsals  in  der  Theorie  und  Praxis  dieser 
Wissenschaft.  Zugleich  ein  Beitrag  zu  einer 
kritischen  Geschichte  der  Statistik  seit  Achen- 
wall,  Cassel  1850.  —  Die  politische  Oekonomie 
vom  Standpunkte  der  geschichtlichen  Methode, 
Braunschweig  1853 ;  dasselbe,  2.  Aufl.  u.  d.  T. : 
Die  politische  Oekonomie  vom  geschichtlichen 
Standpunkte,  ebd.  1883.  —  Die  Eisenbahnen 
und  ihre  Wirkungen,  ebd.  1853.  —  Der  Tele- 
graph als  Verkehrsmittel.  Mit  Erörterungen 
über  den  Nachrichten  verkehr  überhaupt,  Tübin- 
gen 1857.  —  Die  Dienstleistung  des  Soldaten 
und  die  Mängel  der  Konskriptionspraxis.  Eine 
volkswirtschaftlich-finanzielle  Erörterung,  Frei- 
burg i.  B.  1860.  —  Zur  Lehre  vom  volkswirt- 
schaftlichen Güterverkehr,  ebd.  1862.  —  Das 
moderne  Kriegswesen.  Ein  Vortrag,  Berlin  1867. 

—  Finanzpolitische  Erörterungen.  Rede  zum 
Geburtsfeste  des  Grossherzogs  Karl  Friedrich 
von  Baden,  Heidelberg  1871,  —  Geld  und  Kre- 
dit, Abt.  I  und  II  in  2  Bdn.,  Beriin  1873-79 
(Inhalt:  Abt  I:  Das  Geld.  Darlegung  der 
Grundlehren  von  dem  Gelde,  mit  einer  Vorerör- 
terung über  das  Kapital  und  die  Uebertragung 
der  Nutzungen,  1873.  Abt.  II:  Der  Kredit. 
1.  Hälfte  (Allgemeines).  2.  Hälfte:  Das  Wesen 
des  Zinses  und  die  Bestimmungsgründe  für  seine 
Höhe.  Wirkungen  und  Folgen  des  Kjeditver- 
kehres.  Die  Kreditinstitute,  1876  und  1879); 
dasselbe,  2.  Aufl.,  Abt.  I :  Das  Geld,  ebd.  1885. 

—  Weltgeld  und  Weltmünze,  ebd.  1874.  — 
Karl  Friedrichs  von  Baden  brieflicher  Verkehr 


mit  Mirabeau  und  Du  Pont.  Herausg^gtfbtfU 
von  der  Badischen  Historischen  Kommission. 
Bearbeitet  und  eingeleitet  durch  einen  Beitnisr 
zur  Vorgeschichte  der  ersten  französischen  Re- 
volution und  der  Phvsiokratie  von  K.  Knitf>. 
2  Bde.,  Heidelberg  1892. 

b»  in  Sammelwerken  und  Zeitschrif- 
ten: 1.  in  Brockhaus'  Gegenwart,  Leipziir: 
Der  Deutsche  Bund  bis  zur  Epoche  von  lK->*» 
und  seit  1830  bis  zur  Auflösung  des  Band*^*^- 
tages  im  Jahre  1848,  Bd.  L  1848,  S.  748  flF.  nnd 
Bd.  II,  1849,  S.  369  ff.  —  Die  Wissenschaft  der 
Nationalökonomie  seit  Adam  Smith  bis  auf  die 
Gegenwart,  Bd.  VII,  1852,  S.  108  ff.  —  Die 
Statistik  auf  ihrer  jetzigen  Entwickelungssrufe. 
Bd.  VII,  1852,  S.  651  ff.  —  Das  Eisenbahnwesen. 
Bd.  X,  1855.  S.  312  ff.  —  Das  heutige  Kredit- 
und  Bankwesen,  Bd.  XI,  1855,  S.  4170".  — 
2.  in  Germania,  Heidelberg:    Missgriffe  in    der 

Praktischen  Behandlung  der  Besoldungser- 
öhungsfrage,  Jahrg.  1858,  S.  294  ff.  —  §.  in 
Allgemeine  Monatscnrift  für  Wissenschaft  nnd 
Litteratur,  Braunschweig:  Ueber  die  Wirkuntren 
der  Eisenbahnen  auf  die  Pflege  der  Wissenschaft 
in  unserer  Zeit,  Jahrg.  1854,  April.  —  4.  in 
Preussische  Jahrbücher,  Berlin:  Der  Patriotis- 
mus Macchiavellis,  Bd.  XXVII,  1871,  S.  665  ff*. 

—  5.  in  Protestantische  Monatsblätter,  Gotha: 
Ethische  und  religiöse  Gesichtspunkte  zur  Be- 
urteilung der  Volkswirtschaft  und  der  Volk^- 
wirt Schaftslehre  in  der  Geg-enwart,  Bd.  XII. 
1858,  S.  338 ff.,  Bd.  XIII,  1859,  S.  120ff.,  :?. 
217 ff.,  S.  338 ff.  —  6.  in  Unsere  Zeit,  Leipzig: 
Gewerb-  und  Gesellen  vereine  in  Deutschland. 
Bd.  III,  1859,  S.  545  ff.  —  7.  in  Zeitschr.  f. 
Staatsw.,  Tübingen :  Macchiavelli  als  volkswirt- 
schaftlicher Schriftsteller,  Bd.  VIII,  1852,  S. 
251  ff.  —  Das  Getreide wesen  in  der  Schweiz,  1. 
und  2.  Art,  Bd.  X^  1854,  S.  645 ff.  und  Bd.  XI, 
1855,  S.  88  ff.  —  Die  nationalökonomische  Lehre 
vom  Wert,   Bd.  XI,    1855,  S.  420  ff.  nnd  645  ff. 

—  Ueber  die  Geldentwertung  und  die  mit  ihr 
in  Verbindung  gebrachten  Erscheinungen  etc., 
Bd.  XIV,  1858,  S.  260  ff.  —  Erörterungen  über 
den  Kredit.  II.,  Bd.  XVI,  1860,  S.  150  ff.  — 
8.  in  Züricher  Wissenschaftliche  Monatschrift, 
Zürich:  Die  Handwerkerfrage  in  unserer  Zeit 
Jahrg.  185?,  S.  337  ff.,  403 ff. 

Vgl.  über  Knies:  Käutz,  Theorie  und 
Geschichte  der  Nationalökonomik,  Bd.  II,  Wien 
1860,  S.  695.  —  Röscher,  Gesch.  der  Nat.. 
München  1874,  S.  1010,  1038.  —  A.  Wagner, 
Grundlegung,  Leipzig  1876,  S.  52.  —  Cohn, 
Grundriss  der  Nationdökonomie,  Stuttgart  1885, 
S.  209/10.  —  Ingram,  History  of  political 
economy ,  Edinburg  1888,  S.  203/205.  —  S  c  h  m  o  l  - 
1er,  Zur  Litteraturgeschichte  der  Staats-  und 
Sozialwissenschaften,    Leipzig   1888,   S.  204 ff. 

—  Blenck,  Karl  Knies  (Nekrolog)  in  Zeitschr. 
des  k.  preuss.  stat.  Bureaus,  Jahrg.  1899,  S.  210. 

ZApperL 


Knights  of  Labor. 

1.  Begriff  und  Organisation.  2.  Geschicht- 
liches. 3.  Ziele  und  Mittel.  4.  Stellung  in  der 
nordamerikanischen  Arbeiterbewegung. 
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1.     Begriff    und    Organisation.      Die 

Kniglits  of  Ijabor  oder  die  Ritter  der  Arbeit 
sind  ein  Verband  von  gelernten  und  unge- 
lernten Lohnarbeitern  zum  Schutze  und  ziu- 
Hebung  der  Arbeiterklasse  in  der  heutigen 
nordamerikanischen  Gesellschaft,  mit  eigen- 
aHig-er  Organisation  und  dem  nordamerika- 
nif^chen  Wirtschaftsleben  angepassten  beson- 
deren Zielen. 

Wie    die  Gewerkvereine   bemühen   sich 
die  Arbeitsritter  durch  Koalition  die  indivi- 
duelle Konkurrenz  der  Lohnarbeiter  auszu- 
schliessen,  um  dem  Unternehmertum  bei  der 
Festsetzung  der  Arbeitsbedingungen  kräftiger 
entgegentreten  zu  können.    Während  aber 
»\io    ersteren    Berufsgenossenschaften    sind, 
haben  diese  von  der  Zugehörigkeit  zu  einem 
l^estimraten  Gewerbe   abgesehen    und    ver- 
einigen  in   sich  Lohnarbeiter  der  Grossin- 
dustrie, des  Handwerks,  des  Bergbaues,  des 
Handels,  der  Transpoi^tanstalten  und  selbst 
der   Landwirtschaft.     Auch   Personen,   die 
nicht    Lohnarbeiter    sind,    können    in   den 
<  »i-den   der  Arbeitsritter  aufgenommen  wer- 
den, doch  sind  sie  auf  eine  geringe  Quote 
slaUitenmässig  bescliränkt  und  praktisch  ist 
diese  Zulassung  ohne  Bedeutung  geblieben. 
Advokaten,  Aerzte,  Bankiers,  Börsenspieler 
und  alle  die,  welche  sich  mit  dem  Vertriebe 
von  Spirituosen  abgeben,  sind  von  der  Mit- 
gliedschaft    ausgeschlossen.      Im    übrigen 
machen   die  Arbeitsrüter   keine  Untei-schei- 
dung   bei   der  Aufnahme   ihrer  Mitglieder. 
Wecler   die   Rasse     noch     die    Nationalität 
noch  der  Glaube  noch  die  Zugehörigkeit  zu 
I»olitischen  Parteien  dürfen  als  Ursache  der 
Abweisung  betrachtet  werden. 

Sie  beschränken  sich  fast  ausschliesslich 
auf  die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika, 
daneben  kommt  noch  in  Frage  Canada.  Die 
wenigen  Arbeitsritter,  die  in  England  und 
Belgien  gewesen  sind,  haben  in  der  Arbeiter- 
bewegung dieser  Länder  keine  Rolle  zu 
spielen  vermocht. 

Der  Gesamtverband  der  Arbeitsritter 
baut  sich  auf  zahlreichen  Ortsvereinen 
(Local  Assemblies)  auf.  Dieselben  sind  sehr 
verschieden  gestaltet,  indem  sie  den  ge- 
gebenen Arbeiterverhältnissen  angepasst 
worden  sind,  umfassen  aber,  wie  das  Wort 
t^hon  sagt,  stets  die  Arbeiter  nach  Mass- 
gabe  des  örtlichen  Zusammenlebens.  In 
kleinen  Orten  reicht  eine  Assembly  aus,  in 
i^TOssen  Städten  sind  mehrere  vorhanden. 
In  jenen  werden  alle  Arbeiter  jedweden 
Berafes  vereinigt  (mixed  assemblies),  in  die- 
sen werden  sie  nach  der  Rasse,  der  Sprache 
'»der,  falls  genügend  Mitglieder  vorlianden 
'^ind,  nach  dem  Gewerbe  gegliedert.  Im 
letzteren  Falle  ist  die  Assembly  jedoch  mit 
einem  Gewerkverein  nicht  zu  verwechseln, 
^eil  sie  zu  Local  Assemblies  gleichen  Ge- 
werbes in  anderen  Orten  keine  Beziehung 


zu  halten  braucht,  sondern  nur  mit  den 
Lokalverbänden  in  dei-selben  Stadt  oder  Ge- 
gend verbunden  ist.  Es  giebt  Orts  vereine, 
in  denen  ausschliesslich  Frauen  sind,  aber 
auch  solche,  an  denen  beide  Geschlechter 
teilnehmen. 

üeber  den  örtlichen  stehen  die  Distrikts- 
verbände (District  Assemblies),  eine  Ordnung, 
welche  mit  der  politischen  Einteilung  der 
Staaten  nichts  zu  thun  hat.  Sie  werden  je 
nach  Bedürfnis  ohne  Ansehen  der  Staats- 
und Grafschaftsgrenze  gebildet,  müssen  aber 
wenigstens  fünf  lokale  Vereine  umfassen. 
Die  letzteren  entsenden  Delegierte,  für  je 
100  Mitglieder  einen,  zur  Distriktsversamm- 
lung, in  welchen  die  Streitigkeiten  der  Orts- 
vereine untereinander  geschlichtet  werden 
und  welche  die  zweite  Instanz  für  Be- 
schwerden einzelner  von  der  Ortsversamm- 
lung abgewiesener  Mitglieder  sind.  Wenn 
in  einer  Gegend  mehrere  Ortsvereine  eines 
bestimmten  Gewerbes  existieren,  so  können 
diese  auch  allein  zu  einem  Distrikts  verbände 
sich  zusammen schliessen ,  falls  die  Special- 
interessen dies  wünschenswert  machen 
sollten. 

Aus  den  Distriktsversammlungen  werden 
Abgeordnete  für  die  General  Assembly  ent- 
sendet, welche  jährlich  tagt,  die  letzte  In- 
stanz für  die  Entscheidung  aller  Uneinig- 
keiten bildet  und  mit  Zweidrittelmajorität 
die  Grundkonstitution  abändern  kann,  wäh- 
rend die  untergebenen  Assemblies  nur  inner- 
halb gewisser  Grenzen  Ausführungsbestim- 
mungen zu  den  allgemeinen  Regeln  erlassen 
können.  Sie  erteilt  zu  neuen  Gründungen 
von  Lokalvereinen  die  Genehmigung,  ent- 
sendet Agenten  für  die  Anbahnung  neuer 
Verbände,  nimmt  Stellung  zu  der  Politik 
des  Landes,  berät  Gesetzesvorlagen,  welche 
im  Kongress  der  nordamerikanischen  Union 
oder  eines  Einzelstaates  zur  Verhandlung 
kommen  sollen.  Die  Leitung  des  Gesanmit- 
verbandes  untersteht  einer  Person,  dem 
Grand  Master  Workmao,  der  von  einer 
General  Executive  und  einem  Bureau  von 
Sekretären  umgeben,  mit  w'eitgehenden  Voll- 
machten von  der  Genei-al Versammlung  aus- 
gestattet wird.  Infolgedessen  ist  die  Ver- 
waltung centralistisch  und  bm-eaukratisch 
eingerichtet,  was  oft  die  Veranlassung  zu 
Streitigkeiten  im  Orden  gewesen  ist.  In 
der  bisher  gescliilderteu  ursprünghchen 
Konstitution  sind  dann  später  noch  die 
State  Assemblies  und  National  Trade  As- 
semblies hinzugekommen,  die  ersteren  im 
Interesse  der  Durchführung  einer  Politik  in 
den  Einzelstaaten  der  nordamerikanischen 
I  Union,  die  anderen,  eine  Unkonsecjuenz  gegen 
das  gnmdlegende  Territorienprincip,  um  ganze 
Gewerkvereine  unter  Belassung  möglichster 
Selbständigkeit  aufnehmen  zu  können. 

2.    Geschichtliches.      Der    Orden    der 
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Knights  of  Labor  ist  im  Jahre  1869  von 
Uriah  S.  Stevens,  einem  Schneider  in  Phila- 
delphia, gegründet  worden.  Da  er  aber  ein 
Geheimorden  war  imd  während  der  Oe- 
sehäftsstockung  nach  1873  sich  nur  langsam 
ausdehnte,  blieb  er  der  Oeffentlichkeit  lange 
verborgen,  und  erst  1877  wurde  er  anläss- 
lich eines  Kriminalprozesses  gegen  die  Molly 
Maguires,  einen  gewaltthätigen  Arbeiterbund 
in  den  Kohlenregionen  Pennsylvaniens ,  im 
Publikum  und  in  der  Presse  bekannt.  Er 
zählte  nach  kiu-zem  Aufschwünge  luid 
schnellem  Rückgänge  nach  den  grossen 
Eisenbahnarbeiterstrikes  von  1877,  welche 
die  gesamte  amerikanische  Arbeiterechaft 
erregten,  1878  etwa  12000  Mitglieder,  1883 
schon  r)2(J00,  1884  71(K)0,  1885  111000, 
Anfang  1886  200000,  am  1.  Juli  desselben 
Jahres  752430,  am  1.  Juli  1887  585127,  am 
1.  Juli  1888  425038.  Diese  Zahlen  sind 
den  offiziellen  Berichten  des  Knights  ent- 
nommen und  vermutlich  etwas  zu  hoch  ge- 
griffen. Immerhin  spiegelt  sich  in  ilmeu 
die  Geschichte  des  Oi-dens  wälirend  der 
achtziger  Jalire  wieder. 

Das  Jahr  1886  war  für  die  nonlameri- 
kanische  Arbeiterbewegimg  ein  exce[)tionel- 
les:  Die  Bestrebungen  fast  aller  nordameri- 
kanischen Industriearbeiter,  die  aclitstündige 
Arbeitszeit  zu  erlangen,  der  Boml)enwurf 
auf  dem  lleumarkte  zu  Chicago,  der  dann 
folgende  Anarchistenprozess  und  ein  starker 
Anlauf  zu  einer  umfassenden  politischen 
Arbeiterbewegung  eiTCgten  in  allen  Schichten 
der  Lohnarbeiter  und  insbesondere  in  der 
grossen  Masse  der  ungelernten  den  Wunsch, 
die  Koalitionen  zu  erweitern  und  zu  kräf- 
tigen. Diese  ihi-e  Gruppen interesson  nur  in 
der  Leidenschaft  verfolgende  und  zu  Opfern 
bereite,  in  politischen  Kämpfen  unerfahrene 
Menge  verfällt  dem  sozialen  Indifferentis- 
mus, sobald  die  Pulse  wieder  langsamer 
schlagen.  Der  Rückgang  der  Ordensmit- 
glieder um  1888  durfte  seine  vornehmliche 
Erklänmg  darin  finden. 

Der  Orden  war  bis  1882  eine  Geheim- 
verbindung, damit  die  Arbeitgeber  nichts 
von  seinen  Beschlüssen ,  seiner  Stärke  und 
Organisation  erführen  und  die  erst  in  der 
Bildung  begriffene  Genossenschaft  zei*störten. 
Als  dann  zehntausende  von  Arbeitsrittern 
fest  zusammenhielten,  wurden  die  bisher 
geheimgehaltenen  Ziele  in  der  Verein s[)resse 
öffentlich  besprochen  (Journal  of  the  Knights 
of  Labor,  die  offizielle  Zeitung)  und  damit  der 
der  Verbindung  oft  gemachte  Vorwurf,  dass  sie 
ungesetzliche  Zwecke  verfolge,  entkräftet. 
Ein  Geheimorden  verlangt  den  Schwur  des 
Schweigens  über  Vereinsangelegenheiten  von 
jedem  neu  eintretenden  Mitgliede,  und  da 
nun  viele  irländische  Katholiken  zu  den  Ar- 
beitsrittern gehörten,  so  wurden  dieselben 
vor  die  Frage  gestellt,  ob  sie  in  der  Beichte 


auch  an  dicvsen  Schwiu*  gebunden  seieii- 
Nachdera  zuerst  dies  von  dem  Orden  der 
Arbeitsritter  bejaht  wurde,  setzte  er  sich  in 
einen  starken  Gegensatz  zu  der  katholischen 
Kirche,  so  dass  er  sich  bald  genötigt  sali, 
die  gegenteilige  Entscheidung  zu  treffen. 
Seitdem  war  die  Kirche  ihm  nicht  ab^eneig^t, 
und  einzelne  Geistliche  untei-stützen  ihn  bis- 
weilen positiv,  bis  im  Jahre  1888  einig«> 
sozialistische  Tendenzen  sich  in  ihm  kennt- 
lich machten,  gegen  welche  die  Kirche  in 
der  Weise  einschritt,  dass  sie  ihren  Glau- 
bensgenossen 80  lange  den  Eintritt  in  den 
Orden  verbot,  bis  er  in  seinen  Statuten  die 
Worte  verbessert  habe,  welche  einen  kom- 
munistischen oder  sozialistischen  Sinn  hätten. 

Im  Anfang  der  neunziger  Jahre  verloren 
die  Arbeitsritter  viele  ihrer  Mitglieder,  um 
dann  am  Ende  des  Jahrhunderts  zur  vollen 
Bedeutungslosigkeit  in  der  amerikanischen 
Arbeiterbewegung  herabzusinken.  1891 
gaben  sie  ihre  Mitgliedzahl  auf  380  (XX), 
1892  auf  241  000,  1893  auf  212  0(X)  an.  1895 
verfügten  sie  nach  Angabe  der  New- Yorker 
Volkszeitung  nur  noch  über  30000.  In  dem- 
sellien  Jahre  musste  das  Ordensgebäude  in 
Philadelpliia  verkauft  werden,  da  die  Finan- 
zen des  Verbandes  schlecht  standen.  Im 
Januar  1900  zeigte  die  Staatskonvention  zu 
Albany  wiederum  ein  Wachsen  des  Ordens. 

Die  Gründe  des  Zusammenbriichcs  der 
einst  so  mächtigen  Organisation  ei-scheinen 
mannigfaltig,  wenn  man  die  Berichte  der 
jährlich  im  November  abgehaltenen  Zusam- 
menkünfte der  General  Assombly  durchsieht 
und  die  dem  Orden  freundliche  und  feind- 
liche Arbeiterpresse  zu  Rate  zieht  Die 
letztei-e  ist  nicht  müde  geworden,  die  Per- 
sonen, welchen  die  Oberleitung  zustand, 
wegen  ihi-er  Unfähigkeit  oder  Chai-akterlosig- 
keit  anzuklagen.  Was  daran  Wahres  ist, 
lässt  sich  schwer  entscheiden,  doch  ist  als 
sicher  zugegeben,  dass  die  Massigkeit  in 
politischen  Anforderungen  und  die  Beschrän- 
kung der  Thätigkeit  auf  unmittelbare  Ar- 
beiterinteressen, welche  die  ersten  zwanzig 
Jahre  der  Ordensverwaltung  kennzeichneten, 
während  der  letzten  zehn  Jalu-e  verloren 
gegangen  sind.  Von  18(39 — 79  war  der  Be- 
gründer des  Vei-eins  Stevens  der  Grand 
Master  Workmann,  ihm  folgte  14  Jahre  hin- 
durch Terence  V.  Powderly,  der  zwar  dm-ch. 
sein  Organisationstalent  und  geschicktes  Ver- 
handeln mit  den  Arbeitgebern  den  Arbeits- 
rittern zu  ihrer  höchsten  Machtentfaltung 
verhelfen,  aber  sie  schliesslich  in  eine  ge- 
wisse Abhängigkeit  von  den  politischen 
Parteien  des  Landes  gebracht  hat.  Das  trat 
noch  unverkennbarer  hervor  unter  der 
Leitung  seiner  Nachfolger  R.  Sovei-eign 
(1893— 97) -und  H.  A.  Hicks.  Die  ursprüng- 
liche Stellimgnahme  zu  den  Parteien  war 
die   gewesen,   dass  der  Orilen   sogenannte 
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Pressionspolitik  trieb,  d.  h.  dass  seine  Mit- 
glieder bei  allen   öffentlichen  Wahlen  dem- 
jenigen Kandidaten  ihre  Stimme  gaben,  der 
sich  am  weitgehendsten  verpflichtete,  Arbei- 
terfordeningen  gegen  Staat  und  Gemeinde 
zu   unterstützen.    Die   spätere  Taktik,   den 
Orden     en    bloc    einer    Partei    zuzuführen, 
nötigte  ihm  Ziele  derselben  auf,  die  ihm  an 
sich    fern   lagen.    Noch  mehr  Zerfahrenheit 
musste  aber  in  ilm  dadurch  hineinkommen,  dass 
er  bald  den  Popuhsten,  bald  den  Demokraten, 
liald  den  Republikanern  zuneigte.    Die  Exe- 
kutive,   welche  zeitweise  die  unbeschränkte 
Silberausprägung  verteidigte  und  dann  wie- 
der mit  deren  Gegnern  zusammen  Schutz- 
zoll predigte,    konnte  dem   Vorwurf  nicht 
entgehen,  dass  sie  im  Solde  der  Silberkönige 
oder  Fabrikanten  stehe.   Der  Rückgang  der 
Mitgliedzahl  im  Anfang  der  neunziger  Jahre 
hängt   übrigens  auch  mit  dem  allgemeinen 
schlechten  Geschäftsgang   der  Industrie  zu- 
sammen, welcher  durch  sein  Gefolge,  die 
Arbeitslosigkeit    und   die   für   die  Arbeiter 
verlorene  Strikes,  die  amerikanischen  Arbei- 
terverbände überhaupt  dedmierte.   Während 
dieses    Zustandes    der    Schwäche    brachen 
Zwistigkeiten  innerhalb  des  Ordens  aus,  die 
Sonderinteressen    der  Arbeiter   des   Osteus 
und  des  Westens  stiessen  auf  einander,  und 
die  Sozialisten,  mit  der  Empfehlung  einer 
unabhängigen  politischen  Arbeiterpartei,  be- 
mühten   sich,    die  Herrschaft   an    sich    zu 
reissen.   Immerhin  würden  die  Knights  auch 
diese  Stürme,  denen  sie  schon  öfters  aus- 
gesetzt gewesen  waren,  überstanden  haben, 
wenn    nicht    die   American   Föderation    of 
Labor  (vgl.  den  Art  Gewerkvereine  in 
den  Vereinigten  Staaten  oben  Bd.  IV 
S.  7 10  ff.)  mit  ihrem  zielbewussten,  gemässig- 
ten Vorgehen  alle  die  in  sich  aufzunehmen 
bereit  gestanden  hätte,  welche  mit  der  Haltr 
losigkeit  des  Ordens  unzufrieden  waren. 

3.  Ziele  und  Mittel.  Dem  allgemeinen 
Gedanken,  welchen  der  Orden  anstrebt,  die 
lohnarbeitende  Bevölkerung  zu  heben,  wird 
ein  Ausdruck  durch  besondere  Ziele  gegeben, 
die  sich  teils  aus  der  sozialen  Lage  der 
Arbeiter  überhaupt,  teils  aus  bestimmten 
Zuständen  der  Vereinigten  Staaten  ergeben. 
Diese  Ziele  sind  in  den  Programmen  aufge- 
zahlt, welche  in  den  Generalversaramlungen 
beraten  worden  sind.  Sie  sind  im  Verlaufe  I 
der  Jahre  umfangreicher  geworden,  auch 
wohl  specialisiert  worden  und  zerfallen  in 
solche,  welche  das  Arbeiterverhältnis  un- 
mittelbar berühren,  und  solche,  welche  mehr 
oder  weniger  das  ganze  Volk  interessieren 
und  indirekt  nur  einen  Vorteü  für  die  Lohn- 
arbeiter bedeuten.  Zu  den  ersten  gehören 
die  Errichtung  arbeitsstatistischer  Bureaus, 
^lassregeln  für  die  Gesundheit  und  Sicher- 
heit der  Bergleute,  Fabrikarbeiter  und  Bau- 
nandwerker,  die  wöchentliche  Lohnzalilung, 


Erhöhung  der  Arbeitslöhne,  Verbot  der  Be- 
schäftigung von  Kindern  unter  15  Jahren 
in  Fabriken  und  Bergwerken,  die  Abkürzung 
der  Arbeitszeit,  insbesondere  der  Achtstun- 
dentag, gleicher  Lohn  für  beide  Geschlech- 
ter bei  gleicher  Arbeit,  Beseitigung  der 
Konkurrenz  der  Sträflingsarbeit,  Einrichtung 
von  Produktivgenossenschaften  und  Kon- 
sumvereine für  Lohnarbeiter,  das  Verbot, 
ausländische  Arbeiter  durch  Kontrakte  ein- 
zuführen. 

Aus  den  allgemeinen  Forderungen  sind 
hervorzuheben:  Die  Verstaatlichung  von 
Telegraphen,  Telephonen  und  Eisenbahnen, 
die  Einrichtung  von  Postsparkassen,  ein 
Geldsystem,  an  dem  nur  das  Volk,  nicht 
auch  in  besonderer  Weise  die  Banken  inte- 
ressiert sind,  das  Reservieren  des  öffentlichen 
Landes  für  die  wirklichen  Bebauer,  die  Ver- 
hinderung der  Landesspekulation  und  die 
progressive  Einkommensteuer. 

AUe  diese  Ziele  lassen  sich  innerhalb 
der  gegenwärtigen  Bechtsordnung  durch- 
führen, die  ersteren  meist  durch  die  soziale 
Selbsthilfe  (durch  Strike  und  Boykott),  mit 
ergänzender  Unterstützung  der  staatÜchen 
Gesetzgebung  und  Verwaltung,  die  letzteren 
nur  durch  den  Staat.  Zum  Ausstand  sind 
die  Arbeitsritter  oft  geschritten,  aber  der- 
selbe ist  nur,  wie  die  Statuten  ausdiücklich 
hervorheben,  als  ein  subsidiäres  Mittel  zu 
betrachten.  Zuerst  soll  das  Schiedsgericht 
ziu*  Anwendung  kommen,  wo  nur  immer  die 
Arbeitgeber  gewillt  seien,  von  unparteiischen 
Voraussetzungen  auszugehen. 

Seit  ihrem  Bestehen  sind  die  Arbeits- 
ritter wiederholt  in  grosse  und  langdauemde 
Strikes  verwickelt  gewesen.  Die  bedeutend- 
sten sind  die  der  Eisenbahnbediensteten  im 
Jahre  1886  an  der  Texas-  und  Luisiana- 
Pacificbahn,  1888  an  der  Readingbahn,  1890 
an  der  New -York -Centralbahn  gewesen, 
welche  zwar  nm*  den  Ausständigen  einen 
teilweisen  Erfolg  gebracht,  aber  doch  die 
grosse  Macht  gezeigt  haben,  über  welche 
diese  organisierte  Arbeiterschaft  verfügte. 

4.  Stellung  in  der  nordamerikanisehen 
Arbeiterbewegung.  Die  Organisationsform 
des  Ordens  entspricht  den  sozialen  Bedürf- 
nissen der  nordamerikanischen  Arbeiter 
unter  den  heutigen  Wirtschaftsverhältnissen 
in  mancher  "Weise.  Indem  sie  sich  über 
das  ganze  Wirtschaftsgebiet  erstreckt  und 
jedwedes  Gewerbe  umfassen  will,  vriiti  so- 
wohl dem  vielfachen  Umherziehen  als  auch 
dem  häufigen  Berufswechsel  der  nordameri- 
kauischen  Arbeiter  Rechnung  getragen;  in- 
dem für  Rassen  und  Nationahtäten  besondere 
Local  Assemblies  gestattet  sind,  wird  die 
Eigentümlichkeit  ganzer  Volksschichten  nicht 
angetastet,  die  doch  zugleich  zum  Klassen- 
kampf in  der  Gesellschaft  herangebildet 
werden.    Der  stark  fortschi-eitenden  Arbeits- 
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teil\ing  l)esondei"s  im  Innern  der  grossindus- 
triellen Unternehmungen  und  dem  ziuieh- 
menden  Ersätze  der  gelernten  durcli  die 
ungelernten  Arbeiter  wird  iu  der  Weise  lio- 
sondere  Beachtung  geschenkt,  als  beide 
Arten  in  ihm  aufgenommen  werden.  Gerade 
der  Gedanke,  dass  die  Ge  werk  vereine  als 
Berufsgenossenschaften  immer  weniger  Be- 
stand haben  müssen,  je  allgemeiner  die  un- 
gelernte Arbeit  wird  und  je  leichter  die 
etwa    ausständigen    Verbandarbeiter    durch 

i'ene  im  ProduktioDsprozess  ei-setzt  wei-don 
cönnen,  hat  dazu  gefülirt,  den  Orden  auf 
dem  Zusammenwohnen  der  Arbeiter  aufzu- 
bauen. 

Im  Gegensatz  zu  manchen  Gewerkschaf- 
ten, welche  sich  als  Elite  der  Arbeitei-schaft 
fühlen,  vertreten  daher  die  Knights  of  I^abor 
eine  autiaristokratische  Tendenz,  indem  sie 
jeden  Lohnarbeiter,  welclie  Beschäftigung  er 
auch  haben  mag,  bei  sich  aufnehmen.  Der 
sozialistischen  und  anarcliistischen  Bewegimg 
stehen  sie  jedoch  trotz  dieses  demokratischen 
Princips  als  Verband  ganz  fern,  wenn  auch 
unter  ihnen  sich  Agitatoren  beider  Richtung 
befunden  liaben.  Gegen  die  Sozialrevolutio- 
nären Thaten  von  18S6  haben  sie  entschie- 
den Protest  erhoben,  und  die  deutsch-ame- 
rikanischen Sozialdemokraten  sin<l  von  der 
Vereinsleitung  stets  zurilckgewiesen  worden, 
wenn  sie  den  Versuch  machten,  auf  dieselbe 
einen  Einfluss  auszuüben.  Die  Arbeitsritter 
tragen  einen  entschieden  amerikanischen  Zug 
an  sich,  der  es  einerseits  nicht  duldet,  dass 
deutsche  Arbeiter  mit  ihren  aus  der  Heimat 
übernommenen  Ideeen  in  dem  Orden  tonan- 
gebend werden,  und  der  andererseits  über- 
triebenen kommunistischen  Zukunftsphanta- 
sieon  sehr  abgeneigt  ist.  Gerade  wegen 
dieses  Amerikanismus,  der  sich  aucli  in  der 
Achtung  der  kii-chlichen  Bedürfnisse  der 
Arbeiter,  in  einer  ausgespix)chenen  Hinnei- 
gung zum  Tempei-enzwesen  und  in  der  Be- 
ftirwortung  der  einwanderungsfeindlichen 
Gesetzgebung  äussert,  haben  die  Arbeitsritter 
so  grosse  numerische  Erfolge  aufgewiesen 
und  sich  von  ihrem  Staramland  Pennsylva- 
nien  über  das  ganze  Gebiet  der  Vereiuigten 
Staaten  ausgedehnt  Ihre  Verdienste  um 
die  nordamerikanische  Arbeiterschaft  sind 
nicht  gering  zu  veransclilagen,  da  sie  einer- 
seits in  einer  Reihe  von  Einzelstaaten  zahl- 
reiclie  Arbeiterschutzgesetze  durchgesetzt 
haben,  andererseits  durch  die  Schaffung  der 
mixed  Assemblies,  der  Organisation  der  un- 
gelemteu  Arbeiter,  und  durch  eine  soziale 
—  nicht  politische  —  Centralisation  gi-osser 
Arbeitermassen,  entsprechend  den  sozialen 
Bedürfnissen  der  amerikanischen  Arbeiter 
über  das  eigentliche  Trades  Union -Wesen 
hinausgegangen  und  so  ein  Vorbild  für  die 
american  federation  of  labor  gewoi-den 
sind,   iu    der  gegenwärtig   die   organisierte 


i  Arbeiterschaft    des    Landes     zusammenge- 
'  fasst  wird. 
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Koalition  und  Koalitionsverbote. 

1.  Begriff.  2.  Die  englische  Gesetzgebung. 
3.  Die  französische  Gesetzgebung.  4.  Die  preus- 
sisch-deutsche  Gesetzgebung^.  5.  Beurteüung  der 
heutigen  Zustände  und  weitere  Ausbildung  des 
Koalitionsreehts.    6.  Andere  Staaten. 

1.  Begriff.    In  politischer  Beziehung  ver- 
I  steht  man  unter  Koalition  die  über  den  Um- 
I  fang    einer   gewühnhchen    Allianz    hinaus- 
I  geilende  Verbindung  melirerer  Staaten  zum 
1  Stiwz   eines  gemeinsamen  Feindes.    Femer 
kommen    sowohl   im    Warenhandel   als   im 
Effektenhandel  und  auf  gewerblichem   Ge- 
biete  Koalitionen   der  Kaufleute    oder   der 
Fabrikanten  oder  Gewerbetreibenden  vor  in 
der  Absicht,  Preissteigerungen  ihrer  Waren 
oder  Erzeugnisse  herbeizuführen  oder  Preis- 
senkungen derselben  zu  verhindern  (vgl.  d.  Aii;, 
Unternehmerverbände).    EndJich  ver- 
steht man  unter  Koalition   die  Verbindung 
von  Arbeitgebern  gegen  ihre  Arbeiter  sowie 
die  voii'ibergehende  oder  dauernde  Vereini- 
gung von  Arbeitern  zum  Zwecke  einer  Ver- 
besserung  ihrer   Arbeitsbedingungen.     Nur 
die  letztere  ist  Gegenstand  der  nachstehen- 
den Betrachtungen.     Die  sogenannte  Koa- 
litionsfreiheit  ist   das   Recht  der  Ar- 
beiter, beliebig  zusammenzutreten,  um  Forde- 
ningen  in  Bezug  auf  den  Lohn  oder  sonstige 
Punkte  des  Arbeitsvertrages  aufzustellen  und 
durchzusetzen.   Die  Koalition  ist  nicht  zu  ver- 
!  wechseln  mit  der  Arbeitseinstellung  und  ist 
j  auch  nicht  identisch  mit  dem  Begriff  einer 
I  Genossenschaft  oder  eines  Verbandes.    Eine 
I  Arbeitseinstellung   kann  aus    der   Koalition 
I  hervorgehen,  aber  zunächst  beabsichtigt  die 
j  letztere  nichts  anderes  als  eine  gemeinsame 
;  Beratung  oder  Verständigung  über  die  Be- 
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dingungen  der  Arbeit.    Erreicht  sie  das  ihr 
vorschwebende  Ziel,  so  kann  sie  sich  wieder 
auflösen.      Nur   wenn   die    friedliche   Ver- 
handlung  ohne  Erfolg  bleibt,   wiixl  in  der 
Regel  zur  Anwendung  des  äussersten  Mittels, 
der    Niederlegung   der    Arbeit,    geschritten 
werden.     Im  Oegensatz  zum  Verlande  aber, 
der  eine  dauernde  Einrichtung  darstellt,  er- 
fordert   die    Koalition    zunächst    nur    eine 
augenblickh'ehe  Vereinigung.    Der  Verband 
setzt   eine    gewisse   Organisation,   Statuten, 
Mitgliederbeiträge  voraus ;  die  Koalition  ver- 
schwindet wieder,   wenn   der  ins  Auge  ge- 
faßßle  Zweck  erreicht  ist.    Bei  dem  Verbände 
ver[)flichtet  sich  jeder,  den  ßescliltissen  der 
Mehrheit  zu  gehorchen ;  bei  der  Koalition  ist 
Einstimmigkeit  aller  Teilnehmenden  die  Vor- 
t>edingnng,  indem  diejenigen,  die   eine  ab- 
weicliende  Meinung  haben,  sich  von  ihr  fern 
lialten.     Der  Verband  bewirkt  einen  näheren 
Aneioanderschluss  und  entwickelt  das  Ge- 
fühl der  Zusammengehörigkeit  lebhafter ;  die 
Koalition    bringt   nur   eine   vorübergehende 
Aimäherung  unter  den  einzelnen  hervor,  die 
sich  in    einem  oder  einigen  Punkten  ver- 
ständigt haben,  aber  in  ihren  sonstigen  Auf- 
fassungen auseinandergehen.    Natürlich  kann 
auch   hier   sehr  oft  aus  der  Koalition  der 
Verband  sich  entwickeln,  ja  es  ist  dies  wolü 
das  Wünschenswerte. 

Die  Berechtigung   der  Koalition  ist  be- 
reits in    dem  Art.  Arbeitseinstellung 
oben  I.  Bd.  S.  730  ff.  auseinandergesetzt.  Die 
Koalition  ist  notwendig,  um  für  die  Durch- 
führung der  in  der  Gewerbeordnung  ausge- 
sprochenen   Freiheit    des    Arbeitsvertrages 
emige  Gewähr  zu  haben.    Der  Arbeiter  als 
der  dem  Kapitalbesitzer  gegenüber  schwächere 
Teil  muss   sich   vereinzelt  nur  zu  oft  un- 
günstige Bedingungen   beim  Abschluss  des 
Arbeitsvertrages  gefallen  lassen,  während  er, 
mit  seinen  Kameraden  verbündet,  eine  Macht 
darsteDt,   auf   deren   Wünsche   und  Forde- 
rungen der  Unternehmer  Rücksicht  zu  nehmen 
gezwungen    ist     Ist   es   insbesondere   den 
Arbeitgebern,   die   in  ihrem  engeren  Kreise 
sich    viel     leichter    einigen    können,     er- 
laubt, Verabredungen  über  die  Behandlung 
ihrer  Arbeiter   zu  treffen,   so  wäre   es  un- 
biUig,  diesen  verbieten  zu  wollen,  in  gleicher 
Weise  behufs  Erlangung  ihnen  wünschens- 
Tvert  erscheinender  Vorteile  vorzugehen.    Es 
beruht  das   Koalitionsrecht   auf   der  Aner- 
kennung der  sozialen  Gleichberechtigung  des 
Unternehmer-  und  des  Arbeiterstandes.    Der 
Arbeiter  muss  nun  nicht  mehr  schweigend 
gehorchen  und  zufrieden  sein  mit  dem,  was 
^  Arbeitgeber  ihm  zugesteht,  sondern  kann 
oeanspruchen ,    bei    dei-    Feststellung    der 
Arbeitsbedingungen  mitzusprechen  und  seine 
jVünsche  geltend  zu  machen.    Indem  man 
^en  Arbeitern  die  Freiheit  der  Koalition  ein- 
räumt,  gi^bt  man  ihnen   das   Mittel,   sich 


gegen  Uebervorteilungen  und  Bedrückungen 
auf  Seiten  der  Arbei^eber  zu  wehren,  und 
veranlasst  sie  gleichzeitig,  allem  zuvor 
den  Weg  friedhcher  Einigung  mit  jenen  zu 
versuchen. 

Die  Ueberzeugung  von  der  Richtigkeit 
der  Koahtionsfi*eiheit  hat  sich  nur  langsam 
Bahn  gebrochen.  In  der  ersten  Hälfte  des 
19.  Jahrhunderts  finden  sich  noch  allgemein 
die  aus  der  Vergangenheit  übernommenen 
Verbote  der  Koalition,  die  teUs  polizeihch, 
teils  wirtschaftlich  gerechtfertigt  wurden. 
Die  Obrigkeit  fürchtete  die  öffentliche  Ord- 
nung gestört,  die  Existenz  der  Arbeitgeber 
bedroht,  die  Bedürfnisbefriedigimg  der  Kon- 
sumenten beeinträchtigt  zu  sehen,  wenn  sie 
den  Handwerksgesellen  die  Erlaubnis  ein- 
geräumt hätte,  gemeinsam  mit  Gewalt  oder 
durch  Ueberredung  zu  versuchen,  ihre  Meister 
ihi-em  Willen  gefügig  zu  machen.  Daher 
droht  die  Reichszunftordnung  von  1731  den 
Gesellen,  die  sich  »unter  irgend  einem 
Praetext  weiter  gelüsten  Hessen,  einen  Auf- 
stand zu  machen,  sich  zusammen  zu  rottieren, 
und  entweder  an  Ort  und  Stelle  noch  blei- 
bende, gleichwohl,  bis  ihnen  in  dieser  oder 
jener  vermeintlichen  Praetension  oder  Be- 
schwerde gefüget  werde,  keine  Arbeit  mehr  zu 
thun,  oder  selbst  hauffenweiss  auszutretten«, 
mit  Gefängnis-,  Zuchthaus-,  Festungsbau- 
und  Galeerenstrafen.  Und  die  konstitu- 
ierende Vereammlung  erliess  im  Jalire  1791 
ein  Gesetz,  das  den  Angehörigen  eines  und 
desselben  Gewerbszweiges  oder  Berufes  ver- 
bot, Beschlüsse  zu  fassen,  die  auf  die  Ab- 
fassung von  Reglements  zum  Schutze  ihrer 
angeblichen  gemeinsamen  Interessen  ab- 
zielten. Aber  dann  kam  eine  Zeit,  wo  man 
die  bestehenden  Verbote  für  un zweckmässig 
und  ungerecht  hielt.  Hatte  man  bisher  die 
Interessen  der  Gesamtheit  und  der  Unter- 
nehmer im  Auge  gehabt,  so  stellte  man  sich 
nunmelir  auf  den  Standpunkt,  dass  man  den 
Arbeiter,  der  arbeiten  wolle,  schützen  und 
alle  Schranken  seiner  sozialen  Selbständig- 
keit hinwegräumen  müsse.  Man  betonte, 
dass  die  Arbeiterbevölkening  sich  durch 
individuelle  wie  gemeinsame  Selbständigkeit 
und  Selbstverantwortlichkeit  ziu*  Hemn  ihres 
eigenen  Geschicks  machen  sollte,  dass  jeder 
seine  Arbeit  müsse  anbieten  können,  wo, 
wem  und  unter  welchen  Bedingungen  er 
wolle.  Man  hielt  es  für  mibiUig,  die  Koa- 
litionen der  Arbeiter  zu  verbieten,  da  man 
die  der  Arbeitgeber  doch  nicht  unterdrücken 
könne.  Diese  könnten  wegen  ihrer  geringen 
Zahl  sich  leicht  mit  einander  verständigen 
und  ständen  überdies  von  vornherein  hin- 
sichtlich der  Lohnhöhe  in  einer  Art  still- 
schweigenden Uebereinkommens.  So  kam 
man  zu  dem  Schlüsse,  dass  die  Koalition, 
weit  entfernt  ein  Hindernis  der  Konkiu-renz 
oder  ein  Eingriff  in  die  Freiheit  des  Arbeit- 
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gebers  zu  sein,  für  den  Arbeiter  die  Be- 
dingung des  freien  Kampfes  sei  und  daher 
die  Forderung,  Angebot  und  Bedingungen 
der  Arbeit  durch  gemeinsame  Vereinigung 
untereinander  feststellen  zu  dürfen,  als  ein 
soziales  Recht  der  Arbeiter  anzusehen  sei. 
Diese  Ansichten  brachen  sich  bald  allgemein 
Bahn,  so  dass,  nachdem  England  mit  gutem 
Beispiel  vorangegangen  war,  fast  alle  mittel- 
eurojiäischen  Staaten  sich  während  der 
sechziger  Jahre  dieses  Jahrhunderts  dazu 
entschlossen,  die  alten  Grundsätze  der  polizei- 
lichen Beschränkungen  zu  verlassen  und  die 
Koalitionsfreiheit  zu  gestatten. 

An  der  heutigen  Sachlage  ändern  zu 
wollen,  wäre  sehr  bedenklich.  Jede  Ver- 
änderung des  Koalitionsrechtes  würde  den 
Vorwurf  laut  werden  lassen,  dass  die  müh- 
sam emmgene  und  allen  teuere  Freiheit 
wieder  eingeschränkt  werden  solle.  Mit 
Recht  hat  daher  gelegentlich  der  Beratung 
des  Entwurfs  zur  Novelle  vom  26.  Mai  1891) 
die  Reichsregierung  in  der  Reichstags- 
kommission erklären  lassen,  dass  die  ver- 
bündeten Re^ienmgen  dem  Koalitionsrechte 
der  Arbeiter  in  keiner  Weise  zu  nahe  treten 
wollten;  sie  erkennten  dieses  gesetzliche 
Recht  nicht  nur  an,  sondern  seien  auch 
überzeugt,  dass  es  nach  I^age  der  Sache  iin 
Interesse  der  Arbeiter  nicht  entbehrt  werden 
könne.  Eine  Aenderung  im  Sinne  einer  Ein- 
schränkung würde  aber  auch  kaum  zweck- 
mässig sein,  Aveil  bei  allen  sozialen  Reformen  es 
nützlich  ei-scheinen  muss,  sie  durch  die  Ar- 
beiter selbst  zu  veranlassen.  Ganz  richtig 
bewegt  sich  die  neuere  Anschauung  in  der 
Richtung,  alles  für  die  Arbeiter  durch  die 
Arbeiter  selbst  geschehen  zu  hissen.  Reform- 
vorschläge, die  sie  gefassl,  Gedanken,  die 
sie  sich  zu  eigen  gemacht,  Anordnungen,  bei 
deren  üurchfülirung  sie  direkt  beteiligt  sind, 
kommen  in  viel  nachdrücklicherer  Weise  zur 
Geltung,  als  wenn  ihnen  die  Neueningen 
fertig  aufgedrängt  werden.  Da  können  nun 
die  auf  dem  Boden  der  heutigen  Gesell- 
schaftsordnung stehenden  Koalitionen  der 
Arbeiter  am  meisten  ziu*  Lösung  der  vor- 
handenen Spannung  beitragen.  Feindselige 
Koalitionen  aber  kann  der  Arl)eitgeber  nicht 
besser  untei-d rücken,  als  indem  er  ihnen, 
wie  Oechelhäuser  vorschlägt,  ein  friedliches 
Bett  gi-äbt  und  in  den  AeltestenkoUegien, 
den  Vorständen  der  Hüfskassen,  der  Verwal- 
tung der  Wohlfahrtseinrichtungen  etc.  Raiun 
und  Stoff  für  eine  ei-spriessliche  gemeinsame 
Tliätigkeit  bietet. 

2.  Die  englische  Gesetzgebang.    Die 

Koalitionsverbote  der  älteren  Zeit  sind  in 
dem  Art.  Arbeitseinstellungen  oben 
Bd.  I  S.  737  erwähnt,  die  Gesetzgebung  im 
18.  Jahrhundert  bis  zur  Abschaffung  des  Ver- 
bots  im   Jalm?  1824   und  dem  Gesetz   von 


1825  ist  in  dem  Artikel  Gewerkvereine 
oben  Bd.  IV  S.  625  dargestellt. 

8.    Die   fraozösische    Gesetzgebung. 

Solange  in  Frankreich  die  Zunftver^ussimg 
herrschte,  war  auch  die  Vereinigung  von 
Arbeitern  verboten.  Schon  1349  untersagte 
ein  Dekret  den  Gerl)erge8ellen  von  Amiens, 
sich  zu  verschwören,  um  ohne  gegründete 
Ursache  eine  Lolmerhöhung  herbeizuführen. 
Eine  Veroninung  von  Franz  I.  über  das 
Dnickei-eige werbe  von  1541  verbot  den  Ge- 
sellen bei  Strafe  des  Gefängnisses  und  der 
!  Verbannimg,  sich  in  grösserer  Anzahl  als  zu 
j  fünfen  ohne  obrigkeitliche  Erlaubnis  ausser 
:  Haus  und  Hof  ihrer  Meister  zu  begeben  so- 
1  wie  eine  angefangene  Arbeit  zu  verlasst^n. 
Das  Patent  von  n49  verbot  l>ei  Strafe  von 
100  Livres  jede  Vereinigung  von  Gesellen 
und  Arbeitern  zum  Zweck,  sich  den  Meistern 
aufzudrängen,  sie  zu  verlassen  oder  sie  in 
der  freien  Waid  ihrer  Arbeitskräfte  zu  be- 
hindern. Es  wurde  1781  wiederholt,  und 
hieran  schlössen  sich  weitere  Erlasse  in  den 
Jahren  1785  und  1786.  In  derselben  Zeit, 
als  dann  später  in  Versailles  die  konsti- 
tuierende Versammlung  über  die  Aufhebung 
der  Zünfte  beriet,  offenbarte  sich  in  Paris 
eine  hervon*agende  Bewegimg  zu  Gunsten 
der  Korporationen.  Die  Arbeiter,  die  unter 
der  Stockung  der  Geschäfte  und  der  Teue- 
rung der  Lehensmittel  fast  noch  mehr  als 
die  Meister  litten,  verl>anden  sich  mit  ein- 
ander, um  mit  Gewalt  einen  festen  Ijohusatz 
zu  ertrotzen.  Dreitausend  Schneidergesellen 
ei'schienen  vor  dem  Louvre  und  verlangten 
von  der  Stadt  die  Garantie  für  einen  Tage- 
lohn von  40  Sous.  Die  Perückenmacher, 
die  Schuhmaclier,  die  ZiramerJeute,  die  Ge- 
sellen anderer  Handwerke  folgten  dem  Bei- 
spiele und  der  Aufstand  drohte  allgemein 
zu  werden.  Unter  diesen  Umständen  regte 
der  Abgeordnete  Chapelier  am  14.  Juni  1791 
den  Erlass  einer  Verordnimg  an,  die  den 
Angehörigen  eines  und  desselben  Gewerbes 
verbieten  sollte,  sich  zum  angeblichen  Schutze 
ihrer  gewerblichen  Interessen  zu  vereinigen. 
Wirklich  ging  die  Versammlung,  die  kurz 
vorher  so  begeistert  für  die  Freiheit  einge- 
treten war,  auf  den  Vorscldag  ein,  den 
Bürgern  Frankreichs  das  fi-eie  Vereinsrecht 
vorzuenthalten.  So  entstand  das  oben 
genannte  G.  v.  14.  bis  17.  Juni  1791, 
dessen  Hauptzweck  das  Verbot  der  Arbeiter- 
koalition Avar  und  das  gleichzeitig  jede 
dauernde  gewerbliche  Verbindimg  unter- 
sagte. Man  verbot  den  Angehörigen  eines 
und  desselben  Gewerbszweiges  oder  Berufes, 
wenn  sie  bei  einander  sind,  Vorsitzende, 
Sekretäre,  Syndici  zu  ernennen,  Register  zu 
fühi'en  und  Beschlüsse  zu  fassen,  die  auf  die 
Abfassung  von  Reglements  zum  Schutze 
ihrer  angeblichen  gemeinsamen  Interessen 
abzielen.    Weiter  erklärte  das  Gesetz,  dass, 
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wenn  die  Angehörigen  desselben  Berufes  es 
wagen  sollten,  Beschlüsse  zu  fassen,  die 
gegen  die  Grundsätze  der  Freiheit  und  Ver- 
fassung gerichtet  schienen,  oder  überein- 
kommen sollten,  ihre  Arbeit  nur  zu  be- 
stimmten Preisen  herzugeben,  diese  Ab- 
machungen als  ungesetzlich  und  wirkungslos 
betrachtet  werden  würden,  llire  Urheber 
seien  vor  das  Polizeigericht  zu  eitleren  und 
mit  Bussen  bis  zu  500  Francs  zu  bestrafen. 
Den  Yerwaltungs-  und  G-emeindekörpern 
endlich  wurde  verboten,  Personen  zu  be- 
schäftigen, die  an  den  erwähnten  Beschlüssen 
durch  ihre  Unterzeichnung  teilgenommen 
halten. 

Man  that  diesen  Schritt,  weil  man  Furcht 
vor  der  Wiederkehr  der  Zünfte  und  Miss- 
trauen gegen  jede  gemeinschaftliche  Be- 
thätigung  ausserlialb  des  Staates  hegte.  »Es 
giebt  keine  Korporation  mehr  im  Staate,« 
erklärte  Chapelier  im  Namen  des  Ver- 
fassungsausschusses, »es  giebt  nur  das  Sonder- 
interesse jedes  einzelnen  und  das  Gemein- 
interesse.« Das  neue  Koalitionsverbot  trat 
nicht  mehr  auf  der  Grundlage  des  Zunft- 
wesens, sondern  im  Namen  des  neuen  Grund- 
satzes der  Freiheit  der  Arbeit  auf.  Die 
Koalition  der  ländlichen  Arbeitgeber,  wie  der 
Tagelöhner  und  Dienstboten  wurtle  in 
dem  G.  v.  28.  September  bis  6.  Oktober 
1791  über  die  ländlichen  Verhältnisse  und 
die  Feldpolizei  verboten.  Als  Strafen  waren 
hier  gelinde  Geldbussen  und  Polizeihaft,  die 
auf  dem  Lande  höchstens  drei  Tage  dauern 
konnte,  in  Aussicht  genommen. 

Auf   dieser  Bahn    schritt    man    in   den 
nächsten  Jahren  weiter  fort.    Eine  specielle 
Pohzeimassregel   gegen  die  Arbeiter  in  der 
Papierindustrie   vom    16.   Fructidov   IV   (2. 
September  1796)  bringt  die  strenge  Haltung, 
die  man  gegen  die  Koalitionen  anzunehmen 
gesonnen  war,  deutlich  zum  Ausdruck.    Die 
Vernifscrklänmgen  und  Arbeitsverbote  (Dam- 
nations)  sollen  als  Verletzungen  des  Eigen- 
tums der  Unternehmer  angesehen  und  dem- 
gemäss   bestraft  werden.      Ganz   erheblich 
verschärft    das    G.     v.     22.    Germinal    XI 
(12.  April   1803)   die   Strafen   gegen  Koali- 
tionen.    Es   bestrafte  sie  bei   den   Arbeit- 
gebern mit  einer  Busse  von  100—3000  Francs 
oder  auch  unter  Umständen  mit  Gefängnis 
bis  zu  einem  Monat,  bei  den  Arbeitern  schon, 
sofern  ein  Versuch   oder  ein   Anfang   der 
Ausführung  vorlag,   mit   Gefängnis   bis   zu 
drei  Monaten.    Im  Jahre  1810  wm-den  hierin 
einige  Aenderungen  getroffen.    Die  Verfol- 
png  der  Koalitionen  wurde  nunmehi*  diu-ch 
§§  414—416  des  Code  pc'nal  geregelt  und 
^^^  Strafe  verschärft.     Den  Unternehmern 
dn)hte  Gefängnis  von  6  Tagen  bis  zu  einem 
Monat  sowie  eine  Geldbusse  von  200—3000 
Francs,  den  Arbeitern  im  Minimum  1  Monat 
Gefängnis,  das  bis  auf  3  Monate  verlängert 


werden  konnte.  Vor  allen  Dingen  aber 
wurden  die  Rädelsführer  (chefs,  moteurs) 
mit  2 — 5  Jahren  Gefängnis  und  unter  Um- 
ständen noch  mit  2 — 5  jähriger  Polizeiauf- 
sicht bedacht.  Dies  war  um  so  härter,  als 
man  sich  unter  diesen  nicht  bloss  tumul- 
tuierende  Unruhestifter  vorzustellen  hatte, 
sondern  auch  solche  Arbeiter,  die  diurch 
grössere  Bildung  imstande  waren,  eine  Ver- 
einbarung ziu'  Ei'zielung  höherer  Löhne  ohne 
Gewaltthätigkeit  zu  veranlassen  und  zu  leiten. 
Bei  denselben  Strafen  war  den  Arbeiter- 
vereinen und  Gesellenbrüderschaften  ver- 
boten, unter  sich  oder  über  ihre  Arbeitgeber 
Bussen  und  Strafen  zu  verhängen  oder  Ver*- 
lU'teilungen  auszusprechen. 

Das   Jalir  1849    brachte  Gleichheit   der 
Strafen  für  die  Koalitionen  der  Arbeitgeber 
und   der  Arbeiter:   beide  wurden   mit  Ge- 
fängnis von  6  Tagen  bis  zu  3  Monaten  und 
einer  Busse  von  16 — 3000  Francs  bestraft. 
Die  Rädelsfülirer,  auch  die  auf   selten  der 
Unternehmer,  erhielten  wiederum  2 — 5  Jahre, 
i  Hinsichtlich    der    schon    1810    verbotenen 
!  Bussen,  Strafen  etc.  seitens  der  Arbeitgeber 
.  oder  Arbeiter  blieb  es  bei  den  alten  Bestim- 
mungen.   Der  damalige  Berichterstatter  der 
'  gesetzgebenden    Versammlung,     Herr    von 
I  Vatesmenil,  machte  insbesondere  zwei  Rück- 
sichten gegen  die  Zulassung  von  Koalitionen 
geltend.    Einmal  thäte  die  Koalition,  sowohl 
die   der  Arbeitgeber  als   die  der  Arbeiter, 
der  freien  Konkun-enz,  dem  Gesetze  von  der 
I  Nachfi-age   und   dem   Angebot   der   Arbeit, 
Zwang  an.     Die  Koalition  der  Arbeiter  sei 
I  ihrem  Wesen    nach   eine  Drohimg  für  alle 
j  Arbeiter.    Wider  seinen  Willen  werde  auch 
der  friedlichste  getrieben,  sei  es  aus  Furcht, 
I  sei   es  aus  Standesehre,  sich  zu  beteiligen. 
I  Weiter  aber   sei   die  Koalition  für  die  Ar- 
'  heiter  und  für  die  gesamte  Volkswirtschaft 
'  des  Landes  gefalu-bringend.    Wenn  die  Ar- 
beiter sich  vereinigen,  um  ilire  Löhne  über 
die  normale  Höhe  zu  bringen,  so  werde  der 
Unternehmer  dem  entgegenzuwirken  suchen. 
Er  werde  durch  Maschinen   die  Handarbeit 
ersetzen  oder  aus  einem  Lande,  wo  der  Ar- 
beitslohn niedriger  ist,  Arbeiter  heranziehen. 
Gelänge  dies  nicht,  so  werde  er  seine  Kapi- 
talien  und  seine  Thätigkelt  einer  Industrie 
zuwenden,  die   ihm    für  den  Kapitalgewinn 
günstigere  Aussichten  eröffnet,  oder  er  werde 
zu  Grunde  gehen.    In  beiden  Fällen  werde 
der  Arbeiter  das  Bad  austragen  müssen. 

Wie  immer  man  sich  zu  der  damaligen 
Auffassung  verhalten  mag,  Tliatsache  ist, 
dass  diese  Bestimmungen,  solange  sie  be- 
standen, eine  Quelle  der  Erbitterung  füi' 
die  Arbeiter  und  der  Verlegenheit  für  die 
Rcgienmg  waren.  Insbesondere  während 
des  zweiten  Kaiserreichs  machte  sich  daher 
eine  Bewegung  zu  Gunsten  ihrer  Aufhebung 
geltend,  die  von  Napoleon  unteretützt  wiuxie. 
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indem  er  den  wegen  Kf>alitionen  erfolgten '  busse  bis  zu  20  Thalern  oder  Gefängnis  bi> 
Verurteilungen  sofort  die  Begnadigiuig  fol- 1  zu  14  Tagen  bestraft, 
gen  liess.  So  kam,  obwohl  die  Kammeni  War  dieses  Verbot,  der  alten  reV>erliefe- 
öich  anfangs  strÄubten,  das  G.  v.  25.  Mai  I  nmg  folgend,  nur  auf  die  gewerblichen  Ar- 
1864  zu  Stande,  das  die  Artt.  414 — 416  da- 1  beiter  gemünzt,  so  wurde,  namentlich  in 
hin   ändei-te ,    dass    nur   diejenigen   Arbeit-  \  der  Zeit,  als   eine  gewisse  rückläufige  Be- 

fober  oder  Arbeiter  mit  Gefängnis  von  6 '  wegimg  sich  geltend  machte,  seitens  der 
'agen  bis  zu  3  Monaten  oder  Geldbussen  I  Gutsl)esitzer  viel  darüber  geklagt,  dass  sie 
von  16 — 3000  Francs  betroffen  werden  j  mit  ihren  Arbeiten!  nicht  melu:  fertig  wer- 
Sdllten,  die  die  freie  Ausübung  der  indus- [  den  konnten.  Seit  etwa  1851  gingen  dem 
triellen  Arbeit  durch  Gewalttliaten,  Drohungen  !  Landtage  viele  Petitionen  zu,  die  den  Schutz, 
imd  betriigerische  Vorspiegelungen  zum  |  welchen  die  Industrie  in  den  §§  181 — 1S4 
Zwecke  einer  Erhöhung  oder  Erniedrigimg  der  Gewerbeordnung  besässe,  für  die  Land- 
der  LK)hne  zu  hindern  suchten.    Die  in  dieser  |  wirtscliaft   ebenfalls   in  Anspruch    nahmen, 


Absicht  seitens  der  Arbeitgeber  oder  Ar- 
l>oiter  verhängten  Bussen,  Strafen  und  Ur- 
teile werden  gleichfalls  bei  Gefängnis-  oder 
Geldstrafen  verboten.  Die  Strafe  trifft  mit- 
hin jetzt  nur  die  Urheber  einer  Koalition, 
sofern  sie  gewaltsame  oder  betrügerische 
Mittel  anwenden.  Emile  OlliAier,  der  da- 
malige Berichterstatter,  fasste  die  Koalition 
als  eine  Verständigimg  zwischen  mehrei-en 
Personen  auf,  um  gemeinschaftlich  ein  Recht 


ja  sogar  die  Wiederein fülirung  der  Prügel- 
strafe verlangten  1).  Dass  der  §  183  durch 
das  in  den  Artt  29  und  30  der  mittler- 
weile erlangten  Verfassung  zugestandene 
freie  Versammlungs-  und  Vei-einsrecht  hin- 
fällig geworden  war,  blieb  unberiicksichtigt. 
Unter  dem  Eindrucke  dieser  Petitionen  trat 
im  Winter  von  1853  auf  1854  die  Staats- 
regierung mit  einer  Vorlage  auf,  welche 
vorschlug,   die   betreffenden  Bestimunuigen 


auszuüben,  das  jedem  einzelnen  unbestritten  der  Gewerbeordnung  durch  ein  besonderes 
zustehe.  Die  Behauptung,  dass  eine  Koali-  1  Gesetz  auch  gegen  die  ländUchen  Arl^eiter 
tion  stets  durch  Gewaltthat  oder  trügerische  anwendbar  zu  machen.  Die  Motive  betonton 
Vorspiegelung  ins  Werk  gesetzt  werde,  ^ies '  namentlich,  dass  diese  Ausdehnung  der  all- 


er zurück.  Käme  sie  ohne  diese  Mittel  zu 
Stande,  so  bringe  sie  keine  grössere  Be- 
schränkung der  Freiheit  des  einzelnen  mit 
sich  als  jeder  andere  Vertrag.  »Abusive 
ou  non,  juste  ou  injuste,  la  coalition  est 
permise«,  mit  diesen  Worten  schloss  er 
seinen  Voi-trag.  Mit  222  Stimmen  gegen 
30  Stimmen   wurde  nach   6tägiger  Debatte 


gemeinen  Gewerbeordnung  zum  Schutze  des 
landwirtschaftlichen  Gewerbes  von  vielen 
Gutsbesitzern  dringend  gewünscht  werde. 
Die  Vorlage  durchzubringen  wai*  nicht  leicht ; 
namentlich  in  der  zweiten  Kammer  erhob 
sich  eine  starke  Oj)position,  wie  denn  z.  B. 
der  §  3  mit  140  gegen  134  Stimmen  ange- 
nommen wurde.    Aber  es  kam  doch  zu  dem 


las  Gesetz  angenommen.  Vgl.  den  Ai*t.  I G.  v.  24.  April  1854,  das,  eigentümlich 
Gesellen  verbände  oben  Bd.  IV  S.  195  ff.  j  genug,  bis  auf  den  heutigen  Tag  in  Kraft 
und  Gewerkvereine  in  Frankreich  oben  i  geblieben  ist.  Es  verfügt,  dass  Gesinde  so- 
Bd.  IV  S.  687  ff.  I  wie  Tagelöhner,  Instleute,  Einlieger,  Katen- 

,     r\'  •    1   :i     ^    1       .M       X      le^ite  u.  dgl.  m.,  die  sich  hartnäckigen  Un- 

4.  Die  preussisch-dentsche  (^esetz-  ,,^^^  ^^^^^r  Widei-spenstigkeit  gegen  die 
gebung.  In  der  preussischen  Gewerbeonl-  ßefehh.  dßr  Herrschaft  oder  der  7.1,  ihrer 
nung  von  184ü  haben  noch  die  alten  Koali 


Befehle  der  Herrschaft  oder  der  zu  ihrer 
Aufsicht  bestellten  Personen  zu  Schulden 
kommen  lassen,  Geldstrafe  bis  zu  5  Thalern 
oder  Gefängnis  bis  zu  3  Tagen  verwirkt 
haben.  Und  weiter  wei-den  diese  genannten 
Personen,    Schiffsknechte    und    Dienstleute, 


tionsverbote  der  älteren  Zeit  Aufnahme  ge- 
funden. §  181  bedrohte  die  Arbeitgeber, 
die  Koalitionen  veranlassen  würden,  um  *ihre 
Gehilfen,  Gesellen  oder  Arbeiter  oder  die 
Obrigkeit  zu  gewissen  Handlungen  oder  Zu- 
geständnissen zu  bestimmen«,  mit  Gefängnis 
bis  zu  einem  Jahre,  und  die  gleiche  Strafe!  ^)  Eine  klassische  Petition  jener  Tage  klagte: 
stand  nach  §  182  für  Arbeitnehmer  in  Aus- ! ,. Selten  kommt  die  PrVigelstrafe  noch  zur  An- 
sic-ht,  die  durch  Verabredung  einer  Einstel-  wendung.  Das  Gesinde,  welches  eine  solche 
lung  oder  Verliinderung  der  Arbeit  die"» Ge-  h'^^^^i^*"^'  ist  jederzeit  auch  widerspenstig,  und 
werbetreibenden   selbst   oder   die  Obrigkeit  M^^«^  P^^^^^^l^^^«  ^^*^^™"^^^  dann  den  Ausschlag 

-..     : TT       11  1         rr  9..     ■,    .  e^ebeii-     Ahe-esehPii  davon,  dass  dips«»«*  Strafvpr- 


unter  Fabrikarbeitern,  Gesellen,  Gehilfen  unmöglich  sein,  diese  Strafe  nur  vorschrifts- 
oder  Lehrlingen  bei  hohen  Strafen  unter- 1  massig  auszuüben ;  nur  zu  leicht  kann  ganz 
sagt  (§  183)  und  wurde  eigenmächtiges  Ver-  |  gegen  die  Absicht  des  Herrn  ein  unglücklicher 
lassen  der  Arbeit  sowie  grober  Ungehorsam  1  ^"^^hl^g  eine  andere  Stelle  verletzen  und  dem- 
oder  behan-liche  Widerspenstigkeit  mit  Geld-  1  f^^*^^'"  unschuldiger  weise  für  Körperver- 
^  ^  1  letzung  euie  Gefängnisstrafe  zuziehen.'* 
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welche  die  Arbeitgeber   oder   die  Obrigkeit 
z\i    gewissen  Handlungen   oder  Zugeständ- 
nissen dadurch  zu  bestimmen  suchen,  dass 
sie  die  Einstellung  der  Arbeit  oder  die  Ver- 
hinderiuig    derselben    bei     einzelnen     oder 
mehreren  Arbeitgebern  verabreden   oder  zu 
einer  solchen  Verabredung  andere  auffordern, 
mit  einer  Gefängnisstrafe  bis  zu  einem  Jahre 
bestraft.    Stimmt  somit  das  gegen  die  länd- 
lichen   Arbeiter   gerichtete  Koalitionsverbot 
mit  dem   gegen   die  gewerbhchen  Arbeiter 
überein,   so  weicht   es   in   einer  Beziehung 
doch  von  ihm  ab.    Es  verfolgt  nämüch  die 
Koalitionen  der  Ai'beitgeber  nicht,  während 
die  Gewerbeordnung  diese  gleichfalls  unter- 
sagt.     An   sich   mag  dieses  Verbot  wenig 
praktischen  Wert   haben,  aber  es  ist  doch, 
wenn   die  Gleichheit  vor   dem  Gesetz   auf- 
recht erhalten  werden  soll,  die  unentbehr- 
liche Konsequenz.    Dass  Verabredungen  der 
Gutsbesitzer   über  den   zu   zahlenden  Lohn 
auf   den  Kreistagen  wirklich   vorgekommen 
seien,  wurde  von  einem  der  Redner  in  den 
Land  tags  Verhandlungen  von  1854  behauptet. 
Einige  Jahre  später,  als  der  Entwurf  zu 
einem  Gesetze  tiber  die  Aufsicht  der  Berg- 
behörden, über  den  Bergbau  und  das  Ver- 
hältnis der  Berg-  und  Hüttenarbeiter   ein- 
febracht  wurde,  hielt  man  es  für  nötig,  auch 
ier    des    Koalitionsverbotes    besonders    zu 
gedenken.    In  den  §§  16—18  des  G.  v.  21. 
Mai  1860  ist  es  enthalten,  obwohl  die  Ver- 
treter der  bergbautreibenden  Gegenden  im 
Landtage  Widerspruch  erhoben. 

So  wie  in  Preussen  verhielt  man  sich 
auch  5n  anderen  deutschen  Staaten  zum 
Koalitionsrecht  ablehnend.  In  Hannover 
erklärte  §  133  der  Gewerbeordnung  vom  1. 
Augiist  1847,  dass  Teilnahme  an  Gesellen- 
veÄindungen,  ruhestörende  Unternehmungen 
der  Gesellen  u.  dgl.  m.  nach  dem  Polizei- 
gesetz zu  ahnden  seien,  und  dieses  bedrohte 
in  §  57  mit  Gefängnis  bis  zu  4  Wochen 
oder  Geldbussen  bis  zu  50  Thalern  die  Fa- 
brikanten, Schiffer,  Handwerker,  Handwerks- 
gesellen und  sonstigen  Arbeiter,  welche,  um 
Forderungen  durchzusetzen,  die  Einstellung 
ihres  Gewerbes  oder  ihrer  Arbeit  verabreden, 
dazu  auffordern  oder  damit  bedrohen. 

Desgleichen  verbot  die  württember- 
gische Gewerbeordnung  vom  12.  Februar 
1862,  die  bis  zum  Erlass  der  Gewerbeord- 
nung des  norddeutschen  Bundes  für  die 
liberalste  in  Deutschland  galt,  in  den  Artt. 
46  und  47  die  Koalitionen  der  Arbeitgeber 
und  Arbeiter.  Zunächst  war  es  nach  dem 
Wortlaute  freUich  auf  die  Bestrafung  des 
Kontraktbruches  und  der  Arbeitseinstellung 
abgesehen.    Der  Art.  47  lautete: 

„Gewerbej^ehilfen,  welche  die  Gewerbein- 
haber zu  gewissen  Handlungen  oder  Zugeständ- 
nissen dadnrch  zu  nötigen  suchen,  dass  sie  die 
Einstellung  der  Arbeit  oder  die  Verhinderung 


derselben  bei  einzelnen  oder  mehreren  Gewerbe- 
treibenden verabreden,  sollen,  falls  die  Ausfüh- 
rung der  Verabredung  begonnen  worden  ist, 
mit  Arreststrafe  bis  zu  4  Wochen  oder  einer 
Geldstrafe  bis  zu  30  Gulden  bestraft  werden." 

Damit  war  indirekt  jede  Koalition  un- 
möglich gemacht,  denn  es  hätte  gegen  die 
Arbeiter,  die  im  Wege  der  Verabredung  sich 
denjenigen  Lohn  zu  verschaffen  suchen 
wollten,  der  ihnen  nach  ihrer  Ansicht  ge- 
bührte, eingeschritten  werden  können. 

Der  erste  deutsche  Staat,  der  die  Koali- 
tionsfreilieit  einräumte,  war  Sachsen.  Das 
Gewerbegesetz  vom  15.  Oktober  1861  ver- 
fügt in  §  73: 

„Verabredungen  von  Arbeitern  zur  Erzwin- 
gung höherer  Löhne,  kürzerer  Arbeitszeit  etc. 
sind  für  die  Teilnehmer  nicht  verbindlich." 

Xur  die  Anwendung  physischer  oder 
moi'ali scher  Zwangsmittel  gegen  solche,  die 
den  Verabredungen  nicht  beitreten  wollen, 
-^Hirde  mit  Strafe  bedroht. 

In  Preussen  fing,  soweit  bekannt,  die 
Kritik  des  Koalitionsverbotes  seit  den  60  er 
Jahren  sich  zu  regen  an.  Im  Jahre  1861 
brachte  Schulze-Delitzsch  im  Abgeordneten- 
hause Resolutionen  ein,  die  die  gesamten 
Gewerbeverhältnisse  im  Zusammenhange  neu 
zu  regeln  anstrebten  und  der  Regierung  ge- 
wissermassen  als  Norm  dienen  sollten,  wie 
sie  die  einschlagende  Gesetzgebunff  für  die 
Zukunft  behandeln  möchte.  In  der  Folge 
wurden  diese  Resolutionen  von  der  Kom- 
mission für  Handel  und  Gewerbe  zur  Auf- 
stellung eines  Gesetzesvorschlages  benutzt, 
der,  freier  gehalten,  die  Gewerbegesetz- 
gebung der  Jahre  1845  und  1849  ersetzen 
sollte.  In  ihm  war  die  Beseitigung  des 
Koalitionsverbotes  vorgeschlagen,  weü  es  die 
Arbeiter  verhindere,  den  Lohn  in  ihrem  In- 
teresse zu  regulieren,  und  als  Specialgesetz 
eine  Beleidigung  des  Arbeiterstandes  als 
solchen  sei.  Indes  war  die  Staatsregierung 
zu  dieser  Zeit  wenig  geneigt,  darauf  einzu- 
gehen, und  in  den  Beratimgen  der  Kommission 
n.863)  lehnte  ihr  Vertreter  den  Vorschlag 
damit  ab,  dass  die  arbeitenden  Klassen  selbst 
die  Aufhebung  des  Verbotes  noch  gar  nicht 
begehrt  hätten.  Als  dies  bekannt  wurde, 
beeilten  sich  fortschrittliche  Politiker,  die 
Arbeitervereine  zur  Einsendung  diesbezüg- 
licher Petitionen  zu  veranlassen.  In  Berlin 
hielt  der  Abgeordnete  Faucher  in  einem  Ar- 
beitervereine euien  Vortrag,  in  dem  wahr- 
scheinlich in  Deutschland  das  Koalitionsrecht 
zum  ersten  Male  öffentlich  erwähnt  wurde. 
Weni^  später  bemächtigten  sich  dann  die 
sozialistischen  ScluriftsteUer  des  Themas  und 
suchten  es  agitatorisch  zu  verwerten. 

Der  erwähnte  Entwurf  zu  einem  neuen 
Gewerbegesetze  wurde  im  Landtage  nicht 
erörtert :  aber  mittlerweile  erfolgte  in  Frank- 
reich 1864  die  Aufhebung  des  Koalitions- 
verbotes und  verfehlte   nicht,  die  Aiifmerk- 
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samkeit  auf  sich  zu  ziehen.  In  einer  Bro- 
schüre wui*den  die  französischen  Kamraer- 
verhandlungen  von  Friedrich  Hörn  auszugs- 
weise wiedergegeben  und  daran  die  Nutz- 
anwendung für  die  preussische  Gesetzge- 
bung geknüpft.  Er  kam  zu  dem  Schluss, 
dass  die  preussischen  Verbote  veraltet  seien, 
als  Ausnahmegesetze  zu  beseitigen  wären 
und  für  die  strafbaren  Handlungen,  die  sich 
an  Koalitionen  und  Arbeitseinstellungen 
knüpfen  könnten,  die  Bestimmungen  des 
Strafgesetzbuches  ausreichten.  Fast  gleich- 
zeitig stellte  Schulze-Delitzsch  im  Abgeord- 
netenhause den  Antrag,  die  §§  181 — 184  der 
Gewerbeordnung  von  1845  und  der  §§16 
bis  18  des  Berggesetzes  von  1S60  aiifzu- 
heben.  In  den  Beratungen  darüber  —  am 
11.,  14.  und  15.  Febniai-  1865  —  erklärte 
sich  die  Regierung  nunmeiir  im  Princip  ein- 
verstanden. Sie  gab  durch  ihren  Vertreter 
der  Ueberzeugung  Ausdruck,  dass  die  be- 
stehenden gesetzlichen  Bestimmungen  über 
das  Koalitionsrecht  der  Arbeitgeber  und  der 
Arbeiter  einer  Aenderung  im  Sinne  des  Ge- 
setzentwurfes bedürften.  Zur  Begutachtimg 
der  Frage  und  namentlich  auch  zur  Erwä- 
gung der  Mittel,  durch  die  die  Lage  der 
arbeitenden  Klassen  zu  verbessern  wären, 
kündigte  sie  die  Einberufung  einer  Kom- 
mission an,  die  aus  Mitgliedern  beider  Häuser 
des  Landtages  und  Sachvei-ständigen  aus 
den  Kreisen  der  Arbeitgeber  und  Ai'beiter 
gebildet  werden  sollte.  Wirklich  tagte  ein 
solcher  Ausschuss  später  in  Berlin  und 
sprach  sich  in  der  Mehrheit  durcliaus  für 
Aufhebung  der  Koalitionsverbote  aus. 

Im  Abgeordnetenhause  wiu-de  der  Schulze- 
sche Antrag  mit  grosser  Majorität  ange- 
nommen. Im  Grmide  drängten  alle  Par- 
teien, der  Fortschritt,  die  Konservativen  und 
das  Centrura  auf  die  Aufhebung  der  das 
Koalitionsi-echt  betreffenden  Beschränkungen. 
Wenn  konservative  Redner  dagegen  sprachen, 
so  geschah  es  mehr  deshalb,  weil  sie  die 
Regelung  des  Koalition brechtes  im  Zusam- 
menhang mit  einer  Regelung  des  Vereins- 
rechtes der  Arbeiter  überhaupt  vorgenommen 
zu  sehen  wünschten,  damit  »der  Arl)eiter- 
stand  als  solcher  die  ihm  gebührende  Stel- 
lung innerhalb  des  Staatsverbandes  einzu- 
nehmen und  seine  eigenen  Interessen  selb- 
ständig zu  handhaben  und  zu  verbieten*  ver- 
möge. Die  Ablehnung  des  vom  Abgeord- 
neten Becker  gestellten  Amendements,  das 
Koalitionsverbot  auch  für  die  ländlichen  Ar- 
beiter zu  beseitiget!,  ist  nm*  auf  einen  Zu- 
fall in  der  Abstimmung  zuiiick zuführen. 

Den  Standpunkt  der  Konservativen  schien 
die  Regierung  nicht  zu  teilen.  Denn  sie 
legte  am  10.  Februar  1866  dem  Landtage 
den  Entwurf  eines  Gesetzes  betreffend  die 
Verabredungen  von  Arbeitseinstellungen  vor, 
der  das  Koalitionsverbot   im  alle  Arbeiter 


ohne  Ausnahme  aufhob.  Leider  kam  dieses 
Gesetz  nicht  zum  Austrage,  und  so  geschah  es, 
dass  im  ersten  Reichstage  des  norddeutschen 
Bundes  Schulze-Delitzsch  und  Becker-Dort- 
mund den  Antrag  auf  Beseitigimg  des  Koa- 
litionsverbots stellten. 

„Alle  Verbote  mid  Strafbestimmuiififeii  g^egt-a 
Arbeitgeber  und  Arbeiter  sämtlicher  Gewerbs- 
zweige  —  einschliesslich  der  Landwirtschaft, 
des  Berg-  und  Hüttenbetriebes,  der  Stromschiff- 
fahrt, des  Gesinde-  und  Tagelohndienstes  — 
wegen  X'erabredungen  und  Vereinigungen  zum 
Behufe  der  Erlangung  günstiger  Lohn-  und 
Arbeitsbedingungen,  insbesondere  mittelst  Ein- 
stellung der  Arbeit  oder  Entlassimg  der  Ar- 
beiter, werden  aufgehoben**   —  so  lautete  §  1. 

In  der  Beratung,  die  am  14.  Oktober 
1867  begann,  erklärte  Schulze-Delitzsch  das 
Koalitionsrecht  als  ein  Natiu:-  und  Grund- 
recht, mit  dem  der  Staat  nicht  brechen 
könne,  ohne  mit  seiner  eigenen  Existenz- 
fähigkeit zu  brechen.  Waldeck  bezeichnete 
die  Koalitionsfreiheit  als  die  ^^ganz  gewöhn- 
liche Freiheit  des  Menschen«,  die  Freiheit 
des  Bürgers,  welche  die  Verfassung  garan- 
tiere und  die  auch  dem  Arbeiter  zu  teil 
Averden  müsse.  Selbst  von  konservativer 
Seite  wurde  anerkannt,  dass  nach  der  Be- 
willigung des  Vereinsreohtes  es  unzulässig 
sei,  dem  Arbeiterstande  denjenigen  Teil  des- 
selben vorenthalten  zu  wollen,  der  allein 
für  ihn  ein  wertvoller  sei.  Die  Koalitions- 
freiheit sollte  also  ein  verfassungsmässiges 
Recht  werden  und  ihre  Anerkennung  die 
Beseitigung  einer  Rechtsungleichheit  der 
Arbeiter  bedeuten.  Eine  Aenderung  erfuhr 
der  Antrag  darin,  dass  für  die  Seeschiff alirt 
imd  den  Gesindedienst  das  Verbot  bestehen 
bleiben  sollte.  Für  die  ei-stere  schien  die 
Freiheit  zu  gefälirlich,  und  bei  dem  letzteren 
hielt  man  die  Ausnahme  für  begründet,  weil 
die  Lohnverhältnisse  sich  nach  wesentlich 
anderen  Gesichtspunkten  als  der  allgemeine 
Arbeitslohn  reguliere  sowie  das  ganze  Ver- 
hältnis der  Dienstboten  nicht  dazu  geeignet 
sei,  diu'ch  eine  Koalition  alteriei-t  zu  wer- 
den i).  In  dieser  Fassung  wurde  der  Ent- 
wurf am  19.  Oktober  angenommen.  Der 
Voi-schlag  der  konservativen  Partei,  die  Er- 
ledigung dieser  Angelegenheit  bis  zu  der 
erwarteten  Reform  der  Ge Werbegesetzgebung 
zu  vertagen  und  den  Bundeskanzler  zu  er- 
suchen, bei  dieser  Reform  auf  die  Beseiti- 
gimg des  Koalitionsverbots  Rücksicht  zu 
nehmen,  wurde  abgelehnt. 

In  der  folgenden  Session  —  1868  —  ge- 
langte die  Vorlage  zu  einer  Gewerbeord- 
nung für  den  norddeutschen  Bund  an  den 
Reichstag.      In   ihr   nahm  die  Fassung  des 


*)  Nach  einer  anderen  Kichtimg  wurde  der 
Entwurf  dahin  erweitert,  dass  kein  Arbeitgeber 
in  Bezug  auf  die  Zahl  der  zu  haltenden  Hilfs- 
personen beschränkt  sein  sollte. 
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§  169  auf  die  Gesichtspunkte  Rücksicht,  die 
l>ei  der  Annahme  des  Gesetzes  über  die 
Koalitionsfreiheit  im  vorigen  Jahre  für  den 
Heichstag  massgebend  gewesen  waren.  Doch 
^"urde  allerdings  die  Ausdehnung  jener  Be- 
stimmungen auf  andere  als  gewerbliche  Ar- 
beiter an  dieser  Stelle  nicht  für  zulässig  er- 
achtet, weil  sie  ohne  Berücksichtigung  des 
Zusammenhanges  der  hier  in  Rede  stehenden 
A'orschrifteu  mit  den  übrigen,  die  Verhält- 
nisse dieser  Arbeiter  betreffenden  Gesetz- 
gebung über  den  Kreis  des  vorgelegten  Ge- 
setzes hinausgegiüffen  haben  würde.  Be- 
Ivanntlich  kam  es  in  jener  Session  nicht  zur 
Diskussion  über  den  vollständigen  Entwurf, 
tmd  in  dem  kurzen  sogenannten  Notgewerbe- 
g^setz  schien  es  nicht  möglich,  der  Koali- 
tionsfreiheit besonders  zu  gedenken. 

So  blieb  es  der  Gew.-O.  v.  21.  Juni  1869 
vorbehalten,  sie  einzuführen.  Im  Entwiu^ 
beseitigten  die  §§  168  und  169  die  bestehen- 
den Koalitionsbeschränkungen  für  die  ge- 
werblichen Unternehmer  und  Arbeiter,  und 
mit  Freuden  begrüsste  bei  der  am  17.  März 
beginnenden  Debatte  der  erste  Redner,  der 
Abgeordnete  Schweitzer,  gerade  diese  Neue- 
rung, die  »das  Recht  der  Arbeiter,  beliebig 
zusammenzutreten  und  ihre  Forderung  in 
Lohnsachen  und  sonstigen  Beziehungen  zu 
erheben«,  brachte.  Dagegen  blieb  der  staat- 
liche Schutz  den  Koalitionen  vorenthalten, 
imd  der  im  Interesse  der  Freiheit  notwen- 
dige Schutz  gegen  den  Missbrauch,  die  freie 
EntSchliessung  durch  Drohungen  und  An- 
massung  vor  Gewalt  zu  beeinträchtigen, 
wurde  in  einer  Strafbestimmung  gesucht. 
Die  Koalitionsfreiheit  der  Bergarbeiter  wurde 
durch  §  170  ausgesprochen,  und  so  blieb 
nur  das  Verbot  für  die  ländlichen  Arbeiter 
bestehen.  In  der  Diskussion,  die  von  keiner 
Seite  gegen  den  Grundsatz  der  Koalitions- 
freiheit etwas  vorbrachte,  wurde  von  der 
Fortschrittspartei  die  Aufnahme  von  Straf- 
bestiramungen  für  Ausschreitungen,  die  mög- 
lichei-weise  bei  Koalitionen  vorkommen 
köntiten,  bemängelt.  Man  meinte,  dass  solche 
FäUe  nach  dem  allgemeinen  Strafrecht  be- 
urteilt werden  müssten.  Die  in  dem  Ent- 
wurf specifizierten  Verbrechen  und  Ver- 
gehen kämen  nicht  bloss  bei  der  Arbeitsein- 
stellung, sondern  bei  vielen  anderen  Gelegen- 
heiten ebenso  gut  vor  und  seien  in  den 
Kriminalgesetzgebungen  mit  Strafe  belegt. 
Indes  entschied  die  Mehrheit  dahin,  dass 
die  Strafbestimmimg  ein  notwendiges  Kor- 
relat der  im  vorliergehenden  Paragraphen  ein- 
geräumten Freiheit  sei.  Von  liberaler  Seite 
—  Lasker  und  Meyer  —  wurde  der  Ver- 
such gemacht,  die  Koalitionsfreiheit  für  die 
Gesamtheit  der  Arbeiter  zu  erlangen.  Zu- 
nächst fand  der  darauf,  bezügliche  Antrag 
auch  die  Mehrheit,  mit  der  von  konserva- 
tiver Seite  begründeten  Einschränkung,  dass 


es  für  den  Gesindedieust  und  die  auf  einen 
Zeitraum  von  mindestens  einem  Jahre  oder 
gegen  dreimonatliche  Kündigung  verti'ags- 
mässig  angenommenen  Arbeiter  bei  den  be- 
züglichen Bestimmungen  der  Landesgesetze 
sein  Bewenden  haben  sollte.  Bei  der  dritten 
Beratung  aber  liess  man  diese  Fassung  wie- 
der fallen  und  gab  dem  §  168  —  in  der 
späteren  Redaktion  §  152  —  den  Wortlaut, 
den  er  zur  Zeit  aufweist,  d.  h.  den  ursprüng- 
lichen Inhalt  des  Regierungsentwurfes, 
niu-  in  etwas  schärferer  Form.  Man 
that  dies,  weil  man  meinte,  dass  es  sich 
wohl  empfehle,  für  alle  Klassen  der  Arbeiter 
und  Arbeitgeber,  soweit  die  Gewerbeord- 
nung sich  mit  ihnen  zu  beschäftigen  hat, 
die  bestehenden  Schranken  aufzuheben,  die 
I  Frage  aber,  inwieweit  die  Emancipation  sich 
auf  andere  Klassen  von  Arbeitern  erstrecken 
1  soll,  mit  denen  die  Gewerbeordnung  sich 
nicht  zu  befassen  hat,  einer  anderen  Zeit 
I  vorbehalten  bleiben  sollte.  Diese  hat  man 
noch  immer  nicht  für  gekommen  erachtet. 
5.  Beurteilung  der  heutigen  Zustände 
und  weitere  Ausbildung  des  Koalitions- 
rechts. Ueber  die  Handhabung  des  Koali- 
tionsrechts wird  in  Deutschland  vielfach 
geklagt.  Man  wirft  der  Polizei  vor,  durch 
verschiedene  Massnahmen  die  offiziell  zu- 
gestandene Freiheit  illusorisch  zu  machen, 
den  Gerichten,  in  ihren  Urteilen  Unternehmer 
und  Arbeiter  nicht  gleich  zu  behandeln. 
Insbesondere  hat  die  vom  Arbeiterstandpunkt 
aus  verfasste  Schrift  Legiens  sich  bemüht, 
nachzuweisen,  dass  in  Deutschland  das 
Koalitionsrecht  nur  Schein  sei.  Eine  der- 
artige Behauptung  geht  gewiss  zu  weit. 
Gleichwohl  kann  man  auf  der  anderen  Seite, 
wenn  man  sie  auch  ablehnt,  nicht  sagen, 
dass  wir  ein  bereits  ausreichendes  Koalitions- 
recht haben.  Der  Schutz,  den  die  Gewerbe- 
ordnung den  Koalitionen  gegen  landes- 
gesetzliche Verbote  und  Strafbestimmungen 
angedeihen  lässt,  kommt  nur  in  jenen  Fällen 
zm-  Geltung,  die  günstige  Lohn-  und  Ar- 
beitsbedingungen herbeifühi-en  wollen.  Er 
I  beruht  auf  dem  §  152  der  Gew.-O.  Und 
jes  erstreckt  sich  der  Schutz  weiter  noch 
auf  solche  beabsichtigte  Veränderungen  der 
I  Arbeits-  und  Lohnbedingungen,  die  sich  auf 
;  bestimmte  Arbeitsverhältnisse  in  einem  be- 
I  stimmten  Gewerbszweig  an  einem  bestimm- 
j  teh  Orte  beziehen.  Es  ist  zwar  zweifelhaft, 
1  ob  diese  Auslegung  des  §  152  richtig  ist 
(Loewenfeld),  aber  sie  entspricht  jedenfalls 
der  ständigen  gerichtlichen  und  verwaltungs- 
rechtlichen Praxis.  Alle  Vereinigungen  und 
Verabredungen  also,  die  eine  andere  Ein- 
wirkung als  die  im  §  152  vorgesehene  auf 
die  Arbeits-  und  Lohnverhältnisse  bezwecken, 
sowie  die  über  die  »konkreten«  Arbeits- 
verträge liinausgehenden ,  etwa  eine  Ver- 
besserung der  Lage  der  Arbeiter  überhaupt 
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beabsichtigenden,  entbehren  des  Schutzes. 
Sie  sind  zwar  nach  Reichsrccht  nicht  ver- 
boten und  nicht  strafbar;  aber  sie  unter- 
liegen landesgesetzlichen  Verboten  und  Straf- 
bestimmungen. Es  ist  nun  aber  gewiss, 
dass  die  Erzielung  günstiger  Lohn-  und 
Ai*beitsbedinginigen  nur  einen  Teil  der  Auf- 
gaben bildet,  die  die  Arbeiterkoalitionen  sich 
stellen,  sowie  dass  die  Erörtening  der  kon- 
kreten Lohn-  und  Arbeitsbedingimgen  sich 
von  den  allgemeinen  Bedingungen  des  ge- 
samten Industriezweigs  nicht  trennen 
lässt.  Trotz  des  Rechtssatzes,  dass  Reichs- 
recht dem  Landesrecht  vorangeht,  sind  die 
Arbeiter  übel  daran,  wenn  sie  bei  ihren 
Koalitionen  nicht  innerhalb  der  engen 
Gi-enzen  bleiben,  die  nach  §  152  der  Gew.-O. 
Schutz  gegen  die  Landesgesetzgebung  ge- 
währleisten. Diese  aber  ist  gerade  in  der 
Frage  der  Yereinsf reiheit  nicht  nur 
sehr  verschieden,  sondern  auch  vielfach  so 
gestaltet,  dass  die  Tendenz  auf  Unter- 
drückung derselben  sich  bemerklich  macht. 
Je  geringer  die  Freiheit  des  Yereins- 
wesens  ist,  desto  schwerer  ist  es  für  die 
Arbeiter,  die  Anerkennung  ihres  Koalitions- 
rechtes zu  erringen.  Für  die  Existenz  aller 
Arbeitervereine,  deren  Mannigfaltigkeit  in 
Deutschland  sehr  gross  ist,  besteht  eine 
nicht  wegzuleugnende  Rechtsunsicherheit. 
Sofern  sie  wirtschaftliche  Zwecke  verfolgen, 
sofern  sie  Handelsgesellschaften,  Gesell- 
schaften mit  beschränkter  Haftung,  Kolonial- 
gesellschaften u.  dergl.  m.  sind,  haben 
Landesgesetze  die  für  sie  geltenden  beson- 
deren Normen  aufgestellt.  Diejenigen  Ver- 
eine aber,  die  allein  oder  neben  einem  wirt- 
schaftlichen Zweck  gesellige,  religiöse, 
wissenschaftliche,  sittliche,  sozialpolitische 
u.  dergl.  m.  Zwecke  verfolgen,  können  Kor- 
poration srechte  in  den  meisten  deutschen 
Staaten  nur  durch  staatliche  Verleihung 
erhalten.  Eine  solche  Verleihung  aus- 
zuwirken, ist  sehr  schwer,  weil  die  Re- 
gienmgen  entweder  mit  den  Bestrebungen 
des  Vereins  nicht  einverstanden  sind  oder 
sich  vor  der  Verantwortlichkeit  scheuen, 
die  sie  für  den  privilegierten  Verein  zu 
übernehmen  scheinen.  Demnach  stehen  die 
Arbeiterverbände  sozusagen  in  der  Luft,  die 
Mitglieder  haften  persönlich  für  alle  Schulden ; 
sie  haben  kein  Vermögen,  keine  Prozess- 
fähigkeit u.  detgl.  m. 

Nur  in  Bayern  können  Arbeitervereine 
die  Rechtsfähigkeit  erwerben.  Nach  dem 
Gesetze  von  1869  nämlich  können  Vereine, 
die  keinen  wirtschaftlichen  Geschäftsbetrieb 
bezwecken,  dadurch  Vermögensfähigkeit  er- 
werben ,  dass  sie  in  ihre  Statuten  die  ge- 
setzlichen Normativbestimmungen  aufnehmen 
und  diese  in  das  Vereinsregister  beim  Land- 
gericht eintragen  lassen.  Wirklich  haben 
Arbeiter-   und   Gewerkvereine    von   diesem 


1  Gesetze  wenig  Gebrauch  gemacht,  weil  die 
j  bayerischen  Gerichte  auch  Vereine,  die  kein** 
j  Rechtsfähigkeit  besitzen,  zur  Prozessfülininir 
I  zulassen. 

I  Mit  der  Herrschaft  des  Bürgerlichen  Ge- 
setzbuches wertlen  die  ArbeiteiTei*eine  nur 
wenig  besser  gestellt  sein.  Vereine,  welche 
keinen  wirtscliaftlichen,  sondern  die  früher 
erwähnten  idealen  Zwecke  verfolgen,  müssen, 
um  rechtskräftig  zu  werden,  in  besondere 
Register  bei  den  Amtsgerichten  eingetragen 
werden.  Doch  haben  die  Verwaltunirs- 
behörden  ein  Einspruchsrecht  dagegen.  I)ie- 
sell>en  sind  von  der  Anmeldung  zu  unter- 
richten und  sie  können  Einsprüche  geltend 
machen,  wenn  der  Verein  nach  dem  öffent- 
lichen Vereinsrecht  unerlaubt  ist  oder  ver- 
boten worden  war  oder  wenn  er  einen 
politischen,  sozialpolitischen  oder  religiösen 
Zweck  verfolgt.  Nach  der  bekannten  Er- 
klänmg  des  Staatssekretärs  des  Reichs- 
justizamts ist  es  durchaus  unwahrscheinlich, 
dass  politische  oder  sozialpolitische  Vereine 
in  Zukunft  melir  als  bisher  Rechtsfähigkeit 
erlangen  werden.  Jene  Erklärung  ging  da- 
hin, dass  die  Verleihung  der  Rechtsfähigkeit 
an  Vereine  eine  Stärkung  ihrer  Oi^nisatiou 
bedeute.  Da  es  nun  unzweifelhaft  Vereine 
gebe,  deren  Zweck  und  Thätigkeit  sich  gegen 
die  öffentlichen  Interessen,  wie  die  ße- 
gienmgen  sie  zu  schützen  hätten,  richteten, 
so  könnte  man  diese  nicht  noch  mit  den 
Mitteln  staatlicher  Gesetzgebimg  stärken. 

Nun  ist  es  freilich  möglich,  dass  unter 
der  Herrschaft  des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs 
auch  den  Vereinen,  die  keine  Rechtsfähigkeit 
erlangen  konnten,  eine  gesicherte  Rechts- 
stellung gegeben  und  eine  ihren  Zwecken 
entsprechende  Wirksamkeit  ermögliclit  weixle. 
Dies  durch  die  Anwendung  der  Vorschriften 
über  Gesellschaften.  Aber  es  werden  damit 
nicht  alle  praktischen  Vorteile,  welche  die 
Rechtsfähigkeit  gewährt,  erreicht,  und  es 
muss  das  Vereinsstatut  immerhin  in  etwas 
künstlicher  Weise  geordnet  sein.  Vor  allen 
Dingen  aber  bliebe  das  eine  doch  bestehen, 
dass  die  Gleichberechtigimg  der  Arbeiter- 
vereine in  Frage  gezogen  würde.  Das  aber 
wird  auf  die  Dauer  nicht  nur  in  der  Arbeiter- 
welt, sondern  in  allen  biüi^  denkenden 
Kreisen  als  eine  Ungerechtigkeit  empfunden 
werden. 

Nicht  minder  drückt  in  den  heutigen 
Zuständen  das  thatsächliche  Verhalten  der 
Unternehmer  den  Vereinen  gegenüber.  Seit 
die  Gesetzgebung  die  früheren  Koalitious- 
verbote  aufgegeben  hat,  sind  derartige  Ver- 
einigungen als  erlaubt  anzusehen.  Aber 
doch  kann  man  es  den  Unternehmern  nicht 
verwehren,  Arbeiter,  die  ihnen  angehören, 
zu  massregeln..  Sie  schliessen  sie  durch 
Nichtanstellung  oder  auf  dem  Wege  ord- 
nungsmässiger  Kündigung  von  iluen  Anlagen 
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aus.  Sie  thun  dies,  weil  sie  eben  wissen, 
dass  die  Regierungen  die  Arbeitervereine 
auch  nicht  gerne  sehen  und  sich  mit  den 
Unternehmern  zusammen  vor  derBethätigung 
ihrer  Wirksamkeit  fürchten.  Insbesondere 
muss  hier  an  die  schwarzen  Listen  er- 
innert wei-den,  durch  die  die  Unternehmer 
ein  thatsächliches  Herrschaftsrecht  ausüben, 
das  dem  Terrorismus,  den  man  bei  den 
Arbeitern  brandmarkt,  gleichkommt.  Mit 
ihrer  Hilfe  soll  es  den  Arbeitern  unter  Um- 
ständen unmöglich  gemacht  werden,  in 
nächster  Zeit  wieder  Beschäftigung  zu  finden. 
»Während  dem  Arbeiter  selbst  ein  unver- 
fängliches Zeugnis  ausgehändigt  wird,  wan- 
dert hinter  ihm  her  ein  Uriasbrief  an  den 
Verband,  der  ihn  zur  Stellenlosigkeit  ver- 
dammt« (Loewenfeld).  Sogar  Unternehmer, 
die  den  in  dieser  Weise  vorgehenden  Ver- 
bänden nicht  sich  anzuschliessen  geneigt 
sind,  werden  durch  Sperre,  Boykott,  Ver- 
rufeerklärung,  Entziehung  von  Lieferungen 
u.  s.  w.  bedrängt  (Soziale  Prajds  VIU,  S.  280, 
620).  Durch  diese  Umstände  sind  die  Ar- 
beiter aufs  äusserste  betroffen.  Sie  können 
nicht  verstehen,  dass  man  ihnen  die  Koali- 
tionsfreiheit zugesteht  und  doch  die  Ver- 
hinderung, sie  zu  benutzen,  zulässt.  Sie 
fon^n  an  zu  glauben,  dass  der  Staat  un- 
fähig sei,  sie  zu  schützen,  und  büssen  das 
Vertrauen  auf  die  Macht  des  Staates  gegen- 
über der  des  Unternehmers  ein.  Sie  schreiten 
nicht  so  oft  zur  Bildung  von  Vereinen,  als 
das  Bedürfnis  dazu  vorhanden  ist,  und  von 
Mund  zu  Mimd  geht  das  Eing^tändnis : 
Wir  können  heute  nicht  so,  wie  wir  wollen, 
weil  ein  auf  uns  lastender  ungerechtfertigter 
Druck  uns  hindert  (Jahresbericht  der  Fabrik- 
aufsichtsbeamten, 1894,  S.  276).  Um  so  eher 
aber  kann  dieser  Eindruck  entstehen,  als  die 
Koiditionen  der  Arbeitgeber  von  allen  diesen 
▼ereinsgesetzlichen  Schwierigkeiten  fast  gar 
nicht  l^troffen  werden. 

Zu  allem  diesem  kommt,  dass  die  Ge- 
werbeordnung der  Arbeiterkoalition  den 
Bechtsschutz  abspricht.  Niemand  kann  von 
seinen  Xoalitionsgenossen  belangt  werden, 
wenn  er  sich  von  der  Vereinigung,  der  er 
zuerst  zustimmte,  wieder  zurückzieht  und 
80  vielleicht  es  dieser  unmöglich  macht,  den 
beabsichtigten  Zweck  zu  erreichen.  Es 
kann  weder  auf  die  Erfüllung  solcher  Ver- 
abredungen geklagt  noch  die  Nichterfüllung 
eines  solchen  Vertrags  im  Wege  der  Ein- 
rede geltend  gemacht  werden.  Die  Arbeiter- 
koalition wird  auf  den  moralischen  Halt 
verwiesen,  indem  in  allen  Teilnehmern  das 
Bewusstsein  von  der  Notwendigkeit  des 
Zusammenstehens  rege  sein  soll.  Weiter 
aber  wird  durch  den  Schutz  der  Arbeits- 
willigen, der  in  §  153  der  Gew.-O,  zum 
Ausdruck  kommt,  das  Verbot  der  Nötigung 
zur  Teilnahme  an  Koalitionen  ausgesprochen. 


EswirddemKoalitionszwang,d.h.wenn 
durch  körperlichen  Zwang,  Drohung,  Körper- 
verletzung und  Verrufserklärung  ein  Ar- 
beiter veranlasst  werden  soll,  wider  seine 
Neigung  sich  an  den  Verabredungen  der 
Kameraden  zu  beteiligen,  entgegengetreten. 
Hierzu  hatte  der  Gesetzentwurf  vom  26.  Mai 
1899  noch  drei  weitere  unzulässige  Mittel 
gefügt,  nämlich  rechtswidrige  Wegnahme, 
Vorenthaltung  oder  Beschädigung  von  Ar- 
beitsgerät, Arbeitsmaterial,  Arbeitserzeug- 
nissen oder  Kleidungsstücken;  Bewachen 
oder  Besetzthalten  von  Wohnungen,  Arbeits- 
stätten, Wegen,  Strassen,  Plätzen,  Bahnhöfen, 
Wasserstrassen,  Hafen-  oder  sonstigen  Ver- 
kehrsanlagen oder  des  Zugangs  zu  denselben, 
soweit  das  Warten  oder  der  Aufenthalt  an 
diesen  Oertlichkeiten  oder  in  deren  Nähe 
nicht  ledighch  zu  dem  Zweck  erfolgt, 
Nachrichten  oder  Auskünfte  zu  geben  oder 
einzuziehen-  ungehöriges  und  belästigendes 
Folgen  auf  Wegen  und  Strassen. 

Ganz  gewiss  ist  der  Gedanke  richtig, 
eine  missbräuchliche  oder  gar  gemeingefähr- 
liche Anwendung  des  Koalitionsrechtes  hin- 
dern zu  wollen.  Niemals  sollte  ein  Arbeiter 
sich  veranlasst  sehen  müssen,  aus  Furcht 
vor  irgend  welchen  ihm  drohenden  Nach- 
teilen einer  Koalition  sich  anzuschliessen, 
deren  Beweggründe  er  nicht  billigt.  Der 
Arbeiter  muss  gegen  seine  eigene  Schwäche 
geschüt4  werden,  und  es  ist  ganz  richtig, 
wenn  van  der  Borght  betont,  es  sei  ein  durch- 
aus hberaler  Gedanke,  dem  einzelnen  für  die 
Fälle,  in  denen  seine  Interessen  nicht  mit 
denen  seiner  Mitarbeiter  zusammenfallen, 
die  Freiheit  des  Handelns  zu  gewährleisten. 
Fälle  des  »Rattening«  und  »Picketin^« 
werden  auch  in  England  allgemein  gemissbil- 
ligt.  unter  dem  ersteren  versteht  man  die  Weg- 
nahme, Vorenthaltung  oder  Beschädigung 
von  Handwerkszeug  und  ähnhchen  vom  Ar- 
beiter gebrauchten  Gegenständen:  unter 
letzterem  das  Strikepostenstehen,  aas  zwar 
im  allgemeinen  harnuos  ist,  aber  doch  die 
Möglichkeit  eines  Koalitionszwanges  in  sich 
scmiesst.  Und  im  übrigen  sind  in  den  mo- 
derigen Gesetzgebungen  auch  ausserdeutscher 
Länder  Fälle  strafbaren  Koalitionszwanges 
vorgesehen.  Aber  wenn  auch  solche  Aus- 
schreitungen keineswegs  beschönigt  werden 
sollen,  so  dürfte  doch  nicht  übersehen  wer- 
den, dass  sie  im  Grunde  Ausnahmen  sind. 
Nach  Legion  kamen  im  Jahre  1892  auf  je 
1000  an  Strikes  beteihgte  Personen  24,5 
wegen  Strikevergehens  Bestrafte,  im  Jahre 
1893  4,1;  1894  6,4;  1895  6,6;  1896  2; 
1897  4;  1898  3,5.  Im  ganzen  wurden  seit 
1892  bis  (1.  Oktober)  1898  auf  274001  an 
Strikes  beteiligte  Personen  921  oder  3,3®/oo 
wegen  Strikevergehens  bestraft.  Und  eben- 
so klar  ist,  dass  es  erregten,  für  eine 
Besserung  ihrer  Lage  kämpfenden  Menschen 


Handwörterbach  der  Staatswissenschaften.    Zweite  Auflage.    Y. 
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kaum  verdacht  werden  kann,  wenn  sie,  um  1  und  nur  die  Koalition  zum  Zwecke  der 
an  das  ersehnte  Ziel  zu  gelangen,  zweifelnde  I  Ijohnerhöhung  ist  nach  dem  Cod.  pen.  Artu 
oder  schwankende  Kameraden  zu  üben-eden  .  385—389  strafbar.  In  Toskana,  das  seinen 
suchen.  Wird  liierbei  das  zulässige  Mass !  eigenen  Stmfkodex  hat,  herrscht  auch  für 
ubei-schritten,  so  muss  es  selbstredend  gerügt  j  diesen  Fall  Koalitionsfreiheit, 
werden,  aber  man  kann  in  der  Strafbemessung'  In  allen  Ländern  wird  dabei  der  Koa- 
auf  die  Leidenschaft  des  Kampfes  Rücksicht  j  litionszwang  bestraft.  Belgien  setzt  (G.  v. 
nehmen.  So  wie  die  Dinge  jetzt  liegen,  j  30.  Mai  1892)  für  ihn  Gefängnis  von  1 
wird  es  in  der  Regel  die  Arbeiter  mit  Er- '  Monat  bis  zu  2  Jahren  und  Geldstrafe 
bittenmg  erfüllen,  Handlungen,  die  im  Straf-  |  von  500  Francs  oder  eine  dieser  Strafen  an. 
gesetzbuch  nicht  als  strafbare  vorkommen,  j  Oesten^icii  hat  füi*  strafbare  F^e  des 
die  täglich  von  jedermann  straflos  begangen  .  Koalition szwauges  Arrest  von  8  Tagen 
werden  können,  mit  Strafe  belegt  zu  sehen,  I  bis  zu  3  Monaten  bestimmt.  In  Holland  be- 
fall« sie  von  ihnen  behufs  Dm-chführung  1  droht  das  erwähnte  Gesetz  die  gewaltsame 
des  Koalitionszwanges  gegenüber  ihren  Käme- 'Nötigung  mit  Gefängnis  von  1  Monat 
laden  angewandt  werden.  Und  noch  ver-  j  bis  zu  2  Jahren  und  mit  Geldstrafen  von 
hängnis voller,  wenn  die  Gerichtspraxis  in  |  20  bis  800  Gulden  oder  mit  einer  dieser  Strafen. 
Fällen,  wo  von  Arbeitern  einem  Unternehmer  i  Das  italienische  Strafgesetzbuch  vom  30.  Juni 
mit  Arbeitseinstellung  »gedroht*,  wurde,  sich  1 1899  hat  im  Artikel  105,  der  sich  allgemein 
nicht  auf  die  Anwendung  des  §  153  der  i  auf  Beschränkung  oder  Hindenmg  der  Frei- 
Gewerbeordnung  beschränkte,  sondern  auch !  heit  eines  anderen  in  seinem  Gewerbe  oder 
wegen  Erpressung  bestrafte  und  die  bürger- 1  Handelsbetriebe  durch  Gewalt  oder  Drohung 
liehen  Ehrenrechte  aberkannte  (Loewenfeld).  i  bezieht,  solches  Vorgehen  mit  Gefängnis  bis 
Oder  wenn,  wie  das  im  Mai  19(X)  durch  zu  20  Monaten  und  Geldstrafe  von  100  bis 
eine  Lübecker  Verordnung  über  das  Verbot '  zu  3000  Lire  bedroht.  Im  Artikel  1G6,  der 
des    Strikepostenstehens   geschehen    ist,    in  j  die  Herbeiführung  oder  Weiterfühnmg  einer 


einem  Einzelstaat  ein  Ausnahmerecht  gegen 
Arbeiter  geschaffen  wird,  das  der  Reielis- 
gewerbeordnung  widerspriclit. 

Immerhin  wird  auch  in  Zukunft  die  Auf- 
fühnmg  der  unzulässigen  Mittel  des  Koa- 
litionszwanges in  §  153  nicht  entbehrt  wer- 


Arbeitsunterbrechung  oder  Arbeitseinstellung 
durch  Gewalt  oder  Drohung  betrifft,  ist  da- 
für Gefängnisstrafe  bis  zu  20  Monaten  vor- 
gesehen. England  kennt  bei  allen  Fällen 
sti'afbaien  Koalitionszwanges  Geldstrafe  bis 
zu  20  Pfund  Sterling  oder  Gefängnis  bis  zu 


'<len  können  und  schliesslich  auch  dagegen  1 3  Monaten,  lässt  aber  auch  Gefängis  mit 
sich  nichts  einwenden  lassen,  die  Reihe  noch  1  Zwangsarbeit  zu.  In  Schweden,  wo  ein 
um  die  im  Entwürfe  vom  26.  Mai  1899  '  Gesetz  zum  Schutz  der  Arbeits  will ig-en  vom 
erwähnten  zu  vermehren.  Nur  bedarf  es  |  Reichstage  angenommen  war,  weil  bei  Strikes 
dafür  keines  besonderen  Gesetzes  und  keiner  j  Misshand  In  ngen  vorgekommen  seien,  die  nach 
verschärften  Strafe,  und  die  notwendige  Er-  i  den  bisherigen  Bestimmungen  nicht  bestraft 
gänzung  auf  der  anderen  Seite  wäre,  dass  j  werden  können,  ist  nach  dem  Gutachten  des 
so,  wie  das  Verbindungsverbot  der  Vereine  i  Reichsgerichts  dasselbe  als  verfassungswidrig' 
gefallen  ist,  auch  die  sonstigen  Scliranken, '  erklärt  worden  und  durfte  daher  von  der 
die  der  Begründung  von  Vereinen  entgegen- 1  Krone  nicht  sanktioniert  werden.  Gleich- 
stehen, von  Reichswegen  eingerissen  werden  |  wohl  ist  der  Entwurf  doch  am  10.  Juli  1899 
und  der  Schutz  gegen  landesgesetzliche  i  vom  Könige  als  Gesetz  publiziert  worden. 
Verbote  ganz  allgemein  allen  Koalitionen  Nach  ihm  wird  schon  der  Versuch, 
zugestanden  würde ,  die  eine  Einwirkung  jemanden  durch  Gewalt  oder  Drohungen  zur 
aufArbeits- oder  Lohn  Verhältnisse  bezwecken.  Teilnahme  an  einer  Arbeitseinstellung  zu 
Man  darf  die  Hoffiumg  hegen,  dass,  wenn  zwingen  oder  jemanden  an  der  Rückkehr 
in  zeitgemässen  Reformen  die  sozialpolitische  zur  Arbeit  oder  der  üebernahme  angebotener 
Entwickelung  Deutschlands  weiter  fort- 1  Arbeit  zu  hindern,  mit  Gefängnis  bis  zu 
schreitet,  der  arbeitenden  Klasse,  sofern  sie  j  zwei  Jahren  bestraft. 

auf  Umsturz  der  bestehenden  Gesellschafts-  j  Bemerkenswert  ist,  dass  das  durch  Dekret 
Verfassung  bedacht  ist,   der  Boden   für  eine  |  vom  23.  Juni  1899   in   Belgien    eingeführte 


wirksame  Agitation  entzogen  wird.  Ko- 
alitionsverbote oder  -einschiinkungen  haben 
stets  Zustände  heraufbeschworen,  mit  denen 
die  Gesamtheit  sich  nicht  zufrieden  erklären 
konnte. 

6.  Andere  Staaten.  In  Belgien  führte 
das  G.  V.  31.  Mai  1866,  in  Oesterreich  das 
G.  V.  7.  April    1870,   in  Holland   das  G.  v 


Ausnahmegesetz  im  Artikel  4  eine  Bestim- 
mung enthält,  nach  der  Beamte,  Agenten 
und  Arbeiter  bei  Eisenbahnen,  Post,  Tele- 
gi*aph  und  in  Anstalten  zur  öffentiichen  Be- 
leuchtung mittelst  Gas  und  Eiektricität,  die 
sich  zu  einem  Ausstande  verabreden,  mit 
Haft  oder  Geldstrafe  bestraft  werden.  Diesen 
Standj)unkt  vertritt  schon  die  englische  con- 


12.  April  1872  die  Koalitionsfreiheit  ein.     In  |  spiracy  Act   von  1875,    die  den  rechtiichen 
Italien   herrscht  völlige  Associationsfreiheit,  |  Ausbau  der  Koalitionsfreiheit  zum  Abschluss 


Koalition  und  Koalitionsverbote — Körordniing 


131 


brachte.  Sie  sieht  Strafen  vor  für  den  Fall, 
class  der  Vertragsbruch  von  Personen  vor- 
genommen -^-ird,  die  im  Dienst  städtischer 
Gas-  und  Wasserleitungsbetriebe  stehen  und 
'wissen  können,  dass  die  wahrscheinliche 
Ifolge  ihres  Konti-aktbniches  das  gänzliche 
oder  erhebliche  Ausbleiben  der  Gras-  und 
Wasserzufuhr  für  die  Bewohner  der  Ort- 
schaft sein  werde.  Es  bleibe  dahingestellt, 
ob  solches  Vorgehen  zur  Nachahmung  ein- 
ladet. Getognisstrafe  für  derartige  Fälle 
der  Koalition  und  des  Kontraktbruches  würde 
doch  als  LJngleicliheit  hart  empfunden  werden. 

liilteratnr ;  Ausser  den  bei  dem  Art,  Arheiiscin- 
atellungen  oben  Bd,  I  genannten  Werken,  insb. 
den  Büchern  von  Brentano  und  Lexis ,  »ind 
zu  vergleichen :  van  der  Borght,  Die  Weiter- 
bildung des  Koalitionsrechtes  der  gewerblichen 
Arbeiter  in  Deutschland,  1899.  —  E,  Cuny, 
Der  Schutz  der  Arbeitswilligen,  1899.  — 
ütilemann,  Das  deutsche  Vereins-  und  Ver- 
sammlungsrecht, in  Arch.  f.  soz.  Ges.  10,  S.  815. 
—  Legten,  Das  Koalitionsrecht  der  deutschen 
Arbeiter  in  Theorie  und  Praxis,  1899.  —  Edg. 
Tjoening,  Das  Vereins-  und  Koalüionsrecht  der 
deutschen  Arbeiter,  in  Sehr.  d.  Ver.f.  Sozialp.  76, 
S.  275.  —  Loeivenfeld,  Kontraktbruch  und 
KooUlionsverbot,  in  Arch.  f.  soz.  Ges.  u.  Siat.  S, 
iS,  S83  —  488.  —  Derselbe,  Koalitionsrecht  und 
Strafrecht,  Arch.  f.  soz.  Ges.  I4,  S.  471—602.  — 
Wilh.  Oechelhduser  f  Soziale  Tagesfragen, 
1S89,  S.  2;! ff.  —  K,  Otdenberg,  Üeber  den 
Einfluss  des  Verkehrs  auf  die  Koalitionsgesetz- 
gebung. —  Stenographischer  Bericht 
Über  die  Verhandlungen  des  Reichstages  des 
norddeutschen  Bundes  und  des  deutschen  üeichs- 
tages  1867,  1868,  1869,  1899,  1900  und  Steno- 
graphischer Bericht  des  prcussischen  Ab- 
geordnetenhauses 1854,  1865.  —  Die  Kommentare 
zttr  Gewerbeordnung  fitr  das  Deutsche  Reich, 
namen Üi^h  der  t^on  Robert  Landma n  n , 
S,  776 ff.  —  Soziale  Praxis  in  allen  Jahrgängen. 

Wilh.  Slieda, 


Körordnnng. 

Mit  Korordnung  bezeichnet  man  die- 
jenigen Vorschriften  gesetzlicher  oder  poli- 
zeilicher Natur,  durch  welche  die  Benutzung 
von  Vatertieren  zu  Zwecken  der  Viehzucht 
geregelt  wird.  Solche  Vorschriften  bilden 
einen  der  stärksten  Eingiiffe  in  das  wirt- 
schaftliche Selbstbestinunungsrecht  der  be- 
treffenden Viehzüchter  und  sind  von  dem 
Standpimkte,  dass  das  Staatsinteresse  nichts 
wie  die  Summe  aUer  Privatinteressen  sei 
und  dass  ein  jeder  sein  eigenes  Interesse 
am  besten  erkennen  und  wahrnehmen  könne, 
schlechterdings  nicht  zu  verteidigen,  das 
Bestehenbleiben  der  Körordnungen  selbst  zu 
den  Zeiten,  als  das  laissez  faire  fast  zur  un- 
bedingten Staatsraison  erhoben  war,  bildete 
daher  s.  Z.  eine  interessante  Anomalie, 
welche  nm*  dadurch  zu  erklären  ist,  dass 


die  massgebenden  politischen  Kreise  sich 
um  die  wirtschaftlichen  Vorgänge  auf  land- 
wirtschaftlichem Gebiete  stets  weniger  ge- 
kümmert haben  als  um  die  Verliältnisse  des 
Handels  und  der  Industrie.  Aber  auch  von 
dem  Standpunkte  der  Nützlichkeit  einer  Be- 
vormundung des  einzelnen  zum  allgemeinen 
Besten  sind  die  Körordnungen  deshalb  be- 
merkenswert, weil  sie  den  Gedanken,  der 
ihnen  allein  Berechtigung  verleiht,  nur  sehr 
unvollständig  durchzuführen  gewagt  liaben. 
Denn  wenn  es  eine  Schädigung  der  allge- 
meinen Landeswohlfahrt  ist,  die  Viehzucht 
durch  Benutzung  schlechter  Zuchttiere  zu 
schädigen,  so  müsste  es,  wenn  man  solche 
Scliädigungen  im  öffentlichen  Interesse  ver- 
hindern will,  eigentlich  ganz  einerlei  sein, 
ob  diese  minderwertigen  Zuchttiere  männ- 
lich oder  weiblich,  ob  sie  ausschliesslich  im 
eigenen  Wirtschaftsbetriebe  des  einzelnen 
Viehbesitzers  oder  ob  sie  leihweise  im  frem- 
den Beti'iebe  benutzt  wenlen.  Nun  sind 
aber  Körordnungen  nie  weiter  gegangen,  als 
dass  sie  die  Benutzung  der  männlichen 
Zuchttiere  ausserhalb  der  eigenen  Wirtschaft 
geregelt  haben,  sei  es,  dass  diese  Benutzung 
gegen  oder  ohne  Entgelt  erfolgte,  die  Zucht 
innerhalb  der  eigenen  Wirtschaft  ist  stets 
so  frei  geblieben  wie  die  Benutzung  auch 
der  felüerhaftesten  Muttertiere.  Man  hat 
sich  eben  auf  das  Eireichbare  und  Durchfülir- 
bare  beschränkt,  eine  Körung  aucli  der 
weiblichen  Zuchttiere  und  eine  Einschrän- 
kung der  Dispositionsbefugnis  des  einzelnen 
Wirtschafters  über  die  Benutzung  von  Vater- 
tieren in  der  eigenen  Wirtschaft  würde  an 
der  Unmöglichkeit  der  Beschaffung  eines 
genügenden  sachverständigen  Aufsichtsper- 
sonals und  an  dem  Widerstände  des  Betrof- 
fenen gegen  so  einschneidende  wirtschaft- 
liche Bevormundung  gescheitert  sein.  Aber 
auch  g^^Qii  die  beschränktere  Form  der 
staatlichen  Regelung  der  Zucht,  wie  sie  die 
jetzigen  Körordnungen  darstellen,  ist  vielfach 
der  heftig-ste  Widerspruch  erhoben  worden, 
der  auch  jetzt  noch  nicht  trotz  der  weit- 
gehenden Verbreitung  dieser  Körordnungen 
verstummt  ist,  es  wird  daher  nötig  sein, 
diesen  Widerspruch  auf  seine  Berechtigung 
zu  prüfen.  Zunächst  wird  die  Avirtschaft- 
liche  Zweckmässigkeit  bestritten.  Die  züch- 
terischen Verhältnisse  seien  so  vei-schieden- 
artig,  dass  ein  jeder  Zwang  zur  Unter- 
dnickung  einzelner  berechtigter  Richtungen 
führen  müsse,  das  Urteil  über  die  Eigen- 
schaften und  den  Zuchtwert  eines  Vater- 
tieres sei  so  schwierig,  dass  falsclie  Ent- 
scheidungen der  Körkommissionen  nicht  zu 
vermeiden  seien,  die  die  Zucht  im  aUgo- 
meinen  und  die  Einzelwirtschaften  im  be- 
sonderen schädigen  müssten,  vielfach  trete 
auch  infolge  des  Körzwanges  eine  so 
starke  Verminderung  der  Anzahl  der  Vater- 
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tiere  ein,  dass  die  Zucht  quantitativ  mehr 
zurückgehe,  als  sie  oualitativ  gewinne.  Hier- 
gegen ist  zu  bemerten,  dass  alle  diejenigen 
Züchter  von  den  Körordnungen,  wie  sie  jetzt 
bestehen,  nicht  betroffen  werden,  welche 
eigene  Vatertiere  benutzen,  es  ist  also  für 
die  freie  züchterische  Bewegung  gerade  der 
grösseren  und  im  allgemeinen  auch  intelli- 
genteren Züchter  durch  die  Körordnung  ein 
Hindernis  nicht  vorhanden.  Falsche  Ent- 
scheidungen der  Körkommissionen  sind  aller- 
dings möglich,  und  es  kann  durch  eine  einsei- 
tige Richtung  und  durch  zu  scharfes  Vor- 
gehen derselben  in  der  That  die  Landes- 
viehzucht geschädigt  wei-den,  allein  hier- 
gegen muss  und  kann  durch  die  richtige 
Wahl  und  Zusammensetzung  der  Kommis- 
sionen Fürsorge  getroffen  werden ;  geschieht 
dies,  so  bringt  eine  vernünftig  gehandhabte 
Körordnung  den  grossen  Nutzen,  dass  sie 
auf  diesem  volkswirtschaftlich  so  wichtigem 
Gebiete  die  Konkurrenz  des  Billig  und 
Schlecht  mit  dem  Teuer  und  Gut  in  ange- 
messenen Schranken  hält.  Gerade  der 
kleinere  bäuerliche  Züchter,  welcher  wesent- 
lich auf  die  Benutzung  fi^mder  Vatertiere 
angewiesen  ist,  hat,  wo  ihm  nicht  ausnahms- 
weise ein  besonders  züchterisches  Verständ- 
nis innewohnt,  die  Neigung,  weniger  auf 
Qualität  als  auf  Billigkeit  zu  sehen,  er  wird 
dalier  zu  seinem  und  der  Landesviehzucht 
Schaden  stets  das  zum  geringsten  Pi-eise 
deckende  Vatertier  bevorzugen  und  damit 
die  Haltung  wertvollerer  Vatertiere  unmög- 
lich machen,  da  für  diese  notwendig  ein 
höheres  Sprunggeld  gefordert  werden  muss. 
Hierdurch  wird  dann  auch  der  intelligentere 
Züchter,  der  für  sich  allein  solch  ein  besseres 
Tier  nicht  halten  kann,  geschädigt.  Aber 
auch  da,  wo  ziichterisches  Verständnis  ge- 
nügend in  die  Masse  gednmgen  ist,  um  um- 
gekehrt eine  Bevorzugung  der  besseren 
Tiere  eintreten  zu  lassen,  kann  eine  Kör- 
ordnung noch  vorteilhaft  wirken,  wenn  sie 
dazu  benutzt  wird,  um  nicht  nur  das  posi- 
tiv schlechte,  mit  Erbfehlern  behaftete  oder 
sonstwie  zur  Zucht  gänzlich  unbrauchbare 
Material  auszuschliessen,  sondern  auch  die- 
jenigen Vatertiere  fernzuhalten,  welche  in 
einem  bestimmten  Distrikt  zu  der  herr- 
schenden oder  allgemein  angestrebten  Zucht- 
richtung nicht  passen.  Gerade  in  Deutsch- 
land, wo  die  verschiedensten  Besitzkategorieen 
in  der  liandwirtschaft  nebeneinanderstehen, 
wo  infolgedessen  sehr  verschiedene  Wirt- 
schaftsweisen und  Wirt^chaftsbedürfnisse 
sich  geltend  machen  und  wo  bei  dem  grös- 
seren Besitz  häufig  auch  noch  mehr  oder 
weniger  berechtigte  Liebliabereien  in  der 
Viehzucht  mitsprechen,  ist  es  ungemein 
schwierig,  eine  einheitliche  Landesviehzucht 
anzubahnen  und  zu  erhalten,  und  nur  zu 
häufig  wird  diu'ch  die  Benutzung  der  Vater- 


tiere der  Grosswirtschaft  oder  durch  Bezug 
von  Muttertieren  aus  solchen  Wirtschaften 
in  die  bäuerliche  Wirtschaft  Material  ge- 
bracht, welches  ftlr  die  Gebrauchs-  und 
Futterverhältnisse  dieser  Wirtschaften  un- 
vorteilhaft ist  und  die  Konsolidierung  be- 
stimmter Gebrauchs-  und  Rassetypen  immer 
wieder  unterbricht.  Unter  diesen  Verhält- 
nissen kann  eine  Körordnung  sehr  nützlich 
wirken,  wenn  sie  vorschreibt,  dass  bei  der 
Ankörung  nicht  allein  die  Gesundheit  und 
die  Fehlerfreiheit,  sondern  auch  die  Geeignet- 
heit für  die  bestehenden  wirtschaftlichen 
Verhältnisse  und  das  vorhandene  weibliche 
Zuchtmaterial  massgebend  sein  soll.  Wenn 
viele  der  bestehenden  Körordnuneen  nicht 
so  weit  gehen,  sondern  dem  Woruaut  nach 
jedes  Tier  zur  Körung  zulassen,  welches 
fehlerfrei  ist,  so  ist  dies  eine  Halbheit, 
welche  durch  die  hierüber  hinausgehende 
Praxis  der  Körkommissionen  nur  unvoll- 
kommen ausgeglichen  werden  kann.  Dass 
man  in  vielen  Körordnungen  nicht  so  weit 
gehen  wollte,  mag  in  der  mangelhaften 
rechtlichen  Fundierung  derselben  liegen. 
Unstreitig  kann  man  diu-ch  Gesetz  sich  jeden 
Eingriff  m  die  wirtschaftliche  Selbstbestim- 
mimg des  einzelnen  erlauben,  soweit  sich 
dies  wirtschaftlich  rechtfertigen  lässt,  es 
unterliegt  also  keinem  rechtlichen  Bedenken^ 
durch  eine  Körordnung,  welche  in  Form 
eines  Gesetzes  erlassen,  ist,  auch  die  Kör- 
kommissionen oder  sonstige  Organe  mit  der 
Befugnis  zu  betrauen,  gewisseZuchtrichtungen 
ganz  auszuschliessen.  Anders  liegt  es  mit 
den  zahlreichen  Körordnungen,  welche  z.  B. 
in  Preussen  auf  Grund  des  §  6  Alinea  i  des 
G.  V.  11.  März  1850  tlber  die  Polizeiver- 
waltung als  Polizeiverordnungen  erlassen 
sind.  Man  hat  überhaupt  die  Rechtsbeständig- 
keit dieser  Körordnungen  angegriffen,  nach- 
dem s.  Z.  die  Gewerbefreiheit  eingeführt 
und  in  der  Gewerbeordnung  die  Hengsthal- 
tung nicht  mehr  als  konzessionspflichtig  an- 
gesehen war.  Diese  Bedenken  sind  aber 
von  den  Gerichten  bis  in  die  höchsten  In- 
stanzen nicht  als  zutreffend  und  die  be- 
treffenden Körordnungen  als  zu  Recht  beste- 
hend angesehen  worden.  Man  ging  hierbei 
von  der  Anschauung  aus,  dass  zwar  der  ein- 
zelne, welcher  Vatertiere  zum  öffentlichen 
Gebrauch  aufstellen  wolle,  hierzu  keiner  ge- 
werblichen Konzession  mehr  bedürfe,  dass 
dies  aber  nicht  ausschliesse,  dass  die  Vater- 
tiere, welche  er  aufstellt,  im  landeskultur- 
polizeilichen Interesse  vorher  einer  Prüfung 
auf  ihre  Qualität  unterzogen  werden  müss- 
ten.  Also  ganz  ähnlich,  als  wenn  man  den 
Ausschank  von  Spirituosen  für  nicht  mehr 
konzessionspflichtig  erklärt  hätte,  ohne  da- 
durch die  Prüfung  der  zu  verkaufenden  Ge- 
tränke auf  ihre  gesundheitliche  Qualität  aus- 
zuschliessen.   Zum  üeberfluss  ist  denn  auch 
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noch  durch  die  Gewerbeordnung  in  ihrer 
jetzigen  Fassung  in  §  6  und  56  b  ausdrück- 
lich festgesetzt  worden,  dass  die  Bestim- 
mungen der  Gewerbeordnung  auf  die  Kör- 
ordnungen keinen  Einfluss  hätten.  Man  be- 
trachtete sie  eben  als  polizeiliche  Massregeln 
zur  Verhütung  von  Gemeinschäden,  wie 
sie  durch  Benutzung  ungesunder,  mit  Erb- 
fehlern behafteter  Yatertiere  entstehen  kön- 
nen. Es  trat  also  der  veterinärpolizeiliche 
Gesichtspunkt  in  den  Vordergrund,  und  das 
bchloss  eine  energische  Betonung  des  wirt- 
schaftlichen Standpunktes  mehr  oder  minder 
aus.  \Vo  daher  der  Standpunkt  der  züchte- 
rischen Einsicht  ein  sehr  niedriger  ist  oder 
wo  ganz  besonderer  Wert  auf  die  Erhaltung 
bestimmter  einheitlicher  Richtungen  in  der 
Landesviehzucht  gelegt  werden  muss,  ist  die 
Emanation  von  Körordnungen  in  der  Form 
von  Gesetzen  und  die  hierdurch  mögliche 
Ermächtigung  der  Körkommission  zur  Aus- 
schliessung bestimmter  Zuchtrichtungen  ent- 
schieden vorzuziehen.  Die  Entscheidung 
über  die  zu  privilegierende  Zuchtrichtung 
muss  freilich  mit  grosser  Vorsicht  getroffen 
und  darin  den  nächstbeteiligten  Züchtern 
ein  bestimmender  Einfluss  ermöglicht  wer- 
den. Dies  führt  zu  der  Frage  der  zweck- 
mässigsten  Organisation  der  Körkommissio- 
nen. Ein  grosser  Teil  der  Missliebigkeit, 
deren  sich  die  Körordnungen  stellenweise 
zu  erfreuen  hatten,  beruhte  auf  der  un- 
zweckmässigen Bildung  der  Organe,  von 
welchen  die  Körungen  vorgenommen  werden 
sollen.  Hier  das  Richtige  zu  treffen,  ist  um 
so  wichtiger,  als  es  wegen  der  damit  ver- 
bundenen lästigen  "Weiterungen  nicht  ange- 
zeigt erscheint,  gegen  die  Entscheidungen 
der  Körkommission  eine  Rekursinstanz  zu 
schaffen,  es  müssen  also  die  möglichsten 
Garantieen  gegeben  sein,  dass  die  endgiltigen 
Entscheidungen  der  Körkommission  auch 
sachlich  zutreffende  sind.  Am  zweckmässig- 
sten  erscheint  es,  nm*  soviel  Beamten- 
elemente in  die  Körkommission  zuzulassen, 
Avie  nötig  ist,  um  eine  ordnungsmässige  Ge- 
schäftsfühnmg  zu  garantieren,  auch  der 
Tierarzt,  wenn  er  nicht  besondere  Zucht- 
kenntnis besitzt,  fungiert  am  besten  nur  als 
sachverständige  Auskunftsperson  über  den 
Gesundheitszustand  der  anzukörenden  Tiere, 
nicht  als  stimmberechtigtes  Mitglied  zur 
Entscheidung  über  den  Zuchtwert  derselben, 
der  Schwerpunkt  der  Kommission  muss  in 
den  aus  Züchterkreisen  zu  gewinnenden 
Mitgliedern  liegen,  welche  von  den  land- 
wirtschaftlichen Vereinen  als  den  Vertretern 
der  Züchter  und  von  den  Organen  der  Selbst- 
verwaltung, welche  ja  ebenfalls  die  ländliche 
Bevölkerung  repräsentieren,  zu  wählen,  nicht 
vuu  der  Staatsverwaltung  einseitig  zu  be- 
stimmen sind.  Die  Wahlbezirke  und  dem- 
entsprechend   auch   die   Körbezirke   dürfen 


freilich  nicht  zu  klein  sein,  um  die  Durch- 
führung einheitlicher  Richtungen  für  grös- 
sere Gebiete  zu  erleichtern  und  Beeinflus- 
sungen der  Kommissionsmitglieder  durch 
nachbarliche  Beziehungen  zu  verhindern. 
Eine  entsprechende  Remunei-ation  für  die 
Thätigkeit  der  Mitglieder  wird  die  Gewin- 
nung qualifizierter  Pei-sönlichkeiten  für  dies 
mühsame  und  undankbare  Gescliäft  erleich- 
tern. Zur  wenigstens  teilweisen  Deckung 
dieser  Kosten  dienen  die  von  den  Besitzern 
der  anzukörenden  Tiere  zu  entrichtenden 
Gebüliren,  ein  etwaiges  Deficit  muss  aus 
öffentlichen  Fonds,  sei  es  des  Staats,  sei  es 
der  Selbstverwaltungskörperschaften,  gedeckt 
werden.  Aus  dem  Gi-undsatz,  dass  die  Kö- 
rung am  zweckmässigsten  nm*  unter  Berück- 
sichtigung einer  bestimmten,  durch  die  Ver- 
hältnisse des  betreffenden  Distrikts  gegebenen 
Zuchtrichtung  erfolgt,  ergiebt  sich  des  weite- 
ren, dass  die  Körung  eben  nur  für  diesen 
Distrikt  erfolgen  soll,  eine  allgemeine,  für  das 
ganze  Land  gütige  Könmg  also  niu*  in  den 
Fällen  angezeigt  erscheint,  wo  es  sich  um 
Tiere  solcher  Rassen  handelt,  welche  für  das 

fanze  Land  brauchbar  sind.  Auf  keinen 
all  darf  die  Körung  aber  allgemeine  GUtig- 
keit  beanspruchen,  wenn  sie  nur  mit  Rück- 
sicht auf  das  noch  minderwertige  Material 
an  Muttertieren  und  den  numerischen  Mangel 
an  Vatertieren  zur  Zeit  erfolgt  ist,  um  die 
Zucht  nicht  gariz  zu  sistieren,  bevor  besse- 
res Material  allmählich  beschafft  werden 
kann.  Dagegen  erscheint  es  recht  wohl  zu- 
lässig, ältere  vollständig  entwickelte  Tiere 
gleich  auf  Lebenszeit  anzukören  und  sie  von 
der  jährlichen  Wiedervorführung  mit  dem 
Vorbehalte  zu  dispensieren,  dass  die  Kom- 
mission berechtigt  sein  soll,  die  Wiedervorf üh- 
nmg  zu  verlangen,  und  das  betreffende  Tier 
eventuell  abzukören,  sofern  sich  hierzu  Ver- 
anlassung ergiebt.  Besondere  Vorkehrungen 
muss  eine  jede  Körordnung  treffen,  damit 
ihre  Bestimmungen  nicht  durch  fiktive  Ge- 
nossenscliaften  umgangen  werden  können, 
denn  solange  der  Grundsatz  pUt,  dass  der 
Eigentümer  für  sein  Muttertier  auch  sein 
eigenes  unangekörtes  Vatertier  benutzen  darf, 
liegt  die  Versuchung  nahe,  die  Körordnung 
dadurch  zu  umgehen,  dass  ein  Vatertier 
Eigentum  einer  wirklichen  oder  um*  formell 
ad  hoc  gebildeten  Genossenschaft  wird,  deren 
Mitglieder  nun  den  Anspruch  erheben,  bei 
Benutzung  des  nicht  angekörten  Vatertiei-es 
für  die  eigenen  Muttertiere  straflos  zu  blei- 
ben. Es  muss  also  die  besondere  Bestim- 
mung getroffen  werden,  dass  auch  solche 
Vatertiere  der  Ankörung  unterliegen  oder 
dass  sie,  wenn  nicht  angekört,  nur  von  einem 
der  Genossen,  nicht  aber  von  allen  benutzt 
werden  dürfen.  Von  zweifelhaftem  Werte 
sind  Bestimmungen  über  die  Festsetzung 
eines  ^Minimums  des   zu  erhebenden  Deck- 
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geldes,  denn  "ivenu  OvS  auch  wünschenswert !  Gestütverwaltungen  stehen.  Weitverbreitet 
ist ,  dass  hier  eine  gewisse  Höhe  innege-  \  und  gerade  in  letzter  Zeit  immer  mehr  in  Auf- 
halten wird,  um  die  Konkurrenz  scliloehterer  i  nähme  kommend  sind  Körordnungen  für 
Vatertiore  zu  erschweren ,  so  können  doch  RindN-ieh ;  in  dem  Masse  wie  man  jetzt  der 
solche  Bestimmungen  allziileicht  umgangen  ;  Schweine-  und  Ziegenzucht  gerade  mit  Rück- 
werden. I  sieht  auf  den  kleinen  Mann  mehr  Aufmerk- 
Auch  ist  es  zweifelliaft ,  ob  es  zweck- ,  samkeit  schenkt ,  hat  man  auch  begonnen, 
massig  sei .  nicht  nur  die  Eigentümer  der !  Körungen  für  El)er  und  Ziegenböcke  einzu- 
nicht  angekörten  Vatertiere  strafbar  zu  i  führen,  \tei  Schafen,  welche  wohl  nirgendwo 
machen ,  welche  dieselben  zur  Zucht  her-  j  der  Körung  unterliegen ,  war  wohl  die  her- 
geben, sondern  auch  die  Besitzer  der  Mutter- '  denweise  Haltung  und  die  ganz  vorwiegende 
tiere  zu  strafen,  wenn  für  die  letzteren  ein  |  Benutzung  eigener  Böcke  seitens  der  Herden- 
nicht  angeköites  Yatertier  benutzt  wunle.  besitzer  Ursache,  dass  Körordnungen  nicht 
Die  Entscheidung  hierüber  wird  davon  ab- 1  erlassen  wurden ,  doch  kann  man  die  zu 
hängen,  ob  nicht  nach  den  Verhältnissen  der  \  Gunsten  der  Merinozuclit  mehrfach  erlasse- 
betroffenden  Gegend  die  Ueberführung  des '  nen  Verbote  des  Haltens  eigener  gröberer 
Besitzers  des  Vatertieres  zu  sehr  erachwert  i  Schafe  seitens  der  Schäfer  als  eine  ähnliche 
wird,  wenn  der  nächstliegende  und  manchmal  Zwecke  wie  die  Körung  verfolgende  Mass- 
einzige Zeuge,  d.  i.  der  Besitzer  des  Mutter-  I  regel  ansehen.  AVo  Köroi-dnungen  überhaupt 
tieres,  sich  dureh  sein  Zeugnis  selbst  straf- .  nicht  existieren ,  wie  z.  B.  in  England  und 
bar  machen  würde.  Dagegen  ist  es  im  In- 1  Xoitlamerika,  ist  das  System  der  Regis- 
teresse der  Landesviehzucht  vollständig  ge- !  trierung  der  besseren  \"atertiere  in  Herd- 
rechtfertigt, die  Strafbarkeit  ganz  davon  un- ,  bücher  so  entwickelt ,  dass  dies ,  zumal  iKn 
abhängig  sein  zu  lassen,  ob  die  Benutzung  dem  höher  stehenden  züchterischen  Ver- 
eines Vatertieres  gegen  Entgelt  oder  unentr  i  stand nisse  der  Landwirte  dieser  Länder,  selir 
geltlich  stattgefimden  hat,  es  empfiehlt  sich  |  wohl  als  ein  Ersatz  für  die  öffentliche  An- 
dies  auch  schon  um  deswillen,  weil  die  Ent-  \  körung  gelten  kann, 
richtung  einer  Vergütung  sehr  leicht  in  ^er ,  j^j^^^^^^^^^ .   ^.^  betreßrndeu  Ahschnitu  der  Be^ 

verSCluedensten    A\eise    verschleiert    werden        ,.,v,,^^    ,vftrr   Prensseus    landwirtsch.    Verwaltung, 

kann.    Die  Verbmdung  der  Körtermine  mit  |     Berlin.  —  Eishein,    staatliche  und    Verein*- 

einer  Plämiierung  der  besten  Vatertiere  hat  |      massregcln    zur    Förderung    der    Bindviehzucht, 
sich  vielerorts  als  ein  selu*  wirksames  Mittel  l      Berlin,  —  Die  prohibitiven  Korordnungen,  ihre 

erwiesen,  den  Widerstand  eregen  die  Körung  I  gesetzliche  ZuUüisigkeit  und  wirUchaftUche   Be- 
in müdern  und  die  Zucht  zu  fördern.   Ueber-  i  «'«""'"«r/  ^<^>\   Wilhelm  Nathusiiis  Königs- 
all  da,   wo  die  Körordnung  in  Form  eines  ^o'*»«^  Berhu. 
Gesetzes  erlassen  ist,  kann  mit  derselben  im 


Thiel. 


Bedürfnisfalle  zweckmässig  die  Verpflichtung 
der  Gemeinden  zur  Haltung  einer  genügen- 
den Anzahl  von  Vatertieren  geregelt  werden. ! 
Ein  solches  Bedürfnis  stellt  sich  am  ehesten  i  Kohle 

in  Gegenden  mit  vorherrschendem  Klein be-  I  s.  S  t  e i  n  k  o  h  1  e. 

trieb  heraus,  in  welchen  bei  ungenügendem , 
Deckgeld  das  Halten  eines  Vatertieres  mehr  i 

als  eine  Last  denn  als  ein  gewinnbringendes  '  ^r  lu    r«  r^  «  j  •  i* 

Geschäft  empfunden  wiitl.  Am  verbreitetsten  !  ÄOlD,  heorg  J^riedriCÜ, 

sind  Körordnungen  für  Hengste,  weil  hier  i  ^eb.  am  14.  IX.  1808  in  Speyer,  gest.  am  16. 
das  staatliche  Interesse  an  der  Erhaltung !  V.  1884  in  München,  trat  als  Bürgermeister 
eines  für  müitärisclie  Zwecke  geeigneten  |  seiner  Vaterstadt  1848  in  das  deutsche  Parla- 
Pferdebestandes  sowie  die  Konkun*enz  mit  i  ment  ein,  wurde  184Ü  in  den  bayerischen  Land- 
den  staatlichen  Gestüthengsten  schon  früh-  tag  gewählt  und  widmete  sich  seitdem  lediglich 
zeitig     die     Ausschh^^^^^^ 

Hengste  nahelegte  Bei  Pferdekorordnungen  i  ^^^„^^kratischen  „Neue  Speyerer  Zeitung'  ver- 
bat man  vielfach  \  ollbluthengste,  welche  zu  üggs  er  ggin  Vaterland,  lebte  bis  1860  in  Zürich 
einem  höheren  Deckgelde  decken,  von  der  I  und  Hess  sich  dann  in  Frankfurt  a.  M.  nieder, 
Körung  ausgenommen ,  da  hier  ein  ^liss-  i  seit  1863  als  Redakteur  der  bis  1866  von  ihm 
brauch  zum  Kuin  der  Landespferdezucht '  geleiteten  Frankfurter  Zeitung.  1868—69  ge- 
wenierer  zu  befürchten,  Vollbluthengste  auch  |  hörte  er  noch  dem  Zollparlamente  au  und  zog 
schwerer  von  der  gewöhnlichen  Kr)rkommis- ,  sich  ^lann  aus  dem  politischen  Leben  zurück. 
oi'rvt,  r,.,  Vw^,i„f/^;i^v;  o;»/i .  ri;^  ii^».r,^f«  .i^>,. '  Kolb,  der  in  staatswirtschafthcher  Beziehung 
sion  zu  beurteilen  sind;  die  Hengste  cler  >  ^.^^^^  freihändlerischen  Standpunkt  einnimmt, 
staatlichen  Gestute  sind  natürlich  dem  Kor-  ,  hat  eine  hervorrai^ende  Bedeutung  nur  als  Statisti- 
zwange  nicht  unterworfen,  desgleichen  viel- '  ^^r  und  Wirtschaftskulturhistoriker.  Zurstatisti- 
fach  Hengste  von  Pferdezuchtvereinen,  welche  i  sehen  Ergrüudung  des  Ursächlichkeitsverhältnis- 
unter  Kontrolle  der  beti-effenden  staatlichen  ;  ses  im  Staats-,  Wirtschafts-  und  Volkaleben  ist 
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eine  organischeFolge  znständlicherErächeinungen 
zu  erforschen,  die  allein  durch  die  Zahl  „als 
des  klarsten  und  bestimmtesten  Bezeichnungs- 
mittels", um  mit  Kolb  zu  reden,  zum  Ausdruck 
gebracht  werden  können.  Die  yereinzelte  sta- 
tistische Zahl  ist  aber  zur  Erklärung  der  Kau- 
salität solcher  Erscheinungen  nicht  genügend, 
Schlussfolgernngen  wirtschaftlich-sozialer  Natur 
können  nur  aus  einer  Eeihe  quantitativer 
Materia] Zusammenstellungen  gewonnen  werden, 
wie  sie  die  einzelnen  landesstatistischen  Quellen- 
werke darbieten.  Dies  genügte  aber  Kolb  nicht, 
sein  Bestreben  war  vielmehr  darauf  gerichtet, 
durch  Erläuterung  der  geg-ebenen  Ziffern  und 
Aneinanderreihung  der  gleichartigen  Vorgänge 
in  den  verschiedenen  Kulturstaaten,  der  ideellen 
Aufgabe  der  Statistik,  die  mess-  und  zählbaren 
Zustände  der  Gegenwart  als  Wirkungen  ver- 
gangener Ursachen  erscheinen  zu  lassen,  gerecht 
zu  werden. 

Kolb  veröffentlichte  von  staatswissenschaft- 
lichen Schriften   a)   in  Buchform:    Die  Rechte 
der  deutschen  Völker,  den  Ansprüchen  des  Bun- 
des gegenüber,  3.  Aufl.,   Speyer  1832.   —   Ge- 
schichte der  Menschheit  und  der  Kultur,  2  Bde., 
Pforzheim  1842.  —  Handbuch  der  vergleichen- 
den Statistik,  der  Völkerzustands-  und  Staaten- 
kuude,   Zürich   1857;   2.   Aufl.,   Leipzig   1860; 
3.   Aufl.    1862  j    4.    Aufl.   1865;    5.  Aufl.   1868; 
6.  Aufl.  1871;  7.  Aufl.   1875;  8.  Aufl.  1879.  — 
Beiträge    zur   Statistik   der  Industrie    und  des 
Handels  in  der  Schweiz,  Zürich  1859.  —  Italien 
und    die    jetzige    politische  La^e  des   übrigen 
Europa,   ebd.     1859.       (Er    bediente    sich    für 
diese   Schrift   des   Pseuaonyms   Broch.)  —  Die 
wichtigsten   älteren  Staatsprozesse  in  England. 
Beiträge   zur  Kenntnis    des  Rechtswesens,  der 
Geschichte    und    Sozialverhältnisse    in    jenem 
Lande;   zugleich   Lebens-  und   Charakterbilder 
hervorragender  Staatsmänner  etc.,  2  Bde.,  Leip- 
zisf  1861.  —  Grundriss  der  Völkerzustands-  und 
Staatenkunde,  ebd.  1862;  2.  Aufl.  1865;  3.  Aufl. 
1868:  4.  Aufl.  1871;  5.  Aufl.  u.  d.  T.:  Statisti- 
sches  Handbüchlein   der  Völkerzustands-   und 
Staatenkunde,  ebd.  1875.  —  Die  Nachteile  des 
stehenden  Heerwesens   und  die  Notwendigkeit 
der  Ausbildung  eines  Volkswehrsystems.    Vor- 
trag, ebd.  1862.  —  Kulturgeschichte  der  Mensch- 
heit, mit  besonderer  Berücksichtigung:  der  Re- 
giernngsform,  Politik,  Religion,   Freiheit-  und 
vVohlstandsentwickelung  der  Völker.    Eine  all- 
gemeine Weltgeschichte  nach  den  Bedürfnissen 
der  Jetztzeit,  2  Bde.,  ebd.  1868—70;  dasselbe, 
2.  Aufl.,  1873;  dasselbe,  3.  Aufl.,  1884—85.  — 
Abriss   der   Kulturgeschichte   der   Menschheit. 
Auf  Grundlage  seines  grösseren  Werkes  bear- 
beitet, ebd.  1880,  —  Statistik  der  Neuzeit.    Auf 
Grundlage  der  neuesten  Volkszählungen,  Areal- 
berechnungen ,     Budgetaufstellungen ,     Staats- 
schulden-   und    Armeestärkeberecnnungen    etc. 
(Zugleich  Supplement  zum  Handbuch  der  ver- 
gleichenden Statistik  etc.,  8.  Aufl.,  1879).  ebd. 
1883. 

Kolb  veröffentlichte  von  Staats  wissenschaft- 
lichen Schriften  b)  in  Zeitschriften  und  Sammel- 
werken: 1.  in  Archiv  f.  polit.  Oekonomie  und 
Polizeiwissenschaft.  Tübingen:  Ueber  die  Teil- 
barkeit des  Grundeigentums,  N.  F.  Bd.  VI, 
Jahrg.  1848,  S.  84  ff.  -  2.  in  Rotteck  und 
Welcker,  Staatslexikon,  3.  Aufl.,  14  Bde.,  Leip- 
zig 1856—66:   Arbeitszeit  in  industriellen  An- 


stalten, Bd.  I,  S.  662  ff.  Auslegung  als  politi- 
sches Mittel,  Bd.  n,  S.  38ff.  Bevölkening,  Bd. 
II,  S.  694  ff.  Börsenschwindel  und  Täuschungen, 
Bd.  III,  S.  1  ff.  — Ehe,  Ehebruch  und  Eheschei- 
dung, Bd.  IV.  S.  653  fi\  —  Glücksspiele  oder 
Hazardspiele,  Bd.  VI,  S.  659 ff.  —  Politische 
Statistik  von  Grossbritannien  und  Irland,  Bd. 
VII,  S.  Iff.  —  Gütergemeinschaft,  Bd.  VII,  S. 
252 if.  —  Hugenotten,  Bd.  VIII,  S.  371  ff.  — 
Jesuiten  und  Jesuitismus,  B.  VIII,  S.  618  ff.  — 
Ins  primae  noctis,  Bd.  VIII,  S.  714  ff.  —  Unab- 
hängigkeit der  Justiz  etc.,  Bd.  VIII,  S.  745  ff. 
—  Klöster,  Bd.  IX,  S.  258 ff.  -  Mass  und  Ge- 
wicht, Bd.  IX,  S.  712ff.  —  Mennoniten,  Bd.  IX, 
S.  759  ff.  —  Münzwesen,  Bd.  X,  S.  268  ff.  — 
Politische  Arithmetik  (in  Gemeinschaft  mit  W. 
Schulz),  Bd.  XI,  S.  589  ff.  —  Parlamentarische 
Redekunst,  Bd.  XII,  S.  350ff.  —  Repräsentatives, 
konstitutionelles  und  landständisches  System  und 
die  Theorie  des  Königtums  von  Gottes  Gnaden, 
Bd.  XII,  S.  488  ff.  —  Richelieu  und  Mazarin, 
Bd.  XII,  S.  570  ff.  und  verschiedene  kleinere 
Artikel.  —  3.  in  Zeitschr.  f.  die  ges.  Staatsw., 
Tübingen:  Gold-  oder  SilberwUhmng?  Bd.  XII, 
Jahrg.  1856,  S.  486  ff. 

Vgl.  über  Kolb:  Haushofer,  Lehr-  und 
Handbuch  der  Statistik,  Wien  1852,  S.  48.  — 
V.  Lilienfeld,  Soziale  Physiologie,  Mitau  1879, 
S.  161  ff.  ~  W  a  1  c  k  e  r ,  Grundriss  der  Statistik 
der  Staatenkunde,  Berlin  1889,  S.  22/23.  — 
Röscher,  System,  Bd.  III,  6.  Aufl.,  Stuttgart 
1892,  S.  224. 

Lippert, 


KoUektivlBinus 

s.  Sozialismus   und  Kommunismus. 


Kolonieen  und  Kolonialpolitik. 

I.  Allgemeines.  Einleitung;.  A.  Be- 
griff und  Arten  der  Kolonisation.  1.  Die 
Klassifikation  der  Kolonieen  nach  Boscher.  2. 
Die  Klassifikation  der  Kolonieen  nach  Hübbe- 
Schleiden  (Kolonisation  und  KultivationJ.  3. 
Die  Klassifikation  der  Kolonieen  nach  Fabri 
und  vor  allem  nach  Schäffle.  4.  Die  Klassifi- 
kation der  Kolonieen  nach  v.  Stengel.  5.  Die 
Kolonieen,  abhängenden  und  Schutzstaaten  der 
Nationen  der  Welt  nach  ihrer  Flächenausdehnung 
und  Bevölkerung.  B.  Kolonial-  und  Kolo- 
nisationspolitik, Systeme  und  Tech- 
nik. 6.  Theorie.  7.  Auswanderungs-  und  Ein- 
wanderungspolitik. 8.  Verteilung  des  Grund  und 
Bodens,  Heimstätten,  Landschenkungen.  9.Staats- 
kolonisätion  und  Privatkolonisation.  10.  Die 
koloniale  Urproduktion.  IJ.  Die  Beschaffung 
von  Arbeitern  und  die  Erziehung:  der  Einge- 
borenen zur  Arbeit.  —  IL  Die  Teilung 
Afrikas  und  die  Begründung  des 
Kongostaates.  A.  Die  Teilung  Afri- 
kas. 1.  Aeltere  Teilungen.  2.  Die  neueste 
Teilung.  3.  Uebersicht  über  die  Teilung  Afrikas 
nach  dem  Stande  von  1899.  B.  DerKongo- 
staat.  III.  Die  Teilung  des  Ostens. 
IV.  Kolonieen  und  Kolonialpolitik  der 
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einzelnen  nichtdentschen  Staaten.  A. 
Spanien.  1.  Abriss  der  Kolonialgeschichte. 
2.  Ergebnis  der  kolonialen  Entwickelung.  3. 
Die  emancipierten  spaniflchen  Kolonialgebiete. 
4.  Der  jetzige  Kolonialbesitz  Spaniens.  B.  Por- 
tugal. 5.  Abriss  der  Kolonial geschichte.  6.  Er- 
gebnis der  kolonialen  Entwickelung.  7.  Brasi- 
lien. 8.  Der  jetzige  Kolonialbesitz  Portugals. 
C.  Frankreich.  9.  Abriss  der  Kolonialgeschich  t«. 
10.  Ergebnis  der  kolonialen  Entwickelung.  11. 
Der  jetzige  Kolonialbesitz  Frankreichs.  D. 
N  i  e  d  e  r  1  a  n  d  e.  12.  Abriss  derKolonialgeschichte. 
13.  Ergebnis  der  kolonialen  Entwickelung.  14. 
Der  jetzige  Kolonialbesitz  der  Niederlande.  E. 
England.  15.  Abriss  der  Kolonialgeschichte. 
16.  Ergebnis  der  kolonialen  Entwickelung.  17. 
Der  jetzige  Kolonialbesitz  Englands.  F.  Die 
Vereinigten  Staaten  von  Amerika.  G. 
Italien.  H.  Russland.  V.  Kolonieen 
und  Kolonialpolitik  des  Deutschen 
Reiches.  1.  Die  neuere  Kolonialbewegung.  2. 
Die  amtliche  Kolonialpolitik.  3.  Deutsches 
Kolonialrecht:  a)  Völkerrecht,  b)  Staats-  und 
Privatrecht,  c)  VerwaltnDg.  4.  Deutsch-Süd- 
west-Afrika. 5.  Kamerun.  6.  Togo.  7.  Deutsch- 
Ost-Afrika.  8.  Neu-Guinea,  Kaiser- Wilhelms- 
Land,  Bismarck- Archipel  und  Salomonsinseln. 
9.  Marschallinseln.  10.  Schutzgebiet  der  Karo- 
linen —  Palau  und  Marianen.  11.  Samoa.  12. 
Kiautschou.  13.  Vergebliche  deutsche  Kolonial- 
versuche (Fidji,  Delagoa-  und  St.  Lucia-Bai, 
Dembiah,  Witu). 

I.  Allgemeines. 

Einleitung.  Die  Kolonisation  ist  jeder- 
zeit eines  der  wichtigsten  Mittel  der  Ent- 
wickelung der  Menschheit  gewesen  und  hat 
dauerndere  Veränderungen  herbeigeführt  als 
blosse  Eroberungen,  Zertrümmerungen  und 
Neuaufrichtungen  von  Staaten.  Sie  hat  die 
jeweilig  erreichte  Kultur  über  die  Erde  ver- 
breitet und  ihr  Schwergewicht  von  dem 
einen  nach  einem  anderen  Erdteile  verlegt. 
Wir  finden  deshalb  alle  wesentlichen  Um- 
gestaltungen im  staatlichen,  wirtschaftlichen 
und  gesellschaftlichen  Leben  durch  koloniale 
Schöpfungen  eingeleitet  oder  begleitet. 

Das  Vordrängen  der  asiatischen  Völker 
nach  dem  Mittelmeere  hin  führte  ebenso  zu 
neuen  Besiedelungen  wie  zu  Neubesiede- 
lungen.  Am  bekanntesten  ist  der  weitere 
Verlauf  dieser  Bewegung  in  den  Koloni- 
sationen der  Phönicier,  und  von  den  rück- 
läufigen Bewegungen  die  von  Aegypten  aus- 
gehende Kolonisation  Palästinas  dui-ch  die 
Juden  mit  ilirer  kolonial-technisch  inter- 
essanten Lösung  der  agrarischen  Frage. 

Auf  dem  Wege,  der  Handels-  und  Pflan- 
zungskolonisation ist  die  asiatische  und 
^yptische  Kultur  an  den  Küsten  des  Mittel- 
meers verbreitet  worden  und  hat  liier  eine 
neue  Kulturform  in  Griechenland  gezeitigt, 
deren  extensive  Bethätigimg  wiederum  eine 
durchaus  kolonisatorische  war.  Denn  die 
Griechen  waren  das  Kolonisationsvolk  des 
klassischen  Altertums  an  allen  Küsten   des 


Mittelmeeres  und  legten  durch  ihre  An- 
siedelungen den  Grund  zur  tausendjüirigen 
Weltherrschaft  der  griechischen  Kultur.  Öer 
römische  Staat  liat  sich  mehr  auf  Eroberungen 
gestützt,  deren  Erfolge  aber  nur  dort  zu 
dauernden  gemacht,  wo  er  durch  Anlaj^e 
von  Militärkolonieen  mit  der  Herrschaits- 
ausübung  zugleich  eine  ethnologische  An- 
gliedern ng  des  unterjochten  Volkes  herbei- 
führen konnte.  Die  Reste  römisclier  Kolo- 
nieen leben  noch  heute  in  zahllosen  Städten 
Mittel-  und  Südeuropas  fort.  Aber  auch 
der  Zusammenbruch  des  römischen  Staates 
wurde  durch  ein  kolonijJes  Ereignis  herbei- 
geführt, d\irch  die  germanische  Völker- 
wanderung. Die  sämtlichen  romanischen 
und  germanischen  Staatsschöpfungen  des 
Mitteldters  sind  koloniale  Gebilde.  Die 
Kreuzzüge  aber  waren  ein  Konflikt  des  sild- 
üstlich  vordringenden  kolonialen  Strebens 
Europas  mit  einer  neuen  Völker  welle,  <lie 
aus  Asien  hervorgebrochen  war  und  nach 
dem  Mittelraeere  ebenso,  wie  nach  dem 
roten  und  dem  indischen  Meere  islamitische 
Ansiedelungen  und  eine  neuartige  Kultur 
fühi-te.  Ein  anderer  Konflikt,  das  Hin-  und 
Herschieben  der  Grenzen  zwischen  ger- 
manischen und  slawischen  Völkern  in  Mittel- 
europa, war  nichts  anderes  als  eine  neue 
germanische  Kolonisation,  in  deren  Verlaufe 
das  jetzige  Sprachgebiet  der  Deutschen  auf 
slawischem  Boden  festgestellt  wmde,  ein 
Prozess,  der  als  Grenzkolonisation  und  als 
innere  Kolonisation  in  Deutschland  und 
Oesterreich-Ungarn  noch  heute  fortdauert. 

In  einer  anderen  Gestalt  bethätigte  sich 
der  niemals  ruhende  koloniale  Gedanke  in 
den  politischen  Handelsgesellscliaften  dex 
Hansa  und  der  italienischen  Städterepubliken, 
deren  Spui-en  allerdings  schneller  verwisclit 
worden  sind  als  die  anderer  kolonialer 
Unternehmungen,  da  ihnen  das  Moment  der 
Verpflanzung   von  Menscheiunassen   fehlte. 

Ein  neuer  Schauplatz  für  die  asiatisch- 
europäische Kultur  und  für  die  kolonisierende 
Thätigkeit  der  führenden  europäischen  Völker 
eröffnete  sich  durch  die  Entdeckung  des 
Seeweges  nach  Indien  und  die  Entdeckung 
Amerikas  und  Australiens.  Die  moderne 
Kolonisation  dieser  Erdteile  führte  zu  einer 
Ver\ielfachung  der  romanischen  und  ger- 
manischen Kulturvölker,  zur  Verdrängung 
und  Vernichtung  der  einen,  zur  Erziehung 
der  anderen  Naturvölker,  zur  Dmspanuung 
der  ganzen  Erde  mit  einer  einzigen  christ- 
lichen Kultur  und  einer  einzigen  Weltwirt- 
schaft. Und  alle  diese  gewaltigen  Ent- 
wickelungen  der  Menschheit  fanden  ihren 
Grund  oder  ihre  Bethätigung  in  der  Kolo- 
nisation. 

Mit  Rücksicht  auf  den  vorliegenden 
Zweck  werden  wir  uns  im  Nachstehenden 
weder  mit  der  antiken  noch  mit  der  mittel- 
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alterlichen,  sondern  nur  mit  der  modernen 

Kolonisation  beschäftigen. 

A.  Begriff  und  Arten  der  Kolonisation. 

Ueber  das  Wesen  der  Kolonisation  und 
über  die  Klassifikation  der  kolonialen  Er- 
scheinungen ist  in  Wissenschaft  und  Praxis 
durchaus  noch  keine  Uebereinsümmung  er- 
zielt worden,  um  die  Entwickelung  der 
kolonialen  Theorie  haben  sich  aber  Röscher, 
Hflbbe-Schleiden,  Fabri,  Schäffle 
und  von  Stengel  hochverdient  gemacht. 

l.DieKlassifikatioii  derKolonieen  nach 
Röscher.  Nach WilhelmRoscherlassen 
sich  die  kolonialen  Eigentümlichkeiten  fast 
ohne  Ausnahme  auf  zwei  Hauptpunkte  zu- 
rückführen :  a)  dass  ein  mehr  oder  weniger 
altes  Volk  ein  mehr  oder  weniger  j u n g  e s 
Land  in  Besitz  nimmt;  b)  dass  ein  Teil 
des  Volkes  sich  vom  Ganzen  ablöst. 

Und  im  Anschluss  an  Heeren,  der 
zwischen  Ackerbau-,  Pflanzungs-,  Bergbau- 
und  Handelskolonieen  unterscheidet,  teilt 
Röscher  die  verschiedenen  Arten  der  Kolo- 
nieen  in  Eroberungs-,  Handels-,  Ackerbau- 
und  Yiehzuchtkolonieen  und  charakterisiert 
sie,  wie  folgt: 

A.  Erober ungskolonieen.  Hier 
wollen  die  Ansiedler  nicht  sowohl  aus 
eigener  Produktion,  sondern  vielmehr  aus 
der  politischen  und  militärischen  Aus- 
beutung der  Eingeborenen  Vorteü  ziehen. 
Eroberungskolonieen  können  weder  in  sehr 
dünn  bevölkerte  noch  in  sehr  niedrig  kul- 
tivierte Länder  geführt  werden.  Sie  pflegen 
die  bürgerliche  Gesellschaft  in  Kasten  zu 
zerspüttern.  Eine  Eroberungskolonic  wird 
in  ihren  Hauptzügen  immer  denselben  Gang 
nehmen  müssen  wie  eine  kriegerische  In- 
vasion. Eine  Unterabteilung  der  Eroberungs- 
kolonieen bilden  die  Militärkolonieen. 

B.  Handelskolonieen.  Sie  werden 
entweder  unmittelbar  in  solchen  Ländern 
angelegt,  wo  es  viel  zu  kaufen  und  zu  ver- 
kaufen giebt,  wo  aber  dennoch  aus  irgend 
welchen  Gründen  der  gewöhnliche  freie 
Handel  nicht  stattfinden  kann,  oder  aber  sie 
dienen  nur  einem  über  sie  hinausgehenden 
Handel  als  Zwischenstation,  vornehmlich  an 
solchen  Punkten,  w^elche  geographisch  die 
Handelsstrasse  beherrschen.  Fast  aUe  grösse- 
ren unmittelbaren  Handelskolonieen  sind  aus 
Handelsfaktoreien  hervorgegangen.  In  keinem 
Falle  wird  die  blosse  Handelskolonie  eine 
eigene  Station,  einen  selbständigen  Ableger 
des  Mutterlandes  bilden.  Doch  fangen  fast 
alle  Kolonieen  als  Handelskolonieen  an.  Zur 
Anlage  einer  Handelskolonie  gehört  vor 
allein  Kapitalreichtum  und  Seemacht.  Eine 
Nebenart  der  Handelskolonieen  sind  die 
Fischerei  kolonieen. 

C.  Ackerbaukolonieen  werden  sich 
Qur  in  einem  ganz  wüsten  oder  höchstens 
Ton  Jäger-   und  Hirtenstämmen   dünn   be- 


wohnten Lande  bewerkstelligen  lassen. 
Cerealien  haben  fast  dieselben  Yegetations- 
bedingungen  yne  Waldbäume.  Daher  pflegen 
Länder,  wo  nachmals  der  Ackerbau  gedeihen 
soll,  im  wüsten  Zustande  mit  Wald  bedeckt 
zu  sein.  Anfangs  daher  mühevolle  Arbeit 
des  Rodens,  eine  Arbeit,  deren  Segen  erst 
den  Kindern  zu  gute  kommt  Daher  Erb- 
lichkeit, Sesshaftigkeit.  So  wächst  in  der 
Ackerbaukolonie  allmählich  eine  Nation 
heran,  ein  selbständiger  Ableger  vom 
Mutterstamme.  Der  Ackerbau  braucht  viele 
Menschenliände,  daher  Massenauswanderung 
erforderlich,  möglichste  Nähe  wünschenswert. 
In  ihrem  Inneren  besitzen  die  Ackerbau- 
kolonieen gewöhnlich  einen  sehr  demokra- 
tischen Charakter.  Eine  Unterabteilung  der 
Ackerbaukolonieen  bilden  die  Yiehzucht- 
kolonieen. 

D.Pflanz  ungskolonieen.  Sie  dienen 
zur  Hervorbringung  jener  Luxusartikel, 
die  man  voraugsweise  Kolonialwaren 
nennt.  Man  hat  diese  Pflanzuugskolonieen 
die  Treibhäuser  von  Europa  genannt.  Als 
Arbeiter  in  den  gartenartigen  Kultiu-en  unter 
einem  heissen,  für  Europäer  gefährlichen 
Klima  benutzt  man  entweder  eingeborene 
Fröner  oder  von  aussen  eingeftlhrte  Kauf- 
sklaven. Recht  heimisch  werden  sich  die 
Pflanzer  nie  fühlen.  Jeder  wünscht,  sobald 
er  einigen  Reichtum  erworben  hat,  ins 
Mutterland  zurückzukehren.  Man  hat  neuer- 
dings für  dieses  Verhältnis  den  Ausdruck 
Kultivationskolonie  aufgebracht,  die 
in  der  That  ein  eigentümliches  Mittelding 
zwischen  Pflanzungs-  und  Eroberungskolonie 
bildet.  Gewiss  ein  glänzender  Triumph  der 
Kultur,  wenn  ein  hochkultiviertes  Volk  er- 
zieherisch ein  von  rohen  Menschen  bewohn- 
tes Jjand  auf  eine  höhere  Stufe  hebt.  Solche 
»Kultivation«  wird  namentlich  da  zweck- 
mässig sein,  wo  das  lehrende  und  herrschende 
Volk  zwar  aus  klimatischen  etc.  Gründen 
keine  Massen  gemeiner  Arbeiter,  wohl  aber 
Kapitalien,  Direktoren,  Kaufleute  etc.  hin- 
übersenden kann.  Grossartiges  Beispiel: 
Niederländisch-Indien.  Es  versteht  sich  von 
selbst,  dass  die  erörterten  vier  Klassen  in 
einzelnen  Fällen  beinahe  unmerklich  inein- 
ander übergehen  können.  Eine  Art  von 
uneigentlichen  Kolonieen  sind  die  Kultur- 
berufungskolonieen,  wo  nämlich  die 
einsichtsvolle  Regierung  eines  rohen  Volkes 
aus  der  Fremde  höher  gebildete  Kolonisten 
herbeiruft,  gleichsam  als  Erzieher,  Ijehr- 
meister  ihres  neuen  Vaterlandes,  z.  B.  die 
Deutschen  in  Russland,  Polen,  Ungarn, 
Siebenbürgen,  die  Hugenotten  in  Deutsch- 
land. 

Als  Haupt  Ursachen  der  Kolonisation 
führt  Röscher  an:  Uebervölkerung ;  Ueber- 
füllung  mit  Kapital ;  politische  Unzufrieden- 
jheit;  religiöse  Begeisterung. 
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2LDieKlassifikatioii  derKolonieen  nach 
Utibbe-Schleiden  (Kolonisation  und  Kulti- 
vation^.  AVenn  man  die  Begriffsbehandlung 
der  Kolonieen  durch  Röscher  eine  historische 
und  wirtschaftliche  nennen  kann,  so  stellt  sich 
Hiibbe-Sch leiden  vorwiegend  auf  den 
kolonisations  technischen  Standpunkt  und 
gelangt  von  diesem  aus  zu  einer  scharfen 
Hervorhebung  des  Unterschiedes  zwi- 
schen Kolonisation  im  engeren  Sinne 
und  Kultivation.  Er  begründet  diesen 
Unterschied  durch   folgende  Ausführungen: 

Die  Gegensätze  zwischen  Kolonisation  und 
Kultivation  sind  die  Grundbegriffe  der 
Weltwirtschaft  Bisher  sind  dieselben 
allerdings  dem  deutschen  Vorstellungskreise 
völlig  fremd.  Ja  sogar  von  den  verschie- 
denen Arten  der  Kolonisation  hat  das 
deutsche  Publikum  bisher  nur  sehr  unklare 
Begriffe.  Allerdings  bezeichnet  noch  heute 
auch  ein  laxer  Sprachgebrauch  des  eng- 
lischen Publikums  manche  Niederlassung, 
welche  im  technischen  Sinne  keine  Kolonie 
ist,  doch  als  eine  »colony«,  und  es  mag  auch 
früher  der  Einfachheit  wegen  wolil  zweck- 
mässiger erschienen  sein,  auf  diesen  allge- 
meinen Ausdruck  eine  systematische  Ein- 
teilung zu  begründen.  Schon  Merivale  hatte 
denselben  in  umfassender  Weise  theoretisch 
ver^-andt,  imd  ßoscher,  der  ausseixlem  an 
Heerens  Begriffsbestimmungen  anknüpfte, 
erhob  diese  Anscliauungen  zur  Wissenschaft- 


nieen« 
bildet. 


wie 
Er 


die  australischen 
nennt   Indien 


em 


oder  Canada 
Reich, 


em 


Herrschaftsgebiet,  auch  wohl  eine  Domäne 
(Nationaldomäne  oder  Kulturdomäne);  übri- 
gens aber  wird  stets  klar  unterschieden : 
India,  the  Colonies  and  other 
British  possessions. 

Eine   durchaus   unzulässige  Begriffsver- 
wirrung ist  es  daher  auch,   wenn  man  von 
einer  »Kolonisation  Aequatorial- Afrikas«  redet. 
Diejenige  Nation,  welcher  es  gelingen  wird. 
dieses   Land   und   s^ine  Menschenrasse    zu 
kultivieren,  wird  sicherlich  unter  allen 
Nationen    unsei-er   Rasse    die   bedeutendste 
werden,  das  tropische  Afrika  aber  zu  kolo- 
nisieren,  würde  erfordern,  dass  wir  den 
Ueberschuss    unserer   Arbeitskräfte   dorthin 
übereiedelten    und   dort   Teile   unserer  Be- 
völkerung heimisch  zu  machen  versuchten. 
Solcher    Versuch    jedoch    ist    gegenwärtig- 
weder  wünschenswert  noch  möglich,  er  wäre 
gleichbedeutend   mit  dem  Totalverlust  aller 
dieser  Kräfte. 

Die  offizielle  englische  Klassifikation  der 
britischen  Besitzungen  als  Stations,  Plan- 
tations und  Settlements  gründet  sich  ledig- 
lich auf  historisch  gewordene  Verhältnisse, 
nicht  auf  logische  Begriffsunterschiede  und 
ist  daner  weder  auf  andere  Verhältnisse 
übertragbar  noch  auch  wissenschaftlich 
brauchbar.  Für  die  Unterabteilungen  der 
Hauptgrupi)en  lassen  sich  verschiedene  Ge- 


liehen Theorie;  doch  ist  dieselbe  heutzutage  I  Sichtspunkte  der  Klassifikation  mit  gleichem 
jedenfalls  nicht  mehr  ausreichend.    Gerade- I  Rechte  durchfülu^en.  Hübbe-Schleiden  scheint 
zu    unrichtig   aber   ist  der  Sprachgebrauch  j  die  z weckmässigste  Einteilung  folgende : 
des  deutschen  und  französischen  Publikums,  Verschiedene  Arten  überseeischer 

welcher  so  diameti-al  entgegengesetzte  Be- j  Besitzungenmit  typischen  Beispielen, 
gi-iffe  wie  Kolonisation  und  Kultivation  ver- |  A.  Stationen  (abhängig):  1.  Marinedepots:  St. 
wechselt.  i  Helena  (britisch),  Tonga  (deutsch),  Gabon  (fran- 

Eine  Kolonie  ist  nur  ein  solches  aus- I  ^^^^^^p   ^*  ^*^^^^^^^*^^^^^^  •  Gibraltar,  Malta. 

wärtiges  Wirtschaftsgebiet  einer  Nation,  nach  ^^^\  rTi°J*„ ; «  ^  «  ti  n^«^„^^„„^„  u\.\.s^^^\ 
^1  iP         1.        1-    ^u  •  1  i.  m    1    I         xJ.  Kolonieen :o.Depenaenzen  (abhangriff): 

welchem  hm  dieselbe  nicht  nur  Teile  |  j^T^^f^n^i^^^^  Ali?erien,  Caledonien,  Loanda. 
ihres  Kapitals  und  ihi-er  Intelligenz  über- ;  4.  Konföderierte  Kolonieen  ^selbständig) :  Ganada, 
trägt ,  sondern  wo  sie  vor  allem  1  Australien,  Capland.  ö.  Emancipierte  Kolonial- 
auch  ihre  eigene  Nationalität  alsj  länder  (unabhängig) :  Vereinigte  Staaten,  Argen- 
einheimische    Bevölkerung    a n s i e -  1  tinien,  Chile. 

delt.  In  Ländern  aber,  wie  z.  B.  Indien  1^  <^--  Knltivationen:  6.  Handels-  und 
oderJa\^,  kann  unsere  Rasse,  so  wie  sie  ist  1  ^^^nzungsniederlassungen    (abhängig):     Cuba, 

überhaupt  nicht  heimisch  werden  und  braucht  '^^"^^l  J^ 'S^^^  Senegambien, 

,  ^    .  i  ,      1  1  _x    1  1  ui     •  u      Britisch- VN  estairika,  Mauritius,  Ri 


eunion,  ibmga- 
pore,  Hongkong,  Fidji,  Samoa.  7.  Nationaldo- 
raänen:  a)  abhängige:  Ceylon,  Java,  Philippinen ; 
b)  selbständige :  Britisch-Indien.  8.  Emancipierte 
Kultivalländer  (unabhängig) :  Mexiko,  Brasilien, 
Peru, 

Von  kulturellen  Gesichtspunkten  aus  be- 
trachtet, steigei-t  sich  sowolil  die  Grösse  und 
Bedeutung  als  auch  die  Schwierigkeit  der 
bildeten  Engländer  ein,  Britisch-Indien  eine  j  zu  vollbringenden  Leistungen  ungefähr  in 
Kolonie  zu  nennen,  denn  er  hat  eine  ge- ,  der  hier  angegebenen  Stufenfolge.  Damit 
nügeiid  klare  Vorstellung  von  dem  Cha- 1  soll  natürlich  nicht  gesagt  sein,  dass  etwa 
rakter  des  Landes  und  dessen  kultureller  1  gegenwärtig  Mexiko  ein  kultui-ell  bedeuten- 
Bewirtschaftung,  um  zu  wissen,  dass  es  den  deres  Land  sei  als  die  Vereinigten  Staaten, 
schärfsten   Gegensatz  zu   britischen   »Kolo- 1  wolü   aber,    dass   es   für    eine  euroi)äische 


es  auch  nicht,  denn  dort  leben  zahkeiche 
Bevölkerungen  anderer  Rassen,  dort  handelt 
es  sich  vielmelu*  um  die  (materielle) Kulti- 
vation solcher  Länder  mit  Hilfe  unserer 
Intelligenz  und  unseres  Kapitals  imd  um 
die  (geistige)  Kultivation,  die  Kulturer- 
ziehung dieser  fremden  Rassen  zur 
Civilisation.    Niemals  fällt  es  einem  ge  - 


Kolonieen  und  Kolonialpolitik 


139 


Nation  eine  unendlich  viel  grössere  und 
schwierigere  Aufgabe  ist,  ein  Liand  wie 
Mexiko,  oder  sagen  wir  statt  dessen  besser 
Indien  oder  Afrika,  auf  eine  gleiche  Höhe 
der  Kultur  zu  heben  und  die  fremdrassigen 
Bewohner  dieser  Länder  zu  jjleicher  Civili- 
sation  zu  erziehen,  wie  sie  sich  heutzutage 
in  den  Vereinigten  Staaten  oder  in  den 
australischen  Kolonieen  findet,  Kulti- 
vation  ist  eine  ungleich  schwierigere  Auf- 
gabe als  Kolonisation,  aber  sie  ist  auch  nicht 
um  ebensoviel,  sondern  etwa  im  ver- 
doppelten Verhältnisse  rentabler 
als  diese. 

Die  mächtigste,  oder  wie  man  auch  ge- 
sagt hat,  die  »herrschendste«  Nation  des  20. 
Jahrhimderts  wird  allerdings  wohl  diejenige 
werden  oder  bleiben,  welche  am  meisten 
kolonisiert;  die  kulturell  bedeutendste  aber 
und  zugleich  die  reichste  Nation  der  Zukunft 
muss  jedenfalls  diejenige  werden,  welche 
am  meisten  und  am  erfolgreichsten  die  Natiu»- 
völker  und  ihi-e  von  Ueppigkeit  schwellenden 
Tropenländer  kultivieren  wird. 

Die  besonders  hohe  Rentabilität  tropischer 
Kultivation  unter  irgend  geeigneten  Ver- 
hältnissen ist  jedem  bekannt,  der  mit  solchen 
Verhältnissen  vertraut  ist.  Ein  anderer 
Punkt  aber,  der  bisher  nie  erwähnt  worden 
ist,  soll  hier  doch  speciell  hervorgehoben 
werden,  dass  nämlich  auch  der  Handels- 
verkehr der  Slammländer  mit  Kiiltival- 
ländem  sehr  viel  rentabler  ist  als  der  mit 
Kolonialländern. 

Je  grosser  die  kultiu^Ue  Verschiedenheit 
der  beiden  handeltreibenden  Länder  oder 
Völker  ist,  desto  grösser  wird  auch  die  Ren- 
tabilität des  Handels  sein. 

Der  Handel  mit  Kultivalländern  wml 
geschaffen  und  gesteigert  durch  die  (mate- 
rielle und  ideelle)  Kultivation  dieser  Länder, 
er  wächst  proportional  den  Fortschritten  und 
Erfolgen  derselben. 

Ziu-  Kultivation  ist  eine  längere  Zeit  des 
Kultureinflusses  erforderlich  und  dadiu*ch 
eine  längere  Dauer  des  rentablen  Abhängig- 
keitsverhältnisses bedingt. 

3.  Die  Klassifikation  der  Kolonieen 
nach  Fabri  und  vor  allem  nach  Schäffle. 
Wenn  auch  Fabri  (f  18,  Juli  1891)  den 
praktischen  Gesichtspunkt  des  Kolonisations- 
bedürfnisses in  den  Vordergrund  stellte,  so 
konnte  er  doch  eine  wissenschaftliche  Ein- 
teilung der  Arten  der  Kolonieen  nicht  um- 
gehen. Indem  er  den  beiden  Grundai-ten 
der  Kolonieen,  den  »Ackerbau«-  und 
»Handels«-Kolonieen  als  dritte  Art  die 
3>Verbrecherkolonieen«  oder  »Straf- 
kolonieen«  zur  Seite  stellt,  legt  er  auf 
diese  Art  ein  ganz  besonderes  Gewicht.  Er 
hält  die  »Deportation«  oder  »Verbannimg« 
für  die  natürlichste  und  würdigste  Form  der 
Bestrafung    politischer  Vergehen    und   das 


Fehlen  dieser  Strafform  für  eine  verwunder- 
liche Lücke  im  deutschen  Strafgesetzbuch. 
Beispiele:  Sibirien,  Australien,  Caledonien. 
Die  Strafkolonieen  bilden  insofern  keine  be- 
sondere Form  der  Kolonisation,  als  es  sich 
mu"  um  eine  zwangsweise  Ansiedelung 
vorübergehender  oder  dauernder  Natur  han- 
delt und  diese  ebenso  in  einer  Ackerbau- 
kolonie yde  in  einer  Plantagenkolonie  oder 
Bergbaukolonie,  in  einer  Handelskolonie  wie 
in  einer  Militärstation  vor  sich  gehen  kann, 
je  nach  der  Methode  des  angewandten  Straf- 
vollzuges. Auch  sind  Kolonieen  gewöhnlich 
nm*  vorübergehend  als  Strafkolonieen  be- 
handelt worden,  um  dann  bei  intensiverer 
Kolonisation  oder  Kultivation,  gewöhnlich 
nach  einer  heftigen  Reaktion  gegen  das 
Sträflinge  sendende  Mutterland,  in  freier 
Wirtschaft  ihrem  eigentümlichen  Charakter 
zurückgegeben  zu  werden.    (Australien.) 

Wenn  die  Behandlung  der  kolonialen 
Theorie  durch  Hübbe-ScWeiden  zu  einem 
Dualismus  geführt  hatte,  so  hältSchäffle 
an  der  Einheitlichkeit  des  Begriffes  der 
Kolonisation  fest,  indem  er  die  nach  Hübbe- 
Schleiden  zwischen  der  Kolonisation  im 
engeren  Sinne  und  der  Kultivation  vor- 
liegenden Gegensätze  in  den  von  ihm  kon- 
struierten Stufen  und  Gi'aden  der  Koloni- 
sation zur  Geltung  bringt.  Nach  Schäffle  ist 
Kolonisation  Volksent Wickelung  von 
höherer  auswärtiger  Gesittung  aus 
durch  Niederlassung  von  Bevölke- 
rungsteilen, 

An  die  Stelle  von  »alt«  und  »jung'<  der 
Roscherschen  Definition  setzt  er  die  Grade 
der  Entwickelung  in  der  Organisation  oder 
in  der  Kultur  und  begründet  seine  Abwei- 
chung von  Röscher  in  der  folgenden  Weise : 
»Wh-  sagen  nicht  »mehr  oder  weniger« 
hoch.  Diese  Bezeichnung  ist  an  sich  vag, 
sie  drückt  die  ganz  bestimmte  Gradation 
der  Kolonisation  in  jedem  besonderen  Falle 
nicht  aus  und  schliesst  eigentlich  jene  Kolo- 
nisation aus,  welche  schon  von  der  ersten 
Stufe  der  Entwickelung  aus  stattgefunden 
hat  und  heute  im  Hinterwald  noch  immer 
stattfindet  Wir  sagen  nicht  »eine  Volks- 
besitznahme«,  da  dies  die  politische  Hen-- 
schaft  des  »alten  Volkes«  als  wesentliches 
Merkmal  der  Kolonisation  einschliesst,  die 
innere  Kolonisation  aber  ausschliesst.  Wir 
sagen  nicht  »ein  junges  Land«;  der  Ko- 
lonisationskreis kann  schon  Volk  haben  und 
schon  einigermassen  ci\ilisiert  sein.  Kolo- 
nisation ist  ein  Mittel,  auch  »alte  Länder c, 
selbst  solche,  welche  früher  kolonisierten, 
durch  Re-  und  Rückkolonisation  wieder  zu 
heben.  Wir  sagen  nicht,  die  Kolonisation 
sei  Landesbesitznahme  dm-ch  ein  altes  Volk, 
weil  nicht  völlige  und  staatliche  Occupation 
notwendig  ist  und  w^eil  die  Kolonisation 
mehr  ist  als  Besitznahme,  nämlich  auch  Er- 
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Ziehung  und  Kultivierung  diu-ch  die  Kolo- 
nisten. Die  Niederlassung  umschliesst  bei- 
des. Wir  sagen  nicht,  die  Kolonisation  sei 
bedingt  durch  »Ablösung«  neuer  Grenzen. 
Weder  kulturell  findet  völlige  Ablösung 
statt  noch  immer  staatlich;  solange  die 
Kolonie  Dependenz  des  Mutterlandes  ist  und 
solange  sie  es  bleibt,  ist  der  Kolonist  noch 
Glied  des  Reiches. 

Wir  sagen  dagegen:  von  auswärtiger 
höherer  Gesittung  aus,  weil  dies  die  innere 
wie  die  äussere,  die  soziale  wie  die  poli- 
tische Kolonisation,  die  Kolonisation  nach 
auswärtigen  Völkern  wie  Ländern,  also  die 
Pfropf-  wie  die  Urkolonisation,  und  weil  es 
Kreise  weitester  wie  engster  Territorialer- 
streckung und  diese  alle  sowohl  als  Kultur- 
wie  als  Staatskreise  umfasst.  Wir  sagen 
ferner:  Volksentwickelung,  weil  dies  par- 
tielle und  lokale  Kolonisation  auswärtiger 
Gesittungskreise  ebenso  in  sich  schliesst,  wie 
die  völlige  Herstellung  sittlicher  Gemein- 
schaft im  nicht  oder  wenig  gesitteten  Ge- 
biete. Entwickelung  bedeutet  ebenso  Weiter- 
entwickelung wie  GründTmg,  ebenso  Wieder- 
herstelhmg  vom  Verfall  wie  Steigerung  von 
bisheriger  Blüte  aus.  Ein  Entwickelungs- 
vorgang  ist  die  Kolonisation  von  der  ürkolo- 
nisation  an.  In  dem  Merkmal  der  Volks- 
entwickelung liegt  auch  schon,  dass  die 
koloniale  Niederlassung  gross  und  häufig 
genug  sein  muss,  um  entweder  ein  ganz 
neues  Kolonialvolk  zu  schaffen  oder  die  ein- 
geborene Bevölkerung  in  ihrer  Entwickelung 
fort-  und  umbildend  zu  beeinflussen.  In 
demselben  Merkmal  liegt  es  auch  schon, 
dass  die  Niederlassung  von  Kolonisten  eine 
dauernde  sei.  Niederlassung  s^^en  wir  statt 
L««idbesitznahme ,  weil  die  Niederlassung 
wirklich  das  Mehr  mit  enthält,  was  über 
Landbesitznahme  und  Bodenankauf  hinaus 
am  Kolonisieren  ist  und  gleichwohl  die 
Niederlassung  staatlicher  Kräfte  des  Mutter- 
landes nicht  ausschliesst.« 

(Wenn  Hübbe-Sclileiden  bei  der  Kulti- 
vation  gerade  ein  Gewicht  darauf  legte,  dass 
eine  dauernde  Niederlassung  von  Volksbe- 
standteilen der  Kolonisatoren  nicht  statt- 
findet, so  wird  Schäffle  dem  dadurch  ge- 
recht, dass  er  Schichtenkolonisation  annimmt, 
also  das  Dauernde  der  Niederlassung  nicht 
in  das  Individuum,  sondern  in  das  wieder- 
holt nach  demselben  Ziel  aussendende  Volk 
legt.) 

Für  die  Klassifikation  der  Kolonieen 
ist  bei  Schäffle  die  gleichzeitige  Beach- 
tung der  Aktiv-  und  der  Passivseite 
aller  Kolonialerscheinungen,  d.  h.  der  Alt- 
volk- und  Junglandseiten  das  Ausschlag- 
gebende. Von  diesem  Standpunkte  aus  ge- 
langt er.  abgesehen  von  der  äusserlichen 
Unterscheidung  zwischen  innerer  und  äus- 
serer, politischer  und  sozialer  Nachbarschafts- 


CGrenz-)  und  Fern-  (Uebersee-,  Ueberland-) 
Kolonisation,  Universal-  und  Special-,  Total- 
und  Partialkolonisation  zu  einer  Unsumme 
von  Einteilungsgründen.  Von  diesen  er- 
scheinen ihm  als  die  ^vichtigsten  die  fünf 
Stufen  der  Entwickelung  der  aktiv  oder 
passiv  an  der  Kolonisation  beteiligten  Völker 
und  die  Grade  des  Gesittungsbestandes  zwi- 
schen beiden. 

Die  thatsächlich  vorhandenen  kolonialeQ 
Erscheinungen  reiht  Schäffle  in  dieses  Sys- 
tem in  der  folgenden  Weise  ein: 

Die  eine  fünf  stuf  ige  Kolonisation  ist 
die  seit  Anbruch  der  neuesten  Zeit  mit  den 
Mitteln  der  Hochkiütiu*  (Europa  Stufe  V) 
getriebene  Urkolonisation,  hauptsächlich  die 
in  Nordamerika,  in  Australien  und  in  der 
canadischen  Dominion. 

Die  zwei  vierstufigen  Kolonisationen 
der  Gegenwart  sind:  1.  die  Kolonisation  in 
Kolonialgebieten,  welche  auf  Stufe  I  ange- 
kommen sind  d.  h.  zu  solchen  Naturvölkern, 
welche  civilisiert  werden  sollen  oder  niclit 
vernichtet  werden  dürfen  (Europa  nach  den 
extensiv  besiedelten  Teilen  Nordamerikas, 
Australiens,  Brasiliens  etc.  und  die  Steppen- 
kolonisation der  Russen,  die  Kolonisation 
Centralafrikas) ;  2.  die  innere  Kolonisation 
von  Gesittungskreisen  IV.  Stufe  nach  inne- 
rem oder  auswärtigem  Unland. 

Die  drei  dreistufigen  Kolonisationen 
finden  heute  statt:  1.  von  Europa  aus  nach 
den  Ländern  halb-  und  ganzständestaatlicher 
Gesittung:  Japan,  China,  Hinterindien,  Vor- 
derindien, Tibet,  Persien,  Aeg}T)ten,  Türkei, 
Tunis,  Algier  und  einem  Teil  des  Sudan; 
2.  als  äussere  Kolonisation  von  Europa  aus 
nach  den  auf  Stufe  II  gekommenen  Kreisen 
der  neueren  Kolonialländer;  3.  die  eigene 
innere  Kolonisation  von  den  wenigen  auf 
Stufe  IV  etwa  angekommenen  Gebietsteilen 
Nordamerikas  nach  dem  Urwald  und  der 
volklosen  Prairie. 

Die  vier  zweistufigen  Kolonisationen 
sind  zu  erkennen :  in  der  Kolonisation  Euro- 
pas nach  den  Stadtgesittungskreisen  Noixi- 
amerikas  und  von  denjenigen  Gesittungs- 
kreisen, welche  in  den  modernen  Kolonieen 
selbst  bezw.  Stufe  II,  III  und  IV  erreicht 
haben,  nach  bezw.  dem  Urwald,  nach  dem 
Rande  des  Urwaldes  und  der  Prairie  und 
nach  den  Gebieten  von  wahlämterstaatlicher 
Gesittungshöhe  (der  Stufe  ü). 

Die  fünf  e  i  n  stufigen  Kolonisationen  wer- 
den nicht  bloss  von  den  höheren  Gesittungs- 
kreisen alter  Völker  und  Länder  nach  den 
Kreisen  je  der  nächst  niedrigen  Gesittung 
und  innerhalb  der  modernen  Kolonieen  selbst 
auf  eben  diese  Weise,  sondern  auch  von  den 
Ländern  der  stationären  altständischen  Ge- 
sittung zu  Naturv'ölkem  hin  und  von  diesen 
ins  Unland  hinein  vollzogen. 

Offenbar   ist  der  bedeutendste  Vorgang 
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jene  fünfstufige  Kolonisation  der  Eiu^päer, 
zumal  jene  in  landgleichartigen  Gebieten. 
Wo  wir  Deutsche  nur  immer  noch  jung- 
fräuliches Land  finden,  das  unsere  Acker- 
bauer besiedeln  können,  müssen  wir  sie 
zu  erfüllen  suchen,  und  zwar  da,  wo  schon 
anderssprachige  Völker  zuvorgekommen  sind, 
bei  den  mindest  sprachfremden  Ländern  in 
der  kompaktesten  Weise. 

Die  fünfstufige  Kolonisation  ist 
heutedie  fruchtbarste  und  lohnendste. 
Sie  hinterlässt  dem  Mutterlande  am  meisten 
nachhaltigen  Verkehr,  Die  minderstufige 
Kolonisation  kann  jedoch  dadurch  über- 
wiegen, dass  sie  innere  Kolonisation  ist  oder  das 
Ausland  zu  wenig  Kolonistenmaterial  sendet. 

Jede  höherstufige  Kolonisation  wird  die 
minderstufigen  verdrängen  und  ihrer,  wo 
nicht  den  minderstufigen  die  Homogenität 
entgegenkommt,  wie  den  Chinesen  in  Tong- 
king,  auch  Herr  werden.  In  Centralafrika 
stehen  die  Europäer  vor  der  Thatsache  der 
minderstufigen  Kolonisation  der  Araber. 

Schon  die  dreistufige  Kolonisation  zu 
heterogenen  Kolonialländem  ist  heute  über- 
aus schwierig  und  kann  nur  beschränkt  und 
kompakt,  hauptsächlich  als  Handels-  und 
Lehrkolonisation,  wie  sie  gegenwärtig 
Deutschland  in  China  und  Japan,  ganz 
Europa  in  Aegypten,  England  im  ganzen 
Orient  treibt,  mit  Sicherheit  durchgeführt 
werden. 

Also  möglichst  fünfstufige  Kolonisation 
nach  aussen  und  überhaupt  höherstufiee  Ko- 
lonisation zu  möglichst  homogenen  Kolonial- 
gebieten hin! 

Von  den  Kolonisationsstufen  sind  ver- 
schieden die  Kolonisations  grade.  Darunter 
versteht  Schäffle  die  Unterschiede,  welche 
sich  dadurch  ergeben,  dass  die  Kolonisation 
von  Kolonisten  getrieben  wird  oder  wenig- 
stens versucht  w^erden  kann  welche  von 
der  Gesittung  des  Kolonialgebietes  um  nur 
eine  oder  um  zwei  oder  um  drei  oder  um 
vier  oder  um  fünf  Stufen  der  Gesittung  ab- 
stehen. Das  Normale  ist  nicht  die  fünf-, 
viei^,  drei-  oder  zwei-,  sondern  die  eingra- 
dige  Kolonisation. 

Unter  den  Kolonisationswider- 
ständen versteht  Schäffle  die  Fremd- 
artigkeit des  Kolonialgebietes  dem  Mutter- 
lande gegenüber,  sei  es  in  klimatischer, 
sei  es  in  oro-  und  hydrographischer,  sei  es 
in  geologisch-botanischer  und  zoologischer 
Hinsicht  Noch  wichtiger  als  die  Land- 
gleichartigkeit sei  die  Volksgleichartigkeit. 
Am  günstigsten  sei  daher  die  innere  Kolo- 
nisation im  Mutterlande,  ungünstig  aber  in 
fremdsprachigen  mid  religiös  fremden  z.  B., 
mohanmiedanischen  Gebieten.  Ausser  der 
typischen  Fremdartigkeit  leiste  aber  auch 
die  Entlegenheit  Widerstände  und  zwar 
desto  grösser,  je  kostspieliger  der  Transport 


ist.  Zu  den  Widerständen,  welche  das  Ende 
der  Kolonisation  beschleunigen,  gehören  die 
Folgen  der  Entwickelung  selbst,  bestehend 
in  der  Emancipation.  Zuerst  tritt  sie  poli- 
tisch, dann  auch  sozial  und  kulturell  ein. 
Das  Ende  ist  blosser  Verkehr,  welcher 
desto  gewaltiger  ist,  je  verwandter  das 
Tochter-  dem  Mutter volk  und  je  typisch 
eigenartiger  und  daher  verkehrsbedürftiger 
das  Tochter land  dem  Mutterlande  gegen- 
über ist. 

Als  Kolonisationsgesetz  stellt 
Schäffle  hin:  möglichst  hochstufige,  grad- 
nahe, verwandte  (homogene),  nachbarschaft- 
liche und  bei  Fremd-  und  Femkolonisation 
möglichst  auto-  und  aristokratische,  aber 
bestens  bevormundende  Kolonisation. 

Unter  Kolonisation  und  Kultivation  im  all- 

fsraeinen^  jedoch  mit  Ausschluss  der  inneren 
olonisation,  würden  wir  verstehen:  »Die 
räumliche  Ausdehnung  des  wirtschaftlichen 
Machtbereiches  über  die  Staatsgrenzen 
hinaus !«  Macht  man  aber  zum  Träger  der  Be- 
wegung nicht  den  Staat,  sondern  das  Volk,  so 
kann  man  darunter  verstehen:  »Die  Aus- 
dehnung der  Bevölkerungssiedelung  und 
ihres  Machtbereiches  über  die  bisherigen 
Volksgrenzen«. 

Was  die  deutschen  Kolonieen  anbe- 
langt, so  ist  unsere  Grenzkolonisation, 
welche  nur  gegen  den  weniger  gesitteten 
Osten  gehen  könnte,  au^nblicklich  sehr  be- 
schränkt und  sie  ist  mfolge  der  stärkeren 
Reaktion  des  slawischen  Geistes  viel  hete- 
rogener geworden,  als  sie  eine  Zeit  lang 
war.  Durch  unser  Kolonisationsmissgeschick, 
welches  nicht  am  wenigsten  durch  den  Ver- 
lust Nordbelgiens  und  der  Niederlande  ent- 
schieden worden  ist,  sind  wir  dazu  ge- 
kommen, eigene  Kolonieen  nur  noch  in 
heissen  und  volkfi*emden  Ländern  zu  finden, 
wo  Bauemkolonisation  in  der  Hauptsache 
unmöglich  und  die  Ackerbaukolonisation  nur 
in  der  Form  der  Leitung  und  Beherrschung 
des  Pflanzungsackerbaues  der  Einge- 
borenen ausführbar  ist.  Wir  besitzen  wohl 
Gebiete  für  überseeische  Kolonisation  vierten 
und  fünften  Grades,  aber  nur  solche,  wo  die 
Arbeit  der  schon  zu  Pflanzern  gewordenen 
Eingeborenen  verwendet  werden  kann.  Dies 
unterscheidet  die  Aeqiiatorialafrika-,Ostafrika- 
und  Neuguineakolomsation  gründlichst  von 
der  Kolonisation  Nordamerikas  und  des  Süd- 
teils von  Australien.  Unsere  Kolonisation  in 
den  heissen  Ijändem  kann  sich  nicht  als  Ur- 
kolonisation,  sondern  nur  als  Pfropfungs- 
kolonisation entfalten.  Vertilgt  man  unter 
den  Tropen  die  Eingeborenen,  so  sind  die 
Kolonieen  entwickelungsunfähig.  Lassen  sich 
die  äquatorialen  Rassen  heben,  so  werden 
sie  sich  vielleicht,  allerdings  in  nicht  abseh- 
barer Zeit  —  emancipieren,  aber  wertvollsten 
[Verkehr  fortsetzen.     Das  grösste  Problem 


142 


Kolonieen  und  Kolonialpolitik 


ist,  die  Pflanznngskolonisation  ohne  Sklaven- 
handel  durchzufühi-en  und  die  Formen  zu 
finden,  um  Neger  und  Papuas  unter  luiserer 
Führung  arbeitsam  zu  machen  und  sie  zu 
erhalten,  ohne  sie  zu  Heloten  herabzudrücken 
oder  zu  ihrem  eigenen  Nachteil  freiheitfaul 
zu  machen. 

4.  Die  Klassifikation  der  Kolonieen 
nach  V.  Stengel.  Wenn  die  bisherigen  Be- 
stimmungen des  Wesens  der  Kolonieen  von  his- 
torischen, wirtschaftlichen,  ethnogi-aphischen, 
sozialen  und  technischen  Gesichtspunkten 
aus  erfolgten,  so  maciit  sich  auch  eine  Be- 
griffsbestimmung der  Kolonieen  im 
rechtlichen  Sinne  erforderlich.  Dies 
ist  zuletzt  von  C  a  r  1  v.  S  t  e  n  g  e  1  geschehen. 

Da  nach  Stengel,  um  von  einer  Kolonie 
im  rechtlichen  Sinne  spi-echen  zu  können, 
es  erforderlich  ist,  dass  das  Gebiet,  auf  wel- 
chem sich  die  Angehörigen  eines  Staates 
niederlassen  oder  ansiedeln,  in  eine  staats- 
rechtliche oder  doch  völkerrecht- 
liche Abhängigkeit  vom  Mutter- 
lande gebracht  wird,  so  muss  man  vom 
Begriff  der  Kolonieen  ausscheiden  a)  die- 
jenigen Kolonieen  im  othuogi-aphischen  Sinne, 
welche  sich  zu  selbständigen  und  unab- 
hängigen Staatswesen  entwickelt  haben,  wie 
z.  B.  die  Vereinigten  Staaten  von  Nordame-  ' 
rika,  Brasilien  etc.,  b)  diejenigen  kolonialen  | 
Niederlassungen,  welche  in  einem  Gebiete 
erfolgt  sind,  das  bereits  einer  anerkannten 
Staatsgewalt  unterworfen  ist.  Die  übrig; 
bleibenden  Kolonieen  im  rechtlichen  Sinne 
zerfallen  dann  in  eigentliche  Kolonieen,  Pro- 
tektorat sländer  und  Interessen si)hären. 


1.  Die  eigentlichen  Kolonieen  sin-l 
überseeische  Provinzen  eines  enropäis4*hcn 
Staates,  welche  seiner  Souveränität  vollie 
luiterworfen  sind.  VölkeiTec^htlich  bilden 
sie  Bestandteile  des  betreffenden  Muttor- 
landes. Ob  die  Anzahl  der  Kolonisten  gegen- 
über einer  l)ei'eits  vorhandenen  eingelK>rf*nen 
Bevölkenmg  gross  oder  klein  ist,  kommt 
ebensowenig  in  Beti'acht,  wie  es  notwendig 
ist,  dass  die  Kolonisten  Eingewanderte  des- 
jenigen Staates  sin<l,  zu  welchem  die  Ko- 
lonie gehört.  Sobald  die  Kolonieen  in  ein 
Bundesverliältnis  zu  dem  Mutterstaate  treten, 
wie  es  englische  Kolonieen  planen,  hören  sie 
auf,  Kolonieen  zu  sein. 

2.  Protektoratsländer  sind  ül»er- 
seeische  Gebiete  mit  staatlicher  Oi-ganisation, 
über  welche  ein  europäischer  Staat  die 
Schutzherrschaft  ausübt.  Hierher  gehörten 
z.  B.  die  französischen  Kolonieen  Tonking 
nnd  Tunis  und  die  englischen  und  hollän- 
dischen Vasallenstaaten  in  Indien,  nicht  al>er 
die  deutschen  -Schutzgebiete«.  Da  in  letz- 
teren jede  autonome  staatliche  Organisation 
fehlt,  etwa  mit  Ausnahme  der  eingeborenen 
Stämme  in  Süd westaf rika,  werden  wir  die 
deutschen  Schutzgebiete  sicher  zu  den  Ko- 
lonieen im  eigentlichen  Sinne  zu  rechnen 
liaben. 

3.  Interessen-  oder  Macht  Sphären 
entstehen  durch  Vereinbarungen  zwischen 
Kolonialmächten,  wonach  gewisse  Gebiete 
der  kolonialen  Erwerbung  oder  Pix)tektorati?- 
ausübung  bestimmter  Kolonialmächte  vorbe- 
halten bleiben,  ohne  dass  eine  Occupation 
dieser  Gebiete  bereits  erfolgt  ist. 


6.  Die  Kolonieen,  abhängenden  und  Schntzstaaten  der  Nationen  der  Welt 
nach  ihrer  Flächenansdehnang  nnd  Bevölkerung 

nach  dem  Stande  von  1897. 


Länder 


Zahl  i 

der  '  Fläche  (qkm) 

Kolo-  I 

nieen  !  Mutterland       Kolonieen 


Bevölkerung 


Mutterland       Kolonieen 


Vereinigtes  Königreich  ^J , 

Frankreich , 

Deutschland     .    .    .    .    . 

Niederlande 

Portugal , 

Spanien 

Itahen 

Oesterreich-üngaiTi  .    .    . 

Dänemark 

Kussland 

Türkei 

China 

Vereinigte  Staaten  .    .    . 


zusammen 


48 
32 

8 

3 
9 
3 

2 
2 
3 
3 
4 
5 
4 


313335,61 

528  598,28 

540  869,70 

32  758,32 

93  338,42 

51»  963,30 

286573,14 

623  987,98 

39598,51 

22  056  790,01 

2  888  023,53 

3462418,19 

9  212630,00 


129138567,08 
i  9368876,93 
I  2  641  981,30 
I  2079415,17 
I  2074745,40 
I  636821,43 
I  269  360,00 
60  248.58 
I  224  330,26 
I  661  874,50 
I  462  055,00 
I  7463240,40 
I      435  863,33 


39  824  563 

38517975 
52279915 

4  928  658 

5  049  729 
17565632 
3 1  290  490 
41  231  342 

2  185  235 
126683312 

24  1 28  690 
3S6  000  000 

75  194000 


344059122 
52  642  930 
10600000 

33  911  744 

9  216  707 

256000 

650000 

I  568092 

114  229 

5  684000 

1 7  489  000 

16  680000 

10  177  000 


126        40  570  896,99  156  517  379,38 


844879541      503048824 


^)  Einschliesslich   der  Bundesstaaten  Indiens,   dessen   Fläche  1  895  734,96  qkm  beträgt  und 
dessen  Bevölkerung  im  Jahre  1891  66060  479  betrug. 


Nach   Statesmans   Year  Book   1898 
United  States  Xo.  6  (1899)  S.  1466. 
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B.  Kolonial-  und  Kolonisationspolitik, 
Systeme  und  Teehnik. 

6.  Theorie.  Als  Begründer  der  Kolo- 
nial  wissen  Schaft  ist  Hermann  Merivale  zu 
betrachten,  als  Begründer  der  wissenschaft- 
lichen Kolonisationstechnik  Eduai-d  Gibbon 
AV'akefield.  Die  Theorie  ist  ferner  gepflegt 
worden  ausser  von  den  volkswirtschaftlichen 
Theoretikern  von  Robert  Torrens  und  neuer- 
dings von  Hübbe  -  Sehleiden.  Wir  folgen 
bei  Darstellung  des  Gegenstandes  möglichst 
dem  letzteren.  Er  unterscheidet  zwischen 
Kolonisationspolitik  und  Kolonialpolitik  einer- 
seits und  Kolonisationsteclmik  anderer- 
seits und  nennt  die  Gestaltung  und  Entfal- 
tung einzelner  kolonisatorischer  Unterneh- 
mungen eine  Frage  der  Kolonisationstech- 
iük,  die-  Entwickelung  kolonialer  Yolks- 
wirtschaft  dagegen  eine  Aufgabe  der  Kolo- 
nisations  p  o  1  i  t  i  k  und  die  K  o  1  o  n  i  a  1  politik 
eine  überseeische  Politik. 

Die  Kolonisations  t  e  c  h  n  i  k  ist  die  Summe 
derjenigen  Erfahrungen,  welche  die  Begrün- 
dung und  Entw^ickelung  kolonisatorischer 
Unternehmungen  betreffen ;  sie  ist  die  Kunst 
der  kolonisatorischen  Kulturai-beit  selbßt. 
Kolonisationspolitik  aber  ist  die  legislative 
und  administrative  Behandlung  dieser  Kul- 
turarbeit. 

Die  politische  oder  staatswirtschaftliche 
Seite  dieses  kulturellen  Entwickelungspro- 
zesses  der  Kolonisation  steht  selbstverständ- 
lich in  einer  ganz  anderen,  höheren  Sphäi-e, 
rechnet  mit  ganz  anderen,  allgemeineren 
Begiiffen  und  strebt  nach  ganz  anderen, 
weitei'en  Resultaten  als  die  Kolonisation 
selbst.  Diese  strebt  als  solche  nach  privat- 
virtschaftl icher  Rentabilität,  nach  einer 
möglichst  hohen  Verzinsung  alles  dabei  ver- 
wendeten Kapitals  sowie  nach  möglichstem 
Gedeihen  aller  dabei  verwendeten  Kräfte; 
ßie  rechnet  mit  der  Lebensdauer  und  mit 
<len  Vorteilen  einzelner  Menschen.  Die  Po- 
litik aber  rechnet  mit  der  Dauer  und  mit 
den  Interessen  von  Gemeinden  und  Staaten ; 
sie  sucht  ihre  Rentabilität  in  einem  dauern- 
den Aufschwünge  ihrer  Staatswirtschaft,  in 
der  Hebung  des  Steuerertrages  und  in 
zweckmässiger  Verwendung  der  Staatsein- 
nahmen. Daher  ist  auch  die  K  o  1  o  n  i  s  a  t  i  o  n 
selbst,  die  Handhabung  der  Technik  dieser 
Kulturarbeit,  recht  eigentlich  Privatsache, 
die  darauf  gerichtete  Politik  aber  ist 
ötaatssache. 

Kolonisationspolitik  ferner  und  Kolonial- 
Pplitik  sind  zwar  beide  auf  Kolonisation  ge- 
richtet, unterscheiden  sich  aber  so,  dass 
jene  auf  die  Ermöglichung  und  Förderung 
dei-selben,  diese  aber  auf  die  Verwendung 
derselben  zu  Staats-  oder  kulturpohtischen 
'-wecken  abzielt.  Für  jene  ist  die  Koloni- . 
sation  Selbstzweck,  für  diese  niu-  Mittel  zu  i 


anderen  Zwecken.  Jene  ist  ein  Teil  von 
dieser,  ist  zugleich  die  unentbehrlichste 
Grundlage  derselben. 

Kolonisationspolitik  ist  jede  Politik, 
welche  irgend  eine  Regierung  zur  Besiede- 
lung  ihres  eigenen  Landes  verfolgt;  Kolo- 
nial politik  dagegen  bezeichnet  den  Inbe- 
griff aller  politischen  Massregeln  und  Be- 
ziehungen der  europäischen  Stammländer 
zu  ihren  eigenen  und  fremden  Kolonialge- 
bieten, umfasst  somit  auch  die  Kolonisations- 
politik innerhalb  ihrer  eigenen  überseeischen 
Besitzungen. 

Die  Kolonisation  selbst  ist  auf  neuem 
Boden  eine  Wiederholung  unserer  eigenen 
Kidturentwickelung.  Die  untersten  Stufen 
der  sozialen  Gestaltimgen  Europas,  die  für 
unsere  Völker  Jahrhunderte  und  Jahrtausende 
erforderten,  mögen  auf  kolonialem  Boden  in 
Jahren  und  Jahrzehnten  durchlaufen  werden, 
ja  vielleicht  so  schnell,  dass  man  mancher- 
w^ärts  an  ein  Uebersprin^en  mühsamer  Sta- 
dien solcher  Kulturarbeit  glauben  möchte. 
Dennoch  sind  solche  Mühsale  und  Schwie- 
rigkeiten nur  zu  erleichtern,  aber  nie  ganz 
zu  ersparen. 

Bei  der  kolonialen  Volkswirtschaft  sind 
3  Stufen  zu  unterscheiden: 

1.  kleinbäuerliche  Ansiedelung, 

2.  Grosswirtschaft  (mit  Exportbetrieb), 

3.  LandspekulatioD. 

Die  erste  dieser  Stufen  oder  Perioden 
charakterisiert  sich  hauptsächlich  durch  die 
Enge  und  Abgeschlossenheit  der  Verhält- 
nisse und  durch  das  Vorwiegen  der  Hand- 
arbeit. Bei  der  zweiten  ist  das  üebergewicht 
der  Intelligenz  und  des  Kapitals  tonange- 
bend. In  der  dritten  ist  die  koloniale  Volks- 
wirtschaft zur  Reife  europäischer  Kiütur 
gelangt. 

Der  Zweck  der  Kolonisationspolitik  istj 
dem  Wirtschaftsleben  eine  möglichst  breite 
und  sichere  Grundlage  für  seine  Selbständig- 
keit und  Lebensfähigkeit  zu  schaffen  sowie 
seine  Entwickelung  möglichst  zu  beschleu- 
nigen und  vielseitig  zu  gestalten  und  den 
erforderlichen  Kosteuaufwand  solcher  Politik 
zu  beschaffen  und  zu  decken. 

In  der  Geschichte  der  europäischen 
Kolonisation  in  überseeischen  Ländern  treten 
uns  zwei  nach  Wesen  und  Zeit  sehr  ver- 
schiedene Perioden  entgegen.  Zwischen 
beiden  steht  ein  halbes  Jahrhundeii:  des 
üeberganges.  Wir  finden  in  diesen  drei 
Phasen  der  Kolonial  politik  die  Perioden 
aller  menschlichen  Entwickelung  wieder, 
wie  sie  bei  jeder  Menschenrasse,  bei  jedem 
einzelnen  Volke  und  bei  jeder  einzelnen 
Kolonisation  mehr  oder  weniger  deutlich  zu 
erkennen  sind.  Sie  entsprechen  der  Kind- 
heit, dem  Jünglingsalter  und  der  Mannes- 
reife des  einzelnen  Menschen.  Es  ist  die 
Entwickelung   von   primitiven  Anfängen  zu 
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höherer  Yollendune,  der  Fortgang  von  der 
Unbeholfenheit  und  Unmündigkeit  zur  Selb- 
ständigkeit oder,  wie  Röscher  es  treffend 
ausdrückt,  »der  stufenweise  Uebergang  von 
der  Beschränkung  ziu*  Freiheit«. 

Die  erste  Periode  der  Kolonialpolitik, 
die  der  gebundenen  Kolonisation,  reichte  bis 
in  das  letzte  Viertel  des  18.  Jahrhunderts, 
die  letzte  Periode,  die  der  freien  Koloni- 
sation, gelangte  zum  vollen  Durchbruche 
erst  im  zweiten  Viertel  des  19.  Jahrhunderts. 
Jenes  war  die  Blütezeit  der  sogenannten 
»Kolonialsysteme«,  welche  die  über- 
seeischen Besitzungen  der  europäischen  Na- 
tionen möglichst  eng  und  fest  an  die  Stamm- 
länder ketteten  und  sie  zum  möglichst  aus- 
sclüiesslichen  Vorteile  derselben  ausbeuteten ; 
€S  war  zugleich  die  Blütezeit  bureaukratisch- 
polizeilicher  Bevormundung  der  europäischen 
Völker  überliaupt.  Der  Zusammenbruch 
jener  Kindheitsideale  kolonisatorischer  Unter- 
nehmungen begann  mit  dem  Emancipations- 
kampfe  der  Vereinigten  Staaten  (1774--17 83) ; 
das  Recht  der  freien  Bewegung  aller  zur 
Selbständigkeit  herangereiften  Volkskräfte 
brach  sich  Bahn  mit  der  französischen  Re- 
volution (1789). 

Zu  allgemeinerem  Aufschwünge  aber  ge- 
langte das  Princip  der  neuen  Zeit  erst  mit 
der  Unabhängigkeit  des  spanischen  Amerika 
(1824—1826),  mit  der  Entwickelung  der 
modernen  Kolonisation  in  Nordamerika  imd 
Südafrika,  in  Australien  und  Neuseeland  im 
3.,  4.  und  5.  Jahrzehnt  des  19.  Jahrhunderts. 
Ihren  Abschluss  fand  diese  Uebergangs- 
periode  endlich  mit  der  Eröffnung  des  bri- 
tischen Freihandels  (1846),  mit  der  Aufhe- 
bung der  britischen  Navigationsbeschrän- 
kungen (1849—1851)  und  mit  der  Einführung 
parlamentarischer  Regierungen  in  den  grös- 
seren britischen  Kolonieen  in  den  50  er 
Jahren.  Für  Frankreich  und  den  europäi- 
schen Kontinent  kam  abermals  die  Wirkung 
einer  inneren  Revolution  hinzu,  das  Jahr 
1848;  und  seit  jener  Zeit  hat  auch  das 
Princip  der  freien  Kolonisation  in  der  Kolo- 
nialpolitik aller  europäischen  Völker  mehr 
und  mehr  Boden  gefasst.  Seit  jener  Zeit 
ist  unsere  Rasse  mündig  geworden  j  seit 
jener  Zeit  sind  zugleich  die  überseeischen 
Aolonieen  sich  ihres  berechtigten  Strebens 
nach  Selbständigkeit  immer  mehr  bewusst 
geworden.  Die  kolonialen  Völker  koloni- 
sieren seitdem,  wohl  mit  Unterstützung  von 
Seiten  ihrer  europäischen  Stammländer,  je- 
doch ohne  staatspolitische  Organisation  der 
Verhältnisse  von  Europa  aus.  Die  Kolo- 
nialregierungen treiben  Kolonisationspolitik 
auf  ihre  eigene  Hand.  Die  Kolonialpolitik 
der  europäischen  Nationen  aber  wird  mehr 
und  mehr  zu  nationaler  »überseeischer  Po- 
litik«, 

7.  Auswandemn^s-  und   Einwande- 


mngspolitik.     Solange    die    Kolonieen    in 
voller  Abhängigkeit  vom  Mutterlande  stehen, 
fällt  die  Auswanderungs-  mit  der  Einwande- 
rungspoütik  zusammen,  zumal  wenn  sie,  wio 
früher  bei   den   Spaniern   und  Portugiesen 
eine   Verhinderung  der    europäischen    Ein- 
wandening   anstrebt     Die   Sache   gestaltet 
sich    schon    anders,    wenn    das  Mutterland 
gleichgiltig   ist    oder    bewusst    eine    Non- 
interference-Politik  (Mac  Culloch)    verfolgt. 
Dann  kann  eine  irgendwie  autonom  gestaltete 
Kolonialverwaltung  nach  ihren  Bedürfnissen 
die  Einwanderung  befördern  oder  hindern. 
Das   erstere   pflegt   die  Regel  zu  sein   bis 
zum  Eintritt  einer  Sättigung  mit  einer  er- 
wünschten Bevölkerungsmenge,  das  letztere 
tritt   gewöhnlich  erst  ein,   wenn  die  Kolo- 
nieen  aufhören,   solche   zu   sein.     England 
hat  bis  jetzt  zusammen  mit  seinen  Kolonieen 
in  Nordamerika,  in  Australien  und  in  Süd- 
afrika eine  europäische,  insbesondere  briti- 
sche   Einwanderung    befördert    und    damit 
die    grössten    Erfolge    erzielt.      Tropische 
Kultivationsgebiete  kommen  für  diese  Frage 
aber  überhaupt   nicht  in  Betracht     Somit 
ist  sie  für  Niederland,  das  heute  nur  solche 
Gebiete    hat,    ohne   Interesse.     Frankreicii 
unterstützt  die  Auswanderung  nach  Algier, 
Russland  im  stärksten  Masse  die  nach  (Jen- 
tralasien    und    Sibirien,    die    emandpierten 
spanisch-portugiesischen   Kolonialgebilde   in 
Amerika  thun  im  Gegensatz  zu  der  alten 
spanisch -portugiesischen   Politik  das   Mög- 
lichste,   um  europäische  Ansiedler   zu   ge- 
winnen.   Selbst  Italien  befördert  zum  Teil 
gegen  die  Natur  der  Dinge  eine  italienische 
Auswanderung  nach  seinen  tropischen  Be- 
sitzungen in  Afrika.    Und  nur  Deutschland 
verhielt  sich  bis  jetzt  ablehnend  gegen  jede 
Beförderung  der  Aus-   und  Einwanderung. 

Die  Unterstützung  der  Auswanderung 
besteht  zunächst  in  der  Organisation  der 
Wanderung  selbst  und  im  Schutze  der  Wan- 
derer (vgl.  d.  Art.  Auswanderung  Bd.  II 
S.  61  ff.).  Die  Organisation  wird  dabei  oft 
nationale  Tendenzen  haben. 

So  in  der  von  Torrens  im  Royal  Colo- 
nial  Institute  1881  vorgeschlagenen 
Imperial  and  Colonial  Partnership 
in  Emigration  im  Wege  des  Zusammen- 
wirkens der  Regierungen  des  Stammlandes 
und  der  Kolonieen  zum  Zwecke  der  syste- 
matischen Verwendung  einer  Massenauswan- 
derung aus  ersterem  Lande  zu  nationaler 
Kolonisation  in  dem  Kolonialiande. 

Die  Formen,  in  denen  sich  eine  Unter- 
stützung bewegen  kann  und  in  der  That  in 
den  australischen  Kolonieen  Englands  ebenso 
wie  in  Brasilien  und  Argentinien  bewegt 
hat,  sind  im  wesentlichen  die  folgenden: 
Zuschuss  zu  der  Passage  der  Kolonisten  von 
Europa  oder  Beförderung  derselben  ganz  auf 
Staatskosten;  kostenfreie  Ausschiffung,  Be- 
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fönlerung  und  Ernährung  derselben  im  Ko-  1 
loniaJlande  bis  zum  Orte  der  Ansiedelimg ;  | 
Befreiung  der  Kolonisten  von  direkten 
Staats-  und  Provinzialsteuern  für  eine  Reihe 
von  Jahren;  Zuschuss  zum  Schul-  und 
Kirehenwesen,  Besoldmig  von  Lehrern  und 
Pfarrern;  Zuschuss  zu  den  erforderliehen 
lauten  fürRe^erung,  Municipalverwaltung, 
Schulen  und  Kirchen ;  Anlegung  von  Brücken, 
Strassen,  Eisenbahnen  und  anderen  Verkehrs- 
mitteln, um  das  Besiedolungsgebiet  zugäng- 
lich zu  machen. 

Am    weitesten   werden   diese   Fürsorge 
und  dieser  Kapitalaufwand  zu  gehen  haben, 
wenn  es  sich  nicht  um  freiwillige  Wanderer 
handelt,  sondern  um  Militär kolonisationen 
oder    um   Straf-  und  Verbrecherkolo- 
nieen.    Es  fragt  sich  nun,  ob  der  Staat  seine 
Aufwendungen  für  die  freien  Einwanderer 
als  Vorschüsse  an   die  gesamte  Volks- 
wirtschaft, als   Meliorationen   des  Kolonial- 
Rebietes  ansehen  wiU  oder  als  individuelle 
Vorschüsse.      Da    die    Einbringung    dieser 
Vorschüsse  nun  den  einzelnen  grosse  for- 
melle   und    sachliche    Schwierigkeiten    zu 
machen  pflegt,  so  hat  man  sich  von  jeher 
bemüht,  direkt  aus  der  Kolonisation  und  in- 
direkt aus  den  Kolonisten  sich  bezahlt  zu 
machen  und  zwar  durch  die  Steigerung  des 
Wertes  des  .Grund  und  Bodens,  den  schon 
ihre  Ankunft  und  dann  ihre  Arbeit  auf  dem- 
selben bewirkt    Eine  theoretische  Entwicke- 
limg  haben  diese  Gedanken  namentlich  in 
dem     System     Wakefields    gefunden. 
Nach  WaJvefield  ist  das  nächstliegende  und 
beste  Objekt   zm*  Deckung  des  wirtschaft- 
lichen und  politischen  Kostenaufwandes  der 
Kolomsation   der  Wert  des  Grund  und  Bo- 
dens   in    dem    Koloniallande    selbst.      Er 
wollte  aber  nicht  niu:  durch  möglichst  hohe 
Verwertung    des   Landes    die    Kosten    der 
Kolonisation   decken,    sondern    auch    durch 
mögUchste   Steigerung   der  Landpreise   die 
intensive  Entwickelung  der  Volkswirtschaft 
begünstigen,   die  KapitaJzuführung  sichern, 
Arbeitskräfte    beschaffen     und    diese    ziun 
Zusammenwirken    mit    gi'össeren    Kapital- 
ki-aften   veranlassen.     Es  hat    sich    jedoch 
heraiisgestellt,   dass   diese  Steigerung  nicht 
soweit  getrieben  werden  darf,  um  jene  Kosten 
schneU  wieder   herauszuschlagen,    sondern 
<ler  Kolonialstaat  kann  und  muss  sich  mit 
einer  langsameren  und  indirekteren  Amorti- 
sation jener  vorgeschossenen  Kapitalien  zu- 
frieden geben. 

Die  auf  die  Verhindenmg  einer  weitereu 
oder  einer  uneingeschränkten  Einwanderung 
gerichtete  Politik  übersättigter  Kolonialstaa- 
ten ist  gewöhnlich  die  Folge  des  Sinkens 
<ler  Arbeitslöhne,  die  durch  eine  Massen- 
einwanderung herbeigeführt  wird,  eines 
^'ativismus,  der  von  weiterem  Eindringen 
<ler  Fremden  die  BeeinträcJitigung  der  aD- 

Handwörterbuch  der  StaatowiBsenschaften.    Zweite 


mählich  entwickelten  (nationalen)  Eigenart 
befürchtet.  Selten  greift  man  zu  einem 
Ei  nwandenmgs verböte.  Man  wendet  sich 
viehnehr  neuerdings  in  Nordamerika  imd  in 
Australien  gegen  die  Qualität  der  Einwan- 
derer, indem  man  den  Armen  (Paupers), 
Gebrechlichen  und  Verbrechern  die  Ein- 
wanderung untersagt  oder  auf  das  äusserste 
erschwert.  Man  wiU  sich  auf  diese  Weise 
wirtschaftliche,  politische  und  sittliche 
Lasten  und  Beeinträchtigungen  möglichst 
vom  Halse  schaffen.  Es  fragt  sich  niu*,  ob 
die  Auswanderungsländer,  denen  gerade  an 
der  Entlastung  von  diesen  Elementen 
gelegen  sein  muss,  sich  eine  derartige  Aus- 
wahl auf  die  Dauer  getallen  lassen  soUen 
oder  ob  sie  in  Zukunft  die  Auswanderung 
nur  nach  solchen  Ländern  dulden  wollen, 
die  sowohl  den  guten  als  den  schlechten 
Elementen  der  Einwanderung  Aufnahme  ge^ 
währen.  Vielleicht  wird  auf  diesem  Wege 
eine  Ablenkung  der  Auswandenmg  von  den 
bisher  üblichen  Zielen  bewirkt,  die  man 
auf  anderen  Wegen  bisher  vergeblich  ange- 
strebt hat. 

8.  Verteilang  des  Grund  und  Bodens, 
Heimstätten ,  Landschenkongen.  Die 
AgraiTpolitik  ist  in  den  Kolonieen  noch  wich- 
tiger als  in  den  alten  Kulturstaaten,  weil 
die  Ausnutzung  des  Grund  und  Bodens  in 
den  Kolonieen  verhältnismässig  einen  grös- 
seren Anteil  an  der  gesamten  Volkswirt- 
schaft hat  als  in  den  älteren  Kulturländern, 
die  sich  mehr  oder  weniger  auf  den  Ge- 
werbefleiss  ihrer  Bewohner  stützen.  Leich- 
ter ist  diese  Politik,  weil  sie  tabula  rasa 
vorfindet,  schwerer,  weil  sie  nicht  von  Fall 
zu  Fall,  sondern  umfassend  und  grundsätz- 
lich ihre  Entscheidungen  treffen  muss. 

Die  Agrarpolitik  wird  eine  verschiedene 
sein,  je  nachdem  die  Kolonisatoren  eine  dünne 
oder  eine  dichte  Urbevölkerung  vorfinden 
und  je  nachdem  die  aussertropische  Lage 
des  Gebietes  die  Verdrängung  der  Urbe- 
völkerung durch  europäische  Einwanderer 
möglich  und  wünschenswert  macht  oder  im 
Gegenteil  die  tropische  Lage  eine  möglichst 
zahlreiche  einheimische  Bevölkerung  und 
niu"  deren  Beherrschung,  nicht  Verdrängung 
durch  das  eiux)päische  Element  foi-dert. 
Sie  wird  auch  eine  verschiedene  sein,  je 
nachdem  die  Eingeborenen  den  Begriff  des 
Eigentums  am  Grund  und  Boden  noch  gar 
nicht  kennen  oder  schon  ein  Gemeineigen- 
tiun  (Gemeinde,  Stamm)  oder  gar  schon  ein 
Individualeigentum  entwickelt  haben. 

In  jedem  Falle  wird  die  koloniale  Staats- 
gewalt (auch  da,  wo  sie  durch  private  Er- 
werbsgesellschaften vertreten  ist)  bemüht 
sein,  alles  herrenlose  Land  imd  möglichst 
grosse  Teile  des  Öffentlichen  und  privaten 
Grundbesitzes  an  sich  zu  bringen,  weil  dieser 
Grundbesitz  die  Grundlage  für  ihre  gesamte 
Auflage.    V.  10 
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Kolonialpolitik  und  Kolonial  Wirtschaft  bilden 
muss.  Nomaden,  Jäger-  und  Fiscliervölker 
in  ausserti-opischen  Gebieten  werden  sich 
am  leichtesten  auskaufen  und  etwa  in  Re- 
servationen zurückdrängen  lassen,  wie 
früher  die  Guaranis  in  Paraguay  und  jetzt 
die  Rothäute  in  Nordamerika.  Bei  einer 
sesshaften  ackerbaiitreibenden  Bevölkerung 
sind  diese  Ansprüche  schwieriger  zu  ver- 
wirklichen. Eine  glückliche  Lösung  dieser 
schwierigen  Aufgabe  liegt  auch  in  dieser 
Beziehimg  in  dem  Kültüür-Stelsel  der 
Niederländer  auf  Java  vor  (Jan  van  den  Bosch 
1830 — 39),  nach  dem  die  Javaner  nicht  niu- 
ein  Fünftel  ihrer  Arbeitszeit,  sondern  auch 
ein  Fünftel  des  Bodens  der  Koloniah'egierung 
zur  Verfügung  zu  stellen  hatten. 

Aber  ebenso  schwierig  war  die  Aneignung 
des  Kolonialbodens,  und  schwieriger  ist  oft 
die  rationelle  Verteilung  desselben  an  die 
neuen  Kolonisten.  Das  nächstliegende  imd 
von  allen  Kolonialvölkern  zunächst  im 
grössten  Umfange  betriebene  System  ist  das 
der  ausgedehnten  L  a  n  d  s  c  h  e  n  k  u  n  g  an  die 
ersten  kolonialen  Eroberer  (Konquistadoren), 
an  die  Freunde  und  Beamten  der  Regierung 
und  die  Begründer  eines  kolonialen  Agrar- 
adels.  Wir  sehen  dieses  System  ebenso  in 
Anwendung  bei  den  Spaniern  und  Portu- 
giesen in  Öüd-  und  Mittelamerika,  bei  den 
Franzosen  in  Canada  (Aufrichtung  eines  voll- 
ständigen weltliclien  und  kirchlichen  Feudal- 
systems) und  auch  bei  den  Engländern  in 
frülierer  Zeit.  Die  Nachteile  dieses  Systems 
liegen  darin,  dass  es  die  Kultur  unnötig 
lange  auf  extensiver  Stufe  erhält,  dass  es 
das  Landjobbertum  und  den  Landwucher 
begünstigt  und  dass  es  infolge  der  vielen 
vorübergehenden  Dereliktionen  eine  grosse 
Unsicherheit  über  die  Eigentumsverhältnisse 
schafft. 

Eine  ganz  andere  und  durchaus  gerecht- 
fertigte Art  der  Laudschenkiuigen  in  Kolo- 
niaUändern  ist  die  als  Entgelt  für  kulturelle 
Leistungen,  insbesondere  für  Eisenbahn-  und 
Kanalanlagen.  Ja  es  ist  diese  Form  der 
Landschenkung  später  zu  einem  der  wirkungs- 
vollsten Mittel  der  Kolonisation  selbst  ge- 
worden. 

Zunächst  galt  es  aber,  der  Vei-sclileude- 
nmg  des  öffentlichen  Grundbesitzes  Einhalt 
zu  thmi,  nicht  mehr  in  grossen,  sondern  in 
kleinen  Losen  Land  zu  verkaufen  und  zwar 
nicht  an  Zwischenhändler  und  Spekulanten, 
sondern  direkt  an  diejenigen,  welche  den 
Boden  urbar  zu  machen  geeignet  und  ge- 
willt waren.  Dabei  musste  Bedacht  darauf 
genommen  werden,  zwischen  den  verkauften 
gelegene  Teile  (etwa  scliachbrettförmig)  zu- 
rückzubehalten, um  sie  später  öffentlichen 
Zwecken  dii-ekt  oder  indirekt  zu  widmen 
oder  sie  zu  höheren  Preisen  zu  veräussern. 
So  reservierten  die  Vereinigten  Staaten  fi'üher 


Ijede  36.  Sektion  für  das  Schulwesen  und 
I  Ai-menwesen  und  haben  seitdem  noch  mehr 
I  Land  für  sie  bestimmt  und  sich  damit  ud- 
!  ermessliclie  Werte  für  ilir  zukünftiges  Scluil- 
I  wesen  gesichert. 

!  Die  Unionsregierung  der  Vereinigten 
j  Staaten  war  überliaupt  die  erste,  welche 
I  die  Thatsache  erkannte,  dass  K  o  1  o  n  i  s  a - 
'tionspolitik  in  ei-ster  Linie  eine  Fräse 
'der  richtigen  Verwendung  und  Ver- 
I  Wertung  von  Grund  und  Boden  des 
i  zu  kolonisiei-enden  Landes  ist. 

I         ^Unmittelbar    nach    der   Beeründang   der 

I  unabhängigen  Union    erwarb    die   Regiernng 

alles  unoccupierte  Kolon ialland   innerhalb  ihre.< 

,  weiten  Gebietes,    indem    die    einzelnen  Staaten 

ihr  die  auf   jeden   derselben   fallenden  Anteils- 

!  rechte  zu  Gunsten  einer  gemeinsamen,   einheit- 

!  liehen  Ausübung    derselben   für  alle    abtraten. 

Das   „Land    office^'    zur   Verwaltung   dieses 

I  Gebietes  wurde  1790  geschaffen. 

i         In    der    alsdann    eingeschlagenen    Koloni- 

I  sationspolitik   dieses  Bureaus   der  Unionsregie- 

I  rung  wurden   anfangs   allerhand  Fehlzüge  ge- 

,  macht,    so  verkaufte    man   zuerst  keine  Areale 

I  unter   4000  Acker ;   doch    erkannte   man   bald, 

dass  dies   nicht  der   rechte  Weg   sei,    um   das 

I  Land  möglichst    schnell    und    möglichst    uach- 

:  haltig    zu    verwenden    und    dasselbe    zugleich 

\  zu  muglichst  hohem  Preise  zu  verwerten.    Die 

Grundzüge     der    wahrhaft     genialen    Politik, 

I  welche  man  seitdem  dort  einschlug,   sind  kurz 

I  folgende : 

I         Das  Land    wurde    gleichmässig  vermessen 
I  in  Landschaften  ( T  o  w  n  s  h  i  p  s)  von  36  Quadrat- 
I  meilen   zu   je    640   Acker,    jede    Quadratmeile 
i  wurde  wieder    in  Unterabteilungen    bis   zu   4Ü 
Acker  abgegeben,    in   kleineren  Arealen   nicht. 
I  Dann  wurden  solche  Landschaften   durch  Pro- 
I  klamation    des  Präsidenten    der  Union   get^etz- 
j  massig  in  Auktion  zum  Verkauf  ffebracht,    zu 
I  einem  Minimalpreise  angesetzt  und  nur   gegen 
,  Bargeld  losgeschlagen.    Fand   sich  kein  Bieter 
"  für  ein  Stück  Land,  so  konnte  dasselbe  danach 
zu  jeder  Zeit  gegen  Barzahlung   des  Minimal- 
I  jjreises  privatim   in  Besitz  genommen    werden; 
'  Kredit  wurde    niemals   gegeben.    Vom   fünften 
'  Jahre  nach  dem  Ankauf  des  Landes  (in  Auktion 
I  oder  privatim)   an  hatte  der  Käufer  die  allge- 
meinen Landessteuern  für  dasselbe  zu  bezahlen. 
'  Wenn  auf  dem  Lande,  welches  verkauft  werden 
I  sollte,  Scjuatters   angesiedelt   waren,   so  hatten 
'  diese  anfangs  gewohnheitsrechtlich,    später  ge- 
i  setzlich  das  Vorkaufsrecht  für  dasselbe.     Dazu 
wurden   ihnen   durch    den   Preemption  Act 
I  von  1841  noch  weitergehende  Konzessionen  ge- 
macht. 

j  Bis  1819  war  der  feste  Minimalpreis  zwei 
I  Dollars  per  Acker ;  dieser  erwies  sich  aber  doch 
I  als  zu  hoch  für  den  damaligen  Wert  des  Landes. 
I  Der  Ansatzpreis  wurde  dann  auf  1'  4  Dollar 
I  (5  Mark)  herabgesetzt  und  steht  auch  so  noch 
,  gegenwärtig.  Jetzt  ist  dieser  Preis  allerdings 
j  wohl  nicht  mehr  zu  hoch,  war  es  aber  damals 
I  doch  wohl  noch,  denn  obwohl  sich  gerade  nach 
1 1820  die  Einwanderung  in  den  Vereinigten 
I  Staaten  ganz  ausserordentlich  hob,  so  stellte  sich 
I  dennoch  der  Verkaufspreis  des  Ackers  dort  noch 
bis  1840  selten  über  1%  Dollars  auch  für  das 
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beste  Land.  Auf  diese  Weise  wurde  also  das 
Land  zum  hüchstmöglichen  Preise  Terwertet; 
es  wurde  aber  auch  auf  das  intensivste  ver- 
wendet. Faule  Landspekulation  war  durch  die 
Erhebung:  der  Landessteuern  ausgeschlossen. 
Nur  solche  Leute,  gross  oder  klein,  konnten 
den  Besitz  des  Landes  wünschen,  welche  un- 
mittelbar Gewinn  aus  demselben  ziehen  wollten, 
sei  es  nun  durch  eigene  Kultivation  desselben, 
sei  es  durch  Vertrieb  desselben  in  we^samerem 
Zustande  zu  -entsprechend  höherem  Preise  an 
andere  Leute  (Ansiedler),  die  ihrerseits  dann 
den  Boden  kultivierten." 

In  Neuschottland  und  Xeubraunschweig, 
jetzt  beide  zum  canadischen  Reiche  gehörig, 
wurde  der  Landverkauf  in  Auktion  1827 
eingeführt.  In  all  diesen  Fällen  w^ar  der 
angesetzte  Minimalpreis,  wie  in  den  Ver- 
einigten Staaten,  ungefähr  5  Mark.  Im  Jahre 
184(1  wurden  durch  Lord  Sydenham  zwei 
Preise  filr  verschieden  wertige  Ländereien 
festgesetzt,  4  Mark  und  6  Mark.  In  Neu- 
Süd-AVales  wui-de  der  Auktionsverkauf  1831 
(»ingefOhrt  mit  Minimalpreis  von  5  Mark; 
durchnitllich  wurde  dabei  der  Acker  ein- 
schliesslich der  städtischen  Grundstücke  zu 
7  bis  8  Mark  verkauft. 

Von  1839  au  wurde  der  Ansatzpreis  da- 
selbst auf  12  Mai'k  gehoben,  in  Süd- 
auslralien  begannen  diese  Land  verkaufe  1835, 
wurden  anfangs  zu  12  Mark  per  Acker  an- 
gesetzt, sehr  bald  aber  auf  20  Mark  hinauf- 
geschraubt. Dort  wurden  bis  1840  auf  diese 
Weise  160000  Acker  in  England  und  137  167 
in  der  Kolonie  veräussert ;  der  Ertrag  davon 
Avar  5^/2  Millionen  Mark.  In  Victoria  (Port 
Phillip)  wurde  der  Minimalpreis  1838  auf 
2(^  Mark  festgesetzt;  durchschnittlich  aber 
wurde  der  Acker  dort  zu  30  Mark  verwertet. 
Im  Jahre  1853  wurden  daselbst  sogar  305  693 
Acker  zu  einem  Durchschnittspreise  von  über 
100  Mark  verkauft ;  der  Gesamtertrag  davon 
war  31362270  Mark. 

Hervorragend  in  der  Geschichte  der  Land- 
verwertung in  den  britischen  Besitzungen  sind 
vor  allem  der  Australian  Land  Sales 
Act  von  1842  luid  ein  unmittelbar  darauf 
eingefülirter  Pariamen tsact,  welcher  die  Ver- 
pachtung weiter  Landsti-ecken  zur  Vieh- 
zucht unter  billigen  Bedingungen  einführte, 
das  sogenannte  Li ce nee- System.  Dies 
letztere  Gesetz  war  ebenfalls  auf  die 
Squatters  berechnet,  auf  die  australischen 
nämlich,  welche  nicht  bäuerliche  Ansiedler, 
sondern  Viehtreiber  auf  herrenlosem  Lande 
sind. 

Nachdem  auf  der  oben  gesclülderten 
Grundlage  das  Wirtscliaftsleben  der  Union 
gereift  war,  ist  sie  wiederum  zu  dem  Systeme 
der  Land  Schenkungen  zurückgekehrt, 
aber  unter  rationellerer  Anwendung  dieses 
Systems.  Zwei  verschiedene  Beispiele  der 
Anwendungen  dieses  Princips  stechen  da 
besonders  hervor.     Zunächst   die  bekaimte 


Konzession  von  10  Meilen  Land  zu  beiden 
Seiten  ihres  Bahnweges  an  die  Union 
Pacific  Railroad  Company  und  ferner 
das  Homestead-  imd  Preemption- 
L  a  w. 

Nach  diesem  letzteren  Gesetze  kann  jeder 
Bürger  der  Vereinigten  Staaten  sowie  jeder, 
der  in  vorgeschriebener  Form  erklärt,  ein 
solcher  Bürger  werden  zu  wollen,  das  Recht 
in  Anspruch  nehmen,  sich  von  vermessenen 
Regierun gsländereien  eine  Landkonzes- 
sion  bis  zu  160  Acker  zu  sichern  und 
später  ein  Vorkaufsrecht  zum  Minimalpreise 
an  demselben  geltend  zu  machen.  Die  Frist 
der  Erwerbung  solchen  Landbesitzes  datiert 
von  dem  Beginne  der  ersten  Arbeit  oder 
Niederlassung  des  Berechtigten  auf  dem 
I^ande  selbst.  Innerhalb  dreier  Monate  da- 
nach muss  solcher  Ansiedler  seine  Absicht, 
das  Land  erwerben  zu  woUen,  offiziell  an- 
zeigen und  muss  innerlialb  30  Monaten  den 
Kaufpreis  desselben  bezahlen.  Dieser  Kauf- 
preis ist  entweder  1^-4  $  oder  2^.2  $  per 
Acker,  je  nachdem  das  Land  ausserhalb  oder 
innerhalb  einer  Entfernung  von  10  Meilen 
von  der  Landkonzession  einer  Eisenbahn- 
gesellschaft  liegt.  —  Ferner  kann  sich  ein 
jeder  ebenso  Qualifizierte  eine  Heimstätte 
von  80  Acker  innerhalb  oder  160  Acker 
ausserhalb  der  10  Meilen  Entfernung  von 
einer  solchen  Landkonzession  erwerben,  in- 
dem er  in  ordnungsmässiger  V^^'eise  darum 
suppliziert,  innerhalb  6  Monaten  danach  mit 
der  Urbarmachung  und  Ansiedelung  auf  dem 
Liuide  beginnt  und  die  Bearbeitung  des- 
selben innerhalb  7  Jahre  vollendet.  Dann 
erhält  er  den  definitiven  Besitztitel  ausge- 
fertigt, wenn  er  glaub wüi-dig  (durch  Zeugen) 
nachweist,  dass  er  das  Land  kultiviert,  min- 
destens 5  Jahre  auf  dem  Lande  gewohnt  hat 
und  nie  über  6  Monate  zur  Zeit  von  dem- 
selben abwesend  gewesen  ist.  Will  ein 
solclier  Kolonist  dieses  Eigentumsrecht  früher 
erwerben,  so  kann  dies  nach  6 monat- 
licher Bearbeitung  und  Bewohnung  des 
Landes  durch  Zahlung  des  Regierungs- 
preises (VU  oder  2^  2  f  per  Acker  wie  oben) 
geschehen. 

Von  der  aUergrössten  Bedeutung  ist  es, 
dass  die  Heimstätten  nur  teilweise  verschuld- 
bar sind  und  dass  also  die  Heimstättengesetz- 
gebung  für  die  Schaffung  nicht  nur,  sondern 
auch  für  die  dauernde  Erhaltung  eines 
Bauernstandes  gesorgt  hat. 

Noch  günstiger  als  diese  Bestimmungen 
für  die  Vemnigten  Staaten  ist  das  neue 
Heinistättegesetz  in  Canada.  Dort 
ist  es  einer  Proletarierfamilie  (nach  offizi- 
ellen Berechnungen  der  Regierung)  schon 
mit  1600  Mark  bis  20()0  Mark  eigenen  oder 
geliehenen  Geldes  möglich,  ausgedehnten 
örundbesitz  zu  erwerben,  während  im  Westen 
der  Union  doch  mindestens  ein  Kostenauf- 

10* 


148 


Kolonieeu  und  Kolonialpolitik 


wand  von  BfKKi  Mark,  meistens  6~70iM) 
Mark,  und  manchenvärts  sogar  12— 15 (MM) 
Mark  als  notwendig  zur  selbständigen  An- 
siedelung angesehen  wird.  Innerhalb  dreier  I 
Jahre  kann  eine  Ai-beiterfamilie  mit  jenen  [ 
geringen  Mitteln  im  westlichen  Canada  den 
Besitz  von  320  Acker  lindes  (^  2  engl. ; 
Quadratmeile)  und  mit  der  Zeit  sogar  noch 
mehr  Land  in  einem  zusammenhängenden 
Areale  erwerben.  Es  genügt  dazu,  dass  die 
Familie  während  der  drei  Jahre  auf  dem  be- 
treffenden Lande  wohnt  und  dass  einige 
Mitglieder  der  Familie  den  Boden  in  ratio- 
neller Weise  bebauen.  Der  Familienvater 
kann  dabei  ausserdem  noch  sich  einen  Neben-  ! 
verdienst  durch  Lohnarbeit  an  der  von  der 
canadischen  Regierung  gebauten  Pacificbahn 
erwerben.  Auch  in  manchen  anderen  günsti- 
gen Nebenbestimraungen  bietet  dieses  ca- 
nadische  Ansiedelungsgesetz  wenigbemittel- 
ten Arbeiterfamilien  die  grösstdenkbaren 
Vorteile. 

Land  Schenkungen  sind  staatswirt- 
schaftlich zulässig  aus  fünf  verschiedenen 
Grilnden,  die  aber  in  den  wirklich  gebotenen 
Fällen  meistens  kombiniert  vorliegen;  sie 
sind  gerechtfertigt: 

1.  wo  der  Beschenkte  die  Verpflichtung 
tibeniimmt,  die  Kosten  der  erforderlichen  staat- 
lichen Organisation  des  Terrains  anfänglich  ganz 
oder  teilweise  zu  trafen; 

2.  wo  der  Beschenkte  ein  besonderes  Risiko 
seines  finanziellen  Erfolges  zu  Gunsten  des  Ge- 
meinwohles übernimmt ; 

3.  wo  irgend  welche  Verdienste  des  Be- 
schenkten um  das  Land  gerechterweise  be- 
lohnt werden; 

4.  wo  der  Wert  des  in  der  Nähe  der 
Schenkung  gelegenen  Landes  dadurch  auf  die 
bestmögliche  Weise  gehoben  wird; 

5.  wo  die  Produktionskräfte  des  Beschenkten 
für  das  Land  in  besonderer  Weise  wünschens- 
wert sind  und  auf  keine  bessere  Art  herange- 
zogen werden  können. 

9.  Staatskolonisation  und  Privatkolo- 
nisation. Durchaus  getrennt  von  der  Frage, 
ob  die  Regierung  einer  Kolonie  die  Ein- 
wanderung durch  Yer^^altirngsmassregeln 
und  finanzielle  Opfer  zu  untei-stützen  hat, 
muss  die  Frage  behandelt  werden,  ob  die 
Regierung  das  Geschäft  der  Kolonisation, 
d.  h.  die  Ansiedelung  von  Kolonisten,  direkt 
zu  besorgen  oder  ob  sie  dies  einzelnen  Pri- 
vaten oder  Gesellschaften  zu  überlassen  hat. 
Wir  sahen  oben,  dass  nur  die  auf  die  Be- 
siedelung  gerichtete  Politik  Staatssache,  die 
Handhabung  der  Technik  dieser  Arbeit  aber 
Privatsache  ist.  Wenn  aber  in  den  An- 
fängen der  Kolonialarbeit  Unternehmer  sich 
nicht  finden,  welche  ein  solches  Risiko  laufen 
wollen,  oder  wenn  nach  Zeit  und  üluständen 
das  Geschäft  der  Kolonisation  in  der  That 
uni-entabel  ist,  so  muss  eine  Regierung  oft 
dazu  schreiten,  ihre  Politik  durch  eigene 
Unternehmungen  (Regie)  selbst  zu  verwirk- 


lichen. Fast  alle  Kolonialstaaten  haben  di»  ^ 
gethan.  In  neuerer  Zeit  vorwiegend  auch 
Brasilien  und  Argentinien.  Die  Staatskolo- 
nisation in  Brasilien  und  Argentinien  liat 
aber  im  Verhältnis  zu  den  grossen  aufge- 
wandten Mitteln  ungenügende  Ergebnisse- 
gehabt.  Das  erklärt  sich  vor  allem  aus  dem 
Fehlen  einer  treuen,  fleissigen  und  zuver- 
lässigen Beamtenschaft.  Auch  in  Brasili»*n 
und  in  den  Laplatagebieten  hat  dagegen  die 
private  Kolonisation  ebenso  günstige  Erfol.L^e 
aufzuweisen  wie  in  den  angelsächsischen 
Kolonieen. 

In  technischer  Hinsicht  entsteht  die  Frago. 
ob  die  Kolonisation  zu  einem  Geschäfte  pri- 
vater Erwerbsgesellschaften  werden  kann 
oder  ob  sie  sich  auf  das  genossenschaftlich»^ 
Gebiet  beschränken  muss.  Die  Genossen- 
schaften zum  Zwecke  der  Ansiedelung  ha1)eu 
überall  nur  da  Erfolge  gehabt,  wo  die  Ge- 
nossen noch  durch  ein  stärkeres  Band  aL> 
das  des  Gesellscliaftsvertrages  aneinander 
geschlossen  waren,  z.  B.  diu-ch  eine  religir»<»> 
Gemeinschaft.  Was  die  Kolonisationsgesell- 
schaften zu  Erwerbszwecken  l>etrifft,  s»» 
kommt  es  vor  allem  damuf  an.  ob  sie  fem 
von  der  Kolonie,  etwa  in  Europa,  üu'en  Sitz 
haben  dürfen,  ohne  die  sachgemüsse  Ver- 
waltung zu  gefährden,  und  ob  sie  rentabel 
sind,  d.  h.  ob  die  anfangs  erforderlichen 
grossen  Aufwendungen  und  Vorschüsse  sjiäter 
ilire  Deckung  finden  entweder  durch  Rück- 
zahlungen der  Kolonisten  oder  durch  Land- 
verkauf zu  gesteigerten  Preisen  oder  durch 
andere  mit  der  Kolonisation  verbundene  (ie- 
schäfte  (Viehzucht,  Grosslandwirtschaft,  Haii- 
I  del).  Aus  allen  Kolouialgebieten  liegen  in 
dieser  Beziehung  i-eiche  Erfahrungen  vor. 
Hübbe-Schleiden  hat  der  wissenschaftlichen 
Verwertung  dieser  Erfahnmgen  fast  den 
ganzen  zweiten  Teil  seiner  »Ueberseeischeu 
Politik ^v  geT\admet.  Er  kommt  dabei  im 
wesentlichen  zu  folgenden  Ergebnissen : 

Kolonisationsgesellschaften  können  unter 
den  richtigen  Vorbedingungen  und  bei  tiich- 
tiger  Leitung  höchst  rentabel  wirtscliaften. 
Sie  können  dies  um  so  mehr,  je  höher  ent- 
wickelt die  Kulturbasis  ist,  auf  der  sie  ar- 
beiten, und  je  schneller  und  vollständiger 
es  ihnen  gelingt,  sich  selbst  zu  dieser  höhei\^n 
Entwickelungsstufe  emporzuarbeiten. 

Die  finanzielle  Rentabilität  und  die  kul- 
turelle Wirksamkeit  der  Kolonisationsgesell- 
scliaften  stehen  in  der  Regel  in  einem  um- 
gekehrten Verhältnisse  zu  einander.  Je 
grösser  und  je  schwieriger  zu  erreichen  die 
kulturpolitischen  Ziele  sind,  desto  mehr  tritt 
die  Möglichkeit  oder  die  Höhe  der  Renta- 
bilität zurück.  Es  ist  Aufgabe  der  an  der 
Kolonisation  interessierten  Staatsgewalt,  die- 
selbe in  eben  dem  Masse  zu  unterstützen, 
wie  die  Kolonisation  staatswirtschaftliche 
Leistungen  vollbringi:  und  wie  diese  Staats- 
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jrewalt  Vorteile  aus  denselben  zieht.  Je 
weniger  bei  einer  Kolonisation  die  geistig 
und  wirtschaftlich  unselbständigen  Auswan- 
derer, je  mehr  aber  intelligente  Volkskreise 
mit  Kapital  dabei  das  vorwiegende  Element 
>ind,  desto  besser  wird  sie  gelingen,  sowohl 
finanziell  als  kultureU. 

Auf  allen  Stufen  der  Entwickelung 
bt^clileunigen  Kolonisationsgesell- 
<c haften  den KulturpiT>zess  der  kolonialen 
Volkswirtschaft.  Sind  sie  aber  nicht  ein 
unentbehrliches  Mittel  für  die  Kolonisation 
selbst,  so  sind  sie  jedenfalls  das  beste,  ja 
meist  sogar  ein  ganz  unersetzliches  Büttel 
der  Kolonisationspolitik. 

Während    Auswanderungs- ,    Einwande- 
rnngs-  und  Kolonisationspolitik  naturgemäss 
Sache   der  Staatsregienmg,  der  Provinzial- 
l)ehörde  oder  der  Municipalverwaltung  des 
lN3ti-eff enden  Landes  sind,  so  ist  die  Kolo- 
nisation  selbst  recht  eigentlich  Privatsache, 
und   auch  die  unmittelbare  Leitimg  dieser 
privaten   Kulturarbeit   geschieht  am  besten 
und    wirksamsten    durch    die    Bethätigung 
y>rivater  Kräfte.    Diese  Erfeihnmg  ist  als  das 
Ergebnis  der  gesamten  Geschichte  der  mo- 
dernen Kolonisation  seit  etwa  70  Jahren  zu 
l»etrachten.     Dies  lehrt  uns  positiv  die  er- 
folgreiche   Kolonisation    der    Germanen    in 
Nordamerika  und  in  den  australischen  Län- 
dern, und  dieselben  Grundgedanken  ergeben 
sich  negativ  aus  der  unbefriedigenden  Kolo- 
nisation   der  Romanen,  vor  allem  aus  den 
endlosen  Fehlzugen  der  Inimigrations-  und 
Kolonisationsix)litik  der  vei*schiedenen  süd- 
amerikanischen Staaten,  so  oft  sie  es  unter- 
nahmen, die  Leitimg  der  Kolonisation   un- 
mittelbar   durch   Staatskräfte    versehen    zu 
lassen. 

10.  Die  koloniale  Urprodaktion.    Der 
Bergbau  ist  zwar  ein  wichtiger  Faktor  der 
kolonialen  Wirtschaft,  ebenso  in  den  alten 
Kolouialgebieten   Mittel-    und   Südamerikas 
wie  in  den  neuen  Kolonialgebieten   Nord- 
amerikas,   Südafrikas,   Australiens  und   Si- 
biriens.   Seine  Technik  weicht  aber  von  der 
Technik  des  Bergbaues  überliaupt  nicht  ab, 
wenn  man    von  der  anders   gearteten  Be- 
scliaffung   der  Arbeitskräfte   und   von    den 
Fällen  der  Zwangsarbeit  in  den  kolonialen 
Bergwerken  absieht.   Dagegen  weichen  Vieh- 
zucht, Landwirtschaft,  Garteubau  und  Plan- 
tagenwirtschaft aller  Kolonial-   und  Kulti- 
vationsgebiete  auch  in  technischer  Beziehung 
wesentlich    von    den   entsprechenden   wirt- 
schaftlichen Thätigkeiten  in  den  europäischen 
Kulturländern  ab.    Die  sämtlichen  physika- 
lischen, die   meisten  wirtschaftlichen  Ver- 
hältnisse sind  wesentlich  andere.    Und  so 
mussten   theoretische   Untersuchungen   und 
praktische  Erfahrungen  ziu-  Gewinnung  einer 
besonderen  kolonialen  Technik  führen.    Die 
deutsche  Litteratur  hat  bereits  ganz  hervor- 


ragende Arbeiten  auf  diesem  Gebiete  ge- 
leistet. 

Heinrich  Semmler  behandelt  in  seinem 
grundlegenden  Werke  im  allgemeinen  Teile 
die  allgemeinen  Kultiu'arbeiteu :  Ansiedelung, 
Wegebau,  Urbarmachung  des  Bodens,  die 
Hilfsmittel,  künstliche  Bewässerung,  Ent- 
wässerung, Vertilgung  der  Schädlinge,  im 
besonderen  Teil:  die  Specialkulturen,  näm- 
lich die  Kultur  von  Reizmitteln,  der  nütz- 
lichen Palmen,  der  Südfrüchte,  Handelsrinden, 
Gewürze,  Oele,  Farbstoffe,  Kautschuk  und 
Guttapercha,  der  Wurzeln. 

In  kürzerer  Weise  weixien  diese  Gegen- 
stände behandelt  von  A.  Frh.  v.  Hammer- 
stoin,  von  Hermann  Rieck  und  R.  Hindorf. 
Die  Technik  der  Grossviehzucht  und  Gross- 
landwirtschaft findet  eine  Behandlung  von 
C.  F.  E.  Schnitze.  Die  Urproduktion  Brasi- 
liens, sowohl  die  kleinbäuerliche  Urwald- 
>\nrtschaft  als  die  kapitalistische  Grosswirt- 
1  Schaft^  insbesondere  der  Kaffeebau  in  St.  Paulo 
werden  eingehend  behandelt  von  Karl 
Kaerger.  Derselbe  hat  dann  auch  Vorschläge 
zur  Kultivation  des  Tangalandes  in  Deutsch- 
Ostafrika  gemacht,*  die  ebenso  wie  seine 
brasilianischen  Studien  auf  persönlichen  Er- 
fahrungen beruhen.  Wenn  Semmler  mehi* 
die  Praxis  der  Agrikultur  berücksichtigte, 
so  findet  die  wissenschaftliche  Theorie  eine 
gi-undlegende  Behandlung  durch  F.  Wohlt- 
mann. 

11.  Die  Beschaffung  von  Arbeitern 
und  die  Erziehung  der  Eingeborenen 
zur  Arbeit  Der  europäische  Kolonist  be- 
teiligt sich  an  der  kolonialen  Arbeit  am 
liebsten  nur  mit  seinem  geistigen  und  ma- 
teriellen Kapital  und  überlässt  die  mechanische 
Arbeit  niedriger  stehenden  Völkern.  In  den 
Tropen  ist  er  hierzu  sogar  gezwungen.  Daher 
kommt  es,  dass  für  die  Kolonisationstechnik 
und  -politik  die  Ai-beiterfrage  die  wichtigste 
von  allen  ist.  Die  Frage  wiixl  noch  dadurch 
erschwert,  dass  die  Naturvölker  infolge  Direr 
geringen  Kulturbedürfnisse  nur  selten  ohne 
einen  gewissen  Zwang  arbeiten  und  dass 
dieser  Zwang  in  der  leichtesten  und  wirk- 
samsten Weise  nur  dann  organisiert  werden 
kann,  wenn  die  ziu*  Arbeit  gewonnenen 
Personen  ganz  oder  vonibergehend  von 
ihi^n  heimischen  Verhältnissen  losgel()st 
werden.  Mit  Rücksicht  auf  die  grosse  Ent- 
fernung der  Absatzmärkte  von  den  kolonialen 
Produktionsgebieten  müssen  die  Kolonial- 
produkte auch  billig,  also  die  Arbeitslöhne 
niedrig  sein. 

Es  lässt  sich  deshalb  nicht  leugnen,  dass 
die  Kolonialwirtschaft  als  solche  zur  Zwangs- 
arbeit hindrängt  und  damit  in  ihi-en  letzten 
Konsequenzen  zur  Sklaverei.  Seitdem  aber 
diese  von  (Christentum  und  Humanismus 
verworfen  ist  und  ilu'e  letzte  internationale 
Verurteilung  in  der  Generalakte  der  Brüs- 


150  Kolonieen  und  Kolonial politik 


seier  Antisklavereikonferenz  vom  2.  Juli  1890  !  feste  Preise  an  die  Kolonialverwaltung  al»- 
gefunden  liat ,  braucht  sich  die  koloniale  |  zugehen  hatten.  Für  den  mit  Uebersiedelung 
Wirtschaftstechnik  nicht  mehr  wie  früher  |  verbundenen  Arbeitsvertrag  kommen  heute 
mit  dem  Institut  der  Sklaverei  als  solchem  in  Kolonieen  aller  Mächte  vorliegend  die 
zu  beschäftigen,  sondern  sie  hat  es  im  Chinesen,  die  Indier  (Kulis),  die  Malayeii 
Gegenteil  mit  der  Lösung  der  schwierigen  |  (aus  den  niederländischen  Kolonialgebieten) 
Aufgaben  zu  thun,  die  durch  diese  Akte  |  und  die  Papuas  (Sütlsee)  in  Betracht.  Die 
z.  B.  in  Bezug  auf  die  Behandlung  befreiter  j  koloniale  Politik  (Gesetzgebung  imd  Ver- 
sklaven gestellt  worden  sind.  Anderereeits  |  walttmg)  hat  sich  mit  dieser  Angelegenheit 
hat  es  die  koloniale  Politik  und  Technik  |  \mter  zwei  entgegengesetzten  Gesichts- 
seit  der  Aufhebung  der  Sklaverei  noch  mehr  i  punkten  zu  befassen ;  einmal  unter  dem  des 
als  früher  mit  der  Beantwortung  der  zwei  j  Schutzes  dieser  Arbeiter  selbst  gegen  ffiss- 
Fragen  zu  thim ,  wie  die  Sklavenarbeit  er-  i  bnluche  bei  der  Anwerbung ,  dem  Tran.-^- 
setzt  w^erden  kann  dui*ch  die  freie  Arbeit  j  poi-t,  der  Arbeit  selbst,  der  Beendigung  des 
von  Europäern  oder  durch  die  freie  oder  |  Yei-ti-a^sverhältnisses  und  der  Zurückbe- 
organisierte  Arbeit  der  Eingeborenen  in  l  förderung  in  die  Heimat:  andererseits  abt^r 
ihrer  Heimat  oder  die  Arbeit  freiwillig  über-  ]  auch  unter  dem  Gesichtspunkte  des  Schutzes 
gesiedelter  Angehöriger  niedriger  stehender ,  der  europäischen  Ansiedler  gegen  die  harte 
Völker.  |  Konkurrenz  der  fi-emden  Ai-beiter.    Letzteres 

Die  Vei-suche  der  kolonialen  Unternehmer,  t  kommt  jetzt  bezüglich  der  Chinesen  in 
europäische  Arbeiter  für  längere  Zeit  an- 1  Xordamerika  und  Australien  sehr  in  Be- 
zu werben  oder  die  Transportkosten  unbe- 1  tracht  und  bereitet  die  grössten  inter- 
mittelter  Einwanderer  zu  erstatten  und  diese  .  nationalen  und  internen  Schwierigkeiten, 
von  den  letzteren  abarbeiten  zu  lassen,  haben  i  In  ersterer  Beziehung  gilt  es,  dafür  zu  sorgen, 
bekanntlich  im  vorigen  Jahrhundert  in  Nord-  !  dav^s  dem  sogenannten  Indenturesystem  der 
amerika  zu  einer  weissen  Sklaverei  geführt,  j  Charakter  eines  Vertrags  Verhältnisses  im 
Noch  heute  giebt  es  Reste  solcher  Er-  |  Gogensatze  zur  Sklaverei  gewahrt  bleibt  und 
scheinungen.  Man  hat  die  vorliegenden  j  dass  bei  der  Behandlung  der  angeworbenen 
Missbräuche  am  besten  damit  bekämpft,  dass  j  Arbeiter  nach  humanen  Grundsätzen  ver- 
man  die  Arbeitsverträge  entweder  nicht  als !  fahren  wird  und  dass  diu-ch  zu  umfangreiche 


rechtsgiltig  anerkannt  oder  mit  grossen 
Kautelen  versehen  hat.  Um  mittellose  eiu-o- 
päische  Ehiwanderer   auf   längere  Zeit   an 


Anwerbungen  Kolonialgebiete  nicht  ent- 
völkert werden.  Auch  entsteht  vielfach  die 
Frage,  ob  es   vorzuziehen  ist  im  Interesse 


einen  vielleicht  bisher  von  Sklaven  bedienten  j  der  leichteren  Verwaltung  (Sprache) ,  die 
kolonialen  Grossbetrieb  zu  fesseln,  hat  man '  Arbeiter  nur  einem  Bevölkerungselemente 
vielfach  zu  dem  Halbpartsystem,  in  Brasilien  |  zu  entnehmen  oder  durch  Mischung  mehrerer 
Parceriakontrakt,  in  den  britischen  Kolonieen  '  Elemente,  etwa  der  Chinesen  mit  den  Negern 
Mötayei-system  genannt,  nach  dem  die  Brutto-  j  oder  der  Malayen  mit  Papuas,  die  Herr- 
erträgnisse der  Arbeit  zwischen  Unternehmer  ;  schaft  der  wenigen  eui-oi>äischen  Aufsichts- 
und Arbeiter  geteilt  wurden,  gegriffen.  Die- 1  pereonen  über  die  Arbeiterheere  zu  er- 
ses  an  sich  billige  System  gestattet  jedoch  |  leichtern.  In  Bezug  auf  Chinesen,  Indier, 
nur  zu  leicht  eine  missbräuchliche  Anwen- ,  Malayen  und  Papuas  liegen  in  der  nieder- 
dung.  I  ländischen,  englischen  und  detitschen  Kulti- 

Bei  den  Versuchen ,  die  Eingeborenen  I  vation  der  Südsee  bereits  reiche  Erfahrungen 
zur  eigenen  nutzbringenden  Arbeit  oder  zur  [  vor.  Grössere  Schwierigkeiten  setzt  der 
Arbeit  im  Dienste  kolonialer  Unternehmungen  i  Neger  den  Versuchen ,  ihn  dauernd  zur 
zu  erziehen  oder  vorübergehend  zu  gewinnen,  I  freien  Arbeit  zu  verwerten,  entgegen.  Und 
hat  man  sich  entweder  an  das  Individuum  |  die  älteren  in  Afrika  thätigen  Kolonialvölker, 
oder  an  vorhandene  Organisationen  gewen- '  die  Portugiesen ,  die  Engländer  und  Fran- 
det.  Sind  letztere  stark  genug,  dann  kann  i  zosen  haben  zur  Lösung  dieses  Problems 
Völkern ,  Stämmen  oder  Gemeinden  eine  wenig  beigetragen ,  am  meisten  noch  die 
gewisse  Arbeitsleistung  kollektiv  übertragen  |  südafrikanischen  Buren,  indem  sie  den  Ein- 
w^erden ,  entweder  mit  oder  ohne  Entgelt  i  geborenen  eine  Hch-igkeit  auferlegt  haben. 
(Steuern).  Das  letztere  System — dasKül-IEs  scheint  die  deutsche  koloniale  Technik 
tüür-Stelsel  des  Generals  Jan  van  den  j  berufen,  aber  auch  befähigt  zu  sein,  die 
Bosch,  vgl.  oben  S.  146  —  liat  seine  höchste  \  allmähliche  Lösung  dieser  schwierigsten 
technische  Entfaltung  in  den  niederländischen  i  kolonialen  Aufgabe  herbeizuführen.  Hierbei 
Kolonieen  gefunden ,  wonach  die  Javaner  |  kommt  in  dem  Falle  der  Belassung  der  Ein- 
nicht  nur  ein  Fünftel  des  Grund  und  Bodens,  i  geboi-enen  an  ihren  Wohnsitzen  die  That- 
sondern  auch  den  ftinften  Teil  der  Arbeits-  j  sache  und  die  Art  von  Steuererhebimg 
zeit  der  Regierung  zur  Verfügung  zu  stellen,  I  wesentlich  in  Betracht.  Es  empfiehlt  sich 
in  ihrer  Privatwirtschaft  bestimmte  Kulturen  I  eine  Mischung  von  Natural-  und  von  Geld- 
zu  betreiben  luid  ihre  Exportprodukte  gegen  |  abgaben.    Erstere   zwingen   zur  Mehrerzeu- 
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giing  von  Gütern  in  der  eigenen  Wirtschaft, 
letztere  zur  Erzeugung  von  Ausfuhrgütern 
oder  zur  Dienstleistung  gegen  Lohn  in 
fremder  Unternehmung.  In  Deutsch-Ost- 
afrika sind  auf  diesem  Gebiete  bereits  er- 
folgreiche Versuche  gemacht  worden. 

II.    Die    Teilung  Afrikas    und    die  Be- 
gründung des  Kongostaates. 

A.  Die  Teüung  Afrikas. 

1.  Aeltere  Teilungen.    Eine  erete  Tei- 
lung der  Neuen  Welt  fand  am  4.  Mai  1493 
durch    den    Papst  Alexander  VI.   statt,    in- 
dem er  die  spanischen  und  portugiesischen 
Entdeckungen  durch   eine  Linie   abgrenzte, 
die  von  Pol  zu  Pol   laufend  einen  Meridian 
bildete,  der   etwa  6^  westl.  L.   100  Meilen 
'westlich,    der  Azoren   und   der  Inseln   des 
(irunen  Vorgebirges  lief.  Alle  Entdeckungen 
westlich  dieser  Linie   sollten  den  Spaniern, 
alle   östlich   gelegenen  den  Portugiesen  ge- 
hören.  Diese  päpstliche  Entscheidung  wiu*de 
dann  näher  präcisiert  durch  einen  Vertrag 
vom  7.  Juni  1494   zu  Tordesillas    zwischen 
Johann  IL  von  Portugal  und  Ferdinand  von 
Gastilieu.     Hierdurch  fiel  Afrika  im  wesent- 
lichen   in    die   portugiesische   Machtsphäre. 
Und  bis    zur  Gegenwart  hat  auch  Portugal 
an  der  Fiktion  festgehalten,  dass  alles  afri- 
kanische Land  im  Zweifel  Portugal  gehöre. 
Im  17.  und  18.  Jalirhundert  haben  aber  auch 
alle   anderen  Kolonialmächte   Erwerbungen 
an  der  Westküste  von  Afrika  gemacht  und 
an  der  Südspitze  Holland. 

Eine    neue  Aufteihmg  Afrikas  unter  die 
Kolonialmächte   Europas   begann    mit   dem 
Feldzuge  Napoleons  I.   in  Aegypten    1798. 
Seitdem  ist  Äegj^pten  thatsächlich  eine  euro- 
päische  Provinz   geworden,  in   der  franzö- 
sischer mit  englischem  Einflüsse  abwechselt. 
Wälirend  dann  England  seit  der  endgiltigen 
Besitzergreifung  des  bis  dahin  hoDändischen 
Caplandes   1815  von   Süden   her   in  Afiika 
vordrang  und  Frankreich  durch  die  Erobe- 
rung Algiers  1830   an  der  Nordküste   sich 
dauernd    festsetzte,    gingen    Spaniens    Be- 
sitzungen  in   Afi'ika   nach   und   nach  ganz 
verloren  bis  auf  wenige  Reste  an  der  Strasse 
von  Gibraltar  (Genta),  an  der  Nonlwestküste 
(Gap  ßojador  bis  Cap  Blanco)  einschliesslich 
der  kanarischen  Inseln,  an  und  in  der  Bia- 
frabucht  (Corisco,  Fernando  Po,  St.  Thome) 
und  die  umfangreichen  Occupationen  Portu- 
gals  an  der  West-   und   Ostküste    sanken 
immer  mehr  zu  einem  Nominalbesitz  herab. 
Dagegen    fasste   England    auch    in    Sierra 
L^ne,  an  der  Gold-  und  Sklavenküste  und 
am  Niger  Fuss  und  umklammerte  die  Buren- 
bcsiedelungen  im  Süden  durch  Länderwer- 
tungen zwischen  dem  Oranje  und  Zambesi, 
und  Prankreich  schuf  sich  in  Algier  und  in 
Senegambien  zwei  afiikanische  Herrschafts- 


j  gebiete.  Um  die  Mitte  des  19.  Jahrhunderts 
war  aber  der  Eifer  auf  dem  Gebiete  poli- 
tischer Occupationen  zienalich  erlahmt.  Die 
Kolonialmächte  sicherten  sogar  durch  inter- 
nationale Vei-träge  den  Fortbestand  der  no- 
minalen Selbständigkeit  afrikanischer  Staats- 
gebilde. Um  so  grösser  war  der  Eifer  auf 
dem  Gebiete  der  Erforschung  des  unbe- 
kannten Innern  des  dunkeln  Kontinentes. 

2.  Die  neueste  Teilung.  Die  jüngste 
Aufteilung  Afrikas  auf  Kosten  einheimischer 
unabliängiger  Fürsten,  mehr  noch  aber  auf 
Kosten  des  nominalen  Besitzstandes  der  älte- 
ren Kolonialmächte,  wurde  veranlasst  durch. 
die  Begründimg  des  Kongostaates  (s.  den- 
selben weiter  unten  S.  155  ff.)  und  durch  die 
afrikanischen  Erwerbungen  Deutschlands  in 
den  Jahren  1884  bis  1890  (s.  u.),  besonders 
durch  die  dort  aufgeführten  internationalen 
Verträge,  die  Deutschlands  Besitzstand  in 
Afrika  feststellten.  Denn  auch  die  anderen 
Kolonialmächte  sicherten  nunmehr  ihren  Be- 
sitzstand an  den  Küsten  oder  dehnten  den- 
selben auch  möglichst  nach  dem  Innern  hin 
aus.  Die  wichtigsten  internationalen  Ab- 
machungen dieser  Art   sind  die   folgenden: 

Spanien  erhielt  im  Oktober  1883  den 
Hafen  Hni  von  Marokko,  machte  1884  einige 
Erwerbungen  in  der  westlichen  Saliara, 
sicherte  die  Grenze  1886  durch  Vertrag  mit 
Frankivieh  und  erwarb  durch  den  Munifluss- 
vertrag von  1900  von  Frankreich  25000  qkm 
am  Cap  San  Juan  südlich  von  Kamerun  und 
190000  qkm  bei  Rio  de  Oro  zwischen  Cap 
Blanco  und  Bogador. 

Portugal  hatte  um  die  Älitte  des  19. 
Jahrhunderts  seine  alten  Ansprüche  auf  die 
Souveränität  über  die  Westküste  von  Afrika 
einschliesslich  der  Kongomündung  \md  die 
im  Innern  gelegenen  Gebiete  zwischen  5^ 
12'  und  8^  südlicher  Breite  wieder  aufleben 
lassen.  Seine  Bestrebungen,  den  Zusammen- 
hang zwischen  seinen  alten  westafrikanischen 
und  ostafrikanischen  Besitzungen  aufrecht 
zu  erhalten,  waren  aber  vergebene,  wenn 
auch  Portugals  diesbezügliche  Ansprüche  im 
Principe  sowohl  von  Deutschland,  Vertr.  v. 
30.  Dezember  1886,  Art.  3,  als  von  Frank- 
reich, Vertr.  v.  12.  Mai  1886,  Art.  4  aner- 
kannt wurden.  Da  aber  ein  ununterbrochener 
portugiesischer  Besitz  zwischen  Mossamedes 
imd  Mozambique  den  Bemühungen  Englands 
um  Herstellung  einer  Verbindung  zwischen 
den  britischen  Besitzimgen  am  Cap  luid 
seinem  Machtgebiet  am  Nil  hinderlich  sein 
würde,  ist  England  unausgesetzt  bemüht, 
sich  nördlich  des  Zambesi  festzusetzen.  Es 
gelang  zwar  im  Vertr.  v.  26.  Februar  1884, 
eine  Verständigung  zwischen  Portugal  und 
England  über  den  Besitz  des  Kongogebietes 
herl»eizuf Uhren.  Dieser  Vertrag  wurde  aber 
von  Deutschland  nicht  anerkannt,  und  die 
weiteren    Verhandlungen    führten    zur   Be- 
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gründung  des  Kongostaates  in  den  streitigen 
Gebieten,  der  durch  Uebereinkommen  vom 
14.  Februar  1885  auch  von  Portugal  aner- 
kannt wurde.  Doch  musste  der  Kougo- 
staat  das  ganze  linke  Kongoufer  bis  Nocki 
und  nördlich  des  Kongo  Kabiuda  und  Ma- 
lemba  an  Portugal  überlassen.  Eine  nähere 
Festsetziuig  der  portugiesischen  Grenzen  mit 
dem  Kongostaat  erfolgte  am  25.  Mai  1891, 
wodurch  das  Lundareich  zwischen  dem 
Kongostaat  und  Portugal  geteilt  wurde. 

Ein  Abkommen  zwischen  Portugal  und 
England  über  die  Abgrenzung  der  beider- 
seitigen Besitzungen  in  der  Nähe  des  Zam- 
besi  vom  20.  August  1890  erhielt  nicht  die 
Genehmigung  der  gesetzgebendeu  Körper- 
schaften Portugals.    Dagegen  wurde  ein  am 

11.  Juni  1891  abgeschossener  bezüglicher 
Vertrag  am  3.  Juli  1891  ratifiziert,  wodurch 
das  Hinterland  der  Kolonie  Mozambimie 
wesentliche  Einschränkungen  erlitt.  Die 
portugiesisch-französischen  Grenzen  in  Guinea 
imd  am  Kongo  wai-en  durch  Verträge  vom 

12.  Mai  1886  festgelegt  worden. 

In  Ausführung  der  beiden  Abkommen 
zwischen  dem  Kongostaat  und  Portugal 
vom  25.  Mai  1891  sind  durch  Protokoll  vom 
24.  Mäi'z  1894  die  Grenzregulierungsai^beiten 
in  Bas-Kongo  und  Lunda  beendet  und  die 
Grenze  zwischen  beiden  Staaten  festgelegt 
worden  (D.  Kol.-Bl.  1894  S.  409), 

Ein  geheimes  Abkommen  zwischen 
Deutsclüand  und  England  vom  Jahre  1898 
scheint  über  die  Zukunft  der  ost-  mid  west- 
afrikanischen Besitzungen  Portugals  vei-fügt 
zu  haben. 

Frankreich,  das  sich  an  der  Noixi- 
küste  Afrikas  neben  Algier  auch  Tunis 
gesichert  hatte  (Verträge  mit  dem  Bev  von 
Tunis  vom  12.  Mai  1881  imd  8.  Juni  1883), 
erwarb  durch  den  Vei-trag  mit  der  Hegie- 
rung  der  Hovas  vom  17.  Dezember  1885 
das  Protektorat  über  die  Insel  Madagaskar 
imd  erlangte  die  Anerkennung  dieses  Pro- 
tektorais durch  England  und  Deutsclüand, 
indem  es  1890  seinerseits  das  deutsch-eng- 
lische Abkommen  vom  1.  Juli  1890  aner- 
kannte und  sein  Veto  gegen  die  Abhängig- 
machung .  Zanzibars  aufgab  (deutsch-fianzö- 
sischer  Vortrag  vom  17.  November  1890). 
Die  französisch-deutschen  Interessensphären 
in  Afrika  wurden  abgegrenzt  durch  die  Ver- 
trüge vom  24.  Dezember  1885  und  15.  März 
1895  (Kamerun)  sowie  9.  Juli  1897  (Togo), 
die  fmnzösisch-englische  Grenze  von  Sieixa 
Leone  durch  Vertrag  vom  28.  Juli  1882,  die 
fi-anzösisch-portugiesische  Grenze  in  Guinea 
und  im  Kongogebiet  durch  Verträge  vom 
12.  Mai  1886  und  31.  August  1887,  die 
französische  Grenze  gegen  den  Kongostaat 
durch  Uebereinkommen  vom  5.  und  14.  Fe- 
bruar 1885,  22.  November  1885  und  29. 
April  1887. 


Seit  1862  hat  Fi-ankreich  von  der  Reede 
von  Obok  (gegenüber  von  Aden)  Besitz  er- 
griffen und  1884  diese  Niederlassung  duri*h 
Ausdehnung  des  Protektorates  über  den 
Busen  von  Tadjura  erweitert.  Eine  üelxer- 
einkunft  mit  England  vom  Jahre  1887  teilte 
die  Bucht  von  Tadjui-a  zwisc^hen  Frankreich 
I  und  England. 

I       Frankreich  ist  unausgesetzt  bemüht,  die 
j  Hinterländer  seiner  drei  grossen  afrikanischen 
I  Gebiete   (Algier.  Senegambien    und   franzu- 
I  sisches    Kongogebiet)    zu    annektieren    und 
I  damit  eine  Verbindung  zwischen  diesen  drei 
Gebieten  unter  einander  herzustellen,  und  hat 
I  in  den  Jahren  1882—1898  zahlreiche  Land- 
I  erwerbimgen   in   diesen  Gebieten   gemacht. 
Dahome  war  am  5.  August  1885  unter 
I  portugiesisches  Protektorat  gestellt  worden, 
auf   das  Porlu^    aber   am   22.   Dezember 
1887  \\äeder  verzichtete.    Frankreich  schloss 
1  dann  am  3.  Oktober  1890  einen  Schutzver- 
trag mit  Dahome  ab. 

Die  grössten  afrikanischen  Erwerbungen 
der  jüngsten  Jahre   hat  Frankreich   ge- 
macht,  indem   es  vom  Norden    und   Süden 
her  gegen  den  Sudan  voiTÜckt.    Durch  Ver- 
trag vom  14.  August  1894,  bestätigt  am  27. 
Dozember  1894,  haben  sich  Frankreich  und 
der    Kongostaat    über    folgende   Grenzlinie 
ihrer    afrikanischen    Besitzungen    geeinigt: 
Thalweg  des  Qubangui  bis  zum  Zusanunen- 
fliisse  des  M'Bomu  und  Quelle,  Thalweg  des 
M'Bomu  bis  zu  seiner  Quelle,  von  da  eine 
gerade    Linie    bis    zur   Wasserscheide    des 
Kongo-  und  Nilbeckens,  alsdann  der  Kamm 
der   Wasserscheide   bis   zum   30^    östlicher 
Länge  (Greenwich),  der  30^  bis  zur  Parallele 
1 5^   30'   und   alsdann   letzterer  bis   zum  Nu 
I  (D.  K0I.-BI.  1895,  S.  82). 
I       Durch    ein    englisch-französisches    Ab- 
I  kommen  vom  12.  Juli  1893  wurden  die  Ab- 
I  grenzungen  zwischen  den  beiderseitigen  Be- 
'  Sitzungen  an  der  Goldküste  bis  zum  9^^  nörti- 
I  lieber   Breite   am  Volta   hinaufgeführt  und 
I  die  Abmachungen  vom  10.  August  1889  und 
I  26.  Juni  1891  präcisiert  (D.   Kol.-Bl.  1893, 
j  S.  463).     Dieselben  Mächte   haben   am   21. 
Januar    1895   eine  Vereinbarung    über   die 
Nord-  und  Ostgrenze  von  Sierra  Leone  ge- 
I  troffen  (D.  Kol.-Bl.  1895,  S.  188). 
I       Auch  zwischen  Liberia  und  den  fran- 
I  zösischen  Besitzungen   sind   durch  ein   am 
8.  Dezember  1892  abgeschlossenes  und   am 
1.  Juli  1894  bestätigtes  Abkommen  die  l>ei- 
I  derseitigen  Grenzen   neu  geordnet  worden. 
1       Schon  war  JVankreich  1898  vom  Kongo 
aus  bis  zum  Nil   (Faschoda)  vorgedrungen, 
I  als  es  dort  auf  britischen  Widerstand  stiess 
I  und   sich  aus   dem  Nilgebiet   zurückzieiien 
I  musste. 

I  In  den  letzten  beiden  Jahrzehnten  des 
1 19.  Jahrhunderts  hat  sich  Frankreich  im 
1  nordwestlichen  Afrika   ein  beinahe  den  4. 
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Teil  dieses  Weltteiles  umfassendes  Kolonial- 
i-oich  geschaffen  und  damit  eine  weltpoli- 
tische Leistung  ersten  Ranges  vollbracht. 
Es  erweitert  noch  immer  seinen  politischen 
Einfliiss  in  der  Richtung  gegen  Marokko 
und  den  Niger  und  Kongo  hin  und  festigt 
i}in  durch  den  Bau  der  Saharaeisenbahn.  In 
einem  Geheimvertrag  zu  dem  oben  genannten 
lilumflnssvei'trag  von  1900  scheint  Frank- 
i-eich  von  Spanien  Erwerbungen  gemacht  zu 
haben,  die  ihm  südlich  von  Marokko  den 
Zugang  zum  Meere  und  damit  die  völlige 
(Jmklammenmg  Marokkos  ermöglichen. 

Italien  hat  seit  1882  an  der  Nordost- 
küste von  Afrika  eine  Reihe  von  Erwer- 
bungen gemacht  und  diese  zu  der  Kolonie 
Erytlirea  vereinigt  (s.  unten). 

Im  Vertrage  mit  England  vom  24.  März 
und  15.  April  1891  wurcle  die  Grenze  gegen 
Aegj-pten  und  die  Abgi-enzung  einer  italie- 
nischen und  englischen  Einflusssphäre  fest- 
gesetzt,  auch    der    italienischen   Regierung 
das  Recht  eingeräumt,  im  Kriegsfall  Kassala 
und  die  Gegend  bis  zum  Atbara  zu  besetzen. 
Die   italienisch-englische    Demarkationslinie 
giüg  vom  Meere   aus  den  Job  aufwärts  bis 
t)''  n.  Br.,   folgt   dem  Pai-allel  6®   bis   zum 
Meridian  35^   östL  v.  Gr.,  an  dem   sie   bis 
z\un  blauen  Nil  aufsteigt.    Im  Norden  ging 
die  Linie   von  Raskasar   am    Roten   Meere 
aus   bis   zum  Kreuzungspunkt   des   17.  Pa- 
itdlelkreises  mit  dem  37.  Meridian  ö.  v.  Gr., 
auf  diesem  bis  16^  30'  N.  bis  Sabderat  und 
itt  verschiedenen  AVindungen  am  Atbara  und 
dem  Rabat  entlang,  auf  dem  35^  ö.  v.  Gr. 
südlich  bis  zum  blauen  Nil.     Infolge  eines 
iu   den  Jahren   1894  bis  1896   unglücklich 
^gen  Abessinien  geführten  Krieges  musste 
Itiien   wesentlich   zurückweichen    und   im 
Frieden  vom   26.  Oktober  1896   wurde   die 
Nordgrenze  Abessiniens    durch   die   Flüsse 
Mareb,  Belassa   und  Muna   bezeichnet,   die 
übrigen  Grenzen   aber  blieben    unbestimmt. 
England  besetzte  1882  Aegypten,  konnte 
aber  die  Loslösung  des  Sudan  von  diesem 
Lande  zunächst  nicht  hindern  und  verstän- 
(Ugte  sich  deshalb  mit  Italien  über  dessen 
Fussfassung   am    Roten   Meere.    Ei-st   1898 
eroberte  England   den   Sudan    von    neuem 
uüd  begründete  hier  eine  von  Aeg^^'pten  un- 
abhängige britische  Herrschaft,  indem  es  zu- 
gleich  Frankreich,    das    Faschoda    besetzt 
hatte,  vom  Nil   zurtickdi-ängte.     Im   Jahi'e 
1861  besetzte  es  Images,  zog   sich  1880  aus 
'lern  1876  besetzten  Damai'aland  wieder  zu- 
i-ück  und  behielt  dort  niu*  die  am  12.  März 
1^78  mit  einem  Umkreis  von  15  engüschen 
Meilen  annektierte  Walfischbai,  bezeichnete 
nach  1880  den  Oranjefluss  als  die  nordwest- 
liche Grenze  der   Capkolonie,   nahm    1838 
und  erneut  1842  Port  Natal  in  Besitz,  stellte 
nach  den  Kämpfen  mit  Cctewayo  1879  das 
Gebiet  von  der  Natalgrenze  bis  zum  Um- 


latosie  imter  britische  Oberhoheit  und  er- 
kannte in  der  Londoner  Konvention  vom  27. 
Februar  1884  die  Unabhängigkeit  Transvaals 
als  »Südafrikanische  Republik«  an. 

Das  Basutoland,  welches  bis  dahin  einen 
Teil  der  Capkolonie  gebildet  hatte,  trat  am 
18.  März  1884  wieder  unter  direkte  britische 
Herrschaft.  In  den  Jahren  1878  bis  1885 
wurde  das  Pretektomt  über  Teile  des  Pon- 
dolandes  erworben,  durch  Beschluss  der 
Regierung  vom  27.  Januar  1885  der  22^  s. 
Br.  als  Nordgrenze  und  der  20.  östl.  Längen- 
grad als  Westgrenze  der  britischen  Inte- 
ressensphäre proklamiert,  in  demselben  Jahre 
Betschuanaland  in  eine  Kronkolonie  \md  in 
ein  Schutzgebiet  geteilt,  Anfang  Mai  1891 
aber  Britisch-Betschuanaland  durch  Einver- 
leibung des  Bastardlandes  zwischen  dem 
Gran  je,  Nosob,  Molopo  und  der  deutsch- 
englischen Grenze  erweiteii;.  Das  ganze 
Zambesigebiet  wurde  1891  der  South  Africa 
Compagny  überlassen.  British  Central  Afrika 
benannt  und  in  die  4  Distrikte  Chambezi, 
Tanganyika,  Mweru  und  Luapula  geteilt, 
1898  aber  fast  ganz  in  Kronverwaltimg  über- 
geführt. 

Am  18.  Dezember  1885  wmtle  die  bri- 
tische Flagge  in  der  Santa  Lucia  Bai  ge- 
hisst  und  Sululand  am  14.  Mai  1887  annek- 
tiert und  dessen  Grenzen  im  Vertrage  mit 
der  Südafrikanischen  Republik  vom  20.  Juni 
1888  festgestellt,  1888  und  1890  auch  noch 
die  Gebiete  der  Häuptlinge  Sibonda,  ümca- 
mana,  Fokoti,  Umgindi  und  Manaba  mit 
dem  Siüiüand  vereinigt. 

Ein  Aveiteres  Vordringen  Englands  in  das 
Zambesigebiet  erfolgte  durch  Absclüuss  eines 
Protektorats  über  das  Matabeleland,  11.  Fe- 
bruar 1888,  durch  Ausdehnung  der  britischen 
Interessensphäre  gegen  die  portugiesische 
Provinz  Safala  hin,  25.  Jiüi  1888,  vor  allem 
durc^h  Erteilung  eines  Freibriefes  an  die 
Britisch-Südafrikanische  Gesellschaft,  15.  Ok- 
tober 1889,  mit  Hoheitsrechten  über  das 
Gebiet  zwischen  Betschuanaland,  Südafrika- 
nische Republik  und  den  portugiesischen 
Besitzungen,  während  die  britische  Seeen- 
gesellschaft  African  Lakes  Compagny  am 
Schii-e  und  Nyassa  Fuss  fasste  und  es  sich 
zur  Aufgabe  stellte,  die  britischen  Macht- 
sphären im  Süden  und  Norden  Afrikas  zu 
verbinden.  England  gelang  es,  in  den  Ver- 
trägen mit  Portugal  vom  11.  Jimi  und  3. 
iJuli  1891  eine  Grenze  zu  erlangen,  welche 
!  Matabele-  und  Maschonaland,  das  Scliirege- 
1  biet  mid  das  Ijand  zwischen  dem  Nyassa- 
see  und  dem  Kongostaat  England  zusprach. 

Am    Niger    setzte    sich    England    teils 

direkt,  teils   durch  Vermittelung  der  Royal 

Niger  Compagny   in   den  Jahren   1884   bis 

189<J  fest,  begrenzte  seine  dortige  Interessen- 

I  Sphäre  durch  Verträge  mit  Deutschland  vom 

'  7.  Mai  1S85,   2,  August  188(>,   1.  Juli  1890, 
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mit  Franki-eich  vom  5.  August  1890  xmd  \  Niuwo  Republiek  (Distrikt  Vrijheid)  am  14. 
übernahm  1899  die  unmittelbai-e  Verwaltung ;  September  18tS7  (anerkannt  von  England  '^  K 
des  Nigergebietes  durch  Ablösung  der  Niger  ]  Juni  18SS)  sowie  <ler  1875  an  der  Swasi- 
Compagn^'.  landgrenze  gelegene  kleine  Freistaat  8.  August 

Die  Grenzen  der  Kolonieen  Sierra  Leone '  J,^^*^  i}^""^^'  "}^t  England    2.  August  IfJOu 
und   Gambia  wunlen   durch  Verträge   mit  -  ^^^^   ^^^J^^^^^^taat   erw^^^  IN<4 

Frankreich  vom  28.  Juni  1882  und  10,  August ;  ^^»s  Terntonum  Thaba  Nschu  (Distnkt  Ma- 
1889  und  mit  Liberia  vom  11.  November '  i^^»);  /wischen  der  SüdafrikanLSchen  Re- 
1887  festeesetzt.  publik  Bntisch-Suliüand   und   der  portugie- 

I  sischen    Provinz    Mozambicpie     haben    die 


England    liat    dim-h    ^velteI•e   Erwer-  ßarenstaaten  Swasiland  und  Tongaland  ihre 
bungen  m  bud-  und  Mitte  afrika  seine  afn- 1  i;„^t,^ängigkeit  noch  teilweise  aufrecht  er- 
kanisohe  Stellung  verstärk    und  seine  afn-j^^g,,     ^^^^^^  zwischen  England  und  Süd- 
kanisehen  Besi  Zungen  wlfach  neu  organi-     frit    ^l      o    August 
siert.    Ausser  den  genannten  Grenzveiträgon  I  ,„,.:,,.,,„„  'Fn-rl^nd  .«.H  1 


Mer.  .»A.^rueugeuau.ueaun-..ZN,M^rag,-n,^^.i,^.,jp^  England  Und  Tonga  6.  Juli  ias7.» 
mit  Deutschland  und  Frankreich  hat  (xross-  ,  j,  ^-J  ^„^  3,,  Sopteml.er  1885  einige 

britannien  am  o.  Mai  1894  einen  Gijenzver- 1  p,,^^,„^jj  Burenn^publlken  vöUig  unter 
trag  mit  Italien  abgos.hlosson  über  die  , britisch? Hoheit  gekommen,  nämlich  die  am 
Abgrenzung  der  beuierseitigen  Emfluss- , ,.  j^  ^  ^^^o  proklamierte  Republik  Stella- 
spharen  mi  Gebiete  des  Golfs  von  Aden.  ]^„,,  ^j^  ^j„^„^  , -^^^  „„^^  ^j^  ^^  04.  ok- 
Danach  soll  die  Grenze  gebildet  werden  l  ^^j^/j^^^,  gegritadote  Republik  Goosen  (im 
durch  eine  Llnl,^  die,  von  Güdessa  aus  zum  ßarolonggebiet).  Stella  und  Goosen  kamen 
8»  nördlicher  Breite  gehend,  die  W^>st- ,  ^„  Britis.4i-Betsc-huanenland.  Der  Krieg 
grenze  der  Gebiete  der  Stämme  Gurhi,  Ber- ,  „  Gi-ossbritannien  1899  bis  19t>0  scheint 
tiri  und  Rer  Ah  sti-eift  Sie  folgt  dann  .^^^  Oberheri'schaft  des  ereten^n  über  die 
t'f  "  .r't  "\^ineni  Schnittpunkt  iiut  dem  1  Burenrepiibliken  endgiltig  zu  besiegeln. 
480  osÜicherUnge  Oi-eenwich),  geh  von,  ^  i^ebersicht  über  den  neuesten 
da  zum  Sclinittpunkte   des    9«    nordhcliCT  ^^^^    Teilung   Afrikas.      Zahlen- 

Breite  mit  dem  49«  östlicher  Unge  «>nd  1  „,^^^5  ^^^j^„  „^^  ^f,.jj.anigche  Flächen 
folg  dann  diesem  Mendiaii  bis  ziu-  See.  ,„„,  £in,,.„j,„^r  bieten  nicht  nur  die  all- 
Lnglaud  verpfhclitet   sich    in   seinem  Pro-  j„^„    Schwierigkeiten    jedes    Gebietes 

te^torate,  und  Italien  in  (.)ga.len  volle  Hau- ,  ^^,,^,.^,.  ^„itui..  E.s  kommt  dort  noch  hinzu, 
delsfreiheit  m  Gemassheit  der  Berliner  Akte  ,,,,^^  j^  Hinterlande  gros.se  StaatenbUdungen, 
und  der  Bnisseler  Deklaration  zu  gewahi^n. '  ^^.j^  -^  j,,„,^^„  „„^^^j,^  ^^^^  ^.^^^  ^vfisten 
Der  \  ersuch  Grossbritanniens   durch   einen   ,,  ,|,,^„    Ziurehörigkeit    sich    niemals 

Pachtvertrag  vom  12.  Mai  1894  mi  deml,,.^^^,  bestimmen  lassen,  ganz  abge.sehen  da- 
Xongostaateslchz^^u.schenDentsch-()stafl^kal^.^  1^^  die  Grenzen  der  kolonialen  Be- 
und  den  Kong<)staat  einzu.lrangen,  scheiterte  ^it^j,  ^,^j.    europäisc-hen    Staaten    im 

an  dem  Widerspruche  Deutschlands.  .„„g,.,^  ,.,,„  Afrika  absichtlich  als   schwan- 

üeter  die  Abgrenzung  der  britischen  In-  j  kende,  offene  angesehen  werden.  Nur.  unter 
teressensphäre  m  Ostafrika  s.  bei  Deutsch- ,  dios<'r  Einsi'hränkung  haben  die  nachstehen- 
land  und  Italien.  Am  4.  November  1890  ,io„  Zahlen  einen  Wert.  Ihnen  mnss  voraus- 
übernalun  England  die  Schutzherrscliaft  über  1  geschickt  werden.  <lass  die  Geographen  die 
Zanzibar,  am  19.  Novemlxr  1890  iiter  Witii ,  Gesamtfläche  Afrikas  verschieden  bemes.sen. 
und  die  Küste  bis  Kismaju,  Ende  l.s90  tiboriB.  Tragnitz  auf  29173300  (ikm,  dazu  kom- 
Uganda,  hier  durch  Verraittelung  der  britisch- 1  nieii  nach  Siipan  die  küstennahen  Inseln  mit 
ostafrikanischen  Gesellschaft.  England  sti-ebt  j  <),soO  .[km.  giebt  29207 IW  qkm,  nach 
seit  langer  Zeit  danach,  Afrika  britisch  zu  1  Kavenstein  aber  29820840  qkm. 
machen  vom  Cap  bis  zum  Nil.  Diesem  |  Wie  schnell  die  Aufteilung  Afrikas  unter 
Zwecke  dienten  die  Minensi)ekulationen  und  die  europaischen  KoloniaLstaaten  seit  der 
Eisenbahnbauten  ("ecil  Rhodes  und  der ,  Konferenz  in  Brilssel  fortgeschritten  ist. 
Krieg  Grossbritanniens  gegen  die  Buren- !  zeigt  ein  Vergleich  der  nachstehenden  Tabelle 
repubhken  1899  bis  1900.  von  1899    mit   den  Zahlen    aus   dem  Jahre 

Die  Freistaaten  der  n i e d e r  1  ä n d i -  1 876.  Damals  macliten  die  Staaten  folgende 
sehen  Buren  in  Südafrika  liaben  zwai- 1  Ansprtlche  auf  afrikanisches  Gebiet:  Gross- 
vonibergehend  mehrfache  Erweiteningen  auf  britannien  761  381,  Frankreich  733479,  Por- 
Kosten  der  Eingeborenen  erfahren,  sind  aber  I  tugal  1799304.  Spanien  9480,  Türkei 
ihrerseits  mehr  und  mehr  in  britische  Ab- 1  3307  9.30  qkm,  während  der  Rest  als  Unab- 
hängigkeit geraten.  Die  Südafrikanische  Re-  hängig  galt.  Die  nachstehende  Tabelle  ist 
publik  (Transvaal)  wurde  im  Vertrage  mit ;  eine  Zusammenstellung  nacli  den  neuesten 
England  vom  27.  Februar  1884  gegen  dessen  ,  zugänglichen  (^luellen. 
Besitzungen  abgegrenzt.  Mit  ihr  vereinigte 
sich    die    am    IG.    August    1884    irebildete 
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Die  Teilung  Afrikas  nach  dem  Stande  von  1899 
1.  Kolonieen  und  Schutzgebiete 

im  Besitze  Ton             qkm  Einw. 

Deutschland    ....      2430400  8700000 
Frankreich  mit  Tunis 

ohne  Madagaskar  .    .      2870222  21  502417 

England 4  578  600  36  000  000 

Italien 428593  4^4  579 

Portugal 2 126 130  14200000 

Spanien 709689  437  423 

KoDgostaat     ....      2252780  14000000 


Madagaskar 


15  396414 
591  964 


95244419 
3  500000 


zusammen     15  988  378      98  744  419 


2.  Andere  Staaten: 

Marokko 

Aegypten  ohne  Sudan 

Tripolis  und  Barka     . 

Abessinien      .... 

Südafr.  Republik     .    . 

Oranje-Freistaat .    .    . 

Liberia  

Verschiedene    kleine 
Staaten  und  strittige 

Gebiete 

und  zwar: 


812300 
994300 
1033000 
540000 
308  560 
131  070 
85350 


8000000 

9811544 

I  000000 

4000000 

691  252 

207  503 

767  500 


Wadai     .  . 
Baghirmi 

Bornu .     .  . 

Kanem     .  . 
Sokoto  und 

Adamana  . 

Gando      .  . 

Massina   .  . 


qkm 

444550 

183400 

148000 

56660 

361  470 
203300 
166900 


I  564280      31  770000 

Einw. 
2  600000 
I  500000 
5  000000 

100  000 

12  570000 
5  500000 
4500000 


zusammen      5  468  860 
3.  Sahara    ....      6180090 

zusammen  Afrika 


56  247  799 ' 
2  850  000  I 


27637  238    157S42  218 


B.  Der  Eongostaat. 

Der  KoDgostaat,  eine  Schöpfung  des 
Königs  Leopold  II.  von  Belgien,  entstand 
durch  die  Bemühungen,  die  Erforschungen 
des  Kongo£^ebietes  auch  wirtschaftlich  nutz- 
bar zu  machen.  Dies  geschah  zunächst  in 
internationalen  Formen.  Doch  nahm  das 
Gebilde  immer  mehr  einen  belgischen  Cha- 
rakter an,  wenn  schliesslich  der  Kongostaat 
auch  n\u-  durch  Personalunion  mit  Belgien 
verbunden  ist. 

König  Leo[)old  II.  gründete  1876  zur 
planmässigen  Erforschung  Afrikas  eine  In- 
ternationale afrikanische  Gesellschaft,  an  der 
Rieh  alle  Nationen  mit  Ausnahme  Englands 
beteiligten.  Nach  Stanleys  erstem  Zuge  von 
Zanzibar  nach  der  Mündung  des  Kongo 
1874—1877  entstand  1878  aus  jener  Gresell- 
p<;haft  das  Comite  d'etudes  du  haut 
^'ongo,  und  in  den  nächsten  Jahren  setzten 
Stanley  (Station  Vivi  1879,  Stanley  Pool  1881, 
LeopoldviUe  1881)  und  Brazza  die  Erforschung 
des  Kongogebietes  fort,  wobei  Brazza  aber 
seine  Ei-werbungen  für  Frankreich  machte. 


Das  genannte  Komitee  nahm  dann  die  Namen 
Association  internationale  du  haut 
Congo  imd  später  Association  inter- 
nationale du  Congo  an  und  machte 
seinerseits  zahlreiche  Territorialerwerbungen 
am  Kongo.  Dies  Vorgehen  der  Franzosen  und 
Belgier  bestimmte  England  und  Portugal, 
ihrerseits  durch  Verträge  und  Landkäufe  mög- 
lichst viele  Vorrechte  im  Loangogebiete  zu 
erwerben,  und  Portugal  legte  Protest  ein  gegen 
eine  im  September  1883  iii  München  ge- 
fasste  Resolution  des  Kongresses  zur  Fest- 
stellung eines  internationalen  Völkerrechtes 
zu  Gunsten  der  Neutralität  des  Kongo. 
England  imd  Portugal  einigten  sich  zu 
einem  Vertrage  vom  26.  Februai'  1884,  wo- 
nach England  die  Souveränität  Portugals 
über  den  zwischen  5^  12'  und  8^  südlicher 
Breite  liegenden,  im  Osten  vom  Nookifluss 
begrenzten  Teil  der  Westküste  Afrikas  und 
der  Kongoufergebiete  unter  Bedingungen 
anerkannte,  die  Porttigal  gestatteten,  an  der 
Einfuhrstelle  des  Kongo  Eingangszölle  zu 
erheben  und  damit  der  internationalen 
Kongogesellscliaft  sow^ohl  als  allen  anderen 
Mächten  mit  Ausnahme  Englands  den  Zu- 
gang zum  Kongo  zu  ei-schweren.  England, 
würde  die  politische  Leitung  in  dem  Ge- 
biete übernommen,  zahlreiche  Monopole  er- 
langt \md  schon  damals  am  Schire  Erwer- 
bungen gemacht  haben.  Unter  der  Pühinmg 
Deutschlands  protestierten  die  Mächte  gegen 
diesen  Vertrag,  dessen  Ratifikation  deshalb 
unterblieb,  und  Deutschland  und  Frankreich, 
beseelt  von  dem  Wunsche,  ihren  Angehöri- 
gen die  Handelsfreiheit  in  dem  ganzen  Ge- 
biete des  künftigen  Kongostaates  zu  sichern, 
verständigten  sich  ihrerseits  im  Juli  1884 
über  die  Grundlage  der  einer  Konferenz  zu 
überweisenden  Aufgaben  zur  Regelung  der 
Verhältnisse  des  Kongo-  und  Nigergebietes. 
Nachdem  auch  die  Zustimmung  Englands 
gesichert  war,  lud  Deutscliland  am  6.  Okto- 
ber 1884  zu  einer  Konferenz  nach  Ber- 
lin ein,  die  vom  15.  November  18S4  bis 
26.  Februar  1885  in  Berlin  tagte. 

Nocli  bevor  diese  Konferenz  aber  zusam- 
menti-at,  erkannte  Deutschland  im  Vertrage 
vom  8.  November  1S84  die  »internationale 
Gesellschaft  des  Kongo«  als  befi^eundeten 
Staat  in  bestimmten  Territorialgrenzen  an. 
Die  internationale  Kongogesellscliaft  wurde 
dann  auch  von  Franki-eich  durch  Teberein- 
kommen  vom  5.  und  14.  Februar  1885,  von 
Portugal  14.  Februar  1885  anerkannt  und 
die  Grenzen  ihres  Gebietes  gegen  die  fran- 
zösischen imd  portugiesischen  Koloni(H?n  hin 
festgesetzt.  Nc^ch  während  der  Berliner 
Konferenz  erfolgte  die  Anerkenmmg  durch 
die  übrigen  Mächte,  auch  durch  Belgien  am 
23.  Februar  1S85.  Die  belgische  Deputier- 
tenkammer nahm  am  28.  April  und  der 
belgische  Senat  am  30.  April  1885  (gemäss 
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Art.  62  der  belgischen  Verfassung)  folgenden 
Beschluss  an: 

„Se.  Majestät  Leopold  11.  König  der  Belgier 
ist  autorisiert,  das  Oberhaupt  des  in  Afrika 
von  der  Internationalen  Kongogeselisehaft  ge- 
gründeten Staates  zu  sein.  Die  Verbindung 
zwischen  Belgien  und  dem  neuen  Staate  soll 
ausschliesslich  persönlich  sein." 

Demgemäss  notifizierte  Leopold  IL  am 
1.  August  1885  den  Mächten,  dass  er  den 
Titel  eines  Souveräns  des  unabhängigen 
Kongostaates  annehme,  und  am  1.  August 
1S85,  dass  sich  der  Kongostaat  in  Gemäss- 
heit  Art.  10  der  Geneiuiakte  der  Berliner 
Konferenz  für  e>\'ige  Zeiten  neutral  erkläre. 
Die  Grenzen  des  Kongostaates  ge^en  das 
französische  Gebiet  wiuxlen  durch  Protokoll 
vom  29.  April  1887  näher  präcisiert.  Diese 
Vereinbanuig  Avar  mit  einer  j)olitischen  Er- 
klärung und  einer  finanziellen  Abmachung 
verknüpft.  Die  Erklärung  bezog  sich  auf 
die  von  der  internationalen  Gesellschaft  am 
23.  April  18S4  Arn  Namen  der  Stationen 
und  der  freien  Temtorien,  -welche  sie  am 
Kongo  und  im  Thale  des  Niari-QniUu  ge- 
gründet hat«  übernommene  Verpflichtung, 
im  Falle  einer  Veräusserung  ihrer  Besitziui- 
gen,  dieselben  an  keine  ^facht  abzutreten, 
ohne  Frankreich  ein  Vorzugsrecht  einzu- 
räumen. Es  wui-de  bestimmt,  dass  dieser 
Vorbehalt  auf  Belgien  keine  Anwendung 
finde,  dass  jedoch  der  Kongostaat  diese 
selben  Besitzungen  nicht  an  Belgien  ab- 
treten könne,  ohne  ihm  die  Vei-pflichtungen 
aufzuerlegen,  das  Vorzugsrecht  Frankreichs 
anzuerkennen,  für  den  Fall,  dass  Belgien 
seinerseits  zu  einer  späteren  Zeit  die  Sou- 
veränität über  diese  Besitzungen  weiter 
übertragen  wolle.  Die  finanzielle  Abmachung 
bezog  sich  auf  das  französische  Versprechen, 
die  offizielle  Notierung  einer  Prämienan- 
leihe des  Kongostaates  au  der  Pariser  Börse 
zu  gestatten. 

In  seinem  Testament  vom  2.  August  1889 
setzte  König  Leopold  Belgien  zum  Erben 
seiner  Souveränitätsrechte  über  den  Kongo- 
staat ein  \md  bestimmte  in  einem  Kodizill 
vom  21.  Juli  1890  die  Unveräusserlich keit 
des  Kongostaates.  Am  3.  JaH  1890  wurde 
ein  Vertrag  mit  Belgien  abgesclilossen,  wo- 
nach dieses  dem  Kongostaat  im  Laufe  von 
lU  Jahren  ein  unverzinsliches  Darlehn  von 
25  Millionen  Francs  gewährt  gegen  das 
Recht,  6  Monate  nach  Ablauf  jener  Periode 
den  Kongostaat  zu  aimektieren.  Sollte  es 
die  Annexion  verweigern,  so  ist  der  Kongo- 
staat verpflichtet,  das  Darlehn  in  weiteren 
10  Jaliren  zurückzuzahlen.  G.  v.  4.  August 
1890. 

Die  Einführung  einer  geordneten  Ver- 
waltung verui^achte  aber  dem  Kongostaat 
oder  vielmehr  dessen  Souverän  bedeutende 
Ausgaben.    Fast  bei  allen  Nationen  sind  es 


die  Eingangszölle,  welche  in   erster   Linie 
den  Haushalt  der  Kolonieen  versorgen.    Die 
Generalakte  der  Berliner  Konferenz  Kap.  I 
und    die     internationalen    Vereinbaningen, 
welche  ihnen  vorausgegangen  wai'eu,  haben 
aber  dem  Kongostaat  diese  Einnahme<iuelle 
versagt.    Es  war  deshalb  das  Bestrel)en  des 
Souveräns    des    Kongostaates,    die    Härten 
dieser  Bestimmungen   zu   mildern,  und   es 
gelang  ihm  dies  gelegentlich  der  Brüsseler 
I  Antisklavereikonferenz ,  indem  die  zur  Kon- 
ferenz in  Brüssel  vercinigten  Mächte,  welche 
(iie   Berliner  Generalakte  vom   26.  Febniar 
1885  ratifiziert  haben  oder  derselben  l)eig:e- 
treten  sind,  am  2.  Juli  1890  zu  Brüss^.4  eine 
j  Erklärung  (Deklaration)  abgaben ,   nach   der 
I  die  Erhebung  eines  Eingangs  Wertzolles  von 
I  10*^/0   in  dem  konventionellen  Kongobecken 
i  unter   gewisvsen   Einscliränkungen    und    Be- 
dingungen gestattet  ist.   Die  nur  von  Frank- 
reich verzögerte  Ratifikation   dieser  Erklä- 
rung ist   im  Jahre    1892   erfolgt.     R.G.BI. 

1892,  S.  658,  660. 

Die  Verti-agsmächte  machen  fortgesetzt 
Anstrengimgen  ziw  Ausführung  der  Brüs- 
seler Generalakte.  Von  der  Samm- 
lung der  gemäss  Art.  82  der  Brüsseler 
Generalakte  eingegangenen,  auf  die  Unter- 
drückung des  Sklavenhandels  und  die  Ver- 
hinderung des  Waffen-  imd  Spirituosen  Ver- 
triebes bei  dem  Brüsseler  internationalen 
Bui^au  eingegangenen  Urkunden,  Gesetze, 
Verordnungen,  Berichte  sind  mehrei-e  Bände 
erschienen. 

Deutscherseits  ist  zur  Ausfühnuig  der 
Generalakte  der  Brüsseler  Antisklavereikon- 
ferenz vom  2.  Juli  1890  am  17.  Februar 
1893  eine  kaiserliche  Veroixlnung  erlassen 
worden,  die  das  Verfahren  gegen  ein  unter 
deutscher  Flagge  fahi^endes  Scliiff  regelt, 
welches  gemäss  Art.  49  der  Generalakte 
von  dem  Befehlshaber  eines  fi-emden  Kreu- 
zere  angehalten  und  in  einen  Hafen  des 
Schutzgebietes  geführt  worden  ist  (D.  Kol.-BL 

1893,  S,  135).  Vor  allem  wurde  am  28. 
Juli  1895  ein  deutsches  Reichsgesetz  erlas- 
sen, betr.  die  Bestrafung  des  Sklavenraubes 
und  des  Sklavenhandels  (D.  Kol.-Bl.  1895, 
S.  399). 

Das  durch  die  Brüsseler  Konferenz  vom 
Jahre  1889 — 1890  zum  Zwecke  ^wirksamerer 
Bekämpfung  des  Sklavenhandels  zur  See  in 
das  Leben  gerufene  internationale  maritime 
Bureau  in  Zanzibar  ist  am  9.  November  1892 
eröffnet  woixlen  luid  hat  eine  umfangreiche 
Thätigkeit  entwickelt.  Zur  Ausführung  des 
92.  Artikels  der  Brüsseler  Generalakte,  durch 
welche  die  Revision  der  Behandlung  der 
Spirituosen  bei  ilirer  Zulassung  in  bestinunten 
Gebieten  Afrikas  vorgeschrieben  wiitl,  wiuxle 
zu  Brüssel  am  8.  Juni  1900  eine  internatio- 
nale Konvention  abgeschlossen.  (D.  Kol.-Bl. 
1900  S.  531.) 
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Zur  Einverleibung  des  Kongostaates  in 
das  Königreich  Belgien  ist  es  trotz  aller 
Anstrengung  des  Königs  und  der  belgischen 
Regienuig  nicht  gekommen,  wohl  aber  haben 
diese  Anstrengungen  schwere  Krisen  in  der 
inneren  Politik  Belgiens  herbeigeführt.  An- 
geblich sind  weitere  Yersuche,  den  Kongo- 
staat an  das  Königreich  Belgien  staatsrecht- 
lich anzugliedern,  bis  zum  Jahre  1900  ver- 
schoben worden.  Vorläufig  besteht  also  die 
blosse  Personalunion  zwischen  dem  Kongo- 
staat und  Belgien  fort,  wenn  auch  Belgien 
verschiedene,  namentlich  zur  Fortsetzung 
der  Kongoeisenbahn  nötige  finanzielle 
Opfer  gebracht  hat. 

Aus  der  Unbestimmtheit  früherer  Grenz- 
abmachungen und  aus  der  Eifersucht  zwi- 
schen Frankreich  und  England  erwuchsen 
dem  Kongostaat  eine  Menge  äusserer  Schwie- 
rigkeiten. König  Leopold  stützte  sich  ziu- 
Beseitigung  derselben  zunächst  auf  England. 
Vielleicht  mit  Rücksicht  auf  die  Bestrebun- 
gen der  Franzosen,  am  rechten  Ufer  des 
Changi  nach  der  Aequatorialprovinz  zu  drin- 
gen und  die  Absichten  des  Kongostaates  auf 
die  letztei-e,  vielleicht  auch  die  Abtretung 
des  rechten  Schariufers  seitens  Deutschlands 
an  Frankreich,  fem  er  das  alte  Bestreben  der 
durch  Cecil  Rhodes  vertretenen  grossafrika- 
nischen Politik  Grossbritauniens,  einen  Weg 
vom  Cap  zum  Nil  zu  haben,  liessen  unter 
dem  12.  Mai  1894  ein  Abkommen  zwischen 
dem  Kongostaat  imd  Grossbritannien  zu 
Stande  kommen,  dessen  Wortlaut  in  Ueber- 
setzung  in  der  D.  Kol.-Ztg.  1894,  S.  90  al> 
gedruckt  ist  und  im  wesentlichen  folgende 
Bestimmungen  enthielt: 

Regulierung  der  englisch-kongolesisclien 
Grenze  am  Albert-Eduard-See  durch  Ver- 
schiebung des  Kongostaates  nach  Osten, 
pachtweise  Ueberlassung  der  (England  bis- 
ner nicht  gehörigen)  Provinz  Bahr-el-Ghasal 
an  den  Kongostaat  für  die  Dauer  des 
letzteren,  pachtweise  Ueberlassung  des  Ge- 
bietes östlich  vom  dreissigsten  Grad  bis 
zum  Nil  an  den  Kongostaat  für  die  Dauer 
der  Regierungszeit  des  Königs  Leopold  11., 
pachtweise  Ueberlassung  seitens  des  Kongo- 
staates an  England  eines  25  km  breiten 
Streifens  vom  Tanganika  nach  dem  Albert- 
Eduard-See,  Gestattung  der  Erbauung  einer 
englischen  Telegraphenlinie  zwischen  Süd- 
afrika und  dem  Nil  durch  das  Kongogebiet. 

England  wollte  damit  den  Kongostaat  in 
der  Bahr-el-Ghasalprovinz  als  Puffer  gegen 
Frankreich  brauchen,  sich  das  Land  am  Nil 
bis  zum  .HO®  bis  zum  Tod  des  Königs  Leo- 
pold reservieren  und  sich  zwischen  den 
Kongostaat  und  Deutsch-Ostafrika  eindrän- 
gen. Infolge  des  Widerspniches  Deutsch- 
lands wurde  das  Abkommen  vom  12.  Mai 
1894  ausser  Wirksamkeit  gesetzt,  und  König 
Leopold,   von  Grossbritannien   im  Stich  ge- 


lassen, schritt  zu  direkten  Verhandlungen 
mit  Frankreich,  deren  Ergebnis  der  obener- 
wähnte Grenzvertrag  vom  14.  August  1894 
war,  der  die  Grenzen  des  Kongostaates  that- 
sä<jhlich  bis  an  den  Nil  vorschob. 

Die  Grenzregulierung  des  Kongostaates 
nach  den  portugiesischen  Besitzungen  hin 
wurde  dim^h  Protokoll  vom  24.  März  1894 
abgesclüossen. 

Neuere  geographische  Forschungen  mach- 
ten die  Grenze  zwischen  Deutsch-Ostafrika 
und  dem  Kongostaate  am  Kiwusee  zweifel- 
haft. Die  Verhandlungen  haben  im  April 
1900  zu  einem  vorläufigen  Abkommen  ge- 
führt. 

Seit  Jahren  schwebten  Sti-eitigkeiton 
zwischen  der  Staatsverwaltung  des  Kongo- 
staates und  den  in  diesem  privilegierten 
grossen  belgischen  Gesellschaften  über  die 
Ausübung  des  Kautschuk-  und  Elfenbein- 
handels und  administrative  Fragen.  Diese 
Streitigkeiten  wurden  durch  ein  Ende  1892 
getroffenes  Abkommen  beigelegt.  Die  Han- 
delsthätigkeit  dieser  Gesellschaften  hat  zur 
Erforschung  des  Kongogebietes  viel  beige- 
tragen, der  militärische  Charakter  der  Han- 
delsexpeditionen aber  zu  zahllosen  Konflikten 
mit  den  Eingeborenen,  aber  auch  mit  den 
Nachbarmächten  geführt. 

Durch  königliche  Veroixlnung  vom  1.  Sep- 
tember 1894  (Bulletin  officiel  de  l'Etat  inck- 
pendant  du  Congo,  1894  No.  10)  wui'den  die 
Grundzüge  der  Organisation  der  Central- 
regierung  des  Kongostaates  neuerlich  fest- 
gelegt. Danach  ist  die  Gesamtverwaltung 
des  Kongostaates  in  der  Hand  eines  vom 
Könige  ernannten  Staatssekretärs  (z.  Zt.  Ed- 
mond  van  Eetvelde)  centralisiert,  welcher  die 
vom  Souverän  erlassenen  Anordnungen  voll- 
zieht und  dessen  Regierungsakte  gegen- 
zeichnet. Dem  Staatssekretär  ist  zur  Unter- 
stützung für  die  von  ihm  direkt  zu  er- 
ledigenden Geschäfte  ein  Kabinettschef  zu- 
geteilt. Die  dem  Staatssekretär  unterstehende 
gesamte  Staatsverwaltung  ist  in  3  grosse 
Abteilungen  (departements)  geteilt,  an  deren 
Spitze  je  ein  vom  Könige  ernannter  Geneial- 
seki-etär  steht.  Daneben  wurde,  als  den 
Generalsekretären  koordiniert,  die  Stelle 
eines  gleichfalls  vom  Könige  ernannton 
Generalschatzmeisters  (tresorier  generalj  ge- 
schaffen. Die  vom  Staatssekretär  erlassenen 
Ausführungsverordnungen  s.  D.  Kol.-Bl.  1895 
S.  15. 

Durch  eine  Verordnung  vom  3.  November 
1894  wurden  die  Bedingungen  festgestellt, 
welche  für  die  Anstellung  von  Beamten  im 
Dienst  des  Kongostaates  in  Zukunft  mass- 
gebend sein  sollen. 

Die  bis  dahin  3024  Mann  betragendt^ 
Schutztruppe  des  Kongostaates  wurde  durch 
V.  V.  3.  Februar  1893  auf  4520  Mann  eriiöht 
und  in  IG  Kompagnieen  eingeteilt. 
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Am  27.  November  1894  wurde  der  Bau  einer 
Telegraphen linie  zwischen  Borna  und  dem 
Tanganikasee  über  Matadi,  Leoj^>oldsvil]e, 
Stanley  fälle  und  Manyema  angeordnet.  In  den 
Jaliren  1890—1898  wurde  die  388  Ltu  lange 
Kongoeisenbahn  von  Matadi  bis  Stanley-Pool 
mit  einem  Aufwände  von  60  Mill.  Fres.  erbaut 
und  damit  oberhalb  Stanley-P<x)l  ein  Fluss- 
notz  von  18,0<X)  km  Länge  dem  Weltver- 
kehr erschlossen,  denn  der  untere  Kongo  ist 
bis  Matadi  (120  km  von  der  Küste)  für 
Schiffe  bis  zu  3000  t  schiffl)ar. 

üer  Wert  der  Ein-  und  Ausfuhr  des 
Kongostaates  betrug 


1892  (Mai-Dez 

1893 

1894 

1898 


Einfuhr 

Frcs. 

5679195 

10  148418 

1 1  854  022 
25  185000 


Ausfuhr 

Frcs. 
7  529  980 

7  514  791 
II  031  704 
25  397  000 


Au  der  Ein-  und  Ausfuhr  des  Jahres 
1898  wai*en  beteiligt  in  Tausenden  Franken : 

Einfuhr  Ausfuhr 

Frcs.  Frcs. 

Belgien         mit     15658  20187 

Niederlande    „        2137  3037 

Deutschland    „         1695  118 

England          „        3756  318 

Die  Hauptgegenstände  der  Ausfuhr  bilden 
Elfenbein,  Kautschuk,  Palmöl,  Palnmüsse, 
Kaffee,  Kopal,  Sesam.  Näheres  über  die 
Entwiekelung  des  Kongostaates  bis  1898 
vgl.  D.  Kol.-Bl.  1899  S.  r)24. 

Der  Etat  des  Kongostaates  belief  sich 
1895  auf  6,0  Mill  Frcs.  Einnahme  und  7,3 
Mill.  Ausgabe,  1900  abei*  schon  auf  26,2  und 
27,7  Mill.  Frcs. 

Vom  grössten  Interesse  ist  die  Agrai*- 
politik  des  Kongostaates,  namentlich  die  Be- 
handlung der  Ansprüche  der  Eingeborenen 
auf  Grund  und  Boden  imd  die  Ordnung  der 
Landkommissionen  und  des  Staatslandes 
durch    Verordnungen    vom    1.    Juli     1885, 

29.  September  1891,  30.  Oktober  und  5.  De- 
zember 1892,   3.  Februai-  und  7.  Jiüi  1898. 

Auch  im  Kongostaate  wie  in  Tunis  sind 
die  Grundsätze  des  Agrarrechtes  der  im 
Jahre  1855  in  Südaustralien  eingeführten 
sogenannten  ToiTcns  acte  (Sir  Robert  Torrens) 
entnommen,  die  ilu-erseits  eine  Modifikation 
des  preussischen  Grund buchi-echtes  war. 

Indem  der  Kongostaat  sich  das  Mono])ol 
des   Handels   mit   Kautschuk  (Dekret   vom 

30.  Oktober  1892)  und  mit  Elfenbein  (5.  De- 
zember 1892)  anmasste,  verstösst  er  gegen  die 
Bedingungen,  unter  denen  dieser  Staat  bei  der 
Berliner  Konferenz  zu  stände  gekommen  war, 
und  gegen  die  internationalen  Verträge.  Er 
wird  immer  mehr  und  mehr  eine  rein 
national-belgische  Kolonie. 


III.  Die  Teilnng  des  Ostens. 

Die    Kolonialgeschichte,     in    ge\visst*ra 
Sinne  die  Geschiclite  überhaui)t,  ist    nichts 
anderes  als  eine  fortgesetzte  Aufteilung  der 
Welt  unter  neue  Völker.    Alte  schwach  ge- 
wordene Völker  und   Staaten  gehen   unten 
werden    aus    ihren    Wohnsitzen    vei*triebeu 
oder   unterjocht    und   von   neuen    kräftitren 
Völkern  aufgesogen  oder  aufgefrischt.      iJie 
Geschichte  Eurepas  ist  nichts  andei-es    als 
die  der  Kolonisation   ursprünglich  keltLse}i 
u.  s.  w.  besiedelter  Länder  durch  Romanen, 
Griechen,  Germanen,  Tai-taren   und  Türken 
und  die  Reaktion  gegen  deren  Kolonisatious- 
Verstösse.    Die  Teilimg  Afrikas  liaben    wr 
im  zweiten  Abschnitt  behandelt.   Im  Bezug- 
auf   Amerika   pflegt   man    nicht   vou  einer 
Teilung,  sondern  nur  von  einer  Kolonisation 
zu    sprechen,   weil    diejenigen   Völker,    die 
durch  romanische  und  germanische  Besied e- 
lung  vom   l(i.   Jahrhundert   an   dort   über- 
rannt, verdrängt  und  vernichtet  worden  sind, 
im  modernen  Bewusstsein,  wenn  auch  viel- 
leicht  mit    Unrecht,    al5>    minderwertig   er- 
schienen.     Vollzieht    sicli    aber    die    Ver- 
drängung des  romanischen  Elementes  durch 
das  germanische  in   härteren   Kämpfen  als 
bisher,  dann  wirtl  man  auch  iu  Zukunft  von 
Neuaufteilungen  Amerikas  reden,  und  wenn 
die    Vereinigten   Staaten    von    Xonlamerika 
fortfahren,  sich  ausserhalb  ihres  Festlandes 
zu   bethätigen,    so    wird   auch   Amerika   in 
Zukunft   nicht   nur   (Jbjekt,    sonderu    auch 
Subjekt    einer    Kolonialgeschichte    werden. 
j  Asien  ist  Jahrtausende  lang  Subjekt  koloni- 
j  satorischer  Entwiekelung  gewesen.    Seit  den 
;  Kreuzzügen  beginnt  es  aber  wiederum  Ob- 
I  jekt  einer  arischen  und  europäischen  Kolo- 
I  nisationsentwickelung  zu  werden.    Da  man 
I  unter  Kolonisation  heute  fast  ausschliesslich 
I  die    Bethätigung  euroi)äisch-arischer  Völker 
I  in  fremden  Erdteilen  vei-steht,   werden  wir 
I  diese  Bethätigimgauf  asiatischem  Boden  eben- 
I  falls  als  eine  Pha»se  der  Neuaufteilung  der 
Welt  betracliten  dürfen.   Aus  geographischen 
und  geschichtlichen   Gründen    erscheint   e^ 
zweckmässig,  mit  dem  asiatischen  Festlande 
auch   Australien,    die    japanische    und   ost- 
indische Inselwelt  und  die  Inseln  der  Süd- 
see  gemeinsam   zu   behandeln.    Die   Fuss- 
fassung  der  euroi)äischen  Völker  behandelte 
dieses  grosse   Gebiet  als  ein   gemeinsames 
I  Objekt  und  setzte  abwechselnd  da  oder  dort 
I  auf  dem  Festlande  und  auf  der  Inselwelt  ein. 
Die  moderne  Aufteilung  des  Ostens  bt> 
ginnt   mit   der   Entdeckung    des   Seeweges 
nach    Indien.      Man    kann    bekanntlich    die 
Entdeckung    und    Besiedelung    der    beiden 
amerikanischen  Festländer  als  ein  zunäclist 
nicht  gewolltes  Nebenprodukt  dieses  geheim- 
nisvollen   Zuges    der    europäischen    Völker 
nach  dem   fernen  Osten  betrachten,  umge- 
kehrt aber  kann  man  auch  die  moderne  Auf- 
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leilung  des  Ostens  als  eine  Nachwii*kung 
der  ainerLkanischen  Kolonisation  betrachten, 
nachdem  diese  letztere  sich  erschöpft  hatte 
und  die  Grenzen  modemer  Staatengebilde 
dort  im  ^'esentlichen  feststehen.  Mit  der 
Aufteilung  des  schwarzen  Erdteils  geht  die 
neuere  Teilung  des  Ostens  zugleich  Hand 
in  Hand,  beide  sind  noch  nicht  vollständig 
zum  Abschlüsse  gekommen. 

Im.  Osten  haben  sich  die  Kolonisations- 
völker Kiiropas  in  ihrer  Vorhen-schaft  und 
Bedeutung  etwa  in  der  Weise  abgelöst  wie 
auf  amerikanischem  und  afrikanischem  Boden. 
Das  Entscheidende  im  Osten  besteht  in  der 
Anteilnahme  Russlands  an  der  Aufteilung, 
die  bekanntlich  in  Amerika  \md  Afrika  voll- 
staudig  fehlt. 

Auch  im  Osten  lassen  sich  die  Stufen 
kolonisatorischer  Entwickelung  beobachten 
wie  anderwärts: 

Zuerst  kommerzielle  Diddung  und  Raub- 
bau, dann  vertnigsmässige  Sicherung  von 
Rechten  des  Handels,  des  Verkehrs  und 
Missionierung,  später  Bewucherung  und 
militärische  OberheiTSchaft.  Dann  indirekte 
territoriale  Hen-schaftsausübung  durch  Zwi- 
schenglieder (Kolonialgesellschaften  \md  Han- 
delsgesellschaften), Bündnisverträge  und 
Pachtverträge.  Zum  Schluss  territoriale  un- 
mittelbai-e  Herrschaftsausübung  seitens  des 
eiux>päischen  kolonisierenden  Landes  in  den 
Fonnen  der  Kultivation  und  Kolonisation, 
teilweise  mit  dem  Ausgange  der  Emanci- 
pation  der  kolonisatorischen  Gebilde  und 
Schaffung  neuer  Völker  und  Staaten. 

An  der  Aufschliessung  des  Ostens  waren 
zimächst  die  Portugiesen,  Spanier  und  Nieder- 
länder beteiligt. 

Im  unmittelbai'en  Anschlüsse  an  die 
grossen  Entdeckungen  der  Seewege  nach 
Indien  bemächtigte  sich  Spanien  der  Philip- 
pinen und  Portugal  fast  aller  Küsten  Vorder- 
und  Hinterindiens,  der  Molukken  und  Sunda- 
inseln.  Bald  folgten  die  Niederlande,  indem 
sie  sich  an  den  Küsten  des  ostindischen 
Festlandes  und  der  ostindischen  Inselwelt 
festsetzten  und  selu-  bald  in  den  Häfen 
Japans  und  Chinas  Handel  zu  tieiben  be- 
gannen: später  erst  folgten  Frankreich  und 
Orossbritannien. 

^^  Der  Schauplatz  der  Thätigkeit  aller  dieser 
Völker  war  al>er  keineswegs  geographisch 
von  einander  abgegrenzt.  Die  kommerzielle 
BethätiguDg  fand  in  denselben  Häfen  und 
Gebieten  gleichzeitig  oder  abwechselnd  statt, 
trotz  aller  Versuche,  sich  gegenseitig  auszu- 
schliessen.  Diese  führten  zu  unausgesetzten 
Jahrhunderte  langen  Kämpfen,  die  insofern 
von  modernen  Kriegen  abwichen,  als  die 
europäischen  Mutterländer  sich  nicht  immer 
^md  nur  ungern  in  die  Kämpfe  der  Kauf- 
fahrteischiffe und  der  Kriegsschiffe  der 
{3i"ossen  Handelsgesellschaften  unter  einander 


einmischten.  Freilich  reflektierten  diese 
Kämpfe  vielfach  auch  auf  die  heimischen 
Beziehungen  der  europäischen  Staaten, 
namentlich  der  5  Staaten  Portugal,  Spanien, 
Fiunkreich,  Niederlande  und  Grossbritannien. 
Die  heftigsten  Kämi)fe  fanden  um  die 
Vorherrschaft  in  Vorderindien  statt.  Um 
die  Mitte  des  18.  Jahrhunderts  schien  es, 
als  ob  die  Franzosen  unter  Dupleix  die  Eng- 
länder verdrängen  würden,  und  nur  dem 
brutalen  Auftreten  der  nicksichtslosen  Chve 
und   Hastings   in   der   zweiten   Hälfte    des 

18.  Jahrhunderts  gelang  es,  die  Herrschaft 
Grossbritanniens  dort  zu  sichern  und  am 
Anfang  des  19.  Jahrhunderts  unter  der  Gunst 
der  kontinentalen,  durch  Napoleon  ver- 
lU'sachten  Win-en,  den  fremden  Wettbewerb 
dort  gänzlich  zu  beseitigen.  Aber  noch  fast 
das  ganze  19.  Jahrhundert  war  erforderüch, 
um  in  Indien  der  wirtschaftüchen  Herrscliaft 
auch  die  staatliche  zuzugesellen. 

Portugal  verschwand  schon  im  18.  Jahr- 
hundert fast  gänzlich  aus  dem  Osten,  und 
Spanien  fristete  auf  den  Philippinen  bis  zum 
Ausgange  des  19.  Jahi-hunderts  ein  kümmer- 
liches koloniales  Dasein.  Dagegen  festigten 
die  Niederländer  in  dieser  Zeit  ihre  Herr- 
schaft in  der  ostindischen  Inselwelt  und 
bethätigten  dies  im  höchsten  Grade  kulti- 
vatorisch. Um  die  Mitte  des  19.  Jahr- 
iumderts  schien  es  fast,  als  solle  Gross- 
britannien im  Osten  zm^  Alleinhen-schaft  be- 
rufen sein,  um  so  mehr,  als  es  zu  seinen 
grossen  Kultivationsgebieten  auch  in  Austra- 
lien und  in  Neuseeland  Siedelungsgebiete 
für  die  angelsächsische  Rasse  fand  und 
damit  einen  festen  Stützpunkt  für  die  Herr- 
schaft in  der  Südsee  gewann. 

Da  trat  allmählich  Prankreich  gegen  das 
Ende  des  19.  Jahrhunderts  im  Osten  wieder 
fester  auf  den  Plan,  indem  es  in  Cochin- 
china,  Cambodscha,  Annam  und  Tonkin 
Ländererwerbnngen  machte  und  teils  als 
Verbündeter,  teils  alsGegnerGrossbritanniens, 
seine  Stellung  gegen  China  immer  weiter 
vorschob.  Das  Charakteristische  in  der  kolo- 
nialen EntAvickelung  des  Ostens  in  der 
neueren  Zeit  liegt  aber  weniger  in  der  Ver- 
schiebung des  Machtverhältnisses  zwischen 
den  5  alten  Kolonialmächten,  als  vielmehr 
in  dem  Auftreten  Deutsclüands  und  der 
Vereinigten  Staaten  in  diesen  Gebieten  und 
in  der  Verwandlung  Japans  aus  einer  passiven 
in  eine  aktive  Kolonialmacht.  -Wie  wir 
weiter  unten  darlegen  werden,  hatte  der 
deutsche  Handel   schon   von  der  Mitte  des 

19.  Jahihunderts  an  im  ganzen  Osten  festen 
Fuss  gefasst,  und  Preussen  hatte  in  der  Expe- 
dition des  Grafen  Fritz  zu  Eulenburg  18G0 
bis  1862  seine  kolonialen  Sporen  verdient, 
zu  dem  deutschen  Handel  traten  in  der 
Südsee  bald  auch  Plantagen-  imd  andere 
Kidtivationsunternehmungeu,  und    schon  in 
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den  1870er  Jahren  begannen  die  Bemühungen,  | 
auch  staatlich  in  der  Inselwelt  der  Südsee  | 
und  auf  den  ostindischen  Inseln   Fuss   zu  j 
fassen,   bis   diese  Versuche   in  den  Jahren 
1884— 19Ö0    endlich   zur  Erwerbung  Neu- j 
Guineas  und  der  benachbarten  Inseln  sowie  i 
Samoas  und  Kiautschous  führten  (vgl.  unten). 
Diese   Entwickelung  wurde    vorl)ereitet 
durch    die  Yerträge   Preussens   mit   Japan 
vom  24.  Januar   1861,   des  Norddeutschen 
Bundes   mit  Japan   vom  20.  Febniar  1869, 
des    Deutschen    Reiches    mit    Korea    vom 
26.  November  1883,  durch  die  nach  langen 
parlamentarischen  Kämpfen   zu   stände  ge- 
kommene Subvention  einer  deutschenDampfer- 
linie  nach  Ostasien  (Ges.  v.  6.  April  188;")) 
sowie  durch  die  dem  Reiche  durch  Verträge 
vom    3.    und    30.    Oktober    1895    von    der 
chinesischen  Regierung  eingeräumten  Nieder- 1 
lassungen   in  Hankau   584  Seemeilen  ober-  i 
halb  Schanghais  am  Yangtse  und  in  Tientsin  j 
50  km  oberhalb  der  Mündung  am  Peiho-  j 
Strome    (Denkschrift   vom   23.   März    1898.! 
Drucksache  des  Reichstags  Nr.  217). 

Nachdem    die   Vereinigten    Staaten    von 
Nordamerika  schon  das  Protektorat  über  die  | 
Sandwichinseln  (Honolulu,  Hawaii)  er\^'orben  i 
hatten,   führte  ihr  Krieg  gegen  Spanien  im ' 
Jahre  1898  auch  zur  Erwerbung  der  Philip-  | 
pinen  und  der  Insel  Guam  in  den  Marianen 
und  damit  zu  einer  festen  Fussfassung  gegen- 
über China  imd  Japan.    Das  letztere  hatte 
in  seinem  Kriege  gegen  China  1894 — 1895 
den,   wie  es  schien,  erfolgreichen  Versuch 
gemacht,  die  Oberherrschaft  über  Korea  zu 
gewinnen  und  damit  auf  asiatischem  Fest- 
lande festen  Fuss  zu   fassen.     Durch   den 
Einfluss  der  europäischen  Mächte  wuitle  es 
freilich  in  dem  Frieden  von  Schimonoseki 
vom  17.  April  1895  um  die  Früchte  seiner 
Anstrengungen  gebracht.    Immerhin  ist  die 
grosse  Flotte  Japans  ein  wichtiger  Faktor 
in  den  Kämpfen^  die  sich  voraussichtlich  in 
der  nächsten  Zeit  im  Osten  abspielen. 

Die  Aufteilung  des  Ostens  ist  aber  nicht 
nur  eine  maritime  und  auf  die  Seeherrschaft 
der  alten  und  neuen  Mächte  begründete,  sie 
ist  auch  eine  kontinentale.  In  der  letzteren 
Beziehung  handelt  es  sich  schon  seit  200 
Jahren  um  den  Gegensatz  zwischen  Russ- 
land und  Grossbritannien.  Wir  werden 
weiter  unten  die  riesenhafte  koloniale  Aus- 
dehnung des  russischen  Reiches  über  die 
nördliche  Hälfte  des  asiatischen  Festlandes 
hin  zu  besprechen  und  die  kolonialen  Eigen- 
tümlichkeiten Russlands  darzulegen  haben: 
Während  aber  die  kolonialen  Gegensätze 
Kämpfe  und  Kriege  im  übrigen  Osten  \md 
zwischen  den  alten  und  neuen  Kolonial- 
mächten mit  Ausschluss  Russlands  erst 
aus  den  örtlichen  Berührungen  zu  ergeben 
pflegten,  handelt  es  sich  bei  dem  Gegen- 
satze zwischen  Russland  und  England  eigen- 


tümlicherweise um  einen  Kampf,  der  rK^^c-h 
nicht  wirklieh  in  die  Erscheinung  getreten 
ist,  da  die  Gegner  noch  von  einander  fern 
sind,  dafür  aber  um  einen  Kampf,  der  schon 
seit  dem  Ende  des  17.  Jahrhunderts  plan- 
mässig  vorbereitet  und  im  stillen  tmmittel- 
bar  geführt  wird.  Die  Planmässigkeit  und 
Offensive  liegt  dabei  freilich  mehr  auf 
russischer  als  auf  englischer  Seite.  r>ie 
Gegensätze  ergeben  sich  im  letzten  Grunde 
aus  dem  Ansprüche  beider  Weltmächte  aiif 
die  ausschliessliche  Herrschaft  ülK?r  den 
asiatischen  Weltteil  (Universalherrschaft). 
In  Grossbritannien  geht  man  hierbei  im 
wesentlichen  stillschweigend  in  allem  Thun 
und  Lassen  von  dieser  Anschauung  als  einer 
selbstverständlichen  Voraussetzung  für  brr- 
tische  Anspriiche  aus,  während  man  in 
Russland  dieses  Dogma  seit  Jahrhunderten 
öffentlich  verkündete  und  es  verstanden  liat, 
es  künstlieh  zum  Gemeinbewusstsein  des 
ganzen  russischen  Volkes  zu  machen.  Man 
stützt  sich  dabei  gewöhnlich  auf  das  soge- 
nannte Testament  Peters  des  Grossen. 

»Die  ganze  Weltgeschichte  der  Gegen- 
wart ist  im  Grunde  genommen  nichts  an- 
deres als  der  Wettstreit  Englands  und  Russ- 
lands um  die  Hen-schaft  über  Asien. c  ^Aixs 
welchem  Grunde  sollte  Russland  sich  scheuen, 
sein  historisch-geograplüsches  Recht  über 
Asien  auszusprechen?«  »Auf  Schritt  imd 
Tritt  findet  Russland  in  Asien,  mit  dem  es 
doch  (!)  ein  organisch  verwachsenes  Ge- 
samtreich bildet,  den  offen  oder  versteckt 
untergelegten  Radschuh  Englands  im  Wege.c 
»Die  Ziele,  die  Russland  von  den  Zinnen 
des  Hindukusch  oder  von  der  Warte  des 
Altai  aus  winken,  sind  gross,  aber  el>enso 
gross  sind  die  Aufgaben,  welche  die  Gunst 
des  Schicksals  oder,  wie  man  will,  der  lui- 
erbittliche  Zwang  der  historisch-geograplü- 
schen  Verhältnisse,  dem  russischen  Univer- 
salreiche in  Asien  weltgeschichtlich  vermacht 
hat.«  »Langsam,  aber  mit  der  Sicherheit 
der  Schildkröte,  die  nach  der  alten  Fabel 
den  schnellfüssigen  Helden  Achilleus  über- 
holte, dringt  Russland  und  mit  ihm  die 
abendländische  Givilisation  in  Centralasien 
nach  Süden  vor.<  (Hermann  Bninnhofer.) 
Nur  wenn  man  diese  Ziele  der  russischen 
Politik  würdigt,  versteht  man  deren  Au- 
stinen gungen  seit  dem  Ende  des  17.  Jahr- 
hunderts. Diese  lichteten  sich  scheinbar  niu- 
darauf,  das  von  allen  Meeren  abgeschnittene 
Russland  nach  allen  Richtungen  hin  bis  an 
die  Meeresküsten  vorzuschieben,  an  die  Ost- 
see und  das  schwarze  Meer,  an  das  Bering- 
meer und  an  den  Golf  von  Persien.  Im 
letzten  Grunde  handelt  es  sich  aber  um  die 
Umklammerung  des  asiatischen  Festlandes 
von  Kleinasien  her  über  Mittelliochasien 
und  Sibu'ien  hin  bis  zur  Mandschurei  und 
dem  Gelben  Meere.    Nur  so   wird  es   ver- 


Kolonieen  und  Kolonialpolitik 


161 


ständlich,  wenn  Riissland  mit  unendlichen 
Opfern  scheinbar  wertlose  Landerwerbungen 
machte  und  aümählich  westwärts  und  süd- 
wärts vordrang:  Tobolsk  1587,  Tomsk  1604, 
Jeniseisk  1619,  Irkutsk  1652,  Jakutsk  1637, 
Ochotsk  1638,  Kamschadka  1707,  Orenburg 
1743,  Amur  1858,  Akmalinsk  1868,  Khiva 
1873,  Pamir  1892  u.  s.  w. 

Seit  der  Eroberung  Khasans  1552  und 
Astrachans  1554  bis  auf  den  heutigen  Tag 
ist  das  östliche  und  südöstliche  Vordringen 
Russlands  nach  Asien  während  keines  ein- 
zigen Jahrzehntes  zum  Stillstand  gekommen. 
Es  richtete  sich  gleichmässig  gegen  die 
kleinen  nnd  unorganisierten  Völker  Sibiriens 
und  des  mittleren  Asiens  wie  gegen  die 
alten  und  mächtigen  Reiche  der  Türkei, 
Persiens,  Afganistans,  Chinas  und  Koreas. 

Wir   müssten  die  Geschichte  Russlands 
seit  Iwan  imd  Wasiü  schreiben,  um  diesen 
Prozess    darzulegen,    wir   wollen   hier   nur 
noch  bemerken,  dass  er  sich  technisch  be- 
trachtet früher  in  der  Anlage  von  Forts  und 
MDitärstationen   vollzog,   neuerlich  im  Bau 
von  Eisenbahnen  (vgl.  unten  Russland  S.  195) 
und  dass  der  strategische  Aufmarsch  Russ- 
lands gegen  Indien  und  China  deshalb  heute 
noch  nicht  vollendet  ist,  weil  der  Bau  dieser 
Eisenbahnen  eben  noch  nicht  allenthalben 
sein  Ziel  erreicht  hat.    Der  Türkei  gegen- 
über ist  der  Prozess  insofern  zum  Abschluss 
gekommen,   als   die   Türkei   vom  Kaukasus 
und  vom  Kaspischen  Meere  abgedrängt  wor- 
den ist.    Persien  ist  durch  russische  Dar- 
lehen,  durch  russische  Militärerzieher  und 
durch  nissische  Eisenbahnen  zum  russischen 
Vasallen  geworden,  und  bald  werden   sich 
die  Häfen  Persiens  im  persischen  Golf  und 
am  Grolf  von  Oman  in  russische  verwandeln. 
Afganistan  wdrd   noch  als  Pufferstaat  zwi- 
schen Russland   und   Indien   hin   und   her 
gestossen.  Durch  Eisenbahnbauten,  Festungs- 
aulagen  und  Hafenerwerbungen,  selbst  vor 
den  Thoren  der  Hauptstadt  in  China,  arbeitet 
Russland     an     der    Aufteilung     des    alten 
chinesischen  Reiches.     Wie  der  endgiltige 
Kampf  gegen  Indien  und  gegen  China  aus- 
Men    wird,    kann   kaum   noch   zweifelhaft 
sein,    da   Russland    durch   Grossbritannien 
fast   unverletzbar   ist    und    Russland    den 
grossen  Vorteil  hat,  durch  sein   sibirisches 
und  mittelhochasiatisches  Kolonialreich  eine 
unmittelbare    Brücke    von    der    heimischen 
Machtquelle  nach  den  östlichen  ihx)berung8- 
gebieten  zu  besitzen,  während  Grossbritan- 
nien allein   auf   das  Meer  und  die  Macht 
seiner   Flotte   angewiesen   ist.     Schon    der 
nächstliegende  Kampf  um  Afganistan  ist  ein 
ungleicher.    Denn   bei  diesem  »setzt  Russ- 
land einen  Teil   seiner  politischen  Stellung 
und  Macht  auf  das  Spiel,  England  aber  das 
Ganze«.    (Graf  York  von  Wai'tenburg.) 
Bei  dem  Kampfe  in  Indien  handelt  es 
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sich  nur  um  den  Gegensatz  zv^ischen  den 
zwei  Mächten  Russland  und  Grossbritannien. 
Bei  dem  Kampfe  um  die  Teilung  Chinas 
sind  die  Verhältnisse  aber  neuerdin^  da- 
durch verwickelter  gew^orden,  dass  m  die 
Vorbereitungen  auf  diese  Teilung  sich  auch 
Frankreich,  Deutschland,  die  Vereinigten 
Staaten,  Japan  und  sogar  Bellen  und  Itäien 
eingemischt  haben.  Technisch  betrachtet 
vollziehen  sich  diese  Vorbereitungen  in  der 
Verschärfung  des  Gegensatzes  zwischen  der 
sogenannten  Politik  der  offenen  Thür 
(Handelsfreiheit  für  alle  Vertragsmächte 
ohne  territoriale  Fussfassung)  einerseits  und 
territorialen  Fussfaesungen  (Schanghai,  Hon- 
kong,  Weiliai-wai,  Macao,  Kiautschou,  Port 
Arthur)  und  der  Abgrenzung  der  sogenannten 
Interessensphären  andererseits.  Ganz  be- 
sonders kommt  hierbei  die  Erteilung  von 
Eisenbahnkonzessionen  in  Betracht,  so  dass 
eine  Karte  dieser  spärlich  vorhandenen,  viel- 
fach projektierten  und  noch  mehr  konzes- 
sionierten Eisenbahnen  das  beste  Bild  der 
künftigen  Aufteilung  Chinas  darbietet.  Bei 
der  Wahl  zwischen  offener  Thür  und  Ab- 
grenzung von  Interessensphäi*en  ist  Gross- 
britannien in  der  peinlichsten  Lage,  dass 
es  einerseits  seinen  Handels vorrang  in  ganz 
Cliina  nicht  a.ufgeben,  andererseits  aber  das* 
^sse  mächtige  Stromgebiet  des  Jang-tse- 
Kiang  für  sich  ausschliesslich  vorbehalten 
möchte.  Das  eine  lässt  sich  mit  Sicherheit 
voraussagen,  dass  die  Politik  der  offenen  Thür 
auf  die  Dauer  unhaltbar  sein  wird,  während  es 
unmöglich  ist,  vorauszusagen,  in  welcherWeise 
und  unter  Bevorzugung  welcher  fremden 
Mächte  die  Aufteilung  Chinas  vor  sich 
gehen  wird.  Durch  die  Erwerbung  von 
Kiautschou  und  der  sich  anschliessenden 
BergTÄ^erks-  und  Eisenbahngerechtsame  hat 
sich  Deutschland  zwar  die  Provinz  Schan- 
tuug,  aber,  wie  es  scheint,  leider  nur  diese 
gesichert. 

IV.  Kolonieen  und  Kolonialpolitik  der 
einzelnen  Staaten. 

Areal  und  Bevölkerung  der  einzelnen  Kolo- 
nieen haben  wir  in  der  1.  Auflage  speciell  ge- 
geben, beschränken  uns  aber  hier  auf  summarische 
Nachweisungen  bei  jedem  Staate  und  verweisen 
wegen  der  fast  jährlich  wachsenden  Einzel- 
heiten auf  die  statistischen  Nachweisungen  im 
Gothaischen  Hofkalender  (Justns  Perthes). 

A.  Spanien. 
1.  Abriss  der  KoloniaJgeschichte.  Seit 
1492  hatte  das  Castilianische  Reich  mit 
Unterstützung  von  Italienern  (Columbus, 
Amerigo,  Cabot)  Amerika  entdeckt  und  bis 
1540  die  Umrisse  dieses  Kontinentes  im 
wesentlichen  festgestellt,  auch  in  ostwest- 
licher Fahrt  (Magalhaes  1521)  die  Philippinen 
eiTcicht  uijd  erobert.  Soweit  die  zum  Teil 
auf    hoher    Kulturstufe    stehenden    mittel- 
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amerikanischen  Völker  in  Mexiko  und  Peru 
Widerstand  leisteten,  waren  sie  durch  die 
Konfiiustadoren  (Cortes,  Pizarro)  unterjocht 
worden,  und  um  die  Mitte  des  16.  Jahr- 
hunderts beherrschte  S[>anien  die  Küsten 
von  ganz  Südameiika  mit  Ausnalime  des 
]X)rtugiesischen  Brasiliens,  ganz  Westindien, 
iüttelamerika  imd  den  südlichen  Teil  von 
Nordamerika  bis  hinauf  nach  Califoniien, 
bis  zu  den  Quellgobieten  des  (/olorado  und 
Eio  Grande  sowie  Florida.  >Die  Eroberung 
durch  Schwert  \md  Kreuz,  welche  das 
spanische  Kolonialsystem  gegründet,  ist  aber 
noch  Jahrhimderte  lang  nach  Beendigung 
der  vorzugsweise  sog.  Contpista  im  kleinen 
durch  die  Missionen  und  Pivsidios  fort- 
gesetzt worden.«  Die  Herrschaft  über  dieses 
gewaltige  Kolonialgebiet  war  eine  direkte. 
Spanien,  stets  eifersüchtig  auf  seine  absolute 
Herrschaft,  hat  sich  niemals  der  Yermittelung 
von  mit  Hoheitsrechten  ausgerüsteten  Ge- 
sellschaften bedient.  Schon  1519  erklärte 
Karl  Y.  die  in  Amerika  entdeckten  Länder 
für  dauernd  mit  der  spanischen  Ki-one  ver- 
bunden. Die  obei-ste  Behörde  des  Mutter- 
landes für  die  Kolonieen  war  der  1511  er- 
richtete, 1542  reorganisierte  l^erühmte  Rat 
von  Indien.  Das  Kolonialreich  selbst  war 
tt  Vicekönigreiche  und  General  kapitanien 
ingeteilt.  Den  Vicekönigen  und  Genoral- 
kapitänen standen  Audiencias  genannte  Ver- 
waltungskollegien zur  Seite.  Das  spanische 
Amerika  wunle  bald  der  klassische  Boden 
für  eine  Beamtenaristokratie. 

Die  Konquistadoren  und  ihre  Nachkömm- 
linge wurden  mit  gi-ossen  Encomiendas 
(Pfründen,  Fideikomraisse ,  Grossgrundbe- 
sitzungen mit  Hörigkeit  der  Bewohner)  be- 
liehen, deren  Besitz  ähnlich  dem  europäi- 
schen Feudalsystem  ebenso  als  Staatsamt 
wie  als  Einkommensquelle  betrachtet  wurde. 
Die  Kolonialverwaltung  erzielte  namhafte 
Ueberschüsse ,  die  zu  Ende  des  18.  Jahr- 
hunderts jährlich  etwa  8  Millionen  Piaster 
betrugen.  Die  zahlreichen  Staats-  und 
Kirchenämter  in  Amerika  waren  reich  be- 
soldet. Der  von  fremdländischer  Konkurrenz 
befreite  spanische  Handel  mit  den  Kolonieen 
arbeitete  mit  ungewöhnlich  hohem  Nutzen. 
Auf  allen  diesen  direkten  und  indirekten 
Wegen  strömten  grosse  Reichtümer  aus  den 
Kolonieen  in  das  Mutterland,  nicht  zum 
wenigsten  auch  aus  den  Erträgnissen  des 
Bergbaues.  Die  Edelmetallproduktion  der 
spanischen  Besitzungen  in  Mexiko,  Neu- 
Granada,  Peru,  Polosi  und  Chile  betrug  in 
den  Jahren  1521—1820  nach  Soetbeer 
25784  Millionen  Mark.  Durch  das  spanische 
Quecksilbermonopol  wurde  der  Bergbau  der 
Kolonieen  dem  Mutterlande  auch  noch  mittel- 
bar tributpflichtig. 

Spanien,  im  16.  Jahrhundert  das  mäch- 
tigste Reich  Europas,  verfügte  damals  über 


ein   tüchtigt^s  Heer,  über  eine  grosse    und 
leistungsfähige    Flotte    und    über   alle    die 
menschlichen    und    kapitalistischen    Kräfte, 
die  zu  grossen  überseeischen  Erobenin j^en 
und  Unternehmungen  erforderlich  sind,  nicht 
zum  mindesten  auch  über  einen  UeberfliiKs 
an    unternehmungslustigen    Adeligen      nnd 
<3ffizieren    und   vei^sorgungsbedürffigen    Be- 
amten und  Geistlichen.     Aber  ebenso    wie 
in  der  Macht  des  Mutterlandes  die  Voran^j- 
setzung  für  die  Gewinnung  und  dreihundert- 
jährige Festlialtung  der  gewaltigen  Kolonial- 
gebiete gegeben  war,  so  wurde  auch    der 
Abfall  des  grössten  Teiles  dieses   Gebietes 
nicht   etwa   durch   die   innere    Stärke    und 
Reife  der  Kolonieen  bedingt,  sondern  dnivh 
die  eingetretene  Schwäche  des  Mutterlandes, 
das   sich  von   produktiver  Arbeit  abkehi"te 
und   seine  Kräfte  in  euix)i)äischeii  Kriegen 
verzehrte.      Als    Spanien    seine    Herrsehaft 
zur  See  an  England  und   die  Niederlande 
abti'eten  musste,  da  lockerte  sich  auch  die 
Herrschaft  seines  Kolonialbesitzes,  und    das 
wichtige  Jamaica  ging  1655 — 1659  an  Eng- 
land,    San    Domingo    (Haiti)    teilweise    an 
Frankreich  verloren,  und  als  im  Anfange  des 
19.  Jahrhunderts    Spa^iien   eine   Beute    der 
Franzosen  imd  ein  Schauplatz  von  Bürger- 
kriep:en   wurde,  dann   waren   die  Kolonial- 
länder sich  selbst  überlassen   und  fast  ge- 
zwungen,    sich    politisch    selbständig     zu 
machen,  soweit  sie  nicht  die  Beute  Englands 
und  Frankreichs  geworden  waren.    Florida 
wurde  am  22.  Februar  1819  für  5  Millionen 
Dollai-s    an    die    Vei-einigten    Staaten    von 
Nordamerika  verkauft,  die  mittel-  und  süd- 
amerikanischen Vicekönigreiche  und  General- 
kapitanien  verwandelten  sich  aber,  vielfach 
von  England  unterstützt,   nach  und  nach  in 
unabhängige  Republiken. 

Das  Vicekönigreich  Buenos  Aires  fiel 
1810  von  Spanien  ab.  Aus  ihm  bildeten 
sich  in  dem  Laplatagebiete  Pamgtiay,  Uru- 
guay  und  die  Argentinische  Konföderation. 

Chile  erkämpfte  seine  Unabhängigkeit 
1810  bis  1818  (Rosas,  O'Higgins,  Lord 
Cochi-ane,  Prieto),  wurde  aber  erst  1844 
von  Spanien  als  unabhängige  Republik  an- 
erkannt. 

Das  Vicekönigreich  Peru,  zu  dem  vor- 
übergehend auch  Chile,  Paraguay  und  sogar 
Buenos  Aires  gehört  hatten,  erklärte  1821 
seine  Unabhängigkeit  und  erkämpfte  diesell>e 
mit  chilenischer  Hilfe  bis  1825  (Cochrane, 
San  Martin,  Aguero,  Suci*e,  Bolivar)  unter 
Abzweigung  Oberperus  (Charcas)  zu  einer 
Republik  mit  dem  Namen  Bolivia. 

Das  1718  von  Peru  abgetrennte  Vice- 
königreich Neugranada  bewirkte  mit  Bolivai-s 
Hilfe  1810 — 1821  seine  Befi*eiung  unter  dem 
Namen  der  Vereinigten  Staaten  von  Co- 
lumbien,  von  denen  sich  aber  Venezuela  und 
Quito  (Ecuador)  abzweigten. 
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Die  Kämi)fe  zur  Befreiung  Mexikos 
dauerten  von  1808  bis  1821.  Nach  vorüber- 
fzrehender  Errieht  iing  eines  Kaiserreichs 
tltiu'bide)  konstituierte  sich  Mexiko  1828  als 
hundesstaatliche  Republik,  deren  ünab- 
hilnpigkeit  1836  auch  Spanien  anerkannte. 

Von  den  festländischen  Besitzungen  blieb 
< '«.'ntralamerika  am  längsten  dem  Mutter- 
lande treu,  erklärte  sich  erst  1821  unab- 
hängig, und  am  1.  April  1823  wurden  die 
Vereinigten  Staaten  von  Centmlamerika 
proklamiert,  die  aber  bald  in  eine  grössere 
Anzcihl  von  Republiken  zerfielen. 

Wie    schon  frilher  oft  wütete  seit  1804 
in  Cuba  ein  Aufstand,  zu  dessen  Bewältigimg 
Si^nien  allmälilich  200000  Soldaten  dorthin 
sandte.     Der  Aufstand   wurde  von  amerika- 
nischen   Spekulanten    geschürt,    die   Union 
wollte"  den  Nicaraguakanal  bauen,  dazu  war 
Cuba    ein    beijuemer   Stützpunkt,    das   zu- 
dem 1  Million  t  Zucker,  mitliin  fast  ^.3  der 
Weltproduktion  von  Rohrzucker  lieferte.  Am 
1  7k  Februar  1898  ging  im  Hafen  von  Habana  das 
amerikanische  Kriegsschiff   Maine   mit   253 
Mann    Besatzung    unter.     Dies    ergab    den 
äusseren  Anlass  zum  Ausbruch  des  Krieges, 
der  am  19.  April  1898  thatsächlidi  ausbrach 
und   am    23.  Ajiril  förmlich  erkläi-t  wurde. 
Der  Krieg  fand  seine  Entscheidung  zur  See 
durch  Vernichtung  der  spanischen   flotten 
am  3.  Juli  lx)i  Santiago  und  am  1.  Mai  bei 
Cavite  (Manila).  Im  Frieden  von  Paris  10.  De- 
zember  1S98   (Wortlaut  des  Vertrages  bei 
A.  W'irth,    das   Wachstum   der  Vereinigten 
Staaten  von  Xortlamerika,  Bonn  1899,  S.  l.")?) 
kamen    Cuba,    Portorico    und    die    anderen 
spanischen  Inseln  in  Westindien,  die  Phi- 
lip]jinen,    ferner    die   Insel   Quam    in    den 
^larianen   an   die  Vercinigten   Staaten  von 
Nordamerika. 

Durch  Vertrag  vom  30.  Juni  1899  (Wort- 
laut D.  KoL-Bl.  1899  S.  409)  gingen  die  Insel- 
f^i'uppen  der  Kai-olinen,  Palau  und  Mai'ianen 
käufhch  für  25  Millionen  Peseten  an  das 
Deutsche  Reich  über.  Damit  brach  das 
einst  so  gewaltige  spanische  Kolonialreich 
vollständig  zusammen. 

Das  Kolonialsystem  der  Spanier  be- 
staud  in  einer  Reihe  von  Massregeln,  die  sämt- 
lich den  Zweck  hatten,  dem  Mutterlande  den 
möglichsten  Nutzen  ans  den  Kolonieen  zu 
sicheni,  die  Kolonieen  politisch  und  wirtschaft- 
lich in  Abhängigkeit  zu  erhalten  und  eine 
Uebermächtigkeit  der  Statthalter  und  der  nach 
den  Kolonieen  Handel  treibenden  Gesellschaften 
zu  Terhindem.  Die  Ureinwohner  der  Kolonieen 
Würden j  wenn  auch  nicht  als  Sklaven,  so  doch 
als  Honge  und  Unmündige  behandelt  und  durch 
das  Beamtentum  xmd  den  Klerus  bis  in  die 
kleinsten  Einzelheiten  des  öifentlichen  und  pri- 
vaten Lebens  bevormundet.  Dies  schloss  nicht 
ans,  dass  die  Indianer  so  mild  behandelt  wurden, 
Y>«  es  die  Rücksicht  auf  ihre  eigene  Unmün- 
%keit  und  auf  die  Sicherheit  der  spanischen 
Herrschaft  irgend  erlaubte.    Staat  und  Kirche 


schützten  sogar  die  Indianer  nach  Möglichkeit 
e:egen  eine  Bedrückung  durch  die  Eucomenderos. 
Freilich  verschmähte  die  Kirche,  der  eine  ähn- 
lich grosse  Gewalt  wie  im  spanischen  Mutter- 
laude  eingeräumt  wurde,  bei  der  Bekehrung  der 
Eingeborenen  zum  Christentum  selbst  nicht 
immer  Z>yaugsmassregeln.  Die  Vermischung 
der  Eroberer  mit  den  Eingeborenen  und  der 
verschiedenen  einheimischen  Völker  unter  ein- 
ander sowie  mit  den  eingeführten  Negern  zer- 
splitterte die  Bevölkerung  in  zahlreiche  Kasten. 
Die  sich  hieraus  ergebenden  und  andere  vor- 
handene Gegensätze,  wie  die  zwischen  der 
binnenländischen  und  der  Küstenbevölkerung, 
wurden  von  der  Regiernnff  zur  Befestigung 
ihrer  Herrschaft  benutzt.  Infolge  der  aristo- 
kratisch-despotischen Weise  der  Regierung  und 
der  Heimlichkeit,  mit  der  alle  Staatsangelegen- 
heiten behandelt  wurden,  blieb  die  Bevölkerung 
dem  öflfentlichen  Leben  fern,  verzichtete  auf 
Versuche,  eine  Selbstverwaltung  zu  erlangen, 
und  verzehrte  sich  in  der  Prozesssucht,  die  Be- 
amtenschaft aber  in  Vielschreiberei. 

Einer  der  wesentlichsten  Grundzüge  des 
spanischen  Kolonialsystems  war  die  Isolierung 
der  Kolonieen.  Gegenüber  dem  nichtspanischen 
Auslande  war  die  Absperrung  eine  absolute. 
Kein  Fremder  durfte  die  Kolonieen  betreten, 
noch  viel  weniger  dort  Handel  treiben  oder  gar 
sich  ansiedeln.  Aber  auch  unter  einander  und 
vom  Mutterlande  wurden  die  Kolonieen  mög- 
lichst isoliert.  Die  Auswanderung  aus  Spanien 
dorthin  wurde  auf  das  äusserste  erschwert. 
Um  1Ö50  soll  es  in  der  jOfanzen  neuen  Welt 
nur  15  000  Spanier  gegeben  haben.  So  blieben 
die  Einwohner  reiner  europäischer  Abkunft 
stets  in  der  schwächsten  Minderheit  gegenüber 
den  Mischlingen  imd  Eingeborenen.  ^^  enn  auch 
das  spanische  Mutterland  seine  Kolonieen  vor- 
nehmlich für  den  Fiskus,  dann  auch  für  die 
Beamten,  Priester  und  Offiziere  auszubeuten 
suchte,  das  Interesse  der  spanischen  Gewerbe- 
treibenden aber,  im  Gegensätze  zu  der  späteren 
Kolonialpolitik  Englands,  durchaus  in  zweite 
Linie  stellte,  so  wurde  doch  die  Entwickelung 
eines  Gewerbetleisses  in  den  Kolonieen  über  die 
Grenzen  der  Hausindustrie  hinaus  verhindert, 
der  Handel  zwischen  dem  Mutterlande  und  den 
Kolonieen  monopolisiert  und  centralisiert.  Die 
nur  in  grossen  Perioden  verkehrenden  Seekara- 
wanen mussten  sämtlich  von  Sevilla  und  seit 
1720  von  C'adix  ausgehen  und  dorthin  zurück- 
kehren, wo  sie  streng  polizeilich  und  fiskalisch 
beaufsichtigt  wurden. 

Andererseits  wurde  der  ganze  amerikanische 
Handel  und  Verkehr  in  Veracniz  (Hafen  der 
Silbertlotten),  Portobelo  und  Panama  koncen- 
triert,  so  dass  auch  die  Kolonieen  der  Westküste 
von  Südamerika  ausschliesslich  über  Panama 
verkehren  mussten,  und  erst  seit  1748  wurde 
der  Verkehr  nach  Chile  und  l*eru  direkt  um 
des  Cap  Hörn  gestattet.  Und  nur  als  der 
Schleichhandel,  besonders  derjenige  der  Eng- 
länder, an  Umfang  den  legalen  Handel  erreichte, 
erlaubte  die  Regierung  gecfen  eine  Abgabe  den 
häufigeren  und  freieren  Verkehr  durch  nicht 
mehr  zwangsweise  von  Kriejjsschiifen  begleitete 
Handelsschi ft'e  mit  den  Kolonieen.  .Aber  1713 
erzwang  sich  England  nicht  nur  das  Monopol, 
jährlich  4800  Negersklaven  in  die  spanischen 
Kolonieen  einzuführen,  sondern  auch  mit  einem 
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Schiffe  die  Messe  von  Portobelo  zu  beschicken. 
Pie  Grundsätze  der  Bevormundung  und  der 
Isolierunff  widersprachen  so  sehr  "dem  neuen 
Geiste,  der  am  Ende  des  18.  Jahrhunderts  in 
der  Kulturwelt  einzog,  dass  das  spanische 
Kolonialsystem  immer  mehr  durchbrochen  werden 
musste  und  vollständig  gescheitert  wäre,  wenn 
nicht  aus  anderen  Gründen  die  spanische  Herr- 
schaft selbst  um  diese  Zeit  zusammengebrochen 
wäre. 

2.  Ergebnis  der  kolonialen  Ent\iicke- 
lang.  Der  Verlust  des  Restes  seiner 
kolonialen  Besitzungen  in  den  Jahren  189S 
und  1899  scheint  Spanien  auch  in  schwere 
innere  Krisen  zu  stürzen,  da  der  europäische 
Torso  sich  schwer  an  den  Verlust  seiner 
übei-seeischen  Glieder  zu  gewöhnen  vermag. 
»Spanien  war  im  16.  Jahrhundert  und  nodi 
im  19.  Jahrhundert  das,  was  es  als  Macht 
bedeutet,  nur  durch  den  Besitz  seiner  über- 
seeischen Wirtschaftsgebiete.«  Cuba  ist 
nächst  England  auch  jetzt  noch  Spaniens 
grösster  Absatzmarkt. 

Gewiss  hat  Spanien  seit  einem  Jahr- 
hundert alle  seine  Kolonial besitzungen  auf 
dem  amerikanischen  Kontinente  und  nun- 
mehr auch  seine  Inselwelt  in  Ost-  und  West- 
indien verloren.  Man  vergisst  aber  gewöhn- 
lich zu  beachten,  dass  ganz  Mittelamerika 
sowie  der  Westen  und  das  Laplatagebiet 
von  Südamerika  noch  heute  den  Stempel 
der  spanischen  Kultur  und  Staats  Wirtschaft 
tragen.  Freilich  war  die  spanische  Be- 
siedelung  der  Gebiete  eine  überaus  dünne 
gegenüber  den  Kolonieen  Englands,  Hollands 
xmd  sogar  Frankreichs.  Und  die  mono- 
polistische Ausbeutimg  der  Kolonieen  hat 
nach  deren  staatlicher  Emancipation  auch 
eine  Losreissung  von  der  spanischen  Volks- 
wirtschaft als  Reaktion  im  Gefolge  gehabt. 
Wenn  aber  Spanien  bei  dem  kolossalen 
Eeichtum,  den  es  aus  den  Kolonieen  bezog, 
auf  die  Dauer  doch  verarmte,  so  waren 
hieran  -weder  die  Kolonieen  noch  auch  die 
Kolonialw^rtschaft  schuld,  sondern  die  Träg- 
heit, mit  der  das  Heimatland  jene  Reich- 
tümer in  Empfang  nahm  und  in  eim)päischen 
Kriegen  vergeudete. 

Gewiss  hat  die  unverliältnismässig  grosse 
Zufuhr  edler  Metalle  aus  den  spanischen 
Kolonieen  nicht  nur  die  Preise,  sondern  fast 
alle  wirtschaftlichen  Verhältnisse  Eui*opas 
umgestaltet,  aber  der  Einfluss  dieses  Pro- 
zesses auf  Spanien  hätte  eigentlich  günstiger 
sein  müssen  als  auf  das  übrige  E\iropa, 
denn  Spanien  hatte  Gold  und  Silber  in 
erster  Hand  und  noch  ehe  dessen  Menge 
allmählich  zu  einer  Entwertung  fülirte,  so 
dass  Spanien  besonders  im  17.  Jahrhundert 
über  eine  gewaltige  Kaufkraft  dieser  Metalle 
verfüg-te.  Die  herrschende  Verachtung  der 
eigentlichen  produktiven  Arbeit,  der  sich 
hieraus  ergebende  Mangel  an  eigener  In- 
dustrie, die  Herrschaft  des  Klerus  und  die 


I  Absperrung  des  spanischen  Volkes  von  *hn 
1  geistigen  Fortscliritten  des  übrigen  Eiirojci 
i  waren  vielmehr  die  Gründe  für  den  Vor- 
!  fall  des  Staalslebens  und  der  wirtscliaft- 
I  liehen  Stärke,  trotz  der  unendlichen  Hilf ->- 
'mittel,  über  die  Spanien  durch  den  Kol'»- 
I  nialbesitz  verfügte.  Es  liatte  sich  allmäh- 
lich ein  Missverhältnis  gebildet  zwisch«p:i 
[den  einzelnen  Gliedern  des  Körpers,  Ivi 
i  dem  die  äusseren  Gliedmassen  für  das 
I  hinsiechende  Centrum  zu  gross  geworflon 
I  waren. 

j       So  kommt  es  auch,  dass  die  spanische 
!  Kolonialmacht     zwar    vorübei^gehend    ein*.' 
I  spanische  WeltheiTSchaft,  nicht  aber  dauern«! 
.  eine  spanische  Weltkultur  herbeigeführt  hat, 
I  Allerdings     bestand    3    Jalirhunderte    lang 
eine  spanische  Kultur  in  Amerika.    Wenn 
sie  aber  hätte  Bestand  haben  sollen,  dann 
hätte    S])anien    seine    Kolonialgebiete    mit 
europäischen,    möglichst    spanischen    Men- 
schenmassen   besiedeln    müssen,    wie    das 
England    in    Nordamerika    und    Australien, 
Frankreich  in  Algier  gethan  hat.    Niu*  der 
j  spanische    Bauer    hätte    Amerika    spanisch 
j  machen  und  erhalten  können.    Die  wenigen 
I  Prozente  si)anischen  Blutes,  die  den  Milli- 
I  onen     von     Indianern     beigemischt     sind, 
I  gehen  bald  wieder  verloren.     Und  so  wird 
I  Amerika    aufhören ,    den    Chai-akter    einer 
!  spanischen    Kolonisation     zu    tragen.      Im 
besten  Falle  wird  es  eine  spanische  Kidti- 
vation  bleiben,  falls  nicht  andere  Romanen, 
wahrscheinlich    aber    germanische    Völker, 
eine   zweite   Kolonisation  Südamerikas    he- 
ginnen. 

3.  Die  einancipierten  spanischen  Ko- 
lonialgebiete. Die  politisch  emaneipierten 
si)anisch-amerikanischen  Gebiete  sind  volks- 
wirtscliaftlich  und  kulturtcchnisch  ohne 
Zweifel  noch  heute  als  Kolonialgebiete  an- 
zusehen und  zwar  als  solche,  die  in  der 
kolonialen  Wirtschaft  auf  einer  viel  niedri- 
gercn  Stufe  stehen  als  viele  pohtisch  ab- 
hängige Kolonialgebiete. 

Wenn  aber  die  Geschichte  dieser  Gebiete 
in  Mittel-  und  Südamerika  von  wenig  mehr 
zu  berichten  hat  als  von  blutigen  Revolu- 
tionen, von  überetürzten  Versuchen,  einen 
wirtschaftlichen  und  politischen  Fortschritt 
anzubahnen,  und  von  Enttäuschungen  aller 
Ai't,  die  europäische  Interessenten  in  diesen 
Gebieten  erhtten  haben,  so  erklärt  sich  dies 
mit  Notwendigkeit  aus  der  Unvermitteltlieit, 
mit  der  sie  ohne  jede  normale  langsame 
Entwickelung  von  der  strengsten  Gebun- 
denheit zur  schrankenlosesten  Freiheit  über- 
gegangen sind.  Es  wird  bezw^eifelt,  ob  der 
Abfall  der  Vereinigten  Staaten  von  Nord- 
amerilva  nicht  zu  früh  eingetreten  ist.  Dass 
die  englischen  Kolonieen  Nordamerikas  die 
nötige  Reife  hierzu  besassen,  Avird  niemand 
bezw^eifoln.    In  Bezug  auf   die  spanischen 
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Kolonialgebilde  Mittel-  und  Südamerikas  ist 
♦las  Gregenleil  der  Fall.  Niemand  bezweifelt 
ihre  Unreife.  Sie  selbst  nicht,  wie  die  zahl- 
reichen Diktatliren  beweisen,  die  sieh  aus- 
nahmslos in  allen  spanisch-amerikanischen 
Republiken  nötig  gemacht  haben.  Die  Er- 
](onntnis,  dass  die  Fortsetzung  einer  früheren 
Entwickelung  nicht  zum  Heile  führen  könne, 
ist  eine  allgemeine,  eben  weil  die  früheren 
spanischen  Verhältnisse  kaum  eine  Entwicke- 
liuig  zeigten.  Man  glaubt  deshalb  alles  von 
neuem  beginnen  zu  müssen,  und  so  sind  die 
Misserfolge  zahlloser  überstürzter  Experi- 
mente unvermeidhch. 

In  der  That  muss  die  Kolonisation  Süd- 
amerikas    von    neuem    begonnen    werden. 
Die   durch    die   spanische  Kolonisation   be- 
lassene oder  geschaffene  Bevölkerung  ist  zu 
«lünn  und  hat  zu  wenig  Blut  von  den  euro- 
T.äisehen  Bässen,  um  den  Kontinent  auf  die 
Höhe   europäischer  oder  nordamerikanischer 
Kidtur  zu  erheben.    Diese  neue  Kolonisation 
muss  von  Eim)pa  ausgehen.     Sie  kann  dabei 
entweder   auf   eine   europäische  Massenein- 
wanderung verzichten  und  mit  europäischer 
Intelligenz,  Kapital  und  Bevormimdung  eine 
ueue  Kidtivation  der  jetzt  vorliandeneu  In- 
dianer    und     Halbindianer     herbeizuführen 
suchen.     Oder  sie  wird  sich  bemühen,  auch 
in   den    hierzu   geeigneten,    ausserhalb   der 
eigentlichen  Tropen  gelegenen  Teilen  ]Mittel- 
und  Südamerikas  eine  ebenso  dichte  euro- 
päische Ansiedelung  (landwirtschaftliche  Ko- 
lonisation)   zu  schaffen,  wie  dies  in  [Nord- 
amerika geschehen  ist.    Die  vorhandene  Be- 
völkerung  ganz-  imd    halbindianischer   Ab- 
kunft   und     spanischer    Halbkultiu*    dürfte 
hierbei  allerdings  mehr  verdrängt  als  aufge- 
saugt werden.    Nur  Chile  wird  auf  Grund 
seiner  grösseren  Quote  europäischen  Blutes 
eine  eigene  Kidtur  weiter  entwickeln. 

Wenn  die  zahlreichen  sowohl  von  den 
einheimischen  Regierungen  als  von  fremden 
Privaten  ausgehenden  Versuche,  eine  neue 
Aera  der  europäischen  Kolonisation  des 
spanischen  Amerika  herbeizuführen,  bisher 
im  wesentlichen  misslungeu  sind,  so  liat 
^ües  seinen  Gnind  darin,  dass  der  Nativis- 
ni\is  der  Halbspanier  bereits  zu  sehr  ent- 
TOkelt  ist,  andererseits  aber,  dass  man 
notwendige  Entwickelungsstufen  der  kolojii- 
alen  Wirtschaft  glaubte  überspringen  zu 
^hnfen. 

In  den  meisten  Gebieten  ist  noch  die 
extensive  Kultur  (A^'iehzucht  etc.)  angezeigt. 
Man  ist  aber  zu  rasch  zur  Landwirtscliaft 
ül)ergegangen.  Vor  aUem  suchte  man 
unter  Aufrichtung  von  Schutzzöllen  und  un- 
gemessener  und  oft  schwindelhafter  Heran- 
ziehung europäischer  Kapitalien  vorzeitig 
^ine  einheimische  Industrie  gi-oss  zu  ziehen, 
statt  alle  Kräfte  auf  die  Verbesseinmg  der 
>  erkehrsmittel     und    die    Schaffung    eines 


Bauernstandes  zu  koneentrieren.  Auch  die 
politischen  und  wirtschaftlichen  Erschütte- 
nuigeu  dieser  Staaten  sind  im  letzten 
Grunde  auf  diese  Missgriffe  zurückzuführen. 

In  Mexiko  scheint  sich  der  Prozess  weiter 
fortzusetzen,  der  mit  der  Aufsaugung  der  ehe- 
mals spanischen  Gebiete  der  Vereinigten  Staaten 
von  Kordamerika  durch  das  angelsächsische 
1  Element  begann  (Florida  gekauft  von  Spanien 
1819,  Texas  in  die  Union  aufgenommen  1845, 
Califomien,  Nevada,  Colorado,  Arizona  von 
Mexiko  abgetreten  1848).  Die  Prophezeiung 
V.Humboldts:  „Die  Vereinigten  Staaten  werden 
ganz  Mexiko  an  sich  reissen  und  dann  selbst 
zerfallen",  scheint  sich  wenigstens  in  ihrem 
ersten  Teile  der  Erfüllung  sehr  zu  nähern. 
Bereits  umklammern  die  \  ereinigten  Staaten 
Mexiko  mit  den  eisernen  Fesseln  der  Eisenbahn- 
schienen. Europäische  Invasionen  in  Mexiko 
(Napoleon  III.,  Maximilian  1861—1867)  dürften 
sich  wenigstens  kaum  wiederholen,  selbst  wenn 
die  Vereinigten  Staaten  ihre  Monroe-Doktrin 
nicht  aufgestellt  (1821)  und  besonders  in  Bezug 
auf  Mexiko  geltend  gemacht  hätten. 

Die  central  amerikanischen  Republiken, 
von  Revolutionen  fortwährend  erschüttert  und 
ihres  Klimas  wegen  etwa  nur  zu  europäischer 
Kultivation  geeignet,  erwarten  eine  neue  wirt^ 
.schaftliche  Blüte  von  den  verschiedenen  Ver- 
I  suchen,  einen  Seeweg  durch  die  Landengen  von 
Panama  oder  Nicaragua  herzustellen.  Hier 
werden  die  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika 
versuchen,  eine  ähnÜche  Stellung  zu  erlangen, 
wie  sie  Ifingland  am  Kanal  von  Suez  besitzt. 

Auch  Venezuela,  Columbia  und 
Ecuador  haben  die  autochthone  Kultur  der 
Inkas  verloren,  ohne  in  der  spanischen  einen 
vollen  Ersatz  zu  finden.  Politisch  sind  sie 
vollständig  unreif.  Ihre  Bodenverhältnisse  und 
ihr  Klima  machen  sie  aber  geeigneter  zur 
Kultivation  als  die  meisten  tropischen  Gebiete 
in  Afrika. 

Aehnliches  gilt  von  Peru  und  Bolivia, 
die  in  ihrem  Bergbau  noch  immer  fast  uner- 
schöpfliche Hilfsquellen  des  Reichtums  besitzen, 
freilich  ohne  bis  jetzt  politisch  die  Gewähr 
eines  wirtschaftlichen  Fortschrittes  zu  bieten. 
Die  kräftigste  und  leistungsfähigste  Be- 
völkerung Südamerikas  besitzt  Chile,  so  dass 
man  erwarten  darf,  dass  es  sich  von  seinen  po- 
Ü tischen  Erschütterungen  bald  wieder  erholen 
wird.  Selbstbewusst  und  eifersüchtig  auf  die 
Fremden  wird  es,  mit  Ausnahme  des  Handels, 
kaum  ein  Feld  für  die  Bethätigung  europäischer 
Kolonisation  in  grösserem  Massstabe  bieten,  zu 
der  seine  natürlichen  Verhältnisse  es  vorzüglich 
eignen. 

Paraguay    hat   den    von    den    Spaniern 

übernommenen  Charakter    der    IsoUerung    und 

aus    dem    theokratisch-patriarchalischen   Staate 

der  .Jesuiten    1609—1768   (ein    Sozialstaat   mit 

'  straffer   Organisation    der  Arbeit)    das    System 

1  der    Bevormundung    beibehalten    und    in    den 

I  Diktaturen   der  Francia  und  Lopez   bethätigt, 

I  ist  aber  in    dem   heldenmütigen   Kriege    1864 

;  bis  1870    gegen    die   TrippelaUianz    Brasiliens, 

'  Argentiniens     und    Uruguays    auf    absehbare 

I  Zeiten  ruiniert  worden. 

I         Die  Argentinische  Republik   mit  einer 
I  den  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  streng 
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nachgebildeten  Verfassung  schmeichelt  sich  '  es  aber  eret  Gebrauch,  als  Ceuta  141 5  ^r- 
überhaupt,  das  Gegenbild  ihrer  grossen  nord- ,  obert,  Porto  Santo  1418,  Madeira  1419  ent- 
amerikanischen Schwesterrepublik  zu  sein     Im  I  ^eekt   und    1432  unter  Heinrich  dem  See- 

Sf/t'if,^^^"^ Jltr '^^^  das  Cap   Bojador   umschifft  wiinK 

ffebietes  verfugt  sie  über  alle  natürlichen  vor- .  >'\i        n      -t  \  \^    ^       i    t»   i     i. 

aussetzungen  zu  einer  erneuten  Kolonisation ,  ^^^"^  Zweifel  war  Portu^^ 
mit  europäischen  Elementen.  Sie  hat  auch  ^^^  ^"^  !'»•  Jahrhundert  grösser  als  «iie 
durch  eine  längere  Zeit  des  Friedens,  der  Ord-  ]  Si)aniens.  In  das  Zeitalter  der  Kolonisatiuu 
nung  und  Arbeit  einen  Anlauf  dazu  genommen, '  trat  Portugal  aber  doch  später  als  Spanien, 
der  aber  durch  den  neuesten  \iirt8chaftlichen !  wenn  aucli  nur  um  wenige  Jahre,  insofern 
und  politischen  J^chwindel  zum  Stillstande  ge-(als  Vasco  de  Garaa  eret  1498  den  iSeewe<r 
kommen  ist.  Gerade  in  Bezug  auf  dieses  Ge- ;  „ach  Indien  fand.  In  rascher  Folge  occn^- 
r  Äntat^^n^e?!:*  rla^iLr^Ita^^^^^^^^  V.r^.^X  ^.  ^-tktiste  -d  die 

oder  germanische  sein  wird.  \  ^>"^lostküste  von  Afiika    die  Westküste  von 

Uruguay  oder  die  B  a  n  d  a  o  r  i  e  n  t  a  1  war  '  I"^!^»^  (^^^ä),  Küstengebiete  des  Persischen 
bis  1880  der  'Zankapfel  zwischen  Spanien  und  |  Meeivs,  die  Molukkeu  und  einzelne  Punkte 
Portugal  und  zwischen  Argentinien  und  Bra- 1  in  Hint(M'indien  und  an  der  chinesisclien 
silien;  seitdem  hat  es  sich  mehr  durch  politische  ,  Küste  (Almeida,  Albiiqueix^ue).  Die  Portii- 
Umwälzungen  als  durch  kolonisatorische  Ar-  giesen  bemühten  sich  nicht,  wie  die  Spanier, 
beiten    bemerkbar   und   von    der  Gunst  seiner  |  j^it  der  Eroberung  der  grossen  Binnenländer, 

V5l  ?'i.h  t^^^^^^^^^^  Küsten    sie    besetzten,    sondern    sie 

denen  (tebrauch  «-emacht.  i   i...i.  i.         •  i    i    •    m  i        ^    i    i    i 

4.  Der  jetzige  Kolonialbesitz  Spaniens.  f»t='*P'i  ^'!:)\^^  »l»'«»  liandelskolonK<a- 
Seit  der  Abtretniip  ^Ostindiens  und  der /9"^^''f "  /  "t?™«^'"?'«^*"?-  'f^^^^^'^^^ 
Philipmnea  an  die  Vemnigten  Staaten  „„a  '  ^«l'^r  «tarken  Kriegsflotte,  die  konknrrie^^^^ 

des  bestes  der  ostindi.schen  Inseln  an  :  f  l'''t■•''.'^^°  ^^^^'o'^K ^^-'^ '^'";'l'^^?l'^,?Iä«'\*^  f 
Deutselüand  besitzt  Sj^iüen  nur  noch  einen  "''^'V  'P''!«^'  i^»  Oecan  fem  hielt  und  den 
kaum  nennens^veiton  Rest  von  Kolonieen  i„  j  P;'rt<'P«;siselien  Handelsgesellschaften  das 
Afrika,  namentlich  Fernando  Poo (1998 qkn.).,^''"^l'"l  ^t''^^^^  ^^  ungeheuei-en  Gewinne 
Annobom  (17  -ikm)  und  Corisco  und  I^lobyl*^^»  etiroiwischen  Handels  imt  Indien  allem 
(lö  okm)  '  I  ^"  ernten. 

Die  in  der  Nahe  Simieus  in  Afrika  ge- '  „  t^'"^';  ?^»>f"  ^^c  «{^"'«F'f  Hen^b«ft  ni.er 
legenen  Presidios  und  Couta  s.,.wie  die  Ca-  Fo':*"?''»V"*1'T^^?  lieeintrachtigte  die  poi- 
naren  AV-erden  administrativ  zu  dem  Muttor- 1  t"f'^'^>''^''f"V'""'H"",**'™*^''™T*^>°fT^"'' 
laude  gci-echnet.  Und  durch  Dekret  vom  ' '^^ Vö '^  ^,"'?''**^  ,*^''"  '  *''^'""^r*? '^f  ^^°^"^r" 
6.  April  1887  sind  auch  die  Temtorien  der  ;"'?'•,  Sumamseln  sowie  Malakkas  an  die 
Saharakfiste  zwischen  der  Westbucht  des !  ^ i^"l?'J'""ler,  Omus  an  Pomen  C eutas  an 
Caj.  Blanco  und  dem  Can  Bojador,  deren ,  5?rainen,  Tangers  an  England  und  den  vor- 
Protektorat Sranion  am  20.  Dezember  1884  ' 'i''?':^«'^'«'.'/^'-^"  ^ '- «•  ."^t  J''?  brasilianischen 
übernahm,  unter  der  Verwaltung  eines  Snb- :  ^^'^'f'f*^''^"  f"/^'^  Niederländer  herl.ei. 
gobernador  politico-miütar  de  Bio  de  Uro  ^ach  der  \Viederhei-stellung  der  Fredieit  ge- 
dem  Generalkapitän  der  canarischen  Inseln  I  ^^nff/s  Portugal  bald,  auch  ^^^eder  in  den 
uniei-stellt  worden.  ,  ß'^f  *'"'  ^"»  Biflien  zu  gelangen    iind  das 

Der  Hafen  Ifui  an  der  We-stkilste  von  ^ehworgewicht  de.s  kolonialen  Intere.sses 
Marokko,  den  Spanien  schon  1507-l.-)27  i,*"'"'>\"i  <l'>r/«?>t('n  Hälfte  des  1^.  Jahr- 
besessen  hatte,  wui-de  ihm  l8ü<)  vr.n  Ma- ;  '"'"'^'^i;*^  '''"  In«^'«'  «ach  Brasilien  verlegt, 
rokko  neuerdings  zugesichert,  aber  ei-st  mit  i  ^l"«  Hf  k '"'i,'^?!  ^^'^rtugiosen  tabral  vor- 
dem genannten  Saha^ikiistongebiet  occupiert.  «»^  »ftlit-h  entdockt  und  anfangs  wenig  be- 
das  clurch  Schutzverträge  bis  zum  7«  westl.  I  ?<^'\*^t  ^^"«^7  r'"''-  ^^^^  '?«"*J<^^  "^^  '^'■:» 
L.  V.  Gr.  ei-stiwkt  wmle.  Die  von  Frank- j  \"'l>«^1l<'»  Kolonieen  geriet  immer  mehr  in 
i-eich  bestrittenen  Ansprüche  Spaniens  auf  J"^  Ha'ide  Englands  und  Hollands.  Lntor 
das  Gebiet  zwischen  (fem  Gabun  und  dem  !  P'^«" '»1  e':''"!^"?  «ch  zwar  der  portugiesische 
Rio  Campo  (Kamerun)  an  der  Coriscobucht  |  "'"^"'l'-'  !"'*  .s.;inen  Kolonieen  und  es  gelang 
(Muniflnss)  und  zwischen  Cap  Blanco  und  ,  !5'8^''  em«; .  ^  orgrosserung  Bra^süiens  nach 
Cap  Bojador  wunlou  franzfisischei-seits  erst !  P<"-«.S"f >'  hm.  Der  llorrliclikeit  der  portu- 
im  Muniflussvertrag  von  190U  anerkannt.      ,  giesischen    KolonialheiTSchaft    wurde    al.er 

;  durch  die  Entthronung  dos  Hauses  Braganza 

I  durch  Napoleon  lS(i7    nnd  die  sich  liieraus 

B.  Portugal.  I  ergebende  Ijosieissung  Brasiliens   ein  jähes 

5.  Abriss  der  Kolonialgeschiclite.  \  Ende  bereitet.  An  den  afrikanischen  Kästen 
Portugal,  durcli  seine  Lage  den  europäischen  ,  fiel  dii^  Herrschaft  vielfach  wieder  an  die 
Interessen  abgekehrt  und  Afrika  und  dem  ;  Eingeborenen  zurück  oder  auch,  wie  in  Ost- 
atlantischen Meere  zugekehrt,  hat  sich  in  der  i  afrika,  an  von  Arabien  her  eindringende  mu- 
That   sehr   wenig   um  EuTOi)a  gekümmert,  hammodanische  Seemächte. 

Von  der  Gunst  seiner  Lage  zu  Afiika  machte  |       Im  19.  Jahrhundert  beschränkte  sieh  Por- 
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t\igal  auf  die  Verteidigung  der  Reste  seiner 
afrikanischen  Besitzungen. 

6.  Ei^ebnis  der  kolonialen  Entwicke- 
Inng.     »Portugal  war  schon  ein  Jahrhundert 
früher    als  Spanien  einzig  und  allein  durch 
seine    überseeische  Politik  bedeutend;   und 
ist  es  auch  heute  nicht  mehr  reich  zu  nennen, 
so    zelirt   es  doch  noch  wesentlich  von  den 
Kulturen-ungenschaften    der    grossen    Vor- 
fahren seines  heutigen  Geschlechts.    Portu- 
gals Handelsverkelir  mit  Brasilien  ist  nächst 
eiern  mit  England  noch  jetzt  bei  weitem  der 
bedeutendste   von  all  seinen  Umsätzen  mit 
fremden     Ländern.      Hundert    Jahre    lang 
ernteten  Portugal  und  Spanien  den  reichen 
Ijohn    ihrer  überseeischen  Unternehmungen 
in  dem  ausschüesslichen  Besitz  der  Schätze 
imd  Wunderdinge,   welche   sie   von  Indien 
und  von  der  neuen  Welt  holten.    Thorheit, 
Eigensinn  und  Unverstand  beider  iberischen 
Reiche  aber  verschwendeten  und  zeretreuten 
die    Fn'ichte    dieser    nationalen   Leistungen 
schneller,   als  dieselben  reiften  und  gesam- 
melt wurden. 

Noch  einmal  in  der  neuesten  Zeit  wuchs 
Portugals  Glanz,  Macht  und  Wohlstand  durch 
seine  überseeische  Politik,  leider  aber  wieder 
nur  auf  kurze  Zeit.     In  der  letzten  Hälfte 
»los  18.  Jahrhunderts  war  Brasilien  nach  und 
nach   eine   immer  bedeutendere  Quelle  des 
Staatseinkommens   für   Portugal    geworden, 
nud    zwar    hauptsäclüich    durch    den    zu- 
nehmenden Absatz  des  brasilianischen  Zuckers 
in  Europa.    Die  Nachh'age  nach  diesem  Ar- 
tikel steigerte  sich  duich  die  Negerrevolution 
in   San   Domingo.     Die   gänzlich   unvorbe- 
reitete  Aufhebung   der   Sklaverei   während 
der  ersten  französischen  Revolution  entwaff- 
nete die  Givilisation  gegenüber  diesen  Natur- 
völkern :  die  natürliche  Folge  davon  war  ein 
totaler  Untergang  der  Kultur  auf  jener  Insel 
und  Verwüstung  der  Plantagen ;  damit  hörte 
die  Zuckerzufuhr   von   dort    auf,    und   das 
iwlugiesische  Brasilien  gewann  die  Gliance, 
diese  Lücke  auszufüllen.    Zugleich  fiel  Por- 
tugals heimischer  Ausfuhr   ein  vermehrter 
Absatz  nach  den  spanischen  Besitzungen  in 
Amerika  zu,  weil  Spanien  durch  seine  inneren 
Unruhen  verhindert  wurde,  diesem  Handels- 
verkehr zu  genügen. 

Diese  verhältnismässig  glänzende  Periode 
Portugals  erreichte  ihr  frühes  Ende  schon 
1^07^  als  der  König  Johann  IL  sich  weigerte, 
auf  Nai)oleons  Geheiss  dessen  Bündnis  gegen 
England  beizutreten  und  alle  britischen 
Waren  zu  konfiszieren.  Ghne  weiteres  be- 
setzten die  Franzosen  das  Land;  der  König 
>*'artete  auch  deren  Vorrücken  nicht  ab, 
sondern  floh  sofort  von  Lissabon  nach  Bra- 
silien, und  Napoleon  setzte  ihn  einfach  ab 
roit  der  Erklärung:  »das  Haus  Braganza 
fiabe  aufgehört  zu  regieren.«  Der  Handel 
Portugals  mit  Brasilien  wurde  dadurch  zeit- 


weilig abgeschnitten,  und  Brasiüen  fand 
neue  Absatzmärkte,  namenthch  in  den  Ver- 
einigten Staaten.    Portugal  hat  diesen  Ver- 

'  lust   nie  ganz  wieder  eingeholt.«     (Hübbe- 
Schleiden.) 

Den  Gesamtertrag  Brasihens  an  Edel- 
metallen bis  zur  Lostrennmig  von  Portugal 
1681  bis  1820  berechnet  Soetbeer  auf 
2581069000  Mark,  die  Erträgnisse  der  Dia- 
mantminen Brasiliens  nur  von  1730  bis  1810 
Lippert  auf  2100  Pfund  im  Werte  von  147 
Millionen  Mark.  Diese  grossen  Gewinne 
w^urden  dem  portugiesischen  Heimatlande 
aber  nicht  zum  Segen,  sondern  die  Vermeh- 
nmg  der  Edelmetalle  steigerte  nur  die  Preise 
aller  übrigen  Güter,  welche  den  Wohlstand 
der  Nation  bedingen.  Das  portugiesische 
Volk  interessierte  sich  jedoch  wenig  für 
innere  Fragen,  sondern  fand  sein  Ideal  in 
der  Abenteuerei  und  in  der  Ausbeutung  ent- 
fernter Gegenden.  Die  Auswanderung  aus 
Portugal  nach  Brasilien  nahm  einen  Umfang 
an,"  der  in  keinem  Verhältnis  stand  zu  der 
dünnen  Bevölkerung  des  kleinen  Heimat- 
landes. »Die  Werte,  welche  die  Ausw^anderer 
hauptsäclüich  in  Brasilien  erwarben  und 
welche  in  Gestalt  von  Wechselanweisungen 
auf  Plätze  des  nördlichen  Europa  nach  Por- 
tugal überführt  wurden,  begannen  in  vor- 
teilhafter Weise  die  Spezereien  und  Droguen 
Indiens  des  16.  Jalu-hunderts  sowie  die  Dia- 
manten und  das  Gold  des  18.  Jahrhunderts 
zu  ersetzen  und  gestatteten  auch,  dass  die 
öffenthche  Schuld  auf  die  unglaubhch  er- 
scheinende Höhe  der  Gegenwart  erhöht 
wnirde.«  Als  aber  auch  dieser  Goldstrom  zu 
versiegen  anfing,  geriet  Portugal  nicht  nur 
in  die  wirtschaftliche  Abhängigkeit  von  seinem 
Gläubiger  England  und  in  die  gegenwärtige 
finanzielle  Krisis,  sondern  es  behielt  nicht 
einmal  die  genügenden  Kräfte,  das  an  kolo- 

1  nialem   Besitze   festzuhalten,   was  ilim  von 

I  dem  gewaltigen  Kolonialreiche  früherer  Jahr- 
hunderte übrig  geblieben  war. 

7.  Brasilien.  Die  Auswanderung  der 
Dynastie  hatte  Portugal  offiziell  zu  einer 
Kolonie  Brasihens  gemacht.  Thatsächlich 
ist  aber  Brasilien  noch  heute  als  ein  kolo- 
niales Tochtergebilde  Portugals  anzusehen. 
Noch  bis  zum  Jahre  1866  wog  bei  der  bi-a- 
silianischen  Einwanderung  diejenige  aus  Por- 
tugal vor.  Nur  in  die  südhchen  Provinzen 
zogen  einige  Hunderttausend  Deutsche,  und 
erst  neuerdings  dominiert  in  den  mittleren 
und  südlichen  Provinzen  die  italienische  Ein- 
wanderung. Die  fremde  europäische  Ein- 
wanderung wurde  früher  absichthch  von 
Brasilien  ferngehalten.  Und  auch  im  19. 
Jahrhundert  konnte  sie  zunächst  nur  einen 
geringen  Umfang  amiehmen,  da  die  lusito- 
brasilianischen   AdelsfamiUen    den   grössten 

!  Teil  des  Landes  an  sich  gebracht  imd  vor- 
teilhafter  entweder  in  der  Viehzucht  mler 


168 


Kolonieen  \md  Kolonialpolitik 


im  Plantagenbau  mit  <ler  Arbeit  afrikanischer 
Negersklaven  bewirtscliafteten.  Erst  die 
Aufhebung  der  Sklaverei  in  Brasilien,  die 
durch  G.  v.  28.  September  1871  angebahnt 
und  durch  G.  v.  13.  Mai  1888  voll  durcth- 
geführt  wurde,  machte  eine  wirkliehe  Kolo- 
nisationspolitik erforderlich.  Eine  staatliche 
Eki Wanderungspolitik  im  grossen  Stil  wai* 
freilich  dadurch  unmöglich  gemacht,  dass 
der  Staat  sich  nicht  wie  in  Nordamerika 
das  nicht  in  Kultur  befindliche  I^and  vorbe- 
halten hatte.  Von  dem  gesamten  Areale 
Brasiliens  befinden  sich  ^5  in  Privatbesitz, 
und  das  dem  Staate  vorbehaltene  Fünftel  ist 
teils  ungünstig  für  Kolonisationszwecke  ge- 
legen, teils  überhaupt  nicht  kulturfähig. 
Soweit  also  das  Reich  und  die  einzelnen 
Provinzen  kolonisieren  wollten,  mussten  sie 
erst  Land  für  diese  Zwecke  erwerben.  Trotz- 
dem haben  der  Staat  und  die  Provinzen 
neben  den  privaten  Grundbesitzern  in  diesem 
Jahrhundert  viele  Kolonieen  angelegt  und 
namhafte  Summen  darauf  verwendet.  Den 
ersten  Versuch  machte  1812  König  Johann  VI. 
in  der  Pix)\^nz  Espirito  Santo  mit  Begründung 
einer  Ackerbau kolonie  durch  Einwanderer 
von  den  Azoren.  Schon  1818  folgte  die  An- 
lage der  ei-sten  deutschen  Kolonie  Leopoldina 
in  der  Provinz  Bahia.  Hieran  schloss  sich 
die  Gründung  zahlreicher  Staats-,  Provinzial- 
und  Privatkolonieen  namentlich  in  den  süd- 
lichen und  mittleren  Provinzen  des  Keiches, 
die  seitdem  bis  zur  Gegenwart  ununter- 
brochen fortdauert.  Wenn  diese  Koloni- 
sationen auch  dem  Lande  einen  namliaften 
Bevölkerungszuwachs  gebracht,  eine  Land- 
wirtschaft und  Industrie  überhaupt  ei-st  ge- 
scliaffen  und  den  Fortbetrieb  der  früher  von 
Sklaven  bedienten  Kaffeeplantagen  ermög- 
licht, insbesondere  auch  zu  einer  teilweise 
deutschen  Besiedelung  der  südlichen  Pro- 
vinzen geführt  haben,  so  hätte  doch  mit  den 
grossen  liierauf  verwendeten  Summen  un- 
endlich viel  mehr  erreicht  werden  können, 
wenn  die  Gesetzgebung  und  Verwaltung 
nicht  so  wankelmütig  und  spnmghaft  in 
ihi-en  Grundsätzen  und  Entschlüssen  gewesen 
und  nicht  eine  grosse  Kon-uption  eingerissen 
wäre.  Auch  die  räumliehe  Zei-splitterung 
hat  es  nicht  zu  einer  festen  Organisation 
der  Einwandenmg  und  Besiedelung  kommen 
lassen. 

Die  Kolonisation  ist  in  Brasilien  bisher 
eine  Urwaldkolonisation  und  eine  kleinbäuer- 
liche geblieben.  Um  die  waldlosen  Kämpe,  die 
noch  ausschliesslich  der  Viehzucht  dienen,  der 
Landwirtschaft  dienstbar  zn  machen,  sind  Gross- 
betriebe erforderlich,  zu  denen  es  den  Kolonisten 
bisher  noch  an  Kapitalien  gefehlt  hat.  Dagegen 
hat  das  Zusammenwirken  von  Eisenbahnbau 
und  Besiedelung,  wie  es  für  Nordamerika  cha- 
rakteristisch ist,  auch  in  Brasilien  namentlich 
in  den  Kaflfeedistrikteu  begonnen,  die  noch 
heute  den  grössten  Teil  des  Kaflfeebedarfes  der 


I  Welt  befriedigen.  Die  Beseitigung  des  Kaiser- 
reichs 1889  und  die  Erschütterungen,  welche 
die  Einrichtung:  einer  republikanischen  Ver- 
fassung in  Brasilien  mit  sich  geführt  hat,  haUen 
aber  ebensowohl  die  Einwanderung  wie  den 
Eisenbahnbau  und  alle  Kulturuntemehmnn^n 
in  diesem  von  der  Natnr  mit  allen  Reichtümern 
ausgestatteten  Lande  zum  Stocken  gebracht. 

Der  Uebergan^  von  der  Sklavenarbeit  zur 
freien  Arbeit  hat  m  dem  Halbnacht-  (Parceria-i 
Vertrag  eine  eigentümliche  Form  des  Dienst- 
Vertrages  gezeitigt,  der  an  sich  unbedenklich, 
in  seinen  Missbräuchen  aber  für  den  fremd- 
ländischen Einwanderer  gefährlich,  zu  mannig- 
fachen Konflikten  und  1859  auch  zu  einem 
preussischen  Verbot  (v.  d.  Heydt)  der  Aus- 
wanderung nach  Brasilien  geführt  hat.  Ein 
G.  V.  15.  März  1879  über  Dienstverträge  hat 
aber  die  wünschenswerte  Rechtssicherheit  ge- 
schaffen. 

8.  Der  jetzige  Kolonialbesitz  Portu- 
gals. Im  Vergleich  mit  Bi*asilien  sind  die- 
jenigen kolonialen  Besitzungen,  welche  Por- 
tugal bis  zur  Gegenwart  verblieben  sind, 
von  geringer  Bedeutung,  sowohl  in  kolonialer 
Beziehung  überhaupt  als  auch  für  das  portu- 
giesische Mutterland.  Es  sind  die  ad- 
ministrativ zu  dem  Mutterlande  gerechneten 
Azoren  und  Madeira  sowie  die  eigentlichen 
portugiesis(*hen  Kolonieen  in  Afrika:  Cap 
Verd,  Senegambien,  St.  Thome  imd  Princi[M'% 
Angola  und  Mozambique,  in  Indien :  Gt>a, 
iDamäo  und  Diu,  in  China:  Macao,  in  den 
I  Sundainseln  Timor  mit  Kambing. 

Die  gmssten  Kolonieen  sind  die  südafri- 
kanischen Mozambique  und  Angola.  Bis  vor 
kurzem  hielt  Portugal  an  der  Fiktion  fest, 
dass  diese  sich  quer  durcli  Afrika  ei*strecken 
und  ein  zusammenhängendes  Besitztum  bilden. 
Portugal  hatte  aber  in  diesem  Jahrhundert 
niclits  gethan,  um  die  nominale  Herrscliaft 
thatsäclilich  auszuüben,  noch  \'iel  weniger, 
diese  Gebiete  irgendwie  zu  kultiviei'en.  So 
kam  es,  dass  der  Kongostaat  zum  Teil  auf 
portugiesischem  Gebiete  entstand  (s.  oben 
S.  151)  und  Deutschland,  England,  Frank- 
reich und  die  Biu^enrepubliken  ihre  süd- 
afrikanischen Schutzgebiete  auf  Kosten  por- 
tugiesischer Ansprüche  erweitei*ten.  Am 
umfangi-eichsten  und  rücksichtslosesten  ge- 
schah dies  durch  England  (vgl.  oben  Teilung 
Afrikas  S.  151). 

Heute  ist  es  zweifelhaft,  ob  Portugal 
seine  afrikanischen  Besitzungen  überhaupt 
wird  festhalten  können.  Denn  es  feldt  Dini 
ebenso  an  der  Widei-standsfäliigkeit  gegen 
die  aktiven  europäischen  Kolonialmächte  wie 
an  den  Kapitalien  zur  Kultivierung  der 
Kolonieen  wie  auch,  trotz  jahrhunderte- 
langer Erfalirungen,  an  dem  Geschick,  die 
Eingeborenen  zweckmässig  zu  behandeln  und 
die  Kolonialverwaltung  gewinnbringend  zu 
gestalten. 

Angesichts  der  Gefahr,  von  den  central- 
afrikanischen  Seeen  abgedrängt  zu  werden, 
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Wmühte  sich  Portugal,  seine  Herrschaft  am 
Zambesi  und  Schire  zu  befestigen.  Bei  einem 
( f  efecht  gegen  Eingeborene  vom  Stamme  der 
Makololo  nahm  Serpa  Pinto  diesen  am 
s.  November  1889  eine  englische  Fahne  ab. 
Der  sich  hieraus  entwickelnde  Konflikt  mit 
England  fülute  zu  einem  englischen  Ulti- 
matum, einer  tiefen  Demütigung  Portugals 
(lui*ch  England,  einem  Aufstande  in  Lissabon 
und  dem  Militäraufstand  in  Oporto  am  31. 
Januar  1891  und  endlich  zu  den  umfang- 
i-eichen  Landabtretungen  am  Zambesi  und 
Scliire  an  England  diurch  den  Vertrag  vom 
11.  Juni,  3.  Juli  1891.  Ein  Geheimvertrag 
zwischen  Deutschland  und  England  vom 
Jalire  1898,  das  sogen.  Delagoaabkommen, 
scheint  für  die  Zukunft  über  den  Rest  der 
west-  und  ostafiikanischen  Kolonieen  Portu- 
gals zu  Gunsten  dieser  beiden  Mächte  ver- 
fügt zu  hal)en. 

Portugal  hat  sogar  versucht,  seinen  Kolo- 
nialbesitz zu  erweitem.  Mit  Dahome  schloss 
es  am  5.  August  1885  einen  Protektoratsver- 
trag, verzichtete  aber  wieder  hierauf  am  22.  De- 
zember 1887  und  räumte  Whydah.  Ein  Vertrag 
mit  China  vom  26.  März  1887  sicherte  ihm 
seinen  alten  Besitz  von  Macao  und  ränmte  ihm 
bezeichnenderweise  das  Kecht  ein,  dieses  Ge- 
biet ohne  Erlaubnis  Chinas  abzutreten. 

Zwischen  Portugal  und  den  Niederlanden 
ist  am  10.  Juni  1893  in  Lissabon  ein  üeber- 
einkommen  zur  Regelung  der  beiderseitigen 
Ifeziehungen  im  Archipel  von  Timor  ge- 
ji(.'hlossen  worden.  In  einer  zu  dem  Ueber- 
einkommen  ergangenen  Deklaration  siehern 
sicli  die  verti-agschHessenden  Staaten  ein 
gegenseitiges  Vorkaufsrecht  für  ihre  Be- 
sitzungen in  jenem  Archipel  zu.  (D.  Kol.- 
Bl.  1894  S.  53.) 

Man  kann  nicht  leugnen,  dass  Portugal 
sich  in  den  ihm  verbliebenen  Gebieten,  veran- 
lasst durch  den  scharfen  Wettbewerb  der 
anderen   Kolonialmächte,    seit .  1884    zu    einer 

rsseren  Fürsorge  für  seine  Kolonieen  aufraffte, 
wurde  die  bisher  gänzlich  vernachlässigte 
Kolonie  Angola  müitärisch  reorganisiert.  Auch 
versuchte  man  Buren  zu  ihrer  Besiedeln ng  heran- 
zuziehen. Und  in  allen  Kolonieen  wurden  Eisen- 
bahnen fifebaut. 

Wefche  geringe  wirtschaftliche  Bedeutung 
die  Kolonien  für  das  Mutterland  haben,  erhellt 
ans  dem  geringen  Handelsverkehr  mit  diesen. 

Unter  dem  Druck  der  Verhältnisse  und 
Mächte  ist  die  früher  ganz  monopolistische 
Kolonialverwaltung  gegenüber  den  Fremden 
neuerdings  etwas  uberaler  geworden.  Seit  1890 
ist  die  Schiffahrt  auf  dem  Zambesi  und  Schire 
für  alle  Nationen  freigegeben. 

Vorschriften  über  Kolonisation  in  den  portu- 
pes.  Kolonieen  vom  16.  November  1889,  vgl. 
I>.  KoL-Bl.  V.  1.  April  1900.  Rechtsverhält- 
nisse der  fremden  Gesellschaften  in  den  portu- 
gies.  Kolonieen,  D.  Kol.-Bl.  v.  15.  Februar  1900. 

C.  Frankreich, 
d.    Abriss    der    Kolonialgeschichte. 


Frankreich  hatte  sich  an  der  Entdeckung 
und  ersten  Occupation  Amerikas  nicht  be- 
teiligt, auch  mangels  einer  entsprechenden 
Flotte  an  der  Ausbeutung  der  neu  entdeckten 
Länder  während  des  16.  Jahrhunderts  nicht 
;  teilgenommen.  Es  holte  dies  aber  nach,  in- 
idem  es  im  17.  Jahrhundert  an  der  Koloni- 
sation Nordamerikas  und  am  Handel  mit 
Indien  einen  massgebenden  Anteil  errang, 
im  18.  Jahrhundert  aber  aus  allen  seinen 
kolonialen  Stellungen  zurückweichen  musste, 
um  dann  im  19.  Jahrhimdert  in  Afrika  und 
Hinterindieu  sich  neue  Felder  seiner  koloni- 
alen Unternehmungen  zu  suchen. 

Canada  ^war  1497  von  dem  Venetianer 
Cabot  mit  englischen  Schiffen  entdeckt  und 
1500  von  dem  Italiener  Verrazini  fiii'  Frank- 
i*eich  in  Anspruch  genommen  worden.  Aber 
erst  1608  nahm  Frankreich  durch  Gründung 
Quebeks  die  Kolonisation  Canadas  in  An- 
griff. Die  Verwaltung  der  Kolonie  stand 
seit  1664  unter  der  französisch- westindischen 
Kolonie,  seit  1674  unter  einer  Kronver\val- 
tung  und  wimle  in  streng  feudaler  und 
klerikaler  Weise  ausgeübt. 

„Der  französische  König  übertrug  den  sogen. 
Seigneurs  grosse  Landstriche,  von  welchen  so- 
dann einzelne  Teile  als  Bauerngüter  en  roture 
'  abgegeben  wurden.  Der  Bauer  war  dem  Grund- 
herrn und  der  Krone  zu  Geld-  und  Naturalab- 
gaben verpflichtet.  Diese  Seigneurien  bestehen 
z.  T.  in  Untercanada  noch  fort.  Das  Verhältnis 
wird  noch  gegenwärtig  von  beiden  Seiten  von 
patriarchalischem  Geiste  getragen  und  hat  die 
französische  Bevölkerung,  ganz  ausserhalb  des 
französischen  Verkehrsstromes  in  einem  Zustande 
erhalten,  welcher  merkwürdig  an  die  Lage  des 
Mutterlandes,  zumal  der  Normandie,  vor  andert- 
halb Jahrhunderten  erinnert."    (W.  Röscher.) 

Auch  Akadia  und  Neufundland  wurden 
von  den  Franzosen  besetzt,  vor  allem  aber 
occupierten  sie  das  Stromgebiet  des  Missis- 
sippi und  legten  dort  1682  die  erste,  nach 
Ludwig  XIV.  benannte  Kolonie  Louisiana  an, 
die  1717  —1720  Law  zum  Schauplatz  seiner 
schwindelhaften  Spekulationen  machte. 

Bis  zur  ersten  Hälfte  des  18.  Jalirhunderts 
beherrschte  und  besiedelte  Frankreich  einen 
gi'ossen  und  vielleicht  den  besten  Teil  des 
nordamerikanischen  Kontinents,  dessen  Gren- 
zen vom  Golf  von  Mexiko  bis  ziur  Hudsons- 
bai und  von  Neufundland  bis  zum  Winnij)eg- 
see  reichten.  Die  Versuche  der  Franzosen, 
die  Verbindung  zwischen  Canada  und  I^ui- 
siana  im  Rücken  der  englischen  Kolonieen 
durch  eine  Reihe  von  Befestigungen  zu 
sichern,  führten  zu  dem  Kriege  mit  Frank- 
reich 1757  bis  1763.  Und  im"  Pariser 
Frieden  von  1763  mussto  Frankreich  ganz 
Canada,  die  Insel  Breton  und  die  franzö- 
sischen Besitzungen  östlich  des  Mississippi 
an  England  abtreten,  dem  im  Utrechter 
Frieden  17  LS  bereits  Akadia  und  Neufmid- 
land  zugefallen  wai*en. 
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Louisiana  aber  niusste  Frankreich  1763  j  bis  1866  wieder  konsolidiert  (Faidherbe> 
an  Spanien  abtreten,  erhielt  es  zwar  1800  i  und  neueixlings  in  p:rosseni  Massstal»e  ausge- 
von  diesem  zurück,  verkaufte  es  aber  IS031  dehnt;  Französisch-Kongo  ist  eine  Schöpfung: 
für  15  Millionen  Dollars  an  die  Vereinigten  '  des  Reisenden  Savorgnan  de  Bi-azza  seit  188«.». 
Staaten  von  Nordamerika,  denen  Frankreich!  Die  Erwerbimgen  am  Golfe  von  Guinea 
in  seinen  Befreiungskümpfen  gegen  England  1  sind  zwai*  ältercn  Ursi)rungs,  haben  aber 
Beistand  geleistet  hatte.  erst  neuei-dings  grösseren  UmJfang  erhalten. 

In  Westindien  hatten  sich  auf  Haiti  1661 !  Die  Franzosen  betrachten  jetzt  die  ganze 
Franzosen  festgesetzt,  und  1697  trat  Spanien  1  Elf eubeinküste  als  ihr  Eigentum.  Nachdem 
im  Frieden  von  Ryswijk  den  ganzen  west-  Portugal  am  22.  Dezember  1887  auf  das  am 
liehen  Teil  der  Insel  {San  Domingo)  und  im  |  5.  August  1885  übernommene  Protektorat 
Baseler  Frieden  von  1795  auch  den  östlichen  j  über  I)ahome  wieder  verzichtet  hatte,  schloss 
Teil  an  Frankreich  ab.  Nach  einem  Auf- '  Frankreich  am  3.  Oktober  1890  einen  Ver- 
stände der  Negerbevölkerung  musste  aber  |  trag  mit  dem  Ktmig  von  Dahome,  der  die 
Frankreich  180i3  die  Insel  räumen,  auf  der  ,  französische  Schutzherrscliaft  über  das  Köuig- 
kaiserliche  und  republikanische  Einrichtungen  i-eich  Porto-Novo  und  die  Besetzung  von 
sich  nun  ablösten.  '  Kotonu   anerkannte,   aber  Frankreich   nicht 

In  Südamerika  hat  Frankreich  vorüber- 1  vor  neuesten  Konfükten  mit  Daliome  schützte, 
gehend  am  Amazonas  und  in  der  Bucht  von  '  Geringen  Umfang  lial)en  die  französischen 
Bio  de  Janeiro  Fuss  gefasst,  aber  nur  den  I  Erwerbungen  am  Golf  von  Aden  in  Oboc-k, 
Besitz  von  Guayana  (Cayenne)  seit  der  Mitte  |  Tadschuia  und  den  Muschahinseln,  die  ihi-e 
des  17.  Jahrhunderts  bis  zur  Gegenwart  |  Bedeutung  durch  den  Verlust  des  Suez- 
festgehalten. I  kanals    an  England    verloren   haben.      Wie 

Die  kolonialen  Unteniehmungen  Frank-  weitgehend  die  franzö>ischen  Pläne  in  Afrika 
reichs  an  der  Westküste  von  Afrika  und  in !  sind,  geht  nicht  nur  daraus  hervor,  dass  es 
Indien  waren  weniger  territorialer  als  kom-  1  noch  immer  das  Kondominium  mit  England 
merzieller  Natur.  Die  von  Colbert  1664  be-  i  in  Aegyj>ten  nicht  verloren  giebt,  S(mdern 
gründete  französisch  -  ostindische  Handels-  ■  auch  gleichzeitig  vom  Niger  und  vom  Kongo 
kompagnie  erwarb  als  Stützpunkte  für  Handel  |  aus  nach  dem  Tsadsoe  zu  gelangen  stivbt 
und  Schiffahrt  1674  Pondichcry  an  der  ,  und  sich  die  Rechtsnachfolge  im  Kongostaate 
Koromandelküste  und  Tschandernagor  in  i  zu  sichern  gewusst  hat. 
Bengalen,  und  1746—1748  fiel  Matlras  vor- 1  Zu  den  älteren  (1642)  kolonialen  Er- 
übergehend in  die  Hände  der  Franzosen.  |  Werbungen  an  der  Küste  von  Madagaskar 
Die  Einmischung  derselben  in  die  Streitig- ,  gesellte  sich  am  17.  Dezember  1885  die 
keiten  der  Engländer  (Clive)  mit  den  einge-  1  Schutzheri-schaft  über  diese  ganze  Insel,  die 
borenen  Fürsten  führte  zum  Kriege  mit  Eng-  1805  durch  einen  siegreichen  Feldzug  ge- 
land  und  zum  Verluste  aller  französischen  :  festigt  wurde.  Am  24.  April  18S6  wurden 
Besitzungen.  Im  Pariser  Frieden  1763  er- 1  auch  die  Komoren  unter  französisches  Pix>- 
hielten  zwar  die  Franzosen  Pondichery  \uid  '  tektorat  gestellt. 

einige  andere  Plätze  zurück.  Im  Jahre  1770  |  In  Hinterindien  hat  Frankreich  Cochiu- 
löste  sich  aber  die  französisch-ostindische  |  china  durch  die  Verträge  von  1862  und  1867 
Kompagnie  ganz  auf  und  die  handelspolitische  I  von  Annam  erworben,  1X63  das  Protektorat 
Stellung  Frankreichs  in  Ostindien  ging  da-  I  über  Kambodja  überaommen  (volles  Protek- 
mit  dauernd  verloren.  So  hatte  Frankreich  1  torat  17.  Juni  1884),  und  als  1882  Kämpfe 
am  Ende  des  18.  Jahrhunderts  fast  seinen  gegen  Seeräuber  zunächst  zu  einer  Nieder- 
ganzen Kolonialbesitz  eingebüsst.  Im  19. '  läge  (Rivi(Me  r)  und  dann  zu  grosser  mili- 
Jahrhundert  hat  es  aber  die  koloniale  Arbeit  ■  tärischer  Maclitentfaltung  gefülu-t  hatteri, 
von  neuem  und  auf  neuen  Gebieten  be- 1  erlangte  Fi-ankreich  in  den  Verträgen  vom 
gönnen.  Vor  allem  versucht  Frankreich  1 21.  August  18S3  und  6.  Juni  1884  (von 
einen  wesentlichen  Teil  Afrikas  an  sich  zu  j  Hm')  das  Pn)tektorat  über  ganz  Annam  und 
reissen  (s.  oben  Teilung  Afrikas  S.  152).       |  Tongking. 

Seit  Napoleon  I.  vers\icht  Frankreich  un-  |  In  einem  A'ertrage  von  Tieutsin  9.  Juni 
ausgesetzt  seine  Macht  an  der  Nordktiste  [  1885  mit  Cliina  wurden  die  Grenzen  gegen 
von  Afrika  zu  erweitern  und  damit  die  Vor-  i  China  und  die  Handelsverbindungen  mit 
herrschaft  im  Mittelmeer  zu  gewinnen.  1  diesem  bezüglich  Annam  und  Tongking  fest- 
Algerien  wurde  seit  1830  erobert  und  wird  |  gestellt.  Auch  verpflichtete  sich  Fi-ankreich, 
noch  immer  südwärts  und  westwärts  aus- 1  Kelung,  Fcrmosa  und  die  Peskadoren  zu 
gedehnt,    der    Suezkanal    1859 — 18()9    mit  i  räumen. 

französischem  Gelde  gebaut,  aber  vergebens  |  Zu  den  schon  1853  erworbenen  Neu- 
zum  Ausgangspunkt  flu'  eine  Fussfassung  1  Caledonien  imd  Tahiti  traten  neuerdings  in 
in  Aegypten  genommen  und  1883  über  Tunis  1  der  Südsee  einige  Inselgrupi>en  (Neuhebriden, 
die  Schutzheri-schaft  erworben.  Die  alten  i  Inseln  unter  dem  Wind),  dei-en  Besitzer- 
Besitzungen    in   Senegambien  wurden  185U  greifimg  Frankreich  sich  durch  Verträge  mit 
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Deutschland  und  England  sicherte  (24.  De- 
zember 1885,  16.  November  1887). 

10.  Ergebnis  der  kolonialen  Entwicke- 
lung.     Bei  dem  Ergebnis  der  französischen 
inuss   man  mehr  als  bei  anderen  kolonialen 
Entwickehingen  unterscheiden  zwischen  dem 
Einfluss    auf   das   Volkstum   selbst   imd 
demjenigen  auf  die  Volkswirtschaft.    Frank- 
reich Avai»  inCanada  und  im  Mississippithal 
im  Besitz  von  Gebieten,  die  sich  mehr  wie 
irgend  welche  anderen  der  neuen  Welt  ftlr 
die    Kolonisation,   d.  h.   für  die  Massenan- 
sie<lelungr    der   europiüschen   Hasse   eignen. 
Und   wenn   auch  Frankreich   niemals   über 
eine  wirkliche  Massenauswanderung  verfügte, 
so  geniif^en  doch  die  verhältnismässig  grossen 
französischen  Einwandenmgen  in  diese  Ge- 
biete   im    17.   Jahrhundert,    um   dort    eine 
sjxH'ifisch      französische     Bevölkerung     zu 
schaffen,  um  so  mehr,  als  diese  Einwanderer 
in    den    Kolonieen   eine  Fruchtbarkeit   ent- 
wickelten,  die  sie  in  der  Heimat  nicht  be- 
sassen.      So   kam  es,    dass  Canada   sowohl 
als  Louisiana   im  Augenblicke  ihres  üeber- 
ganges   an  England  zwar  dünn,  aber  abge- 
sehen von  den  Negersklaven  rein  französisch 
besiedelt    wai'en    (Louisiana    50000   Weisse 
und  40<X)0  Sklaven)  und  Canada  noch  heute 
mehr  als   1  Million  Einwohner  besitzt,   die 
sich  ihrer  französischen  Abstammung  bew^isst 
sind  und    die   französische  Sprache   beibe- 
halten   haben.      Der   Verlust    dieser   nord- 
ameiikanischen    französischen    Volksgebiete 
war  nun  um  so  verhängnisvoller  für  Frank- 
reich, als   im  Heimatlande  das  französische 
Volkstum  mangels  eines  den  anderen  euro- 
päischen   Völkern    ebenbürtigen    Geburten- 
überschusses immer  mehr  zusammenschmilzt, 
eine  übereeeische   Kompensation   desselben 
aber  mm  ausgeschlossen  ist.    Auch  die  im 
19.  Jahrhundert  neu  erworbenen  Kolonieen 
bieten   niu-   einen  bescheidenen  Ersatz.    Da 
die  übrigen  Gebiete  in  den  Tropen   liegen 
und  nur  für  Kultivation  Raum  bieten,  kommt 
in  dieser  Beziehung  nur  Algier  in  Betracht, 
wo  sich  allerdings  ein  französisches  Volks- 
tum, wenn  auch  mühsam  entwickelt.    Denn 
l»ei   dem    Beginne   der   Besiedelung   dieses 
Landes,  das  durch  seine  Nähe  fast  die  Vor- 
zuge einer  Grenzkolonisation  bietet,  war  das 
französische    Volkstum    des    Heimatlandes 
schon  geschwächt   und    besass  nicht  mehr 
die  Ausdehnungsfähigkeit  wie  im  17.  Jahr- 
hundert.    Das  Ergebnis   der  französischen 
kolonialen  Entwickelung  bietet  also  in  dieser 
Beziehung  das   völlige  Gegenteil  der  eng- 
lischen dar. 

Andei-s  auf  volkswirtschaftlichem 
Gebiete.  Hier  hat  die  mächtige  Initiative 
Colberts,  der  vier  grosse  Handelsgesell- 
schaften für  den  Verkehr  mit  Westindien, 
Ostindien,  Nordamerika  und  der  Levante 
hegrundete   imd  in  der  Kolonialpolitik  eine  | 


Grundlage  für  eine  starke  französische  Han- 
delspolitik und  die  Schöpfung  einer  starken 
Seemacht  fand,  der  französischen  Volkswirt- 
schaft im  17.  und  18.  Jahrlmndei-t  dieselben 
Vorteile  gebracht,  deren  sich  England  da- 
mals und  später  erfreute.  Auch  in  Bezug 
auf  das  eigentliche  koloniale  System  hat 
Frankreich  damals  im  wesentlichen  englische 
Vorbilder  nachgeahmt. 

„Während  des  Zeitraums  vom  Ende  Lud- 
wig XIV.  bis  zum  Anfange  der  Revolution 
gleicht  die  wirtschaftliche  Entwickelung  Frank- 
reichs derjenigen  Grossbritanniens  im  Laufe 
des  18.  Jahrhunderts  in  zweifacher  Beziehung. 
Nicht  nur  finden  wir  dort  dieselbe  ausserordent- 
lich starke  Zunahme  des  Handelsbetriebes  über- 
haupt, sondern  auco  ferner  dasselbe  anfängliche 
Ueberwiegen  der  Ausfuhren  und  schliessliches 
Ueberwiegen  der  Einfahren,  wie  jetzt  bei  Gross- 
britanuien,  wogegen  sich  der  britische  Handels- 
betrieb während  des  18.  Jahrhunderts  keines- 
wegs in  demselben  Verhältnisse  gestaltete. 
Dieser  Unterschied  tritt  am  deutlichsten  hervor, 
wenn  man  die  Endpunkte  dieser  Periode  für 
Frankreich  und  für  England  specifiziert  ein- 
ander gegenüber  stellt. 

Auf  den  Kopf  der  Bevölkerang  (in  Mark) : 

Einfuhr         Ausfuhr 

Frankreich  1715—1717      3,60        4,50 

178Ö— 1787     19,70      17.50 

Grossbritannien  1715—1718     18,90      23,25 

1785—1787    35,00      34,60 

England  hatte  sich  im  Jahre  1787  nahezu 
vollständig  von  der  Krisis  des  amerikanischen 
Befreiungskrieges  erholt,  denn  bis  in  die  30  er 
Jahre  dieses  Jahrhunderts  hinein  steigerte  sich 
sein  Handelsverkehr,  pro  Kopf  seiner  wachsenden 
Bevölkerung  gerechnet,  kaum  über  den  Betrag 
des  Umsatzes  in  dem  hier  angegebenen  Zeit- 
punkte hinaus.  Dennoch  hatte  sich  bis  dahin 
sein  Handelsbetrieb  in  den  vorhergeganopenen 
70  Jahren  nicht  einmal  verdoppelt,  während 
sich  derjenige  Frankreichs  in  dieser  Zeit  mehr 
als  verfünffachte.  Alsdanu  freilich  brach  das 
Unwetter  der  Revolution  über  das  unglückliche 
Land  herein,  und  wären  Kultur  und  Kapital 
nicht  schon  durch  den  chaotischen  Aufruhr  der 
ganzen  Wirtschaft  jener  Zeit  gefährdet  worden, 
so  wäre  der  Assignatenschwiudel  allein  schon 
hinreichend  gewesen,  die  Entwickelung  des 
Landes  ruinös  zu  stören. 

Nachdem  die  Nation  sich  aber  von  dem 
Sturm  und  Drang  der  Revolution  zu  erholen 
anfing,  hat  dann  trotz  der  napoleonischen  Kriege 
die  Ausfuhr  des  Landes  doch  wieder  stetig, 
wenn  auch  langfsam,  zugenommen.  Mit  dem 
Wachsen  des  Wohlstandes  war  es  dabei  aller- 
dings noch  sehr  zweifelhaft  bestellt,  wie  die 
von  1801  bis  1815  konstant  abnehmende  Ein- 
fuhr beweist. 

W^as  nun  ferner  den  wirtschaftlichen  Auf- 
schwung Frankreichs  in  diesem  Jahrhundert 
betrifft,  so  weiss  jedermann,  dass  derselbe  im 
wesentlichen  auf  der  gesaraten  Kult urent Wicke- 
lung unserer  europäischen  Rasse  beruht  und 
dass  die  französische  Nation,  ihrem  eigentlichen 
Charakter  gemäss,  an  dieser  Entwickelung  in 
überwiegend    intensiver   Richtung    Anteil    ge- 
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nommen  hat.  Sollten  die  Franzosen  jemals 
wirklich  Anlage  zur  extensiven  Kultivation  ge- 
habt haben,  so  haben  sie  dieselbe  jetzt  wenig- 
stens Unbestrittenermassen  verloren.  Trotzdem 
aber  will  mir  scheinen,  dass  doch  auch  die 
Kultivation  Algeriens,  soweit  sie  ihnen  geglückt 
ist,  nicht  ganz  ohne  Einfluss  auf  die  wirtechaft- 
liche  Entfaltung  der  Nation  war. 

Soviel  weniger  aber  im  allgemeinen  Fähig- 
keiten und  Erfolge  die  Franzosen  auf  dem  Ge- 
biete der  extensiven  Kultivation  aufzuweisen 
haben,  soviel  geringer  ist  auch  der  politische 
und  kulturelle  Einfluss,  den  sie  unter  den 
Völkern  der  Menschheit  besitzen.  Dieses  be- 
stätigt sich  durch  den  Umstand,  dass  Frank- 
reichs Handel  auf  den  Kopf  seiner  Bevölkerung 
noch  jetzt,  wie  am  Ende  des  vorigen  Jahrhun- 
derts, nicht  einmal  halb  so  bedeutend  ist  wie 
der  Grossbritannieus"  (Hübbe-Schleiden). 

11.  Der  jetzige  Kolonialbegitz  Frank- 
reichs.  In  staatsrechtlicher  Beziehung  wird 
Algerien  vielfach  zum  Mutterlande  Frank- 
reich gerechnet,  und  die  älteren  Kolonieen 
haben  Vertretung  im  französischen  Parlament, 
so  Senegal,  die  indischen  Besitzungen  (Pon- 
dicher}',  Karikal,  Mähe  und  Janaon  in  Mad- 
ras und  Chandernagor  in  Bengalen),  Cochin- 
china,  Guadeloupe,  Martiui(iue,  Fr.  Guyana, 
Tahiti,  Reunion.  Sonst  scheidet  man  zwi- 
schen Kolonieen  und  Protektoraten.  letztere 
sind  Tunis,  Tadschura  und  Gobad  bei  Aden, 
Kambodja,  Annam,  Tongking,  Wallis,  Futuna 
und  Alofi  (in  der  Südsee),  die  Komoren  und 
Madagaskar.  In  den  Protektoraten  waiiit 
Frankreich  seine  Interessen  und  Rechte 
durch  Residenten. 

Die  Kolonieen  wurden  früher  vom  Ma- 
rineministerium verwaltet,  seit  1892  vom 
Ministerium  für  Handel,  Industrie  und  Ko- 
lonieen. Der  Regierung  steht  seit  30.  März 
1884  ein  Oberkolonialrat  zur  Seite  (conseil 
superieurdes  colonies),  der  sich  in  jüngster 
Zeit  vorwiegend  mit  der  Zollgesetzgebung 
für  die  Kolonieen  und  mit  der  Emchtung 
privilegierter  Kolonisationsgesellsehaften  be- 
lasst  hat.  Durch  Dekret  vom  15.  März  1899 
wurde  in  Paris  eine  »Office  colonial«  ge- 
nannte Behörde  errichtet,  welche  dem  Kolo- 
nialministerium unterstellt  ist  \md  dem 
Publikum  Auskünfte  jeder  Art  über  kolo- 
niale Angelegenheiten  erteilen  soll.  D.K.Bl. 
1899,  S.  242.  Die  seit  1885  bestehende 
Ecole  coloniale  ist  1889  umgestaltet  luid  zur 
Vorbildung  für  Kolonialbeamte  eingerichtet 
worden.  In  Algerien  steht  das  XIX.  Coii)s 
der  regelmässigen  Armee  in  Garnison.  Der 
Dienst  in  den  übrigen  Kolonieen  wuixle  bis- 
her von  Marinetruppen  und  eingeborenen 
Truppen  versehen.  Seit  1892  ist  für  den 
Kolonialdienst  eine  besondere  Kolonialarmee 
als  XX.  Armeecorps  errichtet  worden. 

Frankreich  hat  auf  seine  Kolonieen  riesen- 
hafte Aufwendungen  gemacht.  Für  Algerien 
wurden  bereits  melu-  als  5  Milliarden  aus- 
gegeben, und  noch  jetzt  beträgt  das  regel- 


mässige Budget  64  Millionen  Francs  in  Aus- 
gabe und  nur  3  Millionen  Francs  in  Ein- 
nahme, ungerechnet  die  Kosten  der  Plannt* 
und  die  ausserordentlichen  Ausgaben  für 
langwierige  Kriegführungen,  wie  in  Toner- 
king,  obgleich  die  älteren  Kolonieen  teil- 
weise Selbstverwaltung  (Cochinehina  * . 
August  1886  und  7.  Dezember  ISSs)  unil 
eigene  Budgets  besitzen. 

Der  steigende  Umfang  des  Kolonialbe- 
sitzes machte  auch  eine  neue  lokale  Organi- 
sation der  Verwaltung  nötig,  z.  B.  in  Bezug* 
auf  die  Kolonie  Obock  durch  G.  v.  14.  August 
1885  und  in  Bezug  auf  Oceanien  vom  11. 
Januar  1886,  Neu-Caledonien  2.  April  1S86. 
Das  Gebiet  der  Rivieres  du  Sud  (östlich  von 
Liberia)  wurde  einsclüiesslich  der  Besitzun- 
gen in  Oberguinea  vom  1.  Januai-  1890  an 
als  selbständiges  Yerwaltungsgebiet  von 
Senegal  abgetrennt  und  in  zwei  Gebiete  ge- 
teilt :  Goldküste  und  Golf  vou  Benien.  Die 
Verwaltung  von  Französisch-Kongo  wurde 
durch  Dekret  vom  27.  April  1886  geregelt 
und  am  11.  Dezember  1888  die  Vereini- 
gimg von  Kongo  und  Gabun  zu  einer  Kolo- 
nie mit  dem  Namen  »Congo  fran^aisc^  voll- 
zogen. 

Durch  Dekret  des  Präsidenten  der  Re- 
publik vom  17.  Oktober  1899  wurden  die 
bisher  Sudan  fran^ais  genannten  Besitzungen 
an  die  Kolonieen  Senegal,  Guinee  francaise, 
Cote  d'Ivoire  und  Dahomey  verteilt. 

Die  Gebiete  vou  Timbuktu  und  Xach- 
l»arscliaft  sowie  die  »Region  Volta«  welche 
San,  Wagadugu,  Leo,  Cury,  Sikasso,  Bobo- 
Djulassu  und  Djebugu  umfasst,  bilden  zwei 
Territoirc  militaires,  welche  unter  dem  Kom- 
mando militärischer  Befelüshaber  dem  Gene- 
ralgouverneur  von  W'estafrika  unterstehen. 

Dem  Generalgouverneur  steht  als  Ober- 
befehlsliaber  aller  westafrikanischen  Truppen 
ein  höherer  Offizier  zur  Seite. 

Von  jeher  \uid  bis  ziu:  Gegenwart  ist  es 
ein  Xachteü  für  die  französische  Kolonial- 
verwaltung gewesen,  dass  sie  sich,  nicht 
stetig  entwickeln  konnte.  Militärische  und 
civile  Verwaltungen  lösten  sich  zu  rasch 
ab.  Und  selbst  bei  kriegerischen  Aktionen 
fehlte  regelm^issig  ein  Zusammen\virken  der 
Armee  und  Marine  und  beider  mit  der  Ci- 
vil Verwaltung.  Auch  macht  eine  weitgehende 
polizeiliche  Bevormundung  und  eine  bureau- 
la-atische  und  centralisierende  Verwaltimg 
sich  in  den  Kolonieen  besonders  unange- 
nehm fühlbai\  Für  die  wirtschaftliche  Aus- 
beutung der  Kolonieen  feldt  es  dem  franzö- 
sischen Handel  an  Initiative,  so  dass  in 
vielen  Kolonieen  der  fremde  eiux)päische 
Handel  dem  französischen  überlegen  ist, 
trotz  der  grossen  Aufwendungen  für  sub- 
ventionierte Dampferlinien  und  trotz  der 
Begünstigung  des  direkten  Handels  des 
Heimatlandes  mit  seinen  Kolonieen  in  den 
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Zolltarifen.  (Zusammenstellung  der  in  den 
vei-schiedenen  französischen  Kolonieen  gilti- 
gen Zolltarife,  Hafen-  und  Verbrauchsab- 
gaben im  Journal  Officiel  vom  22.  Dezember 
1890,  vgl.  auch  neues  fi-anzösisches  Zollge- 
setz vom  11.  Januar  1892  und  Dekret  für 
die  Kolonieen  vom  31.  Januar  1891  sowie 
die  Verhandlungen  des  Kolonialrates.) 

Die  französischen  Besitzungen  in  Tong- 
king  sind  geradezu  oneroser  Natur,  und  auch 
in  anderen  Gebieten  lässt  das  sprungliafte 
in  der  Politik  die  Kolonieen  nicht  ziu*  Ruhe 
und  zum  Gedeihen  kommen,  so  dass  die 
Behauptung  gerechtfertigt  erscheint,  das 
französische  Volk  eigne  sich  überhaupt  nicht 
zur  Kolonisation  und  Kultivation  oder  habe 
diese  Fähigkeit  seit  dem  Verluste  von  Ca- 
nada  verloren,  wobei  vielleicht  die  vermin- 
derte Expansionskraft  des  französischen 
Volkes  an  sich  mit  in  Betracht  kommt. 

Die  amtliche  Statistik  für  1897  gab  den 
Umfang  des  französischen  Kolonialbesitzes 
an  auf  2981900  qkm  mit  320832"?^  Ein- 
wohnern. 

Von  einer  Gesamteinfuhr  von  4472  Milli- 
onen Francs  im  Jahre  1898  kamen  224  auf 
Algier  und  nur  188  auf  die  übrigen  Kolo- 
nieen und  von  einer  Ausfuhr  von  3510 
Millionen  Francs  225  auf  Algier  und  nur 
18G  auf  die  übrigen  Kolonieen. 

Schon   hieraus   erhellt,    dass  Algier   eine 
Ausnahmestellung  einnimmt.  Die  günstige  Lage 
dieses  Gebietes  scheint  es  in  der  That  wenigs- 
tens wirtschaftlich    zu    einem  Neu-Frankreich 
gestalten   zu   wollen,   obwohl   die   fremde  Be- 
völkerung auch  hier  unbillig  vorwiegt,  so  dass 
18%  auf  4359578  Einwohner  nur  318137  ge- 
borene  und     naturalisierte   Franzosen   kamen, 
neben    48763    Juden,    3764480    eingeborenen 
Muselmännern    und     228398    Fremden     (1886 
239924,  von  denen  allein  144530  Spanier,  44315 
Itailieuer,    22538    Tuneser     und    Marokkaner, 
155:^3  Malteser,  4863  Deutsche).     Das   in  die 
Departements   Oran,    Algier    und    Constantine 
zerfallende    Land    besitzt   aber   einen    solchen 
Reichtum   an    natürlicher   Fruchtbarkeit,    dass 
viele  Kulturen  der  Urproduktion  auf  das  beste 
gedeihen.     Auf   97266   ha   Weinland    wurden 
1889  2,7  Mill.  hl  Wein  gebaut.  Die  Gewinnung 
von  Getreide,  Oliven  und  Alfa  (Esparto  Gras) 
i^t  beträchtlich.    Die  Wälder  nehmen  3,2  MiU. 
lia  ein,    die    künstliche   Berieselung    umfasst 
133893  ha,   und  die  Eisenbahnen   hatten  1898 
eine  Länge  von  3472  km  erreicht.  Nicht  einmal 
die  Kosten  der  Civilverwaltung  (73  Mill.  Francs) 
vermag  Algerien  voll  zu  decken  (53  Mill.  Francs), 
geschweige    diejenigen   der   Kriegsverwaltung 
(54  bis  70  Mill.)   und    die   ausserordentlichen 
Ausgaben  (20  MiU.),  die  noch  immer  vom  Mutter- 
lande getragen  werden,  das  seit  1830  mehr  als 
5  Milliarden  auf  die  Kolonie  aufwendete. 

Frankreich  will  Algerien  zur  Basis  eines 
grossen  Afrikanischen  Reiches  machen  und 
durch  Anlage  einer  Eisenbahn  durch  die  Sahara 
diese  Kolonie  mit  Senegambien  und  mit  dem 
l^ongo  in  Verbindung  setzen. 

Ueber  Frankreichs  Handel  mit  seinen  Kolo- 


nieen vgl.  D.  Kol.-Bl.  1898,  S.  708.  Bericht 
des  Abgeordneten  Doumerque  namens  der  Bud- 
getkommission über  das  Kolonialbudget  für  1899 
und  über  die  finanzielle  und  wirtschaftl.  Lage 
der  f.  Kolonieen.  D.  Kol.-Bl.  1899,  S.  174. 
Reform  Vorschläge  für  die  f.  Kolonieen.  D.  Kol.- 
Bl.  1900,  S.  15. 

Die  koloniale  und  überseeische  Politik 
Frankreichs  wird  wesentlich  unterstützt  durch 
befestigte  Flottenstützpunkte.  Als  solche  werden 
seit  dem  Dekret  vom  4.  Oktober  1898  amtlich 
betrachtet:  Fort  de  France  in  Martinique, 
Dakar  in  Senegal,  Cap  St.  Jaques  in  Cochinchnia, 
Port  Courbet  in  der  Bucht  von  Along  (Tongkin»), 
Noumea  in  Neu-Caledonien,  Diego  Suarez  in 
Madagaskar,  Les  Salutes  bei  Guadeloupe,  Port 
Phaeton  in  Tahiti,  Libreville  in  Oongo  rrauQais, 
Obock  am  Roten  Meer.  Vor  allem  kann  sich 
Frankreich  in  Nordafrika  auf  den  Kriegshafen 
Biser ta  stützen. 

D.  Niederlande. 

12.    Abriss    der   Kolonialgeschichte. 

Die  Kolonialgeschichte  der  Niederlande 
ähnelt  insofern  der  französischen,  als  die 
Niederlande  ebensowenig  wie  Frankreich  an 
der  Entdeckung  der  neuen  Welt  direkt  be- 
teiligt waren,  als  sie  sich  im  17.  Jahrhun- 
dert vorübergehend  in  Nord-  und  Südamerika 
festgesetzt,  aber  nur  in  Westindien  koloniale 
Besitzungen  bis  zur  Gegenwart  erhalten  und 
dann  ihr  Interesse  Ostindien  und  endlich 
Afrika  zugewendet  haben.  Mit  Portugal 
haben  es  aber  die  Niederlande  gemein,  dass 
auch  ihre  koloniale  Entwickelung  durch  eine 
zeitweilige  spanische  und  später  durch  eine 
französische  Fremdhen-schaft  beeinträchtigt 
wurde. 

Auch  die  Niederlande  stützten  wie  Eng- 
land ilire  Kolonialpolitik  nicht  nur  auf  eine 
mächtige  Flotte,  deren  Geschicke  im  Kampfe 
mit  den  anderen  Seemächten  schwankende 
waren,  sondern  besonders  auf  eine  andauernd 
blühende  einheimische  Industrie  und  auf 
einen  unternehmungslustigen  Zwischenhan- 
del. Aehnlich  wie  England  bedienten  sie 
sich  bei  der  Erwerbung  und  Verwertimg 
der  Kolonieen  der  Vermittelung  handels- 
politischer Gesellschaften. 

Im  Dienste  der  Niederländer  hatte  Hudson 
1609  an  der  Ostküste  von  Nordamerika  den 
nach  ihm  genannten  Strom  entdeckt.  Hierauf 
besetzten  die  Niederländer  das  am  Hudson  und 
Delaware  und  zwischen  Neuengland  und  Virginia 
gelegene   Gebiet   einschliesslich    Long    Island, 

f rundeten  1614  Neu-Ämsterdam,  legten  das 
ort  Orange  an  und  nannten  die  Kolonie  Neu- 
Niederland.  Auch  eiue  1638  am  Delaware  von 
den  Schweden  angelegte,  aber  wieder  aufgegebene 
Kolonie  wurde  von  den  Niederländern  über- 
nommen. Neu-Niederland  ging  aber  1667  au 
England  verloren.  Dabei  Avurde  Neu-Amster- 
dam  (New- York)  im  Frieden  von  Breda  gegen 
Paramaribo  an  der  Küste  von  Guayana  ausge- 
tauscht, wo  die  Niederländer  sich  besonders  seit 
Gründung  der  niederländisch- westindischen  Kom- 
pagnie (1621)  an  verschiedenen  Punkten  ange- 
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siedelt  hatten.  Die  dortigen  Ansiedehmg^en  sind 
unter  dem  Namen  Surinam  noch  heute  eine 
niederländische  Kolonie,  während  Essequito, 
Demerara  und  Berbice  1781  an  die  Engländer 
(Englisch  Guayana)  verloren  gingen. 

Auch  einen  grossen  Teil  der  Küste  Brasiliens 
besetzten  die  Niederländer,  indem  sie  1H24  Bahia, 
1629  Clinda  eroberten  und  unter  Moritz  von 
Nassau  ihre  dortigen  Besitzungen  derartig  er- 
weiterten, daas  sie  vom  Rio  San  Francisco  bis 
zum  Rio  Grande  reichten.  Infolge  einer  Em- 
pörung der  Plantagenbesitzer  verkaufte  aber 
1661  Holland  alle  seine  bra-silianischeu  Be- 
sitzungen für  350 (XX)  t  an  Portugal. 

Nachdem  holländische  Kaufleute  schon  seit 
1600  8t.  Eustatius  und  andere  westindische 
Inseln  besetzt  hatten,  entriss  die  niederländisch- 
westindische Kompagnie  1634  den  Spaniern 
auch  Cura(;ao ,  das  diese  seit  1527  besessen 
hatten.  St.  Eustatins  mit  Saba  und  der  Hälft^^ 
von  St.  Martin,  sowie  (*ura(;ao  mit  Aruba  und 
Bonaire  wurden  bis  zur  französischen  Revolution 
von  verschiedenen  holländischen  Handelsgesell- 
schaften besetzt  gehalten  und  verwaltet,  ge- 
langten dann  an  Frankreich  und  England  und 
1814  an  Holland  zurück,  wurden  dem  Statt- 
halter von  Surinam  unterstellt,  seit  1859  aber 
selbständig  verwaltet. 

Aus  verschiedenen,  zum  Teil  schon  seit 
1595  existierenden  privaten  Handelsgesellschaften 
wurde  1602  die  niederländisch-ostindische  Kom- 
pagnie zusammengeschmolzen,  die  bis  1799  be- 
stand. Sie  breitete  den  niederländischen  Handel 
in  Ostasieu  aus,  schloss  Handelsverträge  mit 
den  Bewohnern  von  Ceylon,  der  Molukken  und 
der  Sundainseln,  vertrieb  1605  die  Portugie?»en 
von  den  Molukken  und  entriss  ihnen  in  unaus- 
gesetzten Kämpfen  Ceylon,  Malakka  (seit  1511 
portugiesisch)  und  die  hochkultivierten  Inseln 
des  indischen  Oceans. 

Die  Niederländer  eroberten  diese  Inseln 
aber  keineswegs  sofort,  sondern  beschränkten 
sich  darauf,  die  konkurrierenden  Mächte  Portu- 
gal und  England  zurückzudrängen,  Handels- 
niederlassungen zu  begründen,  die  einheimischen 
Fürsten  aber  nur  allmählich  in  Abhängigkeit 
zu  bringen.  In  Java  (Bantam)  waren  schon 
1586  holländische  kriegstüchtig  ausgerüstete 
Handelsschiffe  erschienen,  aber  erst  1608  wurde 
die  erste  holländische  Faktorei  in  Bantam  an- 
gelegt, bald  darauf  von  Pieter  Both  und  Koen 
in  Djakarta  eine  Niederlassung  begründet  und 
dieser  1619  der  Name  Batavia  beigelegt  und 
1623  die  Engländer  vollends  aus  Java  verdrängt. 
Von  Batavia  aus  wurden  die  Fürstentümer 
Javas  nach  und  nach  unter  die  Botmässigkeit 
der  Generalgouverneure  und  Residenten"  der 
niederländisch-ostindischen  Kompagnie  gebracht. 

Auf  Sumatra,  das  1508  von  den  Portugiesen 
entdeckt  und  besetzt  worden  war,  fassten  die 
Niederländer  1620  Fuss,  unterwarfen  1662  die 
Südwestküste  dieser  Insel,  1664  Indrapuras  und 
1666  Padangs.  Die  Verdrängung  der  Engländer 
von  der  Insel  und  die  Eroberung  der  iibrigen 
Teile  erfolgte  aber  erst  im  19.  Jahrhundert,  und 
Atschin  ist  trotz  des  seit  1873  dauernden  Krieges 
noch  immer  nicht  unterworfen. 

In  Celebes,  das  seit  1525  von  den  Portu- 
giesen besetzt  war,  machten  sich  die  Nieder- 
länder 1660  durch  einen  Handelsvertrag  zu  den 
einzigen  europäischen  Herren  der  Insel  mit  dem 


[  Hafen  Makassar  «seit  1847  Freihafen}.    Von  der 

I  Insel    Timor,    deren    nördlicher  Teil    j*ich  seit 

1610  in   den  Händen  der  Portugiesen   liolindet, 

haben    die  Holländer    U\SS    deii    südwestlichen 

Teil  erworben. 

Wenn  auch  der  Welthandel  der  Niedt^r- 
länder  und  ihre  Herrschaft  zur  See  durch  die 
Anstrengungen  der  Engländer  (Navigationsakte 
1651)  wesentlich  erschüttert  worden  ist,  so 
haben  es  die  Niederländer  doch  verstanden,  ihre 
Herrschaft  im  indischen  Ocean  im  17.  und  IK 
Jahrhundert  fest  zu  begründen  und  im  VJ.  Jahr- 
hundert festzuhalten,  nachdem  auch  diese  Kulo- 
nialgebiete  während  der  französischen  Fremd- 
herrschaft über  die  Niederlande  bis  1^*14  vor- 
übergehend in  die  Hände  der  Engländer  ge- 
raten waren. 

I         Auch  in  Afrika  machten  die  Niederländer 

[koloniale   Erwerbungen.     Das   Capland    war 

eine    wichtige    Etappe    für    den    holländischen 

Handel  nach  Indien  und  so  wurde  es  16()1  von 

]  den    Holländern    besetzt,    aber    erst    1652    dit* 

!  dortige  Ansiedelung  befestigt  (^Capstadt  i.    Nach 

j  blutigen  Kämpfen  wurden  die  Hottentotten  be- 

I  siegt  und   die  Kaifern   zurückgedrängt   und  in 

ernster    Arbeit    durch    holländische  Bauern   an 

I  der    Südspitzc;    Afrikas    ein    Kulturö:ebiet     ge- 

!  schaffen,  das  gegen  Ende  des  17.  Jahrhunderts 

I  zu  hoher  Blüte   gelangte.    Die  Kolonie   wurde 

1  aber  1795    von    den  Engländern    erobert.    18(t^ 

j  zwar  den  Holländern  zurückgegeben.  18<Xi  aber 

von  neuem  von  den  ersteren  erobert  und  1814 

i  endgiltig  an  England  abgetreten. 

I  13.  Ergebnis  der  kolonialen  Ent- 
I  Wickelung.  Die  Niederländer  sind  in  Noni- 
'  amerika  sowohl  als  in  Südafrika  koloni- 
satorisch thätig  gewesen,  und  besondei-s  in 
'  Südafrika  hat  diese  Thätigkeit  bis  zur  Gegen- 
]  wart  Spuren  zurückgelassen,  indem  dort 
j  eine  niederländische  Bevölkerung,  die  Biu-eii 
!  oder  Afrikander,  angesiedelt  wurde,  die  es 
'  zur  Schaffung  selbständiger  Gemeinwesen 
'  gebracht  hat  und  noch  jetzt  den  Kampf  mit 
I  dem  später  dort  angesiedelten  angelsachsi- 
I  scheu  Elemente  nicht  verloren  giebt.  In 
1  der  Gegenwart  hat  aber  nm*  noch  das  o  s  t  - 
'  indische  Kolonialreich  für  das  nieder- 
I  ländische  Mutterland  Bedeutung.  Es  war 
I  dies  eine  Schöj)fung  der  1002  von  Olden- 
I  barneveld  mit  dem  Privilegium  ausgestatteten 
I  ostindischen  Kompagnie,  allein  jenseits  des 
j  Cai)s  der  guten  Hoffnung  und  der  Maghellan- 
strasse  Handel  zu  treiben  und  unter  Yorbe- 
jhalt  staatlicher  Kontrolle  Hoheitsrechte  in 
I  Indien  auszuüben.  Die  Gesellschaft  schuf 
I  sich  in  dem  1G19  angelegten  Batavia  ein 
!  i)olitisehes  und  kommerzielles  Centrum,  ver- 
trieb die  Portugiesen  aus  den  Molukken, 
monopolisierte  den  Gewüiv.handel  und  er- 
zielte enorme  Gewinne. 

Als  Dividenden  zahlte  sie  16(1.')  15  ^S, 
1606  lö^o.  1607  40^^o,  1608  20  «o,  16011 
1250,0,  1610  50%,  1612  57V2<S,  1616 
'  62^  i>  "-  0,  1620  371 2  "  0,  1620—1720  durch- 
I  schnittlich  12^  2  ^'  0. 
i        Die  holliüidische  Schiffahi-t   nahm   einen 
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so  grossen  Aufschwung,  dass  nach  Colberts 
Bei-echnungen  von  20(KJ0  Schiffen,  die  zu 
seiner  Zeit  auf  den  Meeren  liefen,  15 — 16000 
die  holländische  Flagge  führten. 

Bei  der  Ausübung  des  Gewürzmonopols 
verfuhr  die  niederläudisch-ostindische  Gesell- 
sc'haft  besonders  in  den  Molukken  in  der 
rücksichtslosesten  Weise.  Um  den  Schleich- 
handel unmöglich  zu  machen,  beschränkte 
sie  den  Anbau  der  Nelkenbäume  auf  die 
Insel  Amboina  und  die  benachbarten  Inseln, 
den  der  Muskatnussbäume  auf  die  kleine 
Gruppe  Banda.  Auf  allen  übrigen  Inseln 
wuitlen  die  vorhandenen  Gewürzbäume 
systematisch  ausgerottet.  Die  Bewohner  der 
Inseln  Amboina  bezw.  Banda  aber  wui-den 
gezwungen,  die  Gewürzbäume  anzubauen 
und  die  Gewürze  zu  bestimmten  Preisen  an 
die  Gesellschaft  zu  liefern.  Dieses  System 
ist  mit  gewissen  Einschränkungen  bis  zur 
Gegenwart  beibehalten  worden. 

Die  niederländisch-ostindische  Kompagnie 
ist  zw^ar  für  die  meisten  ähnlichen  Anstalten 
das  YorbUd  gewesen,  und  in  kaufmännischer 
Hinsicht    hat  sie   eine  grössere   und  länger 
dauernde    Blüte    geliabt    als    irgend    eine 
andere   (1602 — 1800).    Aber   schon  seit  der 
Mitte    des    17.  Jahrhunderts    litt   sie   unter 
dem  }^Iangel  an  Disciplin  ihrer  Organe,   an 
dem  Egoismus  ihrer  heimischen  Direktoren, 
den    ünterschleifen    und    den    Handelsge- 
schäften auf  eigene  Rechnung  ihrer  Kolonial- 
heamten,  an  der  Kostspieligkeit  ihrer  Ver- 
waltimg.     So    geriet    die    Kompagnie    im 
18.    .lahrhundert    in    Yei-fall,    die    Renten 
sanken,  und  es  tüi-mte  sich  eine  steigende 
Schuldenlast  auf,  die  gegen  Ende  des  Jahr- 
himderts  112  Millionen  Gulden  betrug,  was 
aber  nicht  hinderte,  dass  die  Beamten  der 
Gesellschaft  und  die  in  Ostindien  geschäft- 
lieh interessieiien  Privaten   nach  wie   vor 
sieh  bereicherten.    Und  so  wurde  auf  Grund 
eines    Befehles    von    1798    die    ostindische 
Kompagnie  am  22.  Mai  1800  aufgelöst,  die 
Venvaltung    ihrer    Besitzungen    aber    vom 
holländischen  Staate  übernommen. 

Die  Holländer  brachen  dadurch  mit  dem 
auf  privilegierte  Handelsgesellschaften  be- 
gnlndeten  System  ihrer  Kolonialverwaltung, 
dem  sie  genaäss  ihrer  Abneigung  gegen  alle 
(.Zentralisation  während  der  ersten  Blüte 
ihrer  Kolonialwirtschaft  treu  geblieben 
waren. 

Die  europäischen  Kriege  brachten  Java 
und  die  anderen  holländischen  Kolonieen 
voriibergehend  unter  französische  und  eng- 
lische Herrschaft.  Auf  Gnmd  der  Ijondoner 
Konferenz  vom  13.  August  1814  ging  am 
19.  August  1816  die  Rückgabe  an  HoUand 
vor  sich.  Wenn  die  Kompagnie  früher  die 
einheimischen  Fürsten  frei  gewähren  lassen 
und  sich  mit  deren  Hilfo  auf  die  Aus- 
beutung der  Eingeborenen  beschränkt  hatte, 


so  musste  die  Staatsverwaltung  nun  zu  einer 
strammeren  Herrschaft  und  auch  zu  einer 
Fiteorge  für  das  Wolil  der  Eingeboi-enen 
führen.  Auf  eine  monopolistische  Ver- 
wertung des  Kolonialbesitzes  konnte  aber 
die  Regierung  bei  ihren  heimischen  Finanz- 
bedürfnissen nicht  Yerzicht  leisten.  Zu 
diesem  Zwecke  bediente  sie  sich  einer  1824 
begründeten  Aktiengesellschaft,  Nederland- 
sche  Handels  Maatschappij ,  an  der  der 
König  Wilhelm  I.  selbst  wesentlich  beteiligt 
war  und  der  die  wichtigsten  Handelsmono- 
pole eingeräumt  wurden.  Nach  Nieder- 
werfung eines  Aufstandes  auf  Java  1825 
bis  1830  erklärte  sich  die  Regierung  zum 
ausschliesslichen  Fronherrn,  Pflanzer  und 
Händler  der  Insel,  und  der  Gouverneur  Jan 
van  den  Bosch  verwertete  diese  Rechte  in 
dem  sogenannten  KtUtüür-Stelsel ,  nachdem 
die  Eingeborenen  gezwungen  wurden,  ein 
Fünftel  des  Bodens  und  ein  Fünftel  der 
Arbeitszeit  der  Regierung  zur  Yerfügung 
zu  stellen,  bestimmte  Kulturen  zu  betreiben 
und  den  Ertrag  gegen  einen  bestimmten 
Preis  an  die  Regieinmg  abzidiefern.  Dies 
bahnte  eine  Kultivationsblüte  Javas  an,  die 
bis  zu  den  Jahren  1840 — 48  unter  den 
Generalgouverneuren  Merkus  und  Rochussen 
fortdauerte  und  in  den  Jahren  1851 — 1861 
unter  Dugmaer  von  Twist  und  Pahüd  sich 
I  wiederholten.  Die  Uebei-schüsse  Javas  be- 
'  trugen  in  jener  Zeit  1834  20,  1838  43,  1840 
71,  1850  20,  1855  45,  1856  64,  1857  77, 
1860  76  Millionen  Mark. 

Während  früher  der  König  der  Nieder- 
lande über  die  Kolonieen  absolut  heiTSchte 
und  die  Gewalt  seines  Vertreters,  des  Ge- 
neralgouverneurs,  eine  fast  vicekönigliche 
war,  wurde  der  Volksvertretung,  den  Ge- 
neralstaaten, seit  1840  ein  besclminkter  und 
seit  dem  Grundgesetz  von  1848  ein  weit- 
gehender Einfluss  auf  die  Gesetzgebung  und 
Verwaltung  der  Kolonieen  eingeräumt,  der 
ihrer  gedeihlichen  Entwickelung  häufiger 
schädlich  als  förderlich  war.  Die  Kolonieen 
selbst  haben  keine  Verti-etung  in  dem  Par- 
lamente Niederlands.  Nichts  hat  aber  »der 
Entwickelung  der  überseeischen  Besitzungen 
des  Staates  mehr  im  Wege  gestanden  als 
der  Wechsel  der  Ansichten  und  die  Ver- 
änderung der  von  der  Verwaltung  ange- 
nommenen Grundsätze,  die  so  häufig  mit 
dem  Wechsel  von  Personen  verbunden  waren, 
welche  in  Indien  wie  in  den  Niederlandeu 
einen  Teil  der  Regierung  ausmachten«. 
Diese  Bemerkung  hat  bis  zur  Gegenwart 
ihre  Geltung  erhalten.  Insbesondere  hat 
man  versucht,  das  stolze,  dm^ch  Jan  van 
den  Bosch  errichtete  Gebäude  abzubrechen. 
Aber  trotz  vieler  Stürme  hat  es  sich  zum 
Teil  bis  heute  erhalten.  Wenigstens  ist  der 
Grundsatz  der  Selbstbewirtschaftung  auch 
jetzt  noch  nicht  ganz  aufgegeben.    Aber  das 
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heute  in  Indien  bestehende  Kiütursystem  ist  tiger  werdendes  Element  in  der  ostindischea 
nicht  mehr  aus  einem  Guss.  "  \  Kolouialwirtschaft    bilden   die   Chinesen.      Auf 

Die  erste  Einschränkung  der  Herrenrechte  J«^va  waren  1838  erst  100987  anwesend.  Ihre 
fand  1848,  die  Aufhebung  der  Sklaverei  1860 "Zahl  ist  bis  1896  auf  261080  gestiegen, 
statt,  1854  wurde  ein  Regierungsreglement,  eine  i  Unter  der  Gesamtbevölkerung  von  Niederl. 
Art  Verfassung  für  Indien  gegeben,  1859  und  |  Ostindien  fanden  sich  1895  Europäer  63315, 
1864  Bestimmungen  über  die  Erziehung  einge-  Chinesen  469584,  Araber  24410,  andere  nicht 
borener  Beamten  getroffen,  1864  ein  Budgetge- '  eingeborene  Orientalen  11 625.  Die  einheimische 
setz  erlassen,  1866  die  Kulturprozente  für  die ;  Bevölkerung  von  Java  und  Madara  allein  be- 
europäischen Beamten  abgeschafft.  Die  Fürsten !  lief  »ich  auf  25697  701,  die  der  anderen  <vt- 
und  Häuptlinge,  welche  der  hoUändischen  Re- ;  indischen  Besitzungen  ist  nur  teilweise  ziffer- 
gierung  ihre  Dienste  liehen  und  dafür  Gegen- !  massig  bekannt. 

leistungen  empfingen,  zum  Volke  aber  still- 1  ^  I^er  erste  elektrische  Telegraph  wurde 
schweigend  mehr  oder  weniger  in  ihrem  früheren  ,  1^^  auf  Java  angelegt,  1864  mit  dem  Bau  der 
Verhältnisse  blieben,  d.  h.  nach  Art  asiatischer  i  ersten  Eisenbahn  begonnen. 
Satrapen  über  Person  und  Eigentum  verfügten, :  Die  Eisenbahnen  Ostindiens  hatten  1897 
sanken  jetzt  mehr  und  mehr  zu  Dienern  der  i  eine  Län^e  von  1930  km  mit  über  16  MilL 
Regierung  herab.  Andererseits  erfuhr  die  i  Gulden  Ertrag.  Die  meisten  derselben  sind 
Stellung   der  Eingeborenen  selbst  eine  wesent- 1  Staatseigentum. 

liehe   Besserung,    die  Löhne   für   die  Zwangs-  Der  Kaffeebau  ist  im  Laufe  des  jüngstens 

arbeiten  wurden  aufgebessert,  seit  1871  auch  Jahrzehntes  wesentlich  zurückgegangen,  die 
für  den  Unterricht  der  Eingeborenen  gesorgt.  I  Chinarindenkultur  hat  wesentlich  zugenommen. 
Die  Regierung  gab  ihr  Recht  auf  ausschliess-  i  noch  mehr  der  Tabakbau  und  der  Theebau. 


liehe  Benutzung  des  unbebauten  Bodens  für  |  Während  der  Handel  auf  Rechnung  der 
eigene  Rechnung  nach  und  nach  teilweise  auf  Regierung  im  Rückgang  begriffen  ist,  in  Ein- 
und  ermöglichte  so  die  Beanteiligung  der  Privat- 1  fuhr  1877  27,  1897  5  Mill.  Gulden,  in  Aasfnhr 
Unternehmung  an  der  Plantagenwirtschaft.  1877  57,  1897  18  Mill.  Gulden,  steigt  der  Handel 
Bedeutende  Kapitalien  wurden  nun  in  diesen  '  auf  Rechnung  der  Privaten  und  zwar  in  Ein- 
Privatuntemehnnmgen  angelegt  und  damit  i  f«hr  1877  126,  1897  176,  in  Ausfuhr  163  und 
eine  neue  Quelle  niederländischen  Wohlstandes  I  192  Mill.  Gulden. 

erschlossen.  Nur  die  bedeutendste  Kultur,  die  i  „Unter  allen  Völkern  der  Welt  haben  die 
des  Kaffees,  wird  immer  noch  von  der  Regierung  '  Niederländer  sich  in  der  Weltwirtschaft  un- 
selbst  betrieben.  Auch  Opium-  und  Salzmonopol  |  streitig  als  die  grössten  Meister  des  Manage- 
bestehen fort.  Ersteres  ist  bis  zu  einem  Jahres- 1  ments  bewiesen ;  sie  haben  auf  Java  und  Ma- 
ertrag  von  20  Mill.  Gulden  gesteigert  worden,  dura  kulturelle  Leistungen  vollbracht. 
Der  Kommunalbesitz  der  Felder  wurde '  wie  sie  selbst  den  Briten  bis  jetzt  nie  ge- 
früher mehr  als  jetzt  von  der  Regierung  ge- 1  glückt  sind.  Von  allen  Ländern  der  Welt  ist 
schont.    Er  erleichterte  die  Verwaltung,  indem ;  aaher  auch  Niederland   das   reichste ;   aber  ob- 


z.  B.  die  Grundsteuer  durch  die  Dorfvorsteher 
eingezogen  und  die  Fronden  der  Gemeinde 
als  solcher  auferlegt  wurden.  Seit  1850  wurden 
die  Schiffe  aller  Nationen  den  niederländischen 


wohl  es  ebenfalls  an  Bevölkerungszuwachs  alle 
j  anderen  Länder  der  Welt,   England   nicht  aus- 
genommen, bedeutend  übertrifft,  so  ist  dennoch 

I ,  gegenwärtig    seine   Volkszahl    zu    gering   und 

gleichgestellt  und  nur  die  Küstenschiffahrt  den  ■  sein  Kapital  noch  nicht   stark  genug,   um  der 
letzteren  vorbehalten ;   1854  wurden  alle  Häfen  |  ungeheueren  Ausdehnung  seines  überseeischen 
in   den  Jllolukken   als   Freihäfen   dem    Handel  l  Wirtschaftsgebietes,  das  über  50  mal  so  gross 
geöffnet  und  1874   die  Differentialtarife   abge- 1  ist  als  das  Mutterland,  völlig  zu  genügen, 
schafft.  Obwohl  weniger  von  der  Natur  begünstigt 

Das  niederländische  Agrarrecht  schützt  in  j  als   die  Engländer,  haben  die  Holländer   doch 
hohem  Grade  die  Anrechte  an  dem  Grund  und   von  den  frühesten  Zeiten  an  auf  den  Gebieten 


Boden  und  es  kennt  ein  hochentwickeltes  System 
der  Erbpacht.  Die  Erbpacht  wurde  geregelt 
durch  G.G.  v.  9.  April  und  20.  Juli  1870,  die 
durch  V.V.  Jahre  1885  und  v.  3.  November 
1892    wesentliche    Abänderungen    erlitten    im 


des  Handels,  des  Ackerbaus  und  der  Industrie 
mehr  als  irgend  eine  andere  Nation  für  die 
Entwickelung  der  Arbeitsteilung,  für  den  civili- 
siereuden  Völkerverkehr  und  für  die  Verbreitung 
derjenigen    Grundsätze    geleistet,    welche    die 


Sinne  einer  Umwandeluug  des  Kommunalbe- 1  Prosperität  der  Menschen  bedingen.  Nirgends 
Sitzes  in  Individualbesitz,  der  Zurückdrän ^ung  1  in  der  Welt  ist  politische  und  religiöse  Freiheit 
des  Kultursystems  und  der  Duldung  von  Privat- '  früher  anerkannt  und  höher  geschätzt,  die  Sorge 
Unternehmungen.  1  für  die  niederen  Volksklassen  weiter  ausgedehnt, 

Seit  1860  hat  sich  die  Regierung  von  dem  1  die  Achtung  vor  Recht  und  Ordnung  tiefer  im 
weitgehenden  Einfluss  der  Maatschappij  etwas  Volksleben  begründet,  der  Gewinnertrag  des 
befreit.  Sie  hat  sich  seitdem  das  Recht  vor-  ]  Gewerbefleisses  allgemeiner  verteilt,  der  Lebens- 
behalten, selbst  alle  Produkte  in  Indien  zu  ver- ' 
kaufen,  und  nur  wenn  sie  von  diesem  Rechte 
keinen  Gebrauch  macht,  tritt  die  Gesellschaft 
wieder  als  ausschliesslicher  Kommissär  der  Re- 
gierung auf.  Seit  1875  bezieht  sie  IV2  ®,o  vom 
Bruttoertrage  der  Monopolprodukte,  woifür  sie 
den  Transport,  die  Verwaltung  und   den  Ver- 


unterhalt  reichlicher  gesichert  und  der  Segen 
einer  civilisierten  Nationalität  stärker  ausge- 
prägt als  unter  den  selbstvertrauenden  Söhnen 
von  Europas  Niederlanden.  Der  Nerv  von 
Hollands  Macht  und  Wohlstand  aber  lag 
stets  nur  in  seiner  überseeischen  Politik, 
Was    würde    heute   eben   dieses  Holland   sein. 


kauf  der  von  der  Regierung  zu  diesem  Zwecke  |  wenn  ihm  England  nicht  im  Jahre   1814  einen 
anzuwei.senden  Produkte  übernimmt.  \  grossen  Teil   seiner  überseeischen  Besitzungen 

Ein  zwar  nicht  beliebtes,  aber  immer  wich-   zurückgegeben  hätte  ?  —   Der   Name    ^.Nieder- 
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land^  -wäre  wahrscheinlich  seit  etwa  50  Jahren 
eine  interessante  Beliqoie  für  emsige  Geschichts- 
forscher, und  das  Land  seihst  würae  jetzt  viel- 
leicht eine  kontinentale  Provinz  Grosshritanniens 
sein. 

Die   Handelshewegnng  Niederlands  betmg 
auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  Mark: 
Im  Durchschnitt  Special-  General- 

der  Jahre  ausfuhr  einfuhr 

M.  M. 

1825—1827 
1834 

1839—1840 

1841—1845 

1846—1850 

1851—1855 

1856—1860 

1861—1865 

1866—1870 

1871—1875 


26,79 

39,35 

46,59 

106,92 

52,28 

116,22 

60,00 

129,30 

70,59 

147,96 

92,85 

176,36 

122.10 

216,15 

149,28 

230,76 

174,85 

274,48 

220,56 

360,35 

Sjjecial- 
einfuhr 

246,94 

343,18 

314,63 

424,31 

403,90 

463,14 

403,26 

493,23 

484,94 

575,05 

1876—1880 
1881—1885 
1886—1890 
1891—1895 
1896—1898 


In  dem  wirtschaftlichen  Aufschwung,  der 
sich  in  diesen  Zahlen  wiederspiegelt,  erntet 
Niederland  den  normalen  Lohn  seiner  Ms  jetzt 
einzig  in  der  Ent^vickelung  der  Menschheit  da- 
stehenden Eulturleistungen.  Was  seihst  die 
Briten  nur  vergehlich  versucht  hahen  und  was 
ihnen  in  Indien  und  Afrika  täglich  mehr  und  mehr 
missglückt, — die  geistige  Kultivation  der  Tropen- 
länder, die  Kulturerziehung  fremder  Rassen, 
dazu  baheu  die  Niederländer  schon  seit  den 
30  er  Jahren  dieses  Jahrhunderts  den  allein 
richtigen  Weg  eingeschlagen,  nämlich  nicht 
versucht  wie  es  die  Briten  noch  bis  auf  Sir 
Arthur  Gordon  stets  gethan  haben,  den  fremden 
Ländern  und  Völkern  das  Schema  der  euro- 
päischen Kultur  aufzupressen,  sondern  sie  haben 
angefangen,  eine  solche  fremde  Menschenrasse 
wirklich  zn  erziehen,  sie  hahen  die  selbstthätige 
eigenartige  Entwickelung  derselben  begünstigt, 
sodass  dieselbe  auf  diese  W^eise  sich  mit  der 
Zeit  als  selbstthätiges  Glied  in  den  Kreis  der 
Civilisation  wird  einreihen  und  der  Kulturent- 
wickelung des  Menschengeschlechtes  mehr 
leisten  und  zurückgeben  können,  als  sie  von 
demselben  in  Gestalt  der  europäischen  Basse 
empfangen  hat.  Wir  Deutschen  nennen  gern 
die  Engländer  ein  vorzucfsweise  praktisches 
Volk ;  ob  und  wie  sehr  diese  kultivative  Leistung 
der  Niederländer  aber  praktisch  war,  das  zeigt 
uns  der  materielle  Erfolg  derselben,  welcher 
deutlicher  beweist,  als  alle  Menschenzungen 
reden  können,  dass  die  Briten  in  der  Meister- 
schaft des  Managements  die  Niederländer  noch 
lange  nicht  erreicht  haben.  Den  fast  hundert- 
jährigen Zeitraum,  welchen  Holland  vor  Eng- 
land an  Alter  und  an  Erfahrung  voraus  hatte, 
hat  Grossbritannien  bis  jetzt  noch  nicht  einge- 
holt, und  die  heutigen  Zustände  des  britisch-  > 
indischen  Volkes  machen  eher  den  Eindruck, 
als  ob  der  Abstand  zwischen  den  Leistungen  , 
beider  Völker  im  Wachsen  begriffen  wäre." 
(Hübbe-Schleiden.)  i 

Uandwörterboch  der  StaatswiBsenBchaften.    Zweite 


14.  Der  jetzige  Kolonialbesitz  der 
Niederlande.  Ueberaus  eingehende  sta- 
tistische Nachrichten  über  die  niederlän- 
dischen Kolonieen  für  die  jüngsten  Jahr- 
zehnte enthält  das  seit  einigen  Jahren  her- 
ausgegebene statistische  Jahrbuch  der  Nieder- 
lande. Der  ausführlichere,  auf  Niederländisch- 
Ostindien  bezügliche  Teil  des  Jahrbuchs  be- 
handelt die  Gebietsgrösse,  die  Bevölkerung, 
den  Gesundheitsdienst,  das  ünterrichtswesen, 
den  Kultus,  Landwirtschaft  und  Industrie, 
besonders  eingehend  die  Staatsbetriebe  und 
den  Zucker-,  Kaffee-  und  Tabakbau,  Handel 
und  Schiff£Üirt,  Bankwesen,  Eisenbahnen, 
Trambahnen,  Post  und  Telegraphie,  die 
subventionierten     Verkehrsmittel ,     Eechts- 

Eflege,  Armee  und  Marine,  Staatshaushalt, 
teuern,  Monopole.  Der  kürzere.  Nieder- 
ländisch-Westindien  behandelnde  Teil  giebt 
ziffernmässige  Nachrichten  über  die  Be- 
völkerung, das  Unterrichtswesen,  Landwirt- 
schaft, Industrie,  Handel,  Schiffahrt,  Ver- 
kehrsmittel, Bankwesen,  Verwaltung,  Staats- 
haushalt. 

Wir  entnehmen  dem  Jahrbuch  nur  fol- 
gende Angaben:  Die  Bevölkerung  von  Java 
und  Madiua  ist  seit  1880  von  19794559 
auf  1896  26 125053  gestiegen.  Am  31.  Dezem- 
ber 1896  waren  unter  der  Gesamtbevölkerung 
von  Java  und  Madura  51737  Europäer, 
261 080  Chinesen,  17  045  Araber,  3238  andere 
nicht  eingeborene  Orientalen,  25791953  Ein- 
geborene, zusammen  26125053.  In  den  an- 
deren oslindischen  Besitzungen  (Buiten- 
bezittingen)  wurden  am  31.  Dezember  1895 
11831  Europäer,  213479  Chinesen,  8172 
Araber,  8246  andere  nicht  eingeborene 
Orientalen  gezählt,  während  für  die  Zahl 
der  Eingeborenen  nur  Schätzungen  vorliegen, 
die  sich  auf  et^'a  6,6  Millionen  beziffern. 

Die  gesamte  europäische  Bevölkerung 
von  ganz  Niederländisch-Indien  ist  seit  1860 
von  29170  auf  63315  im  Jahre  1895  ge- 
stiegen. Unter  den  63315  Ende  1895 
anwesenden  Eiuropäern  befanden  sich  11 278 
Niederländer.  Die  Kolonieen  besitzen 
selbst  eine  nicht  unbeträchtliche  Kriegs- 
und Handelsflotte.  Auch  das  Bank-  und 
Sparkassenwesen  ist  ziemlich  entwickelt 
Die  im  Jahi-e  1898  vorhandenen  2076  km 
Eisenbahnen  hatten  eine  Einnahme  von 
12  Millionen  Gulden.  Die  Armee  besteht  aus 
1359  europäischen  Offizieren  und  15467 
Europäern,  50  Afrikanern,  26033  Ein- 
geborenen. 

Die  Kolonialverwaltung  hatte  im  Jahre 
1899  133  Millionen  Gulden  Einnahmen,  da- 
von 116  in  Indien,  17  in  Europa  und  145 
llklülionen  Gulden  Ausgaben,  davon  116  in 
Indien,  29  in  Europa. 

Die  von  den  Eingeborenen  erhobene 
>Landrentec  (Grundsteuer)  ist  seit  1884  von 
19  allmählich  auf  15  Millionen  Gulden  ge- 
Auflage. V.  12 
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sanken.  Aus  der  Monopolvervvaltung,  aueh 
aus  dem  Opiummonopol  und  dessen  Yer- 
pachtimg  werden  beträchtliche  Einnahmen 
gezogen. 

Auf  Lombok  ist  1895  eine  direkte  Staats- 
verwaltung eingerichtet  woi-den  mit  einem 
Assistent-Resident  an  der  Spitze.  Lombok 
mit  den  zugehörigen  Inseln  bildet  einen 
Teil  der  Residentur  Bali  und  Lombok  und 
zerfällt  in  zwei  Unterabteilungen,  AVest-  und 
Ostlombok. 

Surinam  hatte  1897  eine  Einfuhr  von 
5,2,  eine  Ausfuhr  von  5,2  Millionen  Gulden, 
der  Hafen  von  Curavao  eine  Einfuhr  von 
2,G  Millionen  Gulden.  Das  Kolonialbudget 
Surinams  für  1895  enthält  2089000  Gulden 
Ausgaben,  von  denen  3G3  (MM)  Gulden  durch 
Zuschüsse  des  Mutterlandes  gedeckt  werden. 
Curavao  hat  ein  Budget  von  ()91(M)0  Gulden 
und  bedarf  seit  1882  eines  heimischen  Zu- 
schusses nicht  mehr. 

Für  Niederlandisch-Neuguinea  ist  1894 
zu  Amsterdam  eine  Handelsmaatschai)pij 
errichtet  worden. 

Die  KolonialheiTSchaft  der  Niederlande 
in  Ostindien  wird  mehr  und  mehr  durch 
britische  und  nordamerikanische  Ausdeh- 
nungsbestrcbungen  bedroht.  Der  Sitz  der 
britischen  Bestrebungen  ist  Australien,  wo 
man  der  Meinung  ist,  >dass  es  einer  der 
grössten  Fehler  gewesen  sei,  die  Grcss- 
britannien  je  gemacht  habe,  als  es  im  Wiener 
Frieden  die  holländischen  Besitzungen  in 
Asien,  insbesondere  in  Java,  an  Holland 
zurückgab,  und  dass  es  der  Zukunft  vor- 
behalten bleiben  müsse,  denselben  gut  zu 
machen,  wobei  es  dann  Pflicht  der  austra- 
lischen Kolonieen  sein  werde,  dem  Mutter- 
lande darin  beizustehen  <.  (Lonl  Lamington, 
Gouverneur  von  Queensland  1898  in  der 
R.  Geogr.  Soc.)  Andererseits  haben  die 
Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  1898 
auf  den  Philippinen  Fuss  gefasst  und  be- 
drohen von  dorther  den  holländischen  Kolo- 
nialbesitz, den  Holland  mit  seiner  jetzigen 
schwachen  Kriegsflotte  im  Kriegsfalle  nicht 
zu  schützen  vermag. 

E.  England. 

15.    Abriss    der   Kolonialgeschichte. 

>-Es  ist  hier  meine  Absicht  dai*zustellen  .  .  .  ., 
wie  die  riesige  Ausdehnung  unseres  Handels 
uns  zu  einer  Weltmachtstelhmg  erhob,  im 
Vergleich  zu  der  alle  anderen  Milchte  fast 
in  Unbedeutendheit  versanken;  wue  die 
Kolonisation  unseres  Volkes  in  Amerika  viel 
mächtiger  noch  und  reicher  sich  gestaltete, 
als  selbst  die  überreiclien  Machtgebiete,  über 
welche  Cortez  und  Pizarro  einst  die  Herr- 
schaft Karls  V.  ausdehnten,  luid  wie  wir  in 
Asien  ein  Reich  gi-ündeten,  grossartiger  noch 
und  von  längerer  Dauer,  als  einst  das  Welt- 
reich Alexanders.  <s    Mit  diCwSen  stolzen  Wor- 


'  ten  beginnt  Lord  Macaulay  seine  Gesehichtt- 
I  Englands,  die  in  der  Tliat  seit  dem  17.  Jahr- 
'hundert   zu   einer   Geschichte   der   w-eltbe- 
I  wegenden   kolonialen  Arbeit  des  an  sich   sn 
j  kleinen  britischen  Inselvolkes  wird. 
I       Erst  mit  dem  17.  Jahrhundert  tritt  Eng- 
j  land  in  die  Reihe  der  Kolonialmächte    ein. 
I  Bei  der  Entdeckung  und  ereten  Occupation 
I  Amerikas  hatte  England  den  Si>aniern    und 
I  Portugiesen  den  Vortritt  belassen,   und    l»ei 
I  der  ersten  Besiedelung  Amerikas  waren  ilim 
■  nicht  nur  die  Spanier  und  Portugiesen,   t^on- 
I  dern  auch  die  Franzosen,  Niederländer    iin«i 
'  Skandinavier    zuvorgekommen,    ebenso)     \^'ie 
bei  der  Besetzung  Ostindiens  und  Südafrikas 
die  Portugiesen   und  Niederländer.     Lang^»r 
als  ein  Jahrhundert  beteiligte  sich  England 
an  der  Ausbeutung  der  überseeischen  Kolo- 
nialgebiete nur  durch  Schiffahrt  nnd  Han- 
del.    Als    dann   England  am   Anfange    des 
17.  Jahrhunderts  zu  der  Erwerbung  eigener 
Kolonieen  schritt,  musste  es  demgemäss  seinen 
Kolonialbesitz     ei-st     den     konkurrierenden 
europäischen      Kolonialmächten      abringen. 
Scheinbar  absichtlich,  jedenfalls  mit  Vorteil, 
bevorzugte  es  hierbei  vorwiegend  solche  Cre- 
biete,  auf  denen  andere  Kolonialmächte  sclu»n 
längere  Zeit  thätig  gewesen  waren  und  nam- 
hafte geistige   und  materielle  Kulturkosten 
aufgewendet    hatten,    in    Nordamerika    die 
Franzosen,    Spanier    und    Niederländer,     in 
Südafrika  die  Niederländer,  in  Ostindien  die 
Portugiesen    und    später    in   Aegypten    die 
Franzosen.     England    hatte    sich "  aber    am 
Ende   des  IG.  Jahrhunderts  auf  eine  aktive 
Koloniali)olitik  vorbei-eitet   durch  Entwicke- 
lung  einer  heimischen  Industrie,  eines  aus- 
wäi'tigen  Handels,  vor  allem  aber  durch  den 
Bau  einer  leistungsfähigen  Handelsflotte  und 
Kriegsmarine.     Mit   Hilfe  der  letzteren  er- 
schütterte England  die  bis   dahin   unange- 
fochtene VorheiTschaft  der  ältesten  Kolonial- 
maclit   Spaniens  (Vernichtung   der  Armada 
loss,  Seekriege  Walter  Raleighs  und  Franz 
Drakes),  unterstützte  in  der  Losreissung  der 
Niederlande  von  Spanien  die  Bildung  einer 
den  romanischen  Kolonialstaaten  ebenbürtigen 
germanischen  Kolonialmacht  und  vermochte 
es,    die    Interessen    der    4    Kolonialmächte 
Spanien,   Portugal,  Frankreich  und  Nieder- 
lande g(^gen  einander  auszuspielen  und  diesen 
kontinentalen    Staaten    die    Vorteile    seiner 
eigenen  insuLiren  Lage  immer  mehr  gegen- 
überzustellen.    So  kam   es,   dass  seit  dem 
17.    Jahrhundert    kaum    ein    europäischer 
Fried ensschluss  zu  stände  kam^    ohne   dass 
England     dabei     seinen    Kolonialbesitz     er- 
weitert hätte. 

Dies  war  aber  nur  dadurch  möglich,  dass 
England  auf  seine  frühei-en  Vei-suche,  sich 
in  Europa  (Franki-eich  und  Niederlande) 
auszudehnen,  im  wesentlichen  verzichtete. 
Nur   Gibraltar  wurde  im  Frieden   von    Ut- 
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recht,  Helgoland,  ^alta  und  die  Ionischen 
lasela  im  Pariser  Frieden  erworben.  Da- 
gegen machte  England  die  Erwerbung  und 
Befestigung  überseeischen  Kolonialbesitzes 
zum  Brennpunkt  seiner  auswärtigen  Politik 
überhaupt,  während  andere  Mächte  die 
kolonialen  Angelegenheiton  nur  nebensäch- 
lich behandelten. 

Auch    die    englische    Wirtschaftspolitik 
^var    seit   den    Tagen  Elisabeths    fast   aus- , 
tichliesslich  in  den  Dienst  der  Kolonialpolitik  ! 
gestellt    Ganz  besonders  war  dies  bei  dem 
Erlass  der  Navigationsakte  (Cromwell  1651) . 
der  Fall.    Und  England  scheute  sich  nicht  1 
davor,   durch  derartige  Massregeln   sich  in  I 
QegeDsatz  zu  anderen  Mächten  zu  stellen 
und    die  hieraus  sich  ergebenden  Konflikte 
auf  sich  zu  nehmen. 

Bis  zum  Ende  des  18.  Jahrhunderts  unter- 
schied  sich  die  englische  Kolonialpolitik  in 
ihrer  Anwendung  auf  die  englischen  Kolonieen 
selbst    nur  wenig  von   dem   hergebi-achten 
^Systeme«  der  älteren  Koloniemächte,  d.  h. 
England  war  bestrebt,  die  Kolonialgebiete 
zum  Vorteile  des  Heimatlandes  so  sehr  wie 
möglich  wirtschaftlich  auszubeuten   und  zu 
diesem  Zwecke  sie  so  streng  als  möglich  in 
politischer  Abhängigkeit  zu  erhalten.    Aber 
im  Gegensatze  zu  Spaniern  und  Portugiesen 
liat  England  sich  stets  bemüht,  seine  Kolo- 
nieen   mit   eim)päischen    und    insbesondere  i 
englischen    Bevölkerimgselementeii    zu    be-  i 
siedeln,  also  eine  Auswanderung  nach  seinen  ' 
Kolonieen   zu  begünstigen.    Und  früher  als ' 
andere  Kolonialmächte  hat  England  beson- 1 
ders  im   19.  Jahrhundert  seinen  Kolonieen , 
ein  Selbstbestimmungsrecht  und  eine  Selbst- 1 
Verwaltung   eingeräumt.     Aber    länger    als ' 
die  älteren  Kolonialmächte  hat  England  sich 
bei   der  ersten  Occupation  und  wirtschaft- 
lichen   Erschliessung    neuer   jungfräulicher 
(nicht   von   anderen  Kolonialmächten  über- 
nommener) Kolonialgebiete  der  Mission  und 
des  Handels  bedient,  des  letzteren  gewöhn- 
lich in  den  Formen  grosser  kapitalreicher, 
mit  Privilegien  und  Monopolen  ausgestatteter 
Gesellschaften.    Erst  wenn  diese  Interessen 
oder  auch  Konflikte  geschaffen  hatten,  tmt 
der  Staat    mit   seinen   offiziellen  Gewalten 
ein,    sowohl   gegenüber  den  Eingeborenen 
als  liesonders  gegenüber  den  anderen  euro- 
päischen   Grossmächten.      Mögen    es    aber 
Private  sein  oder  mag  die  Staatsgewalt  selbst 
in  Frage  kommen,  stets  opfert  die  englische 
Kolonialpolitik   kolonialen    Unternehmungen 
im  Anfange  grosse  Kapitalien  für  die  An- 
bahnung einer  ersten  Kultur,  insbesondere 
für  die  Herstellung  von  Verkehrsmitteln. 

Die  von  Köni^  Heinrich  VII.  1496  bis  lö03 
unter  Gaboto,  Ashhurst  und  Elliot  nach  den 
Kästen  Nordamerikas  entsandten  Expeditionen 
führten  ebensowenig  zu  einem  praktischen  Er- 
gebnis wie  John   Cabots  Besitzergreifung  von 


Neufundland  1497.  Und  auch  als  Humphrey 
Gilbert  fast  100  Jahre  später  1583  im  Nameij, 
seiner  Königin  Elisabeth  abermals  von  Neu- 
fundland Besitz  ergriff  und  sein  Bruder  Walther 
Raleigh  1584  und  1587  einer  Besitzergreifung, 
nach  seiner  jungfräulichen  Königin  den  Namen 
A^irginia  gab,  führte  dies  zunächst  keineswegs 
zu  einer  englischen  Besiedelung  dieser  Gebiete, 
denn  als  ihr  Nachfolger  Jacob  I.  1603  den 
Thron  bestieg,  war  noch  kein  Engländer  in 
Nordamerika  angesiedelt. 

Die  ersten  Anfänge  des  englischen  Kolonial- 
reiches weisen  vielmehr  nach  Ostindien.  Denn 
am  31.  Dezember  1601  (nach  heutiger  Rech- 
nung um  10.  Januar  1602)  wurde  der  East- 
India-Company  der  erste  Charter  verliehen,  Sie 
legte  1602  eine  Niederlassung  in  Surate  an. 

Aber  kurz  darauf,  1605,  nahmen  britische 
Ansiedler  auch  von  Barbados  in  Westindien  Be- 
sitz und  pflanzten  an  der  Stelle,  wo  später 
James  Town  entstand,  ein  Kreuz  mit  der  In- 
schrift auf:  „James,  King  of  England  and  of 
bis  Island".  Lud  im  Jahre  1606  erteilte  Jacob  I. 
Charterbriefe  an  2  englische  Gesellschaften, 
welche  Virginien  und  Neu-England  zu  koloni- 
sieren sich  zur  Anfgabe  machten.  Bald  folgte 
der  dritte  Weltteil,  indem  1631  am  Gambia  in 
Westafrika  die  erste  britische  Niederlassung  be- 
festigt wurde.  Unter  Karl  I.  1625—1649  traten 
zu  den  bisherigen  Erwerbungen  die  kleinen 
Antillen,  Antigua,  Nevis,  Montserras,  die  Virgin- 
Inseln  und  die  Bahamas  hinzu.  Und  im  Jahre 
1655  wurde  den  Spaniern  durch  die  Streit- 
kräfte Cromwells  Jamaica  abgenommen.  Der 
infolge  des  Eriasses  der  Navigationsakte  9.  Ok- 
tober 1651  ausgebrochene,  erst  1667  beendigte 
Krieg  gegen  Holland  brachte  England  Neu- 
Amsterdam  (New- York)  ein,  und  bis  zum  Ende 
des  Jahrhunderts  gelangte  England  in  den  Be- 
sitz der  ganzen  Ostküste  Nordamerikas  südlich 
von  Canada  bis  nach  Georgia.  Spanien  er- 
kannte 1670  die  Souveränität  Englands  über 
diese  Gebiet«  ausdrücklich  an.  Gleichzeitig 
dehnte  sich  in  Ostindien  die  Herrschaft  der 
englischen  ostindischen  Kompagnieen  mächtig 
aus.  In  Bombay,  Fort  William  (Madras)  und 
in  Fort  St.  George  (Bengalen)  waren  die  Keime 
zu  den  3  grossen  Präsidentien  von  Britisch- , 
Indien  gelegt.  Dieser  Besitz  wurde  1702  bei ' 
der  Verschmelzung  der  beiden  damals  bestehen- 
den Kompagnieen  zu  der  United  Company  of 
Merchants  trading  to  the  East  India  wesentlich 
befestigt. 

A^on  den  während  des  spanischen  Erbfolge- 
krieges gemacht^iu  kolonialen  Eroberungen  be- 
hielt England  im  Frieden  von  Utrecht  1713 
allerdings  nur  Hudsons  Bay,  Acadia,  Neu- 
Schottland,  Neufundland,  St.  Christophor,  Gi- 
braltar und  Minorca  und  erwarb  das  Monopol, 
jährlich  4800  Neger.sklaven  nach  dem  spanischen 
Indien  zu  führen. 

Das  Scheitern  von  LaAvs  Mississippiprojekt 
1720  und  der  Schwindel  der  South  Sea  Company 
1711—1720  verschlan^^en  grosse  Kapitalien. 
Aber  1750  wurden  an  der  Goldküste  von  Afrika 
neue  Stationen  angelegt  und  im  Pariser  Frieden 
von  1763  Canada  und  Cap  Breton  von  Frank- 
reich erworben  und  die  französischen  Antillen, 
Grenada,  St.  A'inceut,  Dominica  und  Tobago 
förmlich  an  England  überlassen.    Spanien  trat 
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Florida  ab,  und  1771  wurden  die  Prinz  Eduard- 
Inseln  in  Verwaltung  genommen. 

Um  die  nordamerikanischen  Kolonieen  zu 
den  Lasten  der  mächtig  angewachsenen  engf- 
Hschen  Staatsschuld  heranziehen  zu  können, 
wurde  1765  die  Stamp  Act  erlassen.  Die  Kolo- 
nisten erklärten  aber  nach  dem  Grundsatze  No 
taxation  ^ithout  representation,  keine  Steuern 
an  Grossbritannien  zahlen  und  kein  Stempel- 
papier kaufen  zu  wollen.  Der  Konflikt  wurde 
verschärft  durch  die  Forderung  Georgs  III.,  in 
den  uraerikanischen  Häfen  eine  Reihe  von  Ein- 
gangszöllen, besonders  von  Thee  zu  erheben. 
Nunmehr  organisierten  die  Kolonieen  unter 
Vorantritt  von  Massachusetts  den  bewaffneten 
Widerstand.  In  dem  Unabhängigkeitskriege, 
in  dem  die  Kolonieen  unter  Führung  George 
Washingtons  die  Unterstützung  Frankreichs 
fanden  und  England  sein  Heer  hauptsächlich 
aus  deutschen  Söldnern  bildete,  fand  177ö  bei 
Lexington  das  erste  Scharmützel  und  1781  bei 
Yorktown  die  entscheidende  Sohla^'ht  statt. 
Aber  erst  im  Frieden  von  Versailles  vom 
3.  September  1783  wurden  die  13  Provinzen, 
die  sich  am  4.  Juli  1776  für  unabhängig  erklärt 
hatten,  als  The  Therteen  United  States  von  selten 
Englands  anerkannt.  Der  Krieg  hatte  England 
105  Mill.  £  gekostet  und  die  bis  dahin  2537 
Mill.  Mark  betragenden  Staatsschulden  Englands 
auf  4637  Mill.  Mark  anschwellen  lassen. 

Während  dieses  einzigen  grösseren  Ver- 
lustes an  englischem  Kolonialbesitz  in  Nord- 
amerika dehnten  sich  die  Erwerbungen  der 
englischen  ostiudischen  Kompagnie  in  Ostindien 
immer  mehr  aus.  Durch  Gouverneur  Clive 
wurde  die  von  Colbert  begründete,  1(564 — 1769 
bestandene  französische  Kompagnie  aus  Indien 
verdrängt.  Bengalen,  Behar,  Orissa,  Camatio, 
Benares,  Guntoor  und  Circars  erworben  und 
dieser  Besitz  20.  November  3  782  von  Frankreich 
anerkannt  und  durch  W.  Pitts  India  Bill  1784  die 
East  India  Campany  unter  strengere  Aufsicht 
der  englischen  Staatsbehörden  Board  of  Control 
gestellt. 

In  Nordamerika  wurde  zu  dieser  Zeit  1784 
Neu-Braunschweig  als  gesonderte  britische  Pro- 
vinz konstituiert  und  in  Afrika  die  Kolonie 
Sierra  Leone  mit  freien,  aus  Amerika  über- 
geführten Negern  besiedelt,  1786  auch  die 
Insel  Penang  m  der  Strasse  von  Malakka,  dieses 
selbst  aber  1795  erworben,  1786  auch  der  1638 
beansprucht«  Besitz  von  Britisch  Honduras  von 
den  Spaniern  anerkannt,  den  letzteren  1797 
auch  Trinidad  entrissen. 

Im  Jahre  1788  fasste  England  zum  ersten 
Mal  festen  Fuss  auf  australischem  Boden 
in  Sydney  Cove. 

Im  Frieden  von  Amiens  1802  musste  es 
alle  während  des  Krieges  seit  1793  gemachten 
Eroberungen  wieder  herausgeben,  das  Capland 
au  Holland,  Malta  an  die  Malteser,  Aegypten  au 
die  Türkei  und  behielt  nur  Trinidad  und  Ceylon. 
Dagegen  ging  1814  das  Capland  endgiltig  in 
den  Besitz  der  Engländer  über,  und  der  Pariser 
Friede  von  1815  brachte  ihnen  Helgoland, 
Malta  und  die  ionischen  Inseln. 

Die  grösst«  Ausdehnung  erhielten  die  eng- 
lischen ü1i)erseeischen  Besitzungen  erst  im  19. 
Jahrhundert,  speciell  unter  der  Regierung  der 
Königin  Viktoria  (seit  1837).  Und  zwar  be- 
durfte es  hierzu   im  Gegensatze  zu  den  beiden 


vorausgegaujErenen  Jahrhunderten  nicht  mehr 
blutiger  Kriege  mit  europäischen  Mächt**n. 
Denn  wenn  auch  die  koloniale  Ausdehnung  si<  h 
zum  Teil  auf  Kosten  des  Nominalbesitzes  älterer 
Kolonialmächte  vollzog,  so  geschah  dies  d<H'h 
auf  dem  Wege  friedlicher  yerstäudigung-.  Im 
wesentlichen  !and  aber  die  britische  Ausdennung 
auf  Kosten  von  Naturvölkern  und  durch  Unter- 
werfung in  oft  blutigen  Kriegen  einheimischer 
Mächte  statt,  Ueber  die  Ausdehnung  des  ens- 
lischen  Besitzes  in  Afrika  s.  o.  Teilung  Afrikas 
S.  153.  In  Nordamerika  wurden  die  uordwe-t- 
lichen  Territorien  erworben  und  1867  mit  d*^r 
Dominion  of  Canada  vereinigt.  Ganz  Australien 
mit  Neuseeland  und  Ta.smanien  wurden  britisi'he 
Kolonieen,  Nordbonieo,  das  südliche  Neu-Guinea. 
Fidji  und  zahllose  Inseln  der  Südsee,  zuletzt 
1892  auch  die  Gilbert-Insehi  erworben,  im 
Mittelmeer  die  Insel  Cypern  auf  Grund  einer 
Konvention  mit  der  Türkei  1878  besetzt,  1842 
und  1861  Hon^-Kong  von  China  erworben,  vor 
allem  aber  seit  1858  die  direkte  Verwaltung 
von  Indien  übernommen,  dessen  Grenzen  wesent- 
lich nach  allen  Richtung:en  hin  ausgedehnt  und 
die  Herrschaft  über  die  bisher  teilweise  ab- 
hängigen einheimischen  Fürsten  befestigt.  Wenn 
hierdurch  der  überseeische  Besitz  Englands 
grösser  und  fast  bedeutender  wurde  ab  da* 
Slutterland,  so  fand  dies  seinen  Ausdruck  darin, 
dass  die  Königin  von  England  seit  1876  den 
Titel  einer  Empress  of  India  annahm. 

Ueber  die  Kämpfe,  unter  denen  Grossbri- 
tannien seine  heutige  koloniale  Weltherrschaft 
dem  wettbewerbenden  Europa  abrang,  sagt 
Ernst  von  der  Brüggen  in  den  Grenzboten  vom 
24.  Mai  1900: 

„Die  Kämpfe,  die  England  zwanzig  Jahre 
lang:  ^^jEC^u  das  republikanische,  dann  das  im- 
periahstische  Frankreich  bestand,  tnigen  ohne 
Zweifel  zur  Rettung  der  alten  Ordnung  des 
kontinentalen  Europa  sehr  viel  bei.  Aber 
wenn  das  die  Wirkung  nach  dieser  Seite  hin 
war,  so  war  das  eigentliche  Motiv  Englands 
doch  nicht  darauf,  sondern  auf  das  endliche 
Niederzwingen  Frankreichs  in  seiner  ausser- 
kontinentalen  Stellung  gerichtet,  und  da  mehr 
als  halb  Europa  zu  Zeiten  in  französischer 
Hand  lag,  so  konnte  England  seine  Seeherr- 
schaft gegen  mehr  als  halb  Europa  zu  einer 
dominierenden  Höhe  erheben.  Was  es  in  Spanien, 
was  es  bei  Waterloo  gethan  hat^  verliert  sehr 
an  Bedeutung  im  Vergleich  mit  dem.  was  ihm 
zu  W^asser  gelang.  Während  ganz  Europa  um 
seine  Freilieit  rang,  während  England  in  alter 
\yeise  dem  Kontinent  Geld  gab,  damit  man 
sich  untereinander  schwäche,  betrieb  es  seine 
kommerziellen  Geschäfte  durch  die  Zerstörung 
aller  unbequemen  fremden  Flotten  und  die  W\^g- 
nahme  fremder  Kolonieen.  In  dreizehn  Jahren 
gelaug  ihm  folgendes :  1794  zerstört  es  bei  Brest 
eine  französis(;he  Flotte,  1797  zerstört  Sir  Jerris 
bei  Cap  St.  Vincent  die  spanische  Seemacht, 
1797  zerstört  England  bei  Camperdown  die 
holländische  Flotte,  1798  nimmt  Nelson  bei 
Abukir  die  französische  Flotte  weg,  1799  wini 
bei  Texel  der  Rest  der  holländischen  Flotte 
weggenommen,  1801  wird  die  dänische  Flotte 
auf  der  Reede  von  Kopenhagen  überfallen,  ohne 
Erfolg,  1805  zerstört  Nelson  bei  Trafalgar  die 
vereinigten  Flotten  von  Spanien  und  Frank- 
reich,  1806   wird   bei   St.  Domingo   eine   fran- 
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zösLsche  Flotte  zerstört,  1807  Wegnahme  der 
dänischen  Flotte  im  Hafen  von  Kopenhagen, 
ohne  Kriegserkläninff. 

Danoit  waren  afie  fremden  Flotten  bis  auf 
einige  schwedische  und  portugiesische  Kriegs- 
schiffe aus  der  Welt  geschaut.  Als  es  zum 
ersten  Pariser  Frieden  kam,  war  England  die 
einzige  europäische  Seemacht  und  im  Besitz 
aller  französischen  und  holländischen,  fast  aller 
dänischen  und  vieler  spanischen  Kolonieen. 
Diese  letzten  gab  England  nun  freilich,  soweit 
>ie  in  den  letzten  Kriegen  erobert  wurden,  bis 
auf  Ceylon  und  Helgoland  wieder  heraus,  aber 
es  sorgte  weniig;  Jahre  später  dafür,  dass  die 
grosseii  romanischen  Kolonieen  in  Südamerika 
und  >üttelamerika  nicht  in  der  Hand  europäischer 
Mächt«  blieben,  indem  es  ihnen  zu  der  Aner- 
kennung ihrer  Unabhängigkeit  verhalf. 

Nun  ging  England  in   aller  Ruhe    an  den 
Ausbau    seines  Kolonialreiches    und    die  Siche- 
rung der  gewonnenen  Seeherrschaft,  vorerst  auf 
dem  Mittelmeer.    Den   Eingang   hatte    es   seit 
1713  in   der  Hand,  seit  1800  auch  Malta.    Der 
Wiener  Frieden  liess  die  Dardanellen  frei,  ob- 
gleich noch  1807  eine  englische  Flotte  im  Mar- 
marameer   erschienen  war;    denn   damals    war 
nicht  Bussland,  sondern  England  für  Konstanti- 
Mopel  gefälrlich.    Als  Äussland   eine  Flotte  im 
J^chwarzen  3Ieer  geschaffen  hatte,   kehrte  sich 
das  Interes.se  um,  und  1841   schloss   der  Meer- 
tnigenvertrag  den  Ausgang  zum  Mittelmeer  für 
alle,  besonders  aber  für  ßussland.  Die  türkisch- 1 
ägyptische    Seemacht   wurde  1827    bei  Navarin 
vernichtet  von  England   im  Bunde  mit  Frank- 
Teich  und  Russland,   was  Wellington  im   eng- 
lischen  Interesse   freilich    für  ein    „beklagens- 
wertes Ereignis'*  erklärte.    Der  Krimkrieg  gab 
England  Gelegenheit,   die  russische  Flotte  des 
Schwarzen  Meeres  zu  vernichten,  und  der  Pa- 
riser Frieden   von  1856  verbot,  sie  wieder  her- 
zustellen,  ein  Verbot,   von   dem   sich  Russland 
erst  1871   wieder  befreite.    Unter   den  gegen- 
wärtigen Verhältnissen   ist  es  Russland   wahr- 
scheinlich nur  recht,  wenn  die  Meerengen  ge- 
schlossen bleiben.    Es  wird  den  Meerengen  ver- 
trag und  die  Bestimmungen  des  Pariaer  Friedens 
erst  zerreissen,    wenn    es   selbst   am  Bosporus 
festsitzt  und  den  Durchgang  sperren  kann.  Im 
Jahre  1882  erschien  dann  England  in  Aegypteu, 
bombardierte  mit  seiner  Flotte  mitten  im  Frieden 
Alexandria,  und  General  Wolseley  begann  das 
Land  zu  besetzen  und   damit  den  Kanal,   der 
sich  zu  einer  der  wichtigsten  Strassen  des  See- 
verkehrs entwickelte,  in  die  Hand  Englands  zu 
spielen,  ein  Spiel,  das  allmählich  in  emen  sehr 
ernstlichen  Besitz  sowohl  des  Kanals  als  ganz 
Aegyptens    überging,    aus   dem    sich    England 
nente  sicher   nicht  ohne    den    heftigsten    und 
blutigsten  Widerstand  wird  vertreiben   lassen. 
Als  Russland  1877  wieder  einmal  vor  Konstanti- 
nopel stand,  da  hinderte  der  Meerengenvertrag 
England  nicht,  vor  dem  Goldnen  Hörn  mit  einer 
Flotte  zu  erscheinen  und  sich  dann  zu  grösserer 
Sicherheit  gegen  russische  Vorstösse  im  Berliner 
Frieden  Gypem  abtreten  zu  lassen. 

Damit  war  das  Werk  einer  weitschauenden 
und  kühnen  Staatskunst  in  seinen  Grundlagen 
gesichert:  nind  um  Europa  hatte  England  so- 
zusagen ehi  Schanzwerk  zu  Wasser  errichtet, 
*las,  von  einer  grossen  Flotte  verteidigt,  nicht 
leicht  durchbrochen  werden  konnte.    Von  Eng- 


land aus  werden  Ostsee  und  Nordsee  bewacht, 
an  der  atlandischen  Küste  ist  nach  dem  Ver- 
schwinden der  spanischen  Flotte  nur  Frankreich 
ein  möglicher  Gegner,  im  Mittelmeer  hat  Eng- 
land die  weitaus  stärkste  maritime  Stellung,  da 
es  die  beiden  wichtigsten  Zugänge  in  der  Hand 
hält  und  Italien  von  der  Seeseite  her  sehr  ver- 
wundbar ist.  Es  ist  die  Umkehr  der  bewaff- 
neten Neutralität:  Europa  ist  dauernd  im  Zu- 
stand der  Blockade  durch  die  englische  See- 
macht. So  lange  die  Kontinentalmächte  nicht, 
ob  vereinzelt  oder  durch  Koalition,  eine  Flotte 
aufbringen,  die  der  englischen  einigermassen 
gewachsen  ist,  braucht  sich  England  um  Europa 
bei  der  A^'erfolgung  seiner  aussereuropäischen 
Interessen  nicht  zu  kümmern.  Und  das  hat  es 
denn  auch  seitdem  nicht  gethan,  bis  auf  den 
einen  Punkt,  wo  seine  Seemacht  aufhört,  näm- 
lich Russland,  den  asiatischen  Nachbar  und 
Nebenbuhler." 

16.  Das  Ergebnis  der  kolonialen  Ent- 
wiekelung.  Das  Ergebnis  der  kolonialen 
Entwickelung  lässt  sich  dahin  zusammen- 
fassen, dass  England  zu  Beginn  seiner  kolo- 
nialen Thätigkeit  ein  kleines  Volk  von  weniger 
als  5  Millionen  Menschen,  heute  mit  seinen 
Besitzungen  den  siebenten  Teil  der  ganzen 
Erdoberfläche  einnimmt  und  den  fönften 
Teil  der  Menschheit  beherrscht. 

„Die  Geschichte  Nordamerikas  bildet  den 
Kernpunkt  dieser  glänzenden  Entwickelung,  und 
die  moderne  Gestaltung  Indiens,  Australiens 
und  Afrikas  ist  ein  lebendiges  Zeugnis  dieser 
fort  imd  fort  wachsenden  Macht.  Gestützt  auf 
diese  Macht  imd  getragen  von  dem  willens- 
kräftigen Mute  der  Nation  erwuchs  Englands 
Welthandel.  „Der  nationale  Handel  folgte  der 
nationalen  Flagge"  (Sir  Julius  Vogel:  Trade 
tends  to  follow  the  flag) ;  die  überseeische  Politik 
eröffnete  der  nationalen  Produktion  stets  neue 
Absatzgebiete ;  dadurch  erstarkte  Englands  wirt- 
schaftliche Kraft,  imd  mit  ihr  wuchs  wiederum 
der  Handel  der  Nation.  So  dehnte  sich  in 
steter  Wechselwirkung  Englands  Wohlstand  im 
Innern  und  seine  Macht  nach  aussen  zu  ge; 
waltigen  Dimensionen  aus,  bis  endlich  der  Brite 
unter  den  Völkern  aller  fremden  Weltteile  zum 
Typus  des  Europäers  wurde.  Die  englische 
Sprache  vermittelte  und  vermittelt  auch  meist 
heute  noch  den  internationalen  Verkehr  zwi- 
schen den  entfernten  Erdteilen  und  zwischen 
den  verschiedenen  Rassen  des  Menschenge- 
schlechts. Das  Prestige  der  Civilisation  in 
Amerika  und  Asien,  in  Australien  und  Afrika 
war  damit  angelsächsisch  geworden.  Zerfiele 
jetzt  dies  Weltreich,  nähmen  die  überseeischen 
Provinzen  Grossbritanniens  eine  feindliche  Hal- 
tung gegen  das  Stammland  an  und  verweigerten 
sie  auch  eine  einheitliche  Konföderation  mit 
demselben:  bliebe  dann  die  britische  Seemacht 
selbst  die  erste  der  AVeit,  so  würde  dennoch 
England  ohne  seine  überseeischen  Reiche  nur 
als  eine  Macht  zweiten  oder  dritten  Ranges 
gelten.  Bisher  freilich  ist  noch  das  britische 
Reich  die  grossartigste  nationalpolitische  Er- 
scheimmg  auf  dem  ganzen  Erdballe,  die 
grandioseste  Schöpfung  des  Welthandelsgeistes 
seit  Anbeginn  aller  Kulturent Wickelung  der 
Menschheit."    (Hübbe-Schleiden.) 
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Die  Briten  haben  dies  erreicht,  obgleich  l  zusanimenffeschmolzeu,  aber  sie  werden  in  eine 
ihnen  fast  jedes  Vei*ständnis  und  Geschick  \  eiißflische  Form  gebracht.  Es  ist  das  Rerhi 
für  die  Kultivation  niedriger  stehender  Völ-  Alfreds  des  Grossen  und  die  Sprai'he  (^haiuvrs. 
ker  fehlt  ^Sie  haben  durch  ihre  schwach-  ^^^^j^^  ^^^  beherrschen  sie  mö^n  woUea  oiler 
willige  PoUtik  Indien  nur  bis  an  den  Rand   "J^^^"  ,  ^*f   '5^   ^'?^^\  EuglmA   yrenie    einst 

^^c.  n««ir^«^**^.   ^^1 U4.        A       i  li  '\  "*r  sich    den  Ruhm  ui  Anspnich   nehmen,    len- 

des  Bankerottes  gebmcht  und  sehen  dabei  .j^,  ^^s  Meeres  neue  Englande  in  trrössert^m 
doch  m  verblendetem  Hochmut  auf  das  |  Massstabe  geschaffen  zu  haben.  Man  übersieht 
kleinere  Nachbarland  herab,  welches  ihnen  j  aber,  dass  unser  Stamm  schon  jetzt  %'iel 
auf  diesem  Felde  tliatsächlich  sehr  weit !  Grösseres  vollbracht  hat  als  die  Kolonisation 
voraus  ist,  Niederland.«  Es  fehlt  dem  Eng- ■  überseeischer  Länder ;  er  hat  seine  eicrenen  Kul- 
länder  die  Ani)assungsfähigkeit  an  fremde  i  ^"rformen  den  Söhnen  Deutsclüands,  Irlands. 
EigentümUchkeit,  die  dem  Niederländer,  dem  |  Skandinaviens,  Frankreichs  und  Spaniens    auf- 

i^.L?'''^Z'''f:Ji:r^^l^^t^^T.:   .     .  I»ie  Entfaltu„.  ..e.  Alt-E„.la«d  der.Eli>a- 


stalten.  Die  englische  Kolonialpolitik  hat 
zwar  Grundsätze,  die  dem  englischen  National- 
charakter fremd  sind.  Sie  will  die  Eigen- 
tümliclikeiten  der  Eingeborenen  möglichst 
schonen.     Und  sie  bethätigt  dies  durch  das 


beth  ist  nicht  im  Grossbritannien  der  Viktoria 
zu  suchen;  es  findet  sich  vielmehr  in  der  Hälft «^ 
aller  bewohnbaren  Länder  unseres  Planeten. 
Wenn  man  aus  Höflichkeit  zwei  kleine  Inseln 
„Gross**  nennt,   dann  sind  Amerika,  Australien. 


Bestehenlassen  der  vorhandenen  Gesetze  in  |  Indien  oftViibar  ein  ..Grösseres  Britannien", 
denjenigen  Kolonieen,  die  früher  Frankreich,  j  Wenn  die  englische  Sprache  am  Ende 
Si>anien  oder  den  Niederlanden  gehörten, ,  des  15.  Jahrhunderts  von  wenig  mehr  als 
durch  Schonung  der  Sitten,  Gewohnheiten  |  o  Millionen  Menschen  gesprochen  wurde, 
und  rehgiösen  Anschauungen  seiner  zahl- !  zu  Beginn  des  19.  Jahrhunderts  von  etwa 
reichen  moliammedanischen  und  hindos- I  40  Millionen,  wenn  es  heute  fast  Ki©  Millionen 
tanischen  Unterthanen  und  durch  oft  zn  ,  Angelsachsen  giebt  und  die  englische  Sprache 
frühe  Einräumung  politischer  Rechte  an  |  die  offizielle  Landessprache  für  mehr  als 
Eingeborene  und  der  Selbstverwaltung  in  1 300  Millionen  Menschen  und  ebenso  die 
solchen  Gebieten,  in  denen  die  eiu*opäischen  |  Weltsprache  für  den  internationalen  Verkolir 
Einwanderer  die  Minderheit  bilden.  ist,  wie  früher  das  Jjateinische   und  si)äter 

Aber  eine  dauernde  englische  Kultur'  das  Französische,  so  ist  dies  weder  der  eug- 
vermag  der  Engländer,  der  von  seiner  Eigen- 1  lischen  Sprache  selbst  noch  der  englischen 
art  nie  etwas  aufgiebt,  nur  da  aufzurichten,  I  Litteratnr  nocli  auch  dem  engUschen  Geiste 
wo  er  durch  britische  Masseneinwanderung !  zu  danken,  sondern  lediglich  der  koloni- 
die  Eingeborenen  zurückdrängt,  wie  in  |  satorischen  starkwilligen  Thätigkeit  des  eng- 
Australien,  oder  wo  es  ihm  gelingt,  andere  '  lischen  Volkes. 

europäische  Bevölkerungsbruchteile  zu  angli- 1  Die  englische  Kolonialpolitik  ist  fest 
sieren,  wie  in  Nordamerika  und  Südafrüfa.  |  auf  die  Errichtung  einer  englischen  Welt- 
Hier  zeigt  der  Engländer  seine  Stärke  als  |  her r Schaft  gerichtet.  Sie  giebt  deshalb 
Kolonisator,  und  auf  diesem  Gebiete  über- '  einmal  Erworbenes  niemals  freiwillig  auf 
ragen  die  Leistungen  des  englischen  Volkes  I  und  hält  nichts  füi-  zu  unbedeutend,  um  es 
alle  kolonisatorischen  Leistungen  aller  Zeiten, '  nicht  zu  erwerben.  Sie  leitet  dabei  ilir 
so  dass  Sir  Charles  W.  Dilke  (Greater  Britain, }  Erwerbungsi-echt  einfach  aus  dem  Bedürfnis 
London  1868)  sagen  durfte :  ab.  Um  den  Seeweg  nach  Indien  zu  sichern, 

„Ich  folgte  dem  Genius  Englands  rings  um  I  brauchte  England  das  Capland  und  es  er- 
die  Welt:  überall  befand  ich  mich  unter  eng- 1  warb  es;  und  als  der  Suezkanal  diesen  Weg 
lisch  redenden  Menschen  oder  in  englisch  re- 1  nach  Indien  auf  eine  andere  Linie  verlegte, 
gierten  Ländern.  Obwohl  ich  bemerkte,  dass  begnügte  es  sicli  nicht  bei  dein  Schutze 
Klima  und  Bodenbeschaffenheit,  dass  Sitten  und  derselben  durch  Gibraltar  und  Malta,  sondern 
Lebensfrewohnheiten.  dass  namentlich  auch  die  \  erwarb  auch  (^'pern,  besetzte  Aegvpten  und 
^:r^%:^^l^  ^n;.  \  ^'<^,  ^^-  Ha\ii,tan^ile  des  KaJs   selbst, 

dass  im  wesentlichen  die  Rasse  überall  nur'^^^^'  ^^^^  ^''''  |H^,""&,  ^^^i'  Weltreiche 
eine  war.  zwangen   oft  auch  Lnruhen  an  den  Reichs- 

Der  Gedanke,  welcher  sich  mir  bei  all !  gi-enzen  zur  Besetzung  und  dann  dauernden 
meinen  weiten  Reisen  aufdrängte,  als  mein  ,  P]rwerbung  solcher  Grenzgebiete.  Nicht 
steter  Begleiter  und  Führer  —  als  der  Schlüssel.  I  minder  war  besonders  in  Indien  die  Eifer- 
weicher mir  das  Verständnis  alles  dessen  er- ,  sucht  auf  konkurrierende  Mächte  (Russland 
schloss  was  mir  in  befremdend  neuen  Landen  ,  ^^^^  China)  bestimmend  flu-  die  Aufsaugung 
ratselliaft  und  wunderbar  erschien  —  war  der  ..^„  ■\:o«^»hKn,^i;5«ri.-.T.M  n;«  i?,,«-^;*^,..,«^^^^ 
überwältigende  Ehidruck  von  der  Grösse  unseres  ^on  Nachbarländer  .  Die  Er^^elt^rung  des 
Stammes,  der  schon  jetzt  den  Erdball  umspannt  ^^"^^^sd}f."  ^Kolonialbesitzes  wird  nicht  eher 
und  wolü  bestimmt  ist,  einst  denselben  ganz  zum  Stillstand  kommen,  bis  der  ganze  un- 
zu  erfüllen.  kultiviei-te  Teil  der  Erde  unter  die  Kultur- 

In  Amerika   werden   die  Völker   der  Erde  [  mächte  aufgeteilt  ist  oder  bis  einzelne  grosse 
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Gebiete  abfallen  (Indien  und  Canada)  oder 
sich  emancipieren  (Australien  und  Südafrika) 
oder  bis  das  ganze  AVeltreich  zusammen- 
bricht. 

Bei  der  Erwerbung  und  ersten  Kulti- 
vation  neuer  Kolonialgebiete  hat  sic^  das 
britische  Reich  als  solches  von  jeher  und 
bis  jetzt  möglichst  ziu-ückgehalten  und  pri- 
vate Erwerbs-  und  Missionsgesellscliaften 
vorangeschickt,  um  von  etwaigen  ersten 
Misserfolgeu  direkt  nicht  berührt  zu  werden. 
Dagegen  räumte  die  Regienmg  diesen  Er- 
werbsgesellscliaften  weitgehende  Privilegien 
(charters)  ein  und  gewährte  ilmen  unum- 
schränkten internationalen  Schutz.  Später 
bediente  sich  das  Mutterland  zur  Erweite- 
rung des  Kolonialbesitzes  vielfach  auch 
der  Vermittelung  der  Kolonialregierungen 
(Australien  in  der  Südsee,  Capland  in  Süd- 
afrika). 

Die    Mittel    der  Herrschaftsaus- 
übung  über  die  Kolonieen  waren  weniger 
als  bei  anderen  Kolonialstaaten  militärische, 
sondern  mehr  wirtschafthche.    Dieses  kolo- 
niale Herrschaftssystem  hatte  seinen 
energischsten    Ausdruck    und    sein    erfolg- 
reichstes Hilfsmittel  in  der  Navigationsakte 
(IK  OktoV)er  1651).    Diese  brach  nicht  nur 
<üe   Vorherrschaft    Hollands    zur    See    und 
machte  die  Industriemächte  Europas  Eng- 
land tributpflichtig,  sondern  erhielt  auch  die 
Kolonieen  selbst  in  kommerzieller  Abliängig- 
keit.     Hinzu    trat   noch    die   Verhinderung 
industrieller  Entwickelung  der  Kolonialländer, 
ja    die    grausame    Zerstörung    vorhandener 
industrieen,  wie  in  Indien.     Während  diese 
grossen  Massregeln  nicht  nur  der  Ausfluss 
<les   krassesten    Egoismus    waren,    sondern 
auch  in  dem  rigorosesten  Masse  gehandhabt 
^Tinlen,     machte     die     englische     Politik 
humanen     Grundsätzen     möglichste     Kon- 
zessionen (Aufhebung  und  Bekämpfung  der 
Sklaverei,   Gesellschaften  zum  Schutze  der 
Eingeborenen)  und  sorgte  durch  Massregeln 
des  Verkehrs  und  der  Polizei  für  das  mög- 
lichste materielle  Wohlbefinden  der  Kolonial- 
l>€Vülkerungen.  Ein  wesentliches  Mittel  zum 
Gelingen    der   wirtschaftlichen    Seite    kolo- 
nialer Unternehmungen  war  auch  jederzeit 
das  kühne  Wagen   gi-osser  Kapitalien   des 
reichen  Mutterlandes  mit  niederem  Zinsfuss 
in    den    kapitalarmen    Kolonialländern    mit 
naturgemäss  hohem  Zinsfuss.   Soweit  es  sich 
nm  aussertropische  Gebiete  handelte,   kam 
^s  wirksame  Massregel  sowohl  im  Interesse 
der  Herrschaft  als  in  demjenigen  der  Kultur 
<iie  Unterstützung  der  europäischen,  insbe- 
«H)ndere  der  britischen  Einwanderung  hinzu. 
England  hat  hierbei  nicht  nur,  wie  gewöhn- 
lich hervorgehoben  wird,  seine  Zuchtliäuser 
und  Armenhäuser    geleert    und    die    über- 
zälilige   Bevölkerung    Irlands    abgestossen, 
sondern  Regierung  und  Private  liaben  auch 


grosse  Mittel  aufgewandt,  um  tüchtigen 
Auswanderern  die  Auswanderung  zu  ermög- 
lichen, die  ja  für  Grossbritannien  nicht,  wie 
z.  B.  für  Deutschland,  eine  Emigration,  son- 
dern eine  Transmigration  war. 

Wenn  der  Grundgedanke  in  der  Geschichte 
der  neueren  Kolonialpolitik  nach  Röscher  ihr 
stufen  weiser  Uebergaug  von  Beschränkung  zur 
Freiheit  ist,  so  hat  allein  das  englische 
Kolouialsystera  diese  Ent\^ickehmg  von  An- 
fang bis  zumEnde  durchgemacht.  Das  spanische 
und  portugiesische  System  hatte  die  Beschrän- 
kung noch  in  keiner  Weise  abgelegt,  als  die 
Kolonialmacht  dieser  Länder  überhaupt  im 
Avesenthchen  zusammenbrach.  Das  holländische 
Kolonialsystem  strebt  zwar  der  Freiheit  zu,  hat 
aber  noch  viele  an  sich  gerechtfertigte  Reste 
der  Gebundenheit  an  sich.  Nur  das  englische 
System  hat  zunächst  im  17.  Jahrhundert  bis 
zur  vollen  Durchtührnnff  des  Merkantüsystems 
im  Jahre  1688  die  Beschränkung  der  Kolonial- 
wirtschaft bis  auf  das  äusserste  gesteigert,  um 
dann  allmählich  und  endlich  in  Veranlassung 
des  Abfalles  der  Vereinigen  Staaten  in  lel? 
hafterem  Tempo  die  Kolonieen  von  allen  künst- 
lichen Fesseln  zu  befreien. 

Während  aber  das  spanische  System  seine 
Beschränkungen  auf  das  gesamte  koloniale 
Leben,  das  geistip^e,  staatliche,  wirtschaftliche 
und  kommerzielle  erstreckte,  beschränkte  sich 
das  englische  auf  die  Fesselung  von  Handel 
und  Gewerbefleiss  der  Kolonieen  zu  Gunsten  des 
Heimatlandes  und  räumte  den  Kolonisten  im 
übrigen  schon  von  vorn  herein  weitgehende  Frei- 
heiten ein.  Die  Massregeln  zur  Eiiischräukung 
des  Aussenhandels,  der  Reederei  und  der  In- 
dustrie in  den  Kolonieen  verkörperten  sich  in 
den  Gesetzen,  die  die  Gedanken  der  Navigations- 
akte weiter  ausbauten.  Hiemach  sollten  die 
Kolonieen  möglichst  p^ar  keine  Reederei  und 
keinen  Gewerbfleiss  haben  und  sich  auf  die  Er- 
zeugung von  Rohstoffen  für  den  englischen 
Markt  beschränken. 

In  Bezug  auf  die  Gnindsätze  des  Staats- 
rechts und  der  Verwaltung  ist  die  Decentrali- 
sieruug  des  17.  Jalirhunderts  im  18.  Jahrhundert 
durch  eine  Centralisierung  abgelöst  worden,  um 
im  19.  Jahrhundert  erneut  einer  mit  Selbstver- 
Avaltung  verbundenen  Decentralisiemng  Platz 
zu  machen.  Im  17.  Jahrhundert  zerfielen  die 
Kolonieen  in  Eig-entümer-,  Freibriefs-  und  Ki'on- 
kolonieen  (Proprietary-,  Charter-  und  Crown- 
Colonies).  Die  ersteren  beiden  entstanden  durch 
Landschenkungen  von  ungeheuerem  Umfang 
und  Ueberlassung  von  Hoheitsrechten  an  private 
Obereigentümer  (z.  B.  Penn  Obereigentümer  von 
Peimsylvanien)  oder  an  mit  Freibriefen  austre- 
stattete  Ansiedelun^sgesellschaften  (z.  B.  die 
London-Adventurers  und  die  Plymouth-Adven- 
turers  m  Virginien). 

Im  18.  Jahrhundert  wurden  aber  Privaten 
sowohl  als  Gesellschaften  ihre  Privüe^ien  ent- 
zogen und  die  Kolonieen  sämtüch  at  Kron- 
kolonieen  der  Staatsgewalt  direkter  unterstellt, 
um  zum  Teil  später  autonome  Verfassungen  zu 
erhalten. 

Von  dem  spanischen  unterscheidet  sich  das 
englische  System  aber  auch  dadurch,  dass  es, 
in  Amerika  und  in  Australien  weni^tens,  fast 
nichts  mit  der  Erziehung  der  Eingeborenen  zu 
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thun  hatte.  Diese  wurden  vielmehr  verdräuprt, 
das  Land  i^alt  als  herreidos.  Und  so  bildeten 
nicht  die  Einj^eboreuen,  sondern  das  Land  selbst 
das  Objekt  der  Kultivierung.  In  Ostindien  da- 
gegen, im  Capland  und  zum  Teil  in  Neusee- 
land musste  sich  das  englische  System  in  der 
Behandlung  der  Eingeborenen  mehr  dem  spani- 
schen nähern. 

In  der  Besiedelungstechnik  (s.  oben  S.  147) 
hat  England  unter  dem  Einfluss  von  Merivale 
und  Wakefield  gestanden,  aber  erst  dann  Her- 
vorragendes geleistet,  als  es  die  in  den  Ver- 
einigten Staaten  gemachten  Erfahrungen  in 
Bezug  auf  die  Parzellierung  und  Veräusserung 
des  Grund  und  Bodens  an  die  Kolonisten  ver- 
wertete. 

In  der  Agrarpolitik  hat  es  vergebens  die 
Bildung  von  Latifundien,  die  Landspekulationen 
und  den  Grosskapitalismns  durch  zahllose  Land- 
gesetze zu  bekämpfen  versucht.  In  Bezug  auf 
das  Grundbuchwesen  ist  allmählich  die  im  Jahre 
1855  in  Sttdaustralien  eingeführte  sogen.  Torrens- 
akte (Sir  Robert  Torrensj  massgebend  geworden, 
die  ihrerseits  eine  Nachbildung  des  preussischen 
Gnindbuchrechtes  war.  Sie  hat  eine  grössere 
Rechtssicherheit  und  eine  Mobilisierung  des 
Grund  und  Bodens  herbeigeführt. 

17.  Der  jetzige  Kolonialbesitz  Eng- 
lands. In  Bezug  auf  den  staatsrecht- 
lichen Charakter  der  gi-ossbritannischen 
Besitzungen  lässt  sich  folgendes  System  auf- 
stellen : 

I.  Das  Kaisertum  Indien. 
IL  Kolonieen. 

1.  Kolonieen,  die  nur  von  einem  Gou- 
verneur verwaltet  werden. 

2.  Kolonieen  mit  einem  Legislativ- 
Counzil : 

a)  das  Legislativ  -  Counzü  besteht 
nur  aus  ernannten  Mitgliedern 
(L.-Cn.); 

b)  das  Legislativ  -  Council  besteht 
zum  Teil  auch  aus  gewählten 
Mitgliedern  (L.-Cw.). 

3.  Kolonieen  mit  Repräsentativverfas- 
sung: 

a)  Ke2}räsentativ\'erfassung  ohne 
verantwortliche  Regierung(Repr.- 
Verf.); 

b)  Repräsentativverfassung  mit  ver- 
antwortlicher Kolonialregierung 
(Repr.-Yerf.  m.  v.  R.): 

a)  Einheitliche  Kolonieen; 
,Jj  Föderativkolonieen  (nur  Cana- 
da). 

4.  Charterkolonieen ,  die  von  Privat- 
gesellschaften mit  königlichen  Frei- 
briefen (Cliarter)  verwaltet  werden. 

III.  Schutzgebiete  (Prot.). 

IV.  Besitzungen  ohne  eigentliche  Kolonial- 
verwaltung imd  ohne  Zugehörigkeit  zu 
einer  Kolonie. 

V.  Gebiete,  die  nur  auf  Zeit  an  die  bri- 
tische Rogienmg  abgetreten  sind  und 
von  dieser  verwaltet  werden  (nur  Cy- 
l>em). 


Die  Centralverwaltung  des  bri- 
tischen Kolonialreiches  erfolgte  früher  diinh 
Kommissionen  des  Geheimen  Rates  (Com- 
mittee  for  the  Plantations  oder  Council  of 
foreign  Plantations),  seit  1768  und  erneut 
seit  1854  durch  einen  besonderen  Staats- 
sekretär und  ein  Kolonialamt  (Colonial  Office  i. 
Seit  Aufhebung  der  britisch-ostindisehen 
Kompagnie  18o8  wurde  auch  für  Indien  ein 
Staatssekretär  und  ein  India  Office  bestellt. 
Die  griisseren  Kolonieen  unterhalten  Arer- 
seits  in  London  eine  Art  von  Gresandten 
oder  Agenten  bei  der  Centi-alregierung  (Crown 
agents  for  the  Colonies).  In  gewissen  Be- 
ziehungen zu  diesen  steht  das  Eniigrants' 
Information  Office. 

Im  Pai'lament  besitzen  dagegen  weder 
Indien  noch  die  eigentlichen  Kolonieen  eine 
Vertretung.  Die  Frage,  ob  dem  britisc-hen 
Mutterlande  gemeinsam  mit  seinen  Kolonie*?n 
eine  Bundesverfassung  zu  geben  sei,  wird 
neuerdings  vielfach  erwogen  und  für  die 
Bejahung  durch  die  1884  begründete  Imperial 
Federation  League  agitiert.  Als  Organ  einer 
Imperial  Confederation  ist  ein  Federal  Council 
gedacht,  das  aus  den  Vei-tretern  der  ein- 
zelneu Kolonieen  zu  bilden  wäre  und  die 
Rechte  des  Parlamentes  für  Kolonialsachen 
zu  erhalten  hätte.  Zunächst  scheint  man 
nur  eine  handelspolitische  Vereinigunj^  Coni- 
mercial  Union  für  ausführbar  zu  halten.  Die 
Bewegung  ist  aber  auf  die  Organisation 
eines  Weltreiches  britischer  Zunge,  eines 
Greater  Britain  geric^htet.  Zunächst  haben 
diese  Bestrebungen  im  Jahre  1900  zu  einem 
Zusammenschluss  der  Kolonieen  Neu-Suu- 
Wales,  Victoria,  Queensland,  Südaustralien 
und  Tasmanien  zu  einem  Australischen 
Bund  geführt.    (D.  Kol.-Ztg.  19(.m:»,  S.  83,')). 

An  der  Spitze  der  örtlichen  Ver- 
waltung einer  Kolonie  steht  gewöhnlich 
ein  Gouverneur;  manchmal  auch  ein  Chef- 
gouvenieur  (Governor-in-Chief)  oder  ein 
Generalgouverneiu'  (Govemor-General).  Die 
letzteren  beiden  Titel  werden  an  Gouver- 
neure gegeben,  unter  deren  Oberleitung" 
mehrere  Kolonieen  vereinigt  sind.  Ein 
Governor-in-Chief  führt  die  Verwaltung  der- 
jenigen Kolonie,  in  welcher  er  wohnhaft  ist ; 
in  den  seiner  Oberaufsicht  unterstehenden 
übrigen  Kolonieen  ein  Gouverneur-Leutnant 
(Lieutenant-Gx)vernor)  oder  in  einzelnen 
Fällen  ein  Administrator  oder  Ratspräsident. 
Generalgouverneiu^  sind  gegenwärtig  in 
Canada,  Jamaica,  auf  den  Windward-Inseln, 
auf  den  Lew^ard-Inseln  und  in  Westafrika; 
jedes  dieser  Generalgouvernements  umfasst 
mehrere  Kolonieen. 

Der  Gouverneur,  als  der  Verti-eter  der 
Königin,  hat  auch  Macht  über  die  Tnippen, 
er  kann  unter  seiner  Verantwortung  darüber 
verfügen;  nur  ist  er  gehalten,  von  allen 
Massnahmen    sofort    den    Truppenkomman- 
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danteo  in  Kenntnis  zu  setzen.  Der  Gouver- 
neur bestimmt,  fflr  welche  Aufgaben  und  in 
Avelchem  Umfange  die  militärischen  Ope- 
rationen vorgesehen  werden  sollen,  üie 
Aiisfuhnmg  der  Details  bleibt  dagegen  dem 
Tmppenkommandanten  überlassen.  Ausser 
den  Generalbefugnissen  der  Gouverneure, 
die  in  allen  Stücken  ziemlich  weit  reichen^ 
erhalten  dieselben  besondere  Instruktionen 
bei  Antritt  ihres  Amtes. 

Die  Körperschaften  für  Gesetzgebung 
und  Verwaltung  werden  entweder  gewählt 
oder  berufen  oder  zum  Teil  gewählt  und 
zum  Teil  berufen.  Gesetzgebende  Räte 
( I legislative  Councils),  welche  durch  die 
Krone  ernannt  werden,  bestehen  gewöhnlich 
aus  den  höheren  Beamten  (offizielle  Mit- 
glieder) und  aus  einer  ernannten  Anzahl 
Privati)ersoneu  (nicht  offizielle  Mitglieder). 
Das  Verhältnis,  in  welchem  Umfange  Privat- 
j>ersoneu  Sitz  und  Stimme  haben,  ist  in  den 
Kolonieen  sehr  verscliieden ;  es  beruht  das 
auch  vielfach  auf  er\\'orbenem  Rechte.  Durch 
königliche  Verordnung  ist  für  jede  Kolonie 
der  Geschäftsgang  vorgeschrieben. 

In  denjenigen  Kolonieen,  die  keine  Volks- 
vertretung haben,  ruht  die  Gesetzgebung 
beim  Gouverneur.  In  Kolonieen  mit  ver- 
antwortlichem Gouvernement  und  Repräsen- 
tativverfassung hat  der  Gouverneiu'  das 
Vetorecht  gegen  Gesetze,  die  von  anderen 
Körperschaften  beraten  imd  angenommen 
sind ;  ohne  seine  Zustimmung  ist  kein  Gesetz 
giltig.  Die  Krone  hat  sich  das  Recht  ge- 
wahrt, auch  ein  Gesetz  zu  verwerfen,  das 
mit  Zustimmung  des  Gouverneiu^  publiziert 
wiutle;  verwirft  die  Krone  ein  Gesetz,  so 
gilt  dasselbe  als  aufgehoben  vom  Tage  der 
Bekanntgabe  der  Verwerfung  in  der  Kolo- 
nie. Wenn  die  Krone  ein  Gesetz  verwirft 
(Kler  ihre  Zustimmung  zu  einer  Bill  versagt, 
die  von  einer  Kolonie  mit  Repräsentativ- 
verfassung ausgeht,  so  muss  die  Ablehnung 
durch  Order  in  Council  gezeichnet  werden; 
für  die  Kronkolonieen  wird  Annahme  oder 
Ablehnung  eines  Gesetzes  durch  einfache 
Depesche  notifiziert. 

Neben  dem  Gesetzgebenden  Rat  (Legis- 
lative Council)  ist  in  den  Kolonieen  meistens 
auch  ein  Verwaltungsrat  (Executive  Council) 
in  Wirksamkeit,  in  einzelnen  Fällen  sind 
auch  beide  vereinigt.  Die  Aufgabe  des  Ver- 
waltungsrates ist  die  Unterstützung  des 
Gouverneurs  in  Verwaltungsangelegenheiten. 
In  Kolonieen  mit  verantwortlichem  Gouverne- 
ment beruft  der  Gouverneur  in  den  Verwal- 
tungsrat nur  solche  Männer,  welche  das 
Vertrauen  der  Assembly  besitzen,  analog 
den  Verhältnissen  im  Mutterlande.  In  an- 
deren Kolonieen  besteht  der  Verwaltimgsrat 
aus  offiziellen  und  nicht  offiziellen  Mit- 
gliedern, die  ihre  Instruktion  vom  Gouver- 


neur empfangen,  oder  durch  Ermächtigung 
seitens  der  Krone. 

Fast  die  Hälfte  der  stehenden  gross- 
britannischen Armee  befindet  sich  schon  in 
Frieden szeiteu  im  Kolonialdienste.  Von  dem 
bescheidenen  Sollbestand  dieser  Armee  im 
Jahre  1899  von  258010  Mann  stehen  nur 
133  320  in  den  Gai-nisonen  des  Vereinigten 
Königreichs  und  124684  in  den  Kolonieen 
und  Besitzungen,  nämlich  in  Indien  73157, 
Malta  10721,  Cap  und  Natal  8879,  Gibral- 
tar  5465,  Hongkong  4756,  Aegypten  4404, 
Mauritius  3840,  Antillen  3304,  Bermuda 
2072,  Westküste  von  Afrika  1857,  Canada 
(Halifax)  1817,  Ceylon  1789,  Singapore  1683, 
St.  Helena  773,  Cypem  135. 

Daneben  hat  Indien  eine  besondere  Armee 
von  2834  englischen  Offizieren  und  124976 
indischen  Offizieren  und  Mannschaften  sowie 
eine  Polizei  von  190000,  ebenfalls  teilweise 
mit  britischen  Offizieren.  Canada  hat  eine 
Miliz  von  37359  Mann,  die  australischen 
Kolonieen  etwa  28  000  Mann  eigene  Tnipi)en. 
Fast  alle  Kolonieen  besitzen  einheimische 
Polizeisoldaten  unter  englischen  Offizieren. 
Zum  Schutze  der  Kolonieen  und  Besitzungen 
dient  aber  vor  aUem  die  gewaltige  britische 
Flotte.  Auch  besitzen  Canada  und  Austra- 
lien mehrere  eigene  Kriegsfahrzeuge. 

Zu  den  Lasten  des  Mutterlandes  für 
Armee  \md  Flotte,  welche  sich  für  erstere 
auf  20,  für  letztere  auf  24  Millionen  £  be- 
laufen, leisten  einige  Kolonieen  Zuschüsse 
im  Gesamtbetrage  von  213400  £.  Ausser- 
dem giebt  aber  Indien  allein  für  seine  Ai-mee 
23  Millionen  £  aus. 

Wenn  man  von  diesen  Aufwendungen 
für  Heer  und  Flotte  absieht  und  von  den 
Kosten  des  diplomatischen  imd  consularen 
Dienstes  für  das  Heich,  auch  von  den  Special- 
kosten zur  Unterdnickung  des  Sklaven- 
handels, so  kennt  der  Haushalt  des  Jahres 
1899 — 1900  an  Ausgaben  für  Kolonialzwecke 
nur  den  bescheidenen  Betrag  von  1458840 
£*,  da  die  Kolonieen  die  Kosten  für  ihre  Ver- 
waltung grundsätzlich  selbst  zu  tragen  liaben, 
insbesondere  diejenigen,  die  sich  einer  Selbst- 
verwaltung erfreuen.  Freilich  trägt  das 
Mutterland  allein  die  Kosten  füi*  die  gewal- 
tige Reichsschuld.  Der  Stand  derselben  be- 
tnig  1891  684070959  £  und  die  Ausgaben 
füi-  deren  Vei-zinsung  25207000  £.  Ein 
grosser  Teil  dieser  Schulden  ist  bekanntlich 
entstanden  durch  die  Kiiege,  welche  Eng- 
land zur  Erwerbung  und  zur  Sicherung 
seines  Kolonialbesitzes,  freilich  auch  1775 
bis  1784  ziu:  Bekämpfung  der  aufstäiTdischen 
nordamerikanischen  Provinzen  und  1857  ziu" 
Bekämpfung  des  ostindischen  Aufstandes 
führte.  Der  südafrikanische  Kiieg  der  Jahre 
1899—1900  dürfte  die  obengenannte  Schul- 
denlast .  um  mehr  als  eine  MilUarde  Mark 
erhöht  haben. 
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Bei  dieser  Sachlage  ist  viel  darüber  ge- 
stritten worden,  ob  die  englischen  Kolonieen 
Ueberschüsse  an  das  Mutterland  abführen 
oder  Zuschüsse  verlangen.  Dieser  Streit  ist 
aber  ein  ganz  müssiger.  Denn  thatsächlich 
ist  der  Gewinn,  den  das  englische  Volk  in 
seiner  Gesamtheit  und  einzelne  Mitglieder 
desselben  aus  den  auswärtigen  Besitzungen 
beziehen,  direkt  und  indirekt  ein  enormer 
und  übersteigt  bei  weitem  etwaige  rechne- 
rische Zubussen  des  Haushaltes.  So  fliessen 
allein  von  den  980  Millionen  Ru[)ien  der 
Ausgaben  des  indischen  Budgets  etwa  der 
vierte  Teil  nach  England,  darunter  gegen 
30  Mülionen  Rupien  an  Zinsen  und  58 
Millionen  Rupien  an  Pensionen. 

Trotz  des  Verlustes  der  Vereinigten  Staaten 
ist  der  Kolonialbesitz  Englands  auf  dem  n  o  r  d  - 
amerikanischen  Kontinent  noch  heute  ein 
grosser  und  wichtiger.  In  den  durch  die  British 
North  American  Act  1867  unter  dem  Namen 
Dominion  of  Canada  zusammengefassten 
britischen  Besitzungen,  die  eine  der  deutschen 
Reichsverfassung  ähnliche  föderierte  Gliederung 
in  7  Provinzen,  die  Territories  und  die  Arctic 
Islands  haben,  besitzt  England  ein  von  Meer 
zu  Meer  reichendes  Gebiet,  das  seit  Vollendung 
der  canadischen  Pacifikeisenbahn  eine  ji^rosse 
strategische  und  weltverkehrliche  Bedeutung 
hat,  indem  es  einen  Weg  zwischen  Europa  und 
Asien  bezw.  zwischen  England  und  Indien  un- 
abhängig vom  Suezkanal  unter  engflischer  Bot- 
mässigkeit  erhält.  Früher  durch  sein  Rauch- 
werk von  massgebender  Bedeutung  für  den 
Welthandel,  beginnt  Canada  jetzt  einen  wesent- 
lichen Anteil  au  der  Versorgung  Europas  mit 
Getreide  zu  übernehmen.  Die  Zahl  der  Indianer 
ist  auf  125000  zurückgegangen.  Ein  Teil  der 
Bevölkerung  hat  aus  der  Zeit  der  Herrschaft 
Frankreichs  über  Canada  die  französische 
Sprache  beibehalten.  Ein  Rückfall  der  Kolonie 
an  Frankreich  ist  bei  der  steigenden  Einwande- 
rung aus  Grossbritannien  luid  Deutschland  aus- 
geschlossen, ein  Auschluss  an  die  Vereinigten 
Staaten  dagfegen  sehr  wahrscheinlich.  Seitdem 
1870  British  Columbia  und  1873  Prince  Eduard 
Island  sich  dem  Dominium  angeschlossen  haben, 
hat  nur  noch  Neufundland  mit  Labrador  eine 
staatsrechtliche  Selbständigkeit.  Die  dort  von 
Frankreich  ausgeübten  Fischerei^erechtsame 
sind  häufig  eine  Quelle  von  Konflikten. 

In  Westindien  ist  Barbados  die  wert- 
vollste, Jamaica  die  grösste  englische  Kolonie, 
letztere  vorwiegend  von  Farbigen  bewohnt  tuid 
seit  der  Sklavenemancipation  in  ihrer  wirtschaft- 
lichen Entwickelung  sehr  zurückgegangen. 

Der  ganze  aus  Australien,  Tasmanien 
und  Neuseeland  bestehende  W^eltteil  steht 
nicht  nur  au.sschhesslich  unter  britischer  Herr- 
schaft., sondern  ist  \ielleicht  infolge  seiner  ver- 
hältnismässig späten  Besiedelung  das  am  meisten 
angelsächsische  Kolonialgebiet,  da  die  Urbe- 
völkerung fast  ganz  vernichtet  ist  und  ausser 
der  britischen  sich  nur  eine  schwache  deutsche, 
aber  sonst  keine  andersartige  Einwanderuut»: 
dahin  gewendet  hat.  Aber  wenn  auch  Australien 
sich  für  engflischer  hält  als  Grossbritannien, 
strebt  es  doch  einer  staatsrechtlichen  Loslösuug 
vom  Mutterlande  entgegen.     Die  schutzzöUne- 


rischen  Bemühungen,  dort  eine  Industrie  bei- 
misch zu  macheu,  dürften  verfrüht  sein.  Auss«t 
dem  Bergbau  werden  Viehzucht  und  Landwirt- 
schaft mit  starker  Ausfuhr  dieser  Produkte 
nach  Europa  noch  auf  lange  hinaus  den  wirt- 
schaftlichen Charakter  dieser  wichtigen  Kolonial- 
srebiete  bestimmen.  Die  australischen  Be- 
sitzungen, welche  seit  dem  Ende  des  18.  bis  zur 
Mitt4?  des  19.  Jahrhunderts  nach  und  nach  als 
Strafkolonieen  für  das  Mutterland  dienten, 
haben  eine  überaus  selbständige  RepräsentÄtiv- 
verfassung  erlangt. 

In  der  Sttdsee  hat  England  durch  die  An- 
nexion von  Fidji,  Südgninea,  Nordbomeo  u.  a, 
Inseln  die  deutsclien  dort  ma>ssgebenden  Planta- 
gen- und  Handelsunteruehmungen  mehr  ge- 
schädigt als  eigene  wirtschaftliche  Vorteile  er- 
rungen. Durch  die  Schwierigkeiten,  die  es 
Deutschland  in  Samoa  machte,  ist  es  ihm  aber 
schliesslich  doch  gelungen,  in  dem  Abkommen 
vom  14.  September  1Ä)9  die  ausschliesslichen 
Rechte  an  Tongo  und  die  Abtretung  zweier 
Salomonsinseln  zu  erlangen.  Das  englische 
Protektorat  über  Tongo  wurde  am  19.  Mai  1900 
proklamiert. 

An  der  Küste  Chinas  hat  England  in 
Hongkong  und  Schanghai  (letzteres  nicht  Kolonie, 
sondern  Station)  handelspolitisch  festen  Fu>s 
^efasst,  noch  mehr  in  Singapore  (Straits 
Settlements)  an  dem  Punkte,  wo  sich  die  Handels- 
wege zwischen  Europa  und  Indien  einerseits 
und  China,  Japan  und  dem  stillen  Ocean  anderer- 
seits kreuzen.  Ebensowenig  wie  diese  handeL*- 
politischen  Kolonieen  haben  Aden,  Ascensiun, 
St.  Helena,  Malta,  Cypem  und  Gibraltar  irgend 
welche  territoriale,  sondern  aus.schliesslich  mili- 
tärb*che  Bedeutung. 

Ob  das  Kaiserreich  Indien  mit  seinen 
Dependenzen  eine  Quelle  der  Stärke  oder  der 
Schwäche  für  die  britische  Weltmacht  ist,  diese 
Frage  muss  verschieden  beantwortet  werden, 
je  nachdem  man  an  die  jetzigen  wirtschaftlichen 
Vorteile  dieses  Besitzes  denkt  oder  an  die 
staatlichen  Konflikte,  zu  denen  dieser  Besitz  in 
Zukunft  mit  Russland,  China  und  mit  den  Ein- 
geborenen selbst  führen  muss.  Seitdem,  durch 
den  Aufstand  der  Sepoys  von  1857  gezwungren, 
das  britische  Reich  an  die  Stelle  der  East  India 
Compagny  getreten  ist,  kann  es  seine  Herr- 
schaft über  die  289  Millionen  Bewohner  dieses 
Reiches,  in  dem  nur  2  Mill.  Christen  neben  190 
Mill.  Hindus,  52  Mill.  Mohammedanern  und 
4  Mill.  Buddhisten  leben,  nur  dadurch  aufre<'ht 
erhalten,  dass  es  diese  verschiedenen  Bevölke- 
rungselemente gegen  einander  ausspielt.  An 
eine  Verschmelzung  dieser  zum  Teil  hochkulti- 
vierten Völker  zu  einer  höheren  etwa  angel- 
sächsischen Einheit  wie  in  Nordamerika  ist 
nicht  zu  denken. 

Dagegen  fordern  diese  Völker,  die  unter 
der  Herrschaft  der  o.stindischen  Kompagnie  nur 
der  Gegenstand  rück-sichd^loser  Ausbeutung 
waren,  von  der  staatlichen  britischen  Verwaltung 
nicht  nur  eine  Ausstattung  mit  Kapitalien  und 
raodernenVerkehrs-undWohlfahrtseinrichtungen, 
sondern  auch  eine  steigende  Anteilnahme  an 
der  Selbstverwaltung,  so  dass  das  europäische, 
d.  h.  englische  Bevölkerungselement  vielleicht 
friedlich,  vielleicht  kriegerisch  nach  imd  nach 
aus  dem  Lande  gedrängt  werden  wird.  Zur 
Zeit    aber    ist    das    indische   Reich   noch   eine 
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Quelle  der  Bereicherung  für  die  dort  lebenden 
Beamten,  Offiziere,  Kauflente  und  Gewerbe- 
treibenden des  britischen  Volkes. 

Der  afrikanische  Weltteil  ist  die  jüngste 
Domäne    der   britischen   kolonialen  Thätigkeit. 
Von   allen    vier  Seiten   her  ist   dieser  Weltteil 
von     den    Engländern    in    Angriff    genommen 
worden    [y^l.   oben  Teilung  Afrikas),   zunächst 
vom  Süden    vom  Capland  aus,  wo  England  seit 
1814    auf    holländischer   Grundlage    nicht   nur 
kultiviert,  Bondem  auch  entsprechend  der  ausser- 
tropischen  L.a^e  des  Gebietes  mit  vielem  Erfolge 
britisch  kolonisiert,  d.  h.  seine  eigene  Nationalität 
massenweise   ansiedelt.     Die   vom  W^esten   am 
Niirer    und    vom   Osten   am  Zambesi  und   Jub 
nach  den  centralafrikanischen  Seeen  vordringende 
kolonisatorische  Thätigkeit  der  Engländer  hat 
nur  handelspolitische  Bedeutung,   wird   kaum 
zur  Kultivation   und  sicher  nicht  zur  Besiede- 
lung  führen.  Die  Stellung  Englands  im  Norden 
aber,    in  Aegypten   und  bald  vielleicht  auch  in 
Marokko,    ist  ebenso  handelspolitischer  wie  na- 
mentlich weltmachtlicher  Natur. 

Die  Kämpfe  Grossbritanniens  gegen  die 
selbständige  gebliebenen  niederdeutschen  Staats- 
gebilde, den  Oraiyefreistaat  und  Transvaal  (die 
südafrikanische  Eepublik)  in  den  Jahren  1899 
und  1900  scheinen  die  staatliche  Vorherrschaft 
Grossbritanniens  in  Südafrika  zu  einer  endgü- 
tigen zu  machen.  Sie  konnten  aber  das  in  Süd- 
afrika vorherrschende  niederdeutsche  Volkstum 
nicht  vernichten.  Vielleicht  ist  dieses  durch 
heraufbeschworene  Gegensätze  nur  noch  gestärkt 
worden. 

Heber  die  neuere  Kolonialpolitik  Grossbri- 
tanniens vgl.  Conrads  Jahrb.  III.  F.  Bd  16, 
S.  684. 

P.  Die  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika. 

Man  hat  die  Emancipation  der  Ver- 
einigten Staaten  von  Amerika  (4.  Juli  1776 
bis  3.  September  1783)  von  jeher  als  einen 
Misserfolg  der  englischen  Kolonialpolitik 
V»ezeichnet,  wie  nicht  minder  den  drohenden 
Anschluss  Canadas  an  diese  Vereinigten 
Staaten  und  die  bevorstehende  selbständigere 
Organisation  von  Australien  und  Südafrika. 
Auch  hat  man  diese  Erscheinungen  verall- 
gemeinern wollen  und  gemeint  (Turgot), 
dass  Kolonieen  Früchten  gleichen,  welche 
nur  so  lange  festhalten,  als  sie  reifen. 

Aber  die  verhältnismässig  frühe  Un- 
abhängigkeitserklänmg  der  Vereinigten  Staa- 
ten war  nichts  Notwendiges,  sondeni  das 
Ergebnis  einer  zollpolitischen  imd  monopo- 
listischen Ausbeutung  der  Kolonie  durch 
üas  Mutterland,  eines  Fehlers,  den  England 
später  niu*  in  Indien  wiederholt  hat.  Und 
sicher  wäre  es  von  England  klüger  gewesen, 
die  105  Millionen  £%  die  es  im  Kampfe  gegen 
^ie  Vereinigten  Staaten  ausgab,  als  Grnmd- 
kapital  für  neue  koloniale  Unternehmungen 
zii  verwenden. 

Aber  noch  heute  sind  die  Vereinigten 
Staaten  für  Grossbritannien  ein  wert- 
voller   nationaler    und    wirtschaftlicher. 


wenn  auch  kein  staatlicher  Besitz.  Und 
auch  wenn  Canada,  Austi'alien  und  Capland 
vom  Mutterlande  abfallen  sollten,  werden 
sie  immer  angelsächsische  Gebilde  bleiben 
und  im  Verkehre  mit  Europa  die  angel- 
sächsische Heimat  bevorzugen  und  dieser 
ungemessene  Gewinne  sichern.  Man  ver- 
gisst  gewöhnlich,  dass  noch  jetzt  Grossbri- 
tannien den  Löwenanteü  an  dem  internatio- 
nalen Handelsverkehr  der  Vereinigten  Staa- 
ten besitzt.  Denn  von  diesem  kamen  1897  98 
überhaupt  auf  Grossbritannien  in  Einfuhr 
17,6  ®/o,  Ausfuhr  44,1  "/o,  zusammen  35,2  ^/o, 
und  wenn  man  den  europäischen  Verkehr 
besonders  berücksichtigt,  von  diesem  auf 
Grossbritannien  in  Einfuhr  35,6  ^/o,  Ausfulu* 
55,5  ^/o,  zusammen  50,7  ^/o.  Und  die  nach- 
stehende Uebersicht  zeigt,  dass  für  die  Aus- 
fuhr britischer  Produkte  einerseits  die  bri- 
tischen Besitzungen  für  Grossbritannien  die- 
selbe Bedeutung  haben  wie  ganz  Europa 
und  andererseits  die  unabhängigen  Vei-einig- 
ten  Staaten  eine  halb  so  gi-osse  Bedeutung 
haben  wie  das  abhängige  indische  Reich. 
Die  Gesamteinfuhr  aus  den  Vereinigten 
Staaten  ist  sogar  sechsmal  so  gi*oss  als  die 
aus  Indien. 

Wert  der  britischen  Gesamteinfuhr  und  der 

Ausfuhr  britischer  Produkte  1898 

in  Tausenden  Pfund  Sterling. 


Einfuhr 

Ausfuhr 

Länder 

absolut 

\ 

absolut     *^/o 

Fremde  Länder  .    . 

370945 

78,8 

149932   64,2 

davon 

Vereinigte  Staateiv 

126062 

26,8 

14  716 

6,3 

Europa     .... 

202  492 

43,0,    89986 

38,5 

Brit.    Besitzungen 

99  434 

21,1 

83427 

35,7 

davon 

Ostindien  .... 

27470 

5.8 

29730 

12,7 

Australien  u.  Neu- 

! 

seeland      .     .    . 

28850      6,1     21  123'     9,0 

I  470  379|ioo,o|  233  359|  100,0 

Dass  die  Vereinigten  Staaten  von  Nord- 
amerika auch  noch  heute  ein  (passives) 
Kolonialland  sind,  ergiebt  sich  ohne 
weiteres  daraus,  dass  sie  auch  heute  noch 
den  grössten  Teil  der  europäischen  Aus- 
wanderung empfangen.  Und  da  sie  Ange- 
hörige aller  Nationen  aufnehmen,  werden 
sie  in  der  That  fast  von  allen  europäischen 
Nationen,  besondei*s  von  denen,  welche  keine 
eigenen  Auswanderungskolonieen  besitzen, 
als  das  Kolonialland  an  sich  angesehen,  vgl.  d. 
Art.  Auswanderung  oben  Bd.  II  S.  69. 
l^nd  doch  sind  sie  noch  heute  im  wesentlichen 
ein  britisches  Kolonialland.  Dies  ergiebt 
sich  schon  daraus,  dass  Gi-ossbritannien,  ol>- 
gleich  es  gi'osse  eigene  Kolonialgebiete  be- 
sitzt,  noch  immer  den  grössten  Teil  seiner 
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Auswanderung  nach  den  Vereinigten  Staaten  j 
von    Nordamerika     entsendet.      Von     den 
14928263    Auswanderern    Grossbritanniens  i 
der   Jahre    1815   bis   1898  gingen  nämlich  | 
10016300  oder  67,1  ^.'o  nach  den  Vereinigten 
Staaten,  2263879  oder  15,1^/0  nach"  den  eng- 
lischen Koionieen  Nordamerikas,    1788896 
oder  11,9^/0   nach  Australien  und  Neusee- 
land und  851 188  oder  5,7 ®/o  nach  anderen 
Ländern.    Andererseits  bildeten  die  Angel- 
sachsen die   massgebendste  Quote   der  Ein- 
wanderung   in   die  Vereinigten  Staaten  (S. 
oben  Bd.  U  S.  93). 

Die  Anteile  der  Nationalitäten  an  der 
Einwanderung  in  die  Vereinigten  Staaten 
haben  allerdings  vielfach  geschwankt,  so 
dass  es  nicht  immer  selbstverständlich  war, 
dass  gerade  das  angelsächsische  Element 
das  ausvschlaggebende  werden  wüi'de  bei  der 
Bildung  des  neuen  nordanierikanischen  Vol- 
kes. Bis  zu  der  Unabhängigkeitserklärung 
der  Vereinigten  Staaten  war  der  (statistisch 
nicht  exakt  nachweisbai-e)  Anteü  der  deut- 
schen Einwanderung  an  der  Gesamteinwan- 
(lerun^  so  gross,  dass  in  der  Tliat  die  M()g- 
lichkeit  vorhanden  gewesen  wäre,  wenigstens 
^^iiiige  Teile  der  Vereinigten  Staaten  zu 
deutschen  Kolonialgebieten  zu  gestalten. 
Aber  >m  den  ffir  die  Erobeniug  des  neuen 
Weltteiles  gefühi-ten  Kämpfen  stellten  die 
Romanen  die  Offiziere  ohne  Heer,  von  den 
Germanen  dagegen  die  Engländer  ein  Heer 
mit  Offizieren,  die  Deutschen  endlich  ein 
Heer  ohne  Offiziere.«     (F.  Kapp.) 

Als  aber  die  Vereinigten  Staaten  ihre 
Unabhängigkeit  erkämpft  hatten  imd  sich 
selbständig  zu  gestalten  begannen,  brachen 
die  grossen  europäischen  Kriege  aus,  welche 
25  Jahre  lang  jede  giössere  Auswanderung 
von  dem  Kontinente  Europas  und  also  auch 
aus  Deutschland  unmöglic^h  machten  imd 
damit  der  angelsächsischen  Einwandenmg 
gerade  in  der  entscheidenden  Zeit  ein  kon- 
kurrenzloses Feld  darboten.  Im  Laufe  des 
19.  Jahrhunderts  war  dann  die  deutsche 
Nationalität  an  der  Einwanderung  in  die 
Vereinigten  Staaten  stärker  als  irgend  eine 
andere  beteihgt,  wenn  man  die  Irläuder  wie 
billig  nicht  zu  den  Briten  rechnet.  Unge- 
i-echnet  die  Deutschen  aus  Oesten^ich  und 
der  Schweiz  und  anderen  Ländern  betrug 
nämlich  der  Anteil  der  Einwandening  aus 
Deutschland  an  der  Gesamteinwanderung  in 
die  Vereinigten  Staaten: 

1821—1830    SP%  1861-1870  32,9% 

1831—1840  25,4  „  1871-1880  25,5  „ 

1841—1850  25,3  „  1881-1890  29,0  „ 
lööl— 1860  36,5  „ 

Die  nachstehenden  Tabellen  zeigen,  dass 
es  eigentlich  nicht  die  Angelsachsen  selbst, 
sondern  die  keltischen,  aber  englisch  spre- 
chenden Irland  er  gewesen  sind,  die  dafür 


gesorgt  haben,  dass  den  Vereinigten  Staaten 
auch  im  19.  Jahrhundert  ein  angeLsäc-hsi- 
scher  Charakter  gewahrt  blieb.  Denn  nur 
wenn  man  die  Irländer  ebenso  wie  die 
Engländer  und  Schotten  als  GrossbritaDnier 
ansieht,  gewinnt  die  gi-ossbritannische  Ein- 
wanderung ihre  entscheidende  relative  Mehr- 
heit. 

Die  gesamte  Einwanderung^  in  die 
Vereinigten  Staaten  betrug  seit  dem  Beginne 
einer  genügenden  Statistik  in  den  einzelnen 
Jahrzehnten : 

1821—1830  151  824  1861—1870  2  491  4si 
1831—1840  599  125  1871—1880  2  812  191 
1841— I8ÖO  I  713  251  1881—1890  5  246  613 
1851—1860  2  598  214 Zus.  1821— 1890  156x2669 

In  der  jüngsten  Zeit  hat  sich  eine  wi(*h- 
tige  Aenderung  in  dem  Charakter  der  Ein- 
wanderung in  die  Vereinigten  Staaten  voll- 
zogen. Wähi-end  nämhch  bisher  Grossbri- 
tannien und  Deutschland  zusammen  80^.0 
der  Einwanderung  stellten  und  damit  in 
jeder  Beziehung  ausschlaggeV>end  waren, 
sind  diese  beiden  Länder  seit  1868  nur  noch 
mit  58,6^/0  beteiligt.  Dagegen  schwült  die 
Zahl  der  Schweden  und  Xorweger,  danu 
aber  auch  der  Russen  und  Polen,  der  Ita- 
liener und  österreichischen  Slawen  mächtig 
an,  wie  ebenfalls  die  Tabelle  zeigt. 

Die  Skandinavier  waren  bis  1880  nur 
mit  4^/0  beteihgt  und  haben  sich  bis  auf 
12  ".0  erhoben,  die  Italiener  in  dieser  Zeit 
gar  von  OJ  bis  auf  12,5^/0  und  die  mehr 
oder  weniger  slawischen  Gebiete  von  Oester- 
reich-Ungarn,  Russland  und  Polen,  die  vor 
1880  zusammen  mit  etwa  l^/o  vertreten 
waren,  stellen  jetzt  über  29  ®/o  oder  fast  den 
dritten  Teil  der  amerikanischen  Einwande- 
ning und  haben  damit  ebensowohl  Deutsch- 
land als  Grossbritannien  überholt.  Von 
ethnologischem  Einfluss  wird  dies  auf  die 
Zukunft  des  amerikanischen  Volkes  kaum 
sein,  da  dessen  angelsächsischer  Charakter 
bereits  zu  sehr  befestigt  ist.  Desto  ver- 
hängnisvoller wird  dieser  Umschw^mg  in 
der  Einwandenmg  die  wirtschaftlichen  und 
sozialen  Verhältnisse  beeinflussen.  Von  der 
Einwanderung  der  letzten  Jahre  waren  Ar- 
beiter 


aus 
England 
Deutschland 
Kussland  und  Polen 
ItaUen 
Oesterreich-Uni^arn 


gelernte  ungelernte 

17.7%        32,2% 

12,0  „         29,2  ., 

S,9  „         43,4  „ 

7,8  „         58,5  » 

6,4  „  48,5  „ 


Gesamteinwanderung     10,8  „         39J6  „ 

(Die  Erfüllung  zu  100  ®/o  sind  die  Angehöri- 
gen.) Der  Untei-sclüed  in  der  Quaütät  er- 
giebt  sich  auch,  wenn  man  auf  die  Ge- 
schleclits-,  Alters-  und  Vermögensverhältnisse 
der  Einwanderer  eingeht. 
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Die  Einwandenmg  in  die  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  nach  Ursprungsländern 

1821—1898/99. 


Ans: 


1821—1880 


absolut 


relativ 

0/ 
10 


1881—1890 


absolut 


relativ 

0'. 


1891—1898/99 
I  relativ 


absolut 


^1 


1821—189899 


absolut 


relativ 


Deutschland   .    .    .    . 
Oesterreich-Ungam     . 

Schweiz       

Niederlande    .    .    .    . 

Belgien        

Dänemark 

Norwe^n 

Schweden 

England 

Schottland 

Wales 

Nicht    specifiziertes 
Grossbritannien   .    . 

Irland 

rrankreich      .    .    .    . 

Italien    .     .    .'   .    .    . 

Spanien,  Portugal  .     . 

Europäisches  Russland 

Uebnges  Europa    .    . 

China 

ITebriges  Asien  .    .    . 

Afrika 

Britisch  Amerika    .    . 

Westindien     .    .    .    . 

Mexiko 

Centralamerika,    Süd-, 
amerika 

Atlantische  Inseln  .  . 
Australien  u.  Polynesien 
Andere  Länder*.    .    . 


30866651  29,7 
82865  0,7 
89855 
47659 
24499 


420  369 


I  705  394 

3  137  364 
318030 

82535! 
99  444 

}   233  886 
1713 


4,0 


16,4 


30,2 
3,0 
0,7 

0,9 

2,2 
0,0 


774514   7,4 


11428I   0,1 
249  8361   2,4 


I  452  970 

353719 
81988 
53701 
20  177 


I 


567  238 

50464 

307309 

301  659 

68373 
437 

426  523 


12574 

15453 


zusammen 


10366056  100,0 


5246613 


27,6 
6,7 
1,6 
1,0 
0,3 


638429   12,1 


I 
895  599  1  17,0 


10,8 
0,9 

5,8 

5,7 

1,3 
0,0 


8,1 


0,2 
0^2 


525  376 
482  183. 
31998 
30088 
18906 
49  744 
78314 
219383 


697  547   20,5 
darunter  189M897/98 


15,4 
14,1 
0,9 
0,8 
0,5 
1,4 
2,3 
6,4 


336  093 


Iriänder 


34266 

555  552 
25  188 

502889 
26023 
21  919 

46944 
I  202 


38163 


9194 
903 


3  395  782 


10,8 


5  065  Ol  I 

918757 

203851 

131448 

63582 

I  406  239 


26.6 
4,8 
1,0 
0,6 

0,3 
7,4 


7  003  142   36,8 

darunter  1821-1897,98 

4040695I     21,6 

Iriänder 


1,0 
16,3 

0,7 
14,7 

0,7 

0,6 

1,4 
0,0 


0,2 
0,0 


402  760 
945  396 

955  203 


371  122 

3352! 

I  239  200 


33196 
266  192 


19  008  451 


2,1 
4,9 

5,0 

1,9 
0,0 

6,5 


0,1 
1^4 


100,0 


Diese  slawisch-italienische  Einwanderung 
vermehrt  die  Masse  des  ungebildeten,  sogar 
analphabeten  Proletariats,  drückt  die  Lebens- 
gewohnheiten und  die  Arbeitslöhne  der 
untersten  Schichten  auf  eine  niedere  Stuie 
und  fördert  demagogische  Umtriebe  in  der 
Poütik. 

Die  in  steig-ender  Zahl  einwandernden 
Chinesen  sind  in  den  westlichen  Staaten 
von  einem  ähnlichen  Einfluss  auf  die  Herab- 
setzung d(5r  Arbeitslöhne  wie  In  den  west- 
lichen Staaten  die  Slawen.  Hieraus  und 
ajis  dem  immer  stärkeren  Vorwiegen  der 
eiDgeborenen  Bevölkerung  gegenül^r  der 
eingewanderten  und  aus  der  ziemlich  vollen- 
deten Occupation  des  Landes  in  landwirt- 
S('haftlicher  Beziehung  erklären  sich  der 
^alivismus  und  das  Schutzsystem,  die  sich 
in  steigender  Weise  in  den  Vereinigten  Staa- 
ten geltend  machen. 

Die  B  e  V  ö  1  k  e  r  u  u  ff  der  Vereinigten  Staaten 
rekrutiert  sich   aus  allen  Weltteilen,   und   die 
Anteile,  mit  denen   die  Angehörigen   der  ver-  i 
jchiedenen   Bässen   und  Heimatländer   in    der  | 
Gesamtbevölkerung    vertreten    sind,    ist    ent- 1 


scheidend  für  den  jetzigen  und  zukünftigen 
Charakter  des  auf  diesem  Kolonialboden  ge- 
bildeten neuen  Volkes. 

Die  einheimische  amerikanische  Bevölkerung 
war  so  dünn  und  so  wenig  kultivationsßlhig, 
dass  sie  von  dem  neuen  Volke  nicht  aufgesaugt 
werden  konnte,  sondern  notwendig  verdrängt 
werden  musste.  Die  Indianer  werden  in  ab- 
sehbarer Zeit  aussterben.  Ihre  bisherige  Ab- 
nahme lässt  sich  statistisch  nicht  nachweisen, 
da  der  Census  sich  nur  mit  den  civilisierten 
Indianern  beschäftigt.  Solcher  wurden  1860 
44021,  1870  25731,  1880  66407  1890  32567 
(ausschl.  Alaska)  gezählt.  Eine  oesondere  Er- 
hebung der  Indianerbevölkerung,  die  im  Jahre 
1890  vorgenommen  wurde,  fand  aber  einschl. 
dieser  32567  civilisierten  überhaupt  249273 
Indianer,  eine  verschwindende  Zahl  g^egenüber 
der  Gesamtbevölkerung  von  62,6  Millionen. 

Die  afrikanische  N  e  ff  e  r  bevölkerung  nahm 
vor  1830,  als  der  Negerhandel  noch  in  voller 
Blüte,  stand,  schneller  zu  als  die  weisse.  Seit- 
dem hat  sich  aber  das  Verhältnis  stetig  zu 
Gunsten  der  Weissen  verschoben.  Auf  lOtX) 
Weis.se  kamen  in  den  Südstaaten  der  Union 
1830  noch  598,  1890  aber  nur  mehr  als  415 
Neger.      In     den    Sttdstaaten     wurden     1860 
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4216241,  1870  4  555990,  1880  6142860,  1890 
6996166.  Farbipre  (Neger  und  Mischlinge)  ge- 
zählt und  in  den  gesamteji  Vereinigten  Staaten 
1860  444ia^  oder  1H,9%,  1870  4880009  oder 
12,6%  1880  6580793  oder  13,1  «/^  und  1890 
7638360  oder  12,2%  der  Gesamtbevölkerung. 
Asien  stellt  neben  wenigen  Japanern 
(1870  55,  1880  148)  Chinesen  zur  amerikanischen 
Bevölkerung  in  immer  steigender  Zahl.  Man 
fand  1860  349^3  Chinesen  (sämtlich  in  Cali- 
fomien),  1870  63 199  (davon  49277  in  Californien), 
1880  105465  (75132),  1890  107475  (72472). 

"Den  wesentlichsten   Teil   der  Bevölkerung 
bilden  europäische  Einwanderer  und  deren  Nach- 
kommen.  Trotz  der  wachsenden  Einwanderung 
tritt  der  Bruchteil  der  im  Auslande  geborenen 
Bevölkening   immer    mehr   zurück.     Von    der 
Gesamtbevölkerung  waren  im  Auslande  geboren 
bei   den  C^nsus   der  Jahre  1860  4138697   oder 
13,1  Oo,     1870    5567229    oder    14,4  %,     1880 
6679943   oder    13,3%.     Von    diesen   6679943 
Fremdgeborenen  des  Jahres  1880  waren  2  772 169 
in    Grossbritannien,    196^)742    in   Deutschland,! 
717157  in  Britisch- Amerika,  440262  in  Skandi- 
navien, 106971  in  Frankreich.  104468  in  China, 
95550   in    Oesterreich-Ungam.    88621    in    der 
Schweiz,  84279  in  Russland  und  Polen,    73625 
in    Belgien    und    Holland,    44230   in    Italien, 
185869    in    anderen    Ländern    geboren.      Der 
Census  von  1890  ergab  dagegen  folgendes  Bild : 
Von  den  9249547  Fremdgeboreneu  waren 
3122911  in  Grossbritannien, 
Deutschland, 
Britisch- Amerika, 
Skandinavien, 
Russland  und  Polen, 
Oesterreich -Ungarn, 
Italien, 

Frankreich,  , 

China, 

Belgien  und  Holland, 
der  Schweiz, 
anderen  Ländern 


2  784  894 
980  938 

933  249 
330  084 
303812 
182580 

113  174 

106  688 

104  467 

104  069 

182681 
geboren. 

In  Bezug  auf  die  Zusammensetzung  der 
Bevölkerung  nach  Geschlechtern,  Altersklassen, 
Berufsarten,  Bildungsstand,  St^dt-  und  Land- 
bevölkerung unterschieden  sich  die  Vereinigten 
Staaten  als  Kolonialland  früher  wesentlich  von 
den  europäischen  Kulturvölkern,  nähern  sich 
ihnen  aber  in  allen  diesen  Beziehungen  immer 
mehr   und   mehr   und   werden   damit   auch    in 


Arbeitslöhnen,  Lebenshaltung  und  gesellschaft- 
lichen Verhältnissen  immer  mehr  den  alten 
Kulturvölkern  ähnlich  werden. 

Die  Vereinigten  Staaten  bieten  die  l«e- 
merkenswerte  jErscheiuung,  dass  sie,  wäh- 
rend sie  noch  immer  passiv  den  Chai-akter 
eines  Koloniallandes  haben,  doch  schon  seit 
Generationen  angefangen  haben,  sieh  aktiv 
an  der  Kolonisation  zu  beteiligen. 

Dies  zeigt  die  Ausdehnung  der  urspi-Tuig- 
lichen  13  Staaten  zu  dem  jetzigen  Umfang 
der  Union  und  die  Art  der  Besiedelung  d«?s 
neu  gewonnenen  Gebietes.  Den  13  alten 
Staaten  wurden  1791  Vermont,  1792  Ken- 
tucky, 1796  Tennessee,  1802  Ohio  hinzuge- 
fügt, 1803  Louisiana  von  Frankreich  erwor- 
l)en.  Ferner  traten  in  die  Union  ein  odf-r 
wurden  erworben :  Indiana  1816,  Mississippi 
1817,  Illinois  1818,  Alabama  und  Fl«^rida 
1819,  Maine  1820,  Missouri  1821,  Arkansas 
1836,  Michigan  1837,  Texas  1845,  Jow-a  und 
Oregon  1846,  Neu-Mexiko  und  Californien 
1848,  Wisconsin  liSöO,  Utah  1850,  Minnes^^ta 
1858,  Kansas  1861,  Idaho  1863,  Montana 
1864,  Nevada  1865,  Nebraska  1867,  Colorado 
1875,  Wyoming  1868,  Alaska  aber  18(57  von 
den  Russen  gekauft. 

Üie  Besiedelung  der  inneren  und  west- 
lichen Gebiete  ist  aber  keineswegs  aus- 
schliesslich durch  die  europäische  Einwande- 
nmg  herbeigeführt  worden,  sondern  zu 
einem  wesentlichen  Teile  aus  der  vorhande- 
nen Bevölkerung  der  östlichen  Staaten  her- 
vorgegangen. Ein  grosser  Bruchteil  auch 
der  eingeborenen  ßevölkenmg  ist  in  steter 
Wanderung  nach  dem  Westen  begriffen. 
Aktiv  und  passiv,  also  in  doppeltem  Grade, 
sind  die  Vereinigten  Staaten  ein  koloniales 
Gebilde.  Dies  bewirkt  nicht  nur  eine  Ver- 
schiebung des  Schwergewichts  der  Besiede- 
lung in  westlicher  Richtung,  das  in  deut- 
licher Weise  durch  die  nac'hstehende  Tabelle 
(nach  Supan  und  Wagner)  veranschaidicht 
wird,  sondern  auch  eine  Mischung  der  ver- 
schiedenen historischen  Bevölkerungsele- 
mente THid  damit  die  Bildung  eines  neuen 
Volkstums. 


Uobersicht  der  Entwickelung  der  Vei^inigten  Staaten. 


Censusjahr 

1790 
1800 
1810 
1820 
1880 
1840 
1850 
1860 
1870 
1880 
1890 


Census- 
hevölkerung 

3  929  827 
5  305  925 
7239814 

9  654  596 
1 2  866  020 
17069453 
23  191  876 
31  44t>o8o 
38558371 
50155783 
62  622  250 


Zunahme  in  Proz.  seit 
dem  letzten  Census 


29,8 
30,8 
28,6 
28,5 
28,1 

30,4 
30,2 
20,4 
26,1 
24,9 


Schwerpunkt  der  Bevöl- 

West  wärtsbewegun  i? 
des  Schwerpunkten  seit 

I 

Kenmg 

dem  letzten  (^ensas 

39  <>    16,5' 

N. 

76  0 

11,2' W 

—    km 

39      16,1 

76 

56,5 

66      „ 

39      11,5 

77 

37,2 

58      „ 

39        5,7 

78 

33,0 

80,5  „ 

38      57,9 

79 

16,9 

63      „ 

39        2,0 

80 

18,0 

88,5  „ 

38      59,0 

81 

19,0 

88,5 ,; 

39       0,4 

82 

48,8 

130     „ 

39      12,0 

83 

35.7 

68      „ 

39        4,1 

84 

39,7 

93      „ 

39      11,9 

85 

32,9 

77      „ 
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Dieses     Yonb-ängen     der     Bevölkerung 
nach   Westen   ist   nur   möglich   gewesen 
«luivh  einen  überaus  raschen  Bau  von  Eisen- 
bahnen,   der   von   dem  in  Europa  üblichen 
wesentlich  dadurch  abwich,  dass  er  sich  in 
menschenleere  Gebiete  wagte  und  in  diesen 
einen  Verkehr   erst  zu   scliaffen    versuchte, 
der  in  Europa  die  Voraussetzung  des  Eisen- 
lialinbaues  zu  bilden  pflegt.    Und  so  wurde 
die   Herstellung  der  verechiedenen  Verbin- 
ilungen    zwischen  der  atlantischen  und  der 
jiacifischen  Küste  der  Sclilussstein  der  kolo- 
nialen   Occupation    des   nonlamerikanischen 
Kontinents  und  zur  Verschmelzung  der  öst- 
lichen   und    westlichen    Staaten    zu   einem 
einheitlichen  wirtschaftlichen  und  nationalen 
Gebilde.       Der     Eisenbahnbau     überhaupt, 
nicht    bloss    derjenige    der    Pacifikbahnen, 
ist   aber  auch  zum  Hauptmotiv  der  Koloni- 
sationstechnik der  Vereinigten  Staaten   ge- 
worden. 

Das  Kolonialsystem  der  Vereinigten 
Staaten  ist  das  „freie  Kolonialsystem"  Roschers. 
Die  unbenutzten  Läudereien  sind  grundsätzlich 
im  Eigentum  der  Union,  und  ihre  Verwaltung 
erfolgt  direkt  von  dieser  aus.  Sie  bilden  so 
lange  „Territorien",  bis  sie  zu  ^.Staaten"  aus- 
gereift suid,  nm  als  solche  ebenbürtig  in  die 
Union  eintreten  zu  können.  Die  Vermessung, 
planmässige  Einteüung  und  die  Veräusserung 
der  unbenutzten  Ländereien,  einschliesslich 
früherer  Keservationen  der  Indianer,  bleibt  aber 
auch  in  den  Staaten  Sache  der  Bundesregierung. 
Die  eifirentliche  Ausführung  der  Besiedeluug 
einschliesslich  der  Gründungen  von  Städten 
wird  jedoch  der  Privatspektuation  überlassen, 
und  der  Staat  beschränkt  sich  durch  seine 
Heimstättengesetzgebung  und  andere  Einrich- 
tungen auf  die  Sicherung  des  Privatbesitzes. 

Man  hat  sich  in  Europa  deshalb  so 
schwer  daran  gewöhnt,  die  Vereinigten 
Staaten  unter  die  Kolonisationsmächte  zu 
rechnen,  wxil  man  von  der  Vorstellung  aus- 
ging, als  sei  das  heutige  Gebiet  der  Ver- 
einigten Staaten  auf  dem  nordamerikanischen 
Festlaude  der  natürhche  und  selbstverständ- 
liche Besitz  dieses  Staatengebildes,  aber  die 
oben  erwähnte  Ausdehnung  des  Besitzes 
innerhalb  des  Festlandes  über  die  alten 
13.  Staaten  liinaus  war  doch  ohne  Zweifel 
eine  kolonisatorische  Bethätigung  ersten 
Ranges. 

Wenn  nun  im  Jahre  1898  die  Vereinigten 
Staaten  durch  ihre  Erwerbungen  in  der 
west-  und  ostindischen  Inselwelt  sich  in 
grosstem  Massstabe  ausserhalb  ihres  fest- 
ländischen Heimatgebietes  koloniale  Herr- 
schaftsgebiete erworben  haben,  so  kann  nun- 
mehr niemand  mehr  daran  zweifeln,  dass 
die  Vereinigten  Staaten  auch  formell  den 
Anspruch  haben,  unter  die  Kolonialmächte,  ja 
sf»g2U'  unter  die  Weltmächte  gerechnet  zii 
werden.  Aber  hier  vergisst  man  gewöhn- 
lich erst  recht,  dass  es  sich  im  Jahre  1898 
nicht  um   zufällige  zusammenhangslose  Er- 


eignisse handelte.  Die  überseeischen  Aus- 
dehnungsbestrebungen der  Vereinigten  Staa- 
ten sind  vielmehr  fast  so  alt  als  sie  selbst, 
wie  Albert  Wirth  jüngst  in  überzeugender 
Weise  dargethan  hat.  Wir  folgen  ihm  in 
nachstehenden  Ausführungen. 

Kaum  hatten  im  Jahre  1774  die  13 
Staaten  ihre  Cuabhängigkeit  erklärt,  so 
zeigten  sich  schon  im  Jjihre  1799  Versuche, 
die  europäischen  Staaten  aus  ihrem  ameri- 
kanischen Besitz  zu  verdrängen,  im  Stillen 
Ocean  Fuss  zu  fassen  imd  auf  dem  Wege 
einer  englisch -ameiikanischen  Allianz  eine 
englisch-amerikanische  Weltherrschaft  anzu- 
bahnen. Schon  im  Anfange  des  19.  Jahr- 
hunderts treten  sie  militärisch  im  mittel- 
ländischen Meere  auf.  (Tripolis  1801,  Algier 
1816.) 

Im  Stillen  Meere  waren  die  Yankees  so- 
fort nach  der  Begründung  der  Union  er- 
schienen. 1784  fährt  die  »Empress«  von 
Xew-York  nach  China,  1787  beginnt  die 
>X^olurabia«  in  Boston  ihre  Weltumsegelung, 

1792  entdeckt  Gray  die  Columbiamündtmg, 

1793  werden  die  Maniuesas,  welche  der 
peruanische  Vicekönig  Manpies  nach  sich 
benannt  hatte,  durch  einen  Bostoner  Skipper 
in  >Washington-Gnippe«  umgetauft.  Um 
die  Wende  des  Jahrhunderts  segeln  ameri- 
kanische Walfischfänger  bis  nach  Jesso, 
und  Yankee-Schiffbrüchige  gelangen  nach 
Nagasaki.  (1811  wird  Astoria  gegründet.) 
1812  kreuzt  Porter  in  der  Südsee,  ent- 
wickelt zueret  Absichten  auf  die  Galapagos 
und  besetzt  dann  die  Marcpiesas. 

Im  Jalire  1822  gründeten  die  Amerikaner 
eine  überseeische  Kolonie  in  Westafrika,  die 
Negerrexjublik  Liberia.  Eigen tfhnlicher weise 
gaben  russische  Versuche,  in  Californien 
Fuss  zu  fassen,  die  Veranlassung  zu  der  be- 
kannten Monroe doktrin,  indem  der  Prä- 
sident Monroe  am  2.  Dezember  1823  eine 
Botschaft  erliess,  in  der  folgende  Sätze  vor- 
kamen : 

»Die  Gelegenheit  ist  für  geeignet  er- 
achtet worden,  als  einen  Grundsatz,  der 
die  Rechte  und  Interessen  der  Vereinigten 
Staaten  enthält,  zu  erklären,  dass  die 
amerikanischen  Kontinente  in  Anbetracht 
der  freien  und  imabhängigon  Lage,  die  sie 
angenommen,  hinfort  nicht  als  Gegen- 
stände für  zukünftige  Kolonisation  durch 
irgendwelche  europäischen  Mächte  zu  be- 
trachten sind. 

Irgendwelcher    Versuch    der   euroj)äi- 
schen    Mächte,    ihr    System    auf    irgend 
einen  Teil  der  transatlantischen  Hemisphäre 
auszudehnen,    wird   als    eine  Gefahr  für 
den  Frieden  und  die  Sicherheit  der  Union 
betrachtet  werden.« 
Die  unmittelbai^en  Wirkungen  dieser  Bot- 
schaft   waren    die   Wegdrängung   Englands 
von    Mexiko,    die    Aufgabe    der   russischen 


192 


Kolonieen  und  Kolonialpolitik 


Niederlassungen  in  Nordcalifornien  und  die 
Verpflichtung  Russlands,  kein  Land  südlich 
von  Alaska  erobern  zu  wollen. 

Nachdem  Louisiana  für  60000000  Fran- 
ken von  Frankreich  gekauft  und  Florida 
mitten  im  Frieden  den  Spaniern  abgenom- 
men worden  war,  drängten  die  Vereinigten 
Staaten  Mexiko  immer  weiter  nach  Süden, 
und  schon  1823  schrieb  Adams  nach  Madrid : 
»Es  ist  kaum  möglich,  der  Ueberzeu- 
giuig  zu  widerstehen,  dass  die  Annexion 
Cubas  diu-ch  unseren  Bundesstaat  für  den 
Fortbestand  und  die  Erhaltung  der  Union 
notwendig  sein  wird.^ 
In  den  40er  Jahren  bereiteten  amerikanische 
Missionen  das  wirtschaftliche  Vordringen  im 
Stillen  Ocean  vor,  indem  sie  auf  Hawaii,  den 
Marschall-  und  Gesellschaftsinseln,  den  Ladro- 
nen auf  Borneo  und  Australien,  ja  selbst  in 
Kanton  festen  Fuss  fassten.  Texas,  Neu- 
mexiko, Arizona  und  Californien  wnirden 
Mexiko  abgenommen  und  in  Centralamerika 
die  vorbereitenden  Massregeln  für  die  Her- 
stellung einer  Schiffahrts Verbindung  durch 
die  Landenge  getroffen.  Freilich  war  man 
1850  nur  so  weit,  mit  Nicaragua  und  Eng- 
land den  Clayton  -  Bulver  -  Vertrag  abzu- 
schliessen,  kraft  dessen  kein  Staat  die  aus- 
schliessliche Kontrolle  über  einen  in  Zukunft 
zu  bauenden  Kanal  ausüben  sollte.  Immer 
und  immer  erneuten  sich  die  Versuche,  durch 
Flibustier  in  Cuba  die  spanische  Herrschaft 
zu  erschüttern,  und  wenn  auch  die  Haltung 
-der  Bundesregienmg  in  der  cubanischen 
Fra^e  schwankte,  so  bemächtigten  sich  ameri- 
kanische Staatsmänner  derselben  doch  in 
steigendem  Masse.  So  fassten  Buchanan, 
Mason  imd  Soule,  die  amerikanischen  Ge- 
sandten zu  London,  Paris  und  Madrid  in 
einer  im  Oktober  1854  in  Aachen  abgehalte- 
nen Konferenz  ihre  Anschauungen  in  einer 
Denkschrift  zusammen,  in  der  folgende  be- 
merkenswerte Sätze  vorkommen: 

„Wir  sind  zu  dem  Schlüsse  gekommen 
und  sind  hiervon  ffanz  durchdrungen,  dass  es 
notwendig  ist,  sogleich  einen  ernstlichen  Ver- 
such zu  machen,  um  Spanien  zu  vermögen,  uns 
Cuba  für  irgend  einen  Preis  zu  überlassen. 
Wir  können  hierfür  120  Millionen  Dollars 
geben,  aber  nicht  mehr.  Der  Vorschlag  soll  in 
solcher  Weise  geschehen,  dass  er  den  nächst 
zusammentretenden  konstituierenden  Kort  es  vor- 
gelegt werden  kann  und  uns  zur  Ehre  gereicht. 
Ouba  ist  so  notwendig  für  die  amerikanische 
Republik  wie  irgend  em  anderes  ihrer  Glieder ; 
die  Insel  gehört  durch  ihre  natürliche  Lage  zu 
der  grossen  Staatenfamilie,  von  der  die  Union 
providentielle  Trägerin  ist.  Sie  beherrscht  die 
Mündungen  des  Mississippi  und  den  jährlich  ins 
unerm essliche  steigenden  Handel,  welcher  hier 
seinen  Ausfluss  in  den  Ocean  sucht.  Auf  den 
zahlreichen  schiffbaren  Flüssen,  deren  sämtliches 
Fahrwasser  30000  Meilen  übersteigt,  die  sich 
mittels  des  herrlichen  Flusses  in  den  Golf  von 
Mexiko  ergiessen,  beträgt  die  Zunahme  der  Be- 


völkerung während  der  letzten  zehn  Jahre 
mehr,  als  die  Bevölkerung  der  ganzen  Union 
war,  zur  Zeit  als  Louisiana  erworben  wurde. 
Der  natürliche  und  vorzüglichste  Ausgang  der 
Erzeugnisse  dieser  Bevölkerung,  die  Strasse 
ihrer  unmittelbaren  Verbindung  mit  den  atlan- 
tischen Staaten  und  dem  Stillen  Ocean  ist  nie- 
mals gesichert,  ist  immer  in  Gefahr,  solange 
Cuba  einer  anderen  Macht  gehört,  in  deren  Be- 
sitztum die  Insel  eine  Quelle  beständiger  Hinder- 
nisse ist,  eine  Gegnerin  unserer  Interessen. 
Wahrlich  die  Union  kann  sich  niemals  der  Ruhe 
erfreuen,  noch  hinlänglich  ge.sichert  sein,  solange 
Cuba  nicht  innerhalb  ihrer  Grenzen  einge- 
schlossen wird." 

Wenn  auch  der  damalige  Präsident 
Pierce  diesen  Anschauungen  nicht  beitrat, 
so  wurden  die  sich  hieraus  ergebenden 
Massnahmen  doch  durch  seinen  Nachfolger 
vorbereitet  und  verwirklicht,  und  das  ameri- 
kanische Volk  hat  den  damals  gefassten 
Vorsatz  niemals  fallen  lassen  und  mit  der 
ihm  eigenen  Ausdauer  und  Beharrlichkeit 
weiter  verfolgt.  Weil  man  damals  während 
des  Krimkrieges  eine  Förderung  der  Unter- 
nehmung von  Russland  erwartete,  ist  die 
öffentliche  Meinung  Amerikas  seitdem  Russ- 
land geneigt  geblieben.  Diese  kam  zunächst 
zum  Ausdruck  in  den  in  den  Jahren  1852 
bis  1856  herrschenden  Phantasieen  von  der 
amerikanischen  Weltmission  und  der  Bil- 
dung eines  Universalvolkes,  deren  Träger 
namentlich  die  Deutseh- Amerikaner  waren. 
Mau  stellte  sich  dabei  vor,  dass  die  Ver- 
einigten Staaten  die  beiden  amerikanischen 
Festländer  erobern  würden,  wie  Russland 
ganz  Europa.  (Das  sogenannte  Manifest 
Destiny.) 

Erst  die  deutschen  Siege  der  Jalire  1864 
bis  1871  dämpften  den  damaligen  amerika- 
nischen Grössenwahn,  geigten  aber  zugleich, 
dass  Deutschenhetzen  sich  immer  und  immer 
wieder  in  den  Vereinigteit  Staaten  ein- 
stellten. 

Unausgesetzt  war  die  Aufmerksamkeit 
der  Vereinigten  Staaten  nach  Ostasien  ge- 
richtet. Mit  China  gelang  die  Herstellung 
eines  Vertrages  von  Wanghia  am  3.  Juli 
1844,  aber  die  Versuche,  durch  Perrys  Sen- 
dung auch  mit  Japan  Verträge  abzuschlies- 
sen,  scheiterten  allerdings  zunächst.  Auf 
den  Philippinen  steigerten  sich  die  ameri- 
kanischen Handelsinteressen  in  einer  Weise, 
dass  der  deutsche  Jagou  schon  in  den  60  er 
Jahren  glaubte,  mit  Sicherheit  die  Ameri- 
kanisierung der  Philippinen  prophezeien 
zu  können. 

Der  Bürgerkrieg  brach  zwar  vorgehend 
die  Lust  und  Kraft  der  Vereinigten  Staaten 
zu  auswärtigen  Abenteuern,  sobald  aber 
der  Krieg  beendet  w^ar,  wurde  sofort  der 
Expansionsgedanke  wieder  aufgenommen. 
Dem  Staatssekretär  Seward  gelang  im  März 
1867  der  Ankauf  Alaskas.    Russland  erhielt 
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7,2  Millionen  Dollars  filr  577000  englische 
öeviertmeilen.    Jetzt  betragen  die  Einkünfte 
ans    Alaska   in  einem  einzigen  Jahre  mehr 
als  10  Millionen,  damals  aber  wurde  Seward 
von    seinen  eigenen  Landsleuten  heftig  an- 
gegriffen  und  weidlich   verspottet,  weil  er 
eine  unbrauclibai-e  Eis-  und  Steinwüste  um 
solchen  Preis  erhandelt.    Der  Gesichtspunkt, 
von    dem    Seward  ausging,   war    ein    rein 
nationaler.    Er  wollte  ein  republikanisches 
Panamerika  und  begrüsste  mit  Freuden  die 
Gelegenheit,   die   Zahl   der  fremden   Kolo- 
nieen   in  Amerika  zu  vermindern.    Der  Er- 
werb   hatte   2  Cents  der  Morgen  gekostet, 
während  bei  dem  Louißianakaufe  der  Morgen 
auf  beinahe  3  Cents  kam.    Ein  beträchtlicher 
Teil  des  neuen  Gebiets,  31000  Geviertmei- 
leo,  besteht  aus  Inseln,  die  eine  zusammen- 
hängende   Brücke     nach    Asien    sclüagen. 
Seward  aber  äusserte,  er  betrachte  den  Er- 
werb   für   die   wichtigste  Handlung   seiner 
Amtsthätigkeit.    Es  werde  jedoch  zwei  Ge- 
schlechter währen,  bis  man  dies  gebührend 
erkenne. 

Im  Jahre  1867  versuchten  die  Yankees, 
auch  Korea  zu  eröffnen.  1873  wurde  Pago- 
Pago  auf  Samoa  occupiert  und  1889  beinahe 
Samoas  wegen  Deutschland  der  Krieg  er- 
klärt. Der  Expräsident  Grant  versuchte 
vergebens,  Ostasien  von  Singapore  bis  Korea 
z\i  neutralisieren.  Die  Königin  Liluokalani 
von  Hawaii  wurde  1892  vertrieben,  zunächst 
die  Republik  ausgerufen,  später  aber  Hawaii 
von  den  Yereinigten  Staaten  annektiert. 

Seit  1883,  in  welchem  Jahre  eine  Er- 
hebung unter  Aguero  stattfand,  hatte  die 
cubanische  Frage  geruht.  Mancherlei  Ver- 
besserungen waren  in  Verwaltung  und 
sonst  eingeführt  worden.  Die  Perle  der 
Antillen  blühte  mächtig  auf.  üeberwiegend 
war  allerdings  diese  materielle  Blüte  durch 
ausländisches  Kapital,  deutsches,  britisches, 
französisches  und  amerikanisches  hervorge- 
rufen. 

„Der  Handel  der  Insel  erhob  sich  auf  670 
Hillionen  Mark,  denen  man  die  90  Mülionen 
Ceylons  entgegenstellen  mag.  Da  brach  An- 
fang 1895,  ohne  besonders  hervorstechenden 
Grund,  Aviederum  ein  Aufstand  aus,  g^eschürt 
von  den  cubanisch-nordamerikanischen  Jnntas, 
unter  dem  Vorwande  der  spanischen  Misswirt- 
schaft. Wo  nach  Ansicht  der  Angelsachsen 
eine  schlechte  oder  schwache  oder  ungenügende 
Verwaltung  herrscht,  da  halten  sie  sich  für  be- 
rechtigt, das  betreffende  Land  sich  anzueignen, 
um  bessere  Verwaltung:  und  die  Segnungen  der 
angelsächsischen  Civüisation  einzuführen.  So 
in  Transvaal,  inPortugiesisch- Afrika,  inAegypten, 
in  Mexiko,  in  Nicaragua  und  auf  Cuba. 

Der  Wahn  der  Briten  und  Yankees,  das» 
ihre  Sitten  und  Einrichtungen  die  besten  der 
Welt,  und  die  fanatische  Sucht,  dieselben  allen 
anderen  Völkern  aufzuzwingen,  ist  im  Grunde 
nicht  verschieden  von   der  fanatischen  Propa- 
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ganda  des  Islams  und  der  russischen  Kirche. 
>as  Angelsachsentum,  das  ist  eine  Eeligion.'^ 
Der  Aufstand  führte  schhesslich  zu  dem 
Kriege  zwischen  den  Vereinigten  Staaten 
und  Spanien,  als  im  Februar  1898  das  Kriegs- 
schiff »Maine«  mit  253  Mann  unterging, 
vermutlich  infolge  einer  inneren  Explosion, 
nach  Behauptung  der  Yankees  durch  spa- 
nische Schuld.  In  einem  kurzen  Feldzuge 
wurde  die  spanische  Flotte  vernichtet,  und 
an  Stelle  der  ihnen  in  Aussicht  gestellten 
Freiheit  vertauschten  die  Cubaner  die  spa- 
nische Herrschaft  mit  der  amerikanischen. 
Im  Friedensvertrage  von  Paris  am  10.  De- 
zember 1898  (W^ortlaut  abgediiickt  bei  Wirth, 
S.  157)  erhielten  die  Vereinigten  Staaten 
von  Spanien,  Cuba,  Portorico,  die  anderen 
bislang  unter  spanischer  Herrschaft  befind- 
lichen Inseln  in  Westindien,  die  Insel  Quam 
in  den  Marianen  sowie  die  ganze  Insel- 
gruppe der  Philippinen.  Freilich  müssen  noch 
heute  (1900)  die  Vereinigten  Staaten  sowohl 
in  Cuba  wie  auf  den  Philippinen  Armeeen 
von  je  50000  Mann  unterhalten,  um  ihre 
Herrschaft  dort  durchzusetzen.  Aber  die 
Yankees  beherrschen  nunmehr  verkehrspoli- 
tisch ebenso  die  Hälfte  des  Stillen  Meeres 
wie  die  des  künftigen  Kanals  diu'ch  die 
Landenge  von  Nicaragua.  Diese  überseei- 
schen Erwerbungen,  die  sich  auf  absehbare 
Zeit  hinaus  nicht  als  koordinierte,  selbstän- 
dige Staaten  der  Union  eignen^  zwingen 
diese  zu  einer  ihrem  Wesen  fremden  Cen- 
tralisation,  zur  Erhaltung  eines  grossen 
stehenden  Heeres  und  einer  noch  grosseren 
Kriegsflotte  und  werden  auf  die  inneren 
Verhältnisse  der  Vereinigten  Staaten  einen 
so  grossen  Einfluss  ausüben,  dass  Wirth 
recht  hat,  wenn  er  meint,  dass  die  Nieder- 
lage Spaniens  zu  einem  Siege  des  alten 
Eim>pa  über  das  junge  und  übermütige 
Amerika,  zu  einer  zunehmenden  Europäi- 
sieruug  Amerikas  und  zugleich  zu  einem 
Siege  der  geschichtlichen  Entwickelung 
und  naturrechtlichen  Anschauungen  geführt 
haben. 

Die  erzielten  Erfolge  werden  freilich  die 
Vei"einigten  Staaten  zu  weiteren  Ausdeh- 
nungsbestrebungen hindrängen.  Die  Neigung, 
grosse  weltumspannende  Staatengebüde  zu 
gründen,  wird  gefördert  werden,  und  schon 
jetzt  ist  die  Union  in  ein  verschärftes  Ab- 
schliessungssystem  hineingedrängt  worden, 
das  zu  Reaktionen  aller  Art  und  zu  Ver- 
schärfungen der  Gegensätze  auf  dem  Gebiete 
der  Weltpolitik  und  Weltwirtschaft  füliren 
muss. 

G.  Italien. 

Italien,  das  im  Gegensatz  zu  andei'en 
romanischen  Ländern  einen  bedeutenden  Ge- 
burtenüberschuss  von  über  300  000  Personen 
jährlich  und  eine  grosse  Auswanderung  von 
Auflage.    V.  13 
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über  200000  Personen  jährlich  hat,  zeip:l 
seit  seiner  nationalen  Vereinigung  überhaupt 
eine  lebhafte  Expansionslust.  Die  über- 
seeische Auswanderung  richtet  sich  nach 
Nordamerika,  Brasilien  und  dem  Laplata, 
aber  auch  nach  den  nordafrikanischen  Ländern 
und  der  Levante,  und  Italien  sorgt  durch 
Aufwendung  grosser  Mittel  in  einer  italieni- 
schen Schulpropaganda  möglichst  für  Er- 
haltung der  ausgewanderten  Italiener  bei 
ihrer  Nationalität.  Seit  Italien  diu-ch  Frank- 
reich die  Möglichkeit  abgeschnitten  wurde, 
Tunis  als  Kolonialgebiet  zu  behandeln,  und 
seitdem  sich  England  in  Aegypten  festgesetzt 
hatte,  richtete  Italien  im  Einverständnis  mit 
England  seine  Aufmerksamkeit  auf  die  afri- 
kanische Küste  des  roten  Meei-es,  erwarb 
die  Assabbai  (G.  v.  T).  Juli  1882),  das  Sul- 
tanat Raheita  (1884),  Bailul,  Gubbi,  den 
Küstenstrich  von  Ras  Dermah  bis  ziu*  Buri- 
halbinsel  und  besetzte  6.  Februar  1885 
Massaua.  Der  durch  diese  Vorgänge  her- 
vorgerufene Konflikt  mit  Abessinien,  das  seit 
1884  im  Besitz  der  Bogosländer  war,  führte 
auch  zur  Besetzung  binnenländischer  Punkte 
bis  Saati.    Der  Vertrag  mit  England  13.  Mai 

1887  setzte  Ras  Karar  als  Grenze  zwischen 
Aegx-pten  und  der  italienischen  Machtsphäre 
fest,    1887    wurde    das    Gebiet   der  Habab, 

1888  das  der  Beni-Amer  und  Sula  unter 
italienischen  Schutz  gestellt.  Der  Tod  des 
Negus  Johannes  10.  März  1889  gab  Gelegen- 
heit zu  weiterem  Vordringen  der  Italiener 
(Niederlage  der  Italiener  l)ei  Saati)  und  zur 
Besetzung  von  Keren  und  Asmara.  Der 
Vertrag  vom  2.  Mai  1889  mit  dem  neuen 
Negus  von  Abessinien  Menelik  IL  brachte 
Abessinien  in  ein  Abhängigkeitsverhältnis  zu 
Italien,  und  am  6.  Febniar  1891  wurde  ein 
neuer  Grenz  vertrag  mit  Abessinien  ge- 
schlossen. Am  8.  Februar  1889  stellte  der 
Sultan  von  Obbia  und  am  7.  April  1889  der 
Sultan  des  Midschertin  (Ostküste  der  Somali- 
länder) seine  Besitzungen  unter  italienischen 
Schutz,  und  am  6.  Dezember  1889  kündigte 
Italien  den  Vertragsmächten  der  Berliner 
Konferenz  an,  dass 

„für  den  Fall,  dass  jemand  versuchen  würde, 
Aussa  oder  einen  Teil  von  Aussa  oder  von 
dessen  abhängigem  Gebiet  zu  besetzen,  Her 
Sultan  sich  dem  zu  widersetzen  und  die 
italienische  Flagge  zu  hissen  sich  verpflichtet 
habe,  indem  er  sich  und  seinen  Staat  mit 
allen  seinen  Dependenzeu  unter  die  italienische 
Schutzherrschaft  stelle." 


I  Es  ist  dies  die  Benadirküste  der  Somali- 
länder von  Warschek   bis   zur  Jubmündimg 

I  mit  Ausnahme  der  Zanzibar  gehörigen  Ge- 
biete.    Die  Küste   des  italienischen  Schutz- 

I  gebietes  erhielt  damit  eine  Ausdehnung  von 
19(X)  km.    Ueber  die  Abgrenzung  mit  Aegyp 

;ten   bezw.   der  englischen  Interessenspliare 

'  durch  Protokoll  vom  15.  April  1891  s.  ol>en 

I  Teilung  Afrikas  S.  153. 

Durch  Dekret  vom  1.  Januar  1890  er- 
hielten die  italienischen  Besitzungen  am 
roten  Meere  den  Namen  >Erythrüische 
Kolonie«. 

,  Die  Hoffnungen  auf  Anbahnung  ein«*s 
grossen  Handels  mit  den  afrikanischen  Hinter- 
ländern haben  sich  noch  nicht  ver^irklitht 
Für  die  Kämpfe  mit  Abessinien,  die  Ilafen- 
und  Eisenbahnbauten  bei  Massaua  und  füi* 
die  Verwaltimg  hat  dagegen  Italien  bereite 
Aufwendungen  gemacht,  die  fast  über  seine 
finanziellen  Kräfte  gehen. 

Ein  vollständiger  Rückschlag  in  den  kolo- 
nialen Hoffnungen  trat  ein,  als  es  in  einem 
blutigen  Kriege  in  den  Jahren  1894  bis  1896 
von  Abessinien  geschlagen  und  in  seinen 
Besitzungen  bis  gegen  die  Küste  zurflckg^ 
drängt  wunle.  In  dem  Friedensscliluss 
Abessiniens  mit  Italien  vom  26.  Oktober  ls'96 
wurden  die  Flüsse  Mareb,  Belessa  und  Mima 
als  pi-ovisorische  Nordgrenze  Abessiniens  he- 

'  zeichnet,  die  anderen  (xrenzen  aber  nidit 
festgestellt. 

Auch  in  China  ist  Italien  über  den  Ver- 
such einer  Fussfassinig  nicht  hinausp?- 
komnien. 


H.  BuBsland. 

Obwohl  es  nicht  üblich  ist,  Russland  zu 
den  Kolonialstaaten  zu  rechnen,  hat  Russland 

l  doch  im  19.  Jalu-hundeii  fast  ebensoviel  auf 

:  dem  Gebiete  der  Kolonisation  geleistet  wie 
England.  Denn  Russlands  Vordringen  nach 
Asien  ist  keineswegs  bloss  ein  eroberndt^s, 
sondern  auch  ein  kolonisierendes  und  zwar 
ebensowohl  im  nationalen  wie  im  kulturellen 
Sinne.  In  welchem  Masse  Russland  ge- 
waclisen  ist,  zeigt  nachstehende  Febereicht 
über  den  Umfang  des  Orossfürstentums 
Moskau  bezw.  des  russischen  Kaiserreiches. 

I  Es   hatte  Tausende  von   qkm   zu  Ende  der 

]  Regierungen  von 


Iwan  m. 

(1505) 

2  200 

Zar  Peter  I. 

(1725) 
(1761) 

Iwan  IV. 

(1584) 

4  125 

Zarin  Elisabeth 

Im  Jahre  1613 

8580 

Zarin  Katharina  II. 

(1796) 

Zar  Michael 

(1645) 

13475 

Zar  Alexander  I. 

(1825) 

Zar  Alexei 

(1676) 

14520 

Gegenwärtig 

15  510 

17  600 
19360 
20  185 
22430 


Russland   hat  demnach  jetzt  einen  Um-   Reiches.    Kolonisatorisch  von  Bedeutung  ist 
fang    vom    Yierzigfachen     des    Deutschen  j  es,  dass  der  oben  ersichtliche  Zuwachs  seit 
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der  Mitte  des  16.  Jahrhunderts  nur  fremdes, 
nicht  russisches  Gebiet  betrifft,  mit  Aus- 
nahme der  wenigstens  teilweise  stammver- 
wandten kleinrussischen  Länder. 

Nach  der  jetzigen  Yerwaltungseinteilung 
rechnet    man   zum    europäischen    Eussland 
5389993  (jkm  mit  96  Millionen  Einwohnern, 
zum    asiatischen   Russland   17120000   qkra 
mit  32  Millionen  Einwohnern.    Das  asiatische 
Kussland  zerfällt  in  Kaukasien  (472  554  qkra, 
{\  248  000  Einwohner),  Sibirien  12  518  487  qkm, 
5  727  000  Einwohner),  Centralasien  und  Trans- 
kaspien  (3  504908  qkm,  7  721 000  Einwohner), 
Kas[)isches  Meer  und  Aralsee  (506  457  qkm). 
iCinige  Zeit   nach  der  Eroberung  neuer 
Gebiete    pflegen  diese  militäi-isch  verwaltet 
zu  werden,  um  dann  später  dem  Schematis- 
mus der  civilen  Eeichsverwaltung  eingereiht 
zu  werden.    Im  Jahre  1881  wiuxle  die  Statt- 
halterschaft fik  den  Kaukasus  aufgehoben 
und     Giskaukasien     in    das    (3ouvernement 
Stawi-opol,  das  Kuban-  und  Terekgebiet  ein- 
geteilt,  Transkaukasien   aber  in  das  Gebiet 
des  Sehw^arzen  Meeres,  dia  Grouvemements 
Kutais,    Tifhs,  Jehssawetpol,  Baku,  Eriwan, 
das  daghestanische  Gebiet  und  das  von  Kars. 
Xach  Aufhebung   der   Militän-erwaltung 
(Generalgouvernement)  von  West  Sibirien  1883 
wurden    die  Provinzen  Tobolsk  und  Tomsk 
dem  Ministerium    des  Innern   direkt   unter- 
stellt.     Das    Generalgouvernement    Irkutsk 
zerfäUt    in    die    Gouvernemente    Jenisseisk 
und  Irkutsk  sowie  die  Provinz  Jakutsk,  das 
Generalgouvernement     des    Amur    in    die 
Provinzen    Transbaikalien,    Amur,    Küsten- 
provinz und  Kreis  Sachalin.    Die  russisch- 
chinesische  Grenze   beruht   auf  dem  V.    v. 
4.  November  1860   und   einem    Abkommen 
von  1886,   durch  das  den  Russen  die  Mün- 
dung des  Tumen  nebst  der  Gaskiavetsch- 
bucht  abgetreten  wurde. 

Centralasien,  dessen  Erwerbung  Russland 
erst  im  Jahre  1869  durch  Besetzung  von 
Krasnowodsk  einleitete  und  dann  in  fast  un- 
unterbrochenen Kämpfen  mit  den  Turkmenen 
bis  1884  durchführte,  zerfällt  in  das  Gebiet 
von  Cralsk  und  Turgai  mit  den  gleich- 
namigen Provinzen,  in  das  Steppengouverne- 
ment mit  den  Provinzen  Akmolinsk,  Ssemi- 
palatinsk  und  Ssemiretscliinsk,  in  das  Genei-al- 
gouvernement  Turkestan  mit  den  Provinzen 
'Syr-darja,  Fergana  und  Samarkand.  Auch 
das  Transkaspische  Gebiet  wurde  nach  Voll- 
wulung  der  transkaspischen  Bahn  (1889) 
vom  Kaukasus  abgetrennt  und  dem  General- 
gouvernement Turkestan  unterstellt. 

Die  Grenze  gegen  Afganistan  wurde  durch 
Vertrag  mit  Grossbritannien  vom  10..  22.  Juli 
1H87  festgcöetzt.  Aber  auch  die  Clianate 
Chiwa  und  Bucliara,  durch  die  Kämpfe  mit 
Hnssland  in  ihrem  Umfange  wesentlicJi  be- 
schi'ärikt,  sind  in  politische  und  wirtschaft- 
liche Abhängigkeit    zu    Russland    getreten. 


Friedensverträge   mit  Chiwa  12.;25.  August 
1873,  mit  Buchara  1868,  1870  und  1873. 

Ein  grosser  Teil  der  erworbenen  Gebiete 
ist  durch  das  russische  Volk  neu  besiedelt 
worden  und  zwar  überall  durch  Militär, 
Civil  Verwaltung  und  Handel,  in  Sibirien  durch 
zwangsweise  »Verschickung«,  allerdings  seit 
1900  fast  ganz  aufgehoben,  aber  auch  durch 
eine  grosse  freiwillige  Einwanderung,  so  dass 
auf  diesem  Wege  die  Wohnsitze  des  russi- 
schen Volkes  wesentlich  nach  dem  Osten 
vorgeschoben  worden  und  dabei  im  Gegen- 
satz zu  anderen  kolonisierenden  Völkern  im 
räumlichen  Anschluss  an  die  Heimatsgebiete 
geblieben  sind. 

Russland  ist  gegenwärtig  fast  in  noch 
höherem  Grade  mit  der  inneren  und  äusseren 
Kolonisation  beschäftigt  als  die  romanischen 
und  germanischen  Kolouialstaaten.  Auf  dem 
Gebiete  der  inneren  Kolonisation  'machen 
sich  die  Einflüsse  der  Befreiung  von  der 
Leibeigenschaft  noch  immer  geltend.  Es 
treten  hinzu  die  Reaktionen  gegen  die  Agrar- 
verfassung  und  neuerdings  (nach  Issajew) 
eine  gewisse  Blasiertheit,  eine  Bewegung, 
getragen  von  sozialistischen  und  religiösen 
Motiven,  die  viele  ^>Civihsationsmüde«  auf 
das  Land  ziehen  lässt. 

In  Sibirien  sclu-eitet  die  bäuerhche  Ko- 
lonisation mit  Riesenschritten  vorwärts.  Die 
Bedeutung  der  freien  Ansiedelung  ist  heute 
eine  weit  grössere  als  die  der  zwangsweisen 
Besiedelung.  Es  wirken  hierbei  der  Reich- 
tum an  Mineralien,  u.  a.  des  Goldes  an  den 
Küsten  des  japanischen  Meeres,  die  Frucht- 
barkeit des  Bodens  in  Südsibirien  und  die 
Entwickelung  der  Verkehrsmittel  zusammen, 
um  eine  grosse  Anziehungskraft  auf  das 
europäische  Russland  auszuüben.  »Wenn 
das  so  fortgeht,  könnte  wohl  einmal  die 
Frage  auftauchen,  ob  Russland  über  Sibi- 
rien oder  Sibiiien  über  Russland  herrschen 
wii-d.« 

Mehr  unter  dem  Gesichtspunkte  der  Kul- 
tivation  (Berufungskolonieen)  als  unter  dem 
der  Einwanderung  sind  bei  diesen  Besiede- 
lungen, wie  an  der  Wolga  und  in  Südruss- 
land, so  auch  im  Kaukasus  vielfach  Deutsche 
(Schwaben)  verwendet  w^orden. 

Russland  hat  in  Asien  schon  umfang- 
reiche Eisenbahnen  gebaut  und  den  Bau 
eines  noch  grösseren  Bahnnetzes  geplant. 
Wenn  diese  Eisenbahnen  auch  zunächst  da- 
zu bestimmt  sind,  die  Herrschaft  über  die 
erworbenen  Länder  zu  befestigen  und  Heer- 
strassen für  weitere  Voi-stösse  Russlands 
gegen  China,  Indien  und  Persien  zu  bilden, 
so  sind  sie  doch  an  sich  schon  Werke  von 
kolonisatorischer  Bedeutung  und  werden  auch 
einer  weiteren  Kolonisierung  und  Russi- 
fizienmg  des  asiatischen  Russland  Dienste 
leisten.  Der  nissisch-asiatische  Eisenbahn- 
bau hat  vier  grosse  Glieder.    Zunächst  wurde 
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eine  Verbindung  zwischen  dem  Schwarzen  1 
und  Kaspischen  Meere  durch  die  Eisenbahn 
Poti-Tiflis  (308  km,  voUendet  1872),  Tifüs- 1 
Baku  (549  km,  vollendet  1883)  hergestellt. 
Das  zweite  Glied  bildet  die  1881—1883  bezw. 
1885—1889  von  Annenkow  für  51  Millionen 
Rubel  erbaute,  1510  km  lange  Militärbahn 
von  Usun-Ada  am  Kaspischen  Meere  über 
Merw  und  Buchara  nach  Samarkand.  Von 
dieser  Bahn  aus  wurde  1898  eine  315  km 
lange  südliche  Abzweigung  am  Murgab  von  I 
Merw  nach  Kuschk  gebaut  und  damit  eine  i 
Aufmarschstelle  gegenüber  dem  englisch- ' 
indischen  Pischauer  gewonnen.  Die  Haupt- 1 
linie  wiu*de  von  Samarkand  aus  1899  auf  i 
537  km  weiter  östlich  bis  Andischan  und  I 
Margelan  fortgeführt  und  ein  Zweig  von 
Chawast  nach  Taschkent  156  km  gebaut, 
so  dass  Russland  am  obei-en  Syr-dar)a  eine 
reichgegliederte  Aufmarscheisenbahn  gegen- 
über dem  Pamirgebiete  besitzt.  Das  dritte 
Glied  bildet  die  Eisenstrasse  über  den 
Kaukasus,  die  sog.  Kaukasusbahn,  ausgehend 
von  Wladikawkas,  bis  wohin  schon  1876  die 
Eisenbahn  führte,  um  in  187  km  Anschluss 
an  die  südkaukasische  Bahn  bei  Tiflis  zu 
gewinnen  und  damit  Südkaukasien  an 
das  centralrussische  Eisenbahnnetz  anzu- 
sclüiessen.  Als  viertes  und  wichtigstes  Glied 
ist  die  geplante  sibirische  Eisenbahn  zu  be- 
trachten, die  zur  üeberwindung  der  6900  km 
Entfernung  von  Tschelljabinsk  an  der  sibi- 
rischen Grenze  bis  Wladiwostock  imter  Be- 
nutzung von  2150  km  Wasserweg  auf  dem 
Baikalsee  und  Amm*  4754  km  lang  werden 
und  über  Tomsk  und  Irkutsk  führen  soll. 
Am  24.  Mai  1891  konnte  der  auf  einer 
sibirischen  Reise  begriffene  damalige  Thron- 
folger, der  jetzige  Zai'  Nikolaus  IL,  den 
ereten  Spatenstich  der  gewaltigen  Arbeit 
thun.  Seitdem  wird  gleichzeitig  von  ver- 
schiedenen Stellen  aus  der  Bahnbau  in  An- 
griff genommen  und  der  Betrieb  auf  einzelnen 
Teilstrecken  eröffnet.  Bis  jetzt  ist  ein  zu- 
sammenhängender Verkehr  über  die  west- 
sibirische Bahn  von  Tschelljabinsk  bis  an 
den  Ob  1420  km  und  die  mittelsibirische 
Bahn  vom  Ob  bis  Irkutsk  1830  km  und  von 
da  68  km  bis  an  den  Baikalsee  in  Betrieb 
genommen. 

»Jenseits  des  Sees  wurde  1896  mit  dem 
Bau  der  Transbaikalbahn  begonnen.  Von  der 
Gesamtlänge  Myssowskaja-Stretensk  1100 
km  wurde  der  östliche  Teil  Stretensk- 
Niobschiask  am  2.  November  1898  dem  Ver- 
kehr übergeben.  Endlich  die  Ussuribahn 
von  Chabarowsk  nach  Wladiwostock  772  km 
war  am  10.  September  1897  beendet  worden. 
So  blieb  noch  die  allerdings  grosse  Ent- 
fernung zwischen  Stretensk  und  Chabarowsk 
längs  des  Amur  mit  einem  Schienenwege 
zu  versehen,  um  das  gesamte  Werk  zu  be- 
enden.    Bis  Anfang  1899  sind  angewiesen 


worden  289  Millionen  Rubel  oder  rund  624 
Millionen  Mark,  tliatsächlich  waren  davon 
schon  ausgegeben  worden  257  Millionen 
Rubel  oder  555  Millionen  Mark  (York  v*.u 
Wartenburg). 

Die  Fortschritte  der  russischen  Politik 
gegenüber  China,  die  1898  zu  der  Besetzung 
von  Port  Arthur  führten,  ermöglichten,  d«^n 
Eisenbahnplänen  eine  die  Verbindung  zwi- 
schen Sibirien  und  dem  gelben  Meere  al»- 
kürzende  Richtung  zu  geben  und  zunäcbrit 
eine  ktlrzere  Verbindung  zwischen  der  Trans- 
baikal- und  ussuribahn  anzustreben.  Schon 
am  27.  August  1896  erhielt  die  chinesisch- 
russische Bank  das  Recht  des  Baues  einer 
Eisenbahn  durch  die  Mandschurei.  Die 
Balm  soll  auf  chinesischem  Gebiete  von 
Ziunüchaitui  über  Zizikar  und  Ninguta 
1520  km  lang  gehen  und  die  nissischen  Än- 
sclüusslinien  528  km  lang  von  der  Station 
Onon  der  Transbaikalbahn  und  der  Station 
Nikolsk-Ussuroiski  der  Ussuribahn  ausgehen. 

Dieses  Abkommen  stellt  eine  thatsäeh- 
liche  Inbesitznahme  der  ]tfandschurei  durch 
Russland  dar.  Es  war  die  Veranlassung 
zur  Aufi'oUung  der  nordchinesischen  Eisen- 
bahnfrage, zum  Wettlauf  aller  Mächte  um 
die  Erlangung  von  Eisenbahnbaukonzessionen 
und  des  weiteren  zu  dem  chinesischen  Kriege 
von  1900. 

In  wirtschaftlicher  Beziehung  haben  die 
auf  den  sibirischen  Eisenbahnbau  gesetzten 
Hoffnungen  sich  zunächst  nicht  verwirklicht. 
Die  Bahn  ist  schlecht  gebaut,  der  Betrieb 
muss  häufig  unterbrochen  werden,  die 
Frachten  sind  ausseroixientlich  hoch.  Immer- 
hin darf  man  von  der  sibirischen  Bahn  eine 
grosse  Erleichtenmg  der  Besiedelung  des 
Landes  erwarten. 

Die  Transkaspische  Bahn  hat  schon  jetzt 
der  nissischen  Baumwollenindustrie  ihre 
Rohstoffe  aus  Centralasien  zugeführt  und 
sie  damit  vom  W^esten  emancipiert. 

Jedenfalls  übertreffen  die  Ausdehnmigs- 
bestrebungen  Russlands  nach  dem  Osten  an 
Planmässigkeit,  Stetigkeit,  Beharrlichkeit  und 
auch  an  Erfolgen  die  entsprechenden  Be- 
mühungen aller  anderen  kolonisierenden 
Weltmächte,  Grossbritannien  nicht  ausge- 
nommen. Vgl.  auch  oben  S.  161  die  Tei- 
lung des  Ostens. 

y.  Kolonieen  und  Kolonialpolitik  des 
Deutschen  Reiches. 

1.   Die  neuere  koloniale  ßewe^ng. 

Die  neuere  Kolonialbewegung  begann  mit 
der  Begründung  folgender  Vereine :  Central- 
vereiu  für  Handelsgeographie  und  Förderung 
deutscher  Interessen  in  Berlin,  9.  Oktober 
1878  (Vors.  Dr.  R.  Jannasch),  Zweigvereine 
in  Leipzig,  Barmen,  Chemnitz,  Freibui^  i.  B., 
Jena,  Cassel,  Marburg,  Stuttgart,  10  Zweig- 
vereine  in   Südbrasiüen,   2  in  Argentinien, 
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1   in    Australien;    Verein    für   Handelsgeo- 
trraphie    iind  Kolonialpolitik  in  Leipzig,   18. 
Februar    1879  (Vors.  Dr.  E.  Hasse);  West- 
deutscher Verein    für  Kolonisation  und  Ex- 
port  in  Düsseldorf,  29.  Januar  1881  (Vors. 
Dr.  F.  Fabri);  Müuchener  Verein  zum  Schutze 
deutscher  Interessen  im  Auslande,   15.  Mai 
1S82    (Vors.   Dr.   A.   v.   Brinz);    Deutscher 
Kolonialverein  zu  Frankfiut  a.  M.,  26.  August 
und  6.  Dezember  1882  (seit  1885  in  Berlin, 
Vors.  Filrst  Hermann  zu  Hohenlohe-Langen- 
burg) ;  Gesellschaft  für  deutsche  Kolonisation 
in  Berün,  28.  März  1884  (Vors.  Dr.  Peters, 
Graf  Behr-Bandelin).    Letztere  beiden  Ver- 
eine   verschmolzen   sich  am   19.  Dezember 
1S87    zur    »Deutschen   Kolonialgesellschaft «c 
in   Berlin    (Vors.  Fürst   Hohenlohe-Langen- 
burg  bis  1894,  seit  15.  Januar  1895  Herzog 
Johann  Albrecht  v.  Mecklenburg,  geschäftsf. 
Vic-epräs.  bis  31.  Mai  1900  Wirkl.  Geh.  Rat 
Sa^'hse,     seitdem     Viceadmiral     z.  D.    von 
Valois. 

Vom  grössten  Einfluss  auf  die  Belebung 
der  Kolonialbewegung  waren  die  unten  ge- 
nannten Schriften  von  Fabri  und  Hübbe- 
Schleiden  sowie  die  Zeitschriften  »Export« 
und  »Deutsche  Kolonialzeitung«. 

Die  Beweggründe  für  diese  kolonia^ 
len    Bestrebungen    liegen  vorwiegend,   aber 
nicht   ausschliesslich   in  dem  Umfang  und 
der  Art  der   deutschen  Auswanderung 
(s.  d.  Art.  Auswanderung  oben  Bd.  II  S.  61). 
Man    hoffte,  Länder   zu  finden,    klimatisch, 
wirtschaftlich  und  politisch  geeignet  für  die 
deutsche    Auswanderung,    in    denen    diese 
ihren  nationalen  Charakter  bewahren  könne, 
und  hatte  dabei  die  subtropischen  Gebiete  von 
Südamerika  im  Äuge,  aber  man  dachte  nicht 
an  Erobenmgen.  auch  nicht  an  die  Mitwir- 
kung des  Staates  bei  der  Organisation  der 
Auswanderung,  sondern  nur  an  private  Or- 
ganisation   (Kolonialgesellschaften)    und    an 
lokale  Majorisierungen.    Mitbestimmend  war 
hierbei   die   Schwierigkeit,   in   der  inneren 
Kolonisation  grosse  Mensphenmengen  unter- 
zubringen,  und   das  Bedürfnis,  in  der  Aus- 
wandening  ein  sozialpolitisches  Ventil  offen 
zu  halten.     Man   erinnerte   sich,    dass   die 
^Tussere  Hälfte  des  deutschen  Staatsgebietes 
Kolonialboden  sei,  berücksichtigte  aber  die 
Unmöglichkeit,  die  germanisiei-ende  Grenz- 
kolonisation   in   grösserem   Massstabe    noch 
jetzt  östlich   fortzusetzen,   weder  auf  deut- 
sc'hem  Reichsboden   noch  auf   dem  Gebiete 
'ler  östlichen  und  südöstlichen    slawischen 
Nachbarvölker.  Es  sollten  demgemäss  über- 
^'eeische  Nationalgebiete  geschaffen  werden, 
um    »die    Zukunft    des    deutschen    Volks- 
Stammes«      gegenüber     dem      riesenhaften 
Wachstum  der  Angelsachsen  und  der  Bus- 
^n  für  künftige  Jahrhunderte  sicherzustellen. 
Man    erinnerte    daran,     dass    Deutschland 
schon  einmal   diu^  die  Hansa  mitbestim- 


mend für  den  Welthandel  und  die  Welt- 
wirtschaft gewesen  ist.  Aber  auch  zur  Er- 
ziehung des  deutschen  Volkscharakters  er- 
scliien  die  aktive  Beteiligung  an  der  über- 
seeischen Kultur  förderlich.  Die  Marine 
brauche  ein  Thätigkeitsfeld  im  Frieden. 
Auch  die  Anlage  von  Strafkolonieen  sowie 
die  Einführung  der  Verbanuimg  als  Strafe 
namentlich  für  politische  Vergehen  erschien 
wünschenswert. 

Der  steigend  industrielle  Charakter 
Deutschlands  dränge  zur  Erwerbung  von 
Gebieten,  in  denen  Lebensmittel,  Genuss- 
mittel (Kolonialwaren)  und  Rohstoffe  erzeugt 
werden,  so  dass  diese  Gebiete  mit  dem 
Mutterlande  ein  gemeinsames  Wirtschafts- 
gebiet bilden.  Die  bisherige  passive  Stellung 
Deutschlands  in  der  Weltwirtschaft  müsse  in 
eine  aktive  verwandelt  werden  durch  Herstel- 
lung eines  direkten  deutschen  überseeischen 
Verkehrs  (subventionierte  Dampferlinien,  s.  d. 
Art.  Dam  p  fers  u  b  v  e  n  t  i  o  n ,  oben  Bd.  III S. 
101).  Deutsche  Ersparnisse  finden  nicht  mehr 
genügende  Verwendung  in  der  Heimat.  Ueber- 
seeische  Kapitalanlagen  müssen  aber  zu  einer 
Machtausübung  ftihren.  Deutsches  Geld 
muss  deutsches  Kapital  werden.  In  der 
Fordenmg,  dass  Deutschland  Weltmacht 
werde,  sei  das  Problem  der  Auswanderung 
und  des  Sozialismus  eingeschlossen. 

Der  Gang  der  Ereignisse  Imt  diesen  Er- 
wartungen nicht  entsprochen.  Die  wichtigste 
Seite  der  Kolonialpolitik,  die  Gewinnung 
von  Ansiedelungsgebieten  für  die  deutsche 
MassendUswandenmg  ist  ebensowenig  in 
Angriff   genommen   wie   die  nationale    Or- 

gmisation  der  deutschen  Auswandenmg. 
agegen  ist  die  Erwerbung  von  Kultivations- 
gebieten  übeiTaschend  schnell  und  in  gros- 
sem Umfange  gelungen.  Die  geplante  pri- 
vate Leitung  dieser  Kultivationen  hat  aber 
bald  einer  staatliehen  Führung  Platz  machen 
müssen. 

Immerhin  winl  die  staatliche  Fürsorge 
für  die  deutschen  Schutzgebiete  und  für 
deutsche  überseeische  Interessen  in  steigen- 
dem Masse  d\u*ch  die  Thätigkeit  privater 
Gesellschaften  aller  Art  unterstützt.  Ein 
vollständiges  Vei*zeichnis  dieser  Gesell- 
schaften, der  in  den  Schutzgebieten  thätigen 
Firmen  und  Erwerbsgesellschaften,  der 
kolonialen  Erwerbsgesellschaften,  der  Schiff- 
fahrtsgesellschaften,  der  Missionen  findet 
sich  in  dem  jährlich  von  Gustav  Meinecke 
herausgegebenen  Deutschen  Kolonialkalender 
(Berlin  W.  10).  Wir  wollen  hier  nur  die 
im  Jahre  1900  thätig  gewesenen  Agitations- 
gesellschaften für  koloniale  Zwecke  mit 
ihren  Sitzen  aufführen: 

Deutsche  Kolonialgesellschaft,  Berlin  W., 
Schellingstrasse  4. 

Centralverein  für  Handelsgeographie  und 
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Förderung  deutscher  Interessen  im  Aus- 
lande, Berlin  "NV.,  Dorfflingerstrasse  4. 

Deutscher    Frauenverein    für   Kranken- 

Eflege  in  den  Kolonieen,  Berlin  W.,  Augs- 
ui'gerstrasse  45. 

Der  Afrika  verein  deutscher  Katholiken, 
Köln  und  M.-Gladbach. 

Evangelischer  Afrikaverein,  Berlin  NO., 
Kaiserstrasse  19. 

Alldeutscher  Verband,  Berlin  W.  85, 
Ltttzowstrasse  85  b. 

Verein  für  evangelische  Mission  in 
Kainenm,  Stuttgart. 

Naclitigal- Gesellschaft  für  vaterländische 
Afi-ikaforschung ,  Berlin  "NV.,  Ansbacher- 
slrasse  37. 

Kolonial -Wirtscliaftliches  Komitee,  Ber- 
lin NW.,  Unter  den  Linden  401. 

Deutsches  Kolonialrauseum,   Berlin  NW. 

Deutsche  Kolonialschule,  Ges.  m.  b.  H., 
bepi'.  23.  Mai  1S9H  zu  Neuwied,  eröffnet  zu 
Witzenhausen  a.  d.  Werra  1.  April  1899. 

Deutsclier  Kolonialverein  für  Import  und 
Export,  Berlin  W.,  Altmoabit  1. 

Evangelischer  Hauptverein  für  deutsche 
Auswanderer,  Witzenhausen  a.  d.  Werra. 

Verein  für  deutsclie  Auswandererwohl- 
fahrt, Hannover. 

Evangelische  Gesellschaft  für  die  ])i*o- 
teslantisclien  Deutschen  in  Amerika,  Bar- 
men. 

St.  Raphaels- Verein  zum  Schutze  katho- 
lischer deutscher  Auswanderer,  Limburg 
a.  d.  Lahn. 

Aus  den  Ei-tiügen  der  von  der  Deutschen 
Kolonialgesellschaft  veranstalteten  Wohl- 
fahrtslotterie konnten  in  den  Jahren  1898 
bis  1900  kolonialen  Zwecken  namhafte 
Mittel  zur  Verfügung  gestellt  werden  (vgl. 
D.  K.Z.  vom  16.  November  1899  und  Jahres- 
bericht der  Deutschen  Kolon ialgesellscliaft, 
1899,  S.  28). 

2.  Deutsche  amtliche  Kolonialpolitik. 

Der  Reichskanzler  Fürst  Bismarck  ist  nur 
zögernd  der  Kolonialbewegimg  näher  ge- 
treten und  hat  sich  gegen  eine  Organisation 
der  deutschen  Auswanderung  innuer  ab- 
lehnend verhalten,  (xelegcntlich  der  Korea- 
debatte sagte  er  im  Reichstage  am  26.  Juni 
18S4: 

„Ich  bin  kein  Freund  der  Auswan- 
derung im  allgemeinen  und  namentlich  nicht 
der  krankhaften  Beförderung  der  Auswanderung, 
die  wir  in  den  ersten  Jahren  des  Deutschen 
Eeichs  gehabt  haben  —  unter  meiner  Unter- 
schrift, gebe  ich  ja  zu;  ich  habe  aber  damals 
dieser  Sache,  meine  Aufmerksamkeit  nicht  zu- 
gewendet — .  Ein  Deutscher,  der  sein 
X^aterland  abstreift,  wie  einen  alten 
Rock,  ist  für  mich  kein  Deutscher 
mehr;  ich  habe  kein  landsmannschaftliches  In- 
teresse mehr  für  ihn,  und  wenn  die  Beförderung 
der  Korrespondenz  und  des  Verkehrs  und  unse- 
res Exportes  eine  Beförderung  der  Auswande- 


rung sein  würde,  so  würde  das  ein  Gnmd  da- 
gegen sein." 

Dieser  Grundanschauung  entsprechend 
lehnte  Fuvst  Bismarck  die  Führungnahme 
auf  dem  Gebiete  der  deutschen  Kolonial - 
Politik  ab  und  wollte  diese  der  privaten 
Unternehmung  überlassen.  Und  wiederholt 
hat  er  darauf  hingewiesen,  dass  die  Regie- 
rung des  Deutschen  Reiches  ein  Kolonial- 
progi*amm  nicht  liaben  könne,  sondern  das< 
die  Kolonialix)litik  abliängig  sei  von  dem 
Gange  der  gesamten  inneren  und  äusseren 
Politik. 

Am  2.  März  1885  erkläi-te  Fürst  Bis- 
mai'ck  im  Reichstage: 

^Wir  haben  nicht  vollständige  Systeme  im 
Kopf  und  in  der  Theorie   fertig,   sondern   wir 
lassen  die  Sache  sich  organisch  entwickeln  und 
krystallisieren.     Wir  haben  nicht  die  Praten- 
sion,   die   Kolonisationsbestrebungen   des   deut- 
schen Volkes  zu  führen  nach  bureaukratischer 
Vorschrift  und  nach  einem  bestimmten  System, 
über  das  wir  selbst  mit  uns  im  klaren  wären, 
sondern  wir  haben  die  Absicht,  ihnen  zu  fol^n 
mit  dem  Schutz  des  K-eiches,   da  wo  wir  eine 
j  Wahrscheinlichkeit   der  Entwickelung  und  Be- 
'  recht igung  auf  diesen  Schutz  anerkennen  .  .  - 
I  Ich  habe  betont,  dass  eine  Kolonialpolitik  über- 
I  haupt    nur    möglich    ist,    wenn   sie   von   einer 
Mehrheit  des  nationalen  Willens  mit  Entschlos- 
I  senheit  und  Ueberzeugnng  getragen  wird." 

Aehnlich   am  li).  Januar  und   12.  März 
I  1885  im  Reichstage  und  am  5.  Juni  1889  iu 
I  einem  Brief  an  F.  Fabri : 
:         .,Was  die  koloniale  Frage  im  allgemeinen 
betrifft,   so   ist   zu  bedauern,   dass  dieselbe   in 
I  Deutschland    von    Hause    aus   als    Parteisache 
auf^efasst  wurde  und  dass  im  Reichstage  Geld* 
j  bewilligungen  für  koloniale  Zwecke  immer  noch 
I  widerstrebend   und   mehr   aus  Gefälligkeit  für 
!  die   Reg-ierung    oder    unter   Bedingungen    eine 
I  Mehrheit  linden.    Die  Regierung  kann  über  ihr 
I  ursprüngliches    Programm    bei    Unterstützung 
i  überseeischer  Unternehmungen  nicht   aus  eige- 
I  nem  Antriebe  hinausgehen  und  kann  nicht  die 
Verantwortung  für  Einrichtung  und  Bezahlung 
eigener  Verwaltung   mit   einem   grösseren   Be- 
amtenpersonal  und  eii^ener  Militärtruppe  über- 
nehmen, solange  die  Stimmung  im  Reichstage 
ihr  nicht  helfend   und  treibend  zur  Seite  steht 
und  solant^e  nicht  die  nationale  Bedeutung  über- 
I  seeischer  Kolonieen  allseitig  ausreichend  gewür- 
'  digt  werden  wird  und  durch  Kapital  und  kauf- 
!  männischen  Unternehmungsgeist  die  Förderung 
I  findet ,    welche   zur  Ergänzung  der  staatlichen 
Mitwirkung  unentbehrlich  bleibt." 
1        Trotz    dieses  Mang(ds  an   Initiative   bei 
I  der  Regierimg  lilsst  sich  doch  eine  bestimmte 
I  Richtschnur  erkeimen,  welche  in  kolonialen 
I  Dingen   seit  Begründung  des   Reiches  ein- 
I  gehalten  wurde.     Die  Etappen   in   der  Ent- 
wickelung der  amtlichen  Kolonialpolitik  des 
I  Deutschen  Reiches  fallen  in  die  Jahre  1884 
I  und  1.S90.   Bis  zum  Jahre  1884  wiurde  allen 
'  deutschen     überseeischen     Unternehmungen 
!  der    individuale    Charakter    gewahrt ,    der 
I  Schutz  nur  der  Pei-son  gewährt.     Von  18S4 
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an  sträubte  man  sich  nicht  mehr  gegen 
Lan<lerAverbungen  und  gestaltete  den  Schutz 
überseeischer  Unternehmungen  territorial. 
Von  1890  bis  1897  verhielt  sich  die  Regie- 
rung ablehnend  gegen  weitere  territoriale 
Erwerbungen  und  erst  seit  1898  kehrte  sie 
zu  den  Grundsätzen  der  Jahre  1884  bis  1889 
zurück. 

In  den  Jahren  1874 — 1884  war  die  Reichs- 
regierung bemüht  gewesen,  in  unabhängigen 
überseeischen  Gebieten  die  Handelsfreiheit, 
möglichst  auch  den  Fortbestand  der  Unab- 
hängigkeit selbst  solcher  Gebiete  zu  sicheni 
und  mindestens  für  Deutschland  die  Meist- 
l>egünstigung  bei  Verti-agsabschlüssen  zu 
wahren.  Dagegen  wurden  alle  an  die  Re- 
gierung herantretenden  Gesuche  um  kolo- 
niale Landerwerbungen  oder  um  die  Ueber- 
nahnie  von  Protektoraten  abgelehnt. 

Diese  Linie  hielt  die  Regierung  ein  bei 
dem  Streite  mit  Spanien  wegen  der  Pelew- 
und  Kai-olineninseln  und  des  Suluarchipels 
1873 — 1874,  bei  der  Ablehnung  des  Protek- 
torates über  Zanzibar  1874,  über  das  Sidu- 
reich,  Nordbomeo  und  Transvaal  1876 — 1877, 
\)oi  den  Streitigkeiten  mit  England  wegen 
der  von  diesem  1874  annektierten  Fidschi- 
inseln,  bei  der  Erwerbung  von  Kohlensta- 
tionen auf  den  Tongainseln  1876  und  auf 
Samoa  (Saluafata)  1879,  bei  der  am  20.  April 
18.S0  abgelehnten  Voriage  wegen  einer 
Zinsgarantie  an  eine  Seehandelsgesellschaft 
zur  Erwerbung  der  Godefi-oyschen  Plantagen 
in  Samoa.  Auch  als  1874  und  1882  hanse- 
atische Kaufleute  Schutz  erbaten  für  ihre 
Unternehmungen  in  Westafrika  und  als 
1«S2  Lüderitz  dies  für  Südwestafrika  that, 
^urde  zwai-  consulare  und  militärische 
Ijntei-stützung  durch  die  Marine  zugesagt, 
j<^le  Landerwerbung  aber  abgelehnt. 

Und  diese  Anschauung  klang  noch  nacli 
in  einem  Worte  des  Fürsten  Bismarck  vom 
20.  Juni  1884: 

„Unsere  Absicht  ist  es  nicht,  Provinzen  zu 
gründen,  sondern  kaufmännische  Unterneh- 
mungen.** 

Zu  einer  anderen  Haltung  wurde  die 
Deutsche  Reich si*egierung  erst  gezwungen 
(hirch  die  Schwierigkeiten,  die  England  in 
<ier  Südsee  und  in  Afrika  der  Ausdehnung 
tles  wirtschaftlichen  Einflusses  Deutschlands 
machte.  Der  eingetretene  Umschwung  der 
Auffassung  trat  amtlich  zuerst  zu  Tage  in 
^er  Instruktion  des  Fürsten  Bismarck  an 
<lt'n  deutschen  Botschafter  in  London  vom 
10.  Juni  1884: 

„Meine  Ansicht  geht  nach  wie  vor  dahin, 
dass  ein  Kolonialsystem  nach  Analogie  des  heu- 
tigen englischen  mit  Garnisonen,  Gouverneuren 
und  Beamten  des  Mutterlandes  für  uns  nicht 
angezeigt  sei^  aus  Gründen,  welche  in  unseren 
uineren  Einrichtungen  und  Verhältnissen  liegen, 
^ass  das  Reich  aber  nicht  umhin  könne,  seinen 
iSchutz,  soweit  seine  Kräfte  reichen,  auch  auf 


solche  Handelsuntemehmungen  deutscher  Unter- 
thanen  zu  erstrecken,  welche  mit  Landerwerb 
verbunden  sind.  Ich  habe  mich  auf  die  Ana- 
logie der  englischen  ostindischen  Kompagnie 
in  ihrem  ersten  Anfange  berufen.  Die  darauf 
von  Lord  Amphtill  an  mich  gerichtete  Frage, 
ob  wir  soweit  gehen  würden,  den  Beteüigten 
ein  Royal  charter  zu  bewilligen,  habe  ich  be- 
jaht." 

Ein  weiterer  Schritt  vorwärts  in  der 
Richtung  auf  territoriale  Behandlung  der 
deutsc^hen  Kolonialpolitik  ist  erkennthch  in 
dem  Satze  einer  nach  London  gerichteten 
Dei)esche  des  Auswärtigen  Amtes  vom  19. 
August  1884: 

»Wir   gewähren    diesen   Schutz,   so- 
bald derselbe  nachgesucht  würde,  über- 
all,  wo   deutsche  Niederlassungen  auf 
einem  bisher  von  einer  anderen  Macht 
nicht  occupierten  Gebiete  begrün- 
det werden   und  den  deutschen  Erwer- 
bungen giltige,  die  Rechte  Dritter  nicht 
verletzende   vertrage  ziu*  Seite  stehen«, 
und   in   einer   dem   Lord   GranviUe  am  8. 
Oktober   1884   seitens    des    deutschen    Ge- 
schäftsträgers erteilten  Antwort: 

„Das  in  den  fraglichen  Gebieten  (Südwest- 
afrika)  im  Namen  ^r.  Majestät  des  Kaisers 
verkündete  Protektorat  erstreckt  sich,  wie 
die  königl.  ^rossbri tannische  Regierung  richtig 
annimmt,  nicht  lediglich  auf  die  Per- 
son der  daselbst  wohnhaften  oder  sich  dort 
aufhaltenden  Reichsangehörigen,  sondern  auf 
das  Gebiet  als  solches  und  hat  mithin  terri- 
torialen Charakter." 

Bei  der  Occupation  der  Schutzgebiete 
sclüug  die  Regierung  gleichzeitig  verschie- 
dene Wege  ein.  Teils  Hess  sie  durch  ihre 
Seeoffiziere  und  Beamten  (Dr.  Nachtigal  in 
Togo  und  Kamenm)  mit  Eingeborenen 
direkt  Verträge  abschliessen,  teils  übernahm 
sie  die  von  Privaten  erworbenen  Hoheits- 
rechte (Lüderitz),  teils  überliess  sie  diese 
privaten  Gesellschaften  unter  Erteilung  von 
Schutzbriefen  (Ostafrika  und  Neu-Guinea). 

In  Bezug  auf  die  Verwaltung  ver- 
suchte die  Regienmg  1884—1888  ähnliche 
Grundsätze  zur  Geltung  zu  bringen,  wie  sie 
England  und  Holland  in  Ostindien  früher 
durchgeführt  hatten,  indem  sie  sich  auf  Ge- 
währung des  internationalen  Schutzes  be- 
schränkte, die  Verwaltung  selbst  aber  mög- 
lichst den  interessierten  Privaten  überliess. 
Der  Fürst  Bismarck  sprach  sich  hierüber 
gelegentlich  der  Koreadebatte  am  26.  Juni 
1884  im  Reichstage  wie  folgt  aus: 

„Meine  von  Sr.  Majestät  dem  Kaiser  ß-e- 
büligte  Absicht  ist,  die  Verantwortlichkeit  für 
die  materielle  Entwickelun^  der  Kolonie,  ebenso 
wie  ihr  Entstehen,  der  Thätigkeit  und  dem 
Untemehmunffsgeiste  unserer  seefahrenden  und 
handeltreibenden  Mitbürger  zu  überlassen  und 
weniger  in  der  Form  der  Annektierung  von 
überseeischen  Provinzen  an  das  Deutsche  Reich 
vorzugehen  als  in  der  Form  der  Gewährung 
von  Freibriefen  nach  Gestalt  der  Royal  char- 
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ters,  im  Anschluss  an  die  ruhmreiche  Laufbahn, 
welche  die  englische  Kaufmannschaft  bei  Grün- 
dung der  ostindischen  Kompagnie  zurückgelegt 
hat,  und  den  Interessenten  der  Kolonie 
zugleich  das  Regieren  derselben  im 
wesentlichen  zu  überlassen  und  ihnen 
nur  die  Möglichkeit  europäischer  Jurisdiktion 
für  Europäer  und  desjenigen  Schutzes  zu  ge- 
währen, den  wir  ohne  stehende  Garnison  dort 
leisten  können.  Ich  denke  mir,  dass  man  ent- 
weder unter  dem  Namen  eines  Consals  oder 
Residenten  bei  einer  derartigen  Kolonie  einen 
Vertreter  der  Autorität  des  I&iches  haben  wird, 
der  Klagen  entgegenzunehmen  hätte,  und  dass 
irgend  eines  unserer  See-  und  Handelsgerichte 
—  sei  es  in  Bremen  oder  Hamburg  oder  wo 
sonst  —  die  Streitigkeiten  entscheiden  wird,  die 
im  Gefolge  der  kaufmännischen  Unternehmun- 
gen entstehen  könnten.  Unsere  Ansicht  ist, 
nicht  Provinzen  zu  gründen,  sondern  kauf- 
männische Unternehmungen,  aber  in  der  höch- 
sten Entwickelung,  auch  solche,  die  sich  eine 
Souveränität,  eine  schliesslich  dem  Deutscheu 
Reiche  lehnbar  -bleibende,  unter  seiner  Pro- 
tektion stehende  kaufmännische  Souveränität 
erwerben,  zu  schützen  in  ihrer  freien  Ent- 
wickelung, sowohl  gegen  AngriflFe  aus  der  Nach- 
barschaft als  auch  gegen  Bedrückung  und  Schädi- 
gung von  selten  anderer  euiopäischer  Mächte. 
Im  übrigen  hofTen  wir,  dass  aer  Baum  durch 
die  Thätigkeit  der  Gärtner,  die  ihn  pflanzen, 
auch  im  ganzen  g:edeihen  wird,  und  wenn  er 
es  nicht  thut,  so  ist  die  Pflanze  eine  verfehlte 
und  es  trifft  der  Schaden  weniger  das  R^ich  — 
denn  die  Kosten  sind  nicht  sehr  bedeutend,  die 
wir  verlangen,  —  sondern  die  Unternehmer, 
die  sich  in  ihren  Unternehmungen  vergriffen 
haben." 

Demgemäss  wurde  der  »Gesellschaft  fiir 
deutsche  Kolonisation«  (Dr.  K.  Peters  und 
Graf  Behr-Bandelin)  am  27.  Februar  1885 
ein  kaiserlicher  Scnutzbrief  verliehen,  in 
dem  der  Gesellschaft  die  Befugnis  erteilt 
wurde  zur 

»Ausübung  aller  aus  den  Uns  vorge- 
legten Verträgen  fliessenden  Rechte, 
einschliesslich  der  Gerichts- 
barkeit, gegenüber  den  Eingeborenen 
imd  den  in  diesen  Gebieten  sich  nieder- 
lassenden oder  zu  Handels-  und  anderen 
Zwecken  sich  aufhaltenden  Angehörigen 
des  Reichs  und  anderen  Nationen,  imter 
der  Aufsicht  Unserer  Regierung  und 
vorbehaltlich  etc. 

Und  die  Neu-Guinea-Kompagnie  (Adolph 
v.  Hansemann)  erhielt  am  17.  Mai  1885  in 
einem  kaiserlichen  Schutzbrief  folgende 
Rechte : 

>Ingleiehen  verleihen  Wir  der  besagten 
Kompagnie  gegen  die  Verpflichtung,  die 
von  ihr  übernommenen  staatlichen  Ein- 
richtungen zu  treffen  und  zu  erhalten, 
auch  die  Kosten  für  eine  ausreichende 
Rechtspflege  zu  bestreiten,  hiermit  die 
entsprechenden  Rechte  der  Landes- 
hoheit, zugleich  mit  dem  ausschliess- 
lichen Recht,  in  dem  Schutzgebiete  her- 


renloses Land  in  Besitz  zu  nehno^ea  und 
darüber  zu  verfügen  und  Verträge   mit 
den  Eingeborenen  über  Land  imd  Gniad- 
berechtigimgenabzuschliessen,  dies  alles 
unter  der  Oberaufsicht  Unserer  Regierung 
....  Die  Ordnung  der  Rechtspflege 
sowie   die   Regelung    und    Leitung    der 
Beziehungen  Zwischen  dem  Schutzgebiete 
und  den   fremden  Regierungen   bleiben 
Unserer  Regierung  vorbehalten  . .  .^ 
Dagegen    waren    die  ^mühungen    des 
Reichskanzlers    ^1885),    die   am   Kamerun- 
und  am  Togogebiete  interessierten  Handels- 
häuser zur  Bildung  einer  mit  der  lokalen 
Verwaltung  zu  betrauenden  Korporation  zu 
bew^egen,  erfolglos. 

»Und  so  mussten  die  dorthin  gesandten 
kaiserlichen  Beamten  unmittelbarer  in  die 
Regelung  der  Verhältnisse  eingi-eifen.  Aber 
auch  liier  wird  die  Bildung  eines  bureaii- 
kratischen  Regimentes  sorgfältig  vermieden.-: 
Für  Südwestafrika  war  zwar  in  dem 
Statut  der  »Deutschen  Kolonialgesellschaft 
für  Südwestafrika«  (der  durch  K.  Ordre 
vom  13.  April  1885  die  Rechte  einer  juris- 
tischen Person  verliehen  wurden)  die  Aus- 
übung staatlicher  Hoheitsrechte 
vorgesehen,  »soweit  solche  der  Gesellschaft 
für  ihre  Gebiete  übertragen  werden«.  Die 
Ausübung  solcher  Rechte  ist  aber  hier  nicht 
praktisch  geworden,  namentlich  deshalb, 
weil  das  Gebiet  der  Gesellschaft  nur  einen 
kleinen  Teil  des  gesamten  Schutzgebietes 
bildet,  dessen  Gesamtheit  doch  verwaltet 
werden  muss  und  deslialb  durch  einen 
kaiserlidien  Kommissar  schon  1885  in  Ver- 
waltung genommen  wurde. 

Aber  auch  in  Ostafrika  und  in  Neu- 
Guinea  war  die  Privatverwaltung  nur  von 
kurzer  Dauer.  In  Ostafrika  handelte  es  sieh 
auch  sehr  bald  um  die  Verwaltimg  eines 
weit  grösseren  Gebietes  als  des  unter  den 
Schutzbrief  fallenden.  Vor  allem  machte 
aber  der  ostafrikanische  Aufstand  jeder  Ver- 
waltung ein  Ende.  Der  Aufstand  wurde 
durch  einen  kaiserlichen  Kommissar  nieder- 
geworfen, und  nach  Herstellung  der  Ord- 
nung übernahm  die  Regierung  durch  Be- 
stellung eines  kaiserlichen  Gouverneurs 
nicht  nur  die  Zollverw^altung,  sondern  die 
ganze  Landesverwaltung  am  1.  Juli  1891 
(Bekanntmachung  v.  24.  Dezember  1890). 

Im  Schutzgebiete  der  Neu-Guinea-Kom- 
pagnie wurde  zwar  zunächst  auch  die  im 
Schutzbrief  der  kaiserlichen  Verwaltimg  vor- 
behaltene Gerichtsbarkeit  dem  »Landeshaupt- 
mann« der  Kompagnie,  Frhr.  v.  Schleinitz, 
durch  Erlass  des  Reichskanzlers  vom  24 
Juni  1886  und  durch  kaiserl.  V.  v.  7.  Juli 

1888  der  Kompagnie  selbst  (bis  Ende  1897) 
übertragen.  Infolge  Vertrages  zwischen  der 
Regierung  und  der  Kompagnie  vom  23.  Mai 

1889  ging  aber  am  1.  !&^ovember  1889  die 
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gesamte  Landesverwaltung  des  Schutzge- 
liietes  auf  das  Reich  über  und  wurde  durch 
ilen  kaiserlichen  Kommissar  ausgeübt  (kaiserl. 
V.  V.  6.  Mai  1890,  R.G.B1.  S.  67),  bis  1. 
Sei>tember  1892  der  frühere  Zustand  der 
Verwaltung  durch  einen  Landeshauptmann 
wieder  hergestellt  wurde.  Im  Jahre  1899 
ging  aber  auch  das  Schutzgebiet  der  Neu- 
(Tuinea-Gesellschaft  in  die  immittelbare  Ver- 
waltung des  Reiches  endgiltig  über. 

Zur  Ausübung  einer  unmittelbaren  Herr- 
schaft in  den  centralafrikanischen  Schutz- 
gebieten (Ostafrika,  Togo  und  Kamerun) 
wui-de  die  Regierung  schon  diuxjh  die  Be- 
stimmungen der  Generalakte  der  Brüsseler 
Antisklavereikonferenz  vom  2.  Juli  1890  ver- 
anlasst, welche  den  Regierungen  eine  Menge 
von  Pflichten  auferlegt,  die  ein  direktes 
Einschreiten  der  Staatsgewalt  erfordern. 

War  schon  zur  Zeit  des  Füi-sten  Bis-  i 
marck  den  auf  die  Erweiterung  des  deut- . 
sehen  Kolonialbesitzes  gerichteten  Bestre- 
bungen eine  sekundäre  Rolle  zugewiesen 
wollen  (Aeusserungen  des  Fürsten  Bismarck 
aus  dem  Oktober  1889:  »Die  Erhaltung 
von  Lord  Salisbury  habe  für  ihn  mehr  Wert 
als  ganz  Witu.  England  sei  für  uns  wich- 
tiger als  Zanzibar  und  Ostafrika«),  so  räumte 
«ler  Reichskanzler  Graf  Caprivi  1890  bis 
1894  der  Kolonialpolitik  eine  noch  unter- 
geordnete! e  Rolle  ein.  Dies  ergiebt  sich 
besonders  aus  dem  unter  seiner  Verantwort- 
lichkeit abgeschlossenen,  wenn  auch  zum 
Teil  auf  kaiserlichen  Anordnungen  vom  2. 
Mai  1889  beruhenden  Zanzibarvertrag  vom 
1.  Juli  1890  und  der  Art  der  Begründung 
desselben. 

In  der  amtlichen  Denkschrift  über  die 
Beweggründe  zu  dem  deutsch-englischen 
Abkommen  vom  1.  Jidi  1890  wird  die  Auf- 
rechterhaltung guter  Beziehungen  zu  Eng- 
land über  alle  deutschen  Koloniaünteressen 
gestellt: 

„Allem  voran  stand  das  Bestreben,  misere 
durch  Stammes  Verwandtschaft  und  durch  die 
geschichtliche  Entwickelung  beider  Staaten  ge- 
gebenen gaten  Beziehungen  za  England  weiter 
zu  erhalten  und  zu  befestigen  und  dadurch  dem 
eigenen  Interesse  wie  dem  des  Weltfriedens  zu 
dienen." 

An  die  individuale  und  privatwirtschaft- 
liche Behandlung  kolonialer  deutscher  In- 
teressen, wie  sie  vor  1884  massgebend  war, 
erinnert  der  Satz: 

»Bei  dieser  Sachlage  einer  befreun- 
deten Macht  wie  England  das  Protekto- 
rat über  die  Inseln  Zanzibar  und  Pemba 
zuzugestehen,  konnte  um  so  weniger 
Bedenken  haben,  als  kein  Grund  zu  der 
Annahme  besteht,  dass  deutsche  Firmen 
und  Personen  auf  der  Insel  unter  eng- 
lischem Schutze  schlecht  fahren  werden. 
Derselbe   Zustand  existiert    auf    vielen 


Stellen  der  Welt  imd,  wenn  man  von 
nationalen  Motiven  absieht,  ziu* 
Zufriedenheit  der  Deutschen.« 
Gegen  jede  Fortsetzung  einer  weiteren 
Occupationspolitik  wendete  sich  ebenfalls 
die  Denkschrift,  indem  sie  sagte: 

„Die  Periode  des  FlaggenMssens  und  des 
Vertragschliessens  muss  beendet  werden,  um 
das  Erworbene  nutzbar  zu  machen.  Es  beginnt 
jetzt  die  Zeit  ernster  unscheinbarer  Arbeit,  für 
welche  voraussichtlich  auf  ein  halbes  Jahrhun- 
dert ausreichender  StoflF  vorhanden  sein  wird." 

Seine  zurückhaltende  Behandlung  der 
Kolonialpolitik  begründete  Graf  Caprivi  in 
seinen  Beichstagsreden  vom  4.  und  5.  Fe- 
bruar 1891  und  17.  Februar  1894. 

Der  am  29.  Oktober  1894  erfolgte 
Wechsel  in  der  Person  des  fieichskanzlers 
hat  auch  einen  Umschwung  in  der  deut- 
schen Kolonialpolitik  herbeigeführt. 
Während  für  den  Grafen  Caprivi  der  Ab- 
schluss  des  Abkommens  mit  England  über 
Zanzibar  etc.  und  dessen  Begründung  sowie 
das  Wort  charakteristisch  war,  ihm  könne 
nicht«  Schlimmeres  passieren,  als  dass  ihm 
ganz  Afrika  geschenkt  werde,  äusserte  sich 
Fürst  Hohenlohe  -  Schillingsfürst 
in  seiner  eraten  Programmrede  im  Reichs- 
tage am  11.  Dezember  1894  über  die  deut- 
sche Kolonialpolitik  in  folgender  Weise : 

„Als  jüngste  Macht  ist  das  Deutsche  Reich 
in  eine  Kolonialpolitik  eingetreten.  Die  Be- 
weggründe, welche  das  Reich  dazu  geführt 
haben,  sind  wirtschaftlicher,  nationaler 
und  religiöser  Natur. 

Schon  vor  der  Begründung  des  Reiches 
haben  einsichtige  Männer  darauf  hingewiesen, 
dass  Deutschland,  um  sich  den  Wettbewerb  auf 
dem  Weltmarkt  zu  sichern  und  damit  auch 
seine  internationale  Machtstellung  zu  bewahren, 
darauf  bedacht  sein  müsse,  sich  neue  und  un- 
abhängige überseeische  Absatzgebiete  zu  schaffen 
und  den  überschiessenden  Kräften  der  Heimat, 
statt  sie  sich  zu  entfremden,  einen  neuen  Raum 
zur  Entfaltung  zu  gewähren.  Die  bisherige 
Entwickelung  in  dem  kurzen  Zeitraum  von  10 
Jahren  hat  bewiesen  —  und  die  dem  Reichstag 
vorgelegten  Denkschriften  legten  davon  Zeugnis 
ab  — ,  dass  diese  Auffassung  zutrifft.  Der 
Handel  in  unseren  Kolonieen  nimmt,  wenn  auch 
nur  allmählich,  zu,  die  Plantagen,  wenn  auch 
unter  schwerer  Arbeit  und  Opfern,  gewinnen  an 
Ausdehnung,  und  grosse  Gebiete  sind  geeignet, 
deutschen  Auswanderern  eine  Existenz  zu  ge- 
währen. 

Die  koloniale  Bewegung  ist  aber  auch  eine 
nationale.  Sie  ist  dem  erstarkten  National- 
gefühl entsprungen,  welches  nach  Gründung 
des  Reichs  ein  Feld  der  Thätigkeit  für  das  be- 
kräftigte nationale  Empfinden  suchte;  sie  ist 
eine  wertvolle  Stärkung  des  Einheitsgedankens, 
und  keine  Regierung  wird  dieses  neue  und  feste, 
die  einzelnen  Stämme  der  Nation  und  die  ver- 
schiedenen Schichten  der  Bevölkening  umschlies- 
sende  Band  entbehren  können  und  wollen. 

Die  deutsche  Kolonialpolitik  hat  aber  auch 
eine  ideale  und  religiöse  Grundlage.    Es 
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zu  Anfaug  vereinzelt  auf;  sie  treffen  mehr  und 
mehr  zusammen,  und  die  verbündeten  Regie- 
rungen sind  entschlossen,  jede  dieser  Richtungen 
gleichmässig  zu  fördern 


wäre  eine  Minderung  des  deutschen  Namens  in '  gesetzt  und  von  dem  Kolonialdirektor  von 
der  ^yelt,  wenn  nicTit  auch  das  deutsche  Volk  Buchka  in  Kainenin  zu  einem  Svstem 
teilnehmen  wollte  au  der  Kulturmission,  welche  i  trrossartio'or  Land kon Zessionen  aiiRo^^haiit 
die  letzten  Greuel  der  Sklaverei  beseitigt  und  i  f^^r^lfJ  «V!  Jif  !®^  i  •  ausgebaut, 
das  Licht  des  Christentums  in  den  dunkeln  i  ?^'  V."J^^^  ^^f  ^"^  «^^iV  luemus  ei^^beii- 
Weltteil  hineinträgt  ^^^  (jefahren  für  die  nationale  Zukunft  der 

Diese    verschiedenen    Beweggründe    traten   Schutzgebiete   führte    aber   190(J  den  Sturz 
-     •         -  -         -    von   Buchkas   herbei.      Damit    ist    für    die 

künftige  deutsclie  Kolonialpolitik  die  Frage 
der  Landkonzessionen  und  die  gesamte 
Agi-arpolitik  sehr  in  den  Vordergrund  ge- 
Die  Aufrechterhaltung  unseres  Kolonialbe-  ]  rückt  worden. 
Sitzes  ist  ein  Gebot  unserer  nationalen  Ehre  und  Einer  planmässigen  Eegelung  des  Ans- 
ein Zeichen  unseres  nationalen  Ansehens.    Wir  .wanderungswesens      standen      bisher 

^cLffiL  VbÄgkd^^^^^^^^^  vonTenl^"^^"'  agi^isehe  und  polizeüiche  Voreinge- 
Nachbarsrebieten  nicht  überflügelt  wird  und  i  "^^^P^pii^i^en  auf  der  anderen  beite  hm- 
dass  die  Zukunft  der  deutschen  Kolonialpolitik !  ^l^"i«  im  \V  ege.  Auch  der  Entwurf  eine> 
nicht  beeinträchtigt  wird.  Zur  Erlangung  '  Auswandenmgsgesetzes  aus  dem  Jalire  IHUJ 
dieses  Ziels  bedarf  die  Regierung  der  Unter- 1  stand  nocli  auf  diesem  ablehnenden  Stand- 
-      -      -     •        ^-       -  -  ^^ 

_     ^'ir 

,  r   /     j-  1  •  u    rri. "i-  1    •*   ^'^"^  positive  AiiswanderungST)olitik  zu  geWii- 

t^VSt^n?^^^^^^^^^^^^^  Die     wJ^senschaflM^^^^^  Gesellschaften 

wäre  Die  Regiening  wird  ihrerseits  die  Mi.- !  ^^f  »^'^^Jj^auds  hatten  früher  mangels  deut- 
sionen  auf  alle  Weise  fördern  und  ihnen  die ,  -^^»er  Schutzgebiete  ihre  Mittel  zui-  Lrfor- 
volle  Freiheit  in  der  Ausübung  ihres  Berufes  |  schimg  fremder  Erdteile  in  internationaler 
in  allen  Schutzgebieten  gestatten.  Wie  dies  Weise  aufgewendet.  Audi  bei  der  *Afri- 
bereits  schon  einmal  an  dieser  Stelle  hervor- '  kanis  che  n  Gesellschaft  in  Deutech- 
gehoben  worden  ist,  wird  die  durch  die  Kongo-  iaud<. ,  die  aus  Reichsmitteln  unterstützt 
akte  gewährt^  Kultusfreiheit  auch  m  den-^^.^^^i^    ^^,^^  jj^^  ^|^^.  y^    y^^g  ^-^^^  ^j^^jj_ 

Tf^^nfeKÄ^^^^  einer  Denkschrift  ^om  ^lai  18S3, 

obachtung  dieser  Grundsätze  hofl^n  die  verbün- r'^l'^o.  "^ch  vor  InaugiirieruDg  der  amtlichen 
deten  Regierungen,  die  thätigen  Anhänger  der ,  temtoiialen  Kolonialpolitik,  em  nationales 
Kolonialpolitik  zu  neuem  Eifer  zu  ermuntern  ]  Arbeitsprogramm  entwickelte,  das  die  wis- 
und  die  Schutzgebiete  dem  allgemeinen  Besten :  senschattlichen  Arbeiten  in  den  Dienst 
nutzbar  zu  machen,  ohne  durch  übertriebene  i  > deutscher  Kultivation«  stellen  wollte.  Die 
Mas.^nahmen  andere  wichtige  Interessen  des  Gesellschaft  ist  auch  dann  demgemäss  ver- 
Reichs blosszustellen.«  |  fahren.      Trotzdem    wuixie    ihr    später    die 

Die  Reichskanzlerschaft  des  Fürsten  V^erfügung  über  den  jährlich  150  iXH)  ^Lu-k 
Hohenlohe  hat  die  in  den  Jahren  1890  bis !  und  später  200  (K)0  Mark  betragenden 
1894  eingetreten  gewesene  Depression  in  |  Afri-kafonds  (der  bis  1.  April  ISSii  vom 
der  deutschen  Kolonialpolitik  allmählich  i  Reichsamte  des  Inneren,  von  da  ab  vom 
wieder  beseitigt,  eine  wesentliche  Ausdeh- 1  Auswärtigen  Amte  verwaltet  wm-de)  ent- 
nung  des  Kolonialbesitzes  allerdings  nicht  I  zogen  und  von  der  Regienmg  direkt  ül>er- 
herbeizuführen  vermocht,  mit  Ausnahme  der  ,  nommen.  Die  Verwendung  erfolgt  seitdem 
Erwerbung  von  Kiaulschou  Ende  1897,  |  ausschliesslich  zur  wissenschafthchen  Er- 
Samoas  und  der  Karolinen  1899;  auch  die  forechuug  der  Hinterländer  von  Togo,  Kame- 
Abgi^nzung  der  noch  offenen  Grenzen  Ka- 1  nin,  Südwestafrika  und  in  der  Südsee. 
meruns  und  Togos  ist  in  einer  wenig  vor- .  Denksclirift  über  die  Verwendung  des  Afri- 
teilhaften  Weise  erfolgt,  aber  für  die  innerc  i  kafonds  vom  1.  April  1886  bis  31.  März 
Entwickelung  der  Schutzgebiete  ist  vieles  \  1891  (D.  K.-Bl.  1891,  8.  49).  Seitdem  wer- 
geschehen.  j  den   jährlich    mit    dem   Etat  Denkschriften 

Der  Reichskanzler  Graf  Caprivi  hatte  über  die  Verwendung  des  Afrikafonds  ver- 
die  Absicht  gehabt,  das  deutsche   Südwest-  i  öffentlicht. 

afrikanische  Schutzgebiet  wieder  aufzugeben.  Diese  Beschränkung  der  Verwendung  des 
Um  die  Gründe  hierfür  zu  beseitigen  und  |  Afrikafonds  von  jährlich  200000  Mark  auf 
die  Aufschliessung  des  Gebietes  zu  be- 1  die  deutschen  Schutzgebiete  in  Afrika  und 
schleunigen,  liess  sich  der  Kolonialdirektor !  in  der  Südsee  hat  eine  planmässige  wissen- 
Dr.  Kayser  dazu  verleiten,  englische  Kapi- '  schaftliche  Erforschung  der  Schutzgebiete 
tauen  in  das  Land  zu  ziehen  und  an  ganz '  ermöglicht.  Auch  in  den  jüngsten  Jahren 
oder  halb  englische  Gesellschaften  grosse  1  ist  Hervorragendes  auf  den  Gebieten  der 
Landkonzessionen  zu  erteilen.  Diese  Ver-  '  l^andesauf nähme  und  Kartogi-aphie,  der  Me- 
suche   wui'den  von  seinen  Nachfolgern  fort-  I  teorologie,  Tropeuhygiene,  Geologie,  Zoologie, 
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Botanik  geleistet  worden,  teils  durch  beson- 
tlers  angestellte  Beamte  und  im  Zusammen- 
-wirken  mit  den  Verwaltungsbeamten  der 
Schutzgebiete  und  den  Offizieren  der  Marine, 
teils  durch  wissenschaftliche  Beauftragungen 
dieser  Beamten,  teils  in  festen  Beobachtungs- 
stationen,  teils  durch  Aussendung  von  For- 
schungsreisenden. 

Die  Verarbeitung  der  Forschungsergeb- 
nisse erfolgt  durch  die  botanische  Central- 
stelle  und  andere  Institute  der  Universität 
Berlin,  die  Veröffentlichung  der  Ergebnisse 
durch  die  Mitteilungen  aus  den  deutschen 
Schutzgebieten  (Wissenscliaftliche  Beihefte 
zum  Deutschen  Kolonialblatte). 

Auch  die  Erforschung  der  Sprachver- 
hältnisse der  Eingeborenen  und  der  gesam- 
ten Ethnographie  der  Schutzgebiete  hat 
grosse  Fortschritte  gemacht.  Wenigstens  in 
Afrika  ist  der  Vorsprmig,  den  andere  Kolo- 
nialmächte in  der  wissenscliaftlichen  Erfor- 
schung ihrer  Schutzgebiete  früher  besassen, 
durch  die  deutsche  Wissenschaft  fiir  die 
deutschen  Schutzgebiete  sclinell  überholt 
worden. 

üeber  die  allgememen  Verhältnisse  des 
orientalischen  Seminars  in  Berlin  orientieren 
die  von  diesem  seit  1893  jährlich  erstatteten 
Berichte. 

Das  Deutsche  Kolonialblatt  und  das 
Koloniale  Jahrbuch  bringen  in  jedem  Jahr- 
gange ausftihrliche  Berichte  über  die  Mis- 
sionsthätigkeit  in  den  deutschen  Schutz- 
gebieten. 

Seit  dem  XV.  Jahrgang  (1894)  enthält 
das  statistische  Jahrbuch  für  das  Deutsche 
Reich,  herausgegeben  vom  kaiserlichen  sta- 
tistischen Amt,  ein  die  deutschen  Schutz- 
gebiete behandelndes  Schlusskapitel,  in  dem 
übersichtliche  Nachweisungen  über  Schutz- 
erklänmg,  Begrenzung,  Flächeninhalt,  Ver- 
waltungs-  und  Grerichtsbezirke,  Hauptnieder- 
lassungen und  Zahl  der  Europäer  und  Deut- 
schen, Stärke  der  Schutzti-uppen,  Etat, 
Aussenhandel  der  Schutzgebiete,  Handel 
des  deutschen  Zollgebiets  mit  den  deutschen 
Schutzgebieten  enthalten  sind. 

3.  Deutsches  Kolonialrecht.  a)  Völ- 
kerrecht. Die  deutschen  Schutzgebiete 
bilden  zwar  völkerrechtlich  einen  Teil 
rles  Deutschen  Reichs;  nicht  aber  staats- 
rechtlich, da  der  Art.  1  der  R.V.  auf  sie 
keine  Anwendung  findet.  Demgemäss  gelten 
sie  nur  ausnahmsweise  und  soweit  dies 
durch  Reichsgesetze  ausdrücklich  ausge- 
sprochen wird,  als  Reichsinland. 

Die  Schutzherrschaft  über  die  Gebiete 
der  deutsch-ostafrikanischen  Gesellschaft  und 
über  die  der  Neu-Guinea-Kompagnie  war 
eine  indirekte,  solange  diesen  Hoheitsrechte 
eingeräumt  waren. 

Jetzt  ist  die  Souveränität  des  Deutschen 
Reichs  in  allen  Schutzgebieten  eine  luimit- 


telbare  und  absolute,  soweit  sie  nicht  durch 
Verträge  mit  eingeborenen  Stammeshäupt- 
lingen (z.B.  in  Südwestafrika)  eingeschränkt 
wird. 

Bemerkenswerterweise  spricht  die  Amts- 
sprache von  »Schutzgebieten«  und  »Schutz- 
truppen«, dagegen  von  »Kolonialabteüung« 
und  »Kolonialrat«. 

hl  völkerrechtlicher  Beziehung  be- 
ruht das  deutsche  Kolonialrccht  auf  der 
Generalakte  der  Berliner  Konferenz  vom  26. 
Febniar  1885  (R.G.B1.  1885  S.  215)  und  auf 
der  Generalakte  der  Brüsseler  Antisklaverei- 
konferenz  nebst  Deklaration  vom  2.  Juli  1890 
(R.G.B1. 1892,  S.  605,  D.  Kol.-Bl.  1891,  S.  215) 
sowie  auf  den  internationalen  Verträgen,  in 
denen  die  kolonialen  Erwerbungen  Deutsch- 
lands durch  die  europäischen  Mächte  aner- 
kannt und  die  Grenzen  dieser  Erwerbungen 
gegenüber  den  kolonialen  Nachbai^bieten 
festgesetzt  wurden.  Es  sind  dies  die  Ver- 
ti-äge  mit  folgenden  Mächten: 

Internationale  Gesellschaft  des  Kongo, 
8.  November  1884.  (^Anerkennung  der  Flagge 
und  der  Grenzen  aes  Gebietes  der  Gesell- 
schaft durch  deutsche  Statuierung  der  Zoll- 
freiheit in  diesem  Gebiet.  Einräumung  des 
Meistbegünstigungsrechtes  an  Deutschland.) 
R.G.B1.  1885,  S.  211. 

Kongo  Staat,  25.  Juh  1890,  21.  März 
1891.  (Auslieferungs-  und  Rechtshilfever- 
trag.)   R.G.Bl.  1891,  S.  91. 

Z  a  n  z  i  b  a  r ,  20.  Dezember  1885.  (Freund- 
schafts-, Handels-  imd  Schiffahrtsvertrag.) 
R.G.B1.  1886,  S.  261.  Zusatz  vom  11.  August 
1886  1.  c.  S.  285. 

G.  V.  15.  Februar  1900,  wonach  durch 
kaiserliche  Verordnung  mit  Zustimmung  des 
Bundesrates  die  auf  Exterritorialrechte  be- 
züglichen Vorschriften  des  Vertrages  vom 
20.  Dezember  1885  ganz  oder  teilweise  ausser 
Anwendung  gesetzt  werden  können. 

Portugal,  Vertrag  von  Lissabon,  30. 
Dezember  1886.  (Festsetzung  der  Grenzen 
in  Südwest-  und  in  Stidostafrika  und  Aner- 
kennung der  Ansprüclie  Portugals  auf  das 
Gebiet    zwischen  Angola  und  Mozambique.) 

Portugal,  nach  erfolgter  Hissung  der 
deutschen  Flagge  am  17.  Juni  1894  Noten- 
austausch von  1S94,  wonach  als  Grenze 
zwischen  Deutschostafrika  und  Mozambique 
eine  Linie  vereinbai-t  wird,  welche  nördlich 
des  Kap  Delgado  auf  dem  Breitengrade  10^ 
40*  von  der  Küste  bis   zum  Rovumo   läuft. 

Spanien,  12.  Februar  und  30.  Juni 
1899,  Erwerbung  der  Karolinen,  Palau  imd 
Marianeu. 

G  r  0  s  s  b  r  i  t  a  n  n  i  e  n ,  22.  September  und 
8.  Oktober  1884.  (Anerkennung  des  deutschen 
Protektorats  über  Südwestafrika,  Nieder- 
setzung einer  gemischten  Kommission  zur 
Prüfimg  der  Ansprüche  auf  Privateigentum 
oder  Nutzungsrechte,  welche  vor   der  deut- 
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sehen  Schutzerklärung  englische  Unterthanen 
in  dem  unter  deutschen  Schutz  gestellten 
Gebiete  und  deutsche  Heichsangehörige  in 
der  Walfischbai  und  auf  den  in  der  engli- 
schen Besitzergreifungsurkunde  vom  27.  Fe- 
bniar  1867  genannten  Inseln  bei  Angra  Pe- 
quena  erworben  zu  haben  behaupten.  —  Die 
Kommission  Bieber-Shippard  tagte  14.  März 
bis  4.  September  1885.) 

Grossbritannien,   25.  und  29.  April 

1885.  (Festsetzung  der  Grenzen  zwischen 
dem  deutschen  Schutzgebiete  und  den  eng- 
lischen Besitzungen  auf  Neu-Guinea  (Kaiser 
Wilhelms-I^ndJ  und  im  Bismarck- Archipel.) 
R.Anz.  144  v.  23.  Juni  1885. 

Grossbritannien,  29.  April,  7.  und 
16.  Mai,  2.  Juni  1885.  (Festsetzung  der 
Grenzen  von  Kamerun,  Zurückziehung  des 
deutschen  Protestes  gegen  die  Hissung  der 
englischen  Flagge  in  Santa-Lucia-Bucht,  der 
Verzicht  auf  Gebietserwerbungen  an  der 
Küste  zwischen  der  Natalkolonie  und  der 
Bucht  von  Delagoa.) 

Grossbritannien,  27.  Juli,  2.  August 

1886.  (Verlängerung  der  Grenzlinie  in 
Kamerun  nach  dem  Innern  bis  zum  Benue.) 

Grossbritannien,  29.  Oktober,  1.  No- 
vember 1886.  (Abgrenzung  der  Souveräni- 
tätsgebiete des  Sultans  von  Zanzibar,  An- 
erkennung des  Zollvortrags  der  deutsch- 
ostafrikanischen  Gesellschaft  mit  dem  Sultan 
von  Zanzibar,  Abgrenzung  der  deutsch-eng- 
hschen  Intei-essen Sphäre,  Deutschland  tritt 
dem  die  Unabhängigkeit  Zanzibars  anerken- 
nenden Vertrage  zwischen  England  und 
Frankreich  vom  10.  März  1862  bei.) 

Grossbritannien,l.Juli  1890.  (Nähere 
Festsetzung  der  Grenzen  in  Ost-,  Südwest- 
und  Westafrika,  Deutschland  giebt  Schutz- 
herrschaft über  Witu  auf,  erhält  Helgoland.) 
Denkschrift  über  die  Beweggründe  zu  dem 
deutsch-englischen  Abkommen. 

Grossbritannien,  27.,  28.  Oktober 
1890.  (Abtretung  der  Küste  des  deutschen 
Interessengebietes  in  Ostafrika  durch  den 
Sultan  von  Zanzibar.) 

Grossbritannien,  15.  November  1893. 
(Weiterf lihrung  der  deutsch-englischenGrenze 
von  Kamerun  bis  zum  Tschadsee.) 

Grossbritannien,  14.  November  1899. 
(Erwerbung  von  Samoa,  Verlust  von  Tonga 
und  einigen  Salomonsinseln,  somit  Abgren- 
zung der  Interessensphären  in  der  Südsee 
und  in  Togo.) 

Grossbritannien,  5.  Mai  1894.  (Ver- 
trag über  die  Auslieferung  der  Verbrecher 
zwischen  den  deutschen  Schutzgebieten  so- 
wie anderen  von  Deutschland  abhängigen 
Gebieten  und  den  Gebieten  Ihrer  Grossbri- 
tannischen Majestät.) 

Frankreich,  24.  Dezember  1885.  (Fest- 
setzung der  Grenzen  an  der  Biafra-Bai 
[Kamerun],  an  der  Sklavenküste  [Togo],  der 


Verzicht  auf  die  zwischen  dem  Rio  Xuaez 
imd  dem  Mellacort»e  gelegenen  Gebiete 
[Koba  und  KabitaiJ  in  Senegambien,  Ueber- 
lassung  der  »Inseln  unter  dem  Winde  in 
der  Südsee  an  Frankreich.) 

Frankreich,  17.  November  1890.  (An- 
erkennung der  deutschen  Erwerbimgea  in 
Ostafrika  und  der  französischen  Schutzherr- 
schaft  über  Madagaskar.) 

Frankreich,  15.  März  1894.  (Abgren- 
zung von  Kamerun  gegen  die  Kolonie  dos 
französischen  Kongo  und  Abgrenzung  der 
Interessensphäre  am  Tschadsee.) 

Frankreich,  23.  Juli  1897.  (Abgren- 
zimg des  Hinterlandes  von  Togo  und  Er- 
werbung des  Monodreieckes.) 

Vereinigte  Staaten  von  Amerika^  2. 
Dezember  1899.  (Teilung  der  Samoa-Insel- 
gruppe.) 

Niederlande,  21.  September  185i<. 
(Vertrag  über  die  Auslieferung  der  Ver- 
brecher zwischen  den  deutschen  Schutz- 
gebieten sowie  den  sonst  von  Deutsehland 
abhängigen  Gebieten  und  dem  Gebiete  der 
Niederlande  sowie  den  niederländischen 
Kolonieen  und  auswärtigen  Besitzungen.) 

Im  Gegensatze  zu  den  verfassungsmäs- 
sigen Verpflichtungen  der  meisten  anderen 
Staaten,  diese  völkerrechtlichen  Verti%e  der 
Genehmigung  ihrer  Volksvertretungen  zu 
unterbreiten,  besteht  auf  der  Seite  des 
Deutschen  Reiches  eine  derartige  Verpflich- 
tung nicht.  Nach  Art.  11  der  deutschen 
Verfassung  liat  der  Kaiser  das  Reich  völ- 
kerrechtlich zu  vertreten,  im  Namen  des 
Reichs  Krieg  zu  erklären  und  Frieden  zu 
schliessen,  Bündnisse  und  andere  Ver- 
träge mit  fremden  Staaten  pinzu- 
gehen u.  s.  w.  Diese  Bestimmung  ist  bis- 
her dahin  ausgelegt  worden,  dass  bei  Ver- 
trägen, bei  denen  der  Kaiser  für  das  Reich 
Kolouieen  erwirbt  oder  aufgiebt,  die  Zu- 
stimmung des  Bundesrates  und  des  Reichs- 
tages an  sich  nicht  erforderlich  sei  und 
nur  dann  erfoiderlich  werde,  wenn  diese 
Verträge  finanzielle  Verpflichtungen  ent- 
halten (wie  der  Verti-ag  zwischen  dem  Reich 
und  Spanien  vom  12.  Februar  und  30.  Juni 
1899  wegen  Abtretung  der  Karolinen,  Palau 
und  Marianen,  da  in  diesem  die  Zahlung 
von  25  Millionen  Peseten  an  Spanien  be- 
dungen wurde)  oder  wenn  sich  finanzielle 
Verpflichtungen  mittelbar  aus  ihnen  ergeben 
(was  bei  allen  reichsunmittelbar  verwalteten 
Schutzgebieten  durch  Bewilligung  ihres  ersten 
Etats  zu  geschehen  hat)  oder  wenn,  wie 
bei  dem  Hinzutritt  Helgolands  zu  einem 
Bundesstaat  (Preussen)  und  damit  zu  dem 
Deutschen  Reiche,  eine  verfassungsmässige 
Bestimmung  alteriert  wird  (wie  im  Art  1  das 
Bundesgebiet,  also  G.  v.  15.  Dezember  1890 
betr.  die  Vereinigimg  von  Helgoland  mit 
dem  Deutschen  Reiche).     Am  paradoxesten 
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erscheint  das  R.G.  v.  15.  Febniar  1900,  das 
von  der  Erwerbung  Samoas  und  den  da- 
rüber abgeschlossenen  Verträgen  mit  Gross- 
britannien vom  14  November  1899  und  mit 
den  Verträgen  von  Ameiika  vom  2.  Dezember 
1899  selbst  nichts  sagt,  sondern  nur  die  da- 
diux^h  betroffenen  Handelsverträge  mit  Tonga, 
Samoa  und  Zanzibar  behandelt.  Dieser 
Rechtszustand  raubt  den  gesetzgebenden 
Faktoren  des  Deutschen  Reiches  jeden  Ein- 
fluss  auf  die  Vermehning  oder  Vemiinde- 
niüg  des  deutschen  Kolonialbesitzes. 

b)  Staats-  und  Privatrecht.  In 
staatsrechtlicher  und  privatrecht- 
licher Beziehung  musste  das  deutsche  Ko- 
lonialrecht aus  dem  Considatsrechte  er- 
wachsen (s.d.  Art.  Co  nsular  rech  toben  Bd. 
in  S.  86),  da  die  Schutzgebiete  nur  allmäh- 
lich ihre  frühere  Eigenscliaft  als  »Ausland« 
verloren  und  die  deutschen  Rechte  und  die 
Rechte  der  Deutschen  dort  nur  aUmähhch 
von  individualen  sich  zu  territorialen  umge- 
stalteten. 

Fast  alle  das  deutsche  Kolonialrecht 
schaffenden  und  umgestaltenden  Gesetze  und 
Verordnungen  nehmen  deshalb  Bezug  auf 
die  R.G.G.  über  die  Consulargerichtsbarkeit 
vom  10.  Juli  1879  und  v.  7.  April  1900  (R.- 
G.Bl.  1879  S.  189  und  1900  S.  213). 

Zuerst  wurden  die  »Rechtsverhältnisse 
der  deutschen  Schutzgebiete«  geordnet  durch 
R.G.  vom  17.  April  1886  (RG.Bl.  1886  S.  75). 
Zu  diesem  Gesetze  erschienen  Novellen  vom 
15.  März  1888,  vom  7.  Juli  1887,  vom  15. 
März  1888,  vom  2.  Juh  1899;  die  im  Jahre 
19(K)  vom  Reichstage  angenommene  Novelle 
ist  noch  nicht  publiziert. 

Infglge  dieser  Novellen  machte  sich  eine 
neue  Gesamtreduktion  erforderlich.  Diese 
erfolgte  unter  dem  19.  März  1888.  (RG.Bl. 
1888  S.  71,  75.) 

Eine  zweite  Neuredaktion  soll  auf  Grimd 
der  Novelle  von  1900  erfolgen  und  das  Ge- 
setz dabei  den  Titel  »Schutzgebietgesetz« 
erhalten. 

Da  in  dem  Schutzgebietgesetze  die  meisten 
Gegenstände  der  Regelung  dm-ch  Kaiserliche 
Verordnung  vorbehalten  waren,  wurde  die 
Mitwirkung  der  gesetzgebenden  Faktoren 
des  Reiches  nur  selten  in  Anspruch  ge- 
nommen, was  als  ein  Vorteil  für  die  Ent- 
wickelung  des  deutschen  Kolonialrechts  an- 
gesehen werden  muss.  Ausser  den  Novellen 
zum  Schutzgebietgesetz  und  den  jährlichen 
Reichsgesetzen  zur  Festsetzung  des  Haus- 
haltes der  Schutzgebiete  sind  seit  Bestehen 
der  deutschen  Schutzgebiete  nur  folgende 
Reichsgesetze  kolonialrechtlichen  Inhaltes 
erlassen  worden,  von  denen  einige  auch  nur 
mittelbar  mit  dem  Kolonialrechte  in  Zusam- 
menhang stehen: 

Gesetze  betr.  die  Schutztnippe  für  Deutsch- 
Ostafrika  vom  22.  März  1891,  für  Südwest- 


afrika und  Kamerun  vom  9.  Juni  1895  und 
für  alle  Schutzgebiete  vom  7.  Juli  1896. 

Gesetz  über  die  Einnahmen  und  Aus- 
gaben der  Schutzgebiete  vom  30.  März  1892. 

Gesetze  betr.  die  Postdampfschiffsver- 
bindung mit  überseeischen  Ländern,  insbe- 
sondere den  deutschen  Schutzgebieten  vom 
6.  April  1885,  17.  April  1886,  27.  Juni  1887. 
1.  Februar  1890,  20.  März  1893.  13.  April 
1898,  25.  Mai  1900. 

Gesetz  betr.  die  Bekämpfung  des  Sklaven- 
liandels  und  Schutz  der  deutschen  Interessen 
in  Ostafrika  vom  2.  Februar  1889  und  betr. 
die  Bestrafung  des  Sklavenraubes  und  Sklaven- 
handels vom  28.  Juli  1895. 

Gesetz  betr.  die  Consulargerichtsbarkeit 
in  Samoa  und  die  üebernahme  einer  Bürg- 
schaft seitens  des  Reiches  für  die  durch 
Einrichtung  einer  anderweiten  Rechtspflege 
dortselbst  erwachsenden  anteilmässigen 
Kosten  vom  6.  Juli  1890. 

Gesetz  über  das  Auswanderungswesen 
vom  9.  Juli  1897.  Gesetz  über  die  Consulai*- 
gerichtsbarkeit  vom  7.  April  1900. 

Selbst  so  wichtige  organisatorische  Be- 
stimmungen wie  die  über  die  Regelung  der 
Verwaltung  und  Rechtspflege  in  den  zu  den 
Schutzgebieten  nicht  gehörigen  Teilen  der 
deutschen  Interessensphären  in  Afrika  er- 
folgten nicht  diu^h  Reichsgesetz,  sondern 
durch  Kaiserliche  Verordnung  vom  2.  Mai 
1894. 

Je  beschränkter  aber  die  Reichsgesetz- 
gebung auf  dem  Gebiete  der  Kolonialgesetz- 
gebung gewesen  ist,  desto  ausgiebiger,  viel- 
leicht bis  zum  üebermass,  ist  die  R^lemen- 
tierung  der  Kolonialverwaltung  durch  Ver- 
ordnimgen  des  Kaisers,  des  Reichskanzlers, 
des  Kolonialdirektors,  der  Gouverneure  und 
der  einzelnen  Verwaltungsbeamten  der  Schutz- 
gebiete gewesen.  Auch  nur  eine  Uebersicht 
hierüber  zu  geben,  verbietet  der  Raum.  Von 
diesen  Verordnungen  sind  nur  die  Kaiser- 
lichen im  Rftichsgesetzblatte  enthalten,  die 
anderen  aber  in  dem  amtlichen  deutscheu 
Kolonialblatte.  Ihr  Umfang  ist  schon  so 
sehr  angeschwollen,  dass  umfangreiche  pri- 
vate Veröffentlichungen  fast  in  jedem  Jalire 
erscheinen,  die  den  Stoff  zu  bewältigen  und 
übersichtlich  darzustellen  versuchen,  die  er- 
schöpfendsten sind  die  von  Riebow  und 
Zimmermann,  vgl.  unten  Litteratiu*. 

üeber  die  Geltung  des  neuen  bürger- 
lichen Rechts  in  den  Schutzgebieten  vgl.  D. 
Kol.-Ztg.  1900,  S.  120,  131. 

c)  Verwaltung.  Da  der  Kaiser  nach 
§  1  des  R.G.  V.  17.  April  1886  die  Schutz- 
gewalt in  den  deutschen  Schutzgebieten  im 
Namen  dos  Reichs  ausübt  und  bei  Aus- 
übung dieser  Rechte  nur  ausnahmsweise 
(bez.  des  bürgerlichen  Rechtes,  des  Straf- 
rechtes, des  Prozesses  mid  der  Gerichts- 
verfassung sowie  der  Genehmigung  des  Etats; 
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an   die   Zustimmung   des   Reichstages   und  |  Zahl   der  Mitglieder  wurde  von  20  auf  25 
des    Bundesrates    gebunden    ist ,    hat    der !  erhöht. 


Kaiser  auch  die  gesamte  Verwaltung  zu 
ordnen  und  zu  leiten.  Doch  ist  der  Reichs- 
kanzler für  die  Verwaltung  verantwortlich. 


An  der  Spitze  der  Verwaltung  der  ein- 
zelnen Schutzgebiete  stehen  Gouverneure, 
die  anfangs  die  Titel  ReichskomiBissare  und 


Die    ausübende    centrale   Vei*waltungsstelle  I  Ijandeshauptleute  führten 


ist  das  unter  dem  Reichskanzler  stehende 
Auswärtige  Amt  und  innerhalb  desselben 
die  seit  1.  April  1890  gebildete  IV.  Ab- 
teilung, die  den  Namen  Kolonialabtei- 
lung führt  (D.  KoL-Bl.  1890,  S.  119).  Durch 
Kaiserlichen  Erlass  vom  10.  Oktober  1890 
(R.G.B1.  S.  179)  wurde  bei  dieser  Kolonial- 
abteilung »als  sachverständiger  Beirat  für 
koloniale  Angelegenheiten   ein  Kolonial- 


Die  Grundlage  für  eine  beginnende 
Selbstverwaltungin  den  Schutzgebieten 
wurde  durch  V.  v.  3.  Juli  1S99  gelegt  l»etr. 
die  Vereinigung  von  Wohnplätzen  in  den 
Schutzgebieten  zu  kommunaden  Verbänden. 

Das  Reichsgesetz  vom  30.  März  1892 
bestimmt,  dass  die  E i n n a h m e n  und  Aus- 
gaben der  Schutzgebiete  jedes  Jahr  ver- 
anschlagt und    vor   Beginn    des   Etatjahres 


rat  errichtet«.  Äiisfü hnmgs Verordnung  des ;  durch  Gesetz  festgestellt  werden  müssen 
Reichskanzlers,  D.  Kol.-Bl.  1890  S.  257,  Ge-  ,  Die  Erläuterungen  zu  diesen  Etatsvoran- 
schäftsordnung  D.  Kol.-Bl.  1891  S.  257,  Mit-  1  schlagen  enthalten  in  der  Regel  interessante 
gliederverzeichnis  D.  Kol.-Bl.  1891  S.  233, :  Mitteilungen  über  Ent Wickelung  der  Schutz- 
237,  259.  j  gebiete.    Noch  ausführlichere  amtliche  Mit- 

Diu'ch  Kaiserliche  V.  v.  12.  Dezember  j  teilungen  enthalten  die  in  jedem  Jalire  von 
1894  ist  die  gesamte  Verwaltung  der  deut-  i  jedem  Schutzgebiet  seitens  der  Kolonial- 
scheu  Schutzgebiete,  einschliesslich  der  Be-  |  Verwaltung  abgefassten,  dem  Reichstage  vor- 
hörden  und  Beamten,  der  Kolonialabteilung  |  gelegten  und  dem  D.  Kol.-Bl.  beigege*»enea 
des  Auswärtigen  Amtes  unterstellt  worden,  i  Denkschriften.  Der  Etat  der  Schutzgebiete 
welche  die  hierauf  bezüglichen  Angelegen-  |  ist  bereits  jährlich  auf  mehr  als  30  Millionen 
heiten  miter  dieser  Bezeichnung  und  unter '  Mark  angeschwollen.  Die  Rechnungsleguuj^ 
der  unmittelbaren  Verantwortlichkeit  des !  erfolgt  bislier  nacli  den  für  die  Reichseia- 
Reichskanzlers  wahrzunehmen  hat.  |  nahmen  und  Ausgaben  geltenden  Voi-schriften 

Auch  die  später  erworbenen  Schutzgebiete  i  unter  Mitwirkung  des  Rechnungshofes.  Die 
wnirden  der  Kolonialabt  eilung  des  Auswärtigen  I  durch  die  Besonderheit  der  Schutzgebiete 
Amtes  untei-stellt,  mit  Ausnahme  von  Kiaut-  j  bedingte  Verzögerung  dieser  Rechnungs- 
schou,  das  dem  Reichsmarineamt  unterstellt.  I  legung  lässt  aber  den  jetzigen  Zustand  als 

Soweit  es  sich  um  die  Beziehungen   zu  i  nicht  haltbar  ei*scheinen. 
auswärtigen  Staaten  und  um  die  allgemeine  j       Durch    Kaiserliche    V.   v.    2.   Mai    1894 
Politik  handelt,  bleibt  die  Kolonialabteilung  I  (D.  Kol.-Bl.  1894  S.  265)  wmxle  der  Reichs- 
dem  Staatssekretär  des  Auswärtigen  Amtes  I  kanzler  ermächtigt,  für  diejenigen  innerhalb 
unterstellt  (D.  Kol.-Bl.  1894  S.  647).    Durch  '    •  -         ■         - 


diese  Anordnung  wurde  ein  Dualismus  be- 
seitigt, der  wie  in  anderen,  so  auch  in  den 
deutschen  Schutzgebieten  einen  Geg-ensatz 
zwischen  den  civilen  und  militärischen  Be- 
hörden herauszubilden  drohte. 


'einer  deutvschen  Interessensphäre  in 
Afrika  gelegenen,  zu  dem  Schutzgebiete 
bisher  nicht  gehörigen  Gebietsteile,  hin- 
sichtlich deren  der  fortschreitende  Einfluss 
der  deutschen  Verwaltimg  die  Vereinigung 
mit  dem  Schutzgebiete  angezeigt  erscheinen 


Schon  vorher  war  der  Kolonialabteilung ,  lässt,  die  lüerzu  erfonlerhchen  Anoixluungea 
eine  grössere  Selbständigkeit  eingeräiunt ,  in  betreff  der  Organisation  der  Verwaltung 
worden ,  als  der  Dirigent  der  Kolonialab-  j  und  Rechtspflege  nach  Massgabe  der  für 
teilung,  der  Wirkliche  Geheime  Legations-  i  das  Schutzgebiet  geltenden  Vorschriften  zu 
rat  Dr.  Kayser  am   1.  April  1894  zum  Di-   treffen. 

rektor  im  Auswärtigen  Amt  ernannt  worden  |  Mit  dem  Fortschreiten  der  Erforschung 
war.  Die  Nachfolger  Dr.  Paul  Kaysers  |  und  der  Beherrschung  der  Schutzgebiete  ist 
(t  13.  Febr.  1898)  waren  Dr.  Frh.  v.  Rieht- 1  der  Unterschied  zwischen  Interesseusphäi-en 


hofen  1.  Nov.  1896  bis  1.  Aprü  1898,  Dr. 
von  Buchka  1.  April  1898  bis  6.  Juni  1900 
und  Dr.  Stübel  seit  6.  Juni  1900. 

Für  den  Kolonialrat  verfügte  der  Reichs- 
kanzler am  14.  April  1895,  dass  die  Er- 
nennung für  je  eine  Sitzungsperiode  des 
KoloniaJi-ates  erfolgt.  Die  Zeitdauer  dieser 
Perioden  beträgt  3  Jahre.  Die  bisherigen 
Mitglieder  des  Kolonialrates  blieben,  soweit 


und  Verwaltuugsß:ebieten  seitdem  melu*  und 
mehr  fallen  gelassen  worden. 

Die  einheitliche  Sprach  weise  der  geogra- 
phischen Namen  in  den  Schutzgebieten 
wurde  gei-egelt  durch  einen  Beschluss  des 
Kolonialrates  vom  April  1892  (D.  Kol.-Bl. 
1892  S.  407)  und  einen  Besclüuss  einer 
Sachverständigenkommission  vom  Januar  1893 
(D.  Kol.-Bl.  1893  S.  27).    Auf  Grund  dieser 


sie  hierzu  bereit  waren ,  auch  für  die  mit  1  Feststellungen  sind  Namensverzeichnisse  auf- 
dem  10.  Juni  1895  beginnende  dreijährige '  gestellt  worden ,  die  u.  a.  dem  im  Verlage 
Periode  Mitglieder  dieser  Körperschaft.    Die '  von    Dietrich   Reimer   &    Co.    erscliienenen 
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Deutschen  KoloniaJatlas  für  den  amtlichen 
(rebrauch«  beigegeben  sind. 

Die  Berechtigung  zur  Fühning  der 
Heichsflagge  und  anderer  Flaggen  über- 
haupt und  insbesondere  in  den  Schutz- 
gebieten wurde  durch  Kaiserliche  W-  v. 
28.  Juli  1891,  8.  November  1892,  13.  und 
21.  August  1893  geregelt  (D.  Kol.:Bl.  1893 
S.  1,  415,  427). 

Eine  V.  v.  15.  Februar  1889  ordnete  die 
Ausübung  der  Prisengerichtsbarkeit  aus 
Anlass  der  ostafrikanischen  Blockade. 

Für  Ostafrika  erschienen  hierzu  am 
1.  März  und  20.  Juni  1893  Ergänzungsver- 
ordnungen (D.  Kol.-Bl.  1893  S.  215,  395). 

Der  Bundesrat  beschloss  am  2.  Juni  1893, 
dass  auf  die  Erzeugnisse  der  deutschen 
Kolonieen  und  Schutzgebiete  die  vertrags- 
mässigen  Zollsätze  in  Anwendung  zu 
bringen  sind  (D.  Kol.-Bl.  1893  S.  283). 

Die  Anwerbung  und  Ausführung 
von  Eingeborenen  aus  den  Schutzge- 
bieten wurde  für  Südwestafrika  verboten 
17.  Mai  1891  (D.  Kol.-Bl.  S.  332),  dagegen 
geregelt* für  Nen-Guinea,  15.  August  1888, 
2^i.  Mai  1891,  19.  November  1891  (D.  Kol.- 
Bl.  1891,  S.  478,  1891,  S.  155),  12.  Juli  1892 
(D.  Kol.-Bl.  1892,  S.  431)  und  für  Togo 
•24.  Dezember  189i  (D.  Kol.-Bl.  1892,  S.  99). 
üober  die  Bestrafung  des  Sklaven- 
raubes und  Sklavenhandels  wurde  am 
28.  Juli  1895  ein  Reichsgesetz  erlassen. 

Eine  gesonderte  Regelung  erlitt  das 
Borgrecht  in  seiner  Anwendung  auf  die 
Budwestdeutsehen  Schutzgebiete  durch  V.  v. 
25.  März  1888,  V.  v.  25.  August  18^9,  V.  v. 
6.  September  1892,  auf  Togo  durch  V.  v. 
17.  August  1898,  auf  Deutsch-Ostafrika  durch 
Y.  V.  9.  Oktober  1899. 

Die  kriegerischen  Ereignisse  des  Jahres 
1S.S8  an  der  ostafrikanischen  Küste  erfor- 
derten eine  gesetzliche  Regelung  der  mili- 
tärischen Verhältnisse.  Die  Grundlage 
hierfür  schuf  das  Reichsgesetz  betr.  den 
Schutz  der  deutschen  Interessen  und  Be- 
kämpfung des  Sklavenhandels  in  Ostafi'ika 
vom  2.  Febniar  1889  (R.(j.Bl.  S.  3)  des  In- 
haltes : 

n§  1.  Für  Massregeln  zur  Unterdrückung 
(les  Sklavenhandels  und  zum  Schutz  der  deut- 
schen Interessen  in  Ostafrika  wird  eine  Summe 
bis  zur  Höhe  von  zwei  Millionen  Mark  zur  Ver- 
fügung gestellt.  §  2.  Die  Ausführung  der  er- 
forderlichen Massregeln  wird  einem  Eeichs- 
kommiäsar  übertragen"  (Wissmann). 

Durcli  R.G.  V.  22.  März  1891  (R.G.B1. 
^.  53,  D.  KoLBl.  S.  141)  wurde  eine 
•'kaiserliche  Schutztruppe  für 
Dentsch-Ostafi'ika«  geschaffen.  („§  1.  Zur 
Aufrechterhaltung  der  öffentlichen  Ordnung:  und 
Sicherheit  in  Deutsch-Ostafrika,  insbesondere 
zw  Bekämpfung  des  Sklavenhandels,  wird  eine 
Schutztruppe  verwendet,  deren  oberster  Kriegs- 
herr der  Kaiser  ist.") 


Am  9.  Aprü  1891  (D.  Kol.-Bl.  S.  167) 
wui-den  organisatorische  Bestimmungen 
für  die  Schutztruppe  erlassen  und  diese 
am  10.  Januar  1892  abgeändert.    Unter  dem 

21.  November  1891  war  eine  Teilung  der 
Tnippe  in  eine  eigentliche  Schutztruppe 
und  in  eine  Polizeitruppe  erfolgt  (D.  Kol.-Bl. 
1892,  S.  185). 

In  den  anderen  Schutzgebieten  wurden 
zunächst  kleine  Polizeitnippen  geschaffen, 
seit  1891  in  Kamerun,  seit  1892  in  Süd- 
westafrika, bis  die  kriegerischen  Verwicke- 
lungen mit  den  Eingeborenen  auch  in  diesen 
Schutzgebieten  die  Aufstellung  eigentlicher 
Truppenteile  erforderlich  machten. 

Das  am  7.  Juli  1896  erlassene  Reichs- 
gesetz   enthält    Abänderungen    des    G.    v. 

22.  ^Ibxz  1891,  betr.  die  Kaiserliche  Schutz- 
tnippe  für  Deutsch-Ostafrika,  und  des  G.  v. 
9.  Juni  1895,  betr.  die  Kaiserlichen  Schutz- 
truppen  für  Südw^estafrika  und  für  Kamerun 
(Neue  Redaktion  vom  18.  Jiüi  1896,  R.G.B1. 
1896,  S.  653).  Dieses  Gesetz  enthält  aber 
nicht  nur  Bestimmungen  über  Bildung,  Er- 
gänzung und  Rechtsverhältnisse  der  Schutz- 
truppen und  die  Vereorgung  ihrer  An- 
gehörigen, sondern  auch  über  die  Welir- 
pflicht  der  deutschen  Reichsangehörigen  in 
den  Schutzgebieten. 

Die  Vorschriften  wegen  Erfüllung  der 
Dienstpflicht  bei  der  Kaiserlichen  Schutz- 
truppe in  Südwestafrika  giebt  im  einzelnen 
die  Kaiserliche  V.  v.  30.  März  1897.  Weitere 
Aenderungen  der  deutschen  Wehrordnung 
im  Interesse  der  Deutschen  in  den  Schutz- 
gebieten enthält  daun  die  Kaiserliche  V.  v. 
22.  Mai  1899. 

„Zur  Zeit  (1900)  giebt  es  in  Ostafrika, 
Kamerun  und  Südwestafrika  „Schutztruppen'*, 
für  Kiautschou  „eine  Besatzung  nebst  europäi- 
schen Stammtruppen".  Für  Togo,  Neu-Guinea 
und  die  Südseegebiete  haben  wir  nur  „Polizei- 
truppen". Ausserdem  ist  in  Ostafrika  „eine 
FlotiUe",  in  Kamerun  sind  einige  Regierungs- 
fahrzeuge, in  Kiautschou  besorgt  die  Marine 
den  Stationsdienst,  für  Neu-Guinea  und  die  Süd- 
see ist  eine  Anzahl  Regierungsdampfer  für  den 
Verwaltungs-  und  Polizeidienst  eingestellt.  lu 
den  tropischen  Kolonieen  finden  wir  im  allge- 
meinen nur  farbige  Mannschaften,  welche  jedoch 
auch  zu  Unteroffizieren  und,  wie  in  Ostafrika 
die  Sudanesen,  zu  Offizieren  ernannt  werden 
und  bis  zum  Hauptmann  aufsteigen  können. 
Daneben  stehen  in  derselben  Truppe  meist 
Offiziere,  Unteroffiziere  und  Beamte,  ohne  dass 
zwischen  den  letzteren  und  den  farbigen  Offi- 
zieren ein  Subordinationsverhältnis  bestände. 
Ganz  anders  ist  die  Organisation  in  Südwest- 
afrika und  Kiautschou.  Hier  sind  vollständig 
aus  Europäern  bestehende  Truppenteile  gebildet, 
aus  welchen  die  einzelnen  Jahrgänge  nach  Ab- 
leistung ihrer  freiwilligen  Dienstzeit  abgelöst 
werden.  Aber  auch  hier  ist  man  mit  Erfolg 
bemüht,  einheimische  Kräfte,  in  Südwestafrika 
Bastards  und  in  Kiautschou  Chinesen  sowohl 
für  den  Polizei-  wie  auch  für  den  militärischen 
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Dienst  heranzubilden,  um  die  gewaltigen  Kosten, 
welche  die  Unterhaltung  und  Ablösung  des 
europäischen  Personals  kostet,  zu  verringern'* 
(Major  Gallus:  Das  deutsche  Kolonialheer  nach 
dem  Etat  1900—1901,  in  den  Beiträgen  zur 
Kolonialpolitik  Heft  XVH). 

Das  deutsche  Kolonialheer  zählte  im 
Jahre  1900  bereits  etwa  7630  Köpfe  und 
zwar  3400  Weisse  und  4230  Farbige.  Davon 
entfielen  auf  Ostafrika  2856,  Kamerun  1010, 
Togo  159,  Südwestafiika  890,  Neu-Guinea 
212,  Karolinen  253,  Sainoa  36,  Kiautschou 
2496. 

Anfangs  waren  die  Offiziere  der  Polizei- 
und  Schutztruppen  vielfach  mit  civilen  Ver- 
waltungsaufgaben betraut,  während  anderer- 
seits Oi\alverwaltungsbeamte  militärische 
Obliegenheiten  zu  übernehmen  hatten,  so 
dass  ihnen  militärischer  Rang  beigelegt 
werden  musste.  Das  letztere  ist  seit  1899 
wieder  in  Wegfall  gekommen.  För  die 
bürgerliche  Verwaltung  werden  mehr  und 
mehr  bürgerliche  Verwaltungsbeamte  an- 
gestellt und  die  Arbeitsteilung  in  der  Ver- 
waltung mehr  und  mehr,  aber  vielleicht  zu 
schnell,  nach  heimischen  Auffassungen  ge- 
staltet. 

Die  Rechtsverhältnisse  der  Kolonial- 
beamten wurden  durch  R.G.  v.  31.  Mai  1887 
und  durch  Bundesratsbeschluss  vom  22.  De- 
zember 1891  sowie  Veroixlnung  des  Reichs- 
kanzlers vom  6.  Mai  1894  geregelt. 

Eine  der  dringendsten  Aufgaben  der 
Kolonialverwaltung  musste  die  Entwickelung 
der  Verkehrsverhältnisse   mit   den   Schutz- 

febieten  und  in  den  Schutzgebieten  sein, 
n  ersterer  Beziehung  wurden  deutsche 
Dampferlinien  vom  Reiche  mit  namhaften 
Beträgen  unterstützt  (vgl. d.  Art. Dampfer- 
subvention oben  Bd.  III  S.  102).  In  beiden 
Beziehungen  hat  die  Reichspost-  und  Tele- 
graphenverwaltung ausserordentlich  ^^el  ge- 
leistet und  zwar  durch  Herstellung  liäufiger 
Postverbindungen  mit  den  Schutzgebieten, 
durch  Anlage  vieler  Postämter  und  Agen- 
turen in  ihnen  und  durch  Anfänge  eines 
Telegraphen-  und  Fernsprechnetzes  in  einigen 
der  Schutzgebiete.  Ganz  w^esentlich  zur 
Entwickelung  des  heimischen  Verkehrs  mit 
den  Schutzgebieten  trägt  es  bei,  dass  seit 
1899  die  Sätze  des  Postverkehrs  mit  den 
Schutzgebieten  (und  mit  den  deutschen 
Kriegsschiffen  im  Auslande)  auf  die  Höhe 
der  im  deutschen  Inlande  geltenden  Sätze 
herabgesetzt  worden  sind.  Dagegen  felilt 
es  noch  immer  an  deutschen  Unterseekabeln 
mit  fremden  Erdteilen,  so  dass  der  tele- 
graphische Verkehr  Deutschlands  mit  seinen 
Schutzgebieten  luid  den  im  Auslande  be- 
findlichen Kriegsschiffen  leider  immer  noch 
durch  Fremde  kontrolliert  wird. 

Anfänge    zu    Schiffsdocks    und   Schiffs- 


reparatiu-werkstätten  sind  in  Ost-  und  Wost- 
afrika  gemacht  worden. 

Die  wenigsten  deutschen  Schutzgebiete 
verfügen  über  nennenswerte  schiff bareStröme, 
Der  Verkehr  im  Innern  war  deshalb  in  den 
tropischen  Kolonieen  auf  den  Menschenkopt. 
in  Südwestafrika  auf  den  Ochsen  karren  an- 
gewiesen. Der  Eisenbahnbau  war  daher  ein 
elementares  Bedürfnis  aller  grösseren  deut- 
schen Schutzgebiete.  Leider  hat  man  recht 
spät  mit  ihm  Anfänge  gemacht,  in  Süd- 
westafrika  mit  der  Eisenbahn  Swakopmund- 
Windhoek,  in  Ostafrika  mit  der  Usambaxa- 
bahn.  Der  Eisenbahnbau  im  grösseren  Stile 
wird  eine  Hauptaufgabe  künftiger  Kolonial- 
politik sein. 

Zu  den  schwierigen  Aufgaben  aller  Ko- 
lonialverwaltungen gehört  von  jeher  die 
Schaffimg  eines  zweckmässigen  Laad- 
rechte  s,  die  Ordnung  des  Landkonzessions- 
wesens, die  Schaffung  von  Kronland,  der 
Verkauf  und  die  Verpachtung  von  Kronland 
an  Private.  Diese  Aufgabe  ist  in  den  deut- 
schen Schutzgebieten  arg  vernachlässigt  wor- 
den, so  dass  in  dem  wichtigen  südwest- 
afrikanischen Gebiete  vor  grundsätzlicher 
Regelung  der  Frage  der  grösste  Teil  des 
Landes  m  die  Hände  von  SpekulationsgeseU- 
schaften,  und  noch  dazu  vielfach  fremden, 
gefallen  ist. 

Nachdem  für  Ostafrika  durch  Kaiserl.  V. 
v.  26.  November  und  Ausf.-V.  des  Reichs- 
kanzlers V.  27.  November  1895  (D.  KoL-Bl. 

1895  S.  599)  und  für  Kamerun  diux;h  Kaiserl. 
V.  V.  15.  Juni  1896  und  durch  Ausführungs- V. 
des  Reichskanzlers  dazu  vom   17.  Oktober 

1896  (D.  KoL-Bl.  1896,  S.  435,  667)  die 
Grundlagen  für  die  Schaffimg,  Besitz- 
ergreifung und  Veräusserung  von  Kronland 
und  über  den  Erwerb  und  die  Veräusse- 
nmg  von  Grundstücken  gegeben  worden 
waren,  fanden  diese  ihre  nächste  Anwen- 
dung in  der  Verleihung  von  Riesenland- 
konzessionen an  die  Südkamerun-  und  Nord- 
westkamerungesellschaften 16.  Januar,  31. 
Juli  und  17.  November  1899.  (D.  Kol.-Bl. 
1899  S.  117,  795,  800.)  Diese  Verleihungen 
haben  in  der  Oeffentlichkeit  heftigen  Wider- 
spnich  erfahren. 

Dagegen  muss  eine  Verordnung  des 
Reichskanzlers  vom  20.  Januar  1900  durch- 
aus gebilligt  werden,  die  bis  auf  weiteres 
verbietet,  von  den  Eingeborenen  der  Karo- 
linen, Palau  und  Marianen  Grundeigentum 
auf  irgend  eine  Art,  sei  es  durch  Kauf, 
Tausch,  Schenkung  oder  sonst  ein  Rechts- 
geschäft zu  erwerben  und  die  dieser  Be- 
stimmung zuwider  abgesclüossenen  Verträge 
für  rechtsungiltig  erklärt.  (D.  Kol.-Bl.  19(.Mi, 
S.  94.)  Damit  ist  wenigstens  für  jene  Insel- 
gebiete die  Grundlage  für  eine  rationelle 
Agrarpolitik  gegeben  w^orden. 

In   Deutsch-Ostafrika    ist    die   englisch- 
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ostindische  Währußg  beibehalten,  in  allen 
anderen  Schutzgebieten  aber  die  deutsche 
Reichs  Währung  eingeführt  worden. 

Der  Deutsch-Ostafrikanischen  Gesellschaft 
wurde  gestattet,  Silber-  und  Kupfermünzen 
prägen  zu  lassen,  1  Rupie  =  64  Pesas  = 
ca.  1  M.  50  Pf.  in  1,  i  2,  Vi  Rupie-Stücken. 
Diese  GeseDschaft  besitzt  für  Deutsch-Ost- 
afrika  das  Münzrecht.  Kaiserl.  Y.  14.  April 
1S90. 

Für  die  drei  Schutzgebiete  Togo,  Kamerun 
und  Ostafrika  ist  seit  1892,  für  Südwestafrika 
seit  1897  eine  annähernd  zuverlässige  Statistik 
des  auswärtigen  Handels  eingerichtet  worden. 
Der  Gresamthandel  der  drei  erstgenannten 
Schutzgebiete  betrug  Millionen  Mark  1892 

28.5,  1893  27,9,  1894  28,1,  1895  26,0,  1896 

25.6,  1897  26,4,  1898  34,0. 

Im  einzelnen  betnig  dieser  Handel  im 
Jahre  1898  in  Mai* 

Ausfuhr        Einfuhi-      ^^^^{ 

Togo     .     .    .     1470400  2490900  3961300 

Kamerun.    .    4601600  9296700  13898300 

Ostafrika.    .    4332900  11 852 600  16185500 

Südwestafrik.       915  700  5  868  200  6  783  900 

Zusammen  1 1  320  600  29  508  400  40  829  000 

Diese  Gebiete  treiben  natürlich  nicht  nur 
init  dem  deutschen  Zollvereine  Handel,  son- 
dern Ostafrika  vorwiegend  mit  Indien,  Süd- 
westafrika vorwiegend  mit  Capland.  Immer- 
hin betrug  der  Gesamthandel  des  deutschen 
Zollvereins  mit  den  deutschen  Schutzgebieten 
:yüllionen  Mark  1892  13,2,  1893  10,2,  1894 
1U,2,  1895  8,9,  1896  11,3,  1897  14,2,  1898 
16,8,  1899  20,8.  Im  einzelnen  betrug  dieser 
Handel  im  Jahre  1898  in  Mai*k  aus  dem 
bezw.  in  den  Zollverein 

Einfuhr       Ausfuhr      ^^^- 

Togo    und 
Kamerun         7  37 1  000     3  645  000    1 1  016  000 

Ostafrika  2  704  000        864  000      3  568  000 

Südwest- 
afrika 5  033  000        166  000      5  199  000 

Neu-Guinea 
Ti.Marschall- 
inseln  666  000        360  000      1 026  000 

Ziu-  Kritik  der  Handelsstatistik  der  Schutz- 
gebiete haben  sich  ausgesprochen  Kaerger 
im  Kol.- Jahrb.  VII  S.  145,  Hermann  und 
Zimmermann  in  der  Kol.-Ztg.  1900,  S.  93, 175. 

4.  Deutsch-Südwestafrika.  Auf  dem 
von  Damara  (Herero)  und  Nama  bevölkerten 
Gebiete  zwischen  Oranje  und  Kunene,  das 
früher  Angra  Pequena,  dann  Lüderitzland 
genannt  wurde  und  heute  amtlich  als  das 
üeutsch-südwestafrikanische  Schutzgebiet  be- 
zeichnet wird,  waren  schon  seit  1804  deutsche 
Missionare  und  seit  1842  die  rheinische 
Missionsgesellschaft  thätig.  Infolge  der  fort- 
währenden Kämpfe  der  Eingeborenen  unter, 


einander  hisste  die  rheinische  Missionsgesell- 
schaft schon  1864  auf  ihrem  Grundbesitz  in 
Otjimbingwe  die  preussische  Fahne  und  bat 
1868  Preussen  um  Schutz  und  Hilfe.  Im 
Jahre  1876  stellte  aber  Palgrave  das  Land 
unter  englische  Protektion,  und  am  12.  März 
1878  hisste  ein  britisches  Kriegsschiff  in  der 
Walfischbucht  die  britische  Flagge  und 
annektierte  diesen  Hafen  und  15  englische 
Meilen   im   Umkreis.      Doch   mussten   sich 

1880  die  Engländer  aus  dem  Lande  zurück- 
ziehen, und  nur  das  Walfischbuchtgebiet 
blieb  unter  englischer  Hoheit.    Als  im  Jahre 

1881  ein  erneuter  Versuch,  die  englische 
Regierung  zum  Schutze  der  deutschen  Mis- 
sionare  zu  veranlassen,   misslang  und  von 

1882  an  F.  A.  E.  Lüderitz  aus  Bremen  in 
dem  Gebiete  Handelsuntemehmungen  begann 
und  den  Schutz  des  Reiches  erbat,  die  eng- 
lische Regierung  und  noch  mehr  die  Regie- 
rung der  Capkolonie  aber  grosse  Schwierig- 
keiten machten,  ^vurde  Lüderitz  beschieden, 
dass  sein  Unternehmen  auf  den  Schutz  des 
Reiches  rechnen  könne,  wenn  es  ihm  ge- 
länge, einen  Hafen  zu  erwerben,  auf  welchen 
keine  andere  Nation  rechtlichen  Anspruch 
zu  erheben  vermöchte.  Das  von  Lüderitz 
ausgerüstete  Schiff  Tilly  landete  darauf  am 
9. — 12.  April  1883  in  AngrarPequena,  und 
Lüderitz'  Agent  Vogelsang  kaufte  am  1.  Mai 

1883  von  dem  Häupthng  Josef  Fredericks 
in  Bethanien  den  Hafen  AngrarPequena  mit 
einem  Gebiete  von  10  deutschen  Quadrat- 
meilen mit  allen  Hoheitsrechten.  Am  Hafen 
wm^de  sogleich  das  Fort  Vogelsang  angelegt 
und  ein  Lagerhaus  erbaut,  und  die  deutsche 
Korvette  Carola  übernahm  im  Oktober  1883 
den  Schutz  des  Hafens  gegen  fremde  An- 
sprüche. Lüderitz  erwarb  am  25.  August 
1883  von  Fredericks  weitere  900  deutsche 
Quadratmeilen,  das  Gebiet  vom  26^  südl. 
Br.  bis  zum  Oranjefluss,  20  geographische 
Meilen  von  der  Kiiste  landeinwärts.  Infolge 
weiterer  Schwierigkeiten  der  Engländer  tele- 
graphierte der  Reichskanzler  dem  deutschen 
Consul  Lippert  in  Capstadt  am  24.  April 
1884: 

„Nach  Mitteilungen  des  Herrn  Lüderitz 
zweifeln  die  Kolonialbehörden,  ob  seine  Erwer- 
bungen nördlich  vom  Oranjefluss  auf  deutschen 
Schutz  Anspruch  haben.  Sie  wollen  amtlich  er- 
klären, dass  er  und  seine  Niederlassungen  unter 
dem  Schutze  des  Reiches  stehen."* 

Deutschland  lehnte  dann  weitere  Ver- 
handlungen mit  der  Capkolonie  ab  und  er- 
klärte dem  englischen  auswärtigen  Amte 
am  8.  Oktober  1884,  dass  das  deutsche  Pro- 
tektorat in  Südwestafrika  territorialen  Cha- 
rakter trage. 

Inzwischen  war  durch  die  Korvetten 
Leipzig  und  Elisabeth  am  7.  August  1884 
die  deutsche  Flagge  in  Angra-Pa^uena  ge- 
hisst  und  der  deutsche  Schutz  über  dieEr- 
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Werbungen  Lüderitz'  verkündet  woi'den.  In 
gleicher  Weise  stellte  das  Kanonenboot  Wolf 
die  ganze  Küste  nördlich  von  Lüderitzland 
bis  zur  portugiesischen  Grenze  2(P  bis  18^ 
südl.  Breite  unter  deutschen  Schutz  durch 
Flaggenhissung  am  12.  August  1884  in  Sand- 
wichshafen und  dann  bei  Cap  Gross,  Gap 
Frio  und  in  Spenoerbucht.  Asa  19.  August 
1884  verkaufte  der  Topnaarhäuptling  Piet 
Haibib  in  Scheppmannsdorf  an  Lüderitz  die 
Hoheitsrechte  über  seine  Grebiete  vom  2G^ 
bis  22^  südl.  Breite  mit  Ausschluss  des  eng- 
lischen Territoriums  der  Walfischbucht,  am 
23.  November  1884  stellte  der  Generalconsul 
Nachtigal  diese  Erwerbung  unter  den  Schutz 
des  Deutschen  Reiches,  und  am  28.  Oktober 
1884  schloss  Nachtigal  mit  Josef  Fredericks 
im  Namen  des  Reiches  einen  Schutz-  und 
Freundscliaftsvertrag  ab.  Auch  ein  Verein, 
an  dessen  Spitze  die  Berliner  Diskontogesell- 
schaft stand,  und  die  deutschen  Reichsan- 
gehörigen Hasenclever  und  Scheidweiler  er- 
warben im  Jahre  1884  Land-  und  Bergrechte 
in  den  dortigen  Gebieten,  und  im  Jahre  1885 
wurden  weitere  privatrechtliche  und  hoheit- 
liche Rechte  von  den  südwestafrikanischen 
Häuptlingen  IMaherero  und  anderen  erworben 
und  Schutzverträge  mit  ihnen  durch  den 
Reichskommissar  Dr.  Goering  und  den  Mis- 
sionar Büttner  abgeschlossen.  Die  Erwer- 
bungen der  Firma  Lüderitz  gingen  durch 
Vertrag  vom  3.  April  1885  an  die  »Deutsche 
Kolonialgesellschaft  für  Südwestafrika«  über, 
die  am  18.  April  1885  die  Rechte  einer 
juristischen  Person  erhielt. 

Am  22.  September  1884  hatte  die  eng- 
lische Regiening  Deutschland  endlich  als 
Nachbar  an  allen  Teilen  der  Küste  aner- 
kannt, welche  nicht  thatsächlich  im  britischen 
Besitz  seien,  und  nur  die  Walfischbucht  und 
die  in  der  Besitzergi-eifungsurkimde  vom 
27.  Februar  1867  aufgefülirten  Inseln  bean- 
sprucht sowie  eine  gemischte  Kommission 
für  streitige  Besitzansprüche  acceptiert.  Diese 
gemischte  Deputation  erledigte  die  Ansprüche 
vom  14.  März  bis  4.  September  1885. 

Auf  eine  Anfrage  der  englischen  Regie- 
rung nach  den  Grenzen  des  deutschen  Pro- 
tektomts  in  Südwestafrika  antwortete 
die  deutsche  Regierung  am  8.  Oktober  1884: 
»Das  unter  Schutz  gestellte  Gebiet  um- 
fasst  die  gesamte  Küste  von  Gap  Fno  bis 
zum  Omnjefluss,  mit  Einscliluss  der  völker- 
rechtlich als  Zubehör  des  Festlandes  zu  be- 
trachtenden Inseln,  ausgenommen  die  Wal- 
fischbai und  diejenigen  Teile  des  Fest- 
landes imd  der  Inseln,  welche  etwa  ausser 
der  Walfisclibai  als  unter  britischer  Ober- 
hoheit stehend  anzuerkennen  sind.  Eine 
genauere  Abgrenzung  auch  nach  dem 
Innern  zu  beliält  die  Regierung  Sr.  Majestät 
späteren  Festsetzungen  nach  Massgabe  der 


Entwickelung  der  Ansiedelungen  und  ihres 
Verkehrs  vor.« 
Die  englische  Regierung  ihrerseits  *^r- 
klÄrte,  dass  sich  ihr  Protektorat  über  das 
Betschuanaland  im  Norden  bis  zum  22^  sOdl. 
Breite  ausdehne  und  im  Westen  bis  zum 
20^  östi.  Länge  von  Greenwich  reiche. 

Das  deutsch-englische  Abkommen  vom 
1.  JuH  1890  setzte  im  Artikel  III  die  Gren»*n 
Deutsch-Südwestafrikas  wie  folot 
fest: 

„In  Südwestafrika  wird  das  Gebiet  welches 
Deutschland  zur  Geltendmachonj?  seines  fliii- 
flnsses  vorbehalten  wird,  begrenzt  : 

1.  Im  Süden  durch  eine  Linie,  welche  an 
der  Mündung  des  Oranjeflusses  beginnt  und  an 
dem  Nordnfer  des  Flusses  bis  zu  dem  Punkre 
hinaufgeht,  wo  derselbe  vom  20.  Grad  östlicher 
Länge  g^etrofFen  wird. 

2.  Im  Osten  durch  eine  Linie,  welche  von 
dem  vorher  genannten  Pnnkte  ausgeht  und  dem 
20.  Grad  östlicher  Länge  bis  zu  semem  Schnitt- 
punkte mit  dem  22.  Grad  südlicher  Breite  folg^t. 
Die  Linie  läuft  sodann  diesem  Breitengraile 
nach  Osten  entlang  bis  zu  dem  Pnnkte,  wo  er 
von  dem  21.  Grad  östlicher  Länge  getroffen 
wird,  sie  führt  darauf  in  nördlicher  Eichtuug 
den  genannten  Längengrad  bis  zu  seinem  Zu- 
sammentreffen mit  dem  18.  Grad  südlicher 
Breite  hinauf,  läuft  dann  in  östlicher  Richtung 
diesem  Breitengrade  entlang,  bis  er  den  Tschobe- 
flnss  erreicht,  und  setzt  sich  dann  im  Thalweg 
des  Hauptlaufes  dieses  Flusses  bis  zu  dessen 
Mündung  in  den  Zambesi  fort,  wo  sie  ihr  Ende 
findet 

Es  ist  Einverständnis  darüber  vorhanden, 
dass  Deutschland  durch  diese  Bestimmung  von 
seinem  Schutzgebiet  ans  freien  Zugang  zum 
Zambesi  mittelst  eines  Landstreifens  erhalten 
soll,  welcher  au  keiner  Stelle  weniger  als  20  eng- 
lische Meilen  breit  ist. 

Das  Grossbritannien  zur  Geltendmachung 
seines  Einflusses  vorbehaltene  Gebiet  mrd  im 
"'Westen  und  Nordwesten  durch  die  vorher  be- 
zeichnete Linie  begrenzt.  Der  Ngami-See  ist 
in  dasselbe  eingeschlossen. 

Der  Lauf  üer  vorgedachten  Grenze  ist  im 
allgemeinen  nach  Massgabe  einer  Karte  wieder- 
gegeben, welche  im  Jahre  1889  amtlich  für  die 
britische  Regierung  angefertigt  wurde. 

Die  Festsetzung  der  Südgrenze  des  britischen 
Walfischbaigebiets  wird  der  Entscheidung  durch 
einen  Schiedsspruch  vorbehalten,  falls  nicht 
innerhalb  zweier  Jahre  von  der  Unterzeichnung 
dieses  üebereinkommens  eine  Vereinbarung  der 
Mächte  über  die  Grenze  getroifen  ist." 

Die  Grenzlinie,  welche  in  Südwestafrika 
die  portugiesischen  und  deutschen  Besitzungen 
scheidet,  folgt  gemäss  dem  Vertrage  vom 
30.  Dezember  1886  dem  Laufe  desKunene- 
flusses  von  seiner  Mündung  bis  zu  denjenigen 
Wasserfällen,  welche  südlich  von  Humbe 
beim  Durchbruch  des-  Kunene  durch  (.lie 
Sierra  Canna  gebildet  werden.  Von  diesem 
Punkte  an  läuft  die  Linie  auf  dem  Breiten- 
parallel bis  zum  Kubango,  dann  im  Laufe 
dieses  Flusses  entlang  bis  zu  dem  Orte 
Andara.    welcher  der  (leutschen  Interessen- 
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Sphäre  überlassen  bleibt,  und  von  da  in 
ir^i-ader  Richtung  östlich  bis  zu  den  Strom- 
?.<4iii eilen  von  Katima  am  Zambesi. 

Auch    nach    Festsetzung    der    äusseren 
«irenzen  des  Schutzgebietes  wurde  mit  dem 
Absciiliiss    von    Schutzverträgen    mit    den 
eiozelnen  Stammeshäuptlingen   fortgefahren, 
die    I880   gegründete  kleine  Biurenrepublik 
Vpingtonia  in  Ovamboland  stellte  sich  1880 
unter  deutschen  Schutz.    Auch  das  hen-en- 
lose,    zwischen   Herero-    und    Ovamboland 
gelegene   Gebiet   wurde    1892  ausdrücklich 
unter  deutschen  Schutz  gestellt  (D.  Kol.-BI. 
lS^.r2,  S.  450).     Am  21.  August  1890  war' 
u.  a.  ein  Schutzvertrag  mit  den  Häuptlingen ! 
der  Bondelswarts  und  Tseib  abgeschlossen ' 
worden.    Diese  Verträge  belassen  den  Haupt- 1 
lingen   die  Gerichtsbarkeit  über  ilu^  Unter- 
thanea  und  das  Steuerrecht. 

Das    ui-spi-ünglich    friedlich    erworbene 
Schutzgebiet   hat  in  den  1893  bis  1894  ge- 
führten  Kämpfen   gegen  die  Witbois  noch- 
mals erworben  werden  müssen.    Anfang  des 
Jahres  1898  war  durch  die  Haltung  Witbois 
die   deutsche  Hen-schaft  in   Südwestafrika 
zwar  nicht  erechüttert,  aber  doch  in  Frage 
gestellt.      Die   Bekämpfung  dieses  Räuber- 
häuptlings   —    der    »halb    Patriarch,    halb 
Prophet'^  —  hat  der  deutschen  Schutztrupi)e, 
die   von  5<J  allmählich  auf  220  Mann  und 
^Mer  500  Mann  erhöht  worden  war,    viel 
Anstrengungen  gekostet.    Anfangs  unter  den 
Brüdern    von   Francois,    dann   unter   Major 
Leutwein   hat  die  Schutztruppe  gegen  die 
Witbois  einen  blutigen  Banden-  und  Gebirgs- 
krieg  zu  füliren  geliabt,  der  mit  der  Ueber- 
nimiKilung  der  Feste  Hornkrans  am  12.  April 
1H93    begann    xuid    mit    der   Unter^verfung 
Hendrik  Witbois  am  9.  September  1894  und 
seiner  zwangsweisen  Ansiedelung  in  Gil)eon 
endete.    Der  Krieg  hat  nicht  nur  die  Hen- 
bc-haft  der  Deutsclien  im  Schutzgebiete  be- 
festigt und  ihr  tief  gesunkenes  Ansehen  bei 
<leii  benachbarten   Buren    und    Engländern 
wieder   gehol)en,    sondern   er   hat  auch  die 
Kenntnis   des  Landes   gefördert  und   seine 
Ansiedelmig  vorbereitet.     Wider   Eiwarten  I 
hält   Hendrik    Witboi    seitdem     in    Gibeon ! 
Frie<len   und    ist  ein   treuer  Bundesgenosse 
tler  .Deutschen   in    spateren    Kämpfen    ge- 
wordon.  1 

Obgleich  die  Khauas-Hottentotten  schon . 
im  Februar  1894  gezüchtigt  und  ihr  raube- ' 
visdier  Kapitän  Andries  Lambert  mit  dem  ! 
Tode  bestraft  worden  war,  machte  sich  doch  I 
'^ohon  im  Dezember  1894  eine  neue  Expe- , 
'Ution  gegen  die  Khauas-Hottentotten  not- ; 
wendig,  tUe  aber  zu  einer  friedlichen  Hege- j 
Ivint^  mit  dem  Kapitün  Manassc  Lambei-t, 
nad  zwai-  unter  Beiliilfe  Hendrik  Witbois,  [ 
tülirte. 

pie  weisse  Gesamtbevölkerung  des  Schutz- 
bCbietes  betrug  am    1.  Januar   hsi)9    2872 ' 


Köpfe,  darunter  150?  deutsche  Keichsange- 
hörige,  76  Engländer,  90  Capländer,  72 
Transvaalbui-en.  Die  meisten  Weissen  wohn- 
ten in  Swakopmund  523,  Grosswindhoek  504, 
Warmbad  185,  Keetmanshoop  168,  Omaruru 
107,  Otjimbingwe  106. 

Im  Interesse  der  Vermehrung  der  hoch- 
deutschen Bevölkerung  wird  ein  grosser  TeU 
der  dienstentlassenen  Mitglieder  der  Schutz- 
truppe im  Schutzgebiete  angesiedelt  und  die 
Auswanderung  deutscher  Mädchen  dorthin 
begünstigt.  Als  Folge  des  südafrikanischen 
Krieges  steht  eine  grössere  Einwanderung 
von  Buren  zu  erwarten. 

Die  auch  zuweilen  Damara  genannten 
Herero  bilden  nach  Zahl  und  politischer 
Bedeutung  den  wichtigsten  Teil  der  einhei- 
mischen Bevölkerung.  Sie  bewohnen  haupt- 
sächlich das  innere  Hochland,  sind  ein  aus- 
gesprochenes Hirtenvolk,  im  Besitze  grosser 
Viehherden,  gelten  aber  als  ein  wenig  tüch- 
tiges und  brauchbares  Bevölkerungselement. 
Die  zerstreut  im  Lande  wohnenden  Berg- 
damara  sind  arme,  aber  brauchbare  und  für 
europäische  Kidtur  zugängliche  Arbeiter. 
Die  mit  einer  gewissen  älteren  Kultm*  aus- 
gestatteten Hottentotten  sind  im  Rückgange 
begriffen,  widersetzen  sich  vielfach  der  deut- 
schen Herrschaft,  versprechen  aber  nützliche 
Glieder  der  Bevölkermig  des  Schutzgebietes 
zu  werden.  Die  im  nordöstlichsten  Teil  des 
Gebietes  wohnenden  Ovambo,  ein  Ackerbau 
treibendes  Volk,  sind  fleissige  und  zuver- 
lässige Arbeiter  und  von  grossem  Vorteil  für 
die  im  Gebiet  zu  leistenden  Kulturarbeiten. 
Die  meist  aus  dem  Caplande  eingewanderten 
Bastards  (Mischlinge)  sind  ein  klüftiges  Ge- 
schlecht mit  manchen  guten  Eigenschaften. 
Die  Zukunft  des  Landes  gehört  aber  nicht, 
wie  behauptet  worden  ist,  diesen,  sondern 
einzig  und  allein  den  Weissen  imd  zwar  vor 
allem  den  Deutschen  (llindorf).  Die  Menge 
der  Eingeborenen  hat  noch  nicht  genau  fest- 
gestellt werden  können,  sie  -v^drd  auf  einige 
Hunderttausende  geschätzt.  ^Krankheit  im 
Hererogebiete  und  Armut  im  Namalande  liaben 
während  der  letzten  Jahre  die  Reihen  der 
Eingeboi-enen  stark  gelichtet.  Bei  beiden 
Stämmen  hat  der  wirtschaftliche  Niedergang 
zur  Deziniierung  geführt.  Bei  den  Hereros 
war  derselbe  eine  Folge  Wirkung  der  Rinder- 
pest, bei  den  Hottentotten  dagegen  eine 
solche  der  Arboitsunlust,  verbunden  mit  Ver- 
schwendung-slust.  Dieser  Rückgang  in  der 
Volkszalil  der  Eingeborenen  ist  selu*  be- 
dauerlich, denn  das  Scliutzgebiet  kann  weder 
in  bergbaiüichen  noch  in  landwirtschaftlichen 
Betrieben  der  eingeborenen  Arbeitskraft  ent- 
behren.^^ (Amtliche  Denkschrift  für  189S 
bis  1899.)  Die  Abgabe  von  Gewehren  und 
Munition,  von  geistigen  Getränken  und 
>Kölnisehom  Wasstn-'>  an  die  Eingeborenen 
i>t  verboten  (D.  Kol.-Bl.  1895,  S.  402),   der 
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Ausschank  und  Verkauf  geistiger  Getränke 
überhaupt  und  das  Hausienvesen  sind  streng 
geregelt  und  besteuert  worden. 

Durch  zahllose  Verhandlungen  sind  die 
Landsitze  (Reservate)  der  einzelnen  Stämme 
des  Schutzgebietes  festgesetzt  und  ihre 
Orenzen  vereinbart,  dadurch  auch  Kron- 
ländereien  zur  Verfügmig  der  Eegienmg 
gestellt  worden.  Die  Regelung  der  Besitz- 
Verhältnisse  der  Einwanderer  und  der  Kon- 
zessionäre ist  eine  umfangreiche  Thätigkeit 
der  Verwaltung. 

Die  Ausscheidimg  und  Sichenmg  solcher 
Reservate  ist  diux^h  Kaiserl.  V.  v.  10.  April 
1898  (D.  KoL-Bl.  1898,  S.  199)  geregelt 
worden,  die  Verwaltung  dieser  Eingeborenen- 
reservate aber  vielfach  den  evangelischen 
(Witboistanmi  zu  Kalkfontein  und  Rietmund 
im  Bez.  Gibeon)  und  katholischen  (Hei- 
rachabes)  Missionen  übertragen. 

Die  um  die  Entwickehmg  des  Gebietes 
in  der  Zeit  vor  der  deutschen  Schutzherr- 
schaft verdiente  Rheinische  Mission  macht 
erfreuliche  Fortschritte. 

Die  deutsche  Kolonialgesellschaft  für 
Südwestafrika  hat  Hoheitsrechte  bis  jetzt 
nicht  ausgeübt,  vielmehr  ist  die  Verwaltimg 
sogleich  und  unmittelbar  vom  Reiche  über- 
nommen worden.  Der  erste  Reichskom- 
missar Dr.  Goering  traf  am  25.  August  18^5 
im  Schutzgebiete  ein.  Sitz  des  Kommissariats 
w^ar  zuerst  Rehoboth,  dann  Otjimbingwe  und 
seit  1891  Windhoek.  An  Stelle  Goerings 
trat  als  Kommissar  Hauptmann  von  Franrois, 
der  ältere  der  in  Südwestafrika  thätigen 
Brüder  von  Fran(;ois.  Er  wurde  im  Juli 
1893  zum  Major  befördert,  im  Juni  1894 
zum  Kommandeur  der  Schutztruppe  ernannt, 
in  seiner  Eigenschaft  als  stellvertretender 
Landeshauptmann  am  15.  März  1894  durch 
Major  Leutwein  ersetzt,  behielt  die  Führung 
der  Schutztruppe  nocli  bis  zimi  7.  Januar 
1895.  Seit  dieser  Zeit  übernahm  Major 
Leutwein  auch  das  Kommando  der  Schutz- 
ti-uppe  und  wurde  im  Juli  1895  endgiltig 
zum  Landeshauptmann  und  später  zum  Gou- 
verneur ernannt. 

Der  Stellvertreter  des  Landeshauptmanns 
war  1894 — 1900  Regienmgsrat  v.  Linde- 
quist. 

Die  Schutztruppe,  deren  Verhältnisse 
durch  G.  v.  9.  Juli  1895  geordnet  worden 
sind,  hatte  1900  eine  Stärke  von  7(52  Mann. 

Das  Schutzgebiet  wurde  1894  für  die 
Verwaltung  in  die  Bezirkshauj^tmannschaften 
Keetmanshoop,  Windhoek  und  Otjimbingwe 
geteilt,  zu  denen  später  die  von  Gibeon, 
Swakopmund  und  Outjo  traten. 

Aus  den  bisherigen  zwei  wurden  1895 
drei  Gerichtsbezirke  erster  Instanz  gebildet 
(D.  Kol.-Bl.  1895,  S.  B4G).  In  Windhoek  be- 
steht ein  Obergericht. 

Diu-ch   Schaffung    eines    aus    den   Ver- 


tretern der  weissen  Ansiedler  gebildeten 
Beirates  wmtle  1899  der  erste  ^liritt  zur 
Selbstverwaltung  des  Landes  gethan. 

Im  Jahre  1S99  war  die  Zahl  der  Post- 
anstalten auf  19  angewachsen.  Seit  dem 
13.  April  1899  ist  der  Kabelverkehr  zwischen 
der  Kolonie  und  dem  Mutterlande  eröffnet 
worden  diux;h  Anschluss  an  das  westafri- 
kanische Kabel  der  Eastern  and  South  African 
Telegi'aph  Comi)agnv  Limited,  der  eine  jähr- 
liche Gebühr  von  '91800  Mark  entrichtet 
werden  muss. 

Die  Gestaltimg  der  Küste  bietet  dem 
Verkehre  die  grüssten  Schwierigkeiten  dar. 
Allerdings  ist  es  dem  melurere  Kilometer 
breiten  Dünengürtel,  der  die  Küste  entlang 
läuft,  zu  danken,  dass  das  Land  sich  so 
lange  der  Aufmerksamkeit  entziehen  und 
damit  für  die  deutsche  Erwerbung  vorbe- 
halten bleiben  konnte.  Aber  die  verkehr- 
liche Ueberwindung  dieses  Gürtels  bildet 
für  die  Aufschliessung  des  Landes  grosse 
Hindernisse.  Diese  werden  noch  durch  den 
Umstand  erhöht,  dass  die  Küste  nur  wenige 
und  keine  giiten  Häfen  besitzt  Dazu  droht 
dem  Hafen  in  der  englischen  Walfischbucht 
die  Versandung,  die  in  dem  deutschen  Hafen 
der  Saudwichbucht  bereits  eingetreten  ist. 
Der  verhältnismässig  beste  Hafen  ist  der  am 
Swakopmund.  Um  ihn  aber  ladefähig  zu 
machen,  sind  grosse  Molenanlagen  erforder- 
lich, die  im  Jahre  1898  begonnen  wurden 
und  für  die  zunächst  1 200  000  Mark  Kosten 
veranschlagt  worden  sind.  Dieser  Hafen  ist 
der  natürlich  gegebene  Ausgangspunkt  für 
eine  in  das  Innere  des  Landes  zu  führende 
Eisenbalm,  zunächst  nach  Windhoek.  Leider 
konnte  mit  Rücksicht  auf  die  politischen  und 
die  durch  eine  grosse  Rinderpest  bedingten 
wirtschaftlichen  Verhältnisse  mit  dem  Bau 
(lieser  Balm  nicht  bis  zur  Fertigstellung  der 
Hafenanlage  von  Swakopmund  gewartet 
werden.  Unter  Ueberwindung  grosser  tech- 
nischer Schwierigkeiten  musste  vielmehr  mit 
dem  Bahn  bau  im  Jahre  1897  begonnen 
werden.  Die  Kosten  der  381  km  langen 
Bahn  sind  auf  12  Millionen  Mark  veran- 
schlagt, Sie  wird  von  einem  Kommando  des 
Eisenbahnregiments  hergestellt.  Im  Mai  1900 
konnte  der  Betrieb  bis  km  198  Karibib  er- 
öffnet werden. 

Namentlich  im  Süden  des  Gebietes  hat 
inzA^ischen  der  Bau  von  Landstrassen,  die 
den  heimischen  Chausseeen  nur  wenig  nach- 
stehen, grosse  Fortschritte  gemacht. 

Im  allgemeinen  vollzieht  sich  der  Ver- 
kehr im  Schutzgebiete  in  den  in  Südafrika 
üblichen  Ochsenwagen.  Die  Eigenai-t  dieses 
Wagenverkehrs  in  Verbindung  mit  dem 
Triebe  der  gi-ossen  Vielihenlen  und  der 
Schwierigkeit  der  W^asserbeschaffung  bedingt 
ganz  eigenartige  i)olizeiliche  Massnahmen  und 
Beschränkungen  in  der  Verfügimg  über  das 
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Weideland,  z,  B.  V.  des  Gouverneurs  v.  15. 
Mai  1898  CD.  Kol.-Bl.  1899,  S.  1). 

Durch  V .  des  Grouvemeiu^  v.  8.  November 
1899  wiutle  vom  1.  Juli  190<}  an  das  deutsche 
metrische  Mass-  und  Gewichtssystem  als 
allein  zulässig  erklärt. 

Die  Vermessung,  kartographische  Be- 
schreibung des  Liandes  und  die  Ordnung  der 
Besitzverhkltnisse,  insbesondere  die  Einrich- 
tung von  Grundbüchern  haben  grosse  Fort- 
schntte  gemacht.  Durch  Kaiser!.  V.  v. 
5.  Oktober  1898  gelangte  das  heimische 
Grundbuchsystem  mit  gewissen  Modifika- 
tionen im  Schutzgebiete  zur  Einführung.  Die 
hierzu  erlassenen  Ausfühnmgsbestimmungen 
vom  1.  Januar  1899  (D.  Kol.-Bl.  S.  267)  ver- 
fügen die  Einrichtung  von  Grundbü(^hern  für 
die  Bezirke  Windlioek,  Keetmanshoop,  Gibeon, 
Swakopmund  und  Otjimbingwe. 

Der  Süden  hat  sich  als  der  gesundeste, 
der  Norden  als  der  ungesundeste  Teil  des 
Schutzgebietes  erwiesen.  In  Verbindung  mit 
der  Rinderpest  der  Jahre  1897  und  1898 
trat  die  Malaria  auf.  Tuberkidose,  Typhus 
und  Dysenterie  wiuxien  aber  überhaupt  nicht 
beobachtet. 

Die  frühere  ungünstige  Bemleilung  des 
Gebiets  hat  bei  näherer  Kenntnisnahme  einer 
günstigen  Auffassung  w  eichen  m  üsse n .  Schon 
die  der  Denkschrift  vom  20.  Dezember  1894 
beigefügten  Gutachten  von  Hindorf,  Dove 
und  Sander  bezeichneten  das  Gebiet  als  ge- 
eignet für  eine  wirkliche  Siedelung,  wo  auch 
der  kleine  europäische  Ansiedler  durch  seiner 
Hände  Werk  em  Auskommen  finden  könne. 

Vor  allem  aber  liat  sich  herausgestellt, 
dass  Deutsch-Süd westafrika  in  hohem  Grade 
zur  Viehzucht  geeignet  ist.  Die  am  2.  und 
3.  Juni  1899  in  Windhoek  veranstaltete  ei-ste 
landwirtschaftliche  Ausstellung  konnte  auf 
allen  Gebieten  der  Viehzucht  erfi-euliche  Er- 
gebnisse und  Fortschritte  aufweisen.  Die 
Dezimierung  des  Rinderbestandes  durch  die 
Rinderpest  zwang  zur  Auferlegung  eines 
Zolles  auf  ausgeführtes  Vieli  20.  Oktober 
1898  (D.  KoL-Bl.  1899,  S.  3).  An  einen 
Ackerbau  im  grossen  Massstabe  ist  nicht  zu 
denken.  Die  Gartenwirtschaft  zeigt  aber 
auch  eine  fortschreitende  Entwickelung.  Die 
kleine  Landwirtschaft  und  der  Gartenbau 
können  von  der  Herstellung  von  Staudämmen 
und  Bew^ässerungsanlagen  bei  dem  sonst 
günstigen  Klima  grosse  Vorteile  erwai-ten. 
Diese  Anlagen  sind  durch  die  Ai-beiten  von 
Rehbock  und  Watermeyer  vorbereitet  und 
gefördert  worden  (D.  Kol.-Bl.  1899,  S.  502, 
736  D.  Kol.-Ztg.  1900,  S.  134,  262). 

Im  Norden  des  Schutzgebietes  haben 
sich  üben-aschend  gi-osse  Waldbestände  vor- 
gefunden, die  eine  forstliclie  Behandlung 
lohnen  imd  Veranlassung  zu  eingehenden 
Vorschriften  über  den  Schutz  der  Holz- 
bestände gegeben  haben.    V.  v.  1.  April  1900 


(D.  Kol.-Bl.  19rX),  S.  456,  D.  Kol.-Ztg.  1900, 
S.  111.) 

Im  Jahre  1898  wurden  in  das  Schutz- 
gebiet Waren  eingeführt  im  Werte  von 
5868281  Mark,  davon  über  deutsche  Häfen 
5654761  Mark,  über  Walfischbucht  101648 
Mark,  über  die  Landgrenzen  111872  Mark. 
Von  diesen  entstammten  dem  Eigenhandel 
des  Mutterlandes  4883753  Mark,  der  Cap- 
kolonie  813  865  Mark,  England  152425  Mark, 
anderen  Ländern  18238  Mark.  Landespro- 
dukte wurden  ausgeführt  im  Werte  von 
915784  Mark.  Die  Ausfuhrgüter  sind  vor- 
wiegend Guano,  Felle,  Wolle,  Straussen- 
federn.  An  Zöllen  wurden  vereinnahmt  von 
Einfuhrgütern  547  788  Mark,  von  Ausfuhr- 
gütern 122328  Mark. 

Ein  bedenklich  grosser  Teil  des  Landes 
ist  in  den  Besitz  von  Landgesellschaften 
übergegangen,  die  mit  dem  Verkauf  an 
Private  sehr  zurückhalten.  Dass  bei  diesen 
Gesellschaften  englisches  Kapital  vorwiegt, 
ist  bei  der  Zurückhaltung  des  deutschen 
Kapitals  erklärlich,  aber  in  nationaler  Hin- 
sicht bedauerlich.  Es  wird  deshalb  vielfach 
gefordert,  die  Regierung  möge  die  Besiede- 
lung  des  Landes  selbst  in  die  Hand  nehmen, 
hierbei  die  Buren  nicht  ganz  ausschliessen, 
aber  den  deutschen  Einwanderern  die  lieber- 
legenheit  sichern. 

Kartenskizze  über  die  Gebiete  der  Land- 
konzession sgesellschaften  in  dem  Werke  des 
Majors  a.  D.  C.  von  FranQois,  Deutsch-Süd- 
westafiika,  Geschichte  der  Kolonisation  bis 
zum  Ausbruche  des  Krieges  mit  Witboi, 
April  1893.  Berlin  (Reimer)  1899.  Karten 
abgedruckt  D.  Kol.-Ztg.  1900,  S.  4,  67,  69, 
161,  227. 

Durch  Landkonzessionen  an  die  englische 
South-West-Africa  Co.  vom  12.  September 
und  14.  November  1892  hatte  sich  die 
Kolonialverwaltung  dermassen  die  Hände 
gebunden,  dass  sie  von  dieser  Gesellschaft 
die  Genehmigung  zurückkaufen  musste,  dm^ch 
deren  Land  die  Regierungseisenbahn  von 
Swakopmund  nach  Windhoek  zu  erbauen. 
Es  geschah  dies  durch  die  Vereinbarung 
vom  11.  Oktober  1898  (D.  KoL-Bl.  1898, 
S.  685),  die  der  Gesellschaft  im  Ovambo- 
lande  auch  noch  das  ausschliessliche  Recht 
zur  Aufsuchung  und  Gewinnung  von  Mine- 
ralien einräumte.  Aber  es  scheint,  dass  die 
englischen  und  englisch  beeinflussten  Ge- 
sellschaften Eisenbahn-,  Land-  und  Berg- 
rechte im  deutschen  Schutzgebiete  nicht  er- 
worben haben,  um  sie  auszuüben,  sondern 
vielmehr,  um  zu  verhindern,  dass  andere 
solche  Arbeiten  ansfühi-en  und  dadurch  den 
benachbarten  englischen  Wettbewerb  beein- 
trächtigen. Namentlich  die  De  Beers  Com- 
pagny  wird  solcher  Machenschaften  be- 
schuldigt (D.  Kol.-Ztg.   1900,  S.  161,  227). 

Die  Hoffnungen,  die  man  bei  der  Er- 
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Werbung  des  Schutzgebietes  hegte,  schnell 
abbauwürdiges  Ku^)fer  und  Gold  zu  finden, 
haben  sich  zwar  nicht  verwirklicht,  und  die 
sofort  eingeleiteten  bergpolizeilichen  Mass- 
nahmen waren  deshalb  verfriiht.  Doch  darf 
mit  Bestimmtheit  angenommen  werden,  dass 
das  Gebiet  reiche  Schätze  an  Diamanten, 
Kupfer  und  anderen  edlen  Mettülen  birgt. 
Zu  einer  bergmännischen  Ausbeute  in 
grösserem  Stile  der  A-ielfach  gemachten 
Funde  ist  es  aber  noch  nicht  gekommen 
(Berg^^  v.  15.  August  1SS9,  R.G.Bl.  S.  179). 

Der  Etat  für  Deutsch-Siidwestafrika  auf 
10(M)  weist  8174300  ^lark  in  Einnahmen 
und  Ausgaben  auf.  Von  den  ersteren  ent- 
fallen auf  direkte  Steuern  40000  Mark,  Zölle 
700000  Mark,  Gebühren  73  (HK)  Mark,  aus 
dem  Eisenbahnbetriebe  ISO (100  Mark,  Reichs- 
zuschuss  7  181 300  Mark,  Von  den  Ausgaben 
entfallen  4442830  Mark  auf  die  fortdauern- 
den, 3  687  000  Mark  auf  die  einmaligen  Aus- 
gaben, 44470  Mark  auf  den  Reservefonds. 
Von  fortdauernden  und  einmaligen  Ausgaben 
sind  etwa  2,5  Millionen  Mark  für  die  Schutz- 
truppe bestimmt,  angesichts  der  noch  nicht 
vollendeten  Eisenbahn  sind  allein  an  Fracht- 
kosten für  die  Beförderung  dienstlicher  Be- 
darfsgegenstände von  der  Küste  nach  den 
Stationen  im  Innern  550 (MM)  Mark  ausge- 
worfen. Die  eingeborenen  Häuptlinge  er- 
halten 15900  Mark  Jalu-esgehalt,  zur  Unter- 
stützung deutscher  Schulen  und  Verbreitung 
der  deutschen  Sprache  im  Schutzgebiete 
sind  17  (JOO  Mark  bestimmt.  Unter  den  ein- 
maligen Ausgaben  finden  sich  folgende :  Für 
Neubauten  sowie  zu  sonstigen  öffentlichen 
Arbeiten,  insbesondere  auch  zu  Wege-  und 
Wasseranlagen  510  rKK.)  Mark,  zur  Hebung 
der  Pferde-  und  Viehzucht  40(MMi  3Iark,  zur 
Fortführung  der  Eisenbahn  und  des  Tele- 
graphen von  Sw^akopmund  nach  Windhoek 
2300(.M)0  Mark,  zur  Fortführung  des  Baues 
einer  Hafenanlage  bei  Swakopmund  350000 
Mark,  zur  Beihilfe  für  deutsche  Ansiedler, 
insbesondere  für  ausgediente  Angehörige  der 
Schutztruppe  100  OOO  Mark.  Letztere  er- 
halten übrigens,  soweit  sie  im  Lande  ver- 
bleiben (von  den  1899  ausgeschiedenen  350 
blieben  115J,  die  Kosten  für  die  Heimreise 
als  Ansiedelungsbeihilfe  ausgezahlt. 

5.  Kamenm.  Seit  dem  Jahre  1868 
hatten  sich  am  Kamerunfiusse  und  anderen 
Orten  der  Biafrabucht  Hamburger  Firmen 
niedergelassen  und  schon  1874  um  Reichs- 
schutz gebeten.  Als  Frankreich  und  Eng- 
land sich  am  28.  Juni  1882  über  ihre  bei- 
derseitigen Besitzungen  an  der  Westküste 
von  Afnka  nördlich  von  Sierra  Leone  ver- 
ständigten, wurden  die  deutschen  Handels- 
interessen gefährdet.  Die  Hamburger  Han- 
delskammer legte  dies  am  6.  Juli  1883  dar, 
erkannte  zwar  an,  dass  der  deutsche  Handel 
in   diesen   Gebieten    sich   früher  des  engli- 


schen Schutzes  zu  erfi-euen  gelialit  llal»•^ 
wies  al>er  darauf  hin,  das  >es  nicht  ni^^nr 
der  SteUuug  des  Deutschen  Reiches  ent- 
spreche, dass  seine  Angehörigen  im  Aus- 
lände auf  den  guten  Willen  \md  die  Geneigt- 
heit fremder  Mächte  angewiesen  seien-  .  ivaI 
wünschte : 

„1.  Die  Ernennung  eines  dentsoheii  Coiisnl^ 
au  der  Goldküste.    2.  Abschluss  von  Vertrii£rt*ii 
mit  England,  eventuell  auch  Frankreich,   dimh 
welche  den  Deutschen  in  den  Kolonieen  difst^r 
i  Staaten  in  jeder  Beziehung,  namentlich  beziiir- 
'  lieh  des  Erwerbes  von  Grundeigentum,  g-leitlif 
1  Rechte  mit  den  Angehörigen  derselben  gewähr- 
!  leistet  Averden.    3.  Einwirkung  auf  Frankreich 
j  zwecks    Aufhebung    der    Benachteiligung-      de> 
I  dentschen  Handels  etc.    4.  Bewirkung  der  An- 
erkennung des   Inkraft bestehen«   des    Handels- 
vertrages   durch    die    liberianische    Regiemni;. 
eventuell  Revision  des  Vertrages  und  Siehe niiiir 
gleicher  Behandlung  der  Deutschen  in    Lib«?ri;i 
mit  den  Angehörigen  anderer  Staaten,    o.  Schutz 
der  deutschen  Interessen  in  den  von  unabhän- 
gigen    Xeirt'rstämmen     bewohnten     Distrikten 
durch  Abschluss  von  Verträgen  mit  den  Haupt- 
liujjen    und   durch    Stationienuijßr   von    Krieg-s- 
schiffen  zu  diesem  Zwecke.    6.  Xeutralisiemng 
der    Konpomünduuff     und     des    benachbarten 
Küstenstriches.     7.  Begrftndung  einer   Flotten- 
station   (Fernando    Po;.     8.    Erwerbung    eine> 
Küstenstriches  in  Westafrika  zur  Gründung  einer 
Handelskolonie  Biafrabai". 

Demgemäss  erhielt  der  Generalconsul 
Dr.  Nachtigal  am  19.  Mai  1884  neben  ande- 
rem den  Auftrag,  an  dem  Küstenstrich 
zwischen  dem  Nigerdelta  imd  Gaboon,  ins- 
besondei-e  an  der  Strecke  gegenüber  der 
Insel  Fernando  Po  in  der  Bai  von  Biafra 
mit  den  unabhängigen  Stammeshäuptlingen 
Protektoratsvei-träge  abzuschliessen. 

Am  11.  Juli  1884  ti-af  Nachtigal  mit  der 
^>MOwe«  in  Kamerun  ein  und  bestätigte  die 
inzAvischen  von  den  dortigen  Kaufleuten  ab- 
geschlossenen Verträge  mit  Dido  BeU,  Aqna 
und  anderen  Dualla-Häuptlingen.  An  diese 
Verti-äge  reihten  sich  dann  weiteiv  durch 
Nachtigal  selbst  und  durch  Zöllner  abge- 
scldossene  Schutzverträge  mit  den  Bakwiri- 
und  anderen  Häuptlingen  des  Gebirgslandes 
hinter  der  Küste.  Um  die  damalige  Vor- 
bereitung der  deutschen  Herrschaft  in 
Kamenm  machten  sich  besonders  verdient 
die  Kaufleute  Johannes  Voss  (+  1894)  und 
Ediianl  Schmidt  (f  27.  Juli  1899). 

Englische  Machenschaften  machten  aber 
die  Küstenstämme  bald  aufsässig,  so  dass 
schon  Ende  Dezember  1884  ein  ki'iegerisches 
Auftreten  eines  deutschen  Geschwaders  gegen 
die  Hyckory-  und  Joss-Neger  erforderfich 
wimle. 

Ein  im  Oktober  1884  aus  der  Firma 
Woermann  imd  sechs  anderen  beteiligten 
Hamburger  Firmen  zusammengesetztes  Syndi- 
kat hat  zwar  die  Regierung  in  diesen  Fra- 
gen  beraten,   zu  der  geplanten  Beteiligung 
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des  Syndikates  an  der  Verwaltung  ist  es 
jedoch,  nicht  gekommen.  Vielmehr  machte 
sich,  die  sofortige  Einsetzung  eines  Grouver- 
neurs  nötig,  dessen  Etat  am  13.  Januar  und 
2.  März  1885  vom  Reichstage  bewilligt 
Avurde. 

Während  die  Landerwerbungen  in  Kame- 
run    fortgesetzt   und   die  örtlichen  Streitig- 
keiten geschlichtet  wurden  (Nachtigal  j  20. 
März  1885),  führten  schwierige  Verhandlun- 
^♦^n   endlich   zu  der  Anerkennung  der  deut- 
s<.-hen     Erwerbungen     im     Kamerungebiet 
diirch  England  in  dem  Notenaustausch  vom 
29-   April  und  9.  Älai  1885,  wobei  zugleich 
die   Abgrenzung  der  deutsch-englischen  In- 
teressensphäre   derart    erfolgte,    dass    sich 
Deutschland    verpf  liclitete ,     westlich,    und 
Grossbritannien,  östlich    einer   Linie    keine 
Territorien  zu  erwerben,  keine  Protektorate 
zu    übernehmen   und    der  Ausbreitung   des 
jenseitigen   Handels    keine   Hindemisse   zu 
l>ereiten  —  die  dem  rechten  üfer  des  Rio 
del  Rey  von  seiner  Mündung  zwischen  dem 
S**  42'  und  dem  8^  46'  östlicher  Länge  bis  zu 
seiner    Quelle    folgt   und    die  sich   hierauf 
nach  links  in  direkter  Richtung  zum  linken 
Ufer    des    Alt  -  Calabar    oder    Gross  -  River 
i^endet,   um   nach  Durchschneidung  dieses 
Fl\isses   einen   Punkt  gegen  9^8'  östlicher 
Lange  zu  erreichen,  der  auf  der  Karte  der 
englischen  Admiralität  durch  das  Wort  »R  a  - 
pids«  bezeichnet  ist. 

Durch  üebereinkunft  vom  27.  Juli  und 
2.  August  1886  wurde  diese  Linie  derart 
verlängert,  dass  sie  von  den  genannten 
Stromschnellen  des  Alt-Calabar  ausgehend, 
sich  diagonal  gegen  einen  Punkt  des  rechten 
Ufers  des  Benuö  wenden  sollte,  welcher  im 
Osten  und  in  der  unmittelbaren  Nachbar- 
schaft der  Stadt  Jola  (der  Hauptstadt  von 
Adamaua)  gelegen  ist  und  welchen  eine 
spätere  Untersuchung  als  ziu:  Feststellung 
dieser  neuen  Linie  in  der  Praxis  geeignet 
finden  werde.  Ueber  diese  deutsch-eng- 
lische Grenze  sagte  dann  das  deutsch-eng- 
lische Abkommen  vom  1.  Juli  1890,  Artikel 
IV,  2: 

„Nachdem  für  beide  Regieronsfen  glaubhaft 
nachgewiesen  ist,  dass  sich  am  Golf  von  Guinea 
kein  Fluss  befindet,  welcher  dem  auf  den  Kar- 
ten angegebeneu  und  in  dem  Abkommen  von 
1885  erwähnten  Rio  del  Rey  entspricht,  so  ist 
als  vorläufige  Grenze  zwischen  dem  deutschen 
Gebiete  von  Kamerun  und  dem  angrenzenden 
britischen  Gebiete  eine  Linie  vereinbart  worden, 
die  von  dem  oberen  Ende  des  Rio  del  Rey 
Kreeks  ausgehend^  in  gerader  Richtung  zu  dem 
etwa  9*8'  östlicher  Länge  gelegenen  Punkt 
läuft,  welcher  auf  der  Karte  der  britischen  Ad- 
miralität mit  „Rapids"  bezeichnet  ist." 

Die  nähere  Festsetzung  der  Grenze  am 
Rio  del  Rey  zwischen  Kamerun  und  dem 
englischen    Oelflussgebiete    erfolgte    durch 


Vertrag  vom  14.  Aprü  1893.    (D.  Kol.-Bl. 
1893,  S.  213.) 

Als  Südgrenze  von  Kamerun  wurde 
durch  Verti-ag  zwischen  Deutschland  und 
Frankreich  vom  24.  Dezember  1885  der 
Campafluss  bezeichnet,  indem  Deutschland 
auf  jede  politische  Einwirkung  südlich  einer 
Linie  verzichtete,  die  dem  genannten  Fluss 
von  seiner  Mündimg  bis  zum  10®  östlichei* 
Länge  von  Greenwich  und  von  diesem 
Punkte  ab  dessen  BreitenparaUel  bis  zum 
Schneidepunkt  des  letzteren  mit  dem  15® 
östlicher  Länge  von  Greenwich  folgt. 

In  dem  Art.  5  des  deutsch-englischen 
Abkommens  vom  1.  Juli  1890  war  folgendes 
bestimmt  worden: 

„Es  wird  vereinbart,  dass  durch  Verträge 
und  Abkommen,  welche  von  oder  zu  Gunsten 
einer  der  beiden  Mächte  in  den  Gegenden  nörd- 
lich vom  Benue  getroffen  werden,  das  Recht 
der  anderen  Macht,  im  freien  Durchgangsver- 
kehr und  ohne  Zahlung  von  Durchgaugszöllen 
nach  und  von  den  Ufern  des  Tschadsees  Handel 
zu  treiben,  nicht  beeinträchtigt  werden  soll. 
Von  allen  Verträgen,  welche  in  dem  zwischen 
dem  Benue  und  Tschadsee  belegenen  Gebiete 
geschlossen  werden,  soll  die  eine  Macht  der 
anderen  Anzeige  erstatten." 

Der  Abschluss  der  Begrenzung  des 
Schutzgebietes  erfolgte  durch  Verträge  mit 
England  vom  15.  November  1893  (D.  Kol.- 
Bl.  1893,  S.  53)  und  mit  Frankreich  vom 
15.  März  1894  (D.  KoL-Bl.  1894,  S.  159). 
Dadurch  wurde  zwar  die  deutsche  Ausdeh- 
nung des  Gebietes  bis  zum  Tschadsee  und 
bis  zum  Ssanga,  einem  Nebenfluss  des  Kongo, 
international  anerkannt,  den  Grenzen  des 
Gebietes  aber  eine  für  die  deutschen  Inte- 
ressen sehr  imgünstige  Gestalt  gegeben 
und  u.  a.  auf  den  Besitz  von  Jola  am  ßenuö 
und  Bifara  südlich  des  Tschadsees  ver- 
zichtet. 

Die  ersten  Jahre  der  deutschen  Herr- 
schaft waren  der  Einführung  geordneter 
Verhältnisse  an  der  Küste  und  am  Kame- 
nmflusse  gewidmet,  wo  das  Gouvernement 
auf  dem  Gelände  des  zerstörten  Johstown 
am  linken  üfer  des  Wusi  bezw.  Kamerun- 
flusses seinen  Sitz  fand. 

Der  Widerstand,  den  die  Küstenstämme 
dem  wirtschaftlichen  deutschen  Vordringen 
entgegenstellten,  führte  zu  wiederholtem 
militärischen  Einschreiten,  z.  B.  gegen  die 
Abostämme  (Oktober  1891  v,  Gravenreiilh), 
die  Buäaleute  (5.  November  1891  v.  Graven- 
reuth  f).  Der  durch  das  Auftreten  des 
Kanzlers  Leist  hervorgerufene  Aufstand  der 
Dahomesoldaten  in  Kamerun  am  15.  und  16. 
Dezember  1893  ^Assessor  Riebow  f )  wurde 
durch  das  Einsenreiten  der  Marine  am  19. 
bis  21.  Dezember  1893  niedergeworfen.  Der 
Aufstand  betraf  aber  in  keiner  Weise  die 
einheimische  Bevölkerung. 

Zur  Erforschung  des   bis   dahin   wenig 
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bekannten  Hinterlandes,  zur  Vorbereitung 
des  weiteren  kommerziellen  Vordringens  in 
das  Innere  und  der  Anlage  von  Stationen 
mussten  zahlreiche  militärische  Expeditionen 
unternommen  werden,  u.  a.  unter  Kund, 
Tappenbeck,  Zintgraff,  Morgen  (Vordringen 
bis  Adaraaua).  v.  Gravenreuth,  Kamsay. 

Die  Schutzverti-äge,  welche  v.  Uechtritz- 
Steinkirch  auf  der  Kamenmhinterlandexpe- 
dition  im  November  1893  mit  den  Häupt- 
lingen Faiimko  von  Laddo  und  Malumf^  von 
Malumf6  und  am  4.  Februar  1894  mit  Mu- 
hammadu  Abbu  ben  Issa,  Sultan  von  Nga- 
undere,  abgeschlossen  hatte,  fanden  im  Juli 
1894  die  Kaiserliche  Genehmigimg  (D.  Kol.- 
Bl.  1894,  S.  400). 

Ausser  der  von  Uechtritz  und  Dr.  Pas- 
sarge geleiteten  Expedition  des  Kamerun- 
Komitees  fanden  Expeditionen  in  das  Hinter- 
land von  Kamerun  statt  unter  Führung  des 
Rittmeisters  von  Stetten  1893  (Adamaua), 
des  Zollbeamten  Spaete  1893  in  das  süd- 
lichste Kamerungebiet  (der  Pangwes). 

Zur  Bestrafung  der  aufständischen  Ma- 
bealeute  (Südkamenm)  war  1893  eine  Ex- 
pedition erforderlich.  Mit  den  unter- 
worfenen Bakokos  wurde  um  20.  De- 
zember 1892,  mit  den  unterworfenen  Mi- 
angesen  am  9.  Oktober  1894  Frieden  ge- 
schlossen.      * 

Der  am  7.  Februar  1893  mit  dem  Buöa- 
stamm  abgeschlossene  Friede  wiu'de  von 
diesem  1894  gebrochen.  Der  Aufstand  wurde 
Ende  1894  niedergeworfen,  Anfang  1895 
Frieden  geschlossen,  nachdem  die  Buea  ihr 
bisheriges  Gebiet  verlassen  und  andei*e  Wohn- 
sitze aufsuchen  mussten. 

Der  Leiter  der  Station  Baiinga,  Freiherr 
Volkamer  von  Kirchensittenbach  und  Expe- 
ditionsmeister Scadock,  fielen  am  27.  Sep- 
tember 1892  im  Kampf  gegen  die  Barrongos. 

Expeditionen  fanclen  statt  1896  zur  Er- 
forschung des  oberen  Laufes  des  Sannjiga 
unter  v.  Brauchitsch,  nach  Jaünde  1896 
unter  v.  Kamptz,  1897  nach  dem  Flussge- 
biet des  Rio  del  Rey  imd  nach  Makonje, 
1898  unter  v.  Kamptz  in  das  Gebiet  der 
Bane-Bule,  unter  v.  Carnap  in  das  Hinter- 
land bis  zum  Kongo,  unter  Dominik  gegen 
Ngila  und  die  Batscheuga,  1899  unter  Plehn 
imd  Krawsta  nach  dem  Saqga-Ngoko,  unter 
V.  Kamptz  gegen  Ngila,  nach  dem  Wüte-  und 
Adamauagebiet  und  Tibati. 

Die  Feldzüge  des  Majors  v.  Kamptz  nach 
Adamaua  1899  bilden  einen  wichtigen 
Schritt  vorwäi-ts  auf  dem  W'ege  zur  Er- 
schliessung des  nördlichen  Teiles  unseres 
Kamerungebietes,  in  welchem  hervorragende 
Kenner  tropischer  Verhältnisse  ein  zweites 
Indien  erblicken.  Die  vom  Reichstage  1900 
besclilossene  Vermehrung  der  Schutztnippe 
für  dieses  Gebiet  wird  die  Regierung  in 
den    Stand   setzen,  in  den  Küstengegenden 


den  Frieden  herzustellen,  den  Sklavenja^len 
der  Mohammedaner  zu  wehren  und  durch 
Errichtung  einer  dauernden  Militärstation  in 
Garua  der  von  der  deutschen  Kolonialgesell- 
schaft geplanten  Tschadsee-Expedition  den 
nötigen  Hinterhalt  zu  schaffen,  v.  Kamptz' 
Bericht  vom  25.  November  1899  über  Be- 
endigung des  Wute-Adamaua-Feldzuges  <D. 
KoL-Bl.  V.  15.  Febniar  1900.  Ueber  die 
Verhältnisse  am  Tschadsee  vgl.  D.  Kol.-Ztg. 
1900,  S.  186). 

Zur  Sicherung  des  Landes  wurden  mili- 
täi'ische  Stationen  angelegt  an  der  süd- 
lichen Küste  in  Kribi.  Im  Innern  des 
Landes  wiu-den  die  Baronebistation  am  Ele- 
fantensee, Lolodoi-f,  die  Baliburg,  die  Tint«>- 
und  die  Mundamestation  im  Norden,  di«» 
Jaündestation,  Kaiser  Wilhelms-Biu^  (Ngila) 
und  Baiinga  im  Südosten,  die  Edeastalion 
am  Sannaga,  1895  auch  Stationen  in  Biiea 
und  1899  am  Sanga-Ngoko  angelegt,  die 
Balibiu^  1894  aber  aufgegeben. 

Schon  der  erste  Gcjuverneur  des  Schutz- 
gebietes Freiherr  v.  Soden  machte  die  eiin>- 
päischen  Elemente  des  Gebietes  in  einem 
Verwaltungsrate  10.  Juli  1885  und  einem 
Schiedsgerichte  20.  Juli  1885  für  die  Ver- 
waltung nutzbai*. 

Als  Gouverneure  folgten  ihm  Zimmerer 
1891 — 1895,  mehi'fach  vertreten  diux?h  den 
Ijandesliauptmann  Togos  v.  Puttkamer,  der 
am  21.  August  1895  zum  Gouverneur  von 
Kamerun  ernannt  wm^e.  Kommandeure 
der  8chutztruj)pe  waren  v.  Stetten  und 
V.  Kamptz. 

Für  die  Zwecke  der  Civil  Verwaltung 
sind  Bezirksämter  eingerichtet  worden,  zu- 
erst in  Viktoria,  1891  in  Kribi,  1893  in 
Edea,  1895  in  Kamerun. 

Die  Zahl  der  Eiu-opäer  betrug  im  Jahre 
1894  228,  im  Jalire  1899  425,  darunter  348 
Deutsche,  36  Engländer,   14  Schweizer,    13 
Amerikaner,  9  Schweden.     Unter  den    425 
Europäern  waren  43  Frauen  und  14  Kind«T. 
Die  Europäer  verteilten  sich  auf  die  Bezirke 
Kamerun  199,  Victoria  131,  Kribi  64,  Edea 
31.      Unter    ihnen    waren    60    Begiei-ungs- 
beamte.    39  Angehörige   der   Schutztmpj«^, 
8  Aerzte,    108  Kaufleute,   52  Pflanzer,    13 
i  Iugeniem*e,  60  Missionare. 
I       Von  den  Küstennegern    sind    die   zahl- 
reichsten   die    Dualla,    die    bis    1890    den 
;  Küstenhandcl  monopolisierten.    W^eiter  nach 
dem  Innern    hin   wohnen   die  Wüte ,   Bali 
und  Barnuf  ut ,  Misch  Völker  aus  Bantu  und 
Sudannegern.     Die  Einwohner  des  Hinter- 
jlandes,   vielfach    Moliammedaner,    sind    zu 
I  grösseren  Staatsverbänden  organisiert. 
I       In  den  Ansichten  und  Gewohnheiten  der 
1  einheimischen  Bevölkerung  vollzieht  sich  eia 
1  erheblicher    Umschwung    in    der   Richtung 
■  gi"ösj>erer  Arbeitslust.    Die  Vei-suche  mit  der 
I  Erziehung    von  Kamerunnegern  in   Euix)]m 
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sind  aber  gescheitert.  Dagegen  machen  die 
Schulen  und  Missionen  an  Ort  und  Stelle 
Fortschritte  in  der  Erziehung  der  Ein- 
heimischen. 

Für  die  Eingeborenen  des  Viktoriabezirks 
wurden  am  9.  Dezember  1893,  für  die  des 
Mangambastammes  am  26.  September  1894 
Schiedsgerichte  eingesetzt  (D.  KoL-Bl.  1894 
S.  104,  617). 

Die  Auswandening  Eingeborener  aus  dem 
Schutzgebiet  wurde  durcn  Y.  v.  11.  De- 
zember 1893  von  der  Grenehmigung  des 
Gouvernements  abhängig  gemacht,  a.  a.  0. 
S.  105,  und  zum  Schutze  der  Eingeborenen 
ein  Arbeiterkommissar  bestellt. 

Fiir  die  Zukunft  der  Kulturunterneh- 
mungen ist  es  von  grossem  Wert,  dass  die 
ziu"  Klarstellung  der  Besitzverhältnisse  er- 
forderliche ünmdbuchregulienmg  erheblich 
gefördert  ist.  Der  Erwerb  von  Grundeigen- 
tum von  den  Eingeborenen  ist  durch  Ver- 
ordnung des  Gouverneurs  vom  24.  Dezem- 
ber 1894  geregelt  worden  (D.  Kol.-Bl.  1895 
S.  101). 

Die  Kaiserl.  V.  v.  15.  Juni  1896  und 
Ausfühnnigsverordnung  des  Reichskanzlers 
hierzu  vom  17.  Oktober  1896,  D.  Kol.-Bl. 
1896  S.  435,  667,  geben  Verschilften  über 
die  Schaffung,  Besitzergreifung  und  Ver- 
äusseruug  von  Kronland  und  über  den  Er- 
werb und  die  Veräusserung  von  Grund- 
stücken im  Schutzgebiete  von  Kamerun. 
Von  diesen  Verordnungen  wm-de  in  einem 
allseitige  Kritik  herausfordernden  Umfange 
Gebrauch  gemacht  diu-ch  die  Verleihung 
von  Landkonzessionen  an  zwei  grosskapita- 
listische Gesellschaften,  denen  je  der  sechste 
Teil  des  Schutzgebietes  zur  ausschliesslichen 
Ausbeutung  überlassen  wurde,  der  Gesell- 
schaft Südkamerun,  deren  Statut  vom  Bun- 
desrate am  16.  Januar  1899  genehmigt 
wurde,  D.  Kol.-Bl.  1899  S.  117,  und  der 
Gesellschaft  Nordwestkamenm  am  31.  Juli 
1899,  deren  Statut  vom  Bundesrate  am 
17.  November  1899  genehmigt  wiu'de, 
D.  KoL-Bl.  1899  S.  795,  800,  D,  Kol.-Ztg. 
im)  S.  158. 

um  das  Innere  des  Landes  dem  Ver- 
kehr zu  ersclüiessen  und  den  Absperrungs- 
gürtel der  Dualla  zu  diu*chbrechen  (Denk- 
schrift von  Jantzen  und  Thomiälen,  KoL-Jalu-b. 
1891  S.  171)  wurden  im  Nachtragsetat  zum 
Heichshaushalt  vom  Reichstage  am  9.  Mai  1891 
einmalig  1425000  Mark  als  Darlehn  an  den 
Fiskus  des  Schutzgebietes  bewilligt,  die  aber 
bis  jetzt  noch  nicht  zuriickgezahlt  worden 
sind. 

Auf  den  Gebieten  des  Wegebaues,  der 
Hafenbauten  und  Häuserbauten  sind  erheb- 
liche Fortschritte  gemacht  worden.  Be- 
sonders bemerkenswert  sind  die  Quaibauten 
im  Hafen  von  Kamerun  und  die  Vollendung 
der   dortigen   Landungsbrücke,    Reparatur- 


werkstätte und  Slip.  Das  Slip  soll  bald 
durch  ein  Dock  ersetzt  werden. 

Der  Boden  des  Landes  ist  äusserst  frucht- 
bar, das  Klima  nur  an  der  Küste  ungesund, 
die  Zugänglichkeit  des  Landes  durch  den 
Terrassenbau  des  Bodens  und  die  dadiu-ch 
erschwerte  Schiffbarkeit  der  Flüsse  aber 
wesentlich  beschränkt.  Der  Handel,  der 
dazu  durch  die  Ungunst  der  Grenzen  viel- 
fach auf  die  englische  Nachbarschaft  abgelenkt 
wird,  hat  deshalb  das  Innere  erst  teilweise 
erschliessen  können,  der  Plantagenbau  blieb 
aber  bisher  gänzlich  auf  das  Küstengebiet, 
insbesondere  auf  die  fnichtbaren  Abhänge 
des  Kamerungebirges  angewiesen.  Immerhin 
wurde  dem  Schutzgebiete  schon  frühzeitig 
eine  glänzende  wirtschaftliche  Entwickelung 
in  Aussicht  gestellt  (Denkschrift  Dr.  Zint- 
graffs  von  1891  im  D.  Kol.-Bl.  1892  S.  104, 
131).  Cnd  diese  Prophezeiungen  beginnen 
sich  zu  bewahrheiten.  Im  Gelände  des 
Kamerunberges  sind  schon  2500  ha  als 
Plantagen  angebaut.  Sie  beanspnichen  regel- 
mässig 6000  Arbeiter.  Da  diese  Menge 
kaum  zu  beschaffen  ist,  musste  die  Aus- 
dehnung der  Plantagenunternehmungen  in 
diesem  Gebiete  vorübergehend  eingestellt 
werden.  Die  .Vermessung  der  Plantagen 
im  Kamerungebirge  ist  in  den  Jahren  1897 
bis  1899  durchgeführt  worden.  Der  Plan- 
tagenbau wird  in  der  ausgiebigsten  Weise 
vorbereitet  und  gefördert  durch  den  in 
Viktoria  angelegten  botanischen  Garten  mit 
Versuchskulturen  aller  Ai-t. 

Die  langjährigen  Versuche,  den  Kaffee- 
bau im  Schutzgebiete  einzuführen,  haben 
zu  keinem  befriedigenden  Ergebnisse  gefühi-t. 
Dagegen  ist  die  Kultur  des  Kakao  in  einer 
Weise  gelungen,  dass  der  Kakaobau  sich 
rasch  die  Alleinherrschaft  im  Schutzgebiete 
errungen  hat.  Erst  in  neuerer  Zeit  sind 
ihm  der  Tabak  und  die  Kickscia  africana, 
ein  Gummibaum,  wettbewerbend  zur  Seite 
getreten. 

Durch  V.  V.  6.  April  1894  wurde  das 
deutsche  Mass-,  Münz-  und  Gewichtssystem 
in  Kamerun  eingeführt.  Es  vollzieht  sich 
ein  üebergang  zum  Bargeldhandel  von  dem 
bisher  ausschliesslich  hen-schenden  Tausch- 
handel. 

Die  früher  für  das  Schutzgebiet  ver- 
liehenen ausschliessliclien  Handelsberechti- 
gungen wunlen  am  12.  Dezember  1893  auf- 
gehoben (D.  Kol.-Bl.  1894  S.  129). 

Ein  Postamt  besteht  in  Kamerun,  Post- 
agenturen in  Kribi,  Rio  del  Rey  und  Viktoria. 
Das  Schutzgebiet  wurde  am  20.  Februar 
1893  diu-ch  Untei-seekabel  mit  Benny  (Niger 
Coast  Protectorat)  verbunden  und  dadurch 
;  an  das  englische  westafrikauische  Weltkabol 
angesclüossen. 

Der  Ausfuhrhandel  erstrockt  sich  hauj)t- 
sächlich   auf    Palmöl,    Palmkerne,    Gummi 
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elasticum,  Kopal,  Elfenbein,  Ebenholz,  Kakao 
und  Kolanüsse. 

Im  Jahre  1898—1899  wurden  im  5 145  822 
Mark  Produkte  ausgeführt,  für  10  638955 
Mark  Waren  eingefiihrt.  Die  Einnahmen 
aus  Zöllen  betnigen  in  demselben  Jahre 
1033375  Mark,  die  aus  anderen  Quellen 
218011  Mark. 

Neue  ZoUordnuug  für  Kamemn  vom 
1.  April  1899,  D.  Kol.-Bl.  1900  S.  95.  Ver- 
oi-dnung  des  Gouverneurs  l)etr.  die  ander- 
weite Regelung  der  Einfuhrzölle  auf  Spiri- 
tuosen im  Schutzgebiete  Kamerun  vom 
1.  April  1900  (auf  Grund  der  Kaiserl. 
V.  V.  19.  Juli  1886  betr.  den  Erlass  von 
Verordnungen  auf  dem  Gebiete  der  all- 
gemeinen Verwaltung,  des  Zoll-  und  Steuer- 
wesens für  die  westafiikanischen  Schutz- 
gebiete).   D.  Kol.-Bl.  1900  S.  456. 

Einschliesslich  eines  dmxjh  die  ausser- 
ordentliche Venuehrung  der  Schutztruppe 
bedingten  Ergänzungsetats  von  865300  Mark 
betrug  der  Etat  von  Kamei-un  auf  1900  in 
Einnahme  und  Ausgabe  32450<H)  Mai'k, 
davon  entfielen  auf  direkte  Steuern  32000 
Mark,  auf  ZöUe  1000000  Mark,  Gebühren 
150  000  Mark,  Reichszuschuss  2  063  000  Mark. 
Von  den  Ausgaben  kamen  2624202  Mark 
auf  die  fortdauernden,  600000  Mark  die 
einmaligen,  20798  Mark  den  Reservefonds. 
Von  den  einmaligen  Ausgaben  waren  440  000 
Mark  für  öffentliche  Bauten,  130000  Mark 
für  Wege-  und  Brückenbauten  bestimmt. 

6.  Togo.  Um  den  Zollbelastigungen  zu 
entgehen,  denen  die  auf  englischem  Gebiet 
angesiedelten  deutschen  Kaufleute  unter- 
worfen waren,  siedelten  sich  seit  1880  ver- 
schiedene Bremer  und  Hamburger  Firmen 
im  Togolande  an  der  Sklavenküste  an.  Die 
Grilnde,  dieses  Gebiet  dann  1884  unter 
deutschen  Schutz  zu  stellen,  waren  dieselben 
wie  bei  Kamerun.  Die  Schutzübernahme 
wurde  am  30.  Januar  1884  durch  das  Kriegs- 
schiff »Sophie«  eingeleitet.  Die  Häuptlinge 
von  Little  Popo*  und  Grigi  erbaten  am  5. 
März  1884  den  Schutz  des  deutschen  Kaisers, 
und  am  15.  Juü  1884  schloss  Dr.  Nachtigal 
mit  M'lapa,  Häuptling  von  Togo,  einen 
Schutzvertrag  und  hisste  die  deutsche  Flagge 
in  Bageida  und  Lome.  Hierdiuxjh  wurde 
das  deutsche  Protektorat  über  die  Küste  von 
der  englischen  Grenze  bei  Aflahu  bis  Gum 
Coffi  an  der  Grenze  von  Klein-Popo,  jedoch 
Porto  Seguro  ausschliessend,  erworben.  Aber 
auch  mit  dem  Häuptling  M.ensah  von  Porto 
Segiu-o  schloss  Kapitän  Herbig  von  der 
Korvette  »Leipzig«  einen  Schutzvertrag  und 
hisste  hier  die  deutsche  Flagge  am  5.  Sep- 
tember 1884. 

Oertliche  Unnxhen  wurden  im  Februar 
1885  durch  die  »Möwe«  und  die  »Olga« 
geoixinet  und  am  11.  März  1885  die  deutsch- 
englische  Grenze  durch  Kapitän  Benderaann 


I  (Olga)  und  den  englischen  Gouverneur  von 
I  Acc-ra  vorläufig  bei  Asagbo  festgesezt. 
'  Eine  genauere  Feststellung  der  westlichen 
englischen  Grenze  von  Togo  brachte  dann 
j  Art.  IV,  1  des  deutsch -englischen  Ab- 
I  kommens  vom  1.  Juli  1890.  Dieser  lautet : 
^Die  Grenze  zwischen  dem  deutschen  Schatx- 
gebiete  von  Togo  und  der  britischen  Goldküsten- 
kolonie geht  an  der  Küste  von  den  bei  den  Ver- 
handinngen der  beiderseitigen  Kommissare  vom 
14.  und  28.  Juli  1886  gesetzten  Grenzzeichen 
aus  und  erstreckt  sich  m  nördlicher  Richtung- 
bis  zu  dem  Parallelkreis  6®  10  nördlicher  Breite. 
Von  hier  aus  geht  sie  westlich  dem  genannten 
Breiteugrade  entlang  bis  znm  linken  Ufer  des 
Akaflusses  und  steigt  hierauf  den  Thal  weg  des 
letzteren  bis  zu  dem  Breiten  parallel  6®  20 
nördlicher  Breite  hinauf.  Sie  läuft  sodann  auf 
diesem  Breitengrade  in  westlicher  Richtung: 
weiter  bis  zu  dem  rechten  Ufer  des  Dscha^re 
oder  Shavoeflusses,  folgt  diesem  Ufer  dieses 
Flusses  bis  zu  dem  Breitenparallel,  welcher 
durch  den  Punkt  der  Einmündung  des  Deine- 
flnsses  in  den  Volta  bestimmt  wird,  um  dann 
nach  Westen  auf  dem  gedachten  Breitengrade 
bis  zum  Volta  fortgeführt  zu  werden.  Von 
diesem  Punkte  an  geht  sie  am  linken  Ufer  des 
Volta  hinauf,  his  sie  die  in  dem  Ahkommen 
von  1888  vereinbarte  neutrale  Zone  erreicht, 
welche  bei  der  Einmündung  des  Dakkaflusses 
in  den  Volta  ihren  Anfang  nimmt." 

Der  1886  festgesetzte  Grenzpunkt  nach 
der  englischen  Goldküste  zu  liegt  angeblich 
1»  13'  östlicher  Länge.  &>  6'  nördlicher 
Breite.    (Meinecke,  Kol.  Jahrb.  1888,  S.  181.) 

Die  Vorgeschichte  dieser  westlichen  Ab- 
grenzung Togos  ist  dunkel.  Ueber  die  Ab- 
machungen der  Kommission  vom  14.  und 
28.  Juli  1886  ist  eine  amthche  Veröffent- 
lichung niemals  erfolgt,  ebensowenig  wie 
über  das  deutsch-englLsche  Abkommen  von 
1888,  von  dem  die  Denkschrift  über  die  Be- 
weggründe zu  dem  deutsch-englischen  Ab- 
kommen vom  1.  Juli  1890  sagt: 

„Um  jene  Gegenden  (die  nordwestlich  von 
der  deutschen  und  hinter  der  englischen  In- 
teressensphäre gelegenen  Gegenden  von  Salaga, 
Jendi  und  Gambaga)  dem  deutschen  wie  dem 
englischen  Unternehmun^geist  nutzbar  zu 
machen,  ist  in  dem  im  Janre  1888  mit  England 
abgeschlossenen  Abkommen  vereinbart  worden, 
dass  dieselben  neutral  bleiben  sollen  und  dass 
in  dieser  neutralen  Zone  keine  der  beiden 
Mächte  Hoheitsrechte  erwerben  darf." 

Die  endgültige  Festsetzung  der  Grenze 
Togos  gegen  das  grossbritannische  Gebiet 
und  die  Teilung  des  neutralen  Gebietes  (des 
»Vierecks  am  Ssalaga«)  erfolgte  erst  bei 
Gelegenheit  der  Lösung  der  Samoafrage 
durch  das  deutsch-englische  Abkommen  vom 
14.  November  1899  betr.  die  Interessen- 
sphären in  der  Südsee  und  am  Togo  (D. 
KoL-Bl.  1899,  S.  803).  Die  auf  Togo  bezüg- 
lichen Stellen  dieses  Abkommens  lauten: 

Art.  1.  ...  Grossbritannien  erkennt  an, 
dass  die  Gebiete  im  Osten  der  neutralen  Zone, 
welche  durch  das  Abkommen  von  1888  in  West- 
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afrika  jreschaffen  worden  ist,  an  Deutschland 
fallen.  Die  Grenzen  des  Deutschland  zukommen- 
•len  Teiles  der  neutralen  Zone  werden  durch 
Artikel  5  der  vorliegenden  Konvention  fest- 
g'csetzt. 

Art.  5.  In  der  neutralen  Zone  wird  die 
Grenze  zwischen  den  deutscheu  und  den  gross- 
"britannischen  Gebieten  durch  den  Dakafluss  bis 
zum  Schnittpunkte  desselben  mit  dem  9.  Grad 
nördlicher  Breite  gebildet  werden ;  von  dort  soll 
die  Grenze  in  nördlicher  Richtung,  indem  sie 
den  Ort  Morozugu  an  Grossbritannien  lässt, 
laufen  und  an  Ort  und  Stelle  durch  eine  ge- 
mischte Kommission  der  beiden  Mächte  in  der 
Weise  festgesetzt  werden,  dass  Gambaga  und 
die  sämtlichen  Gebiete  von  Mamprusi  an  Gross- 
britannien, Yendi  und  die  sämtlichen  Gebiete 
von  Chakosi  an  Deutschland  fallen. 

Art.  6.  Deutschland  ist  bereit,  etwaigen 
Wünschen  der  grossbritannischen  Regierung:  in 
Bezug  auf  die  Gestaltung  der  beiderseitigen 
Zolltarife  in  Togo  und  der  Goldküste  nach 
Möglichkeit  und  in  weitgehendster  Weise  ent- 
gegenzukommen. 

Wenn  es  auch  erwünscht  war,  die  un- 
haltbaren Zustände  der  neutralen  Zone  zu 
beenden,  so  ist  das  Abkommen  doch  un- 
gilnstig  fiir  Deutschland,  insofern  es  Ssalaga 
an  Grossbritannien  überlässt,  ohne  Deutsch- 
land das  linke  Ufer  des  Yolta  bis  zu  seiner 
Mündung  in  das  Meer  einzuräumen. 

Die  Grenze  zwischen  dem  deutschen  und 
dem  französischen  Gebiet  wurde  durch  Ver- 
trag vom  24.  Dezember  1885  nur  im  allge- 
meinen dabin  bezeichnet,  dass  sie  von  einem 
an  der  Küste  zu  bestimmenden  Pimkte 
zwischen  dem  Gebiete  von  Klein-Popo  und 
Agone  ausgehen,  bei  ihrem  nördlichen  Ver- 
lauf auf  die  Grenzen  der  einheimischen 
Stämme  Rücksicht  nehmen  und  später  an 
Ort  und  Stelle  durch  eine  gemischte  Kom- 
mission festgesetzt  werden  solle.  (Protokoll 
vom  24  Dezember  1885  betr.  die  deutschen 
und  französischen  Besitzungen  an  der  West- 
küste von  Afrika  und  in  der  Südsee,  vom 
Reichskanzler  am  1.  Februar  1886  dem 
deutschen  Reichstag  mitgeteüt,  Nr.  121, 
Reichstag  6.  Leffisl.-P.,  II.  Session.) 

Französisch-deutsche  Kommissäre  haben 
dann  die  Trennungslinie  unter  i)^  41'  west- 
licher Länge  von  Paris  festgesetzt. 

Der  deutsch-französische  Vertrag  vom 
24.  Dezember  1885,  der  die  Grenzen  zwischen 
Dahomey  und  Togo  bis  zum  9.  Grad  nörd- 
licher Breite  regelte,  hatte  im  Norden  dieser 
Linie  der  Thätigkeit  beider  Mächte  freien 
Spielraum  gelassen.  Deutschland  wie  Frank- 
reich sandten  wiederholt  Missionen  nach 
diesen  Gebieten,  um  dort  Verträge  mit  den 
eingeborenen  Häuptlingen  zu  schliessen  und 
vom  Land  Besitz  zu  ergreifen. 

Zu  Anfang  des  Jahres  1897  nahm  die 
Thätigkeit  dieser  Missionen  einen  solchen 
Umfang  an,  dass,  um  drohenden  Verwicke- 
lungen vorzubeugen,  die  beiden  Regierungen 


sich  entsclüossen,  die  Abgrenzung  ihrer  Be- 
sitzungen in  diesem  Teil  Afrikas  zu  ver- 
vollständigen. 

Bei  den  in  Paris  vom  Mai  bis  Juli  1897 
hierüber  gepflogenen  Verhandlungen  stellte 
sich  heraus,  dass  die  eingeborenen  Häupt- 
linge wiederholt  gleichzeitig  Schutzvertr^e 
mit  deutschen  und  französischen  Agenten 
geschlossen  und  bald  ihi-en  Machtbereich 
über  die  Wirklichkeit  hinaus  angegeben,  bald 
eine  in  Wahrheit  nicht  vorhandene  Unab- 
hängigkeit sich  beigemessen  hatten.  Es 
zeigte  sich  auch  als  unmöglich,  sich  an  die 
Thatsache  der  erfolgten  Besetzung  eines  Ge- 
biets zu  halten,  da  die  beiderseitigen  Missi- 
onen Stationen  oft  in  nächster  Nachbar- 
schaft, oft  sogar  am  selben  Orte  gegründet 
hatten. 

Die  Delegierten  beider  Teile  einigten  sich 
daher  darüber,  bei  sonst  regelmässig  abge- 
schlossenen Verträgen  als  entscheidendes 
Merkmal  der  Giltigkeit  die  Zeit  des  Ab- 
schlusses anzunehmen. 

Auf  dieser  Grundlage  und  aus  geo- 
graphischen Rücksichten  wurden  franzö- 
sischerseits  Deutschland  die  Gebiete  von 
Gambakha,  Bafilo,  Kuntum  imd  Kiriki  und 
von  deutscher  Seite  Frankreich  Semere, 
Aledjo  und  Sugu  zuerkannt. 

Im  Laufe  der  Verhandlungen  wurde  eine 
weitere  Einigung  erzielt,  wonach  Frankreich 
seine  Rechte  auf  Sansanne  Mango  aufgab 
und  Togo  einen  Gebietszuwachs  und  eine 
Grenzberichtigung  in  der  Nähe  der  Küste 
zugestand,  während  Deutschland  hierfür 
seine  Ansj)rüche  auf  Suguruku  und  Gurma 
fallen  liess. 

Ohne  Zweifel  ist  die  Erwerbung  einer 
natürhchen  Grenze  im  unteren  Monofluss 
sowie  des  durch  diesen  abgegrenzten  Mono- 
dreiecks  ein  wesentlicher  Gewinn  für  das 
deutsche  Togo.  Der  Vertrag  schnitt  aber 
Deutschland  alle  Aussicht  ab,  auf  Gnmd  der 
Hinterlandstheorie  und  auf  Gnmd  des  Vor- 
dringens deutscher  Forscher  (Grüner)  bis 
zum  Niger  und  der  in  Gurma  abgeschlossenen 
Verträge,  das  Hinterland  vom  Togo  bis  an 
den  Niger  auszudehnen  und  eine  Stellung 
an  dem  wichtigen  Niger  zu  gewinnen.  Er 
ist  also  überwiegend  nachteilig  für  Deutsch- 
land. 

Das  dentsch-französische  Abkommen  vom 
9.  Jnli  1897  hat  folgenden  Wortlaut: 

Artikel  1.  Die  Grenze  läuft  von  dem 
Schnittpunkte  der  Ktlste  mit  dem  Meridian  der 
Insel  Bayol,  diesen  Meridian  entlang  bis  zum 
Südufer  der  Lagune,  welchem  sie  bis  zu  einem 
Punkte  etwa  100  Meter  östlich  von  der  Ost- 
spitze der  Insel  Bayol  folgt.  Sie  geht  von  da 
gerade  nach  Norden  bis  zur  Mitte  der  La^ne 
folgt  dann  der  Mittellinie  der  Lagune  bis  zu 
ihrem  Zusammentreffen  mit  dem  Thal  weg  des 
Mono  und  diesem  Thalweg  selbst  bis  zum 
7.  Grad  nördlicher  Breite. 
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Vom  Schnittpunkte  des  Monothalweges  mit 
dem  7.  Grad  nördlicher  Breite  verläuft  die 
Grenze  auf  diesem  Breitengrade  bis  zu  seinem 
Schnittpunkt  mit  dem  Meridian  der  Insel  Bayol, 
welcher  weiterhin  die  Grenze  bildet  bis  zu 
seinem  Zusammentreffen  mit  demjenigen  Breiten- 
grad, welcher  durch  die  Mitte  der  Luftlinie 
zwischen  Bassila  und  Penesonlou  gehend  ge- 
dacht wird.  Von  diesem  Punkt  verläuft  aie 
Grenze  nach  dem  Flusse  Kara  und  zwar  längs 
einer  Linie,  welche  gleich  weit  von  dem  Wege 
von  Bassila  nach  Bafilo  über  Kirikri  einerseits 
und  von  Penesoulou  nach  Semere  über  Aledjo 
andererseits  sowie  von  den  Wegen  von  Sudu 
nach  Semere  und  von  Aledjo  nach  Semere  ent- 
fernt ist,  so  dass  sie  in  der  Mitte  zwischen 
Daboni  und  Aledjo  sowie  in  der  Mitte  zwischen 
Sudu  und  Aledjo  sich  hinzieht.    Vom  Schnitt- 

Sunkt  mit  dem  Kara  folgt  sie  dessen  Thalweg 
ussabwärts  auf  eine  Länge  von  fünf  Kilometer 
und  führt  dann  in  meridionaler  Richtung  nach 
Norden  bis  zum  10.  Grad  nördlicher  Breite; 
Semere  soll  dabei  Frankreich  verbleiben. 

Vom  10.  Grad  nördlicher  Breite  läuft  dann  ^ 
die  Grenze  in  gerader  Richtung  auf  einen  Punkt  | 
des  Weges  Dje-Gandu  zu,  welcher  sich  in  gleich  | 
weiter  Entfernung  von  beiden  genannten  Orten  | 
befindet,  so  dass  Dje  Frankreich,  Gandu  Deutsch-  \ 
land  verbleibt.    Von  hier  bildet  die  Grenze  bis 
zum    11.   Grad    nördlicher    Breite    eine    Linie, 
welche   in   einem   Abstand    von   30  Kilometer 
parallel   zu    dem   Wege  Sansanne-Mango-Pama 
sich  hinzieht.    Der  11.  Grad  nördlicher  Breite 
bildet  sodann  die  Grenze  bis  zu  seinem  Schnitt- 
punkt mit  der  weissen  Volta.  auf  alle  Fälle 
Pougno    Frankreich,    Koun-Djari    Deutschland 
lassend.    Sodann  bildet  der  Thalweg  der  weissen 
Volta  die  Grenze  bis  zum  10.  Grad  nördlicher 
Breite,  welchem  sie  weiterhin  bis  zum  Schnitt- 
punkt dieses  parallel  mit  dem  Meridian  3*^  52' 
westlich  Paris  (1  ^.32'  westlich  Green  wich)  folgt. 

Artikel  2.    Die  französische  Regierung  be- 
hält für  ihre  Truppen  und  ihr  Kriegsmaterial 
das    Recht   freien   Durchzugs   auf  der  Strasse 
Kuande  bis  zum  rechten  \  oltaufer  über  San- , 
sanne-Mango  und  Gambaga  sowie  auf  der  Strasse  | 
Kuande-Pama   über   Sansanne-Mango ,    für    die , 
Dauer  von  vier  Jahren,   gerechnet  vom  Tage  | 
der  Ratifikation  dieser  Vereinbarung.  | 

Artikel  3.     Die  hier  vereinbarte  Grenze  ist  | 
auf  der  beigefügten  Karte  eingezeichnet. 

Artikel  4.  Die  beiden  Regierungen  werden  | 
Kommissare  beauftragen,  an  Ort  und  Stelle  die 
Grenzlinie  zwischen  den  deutschen  und  franzö- 
sischen Besitzungen  in  Gemässheit  und  im 
Geiste  der  vorstehenden  allgemeinen  Grundsätze 
festzulegen. 

Beilage  zu  Nr.  21  des  1).  Kol.-Bl.  von 
1897  mit  Karte.  D.  Kol.-Ztg.  1897  S.  44.5. 
Meineckes  D.  Kol.-Kaleniler  1890  S.  33. 

Durch  Uebereinkunft  vom  25.  Mai  1887 
wurde  für  die  doutscheu  und  franzr>sischen 
Gebiet«  an  der  Sklavenkilste  ein  gemein- 
sames einheitliches  Zollsystem  eingeführt. 

Am   24.  Febniar  1894  wunle   zu  Berlin 
zwischen     Deutschland     und    England     ein 
Uebereinkommen  geschlossen ,  welches  ein  , 
einheitliches   Zolls3'stem   fiir  Togo  und  das  I 
Gebiet  der  Goldküste  östlich  von  Volta  ein-  j 


führte.  (D.  Kol.-Bl.  1894,  S.  267.)  Hierbei 
wurde  auch  eine  höhere  Verzollung  ökt 
Spirituosen,  des  Tabaks,  des  Pulvers  und 
der  Gewelire  vorgenommen,  der  Salzz^ll 
aber  in  Wegfall  gebracht. 

Eine  weitere  einheitliche  Regelung  der 
benachbarten  Zollgebiete  sieht  der  oben  ge- 
nannte deutsch-englische  Vertrag  vom  14.  No- 
vember 1899  vor. 

Das  bis  zur  Erwerbung  durch  Deutsch- 
land fast  unbekannte  Hinterland  von  Togo 
wurde  durch  eine  Reihe  von  Expeditionen 
wissenschaftlich  erforscht.  (Dr.  Henrici  IS^ST, 
Hauptmann  Kurt  von  Francois  1888,  Stab.— 
arzt  Dr.  Wolf  28.  Februar  bis  21.  Dezember 

1888  [Gründung  der  Station  Bismarckburc-, 
Dr.  Büttner,  Dr.  Küster,  L.  Conradt]  uiul 
23.  April  bis  20.  Juni  1889  [Wolf  f  20.  Juni 

1889  m  Dabari  10^  nördlicher  Breite],  Hptm. 
Kling  1888—1890  [f  15.  Septeml)er  1892), 
V.  Puttkamer  1890  [Gründung  der  Station 
Misahöhe  im  Westen,  Herold],  Dr.  Grüner  und 
Döring  drangen  1894 — 1895  bis  zum  Niger  vor. 

Togo  wunle  anfangs  dm-ch  einen  kai.ser- 
lichen  Kommissar  mit  dem  Amtssitz  in 
Bagida,  später  in  Sebbe,  verwaltet,  der  dem 
Gouverneiu-  von  Kanienm  unterstellt  war. 
Kommissar  seit  1885  E.  Falkentlial,  seit 
1888  von  Puttkamer,  seit  18S9  Zimmeren  1890 
Graf  Pfeil  und  1892—1895  von  Puttkamer. 
Seitdem  liat  der  oberste  Beamte  auch  dieses 
Schutzgebietes,  seit  1895  Köliler,  den  Titel 
Gouverneur  erhalten. 

Der  Sitz  des  Gouvernements  wurde  im 
Februar  1897  von  Kleinpopo  (Sebbe)  nach 
Lome  verlegt  und  dort  neben  dem  vor- 
handenen Dorfe  der  Eingeborenen  eine 
schöne  neue  deutsche  Stadt  aufgebaut. 

Das  Küstengebiet  ist  in  die  durch  den 
Flusslauf  des  Halio  geschiedenen  Bezirks- 
ämter Lome  und  Kleinpopo  eingeteilt. 

Das  Hinterland  ist  in  Stationsbezirke 
eingeteilt,  die  scharf  gegen  einander  ab- 
gegrenzt sind.  Solche  Stationen  bestehen 
in  Misahöhe  mit  IJnterstation  Kjjandu,  in 
Atak[)ame,  Kete-Kratschi  mit  dem  ihm  unter- 
stellten niu*  vorübergehend  besetzten  ßis- 
marckburg,  Sokodc  (Paratau),  Basaii  und 
Sansanne-Mangu. 

Nachdem  durch  die  am  8.  Januar  1894 
erfolgte  Ei-öffnung  des  Telegi^phenverkehrs 
zwischen  Lome  und  den  Anstalten  der  eng- 
lischen Goldküste  das  deutsche  Schutzgebiet 
an  die  untei^eeischen  Kabel  zwischen  Afrika 
und  Europa  angesclüossen  w^orden  wai-,  er- 
folgte die  Fortführung  der  Telegraphen li nie 
von  Lome  bis  Kleinpopo,  so  dass  an  letzterem 
Orte    die  Telegraphen.station    am    15.   März 

1894  eröffnet  werden  konnte.    Am  2G.  August 

1895  erfolgte  auch  die  telegraphische  Yer- 
bindimg  des  Schutzgebietes  mit  der  franzö- 
sischen Kolonie  Dahomey,  so  dass  das  Ge- 
biet einen  dopi)elten  Anschluss  an  das  inter- 
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nationale  Telegraphen  netz  besitzt.  Togo  ist 
auch  die  einzige  Kolonie  an  der  afrikanischen 
^"estküste,  die  eine  grössere  Telephonanstalt 
hat.  In  Kleinpopo  besteht  ein  Postamt,  in 
Xome  eine  Postagentur. 

Der  grösste  Teil  des  Verkehrs  vom 
Hinterlande  zur  Küste  bewegt  sich  auf  der 
gut  hergestellten  und  erhaltenen  Strasse  von 
5lisahöhe  nach  Lome,  die  von  Lome  aus  auf 
r>  Tagereisen  ins  Innere  mit  ünterkunfts- 
häusern  versehen  ist.  Daneben  gewinnt  die 
Strasse  von  Lome  über  Tsevic,  Gamme, 
Motschi  nach  Atakpame  an  Bedeutung. 

Zur  Ueberwindung  der  überaus  un- 
günstigen Landungsverhältnisse  an  derflachen 
Küste  mit  vorgelagerter  Nehrung  ist  ein 
vorläufiger  hölzerner  Landungssteg  ange- 
legt und  eine  grosse  eiserne  Landungsbrücke 
geplant.  (D.  Kol.-Ztg.  1900,  S.  17.  D.  KoL- 
Bl.  1900,  S.  245.)  Zur  weiteren  Entwicke- 
lung  des  Verkehrs  ist  eine  der  Küste  ent- 
lang laufende  und  eine  Eisenbahn  in  das 
Innere  geplant,  welch  letztere  besonders  den 
Zweck  hat,  die  Abströmung  des  Handels  und 
A'erkehi-s  in  das  benachbarte  engUsche  Volta- 
gebiet  zu  verhindern.  Jahresbericht  der 
1).  Kol.-Ges.  1899,  S.  24  und  D.  Kol.-Ztg. 
1900,  S.  155,  163  (mit  Karte). 

Am  31.  Dezember  1899  lebten  in  Togo 
124  Europäer,  darunter  19  Frauen.  Von  den 
124  Eiuropäern  waren  112  Deutsche,  4 
Schweizer,  3  Oesterreicher,  2  Engländer  bezw. 
44  Beamte,  26  Missionare,  31  Kaufleute, 
4  Pflanzer. 

Die  dortigen  Kaufleute  haben  schon  am 
20.  Dezember  1889  eine  Handelskammer  für 
Kleinpopo  und  Porto-Seguro  gebildet. 

Die  einheimische  Bevölkerung  sind  Ewe- 
neger  und  Haussa.  Sklavenjagden  und 
Sldavenmärkte  kennt  das  Schutzgebiet  schon 
seit  langem  nicht.  Die  an  der  Küste  be- 
stehende Sklaverei  ist  ein  mildes  Hörigkeitsver- 
hältuis.  Grossere  Mengen  von  Eingeborenen 
I>f  legen  als  Arbeiter  f üi-  die  grossen  Plantagen- 
untemehmungen  Kamenms  angeworben  zu 
werden.  Auch  sonst  siedeln  die  Einwohner 
Togos  vielfach  nach  Kamerun  über. 

Die  friedlichen  Verhältnisse  des  Schutz- 
gebietes ermöglichen  es,  nur  eine  kleine 
Schutztnippe  mit  6  europäischen  Chargen 
und  150  einheimischen  Mannschaften  zu 
unterhalten.  Die  Umwandlung  dieser  Polizei- 
ti-uppe  in  eine  eigentliche  Schutztiaippe  ist 
ei-st  für  später  in  Aussicht  genonunen  bis 
nach  vollständiger  Durchführung  der  Grenz- 
regulierung. 

Die  wirtschaftliche  Bedeutung  des  dicht 
bevölkerten  Landes  beniht  vorläufig  noch 
auf  dem  Küstenhandel  und  auf  dem  Zwischen- 
handel mit  dem  Innern.  Aber  auch  die 
Plantagenunternehmungen  lassen  für  die  Zu- 
kunft eine  hohe  Bedeutung  erwarten.  In 
Lome  ist  ein  Versuchsgarten  angelegt.    Die 


Plantagen  bauen  Gummibäume,  namentlich 
Landolfia  und  Kickscia  elastica  sowie  Kaffee, 
teüweise  auch  Kola  und  Kakao. 

Die  Ausfuhrgegenstände  sind  ausser  den 
Erzeugnissen  dieses  Plantagenbaues  nament- 
lich Kopra,  Palmkerne,  Oel,  Erdnüsse  und 
Mais. 

Der  Gesamtwert  der  Ausfuhr  1899  be- 
trug 2015708  Mark,  die  Einfuhr  3029598 
Mark. 

Die  fteeden  des  Schutzgebietes  liefen  in 
diesem  Jahre  218  Schiffe  mit  287  700  Re- 
gistertons an. 

Neuregelung  der  Abgaben  vom  Handels- 
gewerbe (V.  d.  Gouverneurs  v.  1.  August 
1899.    D.  KoL-Bl.  1899,  S.  622). 

Die  wirtschaftlichen  Verhältnisse  des 
Schutzgebietes  sind  so  günstig,  dass  dieses 
Jalu^  lang  alle  seine  Ausgaben,  und  darunter 
beträchtliche  für  Wegebauten,  aus  eigenen 
Einnahmen  bestreiten  und  auf  einen  Reichs- 
zuschuss  verzichten  konnte.  Erst  seit  einigen 
Jahren  ist  infolge  einer  weiteren  Ausge- 
staltung der  Verwaltung  und  des  Verkehrs 
ein  solcher  erforderlich  geworden.  Der  Etat 
für  1900  beträgt  in  Einnahme  und  Ausgabe 
nur  750000  Mark.  Von  den  Einnahmen  ent- 
fallen 200(X)  Mark  auf  direkte  Steuern, 
425000  Mark  ZöUe,  35000  Mark  Gebühren 
und  270000  Mark  Reichszuschuss.  Von  den 
Ausgaben  sind  640379  Mark  fortdauernde, 
95000  Mark  einmalige  (ziu-  Ausführung 
öffentlicher  Arbeiten)  und  14  621  Mark  Re- 
servefonds. 

7.  Dentsch-Ostairika.  Der  Grund  für 
dieses  deutsche  Schutzgebiet  wurde  gelegt 
durch  die  am  28.  März  1884  konstituierte 
Gesellschaft  für  deutsche  Kolonisation  zu 
Berlin.  Die  von  dieser  Gesellschaft  ausge- 
sandte Kommission,  Dr.  Karl  Peters,  Refe- 
rendar Dr.  Jühlke,  Joachim  Graf  Pfeil,  traf 
am  4.  November  1884  in  Zanzibar  ein,  stieg 
am  10.  November  von  Saadani  nach  der 
Landschaft  üsagara  hinauf  und  schloss  dort 
im  Hinterlande  des  dem  Sultan  von  Zanzi- 
bar gehörigen  Küstenstreifens  eine  Reihe 
von  Verträgen  ab,  durch  die  die  Gesellschaft 
zahlreiche  Staats-  und  privatrechtliche  Er- 
werbungen in  Usagara,  Usuguha,  Nguni  und 
Alkami  machte.  Auf  Grund  dieser  Verträge 
wui*de  der  Gesellschaft  am  27.  Febniar.1885 
ein  kaiserlicher  Schutzbrief  verliehen  (D. 
R.-Anz.,  3.  März  1885),  der  die  Ausübung 
aller  sich  aus  den  Verträgen  ergebenden 
Rechte,  einschliesslich  der  Gerichtsbarkelt, 
der  Gesellschaft  unter  der  Ol)erhoheit  des 
Reiches  gestattete.  In  diesen  Schutzbrief 
wurden  später  nicht  eingeschlossen  die 
umfangreichen  Landersverbnngen,  die  die 
Gesellschaft  durch  11  im  Jahre  1885  ent- 
sandte Expeditionen  in  Dschaggaland,  Chutu, 
Somaliland,  Usaramo,  Gasiland,  l'hehe, 
Sabaki  machte.    Im  Seeengebiete  sind  dann 
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noch  1890  und  1891  Verträge  mit  ein- 
heimischen Häuptlingen  durch  Emin,  Lang- 
held, Sigl  und  Stokes  abgeschlossen  wor- 
den. (D.  KoL-Bl.  1891,  S.  4 irr,  1892,  S.  19, 
166.) 

In  Zanzibar  hatte  seit  18r)9  der  deutsche 
Handel  vorgeherrscht,  der  Sultan  Said 
Bargasch  war  den  Deutschen  gewogen.  Die 
deutschen  Landerwerbungen  erkannte  er 
aber  nicht  an  (Protest  vom  21.  April  188;")), 
entsandte  vielmclir  militärische  ExixMÜtionen 
nach  dem  Festlande.  Durch  eine  deutsche 
Flottendemonstration  wiu-de  er  veranlasst, 
diese  zurückzuziehen,  die  deutschen  Erwer- 
bungen anzuerkennen  (13.  August  1885), 
den  Hafen  Dar  es  Salam  bedingimgsweise 
abzutreten  und  einen  Handelsvertrag  am  20. 
Dezember  1885  abzuschliessen.  Eine  deutsch- 
englisch-französische Kommission  stellte  1886 
die  Ansprüche  des  Sultans  an  das  Küsten- 
gebiet fest,  und  das  deutsch-englische  Ab- 
kommen vom  29.  Oktober  und  1.  November 
1886  räiunte  dem  Sultan  an  der  Küste  einen 
Streifen  von  10  Seemeilen  Tiefe  ein. 
Deutschland  trat  dem  englisch-französischen 
Vertrage  vom  10.  März  1862  bei,  der 
die  Unabhängigkeit  Zanzibars  anerkannte. 
Deutschland  und  England  grenzten  inner- 
halb einer  zwischen  dem  Rovuma  und  dem 
Tana  gelegenen  Interessensj)häre  ihre  Macht- 
gebiete durch  eine  Demarkationslinie  ab,  die 
von  der  Mündung  des  Wanga  nach  dem 
Jipe-See  lief,  um  dessen  Nordufer,  über  den 
Lumi,  mitten  durch  die  Landschaften  Taveta 
und  Dschagga,  entlang  dem  nördlichen  Ab- 
hang der  Bergkette  des  Kilima  Ndscharo 
bis  zu  dem  Punkte  des  Viktoria-Nyanza- 
Sees  zu  führen,  welcher  von  dem  1^  süd- 
licher Breite  getroffen  wird. 

Der  Vertrag  zu  Lissabon  vom  30.  De- 
zember 1886  bezeichnete  als  Grenzlinie, 
welche  in  Südostafrika  die  portugiesischen 
von  den  deutschen  Besitzungen  scheiden  soU, 
den  Lauf  des  Rovuma  von  seiner  Mündimg 
bis  zu  dem  Punkte,  wo  der  M'singe-Fluss 
in  den  Rovuma  mündet  und  dann  eine 
Linie  von  dort  nach  Westen  weiter  auf  dem 
Breitenparallel  bis  zu  dem  Ufer  des  Nyassa- 
Sees. 

Damit  war  dem  Schutzgebiete  eine  Aus- 
dehnung nach  Norden  und  Süden  gegeben, 
die  weit  über  die  Erwerbungen  der  Gesell- 
schaft flu'  deutsche  Kolonisation  hinausging. 
Die  Rechte  der  letztoi-en  waren  2.  April  1885 
auf  die  Kommanditgesellschaft  »Deutsch- 
Ostafrikanische  Gesellschaft«  übergegangen, 
der  Kaiser  Wilhelm  I.  eine  lialbe  Million 
Mark  aus  seinen  Privatmitteln  zur  Verfügiuig 
stellte  und  die  am  21.  März  1S87  koiixjra- 
tive  Rechte  erhielt  und  ihr  Kapital  auf 
3724U00  Mark  brachte. 

Neben  ihr  bildeten  sich  einige  privat- 
wii-tschaftliche   Gesellschaften   für  (la.s   ost- 


afrikanische Schutzgebiet,  z.  B.  Deut^-cli- 
Ostafrikanische  Plantagengesellscliaft  24.  X«  r- 
vember  1886  (Plantage  Lewa),  Deutsehe 
Pflanzergesellschaft  6.  Mai  1886;  DeutSL-h- 
(.)stafrikanische  Seehandlung  Perrot  u.  Cie. 
(Wiesbaden-Tanga). 

Die  Deutsch-Ostafrikanische  Gesellschaft 
legte  in  den  Jahren  1885 — 1888  eine  ganze 
Reihe  von  Stationen  und  Tersuchsplantagen 
an,  vor  allem  aber  gelang  es,  durch  Ver- 
träge vom  30.  Juli  1S87  und  28.  April  1N>> 
vom  Sultan  von  Zanzilwur  pachtweise  tlie 
Zollverwaltung  der  Küste  und  umfassende 
Verwaltungsrcchte  und  Monopole  zu  er- 
werben. Die  Uebernahme  der  ZoUverwal- 
timg  an  der  Küste  16.  August  1888  führte 
zum  Ausbruch  eines  grossen  Aufstandes 
der  einheimischen  insbesondere  arabischen 
Bevölkerung,  der  zunächst  die  Deutsehen 
völlig  vom  Festlande  vertrieb,  so  dass  im 
Oktober  1888  ihnen  nur  die  von  der  deut- 
schen Flotte  beherrschten  Häfen  Dar  es 
Salam  und  Bagamoyo  verblieben.  Der 
Kampf  zur  Niederwerfung  dieses  Aufstandes 
musste  zunächst  von  der  deutschen  Flotte 
allein  aufgenommen  wei-den,  die  in  der 
Blockade  gegen  den  Sklavenhandel  eint* 
internationale  Unterstützung  fend  (Erklänuig 
der  Blockade  diu-ch  den  deutschen  und  eng^- 
lischen  Admiral  im  Namen  des  Sultans  von 
Zanzibar  vom  2.  Dezember  1888). 

Durch  das  Reichsgesetz  vom  2.  Februar 

1889  wui-den  dann  2  Millionen  Mark  zur 
Unteixlrückung  des  Sklavenhandels  und  zum 
Schutze  deutscher  Interessen  in  Deutsch- 
Ostafrika  bewilligt  und  ein  Reichskommissar 
(Wissmann)  bestellt,  der  durch  Anwerbung 
von  Sudanesen  und  Zulus  eine  Landarme^,' 
schuf,  am  31.  März  1SS9  in  Zanzibar  eintraf, 
schon  am  S.  Mai  den  ersten  Sieg  über  den 
Führer  dos  Aufstandes,  Buschiri,  davontrug 
und  am  12.  Oktober  bis  Mpwapwa  vortlrang. 
Buschiri  wurde  am  15.  Dezember  hinge- 
richtet, sein  Nachfolger  Bana  Heri  unterwarf 
sich  am  6.  April  1890,  auch  der  Süden  des 
Gebietes  wurde  29.  April  bis  17.  Mai  wieder 
unterworfen.  Und  so  konnte  Wissmann, 
nachdem  er  im  Ijaufo  eines  Jalires  den  ost- 
afrikanischen Aufstand  niedergeworfen  und 
doi-t  eigentlich  erst  die  deutsche  Herr- 
schaft aufgerichtet  hatte,  Mai  bis  November 

1890  nach  Deutschland  auf  Urlaub  gehen, 
um  dann  noch  bis  1.  April  1891  sein  Kom- 
missariat in  Deutsch-Ostafrika  zu  Ende  zu 
führen. 

Zur  Befreiung  PJmin  Paschas  war  Dr. 
Karl  Peters  am  21.  <  )ktober  1889  von  der 
Küste  aufgo])rochen  und  gegen  den  Willen 
der  deutschen  und  englisclien  Regierungen^, 
durch  englisches  Gebiet  den  Tana  aufwärts 
nach  dem  Kenia  und  Viktoria  Nyanza-See 
vorgedrungen  und  hatte  dort  für  Deutsclilaud 
vorteilhafte    Verträge    abgeschlossen,    auch 
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im  März  1890  die  Streitigkeiten  in  Uganda 
geschlichtet.  Da  inzwischen  Erain  durch 
Stanley  nach  der  Küste  entführt  worden  war 
(Eintreffen  in  ßagamayo  4.  Dezeml>er  1889), 
gine:  auch  Peters  dorthin  zurück  (Ankunft 
16.  Jiili  1890),  traf  aber  unterwegs  bereits 
in  Mpwapwa  den  am  24.  April  Avieder  nach 
dem  Innern  aufgebrochenen,  in  deutsche 
Dienste  getretenen  Emin  Pascha. 

Noch  ehe  Peters  an  der  Küste  und  Wiss- 
inann  in  Berlin  angekommen  waren,  wiurde 
mit  England  am  1.  Juli  1890  ein  Abkommen 
getroffen,  das  Helgoland  für  Deutschland 
gewann  und  in  allen  afrikanischen  Gebieten 
rlie  deutsch -englischen  Grenzen  genauer 
feststeUte,  Witu  an  England  abtrat,  Zanzibar 
mit  Femba  unter  englisches  Protektorat 
stellte,  den  Küstenstreifen  des  Festlandes  und 
die  Insel  Mafia  aber  gegen  Zahlung  einer 
Entschädigung  (von  4  Millionen  Mark)  an 
Deutschland  brachte. 

Dieses  deutsch-englische  Abkommen  vom 
1.  Juli  1890  setzte  im  Art.  I  die  Grenzen 
Deutsch- Ostafrikas  wie  folgt  fest: 

^In  Ostafrika  wird  das  Gebiet,  welches 
Deutschland  zur  Geltendmachmig  seines  Ein- 
flusses vorbehalten  wird,  begrenzt : 

1.  Im  Norden  durch  eine  Linie,  welche  an 
der  Küste  vom  Nordufer  der  Mündung  des  Umbe- 
flnsses   ihren  Ausgang   nimmt  und  darauf  in 
gerader  Richtung  zum  Jipesee  läuft.    Dem  Ost- 
ufer des  Sees   entlang  und  um  das  Nordufer 
desselben  herumführend,  überschreitet  die  Linie 
darauf  den  Flnss  Lumi,  um  die  Landschaften 
Taveta  und  Dschagga  in  der  Mitte  zu  durch - 
Hchneiden  und  dann  entlang  an  dem  nördlichen 
Abhang  der  Bergkette  des  Kilimandscharo,  in 
gerader  Linie  weiter  geführt  zu  werden,  bis  zu 
demjenigen  Punkte  am  Ostufer   des  Viktoria- 
Nyanzasees,  welcher  von  dem  ersten  Grad  süd- 
licher Breite  getroffen  wird.    Von  hier  den  See 
auf  dem  genannten  Breitengrade  überschreitend, 
folgt   sie    dem    letzteren    bis   zur   Grenze   des 
Kongostaates,  wo  sie  ihr  Ende  findet.    Es  ist 
indessen  Einverständnis  darüber  vorhanden,  dass 
die  deutsche  Interessensphäre  auf  der  Westseite 
des  genannten   Sees    nicht   den   Mfumbiroberg 
nmfasst.     Falls  sich  ergeben  sollte,   dass  dieser 
Berg  südlich  des  genannten  Breitengrades  liegt, 
so  soll  die  Grenzlinie   in   der  Weise   gezogen 
werden,   dass  sie  den  Berg  von  der  deutschen 
Interessensphäre  ansschliesst ,   gleichwohl   aber 
zu  dem  vorher  bezeichneten  Endpunkte  zurück- 
kehrt. 

2.  Im  Süden  durch  eine  Linie,  welche,  an 
der  Küste  von  der  Nordgrenze  der  Provinz 
Mozambique  ausgehend,  dem  Laufe  des  Flusses 
Roynma  bis  zu  dem  Punkte  folgt,  wo  der 
M'sinjeflnss  in  den  Rovuma  mündet,  und  von 
dort  nach  Westen  weiter  auf  dem  Breiten- 
parallel  bis  zu  dem  Ufer  des  Nyassasees  läuft. 
I)ann  .sich  nordwärts  wendend,  setzt  sie  sich 
längs  den  Ost-,  Nord-  und  Westufem  des  Sees 
bis  zum  nördlichen  Ufer  der  Mündung  des 
Songweflnsses  fort.  Sie  ^eht  darauf  diesen 
Flnss  bis  zu  seinem  Schnittpunkte  mit  dem 
Hö.  Grad  östlicher  Länge  hinauf  und  folgt  ihm 


weiter  bis  zu  demjenigen  Punkte,  wo  er  der 
Grenze  des  in  dem  ersten  Artikel  der  Berliner 
Konferenz  beschriebenen  geographischen  Kongo- 
beckens, wie  dieselbe  auf  der  dem  9.  Protokoll 
der  Konferenz  beigefügten  Karte  gezeichnet  ist, 
am  nächsten  kommt.  Von  hier  geht  sie  in 
gerader  Linie  auf  die  vorher  gedachte  Grenze 
zu  und  führt  an  derselben  entlang  bis  zu  deren 
Schnittpunkte  mit  dem  32.  Grad  Östlicher  Länge, 
sie  wendet  sich  dann  in  gerader  Richtung  zu 
dem  Vereiniguugspunkte  des  Nord-  und  Süd- 
armes des  Kilamboflusses,  welchem  sie  dann  bis 
zu  seiner  Mündung  in  den  Tanganyikasee  folgt. 

Der  Lauf  der  vorgedachten  Grenze  ist  im 
allgemeinen  nach  Massgabe  einer  Karte  des 
Nyassa-Tanganyikaplateaus  angegeben,  welche 
im  Jahre  1889  amtlich  für  die  britische  Re- 
gierung angefertigt  wurde. 

3.  Im  Westen  durch  eine  Linie,  welche  von 
der  Mündung  des  Flusses  Kilambo  bis  zum 
1.  Grad  südlicher  Breite  mit  der  Grenze  des 
Kongostaates  zusammenfällt."  (Weissbuch  IX, 
S.  104  ff.) 

Die  nähere  Festlegung  der  deutschen 
nördlichen  Grenze  gegen  die  englische  In- 
teressensphäre ist  1892  durch  eine  Kommis- 
sion (Dr.  Peters  —  Mr.  Smith)  erfolgt  (D. 
KoL-Bl.  1892,  S.  25,  177). 

Nach  Beendigung  der  Diktatur  von  W^iss- 
mann  und  nach  dem  deutsch-englischen  Ab- 
kommen sah  sich  die  deutsche  Keichsregie- 
rung  gezwungen,  die  regelmässige  Verwal- 
tung des  Schutzgebietes  selbst  in  die  Hand 
zu  nehmen  und  für  dasselbe  einen  Gouver- 
neur (Frhr.  v.  Soden,  9.  April  1891)  zu  be- 
stellen, dem  3  Reichskoramissare,  v.  Wiss- 
mann, Peters  und  Emin,  beigeordnet  wui-den. 
Die  Stellung  der  deutsch-ostafrikanischen 
Gesellschaft  wurde  durcli  einen  Vertrag 
zwischen  dieser  und  dem  Reichskanzler  vom 
20.  November  1890  (Weissbuch  IX  S.  128. 
KoL  Jahrbuch  1890,  S.  211)  geordnet.  Da- 
nach erkläi-te  sich  die  Deutsch-Ostafrikani- 
sche Gesellschaft  bereit,  die  für  Entscliädi- 
gimg  des  Sultans  von  Zanzibar  erforderlichen 
4  Millionen  Mark  zu  zahlen  und  für  ßeton- 
nung  der  Häfen  und  Beleuchtungsanlagen 
250000  Mark  aufzuwenden:  sie  erhielt  da- 
gegen das  Recht,  eine  Anleihe  von  10  556  000 
Mark  aufzunehmen  (Privilegium  vom  20. 
November  1890.  D.  Kol.-Bl.  S.  307),  zu 
deren  Tilgung  ihr  jährlich  600000  Mark 
aus  den  Zollerträgnissen  zugesichert  wurden. 
Für  die  Aufgabe  ihrer  Reclite  aus  dem  Ver- 
trage mit  dem  Sultan  von  Zanzibar  vom  28. 
April  1888  und  13.  Januar  1890  wurden 
der  Gesellscliaft  das  ausschliessliche  Recht 
auf  den  Eigentumserwerb  durch  Ergreifung 
des  Besitzes  an  herrenlosen  Grundstücken, 
eine  Reihe  von  Bergi-echten,  Eisenbahn-, 
Bank-  und  Münzrechten  eingeräumt.  (Kaiserl. 
V.  v.  14.  April  1890.    D.  Kol.-Bl.  S.  31.) 

Die  Ueberführung  der  Küste  in  deutschen 
Besitz  und  die  Uebernahme  der  Zollverwal- 
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tung  durch  Beamte  des  Reiches  sollte 
eigentlich  am  1.  Januar  1891  erfolgen,  konnte 
aljer  erst  am  1.  Juli  1891  durchgeführt  wer- 
den.   (D.  KoL-Bl.  1891,  S.  1,  284). 

Die  durch  das  deutsch-englische  Ab- 
kommen vom  1.  Juli  1890  im  wesentlichen 
festgelegten  Grenzen  des  Schutzgebietes 
haben  nur  in  Einzelheiten  eine  Abänderung 
erfahren.  Durch  Abkommen  vom  25.  Juni 
1893  zwischen  der  deutschen  und  englischen 
Regierung  wurde  die  Grenze  zwischen  den 
beiderseitigen  Interessensphären  in  Ostafrika 
vom  Indischen  Ocean  bis  zur  Nordseite  des 
Kilimaudjaro  näher  festgesetzt.  (D.  Kol.-Bl. 
1894,  S.  370.) 

Ein  Landstreifen  südlich  des  Ro\'uma  bis 
nahe  an  das  Cap  Delgado  stand  früher, 
ebenso  wie  der  Küstenstreifen  des  Schutz- 
gebietes, unter  der  Hoheit  des  Sultans  von 
Zanzibar.  Da  die  deutsche  Regierung  zu- 
nächst nur  das  Land  bis  zum  Rovuma  in 
tliatsächliche  VenÄ'altung  übernommen  hatte, 
so  hielten  sich  die  Portugiesen  für  berech- 
tigt, ihre  Kolonie  nördlich  bis  an  den  Ro- 
vuma stillschweigend  auszudelmen  und  er- 
richteten dort  am  Flusse  und  in  dem  Orte 
Kionga  kleine  3Iilitärposten. 

Im  Jahre  1894  wurden  aber  die  An- 
sprüche Deutschlands  geltend  gemacht  und 
am  17.  Juni  1894  die  deutsc^he  Flagge  in 
Kionga  gehisst.  Da  die  dortige  portugiesi- 
sche Lokalbehörde  sich  zum  Zurückweichen 
nicht  für  berechtigt  hielt,  so  wurde  das 
Nebeneinanderwehen  der  beiden  Flaggen 
vereinbart,  bis  die  Frage  durch  Verhand- 
lungen der  beiden  Regienmgen  entschieden 
sei.  Dies  ist  jetzt  in  der  Weise  geschehen, 
dass  die  Linie  10^40'  südlicher  Breite  vom 
Meere  bis  zum  Zusammentreffen  mit  dem 
Rovuma  die  Grenze  bilden  soll.  Eine  Fest- 
legung der  Grenze  durch  geographische 
Sachverständige  ist  vorbehalten,  bis  dahin 
viird  sie  durch  Kommissare  der  beiderseiti- 
gen Kolonieen  vorläufig  bestimmt  und  kennt- 
lich gemacht  werden. 

Die  Abgrenzung  des  Schutzgebietes  war 
damit  abgescldossen.  Nur  in  Bezug  auf  die 
Abgrenzung  mit  dem  Kongostaat  am  Kiwu- 
see  schweben  1900  noch  Verhandlungen.  (D. 
Kol.-Ztg.  1900,  S.  24,  37.) 

Das  Schutzgebiet  hat  mit  den  dazu  ge- 
hörigen Wasserfläclien  des  Tanganyika-, 
Nyassa-  und  Nj'ausasees  einen  Umfang 
von  mehr  als  17700  deutschen  Quadrat- 
meilen oder  974500  (jkm;  es  liat  demnach 
etwa  Vi'ü  mal  den  I  rafang  des  Deutschen 
Reichs.  Seine  Bevölkerung  wiu'de  von  Pe- 
ters 1895  auf  4  Millionen  und  wird  1900 
vom  Gouvernement  auf  mehr  als  6  Millionen 
Menschen  geschätzt. 

Neben  der  eing^eborenenBevölkerunaf  wohnen 
an  der  Küste  Araber,  und  zwar  Maskat-  und 


Schihiriaraber,  Beludschen,  Inder,  Parsi,  Goa- 
nesen,  Syrer,  Aegypter,  Türken  und  £iiro|>äer. 

Durchschnittlich  stellen  die  Ang'ehorigeu 
einer  Rasse  auch  eine  besondere  Berufskl^e« 
dar.  Der  Maskataraber  ist  Grundbesitzer  und 
bewirtschaftet  sein  Land  durch  Sklaven,  der 
Schihiriaraber  ist  Schiffer,  Händler  oder  Eara- 
wanenführer,  der  Beludsche  Händler,  teilweise 
auch  Landwirt,  der  mohammedanische  Inder  ist 
ausschliesslich  Kaufmann,  der  Banyane  Kauf- 
mann oder  Handwerker,  Parsi  kommen  nnr  al» 
Beamte  des  Zolles  und  der  Post  vor. 

Die  Goanesen,  d.  h.  die  Einwanderer  aas 
der  portugiesischen  Kolonie  Goa,  welche  teils 
reiner  portugiesischer  Abstammung  sind,  teils 
auch  aus  der  Vermischung  der  portugiesischen 
Eroberer  mit  der  alten  Bevölkerung  Goas  hervor- 
gegangen sind,  sind  Kaufleute  und  handeln  mit 
den  für  die  Bedürfnisse  des  Europäers  einge- 
führten Waren.  Zum  Teil  sind  sie  auch  Wäscher. 
Köche  und  dergleichen  mehr. 

Syrer  sind  nur  in  geringer  Anzahl  vor- 
handen und  stehen  meist  als  Dolmetscher  im 
Dienste  des  Gouvernements.  Aegypter  und 
Türken  sind  Kaufleute,  Gastwirte  und  Hand- 
werker. 

Von  Europäern  wohnen  im  Schutzgebiete 
ausser  Deutschen,  welche  die  überwiegende  Mehr- 
zahl bilden,  Oesterreicher,  Italiener,  Griechen 
und  vereinzelte  Angehörige  anderer  europäi- 
scher Staaten.  Die  Gesamtzahl  der  im  Schutz- 
gebiet lebenden  Europäer  betrug  1892  750  und 
1899  1099,  davon  878  Deutsche. 

Die  geschilderte  Entwiekelung  hatte  zu- 
nächst dazu  geführt,  innerlialb  der  oben  an- 
gegebenen Grenzen  in  Deutsch-Ostafrika  5 
Gebiete  von  verschiedenem  Erwerbsgrund  zu 
schaffen,  a)  die  unter  den  Schutzbrief  vom 
27.  Febniar  18^5  gestellten  Erwerbungen 
der  Deutöch-Ostafrikanischen  Gesellscliaft; 
b)  die  nicht  unter  Schutzbriefe  gestellten 
Erwerbungen  der  Deutsch-Ost^frikauischon 
Gesellscluift  vom  Jahi-e  1885 ;  c)  die  Gebiete, 
für  weiche  Emin  und  andere  1890  und  1891 
Verträge  abgeschlossen  haben;  d)  die  dem 
Sultan  von  Zanzibar  vorbehalten  gewesene 
Küstenzone,  welche  nebst  der  Insel  Mafia 
durch  das  deutsch-englische  Abkommen  vom 
1.  Juli  1890  an  Deutscliland  fiel  und  1891 
vom  Sultan  von  Zanzibar  abgetreten  wurde : 
e)  der  grosse  Rest,  bezüglich  deasen  mit 
Vorbesitzern  Verträge  überhaupt  nidit  al)- 
gesclilossen  worden  sind. 

Die  Grundlage  für  die  Erstarkimg  der 
zunächst  nur  in  dem  eigentlichen  Schutz- 
gebiete (a)  geltenden  Normen  auf  die  ganze 
Interessensphäre  (b,  c,  d,  e)  bildete  die 
Kaiserl.  V.  v.  2.  Mai  1894  (D.  KoL-Bl.  1894, 
S.  265),  nach  welcher 

„der  Keichskanzler  ermächtigt  wurde,  für 
diejenigen  innerhalb  einer  deutschen  Interessen- 
sphäre in  Afrika  gelegenen  zu  dem  Schutzge- 
biete bisher  nicht  gehörenden  Gebietsteile,  hin- 
sichtlich deren  der  fortschreitende  Einfinss  der 
deutschen  Verwaltung  die  Vereinigiuig  mit  dem 
Schutzgebiete  angezeigt  erscheinen  lässt,  die 
I  hierzu   erforderlichen   Anordnungen    in    betreff 


Kolonieen  und  Kolonialpolitik 


225 


der  Organisation  der  Verwaltung  und  Rechts- 
pflege nach  Massgahe  der  für  das  Schutzgehiet 
geltenden  Yorschriften  zu  treffen." 

Bei  dieser  Sachlage  wurde  zunächst  nur 
das  Küstengebiet  fa)  in  5  Bezirke  Tanga, 
Bagamoyo,  Dar  es  Salam,  Kilwa,  Mgan  ein- 
stellt und  Bezirkshauptjeuten  unterstellt.  Pur 
die  übrigen  Gebiete  wurde  der  deutsche  Ein- 
fhiss  durch  »Stationen«  ausgeübt.  Im  Laufe 
der  Entwickelung  wurde  das  ganze  Gebiet 
in  Verwaltungsbezirke  eingeteilt. 

Nachdem  am  16.  Mai  1899  Mikindani  mit 
Lindi  vereinigt  und  Saadani  als  Bezirk  auf- 
gelöst worden  war,  zerfiel  das  Schutzgebiet 
seit  diesem  Tage  in  folgende  Bezirke :  Tanga, 
Pangani,  Bagamoyo,  Kilwa,  Mpwapwa,  Tabora, 
Bukoba,  ükonongo,  Wilhelmsthal,  Dar  es 
Salam,  Lindi,  Kilossa,  Kilimatinde,  Muanza, 
Ijiji,  Langenburg.  Die  Bezirke  wurden  an- 
fangs militärisch  verwaltet,  durch  Gouverneur 
V.  Liebert  wurden  aber  alle  Küstenbezirke 
unter  Civil verwaltimg  und  mu*  die  Bezirke 
im  Innern  imter  der  Verwaltung  von  Offizieren 
der  Schutztruppe  belassen. 

Der  Sitz  des  Gouvernements  war  anfangs 
Bagamovo  und  ist  seit  1891  Dar  es  Salam. 
Als  Gouverneur  wurde  an  Stelle  des 
IVeiherm  von  Soden  (seit  9.  April  1891 
Gouverneur)  durch  Ordre  vom  15.  September 
1?^93  Oberst  Freiherr  von  Schele,  vom  17. 
April  1895  Major  Dr.  Hermann  von  Wiss- 
mann und  vom  3.  Dezember  1896  General 
V.  Liebert  ernannt. 

Die  Rechtsverhältnisse  der  Landesbeamten 
in  Deutsch-Ostafrika  wurden  durch  Kaserl. 
V.  v.  22.  April  1894  näher  geordnet  rD. 
Kol.-Bl.  1894,  S.  219). 

Die  Rechtsverhältnisse  der  Farbigen 
wunlen  durch  zahlreiche  Verordnungen  ge- 
regelt, so  vom  7.  August  1891,  16.  Januar, 
28.  September.  4.  November,  13.  November 
1S93. 

Wenn  auch  an  der  Küste  und  an  der 
grossen  Heerstrasse  nach  den  centralafrika- 
nisehen  Seeen  schon  1890  friedliche  Verhält- 
nisse hergestellt  worden  waren,  so  ent- 
standen doch  erklärlicherweise  auch  seit- 
dem Schwierigkeiten  mit  Eingeborenen,  die 
zum  Einschreiten  der  neuorganisierten  Kaiserl. 
iSchutztruppe  Veranlassung  boten.  Nenneos- 
vert  sind  die  Expeditionen  Ramsays 
gegen  den  Wayaohäuptling  Machemba, 
Zelewskis  gegen  die  Waliehe  (Tod  und 
Niederlage  17.  August  1891),  Schmidt  II 
gegen  die  Mafiti,  Peters,  v.  Wissmann  und 
V.  Bülows  (t  11.  Juni  1892)  am  Kilima 
Ndscharo,  Hermann  und  Elpons  gegen  die 
\Vagogo,  Princes  gegen  die  Mahenge  imd 
Mgunda.  Nicht  nur  an  der  Küste,  sondern 
auch  im  Innern  des  Schutzgebietes  sind 
militärisch  besetzte  und  zugleich  kulturellen 
Zwecken  dienende  Stationen  augelegt 
worden,  so  in  Tabora  (Emin,  Sigl,  Schwe- 
Hand Wörterbach  der  Staatswissenschaften.    Zweite 


Singer),  Muanza  am  Viktoria  Nyanza  (Emin, 
Hoffmann),  Bukoba  am  Viktoria  Nyanza 
(Emin,Langheld,  Herrmann),  Kilima  Ndscharo- 
station  (Peters,  v.  Bülow),  Kilossa  in  üsan- 
gara  (Prince). 

Der  Sultan  Sike  von  ünyanyembe  hatte 
sich  am  2.  Oktober  1892  unter  deutschen 
Schutz  gestellt,  zeigte  sich  aber  unbotmässig. 
Wiederholte  Kämpfe  mit  ihm  führten  end- 
lich zu  seiner  Vernichtung  (Schwesinger, 
Prince)  am  11.  Januar  1893. 

Im  Zusammenhang  damit  erfolgte  die 
Einnahme  des  Kwikuru  Kwa  Muini  Mtwana 
bei  Mdabimi   in  ügogo  am   10.  März  1893. 

Am  13.  März  1893  erfolgte  die  Bestrafung 
des  Häuptlings  Marugiu*u  von  Maamandain 
Cseguha  (von  Manteuffel,  Leue),  im  Februar 
1893  die  Erstürmung  der  Haupttembe  des 
Wagogohäuptlings  Masenta  (v.  Bothmer),  am 
28.  August  1893  die  Erstürmung  der  Haupt- 
tembe des  Sultans  Sinjangaro  in  Nondoa 
(Fliessbach  f). 

Eine  grössere  Expedition  des  Gouver- 
neurs Oberst  von  Schele  ziu:  Unterwerfung 
der  aufständischen  Häuptlinge  am  Kilima 
Ndscharo  imAugust  1893  führte  zumAbschluss 
von  Friedensverträgen  mit  den  Häuptlingen 
Meli  (Moschi),  Fumba  und  Kitongati  und  im 
Anschluss  daran  zur  Unterwerfung  einer 
Reihe  von  Häuptlingen  am  Kilima  Ndscharo 
im  Mai  1894  (Johannes). 

Von  Tabora  aus  erfolgte  im  Dezember 
1893  eine  Strafexpedition  gegen  Sultan  Kandi 
von  Mkahama  und  im  Jahre  1894  mehrere 
Unternehmungen  gegen  die  Wahehe. 

Grössere  Expeditionen  unternahm  Oberst 
V.  Schele  im  November  1893  bis  Mäi'z  1894 
in  das  Gebiet  des  Rudfidji  und  Ulanga,  an 
den  Nyassasee  und  in  das  Hinterland  von 
Kilwa  und  im  September  bis  November  1894 
gegen  die  Wahehe,  Erstürmung  der  Haupt- 
stadt Kuirenga  am  30.  Oktober  1894. 

Von  allen  Völkern  Ostafrikas  leisteten 
die  Waliehe  der  deutschen  Herrschaft  am 
längsten  Widerstand.  Wenn  auch  die  Ex- 
peditionen von  Eltons  und  Prince  in  den 
Jahren  1895  und  bis  1897  gegen  sie  Erfolg 
hatten  imd  im  Frieden  vom  12.  Oktober  1895 
mit  ihnen  die  Niederlage  Zelewskis  Sühne 
fand,  so  trat  in  Uhehe  doch  erst  mit  dem 
Tode  des  Sultans  Quawa  im  Juli  1898  end- 
giltig  Ruhe  ein. 

Die  Expedition  gegen  den  am  Mawudji- 
flusse  bei  Kilwa  angesessenen  Sklavenhändler 
Hassan  bin  Omar  hatte  den  Ueberfall  Kilwa 
Kisiwanis  am  7.  September  1894  zur  Folge, 
der  aber  abgeschlagen  wiu-de. 

Die  Bestrafung  des  Wangoni  erfolgte 
durch  die  Schutztnippe  unter  Engelhardt 
1897. 

Seitdem  haben  die  militärischen  Expe- 
ditionen, die  das  Land  ununterbrechen  durch- 
ziehen,  vorwiegend  einen  friedlichen  Cha- 

Auflage.    V.  15 
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rakter  angenommen  und  der  Erforschung 
des  Landes,  der  Entwickelung  des  Verkehrs- 
wesens, der  Organisation  der  Verwaltung 
und  Besteuerung  gedient. 

Die  Regelung  des  Immobiliarrechts 
war  bisher  auch  im  eigentlichen  Schutzge- 
biete dem  Reichskanzler  und  mit  dessen 
Genehmigung  dem  Gouverneur  überlassen. 
Dem  ImmobiliaiTecht  wurde  dann  eine  feste 
Grundlage  gegel)en  durch  eine  am  15.  Januar 

1894  erlassene  Enteignungsverordnung  und 
durch  die  Kaiserl.  V.  v.  24.  Juli  1894, 
die  ein  dem  m-eussischen  Eigentumser^^erbs- 
gesetz  und  der  Gnmdbuchordnung  nachge- 
bildetes Immobiliarrecht  begründete  (D.  Kol.- 
Bl.  1894,  S.  270  u.  389). 

Durch    Kaiserl.    V.    v.    26.    November 

1895  und  Verf.  des  Reicliskauzlers  v.  27. 
November  1895  wurden  Vorschriften  über 
Schaffung,  Besitzergreifung  und  Veräusse- 
rung  von  Kronland  und  über  den  Erwerb 
und  die  Veräussenmg  von  Grundstücken  im 
allgemeinen  gegeben,  Ausfühnmgsverordnung 
des  Gouverneurs  hierzu  v.  10.  Februar  und 
4.  Dezember  1896  und  v.  29.  April  1900. 

Die  Vennessung  und  kartographische  Be- 
schreibung des  Landes  und  die  Anlegung 
von  Gnmdbüchern  in  den  Küstengebieten, 
die  kommunale  Organisation  der  gprusseren 
Ansiedelungen,  die  bauliche  Entwickelung 
der  grosseren  Städte  haben  überraschende 
Fortschritte  gemacht  und  die  äussere  Er- 
scheinung der  Küstenplätze  vollständig  und 
in  der  vorteilhaftesten  Weise  umgestaltet. 
Auch  haben  die  hygieinischen  Massnahmen 
aller  Art  die  Gesundheitsverhältnisse  wesent- 
lich verbessert. 

Der  Erhaltung,  Pflege  und  rationellen 
Verwertung  wird  gi-osse  Fürsorge  gewidmet, 
V.  V.  20.  Oktober  1895. 

Nach  dem  üebergange  des  Küstengebietes 
an  das  Reich  war  einstweilen  der  Zolltarif 
zu  dem  Handelsvertrage  mit  dem  Sultan  von 
Zanzibar  (R.G.B1.  1886,  S.  261)  in  Kraft  ver- 
blieben. Derselbe  ist  durch  V.V.  v.  1  3Iai 
1892,  V.  1.  Juni  1892  an  melirfach  abge- 
ändert worden.  In  den  Häfen  von  Deutsch- 
Ostafrika  wurden  auch  zollfreie  Niederlagen 
eingerichtet  (V.  v.  10.  Januar  1892). 

Eine  neue  Zollordnung  wurde  am  1. 
Januar  und  1.  April  1899  eingeführt  (D.  Kol.- 
Bl.  1899,  S.  45,  229). 

Verhältnismässig  schnell  vollzieht  sich 
der  Uebergang  von  der  Naturalzahlung  zur 
Geldzahlung.  Bei  letzterer  bietet  die  Rupien- 
wähnmg  neben  der  Markrechnung  grosse 
Schwierigkeiten  und  erheischt  eine  gründ- 
liche Neuregelung. 

Neben  das  teilweise  aufrechterhaltene 
System  der  einheimischen  Masse  und  Ge- 
wichte wuixle  durch  V.  v.  1.  März  1899  das 
deutsche  System  gestellt,  durch  Runderlass 
des  Gouverneurs  vom  8.  Juli  1899  die  Ver- 


wendung  fremder   Sprachen   im   amtlichen 
Verkehr   geregelt   und   in    den  Regieninsr^- 
und  Missionsschulen  bürgert  sich  die  deutsc-h»^ 
Sprache  immer  mehr  ein.     Einige  Sch^neric- 
keiten  macht  die  Frage,  ob  in  den  Regiertiogs- 
I  schulen    überhaupt   Religionsunterricht    ujrl 
nur  christlicher  erteilt  werden  soll  (D.  KrJ.- 
iZtg.  19(K),  S.  86,  16K  177). 
I       Anfangs  ergaben  sich  die  Einnahmen  des 
Schutzgebietes  nur   aus   den  Einfuhr-    uc«i 
I  Ausfuhrzöllen,  aus  einer  Gewerbesteuer  (neu 
I  geregelt  durch  V.  v.  22.  Februar  1899    {D. 
,  K0I.-BI.  1899,    S.  430]).    Aber  schon   diirc-h 
!  V.  V.  1.  November  1897    (D.  KoL-Bl.    18Sn*, 
S.    51,   54)    konnte    der   Versuch    gemacht 
werden,  vom  1.  April  1898  an  eine  direkte 
Besteuenmg  der  Eingeborenen  in  Form  einer 
Häupter-  und  Hüttensteuer  einzuführen,   die 
wohl    meist    in   Geld,    in   Naturalien    oder 
Arbeitsleistungen  entrichtet  werden.     I>ie4?e 
Steuer  hat  sich  überraschend  leicht  einge- 
führt,  ist  nur  in  den  inneren  verkehrsent- 
legenen Gebieten   noch  nicht  durchgeführt 
und  hat  schon  ganz  wesentlich  zur  Festigung 
der  deutschen  Herrschaft,   zur   Anbahnung 
einer  Selbstverwaltung,   zur  Erziehung  der 
Eingeborenen    ziu*    Arbeit,    zur    Steigening 
ihrer  Kulturbedürfnisse  und  ihrer  KaufiLraft 
beigetragen. 

Schon  im  Jahre  1898  eingab  die  Steuer 
9293  Rupien  in  Naturalien,  45235  Rupien 
in  Arbeitsleistungen,  347352  Rupien  in  bar, 
zusammen  401881  Rupien,  wovon  239746 
Rupien  an  die  Staatskasse,  162134  Rupien 
an  die  Kommunalkasse  abgeführt  wurden. 
Im  Jahre  1899  stieg  der  Ertrag  auf  545CM.MJ 
Mark. 

Für  die  SchutztrupjK?,  welche  die  Reichs- 
kriegsflagge zu  fühi-en  hat,  wurde  eine  Reihe 
organisatorischer  Bestimmungen  getix^ffen  in 
den  V.V.  v.  5.  Dezember  1892, 17.  April  1893, 
12.  und  18.  Dezember  1893,  2.  August  1894. 
Eine   Kaiserl.   V.    v.    20.    Januar    1899 
bestimmt,    dass,    nachdem    mit    der     fort- 
schreitenden   Entwickelung   des    Schutzge- 
bietes der  Wirkungskreis  der  Civilverwaltung 
gegenüber   den  Aufgaben   der  Sc-hutztnippe 
eine  bestimmtere  Abgrenzung  erfahi'en  hat, 
in  Abänderung  der  Erlasse  vom  3.  Juni  1891 
und  30.  September  1892  von  der  Verleihung 
eines  militärischen  Ranges  an  die  Beamten 
in  Deutsch-Ostafrika   für  die  Zukunft  abge- 
sehen werden  soll  (D.  Kol.-Bl.  1899,  S.  83). 
Im  Jahre  1890    war   fast  gleichzeitig  in 
Deutschland  vorgeschlagen  worden,  zu  Ehren 
von  Wissmanns   einen   Dampfer  für   den 
I  Viktoriasee    zu   bauen  und  auch  die  einge- 
I  leiteten  Sammlungen  fiu-  eine  Karl  Peters- 
I  Stiftung  zur  Beschaffung  eines  Dampfeis  für 
I  den  Viktoriasee  zu  vei-wenden.     Die  beiden 
!  Dampfer  sind  erbaut  und  nach  Afiika  gesandt 
j  woiden.      Die    nicht    ausreichenden    Mittel 
I  wurden  seitens  des  Komitees  der  deutschen 
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Antisklavereilotterie  ergänzt,  das  sich  1  liier  den  Wegel?au  wie  auch  den  Brücken- 
ISfil  in  Köln  gebildet  hatte  und  es  nun  I  bau  im  Innern  selbst  in  die  Hand  nehmen 
unternahm,  den  Petersdampfer  zu  Land  nach  I  müssen. 

'}Z^>7^^'''t^n''fl''^^''  -^^ff  ^'  ^'^  i'  '^"^  !  ^'^  Heuschreckennot  und  die  Dürren  der 
ls92),Borcher^GrafSchweiDitz)  \oi-arbe^^^^  jahre  1894  und  1898  und  die  hierdurch  be- 


zur  Herstellung  eines  fahrbaren  Weges  über 
üen  Kilima  Ndscharo  nach  dem  Yiktoriasee 
vorzunehmen  (Dr.  0.  Baumann)  und  die 
Tiefenverhältnisse  dieses  Sees  erforschen  zu 
hissen  lind  unter  v.  Wissmanns  per-son- 
liuher  Lieitung  den  Dampfer  Wissmanu  über 
den  Schire  und  Nyassa  nach  dem  Tanganyika- 
see  zu  befördern. 

In  den  Jahren  1893—1894  erfolgte  die 
Auflösung  des  Antisklavereikomitees.  Die 
Beamten  und  Materialien  desselben  gingen 
au  das  Gouvernement  über.  Der  auf  dem 
Nyassa  laufende  übernommene  Dampfer 
«Hermann  von  Wissmann«  ist  das  beste 
Fahrzeug  auf  diesem  See  und  findet  als 
Fracht-  und  Passagierdampfer  ausgiebigste 
Verwendimg.  Die  Teile  des  Dampfers 
*  Doktor  Karl  Peters«  haben  in  Bagamoyo 
Jahre  lang  gelegen  und  sind  eret  1900  durch 
Schleifer  nach  dem  Tanganyikasee  befördert 
worden.  Die  am  Nyanza  mit  übernommenen 
A  Segelboote  finden  vielfachste  Verwen- 
dung im  Dienste  der  Stationen  Muanza  und 
Bnkoba. 

Seit   1900   läuft  auf  dem  See.  auch  die 


dingte  Hungersnot  Hessen  die  Eingeborenen 
massenhaft  in  den  Dienst  der  Verwaltung 
treten  und  förderten  den  Wegebau.  Die 
Hauptlinien  des  Verkehi-s  waren  1900  fast 
sämtlich  mit  Fahrstrassen  versehen. 

Wenn  in  Ostafrika  der  Eisenbahnbau 
seinen  Ausgangspunkt  von  Tanga  und  seine 
Richtung  nach  dem  Kilima  Ndscharo  nahm, 
so  erklärt  sich  dies  aus  dem  Wettbewerb 
mit  der  englischen  Eisenbahn,  die  von 
Mombassa  aus  nach  dem  Viktoria-Nyanzasee 
hinstrebt,  aus  der  vielleicht  übermässigen 
Bewertung  des  Kilimandscharogebietes  im 
Anfange  der  90  er  Jahre  und  aus  der  Eig- 
nung West-Usambaras  und  des  Paregebietes 
für  den  Kaffeebau.  Eine  aus  der  Ostafri- 
kanischen Gesellschaft  hervorgegangene  pri- 
vate Aktiengesellschaft  entschloss  sich  zum 
Bau  einer  Eisenbahn  von  Tanga  aus,  deren 
erste  12  km  am  16.  Oktober  1894  dem  Ver- 
kehr übergeben  werden  konnten  und  die  im 
Jahre  1895  bis  Muhesa  weitergeführt  wurde. 
Damit  waren  aber  das  Aktienkapital  der  Ge- 
sellschaft von  2  Millionen  Mark  und  ein 
Darlehen  der  Deutsch-Ostafrikanischen  Ge- 


Älummiump^n^^^^^^  des  I  ^^"^^}^^^^  von  80(^)000  Mark  erschöi;fti^^^^ 

Pan^niflusses,  del  Kovuma  und  des  Rufiyi  f^^fÄ^'f  t  l'^'^^^^Il^JZf'Z 


(bis  Kungulio)  schiffbar  zu  machen,  sind  er- 
folgreich gewesen. 

Für  den  Dienst  an  den  Küsten  wird  eine 
vollständige  Flottille  unterhalten.  Die  Ver- 
bindung mit  der  Heimat  halten  im  wesent- 
lichen (£e  subventionierten  Reichspostdampfer 
aufrecht. 

Der  Postverkehr  im  Schutzgebiete  ist 
mächtig  entwickelt  worden.  Schon  im  Jahre 
1H93  gelang  es,  die  Beförderung  eines  Briefes 
vom  Viktoriasee   nach   der   Küste,    zu  der 


bahnbaues  noch  die  Aufrechterhaltung  des 
Betriebes  zu  finanzieren.  Vom  1.  Jiüi  1897 
musste  deshalb  das  Reich  mit  einer  monat- 
lichen Subvention  von  6000  Mark  zum 
Zwecke  der  Aufrechterhaltimg  des  Betriebes 
eingreifen  und  für  das  Etatsjahr  1898/99  zu 
diesem  Zwecke  72000  Mark  bewilligen, 
schliesslich  aber  die  ganze  Eisenbahn  käuf- 
lich erwerben.  Zu  diesem  Zwecke  wurden 
im  Haushalte  des  Jahi*es  1899   2  Millionen 


Mark  bewilligt  imd  zwai*  800000  Mark  zur 

fniher  3-5  Monate  erforderUch  waren,   in   ^^If "°/  ^^^  f ^^  '^^^^iT'^^'-T.uuT;?^"^^'^ 
rvi  Tagen  zu  bewirken.    Die  Zahl  der  Post- Tr^^"^,^^?  DariehnsschuW,    oOOOOO  Mark 
fvn^iauLu  oH-^n.  läüo  a»f  99  f^ie    Ak-tionare    als    25^/0   des   emgezahl 


anstalten  stieg  1899  auf  22. 

Der  Verkehr  mit  den  11  Postagenturen 
des  Innern  muss  aber  noch  immer  durch 
>*'ohlorganisierte  Botenposlen  unterhalten 
^^erden. 

Die  Verkehrswege  zu  Lande  haben  in 
'len  letzten  Jahren  überall  erhebliche  Ver- 
Wserungen  erfahren.  Die  Stationen  im 
Innern  benutzen  den  ihnen  zu  Gebote  stehen- 
den Einfluss,  um  durch  die  Häuptlinge  breite 
Wirbare  Wege  bauen  zu  lassen.  Die  alt- 
i»ewährte  Methode,  den  Wegebau  durch  ein- 
K'eborene  Häuptlinge  bewerkstelligen  zu 
lassen,  ist  freilich  in  den  Küstenbezirken 
nicht  anwendbar,  weil  es  hier  an  Häupt- 
lingen, welche  eine  geniigende  Macht  aus- 
üben, fehlt.    Das  Gouvernement  hat  deshalb 


an 
^^  zahlten 

Aktienkapitals,  250000  :Mark  für  Inangriff- 
nahme des  Baues  der  Strecke  Muhesa- 
Korogwe,  1.  Rate,  der  Rest  für  Instand- 
haltung und  Betrieb. 

Der  Hauslialt  des  Jahres  1900  bewilligte 
dann  weitere  2  809  000  Mark,  nämlich  2  237  000 
Mark  als  2.  und  letzte  Rate  zur  Fortfülirung 
der  Eisenbahn  bis  Korogwe  und  72000  Mark 
für  Vorarbeiten  zur  Fortsetzung  der  Bahn 
bis  Mombo.  Eine  Weiteriülirung  der  Balin 
über  Mombo  hinaus  ist  nicht  in  Aussicht 
genommen. 

Vgl.  die  Verwaltungsberichte  über  Ost- 
afrika seit  1896,  die  Denkschriften  zu  den 
Etats  seit  1897  und  die  stenographischen 
Berichte   des    Reichstags  vom   12.   Februar 
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1898  und  10.  März  1809  (D.  Kol.-BI.  1900, 
S.  409). 

Schon  im  Jahre  ls87  liatte  die  Ostafri- 
kanische GeseDschaf  t  Rekognoszierungen  über 
eine  künjftige  Eisenbahn  in  das  Innere 
Deutsch-Ostafrikas  vornehmen  lassen.  Diese 
wurden  im  Jahre  1889  durch  ein  Konsortium 
fortgeführt,  und  im  Jahre  1891  empfahl  eine 
Konferenz  bedeutender  Afiikaforscher  neben 
der  Herstellung  der  Usambarabahn  auch  die 
Erbauung  einer  Centralbalm  von  Dar  es 
Salam  und  Bagamoyo  ausgehend  nach  den 
beiden  grossen  Seeen  Viktoria-Nyanza  und 
Tanganyika.  Trotz  der  energischen  Förde- 
rung der  Pläne  durch  den  Geh.  Kommeraien- 
rat  Wilh.  Oechelhäuser  kam  es  aber  niu-  zu 
einer  weiteren  Rekognoszierung  des  Küsten- 
gebietes bis  3lafisi  diu-ch  cien  Leutnant 
Schlobach.  Inmier  und  immer  tauchten  neue 
Pläne  ffir  die  Wahl  der  zu  erbauenden 
Linien  auf,  und  die  Yerliand Jungen  wegen 
Erbauung  der  .Eisenbahn  durch  ein  Privat- 
konsortium, gefülirt  durch  die  deutsche  Bank, 
wurden  189t)  abgebrochen  und  die  Ausfüh- 
rung des  Baues  aus  Reichsmitteln  eingehend 
erwogen.  Endlich  kam  es  im  Etat  ftir  das 
ostafrikanische  Schutzgebiet  auf  das  Rech- 
nungsjahr 19(X)  zur  Einstellung  eines  Be- 
trages von  120  000  Mark  zur  Ergänzung  der 
Yorarbeiten  für  eine  Eisenbahn  von  Dar  es 
Salam  nach  Mrogoro  imd  für  eine  telegra- 
phische Verbindung  zwischen  Dar  es  Salam 
und  Kilossa.  Als  Endpunkt  wurde  Mrogoi-o, 
Hauptort  der  Landschaft  Ukami,  240  km  von 
der  Küste  entfernt  gelegen,  in  Aussicht  ge- 
nommen imd  die  Frage  offen  gelassen,  ob 
die  Eisenbahn  eine  sogenannte  Stichbahn 
von  der  Küste  nach  dem  kulturfähigen  Innern 
hin  oder  der  Anfang  einer  Centralbahn 
zwischen  der  Küste  mul  dem  Seeengebiet 
werden  solle.  Die  Forderung  wurde  aber 
vom  Reichstage  abgelehnt,  obwohl  die  wett- 
bewerbende englische  Bahn  den  Verkehr 
von  dem  kulturfähigen  Seeengebiete  nach 
der  Küste  hin  eben  so  zu  absorbiei-en  droht 
wie  die  weitei-e  Entwickelung  des  Wasser- 
verkelurs  von  den  Seeen  durch  den  Schire 
und  Zambesi  nach  dem  Süden  hin.  Der 
Bau  der  Eisenbahn,  mag  man  sie  Central- 
bahn nennen  oder  nicht,  wird  für  die 
nächsten  Jahre  das  Hauptproblem  der  ost- 
afrikanischen Kolonialpolitik  bleiben. 

Vgl.  Denkschrift  von  Wilh.  Oechelhäuser : 
»Die  deutsch-ostafrikanische  Centralbahn,« 
mit  einer  Uebersiclitskarte,  Berlin,  Springer 
1899,  und  Denkschrift  zum  Etat  für  das  ost- 
afrikauische  Schutzgebiet  auf  1900.  Bericht 
des  Oberstleutnant  Gerding  vom  7.  April  1900 
im  D.  Kol.-Bl.  vom  15.  Mai  1900  und  D. 
Kol.-Ztg.  1900,  S.  74,  130,  228,  300. 

Das  bei  Beginn  der  deutschen  Occupation 
im  Jahre  1884  fast  ganz  unbekannte  Schutz- 
gebiet ist  seitdem  auf  das  eingehendste  er- 


I  forscht  mid  beschrieben  worden.     Mit  stei- 
,  gender  Kenntnis    des   Landes   wurden   die 
1  Urteile    über    dasselbe    immer    günstiger. 
!  Namentlich  das  Gebiet  des  Küima  Ndsi^hapj. 
!  das  erste  Terassenland  hinter  der  Küste,  der 
Süden   in  der  Nähe   des  Rovuma  und    vor 
allem  die  Höhenländer  am  Nyassasee  finden 
eine  immer  höhere  Wertschätzung.      Schon 
Karl  Peters  hatte  in  seinem  grossen  Werke 
über  Ostafrika  vom   Jalire  1895  eine  origi- 
nelle Wertschätzungskarte  des  Schutzgebietes 
gegeben    und    in   dieser  in   übersich.tlichor 
Weise  folgende  Gebiete  unterschieden :    1.  für 
deutsche  Kolonisten  geeignetes  besiedelungs- 
fäluges   Gebiet  vornehmlich   für  Ackerbau: 
2.    desgl.    vornehmlich    für    Viehzucht;     H. 
Steppen,  in  denen  von  den  Massai  Viehzucht 
getrieben  worden  ist  (tiefüegeude  Steppen): 

4.  Länder,  welche  sich  für  tropischen  Plan- 
tagenbau eignen  und  zwar  vornehmlich  für 
Hochlandkulturen  (Kaffee,  Thee,  Kardamon): 

5.  desgl.  vornehmlich  fiu*  Tieflandkulturen 
(Tabak,  Baumwolle,  Reis,  Kokosnusspalmen)^: 
G.  Kultivationsgebiete  für  Eingeborene:  7. 
Unbewohnte  Steppen. 

Seitdem  ist  die  Wertschätzung  des  Ge- 
bietes immer  noch  mehr  gestiegen,  wie  die 
dem  Reichstage  jährlich  vorgelegten  Denk- 
schriften, namentlich  die  über  das  Jahr 
1898  99  (Nr.  518  vom  2.  Jauuai-  19U0)  ei-- 
kennen  lassen.  Die  durch  die  grosse  Rinder- 
pest des  Jahres  1891  decimierte  Viehhaltung 
liat  sich  seitdem  erholt,  die  Forstwirtschaft, 
besonders  im  Rufitschidelta,  hat  grosse  Fort- 
scliritte  gemacht.  An  verscliiedenen  Stellen 
des  Scliutzgebietes  sind  Gold,  Kohlen  und 
Edelsteine  gefunden  worden,  vor  allem  aber 
haben  die  Flantagenunternehmungen  grosse 
und  viel  vorsprechen  de  Fortschritte  gemacht. 

Die  wirtschaftliche  Bedeutung  des  Schutz- 
gebietes beruht  ziu*  Zeit  allerdings  noch  da- 
rauf, dass  es  den  Handel  zwischen  den 
centralafrikanischen  Seeen  und  der  Ostküste 
vermittelt.  Sollte  aber  später  aus  den  oben 
angedeuteten  Gründen  der  Verkehr  sich  süd- 
lich nach  dem  Zambesi  oder  nördlich  naeli 
dem  englischen  Schutzgebiete  wenden,  so 
lässt  sich  dem  nur  dui'ch  Erbauung  einer 
deutschen  Eisenbahn  nach  den  Seeen  ent- 
gegentreten, falls  nicht  inzwischen  die 
Plantagenwirtschaft  des  Schutzgebietes  selbst 
diesem  eine  genügende  Bedeutung  verheben 
hat.  Die  Aussichten  und  Versuche  hiei'zu 
sind  hoffnungsvoll.  Das  Gelingen  wird  hier 
wie  anderwärts  davon  abhängen,  in  welchem 
Masse  und  innerhalb  welcher  Frist  es  mög- 
lich ist  den  Eiugeboi*enen  zur  Arbeit  im 
eigenen  und  im  fremden  Betriebe  zu  er- 
ziehen. Auch  hier  sind  die  Aussichten 
günstig.  Im  Notfalle  wird  man  wie  in 
anderen  tropischen  Gebieten  zur  Einfuhr 
fremder  Arbeitskräfte  schielten  müssen. 

Vgl.  über  die  Entwicklung  von  Deutsch- 
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Ostafrita  während  der  letzten  10  Jahre 
(D.  KoL-Bl.  V.  1.  März  1900  und  D.  KoL- 
Ztg.   1900,  S.  74,  141,  188). 

Der  auswärtige  Handel  des  Schutzge- 
bietes bewegte  sich  in  folgenden  Werten  in 
Maik 

Einfuhr        Ausfuhr   Zusammen 


18.  VIII.  1900 

bis    17.  VIII. 

1891 

Jahr  1892 

^      1893 

^      1894 


1896 

1897 


9000843 
8  054  030 
7  712822 
7  167  689 

7  008  406 

8  665  046 

9  042  078 
1 1  853  656 


7  482  429 
7  029  53- 
5  580  739 
4877021 

3  257  584 

4  117  139 
4938505 
4  332  945 


16483272 
15070055 
13  493  561 
12044710 
10  866  050 
12  782  185 
13980583 
16  185  601 


Deutschlands  Anteil  an  dem  Gesamt- 
handel des  Jahres  1898  betrug  nahezu  ein 
Fünftel,  nämlich  3036058  ^lark  und  zwai* 
783702  in  Ausfuhi-  und  2  252356  in  Ein- 
fuhr. Der  wertvollste  Artikel,  das  Elfenbein, 
verschwindet  immer  mehr  aus  dem  Ausfuhi*- 
handel,  dagegen  gewinnen  Felle,  Kautschuk, 
Ko\)al,  Kopra,  Holz  imd  die  Produkte  des 
Plantagenbaues  an  Bedeutung. 

Der  Etat  des  Schutzgebietes  auf  das 
Rechnungsjahr  1900  beträgt  in  Einnahmen 
und  Ausgaben  9839500  Mark.  Von  den 
Einnahmen  entfallen  auf  direkte  Steuern 
561 J  000  Mark,  ZöUe  1750000  Mark,  Ge- 
bühren 613200  Mark,  Eisenbahnbetrieb 
854UJ  Mark,  Reichszuschuss  6830900  Mark. 
Von  den  Ausgaben  betreffen  fortdauernde 
Ausgaben  6795300  Mark,  einmalige  Aus- 
gaben 3031000  Mark,  Reservefonds  13200 
Mark.  Von  den  einmaligen  Ausgaben  sind 
ausgeworfen  für  Bauten  249000  Mark,  für 
Herstellung  eines  Schwimmdocks  in  Dar  es 
Salam  letzt«  Rate  330000  Mark  (überliaupt 
630  (XK)  Mai'k),  zur  Fortfühnmg  der  üsam- 
baraeisenbahn  2309000  Mark. 

8.  Nea-Gninea.  (Kaiser  Wilhelms- 
land,  Bismarckarchipel,  Salomons- 
i  n  s  e  1  n.)  Seit  Jahrzehnten  hatte  der  deutsche 
Handel  fast  allein  alle  Kulturarbeiten  in  der 
Südsee  geleistet.  Um  die  Früchte  seiner 
Arbeit  war  er  aber  überall  dadurch  ge- 
kommen, dass  England  die  bisher  unab- 
hängigen Gebiete  annektierte  und  bei  dem 
Arheiterhandel  die  grössten  Rücksichtslosig- 
keiten diüdete.  Die  deutschen  Kaufleute 
Uessen  sich  jedoch  durch  die  Misserfolge 
der  deutschen  Politik  in  Fidji,  Samoa  und 
Borneo  nicht  entmutigen  imd  suchten  immer 
neue  Gebiete  für  ihre  Thätigkeit  auf.  Seit 
1866  hatten  Deutsche  in  Australien  das 
preussische  Handelsministerium  auf  Neu- 
^ninea  aufmerksam  gemacht,  und  bald  nach 
<ler  im  April  1880  erfolgten  Ablehnung  der 
Sanioavorlage  dtu-ch  den  deutschen  Reichs- 
tag büdete  sich  in  Berlin  eine  Gesellschaft 


von  Grosskaufleuten  und  Privatpersonen 
(Hansemann,  Bleichröder)  zur  Bildung  eines 
grossen  Kolonialunternehmens  in  der  Süd- 
see. In  einer  Denkschrift  vom  11.  November 
1880  machte  v.  Hansemann  dem  Reichs- 
kanzler eine  Reihe  von  Vorschlägen. 

Darauf  wiu^e  ilim  am  15.  Februar  1881 
eröffnet : 

„Der  Herr  Reichskanzler  sei  der  Meinung, 
dass  nach  Ablehnung  der  Samoavorla^e  es  für 
ihn  unthunlich  sei,  eine  kräftige  Initiative  in 
einer  Richtung  zu  nehmen,  wie  sie  jene  Eingabe 
bezwecke.  Eine  energiscne  Unterstützung  des 
deutschen  Handels  in  den  dortigen  Gegpenden, 
wie  sie  Herr  v.  H.  vorschlage,  könne  eme  Re- 
gierung nur  dann  eintreten  lassen,  wenn  sie 
einen  starken  Rückhalt  seitens  der  Nation  hinter 
sich  habe.  Die  Abstimmung  über  die  Samoa- 
vorläge  habe  gezeigt,  dass  irgend  ein  lebhaftes 
Interesse  für  solche  Unternehmungen  dem  über- 
wiegenden Teil  der  Vertreter  der  Nation  nicht 
beiwohne.  Bei  der  Haltung,  die  der  Reichstag 
in  der  Südseefrage  eingenommen,  könne  sich 
die  Regierung  auf  Occupationen  in  der  Südsee 
nicht  einlassen.  Wie  die  Sache  liege,  müsse  es 
den  Privat  Unternehmungen  überlassen  bleiben, 
auf  eigene  Hand  vorzugehen.  Die  Regierung 
werde  dem  von  Privatunternehmungen  erwor- 
benen Besitz  maritimen  und  consularischen 
Schutz  angedeihen  lassen." 

Die  Gesellschaft  traf  demgemäss  ihre 
Vorbereitungen  zur  Occupation  jeuer  Ge- 
biete im  stillen  (durch  Dr.  Otto  Finsch  etc.) 
imd  konstituierte  sich  am  26.  Mai  1884  als 
»Neu-Guinea-Compagnie«.  Die  Regierung 
entsandte  1883  Kriegsscliiffe  und  Herrn 
V.  Oertzen  als  kaiserlichen  KommLssar  nach 
Matupi  und  nahm  einem  erneuten  Schutz- 
gesuch der  Gesellschaft  vom  27.  Juni  1884 
gegenüber  eine  entgegenkommendere  Hal- 
tung ein.  Zu  einer  eigenen  Beteiligung  an 
der  Occupation  wurde  die  Regierung  aber 
wider  ihren  Willen  durch  die  Haltung  Eng- 
lands und  der  australischen  Kolonieen  ge- 
zwungen, die  auf  Neu-Guinea  und  die  sämt- 
lichen benachbarten  Inseln  der  Südsee  An- 
sprüche erhoben.  Die  Sachlage  ergiebt  sich 
deutlich  aus  einem  Schreiben  des  Grafen 
Hatzfeld  an  den  Grafen  Münster  vom  2. 
August  1884,  in  dem  es  heisst: 

„Auch  in  der  Südsee  befolgt  die  englische 
Regierung  bezw.  das  englische  Kolonialamt  uns 
gegenüber  die  Politik,  unsere  Mitteilungen, 
welche  den  Wunsch  zu  einer  Verständigfung 
bekunden,  in  der  Hauptsache  dilatorisch  zu  be- 
handeln, inzwischen  aber  mit  Hilfe  der  austra- 
lischen Kolonieen  vollendete  Thatsachen  zu 
schaffen,  welche  unseren  berechtigten  Interessen 

zuwiderlaufen Für  uns  aber  kann  es  nicht 

gleichgiltig  sein,  wenn  die  unabhängigen  Ge- 
biete der  Südsee,  auf  welchen  sich  bisher  der 
deutsche  Handel  frei  entfalten  konnte  und  in 
welchen  er  ein  Feld  auch  für  deutsche  Koloni- 
sationsbestrebungen erbücken  durfte,  plötzlich 
für  natürliche  Domänen  Australiens  und  wenn, 
im  Hinblick  auf  die  beabsichtigte  Beschlagnahme, 
schon  im  voraus  alle  dort  von  anderen  gemach- 
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ten  Enverbuiigen  für  null  und  nichtig  erklärt 
werden." 

Kommissar  v.  r)ertzon  wurde  am  19. 
August  1884  tolegi-apliiseh  benachrichtigt, 

„dass  die  Absicht  bestehe,  zunächst  im 
Archipel  von  Neu-Britaunieu  und  auf  dem  aus- 
serhalb der  berechtigten  Interessensphäre  der 
Kiederlande  und  Englands  liegenden  Teile  der 
Nordostküste  von  Neu-Guinea  überall,  wo  deut- 
sche Niederlassungen  bereits  bestehen  oder  in 
Ausführung  begriffen  sind,  alsbald  die  deutsche 
Flagge  zu  hissen,  und  dass  er  ermächtigt  sei, 
Landerwerbungen  von  Deutschen  in  den  be- 
zeichneten Gebieten  durch  Abschluss  von  Ver- 
trägen zu  unterstützen  und  vorbehaltlich  aller 
wohlerworbenen  Rechte  Dritter  als  deutsches 
Eigentum  einzutragen." 

Am  16.  November  18S4  hissten  deutsche 
Kriegsschiffe  die  deutsche  Flagge  im  Fried- 
rich Wilhelm-Hafen  und  dann  au  vielen 
Punkten  der  Nordküste  von  Neu-Guinea,  in 
Neu-Britannien  und  anderen  benachbarten 
Inseln.  Aber  schon  am  23.  Oktober  war 
nicht  nur  das  englische  Protektorat  über  die 
Südküste  Neu-Guineas  von  der  holläudi- 
schen  Grenze  bis  zum  Ostcap  erklärt,  son- 
dern auch  entgegen  früheren  Zusicherungen 
im  Januar  1S,S5  die  englische  Flagge  an  der 
Noixlküstc  auf  der  Rook-  und  Longinsel 
und  auf  dem  Festlande  bis  zum  Ca[)  Fortifi- 
kation  gehisst  worden.  Der  drohende  Kon- 
flikt zwischen  Deutschland  und  England, 
bei  dem  u.  a.  auch  der  Vorschlag  gemacht 
wurde,  Helgoland  gegen  Neu-Guinea  auszu- 
tauschen, fand  seinen  Ausdruck  in  der 
Reichstagsrede  des  Fürsten  Bismai-ck  vom 
2.  März  1835  in  den  Sätzen: 

„Ich  kann  es  doch  nur  für  einen  Irrtum  in 
der  Schätzung  halten,  wenn  England  uns  unsere 
bescheidenen  Kolonialversuche  missgönnt.  Wenn 
man  auch  geneigt  ist,  auf  die  Stimmung  jedes 
Kolonialreeders  und  Kaufmanns  englischer  Nation 
Rücksicht  zu  nehmen,  so  kann  ich  doch  nicht 
glauben,  dass  man  die  Art,  unserer  Kolonial- 
politik entg^egenzuwirken,  wie  sie  sich  in  Kamerun 
sowohl  wie  in  Australien,  in  Neu-Guinea.  in 
Fidji  und  au  anderen  Orten  gezeigt  hat,  beibe- 
halten werde,  ohne  Rücksicht  auf  die  Stimmung 
zu  nehmen,  in  welche  die  deutsche  Nation  da- 
durch versetzt  wird." 

Unter  dem  Eindruck  dieser  Rede  auf 
die  Stimmung  in  England  gelang  es  dem 
Grafen  Herbert  Bismarck  i-asch,  persönlich 
in  England  eine  Verständigimg  zu  erzielen 
und  von  England  die  Zusicherung  zu  er- 
halten, dass  es  seine  Flagge  von  der  Rook- 
und  Longinsel  sowie  vom  Huon  Golf  zurück- 
ziehen werde. 

Als  Grenze  zwischen  dem  deutschen  und 
dem  englischen  Gebiete  in  Neu-Guinea 
wurde  dann  durch  Ueberein kommen  zwischeu 
beiden  Mächten  vom  25.  und  29.  April  18S5 
(D.  R.-Anz.  V.  23.  Juni  1885)  die  in  dem 
Schutzbrief  angegebene  Linie  festgesetzt. 

Im  Dezember  1885  fand  auch  mit  Frank- 
reich   eine    Vei-ständigung    über    die    Ab- 


I  grenzung  der  Interessengebiete  in  der  Süd- 
i  see  statt,  wobei  Deutschland  die  Zusichenin«: 
jgab,  nichts  gegen  eine  etwaige  Besiti- 
I  ergreifung  der  Inseln  unter  dem  Wintl  und 
I  der  Neuen  Hebriden  durch  Frankreich  z*i 
I  unternehmen. 

I       Ueber    die    Abgrenzung    der    deutschen 
I  und  englischen  Machtsphären  im  westlicheii 
!  Stillen    Ocean   wurtle  ein  Vertiag  zwi.scheii 
I  DeutsclUand    und    England    in    Berlin    am 
G.  April  ISSO  abgeschlossen,  in   dem    unter 
'dem   Ausdruck   ^Westlicher  Stiller   Oc-ean 
I  derjenige   Teil  des  Stillen   Oceans   zu    ver- 
stellen ist,  welcher  zwischen  dem  15"  norrlL 
I  Br.   und  dem  30^  südL  Br.   und    zwischen 
I  dem    165.    Längengrad    westlich    und     dem 
IHO.  lüngengrad  östlich  von  Gi-eenwnch  liegt. 

Inzwischen  hatte  Dr.  Finsch  1885  ein»* 
Reihe  von  Forschungs-  und  Ocouiuition>- 
i-eisen  in  der  Deutschland  zugesprochenen 
Südsee  ausgeführt,  und  die  Deutsche  Han- 
dels- und  Plantagengesellschaft  der  Sfidsei^ 
so\ne  die  Firma  Robertson  &  Hernsheim 
waren  der  Neu-Guinea-Kompagnie  beige- 
treten. Letztere  erliielt  nun  am  17.  Mai 
1885  einen  kaiserlichen  Schutzbrief,  in  dem 
der  Gesellschaft  u.  a.  das  Recht  zur  Aus- 
übung huideshoheitlicher  Befugnisse,  das 
ausschliessliche  Recht,  hen-enloses  Land  in 
Besitz  zu  nehmen  und  Verträge  mit  Ein- 
geborenen über  Land  und  Gnindberechti- 
gimgen  abzuschliessen,  verliehen  wurde. 

5lit  kaiserlicher  Genehmigung  vom  13. 
November  1885  wurde  der  auf  der  Oazellen- 
halbinsel  gelegene  MountBeautemps-Beanpn^ 
Berg  »Varzin«,  die  Insel  Neu-Irland  »ISeu- 
Meckienburg<,  die  Duke  of  York-Gruppe 
>Neu-Iiauenburg«  und  die  bisher  als  Neu- 
Britain  bezeichnete  Insel  »Neu-Pommernt 
benannt. 

Nachdem  die  Inseln  der  Salomons- 
gruppe,  welche  nördlich  der  zwischen 
Deutschland  und  England  am  6.  April  1886 
vereinbarten  Seheid ungslinie  liegen,  durch 
ein  Kriegsschiff  imter  deutschen  Schutz  ge- 
stellt worden  waren,  w^urde  unter  dem  13. 
Dezember  1886  der  Neu-Guinea-Kompagnie 
auch  über  diese  Inselgruppe  ein  kaiserlicher 
Schutzbrief  ausgestellt,  wonach  die  Kom- 
l)agnie  auch  für  dieses  Gebiet  das  aus- 
schiiessliclie  Recht  erhielt,  herrenloses  Land 
dort  in  Besitz  zu  nehmen  und  Verti-äge  mit 
den  Eingeborenen  über  Land-  und  Grund- 
berechtigungen abzuschliessen. 

Die  Neu-Guinea-Kompagnie  gab  sich 
imter  dem  29.  März  1886  ein  neues  Statut, 
auf  Grund  dessen  ihr  am  12.  Mai  1886  die 
Rechte  einer  juristischen  Person  verliehen 
wiu-den.  Danach  war  es  der  Zweck  der 
Kompagnie : 

,,1.  die  ihr  durch  den  kaiserlichen  Schutz- 
brief unter  der  Oberhoheit  Sr.  Majestät  über- 
tragenen Rechte    der  Landeshoheit  auszuüben 
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und  die  dazu  erforderlichen  staatlichen  Einrich- 
tniigen  zu  treffen  und  zu  erhalten ;  2.  kraft  des 
ihr  vorbehaltlich  der  Oberaufsicht  der  kaiserl. 
Regierung  verliehenen  ausschliesslichen  Rechtes, 
herrenloses  Land  in  Besitz  zu  nehmen  und  Ver- 
träge mit  den  Eingeborenen  über  Land-  und 
Grundberechtigung  abzuschliessen ,  auch  die 
Landereien  und  Grund berechtigungfen  der  Kom- 
pagnie einschliesslich  der  unterirdischen  Boden- 
schätze zu  verwerten;  3.  der  Ansiedelung  und 
dem  Verkehr  im  Schutzgebiete  die  Wege  zu 
bahnen;  4.  Bodenanbau,  Handel  und  Gewerbe 
auf  eigene  Rechnung  zu  betreiben,  jedoch  nur 
soweit,  wie  dies  zur  Entwickelung  des  Unter- 
nehmens oder  zur  Anregung  und  Förderung 
privater  Unternehmungen  dienlich  erachtet 
wird." 

Durch  Beschluss  vom  30.  April  1S89 
(Genehmigung  17.  Mai)  wurde  zu  Punkt  1 
der  Zusatz  gemacht  »soweit  diese  Aiis- 
ilbung  nicht  von  Beamten  des  Reiches  kraft 
besonderer  Vereinbanmg  gänzlich  oder  teil- 
weise übernommen  wirci<'. 

Von  der  Neu-Guinea-Kompagnie  lösten 
sieh  nach  und  nach  kleine  privatwirtschaft- 
liche Unternehmungen  ab.  Die  Kaiser- 
AVilhelms-Plantagengesellschaft  erhielt  vom 
Bundesrate  am  5.  Februar  1891  die  Rechte 
<les  G.  v.  15.  März  1888,  hatte  aber  auf 
ihrer  Station  Gorima  geringe  Erfolge  und 
vereinigte  sich  mit  der  am  27.  Oktober  1891 
gebildeten  Astrolabe-Kompagnie,  die  in  der 
Astrolabe-  und  Jombaebene  erfolgreiche  Ver- 
fiuche  mit  Tabak  gemacht  hat. 

Die  breite  kapitalistische  Grundlage,  auf 
der  die  Neu-Guinea-Kompagnie  beruhte,  hatte 
es  ermöghcht,  in  diesem  Schutzgebiete  den 
vorbereitenden  wissenschaftlichen  Forschun- 
gen und  Untersuchungen  viel  mehr  Geld 
und  Zeit  zu  widmen,  als  dies  in  anderen 
deutschen  Schutzgebieten  möghch  war. 

Die  Entwickelung  des  Schutzgebietes  ist 
seltener  wie  in  Ost-  und  Südwestafrika 
durch  Kämpfe  gegen  die  Eingeborenen  oder 
zwischen  diesen  unterbrochen  worden. 

In  dem  weiten  Gebiete  machte  sich  die 
Anlage  einer  ganzen  Reihe  von  Stationen 
erforderlich.  Die  zuerst  angelegte  Station, 
die  zugleich  vorläufig  als  Centnüstation 
diente,  war  Finschhafen  (mit  Butaueng), 
dann  folgten  Friedrich-Wilhelmshafen,  Kon- 
stantinludfen,  Hatzfeldthafen,  Stephansort  an 
der  Astrolabebai  (1888),  Maraga  (Gorima) 
und  Erima  an  der  Astrolabebai,  ferner  Kera- 
wara(Neu-Lauenburg),  flerbertshöh  (Blanche- 
bai  in  Neu-Mecklenburg). 

Im  Jahre  1892  koncentrierte  die  Kom- 
panie aber  ihre  Stationen  auf  Friedrich- 
W ühelmshafen  (Centralverwaltung)  mid  Kon- 
stanlinhafen  sowie  auf  Herbertshöh. 

Der  Sitz  der  kaiserlichen  Verwaltung  des 
Kaiser-Wilhelmslandes  war  anfangs  Finsch- 
hafen, des  Bismarckarchipels  Kerawara. 
Letzterer  wurde  1890  nacn  Herbertshöh, 
ersterer  1891  nach  Stepliansort  verlegt,  in- 


folge einer  Malariaepidemie,  welche  im 
Februar  1891  in  Finschliafen  den  General- 
direktor Wissmann  und  acht  Beamte  hin- 
wegraffte. 

Für  die  oberste  Leitung  der  Verwaltung 
in  dem  Schutzgebiete  wurde  seitens  der 
Kompagnie  ein  Landeshauptmann  bestellt, 
mit  dem  Amtssitz  in  Finschhafen.  Als 
Landesliauptleute  fungierten  der  Viceadmiral 
a.  D.  Frhr.  v.  Schleinitz  vom  10.  Juni  1886 
bis  Ende  Februar  1888,  der  Geheime  Ober- 
postrat Ki-aetke  vom  1.  März  1888  bis  1. 
November  1889. 

Zur  Ausübung  der  Gerichtsbarkeit  im 
Schutzgebiete  wurde  am  24.  Juni  1886  der 
Landeshauptmann  v.  Schleinitz  ermächtigt, 
am  14.  Juli  1886  der  Assessor  Schmiele. 

In  einem  Vertrage  vom  23.  Mai  1889 
kamen  die  Regierung  und  die  Kompagnie 
überein,  die  staatliche  Landesverwaltung 
einschliesslich  der  Rechtspflege  und  der 
Einziehung  der  auf  der  Landeshoheit  be- 
ruhenden Steuern  und  Zölle  durch  einen 
kaiserlichen  Kommissar  führen  zu  lassen, 
dem  ein  Kanzler  und  andere  Beamte  zur 
Seite  stehen.  Die  Kompagnie  sollte  die 
Kosten  der  Besoldung  der  Beamten  und 
einige  andere  Verwaltungskosten  tragen,  das 
Abkommen  aber  nach  zwei  Jahren  kündbar 
sein.  Als  erster  kaiserlicher  Kommissar 
fungierte  vom  1.  November  1889—1892  der 
Regierungsrat  Rose,  als  erster  Kanzler 
Assessor  Schmiele.  Die  der  Kompagnie 
verbleibende  Verwaltung  wurde  einem  Ge-, 
neraldirektor  übertragen,  zunächst  Hans 
Arnold,  1.  November  1889  —  f  Januar  1890, 
dann  provisorisch  dem  Kommissar  Rose,  end- 
giltig  dem  Kaufmann  und  Pflanzer  Eduard 
Wissmann  am  17.  Juli  1890  —  f  Februar 
1891  und  dann  wiederum  provisorisch  dem 
Kommissar  Rose.  Nach  Ablauf  des  Ver- 
trages vom  23.  Mai  1889  ging  am  1.  Sep- 
tember 1892  die  Landesverwaltung  des 
Schutzgebietes  wieder  auf  die  Neu-Guinea- 
Kompagnie  über,  einschliesslich  der  richter- 
lichen und  Verwaltungsbefugnisse,  die  dem 
kaiserlichen  Kommissar  nach  der  V.  v.  6. 
Mai  1890  zustanden.  Kaiserl.  V.  v.  15.  Juni 
1892.  Zum  Landeshauptmann  wurde  der 
Kanzler  Schmiele  ernannt. 

Der  Sitz  des  Landeshauptmanns  des 
Schutzgebietes  der  Neu-Guinea-Kompagnie 
mit  dem  Obergericht  für  das  Schutzgebiet 
und  dem  Gericht  für  die  westliche  Juris- 
diktionshälfte,  dem  Standesamt  für  Kaiser- 
Wilhelmsland,  der  Zoll-  und  Steuerbehörde 
und  der  Centralverwaltung  der  Neu-Guinea- 
Kompagnie  wurden  im  September  1892  in 
Friedrich- Wilhelmshafen  vereinigt.  Im  An- 
schluss  hieran  wurde  Friedrich- Wilhelms- 
hafen zum  ausschliesslichen  Auslandshafen 
für  Kaiser- Wilhelmsland  bestimmt,  während 
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Herbertßhöh  Auslandsliafen  für  den  Bis- 
marckarchipel  blieb. 

DieNeu-Guinea-Kompagnie  liess  zum  Um- 
lauf in  ihrem  Schutzgebiete  in  der  könig- 
lichen Münze  zu  Berlin  unter  dem  Namen 
»Neu-Guinea-Mark«  Münzen  ausprägen.  (D. 
KoL-Bl.  1894,  S.  420,  637.) 

Zum  Stellvertreter  des  Ijandeshauptmanns 
Schmiele  wurde  im  September  1894  der 
Korvettenkapitän  a.  D.  und  Stationsvorsteher 
in  Friedrich- Wilhelmshafen ,  Rüdiger,  er- 
nannt. Am  3.  März  1895  starb  in  Batavia 
auf  der  Rückreise  nach  der  Heimat  der 
Landeshauptmann  Georg  Schmiele  nach  einer 
mehr  als  achtjährigen  verdienstvollen  Thätig- 
keit  im  Schutzgebiet. 

Die  Neu-Guinea-Gesellschaft  hatte  in  der 
Vorbereitung  des  Schutzgebietes  für  wirt- 
schaftliche Unternehmungen  und  in  der  Aus- 
übung der  Landeshoheit  und  Verwalümg 
grosse  Aufwendungen  gemacht,  ohne  dabei 
die  erwünschten  finanziellen  Ergebnisse  zu 
erzielen.  »Eine  10  jährige  Erfahrung  hatte 
gelehrt,  dass  die  Fortdauer  des  bestehenden 
Verhältnisses  nicht  zu  wünschen  sei,  weil 
dabei  dem  Interesse,  welches  das  Reich  an 
dem  Besitze  und  der  Entwickelung  seiner 
durch  Gunst  der  Lage  und  natürlichen 
Reichtum  bevorzugten  Südseekolonie  zu 
nehmen  hat,  ebensowenig  Genüge  geschah 
wie  dem  der  Neu-Guinea-Kompagnie,  die 
mit  einer  für  eine  PrivatgeseUschaft  uner- 
füllbaren Aufgabe  belastet  war.«  (Denk- 
schrift, betreffend  den  Uebergang  der  Landes- 
,  hoheit  über  das  Schutzgebiet  der  Neu- 
Guinea-Kompagnie  auf  das  Reich,  zu  dem 
Entwürfe  eines  Gesetzes,  betreffend  die  Fest- 
stellung eines  Nachtrages  zum  Haushalts- 
etat für  die  Schutzgebiete  auf  das  Etatsjahr 
1896/97,  Reichstagsdnicksache  Nr.  378.)  Der 
Reichskanzler  hatte  deshalb  unter  dem  13. 
März  1896  mit  der  Neu-Guinea-Kompagnie 
einen  Vertrag  abgeschlossen,  wegen  Ueber- 
nahrae  der  Verwaltung  des  Schutzgebietes 
auf  das  Reich.  Der  Reichstag  lehnte  aber 
den  sich  hieraus  ergebenden  Nachtragsetat 
ab  und  machte  dadiu-ch  den  Vertrag  vom 
13.  März  1896  hinfällig  (stenogr.  Bericht  des 
Reichstags  vom  15.  Juni  1896).  Der  Reichs- 
tag hatte  sich  dabei  aber  nicht  gegen  das 
Princip  der  Uebemahme  der  Verwaltung 
des  Schutzgebietes  auf  das  Reich,  sondern 
nur  gegen  die  das  Reich  belastenden  Be- 
dingungen des  Vertrages  ausgesprochen,  und 
so  wurde  dem  Reichstage  in  dem  Etat  für 
das  Rechnungsjahr  1899  (Nr.  6  der  Druck- 
sachen) ein  neuer  zwischen  dem  Reichs- 
kanzler und  der  Neu-Guinea-Kompagnie  ab- 
geschlossener Vertrag  vom  7.  Oktober  1898 
vorgelegt,  der  diesmal  durch  Genehmigung 
des  sich  hieraus  ergebenden  Etats  die  Zu- 
stimmung des  Reichstages  fand  mit  der 
Einschränkung,  dass   das  Auswahlrecht  der 


Neu-Guinea-Kompagnie  von  Land  von  zehn 
auf  drei  Jahre  und  auf  das  Kaiser- Wilhelnis- 
land  beschränkt  werden  solle  (vgl.  steoogr. 
Bericht  vom  11.  März  1899).  Der  Lahalt 
dieses  Vertrages  war  im  wesentlichen  der 
folgende:  Die  Kompagnie  verzichtet  zu 
Gunsten  des  Reiches  auf  die  ihr  in  dem 
Schutzbriefe  verliehenen  Hoheits-  und  Ver- 
mögensrechte und  auf  das  Recht  der  weiteren 
Prägungen  von  Münzen.  Das  Reich  geprahlt 
der  Kompagnie  ein  Kapital  von  ^'ie^  Millionen 
Mark  in  zehn  Jahresraten.  Die  Kompagnitf 
ist  berechtigt,  Jjand  in  der  Gesamtfläche  von 
50000  ha  ohne  Entgelt  an  das  Reich  in 
Besitz  zu  nehmen,  und  sie  behalt  die  An- 
sprüche auf  Grimdstücke,  für  welche  sie 
bereits  früher  Erwerbstitel  erworben  hatte. 

Durch  Kaiserl.  V.  v.  27.  Äfära  1899 
und  Ausführungsverordnung  des  Reichs- 
kanzlers vom  1.  April  1899  (D.  K.-Bl.  1899, 
S.  22S)  wurde  die  Landeshoheit  über  das 
»Schutzgebiet  von  Deutsch-Neu-Guinea«:  mit 
dem  1.  April  1899  von  dem  Reiche  über- 
nommen, während  die  Neu-Guinea-Kom- 
pagnie mit  Genehmigimg  des  Bundesrats 
vom  8.  Februar  1900  sich  in  eine  deutsche 
Kolonialgesellschaft  nach  §  8  des  Reichs- 
gesetzes, betreffend  die  Rechtsverhältnisse 
der  deutschen  Schutzgebiete  vom  17.  Aprii 
1886,  verwandelte  (D.  Kol.-Bl.  1900,  S.  27o). 
Zum  Gouverneur  wurde  von  Bennigsen  er- 
naimt  imd  der  Sitz  des  Gouvernements  und 
des  Obergerichts  am  1.  April  1899  nach 
Herbertshöh  auf  Neu -Pommern  verlegt, 
während  der  Landeshauptmann  der  Neu- 
Guinea-Kompagnie  sei  neu  Sitz  in  Kaiser- 
Wühelmsland  behielt  (Landeshauptmann 
Brandeis  seit  1.  Januar  1900).  Der  Sitz 
der  örtlichen  Verwaltung  für  Kaiser- AViJ-  . 
helmsland  wm-de  nach  Friedrich -Wilhelnis- 
hafen  verlegt. 

Diu-ch  Artikel  II  des  deutsch-englischen 
Abkommens  vom  14.  November  1899  (D. 
KoL-Bl.  1899,  S.  804)  wurden  die  östlich 
bezw.  südöstlich  von  Bougainville  gelegenen 
Inseln  (Choiseul  und  Ysabel)  an  Gross- 
britannien  abgetreten,  während  Bougainville 
nebst  der  zugehörigen  Insel  Buka  bei  Deutsch- 
land verblieb.  In  dem  Artikel  IV  desselben 
Vertrages  wurde  aber  die  zur  Zeit  zwischen 
Deutscldand  und  Grossbritannien  bestehende 
üebereinkunft,  betreffend  das  Recht  Deutsch- 
lands, auf  den  Grossbritannien  gehörigen 
Saloraonsinsoln  Arbeiter  frei  anzuwerben,  auf 
die  in  Artikel  II  au  Gi-ossbritannien  abge- 
tretenen Salomon  sin  sein  ausgedehnt 

Die  Zahl  der  auf  Kaiser-Willielmsland 
befindlichen  Europäer  betrug  am  1.  Januar 
1899  76,  davon  69  Deutsche.  Die  Zahl  der 
Europäer  im  Bismarckarchipel  und  auf  den 
Salomonsinseln  200,  davon  96  Deutsche, 
ausserdem  64  Chinesen,  29  Samoaner  und 
39  Fidjileute. 


Kolonieen  und  Kolonialpolitik 


233 


Die  Bevölkerung  ist  im  wesentlichen 
friedlich,  abei*  freilich  noch  sehr  ursprüng- 
lich. Nur  selten  giebt  sie  zu  bewaffnetem 
einschreiten  Veranlassung.  Die  Anwerbung 
und  Ausfuhr  von  Eingeborenen  aus  dem 
Schutzgebiete  ist  verboten  (Y.  v.  15.  August 
1888  und  18.  Oktober  1894). 

Das  wichtigste  Produkt  der  Inseln  ist 
die  von  den  Kokospalmen  gewonnene  Kopra, 
Tiächstdem  kommen  als  Ausfuhrgegenstände 
Trepang  und  Perischalen  in  Betracht  Aber 
auch  der  Plantagenbau  auf  Baumwolle  und 
Kaffee,  besonders  im  Bismarckarchipel,  ist 
vielversprechend.  Im  Kaiser-Wühelmsland 
sind  auch  Goldfunde  gemacht  worden. 

Eine  telegraphische  Verbindimg  mit  dem 
Schutzgebiete  reicht  nur  bis  Batavia.  Eine 
Einbeziehung  des  Grebietes  in  die  Linien 
der  deutschen  subventionierten  Dampfer  und 
eine  Entwickelung  des  inneren  Schiffs ver- 
kelirs  sind  in  Aussicht  genommen.  Ver- 
zeichnis der  am  1.  Januar  1900  im  Schutz- 
gebiete thätigen  Handels-  und  Erwerbsgesell- 
schaften, D.  Kol.-Bl.  vom  15.  März  und  15. 
April  1900. 

9.  Marschallinseln.  Auf  den  Mar- 
schallinseln herrschte  schon  seit  längerer 
Zeit  der  deutsche  Handel.  Am  29.  Novem- 
ber 1878  schloss  Kapitän  von  Werner  (Ari- 
adne)  einen  Freundschaftsvertrag  mit  dem 
Häuptling  Lehon  fKabua)  der  Ralook-Kette 
auf  Jaliüt,  der  Deutschland  den  Hafen 
Jaluit  als  Kohlenstation  sicherte,  woselbst 
1879  ein  deutsches  Consulat  errichtet  wurde. 
Nachdem  bei  dem  deutsch-englischen  Ab- 
kommen von  1885  die  Marschallinseln  der 
deutschen  Interessensphäre  vorbehalten  wor- 
den waren,  wurde  vom  Kriegsscliiff  Nau- 
tilus aus  am  15.  Oktober  1885  die  deutsche 
Flagge  auf  Jaluit  und  dann  an  vielen 
anderen  Punkten  des  Archipels  gehisst  und 
Schutzvertrage  mit  den  Eingeborenen  abge- 
schlossen. 

Die  Marschallinseln  bestehen  aus  der 
RaJick-  und  Radak-lnselkette  einschliesslich 
der  Brown-  und  Providenceinseln  (Kaiserl. 
V.  V.  13.  September  1886),  bilden  einen  Teü 
von  Mikronesien  und  sind  ein  geeignetes 
Produktionsgebiet  für  Kopra. 

Die  früher  auf  den  Inseln  thätigen  deut- 
schen Firmen  schlössen  sich  zu  einer  »Ja- 
luit-Gesellschaft«  zusammen,  die  sich  am 
31.  Dezember  1887  in  Hambiu-g  konstituierte, 
die  Kosten  der  kaiserlichen  Verwaltung  zu 
tragen  hat  und  zahlreiche  Handelsstationen 
im  Gebiete  der  Marschallinseln  und  auf  den 
lienachbarten  Karolinen  unterhält. 

För  die  Inseln  wiuxle  ein  kaiserlicher 
Kommissar  bestellt  mit  dem  Sitz  in  Jaluit 
(Dr.  Sonnenschein  bis  1889,  Biermann, 
Schmidt,  Irmer  1894—1896,  Brandeis). 

Auf  der  südlichsten  Insel  Nauru  (Plea- 


sant  Island)  wurde  ein  Bezirksamt  einge- 
richtet 

Die  Zahl  der  Nichteingeborenen  betrug 
1899  116  und  zwar  61  Weisse,  davon  50 
Deutsche,  die  meist  auf  Jaluit  wohnen. 

Die  Entwickelung  dieses  Schutzgebietes 
nimmt  ihren  ruhigen  ungehinderten  Weg 
vorwärts,  ohne  dass  es  der  Entfaltung 
grosser  und  kostspieliger  Machtmittel  bis- 
her bedurfte. 

Während  die  einzelnen  Häuptlinge  auf 
den  verschiedenen  Inseln  bis  zum  Jahre  1884 
in  beständigen  Fehden  mit  einander  gelebt 
haben,  ist  die  Lage  im  Schutzgebiet  seitdem 
eine  friedliche  geworden.  Ohne  Zweifel  ist 
das  eine  Folge  des  Verbotes  der  Einfuhr 
von  Feuerwafien  und  Pidver,  das  auf  das 
strengste  gehandhabt  wird. 

Die  Urproduktion  des  Schutzgebietes  be- 
steht in  der  Kokosnusspalme ,  auf  deren 
Nutzbarmachung  für  den  Weltmarkt  die 
handelspolitische  Bedeutung  der  Marschall- 
inseln im  wesentlichen  beruht  und  auf  die 
sich  das  gesamte  wirtschaftliche  Interesse 
der  Einheimischen  und  Fremden  koncen- 
triert. 

Die  etwas  degenerierende  einheimische 
Bevölkerung  (deren  Ueberführung  nach 
ausserhalb  verboten  ist,  D.  KoL-Bl.  1894,  S. 
186),  steht  unter  der  Botmässigkeit  ver- 
schiedener Häuptlinge,  von  denen  Kabua  auf 
Jaluit  einer  der  angesehensten  ist. 

10.  Karolinen,  Marianen  nnd  Palau- 
Inseln.  Bei  Ausklarierung  eines  deutschen 
Schiffes  von  Hongkong  nach  den  Palau- 
(Palaos-,  Pelew-)und  Karolinen-Insehi 
machte  Spanien  1874  Anspruch  auf  die 
Souveränität  über  diese  Inseln,  die  von 
Deutschland  bestritten  wurde.  Zu  derselben 
Zeit  entstand  ein  Konflikt  mit  Spanien  wegen 
der  den  spanischen  Philippinen  benachbarten 
Sulu -Inseln,  deren  Sultan,  zugleich  Herr- 
scher über  Nordost-Borneo,  allerdings 
vergebens  das  deutsche  Protektorat  erbeten 
hatte.  Die  damaligen  Streitigkeiten  wurden 
beendet  durch  ein  Protokoll  vom  11.  März 
1877,  in  welchem  die  spanische  Regierung 
rückhaltlos  den  Grundsatz  der  vollen  Han- 
delsfreiheit anerkannte  mit  Ausnahme  der 
von  Spanien  effektiv  besetzten  Plätze,  wo 
ihr  für  gewisse,  im  allgemeinen  Handels- 
interesse gebotene  Leistungen  begrenzte  Ab- 
gabenerhebung zugestanden  wurde. 

In  einem  Vertrage  vom  7.  März  1885 
erkannten  Deutschland  und  Grossbritannien 
die  spanische  Souveränität  über  den  Siüu- 
(Jolo-)  Archipel  an,  in  dem  Abkommen  vom 
29.  April  1885  zwischen  Deutschland  und 
Grossbritannien  wurden  aber  die  Karolinen 
Deutschland  zugesprochen.  Die  Versuche, 
diese  Inseln  ebenso  wie  die  Marschallinseln 
zu  occupieren,  stiessen  aber  auf  den  Wider- 
stand Spaniens,  obgleich  auch  dort  der  Han- 
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del    und    Plantagenbau    ausschliesslich    in 
deutschen  Händen  lag. 

Mit  Rücksicht  auf  die  Schwierigkeiten, 
Avelche  der  spanischen  Dynastie  aus  dem 
Konflikte  erwuchsen,  unterbi-eitete  Deutsch- 
land die  Frage  dem  Schiedssprüche  dos 
Papstes  Leo  XIII.  Auf  Grund  des  j)äpst- 
lichen  Schiedsspruches  vom  22.  Oktober 
1885  kam  darauf  ein  Vertrag  zwischen 
Deutschland  und  Spanien  am  17.  Dezember 
1885  zu  Stande,  in  dem  Deutsclüand  die 
Prioiität  der  spanivschen  Occupation  der 
Karolinen  und  Palaosiuseln  und  die  spani- 
sche Souveränität  in  Grenzen  anerkannte, 
die  durch  den  Aequator  und  den  IP  n.  Br.  ] 
und  den  132^  und  164^  östl.  L.  v.  Gr.  ge- 
bildet, in  denen  aber  dem  deutschen  Handel  i 
weitgehende  Rechte  eingeräumt  wui-den. 

Eine  neue  Gelegenheit,  diese  Inseln  auf 
friedlichem  Wege  von  Spanien  zu  erwerben, 
bot  der  Ausgang  des  Krieges  zwischen  Spa- 
nien und  den  Vereinigten  Staaten  von  Nord- 
amerika, der  den  letzteren  unter  anderen 
die  Philii)pinen  und  die  im  Archipel  der 
Marianen  gelegene  Insel  Guam  brachte. 
Nämlich  durch  einen  zwischen  dem  Deut- 
schen Reiche  und  Spanien  am  12.  Februar 
1899  in  Madrid  abgeschlossenen  und  am 
30.  Juni  1899  bestätigten  Vertrag  »trat  Spa- 
nien an  Deutschland  die  volle  Landeshoheit 
über  die  Karolineninseln,  Palau  und  Mari- 
anen, Guam  ausgenommen,  und  das  Eigen- 
tum an  diesen  Inseln  gegen  eine  auf  25 
Millionen  Peseten  festgesetzte  Geldentschä- 
digung ab«. 

Durch  Kaiserl.  Erlass  vom  18.  Juli 
1899  wm-den  diese  drei  Inselgebiete  im 
Namen  des  Reichs  unter  Kaiserlichen  Schutz 
gestellt  und  durch  Kaiserl.  V.  v.  18.  Juli 
1899  die  Rechtsverhältnisse  daselbst  geord- 
net (D.  KoL-Bl.  1899,  S.  469,  506,  507). 

Durch  eine  weitei-e  Kaiserl.  V.  v.  18. 
Jiüi  1899  (D.  KoL-Bl.  1900,  S.  93)  wurde  die 
Verwaltung  der  Inselgebiete  in  der  Weise 
einstweilen  geregelt,  dass  sie  bis  auf  wei- 
teres einen  Teü  des  Schutzgebietes  von 
Deutsch-Neu-Guinea  zu  bilden  haben.  Durch 
A^erfi'igung  des  Reichskanzlers  vom  24.  Juli 
1899  (D.  Kol.-Bl.  1900,  S.  94)  wurde  weiter 
bestimmt,  dass  die  Verwaltung  des  Inselge- 
bietes unter  der  Verantwortung  des  Gouver- 
neurs von  Deutsch-Neu-Guinea  in  den  Ost- 
Karolinen  von  einem  Vicegouverneur  (Dr. 
Hahl),  in  den  Marianen  und  West-Karolinen 
einschliesslich  der  Palauinseln  von  Bezirks- 
amtmännern (Fritz  in  Saipan,  Senfft  in  Yap) 
wahrgenommen  werden  sollen,  und  die  Zu- 
ständigkeit dieser  Beamten  geregelt. 

Eine  ül»eraus  wichtige  Bestimmung  für 
die  zukünftige  Gestaltung  der  dortigen  Land- 
verhältnisse wiurde  durch  eine  Verordnung 
des  Reichskanzlers  vom  20.  Januar  1900  ge- 
troffen (D.  KoL-Bl.  1900,  S.  94),  wonach  es 


bis  auf  weiteres  verboten  ist,  von  den  Ein- 
geborenen der  Karolinen,  Marianen  und 
Palauinseln  Grundeigentum  auf  irgend  eine 
Art,  sei  es  durch  Kauf,  Tausch,  Schenkim^ 
oder  sonst  ein  Rechtsgeschäft  zu  erwerbeiT, 
und  wonach  die  dieser  Bestimmung  zuwider 
geschlossenen  Verträge  für  i-echtsungiiti^ 
erklärt  wurden.  Schon  vorher  hatte  eine 
Vorordnung  des  Gouverneurs  von  Beanigsen 
vom  17.  Oktober  1899  (D.  Kol.-Bl.  1900,  S.  49t>> 
die  Verabfolgimg  von  Schusswaffen,  Muni- 
tion, Sprengstoffen  und  alkoholhaltigen  Ge- 
tränken an  Eingeborene  der  Karolinen,  Palau 
und  Marianen  oder  an  andere  im  Inselgelnet 
sich  auflialtende  Farbige  ohne  besonden? 
Erlaubnis  der  lokalen  Verwaltungsbehörde 
verboten. 

Eine  interessante  Schilderung  der  neu 
erworbenen  Gebiete  enthält  ein  Bericht  (let> 
Gouverneurs  von  Bennigsen  vom  30.  No- 
vember 1899  über  seine  Reise  zum  Zwecke 
der  üebemahme  der  drei  Inselgebiete  in 
deutschen  Besitz,  der  nebst  Karte  im  D. 
Kol.-Bl.  vom  1.  Febniar  1900  abgedruckt 
ist.  Nachrichten  über  die  Geschichte  und 
Geographie  der  neu  erworbenen  Inselgrup- 
pen enthält  auch  die  D.  KoL-Ztg.  1900,  S.  52, 
68,  97,  189. 

Die  Berichte  unbeteiligter  Reisender 
fremder  Nationalität  aus  dem  Jahre  19mj 
lassen  übereinstimmend  erkennen,  dass  der 
üebergang  der  Inseln  in  deutsche  Verwal- 
tung diesen  überraschend  schnell  einen 
längst  entbehrten  Zustand  von  Ordnung  und 
Frieden  gebracht  hat. 

11.  Samoa.  Vor  allen  anderen  Inselgruppen 
der  Südsee  waren  es  die  S  a  m  o  a  - 1  n  s  e  1  n , 
auf  denen  das  Hamburger  Haus  Godeffroy 
seit  1865  Plantagen  anlegte  und  umfangreiche 
Landerwerbungen  machte.  Die  Streitigkeiten 
zwischen  den  Eingeborenen  machten  es  aber 
dort  englischen  und  amerikanischen  Sonder- 
bestrebungen ebenfalls  möglich,  Fuss  zu 
fassen,  in  deren  Verlauf  die  Vereinigten 
Staaten  1872  den  Hafen  von  Pago  Pago  als 
Kohlenstation  gewannen.  Die  streitenden 
Parteien  erkannten  zwai*  in  Veiixägen  vom 
3.  und  5.  Juli  1877  die  Neutralität  des  deut- 
schen Besitzes  an,  und  als  später  die  Wirk- 
samkeit dieser  Verträge  von  amerikanischer 
Seite  in  Frage  gestellt  wurde,  belegte  Deutsch- 
land 1878  die  Häfen  Saluafata  und  Falealih 
mit  Beschlag  bis  zur  Anerkennung  der  deut- 
schen Rechte  in  dem  Verti-age  vom  24.  Januar 
1879.  Der  Hafen  Saluafata  wurde  damit 
endgiltig  als  deutsche  Kohlenstation,  aber 
unter  Oberhoheit  Samoas  und  für  den  Hafen 
von  Ä-pia  das  deutsche  Meistbegünstigungs- 
i-echt  anerkannt.  Im  Laufe  des  Jahres  1879 
schlössen  auch  England  imd  Amerika  Ver- 
träg-e,  welche  die  Unabhängigkeit  Samoas 
anerkannten,  und  am  2.  September  1879  er- 
kannten  die  Verti*eter   beider  Mächte   den 
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flesiitschen  Yertrag  vom  24.  Januar  1879  an, 
iiiid  die  3  Mächte  beeinflussten  gleichmässig 
<lie  Verwaltung  der  Inseln,  auf  denen  die 
liiihe  aber  noch  immer  nicht  eintrat.  Deutsch- 
land errichtete  deshalb  am  1.  November  1879 
ein  Generalconsulat  (Zembsch,  später  Dr. 
Stübel,  Dr.  Knappe)  in  Apia,  und  Adniiral 
Deinhai-d  beseitigte  zwangsweise  die  im 
neutralen  Gebiet  von  der  Partei  der  Taimua 
und  Faipule  errichteten  Befestigungen  und 
ei^zwang  im  Vertrage  vom  23.  Dezember  1879 
die  Anerkennung  Malietoas  als  König  aller 
Samoa-Inseln  und  die  Einführung  einer 
Staatsverfassung. 

Gerade  in  diese  Zeit  des  Steigens  des 
deutschen    Einflusses    in    Saraoa    fiel    eine 
finanzielle  Krisis  des  Hauses  Godeffroy  und 
der  aus  ihm  hervorgegangenen   »Deutschen 
Handels-  und  Plantagengesellschaft  der  Süd- 
see-Inseln   in   Hamburg <:,    bei  welcher  der 
Uebergang  des  gesamten  Besitzes  der  Ge- 
sellschaft in  englische  Hände  drohte.    Eine 
deutsche  Seehandelsgesellschaft«   war  ziu* 
Erwerbung    der   Godeffroyschen   Plantagen 
bereit,  wenn  ihr  die  Unterstützung  der  Reichs- 
regierung zu  teil  würde.    Diese  machte  am 
14.  April  1889  dem  Reichstage  eine  Vorlage, 
nach  welcher  der  zu  gründenden  Gesellschaft 
reichsseitig  Garantie  behufs  Erzielung  eines 
jährlichen  Reingewinnes  unter  gewissen  Be- 
dingimgen    bewilligt    werden    sollte.      Die 
Vorlage  wurde  am  27.  April  1880  unter  dem 
Einflüsse  einer  Rede  des  Abgeordneten  Bam- 
herger  mit  128  gegen  112  Stimmen  abgelehnt. 
Die   Folgen   dieser  Ablehiumg   machten 
sich    nicht   nur  für  die  Entwickelung  der 
deutschen  Kolonialpolitik  im  allgemeinen  in 
der  nachteiligsten  Weise  bemerkbar,  sondern 
ganz  besonders  und  zunächst  in  Tonga  und 
Samoa.     Es   war   zwar   privater   Hilfe   ge- 
lungen, die   deutsche  Plantagengesellschaft 
in  ihrem  Besitztum  zu  erhalten,  imd  die  Vor- 
herrschaft des  deutschen  Handels  in  Samoa 
dauerte  fort,  derart,  dass  im  Durchschnitte 
der  Jahre  1881—1885  von  der  Einfuhr  öo^/o 
(gegen    12  o/o   auf  England   und   21^/0   auf 
Amerika)  und  von  der  Ausfuhr  92®/o   auf 
Deutschland  (gegen  4^/0  auf  England  und 
3*^/0   Amerikaj    entfielen,    auch   gelaug    es 
diu-ch  Vertrag  vom  10.  November  1884,  einen 
deutsch-samoanischen  Staatsrat  einzusetzen, 
aber  die  auf  die  britische  Annexion  Samoas 
gerichteten    Bestrebungen    wurden    immer 
lebhafter. 

Die  Neutralität  Samoas  fand  einen  er- 
neuten Ausdruck  in  dem  deutsch-engüschen 
Abkommen   vom    6.   April    1886   über   Ab- 
grenzung   der    deutschen    und    englischen 
Machtsphären  im  westlichen  Stillen  Ocean,  §  6 : 
»Diese  Erklärung  findet  keine  Anwen- 
dung auf  die  Schiffer-Inseln  (Samoa),  mit 
welchen  Deutschland,  Grossbritannien  und 
die  Vereinigten   Staaten   Verträge   abge- 


schlossen haben,  noch  auf  die  Freund- 
schafts-Inseln  (Tonga),  mit  welchenDeutsch- 
land  imd  Grossbritannien  Verträge  abge- 
schlossen haben,  noch  auf  die  Niue-Insel 
(Savage-Insel),  welche  Inselgi-uppen  nach 
wie  vor  ein  neutrales  Gebiet  büden  sollen, 
noch  auf  irgend  welche  Inseln  oder  Plätze 
im  westlichen  Stillen  Ocean,  welche  jetzt 
unter  der  Souveränität  oder  dem  Schutz 
irgend  einer  anderen  civilisierten  Macht 
ausser  Deutsclüand  und  Grossbritannien 
stehen.« 

Die  fortgesetzten  Unruhen  in  Samoa  und 
die  Verletzung  der  deutschen  Rechte  machten 
aber  1887  eine  förmliche  Kriegserklärung 
gegen  Malietoa  und  Gefangennahme  des- 
selben, weitere  Kämpfe  zwischen  den  Häupt- 
lingen Tamasese  imd  Mataafa  und  wieder- 
holtes Einschreiten  deutscher  Kriegsschiffe 
erforderlich,  wobei  die  Deutschland  feind- 
lichen Parteien  besonders  von  amerikanischer 
Seite  (Klein)  imterstiitzt  wurden  und  das 
deutsche  Landungscorps  am    17.  Dezember 

1888  namliafte  Verluste  erhtt  und  am  16. 
März  1889  in  einem  Orkan  auf  der  Reede 
von  Apia  die  deutschen  Kriegsschiffe  Eber, 
Adler  und  Olga  untergingen. 

Die  hieran  sich  anschliessenden  diplo- 
matischen Streitigkeiten  zwischen  Deutsch- 
land, Grossbritannien  und  den  Vereinigten 
Staaten  von  Nordamerika  fanden  üii-en  Ab- 
schluss  in  der  am  29.  April  1889  in  Berlin 
zusammentretenden  Samoakonferenz.  Die 
Generalakte  dieser  Konferenz  vom  14.  Juni 

1889  erklärte  erneut  die  Unabhängigkeit  und 
Neutralität  der  Saraoa-Inseln ,  gab  Samoa 
eine  Verfassung  und  errichtete  insbesondere 
einen  obersten  Gerichtshof  (Oberrichter  ein- 
zusetzen durch  den  König  von  Schweden), 
traf  Bestimmungen  über  die  Veräusserung 
von  Ländereien,  über  die  Eiimchtung  einer 
Lokalverwaltung  im  Municipalbezirk  von 
Apia,  über  Steuern,  Abgaben  und  Zölle,  über 
den  Handel  mit  Waffen  und  Spirituosen. 

Die  Weiterentwickelung  der  Verhältnisse 
seit  Abschluss  dieses  Vertrages  ist  eine  den 
deutschen  Interessen    imgünstige   gewesen. 

Die  formell  bestehende  Dreiherrschaft 
wurde  durch  das  Zusammengehen  der  Ver- 
treter Grossbritanniens  und  der  Vereinigten 
Staaten  immer  mehr  zu  einer  Verletzung 
der  deutschen  Interessen  und  einer  Ver- 
drängung des  deutsclien  Einflusses  auf 
Samoa  gemissbraucht  Die  Parteien  der 
Eingeborenen  wurden  immer  wieder  gegen 
einander  gehetzt,  und  so  bheb  Samoa  der 
Schauplatz  fortwährender  poütischer  und 
wirtschaftlicher  Unruhen. 

Nach  dem  Tode  Tamaseses  I.  war  Mataafa 
zum  obersten  Häuptling  der  Aanas  und  Atuas 
aufgerückt  und  als  Gegner  des  neuen  Königs 
Laupepa  1893  von  den  Vertragsmächten  ge- 
fangen und  nach  den  Marschall-Inseln  ver- 
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bannt  worden.  Nach  ihm  trat  Tamasese  ü. 
an  die  Spitze  der  aufständischen  Paiiei, 
obwohl  die  Kriegsschiffe  der  Vertrags- 
mächte  ihren  Bundesgenossen  Laupepa  unter- 
stützten. Mit  Zustimmung  des  Malietoa 
Laupepa  und  der  Yertragsmächte  wurde 
schliesslich  Mataafa  1898  nach  Samoa  zurück- 
gebracht, nachdem  er  gelobt  hatte,  keine 
Ansprüche  auf  die  Königswürde  geltend  zu 
machen.  MalietoaLaui>epa  starb  am  29.  August 
1898,  und  Mataafa  wurde  am  16.  Oktober 
1898  ohne  sein  Zuthun  fast  einstimmig  zum 
König  erwählt  und  den  bestehenden  Be- 
stimmungen entsprechend  vom  deutschen 
Generalconsiü  Rose  als  solcher  anerkannt, 
die  Anerkennung  aber  seitens  der  Engländer 
und  Amerikaner  versagt.  Dies  führte  zu 
Kämpfen  zu  Wasser  und  zu  Lande  und  zur 
Anerkennung  einer  provisorischen  Regiening 
durch  die  Consuln  am  6.  Januar  1899.  Trotz- 
dem beschoss  das  englisch-amerikanische 
Geschwader  Samoa  und  verursachte  den 
dortigen  Douti^chen  und  den  deutschgosinnten 
Samoanern  vielen  Schaden  und  behandelte 
das  deutsche  Kriegsscliiff  und  die  Vertreter 
des  Reiches  so  brutal,  dass  sehr  gespannte 
Beziehungen  zwischen  Deutschland  und  den 
beiden  angelsächsischen  Mäcliten   eintraten. 

Schliesslich  verständigten  sich  die  drei 
Vertragsmächte,  ihre  damaligen  A'^ertreter 
von  Samoa  abzurufen  und  dorthin  eine  Ober- 
kommission von  drei  Mitgliedern  (deutscher 
Kommissar  Speck  von  Sternburg)  zu  ent- 
senden, die  am  13.  Mai  1899  in  Samoa  ein- 
traf. Dieser  Oberkomraission  gelang  zwar 
die  Entwaffnung  der  Parteien  uncl  die  vorüber- 
gehende Herstellung  der  Ordnung.  Sie  ge- 
langte aber  selbst  zu  der  Ueberzeugung,  dass 
die  Aufrechterhaltung  der  Dreiherrschaft 
unmöglich  und  die  TJntei-stelhmg  der  Inseln 
unter  niu*  eine  Macht  nötig  sei.  Nach  lang- 
wierigen Verhandlungen  der  drei  Vertrags- 
mächte entschlossen  sich  diese  zu  einer 
Teilung  der  bisher  neutral  belassenen  Ge- 
biete in  der  Südsee  (6.  April  1886)  und  Auf- 
gal)e  des  Dreiheirschaftsvertrages  über  Samoa 
vom  14.  Juni  1889. 

In  dem  deutsch  -  englischen  Abkommen 
vom  14.  November  1899  (D.  Kol.-Bl.  1899, 
S.  803)  verständigten  sich  fliese  Mächte  über 
anderweite  Abgrenzungen  ihrer  Gebiete  und 
Rechte  in  Togo,  Zanzil:)ar  und  den  Salomons- 
inseln  und  beschlossen  über  Samoa  und 
Tonga  das  folgende: 

I.  Grossbritannien  verzichtet  zu  Gunsten 
Deutschlands  auf  alle  seine  Rechte  auf  die  Inseln 
Upolu  und  Savaii  einschliesslich  des  Rechts, 
daselbst  eine  Marine-  und  Kohlenstation  zu  er- 
richten, und  des  Rechts  auf  Exterritorialität 
auf  jenen  Inseln. 

In  gleicher  Weise  verzichtet  Grossbritan- 
nien  zu  Gunsten  der  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika  auf  alle  seine  Rechte  auf  die  Insel  Tutuila 
und  auf  die  anderen  Östlich  des  171.  Längen- 


frades    von   Green  wich    gelegenen   Inseln    der 
amoagruppe. 

Grossbritannien  erkennt  an,  dass  die  Ge- 
I  biete  im  Osten  der  neutralen  Zone,  welche  durcli 
'  das  Abkommen  von  1888  in  Westafrika  ge- 
!  schaffen  worden  ist,  an  Deutschland  fallen.  Die 
.  (yrenzen  des  Deutschland  zukommenden  Teil« 
I  der  neutralen  Zone  werden  durch  Artikel  V  der 
I  vorliegenden  Konvention  festgesetzt. 
I  II.  Deutschland  verzichtet  zu  Gunsten 
I  Grossbritanniens  auf  alle  seine  Rechte  auf  die^ 
!  Tongainseln  mit  Einschluss  Vavaus  und  auf 
I  Sa  vage  Island,  einschhesslich  des  Rechts,  da- 
j  selbst  eine  Marine-  oder  Kohleustation  zu  er- 
I  richten,  imd  des  Rechts  auf  Exterrioritalität  in 
I  den  vorstehend  bezeichneten  In^^ehi. 
I  In  gleicher  Weise  verzichtet  Deutschland 
j  zu  Gunsten  der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika 
'  auf  alle  seine  Rechte  auf  die  Insel  Tutuila  und 
{ auf  die  anderen  östlich  des  171.  Längengrades 
I  von  Greenwich  gelegenen  Inseln  der  Samoa- 
I  gnippe  .... 

'  III.  Die  beiderseitigen  Consuln  in  Apia  und 
j  in  den  Tougaiuseln  werden  bis  auf  weiteres  ab- 
■  berufen. 

!  Die  beiden  Regierungen  werden  sich  über 
die  in  der  Zwischenzeit  im  Interesse  ihrer 
'  Schiffahrt  und  ihres  Handels  in  Samoa  und  atif 
I  den  Tongainseln  zu  treffenden  Einrichtungen 
I  verständigen. 

I  Das  am  2.  Dezember  1899  zu  Washins?^- 
I  ton  unterzeichnete  deutsch  -  amerikanisch- 
I  englische  Abkommen  (D.  Kol.-Bl.  1900,  S.  4) 
I  hat  folgenden  Wortlaut: 

I.  Die  von  den  vorppenannteu  Mächten  am 
14.  Juni  1889  in  Berhn  abgeschlossene  und 
unterzeichnete  Geueralakte  wird  hiermit  auf- 
gehoben; desgleichen  werden  alle  dieser  Akte 
vorausgegangenen  Verträge,  Abkommen  luid 
Vereinbarungen  aufgehoben. 

IL  Deutschland  verzichtet  zu  Gunsten  der 
!  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  auf  alle  seine 
I  Rechte  und  Ansprüche  an  der  Insel  Tutuila  und 
'  an  allen  anderen  Östlich  des  171.  Längengrades 
I  westlich  von  Greenwich  gelegenen  Insehi  der 
I  Samoagruppe. 

In  gleicher  Weise  verzichtet  Grossbritan- 
I  nien  zu  Gunsten  der  Vereinigten  Staaten  von 
!  Amerika  auf  alle  seine  Rechte  und  Ansprüche 
I  an  der  Insel  Tutuila  und  au  allen  anderen  öst- 
I  lieh  des  171.  Längengrades  westlich  von  Green- 
I  wich  gelegenen  Inseln  der  Samoagruppe. 
I         In  gleicher  Weise  verzichten  die  \  ereinigten 
Staaten  von  Amerika  zu  Gunsten  Deutschlands 
auf   alle   ihre  Rechte   und  Ansprüche   auf   die 
Inseln  Upolu  und  Sawaii  und  alle  anderen  west- 
lich des  171-  Längengrades  westlich  von  Green- 
wich geleerenen  Inseln  der  Samoagruppe. 

III.  Es  wird  ausdrücklich  ausgemacht  und 
vereinbart,  dass  jede  der  drei  unterzeichneten 
Mächte  auch  fernerhin  für  ihren  Handel  und 
für  ihre  Handelsschiffe  in  allen  Inseln  der  Sa- 
moagruppe die  gleichen  Vorrechte  und  Zuge- 
ständnisse geniesseu  soll,  welche  die  souveräne 
Macht  in  allen  den  Häfen  geniesst,  die  dem 
Handel  einer  dieser  Mächte  offen  stehen. 

IV.  Die  vorliegende  Konvention  soll  sobald 
als  möglich  ratifiziert  werden  imd  unmittelbar 
nach  Austausch  der  Ratifikationen  in  Kraft 
treten. 
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X>amit  hatte  Deutschland  nach  mehr  als 
z^'-anzigjährigen  Bemühungen  endlich  die 
Alleinherrschaft  über  den  wichtigsten  Teil 
<ier  Samoa-Inseln  und  damit  eine  wichtige 
Stellung  in  der  Südsee  erworben,  freilich 
xinter  schweren  Opfern  namentlich  an  Gross- 
liritannien  in  Togo,  Zanzibar  und  auf  den 
Salomonsinseln. 

Behufs  schiedsgerichtlicher  Regelung  der 
Ersatzansprüche  der  bei  der  Beschiessung 
Samoas   durch   die  Engländer   \md  Ameri- 
kaner    deutscherseits     erlittenen     Schäden 
wurde  zwischen  den  drei  Mächten  am  7.  No- 
vember 1899  (D.  KoL-BL  1900,  S.  204)  ein 
Abkommen    getroffen.     Der    Schiedsspruch 
i:>t    bisher  aber  noch  nicht  gefällt  worden. 
Durch  Kaiserliche  Verordnung  vom   17. 
Februar  1900  konnte  nunmehr  der  deutsche 
i^chutz   über  die  Samoa-Inseln  erklärt,  eine 
Ordnung  der  Rechtsverhältnisse  durch  Ein- 
f ühnmg  der  Considai-gerichtsbarkeit  getroffen 
uud    durch   Verfügimg   des   Reichskanzlers 
vom   17.  Februar  1900  und  des  Gouverneurs 
vom  1.  März  1900  (D.  Kol.-Bl.  1900.  S.  311, 
312)    die    Verwaltung    und    Gerichtsbarkeit 
oi-gaoisiert     werden.      Vergl.     auch     R.G. 
V.   15.  Februar  1900  und  \,  v.  17.  Februar 
1900.      Die    deutsche   Flaggenhissung   fand 
am  1.  März  1900  statt,  als  erster  Gouverneur 
wurde  Dr.  Solf  bestellt,  der  bisherige  Präsi- 
dent des  Municipah-ates  von  Apia. 

Durch  Heranziehung  eines  Ausschusses 
von  7  Mitgliedern  aus  den  Kreisen  der  kauf- 
männischen und  landwirtschaftlichen  An- 
si«?dler  wurde  der  erete  Versuch  zu  einer 
Selbstverwaltung  gemacht.  Die  deutsche 
Herrschaft  scheint  Samoa  den  Frieden  ge- 
bracht zu  haben.  (D.  Kol.-Ztg.  1900,  S.  121, 
290.     D.  Kol.-Bl.  1900,  S.  418,  507.) 

12.  Kiautschoo.  Schon  vor  der  deut- 
schen Fussfassung  in  Kiautschou  hatte  das 
Deutsche  Reich  territoriale  Erwerbungen 
gemacht,  nämlich  in  Tientsin  und  Han- 
kau.  Die  Denkschrift  des  Reichskanzlers 
über  die  deutschen  Niederlassungen  in 
Tientsin  und  Hankau  vom  23.  März  1898 
(Reichstags-Drucks.  Nr.  217)  sagt  über  die 
Beweggründe  u.  a.  folgendes: 

Seit  Erschliessung:  des  chinesischen  Reiches 
für  den  FremdenverKehr  sind  die  in  China 
iebenden  Fremden  bestrebt  gewesen,  sich  in  den 
ihnen  geöffneten  Plätzen  geschlossen  anzusiedeln, 
um  so  ihren  Lebensffewohnheiten  mehr  Rech- 
nung tragen,  auch  ihre  Geschäfte  erfolgreicher 
und  ungestörter  betreiben  zu  können,  als  dies 
bei  vereinzeltem  Wohnen  inmitten  der  chinesi- 
sc;hen  Bevölkerung  möglich  ist.  Mit  Rücksicht 
hierauf  haben  bereits  vor  langer  Zeit  England, 
Frankreich  und  die  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika  mit  China  Verträge  wegen  Erwerbung 
von  Niederlassunffen  in  den  wichtigsten  chine- 
sischen Vertragshäten ,  so  unter  anderen  in 
Scbaiiffhai,  Tientsien  und  Hankau  abgeschlossen. 
^ach  Inhalt  dieser  Verträge  sollten  den  einzel- 
nen Mächten   in   den  betreffenden  Plätzen  be- 


stimmte, günstig  gelegene  Landflächen  von 
mässifi^em  Umfange  gegen  eine  angemessene 
Entschädigung  zur  Besiedelung  durch  ihre  An- 
gehörigen eingeräumt  werden. 

Diese  Landflächen  sollten  nach  wie  vor  als 
Bestandteile  des  chinesischen  Reiches  gelten 
und  demgemäss  unter  chinesischer  Gebietshoheit 
bleiben,  aber  fortan  der  Verwaltung  und 
Polizei  der  chinesischen  Lokalbehörden  entzo- 
gen sein. 

Auf  dieser  Grundlage  haben  sich  die  in 
China  bestehenden  Fremdenniederlassungen  ent- 
wickelt. Das  Niederlassungsareal  ist  teüs  von 
den  Vertragsmächten  selbst  auf  dem  Wege  der 
Gesamtenteignung,  teils  von  den  einzelnen  In- 
teressenten auf  dem  We^e  besonderer  Verhand- 
lungen mit  den  bisherigen  chinesischen  Be- 
sitzern erworben  worden.  Die  Verwaltung  der 
Niederlassungsgebiete,  die  hauptsächlich  in  der 
Herstellung  und  Unterhaltung  der  Strassen-  und 
Uferanlagen,  in  der  Aufrechterhaltung  der 
öffentlichen  Ordnung  und  Sicherheit,  in  Vor- 
kehrungen gegen  reuer-  und  Diebsgefahr,  in 
der  Fürsorge  für  Beleuchtung  und  Sanitäts- 
wesen, in  der  Einführung  und  Ueberwachuny 
einer  Baupolizeiordnimg  sowie  in  anderen  poli- 
zeilichen Massnahmen  besteht,  wird  in  der 
Regel  durch  einen  Ausschnss  aus  den  auf  den 
Niederlassungen  angesiedelten  Fremden  unter 
Mitwirkung  ihrer  Consuln  geführt. 

Uebrigens  werden  in  den  einzelnen  Nieder- 
lassungen nicht  nur  die  Angehörigen  der  be- 
treffenden Vertra^macht,  sondern  auch  andere 
Fremde,  zum  Teil  sogar  Chinesen,  zum  Land- 
erwerb oder  wenigstens  zum  Wohnen  zuge- 
lassen.   Auf   diese    Weise    hat    die    vereinigte 

I  englische  und  amerikanische  Niederlassung  in 
Schanghai  einen  rein  internationalen  Charakter 

,  angenommen,  dergestalt,  dass  dort  hinsichtlich 
des  Landerwerbs  und  des  Wohnens  allen  Frem- 
den ohne  Unterschied  der  Nationalität  die 
gleichen  Rechte  zustehen  und  dass  die  für  die 
Verwaltung  massgebenden  Verordnungen  nur 
mit  Genehmigung  der  Vertreter  sämtlicher 
Vertragsmächte  erlassen  und  abgeändert  wer- 
den. Dagegen  haben  die  übrigen  Niederlas- 
sungen ihren  nationalen  Charakter  behalten, 
indem  die  einzelne  Vertr ausmacht  die  Bedin- 
gungen vorschreibt,  unter  denen  die  Niederlas- 
sungsgrundstücke an  Fremde  veränssert  oder 
vermietet  werden  dürfen,  und  so  dafür  sorgt, 
dass  ihre  Interessen,  insbesondere  auf  dem  Ge- 
biete der  Verwaltung,  gewahrt  bleiben. 

Wenngleich  hiernach  die  in  China  lebenden 
Deutschen  in  der  Lage  sind,  sich  in  den  bereits 
bestehenden  Fremdenniederlassungen  anzusie- 
deln, so  hat  sich  doch  für  sie  schon  seit  längerer 
Zeit  das  Bedürfnis  nach  dem  Besitz  eigener 
Niederlassungen  herausgestellt.  Einmal  ent- 
spricht es  nicht  der  angesehenen  Stellung,  die 
die  deutschen  Kaufleute  in  China  einnehmen, 
dass  sie  in  den  Niederlassungen  anderer  Nationen 
gewissermassen  zu  Gaste  wohnen.  Vielmehr 
erscheint  es  zur  Hebung  des  deutschen  An- 
sehens in  den  Augen  der  Chinesen  wie  über- 
haupt zur  Stärkung  des  Deutschtums  in  China 
erwünscht,  dass  dem  Deutschen  Reiche  auf  dem 
in    Rede    stehenden   Gebiete    dieselben   Rechte 

I  wie   den  übrigen  Vertragsmächten  eingeräumt 

I  werden. 
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Unter  den  in  der  Denkschiift  ausführlich 
dargelegten  Umständen  entspricht  es  der 
Billigkeit  wie  einem  Deutschland  vei-ti-ags- 
mässig  zustehenden  Meistbegünstigungsreclit, 
dass  seinen  Angehörigen  ebenso  wie  den 
anderen  Nationen  eigene  Niederlassungen 
eingeräumt  weixien.  Die  deswegen  mit  der 
chinesischen  Regierung  im  Jalire  18th*>  ge- 
führten Verhandlungen  haben  den  gewünsch- 
ten Erfolg  gehabt,  indem  am  3.  Oktober 
1895  ein  die  Erteilung  einer  Niederlassung 
in  Hankau  betreffender  Vertrag  und  am 
30.  Oktober  1895  ein  solcher  für  Tientsin 
abgeschlossen  wurde  (Wortlaut  abgedruckt 
in  der  Denkschrift  Nr.  217). 

Aus  den  in  der  Denkschrift  angegebenen 
Gründen  verzichtete  die  deutsche  Regierung 
darauf,  die  Anlage  der  Besiedelung  selbst 
in  die  Hände  zu  nehmen,  und  auch  darauf, 
dies  den  Interessensphäi*en  einzeln  zu  über- 
lassen. Sie  übertrug  vielmelu:  die  Anlage 
und  Finanzierung  der  Siedelungen  der 
Deutsch-asiatischen  Bank  in  Berlin  in  Ver- 
trägen vom  29.  Mai  1897  für  Tientsin  und 
vom  10.  Februar  1898  für  Hankau  (abge- 
druckt im  Aktenstück  Nr.  217). 

Als  nach  dem  erfolgreichen  Kriege  Japans 
gegen  China  in  den  Jahren  1894  und  1895 
—  Friede  von  Schimonoseki  vom  17.  Apiil 
1895  —  Japan  sich  auf  dem  Festlande  von 
Asien  festsetzen  wollte,  wurde  es  hieran 
durch  die  europäischen  Mächte,  im  wesent- 
lichen Russland,  Deutschland  und  Frank- 
reich gehindert.  Von  Deutschland  nahm 
man  bis  dahin  an,  dass  es  Japan  begünstige. 
Man  war  deshalb  überrascht,  dass  Deutsch- 
land sich  auf  die  cliinesische  Seite  schlug, 
und  man  erwartete  allgemein,  dass  Deutsch- 
land hierfür  von  China  ebenso  belohnt  wer- 
den würde,  wie  siclidies  Russlaml  und  Frank- 
reich ausbedungen  hatten,  \md  man  war  in 
der  Presse  nicht  zufrieden  mit  der  Er- 
reichung der  Konzessionen  von  Tientsin  imd 
flankau  (Alld.  Bl.  1895,  S.  89,  169  und  1897, 
S.  234).  Das  in  Ostasien  stationierte  deutsche 
Geschwader  hatte  nach  und  nach  unter  den 
Admiralen  Hoffmann,  Tirpitz  und  von  Diede- 
richs  in  den  Jahren  1895 — 1897  die  chine- 
sische Küste  auf  das  sorgfältigste  unter- 
sucht, um  eine  geeignete  Stelle  für  eine 
deutsche  Fussfassung  zu  erkunden.  Es 
schien  aber,  dass  die  deutsche  Diplomatie 
(Frhr.  von  Marschall)  die  Gelegenheit  ver- 
absäumt habe,  die  deutschen  Ansprüche  bei 
China  rechtzeitig  zur  Geltung  zu  bringen. 
Da  verständigte  sich  der  deutsche  Kaiser 
mit  dem  Kaiser  von  Russland  im  August 
1897  persönlich  zu  Peterhof.  Als  dann  am 
7.  November  1897  die  Nachricht  von  der 
Ermordung  deutscher  Missionare  in  der 
Pro\anz  Schantung  einging  und  der  Bischof 
von  Anzer  den  Schutz  des  Reiches  erbat, 
erfolgte    dieser    in    der   Gestalt,    dass    das 


I  deutsche    ostasiatische    Geschwader  BefeiiJ 
I  zur  Besetzung  von   Kiautschou  erhielt,    um 
I  auf  dieser  Grundlage  die  erforderliche  Sühuo 
I  von  China  zu  erzwingen.  Am  14.  Noveitil«er 
1897  besetzte  die  deutsche  Kreuzerdivision, 
bestehend  aus  den  Schiffen  >Kaiser<r,  »Irene  . 
>Prinzess  Wilhelm«,  ^Ai^kona«.,  ^Cormoran  , 
das   befestigte  Tsingtau  an   der  Bucht    v*>n 
Kiautschou,   aus  dem   sich  die  chinesische 
Garnison  friedlich  zurückzog  (Landungseor{vs 
unter  Korvettenkapitän  Truppel,  erste  Pro- 
klamationen   des  Admirals    von   Diederichs 
und  des  Befehlshabers  im  Kiautschougebiet 
Truppel   vom    14.  und   15.  November  1897. 
D.  K.Z.  1898,  S.  346). 

Am  4.  Januar  1898  gelang  es  durch 
Notenaustausch  mit  China,  die  Sühne  für 
die  Missionare  festzustellen  (Mitteilungen 
des  Staatssekretäi*s  von  Bülow  in  der  Budget- 
kommission des  Reichstages  vom  24.  Januar 
1898,  Leipz.  Tagebi.  25.  Januar  1898),  einen 
Pachtvertrag  mit  China  wegen  Ueberlassiuig 
des  Gebietes  von  Kiautschou  zu  erlangen 
(Wortlaut  nach  Mitteilungen  des  Staats- 
sekretärs von  Bülow  im  stenographischen  Be- 
richt des  Reichstages  vom  8.  Februar  189^ 

5.  896)  und  die  Gnmdzüge  für  die  Er- 
langimg von  Eisenbahn-  und  Bergwerks- 
konzessionen in  der  Pro\inz  Schantung  fest- 
zusetzen. Der  endgiltige  Vertrag  zwischen 
dem  Deutschen  Reiche  und  China  wegen 
Ueberlassung  von  Kiautschou  wurde  erst  am 

6.  März  1898  unterzeichnet  und  ist  abgi*- 
dnickt  im  Gothaer  Hofkalender  1899,  S.  13U4. 

V^on  welchen  Beweggi-ünden  die  deutsche 
Regierung  bei  der  Fussfassung  in  Kiautschou 
ausgegangen  war  und  was  sie  mit  dieser 
bezweckte,  ergiebt  sich  am  deutlichsten  aus 
der  grossen  Rede  des  Staatssekretärs  von 
Bülow  im  Reichstage  vom  8.  Februar  1^98. 
Wii-  heben  aus  dieser  pi-ogi-ammatischen 
Erklärung  nur  folgende  Sätze  heraus: 

„Die  Entsendung  unseres  Kreuzergeschwa- 
ders nach  Kiautschou  war  eben  nicht  eine  Im- 
provisation, sondern  sie  war  das  Ergebnis  reich- 
licher Erwäffung  nnd  Abwägung  aller  Verhält- 
nisse und  der  Ausdruck  einer  ruhigen,  ziel- 
bewussten  Politik. 

Hierüber  kann  ich  heute  folgendes  sagen: 
Wir  waren  uns  schon  vorher  nicht  im  Zweifel 
darüber,  dass  wir  in  Ostasien  einen  territorialea 
Stützpunkt  brauchten.  Ohne  einen  solchen 
würden  wir  dort  in  wirtschaftlicher,  in  mari- 
timer und  in  allgemein  politischer  Hinsicht  in 
der  Luft  schweben.  In  wirtschaftlicher  Be- 
ziehung brauchen  wir  eine  Eingangsthür  zu 
dem  chinesischen  Absatzgebiete,  wie  Frankreich 
eine  solche  in  Tonking,  England  in  Hongkong 
und  Russlaud  im  Norden  besitzt.  Das  chinesi- 
sche Reich  mit  seiner  riesenhaften  Bevölkerung 
von  nahezu  an  400  Millionen  Menschen  bildet 
einen  der  zukunftreichsten  Märkte  der  Welt; 
von  diesem  Markt  durften  wir  uns  nicht  aus- 
schliessen,  wenn  wir  wirtschaftlich  und  damit 
politisch,  materiell  und  damit  moralisch  voran 
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wollten.     Wir  mussten  vielmehr  dafilr  sorgen, 
dass  wir  dort  unter  gleichen  Chancen  mit  an- 
deren Völkern  zup^elassen  wurden.  Gerade  weil 
die  mächtig  arheitende  deutsche  Industrie  auf 
vielen       europäischen     und     nichteuropäischen 
Plätzen  mit  grossen  und  wachsenden  Schwierig- 
keiten kämpft,  wo  sich  ihr  leider  manche  Län- 
der ganz  oder  teilweise  verachliessen,  betrachten 
wir  es  doppelt  als  unsere  Pflicht,  dafür  zu  sor- 
gen,  dass  uns  für  die  Zukunft  wenigstens  der 
chinesische  Markt  erhalten  blieb,  nach  welchem 
sich  unsere  Ausfuhr  seit  10  Jahren  verdreifacht 
hat.     Die  Konzessionen,  welche  die  chinesische 
Regierung  den  Unterthanen  anderer  Mächte  ge- 
macht  hatte  mit  Bezug   auf  die  Anlage   von 
Eisenbahnen  und  Ausbeutung  von  Bergwerken, 
legten  uns  die  Erwägung  nahe,  ob  es  nicht  im 
wohlverstandenen  und  wohlberechtigten  Inter- 
esse   der    Entwickelung   unserer   Beziehungen 
zu  China   liegen  würde,  wenn  deutsche  Staats- 
angehörige    analoge    Konzessionen     erhielten. 
Solche  Konzestiionen  haben  wir  erhalten,  —  ich 
werde  sogleich  auf  dieselben  zu  sprechen  kommen. 
Ohne  einen  territorialen  Stützpunkt  würden 
aber   alle  deutschen  Unternehmungen  in  China 
im  letzten  Ende  anderen  mehr  zu  gute  kommen 
als   uns,    ohne   einen    solchen  würden    unsere 
technischen  und  kommerziellen  Kräfte  sich  zer- 
»plittem,    mit   einem    Wort,    würde    deutsche 
Arbeit  und  deutsche  Intelligenz,  wie  dies  früher 
oft    genug   der  Fall  war,   für  anderer  Leute 
Aecker  den  Dünger  liefern,  statt  unseren  eigenen 
Garten  zu  befruchten. 

In  maritimer  Hinsicht  war  der  Erwerb 
einer  Station  ein  Bedürfnis  für  unsere  Flotte. 
Die  Grösse  und  der  Umfang  unserer  ostasiati- 
schen Handelsinteressen  machen  dort  die 
dauernde  Anwesenheit  eines  Geschwaders  erfor- 
derlich. Dieses  Geschwader  braucht  aber  einen 
Hafen,  wo  deutsche  Schiffe,  ohne  von  dem  guten 
oder  auch  manchmal  weniger  guten  Willen 
fremder  Regierungen  und  fremder  Verwaltunjfen 
abhängig  zu  sein,  ausgerüstet,  verproviantiert 
und  im  Notfalle  ausgebessert  werden  können. 
Das  Ansehen  und  die  Schlagfertigkeit  unserer 
Flotte  wird  verdoppelt,  wenn  dieselbe  nicht 
mehr  heimatlos  umherschAvimmt,  sondern  als 
Hauptquartier  einen  Hafen  hat,  wo  sie  zu 
üause  ist. 

In  allgemein  politischer  Hinsicht  brauche 
ich  nur  daran  zu  erinnern,  dass  Frankreich  in 
Tonking  festen  Fuss  ^efasst  hat,  England  seit 
lange  in  Hongkong  sitzt,  Kussland  am  Amur 
steht,  während  selbst  Spanien,  Portugal  und 
Holland  im  fernen  Osten  seit  lange  eigenen 
Boden  unter  den  Füssen  haben.  Wo  alle  diese 
Mächte  zu  ihrem  augenscheinUchen  Vorteil  sich 
Stützpunkte  gesichert  haben  in  Ostasien,  muss- 
ten wir  dasselbe  thun,  wenn  wir  nicht  dort 
eine  Macht  zweiten  oder  vielmehr  dritten  Banges 
bleiben  wollten. 

Dazu  trat  noch  eine  Erwägung.  Ausser 
der  allgemeinen  Pflege  unserer  politischen  und 
wirtschaftlichen  Interessen  in  Ostasien  liegt  uns 
dort  auch  der  Schutz  der  sich  im  Inneren  Chinas 
»Hier  in  den  geöffneten  Häfen  aufhaltenden 
Fremden  und  namentlich  der  Missionare  ob. 
Es  würde  meiner  Empfindungsweise  wider- 
sprechen, wenn  ich  Gefühle  und  namentlich  die 
beili^ten  Gefühle,  welche  es  giebt,  religiöse 
vxeftihle,  verquicken    wollte   mit    realen   Inter- 


essen. Aber  nachdem  das  Reich  den  Schutz 
über  die  christlichen  und  katholischen  Missionen 
in  Schantung  übernommen  hat  und  wo  wir 
die  Ausübung  dieses  Schutzes  nicht  allein  als 
eine  Pflicht  betrachten,  sondern  auch  als  eine 
Ehre,  musste  es  schwer  für  uns  ins  Gewicht 
fallen,  dass  der  Vorsteher  dieser  Mission,  der 
Bischof  Anzer,  uns  auf  das  unzweideutigste  er- 
klärte, dass  unsere  Festsetzung  in  Kiautschou 
eine  Lebensfrage  sei,  nicht  nur  für  das  Ge- 
deihen, sondern  geradezu  für  den  Fortbestand 
der  chinesischen  Mission.  Wo  es  in  der  Theorie 
für  uns  feststand,  dass  wir  einen  Stützpunkt  in 
Ostasien  gebrauchen,  kam  es  für  die  praktische 
Politik  darauf  an,  dass  wir  einerseits  für  die 
Erwerbung  dieses  Stützpunktes  den  richtigen 
Augenblick  aussuchten,  andererseits  dieselbe 
durchführten,  ohne  dadurch  in  Verwickelung 
zu  geraten  mit  anderen  in  Ostasien  gleichfalls 
interessierten  europäischen  Mächten  und  mit 
den  beiden  ostasiatischen  Reichen  von  China 
und  Japan. ^ 

.  .  .  .„Ich  möchte  noch  ein  Wort  sagen  über 
die  Wahl  von  Kiautschou.  Unter  den  Gründen, 
die  uns  veranlasst  haben,  gerade  nach  Kiaut- 
schou zu  gehen,  stand  neben  der  Notwendigkeit 
des  Schutzes  für  unsere  Missionen  die  schon 
von  mir  in  der  Bndgetkommission  angedeutete 
Erwägung  im  Vordergrund,  dass  wir  dort  von 
der  englischen  und  der  französischen  Aktions- 
sphäre wie  von  der  nissischen  Operationsbasis 
gleich  weit  entfernt  sind  und  somit  durch  un- 
sere Festsetzung  dort  die  Interessen  jener  Mächte 
nicht  tangieren.  Im  übrigen  stimmten  die  Be- 
richte aller  zuverlässigen  und  sachverständigen 
Kenner  der  ostasiatischen  Verhältnisse  darin 
überein,  dass  Kiautschou  als  Hafenplatz,  als 
Klima  und  Hinterland,  in  maritimer  und  öko- 
nomischer Hinsicht,  als  Lage  und  Umgebung 
gerade  diejenige  Position  ist,  die  iiir  m  Ost- 
asien gebrauchen.  Gewiss,  wenn  es  in  China 
einen  idealen  Punkt  gäbe,  der  nur  Lichtseiten 
hätte  und  keine  Schattenseiten,  dessen  Erwer- 
bung gar  keine  Schwierigkeiten  verursacht  und 
dessen  Entwickelung  gar  keine  Kosten  bereiten 
würde,  so  hätten  wir  uns  sicherlich  dorthin 
gewandt. 

Ein  solches  Utopia  existiert  aber  in  China 
nicht,  wir  leben  in  einer  realen  und  unvoll- 
kommenen Welt  und  mussten  mit  den  gegebe- 
nen Verhältnissen  rechnen.  Unter  den  erreich- 
baren und  vorhandenen  Plätzen  war  Kiautschou 
alles  in  allem  w^eitaus  der  geeignetste.  Kiaut- 
schou bietet  den  Vorzug  einer  sehr  g:rossen  und 
dabei  durch  ihre  Einfahrt  doch  leicht  zu  ver- 
teidigenden, eisfreien,  tiefen,  in  absehbarer  Zeit 
nicht  mit  Versandung  bedrohten  Bucht,  welche 
auch  bei  schlechtem  'Wetter  vollen  Schutz  ge- 
währt und  mehr  als  genügende  Unterkunft  für 
jede  Kriegsmarine  wie  für  den  bedeutendsten 
Handelsverkehr.  Es  besitzt  eine  centrale  Lage 
zwischen  den  Golfen  von  Japan,  Petschili-Korea 
und  den  Mündungen  des  Jangtsekiang.  Es  be- 
sitzt für  chinesische  Verhältnisse  ein  gutes 
Klima,  vielleicht  das  beste  in  China.  Es  besitzt 
vor  allen  anderen  chinesischen  Häfen  den  Vor- 
zug, Steinkohlen  in  seiner  Nähe  zu  haben. 
Die  Herstellung  von  Eisenbahnverbindungen 
zwischen  Kiautschou  und  den  Kohlenlagern 
von  Schantung  und  bis  zum  Hoangho  ist  nicht 
verknüpft    weder    mit   erheblichen   technischen 
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noch  mit  unverhältnismässigen  finanziellen  1  engeren  Sinne  nördlich  und  südlich  de> 
Schwierigkeiten.  Für  die  Herstellung  dieser  Einganges  der  Bucht,  einschliesslich  der 
Eisenbahnverbindungen  wie  für  die  notwendigen  insdn  Clügesau  und  Potato,  einsehliessUch 
Hafenanlagen  rechnen  wir  auf  die  Mithilfe  des ,  ^^^  Wasserfläche  der  Bucht  bis  zum  hoch- 
deutschen Pnvatkapitals.  1^^^^  Wasserstand  und  einsehliessUch  *W 
Da  man  nicht  wissen  konnte,  zu  welchen  i  sämtlichen  der  Bucht  voi^gelagertea  Inseln 
Schwierigkeiten  die  deutsche  Fussfassiuig  in  !  einerseits  und  einer  Interessensphäre  von 
China  führen  werde,  entschloss  man  sich  1 50  km  im  Kreise  von  der  Bucht;  in  der 
deutscherseits  noch  im  November  1897  zur  letzteren  verbleibt  die  Verwaltung  China  und 


Aussendung  vou  Vei-stärkungen  und  einer 
2.  deutschen  Kreuzerdivision  unter  dem  Be- 
fehle des  Prinzen  Heinrich  (»Deutschland«, 
»Gefion«  u.  s.  w.).  Die  Abfahrt  des  Kreu- 
zei-s  »Gefion«  und  des  Kreuzers  *  Deutsch- 
land« erfolgte  von  Kiel  aus  am  16.  Dezember 
1S97,  nachdem  Kaiser  Willielm  IL  am  16. 
Dezember  in  Kiel  eine  l)edeutungsvoUe  An- 
sprache an  den  Prinzen  Heinrich  gehalten 
hatte,  in  der  er  die  ostasiatische  Expedition 
als  die  erste  Bethätiguug  des  neugeeinten 
und   neuerstandenen  Deutschen  Reiches  in 


ül)erlfisst  dieses  an  Deutschland  nur  einige 
bestimmte  Rechte,  während  die  VerwaJtum: 
des  engeren  Gebietes  ausschliesslich  an 
Deutschland  übergegangen  ist.  Die  pacht- 
weise Uel)erlassung  ist  »vorläufig  auf  J^< 
Jahre«  festgCvSetzt.  In  Artikel  5  ist  u.  a. 
bestimmt:  ^Sollte  Deutschland  später  ein- 
mal den  Wunsch  äussern,  die  Kiautsehou- 
bucht  vor  Ablauf  der  Pachtzeit  au  China 
zurückzugeben,  so  verpflichtet  sich  China, 
die  Aufwendungen,  die  Deutscliland  in 
Kiaut schon  gemacht  hat,   zu  ersetzen    und 


seinen  übei-seeischen  Aufgaben  bezeichnete,  i  einen  besser  geeigneten  Platz  an  Deiitsch- 
der  Verpflichtung  gedachte,   der  deutschen  |  land  zu  gewähi-en.c 

Mission  Schutz  angedeihen  zu  lassen,  an  die .  Durc^h  Ordi^  vom  7.  März  189S  wurde 
Traditionen  der  Hansa  erinnerte  uiid  u.  a.  i  Kapitän  z.  S.  Rosendahl  zum  Gouverneur 
sagte:  j  von  Kiautschou  ernannt.     Sein   Nachfolger 

»Reichsgewalt  bedeutet  Secgewalt !  war  Kapitän  z.  S.  Jaeschke. 
und  Seegewalt  und  Reichsgewalt  be-j  Durch  Kaiserliche  Verordnung  vom  27. 
dingen  sich  gegenseitig,  so  dass  die  eine  j  April  1898,  R.G.B1.  S.  171,  wurde  Kiautschou 
ohne  die  andere  nicht  bestehen  kann  . . .«  i  zum  Schutzgebiete  erklärt  und  dadurch  das 
»Möge  einem  jeden  klar  sein,  dass  der  |  Reichsgesetz  beti\  die  Rechtsverhältnisse 
deutsche  Michel  seinen  mit  dem  Reichs-  j  der  deutschen  Schutzgebiete  vom  15.  März 
adler  geschmückten  Schild  fest  auf  den  '  1888  auf  Kiautschou  anwendbar.  Den  be- 
Boden  gestellt  hat,  um  dem,  der  ilin  um  |  sonderen  örtlichen  Bedürfnissen  des  neuen 
Schutz  angeht,  ein  für  alieinal  diesen ,  Gebietes  wurde  Rechnung  getragen  durch 
Schutz  zu  gewähren  .  .  .  .<  v Sollte  es  1  die  in  Gemässheit  des  letzterwlQinten  Ge- 
irgend  einer  unternehmen,  uns  an  unserem  1  setzes  erlassene  Kaiserliche  Verordnung 
Gute  kränken  oder  schädigen  zu  wollen,  betr.  die  Rechtsverhältnisse  in  Kiautschou 
dann  fahre  drein  mit  gepanzerter  Faust !«  '  vom  27.  April  18i)9,  R.G.B1.  S.  173.  An 
Zu  der  erwarteten  kriegerischen  Aktion  i  demselben  Tage  wiinle  hierzu  eine  Aus- 
in Clüna  oder  etwa  in  den  Philippinen  kam  |  führungsvei-onbiung  des  Reichskanzlers  er- 
es aber  nicht.  Prinz  Heinrich  befestigte  die  lassen. 


deutschen  Beziehungen  zu  den  Höfen  von 
China,  Japan  und  Korea  und  kehrte  erst 
am  13.  Februar  19(K»  nach  Deutsclüand  zu- 
rück. 

Zur  Festigung  der  deutschen  Herrschaft 
in  der  unmittelbaren  Umgebung  des  Pacht- 
gebietes machte  sich  eine  ganze  Reihe  klei- 
nerer Expeditionen    notwendig.     So    wurde 


Die  eigentümlichen  Verhältnisse  der  dem 
Reichsmarineamt  unterstellten  Garnison  \m 
Kiautschou,  bestehend  aus  dem  3.  See- 
bataillon  nebst  Zul)eliör  an  Artillerie  u.  s.  w., 
machten  ein  besonderes  Reichsgesetz  vom 
25.  Juni  1900  (R.G.B1.  S.  304)  erforderiich, 
betr.  die  militärische  Sti-afrechtspflege  in 
Kiautschou,  des  Inhalts: 


u.  a.  schon  am  3.  Dezember  1897  von  deut-  I         §  1-   Auf  die  zum  kaiserlichen  Gouveme- 
schen     Älarinesoldaten     und    Matrosen     die !  ™e?^    Kiautschou     gehörigen     Miütärpersonen 
ausserhalb   des   Pachtgebietes,    aber  in  der  ^  ^'^f.^'' ^'l^^  f^^l]}^'^^'^^^^^ 
Interessensphäre  gelefene  Stadt  Kiaut.chou  |  ^^^t^S^^^^ 

vorübergehend  besetzt.  Im  grossen  Ganzen,-  ^  §  g.  Dieses  Gesetz  tritt  zugleich  mit  der 
vollzog  sich  die  deutsche  Jussfassung  m  !  Mili tär-Straf ff esetzordnung  vom  1. Dezember  1898 
der  Provinz  Schantung  friedlich,  bis  zum  |  in  Kraft  und  hat  bis  1.  Januar  1906  Giltigkeit 
Ausbruciic  der  chinesischen  Revolution  im|  Die  leitenden  Gedanken  fiir  die  Ver- 
Juni 1900.  I  waltung  des  Schutzgebietes,  das,  abweichend 
Der  Vertrag  zwischen  dem  Deutschen  I  von  den  anderen  deutscheu  Schutzgebieten. 
Reiche  und  (.'hina  wegen  Ueberlavssung  |  nicht  der  Kolonialabteilung  des  Auswärtigen 
von  Kiautschou  vom  6.  März  189s  unter-  i  Amtes,  sondern  dem  Reichsmai-ineamt  unter- 
schied    zwischen     einem    Pachtgebiet    im  \  stellt  wurde,  waren  die  folgenden : 
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-»gröestmögliche  Selbständigkeit  des  Gou- 
vernements   gegenüber   den    heimischen 
Behörden,  grösstmOgliche  Zurückhaltung 
<ier  staatlidien  Organe  bei  Massnahmen 
auf    dem  Gebiete   von   Handel   und  In- 
dustrie; Zollfreiheit  und  grundsätzliche 
Gewerbefreiheit;  Ziu-ücktreten  der  staat- 
lichen   Yerwaltimg    zu    Gunsten    weit- 
gehender Selbstverwaltung   nach   Mass- 
gabe der  fortschreitenden  Entwickelung 
des  Schutzgebietes.« 
Demgemäss  wurde  Kiautschou  als  Frei- 
hafen   erklärt   und   am  2.  September   1898 
<lena    Handel   aller  Nationen    geöffnet  und 
der  Zollverkehr  mit  dem  chinesischen  Hin- 
terlande in  überaus  glücklicher  Weise  der- 
art geordnet,  dass  nach  Art  der  zollfreien 
Niederlagen   im   deutschen   Zollgebiet,    die 
Abfertigung  der  Zollgüter  durch  ein  chinesi- 
sehes  Zollaral  in  den  deutschen  Hafen  selbst 
gelegt  wurde. 

Alle  Veranstaltungen  in  Kiautschou  gehen 
von  der  Voraussetzung  aus,  dass  es  gelingen 
^•ird,  die  reichen  Kolüenschätze  der  Pi-ovinz 
Schantung  deutscherseits  zu  erschliessen 
und  durch  eine  deutsche  Eisenbahn  von 
Kiautschou  aus  zugänglich  zu  machen.  Wenn 
es  gelingt,  in  Kiautschou  deutsche  und 
fremde  Handels-  und  Kriegsschiffe  in  unbe- 
schränkter Weise  mit  Kohlen  zu  versorgen, 
dann  ist  diesem  Hafen  und  der  deutschen 
Schiffa.hrt  in  Ostasien  eine  beherrschende 
Stellung  gesichert. 

Ausführliche  Nachrichten  über  die  Or- 
ganisation des  Schutzgebietes  von  Kiautschou 
und  zwai*  sowohl  über  das,  was  bereits  ge- 
schehen ist,  als  über  das,  was  geplant  wird, 
unter  Beilage  von  Karten,  Plänen  und  Licht- 
bildern, enthalten  die  dem  Reichstage  vor- 
gelegten Denkschriften  und  zwar  für  die 
Zeit  bis  Ende  Oktober  1898  die  Denkschrift 
vom  2.  Januar  1899,  Drucksache  Nr.  79  und 
für  die  Zeit  vom  Oktober  1898  bis  Oktober 
ljs99  die  Denkschrift  vom  31.  Dezember  1899, 
Drucksache  Nr.  516.  Von  allgemeiner  Be- 
deutung sind  hierin  die  dargelegten  Grund- 
sätze über  die  Erwerbung  des  Grundbesitzes 
von  den  Chinesen,  die  Behandlung  von 
Kronland,  die  Veräussemng  an  Private  und 
die  Gnmdsteuereinrichtung.  Die  Landfrage 
wird  hierbei  in  durcliaus  anderer  Weise  be- 
handelt, als  dies  in  den  deutschen  und  bis- 
her auch  in  den  fremden  Kolonieen  üblich 
war,  indem  der,  wie  es  scheint,  aussichts- 
voUe  Versuch  gemacht  wird,  die  Land- 
spekulation auszuschliessen  und  dem  Fiskus 
den  hauptsächlichen  Teil  der  durch  die 
grossen  Kulturaufwendungen  des  Fiskus  ent- 
standeneu Wertsteigerungen  des  Grund  und 
Bodens  zuzuführen  bezw.  vorzubehalten. 
Diese  Denkschriften  sind  aber  auch  insofern 
wertvoll,  als  sie  zeigen,  was  an  planvollen 
Arbeiten  geleistet  werden  kann  und  muss, 
H«ndtrörterbach  der  Staatswissenschaften.    Zweite 


wenn  es  sich,  wie  in  Kiautschou,  niclit  um 
ein  jungfräuliches  und  menschenleeres  ür- 
waldgebiet,  sondern  um  eine  dicht  bewohnte 
alte  Siedelung  handelt,  die  aber  auf  dörf- 
licher und  landwtrtschaftlicher  Entwicke- 
lungsstufe  zurückgeblieben  ist  und  nun 
plötzlich  zu  einer  Anlage  für  eine  grosse 
Stadt,  eine  grosse  Garnison,  den  Anfangs- 
punkt einer  grossen  Eisenbahn  und  für  einen 
Kriegs-  und  Handelshafen  nach  dem  Mass- 
stabe des  Weltverkehrs  umgestaltet  wei-den 
muss.  Man  kann  der  Marineverwaltimg,  die 
alle  diese  grossen  und  neuen  Aufgaben  ge- 
löst hat,  auch  vom  kolonial-technischen  Stand- 
punkte aus  das  höchste  Lob  zollen. 

Der  Hafen  von  Tsingtau,  dessen  Bauten 
rasch  gefördert  worden  sind,  geht  als  Frei- 
hafen und  als  Ausgangspunkt  der  im  Bau 
begriffenen  Schantung-Eisenbahn ,  nach  der 
Ansicht  deutscher  und  fremder  Beobachter 
einer  glänzenden  Zukunft  entgegen. 

Für  die  Verwaltung  des  Gouvernements 
Kiautschou  konnte  anfangs  kein  spedeller 
Etat  aufgestellt  werden,  es  wurden  deshalb 
»zm-  Einrichtung  Kiautschous  als  wirtschaft- 
licher und  maritimer  Stützpunkt«  Pausch- 
summen angefordert  und  bewilligt  und  zwar 
für  das  Kechnungsjahr  1898  öOOOOrH)  Mark, 
für  das  Rechnungsjahr  1899  8500()O0Maj'k 
(Akten  1898.  Nr.  241,  S.  2257).  Denkscluift 
zum  Etat  1899  Nr.  79. 

Erst  für  das  Rechnungsjahr  1900  konnte 
ein  wirklicher  Etat  für  das  Schutzgebiet 
Kiautschou  aufgestellt  werden,  der  in  Ein- 
nahmen und  Ausgaben  nut  9993250  Mark 
auslief  und  in  denen  die  Einnahmen  ver- 
anschlagt wurden  mit  150000  Mark  aus 
Land  verkauf,  25000  Mark  direkten  Steuern, 
38250  Mark  Gebühi-en  und  9780000  ]Mark 
Reichszuschuss.  Von  den  Ausgaben  ent- 
fielen 3974685  Mark  auf  fortdauernde, 
5925000  Mark  auf  einmalige  Ausgaben,  im 
wesentlichen  für  Bauten  und  93565  Mark 
für  den  Reservefonds. 

13.  Vergebliche  deutsche  Kolonial- 
versuche. Deutscherseits  sind  eine  ganze 
Menge  Versuche  unternommen  worden,  kolo- 
niale Erwerbungen  zu  machen,  die  aber 
ohne  Ei^ebnis  geblieben  sind.  Wir  woUen 
hier  die  wichtigsten  derselben  aufführen. 

Obwohl  es  einem  Oesterreicher,  Over- 
beck,  nicht  gelungen  war,  das  Deutsche  Reich 
ziu-  üebemahme  des  Protektorates  über 
Nordborneo  zu  bewegen,  liess  er  sich 
nicht  abhalten,  neben  der  mit  englischem 
Handelsmonopol  (Charter)  ausgestatteten 
British  North  Bomeo  Compagnie  (A.  Dent)  in 
Hamburg  eine  »Deutsche  Borneo-Kompagnie«^ 
1884  zu  errichten,  deren  Tabakplantagen 
1888  in  die  Hände  einer  hanseatischen  Kom- 
manditgesellschaft übergingen.  Auch  fürSüd- 
ostborneo  liat  sich  in  Dresden  eine  »Deutsche 
Sunda-Gesellschaftc.  behufsTabakbau  gebildet. 

AuHage.    V.  16 
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Seit  1860  hatten  sich  deutsche  Plantagen- 
bauer auf  den  Fi dji- Inseln  niedergelassen, 
bedeutende  Landerwerbungen  und  in  der 
Landeskultiu"  Aufwendungen  gemacht,  als 
die  Annexion  dieser  Inseln  am  10.  Oktober 
1874  durch  England  erfolgte.  Die  Betei- 
ligten sowohl  als  die  deutsche  Regierung 
waren  zunächst  der  Meinung,  >dass  alle 
wohlbegründeten  Ansprüche  deutscherReichs- 
angehöriger  unter  dem  neuen  Regime  nicht 
nur  auf  einen  höheren  Grad  von  Rechts- 
sicherheit, sondern  auch  auf  eine  wohlwol- 
lendere Rücksichtnahme  zählen  dürfen  als 
bisher«.  Aber  das  Gegenteil  trat  ein.  Die 
wohlerworbenen  Ansprüche  der  Deutschen 
wuirden  ignoriert  oder  ausdrücklich  aber- 
kannt. Daraus  entstand  eine  langwierige  di- 
Eloraatische  Korrespondenz  zwischen  Deutsch- 
ind  und  England,  die  noch  nicht  zu  Ende 
geführt  war,  als  die  kolonialen  Zwistigkeiten 
zwischen  Deutschland  und  England  in  Be- 
zug Südwestafrikas  ausbrachen.  Erst  die 
Di-ohung,  die  englischen  Privatintei-essen 
hier  in  derselben  Weise  zu  behandeln,  wie 
dies  bezüglich  der  deutschen  Intei-essen  in 
Fidji  gesciiehe,  führte  zu  einem  Entgegen- 
kommen der  britischen  Regienmg  und  zur 
Einsetzung  einer  deutsch-englischen  Kom- 
mission in  London,  die  im  Januar  1885  den 
w^esentlichsten  Reklamationen  der  Deutschen 
Rechnung  trug. 

Die  1874  auf  den  Fidji-Inseln  gemachten 
Erfahrungen  bewogen  Deutschland,  in  an- 
deren Gebieten  der  Südsee,  in  denen  der 
deutsche  Handel  ebenfalls  herrschte,  festeren 
Fuss  zu  fassen.  Es  schloss  deshalb  Deutsch- 
land am  1.  November  1876  mit  dem  König 
Georg  1.  von  Tonga  einen  Meistbegünsti- 
gungsvertrag, der  Deutschland  auch  auf  der 
Insel  Vavau  einen  Hafen  nebst  Terrain  zur 
Anlage  einer  Kohlenstation  für  die  Marine 
gewährte. 

Yon  der  Mögliclikeit,  dort  eine  Kohlen- 
station anzulegen,  wurde  deutscherseits  lei- 
der kein  Gebrauch  gemacht.  Die  deutschen 
Ansprüche  an  Tonga  wurden  dagegen  an 
England  abgetreten  in  dem  Samoaabkoramen 
zwischen  Deutschland ,  England  und  den 
Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  vom 
14.  November  1899  bezw.  dem  deutschen 
Reichsgesetz  vom  15.  Febniar  1900.  D.  KoL- 
Bl.  1899,  S.  803,  1900,  S.  5. 

Die  Versuche  des  Deutschen  Reiches,  in 
Liberia,  in  Formosa  und  auf  den  Phi- 
lippinen Fuss  zu  fassen,  eignen  sich  noch 
nicht  zur  öffenthchen  Behandlung. 

Die  Anwesenheit  vieler  Tausende  von 
Deutschen  in  den  englischen  und  holländi- 
schen Gebieten  Südafrikas  und  die  Re- 
aktion des  holländischen  Burenelementes 
gegen  das  Vordrängen  des  angelsächsischen 
Elementes  legten  den  Gedanken  nahe,  in 
dem  noch  hen-enlosen  Teile  Südafrikas  nörd- 


lich der  Bui^nrepubliken   in  Anlehauntr  an 
diese  und  zur  Unterstützung  dieser  deutsehe 
Ansiedelungen    zu  organisieren,   zu    dief^em 
Zwecke    die    Del agoa -Bucht    oder    die 
Santa-Lucia- Bucht  zu  erwerben,    eine 
Eisenbahn  nach  Transvaal  zu  bauen  und 
die    deutsche    Auswandenmg    durch      ein*- 
regelmässig    und    billig  fahrende   deutscht^ 
Dampferlinie  dorthin   zu  lenken.    Im  Jahre 
1876  wurden  dem  Fürsten  Bismarck  diesl>e- 
zügliche  Vorschläge  gemacht    Dieser    faiid 
sie  nicht  übel,  lehnte  aber  eine  Unterstützung 
ab  mit  Hinblick  auf  die  zögernde  Stimmung 
der  Nation  und  des  Reichstagee.    Als  spater 
ähnliche    Wünsche   aus    den    Kreisen     der 
Buren  selbst  laut  wurden,  war  der  günstig 
Zeitpunkt  vorüber,   und   als  Lüderitz    18>4 
Erwerbungen     an     der    Santa-Lucia-Bucht 
machen  Hess,  geschah  dies  in  ungeschickter 
Weise,  die  Engländer  kamen  mit  der  Occ-u- 
pation   zuvor  und  in  dem  auf  die  Abgren- 
zung   der    westafrikanischen    Machtsphäi'en 
bezüglichen  Abkommen  zwischen  Deutschland 
und  England  vom  29.  April  und  7.  Mai  1 8-^5 
verpflichtete  sich  Deutschland,  »seinen  Pro- 
test  gegen    das    Aulhissen    der  englischen 
Flagge  in  der  Bucht  von  Santa  Lucia  zurück- 
zuziehen und  sich  jeglicher  Erwerbung  von 
Gebieten  sowie  jeder  Errichtimg  von  Protekto- 
raten an  der  Küste  zwischen  der  Natalkolonie 
und  der  Bucht  von  Delagoa  zu   enthalten«. 
In  dem  westafrikanischen  Küstengebiete 
zwischen   dem    Senegal  und  Liberia  hatten 
die  Brüder  Colin  aus  Stuttgart  seit  1HS3 
Erwerbungen    am    De  mb  iah -Flusse    ge- 
macht.    Diese   später   an   die   Firma     *Fr. 
Colin,  Deutsch-afrikanisches  Geschäft«  über- 
gegangenen Erwerbungen   wurden  auf  An- 
suchen unter  Reichsschutz  gestellt  und  im 
September    1884    durch    deutsche    Schiffe 
die  deutsche  Flagge  in  dem  Susidande.  Ca- 
bitay    imd    in    Coba   gehisst.     Die    Hoheit 
über   diese   Gebiete   gab  Deutschland    aber 
wieder  auf  in  dem  Protokoll  vom  24.  De- 
zember   1885    über    die    Abgrenzung     der 
deutsch-französischen   Kolonialgebiete,    §  3. 

„Die  Regierung  Sr.  Majestät  des  deut- 
schen Kaisers  verzichtet  auf  alle  Rechte  und 
Ansprüche,  welche  sie  bezüglich  der  zwischen 
dem  Rio  Nunez  und  dem  Melacor6e  gelegenen 
Gebiete,  namentlich  bezügUch  Coba  und 
Cabitay  geltend  machen  könnte,  und  erkennt 
die  Soiiveränität  Frankreichs  über  diese  Ge- 
biete an." 

Das  unabhängige  Sultanat  Witu  hatte 
1867  durch  Richard  Brenner  versucht,  deut- 
schen Schutz  zu  erhalten.  Als  dann  187S 
die  Brüder  Denhardt  zu  Bevollmächtigten 
des  Sultans  Achmed  ben  Fumo  ernannt 
wurden  und  von  ihm  1885  eine  Landstrecke 
von  25  Quadratmeilen  erhielten,  erneuerte 
der  Sultan  sein  Schutzgesuch,  dem  im  April 
1885   entsprochen  wuixle.    Nach    vorausge- 
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gangenen  Schwierigkeiten  erkannte  auch 
der  Sultan  Seyid  Bargasch  von  Sansibar 
<Ue  Schiitzherrschaft  des  deutschen  Kaisers 
über  das  Festlandsgebiet  von  Witu  bedin- 
gungslos an. 

Auch  das  deutsch-englische  Abkommen 
vom  29.  Oktober  und  1.  November  1886 
erkannte  die  deutschen  Rechte  an  und  steDte 
als  Grenzen  des  Witulandes  südlich  Kipini, 
nördlich  die  Mandabucht  fest,  und  im  Januar 
1H87  wimien  die  deutschen  Grenzpfähle 
gesetzt.  Die  Anspnlche  des  Sultans  Achmed 
auf  die  Inseln  Manda  und  Patta  wurden 
aber  englischerseits  nicht  anerkannt. 

Durch  Vertrag  vom  30.  Juni  1885  waren 
die    Denhardtschen    Erwerbungen    auf    die 
Witu-Gesellschaft    übei^gangen,    die    als 
Vertreter   Kurt  Toeppen  bestellte  und  auf 
der    Insel    Lamu    ihre    Hauptniederlassung 
anlegte,    welche   Insel   im   Abkommen  von 
1S86   aber  dem    Sultan  von  Sansibar   ver- 
blieben war.    Da  dann  die  Witu-Gesellschaft 
und  die  britisch-ostafrikanische  Gesellschaft 
gleichmässig  Anspriiche    auf    die  Zollpacht 
von  Lamu  machten,  wurden  dmxjh  Schieds- 
spruch des  belgischen  Ministers  Lambermont 
die  engüschen  Anspniche  anerkannt.   Unter 
Sultan    Achmeds   Nachfolger  Fumo   Bakari 
gelang   es  den  Engländern,  auf  den  Inseln 
Jlanda  und  Patta  Fuss  zu   fassen  und  die 
Stellung    der    Deutschen    in    dem   schönen 
Hafen     der     Mandabucht     zu    schwächen. 
Deutschland   stellte   demgegenüber  am   22. 
Oktober  1889  das  zwischen  der  Nordgrenze 
von  Witu  und  der  Südgrenze  der  dem  Sul- 
tan   von    Sansibar   gehörigen    Station    von 
Kismayu  belegene  Gebiet  auf  Grund  der  mit 
den    dortigen    Sultanen    und    Häuptlingen 
geschlossenen    Verträge    und    vorbehaltlich 
erworbener  Rechte  Dritter  unter  den  Schutz 
fies   Kaisers.     In    dem    deutsch-englischen 
Abkommen  vom  1.  Juli  1890  überliess  aber 
Deutschland  sowohl  Witu  als  seinen  Anteil 
am  Somalilande  an  Grossbritanuien(Art.IX). 
„Deutschland  verpflichtet  sich,  die  Schutz- 
herrschaft  Grossbritanniens  anzuerkennen  über 
die  verbleibenden  Besitzungen  des  Sultans  von 
Sansibar    mit  Einschluss   aer    Inseln   Sansibar 
und  Pemba  sowie  über  die  Besitzungen  des  Sul- 
tans von  Witu  und  das  benachbarte  Gebiet  bis 
Kismayu,  von  wo  die  deutsche  Schutzherrschaft 
zurückgezogen  wird." 

Durch  dieses  Uebereinkommen  blieben 
die  Rechte  der  Witugesellschaft  unberiihrt, 
welche  sich  ableiteten  aus  der  Abtretung 
von  25  deutsehen  Quadratmeilen  mit  allen 
Hoheitsrechten  an  Denhardt  (8.  April  1885). 
Die  Witugesellschaft  wui-de  dai'aufhin  im 
Jiüi  1890  mit  der  deutsch-ostafrikanischen 
(resellschaft  verschmolzen.  Ein  privater 
deutscher  Unternehmer  A.  Küntzel  wurde 
mit  8  Genossen  am  15.  September  1890  in 
Wtu  ermordet.  Der  englischen  Occupation 
von  Witu   setzte  der  Sultan  Fumo  Bakaid 


bewaffneten  Widei-stand  entgegen,  bei  dem 
er  fiel.  Kol.-Jahrbuch  1888  S.  231,  1889 
S.  260. 

Im  Anschlüsse  an  die  deutschen  Erwer- 
bungen in  den  Gebieten  der  Sultane  von 
Sansibar  und  von  Witu  hatten  verschiedene 
Deutsche  auch  an  der  Somaliküste  Fuss 
gefasst.  Vertrag  des  Gix)sssultans  Osman 
in  Halule  mit  Regierung"s-Baumeister  Hör- 
necke vom  6.  September  1885  (Erwerbung 
von  Rechten  auf  die  Somalikilste  von  Bender- 
Gasen  bis  Warscheioh);  Vei-trag  des  Jussuf 
Ali  mit  V.  Andei-ten  vom  24.  November  1885; 
Expedition  Jühlke  besuchte  im  Oktober 
1886  den  Wabaschihafen  und  erwarb  Rechte 
auf  das  Land  von  Ma  Kdischu  bis  nach 
Witu.  Bei  einem  Yensuche,  die  Barre  des 
Jub  zu  passieren,  kam  am  11.  November 
1886  Leutnant  Günther  ums  Leben,  und  Dr. 
Jühlke  wurde  am  1.  Dezember  1886  in 
Kismayu  ermordet.  Obwohl  mehrfach  die 
deutsche  Flagge  ^ehisst  worden  war,  lehnte 
die  deutsche  Regierung  die  Uebernahme  der 
Hoheit  ab.  Dies  machte  sich  Italien  zu 
nutze,  indem  es  1888  vom  Sultan  Jussuf 
Ali  das  Protektorat  über  Abbia  in  einer 
Küstenausdehnung  von  800  km  erwarb  und 
nach  Ratifikation  des  Verti-ages  am  8.  Juni 
1889  an  der  Soraaliküste  die  italienische 
Flagge  hisste.    Kol.-Jahrbuch  1889  S.  266. 

Litteratur:  /.  Abschnitt  (Allgem^nes):  A, 
Begriff  und  Arien  der  Kolonisation.  W*  Koscher , 
Kolonieen,  Kolonialpolitik  und  Aunvanderung, 
1.  Auß,  1848,  2.  Aufl.  1856,  S.  Aufl.  (in  Ver- 
bind U7ig  mit  R.  JannajtchJ  1885,  —  Hübbe- 
Schieiden,  Ueberseeiscke  Politik,  I.  eine  kultW' 
icissenschaftlirke  Studie,  Hamburg  1881,  — 
Derselbe f  Cebers.  Pol.,  IL  Kolonisationspolitik 
und  Kolonisationstechnik,  eine  Studie  Ober  Wirk- 
samkeit und  Rentabilität  von  Kolonisationsgesell' 
Schäften,  Hamburg  1888.— ü^riedrich  Fabri,  Be- 
darf Deutschland  der  Kolonieen  t  Eine  politisch- 
ökonomischeBetmchtung, Gotha,  l.Auß.l879,  S.Anfl, 
1889.  —  A»  E,  F.  Schilfflef  Kolonialpolitische 
Studien,  in  der  Tübinger  Zeitschr.  f.  Staatsw., 
Bd.  42,  S.  625—665;  Bd.  48,  S.  128—217,  348 
—416;  Bd.  44,  S.  59—96,  263—806.  —  Der- 
selbe,  Deutsche  Kern-  und  Zeitjragen,  Berlin 
1894.  —  Karl  Frhr,  v,  Stengel,  Deutsches 
Kolonialstaatsrecht  mit  Berücksichtigung  des 
internationalen  Kolonisationsrechis  und  des  Ko- 
lonial Staatsrechts  anderer  europäischer  Staaun, 
in  den  Annalen  des  Deutschen  Reichs  1887, 
S.  809—398,  805—957.  —  Derselbe,  Die  deut- 
schen KolonialgeseUschafien,  ihre  Verfassung- und 
ihre  rechtliche  Stellung,  Schmollers  Jahrb.  1888, 
S.  219  f.  —  Derselbe,  Die  deutschen  SchuU- 
gebiete,  ihre  rechtliche  Stellung,  Verfassung  und 
Verwaltung,  Annalen  1888  und  Sonderabdruck, 
München  und  Leipzig  1889.  —  Derselbe, 
Schutzgebiete  (Kolonieen)  in  dem  ron  ihm  heraus- 
gegebenen Wihrterbuch  des  deutschen  Verwaltungs- 
rechts, J.  Ergänzungsband,  1892,  S.  79-92.  — 
Derselbe,  Herrenloses  Latul  in  den  deutschen 
Schutzgebieten,  im  Kol.  Jahrb.  1895,  S.  10.  — 
JK.  Adam,  Völkerrechtliche  Occupation  und 
deutsches  Kolonialstaatsrecht,  im  Archiv  f.  öffentl. 
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E.,  1892,  2.  Hejt.  —  Uebersichten  über  die  Ver-  \ 
träge,  Gesetze  und  Verordnungen ßlr  die  Kolonieen 
und  Schutzgebiete  der  souveränen  Staaten  giebt 
seit  1884  Schüffle  in  jedem  Jahrgang  der  Tübinger 
Zeitschr.  f.  d.  ges.  Staatsir.  —  H'agner  und 
Supaiif  Die  Bevölkerung  der  Erde,  VIII,  Gotha 

1891.  —  E.  von  JPhiUppovirhf  Auswanderung 
und  Au9n?anderungspoUtik  in  Deutschland,  Sehr, 
d.  Ver.  f.  Sozialp.,  5J,  Leipzig  1892.  —  Alfred 
Zimmermann^  Kolonialgeschichtliche  Studien, 
Oldenburg  und  Leipzig  1895. 

B.  Kolonial'  und  Kohmisationspolitik,  Sys- 
teme und  Technik.  —  H,  MeHvale^  Lectures 
on  Colonisation  and  Colon ies,  London  I84I.  — 
E,  G.  Wakefleld,  A  Letter  front  Sidnei/  18J9. 
—  Derselbe f  Colonisation  Society,  1880.  — 
Derselbe f  England  and  Amerika,  1888.  — 
Derselbe^  A  riew  on  the  Art  of  Colonisation 
18 49.  —  Hübbe^Schlelden,  Ueherseeischr.  Poli- 
tik, I,  1881,  II,  188S.  —  Riidolf  Meyer^  Heim- 
stätten- und  andere  Wirtschuftsgesetze  der  Ver- 
einigten Staateji  von  Kordamerika,  von  Canada, 
Russland,  China,  Indien,  Rumänien,  Serbien  und 
England,  Berlin  1888,  6S£  S.  —  Le  regime 
foncier  aux  colonies,  Bruxelles  (As her  «fc*  Co.), 
1899.  —  Alf  reit  Zifntnermann,  Die  gesetzliche 
Regelung  des  Gmndenrerbes  in  den  englischen, 
französischen  und  holländischen  Kolonieen,  in 
Conrads  Jahrb.,  II L  F.,  VIII,  1894,  S.  885.  — 
Die    Nachahmungen    der    Landgesetzgebung   der 

Vereinigten  Staaten  in  den  australischen 
und  amerikanischen  Gebieten,  in  Schmollers 
Jahrb.  1889,  S.  198.  —  Heinrieh  Semmler, 
Die  tropische  Agrikultur,  ein  Handbuch  für 
Pflanzer  und  Kaußeute,  4  Bde.,  Wismar  1886 
— 1892;  2.  Aufl.  bes.  v.  Warburg ,  Buse- 
mann  und  Hindarf,  Wismar  1900.  —  A. 
Frhr,  v.  Ha'inm^rstein.  Der  tropische  Land- 
bau, Berlin  1886.  —  H.  Rieck,  Praktische  An- 
leitung zur  Kultivation  subtropiscfier  Gebiete, 
nach  »üdaustralischen  Erfahrungen,  München 
1887.  —  C  F.  E,  Sehultse,  Der  rationelle 
Estanziabetrieb  im  unteren  Laplatagebriete,  Ham- 
burg 1886.  —  Karl  KaergeVy  Brasilianische 
Wirtschaftsbilder,  Berlin  1889.  —  Derselbe, 
Tangaland  und  die,  Kolonisation  Deutsch-Ost- 
afrikas, Berlin  1892.  —  F.  Wohltmanny  Hand- 
buch der  tropischen  Agrikultur,  I.  Bd.:  die 
natürlichen  Faktoren  der  trop.  Agrikultur,  Leipzig 

1892.  (Der  2.Bd.  soll  die  wirtschaftliche  NtUzung  der 
deutschen  Kolonieen  in  Afrika  behandeln.)  — 
Derselbe,  Deutsch-Ostafrika,  Berlin  1899.  — 
Th,  H.  Engelbrecht,  Die  Landbauzonen  der 
aussertropischen  Länder,  Berlin  (Beim er)  1898.  — 

0.  Schellang,  Das  Tropenklima  und  sein  Ein- 
fluss  auf  das  Leben  und  die  Lebensweise  des 
Europäers,  im  Kol,  Jahrbuch,  V,  S.  58.  —  Eine 
Schule  für  Tropenpflanzer,  Kol.- Jahrb.,  VI,  S.  I42. 
— •  Mao!  Benehe,  Die  Ausbildung  der  Kolonial- 
beamten, Berlin  1894. 

C.  Zeitschriften  und  Sammelwerke.  Deut- 
sches Kolonialblau,  Amtsblatt  ßlr  die  Schutz- 
gebiete des  Deutschen  Reiches,  herausgegeben  ron 
der  Kolonialabteilung  des  Aus7värtigen  Amtes, 
Berlin,  I.  Jahrg.,  1890 ff.  —  Mitteilungen  von 
Forschungsreisenden  %md  Gelehrten  aus  den 
deutschen  SchtUzgebieten,  herausgegeben  von  Frhr. 
V.  Danckelmann,  Generalsekretär  der  Ges. 
ßlr  Erdkunde   in  Berlin,   I.    Bd.,    1888  ff.,   seit 

1.  I.  1891  mit  dem  Deutschen  Kol.-Blatt  rereinigt 
und  vierteljährlich  als  wissenschaftliche  Beihefte 


zu  demselben  herausgegeben.  —  Xachrichtea  i*h*^>' 
Kaiser-  Wilhelms-Land  utid  den  Bismarch-ArchipfK 
herausgegeben  von  der  yeu-Guinea-Kompa*fn*r. 
Berlin,  I.  Jahrg.,  1885 ff.  —  nExport»,  fjrif'i,' 
des  Centralvereins  für  Ilandelsgeographie  f'fr. 
in  Berlin,  herausgegeben  von  R.  Janua srh . 
I.  Jahrg.  1879,  bis  jetzt  XXII.  Jahrg.  mt*f.  — 
Geographische  Xachrichten  für  Welthandel  *n*  •" 
Volksirir tschaft,  herausgegeben  von  O.  Kernte  h. 
Berlin,  Jahrg.  I~III,  1879—1881.  —  yiWeltpfjst  . 
Blätter  ßlr  deutsche  Auswanderung,  Kolonisttti'^.i 
und  Weltverkehr,  herausgegeben  von  R.  Lessf  >  . 
Leipzig,  Jahrg.  I^III,  1881—1888.  —  D^'nUch' 
Kolonialzeilung,  Organ  des  deutschen  Kol^tni^f!- 
Vereins,  seit  1888  der  deutschen  Kol.-G.,  Krank- 
fürt  a.  31.  und  Berlin,  Jahrg.  I — IV,  1884 — 18.'^: 
(oktav)  und  N.  F.,  Jahrg.  I,  1888 ff.  —  B*'Ur{h;' 
zur  Kolonialpolitik  und  Kolonial\rirtsch»ijn . 
heixiusgegeben  ro7i  der  deutschen  Kol.-G.,  Berliu 
(seit  1899  jährlich  20  Hefte).  —  Koloniale  Ze*'- 
Schrift,  herausgegeben  von  Dr.  Hans  Wagne  i  . 
I^ipzig,  Bibliogr.  Institut,  I.  Jahrg.,  li*Oi).  — 
Kohniales  Jahrbuch,  herausg.  von  Gustav  M*  /- 
necke,  Berlin,  I.  Jahrg.  1888,  XI.  Jahrg.  189.^.  — 
Deutscher  Kolonialkalender  und  statistisches  Hand- 
buch für  das  Jahr  1900,  U.  Jahrg.,  herausg.  r,.„ 
Gustav  Me  in  ecke,  Direktor  d^s  deutsch'  u 
Kolonialmuseums,  Berlin  1899.  —  />rM/w?rÄr< 
Kolonial- Handbuch,  von  Rudolf  Fitzner,  Ber- 
lin (Paetel)  1896.  —  Verltandlungen  der  Af'- 
teilung  Berlin- Charlottetiburg  der  Deulschrn 
Kolon  ial-G.  seit  1897.  —  Kurt  Hasser  t. 
Deutschlands  Kolonieen,  Leipzig  1898.  —  Paul 
JLanghans,  Deutscher  KohnialatUis ,  GotJi-i 
(Justus  Perthes).  —  C.  Hessler,  Kurze  Landf^- 
künde  der  deutschen  Kolonieen,  S.  Aufl.,  Leipzig 
1898.  —  E,  Oehimann,  Die  detUschen  Kolonirr n, 
Breslau  1900.  —  Afrika-Bote,  Xachr.  aus  der  afrik. 
Miss.  f.  d.  kath.  Volk,  herausgeg.v.  d.  Mission*- 
hause  d.  weissen  Väter  in  Trier,  seit  1S9.5.  — 
Alldeutsche  Blätter,  herausgegeben  v.  AUd.  !>/- 
ba7ide  Berlin^  seit  1891.  —  Archiv  für  iSchip- 
und  Tropenhygiene,  herausgegeben  von  Mensc, 
Leipzig  (Barth),  seit  1897.  —  Der  Tropenpßanzrr, 
herausgegeben  vom  Kolonialwirtschaftl.  KomiU" 
in  Berlin,  Unter  den  Linden  40.  —  Geographische 
Zeitschrift,  herausgegeben  von  A Ifr edHettnei, 
Leipzig  (B.  G.  Teubner),  seit  I894.  —  Zeitschf. 
für  afrikanische  und  oceanische  Sprachen,  hf^mu^- 
gegebeti  von  A.  Seidel,  Berlin  (Reimer),  srit 
189 4.  —  Jahresberichte  der  deutschen  KoUmio^- 
gesellschaft,  Berlin.  —  Bibliothkiue  coloniale  inter- 
nationale. PubliccUion  de  V Institut  CKtlonial  intcr- 
iiational,  Bruxelles.  —  Revue  coloniale  intemati**- 
naie,  Amsterdam  1885 ff.  —  The  colonial  yearbo*>k, 
by  Ä.  J.  TrendeU,  London.  —  Le  regime  fonci'-r 
aux  colonies,  Bruxelles  (Asher  d*  Co).  —  Statistir^d 
Abstract  for  the  severcU  colonial  and  other 
possessions  of  tlie  United  Kingdom,  jährlich 
seit  1862.  —  Colonial  office  list,  London,  seit 
1802.  —  India  list,  London,  (seit  f).  —  Bulletin 
des  etudes  eoloniales  et  maritimes,  seit  187 '> 
(monatlich).  —  Bulletin  offidel  des  colonies,  seit 
1887.  —  Bulletin  des  renseignements  coh- 
niaux,  seit  6.  II.  1888  (alle  S  Monate).  —  Bulle- 
tin de  la  Societe  des  etudes  eoloniales  et  nwri- 
times,  seit  1870  (monatlich).  —  Le  Colonial,  seit 
1898  (alle  2  Monate).  —  La  Colonisation  fran^i^«; 
seit  1890  (monatlich).  —  La  Depeche  coloniale  (t). 
—  L'Echo  de  France  et  d'ontir-mer  (fj.  — 
I/iberte  des  Colonies,  seit  1.  III.  1888  (wöcheid- 
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lieh).  —  Jfoniteur  des  eoloni^s  et  des  paya  de 
protectoraty  seit  1S82  (alle  2  Monate),  —  Ze 
Petit  Cnhnial,  Marine  et  CoUmies,  Direktor  Ph. 
LiMojons,  seit  1888  (iröchenUich).  —  Qm'maine 
roloniale,  seit  1896  (alle  2  Monate).  —  Revue 
ctdoniule,  annexe  du  Moniteur  ojficiel  du  com- 
merce,  seit  1897  (wöchentlich).  —  Revue  Gazette 
tnaritime  et  coloniale,  Direktor  E.  Pliquet,  seit 
IS 82  (alle  3  Monate).  —  Revue  eolaniale,  erschien 
184,1 — 1858;  dann  Revue  algerienne  coloniale, 
erschien  1859 — 1860,  seit  1861  als  Revue  mari- 
time fmimaüich).  —  Sttd-Corse  colonial,  aurienne 
Co*>peratüm  coloniale,  seit  1885  (monatlich).  — 
Tribüne  des  colonies  et  des  protectorats,  juridique, 
p<pfiti4ju€  et  commercial  en  deux  publicatians 
tlistiuctes,  (seit  f)  (monatlich).  —  Le  mouvement 
Africnin,  revue  generale  d'exploration  et  de 
rotonisatioH  de  VAfrique,  Directeur  J.  Andre, 
rrd.  Paul  Combes,  parait    Ums   les   mois,   Paris. 

—  Annita ire    du  Ministere   des   colonies,    Paris. 

—  Publications  de  l* Union  coloniale  Pran^aise, 
Paris  seit  1S9S. 

IL  Abschnitt:  Die  Teilung  Afrikas  und 
die  Begründung  des  Kongostaates.  —  A.  Stipan, 
Em  Jahrhundert  afrikanischer  Forschung,  Peter- 
manns Mitteihmgen,  Gotha  1888.  —  Wagner 
und  Supan,  Die  Bevölkerung  der  Erde,  VII J, 
Gotha  1891.  —  Max  von  Koschiizky,  Deut- 
sche Kolonialgeschichte,  I.  Teil  1887,  II.  Teil 
1888.  —  Emile  Banning,  Die  pfdiiische  Teilung 
Afrikas  nach  den  neuesten  internationalen  Verein- 
barungen, 1885 — 1889,  deutsch  von  A.  Pfungst, 
Berlin  1890.  (Das  französische  Original  bricht 
mit  dem  Juni  1888  ab,  der  Uebersetzer  hat  Zu- 
sätze bis  zum  Sovember  1889  gegeben.)  —  F, 
van  Ovtroy  y  Conventions  internationales 
definissant  les  limites  actneUes  de^  possessions, 
protectorats  et  spheres  dHnfluence  en  Afrique 
publices  d*aprh  les  tcxtes  authenUques,  Bruxelles 
1808,  Societe  Beige  de  librairie. —  The  partition 
of  Afrika  by  J.  Scott  Keltie,  Assistant  Secretary 
tit  the  Royal  Geograph ical  Society.  With  trenty- 
cme  mops,  London  189S.  —  Albert  Chapaux, 
Le  Congo,  Bruxelles  1894'  —  ^^  conqnete  de 
VAfrique  (Allemagne,  Angleterre,  Congo,  Portu- 
gal) par  Jean  Darcy,  Paiis  (Perrin)  1900.  — 
Afrikanische  Nachrichten,  Unabhängige  Wochen- 
sehriß  für  die  Kenntnis  Afrikas  mit  besonderer 
Berüeksichtigttng  der  deutschen  Kolonial-  und 
Handelsinteressen,  Weimar  und  Wien,  Geogr. 
Institut,  seit  1892.  —  Aktenstücke  betreffend  die 
Kongofrage,  6.  III.  1884  bis  26.  II.  1885,  Deut- 
sches Weissbuch  III,  S.  1—72.  —  Helmolt, 
Das  Jubiläum  einer  Linie  (Teilungslinie  Papst 
Alexanders  VI.  v.  4.  V.  149S)  in  der  wissensch. 
Beil.  der  Leipz.  Ztg.  v.  2.  V.  189S.  —  Ein  Jahr- 
hundert der  Afrikaforschung.  Zum  100 jährigen 
Gedenktag  der  Gründung  der  African  asso- 
ciation,  9.  VI.  1781,  mit  IS  Kärtchen  (die  den 
Fortschritt  der  Afrikaforschung  seit  1790  von  10 
zu  10  Jahren  übersichtlich  zeigen),  von  Alex, 
Supan,  in  Petermanns  Mitteilungen,  84.  Bd. 
1888,  S.  161.  —  Bereits  die  1895  erschienene 
kongolesische  Bibliographie  des  Herausgebers 
des  Mouvement  gSographique ,  A.  J.  Wauters 
führt  nicht  weniger  als  S800  Arbeiten  über  den 
Kmgostaat  auf.  Die  icichtigsten  sind  die  von 
Boulger,  Cottier  und  Wauters.  — D,  C. 
Bauiger,  The  longo  State  or  the  growth  of 
rivilisation  in  Central  Afrika,  1898.  —  F, 
Cottier,    Droit    et   administration    de  l'etat  in- 


dependant  du  Congo,  Bnurlles,  Larcier  1898.  — 
A,  tJ.  WauterSf  Vetat  independant  du  Congo, 
Bmxelles  (Falk)  1899.  —  O.  K,  Anton, 
Domaniul-  und  Landpolitik  des  Kongostaates, 
in  Schmollers  Jahrb.  April  1900.  —  Documeiiis 
relatifs  ä  la  repression  de  la  traite  des  esclaves 
puhlies  en  execution  des  articles  81  et  suivants 
de  l'acte  general  de  Bruxelles.  —  Eine  Samm- 
lung aller  Grenzabkomjnen,  die  Frankreich  1881 
— 1898  mit  anderen  Mächten  über  afrikanische 
Gebiete  abgeschlossen  hat,  enthält  das  französische 
Gelbbuch  1898.  —  A.  Zimmermann,  Die 
handelspolitische  Bedeutung  Afrikas,  in  der 
Londoner  Finanzchmnik  1900.  Auszüge  im  D. 
Kol.-Bl.  1900,  S.  151. 

III.  Abschnitt:  Die  Teilung  des 
Ostens.  A.  Zitntnermann,  Die  europäischen 
Kolonieen.  Bd.  I:  Portugal  und  Spanien,  Berlin 
1896.  Bd.  II  u.  III:  GrossbriUinnien,  1898  und 
1899.  —  Rusaland  in  Asien,  Leipzig,  Zuckschwerdt: 
Bd.  L  General  Annenkow  und  I>r.  O. 
Heyfeliier,  Tratiskaspien  und  seine  Eisenbahn, 
1889.  Bd.  IL  General  Krahnier,  Russland 
in  Mittelasien,  1898.  Bd.  III.  Verseihe, 
Sibirien  und  die  grosse  sibirische  Eisenbahn.  — 
Hermann  Brunnhof  er,  Russlantis  Hand 
über  Asien,  St.  Petersburg  1897.  — ^  Ai^jcis 
Krause,  Russiu  in  Asia  1558—1899,  London 
(Richards)  1899.  —  Mao:  Graf  York  von 
Wartenburg,  Oberst  und  Abteilungschef  im 
grossen  Generalstabe,  Das  Vordringen  der 
russischen  Macht  in  Asien,  Berlin  (Mittler)  1900. 

—  C  Busley,  Der  Kampf  um  den  ostasiatischen 
Handel,  Berlin  (Reimer)  1897.  —  Valentine 
Chirol,  Die  lAiye  in  Ost<isien,  Berlin  (Rade) 
1896.  —  Commercial  map  of  China,  showing  the 
railwai/  Concessiotis ,  coal  ßelds  etc.,  London 
(Daily  Mail,  Philp)  1899.  —  Oskar  Münster- 
berg.  Die  Reform  Chinas,  Berlin  1895.  — " 
Ferd,  Frhr,  von  Riehthofen^  Schantung  und 
seine  Eingangspforte  Kiautschou,  Berlin  (Reimer) 
1899.  —  Ost-Asien,  1860—1862  in  Briefen  des 
Grafen  Fritz  zu  Eulenburg,  herausgegeben  von 
Graf  A.  Ph  Hipp  z  u  Eulenburg-Hertefeld, 
Berlin  (Mittler)  1900.  —  Das  sogenannte  Tes- 
tament Peters  d.  Gr.,  abgedeckt  u.  a.  im  Juli- 
heft 1899  der  ZeiUchrift  nDer  Orientu.  —  Af. 
von  Brandt,  Die  Zukunft  Ostasiens,  Stuttgart 
1895.  —  Derselbe,  Industrielle  und  Eisenbahn- 
untemehmungen  in  China,  Berlin  (Reimer)  1899. 

—  Albrecht  Wirth,  Das  Wachstum  der  Ver- 
einigten Staaten  von  Amerika  und  ihre  aus- 
wärtige Politik,  Bonn  1899. 

IV.  Abschnitt:  Kolonieen  und  Kolonial- 
politik der  einzelnen  Staaten  A.  bis  H.  — Alfred 
Zimmermann,    Die    europdischen    Kolonieen. 

I.  Bd.  Die  Kolonialpolitik  Portugals  und  Spaniens, 
Berlin  (MiUler)  1896.  IL  Bd.  Die  Kolonial- 
politik Grossbritanniens,  1.  Teil,  1898.  III.  Bd. 
Die  Kolonialpolitik  Gntssbritanniens,  ^.  Teil, 
1898.  —  Derselbe,  Die  gesetzliche  Regelung 
des  Grunderwerbes  in  den  englischen,  franzö- 
sischen und  holländischen  Kolonieen,  in  Conrads 
Jahrb.  1894  S.  885,  1895  S.  •2:!9.  —  Hübbe- 
Schleldent  Vebersecische  Ptlitik,  I.  eine  kultur- 
wissenschaftliche Studie  mit  Zahlenbildem,  Ham- 
burg 1881.  —  Derselbe^    Veberseeische   Politik, 

II.  Kolonisntionspolitik  und  Kobmisationstechnik, 
Hamburg  188^.  —  Wagner  und  Stipan,  Die 
Bevölkerung  der  Erde,  VIII,  1891,  Petermanns 
Mitteilungen,  Ergänz nngsheft  101.  —  Proceedings 
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of  the  Royal  Colonial  Institute  (hU  S3.  Bd., 
Jahrg.  1891  und  189^),  London.  —  O.  Wendt, 
England,  seine  Geschickte,  Verfassung  und  staat- 
lichen Einrichtungen,  Leipzig  189£.  —  C  W, 
tTansgen,  Holländische  KoUmialpolitik  in  Ost- 
indien,  Berlin  I884.  —  E,  Metzger^  Vierzig  Jahre 
niederländischer  Kolonialherrschaft  in  Ostindien, 
Hamburg  1890,  —  L.  F.  M,  Schulze,  Führer  auf 
Java,  Leipzig  1890.  —  GeUgentlich  der  Pariser 
Kolonialausstellung  erschien  1889  im  amtlichen 
Auftrage  unter  Leitung  des  Specialkommissars 
Jjouis  Henrique:  Les  Colon ies  Fraii^aises,  Paris, 
Maison  Quayitin,  VI  vol.  (Bd.  I.  Die  Kolonieen 
und  Protektorate  des  Indischen  Oceans;  Bd.  II 
Die  amerikanischen  Kolonieen;  Bd.  III.  Die 
Kolonieen  und  ProtekU.}rate  Indo-Chinas  ;  Bd.  IV. 
Die  Kolonieen  und  Protektorate  der  Sädsee; 
Bd.  V  und  VJ.  Die  afrikanischen  Kolonieen.)  — 
Seit  1888  erscheint  ein  Annuaire  Colonial  unter 
der  Aufsicht  des  französischen  Unterstaatssekre- 
tärs für  die  Kolonieen.  —  Seit  1890  werden  auch 
nach  Bestimmung  des  Staatssekretärs  für  die 
Kolonieen  alle  i  Wochen  periodische  Berichte 
ilber  die  französischen  Kolonieen  im  Journal 
offidel  de  la  Republique  Fram^aise  veröffentlicht. 

—  L'Italia  e  la  aua  colonia  africana, per Leopoldo 
Franchetti,  S.  Lapi  1891.  —  Eilouard  Petitf 
Organisation  des  colonies  fran^aises,  Vol.  II, 
Paris,  Nancy  1895.  —  Union  coloniale,  hat  seit 
189S  eine  Reihe  von  Broschüren  veröffentlicht: 
1.  Ratschläge  für  Aus^cnn derer ;  ^.  Das  En- 
registrement  in  den  Kolonieen;  S.  Zoll-  und 
Handelssystem  der  Kolrmieen;  4,  Handbuch  der 
Tropenhygiene  von  Nicolas;  5.  Handbuch  für 
Ansiedler  in  Tunis.  —  O,  K,  AnUnif  Die 
kolonioleWiedei'geburt Frankreichs,  im  D.Wochen- 
blatt, 1894,  ^'f'  U,  '^5.  —  Derselbe,  Negiere 
Agrarpolitik  der  Holländer  auf  Java,  in  Schmollers 
Jahrb.  1899.  —  LiUeratur  zur  Geschichte  der 
Niederländischen  Kolonieen  ist  zusammengestellt 
in  R.  L.  Pragers  Antiquariatskatalog  Nr.  IS4, 
S.  tS — -27.  —  E,  Ou^nin,  La  nouvelle 
France,   I  1897,   II  1898,   Paris  (A.  Fourneau). 

—  Jaarcijfers,  uitgegeven  door  de  Centrale 
Commissie  voor  de  Statistiek  Kolonien  1898 
en  vorige  Jaren  (Annuaire  Statist  ique  des 
Pays  -BaSfpublie  par  la  Commission  centrale  de 
Statistique,  Colonies  1893  et  annies  anterieures), 
s'Gravenha^e  1895.  —  W.  Cunninghatn,  The 
growth  of  English  Industrie  and  Commerce  in 
modern  times,  Cambridge  1892.  —  W,  A,  S, 
HewlnSf  English  trade  andfinance  of  Seventeenth 
Century,  189^.  —  Alfred  Caldecott,  English 
Colonisalion  and  Empire,  London  1891.  —  C. 
«7.  FuchAf  Die  Handelsjmlitik  Enqhtnds  und 
seiner  Kolonieen  in  den  letzten  Jahrzehnten, 
Sehr.  d.    Ver.  f.  Sozialp.,  Bd.  57,    Leipzig  1898. 

—  G,  Rtihland  f  Aus  dem  Verfassungs-  und 
Verwaltungsrecht  des  britisch-indischen  Kaiser- 
reichs, in  der  Tübinger  Zeitschr.  f.  Staatsw., 
49.  Jahrg.,  S.  2'2S—25'2  und  408— 456.  —  Sir 
Walter  Raleighs  Karte  von  Guyana  um  1595, 
reproduziert  (mit  Text)  von  L.  Friederichsen  in 
der  Hamburger  Festschrift  zur  Erinnerung  an 
die  Entdeckung  von  Amerika,  1892,  Bd.  II,  Nr.  8. 

—  Statistical  abstraft,  relating  to  British  India 
from  1881—1882  to  1890—1891,  26.  Number, 
London  1892.  (Enthaltend  die  Ergehnisse  des 
indischen  Census  von  1891.  Auszüge  daraus  von 
Georg  von  Mayr  im  Alhjem.  Statist.  Archiv, 
III.   Jahrg.,    S.   458;    IV.   Jahrg.,    S.   4OI.)   — 


Statement  exhibiting  the  moral  and  mat^ri'il 
progress  and  condition  of  India,  during  the  tf^ir 
1891 — 1892  and  the  7iine  proceeding  years,  T«*e^tv' 
eight  number.  —  Presendet  pursuant  to  Art  %»( 
Parliament,  London  1894.  (Ausführlich  be- 
sprochen von  Georg  von  Mayr  im  AUg.  tUiti^cl. 
Archiv,  IV.  Jahrg.,  I,  S.  280 ff.).  —  Georxfe' 
Watt,  Amtlicher  Bericht  über  die  wirtsckafüi4'hr 
Entwickelnng  von  Britisch- Ostindieti ,  an  die 
indische  Regierung  erstattet  1894.  (Aufzüge 
daraus  im  D.  Kol.-Bl.  1895,  S.  465.)  —  R^>^'*n 
on  the  Census  of  the  Straits  Settlements,  Ulken 
on  the  5 1^  April  1891,  Singapore  1892.  ~  Sta/is- 
tical  Abstract  for  the  several  colonial  and  rUher 
possessions  of  the  United  Kingdom  in  eaeh  ye*ir 
from  1888  to  1897.  —  C?.  BuhUmd,  IHk 
a  ustralisch -nordamerikanische  Landesgesetzgeiyu^ng 
in  der  Tübinger  Zeitschr.  f  Staatsw.,  48.  Bd., 
S.  41—78,  280 -SIS.  —  Edward  Jenks,  Th^ 
history  of  the  Australian  Colonies,  from  tht^ir 
foundation  to  the  year  1893,  London  1895.  — 
Englands  Stellung  in  Indien,  Grenzboten  v.  12.  IX. 
1895.  —  Gustaf  F.  Steffen,  England  als  Welt- 
macht und  Kuliurstaat.  Aus  dem  Schwedischen 
itis  Deutsche  übersetzt  von  0.  Reyhen,  Stuttgart 
1899.  —  Moritz  Kandt,  Ueber  die  Entwickelunp 
der  australischen  Eisenbahnpolitik,   Berlin  IS94. 

—  Rathgen,  Englische  Auswanderung  und  Au4' 
Wanderungspolitik,  1896.  —  v,  ,Bruchhausen, 
Hauptmann  a.  /).,  Die  Italiener  in  Afrika. 
VIII.  Beiheft  zum  Militär- WochenbUUt  1895,  — 
E,  V,  Philippovich,  Die  italienische  Auswapi- 
derung,  in  Schmollers  Jahrb.  Bd.  17,  S.  561.  — 
Irrigated  India  by  A,  Deakin,  besprochen  von 
Kaerger  in  der  D.  Kol.-Ztg.  189S,  Nr.  5.  (Dt^ 
englische  KuUivation  in  Indien,  speciell  die  Be- 
wässerungsanlagen.) —  A,  Sartorlus  ^rhr. 
V.  Walterahausen^  Die  Arbeitsverfassung  der 
englischen  Kolonieen  in  Nordamerika,  Strassburg 
I894.  —  Fr,  Müllery  Generalsekretär  des  deut- 
schen Landwirtschaftsraies,  Die  amerikanische 
Bewässerungswirtschaft,  Berlin  1894-  —  Albreckt 
Wirth,  Das  Wachstum  der  Vereinigten  Staatrn 
von  Amerika  und  ihre  auswärtige  Politik,  Bonn 
1899.  —  A.  A,  l88aJeWf  Eine  neue  Art  innerer 
Kolonisation  in  Rimsland,  in  Schmollers  Jahrb. 
f.  Ges.  u.  Verw.  189S,  S.  91S.  —  Das  kaukasische 
Russland  als  Konkurrent  der  westeuropäischen 
Landwirtschaß,  Tübinger  Zeitschr.  Bd.  49,  S.  5J9. 

—  Sibirien  und  sein  Gold,  Berliner  Rundschau 
V.  4.  IX.  1895.  —  Alex,  Kaufmann,  Ueber 
die  innere  Kolonisation  und  die  Kolonisations- 
politik Rusalands,  in  Conrads  Jahrb.  III.  Folge, 
Bd.  15,  S.  417.  —  Ueber  Brasilien  und  brasil. 
Kolonialpolitik  vgl.  die  zahlreichen  Schriften  von 
A.  W.  Seliin,  H.  Lange,  v.  Koseritz, 
Karl   Kaerger  und  die  Zeitschrift  nExporti^. 

V.  Abschnitt:  Deutschland.  Amt- 
liche Aktenstücke:  a Weissbüchem  dem  Reichs- 
tage vorgelegt  vom  Auswärtigen  Amte,  ent- 
haltend die  Kol.- Geschichte  der  deutschen  kolo- 
nialen Erwerbungen,  I. — XIX.  Teil,  Berlin  (Carl 
Heymann)  1885 — 1899.  —  Seit  1885  werden  dem 
Reichstage  ron  der  Kolonialverwaltung  mit  dein 
Etat  für  die  Schutzgebiete  jährlich  n  Denkschriften 'i 
ßlr  die  einzelnen  Schutzgebiete  vorgelegt.  Diese 
Denkschriften  (Jahresberichte) ,  veriiffentlicht  unter 
den  nDi^icksachen  des  deutschen  Reichstages« 
erscheinen  auch  als  Beilagen  zum  D.  Kol.-Bl. 
und  als  » Weissbüchem  im  Anschluss  an  die 
ersten  IS  Weissbücher,  z.  B.  Weissbuch  Teil  XIX 
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=  Berichte  über  die  Schutzgebiete  im  Jahre  1897 
— 1898  =  Drucksache   Nr.  94  der  Sesni&n  1897 
— 1898.  — A^ich  die  jährlichen  Etats  und  die  Rech- 
n%itigen  für  die  Schutzgebiete  enthalten  wertvolle 
Nachrichten  über  den  jeweiligen  Stand  der  Schutz- 
gebiete und  die  dort  geplanten  und  ausgeführten 
neuen  Unternehmungen.  —  Seit  189S  werden  dem 
Reichstage  jährliche  Denkschriften  betreffend  die 
Verwendung  des  AfHkafonds  vorgelegt.  —  Eine 
Uebersicht  über  Verträge ,    Gesetze   und   Verord- 
nungen kolonialpolitischen  Inhaltes  bringt  jähr- 
lU'h  die  Tübinger  Zeitschrift  (v.  Schaffte).  — 
Riebow,  Gerichtsassessor,  Die  deutsche  Kolonial- 
gesetzgebung.     Sammlung   der  auf  die  deutschen 
Schutzgebiete  bezüglichen  Gesetze,  Verordnungen, 
Erlasse     und    internationalen     Vereinbarungen, 
Berlin  189S.     (Assessor  Riebow    durch  die  auf- 
ständischen Dahoinesoldaten  in  Kamerun   getötet 
15.  XII.  189S.)  —  Alfred  Zimmermann,  Die 
deutsche    Kolonialgesetzgebung    (Fortsetzung   von 
Riebow),  Berlin    (MiUler),    2.    Teil    189S—1897, 
1898;  S.  Teü  1897—1898,  1899;   4.  Teil  1898— 
1899,    1900.    —    Kolisch,    Amtsgerichtsrat    in 
Lissa  i.  P.,  M.  d.  Hauses  d.  Abg.,  Die  Kolonial- 
gesetzgebung des  Deutschen  Reiches  mit  dem  Ge- 
setze Über  die  Conmlargerichtsbarkeü,  Hannover 
1896,   XXIV  und    8W   S.      Abdruck    aller    im 
R.Ges.BL,  dem  Centralbl.  f.  d.  D.  R.,  dem  Kol.-Bl. 
und  dem  Verordn.-Bl.  f.  Neu-Guinea  abgedruckten 
Gesetze  und  Verordnungen.  —  Karl  Frhr.  v. 
Stengel,    Prof.    der  Rechte    in    München,    Die 
deuUchen  SchuUgebiete,  ihre  rechtliche  Stellung, 
Verfassung  und   Verwaltung,  S.  Aufl.,   München 
IS95.    —    Max    van    Koschitzky ,    Deutsche 
Kolonialgeschichte,  I.  Teil  Leipzig  1887,  IL  Teü 
1888.  —  J.    E,   Wappäus,    Deutsche  Auswan- 
derung   und    Kolonisation,     Leijizi^     I846.    — 
Wilhelm  Röscher,   Kol^mieen,  Kolonialpolitik 
und  Auswanderung,   S.  Aufl.  (herausgegeben  zu- 
sammen mü  R.  Jannasch)  I884.  —  Friedrich 
Fahrt,     Bedarf   Deutsehland     der    Kolonieenf 
Eine   polüischrökonomische  Betrachtung,    Gotha, 
1.  Aufl.  1879,  S.  Aufl.  1889.  —  Derselbe,  Fünf 
Jahre  deutscher  Kolonialpolitik,  Rück-  und  Aus- 
blicke,    Gotha    1889.    —    Hühhe-Schleiden, 
Deutsche    Kolonisation,    eine    Replik    auf    das 
Referat   des  Herrn   Friedrich   Kapp  über  Kolo- 
nisation und  Auswanderung,  Hamburg  1881.  — 
Verselbe,    Ueberseeische  Politik,  L    Teü   eine 
kulturwissenschaftliche  Studie  mit  Zahlenbildem, 
Hamburg  1881;  IL  Teil  Kolanisationspolitik  und 
Kol.'Technik,  eine  Studie  über  Wirksamkeit  und 
Rentabilität  van  KoUmisatio'nsgesellschajten,  Ham- 
burg   188S.  —  Ernst   wm  Weber,    Die    Er- 
weiterung des  deutschen  Wirtschaftsgebietes,  Leip- 
zig  2879.   —    G.  A.    Fischer,   prakt.  Arzt  in 
Sansibar,   Mehr  Licht  im  dunklen   Weltteil,  Be- 
trachtungen über  die  Kolonisation  des  tropischen 
Afrika    unter    besonderer   Berücksichtigung    des 
Sansibargebietes,    Hamburg  1885.   —    Grimm, 
Ministerialpräsident   a.    D.    vn    Karlsrtihe,    Der 
wirtschaftUche  Wert  von  DetUsch- Ostafrika,  Berlin 
JS86.  —  Joachim  Graf  Pfeil,  Vorschläge  zur 
prakt.  Kolonisation  von  Ostafrika,  Berlin  1888.  -^ 
Carl  Peters,    Die   deutsch-ostafrikan.  Kolonie, 
Berlin  1889.  —  Ernst  Volisen,  Ein  Kolonial- 
Programm  für  OstafHka,  Berlin  189L  —  Oskar 
Baumann,  Usambara  und  seine  Nachbargebiete, 
Berlin    1891.    —    Carl   Kaerger,     Tangaland 
und  die  Kolonisation  Deutsch- Ostafrikas,  Berlin 
1892.  —   Carl   Peters,    Die    Deutsche    Emin- 


Pascha- Expedition,  München  1891.  —  Derselbe, 
Das  deutsch-ostafrikanische  Schutzgebiet,  im  amt- 
lichen Auftrage,  München  1895.  —  Hans  Schinz, 
Deutsch- Südwestafrika ,  Leipzig  1895,  —  von 
Wissmann,  Afrika,  Schilderwngen  und  Rat- 
schläge für  den  Aufenthalt'  und  den  Dienst  in 
den  deutschen  Schutzgebieten,  Berlin  1895.  — 
DeutscIUand  und  seine  Kolonieen  im  Jahre  1896. 
Amtlicher  Bericht  über  die  1.  deutsche  Kolonial- 
aussteUung,  Berlin  1897,  —  Thomas  Lenschau, 
Deutsche  Kabellinien,  Berlin  1900.— M,  Krieger, 
Ncu-Guinea,  Berlin  (Scholl)  1899,  —  Das  deut- 
sche Kiaiitschougebiet  und  seine  Bevölkerung, 
Kartenkrokis  u.  statistische  Tabellen,  entw.  n. 
just,  von  Ojffizieren  des  Gouvernements.  Fer- 
ÖffenUicht  auf  Veranlassung  des  Reichsmarine- 
amts,  Berlin  (Reimer)  1900.  —  E,  A.  Fabartus, 
Nachrichten  über  die  deutsche  Kolonialschule 
Wilhelmshof  zu  Witzenhausen  a.  d.  Werra,  1899. 

—  R,  S€ulebecki  Die  Kuiturgewächse  der  deut- 
schen Kolonieen  und  ihre  Erzeugnisse,  Jena 
(Fischer)    1889. 

VI.  Abschnitt:  Litieratur  der  LUteratur : 
Fernst  Hasse,  Uebersicht  über  die  kolonial- 
politische  Litteralur  der  Jahre  1879—1882,  in 
Conrads  Jahrb.  d.  Not.  u.  Stat.,  F.  IV,  7, 
1882,  S.  SOG — S25.  —  Maximilian  Brose, 
Hauptmann  a.  D.,  Bibliothekar  der  deuUchen 
Kolonialgesellschaft,  Repertorium  der  deutschen 
Koloniallitteratur  v(yn  1884—1895,  seitdem  jähr- 
liche Fortsetzungen,  davon  als  Sonderhefte  des 
kolonialen  Jahrbuches  von  Meinecke  und  seit 
1898  dei'  Beiträge  zur  KolonialpolUik  und  KoL- 
Wirtschaft,  herausgegeben  von  d.  D.  Kol.-Ges. 
Nachtrag  in  der  D.  Kol.-Ztg.  1900,  S.  223,  246, 

—  Katalog  der  Bibliothek  der  Gehe-Stiflung  zu 
Dresdeti,  Bd.  111,  Kap.  VIIL  Auswaiidening 
und  Kolonisation,  Dresden  1899. 

Ernst  Hasse, 
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Vorbemerkung.  I.  Deutschland.  1.  Die 
preussische  Rentengutsgesetzgebung.  2.  Sta- 
tistik der  Rentengutsbüdungen.  3.  Das  Ver- 
fahren bei  der  Rentengutsbildung.  4.  Verhält- 
nis der  staatlichen  zur  privaten  Thätigkeit  bei 
der  Rentengutsbildung.  Zusammenfassende  Be- 
urteilung. 5.  Mecklenburg-Schwerin.  IL  Russ- 
land.   III.  England.    IV.  Dänemark. 

Vorbemerkung.  In  aDen  europäischen 
Ländern  mit  stark  entwickeltem  Grossgrimd- 
besitz  macht  sich  neuerdings  unter  dem 
Druck  der  gewerblichen  Umwälzungen,  der 
übermässigen  Abwandenmg  der  Landarbeiter 
in  die  Industriebezirke,  der  landwirtschaft- 
lichen Preiskrisis  und  Schiüdennot  eine 
starke  Bewegung  zeltend,  welche  durch 
planmässige  Begründung  neuer  und  die  Er- 
weiterung von  zu  kleinen  alten  Bauern- 
stellen den  ländlichen  Mittelstand  mehren, 
die  Landarbeiter  durch  Verleihung  von 
Bodenbesitz  sesshaft  machen  >\ill.  Fast 
gleichzeitig  liaben  England,  Deutschland  und 
Russland  entsprechende  (iesetze  erlassen, 
Dänemark  folgte  ihnen,  in  Galizien,  Ungarn 
und  Italien  sieht  ähnliches  in  Aussicht.  Nur  die 
zunächst  aus  sozialen  Motiven  unternommene 
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innereKolonisalion  soll  im  folgenden  behandelt 
werden.  Für  die  Moorkolonisation,  welche 
in  erster  Linie  als  Massregel  der  Landes- 
kulturpolitik anzusehen  ist,  sei  auf  die  zum 
Schluss  dieses  Artikels  angeführte  Litteratur 
und  den  selbständigen  Artikel  Moorkultur 
und  Moorkolonisation  verwiesen. 

I.  Dentechland. 

1.  Die  prenssische  Renteni^ntsgesetz- 
gebnng.  Der  Erlass  von  Kolonisationsge- 
setzen in  den  erwähnten  Ländern  bedeutete 
die  Anerkennung  der  Thatsache,  dass  der 
bisher  geltende  Gnindsatz  des  Gehen-  und 
Geschehenlassens  auf  dem  Gebiet  des 
Grundstückverkehrs  keineswegs  die  er- 
wartete Wirkung  gezeitigt  hatte,  nämlich 
eine  ökonomisch  zweckmässige  und  sozial 
befriedigende  Grundbesitzverteilung  herbei- 
zuführen, insbesondere  neben  den  grossen 
Gütern  zahlreiche  bäuerliche  Besitzungen 
ins  Leben  zu  rufen.  Seitdem  in  Preussen 
die  staatliche  Kolonisationsthätigkeit  am  An- 
fange des  19.  Jahrhunderts  zum  Stillstande 
gekommen  war,  hatten  sich  hauptsäclüich  Pri- 
vatunternehmer untersten  Kanges,  »Güter- 
schlächter«, der  Aufgabe  bemächtigt,  den 
Andrang  der  Besitzlosen  und  Kleinbesitzer 
zum  Gnmd Stückerwerb  zu  befriedigen.  Das 
Resultat  ihrer  Thätigkeit  war  im  ganzen 
lediglich  die  Schaffung  von  proletarischen 
Zwerggütem  auf  Kosten  des  selbständigen 
bäuerlichen  Mittelstandes,  der  auf  der 
anderen  Seite  an  den  Grossgrundbesitz  in- 
folge und  nach  der  *  Bauernbefreiung«,  be- 
trächtliche Strecken  abgeben  musste. 

Die  preussische  Gesetzgebung  hat  hier 
nun  auf  zweifache  Weise  eingegiiffen.  Das 
G.  V.  2G.  April  1886  steUt  der  neu  errich- 
teten »Ansiedelungskommission«  zu  Posen 
beträchtliche  Mittel  zm-  Verfügung,  mit 
denen  sie  in  den  national-gemischten  Pro- 
^^nzen  Posen  und  Westpreussen  Jjand  zur 
Begründung  deutscher  Ansiedelungen 
auf  eigene  Rechnung  erwirbt.  Hier 
handelt  es  sich  also  um  eine  durchaus 
staatliche  Kolonisation. 

Die  Renten  gutsgesetze  vom  27.  Juni  1890 
und  7.  Juli  1891  hingegen  wollen  die  pri- 
vate Kolonisation  fördern  und  ihr  eine 
neue  Richtung  geben,  indem  sie  gewisse 
rechtliche  Hindeniisse  für  die  Aufteilung 
gi-osser  Güter  beseitigen,  die  Rechtsform 
des  Rentenguts  dem  posen  -  westpreussi- 
schen  Gesetz  entnehmen  und  allgemein 
zugänglich  machen  denjenigen,  welche 
»Rentengüter  mittleren  imd  kleineren  Um- 
fangs«  erwerben  wollen,  zum  Zwecke  des 
Ankaufs  und  Gehöftbaues  Kredit  bei  den 
staatlichen  Rentenbanken  eröffnen  und  die  seit 
der  Bauernbefreiung  bestehendenGeneralkom- 
missionen  mit  der  Untei-stützung  und  üeber- 
wachung   der   Rentengutsbildung   betrauen. 


I       Ueber     Inhalt     und    Ausführung:      dt>^ 
1  Ansiedelungsgesetzes     für     Posen ,      W«rst- 
preussen   ist  der  gleichnamige  Artikel  oln^n 
I  Bd.  I  S.  396  einzusehen.    Entstehung    unl 
!  Inhalt  der  Rentengutsgesetze  werden  in 
1  dem  Art.  Rentengut  behandelt.    Hier  ist 
lediglich  darzustellen,    wie   die   letztge- 
nannten Gesetze  gehandhabt  wer- 
den,  welche   Resultate   sie    bisher 
gezeitigt  haben. 

2.  Statistik  der  Rentengntsbildnii^iL 
Um  das  kolonisatorische  Werk  der  General- 
kommissionen   richtig    zu   würdigen,     muss 
man    beachten,   dass   das   Gesetz    sich    mit 
ganz  allgemeinen  Direktiven  begnügt.    Hin- 
sichtlich der  sozialen   und  wirtschaftlichen 
Organisation   der   zu  gründenden   Ansie*k^ 
lungen  ist  den  Parteien  und  den  Behörden 
im  wesentüciien  freie  Hand  gelassen.     AIkt 
aus   den    Zwecken   des    Gesetzes   luid    der 
Erfahrung   ergaben    sich    gewisse    leitende 
Ideeen,   die   zugleich  als  Massstab   für   die 
Beurteilung  des  bisher  Geschehenen  dienen 
müssen:  Es  ist  zu  vermeiden,  Rentenalter, 
namentlich  Arbeitei-stellen    in   den   Gntsl:»e- 
zirken   zu  begründen.    Die  Verleihung'   von 
Gnmdeigentum  ruft  dort  ein  dauerndes  und 
eben  deshalb  für  beide  Teüe  gleich  unertnig- 
liehes  Abhängigkeitsverhältnis  zwischen  dem 
Gutsherrn  und  Arbeiter  hervor.  Ebenso  wäre 
es  falsch,  gesonderte  Arbeiterkolonieen    zu 
schaffen,  weü  sie  die  Arbeiter  gesellschaftlich 
isoliert  halten  und  sie  der  Gefahr  der  wirt- 
schaftlichen und  moralischen  Verkümraenmg 
aussetzen. 

Als  Ziel  der  Kolonisation  ist  vielmehr 
die  Bildung  und  Vergrösserung  selbständiger 
Landgemeinden  mit  gemischter  Besitzver- 
teüung  anzusehen.  Ihren  Kern  müssen 
überall  selbständige  Bauerngüter  büden, 
denen  sich  Arbeitei-stellen  in  einer  der  Ar- 
beitsgelegenheit angepassten  Zahl  und  in 
zweckentsprecliender  Grösse  angliedern.  Nur 
in  dieser  Umgebung  ist  der  Grundbesitz 
geeignet,  das  Los  des  Arbeiters  zu  Ijessero, 
ihn  sozial  zu  heben  und  unabhängiger  zu 
machen.  Nicht  anders  kann  die  KJuft 
zwischen  Besitzenden  und  Besitzlosen  im 
Grossgrundbesitzergebiet  überbrückt,  der 
wirtschaftlich  leistungsfähige  und  sozial  un- 
abhängige ländliche  Mittelstand  gekräftigt 
werden.  Diese  Gedanken,  welche  in  des  Ver- 
fassers Schrift  über  innere  Kolonisation  (LleiI^ 
zig  1892)  nähere  Begründung  gefunden  hatten, 
wurden  vom  deutschen  Landwirtschaftsrat 
(Resolution  vom  9.  März  1892)  gutgeheiseen. 
In  gleichem  Sinne  liat  die  Generalkoni- 
mission  zu  Frankfurt  a.  0.  unterm  2.  April 
1892  verfügt:  »Es  ist  darauf  hinzuwirken, 
dass  bei  der  Zerteilung  eines  Grundstücks 
in  Rentengüter  neue  selbständige  Landge- 
meinden mit  gemischter  Verteihmg  des 
Grund  und  Bodens  entstehen  ...    Ist  die 
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in  Reiitengüter  umzuwandelnde  Fläclie  nicht 
<o  gross,  dass  die  Bildung  einer  selbstän- 
digen Gemeinde  angezeigt  Ist,  so  ist  darüber 
zu  verhandeln,  welcher  der  Nachbargemein- 
den die  neuen  Ansiedelungen  am  zweck- 
inässigsten  angeschlossen  werden«. 

a)  Anzahl  und  Fläche  der  Renten- 
g  \\  t  e  r.     Die  Begründung  von  Rentengütern 
he^nn   1892.     Von   da  bis  Ende  1899  sind 
o  n  d  g  i  1 1  i  g  unter  Vermittelung  der  Renten- 
lianken     8475   Stellen    mit   94493    ha    und 
einem  Taxwert  von  71  Millionen  Mark  ent- 
standen.    Dazu   kommen    diejenigen    durch 
Veiträge    oder    Punktationen    begründeten 
Renteng^uter,    deren   Renten    noch   nicht 
auf      die    Rentenbank    zur    Ablösung 
übernommen   sind.     Das    sind   603   Stellen 
mit    6838  ha.    Der  Oesamtbestand  der  von 
den  Generalkommissionen  gegründeten  Ren- 
tengüter   umfasst    also    9078    Stellen    und 
lt»1331  ha.    Rechnet  man  die  3616  Stellen 
mit    61469   (einschliesslich   der  Gemeinde- 
ländereien  rund   80000)  ha   hinzu,  welche 
die  mit  der  Bromberger  Generalkommission 
konkurrierende  Ansiedelungskommission  für 
Posen- Westpreussen   bis  zum  31.  Dezember 
Us99    endgiltig   begründet    hat,    so   ergiebt 
sieh,   eine  wie  grosse  soziale  und  politische 
Bedeutung  das  staatliche  Kolonisationswerk 
besitzt.     Es  sind  in   wenigen  Jahren  durch 
staatliche   Thätigkeit   rund    12700   Renten- 
güter (unter  Abrechnung  der  durch  blossen 
i^ukauf  entstandenen  rund  10300)  mit  rund 
180000  ha  Land  gebildet  worden.   Durch  die 
Rentengutsbildungen   ist   schon    jetzt    eine 
grossere  Fläche  an  den  Bauernstand  zurückge- 
fallen, als  er  im  Laufe  des  19.  Jahrhunderts 
im  Wege  des  freien  Güter  verkehre  an  den 
Grossgrundbesitz   verloren   hat    (in    den    6 
(>stüchen  Provinzen  büssten  auf  diese  Weise 
üie   spannfähigen   Stellen   104000   ha  ein). 
Immerhin  fehlt  noch  viel  dai-an,  bis  auch 
mir  deijenige  Besitzstand  wieder  hergestellt 
sein   wird,   den    die  Bauernschaft  zur  Zeit 
Friedrichs  des  Grossen  gehabt  hat. 

Die  Rentengutsgründimgen  sind  fast  ganz 
auf  das  eigentliche  Grossgütergebiet  be- 
schränkt. Auf  die  6  westlichen  Provinzen 
entfallen  nur  547  Rentengüter  mit  3861  ha, 
auf  die  6  östlichen  7928  mit  90  632  ha,  davon 
wieder  die  gi-össere  Hälfte  (50080  ha)  auf 
Westpreussen  und  Posen,  dann  folgen  Pom- 
mern (17  850  ha)  und  Ostpreussen  (13722  ha), 
während  Schlesien  (6635  ha)  imd  Branden- 
burg (2345  ha)  mit  ihrem  schon  ohnehin 
starken  Kleingrundbesitz  dahinter  zurück- 
bleiben. Diese  wie  alle  folgenden  Zahlen- 
angaben beziehen  sich  lediglich  auf  die  end- 
giltig begründeten  Stellen. 

b)  Die  »Restgüter«.  An  den  end- 
ßiltigen  Rentengutsbildungen  waren  929 
Besitzungen  mit  218833  ha  beteiligt.  Die 
zn  Rentengütern  aiifgeteilten  Ländereien  um- 


fassen 94493  ha;  von  dem  Rest  (124340  ha) 
entfällt  ein  Teil  auf  Gemeindeland,  ein 
anderer  ist  abverkauft  oder  harrt  noch  der 
Besiedelung.  Immerhin  ist  nicht  zu  be- 
zweifeln, dass  das  hier  bespwchene  Ver- 
fahren die  Güter  nicht  so  vollständig  er- 
greift wie  dasjenige  der  Ansiedelungskom- 
mission, die  grosse  Restgüter  fast  ganz 
vermeidet.  Zum  Teil  sind  von  den  Gene- 
ralkommissionen nur  Aussenschläge  zur 
Parzellierung  gebracht  wortlen,  die  für  den 
Gutsbetrieb  wegen  ihrer  Entlegenheit  wenig 
oder  keinen  Wert  hatten.  Auf  diese  Weise 
sind  vielfach  Kolonieen  entstanden,  die  wegen 
ihrer  geringen  Ausdehnung  nicht  geeignet 
sind,  selbständige  Landgemeinden  zu  werden, 
sondern  den  benachbarten  Gemeinden  und 
Schulsystemen  zugeschlagen  werden,  zum 
Teil  aber  auch  in  den  Gutsbezirken  verblei- 
ben müssen. 

c)  Grösse  der  Renten  gut  er.  Die 
Statistik  führt  unter  den  Rentengütern  auch 
solche  Grundstücke  (2371)  auf,  welche  von 
schon  ansässigen  Leuten  zur  Abrundung 
ihres  Besitzes  mit  Hilfe  der  Rentenbank 
erworben  wurden. 

Derartige  »Zukaufe«  überwiegen  durch- 
aus in  Schlesien  und  Hessen-Nassau,  die 
Rentengutsbildungen  haben  einer  Anzahl  von 
—  dort  so  stark  vertretenen  —  Kleinstellen- 
besitzern  Gelegenheit  zur  Verselbständigung 
gegeben.  Dies  oder  die  Kräftigung  schon 
vorhandener  Bauerngüter  durch  Zukauf  von 
bisher  felüendem  Wiesenland  etc.  ist  in  so- 
zialer Hinsicht  nicht  weniger  wichtig  als 
die  Begründung  von  neuen  Ansiedelungen. 
Die  auf  solche  Weise  entstandenen  Renten- 
güter haben  sich  meist  als  besonders  lebens- 
fähig erwiesen. 

Unter  den  ganz  neuen  Stellen  (6104) 
sind  als  selbständig  anzusehen  diejenigen, 
welche  mehr  als  7^/2  ha  umfassen.  Es  giebt 
deren  3806;  die  2298  kleineren  Stellen  ge- 
hören meist  Handwerkern  und  Arbeitern. 
Die  selbständigen  Rentengüter  herrschen 
überall  vor  ausser  in  Schlesien  und  Westfalen, 
wo  indessen  überhaupt  wenig  ganz  neue  An- 
wesen geschaffen  worden  sind.  Das  An- 
siedelungswerk hat  also  durchaus  den  er- 
wünschten Chai^akter  einer  Bauernkolo- 
nisation,  es  dient  zunächst  der  Vermeh- 
rung des  selbständigen  Mittelstandes.  Dies 
gilt  namentlich  von  dem  Wirkungskreis  der 
Genei'alkommission  für  Brandenburg  und 
Pommern,  wo  unselbständige  Arbeiterstellen 
nur  in  sehr  geringer  Zahl  \md  unter  sorg- 
fältiger Abwägung  der  Arbeitsgelegenheit 
geschaffen  worden  sind.  Im  Bromberger 
Bezirke  (Posen- Westpreussen)  fällt  die  ver- 
hältnismässig grosse  Zahl  der  Stellen  von 
2^,2—7^2  ha  (1245  gegen  2156  grössere 
und  129  kleinere)  auf.  Sie  sind  im  all- 
gemeinen  für  den   Arbeiter    zu   gross  und 
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für  den  selbständigen  -Landwirtscliafts- 
betrieb  zu  klein.  Sie  erfoi-dern  die  regel- 
mässige Anwesenheit  des  Leitere,  ohne  ihn 
ordentlich  zu  ernähren  oder  ganz  zu  be- 
schäftigen. Es  ist  anzunehmen,  dass  diese 
meist  aus  den  ersten  Jahren  der  Renten- 
gutsbildung stammenden  Stellen  grossen- 
teils  in  die  Hände  von  Polen  gekommen 
sind,  die  sich  darauf  bei  ihrer  Genüg- 
samkeit ohne  Nebenarbeit  durchhungern. 
Für  den  Arbeiter  sind  kleinere  Anwesen, 
welche  in  der  Hauptsache  von  der  Frau 
bewirtschaftet  werden  können  und  dem 
Manne  volle  Freiheit  der  Bewegung  und 
Zeit  zu  einem  reichlichen  Aussenverdienst 
lassen,  an  geeigneter  Stelle  viel  günstiger. 
Jene  »Büdnereien«  erscheinen  aus  den 
oben  angedeuteten  Gründen  als  besonders 
unglückliche  Gebilde,  wenn  sie  auf  den 
Aussenschlägen  eines  grossen  Gutes  errich- 
tet sind. 

In  mehrei-en  Fällen  sind  in  der  Nähe 
grösserer  Städte  (Bromberg,  Schneidemühl 
etc.)  mit  gutem  Erfolg  Rentengutskolonieen 
von  Handwerkern  und  städtischen  Arbeitern 
begründet  worden,  und  dies  ist  bei  Würdi- 
gung der  obigen  Zahlen  allerdings  mit  zu 
berücksichtigen. 

Abgesehen  von  den  mitgeteilton  Angaben 
über  die  Grössenverhältnisse  der  neuen 
Stellen,  fehlt  es  an  statistischen  Unter- 
lagen zur  Beurteilung  der  wirtschaftlichen 
Lage  der  Ansiedler.  Es  steht  einerseits 
nur  fest,  dass  viele  Ansiedler  ausser  der 
Staatsrente  noch  private  Hypothekenzinsen 
oder  (seitens  des  Gläubigers  unkündbare) 
Privatrenten  aufzubringen  liaben,imd  anderer- 
seits, dass  die  Staatskasse  bei  der  Beleihung 
der  Rentengüter  keine  nennenswerten  Ver- 
luste erlitten  hat. 

3.  Das  Verfahren  bei  der  Renten- 
gutsbildnng.  Während  die  Ansiedelungs- 
kommission im  Laufe  der  Jahre  immer  mehr 
dieAufgabe  zu  der  ihrigen  gemacht  hat,  Muster- 
stätten deutscher  Bodenkultur  zu  schaffen 
und  zu  dem  Zweck  möglichst  kapitalkräftige 
Ansiedler,  namentlich  aus  dem  Westen 
heranzuziehen,  giebt  die  Generalkommission 
vornehmlich  den  einheimischen  Arbeitern 
und  Kleinbauern  Gelegenheit  zur  Yerselb- 
ständigung  und  zum  billigen  Landerwerb. 
Ihre  Ansiedler  stammen  meist  aus  der 
nächsten  Nachbarscliaft  des  aufzuteilenden 
Gutes.  Dies  erleichtert  die  Kolonisation 
ungemein.  Es  bedarf  keiner  so  umfassenden 
Vorkehnmgen,  um  den  Kolonisten  über  die 
eraten  schwei-en  Jahre  hinwegzulielfen.  Sie 
kennen  Boden  und  Klima,  finden  bei  Nach- 
barn und  Verwandten  weitgehende  Beihilfen 
namentlich  während  der  Bauzeit,  sie  bauen 
billig,  bringen  aus  ihrer  früheren  Wirtschaft 
Geräte,  Vieh,  Korn  und  Futter,  selbst  ganze 
Scheunen  etc.  mit. 


Dennoch  bleibt  jede  Kolonisation  inner- 
halb eines  altbesiedelten  Landes  ein  schwi*'- 
riges  und  kompliziertes  Unternehmen,  wel- 
ches grosse  Geschäftsgewandtheit  und,  soll 
die  Kolonisation  eine  zweckmässige  Grund- 
lage für  den  landwirtschaftlichen  Betrieb 
und  gesicherte  Heimstätten  für  unabhängige 
Bauernfamilien  schaffen,  ein  hohes  Kass  von 
ökonomischem  imd  sozialem  Verständnis  vor- 
aussetzt. 

Von  vorn  herein  war  in  Aussicht  genom- 
men, dass  die  Generalkommissionea  unter 
umständen  das  Ansiedelungswerk  seJbsi 
leiten  imd  durchführen  sollten.  Dieser  Teil 
ihrer  Thätigkeit  ist  unten  sub  4  zu  besprechen. 

Stets  aber  hat  die  Generalkommission 
darauf  zu  achten,  dass  der  Rentenbankkredit 
lediglich  solchen  Ansiedelungen  zufliesst, 
die  nicht  bloss  die  nötige  finanzielle  Sicher- 
heit für  die  staatlichen  Darlehen,  sondern 
auch  die  Gewähr  für  das  gute  Fortkonimen 
der  Ansiedler  bieten.  Sie  soll,  wie  es  in 
einer  Ministerialan  Weisung  von  1891  heisst 
die  »spekulative  Ausbeutung«  des  Gesetzes 
verhüten.  Da  es  nun  meist  unmöglich  ist 
an  einer  schon  fertigen  Kolonie  noch  we- 
sentliche Vei-änderungen  vorzimehmen,  haben 
die  Behörden  nach  einigen  schlimmen  Er- 
fahrungen sich  von  Anfeing  des  Aufteilungs- 
verfalirens  an  eine  Mitwirkung  gesichert. 
Die  Aufsicht  erati-eckt  sich  vor  allem  auf 
den  Besiedelungsplan,  die  genügende  Aus- 
stattung der  Gemeinden  mit  öffentlichen 
Einrichtungen,  insbesondere  Schule  und  Ge- 
meindeland, und  das  Mass  der  Belastung  der 
Ansiedler. 

Um  die  Ueberschuldung  der  Kolonisten  zu 
verhindern,  verlangen  die  Behöitien  zunächst 
einen  Vermögensnachweis  von  den  Ansiede- 
lungslustigen in  Höhe  von  wenigstens  ^  i 
des  voll  eingerichteten  und  bebauten  Ren- 
tenguts. Ein  Teil  davon  wird  als  Kaution 
hinterlegt  und  im  Laufe  der  Bauzeit  zurück- 
gegeben. Ferner  ist  eine  Kontrolle  über  die 
Kaufpreise  bald  eingefühi-t  imd  fortgesetzt 
verschärft  worden.  Daftir  hat  sich  im  Laufe 
der  Jahre  ein  doppeltes  Verfahren  heraus- 
gebildet : 

Die  Generalkommission  zu  Frankfurt  a.  0. 
legt,  sobald  ein  Gut  zur  Besiedelung  ange- 
boten wird,  zunächst  durch  eine  generelle 
Vortaxe  fest,  welcher  Gesamtpreis  dafür 
erzielt  werden  darf.  Dieser  Preis  richtet 
sich  nach  dem  Werte,  den  das  ungeteilte 
Gut  im  Grossbetriebe  hat.  Die  Summe  wird 
dann  später  durch  eine  Specialtaxe  auf  die 
einzelnen  Stellen  unter  Sonderverrechnung 
der  etwa  mit  übernommenen  Inventarstücke 
und  Gebäude  und  unter  Zuschlag  der  ent- 
standenen Kosten  für  das  Verfahren  und 
für  gemeinschaftliche  Anlagen  verteilt  Da 
diese  Kosten  nicht  mit  Sicherheit  im  voraus 
zu  bestimmen  sind,  pflegen  die  »Besiedelungs- 
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zuschlage«  ziemlich  reichlich  bemessen  zu 
^werden.  Ein  etwaiger  Ueberschuss  über  die 
t  tiatsächlichen  Kosten  fiiesst  in  eine  be- 
sondere Rentengiitskasse  und  wird  zuGrimsten 
ci«=?r  neuen  Ansiedelungen  verwandt.  Der 
i-ichtige  Grundgedanke  dieses  Verfahrens  ist, 
il^^s  der  Wertzuwachs,  welchen  der  Boden 
tliirch  die  Arbeit  der  Ansiedler  erhält,  ihnen 
lind  nicht  dem  Verkäufer  oder  einem  Ver- 
mittler zu  gute  kommen  soll.  »Sind  die  Ge- 
lL>äude  des  aufzuteilenden  Besitztums  so 
umfangreich  oder  wertvoll,  dass  sie  sich 
nicht  passend  verwenden  lassen,  so  hat  der 
Verkäufer  diesen  Nachteil  zu  tragen  oder 
er  rauss  auf  die  Bildung  von  Rentengütern 
verzichten.« 

Die  meisten  Generalkommissionen  sehen 
von  der  generellen  Vortaxe  ab.  Sie  taxieren 
erst,  wenn  die  Besiedelung  oder  die  Vertrags- 
I)iinktationen  bereits  zu  stände  gekommen 
sind,  und  fordern  dann  eventuell  eine  nachträg- 
liche Herabsetzung  des  Kaufpreises.  Die 
formell  vom  Rentengutsausgeber  zu  bestrei- 
tenden allgemeinen  Aufwendungen  für  öffent- 
liche Zwecke,  Meliorationen  etc.  werden  ihm 
im  Laufe  der  Jahre  nachträglich  zur  Last 
gelegt.  Bei  diesem  Verfahren  bleibt  der 
Verkäufer  länger  im  Ungewissen,  welche 
Nettoeinnahme  ihm  aus  dem  Verfahren  er- 
wachsen wird. 

4.  Verhältnis  der  staatliehen  znr  pri- 
vaten Thätigkeit  bei  der  Rentenrats- 
bildnng.  Zusammenfassende  Benrteimng. 
Der  Regel  nach  ist  der  veräussernde  Guts- 
besitzer weder  zur  Anwerbung  geeigneter 
Ansiedler  noch  dazu  im  stände,  die  oft 
höclist  komplizierten  und  schwierigen  kauf- 
männisch-technischen Geschäfte  zu  erledigen, 
welche  die  Umwandlung  eines  Guts  oder 
Gutsteils  in  eine  bäuerliche  Ansiedelung  mit 
sich  bringt. 

So  sehr  sich  nun  die  mit  der  üeber- 
wachung  der  Rentengutsbildung  an  Ort  und 
Stelle  betrauten  Specialkommissare  bemühten, 
den  Gutsbesitzern  und  Ansiedlern  den  kauf- 
männisch-technischen Teil  des  Besiedehmgs- 
geschäftes  zu  erleichtern  und  möglichst  ab- 
zunehmen, so  wenig  hat  sich  auf  die  Dauer 
die  Kolonisation  durch  die  Behörden  selbst 
einbürgern  und  ausbreiten  können.  Gewiss 
hat  dazu  die  anfänghch  sehr  starke  Anhäufung 
der  Geschäfte,  die  Neuheit  der  Thäti^keit, 
die  mangelnde  landwirtschaftlich-technische 
Schulung  vieler  jüngei-er,  dem  Juristentum 
entnommener  Beamten  imd  die  allgemeine 
Schwerfälligkeit  des  staatlichen  Betriebes  bei- 
getragen. Der  ausschlaggebende  Grund  aber 
liegt  darin,  dass  es  dem  veräusserungsbedürfti- 
gen,  oft  in  bedrängter  Lage  befindlichen  Ren- 
tengutsausgeber in  erster  Linie  darum  zu  thun 
ist,  seine  Grundstücke  loszuschlagen  und 
R'hnell  zu  seinem  Gelde  und  seinen  Renten- 
briefen   zu    kommen,    während    auch    der 


tüchtigste  und  gewandteste  Specialkommissar 
gerade  dafür  keinerlei  Garantie  übernehmen 
kann.  Der  Staat  enthält  sich  grundsätzlich 
der  Aufgabe,  Ansiedler  anzuwerben,  die 
Kaufverträge  zu  stände  zu  bringen,  er  ist 
in  keiner  Weise  an  dem  finanziellen  Risiko 
des  Unternehmens  beteiligt,  und  hier  ist  der 
Punkt,  wo  der  private  Vermittler  meist  un- 
entbehrlich wira. 

Es  liegt  sehr  nahe,  dass  man  dem 
Mittelsmanne  mit  der  Sorge  und  Verant- 
wortung für  das  Zustandekommen  der  Kauf- 
verträge auch  die  Aufgabe  überträgt  jedem 
das  ihm  genehme  Land  zuzuweisen,  also  bei 
der  Aufstellung  des  Besiedelungsplanes  und 
bei  der  Durchfühnmg  des  Ansiedelungs- 
werkes überhaupt  massgebend  mitzuwirken. 
Häufig  überliess  man  dem  Mittelsmanne 
das  ganze  Geschäft  gegen  eine  Provision. 
Besonders  wertvoll  wurde  der  Vermittler 
wenn  er  dem  Gutsbesitzer  das  Verkaufs- 
risiko  überhaupt  abnahm,  das  Gut  oder  den 
Gutsteil  selbst  erwarb  und  den  Verkauf  auf 
eigene  Rechnung  durchführte;  dies  wurde 
bald  zur  Regel. 

So  bahnte  sich  von  Anfang  an  eine 
Arbeitsteilung  zwischen  Ausführung  und 
Kontrolle,  zwischen  dem  kaufmänniscli-tech- 
nischen  und  dem  verwaltungsrechtlichen 
Teil  des  Besiedelungs Werkes  an.  Es  war 
eine  Ent Wickelung,  die  mit  logischer  Not- 
wendigkeit aus  einer  Gesetzgebung  hervor- 
fing,  welche  die  pekuniäre  Teilnahme  des 
taats  an  der  Kolonisation  auf  die  Gewäh- 
rung gut  gesicherter  Darlehen  beschränkte. 
Nicht  andei^  als  unter  Ziuückdrängung  der 
Verwaltung  auf  die  Prüfung,  ob  die  aufge- 
stellten Darlehn  sbedingungen  erfüllt  und  den 
öffentlichrechtlichen  Vorscliriften  genüge 
geleistet  sei,  konnte  auch  der  in  jenen  Ge- 
setzen enthaltene  organisatorisch  richtige 
Gedanke  vollkommen  nutzbar  gemacht  wer- 
den, nämhch  die  Verbindung  der  ungebun- 
denen privaten  Geschäftsführung  mit  Kau- 
telen  zur  Sicherung  des  Gemeinwohls. 

Freilich  kam  die  zwingende  Natur  jener 
Entwickelung  um  so  langsamer  zum  allge- 
meinen Bewusstsein  —  so  dass  ihre  Er- 
kenntnis noch  heute  keineswegs  weit  ver- 
breitet ist  — ,  als  sich  bald  heftige  Konflikte 
zwischen  dem  Privatintersse  der  Vermittler 
und  den  überwachenden  Behörden  ergaben, 
Konflikte,  die  es  den  letzteren  nahe 
legten,  immer  wieder  selbst  die  Versuche 
zur  eigenen  Besiedelungstliätigkeit  aufzu- 
nehmen. 

In  der  ersten  Zeit  war  es  der  Typus  des 
gemeinen  Güterschlächters,  des  unge- 
bildeten, oft  wucherischen  Kleinhändlers  mit 
Grundstücken,  der  im  Vermittelungswesen 
bei  der  Rentengutsbildung  zur  Herrschaft  ge- 
langte. Manche  von  diesen  Leuten  hatten  schon 
vor  dem  Erlass  der  Rentengutsgesetze  sich 
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an  die  Parzelliening  umfangi-eicher  Land-! 
komplexe  gemacht;  als  dann  reichliche 
Staatsgelder  zur  Yei-fügnng  gestellt  wurden 
und  die  Nachfrage  nach  geschickten  Unter- 
händlern stieg,  suchten  sie  die  günstige 
Situation  im  grossen  auszunutzen.  Es  ist  auch 
nicht  zu  verkennen,  dass  einzelne  unter  ihnen 
mit  geschäftlicher  Gewandtheit  grosses  techni- 
sches Geschick  verbanden.  Nirgends  aber  ver- 
tragen die  Schöpfungen  dieser  Leute  eine 
schärfere  Prüfiuig  nach  der  Seite  der  ordent- 
lichen Ausstattung  der  Gemeuiden  mit  öffent- 
lichen Einrichtungen  und  der  Belastung  der 
Ansiedler  mit  Schulden  (vgl  über  derartige 
Kolonieen  im  Kreise  Kolberg-Körlin,  Sering  1. 
c.  S.  182  ff.).  Sie  haben  mit  Vorliebe  ganz 
mittellose  J^eute  angesetzt  und  den  Anwär- 
tern das  nachzuweisende  Vermögen  unter 
Täuschung  der  Behörden  vorgeschossen,  weil 
die  Besitzlosen  am  ehesten  bereit  sind,  die 
höchsen  Preise  zu  bezahlen  und  die  unge- 
heuersten Schidden  zu  übernehmen. 

Aus  jenen  Anfangsstadien  der  Renten- 
gutsbildung, in  denen  das  Kontroll-  und 
Taxwesen  noch  wenig  straff  geordnet  war, 
stammen  die  nicht  wenigen  überschuldeten 
luid  wirtschaftlich  lebensunfähigen  Renten- 
güter. 

Bald  haben  sich  die  Behörden  indessen 
alle  nicht  ganz  vertrauenswürdigen  Ver- 
mittler verbeten,  ihnen  und  ihren  Auftrag- 
gel)ern  den  Rentenkredit  verweigert;  die 
verscliärfte  Aufsicht  über  die  Angemessen- 
heit der  Kaufpreise  that  das  Uebrige,  um 
alle  wucherischen  Elemente  aus  der  Renten- 
guts-Kolonisation  zu  verdrängen.  Es  sind 
nur  wenige  private  Vermittler  übrig  ge- 
blieben, die  mit  der  General kommission  Ge- 
schäfte machen. 

Einen  grossen  Fortschritt  ül)er  die  Ver- 
mittelung  der  Gütei-schlächter  hinaus  bildete 
die  Entstehimg  von  kapitalistischen 
Gesellschaften,  welche,  angeregt  durch 
das  staatliche  Vorgehen,  das  Parzellie- 
rungsgeschäft im  gi-ossen  betreiben  wollten. 
Zunächst  wurden  derartige  Institute  in  der 
Provinz  Posen  mit  der  Absicht  be- 
gmndet,  der  Thätigkeit  der  Ansiedelungs- 
kommission für  Posen -Westpreussen  ent- 
gegen zu  wirken.  Unter  den  entsprechen- 
den deutschen  Unternehmungen  ist  die 
älteste  und  wichtigste  die  im  Jahre  1895 
begründete  »Landlmnk«^  zu  Berlin.  Ihr  bis 
Januar  1900  voll  eingezahltes  Aktienkapital 
beträgt  10  Millionen  Mark;  als  Gegenstand 
des  Unternehmens  bezeichnete  sie  neben 
dem  Erwerb  und  der  Veräusserung  von 
Liegenschaften  im  allgemeinen :  die  Bildung 
und  Besiedelung  von  Rentengütern. 

Indessen  ist  die  auch  vom  Unterzeich- 
neten gehegte  Erwartung,  dass  derartige 
Gesellschaften  eine  geeignete  Grundlage  für 
das   Zusammenwirken    von    freien    Privat- 


unternehmern und  staatlichen  Kontrollin?.tan- 
zen  abgeben  würden,  nicht  eingetroffen. 
Es  scheint  sich  herausgestellt  zu  hal-'!i. 
dass  zumal  in  einer  Zeit  der  gesunkenen 
landwirtschaftlichen  Reinerträge  da.s  Er- 
werbsinteresse der  Aktionäre  nicht  mit  fl'-u 
Anforderungen  in  Einklang  zu  bringen  i>t, 
welche  die  Behörden  an  eine  staatlieh  g^- 
fönlerte  Kolonisation  stellen  müssen. 

Bei  den  polnischen  Unternehinun- 
gen,  auch  denjenigen,  welche  wegen  ilir^^r 
genossenschaftlichen  Organisation  oder  wegeü 
ihrer    national  politischen    Ziele     überhaiip* 
nicht  oder  doch  nur  in  bescliranktem  Siiiii*^ 
als  kapitalistische  bezeichnet  werden  können, 
erschwerte  die  nationale  Antagonie  das  Zu- 
sammenarbeiten mit  den  Behörden.  Anfanirs 
wurde  derRentenkredit  ohne  jeden Unterschit-'l 
der  Nationalität  gewährt.  Von  den  8475  Ren- 
tengütern sind  5449  in  Händen  von  Deutschen. 
2605    von    Polen,    330    von    Masuren     und 
Kassuben,  während  der  Rest  (91)  sich   auf 
Litauer,    Czechen   etc.  verteilt.      Poinisclie 
Ansiedler  wurden  auch  von  deutschen  Guti^- 
besitzern,  die  parzellieren  wollten,  ^^elfaoh 
bevorzugt,    weil    sie    geringere  Ansprüche 
stellen   als   die   deutschen ,    auf    kleineren 
Stellen  mit  schlechterem  Land  angesetzt  wer- 
den können  und  bereit  sind,  höhere  Renten  zu 
übernehmen.      Auf    die    Preteste,     weiche 
gegen    jenes    Vorgehen    der    (Bromb<^rp?r) 
Genei-alkommission  erhoben  wurden ,  erliess 
dann  (1895)    die  Staatsregierung   eine   An- 
weisung, die  davon  ausgeht,   dass  die  Aus- 
führung der  Rentengutsgesetze   nicht    der- 
jenigen des  posen-westpreussischen  Ansie<ie- 
lungsgesetzes    entgegenwirken    dürfe.      Es 
sollte  deshalb  jeweils  eine  Aeiissernng  dor 
Ansiedelungskommission    darüber  eingeholt 
werden,  ob  sie  gegen  eine  geplante  Ansiede- 
lung Bedenken  zu  erheben  habe. 

Je  mehr  man  die  Gülei*schlächtei\  <lie 
kapitalistischen  und  die  polnischen  Un- 
ternehmungen zurückdrängte,  je  strenger 
die  Behöixien  auf  angemessene  Ansiede- 
lungsbedingungen hielten,  die  Entstehung 
von  preletarischen  und  üljerlasteten  Stellen 
verhinderten,  um  so  mehr  gingen  aber 
auch  die  Anträge  auf  Vornahme  von  Ken- 
tengutsbildungen  zurück.  Wähi'end  noch 
Ende  des  Jalu-es  1894  rund  106000  ha  zur 
Rentengutsbildung  verfügbai-  waren,  l>e- 
scliränkte  sich  Ende  des  Jahres  1898  das 
dazu  angebotene  Areal  auf  15378  und 
Ende  1899  auf  10953  ha.  Es  wurden  auf 
die  Rentenbank  endgiltig  übernommea 
1892/93  1882,  1894  1902,  1899  nur  nocii 
651  Rentengüter.  Die  zugehörige  Fläche 
umfasste  1892/93  18379  ha,  1894  21829 
ha,  1899  8046  ha. 

Dieser  Rückgang  ist  eingetreten,  obwohl 
das  Angebot  von  Land  zm*  Parzellierung 
enorm  und   die  Zalü  der  kaufkräftigen   Be- 
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A\- orber  aus  dem  Bauern-  und  Kleinbesitzer- 
5-tande  ebenfalls  sehr  gross  ist.   Jene  Zahlen 
Iw-Hleuten  lediglich,  dass  die  unbeschränkte 
Pidvati)arzellierung  immer  mehr  das  Ueber- 
^ewncht  erlangt  über  diejenige,  welche  sich 
\\er    öffentlichen  Kontrolle   unterstellt.    Die 
Absicht  der  preussischen  Gesetzgebung,  das 
ADsiedelungswesen   der   Sphäre    des    rein 
kaufmänniscihen    Interesses     zu    entziehen 
lind   das  öffentliche  Interesse  in  organischer 
Weise    zur  Geltung   zu   bringen,   hat   sich 
uUht  ei-fullt.   Anscheinend  ziehen  aber  auch 
uii-iit  die   anständigen,  grosskapitalistischen 
deutschen    üntemehmungen     das     Parzel- 
lieningsgeschäft  an  sich.   Die  Kolon isations- 
xhätigkeit   der   »Landbankc    hat  wesentlich 
abgenommen.     Sie  hat  1896  und  1897    zu- 
sainmcD  45U  selbständige  neue  Bauernstellen 
mit  5310  ha,  1898  und  1899  nur  noch  259 
mit    4G45  ha    begründet,    wälirend   sie   an 
s«^lbständigen  Vorwerken   und  »Restgütern« 
IJf)  bozw.   45   mit  9310  und  12025  ha  ver- 
äusserte  (dazu  372  bezw.  1080  ha   in  Par- 
zellen   zur  Vergrösserung  bestehender  Wirt- 
schaften).     Die    Bank    hat     den    Schwer- 
pimkt  ilirer  Thätigkeit  immer  mehr  in  den 
möglichst   raschen  Umsatz    von  Landgütern 
verlegt,    die  sie  im  ganzen   oder  in  grossen 
Stücken  unter  Vermeidung  der  teuern  Zwi- 
schen Verwaltung  und  Melioration  mit  grossem 
(iewinn  absetzt.  Sie  bildet  vorwiegend  nicht 
Bauern-,  sondern  Herrengüter  meist  mittleren 
ITmfangs   und   ist   aus  einer  Kolonisations- 
zu  einer  Landhandelsgesellschaft  geworden. 
Hingegen  wird  allerseits  über  die  Aus- 
breitung des  Geschäftes   reich   gewordener 
(lüterschlächter  Klage  geführt.    Sie  können 
wolü  eher  als  grosse  Kolonisationsgesellschaf- 
ten  des  billigen  und  reichlich  (mit  -^4  des  Werts) 
l^emessenen    Rentenbankkredits    entbehren. 
Denn  diese  muss  darauf  bedacht  sein,  ihr  Geld 
im  Umlauf  zu  erhalten.     Jene  scheuen   es 
gar   nicht,  Restforderungen  auf  den   neuen 
Stellen  zu  behalten,  weil  sich  daraus  weitere 
Gelegenheit    zu    wucherischen    Gescliäften 
ergiebt;    oft  hat  der  Händler  seine  eigenen 
Aufwendungen    schon    durch    das    übliche 
Niederschlagen  des  Forstes,  die  Anzahlungen 
der  Ansiedler  und  Darlehen  der  Sparkassen 
etc.  auf  die  neuen  Stellen  bezahlt  gemacht. 
Neben  den  Güterschlächtern  sind  es  die 
polnischen  Ansiedehmgsunternehmungen,  die 
auch  ohne   den   Rentenkredit    die   Parzel- 
lierungen weiter   betreiben.     Denn   einmal 
fliessen  ihnen   die  sehr  bedeutenden  Spar- 
gelder   der  polnischen  Wanderarl)eiter   zu, 
die  sich  damit  in  ihrer  Heimat  ansässig  zu 
machen    versuchen.      Ferner    hat   man   die 
Ansiedler  in  sehr  geschickter  Weise  zu  An- 
kaufsgenossenschaften vereinigt,  welche  die 
zu  besiedelnden  Güter  im  ganzen  erwerben 
und  vermöge  ihrer  grossen  Kreditfähigkeit  in 
der  Lage  sind,  die  darauf  haftenden  Schul- 


den ohne  weiteres  mit  zu  übernehmen  und 
neuen  Kredit  für  Ansiedelungszwecke  zu 
erhalten  (vgl.  über  diese  Organisation  Sering, 
Innere  Kolonisation,  S.  254 ff).  Jene  Ge- 
nossenschaften verdanken  ihre  Entstehung 
und  straffe  Organisation  dem  engen  politisch- 
kirchlichen Znsammenschluss  des  Polentums. 
Ob  es  möglich  wäre,  entsprechende  deutsche 
Genossenschaften  ins  Leben  zu  rufen,  ist 
zu  bezweifeln. 

Allmählich  breitet  sich  die  Erkenntnis 
aus,  dass,  wenn  die  Bewegung  des  Grand- 
besitzes in  der  östlichen  Hälfte  Preussens 
und  damit  die  soziale  und  politische  Zukunft 
dieses  Gebietes  nicht  einerseits  einem  unter- 
geordneten Spekulantentum  und  andererseits 
dem  Polentum  in  der  Hauptsache  überant- 
wortet werden  soll,  der  Staat  sich  zu  einer 
kräftigeren  kolonisatorischen  Thätigkeit  ont- 
schliessen  muss. 

Entweder  ist  die  bisherige  Rentenguts- 
gesetzgebung wirksamer  zu  gestalten  oder 
deren  Rahmen  zu  sprengen,  der  Grundsatz 
des  Parteibetriebes  zu  verlassen  tmd  die 
Kolonisationsthätigkeit    zu    »veretaatlichen<. 

Einen  Versuch  in  der  erstgenannten 
Richtung  macht  das  Gesetz,  betreffend 
die  Gewährung  von  Zwischenkre- 
dit beiRentengutsgründungen,  vom 
12.  Juli  1900.  Dieses  Gesetz  stellt  zur 
Förderung  der  Rentengutsbildung  bei  Mit- 
wirkung der  Generalkommission  aus  dem 
Reservefonds  der  Rentenbanken  kurzfristige 
Kredite  bis  zu  einem  Gesamtbetrage  von 
10  Millionen  Mark  zur  Verfügimg.  Die 
Frist  läuft  jeweils  bis  zur  Aushändigung 
der  Rentenbriefe,  die  immer  erst  dann  er- 
folgen kann,  wenn  die  Rentengüter  recht- 
lieh bestehen,  d.  h.  die  Ansiedelung  fertig 
ist.  Der  Verwendungszweck  des  Zwischen- 
kredits ist  auf  die  Abstossung  der  Schulden 
und  Lasten  aufzuteilender  Grundstücke 
und  die  einstmalige  Besetzung  der  Renten- 
güter mit  den  notwendigen  Wohn-  und 
Wirtschaftsgebäuden  beschränkt.  Für  der- 
artige Zwecke  waren  bisher  öffentliche  und 
private  Kreditinstitute  eingetreten;  sie  ge- 
währten Darlehen  gegen  Cession  des  An- 
sprnchs  auf  die  zu  erwartenden  Renten- 
briefe und  auf  die  baren  Anzahlungen  der 
Rentengutskäufer.  Das  Gesetz  führt  dem- 
nach lediglich  eine  Verbilliguug  dieser  — 
weil  kurzfristig  —  ohnehin  ihrem  absoluten 
Kostenbetrage  nach  nicht  sonderhch  teueren 
Zwischenkredite  herbei  und  wird  sich  schon 
deshalb  wohl  als  ziemlich  wirkungslos  er- 
weisen. 

Es  geht  vor  allem  von  der  unrichtigen  Vor- 
aussetzung aus,  dass  der  Regel  nach  der  Be- 
sitzer selbst  im  Zusammenwirken  mit  der 
Generalkommission  die  Parzellierung  durch- 
führe, und  stellt  deshalb  lediglich  ihm  den 
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Kredit  zurVerhlgnng,  wähi-end  jener  Fall  nicht 
mehr  als  der  normale  angesehen  werden  kann. 

Aus  diesem  Grunde  beschloss  das  Ab- 
geordnetenhaus auf  Antrag  des  Freiherrn 
V.  Wangen  heim  wie<lerholt,  jene  Begrenzung 
der  Kreditzwecke  zu  streichen,  die  Staats- 
regierung stimmte  zu,  aber  die  veränderte 
Fassung  scheiterte  an  dem  hartnäckigen 
Widerstand  des  Herrenhauses. 

Die  Abeicht  bei  jener  Veränderung  war 
vornelimlich,  den  Zwischenkredit  auch  zum 
Zwecke  des  Ankaufs  von  Gütern  für  sohihe 
gemeinnützige  Gesellschaften 
und  Genossenschaften  nutzbar  zu 
machen,  welche  in  enger  Anlehnung 
an  die  Generalkommission  die  inneiv 
Kolonisation  betreiben.  Abgesehen  von 
den  entsprechenden  polnischen  Oi-ganisa- 
tionen  kommt  hier  bisher  lediglich  die 
»Deutsche  Ansiedelungsgesellschaft«  (G.  m. 
b.  H.)  zu  Berlin  in  Betracht.  Sie  schliesst 
statutarisch  jeden  Geschäftsgewinn  aus, 
verteilt  keine  Dividende  und  keine  Tan- 
tieme. Die  Gesellschafter  —  einige  aka- 
demisch und  i^-aktisch  gebildete  Landwirte 
—  sind  auf  massige  Gehälter  gesetzt. 
Sie  akkordieren  mit  den  Gutsbesitzern  auf 
einen  festen  Preis  und  verkaufen  den  An- 
siedlern el>enfalls  zu  festen  sehr  massigem 
Preisen  ohne  irgendwelche  Nebenk(>steu.  Der 
bei  geschickter  und  billiger  Geschäft sfühi-ung 
erzielte  immerhin  beträchtliche  Ueberschuss 
wird  nach  Dotierung  eines  im  Auflösungs- 
fall für  öffentliche  Zwecke  festgelcjgten  Re- 
servefonds den  neugebildeten  Gemeinden  zu- 
gewandt. Das  ganze  Geschäftsgebaren  ist 
ein  öffentliches  und  steht  unter  Aufsidit 
der  Behörden.  Diese  Organisation  hat  sich 
vortrefflich  bewälirt,  sie  i>asst  sich  am  voll- 
kommensten dem  bestehenden  gesetzlichen 
Zustande  an,  indem  sie  unter  Wahrung  der 
freien  Beweglichkeit  der  Geschäftsiühnmg 
das  kapitalistische  Erwerbsinteresse,  die 
Quelle  aller  Konflikte  mit  den  Behöixlen 
ausschaltet.  Sie  w^ürde  bei  weiterem  Aus- 
l)au  den  Generalkommissionen  einen  Stamm 
von  sachkundigen,  zuverlä^ssigen  und  ge- 
wandten Vermittlern  zur  Verfügung  stellen 
und  im  Rahmen  des  geltenden  Rechts  eine 
Kolonisation  im  gi'ossen  ermöglichen. 

Die  Gesellschaft  hat  in  den  ereten  1^  2 
Jahi-en  ihrer  Thätigkeit  (1898. 9)  6  grosseGüter, 
4  Domänen  und  2  Rittergüter  in  Dorfschaften 
mit  171  Stellen  und  3080  ha  verwandelt. 
Es  sind  durchweg  mit  grosser  Raschheit 
gut  fundierte  Ansiedelungen  entstanden,  die 
sich  besonders  auch  durcli  reiclilichste  Aus- 
stattung mit  gemein  Wirtschaft  liehen  Ein- 
richtungen auszeichnen.  So  hat  eine  neue 
Gemeinde  im  Ki*eise  Beigard  (50  ha  Land 
und  30000  Mark  bar  erlialten.  Da 
jedoch  die  Mittel  der  Gesellschaft  be- 
schränkte   sind    und    einerseits    das  Pnvat- 


kapital  sich  von  Unternehmungen  fem  halt, 
die  lediglich  eine  massige  Verzinsung:  <ier 
Einlagen  gewähren,  andererseits  die  meistec 
(rutsbesitzer  den  festen  Ankauf  der  zu 
IMirzellierenden  Besitzungen  verlangen,  v«.-r- 
mag  sie  den  kapitalistischen  ruternehmungeu 
niu*  wenig  Terrain  abzugewinnen. 

Bei  vorsichtiger  Auswahl  der  Güter  \in«i 
bei    geschickter    Geschäftsführung    ist     da.«> 
Ansiedelungsrisiko     gering.       Nichtsd(»st«»- 
weniger  wilrde  es  allerdings  einen  wicliti gt'n 
principiellen    Fortschritt     bedeutet    liaben, 
wenn  der  Staat  seinerseits  eigentlichea  An- 
kaufskredit   gewälirt   hätte.      Die    Gründf-, 
aus  denen  das  Herrenhaus  jener  Neuerung- 
:  seine   Zustimmung  versagte,   sind  aus    den 
I  Verhandlungen  nicht  leicht  zu  entnehmen. 
Der  Referent  der  Kommission    machte   der 
I  schon  bestehenden  Ansiedelungsgesellscliaft 
I  die  zu  »opulente«.  Ausstattung  der  Geinein- 
!  den  zum  Vorwurf !    Man  dürfe  kein  Gesetz 
!  sanktionieren,  das  die  Möglichkeit  zu  solchen 
I  »Ausschreitungen«  gewälirel  Als  die  eigent- 
I  liehe  Absicht  der  Kommission   bezeichnete 
;  er  ansdrücklich,  jede  Anregung  zur  Renten- 
!  gutsbildung  zu  vermeiden.   Auf  der  anderen 
j  Seite  erklärte  aber  derselbe  Referent  spater 
,  im  Namen  der  Kommission,  dass  sie    «mit 
aller  Symi>athie  einer  neuen  Gesetzgebung  ent- 
gegensehe, welche  die  Kolonisation  in  grossem 
I  und  zielbewusstem  Masse  durchführen  will.< 
I       Es  ist  zu  hoffen,  dass  das  Herrenhaus 
i  bald    wieder  in    die   Lage   versetzt  werde. 
'  diese    Sympathie   praktisch    zu    bethätigeu. 
I  Dabei  kann  es   sich   nach  Lage  der   Dinge 
]  kaum    \\m   etwas  anderes  handeln  als   um 
'  die  Errichtung  von  staatlichen  Ankaufsfonds 
'  nach  Art  desjenigen  der  Ansiedelungskom- 
mission für  Posen- Westpreussen  für  die  üb- 
rigen Provinzen. 

5.  Mecklenburg  -  Schwerin.  Man  hat 
dort  seit  1846  mit  sehr  gutem  Erfolg  die 
zahlreichen  Bauerndörfer  des  Domanial- 
gebietes  durch  (1899  8959)  Häuslereien  sozial 
ausgebaut,  und  schon  seit  Glitte  des  vorigen 
Jahrhunderts  zalilreiche  Büdnereien,  d.  s. 
Stellen  von  L5— 7  ha  (7437)  begründet. 
Der  Zugang  betrug  1890—99  1768  Häusler- 
und  232  Büdnei-stellen.  Ein  nach  langjäh- 
rigen Verhandlungen  zu  stände  gekommenes 
G.  V.  24.  Mai  1898,  welches  nach  dem  Vor- 
bilde der  preussischen  Rentengutsgesetze 
zur  Begründung  von  bäuerlichen  Ansiede- 
lungen in  dem  fast  ganz  davon  entblössten 
ritterschaftlichen  Gebiet  durch  Kj-edit- 
I  gewährung  etc.  anregen  wollte  (vgl.  d.  Art. 
I  R  e  n  t  e  n  g  u  t).  hat  bisher  fast  gar  keine  Au- 
1  Wendung  gefunden. 

IL  Rnssland. 

In  Russland  erscheint  die  seit  1884  in 
;  gr(>sstem  Umfang  aufgenommene  innere  Kolo 
I  nisation  —  von  der  Erschliessung  Sibiriens 
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^'iixi  hier  abgesehen  —  als  unmittelbare 
Fortsetzung  des  Emancipationswerkes.  Sie 
-will  den  damals  vielfach  höchst  ungenügend 
mit  Land  ausgestatteten  Bauern  Gelegenheit 
zur  Erweiterung  ihres  Besitztums  geben, 
andererseits  den  hochverschuldeten  Gross- 
griindbesitz  in  stand  setzen,  sich  durch 
Xiandverkauf  zu  entlasten.  Zu  diesem  Zweck 
^wurde  durch  G.  v.  18.  Mai  1882  die  Bauern- 
Isank  für  das  eigentliche  Russland  begründet. 
Ihre  Wirksamkeit  wurde  1888  auf  Polen, 
1895  auf  die  baltischen  Länder,  Sibirien 
und  Transkaukasien  ausgedehnt;  nur  Fin- 
land  bleibt  noch  ausgeschlossen. 

Die  Bank  steht  unter  dem  Finanzminister 
und  besitzt  zahlreiche  Filialen.  Sie  giebt, 
der  agi-arischen  Vei-fassung  des  grösseren 
Teils  von  Russland  entsprechend,  Darlehen 
nicht  nur  an  einzelne  Personen,  sondern 
vorwiegend  an  Gemeinden  und  Genossen- 
schaften, und  zwar  beleiht  sie  jetzt  regel- 
mässig bis  zu  90®/o  des  Schätzungswertes. 
Die  Zinsverpflichtungen  gegenüber  der 
Bauernbank  sind  wie  unsere  Rentenschulden 
den  Steuern  gleichgestellt.  Die  Darlehen 
sind  seit  1895  mit  4^2%  verzinslich  (bis 
daliin  5^/2  ®/o),  dazu  kommen  1%  Yerwal- 
tungskosten  und  Rücklage  zum  Reservefonds 
imd  im  Verhältnis  zur  Tilgungsperiode  sehr 
hoch  bemessene  Tilgimgszuschll^. 

Trotz  der  überaus  hohen  Schuldkost6n 
wurde  die  Bank  mit  Darlehnsanträgen  be- 
stürmt. Bis  zum  1.  Januar  1894  erwarben 
mit  ihrer  Hilfe  293101  bäuerliche  Wirte 
(943477  Seelen)  2047  697  [bis  Anfang 
1896  2,4  Millionen]  Desjätinen  (1  Des. 
^  1,09  ha)  für  89,6  Millionen  Rubel  von 
grösseren  Besitzern.  Die  Bank  gab  dafür 
11384  Darlehen  mit  70,3  Millionen  Rubel. 
Von  dem  erworbenen  Lande  entfallen  auf 
(2291)  Einzeleigentümer  31377  Desjätinen, 
auf  Landkaufsgenossenschaften  (mit  133  613 
Wirten)  1141945  Desjätinen,  auf  Landge- 
meinden (mit  157197  Wirten)  874355 
Desjätinen.  Die  Käufer  sind  zum  überwie- 
genden Teil  schon  ansässig ;  es  handelt  sich 
also  iaieistens  um  Zukaufe. 

Im  Jahre  1895  hat  eine  wichtige 
Reform  der  Bauernbank  stattgefunden.  Bis 
dahin  hatte  ihre  Geschäftsführung  einen  ganz 
formalen  Chai-akter.  Sie  prüfte  weder  die 
Zahlungsfähigkeit  der  Käufer  noch  die  An- 
gemessenheit des  Kaufpreises,  statt  specieller 
Schätzungen  dienten  ortschaftsweise  festge- 
setzte Normalpreise  zur  Grundlage  der  Be- 
leihung. Die  Folge  war,  dass  die  Kaufpreise 
eine  unvernünftige  Höhe  erreichten,  dass 
Güterschlächter  und  Spekulanten  sich  der 
Vermittelung  und  des  Güterumsatzes  be- 
inächtigten und  grosse  Reichtümer  erwarben, 
während  die  Käufer  sich  hoffnungslos  ver- 
schuldeten und  die  Bank  schwere  Verluste 
erlitt.      Das    Treiben    jener    Geschäftsleute 


entspricht  nach  den  Schilderungen  von 
H  e  r  z  e  n  s  t  e  i  n  (s.  u.)  ganz  dem  ihrer  preus- 
sischen  Kollegen.  Durch  das  neue  Statut 
ist  nun  die  Bank  verpflichtet  worden,  die 
Vertragsbestimmungen  des  Kaufvertrags  nach 
allen  Seiten  zu  prilfen,  sie  soll  sich  verge- 
wissern, dass  der  Bauer  l)ei  dem  Vertrage 
gut  fährt,  wie  der  bar  anzuzahlende 
Teil  des  Kaufpreises  beschafft  werden  kann, 
soll  specielle  Schätzungen  vornehmen  etc. 
Damit  ist  den  Bankfilialen  eine  ähnliche 
Stellung  eingeräumt  wie  den  preussischen 
Generalkommissionen.  Die  Bauernbank  ist 
den  letztei-en  aber  insofern  noch  einen 
Schritt  vorausgeeilt,  als  sie  die  Befugnis 
erhalten  hat,  soweit  ihre  allerdings  nicht 
sehr  bedeutenden  eigenen  Mittel  ausreichen, 
selbst  Liegenschaften  zu  erwerben,  um  sie 
parzellenweise  an  Bauern  zu  verkaufen. 

Der  Bank  liegt  auch  die  Handliabung 
der  Kontrolle  über  die  mit  ihrer  Hilfe  er- 
worbenen (Grundstücke  ob.  Diese  dürfen 
ohne  ihre  Einwilligung  weder  den  Eigen- 
tümer wechseln  noch  von  Seiten  eines  Ein- 
zeleigentümers parzelliert  werden. 

IIL  England. 

Zu  den  Massregeln  der  inneren  Koloni- 
sation sind  die  irischen  Landgesetze 
der  neueren  Zeit  deshalb  nicht  zu  rechnen, 
weil  sie  lediglich  eine  Neuordnung  des 
Pachtrechts  und  die  Umwandlung  der  bäuer- 
lichen Zeitpächter  in  Eigentümer,  nicht  aber 
die  Begnlndung  neuer  Stellen  bezwecken. 
Dagegen  ist  man  in  England  und  Schottland 
dem  Gedanken  näher  getreten,  in  planmäs- 
siger  Weise  Arbeiterstellen  neu  zu  begründen 
und  den  veniichteten  Bauernstand  wieder 
aufzurichten.  Abgesehen  von  älteren  wenig 
wirksamen  Gesetzen,  kommen  hier  haupt- 
sächlich in  Betracht  die  sogenannten  allot- 
ments  acts  von  1882  und  1887  und  der 
small  holdings  act  von  1892. 

Die  er^teren  bezwecken  die  Sessliaft- 
machung  der  Arbeiter.  Und  zwar  bestimmt 
der  »allotments'  extension  act^  von  1882, 
dass  gewisse  Stiftungen  ihr  Land  in  Par- 
zellen von  nicht  mehr  als  1  acre  an  Arbeiter 
verpachten  sollen  (das  Oberhaus  hat  aber 
die  Wirksamkeit  dieser  Vorschrift  durch  ge- 
wisse Kompetenzvorschriften  unwirksam  zu 
machen  gewusst).  Der  eigentliche  allotments 
act  von  1887  giebt  den  Gesundheitsbehörden 
(ein  Gesetz  von  1890  auch  den  Grafschafts- 
räten)  das  Recht,  auf  Antrag  von  6  Parla- 
mentswählern Land  zu  pachten  oder  zu 
kaufen  —  event.  sogar  zwangsweise  — ,  um 
es  in  Parzellen  weiter  zu  verpachten.  Die 
Pachtrente  muss  alle  Kosten  decken  und 
kann  im  voraus  eing-efoi-dert  werden  (!). 
Im  Falle  des  Zwangsankaufs  kann  der  Eigen- 
tümer 25^/0  über  den  Wert  des  Landes 
hinaus    verlangen.      Das   allotments  -  Gesetz 
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hat  verhältnismässig  wenig  imraittelbaren 
Erfolg  gehabt.  Bis  Mitte  1892  hatten  nach 
einem  amtlichen  Berichte  nur  56  (von  574) 
Sanitätsbehörden  und  4  Grafschaftsi-äte  von 
dem  Gesetz  Gebrauch  gemacht.  Im  ganzen 
hatte  man  490  ha  —  nur  in  einem  Falle 
zwangsweise  —  erworben  und  an  2891  Per- 
sonen verpaclitet.  Indes  wird  behauptet, 
dass  unter  dem  Druck  des  möglichen 
Zwanges  zahlreiche  Pachtstellen  freiwillig 
zur  Begründung  gekommen  wären.  Der 
Emchtung  von  Arbeiterpaehtstellen  kommt 
eine  grössere  Bedeutung  sdion  deshalb  nicht 
zu,  weil  sie  die  soziale  Verfassung  in  ihrem 
Kern  ganz  unberührt  lässt. 

Der  small  holdings  act  von  1892  soll  dazu 
dienen,  den  ausgerotteten  Bauernstand  wie- 
der zum  Leben  zu  bringen.  Als  Kolonisa- 
tion sbehörde  fungiert  der  Grafsohaftsrat. 
Er  hat  das  Recht,  Land  zu  kaufen  (in  der 
Nähe  von  städtischen  A\  ohnplätzen  auch  zu 
pachten)  und  iu  Gütern  von  1 — 50  acres, 
das  sind  0,4—20  ha  (bozw.  Gutem  von  nicht 
mehr  als  1000  Mark  Jahreserti-ag)  zu  ver- 
kaufen, eveut.  in  Stellen  von  1-15  acivs 
(300  Mark  Jahi-esertrag)  zu  verpachten.  Der 
Zwangserwerb  war  im  Parlament  vorge- 
schlagen, ist  aber  nicht  Bestandteil  des  Ge- 
setzes geworden.  Schon  ansässige  Pächter 
von  small  holdings  können  diese  mit  Hilfe 
des  Grafschaftsrates  eigentümlich  erwerben, 
sofern  der  Preis  als  rationell  anzusehen 
ist.  Bei  jedem  Kaufabsclüuss  soll  ^5 
des  Preises  vom  Bauei*  angezalilt  wer- 
den, ^.4  kann  nach  dem  Ermessen  der  Be- 
hörde als  ewige  (aber  ablösbare)  Rente 
stehen  bleiben,  der  Rest  ist  in  50  Jahren 
längstens  zu  tilgen.  Es  können  —  im  Sinne 
einer  Stundung  der  Zahlungen  —  (bis  zu  5) 
Freijahre  bewilligt  wenlen.  Solange  der 
Kaufpreis  nicht  ganz  abgezahlt  ist,  mindestens 
aber  für  20  Jahre,  ist  die  Verfügiuigsfreilieit 
des  Erwerbers  beschränkt,  er  darf  während 
dieser  Zeit  nur  mit  Zustimmung^  des  Graf- 
schaftsrates denBesitz  parzellieren,  veräussern, 
verpachten,  für  andere  als  landwirtschaft- 
liche Zwecke  benutzen,  mehr  als  ein  Wohn- 
haus errichten;  das  Wohnhaus  muss  den 
hygieinischen  Bestimmungen  der  Behörde 
entsprechen  und  es  darf  nicht  zum  Verkauf 
von  Spirituosen  benutzt  werden.  Auch  im 
Erbgange  ist  die  ParzeUierung  untersagt, 
die  Stelle  ist  dann  event.  durch  den  Graf- 
schaftsrat im  ganzen  zu  verkaufen.  Derselbe 
hat  auch  nach  Tilgung  der  Schuld  das  Vor- 
kaufsrecht, wenn  die  Stelle  einem  anderen 
als  landwirtschaftlichen  Zweck  unterworfen 
werden  soll. 

Es  ist  vorgesehen,  dass  der  Giufschafts- 
rat  oder  die  von  ihm  eingesetzte  Kommission 
selbst  die  nötigen  Arbeiten  zur  Anlage  der 
Kolonie  vornimmt,  also  Wege,  Di-aiuagen, 
Brunnen,  Häuser  baut.    Aber  die  sämtlichen 


Ausgaben,  einschliesslich  der  Verwaltung:— 
kosten,  fallen  dem  Erwerber  zur  Last.  Die 
erforderlichen  Mittel  beschafft  sich  die  B*^- 
hörde  diux-h  Aufnahme  von  Anleihen. 

Die  Erfolge  des  Gesetzes  sind  minimal. 
Nach  einem  Berichte  des  englischen  Aeker- 
bauamtes  haben  im  ganzen  nur  11  (Graf- 
schaften I^and  zum  Zwecke  der  BegründiinjLr 
von  small  holdings  erworben  und  nicht  mehr 
als  217  ha  zur  Aufteilung  gebracht.  Dio 
ganze  Veranstaltung  ist  angeblich  durch 
(las  Gesetz  von  1894,  beti\  die  Schaffnnp 
von  Parish  Councils  hinfällig  gewortlen. 
Auch  die  verechiedenen  privaten  Kolon ii>a- 
tionsgesellschaften  haben  sehr  wenig  ausge- 
richtet. Zur  Wiederaufi'ichtinig  des  eng- 
lischen Bauernstandes  würde  es  grosst^r 
'  Mittel  bedürfen  und,  wie  verschiedene  Be- 
I  richte  hervorheben,  gesetzlicher  Zwang  uielit 
'  zu  entbehren  sein. 

I  IV.  Dänemark. 

I       Nach  einem  am  1.  Oktober  1899  in  Kraft 
]  getretenen    Gesetze    können    Arbeiter   vom 
I  Staate  3  pix)zentige,    ziemlich   rasch  zu   til- 
I  gende  Darh^hen  zum  Zwecke  des  Landkaiif> 
I  bis  zum  Betrage  von  •*  lo  des  Grundstücks- 
j  wertes  erhalten.    Das  I^and  soll  bei  mittlerer 
.  Güte  2—3  ha  umfassen  —  es  handelt  sk-li 
'also    lediglich    um    unselbständige    SteUen. 
Im  ganzen  können    rund  2  Millionen  Mark 
jährlich  in  den  nächsten  5  Jahren  für  solche 
Darlehen  verwandt  werden.     Besondere  Be- 
hörden unterstützen   die  Arbeiter  beim  Er- 
werb  und    üben    eine   allgemeine  Aufsicht 
über  die  Stellen  aus,   die  mit  Inventar  aus- 
gestattet und  ordentlich  bewirtschaftet  wer- 
den müssen.    Besondere  Bestimmungen  sind 
für   üebertragung    und    Vererbung   solchen 
Eigentums  getroffen. 

Litteratur:  Schriften  d.  Ver.  /.  Sazialpol.,  Bd. 
S^:  Zur  inneren  Kolonisation  in  De^Uschland 
(Aufsätze  von  Schmoller,  Thiel,  Rimplet\ 
Sombart-  Er m sieben);  ebenda  Bd.  öO: 
Sertug,  Innere  Kolonisation  im  östlichen  Deutsch- 
land, Leipzig  189S.  —  v.  Zahrzewski,  Dir 
russische  Banembank,  Jahrb.  f.  Ges.  u.  Verv. 
1896,  S.  109.  —  Jlf.  Herzenstein,  Die  Reform  der 
Baitembank,  ebenda  S. 881.  --Bulletin  rüste 
de  stat.  ßn.  1897,  S.  520 f.  —  Hasbach, 
Die  englischen  Landarbeiter  in  den  letzten  lOi) 
Jahren,  Leipzig  1894.  —  The  agriculturcU  labourer 
by  William  C.  Little  im  Final  Rep.  Royal 
Comm.  Labour,  London  189^.  —  Ann.  Rep.  of 
Proceedinga  undcr  the  THthe  Acts  etc.  Board 
of  Agricultnre,  London  1895.  —  Stillieh,  Eng- 
lische Agrarkrisis,  Jena  1899,  S.  90.  —  Veber  Moor- 
kolonieen:  Hugenberg,  Innere  Kolonisation  im 
Nordwesten  Deutschlands,  Strassburg  1891.  — 
Fleischer,  Die  Besiedelung  der  nordwestdeuf- 
schen  Hochmoore  (Rede),  Berlin  1894.  —  Sering, 
Art.  Moorkolonisation  im  Wörterbuch  d.  VoUcsw. 

M.  Sering. 
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Kommanditgesellschaft  auf  Aktien. 

1.  Einleitimg.    2.  Geschichte.   3.  Bisheriges 
deutsches  Hecht.    4.  Heutiges  deutsches  Recht. 

1.    Einleitimg.     Die   Kommanditgesell- 
schaft, sovrohl  die  einfache  Kommanditgesell- 
schaft   ^vie  die  Kommanditgesellschaft   auf 
Aktien,    ist  der  neueren  Zeit  ein  Stiefkind. 
Schuld    hieran  trägt  nicht  die  Kommandit- 
gesellschaft selbst,  sondern  die  französische 
Gesetzgebung.      Sie    hat  in   dem  Code  de 
commerce  trotz  des  vorgängigen  und  recht- 
zeitigen eindringlichen  Widerspruches  kauf- 
männischer  Standes  Vertretungen    Südfrank- 
reichs,   der  Gegend,  wo,  soweit  Frankreich 
in  Betracht   kommt,   die  Kommanditgesell- 
schaft ^n  jeher  hauptsächlich  in  Anwendung 
stand,    dieser  eine  Gestaltung  gegeben,  von 
welcher  eben  jene  Fachkreise  das  dem  Ge- 
setzgeber wenig  schmeichelhafte  Urteil  fällten, 
sie   entspräche  nicht  dem  bisherigen  Hecht 
und  wäre  für  sie  unbrauchbar;  der  Code  de 
commerce  hat  dann  den  gesamten  neueren 
Gesetzgebungen  als  Grundlage  für  ihre  Rege- 
lung der  Kommanditgesellschaft  gedient.  Hat 
sich  die  Gesetzgebimg  in  Widerspruch  mit 
dem  wirtschaftlichen  Leben  gesetzt  und  liegt 
es  auf  der  einen  Seite  in  dem  formalen  Ge- 
wicht einer  Kodifikation,  ihre  Hechtsnormen 
tit)tzdem    aufrecht  erhalten  zu  können,   so 
bleibt   dem    wirtschaftlichen    Leben    nichts 
anderes  übrig,  als,   wenn  ihm  dies  möglich 
d.  h.  noch  zuträglich  erscheint,  sich  mit  dem 
neuen  Recht  abzufinden  oder  sich-  von  dem 
RtH:htsinstitute  abzuwenden.    Der  Kaufmann 
hat  notgedrungen  das  letztere  gewählt.  — 
Während   bis  in  den  Anfang  unseres  Jahr- 
hunderts die  Kommanditgesellschaft  von  den 
Kaufleuten    Frankreichs    imd    Italiens    — 
Deutschland  kommt  zu  dieser  Zeit  noch  nicht 
in  Betracht,    und   für  die   übrigen  Länder 
fehlt  noch  jedes   Beobachtungsmaterial   — 
geradezu  bevorzugt  wurde,  zeigt  sie  nachher 
—  mit   zeitweiser   Ausnahme   der  Aktien- 
kommanditgesellschaft,   welche    dank    dem 
^ichterfordernis  staatlicher  Genehmigung  und 
der  Zidässigkeit  von  Inhaberaktien  zu  bösen 
Spekulationszwecken  benutzt  wurde  —  einen 
steten    Rückgang     in     ihrer    Anwendung. 
Selbst  wo  sie  unter  dem  Einfluss  des  Code 
de  commerce  erst  Eingang  fand,  vermochte 
sie  nicht  zu  nennenswerter  Bedeutung  zu 
{gelangen.     In   natürlicher  Folge  dieser  Be- 
handlung  in   der  Gesetzgebung    und    dem 
wirtsehaftHchen  Leben  tritt  die  Kommandit- 
gesellschaft   verglichen    mit    den    übrigen 
Ilandelsgesellschsrften  auch  in  der  Litteratur 
und  Rechtsprechung  zurück.  —  Abgesehen 
von  den  Lehr-  und  Handbüchern  des  Handels- 
rechts und  den  Gesetzeskommentaren  ver- 
?^ag  sie  auch   bis  heute  nur  sehr  wenige 
ihrer  Erforschung  gewidmete  Schriften  auf- 
zuweisen, und  unter  diesen  berührt  ein  Teil 


lediglich  die  ersten  Vorstufen  der  Kommandit- 
gesellschaft. 

Auch  hier  erscheint  weni^tens  die  Kom- 
manditgesellschaft auf  Aktien  etwas  als 
Stiefkind;  in  dem  Art.  Handelsgesell- 
schaften (oben  Bd.  IV  S.  998  ff.)  wird  von  den 
Handelsgesellschaften  überhaupt,  dann  von 
der  offenen  Handelsgesellschaft  und  der 
Kommanditgesellschaft  d.  h.  der  einfachen 
Kommanditgesellschaft  im  besonderen  ge- 
handelt, dann  in  dem  Ai-t.  Aktiengesell- 
schaften (oben  Bd.  I  S.  143  ff.)  aliein  von 
der  reinen  Aktiengesellschaft.  Nach  der  bis- 
herigen Auffassung  wird  die  Kommandit- 
gesellschaft auf  Aktien  bald  als  eine  weitere 
Entwickelungsstufe  der  einfachen  Kom- 
manditgesellschaft, bald  als  eine  Abart  der 
Aktiengesellschaften  angesehen,  und  da  nun 
die  einfache  Kommanditgesellschaft  nicht 
mehr  blos  privatim  von  einzelnen  Rechts- 
•golehrten,  sondern  seit  dem  neuen  Handels- 
gesetzbuch nunmehr  auch  offiziell  von  dem 
Gesetzgeber  lediglich  für  eine  Abart  der 
oftenen  Handelsgesellschaft  erklärt  ^vird,  so 
hätte  es  nahe  gelegen,  die  Darstellung  der 
Kommanditgesellschaft  auf  Aktien  hier  ent- 
weder mit  der  der  offenen  Handelsgesell- 
schaft und  der  einfachen  Kommandit^esell- 
scliaft  oder  mit  der  der  Aktiengesellschaften 
zu  verbinden,  aber  in  beiden  FäUen  ist  sie 
beiseite  gelassen  worden. 

Dem  eben  Gesagten  gegenüber  nimmt  es 
kaum  "Wunder,  dass  noch  Zweifel  darüber 
bestehen,  erstens:  ob  die  Aktiengesellschaft 
aus  der  Kommanditgesellschaft  auf  Aktien 
entstanden  sei  oder  letztere  nach  dieser  aus 
einer  Verbindung  der  einfachen  Kommandit- 
gesellschaft mit  der  Aktiengesellschaft, 
zweitens :  welcher  Zeit  die  ereten  Kommandit-  • 
gesellschaften  auf  Aktien  angehören.  —  Be- 
züglich des  ersten  Punktes  dürfen  diejenigen 
Schriftsteller  Zustimmung  beanspruchen, 
welche  die  Ansicht  vertreten,  dass  die  Aktien- 
gesellschaft sich  ganz  selbständig  entwickelt 
hat  und  die  Kommanditgesellschaft  auf 
Aktien  eine  Kommanditgesellschaft  ist,  in 
die  für  die  Einlage  der  Kommanditisten  das 
Princip  der  Zerlegung  in  Aktien,  wie  es  die 
reine  Aktiengesellschaft  aufweist,  ebenfalls 
hinübergeuommen  worden  ist.  Der  Ueber- 
gang  von  der  einfachen  Kommanditgesell- 
schaft hierzu  wird  dadurch  vermittelt,  dass 
erstens  der  Gesellschaftsvertrag  den  Kom- 
manditisten die  Veräusseining  ilirer  Kom- 
mauditeinlagen  freistellt,  zweitens,  dass  bei 
den  grössei*en,  d.  h.  mit  grösserem  Kapital 
auszustattenden  bezw.  ausgestatteten  Kom- 
manditgesellschaften, namentlich  wenn  bezw. 
weil  sie  sich  einem  Zwecke  widmeten,  der 
nach  seinem  Gegen  stände  oder  der  beson- 
deren Art  bezw.  dem  besonderen  Ziele  seines 
Betriebes  der  staatlichen  Privilegierung  be- 
durfte,    sowohl    der 


Handwörterbucb  der  Steatswissenschaften.    Zweite  Auflage.    V. 


leichteren    Kai)italbe- 
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schaffimg  wie  auch  im  Zusammenhange  hier- 
mit der  leichteren  Beweglichkeit  der  Kom- 
manditanteile  halber  die  für  die  privilegierten 
Kompagnieen  schon  friiher  übernommene 
Finanzierung  durch  Aktien,  d.  h.  gleich- 
massige  kleinere  Kapital  betrage  beliebt  wurde, 
über  welche  dann  sog.  j)olizze,  Urkunden 
ausgestellt  werden,  denen  man  später  Order- 
qualität, ja  schliesslich  Inhabeniualität  erteilt. 

2.  Geschichte.  Finanziemngen  des  Unter- 
nehmens im  Wege  von  Aktien  zeigen  sich 
bei  Kommanditgesellschaften  nicht  vor  dem 
letzten  Drittel  des  17.  Jahrhunderts  und 
zwar  zueilst,  soweit  mir  bekannt  ist,  in 
Frankreich,  doch  tragen  diese  Gesellschaften 
nicht  streng  den  Charakter  unserer  neueren 
Kommanditgesellschaften  auf  Aktien,  sondern 
weisen  mannigfache  Abweichungen  auf.  So 
bezüglich  der  Firma,  die  im  Gegensatz  zum 
Allgemeinen  Deutschen  Handelsgesetzbuch, 
aber  in  Uebereinstimraung  mit  dem  neuen 
Handelsgesetzbuch  eine  Sachfirma,  wie  bei 
den  damaligen  privilegierten  Kompagnieen, 
den  Aktiengesellschaften,  sein  konnte  und 
w^ar.  Dann  auch  bezüglich  der  Solidarhaft 
der  Komplementare;  in  einer  französischen 
sociiHe  en  commandite  mit  Aktien,  der  sog. 
Compagnie  generale  des  assurances  et  Grosses 
Aventures  de  Fiance  von  1G86  haften  die 
sog.  Direktoren  —  die  alten  Komplementäre 
—  nur  für  den  Fall  der  Erschöpfung  des 
GesellvScliaftsvermögens  und  dann  nicht  soli- 
darisch, sondern  nur  pro  rata.  Diese  und 
andere  Abweichungen  oder  Eigenheiten,  z.  B. 
die  innere  Organisation,  hängen  mit  der 
Privilegierung  und  der  dadm-ch  ermöglichten 
oder  wenigstens  erleichterten  individuellen 
Rechtsgestaltung  zusammen.  Man  nennt 
diese  Gesellschaften  am  kürzesten  und 
treffendsten  vielleicht  Kompagniekomman- 
diten  oder  Aktienkommanditkompagnieen. 

Kommanditgesellschaften  auf  Aktien  im 
modernen  Sinne  tauchen  erst  in  der  zweiten 
Hälfte  des  18.  Jahrhunderts  auf  und  in 
Italien  reiner  als  in  Frankreich.  Die  Ein- 
führung der  Inhaberaktie  bei  den  Kommandit- 
gesellschaften auf  Aktien  ist  eine  That  der 
in  ihrer  Begründung  von  französischen  wie 
deutsclien  Schriftstellern  mit  Recht  ange- 
fochtenen, ebenso  gewaltsamen  wie  den 
historischeu  Zusammenhang  missachtendon 
Interpretation  einer  nicht  scharf  genug  ge- 
fasston  Bestimmung  des  Code  de  commerce. 

Blickt  man  zurück  bis  in  das  letzte 
Viertel  des  17.  Jahrhunderts,  so  drängt  sich 
die  Ei-scheinung  auf,  dass  Privilegierung 
bedürfende  oder  wünschende  Gesellschafts- 
unternehmungen Kom|>agnieen  genannt  wer- 
den und  dass  diese  Handelskompagnieen 
bald  reine  Aktien geseUschaften,  bald  Kom- 
manditgesellschaften auf  Aktien,  bald  indivi- 
duell in  einzelnen  Punkten  sehr  verschieden 
gestaltete  Mischbildungen  sind.    Privilegien- 


freie oder  -lose  Gesellschaftsunternehniungen 
wählen,  abgesehen  von  der  offenen  Handels- 
gesellschaft und  der  einfachen  Kommandit- 
gesellschaft, die  Gestalt  der  Kommanditgf- 
sellschaft  auf  Aktien. 

Also  nicht  die  Form  der  Gesellsc-haft 
bedurfte  nach  früherem  Recht  der  Privile- 
gierung, sondern  der  Gegenstand  odor  *][*- 
Art  bezw.  das  Ziel  des  Betriebes  des  Unter- 
nehmens; nur  weil  Aktienkompagnieen  nie- 
mals für  andere  als  ein  Privilegium  bedür- 
fende oder  wünschende  Gesellschaftsunter- 
uehmungen  gewählt  wurden,  Komman<lit- 
gesellschaften  auf  Aktien  dagegen  auch  \m 
privilegienfreien  oder  -losen  Unternehmungen 
vorkamen,  konnte  die  Ansicht,  ja  die  Ueber- 
zeugung  und  endhch  die  Rechtsvorsclirift 
entstehen,  dass  Aktiengesellschaften  wegen 
ihrer  Form  notwendig  Privilegierung  cnier 
später  staatliche  Genehmigung  voraussetzten, 
.  Koimnanditgesellschaften  auf  Aktien  dagegt^n 
nicht. 

Erst  seitdem  so  die  Form  der  Gesell- 
schaft als  das  den  Ausschlag  gebende  Mo- 
ment hingestellt  und  bald  bei  der  Komman- 
ditgesellschaft auf  Aktien  auch  die  Iuhal.»er- 
aktie  eingeführt  l)ezw.  übermässig  verwandt 
wurde,  und  die  Kommanditgesellschaft  auf 
Aktien  häufig  genug  nur  behufs  Vermeidung 
der  für  Aktiengesellschaft  notwendigen  staat- 
lichen Genehmigung  gewählt  wurde,  verfiel 
die  Kommanditgesellschaft  auf  Aktien  dem 
Dienste  oder  Missbrauche  der  blossen  Si>ekii- 
lation  des  Börsengetriebes. 

Um  dem  vorzube\igen,  fühiien  neuere 
Gesetze  die  Notwendigkeit  der  staatlichen 
Genehmigimg  a\ich  für  die  Kommanditgesell- 
schaften auf  Aktien  ein. 

So  war  eine  Periode  herangekommen, 
welche  die  staatliche  Genehmigung  als  ein 
notwendiges  Gegenstück  der  Gesellschafts- 
form ansah.  —  Nicht  lange  dauerte  es,  da 
machte  sich  in  den  Kreisen  des  beteiligten 
Publikums  eine  Meinung  gegen  die  Not- 
wendigkeit staatlicher  Genelimigung  geltend, 
es  hiess,  die  staatliche  Genehmigung  be- 
schränke auf  der  einen  Seite  unnütz  die 
freie  Bewegung  und  auf  der  anderen  Seite 
wäre  sie  doch  nicht  im  stände,  das  Publi- 
kum, aus  dem  sich  die  Aktionäre  rekrutie- 
ren, gegen  die  im  Gefolge  der  Aktiengesell- 
schaften und  Kommanditgesellschaften  auf 
Aktien  sich  zeigenden  Missstände  zu 
schützen.  —  Das  Erfordernis  der  staatlichen 
Genehmigung  fiel  nach  manchen  Gesetzen, 
um  durch  sonstige  Präventiv  Vorschriften,  die 
sogenannten  Normativbestimm  ungeu  der 
neuesten  Gesetze  zum  besseren  Schutz  des 
Publikums  ersetzt  zu  wenlen. 

3.  Bisheriges  deutsches  Recht.  Hing 
sonach  früher  die  Wahl  zwischen  Aktieuge- 
sellscliaft  und  Kommanditgesellschaft  auf 
Aktien   hauptsächlich  vom  Gegenstande  des 
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Vnternehmens  ab,  dann  sehr  viel  von  der 
Messen  Form  der  Gesellschaft,  so  sind 
sidt  1870  diese  Bestimmimgsgriinde ,  in 
Deutschland  wenigstens,  weggefallen.  Mass- 
gebend für  die  Wahl  sind  heute  nur  noch 
innere,  in  den  beiden  ßechtsinstituten  selbst 
lieprende  Gründe  geblieben,  diese  wiederum 
erstehen  aus  der  Gestaltung  beider  Gesell- 
schaften. 

Nach  der  durch  das  Reichsgesetz,  betref- 
fend die  Kommanditgesellschaften  auf  Aktien 
und  die  Aktiengesellschaften,  vom  18.  Juli 
1S.S4  g:egebenen  Normierung  überwogen  bei 
der  Kommanditgesellschaft  auf  Aktien  die 
der  Aktiengesellschaft  eigenen  Züge  ganz 
^^odeutend  die  der  einfachen  Kommanditge- 
sellschaft. 

I.  An  die  Kommanditgesellschaft  erinnerte 
unter  anderem,  dass  die  Kommanditgesell- 
schaft auf  Aktien 

1.  zwei  Arten  von  Mitgliedern  hat,  die 
xjgenannten  Komplementare,  welche  jedem 
Gesellschaftsgläubiger  direkt,  illimitiert  und 
solidarisch,  kurz  persönlich  haften,  und  die 
Aktienkommanditisten,  die  nicht  persönlich, 
sondern  niu-  sachlich  haften,  niu-  verpflichtet 
sind,  die  gezeichnete  Kommanditeinlage,  den 
Aktienbetrag  in  die  Gesellschaftskasse  wirk- 
lieh einzuwerfen, 

2.  dass  die  Geschäftsvei-tretung  allein  in 
'Ion  Händen  der  Komplementare,  sei  es  aller 
oder  einzelner,  liegt  (Art.  196), 

3.  dass  die  Gesellschaftsfirma  den  Na- 
men wenigstens  eines  Korai)lementars  mit 
einem  das  Vorhandensein  einer  Gesellschaft 
andeutenden  Zusatz  enthalten  muss  (Ai1. 17), 

4.  dass  die  Auflösung   der  Kommandit- 
po^ellschaft    auf   Aktien   sich   an  dieselben 
Thatsachen    knüpft    wie  bei  der  Komraan- 
«litgesellschaft,  z.  B.  an  den  Tod  oder  Kon-  [ 
kure  eines  Komplementars  (Art.  200  u.  Ci-  i 
täte). 

11.  Aus  der  Alctiengesellschaft  wai'  eigent- 
lich nur  eines  in  die  Kommanditgesellschaft 
auf  Aktien  hinübergenommen,  aber  nicht 
l»?<liglich  eine  einzelne  Bestimmung,  sondern 
t^in  Princip.  dessen  stetig  angewachsene 
Folgen  die  Hauptmasse  der  das  Hecht  der 
Kommanditgesellschaft  auf  Aktien  gebenden 
Normen  ausmachten.  Es  ist  dies  das  Prin- 
cip der  Finanzierung  der  Gesellschaft  im 
Wege  der  Aktien,  sei  es  Namen-,  sei  es  In- 
l^aberdktien  (Art.  173).  Unter  den  hiemn 
j^ich  anknüpfenden  Folgen  treten  einige  be- 
^ondei-s  hervor: 

1.  Das  Aktiensystem  wird  regelmässig 
nur  gewählt,  wenn  es  gilt,  zur  Kapitalbe- 
!*cliaffung  gi-^tevsere  Kreise  des  Publikums 
heranzuziehen,  eine  grössere  Zahl  von  Mit- 
gliedern zu  gewinnen.  Die  sonst  nur  der 
Aktiengesellschaft  eigene  gi'össere  Mitglieder- 
^1  zieht  die  für  solche  geeignete  andere 


Organisation  —  Generalversammlung,  Auf- 
sichtsrat etc.  —  nach  sich. 

2.  Je  gi'össer  die  Zahl  der  Mitglieder  ist, 
desto  leichter  können  sich  ei-fahnmgsgemäss 
schädigende  Unregelmässigkeiten,  veranlasst 
durch  die  Errichter  des  (jesellschaftsunter- 
nehmens,  einstellen. 

3.  Die  Aktien,  besonders  die  neuerdings 
zulässigen  Inhaberaktien,  vermögen  als  ge- 
eignete Spekulationsobjekte  weitere  schädi- 
gende Einflüsse  auf  die  Kommandit-Aktien- 
gesellschaften  hinzuzuziehen. 

Hierdurch  ist  auch  auf  die  Kommandit- 
gesellscliaften  auf  Aktien  das  ganze  Miss- 
ti-auen,  welches  unsere  Zeit  gegen  das 
Aktienwesen  hegt,  übergegangen.  Das  Be- 
streben, die  Gläubiger  der  Gesellschaft  und 
die  Aktionäre  selbst  gegen  die  daraus 
möglicherw^eise  und  thatsächlich  nicht  selten 
\virklich  hervorgehenden  Gefahren  zu 
schützen,  hat  die  moderne  Gesetzgebung 
veranlasst,  wie  in  das  Recht  der  Aktienge- 
sellschaft, so  auch  in  das  der  Kommandit- 
gesellschaft auf  Aktien  eine  Keihe  von  sehr 
einengenden  Bestimmungen  einzuführen. 

Hierher  gehören  unter  anderen 

a)  sehr  scharfe  Bedingungen  für  die  Er- 
richtung der  (jesell Schaft, 

b)  Oeffentlichkeit  bezw.  möglichste  Durch- 
sichtigkeit der  Errichtuugsakte, 

c)  verstärkte  Kontrolle  der  Errichtung 
und  Geschäftsführung, 

d)  Sicherung  der  wirklichen  Einzahlung 
der  übernommenen  Einlagen  und  später  des 
GeseUschaftskapitals  selbst, 

e)  Civikechtliches,  ja  zum  Teil  sogar  straf- 
rechtliches Vorgehen  gegen  die  geschäfts- 
führenden Personen,  die  Aufsichtsratsmit- 
glieder, ja  sogar  die  Aktionäre  in  Fällen  des 
Zuwiderhandelns  gegen  gewisse  Bestimmun- 
gen des  Gesetzes. 

III.  Ganz  eigen  war  der  KommanditgeseD- 
schaft  auf  Aktien: 

1.  dass  sie  nur  im  Wege  der  sogenannten 
Succesivgründung  emchtet  werden  durfte; 
es  bedeutete  dies  gegenüber  der  Aktienge- 
sellschaft, der  auch  die  sogenannte  Simiü- 
tangründung  offen  steht,  eine  Erschwerung ; 

2.  dass  der  oder  die  Komplementare  sich 
bei  der  EiTichtung  der  Gesellschaft  mit  Ein- 
lagen beteiligen  raussten,  welche  mindestens 
den  zehnten  Teil  des  Ggsamtkaj)itals  der 
Kommanditisten;  und  wenn  dieses  drei  Milli- 
onen Mark  übei-steigt  für  den  übersteigen- 
den Betrag  den  fünfzigsten  Teil  desselben 
darstellen. 

IV.  Versucht  man  die  beiden  Gesellschafts- 
formen gegen  einan  !er  abzuwägen  und  be- 
rücksichtigt dabei : 

1.  dass  die  Kommanditgesellschaft  auf 
Aktien,  soweit  das  Aktienprincip  und  dessen 
Folgen  in  Frage  kommen,  in  allen  irgend- 
wie   wesentlichen    Stücken     den    gleichen 

17* 
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Rechtsnormen    wie    die    Aktiengesellschaft 
untei-standen ; 

2.  dass  bezüglich  des  Gegenstandes  detj 
Unternehmens  beide  gleich  frei  dastanden; 

3.  dass  eine  Pnvilegierung  nicht  mehr 
vorkam,  eine  staatliche  Grenehmigung  dieser 
Gesellschaftsformen  als  solcher  nicht  mehr 
erforderlich  war,  und  wo  Konzessionierung 
wegen  des  Gegenstandes  noch  nötig  wai*, 
solche  doch  nichts  mehr  mit  der  rechtlichen 
Gestaltung  der  Gesellschaft  zu  thun  liatte; 
so  ergiebt  sich:  dass  für  solche  Abwägimg 
nur  die  unter  I  und  11  erwähnten  Punkte 
von  Bedeutung  waren.  Von  diesen  war  1, 
3  —  die  Zusammensetzung  der  Firma  — 
gleichgiltig ;  I,  4  sprach  zu  Ungimsten  der 
Kommanditgesellscliaften  auf  Aktien,  er 
zwang,  um  die  Existenz  der  Gesellschaft 
nicht  vom  Zufall  abhängen  zu  lassen,  meh- 
rere Komplementäre  in  die  GeseDschaft  zu 
nehmen  und  damit  häufig  genug  die  Ver- 
waltung zu  verteuern  oder  wenigstens  den 
Gewinnanteil  der  Kommanditisten  zu  schmä- 
lern. Dass  auch  III,  1  —  Zulässigkeit  allein 
der  Successivgründung  —  die  Kommandit- 
gesellschaft auf  Aktien  sclüechter  stellte  als 
die  Aktiengesellschaft,  wurde  bereits  oben 
bemerkt.  Demnach  blieben  als  einzige  noch 
abzuwägende  Punkte    1.   die  Existenz   von 

Eersönlich  direkt  solidarisch  und  illimitiert 
aftenden  Komplementären  in  der  Kom- 
manditgesellschaft auf  Aktien,  2.  deren  obli- 
gatorische Einlage,  3.  deren  Geschäftsführung 
und  Vertretung. 

Dass  Komplementare  da  sind  und  somit 
die  Geschäftsfüluimg  und  Verti-etung  in 
Händen  von  Personen  iniht,  welche  den 
Drittkontrahenten  eventuell  dafür  persönlich 
einzustehen  liaben,  könnte  sowohl  für  die 
Drittkontrahenten  wie  für  die  Komman- 
ditisten einen  gewissen  Wert  haben,  der 
Dritte  könnte  eventuell  auch  aus  dem  Privat- 
vermögen des  Komplementars  Befriedigung 
suchen,  die  Kommanditisten  könnten  einem 
Komplementär  ruhiger  die  Verwaltung  des 
Gesellschaftsvermögens  überlassen, weil  dieser 
ja  äussersten  Falles  sein  eigenes  Vermögen 
mit  riskiert.  Aber  auf  der  anderen  Seite 
wird  ein  Dritter,  der  vor  Eingehung  eines 
Gescliäftes  sich  fragt  oder  fragen  muss,  ob 
das  Gesellschaftsvermögen  ihm  auch  ge- 
nügende Deckung  verspricht,  sich  bei  Ver- 
neinung oder  auch  nur  bei  Zweifeln  selten 
dazu  entschliessen,  das  Geschäft  aus  Kück- 
sicht  auf  die  persönliche  Haftung  des  Kom- 
plementars doch  zu  schliesseu,  und  die  Ak- 
tionäre können  einmal  ebenso  gut  einem 
angestellten  Direktor  wie  einem  Komple- 
mentär Beteiligung  wenigstens  mit  einem 
bestimmten  Kapital  vorschi^eiben ;  ferner 
liaftet  ihnen  selbst  jeuer  für  Unregelmässig- 
keiten mindestens  ebenso  wie  dieser;  endlich 
ist  nach  bisherigem  Recht  ihnen  gegenüber 


die  Stellung  eines  Direktors  weniger  seiri- 
ständig  und  fest  als  die  eines  Komplem«"'ii- 
tare.  Hält  man  hierzu  noch,  dass  Person»-:!, 
welche  von  vom  herein  Awklich  vermögeii ' 
sind,  sowohl  der  Stelhmg  lialber  wie  aueii 
wegen  der  pereönlichea  Haftung  sich  nur 
selten  als  Komplementare  hingeben,  so  spri«lit 
auch  dieser  Punkt  mehr  g^gen  als  für  dir- 
Kommanditgesellscliaft  auf  Aktien. 

Dasselbe  gilt  von  der  obligatorischea  uinl 
proportional  fixierten  Kapitaleinlage  der 
Komplementare;  ein  vermögensloser  oltY 
auch  nur  nicht  genügend  begüterter  Manu 
konnte,  wenngleich  er  der  tüchtigste  und 
berufenste  Leiter  für  das  Unternehmeu  wäre, 
nicht  an  die  Spitze  gestellt  werden,  wonu 
dieses  in  der  Form  der  Kommanditgesell- 
schaft auf  Aktien  betrieben  werden  solh»^ 
oder  wtu'de.  Bei  einer  Aktiengesellschaft 
stünde  nichts  im  Wege. 

Aus  allem  ergiebt  sich,  dass  für  gesell- 
schaftliche Unternehmungen  mitFinanzieruuü: 
im  Wege  von  Aktien  nach  dem  Stande  d»-> 
bisherigen  Rechts  so  gut  wie  nichts  zur 
W^ahl  der  Kommanditgesellschaft  auf  Aktien 
bestimmen  konnte.  —  Dem  entsprach  deuii 
auch  die  thatsäcliliche  Anwendung  dies^-r 
Gesellscliaftsform.  —  W^ährend  Preussen  lä> 
1871  einen  Bestand  aufwies  an  reinen  Aktien- 
gesellschaften von  203  mit  einem  Gesamt- 
kapital  von  rund  2,2  Milliarden  Mark  uml 
diese  1879  bis  auf  1169  mit  5,1  Milliartlou 
Mark  gestiegen  waren,  standen  ihnen  an 
Kommanditgesellschaften  auf  Aktien  1871 
niu*  32  mit  138  >lillionen  Mark  gegenüber, 
die  bis  1879  nur  auf  51  mit  156,7  Millionen 
Mark  gestiegen  waren.  Das  gegenseitig«? 
Verhältnis  der  seitdem  veiilossenen  Zeit 
wird  kaum  günstiger  sein,  zumal  neuerdin^ 
die  Gesellscliaft  mit  beschrankter  Haftung 
die  Kommanditgesellschaften  auf  Aktien  noch 
mehr  zuriickdrängt  als  die  Aktiengeseli- 
scliaften. 

IV.  Nach  dem  oben  Gesagten  ist  <Iie 
Kommanditgesellschaft  auf  Aktien  ihrem 
Urspnmge  nach  eine  Kommanditgesellscliaft. 
welche  durch  Hineinziehung  des  Aktien- 
princips  verändert  worden  ist  Die  in 
neuerer  Zeit  gegen  die  mit  dem  Aktien- 
wesen verbundenen  Missstände  gerichteten 
gesetzlichen  ]^Iassnahmen  haben  dann  aber 
das  in  Kommanditgesellschaften  auf  Aktien 
stehende  AktiengeseU Schaftsmoment  so  selir 
in  den  Vordergi-und  gerückt,  dass  die  Kom- 
manditgesellscliaft auf  Aktien  eher  als  eine 
durch  die  Konmianditgesellscliaft,  speciell 
durch  deren  Komplementär  modifizierte 
Aktiengesellschaft  erscheint,  wie  denn  auch 
wirklich  einige  Gesetze  die  Kommandit- 
gesellschaft auf  Aktien  lediglich  als  eine 
Abai-t  der  Aktiengesellschaft  behandeln. 

4.  Heutiges  deutsches  Recht  Das  au  die 
Stelle  des  alten  Allgemeinen  Deutschen  Hau- 
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«lolsgesetzbuchs  getretene  neue  Handelsge- 
setzbuch hat  in  unbefangener  Weiterverfol- 
g\ing  der  zuerst  vom  französischen  Recht  ge- 
wiesenen, dann  vom  Allgemeinen  Deutschen 
Handelsgesetzbuch  auch  eingeschlagenen  und 
in  dessen  Ergänzungsgesetzen  innegehaltenen 
Richtung  notgedrungen  Konse(juenzen  ge- 
zeitigt, welche  die  Kommanditgesellschaft 
auf  Aktien  zu  einer  blossen  Abai-t  der  Aktien- 
u:esellschaft  machen. 

Dies   tritt  schon  in  der  äusseren   tech- 
nischen Behandlung  hervor.    Während  das 
Allgemeine  Deutsche  Handelsgesetzbuch  in 
seinem  denHandelsgeseDschaften  gewidmeten 
zweiten    Buche    die    drei   Unterabteilungen 
macht     1.   Offene   Handelsgesellschaft.      2. 
Kommanditgesellschaft.  3.  Aktiengesellschaft 
\ind   die  Kommanditgesellschaft  auf  Aktien 
in    die     zweite    Unterabteilung    hinter    die 
einfache     Kommanditgesellschaft     als    eine 
Wosse  Abart  eben  dieser  stellt,  ordnet  das 
Handelsgesetzbuch  eben  diesen  selben  Stoff 
in    die     vier    Unterabteilungen:     1.    Offene 
Handelsgesellschaft.      2.    Kommanditgesell- 
schaft (einfache).    3.  Aktiengesellschaft.    4. 
Kommanditgesellschaft  auf  Aktien.  Technisch 
ist  dies  unbedingt  richtig,  denn  die  friiliere 
(k-tliche  Stellung  der  Kommanditgesellschaft 
auf  Aktien  vor  der  Aktiengesellschaft  hatte 
es  mit  sich  gebracht,  dass  alle  dem  All- 
gemeinen Deutschen  Handelsgesetzbuch  fol- 
genden auf  das  Aktiensystem  und  was  da- 
mit zusammenhängt  münzenden  Ergänzungs- 
^setze    in    die   Normen    der   Kommandit- 
pesellscliaft  auf  Aktien   eingereiht   wurden 
und  dann  in  den  Normen  der  Aktiengesell- 
schaft  nur  hierauf   verwiesen  wurde,  wo- 
durch   nicht  bloss    der  Anschein    erweckt 
wurde,  als  sei  die  Aktiengesellschaft  eine 
Abart  der  Kommanditgesellschaft  auf  Aktien, 
sondern  auch  bewirkt  wurde,  dass  man  viel- 
fach  für   die   so   viel  angewandte  Aktien- 
gesellschaft die  Normen  aus  der  so  überaus 
wenig  angewandten  KommanditgeseDschaft 
auf  Aktien  entlehnen  musste.     Jetzt  ist  es 
umgekehrt 

Aber  diese  Umstellung  hat  nicht  ledig- 
lich technische  Gründe,  sondern  ist  zugleich 
Ausdruck  einer  noch  mehr  denn  frfiher  auf 
<lie  Seite  der  Aktiengesellschaft  hin  ge- 
tliängten  Auffassung  der  Kommanditgesell- 
schaften auf  Aktien,  so  dass  es,  um,  in  An- 
lehnung an  eine  namentlich  fi-üher  oft 
aufgeworfenene  Frage,  einen  kurzen  Aus- 
«hnick  zu  gebrauchen,  für  das  Handelsgesetz- 
buch richtiger  wäre,  nicht  die  Bezeichnung 
^Kommanditgesellschaften  auf  Aktien«  zu 
gebrauchen,  sondern  von  Kommanditaktien- 
g^sellschaft  im  Gegensatz  zu  Aktienkom- 
manditgesellschaft  zu  sprechen. 

WSÜirend  früher  jede  Rechtsnorm  der 
Kommanditgesellschaft,  wenn  nicht  etwas 
anderes  bestimmt  war,  auch  für  die  Kom- 


manditgesellschaft auf  Aktien  galt  und  die 
für  die  Aktiengesellschaften  gegebenen 
Rechtsnormen  nur  galten,  soweit  sie  in  die 
Normierung  der  Kommanditgesellschaft  auf 
Aktien  aufgenommen  waren,  gelten  jetzt 
umgekehrt  die  für  die  Aktiengesellschaften 
gegebenen  Normen  alle,  soweit  nicht  in  der 
Normierung  der  Kommanditgesellschaft  auf 
Aktien  Abweichungen  aufgestellt  sind,  auch 
für  diese,  und  die  Normen  der  Kommandit- 
gesellschaft gelten  für  die  Kommanditgesell- 
schaft auf  Aktien  nur,  soweit  §  320  dies 
ausdrücklich  festsetzt. 

Noch  etwas  verwickelter  wird  diese 
Ordnung  dadurch,  dass  das  Handelsgesetz- 
buch die  einfache  Kommanditgesellschaft 
wiederum  lediglich  für  eine  Abart  der  offenen 
Handelsgesellschaft  ansieht  (§  161 II) ;  hier- 
nach ist  die  Kommanditgesellschaft  auf 
Aktien  also  im  Grunde  eine  durch  Elemente 
der  offenen  Handelsgesellschaft  modifizierte 
Aktiengesellschaft. 

Der  hier  angedeuteten  Richtung  ent- 
sprechen auch  die  Aenderungen  des  Handels- 
gesetzbuches in  den  vorhin  sub  3  (bis- 
heriges Recht)  besonders  hervorgehobenen 
Punkten : 

Die  Firma  der  Kommanditgesellschaft  auf 
Aktien  soll  nach  §  20  nicht  mehr  eine  Per- 
sonalfirma wie  bei  der  Kommanditgesellschaft 
sein,  sondern  regelmässig  eine  Sachfirma 
wie  bei  der  Aktiengesellschaft  mit  dem  Zu- 
satz »KommanditgeseDschaft  auf  Aktien«. 
Hiermit  ist  der  direkten  persönlichen  Haf- 
tung des  Komplementäre  streng  genommen 
das  letzte  historische  Fundament  entzogen. 

Der  Kommanditgesellschaft  auf  Aktien 
steht  jetzt  auch  wie  der  Aktiengesellschaft 
der  Weg  der  Simultangründung  offen  (§  30). 

Die  Komplementare  brauchen  keine  eigene 
Kapitaleinlage  mehr  zu  machen,  weder  als 
Teil  des  Aktienkapitals  noch  neben  dem- 
selben, sie  stehen  also  liierdurch  dem  Vor- 
stande einer  Aktiengesellschaft  näher  als 
früher  (Art.  174  a). 

Nach  §  320 II  sollen  die  Normen  der 
Kommanditgesellschaft  in  drei  Punkten  für 
die  Kommanditgesellscliaft  auf  Aktien  mass- 
gebend bleiben: 

für  das  Verhältnis  der  mehreren  Komple- 
mentare unter  einander; 

für  das  Verhältnis  des  oder  der  Komple- 
mentai'e  zn  Dritten,  insbesondere  bezüglich 
der  Vertretung  der  Gesellschaft  (aber  auch 
bezüglich  der  Haftung  für  die  Gesellschafts- 
schulden) ; 

für  das  Verhältnis  des  oder  der  mehreren 
Komplementare  gegenüber  den  Kommandi- 
tisten,  besonders    bezüglich   ihrer  Befugnis 
I  zur  Geschäftsführung. 
I       Der  erete  Punkt   hat  principiell    wenig 
I  zu  bedeuten,  denn  es  genügt  e  i  n  Komple- 
mentai'. 


I 
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In  dem  zweiten  Punkt  liegt  nur :  ein-  i  meines  Erachtens  ist  sie  keine  juristische 
mal,  dass  der  Komplementär  die  gesamte ;  Person ,  aber  sie  teilt  mit  dieser  wie  mit 
Vertretung  der  Gesellschaft  hat,  wie  der  I  der  physischen  Person  und  den  anderen 
Vorstand  einer  Aktieugesellscliaft,  zweitens ,  Handelsgesellschaften  die  Eigenschaft  dt*r 
die  persönliche  Haftung  für  die  Gesell-  eigenen  Vermögens-  und  Prozessfähigkeit, 
ßchaftsschulden  (§  170).  '    ''  -     " 

Der  letzte  Punkt  endlich  gewähi^t  unter 
sonst  völligem  Ausschluss  derKommanditisten 


und  diese  genügt  vollständig:  für  ihr  sell^ 
ständiges  Auftreten  im  \\'ii-tschafts-  imd 
Rec:htsleben. 


dem  Komplementär  die  gesamte  Geschäfts- 
führung und  zwar  entgegen  dem  Vorstande  1  *^*t*f™;f-  //'\^'^,  ältere  Zeit:    a    Goid-- 
einer  AktiengeseUschaft  kraft  eigenen  Rechts      V'^Ti'^* l,  ^/"''^^^^^^^  ^  {' 

/oc   i/»4     i£?r-\     T^   *         u         3-  Tj      1  i.    r-iix        ^'  -^»n-,  Stuttgart  1691,  ^  9,  III   und   dir    dfjtt, 

(§&  104    166)    Lnter  eben  diesen  Punkt  fallt ,  z,«.r«/.r,  dJu  Lästig;  Boionn.eer  Quellen  d.. 

auch,    daßs   der   Komplementär   nicht   dem  Handehrechu  am   dem   is,^i4.    Jahrhundert. 

strengen   Konkurrenzvcrbot   des  Voi^tandes  |  Halle  isuu    Für  die  neuere  Zefn  A.  Renau4i. 

einer   Aktiengesellschaft,  sondern   nur  dem  [  Da^  kecht  der  KommanditgeitelUchaftni,  Lripzi*^ 

milderen      eines      offenen      Gesellschafters  i^^i-  —  I>ie  Ijehrbüeher  und  Handbücher   dn 

unterworfen  ist  (§§  326,  286  und  112).  Damit  i  HandeUrrchts  und  die  Kommentar*'  der  Hn,*- 
sind    die     Kommanditisten     fast    völlig    dem  j       drUgesetzhiicher.     Vergl.  oben  die  ArU.  Aktien- 

Komplementär  ausgeliefert.  Dies  wii-d  noch  I     o^'ellsrhajten    «•  .«•  .0-;   <^'\  Vorarbeite 

A    t        u         i.-        11  ^-     zr T4-:  4.       I       ZUM  neuni  H.G.B.     rur  die  Zwischenzeit  gp  na  ff  t 

dadurch  gesteigert,  dass  die  Kommanditisten  ]     ^^,^^,,  ^^.^  .^,^,.^  ,,^,^,^  ^.^  „^,^^,.^  utiemtL    ' 
die  wenigen  ihnen  zustehenden  Rechte  pnn-  ■  LosHq, 

cipiell  nur  als  Gesamtheit  ausüben  können, '  

wobei  scheinbar  allerdings  als  mildernd  in  | 

Betracht  zu   ziehen   ist,    dass   der  Komple- 1  KODiniiSSionsgOSChftftO. 

mentar  in  deren  Generalversammlung  kein  •  i  Oekonomische  Bedeutung  der  K.  2.  Be- 
Stimmrecht hat  doch  ist  dies  nur  scheinbar  |  ^„ff  ^es  Kommissionärs.  3.^  Die  Wirkim^'-en 
eine  Milderung,  denn  in  vielen  wichtigen  ;  des  Kommissions  Vertrages.  A.  Pflichten  des 
Fällen  hat  der  General vei*sammlungsbeschluss  i  Kommissionärs,  a)  Die  Pflicht  zur  Ausführung' 
gar  keine  Giltigkeit  ohne  Zustimmung  des  i  des  Auftrages,  bj  Pflichten  des  Kommissionär^ 
Komplementai-s,  die  Uebermacht  des  Korn- 1  rücksichtlich  des  Kommission-sgutes.  c1  Die 
plementars  ist  also  in  Wirkliclikeit  nur  noch  '  M»^^^  zur  Rechenschaftsable^ung  und  Heraus- 
veistäi'kt  '  gäbe.     B.  Rechte  des  Kommissionars.     a)  Das 

V.        ■     T         r>        i  A    r  1  '  Recht  auf  Erstattung  des  gemachten  Aufwandes 

(regen  diese  Benachteiligung  kann  nun^^^d  auf  Provision,  b)  Das  Pfand-,  R^t^ntious- 
der  Gesellschaftsvertrag  die  Kommanditisten  ;  un^  Kompensatiousrecht  des  Kommissionärs, 
einigermassen  schützen,  wie  denn  auch  im  |  c)  Das  Selbstkontrahieruugsrecht  des  Kommis- 
wirklichen  Leben  die  Statuten  der  wenigen  ■  sionärs  bei  der  Einkaufs-  und  Verkaufskom- 
Kommauditgesellschaften  auf  Aktien  dem  '  mission.  C.  Verhältnis  zum  dritten  Kontrahenten. 
oder  den  Komplementaren  eine  weniger !  D.  Delcredere-Haftung. 
günstige  Stellung  einräumen,  als  das  Hau- ,  1.  Oekonomische  Bedeutung  der  K. 
delsgesetzbuch  es  thut.  |  Heutzutage    ungewöhnlich    verbreitet,     die 

Will  man  ein  Gesamtresultat  ziehen,  so  |  Ausdehnung  und  Blüte  des  Handels- 
kann  man  meines  Erachtens  nur  daliin '  Verkehrs  ,  mäclitig  beeinflussend ,  ja  zu 
kommen,  dass  die  Kommanditgesellschaft !  einem  wahrhaft  notwendigen  Hilfsmittel 
auf  Aktien  dadurch ,  dass  unsere  Gesetz-  l  des  modernen  Handels verkelu'S  entwickelt, 
gebung  in  starrer  AVeiterverfolgung  des  war  das  Kommissionsgeschäft  als  solches 
französischen  Rechtsweges  die  Dejjossedie- !  den  Völkern  des  Altertums  unbekannt  — 
rung  der  Kommanditisten  jetzt  fast  ganz  i  Auch  im  Mittelalter  Hessen  sich  nur 
vollzogen  hat,  fortan  noch  weniger  gewählt  i  Keime  dos  Kommissionsgeschäftes  erkennen, 
werden  wird  als  bisher,  zumal  die  Gesell- j  Lange  Zeit  seheint  die  Commenda  (eine 
Schaft  mit  beschränkter  Haftung  sie  noch ;  Art  der  Societätsbeteiligung)  den  Zweck 
mehr  in  den  Hintergi'und  drängen  wird,  als  i  des  Kommissionsgeschäftes  erfüllt  zu  haben, 
es  bisher  schon  die  Aktieugesellscliaft  ge- 1  Wann  das  Kommissionsgeschäft  eigentlich 
than  hat.  I  entstanden  ist  und   wie  es  allmählich  aus- 

Eine  über  das  bisher  Gegebene  hinaus- 1  gebildet  worden  sei,  lässt  sich  nicht  mit 
gehende  Darstellung  des  juristischen  Auf- |  Genauigkeit  angel»en;  nur  sehr  wahrschein- 
baues  der  Kommanditgesellschaft  auf  Aktien  j  lieh  ist  es,  dass  seine  grössere  Entwickelung 
ist  meines  Erachtens  an  dieser  Stelle  über-  t  mit  der  Einführung  und  Ausbreitung  der 
flüssig,  es  genügt,  auf  die  Artt.  A k  t i e n -  i  Briefpost  im  16.  Jahrhundert  in  nahem  Zu- 
ge seil  sc  haften  (a.  a.  0.)  zu  ver- 1  sammenhange  steht,  wenigstens  durch  die 
weisen.  Nur  sei  noch  bemerkt ,  dass  der  |  letztere  wesentlich  untei-stützt  und  gefördert 
Streit,  ob  die  Kommanditgesellschaft  auf  i  worden  ist,  wie  denn  der  Kommissionshandel 
Aktien  eine  juristische  Person  sei  oder  nicht, '  überhaupt  ursächlich  auf  die  territoriale 
für   die  Praxis    so   gut   wie   belanglos   ist, '  Ausdehnung      der     Handelsopera- 
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t  i  o  u  e  11  und  der  Spekulation  zurückzuführen 
ist.      iJer  Aufschwung  des  Handelsverkelirs 
erheischte  es,  dass  der  Grosskaufmann   an 
entft^rn testen  wichtigen  Handelsplätzen  einen 
Vei-ti-eter,  Korrespondenten  besitze ;  und  wer 
konnte      sicherer    und   wohlfeiler   diese   in 
früheren    Zeiten    kostspieligen    Handlungs- 
j^ohilfen   (Institoren,  KaKtoren)  anvertrauten 
Funktionen   erfüllen   als  der  für    jede  Ge- 
schäftsoperation  besonders  bestellte  Kom- 
Töissionär,  welcher  als  selbständiger  Kauf- 
mann   in  eigenem  Namen  kontrahierte, 
den    speciell  ihm  erteilten  Instruktionen  zu 
i^horchen  verpflichtet  war  und,  da  er  von 
verschiedenen    Kaufleuten    solche   Auftr^e 
entgeo:ennahra,  sich  mit  einer  massigen,  im 
Verhältnis   zu  den  ausgeführten  Geschäften 
bemessenen  Yergütiuig  (Provision)  begnügen 
konnte.      So   kam    das    selbständige    Koni- 
missionsgescliäft  in  Aufnahme. 

Hand  in  Hand  mit  dieser  Erweitenmg 
des  Handelsverkehrs  musste  selbstverständ- 
lich auch  die  Empfangnahme  und  Weiter- 
versendiing  fremder  Ladungen,  die  Spe- 
dition als  ein  besonderer  Zweig  der  Kom- 
mission in  lebendige  Wij-ksamkeit  treten  und 
schnelles  Wachstum  erlangen.  — 

Von    entscheidendem   Einfluss    auf    die 
Entwickelung     des    Kommissionsgeschäftes 
waren  die  mannigfachen  ökonomischen  Vor- 
teile,   welche   der  Abschluss  von  Handels- 
geschäften durch  Vennittelung  euies  Kom- 
missionärs darbietet,  A'orteile,   die  sich  ins- 
gesamt  als  Folgen  des  ümstandcs  ergeben, 
dass  der  Kommissionär  i  n  e  i  g  e  n  e  m  N  a  m  en 
und  nicht  als  Stellvertreter  handelt.  —  Diese 
Vorteile  sind :  a)  Wahning  des  Geheimnisses 
ui>er    die    Person    imd    die    geschäftlichen 
Operationen  des  Kommittenten,  b)  Schnellig- 
keit  und   Sicherheit  des  Handelsverkehres, 
da  sich,  der  dritte  Kontralient  nicht  erst  nach 
der  Existenz  und  dem  umfange  einer  Voll- 
macht sowie  nach  der  Ki*editwüi'digkeit  des 
Vollmachtgebers  zu  erkundigen  braucht,  viel- 
mehr an  den  ihm  meist  persönlich  bekannten 
Kommissionär  sich  halten  kann,     c)  Nutz- 
barmachung  des  Kredits  und  des  Kapitals 
des  Kommissionärs   zu  Gunsten  des  Kom- 
mittenten,   d)  Erleichterte  Rechtsverfolgung ; 
denn  der  Kommissionär   bedarf,   da  er  im 
eigenen   Xamen   gehandelt  hat,   nicht   erst 
einer  besonderen  Vollmacht,  um  aktiv  oder 
passiv    vor    Gericht    auftreten    zu    können. 
^)  Schutz   vor  Missbrauch  der  Vollmacht; 
<ienn  der  Kommissionär  kann  nur  sich,  nie 
aljer  den  Kommittenten  obligieren. 

2.  Begriff  des  KommissioDärs.  Wer 
es  gewerbsmässig  übernimmt,  im  eigenen 
^araen  (unter  eigener  Firma)  füi*  fremde 
Hechnung  Waren  oder  Wertpapiere  zu  kaufen 
oder  zii  verkaufen,  ist  Kommissionär.  (§  383 
H.a.B.)  ^ 

Die  Rechtssätze  über  das  Kommissions-  1 


geschäft  kommen  auch  dann  zur  Anwendung, 
wenn  ein  Kommissionär  von  Beruf,  also  ein 
Kaufmann,  der  eben  nur  Kommissionär  ist, 
oder  wenn  ein  sonstiger  Kaufmann,  der  nicht 
Kommissionär  von  Beruf  ist,  im  Betriebe 
seines  auf  andere  Handelsgeschäfte  gerich- 
teten Handelsgewerbes  den  Auftrag  über- 
nommen hat,  für  Kechnung  des  Auftraggeber 
in  eigenem  Namen  ein  Geschäft  anderer  Art 
als  den  Einkauf  oder  Verkauf  von  Wai-en 
oder  Wertpapieren  abzuschliessen  (§  406 
H.G.B.). 

Als  Einkaufs-  und  Verkaufskommission 
gilt  auch  eine  Kommission  zu  einem  Werk- 
verdingimgsvertrage  über  eine  nicht  vertret- 
bare bewegliche  Sache,  die  aus  einem  von 
dem  Unternehmer  der  Lieferung  zu  be- 
scliaffenden  Stoffe  herzustellen  ist.  (§  406 
Abs.  2  H.G.B.) 

Damit  das  übernommene  Geschäft  Kom- 
mission sei,  ist  nicht  erforderlich,  dass  es, 
falls  es  vom  Kommittenten  selbst  abge- 
schlossen werden  würde,  für  ihn  Handels- 
geschäft wäre,  sondern  es  genügt,  wenn  das 
zur  Ausführung  der  Kommission  vom  Kom- 
missionär abgeschlossene  Geschäft  sich  für 
diesen  als  accessorisches  Handelsgeschäft 
darstellt. 

Die  Kommission  ist,  da  sie  in  der  Regel 
entgeltlich  abgeschlossen  wird,  nicht  als  eine 
Art  des  Auftrages,  sondern  als  eine  Art 
des  Werk-  oder  Dien  st  Vertrages  zu  be- 
handeln, doch  kommt  §  675  des  deutschen 
Bfh^gerlichen  Gesetzbuches  zur  Anwendung, 
da  hier  eine  Geschäftsbesorgimg  in  Frage 
I  steht. 

3.  Die  Wirkangen  des  Kommissions- 
vertrages.  A.  Pflichten  des  Kommissio- 
närs, a)  Die  Pflicht  zur  Ausführung 
des  Auftrages.  Als  allgemeiner  Grund- 
satz ist  anzuerkennen,  dass  der  Beauf- 
ti-agte  den  Auftrag  nicht  nach  seinerAn- 
sicht,  sondern  nur  nach  der  Absicht 
des  Auftraggebers  auszuführen  habe, 
welche  letztere  richtig  zu  erfassen  der  Kom- 
missionäi*  mit  der  Sorgfalt  des  ordentlichen 
Kaufmannes  bestrebt  sein  muss.  (§  384 
H.G.B.).  Hierbei  sind  selbstverständlich  zu- 
nächst die  vom  Kommittenten  ausdrücklich 
oder  stillschweigend  erteilten  Instruk- 
tionen massgelii^nd.  Nach  deren  Beschaffen- 
heit ist  die  Pflicht  des  Kommissionärs,  sich 
bei  der  Ausfühnmg  des  Aufti-ages  an  die 
Instruktionen  des  Kommittenten  zu  halten, 
eine  mehr  oder  weniger  strenge,  je  nachdem 
die  Absicht  des  Kommittenten  erhellt,  seinen 
Instruktionen  einen  imperativen  (1  imi- 
tativen, obligatorischen)  Charakter 
zu  geben  oder  nicht ;  im  ersteren  Fjüle  kann 
man  von  einer  imperativen  (limita- 
tiven,  obligatorischen,  gemesse- 
nen) Kommission  sprechen,  im  letzteren 
Falle  von  einer  fakultativen  Kommission 
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im  weiteren  Sinne.  Die  fakultative  Kom- 
mission im  weiteren  Sinne  ist  aber  entweder 
demonstrative  (enuntiative)  Kom- 
mission, wenn  die  Instruktionen,  wie  in  der 
Regel,  keinen  imperativen  Charakter  haben, 
oder  sie  ist  fakultative  (illimitierte) 
Kommission  im  engeren  Sinne,  wenn  von 
Seite  des  Kommittenten  Instruktionen  über- 
haupt nicht  erteilt  sind. 

Sind  die  Instruktionen  des  Kommittenten 
nach  der  erkennbaren  Absiclit  des  letzteren 
imperativ  gewollt  —  was  der  Kommissionär 
im  konkreten  Falle  mit  der  Sorgfalt  eines 
ordentlichen  Kaufmannes  zu  prüfen  hat  — , 
so  ist  der  letztere  verpflichtet,  dieselben  bei 
der  Ausführung  des  Auftrages  genau  zu 
beobachten  und  macht  sich  durch  jede,  auch 
die  geringste,  sei  es  auch  in  bester  Absicht 
vorgenommene  Abweichung  verantwortlich. 
»Parier  Ordre  und  thu'  Unrecht.«  >(Jui 
passe  commission,  perd.« 

Der  Kommittent  ist  nicht  verpflichtet, 
das  instruktionswidrig  ausgefülirte  Ge^^chäft 
anzuerkennen,  und  ist  berechtigt,  falls  eine 
instruktionsmässige  Ausfühnmg  möglich  ge- 
wesen wäre,  Schadenei-satz  zu  verlangen. 

Sind  die  vom  Kommittenten  erteilten 
Instruktionen  nach  der  erkennbaren  Absicht 
desselben  nicht  imperativ,  sondern  demon- 
strativ gewollt,  so  ist  es  dem  Kommissionär 
unter  gewissen  Voraussetzungen  gestattet, 
dann  aber  auch  zur  Pflicht  gemacht,  von 
den  erteilten  Instruktionen  abzuweichen  — 
wenn  nämlich  eine  Abweichung  von  den 
Instruktionen  durch  die  Sorgfalt  eines  or- 
df^ntlichen  Kaufmannes  geboten  erscheint 
und  andere  Instruktionen  von  seite  des 
Kommittenten  nicht  mehr  rechtzeitig  einge- 
holt werden  können.  (§§  6G5,  675  D.  B.G.B.) 
Sind  die  Voraussetzungen  zur  Abweichung 
von  den  Instruktionen  gegeben,  so  ist  der 
Kommissionär  hierzu  nicht  bloss  berechtigt, 
sondern  auch  verpflichtet;  dagegen  haftet 
er,  wenn  er  im  übrigen  mit  der  Sorgfalt 
eines  onlentlichen  Kaufmannes  gehandelt  hat, 
auch  dann  nicht,  wenn  der  aus  der  Ab- 
weichung von  der  Instruktion  erwartete  Vor- 
teil hinterher  nicht  eingetreten  ist;  umge- 
kehrt kann  dem  Kommissionär,  der  sich  an 
die  demonstrativ  gegebene  Instruktion  getreu 
gehalten  hat,  dessen  ungeachtet  eine  Haft- 
pflicht obliegen,  wenn  bewiesen  wird,  dass 
er  durch  eine  Abweichung  von  derselben, 
welche  im  gegebenen  Falle  durch  die  Sorg- 
falt eines  ordentlichen  Kaufmannes  geboten 
gewesen  wäre,  bessere  Bedingungen  hätte 
erzielen  können. 

Diese  Rechtssätze  finden  ilire  Begründung 
dai'in,  dass  bei  der  demonstrativ  gewollten 
Instruktion  der  Kommissionär  nach  Treu 
luid  Glauben  von  der  Annahme  ausgehen 
darf  und  muss,  dass  der  Auftrag  stets  durch 


das  erkennbare  Interesse  des  Kommittenten 
begrenzt  sei. 

Die  illimitierte  oder  fakultativ»* 
Kommission  im  engeren  Sinne  zeichne 
sich  dadurch  aus,  dass  der  Kommittent  sich 
bei  derselben  überhaupt  enthält,  in  B^^ 
Ziehung  auf  das  aufgetragene  Gescliäft  irgen«l 
einen  bestimmten  Modus  der  Ausführung, 
sei  es  auch  nur  durch  eine  demonstrative 
Instruktion,  vorzuzeichnen,  vielmehr  es  dem 
Kommissionär  überlässt,  bei  der  Wahl  di^?s»^ 
Modus  bloss  nach  seinem  durch  die  Sorgfalt 
eines  ordentlichen  Kaufmannes  geleiteten 
Ermessen  vorzugehen.  Das  mit  dieser  Sorg- 
falt zu  ermittelnde  Interesse  des  Kommit- 
tenten ergiebt  die  natürlichen  Grenzen  auch 
der  rein  fakultativen  Kommission.  Inner- 
halb dieser  Grenzen  steht  der  Kommissionär 
für  den  Erfolg  nicht  ein ;  es  kann  ihm  niclit 
zur  Last  gelogt  werden,  wenn  ein  ihm  vnr- 
toilhaft  erscheinender  Modus  der  Ausfülinuig 
der  Kommission,  welchen  er  im  guten 
(ilauben  gewählt  hat,  die  von  dem  Kom- 
mittenten unternommene  Handelss]jekiilatioD 
vielleicht  durchkreuzt  hat  Wollte  es  d^r 
Kommittent  anders,  so  war  es  seine  Saclie, 
dies  diu-ch  die  Erteilung  von  Instniktionea 
zu  bestimmen,  er  hat  es  sich  selbst  zuzu- 
schreiben, wenn  er  nunmehr  nicht  zufrieden 
ist.  Andererseits  begründet  jede  Verletzung 
der  durch  das  Gesetz  dem  Kommissionär 
auferlegten  Sorgfalt  eines  ordentlichen  Kauf- 
mannes für  den  Kommittenten  den  Anspruch 
auf  Ersatz  des  ihm  zugefügten  Scliadens, 
wodurch  die  Gefahren,  welche  aus  der  fakul- 
tativen Gestaltimg  der  Kommission  für  dea 
letzteren  hervorgehen  könnten,  wesentlich 
verringert  erscheinen. 

Nach  gleichen  Grundsätzen  sind  auch 
jene  Instruktionen  zu  beurteilen,  welche  sich 
auf  die  Mittel  der  Ausführung  dt^ 
Auftrages  beziehen.  An  und  für  sich  giebt 
jede  Kommission  dem  Kommissionär  jene 
Befugnisse,  welche  bei  Beobachtung  der 
Sorgfalt  eines  ordentlichen  Kaufmannes  als 
notwendig  erscheinen,  um  das  aufgetragene 
Geschäft  ausführen  zu  können;  denn  es  ist 
anzimehmeu,  dass  der  Kommittent,  der  die 
Ausführung  des  in  seinem  Interesse  er- 
teilten Auftrages  ^Hl,  auch  die  Mittel  zur 
Ausführung  wolle.  Imperative  oder  demon- 
strative Instniktionen  vermögen  jedoch  die 
oben  charakterisierten  Abweichungen  zu  be- 
wirken. 

Die  Kommission  kann  niemals  bloss  fakul- 
tativ oder  bloss  demonstrativ  sein,  sie  muss 
immer  wenigstens  insoweit  imperativ  sein, 
als  es  die  Bestimmtheit  des  Gegenstandes 
erfoi*dert,  sie  könnte  allerdings  bloss  impe- 
j  rativ  sein,  allein  sie  erscheint  selten  praktisch 
,  rein  in  dieser  Form.  In  der  Regel  erfolgt 
I  vielmehr  eine  passende  Kombination  der  drei 
I  Formen  der  Kommission. 
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Das   Limito.     Ist  von  dem  Kommit- 
tenten   der  Preis  (Kaufpreis),   zu  welchem 
«las     aufgetragene    Geschäft    abgeschlossen 
worden   soll,  ausdrücklich  oder  stillschwei- 
gend bestimmt  worden  —  Limito  — ,  so  hat 
sich    z^va^  der  Kommissionär  bei  der  Aus- 
führung an  diese  Vorschrift  zu  halten,   im 
Zweifel    aber  nur  insoweit,   als  dies  nicht 
mit  dem  Interesse  des  Kommittenten  offen- 
Iät    unvereinbar  ist,   also  nur  insoweit  sie 
nicht  in  einer  dem  Kommittenten  offenbar 
günstigen    Richtung    überschritten    werden 
kann.     Das  von  dem  Kommittenten  vorge- 
schriebene Limito  hat  demnach  im  Zweifel 
nur   insofern   einen  imperativen   Charakter, 
als  eine  ITeberschreitung  desselben  zum  offen- 
baren Nachteil  des  Kommittenten  unzulässig 
ist,   als  es  die  Minimal-  resp.  die  Maximal- 
grenze enthält,  unter  welche  hinab  resp.  über 
welche  hinaus  der  Kommissionär  nicht  gehen 
darf:  im  übrigen  ist  es  aber  blos  demon- 
strativer Natur.     Der  Kommissionär  gilt 
daher   im  Zweifel   für  berechtigt  und  ver- 
1  »fliehtet,   von  dem  Limito  als  einer  bloss 
demonstrativ    angegebenen    Instruktion    in 
einer  dem  Kommittenten  günstigen  Rich- 
tung abzuweichen.    (§§  384,  387  H.G.B.)  — 
Dagegen  begi'ündet  jede  Abweichung  in  der 
entgegengesetzten  Richtung  die  Verantwort- 
lichkeit des  Kommissionärs. 

Der   Kommittent   ist,   wenn    der  Kom- 
missionär unter  dem  Limitopreise  verkauft 
oder  über  dem  Limitopreise  eingekauft  hat, 
nicht  verpflichtet,  das  Geschäft  als  für  seine 
Rechnung  abgeschlossen  gelten   zu  lassen. 
Das   Gesetz   verlangt  aber  (§  386  H.G.B.), 
<lav>s   der    Kommittent    sich    ohne   Verzug, 
nachdem  er  von   der  Ueberschreitung  des 
Limitopreises   durch  die  Anzeige  des  Kom- 
missionärs  in  Kenntnis  gesetzt  worden  ist, 
rucksichtlich    der   darin   gelegenen    Offerte 
ausspreche  und  die  etwa  vorhandene  Absicht, 
das  Geschäft   zurückzuweisen,   deutlich    zu 
erkennen    gebe.      Das    Schweigen    des 
Kommittenten  gilt  als  Annahme  der  Offerte, 
hat  also  die  Wirkung  der  Genehmigung 
—  ein  Rechtssatz,  welcher  verhindern  soll, 
dass  der   Kommittent   die   ihm   durch   die 
Vertragsverletzung  des  Kommissionärs,  deren 
sich    dieser    vielleicht    in    bester  Absicht 
schuldig  gemacht  liat,  erwachsenen  Rechte 
zu  einer  Spekulation  auf  dessen  Kosten  miss- 
brauche.    Der  Kommissionär   hat  überdies 
^as  Recht,  dadurch,  dass  er  sich  rechtzeitig, 
J-  h.  zugleich  mit  der  Anzeige  von  der 
Ausführung  des  Geschäftes  zur  Deckung  des 
Preisunterschiedes  erbietet,  den  Kommittenten 
zur  Anerkennung  des  Geschäftes  zu 
zviingen  (§  386  H.G.B.),  denn  indem  er 
<iie  DÖferenz,    um  welche   er   das   Limito 
überschritten  hat,  auf  seine  Rechnung  über- 
uiinmt,  wird  der  von  ihm  berechnete  Preis  mit 
demvondemKommittenten  gesetzten  identisch. 


Der  Kommittent  kann  jedoch  auch  einen 
die  Preisdifferenz  überschreitenden  Scliaden 
ersetzt  verlangen  (§  386  H.G.B.). 

Der  Kommissionäi'  ist  nicht  schadenersatz- 
pflichtig, obwohl  er  das  Limito  zum  Nachteil 
des  Kommittenten  überschritten  hat,  wenn  er 
dabei  mit  der  Sorgfalt  eines  ordentlichen 
Kaufmannes  vorgegangen  ist,  weil  er  an- 
nehmen durfte,  dass  der  Kommittent,  dessen 
Entscheidung  er  nicht  mehr  rechtzeitig  ein- 
holen konnte,  bei  Kenntnis  der  Sachlage  die 
Abweichung  vom  Limito  gebilligt  hätte,  so 
z.  B.  wenn  der  Verkaufskommissionär  die 
Ware,  da  sie  zu  verderben  drohte  und  Ge- 
fahr im  Verzuge  war,  imter  dem  Limito 
verkauft  hat. 

Die  Kreditgewährung.  Der  Kom- 
missionär ist  ohne  specielle  (ausdrückliche 
oder  stillschweigende)  Gestattung  des  Kom- 
mittenten nicht  befugt^  einem  Dritten  Vor- 
schüsse zu  geben  oder  Kredit  zu  gewähren 
(§  393  H.G.B.).  Eine  stillschweigende  Ge- 
stattung liegt  insbesondere  dann  vor,  wenn 
der  Kommissionär  gemäss  Vereinbarung  mit 
dem  Kommittenten  das  Delcredere-Stehen 
übernommen  hat  oder  wenn  der  Kommissio- 
när bei  bestehender  Geschäftsverbindung  mit 
dem  Kommittenten  in  ähnlichen  Präcedenz- 
fällen  wiederholt  Kredit  zu  gewähren  und 
Vorschuss  zu  machen  pflegte,  ohne  dass  der 
Kommittent  dagegen  Einspruch  erhoben  hätte. 
Sowohl  unbefugte  Kreditgewährung  als  auch 
befugte  Kreditgewähnmg  mit  Hintansetzung 
der  Sorgfalt  eines  ordentlichen  Kaufmannes 
i  machen  den  Kommissionär  ersatzpflichtig. 
Etwas  Besonderes  gilt  aber  hei  der  V er- 
kauf skommission.  Hier  gilt  der  Kom- 
missionär, wenn  es  der  Kommittent  nicht 
ausdrücklich  oder  stillschweigend  untersagt, 
den  Kaufpreis  zu  kreditieren,  schon  dann  als 
berechtigt,  wenn  und  insoweit  dies  der 
Handelsgebrauch  an  dem  Orte  des  abge- 
schlossenen Geschäftes,  also  dort,  wo  der 
Verkauf  durch  den  Kommissionäi-  geschehen 
ist,  mit  sich  bringt.  Der  Kommissionär  ist 
demnach  in  diesem  Falle  ipso  jure  zu  einer 
dem  Handelsgebrauch  entsprechenden  Kredit- 
gewährung befugt  (§  393  AI.  2  des  H.G.B.); 
und  selbst  bei  unbefugter  Ki-editgewährung 
gestattet  das  Gesetz  dem  Kommissionär, 
wenn  der  Kommittent  dieselbe  nicht  ge- 
nehmigt, dadurch,  dass  er  selbst  sofortige 
Zahlung  als  Schuldner  des  Kaufpreises  leistet, 
die  Ueberschreitung  des  Kaufpreises  zu 
sanieren  und  die  Zurückweisung  des  nun- 
mehr in  die  Grenzen  des  Auftrages  zurück- 
getretenen Geschäftes  zu  verliindern.  Auch 
hat  der  Kommissionär,  wenn  er  beweist, 
dass  bei  dem. Verkaufe  gegen  bar  der  Preis 
ein  geringerer  gewesen  wäre  —  dass  der 
erreichte  höhere  Preis  diu-ch  die  Kredit- 
gewährung bedingt  sei,  wird  im  Zweifel  an- 
zunehmen sein,   da  die  Natur  der  Haudels- 
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gesehäfte  diesen  Kausalnexus  mit  sich  bringt 
—  nur  diesen  Preis,  resp.  wenn  ein  Limite 
für  den  A'erkaufspreis  gesetzt  ist,  den  Unter- 
schied gemäss  §  HHi)  H.G.B.  zu  vergüten 
(§  39B  AI.  8  H.G.B.). 

Ort  und  Zeit  der  Ausführung  des 
Auftrages  sind  mangels  besonderer  Bestim- 
mungen vom  Kommissionär  nach  seinem 
durch  die  Sorgfalt  eines  ordentlichen  Kauf- 
mannes geleiteten  Ermessen  zu  wählen.  Im 
Zweifel  ist  aber  die  Annahme  gerechtfertigt, 
dass  es  der  Wille  des  Kommittenten  sei, 
dass  der  Kommissionär  das  Ges(4iäft  an  dem 
Orte  seiner  Niederlassung  ausführe :  und  was 
den  Zeitpunkt  betrifft,  so  hat  auch  hier  das 
freie  Ermessen  des  Kommissionäre  seine 
natürliche  Grenze  in  seiner  Pflicht,  das  Ge- 
schäft bei  der  ersten  sich  darbietenden 
günstigen  Gelegenheit,  insofern  also  sobald 
als  möglich,  ohne  Aufschub  sofort  auszu- 
führen ;  denn  im  Handelsverkehr,  wo  es  so 
sehr  auf  die  Schnelligkeit  des  Handels  an- 
kommt, darf  der  Absclüuss  eines  Handels- 
geschäftes nicht  in  das  Ungewisse  hinaus- 
geschoben werden. 

Die  Anzeigepflicht.  Hat  der  Kom- 
mittent in  Beziehung  auf  die  Anzeigepfiicht 
des  Kommissionärs  nichts  bestimmt,  so  ist 
der  Kommissionär  kraft  Rechtsnotwendigkeit 
(§  384  H.G.B.)  veri)flichtet,  dem  Kommit- 
tenten rücksichtlich  des  aufgetragenen  Ge- 
schäftes alle  jene  Nachrichten  zu  geben, 
welche  durch  die  Sorgfalt  eines  ordentlichen 
Kaufmannes  geboten  erscheinen.  Danmter 
sind  zunächst  alle  jene  Nachrichten  zu  ver- 
stehen, welche  dem  Kommissionär  vor  und 
während  der  Ausführung  des  Auftrages  be- 
kannt werden,  wenn  deren  Kenntnis  nach 
der  durch  die  Sorgfalt  eines  ordentlichen 
Kaufmannes  bestimmten  Einsicht  des  Kom- 
missionärs dem  Kommittenten  von  Nutzen 
zu  sein  und  sein  weiteres  Verhalten  zu  be- 
einflussen vermöchte,  insbesondere  aber  auch 
nach  der  vollzogenen  Ausfühnmg  die  sofortige, 
d.  h.  die  ohne  Aufschub,  soweit  dieser  nicht 
durch  die  Sorgfalt  eines  ordentlichen  Kauf- 
mannes gei-echtfertigt  werden  kann,  gemachte 
Anzeige  des  Vollzuges.  Diese  letztere 
muss  der  Kommissionär  unaufgefordert  er- 
statten ;  sie  kann  nicht  ersetzt  werden  durch 
die  Anzeige,  das  Geschäft,  so  wie  es  auf- 
geti-agen  worden  sei,  ausfüliren  z  u  w  o  1 1  e  n. 
Hat  der  Kommissionär  seine  Anzeigepflicht 
gar  nicht  oder  nicht  gehörig,  insbesondere 
vei-spätet,  erfüllt,  so  ist  der  Kommittent  be- 
rechtigt, den  Ersatz  des  ihm  zugefügten 
Schadens  zu  verlangen. 

Die  Vertrags-  und  gesetzwidrige 
Ausführung.  Die  Verpflichtungen  des 
Kommissionärs  rücksichtlich  der  Ausführung 
der  Kommission  werden  zunächst  durch  die 
gegenseitige,  ausdrücklich  oder  stillschwei- 
gend   erklärte    Willenseinigung    des    Kom- 


mittenten und  des  Kommissionärs  bestimmt: 
insoweit  eine  solche  Vereinbarung  nicht 
stattgefunden  liat,  wollen  beide  Teile  di^ 
dispositiven  Rechtssätze  walten  lassen, 
durch  welche  der  Inlialt  des  Koramission^- 
vertrages  w^e  überhaupt  eines  jeden  Recht-- 
geschäftes  bestimmt  wiixl,  oder  sie  gelten 
als  so  wollend. 

Diese  schon  durch  das  Gesetz  begrün- 
deten Pflichten    des  Kommissionärs   stehen 
mit  denjenigen  Veq)flichtungen,  welche  (iurch 
die    sei    es   auch   nur  stillschw^eigend 
erteilten  Instniktionen  des  Kommittenten  und 
die   entsprechende,  zwar  nicht  ausdrücklich 
erklärte,   aber  immer  wirklich  und  deutlich 
erklärte   Willenseinigung   der  Kontrahenten 
festgestellt   werden,   also   auf  Grund    einer 
Willen sbethätigimg    der    Parteien   in 
das  Dasein  zu  treten  haben,  nicht  auf  ein»^r 
Linie:  ihre  Verletzung  zieht  diu-chaus  ver- 
schiedene Rechtsfolgen   nach  sich.    Besteht 
nämlich  dieselbe  dann,  dass  die  Ausführung 
dem    durch    die    Willenserklärung    be- 
stimmten, dem  gewollten  Inhalt   des  Kom- 
missionsvertrages widei-spricht,  so  liegt  eine 
vertragswidrige  Ausführung  im  eigent- 
lichen Sinne  vor;  der  Kommissionär  erlauKt 
sich,  seinen  Einzel  willen  an  Stelle  des  gegen- 
seitig   vereinten    Willens    zu    substituieren. 
Sofern  aber  die  Ausfühnmg  bloss  dem  dnn:h 
Rechtssatz   bestimmten    Inhalte    des   Kom- 
missionsvertrages  nicht  entspricht,  verst^^s^t 
sie    zwar   unmittelbar   gegen    die  objektive 
RechtsnoiTO,  welche  der  Verbindlichkeit  des 
Kommissionärs    eine   durch    die    Verkehi^- 
bestimmung    des    Kommissionsverhältnis?^^ 
gebotene  feste  Gestalt  vorgezeichnet  hat,  sie 
verletzt  das  Vertragsrecht  des  Kommittenten, 
wie  es  durch  das  objektive  Recht  normiert 
ist,   sie  ist  daher  gesetzwidrig,   sie  ist 
aber  nicht  vertragswidrig,  insofern  der 
Vei-tmg   zunächst   doch   nur  durch  den  in 
den   Instruktionen   ausgesprochenen,    mass- 
gebenden  Willen    des    Kommittenten    seine 
Gestalt  gewinnt.    Jede  vertragswidrige  Aus- 
fühnmg ist  demnach  zugleich  gesetzwidrifr. 
aber   nicht  jede  gesetzwidrige  Ausfülininj: 
ist  zugleich  auch  vei-tragswidrig.     Die  Be- 
deutung  dieses    Untei^chiedes    liegt   darin, 
dass   die  im  Gesetze  (§  385  H.G.B.)  aner- 
kannten   kumulativen   zwei   Rechte   des 
Kommittenten,  sowohl  das  vom  Kommissionär 
für    Rechnung     des    Kommittenten    abge- 
schlossene Handelsgeschäft  für  eigene  Rech- 
nung    des    Kommissionärs    zu    lassen    als 
auch   Schadenersatz   zu  verlangen  —  bei 
der   gesetzwidrigen  Ausführung  nicht  ein- 
treten,  das  Rücktrittsrecht  des  Kom- 
mittenten  vielmehr   nur    auf  die   vertrags- 
widrige  Ausführung    bescliränkt    ist.      Die 
bloss   gesetzwidrige,    aber   nicht   eigenthcli 
vertragswidrige    Ausfühnmg    dagegen    ver- 
pflichtet den  Kommissionär  nur  zur  Leistung 
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des    Interesses   wegen  der  durch  ihn  ver- 
schuldeten Benachteiligung  des  Kommittenten. 
Nur    im    ersteren   Falle,    wenn    der   Kom- 
missionär clie  ausdrücklich  oder  stillschwei- 
gend   erteilten   Instruktionen   des  Kommit- 
tenten   unbeachtet   gelassen   hat,    erscheint 
das  Recht    des  letzteren,   das  Geschäft  zu- 
Tückziiweisen,    als   gerechtfertigt,   weil  das 
aufgetragene  Geschäft  mit  dem  ausgeführten 
nicht     identisch    ist.      Der    Kommissionär, 
welcher  sich  eigenmächtig  über  die  Instruk- 
tionen   hinwegsetzt,   führt  niclit  das  aufge- 
tragene, sondern  ein  von  demselben  wesent- 
lich  verschiedenes  Geschätt  ans;   wogegen 
der    Kommissionär,   der  sich  innerhalb  des 
raiitmafeislichen   Willens    des   Kommittenten 
hält,  mag  er  auch  bei  der  Auslegung  dieses 
Willens    die    ihm    nach   Gesetz   obliegende 
Sorgfalt  eines  ordentlichen  Kaufmannes  ver- 
letzen lind  das  aufgetragene  Geschäft  schlecht 
ausführen,  doch  nur  dieses  und  kein  andei-es 
ausführt ;  er  liat  nicht  dem  ausgesprochenen 
Willen    des    Kommittenten    Trotz    geboten. 
Der  Kommittent   ist  daher  nur  berechtigt, 
den  Ersatz  des  ihm  von  dem  Kommissionär 
verschnideterweise  zugefügten  Nachteiles  zu 
verlangen. 

Diese  ünterscrheidung  des  §  385  H.G.B. 
entspricht  den  besonderen  Bedürfnissen  des 
Handelsverkehrs,  der  dabei  gewiss  nicht  zu 
gewinnen  hat,  wenn  man  dem  Kommittenten 
gestattet,  sich  in  jedem  Falle,  wann  immer 
tlev  Kommissionär  gesetzwidrig  gehandelt 
hat.  von  dem  für  seine  Rechnmig  abge- 
schlossenen Geschäfte  loszusagen. 

Macht   der  Kommittent  den  ihm  durch 
die  gesetz-  oder  vertragswidrige  Ausführung 
eI'^^'achsenen  Anspruch  auf  Schadenersatz  im 
Rechtswege  geltend,   so  liegt  ihm  ob,   den 
ihm  direkt  oder  indirekt,  je  nachdem  er  in 
eigenem  oder  fi-eraden  Interesse  den  Auftrag 
erteilt  liat,  durch  das  Yerschulden  des  Kom- 
missionärs  zugefügten  Nachteil  darzulegen 
und  den  Kausalnexus   zwischen  demselben 
\\T\{\  dem    Verschulden   des  Kommissionärs 
spciell  und  thatsächlich  zu  begründen.    Der 
Kommissionär  haftet  nur  für  denjenigen  dem 
Kommittenten  zugefügten  Nachteil,  welcher 
nach  dem  Ermessen  des  Kichters  sicher  und 
^stimmt   als   die  Folge  der  von  ihm  ver- 
schuldeten Nichtausführung  oder  der  gesetz- 
wier  vertragswidrigen  Ausführung  der  Kom- 
mission festgestellt  werden  kann,  nicht  aber 
für  denjenigen  Nachteil,  w^elcher  zwar  aus 
Anlass  imd  bei  Gelegenheit  des  Verschuldens 
te  Kommissionärs  entstanden  ist,  mit  diesem 
^  erschulden  aber  in  keiner  Kausal  Verbindung 
steht,  sondern  als  eine  sehr  entfernte,  ganz 
UDenvartete,    von  dem  Kommissionär  nicht 
vorauszusehende  Folge  etwa  durch  besondere 
Konjunkturen   und    die    eigentümliche   Ge- 
scliiiftslage  des  Kommittenten  entstanden  oder 


zu  dem  von  dem  Kommissionär  verschuldeten 
Nachteile  hinzugekommen  ist. 

b)  Pflichten  des  Kommissionärs 
rücksiohtlioh  des  Kommissionsgutes. 
Wenn  sich  das  dem  Kommissionär  zuge- 
sandte Kommissionsgut  bei  der  Ablie- 
ferung in  einem  äusserlich  erkennbar 
beschädigten  oder  mangelhaften  Zustand  be- 
findet, so  hat  er  die  gesetzliche  Pflicht 
(§  388  Abs.  1  H.G.ß.),  mit  der  Sorgfalt  eines 
ordentlichen  Kaufmannes  die  Rechte  gegen 
den  Frachtführer  oder  Schiffer  zu  wählten, 
für  den  Beweis  jenes  Zustandes  zu  sorgen 
und  dem  Kommittenten  ohne  Verzug  Nach- 
richt zu  geben.  Ist  die  Ware  äusserlich  in 
Ordnung,  so  trifft  den  Kommissionäi-  diese 
Verpflichtung  nur  dann,  wenn  er  als  sorg- 
fältiger Kaufmann  begründete  Ui-sache  hätte, 
eine  Beschädigimg  anzunehmen,  z.  B.  bei 
zerbrechlichen  Sachen  oder  wenn  an  dem 
Transportmittel  irgend  ein  Schaden  einge- 
treten wai-.  Im  Unterlassungsfalle  ist  der 
Kommissionär  für  den  daraus  entstehenden 
Schaden  verantwortlich  (§  388  H.G.B.).  Ist 
das  Gut  dem  Verderben  ausgesetzt  und  Ge- 
fahr im  Verzuge,  so  kann  der  Kommissionäi- 
(§  388  AI.  2  H.G.B.)  den  Verkauf  desselben 
nach  §  373  H.G.B.  bewirken  beziehungs- 
weise ist  dazu  verpflichtet,  wenn  sonst  die 
ihm  anvertrauten  Interessen  gefährdet  waren. 

Während  der  Aufbewahrung  des 
Kommissionsgutes  haftet  der  Kommissionär 
für  dessen  Verlust  oder  Beschädigung  mit 
der  Sorgfalt  eines  ordentlichen  Kaufmannes, 
deren  Beobachtung  er  zu  beweisen  hat.  Er 
hat  insbesondere  dann,  wenn  Verände- 
rungen an  dem  Kommissionsgute 
eintreten,  welche  dessen  Entwertung  be- 
fürchten lassen,  zunächst  von  selten  des 
Kommittenten  Instruktionen  einzuholen.  Ist 
keine  Zeit  dazu  vorhanden  oder  ist  der 
Kommittent  in  der  Erteilung  der  Verfügimg 
säumig,  so  räumt  das  Gesetz  dem  Kom- 
missionär die  der  Natur  der  Sache  ange- 
messene Befugnis  ein,  das  Kommissionsgut 
nach  §  373  H.G.B.  zu  verkaufen  (§  388 
H.G.B.).  Zu  einem  solchen  Verkaufe  oder 
zur  Hinterlegung  des  Gutes  in  einem  öffent- 
lichen Lagerhause  oder  sonst  in  sicherer 
Weise  kann  der  Kommissionär  auch  in 
anderen  Fällen  schreiten,  um  sich  im  Wege 
der  Selbsthilfe  des  Kommissionsgutes  zu 
entäussern,  selbst  wenn  Entwertung  drohende 
Veränderungen  an  dem  letzteren  nicht  ein- 
getreten sind,  vorausgesetzt  nur,  dass  der 
Kommittent  rücksichthch  der  ihm  obliegen- 
den Verfügungen  über  das  Kommissionsgut 
im  Verzug  ist  (§  389  H.G.B.). 

Zur  Versicherung  des  Kommissions- 
gutes ist  dagegen  der  Kommissionär  nur 
dann  verpflichtet,  wenn  er  vom  Kommit- 
tenten eiuen  diesbezüglichen  Auftrag  aus- 
drücklich oder  stillschweigend  durch  impera- 
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tive  oder  demonstrative  Instruktion  erhalten 
hat  (§  390  Abs.  2  H.G.B.);  so  gilt  er  bei- 
spielsweise dann  für  stillschweigend  beauf- 
tragt, wieder  zu  versichern,  wenn  er  während 
seiner  Geschäftsverbindung  mit  dem  Kom- 
mittenten in  ähnlichen  Fällen  jedesmal  zu 
versichern  pflegte,  ohne  dass  der  Kommittent 
AViderspruch  erlioben  hätte.  Hat  der  Kom- 
mittent in  dieser  Beziehung  keine  Bestim- 
mungen getroffen,  so  macht  sich  der  Kom- 
missionär durch  Unterlassimg  der  Versiche- 
rung nicht  verautwoi-tlich,  auch  dann  nicht, 
wenn  die  Versicherung  durch  die  Sorgfalt 
eines  ordentlichen  Kaufmannes  geboten  wäre ; 
denn  das  Gesetz  begrenzt  den  Kreis  dessen, 
was  der  Kommissionär  als  sorgfältiger  Kauf- 
mann zu  beobachten  hat,  dadurch,  dass  es 
die  Pflicht  zur  Versicherung  aus  den  Be- 
standteilen der  vom  Kommissionär  zu  präs- 
tierenden Diligenz  eines  ordentlichen  Kauf- 
mannes ausdrücklich  ausscheidet.  Versichert 
der  Kommissionär  dessen  ungeachtet,  so  ist 
er  als  negotionim  gestor  des  Kommittenten 
zu  betrachten.  —  Diese  Rechtssätze  gelten 
von  allen  Versicherungen  ohne  unterschied 
der  Gefahr,  gegen  welche  versichert 
werden  soll. 

Besonderes  gilt  bei  der  Kommission  zum 
Einkauf  eines  Wechsels.  Der  Kom- 
missionär ist  nämlich  nach  §  395  H.G.B., 
wenn  er  den  Wechsel  indossiert,  verpflichtet, 
denselben  in  üblicher  Weise  imd  ohne 
Vorbehalt  zu  indossieren;  er  darf  also 
das  Indossament  insbesondere  nicht  durch 
die  Klauseln  der  Artt.  14,  15  und  31 
der  W.O.  bescluänken.  Diese  Bestimmung 
beruht  auf  der  Erwägung,  dass  es  dem 
Willen  des  Kommittenten,  ein  cirkidations- 
fähiges  und  kreditwürdiges  Wertpapier  zu 
erlangen,  widersprechen  würde,  wenn  der 
Kommissionär  dem  Indossamente,  durch 
welches  er  den  im  eigenen  Namen  einge- 
kauften Wechsel  auf  den  Kommittenten  über- 
trägt, einen  Vorbehalt  hinzufügte,  durch  den 
die  regelmässige  Regresspflicht  der  Vor- 
männer unterbrochen  würde,  da  infolgedessen 
der  Kredit  und  die  Negotiabiütät  des  Pa- 
pieres  eine  erhebliche  Minderung  erlitte. 
§  395  lautet  ganz  allgemein  und  ist  daher 
nicht  bloss  auf  den  Fall  zu  beziehen,  dass 
der  Einkauf  eines  Wechsels  speciell  den 
Gegenstand  der  Kommission  bildet,  sondern 
auf  jeden  Erwerb  eines  Wechsels  für  Rech- 
nung des  Kommittenten.  Er  hat  aber  keine 
allzugrosse  praktische  Bedeutimg,  da  das 
Gesetz  eine  Verpflichtung  des  Kom- 
missionärs zum  Indossieren  des  Wechsels 
nicht  ausspricht.  — 

c)  Die  Pflioht  zur  Bechenschafts- 
ablegung  und  Herausgabe.  Der  Kom- 
missionär ist  verpflichtet,  über  seine  Ge- 
schäftsfühnmg  Rechenschaft  zu  geben  (§  384 
H.G.B.),  und  zwar  besteht  diese  Verpflich- 


tung nur  dem  Kommittenten,  nicht  anderen 
Personen  gegenüber,  mögen  diese  es  auch 
sein,  welche  das  abgeschlossene  Geschäft 
wirtschaftlich  eigentlich  angeht.  Durch  die 
Rechenschaftsablegimg  über  die  Ausführung 
des  Auftrages  soU  dem  Kommittenten  ein^ 
vollständige  Einsicht  in  die  ihn  interessierende 
Sachlage  und  Aufklärung  über  den  Erf<'lg 
des  Geschäftes  verscliafft  weixlen. 

Zur  Rechenschaftsablegung  gehört  auch 
der  Nachweis  einer  getreuen  und  sorgfaltigen 
Geschäftsfühnmg  und  der  Richtigkeit  der 
angegebenen  Thatsachen,  also  die  Jusü- 
fikation  der  abgeleg-ten  Rechnung.  Belege 
sind  insoweit  erforderlich,  als  von  denselben 
die  Verständliclikeit  der  Rechnung  abhängt : 
im  übrigen  folgt  aus  der  Nichtbeibringimg 
von  Belegen  nur,  dass  die  betreffenden 
Ausgaben  von  dem  Kommissionär  so lanp? 
nicht  geltend  gemacht  werden  können,  als 
er  keinen  Beweis  dafüi*  erbringt. 

Ein  koiTespondierendes  Recht  des  Kom- 
missionärs auf  Rechenscliaftsablegung  ist 
nicht  anerkannt ;  wenn  daher  der  Kommittent 
auf  anderem  Wege  als  durcii  ein  besondert^ 
Rechnungsvei'faliren  den  Umfang  seiner 
Forderung  darlegen  und  genügend  substan- 
ziieren  kann,  so  kann  sich  der  Kommissionär 
der  Leistung  nicht  etwa  in  der  Weise  v«v- 
läufig  entzielien,  dass  er  der  Klage  des 
Kommittenten  auf  Herausgabe  dessen,  was 
dieser  zu  fordern  liat,  entgegenstellt  es 
müsse  zuvor  auf  Rechnungslegung  vddev  ihn 
geklagt  werden. 

Die  Pflicht  zur  Rechenschaftslegung  ist 
nicht  Selbstzweck,  sondern  nur  das  Mittel, 
um  den  eigentlichen  Zweck,  die  materielle 
Vermögensherausgabe  von  seite  des  Kom- 
missionärs, also  die  Leistung  dessen,  was 
der  Kommittent  aus  dem  Geschäfte  zu  for- 
dern liat,  zu  realisieren  (§  384  H.G.B.). 
Alles,  was  der  Kommissionär  auf  Grund  der 
Ausfühnmg  der  Kommission  durch  die  Füh- 
rung des  Geschäftes  des  Kommittenten  er- 
halten hat  (Waren,  Geld  etc.),  ist  er  ver- 
pflichtet dem  Kommittenten  herauszugeben 
und  ebenso  diesem  die  Forderungen  abzu- 
treten, welche  er  gegen  den  Dritten  dmxjh 
die  Ausführung  der  Kommission  erworben 
hat,  Forderungen,  welche  ja  im  Verhältnis 
zwischen  dem  Kommittenten  und  Kom- 
missionär als  Forderungen  des  Kommittenten 
gelten  (§  392  H.G.B.)  Der  Kommittent  hat 
auch  dann  das  Recht,  die  Abtretung  der 
Rechte  des  Kommissionärs  gegen  den  dritten 
Kontrahenten  zu  verlangen,  wenn  er  bei 
einer  Einkaufskommission,  die  für  ihn  und 
den  Kommissionär  als  Handelsgeschäft  er- 
scheint, die  ihm  gleich  einem  Käufer  (§§  377 
bis  379  H.G.B.)  obliegende  Pflicht  zur  un- 
verzüglichen Untereuchung,  Rüge,  Aufbe- 
w-ahrmig  und  Verkauf  nicksichtlich  des  ihm 
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vom      Einkaufskomraissionär     zugesendeten 
Gutes    nicht  beobachtet  hat  (§  391  H.G.B.). 
Hat   der  Kommissionär  eine  Kommission 
zum  Einkaufe  von  vertretbaren  Wert- 
papieren   (Aktien,  Kuxen,  Interimsscheinen, 
Tidons,   Schuldverschreibungen  auf  Inhaber 
oder   an  Ordre  u.  s.  w.)  ausgeführt,    so  ist 
er    nach    dem  Bankdepotgesetz   vom  5.  Juli 
1896  verpflichtet,  dem  Kommittenten  binnen 
drei  Tagen  ein  Verzeichnis  der  Stücke 
mit  Angabe  der  Gattung  des  Nennwertes,  der 
Nummern   oder  sonstiger  Unterscheidungs- 
merkmale   zu  übersenden  (§  3).     Die  Frist 
l>eginnt  bei  Nennung  des  dritten  Yerkäufers 
in  der  Aiisführungsanzeige  mit  dem  Erwerbe 
der  Stücke,   anderenfalls  mit  dem  Ablaufe 
des  Zeitraumes,  innerhalb  dessen  der  Kom- 
missionär   nach    der   Erstattung    der  Aus- 
fühnmgsanzeige   die  Stücke  bei  ordnungs- 
mäösigem  Geschäftsgange  ohne  schuldhafte 
Voi-zogeruDg  beziehen  konnte.     Handelt  er 
dieser    Voi-schrift   vorsätzlich    zuwider,    so 
wird    er,    wenn  er  seine  Zahlungen  einge- 
stellt hat   oder  in  Konkurs  geraten  ist  und 
dadurch    das  Recht   des  Kommittenten  auf 
Aussondenmg  der  von  dem  Kommissionär 
für    ihn    eingekauften   Wertpapiere    beein- 
trächtigt   hat,    mit   Gefängnis    bis   zu  drei 
Jahren  bestraft  (§  10  Bankdepotgesetz). 

Die  Uebersend\ing  des  Stückeverzeich- 
nisses kann  nur  in  drei  Fällen  unterbleiben, 
1)  wenn  der  Kommittent  auf  diese  üeber- 
sendung  Verzicht  geleistet  hat,  was  aus- 
drücklich und  schriftlich  und  für 
jede  einzelne  Kommission  geschehen 
iivuss,  es  wäre  denn,  dass  der  Kommittent 
gewerbsmässig  Bank-  oder  Geldwechsler- 
gesehäfte  betreibt,  in  welchem  Falle  er 
generell,  mündlich  und  stillschweigend  ver- 
zichten kann,  2)  wenn  die  eingekauften 
Stücke  selbst  an  den  Kommittenten  aus- 
gelieferty  3)  w^enn  die  eingekauften  Stücke 
im  Auftrage  des  Kommittenten 
nieder  veräussert  worden  sind  (§  3 
AI,  2  Bankdepotges.). 

Mit  der  Absendung  des  Stückeverzeich- 
nisses geht  das  Eigentum  an  den  darin  ver- 
zeichneten Wertpapieren  spätestens  auf 
den  Kommittenten  über  (§  7  Bankdepot- 
ges.). Der  Kommissionär  hat  rücksichtlich 
der  in  seinem  Gewahrsam  befindlichen,  in 
tlas  Eigentimi  des  Kommittenten  überge- 
gangenen Wertpapiei-e  als  Verwahrer  die 
Pflicht  zur  gesonderten  Aufbewahrung 
unter  ausserUch  erkennbarer  Bezeichnung 
des  Kommittenten  und  zur  Eintragung  der 
Stücke  nach  Gattung,  Nennwert,  Nummern 
^er  sonstigen  Unterscheidungsmerkmalen  (§  1 
Bankdepotges.). 

Ist  der  Kommissionär  mit  Erfüllung  der 
»vm  obhegenden  Verpflichtung  der  Ueber- 
sendung  des  Stückeverzeichnisses  (§  3  Bank- 
depotges.) im  Verzuge,  so  liat  ihn  der  Kom- 


mittent zur  Nachliolung  des  Versäumten 
aufzufordern  und  kann,  wenn  es  der  Kom- 
missionär nicht  binnen  drei  Tagen  getlian 
hat,  das  Gescliäft  als  nicht  für  seine  Bech- 
nung  geschlossen  zurückweisen  und  Schaden- 
ei-satz  wegen  Nichterfüllung  beanspruche  o, 
vorausgesetzt,  dass  er  dieses  dem  Kom- 
missionär binnen  drei  Tagen  nach  dem  Ab- 
laufe der  Nachholungsfrist  erklärt  liat  (§  4 
Bankdepotges.). 

Der  Kommittent  hat  das  Recht,  zu  ver- 
langen, dass  ihm  alle  Vorteile  zu  gute 
kommen,  welche  aus  dem.  aufgetragenen 
Geschäfte  als  der  causa  lucri  resultieren  \md 
deren  Vorenthaltung  von  selten  des  Kom- 
missionärs dem  Kommittenten  zum  Nach- 
teile gereichen  würde,  selbst  dann, 
wenn  der  Kommissionär  günstigere 
Bedingungen  erzielt  hätte,  als  der 
Kommittent  selbst  gestellt  hat;  auch 
wenn  es  sich  um  solche  Vorteile  handelt, 
welche  der  Kommittent  gar  nicht  voraus- 
gesehen hat  (§  387  H.G.B.),  insbesondere  in 
dem  Falle,  wenn  der  Kommissionär  einen 
günstigeren  Preis  als  das  vom  Kommittenten 
bestimmte  Limite  erzielt  hätte. 

B)  Rechte  des  Kommissionärs,  a)  Das 
Recht  auf  Erstattung  des  gemachten 
Aufwandes  und  auf  Provision.  Der 
Kommissionär  hat  das  Recht,  von  dem 
Kommittenten  zu  verlangen,  dass  dieser  das 
für  seine  Bechnung  nicht  vertragswidrig 
ausgeführte  Geschäft  als  sein  Geschäft  an- 
erkenne und  ihm  die  Mittel  zur  Erfüllung 
der  übernommenen  VerbindUchkeit  bereit- 
stelle resp.  dasjenige  ersetze,  was  er  zur 
selbständigen  Vornahme  der  Erfüllung  als 
ordentlicher  Kaufmann  aufgewendet  hat,  z.  B. 
bei  der  Einkaufskommission  die  gekaufte 
Kommissionsware  übernehme  und  bezahle, 
bei  der  Verkaufskommission  die  Kommis- 
sionsware, deren  Verkauf  der  Kommissionär 
zu  besorgen  hatte,  liefere  etc.  Der  Kom- 
missionär hat  das  Recht,  vom  Kommittenten 
den  Ersatz  jener  Aufwendungen  zu  ver- 
langen, die  er  zum  Vollzuge  des  Geschäftes 
den  Umständen  nach  für  erforderlich  halten 
durfte  (§  670, 675  D.  B.G.B.,  §  396  AI.  2  H.G.B.). 
Hierher  gehört  auch  nach  dem  Gesetze 
(§  396  H.G.B.)  die  Vergütung  für  die  Be- 
nutzung der  Lagerräume  und  der  Beförde- 
rungsmittel des  Kommissionärs ;  er  kann  aber 
auch  eine  Vergütung  für  die  Ai-beit  seiner 
Leute  verlangen,  selbstvei'ständlich  mit  der 
Einschränkung,  dass  diejenige  Arbeit  seiner 
Leute,  welche  ihrer  Natur  nach  auf  das- 
jenige gerichtet  ist,  was  infolge  der  Kom- 
mission zu  der  Sphäre  der  kaufmännischen 
Thätigkeit  des  Kommissionärs  selbst  gehört, 
nicht  besonders  vergütet  zu  werden  braucht. 
Der  Kommissionär  hat  selbstverständlich  An- 
spruch auf  Ersatz  seiner  Vorschüsse  auf  das 
Kommissionsgut,    der    von    ihm    gezalüten 
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Fracht,  der  Zölle,  Ablade-,  Abwäge-,  Er-  i  träges  fevStzustellen,  was  unter  Ausfühnu.- 
haltungs-  und  Reparaturkosten  etc.  Von  des  Geschäftes  zu  verstehen  sei.  Ist  bt-i- 
seinen  Aufwendungen  darf  er  auch  vom  '  Spiels  weise  die  ganze  Abwickelung  dt?s  kom- 
Tage  der  Verwendung  an  5^0  Zinsen  in  mittierten  Geschäftes  dem  Kommissionär 
Ansatz  bringen  (§§  Hr>4.  852  H.G.B.).  '  überti^agen,    so   gehört  nicht   bloss  der  Al- 

Der  Kommissionär  ist  in  Ermangelung  schluss  des  Geschäftes,  sondern  auch  dessen 
einer  anderweitigen  Verabredung  nicht  ver- !  Erfüllung   zur   Ausführung :    anders,    wem; 


pflichtet,  für  den  Kommittenten  in  Vorschuss 
zu  gehen,  er  hat  vielmehr  das  Recht,  von 
dem  Kommittenten  für  die  zur  Ausführung 
der  Kommission  erforderlichen  Aufwendungen 
Vorschussleistung    zu    verlangen    (§§    669, 


sich  der  Auftrag  bloss  auf  den  Abschliis» 
mit  dem  dritten  Kontrahenten  beschränkt. 
Ist  das  Geschäft  aus  was  immer  für  einem 
Grunde  nicht  zur  Ausfühnmg  gekommen  — 
so.  wenn  der  dritte  Kontrahent  mala  fide  (h^t 


675  D.  B.G.B.)..  Hat  sich  aber  der  Kom-  i  aus  Laune  oder  aus  sonstigen  Gründen  d-r 
missionär  zur  Leistung  eines  Vorschusses  ,  Vertrag  nicht  ausführen  will  oder  nicht  auj- 
verpflichtet,  ohne  vorher  wegen  des  zu  l  führen  kann  — ,  dann  hat  der  Kommissionär 
leistenden  Vorschusses  Deckung  zu  ver- '  kein  Recht  auf  die  Provision,  wie  gross  anrh 
langen,  so  ist  er  nicht  berechtigt,  nachti^äg-  \  immer  seine  Mühewaltung  zur  Herbeiführuni: 
lieh  eine  solche  zu  fordern  —  es  wäre  denn,  \  des  Abschlusses  gewesen  sein  mag. 
dass  die  Vermögensverhältnisse  dos  Kom-  Doch  darf  die  Ausfühnuig  des  von  d»^m 
mittenten  sich  derart  vei-sclilechterten,  dass  |  Kommissionär  für  Rechnung  des  Krmimit- 
nach  richterlichem  Ermessen  für  den  Kom-  '  teilten  abgeschlossenen  Geschäftes  nicht  blo>s 
missionär  die  Gefahr  droht,  zu  definitiven  '  aus  einem  Gnmde  unterblieben  sein,  dor  in 
Auf  wen  düngen  aus  f*igenem  Vermögen  Dritten  der  Person  des  Kommittenten  e>*- 
gegenüber  genötigt  zu  weixlen.  Den  Ersatz  legen  ist  (Jj  396  H.G.B.);  deiui  es  ist  aUer- 
der  von  ihm  geleisteten  Voi*schüsse  kann  ^  dings  ein  Gebot  von  Treu  und  Glauben,  «la.^ 
der  Kommissionär  mangels  besonderer  Ver-  der  Leichtsinn  eines  Kommissionärs,  der  auf 
abredung  in  der  Regel  sofort  nach  der  I  imsiclu^rem  Boden  zu  arbeiten  Neigung  ver- 
Rechenschaftslegung fordern:  nur  bei  der '  spürt,  dem  Kommittenten  nicht  sc-liade: 
Verkaufskommission  muss  im  Zweifel  als '  wenn  aber  die  Vereitelung  des  Geschrifk'> 
Absictht  der  Kontrahenten  augesehen  werden, '  auf  eine  Pflichtverletzung  des  Kommittenten 
dass  der  vom  Kommissionär  geleistete  Vor-  |  selbst  zurückzuführen  ist,  so  ist  es  re'ht 
schuss  aus  dem  Verkaufserlöse  des  Kom- 1  und  billig ,  dass  der  Kommittent  zum 
missionsgutes  gedeckt  imd  daher  bis  zum  i  Schadenersatz,  also  auch  zur  Leistung  der 
Eintritte  dieses  Momentes  von  dem  Kom-  |  Provision  veri)flichtet  sei. 
missionär  dem  Kommittenten  kreditiert  i  Von  der  Regel,  dass  für  Geschäfte,  welche 
werden  solle.  |  nicht  zur  Ausführung  gekommen  sind,  eine 

Der  Kommissionär  hat,  wenn  nichts  Provision  nicht  gefordert  werden  könne,  er- 
anderes vereinbart  ist,  ein  Recht  auf  die  ge- !  kennt  das  Gesetz  (§  396  H.G.B.)  in  L'eiH;r- 
wöhnliche  Provision;  sie  ist  der  Lohn  für  einstimmung  mit  dem  an  vielen  Plätzen 
seine  kaufmännische  und  juristische  Arbeit,  |  herrschenden  Handelsgebi-auche  zu  Gunsten 
für  die  Sorge  und  Mühewaltung,  die  er  dem  |  des  Kommissionärs  auch  dann  eine  Ans- 
Dienste  des  Kommittenten  widmet,  und  für '  nähme  an,  wenn  eine  Auslief  eruniis- 
die  Verantw(»rtliclikeit,  die  er  übernimmt.      Iprovision    ortsgebräuchlich    ist,    was  be- 

Kann  der  Kommissionär  die  entgegen- '  sonders  bei  der  Verkaufskommission 
gesetzten  Aufträge  zweier  verschiedener  I  gilt,  wenn  nämlich  der  Kommissionäi'  Waren, 
Kommittenten  zum  Abschlüsse  eines  und  ,  welche  bei  ihm  konsigniert  waren  und  mit 
desselben  Geschäftes  miteinander  kombi- ,  deren  Verkauf  er  l)eauf tragt  war,  vor  aii^- 
nieren,  so  liat  er  doch  das  Recht,  von  beiden  i  geführtem  Verkaufe  zunickgeben  muss.  In 
Teilen  die  Provision  zu  fordern;  denn  er  '  der  Auslieferungsprovision  ist  also  nicht  eine 
ist  jedem  der  beiden  Kommittenten  gegen- !  Entlohnung  wegen  eines  bewirkten  Ver- 
über zu  den  oben  dargelegten  Leistungen  [  kaufes  gediegen,  sondern  eine  Entschädigung 
verpflichtet.  •  wegen    der   auf  den  Empfang  und  auf  die 

Das  Recht  auf  die  gesetzliche  oder  eine  '  Aufbewahrung  der  konsignierten  Objekte  auf- 
ausbedungene  Provision  ist  dem  Kommissio-  |  gewendeten  Sorgfalt  und  zugleich  wegen  dos 
när  erst  dann  erworben,  wenn  das  Geschäft  i  in  der  Regel  versuchten  Verkaufes, 
zur  >Ausführung<>  gekommen  ist  (§  396 1  Das  dem  Kommissionär  ipso  jure  zu- 
H.G.B.).  Ausführung  und  Erfüllung  sind  \  stehende  Recht  auf  Provision  kann  duirli 
im  Sinne  des  Gesetzes  keineswegs  Begriffe, ;  besondere,  ausdrückliche  oder  stillschwei- 
welche  sich  stets  gegenseitig  decken  :  vielmehr  i  gende  Uebereinknnft  der  Parteien  überhauj)t 
bedeutet  der  an  und  für  sich  schwankende  beseitigt,  um  so  mehr  bloss  modifiziert 
Ausdruck  ^Ausführung-,  zuweilen  weniger  I  werden.  Ist  über  ihro  Höhe  keine  Veivin- 
als  Ei'füllung;  es  ist  in  jedem  einzelnen  barung  getroffen,  so  kann  die  Provision 
Falle  mit  Rücksicht  auf  den  Inhalt  des  Auf-!  >nach  den  an  dem  ()rte  gewöhnlichen  Sätzen 
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crofonlei-t  wei-den  (§  354  H.G.B.),  worunter 
•  ler  Oit,  wo  das  aufgetragene  Geschäft  aua- 
e>»fü}irt    wird,    zu   verstehen    ist.     In   Er- 
mangelung eines  Ortsgebrauches  entscheidet 
(las  richterliche  Ermessen.  —  Die  Pi-ovision 
wird  gewöhnlich  nach  Prozenten  vom  Wert- 
l>etRige    —  und  zwar  nach  der  aligeraeinen 
Praxis    vom  Bruttowertbetrage  —  des  aus- 
geführten Geschäftes  bemessen.    Das  Recht 
auf  Provision  ist  verwirkt,  wenn  der  Kom- 
missionär,  der  eine  Kommission  zum  Um- 
tausch   von  vertretbaren  Wertpapieren  oder 
zur  Geltendmachung  eines  Bezugsrechtes  auf 
solche     Wertpapiere    ausgeführt    hat,    nicht 
binnen    zwei  Wochen  nach  dem  Empfange 
der    neuen  Stücke   dem  Kommittenten   ein 
Verzeichnis    der  ihm   in  der  Zwischenzeit 
nicht  ausgehändigten  Stücke  mit  Angabe  der 
Gattung,    des    Nennwertes,    der   Nummern 
oder      sonstiger     Unterscheidiuigsmerkmale 
üV>ersendet  hat  (§§  5,  6  Bankdepotges.). 

b)     Das    Pfand-,     Betentions-     und 
Eompensationsrecht     des    Kommissio- 
närs.      Das    deutsche    Handelsgesetzbuch 
liat  den  bestehenden  Handelsgebraucli,  wo- 
nach das  in  der  Vertügungsgewalt  des  Kom- 
missionärs stehende  Kommissionsgut  zu  seiner 
DiK-kung  diente,  in  §  397  H.G.B.  sanktioniert 
und    das    gesetzliche  Pfandrecht  de?  Kom- 
missionärs   soi^ältig  geregelt.    Das  Pfand- 
HK'ht  ist  anerkannt,  »wegen  der  auf  das  Gut 
verwendeten    Kosten«,    d.   h.    wegen    alles 
desstMi,  was  in  ErfüUung  des  Auftrages  auf 
das   Kommissionsgut    aufgewendet    werden 
durfte  und  wodurch  der  Wert  desselben  er- 
höht   worden    ist,    also    für   Zahlung   von 
Frachten  oder  Zöllen,  für  Magazinage,  Entre- 
TH')t,  Reinigung,  Herstellung  des  Glanzes  oder 
Bearbeitung  der  Kommissionswaren,  um  sie 
für  den   Handel   geeignet    zu  machen  etc., 
ferner  '> wegen  der  Provision,  wegen  der  auf 
rlas  Gut   gegebenen  Vorschüsse   und  Dar- 
lehen, wegen  der  mit  Rücksicht  auf  das  Gut 
gezeichneten  Wechsel  oder  in  anderer  Weise 
eiügogangenen  Yorbindlichkeiten«,  also  wegen 
der  von   dem  Kommissionär  für  Rechnung 
des  Kommittenten   mit  Beziehung   auf  das 
^iiit  gegebenen  Geldsummen  oder  wegen  der 
Verpflichtungen,  welche   er,    sei  es  gegen- 
über dem   Kommittenten    oder   ftu*   diesen 
gegenüber  Dritten,   dadurch  z.  B.,  dass  der 
Kommittent  einen  Wechsel  gezogen  und  der 
Kommissionär    denselben    acceptiert,    oder 
sonst  übernommen  hat.    Mlen  diesen  Forde- 
niDgen  ist  gemeinsam,   dass  die  ihnen  zu 
(inmde  liegenden  Aufwendungen  eine  Be- 
ziehung auf  das  Kommissionsgut  haben ; 
es  steht  aber  ausserdem  dem  Kommissionär 
<las  Pfandrecht  auch    »wegen  aller  Forde- 
i'ungen  aus    laufender  Rechmmg   in    Kom- 
mii^sionsgeschäften«^  zu.    Auch  diese  letztere 
Bestimmung,    welcher    die   Auffassung    zu 
Onmde  liegt^  dass  eine  gewisse  Konnexität 


der  Forderung  mit  allem  Kommissionsgute 
durch  den  Kontokorrentverlrag  geschaffen 
sei,  entspricht  dem  im  Kommissionshandel 
heiTschenden  Handelsgebrauche.  Das  Pfand- 
recht gilt  für  alle  im  Kontokorrentverkehre 
entstandenen  Fordenmgen  des  Kommissionärs 
als  solchen  gegen  den  Kommittenten,  wenn 
sie  auch  nicht  das  Komraissionsgut  selbst 
betreffen,  an  welchem  das  Pfandrecht  aus- 
geübt wird;  jedoch  ist  nach  richtiger  An- 
sicht Yoraussetzung ,  dass  zwischen  dem 
Kommittenten  und  Kommissionär  ein  eigent- 
licher Kontokorrentverkehr  mit  der  Verab- 
redung gegenseitiger  Kreditgewährung  und 
nicht  bloss  ein  Rechnungsverhältnis  in  der 
Form  des  KontokoiTentes  besteht. 

Das  Pfandrecht  besteht  an  dem  Kom- 
missionsgute, d.  h.  an  allem,  was  der  Kom- 
missionär als  solcher  auf  Gnmd  der  ange- 
nommenen oder  bloss  offerierten  Kommission 
imd  in  Ausführung  derselben  fih  den  Kom- 
mittenten in  seine  Verfügimgsgewalt  erlangt, 
und  erlischt  mit  der  letzteren. 

Detention  und  zwar  auch  die  mittelbare 
(insbes.  durch  Konnossement,  Ladeschein 
oder  Lagerschein)  genügt;  juristischer  Besitz 
I  ist  nicht  erforderlich.  Es  besteht  mit  voller 
Wirkung  auch  im  Konkurse  und  gegenüber 
I  älteren  Pfandgläubigern  des  Kommittenten. 
I  Ausserdem  besitzt  der  Kommissionär  auch 
'  das  allgemeine  kaufmännische  Retentions- 
recht im  Sinne  der  §§  369— :-^72  H.G.B.  so- 
wie ein  auch  im  Konkurse  wirksames,  vor- 
zugsweises Befriedigimgsrecht  aus  den  durch 
das  Kommissionsgeschäft  begründeten  und 
noch  ausstehenden  Forderungen  (§  399  Abs.  2 
H.G.B.),  die  ja  im  inneren  Verhältnisse 
zwischen  dem  Kommittenten  und  dem  Kom- 
missionär als  Forderungen  des  ersteren 
gelten  (Kompensationsrecht). 

Die  Formen  des  handelsrechtlichen  Pfand- 
verkaufes (§  368  H.G.B.)  sind  vom  Kom- 
missionär auch  dann  zu  beobachten,  wenn 
er  Eigentümer  der  eingt*kaufteu  Ware  ge- 
worden ist  (§  898  H.G.B.). 

c)  Das  Selbstkontrahierungsrecht 
des  Kommissionärs  bei  der.  Einkaufs- 
und Verkaufskommission.  Wichtige  Op- 
portunitätsgiiinde ,  darunter  nebst  der 
Rücksicht  auf  einen  verbreiteten  Handels- 
gebrauch ein  intensives  Bedürfnis  des  Ver- 
kehrs, waren  es,  die  das  Handelsgesetzbuch 
veranlassten,  unter  gewissen  Voraussetzungen 
dem  Kommissionär  zu  gestatten,  dass  er  in 
das  aufgetmgene  (reschäft  für  seine 
eigene  Rechnung  als  Gegenkontrahent 
eintrete,  wiewohl  darin  eine  wesentliche  Ab- 
weichung von  dem  die  Rechtsstellung  des 
Kommissionärs  als  eminente  Vertmuensstel- 
hmg  kennzeichnenden  leitendt^n  Gedanken 
enthalten  ist.  Denn  luivenneidlich  ist  es 
wohl,  dass  der  Kommissionär  in  Bezug  auf 
das    Geschäft,    in    welches    er    als    Selbst- 
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kontrahent  eintritt,  öfters  in  eine  Lage  ge- 
rate, in  der  seine  eigenen  Interessen  denen 
des  Kommittenten  geradezu  widerstreiten. 
Daher  hat  das  Handelsgesetzbuch  dieses 
Recht  des  Kommissionärs  nur  als  Aus- 
nahme von  der  Regel  unter  gewissen  Be- 
schränkungen anerkannt,  welche  geeignet 
erscheinen,  in  der  durch  den  Selbsteintritt 
des  Kommissionärs  hervorgenifenen  Situation 
das  Interesse  des  Kommittenten  genügend 
zu  wahren. 

Die  Voraussetzungen  des  Selbstkontra- 
hierungsrechtes (§  400  H.G.B.)  sind  folgende : 
1)  Der  Kommittent  darf  weder  ausdrücklich 
noch  stillschweigend  »ein  anderes  bestimmt 
haben«.  2)  Der  Selbsteintritt  ist  nur  bei 
Kommissionen  »zum  Einkauf  oder  Verkauf 
von  Waren,  welche  einen  Börsen-  oder 
Marktpreis  haben,  sowie  von  Wertpapieren, 
bei  denen  ein  Börsen-  oder  Marktpreis  amt- 
lich festgestellt  wird,«  gestattet,  so  dass 
der  Böi-sen-  oder  Marktpreis  stets  die 
Schranke  bildet,  welche  der  Kommissionäi- 
in  keinem  Falle  zum  Nachteil  des  Kommit- 
tenten überschreiten  darf.  Hat  der  Gegen- 
stand, dessen  Einkauf  oder  Verkauf  aufge- 
tragen ist,  keinen  Böi-sen-  oder  Marktpreis, 
so  steht  dem  Kommissionär  das  Recht  zur 
Selbstkontrahierung  in  keinem  Falle  zu, 
selbst  dann  nicht,  wenn  vom  Kommittenten 
ein  Limitopreis  gesetzt  ist. 

Andere  Beschränlr.mgen  des  Eintritts- 
rechtes erkennt  das  Gesetz  nicht  an.  So 
kann  auch  der  del  credere  stehende  Kom- 
missionär als  Selbstkontrahent  eintreten,  und 
insbesondei-e  der  Einkaufskommissionär  ist 
auch  dann  nicht  verhindert,  als  Selbstliefe- 
rant zu  kontrahieren,  wenn  er  die  markt- 
oder  börsengängigen  Waren,  deren  Einkauf 
ihm  aufgetragen  ist,  zur  Zeit  des  Eintrittes 
selbst  noch  nicht  besitzt,  so  dass  er  sie  erst 
von  einem  Dritten  erwerben  muss,  doch 
darf  der  Kommissionär,  der  vor  der  Ab- 
sendung der  Ausführungsanzeige  (§  384 
H.G.B.)  aus  Anlass  der  Kommission  an 
der  Börse  oder  am  Markt  ein  Geschäft 
mit  einem  Dritten  abgeschlossen  liat,  dem 
Kommittenten  keinen  ungünstigeren  als 
den  hierbei  vereinbarten  Preis  berechnen 
{§  401  AI.  2,  402  H.G.B.). 

Selbstverständlich  ist  in  allen  diesen 
Fällen  die  freie  Bewegung  des  Kommissio- 
närs durch  seine  Pflicht  begrenzt,  mit  der 
Sorgfalt  eines  ordentlichen  Kaufmannes  zum 
Vorteile  des  Kommittenten  zu  handeln  und 
dessen  Interessen  nach  besten  Kräften  zu 
wahren  (§  401  H.G.B.).  Lassen  dieselben 
die  Ausführung  der  Kommission  durch  Ab- 
schluss  mit  einem  Dritten  angemessen  er- 
scheinen, so  würde  den  Kommissionär  der 
Selbsteintritt  ei-satzpf lichtig  machen.  War 
aber  der  Kommissionär  bei  der  Wahl  des 
Selbsteintrittes    durch    die    Sorgfalt    eines 


ordentlichen  Kaufmannes  geleitet,  so  kann 
ihm  ein  für  den  Kommittenten  minder  vor- 
teilhafter Erfolg  nicht  zur  Last  geL\irr 
werden ;  in  keinem  Falle  kann  er  sich  diml. 
Al)schluss  mit  einem  Dritten  verantwortli«li 
machen,  weil  der  Selbsteintritt  lediglich  al> 
ein  Recht,  niemals  als  eine  Pflicht  iV> 
Kommissionäre  anzusehen  ist. 

Macht  der  Kommissionär  von  di(*S4^m 
Rechte  Gebrauch,  so  kommt  er  durchinis 
nicht  bloss  als  Proprehändler  in  Betraclit: 
er  behält  nelmehr  auch  nach  dem  Selbst- 
eintritte  seine  rechtliche  Stelle  als  Kom- 
missionär, und  die  Kommission  bleibt  inner- 
lialb  des  juristischen  Rahmens  des  Kom- 
missionsgt^schäftes.  Daher  hat  auch  clor 
selbstkontrahierende  Kommissionär  die  Pflicht 
zur  gehörigen  Ausfülirung  des  aufgetragen« -n 
Geschäftes  und  zur  sofortigen  Anzeige  nach 
§  384 ;  er  ist  verpflichtet,  sich  sofort  in  dt*r 
Anzeige  ausdrücklich  als  Selbstkontrahenten 
zu  bezeichnen;  unterlägst  er  in  der  A\is- 
fühnmgsanzeige  die  ausdrückliche  Bemer- 
kung, dass  er  selbst  eintreten  wolle,  sc»  gilt 
dies  ials  Erklärung,  dass  er  das  Geschäft  mit 
einem  Dritten  für  Rechnung  des  Kommit- 
tenten abgeschlossen  habe  (§  405  AI.  1  H.G.B. K 
und  da  in  einer  solchen  Ausführungsanzeige 
der  dritte  Kontrahent,  mit  dem  der  Kom- 
missionär das  Geschäft  abgeschlossen  hat, 
nicht  namhaft  gemacht  ist,  so  liaftet  der 
Kommissionär  dem  Kommittenten  del  credeiv. 
also  für  die  ErfiUlung  des  Geschäftes  durch 
den  dritten  Kontrahenten  (§  384  AI.  3 
H.G.B.). 

Um  Spekulationen  des  Kommissionäi*s  auf 
Kosten  des  Kommittenten  vorzubeugen,  ist 
jede  Vereinbarung  für  nichtig  erklärt, 
durch  die  dem  Kommissionäi'  die  Möglich- 
keit gegeben  werden  soll,  sicherst  später 
als  am  Tage  der  Ausführungsan- 
zeige darüber  zu  erklären,  ob  er  die  Kom- 
mission durch  Selbsteintritt  oder  dmx;h  Al»- 
schluss  mit  einem  dritten  Kontrahenten 
ausgeführt  habe  (§  405  AI.  2  H.G.B.). 

Der  selbstein  getretene  Kommissionär  ge- 
nügt seiner  Pflicht  zur  Rechenschafts- 
legung, w^enn  er  dai'thut,  dass  bei  dem 
berechneten  Pi-eise  der  Börsen-  oder  Markt- 
preis zur  Zeit  der  Ausführung  der 
I  Kommission  eingehalten  worden  sei ;  do^h 
I  muss  er  den  Kommittenten  zugleich  in  den 
Stand  setzen,  seine  Angaben  zu  verifizieren. 
Als  zu  Gunsten  des  Kommittenten  (§  402 
H.G.B,)  absolut  massgebende  Grundlage  für 
den  zu  liefernden  Rechnungsnachweis  rück- 
sichtlich des  Böi-sen-  oder  Marktpreises  gilt  d»n' 
Zeitpunkt  der  Abgabe  der  Anzeige  fiber 
die  Ausführung  des  Geschäftes  behufs 
Absend ung  an  den  Kommittenten  (§  40* » 
AI.  2  H.G.B.). 

Ist  bei  einer  Kommission,  die  wäh- 
rend   der    Börsen-    oder    Marktzeit    auszu- 
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iülireii  ^'ar,  die  Ausfühnmgsanzeige  erst 
nach  dem  Schlüsse  der  Böi-se  oder  des 
>larktes  zur  Absendung  abgegeben,  so 
darf  unter  allen  Umständen  (§  402  H.a.B.) 
der  bereclmete  Preis  für  den  Kommittenten 
nickt  ungünstiger  sein  als  der  Preis, 
der  am  Schluss  der  Börse  oder  des 
Marktes  bestand  (§  400  AI.  3  H.aB.).  Hätte 
aber  der  Kommissionär  zu  einem  früheren, 
für  den  Kommittenten  günstigeren  Preise 
abschliessen  können,  so  kommt  dieser 
günstigere  Preis  in  Betracht  (§  401  AI.  1 
H.G.B.). 

Soll  die  Kommission  zu  einem  bestimmten 
Kurse  (erster  Kurs,  Mittelkurs,  letzter  Kurs) 
ausgeführt  werden,  so  ist  der  Kommissionär 
ohne  Kücksicht  aiif  den  Zeitpunkt  der  Ab- 
senduDg  der  Ausführungsanzeige  berechtigt 
und  zu  Gunsten  des  Kommittenten  absolut 
(§  402  H.UJi.)  verpflichtet,  diesen  Kurs  dem 
Kommittenten  in  Rechnung  zu  stellen  (§  400 
AI.  4  H.G.B.) ;  doch  muss  der  Kommissionäi* 
auch  in  diesem  FaUe  dem  Kommittenten  den 
günstigeren  Preis  berechnen,  zu  dem  er 
bei  Anwendung  pf lichtmässiger  Sorgfalt  hätte 
abschliessen  können  (§  401  ILG.B.). 

Bei  Wertpapieren  und  Waren,  für  die 
der  Börsen-  und  Marktpreis  amtlich  fest- 
gestellt wird,  kann  der  Kommissionär  im 
Falle  des  Selbsteintritts  dem  Kommittenten 
in  keinem  Fall  einen  ungünstigeren 
Preis  in  Rechnung  stellen  als  den  amtlich 
festgestellten  (§  400  AI.  5  H.G.B.),  wohl 
aber  muss  er  unter  Umständen  einen 
günstigeren  Preis  berechnen  (§  401 
H.G.B.). 

Da  der  Kommissionäi-  trotz  des  Selbst- 
eintrittes Kommissionär  bleibt,  also  die  In- 
teressen des  Kommittenten  wahren  muss, 
so  ist  er  nach  §  401  H.G.B.  absolut  ver- 
pfHchtet,  dem  Kommittenten  den  günsti- 
geren Preis  zu  berechnen,  den  er  als  sorg- 
fältiger Kaufmann  bei  einem  anderen  Modus 
der  Ausführung  der  Kommission  hätte  er- 
zielen können. 

Der  selbstkontralüerende  Kommissionär 
liat  als  Kommissionär  das  Recht  auf  die  ge- 
wöhnüche  Provision  und  auf  die  bei  Kom- 
missionsgeschäften sonst  regelmässig  vor- 
kommenden Unkosten  (§  403  H.G.B.),  keines- 
falls jedocli  nach  richtiger  Ansicht  auf  die 
Delcredereprovision,  da  hier  die  Mögliclikeit 
fehlt,  dem  Kommittenten  durch  üebernahme 
der  Gefahr  als  Bürge  eine  erhöhte  Sicher- 
heit zu  geben.  Dagegen  steht  dem  selbst- 
kontrahierenden Kommissionär  das  gesetz- 
liche Pfandrecht  zu  (§  404  H.G.B.). 

Durch  die  Selbstübernahme  des  aufge- 
tragenen Geschäftes  wird  der  Kommissionär 
Käufer  oder  Verkäufer;  er  behält  aber  zu- 
gleich die  Rechtsstellung  des  Kommissionärs, 
<ler  zufolge  er  im  eigenen  Namen,  aber  für ' 
fiechnung  des  Kommittenten  als  Verkäufer, 
Handwörtorbnch  der  Staatowissenschafteii.    Zweite 


resp.  Käufer  abzuschliessen  verpflichtet  ist; 
er  ist  daher  so  zu  behandeln,  als  ob  er  in 
seiner  Person  die  doppelte  Eigenschaft  eines 
Käufers  für  eigene  und  Aerkäufers  für 
fremde  Rechnung  (bezw.  umgekehrt)  ver- 
einigte. Er  erwirbt  durch  seinen  Selbstein- 
tritt alle  Rechte  und  Pflichten,  die  sonst 
dem  dritten  Kontrahenten  in  dem  aufge- 
tragenen Geschäfte  zukommen,  aber  er  hat 
auch  fernerlün  die  —  wenn  auch  schwer  zu 
erfüllende  und  vielleicht  selten  erfüllte  — 
rechtliche  Pflicht,  als  Kommissionär  das 
Interesse  des  Kommittenten  sich  selbst 
gegenüber  in  seiner  Funktion  als  drittem 
Kontrahenten  wahrzunehmen.  —  Die  gegen- 
teilige Ansicht,  welche  den  Kommissions- 
auftrag durch  den  Selbsteintritt  des  Kom- 
missionärs in  einen  Proprekauf  zwischen 
ihm  und  dem  Kommittenten  übergehen  lässt, 
widerspricht  dem  Fundamentjdsatze  des 
deutschen  Handelsrechtes,  dass  der  Kom- 
missionär das  aufgetragene  Geschäft  in 
eigenem  Namen  abzuschliessen  habe,  in- 
dem sie  dem  Kommissionär  ermöglicht,  durch 
seinen  Selbsteintritt  den  Kommittenten  selbst 
als  Käufer  oder  Verkäufer  in  das  aufge- 
tragene Geschäft  hineinzuzerren. 

Das  Selbstkontrahierungsrecht  des  Kom- 
missionärs erlischt,  sobald  der  Kommittent 
den  Auftrag  widerruft  oder  in  dem  Sinne 
modifiziert,  dass  er  den  Abschluss  mit  einem 
dritten  Kontrahenten  imperativ  vorschreibt. 
Der  Widerruf  resp.  die  Modifikation  des 
Auftrages  muss  aber  bei  dem  Kommissionär 
früher  eingetix)ffen  sein,  als  derselbe  die 
Anzeige  von  der  Ausführung  des  Auftrages 
behufs  ihrer  Absendung  abgegeben  hat  (§  405 
AI.  3  H.G.B.).  Durch  diese  Bestimmung  ist 
das  gewöhnlich  nach  aussen  hervor- 
tretende Kennzeichen  für  die  Selbstüber- 
nahme des  Geschäftes,  die  Absendung  der 
Anzeige,  zu  einem  Momente  von  der  wesent- 
lichsten Bedeutimg  gemacht  und  als  das 
einzige  Kiiterium  für  die  Selbstkontrahierung 
erklärt,  als  der  Zeitpunkt,  von  dem  an  res 
nicht  mehr  integra,  der  Widerruf  also  aus- 
geschlossen ist. 

C.  Verhältnis  zum  dritten  Kontra- 
henten. Im  Verhältnisse  zum  dritten  Kon- 
trahenten kommt  der  Kommissionär,  welcher 
ja  im  eigenen  Namen  abschliesst,  allein  als 
Gläubiger  und  Schuldner  in  Betracht  und 
ist  ganz  wie  irgend  ein  anderer  Kaufmann 
anzusehen,  der  für  eigene  Rechnung  gekauft 
oder  verkauft  oder  ein  sonstiges  llandels- 
geschäft  abgeschlossen  hat.  Der  Kommis- 
sionär allein  hat  demnach  eine  Klage  gegen 
den  dritten  Kontrahenten;  gegen  ihn  aDein 
kann  von  dem  Dritten  geklagt  werden,  selbst 
dann,  wenn  der  Komniissionäi'  beim  Vertrags- 
sclüuss  sogar  insbesondere  darauf  hinge- 
wiesen, dass  er  Kommissionär  sei,  also  für 
Rechnung  eines  anderen  liandle,  oder  wenn 
Auflage.    V.  18 
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er  den  Namen  des  Kommittenten,  für  dessen 
Rechnung  das  Geschäft  abgeschlossen  wird, 
im  Verlaufe  seiner  Verhandlungen  mit  dem 
Dritten  als  Kommittenten  genannt  hat. 

Der  dritte  Kontrahent  hat  gegen  den 
Kommittenten,  welcher  mit  der  abgetretenen 
Klage  des  Kommissionärs  auftritt,  alle  Ein- 
wendungen, die  er  gegen  den  letzteren 
geltend  machen  könnte;  andererseits  liat  er 
aber  auch  keine  direkte  Klage  gegen  den 
Kommittenten  und  besitzt  im  Konkurse  des 
Kommissionärs  bloss  den  Anspruch  auf  eine 
Dividende,  wie  jeder  andere  Gläubiger. 

Im  Verhältnisse  nach  innen  zwischen 
Kommittenten  und  Kommissionär  selbst  aber 
gut  der  Kommittent  als  der  Fordemngs- 
berechtigte  (§  392  H.G.B.);  stellt  daher  der 
Kommissionär  die  Klage  gegen  den  dritten 
Kontrahenten  an  auf  Ersatz  des  Interesses 
wegen  des  durch  die  Nichterfüllung  des 
mit  diesem  abgeschlossenen  Vertrages  er- 
wachsenen Schadens,  so  kommt,  abgesehen 
von  besonderen  Umständen,  der  vom  Kom- 
mittenten erlittene  Schaden  in  Betracht,  da 
der  Kommittent  es  ist,  für  dessen  Rechnung 
und  in  dessen  Intei-esse  ki-aft  des  zwischen 
ihm  und  dem  Kommissionär  bestehenden 
Verhältnisses  der  Vertrag  abgeschlossen 
wurde.  —  Diese  Rechtsstellung  des  Kom- 
mittenten tritt  insbesondere  im  Konkurse  des 
Kommissionärs  henor.  Der  Kommittent  ist 
ipso  jure  berechtigt,  Forderungen,  welche 
aus  dem  infolge  der  Kommission  mit  dem 
dritten  Kontrahenten  abgeschlossenen  Ge- 
schäfte formell  für  den  Kommissionär  be- 
gründet sind,  sowohl  gegenüber  diesem  als 
auch  gegenüber  anderen  Gläubigern  des 
Kommissionärs  als  einen  in  Wahrheit  zu 
seinem  und  nur  scheinbar  zum  Vermögen 
des  Kommissionärs  gehörigen  Bestandteil  zu 
seinem  ausschliesslichen  Vorteile  als  der 
eigentlich  Berechtigte  in  Anspruch  zu  nehmen 
und  sich  aus  denselben  mit  Bevorzugung  vor 
der  anderweitigen  Gläubigerwirtscliaft  des 
Kommissionärs  zu  befriedigen ;  doch  darf  das 
rechtliche  Interesse  des  dritten  Kontrahenten 
diu-ch  dieses  Separationsrecht  nicht  beein- 
trächtigt, werden;  es  bleiben  insbesondere 
alle  Einwendungen,  welche  ihm  als  Schuldner 
gegen  den  Kommissionär  zustehen,  auch 
gegenüber  der  separierten  Forderung  des 
Kommittenteo  wirksam.  Dalier  kann  er  sich 
denn  auch  gegenüber  dem  Kommissionär  als 
seinem  Gläubiger  durch  alle  gesetzlichen 
Tilgimgsarten  so  lange  liberieren,  als  nicht 
der  Kommittent  sich  der  Erfüllung  an  den 
Kommissionär  durch  entsprechende  Sicher- 
heitsmassregeln ,  namentlich  Arrestlegung, 
Verbot,  wirksam  wideraetzt. 

Durch  Eröffnung  des  Konkurses  über  das 
Vennögen  des  Kommissionärs  verwirkt  der 
Kommittent  das  ausschliessliche  Recht,  die 
Forderung  gegen  den  dritten  Kontrahenten 


für  sich  zu  beanspnichen :  er  kann  die  Ueber- 
eignung  oder  Herausgabe  des  Kaufpreisen, 
fordern,  soweit  derselbe  nicht  vor  der  Kon- 
kurseröffnung zwischen  dem  Gemeinschuld n«T 
luid  dem  Käufer  bericJitigt  worden  ist. 

D.  Die  Delcrederehaftung  des  Koni- 
mission&rs.  Der  Kommissionär  hat  mit  der 
Sorgfalt  eines  ordentlichen  Kaufmannes  zu 
verralu-en.  Ist  dies  geschehen,  so  steht  das 
dem  Auftrage  gemäss  abgeschlossene  Ge- 
schäft auf  Gefahr  des  Kommittenten;  der 
Kommissionär  haftet  dafür,  dass  die  Fonle- 
rungen,  welche  er  für  Rechnung  des  Kt^m- 
mittenten  gegen  den  dritten  Kontrahenten 
erworben,  richtig,  nicht  aber,  dass  sie 
realisierbar  seien.  Im  Interesse  des  Kom- 
mittenten musste  es  gelegen  sein,  ein  Mittel 
zu  finden,  um  dieser  Gefalir  zu  entgehen, 
imd  l>ei  dem  Kommissionär  selbst  eine 
Garantie  für  die  promjjte  und  anstandslos^ 
Abwickelung  des  abgesclüossenen  Geschäftes 
zu  erlangen.  Dieser  Zweck  wirtl  durch  das 
Stare  del  credere  eiTcicht. 

In  der  Regel  beruht  das  del  credere  auf 
einer  besonderen,  ausdrücklich  oder  still- 
schweigend geschlossenen  Uebereinkuoft, 
vermöge  welcher  der  Kommissionär  die  Ge- 
fahr des  Einganges  der  für  Rechnung  der^ 
Kommittenten  erworbenen  Forderungen  auf 
sich  nimmt  und  demselben  die  pünktliche 
Erfüllung  der  Verbindlichkeit  des  dritten 
Kontrahenten  verspricht;  in  Ermangelung 
einer  solchen  Vereinbarung  steht  der  Kom- 
missionär kraft  Rechtsnotwendigkeit  del 
credere,  wenn  dieses  am  Orte  seiner  Handels- 
niederlassung Handelsgebrauch  ist  (§  .394, 
H.G.B.),  ferner  in  dem  Fall,  dass  er  dem 
Kommittenten  nicht  zugleich  mit  der  An- 
zeige von  der  Ausführung  der  Kommission 
den  Dritten  namhaft  macht,  mit  dem  er  das 
Geschäft  abgeschlossen  hat  (§  384  H.G.B.). 
Für  diese  Garantiepflicht  gebührt  ihm  in 
der  Regel  eine  besondere  Vergütung,  welche 
neben  und  unabhängig  von  der  Provision  zu 
leisten  ist,  Delcredere-Provision  (xler 
bloss  Delcredere  genannt  (§  394  AI.  2 
H.G.B.).  —  Bei  der  Kommission  zum  Ein- 
kauf eines  Wechsels  kann  das  Del- 
credere auch  in  Form  eines  Indossa- 
mentes übernommen  werden  und  gebülirt 
diesfalls  dem  Kommissionäi-  eine  Delcredei^ 
Provision;  doch  hat  nicht  jede  Indossierung 
eines  eingekauften  Wechsels  diese  Bedeutung. 

In  der  Delcredere -Vereinbarung  liegt, 
neben  dem  Kommissionsvertrage  und  ohne 
Umformung  seiner  juristischen  Natur  der 
Absclilnss  eines  kaufmännischen  Bürg- 
schaftsvertrages, kraft  dessen  der  Kom- 
missionär als  kaufmännischer  Bürge  ftir  die 
Erfüllung  der  vom  dritten  Kontrahenten  ein- 
gegangenen Verbindlichkeiten  eintritt,  rück- 
sichtlich welcher  ja  —  im  Verhältnisse 
zwischen  dem  Kommittenten  und  dem  Kom- 
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missionär  —  der  Kommittent  als  der  Forde- 
rungsberechtigte gilt.  Unrichtig  ist  die 
frühere,  namentlich  in  der  Handelswelt 
verbreitete  Anschaimng,  dass  durch  das 
Delci^derestehen  des  Kommissionärs  jede 
Kommission  von  selbst  in  ein  Propregeschäft 
übergehe,  so  als  ob  z.  B.  der  aufgeti-agene, 
nnit  dem  dritten  Kontrahenten  abgeschlossene 
Kaufvertrag  unmittelbar  zwischen  Kommit- 
tenten und  Kommissionär  geschlossen  worden 
wäre.  Vielmehr  verbleibt  der  Kommissionär 
in  der  rechtlichen  Stellung  eines  blossen 
Koramissionäi's,  dessen  Pflichten  er  auch 
fernerhin  zu  erfüllen  hat,  und  vereinigt  nur 
damit  gleichzeitig  die  rechtliche  Qualität 
eines  kaufinännischen  Bürgen.  Ebensowenig 
darf  das  Delcrederestehen  des  Kommissionärs 
mit  dem  Eintritte  desselben  als  Selbst- 
kontrahenten nach  §  400  H.GJB.  verwechselt 
werden. 

Was  die  Rechts  Wirkungen  des  Stare  del 
crwlere  betrifft,  so  bestimmt  das  Gesetz 
(§  394  AI.  2  H.G.B.),  »dass  der  Kommissionär 
dem  Kommittenten  für  die  Erfüllung  im 
Zeitpunkte  des  Verfalles  \inmitlelbar  insoweit 
verhaftet  ist,  als  die  Erfüllung  aus  dem 
Vertragsverhältnisse  gefordert  werden  kann.<' 
Dem  Kommissionär  kommen  daher  gegen 
die  Forderung  des  Kommittenten  alle  jene 
Einwendungen  zu  statten,  welche  ihm  selbst 
giegenüber  aus  der  Hauptschuld  für  den 
dritten  Kontrahenten  erwachsen  sind,  nament- 
hch  Einwendungen,  welche  auf  einem  Ver- 
schulden des  Kommittenten  beruhen,  — 
selbstverständlich  aber  nicht  solche,  welche 
seinem  eigenen  Verschidden  entspringen. 

Der  Kommittent  kann  überdies  auch  die 
Forderung  gegen  den  dritten  Kontrahenten 
gemäss  §  392  H.G.B.  für  sich  in  Anspruch 
nehmen  und  deren  Abtretung  erzwingen. 
Im  Falle  des  Konkurses  des  Kommissionärs 
steht  es  daher  in  seiner  ^Wahi,  ob  er  in  An- 
sehung der  vom  dritten  Kontrahenten  ge- 
Rchuldeten  Erfüllung  sein  Separationsrecht 
geltend  machen  oder  sich  bloss  an  die  Kon- 
kursmasse des  Kommissionärs  halten  will. 
Wenn  der  Kommissionär  nicht  del  credere 
gestanden  ist,  so  kann  der  Kommittent  nur 
das  eine  oder  das  andere  thun. 

Ist  auch  der  dritte  Kontrahent  in  Kon- 
kurs geraten,  so  ist  der  Kommittent  berech- 
tigt, sowohl  bei  der  Konkiu-smasse  des 
Kommissionärs  auf  Grund  der  Bürgschaft 
als  Gläubiger  aufzutreten  als  auch  rück- 
sichtlich der  Konkursmasse  des  dritten  Kon- 
trahenten sein  Separationsrecht  (§  392  H.G.B.) 
geltend  zu  machen. 

Wenn  der  Kommissionär  infolge  des 
übernommenen  Delcredere  anstatt  des  dritten 
Kontrahenten  erfüllt  hat,  so  tritt  er  diesem 
gegenüber  nicht  in  eine  andere  rechtliche 
Stellnngj  er  hat  gegen  ihn  lediglich  die 
^^  gen   aus  dem  mit  ihm  abgeschlossenen 


Geschäfte,  mit  welchen  er  allein  seinen 
Regress  nehmen  kann,  ganz  ohne  Rücksicht 
auf  das,  was  er  dem  Kommittenten  als  kauf- 
männischer Bürge  für  die  Erfüllung  zu 
leisten  verpflichtet  wai*. 
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Kommissionärs,  Stuttgart  1888.  —  Paul  Abra~ 
h€un,  Ueber  den  Eintritt  des  Kommiss-ionärs  als 
Selbstkontrahenten,  Diss.,  Hamburg  1884'  —  O. 
Schaps,  Das  Selbsteintrittsrecht  des  Kom- 
missionärs, Diss.,  Berlin  1887.  —  VoigU  Die 
Hajtbarkcit  des  Einkauf skommis»ionärs,  1884 » 

Grünhut, 


Kommimalabgabeit. 

(Abkürzungen:  KA.  =  Kommunalab- 
gaben. Pr.KA.G.  =  Preussisches  Kommunal- 
abgabengesetz vom  14.  Jnli  1893.  G.A.  =  Ge- 
meindeabgaben.) 

Einleitung.  I  Die  Abgaben  der  Kom- 
munalkörper höherer  Ordnung.  1. 
Preussen.  2.  üebrige  deutsche  Staaten.  II.  Die 
Abgaben  der  Ortsgemeinden  (Städte  und 
Landgemeinden).  A.  Preussen.  1.  Historische 
Entwicklung  der  Gesetzgebung  über  das  G.A.- 
Wesen in  Preussen.  2.  Die  wichtigsten  Be- 
stimmungen des  Pr.K.A.G.  a)  Allgemeine  Be- 
stimmungen, b)  Gebühren  und  Beiträge,  c) 
Indirekte  Steuern,  d)  Direkte  Steuern.  e)Natural- 
dienste.  f)  Rechtsmittel,  g)  Aufsicht.  B.  Uebrige 
deutsche  Staaten.  1.  Bayeni.  2.  Sachsen.  3. 
Württemberg.  4.  Baden.  5.  Hessen.  0.  Oester- 
reich,  England  und  Frankreich. 

EiDleitnng.  Wie  der  Staat  zur  Bestrei- 
timg der  Ausgaben  für  staatliche  Zwecke 
zu  einem  mehr  oder  minder  erheblichen 
Teile  auf  die  Einziehung  von  Abgaben  an- 
gewiesen ist,  so  können  auch  die  kommu- 
nalen Verbände,  aus  denen  der  Staat  besteht, 
die  Provinzen,  Kreise,  Städte,  Landgemein- 
den etc.  die  Erhebung  von  Abgaben  von  iliren 
Mitgliedern  nicht  entbeliren,  um  die  Mittel  zur 
Erfüllung  der  ihnen  obliegenden  öffentlich- 
rechtlichen Aufgaben  zu  beschaffen.  Die  Be- 
fugnis zur  Erhebung  von  Abgaben  kann 
denselben  um  so  weniger  verschränkt  wer- 
den, als  ihnen  die  Staatsgesetzgebung  eine 
Reihe  von  Aufgaben,  welche  ihrer  Natur 
nach  als  staatliche  anzusehen  sind,  übertra- 
gen hat,  während  ihnen  die  hierfür  erfor- 
derlichen Mittel  teils  überhaupt  nicht,  teils 
nur  in  unzureichendem  umfange  überwiesen 
worden  sind.  Anderei-seits  erscheint  es  im 
Interesse  sowohl  des  Staats  als  der  einzel- 
nen Mitglieder  jener  Verbände  unzulässig, 
das  Recht  der  Erhebung  von  Abgaben  den 
kommunalen  Korporationen  imd  Verbänden 
unbeschränkt  zuzugestehen,  vielmehr  ist  es 
geboten,    dass   ihrer  Autonomie  durch  die 
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Staatsgesetzgebung  bestimmte  Sehranken  ge- 
zogen, die  r^onnen  für  die  Erhebung  von 
K.A.  wenigstens  in  iliren  hauptsächlichsten 
Grundzügen  festgelegt  werden. 

Von  diesen  Gesichtspunkten  ausgehend 
hat  sich  in  allen  deutschen  Staaten  und,  mit 
Ausnahme  von  England  und  Nordamerika, 
auch  fast  überall  im  Auslande  die  Gesetz- 
gebung über  das  K.A.-Wesen  entAÄ'ickelt ; 
bei  wesentlich  gleichai-tigen  Grund zügen  ist 
jedoch  in  ihrer  thatsäclüichen  Gestaltung 
eine  grosse  Mannigfaltigkeit  hervorgetreten. 

I.  Die  Abgaben  der  Kommiuialkörper 
höherer  Ordnung. 

(Provinzial-,    Kreisabgaben   etc.) 

Von  der  Gesamtheit  der  kommunalen 
Aufgaben  ist  weitaus  der  grosste  Teil  den 
Ortsgemeinden,  den  Städten  und  Landge- 
meinden und  nur  ein  verhältnismässig  ge- 
ringer den  weiteren  Kommunal  verbänden 
(Provinzen,  Kreisen,  Bezirken,  Distrikten  etc.) 
übertragen  woi-den.  Die  letzteren  haben 
ul^erdies  vielfach  die  Mittel  zur  Erfüllung 
dieser  Aufgaben  vom  Staate  als  Dotation 
erhalten,  während  dies  bei  den  eigentlichen 
Trägern  der  kommunalen  Lasten,  den 
Städten  und  Landgemeinden,  nicht  der  Fall 
ist.  Infolgedessen  ist  die  Höhe  der  K.A.  in 
den  Kommunalkörpern  höherer  Ordnung 
(Provinzen,  Kreisen  etc.)  im  Durchschnitt  er- 
heblich geringer  als  in  den  Städten  und 
Landgemeinden. 

1.  Preussen.  In  Preussen  liegt  den  Pro- 
vinz en  namentlich  der  Chausseebau,  das 
Landarmen-  \md  Korrigenden wesen,  die  Für- 
sorge für  arme  Irrsinnige,  Taubstumme  und 
Blinde,  für  Landesmehoriationen  und  eine 
Reihe  sonstiger  mehr  nebensächlicher  Zwecke 
(Erhaltung  von  Kunstdenkmälern,  Landes- 
bibliotheken etc.)  ob.  Hierfür  sind  ihnen 
durch  die  Dotationsgesetze  vom  30.  April  1873 
und  8.  Juli  1875,  abgesehen  von  verschie- 
denen nicht  unerheblichen  Kapitalzuwen- 
dungen, Jahresrenten  in  Höhe  von  19000000 
Mark  für  den  Chausseebau  und  von 
13440000  Mark  für  sonstige  Zwecke  über- 
wiesen worden. 

Auch  die  Kreise  haben  in  Preussen, 
allerdings  nicht  dauernd,  jedoch  wälu-end 
einer  längeren  Reihe  von  Jahren  erhebliche 
Beiträge  zur  Erfüllung  der  ihnen  obliegenden 
kommunalen  Aufgaben  erhalten.  Abgesehen 
von  der  Zuwendung  vei^schiedener  Beträge, 
welche  infolge  des  Erlasses  der  neuen  Kreis- 
ortlnungen  seitens  des  Staats  ei-spart  worden 
sind,  wurde  durch  das  G.  v.  27.  Juli  1885,  die 
sogenannte  lex  Huene,  den  Kreisen  von 
den  auf  Grund  des  Reichsgesetzes  vom  15. 
Juli  1879  auf  Preussen  entfallenden  Summen 
der  Anteil  an  den  Getreide-  und  Viehzöllen 
nach  Abzug  eines  Betrages  von  15  Millionen 


Mark  überwiesen.  Dieselben  haben  dunh 
dieses  Gesetz  bis  zur  Durchfühnmg  der 
Staatssteuerreform  vom  Jahre  1891  in  immer 
steigenden  Beträgen  Summen  erhalten, 
welche  zum  Teil  die  Höhe  ihrer  notwen<ü- 
gen  Ausgaben  erheblich  überstiegen  uod  zt: 
mehr  oder  minder  unwirtschaftlichen  L#iixiL«i- 
auf  Wendungen  Veranlassung  gegeben  haWn. 
Gleichzeitig  mit  der  Staatssteuerreform  sind 
diese  Ueberweisungen,  welche  von  Anfang 
an  nur  einen  provisorischen  Charakter  hatten, 
in  Wegfall  gekommen,  und  es  ist  infolgedessen 
seit  dieser  Zeit  eine  wesentliche  Erhöhung 
der  Kreisabgaben  eingetreten. 

Die  Provinzen  sind  ihrer  Natur  nach,  und 
wie  auch  die  Zusammensetzung  ihrer  Ver- 
tretungen ei-giebt,  Verbände  von  Krei- 
sen, die  Kreise  Verbände  von  Städten, 
Landgemeinden  und  den  den  letz- 
teren rechtlich  gleichgestellten 
selbständigen  Gutsbezirke.  Die  Auf- 
bringung von  Provinzial-  und  Kreisabgaben 
wird  deshalb  logischerweise  in  der  Art  zu 
erfolgen  haben,  dass  die  Provinzialabgaben 
auf  die  Kreise,  die  Kreisabgaben  auf  die 
Städte,  Landgemeinden  und  Gutsbezirke  ver- 
teilt und  in  gleicherweise  vne  die  übrigen 
K.A.  als  Bestandteil  der  letzteren  aufgebracht 
werden.  Denn  das  Nebeneinanderbestehen 
vei-schiedener  K.A.,  welche  nach  verschiede- 
nen Massstäben  und  auf  verschiedene  Steuer- 
pflichtige verteilt  werden,  muss  als  ein 
üebelstand  bezeichnet  werden,  dessen  Be- 
seitigung, sofern  sie  möglich  ist,  äusserst 
wünschenswert  erscheint.  Nun  liegt  aber 
nicht  niu-  eine  solche  Möglichkeit  vor,  son- 
dern die  strikte  Durchführung  des 
Kontingentierungsprincips  unter 
Wegfall  der  Individualrepartition 
für  Kreis-  und  Provinzialsteuern 
kann  niu*  als  zweckmässig  bezeichnet  wer- 
den. Für  die  Provinzial  steuern  findet  aller- 
dings diese  Kontingentierung  auf  die  einzel- 
nen Kreise  statt;  bei  den  Kreissteuern  be- 
steht dagegen  die  Individualrepartition  als 
gesetzliche  Regel,  aber  schon  vor  Erlass  des 
Pr.  K.A.G.  waren  die  Stadtgemeinden  und 
in  drei  Provinzen  die  Landgemeinden  befugt, 
die  auf  sie  fallenden  Beträge  mit  den  übri- 
gen Gemeindebedürfnissen  in  einer  Summe 
auszuschreiben  und  von  den  Gemeindasteuer- 
pflichtigen  einzuziehen.  Diese  Befugnis  ist 
durch  §  91  des  Pr.  K.A.G.  allen  Landge- 
meinden beigelegt  worden,  und  es  würde 
kein  Bedenken  bestanden  haben,  diese  Be- 
fugnis zu  einer  Verpflichtung  umzuge- 
stalten, es  bei  der  schon  bisher  erfolgten 
Berechnung  des  Kreisabgabensolls  für  die 
einzelnen  Land-  und  Stadtgemeinden  und 
Gutsbezirke  zu  belassen  und  dagegen  die 
besondere  Unterverteilung  für  die  einzelnen 
Pflichtigen  in  WegfaU  zu  bringen.  Die  In- 
dividualrepartition wai*  seiner  Zeit  bei  Erlass 
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der  Kreis-  und  Provinzialordnungen  weseat- 
lich    auch  nur  aus  dem  Grunde  eingeführt 
worden,    weil   in   den   Landgemeinden   der 
<Jstprovinzen  die  Yoraussetzungen  zu  einer 
ordnungsmässigen  Eegelung  des  Gemeinde- 
st euerwesens  mangelten.    Nachdem   diesem 
Mangel    aber  durch  die  Landgemeindeord- 
niing  vom  3.  Juli  1891  und  das  K.A.G.  Ab- 
liilfe  geschafft  worden  ist,  stand  der  Durch- 
führung des  Kontingentierungssystems  kein 
Hindernis  entgegen.    Allerdings  würde  die- 
selbe bei  den  Gutsbezirken   eine  Mehr- 
l>elastung  der  Gutsbesitzer  zur  Folge  haben, 
indem    dieselben   nicht   mehr  in   der  Lage 
sein   ^würden,  eine  ünterverteilung  auf  die 
Einwohner   des    Gutsbezirks    vorzunehmen, 
sondern    die    auf    letztere    fallenden    Bei- 
träge   selbst    übernehmen    müssten.      Dies 
würde  aber  keineswegs  unbillig  sein,  da  den 
Gutsbesitzern  in  höherem  Masse  als  irgend 
einer   anderen  Klasse  von  Steuerpflichtigen 
die  Vorteile  aus  dem  Erlasse  der  Ertrags- 
steuern zufhessen,  und  da  sie  die  politischen 
Rechte  bei  der  Vertretung  und  Verwaltung 
des  Kreises  als  Mitglieder  des  Walilverban- 
des  der  Grossgnmdbesitzer,  event.  bei  klei- 
neren  Gütern  als  Mitglieder  des  Wahlver- 
bandes der  Landgemeinden  allein  wahrneh- 
men, während  andere  Einwohner  des  Guts- 
l>ezirks  von  jeder  Beteiligimg  ausgeschlossen 
sind.    Wenn  gegen  diese  Regeln  der  Ein- 
wand erhoben  wird,   dass  dadurch  in  man- 
chen gemischten  Gutsbezirken  für  den  Guts- 
besitzer eine  unverhältnismässig   hohe  Be- 
lastung   erwachsen    könne,    so    ist    darauf 
hinzuweisen,  dass  derselbe  sich  dieser  Be- 
lastung durch  den  Antrag  auf  Umwandlung 
des  Gutsbezirks  in  eine  Landgemeinde  oder 
Bereinigung  mit  einer  solchen  zu  entziehen 
jederzeit  in  der  Lage  ist. 

Eine  solche  Regelung  ist  jedoch  bei  der 
Vorlage  des  Entwurfs  des  K.A.G.  von  der 
Staatsregierimg  nicht  vorgeschlagen  worden 
und  würde  auch  bei  den  in  ihrer  Mehrheit 
agrarisch  gesinnten  Häusern  des  Landtags 
Aussicht  auf  Annahme  nicht  gehabt  haben. 
Ceberhaupt  beschränkt  sich  das  Pr.  K.A.G., 
welches  das  gesamte  Abgabenwesen  der  Ge- 
meinden in  kodifizierter  Form  vollständig 
regelt,  hinsichtlich  der  Provinzial-  und 
Kreisabgaben  auf  die  in  Teil  II  in  3  Para- 
graphen ohne  inneren  Zusammenhang  aufge- 
führten Abänderungen  weniger  Vorschriften 
der  verschiedenen  Provinzial-  und  Kreisord- 
nungen, durch  welche  einzelne  bei  der 
Handhabung  derselben  hervorgetretene 
Missstände  und  Unbequemlichkeiten  beseitigt 
wenlen.  Hiemach  soll  insbesondere  die 
schwerfällige  Berechnung  der  Mehr-  und 
ilinderbelastung  einzelner  Kreisteile  nach 
Quoten  der  Kreissteuern  fernerhin  nicht 
mehr  obligatorisch  sein  und  die  auf  Gnmd 
von  Rechtsmitteln  erfolgende  Erhöhung  oder 


Ermässigimg  der  Staatssteuersätze  ohne 
weiteres  die  entsprechende  Abänderimg  der 
Kreis-  und  Provinzialsteuerzuschläge  nach 
sich  ziehen.  Sodann  wird  diu-ch  §  93  eine 
Lücke  bezüghch  der  Einfülirung  einer  Kreis- 
hundesteuer beseitigt,  indem  den  Kreisen, 
und  zwar  unbeschadet  des  Rechts  der  Ge- 
meinden zur  Einführung  einer  Himdesteuer, 
die  Befugnis  beigelegt  wird,  mit  Genehmi- 
gung des  Bezii-ksausschusses  auch  ihrerseits 
die  Hunde  mit  einem  Betrage  von  höchstens 
5  Mark  zu  besteuern. 

Die  wichtigste  Bestimmimg  ist  die  im 
§  92  festgesetzte  Regel,  dass  bei  Verteilung 
der  Ki-eissteuern  die  Grund-,  Gebäude-  und 
die  Gewerbesteuer  der  Klassen  I  und  11 
mit  dem  gleichen  Betrage  des  Prozentsatzes 
heranzuziehen  sind,  mit  welchem  die  Staats- 
einkommensteuer belastet  wird.  Mit  Ge- 
nehmigimg des  Bezirksausschusses  kann  je- 
doch dieser  Betrag  bis  auf  das  Anderthalb- 
fache jenes  Prozentsatzes  erhöht  oder  bis 
auf  die  Hälfte  desselben  ermässigt  werden. 
—  Dieser  für  die  Realsteuern  freigelassene 
Spielraum  zwischen  50  und  150  ^/o  der  Be- 
lastung der  Staatseinkommensteuer  trägt  der 
Verschiedenheit  der  Verhältnisse  Rechnung, 
welche  für  die  Kreise,  namentlich  auf  dem 
Gebiete  der  Verkelu-sanlagen,  innerhalb  der 
verschiedenen  Teile  der  Monarchie  besteht. 
Die  Beschränkung  der  Belastung  der  Real- 
steuern auf  200^/0,  welche  in  §  54  als 
Regel  für  die  Gemeinden  vorgeschrieben 
ist,  findet  auf  die  Ki-eissteuer  keine  An- 
wendung. 

2.  Uebrige  deutsche  Staaten.  In  ähn- 
licher, wenngleich  in  Einzelheiten  allerdings 
vielfach  abweichender  Art  hat  sich  die  Ai3- 
bringung  der  Abgaben  der  Kommunalkörper 
höherer  Ordnung  in  den  übrigen  deutschen 
Staaten  gestaltet.  Während  sich  in  Hessen 
wie  in  Preussen  eine  doppelte  Stufe  von 
Verwaltungsbezirken  mit  kommunaler  Or- 
ganisation —  Provinzen  und  Kreise  —  vor- 
findet, fällt  in  den  übrigen  deutschen  Staa- 
ten die  Provinzialeinteilung  fort.  Die  Re- 
gierungsbezirke sind,  wie  in  Preussen,  nicht 
Träger  kommunaler  Aufgaben,  sondern  nur 
Verwaltungsbezirke.  Dagegen  giebt  es  fast 
überall  weitere  Verbände  mit  kommunaler 
Organisation,  denen  unter  verschiedenartigen 
Bezeichnungen  —  in  Bayern  als  Distriktsge- 
meinden, in  Sachsen  als  Bezirksverbänden, 
in  Württemberg  als  Amtskörperschaften, 
in  Baden  als  Kreisen  —  imd  unter  verschie- 
denartiger Zusammensetzung  ihrer  Vertre- 
tungen die  Erfüllung  kommunaler  Aufgaben 
obliegt  und  zu  diesem  Behufe  die  Befugnis 
zur  Erhebung  von  K.A.  beigelegt  ist. 

Durch  diese  Einheitlichkeit  des  Grund- 
I  gedankens  der  Aufbringung  der  K.A.  in  den 
Kommunalkörpern  höhei^r  Ordnung  in  Ver- 
bindung  mit   der  Vei*schiedenartigkeit  der 
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Einzelheiten  in  der  Ausfühning  desselben 
unterscheidet  sich  die  Gesetzgebung  der 
deiitschen  Staaten  von  dem  Rechtszustande 
einerseits  in  E  n  gl  a  n  d ,  wo  sich  in  der  histo- 
rischen Entwickelung  der  aus  Zweckmässig- 
keitsgriinden  hei-vorgegangenen  Bildungen 
bei  der  Verteilung  der  kommunalen  Aufgaben 
und  Lasten  zwischen  den  parishes,  unions, 
districts  und  counties  die  Planmässigkeit 
eines  einheitlichen  Grundgedankens  kaum 
mehr  erkennen  lässt,  und  anderereeits  in 
Frankreich,  wo  eine  straffe  Gliederung 
der  Gemeinden  in  arrondissements,  welche 
nur  Verwaltungsbezirke  sind,  und  doparte- 
ments,  welche  wirkliche  Kommunalkörper 
höherer  Ordmmg  bilden,  volle  Gloichmässig- 
keit  herbeigeführt  hat  und  nur  auf  dem 
Gebiete  landwirtschaftlicher  Intei'essen  für 
Interessentengenossenschaften  in  den  asso- 
ciations  syndicales  ein  etwas  freierer  Spiel- 
raum gelassen  ist. 

IL  Die  Abgaben  der  Ortsgenieinden 
(Städte  und  Landgemeinden). 

Die  von  der  Theorie  aufgestellte,  bei 
den  Verhandlungen  über  Entwüife  von  Ge- 
raeindeabgabengesetzen  auch  praktisch  gel- 
tend gemachte  Fordenmg:  >Zölle  und  indi- 
rekte Abgaben  dem  Reiche,  Personalsteueru 
dem  Staate,  Realsteuern  den  Gemeinden«  ^eht 
von  der  Voraussetzung  aus,  dass  dem  Reiche 
nur  die  Sorge  für  den  Bestand  und  die 
Sicherheit  des  Reichsgebiets,  für  den  Ver- 
kehr der  Bundesstaaten  unter  einander  und 
mit  auswärtigen  Mächten,  dem  Staate  die 
Erfüllung  der  eigentlich  ]X)liti  sehen  imd 
Kulturaufgaben  obliege,  während  die  Ge- 
meinden und  Kommunal  verbände  nur  die 
lokalen  und  wirtschaftlichen  Interessen  zu 
pflegen  hätten.  In  dieser  allgemeinen  Fas- 
sung ist  jedoch  jene  Voraussetzung  nicht 
zutreffend;  die  Gemeinden  haben  auch  po- 
litische und  Kulturaufgaben,  Reich  und 
Staat  auch  wirtschaftliche  Zwecke  zu  er- 
füllen. Immerhin  liegt  jener  Forderung 
der  richtige  Gedanke  zu  Gnmde,  dass  die 
Aufgaben  der  Ortsgemeinden  wesenthch  und 
jedenfalls  in  höherem  Masse  als  im  Reich 
und  Staat  wirtschaftlicher  Natur  sind  und 
dass  deshalb  für  die  Aufbringung  der  hieran 
erforderlichen  Geldmittel  nicht  wie  bei  den 
Staatssteuern  nur  der  Grundsatz  der  Ab- 
messung nach  der  Leistungsfähigkeit  An- 
wendung zu  finden  habe,  sondern  dass  in 
grösserem  Umfange  das  Princip  von  Leistung 
und  Gegenleistung  massgebend  sein  müsse. 
Hieraus  folgt  aber  für  die  Deckung  des 
Gemeindebedarfs  einerseits,  dass  die  Ge- 
meinden in  höherem  Grade  als  Reich  imd 
Staat  das  System  der  Gebühren  und  Beiträge 
neben  den  Steuern  auszubilden  berufen  sind 
und  dass  die  Gemeindesteuern  in  erster  | 
Linie  auf  die  Realsteuern  und  erst  in  zweiter  ; 


auf  die   Personalsteuern    zu    basieren    sein 
werden. 

A.  Freussen. 

Diesen  Anforderungen  entspiicht  in  der 
Hauptsache  das  neue  Pr.  K.A.G.,  welchf^ 
für  Preussen  —  mit  alleinigem  Ausschluss 
der  hohen zollernscheu  Lande  und  der  Insel 
Helgoland  —  das  G.A.  -Wesen  einheitlich  iind 
gleichmässig  regelt  und  in  der  Folgerichtigkeit 
seiner  theoretischen  Begründung  sowie  in 
der  Zweckmässigkeit  seiner  praktischen 
Vorschriften  von  dem  G.A.G.  keines  anderen 
Staates  übertroffen  oder  nur  erreicht  -wird 
(s.  ausführliche  Darstellung  und  kritische 
Beleuchtung  des  Pr.  K.A.G.  im  Supplement- 
band I  d.  I.  Auü.  d.  Werkes  S.  590—0041. 

1.  Historische  Entwickelung  der  €re- 
setzgehung  über  das  G.A. -Wesen  in 
PrensseD.  In  Preussen  waren  bis  zum 
Erlasse  des  K.A.G.  die  Voi-schriften  über 
Entrichtung  von  Gemeindesteuern, 
Gebühren  und  Beiträgen,  soweit 
solche  überhaupt  sich  vorfanden,  in  einer 
gi'ossen  Anzahl  von  Gemeindeverfassungs- 
gesetzen und  Specialgesetzen  zerstreut,  und 
Ihatsäcldich  hatte  sich  die  Aufbringung  und 
Verteilung  der  Gemeindesteueni  in  der  ver- 
schiedenartigsten Weise  gestaltet.  —  In  den 
Pi-ovinzen  Schleswig-Holstein  und  Hannover 
und  in  den  Landgemeinden  der  östlichen 
Provinzen  wairden  die  Grund-  und  Gebäude- 
besitzer nach  alter  Observanz  vorzugsweise, 
zum  Teil  ausschliesslich  zu  den  Gemeinde- 
steuern herangezogen.  Dagegen  benutzten 
in  dem  weitaus  grössten  Teile  der  Monachie 
die  Grund-  und  Gebäudebesitzer  im  Verein 
mit  den  Gewerbetreibenden  das  ihnen  in 
den  Gemeindevertretungen  teils  gesetzlich, 
teils  thatsächlich  zustehende  üebergewicht 
dazu,  den  Steuerbedarf  in  der  Fonn  beson- 
derer Personalsteuern  oder  diux^h  Zuschläge  zu 
der  Klassen-  und  klassifizierten  Einkommen- 
steuer auf  die  Schultern  aller  Steuerzahler 
zu  legen,  und  zwar  auch  für  solche  Ge- 
meindeeinrichtungen ,  welche  vorzugsweise 
dem  (.^rund-  und  Gebäudebesitze  imd  dem 
Gewerbebetriebe  zu  gute  kommen.  Infolge- 
dessen wurden  namentlich  in  den  industrie- 
reichen Gegenden  der  AVestprovinzen,  aber 
auch  in  einer  grossen  Anzahl  von  Städten 
der  östlichen  Landesteile  Zuschläge  zu  den 
Pei*sonal steuern  in  einer  Höhe  erhoben, 
welche  mit  dem  Interesse  des  Staates 
ebensowenig  vereinbar  war  als  mit  dem 
Gedeihen  der  Gemeinden  selbst.  Für  letz- 
tere wurde  infolge  der  starken  Schwankun- 
gen, denen  namentlich  das  gewerbliche  Ein- 
kommen unterworfen  ist,  und  der  Verluste, 
welche  durch  Tod  oder  Wegzug  hochbe- 
steuerter Gemeindemitglieder  entstanden,  die 
Stetigkeit  des  kommunalen  Haushalts  in 
hohem  Grade  gefährdet.  Andererseits  führte 
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<lio  hohe  und  fortdauernd  steigende  Belas- 
tung" der  Staatspei-soualsteuer  mit  kommu- 
nalen Zuschlägen  zu  dem  Bestreben  der 
Verschleierung  des  Einkommens  seitens  der 
Censiten  und  zu  einer  mit  dem  Finanzinte- 
resse des  Staates  unvereinbaren  laxen  Hand- 
habung der  Einschätzungsgrimdsätze  seitens 
<ler  Einschätzungskommissionen. 

Dieser  Zustand  führte  im  Laufe  der  Zeit 
immer  mehr  zu  dem  Gedanken,  das  Abgaben- 
wesen der  Gemeinden  wegen  des  vorwiegend 
wirtschaftlichen   Cliaraktei-s   derselben   vor- 
ziigsweise  auf  die  Realsteuer  zu  gründen, 
ein  Gedanke,  welcher  schon  in  den  sechziger 
Jahi^n    von  Gneist  angeregt,  von   den  An- 
hängern der  Freihandelsschule,  Jul.  Faucher, 
<  >.  Michaelis ,  K.  Braun  u.  a.  weiter  ausge- 
bildet und  von  einer  Reihe  von  Gemeinde- 
vertretungen in  der  Forderung  einer  üeber- 
weisung  der  Hälfte  der  Staats-,  Gnmd-  und 
Gemeindesteuern    für    kommunale   Zwecke 
zum   Ausdruck   gebracht  worden  war.    Es 
machte  sich  auch  bei  der  Landesvertretung 
wie  im  Schosse  der  Staatsregierung  je  län- 
ger je   mehr  die  Auffassimg  geltend,  dass 
eine  vollständige  und  zweckmässige  Regelung 
erst  dann  erfolgen  könne,  wenn  zuvor  eine 
Neuordnung  des  Staatssteuersystems  durch- 
geführt   und   insbesondere   die   Möglichkeit 
gewonnen  sein  werde,  durch  Ueberweisung 
eines  Teils  der  Grund-  und  Gebäudesteuer 
an    kommunale   Verbände   den   Gemeinden 
neue  Steuerquellen  zu  eröffnen.   Diese  For- 
dening  zu  befriedigen,  gestattete  jedoch  die 
Finanzlage  des  Staates  nicht,  und  es  wurde 
deshalb,    nachdem     die    von    der    Staats- 
regierung   in   den  Jahren   1877 — 79  vorge- 
legten Entwürfe   eines  Gesetzes  betreffend 
die  Aufbringimg  der  G.A.    nicht  zum  Ab- 
schlüsse gelangt  waren,    bis  auf   weiteres 
von  dem  Plane  des  Erlasses  eines  vollstän- 
digen K.A.G.  Abstand  genommen.    Anderer- 
seits machte  sich  das  Bedürfnis  einer  ein- 
heitlichen und  gleichmässigen  Regelung  ein- 
zelner Fragen  auf  dem  Gebiete  des  Gemeinde- 
abgabenwesens, insbesondere  der  Vorschrif- 
ten zur  Vermeidung  der  Doppelbesteuenmg, 
ferner  der  kommunalen  Einkommenbesteue- 
ruDg  der  Forensen,  der  juristischen  Personen 
und  Erwerbsgesellschaften  so^^^e  namentlich 
^les  Fiskus  infolge  der  Verstaatlichung  zahl- 
reicher Privateisenbahnen,  vorzugsweise   im 
Interesse  der  Landgemeinden  der  Ostprovin- 
zen und  der  neuen  Landesteile,  denen  ein 
solches  Besteueningsrecht  nicht  zustand,  in 
so  dringender  Weise  geltend,  dass  zu  diesem 
Behufe    nach   mehrjährigen  Verhandlungen 
das  Gesetz,    betreffend   Ergänzung 
und  Abänderung    einiger   Bestim- 
mungen über  Erhebung  der  auf  das 
Einkommen  gelegten  direktenKom- 
rounalabgaben,  v.  17.  Juli  1885  erlassen 
'Wurde.     Dui-ch    dieses    sogenannte    Kom- 


munalsteuernotgesetz ist  die  Regelung 
einer  Reihe  der  bestrittensten  Fragen  des 
Gemeindeabgabenwesens  in  einer  so  zweck- 
mässigen und  dem  Bedürfnisse  der  Gemeinden 
wie  dem  Interesse  der  Verwaltung  entspre- 
chenden Weise  erfolgt,  dass  die  Bestimmungen 
desselben  zum  grössten  Teile  in  das  neue 
Pr.  K.A.G.  Aufnahme  gefunden  haben. 

Für  das  letztere  bahnte  die  Periode 
der  Reformgesetzgebung,  welche  im 
Jahre  1890  auf  dem  Gebiete  der  Kommunal- 
und  Staatssteuerverwaltung  inauguriert 
wm*de,  den  Weg.  Die  Landgemeindeordnung 
für  die  7  östlichen  Provinzen  vom  3.  Juli 
1891,  welche  nach  vielen  Kämpfen  zu  stände 
gebracht  wiu^e,  gab  nicht  nur  den  Land- 
gemeinden in  den  Ostprovinzen  die  bis  da- 
hin mangelnde  feste  Organisation,  welche  für 
eine  Regelung  des  Gemeindeabgabenwesens 
die  Vorbedingung  bildet,  sondern  war  für 
diese  Regelung  auch  unmittelbar  von  grosser 
Bedeutung.  Vor  allem  aber  waien  es  die 
auf  dem  Gebiete  der  Staatssteuergesetz- 
gebung erzielten  Erfolge,  die  Ausgestaltung 
der  auf  dem  Grundsatz  der  Deklarations- 
pflicht und  einer  bis  4®/o  steigenden  Pro- 
gression des  Prozentsatzes  basierten  Ein- 
kommensteuer und  der  Gewerbesteuer,  welche 
eine  Regelung  des  Gemeindeabgabenwesens 
überhaupt  erst  möglich  machten.  Diese  Er- 
folge waren  selbst  für  die  Staatsregierung 
überraschend.  Der  über  den  Betrag  von 
80  Millionen  IVIark  erzielte  Mehrertrag  der 
neuen  Einkommensteuer,  welcher  nach  §  82 
zurDurchfülirung  der  Beseitigtmg  der  Grund- 
und  Gebäudesteuer  als  Staatssteuer  bezw. 
zur  Ueberweisung  derselben  an  kommunale 
Verbände  Verwendung  finden  soDte,  war  bei 
Erlass  des  Einkommensteuergesetzes  auf 
höchstens  15— *^0  Millionen  Mark  geschätzt 
worden,  belief  sich  thatsächlich  aber  auf  40 
■\Iillionen  Mark.  Durch  die  Verzichtleistimg 
auf  die  üeberweisungen  aus  der  lex  Huene 
konnten  ferner  24  Millionen  Mark,  durch  die 
Beseitigimg  der  früher  an  die  Gemeinden 
wegen  der  Veranlagung  der  Einkommen- 
und  Gewerbesteuer  und  Erhebung  der  Real- 
steuer zu  zalilenden  Gebühren  fast  3  Millionen 
Mark  disponibel  gemacht  werden.  Um  den 
vollständigen  Erlass  der  Grund-  und  Ge- 
bäudesteuer (rund  75  Millionen  Mark),  der 
Steuer  vom  stehenden  Gewerbe  (rund  20 
Millionen  Mark)  und  der  Bergwerkssteuer 
(rund  7  Millionen  Mark)  dm'chführen  zu 
können  und  der  Staatskasse  den  unentbehr- 
lichen Ei-satz  für  den  Aiisfall  von  rimd  102 
Millionen  Mark  zu  gewähren,  fehlten  daher 
nur  noch  35  Millionen  Mark,  welche  durch 
eine  euphemistisch  als  »Ergänzungssteuer« 
bezeichnete  Vermögenssteuer  von  ^h  pro 
mille  des  rentbaren  Vermögens  beschafft 
werden  konnten.  Es  bot  sich  nunmehr  die 
Möglichkeit,   unter   vollständiger   Verzicht- 
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leisüing  des  Staats  auf  die  Ertragssteuern  für 
den  kommunalen  Haushalt  diese  Steuern 
disponibel  zu  stellen  und  dadurch  die  Grund- 
lage für  eine  rationelle  Umgestaltung  des 
Gemeindeabgabenwesens  zu  gewinnen.  Das 
G.  V.  14.  Jiüi  1893  wegen  Aufhebung 
direkter  Staatssteuern,  welches  die- 
sen Erfolg  erzielt  hat,  ist  allerdings  sehr 
erheblichen  und  begründeten  Einwendungen 
begegnet  Für  die  Finanzlage  des  Staats 
ist  der  Verzicht  auf  sichere  stabile  Ein- 
nahme bedenklich,  und  nicht  minder  beilenk- 
lich  ist  die  Begünstigung,  welche  durch  den- 
selben einzelne  Klassen  von  Interessenten, 
insbesondere  den  Bergwerksbesitzern  luid 
den  Besitzern  von  Gutsbezirken  zu  teil 
wurde,  da  für  letztere  der  Erlass  der  Grund- 
und  Gebäudesteuer  zum  grossen  Teile  den 
Charakter  eines  Geschenks  gewann,  welches 
mit  Rücksicht  darauf,  dass  die  seit  einer 
Reihe  von  Jahren  in  unveränderter  Höhe 
bestehende  Grundsteuer  trotz  ihrer  rccht- 
lichen  Natur  als  Steuer  thatsächlich  wie  eine 
Rent^  ixdrkte,  sich  als  ein  direkter  Ver- 
mögenszuwachs darstellte.  Erhält  hierdurch 
die  Reform  der  direkten  Staatssteuern  in 
ihrer  finanziellen  Wirkung  auf  die  verschie- 
denen Klassen  der  Bevölkerung  einen  agra- 
rischen Beigeschmack,  so  macht  sich  in  der- 
selben andererseits  in  der  Rückwirkung  auf 
das  staatliche  und  kommimale  Walilrecht 
eine  plutokratische  Richtung  bemerkbar. 
Wenn  aus  diesen  Gründen  sowie  im  Hin- 
blick auf  die  gegen  jede  Vermögenssteuer 
zu  erhebenden  principiellen  Einwendungen 
die  Reform  der  direkten  Staatssteuern  in 
mehrfacher  Hinsicht  Bedenken  zu  en^egen 
geeignet  ist,  so  erscheint  dies'elbe  dagegen 
für  eine  Umgestaltung  desGemeinde- 
abgabenwesens  nur  in  jeder  Hinsicht 
als  vorteilhaft  und  günstig.  Durch 
die  Verzichtleistung  des  Staates  auf  die  Er- 
hebung der  Grund-,  Gebäude-  und  Gewerbe- 
steuern gelangten  die  Gemeinden  in  die 
Lage,  von  diesen  Steuerquellen  für  sich 
reichlichen  Gebrauch  zu  machen  und  ent- 
sprechend ihrem  Charakter  als  vorwiegend 
wirtschaftliche  Verbände  für  die  kommuna- 
len Einrichtungen,  welche  vorzugsweise  dem 
Grund-  und  Gebäudebesitz  und  Gewerbebe- 
trieb zu  gute  kommen,  nach  dem  Grundsatz 
von  »Leistung  und  Gegenleistung«  auch  die 
Gnmd-  und  üebäudebesitzer  und  Gewerbe- 
treibenden in  erster  Linie  in  Anspruch  zu 
nehmen.  Hierdurch  wurde  aber  eine  Ent- 
lastung der  Personalsteuem,  eine  Verminde- 
rung der  für  die  Interessen  des  Staats  wie 
der  Gemeinden  schädlichen  hohen  Zuschläge 
zur  Staatseinkommensteuer  ermöglicht  und 
eine  rationelle  Regelung  der  Gemeindeab- 
gaben angebahnt.  Da  femer  das  Kommunal- 
abgabengesetz die  bewährten  Bestimmungen 
einerseits    des    Kommimalsteuernotgesetzes 


V.  27.  Juli  1885,  andererseits  der  Landge- 
meindeordnung V.  3.  Juli  1891  aufgenommen 
und  sie  namentlich  durch  ausführliche  und 
zweckmässige  Bestimmungen  über  die  Ge- 
bühren und  BeitrSjge  ergänzt  hat,  so  kann 
dasselbe,  obwohl  sich  auch  in  ihm  verschie- 
dene Mängel  und  Lücken  fülilbar  machen, 
doch  als  der  weitaus  gelungenste 
Teil  des  gesamten  Steuerreform- 
planes  in  Preussen  bezeichnet  werden- 

2.  Die  wichtii^sten  BestiminiuigeD  des 
Pr.    K.A.G.     a)   Teil  L    Erster  TiteL 
Allgemeine  Bestimmiingen.     In   den  an 
die  Spitze  des  Gesetzes  gestellten  *a  11  ge- 
meinen    Bestimmungen«     wird      das 
Recht  der  Gemeinden,  zur  Deckung   ihrer 
Bedürfnisse  und  Ausgaben   Gebühren    und 
Beiträge,  indirekte  und  direkte  Steuern  zu 
erheben  und  Naturaldienste  zu  fordern,  zwar 
I  anerkannt,  die  Befugnis  ziu*  Erhebung  von 
Steuern  aber  dalun  eingeschränkt,  dass  von 
derselben,   abgesehen  von  solchen  Abgal»en^ 
welche,  wie  Hunde-  und  Lustbarkeitssteuem, 
mehr  einen  polizeilichen  als  einen  finanziel- 
len Zweck  verfolgen,  nur  insoweit  Gebrauch 
gemacht  werden  darf,  als  die  sonstigen  Ein- 
nahmen aus  dem  Gemeindevermögen,    aus 
Gebühren  und  Beiträgen  sowie  aas  den  vom 
Staate  oder  von  weiteren  Komraimalverbän- 
den  überwiesenen  Beiträgen   zur  Deckung 
nicht  ausreichen,  und  dass  das  Aufkommen 
aus  indirekten  Steuern   auf   den  gesamten 
Steuerbedarf  in  Anrechnung  gebracht  wer- 
den muss,  bevor  direkte  Steuern  ausgeschrie- 
ben werden  dürfen.   Diese  Vorschrift  sowie 
die  fernere  Bestinmiung,  dass  durch  die  Ein- 
nahmen aus  gewerblichen  Unternehmungen 
der  Gemeinden,  soweit  sie  nicht  einem*  ander- 
weit nicht    zu    befriedigenden    öffentlichen 
Interesse  dienen,   die  gesamten  Ausgaben, 
einschliesslich  der  Verzinsung  und  Tilgimg 
des  Anlagekapitals  aufgebracht  werden  sollen, 
lässt  die  Absicht  des  Gesetzgebei's ,  durch 
thunlichste  Verminderung  des  Steuerbedarfs 
in  Verbindung  mit  den  Vorschriften    liber 
die  Verteilung  dieses  Steuerbedarfe  auf  die 
verschiedenen  Steuerarten   die  Einkommen- 
steuer von  den  bisherigen  drückenden  kom- 
munalen Zuschlägen  zu  entlasten,  deutlich 
erkennen.    Endlich  wird  durch  die  Ausbil- 
dimg des  Systems  der  Gebühren  und  Bei- 
träge und  diu'ch  die   scharfe  Betonung  des 
Grundsatzes  von  »Leistung   und  Gegenleis- 
tung«, namentlich  aber  durch  die  Vorschrif- 
ten im  §  54  ff.  d.  K.A.G.  über  die  Verteilung 
des    Steuerbedarfs    auf    die    verschiedenen 
Steuerarten  (s.  IV  4  a)  dahin  Vorsorge  ge- 
ti'offen,  dass  die  Zuschläge  zur  Staatsein- 
kommensteuer   sich    in    mässi^n    Grenzen 
halten  und  nicht  eine  Höhe  erreichen,  welche 
das  Interesse  des  Staates  und  der  Gemein- 
den selbst  zu  gefährden  geeignet  ist. 

b)  Teil  L    Zweiter  TiteL    Qebüh- 
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reu  und  Beiträge.  Die  Erhebung  von  Be- 
nutz u  ngsgebflhren,  d.h.  eines  Entgelts 
ivir  die  Benutzung  der  von  den  Gemeinden 
im    öffentlichen   Interesse    errichteten   und 
unterhaltenen  Veranstaltungen,  war  den  Ge- 
meinden zwar  auch  nach  der  früheren  Ge- 
setzgebung gestattet;   jedoch   war  letztere 
tler  Ausbildung  dieser  Einnahmequelle  wenig 
günstig,  indem  bei  einer  Reihe  solcher  Ge- 
ln'ihren,    z.  B.  bei   den  Marklstandsgeldern 
imd    den  Schlachthausgebühren,  die  Erhe- 
bung von  Beträgen,  welche  die  Selbstkosten 
übersteigen,  untersagt  war.  Hinsichtlich  der 
Verwaltungsgebühren,  d.h. eines  Ent- 
irelts  für  amtliche  Handlungen  der  Gemeinde- 
organe,   wui-de   durch   die  Bestimmimg  in 
Alt.  102  der  preussischenVerfassungsiu-kunde, 
welche  die  Erhebung  von  Gebühren  nur  auf 
Grund  eines  Gesetzes  zulässt,  bei  dem  Mangel 
solcher  Specialgesetze  jede  weitere  Ausbil- 
dung  unmöglich  gemacht.     Das  Pr.  K.A.G. 
gestattet   dagegen  in   §   11  eine  Erhöhung 
der  Schlachthausgebühren  in  dem  Umfange, 
dass  durch  ihr  Aufkommen  ausser  den  Un- 
terhaltungs-  und  Betriebskosten  in  Gemein- 
den mit  Schlachtsteuererhebung  5  ^'o,  in  allen 
anderen  Gemeinden  8®/o  des  Anlagekapitals 
und    der    etwa   gedeckten   Entschädigungs- 
summe gedeckt  werden.  Es  gestattet  ferner  in 
§  6  die  Erhebung  von  Verwaltungsgebühren 
iür  die  Genehmigung  und  Beaufsichtigung  von 
baidichen  Herstellungen  sowie  für  die  ord- 
nimgs-  und  feuerpolizeiliche  Beaufsichtigimg 
von  Messen  und  Märkten,  von  Musikauffüh- 
rungen,  Schaustellungen,  theatralischen  Vor- 
stellungen und  sonstigen  Lustbarkeiten,  je- 
doch mit  der  Beschränkung,  dass  die  Ge- 
bühren, welche  stets  nach  festen  Normen 
und  Sätzen    im    voraus    bestimmt    werden 
müssen,    die  Kosten  des  bezüglichen  Ver- 
waltimgszweigs  nicht  übersteigen  dürfen. 

Dem  Grundsatz  von  »Leistung  und  Ge- 
genleistung« wird  durch  die  Vorschrift 
ßechnung  getragen,  dass  für  den  Besuch 
der  von  den  Gemeinden  unterhaltenen  höhe- 
ren Lehranstalten  und  Fachschulen  ein  an- 
gemessenes Schulgeld  erhoben  werden  muss 
und  dass,  soweit  nicht  anderweit  eine  Aus- 
gleichung durch  Beiträge  oder  durch  Mehr- 
oder Minderbelastung  mit  Gemeindesteuern 
erfolgt,  für  Veranstaltungen,  welche  einzelnen 
Gemeindeangehörigen  oder  einzelnen  Klassen 
von  solchen  vorzugsweise  zum  Vorteil  ge- 
reichen, Gebühren  zu  entrichten  sind,  welche 
<lie  Verw-altungs-  und  Unterhaltungskosten 
einschliesslich  der  Verzinsimg  und  Tilgung 
des  Anlagekapitals  decken. 

Für  Herstellung  und  ünterhaltimg  von 
Veranstaltungen  im  öffentlichen  Interesse 
können  ferner  Zwangsbeiträge  erhoben  wer- 
<ien,  jedoch  nur  von  Grundeigentümern  und 
Gewerbetreibenden,  denen  hierdurch  beson- 
dere wirtschaftliche  Vorteile  erwachsen.  Der- 


artige nach  den  Vorteilen  zu  bemessende 
Zwangsbeiträge  müssen  in  der  Regel  erho- 
ben weiden,  wenn  andernfalls  die  Kosten 
der  betreffenden  Veranstaltung  mit  Ein- 
schluss  der  Ausgaben  für  Verzinsung  und 
Tilgung  des  Anlagekapitals  durch  Steuern 
aufgebracht  werden  müssen.  Füi-  die  Ein- 
führung solcher  Zwangsbeitr^e  ist  zur 
Vermeidimg  von  Willkürlichkeiten  und  zur 
Sicherung  eines  ausgiebigen  Beschwerde- 
rechts der  Beteiligten  ein  besonderes  Ver- 
fahren mit  Offenlegung  eines  Planes  der 
Veranstaltung  mit  Aostennachweis  angeord- 
net worden.  Li  betreff  des  am  häufigsten 
vorkommenden  Falles  von  Zwangsbeiträgen, 
nämlich  bei  Anlegung  von  Strassen  und 
Plätzen  in  Städten  und  ländlichen  Ortschaf- 
ten, sind  die  bisherigen  Bestimmungen  des 
G.  V.  2.  Juli  1875  mit  der  Massgabe  aufrecht 
erhalten  worden,  dass  die  Beiträge  auch  nach 
einem  anderen  Masstabe,  insbesondere  auch 
nach  der  bebauungsfähigen  Fläche  bemessen 
werden  dürfen. 

Die  Erhebung  von  Kurtaxen  in  Bade- 
und  Kurorten  war  zwar  auch  früher  ge- 
stattet, die  Beitreibung  der  Beiträge  im 
Verwaltungszwangsverfahren  jedoch  unzu- 
lässig ;  —  durch  die  Einreihung  der  Kurtaxe 
unter  die  Gebühren  im  §  12  ist  diesem 
Mangel  in  dem  K.A.G.  Abhilfe  geschafft. 
Selbstredend  dürfen  diese  Kurtaxen  nur  für 
die  Benutzung  der  zu  Kurzwecken  getrof- 
fenen Veranstaltungen,  nicht  aber  für  den 
blossen  Aufenthalt  am  Kurorte  erhoben  wer- 
den, da  letzteres  mit  den  Bestimmungen 
des  Freizügigkeitsgesetzes  nicht  vereinbar 
sein  würde. 

c)  Teil  L  Dritter  Titel.  Erster 
Abschnitt.  Indirekte  Steuern.  Während 
früher  nur  die  Gemeinden  im  vormaligen 
Kurfürstentum  Hessen,  die  Stadtgemeinden 
in  sämthchen  Provinzen,  die  Landgemeinden 
in  Westfalen  und  der  Rheinprovinz  das  Recht 
zur  Erhebung  indirekter  Gemeindeabgaben 
hatten,  wurde  dieses  Recht  durch  die  Land- 
gemeindeordnungen von  1891  und  1892  den 
Landgemeinden  in  den  7  östlichen  Provinzen 
und  m  Schleswig-Holstein,  durch  das  Pr. 
K.A.G.  auch  allen  anderen  Gemeinden  bei- 
gelegt. Diese  Befugnis  ist  jedoch  immerhin 
eine  beschränkte;  das  Pr.  K.A.G.  verbietet 
die  Einführung  von  Steuern  auf  den  Ver- 
brauch von  Fleisch,  Getreide,  Mehl,  Back- 
werk, Kartoffeln  und  Brennstoffen,  so  dass 
von  den  Verbrauchssteuern  nur  die  Getränke- 
steuer, hinsichtlich  deren  die  Reichsgesetz- 
gebung für  die  Besteuerung  ziemlich  euge 
Grenzen  zieht,  sowie  die  Wildpret-  und  Ge- 
flügelsteuer übrig  bleiben.  Die  Einführung 
von  Lustbarkeitssteueni  und  Hundesteuern 
wird  erleichtert ;  —  hinsichtlich  der  Hunde- 
steuer besteht  das  Kuriosum,  dass  dieselbe 
im  Geltungsbereich  des  K.A.(j.  ausdrücklich 
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als  indirekte,  in  den  hohen zollernsehen 
Landen  als  direkte  Steuer  bezeichnet  wird. 
Neu  ist  die  Bestimmung  des  §  13  Abs.  2, 
nach  welcher  den  Gemeinden  mit  Geneh- 
migung der  Aufsichtsbehörde  Vereinbarungen 
mit  Beteiligten  behufs  Festsetzung  des  | 
Jahresbotrags  der  zu  entiiclitenden  indi- 1 
i-ekten  Steuern  für  mehrere  Jahre  gestattet 
wird. 

d)  Teil  I.  Dritter  Titel.  Zweiter 
Abschnitt.  Direkte  Steuern.  Der  Ge- 
danke, dass  bei  der  Heranziehung  der  Steuer- 
pflichtigen zur  Deckung  der  Gemeinde- 
bediirfnisse  dem  Grund satze  von  Leistung 
und  Gegenleistung  thimlichst  Keehnung  ge- 
tragen werden  soll,  findet  in  dem  Abschnitte 
über  die  direkten  Gemeindesteuern  in  zwei- 
facher Weise  Ausdruck,  zunächst  in  den 
Bestimmungen  über  M  e  h  r -  o  d  e  r  M  i  n  d  e  r- 
belastung  und  sodann  in  den  Yorschjiften 
über  die  Verteilung  des  Steuerbe- 
darfs auf  die  verschiedenen  Steuer- 
arten. 

Nach  §  20  kann  zunächst  bei  Veranstal- 
tungen, welche  in  besonders  hervorragendem 
oder  geringem  Masse  einem  Teile  des  Ge- 
meindebezirks  oder   einer  Klasse  von    (le- 1 
meindeangehörigen  zu  statten  kommen,  durch  j 
Gemeindebescliluss    mit   Genehmigung  der  | 
Aufsichtsbehörde,  wenn  Beiträge  nach   §  9 , 
und   10  nicht   erhoben    werden ,    eine   ent- 
sprechende    Mehr-    oder     Minderbelastung  i 
dieses  Teiles  des  Gemeindebezirks  oder  die- ! 
ser  Klasse    von    Gemeindeangehöiigen    ein- 1 
geführt  werden.   Sodann  sind  nach  den  Vor- 1 
Schriften  in  §§  54 — 59  der  Regel  nach  die  \ 
vom  Staate  veranlagten  Realsteuern  mindes- 
tens  mit   dem   gleichen  und   höchstens   zu 
einem  um   die  Hälfte  höheren  Prozentsatze 
zu    Kommunalsteuern    heranzuziehen,     als 
Zuschläge  zur  Staatseinkommeusteuer  erho- 
ben werden.     Ausnahmsweise   kann  einer- 
seits,  solange  die  Realsteuem  100  ^/o  nicht 
übersteigen,   die  gänzliche  Freilassung  der 
Staatseinkommensteuer    oder    ihre    Heran- 
ziehung zu   einem  geringeren  Prozentsatze 
erfolgen,  anderei-seits,  wenn  mehr  als  150^0  | 
der  Realsteuern  erhoben   werden    und   die ' 
Einkommensteuer   mit    150  ®/o    belastet   ist, ! 
für  jedes    Prozent   der   Mehrbelastung  der 
Realsteuem  über  150  ®'o  ein  Zuschlag  von 
2  ^/o    der   Staatsein  kommen  Steuer    gefordert 
werden.    Die  Zuschläge  zu  den  Realsteuern 
sollen    der  Regel   nach   200  ®o   nicht  über- 
steigen. Abweichungen  von  diesen  Vorschrif- 
ten sind   nur  aus  besonderen   Gründen  zu 
gestatten  und  bedürfen  ebenso  wie  die  Be- 
lastung der  Staatseinkommensteuer  mit  Zu- 1 
schlagen  von  mehr  als  100  ^/o   der  Geneh- 
migung.  Hierbei  ist  davon  auszugehen,  dass  | 
Aufwendungen   der   Gemeinde,    welche   inj 
überwiegendem    Masse    dem    Grundbesitze ! 
und  Gewerbel)etriebe  zum  Vorteil  gereichen,  j 


insbesondere  Ausgaben  für  den  Bau  und  di*-- 
Unterhaltung  von  Sti-assen  imd  Wegen,  s'»- 
wie  für  Ent-  und  Bewässerungsanlag^en  in 
der  Regel  durch  Realsteuern  zu  decken 
sind,  sofern  eine  Ausgleichung  nicht  sch'*n 
durch  Gebühren  und  Beiträge  erfolgt  ist. 

Dieser  Grundsatz    wird    sogar   in    einer 
singidären  Vorschrift   für  welche  sich    ein 
Analogon  nur  auf  dem  Gebiete  der  We^re- 
gesetzgebung  findet,  auf  andere  Gemeinden, 
die  sogenannten  Betriebsgemeinden,  und  auf 
Personen,   welche  an  sich  nicht  gemeinde- 
steuerpflichtig sind,  ausgedehnt,  allenliugs 
nur  in  einer  genau  abgegrenzten  Beschrän- 
kung.   Nach  §  53  ist  nämlich  in  dem  Falle, 
wenn  einer  Gemeinde  durch  den  in  eioer 
anderen  Gemeinde  stattfindenden  Betrieb  vnn 
Berg-,  Hütten-  oder  Salz  werken ,   Fabriken 
oder    Eisenbahnen    nachweisbar    Mehran^ 
gaben  für  Zwecke   des  öffentlichen  Volki?- 
schulwesens  oder  der  öffentlichen  Annen- 
j)flege  erwachsen,   welche    im  Verhältnis^*» 
zu  den  ohne  diese  BetrieV^e  für  die  erwähn- 
ten Zwecke  notwendigen  Gemeindeausgaljen 
einen   erheblichen   Umfang    eiTcichen    und 
eine    Uoberbürdung    der    Steuerpflichtigt^n 
herbeizuführen   geeignet   sind,    eine   s«»lche 
Gemeinde  berechtigt,    von  der  Betriebsgr- 
meinde   einen   angemessenen    Zuschu.ss    zu 
verlangen.  Liegt  der  Betrieb  in  einem  Giits- 
bezirke,  so  richtet  sich  der  Anspruch  gegen 
den  (iewerbetreibenden ;   der  Zuschuss  darf 
in    diesem    Falle    den    vollen    Betrag   der 
staatlich    veranlagten    Gewerbesteuer    nicht 
übereteigen. 

Soweit  der  Steuerbedarf  durch  Real- 
steuem aufzubringen  ist,  sind  in  der  Regel 
(fnmd-,  Gebäude-  und  Gewerbesteuern  mit 
gleichem  Prozentsatze  heranzuziehen;  eine 
andere  Verteilung  in  der  Weise,  das^s  eine 
oder  zwei  dieser  Steuern  höher  und  zwar 
mit  höchstens  dem  doppelten  Betrage  als 
die  übrigen  belastet  weiflen,  soll  in  dem 
Falle  stattfinden,  wenn  Grund-  oder  Haus- 
besitzer oder  Gewerbetreibende  von  Veran- 
staltungen der  Gemeinde  besondere  Vorteile 
geniessen  oder  der  Gemeinde  besondere 
Kosten  verursachen,  sofern  nicht  schon  dun-h 
Erhebung  von  (rebühren  imd  Beitrügen  eine 
Ausgleichung  erfolgt.  Ausnahmen  bedüi-fen 
der  Ministerijilgenehmigung.  Das  Aufkom- 
men aus  besonderen  Gemeindesteuern  ist 
bei  der  Vei-teilung  des  Steiierbedarfs  auf 
die  entsprechende  Steuerart  zu  verrechnen, 
Mietssteuern  von  gewerblich  benutzten 
Räumen  sind  hierbei  der  Gewerbesteuer, 
im  übrigen  der  Einkommensteuer  gleich  zu 
stellen. 

Auf  die  Betriebs-  imd  Baui)latzsteueni 
finden  diese  Vorscliriften  keine  Anwendung. 

Du-ekte  Gemeindesteuem  dürfen  nur  als 
Real  steuern  von  Grundbesitz  imd  Ge- 
werbebetrieb     oder     als     Einkommen- 
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Steuer  vom  Einkommen  erhoben  werden; 
(He      Einführung    kommunaler   Vermögens- 
steuern  ist    unzulässig,     und    ebensowenig 
<lürfen  die  Gemeinden  Zuschläge  zur  staat- 
liehen   Ergänzungssteuer    erheben.     Dieses 
Verbot  ist  sachlich  nicht  begründet;   denn 
die  Ergänzungssteuer  ist  nach  der  Begrün- 
dung der  Regienmgsvorlage  in  erster  Linie 
dazu  bestimmt,  die  stärkere  Belastung  des 
fundierten  Einkommens  und  dieHemnziehung 
solcher  Vermögensstücke,   welche   an   sich 
Ertrag  zu  liefern    geeignet   und   nur  that- 
saclüich  aus   in   der   Person   des  Besitzers 
lieerenden  Gründen  zur  Zeit  ganz  oder  teil- 
weise ertraglos  sind  (z.  B.  Parks,  Bauplätze), 
7.U    ermöglichen    und   auf   diese  Weise   die 
Staatseinkommensteuer  rationell  auszugestal- 
ten.    Eine   solche  rationelle   Ausgestaltung 
der     Einkommenbesteuerung    ist     aber    in 
gleichem  Masse  wie  für  den  Staat  auch  für 
v\ie  Gemeinden  geboten,  und  wenn  dessen- 
luigeachtet  den  letzteren  die  Erhebung  von 
kommunalen  Zuschlägen  zu  der  Ergänzungs- 
steuer nicht  gestattet  worden  ist,  so  ist  der 
dafür    in    den   Motiven  des  Gesetzentwurfs 
angegebene  Grimd,  dass,  nachdem  den  Ge- 
meinden   zur    Deckung    des    Steuerbedarfs 
Reaisteuern  bereit   gestellt   seien,   die  von 
denselben   getroffenen    Objekte    nicht    noch 
einmal  nach  dem  Massstabe  des  Nettoertrags 
Ivesteiiert  werden  könnten,  unzutreffend,  zu- 
mal das  Einkommen    aus  Kapitalvermögen 
von     der     Kommunalrealsteuer     überhaupt 
nicht  getroffen   wird.     Thatsächlich  ist  für 
dies  Verbot  auch  wohl   nur  die  Besorgnis 
ausschlaggebend  gewesen,    dass  durch  die 
Erhebung  von  Kommunalzuschlägen  zur  Er- 
gänzungssteuer der  Charakter  derselben  als 
Vermögenssteuer  und  die  mit  einer  solchen 
verbimdenen    Nachteile    zu    scharf    hervor- 
troten  möchten. 

Die  Bestimmung  in  §  33  Abs.  2,  dass  die 
Einkommensteuer    zum    Teil    durch    Auf- 
wandsteuern, welche  jedoch  grundsätz- 
lich die  geringeren  Einkommen  nicht  ver- 
hältnismässig höher    als  die  grösseren  be- 
Jastea  dürfen,    ersetzt  werden  können,    ist 
ohne  praktische  Bedeutung,  da  die  einzige 
direkte  Aufwandsteuer,  welche   thatsächlich 
vorgekommen  ist  und  vorkommen  kann,  die 
Miet-  und  Wohnungssteuer    ist,  die 
Neiieinführung  derselben  aber  im  Gegensatz 
zu  der  Regienmgsvorlage,  welche  dieselbe 
gestatten   wollte,  durch  ilen  in   den   Bera- 
tungen des  Abgeordnetenhauses  eingefügten 
Absatz  3  im  §  23  verboten  wird.   Die  ferner- 
weite Bestimmung  im  Absatz  4,  welche  eine 
Revision  der   bestehenden  Miet-   und  Woh- 
öungssteuem  anordnet  und  den  Fortbestand 
Dur  mit   Ministerialgenehmigung    gestattet, 
hat  den  Zweck  und  wird  auch  den  Erfolg 
hal>en,  diese   Steuern     welche  thatsächlich 


nur  in  wenigen  grossen  Städten  bestehen, 
gänzlich  zu  beseitigen. 

Direkte  Kommunalrealsteuern 
können  nach  den  Bestimmungen  der  §§  24 
bis  32  sowohl  als  Zuschläge  zur  Grund-, 
Gebäude-  und  Gewerbesteuer  als  auch  in 
der  Form  besonderer  Steuern  vom 
Grundbesitz  und  Gewerbebetrieb 
erhoben  werden.  Für  den  ersteren  Fall, 
welcher  zunächst,  und  bei  der  grossen  Mehr- 
zahl der  Gemeinden  wohl  dauernd,  die  Re- 
gel bilden  wird,  ist  durch  eine  sachgemässe  « 
Einschränkung  der  Befreiungen,  insbesondere 
der  Dienstgrundstücke  und  Dienstwohnungen 
der  Beamten  und  eine  Ausdehnung  der  Ge- 
werbesteuer auf  die  landwirtschaftlichen 
Branntweinbrennereien,  den  Bergbau  und 
den  gewerbsmässigen  Betrieb  von  Torf- 
stichen, Sand-,  Kalk-,  Mergelgruben  und 
Steinbrüchen  für  eine  höhere  Ertragsfähig- 
keit dieser  Steuerquellen  Sorge  getragen. 
Für  die  Erhebung  besonderer  Steuern  von 
Gnmdbesitz  und  Gew^erbebetrieb  sind  nähere 
Bestimmungen  im  Pr.K.A.G.  nicht  getroffen; 
dasselbe  überlässt  die  Ausbildung  dieser 
Steuern  dem  Erfindungsgeiste  der  Gemeinde- 
behörden und  giebt  ihnen  eine  Reihe  ver- 
schiedener Massstäbe  (für  die  Grundbesitz- 
steuern den  Reinertrag,  Nutzimgswert,  Pacht- 
oder Mietwert,  gemeinen  Wert  oder  Ab- 
stufungen nach  dem  Umfang,  h'lr  die  Ge- 
werbesteuer nach  dem  Ertrage,  Anlage- 
und  Betriebskapital  etc.)  zur  Auswalil.  Die 
Kommunalrealsteueni  sind  in  der  Regel  nach 
gleichen  Normen  und  Sätzen  zu  verteilen. 
Eine  Ausnahme  ist  nur  bei  dem  Grundbesitz 
durch  Einführung  einer  Bauplatzsteuer, 
bei  dem  Gewerbebetrieb  in  dem  Falle  ge- 
stattet, wenn  die  einzelnen  Gewerbearten  in 
verschiedenem  Masse  von  den  Veranstal- 
tungen der  Gemeinde  Vorteil  ziehen  oder 
der  Gemeinde  Kosten  verursachen  oder 
wenn  gewerblich  benutzte  Räume  einer 
Mietsteuer  unterliegen  oder  stärker  zur  Ge- 
bäudesteuer herangezogen  werden,  als  dies 
bei  der  staatlichen  Gebäudesteuer  der  Fall 
sein  wüi-de.  Die  Einführung  einer  Bauplatz- 
steuer, welche  den  Gemeinden  einen  teil- 
weisen Ersatz  für  Zuschläge  zur  Vermögens- 
steuer gewähren  sollte,  ist  infolge  der  Be- 
gi'iffsbestimmung  der  Bauplätze  als  »Liegen- 
schaften, weiche  durch  die  Festsetzung  von 
Baufluchtlinien  in  ihrem  Werte  erhöht  wor- 
den sind« ,  wesentlich  ei'schwert  und  be- 
schränkt worden  und  hat  bisher  eine  prak- 
tische Bedeutung  überhaupt  nicht  gewonnen. 

Die  Vorschriften  über  die  Gemeinde- 
einkommensteuer  sind  in  der  Haupt- 
saclie  dem  Kommunalsteuernotgesetz  vom 
27.  Juli  1885,  welches  sich  praktisch  bewährt 
hat,  entnommen.  Neu  sind  die  bereits  er- 
wähnten Vorschriften  in  §§  54 — 59  über  die 
Verteilung   des  Steuerbedarfs  auf  die  ver- 
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schiedenen  Steuerarten  und  in  §  53  über 
die  Verpflichtung  der  Betiiebsgemeinden 
zur  Leistung  von  Zuschüssen,  neu  und  nicht 
ganz  unbedenklich  die  Vorschriften,  dass 
Ausländer  und  Angehörige  anderer  Bundes- 
staaten, welche  in  der  Gemeinde  einen 
Wohnsitz,  aber  nicht  des  Erwerbes  wegen, 
haben,  auf  die  Dauer  von  höchstens  drei 
Jahren  von  der  Gemeindeeinkomraensteuer 
ganz  oder  teilweise  freigelassen  werden 
können  und  dass  den  Gemeinden  Verein- 
g  barungen  mit  Steuerpflichtigen  gestattet  sind, 
wonach  von  fabrikmässigen  Betrieben  und 
von  Bergwerken  an  Stelle  der  Gemeinde- 
steuer vom  Einkommen  und  Gewerbebetriebe 
ein  für  mehrere  Jahre  im  voraus  zu  bestim- 
mender fester  jährlicher  Steuerbetrag  zu 
entrichten  ist. 

Die  Einfühning  besonderer  Gemeinde- 
eiiikommensteuern  ist  in  hohem  Grade  be- 
schränkt; unzulässig  ist  nicht  nui-  eine  Ab- 
änderung der  Feststellung  des  Einkommens 
und  der  Stufen  des  Steuertarifs,  sondern 
auch  die  Abändenmg  des  Steigerungsver- 
hältnisses der  Sätze  der  Staatseinkom  men- 
steuer zu  Ungimsten  der  oberen  Stufen,  die 
Einfühnmg  von  Progressivkommunalein- 
kommensteuern. 

Die  Erwartung,  dass  das  Pr.  K.A.G.  die 
Fi-age  der  kommunalen  Besteuerung  der  un- 
mittelbaren und  mittelbaren  Staatsbeamten, 
der  Hofbeamten,  Geistlichen  imd  Elementar- 
schullehrer durch  Beseitigung  der  bisherigen 
Exemtionen  lösen  werde,  ist  nicht  erfüllt 
worden;  der  §  41  verweist  auf  die  Rege- 
lung durch  ein  besonderes  Gesetz,  behält 
aber  bis  zum  Erlasse  dieses  Gesetzes  die 
bisherigen  Bestimmungen  ebenso  bei  wie 
hinsichtlich  der  kommunalen  Besteuerung 
der  Militärpersonen,  denen  die  Gensdarmen 
ausdrücklicn  gleichgestellt  werden. 

Die  Vorschriften  über  die  Berechnung 
des  steuerpflichtigen  Einkommens  der  fiska- 
lischen Domänen,  Staats-  und  Privatbahnen 
(§§  44 — 46)  und  die  zur  Vermeidung  der 
Doppelbesteuerung  in  den  §§  47 — 50  ge- 
troffenen Bestimmungen  sind  im  wesent- 
lichen aus  dem  Kommunalsteuemotgesetz 
von  1885  übernommen.  Neu  ist  die  Vor- 
schrift, dass  die  Bestimmungen  über  die  Er- 
mittelung des  steuerpflichtigen  Einkommens 
von  Privateisenbalmuntemehmungen  auf 
Kleinbahnen  keine  Anwendung  finden,  neu, 
an  sich  zweckmässig,  aber  ein  weitläufiges 
Verteilungs-  und  Rechtsmittelverfahren  be- 
dingend, ist  die  im  Interesse  der  Steuer- 
zahler erlassene  Vorschrift  im  §  51,  dass, 
»wenn  das  der  Staatseinkoramensteuer  unter- 
liegende Gesamteinkommen  eines  Steuer- 
pflichtigen nach  seinen  Teilen  in  mehreren 
preussi sehen  Gemeinden  steuerpflichtig  ist, 
das  in  diesen  Gemeinden  steuerpflichtige 
Einkommen    im    ganzen   den   Höchstbetrag 


derjenigen  Steuerstufe  nicht  überstdgen 
darf,  in  welche  der  Steuerpflichtige  bei  der 
Veranlagung  zur  Staatseinkommensteuer  ein- 
geschätzt worden  ist.  Zu  diesem  Behufe 
sind  die  Teile  des  Einkommens,  sofern  sie 
auch  nach  erfolgter  Richtigstellung  im 
ganzen  den  Höchstbetrag  der  Steuerstuf e 
übersteigen,  verhältnismässig  herabzusetzen.*: 

e)  Teil  I.  Vierter  Titel.  Natoral- 
dienste.  Im  vierten  Titel  ist  das  Recht  der 
Gemeinden,  die  Steuerpflichtigen  zu  Natural- 
diensten  (Hand-  und  Spanndiensten)  heranzu- 
ziehen, anerkannt  und  diu*ch  Aufnahme  der 
entsprechenden  Bestimmungen  der  Landge- 
meindeordnung geregelt,  jedoch  mit  der 
Massgabe,  dass  eine  generelle  Aufbringimg 
der  Natiu^dienste  in  Geldbeiträgen  nicht 
mehr  stattfinden  kann,  dass  vielmehr  in 
diesem  Falle  die  allgemeinen  Besteuerungs- 
grundsätze Anwendung  zu  finden  haben. 

f)  Teil  I.  Fünfter  Titel.  Bechts- 
mittel.  Dem  Abgabenpflichtigen  steht  gegen 
die  Heranziehung  (Veranlagung)  zu  üebühri^n, 
Beiträgen,  Steuern  und  Natiu-aldiensten  das 
Rechtsmittel  des  Einspruchs  zu.  Der 
Einspruch  ist  an  den  Gemeiudevorstand  zu 
richten,  der  darüber  zu  entscheiden  hat. 
Wird  jedoch  die  Gemeindesteuer  in  Prozenten 
der  vom  Staate  veranlagten  direkten  Steuern 
(Realsteuem  und  Einkommensteuer)  erhoben, 
so  kann  ein  Einspruch  gegen  den  der  Ver- 
anlagung zu  Grunde  liegenden  Staatssteuer- 
satz nicht  mehr  eingelegt  werden  (§  &Jl 
WiU  der  Abgabenpf üclitige  hiergegen  Rechts- 
mittel ergreifen,  so  muss  er  dies  nach  Mass- 
gabe der  Gesetze  über  die  Realsteuern  und 
die  Staatseinkommensteiier  thun,  sobald  er 
zu  dem  Staatssteuersatz  veranlagt  worden 
ist.  Nachträglich  kann  er  diesen  nicht  mehr 
anfechten.  —  Ist  der  Abgabenpflichtige 
durch  den  Beschluss  des  Gemeindevor- 
stands über  seinen  Einsprucli  nicht  klag- 
los gestellt,  so  kann  er  gegen  den  Be- 
schluss Klage  im  Verwaltungsstreitver- 
fahren erheben.  Zuständig  in  erster  Instanz 
ist  für  Landgemeinden  der  Kreisausschuss, 
für  Stadtgemeinden  der  Bezirksausschüsse 
Gegen  das  Erkenntnis  des  Kreisausschusses 
kann  der  Kläger  wie  der  Gemeindevorstand 
Berufung  an  den  Bezirksausschuss  einle^n. 
Gegen  Erkenntnisse  des  Bezirksausschusses 
in  der  Berufungsinstanz  wie  in  erster  In- 
stanz (für  Stadtgemeinden)  ist  nur  das  Rechts- 
mittel der  Revision  an  das  Oberverwal- 
tungsgericht zulässig  (§  70).  Durch  Ein- 
spruch und  Klage  wird  aber  die  Verpflich- 
tung zur  Zalüung  oder  Leistung  nicht 
aufgeschoben  (§  75).  Etwas  kompliziert 
sind  die  Vorschriften  zur  Durchführung  der 
oben  angeführten  Bestimmung  des  §  51  ül)er 
die  Verteilung  eines  gemeindesteuerpfhch- 
tigen  Einkommens  auf  eine  Mehrzahl  steuer- 
berechtigter Gemeinden,  für  welche  die  Vor- 
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nähme  der  Verteilung  auf  den  Antrag  des 
Steuerpflichtigen  im  Beschlussverfahren  mit 
nachfolgender  Zulassung  des  Verwaltungs- 
streitverfahrens vorgesehen  ist  (§  71,  72). 

g)     TeilL    Sechster   Titel.     Auf- 
sicht*.      Der  Umstand,  dass  das  Pr.  K.A.G. 
eine  Abänderung  des  bisherigen  Gemeinde- 
abgaben ^wesens  in  der  grossen  Mehrzahl  der 
Gemeinden  bedingt,  dass  aber  für  eine  grosse 
Reihe    -wichtiger  Aenderungen,   namentlich 
i\vr  die  Neueinführung   besonderer  direkter 
und  indirekter  Gemeindeabgaben,  keine  spe- 
ciellen    Vorschriften   in   dem   Gesetze   ent- 
halten sind,  sondern  Steuerexperimente  der 
verschiedensten  Art  von    den  Gemeindebe- 
hörden beschlossen  werden  können,  begründet 
die  Notwendigkeit,  dass  für  die  betreffenden 
Gemeindebeschlüsse    die    Genehmigung 
der      Kommunalaufsichtsbehörden 
in    grossem  Umfange   vorgeschrieben   wird. 
Dies  ist    im  Pr.  K.A.G.  geschehen,  und  die 
Hückwirkung,  welche  derartige   Besclüüsse 
auf    die    Staatssteuern    und    deren   Erträge 
ausüben  können,  lassen  es  auch  gerechtfer- 
tigt   erscheinen,  dass,   soweit  dies  der  Fall 
ist,  der  Genehniigung  der  Aufsichtsbehörden 
noch  die    Zustimmung   der  Minister 
des  Innern  und  der  Finanzen  hinzu- 
treten   muss.     Diese   Vorschriften,   welche 
sich   dem     bisherigen    Rechtszustande    an- 
schliessen.  sind  notwendig  und  zweckmässig. 
Das  Pr.  K.A.G.  begnügt  sich  aber  nicht  nut 
dieser    repressiven    Thätigkeit    der 
Aufsichtsbehörden,    welche   die  Aus- 
fühnmg  jedes  mit  den  Vorschriften  des  Ge- 
setzes in  Widerspruch  stehenden  Gemeinde- 
beschlusses zu  hindern  geeignet  ist,  sondern 
gestattet  den  Aufsichtsbehörden  ein  direktes 
positives  Eingreifen   zur  anderweiten 
Gestalhing  des  Abgaben  wesens  jeder  einzelnen 
Gemeinde.  Wenn  nämlich  in  einer  Gemeinde 
bei   dem    Inkrafttreten   des   Gesetzes  Ord- 
nungen über  die  Aufbringung  von  Gebühren, 
Beiträgen,  direkten  oder  indirekten  Steuern 
oder  Diensten   bestehen,   welche   den  Yor- 
schriften  des  Gesetzes  zuwiderlaufen,  oder 
wenn  derartige  Beschlüsse  gefasst  werden, 
so  ist  nach  §  78  die  Aufsichtsbehörde  be- 
higt,   deren    Abändenmg    oder   Ergänzung 
nnier  Angabe  der  Gründe  zu  fordern.    Die 
gleiche  Befugnis  steht  der  Aufsichtsbehörde 
zu,  wenn  die  Abstufungen  des  Grundbesitzes, 
nach  welchen   eine  Gemeindesteuer  umge- 
legt wird,  wegen  wesentlicher  Veränderung 
der  Besitzverhältnisse  zur  Grundlage  der  Be- 
steuerung nicht  mehr  geeignet  sind  und  ein 
Antrag   auf    Abänderung    oder    Ergänzung 
von  der  Mehrheit  der  einer  Abstufung  an- 
^ehörigen    Steuerpflichtigen    gestellt    wird, 
^egen  die  Anordnung   findet   innerhalb  4 
Wochen  nach  Ablauf  der   in  derselben  ge- 
stellten Frist   die  Klage   im  Verwaltungs- 
streitverfahren, für  Landgemeinden  bei  dem 


Bezirksausschusse,  für  Stadtgemeinden  bei 
dem  Oberverwaltungsgerichte  statt.  Wird 
die  Klage  innerhalb  der  gestellten  Frist  nicht 
erhoben  oder  wird  die  erhobene  Klage 
rechtskräftig  abgewiesen,  so  ist  die  Auf- 
sichtsbehörde befugt,  die  erforderliche  Ord- 
nung auf  Grundlage  der  erlassenen  Verfü- 
gung selbst  festzustellen.  Wird  die  Klage 
endgütig  für  begründet  erkannt,  so  tritt  die 
Anordnung  ausser  Kraft.  Sofern  das  öffent- 
liche Interesse  es  erheischt,  wird  im  Fall 
der  Erhebung  der  Klage  die  vorläufige  Ord- 
nung des  Steuerwesens  bis  zur  rechtskräf- 
tigen Entscheidung  im  Beschlussverfahren 
für  Landgemeinden  von  dem  Kreisausschusse, 
für  Stadtgemeinden  von  dem  Bezirksaus- 
schusse festgesetzt. 

Diese  Vorschrift  erscheint  sehr  bedenk- 
lich, denn  sie  enthält  einen  scharfen  Ein- 
griff in  die  Autonomie  der  Gemeinde  und 
bietet  bureaukratischem  üebereifer  eine  will- 
kommene Handhabe,  die  eigene  Weisheit 
leuchten  zu  lassen.  Auch  ist  in  der  Mög- 
lichkeit, eine  solche  Anordnung  der  Auf- 
sichtsbehörde im  Verwaltungsstreitverfahren 
anfechten  zu  können,  eine  ausreichende 
Sicherheit  gegen  deren  Missbrauch  nicht 
gegeben,  da  der  Gerichtshof  nur  die  Frage 
der  Gesetzmässigkeit,  nicht  aber  auch  der 
Zweckmässigkeit  nach  den  Verhältnissen 
des  konkreten  Falls  seiner  Kognition  unter- 
ziehen kann.  Der  ganze  §  78  erscheint  des- 
halb bedenklich  und  gefährlich,  und  seine 
gänzliche  Beseitigung  wäre  erwünscht  ge- 
wesen. Eine  wesentliche  Verbesserung  hat 
allerdings  in  diesem  Paragraphen  die  Ke- 
gierungsvorlage  durch  die  Beschlüsse  des 
Landtags  erhalten,  denn  während  nach  dem 
Entwürfe  des  Pr.  K.A.G.  ein  positives  Ein- 
greifen der  Aufsichtsbehörden  bei  allen  Ord- 
nungen, welche  »den  Vorschriften  oder 
Besteuerungsgrundsätzen«diesesGe- 
setzes  zuwiderlaufen,  gestattet  war,  ist  durch 
die  Beschlüsse  des  Abgeordnetenhauses  das 
unbestimmte  und  vieldeutige  Wort  »Be- 
steuenujgsgrundsätze«  gänzlich  gestrichen 
und  dadurch  die  praktische  Anwendung  des 
§  78  wesentlich  erschwert  und  beschränkt 
worden. 

Ebenso  wie  bei  dem  §  78  hat  die  Re- 
gierungsvorlage in  einer  Bei  he  anderer  Fälle 
durch  die  Beschlüsse  des  Landtags  wesent- 
liche Verbesserungen  ertahren.  Dies  gilt 
insbesondere  von  den  Vorschriften  über  das 
Verfahren  bei  Einführung  von  Beiträgen 
(§  9),  von  der  Beseitigung  der  Steuerpflicht 
von  Gesellscliaften  mit  beschränkter  Haftung 
(§§  33  und  66),  von  dem  Verbote  progres- 
siver Kommunaleinkommensteuem.  Zweifel- 
haft erscheint  es,  ob  die  auf  der  Initiative 
des  Landtages  benihende  Einführung  der 
Verpflichtung  der  sogenannten  Betriebsge- 
meinden  zur  Zalüung  von  Zuschüssen   an 
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die  durch  Fabriken  etc.  stark  belasteten 
Nachbargemeinden  (§  53)  und  die  zu  Gunsten 
der  Realsteuerpflichtigen  beschlossenen  Aen- 
derungen  in  den  Vorschriften  über  die  Ver- 
teilung des  Steuerbedarfs  auf  die  einzelnen 
Steuerarten  (§§  54  und  55)  als  Verbesse- 
rungen anzusehen  sind.  Eine  Verschlechte- 
rung enthält  dagegen  die  im  Herrenhause 
erfolgte  gänzliche  Streichung  der  im  Abge- 
ordnetenhause allerdings  schon  in  abge- 
schwächter Fassung  angenommenen  Bestim- 
mungen der  Regierungsvorlage,  welche  die 
Beseitigung  der  Doppelbesteuerung  der 
Aktiengesellschaften,  Kommanditgesellschaf- 
ten auf  Aktien,  Berggewerkschaften  und  ein- 
getragenen Genossenscliäften  durch  Einfüh- 
rung eines  Abzugsrechts  der  Aktio- 
näre, Kommanditisten,  Gewerken 
und  Genossen  bezweckten.  Schon  bei  Be- 
ratimg des  Gemeindeabgabengesetzentwurfs 
von  1879  und  des  Kommunalsteuernotge- 
setzes war  die  Notwendigkeit  einer  derar- 
tigen Vorschrift  von  der  Staatsregierung  und 
von  dem  Abgeordnetenhause  anerkannt  wor- 
den, und  nur  die  Schwierigkeit  der  Formu- 
lierung derselben  hatte  (lie  Aufnahme  in 
das  Kommunalsteuernotgesetz  verhindert. 
>Iit  Recht  wurde  bei  diesen  Verhandlungen 
darauf  hingewiesen,  dass  die  Kommunal be- 
steuerung  der  Aktiengesellschaften  nicht  so- 
wohl in  ihrer  Eigenschaft  als  juristische 
Personen,  welche  Eigenschaft  ihnen  nach 
Lage  der  jetzigen  Gesetzgebung  nicht  zuer- 
kannt werden  kann,  sondern  hauptsächlich 
aus  dem  Grunde  angeordnet  worden  ist,  weil 
es  meistenteils  unmöglich  erscheint,  die 
ihrer  Person  nach  vielfach  unbekannten 
Aktionäre  als  Inhaber  des  Unternehmens  zu 
veranlagen,  und  weil  die  Abstandnalime  von 
jener  Besteuenmg  häufig  die  gänzliche 
Steuerfit?iheit  des  in  dem  AJttienunternehmen 
angelegten  Kapitals  zur  Folge  haben  würde. 
Dasselbe  gilt  vielfach  auch  von  den  Kom- 
manditgesellschaften auf  Aktien  und  Berg- 
gewerkschaften. Andererseits  lässt  sich 
nicht  verkennen,  dass  in  dieser  Besteuerung 
der  Aktiengesellschaften,  Kommanditgesell- 
schaften auf  Aktien,  Berggewerkschaften  und 
eingetragenen  Genossenschaften  in  Verbin- 
dung mit  der  in  der  Wohnsitzgemeinde  der 
Aktionäre,  Kommanditisten,  Gewerken  und 
Genossen  stattfindenden  Besteuerung  ihres 
vollen  Einkommens  mit  Einschluss  der  ihnen 
als  Dividende,  Ausbeute  etc.  zufliessenden 
Geschäftserträge  eine  Doppelbesteuerung  des- 
selben Objektes  vorliegt,  zumal  der  im  §  16 
des  Einkommensteuergesetzes  vom  24.  Juni 
1891  bei  der  staatlichen  Besteuerung  dieser 
Erwerbsgesellschaften  gestattete  Abzug  von 
3^/2%  des  eingezahlten  Kapitals  bei  der 
Kommunalbesteuerung  nicht  stattfindet. 
Allerdings  ist  die  Formulierung  eines  solchen 
Abzugsrechts  der  Aktionäre  schwierig   und 


mit  Vorsicht  zu  bewirken,  damit  nicht  Kol- 
lusionen zum  Nachteil  der  Gemeinde  statt- 
finden, allein  nach  der  Regieniogsvorlage 
und  den  Beschlüssen  des  Abgeordnet^- 
hauses  fehlte  es  nicht  an  Kautelen  zur  Ver- 
hütung eines  etwaigen  Missbrauchs.  Dessen- 
ungeachtet und  obwohl  das  Abgeordneten- 
haus das  Abzugsrecht  bis  auf  die  Hälfte 
der  den  Aktionäi-en  etc.  zufliessenden  Divi- 
denden etc.  einschränken  w^oUte,  verwarf  da.- 
Herrenhaus  in  letzter  Stunde  diese  auf  ein^ 
auch  nur  teilweise  Beseitigimg  jener  Doppel- 
besteuerung abzielenden  Vorschläge.  Um 
das  Zusteindekommen  des  Pr.  K.A.G.  nicht 
gänzlich  zu  vereiteln,  trat  das  Abgeordneten- 
haus den  Beschlüssen  des  Herrenhauses  bei, 
fasste  aber  gleichzeitig  die  Resolution :  ^die 
königliche  Staatsregierung  aufzufordern,  wo- 
möglich in  der  nächsten  Session  dem  Land- 
tage einen  Gesetzentwmf  vorzulegen,  Avelcher 
die  staatliche  und  kommunale  Besteuenrng 
der  AKtiengesellschaften  etc.  unter  Ihuu- 
lichster  Vermeidung  der  Doppelbesteuenmg 
neu  regelt*.  —  Alleniings  hat  bisher,  na^-ii 
Verlauf  von  7  Jahreu,  die  Staatsregierung 
dieser  Resolution  noch  keine  Folge  gegeben, 
und  es  steht  zu  befürchten,  dass  eine 
sachgemässe  Regelung  dieser  Frage  noch 
lange  auf  sich  warten  lassen  ward. 

Ungeachtet  der  vorstehend  erörterten  Be- 
denken gegen  verschiedene  Einzelbestim- 
mnngen  des  Pr,  K.A.G.  treten  bei  einer  Ver- 
gleichung  desselben  mit  den  in  den  übrigen 
deutschen  Staaten  und  im  Auslande  gelten- 
den Vorschriften  seine  Voraüge  in  helles 
Licht,  und  es  steht  zu  erwarten,  dass  nach 
kürzerer  oder  längerer  Zeit  die  Grundsätze, 
welche  dieses  Gesetz  in  Preussen  ziu-  Durch- 
führung gebracht  hat,  auch  in  anderen  Län- 
dern zur  Anwendung  gelangen  werden.  Der 
in  den  letzteren  ziu:  Zeit  geltende  Rechts- 
zustand erhellt  aus  der  nachstehenden  kur- 
zen Uebersicht. 

B.  Uebrige  deutsche  Staaten. 

In  den  übrigen  deutschen  Staaten  ist 
die  Aufbringung  der  G.A.  in  verschieden- 
artiger und  nicht  immer  rationeller  Weise 
geregelt.  In  der  Hauptsache  beruht  dieselbe 
auf  dem  System  der  Zuschläge  zu  den 
direkten  Staatssteuern,  doch  grenzt  sich  das 
Gebiet  der  letzteren  in  mannigfaltiger  Weise 
ab,  und  es  bestehen  daneben  fast  überall 
selbständige  K.A.,  sowohl  direkte  Gemeinde- 
steuern als  auch  Verbrauchssteuern  imd 
sonstige  indirekte  G.A. 

1.  In  Bayern  stehen  zwei  Systeme  in 
Geltung.  In  der  Pfalz  erheben  namenthcli 
die  grösseren  und  mittleren  Städte  neben 
den  Zuschlägen  eine  aus  dem  französischen 
Octroi  hervorgegangene  und  demselben  nach- 
gebildete Verbrauchssteuer,  mit  welcher  die 
i  hohen  Erträge  des  Octrois,  aber  auch  seine 
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cirossen    Nachteile    in    volkswirtschaftlicher 
Beziehung    verbunden    sind.     Diesseits  des 
Rlieins  gilt  die  Gemeindeordnung  v.  29.  April 
1SG9,  welche  die  Einnahmen  aus  den  Ge- 
meindevermpgen  und  den  Gemeindeanstalten, 
«lie  Erti-äge  von  Stiftimgen,  Staatsdotationen 
und     Gebühren     als     primäre     Deckung-s- 
mittel      des     Gemeindebedarfs     bezeichnet, 
während    erst  in  zweiter  Linie  Gemeinde- 
umlagen,  d.  h.  Zuschläge  zu  den  staatlichen 
Ertragsöteuern  (ziu:  Grund-,  Haus-,  Gew^erbe-, 
Kapitalrenten-  und  Einkommensteuer),  Ver- 
brauchsteuern, welche  namentlich  auf  Fleisch, 
"Wildbret,  Gänse,  Getreide,  Mehl,  Wein,  Bier, 
Kaffee,  Obst  gelegt  werden  können,  und  sons- 
tie;e  örtliche  Abgaben  (insbesondere  Pflaster- 
zoll) zur  Anwendung  kommen  dürfen.  Jedoch 
trifft  thatsächlich  —  namentlich  in  den  grösse- 
r»?n  Stadtgemeinden  —  ein  recht  erheblicher 
Teil  der  G.A.  den  Verbrauch  und  zwar  vor- 
zugsweise   den    der    minder  wohlhabenden 
Bevülkerungsklassen ,  füi'  welche  hierdurch 
eine  ungerechtfertigte  üeberlastung  entsteht. 
2.  In  Sachsen  lässt  die  revidierte  Städte- 
und  Landgemeindeordnung  v.  24.  April  1873 
der  Autonomie  der  Gemeinden  hinsichtlich 
der  direkten  G.A.  einen   selu'  weiten  Spiel- 
raum, bestimmt  dagegen,  dass  indirekte  G.A 
^nur  unter  besonderen  örtlichen  V.   aältnissen 
mit    Genehmigung    des    ^nisteriums    des 
Innern«  zulässig  sein  sollen.    Infolgedessen 
kommen   —  im  Gegensatz   zu  Bayern  — 
verkehrsstörende  und  die   unteren  Klassen 
prägravierende  Verbrauchssteuern   nur  aus- 
nahmsweise  vor;    häufiger   sind   nur  Bier- 
Steuern.    Von  sonstigen  indirekten  G.A.  sind 
Umsatzsteuern  als  Abgaben  von  Immobiliar- 
tiesitzveränderungen ,     Lustbarkeitsabgaben, 
Hunde-  und  NachtigaUensteuem,  in  einzelnen 
StMten  auch  Mietsteuern  zu  nennen ;  nament- 
lich die  Umsatzsteuern  liefern  einen  nicht 
imorheblichen  Ertrag.      Die    direkten   G.A. 
werden  unter  Berücksichtigung  der  örtlichen 
Vorhällnisse    teils   als    Zuschläge    zu    den 
<lirekten  Staatssteuern,  teils  als  selbständige 
K.A.  vom  Grundbesitz,  Gewerbebetrieb  und 
Einkommen  erhoben.  Auffallend  ist  nament- 
lich die  grosse  Anzahl  selbständiger  direkter 
Einkommensteuern  (in  c^.  80  %  der  Stadtge- 
meinden),  von  denen  fast  2/3  eine  progressive 
Skala  haben  und  eine  stärkere  Heranziehung 
<ler  wohlhabenden  Bevölkerungsklassen   zu 
^len  Gemeindebedürfnissen  bewirken. 

3.  In  Württemberg  können  die  Gemein- 
<len  nach  dem  Verwaltungsedikt  v.  1.  März 
1822  zur  Deckung  des  Deficits  der  Gemeinde- 
einkiinfte,  »des  Gemeindeschadens«,  als  Zu- 
schlag zu  den  Staatssteuern  Abgaben  vom 
Orundeigentum ,  Gebäuden  und  Gewerbe, 
and  nach  den  GG.  v.  23.  Juli  1877  und  15. 
Juni  1853  daneben  auch  Zuschläge  zur 
Steuer  auf  das  Kapitalien-,  Renten-,  Dienst- 
und  Berufseinkommen  —  letztere  jedoch  in 


der  Beschränkung  auf  l^/o  dieses  Einkom- 
mens —  erheben.  Falls  der  »Gemeinde- 
schaden« 100^/0  der  vorbezeichneten  Staats- 
steuern übersteigt,  können  mit  ministerieller 
Genehmigung  auch  örtliche  Verbrauchsab- 
gaben von  Bier,  Fleisch  und  Gas  zur  Er- 
hebung gelangen,  doch  sind  diese  Staats- 
steuem  mindestens  mit  Zuschlägen  von  50  ^/o 
zu  belegen.  Als  Personalsteuer  besteht  schon 
seit  der  Kommunalordnung  von  1758  die 
Bürger-  und  Wohn  Steuer. 

4.  In  Baden  ist  den  Gemeinden  gestattet, 
zur  Deckung  des  nach  Verwendung  der  Ein- 
nahmen aus  dem  Geraeindevermögen ,  Ge- 
bühren und  Beiträgen  verbleibenden  Fehl- 
betrags durch  Gemeindebeschluss  mit  Staats- 
genehmigimg Verbrauchssteuern  von  Gegen- 
ständen der  örtlichen  Konsumtion  einzu- 
führen. Hiervon  haben  viele  grössere  Ge- 
meinden durch  Erbebung  einer  octroiähn- 
lichen  Abgabe  Gebrauch  gemacht.  Für  die 
dh^ekten  uemeindeumlagen  hat  unter  Ent- 
lastung des  Gewerbetriebs  und  Arbeitsver- 
dienstes und  unter  stärkerer  Heranziehung 
des  Grund-,  Gebäude-  und  Kapitalbesitzes 
eine  Neuregelung  durch  die  GG.  v.  1.'  und 
2.  Mai  1886  stattgefunden.  Hiernach  sind 
die  direkten  Gemeindeumlagen  auf  das  ge- 
samte Grund-,  Häuser-,  Gewerbe-  und  Hen- 
tensteuerkapital  und  die  Einkorn  mensteuer- 
anschläge  in  der  Weise  gleichheitlich  zu 
verteilen,  dass  die  Renten  Steuerkapitalien 
mit  3/10,  die  Einkommensteueransclüäge  mit 
dem  Dreifachen  ihres  Betrags  in  Kechnung 
kommen.  Für  die  Zuschläge  zur  Kapital- 
rentensteuer ist  eine  Maximalgrenze  von  80% 
der  Staatssteuer  festgesetzt,  kleine  Städte 
und  Landgemeinden  können  auf  diese  Zu- 
schläge ganz  verzichten,  die  der  Städte- 
ordnimg  unterliegenden  10  grösseren 
Städte  die  Belastung  der  Kapitalrente  auf 
l^io  herabsetzen. 

5.  In  Hessen  ist  der  Rechtszustand  be- 
züglich der  Aufbringung  der  Gemeindebe- 
dürfnisse und  zwar  sowohl  der  indirekten 
als  der  direkten  G.A.  ähnlich  wie  in  Baden. 
Nach  dem  G.  v.  13.  Mai  1885  sind  die 
direkten  Gemeindeumlagen  nach  Massgabe 
der  für  die  direkten  Staatssteuern  gebil- 
deten Steuerkapitalien  zu  verteilen,  wobei 
Grund-,  Gebäude-,  Gewerbe-  und  Kapital- 
rentensteuerkapitalien  zum  vollen  Betrage, 
Einkommensteuerkapitalien  aber  nur  zur 
Hälfte  ihres  Betrags  als  Gemeindesteuer- 
kapital in  Ansatz  zu  bringen  sind. 

C.  Oesterreich,  England  und  Frankreich. 

Das  in  Deutschland  geltende  System  der 
Aufbringung  der  G.A.  cYurch  Zuschläge  zu 
den  direkten  Staatssteuern  in  Verbindung 
mit  der  Erhebung  selbständiger  direkter  und 
indirekter  Gemeindesteuern  besteht  auch  in 
Oesterreich,   während  der  Rechtszustand  in 
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England  und  Frankreich  —  und  zwai'  in 
diametral  entgegengesetzter  Richtung  — 
davon  abweicht. 

In  Oesterreich  bestimmt  das  Gesetz 
zur  Regelung  des  Oemeindewesens  v.  5. 
März  1862,  dass  die  Gemeinden  zur  Deckung 
ihres  Bedarfs  Zuschläge  zu  den  direkten 
Steuern  (zu  Grund-,  Hauszins-,  Hausklassen-, 
Erwerbs-  und  Einkommensteuer)  und  zur 
Verzehrungssteuer  sowie  die  Erhebung 
anderer  Auflagen  und  Abgaben  bescliliessen 
dürfen.  Thatsächlich  werden  Zusehläge  zur 
Verzehnmgssteuer  nur  in  den  gix)ssen 
Städten  imd  in  geringerem  Umfange  in 
Krain,  Istrien,  Görz  und  Dalmatien  erhoben. 
Die  übrigen  Kronländer  begnügen  sich  mit 
Zuschlägen  zu  den  direkten  Staatssteuern, 
welche  bis  zur  Höhe  von  10  ^/o  ohne  jede 
Genehmigung,  in  Höhe  über  20  ^/o  nur  mit 
kaiserlicher  Genehmigung,  zum  Teil  z.  B. 
in  Tirol  sogar  nur  auf  Grund  eines  Landes- 
gesetzes erhoben  werden  düi'fen.  Von  sons- 
tigen G.A.  sind  Hunde-  und  Mietsteuern 
und  in  vielen  Gemeinden  in  Vorarlberg  kom- 
munale Vermögenssteuern  zu  erwälmen. 

Im  Gegensatz  zu  diesem  Zuschlagssystem 
ist  in  England  die  Kommunalbesteuerung 
durcliaus  selbständig  und  von  der  Staatsbe- 
steuerung, welche  sich  im  wesentlichen  auf 
Zölle,  Accisen,  indirekte  Steuern  und  einzelne 
Ertrags-,  Einkoramen-  und  direkte  Auf- 
wandsteuern beschränkt,  gänzlich  abge- 
trennt. Die  englische  Kommunalbesteuerung 
beruht  heute  noch  im  wesentlichen  auf  der 
aus  dem  Jahre  1601  stammenden  Armen- 
steuer und  lastet  fast  ausschliesslich  auf 
dem  Grunderti^e.  Zur  Entrichtung  dieser 
Steuer  ist  nicht  der  owner,  sondern  der 
occupier  verpflichtet,  nur  hinsichtlich  der 
kleinen  Wohnungen  besteht  in  den  Städten 
das  compounding  System,  welches  den 
owner  zur  Entrichtung  der  Steuer  verpflich- 
tet, ihm  jedoch  einen  Abzug  von  dem  zu 
versteuernden  Mietwert  gestattet.  Neuer- 
dings wird  eine  Reform  dieser  Kommunal- 
besteuenmg,  w^elche  eine  ungerechtfertigte 
Begünstigung  des  beweglichen  Vermögens 
enthält,  dm'ch  üeberweisung  einzelner  Staats- 
steuern (der  private  duty,  Schanklizenzsteuer 
etc.)  angestrebt. 

Während  in  England  das  Zuschlagssystem 
unbekannt  ist,  hat  dasselbe  in  Frankreich 
die  weitgehendste  Anwendimg  und  konse- 
quenteste Ausbildung  gefunden.  Auf  dem 
platten  Lande  werden  fast  durchgehend s 
alle  Kommunal bedürfnisse  durch  die  Centimes 
additionelles  zu  den  vier  direkten  Steuern,  der 
Grund-,  der  Thür-  und  Fenster-,  der  Perso- 
nal- und  Mobiliar-  und  der  Patent-(Ge werbe-) 
Steuer  gedeckt.  Alle  Gemeinden  erheben  zu- 
nächst 5  Centimes  (—  20%)  der  Persoual- 
und  Mobiliarsteuer;  sow^eit  dieselben  nicht 
ausreichen,   werden   Centimes  pour  insuffi- 


isance  de  i-evenues  oixünaii'es  von  allen  vii-r 

!  Steuern  erhoben. 

In  den  Städten  wirtl  neigen  diesen  c**ii- 
times  additionelles  ein  Octroi  von  Getränk»~-ti, 
Esswaren,  Brenn-  und  Baumaterialien.  Vieh- 
futter etc.,  welches  den  Erti^ag  der  Zuscbläiro 

'  sehr  erheblich,  oft  um  das  4-  und  öfache,  über- 

I  steigt,  erhoben ;  ein  Besteuerungsmodiis,  der 
wegen  der  Höhe  der  Erhebungskosten  sowie 
wegen'der  Stönmg  des  Verkehrs  und  derUeber- 
lastung  der  änneren  Bevölkerungsklas^ien 
grosse  Bedenken  erregt,  aber  viel  einbriu;rr- 
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Kommanismus 

s.  Sozialismus   und   Kommunismus. 


Kongresse  nnd  Vereine,  volkswirt- 
schaftliche   s.  Volkswirtschaftliche 
Vereine  und  Kongresse. 


Konkurrenz,  illoyale 

8.  Wettbewerb,  unlauterer. 


Konkars. 

I.  Begriff,  Rechtsgeschichte  und  Verfahren 
des  Konkurses  (S.  288).  IL  Statistik  der  Kon- 
kurse (S.  303). 

I.  Begriff,   Rechtsgeschichte   und  Ver- 
fahren des  Konkurses. 

I.  Begriff.  Einleitung.  IL  Ge- 
schichte des  Konkarsrechts,  ni.  Das 
Konkursverfahrem  im  einzelnen.  l.Die 
Voraussetzung  des  K.  2.  Einwirkungen  des  einge- 
leiteten Konkursverfahrens  auf  das  Verfügungs- 
recht des  Gemeinschuldners.  3.  Rückwirkende 
Kraft  der  Konkurseröffnung.  4.  Einfluss  der  Kon- 
kui'serö£fnung  auf  die  allgemeine  rechtliche  und 
soziale  Stellung  des  Gemeinschuldners.  5.  Ein- 
wirkung der  Konkurseröffnung  auf  die  im  K. 
geltend  zu  machenden  Forderungen.  6.  Konkurs- 
gerichte. 7.  Organisation  der  Verwaltung  der 
Konkursmasse.  8.  Bestandteile  der  Aktivmasse. 
9.  Passivmasse.  10.  Rangordnung  der  Konkurs- 
forderungen. 11.  Einwirkung  der  Beendigung 
des  K.  aui  die  Konkursforderungen.  12.  Zwangs- 
vergleich. 13.  Verfahren.  14.  K.  von  Gesell- 
schaften und  Korporationen.  Insolvente  Erb- 
schaften.   Specialkonkurs.    15.  Kaufmännischer 
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und  nichtkaufmännischer  K.  16.  Kosten.  17. 
StrafbestiinmtmgeQ.  18.  Konkursrecht  im  inter- 
nationalen Verkehre. 

I.   Begriff.    Einleitung. 

Konkurs  (genauer  Konkurs  der  Gläubiger 
oder    Konkiu^prozess)    oder    Bankerottver- 
iahren  (Gantverfahren,  Fallitverfahren)  nennt 
nrian    dasjenige,   sei  es  gerichtliche,   sei  es 
unter  gerichtlicher  oder  staatlicher  Aufsicht 
erfolgende   VerfaJiren,   durch   welches   das 
Vermögen    eines    zahlungsunfähigen   (insol- 
venten) Schuldners  (Gemeinschuldners,  Kri- 
dars)  zu  Gelde  gemacht  und  der  Erlös  unter 
<lie  Gläubiger  dieses  Schuldners  verteilt  wird. 
(Sprachliehe  Erklärung:    Konkure  =  Con- 
cursus    creditonun,    Zusammentreffen    oder 
Yereinigung  von  Gläubigem;    Gant  =  ita- 
lienisch incanto,  abzuleiten  von  »in  quantum«, 
dem    bei  Verateigerungen    früher    üblichen 
Rufe;   Bankerott  =  banco  rotto;  das  Wort 
Kridar  hängt  zusammen  mit  dem  französi- 
schen crier,  ausi'ufen). 

ThatsächHch    bezeichnet  jeder  Konkurs 
eine  vrenigstens  zeitweilige  Vernichtung  der 
ökonomischen   Existenz  des  Gemcinschuld- 
ners    oder   den   Beweis,   dass  es  der   vom 
Konkurse    betroffenen^  Persönlichkeit    nicht 
gelungen  ist,  sich  ökonomisch  zu  erhalten, 
dass  sie   oder  ihr  Geschäft  auf  Kosten  an- 
derei'    bestanden    hat.      Ungewöhnlich    in 
einem  Lande  sich  mehrende  Konkurse  sind 
daher    meist    ein    Zeichen    ökonomischen 
Niederganges.     Doch  kann  auch  eine  Ver- 
mehrung der  Konkurse  eine  Folge  vermehr- 
ter  Handels-    und    Gewerbthätigkeit    sein. 
Sehi*  häufig  aber  sind  massenhaft  eintretende 
Konkurse  nicht  auf  ein  einzelnes  Land  be- 
schränkt.    Die    Zalüungsunfälügkeit    eines 
bedeutenden  Geschäftsmannes  hat  sehr  leicht 
die  Zahlungsunfähigkeit  anderer  zur  Folge, 
da  letztere  ihre  Verbindlichkeiten  dmch  die 
Forderungen,  die  sie  an  jenen  haben,  aus- 
zugleichen hatten.  Die  sogenannten  Handels- 
krisen sind  in  ihrer  äusseren  Erscheinung 
nichts  anderes  als  zahlreiche,  auf  eine  Mehr- 
zahl bedeutender  Länder  sich  erstreckende 
Zahlungsstockungen     oder      Konkurserklä- 
rungen. 

Bas  Konkursrecht  aber  enthält  ein  wich- 
tiges Stück  sozialen  Rechtes,  das  zugleich 
der  Gesetzgebungskunst  eine  nicht  leichte 
Aufgabe  stellt. 

Es  bezeichnet  zwar  schon  einen  sozialen 
Fortschritt,  dass  nicht  der  einzelne  Gläubi- 
ger, wenn  auch  im  Wege  des  Prozesses 
^ncl  gerichtlicher  Zwangsvollstreckung,  das 
Vermögen  des  Schuldners  sich  aneignen 
darf  und  als  zuerst  Zugreifender  den  Vorzug 
vor  den  übrigen  hat,  vielmehr  eine  gleich- 
massig  billige  Verteilung  dieses  Vermögens 


unter  die  sämtlichen  Gläubiger  stattfinden 
soll.  Aber  nun  ist  folgendes  erforderlich: 
1.  Es  müssen  die  Vermögensstücke  des  Ge- 
meinschuldners möglichst  vorteilhaft  ver- 
äussert werden,  und  nicht  immer  ist  eine 
rasche  Veräusserung  ohne  Verluste  möglich. 
Jedenfalls  ist  für  eine  gewisse  Zeit  eine  be- 
sondere, die  eigene  Thätigkeit  des  Gemein- 
schuldners ersetzende  oder  doch  beschrän- 
kende Vermögensverwaltung  nötig,  zumal 
sehr  oft  der  Gemeinschuldner  ausstehende 
Forderungen  hat  oder  aber  ihm  gehörige 
Vermögensstücke  sich  in  den  Händen  anderer 
befinden  oder  zum  Zwecke  des  Verkaufes 
von  den  Ansprüchen  anderer  befreit  werden 
müssen.  2.  Es  muss  den  einzelnen  Gläu- 
bigern Gelegenheit  gegeben  werden,  sich 
rechtzeitig  mit  ihren  Fordeiningen  zu  melden, 
und  hiernach  muss  der  auf  die  einzelnen 
Forderungen  fallende  Teil  des  Erlöses  der 
Masse  berechnet  werden. 

Von  der  streng  juristischen  Konstruktion 
des  Konkiu^rechts  soll  in  folgendem  Abstand 
genommen  w^erden,  zumal  sie  in  ihrer  Gnmd- 
lage  eine  bestrittene  ist.  Nur  mag  von 
vorn  herein  bemerkt  werden,  dass  die  Kon- 
kursgläubi^er  nicht  nach  Andogie  der  Erben 
des  Gemeinschuldners  zu  behandeln  sind 
und  dass  die  Konkursmasse  auch  nicht  etwa 
eine  Art  juristischer  Person  darstellt.  Die 
Konkursmasse  bleibt  vielmehr  bis  zum  Ver- 
kaufe Eigentum  des  Kridars.  Am  meisten 
für  sich  hat  die  Konstruktion  des  Konkurs- 
rechts aus  der  Annalime,  dass  die  Konkurs- 
gläubiger an  der  Masse  (d.  h.  an  allen  ein- 
zelnen Bestandteilen  derselben)  ein  Pfand- 
recht (oder  Beschlagsrecht)  diu:ch  die 
Konkurseröffnung  erhalten.  Danach  ist 
der  Konkurs  nichts  anderes  als  eine  um- 
fassende, generelle  Zwangsvollstreckung  zu 
Gunsten  aller  zur  Zeit  vorhandenen  Gläu- 
biger. 

IL  Gescliichte  des  Konknrsreehts. 

Das  älteste  römische  Recht  kannte  um- 
eine  Personalexekution  wegen  Schulden :  der 
Schuldner  wurde  Schuldknecht,  wenn  er, 
verurteilt,  nicht  zahlte,  und  vermutlich  fiel 
dann  auch  das  Vermögen  als  Ganzes  dem 
Gläubiger  zu.  Unklar  erscheint,  wie  es  ge- 
halten wurde,  wenn  mehrere  Gläubiger 
gleichzeitig  auftraten.  Ein  wirkliches  Kon- 
kursrecht wurde  durch  das  prätorische  Edikt 
etwa  zu  Anfang  des  letzten  Jahrhunderts 
der  Republik  geschaffen;  der  betreibende 
Gläubiger  erhielt  Einweisung  in  den  Besitz 
des  Vennögens  des  Schmdners;  andere 
Gläubiger  konnten  binnen  bestimmter  Frist 
sich  dieser  öffentlich  bekannt  gemachten 
Einweisung  anschliessen :  dann  wui*de  von 
den  Gläubigern  ein  Agent  (Magister  bonorum) 
gewälüt,  der  djis  Vermögen  des  Schuldners 
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als  Ganzes  öffentlich  zum  Verkauf  stellte 
und  sodann  nach  Ablauf  einer  weiteren  (im 
Edikte  des  Prätors  bestimmten)  Frist  unter 
Aufstellung  bestimmter  Bedingungen  der  Art 
in  öffentlicher  Versteigenmg  einem  Bononim 
emptor  zuschlug,  dass  der  Erwerber  sich 
verpflichtete,  den  Gläubigern  bestimmte 
Prozente  ihrer  Forderungen  zu  zalilen.  Die- 
ser Käufer  des  Vermögens  machte  die  aus- 
stehenden Forderungen  des  Scliuldnei*s  gel- 
tend, wälirend  andererseits  die  Gläubiger, 
falls  der  Käufer  Forderungen  bestritt  oder 
nicht  befriedigte,  gegen  ihn  klagen  und 
Pfandgläubiger,  falls  sie  nicht  von  ihm  be- 
friedigt wurden,  das  Pfandobjekt  zu  ihrer 
Befriedigung  aus  dem  Besitze  des  Ver- 
mögenskäufers herausziehen,  oder  wenn  es 
in  ihrem  Besitze  sich  befand,  behalten,  in 
beiden  Fällen  aber  dasselbe  für  sich  ver- 
kaufen konnten.  Aus  dem  ursprüngliclien 
Verkaufe  der  Person  des  Schuldners  selbst 
wai*  also  ein  Verkauf  gleichsam  mir  der 
vermögensrechtlichen  Persönlichkeit  gewor- 
den. Praktisch  genommen  war  das  Ver- 
fahren eine  Befriedigung  der  Gläubiger  in 
Entreprise  auf  Gewinn  und  Verlust,  juristisch 
selir  einfach,  klar  und  scharf  gedacht,  aber 
von  grosser  Härte  für  den  Schiüdner  und 
mit  vielfachen  Verlusten  für  die  Gläubiger 
verbunden;  denn  der  Unternehmer,  der  nicht 
selten  aus  dem  Güterkaufe  ein  Gewerl)e 
macht,  suchte  Gewiim ;  er  kaufte  zu  mög- 
lichst geringen  Prozenten  und  konnte  nach- 
her die  Gläubiger,  deren  Forderungen  nur 
provisorisch  zugelassen  waren,  durch  giiuid- 
loses  Abstreiten  zu  Vergleichs  weisem  Nach- 
lass  bewegen. 

Zunächst  für  vornehme  Schuldner  (sena- 
torischen Standes),  später  allgemein  wurde 
in  der  Kaiserzeit  an  Stelle  des  Vermögens- 
verkaufs im  ganzen  der  Verkauf  der  ein- 
zelnen Vermögenstücke  gesetzt.  Damit  wiuxle 
eine  oft  länger  dauernde  Vermögensverwal- 
tung mit  Kuratoren  unter  Aufsiclit  des  Ge- 
richts und  eine  Liquidation  der  Forderungen 
notwendig  und  war  im  wesentlichen  dasjenige 
Verfahren  gegeben,  welches  wir  heutzutage 
Konkursverfahren  nennen. 

Das  deutsche  Recht  des  Mittelalters 
kannte  ebenso  wie  das  ältere  römische  Recht 
nur  Zugriff  der  einzelnen  Gläubiger  mit 
Schiddknechtschaft  des  Schuldners.  Aber 
die  im  römischen  Rechte  bemerkbare 
Zwischenstufe  des  Vermögensverkaufs  im 
ganzen  fehlt.  Man  pfändete  die  Vermögens- 
stücke einzeln  und  veräusserte  sie  einzeln 
zur  Befriedigung  der  Gläubiger  anfangs  so, 
dass  die  frühere  Meldung  den  Vorzug  ge- 
währte, später  so,  dass  die  bis  zum  Verkauf 
sich  meldenden  Gläubiger  gleichmässig  Be- 
friedigung erlangten,  und  wenn  der  Schuld- 
ner, wie  es  im  Mittelaller  bei  der  liarten 
persönlichen  Behandlung  insolventer  Scliuld- 


ner  begreiflich  und  bei  der  Kleinheit  vieler 
TeiTitorien  oder  doch  Gerichtsbezü^ke  leieiiT 
ausfiihrbar  war,  die  Flucht  ergriff  oder  au«_^ 
wenn  er  gestorben  wai*,  nalim  das  Gerieht 
das  ganze  Vermögen  zur  i-atenmässigtin  Bt^ 
friedigung  der  binnen  bestimmter  Frist  >i*.-h 
meldenden  Gläubiger  in  Beschlag.    Freilich 
kommen   auch  Einweisungen  der  Gläubiger 
in    den    Besitz,    nur    unter    Kontrolle    der 
Obrigkeit,  vor  imd   im  späteren  mittelalter- 
lichen Rechte  auch  in  Deutschland  bereits 
Konkurskuratoren.    Ja  man  begegnet,  da  die 
flüchtigen    Schuldner   mit    den    Gläubigem 
nicht  selten  verhandelten  und  ein  vei-trag^ 
raässiges  Abkommen  gerade  bei  Flucht  d..^ 
Schuldner    den   Gläubigern   vorteilliaft   er- 
scheinen musste,   schon  früh  einem   durch. 
I  Majorität  der  Gläubiger  beschlossenen  Ver- 
gleiche, dem  sich  die  Minderheit  nötigenfalls 
fügen     muss    —    während    im     römischen 
Rechte  dies  wichtige  Rechtsinstitut  in  ge- 
i-ingfügigen   Ansätzen   verbÜeben   ist.      Die 
Entwickelung    ist    dabei    in    Deutschland, 
Frankreich  und  Italien  ziemlich  dieselbe  ge- 
wesen, jimstisch  feiner  wolil  in  Italien,  wo 
man  auch  mit  Auswahl  auf  römisches  Recht 
zurückgriff  mid  insbesondere  das  Öffentliche 
!  Ladungsverfallren  ausbildete.  Der  Bankerott*- 
I  galt  meist  ohne  weiteres  als  Betrüger  und 
j  wurde,  wenn  er  nicht  die  Flucht  ergreifen 
I  und    unterhandeln    konnte,    der  Schiüdhaft 
j  und  schimpflicher  Behandlung  unterworfen. 
Selbstverständlich    kommen    dabei    in    den 
sämtlichen    Ländern     wesentlich    nur    die 
I  Städte  und  namentlich  die  grösseren  Han- 
j  delsstädte   in  Betracht ;    denn   nur  hier  be- 
stand ein  ausgedehnter  Personalkredit. 

Die  später  sich  mehrenden  Vorrechte 
einzelner  Foi-denmgen  und  das  Eindringitm 
des  mimischen  Rechts  mit  seinem  äusserst 
verwickelten  Pfandrechtssysteme,  wobei  na- 
mentlich die  sogenannten  Generalhyjx^theken 
ui  Betracht  kommen,  musste  aber  auf  das 
Konkursrecht  einen  in  der  That  verderb- 
lichen Einfluss  ausüben  und  dasselbe  zu 
einem  starr  und  pedantisch  bureaukratischen, 
äusserst  langwierigen  und  kostspieligen  ge- 
stalten, und  voran  geht  in  dieser  Entw^icke- 
lung  Spanien,  so  dass  der  spanische  Jiuist 
Salgado  de  Somoza  (gest.  1664)  sein 
grosses  Werk  über  den  Konkurs  mit  Recht 
als  Labyrinthus  creditorum  bezeichnete.  Dies 
Werk  ist  lange  Zeit  hindurch  für  die  ge- 
samte Entwickelung  des  Konkursrechts 
massgebend  gewesen.  Eine  wesentliche, 
wenngleich  etwas  summarische  und  fast  ge- 
waltsame Vereinfachung  des  Konkui-srechts, 
die  sich  aber  in  einer  bedeutenden  Handels- 
stadt als  höchst  wohlthätig  erwies,  enthielt 
die  HambiU'ger  neue  Fallitenoixlnung  von 
1753,  wählend  das  Vorbild  der  gesamten 
neueren  Rechtsbildung  das  neuere  französi- 
sche Recht  geworden  ist  in  der  abschliessen- 
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tleii  Gestalt,   welche   dasselbe  in  dem  zum 
Teil    auf  der  Ordonnance  de  commerce  von 
1<>T3    fassenden,   1807  publizierten  Code  de 
commerce  erhalten  hat.    Der  staiTC  Bureau- 
kratisinus  ist  hier  vermieden  und  unter  ge- 
s:».*nrig^nder  Aufsicht  des  Gerichts  ein  grosse- 
res   Selbsiverwaltungsrecht    der    Gläubiger 
Ivergestellt ;   die  Formen  sind  einfacher  und 
elastischer,  ohne  dass  doch  dem  Rechte  der 
einzelnen    und  der  Jurisprudenz   gleichsam 
Tiewalt     angethan    würde;    denn    der    im 
Konkurse  oft  so  sehr  zweckmässige  Zwangs- 
vergleich   kann   kaum  als  gewaltsamer  Ein- 
griff in  das  Recht  der  einzelneu  betrachtet 
weitlen. 

Das    ganze  Werk   erwies   sich   als  eine 
wesentliche  Fordenmg  des  Kredits  und  der 
Solidität    io    Handel   und    Gewerbe.     Doch 
wii-d  es  von  vielen  als  ein  Mangel  bezeich- 
net, dass  das  Gesetz  abweichend  auch  von 
dem    früheren     französischen    Rechte    den 
Konkurs  auf  zahlungsunfähige  Kaufleute  be- 
i^chräukte,    und  dass  es  gegen  den  Falliten 
sehr  hart  sich  zeigte,  hat  man  in  Frankreich 
selbst  erkannt,  da  die  spätei-en  das  französi- 
sche Handelsgesetzbuch  im  Fallitwesen  mo- 
difizierenden   Gesetze   von   1838  und   1889 
hlr  den  insolventen  Handelsmann  erhebliche 
Milderungen    gebracht   haben.    Das   Gesetz 
von   1838   hat  übrigens  die  Redaktion  und 
noch  andere  nicht  unerhebliche  Einzelheiten 
verbessert,  das  G.  v.  4.  März  1889  die  Mög- 
lichkeit einer  besonders  schonenden  und  von 
vorn  herein    auf  Herbeiführung    eines  Ver- 
gleiclis  abzielenden  Licpüdation  eingeführt, 
vrobei  das   Vorbild  der  englischen   Gesetz- 
gebvmg  wirksam  gewiesen  ist  ^Einzelbestim- 
inungen  enthalten  noch  ein  u.  v.  17.  Jiüi 
IHoü  und  ein  G.  v.  12.  Februar  1872).    Das 
(lesetz  von   1889  leidet  indes  an  manchen 
Unklarheiten  —  ein  G.  v.  4.  April  1890  hat 
Wreits  eine   wichtige  Kontroverse  entschei- 
den müssen  — ,  und  ob  es   im  ganzen  eine 
gfinstige  Wirkung   haben    wird,    lässt   sich 
wolil  noch  nicht  bestimmt  ei-messen. 

Sehen  w4r  ab  von  den  weniger  erheb- 
liehen Gesetzen,  welche  nur  als  Kodifika- 
tionen des  fi-üheren  gemeinen  deutschen 
Konkiu^rechts  immerhin  mit  kleinen  Ver- 
l^>es?sorungen  sich  darstellen,  so  kommt  für 
Deutschland  bis  z\u-  Errichtung  des  neuen 
Deutschen  Reiches  nur  in  Betracht  die 
proHSsische  Konkursordnung  von  1855,  we- 
sentlich auf  dem  französischen  Gesetze 
fussend,  aber  bei  genauerer  Fassung  und 
gTf|sser  juristischer  Schärfe  mit  glücklichem 
(jriffe  Einzelheiten  ordnend  und  den  Kon- 
^"rs  auf  Nichtkaufleute  erstreckend.  Die 
^n  der  Praxis  bewährte  preussische  Konkiu*s- 
f'rdnung  ist  wieder  die  Grundlage  geworden 
der  österreichischen  Konkursordnung  vom 
-i5.  Dezember  1868  und  der  Konkursord- 
nuug   des    Deutschen    Reiches    vom    10. 


I  Februar  1877,  welche  letztere  den  kauf- 
männischen und  den  nichtkaufmännischen 
Konkiu-s  einheitlich  ordnet.  Seit  dem  1. 
Januar  1900  ist  eine  neue  Redaktion  der 
Deutschen  Konkursordnung  in  Kraft  ge- 
treten, veranlasst  durch  das  mit  jenen  Zeit- 
punkten gleichfalls  in  Kraft  getretene  Bürger- 
liche Gesetzbuch  für  das  Deutsche  Reich. 
Das  System  der  Konkursordnung  ist  nicht 
geändert  wonlen,  und  die  Aenderungen  in 
der  Konkursordnung  betreffen  nur  Detail- 
vorschriften. Indes  kann  die  Aenderung 
des  Privatrechts  im  Bürgerlichen  Gesetz- 
buch in  manchen  Beziehungen  auf  die  prak- 
tische Erledigung  der  Konkurse  vielleicht 
nicht  unerheblich  einwirken.  Die  Citate  im 
folgenden  sind  nach  der  neuen  Redaktion 
der  Konkursordnung  gegeben.  Unter  Kon- 
kui-sordnung  ist  im  folgenden  immer  die 
Deutsche  Konkursordnung  verstanden. 

Die  neuesten  Gesetze  des  europäischen 
Kontinents  haben  sich  nun  entweder  mehr 
dem  französischen  oder  dem,  freilich  wie 
bemerkt  ebenfalls  vom  französischen  Rechte 
stark  beeinflussten,  deutschen  Gesetze  ange- 
sclilossen;  den  hauptsächlichsten  Differenz- 
punkt  bildet  der  nichtkaufmännische  Kon- 
kurs, welcher,  wie  bemerkt,  im  deutschen, 
nicht  aber  bis  jetzt  in  dem  französischen 
Systeme  sich  findet.  Die  Gruppe  des  fran- 
zösischen Rechts  urafasst  Belgien,  Luxem- 
burg, Griechenland,  die  Türkei,  Rumänien 
und  Italien,  dessen  Handelsgesetzbuch  von 
1882  als  eine  hervorragende  und  insbesondere 
auch  das  deutsche  Gesetz  berücksichtigende 
Arbeit  bezeichnet  werden  kann:  ausserhalb 
Europas  namentlich :  Aegypten,  Mexiko,  Vene- 
zuela, Ecuador,  Chile,  Bi-asilien.  Der  deut- 
schen Grupf)e  gehören  ausser  der  öster- 
reichischen Konkursordnung  die  Gesetze  der 
skandinavischen  Länder  (einschliesslich  Fin- 
lands)  und  die  ungarische  Konkursordnung 
von  1881  an.  Die  spanische  Gesetzgebung, 
die  manche  Besonderheiten  zeigt,  gehört  im 
übrigen  wohl  zur  französischen  Gruppe, 
kennt  aber  einen  Konkurs  auch  für  Nicht- 
kaufleute. Der  vom  Konkurse  handelnde 
Abschnitt  des  portugiesischen  Handelsgesetz- 
buches von  1888,  sehr  selbständig  uncl  sorg- 
fältig ausgearbeitet,  beschäftigt  sich  anderer- 
seits nur  mit  dem  kaufmännischen  Kon- 
kiu^e ;  die  Frage  der  Einf ülirung  eines  nicht- 
kaufmännischen Konkurses  ist  nach  den 
Motiven  vorbehalten.  Das  neue  schweize- 
rische Bundesgesetz  über  Schuldbetreibung 
und  Konkurs  v.  11.  April  1889,  in  Kraft 
seit  1.  Januar  1892  (modifiziert  diu'ch  G.  v. 
28.  März  1895),  ist  eine  bemerkenswerte 
und  in  vielen  Beziehungen  selbständige  legis- 
lative Leistung,  hat  einen  Mittelweg  einge- 
schlagen: das  Konkureverfahren  findet  An- 
wendung nicht  nur  auf  Kaufleute,  sondern 
auch   auf   alle  Personen,   die   (nach   ihrem 
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freien  WiUen^  sich  in  das  Handelsregister 
haben  einschreiben  lassen.  Auch  kann  jeder 
Schuldner  die  Einleitung  des  Konkursver- 
fahrens gegen  sich  beantragen.  Uebrigens 
ist  in  diesem  Gesetze  in  besonderer  Weise 
das  gewöhnliche  (einfache)  Zwaugsvoll- 
streckungsverfahren  mit  dem  Konkursver- 
fahren in  Verbindung  gebracht.  Dagegen 
lassen  wiederum  die  üntersc^heidung  zwischen 
Kauflenten  und  Nichtkaufleuten  fallen:  das 
niederländische  Gesetz  vom  30.  November 
1892  und  das  ungarische  Gesetz  vom  28. 
März  1897.  Es  hat  hiernach  den  Anschein, 
als  w^ürde  dieses  zuerst  in  der  deutschen 
Gesetzgebung  durchgeführte  Princip  den 
Sieg  davon  tragen.  In  der  That  dih^te  es 
rationeller  sein,  d.  h.  zum  Teil,  da  manche 
Personen,  die  nicht  Kaufleute  sind,  gleich wolü 
sehr  umfangreiche  Handelsgeschäfte  ein- 
gehen und  thatsächhch  auch  der  Handels- 
spekulation nicht  fem  bleiben. 

Das  älteste  englische  Bankerottstatut  ist 
das  von  1542  von  Heinrich  VIH.  erlassene; 
eine  umfassende  Kodifikation  brac^hte  die 
Bankrupt  Consolidation  Act  von  1849,  abge- 
ändert 1861,  1869  ersetzt  durch  die  Bank- 
niptcy  Act  82  et  33  Vict.  c.  71  und  jetzt 
durch  die  Bankruptcy  Act  vom  25.  August 
1883  nebst  den  zugehörigen  Rides.  Das 
englische  Gesetz  ist  milde  gegen  den  red- 
lichen Schuldner,  befreit  ilui  sogar,  damit 
er  imstande  sei,  desto  besser  wieder  zu  er- 
w^erben,  von  den  kontraliierten  Schulden 
imd  ist  andererseits  auch  besonders  auf 
Herbeiführung  von  Vergleichen  gerichtet. 
Eigentümlich  ist  der  neuesten  Ent Wickelung 
des  englischen  Rechtes  eine  in  gewissem 
Umfange  stattfindende  Centralisation  und 
einheitliche  Leitung  der  Konkurse  durch 
besondere  technisch  ausgebildete  Beamte. 
Das  Bankerottgesetz  gilt  auch  für  Nicht- 
kaufleute. Unablässig  auf  Verbesserungen 
bedacht,  ist  man  jetzt  auch  dazu  gelangt, 
die  Kosten  der  Konkurse,  welche  frülier 
einen  grossen  Teil  der  Konkursmassen  ver- 
zehrten, erheblich  zu  mindern.  Schottland, 
Indien  und  die  Kolonieen  haben  besondere, 
dem  englischen  Rechte  sich  anschliessende 
Bankerottgesetze  mit  manchen  nicht  uner- 
heblichen Abweichungen  im  einzelnen. 

Die  Vereinigen  Staaten  Nordamerikas 
haben  endlich  im  Jahre  1898  ein  für  die 
ganze  Union  geltendes  Konkursgesetz  er- 
halten. Dasselbe  erleichtert  bei  freiwilliger 
Herbeiführung  des  Konkurses  durch  den 
Schuldner  selbst  dessen  definitive  Befreiung 
von  allen  Schiüden  in  bedenklicher  Weise, 
während  anderenfalls  die  Konkureeröffnung 
gegen  den  Willen  des  Schuldnei-s  erschwert 
ist.  Das  Gesetz  wird  somit  einer  weitgehen- 
den und  leichtsinnigen  Spekulation  voraus- 
sichtlich stai'ken  Vorschub  leisten. 


III.  Das  Konkursverfahren  im  einzelnen. 

1.    Die    Toraugsetzung    des    K*      Vir 

Voraussetzung  des  Konkurses  ist  die  Zah- 
lungsunfähigkeit, d.  h.  die  Unföhigkeit  dt$ 
Schuldners,  fällige  Schulden  mit  Geld  zu  h*^ 
zahlen.  Dieselbe  ist  nicht  zu  verwechseln  mit 
Insuffizienz  des  Vermögens.  Auch  über  eio 
Vermögen,  welches  sämtliche  darauf  lastend«* 
Schulden  reichlich  deckt,  kann  Konkars  eröffnet 
werden:  namentlich  kann  dies  bei  Kaufleotet 
vorkommen,  die  einen  zu  bedeutenden  Teil 
ihres  Vermögens,  wie  man  sich  ausdrückt,  ^ft-st- 
gelegt"  haben.  Allerdings  findet  der  SchnJdn«^r 
mit  offenbar  suffizientem  Vermögen  leicht  Kredit, 
um  den  Konkurs  abzuwenden.  Man  ist  darüber 
einverstanden,  dass  die  Einstellung  der  Zahlungen 
eines  Kaufmanns  die  Zahlungsunfähigkeit  dem- 
selben feststellt.  Schwieriger  ist  die  Fest- 
stellung der  Zahlungsunfähigkeit  anderer  Per- 
sonen. Das  englische  Gesetz  z.  B.  bestimmt 
dieselbe  nach  bestimmten,  genau  aufgezählten 
Thatsachen,  welche  auf  Insolvenz  dann  einen 
zwingenden  Schluss  ergeben  sollen  (Acts  of 
bankruptcy):  z.  B.  ist  eine  solche  Thatsache 
Flucht  des  Schuldners,  gegen  ihn  eingeleitete 
Zwangsvollstreckung,  falls  die  Konkurserklärung 
angedroht  ist  etc.  Die  deutsche  Konkursordnnnjyr 
§  102  lässt,  abgesehen  von  der  Einstellung  der 
Zahlungen,  richterliches  Ermessen  entscheiden. 

2.  Einwirkungen  des  eingeleiteten  Kon- 
iLursverfalirens  auf  das  Yerfil^ungsrecht  des 
Oemelnschuldners.  Dem  Gemeinschuldner  kann 
die  Verfügung  über  das  in  dem  Konkurs  zu  be- 
zeichnende Vermögen  nicht  belassen  werden. 
Bei  fortdauernder  eigener  Verfügung  wäre  Ge- 
fahr vorhanden,  dass  der  Gemeinschuldner  die 
Interessen  der  Gläubiger  schädigte,  sei  es  ans 
Brechts-  oder  Geschäftsunkunde,  sei  es,  weil  er 
zu  sehr  dem  Andringen  einzelner  Gläubiger 
ausgesetzt  sein  würde,  sei  es,  weil  er  einzelne 
(iläubiger  begünstigen  möchte.  Die  nach  der 
Konkurseröffnung  von  dem  Gemeinschuldner 
vorgenommenen  Kechtsgeschäfte  sind  daher  der 
Konkursmasse  und  den  Gläubigern  getrenaber 
unverbindlich,  wenngleich  sie  den  (lemein- 
schuldner  und  in  Bezug  auf  später  von  ihm 
erworbenes  Vermögen  verpflichten  können  und 
wenngleich  ihnen  die  faktische  Wirkung  einer 
Bereicherung  und  damit  auch  indirekt  einer 
Verpflichtung  der  Konkursmasse  zukommen 
kann.  (Z.  B.  eine  an  den  Gemeinschuldner  nach 
der  Konkurseröffnung  geleistete  Zahlung  befreit 
an  sich  den  Zahlenden  den  Konkursgläubigem 
gegenüber  nicht;  wenn  aber  der  Gemeinschuld- 
ner den  Betrag  zur  Masse  abliefert,  so  wird  die 
Zahlung  indirekt  wirksam,  weil  Masse  und 
Gläubiger  um  diesen  Betrag  bereichert  sind.' 
Die  Ausschliessung  der  Dispositionsbefiignis  des 
Schuldners  ist  aber  nicht  eine  Handlnngsunfähig- 
keit,  so  dass  der  Kridar  etwa  einem  Minder- 
jährigen gleichzustellen  wäre. 

3.  RüclKwirlLende  Kraft  der  KonlLurs- 
eröffnong.  Die  rückwirkende  Kraft  der  Kon- 
kurseröffnung muss  in  gewissem  Umfange  statt- 
finden, >yeil  ohne  solche  Hückwirknug  gerade 
im  Hinblick  auf  einen  voraussichtlichen  Konkurs 
das  Vermögen  geschmälert  werden  könnte: 
z.  B.  könnte  der  Sc^huldner  sein  Vermögen  au 
nahe  Verwandte    vorher    abtreten.     Jedenfalls 


Konkurs  (Begriff,  Rechtsgeschichte  und  Yerfahren) 


293 


TOUss     kier     eine    Anfechtungsklage     im 
Interesse  der  Konknrsinteressenten   stattfinden, 
wenn    gperadezn  die  Absicht  einer  Verkürzung 
der  Gläubiger  nachgewiesen  wird  (Actio  Pauliana 
des  römischen  Rechts,  bei  welcher  übrigens  der 
Mitkontrahent  des  Gemeinschuldnenf,   falls    er 
nicht  selbst  die  fraudulose  Absiebt  geteilt  hat, 
nur   auf    den  Betrag  der  Bereicherung  haftet). 
r>er   Nachiveis  einer  auf  Benachteiligung  des 
Konkurses    gerichteten  Absicht,  welche  freilich 
schon  vorli^,  wenn  durch  das  Geschäft  selbst 
die  Notwenaigkeit  oder  auch  nur  hohe  Wahr- 
scheinlichkeit einer  Schädigung  der  Gläubiger 
gegeben    ist,  kann  aber  häufig  nicht   erbracht 
werden.      Daher  hat  die  neuere  Gesetzgebung 
sich  veranlasst  gefunden,  den  Anfang  des  Kon- 
kurses  in   der  Art  zurückzudatieren,  dass  ge- 
wisse   Rechtsgeschäfte   (bezw.   B^chtsgeschäfte 
mit  nahen  Verwandten  abgeschlossen),  wenn  sie 
innerhalb  einer  bestimmt-en  Frist  vor  Eröffnung 
des  Konkurses  erfolgt  sind,  ohne  weiteres  von 
der  Xonkursverwaltung  als  unverbindlich  oder 
anfechtbar  behandelt  werden   können  oder  dass 
doch  diese  Folge  dann  eintritt,  wenn  der  andere 
Kontrahent  nicht  seinerseits  die  Nichtexistenz 
einer    auf   Benachteiligung    der  Gläubiger  ge- 
richteten Absicht  nachweist.    Es  ist  dabei  zu 
l»eachten,   dass  eine  zu  weit  reichende  Möglich- 
keit der  Anfechtung  wiederum  eine  Unsicherheit 
des  allgemeinen  !^chtsverkehrs  bedeutet,   und 
dass    man    auch   einem   Gläubiger,   der   einem 
nicht  ganz  sicheren  Schuldner  zwar  Kredit  ge- 
währen, aber  dies  nur  gegen  Pfand  oder  andere 
Sicherheit  thun  will,  nicht  allzu  sehr  die  Hände 
binden  darf.     Reine  Liberalitäten  sind  selbst- 
verständlich in  weiterem   umfange   anfechtbar 
als  andere  Rechtsgeschäfte.    Nach  dem  franzö- 
eischen  Gesetze  wird  der  hierfür  massgebende, 
vor  die    Konkurseröffnung  fallende   Zeitpunkt 
vom  Konkursgerichte  nacn  Massffabe  der  kon- 
kreten Umstände  festgesetzt.    Kach  dem  heu- 
tifi:en  englischen  Rechte  beträgt  die  Frist  drei 
Monate,  und  sie  wird  zurtickgerechnet  von  dem 
ersten  den  Schuldner  betreffenden  Act  of  bank- 
ruptcy,  d.   h.  von  der   ersten  gesetzlich  als  Er- 
scheinungszeichen der  Insolvenz  geltenden  That- 
»ache  (vgl.  unten),  wobei  aber  auch  der  gute 
Glaube  des  anderen  Kontrahenten  in  gewissem 
l'mfange  in  Betracht  kommen  kann.   Die  deut- 
sche Konkursordnung  §§  30 — 33  stellt  in  dieser 
Beziehung  feste  Fristen  auf,  je  nach  Verschieden- 
heit der  in  Betracht  kommenden  Rechtsgeschäfte 
und  Rechtshandlungen  (auch  einseitige  Hand- 
lungen  eines  Gläubigers,  namentlich  von  die- 
sem bewirkte  Zwangsvollstreckungshandlungen 
können  anfechtbar  sein),  und  zwar  Fristen  von 
zehn  Tagen,  einem  Jahre,   zwei  Jahren.    Der 
Antrag   auf   Eröffnung    der   Konkurseröffnung 
wird  dabei  für  denjenigen,  der  um  solchen  An- 
trag gewusst  hat,  m  g^ewissen  Beziehungen  der 
Eröffanng  des  Konkurses  selbst  gleichgestellt. 
4.  titnUuBS  des  Konkurses  auf  die  all- 
gemebie    reehtUclie   und   soziale   Stellung 
des  Geraeinschuldners«    In  der  Nichtzahlung 
einer  Schuld  liegt  ein  objektives  Unrecht,  und 
*^f  den  Anfangsstufen  der  Entwickelung  pflegt 
das  Recht  objektive  Rechtsverletzung  und  sub- 
jektive Verschuldung  nicht  immer  zu    unter- 
scheiden.   So  muss  der  Schuldner  nicht  nur  mit 
seiner  Person  als  Schuldknecht  haften,   sondern 
er  erfährt  auch  eine  Minderung  seines  persön- 


lichen Rechtes  und  seiner  Ehre.  Im  Laufe  der 
Zeit  mildert  sich  diese  Härte;,  man  erkennt, 
dass  die  Zahlungsunfähigkeit  oft  nur  ein  unver- 
schuldetes Unglück  ist ;  andererseits  aber  weigert 
sich  oft  besonders  das  kaufmännische  Standes- 
gefühl, den  bankerotten  Geschäftsmann,  solange 
derselbe  seine  Schulden  nicht  bezahlt  hat,  Sls 
vollberechtigten  Genossen  anzuerkennen,  und 
eine  zu  grosse  Milde,  welche  sofort  nach  rasch- 
beendetem Konkurse  den  Gemeinschuldner  ohne 
weiteres  wieder  als  vollberechtigt  ansieht,  kann 
allerdings  nachteilig  ^virken;  sie  ermutigt  zu 
leichtsinnigen  Geschäften  und  riesigen  Speku- 
lationen unter  Ausbeutung  des  Publikums  und 
kann  den  Bankerott  zu  einer  Art  Erwerbszweig 
machen,  wie  man  das  z.  B.  in  den  Vereinigten 
Staaten  Nordamerikas  bemerkt  hat.  Dagegen 
kann  die  Furcht  vor  den  Ehrenfolgen  des  Kon- 
kurses (aber  auch  vor  anderen  aufiälligen,  vom 
Gesetze  obligatorisch  verordneten  Massregeln, 
z.  B.  Schliessung  des  Geschäftes,  Inhaftnahme) 
ebenfalls  nachteilig  wirken,  da  sie  den  Ge- 
schäftsmann veranlassen  kann,  Rettung  vor 
dem  Konkurse  in  gewagten  Operationen  zu 
suchen,  welche  das  Deficit  unverhältnismässig 
vergrössem.  Solange  das  Konkursverfahren 
dauert,  erleidet  übrigens  der  Schuldner  wohl 
überall  eine  gewisse  Milderung  seiner  öffent- 
lichen Rechte ;  er  verliert  das  sogenannte  passive 
Wahlrecht,  den  Sitz  in  gesetzgebenden  Ver- 
sammlungen und  öffentliche  von  ihm  bekleidete 
Ehrenämter,  das  Recht,  auf  der  Börse  zu  er- 
scheinen, häufig  auch  das  sogenannte  aktive 
Wahlrecht  in  öffentlichen  Angelegenheiten.  Die 
Beendigung  des  Konkurses"  restituiert  nach 
manchen  Gesetzgebungen  un<l  insbesondere  nach 
der  englischen  die  frühere  Rechtsstellung  völlig ; 
nach  anderen  und  namentlich  der  französischen 
bedarf  es  dazu  der  vollständigen  vorherigen  Ab- 
tragung der  Schulden.  Die  deutsche  Konkurs- 
ordnunj?  überlässt  die  Bestimmung  der  Ehren- 
folgen des  Konkurses  den  Specialgesetzen,  welche 
die  Wahlen  zu  bestimmten  Körperschaften  etc. 
regeln,  d.  h.  also  auch  im  wesentlichen  der 
Landesgesetzgebnng.  Das  Gesetz  über  die 
Wahlen  zum  deutschen  Reichstage  vom  31.  Mai 
1869  (§§  3,  4)  entzieht  jedoch  passives  und  ak- 
tives Wahlrecht  für  die  Dauer  des  Konkursver- 
fahrens. 

W^ährend  des  Konkurses  ist  übrigens  der 
Gemeinschuldner  auch  einer  gewissen  discipli- 
naren  Aufsicht  des  Verwalters  bezw.  des  Ge- 
richts unterworfen.  Er  kann  z.  B.  behufs 
Attskunftert eilung  vor  Gericht  zu  erscheinen 
gezwungen  und  unter  Umständen  in  Haft  ge- 
nommen werden.  Ueberhaupt  wird  eine  gewisse 
fördernde  Mitwirkung  von  ihm  verlangt ;  er  hat 
seinen  Vermögensbestand  darzulegen  etc.  Ande- 
rerseits kann  nach  den  neueren  Gesetzen  dem 
Gemeinschuldner  während  der  Dauer  des  Kon- 
kurses Unterhalt  aus  der  Masse  bewilligt  werden. 
Er  könnte  z.  B.  nach  der  deutschen  Konkurs- 
ordnung auch  wirklichen  Lohn  für  Dienste  und 
Arbeiten  erhalten. 

5.  Einwirkung  der  KonkurserölTnaiig 
auf  die  im  K.  geltend'  zn  machenden 
Forderungen,  a)  Mit  der  Konkurseröffnung  ist 
jede  Einleitung  einer  Zwangsvollstreckung  zu 
Gunsten  einzelner  Gläubiger  ausgeschlossen,  es 
müsste  denn  dieselbe  kraft  eines  besonderen 
dinglichen   Rechtes   an   dem   betreffenden  Ver- 
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miJgensstücke  stattfinden ;  denn  der  Konkurs  ist 
generelle  Exekution  im  gemeinsamen  Interesse 
aller  Gläubiger.  Die  Gesetzgebungen  differieren 
aber  in  Ansehung  der  Frage,  ob  eine  im  Wege 
der  Zwangsvollstreckung  bereits  wirklich  er- 
folgte Pfändung  ein  derartiges  Vorrecht  ge- 
währen soll.  Dasselbe  ist  insofern  nicht  unbe- 
denklich, als  es  einerseits  die  besonders  rück- 
sichtslosen Gläubiger  begünstigt  und  als  anderer- 
seits eine  begonnene  Zwangsvollstreckung  oft 
gerade  einen  sonst  vielleicht  abwendbaren  Kon- 
kurs herbeiführt.  Die  französische  Gesetzgebung 
und  eine  grosse  Anzahl  anderer  Gesetzgebungen 
und  so  auch  die  englische  gewähren  daher 
dies  Vorrecht  nicht.  Nach  der  deutschen 
Gesetzgebung  (vgl.  C.P.O.  §  8()4)  besteht 
es.  Eigentümlich  und  praktisch  bestimmt  das 
schweizerische  Gesetz  (Art.  110),  dass  die  Pfän- 
dung zwar  ein  Vorrecht  gewährt,  aber  gleich- 
massig  für  alle,  die  innerhalb  30  Tagen  sich  der 
Pfändung  anschliessen.  Die  später,  innerhalb 
der  zweiten  30  Tage  sich  anschliessenden 
Gläubiger  bilden  eine  zweite  Serie  mit  gleichem 
Vorrecht  u.  s.  w. 

b)  Die  sämtlichen  Forderungen  —  es  können 
ja  auch  Forderungen  geltend  gemacht  werden, 
die  zunächst  nicht  auf  Geldzahlung  gehen  — 
müssen  behufs  Verteilung  des  Erlöses  der  Kon- 
kursmasse auf  einen  gemeinsamen  Nenner,  d.  h. 
auf  den  gegen  wärt  i§:en  Geldwert  reduziert 
werden,  und  noch  nicht  fällige  Forderungen 
werden  im  Kongresse  des  Schuldners  fällig, 
allerdings  unter  Abzug  des  sogen.  Interusuriums. 
Zweifelhaft  erscheint  die  Behandlung  bedingter 
Forderungen;  mau  kann  sie  möglicherweise 
gegen  Kautionsbestellung  (für  den  Fall,  dass 
die  Forderung  später  sich  als  nicht  existent 
oder  aufgehoben  erweist)  befriedigen  oder  aber 
einen  entsprechenden  Teil  der  Konkursmasse 
bis  zur  Entscheidung  der  Bedingung  reser- 
vieren. Die  deutsche  K.O.  (§i?  67,  168]  unter- 
scheidet scharf  —  aber  fraglich,  ob  legislativ 
richtig  —  zwischen  aufschiebenden  und  auf- 
lösenden Bedingungen.  Forderungen  unter  auf- 
schiebenden Bedingungen  werden  gar  nicht  be- 
rücksichtigt, wenn  die  Bedingung  nicht  bis 
zum  Zeitpunkte  der  Schlussverteiliing  eintritt; 
Forderungen  unter  Resolutivbedingung  werden 
befriedigt,  ohne  einer  Kautionsstellung  zu  be- 
dürfen. Alimentationsansprüche  können  im  Kon- 
kurse nur  geltend  gemacht  w^erden,  soweit  es 
sich  um  Beträge  handelt,  die  zur  Zeit  der  Kon- 
kurseröffnung bereits  fällig  waren  (vgl.  auch 
K.O.  §  3  Abs.  2). 

c)  Die  Gläubiger  werden  durch  die  Konkurs- 
eröffnung beschränkt  bezüglich  des  Gerichts- 
standes. Forderungen,  die  im  Konkurse  be- 
friedigt werden  sollen,  müssen  bei  dem  Kon- 
kursgerichte eingeklagt  werden.  (Der  Konkurs 
zieht  die  Prozesse  an  sich,  sogen.  Vis  attractiva 
des  Konkurses.)  Bei  einem  anderen  Gerichte 
bereits  anhängige  Prozesse  werden  freilich  bei 
diesem  Gerichte  erledigt  und  nur  in  ihrem  Re- 
sultate bei  dem  Konkursgerichte  geltend  ge- 
macht. Das  englische  Recht  gestattet  auch 
eine  Uebertragung  solcher  Prozesse  an  das  Kon- 
kursgericht. 

d)  Auch  das  Recht  der  Aufrechnung  (Kom- 
pensation) mit  Forderungen  wird  durch  die 
Konkurseröffnung  beschränkt.  Eine  erst  nach 
der  Konkurseröffnung  durch  Abtretung  (Cession) 


erworbene  Forderung  kann  nicht  zur  Anfret-b- 
nung  einer  Schuld  des  Erwerbers  der  Fordenmc 
benutzt  werden.  Dies  ergiebt  sich  aas  d*-r 
juristischen  Konstruktion  des  Rechts  der  Gf^ 
samtheit  der  Gläubiger  an  den  aosstefaenden 
Forderungen  des  Gemeinschuldners,  ebenso  aber 
nach  der  einfachen  Erwägung,  dass  die  Zu- 
lässigkeit  solcher  Aufrechnungen  es  einer  An- 
zahl von  Gläubigern  ermöglichen  würde,  unter 
Umgehung  des  Konkurses  sich  privatim  Be- 
friedigung zu  verschaffen  und  eine  wesentlirh 
aus  ausstehenden  Forderungen  bestehende  Kon- 
kursmasse gleichsam  für  sich  auszuschöpfen. 
Ebensowenig  kann  jemand,  der  sich  erst  nach 
Eröffnung  des  Konkurses  der  Verwaltung-  dt-r 
Konkursmasse  gegenüber  verpflichtet,  diese 
Schuld  durch  Aufrechnung  mit  einer  früher 
gegen  den  Gemeinschuldner  erworbenen  Forde- 
I  rung  tilgen :  die  Verwaltung  hat  als  solche  die 

fanze  Schuld  zu  fordern;  sie  würde  nur  einen 
eil    erhalten,    wenn    diese    Forderung    durch 

i  Aufrechnung  einer  nur  zum  Teil  zum  Zuge  ge- 
langenden Konkursforderung  beglichen  werden 
könnte.  Mit  einer  erst  gegen  die  Verwal- 
tung erwachsenen  Gegenforderung  aber  kann 
der    Schuldner    kompensieren :    die    volle    Be- 

I  friedigung  dieser  Schuld  ist  gewiss  oder  müs^re 

I  es  sein,   wenn   die  Verwaltung   die   gehörigen 

I  Schranken  innehält. 

Die  Möglichkeit  einer  Aufrechnung  winl 
übrigens  nach  der  deutschen  K.O.  §  54  (nicht  aber 
nach  französischem  Rechte)  andererseits  dadurch 
erweitert,  dass,  wie  bemerkt,  in  Bezug  auf  die 
Geltendmachung  im  Konkurse  auch  noch  nicht 
fällige  Forderungen  unter  Zinsabzug  (Berück- 
sichtigung des  Interusuriums)  in  fällige  ver- 
wandelt, daher  zur  Aufrechnung  geeignet  und 
sämtliche  überhaupt  einen  Geldwert  habende 
Forderungen  auf  Geldwert  reduziert  werden, 

e)  Der  Zinsenlauf  hört  der  Masse  gegen- 
über nach  sehr  vielen  Gesetzen  mit  Eröffnung 
des  Konkurses  auf,  z.  B.  nach  der  deutschen 
K.O.  g  63,  nicht  aber  z.  B.  nach  der  Öster- 
reichischen §  17. 

6.  Konkursgeriehte.  Konkursgerichte  sind 
nach  den  modernen  Gerichtsverfassungen,  welche 
priviligierte  Gerichtsstände  nicht  oder  nur  in 
sehr  beschränktem  Umfange  noch  kennen,  die 
Untergerichte;  nach  dem  französischen  Gesetza 
welches  nur  einen  kaufmännischen  Konkurs 
kennt  (v«:l.  unten)  und  dem  z.  B.  da«  italienische 
folgt,  sind  es  die  Handelsgerichte,  nach  der  deut- 
schen Konkursordnung  dagegen  die  Amtsgerichte, 
wie  denn  auch  von  französischen  Autoritäten  die 
Uebertragung  der  Konkurse  von  den  überlasteten 
Handelsgerichten  auf  die  ordentlichen  Gerichte 
zuweilen  befürwortet  worden  ist.  In  England 
besteht  für  London  und  die  angeschlossenen 
Bezirke  ein  besonderer  Bankruptcy  Court,  ft'u^ 
die  übrigen  Bezirke  sind  die  Grafschaftsgerichte 
(County  Courts)  Konkursgerichte.  Die  unmittel- 
bare Leitung  der  Konkurse  erfolgt  nach  der 
neueren  Gesetzgebung  durch  Einzelrichter. 
(Nach  dem  französischen,  italienischen  Gesetze 
z.  B.  wird  ein  Richter  des  Kollegiums  besonders 
beauftragt;  der  Amtsrichter  der  deutschen  Ge- 
richtsverfassung fungiert  ohnehin  stets  nur  als 
Einzelrichter).  In  England  besorgt  der  Registrar 
des  Bankruptcy  Court  viele  Geschäfte  allein, 
während  anderenfalls  das  Handelsministerium 
(Board  of  trade)  einzelne  besondere  Befugnisse 
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ausübt.       Die  Notwendigkeit,   fortwährend  Be- 
schlüsse eines  Kollegiums  herbeizuführen,  würde 
lähmend     auf    den   Gang   des  Verfahrens    ein- 
wirken,  -«reiches  gerade  schnelle  und  energische 
Einßxiffe  nicht  selten  verlangt.    Aber  man  er- 
i'fFnet  (nnü   so  ist  es  auch  nach  dem  deutschen 
Gesetze)     den    Beteiligten    den    Weg    der    Be- 
schwerde an  ein  Kollegialgericht  oder  verweist 
iiiach  dem  französischen  Gesetze)  besonders  wich- 
tisre    Beschlüsse    direkt   an   das  letztere.    Das 
Verfahren  der  Konkursgerichte  ist  ein  einfaches 
und  mehr  formloses.   So  gilt  nach  der  deutschen 
Konkarsordnung  der  sonst  von  der  deutseben 
Reichsjnstizgesetzgebung  streng  aufrecht  erhal- 
tene Grandsatz  der  mündlichen  Verhandlung  nicht 
exklusiv  für  das  eigentliche  Konkursverfahren. 
Viych  dürfen  mit  dem  letzteren  nicht  verwechselt 
werden    die  aus  dem  Konkurse  möglicherweise 
sich  entwickelnden  und  auf  ihn  zurückwirkenden 
besonderen  Prozesse. 

7«  Orgranlsation  der  Yerwaltun jc  der  Kon- 
kursmasse.   Die  Organisation  der  Verwaltung 
der  Masse  während  des  Konkurses  ist  selbstver- 
ständlich von  grossem  Einflüsse  auf  die  mate- 
riellen Ergebnisse  des  Verfahrens.    Provisorisch 
bestellt  wohl  überall  das  mit  der  Leitung  des 
Konkurses  befasste  Gericht    den    oder  die  Ver- 
walter   (Kurator,    Syndic).    In   einem   späteren 
Stadium    tritt  Mitwirkung   der   Gläubiger    ein, 
in    deren    Interesse    zunächst    der    Verwalter 
handelt,  wenngleich  er  auch  als  Vertreter  des 
Schuldners  betrachtet  werden  kann.  Eben  wegen 
dieser  Doppelstellung  der  Verwaltung  beschränkt 
sich  die  Vertretung  der  Gläubiger  aber  meistens 
auf  ein  Vorschlagsrecht,  oder  es  kann,  wie  nach 
englischem   Rechte,   das  Gericht   die   von   den 
Gläubigem     gewählten    Verwalter     (^Trustees) 
nach  seinem  Ermessen  beseitigen.    Die  oft  sehr 
zeitraubenden  und  schwierigen  Geschäfte  eines 
Verwalters    werden    meist   nicht    unentgeltlich 
erfolgen   können.    So  kann   die  Verwaltung  in 
kaufmännischen   Konkursen,   wie  es  in  Frank- 
reich z.   B.  der  Fall  ist,    zu    einem  Erwerbs- 
zweige,  einem  Lebensberufe  werden.    Dadurch 
wird  eine   grössere  Geschäfts-   und  Sachkunde 
gewährleistet;  andererseits  aber  werden  solche 
routinierte  Verwalter  oder  Liquidatoren  leicht 
zu  fast   absoluten  Herren   des   Konkurses    und 
sind  imstande,  die  Konkurse  in  ihrem  Interesse 
(z.  B.  durch  Hinziehen  der  Verwaltung)  aus- 
zubeuten  und   einzelne  Gläubiger  oder  andere 
Personen,   welche   zu   der  Verwaltung   in   Be- 
ziehung treten,  auch  in  einer  nicht  vom  Straf- 
ge,setze    zu    treffenden  Weise   zu   begünstigen 
<HleT  zu  benachteiligen.    Im  Deutschen  Reiche 
ernennt  man  ebenso  wie  in  Oesterreich,  beson- 
ders in    nicht  kaufmännischen  Konkursen,   zu 
Verwaltern  häufig  Rechtsanwälte.    In  England 
übernimmt  bei   Eröffnung   des   Konkurses    zu- 
nächst  ein   Beamter   (ein   Receiver,    der   vom 
Board  of   trade  ernannt  ist)   die  Verwaltung; 
dann  wählen  die  Gläubiger  einen  Trustee  oder 
mehrere;    in   geringfügigen  Konkursen   behält 
der  Receiver  die  Verwaltung.    Nach  dem  fran- 
zösischen und  englischen  Gesetze  z.  B.  ist  eine 
kollegiale  Verwaltung  möglich.     Die  deutsche 
KO.  §  79  und  die  österreichische  (§  82)  lässt 
zwar  eine  Mehrzahl   von  Verwaltern  zu,  wenn 
Jie  Verwaltung  mehrere  Geschäftszweige  um- 
lasst;   aber   auch   dann   findet   eine   kollegiale 
Verwaltung  nicht  statt,  vielmehr  ist  jeder  Ver- 


walter in  seinem  Geschäftszweige  selbständig. 

Der  Gläubiger  Versammlung,  welche  nach 
Majorität  beschliesst,  und  zwar  so,  dass  die 
Höhe  der  Forderungen  der  einzelnen  in  Be- 
tracht kommt,  steht  nach  den  neueren  Gesetzen 
indes  bei  bestimmten  wichtigeren  Beschlüssen 
eine  Mitwirkung  zu,  und  bei  wichtigeren  und 
umfangreicheren  Konkursen  empfiehlt  sich  die 
von  verschiedenen  neueren  Gesetzen,  z.  B.  von 
dem  deutschen,  österreichischen,  englischen, 
italienischen  Gesetze,  vorgesehene  Bildung  eines 
Gläubigerausschusses,  der  die  Verwaltung  tiber- 
wacht und  zu  wichtigeren  Beschlüssen  seine 
Zustimmung  geben  muss. 

Die  Zulassung  von  Bevollmächtigten  in 
den  Gläubiger  Versammlungen  ist  übrigens  ein 
bedenklicher  Punkt.  Häufig  vereinigt  ein  Be- 
vollmächtigter die  Stimmen  vieler  Gläubiger  in 
seiner  Hand  und  vermag  dann  thatsächlich  die 
Masse  in  seinem  Interesse  auszubeuten.  Frei- 
lich das  Konkursgericht  überwacht  die  Ver- 
waltung, hat  in  einzelnen  —  nach  den  ver- 
schiedenen Gesetzen  verschieden  bestimmten  — 
wichtigeren  Massnahmen  seine  Genehmigung  zu 
erteilen  bezw.  auf  Anrufen  eines  Beteiligten 
sein  Veto  nach  seinem  freien  Ermessen  einzu- 
legen ;  denn  auch  die  Gläubigerinteressen  dürfen 
zum  Nachteil  des  Schuldners  nicht  völlig  ein- 
seitig vertreten  werden,  und  es  bleibt  immer 
möglich,  dass  die  Majorität  der  Gläubiger  die 
Interessen  einer  Minderheit  allzu  sehr  verletzt. 
Nach  dem  englischen  Gesetze  ist  das  Recht  des 
Gerichts,  auf  erhobene  Beschwerde  beschlossene 
Massnahmen  des  Verwalters  zu  hindern  oder 
zu  modifizieren,  ein  unbeschränktes.  Auch  die 
Mitglieder  eines  Gläubigerausschusses  können 
z.  B.  nach  Bestimmung  der  deutschen  Konkurs- 
ordnung Vergütung  für  ihre  Mühewaltung  er- 
halten. Von  dem  Amte  eines  Verwalters  sind 
Gläubiger  nach  den  meisten  Gesetzgebungen, 
insbesondere  nach  der  französischen  und  deut- 
schen Gesetzgebung  nicht  ausgeschlossen.  Da- 
gegen erklärt  das  italienische  Gesetz  die  Wahl 
eines  Gläubigers  als  unzulässig.  Nach  dem 
englischen  Gesetze  s.  64  kann  der  Fallit  selbst 
(unter  Aufsicht)  mit  der  Verwaltung  des  Ver- 
mögens betraut  werden,  und  nach  dem  fran- 
zösischen Gesetze  von  1889  verbleibt  bei  der 
dort  eingeführten,  vom  eigentlichen  Konkurse 
unterschiedenen  gerichtlichen  Liquidation  die 
Verwaltung  bei  dem  Kridar  selbst;  freilich 
treten  ihm  Liquidatoren  zur  Seite. 

S.  Bestandteile  der  Aktlvmasse.  a)  Zu 
dem  Vermögen  des  Gemeinschuldners,  welches 
zur  Befriedigung  der  Gläubiger  zu  verwenden 
ist,  gehören  selbstverständlich  auch  ausstehende 
Forderungen  (nur  nicht  diejenigen,  mittelst 
deren  Genugthuung  für  ein  wesentlich  nur  der 
Person  selbst  angethanes  Unrecht  gefordert  wird, 
sog.  Actiones  vindictam  spirantes,  z.  B.  Ent- 
schädigungsforderungen wegen  Beleidigung)  und 
Sachen  des  Gemeinschuldners,  welche  sich  in  den 
Händen  dritter  Personen  befinden.  Die  Kon- 
kursverwaltung ist  legitimiert,  die  Forderungen 
und  Sachen  nötigenfalls  einzuklag^en :  aber  das 
Konkursgericht  als  solches  ist  nicht  für  solche 
die  Aktiven  betreffenden  Streitigkeiten  zuständig, 
vielmehr  muss  bei  dem  nach  allgemeinen  Grund- 
sätzen zuständigen  Gerichte  geklagt  werden. 
Auch  bereits  von  dem  Gemeinschuldner  vor  der 
Konkurseröffnung  in  jener  Beziehung  begonnene 
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Prozesse  können  von  den  Konkursverwaltern! 
fortgesetzt  werden;   dieselben  sind   aber  nicht 
zur  Aufnahme  solcher  Prozesse  verpflichtet. 

b)  Nach  vielen  Gesetzgebungen  gehört  zur 
Konkursmasse  auch  dasjenige,  was  der  Gemein- 
schuldner während  der  Dauer  des  Konkursver- 
fahrens erwirbt,  so  nach  dem  französischen  (443), 
italienischen  (699),  englischen  Rechte  (s.  43). 
Dagegen  zieht  die  deutsche  Konkursordnung  §  1 
in  den  Konkurs  nur  das  dem  Gemeinschuldner 
zur  Zeit  der  KonkurseröflFnung  gehörige  Ver- 
mögen. Wenn  na^h  der  letzteren  Bestimmung 
der  Gemeinschuldner  nicht  während  der  Dauer 
des  Konkurses  erwerbsunföhig  gemacht  wird, 
so  spricht  gegen  das  Princip  des  deutschen  Ge- 
setzes, dass  unter  Umständen  dadurch  eine 
künstliche  Teilung  des  Vermögens,  und  wenn 
durch  Zufall  dem  Gemeinschuldner  während  des 
Konkurses  ein  erheblicher  Erwerb  zufällt,  sogar 
ein  mehrfacher  gleichzeitiger  Konkurs  herbei- 
geführt wird  und  dass,  ungeachtet  jener  an- 
scheinend strikten  Trennung  des  erworbenen 
Vermögens  von  dem  künftigen  Erwerbe,  der 
Gemeinschuldner  auch  nach  der  deutscheu  Kon- 
kursordnung sich  während  der  Dauer  des  Kon- 
kurses doch  keineswegs  vollkommen  frei  be- 
wegen, andererseits  aber  auch  Unterhalt  aus  der 
Masse  erhalten  kann.  Die  Härten  des  Systems, 
welches  auch  den  Erwerb  des  Geraeinschnldners 
während  des  Konkurses  in  letzteren  hineinzieht, 
würden  sich  durch  specielle  Verfügung  des 
Konkursgerichts  oder  specielle  gesetzliche  Be- 
stimmungen, wie  solche  in  einzelnen  Gesetzen 
vorkommen,  nach  Billigkeit  heben  lassen,  und 
die  französische  Praxis  sucht  auch  in  dieser 
Richtung  zu  verfahren.  Von  besonderer  prak- 
tischer Bedeutung  ist  es,  ob  dem  Gemeinschuldner 
die  Befugnis  zusteht,  den  Erwerb  von  Erbschaften 
und  Vermächtnissen  auszuschlagen:  bejaht  man 
—  wie  in  der  neuen  Redaktion  der  deutschen 
Konkursordnung  ij  9  jetzt  ausdrücklich  be- 
stimmt ist  —  diese  Frage,  so  kann  z.  B.  ein  leicht- 
sinniger Schulden m acher  die  Erbschaft  seines 
reichen  Vaters  seinen  Kindern  zuwenden,  ohne 
dass  den  Gläubigem  hiergegen  irgend  eine  Mass- 
regel offensteht.  Die  entgegengesetzte  Ansicht, 
die  in  einigen  älteren  deutscnen  Partikular- 
gesetzen ausdrücklich  sanktioniert  war,  nach 
welcher  der  Gemeinschuldner  zum  Erwerbe  einer 
Erbschaft  gezwungen  werden  oder  der  Konkurs- 
verwalter des  Erben  die  Erbschaft  antreten 
kann,  hat  freilich  ebenfalls  juristische  und  andere 
Bedenken.  Die  französische  Jurisprudenz  nimmt 
auf  Grund  des  §  443  des  Code  de  commerce  an, 
dass-  der  Geraeinschuldner  ohne  Zustimmung  des 
Konkursverwalters  eine  Erbschaft  weder  an- 
nehmen noch  ausschlagen  kann. 

Auch  Nutzungsrechte  des  Gemein- 
schuldners verfallen  der  Konkursmasse,  jeden- 
falls solange  der  Konkurs  dauert,  jedoch  mit  der 
Beschränkung,  dass  dadurch  die  rechtliche  Be- 
stimmung des  Nutzungsrechtes  nicht  leiden  darf 
bezw.  die  auf  dem  Niessbrauche  liegenden  Lasten 
befriedigt  werden  müssen.  Viel  weiter  aber  als 
diese  z.  B.  nach  französischem  Rechte  ent- 
scheidende Rechtskonsequenz  geht  das  seit  dem 
1.  Januar  1900  geltende  deutsche  Recht  (K.O. 
§  1  a.  E.  C.P.O.  §§  861,  862)  in  der  Begttnsti- 

fung  der  ehemännlichen  und  elterlichen  Niess- 
rauchrechte,    welche  dem  Konkurse  überhaupt 
entzogen  werden.  ' 


c)  Ebenso  wie  bei  der  einfachen  Zwansr^ 
Vollstreckung  werden  nach  dem  modernen  Kcai- 
knrsrechte  dem  Gemeinschuldner  gewisse  Sachen« 
die  der  unmittelbaren  Lebensnotdurft  dienen 
oder  für  seinen  Arbeitserwerb  notwendige  f^- 
scheinen,  gelassen.  Im  einzelnen  enthalten 
selbstverständlich  die  verschiedenen  Gesetz- 
gebungen hierüber  verschiedene  Bestimmungen, 
z.  B.  über  Unterhaltsrenten,  die  dem  Gemein- 
Schuldner  ausgesetzt  sind.  Gehalte,  ans  Öffent- 
lichen Dienstverhältnissen  herrührend,  bleiben 
dem  Gemeinschuldner  bis  zu  einem  bestimmten 
Betrage  (einer  bestimmten  Quote)  oder  narh 
Bestimmung  der  Dienstbehörden. 

d)  Vermögensstücke  des  Gemeinschuldners, 
die  auch  eine  Zwangsveräusserung  nicht  erleiden, 
z.  B.  Fideikommissgüter,  Lehngüter  (nach  Be- 
stimmung des  in  Betracht  kommenden  Lelin- 
gesetzes),  können  nur  in  Ansehung  der  dem 
Gemeinschuldner  gebührenden  Einkünfte  in  den 
Konkurs  gezogen  werden. 

e)  Für  die  Aufrechterhaltung  des  allgemeinen 
Kredites  und  insbesondere  des  kaufmännischen 
und  Gewerbekredites  ist  es  sehr  wesentlich,  dass 
nicht  die  Konkursmasse  gleichsam  ausgehöhlt 
werde  durch  eine  Menge  von  Pfandrechten, 
welche  der  Kenntnisnahme  der  Kreditgebenden 
sich  regelmässig  entziehen.  Gesetzliche  Be- 
stimmungen, welche  diesen  besonders  in  den 
Gebieten  des  gemeinen  römischen  Rechts  früher 
bemerkbaren  Krebsschaden  des  Kredites  zu  be- 
seitigen geeignet  sind,  gehören  allerdings  nicht 
sowohl  dem  Konkurs-  äs  vielmehr  dem  Hypo- 
theken- und  Pfandrechte  an,  insofern  zu  ver- 
langen ist,  dass  Hypotheken  an  Grundstücken 
in  öflfentliche  Bücher  eingetragen  werden,  Pfand- 
rechte an  beweglichen  Sachen  aber  der  Besitz- 
übertragung an  den  Pfandgläubiger  zu  ihrer 
Entstehung  und  Fortdauer  bedürfen,  wie  dies 
auch  nach  dem  Bürgerlichen  Gesetzbuche  für  das 
Deutsche  Reich  der  Fall  ist  (vgl.  B.G.B.  §§  873. 
1205,  1253).  Die  Konkursordnung  §  49  hat  aber 
auch  gewissen  sog.  Retentionsrechten  für  den 
Konkurs  die  Wirksamkeit  eines  Faustpfand- 
rechts gewährt  (z.  B.  den  nach  dem  Handels- 
gesetzbuch bestehenden  Retentionsrechten).  Aber 
auch  vorgebliche  Rechte  der  Ehefrau  an 
Vermögensstücken,  die  sich  im  Besitze  des  Ge- 
meinschuldners befinden,  können  die  Gläubiger  be- 
nachteiligen oder  wenigstens  einer  raschen  und 
zweckdienlichen  Abwickelung  des  Konkurses 
schädliche  Hindernisse  bereiten.  Die  französische 
Gesetzgebung z.  B.  (vgl.  Code  de  comm.  560)  und  die 
deutsche  Konkursordnung  §  45  treffen  daher  durch- 
greifende, die  Gläubiger  sichernde  Bestimmungen 
über  den  von  der  Ehefrau  zu  liefernden  Beweis. 
Geschenke  des  Ehemannes  an  die  Frau  bedürfen 
übrigens,  um  der  Konkursverwaltung  gegen- 
über wirksam  zu  sein,  nach  den  Bestimmungen 
vieler  Gesetze  besonderer  Formen;  nach  der 
deutschen  Konkursordnung  kommen  die  Be- 
stimmungen über  Anfechtung  in  Betracht.  In- 
direkt können  für  den  Konkurs  und  somit  für 
die  Sicherheit  der  Gläubiger  wichtig  werden 
die  Bestimmungen  des  Pnvatrechts  über  das 
eheliche  Güterrecht.  Nach  dem  gesetzlichen 
Güterrecht  des  deutschen  Bürgerlichen  Gesetz- 
buches, d.  h.  nach  demjenigen  Rechte,  welches 
gilt,  wenn  die  Ehegatten  einen  ^Itigen  Vertrag 
über  ein  anderes  Güterrecht  nicht  geschlossen 
haben,  haftet  das  Vermögen  der  Frau  nicht  für 
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irejend  -welche  Schulden  des  Mannes,  ohgjleich 
dieser  Verwaltung  und  Nutzung  des  sämtlichen 
nicht  Vorbehaltsgut  bildenden  Vermögens  der 
Frau  hat.  Bei  Gütertrennung  gilt  selbstverständ- 
lich das  g^leiche;  dagegen  bestimmt  Konknrsord- 
nuug-  §  2  jetzt :  „Wird  bei  dem  Güterstande  der 
aU^ememen  Gütergemeinschaft,  der  Errungen- 
schaftsg-emeinschaft  oder  der  Fahmisgemein- 
schaf  t  das  Konkursverfahren  über  das  Vermögen 
des  Ehemannes  eröffnet,  so  gehört  das  Gesamt- 
gut*^  id.  h.  das  zur  Gemeinschaft  gehörige,  nicht 
vou  derselben  speciell  ausgenommene  Gut)  zur 
Konk  ursmasae. 

Das  englische  Konkursrecht  zieht  im  In- 
teresse des  Kredites  sogar  Vermögensobjekte, 
welche  einem  handeltreibenden  Gemeinschuldner 
zweifellos  nicht  gehören,  zur  Konkursmasse, 
falls  sie  mit  Bewillifi^ung'  des  Eigentümers  im 
Besitze  des  Gemeinschuldners  sich  befinden,  so 
dass  sie  von  anderen  mit  Grund  für  des  Gemein- 
schuldners  Eigentum  gehalten  werden  konnten 
und  so  dessen  Kredit  stärkten  (Keputed 
üwnership).  Das  neueste  Gesetz  von  s.  43  be- 
schränkt indes  diesen  Kechtssatz  auf  Vermögens- 
stücke, welche  dem  Handel  dienen,  im  Besitz 
eines  Handels-  oder  Geschäftsmannes. 

f )  Ausnahmsweise  kommt  es  aber  auch  vor, 
dass  Gegenstände,  welche  bereits  in  das  Eigen- 
tum des  Kridars  übergegangen  sind,  dessen  un- 
geachtet,  weil  das  Gesetz   den  Verlust  für  be- 
sonders   nnbillig    erachtet,    von    dem   früheren 
Eigentümer  aus  der  Masse  wieder  herausgezogen 
werden  können.    Der  Verkäufer,  der  das  Eigen- 
tum an  der  verkauften  Sache  dem  Käufer  bereits 
übertragen  hat,   kann  die  Sache,  wenn  er  den 
Kaufpreis  nicht  empfängt,  nicht  wieder  aus  dem 
Konkurse    des   Verkäufers    herausziehen,    muss 
vielmehr    seine    Kaufforderung    als    Konkiu's- 
i^läubiger  geltend  machen.    Dies  kann  dann  als 
Unbilligkeit  betrachtet  werden,  wenn  ein  aus- 
wärtiger Verkäufer  Waren  abgesandt  hat,  so- 
lange diese  noch  nicht  in  den  Besitz  des  Käufers, 
gleichwohl  aber,  weil  zum  Eigentumsübergange 
Kesitzübergang  etwa  nicht  erforderlich  ist,  schon 
in  das  Eigentum  des  Käufers  übergegangen  sind. 
Im  Anschiuss  an   einen  weitverbreiteten  alten 
Handelsgebrauch  gewährt  daher  eine  sehr  grosse 
Anzahl  neuerer  Gesetze   (z.  B.  das  englische, 
französische,  deutsche,  italienische;   nicht  aber 
das  österreichische   Gesetz)   dem  Verkäufer  in 
diesem   Falle   das   Recht    der   Vindikation,   es 
müsste  denn  die  Konkursverwaltung  sich  zur 
vollen  Entrichtung  des  Kaufpreises  verpflichten. 
Möglicherweise  kann  aber  nach  civilrechtlichen 
Grundsätzen  .(z-  B.  nach  den  Grundsätzen  des 
französischen   Civilrechts   im  Falle   der  Nicht- 
zahlung des  Kaufpreises)  der  Kaufvertrag  auch 
in  anderen    Fällen   mit   rückwirkender   Kraft 
annulliert  und  hierdurch  eine  Vindikation  des 
Verkäufers   begründet   werden.     Wenn  ferner 
durch  eine  rechtswidrige  Handlung  des  Gemein- 
schnldners   oder   des  Verwalters    (z.   B.   durch 
Veräusserung  einer  bei  dem   Gemeinschuldner 
deponierten    Sache)    das    Eigentum    jemandes 
untergegangen  ist,  so  kann  der  frühere  Eigen- 
tümer nach  vielen  Gesetzgebungen,  z.  B.  nach 
dem  französischen .  Gesetze   (§  75),    nach   dem 
deutschen  §  46  die  Gegenleistung:,  welche  in  die 
Konkursmasse  gelangt  ist,  aus  dieser  zu  seiner 
£ntschädigung  herausziehen. 

9*  Passivmasse.  Zu  den  Konknrsgläubigern 


gehören  nach  der  deutschen  Konkursord- 
nung 47  und  der  österreichischen  Kon- 
kursordnung §  10,  aber  auch  nach  dem 
englischen  Gesetze  (s.  6,  9)  und  nach  richtiger 
Interpretation  des  französischen  Gesetzes  (Art. 
552)  nicht  Gläubiger,  welchen  ein  Pfandrecht 
oder  eine  Hypothek  an  einzelnen  Vermögens- 
stücken des  Gemeinschuldners  zusteht,  insoweit 
sie  nicht  für  den  Fall  der  Unzulänglichkeit  des 
zum  Pfände  oder  zur  Hypothek  gesetzten  Gegen- 
standes den  Fehlbetrag  von  der  übrigen  Kon- 
kursmasse fordern,  während  andererseits  ein 
etwaiger  Ueberschuss  des  Erlöses  des  Pfand- 
gegenstandes der  Konkursmasse  zufliesst.  Das 
triOiere  gemeine  deutsche  Konkursrecht  behan- 
delte ohne  weiteres  auch  die  Hypothek-  und 
Pfandgläubiger  als  in  Bezug:  auf  den  Erlös 
der  Pfandsache  bevorzugte  Konkursgläubiger, 
führte  damit  eine  oft  recht  bedeutende  Ver- 
wickelung und  Verweitläufigung  des  Konkurs- 
verfahrens herbei,  zugleich  aber  auch  eine  Ge- 
fährdung und  Schädigung  jener  sog.  Eeal- 
gläubiger,  da  dieselben  im  Konkurse  sich 
melden  mussten  und  dann  durch  den  Vorabzug 
der  sog.  Massekosten  und  absolut  privilegierten 
Forderungen  beeinträchtigt  werden  konnten. 
Kommt  es  zum  Zwangsverkaufe  der  einzelnen 
Sachen,  so  müssen  selbstverständlich  auch  die 
Bealgläubiger  ihre  Eechte  geltend  machen. 

10.  lUngordnung  der  Konkimforde- 
rungen«  Eine  einfache  Ordnung  der  Befriedi- 
gung der  Konkursforderungen,  welche  nur 
wenigen  besonders  qualifizierten  Forderungen 
ein  Vorrecht  zuerkennt,  im  übrigen  aber  eine 
Befriedigung  pro  rata  eintreten  lässt,  ist  eine 
Vorbedingung  eines  einfach  und  rasch  zum  Ziele 
führenden  Konkursverfahrens.  Die  Weitläufig- 
keit und  Schwerfälligkeit  des  früheren  gemeinen 
deutschen  Konkursverfahrens  war  im  gewissen 
Umfange  notwendig  gegeben  mit  den  äusserst 
verwickelten  und  kontroversen  Privilegien  und 
Generalhypotheken,  welche  letzteren  das  gesamte 
gegenwärtige  und  zukünftige  Vermögen  des 
Pfandschuldners  ergriffen.  Die  Wirksamkeit 
einer  Konkursordnung  lässt  daher  vollständig 
nur  unter  Berücksichtigung  der  Pfandrechts- 
gesetzgebung des  betreffenden  Landes  sich  be- 
urteilen, und  so  wirkt  denn  auch  die  Mangel- 
haftigkeit z.  B.  des  französischen  Hypotheken- 
rechts zurück  auf  den  sog.  Personalkredit  und 
die  Konkurse.  Nur  der  Ueberschuss  der  mit 
Pfandrechten  (Hypotheken)  belasteten  Immo- 
biliarmasse  nach  Abzug  der  Pfandforderungen 
fällt  in  die  Konkursmasse;  aber  für  diesen 
Ueberschuss  und  den  Erlös  der  beweglichen 
Sachen  gelten  ausschliesslich  die  Bestimmungen 
der  KonKursordnung.  Von  den  nach  der  deut- 
schen Konkursordnun^  bevorrechteten  Forde- 
rungen {vgl.  österreichische  K.O.  §§  43  ff.) 
können  wohl  nur  die  Forderungen  der  Kinder 
und  Pflegebefohlenen  des  Gemeinschuldners  be- 
züglich des  gesetzlich  der  Verwaltung  des 
letzteren  unterworfenen  Vermögens  als  für  die 
gemeinen  Konkursforderungen  bedenklich  er- 
achtet werden.  Das  für  die  Konkursmasse  ge- 
fährliche Vorzugsrecht  der  Ehefrau  für  das  von 
ihr  eingebrachte  Vermögen  kennt  z.  B.  die 
deutsche  Konkursordnung  nicht  mehr.  Sehr 
wenige  und  in  ihren  Beträgen  bestimmt  begrenzte 
bevorrechtigt?  Forderungen  kennt  das  englische 
Gesetz  (s.  fi),  41);  es  ist  also  dem  aligemeinen 
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Handelskredite  besonders  günstig.  Forderungen  I  1883  und  G.  v.  18.  August  1890,  53  et  »4  Yi«.t. 
aus  Sehen kuDgs versprechen  und  Geldstrafen ,  c.  71).  Die  Begründung  dieser  zuerst  rmuf 
treten  nach  vielen  Rechten  an  die  letzte  Stelle  '  Königin  Anna  eingeführten  Befreiung^  liegt 
oder  werden  —  so  nach  der  deutschen  Konkurs-  darin,  dass  dem  redlichen  Handeismanne  eint- 
ordnung  (63)  —  gar  nicht  berücksichtigt.  wirtschaftlich  freie  Existenz  ermöglicht  werden 

Vor  allen  Konkursforderungen  im  engeren  soll,  welche  ihn  um  so  eher  in  den  Stand  setzen 
Sinne  (d.  h.  vor  allen  Verbindlichkeiten,  die  der  ;  und  veranlassen  kann,  seine  Gl&nbifirer  nach- 
Gemeinschuldner  selbst  übernommen  hat)  werden  träglich  freiwillig  zu  befriedigen.  Indes  hat 
befriedigt  diejenigen  Forderungen,  welche  die !  diese  Einrichtung  auch  ihre  Nachteile,  wie  di*- 
Verwaltung  kontrahiert  hat  (sog.  Masse- '  neueren  Beschränkungen  derselben  in  Eng'land 
schulden,  zu  denen  auch  die  Kosten  der  Ver- 1  und  Nordamerika  zeigen. 

waltung  und  die  Gerich ts^ebühren  gehören) :  i  12.  Zwangsver^leich.  In  vielen  Fällen 
sie  sind  im  Interesse  der  Verwertung  und  Er- '  ist  es  für  Gläubiger  und  Schuldner  vorteilhafter, 
haltung  der  Masse  selbst  kontrahiert.  Das  den  Konkurs  durch  Abschluss  eines  Stuudung- 
übermässi^e  Anschwellen  der  Kosten  der  Verwal- ;  oder  Nachlassvertrages  (Accord ,  Conconiat. 
tung  aber  ist  häufig  und  besonders  in  England  be-  Concordato,  Arrangement),  nicht  aber  durch 
klagt  worden.  Es  bewirkt  auch,  dass  die  Gläubiger  ,  Verkauf  der  Konkursmasse  und  Verteilung  dt^ 
mit  Privatabkommen  vorlieb  nehmen,  welche '  Vermögens  zu  beenden ,  und  möglicherwei'^*' 
für  Uebervorteilungen  und  ßetrügereien  seitens  kann  selbst  die  Eröffnung  des  Konkurses  durch 
des  Schuldners  besonders  geeignet  sind,  i  Seit  einen  solchen  Vertrag  vermieden  werden.  Sehr 
dem  Gesetze  von  1883  scheint  übrigens  in  Eng-  oft  haben  die  einzelnen  Vermögensstücke  im 
land  in  jener  Beziehung  eine  nicht  unerhebliche  '  Besitz  des  Schuldners  einen  höheren  Wert,  aU 
Besserung  eingetreten  zu  sein.)  '  der  Versteigerungs- oder  Verkaufspreis  beträgt: 

11.  Einwirkung  der  Beendigung  dos  I  es  werden  bedeutende  Kosten  vermieden,  und 
K,  anf  die  Konkursforderungeu.  Die  i  dem  Schuldner  wird  seine  Erwerbs thätigkeit 
Konkursforderungen  gehen  rechtlich  nicht,  |  erhalten.  Bei  einem  Nach lass vertrage  erhalten 
auch  nicht  zu  einem  Teile  dadurch  unter,  dass  die  (xläubiger  auch  schneller  Zahlungen ,  und 
die  im  Konkurse  in  Beschlag  genommenen ,  bei  Stunduiigs-  wie  bei  Nachlassvertragen  im 
VermÜgensobjekte  des  Gemeiuschuldners  unter-  engeren  Sinne  können  sich  dritte  Personen,  ^ 
gehen.  Auch  eine  Beendigung  des  Konkurses  ,  z  B.  Verwandte,  Freunde  oder  (Tcschäftsfreuniie 
durch  ordnungsmässige  Verteilung  hat  nach  des  Schuldners,  zu  Bürgschaftsleistungen  oder 
den  meisten  Konkursrechten  (z.  B.  nach  dem  ,  selbst  Zahlungen  veranlasst  finden.  Ganz  be- 
deutschen, französischen,  österreichischen, '  sonders  ins  Gewicht  fallen  diese  Vorteile  für 
italienischen)  eine  Befreiung  des  Schuldners '  den  Handelsstand.  Nun  können  aber  einzelne 
bezüglich  der  nicht  befriedigten  Forderungen '  eigenwillige  oder  dem  Schuldner  feindlich  ge- 
und  Forderungsreste  nicht  zur  Folge.  Doch  I  sinnte  Gläubiger  sich  einem  solchen  Abkommen 
pfewährte  die  deutsche  gemeinrechtliche  Praxis  widersetzen ,  und  selbst  wenn  sämtliche  an- 
im  Anschluss  an  das  römische  Recht  dem '  gemeldete  Gläubiger  zustimmen,-  erscheint  es 
Schuldner  bezüglich  der  nicht  befriedigten  '  wünschenswert,  das  Abkommen  auch  gegenüber 
ForderuDgen  das  sogenannte  Beneficium  compe- '  solchen  Gläubigern  sicherzustellen,  welche  sich 
tentiae,  d.  h.  sie  knüpfte  die  Geltendmachung  nicht  gemeldet  haben  sollten.  Schon  das  römiacbt* 
der  Nachforderung  an  die  Voraussetzung,  dass  '  Recht  kannte  hier  einerseits  das  In^titnt  eiii»/> 
der  Lebensbedarf  des  Schuldners  (und  seiner  seitens  des  Kaisers  erteilten  Moratoriums, 
von  ihm  zu  erhaltenden  Familie)  nach  richter- !  andererseits  die  Anfänge  eines  durch  Mehrheit.-»- 
lichem  Ermessen  auch  bei  Befriedigung  i  beschluss  der  Gläubiger  herbeigeführten  Ans- 
bezw.  teilweiser  Befriedigung  der  geltend '  gleichs  feinen  derartigen  Nach  lass  vertrAs: 
gemachten  Forderung  aus'  dem  späteren  Er- 1  freilich  nur  bei  insolventen  Erbschaften).  Hieran 
werbe  gedeckt  werden  konnte.  Die  deutsche  '  anknüpfend  haben  schon  im  späteren  Mittelalter 
Konkursordnung  hat  diese  Beschränkung  der '  die  städtischen  Statuten  Italiens  den  durch 
Nachforderung  gestrichen  mit  Rücksicht  auf  die  Mehrheitsbeschluss  bestimmten  Zwangsvergleich 
von  der  deutschen  Konkursordnung  aufgenom- 1  weiter  ausgebildet.  Später  hat  der  letztere 
mene  Möglichkeit  eines  sogenannten  Zwangs- ,  dann,  während  das  landesherrliche  Moratorium. 
Vergleichs,  wie  denn  auch  das  französische '  weil  mit  der  Unabhängigkeit  der  Justiz  und 
Recht  das  Beneficium  competentiae  nicht  kennt  |  des  Privatrechts  unvereinbar,  verschwunden  ist, 
(vgl.  Code  civ.  1270).  Dagegen  wird  nach  i  in  vielen  anderen  Ländern  Aufnahme  gefunden, 
englischem  Rechte  und  den  ihm  folgenden  Ge- 1  in  Deutschland  freilich  nur  in  einzelnen  Han- 
setzen der  Einzelstaaten  der  nordamerikanischen  |  delsstädteu.  Jetzt  gilt  er  für  den  kaufmännischen 
Union  (freilich  mit  mancherlei  Modifikationen  i  Konkurs  vielleicht  überall.  Nach  der  deutschen 
im  einzelnen)  ein  redlicher  Gemeinschuldner  Konkursordnuug  gilt  er  auch  für  den  Konkurs 
durch  Beendigung  des  Konkurses  von  den  samt-  von  Nichtkaufleuten ,  nicht  dagegen  nach  der 
liehen  früheren  Schulden  (auch  den  etwa  nicht  I  österreichischen  Konkursordnung.  Andererseits 
im  Konkurse  an^remeldeten)  frei,  und  zwar  ohne  '  ist  der  Vergleich  auch  im  Konkurse  von  (ie- 
dass  es  dazu  irgend  einer  Zustimmung  der  |  Seilschaften  (Aktiengesellschaften)  und  juristi- 
Gläubiger  bedarf.  Das  hierzu  erforderliche  i  sehen  Personen  zulässig;  nur  im  Konkurs  von 
„Discharge"  wird  nach  richterlichem  Ermessen  1  Genossenschafttn  (auch  solchen  mit  beschränkter 
selbst  vor  Beendigung  des  Konkurses  erteilt  \  Haftung)  ist  er  nach  dem  Rechte  des  Deutschen 
und  kann  auch  an  Bedingungen  geknüpft '  Reichs  nicht  zulässig  (i$  IKV  der  neuen  Redak- 
werdeu,  z.  B.  an  die  Bedingung,  dass  der  1  tion  des  Gesetzes  betretfend  die  Erwerbs-  und- 
Schuldner  bestimmte,  ihm  später  zufallende  '  Wirtschaftsgenossenschaften  vom  20.  Mai  1898 . 
Ver  mögen  sobjekte  den  Gläubigern  zu  ihrer  Be-  j  Indes  nehmen  der  Natur  der  Sache  nach  privi- 
friedigung   überlasse   (s.   28   des  Gesetzes   von   legierte    Gläubiger    an    dem   Vergleiche   nicht 
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teil;  sie  müssen  vorweg  befriedigt  werden  und 
stimmen    daher  auch  nicht  mit.     Da  aber  eine 
unbeding^te  Unterwerfung  der  Minderheit  unter 
den  Willen  der  Mehrheit  gemissbraucht  werden 
könnte    und  mit  Rücksicht  auf  die  öffentliche 
Moral     die   Wohlthat    eines    Zwangsvergleichs 
einem  unwürdigen  oder  völlig  unzuverlässigen 
»Schuldner  nicht  wohl  bewilligt  werden  darf,  so 
erhält  der  Vergleich  bindende  Kraft  nur  durch 
Bestätigung  des  Konkursgerichts ,  und  in  ge- 
wissen   Fällen   ist  dieselbe   nach   dem  Gesetze 
ausgeschlossen.    Die  Mehrheit  muss,  damit  nicht 
einzelne  Gläubiger  vorherrschend  ihre  besonderen 
Interessen  verfolgen  können,  eine  solche  nicht 
nur  nach  der  Summe  der  Forderungen,  sondern 
auch  nach  der  Zahl  der  Gläubiger  sein,  und  es 
wird  anch  meist  eine  stärkere   als  die  einfache 
absolute  Majorität  verlangt.     Eigentümlich  ist 
dem    französischen   Rechte   (nach   einem   G.  v. 
17.  Juli    1856,   welches   Art.  541   des   Code  de 
comm.  modifiziert)  das  Concordat  par  abandon 
total    ou   partiel  de  Tactif  du  failli,   d.  h.  ein 
Zwangs  vergleich,   mittelst  welchen   der  Fallit 
die  Konkursmasse  nicht  behält,  vielmehr  die- 
selbe  den  Gläubigem   zur  Befriedigung   über- 
lässt.    Die  Zweckmässigkeit  dieses  in  Frankreich 
immerhin   nicht   unpraktisch   gebliebenen  Ver- 
gleichs  ist  nicht  unbestritten,   vielleicht  aber 
für  einzelne  Fälle,  namentlich  für  den  Konkurs 
von  Aktiengesellschaften,  wenn  das  Unternehmen 
als  Ganzes  in  die  Hände  der  Gläubiger  über- 
gehen soll,  zu  behaupten.    In  betreff  des  Zeit- 
punktes,  zu  welchem  das  Accord verfahren  im 
Konkurse  eingeleitet  werden  kann,  desgleichen 
hinsichtlich  der  Frage,  ob  es  nur  auf  Antrag 
sei  es  eines  Gläubigers,  sei  es  des  Schuldners 
einzuleiten  ist,  differieren  die  Gesetzgebungen. 
Im  englischen  Rechte  erscheint  der  Vergleich, 
der  ja  übrigens  auch  ein  Stundungsvertrag  sein 
kann,  ebensowohl  als  ein  Mittel,  den  Konkurs 
überhaupt   abzuwenden    wie    ihn    aufzuheben, 
und  in  gewissem  Sinne  ist  dies  auch  der  Fall 
nach  dem  neuesten  französischen  Gesetze  von 
1889,   insofern   der  Schuldner  die  danach  ge- 
staltete   gerichtliche    Liquidation    provozieren 
kann.    Der  Zwangsvergleich  ist  wegen  Betrugs 
anfechtbar.     Nach   französischem  Hechte,   des- 
gleichen nach  italienischem  kann  er  auch  wegen 
Nichterfüllung  ohne  weiteres  hinfällig  werden; 
doch  steht  der  Aufnahme  der  sogenannten  Ver- 
fallklausel   in    den   Vergleich    auch   nach    der 
deutschen    Konkursordnung    nichts    entgegen. 
Nach  dem  französischen  und  italienischen  ftechte 
ist  die  Annullation  des  Vergleichs,  wenn  auch 
nur  ein   Gläubiger   sie  geltend  gemacht   hat, 
stets  für   sämtliche  Forderungen  wirksam  und 
führt  daher  die  Wiederaufnahme  des  Konkurses 
notwendig  mit  sich,  und  das  gleiche  Kesultat 
gut  nach  französischem  Rechte  auch  bei  Nicht- 
erfüllung (nach  dem  italienischen  Gesetze  843 
entscheidet  darüber  die  Mehrheit  der  Gläubiger). 
Nach  der  deutschen  Konkursordnung  §§  1^5  ff. 
wirkt  die  von  dem  einzelnen  Gläubiger  erhobene 
Klage  —  er  macht   einfach  die  ursprüngliche 
Forderung  geltend  —  nur  für  die  einzelne  For- 
deittu^;  nur  die  rechtskräftige  Verurteilung  des 
Gemeinschuldners     wegen,   betrüglichen     Ban- 
kerottes   wirkt  nach   der   deutschen  Konkurs- 
otdnnug  für  alle  und  kann  zur  Wiederauf- 
nahme   des    Konkursverfahrens    führen.      Die 
österreichische  Konkursordnung  §§  241  ff.  folgt 


hier     im     wesentlichen      dem      französischen 
Rechte. 

13.  y erfahren,  a)  Zur  Einleitung  des 
Konkursverfahrens  genügt  ein  gehörig  begrün- 
deter Antrag  eines  Gläubigers  oder  des  Gemein- 
Schuldners  selbst.  Ein  Teil  der  Gesetze ,  z.  B. 
das  französische,  italienische  und  belgische,  nicht 
aber  das  deutsche,  österreichische  und  englische 
lässt  eine  Eröffnung  des  Konkurses  von  Amts- 
wegen zu.  Dieselbe  erscheint  nicht  empfehlens- 
wert ;  ein  Irrtum  einer  Behörde  kann  für  sämt- 
liche Beteiligte  hier  äusserst  schädlich  wirken. 
Der  Antrag  eines  Gläubiffers  muss  die  erforder- 
lichen Thatsachen  glaubhaft  machen,  der  An- 
trag des  Schuldners  von  einer  Darlegung  seiner 
Vermögens  Verhältnisse  begleitet  sein. 

b)  Die  Verfügung  des  Gerichts, 
welche  den  Konkurs  eröfinet  und  welche,  wenn 
der  Antrag:  von  einem  Gläubiger  ausgeht,  regel- 
mässig nicht  ohne  vorgängige  Anhörung  des 
Schuldners  erfolgt,  wird  gehörig  und  namentlich 
durch  öffentliche  Blätter  bekannt  gemacht.  Sie 
fordert  zugleich  die  Gläubiger  auf,  ihre  For- 
derungen anzumelden  und  die  Beweise  vor- 
zulegen ;  von  ihren  Wirkunj^en  ist  bereits  die 
Rede  gewesen.  Mit  ihr  wird  die  Ernennung 
eines  provisorischen  Verwalters  verbunden,  und 
zugleich  können  noch  besondere  Sicherungs- 
massregeln dabei  angeordnet  werden ,  z.  B. 
Sequestrationen,  Anlegung  von  Gerichtssiegeln, 
auch  möglicherweise  die  Inhaftnahme  des  Schuld- 
ners. Es  ist  richtiger,  dergleichen  besondere 
Massregeln  nicht  obligatorisch  vorzuschreiben, 
sondern  sie  nach  den  Umständen  des  einzelnen 
Falles  vom  richterlichen  Ermessen  abhängig  zu 
machen,  wie  dies  auch  nach  dem  deutschen  und 
dem  englischen  Gesetze  der  Fall  ist.  Nach  dem 
englischen  Gesetze  von  1883  kann  indes  ein  für 
den  Schuldner  mehr  schonendes  Zwischeuver- 
fahren  eingeschoben  werden,  in  welchem  alsbald 
die  Herüberführung  eines  Vergleichs  versucht 
wird.  Erst  wenn  dies  nicht  zum  Ziele  führt, 
beginnt  das  eigentliche  Bankerott  verfahren.  Das 
französische  G.  v.  4.  März  1889  hat  diese  Ein- 
richtung aufgenommen.  Der  Schuldner  kann 
innerhalb  vierzehn  Tagen,  von  der  Zahlungs- 
einstellung gerechnet,  die  Rechtswohlthat  der 
Liquidation  judiciaire  beanspruchen.  Die  Wir- 
kungen sind  im  wesentlichen  die  des  Konkurses ; 
aber  die  Ehre  des  Schuldners  wird  geschont; 
derselbe  führt  unter  Aufsicht  von  Liquidatoren 
seine  Geschäfte  weiter,  und  es  werden  so- 
fort Vergleichs  Verhandlungen  eingeleitet.  Das 
Scheitern  derselben  hat  den  förmlichen  Konkurs 
zur  Folge;  derselbe  tritt  auch  ein,  wenn  der 
Schuldner  in  der  vom  Gesetze  genauer  bezeich- 
neten Weise  unangemessen  verfahren  ist. 

c)  Anmeldungs-  und  Liquidations- 
verfahren. Nach  dem  früheren  gemeinen 
deutschen  Konkursrechte  mussten  die  Gläubiger 
auf  die  ergangene  öffentliche  gerichtliche  Auf- 
forderung sich  in  einem  bestimmten  Termine 
(dem  sogenannten  Professionstermine)  oder  binnen 
bestimmter  Frist  bei  Vermeidung  des  Aus- 
schlusses (der  Präklusion)  von  der  Masse  melden. 
Die  neuere  Gesetzgebung  kennt  solchen  formellen 
Ausschluss  nicht  mehr.  Aber  die  verspätet  sich 
Meldenden  tragen  die  aus  der  Verspätung  etwa 
erwachsenden  besonderen  Kosten  und  haben  kein 
Widerspruchsrecht  gegen  das,  was  inzwischen 
im  Konkurse  geschehen  ist,  können  geschehene 
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Verteilungen  auch  nicht  rückgängig  machen, 
sind  vielmehr  mit  ihren  Ansprüchen  anf  das 
in  der  Masse  thatsächlich  noch  Vorhandene  be- 
schränkt. 

•Selbstverständlich  muss  jede  im  Konkurse 
angemeldete  Forderung  geprüft  werden.  Das 
Zugeständnis  des  Schuldners,  der  ja  irrtümlich, 
leichtsinnig  oder  betrüglich  Forderungen  als 
begründet  anerkennen  möchte,  kann  dabei  nicht 
unbedingt  massgebend  sein;  der  eingesetzte 
Verwalter  hat  vielmehr,  wenn  auch  meist  nach 
den  vom  Schuldner  gegebenen  Informationen, 
über  das  Zugeständnis  zu  entscheiden ;  inwieweit 
daneben  auch  ein  Widerspruch  des  Schuldners 
formell  in  Betracht  kommt,  kann  zweifelhaft 
erscheinen.  Die  deutsche  Konkursordnung  giebt 
dem  Schuldner,  soweit  das  Konkursverfanren 
selbst  in  Betracht  kommt,  kein  formelles  Wider- 
spruchsrecht. Dagegen  haben  nachstehende  oder 
durch  Teilnahme  der  betreffenden  Forderung 
beschränkte  Gläubiger  ein  Widerspruchsrecht 
sowohl  gegen  die  Forderung  wie  gegen  das  in 
Anspruch  genommene  Vorrecht.  Die  wider- 
sprochenen  Forderungen  müssen  in  besonderen 
Prozessen  festgestellt  werden.  Nach  dem  eng- 
lischen Gesetze  (s.  102)  hat  das  Konkursgericht 
zur  Entscheidung  dieser  Streitigkeiten  sehr 
weitgehende  diskretionäre  Befugnisse;  indes 
können  einzelne  Thatfragen  in  einem  besonderen 
Justiz  verfahren  erledigt,  einzelne  Rechtsfragen 
der  Prüfung:  eines  höhereu  Gerichts  nach  eng- 
lischem Rechte  vorbehalten  werden.  Der  frühere 
gemeine  deutsche  Konkursprozess  kannte  neben 
den  Liquidationsprozessen  noch  eine  besondere 
Feststellung  der  Priorität,  wobei  sich  dann 
häufig  noch  besondere  Prioritätsprozesse,  oft  mit 
einer  Mehrheit  einander  gegenüberstehender 
Parteien,  ergeben  konnten.  Das  moderne  Kon- 
kursrecht verbindet  in  einfacherer  Weise  die 
Feststellung  der  Rangordnung  mit  dem  Ver- 
teilungsverfahren. 

Fraglich  kann  es  erscheinen,  ob  Gläubiger, 
deren  Forderungen  widersprochen  ist,  an  den 
Beschlüssen  der  Gläubiger  teilzunehmen  haben. 
Am  richtigsten  wird  man  darüber  richterliches 
Ermessen  entscheiden  lassen  (vgl.  auch  deutsche 
K.O.  95,  Italien.  Handelsgesetz b.  766). 

d)  Heranziehung  und  Verkauf  der 
Masse.  Neben  dem  Liquidationsverfahren  be- 
ginnt alsbald  das  Verfahren  zur  Verwertung, 
(auch  Heranziehung  und  Verwaltung  der  Masse 
(Versilberung  der  Masse)  mit  Gläubiger  Ver- 
sammlungen (Gläubigerausschuss)  Berichten  und 
Rechnungslegungen  der  Verwalter.  Neben  der 
Versteigerung  wird  jetzt  auch  bei  beweglichen 
Sachen  unter  gewissen  Kautelen  freihändiger 
Verkauf  zugelassen,  weil  Versteigerungen  oft 
weniger  ergeben;  bei  Immobilien  findet  jedoch 
meist  noch  Versteigerung  (Subhastation)  statt. 
Die  deutsche  Konkursordnung  verweist  in  Be- 
zug auf  den  Zwangsverkauf  von  Immobilien 
auf  das  Gesetz  der  Einzelstaaten.  Sehr  freie 
Hand  lässt  dem  Verwalter  beim  Verkauf  das 
englische  Gesetz,  lieber  die  Sicherstellung  der 
einkommenden  Gelder  (auch  durch  Einzahlung 
bei  staatlich  privilegierten  Banken  et«.)  ent- 
halten selbstverständlich  die  einzelnen  Gesetze 
verschiedene  Bestimmungen. 

e)  Verteilungsverfahren  und  Be- 
endigung des  Konkurses.  Das  Verteilungs- 
verfahren, welches  nach  dem  früheren  gemeinen 


deutschen  Konkursrechte  regelmässig  er^t  nach 
Erlass  des  sogenannten  Prioritätsnrteils  und 
rechtskräftiger  Erledi^unff  der  Prioritätsstreiti^- 
keiten  stattfand  und  in  der  Hand  des  Gerichts 
ruhte  (Distributionsbescheid),  ist  nach  den 
neueren  Gesetzen  auf  die  Verwalter  übertragen 
und  beruht,  während  nach  dem  früheren  deut- 
schen Konktirsrechte  nur  ausnahmsweise  einzelne 
Forderungen  vorweg  befriedigt  werden  konnten, 
auf  dem  Princip  der  sogenannten  snccessiven 
Verteilungen,  d.  h.  sobald  genügend  verfugbare 
Mittel  vorhanden  sind,  finden  Verteilungen  statt 
nach  von  dem  Verwalter  aufgestellten  und  ver- 
öffentlichten Plänen  (nach  französischem  und 
italienischem  Rechte  z.  B.  aber  nur  auf  Grund 
richterlicher  Genehmigung).  Ueber  Einwen- 
dungen entscheidet  das  Gericht.  Die  voUstäu- 
dige  Verteilung  der  Masse  beendet  das  Ver- 
fahren und  giebt  dem  Schuldner  die  Disposition«- 
freiheit  wieder.  Nach  der  deutschen  Konkun«- 
ordnung  hat  der  Schuldner  die  letztere  in 
Ansehung  des  nach  der  KonkurserÖfihun&r  ff^- 
machten  Erwerbes  überhaupt  nicht  verloren. 
Gleichwohl  schreibt  §ferade  die  deutsche  Konkurs- 
ordnung  den  Erlass  emes  formellen  (deklarativen  , 
öffentlich  bekannt  zu  machenden  Bescheides 
über  die  Beendigung  des  Konkurses  vor.  Un- 
geachtet der  Beendigung  des  Konkurses  können 
noch  Nachtrags  Verteilungen  vorkommen. 

Das  Konkursverfahren  kann  auch  eingestellt 
werden,  wenn  sich  zeigt,  dass  eine  genügende 
Masse  nicht  vorhanden  ist  —  denn  auf  Staats- 
kosten können  Konkursverfahren  nicht  statt- 
finden — ,  oder  wenn  sämtliche  Beteiligte  auf 
Grund  einer  Privateinigung  die  Einstellung  be- 
antragen. 

14.  K.  von  Oesellschaften  und  Korpo- 
rationen. Insolvente  Erbschaften.  Special- 
konkurs. Auf  den  Konkurs  von  Handels- 
gesellschaften (offenen  Handelsgesellschaften, 
Aktiengesellschaften,  Genossenschaften,  juristi- 
schen Personen  und  Vereinen)  finden  im  allge- 
meinen die  Bestimmun fifen  der  Gesetze  über 
den  Konkurs  von  Einzelpersonen  Anwendung: 
doch  giebt  hierüber  z.  B.  die  deutsche  K.O. 
§§  207—213  einigte  besondere  Vorschriften, 
namentlich  über  die  Berechtigung  bezw,  Ver- 
pflichtung zum  Konkursantrage,  und  in  Eng- 
land gilt  für  den  Konkurs  nicht  das  Bankorott- 
gesetz,  sondern  das  in  dem  Gesetze  über  Joint 
stock  companies  vom  7.  August  1862  (25  et  26 
Vict.  c.  §9)  angeordnete  Liquidation  »verfahren 
(winding  up).  Auch  über  das  Vermögen  einer 
sogenannten  offenen  Handelsgesellschaft  wird 
ein  besonderer  Konkurs  eröffnet,  welcher  zu 
unterscheiden  ist  von  dem  Konkurse  der  ein- 
zelnen Gesellschafter.  Ueber  das  Verhältnis 
des  Konkurses  einer  offenen  Handelsgesellschaft 
zu  dem  Konkurse  der  einzelneu  unbeschränkt 
persönlich  haftenden  Gesellschafter  gelten  in  den 
verschiedenen  Ländern  stark  abweichende  Grund- 
sätze. Von  vielen  wird  angenommen,  dass  der 
Konkurs  der  Handelsgesellschaf  t  notwendig  den 
Konkurs  auch  der  einzelnen  Gesellschafter  nach 
sich  zieht,  und  diese  Ansicht  ist  z.  B.  in  der 
französischen  Jurisprudenz  herrschend,  dann 
aber  auch  in  der  österreichischen  K.O.  199  und 
in  dem  italienischen  Handelsgesetzbuche  847 
sanktioniert  worden.  Nach  der  deutschen  Kon- 
kursordnung ist  dies  nicht  der  Fall.  Aber  auch 
nach  der  deutschen  Konkursordnung  ebenso  wie 
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n.acb  den  vorgenannten  Gesetzen  und  nach  dem 
französischen  Hechte  können  Gesellschaf  ts- 
g-länbi^r  ihre  Forderungen  in  dem  Konkurse 
der  einzelnen  Gesellschaftsgläubiger  geltend 
machen,  während  die  Privatgläubiger  der  ein- 
zelnen Gresellschafter  nur  auf  den  Privatkonkurs 
dieser  letzteren  verwiesen  sind.  Nach  dem  eng- 
lischen Gesetze  dagegen  (s.  40,  59)  werden  aus 
dem  Handelsvermögen  zunächst  die  Handels- 
glänbig:er,  aus  dem  Privatvermögen  die  Privat- 
gläubiger  bezahlt. 

Sollte     eine     öffentlichrechtliche    Korpo- 
ration   (eine  Gemeinde  z.  B.)  nicht  imstande 
sein,  ihre  Verbindlichkeiten  gegen  Gläubiger  zu 
ertnllen ,      so    kann    eine   Beschlagnahme    des 
^'ermög^ens  der  Korporation  jedenfalls  nur  inso- 
weit stattfinden,  als  die  einzelnen  Vermögens- 
bestandteile nicht  zur  Erfüllung  der  öffenüich- 
rechtlichen  Pflichten  der  Korporationen  erforder- 
lich sind,   wogegen  Landgüter,  Sachen,  welche 
nur  dem  Luxus  dienen,  allerdings  der  Beschlag- 
nahme    nnd     der    Versteigerung    unterliegen 
würden.    Vollkommen  zu  regeln  wäre  die  Frage 
nur  im  Wege  des  positiven  öffentlichen  Rechts. 
Auch  über  insolvente  Erbschaften  kann 
ein  Konkursverfahren  stattfinden  (K.O.  §§  214 
bis  235)  und  zwar  nach  vielen  Gesetzgebungen 
sowohl  dann,  wenn  die  Erbschaft  vakant  bleibt, 
wie  wenn  sie  mit  der  Kechtswohlthat  des  In- 
ventars    angetreten     wird.     Nach    englischem 
Recht    (s.    125)    tritt    indes   häufig    bei    über- 
schuldeten Erbschaften  nur  die  sonst  gesetzliche 
Verwaltung  ein,  welche  die  Schulden  der  Erb- 
schaft nach  einer  bestimmten  Rangordnung  zu 
befriedigen  hat,  ebenso  wie  dies  anderwärts  im 
Konkurse  geschieht. 

Der  Konkurs  ergreift  der  Regel  nach  das 
gesamte  Vermögen  der  Person,  sollte  dasselbe 
auch  in  verschiedenen  Anlagen  (Etablissements) 
bestehen.  Ein  Partikular-  oder  Specialkonkurs 
kann  jedoch  vorkommen  in  Bezug  auf  das  im 
Auslande  befindliche  Vermögen  des  Schuldners 
und  sodann,  wo  die  Rechtsinstitute  der  Lehn-, 
Stamm-  und  Fideikommissgüter  noch  gelten,  in 
Beziehung  auf  diese  Güter,  so  dass  Allodial- 
und  Lehusgläubiger  etc.  unterschieden  werden. 
Die  deutsche  Reichskonknrsgesetzgebung  (vrf. 
Einführungsgesetz  §  4)  hat  es  hier  noch  bei 
einer  ausgedehnten  Geltung  des  Partikularrechts 
belassen. 

15.  Kanfinännlscher  and  nlchtkanf- 
m'innifteher  K.  Das  frühere  gemeine  deutsche 
Recht  Hess  den  Konkurs  Anwendung  finden 
auf  alle  und  jede  zahlungsunfähigen  Personen. 
Dagegen  beschränkt  das  französische  Recht 
und  eine  erbebliche  Anzahl  demselben  folgender 
neuerer  Gesetzgebungen,  z.  B.  das  italienische, 
portugiesische  Handelsgesetzbuch,  den  Konkurs 
auf  Kaufleute  (unter  denen  aber  auch  Gewerbe- 
treibende begriffen  sind,  die  im  Sinne  des  Ge- 
setzes als  Öufleute  gelten).  Andere  Gesetze, 
zu  denen  insbesondere  die  österreichische  (hierin 
der  früheren  preussischen  folgende)  Konkurs- 
ordnung gehört,  unterscheiden  einen  kauf- 
männischen und  einen  nichtkaufmännischen 
Konkurs.  Die  deutsche  Konkursordnung  und 
das  neueste  englische  Recht  stehen  wieder  auf 
<ieBi  Standpunkte  des  früheren  gemeinen  deut- 
8cben  Rechts,  und  selbst  in  Frankreich  ist 
Deuerdinffs  die  Gleichstellunc;  von  Kaufleuten 
^d  Xichtkaufleuten  empfomen  worden.    (Das 


schweizerische  Gesetz  von  1889  hat  einen  Mittel- 
weg eingeschlagen :  das  Konkur.sverfahren  findet 
auch  gegen  solche  Personen,  welche  freiwillig 
sich  in  das  Handelsregister  eintragen  lassen,  statt). 
Allerdings  ist  das  Konkursverfahren  in  höherem 
Grade  Bedürfnis  bei  kaufmännischen  Insolvenzen. 
Der  kaufmännische  Gläubiger  kann  sich  von 
dem  kaufmännischen  Schuldner  nur  selten  be- 
sondere Sicherheit  bestellen  lassen,  und  im  kauf- 
männischen Verkehre  sind  Specialzwangsvoll- 
streckungen besonders  verhängnisvoll;  endlich 
kann  man  zweifeln,  ob  die  besondere  Be- 
günstigung, welche  der  Zwangs  vergleich  im 
kaufmännischen  Verkehre  verdient,  auch  für 
nichtkaufmännische  Schuldner  angezeigt  ist. 
Aber  auch  Nichtkaufleute  gemessen  näufig  einen 
ausgedehnten  Kredit,  und  in  Frankreich  hat 
man  in  manchen  Gerichtsbezirken  auch  ohne 
specielle  Gesetzes  Vorschrift  ein  dem  Fallitver- 
fahren  nachgebildetes  Verfahren  bei  Insolvenz 
bei  Nichtkaufleuten  thatsächlich  beobachtet. 
Das  Princip  der  deutschen  Konkursordnung  er- 
scheint daher  als  das  richtigere.  Uebrigens  ist 
das  französische  System  dann  erträglicher,  wenn, 
wie  in  Frankreich,  der  Gläubiger,  welcher  eine 
Pfändung  erwirkt,  ein  Vorrecht  an  den  ge- 
pfändeten Gegenständen  nicht  erhält,  also  der 
Beitritt  anderer  Gläubiger  zu  einer  begonnenen 
Exekution  mit  gleichem  Rechte  möglich  ist. 

16.  Kosten.  Da  der  Konkurs  ein  im 
Privatinteresse  der  Gläubiger  erfolgendes  Exe- 
kutionsverfahren ist,  so  trägt  der  Staat  die 
Kosten  des  Verfahrens  nicht ;  Beginn  und  Fort- 
setzung des  Verfahrens  erfordern  vielmehr  (vgl. 
K.O.  §§  107, 204)  einen  die  Kosten  decken  den  Be- 
trag der  Masse.  Doch  kann  hier  durch  einen 
vom  Gläubiger  zu  leistenden  Vorschuss  geholfen 
werden,  und  nach  einzelnen  neueren  Gesetzen 
(nach  dem  niederländischen  und  luxemburgischen 
Rechte)  kann  sogar  nach  dem  Ermessen  des 
Gerichts  der  Masse  eine  Art  Armenrecht  (Stun- 
dung der  Gebühren  —  auch  der  Anwalts-  und 
Gerichtsvollzieher-Gebühren  —  und  der  Kosten) 
bewilligt  werden. 

17.  Strafbestiminuiigen.  Dem  Strafge- 
setze fällt  heutzutage  nur  noch  derjenige  Ge- 
meinschuldner anheim,  der  in  unverantwortlich 
leichtsinniger  Weise  verfahren  ist  (z.  B.  unver- 
hältnismässi^  spekuliert  oder  als  Geschäftsmann 
nicht  gehörig:  Buch  geführt  hat)  oder  aber 
zum  Nachteile  seiner  Gläubiger  betrüglich 
gehandelt  hat  (z.  B.  Vermögensobjekte  beiseite 
geschafft,  verheimlicht  oder  erdichtete  Forde- 
rungen anerkannt  hat,  im  Bewustsein  seiner 
Zahlungsunfähigkeit  begünstigt  hat).  Man 
unterscheidet  daher  einen  einfachen  oder  leicht- 
sinnigen Bankerott,  welcher  nach  dem  deut- 
schen Strafgesetzbuche  ein  Vergehen,  und  einen 
betrügerischen  Bankerott,  welcher  nach  dem  deut- 
schen Strafgesetzbuche  ein  Verbrechen  ist.  Be- 
straft werden  übrigens  auch  dritte  Personen, 
welche  betrügliche  Handlungen  zum  Nachteile 
einer  Konkursmasse  begehen.  In  den  Einzel- 
heiten weichen  die  Strafgesetze  von  einander 
ab.  Auch  der  Stimmenkauf  und  -verkauf  be- 
züglich der  Gläubigerversammlungen  wird  be- 
straft (z.  B.  nach  dem  französischen,  deutschen, 
italienischen  Gesetze). 

18.  Konkarsrecht  Im  Internationalen 
Verkehre.  Der  Konkurs  erstreckt  sich  auf 
das  gesamte  in  einem  Lande   befindliche  Ver- 
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mögen  des  Gemeinschuldners:  der  in  der  Kon- 
kurseröffnung enthaltene  allgemeine  Arrest  auf 
dies  Vermögen  äussert  seine  Wirkungen  auch 
in  anderen  Gerichtshezirken  desselben  Landes. 
Sehr  bestritten  dagegen  ist  die  Wirkung  des 
Konkurses  auf  das  in  einem  anderen  Lande  be- 
legene Vermögen  des  Gemeinschuldners.  Ohne 
Zweifel  bringt  das  Princip  der  nur  territorialen 
Wirksamkeit  des  Konkurses,  eben  weil  derselbe 
üniversalexekution  sein  soll,  mancherlei  Schwie- 
rigkeiten und  Uebelstände  mit  sich.  (Können 
z.  B.,  wenn  in  verschiedenen  Ländern  gleich- 
zeitig Konkurse  ^egen  denselben  Schuldner  er- 
öffnet werden,  die  sämtlichen  Gläubiger  ihre 
Forderungen  in  den  mehreren  Konkursen  geltend 
machen?)  Aber  der  Konkurs  bleibt  gleichwohl 
eine  auf  staatlicher,  daher  territorialer  Gewalt 
beruhende  Zwangsraassregel  und  als  solche  daher 
auf  das  Territorium  dieser  Gewalt  beschränkt. 
So  ist  es  denn  auch  den  Anhängern  der  inter- 
nationalen Universalität  des  Konkurses,  welche 
besonders  zahlreich  in  der  neuesten  italienischen 
Wissenschaft  vertreten  sind,  nicht  gelungen, 
diese  Theorie  in  juristisch  haltbarer  Weise  ans 
der  Natur  des  Konkurses  abzuleiten  und  Un- 
klarheiten und  sehr  erhebliche  Meinungsdiffe- 
renzen über  die  aus  jener  angeblichen  Univer- 
salität sich  ergebenden  Folgesätze  zu  vermeiden. 
Aber  auch  bedeutende  praktische  Bedenken 
sprechen  gegen  diese  Annahme  einer  ohne 
weiteres  postulierten  Universalität.  Entfernt 
wohnende  Gläubiger  kommen  in  Konkursen, 
namentlich  wenn  es  sich  um  die  in  neuester  j 
Zeit  so  wichtigen  und  häufigen  Vergleiche  hau- ' 
delt,  leicht  in  Nachteil;  und  soll  man  ohne 
irgend  welche  Garantieen  inländische  Gläubiger, 
welche  einem  ausländischen  Schuldner  mit  Rück- 
sicht auf  dessen  im  Inlande  befindliches  be- 
deutendes Vermögen  kreditiert  haben,  unter 
Auslieferung  dieses  Vermögens  an  ein  ent- 
ferntes ausländisches  Gericht  lediglich  an  eben 
dieses  Gericht  verweisen?  Hat  man  auch  nur 
dafür  eine  Garantie,  dass  auswärtige  Gerichte 
imd  Konkurskuratoren  bei  ihren  Bekannt- 
machungen auf  die  Entfernung  genügende 
Rücksicht  nehmen,  welche  unsere  Landsleute 
von  dem  Sitze  des  Konkurses  trennt? 

Durch  Staats  vertrag  lassen  sich  allerdings 
Garantieen  dieser  Art  schaffen;  aber  ein  allge- 
meiner Vertrag,  dem  jeder  beliebige  Staat  unter 
bestimmten  Voraussetzungen  beitreten  könnte, 
wie  etwa  dem  sogenannten  Weltpostverein,  ist 
hier  gewiss  nicht  am  Platze;  vielmehr  wird 
jeder  einzelne  Staat  nur  schrittweise  und  mit 
Vorsicht  vorgehen  können.  Uebrigens  ist  mit 
der  Vereinigung  der  sogenannten  Universalität 
nicht  jede  indirekte  extraterritoriale  Wirkung 
des  Konkurses  geleugnet,  man  wird  die  Kon- 
kursverwaltung für  berechtigt  halten  müssen, 
auch  auf  das  ausserhalb  des  "Landes  befindliche 
Vermögen  des  Gemein  Schuldners  Arrest  zu  er- 
wirken und  so  dieses  Vormögen  heranzuziehen : 
ein  Widerspruchsrecht  dürften  nur  solche  Gläu- 
biger haben,  für  deren  Forderungen  in  dem 
anderen  Lande  ein  Gerichtsstand  begründet  er- 
scheint. Andererseits  ist  mit  der  sogenannten 
Universaltheorie  noch  nicht  gegeben,  dass  ledig- 
lich das  am  Sitze  des  Konkursjjerichts  geltende 
Recht  für  alle  konkursrechtlichen  Sätze  zur 
Anwendung  kommen  muss,  z.  B.  in  Ansehung 
der  Anfechtung   von   Rechtshandlungen.     Hier 


bleiben  vielmehr,  mag  man  die  Theorie  der 
Universalität  annehmen  oder  verwerfen,  nach 
eine  Menge  bedeutender  und  schwieriger  Einzfl- 
fragen,  welche  erst  mit  der  Schaffting  eines 
international  gleichen  Konkursrechts  ver- 
schwinden würden.  Dazu  dürft«  aber,  so  sehr 
sich  in  den  Grundzügen  eine  gegenseitige  An- 
näherung des  Konkursrechts  der  Kultnrstaaten 
vollzieht,  der  Zeitpunkt  keineswegs  schon  an- 
getreten sein.  (Pfandrechte  müssen  übrigens 
nach  dem  Gesetze  des  Ortes  der  Pfandsache 
beurteilt  werden,  und  in  Ansehung  unbeweg- 
licher Sachen  ist  dies  auch  zweifellos.)  Das 
positive  Recht  einzelner  Staaten  unterscheidet 
(in  einer  wohl  wenig  zweckmässigen  Weisel 
zwischen  unbewejrlichen  und  bewegflichen  Sachen: 
das  bewegliche  Vermögen  soll  dem  über  einen 
Ausländer  (oder  eine  im  Auslande  wohnende 
Person)  eröffneten  Konkurse  herausgegeben 
werden;  über  das  unbewegliche  im  Inlande  be- 
findliche Vermögen  soll  inländischer  Konkurs 
eröffnet  werden,  so  die  österreichische  K.O.  §  61 
und  so  auch  die  englische  Jurisprudenz,  weiche 
indes  den  Gläubiger,  der  im  ausländischen  Kon- 
kurse Forderungen  geltend  gemacht  hat,  zwinirt. 
das  Erhaltene  in  den  englischen  Konkurs  ein- 
zuwerfen oder  sich  anrechnen  zu  lassen.  Die 
deutsche  K.O.  237  und  238  enthält  wohl  die 
verhältnismässig  korrektesten  Bestimmungen. 
Der  allgemeinen  Regel  nach  soll  der  ausländische 
Konkurs  die  Zwangsvollstreckung  im  Deutschen 
Reiche  nicht  hindern  (womit  die  internationale 
Universalität  ausgeschlo.«sen  ist);  doch  können 
unter  Zustimmung  des  Bundesrates  durch  .An- 
ordnung des  Reichskanzlers  Ausnahmen  ge- 
troffen werden.  (Es  ist  damit  keineswegs  jeg- 
liche Rechtawirkung  eines  auswärts  eröffneten 
Konkurses  verneint.)  Ein  inländischer  nur  das 
inländische  Vermögen  umfassender  Konkurs 
wird  eröffnet,  wenn  der  Schuldner  im  Deutschen 
Reiche  eine  rein  gewerbliche  Niederlassung, 
aber  keinen  allgemeinen  Gerichtsstand  hat. 
Manche  Gesetze  enthalten  über  die  internationale 
Wirksamkeit  keine  Bestimmungen,  so  z.  B.  das 
französische  Recht.  Dagegen  enthält  der 
französisch  -  schweizerische  Rechtshilfe  vertrag 
von  1869  auch  Bestimmungen  über  die  gegen- 
seitige Anerkennung  der  in  den  beiden  ge- 
genannten Staaten  eröffneten  Konkurse,  und 
nach  dem  englischen  Konkursgesetze  (s.  168) 
erstreckt  sich  der  in  England  selbst  eröffnete 
Konkurs  auch  auf  das  in  den  Kolonieen  befind- 
liche Vermögen.  Ausländische  Gläubiger  werden 
jetzt  wohl  in  allen  civilisierten  Ländern  den 
inländischen  gleich  behandelt;  die  Benachteili- 
gung ausländischer  Gläubiger  gegenüber  den 
inländischen  ist  nicht  nur  unbillig,  sondern 
wirkt  auch  nationalökonomisch  schädlich.  Die 
deutsche  K.O.  (§  5).  welche  die  Gleichstellung 
der  ausländischen  Gläubiger  ausdrücklich  vor- 
schreibt, behält  indes  Retorsionsmassregeln  vor. 
Die  österreichische  K.O.  (g  51)  macht  die  gleiche 
Behandlung  der  Ausländer  von  der  Reciprocität 
abhängig,  lässt  aber  für  letztere  die  Vermutung 
streiten. 

Littoratur :  Vergleichende  Hechls^tcigsenftch/ift : 
Thall^Tf  De,9  faillitett  en  droit  compare,  Ouvrag^ 
couronne  par  Vlnntitutj  2  Bde.,  Pari4i  1SS7.  — 
Köhler^  Lehrbuch  de»  Konkur srecht^,  ^ntiyart 
1891.    —  Alexandery  KonkursgeseUe  alier  Län 
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*irr  der  Erde  (mit  vergleichender  Uebersicht), 
IS9:i.  —  Materialien  zur  deutschen  Konkurs- 
<:irdnung  in  von  Hahn,  Die  gesamten  Materialien 
^u   den  Beicksjtustizgesetzen,  Bd.  I T,  Berlin  1881,  ' 

—  Deutsches  Konkur&revht :  i\  Bayer,    Theorie  i 
</e#  Konkursprozesses   nach  gemeinem  Rechte,  4- 
Aufl.,    München  18ö0.  —  Fuchs,    Der  deutsche  | 
KonkursprozesSy  Leipzig  1877,  —  Signu  Schnitze,  I 
Ikis    deutsche    Konkursrecht    in    seinen    Grund- 
begriffen, 1881.  —  Fitting,    Das  deutsche  Kon- 
kursrcrjahren,   2.  Auß.,   1883.   —  Endetnann, 
Lhts    deutsche   Konkursverfahren,    Leipzig   1889. 
Lkis  obengenannte  (umfassende)  Lehrbuch  Köhlers. 

—  Lothar  Seuffert,  Das  deutsche  Konkursrecht, 
1S09  (Teil  des  Lindingschen  Handbuchs  der 
detttschcn  Rechtswissenschaft).  —  Die  Kommcn- 
t'ire  zur  deutschen  K.O.,  herrorzuheben  nament- 
lich V.  Witmowski,  Petersen- Kleinf eller , 
i».  Völd€t*n€l4^9^.  —  Französisches  Recht: 
Zahlreiche  Bearbeitungen  in  den  Werken  über 
J/nndelsrccht,  hervorzuheben:  Lyon-Ca^n  et 
Htm  Renault,  Precis  de  droit  commercial, 
Paris,  Bd.  2,  S.  o7.?—1044.  —  IHeselben, 
Jfanuel  de  droit  commercial,  Paris  1891,  S.  701 
— 9öl,  besonders  zu  vergleichen  über  die  durch 
das  Gesetz  von  1889  eingeführte  Liquidation 
/ndiriaire,  S.  704—709  und  904—951.  —  Ita- 
lienisches Recht:  Vidarij  II  nuovo  codice  di 
commercio,  Milano  1888.  —  Englisches  Recht: 
Gertseher,  Das  englische  Konkursrecht  nach 
drm  G.  f.  25.  VIII.  1888,  Wien  1885.  (Separat- 
ahdruck  aus  der  allgemeinen  öffcrreichischen 
Gerichtszeiiung.)  —  Lyon^Caen^  La  loi  anglaise 
tntr  la  faillite  (du  28  aout  1881),  traduile  et  1 
finnotee.  —  Baldwln,  A  treatise  upon  the  law  \ 
oj  bankruptcy,  6.  Aufl.,  Londan  1890.  —  Krapf-  \ 
Liverhofff  Uebersetzung  der  engl.  Bankr.  Act  \ 
von  1888,  Leipzig  1888.  —  Vereinigte  Staaten 
r&n  Nordamerika :  Vocice,  Handbuch  der  Rechts- 
pfiege  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Xord- 
amerika,  Köln  1891,  S.  148ff.  —  Russisches 
Recht  (kurze  Darstellung)  :  Leuthold,  Russische 
Rechtskunde,  Leipzig  1889,  S.  854  ff.  —  WUh, 
Kaufunann,  Das  internationale  Recht  der 
egyptischen  Staatsschuld,  Berlin  1891.  —  Meiliy 
Der  Staatsbankerott  und  die  moderne  Rechts- 
wissenschaft. —  Pflug,  Slaatsbankeroti  und 
internationales  Recht,  München  1898. 

L,  V,  Bar, 
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III.  Statistik  der  Konkurse. 

L  Vorbemerkungen.  U.  Statistik 
der  Konkurse  in  den  einzelnen  Staaten. 
1.  Deutsches  Reich.  2.  Oesterreich.  3.  Gross- 
britaimien  nud  Irland.  4.  Frankreich.  5.  Italien. 
6.  Vereinigte  Staaten  von  Amerika.  7.  Schluss- 
betrachtung. 

I.  Vorbemerkungen. 

Das  Interesse,  welches  sowohl  vom  juris- 
tischen als  auch  vom  volkswirtschafthchen 
Standpunkte  aus  dem  Konkursverfahren  ent- 
gegengebracht wird,  hat  in  allen  Kidturlän- 
dem  das  Bedürfnis  hervortreten  lassen,  von 
den  Ergebnissen  desselben  auf  dem  Wege  > 
der  statistischen  Erhebung  Kenntnis  zu  ge- 


winnen. In  der  That  liefern  solche  Ermitte- 
lungen nicht  nur  wichtiges  Material  zur 
Kritik  und  etwaigen  Reform  der  bestehen- 
den Konkursgesetzgebung,  sondern  bieten 
auch  eine  wertvolle  statistische  üntei*lage 
fiU-  die  Beurteilung  der  volkswirtschaftlichen 
Verhältnisse  des  betreffenden  Landes.  Diese 
nationalökonomische  Bedeutung  der  Konkurs- 
statistik tritt  neuerdings  immer  mehr  in  den 
Vorclergrnnd.  Wohl  in  allen  Kulturländern 
sind  während  dieses  Jahrhunderts  die  Kon- 
kurse immer  häufiger  geworden.  Die  Ent- 
wickelung  von  Handel  und  Gewerbe,  die 
Steigenmg  der  Verkehrsbeziehungen,  die 
Vervollkommnung  des  Kreditwesens,  die 
wachsende  Mobilisierung  des  Grund  und 
Bodens,  kurz  alle  diejenigen  Thatsachen, 
welche  imsere  moderne  Volkswirtschaft  kenn- 
zeichnen, tragen  dazu  bei,  die  Gefahr  des 
ökonomischen  Zusammenbruches  zu  ver- 
grössern.  Insbesondere  sind  es  die,  wie  es 
scheint,  neuerdings  immer  heftiger  auftre- 
tenden periodischen  Krisen,  welche  bei  aller 
Verschiedenheit  ihrer  Ursachen  und  sons- 
tigen Eigentümlichkeiten  in  der  Vernich- 
tung zahlreicher  wirtschaftlicher  Existenzen 
übereinzustimmen  pflegen.  Zur  allseitigen 
Wünliffung  dieser  Thatsachen  ist  aber  die 
Hilfe  der  Statistik  unentbehrlich. 

Der  symptomatische  Wert,  welcher  den  An- 

faben  über  die  Zahl  der  eröffneten  Kon- 
ars e  beizumessen  ist,  wird  indessen  in  der 
Regel  dadurch  beeinträchtigt,  dass  die  gericht- 
lich eingeleiteten  Konkursverfahren  nicht  sämt- 
liche Fälle  dauernder  Zahlungsunfähigkeit  be- 
treffen. Einmal  kann  nämlich  der  Kreis  der 
Personen,  auf  welche  das  Konkursverfahren  An- 
wendung findet,  rechtlich  verschieden  begrenzt 
sein.  Femer  wird  in  vielen  Fällen,  in  denen 
die  wirtschaftlichen  Vorbedingungen  für  die 
Eröftnung  des  Verfahrens  vorliegen,  den  be- 
züglichen Anträgen  auf  Eröffnung  dennoch 
nicht  stattgegeben,  sei  es  nun,  dass  es  an  einer 
Vermögensmasse  völlig  mangelt  oder  dass  die- 
selbe zu  gering  erscheint,  um  auch  nur  die 
Kosten  des  Verfahrens  zu  decken,  oder  dass 
endlich  von  einem  „Konkurs",  einem  Zusammen- 
treffen mehrerer  Gläubiger  nicht  die  Rede  sein 
kann,  weil  nur  ein  einziger  vorhanden  ist.  Es 
erscheint  daher  wünschenswert,  auch  die  An- 
träge in  der  Statistik  zu  berücksichtigen. 
Weiterhin  ist  zu  beachten,  dass  ein  Zahlungs- 
unvermögen  auch  dann  den  Konkurs  nicht  im 
Gefolge  hat,  wenn  von  keiner  Seite  die  zur  Er- 
öffnung desselben  erforderlichen  Schritte  gethan 
werden,  was  vor  allem  dort  in  Frage  kommt, 
wo  die  Gläubiger  sich  schon  vorher  überzeugt 
haben,  dass  der  Schuldner  völHg  mittellos  ist. 
oder  wo  sie  es  für  ratsam  halten,  für  den  An- 
trag auf  Eröffnung  des  Konkurses  einen  güns- 
tigeren Zeitpunkt  abzuwarten.  Endlich  ist  dem 
Umstände  Rechnung  zu  tragen,  dass  die  Insol- 
venzen vielfach  ohne  jedes  Dazwischentreten 
des  Gerichts  durch  einen  privaten  Vergleich 
des  Schuldners  mit  den  vereinigten  Gläubigern 
ihre  Erledigung  finden. 

Wenn  auch  die  aus  den  genannten  That- 
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Sachen  eutsprin  senden  Mängel  der  Statistik 
nach  mehreren  Hichtungen  hm  sich  als  störend 
erweisen  und  wohl  kaum  völlig  zu  beseitigen 
sein  werden,  so  kann  dennoch  unsere  Statistik, 
uamentlich  was  den  zeitlichen  Verlauf  der  Kon- 
kursfrequenz anbetriflft,  von  grosser  sympto- 
matischer Bedeutung  sein.  Freilich  ist,  um 
die  Untersuchung  fruchtbringend  zu  gestalten, 
ausser  der  Zahl  der  Konkurse  die  Kenntnis 
weiterer  Einzelheiten  derselben  erforderlich. 

Zu  diesen  gehört  in  erster  Linie  die  handels- 
rechtliche Stellung  und  der  Beruf  des  Schuld- 
ners. Man  kann  ans  solchen  Angaben  ein  Urteil 
gewinnen  über  die  Zweckmässigkeit  der  ver- 
schiedenen Unternehmungsformen  und  die  Lage 
der  einzelnen  Erwerbszweige,  unter  Umständen 
auch  wohl  über  die  Solidität  der  Geschäfts- 
branche. Schwierig  ist  die  Beantwortung  der 
wichtigen  Frage  nach  den  Ursachen  der 
Konkurse.  Einer  direkten  Ermittelung  steht 
nicht  nur  der  Umstand  im  Wege,  dass  sich  die 
wahren  Ursachen  vielfach  der  Feststellung  ent- 
ziehen, sondern  auch  der,  dass  häufig  mehrere 
Ursachen  zugleich  wirksam  gewesen  sind,  in- 
dem z.  B.  dieses  oder  jenes  Ereignis  zwar 
schliesslich  den  Sturz  herbeigeführt  hat,  die 
missliche  Lage  aber  bereits  länger  bestanden 
hat  und  auf  andere  Ursachen  zurückzuführen 
ist.  Insofern  als  gewisse  Ursachen  namentlich 
bei  Neugrüudungen  von  Geschäften  eine  Rolle 
spielen  (z.  B.  leichtsinniges  Kreditgeben  und 
-nehmen,  mangelnde  Kenntnis  der  Geschäfts- 
branche), kann  man  ihnen  bis  zu  einem  ge- 
wissen Grade  durch  die  statistische  Ermittelung 
^es  Alters  des  Geschäfts  Rechnung  tragen. 
Da  die  Ueberspannung  der  Kreditverhältnisse 
in  ihren  üblen  Folgen  beim  Jahresbeginn  be- 
sonders stark  hervorzutreten  pflegt,  so  erscheint 
es  wünschenswert,  die  Verteilung  der  Konkurs- 
eröffnungen auf  die  einzelnen  Monate  des 
Jahres  ersichtlich  zu  machen.  Was  die  in  den 
Beträgen  der  Aktiva  und  Passiva  sich  aus- 
drückende Grösse  der  Konkurse  anbetrifft, 
so  ist  dahin  zu  streben,  bereits  gleich  nach  Er- 
öffnung des  Verfahrens  jene  Summen  festzu- 
stellen, um  diese  Angaben,  kombiniert  mit  den 
sonstigen  Einzelheiten  der  eröi&ieten  Konkurse 
zu  weiteren  Untersuchungen  verwerten  und 
insbesondere  auch  die  durch  die  Konkurse  der 
Volkswirtschaft  zugefügten  Verluste  ermessen 
zu  können.  Selbstverständlich  kann  es  sich 
hierbei  nur  um  vorläufi§;e  Feststellungen  handeln, 
Kiie  bezüglich  der  Aktiva,  deren  Bestand  über- 
dies mit  Vorliebe  möglichst  optimistisch  be- 
urteilt zu  werden  pflegt,  vor  ihrer  thatsäch- 
licheu  Realisierung  kaum  mehr  als  Schätzungen 
sein  werden. 

Von  anderen  Gesichtspunkten  aus  sind  die 
finanziellen  Ergebnisse  der  beendeten 
Konkurse  zu  beurteilen,  zumal  wenn  man 
auch  auf  die  Art  der  Beendigung  Rück- 
sicht nimmt.  Die  rechtliche  Qualität  der  nun- 
mehr genau  festgestellten  Aktiva  und  Passiva, 
insbesondere  auch  die  Kosten  des  Verfahrens, 
das  Deckungsverhältnis  und  die  Höhe  der  zur 
Verteilung  gelangten  Dividenden  verdienen  eine 
eingehende  Darstellung,  derart,  dass  die  finan- 
zielle Abwickelung  dabei  möglichst  übersicht- 
lich zur  Anschauung  gelangt.  Dies  ist  die 
Quelle,  welcher  das  wertvollste  Material  für  die 
Beurteilung  der  Zweckmässigkeit  der  bestehen- 


den Konkursgesetze  nach  der  wirtschaft]idkt:ii 
Seite  zu  entnehmen  ist,  namentlich  wenn  hier- 
mit auch  nähere  Angaben  über  die  Dan  er 
des  Verfahrens  verbunden  werden,  zxi< 
denen  sich  ergiebt,  wie  lange  das  beteiligt«:' 
Kapital  der  freien  Verwendbarkeit  entzogen  ist. 
Endlich  ist,  besonders  zum  Zwecke  der 
Verwertung  des  Materials  für  volkswirtschatt- 
liehe  Betrachtungen,  wünschenswert,  dass  da.«- 
selbe  nach  räumlichen  Gesichtspunkten  ir-*- 
gliedert  wird  und  die  wichtigeren  Nach weisun^n 
lür  die  einzelnen  Landesteile  sowie  für  «li*? 
grösseren  Städte  gegeben  werden. 

Ungefähr  in  dem  hier  angedeuteten  ümfcui?'.' 
I  ist  die  amtliche  Koukursstatistik  seit  kurzem 
j  im  Deutschen  Reiche  ausgebildet  worden,  und 
es  findet  dabei  namentlich  auch  die  volk>- 
wirtschaftliche  Seite  der  Statistik  gebührende 
Berücksichtigung,  was  dem   Umstände    mit 
zu  verdanken   ist,   dass   hier   die  Kontiii>- 
Statistik  selbständig  gepflegt  wird.   Letzterv> 
gut  auch  füi'  England,  während  in  den  an- 
deren Ländern   unsere  Statistik    einen   Be- 
standteil der  amtlichen  Justizstatistik  bild«n. 
Als  solche  hat  sie  vielfach  eine  gute  Au>- 
bildung  erhalten  und  reicht  teilweise  zeit- 
lich weit  zurück,  so  dass  die  Entwickelun? 
der  Verhältnisse  eine  Reihe  von  Jahrzehnten 
hindurch  verfolgt  werden  kann,  was  die>ori 
i  Statistiken  einen  besonderen  Wert  verleiht, 
wohingegen  die  deutsche  Statistik  erst  seit 
wenigen   Jaliren   eine   eingehende,   einheit- 
liche Behandlung  erfährt.  In  den  Vereinigteu 
Staaten   von  Amerika,   denen   es   an   jeder 
amtlichen  Konkursstatistik  mangelt,  wird  di»> 
selbe  durch  sehr  brauchbare  private  Ermit- 
telungen einsetzt. 

Nachstehend  werden  einige  Hauptdateu 
für  diejenigen  grösseren  Staaten  mitgeteilt, 
welche  über  eine  einigennassen  vollständige 
Statistik  verfügen.  Bei  den  ausländischen 
Staaten  beschränken  wir  ims  dabei  in  der 
Hauptsache  auf  die  Angabe  der  Zahl  der 
eröffneten  Verfalu-en,  da  die  sonstigen  Er- 
gebnisse ohne  näheres  Eingehen  auf  Einzel- 
heiten geringeres  Interesse  bieten. 


II.  Statistik  der  Konkurse  in  den   ein- 
zelnen Staaten. 

1.  Deutsches  Reich.     Aus  älterer  Zeit 

liegen   nur  mi vollständige  Daten  aus  einer 

Reihe  von  Einzelstaaten  vor ;  dieselben  können 

hier  nicht  mitgeteüt  werden.   Die  mit  dem  1. 

Oktober  1879  in  Kraft  getretene  Reichskon- 

kui*sordnung  vom  10.  Februar  1877  führte  auch 

eine  einheitliche  Statistik  der  Konkurse  her- 

j  bei,  und  zwar  als  Bestandteil  derReichsjustiz- 

I  Statistik.    Letztere  enthält  Angaben  über  die 

I  Zahl  der  jährlich  eröffneten,  beendigten  und 

I  schwebenden  Verfahren,  die  Art  der  Beeu- 

I  digung.  die  Wiederaufnahme  derselben,  d«as 

1  Vorhandensein    eines    Gläubigerausschusses 

i  und  die  handelsrechtliche  Qu^dität  des  Gläu- 
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l>igers  und  stellt  sich  somit  im  wesentlichen 
n  nr  als  Bestandteil  der  allgemeinen  Statistik 
<Ier  Gerichtsgeschäfte  dar.  Mit  Rücksicht 
aiif  die  Unzulänglichkeit  dieser  Statistik  hat 
das  Kaiserliche  Statistische  Amt  alsdann, 
\ind  zwar  zuerst  f(ir  das  Jahr  1891  eine 
e^igene  Konkursstatistik  hauptsächlich  nach 
volkswirtschaftlichen  Gesichtspunkten  bear- 
beitet. Hierzu  wurden  die  im  Deutschen 
Heiehsanzeiger  regelmässig  erscheinenden 
^Veröffentlichungen  über  die  gerichtlichen 
ICröffnungs-,  Aufhebungs-  und  Einstellungs- 
l:>e6chlüsse  benutzt,  w^obei  die  Angaben  der 
Konkursgerichte  zunächst  auf  Zählkarten  zu 
übertragen  waren.  Auch  in  sonstiger  Hin- 
sicht weicht  diese  neuere  Ermittelung  von 
der  justizstatistischen  Erhebung  ab,  so  dass 
die  beiderseitigen  Ergebnisse  nicht  ohne 
weiteres  vergleichbar  sind.  Ihren  ausge- 
sprochenen Zweck,  als  Material  für  die  so- 
zialwissenschaflliche  Forschung  zu  dienen, 
suchte  die  neuere  Statistik  insofern  zu  er- 
füllen, als  die  Konkurse  getrennt  nach  der 
Berufs-  imd  Gewerbeangehörigkeit  der  Ge- 
meinschuldner und  zwai'  im  Anschluss  an 
die  Gruppieining  der  deutschen  Berufs-  und 
Gewerbezählung  nachgewiesen  werden  und 
ferner  nicht,  wie  bei  der  Reichsjustizstatistik, 
die  Gerichtsbezirke,  sondera,  entsprechend 
dem  Verfahren  bei  der  sonstigen  amtlichen 
Sozial-  und  Wirt  Schaftsstatistik,  die  politi- 
schen Verwaltungsbezirke  der  Staaten  der 
örtlichen  Verteilung  zu  Grunde  gelegt  sind. 
Im  übrigen  erstrecken  sieh  die  Xachwei- 
sungen  auf  die  eröffneten  Konkurse  (aucJi 
nach  den  Monaten  der  Eröffnung),  die  be- 
endeten Konkuree  (auch  nach  Dauer  und 
Art  der  Beendigung)  und  die  scliwebenden 
Konkurse;  diejenigen  der  Handelsgesell- 
schaften und  der  Genossenschaften  werden 
noch  besonders  nachgewiesen.  Durch  Kom- 
bination jener  verschiedenen  Gesichtspunkte 
liess  sich  ein  reich  gegliedertes  Material 
gewinnen,  welches  in  obiger  Vollständigkeit 
indes  nm*  für  die  Jahre  1891  und  1892  be- ' 
arbeitet  worden  ist.  Für  die  folgenden  Jahre, 
1893  und  1894,  musste  von  der  Aufstellung 
der  Konkurse  nach  Berufs-  und  Gewerbe- 
klassen Abstand  genommen  werden,  nach- 
dem man  sich  inzwischen  davon  überzeugt 
hatte,  dass  die  Berufsangaben  für  solche 
Unterscheidungen  nicht  lünreichend  zuver- 
lässig waren.  Üeberdies  waren  weitergehende 
Vergleichungen  bei  dem  Fehlen  einer  neueren 
allgemeinen  Benifszählung  nicht  auszuführen. 
Da  femer  die  Grundlage  der  Statistik  (die 
Bekanntmachungen  im  Beichsanzeiger)  eine 
BeantiA'ortuDg  der  wichtigen  Frage  nach  der 
finanziellen  Beschaffenheit  der  Konkurse 
dauernd  ausschloss,  so  konnte  die  Statistik 
nach  der  von  Anfang  an  in  den  Vordergrund 
gestellten  volkswirtschaftlichen  Seite  hin 
nicht  mehr  befriedigen. 
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Unter  solchen  Umständen  muss  es  als 
erfreulich  bezeichnet  werden,  dass  der  Bun- 
desrat in  Verfolg  einer  seitens  des  Reichs- 
tages gegebenen  Anregung  unterm  29.  No- 
vember 1894  Bestimmungen  über  die  Her- 
stellung einer  deutscheu  Konkursstatistik  auf 
völlig  neuer  Grundlage  erliess.  Die  Erhe- 
bung geschieht  vermittelst  zweier  von  den 
einzelnen  Amtsgerichten  auszufüllenden  Zähl- 
karten, von  denen  die  eine  für  ein  Konkurs- 
verfahi-en  bis  zum  Beschluss  über  die  Er- 
öffnung, die  andere  für  ein  eröffnetes  Kon- 
kursverfahren bis  zur  Aufhebung  oder  Ein- 
stellung bestimmt  ist.  Jene  Karte  enthält 
Fragen  über  den  Berufs-,  Erwerbs-  oder 
Geschäftszweig  des  Geraeinschiddners,  den 
Anti-ag  auf  Konkurseröffnung  (iosbesondere 
auch  ob  abgewiesen  wegen  ungenügender 
Konkursmasse)  und  über  den  Zeitpunkt  der 
Eröffnung  des  Verfahrens  (insbesondere  auch 
ob  ausschliesslich  der  Gemeinschuldner  die- 
selbe beantragt  hat).  Die  zweite  Zählkarte 
berücksichtigt  ebenfalls  die  Berufsverhält- 
nisse des  Schuldners,  ferner  die  etwaige 
Bestellung  eines  Gläubigerausschusses,  den 
Zeitpimkt  und  die  Art  der  Beendigung  des 
Verfahrens,  die  Höhe  der  verschiedenen 
Massekosten,  der  Masseschulden,  der  Schul- 
denmasse (insbesondere  die  bevoiTCchtigten 
und  nicht  bevorrechtigten  Forderungen),  liier- 
bei  auch  die  Zahl  der  Konkursgläubiger, 
ferner  die  Höhe  der  Teilungsraasse  und  das 
Ergebnis  der  Verteilung.  Damit  sind  die 
Unterlagen  für  eine  berechtigten  Ansprüchen 
genügende  Konkursstatistik  geschaffen,  und 
die  bisherigen  Ergebnisse  der  mit  dem  Jahre 
1895  beginnenden  Statistik  gewähren  einen 
wertvollen  Einblick  in  die  Einzelheiten  jener 
wirtschaftlichen  Krankheitserscheinung.  Mit 
der  Statistik  der  Jahre  1891/94  sind  die 
neuesten  Erhebungen  nicht  völlig  vergleich- 
bar, da  nicht  nur  das  jetzt  gesammelte 
Material  an  sich  zuverlässiger  ist,  sondern 
auch  die  Erhebungsmethode  u.  a.  bezüglich 
dessen,  was  als  ein  Konkursfall  zu  zälüen 
ist,  von  der  früheren  abweicht. 

Von  den  deutschen  Bundesstaaten  hat 
neuerdings  (1893)  Württemberg  eine 
selbständige  konkursstatistische  Erhebung 
veranstaltet.  Diesem  Zwecke  dienten  von 
den  Amtsgerichten  auszufüllende  Erhebungs- 
formulare, in  welche  für  die  einzelnen  be- 
endeten Konkurse  die  wichtigeren,  nament- 
lich für  die  volkswirtschaftliche  Seite  in  Be- 
tracht kommenden  Momente  eingetragen 
wurden.  Unter  anderem  wurde  auch  die 
vermutliche  Ursache  des  Konkurses  erfragt. 
Die  Ergebnisse  des  ersten  Jahrzehntes  sind 
im  statistischen  Landesamt  einer  sehr  ein- 
gehenden Bearbeitung  unterzogen  worden. 
Ausserdem  hat  bisher  nur  noch  eine  Ver- 
öffentlichung der  Ergebnisse  von  1893  und 
1894    stattgefunden.      Mit   dem  Jahre  1895 
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beginnt  die  neue  Reichsstatistik  (s.  oben). 
Auch  für  das  Gix)ssherzogtimi  Baden  liegen 
schon  seit  älterer  Zeit  Angaben  über  den 
Beruf  der  Schuldner,  die  Dauer  des  Ver- 
fahrens, die  Höhe  der  verteilten  Dividenden 
sowie  über  die  Grösse  der  Schulden-  und 
der  Teilungsmasse  vor. 

Im  folgenden  sollen  einige  wichtigere 
Daten  aus  der  deutschen  Konkui-sstatistik 
mitgeteilt  werden.  Nach  der  im  Reichs- 
justizamt bearbeiteten  Geschäftsstatistik  der 
Gerichte  wurden  Konkursverfahren  anhängig 
(a)  bezw.  eröffnet  (b): 

Jahre  a  b  Jahre        a           b 

1881  6222  5252  1886  5912  4789 

1882  5904  4821  1887  5963  4897 

1883  5649  4688  1888  6357  S2i6 

1884  5347  4370  1889  6490  5263 

1885  5728  4627  1890  7321  5936 

Die  Ergebnisse  der  folgenden  Jahre 
können  hier  unberücksichtigt  bleiben. 

Die  besondere  Reichskonkui-sstatistik  der 
Jahre  1891—94  hat  ergeben: 

Tnhi-P         eröffnete  Konkurse  beendete 

"^^^^^  absolut     auf  100000  Ein w.  überhaupt 

1891  7623                15,3  6159 

1892  7684               15,3  7037 

1893  6733               13,3  6726 

1894  7  411                14,4  6636 

Die  neueste  Konkursstatistik  hat  ergeben : 

Jahre                "^"^  Konkurse  beendete 

im  ganzen           eröflFhete  Konkurse 

1895  7  III                   6431  6362 

1896  6760                  6190  6342 

1897  6997                   6358  6077 

1898  7364                  6737  6325 

Es  wurde  schon  oben  bemerkt,  dass  die 
verschiedenartigen  konkursstatistischen  Er- 
hebmigen  im  Deutschen  Reiche  nicht  völlig 
mit  einander  vergleichbar  sind.  Im  ganzen 
lassen  aber  die  Zahlen  doch  erkennen,  dass 
mit  der  fortschreitenden  wirtschaftlichen 
Entwicklung  auch  die  ungünstigen  Begleit- 
erscheinungen eines  gesteigerten  Kreditver- 
kehrs sich  geltend  machen. 

Im  Jahre  1898  wurden  unter  den  7364 
neuen  Konkursen  bei  627  die  bezüglichen 
Anträge  auf  Konkurseröffnung  wegen  Mangels 
an  Masse  abgewiesen,  so  dass  nur  6737  er- 
öffnet wurden ;  bei  4224  der  letzteren  war 
die  Konkurseröffnung  ausschliesslich  vom 
Gemeinschuldner  beantragt  worden.  Die 
Summe  der  bei  den  beendigten  Konkursver- 
fahren beteiligten  Konkursforderungen  be- 
trug 195,7  Millionen  Mark;  davon  entfielen 
3,9  Millionen  Mark  auf  die  bevorrechtigten 
und  191,8  Millionen  Mark  auf  die  nicht  be- 
vorrechtigten Forderungen.  Es  waren  259  242 
Konkursgläubiger  vorhanden ;  die  vorhandene 
Teilungsmasse  betrug  53,5  Millionen  Mark; 
die  ausgefallenen  Beträge  der  nicht  bevor- 


lecht  igten  Konkursfordeningen  sind  auf  153,1 
Millionen  Mark  festgestellt  worden.  Für  ein-:- 
Reihe  von  Fällen  fehlen  die  Angaben. 

Was  die  Art  der  Beendigung  der  Konkurs- 
verfahren anbetrifft,  so  wurden  von  den  iiu 
Jalu^  1898  überhaupt  beendeten  6325  Ver- 
fahren 4188  durch  Schluss Verteilung,  1571 
durch  Zwangsvergleich,  148  wegen  allge- 
meiner Einwilligung  und  423  wegen  Nichtvor- 
handenseins einer  den  Kosten  des  Verfahren^ 
entsprechenden  Konkursmasse  beendet 

Bezüglich  der  Dauer  der  beendeten  Ver- 
fahren ist  zu  erwähnen,  dass  im  Jahre  1>^^ 
beendet  wurden  nach  einer  Dauer  von  unter 
1  Jahr  42 J  4  oder  66,6  ®/o,  nach  einer  solchen 
von  1  bis  2  Jahren  1370  oder  21,7  ^'0,  nach 
einer  solchen  von  2  bis  3  Jahren  390  oder 
6,2^0,  nach  einer  solchen  von  3  bis  4  Jahren 
175  oder  2,8  ^/o,  nach  einer  solchen  von  4 
bis  5  Jahren  79  oder  1,2  ^'0,  nach  einer 
solchen  von  5  bis  10  Jahren  86  oder  1.3 '^o 
und  nach  einer  solchen  von  10  und  melu* 
Jahren  11  oder  0,2  ^/o.  Naturgemäss  führen 
die  durch  Zwangsvergleich  bindeten  Ver- 
fahren im  allgemeinen  rascher  zur  Erledi- 
gung als  die  durch  Schlussverteilung  been- 
deten ;  während  von  den  ersteren  1301  oder 
82,8%  eine  Dauer  von  unter  1  Jalire  hatten, 
entfielen  von  den  letzteren  2467  oder  nur 
59,0%  auf  diese  Gruppe. 

Nach  der  Höhe  der  Schuldenmasse  grui:»- 
pieren  sich  die  im  Jahre  1898  beendeten 
konkui-sverfahren  in  nachstehender  Weise. 
Es  hatten  eine  Schuldenmasse  von  unter 
5000  Mark  1586  oder  25,3  «/o,  eine  solche 
von  5  bis  10000  Mark  1409  oder  22,5%,  eine 
solche  von  10  bis  20(^00  Mark  1343  oder 
21,4%,  eine  solche  von  20  bis  50000  Mark 
1168  oder  18,6%,  eine  solche  von  50  bii? 
100000  Mark  421  oder  6,7%,  eine  solche 
von  100  bis  500000  Mark  303  oder  4,8  <»o. 
eine  solche  von  500000  bis  1  Million  Mark 
23  oder  0,4%,  endlich  eine  solche  von  1 
Million  Mark  und  mehr  16  oder  0,3  %.  Es 
zeigt  sich  also,  dass  die  kleineren  Konkurse 
bei  weitem  überwiegen.  (Vgl.  hierzu  die 
Schlussbetrachtung  unten  sub  7.) 

lieber  das  finanzielle  Ergebnis  der  im 
Jahre  1898  beendeten  Konkiursverfahren  ist 
folgendes  zu  bemerken.  Von  den  6325  lie- 
endeten  Verfahren  war  das  Ergebnis  der 
Verteilung  in  6157  Fällen,  nachgewiesene 
Masseschulden  waren  in  2391,  bevorrech- 
tigte Forderungen  in  961  Fällen  nicht  vor- 
handen. Die  Masseschidden  wurden  in  3909 
Fällen  mit  100%,  in  15  mit  unter  100  bis 
50  %,  in  10  mit  50  %  und  darunter  geeckt. 
Die  Massekosten  wurden  in  6039  F^en  mit 
100%,  in  61  mit  unter  100  bis  über  50%, 
in  54  mit  50  %  und  darunter  gedeckt.  Auf 
die  bevorrechtigten  Forderungen  entfielen 
in  4984  Fällen  100%,  in  87  unter  100  bis 
über  50%  und   in  293  50%  imd  darunter. 
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Die  nicht  bevorrechtigten  Forderungen  wur- 
den gedeckt  in  102  (1,7  ^/o)  Fällen  mit  100  o/o, 
in  404  (6,50/0)  Fällen  mit  unter  100  bis  über 
50<>/a,  in  398  (6,5%)  Fällen  mit  50  bis  über 
41)0/0,  in  656  (10,6  «'o)  Fällen  mit  40  bis 
über  30%,  in  1141  (18,6%)  Fällen  mit  80 
bis  über  20%,  in  1518  (24,7%)  FäUen  mit 
20  bis  über  10%  und  in  1432  (28,2%)  mit 
1(>%  und  weniger;  in  506  (8,2%)  Fällen 
blieben  die  Forderungen  ungedeckt;  zu- 
sammen 6157  Fälle. 

Wegen  näherer  Einzelheiten  über  die 
Ergebnisse  der  Statistik,  insbesondere  auch 
über  die  Kosten  des  Verfahrens  und  die 
Benifsstellung  der  Gemeinschuldner  sowie 
über  die  Verteüung  der  Konkurse  auf  Staaten 
und  Landesteile  muss  an  dieser  Stelle  auf 
die  ausführlichen  Mitteilungen  der  amtlichen 
Veröffentlichungen  (s.  Litteratur)  verwiesen 
werden. 

2.  Oesterreich.  Die  österreichische 
Statistik  liefert  namentlich  über  die  Art  der 
Erledigimg  des  Verfahrens  eingehende  Nach- 
weise. Daneben  finden  auch  die  Benifsstellung 
des  Schuldners  und  das  finanzielle  Ergebnis 
des  Verfahrens  eingehende  Benlcksichtigimg. 
Die  ordentlichen  und  die  kaufmännischen 
Konkurse  werden  getrennt  gehalten.  Es 
wurden  in  Oesterreich  durchschnittlich  jähr- 
lich bezw.  jährlich  Anträge  auf  Konkurser- 
öffnung eingebracht: 

Jahre  ordentl.  Verf .  kauf m.  Verf.  zusammen 
1881/85        3431  504  3  935 

1886  3159  508  3667 

1887  3809  463  4272 

1888  4414  492  4906 

1889  4632  541  5173 

1890  4956  508  5464 

1891  4781  451  5232 

1892  4862  555  5417 

1893  5198  565  5763 

1894  5703  577  6280 

1895  6183  508  6691 
Die  Zahl   der  Anträge    ist    namentlich 

beim  ordentlichen  Verfaliren,  ganz  beträcht- 
lich grösser  als  die  der  eröffneten  Konkurse, 
weil  sehr  viele  Anträge  zurückgewiesen, 
zurückgezogen  oder  sonst  erledigt  wurden. 
Unter  den  zurückgewiesenen  Anträgen  ver- 
dienen diejenigen  besondere  Beachtung, 
welche  nach  §  66  der  K.O.  wegen  zu  geringer 
Aktiva  oder  wegen  Vorhandenseins  nur  eines 
Gläubigers  zurückgewiesen  werden  mussten ; 
sie  sind  der  nachstehenden  Uebersicht  bei- 
gefügt worden. 

Die  Wirkung  der  Krisen,  namentlich  auch 
■diejenige  der  siebziger  Jahre,  tritt  aus  diesen 
Zahlen  deutlich  hervor.  Beachtenswert  ist, 
dass  die  Zahl  der  zim'ickgewiesenen  Anträge 
neuerdings  stark  gestiegen  ist. 

3.  Grossbritannien  und  Irland,  a) 
England.  Die  englischen  Berichte,  welche 
von  dem  staatlichen  Aufsichtsbeamten  in 
Konkursangelegenheiten ,     dem     Inspector- 


►?  ordtl. 


(Oesterreich) 

eröffnete  Konkurse    ^f!twno  is 
gewiesene  %  s 

kaufm.  zus.  Anträge  s'^ 

1871  ^      _     573    _  _ 

1872  —      _     588    —  — 

1873  —      —     916    —  — 

1874  —      _  1088    —  — 

1875  —      _  1381    _  — 

1876  1  195    580    I  775     918    2  693 
1877 -1046    331    1377     538    1915 

1878  948  386  1334  618  1952 

1879  742  306  1048  669  1717 

1880  706  265  972  672  1 644 

1881  775  271  1046  592  1638 

1882  736  297  1 033  720  1 753 

1883  727  ^  246  973  800  I  773 

1884  813  280  1 093  638  1 731 

1885  775  308  1083  525  1608 

1886  718  245  963  625  1  588 

1887  822  268  1090  788  1878 

1888  934  279  1 213  769  1 982 

1889  865  252  I  n7  8oi  1918 

1890  847  278  I  125  903  2028 

1891  807  245  1 052  870  1 922 

1892  839  235  1 074  929  2  003 

1893  827  264  1 091  1 041  2 132 

1894  725  236  961  1332  2293 

1895  714  204  918  1484  2402 

1896  ?  ?  1  141  ?  ? 
General  in  bankniptcy  (bis  zum  Jahre  1883 
hiess  er  Comptrolier  in  bankruptcy),  redi- 
giert werden,  entlialten,  in  Anerkennung  der 
Bedeutung  unserer  Statistik  für  die  Beur- 
teilung der  wirtschaftlichen  Verhältnisse, 
namentlich  auch  über  die  neu  eintretenden 
Insolvenzen  reiches  Material.  Die  Aktien- 
gesellschaften, welche  der  Bankniptcy  Act 
nicht  unterstellt  sind,  bleiben  auch  von  der 
Statistik  unberücksichtigt.  Ferner  ist  der 
englischen  (und  der  irischen)  Statistik  eigen- 
tümlich, dass  die  Eröfftiungsbeschlüsse 
(receiving  Orders)  sogleich  nach  der  Art  des 
eingeschlagenen  Verwaltungsverfahrensgnip- 
piert  werden,  über  welches  bereits  in  der 
ersten  Gläubigerversammlung  Beschluss  zu 
fassen  ist.  Die  amtlichen  Nachweise  unter- 
scheiden im  AnschluBs  an  die  gesetzlichen 
Bestimmungen  drei  Arten  von  Konkui-sen: 
die  eigentlichen  Konkurse  (adjudication),  die 
Liquidationen  (schemes  of  arrangement  und 
liquidations  by  arrangement)  und  die  Ver- 
gleiche (compositions).  Im  Nachstehenden 
sind  die  Konkurse,  welche  1884  noch  nach 
dem  älteren  Rechte  (G.  v.  1869)  behandelt 
sind,  mit  a,  die,  welche  1884  schon  nach 
dem  neueren  Rechte  (G.  von  1883)  behandelt 
sind,  mit  b  bezeichnet.  Die  neu  eröffneten 
Verfahren  verteilen  sich  folgendermassen : 
S.  die  Tabelle  S.  308. 

Hierzu  tritt  noch  eine  geringe  Zalil  von 
Nachlassverwaltungsbeschlüssen    (1898    18). 

Die  Zahlen  der  Tabelle  lassen  erkennen, 
dass  die  Gesetzgebung  von  1883  eine  völlig 
veränderte  Lage  geschaffen  hat,  welche  in  dem 
bedeutenden  Rückgang  der  Gesamtzahl  der 
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Jahre 

eigentl. 

Liqui- 

Ver- 

sämtl. 

Konkurse 

dationen 

gleiche 

Konkurse 

1870 

1351 

2  035  . 

1616 

5  002 

1871/75 

996 

3878 

2408 

7  282 

1876/80 

1035 

5859 

3838 

10732 

1881 

1  005 

5216 

3506 

9727 

1882 

995 

4679 

3367 

9041 

1883 

I  046 

4571 

2938 

8555 

i|5 

^  (zus. 

63 

429 

418 

910 

2935 

56 

269 

3260 

2998 

485 

687 

4170 

1885 

3965 

78 

290 

4  333 

1886 

4566 

61 

189 

4816 

1887 

4681 

31 

127 

4839 

1888 

4695 

27 

104 

4826 

1889 

4415 

30 

75 

4520 

1890 

3924 

27 

60 

4011 

1891 

4150 

22 

44 

4216 

1892 

4  575 

13 

47 

4635 

1893 

4805 

10 

59 

4874 

1894 

4702 

11 

49 

4762 

1895 

4  349 

7 

40 

4396 

1896 

4109 

13 

31 

4153 

1897 

4032 

8 

34 

4074 

1898 

4247 

3 

42 

4292 

Fälle  und  in  dem  veränderten  numerischen 
Verhältnis  der  einzelnen  Konkursverwaltungs- 
verfahren zu  einander  ihren  statistischen 
Ausdruck  findet.  Der  Umschwung  erklärt 
sich  in  erster  Linie  aus  der  Beseitigung  der 
aussergericht liehen  Liquidationen  und  Ver- 
gleiche und  aus  dem  neuerdings  eingeführten 
strengeren  Verfahren  gegenüber  den  Schuld- 
nern," welches  eine  beträchtliche  Vermehrung 
der  eigentlichen  Konkurse  im  Gefolge  gehabt 
hat.  Vielleicht  wird  auch  ein  mittelbarer 
Zweck  des  neuen  Gesetzes,  die  gewerblichen 
Kreise  zu  grösserer  Vorsicht  beim  Kredit- 
nehmen und  -geben  anzuspornen,  einiger- 
massen  erreicht  und  dadurch  gleichfdls  eine 
Verminderimg  der  Konkurse  herbeigeführt 
sein.  Wie  sehr  eine  sorglose  Kreditgewährung 
den  wirtschaftlichen  Zusammenbruch  be- 
günstigt., zeigen  auch  die  guten  Geschäfts- 
jahre bis  1875  recht  deutlich.  Die  Gesamt- 
zahl aller  Konkurse  betrug  nämlich  1871 
6280,    1872   6835,    1873   7489,   1874  7919, 

1875  7889,  1876  9249,  1877  9533,  1878 
11450,  1879  13132  und  1880  10298.     Seit 

1876  hat  dann  die  hereinbrechende  schwere 
Krisis  den  Ruin  der  Widerstandsunfähigen 
beschleunigt,  und  die  Folgen  der  üeber- 
spekulation  treten  immer  mehr  zu  Tage. 

Was  die  neuere  Zeit  anbetrifft,  so  kann 
nicht  bezweifelt  werden,  dass  die  Beseitigung 
der  aussergerichtlichen,  aber  bis  zum  Jahre 
1883  der  Bankruptcy  Act  von  1869  unter- 
stellten Liquidationen  und  Vergleiche  die 
Folge  gehabt  hat,  dass  die  Zahl  der  ohne 
jede  Mitwirkung  der  Behörden  zwischen 
Gläubigern  und  Schuldnern  abgeschlossenen 
Vergleiche,  der  sogenannten  private  arrange- 
ments,  beträchtlich  gestiegen  ist.  Früher 
unermittelt  geblieben,  müssen  dieselben  nun- 
mehr auf  Grund  der  Deeds  of  Arrangement 


Act  vom  16.  September  1887  r^istrit^ 
wenlen.  Nachstehend  wird  deren  Zahl  sowie 
die  dm*ch  Addition  derselben  zu  obigen  samt- 
lichen Konkim5en  berechnete  Zahl  der 
Zahlungseinstellungen  überhaupt  mitgeteilt 


Jahre 

1888 

1889 

1890 

1891 

1892 


1894 
1895 
1896 
1897 
1898 


Priv.  Vergleiche 

3  495 

3  337 

3097 

3008 

3  333 
3938 
3894 
3462 
3271 
3208 
3246 


ZahlungseinsteU . 
8321 

7857. 

7  108 
7224 
7968 
8812 

8  6i;6 
7  8i8 

7424 
7  282 

7538 


Im  ganzen  haben  hiernach  die  Zahlungs- 
einstellungen gegenüber  der  Zeit  vor  lif^4 
abgenommen.  Eine  Steigenmg  der  Konkurs- 
fälle zeigt  sich  Mitte  der  achtziger  und  ni 
Beginn  der  neunziger  Jahre. 

Die  finanziellen  Verhältnisse,  über  welche 
die  englische  Konkursstatistik  gleichfalls 
eingehendereNach  weise  veröffentlicht  müssen 
hier  unberücksichtigt  bleiben. 

b)  Schottland  und  Irland.  lo 
Schottland  betrug  die  Zahl  der  neu  eröff- 
neten Konkurse 


1870  555 

1871  490 

1872  368 

1873  391 

1874  382 

1875  441 

1876  482 

1877  543 


1878  717 

1879  1077 

1880  582 
1881 
1882 
1883 
1884 
1885 


450 
452 
342 
406 
362 


1886  450 

1887  444 

1888  442 

1889  388 

1890  339 

1891  348 

1892  346 

1893  356 


1894  341 

1895  3^6 

1896  317 

1897  27S 

1898  282 


Der  zeitliche  Verlauf  zeigt  Ueberein- 
stimmung  mit  den  englischen  Verhältnissen. 

Die  Angaben  über  die  Konkurse  in  Irland 
reichen  nur  bis  zum  Jahre  1887.  In  der 
Zeit  von  1880—1887  wurden  dort  durch- 
schnittlich jährlich    515  Konkrurse   eröffnet. 

4.  Frankreich.  Dieser  Staat  verfügt 
bereits  seit  mehreren  Jahrzehnten  über  eine 
sehr  vollständige  und  gleichartige  Statistik, 
aus  der  wir  folgendes  hervorheben: 

Jahre  Konkurse  Jahre  Konkurse  Jahre  Konkurse 

1840  2618      1857      3983       1874        «>  596 

1841  2514      1858      4330       1875       5361 

5  193 
5480 
6021 
6174 
6295 

6795 

7o6i|^ 

6966 

7719 

8024 

8759 
8126 

7  754 


1842 

2419 

1859 

3899 

1876 

1843 

3071 

1860 

4041 

1877 

1844 

3011 

1861 

4862 

1878 

1845 

3  447 

1862 

5390 

1879 

1846 

3  795 

1863 

4450 

1880 

1847 

4762 

1864 

4642 

1881 

1848 

3532 

1865 

4839 

1882 

1849 

3223 

1866 

5198 

1883 

1850 

2135 

1867 

5581 

1884 

1851 

2305 

1868 

5S31 

1885 

1852 

2478 

1869 

6040 

1886 

1853 

2671 

1870 

3987 

1887 

1854 

3691 

1871 

3019 

1888 

1855 

3540 

1872 

5306 

1856 

3717 

1873 

5508 
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Von  1889  ab  sind  neben  den  eigentlichen 
Xonkursen  noch  die  diurch  das  G.  v.  4.  März 
18S9  eingeführten,  auf  einen  Vergleich  hin- 
zielenden Liquidationen  zu  berücksichtigen. 


Jalire 

188Ö 
1890 
1891 
1892 
1893 
1894 
1895 
1896 


Konkurse      Liquidationen 
?  ? 

find  2516 

2752 


6052 
5826 
5882 
6001 

6305 
6033 
6061 


2703 
2421 
2861 
2514 
2562 


zusammen 
QöSQ 
8568 
8578 
8585 
8422 
9  166 

8547 
8623 


Dass  die  Entwickelung  der  französischen 
Volkswirtschaft  eine  andauernde  Tendenz 
zur  Vermehrung  der  Konkurse  bekundet, 
hat  als  eine  natürliche  Folge  des  wachsen- 
den Verkehrslebens  nichts  üeberraschendes. 
Der  normale  Eutwickelungsgang  erleidet 
indessen  im  einzelnen  mehrfache  starke 
Unterbrechungen. 

Zuerst  in  dem  Teuerungs-  und  Notjahre 
1847,   in  welchem  die  Konkurseröffnungen 
stark  zunehmen,  um  dann  ebenso  plötzlich 
nieder    zurückzugehen.     Dieser   Rückgang 
erreicht   mit   dem   Jahre   1850,  wo   infolge 
der    politischen  Ereignisse   das    Geschäfts- 
lel*en    gänzlich   ins   Stocken   geriet,   seinen 
tiefsten  Stand.   Die  aufstrebende  Bewegung 
der  folgenden  Jalu*e  (Periode  der  Handels- 
verträge   und    der  Eisenbahnanlagen)    ver- 
mochte die  Krisis  von   1857  nur  vorüber- 
gehend zu  hemmen.    Die  wachsende  Grün- 
dungs- und  Spekulationslust  steigerte  dann 
die  Zahl  der  Konkurse  derart,  dass  im  Jahre 
1809  die  stärkste  bisher  erlebte  Freq^uenz 
erreicht    wurde.      Die    beiden    Kriegsjalire 
brachten  einen  zwar  nur  vorübergehenden, 
aber  überaus  kräftigen   Hückschl^   (Mora- 
toriengesetze V.  22.  April  und  6.  September 
187 1).    Yon  der  in  den  siebziger  Jahren  im 
übrigen  Europa  herrschenden  Geschäftskrisis 
blieb  Frankreich  bekanntlich  fast  verschont. 
Dagegen  kommt  die  Krisis  von  1882  in  den 
steigenden  Zahlen  der  folgenden  Jahre  zur 
Erscheinimg.    Die  französische  Statistik  be- 
handelt ausser  den  finanziellen  Ergebnissen 
des  Verfahrens  auch  den  Beruf  der  Geraein- 
fcichuldner  und  die  Dauer  der  Konkiu*se. 

5.  Italien.   Die  Zahl  der  neu  eröffneten 
Konkurse  betrug 


1867  403 

1868  487 

1869  499 

1870  570 

1871  513 

1872  438 

1873  664 

1874  742 

1875  609 

1876  708 

1877  838 


1878 
1879 
1880 
1881 
1882 
1883 
1884 
1885 
1886 
1887 
1888 


857 
783 
749 
705 
811 
717 
844 
I  106 
I  310 

1  623 

2  200 


1889  2015 

1890  I  912 

1891  2021 

1892  2212 

1893  2190 

1894  2338 

1895  2351 

1896  2408 

1897  2474 


In  den  70er  Jahren  machte  sich  die  all- 
gemeine europäische  Geschäftskrisis  geltend. 
Zu  der  jüngsten  enormen  Zunahme  der 
KonkursfaJle  haben  vermuthch  die  Missernten 
und  die  Störung  der  Handelsbeziehungen 
mit  Frankreich  wesentlich  beigetragen.  Die 
sonstigen  kleineren  Schwankungen  entziehen 
sich  der  sicheren  Beurteilung. 

Die  italienische  Statistik  beliandelt  auch 
die  finanziellen  Ergebnisse  des  Verfahrens 
und  die  Dauer  der  Konkurse. 

6.  Vereinige  Staaten  von  Amerika. 
Die  nachfolgenden  Angaben  über  die  Zahl 
der  kaufmännischen  Insolvenzen  (mercantile 
failures)  sind  von  1881  ab  den  Veröffent- 
lichungen des  bekannten  Auskunftsbureaus 
»The  Bradstreet  Company«  entnommen. 


1871 

1872 
1873 
1874 
1875 
1876 
1877 
1878 
1879 
1880 


2915 
4069 
5183 
5830 
7740 
9092 
8872 
10478 
6658 
4  735 


1881 
1882 
1883 
1884 
1886 
1886 
1887 
1888 
1889 
1890 


5929 

7635 
10299 
II  620 
II  116 
10568 

9740 
10587 
II  719 
10673 


1891 
1892 


1894 
1895 
1896 
1897 
1898 
1899 


12394 
10270 
15560 
12  721 

13013 
15  112 
13099 
II  638 
9634 


Die  kritischen  Perioden  der  siebziger 
und  achtziger  Jahre,  welche  1878  und  1884 
ihren  Höhepunkt  erreichten,  kommen  in  den 
Zahlen  ebenso  zum  Ausdruck  wie  der 
schlechte  Geschäftsgang  in  den  neunziger 
Jahren.  Die  jüngste  Zeit,  in  der  die  Ge- 
schäftsverhältnisse recht  günstige  gewesen 
sind,  bringt  dann  wieder  einen  beträchtlichen 
Rückgang  der  Konkursfrequenz. 

Abgesehen  von  der  eingehenden  Behand- 
lung der  finanziellen  Seite  der  Konkurs- 
statistik hat  das  genannte  Bureau  auch  den 
Versuch  gemacht,  die  Ursachen  der  Konkurse 
zu  ermitteln.  Nachstehend  geben  wir  noch 
einige  Zahlen  über  die  Aktiva  und  Passiva 
der  Konkurse. 


Jahre 

1894 
1895 
1896 
1897 
1898 
1899 


Aktiva 
$ 

79  755  067 
88  115  530 
148  297  256 
85  680  946 
72964176 
60  191  696 


Passiva 

$ 

149  595  434 
158842445 

247052343 
156166373 

141  137  "7 
119730593 


Die  vorstehenden  Zahlen  geben  eine  Vor- 
stellung von  den  grossen  Vermögenswerten, 
welche  in  den  Vereinigten  Staaten  von  den 
Konkursen  in  Mitleidenschaft  gezogen  wurden. 
Mit  der  Zalü  der  Konkurse  sind  neuerdings 
auch  die  Werte  zurückgegangen.  Ebenso 
wurde  das  Deckungsverhältnis  ein  güns- 
tigeres und  bewegt  sich  innerhalb  des  Durch- 
schnitts normaler  Jahre,  welcher  50 — 53^/0  be- 
trägt. 1899  machten  die  Aktiva  51,8  <>/o  der 
Passiva  aus.  1898  52,1  «/o  und  1896  59,9  ^/o. 
Uebrigens  werden  in  obiger  Konkursstatistik, 
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mit  Ausnahme  der  Banken,  nur  diejenigen 
Zahlungseinstellungen  mitgei-echnet,  welche 
eine  Unterbilanz  haben. 

7.  Schlussbetraclitnng.  Wir  müssen 
es  uns  versagen,  die  kleineren  Staaten  mit 
ausführlicherer  Konkursstatistik,  die  Nieder- 
lande, Belgien,  Rumänien,  Norwegen  und 
Dänemark,  zu  denen  neueixiings  auch  die 
Schweiz  getreten  ist,  an  dieser  Stelle  zu 
behandeln.  Um  jedoch  wenigstens  einen 
Ueberblick  über  die  Konkursfrequenz  in  den 
einzelnen  Staaten  zu  bieten,  ist  nachstehend 
die  Zahl  der  Konkurse  und  ihr  Verhältnis 
zur  Bevölkenmg  für  alle  diejenigen  Staaten 
aufgeführt,  für  welche  neuere  Angaben  vor- 
liegen. Dabei  wurde  der  Durchschnitt  der 
Periode  1891  95  zu  Grunde  gelegt,  nur  für 
Dänemark  und  Belgien  derjenige  von  1894  95. 


Staaten 

Konkurse 

AuflKonknrs 
Einwohner 

England  und  Wales 

8  104 

3763 

Norwegen 

489 

4089 

Frankreich 

8660 

4446 

Niederlande 

I  028 

4571 

Vereinigte  Staaten 

12792 

%oSi 

Dänemark 

328 

6707 

Deutsches  Reich 

7  176 

7175 

Belgien 

684 

9356 

Schottland 

349 

11  747 

Italien 

2222 

13  951 

Oesterreich 

1  019 

24043 

Der  Wert  dieses  Vergleiches  wird 
dadiu'ch  sehr  beeinträchtigt,  dass,  wie 
früher  schon  betont  wurde,  die  eröff- 
neten Konkiu^e  mit  den  thatsächlich  einge- 
tretenen Insolvenzen  keineswegs  identisch 
sind,  sondern  je  nach  dem  geltenden  Recht 
des  einzelnen  Staates  der  Zahl  nach  mehr 
oder  weniger  erheblich  hinter  den  letzteren 
ziuückbleiben.  Weiterhin  bedingt  der  Cha- 
rakter der  Volkswirtschaft  eines  Landes 
einen  wesentlichen  Unterschied  insofern,  als 
die  Berufskreise  an  den  Konkursen  in  stark 
abweichendem  Masse  beteiligt  sind.  Bei 
den  Grundeigentümern  dokumentiert  sich 
der  Vermögensruin  gewöhnlich  in  der  Form 
der  hypothekarischen  Verschuldung  mit 
nachfolgender  Zwangsversteigenmg  der 
Liegenschaften,  während  andererseits  zah- 
lungsunfähige Lohnarbeiter  in  der  Regel  der 
einfachen  Pfändung  ausgesetzt  sind.  Schon 
deshalb  müssen  die  selbständigen  Handels- 
und Gewerbetreibenden  relativ  am  häu- 
figsten dem  Konkurs  verfallen.  Nach  der 
deutschen  Konkursstatistik  für  1898  nimmt 
unter  den  einzelnen  Bcrufsgrupi)en  der 
Waren-  und  Produktenhandel  mit  39,3% 
sämtlicher  neuer  Konkurse  die  erste  Stelle 
ein.  In  weitem  Abstände  folgen  alsdann 
die  Bekleidungs-  und  Reinigungsgewerbe 
mit  11,0%,  die  Industrie  der  Nahrungs- 
und Genussmittel  mit  10,2%,  die  Land- 
und  Forstwirtschaft  mit  5,9%,  das  Beher- 


!  bergungs-  und  Eniuickimgsgewerbe  mit 
5,9%  und  das  Baugewerbe  mit  4,6  "^o. 
In  der  That  hat  das  häufige  VorkommeQ 
der  Konkurse  in  den  Handelsgewert»eii 
auch  aus  allgemeinen  Gründen  viel  Wahr- 
scheinlichkeit  für  sich.  Denn  je  geringere 
Anfonlerungen  an  die  technische  Äui— 
bildung  gestellt  werden,  je  leichter  es  ist. 
ohne  genügende  eigene  Mittel  auf  dem 
Wege  des  Kredits  ein  selbständiges  Geschäft 
zu  begründen,  je  bedeutender  der  Eiiifluss 
von  Konjunkturenschwankungen  und  der 
Anreiz  zur  Spekiüation,  um  so  grosser  aut.-h 
die  Gefahr  des  Zusammenbruches. 

Lltteratur:  Vierteljahrshe/te  zur  Statistik  d^* 
Deutschen  Reiches,  herausgegebetx  vom  Kaiseri. 
Statist.  Amt,  Jahrg.  189Sff.,  Berlin.  —  für  dfr 
übrigen  Staaten  kommen  hauptsächlich  die  fori- 
laufenden  VerliffenÜichungen  der  amtliche  h 
Juslizstaiistik  in  Brtracht.  Line  roUstandi*}< 
Bearbeitung  und  Würdigung  der  bisherigen  Er- 
gebnisse der  Konkursstatistik  aller  Staaten  r er- 
suchte der  Verfasser  dieses  Artikels  in  dem  Auf- 
sätze: Die  Ergebnisse  der  Konkursstatist»k, 
Jahrb.    f.    Not.    «.  Stat.,    III.    Folge,    Bd.    ^, 

1891.  —  Jiettich,  Ergebnisse  einer  konkur*- 
atatistischen    Erhebung    in    Würtiemberg    1SS4 — 

1892,  im  Konigl.  stat.  Landesamt  nach  amüirhen 
Queihn     bearbeitet     (Sonderabdruck     aus      dem 

Würtiembergischen  Jahrb.  für  Stat.  und  Landes- 
kunde, Jahrg.  1893),  StuttgaH  189S.  —  H.  r. 
Schullem-SchraUenhofenf  Die  Gesetzgebung 
über  den  Gläubigerkonkurs  vom  Standpunkte 
der  Volkswirtschaft,  in  der  Zeitschr.  für  Volks- 
wirUchaft,  Sozialpol.  u.  Verw.,  Bd.  I,  S.  4£0jf., 

Wien  1892. 

A,   WimUnghaus, 


Konsolidation  (von  Schulden) 

s.  Konversionen  unten  S.  343 ff.    und 
Staatsschulden. 


Konsumtion. 

I.  Die  allgemeinen  Verhältnisse  der  K. 
(S.  310).  II.  Das  Konsumtionsbudget  der  Hans- 
haltnng  (S.  316). 


Die  allgemeinen  Verhältnisse  der 
Konsnmtion. 

1.  Arten  der  K.  2.  Die  objektive  K.  3. 
Maximum  des  Genusses.  4.  Kopfquoten  der 
K.  5.  Die  privatwirtschaftliche  K.  6.  Ver- 
hältnis von  Produktion  und  Konsnmtion. 

1.  Arten  der  K.  Als  Konsumtion  im 
streng  wirtschaftlichen  Sinne  ist  nur 
derjenige  Verbrauch  der  Güter  zu  betrach- 
ten, der  durch  die  zweckgemässe  Verwen- 
dung derselben  verursacht  wird.  Die  zweck- 
lose Zerstönmg  eines  Gutes,   sei   es  durch 
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oine     Natm-kraft    oder    menschlichen    Mut- 
willen   oder  Bosheit,  fällt  daher  eigentlich 
nicht    unter   diesen   Begriff;    da   aber    das 
Risiko    einer   solchen  Vernichtung   zu   den 
unumgänglichen  Existenzbedingungen  eines 
ieden  Gutes  gehört  und  da  ferner  die  Rück- 
wirkung   auf  die  Produktion  im  Falle  der 
Zerstörung  dieselbe  ist  wie  bei  der  wirklich 
wirtschaftlichen  Konsumtion  der  Güter,  so 
erscheint    es  doch  angemessen,  die  erstere 
als    physische  Konsumtion  der  letzteren 
ziir  Seite   zu  stellen.    Dass  die  wirtschaft- 
liche   Konsumtion   einesteils   als    persön- 
liche,   nämlich  als  Befriedigung  eines  \m- 
mittelbaren  menschlichen  Bedürfnisses    er- 
si.'heint,  anderenteils  aber  als  eine  mittelbare, 
sofern      nämlich     Gegenstände     verbraucht 
werden,  die  in  irgend  einer  Weise  zur  Pro- 
duktion, Herbeischaffung,  Aufbewahrung  oder 
Beschützung    unmittelbarer    Güter    dienen, 
bedarf  keiner  weiteren  Ausführung.    In  den 
Fällen    der  letzteren  Art  wollen  wir  sie  als 
technische  Konsumtion  bezeichnen.  Diese 
Unterscheidung  trifft  auch  für  die  mensch- 
lichen   Arbeitsleistungen    zu,   die   man   un- 
zweifelhaft ebenfalls  zu   den  Gegenständen 
der  Konsiuntion  rechnen  muss.    Dass  ferner 
lue  persönliche  wie  die  technische  Konsum- 
tion teils  in  einer  raschen  Verzehrung  oder 
sonstigen  Verbrauchsart,  teils  in  einer  lang- 
samen  Abnutzung    der    Güter   besteht,    ist 
elienfalls  eine  allbekannte  Thatsache.    Auf 
die  Betrachtung  der  technischen  Konsumtion 
j;ehen  wir  indes  hier  nicht  weiter  ein,  da 
sie  untrennbar  mit  dem  Produktionsprozess 
verschmolzen  und  daher  in  dem  Art.  Pro- 
duktion zu  behandeln  ist.    Die  Ausfuhr 
von  einheimischen  Erzeugnissen  kann  eben- 
falls als  eine  technische  Konsumtion  ange- 
sehen  werden,   sofern  sie  zur  Beschaffung 
von   ausländischen  Gütern  dient.    Die  per- 
sönliche  Konsumtion    betrachten    wir    hier 
zunächst  im  objektiv- volkswirtschaft- 
lichen   Sinne,   nämlich   als   einen  an  den 
Gütern    selbst    erscheinenden,    wenn    auch 
durch  wirtschaftliche   menschliche  Zwecke 
l)edingten  A^organg,  dann  aber  ist  sie  auch 
von  ihrer  privat  wirtschaftlichen 
^ite,  nämlich  in  ihrem  Verhidtnis  zu  dem 
Vermögen    und  Einkommen   der  ein- 
zelnen Wirtschaftenden  ins  Auge  zu  fassen. 
2.   Die    objektive    K.     Die   objektive 
KoDsimition  in  ihrer  konkreten  Gestaltung 
liefert  in  jeder  Gesellschaftsform  die  eigent- 
liche leitende  und  bestimmende  Norm  für 
die  Ausdehnung  imd  die  qualitative  Vertei- 
lung der    Produktion,    da   diese   ja    nicht 
Selbstzweck,  sondern  nur  das  Mittel  ziu*  Be- 
friedigung der  Konsumtionsbedürfnisse  ist. 
Am  deutlichsten  wird  dies  ersichtlich,  wenn 
man  sich  die  bestehende  Gesellschaft sord- 
nung  durch  eine  gemeinwii-tschaftliche  er- 
setzt denkt,  in  der  die  Verteilung  der  Güter 


zm-  Konsumtion  planmässig  auf  Grund  einer 
einheitlichen  Organisation  stattfindet,  wobei 
man  aber  im  übrigen  dieselbe  Ungleichheit 
der  Anteile  der^einzelnen  voraussetzen  kann, 
wie  sie  gegenwärtig  besteht.  Es  ist  klar, 
dass  die  Hauptaufgabe  der  Wirtschaftsleitimg 
einer  solchen  Gesellschaft  darin  bestehen 
würde,  nach  den  gegebenen  Bedürfnissen 
im  voraus  zu  bestimmen,  was  produziert 
werden  solle,  wobei  dann  auch  festgesetzt 
werden  müsste,  wie  die  vorhandenen  Ar- 
beitskräfte und  wie  der  Boden  zu  verwen- 
den sei  und  femer  auch  wie  viel  Arbeit  ziur 
Ergänzung  und  Vermehrung  der  Produk- 
tionsmittel, der  Kapitalgüter  im  objektiven 
Sinne,  dienen  solle.  So  könnte  man  also 
den  ganzen  Verlauf  der  Volkswirtschaft  unter 
den  Gesichtspunkt  der  Konsumtion  bringen. 
Dieselbe  Betrachtungsweise  ist  aber  auch 
bei  der  wirklich  bestehenden  Gesellschafts- 
ordnung möglich,  wenn  auch  hier  statt  der 
planmässigen  Verteilung  der  Konsumtions- 
güter ein  verwickelter,  auf  Arbeitsteilung 
und  Konkurrenz  beruhender  Prozess  statt- 
findet, bei  dem  das  Endergebnis  gleichsam 
durch  Tasten  imd  mannigfaltiges,  mehr  oder 
weniger  unsicheres  Ausprobieren  erreicht 
wird.  In  letzter  Instanz  kommt  es  dabei 
auf  die  richtige  Schätzung  des  Absatzes 
des  Gutes  an,  mit  dem  sich  die  Produktion 
stets  annähernd  im  Gleichgewicht  erhalten 
muss.  Die  Schwierigkeit  dieser  Schätzung 
aber  liegt  darin,  dass  nicht  nur  der  objek- 
tive Bedarf  der  verschiedenen  Klassen,  der 
ausserordentlich  zahlreicheAbstufungen  haben 
kann,  in  Betracht  kommt,  sondern  auch  die 
privatwirtschaftliche  Zahlungsfähigkeit 
der  einzelnen,  die  ihrerseits  wieder  von  dem 
Gange  der  Produktion  abhängig  ist.  Es  ist 
daher  kein  Wunder,  wenn  das  richtige  Ver- 
hältnis von  Produktion  und  Absatz  nicht 
immer  getroffen  wii-d  und  insbesondere  nicht 
selten  die  eigentümliche,  für  die  kapitalisti- 
sche Produktionsweise  charakteristische  Er- 
scheinung der  üeberproduktion  (s.  d. 
Art.)  auftritt 

Betrachten  wir  den  Menschen  unabhängig 
von  seiner  privatwirtschaftlichen  Beschrän- 
kung, so  ist  seine  Konsumtionsfähigkeit  in 
jeder  ihrer  Formen  quantitativ  begrenzt,  da- 
gegen lässt  sie  in  qualitativer  Hinsicht,  näm- 
lich nach  der  Mannigfaltigkeit  der  möglichen 
Arten  der  Bedürfnisse  und  Wünsche,  eine 
praktisch  unbeschränkte  Entwickelung  zu. 
Jedoch  ist  die  masslose  Vermannigfaltigung 
und  Verfeinerung  der  Konsumtion  von  einem 
gewissen  Punkte  ab  sowolü  vom  ethischen 
wie  vom  volkswirtschaftlichen  Standpunkte 
verwerfüch,  nicht  nur,  weil  sie  zu  einer 
unsittlichen  Verweichlichung  und  Erschlaf- 
fung des  Geistes  und  Charakters  führt, 
sondern  auch  wegen  des  schreienden  Gegen- 
satzes,   der    zwischen    dem    übertriel)enen 
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Luxus  und  den  raffinierten  Genüssen,  die 
stets  nur  einer  winzigen  Minderheit  zugäng- 
lich sind,  und  der  thatsächlieh  unter  dem 
wünschenswerten  Masse  bleibenden  Kon- 
sumtion der  Mehrheit  der  Bevölkemng  be- 
steht. Der  einzelne  hat  allerdings  in  der 
Regelung  seiner  Konsumtion  nicht  immer 
völlig  freie  Hand,  da  er  dui'cli  die  herr- 
schende Sitte  der  Gesellschaftsschicht,  der 
er  angehört,  mehr  oder  weniger  gebunden 
wird.  Namentlich  gilt  dies  in  Bezug  auf 
Wohnmig,  Kleidung  und  überhaupt  auf  die 
nach  aussen  hervorti-etenden  Seiten  der 
Lebensweise.  Es  kommt  also  darauf  an, 
dass  die  Sitte  eine  vernünftige  ist  und 
sich  nach  den  Verhältnissen  der  Mehrheit, 
nicht  aber,  wie  es  melu*  uad  mehr  üblich 
zu  werden  scheint,  nach  denen  einer  beson- 
dere begünstigten  Minderheit  der  betreffen- 
den Gesellschaftsklasse  richtet.  Weit  un- 
günstiger noch  als  die  Sitte,  die  wenigstens 
eine  gewisse  Stabilität  besitzt,  wirkt  die 
Mode  auf  die  Gestaltung  der  Konsumtion 
ein.  Sie  erscheint  geradezu  als  die  Auf- 
lösung der  Sitte,  da  ein  beständiger  Wechsel 
der  Art  und  der  Mittel  der  Bedürfnisbefrie- 
digimg zu  ihrem  eigentlichen  Wesen  gehört. 
Niemaiid  fragt  danach,  ob  der  ^^dTtschaftliche 
Zweck  bei  der  neuen  Mode  besser  eireicht 
werde  als  bei  der  alten,  man  verlangt  die 
Neuheit  um  ihrer  selbst  willen,  oft  nur  als 
Mittel  gegen  die  Langeweile,  die  namentlich 
für  die  aller  ernsten  Thätigkeit  enthobenen 
weiblichen  Angehörigen  der  reichen  Klassen 
zu  einer  immer  drohenden  Plage  wird.  Un- 
glücklicherweise beschränkt  sich  die  Herr- 
schaft der  Mode  aber  nicht  auf  die  Wolü- 
habenden,  sondern  sie  hat  sich  immer  mehr 
auch  über  den  Mittelstand  ausgedehnt  und 
auch  die  Arbeiterklasse  nicht  unberührt  ge- 
lassen. Wenn  damit  eine  wirkliche  Ver- 
besserung der  Bedürfnisbefriedigung  in  diesen 
Klassen  verbunden  wäre,  so  wäre  ja  ein 
Fortschritt  anzuerkennen.  Thatsächlieh  wird 
aber  nur  erreicht,  dass  Kleider,  Möbel  und 
ähnliche  Gebrauchsgegenstände  zwar  mit 
einem  modischen  Aeusseren,  dafür  aber  desto 
weniger  haltbar  angefertigt  und  dass  viel 
unnützer  Tand  und  wertlose  Scheinwaren 
angeschafft  werden.  TJeberhaupt  findet  unter 
dem  Einflüsse  der  Sitte  und  der  Mode  ein 
bedeutender  Aufwand  statt,  der  kein  irgend- 
wie empfimdenes  Bedürfnis  befriedigt,  son- 
dern nur  unter  jenem  äusseren  Drucke  oft 
mit  ernstlicher  wirtschaftlicher  Unbequem- 
lichkeit oder  Schwierigkeit  übernommen  wird. 
Schon  deshalb  müsste  das  gewissen  neueren 
ünterauchungen  zu  Grunde  liegende  Piincip, 
dass  der  Jlensch  bei  der  Ordnung  seiner 
Konsumtion  das  Maximum  des  Genusses  er- 
strebe, in  seiner  Anwendbarkeit  erheblich 
beschränkt  werden. 

3.  Maximum   des  Genusses.     Gossen  i 


hat  zueret  einen  theoretischen  Lehrsatz  über 
dieses    Genussmaximum     aufstellt,      der 
später    in    anderer    Form    bei  Jevons    und 
Walras  wiederkehrt.    Da  die  dem  Meosclieii 
zugängliche  Gesamtgrösse    des    in  beliebig 
\'ielen  Arten  aufh'etenden   Genusses  immer 
durch    die   Beschränktheit  der  Zeit  sowohl 
wie   des  Einkommens   in  gewisse  Grenzet. 
eingeschlossen   wird   und   da   ferner    jeder 
einzelne  Genuss  in  ii^end  einem  uabekann- 
ten  Verhältnisse  immer  mehr  a  b  n  i  m  m  t  ^«. 
je   länger  er  dauert,  so  muss  man  zur  Er- 
reichimg des  Genussmaximums  nach  GoeseQ 
innerhalb  der  gegebenen  Grenzen   der  Zeit 
oder  des  Einkommens  die  Ausnutzung  der 
verfügbaren    Genussquellen    so     einrichten, 
dass    die    einzelnen   Genüsse    sämtlich    bei 
einem   für   alle   gleichen    Grade  der 
Intensität   abbrechen.     Aber   schon   der 
Grad   einer  und  derselben  Art  von  Genus?» 
ist   in  Wirklichkeit  gar  nicht  messbar,  und 
vollends   lässt  sich  die  Intensität  von  gänz- 
lich heterogenen  Genüssen,  z.  B.  den  dun*h 
Speisen  und  den  durch  schöne  Kleider  ver- 
ursachten, in  keiner  Weise  auf  ein  gemein- 
schaftliches  Mass    bringen.    Noch    weniger 
ist  eine  vorausblickende  Schätzung  der  End- 
grade  verschiedener   Genüsse    möglich,    da 
ein   gegenwäi'tiger   Genuss   subjektiv  einen 
ganz  anderen  Eindruck  macht  als   ein  erst 
in  der  Zukunft   erwarteter  und  da   femer 
dieselben  Genüsse  in  vei-schiedener  Reihen- 
folge verechiedeu  empfunden  werden.  Vom 
Standpunkte    der   Volkswirtschaftslehre    ist 
ein  Emgehen  auf  diese  psychologischen  Er- 
örterungen unnötig,  und  es  genügt,  sich  zu 
erinnern,  dass  gleichartige  Konsumtionsgegen- 
stände,  d.  h.  solche,   die  zur  Befriedigung 
derselben  Bedürfnisart,  z.  B.  des  Nahnmgs- 
bedürfnisses,    dienen,    sich    gegenseitig   er- 
setzen oder  veixirängen  können,  dass  durch 
Mannigfaltigkeit  derselben  der  Örad  der  Ge- 
samtbefriedigimg  steigt,  dass  gewisse  Kon- 
sumtion sgegenstände  zwar  verschiedenartig, 
aber  doch  insoweit  verwandt  sind,  als   ihre 
Wirkungen   auf  den  Menschen  sich  gegen- 
seitig ergänzen,   bedingen  oder    verstärken, 
dass    die  Einwirkungen    ganz    verschieden- 
artiger   Konsumtionsgegenstände    auf    den 
Menschen   bei  der  Beschränktheit  des  Ein- 
kommens  desselben    gleichsam  einen  Kon- 
kurrenzkampf bestehen,  dessen  Entscheidung 
ohne  Zweifel  dahin  erfolgt,  dass  der  Mensch 
seine  Konsumtion    auf  die  Art  nach  seinen 
Mitteln   verteilt,  die  ihm  unter  den  obwal- 


^)  Es  dürfte  übrigens  zweifelhaft  sein,  ob 
dieses  Axiom  wirklich  für  alle  Genüsse  auch  in 
ihren  ersten  Phasen  gilt.  Das  Sprichwort 
„Der  Appetit  kömmt  beim  Essen"  spricht  jeden- 
falls dagegen.  Die  ganze  Frage  gehört  aber 
gar  nicht  in  die  Wirtschaftslehre,  sondern  in 
die  Psychophysik. 
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tenden  Umständen  am  meisten  zusagt.   Yor 
allem  aber  stallt  mit  dem  Gossenschen  Satze 
die  offenlnindige  Thatsacbe  in  Widerspruch, 
das  jeder,  der  auch  nur  ein  sehr  massiges 
Eiokoniinen   hat,   sich  gewisse  Güter  oder 
Oenussgegenstände,  z.  B.  Brot,  Fleisch,  Heiz- 
material,   bis  zur  vollen  Befriedigung   ver- 
schafft ;  Id  betreff  anderer  legt  er  sich  mehr 
oder  weniger  unangenehm  empfundene  Be- 
scliränkungen  auf,  so  dass  deren  Grenznutzen 
für   ihn    eine  zunehmende  Grösse  hat,  und 
einige  Oenüsse   ^drd  er  sich  nur  ganz  aus- 
nahmsweise gestatten,  so  dass  er  diese  bei 
einem    selir    hohen    Grenznutzen    abbricht. 
Vergrossert  sich  sein  Einkommen,  so  wird 
&ich   diese   aufsteigende  Reihe   der  Grenz- 
nutzengrade für   ihn  ändern,  und   zwai*  in 
der  Art,    dass   er  sich  noch  mehr  Genüsse 
bis  zur  vollen  Sättigung  gönnt,  in  anderen 
bis  zu  einem  niedrigeren  Grenznutzen  vor- 
geht und    sich  auch  neue  bis  zu  einem  ge- 
wissen   Grade  verschafft,    die    ihm    vorher 
unzugänglich  waren.    Die  Grenznutzengrade 
der  verschiedenen  Güter  bilden  also  immer 
eine   aufsteigende   Reihe   und  sind  keines- 
wegs für  alle  gleich,  wie  es  der  Gossensche 
Satz  verlangt.    Auch  wenn  jemand  z.  B.  die 
Hälfte  seines  Einkommens  von  10000  Mark 
verliert,  wird  er  deshalb  nicht  seine  ganze 
Konsumtionsordnung    ändern,    sondern    die 
gewöhnlichen  Lebensmittel  noch  immer  bis 
zum  Sättigun^punkt  verbrauchen.    Jener  un- 
haltbare Maximum-Satz  spielt  gleichwohl  in 
den   neueren   Versuchen   einer   mathemati- 
schen Theorie  der  Volkswirtschaft  eine  ^osse 
Rolle,  da  man  nur  mit  seiner  Hilfe  die  der 
Zahl  des  Unbekannten  gleiche  Zahl  von  Glei- 
chungen erhält. 

Der  Prozentsatz  des  Einkommens,  der 
auf  die  Befriedigung  der  verschiedenen 
Ilauptkategorieen  der  Bedürfnisse  in  der 
normalen  Einheit  der  Konsumtionswii-tschaft, 
der  Haushaltung,  verwendet  wird,  hängt 
von  der  absoluten  Grösse  des  Einkommens 
ab.  Die  genauere  Feststellung  der  hierher 
gehörenden  Thatsachen  bildet  die  Aufgabe 
besonderer  Untersuchungen,  mit  denen  sich 
'ler  unten  S.  316  folgende  Abschnitt  Das 
Konsumtionsbudget  der  Haushal- 
tung beschäftigt. 

4.  Kopfquoten  der  K.  Man  kann  aber 
auch  in  betreff  der  wichtigsten  einzelnen 
Konsnmtionsgegenstände  die  Frage  stellen, 
wieviel  von  demsell»en  durchschnittlich  jähr- 
lich auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  kommt. 
Die  Beantwortung  solcher  Fragen  hat  indes 
—  sofern  sie  die  Berechnung  der  Gesamt- 
posse  der  betreffenden  Konsumtion  veran- 
l^t  —  mehr  Wert  für  die  Beurteilung  der 
Markt-  und  Absatzverliältnisse  als  ftlr  die 
genauere  Kenntnis  der  Konsumtion  an  sich. 
Denn  in  den  meisten  Fällen  haben  jene 
l^urchschnittsziffem  mu*  einen  i-ein  aiithme- 


tischen  Charakter  und  keine  reale  Bedeutung 
in  dem  Sinne,  dass  wirklich  die  Konsumtion 
der  Mehrheit  oder  doch  einer  grossen  An- 
zahl von  Menschen  in  der  Nähe  jener  Menge 
bliebe.  Wenn  thatsächlich  nur  eine  kleine 
Minorität  au  der  Konsumtion  einer  Ware  be- 
teiligt ist,  so  erhält  man  ein  ganz  falsches 
Bild  von  dieser  Konsumtion,  wenn  man  sie 
auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  berechnet. 
Als  voU  entwickelt  kann  man  in  einem 
Volke  eigentlich  nur  die  Konsumtion  der- 
jenigen Güterarten  betrachten,  die  nicht  er- 
heblich durch  die  Unzulänglichkeit  des  Ein- 
kommens des  einzelnen  beschränkt  ist. 
Hierher  gehören  aber  nur  wenige  Gegen- 
stände des  allgemeinsten  Verbrauchs,  die 
auch  den  unbemittelten  in  genügender 
Menge  erreichbar  sein  müssen,  wie  Salz, 
Kartoffeln,  Brot,  die  gewöhnlichen  Kleider- 
stoffe etc.  Bei  den  meisten  von  diesen 
aber  rauss  die  Konsumtion  sogar  als  ü  b  e  r  - 
normal  bezeichnet  werden,  weil  sie  nur 
wegen  des  Mangels  an  bessei-en  und  feineren 
Mitteln  zur  Befriedigung  desselben  Bedürf- 
nisses so  hoch  gestiegen  ist  und  daher  in 
den  Einzelwirtschaften  mit  zuuehmender 
Wohlhabenheit  abnimmt. 

Eine  Familie,  der  täglich  Fleisch  in  belle - 
biffer  Menge  zur  Verfügung  steht,  wird  im 
Janre  weniger  Kartoffeln  und  Brot  verzehren 
als  eine  sdche,  die  sich  nur  einmal  in  der 
Woche  den  Fleischgenuss  gestatten  kann.  Da- 
her beträgt  nach  einer  sulerdings  nur  unge* 
fähren  Schätzung  Hussons  der  Brotverbrauch 
der  Pariser  Arbeiter bevölkerung  anf  den  Kopf 
täglich  67ö  g,  während  auf  den  Kopf  der  Ge- 
samtbevölkemng  nur  450  g  kommen.  —  Es 
lohnt  sich  demnach  nicht,  die  Kopfquote  der 
Konsumtion  für  andere  Ge&^enstände  als  die  des 
Massenverbrauchs  zu  berechnen.  Die  Ergebnisse 
solcher  Eechnungen  können  auch  immer  nur  als 
ungefähre  Näherungswerte  gelten,  wenn  es  sich 
nicht  um  Konsumtionsgegenstände  handelt,  die 
zollpflichtig  sind  und  im  Lande  selbst  nicht  er- 
zeugt werden  oder  einer  streng  durchgeführten, 
vom  fertigen  Fabrikat  erhobenen  Verbrauchs- 
steuer unterliegen.  Letzteres  triftt  in  Deutsch- 
land z.  B.  zu  beim  Salz,  das  überhaupt  das  am 
gleichmässigsten  in  allen  Schichten  der  Bevöl- 
kerung verbrauchte  Geuussmittel  darstellt,  wenn 
es  auch  vielleicht  in  den  ärmeren  Klassen  noch 
etwas  mehr  verwendet  wird  als  in  den  reichen. 
Die  für  Speisezwecke  auf  den  Kopf  kommende 
Konsumtionsziffer  beträgt  7,7  kg  jährlich,  mit 
sehr  geringen  Schwankungen  von  Jahr  zu  Jahr. 
Der  steuerfreie  Verbrauch  für  gewerbliche  und 
landwirtschaftliehe  Zwecke  dagegen  ist  in  ziem- 
lich starker  Zunahme  l>egrinen  und  für  den 
Kopf  von  5,6  kg  im  Jahre  1872  bis  auf  11,2  kg 
im  Jahre  1897  gestiegen.  —  Der  Verbrauch  an 
Brotgetreide  lässt  sich  nur  näherungsweise  aus 
den  ziemlich  unsicheren  Angaben  über  die  Ernte- 
erträge, aus  dem  Ueberschuss  der  Einfuhr  über 
die  Ausfuhr  und  der  Schätzung  des  Bedarfs 
für  die  Aussaat,  die  Branntweinbrennerei  und 
andere  Zwecke  ausser  der  menschlichen  Er- 
nährung ableiten.    Man  findet  für  Deutschland 
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etwa  180  kg  aiif  den  Kopf,  von  denen  *  g  auf 
Roggen  und  '  a  auf  Weizen  (und  Spelz)  kommen. 
Doch  ist  die  Verteilung  auf  die  beiden  Haupt- 
getreidearten in  Norddeutschland  und  Süd- 
deutschland (wo  der  Weizen  mehr  vorwaltet) 
verschieden.  Diese  Kopfquote  entspricht  aber 
keineswegs  der  Brotkonsumtion,  da  sie 
auch  den  Verbrauch  von  Mehlspeisen  aller  Art 
mit  decken  mnss.  Welcher  Anteil  auf  diese  zu 
rechnen  sei,  lässt  sich  nicht  mit  genügender 
Sicherheit  schätzen,  zumal  die  Konsumtions- 
sitteu  in  den  einzelnen  Landesteilen  in  dieser 
Beziehung  sehr  verschieden  sind.  —  In  betreff 
des  Fleischverbrauches,  dessen  Fortschritt  oder 
Kückschritt  für  die  Beurteilung  der  wirtschaft- 
lichen und  sozialen  Entwickelung  eines  Volkes 
besonders  wichtig  ist,  s.  den  Art.  Fleisch- 
konsum und  Fleischpreise  (oben  Bd.  III 
S.  1094  ff.).  —  Zu  einem  allgemeinen  Volksgenuss- 
mittel ist  in  England  der  Zucker  geworden, 
namentlich  seitdem  er  von  aller  Besteuerung 
befreit  ist.  Der  jährliche  Verbrauch  beträgt 
dort  mehr  als  30  kg  auf  den  Kopf,  während  er 
in  Deutschland  im  Jahre  1897  98  nur  11,8  kg 
(Konsumzucker)  erreichte.  Indes  zeigt  sich  ein 
allmählicher  Fortschritt,  da  die  Kopfquote  der 
Konsumtion  in  den  Jahren  1871/72  bis  187Ö76 
sich  durchschnittlich  nur  auf  6,7  kg  Rohzucker 
zu  90^0  belief.  —  Der  starke  Zuckerverbrauch 
in  England  wird  hauptsächlich  durch  die  all- 
gemeine Verbreitung  des  Theetrinkens  verur- 
sacht. Der  Theeverbrauch  stellt  sich  dort  jähr- 
lich auf  etwa  2*4  kg:  für  den  Kopf,  während 
die  entsprechende  Ziffer  in  Deutschland  trotz 
ihrer  Zunahme  im  Jahre  1898  nur  50  g  betrug. 
Dagegen  wurden  in  Deutschland  1898  auf  den 
Kopf  2,80  kg  Kaffee  verbraucht  (doppelt  soviel 
als  durchschnittlich  in  den  Jahren  1841  45),  in 
England  aber  beläuft  sich  diese  Kopfquote  auf 
weniger  als  400  g.  —  Zu  den  Genussmitteln, 
deren  Konsumtion  in  Deutschland  nicht  nur 
voll,  sondern  tibernormal  entwickelt  ist,  gehören 
bedauerlicherweise  Branntwein  und  Bier.  Sta- 
tistische Angaben  über  diese  Konsumtion,  und 
zwar  auch  für  andere  Länder,  findet  man  in 
den  besonderen  Artikeln  über  diese  Getränke 
(oben  Bd.  II,  S.  807  und  1093).  Hier  sei  nur  er- 
wähnt, dass  im  Jahre  1897  98  in  Deutschland  der 
Verbrauch  an  reinem  Alkohol  zum  Trinken 
4,2  hl  und  zu  gewerblichen  und  anderen  steuer- 
freien Zwecken  1,6  hl  auf  den  Kopf  betrug. 
Man  kann  annehmen,  dass  einem  hl  Alkohol 
mindestens  3  hl  Trinkbranntwein  entsprechen. 
Im  Jahre  1897  stellte  sich  der  Bierverbrauch 
auf  den  Kopf  im  Brausteuergebiet  auf  103,5  1, 
in  Bayern  auf  243.4  1,  in  Württemberg  auf 
194,8  1,  in  Baden  auf  154,8  1,  in  Elsass-Loth- 
ringen  auf  76,01.  In  allen  diesen  Steuergebieten 
hat  der  Bier  verbrauch  seit  1880  bedeutend  zu- 
genommen. Der  Weinverbrauch  dagegen  ist 
in  Deutschland  im  ganzen  nur  wenig  entwickelt, 
im  Südwesten  erreicht  er  allerdings  20  -  30  1 
auf  den  Kopf,  in  Preussen  aber  nur  etwa  2  1. 
In  Frankreich  kommen  100  1  auf  den  Kopf. 
—  Wenig  erfreulich  ist  auch  die  übermässige 
Entwickelung  des  Tabaksverbrauches  in  Deutsch- 
land, das  in  diesem  Artikel  die  höchste  Kopf- 
quote unter  allen  Kulturländern  aufweist.  Auf 
Rohtabak  reduziert  betrug  sie  in  den  Jahren 
1895/96  bis  1897/98  1,8  kg,  trotz  der  höhereu 
Besteuerung  nicht  weniger  als  in  den  Jahren 


1871 76.  In  England  erreicht  sie  nicht  die 
Hälfte,  in  Frankreich  nicht  zwei  Drittel  der 
ersteren  Menge.  —  Als  Beispiel  eines  allgem«:in 
verbreiteten  Verbrauchsgegenstandes  ausserhalb 
des  Kreises  der  Nahrungs-  und  Genussmiitel 
sei  das  Petroleum  erwähnt,  dessen  Konsumtion 
in  Deutschland  im  Jahre  1898  17,23  kg  auf  den 
Kopf  erreichte,  während  sie  in  den  Jahren  lfc»3H 
bis  1870  durchschnittlich  nur  1,87  kg  betnur. 
Ueber  den  Verbranch  an  Bekleidnngsgegen- 
ständen  lässt  sich  wegen  der  ausserordentlich 
grossen  Mannigfaltigkeit  der  Qualitäteu  der 
Zeuge  und  Schneiderarbeit  nichts  Bestimmte^ 
sagen.  Höchstens  kann  man  die  Mengte  dtr 
verarbeiteten  Rohstoffe  als  Anhaltspunkt  nehmen 
die  z.  B.  bei  der  Baumwolle  in  Deuls^-hlani 
im  Jahre  1898  auf  den  Kopf  (mit  Berücksich- 
tigung der  Ausfuhr  von  Fabrikaten)  etwa  6,3iJ 
kg  betrug,  während  die  entsprechende  Menge 
in  den  Janren  1866—1870  durchschnittlich  kanm 
1,8  kg  erreichte.  Die  Kohlen  dienen  zu  einem 
grossen  Teil  nicht  der  persönlichen,  sondern 
der  technischen  Konsumtion;  im  ganzen  betrut: 
in  Deutschland  1897  der  Verbrauch  an  Stein- 
und  Braunkohlen  auf  den  Kopf  2276  kg,  und  man 
nimmt  an,  dass  etwa  ein  Viertel  der  Gesamt- 
menge auf  den  häuslichen  Verbrauch  komme. 
6.  Die  privatwirtschaftliche  K.  Dio 
piivatwirtschaftliche  Seite  der  Konsumtion 
tritt  zunächst  in  der  mehrerwähnten  Be- 
schi'änkung  hervor,  zu  der  jeder  Wirtsc^hafter 
durch  die  Begrenztheit  seines  Einkommenj^ 
genötigt  wird.  In  dieser  Anpas.siing  der 
Konsumtion  an  das  Einkoramen,  und  zwar 
mit  dem  Strel>en  nach  grösster  Zweckmässig- 
keit und  grösstem  Befriedigungseffekt  lx> 
steht  die  Aufgabe  des  eigentlichen  Haus- 
haltens. Wird  von  den  einzelnen  Gütern 
mehr  verbraucht,  als  zur  Ermchung  des 
Konsumtionszweckes  nötig  ist,  so  ist  das 
objektiv  betrachtet  Vergeudung,  die  als 
eine  Form  der  physischen  Konsumtion 
angesehen  werden  kann.  Privatwirlsohaft- 
lich  aber  bildet  sie  eine  Form  der  Ver- 
schwendung, wenn  man  auch  im  eigent- 
lichen Sinne  als  solche  nur  den  übermässi- 
gen, dem  Einkommen  nicht  entsprechenden 
Aufwand  für  Luxus  zwecke  zu  bezeichnen 
pflegt.  —  Eine  eigentümliche  Art  der  Kon- 
sumtion, die  nur  privat  wirtschaftliche  Be- 
deutung hat,  zeigt  sich  bei  den  Gebrauchs- 
gegenständen, die  nur  einer  langsamen  Ali- 
nutzung unterliegen  und  deren  Benutzung 
leicht  auf  andere  übertragen  werden  kann, 
die  dafür  eine  Vergütung,  eine  Miete 
zahlen.  Hierher  gehören  namentlich  Wohn- 
häuser, aber  auch  Möbel,  Kleider  und  ähn- 
liche Gegenstände  des  privaten  Gebrauchs. 
Vou  den  Produktionsmitteln,  die  verpachtet 
oder  vermietet  werden  können,  sehen  wir 
hier  ab,  da  diese  auch  volkswirtschaftlich 
zum  Kapital  gehören.  Die  in  Frage  stehen- 
den Güter  aber  dienen  nicht  der  Produktion, 
sie  können  also  höchstens  im  j)rivat wirt- 
schaftlichen Sinne  zum  Kapitalvermögen  ge- 
rechnet werden,  sofern  nämlich  die  Besitzer 


Konsumtion  (Allgemeine  Verhältnisse) 


315 


imstande    sind,    sie   zum   Erwerbe,    zur 
Beschaffung  eines  Einkommens  zu  verwen- 
ilea.      "Wegen  dieser  Möglichkeit  aber  muss 
luin    auch   der  Besitzer   solcher  Güter   bei 
eigener  Benutzung  derselben  den  Wert 
<ler    Nutzung  in  Anschlag   bringen.    Seine 
Konsumtion    hat    also     privatwirtschaftlich 
nicht    nui-   die  allmähliche  Abnutzung  des 
«.Objektes  ziu*  Folge,  sondern  schliesst  auch 
gleichsam  die  Yerzehnmg  eines  Nutzungs- 
rechts ein,  dessen  Wert  sich  nach  der  Miete 
bestimmt,  die  dafür  erzielt  werden  könnte. 
Die    Rücksicht    auf    diese    Mietwert-    oder 
Ziuskonsumtion  kann  unter  Umständen  das 
privat^'irtschaftliche  Sparsamkeitsprincip  in 
einea     Gregensatz    zu    dem   volkswirtschaft- 
hchen  Princip  des  grössten  objektiven  Nutz- 
effekts bringen.    Das  letztere  verlangt  mög- 
liehst grosse  Dauerhaftigkeit  der  für  länge- 
ren     Gebrauch     bestimmten     Gegenstände, 
namentlich   der  Häuser;    wenn   durch   ein 
weniger  solid  gebautes  Haus  ein  Wolinungs- 
l>edürfnis   von   bestimmter  Art  ebenso  gut 
befriedigt  werden  kann  als  durch  ein  auf 
mehrere  Jahrhunderte  berechnetes,  so  muss 
doch  der  objektive  volkswirtschaftliche  Nutz- 
effekt des  letzteren  seiner  gi'össeren  Dauer- 
haftigkeit entsprechend  höher  angeschlagen 
werden.    Privatwirtschaftlich  dagegen  muss 
der  Zinsverlust  in  Rechnung  gebi-acht  wer- 
den,  der  durch  die  Vergrösserung  des  An- 
lagekapitals   infolge    der    solideren    Bauai-t 
entsteht,   während   andererseits   der  gegen- 
wärtige   Wert   von   Nutzungen,    die    einige 
Jahihunderte  entfernt  in  der  Zukunft  liegen, 
nach    den    Regeln    der    Zinsrechnung   ver- 
schwindend klein   ist.    Daher  wird   es  im 
allgemeinen  privatwirtschaftlich  vorteilhafter 
sein,   z.  B.  für  100000  Mark   ein  Gebäude 
zu   errichten,    das    fih   einen    bestimmten 
Zweck    100    Jalu*e    lang    dienen  kann,   als 
200000  Mark   für  ein  solches  aufzuwenden, 
(las  denselben  Zweck  nicht  besser,  aber  auf 
H^X)  Jahre  erfüllt.    Denn  es  würde  bei  einem 
Zinssatz  von  4^'o  in  den  ersten  120  Jahren 
an  Zinsen    und  Zinseszinsen   mehr  erspart, 
als   zur   vollständigen  Erneuerung  des  Ge- 
bäudes am  Schlüsse  dieser  Periode  erforder- 
lich wäre.     Volkswirtschaftlich   kann   man 
zu  Gunsten  dieses  letzteren  Verfahrens  gel- 
tend machen,  dass  die  Bedürfnisse  sich  im 
Laufe  der  Zeit  ändern  und  entwickeln,  dass 
daher  die  Voraussetzung  einer  Jahrhunderte 
hindurch  gleichbleibenden  Bi-auchbarkeit  eines 
Gebäudes  in  den  meisten  Fällen  nicht  zu- 
treffen  werde,    vielmehr    eine   Erneuerung 
desselben  in  kürzeren  Zeitabschnitten  wahr- 
scheinlich auch  objektiv  zweckmässiger  sein 
^erde.    Ein  schärferer  Gegensatz  zwischen 
den  privatwirtschaftlichen   und   den  volks- 
wirtschaftlichen   Normen    des    Verbrauchs 
zeigt  sich  in  den  Erscheinungen,   die  man 
Als    Raubbau    zusammenfassen    kann.     Es 


handelt  sich  dabei  um  eine  volkswirtschaft- 
lich unangemessene,  mehr  oder  weniger  mit 
Zerstörung  oder  Vergeudung  verbundene 
Gewinnung  von  Naturgütern,  die  in  der 
Gegenwart  noch  in  sehr  reichlicher  Menge 
zm-  Verfügimg  stehen,  gleichwolil  aber  der 
Ei-schöpfung  unterliegen  und  in  der  Zukunft 
vielleicht  sehr  knapp  werden  können.  Häu- 
fig strebt  das  Privatinteresse  dahin,  rück- 
sichtslos günstige  Konjunkturen  auszunutzen 
und  in  kürzester  Zeit  eine  möglichst  grosse 
Pi-oduktenmenge  auf  den  Markt  zu  bringen, 
wenn  dabei  auch  eine  unvollständige  Aus- 
nutzung des  Naturfaktors  stattfindet,  die 
sich  später  nicht  nachholen  lässt.  In  ande- 
ren Fällen  bedingt  der  geringe  Grad  von 
Seltenheit  für  solche  Güter  in  der  Gegen- 
wart nur  einen  geringen  Wert  und  zwar 
nicht  nur  für  die  privatwirtschaftliche,  son- 
dern auch  für  die  volkswirtschaftliche  Be- 
trachtung, wenn  diese  nur  die  Gegenwart 
im  Auge  hat.  Aber  es  ist  eben  auch  auf 
die  Zukunft  Rücksicht  zu  nehmen,  und  nöti- 
genfalls muss  der  Staat  als  Organ  der  Ge- 
samtheit unter  solchen  Umständen  eingrei- 
fen, besonders  wenn  der  Raubbau  Zerstö- 
rungen anrichtet,  die  auch  mittelbar  noch 
gemeinschädUche  Folgen  nach  sich  ziehen, 
wie  dies  z.  B.  bei  der  Vernichtung  von 
Waldungen  der  Fall  ist,  die  für  die  Regu- 
lierung der  Wasserläufe  von  Wichtigkeit 
sind. 

6.  VerhaLtnis  von  Produktion  und 
Konsumtion.  Eine  Störung  des  Gleichge- 
wichts von  Konsumtion  und  Produktion  tritt 
in  gewöhnlichen  Zeiten  hauptsächlich  nur 
als  Tendenz  zur  Ueberproduktion  (s. 
den  Art.)  hervor.  Ein  bedeutendes  üeber- 
wiegen  der  Konsumtion  über  die  Produktion 
dagegen  wird  als  abnorme  Erscheinung 
diurch  den  Krieg  veriu*sacht,  zmnal  wenn 
dieser  in  dem  den  neueren  ^lilitärverhält- 
nissen  entsprechenden  Massstabe  gefülirt 
wird.  Der  grösste  Teil  der  arbeitsfähigen 
männlichen  Bevölkerung  wird  zu  den  Waffen 
gerufen  und  dadurch  der  Produktion  ent- 
zogen; von  dem  Reste  wird  noch  ein  Teil 
zur  Fabrikation  von  Waffen  und  anderem 
Kriegsmaterial,  zu  Transportdiensten  für 
militärische  Zwecke  und  zu  anderen  mit 
dem  Kriege  zusammenhängenden  Arbeiten 
verwendet.  Die  Erzeugimg  der  gewöhn- 
lichen Konsumtionsgiiter  und  der  entspre- 
chenden Pi-oduktionsmittel  muss  sich  daher 
stark  vermindern,  wähi-end  für  den  Unterhalt 
der  im  Heere  stehenden  Personen  min- 
destens derselbe  Bedarf  zu  decken  ist  wie 
vorher.  Ist  der  Krieg  vollends  nicht  glück- 
lich, so  muss  das  Land  auch  die  Ernährung 
der  feindlichen  Heere  liefern,  und  ausserdem 
können  durch  Schlachten,  Belagerungen, 
Brücken  sprengim^en  etc.  grosse  Güterzer- 
störungen    stattfanden.       Die     Einzelwirt- 
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Schäften  aber  werden  nicht  niu'  durch  solche 
Zerstörungen,  durch  Kriegssteueru  und  Re- 
quisitionen, sondern  auch,  wenigstens  ihrer 
Mehrzalü  nach,  durch  die  Störung  und 
Stockung  ihres  normalen  Erwerbes  in 
schwere  Bedrängnis  gebracht,  die  zu  ilu-em 
völligen  Ruin  führen  kann.  Wie  wii-d  es 
nun  möglich,  dass  ein  Volk  solche  Zustände 
dennoch  und  sogar  längere  Zeit  hindurch 
zu  ertragen  vermag  V  Zunächst  kommt  der 
umstand  zu  statten,  dass  in  jedem  Kultur- 
lande von  allen  haltbaren  Gütern  jederzeit 
beträchtliche  Mengen  als  Handelsvorräte 
aufgespeichert  sind.  Der  ProduktionsausfaD 
kann  also  teilweise  durch  Aufräumen  der 
Lager  ausgeglichen  werden,  weshalb  denn 
auch  nach  dem  Kriege  eine  lebliafte  Pro- 
duküonsthätigkeit  zur  Wiederherstellung  der 
Vorräte  zu  erwachen  pflegt.  Femer  aber 
sieht  sich  der  prösste  leil  der  Bevölkerung 
gezwungen,  seme  gewöhnliche  Konsumtion 
bedeutend  einzuschränken,  viele  geraten  in 
dnlckende  Not,  bedürfen  vielleicht  der  Ar- 
menunterstützmig  und  müssen  sich  mit  dem 
knappen  Existenzminimum  begnügen.  Diese 
erzwungene  Sparsamkeit  während  cles  Krieges 
gleicht  objelrtiv  einen  gi'ossen  Teil  der 
Kosten  desselben  aus.  Die  Arbeiterbe- 
völkerung hat  keine  Nachwirkungen  des 
Krieges  zu  empfinden,  wenn  sie  nach  dem- 
selben wieder  ihre  normale  Beschäftigung 
findet.  Innerhalb  der  besitzenden  Klasse 
aber  bleiben  bedeutende  Vermögens  Vernich- 
tungen sowohl  wie  Vermögensverschiebungen, 
—  da  manche  auch  Gelegenheit  zu  grossen 
Gewinnen  finden  —  als  dauernde  Folgen, 
daneben  wenigstens  für  den  besiegten  Teil 
auch  eine  dauernde  Mehrbelastung  durch 
Steuern,  namentlich  zur  Verzinsung  von  An- 
leihen, mittelst  deren  man  die  Kosten  des 
Krieges  soviel  wie  möglich  auf  die  Zukunft 
zu  übertragen  sucht.  Der  objektive  volks- 
wirtschaftliche Verlust  durch  Güteraerstö- 
rung  und  verminderte  Produktion  fällt  na- 
türlich vollständig  in  die  Kriegsi)erio<le 
selbst,  aber  der  unmittelbare  privatwirtschaft- 
liche Druck  auf  das  Vermögen  und  Ein- 
kommen der  einzelnen  kann  durch  staatliche 
wie  auch  durch  private  Anleihen  bei  den 
Besitzern  von  verfügbaren  Mitteln  gemildert 
werden,  wobei  dann  freilich  die  Zukunft 
nicht  nur  mit  der  Rückzahlung  dieser  Schul- 
den, sondern  auch  mit  den  meistens  unge- 
wöhnlich hohen  Zinsen  belastet  wird.  — 
Im  übrigen  muss  man  sich  stets  erinnern, 
dass  auch  bei  normalem  Verhältnis  von  Pro- 
duktion und  Konsumtion  der  bei  weitem 
grösste  Teil  der  jährlich  verbrauchten  Güter, 
wenn  wir  diese  nach  ihrem  Werte  berech- 
nen, innerhalb  der  unmittelbar  vorherge- 
gangenen Jahresfrist  produziert  woitlen  ist. 
Bei  den  Nahrungsmitteln,  die  in  ihrer  letz- 
ten  Gestalt  meistens  unmittelbar  vor  dem 


I  Genuss  zubereitet  werden  müssen,  gilt  di»-^ 
I  schon  hinsichtlich  des  Zeitpunktes,   in  df*m 
I  die   Rohstoffe  (Getreide,   Schlachtvieh  et.-.i 
j  verkaufsfähig  geworden   sind.    Alte  Weiiit-, 
I  Branntweine   und  dergleichen  bilden  ihrem 
j  Gesamtwerte  nach  keine  nennenswerte  Aiisr- 
I  nalime.    Die  Heizungs-    und   Beleuchlung's- 
I  materialien  werden  durchschnittlich  wenig^^r 
I  als  ein  Jahi-  vor  ihrem  Verbrauche  gewönnet i. 
I  Die  Herstellung  der  Zeuge  und  Tuche,  aus 
I  denen  die  im  Laufe  eines  Jahres  abgelegter. 
I  Kleider    angefertigt    worden    sind ,     dürfte 
;  dmxjhschnittlich   nicht   zwei  Jahre    zurück- 
datieren.   Nur  die  abgenutzten  Möbel   und 
die    baufällig    werdenden    Häuser    gehören 
einer  mehr  oder  weniger  weit  zurückliegen- 
den Produktionszeit  an.    Aber  die  gesamte 
Wertsumme,  die  den  jährlichen  Ersatzbedarf 
für  diese  Gebrauchsgflter  darstellt,   ist  nur 
klein  im  Vergleich  mit  den  Ausgaben    für 
die    Konsurationsgüter    von    raschem    Vei- 
brauche.   —  S.  auch  die  Artt.  Haushal- 
tung  oben   Bd.   IV   S.    1126 ff.,   Luxu<^, 
;  Wohnungsfrage. 
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Das  Konsumtionsbudget  der  Haas- 
haltung. 

1.  Einleitung.  2.  Geschichte  dieser  Methode. 
3.  Die  Anwendung  der  Haushaltungsbudgets 
auf  die  Theorie  und  Statistik  der  K.  4.  Die 
Erliebung  der  Budgets  und  die  Klassifikation 
ihrer  Bestandteile.  5.^  Die  Verarbeitung.  Konsum- 
tionseinheiten. Physiologische  Nahmngsbilanzen. 
6.  Darstellung  einiger  Haashaltungsbudgets  yer- 
schiedener  Klassen.  7.  Die  Probleme  der  Hans- 
haltungsstatistik. 

1.  Einleitung.  Die  fortlaufenden  An- 
schreibungen  der  Einnahme-  und  Ausgabe- 
thätigkeit  durch  die  Konsumenten  selbst 
liefern  ohne  Zweifel  den  sichersten  und 
tiefsten     Einblick    in    den     Umfange     die 
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Art,     die   Elasticität   des   Güterverbrauehes 
eines     Volkes.      Man    erhält    durch    Bolehe 
IcLaiishaltungsbudgets  nicht  bloss  eine  Richt- 
schnur für  die  Beiu^eilung  des  ökonomischen 
Charakters  der  einzelnen  Haushälter;   man 
erfahrt    vielmehr  auch  durch  das  Studium 
<ler  Haushaltungsfiihrung  verschiedener  Klas- 
sen, in   welchem  Masse  ihre  Aufnahmsfähig- 
keit,    ihre    Nachfrage    nach   Waren    durch 
Volks-     und    weltwirtschaftliche  Ereignisse, 
*\ei\en  der  einzelne  sich   beugen  muss,  be- 
einflnsst    wird.     Wie    die   Geschäftsbücher 
industrieller  oder  kaufmännischer  Untemeh- 
inuDgen  die  Wandlungen  in  der  werbenden 
Seite  des  Lebens,  so  i-egistrieren  die  Haus- 
haltungsbücher  Gebanmg  und  Bilanzen  der 
Haushaltiingsthätigkeit ,    welche    mit    einer 
gegebenen  Einkommensquote  ein  Maximum 
von     snbjektivem    Weit,    den    Verbrauchern 
zuzuführen  strebt.  Aus  diesen  menschlichen 
Dokumenten  der  Leistungsfähigkeit  und  der 
Kaufkraft  geht  das  ürteü   über  die  Oi-gani- 
sation  von  Produktion  und  Konsumtion,  über 
das  Verhalten  jeder  Klasse  gegenüber  Ver- 
änderungen in  der  Einkommenbildung  und 
über   ihre  Fähigkeit   zur  Kapitalbildung  am 
unmittelbarsten  hervor. 

Lägen  nun  nach  Ablauf  einer  bestimmten 
Periode  sämtliche  Haushaltungsbudgets  eines 
Wirtschaftsgebietes  dem  Beobachter  vor,  so 
würde    er  aus  denselben  nicht  nur  wie  aus 
der  absoluten   Zahl   der   in   derselben  Zeit 
verbrauchten  Gütermengen  (der  sogenannten 
Generalstatistik)  ersehen,  wie  gross  der  Ge- 
samtbegehr nach  einem  bestimmten  Produkte 
gewesen   ist,  sondern   er  könnte  auch  die 
Stärke   der  wirksamen  Nachfrage  der   ein- 
zelnen Schichten  der  Bevölkerung  berechnen 
und  daher  erfahren,  warum  der  Gesamtbe- 
gehr nicht  grösser   sein  konnte.     Während 
die    Generalstatistik    der    Güterkonsumtion 
nur  eine  die  Einkommensunterschiede  ver- 
deckende Kopfquote  des  Verbrauches  in  der 
Vergangenheit  nähenmgs weise  bestimmt,  ge- 
währt also   die  Bestimmung   der   relativen 
Kaufkraft    der    Haushaltungen    selbst  Ein- 
blicke in    die  Entwickelungstendenzen  des 
Konsums. 

Wenn  daher  die  genaue  Verzeichnung 
der  Verbrauchsausgaben  jeder  Haushaltimg 
zu  den  wichtigsten  Desiderien  der  Wirt- 
schaftspolitik gehören  sollte,  so  ist  doch  bis- 
her die  Veranstaltung  wirklicher  und  zu- 
verlässiger Masse  nerhebun  gen  sämt- 
licher Ausgaben  sämtiicher  Haushalte  den 
grössten  technischen  Schwierigkeiten  be- 
gegnet. So  traten  denn  an  Stelle  von  Mas- 
senerhebungen Teilerhebungen.  Diese 
Selbstbeschränkung  lässt  sich  \mter  be- 
stimmten Voraussetzungen  auch  methodisch 
rechtfertigen.  Der  Schluss  von  dem  Teil 
auf  das  Ganze  vnrd  in  der  Welt  der  wirt- 
schafthchen  Erscheinungen  überall  da  aus- 


geschlossen sein,  wo  ihi-em  zeitlichen  und 
räumlichen  Auftreten  nach  unbekannte 
Agentien  ihr  Vorkommen  beeinflussen.  So 
ist  die  Statistik  der  Eheschliessungen,  der 
Selbstmorde  u.  s.  w\  notwendig  darauf  an- 
gewiesen, aus  einer  Gesamtmasse  die  In- 
dividuen zu  erfassen,  aus  deren  Zahl  erst 
die  Stärke  des  diese  Individuen  zu  jenen 
Akten  bestimmenden  primum  agens  beurteilt 
werden  kann.  Ist  dagegen  umgekehrt  die 
Gesamtstärke  der  Vorbedingungen  wirt- 
schaftlicher Zweckthätigkeit  (z.  B.  Höhe 
und  Betriebsform  der  Produktion)  gegeben 
und  dei'  Spielraum  der  Wahlfreiheit,  wie 
auf  dem  Gebiete  der  Bedürfnisbefriedigung 
der  ärmeren  Klassen,  ein  geringer,  so  wird 
der  Schluss  von  dem  Teil  auf  das  Ganze 
ziira  mindesten  einen  der  Generalstatistik 
noch  immer  überlegenen  Näherungswert  der 
sozialen  Verbrauchsstärke  liefern. 

Auf  welchen  umfang  darf  nun  diese  Er- 
hebung der  Familienkonsumtion  besdiränkt 
weKlen,  wenn  aus  ihren  Ergebnissen  noch 
allgemeingiltige  Schlüsse  auf  die  Kaufkraft  der 
ganzenVolkswirtschaf  t  gezogen  werden  sollen? 
Offenbar  müssen  in  dem  beobachteten  Aus- 
schnitte doch  aUe  Einflüsse  sich  in  gleicher 
Stärke  geltend  macheu,  welche  in  dem  gan- 
zen zu  beobachtenden  Volkskreise  die  be- 
sondere Art  der  Einkommen bildung  und 
-Verwendung  regeln.  Erst  wenn  hierfür 
Garantie  geboten  wird,  nicht  etwa  schon  auf 
Grund  einiger  Stichproben,  dürfen  die 
untersuchten  Haushaltungen  als  wii'kliche 
Repräsentanten  des  Ganzen,  als  »typisch« 
betrachtet  werden. 

Die  Auffassung,  dass   es  die  erste  Auf- 

fibe  der  Budgetstatistik  sei,  derartige  soziale 
ypen  der  Verbrauchsstärke  festzustellen 
und  aus  ihnen  dasAusmass  und  die  Regel- 
mässigkeiten der  Konsumtion  zii  berechnen, 
ist  indes  keineswegs  unbestritten;  selbst 
über  das  Geltimgsgebiet  eines  Typus,  wel- 
chem von  manchen  Forschern  weitere  (Engel), 
von  anderen  engere  Grenzen  zugewiesen 
werden  (Schnapper- Arndt  u.  a.),  herrscht 
keine  Ueberein Stimmung.  Ja  manche  For- 
scher, welche  angesichts  der  Mannigfaltig- 
keit des  individuellen  Lebenslaufes  das  Vor- 
handensein typischer  Fälle  gänzlich  leugnen 
(Wörishoffer) ,  sind  der  ^nschaiumg,  dass 
erst  eine  möglichst  grosse  Zahl  von  Budgets 
ein  zutreffendes  Bild  der  Wirtschaftsführung 
einer  Gesellschaftsgruppe  abgebe;  dabei  be- 
dürfe es  natürlich  einer  kürzeren  und  min- 
der intensiven  Beobachtung.  Abgesehen  von 
der  Fehlergefahr,  w^elche  diese  sogenannte 
extensiveMethodein  sich  trägt,  scheint 
jedoch  dieser  Auffassung  eine  Verwechselung 
dieses  Begriffes  5>Typus«  mit  dem  des  »Durch- 
schnittes« zu  Gnmde  zu  liegen.  Der  Typus  ist 
nicht,  wie  der  Durchschnitt,  eine  rechnerische 
Abstraktion,  welche  den  Schein   homogener 
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Yerteilung  erweckt,  sondern  ein  in  der  leben- 
digen Wirklichkeit  am  häufigsten  auftreten- 
der, von  den  äussersten  Abweichungen  der 
Erscheinimgswelt  verhältnismässig  am  wei- 
testen entfernter  Näherungswert.  Bei  der 
Feststellung  eines  derartigen  Typus  handelt 
es  sich  also  vor  allem  darum,  die  äussersten 
Abnormitäten  der  zu  beobachtenden  Erschei- 
nungsgnippe  festzustellen.  Das  Ausmass 
des  » Abnormen  «^  kann  al>er  wieder  nur 
durch  Massenerhebungen  gewisser  für  das 
Ganze  charakteristischer  Merkmale  erkannt 
werden.  Um  das  (reltungsgebiet  der  Einzel- 
budgets zu  erkennen  und  ihren  Wert  für 
die  Forschung  und  die  Praxis  richtig  abzu- 
schätzen, wenlen  daher  allgemeine  oder  auch 
Specialenqueten  der  Wohnungs-,  der  Lohn- 
verhältnisse, der  sozialen  Herkunft  etc.  den 
Boden  vorbereiten  müssen.  Erst  aus  dieser 
Vereinigimg  von  Massenerhebung  und  Indi- 
>'idualuntersuchung  lässt  sich  der  typische 
Charakter  eines  Haushaltungsbudgets  be-  i 
stimmen.  Denkt  man  sich  dann  die  Masse 
der  Konsumenten  nach  derartigen  Haushal- 
tungstypen gnippiert,  so  lässt  sich  nach 
dem  Prozentsatze,  mit  welchem  jeder 
Typus  an  dem  Gesamt  verbrauche  teilnimmt, 
ein  Massstab  dafür  gewinnen,  in  welchem 
Grade  gewisse  Preisbewegimgen  und  Preis- 
aufschläge von  jeder  Volksschicht  empfunden 
und  getragen  werden  können. 

2.  Geschichte  dieser  Methode.  Schon 
von  den  Vorläufern  der  modernen  Wirtschafts- 
statistik wird  die  Höhe  der  Familienau^gabeu 
abgeschätzt  nnd  zur  Motivierung  verschiedener 
wirtschaftspolitischer  Zwecke  verwertet.  Zu 
Ende  des  17.  Jahrhunderts  sucht  William 
Petty  die  Steuerkraft  Englands  mittelst  der 
Berechnung  der  Jahresausgabe  pro  Kopf  zu  er- 
forschen: „Diese  ist  wahrscheinlich  nicht  ge- 
ringer als  die  eines  Tagelöhners,  welcher  8  d. 
täglich  verdient;  denn  der  Lohn  eines  solchen 
Menschen  beträgt  4  sh.  wöchentlich  oder  2  sh. 
mit  Verköstigung;  daher  beträgt  der  Wert 
seiner  Nahrungsmittel  2  sh.  wöchentlich  oder 
ö  £  4  sh.  jährlich;  nun  kann  der  Wert  seiner 
Kleider  nicht  geringer  sein  als  der  Lohn  der 
ärmsten  Magd  auf  dem  Lande  [für  welche,  da 
sie  verköstigt  wird,  die  Kleiderausgaben  die 
beträchtlichsten  sind],  nämlich  30  sh.  pro  Jahr, 
und  alle  übrigen  Ausgaben  können  nicht  weniger 
als  weitere  6  sh.  jährlich  betragen ;  die  Gesamt- 
ausgabe pro  Kopf  beträgt  daher  7  £."  Aehn- 
liche  Schätzungen  stellten  andere  Autoren  zum 
Zwecke  der  Kostenberechnung  von  Reformen 
in  der  Armenverwaltung  auf.  Aus  derartigen 
Schätzungen  scheinen  zwei  bedeutende  Wirt- 
schaftstheoretiker  des  vorigen  Jahrhunderts  die 
Anregung  zur  Aufstellung  detaillierterer  Haus- 
haltsberechnungen  geschöpft  zu  haben.  Der 
eine,  JacobVanderlint,  stellt  das  detaillierte 
hypothetische  Ausgabenbudget  einer  Normal- 
familie des  Arbeiterstandes  sowie  ein  solches 
für  eine  Normalfamilie  des  Mittelstandes  auf; 
an  diesen  entwickelt  er  die  Gesetze  des  Arbeits- 
lohns und  w^eist  die  Notwendigkeit,  die  Lebens- 
mittelpreise durch  extensivere  Landwirtschaft  zu 


verringern,  aus  dem  Niedergange  des  mittlerr-n 
HandeTsstandes  seit  1688  nach.  Die  H5he  de- 
menschlichen Snbsistenzmiuimnms  hat  B  i  c  h  a  r  «I 
Cantillou  (f  1734)  in  einem  leider  verloren 
gegangenen  Anhange  zu  seinem  Essai  snr  la 
nature  du  commerce  en  General  (1755)  in  aus- 
führlicher Weise  berechnet.  Diese  älteren  Auf- 
stellungen sind  insgesamt  Konjekturalbud- 
gets;  sie  beruhen  nicht  auf  eingehenden  Er- 
hebungen oder  Anschreibungen,  sondern  auf  sub- 
jektiven Kostenanschlägen.  Den  eigentlichen 
Anstoss  zur  Feststellung  wirklicher  Hau:^- 
haltung-sbudgets  gab  wieder  die  Reform  d^r 
engliscnen  Arraengesetzgebung;  von  1796 — 1855 
sind  es  vorwiegend  Untersuchungen  über  Alf 
Lage  des  ländlichen  und  städtischen  Proletariat--, 
welchen  solche  Budg-ets  zur  Grundlage  dienen . 
Dahin  gehören  die  auf  Anregung'  D  a  v  i  li 
Da  vi  es'  gesammelten,  auf  zweimonatlichen 
Beobachtun&ren  beruhenden  Hanshaltun^be- 
rechnungen  von  73  ländlichen  Arbeiterfamilien 
im  dritten  Bande  von  Sir  Morton  Edens 
^The  State  of  the  Poor"  1797.  (Vgl.  E.  Engel. 
Die  Lebenskosten  belg.  Arbeiterfamilien  S.  16 ff. 
Der  Anbruch  der  Grossindustrie  nnd  die  Ab- 
haltung der  ersten  Arbeiterenqueten  hatten  als- 
bald die  Anwendung  dieser  Methode  auf  den 
Konsum  der  gewerblichen  Arbeiter  in  England 
und  Frankreich  zur  Folge.  Die  Arbeiten  A. 
Penots  über  die  Ausgaben  der  Industriearbeiter 
in  Mühlhausen,  Villermes  und  Blanqui^ 
über  die  Lebenshaltung  der  französischen. 
Wades,  Porters,  Fr.  Engels'  nnd  anderer 
über  die  der  englischen  Arbeiter  riefen  den  Ge- 
danken einer  oftiziellen,  massenstatistischen  Er- 
hebung des  Privatkonsums  der  arbeitenden 
Klassen  wach.  Auf  Anregung  Joseph  Flet- 
cherSjVisscherSjQueteletsu.  a.  wurde  auf 
dem  im  September  1853  zu  Brüssel  abgehaltenen 
ersten  internationalen  statistischen  Kongresse 
zu  diesem  Zwecke  ein  Erhebungsformular  ent- 
worfen. Das  Einnahmebudget  ist  nach  den 
Arten  des  Einkommens  (Lohn,  andere  Quellen, 
und  nach  der  Zahl  der  zu  demselben  beitragen- 
den Mitglieder  gegliedert;  der  Ausgabenetat 
zerfällt  in  L  Ausgaben  für  physische  nnd  ma- 
terielle (15  Unterabteilungen),  2.  für  religiöse, 
sittliche  und  geistige  Bedürfnisse  (7  Postern. 
3.  Aufwand  für  Luxus  und  Unvorhergesehenes 
(7  Posten,  darunter  Tabak  und  Spiritnosen- 
genuss  ausser  Hause;  im  Hause  ficiiriert  er 
unter  Nahning!).  Um  die  Vergleichbarkeit  so 
gewonnener  Budgets  von  vom  herein  zu  sichern, 
sollten  die  Hanshaltun^verhältnisse  dreier 
Normalfamilien  jedes  Bezirkes  erhoben  werden: 
als  „typisch"  wurde  eine  Familie,  bestehend  ans 
Vater,  Mutter  und  vier  im  Alter  von  16,  12,  6 
und  2  Jahren  stehenden  Kindern  angesehen. 
Solche  Budgets  sollten  1.  aus  der  notleidenden, 
auf  öffentliche  Unterstützung  teilweise  ange- 
wiesenen Klasse,  2.  der  schlecht  gestellten, 
nichts  ersparenden,  aber  an  der  Armennnter- 
stützung  nicht  teilnehmenden,  und  3.  aus  der 
bemittelteren,  fürs  Alter  etwas  ersparenden  Wohl- 
standsklasse  erhoben  werden.  Im  Auftrage  der 
belgischen  statistischen  Gentralkommission  unter- 
nahm es  nun  Edouard  Ducpetiaux,  diente 
Vorschläge  für  Belgien  und  Luxemburg  zu  ver- 
wirklichen, wo  der  Boden  durch  die  Enquete 
vom  Jahre  1844  beson4er8  vorbereitet  schien. 
Seine  Schrift  „Budgets  Economiques  des  Clas.«jes 
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owvritres  en  Belgiqiie"  (1856)  enthält,  nach  Pro- 
vinzen   ^reordnet,  die  Resultate  einer  Enqnete, 
die    durch    Vertrauensmänner   auf   Grund    von 
Fragebogen  geführt  worden  war.    Anhangsweise 
werden  die  Ausgabenbudgets  von  Familien  ver- 
schiedener   Klassen,    ferner    die   der   Soldaten, 
Matrosen,  Liazarettbe wohner  und  Sträflinge  mit 
jenen  der  nntersuchten  199  belachen  Arbeiter- 
fauiüieu     und  endlich  diese  mit  den  wenigen 
vorhandenen    Angaben    für    Arbeiter    anderer 
Lander    verglichen.     In    einem   zweiten   Teile 
iS.  183  ff.)  untersuchte  Ducpetiaux  die  Ursachen 
des  im  ersten  zahlenmässig  erhobenen  Arbeiter- 
elend:;«   und  das  Verhältnis  der  Produktion  zur 
KoTLjiumtion    in   Belgien.     Trotz   seines   engen 
Anschlusses   an   die   damals   herrschende   Man- 
chesterdoktrin waren  die  Resultate  seiner  Unter- 
8v\e\i\\n^  derartige,  dass  er  auf  Grund  derselben 
die  lerne rierung  der  Arbeiterfragjen  in  der  Politik 
ausdrücklich  bekämpfte:  der  Liberalismus,  rief 
er,  darf  nicht  zum  laisser  souffrir,  laisser  mourir 
ausarten.     £r  verlangt  zunächst  die  Schaffung 
einer  diese   Arbeits-,   Bevölkerungs-   und   Sub- 
sistenz Verhältnisse  untersuchenden  permanenten 
Kommission  (S.  310);   Ducpetiaux  ist  also  der 
il^eistige  Vater  der  modernen  arbeitsstatis- 
tischen Aemter.   In  Belgien  sind  sie  erst  1886 
ins  Leben  gerufen  worden. 

In  dasselbe  Jahr  1855  fällt  die  Veröffent- 
lichung   von    36   Budgets    in   Fred^ric   Le 
Plava   „Ouvriers  europeens".    Der  Ausgangs- 
punkt dieses  Forschers  ist  in  erster  Eeihe  ein 
sozioloßfischer,  sein  Ziel  ein  sozialreformatorisches : 
er  .sucht  durch  genaue  Beobachtung  aller  Ele- 
mente, welche  das  Leben  gntsituierter  Arbeiter- 
familien aller  Länder  bestimmen,  —  und  diese 
erhalten   ihren  prägnanten  Ausdruck   in   ihrer 
Haushaltsführung   —    diejenige    Gesellschafts- 
form zu  finden,  welche  den  sozialen  Frieden, 
die  Stabilität  der  Entwickelung  im  Gegensatze 
zu  dem  Frankreich  der  Jnlirevolution  verkörpert. 
Das  Schema,  welches  Le  Play  für  die  Aufnahme 
von  Haushaltungen  aufstellte,   bilden:   I.  Das 
Einnahmebudget,    mit    vier   Einnahmequellen: 
1.  Sachgüterbesitz,  2.  unentgeltlich  zufliessenden 
Einkünften  (Subventions).  3.  Arbeitsleistungen 
im  Hauptgewerbe   und   4.   solchen  im   Neben- 
gewerbe.   Die  wirklichen  Einnahmen  bestehen 
danach:   aus  Benten  von   Liegenschaften,   aus 
Nutzungen   von  Mobiliarvermögen  {Nutztieren, 
Rohstoffen,  Leihkapitalien,  Versicherunffsgeldem, 
nach  der   mittleren   Höhe   des   örtlichen  Zins- 
fnsäes  in  Anschlag  gebracht) ;  aus  Nutzniessun^en 
der  Subventionen  und  aus  dem  nach  Arbeits- 
ta^n  und  -stunden  berechneten  Arbeitsverdienste 
der  Familienmitglieder  im  Haupt-  und  Neben- 
gewerbe,   n.  Das  Ausgabenbudget  zerfällt  in 
die  folgenden  Abteilungen:  1.  Nahrung  (Cerea- 
lien,  Fette,  Milch  und  Eier,  Fleisch  und  Fische, 
Gemüse  und   Obst,    Gewürze   und  Reizmittel, 
geistige    Getränke),    2.    Wohnung,    Mobiliar, 
Heiznng.  Beleuchtung,  3.  Kleidung  und  Wäsche, 
4.  sittliche  Bedürfnisse,   Kindererziehung,  Er- 
holruig  und  Gesundheitspflege,  5.  für  gewerb- 
hche  Zwecke,  Schulden,  Steuern,  Abgaben  und 
yersicherung.   Dieses  Schema  ist  von  Le  Play 
jn  der  zweiten  Ausgabe  seines  Werkes  (1879, 
^  Bde.)  und  von  seinen  Schülern  in  dem  Sammel- 
ywke  „Les  Ouvriers  des  deux  mondes"  (1856 
bis  1895,  8  Bde.)  auf  die  Haushaltung  von  129 
Familien  angewendet  worden.  Auf  seine  Methode 


und  Einteilung  ist  eine  grosse  deskriptiv-Öko- 
nomische Litteratur  zurückzuführen ;  quantitativ 
haben  hierbei  die  Vereinigten  Staaten  das  hervor- 
ragendste auf  Anregung  Caroll  D.  Wrights 
geleistet  (5284  Budgets) ;  in  Bezug:  anf  Intensi- 
tät der  Beobachtung,  Analyse  der  Resultate 
und  Verarbeitungstechnik  stehen  die  Arbeiten 
deutscher,  englischer  und  schweizerischer  Privat- 
statistiker in  erster  Eeihe. 

3.  Die  Anwendung  der  Hanshaltnngs- 
bndgets  auf  die  Theorie  und  Statistik  der  K. 
Für  die  ökonomische  Theorie  und  die  Messung 
der  Konsumtion  hat  Ernst  Engel  die  Budgets 
Ducpetiaux'  und  Le  Plays  in  seiner  be- 
rühmten Untersuchung  „Die^  vorherrschenden 
Gewerbszweige  in  den  Gerichtsämtern  mit  Be- 
ziehung auf  die  Produktions-  und  Konsumtions- 
verhältnisse des  Königreichs  Sachsen"  (1857) 
nutzbar  gemacht.  Die  Frage,  welche  sich 
Engel  stellte,  ging  zunächst  dahin,  wie  gross 
die  Bilanz  zwischen  Produktion  und  Konsumtion 
im  Königreich  Sachsen  sei.  Durch  die  sächs. 
Gewerbestatistik  war  die  Zahl  der  Produzenten 
jeder  Warengattunj^  gegeben;  zu  untersuchen 
war  ihre  Produktion  und  Konsumtion.  Die 
Einreihung  der  bei  Ducpetiaux  und  Le 
Play  gefundenen  Ausgabeposten  nach  ihrer 
prozentuellen  Grösse  ergab  „den  auf  dem  Wege 
echter  Induktion  gefundenen  Satz,  dass,  je 
ärmer  eine  Familie  ist,  ein  desto  grösserer  An- 
teil von  der  Gesamtausgabe  muss  zur  Be- 
schaflfung  der  Nahrung  aufgewendet  werden'' 
(S.  169).  Dieses  sogenannte  Enge  Ische  Gesetz 
wurde  von  seinem  Urheber  nach  exakter  Be- 
obachtung der  Ausgaben  in  Familien  des  sächsi- 
schen Arbeiter-,  Mittel-  und  Wohlstandes  auf 
alle  Einkommenklassen  erweitert,  und  zwar  in 
der  auf  S.  320,  Tabelle  1  dargestellen  Form. 

„Das  Gesetz,  mit  welchem  man  es  hier  zu 
thun  hat,  ist  kein  einfaches.  Die  Höhe  der 
Ausgaben  für  Nahrung  wachsen  bei  Abnahme 
des  Wohlstandes  in  einer  geometrischen  Pro- 
gression" (S.  170).  Auf  Grundlage  der  wenigen 
vorhandenen  Glieder  stellte  Engel  für  die  Nah- 
rungsausgaben die  auf  S.320  folgende  Tabelle  2  auf. 

Aus  den  Budgets  Le  Plays  zog  nun  Engel 
einen  Durchschnitt;  für  ein  Jahreseinkommen 
einer  Familie  von  1200  Frcs.,  240  Frcs.  pro 
Kopf,  betragen  die  Prozentsätze  für  die  Aus- 

fabenklassen  von  1.  Nahrung,  2.  Kleidung, 
.  Wohnung,  4.  Heizung  und  Beleuchtung, 
5.  Geräte  und  Werkzeuge,  6.  Erziehung  und 
Unterricht,  7.  öflfentlicher  Sicherheit,  8.  Gesund- 
heitspflege, 9.  persönlichen  Dienstleistungen  etc. 
in  Prozenten: 

1.        2.        3.       4.       5.       6.      7.      8.      9. 
62,42   14,03  9,04  5,41   2,31   1,21  0,88  4,30  0,40 
Für  Sachsen  (mit  50  Thlr.  pro  Kopf  ange- 
nommen) : 

62,cx>  16,00  12,00  5,00  2,00  1,00  1,00  i,oo  1,00 
Bereits  En^l  hat  sich  gegen  die  Annahme 
eines  exakten  Eintreffens  der  obigen  Zahlen- 
reihe in  jedem  individuellen  Falle  verwahrt, 
dieselbe  vielmehr,  wie  die  einer  Mortalitäts- 
tabelle, als  Durchschnittsmassstab  betrachtet 
wissen  wollen.  So  betragen  z.  B.  nach  dem 
VII.  Annual  Report  des  Arbeitsamtes  der  Verei- 
nigten Staaten  (1891,  p.  864)  für  Familienein- 
kommen unt«r  200  Dollar  (=  1000  Frcs.)  die  Pro- 
zentanteile der  Ausgaben  für  Nahrung  49,6, 
Kleidung   12,8,   Wohnung   15,5,    Heizung  und 
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Tabelle  1. 


Konsumtionszwecke 


Prozentverhftltnis  unter  den  Ausgaben 
einer  bemittelten  Arbeiter-  einer  Familie  des  einer  Familie  dr 
familie  i       Mittel-  Wohl- 

in Belgien      \     ^^  Sachsen  Standes      |       standen 

ohne  Verteilung  nach  Verteilung 

der  Ausgaben  für  Werkzeuge  und  Geräte 


1.  Nahning 

2.  Kleidung 

3.  Wohnung 

4.  Heizung  und  Beleuchtung 

5.  Geräte  und  Werkzeuge    . 

6.  Erziehung,  Unterricht  etc. 

7.  Oeffentlicne  Sicherheit  etc. 

8.  Gesundheitspflege  etc. .    . 

9.  Persönliche  Dienstleistung 


Tabelle  2. 

Wenn  das  gesamte  jährliche 

Einkommen  einer  Familie 

beträgt 

Francs   Mark 

200  =   i6o 

300  =  240 

400  =  320 

5cx>  ~     400 

600  =  480 

700  =  560 

800  =  640 

900  =  720 

1000  =  800 

iioo  »  880 

1200  =  960 

1300  =  1040 

1400  =  1120 

1500  =  1200 

1600  =  1280 
1700  ==  1360 
1800  =  1440 
1900  =  1520 
2000  =  1600 
2100  =  1680 
2200  =  1760 
2300  =  1840 
2400  =  1920 
2500  =  aooo 
2600  =  2080 
2700  =  2160 
2800  =  2240 
29cx>  =  2320 
3000  =  2400 


61,0 
10,0 

5,0 

4,oJ 

2,0 

i,o, 


95,0 


5,0 


62,01 
16,0 

12,0  95,0 

5.0 


5,0 


55,0 

18,0 
12,0 

5,0 


90,0 


50,01 

18,0 

12,0;  85,0 

5^0 


2,Oj 

i,oj 


3,5| 


2.0 

2i5 


15.0 


SO  nehmen  die  Aus- 
gaben für  Nahrung 
davon  in  Anspruch 
% 
72,96 

71,48 
70,11 
68,85 
67,70 
66,65 
65,69 
64,81 
64,00 
63,25 
62,55 
61,90 

61,30 

60,75 
60,25 

59,79 
59,37 
58,99 
58,65 

58,35 
58,08 

57,84 
57,63 
57,45 
57,30 
57,17 
57,06 

56,97 
56,90 


Beleuchtung  8,1%;  für  andere  als  Zwangsaus- 
gaben erübrigen  also  hier  14  gegen  6—9,1  %  in 
Europa.  Was  die  Ausgaben  für  Wohnung 
betrint,  so  hat  Schwabe,  auf  das  MaterifQ 
der  Berliner  Mietverhältnisse  gestützt,  das 
Engeische  Gesetz  auch  auf  diese  ausge- 
dehnt: „Je  wohlhabender  eine  Familie  ist,  eine 
um  so  grössere  Summe,  aber  um  so  weniger 
Prozente  der  Gesamtausgaben  verwendet  sie 
durchschnittlich  auf  Wohnungsmiete^  (sogen. 
Schwabesches  Gesetz,  1868).  Spätere  Unter- 
suchungen, namentlich  Laspeyres'  und 
Hampkes,  haben  für  Deutschland  (Hamburg 


und  Halle)  ein  Grenzeinkommen  von  ca.  S'J«» 
Mark  ergeben,  oberhalb  dessen  erst  die  R^la- 
tivausgaben  für  Wohnungsmiete  sinken ,  wo- 
gegen jene  für  Instandhaltung  zunehmen.  Dies 
bestätigen  K.  Büchers  Untersuchune'en  ober 
die  Mietspreise  auf  Grund  der  \Vohnuiig->- 
enquetc  in  Basel  1889  S.  206,  femer  Landolt. 
Die  Wohnungsenquete  in  der  Stadt  Bern  lK>y, 
S.  577  flP.  Eine  absolute  Formel  für  die  Kon- 
sumtionsentwickelung lässt  sich  aus  den  bis- 
herigen Untersuchungen  nicht  entwickeln.  Aber 
das  folgende  Schema  wird  nach  Möglichkeit 
ihren  Ergebnissen  gerecht:  Bei  verhältniämässi^' 
steigendem  Einkommen 

1.  sinkt  ständig  die  Ansgabequote 
für:  die  gesamte  Nahrung,  und  zwar  insbe- 
sondere für  pflanzliche  Nahrung. 

2.  steigt  ständig  die  Ausgabeqnote 
für:  Ersparnisse. 

S.Sinken  die  Ausgabequoten  bis  zu 
einer  gewissen  Einkommenshöhe,  nm 
sodann  gleichzubleiben  oder  zn 
steigen  f ür :  Wohnung,  Heizung,  Beleuchtiun^ ; 
4.  steigen  die  Ausgabequoten  bis 
zu  einer  gewissen  Einkommensgrenze, 
um  sodnnn  gleichzubleiben  oder  zn 
sinken  für:  tierische  Nahrung,  Getränke, 
Kleidung,  geistige  und  Erholnngsbedürfnisse. 
Die  Einkommensgrenze,  von  welcher  an  die 
Mehrzahl  der  Einzelposten  der  Ausgaben  auf- 
oder  abschwankt,  ist  nach  Zeit  und  Ländern 
variabel.  Daher  die  Notwendigkeit,  sie  für 
jedes  Land  in  geeigneten  Zeiträumen  neu  fest- 
zustellen. 

4.  Die  ErhebuDg  der  Budgets  lud 
die    Klassifikation   ihrer    Bestandteile. 

Für  die  intensive  Methode  der 
Untersuchung  der  Privatwirtschaften  liegt 
die  Hauptschwierigkeit  erstens  in  der 
Veranstaltimg  der  Erhebung  selbst.  Bis 
jetzt  wenigstens  spielt  bei  fast  allen  wirt- 
schaftsstatistischen Erhebungen,  welche  bei 
den  Interessenten  selbst  vorgenommen  wer- 
den, das  Moment  des  persönlichen  Ver- 
trauens eine  dominierende  Rolle;  infolge 
des  Misstrauens  und  des  Mangels  an  In- 
teresse  haben  deshalb   die   meisten,  durch 


Konsumtion  (Konsumtionsbudget) 


321 


ai.isgesendete  Fragebögen  veranstalteten 
ErKebungen  mit  einem  Misserfolge  geendet. 
Hei  demjenigen  Teile  der  wohlhabenden 
Klassen,  welcher  nicht  von  fixen  Bezügen 
lobt,  lässt  der  Haushalt  Rückschiftsse  auf 
das    Einkommen   ziehen,   dessen  Hohe   der 


Buchung  aller  übrigen  Ausgaben  und  würde 
die  Versuchung  zu  falschen  Einträgen  min- 
dern. 

Die  Erhebung  selbst  kann  entweder  in 
der  Weise  vollzogen  werden,  dass  der  Beob- 
achter  sich  auf  eine   wiederholte   münd- 


Steviervenvaltung  und  der  Konkurrenz  ver-  liehe,  ausführliche  Ausfragung   der  Ein- 


lieimiicht    -w^rd.      Die    Ausgaben    werden 
häufig  in  ihren  kleineren  Einzelposten  nicht 
G;eV>iicht,   und   selbst  wo  dies  der  Fall  ist, 
kann    niu*   eine    längere    Beobachtungsfrist 
^%chlüsse  auf  den  wirklichen  Konsiun  recht- 
fertigen.   Bei  intelligenten,  besser  gezahlten 
Arl)eitern  sind  die  Schwierigkeiten  am  ge- 
ringsten;  dagegen   steigen   sie   wieder   bei 
«ler  Feststeilung   der  Ausgaben   von  Händ- 
ler erksgehüfen ,   schlecht  entlohnten  Fabrik- 
iind  Heimarbeitern   imd  vollends  bei  Tage- 
löhnern;  >pour  connaitre  celles-ci,  il  faut, 
eil  effei  descendre  dans  les  details  intimes 
•  le  la  vie  de  l'ouvrier;  s'initier  au  mystere 
des  piivations  qu'il  simpose ;  inventorier  en 
•juelque   soi-te    son    modeste    mobilier;    lui 
tlemander  qu'il  etale  ä  nos  yeux  ses  vete- 
ments   plus   modestes   encore,  ceux  de   sa 
femme  et  de   ses   enfants;   exiger,  en  fin, 
«|u'il  mette  a  nu  sa  mis^re.     On  sent  com- 
liieu,  en  pareil  cas,  ces  aveux  peuvent  etre 
penibles  et  blesser  son  amour-propre«  (Duc- 
p»'*tiaiix  p.  83).     Diese   Schwierigkeiten    zu 
überwinden,    ist    Sache    des    persönlichen 
Taktes,   der    Klugheit    und    Ausdauer   des 
Fragestellers.   Er  hat  die  Personen  ausfindig 
zu  machen,  welche  ihn  dem  Vertrauen  der 
Befragten   empfehlen,  und   darüber  zu  ent- 
sc-heiden,  ob  für  die  Mühe  und  den  Zeitver- 
lust, die  er  den  Befragten  bereitet,  ein  Ent- 
gelt am  Platze  ist. 

Die  zweite  Schwierigkeit  betrifft  die 
Feststellmig  des  typischen  Charakters 
des  Budgets.  Insoferne  dies  die  Zahl  der 
Hanshaltungsmitglieder  betrifft,  geben  die 
Ergebnisse  der  Volkszählung  jeden  ge- 
wünschten Anhalt;  Massenerhebungen  über 
Arbeitslöhne  und  die  Einkommensteuer- 
statistik geben  für  die  Einnahmen,  Unter- 
suchungen über  Mietspreise  für  die  Woh- 
nnngsausgaben  die  notwendigen  Fingerzeige 
über  den  Wert  des  Einzelfalls.  Dagegen 
geben  für  Nahrungs-,  Kleidungs-  und  gar 
erst  für  Geistespflege  u.  s.  w.  die  Daten 
der  Generalstatistik  fast  keinerlei  Kontrolle. 
Um  so  wichtiger  wäre  es  meines  Ei'achtens, 
in  Hinkunft  nicht  mehr  alle  Gegenstände 
der  Konsumtion  en  bloc,  sondern  einzelne 
Posten  derselben  (z.  B.  Zucker-,  Salz-,  Spiri- 
tuosenkonsum) von  einer  grossen  Zahl  von 
Haushaltungen  zu  erheben,  wobei  von  den 
befragten  Familien  lediglich  über  die  Aus- 
gaben dieses  besonderen  Artikels  und  die 
(resamtausgaben  Aufzeichnungen  zu  führen 
wären.  Dies  ergäbe  viel  zuverlässigere  Re- 
tiultate,   erzöge   die  Familien    langsam    zur 


nalimen  und  Ausgaben  beschränkt.  Dieser 
Weg  ist  oft  der  einzig  mögliche  bei  Familien 
von  beschränktester  Lebenslage  imd  Bildung 
sowie  von  rein  naturalwirtschaftlicher  Lebens- 
weise. Die  Budgets  Dr.  Schnapper-Arndts 
(Chausseearbeiterfcimilie)  zeigen,  dass  auch 
bei  peinlicher  Handhabung  dieser  Methode 
schätzbare  Ergebnisse  erzielt  wei-den  können ; 
für  nichtwissenschaftliche  Zwecke  einer 
kursorischen  Erhebung  genügt  sie  vollstän- 
dig. In  den  meisten  i  allen  wird  dagegen 
für  wissenschaftliche  Zwecke  eine  min- 
destens halbjährige  (ein  Sommer-,  ein 
Winterquartal  umfassende)  schriftliche 
Aufzeichnung  erforderlich  sein.  Vom  grössten 
kultiu'historischen  Werte  sind  Budgets,  die 
einen  mehi-jährigen  Zeitraiun  umfassen.  So 
die  von  E.  Hof  mann  (Archiv  f.  soz.  Ge- 
setzgeb.  1893  6.  Bd.)  und  in  Family  Bud- 
gets 1896  (Nr.  17)  geiiefei-ten  Fälle. 

Für  die  Art  der  Buchführung  lassen 
sich  allgemeine  Grundsätze  für  alle  Klassen 
nicht  aufstellen.  In  besser  gestellten  Fa- 
milien ist  eine  getrennte  Buchführung  von 
Mann  und  Frau  durchführbar.  Der  Mann 
verzeichnet  in  diesem  Falle  die  Einnahmen, 
die  Wohnungs-,  Steuer-,  gi'össere  Vergnii- 
gungs-  und  andere  grössere  Ausgaben  der 
Familie  sowie  seinen  persönlichen  Aufwand. 
Die  Frau  fülirt  fast  lediglich  das  Nahrungs-, 
Wäsche-  und  das  übrige  laufende  Ausgaben- 
budget. Bei  Arbeiterb\idgets  empfieldt  es 
sich  den  Mann  um  seine  sowie  um  die 
übrigen  Familieneinkünfte  dii-ekt  zu  befragen, 
der  Frau  oder  den  Kindern  die  tägliche 
Uebeitragung  der  auf  einer  Schiefertafel 
nach  jeder  Ausgabe  gemachten  Notizen  in 
ein  Ausgabenbuch  zu  übertragen.  Dasselbe 
besteht  am  besten  pro  Monat  aus  32  Blättern 
mit  folgenden  yuerrubriken : 


Menge 
(des  gekauften  Artikels) 


Name  (des 
Artikels) 


Preis 


M.   Pf. 


Ist  eine  solche  Familie,  welche  Buch 
führt,  ausfindig  gemacht,  so  bedürfen  ihre 
Aufzeichnungen  einer  genauen  Kontrolle; 
diese  besteht  darin,  dass  der  Beobachter  sich 
wenigstens  allmonatlich  einmal  von  der  Voll- 
ständigkeit derselben  überzeugt.  Eine  gewisse 
innere  Kontrolle  bietet  die  Bilanz  eines  voll- 
ständigen Jahresbudgets  nur  dann,  wenn 
Wochen-  oder  Monatsbilanzen  gezogen  und  die 
rechnerisch  gefundenen  Geldüberschüsse  mit  dem 
wirklich  vorhandenen  Bargelde  übereinstimmend 
gefunden  werden.     Wenn  dagegen  die  Bilanz 


Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften.    Zweite  Auflage.    V.  21 
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mit  einem  Deficit  abschliesst,  muss  eine  weitere 
Nachfragte  dasselbe  ergänzen. 

Die  Schwierigkeiten  der  richtigen  Klassi- 
fizierung und  der  ziffermässigen  \Viedergabe 
mancher  Posten  der  Familieneinnahmeu  und 
-ausgaben  sind  in  manchen  FäUen  so  unüber- 
windliche, dasseine  Wiedergabe  derselben  durch 
das  Wort  jeder  zahlenstatistischen  Manipulation 
vorzuziehen  ist.  Jedenfalls  sollen  aber  die 
Lücken,  welche  der  Beobachter  vermutet,  nicht 
rechnungsmässig  ergänzt,  sondern  bei  der  Dar- 
stellung hervorgehoben  werden. 

Die  Erhebung  selbst  zerfällt  in  die  Auf- 
nahme a)  der  biographischen  Daten  der 
Mitglieder  des  Hanshaltes:  ihres  früheren  und 
gegenwärtigen  Staudortes,  ihrer  Nationalität, 
ihres  Geschlechtes,  Alters,  Civilstandes,  Schul- 
bildung, Berufes  (und  zwar  des  erlernten,  des 
früheren  und  gegenwärtigen  nach  Art  und  Dauer), 
Verwandtschafts-,  Dienst-  oder  anderweitigen 
Verhältnisses  zum  Vorstande  des  Haushaltes. 
Gesondert  davon  sind  Aftermieter  und  Schlaf - 
ganger  femer  solche  Angehörige  zu  verzeichnen, 
welche  ausserhalb  des  Haushaltes  leben,  aber 
von  ihren  Einkünften  ihren  Unterhalt  ganz  oder 
teilweise  bestreiten  oder  umgekehrt  zu  der  Er- 
haltung des  Haushaltes  beitragen. 

Zu  den  Angaben,  welche  nicht  durch  die 
beobachteten  Personen  selbst  aufgezeichnet  wer- 
den, gehört  die  Erfragung  aller  Einzelheiten 
ihrer  Erwerbsthätigkeit,  ihrer  Intensität,  ihrer 
(täglichen,  jährlichen)  Dauer,  Gefährlichkeit  und 
ihrer  Einträglichkeit  in  früheren  Jahren;  der 
Arbeitslosigkeit  nach  Ursache  und  Dauer ;  femer 
des  Gesundheitszustandes,  der  Fürsorgethätig- 
keit,  der  Belastung  durch  Versicherangsbeiträge, 
der  Art  und  Kosten  von  Schule,  Vergnügungen, 
Teilnahme  am  öffentlichen  Leben  und  der  Be- 
schaffenheit der  Wohnverhältnisse.  Die  Wohn- 
und  Schlafräume  sind  zu  vermessen,  der  Kubik- 
luf träum  pro  Kopf  zu  berechnen  und  alle  jene 
Momente  (Art  des  Gebäudes,  Stockwerk.  Ver- 
wendung, Dimensionen,  ßodenfläche,  Fenster- 
zahl, Art  der  Beleuchtung  und  Beheizung, 
Zahl  der  schlafenden  Personen,  Art  der  Venti- 
lation, Kanalisation,  des  Wasserbezuges,  die 
Trockenheit  etc.)  zu  berücksichtigen,  welche 
bei  der  Generalstatistik  der  Wohnungsverhält- 
nisse verlangt  werden,  und  bezüglich  welcher 
auf  die  Baseler  Wohnungsenquete  von  Karl 
Bücher  (Basel  1891)  zu  verweisen  ist  (s.  d.  Art. 
Wohnungsfrage). 

b)  Die  Aufstellung  des  Inventars,  der 
Aktiven  und  Passiven.  Diese  besteht 
erstens  in  der  Beschreibung  und  Einreihung 
dieser  Posten  nach  einem  gewissen  Plane,  z.  B. 
nach  dem  von  Engel  im  „Rechuungsbuch  der 
Hausfrau"  1882  empfohlenen: 

A.Aktiva.  I.  Liegenschaften  in  qm. 
1.  Feld,  2.  Wiese.  3.  Garten  (Weinberg),  4.  Weide, 
ö.  Wald,  6.  andere  Liegenschaften.  II.  Ge- 
bäude: 1.  Wohngebäude,  2.  Schuppen,  Scheunen, 
Ställe,  3.  andere  Gebäude.  4.  Brunnen,  Be- 
wässerungsanlagen sowie  Bestandteile  vorbe- 
naunter  Gebäude.  III.  Häusliches  Mobi- 
liar: 1.  Möbel.  2.  Spiegel,  3.  Gas-  und  andere 
befestigte  Beleuchtungskörper,  4.  Teppiche,  Vor- 
hänge, Decken,  Tischzeug,  5.  Porzellan,  Stein- 
gut. Glas  und  lackierte  Sachen.  6.  Silberzeug, 
Goldgeräte    und    Schmucksachen,   7.   Gemälde, 


Bilderwerke,  Photographieen.  Kupferstiche,  Nipp- 
sachen  etc.,  8.  Bücuer  und  Musikalien,  9.  musi- 
kalische Instrumente,  10.  Waffen,  optische  uod 
andere  Instrumente,  11.  Badeeinrichtang.  12 
Betten  und  Bettwäsche,  13.  Leibwäsche,  K. 
Kleider,  Pelzwerk  und  Putz.  15.  Schuhwerk. 
IV.  Haushaltnngsvorräte  inkl.  Ge- 
tränke. V.  Haus-,  Küchen-  und  Garten- 
geräte, Werkzeuge,  Apparate  und  Ma- 
schinen. VI.  Heiz-  und  Lenchtmatr- 
rial.  VII.  Tiere  (lebendes  Inventar).  VUI 
Fuhrwerk  aller  Art,  exkl.  ZugiieTi- 
IX.  Bare  Kasse.  X.Wertpapiere:  1.  Fe>T- 
Zinsen  tragende,  2.  Dividenden  tragende.  XI 
Aussenstände  nach  ihrem  Bonität*- 
wert:  1.  auf  Hypothek,  2.  Sparkassengrnthaben. 
3.  andere  Forderungen.  Xll.  Lebensver- 
sicherungspolicen: 1.  Versicher ungssammr 
auf  den  Todesiall,  2.  desgleichen  auf  den  Lebens- 
fall, XIII.  Uebrige,  oben  nicht  genanntr 
Inventar  gegen  stände. 

B.Passiva.  I.  Grundbuch-  oder  Ini- 
mobiliarschulden. IL  Wechselschul- 
den, ni.  Andere  Darlehnsschnlden. 
IV.  Fällige  Rechnungen  oder  Termin- 
zahlungen. V.  Andere  als  unter  I  bi* 
IV  genannte  Schulden  oder  Verpflich- 
tung e  n :  Insbesondere :  Gelddarlehen«  Schulden 
für  Esswaren,  für  £Lleider,  für  Schuhwerk. 
Pfandschulden,  rückständige  Miete.  Vgl. 
Landolt,  Methode  und  Technik  der  Haus- 
haltungsstatistik S.  16—20.) 

Streng  genommen  gehört  nun  auch  die 
Bewertung  dieses  Inventars  zu  Beginn  und 
am  Schlüsse  der  Beobachtungsperiode  zum  Westen 
eines  vollkommenen  Budgets.  Hierbei  er^geben 
sich  sowohl  bei  langsam  abgenutzten  als  auch 
bei  solchen  Gegenständen,  welche  nicht  auf 
dem  Wege  des  Kaufes  in  die  Wirtschaft  ^' 
langt  sind,  erhebliche  Schwerigkeiten.  Die 
theoretisch  befriedigendste,  aber  praktisch  nur 
schwer  durchführbare  Lösung  derselben  g-iebr 
Dr.  Schnapper- Arndt  in  seinem  BndffPi 
einer  Nagelschmiedfamilie  („Fünf  Dorfgemeinden 
im  Taunus",  1883,  Anlage  8,  S.  273  ff.  i.  Es 
wird  von  ihm  zuerst  der  Wert  der  Hausgeratf 
zur  Zeit  der  Anschaffung,  dann  die  wahrschein- 
liche Dauer  jedes  Objektes  geschätzt.  Na«.h 
dieser  letzteren  richtet  sich  die  Abnutzungs- 
quote: ist  die  wahrscheinliche  Abnutzung  un- 
absehbar (sog.  „ewige  Dauer"),  so  ist  eine  Al»- 
nutzungsnote  von  2— 4°/p  ins  Ausgabenbudget 
eingestellt.  Jede  rechnerische  Behandlung  mus- 
hier  nun,  wie  Schnapper  selbst  bemerkt,  mit 
der  Fiktion  einer  gleichmässig  fortschreitenden 
Abnutzung  sich  begnügen,  während  doch  da> 
Budj^et  nur  die  wirklichen  wirtschaftlichen 
Manifestationen  des  Haushaltes  darstellen  soll. 
Viele  Budgets  (so  die  amerikanischen)  enthalten 
sich  daher  entweder  gänzlich  der  Inventari- 
sierung oder  fügen  den  Einnahme-  und  Au>- 
gabenbudgets  einfach  ein  Verzeichnis  der  vor- 
gefundenen Gegenstände  f Möbel,  Bettzeug-  und 
-Wäsche,  Kleider  des  Mannes,  der  Frau,  der 
Kinder,  Wäsche  derselben,  Schmuck,  diverses 
Mobiliar,  Küchengeräte,  Werkzeuge,  flolz-  und 
Kohlenvorräte  etc.)  hinzu,  wie  es  z.  B.  in  den 
„Frankfurter  Arbeiterbudgets"  (1890)  geschehen 
ist.  Andere  setzen,  wie  Landolt,  kurzweg  den 
Verkaufswert,  der  von  dem  unter  den  herrschen- 
den Verhältnissen  zu  erwartenden  Käufer  (Z.  B. 
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4iem  Trödler)  zu  erlangen  wäre,  hier  ein  und 
beselireiben  Stück  für  Stück  den  Zustand  der 
Inventarstücke  zur  Zeit  des  Erwerbes  (neu, 
gebraucht),  die  Art  ihres  Erwerbes  (ererbt, 
selbst  erzeufi-t,  geschenkt,  ersteigert,  an  Zah- 
Ivmg-sstatt  übernommen  etc.),  ihre  Besitzdauer 
uncl  ihre  Eeparaturkosten.  Jedenfalls  muss  der 
Xatural-  und  Barvorrat,  der  zu  Beginn 
iler  Untersuchung  vorhanden  war,  inventarisiert 
und  zu  den  möglichen  Ausgabequellen  der 
Familie  geschlageoi  werden. 

c)   Das  Einnahmebudget.    Ohne  eine 
erschöpfende  Klassifikation  der  Einnahmen  zu 
bieten,   ist  für  die  Einteilung  der  Hilfsquellen 
cleT    Familie   das   folgende   Schema,   das   nach 
Erigels  „Rechnungsbuch"  nur  wenig  verändert 
wi«ierge^eben  wird,  anwendbar  (Engel  S.  10, 11) : 
I.  Einkommen  aus  Grund  und  Boden 
undBaulichkeiten:!.  Pachterträge,  2.  Miets- 
erträge,   3.   Erträge    aus    dinglichen    Rechten, 
4-   Geldwert  der  Naturalbeträge  aus  Feld,  Wald, 
Oarten,  Weinberg,  Wiese  etc.  II. Einkommen 
ans   beweglichem  Besitz:   1.  Zinsen  von 
bypothekarischen  Aussenständen,  2.  Zinsen  von 
Staats-  und   anderen    feste    Zinsen   tragenden 
Wertpapieren,  3.  Dividenden  von  Aktien,  Aus- 
beute von  Kuxen.    III.  Einkommen  ausEr- 
^''erbsunternehmun^en:   Geschäfts^ewinn 
aas  land-,  forstwirtschaftlichen,  bergmännischen, 
gewerblichen,    Handels-,    Verkehrs-   und   Ver- 
äicherungsuntemehmungen,   ausser  II,   3.     IV. 
Einkommen  aus  Arbeit:   1.  Gehalt,  Gage, 
Traktament,  Salair,  Tantieme,  Honorar,  2.  Dienst- 
einolamente  (in  Geld  veranschlagt),  3.  Alters-, 
Invaliden-,  Waisenpensionen   oder  Erziehungs- 
g-elder,  4.  Vorschüsse  für  künftige  Arbeit.    V. 
Andere  Einkommensquellen:    1.  Zu- 
schasse  oder  Beihilfen   von   Eltern   oder  Ver- 
Tvandten,  2.  Stiftungsunterstütznngen,  3.  andere 
private  und  öffentliche  Unterstützungen,  4.  Zu- 
fälli|:e    Einnahmen    (Spiel-,    Lotterie-,    Börsen- 
«rewinn  etc.),  5.  Anlehen,  6.  sonstige  Einnahmen. 
Vi.    Einnahmen   zur  Verrechnung.     1. 
Wirtschaftsgeld,  2.  andere  Einnahmen  zur  Ver- 
rechnung. 

Bei  Arbeiterbudgets  bildet  das  Einkommen 
der  Familienmitglieder  das  Principale;  daran 
reihen  sich  die  landwirtschaftlichen  Einnahmen 
nnd  Nutzungen,  an  diese  wieder  die  Einkünfte 
ans  Nebenberufen,  Kost-,  Schlafgeldern,  Unter- 
stützungen etc.  Was  wieder  als  Arbeitsein- 
kommen zu  gelten  habe,  kann  weiter  oder  enger 
aufgefasst  werden.  Persönliche  Arbeiten  inner- 
halb und  für  Zwecke  dcR  Haushaltes  (die  Arbeit 
des  Holzsammeins,  -zerkleinems,  der  Wäsche- 
reinigung) soll  in  das  Budget  überhaupt  nicht 
eingestellt,  sondern  in  der  Arbeitsbeschreibung 
hervorgehoben  werden.  Die  Zahl  der  Dienst- 
boten und  die  Ausgaben  für  dieselben  bieten 
bei  Vergleichungen  verschiedener  Budgets  ee- 
nügende  Anhaltspunkte,  um  den  Wert  der 
häuslichen  Arbeit  in  dienstbotenlosen  Haus- 
haltungen abzuschätzen  (vgl.  Grnber,  Die 
Hanshaltung  der  arbeitenden  Klassen,  1887, 
S.  118,  119). 

Bei  der  Begründung  des  Haushaltes  ist  die 
Höhe  der  voraussichtlichen  Ausgaben  mass- 
gebend für  die  Art  der  Beschaflfnng  der  Ein- 
nahmen. Es  lässt  sich  auch  hier  ein  allmählicher 
Uebergang  von  der  Klasse,  die  lediglich  von 
Kapitalsanlagen    in    fremden    Unternehmungen 


ihren  Unterhalt  bezieht,  zu  den  Familien  mit 
gemischtem  Kapitals-  und  Arbeitseinkommen 
und  schliesslich  zu  solchen  Haushaltungen  ver- 
folgen, wo  der  Arbeitslohn  des  Familienhauptes 
nicht  mehr  ausreicht,  „um  sich  zu  erhalten  und 
die  Rasse  der  Arbeiter  fortzupflanzen",  sondern 
wo  Frau  und  arbeitsfähige  Kinder  oft  den  über- 
wiegenden Prozentsatz  der  Einnahmen  er- 
arbeiten müssen.  Dies  ist  namentlich  in  den 
Budgets  der  kontinentalen  Textil-  und  eines 
grossen  Teiles  der  ländlichen  Arbeiterbevölke- 
rung  beobachtet  worden.  Das  reichste  Be- 
obachtungsmaterial enthält  in  dieser  Hinsicht 
der  VI.  Annual  Report  of  the  Commissioners 
of  Labor  1891  (bes.  S.  1364  und  1376),  wo  die 
Einkommensquellen  von  3260  Arbeiterfamilien 
der  Kohlen-  und  Eisenindustrie,  soweit  sie 
a]  aus  Arbeit  des  Mannes  allein,  b)  des  Mannes, 
der  Frau  und  der  Kinder,  c)  Arbeit  des  Mannes 
und  anderem  Vermögen  und  d)  Arbeit  des 
Mannes,  der  Frau,  der  Kinder  und  anderem 
Vermögen  bestehen,  dargestellt  sind.  Zieht 
man  a)  und  c)  einerseits  (1.),  b)  und  c)  anderer- 
seits (2.)  zusammen,  so  erhält  man  folgendes 
Resultat,  das  hier  prozentuell  wiedergegeben 
wird :  Von  2490  in  Amerika  ansässigen  Familien 
arbeitet  der  Mann  in  81,89  ^/o  der  beobachteten 
Fälle  allein,  von  770  europäischen  Familien  des 
gleichen  Berufes  nur  in  61,69%  der  Fälle.  Es 
schliessen  von  den  amerikanischen  Fällen  65,1  % 
ohne  Deficit  oder  mit  Ueberschuss;  in  11,7% 
dieser  Fälle  sind  zugleich  Mann,  Frau  und 
Kinder  erwerbsthätig.  Dagegen  schliessen  in 
den  770  europäischen  Fällen  wohl  78,3%  mit 
einem  Ueberschusse  (oder  ohne  Deficit)  ab ;  aber 
um  dieses  günstige  Resultat  zu  erzielen,  muss 
in  31,6  ^/o  der  deficitlosen  Fälle  neben  dem 
Manne  die  übrige  Familie  zu  den  Einnahmen 
beitragen.  Während  so  der  reine  Einnahmen- 
kalkül die  Notwendigkeit  der  Teilnahme  von 
Arbeiterfrauen  und  -kindern  am  Erwerbsleben 
fordert,  weist  wieder  das  Ausgabebudget  in 
solchen  Fällen,  welche  der  Arbeiterfrau  die  Be- 
sorgung des  Haushaltes  unmöglich  machen,  die 
Verteuerung  und  Verschlechterung  der  Lebens- 
führung durch  den  ausser  Hause  gemachten 
Aufwand  auf.  Durch  die  Einnahme  aus  der 
Haltung  von  Schlaf-  und  Kostgängern  wird 
dieses  Dilemma  nicht  immer  zum  Vorteile 
des  Familienlebens  gelöst.  Die  Höhe  des  Ar- 
beitslohnes, die  physischen  Ansprüche  der 
Arbeit,  die  Verbote  der  Frauenarbeit  durch 
die  Gesetzgebung  erhöhen  die  Einkommens- 
quüte  des  Mannes;  nur  in  Gewerben,  in  welchen 
sie  über  Dreiviertel  der  Lohneinnahmen  der 
Familie  beträgt,  kann  von  normalen  Verhält- 
nissen die  Rede  sein.  Dies  ist  z.  B.  nach  der 
belgischen  Enquete  von  1891  am  stärksten  im 
Kunstgewerbe  und  Maschinenbau,  am  wenigsten 
in  der  Textilindustrie  und  Konfektion  der  Fall 
(s.  E.  Engel,  Die  Lebenskosten  belg.  Arbeiter- 
familien S.  99). 

d)   Das   Ausgabenbudget.     Nach  dem 
Zweck  und  der  Dringlichkeit  des  Bedarfes  für 
mittlere  Einkommen  lassen   sich  die  Ausgabe- 
j  posten  in  folgender  Weise  ordnen : 

I.  Ausgaben  für  Nahrung  (Essen  und 
I  Trinken):   I.Getreide.  Mehl  und  Mühleufabri- 
I  kate.  2.  Brot  und  Backwaren  aller  Art,  3.  Kar- 
toffeln ,    4.   frisches,    getrocknetes    und    einge- 
'machtes  Obst,  Südfrüchte,   ö.  frische,   trockene 
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und  eingemachte  Gemüse,  6.  Fleischwaren  (regu- 
läres, minderwertiges,  Hackfleisch,  Wurst,  Ge- 
flügel, Fische,  Schinken  etc.),  7.  Eier,  8.  Milch, 
9.  Hilchwaren  (Butter,  Käse  etc.),  10.  Fette 
exkl.  Butter  (Schweinefett,  Unschlitt  etc.),  11. 
Salz,  12.  Zucker  (Sirup,  Honig),  13.  Gewürze 
(Pfeffer,  Senf,  Safran),  14.  Genussmittel  (Thee, 
Kaffee,  Cichorie,  Kakao  etc.),  15.  Getränke 
(Bier,  Wein,  Branntwein,  Likör,  Mineralwasser). 
16.  Ausgaben  für  Erhaltung  und  Gewinnung 
der  zu  Nahrungszwecken  8elhst§:ezogenen  Ar- 
tikel. IL  Ausgaben  für  Kleidung  a)  des 
Mannes,  b)  der  Frau,  c)  der  Kinder  etc.  In 
jeder  Rubrik:  1.  Oberkleider,  2.  Leibwäsche, 
3.  Schuhwerk,  4.  Kopfbedeckung,  5.  Hand- 
schuhe, 6.  Kleidungsschmuck,  Halsbinden,  Putz. 
7.  Kleidlingsbestandteile  (Schirme,  Stöcke  etc.j. 
III.  Ausgaben  für  Wohnung:  1.  Woh- 
nungsmiete (in  bar  sowie  im  Werte  der  für 
die  Ueberlassung  geleisteten  Dienste,  Nutzungs- 
wert bei  Besitz  des  eigenen  Hauses),  2.  Re- 
paratur-, Reinigungs-,  Instandhai  tun  gs-  und 
Umzugskosten,  3.  Möbel,  a)  Anschaffung,  b)  Re- 
paraturen, 4.  Bettwäsche,  5.  Küchen-  und  Haus- 
geräte, 6.  sonstisfe  Einrichtungsstücke  und  Luxus- 
gegenstände. IV.  Ausgaben  für  Heizung 
und  Beleuchtung:  1.  für  die  Einrichtung 
der  betreffenden  Vorrichtungen  (Kamine,  Oefen, 
Beleuchtungskörper),  2.  für  die  Brenn-  und 
Leuchtstoffe  (Holz,  Torf,  Kohlen,  Koks,  Petro- 
leum, Oel,  Spiritus,  Kerzen,  Lichte,  Dochte, 
Zündhölzchen  etc.).  V.  Für  Gesundheits- 
pflege: 1.  für  Bäder  und  Körperpflege,  2. 
Wasserleitung,  3.  Ausgaben  für  Aerzte,  Wärter, 
Heilmittel,    Spital,    Badekuren.      VL    Reiui- 

fung:  1.  für  Reinigungsmaterial  (Seife,  Soda), 
.  für  Waschlohn,  Kleiderreinigung  etc.  VII. 
Geistespflege,  Erziehung,  Unter- 
richt, geistigen  Verkehr:  1.  Schul-, 
Stunden-,  Pensions-  und  Lehrgelder,  2.  Zeitungen, 
Bücher,  Musikalien,  3.  Beiträge  zu  wissenschaft- 
lichen,  künstlerischen,  Bildungs-  etc.  Vereinen. 

VIII.  Seelsorge,  Gottesdienst:  1.  Aus- 
gaben für  Prediger,  Küster,  Kollekten,  2.  Kirchen- 
steuern,   3.   religiöse  Stiftungen    uud   Vereine. 

IX.  Für  Rechtsschutz  und  Sicherheit: 
1.  Notariats-,  Rechtsanwalts-,  Gerichtsgebühreu, 
Prozesskosten,  2.  für  Einquartierung,  3.  andere 
Ausgaben.  X.  Vorsorge  und  Fürsorge: 
1.  Beiträge  für  Kranken-  und  Unfallversiche- 


rung, 2.  Feuer-,  Hagel-,  Transportvösicbeniit?, 
3.  Lebensversicherung,  4.  Beiträge  zu  Witwen-. 
Waisen-  und  Invalidenkassen,  6.  Einlacren  in 
Sparkassen,  6.  andere  Versicherungen.  iL  Er- 
holung, Erquickuug,  Vergnügen. 
R eisen:  1.  Tabak,  Cigarren,  Pfeifen,  2.  musi- 
kalische, Theater-  uud  Tanzunterfaaltangeo. 
3.  Reisen.  Ausflüge,  4.  Lotterie,  5.  Kunst^ee-^t- 
stände,  6.  für  gesellige  Vereine,  7.  für  Zier- 
gärten, 8.  Sport.  XII.  Hilfeleistang-  ini 
Haushalte:  Lohn,  Kostgelder,  Weihnachtsr- 
und  andere  Geschenke  an  Dienstboten  und  Au5- 
hilfspersonen.  XIII.  Allgemeine  und  un- 
bestimmte Ausgaben:  1.  Fahrgelder,  '1. 
Briefporto,  3.  Inserate,  4.  Trinkgelder.  5.  Al- 
mosen, Unterstützungen,  Wohlthädgkeit.  XI  \ . 
Ausgaben  für  öffentliche  Ziv^ecke: 
1.  Direkte  Staatsabgaben,  Provinzial-,  Krei*-. 
Gemeinde-,  Kriegs-,  Kirchenabgaben,  2.  p4:»li- 
tische  Vereine,  Organisation,  Auslagen  für  dif^ 
Erfüllung  staatsbürgerlicher  Pflichten. 

Die  Ausgaben  werden  entweder  ans  den 
zu  Beginn  der  Beobachtung  vorhandenen  Na- 
tural- oder  aus  Barvorräten  oder  aus  den  im 
Laufe  der  Beobachtungsperiode  hinzukommen- 
den Natural-  oder  Bareinnahmen  oder  aus  beiden 
Quellen  bestritten.  Ein  Teil  dieser  Ausgaben 
besteht  endlich  aus  Gebrauchsgütem,  welche 
aus  der  vorigen  in  die  nächste  Periode  reichen 
und  nur  mit  einer  Quote  ihres  Wertes  in  der 
Beobachtungsperiode  verbraucht  werden.  Für 
den  Wertansatz  dieser  verschiedenen  Ausgaben 
kann  eine  allgemeine  Regel  nicht  geg-eben  wer- 
den. Am  einfachsten  stellt  sich  dieselbe  bei 
städtischen  Familien,  deren  Budget  aus  Bar- 
einnahmen und  -ausgaben  besteht.  Die  Quote 
der  Abnutzung  der  Gebrauchsgüter  wird  hi»rr 
im  Budget  am  besten  vernachlässigt  und  nur 
soweit  sie  sich  als  Geldansgabe  (Reparatur. 
Flickarbeit)  fühlbar  macht,  berücksichti«rt- 
Anders  bei  ländlichen  Familien.  Hier  ist  die 
Bewertung  nach  dem  Nutzwerte  unmöglich; 
der  Marktwert  ist  bei  vielen  Artikeln  die  einzig 
I  verwendbare  Grösse.  Das  Muster  minutiöser 
I  Scheidung  zwischen  Jahreswertkonsum  von 
I  Natural-  und  Bareinnahmen,  welches  aber  für 
'  weitgehendere  Erhebungen  schwerlich  ^enan  zu 
j  befolgen  wäre,  giebt  Schnapper- Arndt  in  seinen 
„Fünf  Dorfgemeinden**  S.  279: 
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In  die  Kolonne  I  wäre  in  der  auf  S.  322  Sp.  2 
bei  der  Bewertung  des  Inventars  besprochenen 
Weise  die  Abnutzungsquote  des  überkommenen 
Mobiliars,  der  Kleider  etc.  einzustellen ;  in  Kolonne 
11  selbstgebaute  und  verbrauchte  Kartoffeln,  Ge- 


müse, selbstgebackenes  Brot,  Milch  von  der 
eigenen  Kuh,  Ziege  etc.;  in  Kolonne  III  alle 
gekauften  und  in  demselben  Jahre  verbrauchten 
Gegenstände;  diejenigen,  welche  den  Jahres- 
verbrauch zum  Teil  überdauern,  sind  mit  diesem 


La_ 
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Teilbeträge  in  Kolonne  IV  einzusetzen.  Das- 
selbe grilt  von  den  selbstgebauten,  selbstge- 
i^ponnenen,  geschenkten  etc.  Geffenständen  in 
Ivolonne  V,  deren  konsumierte  Wertbeträge  in 
Kolonne  II  fallen.  Daher  bilden  I  -j-  II  +  XU 
den  Jahres  Wertkonsum,  IV  und  V  eiuen  üeber- 
trag'  für  das  Budget  des  künftigen  Jahres. 

Diese  Methode  vermeidet  den  Fehlgriff,  der 
von  I^e  Play  beijangen  worden  war,  bei  der 
Bewertung"  der  m  natura  bezogenen  Gegen- 
stände dieselben  mit  dem  gleichen  Betraffe  ein- 
mal im  Conto  der  Natural-,  das  andere  Mal  in 
dem  der  l7eldausgaben  bezw.  -einnahmen  einzu- 
stellen. Denn  diese  buchhalterisch  ganz  korrekte 
Operation  lässt  die  Geldeinnahmen  höher  er- 
!$cheinen,  als  es  den  Thatsachen  entspricht. 

5.  Die  YerarbeituDg.  Konsnmtiondein- 
heiten.  Physiologische  Nahmngsbilanzen. 
Die  Verarbeitung  der  durch  die  Er- 
liebiiDg  gewonnenen  Daten  geschieht  teils 
in  boschreibender,  teils  in  zahlenstatistischer 
Form.  In  der  ersteren  lassen  sich  die  sub- 
iektlveii  Eindrücke  des  Beobachters  sowie 
die  nicht  anders  wiederzugebenden  Eigen- 
tümlichkeiten des  Einzelhaushaltes  aus- 
drücken;   die  statistische  Darstell ungs weise 


ermöglicht,  ein  der  Willkür  des  Beobachters 
entrückteres  Massurteil  über  die  Haushalts- 
führung zu  fällen  und  vor  allem  Vergleiche 
mit  anäeren  Budgets  anzustellen. 

Die  Personenbeschreibung  ist  bis- 
her zumeist  in  deskriptiver  Form  zur  Ver- 
arbeitung gelangt.  Würde  ein  Budget  etwa 
10  Jahre  mndurch  fortgeführt,  so  liesse  sich 
der  Einfluss  der  Veränderungen  im  Civil- 
staude  auf  den  Haushalt  auch  statistisch 
feststellen,  wie  dies  in  beiläufiger  Weise  iii 
dem  durch  30  Jahre  geführten  Budget  eines 
englischen  Möbeltisclilers  (John  Burnett, 
I  Labour  Stalistics  S.  46  ff.)  zu  verfolgen  ist. 
j  Die  Bewegung  im  Stande  einer  Familie 
1  romagnolischer  Halbpächter  im  Ravenna- 
tischeu  durch  30  Jahre  ist  graphisch  von 
der  Gräfin  Pasolini  (üna  famiglia  di 
mezzadri  Romagnoli,  Bologna  1891)  veran- 
schaulicht worden.  Tabellarische  Dar- 
steDungen  dieses  demographisclien  Teiles 
sind  vom  arbeitsstatistischen  Bundesbui'eau 
der  Vereinigten  Staaten  in  folgender  Form 
geliefert  worden: 


I.  Beschreibung  der  Familie. 


Ort 


Natio- 
nalität 


Benif  oder  Beschäftigung  der  Familienglieder 


der 
Mann 


die  Frau 


die  Kinder 


zu 
Hause  1 


in  der 
Arbeit 


I  in  der 
Arbeit 


in  der 
Schule 


zu 

Hause 


unbek. 
Aufent- 
haltes 


Miets- 

wohner  und 

andere 


Summe 

der 
Personen 


II.  Alter  und  Geschlecht. 


Alter 

Die  Kinder 

Andere  und 
solche  unbekann- 

erstes            zweites             drittes 

viertes 

etc. 

des       1     der 
Mannes  '   Frau 

^^'sc&tcU  •^l'^'-sÄt  -^'t^'sÄt 

1                        1 

1 

ten  Alters  und 
Geschlechtes 

Die    Darstellung    der    übrigen    rein    bio- 

fraphischen  Elemente,  wie  der  Geschichte  der 
amilie,  der  Erziehung  und  Schicksale  ihrer 
Mitglieder,  ihres  Aussehens  und  Gesundheits- 
zustandes, der  Besonderheiten  ihres  Besitz- 
standes, ihrer  Erwerbsthätigkeit ,  ihrer  Ver- 
irnügiingen,  ihrer  geistigen,  politischen  und 
sonstigen  Haltung  lässt  sich  nur  in  deskriptiver 
^yd8e  wiedergeben.  In  derselben  Form  lässt 
sich,  im  Zusammenhalte  mit  dem  Wirtschafts- 
kalkül, ein  Schlussurteil  über  ihre  Aussichten 
mien. 

Tabellarisch  lässt  sich  dagegen  das  Inven- 
tar und  der  Besitzstand  nach  der  früher  ange- 
führten Klassifikation  darstellen.  Die  Jahres- 
einnahmen sind  nach  Einkommensgattungen  und 
nach  Einkommensträ^ern  gesondert  zu  ver- 
zeichnen; womöglich  ist  der  Anteil  einer  jeden 
Einkommensgattung  sowie  jedes  Haushaltungs- 
^itgliedes  an  dem  Gesamteinkommen  prozentuell 
festzustellen.  Die  Einnahmequelle  der  Arbeit 
lässt  eine  weitere  Specialisierung  in  Arbeit  im 


Hauptberuf  und  im  Nebengewerbe  und  die 
erstere  wieder  nach  verschiedenen  Lohnsätzen, 
nach  regulärer  und  nach  Ueberstundenarbeit  zu. 
Von  dem  Bnittobetrage  der  Einnahmen  sind 
sodann  die  zu  ihrer  Aufbringung  nötigen  Kosten 
in  Abzuff  zu  bringen  und  das  Nettoeinkommen 
zu  berechnen. 

Die  Verarbeitung  der  Ausgaben  besteht  vor- 
erst in  der  Ausscheidung  derjenigen  Posten, 
welche  lediglich  die  Kosten  der  Einnahme- 
thätigkeit  der  erwerbenden  Mitglieder  betreffen, 
z.  B.  des  Saatgetreides,  der  Auslagen  für  Werk- 
zeuge, Gehaltsquittung  und  dergleichen,  und 
von  den  Bruttoeinnahmen  abzuziehen  waren. 
Sodann  ist  eine  chronologische,  wochen-  oder 
monatsweise  Uebersicht  der  Ausgaben  für  jeden 
Artikel  mit  Angabe  des  Einheitspreises  und 
der  verbrauchten  Quanta  zu  bilden ;  die  Jahres- 
summen der  zu  einer  Gruppe  von  Bedarfs- 
mitteln gehörigen  Ausgaben  sind  endlich  in 
absoluter  Zahl  sowie  prozentuell  in  ihrem  Ver- 
hältnis zu   den  Gesamtausgaben   darzustellen. 
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Endlich  sind  die  Bilanzen  za  ziehen:  der  Unter-  Anforderungen  genügen  auch  nicht  die  vom 
schied  zwischen  den  verfügbaren  Mitteln  des  Arbeitsamt  der  Vereinigten  Staaten  ang^- 
ura  die  ursprllnglich  vorhandenen  Verbrauchs- 1  wandten  Heduktionszifem  des  Verbraucht?« : 
gegenstände  und  Barvorräte  vermehrten  Ein-  diese  sind :  für  den  Mann  =  100,  die  Fraa  =  i*  > 
nahmebudgets  und  dem  Ausgabebudget  ergiebt  (nach  Galton  wäre  das  richtige  Verhältnis  13 :  12. 
einen  üeberschuss  oder  ein  Deficit,  das  beson-  also  für  die  Frau  92,3  !\  Kinder  von  11 — 14 
ders  nachgewiesen  werden  muss.  ,  (einschl.)  Jahren  =  90,  von  7 — 10  Jahren  =  7"i, 

KoDSumtionseinheiten.      Die    eiii-'^«"  ?"?  J^^,«^^  =n-^ Vj"^- ''^'V ^-7^  '^^'^'' 
zelnea  Haushaltungen  eines  Landes  ^eüen  '  =  ^^^^^^^^^^^^^ 

\  erbrauchsgemeinschaften  dar,  die  in  Bezug  einzelnen  Famüienmitgliedes  zu  bestimmen,  ist 
auf  Zahl,  Alter,  (reschlecht  ilirer  Mitglieder  ,  eine  so  handgreifliche,  dass  es  notwendig  schien, 
wesentliche   Abweichungen    unter   einander '  aus  physiologisch  und  anthropometrisch   festza- 


aufweisen.   Die  Ergebnisse  der  Haushaltungs-   stellenden  Merkmalen  dieselbe  indirekt  zn  br^- 
budgets  sind  daher  nicht  ohne  weiteres  ver- ;  stimmen.     Diesen  Weg  hat  E.  Engel   elnire- 


Familien  jeder  sozialen  Schicht  zu  erhalten,  ^is  zum  Ende  der  Wachstumspenode  um  jähr- 
Das  früher  übliche  und  roheste  Verfahren,  lieh  (U,  beträgt  also  vom  25.  Altersiahre  an 
um  zu  einer  solchen  Konsumtionsein  heitfür  Männer  3,5,  für  Frauen  vom  20.  Jahre  an 
der  Familie  zu  gelangen,  bestand  darin,  dass  3,0.  Die  Summe  dieser  Konsumtionseinheiten, 
der  Verbrauch  zweier  Kinder  dem  eines  Er- ,  welche  eine  Person  darsteUt,  ^gleicht  dt^n 
wachsenen  gleichgestellt  wurde.  Dieses  Ver-  Aktiven,  zu  welchen  sich  in  bestimmten  Zeit- 
fahren wird  nicht  mehr  angewendet.  Strengeren  .  räumen  die  Jahresverbrauchswerte  verdichteten". 

Es  bedeutet  somit  eine  Person  jedes  Alters  in  Verbrauchseinheiten: 
Im  Altersjahre:    o    i      2     3     4     5     6      7     8     9     10     11     12     13     14     15     16     17     18     19 
Verbrauchseinh. :  i   1,1   1,2  1,3  1,4  1,5  1,6  1,7  1,8  1,9  2,0  2,1    2,2   2,3    2,4   2,5   2,6   2,7    2,8    2.9 

Im  Altersjahre:     20     21  22  23  24  25 

Verbrauchseinh.:   3,0    3,1  (3,oAveibl.)  3,2  (s,oweibl.)  3,3  (3,oweibl.)    3,4(3,oweibl.)  3,5  (3,oweibl.) 

Eine  Familie ,  bestehend  aus  Vater  (über '  In  Bezug  auf  die  Art  der  Nahrun^stofFe  unter- 
25  Jahre  alt),  Mutter  (über  20  Jahre),  4  Kindern  '  scheidet  die  moderne  physiologische  Chemie 
von  10,  8,  6,  4  Jahren  ist  gleich  3,5  -f-  3,0  +  1.  solche,  die  zugleich  als  Kraftquelle  und  als 
2,0  4-  1,8  +  1»6  +  1»4  «-  13,3  Einheiten.  Die  |  Ersatzmittel  für  verlorene  Körperbestandteile 
Bevölkerung  des  Deutschen  Reiches  (1895)  stellt  I  dienen.  Dahin  gehören  die  Eiweissstoffe ,  die 
in  dieser  ^duktion  rund  135,3  Millionen  Ein-  Fette;  die  ersteren  sind  die  unentbehrlichen 
heiten  dar.  Eine  solche  Einheit  schlug  Engel  zu  ,  Bestandteile  der  Zellsubstanz  sowohl  der  veg^e- 
Ehren  Quetelets  vor,  fortan  „ein  Qu  et"  zu  nennen  |  tabilischen  wie  der  pflanzlichen  Nahrungsmitttrl ; 
(Lebenskosten  belg.  Arbeiter  S.  8).  Es  lassen  sich  ■  die  Fette  sind  die  ergiebigste  Wärmequelle, 
somit  die  Gesamtausgaben  von  Familien  verschie-  2.  Nahnrngsstoffe,  die  nur  als  Kraftquelle  dienen; 
dener  Zusammensetzung  auf  die  Ausgabe  pro  Kon- 1  dahin  gehören  die  Kohlehydrate,  die  Leimstoffe, 
snmtionseinheit  reduzieren;  für  199  belgische  |  der  Sauerstoff;  die  ersteren  scheinen  vor  allem 
Familien  berechnet  E.  Engel  (a.  a.  0.  S.  56)  sie  dem  Muskel  als  Kraftquelle  zu  dienen;  3.  solche, 
auf  105  Francs  =  54  Mark  pro  Quet.  Diesen '  die  uns  nur  als  Ersatzmittel  für  verlorene 
niedrigsten  Existenzbetrag  schlägt  er  vor  die  |  Körperbestandteile,  nicht  aber  als  Kraftquelle 
Grenzziffer   zu  nennen.    Von  diesem  Null- ;  dienen ;  dahin  gehört  das  Wasser  und  die  an- 

Sunkt  aus  lässt  sich  zeitlich  und  international  organischen  Salze  (G.  von  Bunge,  Lehrbuch 
ie  Familienverbrauchsstärke  und  zwar  sowohl  i  der  physioloe.  und  patholog.  Chemie,  4.  Aufl. 
in  ihrer  Gesamtheit  als  in  Bezug  auf  die  Kosten  1898  8.  50  fQ.  Da  nun  erfahrungsgemäss  die 
jedes  Ausgabepostens  bemessen.  1  Fette  und  Kohlehydrate  nur  bis  zu  einer  ge- 

Phvsiologische  Nahrungsbilan- 1  wissen  Grenze  die  Eiweisskörper  zu  ersetzen 
zen.  Um  die  Qualität  und  die  Kosten  der !  vermögen ,  während  sie  selbst  sowohl  unter 
Ernährung,  des  wichtigsten  Ausgabepostens '  einander  als  durch  das  Eiweiss  vertretbar  sind, 
zu  beurtelen,  werden  auch  die  einzelnen :  J-^^  der  Eiweissgehalt  der  aufgenommen^^^^ 
Speisen,  Genussmittel  und  Getränke  auf  Er- ■  ^^-g^^^^^^^^ 

nähningseinheiten,    diese    auf    ihre    Kosten   ^^^  ^^^  Zufuhr  jedes  dieser  Bestandteüe  (als 
für    den    Haushalt    und    schliesslich    diese ;  Sollnahrung  oder  Kost mass)  wird  betrachtet 
auf     die     Kosten     pro     Verbrauchseinheit  in  Grammen  eine  Menge  von: 
der     Familie     (pro     Quet)      umgerechnet.  1 

Eiweiss  Fett  Kohlehydrate 

1.  für  erwachsene  70  kg  schwere  Arbeiter  bei 

Ruhe  oder  leichter  Arbeit 100  56  400—450 

2.  bei  massiger  (8stündiger)  Arbeit  ...  118  56  500 
desgl.  für  die  Arbeiterfrau 90  4°  4«> 

3.  bei  angestrengter  Arbeit i45  ^^o  500 
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Für  alte  Männer  werden  von  C.  v.  Voit  an 
Kiweiss,   Fett  und  Kohlehydraten   je   100,  68, 
*ÄoO,  alte  Franen  je  80,  50^  260,  für  Kinder  von 
6—15  Jaliren  je  70—80,  37—50,  250—400  nnd 
Ms  l^a  Jahren  je  20-36,  30—45,  60—90  Gramm 
als  Kostmass  angesehen.    Obwohl  im  einzelnen 
die     Ansclianungen    über    das   Kostmass    aus- 
einander g^ehen   (vgl.   z.  B.  J.  Mnnk,   Einzel- 
emäbrang'  nnd  Massenemähning,  im  Weylschen 
Handbucli  der  Hj^gieine  III,  S.  84  ff.,  R  u  b  n  e  r , 
Lehrbuch      der    Hygieine,    S.    471),     so     gilt 
doch  allg'emein  100  Gramm  £i weiss  als  nnterste 
i^renze    dauernder  Erhaltung  der  Arbeitsfähig- 
keit.   In  Wirklichkeit  bewegen  sich  die  Eiweiss- 
zafnhren    der  Kost  einiger  Arbeiterkategorieen 
unter    diesem   Niveau.     Für   die   gesamte  Be- 
völkerung des  Deutschen  Reiches  berechnet  Dr. 
H.    Liehtenfelt   den  Durchschnittsverbrauch 
eines    Erwachsenen  an  Nährstoffen  mit  115,15 
Eiweiss,  90,1  Fett^   549,15  Kohlehydraten  (Cen- 
tralblatt  für  allg.  Gesundheitspflege  1898,  XVII, 
^.    240).      Die   besten   Berechnungen  und   Zu- 


sammenstellungen des  Nährstoffgehaltes  einzelner 
Speisen  findet  man  bei  I.  König,  Die  mensch- 
lichen Nahrungs-  und  Genussmittel,  I,  3.  Aufl. 
1889;  C.  A.  Me inert.  Armen-  und  Volks- 
ernährung, 1880;  C.  V.  Rechenberg  (Die 
Ernährung  der  Handweber  in  der  Amtshaupt- 
mannschait  Zittau,  Leipzig  1890,  (vergl.  bes. 
die  Tabelle  S.  18)  und  E.  0.  Hultgren  und 
Ernst  Landergren,  Untersuchung  über  die 
Ernährung  schwedischer  Arbeiter  bei  frei  ge- 
wählter Kost,  Stockholm  1891  (deutsch)  und 
H.  Lichtenfeit,  Centralbl.  f.  allg.  Gesund- 
heitspflege XVII,  1898,  S.  236;  XVHI,  1899, 
S.  175  ff.  Aus  räumlichen  Rücksichten  soll  auf 
diese  verwiesen  und  nachstehend  nach  König 
nur  für  die  wichtigsten  Nahrungsmittel  deren 
Nährstoffgehalt  und  die  Verdaulichkeitsquote 
des  letzteren  angegeben  werden  (z.  T.  andere 
Ziffern  finden  sich  bei  Rubner,  S.  465.  Vgl. 
Bunge  a.  a.  0.,  S.  77).  Es  sind  enthalten 
in  1(X)  Gramm  Nahrungsmittel  in  natürlichem 
wasserhaltigen  Zustande : 


Eiweiss       Fett 


Rindfleisch  (mageres) 
Eier .     ...... 

Milch 

Käse 

Reis       

>Iais       

Kartoffeln      .    .    .    . 

Erbsen       

Weissbrot  .  ,  .  . 
.Schwarzbrot  .  .  .  . 
Wirsing  (Kohl) .  .  . 
Gelbe  Rübe   .    .    .    . 


2I,0 

12,5 

3,4 
30,0 

8,0 
10,0 

2,0 
23,0 

7,0 

6,0 

3,3 
1,0 


,0 

1,5 

12,0 

4,0 

13,4 

1,0 

4,6 

0,1 
1,8 
0,5 
0,5 
0,7 


Kohle- 
hydrate 


4,4 
5,1 

76,5 
7,1 

20,0 

58,0 

55,2 

49,5 

7,0 

9,0 


'0 

97,5 
97,0 
92,0 

97,0 
80,0 
85,0 
68,0 
81,0 
74,0 
68,0 
85,0 
79,5 


Hiervon  verdaulich 

Kohlee 
hydrat 

/o 


Eiweiss       Fett 


80,0 


/o 


95,0 
95,0 
95,0 


90,0 
97,0 
92,5 
95,0 
99,0 
89,0 

94,5 
82,0 


Nach  Rubner  (Ztschr.  f.  Biol.  XXI,  S.  382, 

1885)  und  Rechenberg  (S.  33)  ist  die  mittlere 

Verdaulichkeit  der  Nahrungsstoffe  einer  Kost: 

vom  Ei-  vom  von  Kohle- 

weiss     Fett    hydraten 


für  fleischarme  (fleisch- 
lose) Kost: 
für  gemischte  Kost: 


'% 


72%    91%      93 
83  „      90  „        93  „ 

Diese  Zusammensetzung  der  Nahrungsmittel 
lässt  sich  insofern  auf  einen  einheitlichen  Aus- 
druck reduzieren,  als  die  Nährstoffe  Quellen  des 
Kräfteersatzes,  Kraftquellen  sind,  die  sich  in 
Wärmeeinheiten  (1  Calorie,  gleich  der  Wärme- 
menge, welche  1  Gramm  Wivsser  um  1**  C.  er- 
wärmt) umwandeln  lassen.  1  Gramm  Eiweiss 
ist  dann  nach  Rubner  =  4,1,  1  Gramm  Fett 
=  9.3,  1  Gramm  Kohlehydrate  =  4,1  Calorien. 

Durch  Anwendung  dieser  Methode  auf  die 


Budfifets  von  23  sächsischen  Handweberfamilien 
ergab  sich  ein  Mittelwert  der  täglichen  Auf- 
nahme an  verdaulichen  Nahrungsstoffen  von 
2461  Cal.,  der  den  Mini  mal  nahrung  »be- 
darf bei  massiger  Arbeit  darstellt;  dieser 
reicht  gerade  hin,  „um  die  Lebensfunktionen 
und  die  durch  den  Beruf  geforderte  Arbeits- 
leistung auf  die  Dauer  zu  unterhalten,  ist  aber 
ungenügend,  um  unter  den  gegebenen  Verhält- 
nissen einen  normalen  arbeitskräftigen  Er- 
nähningszustand  zu  schaffen  und  zu  erhalten" 
(Rechenberff,  S.  39).  Dagegen  ist  der  verdau- 
liche Anteu  der  täglichen  Nahrungsaufnahme 
nach  Voit  für  einen  Erwachsenen  mittlerer 
Grösse  bei  mittlerer  Arbeit :  98  g  Eiweiss,  50  g 
Fett,  465  g  Kohlehvdrate  =  2866  Cal.  Rein- 
wert, oder  14%  Cal.  Eiweiss,  16%  Cal.  Fett, 
70%  Cal.  Kohlehydrate- 


Der  tägliche  Nah nings verbrauch  von  Kindern  beträgt  im  Alter  von 


Jahren : 
Täglicher 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

10 

Sil 

626 

853 

1015 

1114 

I2I3 

1253 

1292 

1332 

1371 

1411 

Verhält-  ]             i 

ms  zu 

2868 

Cal.  %: 

21,8 

29,7 

35,4 

38,8 

42,3 

43,7 

45,0 

46,4 

47,8 

49,2 

11     12  i  13  I  14     15  !  16 


1 560' 1 709 1 1864 


2025 


2096 


2172 


54,4,  59,9' 65,0  7o,6|  73,1 175,7 


17 


2284 


18 


2340 


I 
78,4,81,6 
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Nach  Untersuchungen  Rubnera  beträgt 
der  Nahmngsbedarf  Erwachsener,  in  Wärme- 
einheiten ausgedrückt,  innerhalb  des  24stttndigeu 
Stoffurosatzes : 

I.  2304  Cal.  Ruhe  (Hun^erzustand),  II.  2445 
Cal.  (geringe  körperliche  Arbeit:  Aerzte.  Mecha- 
niker, Hausverwalter).  III  2868  Cal.,  bei  mitt- 
lerer körperlicher,  etwa  achtstündiger  Arbeit 
eines  Erwachsenen  (Dienstmann,  Schreiner)  IV, 
3  362  Cal.  bei  angestrengter  körperlicher  Arbeit 
(Raddreher)  V.  4700  Cal.:  Bergleute,  Banem- 
knechte,  Holzarbeiter  bei  fast  reiner  Pflanzenkost. 

Die  folgenden  Kostmasse  in  Grammen 
stellen  den  Nährstoffgehalt  der  Kost  verschie- 
dener Arbeiterkategoneen  dar: 


Summe  der 

Eiweiss 

Fett 

Kohlehydrate 

Calorien 
(Rohwert) 

ii8 

«;6 

soo 

3115    ^) 

65 

49 

485 

2703    «) 

131,8 

79,7 

583,8 

3675,2») 

131,9 

81,5 

457,4 

3174,1*) 

134,4 

79,4 

522,8 

3436,0») 

184 

71 

570 

3752    «) 

133 

113 

634 

4196    •) 
4267    ") 

148,6 

60,6 

754,8 

167 

117 

675 

4540   «) 

143 

108 

788 

4821     »oj 

189 

110 

714 

4726    ") 

150 

75 

940 

5167    '') 

Auf  Grundlage  der  Rein-Energie werte  der 
Nahrungsmittel  und  ihrer  lokalen  Detailpreise 
lässt  sich  für  jedes  derselben  berechnen,  was 
100  Cal.  Reinwert  nach  Abzug  der  Abfälle 
kosten,  und  demnach  die  ökonomisch  richtige 
Führung  des  Haushaltes  beurteilen.  (Rechen- 
berg S.  58).  Die  Artikel  des  Nahrungsbedarfes 
zerfallen  danach  in  3  Preisklassen:  1.  Kartoffeln. 
Mehle,  Cerealieu,  Erbsen,  Bohnen  1000  Cal'. 
etwa  =  0,2  Mark.  2.  Weissbrot,  Fette,  Milch- 
uud  Milchprodukte,  Obst,  Kohlrüben.  Zucker. 
Speck  und  Butter:  1000  Cal.  etwa  =  0,2  bis 
0,4  Mark.  3.  Fleisch  und  Fleisch  waren  jeder 
Art,  Eier,  grüne  Gemüse,  Kaffee  und  -Surrogate, 
Branntwein,  Bier,  1000  Cal.  über  0,4  Mark. 


Die  Beschaffung  der  gleichen  Nahnm2^>- 
men^e  (10000  Cal.)  kostet  um  so  melir.  y 
weniger  Nahrungsmittel  der  1.  und  je  mehr 
solche  der  2.  und  3.  Klasse  herang^eznsvn 
werden  (vgl.  Rnbner,  Lehrbuch  der  Hyg^eiae. 
S.  469). 

Noch  genauer  lässt  sich  der  Xährireld- 
w  e  r  t  durch  Anwendung  der  Methode  E.  En^^lr 
ermitteln,  der  zuerst  in  den  Lebenskoiten 
belgischer  Arbeiter  die  Ernährungskosten  |>r«» 
Konsumeinheit  der  Familien  berechnete.  In- 
daran  anschliessenden  citierten  üntersuchun^trii 
Lichtenfeit*«  (XVIIL  177)  ergaben  far  ^"iiir 
grosse  Reihe  von  Familien  des  Deutschen  Reiilur* : 


Nährstoffe  verdaulich  pro  Quet: 

Eiweiss    Fett    Kohlehydrate 
25,44      28,74  129,61 


Preis  der 

Ernährung 

pro  Qnet: 

20.1^  I*t. 


^)  Erwachsener  mittlerer  Grösse  bei  mittlerer 
Arbeit,  Rohwert  (Voit,  in  Hermanns  Handbucli 
der  Physiologie,  VI.  Bd.,  1.  Abt.,  1881).    ^j  Säch- 
sische  Handweber   (Rechenberg).     ')   Russ. 
Fabrikarbeiter  ( E  r  i  s  m  a  n  n ,  Archiv  f.  Hvgieine 
IX,    S.    32,    1889).      *)    Arbeiter    in    München 
(Forst er,   Ztschr.   f.  Biol.   IX,  S.  387,   1873). 
*)    Schwedische    Arbeiter    (H  u  1 1  g  r  e  n     und 
Landergren  a.  a.  0.  S.  15).    «)  Schmidt  und 
Play  fair,    Angestrengte    Arbeit    (Forst  er, 
Handb.  der  Hvgieine  I,  1,  S.  123,  1882).   ')  Berg- 
leute (Steinheil,  Ztschr.  f.  Biol.  XIII,  S.  415, 
1877).     *)  Brauknecht   in  München  (Meinert 
a.  a.  0.  II.  S.  260).     »i  Italien.  Ziegelarbeiter 
(Ranke,   Ztschr.  f.  Biol.  XIU,  S.  130,   1877). 
^°)  Feldarbeiter  (Ranke,  bei  Meinert  a.  a.  0.).  | 
^')  Schwed.  Arbeiter  bei  angestrengter  Arbeit  I 
(Hultgren  und  Landergren  a.  a.  0.).     ^-)  I 
Siebenbürg.   Feldarbeiter    löhlmüller.   Z.   f.' 
Biol.  XX,  S.  393).  1 


also  minde.*?tens  3,5  x  20,15  Pf.  muss  täg- 
lich für  die  Nahrungsausgaben  eines  erwachsenen 
Mannes  vorhanden  sein.  Unter  diesem  Mitr*rl 
aller  Klassen  bewegen  sie  sich  für  die  Klassr 
mit  weniger  als  900  Mark  Einkommen  (12.6  Pi. 
pro  Quet  und  Tag);  zugleich  erhält  sie  da- 
unverdaulichere Pflanzenei weiss,  während  di-^ 
besser  gestellten  Klassen  das  animalische  Ei- 
weiss sehr  teuer  bezahlen. 

6.  Darstellung  einiger  Haushaltmi^s- 
budgets  verschiedener   Klassen.     Trotz 
vortrefflicher  Leistungen  aiif  diesem  Gebii^te 
bleibt,  wie  dies  auch  die  nachfolgenden  Bud- 
gets zeigen,  gerade  hier  noch  ungemein  viel 
zu  thun  übrig.    So  ist  uns  z.  B.  kein  durch 
einjährige  Buchfülining  erlangtes  deutsc-he.s 
bäuerliches  oder  ein  einwandfreies  Landai- 
beiterbudget  und  kein  Einnalunebudget  des 
Mittelstandes  von  anderen  alsBeamtenfamilieu 
bekannt.      Die     >/Cent    Budgets    compan's 
(Cheysson-Tocque)    beziehen  sich  auf  lokal 
und    sozial  disparate  Verhaltnisse  und  ent- 
halten   fiu^   dasselbe    Gewerbe   nur   wenig»^ 
Repräsentanten;  ihr  Verdienst  ist  mein-  ein 
soziologisches  als  ein   speciell  statistisches. 
Dagegen  beginnen  eine  Reihe  deutscher  und 
schweizer  und  englischer  Budgets,  sieh  cier 
Erftillung    der  Aufgabe   dieser  Erkenntni.s- 
«luelle  bedeutend  zu  nähern,  aus  jeder  Beruf <- 
klasse  und  jeder  Einkommensstufe  eine  Reiiie 
cliaraktenstischer  Fälle  herauszugreifen  un<J 
ihr  Wirtschaftsleben   dai'zustellen.     Für  die 
Darstellung  der  Konsumtion  ganzer  Bevölke- 
rungsklassen  ist  Engels  Schrift  über  die 
Lebenskosten   der   belgischen  Arbeiter  das 
Standard  Work.    Die  folgenden  Musterüber- 
sichten  (S.  330  ff.)  geben  in  genauer  Gliederung 
die  Ein-  und  Ausgabethätigkeit  von  4  Haus^ 
haltimgen    wieder.     Nr.   1   ist    die    Familie 
eines    akademisch   gebildeten   Beamten    im 
Kanton  Thurg^u  (Mann,  Frau,   ein   Knabe, 
ein  Mädchen,  eine  Magd,  erhoben  von  E.  H of - 
man  n,  Ztschr.  f.  Schweiz.  Statistik,  29.  Jalirg.). 
Nr.   2:    Musterzeichner   in    einer  Stickerei- 
fabrik  (St.   Gallen)  mit  Frau  und  Kindern 
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im  Alter  von  8,  6  und  3  Jahren  (erhoben 
a890  von  C.  Landolt).  Nr.  3  ist  Arbeiter  in 
einer  chemischen  Fabrik  mit  Frau,  sechs 
Ivindem  von  8,  7,  5,  3,  2,  ^  2  Jahren  (Frank- 
furter Budgets  1888).  Xr.  4  ist  Flick- 
schuster, die  Frau  Putzerin,  Kinder  im  Alter 
von  9,  8,  6,  4,  ^  2  Jahren  (erhoben  in  Basel 
von  Landolt  1889). 

7.  Die  Probleme  der  Hanshaltnngs- 
statistlk.  Welchen  Zwecken  dient  die 
Statistik  der  Konsumtion  der  einzelnen 
Klassen?  ürspiünglich  erblickte  man  in 
ihr  das  Mittel,  die  I^-agen  der  Armenunter- 
stfitzung  zu  lösen ;  im  Zeitalter  der  Arbeiter- 
frage wurden  sie  zum  Selbstzweck:  sie 
sollten  getreue  lokale  Porträts  der  sozialen  Not 
bilden ;  sie  sollten  zugleich  die  Kaufkraft  der 
Löhne  iDustrieren.  In  dem  Masse,  in  welchem 
sich  die  Methode  der  Haushaltungsstatistik 
entwickelte,  giebt  sie  nun  auch  die  wertvollsten 
Aufschlüsse  für  die  Sozialpolitik  der  Kon- 
sumtion. Kennen  wir  erst  das  Manko  an  Kauf- 
kraft einzelner  Klassen  und  ilu-e  Belastung 
durch  Pi-eisaufschläge,  Monopole,  Steuern  und 
Zölle,  so  'Ä'ird  das  Urteil  über  die  Organi- 
sation des  Konsums  besser  feststehen  als  aus 
impressionistischen  Beschreibungen,  welche 
in  der  ökonomischen  Litteratur  leider  noch 
immer  nicht  aussterben  Avolien.  Sowohl 
Fragen  der  Handels-  und  Finanzpolitik, 
der  Nahrungs-  und  Wohnungshygieine 
als  auch  die  der  Einkommens-  und  Kapital- 
bildung, der  Sparkraft  der  Bevölkerung 
wei-den  zuguterletzt  das  Ausmass  ihrer  Lö- 
simg in  der  Messung  der  Yerbrauchsstärke 
des  Volkes  zu  suchen  haben.  Ob  die  be- 
stehenden Organisationsformen  des  Gewerbes, 
der  Landwdrtschaft,  des  Handels  den  Kon- 
sumenten eine  steigende  Quote  von  Kultiu-- 
gütem  zuführen,  ob  ihre  Aenderung  (z.  B. 
Yerstadtlichungen)  einen  grössereo  Anteü 
des  Einkommens  für  den  Genuss  höherer 
Kidturgüter  freisetzen,  lässt  sich  kaum  anders 
als  durch  wohlorganisierte  Erhebungen  dieser 
Art  feststellen. 

Aus  der  Haushaltungsstatistik  solcher 
Ijänder,  in  welchen,  wie  in  England  und 
Belgien,  derartige  Erhebungen  in  verschie- 
denen Perioden  vorgenommen  woi-den  sind, 
lässt  sich  geschichtlich  die  Frage  lösen,  in 
welchem  Masse  die  nationale  Wirtschafts- 
politik der  Gesamtheit  zu  gute  gekommen 
ist;  und  vermöge  solcher  Dokumente  mag 
dereinst  auch  die  allgemeine  Wirtschafts- 
geschichte auf  exakten  Grundlagen  beruhen. 

Litteratur:  1.  Für  die  Theorie  des  Haiiahaliungs- 
budgeU  ist  E,  Engels  Lebenskosten  belgischer 
Arbeiterfamilien  früher  und  jetzt  (Bulletin  de 
V Institut  intematiwval  de  Statistique,  vol.  IX,  1895) 
nunmehr  als  massgebend  zu  bezeichnen.  Daneben 
ist  noch  immer  der  erste  Band  von  Le  Plays 
nOuvriersEuropeensa  von  grosser  Bedeutung.  Man 
vergleiche    H,  Htggs,    Some    remarks    on    con- 


sumption,  im  Economic  Journal,  IX,  Dezember 
1899  und  Leoeis  bei  SchönJberg ,  Handhu/^h 
der  polit.  Oeh.,  4.  Aufl.,  I,  6'.  8I4,  — 
Maggiore '  Perni ,  Le  inchieste  sociali  e 
le  monografie  di  famigUa ,  Palermo  1893. 
—  E,  CheyssaUf  La  monographie  de  famiU-e, 
in  La  Reforme  sociale  1895  no.  4i,  1896  no.  19, 
20,  21.  —  Hiehmond  MayoSmith,  St4itistics 
and  Economics  1899,  S.  19  ff.  und  dessen  Art. 
Wor knien* s  Bttdgets  im  Dictionary  of  Pol.  Eco- 
nomy  III,  676.  —  Für  jeden,  der  solche  Er- 
heb^ingen  unternimmt,  bildet  die  beste  Anleitung 
Carl  Landolts  Schrift  über  ^Methode  und 
Technik  der  Haushaltungsstatistika,  1894. 

2.  Von  hohem  geschichtlichem  Interesse  sind 
die  Ausfilhrungejh  Heinr,  Brugsch%  Die  Kos- 
ten des  Haushaltes  in  alter  Zeit  (Volksiv.  Zeit- 
fragen  89)  1890,  Vir,  Wilckens  Gri4ichisc}u'. 
Ostraka  atis  Aegypten  und  Nubien,  1899,  I, 
S.  676,  und  C.  Wa^lisniuth,  Wirtschaf tl.  Zu- 
stände in  Aegypten  während  der  griechisch-römi- 
schen Periode,  Jahrb.  f  K(U.  «.  Stat.  III  F.,  19.  Bd., 
1900,  S.  808.  —  Zur  angeführten  älteren  Litteratur 
gehören:  Petty,  Political Arithmeti4;,  1690,  eh.  7; 
detailliertes  Budget  einer  irischen  Familie :  Poli- 
tical Anatomy  of  Ireland,  1685,  eh.  XL  Vergl. 
auch  A.  Smith,  Wealfh  of  Xations,  Bd.  I, 
eh.  VIII.  —  Die  Budgets  Jac.  Vanderlints 
(Money  answers  all  Things,  1784)  sind  abgedruckt 
in  meiner  Skizze  über  Bemessung  des  Volks- 
vertnögens  bei  den  englischen  Merkantilisten  und 
politischen  Arithmetikeim,  Wiener  Stat.  Monats- 
schrift, XIII  Jahrg.,  S.  592—598.  —  Das  Bud- 
get eines  Krämers  bei:  An  Enquiry  inio  the 
melancholy  Circumstances  of  Great  Briiain 
(o.  D.,  gegen  1735),  p.  29.  —  Gegen  den  Plan 
einer  lläusersteuer  Bourchier  Cleeve's  stellte 
Joseph  Mas  sie  Budgets  auf,  um  die 
Ungerechtigkeit  der  geplanten  Steuen^erteilung 
zu  beweisen,  in:  Calculatian  of  Taxes  for  a 
Family  of  euch  Rank,  Degrec,  or  Cla^s,  foi'  One 
Year,  1756.  In  Frankreich  verfassten  1744 
Lyoner  iSeidenweber,  um  eine  Lohnerhöhung  von 
1  Sous  per  Elle  zu  erlangen,  ein  Budget  (249 
Eres.  Jahresausgaben):  Archives  hist^riqurs 
et  statistiques  du  departement  du  Rhone,  Lyon, 
t.  VI,  j>-  lö7.  —  Aus  dem  Jahre  1764  ist  das 
Budget  eines  Webers  in  Abbeville  erhalten  bei 
TfUert^,  Documents  inedits  de  Vhistoire  du 
tiers  etat,  t.  IV,  1.  serie,  p.  524. 

Die  Budgets  David  Davies'  sind  ent- 
halten in  dessen:  The  Gase  of  Labourers  in 
Husbandry  statedand  considered  in  three  parts  . .  . 
With  an  Appendix;  containing  a  collectton  of 
accounts,  shewing  the  Earnings  and  Expenses  of 
Labovring  Families,  in  different  parts  of  the 
Kingdcrm,  200 pp.,  Bath  und  London  1795  (Ostern 
1787  gesammelt;  Auszüge  daraus  bei  H,  Higgs, 
Workmen's  Budgets,  Appendix  im  Journal  of  the 
R.  Statistical  Socü^y  1893).  Seine  Budgets,  u.  u. 
bearbeitet  von  John  Hill,  The  Means  of  Re- 
forming  the  MoraU  of  the  Poor,  2nded.  1801, 
sind  übersetzt  von  Iranqois  de  Neufchö- 
teau,  Recueil  des  etablissements  d'humanüe, 
t.  XII,  2^  cahier,  p.  13,  vergl.  Ve  Gerando, 
De  la  bienfaisance  publique,  1839,  t.  1,  l.  1, 
eh.  U,  2>'  14*  *'*  Deutschland  erhob  solche 
Rochow,  Versuch  über  Armenanstalten  etc., 
Berlin  1789,  aS.  69. 

Die  vorbereilenden  Arbeiten  der  Arbeiter- 
budgetstatistik   sind:     Villerm^ ,     Tableau    de 
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That  sächliche    Einnahmen 


Miisterübcrsicht  der 


ordentliche   Einnahmen 


Einkommen  ans 


NrJ 


Arbeit 


des  Mannes 


der  Frau 


'    des 
Sohnes 


der 
Toch- 
ter 


Brntto 


abzüglich 


_i_ 


Pi 


gl   «« .5 


«i  <«  \  ^ 


.   S 


a 
•  § 

,     *-•  a> 

*-<  I     ^^   >- 


;« 

'    'C 

0) 

i-T* 

CS 

1      ' 

d 

i-d 

c 

■^ 

« 

5^ 


I     I 


I 


CS 


2 
5z; 


s 

%  5 

CS 


Vtr- 


1  !  3500,00 1  --    I  — 

j  70,0  I  -1  -  ! 

2  1634,25  373,95;      4,Ioj 

71,6    .  16,4  I      0,2  I 

3  1  1294,38  I  85.251     —     ! 

I  83,9  !  5,5    -  I 

4  876,80,  18,351344,29, 

I  73,4  I  1,6 1  28,8 


3500,00 ' 
70,0  I 

2004,10 
87,8  ! 

1379,63 , 
89,4 


.1 


1,88; 

0,1  — 

550,86,479,35  1,50 

46,2  I  40,1  0,1 


1,88 

i!o 

477,15 
40,0 


\)  Vgl.  oben  sub  6  S.  328. 

'-)  Zins  des  Grundstückes  und  Dividende  des  Konsumvereins. 


3500,00,1500,00 


70,0  I 
2004.10! 

87i8  I 
1381,511 

89,5 
1028,71- 

86,2  , 


30,0 
6i.U'l 

2,7 


Tha 

tsäch 

liehe 

A  u  s  g 

aben  (Ansch 

[iffU] 

agen) 

Nahrung 

^ 
t 

Kleidung 

Wohnung 

c 

Naturalposten  1 

N 

aturalposten 

>% 

a 

^ 
c 

g 

1 

Selbster- 

Selbst- 

f4 

Geld- 
aus- 

^    Zeugnisse  '      g 

G-A 

« 

erzeugnisse 

1 

G-A 

1 

B 

— 

gaben 

t     CS  i  e  1      5 

-3 

t: 

a    \     a 

S 

-M 

B 
c3 

3D 

(G-A) 

'S 
0 

a 

ce 
0 

f 

1 

.a 

0 
11 

& 

G-A 

0 

0 

—  Koste 
=  Gewin 

N 

'S 

1 1 1344,06 

1 

—  ;  —  !j  344,06 

407,00 

359,70    — 

— 

359,70 

403,80 



403,80 

1    28,2 

—  1  —  — !  — 

28,2 

8,6 

7,6  1    - 

— 

—      — 

7,6 

8,5 

— 

8,5 

2  1043,75 

— 

—    — 



1043,75 

64,35 

225,63     — 

- 

—      _ 

225,63 

412,40 

— 

412,40 

43,4 

— 

—    — 

43,4 

2,7 

9,5      — 

— 

— 

— 

9,5 

17,1 

— 

17,1 

3 

732,85 

2,70 

— 

735,55 

18,75 

183,94,31,44 

— 

— 

— 

215,38 

226,87 

— 

226,87 

47,9 

0,2 

—  1  — 

— 

48,1 

1,2 

12,0  1  2,1 

1 

— 

14,1 

14,8 

— 

14,8 

4 

503,41 

16,54 

— '  — ;  519,95 

7,40 

86,24     - 

35,00  27,00 

8,00 

94,24 

409,90 

20,00 

429,90 

40,1 

1,3 

— 

— 

41,4 

0,6 

6,9 

— 

_ 



0,6 

7,5 

32,6 

1,6 

34,2 
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Jahreseinnahmen   und   -ausgaben   von  4   Familien   nach  Landolt,    Methode  u.   Technik, 


That. sächliche    Einnahmen 


ordentliche  Einnahmen 


ausserordentliche  Einnahmen 


Einkommen  aus 


Arbeit  und  Vermögen 


^ 

^ 


|aus  Selbsterz eugiiissen 
■        (Natnralposteu) 


o 


Geschenke 


Summe  der  ordent- 
lichen Einnahmen 


in  natura 

a 

0^ 

6 

j4^ 

OD 

B 

B 

o 

tu 

•n 

g 

s 

ä 

tS3 

E 

* 

a 


es  ^»N 
fl  ?  eö 

fe  ^  <J^ 


5000,00  —  5000,00 


148,70 
6,5 


35,00 
2,9 


35,00 ' 


27,00, 


100,0 
2214,31 

97,0 
1381,51 

89,5 
1064,71 

89,1 


8,00 
0,7 


8,00 

i  —  I  0,7 

')  für  die  Familie  angefertigte  Schuhe. 
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"*)  Erbschaft. 
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— 

— 

-~  , 
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• 
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& 

iff 

Ä 

1     % 
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a 
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1 

1 
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— 
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— 
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— 
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— 

4,6 
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2,0 

— 
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4J 

— 
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5,3 

— 

5,2 
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— 

8s,22 
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— 
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201,70 

— 

201,70 

17,90 
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28,10 

3,5 

— 
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1,6 

3,5 

— 

3,5 

0,6 

— 

0,6 

8,4 

— 

8,4 

0,7 

0,4 

''S 

66,56 

8,31 

74,87 

30,43 

25,00 

2500 

35,36 

12,63 

47,99 

29,04 

4,75 

33,79 

1,63 

— 

23,81 

4,4 

0,5 

4,9 

2,0 

-  1  1,6 

1,6 

2,3 

0,8 

3,1 

1,9  lo,3 

2,2 

0,1 

— 

1,6 

44,60 

44,60 

31,60 

23,05 

— 

23,15 

28,95 1  - 

28,95 

9,00 

11,70 

4,t>5 

3,6 

— 

3,6 

2,5 

— 

- 

— 

1,8 

— 

1,8 

2,3 

2,3 

0,7 

0,9 

0,4 
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VeUit  phyHque  et  moral  des  ouvriers  employcs 
ffan^  les  mannfactures  de  roton  etc.,  I84O.  — 
A.,  JPenot,  Reckerches  »tatutiqtuts  gur  Mulhouse, 
Buüet,  de  la  Societe  industr.,  t.  XVI,  p.  263^ 
fhgSy  I842,  —  Blan4j[uif  D«  cla^ses  ouvrieres 
e7i  France  pendant  Vannee  1848. 

Für  die  moderne,  an  Duepetiaux  und 
Le  Piay  anknüpfejide  Litteratur  ist  eine  nach 
Uindern,  Bentfen  und  sozialen  Schichten  die 
Bitdgets  ordnende  Bibliographie  erst  zu  schaffen. 
Buf  1892  findet  man  neben  den  im  Text  ange- 
ßlhrten  die  Litteratur  bei :  Gruber ^  Die  Haus- 
haltung der  arbeitenden  Klassen  (Staats^v.  Studien, 
/.  Bd,  4,  Heft),  Jena  1887.  —  P,  BaUifif  Die 
Haushaltung  der  arbeitenden  Klassen,  1883.  — 
Hampke,  Das  Ausgahebudget  der  Privatwirt- 
schaften, 1888.  —  Essai  bibliographique  sur  les 
Jfonographies  et  etudes  sur  les  bndgets  de  famiUe, 
Bull,  de  Vlnstitut  international  de  Statistique, 
t.  V,  1890,  p.  41 — 45  ton  E.  Cheysson  et  A, 
Toqu4,  in  nLes  Mtmographies  de  Famüles  en 
France  et  u  VElraivgern  von  Af.  A,  Belaire,  La 
Befarme  ISociale,  no,  28,  S.  serie,  t.  III,  16  fevri^r 
1S92,  soicie  im  bibliogr.  Anhange  zu  der  Schrift 
ron  Landolt,  Directions  sur  la  maniere  de 
dresser  les  budgets  d' ouvriers  industriels  et 
d'artisans.  Bull,  de  VInst.  internal,  de  Statis- 
tique t.  VI.  —  Von  bedeutenderen  Leisturggen 
des  letzten  Jahrzehnts  sind  die  Budgets  bei 
F.  W&rishoffer,  Die  soziale  Ixige  der  Fabrik- 
arbeiter in  Mannheim  1891,  bei  Charles  Booth, 
Life  and  lAtbour  of  the  People  1891,  vol.  1,  S.  ISO 
und  die  Schrift  Fa  m  i l y  Budgets:  being  the 
income  and  expenses  of  28  British  Ilouseholds 
1896  des  Economic  Club  in  London  hervorzuheben 
(rergl.  meine  Besprechung  im  Archiv  f.  soz.  Ges. 
Bd.  X,  S.  806 ff J.  —  Feber  die  Anwendung  der 
Ifftushaltungftstatisfik  auf  die  Messinig  des  Preis- 


niveaus vgl.  R,  P.  Falkner f  Wholesale  Prices: 
1890  to  1899,  im  Bulletin  of  the  Department  of 
Ijobor,   Washington  1900,  p.  270. 

Stephan  Bauer, 
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— 

— 
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2402,16 
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— 

— 

1 

— 
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— 
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— 

1529,25 

94,5 

— 

5,5 

— 

— 

— 

100,0 
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16,54  35,00 

27,00 

8,00 

1256,49 

96,5 

1,6 

1,3 

— 

— 

0,6 

100,0 

KonsnmYereine.^) 

1.  Wirtschaftliche  Begfründnng.  2.  Grund- 
sätze. 3.  Verteilung:  der  Ueberschttsse.  4.  Ver- 
kauf an  Nichtmitglieder.  ö.  Sittliche  Bedeu- 
tung. 6.  Missbrftuche.  7.  Gemeinnützige  Be- 
strebungen. 8.  Die  K.  und  der  Zwischenhandel. 
9.  Eigene  Produktion  und  Lieferantenvertrftge. 
Beamtenkonsuravereine.  10.  Gemeinschaftlicher 
Einkauf.  11.  Statistische  Mitteilungen  über 
a)  England;  b)  Deutachland;  c)  Oesterreich; 
d)  Italien;  e)  Frankreich;  f)  Belgien;  g)  Hol- 
land; h)  Schweiz;  i)  Eussland;  k)  Schweden. 

1.  Wirtschaftliche  Begründung.    Auf 

zwei  Wegen  ist  es  möglich,  die  Lebenshal- 
tung zu    verbessern:    durch  Erhöhung  des 
Einkoramens  oder  durcfh  billigere  Beschaf- 
fung der  Lebens-  und  Wirtschaftsbedürfnisse. 
Selbstverständlich  kann  auch  beides  zusam- 
mengehen.    Wir    haben    es  hier   mit  dem 
letzteren  Weg  zu  thun.    Das  wirtschaftliche 
Princip  des  Konsumvereins  ist  die  Ermög- 
lichung dos  Vorteils  des  Grossbezuges  auch 
für  den  kleinsten  Haushalt.    Konsumvereine 
sind    Genossenschaften    zum    gemeinschaft- 
lichen   Einkauf     von    Lebens-    und    Wirt- 
\  schaftsbedttrfnissen  im  grossen  und  Ablass 
im   kleinen.     Die   Ansicht    Lassalles,    dass 
eine  Lohnherabsetzung  die  Folge  der  wei- 
teren Verbreitung  der  Konsumvereine  sein 
würde,  hat  in  der  Praxis  nirgends  ihre  Be- 
I  stiltigung  gefunden  und  die  sozialdemokra- 
I  tische  Paiiei  sieht  sich  gezwungen,  zu  den 
'  Konsumvereinen  eine  wohlwollende  Stellung 
]  einzunehmen  (Parteitag  Hannover  1899). 

2.  Grand dätze.    Wie  die  anderen  Go- 
1  nossenschaf tsarten  beniht  auch  der  Konsum- 

verein    auf   der  Verbindung  kleiner  Kräfte 

zum   gemeinschaftlichen  Handeln  durch  die 

Organe  des  Vereins.    Die  Warenabgabe  er- 

,  folgt  nach  geschäftlichen  Grundsätzen,  das 

I  Betriebskapital     wird     aufgebracht     durch 

I  regelmässige  (meist  sehr  geringe)  Einzahlun- 

I  ^Q\\  auf  den  Geschäftsanteil,  durch  Rüek- 

I  lagen  aus  den  eraielten  Ueberschüssen  und 

i  n()tigenfalls   diu*ch   die  Aufnahme   fremder 

Gelder.    Die  Mitgliederzahl  ist  unbeschränkt, 

|der  Eintritt  steht  allen,  welche  den  ßedin- 

,  gungen   des  Statuts  genügen,  offen,  ebenso 

der   Austritt   unter  Einhaltung   bestimmter 


^)  Wir  sehen  hier  von  einer  geschichtlichen 
Darstellung  der  Konsumvereine  in  den  einzelnen 

1  Ländern  ab  und  verweisen  wegen  derselben  so- 
wie   wegen    der  Gesetzgebung    auf   den    Art. 

'Erwerbs-    und    Wirtschaftsgenossen- 

I  Schäften  oben  Bd.  III  S.  734ff. 
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Kündigungsfristen.  Das  Princii>  der  Kon- 
sumvereine ist  im  allgemeinen  Verkauf 
gegen  bar,  denn  dadurch  liält  der  Verein 
sich  die  Betriebsmittel  flüssig  und  gewohnt 
andererseits  die  Mitglieder,  die  Ausgaben 
im  Haushalte  mit  den  Einnahmen  im  Gleich- 
gewichte zu  halten.  Die  Mitgliedschaft  im 
Konsumvereine  hat  es  vielen  oft  erst  ermög- 
licht, aus  der  Abhängigkeit  herauszukommen, 
in  die  sie  durch  den  von  den  Händlern 
meist  bereitwillig  —  um  die  Kunden  zu 
fesseln  —  gewährten  Kredit  geraten  waren. 
Selbst  unter  den  schwierigsten  Verhältnissen 
ist  es  mittelst  der  Konsumvereine  gelungen, 
den  Barverkauf  einzuführen  und  Ordnung 
in  die  Wirtscliaft  der  Mitglieder  zu  bringen. 
Besonders  die  deutschen  Konsumvereine 
haben  hierin  Erhebliches  geleistet  und  ihre 
englischen  Vorbilder  übertroffen. 

Die  wirtschaftliche  Bedeutung  der  Kon- 
sumvereine liegt  dann  ferner  ausser  in  der 
Verbilligung  des  Warenbezuges  in  der  Be- 
schaffung unverfälschter  Waren  bester  Qua- 
lität. Wenn  es  selbstverständlich  auch  neu 
gegründeten  Vereinen  oft  schwer  ist,  so- 
gleich die  besten  Bezugsquellen  aufzufinden 
—  es  wird  ihnen  dies  jedoch  durch  An- 
schluss  an  ältere  Vereine  wesentlich  er- 
leichtert — ,  so  ist  doch  jedenfalls  das  Stre- 
ben stets  dai-auf  gerichtet,  gute  Waren  zu 
führen,  denn  die  Käufer  sind  selbst  die 
Herren  des  Geschäfts.  Immer  zahlreicher 
werden  die  Vereine,  die  ilire  Waren  der 
regelmässigen  chemischen  Untersuchung 
unterwerfen,  die  Warenprüfung  ist  in 
Deutschland  zum  Teil  schon  in  die  frülier 
hesprochene  Verbandsrevision  einbezogen. 
Die  Fälle  sind  nicht  selten,  in  denen  das 
Vorhandensein  eines  Konsumvereins  auf 
die  Ansprüche  der  Bevölkenang  an  die  Qua- 
lität der  Waren  von  erheblichem  Einfluss 
gewesen  ist.  Die  deutschen  Konsumvereine 
bescliränken  sich  auf  die  Verfolgung  dieser 
unmittelbaren  Ziele  —  anders  die  Konsum- 
vereine in  Belgien  und  der  Schweiz,  zum 
Teil  auch  in  England,  wo  die  Konsumver- 
eine nur  Mittel  zirni  Zweck  einer  grossen 
wirtschaftlichen  ümgestaltiuig  sind  (vgl.  d. 
Art.  Erwerbs-  und  Wirtschaf tsge- 
11 0 SS en Schäften  a.  a.  0.). 

3.  Verteilung  der  Ueberschüsse.  Für 
den  wirtschaftlichen  Wert  der  Konsumver- 
eine und  für  ihr  Gedeihen  ist  von  ent- 
scheidender Bedeutung  die  Art  der  Vertei- 
lung der  üeberschüsse,  womit  natürlich  im 
engsten  Zusammenhange  steht  die  Bestim- 
mung der  Höhe  der  Verkaufspreise. 

Abgesehen  von  der  Wahrnehmung  güns- 
tiger Konjunkturen  bei  dem  Einkauf,  von 
einer  zweckmässigen  Organisation  der  Ein- 
richtungen des  Vereins,  ist  auf  die  Erzielung 
von  Ueberschüssen  die  Bestimmung  des 
A' erkauf  spreises    massgebend.      Am    nahe- 


liegendsten  scheint   es  nun,  da  der  Verei  - 
bezweckt,  den  Mitgliedern  die  Vorteile  «l»?- 
Grossl)ezuges    zugänglich    zu    machen,     «ii- 
Waren  möglichst  billig  abzugelien   und  «'i - 
Aufschläge    nur   so  zu   bemessen,     rlass  «ii- 
Unkosten  gedeckt  werden;  der  Verein  wir; 
dann    jedoch   bald    einen    gewerbsmäissiirer. 
Charakter    annehmen,      den    Vorzug-     ver- 
dient  der   Verkauf   zu  Marktpreisen    unt«-: 
Verteilung    der    Üeberschüsse     nach     »It^m 
Warenbezüge;  diese  Form,  welche  auf  d*'n 
berühmtesten  Konsumverein,   den   der   n.-]- 
liehen  Pioniere  von  Rochdale.  zurüekzufCihr*'- 
und  die  heute  fast  allgemein  unter  der  B^ 
Zeichnung    »Rochdale-Planc<   tiblich    ist,    hat 
die  grosse  wirtscliaftliche  und  sittliche  Be- 
deutung    der     Konsumvereine      begrüiitl^r:. 
Dieses  Verfahren  verleiht  dem  Konsumver- 
ein  einen  echt    genossenscliaftlichen     Cha- 
rakter und  schlägt  um  die  Mitglieder-Käufer 
das  Band  gemeinschaftlichen,  goschäftJit'hen 
Interesses,  es  ist  diese  Art  der  Verteilung 
der   Üeberschüsse   auch   durchaus    gereeht 
da  sie  durch  den  Wai*enbezug   der  Käufer 
erzielt  sind.    Es  winl  freilich  der  EiniÄran'l 
erhoben,  dass  diese  Verteilung  des  Uel-«er- 
schusses  dennocli  unbillig  sei,  weil  die  Mit- 
glieder nicht  alle   die  gleichen  Waren  l*^ 
ziehen  und  die  Preisaufschläge  auf  die  ver- 
scliiedenen  Waren  ungleich  seien.     Hierin: 
ist  aber  einmal  in  Betracht  zu  ziehen,  <lass 
in  der  Regel  eine  Ausgleichung  stattfindet 
und  dann,  dass  die  Mitglieder  eines   Kon- 
sumvereins   meist   Benifsklassen    niit    ähn- 
lichen Anforderungen  angehören.    Jedenfali> 
ist  eine  streng  durchgeführte  Verteilung  der 
üeberechüsse    unter    Berücksichtigung    d'-r 
verschiedenen    Preisaufschläge    ebenso    un- 
möglich wie  der  gleiche  Preisaufschlag  auf 
alle  Wai-en. 

Vor  allem  aber  kommt  für  dieses  Sy>- 
tem  in  Betracht,  dass  bei  demselben  die 
Käufer,  ohne  sich  Auflagen  zu  machen  oder 
sich  auch  nur  der  geringsten  Entbehrung 
zu  unterziehen,  in  ihrem  Haushalte  Erspar- 
nisse erzielen,  die  für  die  Tage  des  Alters 
oder  der  Not  den  Gnmdstock  eines  Kapi- 
tals bilden  oder  auch  zur  Bestreituuir 
grösserer  Anschaffungen  Verwendung  finden 
können.  — 

Während  in  England,  Deutschland,  Oester- 
reich  und  Itahen  die  Üeberschüsse  in  \^t 
verteüt  w^erden,  geben  die  sozialistischen 
Konsumvereine  in  Belgien  und  Frankreich 
Bons  dachat  aus:  dies  System  hat  den 
grossen  Nachteil,  dass  die  Mitglieder  l)ei 
demselben  nicht  unmittelbar  Ei-spamisse  er- 
zielen. 

Das  Kapital,  mit  dem  sich  die  Mitgheder 
in  Form  von  Geschäftsanteilen  beteiligen, 
wird  bei  den  Konsumvereinen  in  Deutsch- 
land mit  einer  dem  gewöhnlichen  Zinssatze 
entspi-echenden  Dividende  abgefunden. 
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4.   Verkauf  an  Nichtmitglieder.    Der 
Natiir      des     Konsumvereins     entsprechend 
i^<*heint   die  Beschränkung  der  Abgabe   von 
Waren    an    die    Mitglieder    zu    sein,    doch 
-widerspricht  der  Verkauf  an  Nichtmitglieder 
gerade   nicht  dem  genossenschaftlichen  Cha- 
rakter   imd  derselbe  ist  auch  z.  B.  in  Eng- 
land   ^anz  allgemein  üblich,  wo  die  Nicht- 
mltgUeder  sogar  Anspruch  an  die  Dividende 
halx*n,    venn  auch  in  geringerem  Umfange 
als   die  Mitglieder.    In  Deutschland  ist  der 
Terkaiif  an  Nichtmitglieder  durch  das  O.  v. 
1.  Mai   1889  und  die  Novelle  v.  12.  August 
1896  untersagt.  Das  Verbot  soll  dem  Schutze 
«ler  Händler  gegen  die  Konsumvereine  dienen, 
die    Regierimg  verhielt   sich   gegen  dessen 
Aufnahme   in   das  Gesetz   nach  1889   ent- 
schieden ablehnend.    Wer  nicht  ein  Recht 
der    Händler  auf  die  Kundschaft  und  auf 
den  Warenbezug    der  Konsumenten    durch 
ihre    Vermittelung    anerkennt,    muss    eine 
solche     Beschränkung    der   Konsumvereine 
verwerfen,   sie   ist  der  Ausdruck  schroffer 
Interessenkämpfe.     Thatsächlich  haben  die 
Händler   von   dem  Verbot  auch  nicht  den 
geringsten   Nutzen    gehabt,    die    kaufenden 
isichtmitglieder   sind  Mitglieder   geworden, 
imd  die  laute  Agitation  der  Gegner  hat  ziu* 
Ausbreitung   der   Konsumvereine   ganz  we- 
sentlich beigetragen. 

5.  Sittliche  Bedeutung.  *  Für  die  er- 
zieherische Bedeutung  der  Konsumvereine 
kommt  hauptsächlich  in  Betracht,  dass  in 
den  Mitghedern  Sinn  und  Fälligkeit  für  die 
Erzielung  von  Ersparnissen  ent^^^ckelt  wird 
und  dass  die  Mitglieder  zur  Verwaltung 
grösserer  geschäftlicher  Unternehmungen  ge- 
schult  werden,  denn  die  Konsumvereine  be- 
ruhen auf  der  Selbstverwaltung  der  Mit- 
glieder, und  in  vielen  Vereinen  mit  einem 
Umsatz  von  Hundeiltausenden  niht  die  Ver- 
waltung in  den  Händen  einfacher  Arbeiter. 
In  den  Konsumvereinen  bietet  sich  endlich 
eine  nicht  zu  unterschätzende  Schule  filr 
<lie  Entwickelung  genossenschaftlicher  und 
geschäftlicher  Fähigkeiten.  Ein  gi-osser 
bittlicher  Wert  liegt  auch  in  den  wirtschaft- 
lichen Gnmdsätzen,  auf  denen  die  Konsum- 
vereine beruhen :  in  den  Principien  der  Bar- 
zahlung und  der  Führung  von  Waren  bester 
Qualität. 

6.  Missbrauche.  Dass  nicht  alle  Kon- 
Bumvereine  diese  sittliche  Bedeutung  haben, 
ist  selbstverständlich,  es  giebt  Gründungen 
solcher  Vereine,  die  wirtschaftlich  und  sitt- 
lich nicht  zu  rechtfertigen  sind;  derartige 
Vereine  halten  sich  auch  stets  nur  kiu-ze 
Zeit.  Das  zeigen  die  Neugründungen  und 
Auflösungen  der  letzten  Jahre.  Die  eifrigsten 
Nachforschungen  der  Gegner  nach  Missstän- 
flon  in  der  Konsumvereinsbewegimg  iiaben 
nur  zur  Aufdeckung  vereinzelter  Fälle  ge- 
führt, wie  sie  in  jeder  \\ii*tschaftlicheii  Be- 


wegung vorkommen.  Man  erhebt  gegen  die 
Konsumvereine  den  Vorwm-f,  dass  sie  »sozial- 
demokratische Tendenzen«:  liaben.  Die  Kon- 
sumvereine setzen  sich  zum  allergi-össten 
Teil  aus  Arbeitern  zusammen,  auch  die 
Leitung  ist  vielfach  in  den  Händen  von  Ar- 
beitern, es  mag  also  sein,  dass  die  Mit- 
glieder zmn  erhebliehen  Teil  der  sozial- 
demokratischen Partei  angehören,  doch  noch 
nicht  in  einem  Falle  ist  den  Gegnern  der 
Nachweis  gelungen,  dass  der  Konsumverein 
als  solcher  für  Parteizwecke  gemissbraucht 
wird.  Dagegen  schützt  das  Genossenschafts- 
gesetz ;  Verhältnisse  wie  in  Belgien,  wo  aus 
den  Erträgnissen  der  Konsumvereine  erheb- 
liche Teile  in  die  Parteikassen  fliessen, 
sind  durch  die  Gesetzgebung  ausgesclilossen. 

7.  Gemeinnützige  Bestrebungen.  Wenn 
auch  die  Konsumvereine  an  und  für  sich 
gemeinnützig  nur  in  dem  Sinne  sind,  dass 
ihr  Wii'ken  weiten  Kreisen  zum  Vorteil  ge- 
reicht, so  haben  sie  es  doch  nelfach  als 
ihre  besondere  Aufgabe  angesehen,  aus  den 
Ueberschüssen  Zuwendungen  zu  gemein- 
nützigen und  insbesondere  zu  Bildungs- 
zwecken  zu  macheu.  Eine  hen'orragende 
Stellung  nehmen  in  dieser  Beziehung  die 
englischen  Konsumvereine  ein,  die  fast 
durchweg  im  Statut  die  Bestimmung  liaben, 
dass  2^2^/0  des  Gewinnes  Bildungszwecken 
zu  überweisen  sind.  Bibliothelven ,  Lese- 
zimmer, Waisenhäuser,  ja  Rettun^boote  sind 
in  England  von  den  A  ereinen  m  reichster 
Weise  gespendet.  Auch  seitens  vieler 
deutscher  Vereine  sind  erhebliche  Aufwen- 
dungen für  Bildungs-  und  wohlthätige 
Zwecke  gemacht. 

8.  Die  K.  und  der  Zwischenhandel. 
Die  Gegner  der  Konsumvereine  suchen 
deren  Bedeutung  herabzuwürdigen  und 
weisen  gleichzeitig  auf  die  Bedenken  hin, 
die  vom  wirtschaftlichen  Standpunkte  aus 
eine  weitere  Verbreitung  der  Konsumver- 
eine hervorrufen  soll;  ein  völliges  Zurück- 
treten des  Zwischenliandels  soll  die  Folge 
sein.  Die  wirtschaftliche  und  sittliche  Be- 
deutung der  Konsumvereine  aber  wirdniu* 
von  den  Kreisen  bestritten,  deren  persönliche 
Interessen  durch  diese  Genossenschaften 
geschädigt  werden  oder  die  aus  anderen 
Gründen  sich  für  verpflichtet  halten,  für  die 
Händler  einzutreten.  Es  muss  nun  freilich 
zugegeben  wenlen,  dass  die  Zwischenhänd- 
ler zum  Teil  durch  die  Konsumvereine  ge- 
schädigt werden,  aber  mehr  noch  ist  dies 
der  Fall  durch  die  eigene  Konkurrenz  der 
Händler  selbst,  wie  durch  leichtfertige  Er- 
öffnung der  Geschäfte,  durch  mangelhafte 
Wai-enkenntnis,  durch  Felden  des  erforder- 
lichen Betriebskapitals.  Die  zalillosen  (tc- 
schäftsei-öffnungen  haben  für  die  meisten 
Geschäfte  eine  derartige  Teilung  der  Ein- 
nahmen und  Schmäleruni»-  des  Umsatzes  zur 
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Folge,  dass  sie  bereits  bei  der  Gründung 
den  Todeskeim  in  sich  tragen.  Die  Kon- 
kurrenz wirkt  unter  den  Zwischenhändlern 
weniger  auf  Heruntergehen  mit  den  Preisen 
oder  Verbesserung  der  Waren  als  auf  Ver- 
minderung des  Umsatzes.  Einmal  fehlt  es 
an  den  gleichberechtigten  Parteien  bei 
Zwischenhändlern  und  Käufern,  um  die 
Konkurrenz  hier  in  der  sonst  durch  Ange- 
bot und  Nachfrage  üblichen  Weise  \virken 
zu  lavssen;  dann  aber  verhindert  die  infolge 
der  zahllosen  Geschäfte  eintretende  Zer- 
splittenmg  der  Einnahmen  das  Henmter- 
gehen  der  Preise,  da  doch  ein  Veixlienst 
notwendig  ist,  um  das  Geschäft  halten  zu 
können,  und  dieser  Verdienst  um  so  gi\)sser 
sein  muss,  je  geringer  der  Umsatz  ist.  Der 
Zwischenhandel  krankt  an  seinen  eigenen 
Verhältnissen,  und  da  muss  er  vielfach  den 
gesunden  wirtschaftlichen  Einrichtungen  des 
Konsumvereins  imterliegen.  Lange  Zeit 
pflegte  man  das  Uebergewicht  des  letzteren 
auf  Privilegien,  Steuerfreiheit  etc.  zurü(*kzu- 
führen ;  solcher  Privilegien  haben  sich  die 
Konsumvereine  nie  erfreut  —  heute  nun 
stehen  sie  schlechter  als  die  Gewerbeti*ei- 
benden,  denn  sie  sind  den  gleichen  Steuern 
und  Lasten  wie  diese  luiterworfen,  sind 
ihnen    in    der  GewerbeoKlnung   mit   deren 


Treffend  ist  die  Agitation  der  Händler  frep-n 
die  Konsumvereine  von  der  Kommission, 
die  die  Handelskammerkonferenz  des  Jahre- 
1895  eingesetzt  hatte,  mit  den  Worten  ge- 
kennzeichnet: da.ss  die  Agitation  mehr  mit 
Behauptungen  als  mit  Beweisen  arl»eitt'. 
mehr  der  Empfindung  als  genauer  Erkennt- 
nis der  Dinge  entspringe. 

Die  Macht  der  Konsumvereine  liegt  Li 
der  Natiu"  der  Verhältnisse,  sie  sinil  ein 
Kind  der  Gewerbefreiheit,  wie  diese  aus  »U-r 
Dienstbarmachung  der  Naturkräfte,  der  Ein- 
fühnmg  der  Maschinen  hervorgehen  miisistt'. 
Der  Begüterte  überspringt  vielfach  <ii»- 
Zwischenhändler  und  bezieht  die  Waren 
direkt  von  dem  Produzenten,  der  Unl^e- 
mittelte,  der  nur  in  kleinsten  Bezügen  kauff-r. 
kann,  ist  für  seine  Person  hierzu  nicht  im 
Stande,  er  ist  auf  den .  Kleinhändler  ango- 
wiesen,  bei  dem  er  die  Ware  teurer  bezah- 
len muss  und  in  geringerer  Qualität  erhäit, 
als  wenn  ihm  gixissere  Bezugscjuellen  zn 
Gebote  stehen.  Ganz  natürlich  ei-Tgiebt  si<.-h 
hieraus  gemeinschaftlicher  Warenl>ezuff,  drr 
auch  dem  Unbemittelten  alle  Vorteile  des 
i  Gressbezugs  bietet. 

Der   Schädigung   einiger  Händler    steht 
auf   der   anderen   Seite   die  wi^tsohafthch^» 


Beschränkungen  gleichgestellt,  es  ist  ihnen  ^f^stigung  tausender  J^amilien  gegenü»>er,  d:»> 
aber  die  Freiheit  der  Gewerl>etroibenden,  I  ^^'"^  Staate  reichhch  den  Ausfall  jen.-r 
an  jedeimann  zu  verkaufen,  genonmien.  Die  |  Steuerzahler  ersetzen  wenn  denn  ein  sol- 
Händler,  welche  die  Vereine  durch  gesetz-  |  '-^^^  Gesichtspunkt  überhaupt  entscheidend 
liehe  Massnahmen,  wenn  auch  nur  mittelbai- !  ^^^^,  ^^^}'  ^^^^  f  ^^^^  Konsumverem  ganz  an 
zwingen  möchten,  die  sogenannte  Di viden- 1  ^^^^^^  ^*^s  Handels  treten  wml?  tähf  g:laut^^n 
denverteilung  —  in  der  sie  wohl  aus  Un-  ^f  ebensowenig,  wie  dass  jeTroduktion  und 
kenntnis  über  den  wahren  Wert  nur  ein  M^*^'*"^^l  genossenschaftlich  organisiert  s^-in 
Lockmittel  zu  sehen  glauben  —  aufzugeben,  i  ^»^rden.  Die  Konkurrenz  —  das  Lel)en  - 
verkennen  vöUig  die  Lage,  denn  der  Kon- !  i?'^^^  ^^^^^  ^}^^  gewaltsam  beseitigen.  D^r 
der  möglichst  billig  -  ohne  Konsumverein  allem  wird  nie  den  gesamten 
iif  Erzielunff  von  Upberschüssen  /-^vischenhandel  in  sich   aufsaugen,  aber  er 

wird  es  dahin  l^ringen,  dass  derselbe  nur 
in  den  Händen  leistungsfähiger  tüchtip^ 
Personen  verbleibt,  und  das  wird  ein  volk>- 
wirtschaftlicher  Nutzen  sein.  Und  sollt»' 
doch  der  Konsumverein  bestimmt  sein,  a» 
die  Stelle  des  Zwischenhändlers  zu  tn»ten, 
so  kann  dies  nur  auf  Grund  der  wirtscliaft- 
lichen  Entwickehing  geschehen,  und  dies»^ 
lässt  sich  durch  Gesetze  wohl  erschweren, 
aber  nicht  auf  die  Dauer  verhindeni,  denn 
sie  ist  stärker  als  alle  Gesetze  (vd.  auch 
oben  Bd.  III  S.  747). 

9.  Eigene  Produktion  nnd  Lieferan- 
tenvertrlige.       Beamtenkonsumvereine. 

Seitens  der  Konsumvereine  werden  vielfach 
auch  Waren  selbst  hergestellt;  besonders  in 
England  sind  viele  Fabriken  im  Besitze  der 
Konsumvereine,  und  einige  Vereine  betrei- 
ben sogar  Landwirtschaft.  In  Deutschland 
wird  seitens  einer  Anzahl  von  Konsumver- 
einen Bäckerei  betrieben,  auf  andere  Artikel 


sumverem, 

Rücksicht  auf  Erzielung 
—  verkauft,  ist  der  viel  gefährlichere  Kon- 
kurrent. Den  Konsumvereinen  die  Vertei- 
lung von  Dividenden  verbieten,  würde  eine 
schwere  soziali)olitische  Schädigung  dieser 
Genossenschaften  bedeuten,  dem  Händler 
aber  auch  nicht  den  geringsten  Nutzen, 
wohl  aber  erheblichen  Schaden  bringen. 
Auch  rechtlich  würde  ein  solches  Verbot 
gai'  nicht  zu  begründen  sein.  Dieses  Ver- 
langen wird  noch  übertroffen  durch  die 
Forderung  der  Händler,  dass  ein  Konsum- 
verein nur  mit  behördhcher  Genehmigung 
soll  errichtet  werden  dürfen  und  diese  dann 
nur  bei  dem  Vorhandensein  eines  Bedürf- 
nisses erteilt  werden  soll.  Die  Konsequenz 
einer  solchen  gesetzlichen  Bestimmung 
müsste  die  Wiederhei-stellung  der  Zwangs- 
und Bannrechte  zu  Gunsten  der  Klein- 
händler mit  Lebensmitteln  sein  —  das  Ver- 
bot des  Versandes  von  Packeten,  des  Ein- 
kaufs an  anderen  Orten,  des  direkten  Bezugs 
bei  den  Fabrikanten,  den  Landwirten  u.  s.  w.  I  ist  die  Produktion  bisher  selten  ausgedehnt; 
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schlechte   Erfahi-iingen   sind   mit   der  Auf- 1 
nähme  der  Schlächterei  gemacht.  i 

Ein    grosser    Teil    der    Konsumvereine ' 
schliesst  sogenannte  Lieferantenverträge  ab, 
durch    welche    Geschäftsleute    verpflichtet  I 
werden,  Mitgliedern  des  Vereins  Rabatt  zu ' 
gewähren.    Ausschliesslich  auf  diese  Art  des 
Geschäftsbetriebes  beschränken  sich  die  so-  j 
genannten   Markenkonsumvereine,    die   fast 
ohne   jede   wirtschaftliche   Bedeutung   sind  I 
und    des    genossenscliaftlichen    Charaktei-s 
entbehren.  —  Durch  die  Novelle  von  1896  | 
ist  dieser  Verkehr  erschwert  | 

Zu  den  Konsumvereinen  zu  rechnen  sind  , 
in  gewissem  Sinne  auch  die  im  alleinigen  | 
Interesse  von  Konsumenten  betriebenen 
Produktivgenossenscbiften,  es  kommen  hier' 
hauptsächlich  Bäckereien  in  Betracht.  —  I 
Endlich  sind  noch  die  sogenannten  Beamten - 
konsumvereine  zu  erwähnen ;  dieselben  be-  j 
schränken  sich  entweder  lokal  auf  bestimmte  , 
Beamten klassen  oder  dienen  ganz  allgemein  I 
den  immittelbaren  und  mittelbaren  Beamten  j 
des  Staates.  Die  grossen  Beamten-(bezw. ' 
3iilitär-)Konsimivereine  in  London ,  Berlin  | 
und  Paris  sind  nicht  nach  dem  oben  ge- ' 
schilderten  Rochdale-Plan  errichtet,  sondern  | 
verkaufen  zu  billigsten  Preisen ;  an  dem  j 
Ueberschuss  nimmt  nur  das  Kapital  teil, 
oder  er  wIkI,  wie  in  Berlin,  zum  grössten  I 
Teil  zu  ausserhalb  des  Konsuravereins  lie- 1 
genden  Zwecken  zuriickgelegt.  Es  ist  dies ' 
der  sogenannte  Civil  -  Service  -  Plan ,  zum  I 
Unterschiede  von  dem  Rochdale-Plan.  Diese  I 
Vereine  entbehren  der  wichtigsten  charakte- 1 
ristischen  Merkmale  der  Genossenschaften,  i 
sie  haben  auch,  wie  z.  B.  die  in  Berlin,  I 
nicht  einmal  die  Rechtsform  der  Genossen- 1 
Schaft  gewählt.  Ihre  Bedeutung  beruht, 
wesentlich  auf  der  Verwirklichung  des  | 
Satzes:   grosser  Cmsatz,  kleiner  Nutzen.       i 

In  Rom  ist  ein  Militärkonsumverein  nach 
genossenschaftlichen  Grundsätzen  errichtet :  | 


Verkauf  zu  Tagespreisen  und  Verteilung  der 
üeberschüsse  nach  dem  Warenbezüge  der 
Mitglieder.  Es  verdient  dieses  System  ent- 
schieden den  Vorzug.  — 

10.  Gemeinschaftlicher  Einkanf.  Die 
Krönung  des  Konsumvereinswesens  ist  der 
gemeinschaftliche  Einkauf  der  Konsumver- 
eine. Ein  grosses  Hindernis  für  die  Grün- 
dung von  Konsumvereinen  und  die  Leitung 
kleiner  Vereine  liegt  in  den  Schwierigkeiten, 
gute  Bezugsquellen  zu  gewinnen,  zumal  es 
den  Leitern  in  der  ersten  Zeit  ganz  natur- 
gemäss  an  der  nötigen  Warenkeimtnis  fehlt, 
und  doch  hängt  das  Gedeihen  wesentlich 
von  dem  guten  Einkauf  ab.  Was  der  Kon- 
sumverein für  die  Konsumenten,  bedeutet 
vielfach  der  gemeinschaftliche  Einkauf  für 
die  Konsumvereine:  als  die  wesentlichsten 
Erfolge  ergeben  sich:  möglichste  Sicherheit 
für  Erlangung  preiswerter,  unverfälschter 
Waren,  Gewinnung  der  Vorteile  des  Gross- 
bezugs auch  für  die  kleinsten  Vereine,  Teil- 
nahme an  jeder  VerbiUigung  der  Waren 
auf  dem  Weltmarkte,  Erleichtenmg  der 
Gründung  neuer  Vereine.  England  und 
Schottland  besitzen  Grosseinkaufsgenossen- 
schaften von  Bedeutimg,  die  auch  auf  dem 
Weltmarkte  eine  achtunggebietende  Stel- 
lung einnehmen.  In  dem  letzten  Jahrzehnt 
sind  solche  Grosseinkaufsgesellschaften  in 
Deutschland,  Frankreich,  Holland,  Belgien 
und  in  der  Schweiz  gegründet. 

11.  Statistische  Mitteilungen.  Umfang- 
reiche statistische  Mitteilungen  enthielt  der 
Artikel  Konsumvereine  in  der  ersten  Auf- 
lage dieses  Werkes ;  indem  auf  jene  und  auf 
die  statistischen  Mitteilungen  zu  dem  Ar- 
tikel Erwerbs-  und  Wirtschaftsge- 
nossenschaften oben  Bd.  in  S.  734  ff.  Be- 
zug genommen  wird,  mögen  nachstehend  einige 
Angaben  folgen,  die  den  gegenwärtigen  Staud 
des  Konsumvereinswesens  in  den  einzelnen 
Staaten  veranschaulichen : 


a)  England. 


«> 
-1 

Mit- 
glieder 

Geschäfts- 
gut- 
haben 

M. 

Reserve- 
fonds 

M. 

Fremde 
Gelder 

M. 

Verkaufs- 
erlös 

M. 

Waren- 
bestand 

M. 

Unkosten 
M. 

Gewinn 
M. 

Für  ge-   1 

S  meinnütz.  1 

Zwecke    1 

1898 

1468 

1424 

1535  119 

348  510  140 

14  578  720 

45  025  400 

831565980 

93  744  100 

59947740 

129  821  360 

I  568  460 

Der  Grosseinkaufsgesellschaft  zu  Man- 
chester gehörten  im  Jahre  1898  1063  Ge- 
nossenschaften an.  Der  Umsatz  betrug 
271494960  Mark,  der  Reingewinn  5368900 
Mark;     der     Grosseinkauf  sgeseUschaft     zu 

Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften.    Zweite  Auflage. 


Glasgow  gehörten  im  Jahre  1898  288  Ge- 
nossenschaften an.  Der  Umsatz  betrug 
93  846  600  Mark,  der  Reingewinn  3  542660 
Mark. 


V. 


22 
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b)  Deutachland. 


i 

§3     '^ 

Ü.2'^^     Mit- 
IllÜglieder 

<      «    1 

Ge- 

schäfts- 
gut- 
haben 

M. 

1  Fremde    Verkaufs-                                   1                 i                    Zn^ 

Reserve- 1    Gelder      erlös  im     Waren-    TTnV^cfo«  1     ^^^'        Ver-    lina-j 

fonds    1  u.  Hypo-    eigenen      bestand     ^°'^^^^®"'   gewinn  !     Inst     Bü'.a 

!    theken    ,  (Geschäft                                    ]                                    z^^  J 
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Unter  379708  Mitgliedern  befanden  sich 'den  ^>iu'sprünglichen  Ralimen«  auch   in   d-.'iii 
bei    492    Yei-einen     14188    Fabrikarbeiter, ,  letzten  Jalire   nicht   hinaus  gegangen    siiii, 
Geliilfen,    28079    untere    Beamte,    41692  vielmehr   nach   wie   vor  zum  allergTvJsst.  u 
Handwerker ;   wir  finden  in   diesen  Zahlen  j  Teil  den  unbemittelten  Kreisen  dienen- 
den Beweis,  dass  die  Konsumvei-eine   über . 


c)  Oesterreich. 
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d)  Italien.    Eine  neuere  Statistik  über  ' 
die    Gescliäftsresultate    der   Konsumvereine 
soll  für  die  Ausstellung  der  italienischen  Ge- , 
noösenscliaften  in  Paris  in  Vorbereitung  sein. 
Eine  Statistik  über  die  Geschäftsergebnisso  ' 
fehlt  bisher  (vgl.  die  statistischen  Angaben  \ 
bei  dem  Artikel  Erwerbs-   und  W  i  r  t  - 
Schaftsgenossenschaften  a.  a.  0.). 

e)  Prankreich.  An  einer  allgemeinen 
Statistik  fehlt  es  auch  hier.  Es  bestehen 
in  Frankreich  1450  Konsumvereine,  darunter  ^ 
etwa  600  Genossenscliaftsbäckereien  der  Kon- 
sumenten. »Ziu'  Zeit  hat  die  Konsum vereins- 
bewegung  den  Wind  in  ihi^en  Segeln.  Die 
Sozialisten  beschreiten  den  genossenschaft- 
lichen Weg.«  (Professor  Charles  Gide  in 
seinem  Bericht  auf  dem  4.  Kongress  dos 
Internationalen  Genossenschaftsverbandes, 
Paris,  1900). 

f)  Belgien.  Es  fehlt  eine  Statistik. 
Nach  dem  Almanach  des  cooperateurs 
beiges  für  1900  sind  in  der  Zeit  vom 
1.  Oktober  1898  bis  30.  Sei)tember  1899 
40  Konsumvemne  gegi-ündet;  123  Konsum- 
vereine gehören  dem  1898  gegi'ündeten  Ver- 
bände an.^)  Die  bedeutendsten  Konsumvereine 
sind  der  Vooruit,  das  Maison  du  peuple 
zu  Brüssel,  die  Populaire  zu  Lüttich  (es  sind 
dies  sozialistische  Konsumvereine). 

g)  Holland.     Nach  dem  Jahrbuch  des 


^)  Nach  dem  Bericht  von  Alfred  Micha  auf 
dem  4.  Kongress  des  Internationalen  Genossen- 
schaftsverbandes in  Paris,  1900. 


Niederländ  ischen  Genossensclmflsverbandt^ 
für  1900  bestehen  in  Holland  72  Konsum- 
vereine. Eine  umfassende  Statistik  ist  nicht 
vorhanden.  Von  21  zum  »Jahrbuch^  Ik?- 
richtenden  Konsumvereinen  ist  der  Koasum- 
verein  der  Vereinigung  »Eigen  Hiilp-.  im 
Hmig  der  bedeutendste;  er  hat  6145  }tUx- 
glieder  und  verkaufte  an  Mitglieder  und 
Nichtmitglieder  im  Jahi^e  1898  für  2  617  21.") 
Mark  Waren. 

h)  Schweiz.  Die  Schweiz  hat  in  den 
letzten  Jahren  erheblic'.Le  Fortscliritte  zu 
verzeiclinen.  Am  1.  Januar  1900  bestanden 
daselbst  344  Konsumvereine,  davon  272  als 
Genosv^enschaften,  65  als  Aktiengesellschaften : 
1898  bestanden  296  Konsumvei-eine  mit 
91199  Mitgliedern  —  die  344  Konsumver- 
eine am  I.Januar  1900  hatten  117498  Mit- 
glieder. Bei  rund  300  Konsumvereinen 
wurde  der  Umsatz  auf  45889135  Francs 
festgestellt.  Am  entwickeltsten  ist  das 
Konsumvereinswesen  in  den  Kantonen  Zü- 
rich, Basel-Stadt  und  St.  Gallen. 

i)  Bussland.  In  der  Zeit  von  1S65  bis 
zum  0.  Mai  1897  waren  die  Statuten  vou 
483  Konsumvereinen  durch  die  Behörde  g»> 
nehmigt.  Im  Jahre  1895  lagen  von  119 
Konsumvereinen  Rechenschaftsberichte  vor, 
freilich  sehr  unvollkommene.  112  Konsum- 
vereine liatten  ein  Anteilkapital  von  2228  544 
Rubel,  Reserven  von  372  987  Rubel:  der 
Reingewinn  betrug  742920  Rubel,  der 
Warenbestand  belief  sich  auf  2984vS<>6 
Rubel;  auf  Kredit  waren  von  den  Mitglie- 
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*\eru  entnommen  für  1859175  Rubel 
Waren !  In  einer  Notiz  des  St.  Petersburger 
Horokl  von  1899  heisst  es:  »ünsei-e  Kon- 
sumvereine prosperieren  durchweg  wenig.«' 
k)  Schweden.  Am  31.  Mai  1898  be- 
standen 68  Konsumvereine,  eine  Statistik 
f»-hlt. 

Litieratur:  Vgl.  die  Angaben  zu  dem  Artikel 
Ertrvrhs-  und  Wirtschaf  tsgenosacn- 
i^  c  haften  a.  a.  O.  S.  7ö8ff.;  ferner  Soziale 
V'erivalt.u7ig  in  Oestcrrcich  am  Ende  des 
19.  Jahrhunderts  (Wien  und  Leipzig/  1900)  und 
Berichte,  ersluttet  auf  dem  4.  Kongress  des 
internationalen  Genossenschaf tsverhandes,  Paris 
1900,  die  für  die  vorstehende  Statistik  nur  zum 
Teil  noch  Verwendung  ßnden  konnten. 

Hans  Ctniger, 


Kontinentalsperre. 

Die  Kontinentalspen*e  war  eine  ausser- 
irewohnlicheKriegsmassi'egel Napoleons  gegen 
tngland,  die  in  ei*ster  Linie  einen  rein  po- 
litischen Zweck  verfolgte  und  daher  auch 
niu-  im  Zusammenhang  mit  den  politischen 
Zeitereignissen  richtig  beurteilt -werden  kann. 
An  dieser  Stelle  müssen  wir  uns  daher  da- 
mit begnügen,  die  wichtigsten  handeis-  imd 
wirtschaftspolitischen  Thatsachen  dei-selben 
kui*z   zusammenzufassen.     Der  handelspoli- 
tis(.'he  Krieg  Frankreichs  gegen  England  war 
^choIl  durch  das  Dekret  des  Konvents  vom  [ 
1.  März  1793  eröffnet  worden,  das  die  Ein- 
fulu-  vieler  Fabrikate,  die  fast  ausschliesslich 
aus    England    zu    kommen    pflegten,    aus- 
drücklich und  ausserdem  allgemein  die  Ein- 
fuhr von  Fabrikaten  jeder  Art  verbot,   die 
nicht   nachweislich   aus  Stiiaten   stammten, 
mit    denen    Frankreich    in    Frieden    lebte. 
Diese  Verbote  wurden  noch  verschärft  durch 
das   Dekret   vom    18.    Vendemaire  II   und 
auch  unter  dem  Direktorium  in  dem  G.  v. 
10.  Brumaire  V,  der  Grundlage  des  bis  18G0 
aufrecht  erhaltenen  französischen  Prohibitiv- 
systems,  der  Hauptsache  nach  beibehalten. 
Daher  blieben  auch  nach  dem  Frieden  von 
Ämiens  viele  wichtige  englische  Waren  von 
der  Einfuhr  nach  Frankreich  ausgeschlossen, 
was  jedenfalls  zu  der  Beschleunigung  des 
Wiederausbruches    des    Krieges    mit    bei- 
getragen  hat.    Mit  dem  Kriege  erneuerten 
sich  aber  auch  die  Beschwerden  der  neu- 
tralen Staaten  über  rüe  »Rechte«^,  die  Eng- 
land lediglich  auf  Grund  seiner  maritimen 
rel»ermacht  sich  auf  der  See  den  neutralen 
^«.hiffen    gegenüber    zuschrieb.     Im    Jahre 
1798  hatte   die   britische    Regienmg   aller- 
<Ungs  das  Zugeständnis  gemacht,  dass  neu- 
trale Schiffe  Erzeugnisse  der  Kolonieen  eines 
i*^indliclien  Ijandes  direkt  nach  einem  Hafen 
^irossbritanniens  oder  des  Heimatlandes  des 
Seiiiffes   führen  dürften,   und   diese  Regel 


wurde  auch  1803  wieder  aufgestellt.  Der 
ausgedehnte  Handel,  den  namentlich  die 
amerikanischen  Schiffe  mit  Produkten  der 
französischen  und  spanischen  Kolonieen 
AVestindiens  nach  den  englischen  Häfen  ver- 
mitteln konnten,  erregte  aber  die  Eifersucht 
der  Engländer,  und  bald  gingen  die  Ameri- 
kaner auch  über  die  ihnen  zugestandene 
Berechtigung  hinaus,  indem  sie  auch  nach 
Frankreich  und  Holland  Wai-en  aus  den 
Kolonieen  dieser  Länder  einführten.  Dies 
veranlasste  nun  die  britische  Regierung  zu 
einem  unberechtigten  Uebergriff,  indem  sie 
im  Mai  1806  mittelst  einer  Geheimerats- 
verordnung  für  die  ganze  Küstenstrecke  von 
Brest  bis  zur  Elbe  den  Blockadezustand  er- 
klärte, obwohl  nur  die  Strecke  von  der 
Seinemündung  bis  Ostende  wirklich  blockiert 
war.  Napoleon,  der  schon  mittelst  des 
Dekrets  vom  22.  Februar  1806  weitere,  be- 
sonders auf  englische  Waren  berechnete 
Einfuhrverbote  erlassen  hatte,  benutzte  nun 
jenes  Vorgehen  der  Engländer  als  Ver- 
anlassimg, ura  seinei-seits  einen  Hauptscldag 
gegen  den.  verhassten  Gegner  zu  führen, 
wobei  er  freilich  die  herkömmlichen  völker- 
rechtlichen Anschauungen  noch  rücksichts- 
loser missachtete*  als  England.  In  dem 
Berliner  Dekret  vom  21.  November  1806 
wirft  er  der  britischen  Regierung  ausser 
jener  wideiTechtlichen  Blockadeerklärung 
noch  eine  lange  Reihe  von  anderen  Ver- 
letzungen des  Völkerrechts  vor,  bezeichnet 
das  Verfahren  Englands  als  würdig  der 
ersten  Zeiten  der  Barbarei  und  erklärt  es 
für  ein  natürliches  Recht,  »dem  Feinde  mit 
den  Waffen  entgegenzutreten,  die  er  selbst 
anwende,  wenn  er  jede  Idee  der  Gerechtig- 
keit und  alle  anständigen  Empfindungen,  die 
Früchte  der  menschlichen  Civilisation,  ausser 
acht  lassen  ;  und  nach  dieser  pomphaften 
\md  schwülstigen  Einleitung  wird  dekretiert : 
die  britischen  Inseln  sind  in  Blockadezustand 
erklärt :  aller  Verkelir  imd  aller  Briefwechsel 
mit  ihnen  ist  verboten;  jeder  englische 
Unterthan,  der  sich  in  einem  von  den 
Truppen  Frankreichs  oder  seiner  Verbündeten 
besetzten  Gebiete  befindet,  wird  Kriegs- 
gefangener; aUe  Vorräte  und  Waren,  die 
englischen  Unterthanen  gehören,  überhaupt 
alles  Eigentum  derselben  wird  für  gute 
Prise  erklärt ;  die  Hälfte  des  Ertrags  dieser 
Konfiskation  soll  zur  Entschädigung  der 
Kaufleute  für  die  ihnen  durch  die  englist-hen 
Schiffe  verursachten  Verluste  dienen ;  Schiffe, 
die  direkt  aus  England  oder  einer  englischen 
Kolonie  kommen  oder  nach  Erlass  dieses 
Dekrets  dort  gewesen  sind,  sollen  in  keinem 
Hafen  aufgenommen  und  bei  dem  Versuche, 
diese  Bestimmung  durch  falsche  Deklarationen 
zu  umgehen ,  konfisziert  werden ;  dieses 
Dekret  soll  den  Königen  von  Spanien,  Neapel, 
Holland,  Etrurien  und  den  übrigen  Alliierten 
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Frankreichs,  »deren  Unterthanen  ebenfalls 
Opfer  der  Ungerechtigkeit  und  Barbarei  der 
englischen  Seegesetzgebnng  sind«,  mitgeteilt 
werden,  d.  h.  es  soll  in  allen  von  Frankreich 
abhängigen  Staaten  zur  Ausfühnmg  gebracht 
werden.  Gerade  diese  Ausdehnung  der 
Sperre  auf  einen  immer  mehr  zunehmenden 
Teil  des  europäischen  Kontinents  war  das 
Wesentliche  des  Napoleonischen  Riesen- 
planes, der  den  Handel  und  den  Reichtum 
und  damit  auch  die  politische  Macht  Eng- 
lands an  der  Wurzel  vernichten  sollte.  Im 
Tilsiter  Frieden  mussteu  Preussen  und  Russ- 
land beitreten;  Dänemark  schloss  sich  am 
31.  Oktober  1807  an,  Portugal  wurde  eben- 
falls zum  Beitritt  genötigt,  doch  hatte  dies, 
ebenso  wie  der  Anschluss  Spaniens,  wegen 
der  bald  folgenden  kriegerischen  Fortschritte 
der  Engländer  auf  der  pjT^näischen  Halb- 
insel und  wegen  des  spanischen  Aufstandes 
wenig  praktische  Bedeuümg.  Oesterreich 
musste  das  Kontinentalsystem  definitiv  im 
Frieden  von  1809  annehmen.  Schweden 
trat  mit  einigen  Vorbehalten  bei,  die  es 
1810  aufgeben  musste.  Aber  die  bloss  ver- 
tragsmässige  Unterstützung  seines  Unter- 
nelmien  genügte  Napoleon  nicht,  er  suchte 
sich  soweit  wie  möglich  unmittelbar  in  den 
Besitz  der  wichtigsten  Häfen  und  Küsten - 
sti*ecken  zu  setzen.  So  wurden  Holland,  die 
deutschen  Nordseeküstenländer,  verschiedene 
Oebietsteile  in  Italien  im  Interesse  der 
strengeren  Handhabung  der  Kontinental- 
sperre annektiert  und  zu  demselben  Zwecke 
musste  Oesterreich  die  sogenannten  illyrischen 
Provinzen  abtreten. 

Mittlerweile  war  indes  auch  England 
nicht  unthätig  geblieben,  und  die  Sperre 
hatte  durch  weitere  Massregeln  von  beiden 
Seiten  noch  eine  bedeutende  Verschärfimg 
erhalten.  Auf  das  Berliner  Deki'et  antwortete 
die  britische  Regierung  mit  einer  Oeheime- 
rats Verordnung  vom  7.  Januar  1807,  nach 
welcher  fortan  keinem  Schiffe  gestattet  sein 
soDte,  von  einem  feindlichen  oder  für  Eng- 
land verschlossenen  Hafen  zu  einem  anderen 
dieser  Art  zu  fahren;  jedes  neutrale  Schiff, 
das  in  dieser  Absicht  aus  einem  solchen 
Hafen  käme,  soUte  von  den  englischen 
Kriegsschiffen  und  Kapern  verwarnt  werden, 
und  wenn  es  trotzdem  die  verbotene  Fahrt 
fortsetze,  für  gute  Prise  erklärt  werden. 
Napoleon  Hess  darauf  Hamburg  besetzen 
und  die  dort  vorhandenen  englischen  Waren 
konfiszieren.  Eine  britische  Geheimerats- 
verordnung  vom  11.  November  1807  erklärte 
dann  alle  Häfen  Frankreichs  und  der  an  der 
Kontinentalsperre  beteiligten  Staaten  für 
blockiert,  und  alle  dorthin  bestimmten  Schiffe 
sollten  sich  einer  Untersuchung  durch  bri- 
tische Kreuzer  auf  einer  britischen  Station 
unterwerfen  und  eine  bestimmte  Taxe  be- 
zahlen.    Napoleon,    der   bereits,   bevor  er 


Kenntnis   von   dieser  Verordnung    erhaltt^n, 
durch  ein  aus  Mailand  vom   23.  NoveniKr 
1807  datiertes  Dekret  verschiedene  weiter^ 
Verscliärfungen    der    Sperrmassr^elu    ab- 
geordnet   hatte,    erliess    dann    unter    den. 
17.  November   1807    das   zweite    Mailänder 
Dekret,  in  welchem  er  nach  einer  in  seinetu 
heftigsten  Deklamationsstil  gelialtenen  Ein- 
leitung verfügte,  dass  jedes  Schiff,  das  >i.. 
einer    der    von    England    vorgeschrieben»!! 
Massregel   unterwerfe,   dadurch    seine   }^;^ 
tionalität  verliere,  zu  englischem  Eigentun. 
werde  und  als  solches  in  den  Häfen  Frank- 
reichs imd  seiner  Verbündeten  und  von  fPn 
französischen  Kreuzern   zu  konfiszieren  s^'i. 
Jedes  Schiff,   gleichviel  von  welcher  Natio- 
nalität, das  aus  einem  Hafen  Englands,  einer 
englischen  Kolonie  oder  eines  von  englisch-M. 
Truppen  besetzten  Landes  komme  oder  na.li 
einem  solchen  bestimmt  sei,  wird  für  gutt- 
Prise  erklärt.     Diese  Bestimmungen  solltoi: 
ausser  Kraft  treten,  »wenn  England  wieil^r 
zu  den  Principien  des  VölkeiTechts  zurück- 
gekehrt sei,  die  zugleich  die  der  Gereirbtiir- 
keit  und  Elire  seien«.    England  Hess  si«h 
aber    erst    durch    die    drohende    Haltucc: 
Amerikas  bestimmen,  mittelst  der  Geheimt?- 
ratsverordnung  vom   26.   April   1809   einei. 
Schritt  rückwärts  zu  thun,   indem   es  dir 
Bestimmungen  von   1807   für  die   amerika- 
nischen Schiffe  aufhob,  im  übrigen  aber  die 
allgemeine  Blockade  Frankreichs  und  Hollamls 
imd  ihrer  Kolonieen  und  Nebenländer  auf- 
recht  erhielt     Die   Einfuhr  von   Kolonial- 
waren   durch    amerikanische    Schiffe    nach 
dem   em'opäischen  Kontinent   wurde   somit 
wieder    erleichtert,     aber    dies    entspfacli 
keineswegs  den  Wünschen  Napoleons,  wenn 
er  sich  auch  ebenfalls  äusserlich  nachgiebig: 
gegen  die  Amerikaner  zeigte.    Bei  der  wirt- 
schaftlichen Kurzsichtigkeit   seines    gewalt- 
thätigen  Charakters  hielt  er  es  für  möglich. 
Frankreich  und  dessenVasaUenländer  dauernd 
wenigstens   bis   zu  einem  ge^Äissen   Grade 
von  den  Kolonialerzeugnissen  unabhängig  zu 
machen  und  die  Bevölkenmg  an  europäische 
Ei'satzmittel  derselben  zu  gewöhnen.    Damit 
wäre  allerdings  die  Vernichtung  des  Ueber- 
gewichtes  Englands  endgiltig  erreicht  worden. 
Namentlich  beschäftige  Napoleon  sich  mit 
dem  Gedanken,  dem  llachs  wieder  den  Vor- 
rang vor  der  Baumwolle  zu  verschaffen  uad 
im   übrigen   den   Anbau    der  letzteren  im 
südlichen  Europa  einzubürgern ;   sollte  aber 
dies  nicht  gelingen,  so  war  er,  wie  er  später 
auf  St.  Helena  erklärte,   entschlossen,  die 
Baumwolleinfuhr  gänzlich  zu  verbieten.   Zu- 
nächst beschloss  er  irun,  den  amerikanischen 
Schiffen  zwar  eine  begünstigte  Ausnahme- 
stellung zu  gewähren,  aber  die  überseeischen 
KoloniaJprodukte,  deren  Herkunft  häufig  gar 
nicht  festgestellt  werden  konnte,  allgeffieifl 
mit  enormen  Zöllen  zu  belasten.    Die  Baum- 
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^volle,    die  schon  1806  mit  einem  Zolle  von 
iUj  Francs  (mit  Einschluss  des  Kriegszehntels) 
iv\r  lOO  kg.  belegt  worden  war,  wurde  durch 
ilas   Dekret  vom  5.  Oktober  1810  (den  so- 
genannten   Tarif    von    Trianon)    bei    über- 
tseeischer  Herkunft  mit  660  bis  880  Francs 
belastet.     Nur  die    aus   den   französischen 
Kolonieen  stammende  Baumwolle  soUte  bei 
tler  Einfuhr  auf  französischen  oder  hollän- 
tlischen  Schiffen  frei  bleiben,  bei  der  Ein- 
fuhr  auf  amerikanischen  Schiffen  aber  nur 
ein   Viertel   des  sonst  geltenden  Zollsatzes 
iMitrichten.  Die  Baurowollerzeugung  in  diesen 
Kolonieen  war  indes  nur  sehr  unbedeutend. 
Für  die  Baumwolle  aus  der  Levante  sollte 
iler  Zoll  bei  Seeeinfuhr  440,  bei  Landeinfuhr 
über  Köln  oder  Strassburg  220  Francs  be- 
tragen.     Am    meisten    aber    war    die    aus 
Neapel  begünstigt,  für  welche  der  Zoll  an- 
fangs auf  182  Francs  festgesetzt,  nach  einigen 
Monaten  aber  auf  192  Francs  erhöht  wurde. 
Dasselbe   Dekret    besteuerte    den    gewöhn- 
lichen Rohzucker  mit  330  Francs  für  100  kg, 
mit    einer  nachträglichen   praktisch  bedeu- 
tungslosen Ausnahme  zu  Gunsten  der  Er- 
zeugnisse der  französischen  Kolonieen.    Die 
Einfuhr  von  raffiniertem  Zucker  war  schon 
seit    1803  wieder  verboten.     Der  Zoll  auf 
Kaffee   betrug  440  Francs,  der  auf  Kakao 
lluO   Francs,    der   auf   Muskatnüsse    2200 
Francs    etc.      Die    Rheinbundsstaaten    imd 
Preussen  (mittelst  eines  Patents  vom  10.  Ok- 
tober   1810)    mussten    ebenfalls    den    fran- 
zosischen entsprechende  Zollsätze  annehmen. 
Der  Kampf  gegen  den  Schmuggel  en*eichte 
>einen    Höhepunkt    in    dem    Dekret    von 
Fontainebleau  vom    18.  Oktober  1810,   das 
besondere  »Cours  prevötales  des  douanes« 
einsetzte  und  alle  am  Schmuggel  Beteiligten 
mit  drakonischen  Strafen  bedrohte :  handelte 
es  sich  um  die  Einschwärzung  verbotener 
Waren,  so  sollten  aUe  Schuldigen  mit  zehn- 
jähriger  Zwangsarbeit    und    Brandmarkimg 
bestraft  werden,  und  schon  die  ZoUdefrau- 
(lation  bei  tarifierten  Waren  zog  vierjährige 
Zwangsarbeit  nach  sich.     Die  konfisziei-ten 
verbotenen  Waren  aber  sollten  fortan  ver- 
brannt   oder    auf    andere    Art    vernichtet 
werden,  eine  barbarische  Bestimmung,  die 
in   grossem   Umfange    auch    wirklich    aus- 
geführt wurde.     Auch  in  Preussen  fanden 
solche  Verbrennungen  statt,   und   der  Ver- 
kauf der  hier  nach  dem  Verlangen  Frank- 
reichs konfiszierten  nicht  verbotenen  Waren 
ergab  14  Millionen  Francs,  die  auf  die  Kriegs- 
enlschädigung     in     Anrechnung     gebracht 
wurden.       Die     Kontinentalsperre     büdete 
einen  Hauptanlass  zu  dem  Kriege  Napoleons 
gegen  ßussland,  das  sich  der  Beobachtung 
derselben  mehr  und  mehr  zu  entziehen  ge- 
i^ucht  hatte.    Der  für  Frankreich  verhängnis- 
voUe  Ausgang  des  Feldzuges  gab  auch  das 
'*^ignal  zu   dem  Zusammenbruche  des  Kon- 


tinentalsystems. Preussen  hob  dasselbe  auf 
durch  ein  Edikt  vom  20.  März  1813,  nach 
dem  den  Schiffen  und  Waren  aller  befreun- 
deten und  neutralen  Nationen  der  Eingang 
in  die  preussischen  Häfen  und  Länder  fort- 
an freistehen  soUte;  dagegen  sollte  allen 
französischen  Waren,  Rohprodukten  sowohl 
wie  Fabrikaten,  die  Einfuhr  jetzt  verboten 
sein,  der  sogenannte  Kontinentalimport  auf- 
gehoben und  ausser  der  Konsumtionsaccise 
nur  die  vor  der  Einführung  des  ersteren 
üblich  gewesene  massige  Ein-  und  Durch- 
gangsabgabe erhoben  werden.  In  Frank- 
reich selbst  wurde  die  Sperre  gegen  Eng- 
land und  der  Tarif  von  1810  durch  eine 
Vorordnung  des  Grafen  von  Artois  als 
Generalstatthalter  des  Königreichs  vom 
23.  Aprü  1814  beseitigt. 

lieber  die  volkswirtschaftlichen  Wirkungen 
des  Kontinentalsystems  lässt  sich  kaum 
etwas  Bestimmtes  sagen,  da  der  gesamte 
Zustand  Europas  in  dieser  Periode  des  all- 
gemeinen Krieges  ein  abnormer  war  und 
daher  nicht  unterschieden  werden  kann,  was 
auf  Rechnung  des  Krieges  überhaupt  und 
auf  die  besondere  Rechnung  der  Kontinental- 
sperre zu  setzen  ist.  Dazu  kommt,  dass 
diese  keineswegs  effektiv  durchgeführt  wurde. 
Der  Schmuggel  war  im  grössten  Massstabe 
organisiert  und  übernahm  die  Einfuhr  ver- 
botener Waren  nach  dem  abgesperrten  Ge- 
biete gegen  feste  Prämien.  Helgoland, 
Jersey,  Malta,  Sardinien  und  Sicilien  lieferten 
den  Engländern  sichere  Stapelplätze  als 
Ausgangspimkte  für  den  Schleichhandel. 
Napoleon  selbst  erleichterte  gegen  seinen 
W^illen  den  Schmuggel,  indem  er  den  fran- 
zösischen Schiffen  eine  Ermässigung  der 
Kolonialwarenzölle  gewährte  unter  der  Be- 
dingung, dass  sie  sich  gegen  Entrichtung 
einer  wiD kürlich  bestimmten  Taxe  eine 
Lizenz  verschafften  und  französische  Waren 
von  gleichem  Werte  wie  die  Rückfracht 
ausführten.  Aber  die  französischen  Erzeug- 
nisse wai'en  in  England  und  den  von  den 
Engländern  besetzten  Gebieten  sehr  schwer 
und  nur  auf  dem  Wege  des  Schmuggels 
verkäuflich,  und  es  soll  daher  nicht  selten 
vorgekommen  sein,  dass  mit  Lizenzen  ver- 
sehene französische  Schiffe  vorzogen,  ihre 
Ausfuhrladung  einfach  ins  Meer  zu  werfen. 
Auch  England  gab  Lizenzen  aus,  die  nichts 
anderes  waren  als  Erlaubnisscheine  flu:  die 
Ein  schmuggeln  ng  von  Kolonialwaren  und 
englischen  Fabrikaten  nach  dem  abgesperr- 
ten Kontinente.  Im  Jahre  1810  betrug  die 
Zahl  der  in  England  ausgestellten  Lizenzen 
für  Ausfuhi'  und  Einfuhr  über  18000. 

Der  Industrie  Frankreichs  und  der  indus- 
triell fortgeschrittenen  annektierten  Gebiete 
Belgiens  und  des  Rhein landes  brachte  das 
Kontinentalsystem  natürlich  manche  Vorteile, 
da  es  ihr  nicht  nur  den  heimischen  Markt 
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vorbehielt,  sondern  auch  die  ihr  allein  ge- 
fährliche englische  Konkurrenz  von  den  übri- 
gen Kontinentalstaaten  ausschloss,  die  ihrer- 
seits die  französischen  Waren  mit  niedrigen 
Zollsätzen  zulassen  mussten.  Für  die  noch 
weniger  entwickelte  Industrie  dieser  Staaten 
war  freilich  die  Lage  desto  unl)efiuemer,  und 
zudem  verloren  sie  in  England  den  besten 
Abnehmer  ihrer  Rohpi-odukte.  Aber  auch 
in  Frankreich  selbst  war  die  Periode  der 
Kontinentalspen-e  für  die  Industrie  im  gan- 
zen keineswegs  gihistig,  vielmehr  entstand 
in  den  verhältnismässig  friedlichen  Jahren 
1810  und  1811  eine  förmliche  Krisis,  die 
Napoleon  mit  Staats  Vorschüssen  an  die  ge- 
fährdeten grösseren  Unternehmer  —  über 
18  Millionen  Franas  —  zu  bekämpfen  suchte. 
Als  Verdienst  der  Kontinentalsi)erre  pflogt 
man  hervorzuheben,  dass  sie  die  Verbreitung 
und  weitere  Entwickelung  mancher  tech- 
nisclier  Erfindungen  und  Verbesserungen 
beföi-dei-t  habe;  so  namentlich  die  Rülien- 
zuckerfabrikation,  die  Sodafabrikation  nach 
dem  Leblancschen  Verfahren,  die  ausge- 
dehntere Verwendung  von  Waid  und  von 
Krapp  etc.  Indes  war  der  Rübenzucker  beim 
Sturze  Napoleons  noch  ein  recht  schlechtes 
Surrogat,  aas  noch  zwei  Jalirzehnte  hindurch 
bei  künstlicher  Unterstützung  durch  hohe 
Schutzzölle  und  Prämien  vervollkommnet  wer- 
den musste.  Das  Leblancsche  Verfahren  hat 
in  England  ohne  SpeiTC  melir  Erfolg  ge- 
habt als  in  Frankreich,  die  wichtigsten  Ver- 
bessenmgen  der  Ki-appfärberei  stammen  erst 
aus  den  zwanziger  Jahren,  imd  der  Waid 
musste  dem  Indigo  nach  der  Aufhebung 
der  Spende  alsbald  wieder  weichen.  Kurz, 
die  KontinentalspeiTe  war  eine  mit  volks- 
wirtschaftlichem Dilettantismus  verbrämte 
bnitale  Gewaltmassregel,  an  der  ihr  Urheber 
mit  einer  zunehmenden  Idiosynkrasie  fest- 
hielt, die  aber  Frankreich  und  namentlich 
den  übrigen  beteiligten  Staaten  noch  mehr 
Opfer  auferlegt  hat,  als  sie  der  britischen 
Handelsmacht,  die  am  Ende  des  Krieges 
in  voller  Kraft  dastand,  geschadet  hat. 

Litteratur:  (Lüders),  Das  KontinenUdsystem, 
Leipzig  1812.  —  Klesselbftchf  Die  Kontinental- 
sperre in  ihrer  ökonomisch-politischen  Bedeutung, 
Stuttgart  und  Tübingen  1850.  —  Bülau  im 
Staatslexikon  von  Rotteck  und  WeJcker,  S.  Aufl., 
Bd.  IV.  —  Clement,  Histoire  du  Systeme 
protecteur  en  France,  Paris  1854,  S.  106 ff.  — 
Leone  Levi,  Ilistory  of  British  commerce,  Lon- 
don 1872,  S.  105 ff.  —  Beer,  Geschichte  des 
Welthandels  im  i.V.  Jahrhundert,  II.  Bd.,  1.  Teil, 
S.  15 ff.  —  Rocke*  Das  Kontinentalsystem  und 
dessen  Einwirkung  aut  die  französische  Industrie, 
Naumburg  a.  S.  1SU4' 

Lex  (8. 


Kontribation. 

Im    Mittelalter  bezeichnet    das    (damaL^ 
noch   seltener   vorkommende)  Wort    eontj-i- 
butio  eine  Steuer  im  allgemeinen,  oline  Rück- 
sicht  auf   ein    besonderes  Verhäitais    (virL 
z.  B.  Chronicon  Mogunt.  ed.  Hegel,  p.  o'2\. 
Später  erhält  es  eine  technische  Bedeutung  : 
Kontribution  heisst  die  füi*  die  Unterhaltuim 
eines   Söldnerheeres,   resp.   der   Garnisonen 
erhobene  Steuer  (daher  in  Oesterreich  auc:i 
Quantum    militai'e    genannt).     Nun     ^wnirde 
Deutschland  im  16.  Jahrhundert  im  grossen 
und  ganzen  nur  am  Niederrhein  (infolge  der 
spanisch-niederländischen  Unruhen)  lebhafter 
I  durch   Kriege   beunruhigt.     Deshalb    findet 
sich  auch  eine  »Kontribution«  im  16.  Jahr- 
hundert vorzugsweise  nm    in  den    nieiler- 
rheinischen  Territorien.    Im  folgenden.  Jahr- 
hundert   aber    machte    der    dreissigjäiirige 
Krieg  alle  deutschen  Territorien  mit  solchea 
Steuern  bekannt    Zu  einer  dauernden  Ein- 
richtung wurde  die  Kontribution  jedoch  erst, 
als   nach   dem   grossen   Kriege   mehr    und 
mehr    stehende    Heere    in    den    deutschen 
Temtorien  aufkamen.    Seitdem  büdete   >ir 
regelmässig  den  Grundstock  der  temtorialen 
j  Steuerverfassung.      Im    einzelnen     auf     die 
Verhältnisse    der    Kontribution    einzugehen 
ist   hier   nicht   möglieh,   da   wir  sonst   die 
Steuerverfassmig  sämtlicher  deutschen  Land- 
schaften beschreiben  müssten.    Nur  auf  die 
sehr  interessante  Geschichte  der  Kontribution 
in   den  brandenburgisch-preussischen  Terri- 
torien mag  hier  mit  einigen  Worten  liingi- 
wiesen  wei-den.    Nachdem  daselbst  seit  dem 
Anfang  des  17,  Jahrhunderts  mehrmals  die 
Kontribution   erhoben   worden   war,    wurde 
sie  zu  einer  dauernden  Einrichtung,  als  der 
Gresse  Kurfürst  ein  stehendes  Heer   schuf. 
Dabei  ist  es  besonders  bemerkenswert^  das.^ 
dieser   Fürst   die  Kontribution   (wenigstens 
in  den  höheren  Instanzen)  in  landesherr- 
liche Verwaltung  nahm,  wähi-end  die  für 
das     ständische    Kreditwerk     (s.    d.     Art. 
Hufenschoss  oben  Bd.  lY   S.  1242  4:3) 
in   Brandenburg   bestimmten   Steuern    nach 
wie  vor  von  den    Ständen   verwaltet  wur- 
den.     Ihrem  Cliarakter  nach  war  die  Kon- 
tribution Grundsteuer  (s.  den  Art.  Hufen- 
schoss   a.    a.   0.).      Da    die    letztere    als 
drückend  empfunden  w^u'de,  so  führte  der 
Grosse  Kurfürst  in   den  brandenbui^scheii 
Städten,  zunächst  fakultativ,  dann  allgemein 
statt    ihrer    eine  Accise  ein,    die  übrigens 
nicht  bloss  (wenn  auch  wiesen tlich)  indirekte 
Steuer  war,  sondern  zugleich  einige  massige 
direkte  Steuern  mit  umfasste.    Die  Aoeise 
Anu-de   als   eine   grosse  Erleichterung    em- 
pfimden    und    allmählich    (zum   Teil  unter 
den  Naclif olgern   des    Grossen   Kurfürsten) 
auch  in  den  anderen  preussischen  Provinzen 
eingeführt:  seitdem  zahlten  die  Städte  (mit 
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Ausnahme  etwa  derjenigen,  die  als  Acker- 
stüdte  galten)  ihren  Beiti*ag  zur  Kontribution 
ia  der  Form  jener  Aecise.    Das  platte  l^and, 
welches  die  Kontribution  in  der  alten  Weise 
fortzahlte,  erfuhr  eine  Erleichterung  durch 
die    oaTnentlich  unter  König  Friedrich  Wil- 
helm   I.    in    den    verschiedenen    Provinzen 
vorgenominenen  Grundsteuerreformen   (ver- 
hält nismäesig  am  wenigsten  die  Mark  Bran- 
denburg').   —  In   Oesterreich  wie  auch  in 
vielen   anderen  deutschen  Territorien  stand 
die      Kontribution      nicht      unter     landes- 
herrlicher,   sondern    unter    landständischer 
Verwaltung.    Die  Versuche,  die  in  Oester- 
reich    —    ähnlich    wie    in    Brandenburg- 
Prenssen  —  seit  1695  gemacht  wurden,  die 
Kontribution  durch  eine  Aecise  zu  ersetzen, 
blieben  im  grossen  und  ganzen  ohne  Erfolg. 

Lltteratur:  Vgl.  axisser  der  Litteratur  zv  dem 
Art,  Grundsteuer  oben  Bd.  IV  S.  924125 
Hrtd  Htijenschosa  ebd.  S.  134S  G,  v.  Below, 
Die  landständische  Verfassung  in  Jülich  und 
B^g,  Teil  III  (titeu^rgetchichte),  3,  S.  S17  f., 
iMlnjteldorf  1891.  —  K,  BreyHg,  Der  branden- 
burgische  Staatshaushalt  in  der  zweiten  Hälfte 
de»  17.  Jahrhunderts,  Jahrb.  /.  Ges.  u.  Verw. 
1892,  S.  117 ff.  —  F,  V.  Mensi,  Die  Fiminzen 
f)f»terreichs  von  1701 — 17^0,  Wien  1890.  —  S.  auch 
Jahrbücher  f.  Xat.  u.  Stat.  25,  S.  SOS,  Histor. 
Zeitschr.  73,  S.  197,  Anm.  1,  WitUch,  Grund- 
hfrrschaft  in  Nordwestdeutschland,  S.  IGS. 

Cr.  V,  Below, 


Konversionen. 

I.  Allgemeines.     1.  Begriff  und  Arten 
der  E.    2.   Die  verschiedenen  Formen  der  K. 

3.  Das  Recht  und  die  Zweckmässigkeit  der  K. 

4.  Die  finanztechnische  Durchführung  der  K. 
n.  Die  Geschichte  der  Konversionen. 
1.  Deutschland.  2.  Oesterreich-Ungam.  3.  Eng- 
land.   4.  Frankreich.    5.  Andere  Staaten. 

I.  Allgemeines. 
1.  Begriif  and  Arten   der    K.     Die 

Alisdrücke  Konversionen ,  Konvertierungen 
werden  für  eine  Mehrzahl  von  Erscheinun- 
gen des  öffentlichen  Schulden wesens  ge- 
braucht. Allen  diesen  Anwendungen  ist  ge- 
meinsam, dass  es  sich  dabei  um  Schuldum- 
wandlungen handelt,  welche  naturgemäss 
<lie  verscliiedensten  Zwecke  im  Auge  haben 
lionnen.  Sie  werden  stets  im  formellen 
Einverständnis  zwischen  Gläubiger  und 
Schuldner  vorgenommen  und  sind  regel- 
mässig darauf  gerichtet,  dem  Schuldner 
(günstigere  Bedingungen  des  Schuldvertrages 
zu  erwirken.  In  der  Hauptsache  koncen- 
triert  sich  das  schuldnerische  Interesse  auf 
eine  Schulderleichterung,  imd  daher  wird  die 
Frage  der  Zinsermässigimg  oder  der  Zins- 
reduktionen  stets  im  Mittelpunkte  stehen. 
Allein  daneben  werden  auch  andere  Erleich- 
terungen der  Schuldenlast  erstrebt,  wie  die 


Verwandlung  der  ewigen  Renten  in  Zeit- 
und  Leibrenten  (Fran&eich),  der  ewigen 
Renten  in  Tilgungsschulden,  der  Tilgungs- 
schulden in  ewige  Renten,  die  Umgestal- 
tung schwebender  Schulden  in  fundierte 
Schidden  (»Fundierung«'),  die  Umänderung 
von  Naraenpapieren  in  Inhaberpapiei*e,  von 
Briefschulden  in  Buchschulden  und  endlich 
alle  Umwandlungen  der  Verzinsung  und 
Rückzahlung  öffentlicher  Schulden. 

Danach  müssen  wir  die  Konversionen 
im  allgemeinen  unterscheiden  in  Konsolida- 
tionen und  Konversionen  i.  e.  S. 

1.  Konsolidation  oder  Konsoli- 
dierung (Sicherung,  Befestigung,  Vereini- 
gimg)  nennen  wir  entweder  die  Einreihung 
eines  Anlehens  in  den  bleibenden  Schulden- 

I  stand  durch  Ausgabe  konsolidierter  Schuld- 
verschreibungen (Konsolidierte  Anleihe,  dette 
eonsolidee,  Konsols  =  Consolidated  Stocks)  oder 
die  Vereinigung  mehrerer,  meist  älterer  An- 
lehen  mit  verschiedenen  Darlehnsbedingungen 
(»Typen«)  zu  einer  einheitlichen  Gesamtan- 
leihe. Man  will  dadurch  teils  unfundierte 
Schulden  in  fundierte  venvandeln,  teils  die 
Ungleichheit  in  der  Verzinsung  oder  in 
sonstigen  Rechtsverhältnissen  beseitigen, 
teils  das  Rechnungs-  und  Zalilungswesen 
vereinfachen  oder  die  Tilgungspflicht  hinaus- 
schieben oder  ganz  aufheben.  So  liat  Eng- 
land seine  verschiedenen,  getrennten  Schuld- 
gattungen (Fonds)  in  einen  einheitlichen 
Fonds  konsolidiert.  Preussen  hat  bei  den 
1869  ausgegebenen  Scluüd titeln,  die  bis  1885 
unkündbar  waren,  die  Tilgungspflicht  d\u-ch 
eine  Konsolidation  ganz  beseitigt  und  ewige 
Renten  konstituiert.  Die  Konsolidierung 
wird  auf  um  so  grössere  Schwierigkeiten 
stossen,  je  ungleicher  die  Rechte  und  Inte- 
ressen der  verschiedenen  GHäubigergruppen 
geartet  sind. 

2.  Konversion  oder  Konvertie- 
rung i.  e.  S.  —  wenigstens  nach  der  in 
Deutschland  übhch  gewordenen  Terminolo- 
gie —  ist  dagegen  die  Herabsetzung  des 
Zinsfusses  bereits  begebener,  im  Verkehr 
befindlicher  Anlehen  und  die  damit  ver- 
knüpfte Ermässigung  der  Zinsenlast  für 
öffentliche  Schulden.  Es  ist  dabei  ohne 
Belang,  ob  zu  diesem  Zwecke  die  alten 
Schuldverschreibungen  mir  abgestempelt  oder 
gegen  neue  umgetauscht  werden.  Für  den 
Schuldner  wird  dadurch  die  Last  der  Ver- 
pflichtungen erleichtert,  für  den  Gläubiger 
erwächst  daraus  eine  Schmälerung  seines 
Zinsenbezugs.  Die  rechtliche  Grundlage 
der  Konversion  i.  e.  S.,  die,  solange  der 
Staat  keine  entgegengesetzten  Verbindlich- 
keiten eingegangen  hat,  juristisch  statthaft 
ist,  beruht  auf  dem  freien  Vertrag  zwischen 
Gläubiger  und  Schuldner.  Doch  ist  letzterer 
unter  allen  Umständen  verpflichtet,  dem 
ersteren  die  Wahl  zwischen  der  Annahme 
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tler  Zinsreduktion  und  der  Heimzahlung  der  | 
Schuld  zu  lassen.  1 

Mit  den  Konsolidationen  werden  häufig  [ 
Konversionen  i.  e.  S.  verbunden,  so  dass  i 
zugleich  mit  der  Schuldumwandlimg  eine  j 
Zinsreduktion  vorgenommen  wird.  In  diesen  | 
nicht  seltenen  Fällen  gehen  dann  beide  Be-  i 
griffe  in  einander  tiber.  | 

2.  Die  verschiedenen  Formen  der  K.  j 
Die  Schuldumwandlungen  können  nach  deri 
herrschenden  Ix'hre  nun  in  einer  vierfachen  | 
Form  geschehen:  1 

1.  Die  einfache  Zinsreduktion  zur! 
Minderung  der  Zinsenlast  ohne  Veränderung 
der  Schuldkapitiüien.    Hier  wii-d   der  Zins-  j 
fuss  einer  Anleihe  herabgesetzt  und  dieselbe  i 
daher  niedriger  verzinst,  z.  B.  mit  3^  2  ^.0  an-  j 
statt  mit  4^/0.    Die  Schuld-  und  Rententitel  | 
w^eixlen    mit   neuen  Couponbögen    vei-sehen  j 
und    abgestempelt    oder    gegen    neue    vom  1 
gleichen  Beti-age  umgetauscht.    Dabei  bleibt  j 
das  Nominalkapital  der  Schuld  bei    dieser] 
al  pai'i  ausgeführten  Konvei*sion  (convei-sion 
au    pair)   unverändert.     Der  Schuldner  ge- 
winnt weil  er  bei  gleichbleibender  Kapital- 
sch\ild  für  diese  weniger  Zinsen  zu  zahlen 
braucht.    Der  Gläubiger  verliert  an  seinem 
Zinsbetrage,  ohne  für  diese  Einbusse  ander- 
weite Gegenleistungen  zu  empfangen. 

Diese  Methode  wurde  bei  den  meisten 
neueren  Konversionen  angewendet,  z.B.  bei  den 
fünf  gi-ossen  Konvertienmgen  in  Deutschland 
vom  Jahre  1896  bis  1897. 

2.  Die  Zinsreduktion  mit  gleich- 
zeitiger Erhöhung  der  Schuldkapi- 
talien. Hier  wird  der  Zinsfuss  ziuiächst 
herabgesetzt,  die  alten  Schuldtitel  werden 
zum  Nominalbetrage  angenommen,  die  neuen, 
niedriger  verzinslichen  Schuld verechreibun- 
gen  unter  Pari  berechnet  und  zwar  zu 
einem  höheren  Satze,  als  sich  aus  dem  Ver- 
hältnis des  neuen  Zinsfusses  zum  alten  er- 
geben würde  (conversion  au  dessous  du  pair). 
Eine  4prozentige  Anleihe  wird  in  eine 
3prozentige  umgewandelt,  wobei  z.  B.  die 
Stücke  der  alten  Anleihe  zum*Pai'i8atze  an- 
genommen werden,  dafür  aber  bei  der  neuen 
Anleihe  ein  höherer  Nominalbetrag  und  ein 
niedrigerer  Kui-s  festgesetzt  wird.  9000 
Stücke  zu  4  ^/o  ä  1000  Francs  werden  in  lOOOO 
Stücke  zu  30/0  ä  1000  Francs  Nominal,  je- 
doch zum  Kurse  von  90®/o  begeben.  Das 
Schuldkapital  wird  zwar  um  1  MUlion  Francs 
vermehrt,  die  Zinsenlast  aber  um  60000 
Francs  vermindert.  Will  man  an  Zinsen 
sparen  und  ist  das  ältei-e  (höher  verzinsliche) 
Anlehen  zu  einem  dem  mittleren  entsprechen- 
den Zinsfusse,  d.  h.  in  Kongruenz  mit  dem 
mittleren  (durchschnittlichen,  reellen)  Zins- 
fuss (vgl.  d.  Art.  Anleihen  Bd.  I  S.  347), 
aufgenommen,  so  ist  dieser  Weg  für  den 
Schiddner  vorteilliafter  als  die  einfache 
Zinsreduktion  auf  einen  Zinsfuss  unter  diesem 


mittleren.  Würde  das  letztere  geschehen, 
so  müsste  sich  der  Kurs  der  neuen  Anl-^-üirf 
auf  100  :  4  =  X  :  3  oder  auf  75*^.o  stellea. 
Um  al)er  bei  diesem  Kurse  zu  3®,o  Zinsen 
ein  reales  Schuldkapital  von  9000000  Fran«^ 
zu  erhalten,  müsste  ein  Nominalkapital  y*jL 
12<M)(X)0  Francs  versclirieben  oder  ein  Agi^' 
von  300000  Francs  gegeben  werden,  wahren-i 
im  ersten  Falle  niu-  ein  solches  von  llXJi>«»i 
Francs  erforderlich  ist.  Und  dieses  Ag^io  von 
300000  Francs  wünle  selbstredend  den  (fn- 
winn  derZinsherabsetzung  illusorisch  machen : 
der  Schuldner  müsste  jetzt  l)ei  3®/o  olien>». 
viel  Zinsen  zahlen  als  früher  bei  4.  iVr 
Vorteil  für  den  Schuldner  liegt  hier  in  der 
Erleichterung  der  Zinsenlast  mit  eine/ 
relativ  unerheblichen  Kapitalserhöhuog.  IKt 
Gläubiger  gewinnt  durch  die  Verschrei  bims: 
eines  höheren  Noniinalkapitals  bei  al  pari- 
Rückzahlung  des  Kapitals  oder  er  kann  auf 
eine  Kurssteigerung  lioffen. 

Solche  Schuld  Umwandlungen  sind  ehe- 
dem öfters  in  Frankreich,  England  (hier  zu- 
letzt 1822)  und  in  anderen  Ländern  vorge- 
kommen. Sie  setzen  eine  steigende  mifr 
wenigstens  stabile  Tendenz  des  Zinsfusses 
und  eine  Beschi'änkung  der  Tilgung  vorau>. 
In  neuerer  Zeit  hat  man  jedoch  eine  sc* 
geartete  Erhöhung  des  Schuldkapitals  ver- 
mieden oder  sie  sogar  teilweise  durch  ge- 
setzliche Vorschriften  ausdrücklich  ausge- 
sclüossen. 

3.  Konversionen  mit  gleichzeiti- 
gerNeubeschaf  f  ung  von  Kapitalieu. 
Der  Schuldner  kann  die  Schuldumwand- 
lungen zugleich  benutzen,  um  sich  neu«^ 
Kapital  zu  beschaffen,  den  Gläubiger  zu 
Zuzahlimgen  anzureizen.  Dies  kann  geschehen 
durch : 

a)  Herabsetzung  des  Zinsfusses 
und  Mehrung  der  Schuldkapitalieu 
(Conversion  avec  soulte).  Diu^h  die  Re- 
duktion des  Zinsfusses,  z.  B.  von  5  auf 
4^/0,  wird  eine  Zinsenerspamis  erzielt.  Die 
Gewinnung  dieses  Spielraums,  der  z.  B.  bei 
100  Millionen  Francs  1000000  Francs  be- 
trägt, kann  der  Schuldner  nun  benutzen 
zur  Aufnahme  eines  neuen  Anlehns,  2.  B. 
von  25  Millionen  Francs,  ohne  seine  effek- 
tiven Verbindlichkeiten  zu  erhöhen.  Der 
gleiche  Zweck  wird  aber  erreicht,  wenn  der 
Schuldner  eine  Zinsreduktion  vornimmt,  dem 
Gläubiger  aber  trotzdem  die  gleiche  Ver- 
zinsung fortleistet  und  der  Schuldner  auf 
eine  Rückzahlung  binnen  bestimmter  Frist 
verzichtet,  wenn  der  Gläubiger  eine  Zu- 
zahlung  zur  bisherigen  Schuldsumme  ge- 
währt. Diese  Zuzahlimg  nennt  man  die 
»Soulte«  (v>Saldo-Uebertrag«),  d.  h.  die  LeL^- 
tung  einer  Geldsimime  zur  Wiederherstellung 
der  Gleichheit  bei  einer  Teilung.  Der 
Schuldner  hat  dadurch  den  Vorteil  einer 
leichten   Anwerbung   neuer  Kapitalien  und 
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Her  Hinausschiebung  der  Tilgungsfristen, 
der  Oläubiger  schützt  sich  durch  das  Opfer 
dt^r  i^insreduktion  gegen  unl)e<|ueme  Eück- 
zahliing-  der  Schuldsumme. 

Der    französische  Finanzminister  AdiiUe 
Foiild    konvertierte   1862  die  4^'2prozentige 
Rente     in   eine  3prozentige,  ohne  dass  den 
Oläubi^em  der  Rentenbezug  gekürzt  wurde. 
Für  diesen  Vorteil  einer  Kui-ssteigerung  oder 
<ler  Rückzahlung  hatten  die  Gläubiger  eine 
Sotüte  von  160,8  Millionen  Fi-ancs  zu  leisten 
und    z'wrar  für  je  45  Francs  Rente  die  (ein- 
vualifj^)  Summe  von  54  Francs,  d.  h.  5,40  ®/o 
tles  durch  den  Rentenempfang  dargestellten 
Kapitals.    Nach  Abzug  von  nmd  3  Millionen 
Francs  Konversion skosten  hatte  der  Staats- 
schatz einen  Gewann  von  über  157  Millionen 
Francs- 

b)  Erhöhung  des  Zinsfusses  ohne 
Aenderung    der   Schuldkapitalien, 
die    Arrosierung   (Arrosement,  Befeuch- 
tung-, Anfrischung).    Die  Zinsenlast  und  der 
Zinsfuss    wird   erhöht,   letzterer  unter  um- 
ständen nur  nominell,  während  die  Höhe  der 
Schuldsumme    unverändert    bleibt.      Diese 
Methode   ist   dadurch   cliarakterisiert ,   dass 
neues  Kapital  geschafft  wird,  ohne  dass  die 
Begebung  neuer  Anlehen  notwendig  wäre. 
Arrosierung  (von  arroser,  begiessen)  bezeich- 
net überhaupt  jede  nachträgliche  Zahhmg, 
durch    welche    die    Sicherung    bestehender 
Rechte     aus    früheren    Zahlungen    gewähr- 
leistet  wird.     Der  Zweck  solcher  Manipu- 
lationen ist  vor  allem,    dem  Staate    neues 
Kapital  zuzuführen.     Sodann  aber  werden 
solche  Massregeln  ergriffen,  wenn  der  mittlere 
oder  landesübliche  Zinsfuss  stark  gestiegen 
ist,  die  Km«e  der  älteren  Schuldgattungen 
mit    niedrigeren    Zinsfüssen    erheblich    im 
Kurse  gewichen  sind  und  daher  Rückzahlung 
und    Konversion    erschwert   werden.      Bei 
Tilgimipschulden,  die  in  bestimmten  Fristen 
ai  pan   einzulösen   sind,   würde  die  Rück- 
zahlung dem  Staate  erhebliche  Opfer  kosten. 
Nun  haben  aber  die  höher  verzinslichen  Pa- 
piere auch  einen  höheren  Kurs,  und  so  wird 
Rückzahlung   und   Konversion   durch  Arro- 
si^erung    erleichtert,     indem    gegen    einen 
Nachschuss  an   Kapital   ein  niedriger  ver- 
ziDsliches   Anlehen   in    ein    höher  verzins- 
liches  verwandelt  wird.     Der  Vorteil   für 
den  Gläubiger  besteht   darin,   dass  er  sich 
durch  diesen  Nachschuss  ein  höher  verzins- 
liches Papier   erkauft  und  die  unbequeme 
Heimzahlnng  hinausschiebt. 

In  Oesterreich  hatten  1798  bei  dem 
Arrosierungsanlehen  die  Inhaber  der  Banko- 
Obligationen  eine  Zuzahlung  von  30  ^/o  zum 
Nennwert  ihrer  4prozentigen  Obligationen 
zu  leisten,  wofür  sie  einen  5prozentigen 
Typus  in  der  Höhe  des  gleichen  Nennbe- 
trages erhielten.  Die  englische  Arrosienmg 
vom  Jahre   1818  erstreckte  sich  auf  27,30 


Millionen  £  3  prozentiger  Anlehen,  die  gegen 
Zuschuss  von  11  £  bar  in  3V2  prozentige 
Stocks  verwandelt  wurden.  Die  Operation 
entstand  aus  der  finanziellen  Notlage  und 
brachte  dem  Staate  einen  Gewinn  von  3,100 
Millionen  £,  wobei  die  Zinsenlast  nur  um 
136500  £  gestiegen  war.  Das  Sinken  des 
Zinsfusses  machte  1822  eine  neue  Konversion 
mögUch,  wodurch  die  übernommene  Zinsen- 
lasterhöhung wieder  vermindert  werden 
konnte. 

4.  Konversionen  mit  Minderung 
des  Nominalkapitals  und  gleich- 
bleibender Zinsenlast.  Hier  wird 
zwischen  Gläubiger  und  Schiüdner  eine  frei- 
willige Vereinbarung  in  der  Richtung  ge- 
troffen, dass  der  Gläubiger  seinen  bisherigen 
Zinsen bezug  forterhält  und  seine  Foixlerung 
an  Kapitalschuld  reduziert,  wogegen  der 
Schuldner  auf  bestimmte  Zeit  auf  die  Rück- 
zalilung  in  rechtsverbindlicher  Weise  ver- 
zichtet. Der  Schuldner  verspricht  z.  ß.  eine 
bereits  begebene  Anleihe  von  10  Millionen 
Thaler,  die  zu  4®/o  verzinslich  ist,  vor  25 
Jahren  nicht  zurückzuzahlen,  die  Zinsen  in 
gleicher  Höhe  fortzuentrichten,  wenn  sich 
die  Gläubiger  zu  einer  Kapitalreduktion  von 
2  Millionen  Thaler  verstehen.  Der  Wirkung 
nach  ist  dann  hier  eine  4prozentige  Anleihe 
in  eine  oprozentige  verwandelt  worden.  Der 
Schuldner  hat  den  Gewinn,  das  Schuldkapi- 
tal herabgesetzt  zu  haben,  dem  Gläubiger 
bleiben  auch  in  Epochen  sinkender  Tendenz 
des  Zinsfusses  seme  bisherigen  Zinsenein- 
künfte auf  längere  Zeit  gesichert. 

Unter  den  heutigen  Zeitverhältnissen  ist 
nur  die  erste  dieser  vier  Formen,  die  ein- 
fache Zinsreduktion  zu  Bedeutung  gelangt. 
Die  übrigen  gehören  der  Finanzgeschichte 
an,  ohne  jedoch  des  theoretischen  Interesses 
zu  entbehren.  Denn  wir  befanden  uns  von 
1875—1898  dauernd  in  einer  Epoche  des 
sinkenden  Zinsfusses  und  erheblichen  Kapi- 
talüberflusses,  der  erst  diu-ch  die  indus- 
trielle Hausse  seit  1898  in  andere  Kanäle 
abgeleitet  wurde.  Ausserdem  haben  die 
Rentenschulden  endgiltig  den  Typus  der 
Tilgungsschulden  verdrängt,  und  damit  sind 
auch  adle  Gründe  weggefallen,  die  solche 
Massregeln  im  Interesse  der  Kapitalrück- 
zahlung notwendig  machten.  Daher  sind 
jene  Formen  der  Schuldumwandlung  im  Fi- 
nanzwesen unserer  Kulturstaaten  seit  dem 
letzten  Menschenalter  verschwunden,  um 
einem  Systeme  von  Zinsreduktionen  Platz 
zu  machen. 

In  diesem  Zusammenhange  seien  der 
Vollständigkeit  wegen  noch  namhaft  ge- 
macht die  Umwandlung  schwebender 
Schulden  in  fundierte  Schulden, 
von  Tilgungsschulden  in  Renten- 
schulden, von  dauernden  Schuld- 
titeln    in     Leib-     und    Zeitrenten 
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(vgl.  dazu  die  Artt.  Anleihen  (a.  a.  0.)  iind 
Staatsschulden). 

Eine  Uebergangsfonn  ist  die  aufge- 
schobene Konversion  (conversion  dif- 
fevOe.  Deuda  diferida),  bei  der  eine  Zins- 
reduktion, z.  B.  von  5  auf  4  "/o,  vorgenommen 
wird,  für  eine  bestimmte  Z^vischenzeit  aber 
eine  Uebergangskonversion  zur  Abschleifung 
der  Härten  eingeschaltet  wird.  Es  wird 
z.  B.  den  Gläubigern  auf  10  Jahre  ein 
4^/2  prozentiger  Zins  (statt  eines  r)prozentigen) 
bezalüt,  imd  erst  vom  11.  Jahre  tritt  die 
4prozentige  Verzinsung  in  Kraft. 

3.  Das  Recht  und  die  Zweckmässig- 
keit der  K.  Bei  den  Konversionen  i.  e.  S., 
d.  h.  bei  den  Zinsreduktionen,  entsteht  die 
Fi-a^e,  ob  dieselben  überhaupt  rechtlich  zu- 
lässig und  ökonomisch  zweckmässig  seien. 
Vielfach  ist  die  Meinung  verbreitet,  dass 
man  es  hier  mit  einem  Rechtsbruche  zu 
thun  habe.  Allein  dies  würde  doch  nur 
dann  der  Fall  sein,  wenn  der  Staat  oder 
sonstige  öffentliche  Körper  Verbindhchkeiten, 
nicht  zu  konvertieren,  eingegangen  hätten. 
Sobald  dem  Staate  als  Schuldner  die  Kündi- 
gungsrechte zustehen  und  die  Vertrags-  und 
gesetzmässigen  Bedingungen  eingehalten 
werden,  lässt  sich  gegen  das  System  der 
Konversionen  nichts  einwenden.  Es  handelt 
sich  bei  solchen  Operationen  stets  um  die 
Achtung  der  Gläubigerrechtc  und  den  Aus- 
sclüuss  des  Zwanges.  Denn  eine  zwangs- 
weise Konversion  pflegt  in  der  Regel  einem 
teilweisen  Staatsbankerott  gleichzukommen. 
Die  rechtliche  Gnmdlage  ist  dabei  die :  der 
Staat  kündigt  das  Schiddkapital  dem  Gläu- 
biger und  stellt  ihn  vor  die  Wahl,  entweder 
dieses  heimgezahlt  zu  erhalten  oder  sich 
den  neuen  Bedingungen,  die  in  der  Schuld- 
umwandlung vorgesehen  sind,  zu  fügen. 
Der  Staat  als  Schuldner  handelt  hier  genau 
so  wie  jeder  Schuldner,  der  eine  für  ihn 
günstige  Lage  des  Geldmarkts  ausnutzt. 
Dabei  kommt  noch  zur  Erwägung,  dass  die 
Schulden  aus  den  Steuern  regelmässig  ver- 
zinst und  getUgt  werden  müssen,  bei  der 
Konversion  die  Interessen  der  Steuerzahler 
erheblich  in  Frage  kommen,  die  Entlastung 
des  Staatsschatzes  also  nächste  Pflicht  der 
Regierung  ist.  Dem  Gläubiger  stehen  aber 
in  der  Regel  so  weit  gehende  Kündigungs- 
rechte nicht  zu.  Daraus  aber  den  Satz  ab- 
zuleiten, dass  der  Staat,  weil  er  einseitig 
mit  Kündigrmgs-  und  Heimzahlungsrechten 
ausgestattet  sei,  der  Gläubiger  aber  nicht, 
notwendigerw-eise  wenigstens  moralisch  ver- 
pflichtet sei,  die  mit  allen  Zinsred uktiouen 
verbundenen  Schmälerungen  der  Gläubiger- 
interessen zu  venneiden  und  nicht  jede  Ab- 
wärtsbewegung des  Zinsfusses  auszuwerten, 
kann  nicht  als  zulässig  bezeichnet  werden. 
Zudem  handelt  der  Staat  eben  nach  den 
Gnmdsätzen  des  vergesellschafteten  Kapitals. 


I  welches  derartige  Einspruchsrechte  «k-r 
Gläubiger  überhaupt  nicht  kennt  und  «las 
die  Kündigungsbefugnisse  dem  Schuld uer 
allein  vorbehält. 

Das  formelle  Recht  zur  Ausübung  il-jr 
Konversion  ist  in  den  einzelnen  Staatea  ver- 
schieden geregelt.  In  England  steht  das- 
selbe der  Verwaltung  zu,  das  Parlamdit 
liat  nur  soweit  Veranlassung  einzugreifen-, 
als  Mittel  für  die  etwaige  Rückzahlung  i-r- 
forderlich  sind.  In  Frankreich  dagegen  i:^t 
ein  verfassungsmässig  verabschiedetes,  förm- 
liches Konvei*sionsgesetz  nötig.  In  DeutS4.-h- 
land  und  in  andei-en  Staaten  hat  man  einen 
Mittelweg  gewälüt  und  gesetzhche  Ermächti- 
gimg verlangt,  während  die  Ausführung:  im 
einzelnen  ein  Akt  der  Verwaltimg  ist 

Wenn   das    Recht   zur  Konversion  dem 
Staate   und  den   öffentlichen  Körpern  niciit 
zu   bestreiten   ist,    so  ist  doch  noch  weiter 
die   Frage   der    Zweckmässigkeit    »1er 
Konvei*sionen  zu  entscheiden.    Ob  die  Vor- 
nahme  einer   Konversion    im    Hinblick   auf 
Thatsache,  Umfang  oder  Zeitpunkt  zweck- 
mässig ist  oder   nicht,  ist  eine  reine  That- 
fi'age,  die  nach  den  jeweiligen  Umständen  zu 
beantworten  ist    Sie  setzt  voraus,  dass  <ler 
Zinsfuss    sich   in    einer   Epoche    sinkender 
Tendenz  befindet  und  die  Abwärtsbewegimg 
des     durchschnittlichen     Zinssatzes     einen 
Unterschied    zwischen   dem    Zinsfusse,    zu 
welchem  die  Anleihe  früher  begeben  wurde, 
und  dem  gegenwärtigen  Realzinsfusse  her- 
beigeführt   hat,    dass    es  jetzt  möglich  ist, 
anderswo    billigeren  Kredit   zu    bekommen. 
Meistens   handelt   es  sich  dabei  um  solche 
Schuldtitel,  deren  Kiu-s  dauernd   über  Pari 
steht,  somit  ein  Zeichen,  dass  der  Schuldner 
zu   niedrigerem   Zinsfusse  Kapital   erhalten 
kann.      Die    Konversion    wird    begünstigt, 
wenn    die    Anlagegelegenheiten    auf    dem 
Kapitalmarkt  nicht  allzu  vielfältig  vorhanden 
sind,  andere  Länder  gleichzeitig  konverlieren, 
bei  niederem  Diskont  und  günstigen  Wechsel- 
Kursen  wenige  Hinauszahlungen  zu  machen 
sind.     Bei   äledem   dürfen  aber  die  allge- 
meineren und  volkswirtscliaftlichen  Bedenken 
und  die  sozialpolitischen  Gefahren  nicht  ge- 
ring geschätzt  werden.    Wenn  die  Schuld- 
verschreibungen in  grossen  Mengen  im  Be- 
sitze  der  Mittel-  und  der  unteren   Klassen 
sind,   so   wird  nicht  nur  deren  Einkommen 
aus  kleinem,  oft  mühsam  erübrigten  Kapi- 
talbesitze geschmälert,  sondern  auch  leicht 
durch    den   Reiz  der  spekulativen  Anlagen 
und  der  höher  verzinslichen,  aber  unsicheren, 
ausländischen  Werte  ein  Verlust  an  National- 
kapital eintreten  können.    Auch  werden  die 
Interessen  der  Stiftungen  und  Korporationen, 
die  pflichtmässig   ihr  Vermögen  in   Staats- 
papieren  anzulegen   haben,  Vorsicht  aufer- 
legen, da  vielfach  der  Staat  selbst  falls  der 
dm-ch    die    Konvei-sion    geminderte    Betrag 
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ilxror  Einkünfte   znr  Erfüllung    der   ihnen 
.tco-5^  teilten   Aufgaben   nicht   mehr  ausreicht, 
Tk\it:     seinen    Finanzmitteln   eingreifen  muss. 
lI>ox'  finanzpolitische  Yoi-teil  einer  Konvei-sion 
lv£i,nn    dadurch   ganz  oder  teilweise  wieder 
ixiif  gehoben  werden.    Endlich  kann  auch  der 
Sta^tskredit   selbst,    namentlich    bei   erheb- 
liolieren,    öfters   wiederholten   und   raschen 
lv<.>n Versionen  in  Mitleidenschaft  gezogen,  ja 
unter  Umständen  geschädigt  und  erschütlei-t 
>v^rden,  indem  die  Unterbringung  künftiger 
iioiier    Anlehen   durch   das  Misstrauen  des 
Kapitalistenpublikums  erschwert  oder  doch 
A.-ortenert    wird.     Denn    die    Durchfühining 
oiiier   Konversion  ist  stets  eine  wirtschaft- 
liehe Machtfi-age,  bei  der  es  darauf  ankommt, 
oll    und   inwieweit   der   zur   Konvertierung 
ir^r'neigte    Staat    seinen    darauf    gerichteten 
\\'illen    mit   Erfolg    durchzusetzen    vermag 
ocler    nicht.    Alle  die  angeführten  Schäden 
Aiiid  Gefahren  steigen  in  dem  Masse,  als  die 
Sohuld   thatsächlich   eine    nationale    ge- 
Avortlea  ist,  sich  fast  ausschliesslich  in  den 
Händen    von    Inländern    befindet,    die  Inte- 
i-essen    der   Staatsgläubiger    in    den    parla- 
nientarisohen  Vertretungen  kraftigen  Wieder- 
liall    finden,   wie  z.  B.  in  Frankreich.    Hier 
wird  die  geiude  durch  die  »Demokratisierung 
der     Rente«     bedingte    Beeinflussung    des 
stiiatlichen  Kreditwesens  zu  einer  Schwäche 
des    finanzpolitischen  Systems.      Aus    äem 
(resagten  geht  daher  hervor,  dass  jede  Kon- 
vorsion mit   beträchtlichen   Schwierigkeiten 
verknüpft  ist  und  die  Berücksichtigung  viel- 
fältiger Interessen  erheischt. 

4.  Die  finanztechnische  Durchführung 
der  K.  Für  die  Durchfühnmg  der  Kon- 
vei-sionen  kommt  eine  Mehrzahl  von  allge- 
meinen Regeln  zum  Zuge.  Es  handelt  sich 
dal  »ei  um  die  Wahl  der  zu  konvertierenden 
Anleihen,  der  Höhe  des  Zinsfusses,  des 
richtigen  Zeitpunktes  der  Ausfühnmg 
u.  dgl.  m.  Anderei*seits  aber  sind  bestimmte 
finanztechnische  Regeln  zu  beobachten.  Diese 
betreffen : 

1.  Die  Form  der  Konversion.  Sie 
kann  entweder  eine  erzwungene  oder 
eine  freiwillige  sein.  Die  zwangsweise 
Konvorsion  besteht  in  der  einseitigen  Er- 
klänmg  des  Schiddners  über  Richtung  und 
Ausdehnung  seiner  Konversionsabsicht.  Die 
Zinsherabsetzung  geschieht  nach  einseitiger 
Bostimmung  des  Schuldners,  ohne  dem 
Gläubiger  die  Wahl  zwischen  Zinsreduktion 
oder  Heimzahlung  des  Schiddkapitals  zu 
fitollen.  Eine  solche  erzwungene  Konversion, 
wie  sie  z.  B.  Portugal  vornahm,  ist  stets 
ein  partieller  Staatsbankerott.  Denn  wie  die 
Schuldenkontrahierung  ein  Vertragsakt  ist, 
so  mnss  auch  jede  CJmänderung  der  Dar- 
lohnsbedingungen  in  dem  wenigstens  for- 
malen Einverständnis  beider  Parteien  wur- 
zehi,   und    es   muss  daher  mindestens  dem 


Gläubiger  die  Rückzahlung  seines  Kapitals 
angeboten  wei-den,  falls  er  der  Konversion 
nicht  zustimmt.  Für  unsere  modernen 
Kulturstaaten  mit  gesichertem  Staatskredit 
und  loyaler  Schuldenverwaltun^  kommt  nur 
die  freiwillige  Konversion  m  Betracht. 
Diese  kann  aber  wiederum  eine  fakulta- 
tive oder  obligatorische  sein.  Bei 
jener  ist  dem  Gläubiger  die  Walü  zwischen 
der  Konversion  bezw.  der  Heimzahlung  an- 
heimgestellt oder  er  kann  die  Schuldum- 
wandlung überhaupt  abschlagen.  Bei  dieser 
muss  er  entweder  die  Zinsreduktion  an- 
nehmen oder  die  Rückzahlung  seines  Kapi- 
tals fordern.  Nur  die  letztere  Form  gewälir- 
leistet  den  Erfolg  der  Konversion,  während 
die  erstere  noch  ausserdem  den  Nachteil 
hat,  Ungleichheiten  unter  den  Gläubigern  zu 
schaffen  und  die  Zalü  der  Schuldtypen  zu 
vermehren. 

2.  Die  Festsetzung  der  Termine. 
Die  Termine  dürfen  nicht  zu  lang  und  nicht 
zu  kurz  gestellt  sein.  Zu  lange  Fristen  er- 
schweren die  Konversionsaktion,  beeinflussen 
den  Kapitalmai'kt  ungünstig  und  sind  den 
politischen  Einflüssen  zu  sehr  ausgesetzt. 
Zu  kurze  Fristen  widersprechen  den  Gläubi- 
gerintercssen ,  Bekanntmachungen  werden 
leicht  übersehen,  und  die  Entscheidung  der 
Gläubiger  wird  erschwert.  Spätere  Inhaber 
von  konvertierten  Schulden  können  dann 
Schaden  aus  der  Unachtsamkeit  oder  Fahr- 
lässigkeit ihrer  Rechtsvorgänger  erleiden 
\md  für  Summen  aufkommen  müssen,  die 
diese  bezogen  haben. 

3.  Die  Milderungen  und  Erleichte- 
rungen. Um  die  Gläubiger  an  der  Schuld- 
umw^andlung  stärker  zu  interessieren,  hat 
man  ihnen  mitunter  besondere  Vorzugsrechte 
bei  Zeichmmg  auf  die  neue  Anleihe  einge- 
räumt oder  besondere  Prämien  gewährt,  so- 
genannte »Konversionsprämien«,  die  nach 
der  fnlher  oder  später  abgegebenen  Erklä- 
rung zum  Teil  wechseln  imd  namentlich 
dann  zu  befürworten  sind,  wenn  die  Schidd- 
kapitalien  erst  in  späterer  Zeit  rückzahlbar 
sind. 

Ferner  wird  öfters  mit  einer  Konversion 
das  Versprechen  verbunden,  dass  für  eine 
bestimmte  Reihe  von  Jahren  keine  Rück- 
zalüungen  und  Konversionen  vorgenommen 
wenlen  sollen.  Oder  es  wird  umgekehrt 
versichert,  dass  die  neue  Schiüd  binnen  be- 
stimmter Frist  getilgt  werden  soll.  Auch 
w^erden  manchmal  Befreiungen  von  Steuern 
zugestanden  (Oesterreich,  Italien).  Endlich 
ist  auch  hier  das  System  der  »aufgeschobenen 
Konversion«  (s.  o.)  zu  erwähnen,  wodurch 
mehrere  Finanzoperationen  in  einen  Akt  zu- 
sammengefasst  sind  und  dureh  die  Einschal- 
tung von  üebergangsstadien  ein  Teil  des 
vom  Gläubiger  zu  bringenden  Opfers  auf 
die  Zukunft  verschoben  wird. 
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4.  Die  Kosten.  Wichtig  für  die  Durch- 
führung der  Konventionen  sind  auch  die 
Kosten,  welche  als  Passiva  dem  Vorteil  der 
Zinsenersparnis  gegenüberstehen.  Sie  sind 
oftmals  von  nicht  unbeträchtlicher  Höhe. 
Sie  erwachsen  teils  aus  der  durch  die  Kon- 
version venirsachten  Erhöhung  der  Schidd- 
kapitalien,  teils  aus  der  Prämiengewährung, 
teils  aus  Provisionen  für  Banken  und  Ban- 
kiers. Solche  Aufwendungen  sind  unver- 
meidlich, die  Schulden  Verwaltung  muss 
aber  <lanach  trachten,  sie  im  Interesse  des 
S(jhuldners  auf  ein  Minimum  zu  reduzieren. 
So  hat  z.  B.  die  letzte  Konvereion  in  Eng- 
land im  Jahre  1888  erfowiert:  an  ^-Upro- 
zentigen  Prämien  958000  £,  an  Provisionen 
an  Baukiei-s  234000  £  und  an  Entschädi- 
gungen an  die  englische  und  irische  Bank 
für  ihre  Besorgungen  101 000  £'  oder  zu- 
sammen 1293000  £,  d.  h.  0,23  »o  des  kon- 
vertierten Schuldkapitals  und  90,35^,0  der 
jährlichen  Zinsenei-sparnis. 

II.  Die  Geschichte  der  Konversionen. 

1*  Deatschland«  Die  Konversionen  der 
deutschen  Staaten  in  der  ersten  Hälfte  des  19. 
Jahrhunderts  bezogen  sich  auf  keine  allzn  be- 
trächtlichen Kapital  summen  und  sind  daher 
auch  theoretisch  nicht  so  interessant  wie  die- 
jenigen Englands  und  Frankreichs. 

In  Preussen  wurde  die  erste  grössere 
Konversion  im  Jahre  1838  vorgenommen,  wo- 
durch der  Zinsfuss  von  4  auf  3V4"o  herabge- 
setzt wurde.  Der  Staat  kündigte  zum  2.  Januar 
1840  das  Kapital  und  setzte  für  diejenigen 
Gläubiger,  welche  die  Zinsreduktion  annahmen, 
Prämien  von  2  und  1  ^^  o  hei  einem  Kurse  von 
102  108  ans,  je  nachdem  sie  bis  zum  17.  Januar 
1839  oder  erst  nach  demselben  ihre  Zustimmung 
anmeldeten.  Die  übrigen  Gläubiger  erhielten 
das  dargeliehene  Kapital  bar  heimgezahlt.  Auf 
diese  Weise  wurden  im  ganzen  3,955  Millionen 
Thaler  im  Zinsfuss  ermässigt  und  wurde  eine 
Zinsenerspamis  von  19778  Thalem  erreicht. 
Eine  zweite  Zinsherabsetzung  folgte  im  Jahre 
1842,  welche  sich  auf  98,973  Millionen  Thaler 
preussischer  Staatsschuldscheine  bezog  und  den 
4prozentigen  Zinsfuss  durch  einen  3*  »prozen- 
tigen  ersetzte.  Die  Reduktion  acceptierten 
99,40  ®/o  des  ganzen  Anlehens,  und  nur  0,60  % 
wurden  al  pari  heimgezahlt.  Die  erzielte  Zin- 
senersparnis belief  sich  auf  494  866  Thaler, 
welchen  1962108  Thaler  an  Konversionskosten 
gegenüberstanden.  Auch  hier  wurden  je  nach 
dem  Zeitpunkte  der  Einverständniserklärung 
Prämien  von  2,  l^.,  und  1'^«  gewährt.  Die 
nächste  Konversion  im  Jahre  1851  bis  1852 
hatte  die  5prozentige  1848  er  Anleihe  zum 
Gegenstand,  die  unter  dem  Drucke  der  politi- 
schen Verhältnisse  nur  zu  diesem  hohen  Zins- 
satze unterzubringen  war.  Der  Zinsfuss  wurde 
von  5  auf  4V2^/o  vom  1.  April  1852  an  er- 
mässigt, den  zustimmenden  Gläubigem  jedoch 
der  5prozentige  Coupon  zum  1.  Oktober  1852 
voll  ausbezahlt,  und  den  nichtzustimmenden 
Renteninhabern  wurde  laut  Kündigung  das 
Kapital   zurückgezahlt.     Von   14.668  Millionen 


I  Thaler  wurden  13,716  Millionen  Thaler  znr  E^ 
duktion  angemeldet  und  nur  951420  Thaler  zur 
I  Heimzahlung  eingefordert;  d.  i.  93,80  :  6.2». >"  .^ 
'  Eine    Barprämie     wurde     nicht     zusrf  stand'  n 
Schon  1853  folgte  eine  neue  kleinere  Konvr-r-i'.»ii 
von    4V2    auf   ^^  oj    von    der    5,800    MillioDrn 
Thaler  betroffen  wurden.  Hiervon  wurden  4.«J>» 
Millionen  Thaler  konvertiert  und  1,800  Million''-»: 
Thaler  bar  zurtickbezahlt ;  d.  i.  69  :  31  «o-     I»i-- 
Epoche  des  sinkenden  Zinsfusses  Ende  der  5<Jtr 
Jahre  benutzte  man  in  Preussen  zu  einer  aber- 
maligen Konversion,  die  im  Jahre  18*52  vurir*- 
nommen,  sich  auf  die  4*',prozentige  1850  er  um! 
1852  er  Anleihe  bezog.  Der  Zinsfuss  wurde  auf 
4  ®/^  reduziert.    Die  zu  konvertierende  Kapitaj- 
summe  belief  sich   auf  28,897  Millionen  Tnaler. 
Sie  war  von  Erfolge  nicht  begleitet.   Die  Ilacb:^t<f 
Zinsherabsetzung  fand  i.  J.  1885  statt,  wiMlun.d 
ein   Kapital   von   545,784  Millionen   Mark    von 
4*2  auf  4  "0  konvertiert  wurde     Der  4*»iir»»- 
zentige Typus  war  damit  aus  dem  preus&ischea 
Staatsschulden wesen  verschwunden.  Die  erzielte 
Zinsenersparnis  erreichte  2.728  Millionen  Mark. 
Die  Konversionsgrundsätze  olieben  die  gleifhea, 
Bar  Prämien    wurden    nicht    gewährt    und    den 
Gläubigern    die  Wahl   zwischen   Um  tausch    in 
4  prozentigen  Konsols  oder  Rückzahlung  al  pari 
gelassen.     Von    den    545,784    Millionen    Mark 
wurden  nur  22700  Mark  zur  Heimzahluni^  ein- 
geliefert. 

In  der  gleichen  Zeitperiode  haben  auch  di:? 
übrigen  deutschen  Staaten  mehrfache  Konver- 
tierungen vorgenommeu.  Nachdem  Baj'ern 
1816  die  5  prozentigen  Würzburger  Obligationen 
in  4prozentige  verwandelt  hatte,  w^urden  18.32 
die  4  prozentigen  Obligationen  in  3^/o  prozentige 
konvertiert.  Baden  hatte  1825  seine  5pfi>- 
zentigen  Schuldverschreibungen  in  4^2  prozentiL'** 
umgetAUscht,  1829  seine  4 '  .>  prozentigen  in  4  prt^ 
zentige,  1833  seine  4prozentigen  iu3*  jprozentiire. 
In  den  30er  Jahren  haben  Württemberg. 
Hessen-Darmstadt,  das  Kurfürstentum 
Hessen  die  4 prozentigen  Anleihen  in  3'.>pro- 
zentige  konvertiert.  Bayern  nahm  1848  und 
18."»0  Arrosierungsanlehen  (von  3\/ä  auf  4**ft' 
vor,  welchen  bis  1866  weitere  folgten.  Auch 
für  die  spätere  Zeit  bis  Ende  der  80  er  Jahre 
wäre  eine  Mehrzahl  verschiedenartiger  Kon- 
versionsoperationen in  den  deutschen  Staaten 
namhaft  zu  machen. 

Die  letzten  CTOssen  Konversionsoperationen 
in  Deutschland  fallen  in  die  Jahre  1896  und 
1897.  An  ihnen  haben  sich  Bavem  (G.  v.  17. 
Juni  1896),  Württemberg  (G.  v.  20.  Dezember 
1896),  Preussen  (G.  v.  23.  Dezember  189*5', 
Baden  (G.  v.  24.  Januar  1897)  und  das  Deutsche 
Reich  (G.  v.  8.  März  1897)  beteiligt.  Die^e  5 
grossen  Konversionen,  welche  ein  Kapital  von 
rund  5 ','2  Milliarden  Mark  erfasste,  waren  darauf 
gerichtet,  die  4  prozentigen  Anleihen  durch 
:5*.2prozentige  zu  ersetzen.  Die  Konvertierung 
zeigte  folgende  Ergebnisse.  (Tab.  auf  S.  349.) 
2.  Oesterreicn-lln^arii.  Während  der 
napoleonischen  Kriegszeit  wurde  durch  das 
Finanzpatent  v.  20.  Februar  1811  eine  Zius- 
reduktion  aller  öffentlichen  Obligationen  nm 
50  °o  mit  ganz  geringfügigen  Ausnahmen  an- 
geordnet. Die  traurigen  politischen  Verhält- 
nisse und  die  dauernde  Finanznot  haben  im 
Laufe  des  19.  Jahrhunderts  ein  htJchst  kompli- 
ziertes   und   vielgestaltiges  Schuldenaystem  er- 
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1 .  Bayern .    .    . 

"2.  Württemberg 

3.  I^reussen    .    . 

*4.  JBaden   .    .    . 

ö.  Reich     .    .     . 


Konvertiertes 

Schuldkapital 

M. 


I  089  995  800 
314907  100 

3  590  087  500 
236870231 
450  000  000 


Zinsen- 
ersparnis 


5  449  979 

I  574  536 

17950437 

1  184351 

2  250  000 


5  681  860  631    I    28409303 


zeii^^t  (vgl. d.  Art.  Staatsschulden),  und  unter 
dem    Drucke   dieser   Erscheinungen  konnte   an 
eine  Konsolidation  oder  Konversion  der  Staats- 
schulden nicht   gedacht  werden,   deren  Schuld- 
gattnugen   auf   dreierlei   Währungen    lauteten 
lind     deren   Verzinsung   zwischen   1   und   6  **  0 
schwankte.     Erst    im  Jahre    1868    konnte    die 
\änc:st  erstrebte  Unifizierung  der  Staatsschulden 
in  eine  einheitliehe  fundierte  5 prozentige  Staats- 
schuld   herbeigeführt    werden    (G.   v.   20.  Juni 
lS4i8).       Nur     eine     kleine    Anzahl     einzelner 
Schulden  blieb  ausserhalb  dieses  Rahmens.    Die 
konsolidierte  Schuld    belief  sich   auf  rund  233 
^lülionen   Gulden    und   war   mit  einer   16pro- 
zeutig-en  Steuer  belastet.    Erst  im  Jahre  1893 
und  zwar  im  äusserlichen  Zusammenhange  mit 
der  Valutareform   wurde  für  die  Staatsschuld 
der  westlichen  Reichshälfte  eine  Konvertierung 
durch  G.  v.  2.  August  1892  angeordnet.    Dabei 
wurden     von     der     öprozentigen    steuerfreien 
Notenrente    im    Nominalbeträge    von    238,877 
Millionen  Gulden  235,432  Millionen  Gulden  oder 
98,56  ^'o,  von  den  4^*  4  prozentigen  Staatsschulden- 
verschreibungen  der  Kronprinz-Rudolf  bahn  mit 
55,035  Millionen  Gulden  52,230  Millionen  Gulden 
oder  84,90  %  ^nd  von  den  5  prozentigen  Staats- 
schuldverschreibungen   der  Vorarlberger    Bahn 
mit    5,y40    Millionen    Gulden    5,331    Millionen 
Gulden    oder  89,70%   zur   Konvertierung  mit 
Zinsrednktion  angemeldet.  Die  ganze  Operation 
erstreckte  sich    auf   299,853  Millionen   Gulden, 
von  welchen  nur  6,860  Millionen   Gulden    zur 
Rückzahlung   gelangten.     Dagegen    hatte    die 
1868  er  Zinsreduktion  und  Konversion,  die  eine 
Mitfolge  des  Österreich-ungarischen  Ausgleiches 
vom  Jahre    1868    und    mit   einer   starken   Er- 
höhung  der  Rentensteuer  (Couponsteuer)    ver- 
bunden  war,  den  Charakter  des  Zwangs.    Sie 
war  zugleich  mit  einer  Konsolidation  verknüpft, 
aus  der  zweigrosse  4^2  prozentige  Renten  typen, 
die  Papier-  und  Silberrente  hervorgingen.    Dazu 
kam  dann   später   nocli  die  4  prozentige  Gold- 
rente. An  diesen  drei  Schuldkategorieen  hat  die 
1893  er  Konversion  nichts  geändert.    Zur  „all- 
gemeinen Staatsschuld^   leistet   Ungarn   einen 
qnotalen  Beitrag.  —  In  Ungarn  wurde  1874 
die  6  prozentige  Goldrente  in  eine  4  prozentige 
konvertiert.    Nach  dem  Gesetz  vom  Jahre  1881 
^G.A.    32:81)    wurden    100   Millionen    Gulden 
Nominalbetrag  4prozentiger  Rente  ausgegeben, 
um  die  6  prozentigen  Obligationen  einzulösen. 
Die     konvertierten     6  prozentigen     Schuldver- 
schreibungen wurden  mit  102,90  angenommen. 
Ein  grösserer  Konversionsplan,  der  sich  auf  alle 
nngarischen    Tilguntsschulden    (321    Millionen 
Gulden)  erstrecken  sollte,  mit  einer  einheitlichen 
^prozentigen  Anlehensform   wurde   1887    ohne 
Erfolg  versucht. 


3.  England.  Die  englischen  Konversionen 
reichen  bis  zum  Anfang  des  18.  Jahrhunderts 
zurück.  Nach  einem  ersten  Versuche  von  1699, 
der  das  holländische  Beispiel  von  1655  und 
dasjenige  des  Kirchenstaats  von  1685  nachahmte, 
folgte  die  erste  grössere  Konversion  1715  mit 
einer  Zinsreduktion  der  7Va  und  6  prozentigen 
Anlehen  auf  einen  Zinsfnss  von  3%.  Später 
1727  wurden  5  prozentige  Schulden  in  4  pro- 
zentige verwandelt,  und  1749  hat  man  eine  Kon- 
solidation in  einen  Stock  und  eine  aufgeschobene 
Konversion  von  4  in  S\U^!q  mit  einer  weiteren 
Reduktion  auf  3 ^^  nach  sieben  Jahren  ausge- 
führt. In  der  Folgezeit  haben  die  politischen 
Ereignisse,  Kriegszeiten  und  die  steigende  Ten- 
denz des  Zinsfusses  die  Aera  der  Konversionen 
unterbrochen.  Erst  im  Jahre  1822  beginnt 
wieder  in  den  Friedenszeiten  und  mit  einer 
Epoche  rückläufiger  Zmsbewegung  eine  Reihe 
von  Konversionen.  In  diesem  Jahre  wurden  die 
5  prozentigen  Schuldtitel  in  4  prozentige  ver- 
wandelt, wobei  jedoch  den  Gläubigern  eine 
Konversionsprämie  von  5  ®,o  zugestanden  wurde. 
Ebenso  sollte  bis  1830  keine  neue  Zinsreduktion 
dieser  Titres  vorgenommen  werden.  Das  Schuld- 
kapital betrug  153,800  Millionen  £.  Zur  Rück- 
zahlung wurden  2,85  Milüonen  £  eingefordert. 
Die  Kapitalerhöhung  belief  sich  infolge  der 
5  prozentigen  Konversionsprämie  auf  7,481  Mil- 
lionen £.  An  Zinsen  wurden  1,197  Millionen  i> 
erspart.  Eine  weitere  Konversion  des  Jahres 
1824  traf  4  prozentige  Renten,  die  in  die  1822  er 
Schuldumwandlung  nicht  eingeschlossen  waren, 
und  setzte  sie  auf  3*  2  ^o  ini  Zinsfuss  herab. 
Die  Kapitalsumme  belief  sich  auf  78,80  Mil- 
lionen 1',  die  Höhe  der  zurückverlangten  Kapi- 
talien 6,15  Millionen  £  und  Zinsenersparnis 
400000  £.  Die  1822  konvertierten  Renten 
wurden  1830,  nachdem  die  Schutzfrist  abgelaufen 
war,  gleichfalls  auf  B'/^  ®/o  im  Zinse  zurück- 
gesetzt, wodurch  eine  abermalige  Zinsersparnis 
von  775000  £  erzielt  wurde.  Von  den  Gläu- 
bigern waren  hier  2,70  Millionen  £  zurückbe- 
rufen worden.  1834  wurde  dann  noch  ein  Rest- 
betrag der  4nrozentigen  Fonds  mit  10,80  Mil- 
lionen £  in  3^  2  prozentige  verwandelt,  wobei 
der  Staat  rund  50000  £  Zinsen  ersparte.  Eine 
erhebliche  Konversion  fand  im  Jahre  1844  statt. 
Die  Inhaber  der  3  Vi  prozentigen  Schuldtitel 
sollten  die  Wahl  zwischen  der  Rückzahlung 
ihrer  Forderungen  und  der  Zinsreduktion  auf 
3'/4%  haben.  Diese  3^-4  prozentigen  Fonds 
konnten  nach  10  Jahren  (lo54)  in  3prozentige 
Schuldverschreibungen  verwandelt  werden, 
sollten  aber  dann  20  Jahre  lang  gegen  jede 
Herabsetzung  des  Zinsfusses  gesichert  sein.  Im 
Jahre  1844  wurden  auf  diese  Weise  248,759 
Millionen  £  konvertiert  und  1,103  Millionen  £ 
zurückgezahlt.  Seit  dieser  Epoche  (1844—1854) 
ist  die  ganze  englische  Schuld  konsolidiert  und 
besteht  aus  einem  einheitlichen  Fonds  (Consols). 
Dieses  Resultat  wurde  durch  die  5  Schuldum- 
wandlungen von  1822,  1824,  1830,  1834  und 
1844—1854  erzielt.  Sie  haben  zusammen  eine 
Zinserspamis  von  3,366  Millionen  £  (=  67,32 
Millionen  Mark)  herbeigeführt.  Die  Zinsener- 
sparung  betrug  1844  und  1854  ie  rund  600000  £. 
Ausserdem  wurden  1853  und  1884  freiwillige 
Konversionen  mit  sehr  bescheidenem  Erfolge 
durchgeführt. 

Die   grösste  Konversionsoperation   fällt   in 
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das  Jahr  1888.  Der  Versuch  einer  Zinsreduk- 
tion  der  Sprozentigen  engflischen  Konsols  auf 
2^4  und  2V2^/o  w^r  schon  1884  von  Childers 
gemacht  worden,  aber  ohne  Erfolg.  Dieser  Plan 
wurde  1888  von  Goschen  wieder  aufgenommen 
und  betraf  ein  Kapital  von  rund  560  Millionen  dt. 
Dasselbe  setzte  sich  aus  drei  Typen  zusammen : 

1.  166,40  Millionen  £  (neuer)  seit  1815  bege- 
bener Sprozentiger  Konsols,  welche  sofort,  aber 
nur  in  ihrem  Gesamtbeträge,   kündbar  waren. 

2.  322,70  Jlklillionen  £  (alter,  vor  1815  begebener) 
Sprozentiger  Konsols  und  3.  68,1)0  Millionen  i^ 
(konvertierter  und  reduzierter)  3  prozentiger 
Konsols.  Beide  letzteren  Posten  waren  nur 
nach  Jahresfrist  kündbar  und  dann  auf  einmal 
oder  vierteljährlich  zu  je  ein  Viertel  rückzahl- 
bar. Die  Anerbietungen  des  Staates  waren  für 
den  ersten  Posten  etwas  andere  als  iür  die 
beiden  letzten,  welchen  eine  Konversions- 
prämie von  V4  %  ^ßi  sofortiger  Annahme  der 
Konversionsbedingungen  gewährt  wurde.  Die 
Provision  der  Banken  wurde  auf  '/4  ^0  festge- 
setzt. Die  Zinsreduktion  wurde  zunächst  auf 
2^/1  %  vorgenommen,  die  nach  Jahresfrist  in 
Kraft  trat.  Eine  weitere  auf  2*/..,%  soll  nach 
14  Jahren,  d.  h.  von  1903  ab,  folgen,  wogegen 
der  Staat  auf  jede  weitere  Zinsreduktion  vor 
35  Jahren,  d.  h.  vor  1923,  verzichtet.  Die  Kon- 
version wurde  von  rund  41,25  Millionen  t  oder 
von  7,36%  nicht  angenommen  bezw.  von  29 
Millionen  i>  in  Händen  des  Privatpublikums. 
Die  Zinsersparnis  beträgt  für  1888—1903  jähr- 
lich 410000  €  und  von  1903  ab  820000  £. 
Die  Zinstermine  sind  nunmehr  vierteljährig 
statt  halbjährig.  Die  41,25  Millionen  £  nicht 
angenommener  Konversionskapitalien  wurden 
1889  zur  Rückzahlung  ii^ekündigt. 

4.  Frankreich.  Die  vielfachen  Konver- 
sionen unter  dem  Ancieu  Regime,  namentlich 
zur  Zeit  Sullys  und  Oolberts,  waren  teils  Ge- 
waltakte gegen  die  Staatsgläubiger,  teils  zwangs- 
weise durchgesetzte  Konversionen.  Die  erste 
eigentliche  Konversion  in  Frankreich  fand  im 
Jahre  1825  unter  der  Restauration  statt,  nach- 
dem ein  ähnliches  Projekt  1824  geseheitert  war. 
Sie  war  eine  fakultative  Konversion  und  stand 
mit  dem  „Milliardengeschenk"  an  die  Emigrier- 
ten in  Zusammenhang.  Die  öprozentige  Rente 
sollte  entweder  in  eine  4\/2prozentige  zum  Pari- 
kurse verwandelt  werden  und  dann  bis  1835 
nicht  konvertierbar  sein  oder  in  eine  3prozen- 
tijs^e  zum  Kurse  von  75  umgestaltet  werden. 
Die  Konversion  fand  wenig  Beifall  und  war 
nur  mit  Anwendung  aller  Machtmittel  der  Re- 
gierung durchzusetzen,  welche  die  Beamten, 
die  öffentlichen  Depots,  die  Hospitäler,  Wohl- 
thätigkeitsanstalten,  die  Kirchenfabrik  zwang, 
den  Umtausch  vorzunehmen,  und  von  der  Gross- 
linanz  erheblich  unterstützt  wurde.  Die  Kon- 
version betraf  634,479  Millionen  Francs.  In 
der  Folgezeit  machte  man  183(),  1835,  1838, 
1840,  1814,  1845  und  1846  mehrfache  Anläufe, 
die  älteren  Anleihen  zu  konvertieren,  jedoch 
ohne  Erfolg.  Erst  im  Jahre  1852  gelang  es, 
eine  neue  Konversionsoperation  ins  Werk  zu 
setzen.  Die  im  Staatsschuldbuch  eingeschrie- 
benen Renten  sollten  mit  je  1(X)  Francs  Kapi- 
tal für  je  5  Francs  Renteversprechen  heimgezahlt 
werden  oder  sie  konnten  zum  Zinssatze  von 
4*2 '^o  ij^  einen  neuen  4V2  prozentigen  Typus 
umgetauscht  werden.    Diese  Konversion  bezog 


sich  auf  179,349  Millionen  Francs  Renten-    •i:*' 
ein   Kapital  von  3586,992  Millionen  Frau«--*   re- 
präsentierten.    3,685  Millionen   Francs    Ken  reu 
wurden    zur    Rückzahlung     angemeldet        ur:d 
175,6(i4   Millionen   Francs   Renten    konvertiert- 
Der  jährliche   Gewinn   der    Staatskasse      l»r-lit-t 
sich   auf  17,580  Millionen   Francs,    was    eiii'=^xi- 
Kapitalbetrag     von    78,706    Millionen     Frau*  = 
gleichkommt.   Eine  weitere  Konversion  brac-hct 
das   Jahr    1862,  eine   Gonversion    avec    si>iiJr'r- 
Die  4V.2  prozentige  Rente  wurde  in   eine  r-^yir?*- 
zentige  zu  5,40  Francs  Soulte  auf  je  4,50  Frün*  - 
Rente  und  die  4 prozentige  Rente  ebenfalls    ia 
eine  3 prozentige  zu  1,20  Francs  Soulte   auf   ie 
4  Francs  Rente  verwandelt.  Der  Staat  gewann  bti 
173,310  Millionen  Francs  4*  j prozentiger  Ren t«^. 
2,112  Millionen  Francs  4 prozentiger  llente  iiL*i 
13,503  Millionen  Francs  Obligations  trentennaire^i 
160,834    Millionen    Francs."    Die    Konversion-- 
kosten   betrugen    3,010  Millionen   Francs,    «li-f 
verlangten  Heim  Zahlungen  in   drei   Scliuldorat- 
tungen   je    39,690,    0,476    und   1,410   MüIion»-n 
Francs.    Von  unerheblicheren  Konversionen  ab- 
gesehen,   wie  diejenige  der  Morganobligai  innen 
lind  der  Leibrentenkonversion,  wurde  eine  grtis- 
sere  Schuldumwandlung  im  Jahre  1883  vorg^ 
noramen  durch  die  Zinsreduktion  der  5  prozentigen 
Kriegsanleihe  in  eine  4*,., prozentige  Rente.   Die 
Renteninhaber  konnten  entweder  ihr  Kapital  mir 
je  100  Francs  auf  5  Francs  Rente  zuröckrufec. 
oder  es  wurden  die  Rententitel  in  4'  «prozentige 
Rentenansprüche    verwandelt.      Die    Höhe    der 
Renten  betrug  340519124  Francs.     Von  diesr^a 
wurden  nur  38  Renten  im  Gesamtbeträge  vmu 
4767  Francs  zur  Heimzahlnng  angemeldet :  Vi.n 
einem   Rentenkapitale    von    6810,382   Millionen 
Francs  wurden  nur  95310  Francs  zurückgefor- 
dert.   Der  Gewinn  des  Staates  aus  der  Zins- 
reduktion war  jährlich  34,051  Millionen  Francs. 
Im  Jahre  1887   ist   dann   eine   weitere  Heral»- 
setzung   des  Zinsfusses   vorgenommen    wonien. 
Durch    G.   V.    7.    November    1887     wurde    die 
(ältere)    4^» prozentige    Rente    von    1852    mit 
37,212    Millionen    Francs    und   ein  Posten  von 
446096  Francs  Renten  aus  dem  Jahre  1828  zur 
Rückzahlung   gekündigt    oder    in   3  prozentige 
Rententypen  verwandelt,  wobei  für  je  1  Franc 
der  4^  oprozentigen  1852er  Rente  je  0.833  Francs 
und  für  je    1    Franc  der  3prozentigen  1828  er 
Rente  je  0,937  Francs  in  3prozentigen  Renten- 
schulden  angeboten  wurde.  Das  Umwandlungs- 
kapital    betrug    838,098   Millionen    Francs     je 
826,946  und   11,152  Millionen  Francs)   und  die 
zurückberufene       Summe       80,187       Millionen 
Francs.      Neuere   Konvertierungsversuche    sind 
bis  jetzt  (19C)0)  zwar  mitunter  angeregt,   aber 
nicht  zur  Ausführung  gekommen. 

5.  Andere  Staaten.  Die  einzelnen  Kon- 
vertierungen in  allen  Staaten  können  hier  nicht 
aufgezählt  werden.  Es  sei  nur  erwähnt  da^s 
Russland  und  die  Vereinigten  Staaten 
von  Amerika  mit  erheblichem  Erfolge  Konver- 
sionen durchgeführt  haben.  Jenes  hat  seine 
Schuldzinsenlast  wesentlich  gemindert  und  die 
Mittel  zu  seinen  weitausschauenden  politischen 
Problemen  im  Osten  sehr  verstärkt.  Diese 
haben  ihre  im  Bürgerkriege  rasch  angeschwol- 
lenen und  hoch  verzinslichen  Kriegsanleihen  teils 
konvertiert,  teils  unter  besonders  günstigen  finan- 
ziellenVerhältnissen  überhaupt  getilgt.  Belgien 
reduzierte  seinen  Zinsfuss  1844   und  1853  von 


Konversionen — Kopfsteuer 


351 


5   auf   4\'o%,  1880  von  4V*  auf  4«'or   1886  von 
-4    auf   3*/2%.    Die  Niederlande,  die  im  18. 
Jalirhiindert  den  Zinsfuss  bis  2^2%  herabge- 
miiKlert     hatten,    konvertierten    1844    Staats- 
schulden von  4  auf  5%  mit  Zuschlagsleistungen 
*ier  Gläubiger.  Die  Finanzgeschichte  Spaniens 
ujid.     Portugals   ist   ausgefüllt   mit   endlosen 
Konversionen,    die   meist  zwangsweise    vorge- 
nommen wurden  und  eine  schwere  Beeinträchti- 
^nng'  der  Gläubigerinteressen  involvierten.  Auch 
uie  Schweiz  hat  1886  den  Zinsfuss  der  Bundes- 
tM?h.nlden  von  4  auf  8^9%  herabgesetzt.    End- 
lich.    erwähne  ich  noch  die  Zinsreduktiouen  in 
*ler    Türkei  und  in  Aegypten. 

I^ll^'teratnr :   Nebentua,   Ueher  die  Herabsetzung 
<i*rr  Winsen  öffentlicher  Schulden,  Stuttgart  IS.'i?. 

t?.     BüUnC'Oamnieroxc  y     Politische     und 

Jinanzieüe  Abhandlungen,  II.  Heft,  184-^.  — 
JiOrhti,  Geschichte  des  Zinsfusses  in  Deutschland, 
Stuttgart  I884.  —  Körner^  Konversion  öffent- 
lirher  Schulden,  1893.  —  Fre^md,  Vorzeitige 
J^ilckzahlung  und  einseitige  Konversion  verzins- 
licher Anleihen,  Berlin  1888.  —  Wagner, 
SchOtiberg  III,  S.  827,  4.  Aufl.  —  StröU, 
Lieber  die  neueste  Konversionsära  in  Deutschland, 
J^ahrb.  j.  Nat.  u.  Stat.,  N.  F.,  Bd.  IS,  S.  42-2. 
—  Schanz,  Die  Konvertierung  preussischer 
Staatsschulden,  Fi n.- Archiv  Jahrg.  2,  188'».  — 
Saenger,  Die  englische  Bent4'nkonrersion,  ebenda 
J^ahrg.  8,  1891.  —  Stempel,  Die  Herabsetzung  der 
preu-ssischen  Staatsschulden  im  19.  Jahrhundert, 
ebenda  Jahrg.  18,  1896.  —  JLafitte,  Sur  la 
rMuction  de  la  rente,  Paris  1827.  —  Couvtois, 
Tableau  de  cours  de  1797  d  nos  jours.  —  tTaneSt 
Jjatp  of  Mortgages  on  Real  Property,  Boston 
1889.  —  Art.  Conversions  in  Says  Diction- 
iiaire  de  Finances,  vol.  I,  p.  1236.  —  Lehr, 
Art.  Konversionen  im  H.  d.  St.,  1.  Aufl., 
Bd.  4,  S.  847.  —  Vgl.  im  übrigen  die  Art.  An- 
leihen und  Staatsschulden  im  H.  d.  St. 
und  im  Wörterbuch  der  Volkswirtschaß,  und  die 
ein^chUigigen  Materien  in  allen  Lehr-  und  Hand- 
büchern der  Finanzicissenschaft. 

Max  von  Hechel, 


Kopfsteuer. 

1.  Begriff  und  Geschichte.  2.  Die  russi- 
sche K. 

1.  Be^ff  und  Geschichte.  Die  Kopf- 
steuer ist  die  einfachste  Form  einer  Pei-so- 
nalsteuer,  d.  h.  einer  Steuer,  bei  welcher  die 
Person  zugleich  Steuersubjekt  und  Steuer- 
olijekt  ist.  Sie  ist  im  engeren  und  eigent- 
lichen Sinne  eine  Steuer,  mittelst  deren  von 
jedem  steuerpflichtigen  Kopfe  die  gleiche 
Abgabe  ohne  Rücksicht  auf  die  verschieden 
grosse  Leistimgsfähigkcit  der  einzelnen  ge- 
fordert vdrd.  Als  steuerpflichtig  können 
dabei  alle  Personen  ohne  Unterscliied  des 
Alters  und  Oeschlechts  oder  nur  die  männ- 
lichen oder  nur  die  erwachsenen  und  er- 
werbsfähigen (männlichen)   Personen  gelten. 

Solche  Formen  der  reinen  Kopfsteuer 
sind  wegen  ihrer  Einfachheit  finiher  allent- 
hallK}n    in    Deutschland    und    im    sonstigen 


Westeuropa  vorgekommen,  seit  dem  17.  Jahr- 
himdert  auch  in  Russland  eingeführt  wor- 
den, haben  aber  im  Laufe  dieses  Jahrhun- 
derts andei-en  Steuerarten  weichen  müssen. 
Freilich  enthalten  auch  die  modernen  Steuer- 
gesetzgebungen, beispielsweise  in  den  unter- 
sten Klassen  der  Klassen-  imd  Personal- 
Steuern,  in  der  französischen  taxe  personelle 
oder  in  der  indirekten  Form  der  Salzbe- 
steuerung Reste  der  Kopfbestenenm^ ;  aber 
nicht  von  diesen  kann  liier  die  Rede  sein, 
sondern  nur  von  den  eigentlichen  Kopf- 
steuern im  obigen  Sinne.  Von  diesen  kann 
nicht  zweifelhaft  sein,  dass  sie  in  die  Ge- 
genwart nicht  mehr  passen.  Sie  sind  ein 
unvermeidliches  Uebel,  solange  und  soweit 
die  wirtschaftlichen  Verhältnisse  eines  Lan- 
des ein  entwickelteres  Steuersystem  noch 
nicht  gestatten.  Sie  finden  sich  deshalb, 
ganz  allgemein  gesprochen,  in  einfachen 
wirtschaftlichen  Verhältnissen,  bei  dünner 
Bevölkerung,  also  in  Ländern  und  Zeiten, 
in  denen  vorwiegend  Naturalwirti>chaft 
herrscht  und  eine  individualisierende  Be- 
steuerung aus  Volks wirtscliaftlichen  Gründen 
sowohl  wie  wegen  der  Mängel  in  der 
Steuertechnik  nicht  platzgreifen  kann.  Die 
moderne  Zeit  aber,  deren  Wunsch  nach  ver- 
teilender Gerechtigkeit  im  Steuerwesen  auch 
durch  eine  immer  bosser  entwickelte  Steuer- 
t^echnik  imterstützt  winl,  hat  sie  allenthalben 
wegen  ihrer  Roheit  und  der  mit  ihnen 
gegebenen,  nicht  erst  zu  beweisenden  Un- 
gleichmässigkeit  der  Belastung  beseitigt. 

Kopfsteuerartige  Abgaben,  die  ja  am  ein- 
fachsten zu  erheben  sind,  kommen,  wie  er- 
wähnt, schon  frühzeitig  vor.  Im  alten  Rom 
scheint  zur  Zeit  der  Republik  und  in  der 
t^rsten  Kaiserzeit  das  namentlich  in  den  Pro- 
vinzen erhobene  Sti])endium  eiije  kopfsteuer- 
artige Abgabe  gewesen  zu  sein.  Unter  den 
christlichen  Kaisern  traf  die  Kopfsteuer,  wie 
es  scheint,  nur  die  Kolonen,  wobei  die  Guts- 
i  herren  die  Repartierung  auf  die  einzelnen 
vorzunehmen  und  für  deren  Steuerschuldig- 
keit zu  haften  hatten. 

Die  oben  in  dem  Art.  Finanzen  im 
Mittelalter  (Bd.  III  S.  955  ff.)  ge- 
schilderten finanzwirtschaftlichen  Verhält- 
nisse des  alten  Deutschen  Reichs  machten 
es  erklärlich,  dass  ebensowenig  wie  von 
anderen  Steuern,  so  von  allgemeinen  Kopf- 
steuern zu  Gunsten  des  Reiches  die  Rede 
sein  kann.  Nur  der  zur  Zeit  der  HuSvSiten- 
und  später  der  Türkenkriege  erhobene  soge- 
nannte >gemeine  Pfenuig<-  (s.d.  Art.  Pfen- 
nig, gemeiner)  bildet  eine  Ausnahme ;  er 
war  ein  Gemisch  von  Kopf-,  Personal-  und 
Standessteuern.  Dagrgen  finden  sich  in  dem 
Steuerwesen  der  alten  deutschen  Reichs- 
städte köpf-  und  personal-steuerartige  Ab- 
gaben, freilich  niemals,  soweit  die  Nachrichten 
reichen,  in  reiner  Form,  sondern  immer  ver- 
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mischt  mit  anderen  direkten  Steuern,  na- 
mentlich mit  Vermögens-  und  Einkommen- 
steuern. 

Eine  reinere  Ausbildung  empfingen  die 
Kopf-  und  Personalsteuern  in  den  einzelnen 
deutschen  Territorien.  Schon  die  in  der 
älteren  Zeit  vorkommenden  Beden  sind  viel- 
fach Pei-sonalsteuern ,  die  in  der  Form  von 
Kopf-,  Familien-,  Hei-dsteuern  auftraten.  Als 
dann  das  Landvolk  mehr  der  Objektbe- 
steuerung \mterworfen  wird,  unterliegen  die 
Nichtgnmdbesitzer  auf  dem  Lande  wie  die 
GewerbetreiV>enden ,  Kaufleute  und  analoge 
Klassen  in  den  Städten  vielfach  den  Kopf- 
steuern. Namentlich  im  16.  und  17.  Jahi»- 
hundert  vollzieht  sich  die  Tendenz,  die  bis 
dahin  bestehenden  melir  allgemeinen  Steuern 
zu  specialisieren,  in  Einzelsteuern  aufzulösen, 
in  der  Regel  zum  Nac^hteil  der  unteren 
Klassen,  die  nun  in  viel  höherem  Grade 
als  bisher  der  Besteuerung  unterworfen 
werden.  In  Preussen  wim:len  in  der  Zeit 
von  1690—1770  achtmal  aussei-onlentliche 
Kopfsteuern  erhoben,  zu  Anfang  dieses  Jahr- 
hunderts wurtle  noch  (1811)  eine  Kopfsteuer 
als  ausserordentliche  Kriegssteuer  erhoben; 
ja  auch  die  durch  das  Ed.  v.  7.  September 
1811  eingeffllu'te  Steuerregulienmg  enthielt 
noch  für  die  kleineren  Städte  und  das 
platte  Land  eine  reine  Kopfsteuer,  indem 
jede  über  12  Jahre  alte  Person  eine  fixe 
Personalsteuer  von  ^2  Thaler  zu  entrich- 
ten hatte. 

2.  Die  russische  K.  Am  bekanntesten 
in  der  neuesten  Zeit  ist  die  russische 
Kopfsteuer,  über  welche  deshalb  auch 
einige  Angaben  gemacht  werden  sollen.  Sie 
wurtle  von  Peter  d.  Gr.  zunächst  als  eine 
Art   Vermögenssteuer   eingeführt    und   erst 

fjgen  Ende  seiner  Regierungszeit  in  eine 
opfsteuer  der  nach  Gemeinden  fest  abge- 
grenzten bäuerlichen  Bevölkenmg  sowde  der 
bürgerlichen  Städtebewohner  umgewandelt. 
Die  Zahl  der  Steuerpflichtigen  war  auf 
5  Millionen  geschätzt  worden;  jeder  Bauer 
sollte  80  Kopeken,  jeder  Bürger  1  Rubel 
20  Kopeken  zahlen.  Später  kamen  wieder- 
holt Erhöhungen  der  Steuer  vor.  Die  Steuer 
machte  aber  von  Anfang  an  der  Regierung 
viele  Arbeit,  da  sie  teüs  infolge  der  wirt- 
schaftlichen Not,  teils  infolge  der  korrupten 
Verwaltimg  nur  schlecht  einging  und  be- 
ständig bedeutende  Steuerrückstände  vor- 
handen waren,  welche  durch  keine  Straf- 
androhung zu  beseitigen  waren.  Sie  betni- 
gen  z.  B.  zur  Zeit  der  Thronbesteigimg  der 
Kaiserin  Elisabeth  bereits  5  Millionen  Rubel. 
Verschiedene  Anläufe,  auch  die  oberen 
Klassen  durch  Steuern  zur  Tragung  der 
Staatslasten  heranzuziehen,  wurden  jedesmal 
bald  wieder  fallen  gelassen,  und  so  blieb 
die  Kopfsteuer  bis  in  die  jüngste  Zeit  eine 
ganz  einseitige  Belastung  der  unteren  Stände 


und  zwar  zuletzt,  da  die  Kopfsteuer  vor. 
den  Kleinbürgern  wenigstens  formell  im 
Jahre  1863  aufgehoben  wurde,  der  Bauero- 
schaft.  Sie  war  auch  in  diesem  Jahrhundert 
seit  1839  fortwährend  im  Steigen  iind  J-e- 
trug  seit  1867  zwischen  1  Rubel  15  Ko|»e- 
ken  und  2  Rubel  17  Kopeken. 

Die    Kopfsteuer    wmxle    nun    von      «Jer 
»Revisionsseele«  erhoben,  soweit  sie  ia   d**ii 
Bauerngemeinden   registriert   war.     Die  Er- 
mittelung  der   Revisionsseelen    erfolgte     in 
der  Art,  dass  bei  der  Vornahme  der  Revi- 
sion   oder   Volkszählung   in   die    Revisioris- 
listen  alle  steuerpflichtigen  Personen  männ- 
lichen Geschlechts  jeden  Alters  eingetra^rei. 
wurden.    Die  so  ermittelte  Seelenzahl    bil- 
dete bis  zur  nächsten  meist  nach  je  2<)  Jah- 
ren erfolgenden  Zählung  das  Steuerobjett, 
ohne  Rücksicht  auf  die  inzwischen  erfolgrte 
Zu-  oder  Abnahme   der   Zahl    der   Steuer- 
pflichtigen.    Der  Steuerbeti'ag  für  die  eiri- 
zolne    Gemeinde   wurde    festgestellt    dureh 
einfache  Multiplikation  der  Steuenjuote  für 
die   einzelne   Revisionsseele    mit    der    Zahl 
der  Revisionsseelen,  welche  in  der  Kevision?- 
liste  für  die  betreffende  Gemeinde  heraus- 
gerechnet war.  Die  Revisionsseele  aber  hatt** 
als  Steuerobjekt  nur  eine  rechnerische  Be- 
deutung Tmd   diente   lediglich  zur  Feststel- 
lung  des    Steuerkontingents   der   einzelnen 
Gemeinde ;  der  Steuerbetrag  für  das  einzelne 
faktisch   vorhandene   Glied    der    Gemeinde 
wurde    durch    Repartition    der    Gemeinde- 
steuerquote  auf  die  vorhandenen  männlichen 
Gemeindeglieder  festgestellt  Es  waren  als«3 
die   Gemeindeglieder  in   den  verschiedenen 
Gemeinden  verschieden   besteuert  je  nach- 
dem   die    Zahl   der  männlichen  Gemeinde- 
glieder seit  der  letzten  Revision   sich  ver- 
mehrt oder  vermindert  hatte  oder  sic*h  gleich 
geblieben  war.    Hinsichtlich  der  durch  die 
Repartition  festzustellenden  Steueniuote  des 
einzelnen   Gemeindegliedes   war    bestimmt, 
dass  dieselbe  im  Verhältnis  zur  Grösse  des 
Gemeindelandes,  welclies  den  einzelnen  Fa- 
milien zur  Nutzniessung  überlassen  war,  und 
nach  dem  in  den  Gemeinden  herrschenden 
Usus    zu  geschehen   habe.     Mit   Rücksicht 
auf  diese  Repartition   der  Kopfsteuer   war 
sie  also  überhaupt  vielfach  keine  eigentliche 
Kopfsteuer  des  einzelnen,  sondern  nur  ein 
Berechnungsmodus   der  Gesamtsteuerschul- 
digkeit  der    Gemeinden.     Für   den    recht- 
zeitigen Eingang  der  Steuer  haftete  der  ein- 
zelne der  Gemeinde,  die  Gemeinde  der  Re- 
gierung. 

Dass  diese  russische  Kopfsteuer,  auch 
ganz  abgesehen  von  der  Thatsache,  dass  sie 
nur  auf  den  unteren  Klassen  ruhte,  eine 
sehr  rohe  imd  ungleichmässige  Form  der 
Besteuerung  bildete,  liegt  auf  der  Hand. 

Die  russische  Regierung  hat  dies  auch 
selbst  je  länger  je  mehr  empfunden.    Schon 
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1  sr>9    -wurde  ein  Versuch  gemacht,  die  Kopf- 
steuer   durch   andere  direkte  Besteuerungs- 
fnnpen  zu  ersetzen,  allein  erst  zwei  kaiser-' 
lielie    Ukase  vom  18.  Mai  1882  und  14.  Mai 
1S83    liaben  eine  Besserung  der  Kopfsteuer 
gebracht,   indem  gewisse  Kategoriecn,   na- 
mentlich   die    Kleinbürger    und    landlosen 
Bauern,  von  derselben  ganz  befreit,  für  an- 
dere    die   Steuer   um   die   Hälfte,    für  alle 
til  »rillen  um  10  ^'o  herabgesetzt  wurde.   End- 
lich   erfolgte  am  28.  Mai  1885  ein  weiteres 
Oefietz,   durch  welches  die  Kopfsteuer,  mit 
Ausnahme    Sibiriens,    vollständig    beseitigt 
^'uixle.  Die  Befreiung  begann  mit  dem  1.  Januar 
1>^6    für   alle  Bauern  mit  Ausnahme   der 
I>oniüuenbauern ,   für   welche   sie   erst   mit 
dem   1.  Januar  1887  eintmt. 

Beim  Beginn  der  Abschaffung  bezw.  Er- 
mässigung der  Steuer  l3etrug  dieselbe  58,8 
Millionen  Rubel.  Das  erste  Gesetz  beseitigte 
3,6  ^Millionen,  das  zweite  15,7  Millionen,  das 
dritte  18,8  Millionen  Rubel,  zusammen  38,1 
Millionen  Rubel,  während  auf  den  Domänen- 
V>auem  der  früher  als  Kopfsteuer  erhobene 
Betrag   von    18,8   Millionen   Rubel    nahezu 
vf)llRtäiidig,  wenn  auch  in  anderer  Gestalt 
verlileibt  und  die   sibirischen  Bauern   nach 
wie    vor  ca.   12   Millionen  Rubel  an  Kopf- 
stoner zu  entrichten  haben.  Zählt  man  dazu 
<lie    durch   die   Befreiung   der   Kleinbilrger 
im   Jahre  1863  und  die  Abschaffung  eines 
Teiles  der  Reichslandesprästanden  im  Jahre 
1872  entstandenen  Ausfälle^  so  beti-ägt  der 
Gesaratausfall   ca.    50   Millionen   Rubel,   zu 
dessen  Deckung  allmählich  andere  Steuern: 
eine    Grundsteiier,    eine    Erbschafts-    imd 
Schenkungssteuer,  eine  Erhöhmig  und  Re- 
form der  Stempelsteuer,  eine  Ei-höhung  der 
Kibitkensteuer,  eine  Reform  der  Tabaksteuer, 
eine   Prozent-    und   Repartitionssteuer   von 
Handel   und  Gewerbe,   eine   Kapitah-enten- 
steuer  und  mehrere  neue  kleinere  Steuern 
und    Steuererhöhungen   eingefülirt   wurden. 
Demnach  besteht  die  Kopfsteuer  in  Russ- 
land nur  noch  für  die  sibirischen  Bauern. 

LItteratiiT:  Rotteher,  IV,  ^  84.  —  A,  Wagner 

in  Üchönberg  III,  4,  Aufl.,  S.  409  /.  -  v,  Falck 
im  Fin.'Arch.  I,  S,  914  (Referat  über  Alexeenko, 
Die  russische  Gesetzgebung  über  die  direkten 
Steuern).  —  v.  Keussler  im  Fin.-Arch.  III, 
S.  264  '  -Da»  russische  Gesetz  über  die  Abschaffung 
der  Kopfsteuer  und  die  Ablösung  der  Domänen- 
grundpachi. 

K,  Th.   Eheberg, 
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I.  Technisches.  IL  Der  Stand  der 
Lagerhausbewegung.  1.  Die  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika.  2.  Rassland.  3.  Andere 
Länder.  4.  Deutschland.  IIL  Die  volks- 
wirtschaftliche Bedeutung  der  K. 
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L  Technisches. 

Kornspeicher  (Getreidelagerliäuser,  Silos) 
dienen  zur  Aufbewahning  des  ausge- 
droschenen Getreides  bis  zum  Verkauf  oder 
seiner  sonstigen  Verwendung. 

Damit  das  Getreide  nicht  verdirbt,  muss 
es  (abgesehen  von  den  tierischen  Schädlingen, 
wie  dem  schwarzen  Korn  wurm  etc.)  namentiich 
vor  Feuchtigkeit  geschützt  werden.  Dies  ist 
entweder  dadurch  zu  erreichen,  dass  man  den 
Zutritt  der  Luft  gänzlich  verhindert  oder  dass 
man  die  Körner  in  stete  Berührung  mit  frischer 
Luft  bringt.  Die  primitivste  Art,  den  Luftzu- 
tritt zu  verhindern,  ist  die  Aufbewahrung  des 
Getreides  in  Erd gruben,  die  mit  Stroh  und 
Erde  geschlossen  werden.  Sie  findet  sich  heute 
noch  in  einzelnen  Gegenden  von  Spanien  (das 
spanische  Wort  Silo  bedeutet  Grube),  Ungarn, 
Russland,  Indien. 

Die  bis  in  die  neuere  Zeit  gebräuchliche 
Lagerung  ist  die  in  Bodenspeichern. 

Die  grösseren  Handelsspeicher  haben  mehrere 
Etagen,  die  wenig  oder  gar  nicht  durch  Zwi- 
schenwände getrennt  sind,  so  dass  grosse  saal- 
artige Räume  entstehen.  Das  Getreide  kommt 
in  Schiffen  oder  Eisenbahnwafi^en  lose  an,  wird 
mittels  Elevators  und  Schnecke  oder  Gnrtband 
in  die  betreffende  Etage  gebracht  und  in  einer 
Schicht  von  gewisser  Höhe  auf  dem  Fussboden 
ausgebreitet.  Um  es  wieder  zu  entfernen,  wird 
es  zu  Schüttlöchem  geschaufelt  und  geht  durch 
Schnecken  in  automatische  Wa^en,  die  es 
wiegen  und  sacken.  Als  Konservierungsmittel 
dient  die  Luft;  die  Schüttböden  werden  daher 
möglichst  reichlich  mit  Fenstern  und  Luken 
versehen,  so  dass  beständig  Zugluft  über  das 
Getreide  streichen  kann.  Es  ist  jedoch  unum- 
gänglich notwendig,  das  Getreide  zugleich  fort- 
während umzustechen,  damit  möglichst  alle 
Kömer  der  Luft  ausgesetzt  werden.  Da  das 
Umstechen  nur  durch  Menschenhand  zu  besorgen 
ist,  kommt  es  ziemlich  teuer.  Diesen  Uebelstand 
vermeiden  die  neueren  Bodenspeicher  mit 
Rieselanlage.  Eine  solche  Rieselanlage  be- 
steht darin,  dass  in  den  Fussboden  eines  jeden 
Stockwerks  des  Speichers  in  nicht  allzu- 
grossem  Abstände  von  einander  runde  oder  läng- 
lich-runde  Löcher  cfebohrt  werden.  Diese 
Löcher  sind  durch  Klappen  oder  Schieber  ver- 
schlossen, welche  für  jedes  Balkenfeld  zu  einem 
System  vereinigt  sind  und  somit  gleichzeitig 
geöffnet  oder  geschlossen  werden.  Soll  das  Ge- 
treide in  einem  oberen  Stockwerke  umgestochen 
werden,  so  werden  die  Schieber  geöffnet  und  es 
rieselt  zum  nächsten  Stockwerk,  so  dass  die 
Luft  zu  jedem  einzelnen  Korn  leicht  zutreten 
kann,  wie  es  sonst  nur  bei  der  Handbearbeitung 
möglich  ist.  Ist  nun  das  Getreide  nach  wochen- 
langer Lagerung  auf  dem  untersten  Stockwerk 
angelanet  und  soll  von  da  noch  nicht  zum  Ver- 
sand in  Säcke  gefasst  werden,  so  wird  es  durch 
einen  Elevator  wieder  in  die  Höhe  gehoben, 
und  der  Kreislauf  beginnt  von  neuem. 

Seit  1842  hat  man  jedoch  in  Amerika 
das  ursprüngliche  Princip,  das  Getreide 
diu*ch  völligen  Luftabschluss  vor  dem  Ver- 
derben zu  schützen,  wieder  aufgenommen, 
und  zwar  in  den  Silospeichern. 
Auflage.    V.  23 
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Bei  den  Silospeichern  geht  man  ganz  davon 
ab,  das  Getreide  auf  horizontalen  Böden  in 
mehr  oder  weniger  flachen  Schichten  zu  lagern, 
und  bewerkstelligt  die  Aufbewahrung  der  Frucht 
in  hohen,  vollständig  ausgefüllten  Schachten 
(Silos).  Zu  diesem  Zwecke  wird  das  betreifende 
Gebäude  nicht  mit  horizontalen  Zwischendecken 
versehen,  sondern  durch  vertikale  Scheidewände 
der  ganzen  Höhe  des  Raumes  nach  in  einzelne 
Abteilungen  zerlegt,  die  dann  mit  Getreide  ge- 
füllt werden.  Das  Einschütten  des  Getreides 
erfolgt  wie  bei  dem  Bodenspeicher  durch  Ele- 
vator und  Gurtband.  Die  Sohle  der  einzelnen 
Schachte  erhält  in  der  Regel  die  Gestalt  einer 
umgekehrten  Pyramide  oder  eines  umgekehrten 
Kegels,  aus  deren  Spitze  das  Getreide  selbst- 
thätig  abfliesst,  wenn  die  hier  angebrachten 
Absperreinrichtungen  geöffnet  werden.  Die 
Vorzüge  dieses  Systems  sind  folgende :  vollkom- 
mene Ausnutzung  des  Raumes,  bequeme  Ent- 
nahme des  Getreides  aus  dem  Speicher,  grosse 
Uebersichtlichkeit  über  die  einzelnen  Abteilungen 
bezw.  über  die  einzelnen  Sorten  Getreide  und 
schliesslich  Umstechen  der  Frucht  ohne  Anwen- 
dung von  Menschenkräften.  Als  Nachteil  muss 
bezeichnet  werden,  dass  der  gänzliche  Abschluss 
der  Luft  kein  Mittel  zur  Erhaltung  von  Ge- 
treide ist,  das  bereits  feucht  ist.  Es  muss  dann 
die  Frucht  von  Zeit  zu  Zeit  mit  der  Luft  in 
Berührung  gebracht  werden,  damit  die  Feuchtig- 
keit verdunstet  und  gleichzeitig  frische  trockene 
Luft  in  die  Zwischenräume  zwischen  den  ein- 
zelnen Kömern  innerhalb  der  Silozelle  gelangt. 
Immerhin  wird  von  einzelnen  Seiten  behauptet, 
dass  das  einheimische  Getreide  für  Silolagerung 
zu  feucht  sei,  und  für  einzelne  besonders  regen- 
reiche Jahre  mag  das  wohl  zutreffen. 

Bei  den  in  Deutschland  in  den  letzten 
Jahren  gebauten  grösseren  Kornspeichern  hat 
man  zumeist  beide  Systeme  kombiniert. 


II 


Der  Stand  der  Lagerhansbewegung.  | 

1.  Die  Yereinigtcn  Staaten  von  Amerika.  1 

(Die  nachfolgende  Darstelhiug  beruht  auf  der  I 
ausgezeichneten  Schilderung  des  amerikanischen  | 
Getreidehandels   durch  Dr.   Schumacher.)  ^)    In  I 
den  Vereinigten  Staaten  ist  zwischen   country  I 
und  terminal  elevators  zu  scheiden.  Die  country  \ 
elevators  finden  sich  im  ganzen  Getreidegebiet 
Nordamerikas    mit  Ausnahme  von  Califomien; 
im  Nordwest,  d.  h.  in  den  Staaten  Minnesota, 
Nord-  und  Süddakota,   haben    sie   ihre   grösste 
Ausdehnung  und  systematische  Ausbildung  er- 
halten. 

Die  Landelevatoren  wurden  zunächst  fast 
ausschliesslich  von  den  Eisenbahngesellschaften, 
gewöhnlich  gleichzeitig  mit  der  Bahnanlage  er- 
richtet. Sie  sind  nur  ümschlagsvorrichtungen, 
bei  denen  das  Hebewerk  (der  Elevator)  noch 
Hauptsache,  der  Lagerraum  dienende  Zuthat 
ist;  den  Farmern  gewähren  sie  keineswegs  die 
Möglichkeit,  ihre  Erzeugnisse  gegen  billiges 
Lagergeld  einzulagern,  zu  warrantieren  und 
lombardieren.      Schon    die    im    Verhältnis    zur 


*)  Es  sei  erwähnt,  dass  die  neuere  Dar- 
stellung von  Böhme  in  einzelnen  Punkten  von 
der  Schumachers  abweicht;  doch  stützt  sie  sich 
nicht  wie  diese  auf  eigene  Anschauung. 


Erntemenge  geringe  Ausdehnung  der  Land- 
elevatoren  —  ihre  Maximalgrösse  wird  mehr 
^•der  minder  durch  das  Fassungsvenniigen  ein«^ 
Güterzuges  bestimmt  —  zeigt,  dass  sie  nirhr 
zur  längeren  Aufnahme  der  Ernte  bestimnit 
sein  können. 

Den  country  elevators  stehen  die  terminal 
elevators  gegenüber.  Sie  führen  diesen  Namen. 
weil  sie  an  sogen,  terminal  points,  d.  h.  an  den 
Endpunkten  von  einer  Eisenbahn  oder  mehreren 
liegen.  Sie  sind  die  Hauptmittel  zur  Aus- 
übung des  Umschlags-  und  Stapelprivileg-s  im 
Getreidehandel,  das  sich  unter  Anwendung 
aller,  oft  rücksichtslosesten  Mittel  einige  Städte 
mitten  im  amerikanischen  Kontinent  errunsten 
haben.  Sie  finden  sich  in  fast  allen  Städten 
des  östlichen  Weizengebietes, 

Sie  alle  dienen  überwiegend  der  Lagenmz 
von  Weizen.  Sowohl  die  Landelevatoren  wie 
die  stä<ltischeu  sind  jetzt  zumeist  aus  der  Hand 
der  Eisenbahnen  in  den  Besitz  selbständiger 
Gesellschaften  übergegangen.  Der  Zwischen- 
handel erkaunte  bald,  dass  er  wenig  Interesse 
daran  habe,  den  Produzenten  eine  längere  Latre- 
rung  zur  Abwartung  einer  besseren  Lonjnnktnr 
zu  ermöglichen,  die  er  lieber  selbst  ausnutzen 
will.  Es  ist  fast  ganz  bei  den  ländlichen,  zum 
grossen  Teil  bei  den  städtischen  Elevatoren  zu 
einer  vollständigen  Koncentration  in  der  Hand 
des  Zwischenhandels  gekommen.  Da  nun  die 
kapitalistischen  Verbindungen  der  Landeleva- 
toren mit  den  städtischen  Elevatorkoalitionen 
wiederum  in  Zusammenhang  stehen,  so  sehen 
sich  die  Produzenten  von  allen  Seiten  in  fester 
Umschlingung  vom  Zwischenhandel,  und  die 
grosse  agrarische  Bewegung,  die  jetzt  Amerika 
durchzieht,  richtet  sich  energisch  gegen  diese 
Monopolisierung  des  Zwischenhandels  durch 
die  grossen  Elevatorgesellschaften.  Man  hat 
den  Versuch  gemacht,  die  Antitrustgesetze 
^egen  sie  anzuwenden,  und  man  hat  staatliche 
Elevatoren  gefordert. 

Schliesslich  hat  auch  die  Selbsthilfe  einge- 
setzt. Der  ungeheure  Plan  der  Farmer»  Allianee. 
eine  die  gesamte  Landwirtschaft  umfassende 
Getreideverkaufsgenossenschaft  zu  gründen,  hat 
vorläufig  keine  Aussicht  auf  Erfolg;  kleinere 
Genossenschaften,  zum  Teil  mit  eigenen  Lager- 
häusern, sind  daran  gescheitert,  dass  sich  keine 
Leute  zur  Leitung  solcher  Geschäftssilos  fanden, 
die  Uneigennützigkeit  mit  der  erforderlichen 
Geschäftsgewandtheit  vereinigten.  Das  letzte 
Mittel  schliesslich  ist  ein  vollkommenes  Um- 
gehen der  Elevatoren  durch  den  Bau  eigener 
Scheunen  und  die  Handverladun^  oder  Sackung 
des  Getreides.  „Ganz  bewusst  richtet  man  mit 
dieser  Forderung  seinen  Angriff  gegen  die 
beiden  Grundpfeiler,  auf  denen  die  Eigenart 
der  amerikanischen  Getreideorganisation  ruht: 
und  wenn  auch  bisher  nur  in  einzelnen  Gebieten 
mit  vorwiegendem  Kleinbesitz,  wie  in  Ohio  und 
Indiana,  diese  Forderung  verwirklicht  zu  sein 
scheint,  so  erhebt  sich  doch  immer  allgemeiner 
und  dringlicher  der  Kuf  nach  Sackung  und 
nach  Scheunen.  Man  erwartet  alsoAbhiße  von 
der  Rückkehr  zum  altfränkischen  System  Europas 
mit  seinen  Principien  der  Nichtfungibilität  und 
des  Kollitransportes,  wie  man  von  einigen  Seiten 
bei  uns  umgekehrt  eine  Abstellung  aller  Leiden 
von  der  Einführung  der  amerikanischen  Organi- 
sationsform  erhofft." 
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2«  Rnssland.  Ein  Gesetz  von  1885  er- 
xoächtigte  die  Reichsbank,  den  Landwirten 
T^e^hsmonatliche  Vorschüsse  auf  ihr  Getreide 
>iis  zur  Höhe  von  6ü*^/p  des  Markt-  undBörsen- 
^x-ertes  zu  geben.  Die  Mangelhaftigkeit  der 
vorhandenen  Lagerun^seinrichtungeu  führte 
'«veiter  zu  dem  P&n,  diese  Notstandsaktion  — 
denn  als  solche  charakterisiert  sich  das  Vor- 
g-Cihen  der  russischen  Regierung  —  durch  Er- 
richtung der  staatlichen  Lagerhäuser  an  den 
l!lisenbahnstationen  über  das  ganze  Land  hin  zu 
ergänzen. 

Ende  1895  waren  auf  russischen  Eisen- 
bahnen 332  Getreidespeicher  mit  33061000  Pud 
ITassungsraum  vorhanden,  darunter  69  Eleva- 
toren mit  17180000  Pud  Fassungsraum. 

Im  Bau  begriifen  waren  weitere  18  Ele- 
vatoren mit  38(1)000  Pud  Fassungsraum. 

Durch  ein  Gesetz  von  1^88  ist  den  Eleva- 
toren das  Recht  der  Ausgabe  beleihbarer  Lager- 
scheine gegeben,  doch  haben  bis  jetzt  erst  zwei 
davon  Gebrauch  gemacht 

Es  betrug  bei  sämtlichen  Elevatoren  zu- 
sammen der  Bestand  am  1,  Januar  1895  3032676 
Pud,  der  Umsatz  im  Jahre  1895  30860503  Pud, 
der  Bestand  am  1.  Januar  1896  7095103  Pud. 
Die  Eisenbahngesellschaften  selbst  gehen 
immer  mehr  dazu  über,  planmässig  Komhäuser 
ZQ  bauen,  um  die  Bauern  vom  Zwischenhandel 
zu  befreien  und  den  Verkehr  zu  heben.  Die 
Wladikawkas-Bahu  hat  (nach  Böhme,  a.  a.  0. 
JS.  73)  im  Jahre  1897  bei  der  Regierung  die  Er- 
laubnis eingeholt,  auch  an  den  kleineu  Land- 
Htationen  Komhäuser  mit  Elevatoren  errichten 
und  Darlehen  auf  das  eingelagerte  Getreide ' 
sreben  zu  dürfen. 

3«  Andere  Länder«  Weitere  Verbreitung 
in  Ländern  ausserhalb  Deutschlands  haben  die 
Kornhäuser  noch  nicht  gefunden.  In  Ru- 
mänien soll  der  Versuch  gemacht  werden,  an 
ländlichen  Eisenbahnstationen  Komhäuser  ameri- 
kanischen Stils  mit  einer  Gesamtkapacität  von 
lüJOOO— 6Ö0OO  Tonnen  zu  errichten.  (Journal 
of  the  Board  of  Agriculture,  vol.  V,  Juni  1898, 
p.  92).  Die  grossen  Speicher  in  Galatz  imd 
Braüa  dienen  nur  dem  Grosshandel. 

Seit  18J0  sind  in  Argentinien  in  den 
Seehäfen  Lagerhäuser  mit  einer  Fassungskraft 
von  je  ungetähr  200  Tonnen  in  Thatigkeit,  die 
die  Handelskammer  von  Buenos  Aires  gebaut 
hat :  sie  sollen  sich  bewähren  (Böhme,  a.  a. 
0.  S.  49). 

In  Grossbritannien  haben  die  Central 
and  Associated  Chambers  of  Agriculture  im 
Jahre  1898  ein  Komitee  zur  Beratung  der  Frage 
des  genossenschaftlichen  Verkaufes  eingesetzt, 
dieses  hat  jedoch  von  einer  Empfehlung  von 
Komhäusem  abgesehen.  Ebensowenig  sind  ent- 
sprechende Versuche  in  I  r  1  a  n  d  gemacht  worden, 
wo  im  übrigen  das  landwirtschaftliche  Ge- 
nossenschaftswesen unter  der  Führung  Horau 
Plunketts  ausserordentliche  Fortschritte  macht. 
In  Frankreich  war  von  Anfang  an  unter 
den  Landwirten  keine  besondere  Geneigtheit 
zur  Errichtung  von  Komhäusern;  vielmehr  hat 
man  die  dadurch  zu  erlangenden  Vorteile  durch 
die  war  rantage  ä  domicile  zu  erreichen  gesucht. 
Diesen  Bestrebungen  kommt  ein  von  Meline 
eingebrachtes  Gesetz  vom  28.  Juli  1898  ent- 
gegen, das  den  Typus  des  Warrant  agricole 
schafft.  Warrantiert  können  übrigens  nicht  nur 


die  Brotfrüchte,  sondern  fast  alle  landwirtschaft- 
lichen Produkte,  Wein,  Holz,  Honig,  Cocons, 
selbst  Meersalz  u.  s.  w.  werden.  (Vgl.  den  Text 
des  Gesetzes  in  der  Deutschen  landwirtschaft- 
lichen Geuossenschaftspresse  vom  15.  De- 
zember 1898.) 

4.  In  Deutschland  taucht  die  Idee  der 
Getreidelagerhäiiser  oder  besser  der  Erclsilos 
zum  ei*sten  Male  im  Jaiu-e  1849  auf;  die 
Erfolge  der  von  der  Mansfeider  Bergbau- 
gewerkscliaft  augelegten  Silos  sowohl  be- 
züglich der  Kouservienmg  des  Getreides 
wie  der  Preisausgleichung  führten  dazu. 
1854  wurde  in  der  That  in  Erfurt  der  Ver- 
such gemacht,  eine  Silogesellschaft  zu 
gründen ;  doch  scheint  diese  nicht  ins  Leben 
getreten  zu  sein. 

Xeuerdings  nahm  dann  Herr  v.  Grass- 
Klemin  auf  Grund  der  amerikanischen  Er- 
fahrungen den  Getlanken  wieder  auf  und 
vorfocht  ihn  in  zahlreichen  Schriften.  Der 
Kampf,  den  die  Landwirtschaft  in  der  letzten 
Zeit  gegen  die  Oetreideböree  führt,  hat  den 
Gedanken  der  Bildung  von  Getroideabsatz- 
genossenschaften  populär  gemacht.  Ver- 
schiedene Landesregierungen  unterstützen 
diese  Bewegung,  indem  sie  den  Genossen- 
schaften oder  Genossen  Schafts  verbänden  Geld- 
mittel zur  Erbauung  von  Lagerhäusern  zur 
Verfügung  stellten.  Preussen  hat  durch 
G.  V.  6.  Juni  189(5  die  Summe  von  3  Mil- 
lionen Mark  zur  Errichtung  von  landwirt- 
schaftlichen Getreide  lager  hau  Sern  ausge- 
worfen, um  da  Versuche  zu  ermöglichen, 
wo  die  Herstellung  von  Kornhäusern  auf 
geeigneten  Bahnhöfen  und  Wasserumschlags- 
plätzen im  öffentlichen  Interesse  wünschens- 
wert erscheint,  aber  wegen  mangelnder 
Leist\mgsfähigkeit  der  Beteiligten  ohne 
Staatsunterstützung  nicht  erfolgen  könnte. 
Der  Staat  selbst  will  den  Betrieb  nicht  auf 
eigene  Rechnung  und  Gefahr  übernehmen, 
sondern  die  Speicher  geeigneten  Korpora- 
tionen, deren  Wünsche  beim  Bau  berück- 
sichtigt werden  sollen,  zur  Ben\itz\mg  und 
Verwaltimg  gegen  Entgelt  überlassen.  Dabei 
soll  dai-auf  gehalten  werden,  dass  eine  an- 
gemessene V'erzinsnng  und  Tilgimg  der 
vom  Staate  für  diese  Zw^ecke  aufzuwen- 
denden Beträge  von  vorn  herein  durch  die 
zu  vereinbarende  Entschädigung  sicheige- 
stellt  wird. 

Bereits  nach  einem  Jahre  verlangte  die 
Regierung  weitere  2  Millionen,  die  ilu'  d\irch 
G.  V.  8.  Juni  1S97  überwiesen  wurden.  Bis 
Ende  1899  sind  aus  dem  Kornhausfonds  im 
ganzen  3930  043  Mark  bewilligt  worden. 

Die  bestehenden  und  die  geplanten  Getreide- 
absatzgenossenschaften der  Landwirte  weichen 
in  Einzelheiten  vielfach  von  einander  ab.  Im 
wesentlichen  kann  man  einen  centralisierten 
und  einen  decentral isierten  Typus  unterscheiden, 
für  die  Halle  und  Pommern  charakteristisch 
sind.   In  Sachsen  baut  man  einige  grosse  Lager- 
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hänser,  in  Pommern  will  man  das  ganze  Land 
mit  einem  Netz  kleiner  Lagerhäuser  über- 
ziehen. 

Das  Lagerhaus  in  Halle  hat  60(X)  Tonnen 
Kapacität :  die  Anlage  ist  eine  Kombination  von 
Speicher  und  Silo.  Der  Lagerhausgenossen- 
schaft gehörten  Ende  1897  291  Genossenschafter 
mit  3899  Geschäftsteilen  an;  das  bei  der  Ge- 
nossenschaft interessierte  Kapital  repräsentierte 
etwa  30000  ha  Ackerland.  Der  Geschäftsver- 
kehr entwickelte  sich  in  der  Weise,  dass  in  der 
Mehrzahl  der  Fälle  die  Genossenschaft  direkt 
als  Käufer  auftrat,  während  von  der  Gelegen- 
heit der  Einlagerung  der  Waren  nur  in  ein- 
zelnen Fällen  Gebrauch  gemacht  wurde.  Neun 
Zehntel  des  aufgekauften  Getreides  sind  vom 
Produktionsplatz  aus  direkt  an  die  Mühlen  und 
Mälzereien  verhandelt  worden,  ein  Zehntel  ist 
erst  über  Halle  gegangen.  Im  dritten  Ge- 
schäftsjahre (15.  Mai  1898  bis  14.  Mai  1899) 
sind  umgesetzt  worden: 

Weizen  98532  Centner,  Boggen  56328 
Centner,  Gerste  73440  Centner,  Hülsenfrüchte 
4875  Centner.  Hafer  6619  Ceutner,  l'utterartikel 
34441  Centner,  Oelsaaten  6277  Centner.  Zu- 
sammen 280514  Centner  im  Werte  von  2226174 
Mark.  Es  ist  der  Kornhausgenossenschaft  mög- 
lich gewesen,  für  das  von  ihr  vertriebene  Ge- 
treide auf  die  Gerste  6  Mark,  auf  den  Weizen 
3  Mark  und  auf  den  Koggen  2  bis  5  Mark  pro 
Tonne  mehr  als  beim  Händler  zu  bekommen. 

In  Pommern  hat  man  die  Errichtung 
eines  ganzen  Netzes  von  Kornhäusern  in  An- 
griif  genommen,  die  mit  der  Hauptgenossen- 
schaft in  Stettin  durch  Untergenossenschaften 
in  Verbindung  stehen.  Das  Geschäft  soll  nur 
kommissionsweise  gemacht  werden,  damit  jedes 
Risiko  für  die  Hauptgenossenschaft  ausge- 
schlossen ist,  bis  Erfahrungen  gesammelt  sind. 
Fertiggestellt  sind  lö  Lagerhäuser,  im  Bau  2, 
bewilligt  1.  Bis  jetzt  ist  man  mit  den  Erfolgen 
zufrieden. 

In  Bavern  sind  eine  grosse  Reihe  kleiner 
genossenschaftlicher  Lagerhäuser  (im  Jahr  1900 
bestehen  schon  65)  zumeist  durch  die  örtlichen 
Darlehnskassenvereine  errichtet  worden. 

Das  bayerische  Staatsministerium  des  In- 
neren hat  den  Bau  solcher  Lagerhäuser  durch 
erhebliche  Zuschüsse  und  in  kleinen  Raten  rück- 
zahlbare, meistens  unverzinsliche  Vorschüsse  ge- 
fördert. Die  Eisenbahnverwaltun^  hat  in  Fällen, 
in  welchen  ein  Lagerhaus  an  eine  Eisenbahn- 
station zu  stehen  kam,  die  Errichtung  durch 
Ueberlassung  des  Platzes  gegen  eine  sehr 
massige  jährliche  Rekognitionsgeotihr  und  durch 
Geleisanschluss  unter  den  billigsten  Be- 
dingungen begünstigt.  Mit  den  Lagerhäusern 
sind  gute  Erfahrungen  gemacht  worden.*) 

Es  genügt  die  Schilderung  des  Geschäfts- 
ganges eines  Lagerhauses,  da  die  der  anderen 
ähnlich  ist.    Das  Lagerhaus  zu  Stambach,   am 


^)  Vgl.  die  beiden  ausserordentlich  instruk- 
tiven im  bayerischen  Staatsministerium  des 
Innern  ausgearbeiteten  Denkschriften:  „Die 
Massnahmen  auf  dem  Gebiete  der  landwirtschaft- 
lichen Verwaltung  in  Bayern  1890—1897", 
München  1897,  S.  75  ff.  und  „Der  Stand  des 
landwirtschaftlichen  Genossenschaftswesens  in 
Bayern  1899",  München  1900,  S.  54  ü.  und  An- 
lagen G— J. 


Bahnhof  gelegen,  wurde   1895   von   den  2  ge- 
nannten Darlennskassenvereinen  gegründet,  die 
etwa   200  Mitglieder,    alles  Kleinbauern,    um- 
fassen. Es  ist  ganz  aus  Holz  gebaut,  mit  Dach- 
pappe gedeckt,  15  m  lang  und  6  m  breit,   mir 
3  Schüttböden  versehen  und  so  angelegt,   da** 
es  ohne  erheblichen  Aufwand  zu  einem  Wohn- 
haus umgebaut  werden  kann.    Der  Umsatz  be- 
trug im  ersten  Jahre  4(XX)  Centner  Fichtelgt- 
birgshafer   und    stieg   im   Jahre    1896,'97     auf 
8386  Centner  mit  einem  Erlöse  von  59  630  Mark. 
Die  Mitglieder  der  Darlehnskassenvereine   sind 
nicht  g:ezwungen,  ihr  Getreide  ganz  oder  zun: 
Teil  einzuliefern;  ausnahmsweise  werden  auch 
von  Nichtmitgliedern  Lieferungen  angenommen. 
Nachdem  von  der  angefahrenen  Lieferung  ein- 
zelne Säcke   gewogen  worden  sind,   wird    vom 
Lagerhausverwalter   in  Gegenwart    des   Liefe- 
ranten Muster   gezogen,    das   Volumengewicht 
ermittelt  und  die  Ware  auf  ihre   sonstige  Be- 
schaffenheit  (Reinheit,  Farbe,  Geruch)   geprüft. 
Nach  der  Höhe  des  Massgewichts  wird  der  Haier 
in  3  Qualitäten  getrennt.    Für  die  Festsetsunir 
der  Höhe   des  Grundpreises  sind  die  von  den 
nächstgelegenen  Proviantämtern  gezahlten  Preis** 
massgebend;    die  Lieferanten  von  erster  und 
zweiter  Qualität  erhalten  am  Schlüsse  des  Ge- 
schäftsjahres einen  Anteil  am  Ueberschuss.    Für 
die  eingelieferte  Ware  wird  vom  Lagerhausver- 
walter ein  Schein  ausgestellt,   welcher  die  ein- 
gelieferte Menge,  das  Qualitätsgewicht  und  die 
Qualitätsklasse   enthält  und  als  Anweisung  an 
die  Darlehnskasse  gilt,   welche  den  Betrag  fnr 
die  gelieferte  Ware  dem  Lieferanten  sofort  aus- 
zahlt.   Der  Verkauf  der  eventuell  noch  einmal 
gereinigten  Ware  wird  von  dem  Lagerhausver- 
walter  im  Einverständnis  mit  dem  ersten  Vor- 
stand bewirkt;  Abnehmer  sind  vorwiegend  die 
Proviantämter  zu  Bayreuth  und  Nürnberg.   An 
Unkosten  erwachsen   durch  Entschädigung  d» 
Lagerhausverwalters    für    seine    Mühewaltung!: 
11  Pfennig  für  den  Centner;   femer   für  zwei, 
nach  Bedarf  beschäftigte   Arbeiter,    welche  je 
1  Mark  80  Pfennig  Tagelohn  erhalten;  endlich 
wird    der  Rechner    des   Darlehnskassenvereius 
Stambach  für  seine  Mühewaltung  und  Führung 
der  Lagerhausbücher  mit  90  Mark  jährlich  ent- 
schädigt.   Die  Einrichtung  hat  sich  vorzüglich 
bewährt;   bereits   im   ersten  Geschäftsjahre  er- 
zielten die  Landwirte  einen  um  durchschnittlich 
60   Pfennig  höheren    Preis    für    den    Centner 
Hafer   als  von  den  kleinen  Händlern   am  Ort 
und  in  der  Umgebung  gezahlt  worden  ist. 

Auf  die  übrigen  in  Deutschland  entstandenen 
und  jetzt  in  immer  grösserer  Zahl  neu  ent- 
stehenden landwirtschaftlichen  Lagerhäuser 
näher  einzugehen,  ist  überflüssig;  sie  nähern 
sich  sämtlich  entweder  dem  Typus  von  Halle 
oder  von  Stambach. 

IIL  Die  volkswirtschaftliche  Bedentung 
der  Kornspeicher. 

Bei  der  Beurteilung  der  volkswirtschaft- 
lichen Bedeut\ing  der  Kornspeicher  ist  ihre 
Anwendung  auf  Gross-  und  Kleinbesitz  streng 
zu  scheiden.  Die  Vorteile,  die  der  Klein- 
besitz  von  den  Kornspeichern  ziehen  kann, 
sind  als  übermässige  nicht  zu  veranschlagen. 
Die  Lagerung  wii'd  kaum  billiger  kommen 
als   bisher,   da  genügende  Speicher  in  den 
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\.auerlichen  Gehöften  durchgängig  vorhanden 
sind-      Allerdings  wird   die  Behandlung  des 
^fetreides  eine  zweckinässigere  sein,  und  die 
erzieldiche  Wirkung   der  Forderungen,    die 
<lie  Getreideabsatzgeuossenschaften  in  Bezug 
aui    Sortenauswahl  und  Reinigung  des  Ge- 
treides stellen  müssen,  wird  nicht  ausbleiben, 
ebenso     wie    die    Molkereigenossenschaften 
durchgängig   günstig  auf  Viehhaltung  und 
weiter  sogar  Viehzucht  gewirkt  haben.   Doch 
darf    man  nicht  vergessen,   dass  die  stetig 
schisvieriger  werdende  Lage  der  Landwirt- 
schaft   an   und  für  sich  schon  ein  kräftiger 
Impuls    in  gleicher  Richtung  ist   und  dass 
der    landwirtschaftliche   Unterricht,   sowolü 
der  der  heranwachsenden  Generation  in  den 
Winterschuleu  und  Ackerbauschulen  wie  der 
der    erwachsenen  durch  die   Wanderlehrer, 
»^Vienfalls   schon   gute  Früchte  getragen  hat. 
Die     landwirtschaftlichen    Ortsvereine    und 
Genossenschaften  haben  schon  au  sehr  vielen 
Urten  Getreidereinigungsmaschinen  (Trieure) 
angeschafft.    Eine  kleine  Hebung  der  Preise 
dürfte    wohl   diu'chgängig   eingetreten  sein, 
wo    die    Bauern,   a\ich   ohne  Lagerhaus,   in 
direkte  Verbindung   mit   den  Konsumenten 
(Proviantämtern,  Müllern,  Fuhrherren,  Braue- 
reien etc.)  getreten   sind.     Die  grösste  Be- 
deutung   der   Lagerhäuser,    nicht    an    sich, 
sondern   als  Hilfsmittel  der  Getreideabsatz- 
genossenschaften, liegt  aber  in  der  Befi*eiung 
der  Bauern   vom  Zwischenhandel.     In   den 
armen    Gebirgsgegenden    West-    und    Süd- 
deutschlands   zwingen    klimatische    Gründe 
meist  zum  Anbau  von  Hafer,  den  die  bäuer- 
liche   Wirtschaft    nicht    ganz    konsumieren 
kann;    sie   sind  also  stark  auf  den  Absatz 
angewiesen.    Noch  sind  vielerorts  die  Tage 
nicht  vorbei,  wo  der  Händler  sämtliche  Ge- 
schäfte   des  Bauern   besorgt,   wo  er  Geld- 
leiher,  Viehhändler,  Abnehmer  für  Getreide, 
Lieferant  für  Dünger,  Saatgut,  selbst  Kaffee 
und  Kleidung  ist.  Die  Darlehnskassenvereine 
und   die  Bezugsgenossenschaften  haben  be- 
gonnen,  ihm  einen  Teil  der  Geschäfte  aus 
der  Hand  zu  nehmen.    Man  kann  jetzt  viel- 
fach   beobachten,    dass    die    Händler    den 
Bauern  drohen,  ihnen  ihren  Hafer  nicht  mehr 
abzunehmen,   wenn  er  nicht  aus  der  Spar- 
nnd  Darlehnskasse  und  der  Bezugsgenossen- 
schaft austritt.    Die  Getreideabsatzgenossen- 
schaften  sind   das   fehlende  Glied  der  ge- 
nossenschaftlichen   Organisation,    die    den 
Bauer    von    der   Herrschaft    des    vielfach 
schmarotzenden,  vielfach  wuchernden  Händ- 
lers befreien  soU. 

Anders  beim  Grossgnmdbesitz.  Eine  Ab- 
hängigkeit vom  Händler  in  dem  Masse,  wie 
^s  beim  Bauern  bis  vor  wenigen  Jahren 
eigentlich  noch  die  Regel  war,  dürfte  hier 
öwr  bei  ganz  verschuldeten,  wirtschaftlich 
wertlosen  Existenzen  vorkommen.  Das  aus- 
gesprochene Ziel  der  Lagerhausbewegung  in 


Ostdeutschland  ist  auch  nicht  die  Befreiung 
des  einzelnen  vom  Händler,  selbst  nicht  die 
Beseitigung  der  immerhin  nicht  allzugrossen 
Gewinne  des  Zwischenliandels  im  einheimi- 
schen Getreide,  sondern  eine  Beeinflussung 
des  Weltmarktpreises.  Es  ist  das  gleiche 
Ziel,  das  andere  Politiker  diu-ch  das  me- 
chanische Mittel  des  Antrages  Kanitz  er- 
reichen wollten.  Ob  es  erreicht  werden 
wird^  ob  es  den  Landwirten  überhaupt 
möghch  ist,  eine  dem  heutigen  Getreide- 
handel ebenbüi-tige  Getreidehandelsorgaui- 
sation  ohne  die  vielbeklagten  Fehler  des 
Börsenhandels  zu  schaffen,  ist  eine  Frage, 
die  nur  der  Ausgang  beantworten  kann. 
Beim  Roggen,  dessen  Hauptkonsument 
Deutschland  ist  und  dessen  Prozentanteü 
am  Welthandel  nach  Wiedenfeld  in  den 
Jaliren  1891/92,  1892y93,  1893/94  nur  je 
5,4,  3,0,  4,4 ^/o  betrug,  sind  die  Aussichten 
jedenfalls  besser  als  beim  Weizen,  dessen 
Preis  voraussichtlich  noch  lange  in  Cliicago 
und  New- York  bestimmt  w^erden  wird. 

Zwei  bedeutende  Schwierigkeiten  werden 
die  grossen  landwirtschaftlichen  Lagerhäuser 
überwinden  müssen:  die  Raumausnutzung 
und  die  Gradierung. 

Schon  bei  den  öffentlichen  und  Handels- 
speichem  macht  sich  der  Uebelstand  stark  be- 
merkbar, dass  die  Quantitäten  des  eingelagerten 
Getreides  mit  den  Jahreszeiten  stark  schwanken, 
obgleich  doch  nicht  nur  das  einheimische,  son- 
dern das  in  anderen  Monaten  geemtete  aus- 
ländische Getreide  zur  Lagerung  kommt.  Bei 
einem  landwirtschaftlichen  Lagerhaus  ver- 
schärfen sich  die  üebelwtände  natürlich  noch, 
da  alle  Genossen  zu  gleicher  Zeit  ernten  uua 
wahrscheinlich  auch  zu  gleicher  Zeit  werden 
verkaufen  wollen.  Das  Lagerhaus  wird  also 
für  den  Maximalbedarf  gebaut  werden  und 
einen  grossen  Teü  des  Jahres  leer  stehen  müssen ; 
eine  Korrektur  der  Raumansnutzung  durch  Auf- 
nahme fremden  Getreides  oder  anderer  Güter 
ist  der  Natur  der  Sache  nach  nicht  möglich. 

Was  das  Gradierungswesen  anbetrifft,  so 
hat  Schumacher  gezei«:t,  welche  Missstände  sich 
in  Amerika  dabei  herausgestellt  haben.  Dabei 
ist  dort  eine  weitgehende  Gleichartigkeit  im 
Anbau  durch  die  Natur  ermöglicht,  und  sie 
wurde  von  Anfang  an  auch  künstlich  gefördert, 
indem  der  Zwischenhandel  einmal  sich  weit- 
gehenden Einfluss  auf  die  Beschaffung  des 
Saatgetreides  erwarb  und  indem  vor  allem  die 
Thatsache,  dass  die  Getreidegradiernng  von 
vom  herein  ein  festes  und  wesentliches  Glied 
in  der  Getreidehandelsorganisation  wurde,  die 
Produktion  unwillkürlich  diesem  Gradierungs- 
system  anpasste.  Trotzdem  unterscheidet  die 
Chicagoer  Inspektion  nicht  weniger  als  80 
Weizengrade.  In  Deutschland  ist  der  Anbau 
noch  sehr  vieler  Sorten  üblich.  Am  gerin^ten 
ist  die  Schwierigkeit  bei  Roggen.  Die  meisten 
Roggensorten  sind  nicht  so  weit  von  einander 
verschieden,  dass  nicht  auch  ein  Gemisch  zweier 
Sorten  als  gute  Backware  verkäuflich  wäre. 
Infolge  der  dem  Roggen  eigenen  Fremdbe- 
stäubung    beim    Befruchtung» Vorgang     flndet 
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ferner  eine  Kreuzung  der  Sorten  statt,  durch 
welche  die  geringen  Unterschiede  bei  längerem 
Anbau  in  derselben  Feldlage  verschwinden. 
Grösser  sind  die  Unterschiede  beim  Weizen  und 
Hafer.  Sie  kurzweg  gar  nicht  berücksichtigen, 
geht  nicht  an,  wenn  die  Getreideabsatzgenossen- 
schaft wirklich  die  Funktionen  des  Händlers 
übernehmen  will.  Der  Händler  beurteilt  den 
Wert  des  ihm  vorliegenden  Postens  Getreide 
nicht  absolut,  sondern  relativ,  nach  dem  Ver- 
wendungszweck, den  er  dafür  hat.  In  einer 
sehr  interessanten  Studie  (Die  Bonitierung  des 
W^eizens  seitens  der  Händler  und  Müller,  im 
Zusammenhange  mit  seinen  chemischen  und 
physikalischen  Eigenschaften,  Leipzig  1896) 
hat  Dr.  August  Kichter  nachgewiesen,  dass 
für  den  Wert  des  Weizens  massgebend  sind: 
W^assergehalt,  Gehalt  an  N-freien  Stoffen,  Mehl- 

f ehalt,  Holzfasergehalt,  Fettgehalt,  Aschegehalt, 
arbe,  Form,  innere  Struktur,  absolutes  Gewicht, 
specifisches  Gewicht,  Volumgewicht.  Das  Vo- 
lumgewicht, das  sich  allein  genügend  rasch 
und  sicher  automatisch  feststellen  lässt,  allen- 
falls noch  Farbe,  Form  und  Geruch  sind  bisher 
die  einzigen  Anhaltspunkte  der  Gradierung  in 
den  Lagerhäusern.  Wenn  diese  Bonitierung 
auch  im  allgemeinen  genügen  dürfte,  so  kommt 
doch  specitisch  verwendbare,  also  im  gewissen 
Sinne  Qualitätsware,  dabei  gerade  schlecht  weg. 
Endlich  dürfte  noch  die  Frage  der  Lom- 
bardierung des  im  Kornspeicher  lagernden 
Getreides  in  Betracht  kommen,  natürlich 
nur  dort,  wo  der  Einlagerer  Eigentümer  ge- 
blieben ist  und  nicht  die  Genossenschaft  das 
Eigentum  und  Risiko  des  Getreides  über- 
nommen hat.  Man  kann  wohl  sagen,  dass 
für  den  Kleinbesitzer  diese  Form  des  Kredits 
nicht  zu  empfelilen  ist,  weil  sie  zu  teuer  und 
umständlich  ist.  Für  den  Bauern  soUte  nur 
der  genossenschaftliche  Personalkredit  in 
Betracht  kommen.  Für  den  Grossgrund- 
besitzer liegt  der  Fall  anders;  ihm  kann 
ein  des  eventuellen  Preisf alles  liaiber  nur 
nicht  zu  hoch  bemessener  Lombardkredit 
auf  sein  Getreide  sehr  nützlich  sein.  Aber 
absolut  notwendig  sind  dazu  Lagerhäuser 
nicht,  wie  das  oben  erwähnte  Vorgehen  in 
Frankreich  beweist. 

In  der  letzten  Zeit  sind  die  deutschen 
Kornhausgenossenschaften  Gegenstand  heftiger 
Angriffe  seitens  des  Handels  in  der  Presse  und 
im  Parlament  gewesen  (vgl.  die  fortlaufenden 
Berichte  darüber  in  „Handel  und  Gewerbe"). 
Insofern  diese  Angriffe  sich  gegen  das  Genosseu- 
schaftsprincip  au  sich  richten,  wird  ihnen  eine 
Berechtigung  nicht  zugesprochen  werden  können. 
Etwas  anderes  wäre  es,  wenn  die  aus  Staats- 
mitteln hergestellten  Lagerhäuser  zu  sonstigen 
den  Handel  beeinträchtigenden  Thätigkeiten 
benutzt  würden,  wie  es  z.  B.  der  Firma  Raiff- 
eisen  und  Kons,  bezüglich  der  Casseler  Lager- 
häuser vorgeworfen  worden  ist.  Doch  wider- 
spricht letzteres  auch  schon  dem  Sinne  der 
Kornhausgesetze ;  deshalb  ist  die  diesbezügliche 
Resolution  des  deutschen  Haudelstages  vom 
2.  März  1899  gegenstandslos. 

Litteratur:    G,  Luther,    Die  Konstruktion  rnid 
Einrichtung  der  Speichert   speciell  der  Getreide- 


magazine,  in  ihren  neuesten  Vervulliommnufi^Rr 
Brawnachweig  1886.  —  Dergelbef  Die  -S«/^— 
Speicher  von  G<Uatz  und  Braila  1897.  —  U^i-- 
selbe.  Eine  n^ue  Konstruktion  von  Komlaff^''- 
häusem.  Als  Manuskript  gedruckt,  o.  J.  — 
JuL  Schadeberg,  Die  Silos,  S.  Ausffobe,  H^rJl* 
1854.  —  X#.  r.  OrasS'Klani'n^  Die  A*sociat**.'r: 
des  landwirtschaßlichen  Angebots,   Danzig  18 S:^. 

—  Derselbe,  Der  Komhandel  im  nordösilieh'^ « 
Deutsehl<ind  und  seine  Verkehrsbehindcrunge*^. 
Als  Manuskript  gedruckt,  o.  J.  —  J^erseUtc 
Die  wirtschaftliche  Bedeutung  der  KomzfJUe  Vf**f 
die  Möglichkeit  ihrer  Herabsetzung.  Mit  AnAaiiff  - 
Die  Komhäuscr  nach  amerikanischem  Mtut^r, 
Berlin  1891.  ~  Derselbe,  Die  Preisbildung  dr, 
Komfrucht.  (Separatabdruck  aus  der  Kmis- 
Zeitung),  Berlin  1891,  —  Verselbe,  Komknu* 
contra  Kanitz,  Berlin  1895.  —  Derselbe^  Zur 
Associalion  des  landwirtschaftlichen  AtigeboU, 
Berlin,  Buchdruckerei  nDie  I\)stu,  o.  J.  —  Denk- 
schrift über  die  Verbesserung  der  Lagerungs-,  Lösch- 
und  Ladeeinrichtungen  in  Berlin,  herausg.  von  rfefl 
Aeltesten  der  Kaufmannschaft  in  Berlin,  Bf  Hin, 
o.  J.  (1895).  —  Sering,  Die  landwirtschaftliche 
Konkurrenz  Nordamerikas,  Leipzig  1887.  — 
Ramm,  Die  Landwirtschaß  in  den  VereinigteR 
Staaten  von  Nordamerika,  Stuttgart  1895.  — 
Verselbe,  Konstruktion  und  Betrieb  eines  ein- 
fachen amerikanischen  Getreidehauses  {SiU*- 
speichers)  von  ca.  -2500  Ctr.  Fassungsraum,  in 
Holz  ausgeführt,  Stuttgart  1896.  —  Schumacher, 
Die  Getreidebörsen  in  den  Vereinigten  Staaten 
von  Nordamerika,  Jahrb.  f.  Nat.  u.  StaL,  S.  /*., 
Bd.  10  S.  361  ff.,  Bd.  11  S.  85  ff.,  161  ff.  — 
Wiedenfeld,  Der  deutsche  Cretreidehandd. 
Jahrb.  f.  Nat.  u.  Stal.,  S.  F.,  Bd.  9  S.  SS7  ff., 
041  ff.  —  MLüUer '  Alzey ,  Gcnossenschaß- 
licher  GetreideverkauJ ,  speciell  die  Gründung 
einer  Getreideverkaufsgenossenschaft  zu  Worms, 
1895.  —  Wygodzinshi,  Der  gemeinsame  Ab- 
satz der  landwirtschaßl.  Erzeugnisse  (Deutsche 
landwirtschafä.  Genossenschaßsbibliothck,  Heß  ^y, 
Ofenbach  1895.  —  CrUger,  Getreideabsatz- 
genossenschaßen  (Volkswirtschaftliche  Zeitfragen f 
Heft  186),  Berlin  1896.  —  Klapper,  Komhaus 
und  Kanitz.  Eine  Antwort  an  Herrn  r.  Grass, 
Leipzig  1895.  —  Verselbe,  Kornhäuser  und 
Kleinbahnen  (Stimmen  aus  dem  agrarischen 
Lager,  herausgegeben  vom  Bunde  der  Landtrirt^, 
Heft  4),  Berlin  1896.  —  (^nassenschafü icher 
Getreideverkauf  und  die  Errichtung  von  Korn- 
Juiuscm.  Sonderabdruck  atis  dem  amtlichen  Be- 
richt über  die  84-  Gesamtsil^ung  des  Landen- 
kulturrats  am  üö.,  t7.  und  28.  November  1896, 
Dresden  1896.  —  C  Stanka,  Reisebericht  über 
den  genossenscliafüichen  Absatz  landwirtschaß- 
licher  Produkte  in  Deutschland,  Brunn  1896.  — 
Zur  Errichtung  der  Gctreidehau-sgenossensehaß 
in  Gross- Pörhlarn  (Reisebericht),  St.  Pollen  1897. 

—  Fr,  Hofftnann,  Das  Versuchskomhaus  zu 
Berlin  NW.,  S  Hefte,  Berlin  1898.  —  Rabe, 
Die  Konihausgenosse )ischaß  ru  Halle  a.  S. 
(Fühlings  Landw.  Zeiischr.  vom  15.    VIJ.  189Sj. 

—  Otto  Böhm,  Die  Komhäuser,  Stuttgart  1898. 

—  Ertl  und  Licht,  Da^  landwirtschaftliche 
Gniossenschaf^wesen  in  Deutschland,  Wien  1899 
(umfajibendsle  Darstellung).  —  Ctyml^  de  MoC' 
quigny,  La  Cooperation  de  production  dans 
Vagrietdture,  Paris  1896.  —  Report  of  a  Com- 
mittee  appointed  by  the  Council  of  Ihe  Central 
and  Associ<tted  Chambers  of  Agriculture  an  O)- 
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*>p*^ration  for  ihe  sale  of  agricuUural  produce. 
l-*r^9ent€d  May  Srd ,  1898.  Publühed  by  the 
€S>:^ntral    Chamber    of  Ayriculturr,    London  SW. 

Oest^rreichUcher  GeseUentirvrf  betreffend  die 

.£7rrichlung  von  Berußgenossenschaften  der  Land- 
fr^  £rte,   710  der  Beilagen  zu  den  stenographischen 
J^^rotokollen  des  Abgeordnetenhauses,  XI.  Session, 
J^9S  (enthält  sehr  reiches  Material  in  den  3Io- 
ti^'en).  —  Entwurf  eines  Gesetzes  betreffend   die 
J*^rteeiterung   des   Staatseisenbahmietzts   und  die 
^Beteiligung  des  Staates  an  dem  Bau.  von  Privat- 
^^isenhahnen  und  Kleinbahnen  sowie  an  der  Er- 
richtung  vo^n  landwirtschaftlichen  Getreidelager- 
/idusern,    rom    5.    IV.    1896    (Drucksachen    des 
Jlfiuses  der  Abgeordneten,  18.  Legisl<tturperiode, 
JII.    Session,    1896,   iVV.    1S9.  —   Entwurf  eines 
Geseties  gleichen  Tilels,  vom  29.  IV.  1897  (Drnck- 
•^achen    d.  H.  d.  A.,   18.   Legislaturperiode,   IV. 
Session,  1896\97,  Nr.  208).  —  Berichte  übci'  die 
Verhandlungen    des    deutschen    Landwirtschafts- 
rates 1890  und  1896.  —  Congres  de  la  vente  du 
Ide,    Versailles    1900.    —    BWlter  für    Genossen- 
schaftswesen,  Berlin.  —    Jahrbücher   des   Allge- 
meinen  Verbandes  der  deutschen   landwirtschaft- 
lichen Genossenschaften  für  1895,  1896  und  1897, 
Offenback  a.  31.  1896,  1897  u.  1898.  —  Deutsche 
landwirtschaftliche  Cfenossenschaflspresse,  Dami- 
st'idt    [enthält    fortlaufende    Berichte    über    die 
Laff€rhausbewegu7ig) . 

W.   Wygodzinski. 


Kosegarten,  Wilhelm, 

^eb.  am  28.  XI.  1792  in  Altengamme  bei  Ham- 
burg (Vierlande),  gest.  am  11.  VII.  1868  in 
Graz,  habilitierte  sich  1839  als  Dozent  der 
Staatswissenschaften  in  Bonn  und  folgte  1855 
einem  Rufe  als  ausserordentlicher  Professor  der 
politischen  Wissenschaften  nach  der  Universität 
Graz. 

Als  Repräsentant  der  historischen  Staats- 
lehre der  katholisch-theologischen  Schule  schliesst 
sich  der  Feudalultramontane  Kosegarten  L.  v. 
Haller  und  Adam  Müller  an.  In  der  Geld  Wirt- 
schaft sieht  er  die  Ui*sache  des  sozialen  und 
wirtschaftlichen  Unfriedens  und  in  dem  frei- 
beuterischen Wirken  der  individuellen  Selbst- 
sucht (freie  Konkurrenz  und  unlauterer  W^ett- 
bewerb)  das  Mittel,  die  gemssenlosen  und  hab- 
gierigen Elemente  auf  Kosten  des  der  Ver- 
armung anheimfallenden  Volkes  zu  bereichem. 
Zu  einer  Schlichtung  des  Streites  zwischen  Ar- 
beit und  Kapital  erscheinen  ihm  die  Satzungen 
des  Konstitutionalismus  nicht  ausreichend,  da 
der  Fall  eintreten  könne,  dass  der  vierte  Stand, 
die  Klasse  der  besitzlosen  Arbeiter,  eine  Ver- 
tretung durch  die  Plutokratie  zurückweist. 

Kosegarten  veröffentlichte  von  Staats  wissen- 
schaftlichen Schriften  a)  in  Buchform:  Cora- 
mentatio  exhibens  historiam  principiorum  quae 
Job.  Law,  Scotus,  et  Philippus,bux  Aurelianensis, 
regno  franco-gallici  vicanus,  in  tractandis  debitis 
puolicis  secuti  sunt,  Göttingen  1815.  (Gekrönte 
Preis-  und  Promotionsschrift,  die  sich  über  das 
Kreditsystem  des  Schotten  Law  und  die  Theorie 
verbreitet,  welche  Law  und  der  Regent  Philipp 
von  Orleans  zur  missglückten  Deckung  der 
Staatsschuld  durch  Staatspapiergeld  verfolgten.) 


—  Rousseau  gegen  Hobbes,  oder  über  das  Dogma 
der  Souveränität  des  Volkes  und  über  den 
wahren  Grund  der  Herrschergewalt  im  Staate, 
Hamburg  1832.  —  De  valons  et  pretii  vi  et 
momentis  in  economia  politica,  Bonn  1838. 
(Promotionsschrift.  Neben  der  Bewunderung, 
die  er  hierin  dem  Bicardoschen  Scharfsinne  zollt, 
greift  er  indirekt  durch  häufige  Bezugnahme 
auf  Sismondis  ,,Etudes  sur  l'economie  politique" 
das  Smithsche  Industriesystem  an.)  —  Betrach- 
tungen über  die  Veräusserlichkeit  und  Teilbar- 
keit des  Landbesitzes,  mit  besonderer  Rücksicht 
auf  einige  Provinzen  der  preussischen  Monarchie, 
ebd.  1842.  (Kosegarten  tritt  in  dieser  Schrift 
als  Intei'pret  des  afi^arischeu  Feudalismus  auf, 
vei-wirft  die  Zerstückelung  des  Landbesitzes  zu 
Gunsten  der  möglichsten  Gebundenheit  desselben, 
will  die  alte  historische,  nach  Hufen  berechnete 
Einteilung  der  Bauerngüter  erhalten  wissen  und 
stützt  seinen  Abscheu  gegen  die  Kapitalisierung 
des  Grundeigentums  auf  den  Satz,  dass  bei  dem 
Landbau  die  Arbeit  und  nicht  das  Kapital  das 
wichtigste  Produktionselement  sei.)  —  Geschicht- 
liche und  systematische  Üebersicht  der  National- 
ökonomie, Wien  1856.  —  Üebersicht  der  National- 
ökonomie oder  Volkswirtschaftslehre,  ebd.  1856. 

—  Geschichtliche  und  systematische  Üebersicht 
der  Nationalökonomie  oder  Volkswirtschaftslehre 
als  Grundlage  der  Volkswirtschaftspolitik.  Ein 
Leitfaden  für  Vorlesungen,  ebd.  1856.  (Eine 
Zusammenziehung  der  beiden  vorhergehenden 
Schriften,  die  in  ihrem  theoretischen  Teile  den 
historisch  interessanten,  für  die  Wissenschaft 
selbst  aber  fruchtlosen  Versuch  macht,  Theoreme 
von  Ortes  und  Gioja  ein6r-,  Moser,  Adam  Müller 
und  Sismondi  andererseits  nach  ihren  verwandt- 
schaftlichen Beziehungen  zu  beleuchten,  die 
ferner  vor  dem  Versöhnungs  versuch  zwischen  der 
MüllerschenmittelalterlichenRestaurationspolitik 
und  dem  Kosmopolitismus  Adam  Smiths  nicht 
zurückschreckt.  Der  praktische  Teil  des  Buches 
negiert  und  verdammt  jede  Wirtschaftsreform 
des  19.  Jahrhunderts,  welche  dem  Aussaugungs- 
system  des  Kapitals,  der  modernen  Geld  Wirt- 
schaft, dem  Princip  der  freien  Konkurrenz  irgend 
welche  Zugeständnisse  macht,  imd  verteidigt 
dagegen  alles,  was  die  kulturellen  Fortschritte 
des  Zeitgeistes  perhorresciert  haben:  Fronden 
und  Naturalsteuern,  Zins-  und  Kornwucher- 
gesetze, Zunftzwang  und  Lebensmitteltaxen  etc. 
etc.  —  Kosegarten  war  beteiligt  an  dem  Werke : 
Vier  Abhandlungen  über  das  konstitutionelle 
Princip  von  J.  Held,  R.  Gneist,  G.  W'aitz  und 
W.  Kosegarten  (A.  v.  Haxthausen,  Das  kon- 
stitutionelle Princip  etc.,  Bd.  II),  Leipzig  1864 
durch  den  Beitrag:  Die  Volkswahlen  und  die 
Volksherrschaft  in  ihren  politischen  und  sozialen 
Wirkungen,  S.  219/379. 

b)  in  Zeitschriften:  1.  Im  Archiv 
der  politischen  Oekonomie  und  Polizeiwissen- 
schaft, Heidelberg:  Ueber  die  Handelsverhält- 
nisse  zwischen  den  nordamerikanischen  Frei- 
staaten und  Europa  in  den  letzten  Jahren, 
Bd.  IV,  1840,  8.  367/76.  -  2.  In  Janus,  Berlin: 
Organisation  der  Arbeit  und  der  freien  Kon- 
kurrenz, Jahrg.  1847,  Heft  2—4.  (Er  bekämpft 
hierin  die  Gewerbefreiheit  zu  Gunsten  der  staat- 
lichen Monopolisierung  der  Industrie,  prophezeit 
als  unausbleibliche  Folge  der  freien  Konkurrenz 
Verarmung  des  Volks  und  Ueberfüllung  der 
Armenhäuser  und  zieht  das  sozialistische  Kor- 
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rektiv  des  Loses  der  arbeitenden  Klasse  deren 
Ausbeutang  dnrch  den  Kapitalismus  vor.)  — 
3.  In  Neue  Jahrbücher  für  Geschichte  und  Poli- 
tik, herausgegeben  von  Bülau :  Noch  einige  Be- 
merkungen über  die  englische  Getreidegesetz- 
gebung, Jahrg.  1»40,  Bd.  II,  S.  45  ff.  —  Ueber 
aas  slawisch-russische  Staatssystem  und  dessen 
Vergleichung  mit  dem  germanischen  und  dem- 
jenigen der  modernen  Repräsentativverfassungen, 
Jahrg.  1846,  Bd.  I,  S.  97  ff.  —  Bemerkungen 
über  Irland,  veranlasst  durch  die  dem  britischen 
Parlamente  vorgelegte  ZwangsbiD,  Jahrg.  1846, 
Bd.  II,  S.  97 ff.  -  Der  Zollschutz,  der  Zoll- 
verein und  die  ünterscheidungszölle,  gegenüber 
den  norddeutschen  Küstenstaaten  und  Hause- 
städten, Jahrg.  1846,  Bd.  I,  S.  481  ff.  —  An- 
sichten britischer  Politiker  über  Oesterreich  und 
sein  Verhältnis  zu  Deutschland,  Jahrg.  1849, 
Bd.  II,  S.  481  ff.  —  Er  war  ferner  als  Mit- 
arbeiter an  dem  reaktionären  „Berliner  poli- 
tischen Wochenblatt"  beteiligt. 

Vgl.  über  Kosegarten:  Kautz,  Theorie 
und  Geschichte  der  ^sationalökonomik,  Bd.  II, 
Wien  1860,  S.  668/69.  —  Röscher,  Geschichte 
der  Nat.,  München  1874,  S.  102.)  26.  —  Allge- 
meine deutsche  Biographie,  Bd.  XVI,  Leipzig 
1882,  S.  751. 
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Krankenversicherung. 

I.  Die  K.  in  Deutschland.  1.  Geset>z- 
liche  Grundlage.  2.  Personenkreis.  3.  Ver- 
sicherungöorgane.  4.  Begründung,  Feststellung, 
Unterbrechung,  Beendigung  und  Fortsetzung, 
der  Mitgliedschaft,  ö.  Leistungen  der  Versiche- 
rung. 6.  Aufbringung  deiv  Mittel.  7.  Verhält- 
nis zu  anderen  Ansprüchen.  8.  Landesrechtliche 
K.  9.  Statistisches.  IL  Die  K.  in  Oester- 
reich. 10.  Gesetzliche  Grundlage.  11.  Per- 
sonenkreis. 12.  Versicherungsorgane.  13.  Be- 
gründung, Feststellung,  Beendigung  und  Fort- 
setzung der  Mitgliedschaft  14.  Leistungen  der 
Versicherung.  15.  Aufbringung  der  Älittel.  16. 
Verhältnis  zu  anderen  Leistungen.  17.  Sta- 
tistisches. III.  Die  K.  in  Ungarn.  18.  Ge- 
setzliche Grundlagen.  19.  Personenkreis.  20. 
Versicherungsorgane.  21.  Kontrolle,  Beendigung 
und  Fortsetzung  der  Mitgliedschaft.  22.  Leis- 
tungen der  Versicherung.  23.  Aufbringung  der 
Mittel.  24.  Statistisches.  IV.  Die  K.  in 
anderen  Ländern. 

I.  Die  Krankenversicherung  in  Deutsch- 
land. 

1.  Gesetzliche  Gmndlage.  Die  Grund- 
lage der  heutigen  reichsgesetzlichen  Zwangs- 
krankenversichenuig  bildet  das  G.  v.  15.  Juni 
1888  »betr.  die  Krankenversicherung  der  Ar- 
beiter« iu  Verbindung  mit  dem  »Ausdeh- 
nungsgesetz« vom  28.  Mai  1885  und  dem 
G.  V.  5.  Mai  1886  »betr.  die  UnfaU-  und 
Krankenversicherung  der  in  land-  und  forst- 
wirtschaftlichen Betrieben  beschäftigten  Per- 
sonen«. 

Die  mit  diesen  Gesetzen  gemachten  Er- 
faluningen  nötigten  dazu,  eine  ganze  Reihe 


von  Einzelbestimmungen  des  G.  v.  l.\  Ja::! 
1S83  abzuändern.  Durch  die  Novelle  vr.ru 
10.  April  1892,  die  auf  einem  im  Herl*-t 
1890  vorgelegten  Entwürfe  beruht,  wiirit-  i 
die  erforderlichen  Aenderungen,  v».-lch»> 
grundsätzliche  Fragen  nicht  lietreffen,  vor- 
genommen und  gleichzeitig  das  ganze  Gtvetz 
in  der  neuen  Fassung  als  » Kranken  versieh» - 
rungsgesetz*  ^)  veniff entlicht  Einige  Para- 
graphen desselben  sind  durch  das  G.  v.  3»  ♦. 
Juni  1900  geändert  worden. 

Mit  subsidiärer  Bedeutung  bestehen  nel^f^u 
diesem  Gesetz  noch  die  Vorschriften  «J-r 
Gew.-O.  über  die  Innungskrankenkas^er., 
ferner  mit  gewissen  Aenderungen  die  landt— 
rechtlichen  Vorschriften  über  Knappschaft>- 
kassen,  über  die  nach  Landesrecht  errichteten 
und  den  eingeschriebenen  Hilfskassen  g-leL-h- 
gestellten  Hilfskassen  und  über  die  nach 
einzelnen  I^andesrechten  den  Gemeinden  ol*- 
liegende  Kranken versichenmg  und  eudlith 
das  Hilfskassengesetz  vom  7.  April  IST^i 
mit  den  durch  die  Novelle  vom  1,  Juni  1*n>:1 
bedingten  Aenderungen. 

Die  durch  die  Seemannsordnung  vom  27. 
Dezember  1872,  durch  Art  5r>3ff.  •i*'> 
D.  H.G,B.  V.  10.  Mai  1897  2)  und  durch  die 
Gesindeordnungen  begründeten  Veri)flioh- 
tungen  zur  Krankenfürsorge,  die  Vorschriften 
über  sonstige  besondere  Unterstützungskassen 
und  über  die  öffentliche  Armenpflege  wer- 
den durch  das  Gesetz  nicht  berührt.  Eine 
gewisse  Ergänzung  des  letzteren  durch 
Landesgesetze  ist  zulässig. 

2.  Personenkreis.  Das  Krankenversiche- 
rungsgesetz vom  10.  April  1892  unterscheidet 
einen  gesetzlichen  und  einen  statutarischen 
Versicherungszwang,  neben  dem  noch  eice 
Versicherungsberechtigung  besteht  (§  1  ff.). 

Dem  gesetzliche n  Versicherun g>- 
zwange  unterliegen  die  Personen,  die 
gegen  Gehalt  oder  Lohn  beschäftigt  sind 
a)  in  Bergwerken,  Salinen,  Aufbereitungs- 
anstalten,  Brüchen  und  Gruben,  in  Fabriken 
und  Hüttenwerken,  beim  Eisenbahn-.  Binnen- 
schi ff  alirts-  tmd  Baggereibetriebe,  auf  Werften 
mid  bei  Bauten; 

b)  im  Handelsgewerbe  (Handlungsge- 
hilfen und  -lehrlinge  nur,  sofern  durch  Ver- 
trag die  ihnen  nach  Art.  68  des  D.  H.G.B.  ^) 
zustehenden  Rechte  aufgehoben  oder  be- 
schränkt sind),  im  Handwerk  imd  in  sons- 
tigen stehenden  Gewerbebetrieben; 

c)  im  Geschäftsbetriebe  der  Anwälte,  N«> 
tare  und  Gerichtsvollzieher,  der  Kranken- 
kassen, Berufsgenossenschaften  und  Versiche- 
rungsanstalten ; 


^)  Die  Paragraphen  dieses  Gesetzes  werden 
in  den  nachstehenden  Ausführungen  ohne  Zu- 
satz citiert. 

')  Früher  Art.  523  ff.  des  Allg.  D.  H.G,B. 

3)  Früher  Art.  60  des  Allg.  D.  H.G.B. 
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d)  in  Betrieben,  in  denen  Dampfkessel 
cx.ler  durch  elementare  Kraft  bewegte  Trieb- 
"werke  dauernd  verwendet  werden; 

e)  in  dem  gesamten  (technischen)  Be- 
tT-iebe  der  Post-  und  Telegraphen verwjü- 
limgen  sowie  in  den  (wii-tschaftlichen)  Be- 
t:  rieben  der  Marine-  imd  Heeresverwaltungen. 

Ausgenommen  sind  kraft  Gesetzes 
n.  >  alle  diejenigen,  deren  Beschäftigung  dui-ch 
<-lie  Natiu*  ihres  Gegenstandes  oder  im  vor- 
n.\is  durch  den  Arbeitsvertrag  auf  einen  Zeit- 
i-aum  von  weniger  als  einer  Woche  be- 
schränkt ist, 

b)  die  Gehilfen  und  Lehrlinge  in  Apo- 
theken, 

c)  die  Besatzung  von  Seeschiffen,  auf  die 
§§48  und  49  der  Seemannsordnung  vom 
t27.  Dezember  1871  Anwendung  finden, 

d)  Betriebsbeamte,  Werkmeister,  Tech- 
niker, Handlungsgehilfen  und  Lehrlinge  und 
die  oben  unter  c  genannten  Personen,  so- 
fern ilir  Arbeitsverdienst  an  Lohn  oder  Ge- 
lialt  6*/3  Mark  für  den  Arbeitstag  oder  2000 
Mark  für  das  Jahr  übersteigt, 

e)  Personen  des  Soldatenstandes  sowde 
solche  in  Betrieben  oder  im  Dienste  des 
Reiches,  eines  Staates  oder  Kommunalver- 
Viandes  beschäftigten  Personen,  die  dem 
Reiche,  Staate  oder  Kommunalverbande 
^genüber  in  Krankheitsfällen  Anspruch  auf 
Portzahlung  des  Gehaltes  oder  Lohnes  für 
mindestens  13  Wochen  nach  der  Erkrankung 
oder  auf  eine  den  gesetzlichen  Mindestleis- 
tungen (s.  u.  sub  5)  entsprechende  Unter- 
stützung haben. 

Auf  ihren  Antrag  sind  von  der 
Versicherungspflicht    zu   befreien 

a)  Personen,  die  infolge  von  Verletzungen, 
Gebrechen,  clm)nischen  Krankheiten  oder 
Alter  nur  teil-  bezw.  zeitweise  erwerbsfähig 
sind,  falls  der  unterstützungspflichtige  Ar- 
menverband zustimmt, 

b)  Personen,  die  gegen  den  Arbeitgeber 
einen  Rechtsanspruch  auf  eine  den  gesetz- 
lichen Mindestleistungen  (s.  u.  sub  5)  ent- 
sprechende Unterstützung  im  Krankheitsfalle 
haben,  falls  die  erforderliche  Leistungsfähig- 
keit des  Arbeitgebers  gesichert  ist. 

Endlich  sind  auf  Antrag  des  Arbeit- 
gebers zu  befreien 

a)  Lehrlinge,  denen  diu-ch  den  Arbeit- 
geber während  der  Lehrzeit  Anspruch  auf 
h-eie  Kur  oder  Verpflegung  in  einem  Kran- 
kenhause für  13  Wochen  gesichert  ist, 

b)  arbeitslose,  iu  Arbeiterkolonieen  und 
ähnlichen  Anstalten  vorübergehend  beschäf- 
tigte Personen. 

Eine  Ausdehnung  des  Versiche- 
rungszwanges ist  zunächst  durch  die 
Landesgesetzgebung  bezüglich  der 
land-  und  forstwirtschaftlichen  Arbeiter  mög- 
lich (§  133  des  G.  v.  5.  Mai  1886),  ferner 
durch  Verfügung  des   Reichskanzlers, 


bezw.  der  Centralbehörde  bezüglich  solcher 
in  Betrieben  oder  im  Dienste  des  Reichs 
oder  eines  Staates  beschäftigten  Personen, 
die  nicht  bereits  nach  dem  Gesetze  versiche- 
rungspflichtig sind,  ferner  durch  Beschluss 
des  Bundesrates  bezüglich  der  Hausindus- 
triellen und  endlich  durch  s  t  r.  t  u  t  a  r  i  s  c  h  e 
Bestimmung  einer  Gemeinde  oder 
eines  weiteren  Kommunalverban- 
des. 

Diesem  statutarischen  Versicherungszwang 
können  unterworfen  werden: 

a)  Personen,  die  nach  der  Natur  des 
Gegenstandes  ihrer  Beschäftigimg  oder  nach 
ihrem  Arbeitsvertrage  für  weniger  als  eine 
Woche  beschäftigt  werden, 

b)  Personen,  die  in  Betrieben  und  im 
Dienste  der  Gemeinde  beschäftigt  werden 
und  nicht  nach  anderweitigen  reichsgesetz- 
lichen Bestimmungen  versicherungspfhchtig 
sind, 

c)  Familienangehörige  des  Unternehmers, 
welche  nicht  auf  Grund  eines  Arbeitsver- 
trages im  Betriebe  desselben  beschäftigt 
werden, 

d)  die  HausindustrielJen, 

e)  die  Handlungsgehilfen  und  -lehrhnge, 
welche  nach  den  oben  angegebenen  Bestim- 
mungen   nicht   versicherungspflichtig    sind, 

f)  die  land-  und  forstwirtschaftlichen  Ar- 
beiter und  Betriebsbeamten. 

Die  Versicherungsberechtigung 
ist  entweder  eine  gesetzliche  oder  eine  (orts- 
bezw.  kommunalverbands-)  statutarische.  Laut 
Gesetz  sind  beitrittsberechtigt 

a)  die  Dienstboten  (jedoch  nur  zur  Ge- 
meindekrankenversicherung)  (s.   u.   sub   3), 

b)  diejenigen  nicht  versicherungspflich- 
tigen Personen,  welche  in  versicherungs- 
pflichtigen Betrieben  beschäftigt  werden,  so- 
fern sie  nicht  mehr  als  2000  Mark  Jahres- 
einkommen haben  (§§  4,  19,  63  und  72). 

Durch  statutarische  Bestimmung  einer 
Gemeinde  oder  eines  weiteren  Kommunal- 
verbandes kann  auch  sonstigen  nicht  ver- 
sicherungspflichtigen Personen  mit  niclit 
mehr  als  2000  Mark  Jahreseinkommen  der 
Beitritt  gestattet  oder  die  Beitrittsberechti- 
gung verliehen  werden. 

8.  Yersichemngsorgane.  Die  Durch- 
führung der  reichsgesetzlichen  Krankenver- 
sicherung ist  einer  Reihe  von  Organen  über- 
trafen, die  teilweise  sclion  bestanden,  teil- 
weise neu  gebildet  wurden.  Für  die  Orga- 
nisation gilt  als  leitender  Gnmdsatz  die  be- 
rufliche Zusammenfassung  der  Versicherungs- 
pflichtigen in  örthch  begrenzte  Organe 
(Krankenkassen)  mit  eigener,  von  Arbeit- 
gebern und  Arbeitnehmern  durchzuführender 
Verwaltimg.  Derartige  Organe  sind  die 
nachstehenden : 

a)  Die  Ortskrankenkassen  (§§  16 
bis  48).    Diese  sind  als  die  liauptsächlichste 
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Kassenform  anzusehen.  Sie  werden  von  den 
Gemeinden  errichtet  und  zwai'  in  der  Regel 
fili-  die  im  Uemeindebezirk  beschäftigten 
Versicherungspflichtigen  eines  Gewerbe- 
zweisres   oder   einer  Betriebsart,  sofern   die 


der  Kasse  nicht  gedeckt  werden  könneo. 
Im  übrigen  gelten  auch  hier  die  meisten 
der  für  die  Ortskrankenkassen  bestehenden 
Bestimmungen. 

c)  Die   Baukrankenkassen   (ij§  C9 


beteiligte  Zahl  der  Vei-sicherungspf lichtigen   bis  72).    Dieselben  sind  auf  Anordnung  der 


mindestens  100  beträgt.  Unter  gewissen 
Voraussetzungen  ist  indes  auch  die  Zusam- 
menfassung mehrerer  Berufsarten  sowie  die 
Zusammenlegung  melirerer  Gemeinden  zu- 
lässig (gemeinsame  Ortskranken kavssen).  Das 
Statut  der  Kasse  wird  nach  Anhönuig  der 
Beteiligten  oder  ihrer  Vertreter  von  der  Ge- 
meinde errichtet  und  bedarf  der  Genelimi- 
gr.ng  durch  die  höhere  Verwaltungsbehörde. 
Die  Ortskrankenkasse  hat  juristische  Persön- 
lichkeit kraft  des  GcvSetzes.  Ihre  Verwal- 
tung unterliegt  der  staatlichen  Aufsicht. 
Ihre  Organe  sind  die  Generalversammlung, 
die  aus  den  Kassenmitgliedern,  d.  h.  den 
zur  Kasse  geh()rigen  Arbeitnehmern  oder 
aus  deren  Delegierten^)  besteht,  und  der 
Vorstand.  Die  Arbeitgeber  müssen  in  beiden 
Organen  nach  dem  Verhältnis  ihrer  Beiträge 
vertreten   sein,   dürfen    aber   mehr   als    ein 


höheren  Verwaltungsbehönle  von  den  Bau- 
herren grösserer  vorübergehender  Baubetriebe 
zu  errichten  und  unterliegen  im  allgemeinet 
denselben  Vorschriften  wie  die  Betriebs- 
krankenkassen, denen  sie  ilirem  Wesen  nach 
zuzurechnen  sind. 

d)  Die  Innungskrankenkassen  (ji 
G3),  wie  sie  gemäss  Tit.  VI  der  Gew.-il. 
von  Innungen  für  Gesellen  und  Lehrünire 
ihrer  Mitglie^ler  errichtet  werden.  Die  In- 
nungskrankenkassen entbehren  der  juristi- 
schen Selbständigkeit,  stellen  sich  vieimehr 
als  durch  Xobenstatut  zu  regelnde  Einrich- 
tungen der  Innungen  dar. 

e)  Die  Knappschaftskassen  (§  74», 
die  auf  Grund  der  berggesetzlichen  Bestim- 
mungen errichtet  und  nach  diesen  behandelt 
werden,  aber  ilu-e  Leistungen  den  für  die 
Betriebskrankenkassen  vorgeschriebenen  Min- 


Drittel  der   Stimmen    nicht   besitzen.     Der  j  destloijtungen  (s.  u.  sub  5)  anpassen  müssen. 
Bestand  der  Kasse  wird  beendigt  durch  Auf- 1       Neben  diesen  Kassenformen  besteht  nc«eh 


lösung  auf  Antrag  der  Generalversammlung 
oder  durch  Schliessung  seitens  der  höhereu 
Verwaltimgsbehörde  bei  zu  starker  Vermin- 
derung der  Mitgliederzahl  oder  zu  hoher 
Belastung  der  Kasscnmitglieder. 

b)  Die  Betriebs-  oder  Fabrik- 
krankenkassen (^§§  59—68).  Ihre  Er- 
richtung kann  durch  den  Arbeitgeber  für 
die  Arbeiter  der  eigenen  Fabrik  erfolgen, 
sofern  die  Arbeiterzahl  mindestens  50  be- 
trägt ;  die  Errichtung  muss  erfolgen  bei  50 
und  mehr  Arbeitern,  falls  die  Gemeinde,  in  scheint  und  durch  ihre  Organe  die  Verwal- 
der  die  Beschäftigung  stattfindet,  oder  die  i  tung  führt.  Für  mehrere  Gemeinden  kaim 
Krankenkasse,  zu  der  die  beschäftigten  Per- 1  eine  gemeinsame  Gemeindekrankenversiche- 
sonen  gehören,  dies  beantragt,  und  ohne  i  ^"ng  errichtet  wenlen,  falls  die  Gemeinden 
Rücksicht   auf   die  Arbeiterzahl,  w-enn    der  |  ilt)ereinstimmende     bezügliche     Beschlüsse 


die  Gern  ein  dekrankenversicheninc: 
(§S  4—15).  Die  Gemeindekran kenversiche- 
nmg  tritt  subsidiär  ein  für  alle  diejenigen 
Versiclierungspflichtigen,  die  in  den  unter 
a — e  genannten  Kassenformen  kein  Unter- 
kommen finden  bezw.  nicht  einer  den  ge- 
setzlichen Vorschriften  genügenden  Hilfs- 
kasse angehören.  Die  Gemeindekrankenver- 
sicherung  ist  keine  selbständige  Kranken- 
kasse, sondern  eiiiO  Einrichtung  der  Ge- 
meinde,  die    ihrerseits   als  Versicherer   er- 


Betrieb eine  besondere  Krankheitsgefahr  auf- 
weist. Das  Kassenstatut  wii-d  vom  Betriebs- 
unternehmer nach  Anhönmg  der  Versiche- 
rungspflichtigen errichtet.  Der  Unternehmer 
kann  sich  oder  seinem  Vei-treter  den  Vor- 
sitz in  der  General vei-sammlung  und  im  Vor- 
stande durch  das  Statut  sichern  und  hat 
die  Rechnungs-  und  Kassenführung  auf  seine 


fassen  oder  der  weitere  Kommunalverband 
die  Errichtung  beschliesst,  oder  endlich, 
wenn  die  höhere  Verwaltungsbehöi-de  wegen 
zu  gennger  Zahl  oder  zu  hoher  Belastujig 
der  Versicherten  in  einer  oder  melireren  Ge- 
meinden die  Zusammenfassung  der  betreffen- 
den Gemeinden  anordnet 

Bei   den   bisher    besprochenen    Organen 


Kosten  und  unter  seiner  Verantwortlichkeit  besteht  der  Grundsatz  des  Beitrittszwanges 


besorgen  zu  lassen.  Gegenüber  der  Kasse 
hat  der  ünternelimer  eine  Vorschusspflicht, 
falls  die  Kassen  bestände  zur  Deckung  der 
laufenden  Ausgaben  nicht  ausreichen,  und 
eine  Zuschusspflicht,  wenn  die  Beiträge  auf 
das  hMiste  zulässige  Mass  erhöht  sind,  trotz- 
dem aber  die  gesetzlichen  Mindestleistungen 

^)  Aus  Delegierten  muss  die  Generalver- 
ßammlung  bestehen,  wenn  die  Kasse  500  oder 
mehr  Mitglieder  zählt. 


für  die  Vereicherungspflichtigen,  dem  die 
Aufnahmeverpflichtung  der  Kasse  entspricht 
Diese  beiden  Eigentümlichkeiten  fehlen  bei 
den  »eingeschriebenen  Hilfskassen«,  deren 
Organisation  überhaupt  auf  anderen  Gnnid- 
sätzen  beruht  (vgl.  den  Art.  Hilfskassen 
oben  Bd.  IV  S.  1201  ff.).  Gleichwohl  sind 
die  eingeschriebenen  Hilfskasseu  auch  an 
der  Durchführung  der  reiclisgesetzlichen 
Krankenversicherung  beteiligt  insofern, 
als    ^Mitglieder    solcher    Kassen    imter    be- 
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tiinmten  Voraussetzungen  von  der  Ver- 
>flichtiing',  einem  der  oben  genannten  Ver- 
icheningsorgane  anzugehören,  befreit  sind. 
3io  Befreiung  tritt  nur  ein,  wenn  die  Hilfs- 
cast>e  den  versicheningspflichtigen  Mitglie- 
iern  bezw.  der  Mitgliederklasse,  zu  welcher 
ier  Versicherungspflichtige  gehört,  die  ge- 
?*^tzliclieii  Mindestleistungen  (s.  u.  sub  5) 
p:e  währt.  Hierbei  muss  nach  dem  G.  v.  10. 
April  1892  in  der  Regel  freie  ärztliche  Be- 
hanillung,  Arznei  etc.  in  natura  gegeben 
wenlen,  ^vährend  vordem  statt  dessen  be- 
stimmte Geldentschädigun^n  zulässig  waren. 
Zur  Zeit  ist  ein  Ersatz  m  Geld  (in  Höhe 
von  2o**/o  des  ortsüblichen  Tagelohnes  des 
BesehäftigTingsortes)  nur  gegenüber  solchen 
liilfskassenmitgliedern  erlaubt,  die  zugleich 
dor  Gern eindekranken Versicherung  oder  einer 
der  oben  unter  a— e  genannten  Kassen  an- 
g^^iioren. 

Deu  eingeschriebenen  Hilfskassen  werden 
auch  diejenigen  auf  Gnmd  landesrechtlicher 
Torschriften  errichteten  Hilfskassen  gleich- 
gestellt, deren  Statut  von  einer  Staatsbe- 
hörde genehmigt  ist,  doch  müssen  alsdann 
<lie  Vorschriften  des  Statuts  über  die  Bil- 
dimg des  Reservefonds  den  §§32  und  33 
entsprechen  (§§  75—76). 

Yür    gewisse    Angelegenheiten    können 
«iich  die  Orts-,  Betriebs-,  Bau-  und  Innungs- 
krankerikassen  und  die  Organe  der  Gemeinde- 
krankenversicherung —    alle   diese,  sofern 
sie   innerhalb    des   Bezirks   dereelben  Auf- 
sichtsbehörde   belegen    sind    —   zu    einem 
Verbände   vereinigen.     Auch  diese  Ver- 
lande sind  selbständige  Rechtssubjekte  und 
bedürfen  eines  eigenen  Statuts,  das  von  der 
höheren  Verwaltungsbehörde  zu  genehmigen 
ist.    Die  Verbandsbildung  ist  stets  freiwillig 
und  lieruht  deshalb  lediglich  auf  den  über- 
einstimmenden Beschlüssen   der  beteiligten 
Versicherungsorgane.    Auf  demselben  Wege 
erfolgt  ihre  Auflösung.    Die  Verbandskosten 
werden  —  mangels  eines  anderweitigen  Ueber- 
einkommens  —  nach  der  Summe  der  Kassen- 
beiträge auf  die  einzelnen  Kassen  umgelegt. 
Die  Verbandszwecke    sind   beschränkt   auf 

1.  Anstelhmg  gemeinsamer  Rechnungs- 
und  Kassen  führer  und  sonstiger  gemeinsamer 
Berliensteten, 

2.  Abschluss  gemeinsamer  Verträge  mit 
Aerzten,  Apotheken,  Krankenhäusern  und 
Lieferanten  von  Heilmitteln  und  sonstigen 
Bedürfnissen  der  Krankenpflege, 

3.  Anlage  und  Betrieb  gemeinsamer 
Kranken-  und  Genesungshäuser, 

4.  gemeinsame  Bestreitung  der  Kranken- 
iinterstützungskosten  bis  zu  fiO^/o  derselben. 
i§§  46,  46a,  46  b,  64,  72,  73.) 

4.  Begründung,  Feststellung,  Unter- 
brechung, Beendigung  und  Fortsetzung 
der  Mitgliedschaft.  Jeder  Versichenuigs- 
pflichtige  wird  mit  dem  Eintritt  in  die  Be- 


schäftigung auf  Gnmd  des  Gesetzes  Mit- 
glied derjenigen  Orts-,  Betriebs-,  Bau-  oder 
Innungskrankenkasse,  die  filr  die  Arbeiter 
seines  Berufs  bezw.  Betriebes  am  Beschäfti- 
gungsorte besteht,  bezw.  der  Gemeinde- 
krankenversichenmg,  falls  solche  Kassen  für 
ihn  nicht  in  Betracht  kommen.  Der  Ver- 
sicherungspflichtige kann  sich  diesem  Bei- 
trittszwange nur  dann  entziehen,  wenn  er 
einer  den  Vorscliriflen  des  §  75  entsprechen- 
den Hüfskasse  angehört.  Die  Mitgliedschaft 
bei  den  vorgenannten  Kassen  bezw.  bei  der 
Gemeindekrankenversicherung  ist  von  der 
Erfüllung  einer  besonderen  Formalität  nicht 
abhängig.  Zur  leichteren  Feststellung  des 
Mitgliederbestandes  und  im  Interesse  der 
Kontrolle  ist  indes  eine  Meldepflicht  für  die 
Arbeitgeber  und  die  Hilfskassen  durch  §§  49 
bis  50  begründet.  Ihre  Versäumnis  zieht 
gemäss  §  81  eine  Geldstrafe  bis  zu  20  Mark 
und  ausserdem  für  den  Arbeitgeber  im  F^le 
des  Vorsatzes  oder  der  Fahrlässigkeit  die 
Pflicht  zur  Erstattung  aller  Aufwendungen 
nach  sich,  die  vor  der  Anmeldung  von  der 
Gemeindekranken  Versicherung  bezw.  der  Orts- 
krankenkasse für  den  Nichtangeraeldeten  ge- 
macht werden  mussten.  Vom  Arbeitgeber 
sind  anzumelden  alle  Versicherungspflich- 
tigen, die  nicht  einer  Betriebs-,  Bau-,  In- 
uungs-,  Knappschafts-  oder  einer  dem  §  75 
genügenden  Hüfskasse  angehören.  Die  An- 
meldung muss  spätestens  am  dritten  Tage 
nach  Beginn  der  versicherungspflichtigen 
Beschäftigung  erfolgen.  Dieselben  Personen 
sind  vom  Arbeitgeber  in  gleicher  Frist  nach 
Beendigimg  der  Beschäftigung  wieder  abzu- 
melden. Die  Meldefrist  kann  durch  Be- 
schluss  der  Verwaltung  der  Gemeindekran- 
kenversicherung oder  durch  das  Statut  der 
Ortskrankenkasse  bis  zum  letzten  Werktage 
der  Kalenderwoche,  in  welcher  die  dreitägige 
Frist  abläuft,  erstreckt  werden-. 

Die  Hilfskaasen  der  im  §  75  bezeichneten 
Art  müssen  jedes  Ausscheiden  eines  ver- 
sicherungspflichtigen Mitgliedes  und  jedes 
üebertreten  desselben  in  eine  niedrigere 
Mitgliederklasse  binnen  Monatsfrist  an- 
melden. 

Die  Mitgliedschaft  bei  Orts-,  Betriebs-, 
Bau-  und  Innungskrankenkassen  kann  (§  19 
Abs.  5,  §  63  Abs.  3,  §  72  Abs.  3,  §  73) 
durch  fi*ei willigen  Austritt  des  Versicherungs- 
pfhchtigen  am  Schlüsse  des  Rechnungsjahres 
beendigt  werden,  sofern  dieser  den  Austritt 
spätestens  3  Monate  vorher  beim  Vorstande 
beantragt  und  vor  dem  Austritte  nachweist, 
dass  er  Mitglied  einer  dem  §  75  entsprechen- 
den Hilfskasse  geworden  ist. 

Im  übrigen  entspricht  es  der  Natur  der 
Zwangsversicherung,  dass  mit  dem  Aus- 
scheiden aus  der  versicherungspflichtigen 
Beschäftigung  auch  die  Versicherung  aufhört. 
Dieser   Grundsatz   hat   indes   gewisse  Ein- 
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schränkimgen  erfaflii-en.  Zunächst  -vvird  die 
Versicherung  bei  einer  Orts-,  Betriebs-,  Bau- 
oder Innungskrankenkasse  (§  26  Abs.  2, 
g§  64,  72  und  73)  nicht  als  aufgehoben, 
sondern  nur  als  unterbrochen  angesehen, 
wenn  der  Versicherte  behufs  Erfüllung  der 
Dienstpflicht  im  Heere  oder  in  der  Marine 
oder  wegen  einer  der  bei  seinem  Gewerbe- 
zweige üblichen,  periodisch  wiederkehi-enden 
zeitweiligen  Betriebseinstellungen  aus  der 
versicherungspflichtigen  Thätigkeit  ausge- 
schieden ist.  Treten  solche  Versicherte  nach 
Wiederbeginn  der  Betriebsperiode  oder  nach 
Beendigung  der  Dienstleistung  in  die  Be- 
schäftigung und  die  Kasse  wieder  ein,  so 
haben  sie  sofort  Anspruch  auf  die  vollen 
statutengemässen  Leistungen,  ohne  zur  Er- 
füllung der  etw^a  bestehenden  Karenzzeit 
oder  zur  Zahlung  eines  Eintrittsgeldes  ver- 
pflichtet zu  sein. 

Des  weiteren  behalten  gemäss  §§  28,  64, 
72  und  73  solche  Pei-sonen,  die  infolge  ein- 
tretender Erwerbslosigkeit  aus  der  (Orts-, 
Beti'iebs-,  Bau-  oder  Innungs-)  Krankenkasse 
nach  mindestens  dreiwöchenthcher  Mitglied- 
schaft bei  einer  auf  Grund  des  Gesetzes 
errichteten  Kasse  ausscheiden,  Anspruch  auf 
die  gesetzlichen  Mindestleistungen  (s.  u.  sub  5) 
in  solchen  ünterstützungsfällen,  die  während 
der  Erwerbslosigkeit  luid  innerhalb  der  ersten 
drei  Wochen  nach  dem  Ausscheiden  ein- 
treten ;  die  Beteiligten  müssen  sich  indes  im 
Reichsgebiete  aufhalten,  falls  das  Statut 
nichts  anderes  vorsieht. 

Tritt  ein  der  Gemeindeki-ankenvei-siche- 
rung  unterliegender  Versicherter  gänzlich 
aus  der  vei-sicherungspflichtigen  Thätigkeit 
aus,  ohne  zu  einer  anderen  derartigen  Thä- 
tigkeit überzugehen,  so  kann  er  die  Ansprüche 
auf  Unterstützung  so  lange  aufrechterhalten, 
als  er  die  Beiträge  fortzalilt  und  im  Gemeinde- 
bezirk entweder  des  bisherigen  Aufenthalts- 
oder des  letzten  Beschäftigungsortes  Aufent- 
lialt  nimmt  (§  11).  Mitglieder  von  Orts-, 
Innungs-,  Bau-  und  Betriebskrankenkassen 
können  nach  völligem  Ausscheiden  aus  der 
versicherungspflichtigen  Thätigkeit  ihre  Mit- 
gliedschaft während  ihres  Aufentlialtes  im 
fieichsgebiete  freiwillig  fortsetzen ;  sie  haben 
ihre  desfallsige  Absicht  binnen  einer  Woche 
dem  Kassenvorstande  anzuzeigen  oder  beim 
ersten  Fälligkeitstermine  in  dieser  Woche 
die  vollen  Beiträge  (s.  u.  sub  6)  zu  zahlen. 
In  den  Bau-  und  Betriebskrankenkassen  sind 
solche  Personen,  welche  freiwillig  die  Ver- 
sicherung fortsetzen,  nicht  stimmberechtigt 
und  nicht  wählbar  zu  Kassenämtem,  während 
sie  im  übrigen  den  zwangsweise  Ver- 
sicherten gleichgestellt  sind.  (§  27  Abs.  1, 
§  64,  §  72,  §  73). 

Diese  wie  alle  übrigen  Arten  der  frei- 
willigen Versicherung  bei  der  Gemeinde- 
krankenversicherung oder  einer  Orts-,    Be- 


triebs-, Bau-  und  Innungskrankeakasse  •rr- 
löschen,  sofern  die  Beiträge  an  zwei  a  if- 
einanderfolgenden  Terminen  nicht  gezahi* 
werden.  (§  4  Abs.  4,  §  19  Abs.  6,  5:  iC 
Abs.  2,  §  63  Abs.  4,  §  72,  §  73.) 

5.  Leistungen  der  Versichemn^.  I'u^r 
den  Leistungen  der  reichsgesetzlichen  Krau- 
kenversicherung  ist  in  erster  Linie  die  eigeLt- 
liche  Krankenunterstützung  zu  er^'ähaeD. 
bestehend  aus  Gewährung  von  Arznei  um. 
ärztlicher  Hilfe  und  aus  Krankengeld. 

Diese  Krankenunterstützung  bildet  ?• 
allen  Versichenmgsorganen  den  Gegeustün»! 
der  gesetzlichen  Mindestleistung, 
imd  zwar  ist  in  dieser  Beziehung  den  er- 
krankten Kassenmitgliedern  mindestens  i"l- 
gendes  zu  leisten: 

a)  Freie  ärztliche  BehaudlurL^ 
Arznei,  Brillen,  Bruchbänder  und  ähnlieJi^ 
Heilmittel  vom  Beginn  der  Krankheit  ai»  fTir 
die  Dauer  der  Krankheit,  längstens  aber  för 
13  Wochen. 

b)  Krankengeld,    sofern    durch   «iit- 
Krankheit  eine  Erwerbsunfähigkeit  hervcT- 
gerufen  ist.    Die  Zahlung  des  Krankengeldes 
beginnt  in  diesem  Falle  mit  dem  Elintntt 
der  Erwerbsunfähigkeit,  frühestens  aber  vom 
3.  Tage    nach    Beginn    der  Krankheit   al-. 
Das  Krankengeld  ist  für  jeden  Arbeitstag  zu 
zahlen,  und  zwar  für  die  Dauer  der  Erweri^ 
Unfähigkeit,  längstens  für  13  Wochen  nach 
Beginn  des  Krankengeldbezuges.    Das  Kran- 
kengeld beträgt  50  ®/o  des  zu  Grunde  zu  legen- 
den liohnes.    Als  letzterer  gilt  bei  der  (je- 
meindekrankenversicherung  der  gemäss  §  S 
von  der  höheren  Verwaltungsbehörde  nach 
Anhönmg  der  Gemeinde  festzusetzende  ort>- 
übliche  Tagelohn,  der  auch  für  das  Kranken- 
geld der  Hilfskassen  die  Mindestgrenze  be- 
stimmt.  Bei  den  Orts-,  Betriebs-,  Bau-  und 
Innungskassen  ist  der  durchschnittliche  Tage- 
lohn   derjenigen    Klasse    der   Versicherten, 
für  welche  die  Kasse  errichtet  ist,  soweit  er 
3  Mai'k  für  den  Arbeitstag  nicht  übersclu:eitet 
zu  Grunde  zu  legen,  wodurch  zugleich  auch 
die  Mindestgrenze  für  das  Krankengeld  der 
Knappschaftskassen  bezeiclmet  wird.  Diuxh 
Statut  kann  indes  in  den  Orts-,  Betriebs-, 
Bau-  und  Innungskrankenkassen   auch  die 
Zugrundelegung  des  wirklichen  Arbeitsver- 
dienstes, sow^eit  er  4  Mark  für  den  Arl>eits- 
tag  nicht  überschreitet,  angeordnet  werden. 
(§  6,  §  20,  §  26  a  Abs.  2  Ziff.  6,  §  64  §  72, 
§  73,  §  74,  §  75.) 

Gemeindekrankenversicherungen  sowie 
Orts-,  Betriebs-,  Bau-  und  InnungskrankeD- 
kassen  können  statt  des  Krankengeldes  und 
der  ärztlichen  Behandlung  und  Arznei  etc. 
auch  freie  Kiu:  und  Verpflegung  in  einem 
Krankenhause  eintreten  lassen,  und  zwar: 

a)  bei  Personen,  die  verheiratet  sind 
oder  eine  eigene  Hauslialtung  haben  oder 
Mitglieder   der  Haushaltung   ihrer  Familie 
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ntl,  in   der  Regel  mit  Zustimmung  des  Er- 
i*ankten, 

b)  bei  sonstigen  Personen  unter  allen 
mstünden. 

Bei  den  unter  a  genannten  Personen 
oilarf  es  ihrer  Zustimmung  nicht,  wenn 
ie  Art  der  Krankheit  Anforderungen  an  die 
Whaiidlung  stellt,  denen  in  der  Familie  des 
♦Irki-aiiktea  nicht  genügt  werden  kann,  oder 
%'onn  der  Kranke  den  Vorschriften  der 
tva^se  bez^w.  Gemeinde  über  Meldung,  Ver- 
[lalten  und  Beaufsichtigimg  der  Kranken 
wiederholt  zuwidergehandelt  hat  oder  wenn 
der  Znstand  oder  das  Verhalten  des  Er- 
krankten eine  fortgesetzte  Beobachtung  er- 
iordoi-t. 

Wahrend  der  Yerpflegimg  im  Kranken- 
\\ause  ist  zu  Gunsten  der  Angehörigen,  deren 
rntf^rlialt  der  Erkrankte  aus  seinem  Arbeits- 
ven hon  ste  bestritten  hat^  die  Hälfte  des 
Krankengeldes  zu  zahlen.  (§  7,  §  20,  §  64, 
S  72,  §  73.) 

Ausser  dieser  eigentlichen  Krankenunter- 
stützung gehört  zu  den  Mindestleistungen 
der  Orts-,  Betiiebs-,  Bau-  und  Innungs- 
krankenkassen (und  nach  §  74  auch  der 
Knappschaftskassen)  noch  die  Zahlung  einer 
Wochenbottunterstützung  und  eines  Sterbe- 
geldes, die  beide  in  der  Gemeindekranken- 
versichenmg  nicht  bestehen. 

Die  Wochenbettunterstützung  ist 
ehenso  hoch  wie  das  Krankengeld  imd  muss 
dt.nijenigen   Wöchnerinnen    gezahlt   werden, 
die   innerhalb   des   letzten  Jahres   vor   der 
Entbindung  mindestens  6  Monate  hindm-ch 
•\er  Gemeindekrankenversicherung  oder  einer 
Orts-,  Betriebs-,  Bau-  oder  Innungskranken- 
kasse angehört  haben.    Die  Zahlung  hat  für 
diejenige  Zeit,  für  welche  die  Gewerbeord- 
nung die   Beschäftigung  der  Wöchnerinnen 
untersagt,  mindestens  aber  für  4  Wochen  zu 
erfolgen.  (§  20,  §  64,  §  72  Abs.  3,  §  73,  §  74.) 
Das    Sterbegeld   beträgt    mindestens 
(las   20fache   des    durchschnittlichen   Tage- 
Johnes.     Seine  Zahlung  erfolgt   beim  Tode 
eines  Mitoliedes,  und  zwar  auch  dann,  wenn 
ein  als  Kassenmitglied  Erkrankter  innerhalb 
eines  Jahres  nach  Beendigung  der  Kranken- 
unterstützung  infolge    derselben   Krankheit 
Jätirbt,  ohne  bis  zu  seinem  Tode  wieder  er- 
werbsfähig geworden  zu  sein.    (§  20,  §  64, 
§  72,  §  73,  §  74.) 

Ueber  diese  gesetzlichen  Mindestleistungen 
können  die  Versicherungsoip^ne  nur  in  dem 
gesetzlich  festgestellten  Umfange  hinaus- 
gehen. Am  engsten  sind  dabei  die  Grenzen 
für  die  Gemeindekrankenversiche- 
rung. 

Sie  kann  .auf  Grund  eines  Gemeindebe- 
schlusses (§  6  a) 

1.  ärztliche  Behandlung  und  Arznei 
auch  den   erkrankten   nicht   versichenmgs- 


pQichtigen  Familienangehörigen  der  Kassen- 
mitglieder auf  deren  Anti-ag  gewähren; 

2.  die  3tägige  Wartezeit  für  den  Beginn 
des  Krankengeldbezuges  beseitigen; 

3.  das  Krankengeld  auch  für  Sonn-  und 
Festtage  gewähren. 

Bei  dauernden  Uebei-schüssen  kann  die 
Gemeinde  nach  §  10  Abs.  3  noch  sonstige 
Erhöhungen  und  Erweitenmgen  beschliessen, 
die  sich  dann  freilich  in  dem  Rahmen  halten 
müssen,  der  nach  dem  Gesetz  überhaupt  den 
auf  Beitrittszwang  beruhenden  Krankenver- 
sicherungsorganen gestattet  ist  Die  Auf- 
nahme von  Versicherungszweigen,  die  über 
den  Umkreis  der  Krankenversicherung  hinaus- 
gehen, ist  ausgeschlossen. 

Die  Orts-,  Betriebs-,  Bau-  und 
Innungs  krankenkassen  können  in 
ihren  Statuten  sowohl  eine  Erweitenmg  des 
Kreises  der  Bezugsberechtigten  durch  Hinein- 
ziehung und  Berücksichtigung  der  nicht 
versicherungspflichtigen  Familienangehörigen 
als  auch  eine  Erhöhung  und  Ausdehnung 
der  Leistungen  an  die  Kassenmitglieder 
vorsehen,  und  zwar  in  folgendem  Umfange. 

1.  Aerztliche  Behandlung  und  Arznei 
kann  auch  den  erkrankten  nicht  versiche- 
rungspflichtigen Familienangehörigen  des 
Mitgliedes  gewährt  werden. 

2.  Die  Wochenbettunterstützung  kann  im 
vollen  umfange  auch  der  nicht  versicherten 
Ehefrau  des  Mitgliedes  gezahlt  werden. 

3.  Das  Sterbegeld  kann  beim  Tode  der 
nicht  versicherungspflichtigen  Ehefrau  mit 
3/3  und  beim  Tode  eines  nicht  vei-sicherungs- 
pflichtigen  Kindes  mit  ^.2  des  vollen  Be- 
trages an  das  Kassen mitglied  gewährt  werden. 

4.  Die  Dauer  der  eigentlichen  Kranken- 
unterstützung des  Mitgliedes  kann  über 
13  Wochen  hinaus,  bis  zu  einem  Jalir  aus- 
gedehnt werden. 

5.  Für  den  Krankengeldbezug  kann  die 
3tägige  Karenzzeit  beseitigt  werden. 

6.  Das  Krankengeld  kann  auch  für  Sonn- 
und  Festtage  gewährt  werden. 

7.  Das  Krankengeld  kann  bis  auf  -^  4  des 
zu  Grunde  zu  legenden  Lohnes  erhöht 
werden. 

8.  Im  Falle  der  Kraukenhausbehandlung 
kann  dem  Erkrankten  selbst,  auch  wenn  er 
den  Unterhalt  von  Angehörigen  aus  seinem 
Lohn  nicht  bestritten  hat,  ein  Krankengeld 
bis  zu  ^8  des  zu  Grunde  zu  legenden  Lohnes 
gezahlt  werden. 

9.  Die  Wochenbettunterstützung  kann  auf 
6  Wochen  gewährt  werden. 

10.  Das  Sterbegeld  kann  bis  zum  40fachen 
Betrage  des  zu  Grunde  zu  legenden  Tage- 
lohnes gesteigert  werden. 

11.  Nach  Beendigung  der  Krankenimter- 
stützung  kann  bis  auf  die  Dauer  eines  Jahres 
noch  eine  Rekonvalenscentenfürsorge  — 
namentlich    auch    durch    Unterbringung   in 


366 


Krankenversicherung 


Rekonvalescentcnhäusern  —  diirchgefiüirt 
werden. 

Nicht  zulässig  ist  dagegen  auch  hier  die 
Aufnahme  von  Vereicherungszweigen ,  die 
über  den  ßahmen  der  Krankenversicherung 
hinausgehen. 

Die  letztere  Beschränkung  und  die  be- 
zeichneten Obergrenzen  gelten  übrigens  nicht 
für  die  Knappschaftskassen.  (§  21,  §  64, 
§  72,  §  73.) 

Eine  Beschränkung  der  Kranken- 
unterstützung ist  für  den  Fall  voi-gesehen, 
dass  ein  A^ersicherter,  der  die  Unterstützung 
ununterbrochen  oder  innerhalb  eines  Zeit- 
raumes von  12  Monaten  schon  für  18  Wochen 
bezogen  hat,  aus  der  gleichen,  noch  nicht 
gehobenen  Krankheitsursache  von  neuem  er- 
krankt. Durch  Geraeindebeschluss  oder 
Kassenstatut  der  Orts-,  Betiiebs-,  Bau-  und 
Innungskraukenkasse  kann  angeordnet  wer- 
den, dass  in  solchen  Fällen  im  Laufe  der 
nächsten  12  Monate  nur  die  gesetzliche 
Mindestunterstützung  für  die  Gesamtdauer 
von  13  Wochen  zu  gewäliren  ist.  (§  6  a 
Abs.  1  Ziff.  3,  §  26  a  Abs.  2  Ziff.  4,  §  64, 
§  72  Abs.  3,  §  73  Abs.  1.) 

Gemeinden,  Orts-,  Betriebs-,  Bau-  und 
Innungskrankenkassen  können  weiterhin  be- 
schliessen  bezw.  im  Statut  bestimmen,  dass 
das  Krankengeld  gar  nicht  oder  nur  teil- 
weise zu  zahlen  ist, 

a)  wenn  der  Erkrankte  die  Gemeinde 
bezw.  Kasse  durch  eine  mit  Verlust  der 
biirgerlichen  Ehrenrechte  bedrohte  strafbare 
Handhmg  geschädigt  hat; 

b)  wenn  sich  der  Erkrankte  die  Krank- 
heit vorsätzlich  oder  durch  schuldhafte  Be- 
teiligung an  Schlägereien  oder  Kaufhändeln 
oder  durch  Trunkfälligkeit  oder  geschlecht- 
liche Ausschweifungen  zugezogen  hat. 

Die  Beschränkimg  bezw.  gänzliche  Vor- 
enthaltung des  Krankengeldes  tritt  im  Falle  a 
für  die  Dauer  von  12  Monaten  nach  Be- 
gehung der  Strafthat  und  im  Falle  b  für 
die  Dauer  der  betreffenden  Krankheit  ein. 
(§  6  a  Abs.  1  Ziff.  2,  i$  26  a  Abs.  2  Ziff.  2, 
§  64,  §  72  Abs.  3,  S  73  Abs.  1.) 

Die  Orts-,  Betriebs-,  Bau-  und  Innungs- 
krankenkassen können  ausserdem  bei  doppelter 
oder  mehrfacher  Vei  Sicherung  ilu-  Kranken- 
geld soweit  kürzen,  als  es  zusammen  mit 
den  Bezügen  aus  anderweitiger  Vei-siclierung 
den  durchschnittlichen  Tagelohn  überschrei- 
ten würde.  (§  26a  Abs.  1,  §  64,  §  72  Abs.  3, 
§  73  Abs.  l.j 

Für  diese  Kassen  wie  für  die  Gcmeinde- 
krankenversichenrng  kann  durch  Beschluss 
bezw.  Statut  angeordnet  werden,  dass  frei- 
willig Versicherte  erst  nach  Ablauf  einer 
auf  höchstens  6  Wochen  vom  Beitritt  ab  zu 
bemessenden  Frist  Kraukenunterstützung  er- 
halten. Das  Statut  der  vorgenannten  vier 
Kassenai-ten  kann  weiterhin  —  bei  versiche- 


rungspflichtigen Mitgliedern  niu-  für  »ii* 
über  das  gesetzliche  Mindestmass  hiians- 
gehenden  Leistungen,  bei  freiifcilli<r  Ter- 
sicherten  Mitgliedern  vollständig  —  \»f- 
stimmen,  dass  das  »Recht  auf  die  Untt^r- 
stützungen  der  Kassev«  o'*st  nach  Ablauf 
einer  Karenzzeit  von  höchstens  6  Monateu 
beginnt.  (§  6  a  Abs.  1  Ziff.  1,  §  26  Abs.  3, 
§  26  a  Abs.  2  Ziff.  4,  §  64.  §  72  Abs.  3.  §  Tr) 
Abs.  1.) 

6.  Aufbringnng  der  Mittel    BezüidieL 
der  Knappschaftskassen  und  der  Hilfeka>^ed 
hat   es    bei   den   bisherigen    Jandes-   hiw. 
reichsgesetzlichen   Bestimmungen   sein  Be- 
wenden. Bezüglich  der  Orts-,  Bau-,  BetrK'^t?- 
midlnnungskraukenkassen  und  derGemein-le- 
kranken Versicherung  gilt  der  Grundsatz.  tla>^ 
die  erfoixlerlichen  Beiträge  zu  -  s  von  dem 
I  Versicherten   und  zu   V  3  von   dem  ArWit- 
I  geber  aufgebracht,  aber  in   der  Regel  v.  in 
I  letzterem  gezahlt  *  werden   mit  dem  Rt^  hte. 
I  die  Beiträge   bei  der  nächsten  liOhnzahluuL' 
I  abzuhalten.    Kleine  Unternehmer,  die  ohn» 
Motoren  arbeiten  und  mehr  als  2  versiih-»- 
rungspf lichtige  Personen  nicht  beschäftiiT-r, 
könuen    bei    der   Gemein  dekranken  versich».^- 
rung,  den  Orts-  und   den  lunungskrankeii- 
kassen  durch  statutarische  Bestimmung  einer 
Gemeinde  bezw.  eines  weiteren  Kommuiuu- 
verbandes   mit   Genehmigung    der    hölit-n-a 
Verwaltungsl)ehörde  von  den  eigenen  Ri- 
trägen  befreit  werden. 

Die  Beiträge  dürfen  in  der  Gemeinde- 
kranken  Versicherung  in  der  Regel  l^i"o 
(d.  h.  1*^/0  für  den  Arbeiter  und  ^2^0  für 
den  Unternehmer)  des  ortsüblichen  Tage- 
lohnes nicht  überschreiten,  können  al>er  mit 
Genehmigung  der  höheren  Verwaltungs- 
behörde bis  2^/0  erhöht  weixleu.  Bei  dt?c 
Orts-,  Betriebs-,  Bau-  und  Innungskranken- 
kassen sind  die  Beiträge  in  ausreichender 
Höhe  in  Pi-ozenten  des  zu  Gnmde  zu  legen- 
den Lohnes  (d.  h.  des  durchschnittlichen 
Tagelohnes  bezw,  wirklichen  A^beit^v♦?r- 
dienstes  des  Versicherten,  soweit  er  3  t>ezw. 
4  Mark  täglich  nicht  überschreitet)  zu  1«?- 
messen,  ev.  unter  Abstufungen  für  die  ein- 
zelnen zur  Kasse  gehörigen  Gewerbezweisrt* 
oder  Betriebsarten.  Die  zulässige  h(k*hste 
Gi'enze  ist  bei  Erriclitung  der  Kasse  2"o 
für  den  Arbeiter  +  l^.o  für  Arbeitgeber 
— ■  3^.0  und  späterhin  3®/o  für  den  Arbeiter 
+  1^  2^/0  für  Arbeitgeber  --   4V2^'o. 

Die  Orts-,  Betriebs-,  Bau-  und  Innungs- 
krankenkassen dürfen  auch  die  Erhebiinj;r 
von  Eintrittsgeldern  neu  eintretender 
Mitglieder  im  Statut  festsetzen.  Das  Ein- 
trittsgeld darf  den  Betrag  des  für  6  Wochen 
zu  leistenden  Kassen  bei  träges  nicht  über- 
schreiten. 

Die  Eintrittsgelder  w^erden  von  den  Ver- 
sicherfen  allein  getiTigen,  aber  vom  Arbeit- 
geber in  der  Regel  voi*schussweise  gezahlt. 
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AVar  das  neu  eintretende  Mitglied  in  den 
letzten  13  Wochen  vor  dem  Eintritt  bereits 
Mitglied  einer  anderen  Krankenkasse  bezw. 
in  der  Gemeindekranken versichening  ver- 
sichert, so  kann  Eintrittsgeld  nicht  von  ihm 
gefordert  werden. 

Auch  bei  einer  Unterbrechung  des  Ver- 

«^ichorungsverhältnisses  im  Sinne  der  obigen 

Ausführungen  sub  4  wird  Eintrittsgeld  nicht 

.M-hobeD.     (§§  9,  10,  22,  26,  26a,  31,  51  ff., 

04,   65,  72,  73.) 

7.  T^erhältnis  zu  anderen  Ansprüchen. 
Dvirch  die  reichsgesetzliche  Kranken vereiche- 
rurif^  wei-den  die  auf  gesetzlicher  Vorschrift 
boriihenden  Verpflichtungen  von  Gemeinden 
um\      Armenverbänden     zur    Unterstützung 
hilfsbedürftiger  Personen  ebenso  wenig  be- 
rührt wie  die  auf  Gesetz,  Vertrag  und  letzt- 
willif^er  Anordnung  beruhenden  Ansprüche 
der    Versicherten  gegen  Dritte.     Gemeinde 
und  Armen  verband  haben  für  eine  nötig  ge- 
lÄonlene  Unterstützung  Regress  an  die  ver- 
T>flichtete  Krankenkasse;  ebenso  haben  die 
Betriebsunternehmer   und   Kassen,    die   auf 
Gnind   gesetzlicher  Vorschrift  die  den  Ge- 
Ti\i*inden  bezw.  Ai-men verbänden  obliegende 
Unterstützungspflicht  erfüllt  haben,  Regress 
ge«:i;en    diese.     Haben   Gemeindekranken  ver- 
sii-herungen     oder     Krankenkassen     Unter- 
stützung in  einem  Krankheitsfalle  geleistet, 
für    welchen   dem  Versicherten  ein  gesetz- 
licher  Anspruch   auf  Entschädigung   gegen 
Dritte  zusteht,   so  geht  dieser  Anspruch  in 
Hohe  der  geleisteten  Unterstützung  auf  die 
Goraoindekrankenversicherung      bezw.     die 
Kraiikeakasse   über.     Diese   Regeln    gelten 
für  die  Gemeindekrankenversichemngen  so- 
wie für  die  Oi-ts-,  Betriebs-,  Bau-,  Innungs- 
und die  dem  §  75  genügenden  Hilfskassen. 
ri$  57,  §  65  Abs.  3,  §  72  Abs.  3,  §  73  Abs.  1, 
§  T6.) 

8.  Landesrechtliche  K.  Der  Landes- 
£?f*setzgebmig  war  es  vorbehalten  geblieben, 
ilie  Reichsgesetzgebung  bezüglich  der  nach 
dieser  nicht  versicherungspflichtigen  Per- 
sonen zu  ergänzen  durch  eine  besondere 
lanriesgesetzhche  Krankenversicherung  nach 
gleichen  oder  anderen  Grundsätzen.  Ins- 
besondere war  dies  durch  §  133  des 
landwirtschaftlichen  ü nfall Versicherungsge- 
setzes vom  5.  Mai  1886  festgestellt 
worden.  Hiervon  haben  mehrere  Bundes- 
staaten Gebrauch  gemacht.  Im  Gross- 
hei-zogtum  Hessen  (G.  v.  4.  April  1888  Art. 
24),  in  Schwarzburg-Sondershausen  (G.  v. 
20.  Dezember  1887,  §  2),  im  Grossherzogtum 
Baden  (G.  v.  24.  Mäi-z  1888,  §  14)  und  im 
Königreich  Sachsen  (G.  v.  22.  Mäi-z  1888, 
§  25)  sind  die  in  land-  und  foi-stwii-tschaft- 
lichen  Betrieben  gegen  Gehalt  oder  Lohn 
nicht  lediglich  vorübergehend  beschäftigten 
Arbeiter,  Dienstboten  und  Betriebs beamteu, 
(diese,  falls  ihr  Jahres-  bezw.  Tagesverdienst 


!  nicht  mehr  als  2000  bezw.  6^/3  Mark  be- 
trägt) der  reichsgesetzlichen  Krankenver- 
sichenmgspflicht  unterworfen  worden.  In 
Baden  kann  ausserdem  durch  statutarische 
Bestimmung  einer  Gemeinde  bezw.  des  Be- 
zirksrates eine  landesgesetzliche  Gemeinde- 
krankenversicherung für  andere  Dienstboten 
und  für  die  nicht  gegen  Lohn  oder  Gehalt 
beschäftigten  Gesellen,  Gehilfen  und  Lehr- 
linge eingeführt  werden,  mit  der  Massgabe, 
dass  die  Zahlung  von  Krankengeld  bei  ent- 
sprechender Ermässigimg  der  Beiträge  gegen 
die  reichsgesetzlichen  Sätze  ausgeschlossen 
w^erden  kann. 

Auch  das  sächsische  Gesetz  lässt  die 
Einführung  der  Versicheningspflicht  durch 
Ortsstatut  zu,  jedoch  nur  für  die  sonstigen 
Dienstboten  (Dienstbotenkrankenkassen). 

In  Bayern  und  Württemberg  besteht 
neben  der  reichsgesetzlichen  Krankenver- 
sicherung noch  eine  besondere  landesgesetz- 
liche ^> Krankenhilfe«  bezw.  »Ki-ankeupüege- 
versichenmg«. 

Die  »Krankenhilfe«  in  Bayern  (G.  v.  29. 
April  1869  und  spätere  Bestimmungen)  ge- 
währt den  nach  den  Reichsgesetzen  nicht 
versicherungspflichtigen  Bediensteten,  insbe- 
sondere Dienstboten  und  ständigen  land- 
und  forstwirtschaftlichen  Lohnarbeitern  im 
Erki^nkungsfalle  durch  Vermittelung  der 
Dienst-  oder  Arbeitsgemeinde  ärztlichen 
Beistand  und  Heilmittel;  hierfür  kann  von 
den  Gemeinden  ein  regelmässiger  Beitrag 
bis  zu  15  Pfennigen  für  die  Woche  erhoben 
werden. 

Die  »Krankenpflegeversicherung«  in 
Württemberg  (G.  v.  16.  Dezember  1888)  ist 
füi*  die  nach  Reichsrecht  nicht  versiche- 
rungspflichtigen land-  und  forstwirtschaft- 
liehen Arbeiter  und  Betriebsbeamten  sowie 
für  die  nicht  versicherungspflichtigen  Dienst- 
boten obligatorisch,  für  andere  fakultativ. 
Sie  gewährt  bis  zu  13  Wochen  freie  ärzt- 
liche Behandlung  imd  kleine  Heilmittel  und 
verpflegt  die  erwerbsunfähigen  Kranken  in 
Krankenhäusern.  Statt  der  letzteren  Leis- 
tung kann  unter  Umständen  auch  ein  Ver- 
pflegungsgeld gegeben  werden. 

9.  Statistisches.  In  den  nachfolgenden 
Zusammenstellungen  bedeutet 

a  Geraeindekrankenversicherung, 

b  Ortskrankenkassen, 

c  Betriebs-  (Fabriks-)  Krankenkassen, 

d  Baukrankenkassen, 

e  Innungskrankenkassen, 

f  Eingeschriebene  Hilfskassen, 

g  Landesrechtliche  Hilfskassen. 

Im  ganzen  hat  die  deutsche  Kranken- 
vei-sicherung  von  1885 — 1897  (ohne  die 
Knappschaftskassen)  in  32,7  Milhonen  Er- 
krankungsfällen mit  541,9  Millionen  Krank- 
heitstagen 1208,6  Millionen  Mark  Entschä- 
digungen   geleistet.     Die    Gesamt-Beitrags- 
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leistnngen  der  Arbeiter  betrugen  in  dieser 
Zeit  952,0  Millionen  Mark,  die  der  Arbeit- 
geber 401,1  Millionen  Mark. 


1885 


1890 


1895 


1896 


lÄTT 


1885 


1890 


1895 


1896 


1897 


Zahl  der  Mitglieder  am  Jahresschluss  in  1000  Personen. 


a 
b 
c 
d 
e 
f 

586,6 

1  534,9 

I  261,2 

12,1 

24,9 

730,7 

143,8 

1  056,7 

2  559,8 

I  689.98 
10,8 

821,4 
142,6 

I  222,7      I  266,9 

3  287,7      3  478,4 

1929,0     2061,4 

15,1   .        11,8 

102,9  ,      117,9 

671,6  •      700,4 

59,9           58,8 

1  297,3 
3696,5 

2  187,99 

15*02 
130,8 
736,5 

58,5 

äa. 

4  294,2 

6  530,5 

7288,9  1  7695,6 

8  122,6 

Zahl  der 

Überhaupt  thätig  gewesenen 

Kassen. 

a 

7125       8011     1    8449 

8451 

8587 

b 

3700 

4 119    '     4  475 

4523 

4548 

c 

1     5500 

6  124    ,     6  770 

6796 

6974 

d 

I          lOI 

130    1        102 

103 

92 

e 

224 

452     ;       545 

566 

593 

f 

1     1818 

1869-    !     1388 

1  410 

I  422 

s 

1        474 

468     1       263 

262 

261 

äl. 

1   18942 

21  173     ,  21992 

22  III 

22477 

Erkrankungsfälle  (in  1000  F.). 


a 

206,1 

301,3 

329,8 

335,2 

343.7 

b 

617,1 

972,7 

1244,1 

I  278,8 

1  372,9 

c 

643,3 

740,7 

800,8  ' 

836,0 

919,5 

d 

10,4 

12,8 

14,4  ' 

13,4 

10,5 

e 

13,2 

23,1 

39,2 

42,1 

44,9 

t 

272,8 

323,5 

255,6 

239,7 

255,7 

& 

41,9 

48,3 

19,6 

18,5 

17,8 

Sa. 

I  804,8 

2  422,3 

2  703,6 

2  763,8 

2964,9 

Krankheitstage  (in  1000  T.). 


a 

2  540,0 

4605,9 

5612,0 

5655,9 

5  793,0 

b 

8677,9 

16336,3 

21979,1 

22  572,8 

24  624,8 

c 

8  036,0 

10  78^,0 

13096,4 

13  738,3 

15039,0 

d 

144,3 

217,3 

259,6 

215,3 

168,4 

e 

120,0 

338,6 

596,9 

666,2 

740,3 

t 

4801,3 

5881,0 

4  530,5 

4398,4 

4  790,7 

i 

981,6 

I  012^7 

395,5 

361,2 

357,5 

sr 

25301,2 

39  176,7 

46  470,0 

47  608,2 

51513,8 

ST 


a 
b 
c 
d 
e 
f 


4  010,2 

19081,2 

20  448,2 

367,6 

275,7 

10087,9 

I  864,2 


579,2 

895,3 
13018,5 

2121,5 


Beiträge  und  Eintrittsgelder  in  1000  M. 
7580,8      10023,3 
37716,1      55114,7 
29318,4     36396,3 
608,4 
I  772,1 
12  516,6 
967,7 


10512,4; 
60  098,21 
39419,91 

547,61 

2  108,  i| 

13021,51 

948,6, 


56  i35,i|  91  229,7    117  399,0:126656,21  135  48677 
Gesamteinnahme  in  1000  M. 

4613,8 
21  422,0 
25  606,5 


427,2 

315,41 

11410,1, 

2  305,4i 


lo  107,1 

44  957,2 

38  302,8 

781,2 

1097,6 
16313,6 

2  998,6 


13228,5 
66  326,3 
46  974,5 
829,5 
2  086,8  j 

14  958,7  i 
I  280,21 


13  736,4 
72381,4 
49  655,0 
712,4 

2514,1 
15523,4! 

I  287.2I 


Ausgaben  (ausschliessl 

a  4 139,5  8  763,2 

b  17465,2  37468,0 

c  18434,01  29403,0 

d  307,3  603,7 

e  I     252,3  844.4 

f  '10037,4  13173,4 

g  ;  2011,1  2   464,0 


Kapitalanlagen)  in  ICV^aj  >« 

11380,0;  11747,4.  1253-  -' 

52839,91  55  534.71  6i4.ö«i.7 

37406,2    39576,2-  434öC'> 

682,2'        5«;6,2  45--< 

16 18,1 1     1836,2,  2:-3..S 

1 1  902,8,  1 1  989,4  13  1 1C.5 

1054,9         1013,6  OSr'.l 


10943,7 
64  423,3 
42  765,6 

425,5 
2388,1 

13606,97 

933,5 


14382,7 
77  843,2 
54665,3 

577,5 
2912,2 
16  208,2 
I  220,96 


Sa.    66  ioo,3|  114  558,3    145684,51155809,81167810,1 


Sa.  152646,8!  92709,6  1116884,1  122253,8  13303c 

II.  Die  Krankenversicherung  in 
Oesterreich. 

10.  Gesetzliche  Grundlage.  Die  gegen- 
wärtige Regelung  der  Krankenversichenmff 
in  Oesterreich  benüit  auf  dem  G.  v.  3»<. 
März  1888,  betreffend  die  Krankenversicli*^- 
rung  der  Arbeiter.  Zu  diesem  Gesetz  i^n 
noch  vor  seiner  Durchführimg  infolge  leib- 
hafter Opposition  aus  den  praktischen  Kreisen 
am  4.  April  1889  eine  Novelle  ergangen,  dir- 
in  zwei  wichtigen  Punkten  Abänderungen 
festsetzte. 

11.  Personenkreis.  Das  Gesetz  kennt 
nur  einen  gesetzlichen  —  nicht  auch  einen 
statutarischen — Kranken  versichenmgszwarü: 
und  ausserdem  eine  Yei-sichenmgsberechti- 
gung. 

Dem  Versicherungszwange  unter- 
liegen alle  Arbeiter  und  Betriebsbeamten 

a)  in  Fabriken  und  Hütten w^erken .  in 
Bergwerken  auf  vorbehaltene  und  nicht  vor- 
behalteiie  Mineralien,  auf  Werften,  Stapeln 
und  in  Brüchen  sowie  den  zugehörigen  An- 
lagen, in  Betrieben,  in  welchen  explodierende 
Stoffe  erzeugt  oder  verwendet  wenlen,  und 
ausnahmslos  in  aUen  Betrieben,  die  dauernd 
mit  Motoren  arbeiten, 

b)  bei  der  Ausführung  von  Bauten  und 
in  den  auf  Ausfülmmjj  von  Bauarbeiten  ge- 
richteten Gewerbebetrieben, 

c)  in  Betrieben,  die  imter  die  Gewerbe- 
ordnung fallen,  oder  in  sonstigen  gewerbs- 
mässig betriebenen  Unternehmungen, 

d)  beim  Eisenbahn-  und  Binnenschiffeihrts- 
betriebe. 

Die  Versicherungspflicht  erstreckt  sich 
sowohl  auf  die  ständigen  als  auch  auf  die 
nichtständigen  Arbeiter,  ohne  Rücksicht  da- 
rauf, ob  und  welchen  Lohn  dieselben  be- 
ziehen, auch  die  Lehrlinge,  Volontäre, 
Praktikanten  und  ähnliche  Personen,  die 
wegen  noch  nicht  beendigter  Ausbildung 
keinen  oder  nur  geringen  Arbeitsverdienst 
haben,  unterliegen  dem  Zwange. 

Ausgeschlossen  sind  von  der  Ver- 
sicherungspflicht kraft  des  Gesetzes 

a)  Personen,  die  —  ohne  in  Baubetrieben 
beschäftigt  zu  sein  —  lediglich  einzelne  R^ 
I)araturarbeiten  an  Bauten  ausführen, 
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b)  die  beim  Bau  ebenerdiger  Wohn-  und 
AVirtscliaftsgebäude  auf  dem  flachen  Lande 
und  bei  sonstigen  landwirtschaftlichen  Bauten 
t>eschäftigten  Personen,  sofern  dabei  nur  der 
Bauherr,  seine  Hausgenossen  oder  andere 
Bewobner  desselben  Orts,  die  solche  Bau- 
aiisf  ilbrungen  nicht  gewerbsmässig  betreiben, 
thätig   sind, 

c)  die  Personen,  die  in  einem  den  See- 
gesetzen unterworfenen  SeeschiKahrtsbetriebe 
oder  bei   der  Seefisdierei  beschäftigt  sind, 

d)  die  mit  festem  Gehalte  in  Betrieben 
des  Staates,  eines  Landes,  eines  Bezirkes, 
einer  Gemeinde  oder  eines  öffentlichen  Fonds 
angestellten  Bediensteten, 

e)  die  land-  und  forstwirtschaftlichen  Ar- 
beiter und  Betriebsbeamten, 

f)  die  Hausindustriellen. 
Durch    die   politischen  Behörden   erster 

Instanz  können  mit  Zustimmung  der  betei- 
ligten Personen  vom  Yersicherungszwange 
befreit  werden 

a)  die  Lehrlinge,  denen  die  Gewerbe- 
genossenschaften für  mindestens  20  Wochen 
Verpflegung  und  ärztliche  Behandlung  ge- 
wäiu?en, 

b)  die  Personen,  die  fiir  den  gleichen 
Zeitraum  auf  Verpflegung  und  ärztliche  Be- 
handlung in  der  Familie  des  Arbeitgebers 
oder  auf  Fortzahlung  des  Lohnes  oder  Ge- 
haltes Anspruch  haben. 

Eine  Versicherungsberechtigung 
ist  nach  dem  Gesetze  in  folgenden  Fällen 
gegeben : 

a)  Wenn  Arbeitgeber  von  Hausindustriellen 
mit  diesen  imd  unter  ihrer  Zustimmung  der 
Krankenversicherung  beiti'eten, 

b)  wenn  land-  und  forstwirtschaftliche 
Unternehmer  sich  mit  ihren  Arbeitern  und 
Betriebsbeamten  unter  deren  Zustimmung 
der  Krankenversicherung  anschliessen. 

Die  unter  b  genannten  Unternehmer 
haben  anderenfalls,  soweit  ihre  Betriebe 
in  die  Unfallversicherung  einbezogen  sind, 
die  Verpflegung  und  ärztliche  Behandlung 
jedes  verletzten  Arbeiters  und  Betriebsbe- 
amten für  die  4  ersten  Wochen  nach  Ein- 
tritt des  Unfalls  selbst  zu  tragen  (§§  1—4). 
Ausserdem  sind  alle  nicht  versicherungs- 
pflichtigen Personen,  die  das  35.  Lebensjahr 
nicht  überschritten  haben,  berechtigt,  sich 
den  »Bezirkskrankenkassen«  (s.  u.  sub  12) 
anzuschliessen  (§  13  Ziff.  4). 

12.  Versichemngsorgane.  Ziu-  Durch- 
führung der  Krankenversicherung  sind  sechs 
verschiedene  Kassenarten  herangezogen :  Be- 
zirks-, Betriebs-,  Bau-,  Genossenschafts-, 
Bruderladen-  (Knappschafts-)  und  Vereins- 
^Makenkassen.  von  diesen  beruhen  die 
<lrei  letzten  auf  früheren  Gesetzen.  Die 
Genossen  Schaft  skiajikenkassen  (§  58) 
sind  auf  Grund  des  Tit.  VII  der  Gew.-O. 
errichtet,  die  Bruderladen-  oder  Knapp- 
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schaftskässen  (§  59)  beruhen  auf  den  berg- 
gesetzlichen Vorschriften,  und  ihre  Verhält- 
nisse sind  neuerdings  diuxjh  das  G.  v.  28. 
Juli  1889  geregelt  worden;  für  die  Ver- 
ein skassen  (§  60)  endlich  bildet  die 
Vereinsgesetzgebung  die  gesetzliche  Unter- 


Für  diese  drei  Kassenarten  bleiben  in  der 
Hauptsache  die  betreffenden  gesetzlichen 
Bestimmungen  bestehen.  Gleichwohl  hat 
das  Gesetz  zugelassen,  dass  eine  Beteiligung 
an  diesen  Kassen  als  hinreichende  Erfüllung 
der  gesetzlichen  Versicherungspflicht  gelten 
soll,  sofern  die  statutengemässen  Leistungen 
der  Kassen  das  durch  das  Gesetz  bestimmte 
Mindestmass  (s.  u.  sub  14)  erreichen.  Für 
die  Genossen  Schaftskrankenkassen 
ist  noch  die  weitere  Bedingung  gestellt,  dass 
die  Beiträge  der  Arbeitgeber  den  im  Gesetz 
vorgesehenen  (s.  u.  sub  15)  entspi-echen  und 
dass  die  Mitglieder  in  Bezug  auf  Eintritts- 
geld, Beginn  der  Unterstützungsansprüche 
imd  Bestrafung  der  Simulation  und  ähn- 
liches nicht  schlechter  gestellt  werden,  als 
das  Gesetz  vorsieht.  Auch  bei  den  Ver- 
einskrankenkassen ist  vorgesehen,  dass 
die  Mitglieder  nicht  schlechter  gestellt 
werden  in  Bezug  auf  Eintrittsgeld  und  Be- 
ginn der  ünterstützungsansprüdie.  Von  den 
Vereinskassen  kommen  nur  diejenigen  in 
Betracht,  die  dem  Vereinsgesetz  vom  26. 
November  1852  entsprechen.  Diesen  ist  ge- 
stattet, statt  der  ärztlichen  Behandlung, 
Arznei  etc.  einen  Geldbetrag  in  Höhe  von 
50  ^/o  des  gesetzlichen  Krankengeldes  neben 
letzterem  zu  gewähren.  Von  dieser  Ver- 
günstigung sind  diejenigen  Vereinskranken- 
kassen ausgeschlossen,  welche  von  den  Be- 
triebsunternehmern Beiträge  in  Höhe  von 
mindestens  ^/3  der  Gesamtbeiträge  erheben. 
Auf  die  Vereinskrankenkassen,  deren  Mit- 
glieder hiernach  von  dem  Beitritt  zu  einer 
der  nach  Massgabe  des  neuen  Gesetzes  er- 
richteten Krankenkasse  befreit  sind,  finden 
auch  die  Vorschriften  der  §§  19 — 21  über 
die  staatliche  Beaufsichtigung  Anwendung. 

Von  gänzlich  anderem  Zuschnitt  sind  die 
drei  Zwangskassenformen  (Bezirks-,  Betriebs- 
und Baukrankenkassen),  die  im  Gesetz  als 
die  eigentlichen  Träger  der  Organisation  er- 
scheinen. Als  die  Hauptkassenform  tritt  die 
Bezirkskrankenkasse  deutlich  hervor,  eine 
ganz  neue,  selbständige  Schöpfung  des  Ge- 
setzes. Die  Bezirkskrankenkassen 
(§  12 — 41)  benihen  auf  dem  Grundsatz  der 
Gegenseitigkeit.  Sie  sind  juristische  Per- 
sönlichkeiten ;  ihre  besoldeten  Beamten  sind 
»in  Eid  und  Pflicht«  zu  nehmen.  Die  Be- 
zirkskrankenkassen werden  in  der  Eegel  für 
jeden  Gerichtsbezirk  am  Sitze  des  Bezirks- 
gerichts errichtet.  Ausnahmsweise  können 
die  politischen  Landesbehörden  auch  für 
einen  Bezirk  mehrere  Bezirkskassen  oder  für 
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mehrere  Bezirke  eine  Kasse  bilden.  Die 
Gliederung  ist  mithin  rein  territorial:  Ohne 
unterschied  des  Berufs  gehören  die  sämt- 
lichen im  Bezirk  beschäftigten  Versicherungs- 
pflichtigen, soweit  sie  nicht  Mitglieder  einer 
der  anderen  oben  genannten  Kassen  sind, 
ohne  weiteres  kraft  Gesetzes  ziu-  Bezirks- 
krankenkasse, müssen  aber  auch  von  dieser 
aufgenommen  werden.  Das  Statut  ist  von 
der  politischen  Bezii'ksbehörde  nach  Ver- 
nehmung von  Vertrauensmännern  der  Ar- 
beitgeber und  Arbeitnehmer  zu  errichten 
und  von  der  politischen  Landesbehörde  zu 
genehmigen.  Das  oberste  Organ  ist  die 
Generalversammlung,  die  aus  den  einzelnen 
Mitgliedern  oder  aus  Delegierten  besteht. 
Bei  mehr  als  300  Mitgliedern  ist  das  letztere 
obligatorisch.  Weitere  Organe  sind  der  Vor- 
stand und  der  Ceberwachungsausschuss,  die 
beide  von  der  Generalversammlung  gewählt 
werden.  Die  Arbeitgeber  müssen  nach  dem 
Verhältnis  ihrer  Beiträge  in  allen  diesen 
Organen  vertreten  sein,  dürfen  aber  nicht 
mehr  als  Vs  der  Stimmen  haben.  Die  Be- 
zirkskrankenkassen unterliegen  der  staatlichen 
Aufsicht.    Als  Aufsichtsbehörden  gelten  die 

Eolitisdien  Behörden  erster  Instanz;  in 
oberer  Instanz  kommen  für  die  Ausübung 
der  Staatsaufsicht  die  politischen  Landosbe- 
hörden  und  das  Ministerium  des  Innern  in 
Betracht. 

Die  politische  Landesbehörde  kann  die 
Auflösung  der  Kasse  anordnen,  wenn  die 
Generalversammlung  die  Auflösung  besclilos- 
sen  liat.  Die  Auflösung  rauss  eintreten  bei 
zu  starker  Verminderung  der  Mitgliederzahl 
oder,  wenn  eine  Erhöhung  der  Beiträge  auf 
mehr  als  3  ®/o  für  die  Arbeiter  zur  Deckung 
der  gesetzlichen  Mindestleistungen  nötig, 
aber  nicht  (von  den  Verti-etern  der  Arbeit- 
geber imd  Arbeitnehmer  nach  getrennter 
Beratiuig  imd  in  getrennter  Abstimmung 
mit  je  ^4  Mehrlieit  der  Anwesenden)  be- 
schlossen ist. 

Für  gewisse  gemeinsame  Aufgaben  wer- 
den die  ßezirkski-ankenkassen  zu  Verbänden 
vereinigt,    und   zwar  bilden  die  sämtlichen 
Bezirkskrankenkassen  in  dem  Bezirk  einer 
Unfall  Versicherungsanstalt    einen     Verband,  j 
Das  Statut  dieses  Verbandes,  der  sich  liier- 1 
nach  in  der  Regel  über  ein  I^and  erstreckt,  | 
ist  von  der  politischen  Landesbehörde  zu  ge-  j 
nehmigen.    Letztere  führt  auch  die  Aufsicht 
über  den  Verband,  während  dessen  Verwal- 
tung vom  Vorstande  der  Unfallversicherungs- 
anstalt besorgt  wird. 

Der  Grundsatz  der  beruflichen  Scheidung, 
der  bei  den  Bezirkskrankenkassen  ganz  zu- 
nickgetreten ist,  kommt  bei  den  Betriebs- 
krankenkassen (§§  42 — 53)  ei  nigermassen 
wieder  zur  Geltung.  Ziu-  Errichtung  einer 
Betriebskrankenkasse  ist  der  Unternehmer 
berechtigt,  der  100  und  mehr  vereicherungs- 


pflichtifre  Personen  in  einem  oder  melrreTen 
benachbarten    Betrieben  beschäftigt.      Aik  h 
bei   geringerer   Arbeiterzahl  kann   die  pili- 
tische  Landeebehörde  die  Errichtung    einer 
Betriebskrankenkasse    gestatten,    wean     sie 
deren    Leistungsfähigkeit    für    hinreichend 
gesichert  erachtet.    Ein  Unternehmer    kann 
ziu*  Bildung  einer  eigenen  Kasse  ohne  Rück- 
sicht auf  die  Arbeiterzahl  gezwungen  wer- 
den,   wenn     sein    Betrieb    mit    blonderer 
Krankheitsgefahr  verbunden  ist.     Auch  dit 
Betriebskrankenkasse  hat  die  Rechte    einer 
juristischen  Person  und  einer  Zwangskasse. 
Die  in  dem  betreffenden  Betriebe  beschäf- 
tigten   Personen,    die  nicht   bei  einer    den 
Vorschriften  des  Gesetzes  genügenden  Ver- 
einskrankenkasse  versichert   sind,    gehören 
mit  dem  Eintritt  in  die  Beschäftigung  ohn^- 
weiteres  zu  der  für  den  Betrieb  errichteten 
Krankenkasse,  können  aber  auch  von  dieser 
nicht  zurückgewiesen  werden.    Das  Statut 
ist   vom   Betriebsunternehmer   oder  seinem 
Beauftragten    nach    Beratung  mit   den    Ix- 
schäftigten  Personen  oder  deren  Vertieteni 
zu  errichten  und  von  der  politischen  Landes- 
behörde  zu   genehmigen.    Im   Statut    kann 
der  Unternehmer  sich  oder  seinem  Vertreter 
den  Vorsitz  in  der  Generalversammlung  und 
im  Vorstand  vorbehalten.    Die  Rechnungs- 
und Kassenführung  erfolgt  auf  Kosten  un<l 
unter  Verantwortlichkeit  des  Unternehmers. 
Im    übrigen    gilt   über   innere  Einrichtung 
und   Staatsaufsicht    dasselbe    wie    bei    den 
Bezirkski-ankenkassen.     Erstreckt    sich    der 
Betrieb    über    melirere     politische    Bezirke 
desselben  Verwaltungsgebietes    bezw.   über 
mehrere  Verwaltungsgebiete,   so   -wird    die 
Aufsichtsbehörde   von  der  politischen  Lan- 
desbehörde  bezw.  vom  Minister  des  Innern 
bestimmt. 

Die  Auflösung  der  Betriebskrankenkasst* 
ist  von  der  politischen  Landesbehörde  zu 
verfügen 

a)  wenn  der  betreffende  Betrieb  eingeht, 

b)  wenn  die  Mitgliederzahl  unter  llH) 
sinkt  und  die  Leistungsfähigkeit  nicht  genü- 
gend sicher  gestellt  ist  (falls  nicht  etw^  der 
Betrieb  eine  besondere  Krankheitsgefahr 
aufweist), 

c)  wenn  der  Betriebsuntemehmer  nicht 
für  ordnungsmässige  Kassen-  und  Rechnungs- 
führung sorgt. 

Die  Auflösung  kann  verfügt  werden, 
wenn  sie  unter  Zustimmung  des  Unterneh- 
mers von  der  Generalversammlung  beschlos- 
sen wird. 

Für  gemeinsame  Zwecke  können  die  Be- 
triebskassen unter  einander  mit  Zustimmimg 
der  beteiligten  Unternehmer  Verbände 
schliesseu,  die  der  Aufsicht  der  politischen 
Landesbehörde  imterliegen.  Letztere  hat 
auch  hier  das  Statut  zu  genehmigen.  Mit 
Zustimmung   des   Unternehmers   kann   sich 


Krankenversicherung 


371 


die   Betriebskasse   auch   dem   Verband   der 
Bezirkskrankenkassen  anschliessen. 
Als  Betriebskassen  gelten  auch 
a)  die    gemäss  §  85  der  Gew.-O.  v.  20. 
Dezember    1859  zur  Unterstützung  der  Ar- 
beiter in  Krankheitsfällen  errichteten  Unter- 
stützungskassen sowie  die  gemäss  des  §  89 
des  G.  V.  8.  März  1885  von  solchen  Gewerbe- 
treibenden, die  keiner  Genossenschaft  ange- 
hören,   gebildeten    besonderen   Kassen;    zu 
Gunsten  der  schon  bestehenden  Kassen  dieser 
Art   ist   die  Mindestzahl  der  Mitglieder  auf 
50  ermässigt; 

b)  die  Unterstützungskassen,  die  bei  nicht 
vom  Staate  verwalteten,  dem  öffentlichen 
Verkehr  dienenden  Eisenbahn-  und  Dampf- 
schiffsiintemehmungen  errichtet  sind, 

c)  die  bei  vom  Staate  verwalteten  Be- 
trieben bestehenden  Unterstützungskassen. 

Die  Voraussetzung  ist  hierbei  naturge- 
mäss,  dass  die  Kassen  in  Bezug  auf  ihre 
Leistungen  und  auf  die  Belastung  der  Ar- 
\>eiter  und  ähnliches  sich  dem  Gesetz  an- 
passen. 

Die  Ghrundsätze,  die  bei  den  Betriebs- 
kassen gelten,  sind  in  der  Hauptsache  auch 
für  die  Baukrankenkassen  (§§  54 — 57) 
massgebend.  Die  Errichtung  solcher  Kassen 
kann  durch  die  politische  Laiidesbehörde  bei 
Wege-,  Eisenbahn-,  Kanal-,  Strom-  und 
Dammbauten  und  sonstigen  vorübergehenden 
Baubetrieben,  welche  längere  Zeit  hindurch 
eine  grössere  Arbeiterzahl  beschäftigen,  dem 
Bauherrn  auferlegt*  werden.  An  die  Stelle 
der  Bauherren  können  auch  einer  oder 
mehrere  Unternehmer  treten,  wenn  sie  die 
Ausführung  des  Baues  oder  eines  Teiles 
desselben  für  eigene  Rechnung  übernommen 
haben  und  für  die  Erfüllung  der  Verpflich- 
tungen genügende  Sicherheit  stellen. 

Die  Auflösung  der  Baukrankenkassen  ist 
durch  die  politische  Landesbehörde  zu  ver- 
fügen, wenn  der  betreffende  Betrieb  aufge- 
legt wird  oder  wenn  der  Bauherr  oder  Un- 
ternehmer nicht  für  ordmmgsmässige  Kassen- 
und  Kechnungsführung  gesorgt  hat. 

13.  Begründiuig,  FeststißUnng,  Been- 
digung und  Fortsetzung  der  Mitglied- 
schaft In  den  Bezirks-,  Betriebs-  und 
Baukrankenkassen  werden  die  in  den  be- 
treffenden Bezirken  bezw.  Betrieben  be- 
schäftigten versicherungspflichtigen  Perso- 
nen, soweit  sie  nicht  durch  Zugehörigkeit 
zn  einer  anderen  Kasse  befreit  sind,  mit 
der  Aufnahme  ihrer  Beschäftigung  ohne 
weitere  Formalität  Mitglieder  der  betreffen- 
den Kasse.  (§  13  Ziff.  4,  §  46  Abs.  1  und  2, 
§  07.) 

rHe  Meldepflicht,  die  im  Gesetz  vor- 
gesehen ist,  dient  mithin  lediglich  den 
Zvfecken  der  Kontrolle.  Jeder  Arbeitgeber 
niuss  die  von  ihm  beschäftigten  versiche- 
r^iDgspflichtigen   Personen,    soweit   sie    zur 


Bezirkskrankenkasse  beizutreten  haben,  sj 
testens  am  3.  Tage  nach  Beginn  bezw. 
endigung  der  Beschäftigung  an-  bezw.  ab- 
melden (§  31).  Versäumt  er  das,  so  kann 
er  mit  Geldstrafe  bis  zu  10  fl.,  ev.  mit 
Haft  bis  zu  2  Tagen  bestraft  werden  (ß  67) 
und  muss  ausserdem  der  Kasse  die  Aufwen- 
dungen ersetzen,  welche  durch  Erkrankung 
des  nicht"  oder  zu  spät  Angemeldeten  ent- 
standen sind  (§  32). 

Alle  Krankenkassen  mit  Ausnahme  der 
Bezirkskrankenkassen  haben  den  Austritt 
eines  Mitgliedes  binnen  14  Tagen  bei  der 
politischen  Behörde  erster  Instanz  anzuzeigen 
und  gewärtigen  anderenfalls  die  schon  er- 
wähnte Geld-  bezw.  Haftstrafe,  die  gegen 
den  zur  Abmeldung  Verpflichteten  (meist  also 
gegen  den  Kassen-  und  Rechnungsführer) 
verhängt  wird  (§  61,  §  67). 

Der  Austritt  aus  einer  Bezirkskranken- 
kasse bezw.  einer  Betriebs-  oder  Baukranken- 
kasse ist,  solange  der  Betreffende  in  der 
versicherungspflichtigen  Beschäftigung  steht, 
ntu"  dann  gestattet,  wenn  er  nachweist,  dass 
er  bei  einer  anderen,  dem  Gesetz  genügen- 
den Krankenkasse  bezw.  bei  einer  Vereins- 
krankenkasse versichert  ist.  (§  13  Ziff.  1, 
§  46  Abs.  3,  §  57.)  Den  freiwillig  ver- 
sicherten Personen  ist  natürlich  der  Aus- 
tritt aus  der  Bezirkskrankenkasse  jederzeit 
gestattet  (§  13  Ziff.  4).  Für  alle  freiwilHg 
versicherten  Personen  erlischt  die  Mit- 
gliedschaf t  bei  der  Bezirkskrankenkasse,  wenn 
die  Beiträge  durch  vier  aufeinanderfolgende 
Wochen  hindurch  nicht  bezahlt  werden 
(§  13  Ziff.  2  u.  4). 

Im  übrigen  hört  mit  dem  Aufgeben  der 
versichemngspflichtigen  Beschäftigung  die 
Mitgliedschaft  bei  der  Zwangskasse  von 
selbst  auf;  doch  können  solche  Personen 
durch  Fortzalüun^  der  vollen  statutarischen 
Beiträge  die  Versicherung  fortsetzen,  solange 
sie  sich  in  den  im  Reichsrate  vertretenen 
Ländern  aufhalten  (§  13  Ziff.  2). 

14.  Leistungen  der  Versichernng.  Die 
Krankenversicherung  hat  folgende  Mindest- 
leistungen zu  gewähren: 

a)  Vom  Beginn  der  Krankheit  ab  für 
deren  Dauer,  ev.  bis  zum  Ablauf  der  20. 
Woche  freie  ärztliche  Behandlung  ein- 
schliesslich des  geburtshilflichen  Beistandes, 
die  notwendigen  Heilmittel  und  sonstigen 
therapeutischen  Behelfe  (§  6  Abs.  2,  Ziff.  1). 
Statt  dessen  können  die  Bezirks-,  Betriebs- 
und Baukrankenkassen  bei  den  die  Ver- 
sicherung freiwillig  fortsetzenden  Personen, 
die  sich  nicht  im  Kassenbezirk  aufhalten, 
eine  Barentschädigimg  von  50  ^/o  des  Kran- 
kengeldes (siehe  b)  geben  (§  24  Ziff.  1,  §  47, 
§  57). 

b)  Wenn  die  Krankheit  länger  als  drei 
Tage  dauert  und  El•^verbsunfähigkeit  des 
Kranken  nach  sich  zieht,  vom  Tage  der  Er- 

24* 
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krankun^  ab  während  der  Dauer  der 
Krankheit,  ev.  bis  zu  20  Wochen,  für  jeden 
Tag  ein  Krankengeld  iji  Höhe  von  '60®/o 
des  im  Gerichtsbezirk  üblichen  Tagelohnes 
gewöhnlicher  versicherungspflichtiger  Ar- 
beiter. Dieser  Lohn  wird  von  der  politi- 
schen Behöi*de  1.  Instanz  nach  Anhörung 
von  Vertrauensmännern  bezw.  des  Bezirks- 
ausschusses peiiodisch  für  jeden  Gerichts- 
bezirk festgesetzt  (§  6  Abs.  2  Ziff.  2,  §  7). 

Statt  der  unter  a  und  b  genannten  Leis- 
tungen kann  die  Krankenkasse  freie  Kur 
und  Verpflegung  in  einem  Krankenhause 
nach  der  letzten  Klasse,  einschliesslich  freier 
Beförderung  in  das  Spital,  treten  lassen, 
mid  zwar  «)  für  diejenigen,  die  mit  ihrem 
Ehegatten  oder  anderen  3klitgliedern  ihrer 
Familie  in  gemeinsamem  Haushalt  leben 
bezw.  anderweitige  häusliche  Pflege  ge- 
messen, mit  Zustimmung  des  Kranken  oder 
ohne  diese,  wenn  die  Axt  der  Krankheit  es 
erfordert,  ß)  für  sonstige  Kranke  unbedingt. 
Macht  die  Kasse  hiervon  Gebrauch,  so  hat 
sie  den  Angehörigen,  deren  Unterhalt  der 
Erkrankte  bisher  aus  seinem  Arbeitsverdienst 
bestritten  hat,  mindestens  die  Hälfte  des 
Krankengeldes  zu  zahlen  (§  8). 

Die  weiteren  gesetzlichen  Mindestleistun- 
gen sind: 

c)  Wochenbettunterstützung  nach  Mass- 
gabe der  unter  a  und  b  bezeichneten  Grundsätze 
bei  normalem  Verlauf  des  Wochenbettes  füi* 
die  Dauer  von  4  Wochen  nach  der  Nieder- 
kunft (§  6  Abs.  4). 

b)  Ersatz  der  Beerdigungskosten  beim 
Tode  eines  Versicherten  im  20  fachen  Betrage 
des  dem  Krankengelde  zu  Grunde  zu  legen- 
den Lohnes  (§  6  Abs.  5). 

Die  Mindestleistungen  können  von  den 
Bezirks-,  Betriebs-  und  Baukrankenkassen  in 
folgendem  Umfange  statutarisch  erweitert 
werden. 

1.  Das  Krankengeld  kann  bis  auf  75®/o 
des  zu  Grunde  zu  legenden  Lohnes  erhöht 
werden. 

2.  Der  Unterstützung  kann  ein  anderer 
und  höherer  Lohnbetrag,  als  unter  b  ange- 
geben, zu  Grunde  gelegt  werden ;  doch  darf 
dieser  Lohn  2  Gulden  für  den  Arbeitstag 
nicht  überschreiten. 

3.  Die  Unterstützungsdauer  kann  bis  auf 
ein  Jahr  ausgedehnt  werden. 

4  Das  Beerdigungsgeld  kann  bis  auf  50 
Gulden  festgesetzt  werden  (§  9). 

Die  Unterstützungsansprüche  beginnen 
für  versicherungspflichtige  Mitglieder  mit 
dem  Beginn  der  Mitgliedschaft;  für  frei- 
\nUig  beigetretene  Mtglieder  kann  das 
Statut  eine  Karenzzeit  ven  4—8  Wochen 
festsetzen.  Diese  Bestimmungen  gelten  für 
alle  Kassenarten  mit  Ausnahme  der  Bruder- 
laden und  Knappschaftskassen  (§S  22,  47,  57, 
58,  60). 


Bezirks-,  Betriebs-  und  Baukrankeiikas:eQ 
können  durch  Statut  anordnea,  dass  Mit- 
gliedern, die  sich  die  Krankheit  vorsätzli'  a 
oder  durch  schuldhafte  BeteiHgung  3l 
Schlägei-eien  oder  Raufhändeln  oder  dur^fe 
Trunksucht  zugezogen  haben,  das  statutec- 
gemässe  Krankengeld  gar  nicht  oder  nur 
teilweise  gewährt  wird  (§  24  Ziff.  i*. 
§§  47,  57). 

15.  Anfbrin^ung  der  MitteL  Die  Bei- 
träge zu  den  Zwangskassen  (Bezirks-,  B^ 
triebs-  und  Baukrankenkassen)  werden  ge- 
mäss §§  25,  26,  33—35,  47  und  57  in 
Prozenten  des  bei  Berechnung  des  Krankei>- 
geldes  zu  Grunde  zu  legenden  Lohnes  (sLeh^ 
oben  sub  14)  bemessen.  Die  Beitragsk^t 
entfällt  zu  zwei  Dritteln  auf  die  Arbeitneh- 
mer und  zu  einem  Drittel  auf  die  ArMt- 
geber;  die  letzteren  haben  die  Beiträge  auei 
für  die  Arbeiter  vorschussweise  zu  zahitr. 
mit  dem  Recht,  den  auf  den  Arbeiter  ent- 
fallenden Anteil  bei  der  regelmässigen  Ge- 
halts- und  Lohnzahlung  einzulialten.  Langer 
als  einen  Monat  nach  der  LohnzahJniu: 
darf  der  Arbeitgeber  diese  Einhaltung  nicht 
verschieben,  wenn  er  überhaupt  auf  die 
Rückerstattung  der  Arbeiterbeiträge  rechnen 
will. 

Der  Anteil  der  Arbeitgeber  kann  auf  mehr 
als  ein  Drittel  der  Gesamtbeiträge  angesetzt 
werden,  wenn  dies  in  der  Generalversamm- 
lung zuerst  von  der  Vertretung  der  Arlieit- 
geber  und  dann  von  der  Vertretung  der 
Kassenmitglieder  nach  'getrennter  Beratung 
und  in  getrennter  Abstimmung  jedesmal 
mit  absoluter  Mehrheit  der  Anwesenden  V«e- 
schlossen  wird. 

Die  Beiträge  der  versicherungspflichtigen 
Personen,  die  keinen  Geldlohn  beziehen  (mit 
Ausnahme  der  Volontäre),  muss  der  Arbeit- 
geber nach  dem  Gesetz  aus  eigenen  Mitteln 
bestreiten. 

Den  Versicherten  fallen  die  vollen  Bei- 
träge dann  zur  Last,  wenn  sie  sich  ihrer- 
seits freiwillig  der  Versicherung  angeschlofr- 
sen  oder  freiwillig  die  Versicherung  fortge- 
setzt haben.  Das  gleiche  tritt  aber  auch 
für  einen  Teil  der  versicherungspflichtigen 
Kassenmitglieder  ein,  nämlich  für  die  Be- 
triebsbeamten mit  mehr  als  1200  Giüd^ 
Jahresarbeitsverdienst  und  für  die  Volontäre. 

Mitglieder,  welche  die  Kasse  durch  Simu- 
lation geschädigt  haben,  können  strafweis*^ 
für  bestimmte  Zeit  noch  mit  besonderen  Bei- 
trägen belastet  werden. 

Die  Höhe  der  Beiträge  ist  nach  versiche- 
nmgstechnischen  Grundsätzen  zu  berechnen. 
Für  die  Deckung  der  gesetzlichen  Äündest- 
leistungen  darf  in  der  Regel  nicht  mehr  als 
3  ^/o  des  dem  Krankengelde  zu  Grunde  zu 
legenden -i  Lohnes  von  den  Versichenmgs- 
pflichtigen  erhoben  werden.  Mit  Hinzurech- 
nung der  Beiträge   der  Arbeitgeber  stellt 
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ich    sonach   der   als  Regel  innezuhaltende 
[ochstbetrag  der  Gesamtbeiträge  auf  4V2  ®/o 
les  I^ohnes.    Unter  Umständen  kann  indes 
iit*i-über  —  behufs  Deckung  der  gesetzlichen 
il  indes tleistungen  —  hinausgegangen  wer- 
len,    wenn  es  in  der  Generalversammlung 
ron    tlen  Vertretern  sowohl  der  Kassenmit- 
:;\ieAer    als  auch  der  Arbeitgeber  nach  ge- 
■ionderter  Beratimg  und  in  getrennter  Ab- 
%timinung'  jedesmal  mit  einer  Mehrheit  von 
drei  Vierteln  der  Anwesenden  beschlossen  ist. 
Sind    im   Statut   höhere  als  die  gesetz- 
\i<*\ieii  Mindestleistungen  vorgesehen,  so  ist 
die    regelmässige  Höchstgrenze  für  die  Bei- 
träge der  Arbeiter  2^/o  des  Lohnes,  für  die 
der  Arbeitgeber  also  in  der  Regel  l®/o  des 
Tjolines.     Der  Beitrag  kann  in  diesem  Falle 
über    die    bezeichnete    Grenze    hinaus    nur 
nac*h  Errichtung  der  Kasse  unter  den  eben 
bezeichneten    erschwerenden    Formen    der 
Beschl\issfassung  gesteigert  werden,  darf  je- 
doch 3  ^/o  des  Lohnes  für  die  Arbeiter  (also 
für    die    Arbeitgeber  in  der  Regel  l^'2^/o) 
niclit  überschreiten. 

Ueber  die  Beiträge  bei  Bruderladen  und 
Yeroinskassen  bestimmt  das  Gesetz  nichts. 
Bezüglich  der  ziur  Diurchführung  der  Ver- 
sichenmgrzugelassenenGenossenschaftskassen 
sieht  §  58  nur  vor,  dass  die  Beiträge  der 
Arl>eitgeber  mindestens  ebenso  hoch  sein 
müssen,  wie  sie  nach  dem  Gesetze  zu  leisten 
wären. 

Ausser  den  Beiträgen  sind  von  den  Be- 
zirks-, Betriebs-  und  Baukrankenkassen  noch 
Eintrittsgelder  von  den  freiwillig  sich 
\)eteüigenden,  nicht  also  auch  von  den  ver- 
sicherungspflichtigen Mitgliedern  zu  erheben. 
Die  Hohe  der  Eintrittsgelder  ist  im  Statut 
festzusetzen;   mindestens   muss  jedoch  das 
Eintrittsgeld    dem    vollen    Beitrage    für    6 
Wochen  gleich  stehen  (§  13  Ziff.  5,  §  47, 
>i  r>7).     Genossenschafts-  und  Vereinskran- 
kenkassen dürfen  ihre  Mitglieder  in  Bezug 
auf  das  Eintrittsgeld  nicht  ungünstiger  be- 
handeln,  als   sie  nach  dem  Gesetz  gestellt 
sind  (§§  58  u.  60). 

16.  Verhältnis  zu  anderen  Xeistungen. 
Die  Ansprüche  der  Versicherten  gegen  Ge- 
meinden, Korporationen  und  Stiftungen  aus 
'lern  Titel  der  Armenversorgimg  oder  gegen 
Dritte  oder  gegen  die  ünfallversicherungs- 
anstalten  imd  sonstige  Kassen  werden  durch 
das  Gesetz  nicht  berührt.  Leisten  Gemein- 
den, Korporationen  oder  Stiftungen  nach 
den  gesetzlichen  oder  statutarischen  Be- 
stimmungen Unterstützungen  für  Personen 
und  Zeiträume,  für  welche  die  Krankenkasse 
liätte  eintreten  müssen,  so  gehen  die  An- 
sprüche des  Versicherten  gegen  die  Kran- 
kenljasse  bis  zum  Betrage  der  geleisteten 
^>uterstützungen  auf  die  Gremeinden,  Korpo- 
ratiooen  oder  Stiftimgen  über.  Für  den 
^gekehrten  Fall  ist  den  Krankenkassen  ein 


gleicher  Regress  gegen  die  Gemeinden, 
Korporationen  oder  Stiftungen  im  Gesetz 
nicht  ausdrücklich  zugesprochen.  Die  An- 
sprüche der  Versicherten  gegen  Dritte  und 
gegen  die  ünfallversicherungsanstalten  da- 
gegen gehen,  soweit  sie  mit  den  von  den 
Ki-ankenkassen  geleisteten  Unterstützungen 
konkurrieren,  auf  die  Krankenkassen  über 
(§§  64  u.  65). 

17.  Statistisches.  Die  naclifolgenden 
Anraben  beziehen  sich  auf  die  sämtlichen 
im  Keichsrat  vertretenen  Länder.  Die  Zahlen 
für  1889  erstrecken  sich  auf  die  Zeit  vom 
1.  August  bis  31.  Dezember. 


Zahl  der  thätlg  gewesenen  Kassen. 


1889 

524 

1319 

525 

1890 

549 

1459 

673 

1895 

561 

1399 

842 

1896 

566 

1389 

844 

34 

59 

113 

122 


I 


2402 
2740 

2915 
2921 


1889 

433,0 

461,0 

185,8 

1890 

550,6 

506,3 

230,6 

1895 

814,2 

565,2 

341,1 

1896 

880,8 

588,0 

357,2 

Durchschnittl.  Mitgliederzahl  (in  1000  Personen). 

230,6  !  I  310,4 
261,3  1 548,8 
345,9  I  2066,4 
362,0  I  2  188,0 

Zahl  der  Erkrankungsfälle «)  (in  1000  Fällen). 

353,1 

797,7 

1  013,6 

1  046,2 

Zahl  der  Krankheitstage «)  (in  1000  Tagen). 


1889   71,7 

142,0 

34,9 

104,5 

1890  237,0 

316,3 

77,7 

166,6 

1895  367,3 

341,2 

109,9 

195,6 

1896  393,2 

346,4 

117,5 

189,1 

1889 
1890 
1895 


717,7 
3386,8 

5  946,3 


1  732,5 
4917,0 
5  985,4 
6o6i,2 


474,8 

1  344,7 
2062,1 

2  227,6 


1  798,7 
2760,8 
3  523,2 
3484,9 


4  723,7 
12  409,3 
17517,0 
18  260,6 


1896   6487,0 

Beiträge  und  Eintrittsgelder  (in  1000  Golden) 


18891 
1890 
18951 
1896 


I  123,8 
3  497,3 

5  702,9 

6  249,9 


1  944,6 
4043,2 
4876,1 
5266,1 


658,6 

1  646,0 

2  558,4 
2  797,5 


1704,6  5431,6 
2334,7'  11521,5 
3340,3;  16477,7 
3561,41  17874,9 


Gesamteinnahmen  (in  1000  Gulden). 


1889 
1890 
1895 
1896 


1  125,2 
3617,4 
6  034,8 
6  626,6 


2  028,7 
4572,4 
5341,5 
5  853,5 


666,8 

1  747,6 
2713,2 

2  968,8 


1  722,1  5  542,9 

2422,3  12359,7 

3454,7  17544,2 

3693,5  19142,2 


Gesamtausgaben  (ausschl.  Kapitalanlagen)  in 
1000  Gulden. 


1889 
1890 
1895 
1896 


803,4  1  609,2  I  554,9  I  I  569,2 
3  272,0  3  987,9  I  1  554,6  2  482,9 
5  540,4  I  4  906,8  2  442,9  ,  3  244,2 
6170,2,  5114,1  12703,5,3359,2 


4  527,4 
11297,3 
16  134,3 
17347,0 


^)  Die  Zahl  der  Baukrankenkassen  ist  sehr 
gering  (1895  4,  1896  7). 
^)  inkl.  Entbindungen. 
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Im  ganzen  hat  die  österreichische  Kran- 
kenversichening  (ohne  die  Bergwerksbruder- 
laden) von  18S9— 1896  in  6,56  Millionen 
Krankheitsfällen  mit  110,25  Millionen  Krank- 
heitstagen und  in  rund  135000  Sterbefällen 
eingegi-iffen  und  dafür  an  Unterstützungen 
90,38  Millionen  Gulden  ausgegeben. 

III.  Die  Krankenversichenuig  in  Ungarn. 

18.  Gesetzliche  Grundlagen.  Bereits 
das  Gewerbegesetz  von  1884  hatte  eine  ge- 
setzliche Regelung  der  Arbeiterkrankenver- 
sicherung ins  Auge  gefasst  und  diejenigen 
Grundsätze  festgestellt,  die  bis  zum  Erkss 
des  geplanten  Gesetzes  für  die  Hüfskaßsen 
der  Gewerbekorporationen  massgebend  sein 
sollten.  Nur  der  kleinere  Teil  der  Gewerbe- 
korporationen ist  indes  zur  Errichtung  sol- 
cher Hilfskassen  geschritten.  Für  die  Ar- 
beiter der  Berg-  und  Hüttenwerke  kamen 
die  auf  dem  Berggesetz  beruhenden  Bruder- 
laden in  Betracht.  Im  übrigen  blieb  alles 
der  privaten  Thätigkeit  überkssen,  die  aber 
hier  wie  überall  nur  für  einen  beschränkten 
Bruchteil  der  Arbeiter  Fürsorge  traf.  Durch 
das  G.  V.  9.  April  1891  ist  inzwischen  die 
obligatorische  Krankenversicherung  geregelt 
wollen,  die  jene  Lücken  beseitigt.  Das  Ge- 
setz scliliesst  sich  vielfach  den  österreichi- 
schen Bestimmungen  an,  zeigt  aber  doch 
auch  hinreichend  ^iele  Abweichungen,  um 
eine  kurze  Zusammenfassung  an  dieser  Stelle 
als  gerechtfertigt  erscheinen  zu  lassen. 

19.  Fersonenkreis.  Der  gesetzliche 
Versicherungszwang  —  ein  statutarischer 
Zwang  fehlt  —  erstreckt  sich  auf  Arbeiter 
und  Beamte, 

a)  in  den  dem  Gewerbegesetz  unter- 
stellten Gewerbe-  und  Handelsbetrieben  ein- 
schliesslich der  staatlichen  Monopolbetriebe 
und  des  Mühlengewerbes, 

b)  in  Berg-  und  Hüttenwerken,  in  anderen 
Bei]gprodukte  •  verarbeitenden  Gewerken,  in 
Steinbrüchen,  Sand-,  Schotter-  und  Lehm- 
gruben, 

c)  in  grösseren  Bauten, 

d)  beim  Betriebe  und  in  den  Fabriken 
und  Werkstätten  von  Eisenbahnen,  bei  dem 
Post-,  Telegraphen-   und  Femsprechbetrieb, 

e)  bei  der  Flussschiffahrt  und  beim 
Schiffsbau, 

f)  beim  Verfrachtungs-  und  Speditions- 
wesen, in  Magazinen  und  Handelskellereien. 

Yoraussetzung  ist,  dass  die  betreffenden 
Personen  mit  Gehalt  oder  Lohn  von  nicht 
melir  als  4  Gulden  pro  Arbeitstag  angestellt 
sind  und  dass  ihre  Anstellung  nicht  von 
vom  herein  auf  weniger  als  »acht  Tage«  be- 
schränkt ist.  Auch  die  Lehrlinge,  Prakti- 
kanten und  andere  Personen,  die  wegen 
noch  nicht  vollendeter  Ausbildung  keinen 
oder  nur  geringen  Lohn  oder  Gehalt  be- 
ziehen, sind  vei-sichei-ungspfüchtig. 


Befreit  sind  diejenigen  Personen,weldie 
bei  einem  Betriebe  des  Staates,  eines  Muni- 
cipiums,  einer  Gemeinde  oder  eines  öffent- 
lichen Fonds  mit  ständigem  Gehalt  ang^ 
stellt  sind  und  nach  den  geltenden  Dien?i- 
Vorschriften  ihre  Bezüge  auch  in  Eiankheit«- 
fällen  mindestens  20  Wochen  lang  nach  der 
Erkrankung  erhalten. 

Durch  die  Gewerbebehörde  können  bei 
anderen  Betrieben  diejenigen  Angestellten 
befreit  werden,  welchen  der  Arbeitgeber 
in  Krankheitsfällen  vertragsmässig  für  min- 
destens 20  Wochen  volle  Verpflegung  bezw. 
deren  Bezahlung  schuldet,  sofern  diese  Leii^ 
tungen  hinreichend  sicher  erscheinen. 

Die  gesetzliche  BeitrittsberecL- 
tigung  steht  folgenden  Gruppen  zu: 

a)  denen,  welche  bei  einem  versicherungs- 
pflichtigen Unternehmen  für  weniger  al> 
acht  Tage  oder  mit  mehr  als  1200  Guldec 
jährlich  (4  Gulden  täglich)  angestellt  sind: 

b)  den  Hausindustriellen; 

c)  den  selbständigen  Gewerbetreibenden : 

d)  den  Werkführem  und  Arbeitern  land- 
wirtschaftlicher Betriebe; 

e)  den  Familienmitgliedern  der  Versiche- 
rungspflichtigen und  Versichenmgsberech- 
tigten^).  Ausserdem  können  die  Statuten 
beliebigen  Personen  den  Beitritt  gestatten. 

20.  Yersicheniiigsorgaiie.  Wie  ld 
Oesterreich  sind  auch  hier  sechs  Kassen- 
formen vorgesehen:  Bezirks-,  Betriebs-(Fa- 
briks-),  Bau-,  Gewerbekorporationskranken- 
kassen, Bergwerksbruderladen  und  Vereins- 
kassen. 

Die  Vereinskassen  (§§  73 — ^75),  als») 
die  durch  private  Vereinigung  gebildeten 
Kassen  mit  mindestens  200  Mitgliedern, 
können,  falls  ihr  Statut  dem  Gesetze  ange- 
passt  ist,  vom  Handelsminister  nach  Anhö- 
mng  der  Handels-  und  Gewerbekammeni 
und  im  Einverständnis  mit  dem  3Iinister 
des  Innern  für  anerkannte  Kassen  erklärt 
werden  und  geniessen  die  im  Gesetz  fest- 
gestellten Hechte  der  Krankenkassen,  wenn 
sie  das  gesetzliche  Mindestmass  der  Unter- 
stützung gewähren  und  das  gesetzliche 
Höchstmass  der  Beiträge  nicht  überschreiten. 
Sie  können  von  der  Gewerbebehörde  auf 
Grund  entsprechenden  Generalversammlungs- 
beschlusses und  ohne  solchen  Beschluss  bei 
Verminderung  der  Mitgliederzahl  unter  10<», 
bezw.  bei  Leistungsunfähigkeit  aufgelöst 
werden. 

Die  Bergwerksbruderladea  (§§  70 
bis  72)  beruhen  auf  dem  Berggesetz,  dessen 
Vorschriften  massgebend  bleiben,  audi  in 
Bezug  auf  Leistungen  und  Beiträge.  Nur 
wenn  sie  auch  andere  Personen  als  die  im 


')  Von  diesen  Familienmitgliedern  hat  nnr 
die  Ehefrau  Anspruch  anf  das  vorschriftsmässige 
Krankengeld  (§  23,  Abs.  2). 
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Herg-  vind  Hüttengewerbe  beschäftigten  auf- 
iielxnaen,  müssen  sie  das  gesetzliche  Mindest- 
mass   <ier  Kassenleistiingen  und  das  gesetz- 
licl\e    Höchstmass   der   Beiträge   innehalten. 
Die  Gewerbekorporationskassen 
(§§  63 — 69)  können  von  denjenigen  Gewerbe- 
korporationen  errichtet   werden,    bei    deren 
Mitgliedern  mehr  als  200  Hilfsarbeiter  (Ge- 
hilfen uDd  Lehrlinge)  beschäftigt  sind.    Sie 
können  mit  Auflösung  der  Gewerbekoi'porar 
tion,     femer   bei   dauernder   Yenninderung 
d.er  Mitgliederzahl  unter  100  bezw.  bei  Leis- 
ten gsunfäliigkeit  aufgelöst  werden.   Im  übri- 
gen   gelten  die  Bestimmungen  über  die  Be- 
zirkskrankenkassen meist  auch  hier. 

Die  Baukrankenkassen  (§§  5?— 62) 
müssen  auf  Anordnung  der  Gewerbebehörde 
^on  den  Unternehmern  grösserer  Baubetriebe 
errichtet   werden,  widrigenfalls   der  Unter- 
nelimer  die   gesetzlichen  Mindestleistimgen 
selbst  aufzubringen  hat.    Die  Kassen  können 
von  der  Gewerbebehörde   aufgelöst  werden 
beim  Auftiören   des  Baues  bezw.  bei  Ver- 
nachlässigung ordnungsmassiger  Buch-  und 
Kassenftmnmg  seitens  des  Bauunternehmers. 
Eine  Betriebs-  (Fabrik-)  Kranken- 
kasse  (§§  46—56)   zu  errichten  ist  jeder 
Unternehmer  befugt,  der  mindestens  100  ver- 
sicherungspflichtige   Personen    beschäftigt ; 
die  Errichtung   kann   vom  Handelsminister 
nur  dann  verboten  werden,  wenn  sie  den  Be- 
stand der  betreffenden  Bezirkskasse  gefährdet. 
Bei    genügenden    Garantieen     für    die 
Sicherheit  kann  auch  bei  geringerer  Arbeiter- 
zahl  die  Errichtung  einer  Betriebskranken- 
kasse   von    der   Gew^erbebehörde    gestattet 
werden.     Ein    Zwang    zur    Bildung    einer 
solchen  Kasse  kann  von  der  Gewerbebehörde 
nur    bei   besonders    gefährlichen   Betrieben 
ausgeübt  werden,  imd  zwar  ohne  Eücksicht 
auf  die  Arbeiterzahl.    Der  Unternehmer,  der 
sich  dem  Zwang  nicht   fügt,  kann  genötigt 
werden,  einen  Beitrag  bis  zu  5  %  des  Lohnes 
oder  Gehaltes   seiner  Angestellten  zur  Be- 
zirkskrankenkasse zu  zahlen.     Die  Statuten 
der   Betriebskrankenkasse    hat    der   Unter- 
nehmer nach  Anhörung  seiner  Angestellten 
oder  ihrer  Delegierten  festzustellen  und  kann 
sich  oder  seinem  Bevollmächtigten  dabei  den 
Vorsitz  im  Vorstande   (Direktion)   dauernd 
sichern.    Die  Statuten  bedürfen  der  Geneh- 
migimg des  Handelsministers.    Bei  vorüber- 
gehender   Unzulänglichkeit    der   Geldmittel 
der  Kasse   muss  der  Unternehmer  mit   un- 
verzinslichen Darlehen,  bei   dauernder  Un- 
zulänglichkeit trotz  Erhebung  der  gesetzlich 
zulässigen  Höchstbeiträge  mit  seinen  eigenen 
Mitteln  nachhelfen.     Die  Buchführung  und 
Kassenverwaltung  hat  der  Unternehmer  auf 
eigene  Kosten  und   unter   eigener  Verant- 
wortlichkeit zu  besorgen. 

Die  Auflösung  der  Betriebskrankenkasse 
kann  von  der  Gewerbebehörde  bewirkt  wer- 


den, wenn  der  Betrieb  eingestellt  wird  oder 
wenn  die  Zahl  der  Angestellten  unter  100 
sinkt  und  keine  anderweitige  genügende 
Sicherheit  geboten  wii-d,  ferner,  wenn  der 
Unternehmer  nicht  für  ordentliche  Buch- 
fühnmg  und  Geldverwaltung  sorgt,  und 
endlich,  wenn  die  Generalversammlung  im 
Einvernehmen  mit  dem  Unternehmer  die 
Auflösung  ausspricht. 

Die  Bau-  und  Betriebskrankenkassen  sind 
im  übrigen  Gegenseitigkeitsanstalten,  deren 
Organe  (Direktion,  Aufsichtskomitee  und  Ge- 
neralversammlung) in  derselben  Weise  aus- 
zugestalten sind  wie  diejenigen  der  Be- 
zirkskrankenkassen. 

Als  die  Hauptkassenfonn  erscheinen  im 
Gesetz  (§§  29 — 45)  die  Bezirkskranken- 
kassen. 

Diese  neuen  Gegenseitigkeitskassen  glie- 
dern sich  rein  territorial,  während  bei  den 
Betriebs-,  Bau-,  Gewerbekorporations-  und 
Bergwerkskassen  mit  der  territorialen  auch 
die  berufliche  Gliederung  verbunden  ist. 
Zahl,  Sitze  und  Bezirke  der  Bezirkskranken- 
kassen werden  vom  Handelsminister  im  Ein- 
vernehmen mit  dem  Minister  des  Innern 
festgestellt.  Von  diesen  Ministerien  ist 
auch  das  Statut  und  jede  Statutenänderung 
zu  genehmigen.  Das  Statut  wird  von  der 
Gewerbebehörde  festgestellt  nach  Anhörung 
der  getrennt  zu  wählenden  Vertrauens- 
männer der  Versiclierungspflichtigen  und 
der  Arbeitgeber  und  nach  Anhörung  der 
Handels-  und  Gewerbekammer. 

Als  oberstes  Organ  erscheint  die  General- 
vei^sammlung,  zu  welcher  die  versicherten 
Mitglieder  und  die  nichtvei-sicherten  Arbeit- 
geber oder  deren  Delegierte  bezw.  Vertreter 
gehören.  Bei  mehr  als  300  Versicherten 
muss  die  Generalversammlung  aus  Dele- 
gierten bestehen.  Weitere  Oi^ne  sind  die 
Direktion  und  das  Aufsichtskomitee,  die  für 
das  erste  Jahr  von  der  Gewerbebehörde  er- 
nannt und  später  von  der  Generalversamra- 
lung  gewählt  werden.  In  der  Direktion  und 
dem  Aufsichtskomitee  müssen  die  nichtver- 
sicherten  Arbeitgeber  mindestens  im 
Verhältnis  ihrer  Beitragsleistung  vertreten 
sein;  in  der  Generalversammlung  üben  sie 
das  Stinunrecht  im  Verhältnis  ihrer  Bei- 
tragsleistimg.  l^Iit  Genehmigung  des  Han- 
delsministers kann  die  Gewerbebehörde  die 
Kasse  auflösen,  wenn  ihre  Mitgliederzahl 
unter  100  sinkt  oder  die  Kasse  leistimgs- 
unfähig  geworden  ist,  und  ausserdem  dann, 
wenn  die  Generalversammlung  »aus  wich- 
tigen Gründen«  die  Auflösung  beschliesst.  — 

Die  anerkannten  Vereinskassen  haben 
nur  freiwilhge  Mitglieder.  Die  Betriebs- 
und Bezirkskassen  haben  neben  den  zwangs- 
weise beitretenden  auch  freiwillig  beitretende 
Mitglieder,  da  sich  die  Vereicherungsberech- 
tigten  ihnen  ansclüiessen  können.  Im  übrigen 
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besteht  für  die  Bezirks-,  Betriebs-,  Bau-  und 
Gtewerbekorporationskassen  sowie  für  die 
Bergwerksbruderladen  ein  Beitrittszwang 
derart,  dass  mit  dem  Eintritt  in  die  Be- 
schäftigung der  Angestellte  von  selbst  Mit- 
glied derjenigen  Kasse  wird,  welche  ftlr  den 
betreffenden  Betrieb  in  Frage  kommt. 

Von  dieser  Beitrittspflicht  sind  befreit: 

a)  bei  den  Gewerbekorporationskassen  die- 
jenigen, welche  bereits  bei  einer  für 
den  Betriebssitz  in  Frage  kommenden 
Bezirks-.  Betriebs-,  Bergwerks-  oder 
anerkannten  Vereinskasse  versichert  sind, 

b)  bei  den  Betriebskassen  diejenigen,  welche 
bereits  der  für  den  Betriebssitz  zustän- 
digen Bezirks-  oderGewerbekorporations- 
krankenkasse  angehören, 

c)  bei  den  Betriebs-  und  Baukrankenkassen 
diejenigen,  welche  bei  einer  anderen 
der  zugelassenen  Kassenformen  in  der 
gesetzlichen  Weise  und  Ausdehnung 
versichert  sind. 

Die  Bezirkskrankenkasse  insbesondere  ist 
hiernach  als  die  Versicherungsstelle  aller 
sonst  nicht  untergebrachten  Versicherungs- 
pflichtigen anzusehen. 

Die  Bezirks-,  Betriebs-  und  Gewerbe- 
korporationskassen können  sich  zu  Kassen- 
verbänden zusammenschliessen,  entweder 
jede  Gruppe  für  sich  oder  im  Anschluss  an 
die  Bezirkskassenverbände.  Die  Bezirks- 
kassenverbändCj  deren  Sitze  und  Bezirke 
vom  Handelsuunister  zu  genehmigen  sind, 
haben  die  Aufgabe,  einen  Verbandsreserve- 
fonds zu  bilden  und  zu  verwalten,  das  Ver- 
mögen der  einzelnen  Kassen  gemeinschaft- 
lich anzulegen,  das  Geschäftsgebaren  der 
einzelnen  Kassen  zu  kontrollieren  und  die 
Gesamtstatistik  aufzustellen.  Sie  können 
gemeinschaftlich  Aerzte  anstellen  und  Ver- 
trage mit  Apotheken  schliessen,  auch  für 
Streitfragen  der  Kassen  unter  einander  oder 
mit  dem  Verbände  Verbandsschiedsgerichte 
errichten  u.  s.  f. 

21.  Kontrolle,  Beendigung  nnd  Fort- 
setzung der  Mitgliedschaft  Da  nach 
dem  oben  sub  20  Ausgeführten  für  die  zuge- 
lassenen Kassenformen  mit  Ausnahme  der 
Vereinskassen  ein  Beitrittszwang  besteht  und 
die  Mitgliedschaft  der  Versicherungspflich- 
tigen mit  dem  Eintritt  in  die  betreffende 
Beschäftigung  von  selbst  wirksam  wird,  so 
erscheint  die  in  §§  26  und  27  begründete 
Meldepflicht  nur  als  Kon troUmittel.  Der 
Arbeitgeber  hat  binnen  8  Tagen  den 
Eintritt  und  Austritt  der  einzelnen  versiche- 
rungspflichtJG^en  Personen  bei  der  für  den 
Betrieb  in  Frage  kommenden  Kasse  anzu- 
melden. Die  Unterlassung  oder  Versäumung 
der  Anmeldung  zieht  nach  Artikel  83  eine 
Geldstrafe  bis  zu  20  Gulden  nach  sich  imd 
verpflichtet  ausserdem  den  Arbeitgeber,  aus 
eigenen  Mitteln  die  Beiträge  vom  Tage  des 


Eintritts  bezw.  Austritts  bis  zur  Anmelduuc 
zu  zahlen  und  die  Lasten  zu  tragen,  die  in 
der  Zeit  vom  Eintritt  bis  zur  Anmeiduoe 
aus  Erkrankungen  nicht  angemeldeter  Ver- 
sicherungspflichtiger entstehen.  Eine  eat- 
sprechende  Meldepflicht  der  Kassen  seib>t 
unter  einander  besteht  nicht. 

Die  Mitgliedschaft  freiwilliger  Mitglieder 
der  Bezirks-  und  Betriebskai^n  hört  ant 
wenn  sie  die  Beiträge  w^ährend  4  auf  einand^-r 
folgender  Wochen  nicht  bezahlt  haben.  Ini 
übrigen  können  sie  in  der  durch  Statut  l^e- 
stimmten  Weise  austreten  (§  33,  Abs.  4), 

Die  Mitgliedschaft  versicherungspflich- 
tiger Personen  endet  an  sich  mit  der  Bf- 
sdiäftigimg,  die  ihre  Zugehörigkeit  zu  der 
Kasse  bedingte.  Wenn  ihre  neue  Beschäf- 
tigung sie  nicht  zum  üebertritt  in  eine 
andere  Kasse  verpflichtet,  können  sie  bei 
ihrer  bisherigen  Bezirkskrankenkasse  diuxh 
freiwillige  Zahlung  der  Beiträge  so  lange 
verbleiben,  als  sie  sich  in  Ungarn  aufhalten : 
Unterlassung  dieser  Beitragsz^ung  während 
4  auf  einander  folgender  Wochen  beendigt 
die  freiwillig  fortgesetzte  Mitgliedschaft  (j?  3.:i 
Abs.  2  u.  3). 

Auf  Betriebs-  und  Baukrankenkasseu 
findet  dies  entsprechende  Anwendung. 

Versicherungspflichtige  Mitglieder  einer 
Betriebskrankenkasse  aber,  die  in  einen  an- 
deren Betrieb  eintreten,  scheiden  aus  ihrer 
bisherigen  Betriebskrankenkasse  aus  und 
können  sich  alsdann  nach  ihrer  Wahl  der 
neuen  Betriebskrankenkasse  oder  der  zu- 
ständigen Bezirks-  oder  Ge  werbekorporation<- 
kasse  oder  einer  anerkannten  Vereinskasse 
anschliessen  (§  49,  Abs.  2). 

Kassenmitglieder,  welche  auch  die  Min- 
destbeiträge aus  Mangel  an  Erwerb  nicht 
zahlen  können,  behalten  noch  6  Wochea 
nach  -der  letzten  Beitragszahlung  ihre  ^U\- 
gliedsrechte  (§  25). 

Während  der  Dauer  der  Beschäftigung, 
welche  die  Zugehörigkeit  zur  Bezirks-,  Be- 
triebs-, Bau-  oder  Gewerbekorporationskasse 
bedingt,  können  die  versicheningspflichtigeu 
Mitglieder  dieser  Kassen  dadiu*ch  aus- 
scheiden, dass  sie  in  eine  andere  der  zug^ 
lassenen  Kassenformen  übertreten  (§  '^i 
Abs.  1).  Den  zwan^weise  beigetretenen 
Mitgliedern  der  Bezurks-  und  Gewerbe- 
korporationskrankenkassen ist  jedoch  der 
Üebertritt  zu  einer  anerkannten  Vereinskasse 
ausdrücklich  untersagt,  und  auch  die  Mit- 
glieder der  Bergwerksbruderladen  dürfeu 
nicht  zu  einer  solchen  Vereinskasse  über- 
treten (§  74). 

22.  Leistungeii  der  Versichenuig.  Die 
gesetzlichen  Mindestleistungen 
sind: 

a)  unentgeltliche  äi*ztliche  Behandlung 
(einschliesslich  des  geburtshilflichen  Bei- 
standes) nötigenfalls  20  Wochen  lang; 
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b)  unentgeltliche  Gewährung  der  Arz- 
neien und  erforderlichen  therapeutischen 
Behelfe,   nötigenfalls  20  Wochen  lang; 

e)  vrenn  die  Krankheit  länger  als  3  Tage 
<  lauert  und  mit  Erwerbsunfähigkeit  verbun- 
*len  ist,  vom  Tage  der  Erkrankung  ab  für 
die  Dauer  der  Erwerbsunfähigkeit,  nötigen- 
hiüs  20  Wochen  lang,  ein  Krankengeld  in 
der  Höhe  der  Hälfte  des  Betrages,  der  für 
die  Beitragsbemessung  als  Grundlage  dient 
(vgl.  oben  sub  13); 

d)  Wochenbettunterstützung  in  Höhe  des 
Krankengeldes  vom  Tage  der  Niederkunft 
an  mindestens  für  4  Wochen; 

e)  im  Todesfalle  »Beerdigungsbeitrag« 
\rts  zum  20  fachen  des  der  Beitragsberech- 
nung:  zu   Grunde  liegenden  Betrages  (§  7). 

Das  Krankengeld  (c)  und  die  Wochen- 
bettunterstützung (d)  ist  in  wöchentlichen 
Raten  am  Ende  der  Woche,  der  Beerdigungs- 
Witrag  (e)  spätestens  am  Tage  nach  dem 
Tode  auszuz^dden.  Das  Krankengeld  istmn 
'lO^lo  des  Mindestbetrages  zu  erhöhen,  wenn 
die  Kasse  ärztliche  Behandlung  und  Arznei 
nicht  liefert  (§  11). 

Die  Herbeiführung  der  Krankheit  durch 
vorsätzliche  Handlung,  durch  schuldhafte 
Hervomifimg  eines  Kauf  handeis,  durch  aus- 
schweifende Lebensweise  oder  diu-ch  Trunk- 
sucht kann  nach  näherer  Bestimmung  des 
Statuts  den  Anspruch  auf  Krankengeld  aus- 
schliessen  (§  9). 

Statt  der  unter  a  bis  c  genannten  Leis- 
tungen kann  die  Krankenkasse  vollständige 
Verpflegung  in  einem  Krankenhause  ein- 
schüesslicli  freier  Beförderung  in  dasselbe 
eintreten  lassen  in  denselben  Fällen  wie  in 
Oesterreich ;  den  vom  Erkrankten  erhaltenen 
Angehörigen  ist  während  der  Spitalbehand- 
hmg  die  Hälfte  des  Krankengeldes  zu  zahlen 
l§  12). 

Durch  Statut  können  die  Mindestleis- 
tungen erweitert  werden,  und  zwar  in  fol- 
gendem umfange: 

a)  Erhöhung  des  Krankengeldes  bis  zu 
75^/o  des  zu  Grunde  zu  legenden  Betrages. 

b)  Ausdehnung  der  Krankenunterstützung 
bis  auf  die  Dauer  eines  Jahres. 

c)  Erhöhung  des  Beerdigungsbeitrages 
bis  auf  das  40  fache  des  zu  Grunde  zu  legen- 
den Betrages.' 

d)  Gewährung  unentgeltlicher  ärztliclier 
Behandlung  und  Arznei  an  die  Familienmit- 
glieder. 

e)  Gewähnmg  des  Mindestbetrages  des 
Beerdigimgsbeitrages  beim  Tode  eines  Fami- 
lienmitgliedes des  Versicherten  (§  8). 

23.  Anlbringnng  der  Mittel.  Die  B  e  i  - 
träge  für  die  versicherungspflichtigen  Mit- 
glieder werden  nach  näherer  Bestimmung 
des  Statuts  bemessen  entweder  nach  dem 
wirklichen  Tagelohn  oder  nach  dem  durch- 
schnittlichen, an  den  betreffenden  Orten  üb- 


lichen gewöhnliclien  Tagelohn,  welch  letz- 
terer von  der  Gewerbebehörde  nach  Anhö- 
rung von  Vertrauensmännern  sowie  der 
Handels-  und  Gewerbekammer  von  Zeit  zu 
Zeit  für  Männer,  für  Frauen  und  für  Ange- 
stellte unter  18  Jahren  gesondert  festgestellt 
wird.  Der  gewöhnliche  Tagelohn  für  An- 
gestellte unter  18  Jahren  konrnit  auch  für 
die  Lehrlinge,  die  Praktikanten  und  für  alle 
diejenigen  in  Betracht,  welche  wegen  noch 
nicht  vollendeter  Ausbildung  keinen  oder 
nur  geringeren  Lohn  beziehen. 

Wenn  der  wirkliche  Tagelohn  zu  Grunde 
gelegt  wird,  so  darf  er  nicht  niedriger  als 
der  durchschnittliche  gewöhnliche  Tagelohn 
und  nicht  höher  als  2  Gulden  für  den  Tag 
angerechnet  werden. 

Beziehen  die  Versicherungspflichtigen 
Wochen-,  Monats-  oder  Jahresgehalt,  so  dient 
der  Betrag  des  wirklichen  Gehaltes  ohne 
jeden  Abzug  als  Grundlage.  Der  Wert  der 
vertragsmässig  bedungenen  Verköstigung  wird 
mit  eingerechnet,  während  andere  Natural- 
leistungen, Quartiergelder,  Zulagen  und  Emo- 
lumente  nicht  in  Ansatz  gebracht  werden 
dürfen  (§  16). 

Unmittelbar  nach  Errichtung  der  Kasse 
dürfen  höchstens  2%  des  zu  Grunde  zu 
legenden  Betrages  erhoben  werden,  und 
höhere  Beiträge  —  eventueD  bis  zu  5®/o  — 
sind  nur  zulässig,  wenn  anders  die  gesetz- 
lichen Mindestleistungen  nicht  gedeckt  wer- 
den können  (§  18). 

Im  weiteren  Verlauf  dürfen  die  Beiträge 
normalerweise  3  %  nicht  überschreiten,  wenn 
die  Kasse  die  gesetzlichen  Mindestleistungen 
bietet,  und  nicht  höher  als  2^/o  sein,  wenn 
sie  über  diese  Mindestleistungen  hinausgeht. 
Können  die  gesetzlichen  Mindestleistungen 
mit  3  ®/o  nicht  gedeckt  werden  und  ist  dies 
Ziel  auch  nicht  durch  Vereinigung  mit  einer 
anderen  Kasse  zu  erreichen,  so  kann  der 
Handelsminister  die  Erhöhung  der  Beiträge 
bis  auf  b%  gestatten  (§  17).  Sind  auch 
dann  die  Mindestleistungen  nicht  zu  decken, 
so  muss  die  Kasse  aufgelöst  bezw.  mit  einer 
anderen  vereinigt  werden  (§  21). 

Ueber  Anträge  auf  Erhöhimg  der  Bei- 
träge über  2®/o  hinaus  müssen  Arbeitgeber 
und  Versicherungspflichtige  gesondert  ab- 
stimmen und  auf  jeder  Seite  muss  die  ab- 
solute Mehrheit  der  Anwesenden  für  die 
Erhöhung  sein,  die  im  übrigen  noch  der 
Genehmigung  des  Handelsministers  bedarf. 
Anders  ist  es  nur,  wenn  der  Arbeitgeber 
den  über  2  ^/o  hinausgehenden  Betrag  selbst 
deckt  (§  20). 

Von  der  Beitragslast  trägt  bei  den  Be- 
zirks-, Betriebs-,  Bau-  imd  Gewerbekorpora- 
tionskassen der  Arbeitgeber  ^/s,  die  Ver- 
sicherungspflichtigen 2.3;  der  erstere  zahlt 
den  vollen  Beitrag  ein  und  kann  2/3  bei  der 
Ijohnzahlung  in  Abzug  bringen. 
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Für  Lehrlinge,  Praktikanten  und  in  der 
Ausbildung  begriffene  Personen  muss  der 
Arbeitgeber  den  ganzen  Beitrag  auf  sich 
nehmen,  falls  nichts  anderes  diu'ch  den  Ver- 
trag vereinbart  ist  (§  22). 

Zu  den  Beiträgen  der  Yersicherungsbe- 
rechtigten  hat  der  Arbeitgeber  gesetzlich 
nichts  zu  leisten. 

Die  Beiträge  der  versiclierungsberech- 
tigten  Familienmitglieder,  welche  keinen  Er- 
werb haben,  werden  nach  der  Hälfte  des 
durchschnittlichen  gewöhnlichen  Tagelohnes 
bemessen.  Im  übrigen  sind  die  Beiträge 
der  Versichenmgsberechtigten  ebenso  hoch 
wie  die  für  Versicherungspflichtige  zu  zah- 
lenden Gesamtbeiträge  (§  23). 

Eintrittsgelder  dürfen  nach  näherer 
Bestimmung  des  Statuts  nur  von  den  frei- 
willig (einer  Bezirks-  oder  Betriebskasse) 
Beiti^tenden  erhoben  werden  (§§  34,  56). 

24.  Statistisches. 


Zahl  der  Krankenkassen. 
1894 1      97    I      69      I     122    I    60    I      348 
18971     III     I      96      I     160    I    57    I      424 

Zahl  der  Mitglieder  ara  Jahresschluss  (in  1000  Prs.). 


18941 
1897 


229,2 
288,0 


61,9 
73,2 


115,1 
150,9 


80,8 
82,7 


487,0 
594,8 


Beiträge  (in  1000  Gulden). 
1894  1    635,01     195,0   I    643,01432,01    1905,0 
1897 1  1697,7!    404,2   I  1317,01  590,31   4009,2 

Gesamteinnahmen  (in  1000  Gulden). 
18941  1099,0 1    347,0   I  1225,0!  824,01   3495,0 
18971  2273,41    482,3    I  1608,51  682,1  I   5046,3 

Gesamtausgaben  (in  1000  Gulden). 
1894  I    984,0  I    296,0   I    926,0 1  566,0 1   2772,0 
1897  I  2123,5  I    427,2   I  1361,5  I  610,2  I   4522,4 

Die  Entschädigungsausgaben  aller  Kassen 
betrugen  1897  3  2Ö810O  Gulden,  1896  3136600 
Gulden,  1896  2  842  900  Gulden. 

IV.  Die  Krankenversicherung  in  anderen 
Ländern. 

Eine  umfassende  obligatorische  Kranken- 
versicherung für  die  gewerblichen  Arbeiter  ist 
in  anderen  als  den  bisher  genannten  Ländern 
noch  nicht  eingeführt  worden,  wenn  aucli 
mehrfach  schon  die  Frage  erwogen  wird.  Ms 
ein,  freilich  sehr  unzulänglicher  erster  Schritt 
anf  diesem  Wege  kann  die  Vorschrift  der 
russischen  Gewerbeordnung  vom  3.-15. 
Juni  1886  (nebst  Aenderung  vom  8./ 20.  Juni 
1893)  angesehen  werden,  dass  von  Arbeitern 
Zahlungen  für  ärztliche  Hilfe  nicht  gefordert 
werden  dürfen. 


Diese  Bestimmung  wird  dahin  angelegt, 
dass  die  Arbeitgeber  verpflichtet  sind,  ihM. 
erkrankten  Arbeitern  ärztliche  Hiife  und 
Heilverfahren  kostenfrei  zu  gewähren. 

Für  die  Bergwerke  im  ehemaliei^a 
Königreich  Polen  ist  durch  das  am  27. 
Jamiar  1895  erlassene  Statut  die  Kranken- 
versicherung dahin  geregelt,  dass  die  im 
Bergwerk  beschäftigten  Arbeiter  und  Auf- 
seher beitrittspflichtig  sind,  falls  ihr  Ver- 
dienst nicht  500  Rubel  jährlich  übersteigt 
Zu  diesen  Kassen  leisten  die  Arbeiter  und 
die  Betriebsverwaltungen  gleiche  Beiträge. 
Die  Beiträge  der  Arbeiter  werden  entweder 
in  Prozenten  des  Lohnes  (1 — 3  ®/o)  berechnet 
oder  nach  3  Lohnklassen  (A  über  400  Rnl^l 
B  200—400  Rubel,  C  unter  200  Rubel)  mit 
35  bezw.  25  bezw.  15  Kopeken  monatlich 
erhoben.    Die  Kassen  gewähren 

a)  freie  ärztliche  Hilfe  und  Heilmittel 
im  Fall  der  Krankheit  des  Mitgliedes,  seiner 
Frau,  seiner  Kinder  (unter  15  Jahren),  der 
von  ihm  unterhaltenen  Eltern  oder  Ver- 
wandten. 

b)  Krankengeld  an  das  durch  Krankheit 
erwerbsunfähig  gewordene  Mitglied  und  zwar 
für  Verheiratete  40  bezw.  30  bezw.  20  Ko- 
peken und  für  Unverheiratete  30  bezw.  2(> 
bezw.  12  Kopeken  täglich,  je  nach  der  Lohn- 
klasse. ^) 

c)  Sterbegeld  beim  Tode  des  Mitgliedes 
und  der  näher  bezeichneten  Verwandten. 
(Beim  Tode  des  Mitgliedes  15  Rubel.) 

Die  Krankenunterstützimgen  werden 
»während  der  Krankheit  für  jeden  Tag  der 
Krankheit«  einschliesslich  der  Sonn-  und 
Feiertage  bezahlt. 

Bei  Spital  Verpflegung  des  Familienhauptes 
erhält  die  Familie  dasselbe  Krankengeld: 
unverheiratete  Kranke  erhalten  in  diesem 
Falle  Vi  des  Krankengeldes. 

Ln  übrigen  besteht  eine  Zwangsversiche- 
rung  nicht. 

In  Frankreich  ist  unter  dem  29.  Juni 
1894  ein  Gesetz  ergangen,  nach  weldiem 
die  Arbeiter  sowie  die  Beamten  der  Berg- 
werke bis  zu  einem  Jahresarbeitsverdienst 
von  2400  Francs  krankenversicherungspflich- 
tig  sind.  Die  Durchführung  dieser  Ver- 
sicherung erfolgt  in  den  caisses  des  societes 
de  secours.  Die  Arbeiter  und  Angestellten 
haben  zu  diesen  Kassen  einen  Beitrag  bis 
zu  2%  des  Lohnes  oder  Q^haltes  zu  ent- 
richten; der  Arbeitgeber  hat  einen  Beitrag 
in  Höhe  von  50%  des  Arbeiterbeitrags  zu 
zahlen.  Art  und  Höhe  der  Unterstützungen 
im  Fall  der  Krankheit  oder  des  Todes  eines 
Mitgliedes  werden  im  Statut  bestimmt.  Eine 
Ausdehnung  der  Krankenfürsorge  auf  Fami- 


^)  Sind  die  Beiträge  in  Prozenten  des  Lohnes 
berecnnet,  mindestens  30  Kop.  für  Verheiratete 
und  mindestens  20  Kop.  für  unverheiratete. 
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lienmitglieder  diuxih  Statut  ist  zulässig.  Das 
Ixesetz,  das  als  ein  erster  und  zaghafter 
Sclrritt  auf  dem  Wege  umfassender  obliga- 
torischer Arbeiterversicherung  anzusehen  ist, 
trat    am  1.  Juli  1895  in  Kraft. 

Im  übrigen  ist  in  Frankreich  wie  in  den 
iit>rigen  Ländern  die  Krankenfürsorge 
d.eix  freiwilligen  Verbänden  und  Vereinen 
\iberlassen.  Die  neuere  Gesetzgebung  hat 
sieh,  aber  überall  bemüht,  die  Wirksamkeit 
dieser  Organe  zu  steigern,  und  zum  Teil 
aucli  durch  staatliche  Subventionen  zu  för- 
dern gesucht.  Die  Einzelheiten  darüber 
können  hier  nicht  angeführt  werden. 

In  der  Schweiz  hatte  sich  bei  der 
Volksabstimmung  vom  26.  Oktober  1890  eine 
erliebüche  Mehrheit  (283000  gegen  92000 
Summen)  für  den  Grundsatz  einer  obligato- 
rischen Arbeiterversicherung  erklärt.  Der 
daraufhin   ausgearbeitete    und    im   Oktober 

1899  von  der  Bundesversammlung  ange- 
nommene Entwurf  umfasste  die  obligatorische 
Kraaken-  und  Unfallversicherung,  wurde 
aber  in  der  Volksabstimmung  vom  20.  Mai 

1900  mit  330000  gegen  143000  Stimmen 
verworfen. 

liitteratnr :  Die  allgemeine  lAUeratur  iit  im  Art. 
Arb  eiterv  er  sickerung  (Allg  emeines) 
oben  Bd.  I,  S.  607 ff,  und  die  LiUeratur  über  die  Ver- 
sicherung der  einzelnen  Länder  in  dem  Art.  nih'e 
Arbeiterversickerung  in  den  einzelnen  Ländemn 
Bd.  J,  S.  618ff.  angegeben.  Ih'e  allgemeine  LiUeratur 
ist  inzwischen  durch  Dr,  Zacher^  Die  Arbeiter- 
veraieherung  im  Auskinde,  Berlin  1898199,  er- 
gänzt worden,  ein  Werk,  das  über  die  Versiche- 
rung in  nichtdeuischen  Ländern  auch  ausführ- 
liche Litteraturangaben  enthält.  An  dieser  Stelle 
bedarf  es  nur  noch  einiger  Angaben  über  die 
LUteratur  zur  deutschen  Krankenver- 
sicherung. Dabei  kann  die  sehr  umfangreiche 
LiUeratur  über  Ausgestaltung  und  Reform 
der  Krankenversicherung  übergangen 
werden.  (Ausführliche  Uebersickten  hierüber 
bringen  u.  a.:    Jahrb.  f.  Nat.  u.  Stat.,   N.  F., 

4,  S.  4S4ß-*  Jahrb.  f.  Ges.  u.  Verw.  5,  S.  871  ff.) 
—  Popper,  ^  Gewerbliche  Hilfskassen,  Leipzig 
1888,  8.  116 ff.  —  F.  C.  Huher,  Ausbau  tind 
Reform  des  Krankenversicherungsgesetzes,  Minden 
i.  W.  1888,  S.  119 ff.  —  V€m  der  Borght, 
Ueber  den  Enivmrf  einer  Novelle  zum  Kranken- 
kassengesetz, in  Jahrb.  f.  Nat.  u.  Stat.,   IIL  F.  1, 

5.  81  ff.).  —  Die  Statistik  der  deutschen 
Krankenversicherung  wird  in  der  Neuen  Folge 
der  »Statistik  des  Deutschen  Reichest  (Berlin, 
Puttkammer  und  Mühlbrecht)  alljährlich  ver- 
öffentlicht. Bis  jetzt  liegt  die  Statistik  für  1885 
— 1897  vor  (Besprechungen  über  die  Ergebnisse 
der  Statistik  finden  sich  im,  aUen  namhaften 
volkswirtschaftlichen  Zeitschriften). 

Von  Kommentaren  (des  Gesetzes  vom  10.  IV. 
189S)  sind  zu  erwähnen:  Goetze,  Berlin  1892; 
Hahn,  2.  Aufl.,  Berlin  1898;  Hallhauer, 
Leipzig  1892;  Hoeinghaus,  Berlin  1892; 
Koehne,  2.  Aufl.,  Stuttgart  1892;  Piloty, 
München  189S;  Rasp,  München  1893;  Beyer, 
5.  Aufl.,  Ansbach  1898;  Humpelt,  Leipzig  1892; 
Schicker,  2.  Aufl.,  StuitgaH  1893;  Stenglein, 


Berlin  1892;  v.  Woedtke,  5.  Aufl.,  Berlin  1896; 
Zelter,  München  1892  u.  s.  w. 

Zu  beachten  sind  auch  die  üms  Anlass  der 
Pariser  Weltausstellung  erschienenen  Schriften 
von  Klein,  Die  Leistungen  der  Arbeiterver- 
sicherung im  Deutschen  Reiche,  Berlin  1900  und 
von  Laas  und  Zahn,  Einrichtung  und  Wirkung 
der  deutschen  Arbeiterveiwcherung,  Berlin  1900. 
R,  van  der  Borght,- 


Kraus,  Christian  Jakob, 

geb.  am  27.  VII.  1753  zu  Osterode  in  Oat- 
preassen,  gest.  am  25.  VIll.  1807  in  Königsberg, 
studierte  m  Königsberg  und  Göttingen  und 
wurde  1780  in  Königsberg  Professor  der  prak- 
tischen Philosophie,  später  der  Sozial-  und 
Kameralwissenschaften. 

Kraus  veröffentlichte  von  staatswissenschaft- 
lichen Schriften  nur  folgende  Uebersetzung  in 
Buchform:  Politische  Arithmetik  aus  dem  Eng- 
lischen des  Arthur  Yonng,  mit  Anmerkungen, 
Königsberg  1779.  —  Aus  seinem  Nachlasse  er- 
schienen, herausgegeben  von  H.  J.  v.  Auers- 
wald,  Herbart,  Süvem  und  Hüllmann:  Ver- 
mischte Schriften  über  staatswirtschaftliche,  po- 
litische und  andere  wissenschaftliche  Gegen- 
stände, 8  Bde.,  Königsberg  1808—19  (Inhalt: 
Bd.  I/II:  Aufsätze  über  staatswirtschaftliche 
Gegenstände,  Bd.  III/IV:  Encyklopädische  An- 
sichten der  Gelehrsamkeit;  Bd.  V/VI:  Nachge- 
lassene philosophische  Schriften,  mit  Vorrede 
und  Abhandlung  v.  J.  Fr.  Herbart;  Bd.  VII: 
David  Hnme,  Politische  Versuche,  aus  dem  Eng- 
lischen übersetzt;  Bd.  VIII:  Das  Leben  des 
Prof.  Kraus,  dargestellt  von  J.  Voigt.)  —  Staats- 
wirtÄchaft.  Nach  Kraus'  Tode  herausgegeben 
von  Hans  Jakob  von  Auerswald,  5  Teue,  ebd. 
1808—11  (Teil  V  a.  u.  d.  T.:  Angewandte 
Staatswirtschaft);  dasselbe,  Neudruck,  5  Teile, 
Breslau  1837. 

Wenn  auch  die  Stein-Hardenbergsche  Re- 
generationsperiode für  Prenssen  erst  heran- 
kommen musste,  ehe  die  Postulate  des  Smithi- 
anismns  eine  praktische  Anwendung  in  der 
Leitung  der  Staats-  und  Verwaltunpangelegen- 
heiten  erfuhren,  bleibt  doch  das  Verdienst  von 
Kraus,  die  Lehren  Adam  Smiths  von  der  Arbeit, 
„dem  Grnndmesser  des  Wertes  aller  Dinge", 
zuerst  auf  dem  Katheder  in  Deutschland  ver- 
treten zu  haben,  unerschüttert.  Kraus'  üeber- 
setznng  von  Humes  Essays  war  nur  der  Zoll 
der  Bewunderung  der  englischen  Konstitution, 
geschaffen  für  den  alles  durchdringenden  Geist 
der  persönlichen  Freiheit.  Seine  von  1786  an 
entstandenen  Aufsätze  über  staatswirtschaft- 
liche Gegenstände  atmen  in  den  ersten  Artikeln 
noch  den  Geist  der  Friedericianischen  Periode, 
ihnen  schliesst  sich  die  „angewandte  Staatswirt- 
schaft", Bd.  V  seiner  Staatswirtschaft,  an;  die 
in  beiden  Publikationen  enthaltenen  wirtschaft- 
lichen Eeformvorschläge  beziehen  sich  lediglich 
auf  Prenssen.  Er  verteidigt  darin  die  Freiheit 
des  Getreidehandels,  die  Aufhebung  der  Guts- 
unterthänigkeit,  die  freie  Teilbarkeit  und  Ver- 
äusserlichkeit  des  Grundeigentums,  er  polemi- 
siert gegen  das  Salzmonopol  der  Seehandlung, 
das  Ausfuhrverbot  der  Rohwolle  und  das  Zunft- 
wesen, er  untersucht  femer  die  Gründe  der  Zu- 
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nahmetendenz  der  Verschuldung^  der  Landgüter 
und  kommentiert  von  allg^emeinen  wirtschaft- 
lichen Theoremen  Arbeit  und  Arbeitslohn,  Wert, 
Preis,  Geld  und  Kapitalgewinn  etc.  In  seinen 
nachgelassenen  philosophischen  Schriften  wird 
u.  a.  der  interessante  Versuch  gemacht,  den 
kategorischen  Imperativ  Kants  und  den  Smith- 
schen  Begriff  der  Sympathie  und  des  Ge- 
wissens in  logische  Beziehung  zu  einander  zu 
bringen. 

Vgl.  über  Kraus:  Job.  Voigt,  Leben 
des  Professors  Ch.  J.  Kraus,  Königsberg  1819 
(s.  0.).  —  Kautz,  Theorie  und  Geschichte  der 
Nationalökonomik,  Bd.  II,  Wien  1860,  S.  621. 
—  Röscher,  Geschichte  der  Nat.,  S.  608 flf.  — 
G.  Krause,  Beiträge  zum  Leben  von  Ch.  J. 
Kraus,  Königsberg  1881.  —  Prantl,  Christian 
Jak.  Kraus,  in  Allgemeine  deutsche  Biographie, 
Bd.  XVII,  Leipzig  188:^,  S.  66  68.  —  Er  seh 
und  Gruber,  Encyklopädie,  II.  Sektion,  Teil 
XXXIX,  ebd.  1886,  S.  ^^^5.  — 

LipperU 


Kredit. 

1.  Begriff.  2.  Arten  der  Kreditgeschäfte. 
3-   Unhaltbare  Projekte.     4.  Konsumtiver  und 

Sroduktiver  K.  Macleods  Theorie.  5.  Kritik 
er  Produktivität  des  K.  6.  Vollkommenste 
Ausbildung  des  Umlaufskredits.  7.  Die  Borg- 
wirtschaft. 

1.  Begriff.  Nach  dem  gewöhnlichen 
Sprachgebrauche  bedeutet  Kredit  ein  per- 
sönliches Vertrauen,  das  die  Vorbedingung 
aller  derjenigen  Verkehrsgeschäfte  bildet,  bei 
denen  der  eine  Teil  in  der  Gegenwart  irgend 
einen  Wert  dem  anderen  hingiebt  und  der 
letztere  eine  Gegenleistung  in  der  Zukimft 
übernimmt.  Viele  Schriftsteller,  wie  Nebenius, 
Rau,  B.  Hildebraud,  G.  Cohn,  A.  Wagner 
u.  a.  legen  nun  auch  bei  der  Definition  des 
Kredits  ausschliesslich  oder  hauptsächlich 
Gewicht  auf  dieses  Vertrauen,  also  auf  ein 
subjektives,  allein  auf  Seiten  des  Kreditgebers 
wirksames  Moment,  neben  dem  manche 
allerdings  auch  noch  die  Fähigkeit  des 
Kreditnehmers  zur  Erlangung  dieses  Ver- 
trauens hervorheben.  Andere  dagegen,  wie 
Röscher,  Mill,  Dietzel  u.  a.  fassen  die  objek- 
tive Seite  der  Kreditgeschäfte  ins  Auge  und 
definieren  den  Kredit  als  Befugnis  zur  Ver- 
wendung fremder  Güter  gegen  das  Ver- 
sprechen einer  Gegenleistung  oder  in  ähn- 
licher Weise.  Auch  Knies  betrachtet  das 
Vertrauen  des  Kreditgebers  nicht  als  das 
Wesen  des  Kredits,  sondern  nur  als  Vorbe- 
dingung, die^Vertübertragung  auf  den  Kredit- 
nehmer aber  als  die  Folge  der  Kreditge- 
schäfte ;  er  betont  seinerseits  namentlich  die 
Zweiseitigkeit  des  Kreditverhältnisses  und 
definiei-t  den  Kredit  als  die  Gattung  von 
Güterüberti'agungen,   bei  denen  der  gegen- 


wärtigen Leistung   des  einen  sich  eine  zu- 
künftige Leistung   des  anderen  gegenüber- 
stellt.     Diesen    Meinungsversehiedenheitv.': 
gegenüber  dürfte   es    sich   empfehlen,    «li- 
schon  von  Rau  gemachte  Unterscheidung  vf*i. 
Kredit  und  Ki-editgeschäft  festzuhalten.     D^r 
Kredit  ist  in  dem  üblichen  Sinne  des  Worte? 
wirklich  ein  Vertrauen,  das  der  Kreditge'r>?r 
gewährt  und   der   Kreditnehmer    genies^t: 
das  Kreditgeschäft  aber  hat  dieses  ^  erlrau*--L 
zur  Voraussetzung  imd  ist  die  Vereinbaninir 
über  eine   gegenwärtige  Leistung  für  eiL^ 
zukünftige    Gegenleistung.      Hier    ist    al«er 
auch  sofort  zu  bemerken,  dass  bei  sehr  vielen 
Ki-editgeschäften  der  subjektive  Kredit  n»ir 
der  Form   nach   vorhanden  ist,  indem  lür 
Gläubiger   sich   durch  Unterpfänder  gegen 
jeden   materiellen  Verlust   volle  Sicherheit 
geben    lassen,    wenn    auch    der  Schuldner 
seine  Verbindlichkeiten    nicht  auf   die   ur- 
sprünglich   vereinbarte   Art   soUte    erfüJJea 
können.      Das   Vertrauen    spielt  in    diesen 
Fällen    also   nur  eine   sehr  untCTgeordnete 
Rolle. 

Nach  der  obigen  Definition  der  Kredit- 
geschäfte können  auch  Pacht,  Miete  und  Ge- 
brauchsleihe zu  diesen  gerechnet  wenien. 
Knies  thut  dies  ausdrücklich,  während  er 
die  üebertragung  von  Gütern  ohne  Gestattimff 
der  zeitweiligen  Benutzung  derselben  (wie 
beim  eigentlichen  Deposit)  ausschliesst.  Be- 
trachtet man  indes  die  Kreditgeschäfte  vom 
volkswirtscliaftlichen  Gesichtspunkte  und 
fasst  man  diejenigen  Arten  derselben  zn- 
sammen,  die  auch  nach  ihrer  volkswirtschaft- 
lichen Wirkung  und  Bedeutung  eine  innere 
Verwandtschaft  besitzen,  so  wird  man  eine 
engere  Bescliränkung  des  Begriffs  derselben 
als  zweckmässig  erkennen.  Hiernach  nehmen 
wir  ein  Kreditverhältnis  in  volkswirtschaft- 
lichem Sinne  nur  dann  an,  wenn  einesteils 
das  hingegebene  Gut  in  das  Eigentum 
des  Empfängers  übergeht  und  anderenteils 
als  Gegenwert  ein  fungibles  Gut  ausbe- 
dungen ist.  Als  letzteres  aber  nehmen  vir, 
da  das  naturale  Daiiehen  nach  voller  Aus- 
bildung der  Geldwirtschaft  volkswirtschaft- 
lich so  gut  wie  gar  keine  Bedeutimg  mehr 
besitzt,  ausschliesslich  das  Geld  an. 

2.  Arten  der  Kreditgeschäfte.  Die 
Kreditgeschäfte  in  dieser  beschränkten  Auf- 
fassung zerfallen  nun  in  zwei  Hauptklassen. 
je  nachdem  der  hingegebene  Wert  aus  Geld 
oder  aus  Gütern  anderer  Art  besteht.  Im 
orsteren  Falle  liegt  ein  Darlehen  vor, 
wenn  die  zukünftige  Leistung  ebenfalls  in 
der  Zahlung  von  Geld  bestehen  soll,  nämlich 
in  der  Rückzahlung  der  Schuldsumme  und 
in  der  Zahlung  der  in  der  Regel  vom 
Gläubiger  ausbedungenen  Zinsen.  Bei  dem 
Amortisationsdarlehen  soll  die  Rückzahlung 
j)eriodisch  in  kleinen  Quoten,  meistens  in 
Verbindung  mit  der  jährlichen  Zinszahlung 
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Btattfiixdeu.      Eine    eigentüniKche    Stellung 
nehmen   die   irregulären  stets  fälligen  De- 
positen bei  den  Banken  ein.    Ausserdem 
ist    Mer   noch   der  Rentenkauf   und  die 
Kapitalversicherung  gegen  Prämien- 
zahlung   zu   erwähnen.      Bei  dem  ersteren 
braucht  die  hingegebene  Summe  überhaupt 
nicht  zurückgezahlt  zu  werden,  sondern  der 
Gläubiger  erwirbt   durch   dieselbe  nur  das 
Recht     auf  eine   ewige   oder  auch  zeitlich 
irgendwie  begrenzte,    z.  B.  während  seiner 
Licbensdauer  zahlbare  jährliche  Rente.    Im 
Falle  der  Kapitalversicherung  dagegen  leistet 
der  Gläubiger   in  der  Regel  nicht  eine  ein- 
malige Zahlimg  in  der  Gegenwart   sondern 
er  verpflichtet  sich  zu  einer  jährlichen  Renten- 
zahlung an  den  Versicherer  während  seiner 
Lebensdauer  oder  eines  anderen  Zeitraums, 
und  der  Yersicherer  verpflichtet  sich,  nach 
Erfüllung  der  ein  aleatorisches  Eleinent  ent- 
lialtenden     zeitlichen    Bedingung    ein    be- 
stinuntes  Kapital  zu  zahlen. 

Die    zweite  der  oben  erwähnten  Haupt- 
klassen   umfasst  hauptsächlich  den  Verkauf 
auf  Kredit,  d.  h.  mit  aufgeschobener  Zahlung. 
Je  nachdem  das  Verkaufsobjekt  ein  beweg- 
liches oder  ein  unbewegliches  Gut  ist,  haben 
die  Kreditgeschäfte  dieser  Art  verschiedene 
Foi-men    imd    verschiedene    wirtschaftliche 
Tragweite.    Als  eine  den  üebergang  von  der 
ersten  zur  zweiten  Klasse  bildende  Zwischen- 
gnippe    sind  diejenigen  Kreditgeschäfte  zu 
betrachten,  bei  denen  das  hingegebene  Wert- 
objekt    eine  auf   Geld   lautende  Forderung 
darstellt,  für   die   also   eine   andere   Geld- 
forderung erworben  wird.    Solche  Geschäfte 
finden  namentlich  im  Bankbetriebe  statt,  und 
man  kann  daher  die  bei  ihnen  zur  Anwen- 
dung konunende  Art  desKredits  als  Bank- 
kredit   bezeichnen.     Zu   den    einfachsten 
Formen  desselben  gehört  die  Diskontierung 
eines  Wechsels  mittelst  Banknoten,   die  ja 
stets   fällige  Foi'derungen   gegen  die  Bank 
darstellen  —  oder  auch  mittelst  Gutschrift 
des  Betrags  auf  dem  Conto  des  Bankkunden, 
der  dann  diuxih  Check  oder  auf  andere  Art 
jederzeit  über  sein  Guthaben  verfügen  kann. 
Eine  noch  mehr  verfeinerte  Kreditform  aber 
linden  wir  bei  denjenigen  Lombarddarlehen, 
die  nicht  in  Geld  ausgezahlt,  sondern  eben- 
falls nur  durch  Gutschrift  den  Bankkunden 
als  Grundlage  des  Giro-  oder  Checkverkehrs 
zur  Verfügimg  gestellt  werden.    In  diesem 
Falle  gewährt  die  Bank  dem  Kunden  der 
Form  nach  ein  Darlehen,   das  sie  ihm  also 
in  barem  Gelde  auszahlen  müsste ;  der  Kunde 
nimmt  dieses  aber  nicht  an,   sondern  ver- 
schafft  sich   dafür  seinerseits  wieder   eine 
Oeldforderung  gegen  die  Bank  in  einer  für 
ihn  besonders   zweckmässigen  Form.    Das- 
selbe eigentümliche  Verhältnis  tritt  auch  ein, 
^enn   die    Bank    ein   Lombarddarlehen    in 
ihren  Noten  gewährt.    Wenn  aber  der  erste 


Empfänger  von  Banknoten  diese  weiter  in 
Zahlung  giebt,  so  ergiebt  sich  ein  Verhält- 
nis, das  man  als  übertragenen  Kredit 
bezeichnen  kann.  Denn  der  zweite  Em- 
pfänger giebt  nicht  demjenigen  Kredit,  von 
dem  er  die  Noten  erhält  und  der  dadurch 
in  der  Regel  irgend  eine  Verbindlichkeit 
tilgt,  sondern  er  giebt  der  Bank  Kredit,  in- 
dem er  das  Vertrauen  hegt,  dass  sie  auf 
Verlangen  ihre  Noten  einlösen  werde  und 
dass  eben  deswegen  auch  jeder  andere  die 
Noten  als  Zahlungsmittel  annehmen  werde. 
Die  Form  des  übertragenen  Kredits  findet 
sich  in  ähnlicher  Weise  auch  bei  dem  Staats- 
papiergelde, nur  dass  er  in  diesem  Falle 
mehr  in  der  (beschränkten  oder  unbe- 
schränkten) Zahlungskraft  als  in  der  Ein- 
löslichkeit  der  Geldscheine  seine  Stütze  hat 
Der  verzinsliche  Darlehenskredit  hat  vom 
Standpunkte  des  Kreditgebei-s,  selbst  wenn 
das  Darlehen  volkswii-tschaftlich  schädlich 
wirkt,  den  Zweck,  eine  privatwirtschafthche 
Kapitalanlage  zu  schaffen.  Der  Verkauf&- 
kredit,  der  sich  an  den  Verkauf  von 
Grundstücken  knüpft,  hat  meistens  eben- 
falls den  Zweck  einer  verzinslichen  Kapital- 
anlage. Wir  unterscheiden  also  nach  dem 
Zwecke  des  Kredits  einerseits  Anlage- 
kredit, der  auf  längere  Zeit  gewährt  -vrad, 
um  aus  einem  auf  Geld  lautenden  Kapital- 
vermögensteile Zins  oder  Rente  zu  beziehen ; 
andererseits  aber  ümlaufskredit,  der 
den  Zweck  hat,  den  Güterumsatz  zu  er- 
leichtern, von  den  Kreditgebern  meistens  nur 
auf  kurze  Zeit  gewährt  und  von  den  Kredit- 
nehmern nur  zur  Ergänzung  ihres  um- 
laufenden Kapitals  benutzt  wird.  Zum  üm- 
laufskredit gehört  der  mit  dem  Umsatz  be- 
weglicher Güter  verbundene  Verkaufskredit, 
den  wir  als  flandelskredit  bezeichnen 
wollen,  und  der  Bankkredit  mit  Einschluss 
des  Notenkredits.  Der  Umlaufskredit  hat  in 
der  neueren  Zeit  durch  die  Ausbildung  des 
Giro-,  Check-  und  Clearinghaussystems  (s. 
diese  Artt)  eine  grossartige  Entwickelung 
erlangt  und  die  Verwendung  des  effektiven 
baren  Geldes  als  Umlaufsmittel  im  grossen 
Verkehr  immer  mehr  zurückgedrängt.  Die 
Waren  werden  zu  bestimmten  Geldpreisen 
gekauft,  aber  nicht  bar,  sondern  mit  Wechseln 
oder  Checks  bezahlt,  die  ihrerseits  wiederum 
nicht  durch  Barzahlung,  sondern  grössten- 
teils durch  Kompensation,  in  einem  kleinen 
Restbetrage  aber  durch  Ueberschreibung  von 
Conto  zu  Conto  der  Banken  bei  einer  Cen- 
tralbank  erledigt  werden.  Das  Geld  behält 
also  bei  diesem  System  nur  noch  die 
Funktion  als  Wertmass,  dessen  Unveränder- 
lichkeit  soweit  wie  möglich  zu  erstreben  ist 
—  Das  Staatspapiergeld  dient  ebenfalls  als 
Umlaufsmittel,  ist  aber  keineswegs  zu  diesem 
Zwecke  ausgegeben  worden,  sondern  der 
Zweck  ist  einfach  ein  finanzieller,  und 
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es   nimmt   daher  auch  in  dieser  Beziehung 
eine  besondere  Stellung  ein. 

Nach  der  Art  der  Sicheretelliuig  des 
Gläubigers  unterscheidet  man  Personal-  und 
Realkredit.  Bei  dem  ersteigen  in  seiner  ein- 
fachsten Art  wird  nur  auf  die  Vermögens- 
und Erwerbsverhältnisse  des  Schuldners  im 
ganzen  Rücksicht  genommen.  Eine  Verstär- 
kung der  Sicherheit  wird  durch  die  eben- 
falls auf  Personalkredit  gestützte  Bürg- 
schaft gewonnen,  die  ihre  höchste  Ent- 
wicklung in  der  Solidarhaft  der  Mitglieder 
ganzer  Genossenschaften  erreicht.  Auch  der 
Wechselkredit  hat  häufig  den  Charakter  des 
reinen  Personalkredits  mit  wechselmässiger 
Haftung  aller  durch  ihre  Unterschriften  Ver- 
pfichteten.  Die  Anwendung  des  Personal- 
kredits ist  weit  ausgedehnter,  als  man  auf 
den  ersten  Blick  glauben  sollte.  Bei  pri- 
vaten Darlehensgeschäften  tritt  er  aller- 
dings sehr  in  den  Hintergrund,  die  öffent- 
lichen Anleihen  dagegen,  namentlich  die 
Anleihen  der  Staaten,  werden  fast  aus- 
schliesslich auf  den  Personalkredit  der 
Schuldner  ausgegel)en,  da  selbst,  wenn  irgend 
eine  besondere  Sicherheit  bestellt  würde,  die 
Gläubiger  oft  gar  nicht  imstande  sein  würden, 
einem  nichtzahlenden  Staate  gegenüber  das 
Pfandobjekt  in  Besitz  zu  nehmen.  Im  Privat- 
verkelir  aber  kommt  der  Personalkredit  in 
grossem  Umfange  vor  beim  Warenverkauf, 
sei  es  als  einfacher  Buch-  oder  als  Wechsel- 
kredit; ausserdem  aber  auch  auf  selten  der 
Banken  als  Kreditnehmer,  da  diese  für 
ihi-e  Giro-  und  sonstigen  Depositen  in  der 
Regel  ihren  Kimden  keinerlei  specielle 
Sicherheit  stellen.  —  Der  Realkredit  tritt 
hauptsächlich  bei  Darlehen  und  beim  Ver- 
kauf von  Immobilien  auf.  Je  nach  der  Art 
des  Unterpfandes  ist  er  Hypothekar-  oder 
Lombardkredit.  Die  wichtigste  Art  des 
letzteren  beruht  nicht  auf  der  Verpfändung 
von  Waren,  sondern  von  Wei-tpapieren.  In 
betreff  der  Sicherstellung  der  Banknoten 
s.  d.  Art.  B  a  n  k  e  n  (oben  Bd.  II S.  154  ff.).  Auf 
die  Unterscheidung  von  privatem  und  von 
öffentlichem  Kredit  ist  schon  hingewiesen 
worden ;  im  übrigen  verweisen  wir  in  betrcf  f 
des  letzteren  auf  die  Art.  Anleihen  (oben 
Bd. IS.342ff)\md Staatsschulden.  Wir 
erwähnen  hier  nur  noch  die  eigentümliche 
Stellung  der  staatlichen  Zwangsanleihen,  die 
von  A.  Wagner  und  anderen  gar  nicht  zu 
Kreditoperationen  gerechnet  werden,  weil 
eben  die  Freiwilligkeit  der  Werttibertr-agung 
nicht  besteht.  Aber  das  wesentliche  Merk- 
mal der  Kreditoperation,  die  Ausgleichung 
einer  gegenwärtigen  durch  eine  künftige 
Leistung,  ist  vorlianden,  und  vne  eine  Ex- 
propriation noch  immer  in  gewissem  Sinne  als 
ein  Kauf  und  Verkauf  anzusehen  ist,  wird  man 
diese  Anleihen  auch  als  eine  eigentümliche 
Art  der  Kreditoperationen  betrachten  dürfen. 


8.  Unhaltbare  Projekte.  Ueber  das 
Papiergeld  als  ein  besonderes  Hilfsmittel  nr 
Ausnutzung  des  Staatskredits  s.  d.  Art.  Ib 
betreff  der  Sicherstellaug  desselben  sei  hier  but 
noch  die  Frage  berührt,  weshalb  nicht  der  Bo- 
den als  WertCTundlage  eines  Papiergeldes  dien€& 
kann,  wie  es  Law  (s.  d.  Art.)  nach  seinem  ersten 
Projekte  (keineswegs  aber  bei  seiner  Bankgrtn- 
dnng  in  Paris)  beabsichtigte  nnd  wie  es  später  bei 
den  auf  die  Nationalster  fundierten  AssigDateu 
(s.  d.  Art.  oben  Bd.  U  S.  22  ff.)  wirklich  versachl 
worden  ist.  Das  öffentliche  Vertrauen  anf  ein 
Papiergeld  kann  allerdings  verstärkt  werdou 
wenn  der  Staat  für  dasselbe  noch  ein  specieUes 
Unterpfand  in  Gnmdstücken  stellt.  Aber  (Us 
mit  solcher  Deckung  ausgegebene  Papiergeld 
ist  ganz  demselben  Masse  der  Gefahr  einer 
Wertverminderung  gegenüber  den  Waren  aus- 
gesetzt wie  das  nur  durch  den  allgemeinen 
btaatskredit  getragene,  denn  seine  Kaufkraft 
hängt,  wenn  auch  nicht  in  einem  bestimmt 
angebbaren  Verhältnis,  von  der  Grösse  der  Emis- 
sion ab.  Wäre  es  gegen  Metallgeld  einlü»- 
lieb,  so  würde  die  im  Umlauf  bleibende  Summe 
vennöge  der  vorhandenen  Sicherstellung  durch 
Land  nicht  vergrössert  werden.  Wäre  es  aber 
nicht  einlöslich,  so  würde  die  Deckung  durch 
Land  principiell  keine  Sicherheit  gegen  über- 
mässige Vermehrung  der  Scheine  darbieten. 
Thatsächlich  könnte  ja  die  Ausgabe  in  so  engen 
Grenzen  bleiben,  dass  das  Papiergeld  sich  voll- 
wertig neben  dem  Metallgelde  zu  behaupten 
I  vermöchte ;  aber  dann  wäre  die  Verpfändung 
von  Domänen  eine  praktisch  wenig  bedeutende 
Formalität.  Wenn  aber  etwa  die  Ausgabe  des 
Papiergeldes  in  der  Weise  erfolgen  sollte,  dass 
der  Staat  allen  privaten  Grundbesitzern,  die 
dies  verlangten,  etwa  die  Hälfte  des  Wertes 
ihres  Landes  als  Darlehen  gäbe  oder  die  bereits 
vorhandenen  Hypotheken  bis  zu  diesem  Betrage 
gegen  Auszahlung  der  Gläubiger  mit  Papier- 
gehl  übernähme,  so  würde  die  Masse  des  letz- 
teren —  das  natürlich  Zwangskurs  haben  müsste 
—  bald  so  enorm  anschwellen,  dass  eine  fort- 
schreitende Wertvermindemng  desselben  unver- 
meidlich wäre.  Es  fehlte  eben  die  notwendiije 
Kückströmun^  desselben  zu  seiner  Quelle,  die 
es  allein  möglich  macht,  dass  sich  die  jeweilig 
umlaufende  Menge  dem  Bedürfnisse  der  Cirku- 
lation  ohne  erhebliche  Aenderung  des  allgemei- 
nen Preisniveaus  anpasst.  Solche  Bedenken  er- 
heben sich  auch  noch  gegen  das  von  Czies- 
kowski  vorgeschlagene  System,  das  ebenfalls 
den  Bodenwert  zur  Basis  des  Wertes  der  Um- 
laufsmittel macht,  die  Schwierigkeiten  aber  in 
geschickter  Weise  zu  heben  sucht.  Czieskowski 
wül  ein  verzinsliches  hypothekarisch  ver- 
sichertes Papiergeld,  sogenannte  BentenbiUet^ 
ausgeben  und  er  sieht  in  den  Pfandbriefen  der 
preussischen  Landschaften  den  Anfang:  der  Ver- 
wirklichung seines  Planes.  Nur  sollen  seine 
Hentenbillets  wirklich  als  Geld  dienen  und  mit 
einem  festen  Werte  —  abgesehen  von  dem  täj:- 
I  lieh  zu  berechnenden  Zuwachse  —  umlaufsfähig 
I  sein,  was  dadurch  erreicht  werden  soll,  dass 
der  Staat  sie  bei  seinen  Kassen  wie  bares  Geld 
I  zu  ihrem  Nominalwerte  annähme  und  dass  sie 
,  auch  im  Privatverkehr  gesetzliches  Zahlungs- 
!  mittel  wären.  Ihre  Stückelung  darf  allerdings 
I  nicht  zu  klein  sein,  damit  die  Zinsberechnung 
1  sich  nicht  mit  gar  zu  minimalen  Beträgen  za 
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ef&ssen    babe;    Czieskowski   glaubt,   dass  für 
•"rankreich     der    kleinste    Nominalwert    eines 
lentenbillets  nicht  anter  100  Francs  hinabgehen 
liirf  e,  und  Ibei  diesem  würde  nach  dem  damali- 
ren    Stande  des  Zinsfasses  die  Zinsvergütung 
äg^lich  1  Centime  betragen.    Es  würde  daher 
loch  immer  Banm  genug  für  die  Verwendung 
7on  Metallgfeld  bleiben.  Bis  sich  die  neue  Ein- 
richtTui^  vollständig  eingebürgert  hätte,  könnte 
man  die  Sinlöslichkeit  der  Eentenbillets  ge^n 
bar  etwa    sieben  Tage  nach  Sicht  (wie  bei  den 
englischen    Bankpostbillets)   zugestehen,    doch 
würde    die    Einwechselung    ohne   Zweifel   nur 
selten    verlangt   werden;  später  aber   soll   die 
Emiö^lichkeit     grundsätzlich     aufhören.      Die 
Rentenhillets  soDen  nach  Czieskowski  zunächst 
^deckt     iverden    durch   Hypotheken    auf  die 
ätaatädomänen  und   den   Grundbesitz   der  Ge- 
meinden bis  zur  Hälfte  des  Wertes  sowie  durch 
privilegierte    Hypotheken    auf    den    privaten 
Grundbesitz   bis  zur  Höhe   des  Kapitalwertes 
der  Grundsteuer,  so  dass  also  gewissermassen 
der  Anteil  des  Staates  an  dem  Grundeigentum 
der  Privaten  zur  Schaffung  des  neuen  ümlaufs- 
mittels   mit  verwertet  würde.    Die  auf  Staats- 
rechnnng   ausgegebenen  Billets  sollen  nament- 
lich  zur    Einziehung  anderer   Staatsschuldver- 
schreibun^en    dienen,    wodurch    zugleich    die 
Mittel   zn   ihrer  Verzinsung  verfügbar  werden. 
Die  Grundbesitzer  können  aber  auch  privatim 
ßentenbillets  gegen  Hypotheken  bis  zur  Hälfte 
des  Wertes  ihres  Eig^entums  aufnehmen,  aber 
immer    nur    durch   \ermittelung   der   Central- 
ausgabeanstalt    Zur  Befriedigung  des  Bedürf- 
nisses von   Industrie  und   Handel  nach  kurz- 
fristigem  und  Wechselkredit  sollen  besondere 
Banken    als   Vermittler  dienen,   die  ihrerseits 
von  der  Centralanstalt  die  bereits  durch  Hypo- 
theken gedeckten  Billets  gegen  Hinterlegung 
von  Aktien  oder  sonstigen  Wertpapieren  erhal- 
ten.   Die  Centralanstalt  würde  es  hiernach  in 
ihrer  Gewalt  haben,  eine  übermässige  Emission 
von  Billets   durch  Beschränkung  ihrer  Kredit- 
srewährung   zu    vermeiden;    aber    Czieskowski 
glaubt  gar  nicht  an  die  Möglichkeit  einer  Ueber- 
filllung  der  Cirkulation,  weil  die  Bentenbillets 
nicht,  wie  das  zinslose  Geld,   genötigt  wären, 
stets  so  schnell  wie  möglich  in  den  Umlauf  zu- 
rückzukehren, sondern  als  sichere  Kapitalanlage 
beliebig  lange  im  Portefeuille  gehalten  werden 
könnten.    Allerdings  ist  die  Gefahr  der  Ueber- 
einission     bei     einem    verzinslichen    ümlaufs- 
mittel  geringer  als  bei  dem  gewöhnlichen  Pa- 
piergelde, aber  deshalb  doch  keineswegs  ausge- 
schlossen, zumal  diejenigen,  die  in  Bentenbillets 
Kredit  nähmen,  doch  überwiegend  die  Absicht 
haben  würden,  mittelst  derselben  ihre  Kaufkraft 
zu  bethätigen.      Namentlich    würde    auch    bei 
stark    angeregter    Unternehmungslust    solcher 
Kredit    leicht    in    übergrossem    Massstabe   zu 
Speknlationszwecken  verlangt  und  dadurch  eine 
aUe  Preise  steigernde  ^fachfrage  nach  Waren, 
Aktien  etc.,    also   eine  Wertverminderung  des 
Umlaufsmittels    herbeigeführt    werden.     Auch 
sind  die  bisherigen  Erfahrungen  mit  verzins- 
lichem Papiergelde  (französische  Assignaten  in 
ihrer  ersten   Periode,    spanische   Vales,    öster- 
reichische Beichsschatzscheine  etc.)  keineswegs 
hetriedigend.      Bei    günstiger    Finanzlage    des 
Staates  und   vorsichtig:  beschränkter  Emission 
iißnnen  ja  ohne  Zweifel  verzinsliche  und  gut 


gedeckte  Staatsrentenscheine  mit  kleinem  Nenn- 
werte auch  als  Umlaufsmittel  Verwendung 
finden,  wenn  sie  auch  wegen  der  fortwährenden 
Zinsberechnung  weniger  bequem  sind  als  ge- 
wöhnliches Paniergeld;  der  Czieskowskische 
Plan  aber,  nach  welchem  solche  Scheine  das 
Hauptmittel  der  Cirkulation  werden  sollten  und 
die  Nominalsumme  derselben  möglicherweise  bis 
zur  Hälfte  des  Wertes  des  gesamten  Grund- 
eigentums im  Staate  emporgetrieben  werden 
könnte,  lässt  die  praktischen  Bedingungen  der 
Wirklichkeit  gar  zu  sehr  aus  dem  Auge.  —  In 
der  neuesten  Zeit  hat  auch  Matern  im  Zusam- 
menhang mit  einem  radikalen  Geldreformpro- 
jekt die  Ausgabe  von  Banknoten  vorgeschlagen, 
die  durch  Pfandbriefe  voll  gedeckt  sein, 
auch  jederzeit  gegen  Gold,  jedoch*  nicht  obli- 
gatorisch gegen  Goldmünzen  eingelöst  wer- 
den sollen.  Auch  sollen  iederzeit  Noten  gegen 
Pfandbriefe  (hauptsächlich  landschaftliche,  je- 
doch auch  städtische  und  Eisenbahnschuldver- 
schreibungen) und  Pfandbriefe  gegen  Noten 
umgetauscht  werden  können.  Auch  in  diesem 
Falle  würde  das  Umlaufsmittel  nicht  mit  den 
wirklich  umlaufenden  Gütern  in  Verbindung 
stehen,  sondern  auf  dem  Bodenwert  begründet 
sein  und  unabhängig  von  dem  Umlaufsbedürf- 
nis übermässig  vermehrt  werden  können. 

4.  Konsnmtivep  nnd  produktiver  K. 
Macleods  Theorie.  Der  Zweck  des  Kredit- 
nehmens ist  entweder  ein  konsumtiver  oder 
ein  produktiver.  Im  ersteren  Falle  sucht 
der  Kreditbedürftige  die  Unzulänglichkeit 
seines  Einkommens,  im  letzteren  die 
Unzulänglichkeit  seines  Kapitals  auszu- 
gleichen. Vor  der  Ausbildung  der  kapitalis- 
tischen Produktionsweise  war  der  konsum- 
tive Kredit  so  überwiegend,  dass  man  die 
produktive  Seite  des  Kredits  gänzlich  über- 
sah und  alles  Zinsnehmen  für  Wucher  (s.  d. 
Art.)  erklärte.  Die  Gläubiger  suchten  in 
der  That  meistens  aus  der  Notlage,  dem 
Leichtsinne  oder  der  Verschwendungssucht 
der  vSchuldner,  nicht  aber  aus  der  Beteili- 
gung an  den  produktiven  Unternehmungen 
derselben  ihren  Vorteil  zu  ziehen.  Gegen- 
wärtig spielt  der  konsumtive  Kredit  noch 
eine  grosse  Rolle  bei  den  Staatsschulden, 
soweit  diese  durch  schlechte  Finanzwirt- 
schaft, verfeldte  Unternehmungen  oder  un- 
glückliche Kriege  entstehen.  Zur  Befriedi- 
gimg des  Bedürfnisses  nach  Konsumtions- 
kredit bei  den  ärmeren  Klassen  in  den  nur 
zu  häufigen  Fällen  einer  zeitweiligen  Not- 
lage müsste  noch  mehr  durch  gemeinnützige 
Einrichtungen  geschehen,  als  gegenwärtig 
durch  die  öffentlichen  Leihhäuser  (s.  d.  Art.) 
—  die  ursprünglich  als  Wolüthätigkeitsan- 
stalten  (monts  de  pi6t6)  entstanden  sind  — 
geleistet  wird. 

Die  produktive  Bedeutung  der  meisten 
Kreditgeschäfte  unter  den  heutigen  Verhält- 
nissen hat  zu  der  Meinung  geführt,  dass  der 
Kredit  überhaupt  einen  selbständigen  Pro- 
duktionsfaktor, eine  besondere  Form  des 
Kapitals  bilde.    Macleod,  der  bekannteste 
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Vertreter  dieser  Ansicht,  giebt  allerdings  zu, 
dass  durch  den  naturalwirtschaft- 
lichen Kredit,  z.B.  ein  Darlehen  von  Ge- 
treide, eine  Kapitalvermehrung  nicht  be- 
wirkt werde.  In  der  Geldwirtschaft  aber 
erlangt  nach  seiner  Auffassung  der  Kredit 
eine  dem  Kapital  äquivalente  Bedeutung, 
und  in  betreff  des  Handels-  und  Bankver- 
kehrs stellt  er  geradezu  den  Satz  auf,  dass 
merkantiler  Kredit  merkantiles  Kapital  sei. 
Diese  Anschauung  erklärt  sich  aus  seiner 
i-ein  privatwirtschaftlichen  Auffassung  des 
Kapitals,  das  für  ihn  nur  Kaufkraft  imd 
»Circulating  power«  darstellt  Kapital  ist, 
wie  er  sagt,  alles,  womit  man  Geschäfte 
machen  kann  oder  was  man  umsetzen  kann 
zur  Erzielung  eines  Gewinnes  oder  was 
dazu  dient,  ein  Einkommen  zu  erwerben. 
Wenn  ein  Kaufmann  für  1000  £  Waren 
kauft,  diese  aber  nicht  bar,  sondern  mittelst 
eines  auf  1000  £  lautenden  Zalilungsver- 
sprechens  in  Wechselform  bezahlt  und  sie 
in  drei  Monaten  für  1500  £  verkauft,  so 
macht  er  bei  4^/o  Diskont  einen  Gewinn 
von  490  £,  den  er  seinem  Kredit  verdankt ; 
hätte  er  ein  bares  Kapital  von  1000  £  zur 
Verfügung  gehabt,  so  hätte  er  einen  um 
10  £  gi'össeren  Gewinn  erzielt,  aber  dem 
Wesen  nach  hat  sich  sein  Kredit  für  ihn  in 
gleicher  Weise  als  produktiv  erwiesen  wie 
ein  Geldkapital.  Auch  hat  die  auf  Kredit 
gestützte  Nachfrage  auf  die  Marktpreise  den- 
selben Einfluss  wie  die  mit  Hilfe  des  baren 
Geldes  ausgeübte.  So  kann  also  durch  den 
Kredit  gewissermassen  der  Ertrag  der  nächst- 
bevorstehenden ProduktionspericKie  vorweg- 
genommen und  wie  umlaufendes  Kapital 
ausgenutzt  werden.  Das  zweckmässigste 
Mittel  dazu  ist  die  Ausstellung  von  Wech- 
seln, die  durch  die  künftige  Produktion  ge- 
deckt sind,  und  die  Umwandlung  derselben 
in  schlagfertige  Geldkaufkraft  durch  Dis- 
kontierung, sei  es  gegen  Noten  oder  gegen 
Gutschrift  in  der  Form  stets  fälliger  Depo- 
siten. 

6.  Kritik  der  Produktivität  des  K. 
Betrachtet  man  aber  diese  Vorgänge  vom 
volkswirtschaftlichen  Standpunkte,  so  ist 
klar,  dass  die  Gesamtsumme  des  objektiven 
Kapitals  durch  dieselben  nicht  vergrössert 
wird,  sondern  dass  nur  eine  Aenderung  der 
Verteilung  der  reellen  Kapitalgüter  statt- 
findet, mit  der  allerdings  im  allgemeinen 
eine  Erleichterung  des  Güterabsatzes  und 
dadurch  eine  Beförderung  der  Produktion 
verbunden  ist.  Kauft  ein  Fabrikant  Rohstoff 
von  einem  Produzenten  auf  Kredit,  so  ist 
der  den  Besitzer  wechselnde  Rohstoff  allein 
ein  objektives  Kapitalgut;  neben  demselben 
entsteht  eine  Forderung  als  Bestandteil  des 
Kapitalvermögens  des  Verkäufers  und  eine 
Schuld  als  Belastung  des  Kapitalvermögens 
des  Käufers.   Diese  beiden  privatwirtscliaft- 


lichen  Vermögenselemente  aber  heben  td'Ai 
bei   der   volkswirtschaftlichen   Summiemis 
der  Vermögen  auf,  und  es  bleibt  alsf>  mr 
die  volkswirtschaftlich  ohne  Zweifel    nütz- 
liche Bewegung  des  objektiven  Kapitalgnte> 
aus  der  Hand  des  Proaiizenten  in  die  de> 
Verarbeiters.    Hier  ^di-d  nun  der  Roh.^toff 
durch    die    Aufwendung    von    Arbeit     und 
Kapital  in  ein  Fabrikat  von  höherem  Wene 
umgewandelt,  das  als  marktbereite  Ware  im 
Lager  des  Fabrikanten  wieder  als  Teil  des 
objektiven  umlaufenden  Kapitals  erseheint 
Wird    diese    Ware    nun    etwa  wieder    auf 
Kredit  an  einen  Grosshändler  verkauft,  s*} 
geht  sie  als  objektives  Kapitalgut  in  dessen 
Lager  über,  ist  also  damit  dem  letzten  Ziele 
ihrer  wirtschaftlichen  Bewegung  wieder  um 
einen  Schritt  näher  gerückt    Zugleich  aber 
entsteht  wieder  eine  Forderung    und    eine 
Schuld,  die  sich  volkswirtschaftlich  gegen- 
seitig auflieben.    Nun  mag  der  Grosshändler 
seine  Ware  auf  Kredit  an  den  Kleinhändler, 
dieser  sie  wieder  auf  Kredit  an  die  Kon- 
sumenten verkaufen,  es  zeigt  sich  stets,  dass 
der  Kredit  nur  die  Bewegimg  der  objektiven 
Kapitalgüter  durch  die  verschiedenen  Ab- 
scluiitte  des  Produktions-   und   Handels!  »e- 
triebes   erleichtert  und   beschleunigt;    das.»- 
er  gewissen  Personen   die  Verfügung  über 
eine  grössere  Menge  von  Kapitalgütem  zu 
Erwerbszweeken    verschafft,    als   sie   soni?t 
erlangen  könnten,   dass  er  aber  nielit  nur 
nicht  die  Gesamtmenge  der  objektiven  Kapi- 
talgüter vergrössern    kann  —  was   sell^t- 
verständlich  ist  — ,  sondern  auch  wegen  tler 
Ausgleichung  der  entstehenden  Forderungen 
und  Schulden  die  Gesamtsumme  der  Aktiva 
des  Kapitalveimögens  nicht  vermehrt.  Aber 
man  könnte  vielleicht  darauf  hinweisen,  dass 
der  Verkäufer,  wenn  er  mit  einem  Wechsel 
bezahlt  wird,  den  er  diskontieren  kann,  auf 
diese  Weise  früher  wieder  in   den  Besitz 
des  flüssigen  Kapitals   gelangt,   dessen  er 
bedarf,  um  seinen  eigenen  Betrieb  fortzu- 
setzen;  müsste   er   auf   die    bare  Zahlung 
seiner  Forderung  warten,    so   bedurfte  er 
eines  grösseren  eigenen  Kapitals,  und  dieses 
Mehr  wird  ihm  jetzt  durch  den  Kredit  er- 
setzt    Aber    dieses  Mehr  wird   doch  nur 
wieder  aus  einem  anderen  Kapitalvermögen 
auf  ihn  übertragen,   nämlich  aus  dem  des 
diskontierenden  Bankiers.     Die   sogenannte 
Knappheit  des  Geldmarktes  besteht  einfach 
darin,  dass  die  Sunune  des  für  Kreditgewäh- 
nmg  oder  sonstige  neue  Anlagen  frei  verfüg- 
bai-en  Kapitalvermögens  der  Nachfrage  nicht 
entspricht.    Dieses  frei  verfügbare,  flüssige 
Kapitalvermögen   lautet  auf  Geld,   braucht 
aber   deshalb    nicht    in    wirklichem  Gelde 
dargestellt  zu  sein,   sondern  kann  in  den 
anderen    durch    die    moderne    Bankorgani- 
sation     geschaffenen      Formen       gegeben 
sein.     Aber  auch   bei  Betrachtung  der  ob- 


Kredit 


385 


jekliv  -  volkswirtschaftliclien    Erscheinungen 
zeigt     sich,  dass  in  diesem  Falle  nur  eine 
Uebertragung  bereits  vorhandener  Kapital- 
gtiter     vorliegt.     Der  Fabrikant  z.  B.  kauft 
mittelst  des  Ertrags  des  diskontierten  Wech- 
sels  Rohstoffe,  Wolle  oder  andere  Produk- 
tionsmittel, die  bereits  fertig  auf  dem  Lager 
der   Verkäufer  liegen,  also  Bestandteile  des 
objektiven  umlaufenden  Kapitals  bilden ;  oder 
er    bezahlt  damit  Löhne  an  seine  Arbeiter, 
tlie     nun  ihrerseits  Nahrungsmittel  und  Ge- 
brauchsgegenstände  kaufen,   die  bis   dahin 
als  objektive  Kapitalgüter  in  den  Läden  auf 
Absatz   warteten.     Der  dem   Kreditnehmer 
vor-weg   übertragenen  Kaufkraft   steht  also 
andererseits  fortwährend  ein  grosser,   noch 
nicbt  abgesetzter,  gewissermasseu  aufgestau- 
ter Ijagervorrat  von  Gütern  aller  Art  gegen- 
tiber.      Im    Beharrungszustande    des    wirt- 
schaftlichen  Prozesses    wird    ein    gewisses 
Verhältnis    zwischen    diesem    Gütervorrate 
und  der  durchschnittlich  vorhandenen  Kredit- 
kaufkraft bestehen ;  wird  der  normale  Kredit- 
verkehr aus   irgend  einem  Grunde  vermin- 
dert, so  stockt  der  Abfluss  aus  jenem  Vor- 
rate,  die  Aufstauung  nimmt  zu,  die  Preise 
sinken,    bis    schliesslich    durch    Abnahme 
<ler    Produktion   -paeder   ein   Gleichgewicht 
hergestellt  wird.     Wird   dagegen    die    auf 
Kredit   beruhende   Kaufkraft   ungewöhnlich 
vermehrt,  so  nehmen  die  Lager  rasch  ab 
und   die  Preise  steigen,  da  die  Produktion 
nicht  sofort  nachrücken  kann.    Immer  aber 
muss  das  auf  Kredit  hingegebene  Kapital  bei 
irgend  einem  andei-en,  sei  es  in  Geld-  oder 
in    Warenform   vorhanden    sein.      Reine 
Windgeschäfte,  bei  denen  weder  Käufer  noch 
Verkäufer  Geld   oder  Waren    haben,    sind 
volkswirtschaftlich  bedeutungslos.   Auch  bei 
den  Termingeschäften,  die  grösstenteils  durch 
Differenzenzahlungen  erledigt  werden,  findet 
dfXih   immer  auch    eine   wirkliche  Kapital- 
bewegung statt.  Wenn  aber  auch  der  Kredit 
immer    wirkliches  Kapital    voraussetzt,    so 
kann  er  doch  in   volkswirtschaftlich  schäd- 
licher Weise  ausgedehnt  werden,  wenn  er 
zur  Förderung  einer  übertriebenen  Spekula- 
tion  dient,   die  schliesshch  fast  immer  zu 
schweren  Rückschlägen   und  Krisen  führt. 
Aber  selbst  bei  einem  anscheinend  unbe- 
denklichen,  schon  längere  Zeit  dauernden 
volkswirtschaftlichen       Behammgszustande 
kann  doch  die  Kreditentwickelung  eine  un- 
gesunde   und    missbräuchliche    sein.      Un- 
zweifelliaft    ist    dies    der   Fall,    wenn    das 
Schlussglied  der  Kette  der  Kreditgewährun- 
gen unsicher  und  fehlerhaft  ist,  d.  h.  wenn 
ein  grosser  Teil    des  Einkommens   der 
Konsumenten  durch  Kredit  vorwoggenommen 
ist,  wenn  also  die  Borgwirtschaft,   auf 
die  wir  unten  noch  zurücklcommen  werden, 
in  bedeutendem  Umfange    besteht.     Wenn 
jemand  z.  B.   das  erst  nach  einem  Viertel- , 
Handwörterbuch  der  StaatswiBsenBchaften.    Zweite 


jähre  fällige  Einkommen  schon  jetzt  ver- 
zehrt hat  und  nun  bis  zu  jenem  Zeitpunkt 
auf  Kredit  lebt,  so  kann  er  alsdann  zwar 
seine  Gläubiger  befriedigen,  aber  er  muss 
sofort  für  das  folgende  Vierteljahr  eine  neue 
Rechnung  eröffnen,  imd  somit  wird,  wenn 
er  stirbt  oder  erwerbsunfähig  wird,  fast  mit 
Gewissheit  eine  imgedeckte  Schuld  übrig 
bleiben.  Die  erste  Bedingung  eines  soliden 
Systems  des  Umlaufskredits  ist  demnadi, 
dass  die  eigentlichen  Konsumenten  die  Mittel 
zur  Verfügung  haben,  um  die  gekauften 
Waren  sofort  zu  bezahlen,  wenn  sie  auch 
aus  Bequemlichkeit,  Gewohnheit  oder  Schlen- 
drian die  Zalilung  hinausschieben.  Aber 
auch  wenn  diese  Bedingung  erfüllt  ist,  bleibt 
es  bedenklich,  wenn  die  Pi^oduzenten  ledig- 
lich auf  die  Erwartung  eines  künftigen 
Absatzes  hin,  also  nicht  auf  Grund  eines 
vollzogenen  Verkaufs  von  Waren,  deren 
Bezahlung  allerdings  noch  aussteht,  Kredit 
nehmen.  Thatsächlich  geschieht  dies  aller- 
dings oft  in  grossem  Massstabe.  Die  Kredit- 
nehmenden werden  dann  gewissermasseu 
blosse  Absatzvermittler  für  die  Produzenten 
der  von  ihnen  übernommenen  Waren,  aber 
mit  ungewöhnlichem  Risiko  für  diese,  da 
jene  das  Eigentum  an  den  Waren  erhalten. 
Die  Hoffnung  auf  den  künftigen  Verkauf 
mit  Gewinn  wird  sich  häufig  nicht  ver- 
wirklichen, statt  des  Gewinnes  kann  Ver- 
lust eintreten.  Das  korrekte  Verfahren  be- 
steht offenbar  nur  darin  dass  jeder  an  der 
Produktions-  und  Handelsbewegung  betei- 
ligte Unternehmer  seinerseits  nur  Verpflich- 
tungen eingeht,  die  durch  ihm  zustehende 
Forderungen  aus  bereits  abgeschlossenen 
Verkäufen  (wobei  also  die  Preise  endgütig 
feststehen)  gedeckt  sind. 

6.  Vollkommenste  Ausblldimg  de» 
Umlanfskredits.  Die  letzten  Abnehmer 
müssen,  wie  schon  bemerkt,  unmittelbar 
zaldungsfähig  sein,  wenn  auch  die  Zahlung 
aus  irgend  welchen  Gründen,  im  Ausfuhr- 
handel z.  B.  infolge  der  Entfernung  des 
Käufers  und  der  Transportdauer,  erst  später 
erfolgt.  Werden  mm  die  sämtlich  durch 
vollzogene  Verkäufe  gedeckten  Fordenmgen 
durch  Wechsel  dargestellt,  die  von  Banken 
diskontiert  werden,  und  zwar  durch  Ein- 
räumung von  Guthaben,  über  die  durch 
Checks  verfügt  werden  kann,  so  wird  nur 
den  letzten  Abnehmern  mit  liinausgeschobe- 
ner  Zahlungspflicht  wirklicher  Ki-edit  ge- 
währt, die  an  der  Produktion  imd  dem 
Handel  beteiligten  Geschäftsleute  aber  geben 
und  nehmen  unter  einander  nur  formalen, 
momentanen  Kredit,  der  nur  den  Zweck  hat, 
eine  fortlaufende  Abrechnung  und  Ausglei- 
chung der  Forderungen  zu  ermöglichen. 
Jeder  erhält  ja  für  seine  Fonlerungen  ab- 
strakte, d.  h.  auf  Geld  lautende  Kauf-  oder 
Zalüimgskraft  und  er  kann  daher  seine 
Auflage.    V.  25 
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eigenen  Zahlungsverbindliehkeiten  sofort  er- 
füllen, sei  OS  nninittelbar  im  Giroverkelir, 
sei  es  durch  Vennitteliing  eines  Clearing- 
liauses.  Dieser  vollkommenste  Zustand  des 
Kreditverkehrs  setzt  aber  voraus,  dass  jeder 
Unternehmer  bei  dem  Beginne  seines  Ge- 
schäfts so  viel  flüssiges  Kapitalvermögen 
besitzt,  dass  er  die  erste  Gescliäftsperiode, 
nämlich  bis  zur  Erreichung  des  Gleichge- 
wichts zwischen  ausgehendem  und  eingehen- 
dem umlaufenden  Kapital  mit  eigenen  Mit- 
teln, also  ohne  Kreditnehmen  durchmachen 
kann.  Dieser  Zustfind  ist  allerdings  in 
keinem  Lande  vollständig  verwirklicht ;  aber 
je  günstiger  das  Verhältnis  des  eigenen 
Kapitals  jedes  Unternehmers  zu  dem  auf 
Ki-edit  übernommenen  ist,  um  so  gesicher- 
ter ist  der  Gang  der  Volkswirtschaft,  weil 
um  so  weniger  Gefalir  besteht,  dass  leicht- 
sinnige Spekulationen  mit  fremden  Mitteln 
unternommen  wenlen.  Je  vollständiger  die 
Forderungen  und  Gegenforderungen  in  einem 
centralen  Clearinghause  sich  ausgleichen, 
um  so  günstiger  dürfen  die  Kreditverliält- 
nisse  beurteilt  werden.  Noch  unmittelbarer 
zeigt  sich  die  Solidität  dieser  Verhältnisse 
bei  ausgebildetem  Abrechnungssystx?m  in  der 
Grösse  der  Summe  der  stets  fälligen  Dei)o- 
siten,  die  die  Grundlage  der  auf  Kredit  be- 
ruhenden Umlaufsorganisation  bilden.  Diese 
Summe,  die  in  England  über  100  Mill.  £ 
beträgt,  stellt,  abgesehen  von  den  nicht 
kaufmännischen  Depositen,  der  Haupt^^ache 
nach  den  Wert  der  unfertigen  und  fertigen 
Waren  dar,  die  im  britischen  Grossbetriebe 
zu  jeder  Zeit  in  der  Produktions-  und  Han- 
delsbewegung begriffen  sind.  Wenn  z.  B. 
A  für  1000  £  Waren  an  B  verkauft  hat,  so 
entsteht  dm-ch  die  Diskontierung  des  darauf- 
hin gezogenen  Wechsels  ein  Bankdeposit  von 
diesem  Betrage  (wenn  wir  von  dem  Diskont 
absehen).  Dieses  Guthaben  mag  nun  A 
durch  Checks  auf  die  Conten  von  C,  D  etc. 
übertragen,  aber  es  bleibt  noch  immer  als 
Wertrepräsentant  der  betreffenden  Ware  in 
der  Gesamtsumme  der  Depositen  erhalten. 
Nun  aber  verkaufe  B  diese  Waren  an  die 
letzten  Abnehmer,  die  sie  als  fertige  Ver- 
brauchs- oder  Gebrauchsgegenstände  end- 
giltig  vom  Markte  nehmen,  und  diese  Käu- 
fer mögen  ebenfalls  Conten  bei  einer  Bank 
haben  und  mittelst  Checks  bezalüen.  Dann 
verschwindet  mit  den  aus  der  Handelsbe- 
wegung ausgeschiedenen  Waren  auch  der 
obige  Posten  von  1000  £,  denn  die  Konten 
der  Käufer  sind  jetzt  um  1000  £  nebst  dem 
Gewinne  des  Verkäufers  vermindert,  der 
seinerseits  diese  1000  £  beim  Fälligwerden 
seines  Wechsels  der  Bank  bezahlen  muss,  so 
dass  also  diese  Summe  auch  von  seinem 
Conto  abgezogen  wird.  Mittlerweile  hat  aber 
die  kontinuierliche  Produktion  auch  wieder 
neue  Waren  auf  den  Markt  gebracht,  deren 


Verkauf  die  Entstehung  entsprechender  n^-j-  r 
Bankdei)Ositen  veranlasst.  Bezahlen  die  letzt -u 
Abnehmer  der  fertigen  Waren  niclit  mit  Check.-, 
sondern  bar,  so  entsteht  auch  ein  Teil  der  Bau k- 
depositen  durch  Bareinlagen  seitens  der  letztr  ü 
Verkäufer;  aber  dieser  wird  immer  anuäh<,'r:ii 
dadurch    aufgewogen,    dass    andere    Bar^ii.- 
kunden  dann  zum  Zwecke  der  Lohnzahluiu- 
oder  auch  eigener  Käufe  ilir  Guthaben  dun  :. 
Entnelimen  von  baren  Summen  vermind^^ru 
Aus  dem  obigen  ergiebt  sich,   dass   d»-r 
Kredit,  selbst  wenn  er  Zukunftserwartiinir-:. 
zur  Bethätigung  von  Kaufkraft  vorwegniniiut. 
dennoch    selbst    im    privatwirtschaftlich»  r 
Sinne  kein   neues  Kapital  schafft,  sood^T. 
nur  anderswo  vorhandenes  den  Kreditn»'h- 
menden   zuführt.     Durch  solches  ßenutz'u 
von    blossen    Erwartungen    wird    aber    'l^r 
Volkswirtschaft  keineswegs  ein  Gewinn  l^e- 
reitet,  sondern  er  bildet  vielmelir  eine  miß- 
bräuchliche Ausdehnung  des  Kredits.   S^mm. 
Dienste  als  ümlaufsvermittler  leistet  er  in 
der  vollkommensten  Weise,  wenn  er  inn^^r- 
lialb  der  Bahn  der  Güter  von  der  Rohstoff- 
erzeugung bis  zum   letzten  Abnehmer  ai.?- 
scldiesslich  in  der  Form  von  bloss  momen- 
tanem Abrechnungskredit  auftritt,  was  vrir- 
aussetzt,  dass  alle  Beteiligten  bei  dem  Be- 
ginne ihrer  Unteniehmungen   mit  genüg» 'n- 
dem  eigenen  Kapital  ausgestattet  sind.    D»-r 
Wert    des    ungedeckten,    Zahlungsausstan  i 
gewährenden  Kredits  als  Mittel,  diese  Gütor- 
Ixjwegung   zu    bes(;lileunigen    oder   zu  vor- 
mehren,  wird  meistens  bedeutend  überschätzt, 
indem  man  übersieht,  dass  dieses  Mittel  zu 
grossen   liebeln  führen   kann   und  nur  auf 
Kosten  des  soliden  und  sicheren  Ganges  <ler 
Volkswirtschaft  anwendbar  ist.  Die  modern*^ 
»Kreditwirtschaft«,    wie   sie    sich    in    dem 
englisch-amerikanischen  Abrechnungskre^lit- 
sj'stem  darstellt,   ist  durchaus  verschie<l«*n 
von  dem  Ideal,  das  B.  Hildebrand  mit  die- 
sem Namen  bezeichnet  hat:  einer  Zuk^mft^- 
organisation ,  die  die  Geldwirtsehaft  beseiti- 
gen und  den  Umsatz  der  Güter  gegen  da< 
persönliche  Versprechen  auf  Treu  und  Glau- 
ben und  auf  Gnmd  moralischer  Eigenschaf- 
ten  mit  sich    bringen  soll.     Die  Kreditgie- 
wähnmg  an  besitzlose  Personen  wird  duivh 
das  Depositen-  und  Checksystem  keinesweirs 
erleichtert,  sondern  vielmehr  grundsätzlich 
ausgeschlossen. 

7.  Die  Borgnirtschaft«  Das  schlimmste 
Hindernis  für  die  Aasbildnng  einer  soliden 
Kreditorganisation  ist  die  Borg  Wirtschaft, 
besonders  wenn  sie  mit  überm&ssi^r  Ausdeh- 
nung des  Konsnmtionskredits  verbnnden  ü^t. 
Wenn  das  Einkommen  der  letzten  Abnehmer 
der  Waren  immer  schon  im  voraus  belastet  ist, 
so  sind  auch  die  Forderungen  der  letzten  Ver- 
käufer nicht  gesichert;  wenn  die  ersteren  un- 
regel massig  und  mit  unbestimmt  grosser  Ver- 
spätung bezahlen,  so  wollen  sich  auch  die 
letzteren  ihren  Lieferanten  gegenüber  nicht  an 
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ft>te  Zahlungstermine  binden,  ein  laxer,  unge- 
sicherter   und  ungeregelter   Buchkredit  erhält 
«Ue  Ueberhand,  und  das  oben  skizzierte  Kredit- 
omlanfssystem  mit  seinen  strengen,  auf  Wech- 
seln und  Checks  beruhenden  Formen  kann  sich 
niclit  entwickeln.  Dazu  kommt  die  Schädigung 
der  Reellität  des  Detailhandels  und   der  Inter- 
essen des  zahlenden  Publikums  durch  die  Preis- 
a\if schlage,   durch  die  die  Händler  sich  für  die 
Verluste,    die   ihnen   aus   dem  Borgsystera  er- 
wachsen,   schadlos  zu  halten  suchen.    Es  fehlt 
nicht  an  Versuchen,  gegen   dieses  in  Deutsch- 
land sehr  verbreitet«  System  anzukämpfen,  und 
in  weiten  Kreisen  des  Konsumentenpublikums 
ist  man  auch  durchaus  bereit,  alles  sofort  oder 
etwa  an  jedem  Monatsende  zu  bezahlen,  wobei 
man  dann   billigerweise  einen  Eabatt  von  dem 
unter  der  Voraussetzung  des  Borgens  gestellten 
Preise  verlangen  kann.     Aber  viele  Gewerbe- 
treibende  sind  aus  Konkurrenzfurcht  und  aus 
Misstrauen  gegen  einander  abgeneigt,  sich  förm- 
lich zu  einer  solchen  Reform  durch  Beitritt  zu 
einem  Barzahlungsverein   zu   verpflichten,   und 
dadurch    wird    oft    das    Zustandekommen    des 
Vereins  überhaupt  verhindert.    Immerhin  sind 
an    manchen    Orten    einige    Fortschritte    zum 
Besseren  gemacht  worden :  es  werden  z.  B.  Halb- 
jahrs- oder  Vierteljahrsrechnungeu  ausgeschrie- 
ben   und    für    Barzahlung    ßibatt    gewährt. 
Künstlich  kombinierte  Rabattsparsysteme  (Aus- 
fl^abeversicherung  nach    Art    einer   in    London 
gebildeten     General     Expenditure     Assurance 
Company)  haben  bisher  keinen  erheblichen  Er- 
folg gehabt.    Dagegen  haben  die  Konsumver- 
eine viel  dazu  beigetragen,  die  Gewohnheit  des 
Barzahlens  im  Publikum  weiter  zu  verbreiten. 
Fr<*ilich  sind  manche  Familien  besonders  in  der 
Arbeiterklasse    durch    zeitweilige  Notlage   ge- 
zwungen, ihre  gewöhnlichen  Lebensbedürfnisse 
auf  Kredit  zu  kaufen,  und  es  werden  sich  daher 
auch  immer  Händler  finden,   die   sich   auf  ein 
gewagtes  und  nicht  selten  wucherisches  Borgen 
einlassen.  Jedenfalls  ist  die  strengere  Regelung  der 
Zahlung  der  Konsumenten  die  Vorbedingung  für 
eine  bessere  Organisation  des  Verkehrs  zwischen 
Grosshandel  und  Kleinhandel.  Daneben  aber  bedarf 
es  im  grösseren  Geschäfts  verkehre  noch  weiterer 
Fürsorge  zur  Vermeidung  von  Schädigung  durch 
unzuverlässige  Kreditnehmer,  insbesondere  einer 
zweckmässigen  Organisation  des  Auskunfts- 
wesens, kaufmännisches  (s.  d,  Art.  oben 
Bd.  II  S.  46  ff.).    Diesem  Zwecke  dienen  na- 
mentlich die  Vereine  „Kreditreform",  die  bereits 
an  mehr  als  400  Handelsplätzen  bestehen.    In 
Deutschland  gehörten  1892  zu  dem  Verbände 
217  selbständige  Vereine,  111  Filialen  und  eine 
Vertretung,  im  Auslande  44  Vereine,  23  Filialen 
und  6  Vertretungen.    Die  Zahl  der  Mitglieder 
der  238  Vereine,    über   die   nähere   Angaben 
vorlagen,    betrug    über  27000,  und  das  Netz 
<ier  Korrespondenten   des   Verbandes   umfasste 
beinahe  12000  Adressen  im  In-  und  Auslande. 
—  lieber  die  Organisation  und   die   verschie- 
denen Formen  der  Anwendung  des  Kredits  vgl. 
die  Artt.  Banken    (oben   Bd.   H   S.    132«.  , 
Clearing-House    (oben    Bd.    m   S.    54ff.), 
l^arlehnskassenvereine    (ebd.    S.   120ff.), 
Giroverkehr  (oben  Bd.  IV  S.  728ff.),  Hypo- 
\°eken-  und  Grundbuchwesen  (ebd.  S. 
löo8ff.),    Kreditgenossenschaften,    Pa- 
piergeld, Staatsschulden,  Wechsel. 
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Kreditgenossenschaften. 

1.  Wirtschaftliche  Bedeutung.  2.  Begriffs- 
bestimmung. 3.  Hauptgrundsätze.  4.  Organi- 
sation und  sittliche  Bedeutung.  5.  Geschäfts- 
betrieb. 6.  System  Schulze-Delitzsch  und  Raiff- 
eisen.  7.  Statistische  Mitteilungen :  a)  Deutsch- 
land, b)  Oesterreich,  c)  Italien,  d)  Russland, 
e)  Frankreich,  f)  Belgien,  g)  Grossbritannien 
und  Irland. 

1.  Wirtschaftliche  Bedeutnng.  Ge- 
werbliche Vorbildung  und  Kapital  sind  die 
unumgänglichen  Erfordernisse  für  jeden  Ge- 
schäftsbetrieb. Für  die  Möglichkeit,  die 
erstere  zu  erlangen,  haben  hauptsächlich 
Staat  und  Gemeinde  zu  sorgen,  das  Kapital 
dagegen  uiuss  sich  der  Bedtixftige  selbst 
beschaffen.  Ebensowenig  wie  ein  Recht 
auf  Arbeit  kann  ein  Recht  auf  Kapital  oder 
Kredit  anerkannt  werden,  denn  beides  muss 
in  seinen  Konsequenzen  zur  Auflösung  unserer 
heutigen  "Wirtschaftsordnung  führen.  Die 
Entwickelung  unserer  Industrie  aber  stellt 
andererseits  an  des  einzelnen  Kapitalkraft 
stets  grössere  Anfordenmgen.  Die  notwen- 
dige Ergänzung  des  Kapitals  ist  der  Kredit, 
und  zwar  ein  solcher,  welcher  eine  nutz- 
bringende Anwendung  gestattet,  denn  der 
Kredit  kann  auch  unter  Bedingungen  ge- 
währt werden,  die  den  Kreditnehmer  zum 
Kreditgeber  in  wirtschaftliche  Abhängigkeit 
bringen.  Der  Kapitalist  findet  die  Betriebs- 
mittel   für    sein    Unternehmen    in    seinem 
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Kapital  und  in  der  auf  dem  Kapital  beruhen- 
den Kreditfähigkeit.  Ist  auch  für  den  Kredit 
die  persönliche  Tüchtigkeit  nicht  gleichgiltig, 
so  tritt  sie  doch  wenigstens  im  Grossbank- 
verkehr mehr  oder  minder  hinter  die  ge- 
botene reale  Sicherheit  ziu-ttck. 

Aus  dem  Besitz  des  eigenen  oder  dem 
auf  Grund  des  Kredits  angeliehenen  Kapi- 
tal folgt  zum  grossen  Teil  die  Macht  (les 
Grossbetriebes  und  das  Uebergewicht  des 
Grossindustriellen  über  den,  der  über  diese 
Hilfsmittel  nicht  verfügt.  Das  Kapital  er- 
möglicht, die  Rohstoffe  oder  Halbfabrikate 
im  grossen  unter  günstigsten  Bedingungen 
gegen  bar  einzukaufen,  Maschinen  zur 
Massenherstellung  der  Ware  zu  beschaffen, 
den  Betrieb  stets  konkurrenzfähig  zu  halten 
und  für  den  Verkauf  der  Produkte  die 
günstigste  Zeit  abzuwarten. 

2.  ßegriffsbestimmuug.  Je  mehr  nach 
dieser  kapitalistischen  Richtung  die  wirt- 
schaftliche Entwickelimg  fortschreitet,  desto 
schwieriger  wird  die  Lage  des  kleinen  Ge- 
werbetreibenden luid  Landwirts,  die  sich 
nur  selten  in  dem  Besitze  von  Betriebs- 
mitteln befinden,  welche  ihnen  einen  erfolg- 
reichen Wettbewerb  auf  dem  wirtschaftlichen 
Markte  ermöglichen.  Der  eigentliche  Bank- 
kredit ist  diesen  Kreisen  regelmässig  ver- 
schlossen, einmal  weil  es  sich  hier  um  kleine 
Summen  handelt,  und  dann  auch,  weil  die 
Betreffenden  nicht  in  der  Lage  sind,  die  in 
diesem  Verkehr  erforderlichen  Sicherheiten 
zu  leisten.  Derartige  Verhältnisse  haben 
vielfach  dahin  gefülu-t,  die  kleinen  Gewerbe- 
treibenden zur  Aufgabe  ihrer  Selbständig- 
keit zu  zwingen  imd  sie  in  den  Dienst  der 
Grossbetriebe  zu  stellen.  Wo  es  an  dem 
nötigen  Betriebskapital  fehlt,  müssen  Roh- 
stoffe und  Werkzeuge  auf  Kredit  gekauft 
und  dann  um  vieles  teurer  bezalilt  werden, 
oder  die  Gewerbetreibenden  fallen  in  die 
Hände  von  Wucherern.  Der  Kredit  in  seiner 
gefährlichsten  Gestalt  wird  in  Anspruch  ge- 
nommen. Schliesslich  müssen  noch  die 
fertiggestellten  Waren  um  jeden  Preis  ab- 
gegeben werden,  nur  um  Geld  flüssig  zu 
machen  und  drängende  Gläubiger  zu  befrie- 
digen. Nicht  nur,  dass  der  Umsatz  ein  ge- 
ringer ist,  auch  die  Herstellungskosten  sind 
verhältnismässig  gross,  und  der  Gewinn  ver- 
schwindet fast  gänzlich,  wenn  die  Ware 
Käufer  finden  soll. 

Hier  kann  nur  eins  helfen,  die  Vereini- 
gung nach  dem  altbewährten  Grundsatz: 
was  der  eine  nicht  allein  zu  eireichen  ver- 
mag, dazu  muss  er  sich  mit  anderen  ver- 
binden. Es  handelt  sich  um  die  Demokra- 
tisierung des  Kredits.  Die  Ki^editgenossen- 
schaft  ist  es,  welche  »durch  Vereinigung 
mehrerer  kleiner  Kräfte,  von  denen  keine 
in  ihrer  Vereinzelung  der  Aufgabe  nur  an- 
näliernd  gewachsen  wäi'C,  einen  der  gross ten 


Missstände  unseres  sozialen  Lebens,  dt-r 
unseren  gewerblichen  (und  häuerlichen» 
Mittelstand  in  seiner  Selbständigkeit  bedroht, 
zu  beseitigen  und  den  Unbemittelten  d«^ 
Weg  zum  Emporkommen  zu  eroffnen  vr-r- 
mag.  Wirklich  gelingt  es  ihr  bei  irgend 
vernünftigem  Erfassen  der  Sache,  alle,  iüa 
sich  durch  Erfilllung  der  übernommeoea 
Pflichten,  durch  Redlichkeit  und  Ordnnnir 
in  Haushalt  und  Erwerbe,  kreditwürdis: 
zeigen,  kreditfähig  zu  machen  und  >•> 
dem  sittlichen  Halt  ihrer  Mitglieder  «üt* 
unentbehrliche  wirtschaftliche  Unterlag  zu 
geben«  (Schulze-Delitzsch). 

Die  Kreditgenossenschaften  bilden  die 
Kanäle,  durch  welche  das  Geld  aus  den 
Grossbanken  bis  in  die  Werkstatt  des  Hand- 
werkers, in  die  Wirtschaft  des  Bauern  sre- 
leitet  wird. 

Für  die  Geschichte  der  Kreditgenos5»^D- 
schaften  nehmen  wir  auf  den  Artikel  Er- 
werbs- und  Wirtschaf tsgenoßsen- 
schaften  (oben  Bd.  HI  S.  741  ff.)  Bezug  und 
behandeln  im  folgenden  die  wirtschaftliche 
Bedeutmig,  wobei  wir  uns  wesentlich  an 
deutsche  Verhältnisse  halten,  die  im  allf^ 
meinen  auf  diesem  Gebiete  auch  für  das 
Ausland  zutreffen. 

3.  Hanptgrundsätze.  Die  Hanptgnmd- 
sätze  für  die  Kreditgenossenschaft  sin<l  die 
folgenden : 

1.  Die  Vorschusssucher  sind  die  Träger 
des  Unternelimens  ^). 

2.  Der  Geldverkehr  ist  geschäftsmässig 
geordnet. 

3.  Die  Mitglieder  sind  zur  Bildung  vf-n 
Geschäftsanteilen  verpflichtet,  die  durch 
regelmässige  kleine  Einzahlungen  und  dureii 
Zuschreibung  der  auf  die  Geschäftsguthaben 
fallenden  Anteile  vom  Gewinn  erfolgt. 

4.  Der  Geschäftsbetrieb  ist  ein  gemein- 
schaftlicher. 

5.  Die  Mitgliederzahl  ist  eine  nicht  ge- 
sclilossene,  der  Beitritt  steht  allen  offen,  die 
den  Bedingungen  des  Statuts  genügen.  Der 
Austritt  ist  unter  Einhaltung  gewisser  Kün- 
digungsfristen gestattet. 

6.  Fremde  Gelder  werden  imter  gegen- 
seitiger Haftung  der  Mitglieder  aufgenommen. 


^)  Bereits  entwickelte  KreditgenossenschaftPii 
haben  in  Deutschland  wohl  früher  auch  an  Nicht- 
mitglieder  Darlehen  gewährt,  das  Genossen- 
schaftsgesetz V.  1.  Mai  1889  aber  verbietet  die  Aus- 
dehnung des  Geschäftsbetriebes  auf  Niclitmit- 
glieder,  insoweit  derselbe  in  der  Dariehn?£^e- 
währung  besteht,  mn  den  genossenschaftliihen 
Charakter  zu  erhalten.  Rechtlich  ist  dieser 
freilich  von  einer  Beschränkung  des  Geschäfts- 
betriebes auf  den  Kreis  der  Mitglieder  nicht 
abhängig,  sondern  er  ist  allein  durch  den  Um- 
stand bedingt,  dass  die  Träger  des  Unter- 
nehmens Personen  und  nicht  KapitalteUe,  das* 
letztere  nur  ein  Ansflnss  der  Mitgliedschaft  sind. 
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Bis   zu  dem  Genossenschaftsgesetz  vom 
1-    IMai  1889  beruhten  alle  Genossenschaften 
in   Deutschland  auf  der  unbeschränkten 
Solidarhaft   der  Mitglieder.     Es  hatte  sich 
<lies  aus  der  rechtlichen  und  wirtschaftlichen 
Eixt'^'ickelung  der  Genossenschaften  ergeben. 
!Xiir  in  Deutschland  bestand  aber  diese  aus- 
sclLliesslich  zulässig  weitgehendste  Haftung. 
T)ie  Verhältnisse  hatten  dann  dahin  geführt, 
dass  sich  neben  derselben  noch  die  Zulas- 
sung einer  beschränkten  solidaren  Haftpflicht 
als   erforderlich  herausstellte.     Dieseloe  ist 
durch  G.  v.  1.  Mai  1889  eingeführt.    In  be- 
treff   der   Kreditgenossenschaften    hat    die 
Praxis  jedoch  gezeigt,  dass  die  beschränkte 
Haftpflicht  auf   deren   weitei'e  Ausbreitung 
nicht  den  von  manchen   —   den  Genossen- 
schaften ferner  stehenden   —  Kreisen   er- 
>i?arteten  Einfluss  ausübt.    Neu  gegründete 
Kreditgenossenschaften  finden  auf   der  be- 
schränkten Haftpflicht  der  Mitglieder  meist 
nicht  den  für  die  Verbindlichkeiten  der  Ge- 
nossenschaft erforderlichen  Kredit,  um  lebens- 
iähi^  zu  werden.    Bei  Erlass  des  Genossen- 
scihaftsgesetzes  haben  sich  in  diesem  Sinne 
auch    die  grossen  Genossenschaftsverbände 
ausgesprochen.  —  Durch  die  Kreditgenossen- 
schaft erhalten  die  Mitglieder  in  der  ßegel 
das  Betriebskapital  zu  dem  Preise,  den  das 
Geld  im  Bankverkehr  hat,  mit  einem  geringen 
Aufschlag  zur  Deckung  der  Unkosten,  Bil- 
dung von  Reserven  etc. 

Die  seitens  der  Genossenschaft  von  dem 
Vorschussnehmer    verlangte   Sicherheit   be- 
steht   nur    in   der   Stellung   eines   Bürgen, 
wenn  sie  nicht  in  anderer  Art  geboten  wer- 
den kann;  vielfach  wird  auch  bis  zu  einer 
gewissen  Grenze  Kredit  ohne   jede  weitere 
besondere  Sicherstellung  gegeben.    Von  un- 
richtigen Voraussetzungen  geht  die  Forde- 
nmg    nach   Einführung   einer  Kredit-  und 
Yerlustversicherung   aus,    sie    erinnert    im 
übrigen   an    die    LassaUesche   Theorie  von 
der  Abschaffung  des  geschäftlichen  Risikos. 
Im  Anschluss  an  eine  Kreditgenossenschaft 
kann  jeder  fleissige  und  sti^ebsame  Gewerbe- 
treibende   den    seinen    Verhältnissen    ent- 
sprechenden Kredit  finden.    Die  Bedeutimg 
der    finanziellen   Förderung   des    genossen- 
schaftlichen Personalkredits  durch  den  Staat 
ist  bei  dem  Artikel  Erwerbs-  und  Wirt - 
Schaftsgenossenschaften    gewürdigt, 
das  Vorgehen  des  preussischen  Staates  hat 
nicht    nur   verschiedene    deutsche   Staaten, 
sondern  auch  im  Auslande  (Ungarn,  Frank- 
reich —  in  Vorbereitung  in  Belgien,  Oester- 
reich)  Nachahmung  gefunden.     Eine   treib- 
hausartige Entwickelung  des  Kreditgenossen- 
schaftswesens ist  die  Frucht  —  natürlich, 
denn   wie    sollte    die    »genossenschaftliche 
Begeisterung«  fehlen,  wenn  die  Frucht  der 
Bildung  einer   Genossenschaft   Staatskredit 
ist     Als  die   Preussische  Centralgenossen- 


schaftskasse  strengere  Anforderungen  an  die 
Sicherheit  zur  Geltung  brachte  und  den 
Zinsfuss  erhöhte,  erhob  sich  bei  den  betei- 
ligten Genossenschaften  ein  Sturm  des  Un- 
willens (Vereinstag  des  Allgemeinen  Ver- 
bandes der  deutschen  landwirtschaftlichen 
Genossenschaften  zu  Karlsruhe).  Heute  sucht 
man  die  Geister  zu  bannen,  die  man  rief, 
doch  immer  dringlicher  werden  die  Forde- 
rungen, weitere  Mittel  zur  Verfügung  zu 
stellen.  Und  nicht  mehr  ist  man  zufrieden, 
dass  Kredit  gewährt  wird,  —  man  ver- 
langt ihn  auch  zu  dem  niedrigsten  Zinsfuss, 
zu  einem  Zinsfuss,  der  unter  dem  des  Geldes 
auf  dem  Geldmarkt  bleibt;  in  agrarischen 
und  bimetallistischen  Kreisen  wird  ernst- 
liaft  die  Forderung  vertreten,  durch  die 
preussische  Centralgenossenschaftskasse  Ein- 
fluss zu  gewinnen  auf  die  geschäftliche  Dis- 
position der  Reichsbank,  nachdem  der  Ver- 
such, die  Reichsbank  zu  verstaatlichen  und 
besonderen  Interessen  dienstbar  zu  machen, 
missglückt  ist. 

4.  Organisation  nnd  sittliche  Bedeu- 
tung. Die  Organisation  ergiebt  sich  nach 
dem  Genossenschaftsgesetz  derart,  dass  der 
Vorstand  die  unbeschränkte  Vertretung  hat, 
der  Aufsichtsrat  die  Kontrolle  ausübt  und 
die  Mitglieder  ihre  Rechte  in  der  General- 
versammlung, wo  ein  jedes  nur  eine  Stimme 
hat,  geltend  machen.  Zweckmässig  ist  es, 
die  Mitglieder  an  der  Verwaltung  soweit 
teilnehmen  zu  lassen,  als  dies  mit  einer 
einheitlichen  Geschäftsführung  irgend  ver- 
träglich ist.  Dadurch  übt  die  Genossenschaft 
auch  einen  wesentlich  erzieherischen  Ein- 
fluss aus,  bildet  die  Mitglieder  in  der  Selbst- 
verwaltung und  lehrt  dieselben  grössere 
Verhältnisse  richtig  beurteilen.  Der  sittliche 
Wert  der  Genossenschaft  macht  sich  ferner 
noch  darin  geltend,  dass  die  Mitglieder  an 
pünktliche  Einhaltung  geschäftlicher  Ver- 
pflichtungen gewöhnt  werden,  dass  sie  die 
wirtschaftliche  Bedeutung  undNotwendiffkeit 
des  Kapitals  würdigen  lernen,  und  endlich 
darin,  dass  sie  durch  regelmässige  Einzah- 
lungen auf  Geschäftsanteil  zm*  Bildung  von 
Ersparnissen  angehalten  werden. 

5.  Geschäftsbetrieb.  Der  Geschäfts- 
betrieb der  Kreditgenossenschaften  ist  sehr 
mannigfacher  Art:  hauptsächlich  besteht  er 
in  der  Gewährung  von  Vorschüssen,  sodann 
in  dem  Kauf  von  Forderungen  für  herge- 
stellte imd  verkaufte  Waren  (Diskontierung) 
und  bei  entwickelterem  Betriebe  in  dem 
Kontokorrentverkehr.  Daneben  betreiben  die 
bankmässig  entwickelten  Vereine  auch  die 
sonst  im  Bankverkehr  üblichen  Geschäfte 
(An-  und  Verkauf  von  Wertpapieren,  In- 
casso  u.  dergl.). 

Es  kann  die  Frage  entstehen,  wo  hört 
unter  solchen  Verhältnissen  die  Genossen- 
schaft auf,  wo  beginnt  die  Grossbank?    Es 
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hat  den  Schein  der  Berechtigung  für  sieh, 
die  bankniässig  entwickelten  Vereine  auch 
zu  den  Banken  zu  zählen,  und  es  giebt  auch 
bei  den  Genossenschaften  Fälle,  in  denen 
der  genossenschaftliche  Charakter  abgestreift 
und  das  Geschäft  auf  die  Erzielung  hoher 
Dividenden  gerichtet  ist,  wo  man  nur  un- 
gern mit  dem  kleinen  Gewerbetreibenden 
arbeitet  mid  es  vorzieht,  Gi-ossiudustrielle 
und  Grossgrundbesitzer  heranzuziehen,  da 
an  denselben  »mehr  zu  verdienen  ist«. 
Doch  zur  Ehre  der  Genossenschaften  gehören 
solche.  Fälle  zu  den  Ausnahmen,  und  gerade 
die  bedeutendsten  Ki-editgenossenschaften, 
deren  Umsatz  nach  Hunderten  von  Millionen 
zählt,  setzen  ihren  Stolz  darein,  ihre  Her- 
kunft nicht  zu  verleugnen  und  mit  der 
gleichen  Bereitwilligkeit  sich  dem  kleinsten 
Gewerbetreibenden  zur  Verfügung  zu  stellen 
und  den  Geschäftsanteil  derart  zu  normieren, 
dass  auch  für  den  Unbemittelten  die  Ein- 
zalüungen  möglich  sind  —  wie  sie  dem  In- 
dustriellen ein  Kontokorrent  einräumen,  auf 
dem  der  Umsatz  Hunderttausende  beträgt. 
Die  von  dem  Anwalte  des  Allgemeinen 
Deutschen  Genossen  Schafts  Verbandes  Dr. 
Hans  Crüger  herausgegebenen  »Jalirbüchero 
ergeben,  dass  jene  Genossenschaften,  in  denen 
die  ^>  Dividenden  Jäger«  die  Richtung  bestim- 
men, sehr  selten  anzutreffen  sind.  Wie 
freilich  das  beste  System  missl)räuchlich 
angewendet  w^erden  kann,  so  auch  die  Kre- 
ditgenossenschaft. Durch  die  Ausdehninig 
des  Geschäftsbetriebes  allein  geht  eine  Kre- 
ditgenossenschaft nicht  ihres  Chai-akters 
verlustig,  und  es  ist  daher  verfehlt,  solche 
Genossenschaften  mit  grossem  Umsätze  und 
bedeutendem  Vermögen  als  kapitalistische 
Banken  z\i  betrachten,  ihr  ganzes  Wesen, 
ihre  Organisation  und  ihre  Ziele  geben 
ihnen  als  Person algesellschaften  eine  ganz 
andere  Richtung,  als  sie  den  Kapital- 
gesellschaften innewohnt. 

Nicht  minder  wichtig  wie  für  die  Ge- 
werbetreibenden ist  die  Kreditgenossenschaft 
für  die  kleinen  Ijandwü-te.  Die  Genossen- 
schaften kommen  ihrer  Natur  nach  jedoch 
hier  nur  für  die  Befriedigung  des  Personal- 
kredits in  Betracht,  um  das  umlaufende 
Kapital  zu  beschaffen.  Dieser  Kredit  wird 
beansprucht  zur  Anschaffung  von  Rohstoffen, 
Saatgut,  Vieh,  für  Arbeitslöhne  etc.  Dieses 
Kapital  ersetzt  sich  regelmässig  in  6  bis 
12  Monaten.  P'ür  die  Befriedigimg  des  Real- 
kredits sind  die  Genossenschaften  vmgeeig- 
net,  da  sie  infolge  des  leicht  wechselnden 
Mitgliederbestandes  nicht  auf  so  lange  Zeit 
Geld  aufzunehmen  vermögen,  um  ihrerseits 
das  Kapital  auf  lange  Fristen  oder  unkünd- 
bar gegen  amortisatious weise  Tilgung  aus- 
leihen zu  können. 

6.  System  von  Schulze-Delitzseh  nnd 
Raiffeisen.    Es   bestehen   in  Deutsehland. 


Italien,     Oesten-eich,     Frankreich,     Belizi-i 
Kreditgenossenschaften  (nach   dein     Syst«  u. 
Raiffeisen  s.  d.  einen  anderen  Standpunkt  ver- 
tretenden Art.  Darlehn skassenvere:  n» 
(oben  Bd.  III  S.  120  ff.),  deren  Mitglieder  n  .: 
Landwirte  sind  und  die  sich  aussciilir'>'':i'  ii 
die    Befriedigung    des    landwirtschaftlit-u-L 
Kreditbedüi-fuisses     zur    Aufgabe      ^»^t»].: 
haben.  Derartige  Kassen  werden  in  Dfiitr^i.- 
land  und  Oesten^ich  seitens  der  Reid^niu^ 
durch  Unterstützungen  und  ähnliche  Ma*j- 
nahnien  nach  jeder  Richtung  hin  geför»l«:rt. 
und    in    der    lebhaftesten  AVeise    winl    fvir 
deren  Gründung  agitiert  unter  dem  Voi^eb-w 
dass  die    Schulze-Delitzschschen    Genoss^-n- 
scliaften   nicht  imstande  wären,    den    laii']- 
wirt schaftlichen  Kreditanforderungen  zu  :ro- 
nügen.  Die  wesentlichsten  Unterschie<Je  *^^  - 
Schulzeschen   und  des  Raiffeisenschen  Sys- 
tems sind   folgende:   die  Schulzesclien  <t.- 
nossen Schäften   vereinigen  in  sich   alle  B^- 
rufsklassen    und    sehen    gerade   in    diesem 
Unistande  die  Möglichkeit  der  AusgleichuLi: 
der    Kreditbedürfnisse    der    verschied  ent-r: 
Klassen;   je   mannigfacher   die   Zusammen- 
setzung, desto  wahrscheinlicher  ist,  dass  'lie 
Genossenschaft    den    Ansprüchen   der   3I:i- 
glieder   gerecht   werden    kann,    da   in    dtr: 
verscliiedenen    Benifsklassen   auch   zu   ver- 
schiedenen Zeiten  Geld  flüssig  ist  und  GM 
gebraucht  wird.    Besonders  bei  den  Lan^l- 
wirten   stellt  sich   das  Geldbedürfuis  mei>t 
zu  gleicher  Zeit  ein,   und  eine  Kasse,  «lie 
niu  Ijandwirte  als  Mitglieder  hat,  muss  da- 
her, wenn  sie  keine  Unterstützung  geaiesst, 
bereits  hierdurch  in  Schwierigkeiten  geraten. 
Die  Raiffeisenschen  Kassen  beschränken  sich 
um-   auf   Landwü-te,   die   ihnen   gewährten 
Unterstützungen  lassen  sie  die  hierin  benä- 
hende Gefalir  überwinden.  Die  Schidzeschon 
Genossenschaften  nehmen  ihren  Wirkungf- 
kreis  —  unbeschadet  der  Kontrolle  —  so  gms^s 
dass  sie  durch  ihre  eigenen  Geschäfte  Um- 
stehen  können,  die  Raiffeisenschen  Ka^^^n 
beschränken  den  Geschäftsbetrieb  auf  einen 
kleinen  Kreis,  wodurch  die  Leisümgsfäliig- 
keit  geschwächt  wdrd ;  jene  legen  ein  gros^> 
Gewicht  auf  die  Ansammlung  von  Geschäfts- 
anteilen, diese  erklären   den  Landwirt  für 
unfähig,     regelmässige     Einzalüungen    zu 
leisten :    die  zahlreichen  Landwirte,  die  bei 
den  Schidzeschen  Genossenschaften  Mitglie- 
der  sind,   widerlegen   diese  Voi-aussetzuiiir, 
selbst  warme  Verteidiger  des  Raiffeisenschen 
Systems  haben  den  Mangel  an  Geschäftsan- 
teilen als  einen  Missstand  bezeichnet,  unil 
in  der  amtliehen  Begründung  des  deutsclien 
Genossen  Schaftsgesetzes    von    1889  ist   es 
ausdrücklich  abgelehnt,  dieser  Eigentümlich- 
keit der  Raiffeisenschen  Kassen  Rechnuuir 
zu  tragen.  Die  Schulzeschen  Genossenschaf- 
ten   besolden    die  Vorstandsmitglieder  nach 
ihren  Leistungen,  die  Raiffeisenschen  Kassen 
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ljis?ien  dieselben  im  Ehrenamt  ihre  Oblie- 
tr»_^rilieiten  erfüllen  und  stellen  einen  hesol- 
<leten  »Rechner«  an.  Der  Hauptunterschied 
<le*T-  beiden  Systeme  aber  liegt  in  der  Be- 
fristung der  Kredite. 

Schulze-Delitzsch,   von   dem  wirtschaft- 
licHen  Grundsatz  ausgehend,  dass  niemand 
a^if    längere  Zeit  Geld  ausleihen   darf,   als 
iKin    die   Verfügung   darüber    zusteht,   ver- 
langte Darlehnsge Währung    auf   kurze  Zeit, 
c\a    die  Genossenschaften    Geld   nur   gegen 
verhältnismässig  kurze  Kündigungsfrist  er- 
halten.    Raiffeisen    hielt    kurz    befristeten 
Ki^dit    für    den   Landwirt    für   nicht   aus- 
i-eichend,  forderte  Ausleihung  auf  10  Jahre 
lind  länger,  dann  aber,   um   den  Verein  zu 
sichern,  Vorbehalt  einer  jederzeitigen  vier- 
AvOchigen  Kündigungsfrist.    Mit  Recht  wies 
Schulze    demgegenüber    darauf    hin,    dass 
<li<^se    Kündigungsklausel     die    lange    Dar- 
lehnsfi-ist  illusorisch  machte  und   dass    ihr 
Ctobrauch   den   Landwirt,    der   das   Kapital 
dor  langen  Frist  entsprechend  anlegt,  rui- 
ni<?ren  müsste. 

la  der  Ausleihung  eines  Kapitals  auf  10 
Jahre  mit  jederzeitiger  vierwöchiger  Kün- 
digungsfrist liegt  ein  innerer  "Widerspruch, 
und  doch  beruht  wesentlich  hierauf  das 
Kaiffeisensche  System. 

Eine  Besonderheit  der  Raiffeisen  sehen 
Kassen  liegt  endlich  auch  in  dem  Aussclduss 
iler  Verteilimg  von  Dividenden,  worin  ihr 
q:emeinnütziger  Charakter  zum  Ausdrtick 
kr>mraen  soll,  die  Schulzeschen  Genossen- 
schaften halten  dieselbe  gerade  füi-  geeignet, 
die  Bildung  von  Geschäftsanteilen,  den  Spar- 
sinn und  damit  das  Vereinsvermogen  zu 
fördern. 

Ein  grosser  Teü  der  nach  Raiffeiseuschen 
Crrundsätzen  be^gründeten  Kassen  hat  sich 
in  den  letzten  Jahren  mehr  und  mehr  den 
Schulzeschen  Principien  zugewendet;  es  ist 
dies  besonders  in  Hessen  und  Süddeutsch- 
land der  Fall.  — 

Im  übrigen  unterstehen  in  Deutschland 
die  Genossenschaften  beider  Systeme  den 
gleichen  Gesetzen.  Nur  in  Italien  unter- 
scheiden sie  sich  noch  dadurch,  dass  dort 
die  Raiffeisenschen  Kassen  (eingeführt  diu-ch 
Dr.  Wollemborg)  auf  der  unbeschränkten 
Haftpflicht,  die  Volksbanken  (Luzzatti)  auf 
der  beschränkten  Haftpflicht  beruhen. 

Wie  unrichtig  die  Behauptung  ist,  dass 
die  Kreditgenossenschaften  nach  dem  Schul- 
zoschen  System  nicht  das  Kreditbedürfnis 
der  J^andwirte  befriedigen  oder  dass  die 
l^andwirte  nicht  den  Ansprüchen  dieser 
(lenossenschaften  genügen  können,  geht  aus 
der  Beteiligung  der  Landwirte  an  diesen 
Genossenschaften  hen'or.  So  gehörten  im 
Jahre  1898  zu  924  Schulzeschen  Kreditge- 
nossenschaften, die  zu  der  Statistik  des 
Jahrbuchs«  berichteten,  144080  selbständige 


Landwirte    neben     125832    Handwerkern; 

diese    Genossenschaften    dienen    also    der 

Landwii-tschaft  nicht  weniger  wie  dem  Ge- 

(Fortsetzung  dieses  Textes  auf  S.  392.) 
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werbe.  Und  ein  ähnliches  Verhältnis  zeigt 
sich  in  Oesterreich  und  Italien.  In  Biiss- 
land  besteht  der  Mitgliederbestand  der  Kre- 
ditgenossenschaft nach  Schulze -Deützsch- 
schem  System  sogar  fast  ausschliesslich 
aus  Landwirten. 

In  Frankreich,  Belgien  und  Italien  haben 
die  Raiffeisenschen  Kassen  einen  ausge- 
sprochen klerikalen  Charakter;  bezeichnend 
sind  die  Worte,  mit  denen  der  Präsident 
des  Intemationalen  Verbandes  der  Raiffeisen- 
schen Darlehnskassen  bei  Begründung  dieses 
Verbandes  im  Jahre  1897  die  '^rtreter 
begrüsste : 

»Wir  müssen  alle  unsere  Handlungen 
der    katholischen    Moral    unterwerfen, 


wir  müssen  allen  unseren  Werkeo  den 
katholischen  Geist  geben;    und    wt^L 
wir  in  die  Versuchung  käinen^  dies  zu 
vergessen,    so    würde    die    gewaltd«* 
Stimme   des   Papstes    uns    zu    unsenr 
Pflicht  zurückrufen.« 
Aus  den  kleinsten  Anfängen  hervorge- 
gangen   bilden    die   Kreditgenoseenschafüpn 
heute  eine  wirtschaftliche  Macht,  sie  bieti :: 
das    Mittel,    um    jeden    kreditwürdigen 
Gewerbetreibenden,   Landwirt  und  Arbeiter 
auch   kreditfähig   zu   machen.     Die  deut- 
schen   Kreditgenossenschaften    haben    den 
gleichen  Bestrebungen  in  Oesterreich,  Bel- 
gien, Italien,  Frankreich  und  Russland  zum 
VorbUde  gedient. 


b)  Oesterreich. 


I      Anzahl 
Rech-   I  der  Vereine 

^F^f  «•  I       .      nicht 


Berich- 
tende 
Vereine 


Am  Jahres- 
schlnss  aus- 
stehende ge- 
währte 
Kredite 
fl. 


Geschäfts- 
anteile 

fl. 


Reservefonds 


Zahl  der  Fremde 

Mit-     1  Gelder 
glieder 

I        fl. 


1898 


4032 


73 


1816 


503  000  000 


51  265000 


29  202  000 


I  088716   510249000 


Galizien  und  Krakau  nehmen  im  Genossenschaftswesen  eine  gesonderte  Stellung  ein. 
Nach  den  Berichten  des  Anwalts  des  dortigen  Verbandes  ergiebt  sich  Sir  die  Kreditgenossen- 
schaften (alle  nach  Schulzeschem  System): 


Rech- 
nungs- 
jahr 

Anzahl 

der 
Vereine 

Berich- 
tende 
Vereine 

Mit- 
glieder 

Geschäfts- 
anteile 

fl. 

Reservefonds 
fl. 

Fremde 
Gelder 

fl. 

Snmma  der 

gewährten 

Kredite 

während  des 

Jahres 

fl. 

1898 

501 

466 

346  879 

9669541 

2  799  184 

43964065 

92  178 175 

Für  Ungarn  fehlt  eine  Statistik.  Im  Jahre  1898  wurde  für  die  Kreditgenossenschaften 
unter  staatlicher  Beteiligung  ein  Centralkreditinstitiit  gegründet.  Die  Zahl  der  bestehenden 
Genossenschaften  ist  sehr  gross,  ihr  volkswirtschaftlicher  Wert  wird  aber  nicht  hoch  geschätzt; 
erhebliche  Erwartungen  knüpfen  sich  an  das  neue  Genossenschaftsgesetz. 

Nach  dem  Bericht  des  Grafen  Joseph  von  Maüath  auf  dem  4.  Kongress  des  Internationalen 
Genossenschaftsverbandes  in  Paris,  1900,  bestanden  Ende  1^9  in  Ungarn  712  ländliche  Dar- 
lehnskassen mit  135  275  Mitgliedern  und  14  540687  Kronen  Geschäftsgnthaben. 


o)  Italien.     Folgende    Tabelle  zeigt  die  Entwickelung  der  Yolksbanken  nach  SchuLseschem 

System. 


Rechnungs- 
jahr 

Anzahl  der 
Vereine 

Geschäfts- 
anteile 

Lire 

Reservefonds 
Lire 

Fremde 
Gelder 

Lire 

Ausstehende  Kredite 
am  Jahresschloss 
1884 
Lire 

1894 

720 

372000000 

1140C 

0000 

243000000 
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d)  Buasland.    Kreditgenossenschaften  nach  Schnlzeschem  System: 


Reell-  I  Berich- 
lhh^s-      tende 
jaür    I  Vereine 


Mitglieder 


Geschäfts- 
anteile 

Bühel 


Reservefonds 
and  Special- 
reservefonds 

Bühel 


Fremde 
Gelder 

Buhel 


Während  des 

Jahres 

gewährte 

Kredite 

Buhel 


Am  Jahres- 

schluss 
Ausstände 

Buhel 


18SÖ 


634 


218  100 
(hei  608  Ge- 

nossen- 
,    Schäften) 


6713427  2  110  187 


14  480  146 


30  330  5^8 


20  737  408 


e)  Frankreich.  Eine  Statistik  fehlt. 
EHe  Zahl  der  Schiilze-Delitzschschen  Ge- 
nossenschaften beträgt  etwa  40;  daneben 
^iebt  es  rund  600  Raiffeisensche  Darlehns- 


kassen  mit  ausgesprochen  klerikalem  Clia- 
rakter  (nach  Professor  Charles  Gides  Be- 
richt auf  dem  4.  Kongress  des  Internationalen. 
Genossenschaftsverbandes,  Paris,  1900). 


f)  Belgien. 


Rech- 

nungps- 

jahr 

An- 
zahl 
d.  Ver- 
eine 

Berich- 
tende 
Vereine 

Mit- 
glieder 

Geschäfts- 
anteile 

Frcs. 

Beserve- 
fonds 

Frcs. 

Fremde 
Gelder 

Frcs. 

Am  Jahres- 
Bchluss  aus- 
stehende 
Kredite 

Frcs. 

Gewährte 
Kredite 

Frcs. 

1896 

., 

21 

13  341 

2  895  339 

735  893 

12  235  025 

5251  148 

67  437  489 

Am  30.  Juni  1899  hatten  22  berichtende 
Verbandsgenossenschaften  nach  Scliulze- 
Delitzsch  14379  Mitglieder,  denen  sie  im 
letzten  Geschäftsjahr  80  862  406  Francs 
Kredite  gewährten.  —  Am  31.  Dezember 
1898  bestanden  in  Belgien  199  Raiffeisen- 
sche Darlehnskassen,  die  bei  ihren  Mitgliedern 
Kredite  in  Höhe  von  740  424  Francs  aus- 
zustehen hatten.  Bis  zum  30.  Juni  1899 
hatte  sich  die  Anzahl  der  Haiffeisenschen 
Darlehnskassen  auf  271  erhöht  (nach  dem 
Bericht  von  Alfred  Micha  auf  dem  4.  Kon- 
gress des  Internationalen  Genossenschafts- 
verbandes in  Paris,  1900). 

g)  GroBBbritazmien  und  XrlancL  Die 
Kredit^nossenschaftsbewegung  ist  immer 
noch  in  den  Anfängen,  es  bestehen  nur 
sehr  v^enige  Kreditgenossenschaften.  Das 
entwickelte  englische  Bankwesen  scheint  ein 
Bedürfnis  nach  diesen  Genossenschaften 
nicht  stark  werden  zu  lassen.  Besonders  in 
Schottland  ersetzen  die  Banken  die  Ge- 
nossenschaften. 

In  Irlaud,  wo  die  Bewegimg  zur  Er- 
richtung Raiffeisenscher  Darlehnskassen  im 
Jahre  1894  einsetzte,  bestehen  66  solcher 
Kassen  mit  rund  3000  Mitghedern  (Bericht 
von  Thomas  P.  Gill  auf  dem  4.  Kongress 
des  Internationalen  Genossenschaftsver- 
bandes, Paris,  1900). 

Littoratur:  Vgl.    die    Litteratur    zu    dem    Art, 

Erwerbs-  und      Wirtschaf  tegenossen- 

sc  haften  oben     Bd.    III    S.    758  ff.,    femer 

VoUham,  nDü  Buchführung  für    Vorschuss- 


und  Kredüvereinea  (1900,  g.  Bd.  der  Hand- 
bibliothek für  das  deutsche  Genossenschaftswesen) 
und  Soziale  Venoaltung  in  Oesterreich  am  Ende 
des  19.  Jahrhunderts  (Wien  und  Leipzig  1900), 
sowie  Berichte,  erstattet  auf  dem  4-  Kon^press 
des  intemaiionahn  Genossenschaftsverbandes, 
Paris  1900,  die  für  dif  vorstehende  Statistik  nur 
zum  Teil  noch  Verwendung  finden  konnten. 
Hans  Crüger, 


Kreditgeschäfte. 

1.  Begriff  deB  Kredits  und  der  K.  2f.  Not- 
wendige und  gewillkürte  K.  3.  Die  rechtliche 
Behandlung*  der  K.  im  allgemeinen.  4.  Die 
einzelnen  Sj-editgewährnngsgeschäfte.  a)  Das 
Darlehen,  b)  üneigentlicher  Verwahrungsvertrag 
(depositum  irreguläre),  c)  Irregulärer  Miet- 
una  Werkvertrag,  d)  Irre^äre  Pfandbestel- 
lung, e)  Uneigentlicher  Niesshrauch.  5.  Die 
Krediteröffhungsgeschäfte.  a)  Darlehnsvorver- 
trag  (pactum  de  mutuando).  b)  Die  Krediter- 
öffnung, c)  Der  Kontokurrentvertrag.  d)  Der 
Kreditauf  tra^. 

1.  Begriff  des  Kredite  nnd  der  K. 
1.  unter  Kreditgeschäften  hat  man 
solche  —  obligatorische  —  Rechtsgeschäfte 
zu  verstehen,  die 

a)  entweder  selbst  eine  Kreditgewährung 
enthalten ; 

b)  oder  zu  einer  späteren  Kreditgewäh- 
rung verpflichten. 

Zur  Feststellung  dessen,  was  zu  den 
Kreditgeschäften  gehöre,  muss  man  sich  da- 
her zunächst  über  den  Begriff  des  Kre- 
dits schlüssig  machen.     Der  umgekelirte 
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Weg,  ans  der  Gesamtheit  der  Kreditge- 
schäfte den  Kreditbegriff  zu  abstrahiei-en, 
wäre  nur  unter  der  nicht  zutreffenden  Vor- 
aussetzung gangbar,  dass  wir  eine  abge- 
schlossene Zahl  von  als  solchen  allgemein 
anerkannten  Kreditgeschäften  besässen. 

Nun  ist  aber  bekanntlich  der  Begriff  des 
Kredits  einer  der  bestritten sten  im  gesamten 
Gebiet  der  Volkswirt^schaftslehre ,  und  es 
kann  unmöglich  die  Aufgabe  dieses  Artikels 
sein,  den  Streit  darüber  seiner  lx)sung  näher 
zu  führen,  s.  darüber  des  nähereu  den  Art. 
Kredit  oben  S.  380  ff.  Ich  beschränke  mich 
vielmehr  auf  eine  Feststellung  imd  kurze  Be- 
gründung meiner  eigenen  Auffassung  vom 
Kredit  im  Verhältnis  zu  anderweiten  Lehren ; 
daraus  ergiebt  sich  dann  leicht  der  Umkreis 
dessen,  was  zu  den  Kreditgeschäften  im 
Sinne  des  vorliegenden  Artikels  gehört. 

2.  Von  den  verschiedenen  Kredittheorieen 
sind,  als  für  die  Abgi*enzung  des  Gebiets 
derKi-editgeschäfte  präjtidiciell,  insbesondere 
folgende  hervorzuheben : 

a)  Von  einigen,  vorzüglich  J.  St.  Mill 
(s.  die  Angaben  bei  Knies  S.  54 fg.)  wird 
der  Kredit  einfach  mit  der  Uebertragung 
eines  Kapitals  von  einer  Hand  in  die  andere 
identifiziert.  Mit  Recht  ist  diese  Lelire  fast 
allgemein  verworfen;  sie  wüi-de  den  Beginff 
zu  imbrauchbarer  Weite  vertlüchtigen.  Nach 
ihr  müsste  selbst  die  Schenkung,  der  Bar- 
kauf, kurz  jeder  aut  Vermögensübertragung 
gerichtete  Schuldvertrag  (obligatio  ad  dan- 
dum)  Kredit  begründen  —  Akte  also,  die 
nach  allgemeiner  Ueberzengimg  vielmelir 
gerade  das  Gegenteil  des  Kreditierens  dar- 
stellen: der  auf  Barzahlung  dringende  Ver- 
käufer verweigert  damit  doch  geradezu 
dem  Käufer  den  Kredit! 

b)  Nach  Thöl  (Handelsrecht  §  100)  ist 
.Kredit  »das  Vertrauen,  dass  ein  Versprechen 
erfüllt  werde<'.  Damit  wird  dem  Ki-edit 
jeder  objektive  Inhalt  genommen  und  alles 
auf  eine  unfassbare,  unkontrollierbare  Stim- 
mung eines  der  Beteiligten  abgestellt.  Auch 
mangelt  es  dabei  an  einer  differentia  speci- 
fica  zwischen  den  Kredit-  und  sonstigen 
obligatorischen  Geschäften. 

c)  Die  Definition  von  Röscher  (System 
Bd.  I  §  94):  »Kredit  ist  die  freiwilhg 
eingeräumte  Befugnis,  über  fi-emde  Güte 
gegen  das  blosse  Versprechen  des  Gegen- 
wertes zu  verfügen <s  sieht  weniger  auf  den 
Vorgang  der  Kreditgewährung  selbst,  als 
vielmehr  auf  die  Wirkung  des  gewährten 
oder  doch  versprochenen  Kredits  für  die 
Person  des  Schuld  nei-s.  Es  ist  ferner  be- 
denklich, die  kreditweise  überlassenen  Ob- 
jekte noch  ohne  weiteres  als  für  den  Kre- 
ditnehmer  fremde   Güter  zu    bezeichnen. 

d)  Nach  der  heute  herrschenden 
Lehre  bildet  der  Kreditverkehr  einfach 
den  Gegensatz  zum  Bar  verkehr;   es  ge- 


lhören dahin  alle  die  Geschäfte,  bei  deiiesi 
I  die  Leistiuig  der  einen  Partei  in  die  Geg«i- 
wart,  diejenige  der  anderen  Partei  in  d:- 
Zukunft  fällt.  So  vorzüglich  Knies  S.  7 . 
21  und  passim;  Wagner  in  Schönbeir^ 
Handbuch  Bd.  I  Nr.  8,  Aufl.  2  S.  397,  3^. 
sachlich  übereinstimmend  Roscheria.«»- 
No.  3.  Die  wirtschaftliche  Bedeutung  *^^ 
Kredits  liegt  nach  Knies  lediglich  in  dem, 
dem  Schuldner  eingeräumten,  zeitweiligen 
Gebrauch  des  überlassenen  Objektes;  Unti^r- 
schieile  in  dem  Eigenartigen  der  Güt.^r. 
welche  vom  Gläubiger  dem  Scliiddner  zum 
Gebrauch  übergeben  werden ,  können  *Ll- 
Merkmal  des  Ki-editgeschäftes  nicht  auf- 
heben. Eine  Eigentumsüberlassung  gehört 
nicht  zum  Wesen  der  Kreditgeschäfte  im 
allgemeinen,  ist  vielmehr  nur  Eigen tüniü«.4i- 
keit  einer  Gattung  dei-selben.  Danach  müs- 
sen auch  Leihe,  Miete,  Pacht  imter  die 
Kreditgeschäfte  fallen  (s.  Knies  S.  27  k 
über  die  Zugehörigkeit  von  Depositum  un-I 
Faustpfand  vertrag  dazu  bestehen  zwar  nach 
dieser  Lehre  Meinungsvei-schiedenheiteiL 
aber  auf  Grund  der  mitgeteilten  Definition 
würde  man  selbst  sie  kaum  ausschliess^u 
dürfen. 

Da  bei  Leihe,  Miete,  Pacht  und  Dienst- 
vertrag die  beiderseitigen  Leistmigen  ilirer 
Natur  nach  nicht  genau  gleichzeitig  statt- 
finden können,  bezeichnet  Wagner  sie  gt^ 
radezu  al  s  »  n  o  t  w  e  n  d  i  g  e  K  reditgeschäfle^ 
im  Gegensatz  zu  den  »reinen«  oder  :> beab- 
sichtigten <  ,  die  nur  kraft  des  besonderen 
Partei  willens  dahin  gehöi-en  (z.  B.  Darlohen  l 
Von  anderer  Seite,  insbesondere  vl* 
Ihering,  ist  diese  Grundanschanung  vom 
Wesen  des  Kredits  bekämpft  worden.  Mit 
Recht.  Gegen  sie  kommt  einmal  der  S  p  r  a  c  h  - 
gebrauch  in  Betracht  —  wer  spräche  wohl 
vom  »Kreditieren«  des  dem  Freunde  ge- 
liehenen Buchs,  des  dem  Mieter  überlasse- 
nen Gebäudes?  Mag  ferner  auch  die  Ter- 
minologie der  römischen  Rechtsquellen  für 
uns  nicht  mehr  schlechthin  bindend  sein: 
mag  auch  das  römische  »creditum«  von 
luiserem  »Kredit«  gesondert  werden  müssen 

—  wertvolle  Fingerzeige  vermag  uns  der 
Gedankenkreis  der  juristischen  Klassiker, 
wie  sonst,  so  auch  hier  noch  immerfort  zu 
geben.  Nun  sprechen  die  Quellen  von  einem 
>credere«  freihch  auch  in  einem  weiteren 
Sinn,  der  alle  die  Fälle  umfasst,  »si  eandera 
rem  recepturi  sumus«  (l.  2  §  3  D.  12,  1, 
1.  1  §  1  das.);  aber  vornehmlich  findet  man 
das  credere  —  auch  in  creditum  dare,  ire,  abire 

—  in  einem  anderen,  engeren  Sinne  ge- 
braucht: es  wird  auf  die  Fälle  einer  voll- 
zogenen Uebereignung  beschränkt  und  den- 
jenigen gegenübergestellt,  in  nuibiis  res  domini 
manet,  s.  1.  31  D.  19,  2.  Dann  steht  das 
»suum  esse«  und  *in  credito  esse«  im  Ge£?en- 
satz  (l.   27    §   2   D.  34,  2),  und  der  Jurist 
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kAi:inL    sagen  (1.  24  §  2  D.  42,  5)   »aliud  est 
»-- rotiere,  aliud  deponere«. 

Cvegen  die  Aufnahme  der  hier  in  Fi-age 
s^tolienden  Akte  in  die  Reihe  der  Kreditge- 
s^c-liäfte  entscheiden  daneben  und  vorzüglich 
iiiioix  innere  Erwägungen.  Wer  jemandem 
iiiolit  das  Eigentum,  sondern  nur  die  Nut- 
71 II 11^  eines  Gutes  überträgt,  dessen  recht- 
liotie  Stellung  zu  dem  überlassenen  Grut 
AvLinl    dadurch   nicht  gnmdsätzlich  geändert 

^dieses    ci-edere   ist   juristisch  füi*  ihn 

nielit  mit  der  mindesten  Gefahr  verbunden« 
kI  lieringS.  159).  Die  verliehene,  vermietete 
Sache  ist  gar  nicht  in  das  Vermögen  des 
Kiiipfängers  übergegangen;   wiU  der  Geber 
^ie    nach  Beendigimg  des  Vertragszweckes 
zurückerhalten,   so   steht  ihm  dazu   neben 
<ler    persönlichen  Verti-ags-  auch  die  gegen 
j tollen  Dritten  wirksame Eigentumsklage 
zu    Gebote.     Die  Sache  fällt   als  eine  dem 
Empfänger  fremde  nicht  in  dessen  etwaige 
Konkursmasse!    kann    vielmelir    nach    der 
Reicliskonkui'sordnimg    (§    43)    durch    den 
i reber   selbst  dann  »ausgesondert«  werden, 
wenn  er  seinerseits   nicht  Eigentümer  wai*. 
!Nicht  minder  kann  er  nach  der  Reichscivil- 
l)ix)zessordnung  §  771  die  Freigabe  der  von 
einem  Einzelgläubiger  des  Empfängers  ge- 
pfändeten   Sache    erzwingen.      Vor    einem 
-' Anverti-auen«  der  Sache,  wie  es  das  »cre- 
doi^*<    doch    seiner    wörtlichen    Bedeutung 
nach   darstellt,   von   einem   »fidem  alienam 
sequi«   (s.  1.  1   §  1  D.  12,  1)  ist  dabei  im 
Kechtssinn  nicht  die  Rede. 

So  werden  denn  auch  die  genannten 
Akte  in  die  Darstellungen  der  Kreditge- 
schäfte üblicher  Weise  nicht  einbezogen, 
ein  Verfahren,  von  dem  abzuweichen  nach 
dem  Gesagten  nicht  der  mindeste  Grund 
vorliegt. 

3.  Somit  gehört  das  Moment  der  Ü  e  b  e  r  - 
tragung  des  Eigentums  (oder  das 
sonst  dem  Kreditierenden  an  dem  Gute  zu- 
stehenden Rechts)  bezw.  die  Belassung  des- 
selben beim  Kreditnehmer  (in  den  Fällen 
unten  lit.  d)  zum  Wesen  des  Kredits.  Jede 
davon  absehende  Erklärung  würde  den  Be- 
griff unzulässig  verflüchtigen. 

Auf  der  anderen  Seite  darf  man  ihn 
aber  auch  nicht,  wie  das  manchmal  geschieiit, 
allzusehr  verengern  durch  Einbeziehimg 
von  nicht  oder  doch  nicht  notwendig  dahin- 
gehörigen Merkmalen. 

a)  Insbesondere  ist  ein  besonderes 
»Vertrauen«  des  Ki-editgebers  auf  das 
Leistenkönnen  und  LeistenwoUen  des  Kredit- 
nehmers zum  Begi-iff  mit  nichten  zu  erfor- 
dern. Das  hat  Knies  gegenüber  der  bis- 
her herrschenden  Lehre  (s.  die  Vertreter 
derselben  bei  G.  Cohn  II  S.  360)  so  vor- 
treffüch  nachgewiesen,  dass  die  letztere  sich 
von  dem  Angriff  nicht  melir  recht  hat  er- 
holen können  (s.  gegen  sie  auch  G.  Cohn 


S.  361).  Das  Kriterium  des  »Vertrauens« 
passt  nicht  auf  den  Realkredit,  nicht  auf 
den  unfreiwillig  —  etwa  bei  Zwangsanleihen 
oder  infolge  eines  vorausgegangenen  Kredit- 
eroffnungsvertrags  —  gewährten  Kredit 
Davon  abgesehen  ist  es  von  vornherein  be- 
denklich, von  einer  unkontrollierbaren  inne- 
ren Stimmung  bei  einem  der  Beteiligten  die 
grundsätzliche  Beurteilung  eines  äusseren 
juristischen  Vorganges  abhängig  zu  machen 
—  nicht  mit  Unrecht  welu-t  sich  der  Jurist 
fast  überall  gegen  eine  übertriebene  Berück- 
sichtigung- der  Motive  (»falsa  causa  non 
nocet«)  und  blossen  inneren  Vorgänge. 

b)  Aber  aucli  das  macht  für  den  Begriff 
des  Kredits  und  der  Kreditgeschäfte  nichts 
aus,  wessen  Interessen  durch  den  Akt 
vorwiegend  gefördert  werden  sollen.  Zwar 
w4rd  das  Gegenteil  häufig,  wenn  nicht  regel- 
mässig, gelehrt :  so  wenn  Knies  das  Wesen 
des  Kredits  in  der  Gebrauchsüberlassung 
findet  (S.  19 fg.);  wenn  Ihering  (S.  162) 
für  das  Kreditgeben  erfoi-dert,  »dass  es  im 
Interesse  des  Empfängers  geschehe«.  Eine 
Benlcksichtigung  des  Gescliäftszweckes  ist 
gewiss  für  die  Beurteilung  imd  Unterschei- 
dung der  Kreditgeschäfte  von  Wert  und  bei 
dem  wichtigsten  derselben,  dem  Darlehen, 
ist  eine  solche  vorwiegende  Richtung  auf 
die  Interessen  des  Empfängers  erforderlich. 
Aber  Ihering  hat  unrecht,  das,  was  von 
einer  Unterart  der  Kreditgeschäfte  gilt,  ohne 
weiteres  auf  die  ganze  Klasse  zu  übertragen. 
Wer  einer  Bank  sein  Bargeld  zwecks  Auf- 
bewalinmg  übereignet,  der  thut  das  auf 
eigene  Initiative  und  im  vorwiegend  eigenen 
Interesse :  aber  für  die  eintretende  dingliche 
Rechtsverschiebung  macht  das  nichts  aus; 
der  Deponent  bleibt  in  solchem  Fall  eben- 
so wie  der  Darlehnsgeber  auf  die  persön- 
liche Zahlungsfähigkeit  seines  Schuldners 
angewiesen,  also,  um  mit  Ulpian  zu  reden, 
scijuitur  fidem  eins. 

Das  müssen  alle  diejenigen  zugeben,  die 
überhaupt  eine  Verschiedenheit  dieses  sogen, 
depositum  irreguläre  vom  Darlehen  in  Ab- 
rede stellen  (so  unten  sub  IV,  2).  Aber 
auch  wer  die  Verschiedenheit  des  beim 
einen  und  beim  anderen  verfolgten  wirt- 
schaftlichen Zweckes  als  ausreichenden  Grund 
für  die  rechtliche  Differenzierung  ansieht, 
dai-f  darum  nicht  soweit  gehen,  den  Zusam- 
menhang zweier  juristisch  so  überaus  nah* 
verwandter  Geschäfte  mit  Ihering  völlig 
zu  zerreissen. 

c)  Noch  viel  weniger  lässt  sich  die  von 
Ihering  w^eiterliin  zwar  nicht  für  das 
römische,  aber  für  das  heutige  Recht  ge- 
machte Einschränkung  halten,  wonach  »Ge- 
genstanddesKreditsau SS chli esslich  das 
Geld  ist«,  S.  161.  Zwar  wenn  er  damit 
besagen  will,  dass  beim  sogenannten  Kredit- 
kauf, der  Kreditmiete  nicht  sowohl  die  Kauf- 
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oder  Mietsache  als  vielmehr  die  dafür  zu 
zahlende  Gegenleistung  den  wirklichen  Ge- 
genstand des  Kredits  bilde,  wird  man  ihm 
Recht  geben  dürfen.  Aber  andererseits  ist 
zu  bedenken,  dass  sowohl  beim  Darlehen 
wie  beim  depositum  irreguläre  und  den 
anderen  unten  zu  nennenden  Kreditgeschäf- 
ten das  Geld  zwar  den  häufigsten,  aber 
keineswegs  den  einzigen  Leistungsgegenstand 
bildet.  Insbesondere  das  Büi^rliche  Ge- 
setzbuch lässt  ausdrücklich  als  Objekt  des 
Darlehens  neben  Geld  auch  »andere  ver- 
tretbare Sachen«  zu,  §  607  —  alle  Sachen 
also,  »die  im  Verkehre  nach  Zahl,  Mass  oder 
Gewicht  bestimmt  zu  werden  pflegen«  (§  91), 
und  beim  irregulären  Verwahrungsvertrag 
ist  überhaupt  nur  allgemein  von  vertretbaren 
Sachen  die  Rede,  §  700.  Man  wird  nicht 
ernstlich  gewült  sein,  wenn  etwa  auf  Grund 
dieser  Bestimmungen  ein  Darlehen  in  Ge- 
treide oder  Cigarren  gegeben  ist,  solchem 
Akte  mit  Ihering  den  Charakter  eines 
Kreditgeschäftes  zu  bestreiten.  Thäte  man 
es,  so  würde  die  juristische  Brauchbarkeit 
des  ganzen  Begriffes  der  Ki-editgeschäfte 
ernstlich  ^fährdet  werden. 

d)  Gleichgiltig  ist  es  für  den  Kredit,  ob 
die  jeweiligen  Objekte  dem  Empfänger  gegen 
die  Verpflichtung  zur  Rückleistung 
oder  gegen  diejenige  zu  einer  so  oder  so 
beschaffenen  Gegenleistung  übereignet 
werden.  Das  scheint  zwar  Dernburg 
(Pandekten  II,  §  1  Nr.  II)  zu  bestreiten, 
wenn  er  das  Kreditgeschäft  als  »üebereignung 
von  üralaufsmitteln  unter  Verpflichtung  zur 
Rückleistung  solcher  Uralaufsmittel « 
definiert.  Aber  es  liegt  kein  Grund  vor, 
einen  mit  Stundung  der  Gegenleistung  ver- 
bundenen Kauf-  oder  Mietvertrag  von  den  Kre- 
ditgeschäften auszuschliessen  (wie  übrigens 
Dernburg  laut  seinem  letzten  Beispiel  selbst 
nicht  thut).  Gerade  weil  beim  Kreditkauf 
uicht  die  verkaufte  Sache,  sondern  der  Preis 
kreditiert  ist,  handelt  es  sich  bei  Kreditie- 
rimg  des  Anspruchs  auf  das  Kaufgeld  um 
eine  Gegen-,  nicht  um  eine  Rückleistung. 

Wohl  aber  gehört  zum  Kreditgeschäft, 
dass  die  dem  Kreditnehmer  obliegende  Rück- 
oder Gegenleistung  nach  Art  und  Zweck 
des  Geschäftes  als  ein  Aequivalent  der 
vom  Kreditgeber  vollzogenen  Leistung  anzu- 
sehen sei.  Von  einem  Kreditieren  ist  nicht 
nur  dann  nicht  die  Rede,  wenn  es  über- 
haupt an  einer  Leistimgspflicht  des  Em- 
pfängers fehlt  —  so  bei  Schenkung  und 
Vermächtnis  — ,  sondern  schon  dann  nicht, 
wenn  die  vom  Empfänger  versprochene 
Leistung  nur  einen  mehr  oder  minder 
nebensächlichen,  der  empfangenen 
Leistung  nicht  nach  der  Parteiabsicht 
äquivalenten  Charakter  trägt.  Daher 
können  Schenkung  imd  Vermächtnis  unter 
einer  Auflage  (modus)  nicht  als  Kredit- 


geschäfte erachtet  werden.  Wenn  i<^  dem 
X.  ein  Haus  schenke  unter  der  Aufla^^. 
dass  er  mich  lebenslänglich  darin  wolmea 
lasse  oder  den  Armen  des  Ortes  tauseD<i 
Mark  auszahle,  so  kann  trotz  der  vollzogenec 
Uebereignimg  von  einem  »Kreditieren«:  der 
dem  Beschenkten  auferlegten  G^enleistiu^ 
nicht  füglich  geredet  werden.  Daram  be- 
gründet auch  die  schuldlose  Unmö^cii- 
keit  der  Auflage  für  den  Schenker  kein 
Rückforderungsrecht,  sowenig  nach,  römi- 
schem (1.  10  C.  4,  6)  wie  nach  deutschem 
bürgerlichem  Recht  (§  527). 

e)  Endhch  macht  es  nichts  aus,  ob  der 
Kreditgeber  den  Kredit  unentgeltlich 
oder  entgeltlich  gewährt.  Ln  Ver- 
kehr sieben  bildet  natürlich  das  letztere 
die  Regel,  im  Gegensatz  zu  dem  normaler- 
weise unentgeltlichen  »Freundschaftskredit«:. 

Die  EntgeltUchkeit  kann  sich  dabei  in 
den  verschiedensten  Formen  ^  zeigen.  B^m 
Darlehen  und  den  ihm  verwandten  Ge- 
schäften pflegt  sich  der  Geber  neben  der 
Hauptsumme  accessorische  Leistungen  in 
Gestelt  von  Zinsen  versprechen  zu  lassen 
Beim  Kreditkauf  wird  der  Verkäufer  in 
der  Regel  den  zu  fordernden  Preis  ent- 
sprechend der  vermutlichen  Dauer  der 
Kreditierung  um  einen  entsprechenden  festen 
Zuschlag  erhöhen.  Aber  natürlich  sind  statt 
dessen  oder  daneben  auch  andere  Formen 
der  Kreditentlohnung  denkbar  —  so  kann 
sich  der  Darlehngeber  anstatt  der  Zinsen 
die  Erstattung  eines  höheren  Kapitalbetrages, 
als  er  gegeben,  versprechen  lassen.  Er 
kann  für  die  Kreditgewähnmg,  oder  auch 
schon  für  das  blosse  Versprechen  künftiger 
Kreditgewährung,  von  vorn  herein  sich  eine 
feste  Provision  ausbediugen. 

In  allen  diesen  Fällen  hört  das  Kredit- 
geschäft auf,  dem  einseitigen  Intere-sse  des 
Empfängers  zu  dienen;  neben  ihm  ist  auch 
der  Geber  an  dem  Akt  interessiert,  indem 
ihm  eine  nutzbringende  Verwendung  des 
Kapitals  gewährleistet  wird.  Davon  muss 
die  Rechtsordnung  die  Konsequenzen  ziehen : 
ist  der  Kredit  als  zinsloser  lediglich  im 
Interesse  des  Nehmers  vereinbart,  so  kann 
er  nicht  gezwungen  werden,  vor  dem  Kredit 
bezw.  der  vereinbarten  Dauer  desselben  in 
vollem  umfange  Gebrauch  zu  machen;  er 
kann  alsdann  auch  vorzeitig  zurückzahlen, 
§  2712,  609»  B.G.B.  Anders  beim  ver- 
zinslichen Darlehen  —  hier  ist  auch  der 
Geber  an  der  ihm  sichere  und  dauernde 
Nutzung  des  Kapitals  gewährleistenden  Dauer 
des  Kredits  interessiert;  er  braucht  sich 
daher  die  Rückzahlung  nicht  vor  dem  nach 
§  609  Abs.  1—2  zu  bestimmenden  Eintritt 
der  Fälligkeit  aufdrängen  zu  lassen.  —  Steckt 
die  Kreditentlohnung  in  einer  Erhöhung  der 
vom  Kreditnehmer  zu  erstattenden  Summe, 
so  darf  derselbe  zwar  vorzeitig  zurückzahlen. 
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it>ei"  er  darf  nicht  deswe^n  den  Zwischen- 
icins  (X)iskont),  d.  h.  den  in  der  Zufrühzah- 
lim^  für  den  Gläubiger  liegenden  Vorteü, 
al:>zielien,  §  272. 

So  häufig  die  Kreditentlohnung  im  Leben 
vorkommen  mag  —  von  selbst  versteht  sie 
Bielx    nicht,  es  bedarf  vielmehr  dazu  in  der 
Rege^l  einer  besonderen  Verabredung.     Das 
€*r^ebt  sich  für  den  wichtigsten  Fall,  das 
I>arlehen,  aus  dem  mit  dem  überall  gelten- 
<leLL     Recht  übereinstimmenden    §  608   des 
Btlrgerlichen  Gesetzbuchs.     Auch    der  ge- 
stiiodete  Kaufpreis  braucht   nach  §  452  im 
Ziweifel  nicht  verzinst  zu  werden.   Wo  frei- 
licli  auf  Grund  der  allgemeinen  gesetzlichen 
Bestimmungen   Zinsen   zu   entrichten  sind, 
insbesondere  nach  eingetretenem  Leistungs- 
verzTig   (§    288)   und    selbst   ohnedies   vom 
Prozessbeginn  ab  (§  291),  gilt  das  natürlich 
anch   für  den  bis  dahin   zinslosen  Kredit. 
Allgemein  zu  verzinsen  sind,  ohne  dass  es 
besonderer  Abrede  bedürfte,  nur  die  Forde- 
rungen von  Kaufleuten  gegen  einander  aus 
beiderseitigen  Handelsgeschäften,  Handels- 
gesetzbuch §  353 :  bei  ihnen  gilt  also  geradezu 
eine   gesetzliche  Vermutimg   für  eine  Ent- 
geltlichkeit der  Kreditgewährung. 

Soweit   der  Kredit  vertragsmässig   ent- 
lohnt  wird,   ergiebt   sich   die    Möglichkeit, 
dass  die  ausbedungene  Entlohnung  gegen- 
über den  vom  Kreditgeber  gewährten  Vor- 
.   teilen  unverhältnismässig  hoch  ist.    Alsdann 
liegt    unter   Umständen    eine    wucherisc^he 
Ausbeutung  des  Kreditnehmers  vor  (Kre- 
ditwucher), die  das  Geschäft  nach  §  138 
B.G.B.    nichtig,   den   Wucherer    möglicher- 
weise auch  strafbar  macht.     Da  indes  der 
Wucher  im   Sinne   der   modernen   Gesetz- 
gebung weder  auf  Darlehen  noch  überhaupt 
auf  Kreditgeschäfte  beschränkt  ist,  vielmehr 
bei  allen  Geschäften  vorkommen   kann,  bei 
denen  sich   jemand  für  eine  Leistung  Ver- 
mögensvorteile versprechen  oder  gewähren 
lässt,  so  greift  die  Lehre  vom  Wucher  über 
den  Bereich  der  Kreditgeschäfte  hinaus  imd 
bedarf  der  Darstellung  in  einem  besonderen 
Artikel. 

f)  Zum  Schluss  dieser  Untersuchung  ist 
noch  auf  die  Frage  einzugehen,  ob  es  zimfi 
Wesen  des  Kredites  gehöre,  dass  die  dem 
Schuldner  obliegende  Leistimg  generell 
bestimmt  sei  oder  ob  auch  vom  Kreditieren 
eines  speciell  bestimmten  Objektes  die 
Rede  sein  könne?  In  den  weitaus  meisten 
Fällen  ist  zweifellos  ei-steres  zutreffend  — 
so  beim  Darlehen,  irregulären  Verwahrungs- 
vertrag, beim  Kreditkauf  und  der  Ki-edit- 
miete.  Ueberall  schuldet  hier  der  Kredit- 
nehmer eine  nur  nach  Gattungsmerkmalen 
bestimmte  Quantität  von  Geld  oder  anderen 
vertretbaren  Sachen.  Auf  Schulden  dieser 
Art  wollen  denn  auch  die  meisten  den  Be- 
griff der  Kreditgeschäfte  eingeschränkt  wissen. 


Andererseits  giebt  es  aber  Fälle,  wo  je- 
mand einen  Uebercigmmgsakt  vornimmt 
gegen  die  Verpflichtung  des  Empfängers  zur 
späteren  Rückleistung  der  empfangenen 
Species  oder  zur  Gegenleistung  eines 
anderen  speciell  bestimmten  Gegenstandes. 
Ersteres  kommt  vor  bei  den  sogenannten 
fidüciarischen  Geschäften,  wie  sie 
im  ältesten  Recht,  als  ursprünglich  einzige 
Verpfändungsform,  eine  grosse  RoUe 
spielten,  aber  auch  dem  heutigen  sozialen 
Leben  noch  angehören  —  so  bei  den  soge- 
nannten Sicherungsübereignimgen,  beim  Voll- 
indossament zu  In  cassoz wecken.  Letzteres 
findet  sich  beim  gewöhnlichen  Tauschge- 
schäft, wenn  die  Lieferung  der  einen  in  Aus- 
tausch zu  gebenden  Sache  vertragsmässig 
noch  aufgeschoben  ist. 

Alle  diese  Geschäfte  haben  mit  den  bis- 
her bespi-ochenen  das  gemein,  dass  die 
»kreditiei-ten«  Objekte  in  das  Vermögen  des 
Empfängers  übertragen  oder  —  beim  Tausch 
auf  Kredit  —  darin  belassen  werden.  Auch 
bei  ihnen  ist  der  »Kreditgeber«  also  auf  den 
persönlichen  Anspruch  gegen  den  Schuldner 
angewiesen,  »fidem  eins  secmitur«.  Anderer- 
seits ist  aber  ein  wichtiger  Unterschied  nicht 
wegzideugnen :  es  soll  bei  den  hier  zuletzt 
besprochenen  Geschäften  nicht  das  gleiche 
Quantum  (»tantundem  eiusdem  generis«) 
eretreckt  weixlen,  sondern  der  bestimmte 
Gegenstand  (»idem  corpus«).  Das  erhöht 
das  Risiko  des  Gläubigers  weit  über  das  bei 
den  eigentlichen  Kreditgeschäften  vorfind- 
liche  Mass  hinaus.  Denn  während  er  bei 
diesen  solange  gedeckt  bleibt,  als  die  allge- 
meine Zahlungsfähigkeit  des  Schuldners 
reicht,  geht  er  bei  den  fidüciarischen  Ge- 
schäften nicht  nur  bei  zufälligem  Untergang 
der  geschuldeten  species  seines  Anspruches 
verlustig  (»species  perit  ei,  cui  debetur«), 
sondern  er  muss  auch  gewärtigen,  bei  Treu- 
losigkeit des  Schuldners  um  die  Rücker- 
langimg der  kreditierten  species  gebracht 
und  auf  einen  etwaigen  Schadenersatzan- 
spnich  angewiesen  zu  werden.  So  liegt 
denn  letztlich  der  Unterschied  darin,  dass 
man  bei  den  eigentlichen  Kreditgeschäften 
der  finanziellen  Potenz,  bei  den  Fiduciarge- 
schäften  der  persönlichen  Rechtlichkeit  des 
Empfängers  ti-aut  —  Grund  genug,  von  einer 
Vermengung  beider  Klassen  abzusehen.  Will 
man  die  Akte  der  zweiten  Art  zu  den 
»Kreditgeschäften«  rechnen,  so  ist  man  zum 
mindesten  verpflichtet,  daneben  noch  mit 
G.  Cohn  und  Endemann  eine  besondere 
»engei-e«  Klasse  zu  bilden,  bei  der  es  sich 
ausschliesslich  um  Gegen-  oder  Rückleistung 
von  vertretbaren  und  generell  bestimm- 
ten Sachen  handelt.  Uebrigens  würden  die 
fiduciaiischen  Akte  derzeit  nur  noch  als  ge- 
willkürte (s.  u.  sub  2),  nicht  mehr  als  notwendige 
Kreditgeschäfte  angesehen  werden  können. 
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Mit  dem  Gesagten  dilrfte  die  Abgrenzung 
dessen,  was  im  Sinne  des  vorliegenden  Ar- 
tikels zum  Bereich  des  Kredits  und  weiter- 
hin auch  zu  dem  der  Kreditgeschäfte  ge- 
hört, ausreichend  vollzogen  sein.  Kredit  ist 
einfach  die  Ueberlassung  von  Gütern  gegen 
das  blosse  persönliche  Versprechen  zukünf- 
tiger Rück-  oder  Gegenleistung. 

2.  Notwendige  und  gewillkürte  K. 
Wenn  wir  untersuchen,  wieweit  die  einzel- 
nen obligatorischen  Rechtsgeschäfte  einer 
Gewährung  von  Kredit  in  dem  eben  ange- 
gebenen Sinne  dienen  können,  ergiebt  sich 
uns  eine  dreifache  Möglichkeit: 

a)  Gewisse  Geschäfte  enthalten  niemals 
eine  Kreditgewähnmg.  Dahin  gehört  vor 
allem  die  Schenkung,  weil  bei  ihr  eben 
nicht  auf  Rück-  oder  Gegenleistung  geleistet 
wird.  Ferner  alle  die  zahlreichen,  oben  be- 
reits gewürdigten  Akte,  die  zwar  auf  Rück- 
leistiuig  gehen,  aber  ohne  dass  der  geleistete 
Gegenstand  dem  Empfänger  übereignet 
würde. 

b)  Andere  Akte  enthalten  umgekehrt 
notwendig  eine  Kreditgewährung,  weil 
zu  ihrem  Begriff  die  Uebereignung  von 
Gütern  gegen  das  blosse  Yei-sprechen  der 
Gegenleistung  gehört.  Ich  nenne  sie  not- 
wendige Kreditgeschäfte.  Dahin 
zälüen  insbesondere  das  Darlehen  und 
seine  zahlreichen  Abarten,  fei-ner  das  depo- 
situra  irreguläre  und  die  anderen  unten  näher 
darzustellenden  Akte.  Nicht  alle,  aber  die 
meisten  gehören  zu  den  Realverträgen 
des  römischen  Rechts.  Indem  bei  diesen 
der  Vertrag  ilurch  reale  Leistung  gegen  das 
Vei-sprechen  der  Rückleistung  zu  stände 
kommt,  fallen  die  beiderseitigen  Leistungen 
<ler  Parteien  notwendig  zeitlich  auseinander. 
Soweit  ferner  die  >Ijeistung«  des  Gebers 
eine  Cebereignung  entliält,  wie  es  \yei  einigen 
dieser  Realakte  mit  Rücksicht  auf  die  Eigen- 
art der  zu  leistenden  Gegenstände  einerseits, 
den  verfolgten  Geschäftszweck  andererseits 
notwendig  der  Fall  ist,  sind  alle  Erforder- 
nisse des  Kredites  ohne  weiteies  erfüllt. 

c)  In  der  Mitte  stehen  die  Geschäfte,  die 
eine  Kreditgewährung  zwar  nicht  entliaiten 
müssen,  aber  enthalten  können.  Ich  nenne 
sie  gewillkürte  Kreditgeschäfte. 
Es  gehören  zu  ihnen  die  meisten  der 
gegenseitigen  (» synallagmatischen « ),  auf 
Leistung  gegen  Gegenleistung  gerichteten 
Verti^äge,  soweit  nämlich  bei  ihnen  über- 
haupt eine  Uebereignung  vorkommt. 

Von  den  gewillkürten  Kreditgeschäften 
sind  wiederum  zwei  Klassen  zu  untei-scheiden. 

rt)  bei  einigen  hat  die  eine  Partei 
im  Zweifel  vorzuleisten;  es  kann 
aber  eine  gleichzeitige  Leistungspflicht  beider 
oder  auch  eine  Vorleistung  der  anderen  ver- 
einbart werden.      Die  Kreditgewährung   ist 


hier  nach  einem  bekannten  Kunstaus'J ni-  L 
nicht,  wie  bei  der  vorigen  Klasse,  essen  tial--. 
sondern  nur  naturale  negotii. 

.,:^)  bei  den  anderen   sind    im   Z^weif-l 
beide    Parteien    zur  Vornahme    4-: 
Leistungen  Zug  um  Zug  (»geg-en  Em- 
pfang   der  Gegenleistimg«)    verpflichtet,    s*« 
i  jedoch,  dass  die  Vorleistungspflicht  des  cdD-n 
'  oder  des  anderen  Teiles  veitragsmässip:  ansir»  - 
I  macht  werden  kann.     Bei  ihnen  kommt  eif.-^ 
i  Kreditgewährung  also  nur  alsaccidenta]'- 
I  negotii  vor. 

'       Diese  Regelung  zu    :i)  ist   sowohl  aatii 
I  römischem  wie  nach  deutschem  büi^erlich-* . 
I  Recht  als  die  normale  zu  bezeichnen.      Si-/ 
.ergiebt  sich  für  dieses  aus  dem  §  320: 
!  »Wer   aus    einem   gegenseitigen  Ve:- 

I         trage  verpflichtet  ist,  kann  die  ihm  ort- 
liegende  Ijeistung    bis    zur  Bevirkinij: 
der  Gegenleistung    verweigf^ro,    es    sei 
'         denn,  dass  er   vorzuleisten  verpflichtt-r 
!  ist<^. 

(Einrede    des    nicht     erfüllten    Yertraire^.» 
j  Die  Vorleistungspflicht  einer  Partei  ist  aL^- 
I  niu*    als    die    mögliche    Ausnahme    vom 
'  Princip  aufgeführt.     Dieses  gilt  insbeson<leri? 
i  beim   wichtigsten   aller   gegenseitigen    Ver- 
I  träge  —  beim  Kauf  —  (Wer  noch  besondei-s 
!  verwendet  in  den  §§  440,  452),  ferner  heim 
Tausch,    Vergleich,    bei    der    Gesellschaft. 
Aber  gerade  beim  Kauf  ist  eine  gegenteilige 
I  Abrede    im  Leben   ausserordentlich    hiliifisr. 
!  sowohl    für    den    Verkäufer    wie    für    d^n 
Käufer   wird    eine   Vorleistungspflicht    oft- 
mals  vereinbart  —    jenes   beim   Kredit- 
kauf,   dieses    beim    Pränumerations- 
I  k  a  u  f . 

I  Aber  auch  die  Regelung  zu  «)  ist  Wi 
'  vielen  und  wichtigen  Geschäften  zu  finden. 
I  Nach  bürgerlichem  Recht  zählen  dahin  ins- 
I  besondere 

I  «)  die  Miete,  §  551. 

I  ,-^  die  Pacht,  §  581. 

I  ))  der  Dienstvertrag,  §  614. 

I  8)  der  Werkvertrag,  §  641. 

Aehnlich  steht  es  bei  den  Dienstgo- 
schäften  des  Handelsrechts,  so  bei  der 
Kommission,  H.G.B.  §  396,  Spedition, 
das.  §  409.  Bei  ihnen  allen  ist  die  Ent- 
lohnung im  Zweifel  erst  postnumerando 
zu  gewähren.  Insofern  enthalten  sie  nach 
dem  Gesetz  eine  Kreditgewährung  —  natür- 
lich nicht  im  Sinne  einer  Kreditierung  der 
Wertsache  oder  Arbeitskraft,  sondern  einer 
solchen  des  versprochenen  Lohnes.  Aber 
indem  eine  gegenteilige  Abrede  möglich  — 
und,  vorzüglich  bei  der  Miete,  sogar  ausser- 
ordentlich häufig  —  ist,  gehört  der  Kredit  nicht 
zum  Wesen  dieser  Geschäfte. 

Zweifel  könnte  die  Einreihung  des  Auf- 
trages (mandatum)  und  der  ihm  ver- 
wandten Akte  in  eine  der  hier  aufgestelltoa 
drei  Klassen  bieten.  Ein  notwendiges  Kredit- 
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Oiroliaft  ist  der  Auftrag  schon  deshalb  nicht, 
r^L-il    er  als  solcher  nur  eioseitige  Verpflich- 
iini^oii     des     Beauftragten    begründet    — 
^t     oine  Geschäftsbesorgung  gegen  Entgelt 
lI  M^niommen,   so    stellt   das   im   Sinne  des 
iili-f^t^Tlichen   Gesetzbuchs    keinen    Auftrag, 
^'_»nilorn    einen    Dienstvertrag    dar.      Aller- 
\i1if27s     erwirbt   der   Mandatar   nach    §    670 
'inon  Anspruch  auf  Ersatz  der  zwecks  Aus- 
frilirimg  des  Auftrages  gemachten  Aufwen- 
lI\i litten,  »die    er   den  Umständen   nach   für 
^^rf«  »r< lorlich    halten    durfte«.      Aber   einmal 
siml  das  nur  nebensächliche,  accidentelleVer- 
Y>flielitungen    —    daher    in    Rom    nur   mit 
oinr^r      actio     contraria     ein  klagbar;      zum 
anderen  ist  selbst  ihi-etwegen  eine  Kreditie- 
rung   zwar    möglich,   aber  keineswegs  not- 
^v endig.    Ja,  nach  §  669  darf  der  ^landatar 
solh.st  ohne  besondere  Abrede   für  die  zur 
Ausführung    des    Auftrages    erforderlichen 
Aufwendungen     vom     Auftraggeber    Vor- 
sf-liuss  einfordern.     Somit  ist  das  Mandat 
bestenfalls    ein    gewillktlrtes    Kreditge- 
rii-haft,  und  es  muss  billig  Wunder  nehmen, 
wenn    es    von    einzelnen  Xationalökonomen 
<>*.>       Courcelle-Seneuil,     citiert      bei 
iRocsler  S.  353)  als  eine  »Hauptform«  des 
Kreditvertrages  bezeichnet  wird.   Aehnliches 
gilt    von    dem    Kommissionsgeschäft. 
Wogen  des  bei  ihm  vorkommenden  Delcre- 
derestehens  ist  auf  den  Art.  Kommissions- 
geschäfte  sub  D  oben  Bd.  V  S.  274  ff. 
zu  verweisen. 

Einen  anderen  zweifelliaften  und,  soviel 
i«-h  sehe,  in  der  Litteratur  nur  ungenügend 
untersuchten  Punkt  bildet  das  Verhältnis 
der  sogenannten  abstrakten  Verträge 
zu  den  Kreditgeschäften.  Bei  ihnen  er- 
scheint das  Versprechen  äusserlich  von 
seinem  Schuldgrund,  der  causa  promittendi, 
vollständig  losgelöst  —  der  Schuldner  ver- 
spricht einfach  eine  bestimmte  Leistung, 
ohne  beizufügen,  aus  welchem  Rechtsgnmde 
bezw.  zu  welchem  Zwecke  er  verspricht. 
Selbstverständlich  ist  auch  beim  abstraktenOe- 
Rchäft  irgend  eine  causa  erforderlich,  und  ihre 
etwaigen  Mängel  begründen  eine  Anfechtung 
des  Aktes  (in  Rom  mittelst  condictio  in  der 
Offensive,  mittelst  exceptio  in  der  Defensive) 
—  aber  diese  Abhängigkeit  vom  Schuld- 
gninde  ist  eine  viel  schwächere  als  beim 
kausalen  (»individualisierten«)  Geschäft,  das 
erst  in  der  und  durch  die  causa  seine  Exis- 
tenzbedinguDgen  erfüllt. 

Daher  ist  auch  ein  abstraktes  Geschäft 
als  solches  notwendig  einseitig.  Die  Ver- 
bindung zweier  Versprechen,  die  sie  als 
lediglich  zwei  Seiten  eines  und  desselben 
Schuld  Verhältnisses  erscheinen  lässt,  das 
beiderseits  Versprochene  in  das  Verhältnis 
von  Leistung  und  Gegenleistung  versetzt, 
ergiebt  sich  ja  erst  aus  der  obwaltenden 
KausalbeziehuDg  —  und  diese   tritt   im  ab- 


strakten Akt  nicht  als  Geschäftsbestandteil 
hervor. 

Diese  relative  GleichgUtigkeit  der  aln 
sti-akten  Akte  gegen  das  zu  Grunde  liegende 
materielle  Verhältnis  der  Parteien  be- 
wirkt eine  erhöhte  Siclierheit  derselben  imd 
damit  eine  ungemeine  Brauchbarkeit  im 
Verkehr.  Aber  sie  hindert  uns  andererseits, 
in  ihnen  als  solchen  Kreditgeschäfte  zu  er- 
blicken. Die  abstrakten  Akte  —  man  denke 
nur  an  Ausstellung  und  Annahme  von  An- 
weisungen, Wechseln,  Checks  —  dienen  im 
Leben  gewiss  in  zahllosen  Fällen  den 
Zwecken  der  Kreditgewähnmg,  ja  man  wird 
behaupten  dth'fen,  dass  sich  im  modernen 
Sozialleben  ein  un verhältnismässig  grosser 
Teil  der  Kreditgewährungen  in  der  äusseren 
Form  von  abstrakten  Geschäften  vollzieht. 
Aber  einmal  ist  es  keinem  dieser  letzteren 
begrifflich  wesentlich,  dass  es  gerade  zum 
Zweck  der  Kreditierung  (»credendi  causa«) 
vollzogen  werde  —  wie  der  Aussteller  einer 
Anweisung  (Tratte)  anstatt  jenes  Zweckes 
ebensogut  den  anderen  verfolgen  kann,  dem 
Empfänger  ein  Geschenk  zu  machen  (donandi 
causa)  oder  eine  Schuld  ihm  gegenüber  zur 
Tilgung  zu  bringen  (solvendi  causa),  so  kann 
auch  der  Angewiesene  seine  Annahme  (Ac- 
cept)  bezw.  seine  Leistung  sowohl  vollziehen, 
um  dem  Anweisenden  zu  kreditieren,  als  um 
ihm  zu  schenken  oder  sich  von  einer  Pflicht 
ihm  gegenüber  zu  befi'eien.  Und  dem  An- 
weisungsempfänger vollends  kreditiert  der 
Angewiesene  nie  —  ihn  macht  er  ja  über- 
haupt nicht  durch  die  Leistung  zu  seinem 
Schuldner! 

Soweit  sich  also  hinter  Akten  dieser  Art 
eine,  oder  vielleicht  gar  zwei,  Kreditgewäh- 
rungen verstecken,  bilden  sie  kein  ihnen  als 
solchen  wesentliches  Moment.  Kreditge- 
schäfte sind  höchstens  die  »hinter  den  Kon- 
ussen« der  abstrakten  Akte  auftretenden 
Kausalbeziehungen,  nicht  die  abstrakten  Akte 
als  solche.  Diese  scheiden  somit  aus  unserer 
Betrachtung  aus. 

Dasselbe  gilt  aber  auch  von  allen  eben 
geschilderten  gewillkürten  Kreditgeschäften. 
Da  die  Kreditgewährung  bei  ihnen  kein 
notwendiges  Begriffsmerkmal  bildet,  ist  sie 
selbst  da,  wo  sie  im  Einzelfall  vorkommt, 
nicht  das  dem  Akte  seine  Grundfäi-bung 
verleihende  charakteristische  Moment.  So 
wichtig  die  Frage  der  Kreditierung  des 
Kaufpreises  oder  Mietzinses  dem  einzelnen 
Käufer  oder  Mieter  sein  mag  —  vom  Stand- 
punkt des  idealen  Geschäftstypus, 
wie  er  der  theoretischen  Betrachtung  zu 
Grunde  gelegt  werden  muss,  handelt  es  sich 
dabei  um  bloss  nebensächliche  Punkte.  Auch 
beim  »Kreditkauf«  ist  nicht  das  als  für  die 
Betrachtung  entscheidendes  Moment  zu  er- 
achten, dass  er  auf  Kredit  geschieht,  sondern 
dass  er  ein  Kauf   ist.     Soweit  er  einer  ge- 
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sonderten  Betiuchtung  bedarf,  wird  der 
Kreditkauf  daher  eine  solche  passend  nur  bei 
der  Behandlung  des  Kaufes  finden  können. 

3.  Die  rechtliche  Behandlung  der  K. 
im  allgemeinen.  Allgemeine  Hochtssätze, 
die  sich  auf  alle  oder  auch  nur  auf  die  not- 
wendigen Kreditgeschäfte  bezeigen,  sind 
sehr  spärlich  vorhanden ;  entsprechend  ihrer 
specifisehen  Eigenttlmlichkeiten  unterateht 
jede  Art  derselben  auch  grundsätzlich  ihrem 
besonderen  Recht. 

Im  allgemeinen  könnte  man  nur  hervor- 
heben : 

a)  die  Möglichkeit  der  Kreditent- 
lohnung, insbesondere  der  Verzinsung, 
sowie,  damit  nahe  verwandt,  diejenige  des 
Kreditwuchers.  Darüber  ist,  soweit  hier 
nötig,  schon  oben  sub  1  gehandelt;  im 
übrigen  muss  auf  die  Artikel  über  Zins 
und  Wucher  verwiesen  werden. 

b)  Eine  allgemeine  Bestimmung  über 
Kreditgescliäfte  enthält  ausserdem  das  Reichs- 
wuchergesetz vom  19.  Juni  1893,  Art.  4: 

»Wer  aus  dem  Betriebe  von  Geld- 
oder Kreditgeschäften  ein  Gewerbe 
macht,  hat  die  Rechnung  des  Geschäfts- 
jahi-es  für  jeden,  welcher  ein  Geschäft 
der  bezeichneten  Art  mit  ihm  abge- 
schlossen hat  und  daraus  sein  Schuldner 
geworden  ist,  abzuscliliessen  und  dem 
Schuldner  binnen  drei  Monaten  nach 
Schluss  des  Jahres  einen  scluiftlichen 
Auszug  dieser  Rechnung  mitzuteilen, 
der  ausser  dem  Ergebnis  aerselh)en  auch 
erkennen  lässt,  wie  solches  erwachsen 
ist«. 

Schon  in  den  Reichstagsverliandlungen 
herrschte  darüber  erhebliche  Meinungsver- 
schiedenheit, w^as  unter  den  »Kreditge- 
schäften« im  Sinnne  dieser  Vorschrift  zu 
verstehen  sei,  siehe  dieAngaben  im  Kommentar 
zum  Reichswuchergesetz  von  E.  Koffka, 
S.  108  ff.  Bei  der  Bestrittenheit  des  Kredit- 
begi-iffes  kann  diese  Unsicherheit  nicht 
wimder  nehmen.  Da  nun  weder  der  Ge- 
setzestext noch  die  Entstehungsgeschichte 
des  Art.  4  uns  zu  einer  abweichenden  Inter- 
pretation nötigen,  dürfen  wir  den  eben  fest- 
gestellten Begriff  der  Kreditgeschäfte  auch 
auf  unsere  Satzung  anwenden. 

Danach  fallen  zweifellos  unter  dieselbe 
die  n  0 1  w  e  n  d  i  g  e  n  Ki-editgeschäfte  im  Sinne 
des  obigen  Abschnittes  2  b.  Aber  es  liegt  auch 
kein  Grund  vor,  die  bloss  gewillkürten  vom  An- 
wendungskreise des  Art.  4  auszuschliessen. 
Sicherlich  gehört  beim  Kauf,  bei  der  Miete 
eine  Kreditgowälunjng  nicht  zu  den  »der 
Geschäftsart  begrifflich  wesontliclien  Punk- 
ten«. Aber  was  für  den  idealen  Geschäfts- 
typus nur  zufällig  ist,  kann  darum  für  den 
Einzelfall  sehr  wohl  zum  wesentlichen 
Bestandteil  werden.  »Es  giebt  zwei  Klassen 
von    Essen tialien ,    nämlich    diejenigen    der 


Geschäftsart  und  diejenigen  des  bessondep  i 
Willens  der  Handelncfen«,  Dernburg^,  Pan- 
dekten I,  S.  93  a.  E. 

Für  den  konkreten  Gescliäft>- 
be trieb  und  die  wirtschaftliche  Bedeiittn^ 
und  Beurteilung  macht  es  sicherlicli  kein»  i 
Unterschied,  ob  die  von  jemandem  gewert«s- 
massig  betriebenen  Gescliäfte  ihrem  ^^t-sen 
nach  Ki^ditgeschäfte  sein  müssen;  es  f^-^ 
nügt ,  wenn  sie  es  thatsächlich  sind.  S> 
mit  erfonlert  die  ratio  legis  die  hier  v- r- 
tretene  Auslegung. 

Andererseits  ist,  wie  schon  der  danaalie-^ 
Staatssekretär  Hanauer  und  andere  in  deL 
Reichstagsverhandlungen  betonten,  unbeilir  sr. 
zu  erfordern,  dass  der  Kredit  einen  wesent- 
lichen Bestandteil  des  —  konkreten  — 
(xeschäftes    oder    Geschäftsbetriebes     bilde. 
Die  Kreditgewährung   muss,    wie   z.  B,    in 
der   Regel    bei    den    Abzalüungsgeschaftea, 
den  Akt  in  seinem  wirtschaftlichen  Wesen 
entscheidend  bestimmen,  seine  Grundförbiin^ 
abgeben.    Es  würden  also  in  der  Regel  aUe 
die   Geschäfte  ausscheiden,  bei  denen   nur 
ein  kleiner  Teil  des  Preises  kreditiert  viri 
oder   wo    die    Bai-zahlung    wesentlich    nu 
zwecks    grösserer   Bequemlichkeit    bei    der 
Abrechnung  und  Bezahlung  erfolgt. 

Ueber  tlen  sonstigen  Inhalt  der  Bestim- 
mung ist  hier  nicht  zu  handehi. 

4.  Die  einzelnen  Kreditgewähnui^- 
geschäfte^).    a)  Das  Darlehen.     1.   Be- 
griff u  n  d  W  e  s  e  n.  Das  Darlehen  (mutnum, 
s.  tit.  Dig.  12,   1;  B.G.B.  §§  607—610)  ist 
der  Vertrag,  durch  den  jemand  einem  anderen 
eine  Geldsumme  oder  eine  Quantität   s*>us- 
tiger  vertretbai-er  Sachen  zu  Eigentum  ül er- 
trägt gegen  die  vom  Empfänger  übernommene 
Ver])flichtung  demnächstiger  Rückei-stattung 
eines  entsprechenden  Quantums.    Der  Em- 
pfänger wdrd  dadurch  in  den  Stand  gesetzt, 
die   ei-haltene  Summe  in  der  Zwischenzeit 
zu  nutzen,  sei  es  unentgelthch ,  sei  es  — 
wie  üblich  —  gegen  eine  als  Aequivalent 
der  Nutzung  vei-sprechene  besondere  Geg^^n- 
leistung,   die  ihrerseits  meist  in  Zinsen  Ih?- 
stehen  wird,  aber  auch  in  anderen  Vorteilen 
(etwa   festen   Zuschlägen   zm*   ausgezalüten 
Valuta)   bestehen  kann.     Danach   hat   man 
imentgeltliches    und   entgeltliches   (verzins- 
licliesj  Darlehen  zu  sondern. 

Seiner  '^^drtschaftlichen  Zweckbestimmung 
nacli  ist  das  Darlehen  im  ersteren  Fall  dem 
Leilivertrag,  im  letzteren  dem  Mietvertrage 
Wesen sglei(;h  oder  doch  nahe  verwandt. 
Das  ist  zwar,  gegenüber  der  bisher  herr- 
schenden, vorzüglich  von  Knies  vertretenen 


*)  Es  sind  hier  nur  die  wichtigsten  Kredit- 
geschäfte des  allgemeinen  bitrfferlichen  Rechts 
darzustellen;  über  die  handelsrechtlichen 
siehe  den  Artikel  Handelsgeschäfte  oben 
Bd.  IV,  S.  994  ff. 
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I-.rt>tire,  neuerdings  energisch  bestritten  worden 
voll.      Bühm-Bawerk.     Er  sieht  im  Dar- 
\^*tLöix  nichts  anderes  als  »einen  echten  und 
reell  t«n     Tausch      gegenwärtiger     gegen 
kvinftige  Güter«;  ja,   es  soll  nach  ihm  »die 
tlenk.bar  reinste  Erscheinungsform,  gewisser- 
mas^sen   den   idealen   Typus   eines   solchen 
Ta.\i=5ches  darstellen«,  S.  306.     Aber  diese 
LeKre  ist  unhaltbar.    Beim  Darlehen  werden 
nii-Kt,    wie  es   trotz   Böhms  Widerspruch 
n\iii  einmal  zum  Begriffe  eines  ernstgemeinten 
Tauschgeschäftes    gehört ,    verschieden- 
artige Güter  gegen  einander   umgesetzt; 
die   geleistete  und  die  zurückzugebende  Dar- 
lelinsvaluta    stehen    keineswegs    in    einem 
iz;e  gen  sätzlichen  Verhältnis.     Wer  ein 
Darlehen  ziurückzahlt ,   vollzieht   nach  dem 
allgemeinen  Sprachgebrauch  wie  nach   der 
Verkehrsanschauung  keine  Gegen-,  sondern 
eine   Rückleistung.     Böhm   findet  das 
Charakteristische  des  Darlehens  niu»  in  dem 
z-wischen     den     beiderseitigen    Leistungen 
liegenden  Zeitintervall,  also  in  einem  rein 
au8serlich-formalistischen  Moment;  der  mit 
dem  Geschäfte  stets  verbundene  reale  Zweck 
—     die    Ermöglichung    der    Nutzung    des 
empfangenen  Kapitals   —   geht   bei   seiner 
Auffassung  ganz  verloren ;  s.  gegen  dieselbe 
a\ich  V.  Schey  S.  22ff. 

Allerdings  untei-scheidet   sich  das  Dar- 
leben von  Leihe  und  Miete  wesentlich  durch 
die  zur  Erreichung  des  Zweckes  verwendeten 
Mittel.     Während  bei  ihnen  der  Geber  das 
Eigentum  und  sogar  den  sog.  mittelbaren 
Besitz  behält,  geht  beim  Darlehen  das  Eigen- 
tum und  damit  die  Gefahr  der  empfangenen 
Stücke  auf  den  Darlehnsnehmer  über.    Das 
ist  um  deswillen  nötig,  weil  bei  Geld  und 
anderen   »verbrauchbaren«  Sachen  sich  der 
Gebrauchszweck    nicht    ohne    Vernichtung 
oder  Entwertung  der  Substanz  oder  endlich, 
was  dem  vom  privatwirtschaftlichen  Stand- 
punkt der  Beteiligten  gleichsteht,  ohne  Aus- 
geben der  betreffenden  Stücke  (»consumere«) 
nicht   ermöglichen   lässt;    sodass   eine   Ge- 
brauchsüberlassung ohne  Uebereignung  bei 
derartigen   Gegenständen   undenkbar   wäre. 
Indem    somit    der    Darlehnsgeber     im 
Gegensatz    zum    Yerleiher   und    Vermieter 
auf  jede  dingliche  Sicherheit  verzichtet  und 
an  sich  —  von  den  besonderen  Sicherungs- 
mitteln   des    Realkredites    als    nicht    zum 
Wesen  des  Geschäftes  gehörig  abgesehen  — 
lediglich  der  persönlichen  Zahlungsfähigkeit 
des  Schuldners  vertraut,  ist  das  Darlehen 
ein    Kreditgeschäft      und     zwar    das 
wichtigste    aller   Kreditgeschäfte. 
Es  büsßt  natürlich  auch  dadurch  nichts  von 
seiner  Wichtigkeit  ein,  dass  der  Ausdruck 
»Darlehen«   im   modernen  Geschäftsverkehr 
nicht  sonderlich  beliebt  zu  sein  scheint  und 
diu^h   andere   Ausdrücke,    wie   Vorschuss, 
ersetzt   wird.     Für   die   innere   Natur   der 


Geschäfte  kann  natürlich  die  gewählte 
Bezeichnung  keinen  Unterschied  begründen. 
Auch  bei  der  Ausstellung  und  Annahme 
von  Wechseln  und  Anweisungen  wird,  wenn 
überhaupt  ein  Kreditgescliäft,  fast  ausschliess- 
lich ein  Darlehen  im  Hintergrunde  stehen, 
mag  auch  der  Ausdruck  »Darlehen«  dabei 
von  keinem  der  Beteiligten  gebraucht  werden. 
Unhaltbar  ist  andererseits  die  neue  Lehre 
von  Lammfromm,  der  im  Darlehen  ein 
fiduciarisches  Geschäft  erblickt,  weil 
dabei  das  gewählte  Mittel  der  Eigentums- 
verschaffung über  den  verfolgten  wirtschaft- 
lichen Zweck  hinausgehe,  s.  dagegen 
treffend  Cromo,  die  partiaidschen  Rechts- 
geschäfte, 1897,  S.  368.  Gegen  Lamm- 
fromm spricht  einmal  die  oben  sub  1 
erörterte  Thatsache,  dass  es  sich  bei  den 
fiduciarischen  Geschäften  überall  um  Rück- 
gabe desselben  Gegenstandes,  allenfalls  um 
eine  solche  des  dafür  mit  der  Erledigung 
des  verfolgten  Geschäftszweckes  vom  Fiduciar 
erworbenen  Surrogates,  handelt,  während 
das  Darlehen  von  vorn  herein  eine  Gattungs- 
schuld begründet.  Dann  aber  gehört  zum 
Wesen  der  fiducia  die  Verschaffung  einer 
rechtlichen  Macht,  die  der  Fiduciar  kradt 
seiner  Vertrauensstellung  zu  von  den  Pai-teien 
nach  dem  Vertrage  nicht  beabsichtigten 
Zwecken  ge-  und  somit  auch  miss- 
brauchen kann.  Dagegen  die  dem  Dar- 
lehen sempfänger  zustehende  Konsumtions- 
befugnis entspricht  lediglich  den  Zwecken 
des  Geschäftes,  indem  gerade  nur  in  der 
Konsinntion  die  damit  verfolgte  Gebrauchs- 
gewährung für  den  Empfänger  ihre  Be- 
thätigung  finden  kann. 

Weil  das  Darlehen  das  vornehmste  Kredit- 
geschäft ist,  so  finden  sich  auch  bei  ihm 
besonders  häufig  die  beiden  Formen  der 
Kreditsicherung  dm-ch  Bürgen  und  Pfän- 
der. Von  ihnen  überwog  im  römischen 
Rechtsverkehr  die  erstere  Form ;  das  Pfand- 
recht, namentlich  in  seiner  sozial  wichtig- 
sten Art  als  Immobüiarpfand,  war  dort  nur 
verhältnismässig  schwach  und  unvollkommen 
ausgebildet,  was  wiederum  für  die  Ent- 
wickelung  der  Gnmdstücksverhältnisse  un- 
heilvolle Folgen  gehabt  und  zur  Ausbildung 
der  bekannten  Latifundienwirtschaft  bei- 
getragen zu  haben  scheint.  Dagegen  zieht 
das  moderne  Leben  das  Pfand,  vornehmlich 
an  unbeweglichen  Sachen  als  Hypothek, 
bei  weitem  vor  (Real-,  Immobiliarkredit). 
Heutzutage  spielt  die  pfandmässige  Grund- 
stückshaftung in  der  Anschauung  des  Ver- 
kehrs so  selu'  die  entscheidende  RoUe,  dass 
dahinter  die  Rücksicht  auf  die  persönliche 
Verpflichtung  des  Darlehensschuldners  ganz 
zurücktritt,  ja  bei  einzelnen  Formen  des 
modernen  Immobiliarkredites  überhaupt  fallen 
gelassen    ist   (Grundschuld,    Rentenschuld). 


Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften.    Zweite  Auflage.    V. 
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Das  Nähere  über  den  Realkredit  ist  in 
einem  besonderen  Artikel  darzustellen. 

2.  E  n  t  s  t  e  h  n  n  g.  a)  Das  Darlehen  kam 
in  Rom  durch  die  Hingabe  der  Valuta  zu 
Stande^  es  war  wie  commodatum  und  depo- 
situm  '  Realvertrag.  Mit  der  Anerkennung 
formloser  obligatorischer  Yeiixäge  hat  das 
moderne  Recht  freilich  auch  bereits  Ver- 
trägen über  Hingabe  und  Empfang  einer 
Summe  zu  Darlehen  (pacta  de  mutuando) 
die  Klagbarkeit  verliehen,  s.  unten  sub  5  a. 

Aber  sie  sind  nur  Vorverträge;  das 
eigentliche  Darlehen  selbst  ist  nach  wie  vor 
Realvertrag  geblieben.  Man  hat  das  zwar 
vielfach  bestritten  imd  für  das  heutige  Recht 
entweder  allein  oder  doch  neben  dem  realen 
Darlehen  ein  konsensuales  anerkannt  wissen 
wollen,  so  vorzüglich  Kohler  im  Archiv 
für  bürgerliches  Recht  Bd.  II  S.  211  ff.  und 
neuestens  mit  besonderer  Entschiedenheit 
Lammfromm;  s.  auch  die  zalilreichen  bei 
a  Cohn,  Handbuch  III  S.  843  No.  80 
Citierten.  Aber  mit  Unrecht:  die  typische 
Verpflichtung  aus  dem  Darlehen,  die  zur 
Rückerstattung  des  Empfangenen,  ist  und 
bleibt  diu-ch  eine  vorgängige  Hingabe  be- 
dingt; solange  diese  felüt,  ist  jene  Ver- 
pflichtung bestenfalls  als  eine  suspensiv- 
bedingte  denkbar.  Das  pactum  de  mutuando 
dagegen  verpflichtet  nur,  sei  es  zur  Hin- 
gabe, sei  es  zur  Annahme  der  Valuta ;  sein 
specifischer  Inhalt  ist  also  von  dem  dos 
Darlehens  selbst  wesentlich  verschieden, 
und  es  kann  nur  zu  VerN\'irnmgen  führen, 
den  Gegensatz  beider  Geschäfte  zu  ver- 
wischen. So  auch  die  hen-schende  Lehre; 
insbesondere  Ei  sei  e  in  der  Zeitschi'ift  für 
Schweizer.  Recht  Bd.  III  S.  Iff.;  C.  Adler 
in Iherings  Jahrbüchern  Bd. XXXI  S.  190 ff.; 
V.  Schey  S.  36ff.;  G.  Cohn  a.  a.  0.  und 
die  von  ihm  daselbst  Citierten,  endlich,  be- 
sonders gegen  Lammfromm,  Creme 
a.  a.  0.  S.  868. 

An  der  realen  Natur  des  Darlehens  haben 
denn  auch  die  meisten  neueren  Gesetzge- 
bungen festgehalten;  so,  wenigstens  nach 
den  überall  herrschenden  Anschauungen, 
das  Preussische  Landrecht,  das  Oester- 
reichische  Gesetzbuch,  der  Code  civil.  Be- 
sonders deutlich  vertritt  denselben  Stand- 
punkt nunmehr  das  deutsche  Bürgerliche 
Gesetzbuch:  es  lässt  in  §  607  denjenigen, 
der  Geld  oder  andere  vertretbare  Sachen 
als  Darlehen  empfangen  hat,  auf 
Rückerstattimg  haften  und  scheidet  davon 
scliarf  in  §  610  den  Fall  des  Vorvertrages 
—  >^wer  die  Hingabe  eines  Darlehens  ver- 
spricht.. .<' 

b)  die  zum  Abschluss  des  Darlehens  er- 
forderliche  Uebergabe    der  Valuta    braucht  | 
sich  nicht  von  Hand  zu  Hand  zu  vollziehen.  | 

o)  Schon  nach  römischem  Recht  kann  i 
das  Darlehen    dadurch  zu   stände   kommen,  I 


dass  dem  Empfänger  Waren  zum  Verka'-.f 
übergeben  werden,  damit  er  den  Erlö>  al^ 
Darlehen  behalte,  11.  4  pr.,  11  pr.  D.  h.  t. 
12,  1.  Hier  bleibt  der  Geber  zunächst  d^/L 
Eigentümer  der  hingegebenen  Gegen.stäult' : 
das  Darlehen  kommt  erst  mit  Eingang  'i»*-- 
Erlöses  und  in  dessen  Höhe  zu  stände,  un  1 
es  besteht  mangels  einer  etwaigen  g»'^-g-a- 
teiligen  Abrede  oder  Garanlieübemahiii— 
noch  kein  Grmid,  dem  Kreditsucher  für  d:*^ 
Zwischenzeit  die  Gefahr  der  übergeb^^nen 
Waren  aufzubüi-den.  So  auch  v.  Schty 
S.  82,  anders  Dernburg,  Pandekten  11 
§  86.  der  ohne  zureichenden  Grund  nadi 
Untergang  jener  ihren  Verkaufswert  ai-~- 
Darlehnssumme  bilden  lässt  Aber  das  wäre 
höchst  unbillig  und  hat  in  der  Abrede,  Uc^h 
der  nicht  der  Wert,  sondern  der  viei  leicht 
\iel  geringere  thatsächliche  Erlös  d^r 
Waren  die  Valuta  bilden  soll,  keine  genü- 
gende Gnmdlage ;  auch  die  lex  4  eit.  l^W'-i>t 
es  nicht.  —  Das  Bürgerliche  Gesetzbu«;h 
erwälmt  den,  von  den  Neueren  oftt  p-n 
als  »contractus  mohatrae«  (arabisches  Worii 
bezeichneten,  fall  nicht  besonders. 

ß)  Nicht  minder  können  Gegenstände 
unter  einer  Schätzungssumme  (ae>ti- 
matio)  gegeben  werden  mit  der  Abn-^le, 
dass  der  Empfänger  diese  Summe  als  Dar- 
lehen schulden  soll,  s.  1.  8  C.  4,  2.  Hi»?r 
erwirbt  der  Empfänger  sofort  das  Eig»^n- 
tum,  übernimmt  aber  auch  zugleich  .l:e 
Gefahr  des  Empfangenen.  Das  Darlehen 
ist  nicht,  wie  im  vorigen  Fall,  zunächst  nur 
suspensiv-bedingt  zu  stände  gekommen,  son- 
dern unmittelbar. 

y)  Endlich  kann  man  die  Darlehn  svalnta 
auch  dadiu-ch  geben,  dass  man  seinem 
Schuldner  gestattet,  das  bisher  aus 
einem  anderen  Rechtsgrunde  (z.B. 
Kauf  oder  Miete)  Geschuldete  als  Dar- 
lehen zu  behalten.  Diese  Möglichkeit 
einer  Darlehnsbegründung  durch  Schiddiim- 
wandlung  war  noch  im  klassischen  römischen 
Recht  stark  bestritten;  s.  dagegen  Afri- 
canus  in  1.34  pr.  D.  17,  1,  dafüi-  Uli>i- 
anus  in  1.  15  D.  h.  t.  12,  1,  und  selbst  unter 
den  modernen  Juiisten  herrscht  über  die 
Konstruktion  derartiger  Akte  Streit;  so  will 
Bahr  (die  Anerkennung  2.  Aufl.  S.  270) 
darin  nur  ein  »uneigentliches< ,  G.  Cohn 
S.  845  nur  ein  » fingiertes <:  Darlehen  er- 
blicken. In  Wahi'iieit  liegt  zu  diesen  Be- 
denken kein  Grund  vor,  und  das  Bürger- 
liche Gesetzbuch  entzieht  ihnen  sofort  den 
Boden,  indem  es  in  §  607  Abs.  2  ausdrück- 
lich bestimmt: 

>Wer  Geld  oder  andei-e  vertretbare 
Sachen  aus  einem  anderen  Grunde  schul- 
det, kann  mit  dem  Gläubiger  vereinbaren, 
dass  das  Geld  oder  die  Sachen  als 
Darlehen  geschiddet  werden  sollen. < 
c)  Andererseits   genügt   zum   Zustande- 
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«»niixien  des  Darlehens  uieht  jeder  kör- 
orlicheAkt  einer  üebergabe  der  Vahita, 

^1    es  wird  eine  solche  Üebergabe  erfor- 
l  e  rt .  <1  ie  den  Empfänger  zum  E  i  g  e  n  t  ü  m  e  r 
lun'Kt  oder  doch  denselben  wirtschaftlichen 
•^rfol^  hei-stellt,  dies  z.  B.  bei  Uel)erwoisung 
loir    Valuta  auf  Giroconto  des  Empfängers. 
DiireH    Hingabe    fremder    Objekte    ohne 
hlinAvilligung    des    Eigentümers    begi'ündet 
mari      daher   an    sich    kein    Darlehen.    Ein 
>ol<ihes  kann  in  diesem  Falle  nach  den  rö- 
luiselien  Quellen  erst  dann  entstehen,  wenn 
<ler      gutgläubige    Empfänger     nachträglich 
lUirch  commixtio  der  empfangenen  Stücke 
iTiit    seinen  eigenen  Eigentum  daran  erwirbt, 
11.  13  §  1,  19  §  1  D.  h.t.  (»condictio  de  bone 
<l«-*pensis'<).     Da  nach  dem  deutschen  Bür- 
p:t^rlichen   Gesetzbuch  der    gutgläubige  Er- 
^v  erber      von      Geldstücken      schon     ohne 
vw'oiteres   Eigentümer    wird,    §§  932,    935, 
stellt    hinfort   die   Qualität    der   gegebenen 
Stücke  als  fremder  insoweit  dem  Zustande- 
kommen eines  giltigen  Darlehens  überhaupt 
nicht   mehr  entgegen.     Ist   der  Empfänger 
freilich  in  sclilechtem  Glauben,    so   erwirbt 
or  an  den  fremden  Münzen  kein  Eigentum. 
Es    entsteht   dann   also   kein    Darlehen,    ja 
«las    Geschäft    wird    unter    Umständen    als 
üTosren    die  guten   Sitten    verstossend    nach 
5i  138  ganz  ungiltig  sein. 

p)  Die  Hingabe  muss  zu  dem  speci- 
fi  sehen  Leihezweck  erfolgen. 

v)  Sie  muss  mit  einer  giltigen  Ab- 
rede über  Rückerstattung  der  Dai^- 
lehnssumrae  verbunden  sein.  Fehlt  das 
giltige  Rückzahlungs versprechen,  etwa  we- 
^en  Verpfiichtungsunfähigkeit  des  Empfän- 
gers, wegen  Konkurs  über  die  Person  dos 
(riäubigers,  so  kommt  kein  Darlehen  zu 
Stande,  das  Gegebene  kann  vielmehr  aus 
dem  Gesichtspunkt  der  imgerechtfertigten 
Bereichenmg  (§§  812  ff.)  zurückgefordert 
werden.  So  auch  scnon  das  römische  Recht 
nach  der  berühmten  1.  32  D.  h.  t.  ( > condictio 
Juventiana«). 

d)  Das  Darlehen  kommt  zu  stände  zwi- 
>chen  den  Personen,  in  deren  Namen 
OS  geschlossen  ist,  mag  auch  der  Akt 
der  Valutazahlung  von  einem  anderen  oder 
an  einen  anderen  —  als  Vertreter  der  walu'eu 
Kontrahenten  —  vollzogen  sein.  So,  wenn  eine 
Rank  auf  Anweisung  des  Geldgebers  den 
Betrag  dem  Nehmer  aushändigt  —  nicht 
die  Bank,  sondern  der  Annehmende  wird 
Darlehnsgläubiger. 

3.  Verpflichtungen  aus  dem  Dar- 
1  e  h  e  n.  a)  Das  Darlehen  ist  ein  e  i  n  s  e  i  t  i  g 
verpflichtender  Vertrag  (contractus  uni- 
latoralis);  es  entstehen  daraus  nur  Ver- 
l»tlichtungen  des  Empfängei*s,  und  zwar  auf 
Ktt(.'kei*stattung  der  Darlehnssumme  neigst 
flcn  etwa  vereinbarten  Zinsen.    Solche  wur- 


den in  Rom  nur  geschuldet  kraft  einer  be- 
sonderen darauf  gerichteten  stipulatio.  Heut- 
zutage genügt  eine  formlose  Abrede;  fehlt 
es  aber  selbst  an  solcher,  so  schuldet 
man  aus  dem  Darlehen  Zinsen  erst  vom  Ein- 
tritt des  Leistungsverzuges  ab;  das  oben 
sub  1,  3e  über  Kreditgeschäfte  im  allge- 
meinen in  dieser  Hinsicht  Gesagte  gilt  auch 
im  besonderen  für  das  Darlehen. 

b)  Was  den  Ort  der  Rückerstattung  an- 
belangt, so  enthält  das  Bürgerliche  Gesetz- 
buch daniber  keine  dem  Darlehen  eigentüm- 
liche Bestimmungen.  Es  gelten  die  allge- 
meinen Regeln:  danach  ist,  mangels  beson- 
derer Abrede,  gemäss  §  269  der  Wohnort 
des  Schuldners,  bei  gewerblichen  Schulden 
der  Ort  seiner  gewerblichen  Niederlassung 
Leistungsort.  Dort  muss  also  nötigenfalls 
der  Gläubiger  das  Geschuldete  abholen  oder 
abholen  lassen. 

Anders  aber  in  dem  beim  Darlehen  weit- 
aus häufigsten  Fall,  dass  die  Verpflichtung 
auf  Geld  geht.  Solches  muss  nach  §270 
der  Schuldner  auf  seine  Gefahr  und  Kosten 
an  den  Wohnsitz,  bei  im  Gewerbebetriebe 
entstandenen  Forderungen  an  den  Ort  der 
gewerblichen  Niederlassung  des  Gläubi- 
gere übermitteln  —  eine  Vorschrift,  die 
aber  an  den  Bestimmungen  über  den  Leis- 
tungsort im  übrigen,  namentlich  in  seiner 
Bedeutung  für  den  Gerichtsstand,  nichts 
ändert,  ihn  vielmehr  beim  Schuldner  belilsst. 

c)  Zeit  der  Rückerstattung.  Die 
Rückerstattungspflicht  tritt  ein  nach  Ablauf 
der  im  Vertrage  bestimmten  Zeit;  mangels 
solcher  Zeitbestimmung  konnte  in  Rom  der 
Geber  das  Darlehen  jederzeit  ziu'ück- 
fordern,  während  die  modernen  Rechte,  wie 
das  Preussische  Landrecht.,  der  Code  und 
mmniehr  auch  das  Bürgerliche  Gesetzbuch 
dem  Schuldner  nach  der  vom  einen  oder 
anderen  Teil  vollzogenen  Kündigung  noch 
eine  Zahlungszeit,  sogenannte  Krmdigungs- 
frist.  gewähren.  Ihre  Dauer  beträgt  nach 
dem  Gesetzbuch  bei  Darlehen  von  über  300 
Mark  drei  Monate,  bei  kleineren  Beträgen 
einen  Monat ;  s.  §  609  und  wegen  der  Frist- 
berechnung §§  18()ff.  Ueber  die  Frage,  ob 
und  wann  der  Schvddner  schon  vor  Ablauf 
der  Frist  zurückzaJilen  dürfe,  ist  bereits 
oben  sub  I,  3e  gehandelt  worden. 

d)  Verpflichtungen  des  Gebers  sind 
dem  Darlehen  zum  mindesten  nicht  wesent- 
lich. Ob  sich  aber  ans  ihm,  wie  aus  dem 
Leih-  oder  Vei^valunuigsvertrag,  solche  nicht 
wenigstens  möglicherweise  entwickeln  kön- 
nen, erscheint  zweifelhaft.  Nach  Dern- 
burg  (Pandekten  11  S.  87  Nr.  2)  ist  die 
Frage  zu  bejahen;  er  weist  auf  den  Fall 
hin,  dass  der  Geber  dem  Empfänger  schidd- 
hafterweise  falsche  oder  nicht  mehr  im 
Umlauf  befindliche  Geldstücke  übergiebt 
und   ihn   dadurch   scliädigt.      Indes   dürfte 
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in  solchen  Fällen  die  Haftung,  soweit  sie 
überhaupt  begründet  ist,  eher  auf  eine  un- 
erlaubte Handlung  (§§  823  ff.  B.G.B.),  allen- 
falls auch  auf  eine  Verletziuig  der  im  Vor- 
vertrag übernommenen  Pflicht  zur  Kredit- 
gewährung, zurückzuführen  sein. 

4.  Das  römische  Sonderrecht  des  Sena- 
tus  consultum  Macedonianum,  wo- 
nach selbst  an  grosfijährige  Hauskinder  kein 
Darlehen  gegeben  worden  durfte  bei  Ver- 
meidung der  Klagclosigkeit ,  gehört  dem 
heutigen  Recht  nicht  mehr  an.  —  Das  Pri- 
vileg des  Schif fsdai-lehens  (foenus  nauti- 
cum)  in  Bezug  auf  den  zulässigen  Zinssatz 
hat  mit  Wegfall  der  feston  Zinstaxen  seine 
Bedeutimg  verloren.  Das  dem  römischen 
foenus  nauticum  in  mancher  Beziehung  ähn- 
liche seerechtliche  Institut  der  Bodmerei 
entzieht  sich  der  Darstellung  in  diesem 
Artikel. 

b)  Uneigentlicher  Verwahrungsver- 
trag  (depositum  irreguläre).  Durch  den 
Verwahrungs-  (Hinterlegungs-)  Vertrag  wird 
der  Verwahi*er  verpflichtet,  eine  ihm  von 
dem  Hinterleger  übergebene  bewegliche 
Sache  aufzubewahren  (§  688  B.Ö.B.). 

Dabei  verbleibt  natürlich  das  Eigentum 
dem  Hinterleger,  nicht  minder  der  mittel- 
bare Besitz,  in  Rom  sogar  der  Besitz  über- 
haupt. Dies  an  sich  selbst  dann,  wenn 
Quantitäten  vertretbarer  oder  verbrauchbarer 
Sachen  den  Gegenstand  der  Hinterlegung 
bilden  —  denn  da  hier  der  Gescliäftszweck 
im  Gegensatz  zum  Darlehen  nicht  eine  Ge- 
brauchSüberlassung  enthält,  kann  er  selbst 
bei  den  genannten  Gegenständen  ohne  Eigen- 
tumsüberlassung realisiert  werden .  S.U.  24,29 
D.  16,3  —  »verschlossenes  Depot '<  der  Banken. 

Aber  schon  die  römischen  yuellen  be- 
handelten daneben  auch  den  anderen  Fall, 
dass  Geld  oder  andere  »res,  quae  pondere 
numero  mensura  consistunt«  in  Verwahrung 
gegeben  werden  unter  der  Massgabe,  dass 
nicht  dieselben  Stücke,  sondern  nur 
eine  entsprechende  Summe  (>tantun- 
dem  eiusdem  generis<)  demnächst  zurück- 
erstattet werden  sollen,  s.  U.  7  §  2,  24,  25 
§  1,  26  §  1,  29  §  1  D.  h.  t.  16,  3;  —  »depo- 
situm irregiüai'e<s,  »offenes  Depot«  der  Ban- 
ken. Auch  vom  B.G.B.  §  700  wird  dieser 
Fall  ausdrücklich  erwähnt  und  anerkannt. 

Dabei  gehen  Eigentum,  Besitz  und  Ge- 
fahr der  übergebenen  Stücke  auf  den  Ver- 
wahrer über,  gegen  Uebernahme  einer  bloss 
obligatorischen  Erstattungspflicht.  Das  Ge- 
schäft ist  daher  äusserlich  und  formaljuris- 
tisch betrachtet  dem  Darlehen  ähnlich,  -wenn 
nicht  gar  wesensgleich.  Es  hat  daher  auch 
in  älterer  und  neuerer  Zeit  nicht  an  Juristen 
gefehlt,  die  das  depositum  irregiüare  ein- 
fach mit  dem  Darlehen  identifizieren  zu 
können  glaubten,  so  ziüetzt  in  einer  beson- 
deren Abhandlung  Niemeyer,  depositum 


irreguläre,  1889.  Für  das  Gebiet  des  Preu— 
sischen  Rechts  ist  diese  Anscliauung  s^'iru 
die  herrschende,  und  sie  scheint  das  au«  t 
nach  dem  neuen  Reichsrecht  zu  wenJt-f^- 
das  im  §  700  auf  unseren  Vertrag  die  Vt  r- 
schriften  über  das  Darlehen  Anwendur« 
finden  lässt,  s.  Co  sack,  Lehrbuch  I  §  ir.4 
Nr.  VI.  Es  ist  indes  unbestreitbar,  »k>- 
die  Mehrzahl  der  grossen  römischen  Jurist*-... 
namentlich  Papinian  und  Paulus,  Ver- 
träge dieser  Art  zum  depositum  rechneten, 
wälirend  sich  in  Rom  auch  wichtige  prak- 
tische Unterschiede  gegenüber  dem  Dar- 
lehen ergaben  (Vertragszinsen  a\is  ein*-iL 
formlosen  pactum  adiectum ;  Ausschluss  d-r 
Kompensation).  Diese  Unterschiede  ^^i  •! 
freilich  heute  weggefallen,  aber  gebli^l-  : 
ist  die  zwischen  unregelmässigem  Ver- 
wahrungs vertrag  und  Darlehen  ob  walten  dt- 
wesentliche  Verschiedenheit  de- 
Zweckes: das  Darlehen  dient  allein  od-: 
doch  vornehmhch  den  Interessen  des  Em- 
[)  f  ä  n  g  e  r  s ;  er  giebt  den  Anstoss  daziL  wriii- 
rend  es  sich  beim  eretgenannten  Vertrag- 
gerade  umgekehrt  verhält.  Dieser  Unt^T- 
schied  mag  zimächst  »mehr  Wirtschaft] ii-:. 
als  juristisch«  sein ;  aber  auch  das  Ki-t  lit 
zieht  a\is  ihm  seine  Folgerungen: 

a)  Das  depositum  irregiüare  ist  im 
Zweifel  jederzeit  rück  nehm  bar:  t?- 
findet  die  im  modernen  Recht  beim  Dar- 
lehen anerkannte  gesetzliche  Kündig^mcr- 
frist  darauf  keine  Anwendung. 

b)  Die  Rückgabe  hat  bei  ihm  am  Auf- 
bewahrungsort zu  geschehen,  währvnt". 
bei  Gelddarlehen  der  Schuldner  dem  GLhu- 
biger  die  Schuldsumme  auf  eigene  Gefahr 
mid  Kosten  übereenden  muss. 

Indem  diese  beiden  Unterschiede  audi 
im  B.G.B.  §  700  ausdriicklich  aufgenomiDt-r. 
sind,  wird  die  dort  vorgeschriebene  An- 
wendung der  Darlehnsregeln  gerade  in  zwei 
der  wichtigsten  Pimkte  durchbrochen.  Um 
so  weniger  darf  diese  Vorschrift  dahin  ver- 
standen werden,  dass  unser  Vertrag  Dar- 
lehen sei,  ganz  abgesehen  davoa,  das> 
eine  solche  gesetzliclie  Konstruktion  die 
Wissenschaft  nicht  binden  würde. 

Die  hier  vertretene  Lehre  ist  vorzüsrlich 
entwickelt  worden  durch  v.  Schey  S.  55 ff.. 
281  ff.,  s.  ferner  Dernburg,  Pandekten  II 
§  93  No.  2,  Ciome  a.  a  0.  S.  464,  Oert- 
mann,  Kommentar  zu  §  700,  neuesteDS 
Enneccerus,  Das bürcerliche Recht,  S. 646. 

Der  Verschiedenheit  des  Geschäftsz weckes 
entspricht  es,  dass  aus  dem  depositum  irregu- 
läre als  einem  den  Interessen  des  Gebers  die- 
nenden Vertrage  entweder  keine  oder  dtxh 
gegenüber  dem  Darlehen  wesentlich  ge- 
ringere Zinsen  gezahlt  w^erden.  Die 
»Depositalzinsen  c.  der  Banken  betragen  in 
normalen  Zeitläuften  nur  etwa  1 — 2*  i  ^y 
höchstens    jährlich.      S.    die   treffliche  Be- 
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rrlincliiiig  dieser  Zinsen  bei  v.  Schey  S. 

>*X)ff.       Die   Bank  hat   dem  Yei-wahrungs- 

i^.Nveck:    des  Vertrages  entsprechend  eigen t- 

Ik-lx     einen  dem  Empfangenen  gleichen  Be- 

ti-a^    zurückzuhalten;  da  nun  aber  das  De- 

I  «<">«iitengeschäft    nur    im    grossen    Verkehr 

vorziilcommen  pflegt  imd  die  Abholung  der 

Depositen  im  gleichen  Zeitpunkt  nach  dem 

Cxesetz     der    grossen    Zahlen    immer    nur 

♦ünen    gewissen  Bruchteil  des  Gesamtbetiu- 

^resi   WBifassen  wii*d,  so  kann  die  Bank  den 

«lemnach     zur     »bankmässigen     Deckung« 

nicht   erforderlichen  Restbetrag  ihrer  Depo- 

siteu    nutzbar  anlegen  und  von  ihm  —  also 

nicht  von  der  üesamteinlage  — den 

Kwtulen  Zinsen  bewilligen. 

Zvim  Schluss  noch  die  Bemerkimg,  dass 
>ich  unter  Umständen  ein  gewöhnlicher 
Vemflrahrungsvertrag  von  vertretbaren  Sachen 
nachträglich  in  einen  unregelmässigen  ver- 
Nvandeln  kann  —  wenn  nämlich  dem  Ver- 
A\-ahrer  die  Aneignung  der  hinterlegten 
Stücke  je  nach  etw^aigem  Bedüiinis  gestattet 
wird  und  er  davon  Gebrauch  macht,  s. 
S  7(J<)  cit.  Satz  1  und  schon  l  29  §  1  D.  16,3, 
Ü.  9  §  9,  10  D.  12,  1. 

c)  Irregulärer  Miet-  und  Werkvertrag. 
Von  locatio  conductio  irregularis  spricht 
die  gemeinrechtliche  Doktrin  (s.  Wind- 
scheid,  Pandekten  II  §  400  No.  22,  §  401 
Xo.  12)  in  mehreren  Fällen. 

1.  bei  der  Sachmiete  kann  dem  Mieter 
«ler  Gebrauch  vertretbarer  Sachen  in  der 
^Veise  überlassen  werden,  dass  nachher  nur 
die  entsprechende  Anzahl  Stücke  ziu-ück- 
zugeben  sind.  Dieser  Fall  wml  sich  in  der 
Kegel  von  einem  einfachen  (verzinslichen) 
Darlehen  nicht  unterscheiden  lassen.  Anders 
aber  (s.  v.  Schey  S.  58),  wenn  die  Abrede 
nur  den  Neben bestandleil  eines  wirklichen 
Miet-  oder  Pachtvertrages  darstellt.  So, 
wenn  bei  der  Pacht  das  Inventar,  nament- 
lich das  lebende,  dem  Pächter  auf  Grund 
t*iner  Schätzung  überlassen  wird  (»Eisern- 
viehvertrag«). Solche  Abreden  gehören 
ihrem  Wesen  nach  zu  den  Pachtvertragen, 
dessen  Bestandteil  sie  bilden;  sie  steilen 
aber  auch  zugleich  zweifellose  Kreditge- 
schäfte dar. 

2.  Beim  Werk-  (Transport-)  vertrag  er- 
wähnt schon  die  berühmte  1.  31  D.  19,  2 
die  Abrede,  kraft  deren  der  herzustellende 
Erfolg  nicht  gerade  an  den  dem  Unter- 
nehmer überlassenen  Stücken  vollzogen  zu 
wei-den  braucht,  sondern  auch  an  anderen 
derselben  Art  vollzogen  werden  darf.  Z.  B. 
jemand  übergiebt  einem  Schiffer  ein  Quan- 
tum Kohlen  oder  Getreide  in  der  Weise, 
dass  am  Bestinunungshafen  lediglich  ein 
entsprechendes  Quantum  auszuhändigen  ist. 
Der  Empfänger  wird  hier  im  Zweifel 
Eigentümer,  seine  Schuld  ist  eine  Gattungs- 
schuld, das  Geschäft  also  nach  der  obigen 


Abgrenzung  Kreditgeschäft.  Und  zwar  ein 
Kreditgeschäft  besonderer  Art,  bei  dem  die 
Kreditierung  weniger  den  Zweck  als  viel- 
mehr das  zur  bequemei*en  Erreichung  des 
Transport-  oder  \  erarbeitungszweckes  die- 
nende Mittel  dai-stellt.  s.  v.  Schey  S.  57 
No.  13. 

d)  Irreguläre  Ffandbestellung.  Das 
pignus  irregidare,  Barkaution,  besteht 
darin,  dass  jemand  einem  anderen  zu  Pfand- 
zwecken das  Eigentum  an  einer  Quantität 
vertretbarer  Sachen,  namentlich  Geld,  über- 
trägt gegen  die  persönliche  Verpflichtung, 
nach  Erledigung  des  Pfandzweckes  dem 
Verpfänder  das  gleiche  oder  doch  nach  Be- 
friedigung der  pfandweise  zu  sichernden 
Forderung  übrigbleibende  Quantum  zurück- 
zuerstatten. Ein  solches  Verhältnis  kommt 
aus  naheliegenden  (/runden  ziu*  Sicherung 
bereits  präsenter  Ansprüche  des  Empfängers 
kaum  jemals  vor;  desto  häufiger  aber  zu 
derjenigen  künftiger  Ansprüche,  die  sich 
für  ihn  aus  einer  zwischen  den  Beteiligten 
bestehenden  andauernden  Gescliäfts-  oder 
sonstigen  rechtlichen  Beziehung  möglicher- 
weise ergeben  werden.  So  als  Amts-, 
Dienst-,  ferner  auch  als  P  r  o  z  e  s  s  k  a  u  t  i  o  n, 
nicht  minder  als  Deckung  der  sich  aus  der 
Erneuerung  eines  offenen  Kredites  etwa 
ergebenden  Ansi)rüche  des  Kreditgewährers. 

Die  rechtliche  Konstruktion  des  Falles 
ist  schwierig  \md  bestritten,  s.  dazu  Pf  äff, 
Geld  als  Mittel  pfandrechtlicher  Sicher- 
stellung, 1868,  dessen  eigene  Auffassung 
freilich  wenig  befriedigt,  besser  Fr.  Haas, 
Sicherung  durch  Uebereignung  einer  Geld- 
summe, 1899.  Es  handelt  sich  dabei  in 
Wahrheit  um  nichts  anderes  als  um  die 
Uebereignung  von  Sachen  gegen  persönliches 
Vei-sprechen  der  Rückerstattung  in  genere, 
also  um  ein  Kreditgeschäft,  das,  wie 
das  Darlehen  dem  Leihezweck,  so  dem 
Pfandzw^eck  dient  und  sich  in  Art  der  ent- 
stehenden Verpflichtungen  und  t)auer  nach 
diesem  bestimmt.  Die  Einzelheiten  gehören 
nicht  hierher. 

e)  Uneigentlicher  Niessbrauch.  Der 
un eigentliche  Niessbrauch  (quasiususfructus) 
besteht  darin,  dass  jemand  einem  anderen 
zum  Zwecke  des  Gebrauchs  und  der  Frucht- 
ziehung (utendi  fruendi  causa)  eine  (Quantität 
vertretbarer  Sachen  zu  Eigentum  überlässt, 
gegen  das  bloss  persönliche  Versprechen 
der  Rückerstattung  einer  entsprechenden 
Quantität  nach  Beendigung  des  Verhältnisses. 
Dieser  Fall  wird  bereits  in  den  römischen 
Quellen  erwähnt,  s.  tit.  Dig.  7,  5  de  usu 
fructu  earum  rerum,  quae  usu  consumuntm* 
vel  minuuntur,  und  ist  nunmehr  auch  im 
deutschen  B.G.B.  §  1067  besondei-s  aner- 
kannt ;  s.  dazu  Hanau sek.  Die  Lehre  vom 
uneigentlichen  Niessbrauch,  1879. 

Die  Konstruktion  entspricht  der  des  vo- 
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rigen  Falles,  nur  bestimmt  sich  Umfang 
und  Dauer  der  Gei-echtsame  des  Erapfäugere 
hier  nicht  nach  den  Grundsätzen  des  Pfand- 
rechts, sondern  des  Niessbrauches  —  der 
Empfänger  darf  also  insbesondere  die 
Nutzungen  dm*chaus  in  eigenem  Interesse 
ziehen  und  verwerten.  Auch  dieses  Ver- 
hältnis entzieht  sich  ausführlicher  Darstel- 
lung im  vorliegenden  Artikel. 

5.  Die  Krediteröffnungsgeschäfte. 
Während  die  bisher  besprochenen  Geschäfte 
bereits  selbst  eine  Kreditierung  ent- 
liielten,  ist  nunmehr  auf  diejenigen  einzu- 
gehen, die  eine  solche  erst  vorbereiten, 
dazu  den  Anstoss  geben.  Ich  erwähne  fol- 
gende : 

s)  Darlehensvorrertrag  (pactum  de 
mutuando).  Man  versteht  darunter  den 
Vertrag  über  ein  künftig  abzuschliessendes 
Darlehensgeschäft.    Es  kann  sein: 

a)  ein  pactum  de  mutuo  dando, 
wenn  der  Kreditgeber  die  künftige  Hin- 
gabe einer  Geldsumme  als  Darlehen, 

b)  ein  pactum  de  mutuo  accipi- 
endo,  wenn  der  Kreditsucher  die  künftige 
Annahme  der  auszuzahlenden  Valuta  ver- 
spricht. 

Beide  Abreden  können  und  werden 
sehr  oft  in  demselben  Geschäftsakt  ver- 
bunden sein.  Aber  notwendig  ist  das  nicht, 
und  selbst  eine  Vermutung  dafüi\  dass  das 
pactum  de  mutuo  dando  zugleich  pactum 
de  mutuo  accipiendo  sei,  wird  sich  nicht  auf- 
stellen lassen.  Andei-s  niu-  bei  entgeltlicher 
Kreditgewährung  im  Sinne  der  Ausführungen 
oVjen  sub  I,  2,  e ;  ist  sie  vereinbart,  so  Aiegt 
eine  Kreditmiete  gleich  der  Sachmicte,  also 
ein  entgeltliches  Rechtsgeschäft  vor,  ii  folge- 
dessen  der  Kreditnehmer  als  Kreditraieter, 
wenn  nichts  anderes  vereinbart  worden,  ver- 
pflichtet ist,  den  bedungenen  Kredit  zu  neh- 
men«, Grün  hu  t  bei  Enderaann  III  S.  933. 

Die  Darlehensvorverträge  bedurften  in 
Rom  zur  Klagbarkeit  der  Stipulationsform ; 
derzeit  sind  die  formlos  klagbar  —  Kon- 
sensualverträge, während  das  Darlehen  selbst 
eret  durch  reale  Uebergabe  zu  stände  kommt. 
Als  Besonderheit  des  pactum  de  mutuo 
dando  wird  gewölmlich  «aufgeführt,  das^s  es 
unter  der  stillschweigenden  clausula  rebus 
sie  stantibus  stehe,  der  Kreditgeber  also 
zurücktreten  könne,  wenn  vsich  in  der  Zeit 
zwischen  dem  Vertragsschluss  imd  der 
Valutazahlung  eine  die  Rückei^tattung  ge- 
fälirdende  Versclüechterung  in  der  Ver- 
mögenslage des  Kreditnehmers  ergiebt.  In 
der  That  scheint  diese  Lehre  in  den 
römischen  Quellen  begründet  zu  sein,  1.  38 
pr.  D.  4G,  3,  inid  entspi-icht  »der  im  \"er- 
kehr  einer  gesunden  Anschauung  ent- 
sprechenden Auffassung^  — Worte  des  Reichs- 
oberhandelsgerichts in  seiner  Entscheidung , 
Bd.  23   S.  137.    Mit  Recht  ist  sie  nunmehr  i 


auch  in  das  Bürgerliche  Gesetzbucli    üU.  r- 
nommen  worden,  §  610. 

b)  Die  Krediteröffnung.  Unter  *Kivti::- 
eröffnung«  oder    >offenem  Kredite     verst»^Lr 
man    den   Vertrag,    durch    den   sich     t-iu*- 
Person,   meist   ein   Bankier   oder  sonstiger 
Kaufmauu,  verpflichtet,   einem  anderen  h 
gewisser  näher  bestimmter  Art  und  Richtur.:? 
Kredit   zu  erteilen.     Der  Vertrag  i^t    den; 
eben  besprochenen  pactum  de  mutuo  dani  ■ 
verwandt,    aber    semem    Inhalt    nach     vie. 
weiter,  mannigfaltiger.     Denn  der  Xn>:lir- 
ge währer   verpflichtet  sich   nicht  nur    un  1 
gerade  zur  Auszahlung  einer  Darlehosvaluta. 
sondern    allgemein     auch    zur    Vornahm- 
solcher ,   in  *  der  Regel  im  Vertrage    näb*^r 
bezeichneten  Akte,  die  zur  Herstemiag:  d'-s 
Zweckes  der  Kreditgewährung  im  ges-.*häit- 
liehen  Leben  dienlich  und  üblich  sind.    Da- 
hin gehört  insbesondere :  Annalime  der  vom 
Kreditsucher    auf    den    Kreditgewährer    zi: 
ziehenden    Wechsel     und     sonstigen     An- 
weisungen,   Diskontierung    von    Wechseln- 
möglicherweise  auch  Uebernahme  von  Bön:- 
scliaften  für  jenen  und  ähnliches  mehr. 

Die  Höhe  des  zu  gewährenden  Kredite> 
wird  meist  fest  begrenzt  (»limitierte)  sein, 
aber  auch  ohnedies  wird  der  Kreditnehm  r 
ihn  nicht  über  das  den  Verhältnissen  an- 
gemessene, äusseretenfalls  durch  richterlich*^ 
Ermessen  festgesetzte  Maximum  in  An- 
spruch nehmen  dürfen. 

Keinen  Unterschied  macht  es,  ob  der 
Kredit  gegen  Deckung  —  dies  in  Form  der 
sogenannten  Kredithypothek,  s.  auch  B.G.B. 
§  1190,  oder  auch  des  oben  erwähnten 
pignus  iii-egulare  —  oder  ohne  solche,  eben- 
sowenig, ob  er  entgeltlich  oder  unentgeltlich 
gewährt  werden  soU.  Doch  ist  die  Ent- 
geltlichkeit unter  Kaufleuten  allgemein 
üblich;  imd  es  wiixi  unter  ihnen  vielfach 
nicht  nur  für  den  wirklich  in  Anspruch  ire- 
nommenen  Kredit  eine  Verzinsung,  sondern 
schon  für  die  blosse  Thatsache  der  Kralit- 
eröffnung  eine  Provision  vereinbart. 

Ein  Rücktrittsrecht  des  Kreditgebers 
wegen  veränderter  Umstände  ist  auch  hier 
im  Zweifel  anzimehmeu,  s.  G  r  ü  n  h  u  t  a. a.  (). 
S.  932;  es  entspricht  nicht  nur  der  Natur 
des  Verhältnisses  \md  der  allgemeinen  kauf- 
männischen Rechtsauf fassung ,  sondern  er- 
giebt sich  auch  aus  der  zwingenden  Analogie 
des  für  den  Darlehensvorvertrag  im  B.G.B. 
§  610  Bestimmten. 

c)  Der  Eontokorrentvertras.  Es  ist 
im  Grunde  einfach  ein  zweiseitiger  Kredii- 
eröffnungsvertrag,  durch  den  zwei  Kaufleut«^ 
sich  gegenseitig  für  einen  bestinniittMi 
Zeitraum  in  einer  regelmässig  näher  ver- 
einbarten und  begrenzten  Weise  Kredit  ge- 
währen. Dieser  Veitrag  ist,  als  lediglich 
dem  kaufmännischen  Verkehr  angeliöris:,  im 
(neuen)  Handelsgesetzbuch  geregelt,  §§  355 ff.. 
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s.      «lazu    Näheres    im    Art.    Handelsge- 
sc-liafte  a.  a.  0. 

cl)  Der  Sreditauftrag.     Im  Gegensatz 
zu     <len  oben   siib   1 — 3   besprochenen   Ge- 
schäften handelt  es  sich  beim  Kreditauf- 
1 1-  a.  f^r  (mandatum  fnialificatum)  nicht  sowohl 
darum,   dem  Krediterapfänger  selbst  Kredit 
zu     versprechen,    als    vielmehr  darum, 
ihm      solchen    von    dritter    Seite    zu    ver- 
schaffen.  Man  erteilt  darin  nämlich  einem 
Oolclmann  den  Auftrag,  einem  Dritten  auf 
<  iefahi»  des  Auftraggebers  Kredit  zu  erteilen. 
T>or   Krediterapfänger  ist  also  zunächst  bei 
<h»Tri  ganzen  Vorgang  noch  gar  nicht  betei- 
liprt.    Das  Geschäft  ist  wesentlich  ein  Mandat, 
kraft   dessen  der  Mandatar   ermächtigt, 
niop^licher weise,  ja  nach  Bürgerlichem  Gesetz- 
l»\u-h  §  778  sogar  im  Zweifel,  verpflichtet 
^-ird,  dem  Dritten  durch  Darlehen  oder  ähn- 
liche Geschäfte  Kredit  zu   gewähren.    Dies 
auf  Gefahr  des  Mandanten,  der  nach  §  778 
für  die  aus  der  Kreditgewährung  entstehende 
Vorbindiichkeit    des    Dritten    als    Bürge 
haftet.   Siehe  dazu  Sokolowski,  die  Man- 
dat sbürgschaft,  1891. 

Kein  eigentliches  Kreditv'orbereitungsge- 
schäft,  aber  hier  wenigstens  kurzer  Erwäh- 
nung wert  ist  endlich  der  Kreditbrief. 
Es  kann  unter  diesem  Wort  die  briefliche 
Ermächtigung  zu  verstehen  sein,  einem 
Dritten  Kredit  zu  gewäliren  —  dann  liegt 
ein  Kreditauftrag  im  oben  festgestellten 
Sinne  vor.  Meist  aber  enthält  er  eine  be- 
sonders geartete  Zahlungsanweisung, 
<iurch  deren  Ausführung  der  Zahlende  nicht 
Gläubiger  des  Empfängers,  sondern  nur  des 
Anweisenden  werden  soll.  Ob  darin  dann 
eine  Kreditgewähnmg  —  oder  gar  zwei 
s<jlche  (eine  des  Anweisenden  an  den  Em- 
l^fänger,  eine  des  Angewiesenen  an  den  An- 
weisenden) —  zu  finden  sind,  lässt  sich 
nicht  allgemein  sagen.  Der  Kreditbrief 
giebt  darauf  als  solcher  ebensow^enig  Ant- 
wort wie  die  gewöhnliche  Anweisung,  siehe 
ol)on  sub  II  a.  E. 

Der  Untei-schied  des  Kreditbriefes  von 
d».»r  einfachen  Zahlungsanweisung  kann  nur 
darin  gefunden  werden,  dass  letztere  auf 
eine  einmalige  Zahlung  gerichtet  ist, 
während  der  Empfänger  des  Kreditbriefes 
nach  Belieben  die  Summe  bis  zu  dem  fest- 
gesetzten Maximalbetrag  auf  einmal  oder 
ratenweise,  ganz  oder  unvollständig  zu  er- 
heben befugt  ist;  siehe  G.  Cohn  a.  a.  0. 
S.  1125.  Zur  erhöhten  Bequemliclikeit  des 
Empfängers  wei-den  dabei  vielfach  in  dem- 
selben Kreditbrief  mehrere  Adressaten  an- 
gegeben —  in  dieser  Form,  als  »C  i  r k  u  1  a  r - 
kreditbrief«,  spielt  derselbe  im  modernen 
Reiseverkehr  eine  erhebliche  Rolle. 

Litterator:    t\    Böhm-^Baiverkf    Kapital    und 
KapiUilzins,    Bd.  1,    IS84,  passim,    besonder»  S. 


SS  ff. ;  Bd.  2,  1889,  S.  300—15.  —  O.  Cohn  in 
Endemanns  Handbuch  de»  IlandeUrechU,  Bd.  S, 
1882,  S.  S54—7ä;  Bd.  3,  1885,  S.  8SS—99? 
(davon  S.  930—59  von  Grünhut),  —  W, 
Endemann  in  der  Zeit*chnfi  für  Handelsrecht, 
Bd.  4,  S.  30—81,  191—246.  —  v.  Ihering, 
Der  Zweck  im  Recht,  2.  Aufl.,  I884,  S.  156—81. 

—  Knies,  Das  Geld,  2.  Aufl.,  1885,  S.  57 ff.  — 
Derselbe,  Dei^  Kredit,  Teil  1—2,  1876 ff.,  ins- 
besondere Teil  1,  S.  1 — 119.  —  Lammfromm^, 
Teilung,  Darlehen  u.  s.  w.,  1897,  S.  66  f.,  173 ff. 

—  TUislev  in  der  Zeitschr.  f.  Handelsr.,  Bd.  12, 
S.  337 — 420.  —  V.  Schey,  Die  Obligationsver- 
hältnisse des  österreichischen  Privatrechts,  Heft 
1 — 2,  1890—1895.  —  Wagner  in  Schönhergs 
Handbuch  der  politischen  Oekonomie,  Bd.  1, 
2.  Aufl.^  S.  397—432. 

Paul  Oertmann, 


Kreditversichernng 

s.   Lebensversicherung. 


Kries,  Karl  Gustav, 

geboren  am  7.  VI.  1815  in  Ostrowitt  bei  Neuen- 
bürg in  Westpreussen ,  gest.  in  Marien werder 
am  13.  II.  1858,  habilitierte  sich  1839  als  Pri- 
vatdozent für  Geschichte  in  Breslau,  las  seit 
1842  auch  über  Staatswissenschaften,  deren 
ausserordentliche  Professur  ihm  1844  für  die 
nämliche  Hochschule  übertragen  wurde,  gab 
1850  seine  akademische  Lehrthätigkeit  auf, 
wurde  in  das  Erfurter  Parlament  und  1851  in 
das  preussische  Abgeordnetenhaus  gewählt  und 
bereiste  1856  England  behufs  eingehenden  Stu- 
diums der  dortigen  Öffentlichen  Armenpflege. 

Kries  veröffentlichte  von  Staats  wissenschaft- 
lichen Schriften  a)  in  Buchform:  Historische 
Ent  Wickelung  der  Steuer  Verfassung  in  Schlesien 
unter  Teilnahme  der  allgemeinen  Land  tags  Ver- 
sammlungen. Ein  Beitrag  zur  Geschichte  der 
schlesischen  Stände,  Breslau  1842.  —  Ueber  die 
Einkommensteuer  in  Breslau.  Eine  historisch- 
kritische  Abhandlung,  ebd.  1844.  —  Ueber  die 
Verhaltnisse  der  Spinner  und  Weber  in  Schle- 
sien und  Thätigkeit  der  Vereme  zu  ihrer  Unter- 
stützung, ebd.  1845.  —  Weshalb  wollen  wir 
zwei  Kammern,  und  wie  sind  dieselben  zu  bil- 
den? ebd.  1848.  —  Vorschläge  zur  Regelung 
der  Grundsteuer  in  Preussen,  Berlin  ifeö.  — 
Die  englische  Armenpflege.  (Aus  seinem  Nach- 
lasse) herausgegeben  von  Karl  (Frh.)  von  Richt- 
hofen,  ebd.  1863.  - 

b)  in  Zeitschriften:  1.  Im  Archiv 
der  politischen  Oekonomie,  hrsg.  von  Rau  und 
Haussen,  Heidelberg:  Ueber  die  Mahl-  und 
Schlachtsteuer,  die  Einkommen-  und  Klassen- 
steuer in  Preussen,  N.  F.  Bd.  VIIE,  1849,  S.  179fr. 
-  Besprechung  von  Mill,  Grundsätze  der  poli- 
tischen Oekonomie,  übersetzt  von  Soetbeer,  N. 
F.  Bd.  X,  1852.  S.  378flf.  —  2.  In  Zeitschr.  f. 
Staats w.,  Tübingen:  Soll  der  Zollverein  wirk- 
lich zerrissen  werden?  Bd.  VIII,  1852,  S.  565fr. 
—  Ueber  die  Mängel  der  Geschäftsformen  in 
den  preussischen  Kammern,  Bd.  VIII,  1852,  S. 
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658  ff.  —  Betrachtungen  über  Annenpflege  und 
Heimatrecht  besonders  im  preussischen  Staate, 
Bd.  IX,  1853,  S.  3  fr.,  S.  313  fr.  —  Grundzüge 
und  Ergebnisse  der  englischen  Einkommen- 
steuer, Bd.X,  1854,  S.  lyyflf.,  S.  497  fr.  —  Ueber 
die  Gemeindesteuern  in  England,  Bd.  XI,  1855, 
S.  3  fr.,  S.  222  fr.  —  Ueber  die  Vermögenssteuer 
im  Staate  Xew-York,  Bd.  XI,  1855,  S.  127  ff.  — 
Ergebnisse  der  preussischen  Einkommensteuer 
und  Vorschläge  zu  ihrer  Verbesserung,  Bd.  XI, 
1855,  S.  420 f!'.,  Bd.  XII,  1856,  S.  58flf.  — 

Kries'  „Historische  Entwickelung  der  Steuer- 
verfassung in  Schlesien"  etc.  beruht  auf  den 
f rundlichsten,  mit  «besonderer  Unterstützung 
tenzels  angestellten  archivalischen  Forschungen 
und  gilt  als  die  bedeutendste  Monographie, 
welche  die  Litfceratur  über  die  inneren  Verhält- 
nisse Schlesiens  unter  habsburgischer  Herrschaft 
aufzuweisen  hat.  Als  Steuertheoretiker  spricht 
er  sich  bei  der  Verteilung  der  Lasten  gegen 
die  einheitliche  Steuer  aus,  da  die  Vielartigkeit 
der  Abgaben  auf  dem  staatlichen  Standpunkte 
beruhe,  den  einzelnen  nur  nach  Massgabe  seiner 
Leistungsfähigkeit  zur  Entrichtung  der  Opfer 
für  den  Staatszweck  heranzuziehen,  woraus  er 
auch  die  Unthunlichkeit,  den  Steuerverteilungs- 
plan in  die  Form  einer  mathematischen  Formel 
zu  fassen,  entwickelt.  Ebensowenig  ist  er  ge- 
neigt, das  Keineinkommen  als  Regulator  der 
Steuerverteilung  anzuerkennen.  Sein  posthumes 
Werk  über  „die  englische  Armenpflege"  gehört 
zu  denjenigen  schriftstellerischen  Leistungen, 
wie  sie  nur  ^anz  selbstloser  deutscher  Forscher- 
fleiss  der  Wissenschaft  darbieten  kann.  Es  war 
ein  heroisches  Unternehmen,  das  Armenwesen 
Englands  zum  Gegenstande  einer  wirtschaftlich- 
ethischen Untersuchung  zu  machen,  welches  die 
Engländer  selbst  erst  drei  Jahrzehnte  nach 
Kries'  Tode  begonnen  haben  (zuletzt  in  der 
Schrift  „The  early  Historv  of  English  Poor  Re- 
lief", by  E.  M.  Leonard,  Cambridge  1900)  vom 
historisch-sozialen  Standpunkte  aus  litterarisch 
zu  behandeln.  Bis  tief  In  das  Mittelalter  hinein 
musste  Kries  zum  Ursprung  des  englischen 
Pauperismus  hinabsteigen,  da  dessen  Geschichte 
von  der  Zeit  der  Kämpfe  zwischen  den  Häu- 
sern York  und  Lancaster  seinen  Ausgang 
nimmt.  Eine  der  schlimmsten  Konsequenzen 
dieses  langjährigen  Bürgerkrieges  war  die  Ver- 
armung des  Adels  und  damit  Uebergang  aller 
der  Elemente,  die  bisher  von  ihm  gelebt  hatten, 
zum  Pauperismus. 

Kries  verfolgt  die  Geschichte  der  engli- 
schen Armenpflege  bis  zu  der  durchgreifenden 
Umgestaltung  der  englischen  Armengesetzge- 
bung auf  .Grund  der  Parlamentsenquete  von 
1834.  Ein  Geist  der  Milde,  gestützt  auf  die 
Forderungen  eines  praktischen  Christentums, 
zieht  sich  durch  das  Werk,  in  dem  Kries  auch 
die  sittliche  Pflicht  des  Individuums  sich  selbst, 
der  Gesellschaft  und  dem  Staate  gegenüber 
betont. 


Bd.  XVn,  Leipzig  1883,  S.  169 ff.  —  Mey^r, 
Die  Principien  der  gerechten  Besteaemnir 
Beriin  1884.  — 


Vgl.  über  Kries:  Wuttke,  Abfertigung 
von  Dr.  Karl  Gustav  Kries.  Leipzig  1843  (be- 
zieht sich  auf  die  abfällige  Kriessche  Kritik  des 
I.  Bandes  der  Wuttkeschen  Schrift:  „Die  Ent- 
wickelung der  öffentlichen  Verhältnisse  Schle- 
siens vornehmlich  unter  den  Habsburgem.")  — 
Röscher,  Geschichte  der  Nat,  München  1874, 
S.  1043.    —    Allgemeine   deutsche   Biographie, 


*    Kriminalstatistik. 

1.  Begrifft.    2.  Zweck.    3.   Unterlagren.    4. 
Inhalt. 

1.  Begriff.    Die  Kriminalstatistik  ist  »-L 
Stück    der   Statistik    der   Strafreclitspflnre, 
die  sich  in  vier  Teile  scheidet     Als    ihreu 
ersteu   wird   man  die  Geschäf tsstatir^iik 
der  Kriminalgerichte  anzusehen  habea^  wehh^ 
I  die  Gerichtsverfassung  (Art,  Zahl,  Besetzuni: 
I  der  Sti-afgerichte)  und  die  Art  und  Zahl  dor 
I  abgemachten    Sachen    Ziffern  massig    dlarzu- 
j  stellen  hat.   Die  Geschäftsstatistik  ist  hauj-t- 
i  sachlich  für  die  Justizverwaltung,  insbes^^w- 
I  dere  die  Aufsichtsbehörden  von  Wichtigkeit, 
I  um    danach    die    Thätigkeit    der    Gerichte. 
I  deren  Bedarf  an  Personal  etc.  beurteilen  zi; 
können.     Der   zweite  Teil  der  Statistik  d»^r 
Strafrechtspflege   ist    diejenige   der  Kecht- 
sprechung  der  Strafgeiichte,  die  eigentliche 
J  US tiz Statist ik.    In  dieser  soll  die  An- 
wendung der  Strafgesetze  durch  die  Straf- 
urteile fällenden  Behörden  gezeigt  werden; 
also   Verurteilungen    und    Freisprechungen, 
Zuerkenn ung  der  Strafarteu  und  Sti^fmasse 
nach  Deliktsarten.   Durch  sie  wird  die  Aus- 
ttbimg  der  Justiz  auf  Grund  der  gegel)eaon 
gesetzlichen  Grundlagen  dauernd  beobachtet, 
und  sie  ist  darum  für  die  Kriminalisten  imd 
die  ziu-  Gesetzgebung  in   kriminalistis<.*heD 
Dingen  Berufenen  von  grosser  Wichtigkeit. 
Die    Veröffentlichungen    zur    Jiistizstatistik 
finden  sich  teils  mit  der  GeschäftsstatL^ik, 
teils  mit  der  Kriminalstatistik  im    engeren 
Sinne    verbunden.      An    die    Justixstatistik 
reiht  sich  uaturgemäss  an  drittens:  die  Ge- 
fängnisstatistik, welche  zeigt,  wie  das 
Urteil  an  den  zu  Freilieitsstrafen  Veinu^eil- 
ten  vollstreckt  worden  ist  oder  wird,  und 
über  Zahl  und  Art   der  Gefangenen,   den 
Zustand  der  betreffenden  Anstalten,  die  Art 
des    Strafvollzuges,    die    Kosten    desselben 
Rechenschaft  giebt.    Ihr  Inhalt    ist  nutzljar 
zu  machen  für  die  Verwaltung  und  für  die 
Förderung   philanthropischer   Bestrebungen. 
Und   nun  als  vierte  Abteilung  der  Statistik 
der  Straf rechtspflege  ergiebt  sich  die  Kri- 
minalstatistik oder  Statistik  der  Krimi- 
nalität.   Sie  beschäftigt  sich  mit  den  Ver- 
brechern  —  dieser  Ausdnick  ist  für  Per- 
sonen,  welche   wegen   Üebedretung  eines 
Strafgesetzes    vor    Gericht     gezogen    imd 
schuldig  erkannt  werden,  gestattet,  wenn 
auch  die  juristische  Terminologie  unter* Ver- 
brechen« nur  einen  engeren  Kreis  von  Straf- 
thaten  vei-steht  —  als  Bestandteilen  der  Be- 
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rolkenm^  und  lässt  sich  als  ein  besonderes 
'ntersuehungsfeld  ebenso  ans  der  Statistik 
\*'Y   Strafrechtspflege  ausscheiden,  wie  sie 
ils  solches  in  die  Bevölkerungsstatistik,  diese 
im    iw^eiteren  Sinne  genommen,   und  in  die 
•-4»g-enannte  Moralstatistik  einbezogen  werden 
kann.     Die  Justizstatistik  betrachtet  die  Ver- 
\»vocher  als  Objekte  der  richterlichen  Thätig- 
koit,      die    Kriminalstatistik    widmet    ihnen 
Aufmerksamkeit  als  sozialen  Wesen,  als  An- 
jreliorigen  einer  Gesellschaft  —  eines  »sozia- 
lt »n   Körpers«  — ,  aus  der  sie  hervorgehen, 
^\uroh  deren  Verhältnisse  ihre  Strafthat  ihre 
U-'-stiininte  Form  angenommen  hat,  von  deren 
I^ben    sie  selbst  ein  Stück  sind    und    zu 
«loren      Lebensäusserungen    die     verbreche- 
rischen   Strafthaten    gehören.     Die    Zahlen 
^ler    Kriminalstatistik    gewinnen    also    erst 
Hoden    durch  ihre  Beziehung  auf  die  Be- 
V  r )  1  k  e  r  u  n  g  s  zahlen.       Die     Justizstatistik 
kann    mit  der  blossen  Zahl  der  Verbrecher 
Mj^-^rieren,  z.  B.  lehrreiche  Untersuchungen 
über  die  ihnen  zuerkannten  Strafen  anstellen, 
für  die  Kriminalstatistik  aber  wu-d  die  Ver- 
l^reeherzahl  erst   brauchbar  diurch  den  Ver- 
rieich    mit  der  Bevölkenmgszahl ,   aus  der 
sio   hervorgehen,  und  den  Vergleich  jeder 
nach  Geschlecht,  Alter  etc.  unterschiedenen 
Kategorie  von  Verbrechern  mit  der  entspre- 
rhenden  Bevölkerungskategoiie.    Die  Stärke 
f\er  Kriminalität  kann  nur  gemessen  wei-den 
an  der  Zahl  der  Kriminellen  im  Verhältnis 
zur  Zahl  der  Kriminalfähigen,  d.  h.  der  zur 
He^hung  des  betreffenden  Delikts  körperlich 
und  geistig  Befähigten,  deren  Kreis  juristisc^h 
<\virch     die    »Straimündigkeit«    (nach    dem 
«loutschen  St.G.B.  vom  vollendeten  12.  Lebens- 
jahre an)  begrenzt  wird. 

2.  Zweck.  Der  Zweck  der  Kriminal- 
siatistik  besteht  darin,  dass  sie  durch  Zäh- 
lung der  kriminellen  Personen  und  der 
Handlungen,  welche  als  Angriffe  auf  den 
Frieden  der  Gesellschaft  betrachtet  werden 
können,  den  Massstab  der  Kriminalität  liefern 
soll.  Die  Richtung,  die  Stärke,  die  Verän- 
«lerungen  dieser  Aeusserungen  sollen  ge- 
messen werden.  Damit  wird  einerseits  ein 
Beitrag  ziu-  Darstellimg  des  Geisteslebens 
der  Bevölkenmg  geliefert,  andererseits  — 
iusbesondere  durch  die  Zählung  der  krimi- 
nellen Handlungen  —  das  Mass  der  Ge- 
fälmiung  der  Gesellschaft  durch  diese  An- 
griffe festgestellt.  Es  ist  damit  schon  ge- 
sagt, dass  niu-  solche  Handlungen  in  Be- 
tracht kommen  können,  die  für  dieBeiu^ei- 
lung  dieser  Tendenzen  bedeutend  und  wich- 
tig sind,  und  dass  die  Kriminalstatistik  sich 
aiä  die  Einbeziehung  solcher  strafbaren 
Handlungen,  die  als  Ausfluss  verbrecherischer 
Gesinnung  ni(!ht  betrachtet  werden  können, 
vie  es  z.  B.  die  meisten  der  im  deutschen 
Strafgesetzbuche   als   *üebertretungeu«    be- 


zeichneten Handlungen  sind,  nicht  einlassen 
sollte. 

Dass  die  Kiiminalstatislik  keinen  Mass- 
stab fiir  die  Moralität  der  Bevölkerung  über- 
haupt geben  kann,  ist  klar.  Nur  diejenigen 
Handlungen,  welche  das  Strafgesetz  als  vor 
die  Gerichte  gehörig  bezeichnet,  und  unter 
diesen  nur  die,  welche  wirklich  entdeckt 
und  auch  verfolgt  werden,  gehören  ihr  an. 
üntej-  der  Voraussetzung  aber,  dass  die 
Quote  der  nicht  zur  Entdeckung  und  nicht 
zur  Verfolgung  kommenden  Strafthaten  un- 
gefähr gleich  bleibt,  sind  die  Jahresnach- 
weise der  Kriminalstatistik  zur  Beurteilung 
der  Abnahme  und  Zunahme  der  Verbrechen 
und  strafbaren  Handlungen  wichtig. 

3.  Unterlagen.  Was  die  Kriminalsta- 
tistiken liefern  können,  sind  die  Kontingente 
der  wegen  Strafthaten  angezeigten  oder  an- 
geklagten oder  abgeurteilten  Personen  nnd 
der  dazu  gehörigen  Handlungen  nach  ihrer 
durch  das  Strafrecht  bestimmten  Art.  Da 
eine  Person  nicht  in  demselben  Jahre,  wo 
sie  die  That  begangen  hat,  ziu-  Anzeige, 
Anklage,  Aburteilung  zu  kommen  braucht, 
ausserdem  eine  Person  wegen  verschiedener 
Thaten  derselben  oder  verschiedener  Art, 
die  gleichzeitig  oder  auch  zu  verschiedenen 
Zeiten  verübt  sein  können,  vor  Gericht  ge- 
zogen werden  kann,  so  sind  die  Jahreskon- 
tingeute  von  Personen  und. Delikten 
nicht  die  gleichen.  Ausserdem  ist  zu  be- 
achten :  wenn  in  einer  Statistik  zu  lesen  ist, 
dass  die  Verbrecherzahl  eines  bestimmten 
Jahres  x  betrage,  so  ist  damit  gemeint,  dass 
in  diesem  Jahre  x  Verbrecher  —  die  zum 
Teil  aus  Personen  bestehen,  die  schon  bei 
früheren  Jahreskontingenten  oder  in  dem- 
selben Jahi'eskontingente  wegen  anderer 
früherer  Thaten  enthalten  waren  —  zur 
Anzeige  oder  Anklage  oder  Aburteilung 
kamen;  die  Verbrecher  gehören  aber  ihren 
Thaten  nach  zum  Teil  in  ein  früheres  Jahr, 
und  man  kann  daher  z.  B.  die  Nahnmgs- 
mittel preise  des  Jahres,  für  welches  die 
Kriminalstatistik  gilt,  nicht  ohne  weiteres 
mit  der  Kriminalität  des  Jahres  in  Verbin- 
dung bringen,  weil  eben  die  betreffenden 
Strafthaten  zum  Teil  schon  im  Vorjahre  be- 
gangen waren. 

Bedeutung  und  Wert  der  kriminalisti- 
schen Zahlen  sind  verschieden,  je  nachdem 
sich  die  Nachrichten  auf  Anzeigen,  Anklagen 
oder  Aburteilungen  beziehen.  l)ie 
letzteren  geben  entschieden  den  besten 
Massstab,  weil  auf  den  früheren  Stufen  des 
Verbrechens  grosse  Unsicherheiten  über 
die  Qualität  der  Handlung  und  das  Vor- 
handensein einer  strafbaren  Handlung  über- 
haupt bestehen.  Die  Kriminalstatistik  sollte 
sich  daher  immer  nur  auf  die  rechtskräfti- 
gen Entscheidungen  stützen. 

Die  Erhebungen  für  die  Kriminalstatistik 
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sollten  sich  nicht  weiter  ausdehnen,  als  Be- 
ziehungen der  kriminellen  Pereonen  auf  die 
Bevölkerung  berechnet  und  veniünftiger- 
weise  Beziehungen  zwischen  Kriminalität 
und  persönlichen  Eigenschaften  angenommen 
werden  können.  Eine  ganze  Reihe  von 
Fragen,  die  als  »interessant«  erklärt  und 
vielfach  auch  erhoben  zu  werden  pflegen, 
sind  für  die  Krimi nalstatislik  in  der  That 
unbrauchbar:  so  diejenige  nach  der  unehe- 
lichen oder  ehelichen  öeburt  des  Verbre- 
chers, seiner  Bildungsstufe,  seinen  Wohl- 
habenheitsverhältnissen, seiner  Religion, 
seinem  Familienstande.  Ein  Teil  dieser 
Fragen  ist  deshalb  nutzlos,  weil  die  betreffen- 
den Kategorieen  in  der  Bevölkerung  nicht 
festgestellt  werden,  so  die  Zalil  der  leben- 
den unehelich  Geborenen,  der  Gebildeten, 
der  Wohlhabenden,  also  keine  Beziehungen 
hergestellt,  keine  Yerhältniszahlen  berechnet 
werden  können ;  ein  anderer  Teil  ist  es  des- 
lialb,  weil  die  betreffenden  Eigenscliafteii  über- 
haupt keinen  wahrnehmbaren  Einfluss  auf  die 
Kriminalität  haben  können,  wie  die  Konfes- 
sion und  die  Religion  (so  wie  diese  bei  uns 
in  Deutschland  vertreten  sind),  der  Familien- 
etand ,  da  andere  Faktoren ,  wie  R  a  s  s  e  j 
und  Beruf  gegenüber  der  Religion,  dann 
Geschlecht  und  Alter  gegenüber  dem 
Familienstande  einen  so  viel  mächtigeren 
Einfluss  haben,  dass  man  doch,  trotz  aller 
feinen  Distinktionen  und  Berechnungen,  zu 
keiner  sicheren  Beurteilung  des  Einflusses 
der  anderen  Faktoren  kommen  wird.  Es 
ist  durch  diese  unverwertbaren  Fragen  und 
aussichtslosen  Untersuchungen  nel  Kraft  in 
der  Kriminalstatistik  vei-schwendet  worden. 
Dieselbe  wird  genug  thun,  wenn  sie  an 
Personalien:  Geschlecht,  Alter,  Beruf, 
Vorstrafen  erfragt. 

Hierbei  ist  die  Frage  nach  dem  Beruf 
deshalb  sehr  schwer  verwertbar,  weil  die 
Berufsklassen  der  Verbrecher  auf  die  ent- 
sprechenden Berufsklassen,  wie  sie  in  der 
Bevölkerung  vertreten  sind,  bezogen  wenlen 
müssen.  Wenn  man  nmi  auch  die  letzteren 
auf  Gnmd  von  Volkszählungen  ausgeschie- 
den hat,  so  kann  man  doch  nicht  erwarten, 
für  die  Verbrecher  gleichartige  Auszäli- 
lungen,  welche  eben  für  die  Berechnung  von 
Verhältniszahlen  notwendig  sind,  zu  erhalten. 
Die  Erhebungen  über  den  Beruf,  die  aus 
Anlass  der  gerichtlichen  Verhandlungen  zur 
Feststellung  der  Personalien  der  Verbrecher 
gemacht  werden,  richten  sich  nicht  nach 
jenen  bei  den  Volkszählungen  vorgenomme- 
nen Klassifikationen  und  sind  sowolil  hin- 
sichtlich der  Berufsali:  wie  der  Berufsstel- 
lung regelmässig  weniger  eingehend  und 
genau,  weil  der  Richter  in  der  Mehrzahl 
der  Fälle  kein  erhebliches  Interesse  an  sol- 
chen Nacliforschungen  liat.  Namentlich  ist 
die  bei  den  Gerichten   sehr  beliebte  Kate- 


gorie > Arbeiter«,  die  für  die  CharakterL^^LV^ 
rung  der  Person  genügend  befimden  wirl. 
ein  starkes  Hemmnis  für  die  Benifseint»  > 
lung  der  Verbreclier  und  für  ziffenimässi'.;- 
Vergleiche  mit  derjenigen  der  Bevölkerunc. 

Was  die  Vorstrafen  betrifft,  die  r^^- 
wiss  ein  "wichtiges  Moment  zur  Beurteiluoc 
der  Kriminalität  sind,  so  ist  deren  Fecht- 
stellung mit  Hilfe  der  Sti-afregister  (ca^vr 
judiciaire)  gewiss  durchführbar  und,  wn 
solche  bestehen,  genügend  gesichert-  R^ 
Schwierigkeit  liegt  in  der  Herstellung  kc- 
rekter  Vergleiche  der  in  einem  Jahr  zum  L 
2.  u.  s.  w.  mal  bestraften  mit  den  Vorl»^- 
straften  und  nicht  Vorbestraften  in  der  B*^ 
völkeruug.  Es  hat  ein  erhebliches  Inten^^  . 
zu  ermitteln,  ein  wie  grosser  Teil  der  Ver- 
brecher sich  aus  den  schon  Vorbestraft-n 
rekrutiert,  und  dazu  müssen  die  Rückföilig^L 
auf  die  des  Rückfalls  fähigen  Personen  W- 
rechnet  wei-den  können.  (Vgl.  über  din-^*' 
Frage  insbesondere  die  unten  angefühn«^!! 
Schriften  von  Kühner,    Zucker  nnd  Mayr.i 

Ausser  den  Angaben   über   jene  j-ersiln- 
lichen  Verhältnisse  wini  die  Kriminalstatis- 
tik  noch  benutzen  können  diejenigen  nl'CT 
den  Ort  und  über  die  Zeit  der  That.    IVr 
Ort  der  Tliat   nämlich  trifft  in   der  Bi^A 
zusammen  mit  dem  Wohnort  (regelniässi^'n 
Aufenthaltsort)  des  Verbrechers   oder  liecr 
im  Umkreise  desselben;  wenn  man  also  d:^ 
Verbrecherzahlen  nach  Bezirken  ordnet.  •^' 
kommt  man  dadureh  dem  Ausdrucke  für  die 
Kriminalität  der  Wohnbevölkerung  der  ?<•?- 
treffenden  Bezirke  so  nalie,  als  es  mit  \W 
Hilfsmitteln  der  Statistik  überhaupt  möglich 
ist :  und  mit  der  bezirksweisen  Zählung <i«r 
T baten  gewinnt  man  jedenfcills  den  Ma><- 
stab  für  die  Gefährdung  der  Bevölkernni'' 
des    Bezirks    durch   die   verschiedenen  im 
Strafgesetzbuch    vorgesehenen     Arten    v-ii 
Straf thaten.      Die   Feststellung    des  Zeit- 
punktes der  Begehung  der  That  —  der 
vom  Zeitpunkte  der  Aburteilung  mehr  oder 
weniger  entfernt  liegt  —  ist  schon  deshiilt 
notwendig,  um  die  Thaten  und  damit  auch 
die  Thäter  nach  Zeiträumen  richtig  onlnon 
zu  können,  im  Unterschiede  von  den  Zeit- 
räumen (Jaliren)  der  Aburteilung.     Man  }yit 
aber    dafür    noch    eine    andere    statistiscli-^ 
Verwendung,  nämlich  die  üntereuchung  de^ 
Znsammenhanges   der  Häufigkeit  der  Straf- 
thaten  und  ihrer  Arten  mit  dem  meteorolo- 
gischen Charakter  der  Zeitabschnitte :  3Ionafe, 
Jahreszeiten.     Man  findet  da   für  einzelne 
Deliktsarten  eine  gewisse  Bewe^mg  nach 
Jahreszeiten  heraus,    z.  B.  ein  Anschwellen 
der  einfachen  Diebstälüe  in  den  Wlnternio- 
naten,   der  Unzuchtsdelikte  in   den  ersten 
Sommermonaten,   die  den  Moi-alstatistikerii 
mancherlei  Anlass  zu  mehr   oder  weniger 
tiefsinnigen  Betrachtungen  über  die  Abliän- 
gigkeit    des  Menschen    von    äusseren  Ver- 
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hältnissen  gegeben  habeo.  Es  ist  aber  uicht 
ratsam,  die  Kriminalstatistik  fortgesetzt 
mit  solchen  Untersuchungen  zu  belasten,  die 
ihrer  Xatur  nach  immer  zu  den  gleichen 
Ergebnissen  führen  müssen  und  kriminal- 
politisch brauchbare  Belehrungen  über  den 
Gang  der  Kriminalstatistik  nicht  bieten 
können. 

4.  Inhalt  Der  Inhalt  der  Kriminalstatistik 
*ler  einzelnen  Länder  ist  dei-art  verschieden, 
dass  die  "Vergleichbarkeit  so  gut  wie  ganz 
aujigeschlossen  ist.    Es  liegt  dies  daran,  dass 
die   Kriminalstatistik   selbstverständlich  ab- 
liangig    ist    von    der    strafrechtlichen   Ver- 
fassung —  »Strafrecht«  wäre  zu  wenig  ge- 
sagt   —    der    einzelnen    Staaten,    nämlich 
1.  den   Definitionen  der  Delikte  im  Straf- 
gesetz, 2.  der  Abgrenzug  zwischen  offizieller 
und  privater  Strafverfolgimg,  3.  der  Intensität 
der  Strafverfolgung  an  und  für  sich.    Für 
die  Zählung  der  Verbrecher  überhaupt  kommt 
auch  noch  in  Betracht,  welche  Grenze  der 
Straf  mündigkeit  —  bei  uns  12  Jahre  —  ge- 
zogen, wann  also  die  gerichtliche  Aburteilung 
ül>erhaupt  möglich  ist.  —  Am  ehesten  können 
noch  Vergleiche  in  der  Art  gemacht  werden, 
dass  man  gewisse  in  den  Motiven,  wenn 
auch  nicht  der  strafi-echtlichen  Benennung 
nach,  gleichartige  Delikte  zeitlich  verfolgt, 
z.  B.  aus  unserer  Statistik   »Einfachen  und 
schweren  Diebstahl«,  aus  der  österreichischen 
Verbrechen  und  Cebertretungen  des  Dieb- 
stahls«, aus  der  französischen  »vol«  (crimes 
et  delits).     Aber  selbst  Delikte,   die  nach 
landläufiger   Auffassung    ihrer  Begrenzung 
nach  kaum  zweifelhaft  sein  sollten,  geben 
keine  unmittelbaren  Vergleichszahlen;   man 
würde  z.  B.  sehr  fehl  gehen,  wenn  man  das 
als   Mord  (meurtre)  bezeichnete  Verbrechen 
zur   Grundlage    eines   Vergleichs   zwischen 
Deutschland,  Oesterreich,  Frankreich  machen 
wollte;    denn    dem    »Mord«     nach    öster- 
reichischem Recht  würde  man  die  bei  uns 
als  >Mord«  imd  als  »Totschlages,  in  Frank- 
mch  die  als  »assassinat«,  »empoisonnement«, 
parricide«     imd     »meurtre«     bezeichneten 
Delikte  gegenübei-stellen   müssen.   —  Dass 
^ie  Kriminalstatistik  Englands,  wo  ein  viel 
grosserer  Teil  der  Strafverfolgung  der  Privat- 
iaitiative  überlassen  ist    als  in    den    kon- 
tinentalen Staaten,  in  einem  ganz  anderen 
Sinne  beurteilt  werden    muss    als  die  deri 
letzteren,  ist  unzweifelhaft;  dass  man   die 
'^ahl   der    Verurteilten    —   und    nur   diese 
liann  als  Massstab  der  Kriminalität  benutzt 
werden  —   in    Italien    nicht   mit   der   von 
anderen  Staaten,  die  sich  einer  kräftigeren 
Polizei  und  Strafgewalt  erfreuen,  vergleichen 
^aun,  liegt  auf  der  Hand.  —  2,\i  diesen  in 
^ien  Grundlagen   der  Rechtsverhältnisse  ge- 
gebenen Vergleichsschwierigkeiten  kommen 
Doch  die,    welche    sich    infolge    des  Auf- 
i^ans  der  Statistik  geltend  machen;   dahin 


gehören  die  Unterscliiede  erstens  im  Um- 
fang der  Statistik:  ob  sie  sich  auf  alle  im 
Strafi^cht  anerkannten  Verfehlungen  er- 
streckt oder  nur  auf  einen  Teil  derselben 
(bei  uns:  Verbrechen  und  Vergehen,  während 
die  Cebertretungen  —  St.G.B.  §  360  ff.  — 
ausgeschlossen  sind) ;  dann  ob  die  Basis  der 
Statistik  in  die  Veinirteilten,  Abgeurteilten, 
Angeschuldigten  oder  gar  Angezeigten  gelegt 
ist;  ferner:  die  Ai-t  der  Zählung  der  Per- 
sonen: ob  sie  im  Falle  gleichzeitiger  Ab- 
lu^eilung  wegen  zweier  oder  mehrerer  Straf- 
thaten  bei  der  schwersten  derselben  (wie 
bei  uns)  oder  bei  jeder  dereelben  gezählt 
werden.  Andere  erst  beim  Detaüstudium 
der  statistischen  Konstruiction  bemerkbare 
Eigentümlichkeiten  können  auch  noch  grossen 
Einfhiss  auf  die  Vergleichbarkeit  der  Zahlen 
des  einen  Landes  mit  der  des  anderen  haben. 

Die  Herstellung  einer  Kriminalstatistik 
ist  in  den  grösseren  Kulturstaaten  wohl 
zuei"St  in  Frankreich  begonnen  worden, 
wo  schon  seit  Mitte  der  20  er  Jahre  des 
19.  Jahrhunderts  solche  Berichte  ver- 
öffentlicht werden.  Sie  erscheinen  gegen- 
wärtig jährlich  unter  dem  Titel  »Compte 
general  de  Tadministration  de  la  justice 
criminelle  en  France«:.  Die  Tabellen  werden 
durch  einen  »Rapport«  des  Justizministers 
eingeleitet,  der  das  wichtigste  aus  ihnen 
mit  Rückblicken  auf  die  letzten  zehn  Jahre 
hervorhebt.  In  Oesterreich  beginnt  die 
Kriminalstatistik  im  Anfang  der  50  er  Jahre 
(Str.G.B.  von  1852).  Die  »Ergebnisse  der 
Strafrechtspflege«  werden  als  3.  Heft  der 
»Statistik  der  Rechtspflege«,  bearbeitet  unter 
Mitwirkung  des  K.  K.  Justizministeriums  im 
Bureau  der  K.  K.  Statistischen  Central- 
kommission,  von  letzterer  jährlich  heraus- 
gegeben. Die  Kriminalstatistik  für  Ungarn 
findet  sidi  in  dem  auch  in  deutschem  Text 
herausgegebenen  »Ungarischen  Statistischen 
Jahrbuch <>.  In  England  beginnt  die  Kri- 
minalstatistik in  der  Mitte  der  50  er  Jahre. 
Die  »Criminal  Statistics«  erscheinen  jährlich 
als  Part  I  der  »Judicial  statistics,  England 
and  \Vales<.  mit  der  ausführlichen  Bezeich- 
nung »Statistics  i*elating  to  criminal  proceed- 
ings,  Police,  Coroners,  Prisons,  Refonnatory 
and  Industrial  Schools  and  Criminal  Lunatics 
for  the  year  .  .<v  mit  einer  Introduction, 
herausgegeben  vom  Home  Office.  Die  Kri- 
rainalstatistik Italiens,  wo  1890  ein  neues 
Strafgesetzbuch  eingeführt  worden  ist,  wird 
von  der  Direzione  generale  della  Statistica 
als  »Statistica  giudiziaria  pönale«  jälirlich 
herausgegeben  mit  zeitweilig  erecheinenden 
>Notizie  complementari  alle  statistiche 
giudiziarie  penali< ,  welche  ausgiel)igere  Nach- 
richten über  die  persönlichen  Verhältnisse 
der  Verurteilten  enthalten. 

Ausführlicher  als  die  Kriminalstatistik 
eines  dieser  Staaten  ist  die  des  Deutschen 
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Kriminalstatistik  des  Deutschen  Reichs. 


Jahr 


Die  von  deutschen  Gerichten  VerurteiJten 
(wegen  Verbrechen  und  Vergehen) 


Verurteilte  Personen 


männl.  i  weibl. 


davon  standen  im  Alter  von bis  unter Jahren* 


12—18     I       18—40 


40-60 


Fn-i- 


60  n.  mehr     cb-c 


männl.  weibl.    männl.  |  wpibl.jraännl.  weibl.  männl. [weibl.; 


1882 
1883 
1884 
1885 
1886 
1887 
1888 
1889 
181K) 
1891 
1892 
1893 
1894 
1895 
1896 
1897 

Durchschnitt 


Auf  100  000  Ein- 
wohner der 
gleichen  Kate- 
gorie der  straf- 
mündi^enClvil- 
bevölkernng 


267353162615329968 
266963:63  165330  128 
281  63764340345977 
281  72861359343087 
291  43461  566353000 


294  642 
288481 

303  195 
314  192 


61  715356357 

62  184350665 
66  449  369  644 


24  358  6  361  '177  922  35  124  54  880  17  650  7  940  2  39n 

23  747  6  219  179  739,35  ^43  54  188  17  97»  7  8^3  2  324 

24  964' 6  378  119101936  187  56  198  ,18461  8  152  2455 
24633  6071  1926733461455  583  17682  7752  2292 
25486  6027  20059534941  56378  17628  8128  2461 
26  822,  6291  202456  34711,56  501  17825  8079  246; 
26  697,  6  372  '20I  194  35  494  52  473  17  567  7  427  |2  372 
29  832  6  958  I209  286  37  986  55  525  18  65 1  7  897  2  453 


6725838145033495  7508  215  346  37  870156  938  18966  7786  2514 


321657I69407391064 
347  050175  277422  327 
356232  74  171  430403 
370388:75722446  110 
377  214  76  997  454  211 
38243274567456999 
387  054176  531  463  585 
32072868333389061 
82,4  '   17,6   100,0 


I  9281   376   I  118 


73636 

73  954 

7S0K 

77  ^7^^ 
79  ^'7 
79  ^37 
79  t»oo 
85  5rc 
90  S50 

94  Oji"» 


34  636  7  676  220  179  39  505  58  526  19  280.  7  902  ,2  595 

38217    8279    2369094303063  156  120973,8328    2695  i02  2iy. 

3603317743  245  854  42  339,65  440  >!  I45,8  473'2  6q6  ioS  123 

37  850  7  704  255  494j43  943  67  873  ,21  064'  8  616  2  692  1 15  S2t> 

36673  7  711 '262261  4496269082  21  313  8  719 '2  766  124  541 

36948'  7327  ,268  1394363568  171  '20664  8744:2684  123016 

37  327  8  002  I272  757  44  890,67  971  120  773  8  649  ,2  668  123  753 


31  107  7  039  220  739  39  067  59  930  19226  8  151 
8,0        1,8    ;    56,7    1   10,0      15,4        4,9    I    2,1 


1 


2  ^33     94  55^ 
0,7 


I 


1 


987,     224 1     2983.      479    1397.      409      454 1    118  272 

*)  Soweit  die  Zahlen  der  Verurteilten  für  die  Altersklassen  nicht  die  Summenzahlen  der 
Verurteilten  überhaupt  oder  der  männlichen  oder  weiblichen  Verurteilten  ergeben,  ist  das  Alter 
unbekannt  geblieben. 


Es  waren  Personen  verurteilt  wegen 


Jahr 


Diebstahls 


ein- 
fachen 


schwe- 
ren 


Körper-      | 

Verletzung 

ein-    I 

f acher    ,5", 
3)       I  lahrl. 


Be 
trug*) 


Unter- 
schla- 
gung 


Mein- 
eid u. 
Falsch 
eid 


Brand- 
stif- 
tung 


Mord 


1  Yor- 

_  ,        Un-        be- 
^^^-   tzueht.  strafte 
schlag    Not- 
izueht' 


1882 
18Ö3 
18W 
1885 
1886 
1887 
1888 
1889 
1890 
1891 
1892 
1893 
1894 
189Ö 
1896 
1897 

Durchschnitt 

0 

0 

aller  wegen 

Verbrechen  und 

Vergehen 

Verurteilten 


91  132 
89  120 
86158 
80516 

79  785  , 

76  198  I 

75  245  ' 


II  918  16527  '38291 

10513I  17  116I40933 

10562  18  718 '48  118 

9882I  18620  I51  449 

9  0311  19334  53  759 
92091  19202  155  821 
9132'  18  374  (55  223 


82966,10390  19730  57  191 
81928  10  7971  21  546 '60948 
86  739  1 1  1941  21  987  '61  896 
95  526  1 13  6691  22  821  I65  666 
83719  1120361  24315  72919 
82941  12  518  25  6^6  77401 

81  558  In  486I  26927  I80096 

79  407 : 1 1 7401 27  229  85  032 

82  035  !  1 1  394I  26  600  |86  624 

83  436   10967!  21  544  |6i  960 


21,4  ,  2,8 


5,5  .  15,9 


II  969 

12387, 
12690! 
12618 
13609' 
14  560' 
14  9781 
16848' 
17364 
18949' 
20  7 1 1 ' 

20  5  83 1 

21  923' 

22  392| 
21775, 
23075, 

17277 


4,4 


14577' 
14  568  I 
14  630  I 

14  432  i 

14  731  I 
145041 
14781  I 
15888' 
16340! 
17  184  I 
18372  I 
18055  1 
18715! 
19  282  I 
18398, 
19  162  , 


1  607 
I  404 
1556 
'  595 
1398 

1515 
I  468 
1511 

153» 
1616 

1552 
I  671 
1548 
I  747 
1523 
1450 


16476;  I  543 


644 
627 
609 
573 
552 
524 
482 
419 
488 
46«; 
577 

«;32 
508 

485 

479 
468 

527 


4,2 


*)  Einschliesslich  der  Personen,  gegen  die 
delikt.    *)  Auch  im  wiederholten  Rückfall. 


0,4 


15» 
153 
139 
126 
144 
131 
95 
107 

133 
88 
144 
114 
HO 

113 
108 
101 

122 


0,03 


das  Verfahren  eingestellt 


169 
164 

131 
164 

154 
142 

117 
148 
125 
160 
172 
167 
165 
170 
162 
174 

155 


0,04 
wurde 


2918 
2771 
2797 
2896 
3221 

3  169 
3088 
3212 
3293 
3332 
3490 
3859- 
4144 
4221 

4  539 
4222 


S23Q; 
85  453 
9i  219 
94015 
99  lOI 
102  Sjy 
102912 
1156S4 
12506S 

1330^5 
I4ö6q: 
151670 
164721 
172  iw 

177574 
I83S43 


3448  126777 


0,9     32.6 
')  Antrags- 
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Reichs,  die  mit  dem  Jalire  1882  beginnt 

l^tr.O.B.    von    1871)    und   jährlieh    als   ein 

Rand  der  ^Statistik  des  Deutschen  Reichs« 

'veröffentlicht    wird.      Dem    umfangreichen 

Tabellenwerk  wird  eine  textliche  Bearbeitung 

beigegeben,  die  für  den  einen  Teil  desselben 

vom   ßeichsjustizamt,  für  den  anderen  vom 

Xaiserlichen  Statistischen  Amt  geliefert  wird. 

Die    voretehende  Tabelle  fasst  eine  Anzahl 

der      wächtigsten    Zahlen,    welche     unsere 

Ki-iminalstatistik  bis  jetzt  geliefert  hat,  zu- 

Kammen. 

liitleratur:  X.  Bodio,  ComparabUiU  des  statit' 
ti^ue*  penaleSf  Bulletin  de  V Institut  interncUional 
</«  »tatisUque,  Urne  VI,  1892.  —  A,  Bosco,  Lo 
isiudio  delia  delinquema  e  Ic  classißcazione  dei 
reaii,  ebendaselbst.  —  M.  E,  Yvem^8f  Les 
el^ments  essentieU  qni  doivent  ßguter  dans  la 
jftatistique   rriminelle,    daselbst,   tome   III,    1888. 

—  W,  Starhe,  unter  demselben  Titel,  ebenda, 
tarne  IV,  1888.  —  O.  Biehter,  KriminaUtatü- 
tisrhe  Vergleiche  in  Bezug  auf  di€  Nachweise 
über  Geschlecht  und  Alter,  Vierteljahrshefte  zur 
Statistik   des   DeiUschen  Reichs,   1892,  Heft  III. 

—  O,  r.  Mayr,  Weseji  und  Ziele  der  Kriminal- 
Statistik,  Jahrb.  f.  Kriminalp.  u.  innere  Mission  I, 

1895.  —  E.  Würzburger,  Ueber  die  VergUich- 
barkeil  kriminalistischer  Daten,  Jahrb.  f.  Nat. 
u.  Stat.,  N.  F.,  Bd.  14,  1887.  —  K.  Seutemann, 
I>i€  im  engeren  Sinne  soziale  Kriminalstatistik 
als  Statistik  der  Reehtsverletzungeji,  Jahrb.  für 
Gesetzgebung ,  Verwaltung  und  Volksunrtschaft, 
Jahrg.  2S,  1899.  —  H,  V.  Scheel,  Zur  Ein- 
führung  in   die   Kriminalstatistik,    insbesondere 

des  Deutschen  Reichs,  Mayrs  Alldem.  Statistisches 
Archiv,  I.  Jahrg.,  1890.  —  G.  Tarde,  La 
rriminalite  comparee,  Paris  1866.  —  Ä  P. 
JFalkner,  Kriminalität  und  Kriminalitätsstatistik 
■mit  besonderer  Anwendung  auf  amerikanische 
Verhältnisse,  Zeitschrift  für  Kriminalanthropo- 
lo^ie,  1897,  lieft  IIL  —  W,  D.  Morrison, 
The  interpretation  of  Oriminal  Statistics,  Journal 
of  the  Royal  Statistical  Society,  London,  March 
1897. 

Insbesondere  zur  Stat.  der  Rückfälligen: 
O,  Köfnier,  Die  Methode  einer  wissenschaß- 
lirhen  RückfaUsstatistik,  Berlin  lS9S  (Sonderabdr. 
atth   Zeitschr.  f.  d.  ges.  Strafreehtsw.  XIII,  5). 

—  A,  Zucker,  Ein  Beitrag  zur  Entwickelung 
einer  riehtigen  Rüekfallsstatistik ,  Wien  1894 
(Selbstverlag),  —  Q,  v,  Mayr,  Zur  Reform  der 
RückfaUsstatistik,  ÄUgem.  Stat.  Arch.,  Jahrg.  1893. 

—  Zur  Organisation  der  Riickfallsstatistik,  ebenda 

1896.  —  Gutachten  über  die  Organisation  der 
RückfaUsstatistik  in  den  Mitteilungen  der  Inter- 
nationalen Kriminalistischen  Vereinigung,  Bd.  4 
und  5,  1894  ^*^^<i  1^95. 

H,  V,  ScheeL 
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I.  Einleitung. 

1.  Begriffliches.  Von  Medizinern  ge- 
braucht, bedeutet  das  Wort  Krise  den  ent- 
scheidenden Wendepunkt  im  Verlaufe  einer 
Krankheit.  Im  volkswirtschaftlichen  Sinne 
wird  es  für  ökonomische  Störungen  sehr 
verschiedenartiger  Natur  angewendet.  Doch 
handelt  es  sich  in  der  Regel  um  Störungen 
des  Gleichgewichtes  zwischen  Produktion 
Tuid  kauffähiger  Nachfrage.  Mit  ziemlicher 
Uebereinstimmung  werden  als  Merkmale 
einer  nahenden  Krise  genannt :  rege,  ja  wag- 
halsige und  unsolide  Unternehmungslust, 
eine  weite  Kreise  ergi^eifende  Sucht,  sich 
rasch  zu  bereichern  imd  langsamen,  aber 
sicheren  Gewinn  zu  verschmähen,  eine  merk- 
würdige Leichtgläubigkeit  des  Publikums 
gegenüber  neu  auftretenden  Unternehmungen, 
eine  rasche  Steigerung  der  Warenpreise,  des 
Arbeitslohnes  und  der  Kurse  von  Industrie- 
und  Bankpapieren.  Der  Verlauf  einer  bereits 
eingetretenen  Krise  aber  wird  von  Fr.  Engels 
treffend  in  folgender  Weise  geschildert: 
»Der  Verkehr  stockt,  die  Mäi-kte  sind  über- 
füllt, die  Produkte  liegen  da,  ebenso  massen- 
haft wie  unabsetzbar,  das  bai'e  Geld  wii'd 
unsichtbar,  der  Kredit  verschwindet,  die 
Fabriken  stehen  still,  die  arbeitenden  Massen 
ermangeln  der  Lebensmittel  .  .  .  Bankerott 
folgt  auf  Bankerott,  Zwangs  verkauf  auf 
Zwangsverkauf.  Jahrelang  dauert  die  Stockung, 
Produktivkräfte  wie  Produkte  werden  massen- 
haft vergeudet  und  zerstört,  bis  die  aufge- 
häuften Warenmassen  unter  grösserer  oder 
geringerer  Entwertung  endlich  abfliessen, 
bis  Produktion  und  Austausch  allmählich 
wieder  in  Gang  kommen.  Nach  und  nach 
beschleunigt  sich  die  Gangart,  fällt  in  Trab, 
der  industiielle  Trab  geht  über  in  Galopp, 
und  dieser  steigert  sich  bis  ziu*  zügellosen 
Karriere  einer  vollständigen  industriellen, 
kommerziellen,  kreditlichen  und  spekulativen 
Steeple-chase,  um  endlich  nach  den  hals- 
brechenden Sprüngen  wieder  anzulangen  — 
im  Graben  des  Kraches.«  Kürzer,  aber  im 
wesentlichen  übereinstimmend  lautet  die  be- 
kannte Kennzeichnung  des  modernen  Wirt- 
schaftslebens durch  Lord  Overstone:  »State 
of  quiescence,  improvement,  growing  confi- 
dence,  prosperity,  excitement,  overtrading, 
con^^üsions,  pressure,  Stagnation,  distress 
ending  again  in  quiescence.« 
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Die  neiiei-en  Krisen  (1873—79 ;  1882  bis 
1887)  erscheinen  freilich  mehr  als  laug  andau- 
ernde, chronische,  schleichende  Störungen  des 
Wirtschaftslebens  und  würden  insofern  bosser 
durch  den  Ausdruck  >depression<v  gekenn- 
zeichnet werden.  Je  nach  der  grösseren 
oder  geringeren  Ausdehnung,  welche  den 
wirtschaftlichen  Störungen  zukommt,  spricht 
man  von  allgemeinen  und  besonderen  Krisen, 
während  die  Bezeichnungen  Handelskrisen, 
Börsenkrisen,  Spekulationskrisen,  Produk- 
tionskrisen ,  Gründungskrisen ,  Geldkrisen 
u.  s.  f.  den  verschiedenen  Gebieten  des  Wirt- 
schaftslebens Rechnung  ti-agen,  auf  denen 
die  Stönmgen  sicii  gerade  äussern. 

Die  Krisen  lassen  sich  jedenfalls  nicht 
aus  einem  einzigen  Principe  heraus,  etwa  der 
Planlosigkeit  der  Pi-oduktion,  der  freien 
Konkurrenz,  der  Unterkonsumtion,  dem  Privat- 
eigentum an  Gnuid  und  Boden  etc.  genügend 
erklären.  Bei  jeder  allgemeineren  Krise 
treten  vielmehr  ganze  Reihen  von  Ursachen 
teils  konstanter,  teils  variabler  Natur  in 
Wirksamkeit.  Am  einfachsten  dürften  sich 
die  einzelnen  in  Betracht  zu  ziehenden 
Stönmgsursachen  nach  den  Gebieten  grup- 
pieren lassen,  auf  denen  sie  zur  Entwicke- 
lung  gelangen. 
II.  Ursachen  der  Wirtschaftskrisen. 

2.  Produktion.  Solange  jede  Wirtschaft 
alle  Güter,  deren  sie  bedarf,  sell)st  herstellt, 
kann  eine  Täuschung  in  betreff  des  Bedarfes 
kaum  erfolgen.  Der  hie  und  da  noch  in 
geschlossener  Hauswirtschaft  lebende  Alpen- 
bauer wii-d  über  die  Menge  und  Art  der 
Erzeugnisse,  die  er  in  seiner  Wirtscliaft  für 
seine  Angehörigen  zu  gewinnen  hat,  nicht 
leicht  in  Irrtum  geraten.  Ei-st  mit  der  Aus- 
bildung der  berufsmässigen  Arbeitsteilung 
und  des  Tausch-  und  Markt  Verkehres,  mit 
dem  Uebej'gange  aus  der  Bedarfswirtschaft 
in  die  Erwerbswirtschaft  wird  es  zu  einer 
schw'ierigen  Aufgabe,  d i e  P r o d u k t i o n  in 
quantitativer  und  qualitativer  Hin- 
sicht dem  Bedarfe  anzupassen,  und 
zwar  um  so  eher,  je  mehr  das  Princip  der 
Arbeitsteilung  an  räumlicher  Ausdehnung 
gewinnt  und  an  Stelle  der  unmittelbaren 
Kimdenarbeit  der  unternehmungsweise  Be- 
trieb tritt,  die  Produktion  füi-  einen  imbe- 
kannten, erst  auf  dem  Markte  erscheinenden 
Käufer.  In  den  modernen  Kulturstaaten 
aber  ist  nicht  nur  das  Princip  der  haus- 
und  stadtwirtschaftlichen,  sondern  sogai- 
auch  der  Gedanke  der  uationalwirtschaft- 
lichen  Autai'kie  zu  Gunsten  der  weltwirt- 
schaftlichen Ai'beitsteilung  verlassen  w^orden. 
Konsument  und  Produzent  rücken  räumlich 
immer  weiter  aus  einander.  Zahlreiche  kapi- 
talistische Unternehmer  treten  als  Zwischen- 
glieder auf.  Der  Inhaber  einer  Baumwoll- 
druckerei kauft  Baumwollgewebe,  an  deren 
Hersteilung   bereits   der   Baumwollpflanzer, 


der  Importeur,  der  Spinner  und  Weber  U- 
teiligt  wai-en,  und  er  versieht  sie  mit  Miist»frc, 
ohne  vorher  bestimmt  zu  wu^sen,  ob  uu*. 
unter  welchen  Bedingimgen  diese  31ii>t^r 
auch  den  Beifall  der  Käufer  finden  lÄ-enle':. 
Die  Zalil  der  Unternehmer,  die  nicht  mehr 
genussi-eife  Produkte,  sondern,  um  mix 
K.  Menger  zu  reden,  niu-  Güter  höh^tn^r 
Ordnungen  jiroduzieren,  wächst,  und  aut-h 
die  Herstellung  der  komjJementaren  Gütt-r 
verteilt  sich  unter  verschiedene,  von  ein- 
ander unabhängige  Produzenten. 

Wie  leicht  können  mehr  Güter  5.  o  \^r 
6.  Ordnung  erzeugt  woi-den  sein,  wie  leii-Kt 
Güter    2.    oder    3.    Ordnung    weniger,    al> 
schliesslich  zur  Produktion  der  betreffen d'^'.'i 
Güter  Cluster  Ordnung  notwendig  sind !   Wi-? 
leicht  kann  in  diesem  ungeheuei-en  Getriin^e 
der  Weltwirtschaft  ein  Rad  zu  langsam,  ein 
anderes   zu   schnell  laufen!    Oiebt  es  tlo<^b 
bloss  einen  einzigen,  nur  zu  leicht  versagen- 
den Regulator:    die  Preisbildung  bezw.  die 
Höhe  des  Unternehmergewinnes.    Steigendtr 
Gewinn   zeigt  an,    dass  der  Bedarf  an  d-n 
Erzeugnissen  der  betreffenden  Unternehmung: 
noch  nicht  gedeckt  ist,  fallender  Profit  küod-^-t 
das  Gegen teü.     Nun    hat  allerdings  die  er- 
staunlicIieVervoUkommnung  des  Nachrichten- 
verkehrs und   der  Organisation  der  Markt'.» 
imd  Börsen  in  den  letzten  Jahraehnten  (\^u 
Ueberblick  über  die  Preis-,  Produktions-  uii«l 
Bedarfsverhältnisse  ganz  wesentlich  erleich- 
tert   und    die   Fehlergrenze    bei   der   A^>- 
schätzung   der   zukünftigen  Naclifrage  ver- 
mindert.    Vielleicht  sind  aus  diesem  Grunde 
auch   die  akuten  Krisen  seltener  gewoitleu. 
Allein,  mag  der  Unternehmer  jetzt  auch  eher 
erfahren,  ob  die  Nachfrage  oder  das  Angebot 
überwiegt,    so   erlangt   er  doch  noch  keine 
klare  Vorstellung  darüber,  um  wieviel  Nach- 
frage und  Angebot  auseinander  g^hen,  und 
namentlich    nicht,   um    wieviel    sie    in   der 
nächsten  Zukimft  auseinander  gehen  werden. 
Es  liegt  in  der  Natiu-  der  meisten  Mensclien, 
die   günstigen  Chancen    zu  über-,   die  un- 
günstigen   zu    TUiterschätzen.     Und    wüide 
auch   ein  einzelner  Unternehmer   für  seine 
Person   die  Marktlage  durchaus  richtig  be- 
urteilen, so  reicht  das  noch  keines\vegs  aus. 
Wollte    er    vollkommen     sicher    gehen,   ä> 
müsste  er  auch  in  Erfahrung  bringen,   wie 
seine  Konkurrenten  die  Marktlage  abschätzen. 
Ihre  Irrtümer   treffen    ihn    bei    der  gegen- 
wärtigen gesellschaftlichen  Organisation  der 
Volkswirtschaft  ebenso  empfindlich  wie  seine 
eigenen.      Wird    von    einem    Konkurrenten 
die    Aufnahmefähigkeit   des  Marktes    über- 
holt, so  schädigt  der  aus  diesem  Missveriiält- 
nis  sich  ergebende  Preisfall  alle  Pix)duzenten 
der  Ware. 

Ist  CS  daher  innerhalb  der  modernen,  auf 
Arbeitsteilung,  Tauschverkehr,  freier  Kon- 
kurrenz und  Privateigentum  beruhenden  Or- 
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aiiisation  der  Volkswirtschaft  selbst  für  den 
<  »sonnenen,  niiehtem  prüfenden  Unternehmer 
\   der   That  sehr  schwierig  gewonlen,  seine 
^r»  Klixktion   mit  dem  Bedarte  in  Uebei-ein- 
timmting   zu   lialten,    so    soll   andererseits 
h\reliaiis  nicht  in  Abrede  gestellt  werden, 
lass  ein  grosser  Teil  der  Unternehmer  keines- 
ve^^   danach  strebt,  dasjerjige  Mass  von  Ein- 
-it--ht    in  die  >Iarktverliältnisse  zu  erlangen, 
las     objektiv    zu    eiToichen   möglich    wäre. 
^>tv^\gen  die  Preise  einer  wichtigeren  "Ware, 
so  >^-irft   sich   die  Unternehmungslust  blind 
und  tf>ll  auf  die  Herstellung  dieses  Artikels, 
.leder  Unternehmer  verfolgt  nur  seinen  Vor- 
teil,   lind   w^enn  er  sich  auch  sagen  muss, 
^Vass  der  Markt  keinesw^egs  die  Produkte  aller 
mit  ihm  konkurrierender  Unternehmer  werde 
aufnehmen  können,  so  hofft  er  doch  in  der 
Kegel,  dass  gerade  seine  Waren  noch  unter 
zufriedenstellenden      Bedingungen      Absatz 
finden  werden.    Er  muss  sich  ferner  sagen, 
dass  eine  Zurückhaltung  seineraeits  nur  den 
Konkurrenten    zu    statten   kommen   würde. 
So   wurde  z.  B.  1892   von    Seiten    der  Re- 
srierung   an  die  Baumwollpflanzer  in  Nord- 
ara«3rika    eine  Aufforderung    gerichtet,    das 
mit    Baumwolle   zu  bepflanzende  Areal  zu 
vermindern,   da  nur  auf  diesem  Wege  der 
heri*sehenden  Ueberproduktion  und  dem  aus 
ihr   entspringenden  Preisdrucke   erfolgreich 
entgegen  gearbeitet  werflen.  könnte.     That- 
sTichlich  trat  keine  nennenswerte  Verminde- 
rung   des   Anbaues    ein.      Die   Mahnungen 
Nvaven    erfolglos  geblieben.    Jeder   einzelne 
Farmer  hatte  niu-  von  seinen  übrigen  Kollegen 
crehofft,  tlass  sie  den  guten  Rat  befolgen  und 
w»niiger    Baumwolle     anpflanzen    würden. 
Von  der  so  zu  erwartenden  Preissteigerung 
wollte  man  aber  möglichst  grossen  Gewinn 
ziehen  und  baute  selbst  ebensoviel  wie  früher. 
Die  Verhältnisse  der  modernen  Technik 
t»ringon  es  mit  sich,  dass  selbst  dann,  wenn 
bereits  sinkende  Preise  dieUeber- 
nWhing  des  Marktes  anzeigen,    das 
Allgebot  nur  schwer  eingeschränkt 
oder  zurückgezogen   werden  kann. 
Mit  der  Verdrängung  der  Handarbeit  durch 
die  Mascliine  und  der  höheren  Entwickehing 
vl^.r  Arbeitsteilung   sind  die  KapitiUbeträge 
immer  grösser  geworden,  welche  zur  Pro- 
duktion einer  bestimmten  Ware  dauernd  an-  i 
zulegen  sind.    Ebenso  nimmt  die  Zahl  ver- 1 
wandter  Produkte  ab,  zu  deren  Herstellung! 
noch  dieselben  Werkvomchtimgen   benutzt  I 
werden.    Es  giebt  jetzt  Spinnmaschinen,  die  j 
lediglich  zum  Spinnen  einzelner  bestimmter  | 
^Garnnummern  tauglieh  sind,  Webstühle,  mit  i 
•Ionen  sich   nur   einige   wenige  Sorten  von  i 
Baumwollgeweben  produzieren  lassen.    Man 
vermag  nicht  melir,  wie  es  früher  innerhalb 
^'»-wisser  (rrenzen    möglich   war,   auf   dem- 
K'H)en  Webstuhle  Flachs,  Hanf,  Baumwolle 
oder  Wolle  zu  verai-l^eiten.    Dieses  beträcht- 


liche, in  Werkvonichtungen,  die  nur  für  die 
Herstellung  ganz  bestimmter  Produkte  ge- 
eignet sind,  festgelegte  Kapital  zwingt  den 
Unternehmer,  auch  bei  sinkenden  Preisen  die 
Produktion  fortzusetzen,  da  nur  auf  diese 
Weise  noch  eine  gewisse  Verzinsung  mid 
Amortisation  des  Anlagekapitals  herbeigeführt 
werden  kann.  Daher  die  Erscheinung,  dass 
bei  Ausbreitung  des  Maschinensystems  der 
Betrieb  in  Zeiten  der  Krise  weit  seltener  als 
fniher  völlig  eingestellt  wird.  Andererseits 
werden  aber  eben  dadurch  die  Krisen  viel 
langwieriger  und  hartnäckiger,  denn  die 
msche  Herstellung  des  Gleichgewichtes 
zwischen  Bedarf  und  Produktion  durch  völlige 
Einstellung  der  letzteren  ist  nicht  mehr 
möglich.  Allein  nicht  nur,  dass  bei  sinken- 
den Preisen  keineswegs  immer  das  Angebot 
zurückgezogen  werden  kann,  oft  wird  gerade 
deswegen  die  Produktion  vergrössert  imd 
vervollkommnet.  ]Man  versucht  mittelst  der 
bekannten  wirtschaftlichen  Vorzüge  des 
Grössbetriebes  grössten  Massstabes  eine  Ver- 
minderung der  auf.  die  einzelne  Ware  ent- 
fallenden Pix)duktionskosten  herbeizuführen, 
um  durch  niedrigei*e  Preise  die  Konkurrenz 
aus  dem  Felde  zu  schlagen.  Durch  Ver- 
wandelung  der  Eiuzelunternehmungen  in 
Aktiengesellschaften  oder  Inanspruchnahme 
des  Kredites  kann  die  Ausdehnung  der  Pro- 
duktion vergleichsweise  rasch  bewirkt  wer- 
den. Der  Unternehmer  rechnet  dann  weniger 
darauf,  dass  durch  die  Herabsetzimg  der 
Preise  eine  Erweiterung  der  kauffähigen 
Nachfrage  stattfinden  kann,  der  Absatz  soll 
ihm  vielmehr  aus  der  völligen  Verdrängung 
der  schwächeren  KonkuiTcnten  vom  Markte 
erwachsen.  So  beschleunigen  die  Krisen 
nicht  nur  die  Anwendimg  technischer  Fort- 
schritte, sondern  auch  den  Uebergang  zum 
Grossbetriebe.  Mit  diesen  Darlegimgen  sind 
die  Momente,  welche  im  Systeme  der  freien 
Konkurrenz  Krisen  auf  dem  Gebiete  der  Pix)- 
diiktion  entstehen  lassen  luid  entstandene  ver- 
schäi-fen,  freilich  noch  nicht  erschöpft.  Zu 
beachten  sind  ferner  die  oft  plötzlich 
auftretenden  Veränderungen  der 
Technik  und  die  mit  solchen  Hand  in 
Hand  gehenden  Steigerungen  in  der 
Produktivität  der  Arbeit.  Ergiebt 
sich  aus  solchen  Verändenmgen  auch  in  der 
Regel  eine  erhebliche  Verminderung  des 
Warenpreises,  welche  ihrerseits  die  Absatz- 
fähigkeit steigert,  so  ist  es  doch  leicht  mög- 
lich, dass  die  Erweiterung  des  Marktes  mit 
der  Steigenmg  der  Produktionsergebnisse, 
welche  die  neue  Technik  zur  Folge  hat, 
nicht  gleichen  Schritt  zu  halten  vermag. 
Es  wird  in  vielen  Fällen  die  Preis  Verminde- 
rung überhaupt  nur  sehr  langsam  in  den 
Detailpreisen  zum  Ausdrucke  kommen,  da 
die  Detaillisten  die  Gewinne,  welche  ihnen 
aus    dem   Falle    der  Grosshandelspreise  er- 
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wachsen,  möglichst  lange  festzuhalten  suchen. 
So  kann  also  die  aus  Produktionsfortschritten 
fliessende  Vermehrung  und  Verbilligung  der 
Waren  wohl  zu  einer  Vergrösserung  in  der 
Zahl  der  Detailhandelsgeschäfte  ^)  führen, 
al)er  eine  für  die  gewaclisene  Warenmenge 
genügende  Nachfrage  vermissen.  Wie  lang- 
sam der  Fall  der  Grosshandelspreise  sich 
auf  die  Detailpreise  überträgt,  zeigt  z.  B. 
der  Umstand,  dass  die  Preise  des  Kaffees 
per  100  kg  (Santos  i'eg.  unverz.)  in  Hamburg 
1894  163,4,  iHOf)  157,3,  1890  131,4, 
1897  85  notierten.  Die  Ijadenpi-eise  für 
nngebr.  Kaffee  im  Grossherzogtum  Baden 
per  1  kg  lietrugen  1894  2,90,  1895  2,91, 
1896  2,89,  1897  2,8  4  2). 

Wenn  von  Aendenmgen  in  der  Produk- 
tivität der  Arbeit  gesni-ochen  wird,  müssen  end- 
licli  noch  die  von  Jahr  zu  Jahr  oft  sehr  em- 
pfindlichen Schwankungen  der  Ernte- 
ergebnisse hervorgehoben  werden,  welc^he 
in  Witterungsverhältnissen  oder  anderen 
natürlichen  Zufällen  ihre  Ui*sache  haben  ^). 
Da  es  sich  hier  meist  um  Produkte  handelt, 
deren  Konsum  innerhalb  kurzer  Fnsten  nur 
schwer  in  beträchtlichem  Umfange  verändert 
werden  kann,  so  macht  sich  die  unseren 
Verhältnissen  eigen tümlidie  -'Excentricität 
der  Preisbildung*  ( Schaf fle).    d.   h.   die   zur 


*)  In  Engfland  nahmen  innerhalb  zehn 
Jahren  (1881—1891)  die  ausschliesslich  im  Detail- 
handel thätigen  Personen  um  27,9%  zu  bezw. 
stiegen  von  494471  auf  632233;  im  Deutschen 
Reiche  betrug  die  Zunahme  innerhalb  1882—1895 
der  im  Handel  mit  Maschinen,  Droguen,  Kolonial- 
waren, Wein,  Spirituosen  und  verschiedenen 
anderen  Waren  thätigen  Personen  238276  oder 
65,6%;  der  im  Handel  mit  Manufakturwaren 
Thätigen  70549  oder  62,7%.  der  im  Handel 
mit  Kurzwaren  Thätigen  14717  oder  71,5%. 
Charakteristisch  ist  die  starke  Zunahme,  welche 
selbst  die  Alleinbetriebe  in  einzelnen  Branchen 
des  Handels  erzielten;  z.  B.  die  Tabak-  und 
Cigarrengeschäf te  eine  solche  um  67,7  ^  o,  die  Kurz- 
warenffeschäft«  um  41,8%.  Vgl.  Gewerbe  und 
Handel  im  Deutschen  Reiche.  Statistik  des 
Deutschen  Reiches  N.  F.  Bd.  119.  S.  8*  15*. 
Aus  den  mangelhaften  Einrichtungen  unserer 
Warenverteilung  und  den  damit  verbundenen 
hohen  Preisaufschlägen  des  Detailhandels  wird 
in  etwas  einseitiger  und  übertreibender  Weise 
Ursprung  und  Wesen  der  wirtschaftlichen 
Krisen  von  Ernst  Busch  abgeleitet.  Vgl. 
dessen  Schrift:  Wirkung  und  Wesen  der  wirt- 
schaftlichen Krisis.    Leipzig  1892. 

*)  Stat.  Jahrbuch  f.  d.  Gr.  Baden  XXX. 
Karlsruhe  1899.    S.  297. 

*)  Indem  Stanley  Jevons  annahm,  dass 
die  Witterungsverhältnisse  und  deshalb  die  Ernte- 
ergebnisse von  den  Sonnenüecken  bedingt 
würden,  gelangte  er  zu  der  Lehre,  die 
Krisen  müssten  sich  eben  wegen  der  Periodicität 
der  Sonnenflecken  von  10  zu  10  Jahren  wieder- 
holen. 


I  Steigerung  oder  Verniinderung  des  Emteai- 
falles  in  gar  keinem  angemesseoen  Verhäh- 
:  nisse  stehende  Verminderung  oder  ErhOhMi. 
I  des  Preises,  ganz  besonders  greltend  ni. 
j  führt  zu  ernsten  Stönmgen  des  WirtÄ-hah- 
I  leben  s. 

So   jmi-adox  es  klingen  mag:.,     i^  uns^-T-: 
vom  privatkapitalistischen  Rentabilitat^iiri-  - 
cipe  behen-sehten   Wirtsehaftsorduung  aiL : 
geringe    Ernten    immer   noch    ein   kleiner- 
Uebel  als  überreiche  Ernten.    Nicht  nur  ka-.i 
im  letzteren  Falle  das  Sinken  der  Preise  ä»  w»  »t 
I  gehen,  dass  der  Produzent  trotz  der  ^rCssoiv .. 
I  Quantitäten,    die    er   auf  den  Markt  brinirt. 
weniger  eiuuimmt  als  in  normalen  Jahr . . 
I  der  Fall  der  Rohstoff  preise  richtet  auchgi^j>-' 
I  Störungen  in  den  Kreisen  derjenigen  Unt-.- 
I  nehmer  an,  welche  die  betreffenden  Produkr- 
I  verarbeiten.     Sie   haiton  mit  dem  Eniaut» 
I  zurück  in  der  Furcht,  immer  noch  zu  teut : 
I  zii     kaufen     und    schliesslich   ein    Fabrik.]/ 
'  (Garn,    Mehl)    herzustellen ,    welches   tit  f-r 
I  im     Preise    steht    als    der    Rohstoff ,    *l-r 
I  zu   dessen   Herstellung   verbraucht    won/e: 
1  ist.    Als  in  Frankreich  1893  die  Weinemt'. 
I  wieder    50   Millionen    Hektoliter    erreicht-, 
nachdem  sie  durch  15  Jahre  vorher  diux:i- 
schnittlich  nur  30  Millionen  betragen  lialtf. 
fielen    die   Preise   von    50 — 30  Francs  auf 
25— S  Francs  und  die  Regierung  wurie  v' i 
den  Weinbaugegenden   um  üuterstützunijv:: 
wegen    des    aussereixientlichen    Notstandes 
angegangen.     So  wiederholte  sich,   was  1«^- 
reits    1821    in  Frankreich   angesichts   eiDrr 
aussererdentlich  reichen  Ernte  vom  Könige 
erklärt  worden  war:    »Nichts  kann  die  Un- 
gelegenheiten  abwenden,  die  aus  einer  üto- 
reichen  Ernte  entstehen.«     In  Griec*henlau'i 
wurde  bekanntlich  vor  einigen  Jahren  em^^ 
liaft  die  Frage  erörtert,  ob  nicht  von  Staat? 
wegen  ein  Teil  der  üben-eich  aiisgefalleneii 
Korinthenernte  vernichtet  werden  sollte.    If. 
Liverpool    fiel    der    Preis    der   Baumwoll»' 
1894'95   auf   31^/32  d,    während    er   1889  in» 
noch  6^;>d  gestanden  hatte.      Dabei  betnu: 
die     Baumwollernte     1889/90      114436<t2. 
1894  95  13348266  Bauen. 

Im  übrigen  soll  nicht  verkannt  werden, 
dass  auch  Fehlernten  gresse  Störungen  her- 
vomifen,  namentlich  dann,  wenn  der  FeÜ- 
ernte  in  dem  einen  Lande  gute  Emtea  in 
anderen  Ländern  zur  Seite  stehen,  so  da&s 
die  ürpreduzenteu  des  ersten  Landes  über- 
haupt wenig  verkaufen  können  und  die^ 
wenige  nur  zu  ungünstigen  Preisen. 

Je  zahlreicher  die  in  der  Urproduktion 
eines  Landes  thätige  Bevölkerung  ist  uiu 
so  mehr  wird  naturgemäss  das  ganze  Wirt- 
schaftsleben unter  der  Herrschaft  derartigtjr 
Umstände  stehen.  Der  Ausfall  in  der  Kauf- 
kraft der  landwirtschaftlichen  Bevölkerung 
findet  dann  kein  genügendes  Gegenge^iclit 
darin,   dass  die  übrigen  Klassen  wegen  der 
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er\>i\ligTing  der  Rohstoffe  mehr  konsumieren 

Fiiniet  infolge  einer  Missemte  eine  Steige- 
iiiig  der  Preise  statt,  so  kann  die  Ungunst 
»'^r  L*a^e  Ton  den  landwirtschaftlichen  Klassen 
\\i  die  übrige  Bevölkerung  wohl  ganz  oder  teil- 
weise £ibge wälzt  werden.  Imraerlün  müssen 
.ueK  in  diesem  Falle  Störungen  schon  da- 
Inrch  eintreten,  dass  dann  eben  die  letztere 
rt^ringere  Konsumkraft  an  den  Tag  legt. 

ITnter  den  Ursachen,  welche  auf  dem 
Lloläete  der  Produktion  zu  Krisen  führen, 
r>in<l  schliesslich  auch  verfelilte  wirtschafts- 
l»<)litisclie  Massnahmen  zu  nennen,  wie  über- 
mässige Schutzzölle,  Exportprämien  (Zucker- 
\\i\d  Branntweinprämien).  Vgl.  ferner  d.  Artt. 
Uoberproduktion  und  Agrarkrisis 
(letzterer  oben  Bd.  I  S.  106  ff.). 

S.    Verkehr.     Die   hohe  Entwickelung 
lies  Transport-  und  Kreditwesens,  deren  sich 
<\io  Neuzeit  erfreut,  hat  die  rasche,  über- 
mässige   Ausdehnung    der    ProduktioD    bei 
steigender  Nachfrage  jedenfalls  sehr  erleich- 
tf^rt.     Im  übrigen  sind  Verbessenmgen  und 
Verbilligungen     des    Transportwesens 
imstande,  ganz  ähnliche  wirtschaftliche  Stö- 
nmgen    zu  verursachen,   wie   Aenderungen 
in   der    Produktionstechnik.    Sie  führen  zu 
«>\neY  A^erschärfung   der   fi-eien  Konkurrenz 
und    können  so  einen  Wechsel  des  Stand- 
«)rtes  oder  den  üebergang  zu  einem  anderen 
Betriebssysteme    notwendig    machen.      Die 
erleichterte  Verbindung  mit  Ostindien,  wel- 
che diu-ch  die  Eröffnung  des  Suezkanales 
eintrat,     hatte    eine    Erhöhimg    des    Reis- 
impoiles    nach    Italien    und    eine    schwere 
Krise   des  unter  minder  günstigen  Verhält- 
nissen    produzierenden    italienischen    Reis- 
Wies  zur  Folge.    Die  erstaunliche  Vervoll- 
kommnimg des  amerikanischen  Eisenbahn- 
wesens    und    der    oceanischen    Schiffahrt 
brachte  nordamei-ikanisches  Getreide  zu  Be- 
dingungen auf  die  europäischen  Märkte,  zu 
welchen   die  west-  und  mitteleuropäischen 
Landwirte    den    Wettbewerb    nicht   aufzu- 
nehmen vermochten.    Da  aber  die  Minderung 
in  der  Kaufkraft  der  Landwirte  nicht  über- 
all   durch    eine    um    die    Brotverbilligimg 
gestiegene   Kaufkraft    der  Arbeiter   ersetzt 
worden  ist,  so  sind  auch  andere  Erwerbs- 
gnippen    in  die  Krise  einbezogen  worden. 
Ausser   dem    Einflüsse    des    Transport- 
wesens kommen  auf  dem  Gebiete  des  Ver- 
kehrs   als    krisenbildende    Momente    noch 
diejenigen   in  Betracht,   welche  durch  die 
^'ährungs-,  Kredit-  und  Böjsenverhält- 
nisse   gegeben    sind.     Insofern    die    Edel- 
metalle als  Wertmassstab  dienen,  ist  schon 
der  Umstand  misslich,  dass  ihr  eigener  Wert 
durchaus  nicht  stabil  ist,  sondern  schwankt 
nach  den  jeweiligen  Produktionsverhältnissen 
ttnd  der  Grösse  des  Bedarfes  an  metallenen 
t'nilaufsmitteln.    Werterhöhungen  der  Wäh- 
Hand Wörterbuch  der  StaatswissenBchafteii.    Zweite 


nmgsmetalle  nifen  Sinken  der  Warenpreise, 
Wertmindeningen  Steigerungen  derselben 
her\^or.  Erstere  vergrössern  die  Kaufkraft 
der  auf  feste  Bezüge  (Zinsen,  Gehälter,  Löhne) 
angewiesenen  Gesellscliaftsklassen  und  ver- 
mindern die  Zahlungsfähigkeit  der  Unter- 
nehmer. Ein  Sinken  des  Wertes  der  Wäh- 
rungsmetalle hat  natiu-gemäss  die  entgegen- 
gesetzte Wirkung.  In  jedem  Falle  aber 
treten  Verschiebungen  in  der  Kaufkraft  und 
damit  auch  Verschiebungen  in  der  quantita- 
tiven und  qualitativen  Beschaffenheit  des 
Bedarfes  ein,  welche  teils  selbständig  zu 
Störungen  führen,  teils  die  aus  anderen 
Ursachen  eingetretenen  Wirkungen  erheblich 
verschärfen  können.  Auch  der  Wechsel  in 
dem  gegenseitigen  Wertverhältnisse  zwischen 
Gold  und  Silber  wird  zur  Quelle  von  Krisen. 
Bei  sinkendem  Silberwerte  werden  die 
Silberwährungsländer  gegenüber  den  (jK)ld- 
währungsstaaten  eine  geringere  Kaufkraft 
äussern.  Der  Absatz  der  Goldwährungs- 
länder in  die  Silberwährungsgebiete  begegnet 
Schwierigkeiten.  So  klagen  die  Baumwoll- 
industriellen von  Lancashire  und  die  Ver- 
treter der  schweizerischen  Buntweberei  über 
die  geringere  Aufnahmefähigkeit  des  indi- 
schen Mai'ktes.  Der  Fühi*er  der  englischen 
Baumwollarbeiter,  Mawdsley,  ist  deshalb  eif- 
riger Bimetallist.  Dagegen  erfährt  der  Export 
der  ostasiatischen  Silberländer  z.  B.  in  Bezug 
auf  Rohseide  gegenüber  der  südeuropäischen 
Produktion  eine  grosse  Fördenmg  diux^h  das 
Fallen  des  Silberwertes  ^).  Eine  Reilie  nam- 
hafter Volkswirte  hat  sogar  die  in  den 
70er  Jahren  eingetretene  Depression  in  den 
europäischen  Industriestaaten  auf  die  zur 
selben  Zeit  erfolgende  Verschiebung  in  der 
Relation  zwischen  Gold  und  Silber  ziu'ück- 
geführt  (s.  den  Art.  Doppelwährung 
oben  Bd.  HI  S.  237  ff.).  Ist  doch  in  der  That 
der  Wert  des  Silbers  infolge  geringerer 
Produktionskosten  und  des  Ueberganges 
mehrerer  Staaten  zur  Goldwährung  von 
1:15V2  auf  1:30,66(1896)  gesunken.  Noch 
ernster  sind  die  Krisen  zu  beurteilen,  welche 
sich  aus  der  Verdrängung  der  MetaUvaluta 
durch  eigentliches  Papiergeld  ergeben. 
Da  für  die  Ausgabe  solchen  Papiergeldes  in 
der  Regel  nicht  die  Bedürfnisse  der  Volks- 
wirtschaft, sondern  die  Finanzbedürfnisse 
massgebend  sind,  wird  der  Verkehr  rasch 
mit  papiernen  Zahlungsmitteln  übersättigt, 
deren  Bewertung  namentlich  im  Auslande 
den  grössten  Schwankungen  unterliegt.  Der 
Import  wird  gehemmt,  der  Export  befördert. 
Diese  Störungen  pflanzen  sich  nach  anderen 
Ländern  fort.  So  haben  z.  B.  der  Sturz  des 
Rubelkurses  während  des  russisch-türkischen 


*)  Steiger,  Die  Silberentwertung  und  ihre 
Bedeutung  für  die  Volkswirtschaft  der  Gegen- 
wart.   Bern  1898.    S.  22. 

Auflage.    V.  27 
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Krieges,    neuerdings    die    Entwertung    der 
argentinischen    und    brasilianischen    Valuta 
den  Export  der  genannten  Staaten  ungemein 
angespornt : 
Weizenexport  Argentiniens»)        Gold-Agio^) 

1889  ....  104880                 loo^o 

1890  ....  1508800                 1500^ 

1891  .  .  .  .  1 821 600       40o<^'o 

1892  ....  2162000  157—300^0 

1893  ....  4600000  320—365^0 

1894  ....  7  400  000 

In  ähnlicher  Weise  sind  in  Brasilien  in 
dem  Masse,  als  die  Landeswälirung  auf 
V3  und  V  4  des  frühei*en  Wertes  sank,  Kaffee- 

Eroduktion  und  Ex|)ort  gewaltig  gestiegen. 
>ie  Ernte  in  den  Provinzen  Rio  und  Santos 
betnig : 

189596    .  .      5,5  Millionen  Ballen 

1896,97    .  .  8,6         „ 

1897/98    .  .  10,45       „ 

189899    .  .  8,7         „ 

18991900  .  .  9,6         „ 

In  Ha\Te  notierte  Santos  good  avei-age 
1896  noch  72  Francs,  um  Ende  Juli  1809 
allmählich  auf  31  Francs  zu  sinken^). 

Im  übrigen  ti-eten  im  Inlando  bei  über- 
mässiger Papiergeldausgabe  dieselben  Er- 
scheinungen auf,  welche  bereits  früher  als 
Folgen  der  Entwertung  des  Währungs- 
metalles  vorgeführt  wurden.  Allerdings  ist 
die  Lage  insofern  sehr  viel  schlimmer,  als 
die  Schwankungen  meist  weit  grösser  sind 
und  zeitlich  rascher  wechseln.  Jedes  Ge- 
schäft wird  unter  diesen  Verhältnissen  not- 
wendigerweise zu  einer  Valutaspekulation,  j 
imd  das  Börsenspiel  dringt  tief  ins  Volk  ein.  1 
Daneben  er  in  untern  die  hohen  Gewinne  des 
Exportgeschäftes ,  wie  eben  am  Beispiele ' 
Argentiniens  und  Bi-asiliens  gezeigt  wunle,  1 
zu  Ueberpi-oduktion  und  Gründungsschwindel.  I 
Selbst  der  Heilungsprozess,  die  > Regulierung  1 
der  Valuta« ,  giebt  zu  neuen  Störungen  in 
entgegengesetztem  Sinne  Anlass.  Deshalb  | 
spielt  die  Papiergeldemission  in  der  Krisen- 
geschichte der  meisten  Staaten  (England 
1815  ff.,  Oesteri-eich-Ungarn,  Russland,  Italien, 
Vereinigte  Staaten  18G3ff.)  eine  nicht  un- 
erhebliche Rolle. 

Geldkrisen  können  auch  durch  die 
Verhältnisse  der  internationalen  Zahlungs- 
bilanz bewirkt  werden.  Sind  z.  B.  Staaten, 
die  hohe  Beträge  an  das  Ausland  schulden, 
etwa  infolge  einer  ^lissernte  nicht  imstande, 
ihren  Verpflichtungen  durch  Warensendungen 
in   genügender  Weise   zu    entsprechen,   so 

^)  Goodwin,  Wheat  growing  in  the  Argen- 
tine  republic.     Liverpool  1895.    S.  75. 

-)  Salings  Börsenpapiere.  II.  Teil.  Börsen- 
jahrbuch für  1805  96.    Berlin  1895.    S.  103. 

')  Bericht  über  Handel  und  Industrie  im 
Kt.  Zürich  für  1899.    Zürich  1900. 


findet  ein  starker  Abfluss  voq  Edelmetall 
statt  und  es  entsteht  eine  Geldnot,  D^- 
gleiche  Ergebnis  kann  durch  Gewähr  nj 
'  umfangn^icher  Darlehen  an  das  Aiislanti  ifii 
I  das  leihende  Land  oder  durch  massenhaf.- 
Wiederausfuhr  ausländischer  Papiere  in  der^rü 
Heimatstaat  für  letzteren  hervorgeruf-L 
wei-den. 

Eine     weitere    Gruppe    krisenbilden«!^ 
Momente   tritt   mit    der   Entwickeluog   •]►- 
Kreditwesens  auf.  Im  modernen  Wirtschaft.- 
leben    fallen    Leistung    und    Gegen lei^tun:: 
melu*  und   mehr  zeitlich  aus  einander.    J - 
grösser    der    internationale    Güteraiistaus  L 
und  die  Zahl  der  Unternehmungen  gewor»l»n 
ist,   welche  der  Rohstoff  durchlaufen  nH:>-. 
ehe   seine  Verarbeitung   zu    einem    genus*- 
i*eifen   Produkte  vollendet  ist,    desto    melir 
hat    sich    auch    der    Wechselverkehr     ein- 
gebürgert.    Der  Kredit  gestattet,   die   Pnv 
duktion   und  die  Nachfrage   über  die  dunh 
!  das    eigene    Kapital    gezogenen    Schicintea 
!  hinaus    auszudehnen ,    alleidings     nur    aiif 
[Kosten    der    Sicherheit.      Die    gegenseitige 
Abhängigkeit,  in  welche  die  einzelnen  Untt-r- 
nehmer    durch   die   gesellschaftliche    i>nra- 
nisation  der  Volkswirtschaft  geraten,    winl 
durch  den  Kreditverkelu:  wesentlich  erhöht. 
Es    ergeht    den     durch    wechselseitig    ein- 
geräumtes Vertrauen  verschlungenen  Cnter- 
nehmern   ähnlich   wie   den  durch   ein   SeL 
verknüpften   Bergsteigern.     Kommen    eiu^r 
oder  zwei  von  ihnen  zum  FaDe,  so  werlt-a 
sie  dun.!h  die  Verknüpfimg  mit  den  übri;.'»'ii 
vor    Unglück    bewahrt.      Stürzen    mehien\ 
so  werden  eben  deslialb  alle  in  den  Abgniud 
gerissen.    Der  wirtschafthche  Felder  eil)t.^• 
Gliedes  in  der  durch  den  Kreditverkehr  ge- 
bildeten Kette  von  Geschäftsleuten,  die  Tu- 
moglichkeit,    den    fälligen   Verpfiichtimgen 
gerecht  zu  wertlen,  rächt  sich  auch  an  tlen 
anderen,  ja  kann   diese  in   den  Zusammeo- 
bruch   einbeziehen  1).     Viele   Krisen    haben 


»)  Treffend  schildert  K.  Marx  (Zur  Kritik 
der  polit.  Oekonomie,  Stuttgart  1897.  S.  147.;  dea 
Vorgang:  „Wo  daher  dieÜette  der  Zahlungen 
und  ein  künstliches  System  ihrer  Ausgleichun? 
(Depositen-,  Giro-  und  Clearingverkehr)  sich  ent- 
wickelt hat,  schlägt  bei  Erschütterungen,  die 
den  Fluss  der  Zahlungen  gewaltsam  unter- 
brechen und  den  Mechanismus  ihrer  AusgleichuniT 
stören,  das  Geld  plötzlich  aus  seiner  gasartigen, 
hirngewebten  Gestalt  als  Mass  der  Werte  in 
hartes  Geld  oder  Zahlungsmittel  um.  In  Za- 
ständen  entwickelter  bürgerlicher  Produktion 
also,  worin  der  Warenbesitzer  längst  Kapitalist 
geworden  ist,  seinen  Ad.  Smith  kennt  und  vor- 
nehm über  den  Aberglauben  lächelt,  dass  Gt)ld 
und  Silber  allein  Geld  oder  dass  Geld  überhaupt 
im  Unterschiede  von  anderen  Waren  die  abso- 
lute Ware  sei,  erscheint  Geld  plötzlich  wieder, 
nicht  als  Mittler  der  Cirkulation,  sondern  als 
allein  adäquate  Form  des  Tauschwertes,  als 
der  einzige  Keichtum,  ganz  wie  es  der  Schatz- 
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CM\     dem  Bankerotte   eines   grossen   Bank- 
La.iises  ihren  Ausgang  genommen  imd  von 
liosem    aus   sich    lawinenartig   fortgewälzt. 
voinmt  es  jetzt  doch  vor.  dass  die  laufen- 
leii  Wechselverbindlichkeiten  eines  einzigen 
rSankinstitutes  100  Millionen  Mark  betragen 
I>eiitsche   Bank    1889    und    1890).      Diese 
iTt* fahren  liegen  auf  dem  Gebiete  des  Kredites 
>elV>st  dann,  wenn  er  durchaus  solide  be- 
nutzt wird.    Noch  kritischer  wird  die  Lage 
naturgemäss  bei  WechvSelreiterei,  spekulativer 
Vei-'wendung    von    Depositengeldern     oder 
«leponierten  Effekten  und  ähnlichen  schwin- 
♦\elhaften  Ausschi-eitungen.     In  nahen  Be- 
ziehungen zum  Wechselverkehr  stehen  die 
Bankinstitute,    welche    gewerbsmässig    das 
Diskontieren   der   Wechsel   besorgen.     Wo 
«lasselbe  durch  Ausgabe  von  Noten  bewirkt 
^^ird,   tritt  neben  die  metallenen  Zahlungs- 
mittel ein  wichtiges  Geldsurrogat.     Indem 
ilie     älteren    Theoretiker    (Currency-Schule) 
dasselbe  mit  dem  eigentlichen  Papiergelde 
vielfach  gleichstellten,  kamen  sie  dazu,  der 
Ballknotenemission    einen    verhängnisvollen 
Einfluss   auf   die   Entwickelung   der  Wirt- 
schaftskrisen beizumessen  (s.  den  Art.  Ban- 
ken  [Bankgeschäfte],  insbesondere  IL 
Die  volkswirtschaftliche  Bedeutung  der  Bank- 
geschäfte   [oben  Bd.  II  S.  141  ff.],  und  Art. 
Diskonto   und  Diskontopolitik,  ins- 
besondere IV.  Diskontopolitik  [oben  Bd.  III 
S.  176  ff.]).    Dem  gegenüber  hat  die  neuere 
Erfahrung    überzeugend    dargethan,     dass 
gerade  eine  bankmässige  Ausgabe  von  Noten 
den  Geldwert  noch  am  ehesten  stabilisieren 
kann,  indem   bei  wachsendem  Bedürfnisse 
nach    Umlauf smitteln    infolge    zahlreicherer 
Warenumsätze  auch  durch  die  Noten  zahl- 
reichere Umlaufsmittel   zur  Verfügung   ge- 
stellt werden.   Ferner  vermag  eine  besonnene 
Diskontopolitik     die     Ueberproduktion     zu 
zügeln  und  eine  gefälirliche  Verminderung 
des  Edelmetallbestandes  zu  verhindern.    An- 
dererseits bleibt  es  freilich  unbestritten,  dass 
diese  Vorteile  nur  bei  einem  entsprechend 
durch  den  Staat  regidierten  Bankwesen  er- 
zielt werden.     Der  alte  Spnich  »fi-ee-trade 
in  banking  is  free-trade  in  swindlingv   hat 
seine  Bedeutung   nicht   verloren.     So   viel 


bildner  auffasst.  Als  solch  ausschliessliches  Da- 
sein des  Reichtums  offenbart  es  sich  nicht,  wie 
etwa  im  Monetarsystem,  in  der  bloss  vorge- 
stellten, sondern  in  der  wirklichen  Entwertung 
und  Wertlosigkeit  alles  stofflichen  Reichtumes. 
Es  ist  dies  das  besondere  Moment  der  Welt- 
luarktskrisen,  das  Geldkrise  heisst.  Das  sum- 
mam  bonnm,  wonach  in  solchen  3Iomenten  als 
dem  einzigen  Reichtum  geschrieen  wird,  ist 
(xeld,  bares  Geld,  und  daneben  erscheinen  alle 
anderen  Waren,  eben  \^eil  sie  Gebrauchswerte 
äind,  als  nutzlos,  als  Tand,  als  Spielzeug,  oder, 
wie  unser  Dr.  Martin  Luther  sagt-,  als  blosser 
Schmuck  und  Frass." 


solid  geleitete  Bankinstitute  zur  Vermeidung 
und  Heüung  der  Wirtschaftskrisen  beitragen 
können,  so  gross  ist  leider  auch  der  Schaden, 
welcher  durch  leichtsinnige  Kreditgewährung 
und  unreelle  Notenausgabe  angerichtet  zu 
werden  pflegt. 

Ebenso  bedenkliche  Keime  wie  im  Bank- 
wesen liegen  für  die  Entwickelung  der  Krisen 
in  der  modernen  Gestaltung  des  Börsen- 
verkehi-s,  wenn  an  \md  für  sich  auch  die 
rein  spekulativen  Umsätze  auf  die  zeitliche 
und  räumliche  Ausgleichung  der  Preise  nicht 
selten  eine  segensreiche  Wiikung  ausüben. 
Im  übrigen  s.  d.  Art.  Börsen  wiesen 
(oben  Bd.  II  S.  102B  ff.). 

Aus  dem  Gesagten  geht  zugleich  hervor, 
welch  entscheidende  Bedeutung  die  staat- 
liche Währungs-,  Bank-  und  Transportpolitik 
auf  die  mehr  oder  minder  krisenfreie  Ent- 
wickelung des  Wirtschaftslebens  ausübt. 
Das  gleiche  gilt  von  der  Handelspolitik. 
Erhebliche  Steigenmgen  der  Zollsätze  des 
Inlandes  können  Industrieen  des  Auslandes, 
die  nach  dem  Inlande  zu  exportieren  pflegten, 
schwer  treffen  (z.  B.  Krise  im  Wiener  Schuh- 
machergewerbe infolge  des  Österreich-rumä- 
nischen Zollkrieges,  der  Wiener  Perlmutter- 
knopfdrechsierei  und  sächsischen  Textil- 
industrie infolge  der  McKinley-Bill).  Natur- 
gemäss ist  die  Gefahr,  durch  handelspolitische 
Massnahmen  Störuogen  zu  erleiden,  um  so 
grösser,  je  weniger  den  Handelsbeziehungen 
durch  Vertrags  massige  Bindung  der  Zoll- 
politik auf  längere  Zeit  hinaus  die  näm- 
lichen Grundlagen  gesichert  sind. 

4.  Verteilung.  Wie  die  Statistik  der  Ein- 
kommensbesteuerung zeigt  (vgl.  d.  Art.  Ein- 
kommen IL  oben  Bd.  ill  S.  354  ff.),  ist  die 
Einkommensverteilung  noch  immer  überaus 
ungleichmässig.  Aus  diesen  Verhältnissen 
erwächst  ebenfalls  eine  pathologische  Dis- 
position unseres  Wirtschaftskörpers,  welche 
deshalb  so  gefährlich  wirkt,  weil  sie  tief 
wurzelt  und  nicht  leicht  ohne  Eingriffe  be- 
hoben w^erden  kann,  die  ihrerseits  wieder 
Krisenbildungen  bedingen.  Von  den  Ange- 
hörigen der  obersten  Einkommensklassen 
werden  Jahr  für  Jahr  beträchtliche  Teile 
ihres  Einkommens  der  Konsumtion  entzogen 
und  kapitalisiert.  Die  Kapitalisierung  erfolgt 
nicht  mit  Rücksicht  auf  die  Kapitalbedürf- 
nisse der  Volkswirtschaft,  sie  entspringt  viel- 
mehr dem  Verwertungsbedürfnisse  des  Kapi- 
tals selbst,  dem  Streben  der  Kapitalisten,  mit- 
telst dieser  Ei-sparnisse  ihr  Vermögen  und  Ein- 
kommen zu  erhöhen.  DerthatsächlicheKapital- 
bedarf  der  Volkswirtschaft  braucht  nun  keines- 
wegs mit  dem  Kapitalverwertungsbedürfnisse 
der  Kapitalisten  zu  harmonieren.  Sind  etwa 
durch  Kriege  oder  Elementarereignisse  grosse 
Kapitalien  zerstört  worden  oder  ist  infolge 
neuer  Erfindungen  (Eisenbahnen,  Maschinen, 
Elektrotechnik)  ein  erhöhtes  Kapitalbedürfnis 
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entstanden,  dann  ist  die  rebereinstimmung 
vieDeicht  gegeben,  ja  es  reicht  das  heimische 
Kapital  gar  nicht  aus.  Der  Zinsfuss  steigt 
und  ruft  unbeschäftigtes  Kapital  aus  dem 
Auslande  herbei.  Dieser  Zustand  bildet  in 
den  hochentwickelten  Industriestaaten  aber 
die  Ausnahme.  In  der  Regel  übei-steigen 
die  zur  Kapitalisierung  bestimmten  Teile  des 
Volkseinkommens  den  Kapitalbedarf  der 
Volkswirtschaft  ganz  erheblich.  Wenn  neue 
Kapitalanlagen  auch  eine  Nachfi-age  nach 
Ai'beitskräften  hervonnifen  \md  insofern  neue 
kaufkräftige  Konsumenten  schaffen,  so  bleibt 
deren  Kaufkraft  doch  hinter  der  durch  die 
neuen  Unternehmungen  bewirkten  Vermeh- 
mng  des  Warenangebotes  zurück.  Würde 
die  Kaufkraft  der  neu  beschäftigten  Arbeiter 
mit  dem  volkswirtschaftlichen  Reinei-trage 
der  neuen  Unternehmungen  übereinstimmen, 
dann  würde  sich  ja  für  die  Unternehmer 
imd  Kapitalisten  weder  Verzinsung  noch 
entsprechender  Unternehmergew^inn  ergeben. 
Darauf  kommt  es  für  sie  aber  gerade  an, 
wenn  sie  auch  nicht  die  Absicht  haben,  die 
Zinsen,  Renten  und  Gewinne  selbst  zu  kon- 
sumieren. Günstiger  könnte  sich  das  Ver- 
hältnis nur  dann  gestalten,  wenn  die  Anlage 
neuen  Kapitales  zu  einer  Steigerung  dos 
Lohnniveaus  der  gesamten  Arbeiterklasse 
überhaupt  treiben  w ürd e.  Tritt  al)er  d er  durch 
die  neuen  Kapitalanlagen  bewirkten  Steigerung 
der  Warenproduktion  keine  entsprechende  Er- 
höhimg der  kaufkiäftigen  Nachfrage  zur 
Seite,  so  müsste  der  Umstand,  dass  ein  Teil 
des  Volkes  Jahr  für  Jahr  ansehnliche  Be- 
träge nicht  der  Konsumtion,  sondern  der 
Vergrösserung  der  Produktion  widmet,  an 
sich  schon  in  einer  geschlossenen  Volks- 
wirtschaft zu  einer  Störung  des  Gleich- 
gewichtes zwischen  Produktion  und  Kon- 
sumtion führen.  Der  Hinweis,  dass  durch 
die  Vermehrung  des  Kapitals  ja  die  Waren- 
produktion erhöht,  der  Preis  herabgedrückt 
und  so  die  Nachfrage  gesteigert  wird,  kann 
nicht  das  Gegenteil  darthun,  weil  ja,  wie 
fi-üher  gezei^  wurde,  die  Preisermässigung 
möglicherweise  nur  langsam  bis  zu  den 
Konsiunenten  der  genussreifen  Waren  selbst 
vordringt  und  weil  eben  gerade  das 
Sinken  der  Preise  in  Verbindung  mit 
erheblich  sinkender  Rentabilität  als  Krise 
empfimden  wird.  Das  Missverhältnis  kann 
durch  mancherlei  Einwirkungen  verdunkelt 
'werden.  Die  neuen  Unternehmungen  sind 
vielleicht  wirtschaftlich  und  technisch  besser 
ausgerüstet  als  die  bereits  bestehenden.  So 
gelingt  es  ihnen,  sich  einen  lohnenden  Ab- 
satz zu  verschaffen  —  auf  Kosten  der  älteren 
Betriebe.  Es  beruht  dann  die  Blüte  neuer 
Gründungen  nicht  auf  einer  erweiterten  Auf- 
nahmefähigkeit des  Marktes,  sondern  auf 
dem  Ruine  minder  tüchtiger  Konkurrenten. 
Die  Nachteile   der  Ueberproduktion  treffen 


nicht  die  neuen,  sondern  die  alten  AnLür^r. 
Beachtet  man,  und  die  »öffentliche  Meinm  l 
pflegt  dies  zu  thun,  nur  die  VerhÜltni-s* 
der  Fabrikbetriebe,  so  kann  ihre  raa^he  Ai:- 
breitung,  der  hohe  Gewinn,  den  sie  abwerf*-f- 
zu  der  Ansicht  verleiten,  die  ganze  Volks- 
wirtschaft sei  im  Aufschwünge  begrifft^!, 
während  in  der  That  in  den  brf'it.i 
Niederungen  des  Handwerks  und  seicT 
Arbeiter  eine  furchtbare  chronische  Kri- 
herrscht. 

Gelingt  es  den   neuen  üntemehmuni:-  - 
nicht,  durch  Vei-drängung  schwächerer  Fr- 
duzenten    im    Inlande  einen   Absatz   zn  ^i- 
ringon,  so  sehen  sie  sich  genötigt,   zn  exf«.r- 
tieren.    Auch  in  diesem  Falle  ist  es  liäafi^ 
nur  durch  Vernichtung  schwächerer  Konknr- 
renten  möglich,  die  Waren  zu  verkaufen.  E- 
entwickelt  sich  ein  Export,    der  nicht,   vir 
es  normalerweise  sein  sollte,  die  GegengaN' 
der  heimischen  Volkswirtschaft  an   dsts^  Aus- 
land darstellt  für  Produkte,  welche  ]etzter!'> 
allein  oder  mit  grösseren  Vorteilen  erzeuL^. 
dieser  Export  geht  vielmehr  aus  den  sozialen 
Miss  Verhältnissen  des  Inlandes  hervor.  Dies*.'!!: 
Exporte   soll  kein  Import  entsj^rechen.    Ta 
man  versucht  sogar,  den  Imjx^rt  durch  hoLv 
Zölle    möglichst    zu    hemmen    und    zu  er- 
schw^eren.     Gegenüber  der  Thatsache,  da?- 
wir  mancherlei  Waren  exportieren  müs&i'a. 
für  die  bei  günstigeren  Einkommensverhalt- 
nissen   der   Arbeiterklasse   im  Inlande  jr^^- 
nügender  Absatz  gefimden  werden  könntest, 
ist  es  dann  ein  schlechter  Trost,  dass  auch 
wir  Waren  aus  dem  Auslande  erhalten,  '1:^' 
letzteres  nur  seiner  sozialen  Missverhältnisse 
wegen  exportiert ;  z.  B.  w^enn  selbst  in  Jahren 
der   Hungersnot  Russland   und  Indien  uu- 
Getreide  liefern. 

Ein  anderer  Ausweg,  sich  vor  den  Folgen 
der  Ueberkapitalisation  zu  retten,  besteht 
darin,  dass  dem  kapitalbedüi-ftigen  Auslände 
die  Ersparnisse  geliehen  werden.  Kauft  das 
Ausland  mit  dem  geliehenen  Kapitale  Wan-D 
des  Inlandes,  so  kann  für  die  Untemehm'?r 
des  letzteren  sogar  eine  kurze  Periode  l^e- 
sonderen  Aufschwunges  eintreten.  In  der 
That  gehen  solche  vielfach  mit  der  Geväh- 
ning  gresser  Darlehen  an  das  Ausland 
parallel,  wie  Sismondi  und  Kodbertus  bei'eife 
betont  haben.  Diese  günstigen  Wirkungen 
verwandeln  sich  in  ihr  Gegenteil  und  rufen 
die  Krise  hervor,  sobald  das  Ausland  «iie 
Zinsen  oder  gai*  die  Kapitalien  selbst  i» 
W^aren  seiner  Produktion  zurückzuzahlen  be- 


^)  Nach  Untersuchxmgen  von  Sombart  i 
(Soziale  Praxis  16.  März  1899)  scheint  für  eine 
Reihe  wichtiger  Industrieen  der  Export  als  Qüot<? 
der  Gesamtproduktion  betrachtet  abzanehmen, 
also  die  Ent Wickelung  der  heimischen  Kultur- 
kraft in  erfreulichem  Aufschwünge  begriffen 
zu  sein. 
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riu-üt  oder  —  seinen  Verpflichtungen,  was 
aicli  vorkommt,  nicht  gerecht  zu  werden 
*^i-mag  (Griechenland,  Serbien,  Portugal, 
\i"g'entinien). 

Eine  weitere  Ausgleichung  des  durch  die 
I"*:3berkapitaüsation  hervorgerufenen  Missver- 
hliltaisses  zwischen  Produktion  und  Konsum- 
\\<:>i\  ermöglichen  die  migeheueren  wirtschaft- 
1  i<.-h.  unproduktiven  Ausgaben  der  europäischen 
!\Lilitär mächte.    Jahr  für  Jahr  werden  durch 
Er)ialtung  und  Ausrüstung  des  Heeres  und 
•  ler  Marine  ungeheuere  Kapitalien  wirtschaft- 
lieli  unproduktiv  konsumiert.    Dieser  starke 
«"»ff entliche  Konsum  vei-tritt  einigermassen  den 
hinter    der    Produktion    oder   Produktions- 
iähigkeit    zurückbleibenden    privaten    Kon- 
sum 1).    Den  privat wirtscliaftlichen  Kapitali- 
sierungsbedüi-fnissen  wird  durch  die  Ausgabe 
«lor  Anleüiepapiere,  durch  sogen,  imaginäre 
«xler    fiktive    Kapitalbildung,    entsprochen, 
gleichzeitig  aber  auch  dem  volkswirtschaft- 
lichen Interesse  reichlicheren  Konsums  Ge- 
nü^  geleistet.    Da  durch  den  Staat  in  der 
Kegel    einheimische    Unternehmungen    be- 
st tliäftigt  werden,  so  ist  üieser  Ausweg,  selbst 
vom   rein  wii-tschaftlichen  Standpunkte  aus 
ho  trachtet,  immer  noch  denjenigen  Kapital- 
exporten  entschieden   vorzuziehen,   w^elche 
zur  Stärkung  zukünftiger  oder  bereits  gegen- 
wäi-tiger  Konkurrenten,    wenn    nicht    zum 
vOUigen  Verluste   des   geliehenen  Kapitales 
überhaupt  führen. 

Wer  eine  gleich  massigere  Einkommens- 
verteilung volkswirtschaftlich  für  vorteilhaft 
hält,   wird  sich  mit  dem  bezeichneten  Aus- 
weg um  so  eher  befreunden  können,  je  mehr 
die  Kosten  der  Verzinsung  und  Tilgung  der- 
artiger Anleihen  durch  Steuern,  welche  nur 
die    grösseren   Einkommen    und    Vermögen 
IHasten,  aufgebracht  werden ;  d.  h.  je  mehr 
dieser   ganze    öffentliche   Aufwand   seinem 
AVesen  nach  eine  Konsumtion  der  begüterten 
Si-hichten  des  Volkes  im  Interesse  der  natio- 
nalen Machtstellung  bedeutet.     Soweit  die 
Verhältnisse   der   auswärtigen   Politik   eine 
pj-hühmig  der  militärischen  Leistungsfähig- 
keit nicht  gebieten,  ist  es  auch  denkbar  und 
kommt  hie  und  da  z.  B.  in  manchen  Kan- 
tonen der  Schweiz  vor,   dass  durch  Steige- 
rung der  kulturellen  Leistungen  des  Staates 
oder  der  Gemeinde  die  Besitzenden  im  Wege 
hoher  Vermögenssteuern  (in  Zürich  4PIqo  für 
«len   Staat,   6^'oo    für   die   Gemeinde!)    ge- 
zwungen werden,  zu  Gunsten  des  öffentlichen 
Konsums  ilire  Kapitalisation  einzuscliränken. 


*)  Vgl.  D.  Ricardos  Grundgesetze  der  Volks- 
T^irtschafi.  übersetzt  von  Baumstark.  2.  Aufl. 
Leipzig  1877.  S.  363 flf.;  femer:  Schippel,  Fr. 
Engels  und  das  Milizsystem.  Neue  Zeit  XVII. 
1.  Bd.  S.  617  und  Bernstein,  Stehendes  Heer 
und  Ueberproduktion.  Neue  Zeit  XVII.  2.  Bd. 
S.  50ff.  I 


Während  also  öffenthcher  Konsum  und 
mit  ihm  verbundene  fiktive  Kapitalbildung 
unter  der  allerdings  sehr  selten  zutreffen- 
den Voraussetzung,  dass  sie  keine  oder  nur 
sehr  massige  Belastungen  der  breiten  Massen 
der  Bevölkerung  zur  Folge  liaben,  ziu-  Er- 
haltung des  Gleichgewichtes  zwischen  Pro- 
duktion und  Konsumtion  und  deshalb  auch 
zur  Vermeidimg  von  Krisen  beitragen,  müssen 
diejenigen  fiktiven  Kapitalbildungen,  welche 
aus  der  Steigerung  namentlich  des  gross- 
städtischen Bodenwertes  hervorgehen,  un- 
günstig beurteilt  werden.  Hier  handelt  es 
sich  um  Wertkapifcalien,  welche  der  Er- 
höhung der  Mieten  für  Wohnungen  und 
Läden  entspringen,  also  eine  Einschränkung 
der  Konsumfähigkeit  der  Massen  zur  Voraus- 
setzung und  Folge  haben.  Je  höher  die 
Wohuungsmiote,  desto  weniger  bleibt  zum 
Ankaufe  von  Waren  übrig,  und  je  mehr  die 
Ladenmieten  den  Detailhandel  belasten  (bis 
zu  8^/0  des  Umsatzes!)^),  desto  weniger 
kann  durch  Ermässigung  der  Detailpreise 
der  Absatz  vergrössert  werden. 

Versagen  also  die  oben  angedeuteten 
Auswege,  so  gerät  das  ganze  Wirtschafts- 
leben in  einen  labilen  Gleichgewichtszustand 
und  vergleichsweise  geringe  Störungen 
können  schon  den  Ausbruch  schwerer  Krisen 
zur  Folge  haben.  Die  geringe  Kaufkraft  der 
Massen  ist  es  auch,  welche  die  Erholimg 
oder  Erhebung  aus  einer  akuten  Krise  so 
sehr  erschwert  und  zu  dem  schreienden 
wii-tschafthchen  Widerspiiiche  führt,  dass 
Tausende  von  Arbeitern  durch  Arbeitslosig- 
keit in  Not  und  Elend  versetzt  werden,  weil 
zu  viel  produziert  worden  ist,  weil  das  An- 
gebot die  Nachfrage  überholt  hat. 

Trägt  auf  der  einen  Seite  die  grosse  ün- 
gleichmässigkeit  der  Einkommensverteilung 
viel  zur  Entwickelung  der  Krisen  bei,  so 
soll  andererseits  nicht  unerwähnt  bleiben, 
dass  die  Krisen  selbst  auch  wieder  durch 
die  Produktion  einer  überschüssigen  Arbeiter- 
bevölkeruug  die  Einkommensverteilung  in 
höchst  ung-ünstiger  Weise  beeinflussen. 

Der  Umstand,  dass  vor  dem  Ausbruche 
der  akuten  Krisen  der  Arbeitslohn  vergleichs- 
weise hoch  steht  und  die  »industrielle  Re- 
servearmee« gering  erscheint,  kann  nicht 
gegen  die  Bedeutung  der  Unterkonsumtion 
und  Ueberkaj)italisation  in  Anschlag  gebracht 
werden.  Es  ist  im  Gegenteil  ganz  erklär- 
lich, dass  dann,  wenn  zahlreiche  neue  Kapital- 
anlagen in  der  heimischen  Volkswirtschaft 
erfolgen,  der  Arbeitslohn  steigt  oder  mehr 
Arbeiter  beschäftigt  werden.  So  wird  die 
Kaufkraft  der  arbeitenden  Klassen  etwas  er- 
höht, und  diese  Erhöhimg  regt  die  Unter- 
nehmungslust weiter  an.    Da  aber,  wie  fniher 


')  R.  E.  May,    Umsatzsteuer.    Hamburger 
Correspondent,  9.  Februar  1898. 
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dargethan  wurde,  in  der  heutigen  Wirtschafts- 
oi-dnung  die  infolge  der  neuen  Unter- 
nehmungen auftretende  Yergr()sserung  der 
ArVarenproduktion  schliesslich  die  durch  die- 
selbe Ursache  bewirkte  Verstärkung  der 
Kaufkraft  der  Arbeiter  überholen  muss,  so 
ist  die  Krise  unvermeidlich. 

5.  Konsumtion.  In  engster  Beziehung 
zu  den  Verhältnissen  der  Einkommensver- 
teilung steht  die  Gestaltung  der  Konsumtion. 
Bestimmt  die  Verteilung  des  Volkseinkom- 
mens doch  nicht  nur  die  Grösse,  sondern 
auch  die  Art  der  Konsumtion.  Je  niedriger 
das  Einkommen,  desto  mehr  erscheint  seine 
Verwendung  der  Willkür  entzogen.  Reicht 
das  Einkommen  nur  gerade  zur  Befi-iedi- 
gimg  der  absoluten  Existenzbedürfnisse  oder 
nicht  einmal  dazu  aus,  so  ist  der  Konsument 
genötigt,  seine  Bedürfnisse  nicht  nur  auf 
wohlfeile  Art,  sondern  schlechthin  auf  die 
wohlfeilste  Art  zu  befriedigen.  Deshalb  er- 
hält der  Haushalt  der  arbeitenden  Klassen, 
wie  die  Statistik  der  Arbeiterbudgots  zeigt, 
bei  gleicher  Höhe  des  Einkommens  und 
gleicher  Familien  Zusammensetzung  in  einem 
Lande  ein  durchaus  übereinstimmendes  Ge- 
präge. Soweit  die  gegenwärtige  Wirtschafts- 
ordnung dahin  führt,  davss  ein  grosser  Teil 
des  Volkes  dem  Existenzminimum  nahe 
steht,  eraeugt  sie  auch  eine  gewisse  Gleich- 
förmigkeit der  Konsumtion,  welche  die  Lei- 
tung der  Produktion  erleichtert.  Erst  in 
dem  Masse,  als  das  Einkommen  einer  Person 
sich  erhöht,  nimmt  der  Spielraum  füi-  eine 
freiere,  individuellere  Gestaltung  des  Kon- 
sums zu.  Seine  Quantität  und  Qualität  lässt 
sich  dann  schwerer  vom  Unteniehmer  im 
voraus  sicher  beurteilen. 

Eine  gewisse  Richtschnur  gewäliren  aller- 
dings die  Konsumtionsgewohnheiten  der 
einzelnen  Stände.  Aber  gerade  in  der 
Gegenwart,  wo  die  Standesuntei'schiede  vor 
den  Einkommensunterschieden  zunicktreten, 
wo  das  zum  Wohlstand  gelangte  Bürgertum 
nicht  entfernt  so  bestimmte  Konsumtions- 
gewohnheiten ausgebildet  hat,  als  die  wirt- 
schaftlich herrschenden  Klassen  der  Ver- 
gangenheit es  gethan  liaben,  erweist  sich 
diese  Richtschnur  als  ungenügend.  An  Stelle 
der  ständischen  Konsumtionsgewohnheiten 
ist  mehr  und  mehr,  namentlich  in  den 
Städten,  die  Herrschaft  der  launenhaften, 
völlig  unberechenbaren  Mode  getreten.  Hier- 
mit ist  ein  krisen  bildendes  Moment  von 
nicht  zu  miterschätzender  Bedeutung  ent- 
standen. Da  ^ird  in  der  Damentoilette  die 
ausgiebige  Verwendung  schwarzer  Glasperlen 
modern,  und  die  GJaskurzwarenindustrie 
nimmt  einen  glänzenden  Aufschwung.  Hun- 
derte von  Arbeitern  verlassen  ihre  alte  Be- 
schäftigung, Tun  sich,  durch  den  steigenden 
Lohn  angezogen,  der  Erzeugung  von  Glas- 
perlen zu  widmen. 


Plötzlich  kommt  die  Nachfrage  ins  SUn^k^fu 
Tausende  von  Arbeitern  werden  brotlos.  I>t 
Mode  hat  sich  von  den  Glasxierien  d^ 
Spitzen  zugewendet.  Nun  ist  es  die  Spitzes- 
klöppelei, die  sich  einer  vonibeiigehend-j 
Blüte  erfreut,  um  dieselbe  bald  ^nug  »Jer 
Gfullerei  und  Metallkurzwaren  Industrie  3- 
treten  zu  müssen,  da  Metallkn5pfe  unl 
Schnallen  en  vogue  sind.  Noch  bedeatun«'- 
voDer  ist  der  Modewechsel  in  Bezu^  auf  di- 
Bekleidungsstoffe  selbst.  »Eine  einzige  Aeti- 
denmg  der  Damentracht  genügt,  die  Seid- 
um  Hunderttausende  von  Käuferinnen  m 
berauben*  (Thun).  Es  ist  deshalb  ein  g;ro^^r 
Nachteil,  wenn  die  wichtigsten  Exportindu5- 
trieen  eines  Landes,  wie  z.  B.  in  der  Schweii 
die  Seiden-  und  Stickereündustrie,  ganz  von 
dem  Mode  Wechsel  abhängen,  ohne  dass 
dieses  Land  selbst  für  die  Mode  den  To:i 
angeben  kann. 

Allein   nicht   niu",   dass   die  Mode   ihrt- 
Gunst  bald  seidenen,  bald  halbseidenen,  bald 
baumwoDeneu,    bald   wollenen    Stoffen  ge- 
wälirt,  auch  die  Art  der  Gewebe  und  Dessins 
unterliegt  dem  Wechsel.    Aehnlich  schaltet 
und  waltet  die  Mode   in  der  Dekoratiöns-. 
Möbel-   und  Bauindustrie.     Der    »gotis<-he 
und  »altdeutsche«    Stil   muss  dem  ßanxx-" 
und  Rococo,  dieses  dem  Empire  und  ^neu- 
englischen«   Stile  weichen.    Souverän  zieht 
die   Mode   dahin,   ihr    zur   Seite    der  Ajif- 
schwung,  in  iiirem  Gefolge  die  Krise.    Ist 
demnach  die  Mode  namentlich  für  zahlreirhe 
lokale   Krisen    verantwortlich    zu    machen, 
so    soll    im   übrigen   nicht   verkannt    wer- 
den, dass  sie  die  wohlhabenden  Schichtezz 
der  Bevölkerung   zu   einer  grosseren  Kon- 
sumtion nötigt  und  deshalb  andererseits  da- 
zu   beiträgt,    das    Gleichgewicht    zwischen 
Produktion  und  Konsumtion  im  allgemeinen 
zu  fördern. 

6.  Rückblick  und  HcilmitteL  Ver- 
gegenwärtigt man  sich  diese  fast  unabseh- 
bare Reihe  von  krisenbildenden  Momenten, 
so  ist  der  häufige  Eintritt  heftiger  Wirt- 
schaftskrisen kaum  verwunderlich.  Ja  man 
muss  eher  darüber  staunen,  dass  diese  Str>- 
rungen  nicht  noch  öfter  und  noch  empfind- 
licher auftreten.  Die  Schwierigkeit  im  ein- 
zelnen Falle  liegt  daher  nicht  so  sehr  in 
der  Aufgabe,  überhaupt  Ursachen  für  die 
Krisen  anzugeben  (eine  im  Jalu*e  1886  unter- 
nommene Untersuchung  über  die  Ursachen 
der  Krise  in  Nordamerika  ergab  deren  ISij), 
als  darin,  die  Wichtigkeitskoeffizienten  der 
einzelnen  in  Erwägung  zu  ziehenden  Ur- 
sachen genau  zu  bestimmen.  Zu  beachten 
bleibt,  dass  die  Störungsiu^achen  zu  einander 
im  Verhältnisse  sich  gegenseitig  steigernder 
Wechselwirkung  stehen.  Die  Produktions- 
krise  macht  sich  bald  auf  den  Gebieten  des 
Verkehres  und  der  Verteilung,  die  so  ent- 
standene Verteilmigskrise  bald  auch  wieder 
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^xii  dem  Gebiete  der  Produktion  geltend. 
Oie  analytische  Zerfaserung  der  kritischen 
Elin^wdrkiingen  darf  eben  darQber  nicht  täu- 
t^cilien,  dass  unsere  Volksw-irtschaft  einen 
« >rgamsinus  darstellt,  der  alle  Nachteile, 
xs-elehe  einzelne  Glieder  treffen,  mit  eni- 
jj^lindet. 

ArVill  man  die  einzelnen  Umstände,  welche 
£^ls  Ursachen  wirtschaftlicher  Störungen  an- 
fspeklagt  worden   sind,  unter  einige  wenige 
Gesichtspunkte  zusammenfassen,  so  sind  vor 
allem     die    Gegensätze    zu    unterstreichen, 
^vek-he  zwischen  den  kollektivistisch-ökono- 
mischen und  den  individualistisch-rechtlichen 
Einrichtungen  imseres  Wirtschaftslebens  vor- 
lianden  sind.    Auf  der  einen  Seite :  Arbeits- 
teilung, Grossbetrieb,  Warenproduktion,   zu- 
nehmende Verflechtung  des  Einzelbetriebes 
in    Volks-    und    Weltwirtschaft;     auf    der 
anderen  Seite:   Sondereigentum  an  Produk- 
tionsmitteln,   individuelle    Aneignung     der 
gesellschaftlich  gewonnenen  Produktionser- 
G:ebnisse,  Leitung  der  Wirtschaft  durch  die 
Kentabilitätsinteressen   des   privaten  ünter- 
nehmerkapitales,   Freiheit    der  Konkuri'enz, 
Freiheit  des  Konsiuns.     Es  fehlt  an   einer 
oi"dnenden  Macht,  welche  ein  stets  harmo- 
nisches Zusammenwirken  dieser  grundsätz- 
lich verschiedenen  Einrichtungen  erzwingen 
könnte.    Die  Krisen  sind  nichts  anderes  'als 
die  Konflikte,  welche  aus  dem  Nebeneinan- 
der so  widerspruchsvoller  Institutionen  her- 
vorbrechen. 

Um  den  Ausbnich  von  Krisen  zu  ver- 
meiden und  bereits  ausgebrochene  abzu- 
schwächen, müssen  deslialb  regelnde,  kon- 
ti-ollierende  Mächte  ausgebildet  werden, 
Mächte,  welche  des  Ziel  verfolgen,  unserem 
wirtschaftliehen  Organismus  überhaupt  eine 
möglichst  widerstandsfähige  Konstitution  zu 
verschaffen  und  die  Rebellionen  der  indivi- 
dualistischen Bestandteile  unserer  Verhält- 
nisse auf  ein  mit  dem  gesellscliaftlichen 
Charakter  unserer  Produktionsweise  verträg- 
liches Mass  herabzudinlcken.  In  diesem 
Sinne  wirkt  bereits  in  foi-tgescluittenen 
Ländern  nicht  nur  die  ganze  Organisations-, 
Produktions-,  Verkehrs-,  Einkommens-,  Kon- 
siimtions-  und  Finanzpolitik  des  Staates, 
sondern  auch  die  Thätigkeit  der  Unterneh- 
mer-, Lohnarbeiter-  und  Konsumentenvereini- 
gimgen.  Wenn  England  ^)  und  Deutsclüand 
seit  Jahrzehnten  von  einer  so  akuten  Krise, 
wie  sie  noch  im  Jahre  1893  Nordamerika 
heimgesucht  hat,  verschont  geblieben  sind, 
so  darf  diese  erfreuüche  Thatsache  vielleicht 


^)  Wie  sehr  die  Ausbildung  der  Arbeiter- 
verbände die  Einwirkung  der  Krisen  auf  das 
englische  Volksleben  allmählich  vermindert  hat, 
zeigt  Tugan-Baranowsky ,  Die  sozialen  Wir- 
kungen der  Handelskrisen  in  England,  Brauns 
Archiv,  Xlü,  S.  1-41. 


der  besseren  Kontrolle  zugeschrieben  werden, 
welche  staatliche  und  körperschaftliche  Ge- 
walten in  den  erstgenannten  Ländern  über 
den  Verlauf  des  Wirtschaftslebens  bereits 
gewonnen  haben. 

Dagegen  bleiben  die  Gefahren  in  unver- 
minderter Stärke  bestehen,  welche  aus  den 
internationalen  Beziehungen  der  modernen 
Volkswiitschaf ten  erwachsen.  Versuche,  auch 
in  dieser  Beziehung  zu  Regulierungen  zu 
gelangen,  wie  sie  z.  B.  auf  den  Gebieten 
der  Währimgsfrage,  der  Zuckerexportprämien, 
desArbeiterschutzes,  der  Handelsbeziehungen, 
der  Verbesserung  des  Seerechtes,  der  Grün- 
dung von  Kartellen,  Arbeiterverbänden  u.  s.  w. 
angestrebt  worden  sind,  haben  teils  gar 
keine,  teils  wenig  ausreichende  Ergebnisse 
geliefert.  Ebensowenig  ist  zu  erwarten,  dass 
die  Stönmgen,  welche  aus  der  individualis- 
tischen Gestaltung  des  Konsums  und  der 
HeiTschaft  der  Moden  entspringen,  in  ab- 
sehbarer Zeit  eine  Abschwächung  erfahren 
werden. 

Zui'  Heilung  bereits  ausgebrochener 
Kreditki'isen  sind  nach  Wirth  folgende  Mass- 
regeln mit  mehr  oder  weniger  Erfolg  ange- 
wendet worden:  1.  Aufschliessung  des 
Schatzes  und  Reservefonds  der  Banken  bezw. 
der  Staats-  und  Nationalbank  und  reich- 
licheres Diskontieren  derselben  bei  hohem 
Zinsfusse.  2.  Errichtung  von  Diskonto-  und 
Darlehenskassen  mit  oder  ohne  Garantie  des 
Staates.  3.  Errichtimg  von  Warenvorschuss- 
kassen.  4.  Errichtung  von  Kreditgenossen- 
schaften. 5.  Darlehen  von  seiten  des  Staates. 
6.  Suspension  der  Schuldgesetze.  7.  Liqui- 
dation durch  Verti'auenspersonen,  verbunden 
mit  Garantie-  und  Hilfsfonds,  welche  Dai-- 
lehen  gegen  Unterpfand  von  solchen  Papieren 
gewähren,  die  bei  den  Zettelbanken  nicht 
angenommen  werden. 

lieber  Massnahmen  zurünterstützimg  und 
Bescliäftigung  der  durch  Kiisen  arbeitslos 
gewordenen  Arbeiter  vgl.  d.  Art.  Arbeits- 
losigkeit oben  Bd.  I  insbes.  S.  929  u.  ff. 

III.  Krisentheorieen. 

„Eine  Krisentheorie  kann",  wie  v.  Böhm- 
Bawerk  sagt,   „nie  die  Untersuchung  eines  ab- 

fesonderteu  Teiles  der  sozialwirtschaftiichen 
hänomene  sein,  sondern  sie  ist,  wenn  sie  nicht 
ein  dilettantisches  Unding  sein  soll,  immer  das 
letzte  oder  vorletzte  Kapitel  eines  geschriebenen 
oder  ungeschriebenen  sozialwirtschaftlichen  Sys- 
tems ,  die  reife  Frucht  der  Erkenntnis  sämt- 
licher sozialwirtschaftlichen  Vorgänge  und  ihres 
Wechsel  wirkenden  Zusammenhanges."  Die  all- 
seitige und  gerechte  Würdigung  einer  Krisen- 
theorie setzt  daher  auch  einen  gewissen  Ueber- 
blick  über  das  ganze  sozialwirtschaftliche  System 
des  betreffenden  Oekonomen  voraus.  Es  ist 
klar,  dass  diese  Voraussetzung  innerhalb  des 
Rahmens,  welcher  dem  vorliegenden  Artikel  be- 
stimmt ist,  selbst  nicht  für  die  Kriseutheoretiker 
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ersten  Ranges  erfüllt  werden  kann.  Für  alle 
eingehenderen  Studien  muss  deshalb  anf  das 
grundlegende  Werk  v.  Bergmanns  „Geschichte 
der  nationalökonomischen  Krisentheorieen "(Stutt- 
gart 1895)  und  auf  die  Darstellungen  verwiesen 
werden,  welche  die  Systeme  der  hervorragenderen 
nationalökonomischen  Denker  in  diesem  Hand- 
wörterbuche selbst  finden. 

7.  Der  Krisenstreit  zwisciien  Maltlins, 
Sismondi  und  J.  B.  Say.  Die  ernste  Krise, 
die  ganz  wider  Erwarten  1815  nach  Wieder- 
herstellung des  Friedens  ausbrach,  hat  die  zeit- 
genössischen Nationökonomen  auf  das  eindring- 
lichste beschäftigt  und  zur  Aufstellung  von 
Theorieen  geführt,  welche  für  die  Erkenntnis 
der  Krisen  äusserst  fruchtbar  geworden  sind, 
ia  bis  in  die  Gegenwart  herein  inre  Bedeutung 
behauptet  haben.  Da  ist  es  zunächst  Kobert 
Owen,  der  in  einer  Reihe  von  Schriften  aus 
den  Jahren  1815, 1818  und  1823  mit  zunehmender 
Klarheit  folgende  Gedanken  entwickelt:  Die 
Krisen  kommen  daher,  dass  durch  die  Einführung 
der  Maschinen  die  Produktionsfähigkeit  unge- 
heuer gesteigert  worden  ist,  während  eben  diese 
Steigerung  der  Produktivität  zugleich  eine 
Entwertung  der  menschlichen  Arbeit  und  damit 
auch  eine  Verringerung  der  Konsumkraft  der 
breiten  Masse  des  Volkes  verursacht  hat.  Seine 
Pläne  zielen  daher  auf  eine  Beschäftigung  der 
Arbeitslosen  durch  den  Staat.  Damit  soll  der 
verhängnisvolle  Einfluss  der  arbeitslosen  Arbeiter 
auf  die  Bewertung  der  Arbeit  behoben  und  die 
Kaufkraft  der  Massen  gesteigert  werden.  Sein 
weiteres  Ideal  besteht  darin,  die  Bewertung  der 
Arbeit  entsprechend  ihrer  objektiven  Leistung 
durchzuführen  und  so  eine  mit  der  steigenden 
Produktivität  in  gleicher  Weise  zunehmende 
Konsumkraft  zu  entwickeln. 

Im  Widerspruche  mit  Owen,  der  die  rasche 
Entwickelung  der  Maschinentechnik  in  erster 
Linie  verantwortlich  macht,  sucht  Malthus  zu 
zeigen,  dass  schon  die  Gewohnheit  der  gewerb- 
lichen ünternehraerklasse,  grosse  Beträge  ihres 
Einkommens  nicht  zu  konsumieren,  sondern  zu 
kapitalisieren,  eine  Störung  des  Gleichgewichtes 
zwischen  Produktion  und  kaufkräftiger  Nachfrage 
anbahnen  muss.  Der  normale  Verlauf  des  Wirt- 
schaftslebens verlangt  die  Berücksichtigung  der 
richtigen  Proportionen.  Diese  können  aber 
durch  ein  Uebermass  von  Sparsamkeit  und  eine 
daraus  folgende  Konsurationseinschränkung  leicht 
erschüttert  werden.  Giebt  es  also  auf  der  einen 
Seite  Klassen,  welche  möglichst  wenig  konsu- 
mieren, aber  möglichst  viel  kapitalisieren  und 
produzieren  woDen,  so  müssen  zur  Wahrung 
des  Gleichgewichtes  auf  der  anderen  Seite 
Schichten  vorhanden  sein,  welche  wirtschaftlich 
vorwiegend  als  Konsumenten  sich  bethätigen, 
wie  z.  B.  der  Grundadel  mit  seiner  zahlreichen 
Dienerschaft,  die  Angehörigen  des  Heeres  und 
der  Flotte,  die  Givilbearaten ,  die  Vertreter 
liberaler  Berufsarten,  die  Rentner  u.  s.  w.  Alles 
übrige  gleichgesetzt,  müssen  diese  Schichten 
um  so  zahlreicher  sein,  je  fruchtbarer  der  Boden 
ist  und  je  mehr  die  Maschinentechnik  angewendet 
wird.  Eine  grosse  Steigerung  des  Verbrauches 
der  Arbeiterklasse  selbst  würde  hingegen,  wie 
Malthus  fürchtet,  die  Produktionskosten  steigern, 
die  Profite  herabdrücken  und  deshalb  auch  die 
Beweggründe  zur  Kapitalansammlung  schon 
zerstören,    ehe   noch   Landwirtschaft,   Gewerbe 


I  und  Handel  eine  grosse  Blute   erreicht  hnuk 
1  Auch  der  Entwickelung  eines  zahlreichen  min- 
I  leren  Grundeigen türaerstandes,   wie    ihn  Trank- 
i  reich  besitzt,  steht  Malthus  aus  politischen  Mi- 
'  tiven  skeptisch  gegenüber,  obwohl  er  die  srea- 
I  tige  Wirkung  einer  derartigen    Massregel  m 
die  Einkommensverteilung  und    damit    auf  u- 
Herstellung  des  Gleichgewichtes   z -wischen  Pro- 
duktion und  Konsumtion  zugiebt. 

Diese  Ideeen  von  Malthus,  welchem  CL al- 
mer s  im  wesentlichen  beipflichtet,  berühren  ^i«.-t  k 
vielen  Beziehungen  mit  denjenigen  SismonJi?. 
Da  sein  Hauptwerk  schon  1819,  seine  A> 
handlung  über  das  Wachstum  der  Prodnkti*»L- 
kraft  im  Verhältnisse  zur  Konsnmkrafr  IS'^^ 
erschien,  also  in  dem  gleichen  Jahre,  in  ^-1- 
chem  die  Grundsätze  der  politischen  OekonMEu- 
von  Malthus  herauskamen,  muss  Sismondi  rin- 
durchaus  selbständige  Auffassung  znf^pestan  I»  n 
werden.  Immerhin  dürften  die  Anschannmr^s 
von  Owen  nicht  ohne  Einfluss  auf  ihn  g-ewe-L 
sein. 

Mit  viel  entschiedenerer  Betonung  als  Malthni 
stellt   Sismondi,   ohne   übrigens    die    Stömn^i- 
ursachen,  welche  aus  der  Planlosigkeit  der  ilo- 
dernen  Produktionsweise  fliessen,  irgendwie  za 
vernachlässigen,  doch  die  Einkommens verteiJnni: 
in  den  Brennpunkt  des  Krisenproblems.    Je  ul- 
gleich  massiger  die  Einkommensverteilung,  destt« 
beträchtlicher   fällt  die  Störung  des  Gleichge- 
wichtes  zwischen  Produktion    und   kauffahiir^^r 
Nachfrage  aus.    Der  Ausgleich  soll  aber  niehT 
durch  die  Vermehrung  der  unproduktiven  Kon- 
sumenten,   sondern   durch    die  Steigerung   •i'-r 
Massenkonsumtion  herbeigeführt  werden.     Sis- 
mondi   befürwortet    desh^b    alle    Massnahmen, 
welche    eine    gleichmässigere    EinkommensTer- 
teilung  und  dadurch  eine  Hebung  der  Kaufkraft 
der  Arbeiterklasse   in   Aussicht  stellen;   so  ilie 
Freiteilbarkeit  des  Grund  und  Bodens,  ferner 
die    Beseitigung    aller    Gesetze,     welche    die 
Koalitionen  der  Arbeitgeber  sregen  die  Arbeiter 
begünstigen  und  diejenigen  Ser  Arbeiter  gecren 
die    Arbeitgeber    verbieten    oder    erschweren. 
Wenn    v.   Bergmann    meint,    dass    diese   Auf- 
fassungen Sismondis   durch   den   Einwand  von 
Malthus  widerlegt  würden,    „auch   die  stärkste 
Lohnerhöhung  könne  die  Ueberproduktion  nicht 
verhindeni,  da  ja  der  Arbeiter  mit  dem  Lohne 
als  einem  Teile  des  Produktionsertrages  niemals 
den    ganzen    Produktionsertrag    zurückkaufen 
könne'*,  so  ist  es  ja  richtig,  dass,   alles  übrige 
als  unverändert  betrachtet,  jede  weitere  Steige- 
rung der  Produktion  durch  Kapitalisierung,  so 
lange  noch  ein  Profit  bezogen  wird,   eben  um 
den  Betrag  dieses  Profites  der  Nachfrage  er- 
mangelt und  insofern  Ueberproduktion  hervur- 
ruft.     Allein    diesen   erkünstelten   engen  Sinn 
hat  Sismondi  seiner  Lehre  gewiss  nicht  geben 
wollen.   Er  argumentiert  einfach,  dass  jede  Er- 
höhung   des    Einkommens    der    Arbeiterklasse 
dasjenige    des    Besitzes    ermässigt    und   dem- 
zufolge auch  die  Veranlassung  zu  einer  über 
die  effektive  Nachfrage  hinausgehenden  Kapiial- 
bildung  abschwächt,  während  auf  der  anderen 
Seite   gerade    die    Erhöhung    des    Arbeitereiu- 
kommens   die   Nachfrage   steigert.     Je  gleich- 
massiger  die  Einkommensverteilung,  desto  «re- 
ringer  die  Spannung  zwischen  Produktion  nnd 
Konsumtion.     Darauf   kam    es   Sismondi.  dem 
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5^>>8olute    Lösungen    vollkommen    fern    lagen, 
silleiu  an. 

Während  die  vorgeführten  Schriftsteller  aus 
cle'r     bestehenden    Einkommensverteilung    und 
X^xoduktions weise  die  Tendenz  zur  allgemeinen 
XT  eberproduktion    (general   glut,   encombrement 
iieneral)  ableiteten,  erwiderte  J.  B.  Say  —  Ge- 
iLa,nken,  welche  schon  einige  Physiokraten  und 
iLiumentJich  James  Mi  11  lS)8  ausgeführt  hatten, 
itufuehmend  und  ergänzend  — ,  dass  eine  all  ge- 
meine Ueberproduktion  ein  Unding  sei.    Jeder 
Verkauf  sei  auch  ein  Kauf  und  jeder  Kauf  ein 
A'erkauf,  jede  Produktion  eine  Nachfrage  und 
j  ede  Nachfrage  eine  Produktion.  A  bsatzstockungen 
Ivonuten  nicht  dadurch  zu  stände  kommen,  dass 
zu    viel    produziert    worden    sei,    sondern   nur 
€ladarch,    dass   innerhalb   eines   anderen   Wirt- 
schaftszweiges oder  innerhalb  eines  anderen  am 
Verkehre   beteiligten   Gebietes   die   Produktion 
zu  gering  ausgefallen  sei  und  diese  Produzenten 
<ieshalb  keine  ausreichende  Gegengabe  zu  leisten 
vermöchten.     Die  sogenannte  Ueberproduktion 
iler  einen  sei  ihrem  Wesen  nach  eine  partielle 
Unterproduktion  der  anderen.    Eine  allgemeine 
;;leicbmässige  Steigerung  der  Produktion  könne 
nie  zur  Absatzkrise  führen.   Diese  Thesen,  wel- 
che,   wie   Marx  erklärt,    an   Stelle    einer   ent- 
wickelten W'arencirkulation  einen  Zustand  ein- 
fachen Produktenaustausches  voraussetzen,  hat 
Say  schliesslich  noch  selbst  dahin  abgeändert, 
dasö  er  als  Produktion  nur  gelten  Hess,  was  zu 
einem  angemessenen  Preise  Absatz  fände.   „Ich 
halte  mich  für  berechtigt  zu  sagen,  dass  alles 
was  wirklich  produziert  ist,  Absatz  findet;  dass 
alles,  was  nicht  Absatz  findet,  eine  unbesonnen 
und  ohne  etwas  zu  produzieren  gemachte  Aus- 
ij^abe  ist;  und  meine  Lehre  von  den  Absatzwegen 
bleibt  ganz." 

Es  ist  heute  schwer  zu  verstehen,  wie  eine 
Lehre,  welche  ihr  Urheber  selbst  zur  fadesten 
Tautoloeie  herabgedrückt  hat,  dennoch  in  der 
Nationalökonomie  so  lange  Zeit  hindurch  ein 
grosses  Ansehen  behaupten  konnte.  Und  doch 
stehen  wir  einer  schier  unübersehbaren  Reihe 
von  Männern  gegenüber,  welche  diese  „theorie 
den  debouches"  als  eines  der  wertvollsten  Inventar- 
stücke der  Volkswirtschaftslehre  gefeiert  haben. 
.Sie  beherrscht  im  Vereine  mit  der  Ableitung 
der  Krisen  aus  der  Verminderung  des  umlaufen- 
den Kapitales,  also  aus  den  Verhältnissen  der 
Geld-  und  Kreditorganisation,  die  ganze  opti- 
mistisch-freihändlerische Richtung  mit 
treringen  Ausnahmen. 

An  die  Gedanken  von  Malthus  und  Sismondi 
haben  vorzugsweise  diejenigen  Forscher  ange- 
knüpft, welche  der  kapitalistischen  Produktions- 
weise gegenüber  zu  einer  skeptischen  oder  feind- 
seligen Stellungnahme  gelangten.  So  die  Ver- 
treter des  sozialfeudalen  Katholizis- 
mus (de  Bonald,  de  Morogues,  de  Villeneuve- 
Bargemont,  Buret),  die  Sozialisten  und  die 
neuere  deutsche  Nationalökonomie. 

8.  Die  Bozialistisclieii  Krisentheoretiker* 
Weder  Malthus  noch  Sismondi,  beide  Männer 
von  konservativer  Gesinnung,  hatten  aus  ihren 
Lehren  die  Forderung  nach  einer  principiellen 
Umgestaltung  der  bestehenden  Ordnung  abge- 
leitet. Diese  Wendung  erfolgte,  nachdem  sie 
von  Owen  bereits  vorbereitet  worden  w^ar,  erst 
durch  die  Anhänger  Owens,  durch  Thompson, 
Gray,  Bray  u.  a.  m.    In  Frankreich  suchte 


Proudhon  in  verwandter  Weise  die  Krisen 
dadurch  zu  erklären,  dass  der  Arbeiter  innerhalb 
der  kapitalistischen  Produktionsweise  nicht  im 
Stande  ist,  sein  Arbeitsprodukt  zurückzukaufen, 
da  dieses,  durch  die  Kapitalgewinne  belastet, 
die  Kaufkraft,  welche  der  Lohn  enthält,  über- 
steigt. Daher  derselbe  Plan  der  Tauschbank, 
wie  bei  den  Oweniten,  und  die  Erwartung,  mit 
der  auf  diese  Weise  zu  verwirklichenden  Idee 
des  unentgeltlichen  Kredits  Kapitalzins  und 
Krisen  aus  der  Welt  zu  schaffen. 

Enger  an  Sismondi  schliessen  sich  Vi  dal 
und  Louis  Blanc  an,  welche  auf  Kodbertus 
und  die  Verfasser  des  kommunistischen  Mani- 
festes nicht  ohne  Einfluss  geblieben  zu  sein 
scheinen.  W^orin  sich  Rodbertus  indes  von 
seinen  Vorgängern  und  Zeitgenossen  unter- 
scheidet, das  ist  die  Behauptung,  dass  nicht  die 
ungleichmässige  Verteilung  des  Volkseinkommens 
an  sich,  wie  auch  von  Kirchmann  annahm, 
das  Gleichgewicht  zwischen  Produktion  und 
Konsumtion  störö,  sondern  der  Umstand,  dass 
bei  wachsender  Produktivität  der  Anteil  der 
arbeitenden  Klasse  sogar  noch  falle.  Die  ar- 
beitenden Klassen  würden  immer  auf  das  zu 
ihrem  Unterhalte  eben  durchaus  Nötige  be- 
schränkt, während  die  Steigerung  der  Produk- 
tivität ausschliesslich  den  Besitzenden  zu  statten 
komme:  „Wenn  aber  der  Lohn  der  Arbeiter 
so  wenig  mit  Rücksicht  auf  eine  Quote  des 
Produktes  verabredet  wird,  dass  er  vielmehr 
einem  ganz  anderen  Momente ,  das  mit  dem 
Ertrage  der  Produktion  gar  nichts  zu  thun  hat, 
nämlich  dem  Betrage  des  notwendigen  Unter- 
haltes folgt,  so  kann  er  bei  steigender  Pro- 
duktivität, als  Anteil  am  Produkt  betrachtet, 
so  wenig  eine  gleiche  Quote  desselben  bleiben, 
dass  er  vielmehr  eine  immer  geringere  davon 
wird".  Dies  ist  für  ihn  die  einzige  soziale 
Frage,  die  in  den  Handelskrisen  die  besitzenden, 
im  Pauperismus  die  arbeitenden  Klassen  trifft. 
Führt  Rodbertus  also  die  Krisen  in  erster  Linie 
auf  das  Gesetz  der  fallenden  Lohnquote  (Dietzel) 
zurück,  so  ist  er  im  übrigen  keineswegs  blind 
für  die  krisenbildenden  Momente,  die  durch  die 
freie  Konkurrenz  und  die  Planlosigkeit  der  Pro- 
duktion gebildet  werden. 

Die  Thatsache,  dass  K.  Marx  aus  dem 
Leben  schied,  ehe  er  sein  „Kapital"  zum  Ab- 
schlüsse gebracht  hatte,  macht  sich  auch  in 
seiner  Krisentheorie  geltend.  So  erklärt  er 
(IIL  2.  S.  21):  „Der  letzte  Grund  aller  wirk- 
lichen Krisen  bleibt  immer  die  Armut  und  Kon- 
sumtionsbeschränkung der  Massen  gegenüber 
dem  Triebe  der  kapitalistischen  Produktion,  die 
Produktivkräfte  so  zu  entwickelu,  als  ob  nur 
die  absolute  Konsumtionsfähigkeit  der  Gesell- 
schaft ihre  Grenze  bilde."  Dieser  den  Unter- 
konsumtionstheoretikern  sehr  nahe  kommenden 
Aeusserung  steht  dann  eine  Polemik  (II.  2.  A. 
S.  385)  gegen  die  Unterkonsumtionstheorie 
gegenüber:  „Es  ist  die  reine  Tautologie,  zu 
sagen,  dass  die  Krisen  aus  dem  Mangel  an 
zahlungsfähiger  Konsumtion  oder  an  zahlungs- 
fähigen Konsumenten  hervorgehen Will 

man  aber  dieser  Tautologie  einen  Schein  tieferer 
Begründung  dadurch  geben,  dass  man  sagt,  die 
Arbeiterklasse  erhalte  einen  zu  geringen  Teil 
ihres  eigenen  Produktes,  und  dem  Uebelstande 
werde  mithin  abgeholfen,  sobald  sie  grösseren 
Anteil  davon  empfängt,  ihr  Arbeitslohn  folglich 
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wächst,  so  ist  nur  zu  bemerken,  dass  die  Krisen 
jedesmal  gerade  vorbereitet  werden  durch  eine 
Periode,  in  der  der  Arbeitslohn  allgemein  steigt 
und  die  Arbeiterklasse  realiter  gi'össeren  Anteil 
an  dem  für  Konsumtion  bestimmten  Teile  des 
jährlichen  Produktes  erhält.  Jene  Periode 
mtisste  —  von  dem  Gesichtspunkte  dieser 
Ritter  vom  gesunden  und  „einfachen*  (!) 
Menschenverstände  —  umgekehrt  die  Krise 
entfernen.  Es  scheint  also,  dass  die  kapi- 
talistische Produktion  vom  guten  oder  bösen 
Willen  unabhängige  Bedingungen  einschliesst, 
die  jene  relative  Prosperität  der  Arbeiterklasse 
nur  momentan  zugelassen  und  zwar  immer  nur 
als  Sturmvogel  einer  Krise." 

Diesen  Sätzen  gegenüber  muss  betont 
werden,  dass  es  sehr  zweifelhaft  ist,  ob  in  den 
Perioden  des  Aufschwungs,  welche  Krisen  voran- 
gehen, die  Arbeiter  in  der  That  einen  erheblich 
grösseren  Anteil  am  Nationaleinkommen  er- 
werben. Den  hohen  Löhnen  stehen  meist  sehr 
hohe  Gewinne  und  hohe  Warenpreise  gegen- 
über.^) 

Auch  die  Darlegungen  über  das  Wesen  der 
Krisen,  welche  der  Abschnitt  über  das  Gesetz 
des  tendenziellen  Falles  der  Profitrate  (III.  1. 
S.  191— 2ÖÜ)  enthält,  lassen  Marx  dann  wieder 
mehr  als  einen  Fortsetzer  und  Vertiefer  denn 
als  einen  Gegner  der  Sismondi-Malthusschen 
Lehre  erscheinen. 

Während  also  die  Krisen  bei  Marx  im 
wesentlichen    aus    den   Widersprüchen    hervor- 

fehen,  welche  zwischen  Rentabilitätsinteressen 
es  Privatkapitals,  Wachstum  der  gesellschaft- 
lichen Produktivkräfte  und  Einkommensver- 
teilung vorhanden  sind,  erblicken  die  Boden- 
reformer  lediglich    in    der  Einrichtung   des 

^)  So  wissen  die  Berichte  der  Gr.  Bad. 
Fabrikinspektion  aus  den  Jahren  1896— 18f)9 
nur  vereinzelte  und  „nicht  gerade  sehr  grosse" 
Lohnsteigerungen  mitzuteilen.  In  der  Bijouterie- 
• '  brikation  z.  B.  sind  die  Löhne  der  männlichen 
Arbeiter  innerhalb  1890—1899  nur  um  4,3% 
gestiegen,  eine  Zunahme,  die  „angesichts  des 
unvergleichlichen  Aufblühens  der  Industrie  und 
der  Steigerung  der  Wohuungspreise  für  belang- 
los" erklärt  wird.  Charakteristisch  ist  ferner, 
dass  ein  Anziehen  der  Fleischpreise  1898  in 
Karlsruhe  den  Verbrauch  an  Rindfleisch  und 
Schweinefleisch  pro  Kopf  sofort  von  37,88  kg 
(1897)  auf  34,51  (1898)  eingeschränkt  hat,  wäh- 
rend der  Konsum  des  minderwertigen  Kuh- 
fleisches von  6,93  auf  8,45  stieg.  Beträchtlicher 
sind  die  Lohnerhöhungen  für  einige  Kategorieen 
der  Arbeiterinnen  gewesen.  In  der  Bijouterie- 
fabrikation erfolgte  1890—1899  eine  Zunahme 
von  18,2%.  Die  günstigeren  Verwertungs- 
bedingungen für  weibliche  Arbeit  haben  aber 
die  Heranziehung  billigerer  italienischer  und 
polnischer  Arbeiterinnen  zur  Folge  gehabt.  Im 
ganzen  drückt  sich  die  günstige  Konjunktur 
der  Industrie  mehr  in  einer  grösseren  Zahl 
überhaupt  beschäftigter  Arbeiter  als  in  Lohn- 
steigerungen aus,  die  im  Vergleiche  zu  der 
Erhöhung  der  Kosten  des  Lebensunterhaltes 
beträchtlich  genannt  werden  könnten.  Anders 
gestaltet  sich  die  Lage  allerdings  für  die  hoch- 
qualifizierten Arbeitskräfte,  deren  Zahl  bei 
flottem  Geschäftsgange  leicht  unter  dem  Be- 
darf e  zurückbleibt. 


privaten    Bodeneigentums   die    wichtigste  in^ 
ursprüngliche  Ursache. 

„Es  ist  wahr,"  erklärt  Henry  George,  ^di« 
andere  Restriktionen  des  freien  Spiels  der  pro- 
duktiven   Kraft«   dazu    beitragen,     diese    Ver- 
renkungen  des    industriellen    Systems    zu  fe- 
fördern,  zu  verstärken  und  fortzusetzen;  abe: 
dass  hier  (im  Privateigentum  am    Gmnd  usi 
Boden)    die    hauptsächliche    und    arspranglichg 
Ursache  liegt,  kann,  wie  ich  meine,    nicht  be- 
zweifelt werden.    Und  noch  klarer  ist  Tiellei^bt 
dies,  dass,  aus  welcher  Ursache  die  Stönmg  ätfr 
industriellen    und    kommerziellen    VerhÄltni.«« 
auch  hervorgehen  mag.  diese  periodischen  Kri«^iL 
in    denen   sich   Nachfrage   und  An^bot   nitht 
begegnen   und    einander  nicht    befriedig'en   m 
können  scheinen,  keine  solche  Ausdehnnng  und 
Dauer  erlangen  könnten,  wenn  die  produkriven 
Kräfte  freien  Zugang  zum  Grund  und  Bod*=a 
hätten  ....      In    dem    Augenblicke,    wo    di? 
Symptome  einer  relativen  Ueberproduktion  «cL 
in   irgend    einem   abgeleiteten   Industriezweiire 
oifeubarten,  würde  die  Hinneigung  des  Kapitel« 
und  der  Arbeit  zu  denjenigen  Beschäftigiin^en. 
welche  dem  Grund  und  Boden  Güter  entnehmea, 
Erleichterung  verschaffen." 

Nach    M.    Flürscheim    würde    den    Ar- 
beitern   immer    Beschäftigung    gesichert    sein. 
wenn   die   Kapitalisten   ihre   Einkommensöber- 
schüsse  auf  neue  produktive  Anlagen  verwenden 
wollten.      Die   Kaufkraft   der   Arbeiter    würde 
dann    gesteigert,    während    Warenpreise    und 
Zins  sinken  müsst^n.    So  könnte  ein  Missyer- 
hältnis  zwischen  Angebot  und  Nachfrage  nicht 
leicht    zu    Stande    kommen.      Allein    die   Kia- 
koramensüberschüsse  werden  zum  grossen  Teü 
zur  Bildung  von  „falschem  Kapital"  verwendet 
d.   h.   zur  Erwerbung   kapitalistischer   Tribnt- 
rechte    (Werterhöhungen    des   Bodens,    Staats- 
papiere, welche  für  wirtschaftlich  unproduktive 
Zwecke  ausgegeben  worden  sind).    Die  von  den 
Kapitalisten  erworbenen  Tributrechte,  die  aber 
nur  durch  das  Privateigentum  am  Grund  mid 
Boden  möglich  werden,  schmälern  um  den  Er- 
trag  desselben   das   Einkommen   der   Arbeiter. 
Dienen  sie  doch  vorzugsweise  zur  Erwerbung 
neuer  Tribntrechte.    So  entsteht  das  chronische 
Missverhältnis  zwischen  Produktion  und  Kon- 
sumtion. 

Die  Darstellung  der  Krisen  durch  E.  Düh- 
ring  stimmt  in  den  Grundzügen  mit  den  An- 
schauungen von  Sismondi,  Proudhon  und  Rod- 
bertus  überein.  Dühring  erkennt  indes  nnr 
Carey  als  Lehrmeister  an  und  betont  im  übrigen 
die  Selbständigkeit  seiner  Leistungen. 

Vorzügliche  Verschmelzungen  der  älteren 
Lehren  von  Malthus  und  Sismondi  mit  den- 
jenigen der  neueren  deutschen  Sozialisten  bieten 
Otto  Wittelshöfer,  John  M.  Robertson 
und  John  A.  Hobson^). 

9.  Die  neuere  deutsche  Nationalökono- 
mie. Die  Behandlung,  welche  dem  Krisen- 
Probleme    von    selten    der    neueren    deutschen 


^)  Von  den  Schriften  Robertsons  und  Hob- 
sons,  die  v.  Bergmann  nicht  bekannt  sind, 
verdienen  besondere  Erwähnung:  Robertson. 
Fallacy  of  saving,  London  1892  Hobson, 
The  evolution  of  modern  capitalism,  London  1894, 
S.  167—220  und  The  problem  of  the  unemploved, 
London  1896,  S.  56—112. 
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^«.tionalökonoinie  zn   teil   geworden   ist,    ent- 
.I> riebt   ihrer  Mittelstellung  zwischen  liberaler 
iixd.    sozialistischer   Oekonomie.     Bei   der  Ah- 
ne i^un^  vieler  deutscher  Volkswirte,  sich  auf 
r Ixeöretische   Untersuchungen   einzulassen,    ist 
Ereilich   die  Zahl  derjenigen  Schriftsteller,  die 
tiefere    Analysen   gehefert    haben,    nicht   sehr 
^ros«.   Neben  den  älteren  Arbeiten  von  Röscher 
Tind   Nasse  sind  vor  allem  die  eindringlichen 
und  systematischen  Studien  von  Schaffte  und 
J^  e  X  i  8    hervorzuheben.     Adolf  Wagner    hat 
1S6^   eine  vorzügliche  Darstellung  der  Krisen 
jt^-e^ben,  für  welche,   dem   damaligen  Stande 
seiner   Entwickelung  entsprechend,  die  besten 
Ciiedanken   der   liberalen   Schule,    insbesondere 
J.    St.  Mills,   der   die   Tendenz   des   Kapital- 
st winnes,  auf  ein  Minimum  zu  sinken,  als  eine 
der   wichtigsten  Ursachen  der  Krisen   erklärt, 
massgebend  gewesen  sind.    Später  haben  Rod- 
bertus  und  Marx  einen  mächtigen  Einfluss  auf 
"VVasmer  gewonnen,  so  dass  heute  seine  Stellung- 
nahme gegenüber  den  Krisen  der  Hauptsache 
nach    mit   derjenigen   von   Schäffle   und  Lexis 
übereinstimmen   dürfte.     Brentano  hat   erst 
die  Individualität  des  Konsums,  später  die  Pro- 
duktion   für   den   Weltmarkt   als   eigentlichen 
Kriseuherd  erklärt,  ohne  dabei  auf  die  Gedanken 
der  Unterkonsumtionstheorie  ganz  zu  verzichten. 
Er  erwartet  eine  Milderung  von  der  Entwicke- 
lang der  Kartelle,  welche  die  Produktion  dem 
Bedarfe  besser  anpassen,  und  der  Wirksamkeit 
der  Gewerkvereine,  die  dem  Arbeiter  einen  höheren 
Anteil  am  Reinertrage  der  nationalen  Produktion 
verschaffen  wollen.    So  treten  in  der  neueren 
deutschen  Nationalökonomie,  und  das  trifft  auch 
für    die    Darlegungen   Neuraths    und    von 
Philippovichs  zu,  immer  mehr  die  privat- 
kapitalistische Organisation  unserer  Produktion 
in  Verbindung  mit  einer  die  volle  Entfaltung 
de«    Massenkonsums    zurückhaltenden   Einkom- 
mensverteilung   als    die    wichtigsten    Voraus- 
setzungen für  die  Ausbilduna:  der  Krisen  hervor  *). 
Der  Gegensatz  gegenüber  dem  Sozialismus  liegt 
nicht  so  sehr  in  den  theoretischen  Grundgedanken 
als  in  dem  Umstände,  dass  man  weder  von  einer 
wachsenden  Gefährlichkeit  der  Krisen  noch  von 
der  Notwendigkeit  überzeugt  ist,  von  ihnen  eine 
vollkommene  Umgestaltung  unserer  Wirtschafts- 
ordnung  ableiten   zu    müssen.      Immerhin    ist 
nenerdings  auch  auf  selten  der  Marxisten  selbst, 

*;  Eine  gewisse  Sonderstellung  nimmt  G. 
Cohn  (System  der  Nationalökonomie  III.  Bd., 
Stuttgart  1898,  S.  295-317)  ein,  der  in  in- 
teressanten Ausführungen  den  Krisenbegriff 
durch  Ausscheidung  der  „Depressionen"  erheb- 
lich enger  zu  umgrenzen  strebt,  als  es  zur  Zeit 
üblich  ist.  Wie  es  dem  Zusammenhange  ent- 
spricht, in  dem  seine  Ausführungen  stehen,  legt 
er  den  Hauptaccent  auf  die  durch  Ueberspeku- 
lation  hervorgerufenen  Störungen.  Immerhin 
giebt  auch  er  eine  Tendenz  zu  chronischer 
Ueberproduktion  zu ,  erblickt  darin  aber  eine 
erträgliche  und  allmählich  zu  mildernde  Schatten- 
seite der  kapitalistischen  Produktionsweise.  Ein 
eiuseitiges  Sparen  über  die  Grenzen  hinaus, 
welche  durch  die  kauffähige  Nachfrage  für  die 
angemessene  Verwertung  der  vom  neugebildeten 
Kapital  erzielten  Produkte  gezogen  werden, 
scheint  er  zu  verwerfen  (vgl.  System  I.  Bd. 
S.  622). 


von  E.  Bernstein  und  C.  Schmidt,  aner- 
kannt worden,  dass  unseren  Institutionen  eine 
weit  grössere  Ela,sticität  und  Anpassungsfähig- 
keit an  die  Bedürfnisse  der  Arbeiterklasse  zu- 
kommt, als  Marx  angenommen  hat. 

IV.    Geschichtliche    Entwickelmig    der 
Kiisen  im  19.  Jahrhundert 

10.  Die  Krise  Yon  1815.  Die  erste  grosse 
Krise  des  19.  Jahrhunderts  war  eine  Folge  der 
ungewöhnlichen  Zustände,  welche  durch  die  napo- 
leonischen Kriege  geschaffen  worden  waren,  un- 
geheuere Mittel  hatte  England  zur  Unterstützung 
seiner  Alliierten  und  zur  unmittelbaren  Be- 
kämpfung Frankreichs  aufbringen  müssen.  Der 
Betrag  der  englischen  Staatsanleihen,  die  inner- 
halb der  Jahre  1793—1815  aufgenommen  worden, 
belief  sich  auf  427  Millionen  £.  Nur  die  epoche- 
machenden Erfindungen  eines  Hargreaves,  Ark- 
wright,  Watt,  Cartwright  etc.  versetzten  Eng- 
land in  die  Möglichkeit,  diesen  Ansprüchen  zu 
genügen  und  noch  gewaltige  Warenmengen  auf 
den  Weltmarkt  zu  bringen.  Freilich  Hess  sich 
nur  bei  sehr  niedrigen  Preisen  eine  entsprechende 
Nachfrage  erzielen,  denn  die  Konsumenten,  auf 
die  England  wegen  der  Kontinentalsperre  an- 
gewiesen war,  besassen  eine  geringe  Kaufkraft. 
Diese  Notwendigkeit  aber,  möglichst  billig  zu 
produzieren,  dürfte  neben  dem  grossen  Staats- 
bedarfe  vor  allem  die  volle  Anwendung  der 
technischen  Fortschritte  gesichert  haben.  Als 
der  Friede  und  damit  auch  der  Fall  der  Kon- 
tinentalsperre endlich  in  Sicht  gelangte,  da  er- 
wartete die  englische  Fabrikautenwelt  einen 
grossen  Aufschwung  des  Absatzes  auf  dem 
Kontinente  und  richtete  die  Produktion  dieser 
Erwartung  entsprechend  ein.  Die  g;ehoffte  Nach- 
frage aber  blieb  aus.  Es  zeigte  sich,  dass  der 
Kontinent  englischen  Produkten  doch  nicht  in 
dem  Umfange  verschlossen  gewesen  war,  als 
man  angenommen  hatte.  Auch  war  die  durch 
die  Kriege  herabgedrückte  Konsumkraft  des 
Kontinents  nicht  veranschlagt  worden.  So 
sanken  denn  die  Preise  der  englischen  Produkte 
im  Auslande  unter  die  Produktionskosten  an 
Ort  und  Stelle,  und  selbst  unter  diesen  Ver- 
hältnissen fanden  sie  noch  nicht  einmal  Absatz. 
Viele  Fabriken  mussten  wegen  Mangel  an  Be- 
stellungen schliessen  und  ihre  Arbeiter  ent- 
lassen. Die  Not  der  Arbeiter  wurde  noch  ge- 
steigert, als  auch  die  we^en  des  Friedens- 
schlusses entlassenen  zahlreichen  Soldaten  und 
Matrosen  auf  den  ohnehin  übersetzten  Arbeits- 
markt drückten.  Mehrfach  Hessen  die  Arbeits- 
losen sich  zur  Zei-störung  von  Fabriken  und 
Maschinen,  die  ihnen  als  Ursache  des  Elends 
galten,  fortreissen. 

11.  Die  Krise  von  1825.  Die  Krise  von 
1815  hielt  nicht  lange  an.  Eine  Reihe  guter 
Ernten  und  eine  infolge  des  Friedens  schliess- 
lich doch  eingetretene  Belebung  des  Verkehrs 
brachten  bald  wieder  eine  aufsteigende  Ent- 
wickelung. Die  Mittelklassen  verbesserten  ihre 
Lebensweise  in  bemerkenswerter  Weise  und 
gaben  damit  der  Produktion  einen  guten  Ab- 
satz. So  wurde  die  Unternehmungslust  noch 
weiter  angeregt  und  artete  bald  in  die  tollste 
Ueberspekulation  aus.  Zahlreiche  Gesellschaften 
zur  Erbauung  von  Strassenbahnen ,  Kanälen, 
Gaswerken,  zur  Errichtung  von  Bankinstituten 
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wurden  gegründet.  Trotzdem  blieben  noch  ge- 
waltige Summen  übri^,  welche  nach  Südamerika 
teils  als  Darlehen,  teils  zu  Gründuneszwecken 
gesandt  wurden.  Auf  diese  Weise  wurde  vorüber- 
gehend die  Aufnahmefähigkeit  des  südameri- 
kanischen Marktes  für  englische  Waren  be- 
trächtlich erhöht  Indes  bald  brachen  viele 
dieser  Gründungen  wieder  zusammen,  da  sie 
ohne  jede  Rücksicht  auf  die  that sächlichen  Ver- 
hältnisse und  Bedürfnisse  unternommen  worden 
waren.  Auch  waren  die  Südamerikaner  nicht 
imstande,  für  die  ihnen  gewährten  Anleihen 
die  Zinsen  pünktlich  zu  entrichten.  Da  die 
exportierten  Waren  nun  keinen  lohnenden  Ab- 
satz mehr  fanden  und  auf  viele  der  neuen 
Gründungen  noch  Kapitaleinzahlungen  zu  leisten 
waren,  wurde  der  Kredit  in  ausgedehnter  Weise 
in  Anspruch  genommen.  Die  Bank  von  Eng- 
land fing  an,  ihren  Diskont  wesentlich  zu  er- 
höhen. Die  Produktionskrise  ging  in  die  Kredit- 
krise über.  Eine  Panik  bemächtigte  sich  der 
(Geschäftswelt.  Jedermann  wollte  realisieren. 
Wer  Kapital  aussenstehen  hatte,  wollte  es  ein- 
ziehen, nachdem  früher  in  der  leichtsinnigsten 
Weise  Kredit  eingeräumt  worden  war.  Die 
Wechsel  selbst  der  besten  Häuser  wurden  von 
den  Banken  zurückgewiesen.  Innerhalb  sechs 
Wochen  brachen  70  Provinzialbanken  zusammen. 
Die  Regierung  musste  eingreifen.  In  der  Münze 
wurden  Tag  und  Nacht  Sovereigns  geprägt, 
um  die  Metallcirkulation  rasch  wieder  nerzu- 
stellen.  Zur  gleichen  Zeit  erhielt  die  Bank 
von  England  ansehnliche  Beträge  aus  dem  Aus- 
lande, so  dass  sie  wieder  unter  leichteren  Be- 
dingungen Kredit  zu  gewähren,  namentlich 
grössere  Lombardierungen  vorzunehmen  im- 
stande war.  Auch  andere  Staaten,  die  mit 
England  in  lebhafterem  Verkehr  standen,  waren 
in  Mitleidenschaft  gezogen  worden,  insofern 
kann  die  Krise  von  1826  schon  als  eine  inter- 
nationale Krise  gelten.  Zur  selben  Zeit  trat 
in  Nordamerika  übrigens  noch  eine  originäre 
Störung  infolge  massloser  Baumwollspekula- 
tionen auf. 

12.  Die  Krise  von  183639.  Gefördert 
durch  eine  Reihe  vortrefflicher  Ernten  brach 
mit  dem  Beginne  der  30  er  Jahre  eine  neue 
Periode  des  Aufschwunges  und  zahlreicher 
Gründungen,  namentlich  auf  dem  Gebiete  des 
Transportwesens,  an.  Galt  es  doch,  die  Trans- 
portmittel auf  die  Höhe  der  neuen  industriellen 
Technik  zu  bringen.  Zahlreiche  Kreditinstitute 
traten  ins  Leben;  im  Jahre  18H6  zählte  man 
deren  670,  und  ^4  von  ihnen  gaben  Noten  aus. 
Als  im  Frühjahr  1836  wegen  beträchtlichen 
Goldabflusses  nach  Amerika  die  Bank  von  Eng- 
land ihren  Diskont  erhöhte,  um  die  Goldreserve 
zu  erhalten,  wurde  diese  Massregel  von  den 
kleineren  Banken  vollkommen  durchkreuzt.    Sie 

gaben  um  50  ^0  mehr  Noten  aus  als  früher. 
>iese  enorme  Ausdehnung  des  Kredits  begründete 
die  Krise.  Eine  grosse  Bank  fallierte.  Damit 
war  das  Signal  zu  einem  Sturm  auf  die  süd- 
englischen Banken  gegeben,  die  nur  '  0  ihres 
Notenumlaufes  gedeckt  hatten.  Durch  rasches 
Eingreifen  der  Bank  von  England  gelang  es 
übrigens  diesmal  noch,  der  Panik  Herr  zu 
werden.  Ein  neuer  Stoss  kam  von  Nordamerika, 
das  ungeachtet  der  politischen  Unabhängigkeit 
wirtschaftlich  völlig  auf  England  angewiesen 
war.   Dort  hatte  sich  ein  höchst  unsolides  Noten- 


bankwesen entwickelt,  das  hauptsächlich  tiÄ*- 
Landspekulation  unterstützte.  Die  Entwifk»- 
lung  gelangt  deutlich  in  nachstehenden  Ziffere 
zum  Ausdrücke: 

1830       1835      l>^} 
Zahl  der  Banken      .    .    .    329         7^4       9^^ 
Kapital  in  Mill.  $     145.26      23^2    55S.: 

Notenumlauf  „  „  „  61,6  103,7  icö,v 
Barvorrat  „      „      „       22,1         43,9      33- 

Im  Jahre  1837  kam  die  Krise,  und  61S 
Banken  fallierten.  Die  Noten  mancher  Banken 
sanken  auf  Null  herab.  Die  Wirkung-  diese« 
Kraches  pflanzte  sich  auf  England  fort,  das  m'n 
seinem  Kapital  an  den  amerikanischen  Lao^J- 
Spekulationen  und  Bankgrüudung-en  sich  \^ 
teiligt  hatte. 

Im  Jahre  1839  brachen  zahlreiche  Bankeroii*: 
aus  und  die  Goldreserve  der  Bank  von  EnMan-l 
sank  auf  ungefähr  2'  4  Millionen  £.     Die  Bank 
hatte  es  verabsäumt,  rechtzeitig  dnrch  Diskont- 
erhöhungen oder  andere  Kreditbeschränknnirrfi 
der  Ueberspeknlation  entgegenzuarbeiten.   Mm 
schob   der  Bank  von  England  die  Haoptschaid 
an  der  Entwickelnng  der  Krise  zu.     Im  Jahr? 
1844   wurde   deshalb   die   Peels-Akte    erJa^srß. 
die   der   Notenausgabe    der    Bank    eine    starrt 
Grenze   zog.     Die   Entbehrungen,    welche    di«* 
Krise  über  die  arbeitenden  Klassen  verhaust^, 
hatten    die    revolutionäre    Chartistenbewegün? 
mächtig  geschürt. 

13.  Hie  Krise  von  1S47.  Die  40  er  Jahn: 
standen  unter  dem  Zeichen  der  Eisenbahnbaulrn 
und  -Spekulationen.  Am  1(5.  Juli  1845  erhielten 
65  Eiseubahngesetze  die  königliche  Zustimmnnir. 
und  in  demselben  Jahre  wuräen  678  Eisenbahn- 
projekte dem  Parlamente  vorgelegt ;  90  Millionen 
£  gelangten  in  den  Jahren  18ß— 47  zur  Ver- 
ausgabung. Die  Krise  brach  herein,  nachdem 
I84l  in  Irland  die  Kartoffel-,  in  Amerika  die 
Getreideernte  fehlgeschlagen  war.  Andereneeiis 
fielen  wegen  der  Aufhebung  der  Komzolle  die 
Kornpreise  von  102  sh.  auf  48  sh.  per  Quartt-r. 
Einige  Getreidehäuser  fallierten.  Die  PeeL<- 
Akte  hatte  es  nicht  verhindern  können,  dass 
die  Entwickelnng  der  Spekulation  durch  zu 
niedrigen  Diskont  neuerdings  begünstigt  worden 
und  die  Reserve  der  Bank  am  16.  Oktober 
wieder  auf  2  630000  £  gefallen  war.  Eine 
Panik  brach  in  der  Geschäftswelt  aus,  und  die 
Verhältnisse  wurden  so  bedrohlich,  dass  die  Re 
gierung  sich  entschloss,  der  Bank  im  Verord- 
nungswege die  Erlaubnis  zu  geben,  mit  ver- 
mehrten Noten  zu  einem  Zinsfuss  von  nicht 
weniger  als  8^0  weitere  Diskontierungen  vorzu- 
nehmen und  Lombarddarlehen  zu  gewähren. 
Diese  Massregel  beruhigte  und  führte  allmählich 
zu  normalen  Zuständen  zurück.  So  wenig  hatte 
also  die  Peels-Akte  ihrer  Bestimmung,  den  Aus- 
bruch von  Krisen  zu  verhüten,  zu  entsprechen 
vermocht,  dass  eben  nur  durch  Suspendierunf 
der  Akte  das  Schlimmste  vermieden  werden 
konnte.  Die  Chartistenbewegung  hatte  unter 
diesen  Umständen  ihren  Höhepunkt  erreicht. 

Die  Erschütterungen  des  englischen  Geld- 
marktes wurden  auch  in  Paris,  Amsterdam, 
New-York  und  Frankfurt  a.  M.  (Haus  Haber 
in  Frankfurt  a.  M.  und  Karlsruhe)  verspürt.  In 
Frankreich  und  Deutschland  trug  die  hoch- 
gehende politische  und  soziale  Bewegung  natfir- 
lieh  viel  zur  Verschärfung  der  Krise  bei. 
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14.  Die  Krise  Ton  1857.  Die  zehnjährige 
•"e-riode  von  1847—1857  gehört  zu  den  merk- 
^'ilrdig^sten  Zeiten  der  neueren  Wirtschafts- 
resehichte.  Nun  begann  die  Entwickelung  des 
FLi^enbahnwesens  und  der  Dampfschiffahrt  erst 
tire  Folgen  in  voller  Grösse  ztt  äussern.  Dazu 
rra.t  die  Entdeckung  überreicher  Goldla^er  in 
^ Kalifornien,  Australien  und  Neu-Seeland,  die 
M».ssenanswanderung  der  Polen  und  Deutschen 
nach  Amerika. 

Aus  der  Aufhebunff  der  englischen  Kom- 
zölle   hatten  die  amerikanische  Landwirtschaft 
und    die    englische    Industrie    grossen    Vorteil 
^^zogen.    In  Frankreich  suchte  Napoleon  durch 
eifrige  Beförderuni^  der  materiellen  Interessen 
die    Aufmerksamkeit    der   Nation    von    Staats- 
streich und  Verfassungsfrage  abzulenken.    Kurz 
hintereinander  wurden  zwei  Kieseninstitute  ge- 
schaffen,  der  Credit  mobilier  und   der  Credit 
f<»ncier.    Aber  auch  in  den  deutschen  Staaten 
reg'te  sich  zum  ersten  Male  die  Unternehmungs- 
last in  keckster  Weise.    Zahlreiche  Notenbank- 
fnludungen    erfolgten.      Dabei    gingen    viele 
ettelbanken   Geschäfte  ein,  welche  die  Bank 
für  längere  Zeit  verpflichteten,  und  nicht  selten 
\%Tirde    die    Notenausgabe   auf   völlig   unbank- 
mässige  Weise  betrieben. 

Der  Umschwung  ging  von  Amerika  aus. 
Ein   angesehenes  Bankhaus  fallierte,  und  bald 
trat  an  Stelle  leichtsinnigster  Kreditgewährung 
übertriebenes   Misstrauen.     Der   Diskont   stieg 
um  25^0-    Bank-  und  Eisenbahnaktien  wurden 
unverkäuflich.    Die  Warenpreise  fielen  um  10 
bis   35®;o-     Unter  dem   Anstürme   der  Noten- 
gläubiger  fielen  18  Banken  und  16  grosse  Eisen- 
bahngesellschaften  mussten  ihre  Zahlungen  ein- 
stellen.   Viele  Fabrikanten  schlössen  ihre  Be- 
triebe   oder    arbeiteten    nur    mit    verkürzter 
Arbeitszeit  weiter.    Von  Amerika  zog  die  Krise 
nach  England.    Viele  Häuser,   die  namentlich 
mit   Amerika  in  Geschäftsverbindung  standen, 
fallierten.   Dazu  kam  das  Ende  des  Krimkrieges, 
das,  wenn  auch  in  verkleinertem  Massstabe,  änn- 
liohe  Wirkungen  herbeiführte  wie  der  Friedens- 
schluss  von   1815  (vgl.  oben  Krise  von  1815). 
Den  Fallimenten  folgte  die  übliche  Panik.   Der 
Diskont  stieg  rapid  auf  12  %.    Am  18.  November 
betrug  der  Barbestand  der  Notenabteilung  nur 
6079  59Ö,     die     Reserve     der    Bankabteilung 
1552  686  £.    So  blieb  wiederum  kein  anderer 
Ausweg,  als  die  Akte  zu  suspendieren.    Dies 
geschah  unter  der  Bedingung,  dass  der  Diskont 
auf   10*^0   gehalten    würde.     In    Staffordshire 
wurden   infolge    eines   Bankfallimentes   30000 
Arbeiter  der  Töpfereiindustrie  beschäftigungslos. 
Ein  Bankfalliment  in  Northumberland  brachte 
das  Kohlen-  und  Eisengewerbe  zum  Stillstand. 
In   der   Baumwollindustrie   wurde    der    Lohn- 
entgang   infolge    reduzierter    Arbeitszeit    auf 
10647U)  £  angeschlagen. 

Noch  bis  Mitte  rJovember  hatte  man  in 
Deutschland  gehofft,  der  Krise  entgehen  zu 
können.  Da  wurden  in  London  mehrere  mit 
Schweden  und  Dänemark  handelnde,  ursprüng- 
lich deutsche  Häuser  fallit.  Dieses  Ereignis 
hatte  den  Sturz  mehrerer  Hamburger  Häuser 
zur  Folge.  Von  da  pflanztö  sich  die  Erschütte- 
mng  auf  die  preussischen  Handelsplätze  fort, 
schlug  nach  Skandinavien  über,  um  wieder  nach 
Hamburg  zurückzukehren,  wo  schliesslich  die 
ältesten   und   solidesten  Firmen   unterzugehen 


drohten.  Bald  bot  das  geschäftliche  Leben 
dieser  Stadt,  die  sich  im  nordischen  Handel  zum 
ersten  Wechselplatze  emporgeschwungen  hatte, 
ein  bisher  ungekanntes  Bild  der  Verwirrung 
und  Zerstörung. 

Die  Gründung  eines  Garantie^^skonto Vereins 
wurde  beschlossen  und  eine  Summe  von  14  Mil- 
lionen Mark  Banko  dafür  gezeichnet.  Da  diese 
Massregel  als  unzureichend  sich  erwies,  gründete 
man  ausserdem  eine  Waren  vor  schusskasse,  d.  h. 
ein  Darlehnsinstitut  von  10-15  Millionen  Mark 
Banko,  und  führte  ein  Administrationsverfahren 
ein.  Dasselbe  bestand  darin,  dass  Gläubiger, 
deren  Schuldner  behaupteten,  später  ihre  Ver- 
pflichtungen wieder  erfüllen  zu  können,  für 
diese  Administratoren  ernannten.  Endlich  rief 
der  Staat  noch  eine  Diskontokasse  mit  15  Mil- 
lionen Mark  Banko  ins  Leben,  die  von  der 
österreichischen  Nationalbank  ein  Darlehen  von 
10  Millionen  Mark  Banko  erhielt.  Dieser  Betrag 
wurde  aber  schliesslich  einer  besonderen  Ver- 
trauenskommission Überwiesen,  um  denselben 
zur  Hilfeleistung  an  einige  der  einflussreichsten 
Häuser  zu  benutzen,  „deren  Sturz  das  allge- 
meine Wohl  zumeist  gefährden  würde."  So 
wurde  die  schlimmste  Zeit  überwunden.  Von 
Hamburg  aus  hatte  die  Krise  übrigens  auch 
Skandinavien  und  südamerikanische  Plätze  hart 
getroffen.  Mehr  als  bei  anderen  Krisen  lagen 
bei  derjenigen  von  1857  die  Ursachen  auf  dem 
Gebiete  des  Handels  und  der  Spekulation.  Eine 
vorwiegend  lokale  Bedeutung  kommt  den  fran- 
zösischen Geldklemmen  von  1868  64  zu.  Das 
gleiche  gilt  von  der  englischen  Krise  des  Jahres 
1866.  Wegen  der  Zahlungseinstellung  des 
Hauses  Overend,  Gumey  &  Cie.  entstand  eine 
Panik,  die  zum  dritten  Male  zur  Suspension 
der  Bankakte  zwang.  Die  mit  dem  „schwarzen 
Freitag**  (28.  September  1869)  zum  Ausbruch 
gelang  amerikanische  Krise  hatte  ihre  Wurzel 
in  dem  ungeordnet  gebliebenen  Papiergeldwesen 
der  Vereinigten  Staaten,  das  von  Jay  Gould  zu 
den  gewissenlosesten  Spekulationen  ausgebeutet 
worden  war. 

16.  Die  Krise  von  1$73.  Die  in  Bezug 
auf  Dauer  und  räumliche  Ausdehnung  gross te 
Krise  ist  diejenige  des  Jahres  1873.  Von  der 
Wiener  Börse  ausgehend  hat  sie  sich  bis  zum 
Jahre  1880  allmählich  über  Italien,  Eussland, 
Nordamerika,  Deutschland,  England,  Holland, 
Belgien  und  selbst  Südamerika  und  Australien 
ausgebreitet  und  sämtliche  grosse  Welthandels- 
und Industriezweige  erfasst  (Eisen-,  Kohlen- 
und  Textilindustrie,  chemische  Industrie,  Nah- 
rungs-  und  Genussmittelgewerbe,  Eisenbahn- 
und  Dampf  Schiffbau).  Mag  die  Krise  auch  zu- 
erst in  Oesterreich  ausgebrochen  sein,  ihr  Ur- 
sprung lag  doch  auf  deutschem  Boden.  Die 
ruhmreichen  Kämpfe  von  1866  und  187071,  die 
Entstehung  eines  nun  auch  politisch  geeinigten 
grossen  deutschen  Wirtschaftsgebietes  mit  ein- 
heitlicher, sich  rasch  entwickelnder  Gesetz- 
§ebung  (Gewerbefreiheit,  Aktiengesetzgebung, 
[ünzrefonn),  die  mittelst  der  französischen 
Milliarden  rasch  bewirkte  Tilgung  der  deut- 
schen Staatsschulden,  der  dadurch  bedingte 
Kapitalüberfluss ,  das  plötzlich  ungeheuer  ge- 
wachsene Vertrauen  in  die  eigene  Leistungs- 
fähigkeit, das  Streben,  England  und  Frank- 
reich auch  auf  wirtschaftlichem  Gebiete  zu  er- 
reichen,  all   diese   Momente   führten   zu   einer 


430 


Krisen 


Unternehmungslust  und  schliesslich  zu  einer 
wahren  Gründungsmanie,  wie  sie  in  Deutsch- 
land noch  nicht  erleht  worden  war.  Von  Mitte 
1870  his  Mitte  1873  wurden  958  Aktiengesell- 
schaften gegründet  mit  einem  Gesamtkapitale 
von  3600  Millionen  Mark.  So  entstand  eine 
Menge  von  Bank-  und  Industriepapieren,  aber 
auch  eine  mächd^e  Ausdehnung  des  Börsen- 
spiels. Bei  der  Höhe  der  Gründergewinne  be- 
fanden sich  viele  der  neuen  Unternehmungen 
schon  von  vom  herein  in  einer  schwierigen 
Stellung. 

Der  Umschwungs  ging  von  Wien  aus,  wo 
der  Gründungsschwindel  nach  dem  Frieden  von 
1866  Hand  in  Hand  mit  der  liberalen  Ver- 
fassungsaera  fast  noch  toller  als  in  Deutschland 
emporgeschossen  war.  In  der  Zeit  von  1867 
bis  1873  hatte  die  Regierung  175  Banken^  34 
Eisenbahnuntemehmungen,  645  Industriegesell- 
schaften, 104  Baubanken,  39  Versicherungsge- 
sellschaften und  8  Schiffanrtsgesellschaften  mit 
einem  Kapital  von  4000  Millionen  Gulden  kon- 
zessioniert. Immerhin  kamen  682  Aktiengesell- 
schaften mit  einem  Nominalkapitale  von  2577 
Millionen  Gulden  wirklich  zu  stände.  Die  Ka- 
tastrophe begann  im  Mai.  Am  28.  Mai  gab  es 
bereits  100  Insolvenzen  und  der  Kursverlust  be- 
zifferte sich  auf  300  Millionen  Gulden.  Den 
Höhepunkt  erreichte  die  Krise  am  9.  Juni  mit 
dem  Fallimente  der  Wechselbank.  Nun  ge- 
rieten auch  die  deutschen  Börsenplätze  in 
Schwierigkeiten.  Das  Publikum  wollte  sich 
seines  Eflfektenbesitzes  rasch  entledigen.  Die 
Papiere  sanken  plötzlich  um  30—50%.  Noch 
einmal  gelang  es  der  Haussepartei  im  August 
und  September,  die  Sj^ekulation  zu  beleben.  Da 
kamen  ungünstige  Nachrichten  von  Amerika 
und  bewirkten  bald  wieder  einen  Rückschlag. 
Gegen  Ende  Oktober,  nachdem  die  Quistorpsche 
Vereinsbank  falliert  hatte  und  infolge  der  Geld- 
klemme auch  in  England  der  Diskont  erhöht 
wurde,  erreichte  die  Baisse  ihren  tiefsten  Punkt. 
Anfang  1875  übertrug  sich  die  Krise  auf  die 
Eisenbahnen,  auf  Kohlen-  und  Eisenindustrie. 
England  blieb  nicht  verschont ;  1878  brach  eine 
schwere  Baumwollkrise  und  bald  auch  eine 
Stockung  im  Eisenhüttengewerbe  aus.  Preise 
und  Löhne  fielen.  Das  gleiche  Schicksal  wider- 
fuhr Amerika,  wo  nocn  eine  Eisenbahnkrise 
hinzutrat.  Da  ansehnliche  Beträge  ameri- 
kanischer Papiere  sich  in  deutschen  Händen  be- 
fanden, so  trugen  die  Ereignisse  auch  zur  Ver- 
schärfung der  deutschen  Krise-  bei.  Nach  der 
Angabe  des  Moniteur  des  int^rßts  materiels 
hatte  die  Emissionsthätigkeit  auf  europäischen 
und  amerikanischen  Plätzen  sich  belaufen  auf 
folgende  Summen: 


1870  4  560  Mill.  M.  1875 

1871  12560     „      „  1876 

1872  10 110     „       „  1877 

1873  8722     „       „  1878 

1874  3368     „       „  1879 


1  368  Mül.  M. 

2  920     „      „ 

6  322      „       „ 

3  644      „       n 

7  520      „       „ 


16.    Die    Krisen    von    1882   nnd   1890. 

Während  Frankreich  von  den  Erschütterungen 
der  70  er  Krise  ziemlich  verschont  geblieben 
war,  ist  diejenige  von  1882  eine  vorwiegend 
französische.  Sie  trat  ein  infolge  der  Grün- 
dungen der  Union  generale.  Der  Gründer 
dieser  Gesellschaft,  Eugene  Bontoux,    gab  vor. 


I  die  Herrschaft  des  Judentums  (der  Bothschild- 
!  gruppe)     auf    dem     europäischen     Geldmarkts 
brechen    zu  wollen.    Er   suchte    und    fand   dir 
ausgiebige  Unterstützung  der  katholischen  Pär- 
I  teien    in    Frankreich    und    Oesterreich-       Ihz 
I  Schwindel  bestand  der  Hauptsache  nach  daria 
I  dass  die  Gründungen  der  Union  generale   ikre 
j  eigenen  nicht  voll  eingezahlten  Aktien  &n  d^n 
I  Börsen    aufkauften,    dadurch    eine     k&nstli(  he 
I  Hausse  herbeiführten   und  dieselbe  zur  Emraii- 
sion  neuer  Aktien  benutzten.    Eine  Gründung 
der  Union  generale  war  auch  die  osterreichiscl^ 
Länder bank,    für    welche    Bontoux     namhafu 
Begünstigungen  von  selten  der  österreichischen 
Regierung   zu   erlangen   wnsste.     Um    für  diu 
der  Union  zuströmende  Kapital  Verwertung  zu 
finden,  wurden  in  fieberhafter  Hast  zahlreifh« 
Versicherungsgesellschaften,    Gaswerke,    Trans- 
I  portuntemehmungen,    Kohlenwerke    gegrrändet 
oder  übernommen.    Auch  brachte  man  mehrere: 
Zeitungen   an   sich,   um   mit   deren  Hilfe  dea 
Publikum    eine   vorteilhafte  Meinang   von  dea 
Unternehmungen    der    Union    generale    beizu- 
bringen. 

Das  luftige  Gebäude  kam  zuerst  in  Lvc« 
ins  Wanken,  wo  allerdings  die  Ausschreitongeo 
auch  am  weitesten  gegangen  waren.  Ein  Kon- 
sortium der  reichsten  Männer,  welches  32  Mill. 
Francs  zur  Hilfsaktion  zeichnete,  konnte  den 
Zusammenbruch  nicht  aufhalten.  Die  Aktien 
der  Union  generale  sanken  von  3050  (17.  Jali 
1881)  auf  1300  (19.  Januar  1882),  diejenisnfn 
der  Länderbank  von  865  auf  610.  Am  29.  Jt- 
uuar  stellte  die  Union  generale  ihre  Zahlungen 
ein.  Die  Direktoren  Bontoux  und  Feder  wurden 
verhaftet,  mussten  aber  wieder  freigegebea 
werden.  Sie  hatten  eben  nur  die  felüerhafte 
Bestimmung  des  französischen  Aktiengesetz^^, 
die  den  Ankauf  eigener  Aktien  gestattete,  voll 
ausgenutzt. 

Die  gedrückte  Lage  des  Geschäftsgang^ 
in  der  Periode  von  1883 — 1886  wurde  vielfath 
mit  dem  Pariser  Krach  in  Zusammenhang  ge- 
bracht. Erst  gegen  Ende  der  80  er  Jahre  gaben 
die  grossen  Anleihen,  welche  die  europäischen 
Grossmächte  wegen  drohender  Kriegsgefahr  auf- 
nahmen, der  Spekulation  eine  neue  Nahrung, 
Zahlreiche  Aktiengesellschaften  und  Kartelle 
der  wichtigsten  Industriezweige  kamen  zu 
Stande.  An  der  Berliner  Börse  trat  eine  leb- 
hafte Hausse  der  Industrieaktien  ein.  Die  No- 
tierungen der  Berg-  und  Hütten werksaktien,  die 
ein  Gesamtkapital  von  421  Millionen  Mark  dar- 
stellten, erhöhten  sich  1888/89  um  38»„.  Eni- 
sprechende  Steigerungen  traten  in  der  Kursbe- 
wegung anderer  Papiere  ein.  Zahlreiche  aus- 
ländische Anleihen  wurden  emittiert.  So  ge- 
langten in  den  Jahren  1888,  1889  und  1890  je 
629,  Ö84  und  219  Millionen  Mark  ausländischer 
Papiere  auf  den  deutschen  Geldmarkt.  Wie 
Deutschland  war  auch  England  in  Südamerika 
und  Mexico  stark  engagiert.  Die  Wirren  in 
Argentinien  führten  den  Sturz  des  berühmten 
Bankhauses  Messrs.  Baring,  Bros  &  Co.  herbei. 
Nur  durch  das  rasche  Eingreifen  der  Bank  von 
England  und  anderer  grosser  Banken  wurde 
der  Krach  mit  Mühe  verhütet.  Ein  zweitem 
Moment  der  Störungen  bildete  die  Mac  Kinley 
Bill,  welche  den  Export  nach  Amerika  iii 
einigen  Artikeln  empfindlich  traf.  So  machte 
der  kurze  Aufschwung  bald  wieder   einer  gt- 
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Lx-ückten  Geschäftslage  Platz,  die  einige  Jahre 
LT»  hielt. 

17«  Die  amerikanisehe  Krise  Ton  1893. 
t->iese  Krise  wurde  vorbereitet  dnrch  die  von 
l^r  Silberpartei  erzwungenen  Währungsexperi- 
mtfiite,  welche  den  "Kredit  der  Vereinigten 
^^4i.ateii  auf  den  europäischen  Geldmärkten  er- 
öohätterten  und  umtangreiche  Abstossungen 
1*  Tuerikanischer  Werte  und  Goldentziehungen  im 
"Ketrag-e  von  500  Millionen  Dollars  innerhalb 
1^90 — 1893  zur  Folge  hatten.  Dazu  trat  der 
Zusammenbruch  einer  Reihe  schwindelhafter 
Trust-Untemehmongen  (Whiskey  -  Trust  und 
Reading-Skandal ). 

Im  Mai  1893  erfolgte  ein  Börsenkrach.  Die 
Tmstwerte  sanken  um  25—50  "/q.     Zahlreiche 
Sanken  und  75  Eisenbahngesellschaften  fallierten. 
^un   erfolgte    der  Eun   auf  die  Banken.    Vom 
4.  Mai    bis  Oktober   wurden   bei  den  National- 
banken  378  Millionen  Dollars  Depositen  zurück- 
«rezog-en.  Ein  grosser  Weizencorner  brach  eben- 
falls zusammen,  und  der  Silberpreia  fiel  weeren 
Schliessung  der  indischen  Münzstätten  von  ^V« 
auf  62  Cents.    Pro  Woche  zählte  man  400— 50Ö 
Bankerotte.     Die    Eoheisenproduktion,    welche 
3892  9 157000  Tonnen  betragen  hatte,  fiel  1893 
auf  7124000.    Im  August  wurde  das  Silberan- 
kaufsgesetz aufg-ehoben.  Da  der  Londoner  Geld- 
markt gleichzeitig  durch  den  Zusammenbruch  aus- 
tralischer Banken   stark   angegriffen   war,    so 
brauchte  es  längere  Zeit,  ehe  von  dort  Unterstüt- 
zung geleistet  werden  konnte.    Gold  stieg  vor- 
übergehend auf  74  ^Q  pro  anno.   Die  von  der  Krise 
hervorgerufene  Arbeitslosigkeit  führte   zu  dem 
Zuge  der  von  Coxey  geführten  Arbeitslosen  nach 
Washington  (vgl.  d.  Art.  Arbeitslosigkeit 
oben  Bd.  I S.  925).  Erst  nach  dem  durch  den  Sieg  der 
Sound-money-Partei  in  der  Präsidentschaftskam- 
pagne das  Vertrauen  in  die  Währungszustände 
gehüben  und  der  Krieg  gegen  Spanien  siegreich 
beendigt  worden  war,  brach  eine  Periode  auf- 
steigender Eni  Wickelung  an. 

IS.  Der  Anfsch willig  des  dentscheu  Wirt- 
schaftslebens seit  1895.  Im  November  1895 
wurden  die  westeuropäischen  Börsen  infolge 
massloser  Spekulationen  in  südafrikanischen 
Minenwerten  von  einer  akuten  Krise  erfasst. 
Der  Markwert  der  Aktien  von  146  Goldminen- 
gesellschaften und  40  Goldminentrusts  be- 
trug am  1.  Oktober  1895  ungefähr  ö09o  Milli- 
onen Mark,  am  28.  Februar  1897  nur  1960 
Millionen  Mark  (vgl.  Cohn,  System  IJI  S.  316). 
City  und  Suburban  fielen  von  27  ^Z»  (30.  Septbr. 
1895)  auf  5  (21,  November  1895),  andere  führende 
Minenpapiere  um  50%.  Dagegen  erfuhren  die 
soliden  Anlagepapiere  entweder  gar  keine  oder 
nur  ganz  unbedeutende  Kurs  Verminderungen. 
Die  Krise  blieb  auf  relativ  enge  Kreise  be- 
scliränkt,  und  der  bereits  1895  begonnene  Auf- 
schwung der  geschäftlichen  Thätigkeit  machte 
von  Jahr  zu  Jahr  insbesondere  in  Deutschland 
so  gewaltige  Fortschritte,  dass  das  letzte  Jahr- 
fünft des  19.  Jahrhunderts  zu  den  glänzendsten 
Konjunkturen  gezählt  werden  muss.  Mass- 
gebend für  diese  Erscheinungen  dürfte  sein : 
die  staunenswerte  Entfaltung  der  Elektro- 
technik, die  Steigerung  der  Goldproduktion  in 
Südafrika,  Australien  und  im  Klondyke-Gebiete, 
die  Erweiterung  der  ostasiatischen  Märkte  nach 
der  Beendigung  des  chinesisch  -  japanischen 
Krieges,  die  Verbesserung  der  wirtschaftlichen 


Beziehungen  zu  Russland,  der  Ausbau  der 
sibirischen  Bahn,  die  zahlreichen  Kleinbahnunter- 
nehmungen in  Deutschland,  grosse  Bestellungen 
von  Seite  der  Staatsbahnen,  der  Heeres-  und 
Marineverwaltung  sowie  der  kommunalen  Kör- 
perschaften. Die  Dimensionen  des  Aufschwunges, 
an  dem  allein  die  Textilindustrie  nicht  in 
vollem  Umfange  teilgenommen  hat,  finden  in 
den  nachstehenden  statistischen  Daten  einen 
sprechenden  Ausdruck: 

Preuss.  Steinkohlen-  Deutsche  Roheisen- 


1895 
1898 

1895 
1899 


+ 


förderung 
72.62  Mill.  T. 

89,55      «      « 
Waren-Einfuhr 
4246  Mill.  Mk. 
5  496      „      „ 
I  250 


Produktion 
5,47  Mill.  T. 
7,23     „      „ 

Waren-Ausfuhr 

3  424  Mill.  Mk. 

4152     „ 

+  728 


Notierung  im  Januar  in  Mark  pro  Tonne 


Rh.-W.  Puddelroheisen  .  . 
„  Giess.  Roheisen  Nr. 
„  Stabeisen  .... 
„  Kesselbleche  Ja.  . 
„  Walzdraht.  .  .  . 
„       Stahlschienen      .    . 


1894 

45 
62 

95 
120 

93 

HO 


1899 

59 

69 

138 

143 

125 

125 


Reingewinn  der  Deutschen  Reichsbank 
1895    .    .      9919433  Mk. 
1899    .    .    31711378    „ 

Im  Zusammenhange  mit  der  steigenden 
Rentabilität  der  Industrie  werte  und  dem  wegen 
des  industriellen  Kapitalbedarfes  gestiegenen 
Zinsfusse  sank  der  Kurs  der  S^loigen  Reichs- 
anleihe von  100  (4.  September  1895)  auf  87,80 
(22.  Dezember  1899).  Der  „Mahnruf  an  die  In- 
dustriellen Deutschlands"  der  Norddeutschen  All- 
femeinen  Zeitung  vom  22.  März  1900  zeigt  In- 
es, dass  in  massgebenden  Kreisen  bereits  der 
Eintritt  schwerer  Rückschläge  befürchtet  wird. 

Litteratur:  l}*Avis,  Die  wirtschaftliche  Ueber- 
prodiiktion  und  die  Mittel  ihrer  Abhilfe,  Jahrb. 
/.  Nat.  u.  Stat.,  N.  F.,  XVII,  S.  465—490.  — 
Bagehot,  Lmnbardstreet,  deutsch  von  Beta, 
Leipzig  1874,  8.  63 ff.  — -  Robert  Bojcter, 
The  panic  of  1866  with  its  lessons  on  the 
currency  act,  London  1866.  —  \\  Bergmann, 
Geschichte  der  nationalökonomischen  Krisen- 
theorieen,  Stuttgart  1895.  —  v.  Bernhardt, 
Versuch  einer  Kritik  der  Gründe,  die  ßlr  gr.  u. 
kl.  Grundeigentum  angeßlhrt  werden,  St.  Peters- 
burg I849,  ^  15.  —  Bernstein,  Di^.  Voraus- 
setzungen des  Sozialismus  und  die  Aufgaben 
der  Sozialdemokratie,  Stuttgart  1899.  —  Bonar, 
Malthus  and  his  work,  London  1885,  S.  80S.  — 
Brentano,  Die  Arbeiter  und  die  Produktions- 
krisen, Jahrb.  f.  Ges.  u.  Verw.  1878,  S.  565 — 
6S2.  —  Ber selbe,  Ueber  die  Ursache  der  heutigen 
soz.  ybt,  Leipzig  1889.  —  E.  Busch,  Ursprung 
und  Wesen  der  wirtschaftl.  Krisis,  Leipzig  1892. 
—  Chalnters,  On  political  economy  in  connejrion 
with  the  moral  statte  and  moral  prospects  of 
Society,  2  and  8  ed.,  Glasgow  188S,  chapt  V.  — 
Cohn,  System  der  Nationalökonomie,  II L  Bd., 
Stuttgart  1898,  S.  295— S 17.  —  K.  JHehl,  P. 
J.  Proudhon,  2.  Abteilung,  Jena  1890,  S.  48 — 51, 
S.  192 ff.  —  E.  Dühring ,  Kritische  Grund- 
legung   der    Volkswirtschaftslehre,    Berlin    1866, 
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Emissionen  (Kurswert) 


1895 


1896 


18J)7 


lÄf.* 


Deutsche  Staats-Anleihe 

Ausländische  Staats-An leihen 

Stadt-  und  Provinz.-Anleihe 

Deutsche  Hypotheken-Obligationen  .     .    . 
Ausländische  Hypotheken-Obligationen.    . 

Sonstige  Obligationen 

Bank-Aktien 

Eisenbahn-Aktien 

Industrie-Aktien 

Davon  in  festverzinslichen  Obligationen 
Aktien 


(Millionen  Mark) 


42,69 ' 
73,10  1 
121,62  I 
306,13  I 
46,54  I 
201,381 
152,23. 

7,83! 
229,23 . 


33,94  ' 
392,79  ' 
109,28 
424,87 
230,90 
331,081 
190,05 

37,29  ' 
307,34 


24,93 
166,38  I 

190,54  i 
423,51 
102,32  I 

375,75  t 
353,57  1 
30,96  , 
283,22 


I45.S3 ' 

3PI- 

325.96 , 

Ä7. 

195,41 1 

204 

304^38 

20c. 

30,75 

5^ 

458,05 1 

17^« 

357,961 

295. 

167,23  ' 

Q2. 

476,781 

ÖÖ6 

I  180,75  I  2  057,54  I  952,18  2  462.35  i  2  I54^:j 
791,46  I  522,86  !  I  284,43  !  i  460,38  1  I  099,^4 


389,29 


534,68  I     667,75    I  001,97     I  054-U 


S.  242-  26S.  —  Deraetbe,  KursM  d.  yational- 
und  Sozialökonomie,  2.  Auß.,  Leipzig  lS7f>, 
Ä'.  nS-^SL  —  Effertz,  Arbeit  und  Boden, 
Bd.  II,  Berlin  1801,  S,  24I  ff.  —  Fr.  Engeln, 
l'mri^se  zur  Kritik  der  Sational Ökonomie,  Xene 
Zeit  1891,  I.  Bd.  —  IPerselbe,  Herrn  E. 
Diihring«  Umwälzung  der  WiMenschaft,  Hottingen- 
Zürich  1886,  S.  228— 2S2,  237—258.  —  Engeln- 
Marx,  Das  kommunistische  Manifest,  Ilottingcn' 
Zürich  1883,  S.  8,  9.  —  Jß,  Evans  Morier, 
The  Commercial  crisis  1847 — 1848,  London  18 48. 

—  Derselbe,  Facts,  failures  and  Jrauds :  rrre- 
lations,  ßnancial,  mercantile,  criminal,  London 
1859.  —  Derselbef  The  hisUtry  of  the  commer- 
dal  crisis  1857158,  London  1859.  —  Derselbe, 
Spcculaiive  notes,  I^ondon  I8H4.  —  L.  Faucher , 
Etudcs  sur  l' Angleterre ,  tome  I,  Paris  1856, 
JS.  360 — 383.  —  M,  Flärscheimf  Der  einzige 
Rettungsweg,  Dresden  u.  Leipzig.  —  Derselbe, 
Bodenbesitzre/orm    und   JSoziulismvs ,   yeue   Zeit 

1890,  S.  289 ß.  —  Fau^Her,  Oeuvres  completes, 
tome  VD^me^  Paris  I845 ,  S.  32 ß.  —  Henry 
George,  Fortschritt  und  Armut,  deutsch  von 
Gütschow,  Berlin  1880,  Buch  V,  Kap.  I.  — 
Derselbe,  Soziale  Probleme,  deutsch  von  Ütöpel , 
S.  Aufl.,  Berlin  1890,  S.  107—119.  —  Glagau, 
Der  Börsen-  und  Gründungsschwindel  in  Berlin. 

—  Derselbe,  Der  Börsen-  und  Gründungs- 
schwindel in  Deutschland,  Leipzig  1877.  —  M, 
Hainiseh,  Zu  den  Ursachen  des  letzten  Kurs- 
Jalles,  Deutsche  Worte,  Wi^tn  1889,  S.  309.  — 
V,  HaXle,  Die  wirtschaftl.  Krisis  des  Jahres 
1893  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Hord- 
Amerika,  Jahrb.  f.  Ges.  u.  Volksw.,  XVIII,  S. 
1181— 1249.  —  Handelskrisen,  Art.  in 
Meyers  Konversationslexikon,  VIII.  Bd.,  Leipzig 
1887.  —  Held,  Handelskrisen  in  Bluntschii- 
Loenings  StcuUswörterbuch,  Zürich  1871,  2.  Bd., 
S.  173.  —  H.  Herkner,  Die  oberelsässische 
Baumwollindustrie,  Strassburg  1887,  S.  253ß\ 
und  S.  282 ß\  —  Derselbe,  Die  soziale  Reform 
als  Gebot   des  wirtschaftl.  Fortschrittes,   Leipzig 

1891,  S.  33—96.  —  Derselbe,  Ueber  Sparsam- 
keit und  Lxtxus  vom  Standpunkte  der  nat.  Kultur- 
und  Sozialpolitik,  Jahrb.  f.  Ges.  u.  Volksw.,  XX, 
S.  1 — 22.  —  W,  V,  Hermann,  Staatswirtschaf Ü. 
Untersuchungen,  2.  Auß.,  München  1870,  S.  631  ß'. 

—  Th,  Hertzka,  Die  Gesetze  der  soz.  Ent- 
wickelung,  Leipzig  1886,  S.  95 — lOß.  —  Der- 
selbe, Freiland,  Leipzig  1890,  S.  403  ff.  —  Hitze, 


Kapital  und  Arbeit,  Paderborn  1880,  ^.  i,? jf.  — 
t/".  A.  Hobson,  Evolution  of  modern  capitfili*^'.. 
London  1894,  S.  167  -  220.  —  Dertfelbe,  n- 
problem  of  the  unemployed,  London  1896,  >.  '-■ 
— 112.  —  Hyndinan,  Commercial  crise»  vf  tl- 
n'ncteenth  Century,  London  1892.  —  Indv^- 
trial  Depressions,  The  first  annuaJ  rv;«.- 
of  the  commissioncr   of  labor,    Washington  i.".-. 

—  Stanley  W,  Jevons,  Invesligations  r'n  tnr- 
rency  and  ßnance,  London  188 4,  S.  194 — -+i- — 

—  Cl.  luglar,  Des  crises  commrrciaies,  ^  -• 
ed.,  Paris  1889.  —  Derselbe^  CYises  com^"- 
ciales,  Xouveau  Dictionnaire  d'economie  jHtliti'p- 
(L.  Sny) ,  tome  premier,  Paris  1891.  —  Ä. 
Kautzhy,  Das  »Acrp/to/«  von  Bodbertus,  X», 
Zeit  1884,  S.  394  ff.  —  Derselbe,  Marx'  r.h- 
nomische  Lehren,  Stuttgart  1887,  S.  238 f.  — 
Derselbe,  Bodenbesitzreform  und  Sozialirmiy, 
Xcue  Zeit,  1890,  S.  393 ff.  —  Derselbe,  D^r 
Erfurter  Programm,    Stuttgart  1892,  S.  b6— !'■:,. 

—  Det*selbe,  Bermtein  und  das  sozialdeb.'- 
kratische  Progiximm,  Stuttgart  1899,  S.  135—:'.. 

—  Kulemann,  Die  Sozialdemokratie  und  »krre, 
Bekämpfung,  Berlin  1890,  S.  75 ff.  —  Jjauder- 
dale.  An  inguity  into  the  ncUure  and  ontf'> 
of  public  wealth,  Edinburg  I8O4,  S.  338 -i;'; 
351.  —  Ferd,  Lassalle,  Herr  Bastiat-Mal:^ 
von  Delitzsch,  Berlin  1878,  S.  19 ß'.  —  Lavelege, 
Die  Geld-  und  Handelskrisen,  deutseh,  C<i**rl 
1865.  —  LcüHs,  Schönbergs  Handbuch,  Handfl 
und  Konsumtion;  Art.  Ceberproduktivn, 
im  Handwörterb^ich  der  StcuUstcissenschaßru ; 
Artt.Krisen,  Ueberproduktion,im  Worler- 
buch  der  Volkswirtschaft.  —  W,  Lots,  G*^- 
schichte  und  Kritik  des  deutschen  Bankgettte», 
Leipzig  1888,  S.  331  ff.  —  MaMhus,  PrinriiA'^* 
of  politicul  cconomy,  sec.  ed.,  London  18S6,  .S. 
309 — 439.  —  K,  Marx,  Lohnarbeit  und  Kapital, 
Breslau  1882.  —  Derselbe,  Das  Kapital  I, 
3.  Auß.,  Hamburg  1883,  S.  459 ff.,  S.  68Sf: 
II,  2.  Auß.,  S.  385;  III,  1,  L  Aufl.,  S.  191- 
250,  S.  386—399;  III,  2,  S.  13-^2.  —  Ä 
üfeyer,  Politische  Gründer  u.  d.  Komiptitm  »*» 
Deutschland,  Leipzig  1877.  —  John  Stuart 
Mill,  Principles  of  Political  Economy,  Peoplf'f 
Edition,  London  1885,  Book  III,  chap.  XIV; 
Book  IV,  chap.  V.  —  E.  Nasse,  Ueber  rfw 
Verhütung  der  Produklionskrisen  durch  sUi'itl. 
Fürsorge,  Jahrb.  f.  Ges.  u.  Volksw.,  III,  S.  1^» 
— 189.  —  Derselbe n  Ein  Blick  auf  die  kommfr- 
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z  ifli€'.  "und  induMrielle  Lage  Englands,  Jahrb.  f. 

3^#*/.    u.  StaL,   y.  F.,  XIV,  S.  97.  —  F.  X  v. 

^^^^^MMr^nann-Spallart,    UehertfichUn    der    Weit- 

u't'v-Lnrhaft,  Berlin,  I — T'.  —  Neuratht  Elemente 

<t^r    VolkswirtsehaJUlekre,  S.  Aufl,,  Leipzig  1896, 

>'.   117—127,  168—178,  SSI  ff.,  ä7Sff.,  S83ff.,  S07, 

.^73  jr.,    880 ff.,    S94,    4^5  ff.,    429,  436.  —  Neu- 

tcf  »-tl«,  Die  Spehulationskri&is  von  1873,  Leipzig 

1<^  74.  —  Offermann,    Das  fiktive  Kapital  als 

rfi'^     Ursache   des   niedrigen  Arbeitslohnes,    Wien 

JSf^e.    —    Oechelhäuser,    Die    wirtschaftliche 

ICt-j^tM,    Berlin    1876.  —   Hobert    Owen,    The 

I^ije   <tf  Bob.    Chren   icritten  hy  himself,  London 

J'SS  7,  vol.  1  u.  la.  —  V,  Philippovich,  Grtnid- 

ri>*   der  pol.  Oekonomie,  S.  Aufl.,  Freiburg  und 

I.*^ipzig  1897,  S.  135,  325,  329—334.  —  Profits 

f'X   panics,   by  the  author  of  nTke  Bubbles  of 

F'ifKincen,  London  1866.  —  J*.  «7.  Prouilhon, 

^^€-9irres  complrtcs,  tome  VI,  Paris  1868,  S.  160  f. 

Micardo,    Grundsätze   der  pol.   Oekonomie, 


Derselbe,  Grundlegung,  3.  Aufl.,  Leipzig  1894, 
II.  Teil,  S.  143  f.  —  Wiisserrah,  PreUe  und 
Krisen,  StuUgart  1889.  —  David  A.  Wells, 
Becent  economic  changes,  yev?-York  1891.  — M, 
Wirth,  Geschichte  der  Handelskrisen,  4.  Aufl., 
Frankfurt,  a.  M.  1890.  —  WiUelshöfer,  Unter- 
suchungen über  das  Kapital,  Tübingen  1890,  S. 
228—262.  —  Derselbe,  Veber  das  Verhältnis 
von  Konsumtion  und  Kapitalisation.  Mitteilungen 
der  Gesellschaft  österr.  Volkswirte,  Wien  1891.  — 
«T.  Wolf,  Die  gegenwärtige  Wirtschaftskrisis, 
Tübirigen  1888.  —  Derselbe ,  Sozialismus  und 
kapitalist.  Gesellschaftsordnung,  Stuttgart  189S, 
S,  440.  —  Derselbe,  Lehren  der  letzten  Börsen- 
krisis,  Zukttnft  v.  30.  XI.  1895. 

H.  Herkner, 


Knp,  XVH.  —  K.  H.  Rau,  Malthus  und  Say  KrÖüCke,   KlaUS, 

t'iher  die  Vrmchen  der  jetzigen  Bandelsgtockung, ,  geboren  1771,   gestorben  1843  als  hessendann- 


Hamburg  1821.  —  Derselbe,  Grundsätze  der 
Vitlks^cirtschaftslehre,  5.  Aufl.,  Heidelberg  1847, 
4.  Buch.  —  RobertS€yn ,  Fallacy  of  saving, 
ILondon  1892.  —  Rodbertus,  Zur  Beleuchtung 
der  sozialen  Frage,  I,  Berlin  1875,  zweiter  Brief. 


Städtischer  Kammerrat  und  Rheinbauinspektor 
in  Darmstadt. 

Kröncke  Teröffentlichte  von  Staats  wissen- 
schaftlichen Schriften  in  Buchform :  Das  Steuer- 
wesen nach  seiner  Natur  und  seinen  Wirkungen 


Derselbe,  Zur  Beleuchtung  der  soz.  Frage,   untersucht,  Darmstadt  1804.   —   Untersuchung 
'■    "  "  " über  den  Wert  des  Holzes  und  über  die  Wich- 

tigkeit der  Holzersparung,  Giessen  1806.  — 
Ausführliche  Anleitung  ziir  Regulierung  der 
Steuern,  ebd.  1810.  —  Untersuchung  der  Frage, 
ob  und  unter  welchen  Umständen  dem  Staats- 
und Nationalinteresse  es  zuträglich  sein  könnte, 
einzelne  Zweige  der  Industrie  von  selten  des 
Staates  durch  besondere  Belohnungen  und  Be- 
günstigungen zu  befördern,  Darmstadt  1812.  — 
Grundsätze  einer  gerechten  Besteuerung,  Hei- 
delberg 1819.  —  Ueber  die  Nachteile  der  Zehnten 
und  den  Erfolg  der  bisherigen  Zehntver- 
wandlung im  Fürstentum  Starkenburg,  Darm- 
stadt 1819.  —  Abhandlungen  über  staatswiit- 
schaftliche  Gegenstände,  4  Teile,  Heidelberg 
1812—19  (Gesamtausgabe  seiner  vorstehend  aut- 
geführten, 1810—19  erschienenen  vier  Schriften). 
—  Vorschläge  und  Plan  zu  einer  für  das  Gross- 
herzogtum Hessen  allgemeinen  Privatwitwen- 
nnd  Waisenkasse,  Darmstadt  1819.    —     Ueber 


II,  Berlin  1885,  S.  95—192.  —  Derselbe,  Da» 
Kapital,  Berlin  I884,  S.  34—70.  —  Derselbe, 
A/rine  Schrißen,  herausg.  von  M.  Wirth,  Berlin 
ISUO,  S.  213-268  (Die  Handelskrisen  und  die 
Ilypothekennot  der  Grundbanken,  1858).  — 
Ji4ßscher,  System  der  Volkswirtschaft  1, 17.  Aufl., 
Stuttgart  1883,  ^^  215—217.  —  Derselbe,  An- 
ffc/4ten  der  Volkswirtschaft,  .2.  Bd.,  Leipzig  und 
Heidelberg  1878,  XV,  S.  359—493.  —  J,  B. 
Say,  Ausßihrl.  Darstellung  der  Nationalökonomie 
txler  der  Staatswirtschaft.  Aus  d.  Franz.  v.  Jlor- 
Stadt,  .i.  Aufl.,  Stuttgart  1833,  I.  Bd.,  Kap.  XV, 
S.  205 jf.  —  Sajc,  Die  Hatutindustrie  in  Thü- 
i  ingen,  I.  Teil,  Jena  1882,  S.  18—21.  —  Schaffte, 
Jhts  gesellschaftliche  ^System  dtr  menschl.  Wirt- 
schaft, Tübingen  1867,  S.  214—219.  —  Der- 
selbe, Bau  und  Leben  des  soz.  Körpers,  Tü- 
bingen 1881,  I.  344.  HL  431  ff.,  445 ff.  —  Der- 
neibe,  (ks.  Aufsätze,  Tübingen  1886,  II.  2J—137. 
—  Schtppel,  Das  moderne  Elend,  Stuttgart  1889. 


—  Derselbe,  Das  moderne  Elend  und  die  mo- '  Aufhebung ,    Ablösung    und   Verwandlung    der 


Zehnten  sowie  über  den  Ankauf  der  Grund- 
renten, ebd.  1831.  —  Ueber  die  Ablösung  der 
Grundrenten,  ebd.  18;-i2.  —  Ueber  Rentenanstal- 
ten, ebd.  1840.  —  Ueber  die  geistlichen  Witwen- 
kassen im  Grossherzogtum  Hessen  und  über  die 
gräflich  Erbach-Fürstenauische  Dieuerwitwen- 
kasse,  ebd.  1842.  —  Bemerkungen  zu  der  Schrift 
des  Herrn  Frühpredi^ers  Reuling:  Die  allge- 
principles  of  the  distribution  of  uealth  most  meine  Geistliehen -A\  itwenkasse  der  Provinz 
rfrnduciire  to  human  happiness,  London  1824,  j  Starkenburg,  ebd.  1843.  —  Erwiderung  auf  die 
S.  105  f.  —  Thun,  Die  Industrie  am  ^'/W/rr- !  Schrift  des  Herrn  Mattj'  (s.  u.J:  Die  Witwen- 
rhein,  Leipzig  1879,  1,  S.  35—47.  —  Tooke  u.  |  kasse  der  evangelischen  Geistlichkeit  in  Rhein- 
Semnarch,  Die  Geschichte  und  Bet^timmung  hessen,  ebd.  1843.  —  Krönckes  erstes  und  Hauj)t- 
ihr  Preise,  deutsch  r.  As  her,  Dresden  1858  59,   werk,  die  1804  erschienene  Steuerlehre,  ist  reich 

mit  algebraischen  Formeln  durchspickt,  welches 
Verfahren  in  fachmännischen  Kreisen  vielfachem 
Widerspruch  begegnete;  u.  a.  missbilligt  es 
Rehberg  mit  der  Motivierung,  dass  die  Men- 
schen dadurch  zu  einfachen  berechenbaren  ZifFer- 
grössen  degradiert  würden.  In  diesen  wie  in 
seinen  späteren  Staatsfinanzschriften  bekundet 
vörterbuch    der    Volkswirtschaftslehre,   1866.    —   sich    das  Bestreben,    die  Lehren  Adam  Smiths 

Handwörterbuch  der  Staatswisaenscbaften.    Zweite  Auflage.    V.  28 


dtnif*  Veberrölkcrung ,  in  Wirths  »Bismarck, 
Wagner,  Bodbertusu,  Leipzig  1883.  —  Simontle 
ile  Sistnondi,  youveaur  principes  d'economie 
pulitifiue,  Paris  1827,  J,  S.  355 ff.,  II,  S.  449— 
4^,3.  —  Derselbe,  Etudes  sur  VEconomic  poli- 
tique,  Paris  1837,  tome  I,  S.  49 — 15 4.  —  L.  v. 
Stein,  Volkswirtschaftslehre,  Wien  1878,  S.  424 
— 448.   —    Thompson,    An    inquiry    info    the 


'  Bde.  —  Tugan-Baranoivsky,  Die  Handels- 
krisen in  England,  Jena  1900.  —  Derselbe,  Die 
toz.  Wirkungen  der  Handelskrisen  jn  England, 
lirautts  Archiv,  XIH,  S.  I—4I.  —  R.  llbing, 
JHc  argentinische  Anleihe  und  das  Haus  Baring, 
Jkutsche  Worte,  Wien  1890,  S.  417 ff.  —  A, 
Wagner,  Art.  Krisen  in  Rentzsch,  Hand- 
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auf  das  Gebiet  der  Steuern  und  Abgaben  zu 
übertragen,  wobei  er  sich  freilich  durch  seine 
eifi^enen  steuertheoretischen  Zuthaten  wiederholt 
mit  dem  Smithianismus  in  Widerspruch  setzt. 
Er  ist  ein  Anhänger  der  Theorie  yon  Leistung 
und  Gregenleistung,  und  zwar  soll  bei  letzterer 
der  Wert  der  produktiven  Kräfte  und  ihrer 
Produkte  zu  den  Abgaben  in  ein  geometrisches 
Verhältnis  gebracht  werden.  Im  Gegensatz 
zur  Bewertung  der  Kräfte,  welche  den  Immo- 
biliarbesitz repräsentieren,  wird  aber  der  reine 
Arbeitsertrag  yon  ihm  zu  gering  veranschlagt 
(nämlich  mit  dem  Fünffachen  des  jährlichen 
Einkommens,  dividiert  durch  8).  Im  Gegensatz 
zu  dem  physiokratischen  impöt  unique  befür- 
wortet er  einen  solchen  ebenfalls  für  vorzugs- 
weise Agrarwirtschaft  treibende  Länder  mit 
folgenden  Abweichungen  von  der  Quesnayschen 
Theorie:  Die  intellektuelle  und  physische  Er- 
werbskraft jedes  Individuums  wird  zu  Steuer- 
zwecken in  der  Weise  kapitalisiert,  dass  Grund- 
eigentum, Kapitalbesitz  und  Arbeitsertrag  be- 
wertet und  auf  die  einzelnen  Köpfe  nach  Mass- 
fi:abe  ihrer  Leistun^fähigkeit  repartiert  wer- 
den, wobei  die  Arbeiter  am  besten  bedacht  sind, 
da  ihnen  eine  nur  neunjährige  Erwerbsfähigkeit 
zuerkannt  wird.  Kröncke  verwirft  die  indirekten 
Steuern  und  tritt  für  Freilassung  des  Existenz- 
minimums ein.  In  seiner  Steuertiberwälzungs- 
theorie,  die  sich  freilich  mathematisch  nicht 
begründen  lässt,  nähert  er  sich  bereits  der 
Hicardoschen  Doktrin.  Am  weitesten  entfernt 
er  sich  von  Smith  durch  den  Schutz,  den  er  für  ein- 
zelne notleidende  oder  dem  Konkurrenzkampfe 
mit  der  Industrie  des  Auslandes  nicht  gewachsene 
Industriezweige  in  Form  ihnen  zu  ffewähreuder 
Zollbegünstigun^  anruft,  aus  welcher  staat- 
lichen Intervention  er  eine  Analogie  mit  einer 
gut  geleiteten  Armen-  und  Arbeitsanstalt  kon- 
struiert. Krönckes  Maxime,  „alle  Steuerf ragen 
unter  der  Voraussetzung  zu  beantworten,  dass 
alle  Umstände  gleich  bleiben",  wäre  als  Präser- 
vativ ^egen  unrichtige  Deklarationen  und 
Steuerhinterziehungen  bei  der  Selbsteinschätzung 
beachtenswert. 


Vgl.  über  Kröncke:  Matty,  Die  Wit- 
wenkasse der  evangelischen  Geistlichen  in  Rhein- 
hessen. Eine  Replik  auf  Herrn  Dr.  K.  Krönckes : 
Ueber  die  geistlichen  Witwenkassen  im  Gross- 
herzogtum Hessen,  Mainz  1842.  —Held,  Ein- 
kommensteuer, Bonn  1872,  S.  126, 27.  —  Röscher, 
Gesch.  d.  Nat.,  München  1874,  S.  662  64.  — 
R.  Meyer,  Die  Principien  der  gerechten  Be- 
steuerung, Berlin  1884,  S.  54/55.  —  Conig- 
liani,  Effetti  econoraici  delle  imposte,  Mailand 
1890,  S.  242.  —  A.  Wagner,  Fin.  II,  2.  Aufl., 
Leipzig  1891,  S.  11. 
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Krug,  Leopold, 

geb.  am  7.  VII.  1770  in  Halle  a.  S.,  gest.  als 
Geh.  Regierungsrat  auf  seinem  Gute  Mühlen- 
beck bei  Berlin  am  16.  IV.  1843,  studierte  in 
seiner  Vaterstadt  Theologie,  gab  unter  dem 
Ejnflusae  des  Wöllnerschen  Religionsedikts  von 
1788  dieses  Studium  auf  und  widmete  sich  der 


kameralistischen  Laufbahn,  die  ihn  180S 
Berlin  als  Geh.  Registrator  in  die  G^eiiB'r 
Staatsregistratur  im  Lehnsdepartement  fabrtr 
In  dieser  Stellung  benutzte  er  die  Akten  d«r- 
Generaldirektoriums  als  statistische  Unterlage 
zu  seiner  1805  erschienenen  Schrift:  „Betrach- 
tungen über  den  Nationalreichtum''  (s.  n. 
Friedrich  Wilhelm  III.  nahm  ein  so  lebhafti^ 
Interesse  an  diesem  Werke,  dass  er  unterm  2^. 
V.  1805  den  Staatsminister  Grafen  v.  Hoym  mir 
der  Errichtung  eines  preussischen  statistisehen 
Bureaus  bei  dem  Kommerzial-,  Fabriken-  nz.d 
Accisedepartement  beauftragte,  zu  dessen  provi- 
sorischem Vorsteher  Kme  ernannt  wurde.  Dk 
Ereignisse  vom  Herbst  1806  machten  den  Ar- 
beiten des  Bureaus,  dessen  Akten  nach  I>ant»- 
mark  ^flüchtet  wurden,  ein  jähes  Ende.  Des: 
am  4.  A.  1810  neuerrichteten  kgl.  preuss.  sta- 
tistischen Bureau  unter  Oberleitung  des  Staats- 
rats Ho£fmann  gehörte  auch  Eru^  bis  zum 
Herbst  1834,  wo  er  in  den  Ruhestand  trat,  al? 
Mitglied  an. 

Krug  veröffentlichte  von  staatswissenscbaft- 
lichen  Schriften  in  Buchform:    Topographisch- 
statistisches  Wörterbuch  des  preussischen  Staa- 
tes, 13  Bde..  Halle  1796/1803;  dasselbe,  2.  Aafl- 
Bd.  1  und  2  (A— G,  soweit  als  erschienen),  ebi 
18056;   dasselbe,  3.  Aufl.  (bearbeitet  von  Kms 
u.  herausg.  von  A.  Mützel,  6  Bde.,  ebd.  1821  25. 
—  Ueber  Leibeigenschaft  und  Erbunterthani^r- 
keit  im  preussischen  Staate,  ebd.  1798.  —  Bei- 
träge zur  Beschreibung  von  Süd-  und  Xenost- 
preussen,  2  Hefte,  Berlin  1803.  —  Annalen  der 
preussischen  Staatswirtschaft  und  Statistik,  ge- 
meinschaftlich    herausgegeben     mit    Professi.»r 
Jacob  in  Halle,  8  Hefte  (soweit  als  erschienen . 
Halle  u.  Leipzig  1804,5.  —  Abriss  der  neuesten 
Statistik  des  preussischen  Staates,   Halle  IdOi. 
dasselbe,  2.  Aufl ,  1805.  —  Betrachtungen  über 
den  Nationalreichtum  des  preussischen  Staate:? 
und   über   den  Wohlstand  seiner  Bewohner.  '2 
Bde.,  Berlin  1805.  —  Ideeen   zu   einer   staat.*- 
wirtschaftlichen  Statistik,  ebd.  1807.  —  Abriss 
der  Staatsökonomie  oder  Staatswirtschaftslehre, 
ebd.  1808.   —   Geschichte  der  staatswirtschaft- 
lichen Gesetzgebung  im  preussischen  Staate  von 
den  ältesten  Zeiten  bis  zu  dem  Ausbruche  des 
Krieges  im   Jahre  1806,   Bd.  I  (einziger)  ebd. 
1808.    —   Die  Armenassekuranz.     Das  einzige 
Mittel  zur  Verbannung  der  Armut  aus  unsercr 
Kommune,   ebd.  1810.   —   Nachricht   über  den 
Zustand   des    hiesigen   Friedrichswaisenhause?, 
mit  Nachtrag,   ebd.  1822.    —    Die   preussische 
Monarchie,  topographisch,   statistisch  und  wirt- 
schaftlich dargestellt.    Nach  amtlichen  Quellen. 
I.  (einzige)  Abteilung,  ebd.  1833.    (Von  diesem 
auf    10   Bde.    veranschlägt   gewesenen    Werke 
sind  nur  3  Lieferungen  der  Provinz  Ostpreussen 
erschienen.     Vollendet  im  Manuskript   wurden 
I  ausserdem  die  Provinzen  Ost-  und  Westpreussen. 
!         Aus    seinem    litterarischen    Nachlasse    er- 
I  schienen :    Krugs   nachgelassene   Schriften  irf- 
'  schichtlichen,  statistischen  und  volkswirtschaft- 
I  liehen  Inhalts,  herausgeg.  von   C.   J.   Bergifla. 
I  Band  I  (einziger) :    Geschichte  der  preussischen 
I  Staatsschulden,  Breslau  1861.    —    Die  Seiden- 
I  kultur   (Kultur    der   Maulbeerbäume    und    der 
I  Seide  in  Prenssen).    Mitgeteilt  von  C.  J.  Ber- 
I  gius   in  den  „Schlesischen  Provinzialblättem'. 
I  Jahrg.  1853,  Breslau,  S.  461  ff. 
'         Die   in  Krugs  Hauptwerk,   den   ^Betrach- 
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tungen  über  den  Nationalreichtum  des  prenssi- 
schen  Staates''  etc.  znm  Ausdrack  gekommenen  < 
Anschaiinngen  gehören  im  wesentlichen  der 
physiokratischen  Schule  an,  wie  er  auch  bei  der 
Wahl  des  Titels  weniger  an  Smiths  „Wealth 
of  nations''  als  an  die  physiokratische,  von  der 
Natur,  der  Urquelle  aller  Güter  hergeleitete 
Nationalreichtumsauffassung  gedacht  hat.  Dem- 
entsprechend wird  auch  der  gesamte  Bodenertrag 
seiner  Nationaleinkommenstheorie  zu  Grunde 
fi^elegt  und  dieses  Rechnungsergebnis  durch  den 
Ueberschuss  yervoUständigt ,  welcher  aus  dem 
Handelsverkehr  mit  dem  Auslande,  bestehend 
in  Arbeitslohn  und  Kapitalgewinn  der  industri- 
ellen Bevölkerung,  dem  Inlande  zufliesst. 
Diesem  „echten"  stellt  er  das  Cirkulatlonsein- 
kommen  gegenüber,  welches  den  einzelnen  Kon- 
sumenten zum  Erwerb  der  Bodenerzeugnisse 
dient,  daher  einem  steten  Besitzwechsel  unter- 
worfen ist  und  infolgedessen  auch  nicht  be- 
steuerbar sein  soll.  Seine  Steuertheorie  steht 
auch  insofern  auf  physiokratischem  Boden,  als 
er  nur  die  Urproduktion  besteuert  wissen  will 
und  den  Staat  lediglich  auf  die  Erträgnisse  der 
Grundsteuer  und  der  Domänen  anweist.  Das 
Eeineinkommen  der  Bevölkerung  gewinnt  er 
dadurch,  dass  er  den  inländischen  Konsum  an 
inländischen  Boherzeugnissen  und  eingeführten 
ausländischen  Produkten  und  Fabrikaten  von 
der  Summe  des  Nationaleinkommens  abzieht. 
Die  Schwäche  des  Werkes  besteht  in  der  Man- 
gelhaftigkeit der  statistischen  Unterlagen.  Die 
Aussaats-  und  die  Durchschnittsertragstabelle 
der  Grundstücke  sowie  die  Feststellung  des 
Yiehreichtums  verdienen  keineswep^s  die  Glaub- 
würdigkeit, die  Krug  ihnen  beimisst,  da  z.  B. 
die  Ermittelung  der  belangreichsten,  das  flache 
Land  betreffenden  Daten  den  Ortsschulzen  ein- 
heimgegeben  war,  deren  volkswirtschaftliches 
Fassun&^svermögen  zu  damaliger  Zeit  kaum  die 
Bürgschaft  für  eine  nur  annähernde  Richtigkeit 
der  Beantwortung  der  von  der  Zählungskom- 
mission  gestellten  agrarstatistischen  Fragen 
bot.  Wenn  Krug  ausserdem  mit  anerkennens- 
werter Offenheit  die  thatsächlichen  Unrichtig- 
keiten der  Ein-  und  Ausfuhrlisten  der  Handels- 
städte und  Hafenplätze  einräumt,  auch  nicht  in 
Abrede  stellt,  dass  die  kontrollierenden  Stener- 
räte  die  wahrheitswidrigen  An£:aben  für  Ein- 
tragung in  die  Spalten  der  „ Fabriken tabelle" 
seitens  der  Fabrikanten  kaum  zu  verhindern 
wüssten,  so  heisst  das  doch  von  Vorn  herein  den 
Wert  seiner  mühseligen  Zusammenstellungen 
und  die  daraus  für  die  Messung  des  Volkswohl- 
standes gezogenen  Folgerungen  diskreditieren. 
Trotz  dieser  Unvollkommenheiten  hat  die  Schrift 
als  erste  das  gesamte  Nationalvermögen  um- 
fassende Wirtschaftsstatistik  ihre  nicht  zu  unter- 
schätzende Bedeutung.  Auch  mangelt  es  Krug 
keineswegs  an  dem  wirtschaftlichen  Unterschei- 
dungstalent hinsichtlich  der  Verteilung  des 
Reineinkommens  auf  die  verschiedenen  Bevölke- 
rungsklassen und  ihrer  Beisteuer  zu  den  öffent- 
lichen Abgaben.        

Vgl.  über  Krug:  J.  G.  Hoffmann.  L. 
Krug,  Nekrolog  in  der  „Allgemeinen  preussi- 
schen  Staatszeitung",  Jahr^.  1843,  Berlin,  Mai, 
Nr.  13.  —  Neuer  Nekrolog  der  Deutschen, 
Jahrg.  XXI,  Weimar  1843.  —  Engel,  Zur 
Geschichte  des  kgl.  preuss.  statistischen  Bureaus, 


Jahrg.  I,  in  „Zeitschrift  des  kgl.  preuss.  statis- 
tischen Bureaus",  Jahrg.  I,  Berlin  1861,  S.  3  ff. 
—  Boeckh,  Die  geschichtliche  Entwickelung 
der  amtlichen  Statistik  des  preussischen  Staates, 
ebd.  1863,  S.  16 ff.  —  Puslowski,  Das  kgl. 
preussische  statistische  Bureau  und  seine  De- 
pendentien,  ebd.  1872,  S.  18 ff.  —  Röscher, 
Geschichte  der  Nat.,  München  1874,  S.  497.  — 
V.  Inama-Sternegg,  L.  Krug,  Allgemeine 
deutsche  Biographie,  Bd.  XVII,  Leipzig  1883, 
S.  21619.  —  Blenck,  Das  kgl.  statistische 
Bureau  beim  Eintritte  in  sein  IX.  Jahrzehnt, 
Berlin  1885,  S.  3  ff. 
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Kudler,  Josef,  Bitter  t., 

geboren  am  10.  X.  1786  in  Graz,  gest.  als  Mit- 
glied der  kais.  Akademie  der  Wissenschaften  in 
Wien  am  6.  n.  1853,  studierte  die  Rechte  und 
Staatswissenschaften  in  Wien,  wurde  Professor 
der  Statistik  und  politischen  Wissenschaften  am 
Lyceum  seiner  Vaterstadt  und  folgte  1821  einem 
Rufe  nach  Wien  als  Professor  der  politischen 
Wissenschaften  und  der  österreichischen  politi- 
tischen  Gesetzeskunde  an  der  dortigen  Umversi- 
tät.  1848  entsagte  er  seinem  akademischen 
Lehramte  und  Hess  sich  als  Abgeordneter  in 
den  konstituierenden  Reichstag  wählen.  Hier 
verteidigte  er  u.  a.  die  Aufhebung  der  Todes- 
strafe und  die  Besteuening  der  Auswanderer 
durch  Erhebung  von  Abfahrtsgeldem. 

Kudler  veröffentlichte  von  staatswissen- 
schaftlichen Schriften  a)  in  Buchform:  Versuch 
einer  tabellarischen  Darstellung  des  Organis- 
mus der  österreichischen  Staatsverwaltung.  Mit 
erläuternden  Anmerkungen,  Wien  1834.  —  Die 
Grundlehren  der  Volkswirtschaft,  2  Teile,  Wien 
1845;  dasselbe,  2.  Aufl.,  2  Teile,  ebd.  1856.  — 

Er  veröffentlichte  femer  b)  in  der  Zeit- 
schrift für  österreichische  Rechtsgelehrsamkeit 
und  politische  Gesetzkunde  zahlreiche  civil-  und 
staatsrechtliche  Artikel. 

Als  Kudler  seine  Professur  in  Wien  antrat, 
war  als  Lehrbuch  der  Staatswirtschaft  für  die 
österreichischen  Universitäten  noch  Bd.  II  der 
Grundsätze  der  Polizei-,  Handlunc^s-  und  Finanz- 
wissenschaft des  Eklektikers  f.  v.  Sonnenfels 
obligatorisch,  welcheSj  in  Theorie  und  Systema- 
tik von  der  vorgeschrittenen  Wissenschaft  über- 
holt, seine  Zurruhesetzung  zu  Gunsten  der  Ein- 
führung eines  neuen  nationalökouomischen  Lehr- 
buchs verdiente.  Zur  Abfassung^  eines  solchen 
war  Kudler,  wegen  seiner  Beziehungen  zu  dem 
kaiserlichen  Hause  —  er  war  der  Rechts-  und 
Staatswirtschaftslehrer  des  Erzherzogs  Wilhelm 
—  die  eine  Weigerung  der  Censur,  seinem 
Werke  das  Imprimatur  zu  erteilen,  nicht  be- 
fürchten Hessen,  ganz  besonders  geeignet.  Sein 
Lehrbuch  (s.  o.)  zerfällt  in  einen  theoretischen 
und  einen  praktischen  Teil,  in  welchem  letzte- 
ren das  wirtschaftliche  Dogma  des  Verfassers 
am  deutlichsten  hervortritt.  Kudler  verteidigt 
darin  die  Freiheit  des  Erwerbs,  Eigentums  und 
Verkehrs,  verlangt  Aufliebung  der  Gutsunter- 
thänigkeit,  der  Zehnten  und  Fronden  und  er- 
klärt sich  auch  für  unbeschränkte  Gewerbefrei- 
heit.   Obgleich  Gegner  des  Protektionssystems, 
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trügt  er  durch  Befürwortung  der  Beibehaltnng 
eines  massigen  Schutzzolles^  der  jedoch  über 
die  Höhe  des  notwendigen  Ausgleichs  der  ver- 
schiedenen Produktionskosten  der  konkurrie- 
renden Ausfuhrländer  nicht  hinwegsteigen  soll, 
der  damals  in  Gestenreich  herrschenden  Handels- 
politik in  seinen  „Grundlehren"  Rechnung.  Als 
Steuertheoretiker  legt  Kudler  das  Hauptgewicht 
auf  die  reine  Einkommensteuer,  verwirft  die 
Konsumsteuer  und  tadelt  insbesondere  an 
der  von  ihm  am  heftigsten  angegriiFenen 
Accise  den  Charakter  der  Doppelbesteuerung. 
Mit  einer  Verdammung  der  ünsittlichkeit  des 
Wuchers  verbindet  er  eine  Polemik  gegren  die 
gesetzliche  Normierung  der  Höhe  der  Kapital- 
zinsen. Neu  sind  seine  Ausführungen  über  die 
Produktivität  des  Handelsbetriebes,  hinsichtlich 
der  Zugänglichkeitsebnung  der  notwendigen 
Gebrauchsartikel.  Die  Systematik  des  Lehr- 
buchs zeigt  Abweichungen  von  der  hergebrach- 
ten wirtschaftlichen  Logik  der  Aneinander- 
reihung der    einzelnen  Lehren,    die    sich    aus 


Es  ist  daher  begreiflich,  dass  meistens,  da  ibr- 
Zahl    doch    immerhin    ihre    Grenze    hat.     ili- 
freie  Anwerbung  für  fremde  Staaten  beschrätkT 
ist,  z.  B.  die  indische  seitens  der  Engläod-r 
die  javanische  seitens  der  Niederländer.     Ab  i— 
rerseit«  bemühen  sich  die  der  Kulis  bedurfeiKlfi 
Länder,    durch  detaillierte   SchutzgesetzgeboEj^ 
den  Einwanderern  ent^genzukommen.    E*  i-- 
mit  diesen  Tropenarbeitem   heute    ebenso,  ^:r 
es  im  16.  und  17.  Jahrhundert  mit   den  Hanf- 
werkern  Europas  gewesen  ist,  deren  Auswan.>- 
ning  jeder  Staat  mögliehst  zu  hindern,  deren  Ei:.- 
Wanderung  zu  fördern  suchte.   Wie  damaL«  •U.- 
Aufblühen der  Manufakturen  von  der  Besck^i- 
fung  der   nötigen  gelernten  Arbeitskräfte    :i>~ 
hängig  war,  ist  heute  die  erfolgreiche  Kalti- 
vation  der  tropischen  Kolonieen  durch  den  Kuli- 
zuzug bedingt.  Die  Gesetzgebung  zum  Schctz.- 
der  Kulis   ist  übrigens  nicht  allein  aus   win- 
schaftlichen,    sondern    auch    aus    hnmanitär^^ 
Gründen  hervorgegangen,  da  der  Transport  2nr 
See  und  die  Arbeit  auf  den  Plantagen  oft  genc- 


dem  Umstand  erklären,  dass  Kudler  den  Folge- 1  ein  schamloses  Ausbeutungsgeschäft  der  Setrri 
gang  in  seinem  Vortragsheft  für  den  Erzherzog  1  fenden  Unternehmer  gewesen  ist. 
Wilhelm  auch  für  das  Lehrbuch  beizubehalten  '        2,  Die  chinesischen  K.    Ueber  dieselh^-j 
für  zweckmässig  erachtete.  'sind  bereits   in  dem  Artikel  Chinese ufraü- 

jObeu    Bd.    III    S.    44  ff.    nähere    Mitieilune  s 

Vgl.  über  Kudler:  Almanach  der  k.  k.  i  ic^macht  worden.  Es  sei  nur  noch  bemerk:. 
Akademie  der  Wissenschaften,  Jahrg.  1851  und  dass  die  chinesische  Regienmg  den  Absohla-^ 
1854,  Wien.  —  Wurzbach,  Biographisches '  von  Kulikontrakten  nicht  gestattet,  mithin  in 
Lexikon  des  Kaisertums  Oesterreich,  Bd.  XV,  |  ihren  Häfen  nur  die  freie  Auswanderung  zu- 
ebd.  1867.  —  Kautz,  Theorie  und  Geschichte  lässt.  In  diesem  Falle  erwächst  der  Behör«]» 
der  Nationalökonomik,  Bd.  II,  ebd.  1860,  S.  HöO.  |  des  Einwanderungslandes  die  Anf^be ,  d;e 
Röscher,   Geschichte   der   Nat^,   München  j  Schliessung  des  Vertrages  zu  überwaäen,  wäb- 

I  rend  sonst  in  der  Regel  nur  eine  Nachprüfani: 

desselben  erforderlich  ist.  Die  meisten  Chine<»  d 

schiffen  sich  übrigens  in  solchen  Häfen  ein.  *i:v 

I  im  Besitz  der  Europäer  sind,  wie  in  Honkgt>nj. 

j  Singapore,  Macao,  und  hier  wird  die  Kontrc-ll-? 

,  der  Verträge  wie  der  Transportschiffe  von  euro- 

I  päischeu    Beamten   durchgeführt.     Schon    ISV» 

I  wurde  zu  letzterem  Zwecke  von  England  «ii" 

I  Chinese  Fassenger  Act  erlassen.  1868  und  1^N^ 

folgten   durchgreifendere   Bestimmungen  na-Ii, 

so  dass  seit  zwanzig  Jahren  eine  strenge  Ueber- 

wachung  besteht,  zu  der  sich  auch  die  Porto- 

!  giesen  haben  bequemen  müssen. 

versteht  man  i        3.    Die  pol}iieslschen  und  malayise hen 

K.    Der  Mangel  von  Arbeitern  auf  den  Zucker- 


1874,  S.  907.  —  Allgemeine  deutsche  Biographie, 
Bd.  XVII,  Leipzig  1883,  S.  293  ff. 

Lipper  t. 
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3. 


1. 
Die 


Allgemeines. 

polynesischen 
Die  üstindischen   K. 
Gunsten  der  K. 


2.    Die   chinesischen   K.  I 
und   malayischen  K.    4. 
o.  Die  Gesetzgebung  zu  ' 


1.  Allgemeines. 

in  Vorderindien  und 


Unter  Kuli 

China  einen  gegen  Lohn       .    ^__   

gemieteten  Arbeiter,  insbesondere  den  gewöhn-  und  Baumwofiplantagen  in  Queenslalid,  Fid-H^ 
liehen  Tagelöhner.  Das  Wort  (engl,  colie, '  und  den  Gesellschaftsinseln  hat  ungefähr  mü 
korrumpiert  aus  dem  Wort  der  Tamilsprache  '  1860  auch  zu  der  Anwerbung  pol jnesischerArWi- 
woleeya  oder  wozheea,  vgl.  the  Cyclopaedia  |  ter  (gewöhnlich  Kanaken  genannt)  geführt.  1871 
of  India,  London  18K5  und  Gustav  Oppert,  |  wurde  mit  ihnen  auch  in  Peru  der  Versu<  l 
The  original  inhabitants  of  India,  18i)3  gemacht,  der  aber  bald  aufgegeben  wupir-. 
S.  131)  ist  dann  in  ganz  Ostasien  für  Auswan- '  ila  sie  der  dortigen  Arbeit  nicht  gewachstii 
derer  üblich  geworden,  welche  sich  auf  Grund   waren. 

eines  für  mehrere  Jahre  abgeschlossenen  Kon- '  Sdiiffe  aus  Sidnev  und  Brisbane,  aus  Edl'- 
traktes  zur  Arbeit  in  der  Fremde  verdingen. !  land  und  Frankreich  luhren  von  einer  Tnsel  zur 
Es  g:iebt  indische,  malayische,  chinesische,  poly- 1  anderen,  die  Kapitäne  verlockten  die  InsulaD«^r 
nesische  Kulis,  deren  Arbeitsgebiet  ganz  über-  durch  Geschenke  und  vermittelst  bestochener 
wiegend  in  den  Tropen  gelegene,  von  Euro- 1  Landsleute,  Arbeitsverträge  einzugehen,  die 
päern  beherrschte  Länder  sind.  Sie  sind  dort  dann  nicht  gehalten  wurden,  oder  führten  Per- 
vor  allem  auf  den  Plantagen  beschäftigt,  aber  |  sonen.  die  friedfertig  zum  Tauschhandel  auf  ilie 
auch  m  den  Bergwerken  und  bei  mancherlei ,  Schiffe  gekommen  waren,  mit  Gewalt  fort.  Im 
Erdarbeit  wie  bei  den  Eisenbahn-  und  Wasser- 1  Jahre  1870  wurde  nachgewiesen,  dass  nicht 
bauten.  Bei  dem  Maugel  brauchbarer  einheimi- 1  weniger  als  100  Schiffsladungen  polynesischt^r 
scher  Arbeiterbevölkerung  sind  sie  in  vielen  .  Leute  ihrer  Heimat  entrissen  wurden  und  zwar 
europäischen  Kolonieen  Asiens,  Afrikas,  Ameri-  i  unter  Verhältnissen ,  die  dem  afrikanischen 
kas  und  Australiens  für  die  wirtschaftliche  Er- ,  Sklavenhandel  nichts  nachgaben.  Eine  Aendr 
Schliessung  des  Bodens  geradezu  unentbehrlich,   rung  trat  erst  ein,  als  die  Franzosen  die  Fori- 
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ihrung     von   Eingeborenen    aus    den    Inseln, 
eiche    unter  ihrem  Schutz   standen,   verboten 
nd  ein    englisches  G.  von  1872  britischen  Fahr- 
te u^n^    die  nicht  einen  besonderen  Erlaubnis- 
hein  hatten,  untersagte,  Polynesier  zu  beför- 
em  und   das  Verlocken  oder  gewaltsame  Ent- 
Lihren   derselben  als  Kapitalverbrechen  bezeich- 
ete.      Doch  wurde  1883  immer  noch  über  den 
»lenschenraub  in  der  Siidsee  geklagt  und  die 
r«>n  Cngland  anbefohlene  Kontrolle  bei  dem  ge- 
tatteten   Transporte  als  unwirksam  hingestellt. 
Die    Behandlung   der   Kanaken    in   Queensland 
war  lang-e  Zeit  eine  recht  schlimme.    Es  wurde 
behauptet,    dass   die  Negersklaven  in  Amerika 
e>    hesser    gehabt  hätten   als   sie.    Denn  jene 
hätten  ein  Kapital  für  den  Herrn  repräsentiert, 
<las     zn     erhalten    das    Selbstinteresse    geboten 
hätte^  hei  diesen  hätte  der  Lohn  nach  der  Dienst- 
zeit sowie  der  Transport  in  die  Heimat  gezahlt 
werden   müssen,  eine  Zahlung,   die  weggefallen 
wäre,  "wrenn  der  Kanake  verstorben  wäre.    Seit 
dem    Erlass    „der   polynesischen   Arbeiterakte" 
von    Queensland   (The  Polynesian  Labour   Act 
1868,  dazu  die  Gesetze  von  1880,  ISao  und  1886), 
welche  Kleidung,  Nahrung,  Lohn  festsetzt  und 
A\e    Kontraktarbeit    auf    3    Jahre    beschränkt, 
\*Tirden  die  Verhältnisse  besser.   1883  wurde  be- 
rechnet, dass  damals  13  953  Personen  in  die  Kolonie 
gebracht  worden  seien,  1694  seien  dort  gestorben 
und  5700  in  die  Heimat  zurückgekehrt.  In  dem 
letzten  Jahrzehnt  hat  die  Kanakenein Wanderung 
in  Äwatralien  nachgelassen  und  seit  dem  3.  De- 
zember   1891   ist   sie   verboten.     Der  Versuch, 
Papuas  von  Neu-Guinea  in  Queensland  arbeiten 
zu  lassen,    hat  keinen   rechten  Erfolg  gehabt, 
Malayenkülis  in  Java  für  Australien  anzuwerben, 
hat    1885   die   niederländische   Regierung   ver- 
boten,  nachdem  600  derselben  für  Queensland 
gemietet  worden  waren. 

In  Deutsch  Neu-Guinea  ist  durch  Ver- 
ordnungen von  1886,  1887,  1888  die  Anwerbung 
und  Fortfährung  eingeborener  Arbeiter  in  ausser- 
deutsche  Gebiete  verboten  und  strafbar  und 
diejenige  über  See  nach  deutschen  Plantagen 
nur  unter  sehr  genauer  Kontrolle  erlaubt.  Auch 
aus  den  Marschallinseln  dürfen  Arbeiter  nur 
mit  Genehmigung  des  kaiserlichen  Kommissars 
fortgeführt  werden.  Malayische  Kulis  stammeu 
xoT  allem  von  dem  dichtbevölkerten  Java  und 
wandern  nach  den  anderen  Inseln  des  Nieder- 
ländischen Ostindien.  Für  sie  wie  auch  für  alle 
i?oustigen  farbigen  Kontraktarbeiter  hat  die 
holländische  Regierung  durch  Gesetzgebung  von 
1«89  gesorgt. 

4.  Die  ofitindischen  £•  Bei  ihnen  unter- 
scheidet man  zwei  Arten:  diejenigen,  welche 
für  die  Plantagen  in  Indien  angeworben, 
nnd  diejenigen,  welche  über  See  nach  frem- 
den Ländern  gebracht  werden.  Beide  Arten 
sind  einer  besonderen  Gesetzgebung  unterstellt. 
I^ie  ersteren,  welche  ganz  überwiegend  in  den 
Theegärten  von  Assam  beschäftigt  werden  und 
aus  verschiedenen  Teilen  des  Reiches  kommen, 
haben  in  dem  letzten  Jahrzehnt  folgende  Zu- 
nahme zu  verzeichnen.  Es  wurden  Arbeiter 
tohin  transportiert: 

1882  22  5159 

1885  29  398 

1888  46  293 

1891  49  908 


Darunter  sind  auch  die  freien  Einwanderer 
mit  einbegriffen,  deren  Zahl  im  Wachsen  be- 
griffen ist:  1882  2787,  1885  5885,  1888  10716, 
1891  12627.  Die  Gesetzgebung  über  diese 
Kontraktarbeiter,  welche  1865  beginnt,  hat 
1893  einen  vorläufigen  Abschluss  gefunden,  setzt 
die  einseitig  von  einem  Kontrahenten  nicht  ab- 
änderbare Arbeitsdauer  auf  4  Jahre  fest,  ffiebt 
dem  Unternehmer  eine  bestimmte  strafrechtliche 
Gewalt,  beaufsichtigt  jedoch  auch  die  Anwer- 
bung, den  Transport  und  die  Plantagenarbeit, 
so  dass  die  meisten  Beschwerden,  unter  denen 
die  Kulis  gelitten  haben,  jetzt  als  beseitigt  an- 
zusehen sind. 

Die  überseeische  Kuliauswanderung  in 
fremde  Gebiete  ist  durch  das  G.  v.  1883  gere- 
gelt. Nach  demselben  wird  sie  nur  nach  solchen 
Ländern  gestattet,  in  denen  die  indischen  Ar- 
beiter einem  nach  Meinung  der  indischen  Re- 
gierung genügenden  gesetzhchen  und  faktischen 
Schutz  unterstellt  sind.  Es  waren  dies  1893  die 
englischen  Kolonieen  Mauritius,  Natal,  Guyana, 
Fidschi,  Jamaica,  Trinidad,  Santa  Lucia,  Gre- 
nada, St.  Vincent,  Nevis  und  St.  Kitts,  die  dä- 
nische Insel  St.  Croix  und  Holländisch  Guyana. 
Bis  1882  war  auch  die  französische  Kolonie 
Reunion  und  bis  1888  Martinique,  Guadeloupe 
und  Uayenne,  ebenfalls  zu  Frankreich  gehörig, 
freigegeben.  Die  Kuliauswanderung  in  die  er- 
laubten Länder  hat  von  1882--1894  inkl.  180478 
betragen. 

Nach  Mauritius  gingen  schon  1838  indische 
Kulis,  nach  Natal  seit  1^0,  nach  Demarara  (brit. 
Guyana)  seit  1840,  nach  Fidschi  erst  seit  1878. 
Die  Censusangaben  der  verschiedenen  Länder 
geben  1891  über  ihre  indische  Bevölkerung  fol- 
genden Aufschluss:  In  Mauritius  lebten  256016, 
in  brit.  Guyana  105463,  in  Trinidad  70218,  in 
Natal  41142  (53370  im  Jahre  1898),  in  Jamaica 
10116,  in  Fidschi  7468,  überhaupt  in  allen  er- 
laubten englischen  Kolouieeu  459523.  Ausser- 
dem wurden  gezählt  in  Reunion  22069,  in  Gua- 
deloupe 16559,  in  Martinique  7783,  in  Surinam 
10064.  Im  ganzen  also  551798.  Wie  viele  von 
diesen  nach  Erlöschung  des  Arbeitskontraktes 
freie  Arbeiter  geworden  sind,  wie  viele  selb- 
ständige Landbauer  und  Gewerbetreibende  sind, 
ist  nicht  angegeben. 

Die  Zuwanderung  der  Indier  in  die  ge- 
nannten Länder  Amerikas  und  Afrikas  hängt 
eng  mit  der  Negerbefreiung  zusammen.  Mit 
derselben  waren  die  dortigen  Pflanzer  ihrer 
Handarbeiter  verlustig  gegangen  und  sie  konn- 
ten die  emancipierten  Sklaven  nicht  zu  regel- 
mässiger Beschäftigung  gegen  Lohn  veranlassen. 
Ein  leil  der  Neger  ging,  wie  in  Guyana  und 
Mauritius,  in  die  Wälder  und  die  Gebirge  und 
verfiel  dort  einem  verwilderten  Dasein,  ein  an- 
derer wurde  zu  einem  nichtsthueiiden  städtischen 
Proletariat,  und  nur  verhältnismässig  wenige 
suchten  als  Hausgesinde  oder  Feldarbeiter  bei 
ihren  früheren  Herren  dauernde  Stellung.  Die 
angeworbenen  Ostindier  dagegen  waren  fried- 
lich, ehrlich,  genügsam,  gelehrig,  folgsam,  fleis- 
sig,  wenn  sie  von  dem  Dienstherrn  gut  behan- 
delt wurden.  Im  allgemeinen  gelten  sie  als 
nicht  so  leistungsfähig  wie  die  Chinesen,  denen 
sie  aber  doch,  wo  sie  neben  denselben  arbeiten, 
wie  in  Guyana,  wegen  der  angedeuteten  Cha- 
raktereigenschaften, und  auch  weil  sie  billiger 
sind,   in   der  Regel   vorgezogen  werden.    Für 
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das  Gemeinwesen  sind  sie  weit  n  ehr  wert  als 
jene,  weil  ein  erheblicher  Teil  von  ihnen  mit 
Familie  einwandert,  weil  die  tiberwiegende 
Mehrzahl  von  ihnen  dauernd  dort  bleibt,  wo  sie 
Arbeit  gefunden  hat,  und  ihren  Verdienst  auch 
dort  verzehrt. 

Von  den  1890  in  den  erlaubten  englischen 
Kolonieen  gezählten  Indiem  waren  204769 
Männer  und  200754  Frauen,  und  in  der  Periode 
1882—91  kehrten  zurück  von  Demarara  16507, 
während  dorthin  44970  auswanderten;  von 
Mauritius  15466  bei  einer  Einwanderung  von 
20288;  von  Natal  6273  bei  einer  solchen  von 
20946,  von  Westindien  9148  bei  29532,  von 
Fidschi  913  bei  9726. 

Die  chinesischen  Auswanderer  lüngegen 
sind  fast  nur  Männer,  wollen  ersparen  und  mit 
dem  Ersparten  in  ihr  Heimatland  zurückkehren. 
Die  Arbeitgeber  der  Ostindier  müssen  darauf 
bedacht  sein,  Leute  aus  der  gleichen  Kaste  zu 
engagieren.  Denn  wenn  auch  wohl  Kulis  aus 
verschiedener  Kaste  neben  einander  arbeiten,  so 
wollen  sie  doch  nie  mit  einander  wohnen  und 
essen.  Auch  bei  dem  indischen  kolonialen  Kuli- 
handel und  Transport  hatten  sich  früher  aller- 
lei Missstände  eingeschlichen,  die  wir  bei  den 
Chinesen  und  Kanaken  kennen  gelernt  haben, 
insbesondere  waren  die  Seeschifte  schlecht  ein- 
gerichtet und  die  Verpflegung  auf  der  Reise 
sehr  mangelhaft.  Von  einzelnen  Berichterstatteni 
wird  eine  Sterblichkeit  von  19  o/o  per  Reise  an- 
gegeben. Die  englische  Regierung  in  Indien 
überwacht  jetzt  in  Gemässheit  des  bereits  oben 
erwähnten  Gesetzes  von  1883  die  Kuliauswan- 
derung genau,  indem  für  die  Einwanderungs- 
länder besondere  Agenten  zur  fortgesetzten 
Berichterstattung  über  dieselben  angestellt  sind, 
femer  nur  Leute  mit  Konzession  Arbeiter  an- 
werben dürfen,  endlich  die  Kontrakte,  die  Ein- 
schiffung und  die  Seereise  bestimmten  Anfor- 
derungen genügen  müssen. 

5,  Die  Gesetzgebung  zu  Gunsten  der  K. 
Ausser  in  den  bereits  genannten  Ländern  ist 
der  Kulihandel  resp.  die  Arbeit  gesetzlich  ge- 
regelt in  den  älteren  französischen  Kolonieen, 
im'  Kongostaat  und  Deutsch-Ostafrika.  Für 
letzteres  Gebiet  sind  massgebend  die  Verord- 
nungen des  kais.  Gouverneurs  vom  24.  März 
1892  und  vom  26.  März  1896  und  die  Verfügung 
des  Reichskanzlers  vom  22.  April  1896,  welche 
auch  für  Togo  und  Kamerun  giltig  ist.  In 
Ostafrika  ist  die  Anwerbung  von  Arbeitern  zum 
Zwecke  der  Fortfühnmg  in  fremde  Gebiete  bei 
Strafe  verboten.  Die  ostasiatischen  Kulis  dür- 
fen nur  in  bestimmten  Häfen  gelandet  werden, 
wo  sie  ärztlich  untersucht  und  etwaige  Be- 
schwerden über  den  Transport  entgegengenommen 
werden.  Es  wird  ferner  festgestellt,  ob  die 
Einwanderer  Über  alle  Punkte  des  von  ihnen 
abgeschlossenen  Vertrages  unterrichtet  sind. 
Sollten  in  demselben  Bestimmungen  sein,  welche 
mit  den  bestehenden  Gesetzen  oder  den  For- 
derungen der  Humanität  nicht  vereinbar  sind, 
so  ist  die  Regierung  berechtigt,  eine  Abände- 
rung vorzunehmen.  Ausserdem  sind  genaue 
Bestimmungen  erlassen  über  den  Transport  von 
der  Küste  zum  Inneren,  über  die  Behandlung 
auf  den  Plantagen,  über  die  Art  der  dortigen 
Wohnungen,  über  zulässige  Lohnvorschüsse, 
endlich  über  den  Rücktransport  nach  Beendigung 
der  Arbeitsjahre.    Die  Nichtachtung   der  Vor- 


schriften seitens  der  Unternehmer  ist  strafhar. 
denen  andererseits  für  leichte  üebertrerTcie'3 
der  Arbeiter  eine  massige  Stra^walt  eit^r- 
räumt  ist.  Der  Kontraktbmch  seit^is  der  Ar- 
beiter ist  strafbar.  Die  letztere  Bestdnunnxj:. 
welche  in  allen  Kuligesetzgebuugen  xa.  ta^dfu 
ist,  hat  neuerdings  ein  Senatsbescnhiss  der  Ver- 
einigten Staaten  für  das  annektierte  Hawai 
aufgehoben.  Man  ist  der  Meinung,  dass  das*.* 
die  Kuliarbeit  für  diese  Inselgruppe  Überhang: 
beseitig  worden  sei. 

Seitdem  Deutschland  Kiau-tschou  erworhrz 
hat,  ist  seinen  tropischen  Kolonieen  die  Mr-j- 
lichkeit  gegeben,  sich  regelmässig  mit  chise-> 
sehen  i&beitem  zu  versorgen.  Bei  oDrt 
strengen  und  gegen  die  Kulis  wohlwolle&irs 
Handhabung  der  bestehenden  Gesetze  wird  €i&- 
temporäre  Einwanderung  grösseren  ümfaBrrs 
platzgreifen,  deren  wirtscLaf rlicher  Nutzen  nir  lt 
ausbleiben  wird. 

Litteratnr:  Vgl.  die  beim  Ah.  Chiue»ni./r^; 
oben  Bd.  III  S.  47148  angeführte  LitUi-^ts.-. 
Ausserdem:  The  Siatesman's  Vear  Bo^jk. 

1899.  —  Statement  cxkibiting  the  moral  a^  • 
materkU  progress  and  condition  of  India  dun.^; 
the  year  1891—1892  and  the  nine  prf.*ct(di^.^, 
years,  London,  herausg.  von  dem  Staatjfsrkr^u- 
für  Indien.  —  Deutsche  Kolonialzeitung,  iL»'''J— 

1900.  —  Export  1897,  3>.  2.  — •  La  mni-- 
d' oeuvre  aux  Coloniet.  DocumenU  ofnei' ■ ' 
stir  le  contrat  de  travaü  et  le  louage  rf'owrr-Kf 
aux  colonies ,  Paris  1895.  —  Hermann 
Gabriel,  Die  rechtliche  und  wirtsehaßUt^- 
Lage  der  Arbeiter  (Kulis)  auf  den  tropi^rhr^ 
Piantage7i  nach  Massgabe  der  in  NiederläudU"'^ 
Indien  bestehenden  Einrichtungen,  Jahrbuch  fUr 
internationalen  Vereinigung  für  rergl^ickf'-''' 
Rechtswissenschaft  und  VolksiüirtschafUdekrt,  M 
///,  1897.  —  Karl  von  Stengel,  Die  Arbfü^^- 
frage  in  den  Kolonieen,  ebendaselbst  Bd.  IV,  l^-^^- 

A,  SartorUis  von  WtUtershansen. 


Küstenschiffahrt 

s.  Schiffahrt. 


Künste. 

(Schutz   der  Werke   der  bildenden 
Künste    und    der    Photographieen.) 

1.  Begriff  und  Gegenstand  des  Urheber- 
rechts. 2.  Erlaubte  und  unerlaubte  Nachbildung. 
3.  Uebertragung  des  Urheberrechts.  4.  Dantr 
und  Sicherstellung  des  Urheberrechts.  Inter- 
nationaler Schutz.  5.  Schutz  der  Photographie. 
6.  Ausländisches  Recht. 

1.  Begriff  und  Gegenstand  des  Tf- 
heberrechts.  In  engem  Anschlüsse  an  die 
Entwickelung,  die  das  Verbot  des  Nachdrucks 
von  Scliriftwerken  im  neueren  Rechte  ge- 
nommen hat,  ist  die  Forderung  zur  Geltuug 
gelangt,  dass  auch  der  bildende  Künstler, 
der  Maler,  Zeichner,  Bildhauer,  gegen  Ver- 
vielfältigung seines  Werkes  zu  schützen  sei. 
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Ixx  Deutschland  ist  dieser  Schutz  durch  ein 
\  »esonderes  Reichsgesetz  vom  9.  Januar  1876 
vreregelt.     Das  dem  Künstler  hierdurch  bei- 
ixelegte    Urheberrecht   besteht  in  dem  aus- 
^cKliesslichen  Rechte,  das  Werk  ganz  oder 
lioilweise  nachzubilden ;  untersagt  ist  es,  das 
AVerk   ohne  •  Genehmigung  des  Berechtigten 
in  der  Absicht  der  Yerbreitung  nachzubilden 
<-><ler  eine  dem  Gesetze  zuwider  angefertigte 
!!N"achbildung  gewerbsmässig  feilzuhalten,  zu 
verkaufen  oder  in  sonstiger  Weise  zu  ver- 
t^reiten.     Wiewohl    das    Urheberrecht    dem 
Künstler  nicht  nur  die  wirtschaftliche  Aus- 
nutzung seines  Erzeugnisses  sichern,  sondern 
auch    sein    persönliches  Interesse   an   dem 
AVerke  gegen  Eingriffe  wahren  soll,  schützt 
ihn  das  Reichsgesetz  doch  weder  gegen  eine 
Fachbildung,  die  nicht  in  der  Absicht  der 
ATerbreitung   hergestellt  wird,   noch   gegen 
eine  unbefugte  Veröffentlichung  oder  Ver- 
breitung   des   Originalwerkes    selbst    oder 
einer  an  sich  rechtmässig  hergestellten  Nach- 
bildung.   Eine  andere  Frage  ist  es,  ob  nicht 
Handlungen,    die    hiemach    zulässig    sein 
Avürden,  nadi  dem  allgemeinen  bürgerlichen 
Rechte  sich  als  Eingriff  in  die  Rechtssphäre 
der  Persönlichkeit  darstellen.    Doch  ist  die 
Anfertigiuig  und  somit  auch  wohl  die  Ver- 
öffentlichung einer  Einzelkopie,    wenn   sie 
ohne   die  Absicht   der  Verwertung  erfolgt, 
in   dem  Gesetze  für  statthaft  erklärt-    nur 
ist   es  bei   Strafe  verboten,  auf  der  kopie 
den  Namen  oder  das  Monogramm  des  Künst- 
lers anzubringen. 

Ausgeschlossen    von    dem  Kunstschutze 
ist  die   Photographie   (siehe  unten  sub  5), 
weil  diese  nidit  zu  den  bildenden  Künsten 
gerechnet  wurde,  sowde  die  Baukunst,  ob- 
wohl man  sie  dazu  zählte.    Der  Architekt 
ist  gegen  die  mechanische  Vervielfältigung 
seiner  Pläne,   Zeichnungen   etc.  nach  dem 
Gesetze    betreffend    das    Urheberrecht    an 
Schriftwerken  vom  11.  Juni  1870  (§  43)  ge- 
schützt, sein  Bauwerk  aber  ist  gemeinfrei  für 
die   Abzeichnung    und    sonstige   Abbildung 
sowie  für  die  Nachalunung  mittelst  Bauens. 
Die  Werke   der   übrigen  bildenden  Künste 
gemessen    den    Urheberschutz,    und   zw^ar 
gleichviel,   ob   ihnen  Kunstwert    zukommt. 
Erforderlich  ist  nur,  dass  der  unmittelbare 
Zweck  des  Werkes  ein  ästhetischer,  die  Be- 
friedigung des  Kunstsinns,  ist,  womit  sich 
immerhin  ein  weiterer  Zweck,  z.  B.  der  der 
Reklame,  verbinden   mag.     Dient   dagegen 
das  Erzeugnis   seiner  Beschaffenheit  nach 
dem  praktischen  Grebrauche,  so  fällt  es  in 
das  Gebiet  der  Industrie  und  kann  nur  nach 
dem  Gesetze  betreffend  das  Urheberrecht  an 
Mustern  und  Modellen  vom  11.  Januar  1876 
Schutz  geniessen.    Hiermit  steht  die  Vor- 
schrift im  Zusammenhange,  dass  auch  einem 
Werke  der  bildenden  Künste,  wenn  es  mit 
Genehmigung  des  Urhebers  an  einem  ÄVerke 


der  Industrie,  der  Fabriken,  Handwerke  oder 
Manufakturen  nachgebildet  worden  ist,  gegen 
weitere  Nachbildungen  dieser  Art  nur  noch 
Musterschutz  zukommt.  —  Das  Urheberrecht 
entsteht  durch  das  künstlerische  Schaffen, 
also  nicht  diuxjh  das  blosse,  wenngleich 
rechtmässige  Kopieren  eines  Werkes,  d.  h. 
durch  dessen  Nachbildung  in  dem  gleichen 
Kunstverfahren.  Eine  völlige  Neuschöpfung 
verlangt  das  Gesetz  indessen  nicht:  die 
Nachbildimg  eines  geschützten  oder  gemein- 
freien Werkes  durch  ein  anderes  Kunstver- 
fahren giebt  ein  selbständiges  Urheberrecht 
an  dieser  Nachbildung,  sofern  sie  rechtmässig 
erfolgt  ist.  Das  gleiche  gilt  von  der  Nach- 
bildimg einer  photographischen  Aufnahme 
durch  ein  Werk  der  malenden,  zeichnenden, 
plastischen  Kunst. 

2.  Erlaubte  und  imerlanbte  Xachbil- 
dnng.  Verboten  ist  jede  Nachbildung,  mag 
sie  unmittelbar  oder  nur  mittelbar  nach  dem 
Originalwerke,  mag  sie  in  dem  gleichen  oder 
in  einem  anderen  Kunstverfahren  oder  durch 
Photographie  oder  auf  rein  mechanischem 
Wege  hergestellt  sein.  Dass  die  Nachbil- 
dung an  einem  Werke  der  Baukunst  oder 
der  Gewerbe  Verwendung  gefunden  hat, 
macht  sie  nicht  zu  einer  erlaubten.  Ande- 
rerseits soll  für  die  Neuschöpfung  auf  der 
Grundlage  des  Kunstw^erkes  eines  anderen 
Spielraum  bleiben.  Die  schwierige  Grenze 
wird  vom  Gesetz  nur  daliin  gezogen,  dass 
die  freie  Benutzung  eines  Werkes  zur  Her- 
vorbringung eines  neuen  Werkes  nicht  als 
Nachbildung  anzusehen  sei.  Dass  dieses 
neue  Werk  selbst  ein  Werk  der  bildenden 
Künste  sei,  wird  nicht  erfordert;  es  kann 
also  auch  in  das  Gebiet  der  Industrie  fallen. 
Wenn  eine  freie  Benutzung  dieser  Art  in 
der  blossen  Anwendung  eines  anderen  Kunst- 
verfahreus,  z.  B.  in  der  Herstellung  eines 
Kupferstiches  nach  einem  Gemälde,  im  all- 
gemeinen noch  nicht  zu  finden  ist,  so  erklärt 
das  Gesetz  doch  die  Nachbildung  eines 
Werkes  der  zeichnenden  oder  malenden 
Kunst  durch  die  plastische  Kunst  und  um- 
gekehrt ohne  weiteres  für  statthaft. 

Eine  andere  Unterscheidung  hat  das  Ge- 
setz für  die  Nachbildung  von  solchen  AVerken 
getroffen,  die  auf  oder  an  Strassen  oder 
öffentlichen  Plätzen  bleibend  sich  befinden. 
Derartige  Werke  sind  im  allgemeinen  ge- 
meinfrei, niu"  darf  die  Nachbildung  »nicht 
in  derselben  Kunstfoim«  erfolgen,  d.  h.  es 
rauss,  wie  das  Reichsgericht  (Entsch.  in 
Strafs.  Bd.  18  S.  36)  annimmt,  der  im  Ori- 
ginalkunstwerk enthaltene  Gedanke  in  we- 
sentlich verschiedener  Weise  seiner  äusseren 
Ei*scheinung  nach  zum  Ausdruck  gebracht 
sein.  Die  Nachbildung  derartiger  Werke 
durch  die  Photographie  ist,  da  diese  nicht 
als  Kunstform  betrachtet  wird,  gestattet. 
Zulässig  ist  es  endlich,  Nachbildungen  ein- 
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zelner  Werke,  tmter  Angabe  des  Urhebers  I  kann  fortdauern,  während  das  andere  dunA 
oder  der  benutzten  Quelle,  in  ein  Schriftwerk  |  Ablauf  der  Schutzfrist  erloschen    ist.     Hof 

der  Rechtsnachfolger  dagegen  das  Or%inal- 
werk  nur  auf  photographischem  AVe^re  na^rL- 
gebildet,  so  ist  er  auf  den  vom  Ürhi-b«^ 
abgeleiteten  Schutz  beschi-ankt.  An  ein^^m 
Rechte  aus  eigener  Person  gebricht  es  ihcL 


aufzunehmen,  wenn  dieses  als  die  Haupt- 
sache erscheint  die  Abbildungen  nur  zur 
Erläuterung  des  Textes  dienen. 

3.  Uebertragaiig  des  Urheberrechts. 

Das  Urheberrecht  überdauert  die  Lebenszeit 

des  Urhebers  und  geht  bei  dessen  Tode  auf  j  da  für  Photographieen  von  noch  geschützt« 


hat  an  dieser  Nachbildung  ein  Urheberrecht 
aus  eigener  Person  zu,  kraft  dessen  er 
Scliutz  gegon  jedwede  Nachbildung  seines 
Werkes  verlangen  kann.    Beide  Rechte  be- 


wegen des  Ortes  ihres  Erscheinens  als  in- 
ländische angeselien  werden.  Das  deutsche 
Gesetz  schützt  die  Werke  inländischer  Ur- 
heber, gleichviel  ob  und   wo  sie  veroffeut- 


die  Erben  oder  auf  denjenigen  über ,  dem  i  Werken  der  selbständige  Schutz  vei^sagt  i^t. 
es  diu*ch  Verfügung  von  Todes  wegen  zuge-  ]       Von  der  Uebertragung  des  UrIiel»en\N-*ht- 
wendet  ist    Es  kann   auch  durch  Vertrag  i  ist  die  blosse  Erlaubnis  zur  Nachbildung  zn 
beschränkt    oder    unbeschränkt    übertragen  |  imterscheiden.    Wer  ein  Werk  mit  Ziistim- 
werden.   In  der  Ueberlassung  des  Eigentiuus  '  mung  des   Urhebers  nachbildet,   ohne   tia-- 
an  dem  Original  werke  liegt  nicht  ohne  wei- !  ihm  das  ausscliliessliche  Recht  eingeräamt 
teres  die  Uebertragung  des  Nachbildungs-  j  ist,  kann  anderweite  Nachbildungen,    sei   f> 
rechts.      Niu*    bei    Poiiräts     und    Porträt- '  auch    in    demselben    Verfahren,    so     weiiii: 
büsten   geht   das  Recht   auf   den  Besteller  i  Dritten  wie  dem  Urheber  selbst  verwehreL. 
über ;    der   hiermit   bezweckte    Schutz    der  |  Nur    gegen    Nachbildungen    des    von    ilm; 
PersÖnliclikeit  vei-sagt.  wenn  der  Dargestellte  i  selbst  hergestellten  Werkes  erlangt  er  Schutz. 
ein  anderer  als  der  Besteller  oder  wenn  das  sofern    ihm    hieran    ein    Urheberrecht    au-       l 
Recht  des  Urhebers  erlosclien  ist.    Ob  da-  |  eigener  Pei-son  erwachsen  isi.     Dies  ist  der 
rüber  hinaus  ein  »Recht  am  eigenen  Bilde«  i  Fall,  wenn   er  das   Original    mittelst    ein- > 
nach  allgemeinem  bürgerlichen  Rechte   be- 1  anderen   Kunstverfahrens    nachgebildet    hat       | 
stellt,  ist  in  neuester  Zeit  ^'iel  erörtert  wor- '  oder  wenn  die  Voraussetzungen  des  MiishT- 
den.  —  Die  Uebertragung  hat  die  Wirkimg, !  Schutzes    vorliegen.      Die    photograpliLs.-h«:' 
dass  der  Rechtsnachfolger  nicht  nur  Nach-  i  Nachbildung  ist  in  einem  solchen  Falle  au^ 
bildimgen  vornehmen  darf,  sondern  auch  das  dem  vorher  angegebenen  Grunde  schiitzL^-. 
Untersagungsrecht    des     Urhebers    erlangt,  I       4.  Dauer  und  Sicherstellung  des  Ur- 
also  sowohl  diesem  wie  Dritten  gegenüber  |  heberrechts.      Internationaler     Sehnte 
selbständig  Schutz  gegen  Nachbildung  be- 1  Das  Urliel>errecht  wird  bis  zum  Ablauf  von 
Ansprüchen    kann.     Dies    gilt   insbesondere '  30  Jahren    nach   dem    Tode   des    Urhel>?r^ 
auch  beim  Verlagsvertnige.    Von  besonderer  \  geschützt,    wenn   der   Name   des   Urhel»ei^ 
Bedeutung   ist    die    Möglichkeit    einer    be- 1  vollstiUulig   oder  durch  kenntliche   Zeichen 
schränkten  Uebertragung  des  Urheberrechts : '  auf   dem   Werke    bei   der  Veröffentlich ud-' 
der  Urheber  kann   hierdiu-ch  sein  Recht  in !  angegeben  oder  binnen  30  Jaliren  von  dieser 
der  Bescliränkung  auf  eine  bestimmte  Art  i  an  zur  Eintragsrolle  angemeldet  ist.     Ande- 
der   Nachbildung,    z.  B.  behufs  Hci*stellung  renfalls  wird   das  Werk  30  Jahre  lang  von 
eines  Kupferstiches,  einer  IJthograpliie  oder  ;  der  Veröffentlichung   an   geschützt.      Wir! 
Photographie   narh   seinem   Gemälde,   ül)er-  \  das  Werk  erst  nach  dem  Tode  veröffentlicht, 
tragen.     Der  Verfertigei    der   Nac]ii)Udung  |  so  dauert  der  Schutz   30  Jalu-e  vc^m  Tai^- 
hat  in  diesem  Falle  ein  vom  Urheber  abge-  |  an.    Hinsichtlich  der  Rechtsfolgen  aus  einvr 
leitetes    Untersagungsrecht     diesem     sowie  !  Verletzung  des  Urheberrechts,  der  Entschä- 
Dritten  gegenüber  gegen  sonstige  Nachbil- 1  digung,  Bestrafung  und  Einziehung   sowie 
düngen  mittelst  desselben  Verfahi-ens.     Da  ]  <les    Verfahi-ens,    der  Verjähnmg    und    der 
andererseits  der  Urheber  Nachl)ildinigen  des  '  Eiutragsrolle,  worüber  die  Vorschriften  de> 
Original  Werkes  in  einem  anderen  Verfahren  |  (iesetzes    beti-effend    das    Urheberrecht   au 
sowohl  selbst  vornehmen   wie  auch  Dritten !  Schriftwerken   vom   11.  Juni   1870   für  an- 
gestatten darf,  da  also  insoweit  das  Urheber- 1  wendbar   erklärt   sind,    ist  auf  den  Artikel 
recht  beim  Urheber  verblieben  ist,  so  kann  I  Urheberrecht  zu  verweisen, 
der  Rechtsnachfolger  Nachbildungen    dieser  |       Das  Urheberrecht  ist  noch  nicht  in  dem 
Ali:  selbst  dann   nicht  verfolgen,   wenn  sie  |  Masse  zur  Geltung  gelangt,  dass  jedes  Werk 
ohne  Genehmigung  des  Urhebei^s  hergestellt  \  in  jedem  Kulturstaate  den  Schutz  des  (lor- 
sind.    Doch  ist  diese  Frage  vom  Reichsge-  |  tigen  Gesetzes  fände.     Ausser  in  Fi-ankreich 
rieht  anders  entschieden  worden  (Entsch.  in  i  und  Belgien  vdrd  überall,  von  der  G^gen- 
Strafs.  Bd.  14  S.  217).    Neben  jenem  abg-e-  I  seitigkeitsklausel  und  von  Verträgen  abge- 
leiteten Rechte  steht  dem  Rechtsnachfolger ;  sehen,  ein  Schutz   nur  für  Werke  gewährt. 
dann,    wenn    er   das  Origiualwerk    mittelst  i  die  wegen  der  Staatsangehörigkeit  oder  dea 
eines  anderen  Kunstverfahrens  nachgebildet   Wohnsitzes  ihrer  Urheber  oder  Verleger  oder 


^stehen  unabhängig  neben  einander;  das  eine  j  licht  sind,  daneben  die  Werke  von  Ausläu- 
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dem,  wenn  sie  bei  inlandischeu  Verlegern 
erscheinen.  Der  Schutz  ausländischer  Werke 
in  Deutschland  und  deutscher  Werke  im 
Auslande  wird  durch  Staatsverträge  geregelt. 
Insbesondere  besteht  zwischen  dem  Deut- 
schen Reiche  und  Belgien,  Frankreich, 
Grossbritannien,  Haiti,  Italien,  Luxemburg, 
Monaco,  Norwegen,  der  Schweiz,  Spanien, 
Tunis  nach  der  Berner  Uebereinkunit  vom 
5.  September  1887  (ergänzt  durch  die  Pa- 
riser Zusatzakte  und  Deklaration  vom 
4.  Mai  1896)  ein  Verband  zum  Schutze  von 
Werken  der  Litteratur  und  Kunst.  Die 
einem  Yerbandslande  angehörigen  Urheber 
geniessen  in  den  übrigen  Ländern  den 
Schutz  der  doi-tigen  Gesetze,  sofern  das 
Werk  innerhalb  des  Verbandes  oder  über- 
haupt noch  nicht  veröffentlicht  ist.  Der 
Schutz  ist  nur  von  den  im  Ui-sprungslaude 
vorgeschriebeneu  Bedingimgen  und  Förm- 
lichkeiten abhängig  und  dauert  nicht  länger 
als  im  üi*sprungslande.  Weitergehende 
Rechte,  die  durch  Sonderverträge  gewährt 
sind,  wenlen  durch  die  Uebei-einkunft  nicht 
berührt.  Solche  Verträge  bestehen  auf 
Seiten  Deutschlands  noch  mit  Frankreich 
(vom  19.  April  1883),  Belgien  (vom  12.  De- 
zember 1883)  und  Italien  (vom  20.  Juni  18S4). 
—  Mit  den  Vereinigten  Staaten  hat  das 
Deutsche  Reich  am  15.  Januar  1892  ein 
Abkommen  geschlossen,  das  den  beiderseiti- 
g(^n  Staatsangehörigen  volle  Gleichberechti- 
gung mit  den  Inländern  zusichert.  Das  Ver- 
hältnis zu  Oesterreich-Ungarn  soll  durch 
einen  am  30.  Dezember  181)9  unterzeichneten,  | 
aber  noch  nicht  ratifizierton  Vertrag  geregelt  | 
werden. 

6.  Schutz  der  Photographie.  Dieser  | 
ist  durch  ein  besonderes  R.G.  v.  10.  Januar 
1876  geregelt.  Das  Recht  zur  Nac'hbildiuig 
eines  Werkes,  das  durch  Photographie  oder 
ein  ähnliches  Verfahi-en  hergestellt  ist,  steht 
dem  Vei-fertiger  der  Aufnahme  zu;  nach 
dem  Berichte  der  Reichstagskommission  über 
den  Gesetzentwurf  soll  dies  der  Inhaber 
der  Anstalt  sein,  nach  dessen  Anweisung 
die  Arbeiten  ausgefübrt  werden.  Das  Recht 
ist  vererblich  und  veräusserlich.  Bei  Bild- 
nissen geht  es  auch  ohne  Vertrag  auf  den 
Besteller  über;  hieraus  folgt,  dass  ohne 
dessen  Zustimmung  der  Photograph  keine 
Nachbildung  zum  Zwecke  des  Aushangs 
herstellen  darf  (Entsch.  d.  Reichsg.  in 
Strafs.  Bd.  2  S.  246).  Stärker  als  bei 
Kunstwerken  macht  sicli  hier  die  Unzuläng- 
lichkeit dieser  Regelung  geltend,  da  längstens 
nach  10  Jahren  der  Besteller  schutzlos  wii-d. 
Der  Schutz  der  Photographie  dauert  näm- 
lich nur  5  Jahre  vom  Erscheinen  und,  wenn 
keine  Abbildung  erscheint,  von  der  Ent- 
stehung des  Negativs  an.  Der  Schutz  ist 
davon  abhängig,  dass  jede  Ablnldung  der 
Aufnahme   den   Namen   und   Wohnort   des 


Verfertigers  oder  Verlegers  und  das  Jahr 
des  Erscheinens  enthält.  Abweichend  vom 
Kunstschutz  erstreckt  sich  das  ausschliess- 
liche Recht  nur  auf  die  meclianische  Nach- 
bildung; eine  solche  mittelst  eines  Kunst- 
verfahrens, z.  B.  durch  Holzschnitt,  ist  also 
gestattet.  Zidässig  ist  hier  auch  die,  wenn- 
gleich mechanische,  Nachbildung  an  einem 
Werke  derlndustrie  etc.  —  Die  neueren  Staats- 
verträge gewähren  auch  den  Photographieen 
internationalen  Schutz. 

6«  Ausländisches  Recht.  In  0  est  er- 
reich (G.  V.  26.  Dezember  1895)  steht  dem 
Urheber  das  ausschliessliche  Becht  zu,  das 
Werk  zu  veröffentlichen,  nachzubilden  und 
Nachbildungen  zu  vertreiben.  Die  Eegeluug 
des  Schutzes  stimmt  im  alljaremeinen  mit  dem 
deutschen  Rechte  überein;  insbesondere  ist  die 
Nachbildung  eines  Werkes  der  malenden  und 
der  graphischen  Kunst  durch  die  plastische 
Kunst,  und  umgekehrt,  gestattet.  Wird  das 
Eigrentum  des  Werkes  übertragen,  so  ist  darin 
im  Zweifel  eine  Uebertragung  des  Urheberrechts 
nicht  zu  finden.  Der  Schutz  endigt  30  Jahre 
nach  dem  Tode;  erscheint  das  Werk  aber  erst 
in  den  letzten  10  Jahren,  so  dauert  er  noch  o 
Jahre  vom  Erscheinen  au.  Photographieen 
werden,  nachdem  sie  erschienen  sind,  10  Jahre 
lang  geschützt.  —  Das  ungarische  G.  v.  26. 
April  1884  enthält,  was  den  Schutz  der  bilden- 
den Künste  und  der  Photographie  betrifft,  fast 
die  gleichen  Vorschriften  wie  die  deutschen  Ge- 
setze. Nur  ist  die  Nachbildung  plastischer 
Werke  durch  die  zeichnende  und  malende  Kunst, 
und  umgekehrt,  nicht  freigegeben  und  die 
Schutzfrist  für  Werke  der  iCunst  ist  auf  50 
Jahre  nach  dem  Tode  ausgedehnt.  —  In  der 
Schweiz  (G.  v.  28.  April' 1883)  besteht  das 
Urheberrecht  an  Werken  der  Kunst  in  dem 
ausschlie.^i.s liehen  Bechte,  „diese  zu  vervielfäl- 
tigen bezw.  darzustellen**.  Gestattet  ist  die 
teilweise  Wiedergabe  in  einem  Werke  für  den 
Schulunterricht,  die  Nachbildung  der  bleibend 
auf  Strassen  oder  Plätzen  befindlichen  Werke 
in  anderer  Kunstform,  die  Aufnahme  oder  Aus- 
führung von  Plänen  oder  Zeichnungen  bereits 
hergestellter  Gebäude.  In  der  Veräusserung 
des  Werkes  wird  eine  Uebertragrung  des  Ver- 
vielfältignngsrechts  nur  bei  bestellten  Bildnissen 
und  bestellten  photographischen  Erzeugnissen 
gefunden.  Das  Urheberrecht  dauert  30  Jahre 
vom  Tode,  bei  nachgelassenen  Werken  von  der 
Veröffentlichung  an,  für  Photographieen  in  der 
Regel  5  Jahre.  Die  eben  genannten  Werke 
bedürfen  der  Einregist rierung  binnen  dreier 
Monate  nach  der  Veröffentlichung.  —  In 
Belgien  gewährt  das  G.  v.  22.  jlärz  188() 
dem  Urheber  das  ausschliessliche  Recht,  ein 
Werk  der  Kunst  zu  vervielfältigen,  in  welcher 
Art  lind  Form  es  sei.  Die  Ueberlassung  des 
Werkes  hat  die  des  Vervielfältigungsrechts 
nicht  zur  Folge;  Bildnisse  darf  ohne  Ge- 
nehmigung des  Darerestellten  oder  seiner  Rechts- 
nachfolger bis  zu  20  Jahren  nach  seinem  Tode 
niemand  vervielfältigen  oder  ausstellen.  Das 
Urheberrecht  dauert  50  Jahre  vom  Tode,  bei 
nachgelassenen  Werken  von  der  Veröffentlichung 
an.  —  In  Frankreich  spricht  das  grund- 
legende G.  V.  19.  Juli  1793  nur  von  einem  aus- 
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schliesslichen  Rechte  der  Maler  und  Zeichner. 
Die  herrschende  Ansicht  dehnt  den  Schutz  auf 
alle  Werke  der  bildenden  Ktinste,  anch  die  der 
Bankunst,  ans;  der  Schutz  der  Photojcfraphie 
ist  sehr  streitig.  Das  Recht  dauert  50  Jahre 
nach  dem  Tode;  bei  nachgelassenen  Werken 
bestimmt  sich  die  Schutzdaner  aus  der  Person 
des  Herausgebers.  Die  Praxis  erachtet  jedwede 
Nachbildung,  auch  in  anderer  Kunstform,  für 
unstatthaft.  Ob  bei  Veräusserung  des  Werkes 
auch  das  Vervielfaltiijungsrecht  übergeht,  ist 
streitig;  in  der  Praxis  wird  es  bejaht.  —  In 
Italien  (Dekret  vom  19.  September  1882)  hat 
der  Urheber  das  ausschliessliche  Recht,  das 
Werk  zu  veröffentlichen,  zu  vervielfältigen  und 
die  Vervielfältigungen  zu  veräussern.  Unter- 
sagt ist  auch  die  Ausführung  von  Kunstwerken 
nach  den  Entwürfen  eines  anderen.  Die  Nach- 
bildung mittelst  eines  abweichenden  Kunstver- 
fahrens, wie  z.  B.  der  Stich  nach  einem  Ge- 
mälde, wird  einer  Uebersetzung  gleichgeachtet 
und  ist  nur  10  Jahre  lang  von  der  Veröffent- 
lichung untersagt.  Im  allgemeinen  wird  das 
Urheberrecht  80  Jahre  lang  geschützt,  jedoch, 
nachdem  der  Urheber  gestorben  ist,  die  letzten 
40  Jahre  nur  in  der  Art,  dass,  wer  das  Werk 
vervielfältigen  will,  dem  Berechtigten  5  ®  o  vom 
Ladenpreise  jedes  Exemplars  zu  entrichten  hat. 
Der  Schutz  ist  von  einer  Deklaration  und  De- 
ponierung des  Werkes  abhängig.  In  der  Ver- 
äusserung des  Werkes  liegt  nicht  die  Ueber- 
lassung  des  Vervielfältigungsrechts,  ausser  bei 
einer  Form,  Kupferplatte  und  dergl.  —  In  E  n  g- 
land  bestehen  besondere  Gesetze  über  Stiche, 
Lithographieen  und  dergl.  (von  1735,  1766, 
1777  und  28.  Mai  1852),  über  Skulpturen  (vom 
18.  Mai  1814)  und  über  Gemälde,  Zeichnungen 
und  Photogra^hieen  (vom  29.  Juli  1862).  Der 
Schutz  des  Lrhebers  dauert  für  Werke  der 
ersten  Gattung  28  Jahre  von  der  Veröffent- 
lichung an,  für  die  zweite  Gattung  14  Jahre 
von  demselben  Zeitpunkte  an  uud,  wenn  der 
Urheber  alsdann  noch  lebt,  noch  weitere  14 
Jahre,  für  die  dritte  Gattung  7  Jahre  nach  dem 
Tode.  Voraussetzung  des  Schutzes  ist  für  Ge- 
mälde, Zeichnungen,  Photo^raphieen  die  Re- 
gistrierung des  Werkes  sowie  jeder  Abtretung 
des  Urheberrechts.  Bei  Gemälden  etc.  geht  der 
Verkäufer  des  Urheberrechts  verlustig,  wenn  es 
ihm  nicht  schriftlich  vorbehalten  ist.  Zur  Zeit 
wird  das  Urheberrecht  neu  geregelt.  Nach  dem 
neuen  Entwiirfe  soll  die  Frist  30  Jahre  vom 
Tode,  bei  Nachbildungen  und  bei  Photographieen 
von  der  Registrierung  an  betragen.  Die  Re- 
gistrierung soll  eingeschränkt  w^erden,   bei  der 


Veräusserung  des  Werkes  soll  das  Urheb«rrti  t 
dem  Künstler  verbleiben. 

In  den  Vereinigten  Staaten  t«!i 
Amerika  (G.  v.  8.  JuH  1870,  18.  Juni  In;, 
4.  März  1891)  ist  den  Urhebern  von  Werin 
der  bildenden  Künste  sowie  von  PhotograpLief-:! 
rVVerke  der  Baukunst  sind  nicht  mit  anfgeiLhrr 
das  ausschliessliche  Recht  für  28  Jahre  vond^r 
Registrierung  des  Werkes  an  beigrelegt:  dir«r 
Frist  kann  für  den  Urheber  selbst,  für  •];- 
Witwe  und  die  Kinder  durch  neue  RegTstrieroBc 
um  14  Jahre  verlängert  werden.  Voraussetzca^ 
des  Schutzes  ist  Registrierung  und  Deponienm? 
des  Werkes ;  handelt  es  sich  um  Photographieöi 
Chromos  oder  Lithographieen,  so  müssen  m- 
beiden  einzureichenden  Exemplare  von  ein-ri 
Vorrichtung  (Negativ,  Zeichnung  auf  Steiii  et 
abgebildet  sein,  die  in  den  Vereinigt-en  Staattja 
hergestellt  ist.  Die  Uebertragung  des  Urheber- 
recht« erfordert  schriftliche  Form  imd  mu<- 
um  gegen  dritte  R^chtserwerber  wirksam  zs 
sein,  registriert  werden. 

Litteratnr:  Allfeld,  ReicJisgeseU,  betreßi^MfJ  '^'^ 
Urheberrecht,  München  189S.  —  AnAer9,    ^-^- 
iräge  zur  Lehre  vom  Utterarischen  undartieti*^'^  ■ 
Urheberrecht,  Innsbrwrk  1881.  —  Copinger.  T^' 
law  oj  Copyright,  London,  S.  Ayfl.  189 J.  —  L' 
Droit  d'Auteur  (Zeitschrifi,  des  Bemer  Ve-rihMuti^*  > 
Bern  seit  1888.  —  Daude,    Urheberrecht,  M*^''- 
gart  1888.  —  Orüneirald,    Das    Urheben>rk 
auf  dem  Gebiete  der  bildenden  Kunst  und  Ph-  *- 
graphie,    Düsseldorf   1888.    —    fTouy,    Dt   « 
propriete  litteraire  et  artistique,  yancg  1S^*>.  — 
Klosterniann,    Das    Urheberrecht  an   :<chnfi- 
und    Künstle erken,    Berlin    1876.    —   Kohler, 
Das  Autorrecht,   Jena  1880.  —  Lyon^Caen  'i 
Del4ilain,  Lois  franraises  et  etrangeres  sur  U 
propr.    litt,    et    artist.,    Paris   1889.   Suppl^^ent 
1890—1896.  —  Mandry,   Das  Urheberreckt  t^ 
litterarischen     Erzeugnissen     und    Werken    dfr 
KiDist.     Ein  Kommentar  zum   kgl.  bayer.  G.  ••. 
JS.     VL    186.5,    Erlangen    1867.    —   PouiUet, 
Traite  thcorique  et  pratique  de  la  propr.  litt,  ^i 
artist.,  Paris,  2.  Auß.  1894.  —  Hauih,  The  hrf 
of  ariistic  Copyright,  London  1881.  —  Wächtrr, 
I)as    Urheberrecht    an    Werken     der    bildend^» 
Künste  etc.,  Stuttgart  1877. 
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Lampertico,  Fedele, 

Freund    Messedaglias    und    Anhänger     seiner 

Schule,  wurde    am    13.    VI.    1833   zu   Vicenza 

geboren.    Er  empfing  seinen  ersten  Unterricht 

m    seiner  Vaterstadt,    wo    der  Abbe   Giacomo 

Zanella  einer  seiner  Lehrer  war.  Im  Jahre  1855 

promoTierte  er  an  der  Universität  Padua  zum 

Doktor  der  Rechte.    Seit  1873  ist  er  Senator 

de.s  Könifi^reichs ;   femer  ist  er  Präsident  (zum 

vierten  Mal)  des  kgl.  Istituto  Veneto,  war 

mehrere    Jahre    Präsident    der    Accademia 

Olimpica  und  zweimal  Präsident  der  Depu- 

tazione  Veneta  di  storia  patria;  er  ist 

Mitglied  der  Accademia  de  nuovi  lincei 

in  Kom.    Lampertico  bekleidete  keine  ständige 

offizielle  Stellung  in  der  Verwaltung  des  Staates, 

aber  er  versieht  zahlreiche  Ehrenämter  in  der 

Lokal  Verwaltung  in  Vicenza,  wo  er  lebt   und 

nahm  grossen  Anteil  an  den  parlamentarischen 

discussioni  e  commissioni. 

Durch  seine  mannigfachen  Schriften  über 
Ortes,  über  Bergwerksgesetzgebung  etc.,  vor 
allem  aber  durch  seine  umfangreiche  ,,Economia 
dei  Popoli  e  degli  Stati"  (s.  u.)  hat  er,  wie 
Cossa  rahmend  hervorhebt,  „einen  unwiderleg- 
lichen Beweis  von  seinem  bedeutenden  analy- 
tischen Scharfsinn,  von  seiner  umfassenden  und 
irriludlichen  Gelehrsamkeit  sowie  von  seiner 
vollkommenen  Kenntnis  der  besseren  ita- 
lienischen und  fremdländischen  Werke"  geliefert. 
Auch  die  Ergebnisse  der  deutschen  Wissenschaft 
sind  von  Lampertico  allezeit  gebührend  berück- 
>ichtigt.  Als  Ferrara  (s.  d.)  im  Jahre  1874 
jregenüber  einem  grossen  Teil  der  National- 
ökonomen Italiens  den  Vorwurf  erhob,  dass  sie 
„Germanisten,  Sozialisten  und  Verderber  der 
italienischen  Jugend"  seien,  dawar  es  Lampertico, 
der  im  Verein  mit  anderen  den  ersten  volks- 
wirtschaftlichen Kongress  im  Januar  1875  nach 
Maüand  berief,  tun  Önentlich  die  Ansichten  derer 
darzulegen,  welche  nicht  blindlings  glauben, 
„dass  me  Wissenschaft  mit  Adam  Smith  und 
seinen  nicht  immer  glücklichen  Glossatoren  ge- 
boren und  begraben  sei".  Lampertico  besitzt 
eine  grosse  Fähigkeit,  natürliche  Gesetze  mathe- 
matisch auszudrücken. 


Von  seineu  staatswisseuschaftlichen  Schriften 
seien  die  folgenden  genannt:  La  Statistica  in 
Italia  prima  dell'  Acnenwaar,  Padova  1855.  — 
Giammaria  Ortes  e  la  scienza  economica  al  suo 
tempo,  Venezia  1865.  —  Della  statistica  come 
scienza  in  generale  e   di  Melchiorre  Gioia  in 

Sarticolare.  (In  den  „Atti  del  R.  Istituto  Veneto 
i  Scieuze,  lettere  ed  arti,  1870,71.)  Später  er- 
schien diese  Abhandlung  in  2.  Aufl.  besonders, 
Rom  1879.  —  Economia  dei  popoli  e  degli 
Stati,  Vol.  I— V,  Milano  1874—84.  —  La  legge 
di  abolizione  ed  affrancazione  delle  decime: 
studio,  Padova  1888. 

Vgl.  über  Lampertico:  Cossa:  Introdu- 
zione  äUo  studio  dell  Economia  politica,  3»  ediz., 
Milano  1892  (S.  522).  —  Derselbe,  Einleitung 
in  das  Studium  der  Wirtschaftslehre,  nach  der 
2.  Aufl.  übersetzt  von  Moormeister,  Freiburg  i.  Br. 
1880,  S.  196.  —  V.  Schullern-Schratten- 
hofen,  Die  theoretische  Nationalökonomie  Ita- 
liens in  neuester  Zeit,  Leipzig  1891.  —  S.  be- 
sonders Sebastian 0  Rumor,  Fedele  Lam- 
pertico, Studio  bibliographico,  Vicenza  1898. 

Red. 


Landeskreditkassen. 

1.  Deutschland.    2.  Das  Ausland. 

1.  Deutschland.  Unter  dem  Sammel- 
namen der  Landeskreditkassen  begi-eift  man 
die  staatlichen  und  provinziellen  (kommunal- 
ständischen) Bodenlo-editinstitute  in  Deutsch- 
land. Es  gehören  hierher  die  nachfolgenden 
Institute:  1.  das  herzogliche  Leihliaus  ia 
Braunschweig  (gegründet  1765),  2.  die  Boden- 
kreditanstalt in  Oldenburg  vom  14  Februar 
1883,  3.  die  Landeskreditanstalt  in  Hannover 
(Preussen)  vom  18.  Februar  1842,  4.  die 
Landeskreditkasse  in  Cassel  (Preussen)  vom 
23.  Juni  1832,  5.  die  Landesbank  in  Wies- 
baden (Preussen)  vom  22.  Januar  1840,  6.  die 
land ständische  Bank  des  königlich  sächsi- 
schen Markgraftums  Oberlausitz  in  Bautzen 

^^^°^  23.  August  ^^^*^^'  ^'  ^®  herzogliche 
Landesbank     in    Sachsen -Altenburg    (vom 

'31.  August  1792)    o     ,.     T      11^-.      .14. 

I  6  rTw^T — T3-1Ö»   8.  die  Landeskreditanstalt 
I  8.  Oktober  181S' 
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in  Sachsen-Golha  vom  23.  Dezember  1853,  j  Rudolstadt,  Sondersliaiisen ,  Hessen-Darni- 
0.  die  Landeskreditanstalt  in  Sachsen-Mei- 1  Stadt.  Für  Altenbnrg  ist  sie  zum  mindes^trH: 
ningen  vom  25.  August  1849,  10.  die  Landes- '  vom  Jahre  1818  an  unzweifelhaft,  iind  rV 
kreditkasse  in  Sachsen -Weimar  vom  17.  i  das  Leihhaus  in  Braunschweig  ist  s^ie  Ig 
November  1869,  11.  die  Landeskreditkasse  j  Jahre  1832  eingetreten.  Die  Haftbarkeit 
in  Schwarzburg-Rudolstadt  vom  1.  November  |  des  Landkreises  des  Mai'kgraftiinis  Ol'^r- 
1855,  12.  die  Landeskreditkasse  in  Sehwara- 1  lausitz  besteht  für  die  landstündisclie  Bank 
burg-Sondei-shausen  vom  9.  Juli  18S3,  13.  die  '  in  Bautzen.  Nach  der  im  Jahre  1S*>9  er- 
Landeskreditkasse  für  das  Grossherzogtum  |  folgten  Umgestaltung  der  Institute  in  Hau- 
Hessen  vom  15.  Oktober  1890,  14.  die  Landes-  i  nover,  Cassel  und  Wiesbaden  entfiel  für  d:e- 
bank  der  Rheiuprovinz  vom  23.  April  18SS  i  selben  die  staatliche  Haftbarkeit, 
mit  dem  Sitz  in  Düsseldorf,  15.  die  Landes- 1.  Für  Cassel  und  Wiesbaden  besteht  <!:♦ 
bank  der  Provinz  Westfalen  in  Münster  vom  j  Haftbarkeit  der  beti-effenden  Komiuiuialv^r- 
24.  Juni  1890  bezw.  vom  31.  Dezember  1894  ;  bände,  für  Hannover  besteht  die  Haftbark»-it 
an  dem  Tag,  von  dem  das  erete  Pri\'ileg  i  der  Pronnz,  auch  für  die  Landesbaiiken  «l-r 
für  die  Ausgabe  von  Schuldvei'sclireibungen  !  Rheini)ro\inz  und  der  Provinz  Westfrü-/: 
auf  den  Inhaber  datiert  ist.  !  liaften    die   bezüglichen  Provinzialverhän«k 

Die  drei  letztgenannten  Banken  unter- 1  Was  die  Verwaltungsorgane  der  siaat- 
scheiden  sich  von  den  anderen  hier  auf-  |  liehen  und  pro\'inziellen  Bodenkreditinstitiitr^ 
gezählten  Instituten  dadurch,  dass  sie  nicht  i  betrifft,  so  sind  folgende  Gesichtspuakto  zn 
Schuldverschreibungen  ihrer  Institute  emit-  |  unterscheiden  : 

tieren,  sondern  die  beiden  Landesbanken  j  1.  Die  Mitwirkung  der  höchsten  StaaB- 
erhalten  ihre  Betriebsmittel  vorzugsweise  behOrde  kann  entwe^ler  lediglich  vom  Stac«1- 
durch  Ausgabe  von  Provinzialschuldver- !  punkte  der  Aufsicht  aus  oder  direkt  ud. 
sclireibungen ,  die  Landeskreditkasse  im  i  aktiv  und  auch  hier  wieder  in  verschieden em 
Grossherzogtum  Hessen  durch  Ausgabe  von  ;  Umfange  erfolgen.  Es  ist  also  zu  uutei- 
Staatsschuldvei-schreibungen.  scheiden,    ob  eine  besondei-e  Behörde  iiiii 

Das  Königreich  Preussen  hat  in  seinen  |  iler  Verwaltung  der  Geschäfte  betraut  i>t 
Grenzen  bis  zum  Jahre  18G6,  mit  Ausnahme  i  oder  nicht.  Bei  den  Landeskreditkasse«  ii- 
des  luiter  besonderer  Konstellation  am  8.  Rudolstaclt  und  Sondei-sliausen  ^s-inl  flie 
Juli  1835  begründeten,  am  4.  Dezember  1S50  |  Kasse  von  einem  unmittelbar  unter  dr-ni 
aber  geschlossenen  Kreditinstituts  fih*  Schle-  i  Ministeiium  stehenden  Voi-stande  ver^'altet. 
sien  solche  Institute  nicht  besessen.  Die ;  In  Braunschweig  vertritt  das  herzogliche 
Landesbanken  für  die  Rheinprovinz  und  in '  Finanzkollegium,  Abteilung  fih*  Leilihaw^- 
Westfalen  sind  durch  eine  Erweiterung  der  I  Sachen,  die  Anstalt  in  allen  rechtlichen  un^l 
in  diesen  Provinzen  vorhandenen  Pix)\inzial- 1  administrativen  Beziehungen.  In  J.)ldenbur.r 
hilfskassen  entstanden.  Die  zweifelhafte  \  ist  die  Verwaltung  bis  auf  weiteres  «1er 
IVage,  ob  fih'  diese  Erweiterung  ein  Landes-  Direktion  der  Erspar ungska>sse  übertragen, 
gesetz  notwendig  sei ,  wurde  verneinend  j  2.  Die  staatliche  Oberaufsicht  wird  ent- 
entschieden. Auch  die  süddeutschen  Staaten  i  weder  vom  Gesamtministerium,  wie  in  Alttu- 
haben  bis  zur  Gründung  der  Landeskredit-  |  bürg,  oder  von  der  Fiuanzabteilung  des  IV- 
kasse  in  Hessen-Darmstadt  ein  derartiges  i  samtmi niste riums  ausgeübt,  so  in  Gotha,  ckIht 
Institut  nicht  geha))t.  Im  vormaligen  König-  |  von  dem  Depai-tcment  des  Innern,  z.  B.  ia 
rcich  Hannover  war  die  staatliche  Haftbar-  i  Weimar  vom  Staatsministerium ,  Abteiluni' 
keit  auf  den  Betrag  von  1 500  0i)0  Mark  be-  des  Innern  in  Meiuingen.  In  der  Reg»"' 
scluilnkt.  Innerhalb  des  Königreichs  Sachsen  |  haben  die  Institute  besonderc  Voi*stände,  ein 
ist  nur  für  das  Markgrafentum  Oberlausitz .  Direktorium, 
ein    eigenartiges    KreditiusHtut    entstanden.  >       8.   Auch  die  Mitwirkung  des  Laudtairs 

Die   Förderung   des  Bodenkredits  unter !  kann  bei  den  staatlichen  Instituten  sich  anf 
staathcher  Haftbarkeit   hat   wesentlich   der  1  die  Kontrolle  beschränken  oder  auf  die  Mit- 
Bankpolitik  der  kleineren  Staaten  in  Mittel- 
und  Nord  Westdeutschland  entsprochen.    Im 


wesentlichen  sind  es  die  dreissiger  Jahre, 
eine  Zeit  besonderer  Thätigkeit  auf  dem 
Gebiete  der  Agrargesetzgebung,  welche  zur 
eigenartigen  Organisation  der  Landeskredit- 
kassen  einen  lebhaften  Impuls  gaben.  Die 
Bankpolitik  des  preussischen  Staates  war  der 
Griuulung  staatlicher  Bodenkreditinstitute 
abgeneigt.  Die  staatliclie  Haftbarkeit  sofort 
im  Augenblicke  der  Gründung  bestand  bei 
den  Instituten  in  Oldenburg,  Hannover, 
Cassel,  Wiesbaden,  Gotlia,  Mei  ningen,  Weimar, 


leitung  ausdehnen.  Bei  der  landständischeii 
Bank  in  Bautzen  sind  die  Stände  des  Lin«i- 
kreises  die  oberste  Behörde,  vorbehaltlich 
der  Obei-aufsicht  der  Staatsregierung,  wekhe 
durch  einen  königlichen  Regierungskommissar 
ausgeübt  wird.  Für  die  Institute  in  Cas^l 
und  Weimar  sind  die  Kommunallandt^  il^ 
Kontrollorgane.  Die  Landeskreditanstalt  iii 
Hannover  soll  nach  den  Beschlüssen  des 
Provinziallandtages  ver\valtet  werden.  Für 
die  Landesbank  der  Rheinproviiiz  sowie  föi' 
die  Landesbank  der  Provinz  Westfalen  be- 
steht  zur   Leitung   und  Verwaltiuig  so^^'iö 
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Axisübung  der  fortlaufenden  Kontrolle  |  willigen.    Die  Landeskreditkasse  in  Darm« 

Stadt   gewählt:    neben   Boden-   und   Korpo- 


Ter  GeschäfTsführung  des  Direktors  ein 
Km-atorium.  Das  Kuratorium  ist  zusammen- 
cresotzt  aus  dem  Landeshauptmann  der  be- 
treffenden Provinz  und  dem  Direktor  der 
l.anclesl)ank  sowie  aus  fünf  vom  Provinzial- 
ansselii^ss  zu  wälilenden  Mitgliedern.  Die 
♦  »bere  Leitung  und  Verwaltung  der  Landes- 
>»aiik   verbleibt  dem  Pi-ovinzialausschuss. 

Der  geograpliische  Geschäftskreis  der  In- 
slitwte  ist  insofern  prineipmässig  festgestellt, 
als  die  Institute  nur  innerhalb  desjenigen 
Staates  oder  Staatsteils  Darlehen  gewähi-en, 
welcher  für  sie  haftet.  Jedoch  dürfen  die 
Altenburger  Landesbank  und  die  Bautzener 
T^ank  unter  gewissen  Voraussetzimgen  in 
ganz   Deutschland  Beleihungen  machen. 

Ueberaus  verschiedenartig  abgegrenzt  ist 
<lor  materielle  Geschäftskreis.  Die  Institute 
in  Hannover,  Cassel,  Wiesbaden,  Meiuingen, 
Rwdolstadt  sind  im  engen  Zusammenhange 
mit  der  Ablösungsgesetzgebung  entstanden. 
Die  Vermittelung  der  Gnmdentlastung  ist 
seit    dem   Jahre  1870  für  die  Institute  in 


rationskredit  auch  die  Geldmittel  zur  Aus-^ 
führuDg  von  Wiesen kulturen ,  Bachregu- 
lieningen,  Entwässerung  von  Gnindstäcken 
und  ftir  die  Zusammenlegung  von  Grund- 
stücken und  Anlage  von  Feldwegen,  Bie^ 
giebt  unter  ge>\'issen  Vorsichtsmassregeln 
auch  die  Gelder,  die  seitens  der  Gemeinden,, 
anderer  Korporationen,  Konsortien  und 
Privaten  zum  Schutze  gegen  üeberschwem- 
mung-en  und  zur  Drainienmg  oder  ander- 
weiten Entwässerung  von  grösseren  Flächen 
verw'endet  werden  sollen.  Sie  giebt  auch 
an  Kommunalverbände  und  Gemeinden  Dar- 
lehen zur  Bestreitung  von  Grunderwerbs- 
kosten, zum  Bau  von  Nebenbahnen,  für 
Grunderwerbs-  und  Baukosten  von  neuen 
Kreisstrassen  und  an  Gemeinden  Darlehen 
zur  Bestreitung  der  Kosten  der  Neuanlage 
von  Wasserleitungen. 

Die  Landesbanken  der  Rlieinprovinz  und 
der  Provinz  Westfalen  geben  auch  Lombard- 


>  UL    ..«111   ü^iir«  xom;  iur  u  «  ^"«^.i^ute  m  Darlehen  und  sie  gebei\  Dai-lehen  an  Kom- 
Hannover  und  Cassel  weggefallen.  Die  Alten-  i^^^^alverbände.  Civil-  und  Kirchengemeinden. 


Uir^er  Landesbank  ist  zi^leich  Land  reuten-  gemeinnützige  Anstalten,  Korpomtionen  und 

Kink       Die  Pflege   des  Kon^orationskredits  ^enossenscl^ften,  gewei-bliche  Unternehmer. 

ist    allen   Instituten    gememsam ,    wie    die-  ^^AMi^nh.  nnri  uLrU\nha  Omnrihodfvpr    Sip 
jemgre  des  Bodenkredits.  Nur  ländliche,  keine 


städtischen  Darlehen  gewährt  die  Landes- 
kreditanstalt in  Hannover.    Sie  hat  die  Ver- 


tädtische  und  ländliche  Grundbesitzer.  Sie 
unterstützen  die  Entwickelung  des  Klein- 
bahnwesens. 


pflichtung  zur  Annahme  gerichtlicher  Depo-  !  Die  Betriebsmittel  der  Institute  sind 
siten.  Das  Bankgeschäft  im  weitesten  Um-  |  entweder  eigene  Fonds  oder  ihnen  zugewie- 
iange  dürfen  betreiben  die  Institute  in  Alten-  sene  Fonds  bezw.  von  ihnen  aufgenommene 
biirg  und  Bautzen.  Das  Bautzener  Institut  Kapitalien.  Die  Aufnahme  von  Kapitalien 
ist  auch  Notenbank.  Die  Annahme  von  i  geschieht  insbesondere  durch  Ausgabe  von 
Depositen  ist  ausdrücklich  gestattet  den  In-  |  Schuld versclueibungen,  Obligationen,  Schuld- 
stituten in  Braunschweig,  Bautzen,  Gotha,  j  scheinen ,  Pfandbriefen.  Die  Schuldver- 
Meiningen,  in  Rudolstadt,  den  Landesbanken  sdu-eibungen  sind  entweder  kündbar  oder- 
in Düsseldorf  und  Münster.  unkündbar.  Die  I^andeskreditanstalt  in 
Die  Landeskreditanstalt  in  Meiningen  ist  \  Hannover  hat  von  jeher  nur  kündbare 
jetzt  Hinterlegungsstelle  für  das  ganze  Land,  j  Schuldverschreibungen  ausgegeben.  Das  Sys- 
Sie  gewährt  auch  Darlehen  zur  Bestreitung  tem   kündbarer   Schuldverschreibungen    be- 


«ler  gemeinschaftlichen  Kosten  der  Zusammen- 
If'gung  der  Grundstücke  sowie  an  Grund- 
stücksmeliorationsverbände.    Die   Kasse   in 


steht  auch  für  die  Institute  in  Oldenburg, 
Gotha,  kündbare  und  unkündbare  Schuld- 
verschreibungen  emittieren  die  Institute  in 


Weimar  kann    zur   Förderung   der   Boden-  Altenburg,    Braunschweig,    Bautzen.      Nur 


knltur,  besonders  Entwässerungs-  und  Be- 
wässeningsanlagen ,     Urbarmachungen     im 


unkündbare,   verlosbare  Schuldverschreibun- 
gen emittieren  die  Institute  in  Cassel,  Mei- 


Grossherzogtum  gelegener  Grundstücke  bis '  ningou,  Rudolstadt,  Sonderehausen,  Wies- 
zu  einer  halben  Million  zu  2i;2^/o  Zinsen  1  baden.  Die  Yerlosbarkeit  ist  nach  neuerer 
und  mit  2^  2  ®/o  anfänglicher  Tilgung  aus-  Praxis  bei  einzelnen  Instituten  für  einen 
leihen.  Die  Landeskreditkasse  in  Cassel  bestimmten  Zeitraum  ausgeschlossen.  Die 
kann  gemäss  dem  G.  v.  5.  Juli  1890  an  Schuldverschreibungen  in  Weimar  sind  nicht 
Nolche  Kreise  und  Gemeinden  des  Regierungs-  verlosbar,  aber  kündbar  seitens  der  Anstalt. 
l>ezirks,  deren  Haushalt  dazu  die  geeignete '  Es  besteht  bei  Weiraai-  auch  wie  bei  einzel 
Gnindlage  bietet,  sowie  an  öffentliche,  zur  nen  anderen  Instituten  die  Möglichkeit  des 


Entwässerung  und  Bewässerung  von  Grund 
stücken  innerhalb  des  Regierungsbezirks  ge- 
hUdete  Genossenschaften  im  Sinne  des  G. 
T.  1.  April  1879,  betreffend  die  Bildung  von 


freihändigen  Rückkaufs  der  Obligationen.. 
Die  Landesbanken  in  Düsseldorf  und  Münster 
emittieren  auf  den  Inhaber  lautende  Anleihe- 
scheine  der   betreffenden   Provinz,  bei  der 


Wassergenossenschaften ,     auch    ohne    Be- '  Darm  Städter      Landeskreditkasse       werden 
fstollung  einer  Specialhypothek  Darlehen  be- 1  Staatsschuldverschreibungen  begeben.     Alle 
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Schuldverschreibungen  haben  pupillarische 
Qualität. 

Das  Princip,  dass  man  keinen  anderen 
Kredit  gewähre,  als  man  ihn  selbst  hat,  ist 
bei  den  Instituten  im  allgemeinen  noch  nicht 
durchgeführt. 

Das  Princip  der  Zwangsamortisation  be- 
steht bei  den  Instituten  in  Braunschweig, 
Hannover,  Cassel,  Oldenburg,  Gotha,  Weimar, 
Sondershausen,  Darmstadt,  als  Regel  auch 
in  Meiningen. 

Der  niedrigste  Betrag  der  Amortisations- 
quoten variiert. 

Nicht  bei  allen  Instituten  besteht  das 
Princip,  dass  der  einmal  vereinbarte  Zins- 
fiiss  unabänderlich  für  die  Darlehensdauer 
sei.  Es  giebt  also  Institute  mit  veränder- 
lichem Zinsf  usse.  Am  eigentümlichsten  durch- 
gebildet ist  dies  bei  der  Landeskreditanstalt 
m  Hannover. 

Die  meisten  Institute  haben  das  System 
des  Bardarlehens.  Alle  Institute,  mit  Aus- 
nahme desjenigen  in  Hannover,  gewäh- 
ren ländliche  und  städtische  Darlehen.  Bei 
vielen  sind  die  kleinereu  Darlehen  bevorzugt 
vor  den  grösseren.  Meist  ist  der  Minimal- 
betrag der  Darlehen  fixiert.  Für  die  Regel 
wird  die  Hälfte  des  Wertes  der  Pfand- 
objekte als  Darlehen  gegeben,  üeber  die 
Ermittelung  des  Wertes  der  zu  verpfändenden 
Objekte  finden  sich  mehrfach  gesetzliche 
und  verordnungsmässige  Bestimmungen.  Die 
Darlehen  sollen  zur  ersten  Stelle  gegeben 
werden.  Ausnahmen  sind  vorgesehen  für 
die  Institute  in  Altenburg,  Hannover,  Son- 
dershausen, Gotha,  Oldenburg.  Der  Zinsf uss 
für  Aktiv-  und  Passivkapitalien  ist  dem  Er- 
messen der  Verwaltungsbehörde  anheim- 
gegeben, jedoch  mehrfach  mit  beschränken- 
den Bestimmungen,  dass  und  welche  Diffe- 
renz zwischen  Aktiv-  und  Passivzins  vor- 
handen sein  muss.  In  Hessen-Darmstadt 
und  Sondershausen  wiixi  die  Höhe  des  Zins- 
fusses  für  zu  gewährende  Darlehen  durch 
Landesgesetz  festgesetzt.  Die  Bestimmungen 
über  Verwendimg  der  erzielten  Ueberschüsse 
sind  verschiedenartig.  Von  den  ausgedehnten 
Rechts-  und  sonstigen  Privilegien  der  In- 
stitute sind  manche  mfolge  der  Reichsgesetz- 
gebung in  Wegfall  gekommen,  doch  be- 
stehen noch  erhebliehe  Privilegien  bei  ein- 
zelnen Instituten  in  Kraft  (administi-ative 
Exekutionsbefugnis,  Stempelfreiheit). 

Die  staatliehen  und  pro\inziellen  Boden- 
kreditinstitute sind  nahezu  ausnahmslos  in 
solchen  Staaten  oder  Landesteilen  ins  Leben 
getreten,  in  welchen  zur  betreffenden  Zeit 
bankmässige  Organisationen  zur  Pflege  des 
Bodenkredits,  insbesondere  für  den  mittleren 
und  kleineren  Grundbesitz,  nicht  bestanden. 
Sie  haben  dort  allen  Katagorieen  von  Grund- 
besitzern berufsmässig,  innerhalb  der  statu- 


tarischen und  reglementarischen  Gineßzec 
einen  bankmässig  organisierten  Bodenkr&iit 
gewährt.  Sie  haben  den  thatsächlicheo  Be- 
weis erbracht,  dass  es  möglich  sei,  dnrch 
geeignete  Organisation  innerhalb  eines  und 
desselben  Institutes  für  alle  Kategorieen  vto 
Grundbesitzern  Fürsorge  zu  treffen,  insl^ 
sondere  aber  dem  mittleren  und  kleineren 
Grundbesitz,  trotz  seiner  Zersplittening-  un-i 
bei  aller  Mannigfaltigkeit  der  Gesetzgebont:. 
dem  Hausbesitzer  in  mittleren  imd  kleioen^n 
Städten,  den  öffentlichen  Korporationen  jeta- 
Art  die  erforderlichen  Kapitalien  zngängrlict 
zu  machen ;  auf  diesem  Gebiete  sind  sie  fJie 
Lehrmeister  gewesen.  Das  entscheidende  Ver- 
dienst der  Institute  Lst  ein  organisatorisehesw 
Sie  haben  die  Methode  und  Technik  für  die 
Gew^irung  von  Massendarlehen  an  aik 
Kategorieen  des  Grundbesitzes  heraiisgebiJd#^r, 
Die  Möglichkeit  der  Anwendung  dersellieB^ 
Methode  und  Technik  seitens  anders  organi- 
sierter Institute  ist  imzweifelhaft  und  duret 
die  Praxis  nachgewiesen. 

Alle  Landeskreditkassen  mit  Einsc-Jilus^ 
der  Landesbanken  hatten  Ende  1897  98  Dar- 
lehen ausgeliehen  im  Betrag  von  774  827  Cm  ♦ 
Mark.  Danmter  befanden  sich  Korporations- 
darlehen im  Gesamtbetrage  von  229  380  WJ 
Mark.  Die  grösste  Anzahl  von  Korporalions- 
darlehen hat  die  Landesbank  in  Düsseldorf 
mit  79903000  Mai-k  (wozu  15903000  Mark 
für  Kleinbahnen  liinzugerechnet  werden 
können),  die  Landeskreditanstalt  in  Hannover 
mit  66941000  Mai'k,  die  Landesbank  der 
Previnz  Westfalen  mit  3340500U  Mark,  <lie 
Landständische  Bank  des  Markgrafentums 
Oberlausitz  mit  14287  000  Mark. 

Die  Institute  hatten  Obligationen  im  Ver- 
kehr im  Gesamtbetrag  von  662321000  Mark. 
Von  den  Obligationen  sind  zu  3^2**/o  ver- 
zinslich 423  459  000 Mark,  zu 3i.  i^/o  87  011  i0^ 
Mark,  zu  3  ^lo  67  627  000  Mark.  Die  andereü 
emittierten  Obligationen  sind  verschieden- 
artig verzinslich.  Die  Institute  hatten  End»* 
1897/98  Depositen  im  Betrag  von  105904lK)(> 
Mai'k  und  andere  verzinsliche  Forderungeu 
im  Betrag  von  22507  000  Mark. 

2.  Das  Ausland.  Der  Grundgedanke  für 
die  Organisation  unserer  deutschen  Lande|>- 
kreditkassen  mag  vorbildlich  auch  für  die 
Entstehung  von  staatlichen  Bodenkredit- 
instituten in  anderen  europäischen  Ländern 
gewesen  sein. 

Im  Jahre  1846  entstand  die  Hypothekar- 
kasse des  Kantons  Bern  mit  staatlicher  Haft- 
bai'keit,  und  in  einer  Reihe  anderer  Kantone 
hat  man  das  von  Bern  gegebene  BeiispieJ 
nachgeahmt.  Es  gehören  hierher :  Die  Caisse 
hypothecaire  du  canton  de  Geneve  (1848). 
die  Aargauische  Bank  (1854),  die  Baselland- 
schaftliche Kantonalbank  (1864),  die  St. 
Gallische  Kantonalbank  (1867),  die  Züricher 
Kantonalbank  (1869),  die  Thurgauische  (1870), 
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die  banque  cantooale  Neuchateloise  (1882), 
die  Solüthurner  Kaatonalbank  (1885). 

Der  UmfaQg  der  staatlichen  Haftbarkeit 
ist  bei  diesen  Instituten  nicht  überein- 
stimmend derselbe.  Die  Grundsätze,  nach 
denen  die  Institute  organisiert  sind  und  ver- 
waltet werden,  sind  keineswe^  irgendwie 
übereinstimmend,  namentlich  ist  auch  der 
Geschäftskreis  verschiedenartig  begrenzt. 
Ueberhaupt  findet  auf  sie  der  Begriff  des 
Bodenkreditinstituts  in  dem  Sinn  von  Pfcind- 
briefinstituten  keine  Anwendung.  Sie  sind 
Institute,  die  vorzugsweise  oder  doch  in 
einem  sehr  erheblichen  Umfang  Hypotheken- 
darlehen geben  und  Obligationen  emittieren, 
aber  diese  Obligationen  tragen  nicht  den 
Charakter  von  Pfandbriefen.  Man  kann  bei 
einzelnen  zweifelhaft  sein,  ob  sie  nicht  unter 
die  Kategorie  der  Sparkassen  oder  Depositen- 
banken zu  rubrizieren  seien.  Die  9  genannten 
Institute  hatten  Ende  1898  Hypotheken  im 
Gesamtbetrage  von  537  Millionen  Frcs.,  und 
der  Umlauf  an  Obligationen  stellte  sich  auf 
348  Millionen  Frcs. 

Im  Jahre  1851  entstand  als  Staatsinstitut 
die  Hypothekenbank  des  Königreichs  Nor- 
wegen in  Christiauia.  Die  Bank  besitzt 
einen  Grundfonds,  der  zur  Sicherheit  für  Er- 
füllung ihrer  Verpflichtungen  dient.  Dieser 
Grundfonds  gehört  dem  Staat,  doch  kann 
dessen  Zurückzahlimg  vom  Staat  nicht  früher 
verlangt  werden,  als  bis  die  Bank  aufgelöst 
und  ihren  Verpflichtungen  nachgekommen 
ist.  Die  Haftbarkeit  des  Staates  ist  sonach 
ziffermässig  begrenzt.  Ende  1898  betrug 
der  Grundfonds:  15  Millionen  Kr.,  die  Bank 
hatte  Hypotheken  im  Betrag  von  122824249 
Kr.  und  sie  hatte  119493200  Kr.  emittiert. 

Im  Jahre  1861  entstand  auf  eigenartiger 
Grund^ge  als  Staatsinstitut  die  Königliche 
Schwedische  Reichshypothekenbank  in  Stock- 
holm. Sie  hat  derzeit  einen  Grundfonds  von 
30  Millionen  Kr.,  welcher  vom  Staat  ihr 
übergeben  worden  ist.  Mit  dieser  Summe 
ist  die  staatliche  Haftbarkeit  begrenzt.  Sie 
hatte  Ende  1898  einen  Hypothekenbestand 
von  358553415  Kr.  (mit  Einschluss  der 
Amortisationsguthaben  im  Betrage  von 
68411 144  Kr.)  und  einen  Obligationenumlauf 
von  294374066  Ki-. 

In  Serbien  wurde  im  Jahre  1862  die 
serbische  staatliche  Bodenkreditanstalt,Uprava 
Fondava,  begründet,  die  sich  nicht  in  wün- 
schenswerter Weise  entwickelte. 

Die  Reihe  der  in  den  österreichischen 
Staaten  begründeten  Bodenki^editinstitute 
(Landeshj'pothekenbanken  und  Landesbanken) 
eröffnet  die  Hypothekenbank  des  Königreichs 
Böhmen  in  Prag  (begründet  im  Jahre  1865). 
Für  die  von  der  Bank  eingegangenen  Ver- 
pflichtungen haftet  das  Königreich  Böhmen 
mit  seinem  Landes-  und  Domestikalfonds.  Es 
folgte    1866/67    die    Gründung    der    öster- 


reichisch-schlesischen  Bodenki-editanstalt  in 
Troppau.  Für  sie  haftet  das  Herzogtum 
Schlesien  mit  seinem  Landes-  und  Domestikal- 
fonds. Im  Jahre  1876  entstand  in  Brunn  die 
Hypothekenbank  der  Markgrafschaft  Mähren. 
In  letzter  Reihe  haftet  auch  für  diese  die 
Markgrafschaft  mit  ihrem  Domestikal-  und 
Landesfonds.  Die  Landesvertretimg  Istriens 
hat  für  dieses  Kix)nland  im  Jahre  1881  die 
Bodenkreditanstalt  für  die  Markgrafschaft 
Istrien  in  Parenzo  hergestellt:  Istituto  di 
credito  fondiaiio  del  Margraviato  d'Istria. 
Auch  hier  haftet  das  Land  Istrien  mit  seinem 
Landesfonds. 

Bei  der  »Landesbank  des  Königreichs 
Galizien  und  Ladomerien  mit  dem  Gross- 
herzogtum Krakau«  in  Lemberg  (entstanden 
1882)  »büi-gt  das  Land  für  die  Einhaltung 
der  aus  der  Emission  von  Pfandbriefen  sich 
ergebenden  Verpfüchtungen«.  Für  die  staat- 
liche Bodenkreditanstalt  des  Königreichs 
Dalmatien  in  Zadar  (1892)  haftet  das  König- 
reich mit  seinem  »Landesfonds«.  Für  die 
Niederösterreichische  Landeshypothekenan- 
stalt in  Wien  (1889),  füi-  die  Oberöster- 
reichische Landeshypothekenanstalt  mit  dem 
Sitz  in  Linz  (1890),  für  die  Kämtnerische 
Landeshypothekenanstalt  in  Klagenfurt  (1895), 
für  die  Hj^pothekenbank  des  Landes  Vorarl- 
berg in  firegenz  (1898)  haften  je  die  be- 
treffenden Länder:  also  Niederösterreich, 
Oberösterreich,  Kärnten.  S.  auch  Dr.  Schiff, 
Zur  Frage  der  Organisation  des  landwirt- 
schaftlichen Kredits  in  Deutschland  und 
Oesterreich,  Leipzig  1892,  S.  139  ff.  Albin 
ßnif.  Der  landwirtschaftliche  Hypothekar- 
kredit in  Oesterreich  wähi-end  der  letzten 
50  Jahre,  Wien  1899  (Moritz  Perles). 

Die  Gesamtsumme  der  von  den  aufge- 
zählten Österreichischen  staatlichen  Boden- 
kreditinstituten ausgezahlten  H\T)otheken  be- 
trug Ende  1898  643059136  Kr.  Die  Boden- 
kreditanstaJt  des  Königreichs  Dalmatien  hat 
erst  am  1.  Juli  1898  ihre  Thätigkeit  be- 
gonnen, die  Hypothekenbank  des  Landes 
Vorarlberg  erst  mit  Januar  1899. 

Russland  hat  als  staatliche  Bodenkredit- 
institute die  1883  begründete  Bauernagrar- 
bank und  die  seit  1885  bestehende  Reichs- 
Adels-Agrarbank,  an  die  als  besondere  Ab- 
teilung seit  1890  die  frühere  Gesellschaft 
des  gegenseitigen  Bodenkredits  angegliedert 
ist.  Sie  hatten  zusammen  Ende  1898 
706628000  Rubel  Hypotheken  ausgezahlt  und 
493106000  Rubel  Pfandbriefe  im  Umlauf. 

Die  Bulgarische  Nationalbank  in  Sofia, 
begründet  1885,  ist  ein  Staatsinstitut  mit 
einem  vom  Staat  gewährten  Grundfonds  von 
10  Millionen  Frcs.  Der  Reservefonds  betrug 
Ende  1898  3333000  Frcs.  AVenn  der  Re- 
servefonds zur  Deckung  der  Verluste  unzu- 
reichend ist,  so  rekonstruiert  die  Staatskasse 
das  Kapital,   indem   es   dasselbe  auf  seine 


448 


Landeskreditkassen — Landeskiiltur-Rentenbanken 


ursprüngliche  Höhe  wieder  bringt.«  Die 
Bank  hatte  Ende  1898  Hypotheken  im  Be- 
trag von  30995(X)0  Frcs.  und  Hypothekai-- 
obligationen  in  Umlauf  im  Betrag  von 
187U8000  Fres. 

Die  staatliche  Hypothekenanstalt  für  das 
Königreich  Serbien  wurde  durch  Gesetz  vom 
8.  Juli  1898  a.  St.  reorganisiert  Die  Bank 
hatte  Ende  1899  einen  Darlehensbestand  von 
Din.  29543035,30.  Die  in  Umlauf  be- 
findlichen Pfandbriefe  beziffern  sieh  auf 
9795500  Frcs. 

Litteratlir:  Felix  Hecht,  Die  Organisation  des 
Bodenkredits  in  Deutschland,  I.  Abt. :  Die  staat- 
lichen und  pwrimiellen  Bodenkreditinstitute  in 
Deutschland.  1.  Bd.:  Enttcickelnngsgeschichte 
und  Statistik.  2.  Bd. :  Die  organischen  Satzungen, 
Leipzig  1891.  —  Die  Entwickelmigsgeschichte 
und  die  organischen  Satzungen  dieser  Institute 
seit  1890  befinden  sich  in  dem  Werk  von  Felix 
Hecht,  Der  eurojx'iische  Bodenkredit,  1.  Bd., 
2.  und  S.  Teil,  Leipzig  1900.  —  In  den  folgen- 
den Bänden  dieses  Werkes  wird  die  Entwickelung 
und  Organisation  des  Bodenkredits  im  Ausland, 
also  auch  die  Organisation  der  staatlichen  und 
provinziellen  Bodenkreditinstitute  eingehend  dar- 
gestellt. —  S.  auch  Buchenherger,  Agrarwesen 
und  Aprarpolilik,  2.  Bd.,  1893,  S.  158 ff.  — 
Herselbe,  Gmndzilge  der  deutschen  Agrar- 
politik, 2.  Auß.,  1899,  S.  120. 

Felix  Hecht, 


Landesknltnr-Rentenbanken. 

I.  Die  Grundlagen  der  Gesetz- 
gebung, n.  Die  Einrichtung  der 
L.-R.  im  einzelnen.  1.  Die  Zwecke,  deren 
Förderung  die  L.-R.  dienen.  2.  Die  Grenze 
der  Kreditgewährung.  3.  Die  sonstigen  Be- 
dingungen der  Kreditgewähning.  4.  Die  Kon- 
trolle über  die  zweckentsprechende  Verwendung 
der  Gelder  und  die  Unterhaltung  der  ausge- 
führten Anlagen.  IIL  Erfolge  und  Be- 
urteilung der  L.-R. 

I.  Die  Gmndla^en  der  Gesetzgebung. 

Landeskultur-Rentenbanken  sind  öffent- 
liche Anstalten,  welche  Grundbesitzern.  Ge- 
nossenschaften und  Gemeinden  die  zur  Aus- 
führung von  Boden meliorationen  erforder- 
lichen 5littel  darlehensweise  gewähren.  Der 
Begriff  der  Bodennieliorationen  ist  hier  im 
w^ei testen  Sinne  zu  nehmen.  Solche  An- 
stalten sind  zuerst  in  Sachsen  (1861),  dann 
in  Preussen,  Hessen  und  Bayern  geschaffen 
worden.  Der  Grund  dieser  Gesetzgebung 
liegt  in  folgenden  Erwägungen. 

Die  Ertragsfähigkeit  des  Grund  und 
Bodens,  mit  welcher  die  wichtigsten  Staats- 
interessen verknüpft  sind,  ist  in  Deutsclüjind 
fast  überall  noch  der  erheblichsten  Steige- 
rung fällig.    Besonders  gilt  dies,  der  Grösse 


des  Gebietes  entsprechend,  von  PrefKNer- 
Ein  im  Jahre  1868  erschienener  Artikel  i-^ 
»Neuen  Landwirtschaftlichen  Zeitung*-  ^ä'*- 
gedruckt  bei  Schober,  Landeskultur-Rent-L- 
banken  S.  8 — 12),  welcher  auf  die  Gesetz- 
gebung nicht  ohne  Einfluss  geblieben  i^?, 
Ijerechnete  allein  den  durch  die  Drainag**  iii 
Preussen  zu  erzielenden  Mehrertrag  ai 
177  Mill.  Thlr.  jährlich.  Entzieht  sich  ai.Ji 
diese  Schätzung  einer  näheren  Prüfung.  ?• 
ist  es  doch  Thatsache,  dass  ungeachtet  (]tf 
sehr  umfangreichen,  seit  1868  ausgeführte. 
Drainagen  immer  noch  w^eite  Gebiete  veg^a 
vorhandener  stockender  Nässe  dieser  in 
ihrer  Wirkung  sichersten  Melioration  >►:- 
dürftig  sind. 

Amtliche  Erhebungen  in  dieser  Richtiuij 
liegen  z.  B.  aus  dem  Regierungsbezirk  « »p{»elQ 
vor.     Hier  wurde  anlässlich  des  IS-^^y  sAd- 
getretenen  Notstandes  die  Grösse  des  drainaev^- 
bedürftigen  Gebietes  in   den  Kreisen  Ple^N 
Rybnik,  Lublinitz,  Ratibor,  Tost-Gleiwitz  ad 
46  788  ha  (darunter  10  806  ha  Domanialbesitzi. 
also  über  8  Quadi-atmeilen  ermittelt    y*-/! 
Erlass  des  Notstandsg.  v.  23.  Februar  In^I 
sind     in     diesem     räumlich     beschrankt>D 
Distrikte  bis  Ende  1898  mit  staatlicher  Hib^ 
ausgeführt  oder  zur  Ausführung  vorbenMtet 
die    Unternehmungen     von     222    Drafna^ 
genossenschaften    und    21    Drainagen    aui 
Ländereien    von    Kleingrundbesitzern,    'iie 
wegen   ihrer  Lage  an  öffentliche  Genossen- 
schaften nicht  angesclilossen  werden  konnten, 
zur   Gesaratgi-össe    von   24205  ha   mit  fa-f 
6   Mill.    Mk.    Gesamtkosten.      Die    Erfolge 
waren  höchst  befriedigend,  eine  Flaxhe  vcn 
680^  2  ha  war  durch  die  Meüoration  über- 
haupt erst  urbar  gemacht  (Berliner  Körr»> 
spondonz  vom  20.  Juni  1899). 

Sind  auch  die  Verhältnisse  dieses Bezirkts 
nicht  t3^pisch  für  den  ganzen  Staat,  so  siul 
sie  doch  auch  keineswegs  einzigartige: 
namentlich  ein  grosser  Teil  Ostprouj^>ens 
leidet  in  ähnlichem  Masse  an  schädJielier 
Nässe.  Und  die  Drainage  ist  doch  nur  ein 
Faktor  zur  Hebung  der  Bodenprodiiktion: 
andere  nicht  minder  grosse  Aufgaben  im'l 
Erfolge  sind  nach  dem  heutigen  Stande  d^T 
Technik  auf  dem  Gebiete  der  Bewässeriiwg^S' 
der  Flussregidierungen ,  des  Deichwesens 
noch  in  Aussicht  zu  nehmen. 

Wenn  die  Gesetzgebung  hiernach  in  ^^^r 
Förderung  des  Meliorationskredites  eine  vich- 
tige  Aufgabe  findet,  so  hat  sie  die  Anhalfö- 
p\mkte  zu  deren  Lösung  einesteils  den  Eigen- 
tümlichkeiten dieser  Kreditart,  anderenteils 
den  Rücksichten  auf  die  allgemeine  Lage 
der  Landwirtschaft  und  den  Stand  der 
Grundverschuldung  zu  entnehmen.  I^^^ 
Meliorationskredit  muss  langfristig  und  un- 
kündbar sein,  so  dass  das  Darlehen  aus  den 
Erträgen  der  Melioration  allmählich  getilgt 
wird.     Eine  solche   Kreditgewährimg  eo^' 
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>rieht    den  Bedürfnissen  des  Privatkapita- 
sten  im  allgemeinen  nicht.    Aber  auch  von 
en  vorhandenen  Instituten,  welche  Amorti- 
ationshypotheken    gewähren,    wie    Land- 
oliaften,  Hypothekenbanken  und  kommunalen 
Kreditanstalten,  ist  eine  durchgreifende  Hilfe 
kaum   zu    erwarten.    Denn  ein  grosser  Teil 
les  ländlichen  Grundbesitzes  in  Deutschland 
st  bereits  soweit  verschuldet,  dass  er  nach 
ien  vorsichtigen  Beleihungsgnindsätzen  dieser 
Institute    auf  weiteren  Kredit  nicht   mehr 
Anspruch  machen  kann.    Auch  an  sich  liegt 
die  Förderung  von  Meliorationen  ausserhalb 
der  Aufgaben  der  bestehenden  Kreditinstitute 
und    der    bei   ihnen    vorhandenen   Einrich- 
tungen.    Auf  diesen  ErwÄgungen  beruht  die 
Schaffung  besonderer,  der  Pflege  des  Melio- 
rationskredits     gewidmeter    Anstalten     — 
Landeskultur-Rentenbanken  — .    Sie  sind  in 
Bayern,   Sachsen  und  Hessen  Staats- 
institute (bayer.  G.,  die  Landeskultmr-Renten- 
anstalt  betr.,  v.  21.  April  1884,  dazu  Nach- 
träge in  den  Finanzgesetzen  von  1894,  1896 
und  1898  —  die  Dotation   der  Anstalt  ist 
1898  auf  8  MilL  Mk.  erhöht  — ;   sächs.  G., 
die   Errichtung  einer  LAudeskultur-Renten- 
bank  betr.,  v.  26.  November  1861  und  Aus- 
führungs-V.   v.   26.  November   1861,    dazu 
Nachtragsgesetze  v.  1.  Juni  1872,  23.  August 
1878  und  1.  Mai  1888  und  Ausführungs-V. 
V.  1  Juni  1872  und  2.  Mai  1888;  hess.  G., 
die  Errichtung  einer  Landeskultur-Renten- 
^e  betr.,  v.  20.  Mflrz  1880  und  die  Er- 
richtimg  einer  Landeskreditkasse  betr.,  v.  15. 
Oktober  1890  —  diux3h  die  letztere  ist  nach 
Art.  20  des  Qr.  v.  1890   die  Landeskultur- 
Rentenkasse  ausser  Wirksamkeit  getreten  — 
dazu  Nachtragsges.  v.  8.  August  1896).    In 
Oldenburg   dient  die   durch   das   G.  v. 
14.  Februar  1883  als  Staatsinstitut  errichtete 
Bodenkiedilanstalt     gleichzeitig    auch    der 
Förderung  der  Bodenkultur.    InPreussen 
ist  durch  das  G.  v.  13.  Mai  1879,  betr.  die 
^richtung  von  Landeskultur-Rentenbanken, 
die  Errichtung  solcher  Anstalten  den  Pro- 
vinzial-  (Kommunal-)  Verbänden  freigesteUt 
Für  die  Anstalten   haftet   der   Provinzial- 
(Kommunal-)  Verband.     Das  G.   giebt  Nor- 
mativbestimmungen,   welche    für    die   im 
übrigen   durch   landesherrlich  genehmigtes 
Statut  des  betr.  Verbandes  errichteten  Landes- 
kultor-Rentenbanken  massgebend  sind.    Auf 
Grund  dieses  Gesetzes  sind  seither  solche 
Anstalten     errichtet     iür     die     Provinzen 
Schlesien   (Statut  v.  22.  Juli   1881  und 
Nachtrag  v.   8.  Juni  1891),   Schleswig- 
Holstein  (Statut  V.  10.  Oktober  1881  und 
Kachtrag   v.  8.  Mai  1888),   Posen  (Staüit 
V.  17.  Juni  1885)  und  Westfalen  (Statut 
V.  20.  Juli  1894). 

Die  Grundzüge  der  Einrichtimg  sind  in 
den  erwähnten  Staaten  dieselben.  Die  Landes- 
kultur-Rentenbanken geben  zum  Zwecke  der 


Ausführung  von  Bodenmeliorationen  unkünd- 
bare Amortisationsdarlehen  und  beschaffen 
sich  die  Mittel  dazu  durch  Ausgabe  von 
auf  den  Inhaber  ausgestellten  Schuldver- 
schreibungen (Landeskultur  -  Rentenbriefen-, 
-Rentenscheinön) ,  welche  aus  den  vom 
Schuldner  gezahlten  Tilgungsbeiträgen  all- 
mählich wieder  eingelöst  werden.  Die  innere 
Verfassung  der  Anstalten  bietet  kein  beson- 
deres wirtschaftliches  Interesse. 

II.  Die  Einrichtmig  der  Landeskultur- 
Rentenbanken  im  eüuselnen. 

1.  Die  Zwecke,  deren  Forderang  die 
L.-R.  dienen.  Nach  dem  preussischen 
G.  V.  1879  können  Darlehen  gewährt  werden 
a)  zur  Förderung  der  Bodenkultur,  insbe- 
sondere zu  Entwässerungen  (Drainagen)  und 
Bewässenmgen,  zur  Anlage  und  Regulierung 
von  Wegen,  zu  Waldkulturen  und  Urbar- 
machungen, zur  Einrichtung  neuer  ländlicher 
Wirtschaften,  b)  zu  Uferschutzanlagen,  c)  zur 
Anlage,  Erweiterung  und  Unterhaltung  von 
Deichen  und  dazu  gehörigen  Anlagen,  d)  zur 
Anlegung,  Benutzung  oder  Unterhaltung  von 
Wasserläufen  oder  Sammelbecken,  zur  Her- 
stellimg  und  Verbesserung  von  Wasser- 
strassen (Flössereien)  und  anderen  Schiff- 
fahrtsanlagen. Bei  den  bestehenden  Insti- 
tuten ist  aber  statutarisch  der  Geschäftskreis 
zum  Teil  enger  begrenzt.  Bei  dem  Institute 
für  Schleswig-Holstein  ist  die  Förderung  der 
Drainage  ausdrücklich  ausgeschlossen,  wäh- 
rend umgekehrt  das  für  Posen  lediglich  die 
Ent-  und  Bewässerung  als  Zweck  aufge- 
nommen hat.  In  S  a  c  h  s  e  n ,  wo  die  Landes- 
kultur-Rentenbank mit  der  für  die  Förderung 
von  Ablösungen  bestimmten  Landrentenbank 
verbunden  ist,  hat  das  erstere  Institut  zum 
Zwecke  die  Darlehensgewährung  für  die 
Ausführung  einer  Wasserlaufsberichtigung 
(G.  V.  15.  August  1855  §§  1—29),  für  land- 
wirtschaftliche Entwässerungen  und  Be- 
wässerungen sowie  nach  dem  Ergänzungs- 
gesetz von  1872  für  städtische  Strassen-  und 
Entwässerungsanlagen .  In  B  a  y  e  r  n  ist  die 
Zweckbestinmiung  eine  ähnliche  wie  in 
Preussen,  doch  scheidet  die  Förderung  von 
Schiffahrtsanlagen  und  Sammelbecken  aus, 
wogegen  die  Zusammenlegung  von  Grund- 
stücken unter  die  zu  fördernden  Zwecke  auf- 
genommen ist.  Für  Hessen  ist  Art.  1  des 
G.  von  1890  zu  vergleichen. 

2.  Die  Grenze  der  Kreditgewährung. 
Bei  der  vorhandenen  starken  Verschuldung 
des  ländlichen  Grundbesitzes  büdet  die 
Frage,  welche  Sicherheit  fflr  die  bei  der 
Landeskultur-  Rentenbank  aufzunehmenden 
Darlehen  gefordert  werden  soll,  den  eigent- 
lichen Mittelpunkt  aller  Schwierigkeiten. 
Ihre  richtige  Lösung  ist'  die  Yorbedingimg 
für  die  praktische  Bewähnmg  des  ganzen 
Institutes.     Geht  man  davon  aus,  dass  bei 


Htndwdrterbach  der  StaatswiBsenschaften.    Zweite  Anflaee.    Y. 
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einer  wirklichen  Melioration  der  Wert  des 
Grund  und  Bodens  mindestens  um  den  Be- 
trag der  aufgewendeten  Kosten  gesteigert 
werden  muss,  so  lässt  sich  der  Gedanke  ver- 
treten, der  an  die  Laudeskultur-Rentenbank 
zu  zahlenden  Rente  gesetzlich  das  Vorrecht 
vor  den  eingetragenen  Privathypotheken  ein- 
zuräumen. Voraussetzung  würde  immer  sein, 
dass  die  Rentabilität,  die  richtige  Ausführung 
und  die  Unterhaltung  des  mit  dem  Landes- 
kultur -  Rentenbankdarlehen  auszuführenden 
Unternehmens  durch  eine  behördliche  Prü- 
fung genügend  sichergestellt  werden  kann. 
Die  geltende  Gesetzgebung  ist  diesem  Ge- 
danken, dessen  Durchführung  jede  weitere 
Vorschrift  über  die  Sicherheitsgrenze  ent- 
behrlich machen  und  eine  radikale  Losung 
der  in  letzterer  Hinsicht  sich  bietenden 
Schwierigkeiten  geben  würde,  nur  mit  Vor- 
sicht näher  getreten.  In  Preussen  ist  die 
Absicht,  wenigstens  für  Drainierungsdarlehen 
ein  Zwangsvorrecht  vor  den  bestehenden 
privatrechöichen  Verpflichtungen  gesetzlich 
zu  konstituieren,  schon  in  den  vorstadien 
des  dem  Gesetz  von  1879  zu  Grunde  lie- 
genden Entwurfes  gescheitert,  namentlich  an 
dem  Widerspruche  der  landschaftlichen 
Kreditinstitute.  So  besieht  denn  für  die  von 
dem  einzelnen  Grundbesitzer  auszu- 
führenden Meliorationen  eine  Verpflichtung 
der  Hypothekengläubiger,  der  Landeskult\ir- 
Rentenbankfordening  das  Vorrecht  einzu- 
räumen, nach  keiner  der  deutschen  Gesetz- 
gebungen. In  Preussen  ist  bei  Drainage^* 
darlehen  und  in  Bayern  bei  allen  Darlehen 
für  Landeskidtur-Reutenzwecke  ein  ziemlich 
umständliches  Verfahren  vorgesehen,  um 
eine  Erkl&ning  der  Realberechtigten  darüber 
herbeizuführen,  ob  sie  freiwillig  hinter  die 
Forderung  der  Landeskultur-Rentenbank  zu- 
rücktreten wollen.  Gläubiger,  welche  auf 
die  an  sie  ergangene  Auffordenmg  binnen 
der  bestimmten  Frist  ihren  Widerspruch 
nicht  erklären,  gelten  als  der  Vorrechts- 
einräumung zustimmend  (preuss.  G.  §  18  ff., 
bayerisch.  G.  Art  12).  Eine  weitergehende 
Beschränkung  dritter  Berechtigter  gilt  in 
Preussen  für  Lehen-  und  Fideikommissgüter, 
wo  unter  den  gesetzlich  bestimmten  Voraus- 
setzungen den  Lehens-  oder  Fideikomraiss- 
folgern  und  Agenten  ein  Widerspruchsrecht 
gegen  die  Aufnahme  von  Drainagedarlehen 
überhaupt  entzogen  ist  (§  32  des  Ges.).  Da 
im  übrigen  Mittel  zur  Beseitigung  der  er- 
hobenen Widersprilche  nicht  gegeben  sind 
[in  Preussen  kann  die  Behörde  zu  diesem 
Zwecke  mit  dem  Widersprechenden  gütlich 
verhandeln  (§  22  Abs.  4  des  G«s.)],  so  lässt 
ein  solches  Verfahret  nicht  viel  Erfolg  er- 
warten. Während  so  der  einzelne  Grund- 
besitzer, wenn  er  höher  verschuldet  ist,  der 
Regel  nach  von  dem  Kredite  der  Landes- 
kultur-Rentenbank keinen  Gebrauch  machen 


kann,    liegt    das    Verhältnis    günstiger  t^i 
solchen  Unternehmungen,  wo  eine  3iehnr.: 
von    Grundbesitzern    beteiligt    sind.      Hs 
bietet  die  Bildung  einer  öffentlichen  Genoss^- 
schaft  das  Mittel,  sidi  den  Kredit  der  Landf^ 
kultur-Rentenbank   zu  eröffnen.      Deno  dj^ 
aus   der  Zugehörigkeit   zu   einer  Gemeint 
oder    öffentlidien   Genossenschaft    sich  er- 
gebenden    Lasten    sind    öffentlichrechtiiAr 
und  gehen  den  vorhandenen  PrivatBcholdeL 
vor.     Deshalb   bestimmen  die    Gesetze  für 
Preussen  (§  33),  Bayern  (Art.  9)  und  Hesse 
(G.  von  1890  Art  3)  im  wesentlichen  üb»T- 
einstimmend,  dass  die  Landeskultur-ReotHti« 
bank    Darlehen    an   Stadt-    und    Land- 
gemeinden    und     öffentliche    Ge- 
nossenschaften   ohne    hypothekarisf  h^ 
Sicherstellung  gewähren  kann.      Auch  tür. 
sächsische  Gesetzgebung  führt  zu  demselfe«! 
Resultate.     Denn    hier  werden   alle  an  di^ 
Landeskultur-Rentenbank   zu   entrichtendec 
Renten    im   Grundbuche    eingetragen,  m. 
zwar   mit  dem  Range  vor  den  bereite  ein- 
getragenen Privatschulden,  aber  nur  für  iiie 
Eintragung  solcher  Renten,  welche  vesrea 
genossenschaftlicher  Wasserlaufsbaichtignu- 
gen   oder  kommunaler  Entwässerung^  und 
Strassenanlagen  aufzubringen  sind,  bedarf  es 
der  Einwilligimg   der  Hypothekengläaäi^r 
nicht  (G.  V.  1861  §§  4,  5;  G.  v.  1872  §  41 
Soweit  hiernach  ein  gesetzlidies  Vorreibi 
für  die  Förderung  der  lAndeskultur-Renten- 
bank  nicht  besteht,  bedarf  es  specieller  Vor- 
schriften  über  die  Sicherheitsgreiize. 
Als  solche  gilt  in  Preussen  der  25feiche  Be- 
trag  des  Grundsteuerreinertrages  oder  di^ 
erste  Hälfte  des  durch  landschaftliche  oder 
besondere  Taxe  derLandeskultur-Rentenbank 
ermittelten  Wertes  der  Liegenschaften.   Bei 
eigenüichen  Meliorationsdarlehen  (für  die  in 
§  1  Ziff.  1  des  Gesetzes  bezeichneten  Zwecke) 
kann  der  durch  das  unternehmen  nachveL«- 
lich    zu   erzielende   Mehrwert  der  Liegen- 
schaften mit  berücksichtigt  werden.    Bier 
gilt  die  Sicherheit  als  vorhanden,  wenn  das 
Darlehen   innerhalb  der  ersten  ^U  des  der- 
zeitigen Wertes   oder  innerhalb   der  ersten 
Hälße  des  späteren  Gesamtwertes  der  Liegen- 
schaften zu  stehen  kommt.     Derjenige  Be- 
trsig,  der  nicht  innerhalb  der  ersten  **  des 
jetzigen  Wertes  oder  innerhalb  des  25facheD 
Grundsteuerreinertrages  ausläuft^    darf  eret 
nach   planmässiger  Ausführung  des  Unter- 
nehmens gezahlt  werden.    Wegen  Gewäh- 
rung eines  Ergänzungsdarlehens  nach  Voll- 
endung des  Unternehmens  ist  §  8  des  Ge- 
setzes zu  vergleichen.    Soweit  es  nicht  zur 
Beschaffung  aer  vorgeschriebenen  Sicherheit 
erforderlich,    ist   der    Darlehensnehmer  iß 
Preussen   nicht  verpflichtet,    dem    nadige- 
suchten  Darlehen  das  Vorrecht  vor  alteren 
eingetragenen   Hypotheken    zu   verschaffen. 
Letzteres  ist  dagegen  in  Sachsen  (0. "fOQ 
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18(>1  §  5),  Bayern  (Art.  7)  und  Hessen 
G.  von  1890  Art.  4)  vorgeschrieben.  Eine 
besondere  Sieherheitsgrenze  ist  daneben  in 
Sachsen  nicht  im  Gesetze  vorgesehen,  wäh- 
rend in  den  beiden  anderen  Staaten  Sicher- 
heit innerhalb  der  ersten  Werthälfte  der 
zu  verpfändenden  Grundstücke  bestellt  wer- 
tlen  miiss. 

3.    Die   sonstigen   Bedingungen   der 
Krediti^e^wahrmig.     Die  Darlehen  werden 
von  der  Landeskultiu--Rentenbank  entweder 
)iar  oder  in  ßentenbriefen  gewährt.    Sie  sind 
auf  der  Gläubigerseite  unkündbar  —  es  sei 
<lemi,    dass  der  Schuldner  säumig  ist  oder 
tUe    sonstigen  gesetzlich  festgestellten  Vor- 
aussetzungen der  ausnahmsweisen  Eüudbar- 
keit  vorliegen  — ,  dagegen  ist  dem  Schuldner 
das    Recht    der   ausserordentlichen    Rück- 
zahlung  eingeräiunt^  und  er  kann  solche  in 
Geld   oder  in  JRentenbriefen   leisten.     Die 
Höhe  des  vom  Schuldner  zu  zaiüenden  jähr- 
lichen Tilgungsbeitrages  ist  in  Preussen  auf 
mindestens  ^/s  ®/o  und  bei  Drainagedarlehen, 
sofern    bei   diesen   die  besonderen  Bestim- 
mimgen   der   §§  11 — 31   des  Gesetzes   zur 
Anwendung  kommen,  auf  mindestens  4®/o 
festgesetzt    Innerhalb  dieser  Grenzen  wird 
die  Hohe  der  Amortisation  durch  Vertrag 
festgesetzt.     In    Sachsen   wii-d    seit    dem 
(tesetz  von  1888  von  der  Gesamtleistung  des 
Schuldners,  welche  auf  4^3  %  der  Darlehens- 
summe fes^esetzt  ist,  der  Betrag  von  V!s  ^/o 
ziu-  Tilgung  verwendet,  so  dass  die  Schuld 
in  38  Jahren  amortisiert  ist.    In  Bayern  ist 
für  die  Tilgung  mindestens  ^  2  ^/o,  in  Hessen 
früher  mindestens  1  ^/o,  seit  dem  Gesetz  von 
1886  ^u%  jährlich  zu  entrichten.    Die  vom 
Schuldner  zu  entiichtenden  Jahresleistungen 
werden  überall   im  Verwaltungszwangsver- 
fahren beigetrieben. 

4.  Die  Kontrolle  über  die  zweckent- 
»prechende  Verwendung  der  Gelder  und 
die  Unterhaltiing  der  ausgeführten  An- 
lagen. Für  Vorschriften  dieser  Art  besteht 
nur  dann  ein  Bedürfnis,  wenn  es  sich  um 
I^aternehmungen  einzelner  Grundbesitzer 
handelt.  Bei  genossenschaftlichen  und  kom- 
mnnalen  Anlagen  liegen  die  Garantieen  für 
eine  zweckentsprechende  Verwendung  der 
Gelder  in  der  Verfassung  und  Einrichtung 
tier  schuldnerischen  Institute,  und  soweit  es 
einer  Beaufsichtigung  bedarf,  fällt  dieselbe 
ui  erster  Linie  der  ordentlichen  Kommunal- 
ste. Aufsichtsbehörde,  nicht  derLandeskultur- 
Kentenbank  und  deren  Organen  zu.  In 
Preussen  ist  für  die  von  Einzelunter- 
öehmem  nachgesuchten  Kredite  eine  vor- 
gängige Prüfung  der  Nützlichkeit  und  Ren- 
tabilität des  Unternehmens  ausdrücklich  nur 
ftr  den  Fall  vorgeschrieben,  dass  es  sich 
um  Gewährung  eines  Vorrechtes  für  Drai- 
öierungsanlagen  und  das  dieserhalb  nach 
§§  10—31  des  Gesetzes  zugelassene  beson- 


dere Verfahren  handelt.  Die  Prüfung  er- 
folgt alsdann  durch  eine  besondere  Kom- 
mission unter  Leitung  der  Auseinander- 
setzungsbehöi-de  (Generalkommission).  Eine 
Prüfung  der  Rentabilität  der  Melioration  er- 
giebt  sich  ferner  als  selbstverständlich,  wenn 
der  Darlehenssucher  von  der  gesetzlichen 
Bestimmung  Gebrauch  machen  will,  wonach 
bei  der  von  der  Landeskultur-Rentenbank 
aufzunehmenden  Taxe  der  durch  das  Unter- 
nehmen nachweislich  zu  erzielende  Mehr- 
wert mitzuberücksichtigen  ist.  Abgesehen 
von  diesen  Fällen  ist  es  der  Landeskultur- 
Rentenbank  überlassen,  die  Vorschriften  über 
die  Art  der  Begründung  der  Darlehens- 
gesuche im  Statute  zu  ti*effen.  Das  Statut 
für  Schlesien  schreibt  in  §  10  vor,  dass  in 
allen  Fällen  dem  Antrage  auf  Darlehens- 
bewilligimg ein  vollständiger  Plan  der  be- 
absichtigten Anlage,  worin  auch  die  Zeit 
anzugeben,  binnen  welcher  die  Anlage  aus- 
geführt werden  soU,  sowie  ein  von  einem 
Sachverständigen  aufgestellter  Kostenan- 
schlag beizufügen  ist  Auch  eine  Kontrolle 
über  die  planmässige  Ausführung  und  ord- 
nungsmässige  Unterhaltung  der  Meliorations- 
anlagen findet  nach  dem  preussischen  Ge- 
setze nur  in  sehr  beschränkter  Weise  statt. 
Abgesehen  von  denjenigen  Fällen,  wo  im 
Interesse  der  Laudeskultur-Rentenbank  selbst 
eine  solche  Kontrolle  nötig  ist,  wird  nur  da, 
wo  die  Eintragung  eines  Vorrechtes  für 
Drainagedarlehen  in  Frage  steht,  eine  Auf- 
sicht nach  dieser  Richtung  hin  geübt  (§§  7, 
8,  9,  25,  52  Ziff.  4  des  G,  §§  21,  22  des 
Statuts  flu*  Schlesien).  In  S  a  c  h  s  e  n  werden 
alle  Darlehensverträge  einzelner  Grundeigen- 
tümer zunächst  durch  die  Generalkommission 
dahin  geprüft,  ob  die  Nützlichkeit  und  Ren- 
tabilität des  Unternehmens  nachgewiesen  ist 
(§  10  des  G.  V.  1861).  Die  planmässige 
Ausführung  wird  ebenfalls  von  der  GenerS- 
kommission  kontrolliert,  und  dieselbe  hat 
grössere  Darlehenssummen,  dem  wirklichen 
Fortschritte  der  Arbeiten  entsprechend,  in 
Raten  dem  Dai'lehensnehmer  auszuhändigen 
(V.  V.  1861  §  9).  In  Bayern  ist  dem 
Darlehensgesuche  Plan  und  Kostenanschlag 
*über  das  Unternehmen  beizufügen,  und  die 
Landeskultur-Rentenkommission  (Zusammen- 
setzung geregelt  durch  K.Ver.  v.  4.  Juni 
1884),  welche  über  die  Gewähnmg  des  Dar- 
lehens befindet,  prüft  die  Rentabilität  er- 
forderlichenfalls nach  Anhörung  von  Sach- 
verständigen. Die  Verwendung  des  Dar- 
lehens wird  gesetzlich  überwacht,  ebenso  die 
Unterhaltung,  zu  welcher  der  Darlehens- 
nehmer nach  gesetzlicher  Vorschrift  ver- 
pflichtet ist  (Art.  3,  13  des  G).  Für 
Hessen  enthält  das  Gesetz  von  1890  be- 
sondere Vorschriften  nach  dieser  Richtung 
nicht,  doch  kann  dem  Sch\üdner  das  Dar- 
lehen gekündigt  werden,   wenn  er  es  nicht 
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für  solche  Zwecke  verwendet,  für  welche! 
überhaupt  Darlehen  voq  der  Anstalt  gewährt , 
werden  können. 

III.  Erfolge  und  Benrteilnng  der 
Landeskultnr-Reiitenbankeii. 

Die   Erfolge   dieser  Einrichtung   sind 
durchaus  befriedigende  und  allgemein  aner- ' 
kannte  in  den  deutschen  Mittelstaaten,  ^- 
ringe  in  Preussen.    Hier  haben  nur  vier' 
Provinzen   auf  Grund  der  gesetzhchen  Er- 1 
raächtigung  Landeskultur-Reutenbanken  ein-  I 
gerichtet,  und  von  diesen  hat  es  nur  die  für , 
Schlesien  zu  einem  nennenswerten  Geschäfts-  I 
umfange  gebracht.     Dies  Institut  hat  wäh-  i 
rend  seines   18  jährigen  Bestehens  bis  zum  i 
1.  April  1899  zusammen  rund  3^/2  MiU.  Mk.  i 
Darlehen  bewilligt,   darunter  mehr  als  die 
Hälfte  an  Fideikommissbesitzer,   für  welche 
der  Kredit  bei  der  Landeskultur-Renteubank 
den  Vorteil  bietet,  dass  sie  die  Zustimmimg 
der   Fideikomraissnachfolger    und    Agnaten 
nicht   bedürfen.      Wenn   die  Mehrheit   der 
Provinzen  sich  ablehnend  verhalten  hat,  ist 
dies  zum  Teil  dai-auf  zurückzuführen,   dass 
sie  die  bestehenden  Provinzialhilfskassen  und 
provinziellen  Meliorationsfonds  für  die  Be- 
friedigung des  Meliorationskredits  als  aus- 
reichend erachteten.   In  der  Rheinprovinz  ist 
das  Statut  der  dortigen  Provinziaihilfskasse 


(Landesbank)  dahin  erweitert,  dass  die  Wiit- 
samkeit  des  Instituts  auf  die  in  §  1  'i> 
G.  V.  13.  Mai  1879  bezeichneten  Zwe«:k- 
ausgedehnt  ist.  Man  kann  das  ebenfall- i- 
Erfolg  des  Landeskultur-Rentenbankgesetz- - 
bezeichnen. 

Ein  weit  günstigeres  Bild  zeigt  die  Elt- 
wickelimg  der  Institute  in  Sachsen  iini 
Bayern.  In  Sachsen,  dem  Heimatlar.u- 
des  Instituts,  waren  bis  Ende  1898  ü^-er- 
haupt  18855  Darlehen  zum  Gesamtbetra::- 
von  nmd  28  Mill.  Mk.  von  der  I^jideskultiir- 
Rentenbank  gewährt  Davon  entfielen  auf: 
53  genossenschaftliche  Wasserlaufsberioiiti- 
gungen  878  406  Mk.,  2443  landwirtschaftlieL- 
Ent-  und  Bewässerungsanlagen  12486C*tiT 
Mk.,  609  Ortsentwässerungs-  und  Strasse.i- 
anlagen  14554706  Mk.  Speciell  im  Jahn 
1898  ist  eine  Anlagekapitalsiunme  voü 
2640336  Mk.  und  zwar  8424  Mk.  zu  gt- 
nossenschaftUchen  Wasserlaufsberiditignu- 
gen,  304374  Mk.  zu  landwirtsdiaftlieh-n 
Ent-  und  Bewässerungsanlagen  und  2  327  Ti^ 
Mk.  zu  Ortsentwässerungs-  und  Stiasser- 
anlagen  gewährt  worden. 

In  B  a  y  e  r  n  hat  die  Landeskultor-RenteD- 
kommission  bis  zum  Schlüsse  des  Jahrr> 
1898  für  611  Kultiu-unternehmungen  einen 
Gesamtdarlehensbetrag  von  4188832  yik. 
bewilligt.    Es  wai-en: 


I.  Die  Darlehensnehmer  1884—1898. 

Kiüturgenossenschaften  185  Darlehen  mit  insgesamt  5645  Belehnten  768  202  M. 

Kommunalverbände      .  292        «            »            „           298          ^  2  992  984   „ 

Sonstige  Unternehmer    134        „           „           „           139         ^  422646   „ 


zusammen    4  183  S32  M. 


Der  Gesamtdarlehensbetrag  verteilt  sich  sohin  auf  6082  Belehnte;  ein  Darleheü 
beziffert  also  im  Durchschnitt  688  M. 

n.  Die  Darlehenszwecke  1884—1898. 

407  Be-  und  Entwässerungsuntemehmungen  überhaupt 3  1 10  68;  M. 

78  Fluss-  und  Bachkorrektionen,  Anlagen  zum  üferschutz  und  zum  Schutz  gegen 

üeberschwemmungen 566319  , 

6  Grundstückszusammenleffungen 12  888  . 

65  Urbarmachimffen  öder  Flächen,  Meliorationen  von  Feldern  und  Wiesen      .    .  113290  . 

49  Weganlagen  behufs  besserer  Benutzung  landwirtschaftlichen  Grundbesitzes  .  364  590  . 

6  Aufforstungen  gemeindlicher  Oedflächen 16060  . 


In  Hessen  belief  sich  Ende  1898/99 
die  Gesamtsumme  der  Darlehen  auf  2  266  600' 
Mk.,  wovon  921 100  Mk.  auf  40  Gemeinden 
und  Genossenschaften,  1345500  Mk.  auf 
217  private  Darlehensnehmer  entfielen. 

Das  Gesagte  ergiebt,  dass  die  Landes- 
kultur-Rentenbanken in  ihrer  seitherigen 
Wirksamkeit  nur  zum  Teil  die  gehegten  Ei-- 
Wartungen  erfüllt  haben.  Der  unterschied, 
der  sich  in  dieser  Beziehung  zwischen 
Preussen  und  den  übrigen  deutschen  Staaten 
zeiigt,  kann,  wo  es  sich  um  Beurteilung  des 
ganzen  Institutes  handelt,  ausser  Betracht 
bleiben.  Denn  da  die  Grimdlagen  und  auch 
die  Kreditbedingungen  der  Landeskultur- 
Rentenbanken  in  aUen  Staaten  im  wesent- 


zusammen  4  183  832  31. 
liehen  dieselben  sind,  wird  jene  Verscliiedeu- 
heit  der  Erfolge  hauptsächlich  darauf  zurück- 
zuführen sein,  dass  Wohlfahrtseinrichtimgen 
in  einem  kleineren  Staate  mit  seinen  ho- 
mogenen Verhältnissen  viel  leichter  im 
Gesetzeswege  durchzuführen  sind  aJs  im 
Grossstaate.  So  kann  z.  B.  die  sehr  glück- 
liche Art  und  Weise,  wie  in  Sachsen  dit' 
Landeskultur-Rentenbank  und  die  Geoeral- 
kommission  in  Verbindung  gebracht  simi. 
in  Preussen  nicht  ohne  weiteres  nachgeahmt 
werden,  weil  hier  die  Landeskultur-Renten- 
banken  provinzielle,  die  Generalkommissioneii 
staatliche  Institute  sind,  auch  nicht  einmal 
in  jeder  Provinz  eine  Generalkomniission 
vorhanden   ist.     Ohne  Zweifel   ist  der  Ge- 
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la.rLke^   der  dem  Institute  zu  Grrunde  liegt, 
f^in     gesunder  und  berechtigter.    Dass  nicht 
trrossere  Ei-folge  erzielt  sind,  mag  zum  Teil 
ixiif     xnangelude  Bekanntschaft  mit  dem  Ge- 
->*-^tze     zurückzuführen   sein,   das,    wie   jede 
^eiiorung,  bei   der  ländlichen  Bevölkerung 
oi-st    allmählich  Eingang  findet.    Hauptsäch- 
\\elx    aber  ist  es  wohl  die  von  dem  Darlehens- 
iielimer  geforderte  Sicherheit,   welche   eine 
An^vendung  des  Gesetzes  im   grossen  aus- 
>ioliliesst    Die  vorhandene  starke  YerEchul- 
«limg  macht  einem  grossen  Teile  derGnmd- 
l  K?sitzer  den  von  der  Landeskultur-Rentenbank 
«larj^ebotenen  Kredit  unerreichbar.    Eine  Er- 
\^^eitemng  der  Beleihungsgrenze,  soweit  sie 
Viberhaupt  möglich,  ohne  die  Sicherheit  der 
Institute    zu   gefährden,    würde    jedenfalls 
nicht    so   bedeutend    sein    können,    um   an 
•  liesem    Zustande    etwas    Wesentliches    zu 
ilnclem.      Es   bliebe   daher   nur   der  schon 
früher  vom  Gesetzgeber  erwogene  Weg,  den 
Forderungen    der  Landeskultur-Rentenbank 
gesetzlich    das    Vorrecht    vor    den    Privat- 
schulden  einzuräumen,  sei  es  allgemein  oder 
in   Ansehung  bestimmter,   durch  die  Erfah- 
rvvng    erprobter   Arten   von   Bodenverbesse- 
run gen,  z.  B.  der  Drainage.    Ein  derartiger 
Kingriff   in    die    Rechte    der    Hypotheken- 
gläubiger  lässt  sich  aber  nur  reclitfeiügen, 
wenn   die  volle  Garantie  dafür  gegeben  ist, 
<lass   eine  materielle  Gefährdung  der  Inte- 
ressen  dieser  Gläubiger  bei  einer  solchen 
Begiinstigung  des  Meliorationskredites  nicht 
stattfindet,    dass   also   in  jedem   Falle   der 
Kredit  der  Landeskultur-ßentenbanken  nur 
für  w^irklich  rentabele  Meliorationen  in  An- 
spruch genommen  wird,  dass  die  Melioration 
mit   dem  dargeliehenen  Gelde  zweckmässig 
ausgeführt  und   nach  der  Ausführung  ord- 
nungsmässig  unterhalten  wird.    Die  Voraus- 
setzungen   hierfür,    namentlich    eine    ent- 
sprechende Organisation  des  kulturtechnischen 
Dienstes    sind    zur   Zeit,    wenigstens    für 
Preussen,    nicht    in   vollem   Umfange   vor- 
handen.    Immerhin   muss  auf  den  Wider- 
spruch aufmerksam  gemacht  werden,  der  in 
der  verschiedenen  Behandlung  der  genossen- 
schaftlichen und  der  Einzeluntemehmungen 
liegt.    Die  Gesetzgebungen  vindizieren  den 
Beitragsleistungen  für  öffentliche  Genossen- 
schaften   den    Charakter    der    öffentlichen 
Ijasten  und  verstatten  deshalb  diese  Genossen- 
schaften ohne  besondere  Sicherheitsleistung 
zu    dem  Kredite   der  Landeskultur-Renten- 
banken.    Wenn   aber  bei  den  öffentlichen 
Genossenschaften   durch   die    Ftihrung    der 
Staatsaufsicht  einem  die  Rechte  der  Privat- 
hypothekengläubiger     gefährdenden     Miss- 
brauch   des   Kreditprivilegi\uns    vorgebeugt 
werden  kaun,  so  müsste  dasselbe  doch  auch 
bei    der  Inanspnichnahme  des  Meüorations- 
kredites  diurch  einen  einzelnen  Grundbesitzer 
sich  erreichen  lassen.    Wenn  ein  drainage- 


bedürf tiger  Komplex  von  1000  Morgen  einem 
einzelnen  hochverschuldeten  Grundbesitzer 
geliört,  so  bleibt  letzteiem  die  Landeskultur- 
Rentenbank  unzugänglich  und  die  Melioration 
muss  unterbleiben.  Geht  aber  derselbe  Be- 
sitz durch  Parzellierung  in  die  Hände  von 
10  gleichfalls  hochverschuldeten  Parzellen- 
erwerbern über,  so  können  diese  eine  öffent- 
liche Drainagegenossenschaft  bilden,  und  die 
Hypothekengläubiger  können  dann  der  Auf- 
nahme eines  ihren  Fordenmgen  vorgehenden 
Landeskultur-Rentenbank-  oder  auch  sonsti- 
gen Darlehens  nicht  widersprechen.  Dies 
widerspruchsvolle  Ergebnis  zeigt,  dass  die 
Gesetzgebung  auf  diesem  Gebiete  noch  im 
Flusse  ist  und  es  bisher  nicht  zu  einem  ein- 
wandfreien Resultate  gebracht  hat. 

Litteratar:  Schober,  Die  Landeskultur-Renten- 
banken in  PreuMen,  Sachsen  und  Hessen,  Berlin 
1887.  —  Pretissens  landwirischafUiche  Verwaltung, 
Bericht  des  Min.  für  Landw.  etc,,  Berlin  1888, 
Bd.  I,  S.  74,  75,  —  Die  LandeshuUur-Renten- 
bank  im  Königreich  Sachsen,  amtliche  Denkschrift, 
Dresden  1881.  —  Das  bayer.  Ges.  v.  21.  IV.  1884, 
die  Landeskultur- Rentenanstalt  betreffend,  erläutert 
von  He inrich  Ha a g ,  Nürdlingen  1884-  —  Die 
Landwirtschaft  in  Bayern,  Denkschrift  nach 
amtlichen  Quellen  bearbeitet,  München  1890, 
S.  649—658,  696. 
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Landschaften. 

1.  Einleitung.  2.  üebersicht  der  bestehen- 
den L.  3.  Die  rechtliche  Natnr  und  äussere 
Organisation  der  L.;  Privilegien.  4.  Die 
Grundlagen  des  landwirtschaftlichen  Kredites, 
insbesonaere  die  Pfandbriefe  und  ihre  Fun- 
dierung (Generalgarantie).  5.  Höhe  und  Art 
des  gewährten  Kredites,  Unktindbarkeit,  Amorti- 
sation. 6.  Die  Beleihung  des  bäuerlichen  Be- 
sitzes. 7.  Nebengeschäfte  der  L.,  Feuerver- 
sicherung, Darlehenskassen.  8.  Die  Central- 
landschaft.  9.  Erfolge  und  weitere  Ziele.  10. 
Die  privatgesellschaftlichen  Grandkreditver- 
einigungen. 

1.  Einleitung.  Unter  »Landschaften« 
versteht  man  die  auf  ständischer  oder  auf 
genossenschaftlicher  Zusammenfassung  des 
Gnmdbesilzes  beruhenden  öffentlichen  Kredit- 
institute. Die  historischen  preussi  sehen 
Landschaften,  von  denen  neuere,  zum  Teil 
abweichend  organisierte  Kreditorganisationen 
den  Namen  entlehnt  haben,  sind  eine  viel 
beneidete  Schöpfung  des  Friedericianischen 
Staates.  Wir  sagen  absichtlich :  des  Friederi- 
cianischen Staates,  weil  der  vom  Scharf- 
blicke  des   grossen    Königs   aufgenommene 
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Plan  des  Kaufmanns  Büring  ohne  die  Macht- 
mittel des  absoluten  Staates  nicht  zu  reali- 
sieren gewesen  wäre.  Nur  wenige  Jahr- 
zehnte später  brach  über  Preussen  die  Krisis 
herein,  welche  die  neugeschaffenen  stän- 
dischen Kreditinstitute  der  denkbar  schwer- 
sten Belastungsprobe  unterwarf.  Man  kann 
sagen,  dass  sie  sich  glänzend  bewährt  haben. 
Ja,  in  den  kritischsten  Zeiten  erwies  sich 
der  landschaftliche  Kredit  gefestigter  als 
der  des  Staates,  indem  dieser  in  den  Jahren 
1808  bis  1809  mit  den  Domänen  und  Forsten 
der  ostpreussischen  Landschaft  eintrat,  um 
durch  Ausgabe  von  Pfandbriefen  einen  Teil 
der  Kriegskontribution  aufzubringen.  Mochten 
auch  der  weitere  Verlauf  und  die  Nachwir- 
kungen der  Napoleonischen  Kriege,  zumal 
im  Zusammenhang  mit  der  landwirtschaft- 
lichen Depression  der  20er  Jahre,  verein- 
zelte Indulte  und  staatliche  Vorschuss- 
zahlungen erforderlich  machen,  so  sind  doch 
schliesslich  die  Landscliaften  allen  ihren 
Verpflichtungen  gerecht  geworden  und  haben 
in  erheblichster  Weise  dazu  beigetragen,  dem 
Grundbesitze  der  am  meisten  betroffenen 
östlichen  Provinzen  über  die  damalige  Not- 
lage hinwegzuhelfen.  Aber  auch  unmittel- 
bar haben  die  Landschaften  bei  der  nationalen 
Erhebung  des  Jahres  1813  mitgewirkt,  am 
meisten  die  ostpreussische  Landschaft,  in 
deren  noch  erhaltenem  Sitzungssaal  die  ost- 
preussischen Stände  mit  dem  General  von 
York  in  den  denk>\'ürdigen  Februartagen 
von  1813  die  Organisation  der  freiwilligen 
Volkserhebung  beschlossen. 

Dieser  Hinweis  auf  die  engen  Beziehungen 
der  Geschicke  der  Landschaften  zu  denen 
des  Gesamt  Staates  erscheint  notwendig,  um 
die  geschichtliche  Stellung  der  Landschaften 
in  Preussen  richtig  zu  würdigen. 

Zur  näheren  Begriffsbestimmung 
der  Landschaften  ist  folgendes  zu  bemerken. 

Der  schöpferische  Gedanke  der  I^and- 
schaften  bestand  in  dem  Ersätze  der  In- 
dividualhypothek,  bei  der  Gläubiger  und 
Schuldner  sich  unvermittelt  gegenüberstehen, 
durch  das  Pfandbriefsystem ;  die  Landschaft 
übernimmt  die  Ausgleichung  zwischen  dem 
kreditbedürftigen  Grundbesitze  und  dem 
anlagebeaürftigen  Kapital,  und  vermöge  der 
Vorzüge,  die  der  auf  den  Inhaber  lautende 
Pfandbrief  gegenüber  der  Einzelhypothek 
bietet  —  jederzeitige  Realisierbarkeit  und 
die  durch  die  Haftung  des  Instituts  und  der 
Kreditverbundenen  verstärkte  Sicherheit  — 
ruft  sie  ein  Kapitalangebot  hervor,  das  sie 
befähigt,  das  Kreditbedüi'fnis  des  Grund- 
besitzes unter  billigeren  und  angemesseneren 
Bedingungen  zu  befriedigen,  als  es  sonst 
möglich  wäre.  Diese  zuerst  in  den  Land- 
schaften geschaffene  sinnreiche  bankmässige 
Organisation  des  Grundkredits  hat  in  Deutsch- 
land und  ausserhalb  in  Pf andbriefinsti tuten 


I 
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der  verschiedensten  Art  Nachbildungen  er- 
funden.   Von  den  Landschaften  im  obiser 
Sinne  sind  zu  unterscheiden  nicht  blo^  'li* 
Hypothekenbanken,  Aktiengesellsekd- 
ten,  die  das  Pfandbriefgeschäft  zum  Zweck»^ 
eigenen  Erwerbes  betreiben,  senden   auch 
die   im   Interesse   des    Grundbesitzes    Zu- 
gerichteten  staatlichen  oder  kommu- 
nalen Grundkreditinstitute.  Landen 
banken,  Provinzialhilfskassen,  Landeskre.i:t- 
kassen  u.  s.  w.    Denn  auch  diese  Institiztr. 
die  namentlich  in  den  westlichen  und  mitt- 
leren  Provinzen   Preussens    die   hier    ganz 
fehlenden  oder  weniger  entwickelten  Land- 
schaften ersetzen,  unterscheiden  sich  scfaaif 
von  den  Landschaften  darin,  dass  sie  nici?r 
auf  der  Selbstverwaltung  des  organisiertet: 
Grundbesitzes  beruhen,  sondern  dass  —  in 
dieser  Hinsicht  ebenso  w^ie  bei  den  Hypv 
thekenbanken  —  ein   selbständiger   Unto-- 
nehmer,  hier  der  Staat,  die  Provinz,  der 
Kommunal  verband,  für  eigene  Rechnung  da? 
Pfandbriefgeschäft  in  die  Hand  genommeo 
hat.    Es  fehlt  also  die  bei  den  LandsehafCen 
in   deren   ganzer  Verfassung  li^ipende  Ge- 
währ dafür,  dass  das  Interesse  des  Grumi- 
kredits  als   das   schlechthin   entscheidende 
behandelt  wird.     Es  tritt  daher  bisweilen 
die  Neigung  hervor,  den  Beh-ieb  dieser  In- 
stitute auf  die  Gewinnung  von  Einnahmen 
für  sonstige  Zwecke   des  Untemehmerver- 
bandes    ziu:  Vermeidung    sonst   notwen<üt^ 
werdender    Verbaudsumlagen     hin     einzu- 
richten;   nicht  immer   folgt,    wie   bei  den 
Landschaften,  das  Sinken  des  Hyp©theken- 
zinsfusses  dem  Sinken  des  Zinssatzes,  den 
das  Institut    selbst    für  die    ausgegebenen 
Pfandbriefe  (Schiddverschreibungen)  zu  ent- 
richten   hat      Diese    Gnippe    öffentlicher 
Kreditanstalten  ist  daher  im  folgenden  nicht 
mitberücksichtigt,  obschon  sie  im  Sinne  des 
preuss.    Gesetzes    betreffend    die    Zwangs- 
vollstreckung aus  Fordenmgen   landschiift- 
licher  (ritterscliaftlicher)  Kreditanstalten  vom 
3.  August   1897    den   Landschaften   gleich- 
gestellt sind,  §  1  Abs.  2  das. 

Nicht  zu  den  Landschaften  gehören  end- 
lich nach  der  eingangs  gegebenen  Begriffs- 
bestimmung die  privatgesellschaft- 
lichen, auf  Association  des  Grundbesitzes 
beruhenden  Pfandbriefanstalten.  Immerhin 
werden  diese  am  Sclilusse  noch  zu  berühn?n 
sein,  da  sie  den  Landschaften  nahe  stehen 
und  schon  mehrere  von  ihnen  sich  in 
öffentlichrechtliche  Institute  umgewandelt 
haben. 

2.  Uebersicht  der  bestehenden  L 
Der  Plan  einer  allgemeinen  Organisation 
der  ritterschaftlichen  Stände  sämtlicher 
schlesischen  Fürstentümer  zu  einem  die 
ganze  Provinz  umfassenden  Kreditverbande 
erhielt  durch  die  Kabinettsordre  Friedrich*  | 
des  Gi-ossen  vom  29.  August  1769  die  Ge- 
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nehmigung.  Das  schlesische  Landschafts- 
reglement ist  vom  9.  Juli  1770  datiert.  Es 
folgte  die  Errichtung  des  ritterschaftlichen 
Kreditinstitutes  der  kur-  und  neiunärkischen 
Landschaft  durch  Reglement  vom  15.  Juni 
1777,  die  Errichtung  der  pommerschen  Land- 
schaft durch  Reglement  vom  13.  März  1781, 
der  westpreussißchen  durch  Reglement  vom 
19.  April  1787,  der  ostpreussischen  durch 
Reglement  vom  16.  Februar  1788.  Diese 
fünf  alten  Landschaften  haben  mannigfache 
gemeinsame  Eigentümlichkeiten,  aber  auch 
wesentliche  Verschiedenheiten,  wie  sich  dies 
aus  dem  nachstehenden  wgiebt. 

Es  folgte  die  im  Jahre  1821  erriclitete 
Posener  Landschaft,  die  im  Jahre  1877  nach 
beendeter  Einlösung  ihrer  Pfandbriefe  wieder 
aufgelöst  ist  und  deren  Funktionen  auf  den 
im  Jahre  1857  begründeten  Neuen  Kredit- 
verein, der  im  Jahre  1887  den  Namen 
»Posener  Landschaft«  angenommen  hat, 
übergegangen  sind.  Wegen  der  übrigen 
preussischen  Institute  ist  die  auf  S.  456  fol- 
gende Uebersicht  zu  vergleichen.  Ausserhalb 
rreussens  sind  zu  nennen: 

a)  der  Kreditverein  der  Mecklenburgischen 
Ritterschaft  beider  G-rossherzogtümer  von 
1818; 

b)  der  erbländische  ritterschaftliche  Kredit- 
verein im  Königreich  Sachsen  von  1844; 

c)  der  ritterschaftUche  Kreditverein  im 
Herzogtum  Braunschweig  von  1862. 

3.  Die  rechtliche  Natur  und  äussere 
Organisation  der  L.;  Privilegien.  Die 
Landschaften  sind  öffentliche  Kor- 
porationen miter  geordneter  Staatsauf- 
sicht, welche  in  Preussen  in  1.  Instanz  von 
einem  besonders  bestellten  königlichen  Kom- 
missar (regelmässig  dem  Oberpräsidenten), 
in  2.  Instanz  seit  dem  Allerh.  Erlass  vom 
10.  September  1874  (G.S.  S.  310)  vom  Mi- 
nister für  Landwirtschaft,  Domänen  und 
Forsten  gehandhabt  wird.  Jedoch  ist  der 
Schlesischen  Landschaft  und  den  hannover- 
schen Instituten  ein  ständiger  Staatskom- 
missar nicht  beigeordnet.  Als  öffentliche 
Korporation  ist  auch  das  Berliner  städtische 
Pfandbriefamt  anzusehen,  bei  welchem  ein 
Kommissar  des  Berliner. Magistrats  die  erst- 
instanzliche Aufsicht  übt. 

Die  Direktionen  der  obigen  Landschaften 
haben  den  Charakter  öffentlicher  Behörden 
(§  24  Schlnssabsatz  des  Disciplinarges.  v. 
21.  Juli  1852).  Sie  haben  in  dieser  Eigen- 
schaft nicht  bloss  nach  Massgabe  der  Sta- 
tuten die  Zwangsverwaltung  gegen  säumige 
Schuldner  selbständig  einzuleiten  und  zu 
beaufsichtigen  (§  145,  §  202  Abs.  2  des  G. 
V.  13.  J\üi  1883)  resp.  den  gerichtlichen 
Zwangsverkauf  zu  beantragen,  sondern  es 
sind  ihnen  gesetzlich  auch  staatliche  Auf- 
gaben anderer  Art  übertragen,  wie  die  Aus- 
stellimg    von   üaschädlichkeitsattesten   und] 


die    Festsetzung  von  Lehnstaxen   (Gr.G.  v. 

3.  März  1850,  27.  Juni  1860,  15.  Jiüi  1890, 

4.  März  1867,  §  24,  24.  JuU  1875,  §  25). 
Die  Beamten  der  Landschaften  haben  die 
Stellung  der  mittelbaren  Staatsbeamten,  sie 
werden  vereidigt,  unterstehen  dem  Dis- 
ciplinargesetz  und  geniessen  das  Kommunal- 
abgabenprivilegium  der  Staatsbesunten  (K.O. 
v.  14.  Mai  1832  -  0.8.  S.  145  — )•  Die 
zum  Richteramt  befähigten  Syndici  haben 
innerhalb  ihres  Geschäftskreises  die  Urkunds- 
befugnis der  Notare. 

Die  höheren  Beamten  werden  von  den 
Kreditverbänden  gewählt  und  vom  Könige 
resp.  dem  Minister  in  ihren  Aemtern  be- 
stätigt, nur  bei  der  Posener  Landschaft  findet 
eine  staatliche  Ernennung  der  Direktions- 
mitgiieder  statt.  Vollbesoldete  Beamte  sind 
regelmässig  niur  die  Syndici  und  die  Sub- 
altornbeamten,  die  Gehälter  der  dem  Grund- 
besitzerstande angehörenden  Dii'cktionsmit- 
glieder  sind  massig  bemessen  und  auf  Ent- 
schädigung für  Zeitverlust  und  Repräsen- 
tationskosten berechnet. 

Innerhalb  der  durch  die  Staatsaufsicht 
gegebenen  Grenzen  sind  die  Landschaften 
autonom  und  verwalten  ihre  Angelegenheiten 
selbständig.  Die  Organisation  der  einzelnen 
Institute  ist  nur  in  den  allgemeinen  Gmnd- 
zügen  übereinstimmend.  Als  ausführende 
Behörde  steht  eine  Generallandschafts-(Haupt- 
ritterschafts-)direktion  an  der  Spitze,  ihr  zur 
Seite  ein  Repräsentantenkollegium  (engerer 
Ausschuss),  das,  mit  Ausnahme  von  Branden- 
burg, zugleich  die  Beschwerdeinstanz  be- 
treffs der  Verfügungen  der  Generalland- 
schaftsdirektion bildet.  Oberste  Instanz  für 
Beschwerdesachen  und  oberstes  Vertretungs- 
organ ist  der  aus  Deputierten  der  Grund- 
besitzer gebildete  GeneraUandtag  (General- 
versammlung), in  welchem  der  königliche 
Kommissar  den  Vorsitz  führt. 

Die  Schlesische,  Märkische,  Pommersche 
und  Westpreussische  Landschaft  haben  eine 
decentralißierte  Verfeissung  und  zerfaUen  in 
Departements  (Ftirstentumslandschaften)  mit 
besonderen  Direktionen  und  Repräsentanten- 
kollegien. In  der  Mark  und  Westpreussen 
handelt  es  sich  dabei  um  eine  blosse  Ver- 
waltungseinteilung, während  in  Schlesien 
und  Pommern  die  Departements  (Fürsten- 
tumslandschaften) eine  koi'porative  Verfassung 
haben  und  mit  eigenem  Vermögen  (eigen- 
tümlichen Fonds)  ausgestattet  sind.  In 
Schlesien  ist  so^  der  Hauptteil  der  Fonds 
EigentTim  der  Departements,  und,  indem 
diese  Fonds  für  die  Sicherheit  der  Pfand- 
briefe haften,  hängt  es  hiermit  zusammen, 
dass  in  Schlesien  (üe  Festsetzung  der  Taxen 
und  die  Bestimmung  der  Höhe  des  zu  ge- 
währenden Kredits  den  Fürstentumsland- 
schaften zusteht  und  die  Generallandschafts- 
direktion  lediglich  befugt  ist,   eine  Super- 
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üebersicht  der  preussischen  Landschaften  nach  dem  Stande  des  Jahres  1897, 


Bezeichnung  der  Institute 


Ausgegebene  Pfandbriefe  (Schuldverschreibungen)  zu  Prozent: 
Summe  in  Mark 


|3V«I 


AI! 


snsammft 


1.  Ostpr.  Landsch.  (1788) 

2.  We8tpr.Landsch.(1787) 

3.  Neue  westpreuss.  Land- 

schaft (1861}    .    .    . 

4.  Berliner      Prandbrief- 

institut  (1868) .    .     . 
Hiervon  neue      .    .    . 

5.  Kur-  u.  neumärk.  ritter- 

scbaftl.  Kreditinstitut 

(1777);  alte  Pfandbr. 

(sog.garantierteGold) 

Neue  Pfandbr.    .    .    . 

6.  Neues       brandenburg. 

Kreditinstitut  (1869) 

7.  Pomm.  Landsch.  (1781) 

8.  Neue  Pomm.  Landsch. 

für  den  Kleingrund- 
besitz (1871)  1)      ,    . 

9.  Pos.  Landschaft  (1857) 

10.  Schles.  Landsch.  (1769) 

alte  Pfandbr.   .    .    . 
Rustikal-Pfandbriefe   . 

11.  Landschaft  der  Provinz 

Sachsen  (1864)      .    . 

12.  Schleswig-Holsteinsche 

Landschaft  (1895) 

13.  Rittersch.  Kreditverein 

zu  Hannover  (1825)*) 

14.  Rittersch.   Kreditinsti- 

tut zu  Celle  (1790) ») 

15.  Bremenscher  rittersch. 

Kreditverein  zu  Stade 
(1826)*) 

16.  Landsch.   der   Provinz 

Westfalen  (1877)*)    . 

17.  Centrallandsch.  für  die 

preuss.  Staaten  (1873) 


27  729  600! 
16304200' 

7  516  100!  .    lioi  020590 


1305  151  725 
I126070455 

ii 


18700 


14909 100 

14909  lool 


38  743  900  8  676  600  8  676  300, 1  623  600 
28  052  200 


332  881  325 
142  393  355 

108  536  Ööu 

72  629  500 
42  961  333 


147580— j 

I  •    I 


33014000J 
81559075' 

I  107  800  j 
5  906  700j 

203  724  35oi 
59689  100; 

I 
66  380  375 1 


4  698  920, 
I  097  250; 

87  762  750 


187  940 


I 


6  242  000 

145  323  75o| 


150991  825, 


2837  ioo|    .       155400 

22665240055365760 

147  720  300 1  1349430 
70439400;     350250 

I 

22737225'  2356775 


18734000 


I0055450I 

21  517  IOOJI8205  100, 

,  I 

190  295  450,  987001  — 


5034440 
19  341  000 

120776750 
232  550  900 

4  100300 
'287  924  Söo 
I 

13527940^ 
13047S750 

91474375 

2  246  150 

18734000 

14192521' 

10055450 
45964200 

3357179« 


Centralpfandbriefe  sind  bis  1.  Dezember 

1897  überhaupt  ausgefertigt  .... 
Von  den  Centralpfandbriefen  entfallen  auf 
die  westpreussische  Landschaft  .... 
das    kur-   und    neumärkische    rittersch. 

Kreditinstitut 

das  neue  brandenburgische  Kreditinstitut 

die  pommersche  Landschaft 

die  neue  pommersche  Landschaft  für  den 

Kleingrundbesitz 

das    Kreditinstitut   für    die   Ober-   und 

Niederlausitz 

die  Landschaft  der  Provinz  Sachsen  .  . 
die  Schleswig-Holsteinsche  Landschaft  . 
Gelöscht  sina  im  ganzen 


667893050 

1549  700 

178092  a» 
120776750 

3444700 

4555450 

2580» 
24794250 

1    2246150 

1332175^^° 


revision  der  Taxen  vorzunehmen.    Bei  allen  1  direktion  statt,   oder  dieser  steht  sogar  äe 
anderen    Instituten    findet    entweder    eine  eigentliche  Taxfestsetzung  zu. 
regelmässige  Superrevision  durch  die  General- '       Von  den  mannigfachen,  den  älteren  Land- 


^)  Früher  „Pommerscher  Landkreditverband".  ^)  Für  die  Fürstentümer  Kaienberg,  Göttingen, 
Grubenhagen,  Hildesheim.  ')  Für  das  Fürstentum  Lüneburjg.  *)  Für  die  Herzogtümer  Brein«Q 
und  Verden  und  das  Land  Hadeln.  '^)  Ist  erst  1899  in  ein  öffentliches  Institut  umgewandelt 
worden.    *)  Zu  S*/«  und  4o;o. 
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>oli^ften  bei  ihrer  Errichtung  eingeräumten 
P  ri  vilegien  ist  das  wichtigste  das  Recht, 
» Im  €5   gerichtliche  Ausklaguiig  die  Z  w  a  n  g  s  - 
V' ollstreck  ung  in  das  verpfändete  Gründ- 
et fick    herbeizuführen.     Den  neueren  Land- 
s^i^\£h±ten  hatte  dieses  Recht  statutarisch  nicht 
oiii geräumt   werden    können,   weil  es  dazu 
oioos  Aktes  der  Gesetzgebung  bedurft  hätte. 
»Sio     hatten   sich  zum  Teil   (so  Posen  und 
>>elile6wig-Holstein)  durch  die  statutarische 
Vc»rsiclirift    zu    decken    gewusst,    dass   der 
Soliiildner  bei  der  Darlehnsauf nähme  durch 
notariellen  Akt  sich  der  sofortigen  Zwangs- 
vollstreckung gemäss  §  702   Ziff.  5  C.P.O. 
zix   unterwerfen  hat. 

Sine  wesentliche  Ausdehnung  des  land- 
sohaftlichen  ZwangsvoUstreckungsrechts  ist 
aber  in  neuester  Zeit  durch  das  preussische 
Oesetz  vom  3.  August  1897  erfolgt,  und  zwar 
kommt   dieses   Gesetz   allen    bis  1.  Januar 
19O0  begründeten  öffentlichen  Landscliaften 
zu  gute.    Danach  kann  für  eine  Landschaft 
mit  landesherrlicher  Genehmigung  durch  die 
Satzung  bestimmt  werden,  dass  der  Anstalt 
das  Recht  der  Zwangsvollstreckung  in  das 
bewegliche  Vermögen   und  der  Zwangsver- 
waltung zusteht,  dass  ein  von  ihr  gestellter 
Autrag  auf  Zwangsversteigerung  den  voU- 
r^treckbaren  Schuldtitel  ersetzt  und  dass  sie 
im  Falle  der  Devastation  an  Stelle  des  Ge- 
richtes den  Arrest  in  das  bewegliche  Ver- 
mögen des  Schuldners  oder  die  Zwangsver- 
waltung in  das  Grundstück  vollziehen  kann. 
Femer  kann   im  Statut   bestimmt   werden, 
dass  aus  den  von  dem  Sjmdikus  aufgenom- 
menen Urkunden  die  gerichtliche  Zwangs- 
vollstreckung stattfindet. 

Dieses  Gesetz  ist  für  die  neiien  Land- 
schaften von  grossem  Wert  und  enthält 
auch  für  die  älteren  Institute  manche  Ver- 
besserungen. 

Ein  bedeutungsvoller  Vorzug  ist  endlich 
die  den  landschaftlichen  Pfandbriefen  ge- 
setzlich zustehende  Mündelsicherheit. 
Diuxjh  das  Bürgerliche  Gesetzbuch 
und  die  Nebengesetze  sind  die  Vor- 
rechte der  Landschaften  nicht  be- 
rührt worden,  vgl.  den  Vorbehalt  in  Ar- 
tikel 167  des  Einführungsgesetzes  zum 
Büi-gerlichen  Gesetzbuche. 

4.  Die  Grundlagen  des  landschaft- 
liehen Kredits,  insbesondere  die  Pfand- 
briefe nnd  ihre  Fnndierung  (General- 
garantie). Aus  der  Zweckbestimmung  und 
der  korporativen  Verfassung  der  Landschaft 
ergiebt  sich,  dass  jedes  Mitglied  ein  Recht 
auf  Bewilligung  des  statutenmässig  zulässigen 
Kredits  hat.  Die  Landschaft  ist  nicht,  wie 
Hypothekenbanken,  Sparkassen  und  andere 
Institute,  befugt,  eingehende  Darlehnsgesuche 
einfach  abzulehnen.  Der  Verwendungszweck 
des  nachgesuchten  Kredits  wird  von  den 
Landschaften  im  allgemeinen  nicht  geprüft. 


Jedoch  ist  bei  der  Märkischen  Landschaft 
der  Antrag  auf  Beleihung  des  4.  Sechsteils 
der  Taxe  durch  ein  vorhandenes  sachliches 
Bedürfnis,  z.  B.  Ablösung  einer  anderen 
Hypothek,  Melioration,  Erbauseinandersetzung 
etc.,  zu  begründen  (Kommentar,  veranstaltet 
von  der  Hauptrittersdiaftsdirektion  1892^ 
S.  38).  —  Die  Kreditbeschaffung  erfolgt 
mittelst  Ausgabe  auf  den  Inhaber  lautender 
verzinslicher  »Pfandbriefe«.  Das  frühere 
System  der  sog.  alten  Pfandbriefe,  welche 
Partialhypothekeninstnimente  auf  ein  be- 
stimmtes Gut  xmter  Mitverhaftung  der  land- 
schaftüchen  Korporation  darstellten,  ist  ver- 
lassen, üeber  cfie  rechtliche  Sicherstellung 
und  materielle  Fundiening  der  jetzt  allein 
in  Betracht  kommenden  neuen  Pfandbriefe 
ist  folgendes  zu  sagen. 

Die  Pfandbriefe  sind  Schuldverschrei- 
bungen der  Landschaft,  welche  sich  als  auf 
eine  Hypothekenfordening  von  gleichem  Be- 
trage fundiert  bezeichnen.  Wenigstens  ist 
das  bei  den  älteren  Landschaften  der  FalL 
Der  rechtliche  Zusammenliang  zwischen  den 
Pfandbriefen  und  den  Unterlagehypotheken 
ist  in  der  Weise  hergestellt,  dass  die  Pfand- 
briefe von  einer  besondei-en  Kontrollkom- 
mission mit  vollzogen  werden,  welche  sich 
durch  Einsicht  des  betreffenden  Hypotheken- 
dokuraents  von  dem  Vorhandensein  eines 
gleich  hohenBetrages  hypothekarischer  Forde- 
rungen zu  überzeugen  hat,  und  dass  zugleich 
das  Hj^thekendokimient  mit  einem  Sperr- 
vermerk versehen  wird.  Letzterer  hat  die 
Wirkung,  dass  der  Gnmdbuchrichter  die 
Abtretung  oder  Löschung  der  Hypothek  nur 
gegen  den  ihm  durch  eine  Bescheinigung  zu 
führenden  Nachweis  eintragen  darf,  dass  ein 
gleich  hoher  Betrag  von  Pfandbriefen  aus 
dem  Verkehr  gezogen  ist.  Bei  einzelnen 
Landschaften  erfolgt  die  Löschung  des 
Sperrvermerks  durch  die  Kontrollkommission 
selbst,  unter  der  nämlichen  Voraussetzimg. 
Bei  mehreren  Landschatten  ist  ferner  statu- 
tarisch vorgeschrieben,  dass  die  Unterlage- 
hypotheken ausschliesslich  für  die  Sicher- 
heit der  Pfandbriefe  haften  und  von  anderen 
Gläubigern  des  Instituts  nicht  in  Anspruch 
genommen  werden  können.  Die  meisten 
neueren  Landschaften  haben  eine  solche 
Bestimmung,  deren  Rechtswirksamkeit  über- 
haupt nicht  zweifellos  ist  (Motive  zu  dem  in 
den  Jahren  1879/80  dem  Reichstage  vorge- 
legten Entwurf  eines  Gesetzes,  betreffend  das 
Faustpfandrecht  für  Pfandbriefe  und  ähnliche 
Schuldverschreibungen),  nicht  aufgenommen. 
Ebenso  haben  die  neueren  Landschaften  die 
Einrichtung  der  Kontrollkommission  und  des 
Sperrvermerks  nicht  aufgenommen,  für  die 
Erhaltung  des  Gleichgewichts  zwischen 
Hypotheken  und  Pfandbriefen  sind  hier 
aliein  die  Direktion  resp.  der  Verwaltungs- 
rat verantwortlich  gemacht. 
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Nach  Vorstehendem  ist  das  rechtliche 
Band  zwischen  den  Pfandbriefen  und  den 
ünterlagehypotheken  bei  den  einzelnen  In- 
stituten bis  jetzt  ein  mehr  oder  weniger 
loses.  In  der  Sache  kommt  es  hierauf 
nicht  wesentlich  an.  Die  Einrichtungen 
der  Landschaften  und  die  Art  ihrer  Ver- 
waltung bürgen  dafür,  dass  nicht  mehr 
Pfandbriefe  in  Umlauf  gesetzt  werden,  als 
Hypotheken  vorhanden  sind,  \md  die  Frage, 
ob  den  Pfandbriefbesitzern  ein  Pfandrecht 
an  den  Hypothekenforderungen  zusteht,  ist 
für  die  landschaftlichen  Institute  deshalb 
nicht  von  grösserer  Bedeutung,  weil  sie  sich 
mit  Geschäften  anderer  Art  nicht  abgeben, 
die  Pfandbriefbesitzer  also  nicht  mit  anderen 
Kategorieen    von    Gläubigem   konkurrieren. 

Letzteres  trifft  allerdings  nicht  zu  bei  den 
für  die  Verbindlichkeiten  der  betreffenden  Dar- 
lehnskassen  haftenden  Landschaften  in  Schle- 
sien und  der  Mark,  vgl.  un  ten  sub  7 .  Es  ist  des- 
halb  immerhin  nicht  ganz  ohne  Wert  für  die 
Landschaften,  dass  in  dem  Reichshypotheken- 
bankgesetz, welches  bekanntlich  den  Inhabern 
der  Hypothekenpfandbriefe  der  Hypotheken- 
banken ein  Recht  auf  bevorzugte  Befriedi- 
gung aus  den  ünterlagehypotheken  gewährt, 
ein  Vorbehalt  für  die  Landesgesetzgebung 
vorgesehen  ist,  um  ein  ähnliches  Konkurs- 
vorrecht auch  für  die  Inhaber  der  land- 
schaftlichen Pfandbriefe  zu  schaffen. 

Für  die  materielle  Fundierung 
der  Pfandbriefe  kommt  in  erster  Linie  die 
Bonität  der  Hypotheken  in  Betracht,  also 
die  in  den  Einnchtungen  und  Personen  ge- 
gebenen Garantieen  füi-  richtige  Taxen  und 
vorsichtige  Beleihungen.  Da  indessen  jedes 
Grundkreditinstitut,  welches  seine  Aufgabe 
^^^rklich  erfüllen  will,  mit  der  Möglichkeit 
eintretender  Verluste  rechnen  muss,  so  sind, 
wie  bei  den  Hypothekenbanken  das  Aktien- 
kapital, auch  für  die  Landschaften  weitere 
materielle  Garantieen  erforderlich,  \im  unter 
allen  Umständen  die  Pfandbriefe  und  deren 
Zinsen  sicher  zu  stellen.  Zu  dieser  Sicher- 
stellung der  Gläubiger  dienen  in  erster  Reihe 
die  der  Landschaft  als  Kori)orationen  gehö- 
rigen Fonds,  die  bei  den  einzelnen  Instituten 
eine  sehr  verschiedene  Höhe  eiTeichen,  femer 
die  Amortisationsfonds  resp.  das  Amortisa- 
tionsguthaben des  Schuldners.  Dazu  tritt 
bei  den  alten  Landschaften  die  General- 
garantie der  Kredit  verbundenen,  d.h.  die 
Solidarhaft  der  der  Ijandschaft  angehörenden 
Güter.  Diese  Generalgarantie  ist  eine  durch 
Specialgesetz,  nämlich  durch  die  alten  Land- 
schaftsreglements geschaffene  Verpflichtung, 
also  nicht  auf  privatrechtlichem  Titel  be- 
ruhend und  wird  daher  dui-cli  die  Gnmd- 
b\ichgesetzgebung  nicht  berührt.  Der  Ge- 
neralgarantie unterliegen  in  Ost-  und  West- 
preussen,  Schlesien  und  Pommern  (hier  je- 
doch  mit  Ausnalmie  des   erst   nachträglich] 


der  Landschaft  angeschlossenen  Neuvorpoaj- 
mern)  alle  bepfandbriefungsfäh  igen  Güter, 
in  der  Mark  und  Neuvorpommern  nur  di^ 
wirklich  bepfandbrief ten.  In  Schlergen 
unterliegen  auch  die  Staatsdomänen  der  iv- 
neralgarantie,  in  Ostpreussen  die  DomäL^ 
und  Forsten.  In  Schlesien  und  Westprensees 
besteht  keine  Generalgarantie  für  diejeoigpfl 
unter  besonderer  Litera  ausgegebenen  Pfar.d- 
briefserien,  welche  auf  Grand  von  Be- 
leihungen über  die  erste  TaxhäJfte  hinau- 
ausgegeben  sind. 

Bei   den   neueren   Landschaften    konnte 
eine  derartige  Generalgarantie  nicht  einge- 
führt werden,  es  hätte  dazu  eines  Gesetze 
bedurft.     Hier  sind  sehr  verschiedene  iSr?- 
teme  zur  Sicherstellung  der  Pfandbriefe  ge- 
wählt.   Es  sind  entweder  besondere  Sicher- 
heits-  resp.  Reservefonds  gebildet  (so  für  dk 
obigen  Serien   der  schlesischen   und   west- 
preussischen  Pfandbriefe,  für  die  schlesiseieii 
Rustikal-,  die   neuen    westpreussischen,  «ü*? 
Berliner  und  Posener  Pfandbriefe),  oder  es 
ist  den  Kreditverbundenen  eine  beschränite 
Nachschusspflicht  (5  bis  10  ^/o  ihrer  SchuMi 
auferlegt  (so  beim  sächsischen,  westfäliscbeD 
und    dem    älteren    schleswig-holsteinischea 
Institute).     Das  Nähere  s.  bei  Saling  T.  II 
S.  300  ff.     Für  die  neue  Schles^ig-fioi^tei- 
nische  Landschaft  hat  der  gemeinschaftliche 
Fonds  der  adeligen  Klöster   uud  Güter  mit 
1  Million  Mark  die  Garantie   übernommen. 

Alle  diese  an  sich  recht  wesentlichen 
Unterschiede  in  Bezug  auf  Art  und  Mass 
der  den  Pfandbriefbesitzem  gewährten  Ga- 
rantieen kommen  übrigens  in  der  Bewertung 
und  dem  Kurse  der  Pfandbriefe  kaum  zum 
Ausdruck.  Es  spricht  sich  in  dieser  That- 
sache  aus,  dass  das  Publikum,  und  zwar 
mit  Recht,  den  Hauptwert  auf  die  Soüdität 
der  Taxen  und  Beleihungen  legt  und  in 
dieser  Hinsicht  in  die  Verwaltung  der  Land- 
schaften gleichmässiges  Vertrauen  setzt  Es 
darf  indessen  bezweifelt  werden,  ob  ahfle 
das  Fundament  der  Generalgarantie  die 
Pfandbriefe  bei  ihrer  Einführung  und  später 
sich  dasjenige  Vertrauen  erworben  haben 
würden,  welches  sie  jetzt  allgemein  besitzen, 
die  Generalgarantie  ist  die  historische  Grund- 
lage, auf  der  sich  das  Pfandbrief  wesen  ent- 
wickelt hat  und  später  zu  neuen  Bildungen 
fortschreiten  konnte. 

Der  Zinsfuss  der  Pfandbriefe  hat  mit 
den  allgemeinen  Geld  Verhältnissen  gewechselt 
und  bietet  ein  getreues  Spiegelbild  der  Zins- 
bewegung des  letzten  Jahrhunderts.  Zu 
Ende  der  30er  Jahre  wurde  schon  einmal 
eine  allgemeine  Konvertierung  der  Pfand- 
briefe auf  3V2^/o  Zinsen  durcHgeführt  Der 
erhöhte  Kapitalbedarf,  den  der  Eisenbiüinbau 
und  die  Entwickelung  der  Industrie  mit  sich 
brachten,  führten  bald  darauf  wieder  za 
einer  Verteuerung  des  Geldstandes,  die  erst 
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von  Ende  der  70er  Jahre  an  stetig  nachliess, 
so  dass  die  inzwischen  ausgegebenen  bis  zu 
5%  verzinslichen  Pfandbriefe  seitdem  all- 
mählich in  3  ^/2  piozentige  konvertiert  sind 
und  die  meisten  Landsdbaften  sich  in  den 
Jahren  1894/95  die  Konvertierung  auf  3% 
durchzuführen  ansdiickten.  Gelungen  ist  diese 
Konvertienmg,  wie  die  obige  Zusammenstel- 
lung nachweist,  nur  einem  Teile  der  Land- 
schaften, überhaupt  sind  die  rasch  einander 
folgenden  Konvertienmgen  für  die  Beliebtheit 
der  Pfandbriefe  als  Anlagepapier  nicht  günstig 
gewesen  und  haben  vielleicht  dazu  beige- 
tragen, dass  der  Kurs  der  Pfandbriefe,  der 
früher  dem  der  Staatspapiere  gleichstand,  in 
neuerer  Zeit  hinter  ihnen  zurückgeblieben 
ist.  Die  Landschaften  sind  niemals,  wie 
früher  die  Hypothekenbanken,  dazu  über- 
gegangen, Prämienpfand  briefe  oder  solche 
mit  festen,  bei  der  Einlösung  zahlbaren  Zu- 
schlägen auszugeben,  eine  Massnahme,  deren 
Bedenklichkeit  inzwischen  auch  von  den 
Hypothekenbanken  anerkannt  und  jetzt  für 
diese  reichsgesetzlich  imtersagt  ist. 

In  neuester  Zeit  ist  unter  dem  Einflüsse 
des  dauernd  steigenden  Zinsfusses  die  Ost- 
preussische  Landschaft  wieder  zur  Aus- 
gabe 4prozentiger Pfandbriefe  über- 
gegangen. 

üeber  die  Kündbarkeit  der  Pfand- 
briefe s.  unten  sub  5  b. 

5.  Höhe  und  Art  des  gewährten  Kre- 
dites, ünkündbarkeit  Amortisatioii.  a) 
Grenze  der  Beleihung.  Sie  ergiebt 
sich  aus  der  Feststellung  eines  bestimmten 
Taxwertes  der  Lie^nschaft  und  aus  der  bei 
den  einzelnen  Instituten  verschieden  festge- 
setzten Quote,  bis  zu  welcher  der  Taxwert 
beliehen  werden  darf.  Die  Landschaften 
beliehen  lu^priinglich  die  Hälfte  des  Tax- 
wertes, gegenwärtig  fast  sämtlich  ^fs,  die 
Westpreussische  Landschaft  beleiht  ^/lo  der 
Taxe,  die  Posener,  die  früher  bei  Besitzungen 
mit  weniger  als  30000  Mark  Taxwert  nur 
die  Hälfte  belieh,  hat  in  neuester  Zeit  all- 
gemein die  2/8-Beleihung  eingeführt.  Die 
in  dieser  Hinsicht  bestehenden  Unterschiede 
kommen  wenig  in  Betracht,  indem  da,  wo 
die  beleihbare  Quote  niedrig  festgesetzt  wird, 
die  Taxen  höher  auszufallen  püegen.  Sehr 
mannigfaltig  sind  die  besonders  bei  den 
alten  Landschaften  fm  Detail  ausgebildeten 
Vorschriften  über  das  Taxverfahren.  Im 
ganzen  sind  3  Gninj^en  zu  unterscheiden: 
Beleihung  nach  der  Grundsteuer, 

„        nach  einer  vereinfachten  Grund- 
steuertaxe und 
„        auf  Grund  förmlicher  Taxe. 

Im  ersten  FaDe  wird  bis  zu  einem  be- 
stimmten Vielfachen  des  Grundsteuerreiner- 
trages, meist  dem  15  fachen,  ohne  weitere 
Ermittelungen  Kredit  bewilligt.  Bei  der 
zweiten   Methode    findet    ein    vereinfachtes 


Taxverfahren  unter  Zugrundelegung  der 
Gnmdsteuereinschätzung  statt.  Im  letzten 
Falle  wird  eine  specielle  Bonitierungstaxe 
aufgenommen.  Die  zweite  Methode  findet 
vorzugsweise  bei  der  Beleihung  kleinerer 
Besitzungen  Anwendimg,  die  dritte  bei  der 
Beleihung  grösserer  Güter.  Die  eiste  und 
die  zweite  resp.  die  erste  und  die  dritte 
gehen  alternativ  neben  einander  her,  so  dass 
also  derjenige,  der  nur  auf  einen  geringen 
Kredit  Anspruch  macht,  den  billigen  und 
bequemen  Modus  der  Beleihimg  nach  der 
Grundsteuer  wählen  kann.  Die  förmlichen 
Taxen  sind  teils  Grundtaxen,  teils  Ertrags- 
taxen; auch  da,  wo  Gnmdtaxen  eingeführt 
sind,  sind  die  Werte  so  bemessen,  dass  sie 
nicht  den  Kaufwert,  sondern  den  Ertrags- 
wert repräsentieren.  Bei  der  Beleihung  von 
Forstboden  w^ird  im  allgemeinen  nur  der 
Wert,  den  der  Grund  und  Boden  bei  sons- 
tiger Benutzung  haben  würde,  zu  Grunde 
gelegt,  die  Beleihuug  der  Forsten  als  solcher, 
welche  eine  dauernde  Kontrolle  der  Hauungen 
und  Kulturen  voraussetzt,  findet  sich  bei 
der  Schlesischen  Landschaft,  früher  auch  in 
Brandenburg. 

Die  Aufnahme  der  Taxe  erfolgt  durch 
örtliche  Deputierte,  welche  als  Mitglieder 
der  Landschaft  für  die  Richtigkeit  der  Taxe 
selbst  mit  einstehen  müssen;  wegen  der 
Taxfestsetzung  s.  oben  sub  2. 

b)  Art  der  Kreditgewährung. 
Kündbarkeit.  Z  US  chussdarle  he  n.  Die 
Landschaften  gewähren  Amortisationsdar- 
lehen, welche  vom  Schuldner  mit  den  statu- 
tarischen Kündigungsfristen  jederzeit,  von 
der  Landschaft  nur  aus  bestimmten  Gi-ünden 
(Vermögensverfall,  Devastation  und  ähnliche) 
aufgekündigt  werden  können.  Dem  Kündi- 
gungsrechte des  Schuldners  entspricht,  da 
das  Gleichgewicht  zwischen  Hypotheken  und 
Pfandbriefen  aufrecht  erhalten  werden  rauss, 
die  Kündbarkeit  der  Pfandbriefe  auch  ausser- 
hjQb  der  im  gewöhnlichen  Amortisationsver- 
fahren erfolgenden  Tilgung.  Auffälliger- 
weise war  in  den  alten  preussischen  Regle- 
ments der  der  ünkündbarkeit  des  Pfand- 
briefdarlehens seitens  der  Landschaft  not- 
wendig korrespondierende  Ausschluss  der 
Kündigung  durch  den  Pfandbriefbesitzer 
nicht  vorgesehen,  sogar  den  Pfandbriefbe- 
sitzern ausdrücklich  das  Recht  der  Aufkün- 
digmig  beigelegt  (z.  B.  Kur-  und  Neumär- 
kisches Kreditreglement  von  1777  §  271). 
Es  hatte  dies  wohl  darin  seinen  Grund,  dass 
man,  als  das  Institut  der  Landschaften  noch 
neu  war,  für  die  Pfeindbriefe  ohne  Gewäh- 
rung eines  Kündigungsrechts  nicht  sicher 
auf  Abnehmer  rechnen  konnte.  Das  Kün- 
digungsrecht ist  gelegentlich  der  oben  er- 
wähnten Konvertierungen  in  den  30er  Jahren 
überall  beseitigt  und  zwar  ohne  Vorbehalt, 
so    dass    die   Pfandbriefbesitzer    auch    bei 
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etwaiger  Nichtzahlung  der  Pfandbrief zinsen 
nicht  kündigen  können. 

Die  Darlehnsvaluta  zahlen  die  alten  Land- 
schaften in  Pfandbriefen,  deren  Verwertung 
die  sub  6  gedachten  Darlehnskassen  dem 
Schuldner  vermitteln,  die  Hannoverschen 
Institute  in  bar.  Wenn  der  Kurs  der  Pfand- 
briefe unter  dem  Nennwerte  steht,  gewähren 
die  alten  Landschaften  aus  bereiten  Mitteln 
dem  Schuldner  zur  Ausgleichung  der  Kurs- 
differenz  auf  Verlangen  Zuschussdar- 
lehen, auf  welche  samt  den  dafür  zahl- 
baren Zinsen  die  für  die  Hauptschuld  zu 
zahlenden  Amortisatiousraten  für  eine  Reilie 
von  Jahren  verrechnet  werden.  Das  Ver- 
fahren ist  also  hier  ein  ähnliches  wie  das 
der  Hypothekenbanken  behufs  Deckiuig  des 
Disagio  der  Hypothekenpfandbriefe. 

c)  Leistungen  des  Schuldners. 
Verwaltungskosten.  Die  Landschaften 
gewähren  nach  der  Natur  ihrer  Organisation 
den  Kredit  so  billig,  als  es  die  Geldmarkts- 
verhältnisse gestatten.  Besondere  Beiträge 
zu  den  Vei^waltungskosten  werden  niu-  bei 
den  jüngeren  Instituten  erhoben,  während 
bei  den  älteren  diese  Kosten  aus  den  Zinsen 
des  Korporationsvermögens  (früher  aus  den 
Quittungsgroschen)  bestritten  werden.  Die 
eigenen  Fonds  der  Landschaften  sind  zimi 
grössten  Teile  durch  Mehrleistungen  der 
Schuldner  in  früherer  Zeit  zusammenge- 
bracht; die  bei  der  Fiuidation  gewährten 
staatlichen  Beihilfen  bilden  nur  einen  kleinen 
Teil  derselben. 

d)  Amortisation.  Verfügung  über 
den  Amortisationsfonds.  Den 
alten  preussischen  Landschaftsreglements 
war  eine  Verpflichtung  der  Schuldner  zu 
Amortisationszahlungen  fremd.  Gegenwärtig 
ist  sie  überall  eingeführt,  aber  in  sehr  ver- 
schiedenem Umfange  und  unter  verschieden- 
artigen Modalitäten.  Die  neueren  Land- 
schaften haben  allgemein  ^.2  bis  ^  i ^/o  Amor- 
tisation. Eine  regelmässige  Amortisation  mit 
^■2^/0  und  darüber  findet  femer  bei  der 
Schlesischen,  der  Märkischen  Landschaft  und 
den  Hannoverschen  Instituten  statt.  Ebenso 
ist  für  diejenigen  Beleihungen,  auf  Grund 
deren  Centralpfandbriefe  ausgegeben  werden 
(s.  Centrallandschaft  unten  sub  7)  eine  regel- 
mässige Amortisation  (früher  wenigstens 
^2  ^/o)  vorgeschrieben.  Bei  der  Pommerschen 
Landschaft  kann  der  Schuldner,  sobald  er 
5  ^/o  seiner  Schuld  amortisiert  hat,  verlangen, 
von  weiteren  Amortisation szahlimgen  ent- 
bunden zu  werden,  muss  sich  aber  des 
Rechtes,  über  den  Amortisationsbestand 
später  zu  verfügen,  imwiden-uflich  begeben. 
Bei  der  Westpreussi sehen  Landschaft  wird 
für  den  in  die  erste  Werthälfte  fallenden 
Teil  der  Schuld  10  Jahre  lang  ^/  2  ^'0  Amor- 
tisation erhoben,  der  jenseits  der  ersten 
Werthälfte  liegende  (der  Kredit  auf  das  6. 


Zehntel  der  Taxe)  wird  dauernd  mit  ^ :?  ^ 
amortisiert.  Bei  der  ostpreussischen  Lan-i- 
schaft  sind  seit  1899  die  früheren  Ain»*r!}- 
sationsvorschrif ten  (s.  den  Art  L  a  n  *\  - 
Schäften  im  Suppl.-Bd.  I  zur  1.  AufL  de^ 
H.W.B.  S.  626)  dahin  verschärft,  dass  bei  «i^n 
Darlehen  über  die  1.  Werthälfte  der  ü\*r* 
diese  Hälfte  hinausgehende  Betrag  mit  ^  -  ^  : 
des  ganzen  Darlehens  jährlich  amortisier 
werden  muss. 

Eine  freiwillige  Verstärkung  der  AmoitL- 
sationszahlungen  ist  überall  gestattet. 

Der  Natiu-  des  Amortisationskredits  ent- 
sprechend, ist  das  an  sich  dem  Schuldner 
zustehende  Recht,  Löschung  oder  Abtretiinr 
des  getilgten  Teiles  seiner  Schuld  zii  bear- 
spruchen,  reglementarisch  beschränkt,  m^>i 
daliin,  dass  mindestens  10  "/o  der  Schnlil 
getilgt  sein  müssen.  Darüber  liinaus  ist 
aber  bei  den  meisten  Landschaften  dem 
Schuldner  das  Recht  gewälirt,  nach  Tügmiir 
von  lO^/o  auf  Höhe  dieses  Betrages  den 
landwirtschaftlichen  Kredit  aufs  neue  in  An- 
spruch zu  nehmen,  also  die  Aushändigung ein^ 
seinem  Tilgimgsguthaben  entsprechend»^ 
Pfandbriefbetrages  zu  fordern,  wobei  eine  vor- 
gängige Taxrevision  stattfindet (z.B.Regleme!it 
der  Pommerechen  Landschaft  von  1889.  §  291 ', 

6.  Die  Beleihnng  des  bäaerlichei 
Besitzes.  Während  die  neueren  Lanü- 
Schäften  (mit  Ausnahme  der  Schleswiir- 
Hol steinischen  von  1895)  von  vorn  herar. 
zugleich  für  den  bäuerlichen  Besitz  begrün- 
det sind,  waren  die  alten  Landschaften  ur- 
sprünglich nm-  für  die  Rittergüter  bestimmt 
und  haben  erst  später  freiwilÜg  ihren  Kredit 
den  bäuerlichen  Stellen,  genauer  den  nicht 
mit  Rittergutsqualität  versehenen  Besitzungen, 
zugänglich  gemacht.  Besondere,  unter  Mit- 
verwaltung der  ritterschaftlichen  InstitTite 
stehende  Einrichtungen  bestehen  in  Schlesien, 
der  Mark,  Pommern  und  Westpreiissen ,  in 
den  letzteren  3  Provinzen  als  selbständige 
Korporationen  organisiert.  In  OstpreusseD 
ist  der  bäuerliche  Besitz  in  die  Landschaft 
selbst  aufgenommen.  Da  dasselbe  auch  von 
der  neuen  Posener  Landschaft  gilt,  so  he- 
stehen  innerhalb  der  Monarchie  nur  für  die 
obigen  4  Provinzen  gesonderte  Einrichtuiisre» 
für  den  bäuerlichen  Pfandbriefkredit.  Die 
untere  Grrenze  der  B^leihungsßlhigkeit  i?t 
im  allgemeinen  auf  75  bis  150  Mark  Grund- 
steueiTcinertrag  oder  einen  entsprechenden 
Kapital  wert  festgesetzt,  schliesst  also  die 
grossbäuerlichen,  die  mittleren  und  einen 
Teil  der  selbständigen  kleineren  Stellen  in 
die  Beleihung  ein.  Erheblich  weiter  und 
bewussterweise  unter  die  Grenzen  einer  selb- 
ständigen Ackemahnmg  dehnt  die  Schlesischp 
Landschaft  ihre  Beleihungen  aus,  sie  hat 
im  Jahre  1895  den  erforderlichen  Mindest- 
betrag von  30  auf  15  Mark  Grundstener- 
reinertrag  herabgesetzt. 
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^^egen  der  mit  der  Beleihnng  des  bäuer- 
•heu  Besitzes  erzielte  Erfolge  vgl.  unten 
l\>   9. 

7-     Xebengeschäfte    der   L.,    Fener- 
ersidieraog,   Darlehnskassen.     Beson- 
ere,      \iiiter    Verwaltung    der    Landschaft 
teilende  Feuersocietäten  für  die  Yersicherimg 
.er    zur    Ijandschaft  gehörenden   Ghüter  be- 
tehen     in  Ostpreussen  und   Westpreussen. 
Ton    allgemeiner  Bedeutung  sind  die  land- 
scYiaftlichen  Darlehnskassen.    Die  erste, 
jetzt    unter  der  Firma  »Landwirtschaftliche 
l-iank«^ ,  ^wurde  im  Jahre  1848  von  der  Schle- 
sischen  Landschaft  begründet    Die  übrigen 
rechtselbischen  Provinzen  sind  nachgefolgt, 
so  dass  gegenwärtig  in  Königsberg,  Danzig, 
Fosen,    Berlin,  Stettin,  Breäau  und  Halle 
derartige  Kassen  bestehen,  von  denen  die 
in    Berlin    nodt    einem    Jahresumsätze    von 
ca.  1300  Millionen  Mai-k  und  die  in  Breslau 
Tiiit    einem   solchen  von   ca.  400  Millionen 
Mark  -weitaus  die  bedeutendsten  sind.    Die 
Kassen  sind  mit  Ausnahme  der  Märkischen 
und  der  Schlesischen,  für  welche  die  Land- 
schaft haftet,  als  selbständige,  aus  landschaft- 
lichen Fonds  dotierte  und  mit  Korporations- 
rechten   versehene   Anstalten    eingerichtet. 
Ilire  Stammkapitalien  betragen  ausschliess- 
lich der  bereits  angesammelten  Reservefonds 
l^i  der  Kasse  in: 


Berlin  .    . 

2688000 

M. 

Breslau 

5  000000 

n 

Königsberg 

2000000 

n 

Danzig 

1  200000 

n 

Posen   .    .    . 

2000000 

^    Stettin      . 

2000000 

fl 

Halle    .    . 

2000000 

n 

Diese  Kapitalien  verzinsten  sich  im  Durch- 
schnitte   nut    6 — 10^/0.      Die    Reinerträge 
fliessen,  soweit  sie  nicht  zum  Reservefonds 
der  beti-effenden  Kassen  genommen  werden, 
den  Eigentümlichen  Fonds  der  Landschaft 
oder  den  Amortisationsfonds  zu  und  konmien 
damit  der  Gesamtheit  zu  gute.    Wichtiger 
als  diese  direkten  Einnahmen  sind  die  in- 
direkten Vorteile,  die  den  Kreditverbundenen 
durch  die  Yermittelung  der  Darlehnskasse 
erwachsen  und  sie  vom  Bankierkredit  un- 
abhängig machen.    Das  Hauptgeschäft  der 
Darlehnskassen    ist    die    Finanzierung    des 
Pfandbriefgeschäfts,  also   der  Verkauf  und 
Ankauf  von  Pfandbriefen,  die  Zahlung  der 
Pfandbriefzinsen   und  der  Valuten  für  aus- 
geloste Pfandbriefe,   die  Vermittlung  von 
Pfand briefkon vertierungen,  endlich  die  diuxsh 
Gewährung  von  Vorschüssen  und  Ablösung 
von  Privathypotheken  erfolgende  Vermitte- 
lung  der  Bepfandbriefung  für  die  einzelnen 
Kreditverbundenen.    Daneben  betreiben  die 
Darlehnskassen   Bankiergeschäfte   aDer  Art 
mit  Ausschluss  spekulativer  Transaktionen, 
insbesondere    das   Depotgeschäft:    sie   ge- 
währen, in  erster  Lime  den  Kreditverbun- 


denen, vorübergehende  Kredite  gegen  Wech- 
sel oder  Verpfändung  von  Wertpapieren  oder 
Hypotheken.  Die  Darlehnskassen  sind  dem- 
nacn  zu  bezeichnen  als  Personalkreditin- 
stitute, welche  zur  Unterstützung  und  Er- 
gänzung des  landschaftlichen  Kreditwerkes 
bestimmt  sind. 

8.  Die  Centrallandschaft.  Zur  weiteren 
Fortführung  des  Associationsprincipes ,  auf 
welchem  die  Landschaften  beruhen,  ist  die 
imter  dem  21.  Mai  1873  Allerhöchst  be- 
stätigte Centrallandschaft  bestimmt.  Sie  ist 
ein  von'  9  Landschaften  begründeter  Ver- 
band, der  den  Zweck  hat,  durch  Schaffung 
eines  einheitlichen  mit  den  Vorzügen  des 
Pfandbriefes  ausgestatteten  Wertpapieres  ein 
internationales  Anlagepapier  zu  schaffen  und 
so  für  den  Pfandbrief kredit  den  Weltmai-kt 
zu  erobern.  Zu  demselben  Zwecke,  aber 
auf  anderer  Grundlage  war  schon  einige 
Jahre  vorher  die  Preussische  Centralboden- 
ki-edit-Aktiengesellschaft  gegründet  worden. 
Das  Statut  der  Centrallandschaft  ist  besti-ebt, 
den  angeschlossenen  Landschaften  möglichste 
Bewegungsfreiheit  zu  lassen.  Die  Land- 
schaften behalten  die  Befugnis  zur  Ausgabe 
provinzieller  Pfandbriefe;  die  Bewilligung 
von  Pfandbriefdarlehen,  m  Centralpfand- 
briefen  erfolgt  selbständig  durch  die  Pro- 
vinziaUandschaften  nach  üiren  eigenen  Be- 
leihungsgrundsätzen ,  nur  bedürfen  Ab- 
änderungen der  Taxprindpien  und  Be- 
leihuugsgnmdsätze  der  Zustimmimg  der  aus 
den  obersten  Verwaltungsorganen  der  an- 
geschlossenen Institute  gewählten  Central- 
landschaftsdirektion.  Die  für  die  Sicherheit 
der  Centralpfandbriefe  geschaffenen  Garan- 
tieen  sind  wesentlich  provinzieller  Natur 
(Saling-Siegfried  S.  344).  Zur  allgemeinen 
Garantie  dienen  die  Amortisationsverträge 
der  zum  centrallandschaftlichen  Verband  ge- 
hörigen Grundstücke,  welche  vorkommeuden- 
falls  nach  näherer  Anordnung  der  Centi-al- 
landschaftsdirektion  zur  Deckung  von  Ver- 
lusten mit  herangezogen  werden  können 
(Statut  §  22).  Der  Austritt  aus  dem  Ver- 
bände ist  den  angeschlossenen  Instituten 
gestattet,  ebenso  können  andere  Landschaften 
mit  Genehmigung  der  dem  Verbände  ange- 
hörenden Landschaften  sich  ihnen  an- 
schliessen. 

Die  Centrallandschaft  hat  den  erwarteten 
allgemeinen  Anschluss  nicht  gefunden  und 
infolgedessen  die  in  sie  gesetzten  Hoffnungen 
auch  nicht  voll  erfüllen  können.  Mehrere 
der  bei  der  Gründung  beteüigten  Institute 
sind  inzwischen  wieder  ausgeschieden.  Von 
den  rund  2V3  Milliai-den  preussischer  Pfand- 
briefe, welche  Ende  1897  umliefen,  waren 
nur  336  Millionen  Centralpfandbriefe,  die 
Schlesische  Landschaft  für  sich  allein  hatte 
eine  grössere  Pfandbrief versur ,  und  so  ist 
auch  der  Kursstand  der  Centralpfandbriefe 
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dem  der  im  Publikum  von  alters  her  be-  diese  Institute  mit  den  Ijandschafteri  .n 
kannten  provinziellen  Pfandbriefe  gegenüber  |  allgemeinen  nicht  konkurrieren.  Da.  wr,  <^ 
keineswegs  hervorragend.  Der  Gnmd  für  \  Landschaften  entwickelt  sind ,  be>thrä3iT 
den  verhältnismässig  geringen  Anklang,  den  |  sich  deslialb  das  Geschäft  der  Hypothfi^:- 
das  Institut  geftmden  hat,  scheint  darin  zu  i  banken  vorwiegend  auf  die  statischen  IV- 
liegen,  dass  die  Provinziallandschaften  die !  leihungen.  Die  grosse  Bedeutung  d^r  r> 
mit  der  Centralisation  unvermeidlich  ver-  ]  kündbarkeit  liegt  namentlich  darin,  da^^  U 
bundene  Beschränkung  ihrer  Selbständigkeit  Schuldner  (der  seinerseits  stets  küntii^^ 
als  überwiegenden  Nachteil  empfinden.  |kann)  zwar  den  Vorteil  von  einem  Sinket 
9.  Erfo^e  und  weitere  Ziele.  Die  i  des  Ziusfusses  liat,  nicht  aber  den  Xat-htpü 
Dienste ,  welche  die  Landschaft  als  Ver-  j  von  einem  Steigen,  was  in  der  jetzigen  leh 
raittlerin  zwischen  dem  kreditbedürftigen  gespannter  Geldverhältnisse  besonders  in  die 
Gnmdbesitz  und  dem  Kapital  dem  letzteren  j  Erscheimmg  tritt. 

leistet,  pflegen  gewöhnlich  weniger  beachtet ,  L'eber  die  Resultate  der  Gesamtentwioar- 
zu  werden.  Und  doch  liegt  auf  der  Hand,  I  lung  der  Landschaften  liegt  zusammenhän- 
was  die  Bereitstellung  von  über  2  Milliarden  |  gendes  Alaterial  nicht  vor.  Wir  beschräniei: 
Anlagewerten ,  die  sich  in  den  schwersten  '  uns  daher  auf  folgende,  den  Geschäftsberid- 
Krisen  des  Jahrhunderts  als  sicher  erwiesen  •  ten  der  Märkischen  Landschaft  entnomroeo^ 
haben,  für  das  solide  Kapital  bedeutet.  Auch  '  Angaben,  die  in  gewissem  Masse  auch  nir 
in  der  jetzigen,  die  grossen  Güter  des  Ostens  |  die  Verhältnisse  der  übrigen  alten  Land- 
vorzugsweise  treffenden  landwirtschaftlichen  \  Schäften  als  typisch  gelten  können,  fe 
Kalamität  bewährt  sich  glänzend  die  Vor-  ^  beiden  in  Betracht  kommenden  Institute, 
sieht,  mit  der  in  den  Zeiten  des  landwirt- idas  Kur-  und  Neumärkische  Ritt^r- 
schaftlichen  Aufschwunges  die  Leitungen  |  schaftliche  Kreditinstitut  (für  diV 
der  Institute  jede  üeberspannung  des  land-  ,  Beleihungen  des  grösseren  Besitzes)  und  da* 
schaftlichen  Kredits  vermieden  haben.    Mit ;  mit   ihm    imter    gemeinsamer    VerwaltiiDi' 


gememsamer 
stehende  Neue  Brandenburgisthe 
Kreditinstitut  (für  den  bäuerlichen  Be- 
sitz) erstrecken  sich  auf  die  Kur-  und  Xeu- 
mark  in  ihrer  1777  bestandenen  Abgrenzung, 
die  sich  mit  der  jetzigen  Provinz  Brand^^D- 
Imrg  nur  teilweise  deckt. 

A.  Beim  ritt  er  schaftlichen  Insti- 
tute waren  bis  zum  Schlüsse  des  Jahres 
1897  bepfandbrieft  1031  Güter  mit  einer 
teils  in  Kur-  und  Neumäi-kischen ,  teils  in 

^ Centralpfandbriefen     ausgefertigten    Pfaod- 

auch    Hypothekenbanken    und    kommunale  briefschuld    von    20246S340    Mark.      Die 
Kreditanstalten  (nicht  Sparkassen) ,  aber  in  '  durchschnittliche  Beleihung  belief  sich  ah^o 
Bezug  auf  die  Billigkeit  des  Kredits  können  auf  197  000  Mark. 
Von  der  Gesamtbeleihung  entfallen  auf: 

die  Altmark  und  Priegnitz 146  Güter  mit  25382950  M. 

„    Mittelmark 354      n        n     5^  162  000  „ 

„    Uckermark 164      „        „    40616670  „ 

„    Neumark 3^7      n        n    ^306720  ^ 

Zusammen    103 1  Güter  mit  202  468  340  M. 


vollem  Grunde  z^igt  sich  daher  der  Pfand- 
briefkredit von  den  Wirkungen  der  all- 
gemeinen Depression  unberührt. 

Aber  die  weitaus  grftsseie  Bedeutung 
der  Landschaften  lieg^  nicht  in  ihren  Leis- 
tungen für  das  Kapital,  sondern  in  der 
verbesserten  Einrichtung  des  ländlichen 
Gnmdkredits.  Dem  Interesse  des  Gnmd- 
besitzes  entspricht  ein  unkündbarer  und 
möglichstbilliger  Realkredit.  Unkünd- 
baren Kredit  geben  neben  den  Landschaften 


Enichtung  desselben  im  Jahre  1777  aus- 
gefertigten Pfandbriefe,  abzüglich  der  in- 
zwischen getilgten: 


Die  fortschreitende  Bepfandbriefung  der 
Güter  im  Bereiche  des  Kur-  und  Neu- 
märkischen Ritterschaftlichen  Kreditinstituts 
ergiebt  folgende  Zusammenstellung  der  seit 

von  1777  bis  zum  Jahre  1785  mit    3700200  Thlm.  =    u  100600  M. 

n  n         n         n  n  l'^^^  „  3  64O  3OO  „  =  IO92090O  ^ 

n  n        n        n  n  1^05  „  3  842  30O  „  s=  1 1  526  900  ^ 

n  «         »        «  n  181?  „  4221800  „  =  12665400  „ 

n  nun  n  1^20  „  8  246  650  „  =  24  739  950  „ 

«   «   n    r   1835  „  11552550   „         =  34657650  „ 

n  n  n  n  n  1845  „  12  631  650  „  =  37  894  95©  „ 

r»  n  n  n  n  18o5  „  12  765  I50  „  —  3»  295  45©  « 

«  «  n  «  n  Ig^ö  n  17I00450  „  =  5154^350  „ 

n  n  n  n  n  1875  „  27  40!  533  „  10  Sgf.  =  82  204  600  „ 

"  "  "  "^  J^ 152  551  580  „ 

r     »  »  r  n  lö^Ö 192  303  100  „ 

n     «  n  r  n  18% I97  404  160  „ 

f)           n  n  n  n  1897 202  468  340  ^ 
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Die  Wertermittelnngen  bebnfs  der  Bepfandbriefung  haben  stattgefunden: 

j  nach   ritterscbaftlichen  Bonitierungstaxen  bei 66 1  Gütern 

}  nacli  ritterschaftlichen  Grundsteuertaxen  bei 312       „ 

)  nacli  dem  Schlnsssatz  in  §  9  des  Statuts  der  Centrallandschaft  für  die  preussi- 
scheii  Staaten  vom  21.  Mai  1873  (zum  vollen  15  fachen  Betrage  des  Grundsteuer- 
Reinertrages)  bei 55 

l)  auf   Orund  nachgewiesener  älterer  Erwerbspreise  bei 3 


Die  ZahluDg  der  Pfandbriefhypotheken- 
i^insen  erfolgt  ia  zunehmendem  Masse  durch 
Ajiweisung  auf  die  Conten  der  Kreditver- 
bundenen  bei  der  Ritterschaftlichen  Dar- 
lehnskasse  (s.  oben  sub  7). 

Ver^irallungskostenbeiträge  werden  seit 
längerer  Zeit  von  den  Kreditverbundenen 
nicht  erhoben.  Die  Erhebung  der  beträcht- 
lichen, dem  Institute  reglementarisch  zu- 
stehenden Abgaben  und  Gebühren  ist  »bis 
auf  weiteres«  eingestellt,  so  dass  also  er- 
forderlicihenfalls  darauf  zurückgegriffen  wer- 
den kann. 

Das  Eorporationsvermögen  betrug: 


18Ö0 

2752591 

M. 

52 

Pf. 

1860 

3073799 

» 

67 

n 

1870 

3  522  274 

n 

75 

n 

1880 

4961075 

» 

36 

n 

1890 

9  054  876 

n 

29 

n 

1893 

10268937 

n 

7 

» 

1897 

10  918  378 

r* 

49 

r 

Der  gesamte  Bestand  der  Specialaraorti- 
sationsfonds  betinig  Ende  1897: 
21043  776  M.  34  Pf. 

Da  diese  Fonds  reglementarisch  für  et- 
waige Aiisfälle  haften,  so  betrug  mit  Ein- 
rechnung  des  Korporationsvermögens  die 
Gesamtreserve  fast  16  ^/o  der  Pfandbrief- 
schuld. 

Die  Amortisationsfonds  für  sich,  betragen 
nicht  viel  mehr  als  lO^/o  der  Pfand- 
briefschuld, es  scheint  also,  dass  im  all- 
gemeinen nach  Erreichung  des  hierzu  er- 
forderlichen Minimalbetrages  von  10®/o  der 
Tilgungsbestände  die  Löschung  des  getilgten 
Betrages  beantragt  wird.  .  Inwieweit  nach 
erfolgter  Löschung  eine  neue  Kreditbewilli- 
gung nachgesucht  ist,  ergiebt  sich  nicht, 
eine  direkte  Inanspruchnahme  des  auf  10  ®/o 
angesammelten  Tilgungsfonds  durch  den 
Schuldner  (wie  bei  anderen  Landschaften) 
findet  nicht  statt. 


Von  den  gesamten  seit  1845  aufgekommenen  Amortisationsbest&nden  sind  verwendet: 

zur  Rückzahlung  gewährter 

zur  Verzinsung  von 

zu  Pfandbrief- 
ablösnngen 

M.            Pf. 

barer 
Pfandbrief. 
Kursdifferenz- 
Zuschüsse 

M.            Pf. 

barer 

Vorschuss- 

Darleheu 

M.         1  Pf. 

baren 

Pfandbrief- 

Kursdifferenz- 

Zuschüssen 

mit  6  bezv 
M.           Pf. 

baren 
Vorschuss- 
Darlehen 

r.  4  Prozent 

M.            Pf. 

46905915 

92 

6674896     1  32 

I  559  508 

18 

I  708  285 

56 

244883       1  50 

8234404     1  50  |.                      1 

I  953  169     i  06 

1 

1         1 

IG  187  573 

56 

1 

1 

Zu  erwähnen  ist  noch,  dass  im  Jahre 
1897  zur  Verstärkung  der  Amortisation  frei- 
willig von  den  Schuldnern  785916  Mark 
61  Pfennig  eingezahlt  wurden,  welche  in 
dem  obigen  Amortisationsbestande  mit  in- 
be^fen  sind.  Es  bleibt  aber  die  Möglich- 
keit, dass  ein  Teil  dieser  Einzahlungen  nicht 
eigentlich  zum  Zwecke  der  beschleunigten 
Schuldentilgung,  sondern  zu  dem  Behufe 
geleistet  ist,  die  Amortisationsguthaben  auf 
10 '^/o  der  Schuld  zu  bringen,  um  alsdann 
nach  Loschung  eines  entsprechenden  Teils 
der  Schuld  aufs  neue  Kredit  zu  nehmen. 


B.  Bei  dem  für  den  bäuerlichen  Besitz 
bestimmten  Neuen  Brandenburgischen  Kredit- 
institute w^aren  Ende  1898  im  ganzen  8397 
Grundslflckc  mit  125003250  Mark  beliehen. 
Die  Höhe  der  Durchschnittsbelastung  betrug 
also  14900  Mark  gegen  16200  Mark  im  Jahre 
1894,  17  700  Mark  im  Jahre  1890, 22000  Mark 
im  Jahre  1885,  40000  Mark  im  Jahre  1880. 
Diese  Zahlen  zeigen,  wie  das  Institut  in  zu- 
nehmendem Masse  sich  der  Beleihung  des 
kleineren  ländlichen  Besitzes  zuge- 
wendet hat. 


Von  der  Gesamtbeleihung  entfallen  auf: 

die  Altmark  und  Priegnitz 1485  Grundstücke  mit  19969000  M. 

„    Mittehnark 3044  „  „  48  838  800   „ 

„    Uckermark 1127  „  „  20241950   „ 

„    Neumark 2741  „  „  35  953  500   n 


zusammen    8397  Grundstücke  mit  125  003  250  M. 
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Unter  den  8397  Grundstücken  befinden ; 
sich  515  städtische,  dem  Betriebe  der  Land- ' 
Wirtschaft  gewidmete  Grundstücke. 

Neu   eingeti-eten  in  die  Bepfandbriefung 
sind  während  des  Geschäftsjahres  1898 '588 
Grundstücke^  ausgeschieden  aus  der  Bepfand-  i 
briefung  sind  während  desselben  Zeitraumes 
78  Grundstücke  infolge  Ablösung  der  Pfand-  ' 
briefschuld.  i 

Die  im  allgemeinen  fortschreitende  Be- 
pfandbriefung der  Grundstücke  im  Bereiche  i 
des  Neuen  Brandenburgischen  Kreditinstituts 
ergiebt  folgende  Zusammenstellung  der  seit 
Errichtung  desselben  (Statut  vom  30.  August 
1869)  ausgefei-tigten  Pfandbriefe,  abzüglich 
der  inzwischen  getilgten: 


im  ganzen 
bei  Grund- 

bis Ende 

M. 

stücken 

1870 

4 

47550 

1875 

22 

739950 

1880 

93 

3  694  600 

1885 

1377 

30144800 

1890 

4195 

74  274  300 

1895 

6649 

105  672  900 

1896 

7348 

1 14  496  000 

1897 

7937 

120  776  750 

1898 

8397 

125003250 

Von  besonderem  Interesse  ist  das  1-1 
diesem  Institut  angegebene  VerhältnLs  d^T 
Neubeleihungen  zu  denjenigen  Balleo,  w- 
die  Pfandbriefaufnahme  nur  zur  Uniwaa«i- 
lung  bestehender  Privathypotheken  dient- 
Die  Pfandbriefschuld  war  zur  Eintraguoc 
in  das  Grrundbuch  gelangt: 
als  neue  Schuld  mit  .  .  49750628  M.  53  ?t 
durch  Umschreibung  von 

Hypotheken  mit .    .    .    75252621    ^     47   . 
zusammen  wie  vor  mit  .  125  003  250  M.  —  FL 

Die  Wertermittelungen  behufs  der  1^- 
Pfandbrief ung  sind  erfolgt:  a)  nach  ritt^r- 
schaftlichen  Abschätzungsgrundsätzea  (Bonn 
tierungstaxen)  bei  299  Grundstücken,  b)  nai-h 
Grundsteuertaxen  bei  6514  Grundstücken 
c)  nach  dem  Schlusssatz  in  §  9  des  Statat- 
der  Centrallandschaft  für  die  preussischei. 
Staaten  vom  21.  Mai  1873  (zum  voDeo  2.»- 
fachen  Betrage  des  Grundsteuerreinertrages. 
bei  1584  Grundstücken,  Die  TilgaDfi:slie- 
stände  betrugen  Ende  1898  6016778  Mari: 
42  Pfennige. 

Aus  den  laufenden  Tilgungsbestäu^kfi 
sind  zu  Pfandbriefablösungen  und  zur  Röck- 
zalilung  gewälirter  barer  Pfand  briefkurs- 
differenzzuschüsse  und  Vorschussdarleher. 
bezw.  für  Zinsen  davon  in  dem  Zeitraum»^ 
vom  Jahre  1873  bis  ziun  31.  Dezember  lb^> 
folgende  Gesamtbeträge  verwendet: 


zu  Pfandbrief- 
ablösnngen 


M. 


Pf. 


zur  Rückzahlung  gewährter 


barer 

Pfandbrief- 

KursdifFerenz- 

ZuschüBse 


M. 


Pf. 


barer 

Vorschuss- 

Darlehen 

M. 


Pf. 


zur  Verzinsung  von 


baren 
Pfandbrief- 
Kursdifferenz- 
Zuschüssen 


M. 


Pf. 


baren 

Vorschuss- 

Darlehen 


Pf. 


5  485  962 


88 


951  536 


36 


164587 


60 


366  02 1 


67 


29724       I   75 

I 


Das  Korporationsvermögen  des  Instituts 
ist  noch  gering.  Die  Verwaltungskosten 
ü-ägt  das  ritterscliaftliclie  Hauptinstitut  gegen 
das  massige  Pauschquantum  von  Vio^/o  des 
Pfandbrief  Umlauf  es ,  wovon  seit  einigen 
Jahren  noch  ein  Teil  dem  Sicherheitsfonds 
des  bäuerlichen  Instituts  zufliesst. 

Zur  Verzinsung  und  allmählichen  Ab- 
bürdung  des  Pfandbriefdarlehens  hat  der 
Darlehensnehmer  folgende  Jahreszahlun- 
^  e  n  von  den  Pfandbriefdarlehen  zu  leisten : 
a)  Zinsen  für  die  Pfandbriefinhaber  4  bezw. 
3^/2  oder  3  Prozent,  b)  zur  Tilgung  der 
Pfandbriefschuld  ^/2  Prozent,  c)  Beitrag  zu 
den  Verwaltimgskosten  bezw.  zum  Sicher- 
heitsfonds des  Neuen  Braudenburgischen 
Kreditinstituts  (vgl.  oben)  ^/lo  Pi-ozent. 

Wie  bei  diesen  Instituten,  ist  auch  bei 
den  übrigen  Landschaften  der  Pfandbrief- 
umlauf in  den  letzten  15 — 20  Jahi-en  sehr 


bedeutend  gestiegen.  Da  die  Werte  der  Be- 
sitzungen seitdem  nicht  gestiegen  sind  und 
von  den  Neubepfandbriefungen,  soweit  es 
sich  um  die  grosseren  Güter  handelt,  jeden- 
falls nur  der  kleinere  Teil  auf  der  Konver- 
tierung älterer  Privathypotheken  beruht,  so 
zeigt  sich  in  der  zunehmenden  AnspaunuDg 
des  landschaftlichen  Kredits  eine  Zunahme 
der  Gesamtverschuldung  des  ländlichen 
Grundbesitzes,  die  ja  auch  aus  anderweiten 
Erhebungen  bekannt  ist.  So  bedenkhch 
diese  Erscheinung  auch  ist,  so  zeigt  sie  docii 
andererseits  evident  den  Nutzen  der  land- 
schaftlichen Einrichtimgen ,  die  es  dem 
Grundbesitzer  ermöglichen,  in  Zeiten  der 
Not  innerhalb  der  Grenzen  der  Sicherheit 
seinen  Kredit  in  der  vorteilhaftesten  Weise 
auszunutzen.  Beständen  die  Landschaften 
nicht,  so  würde  die  Gesamtverschulduug 
nicht  geringer  sein,  wohl  aber  weit  lästiger 
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id  drückender,  vermöge  härterer  Zinsbe- 
ngiin^eii  und  der  Gefahr  einer  eintretenden 
ündigiing. 

In  der  Natur  der  an  bestimmte  Normen 
^*bundeneii  Korporation  lie^  es,  dass  den 
^ndsehaften  die  Leichtigkeit  der  Bewegung 
bgeht,  die  den  kaufmännischen  Hypotheken- 
auken  innewohnt  Nicht  selten  sind  Klagen 
il>er  Schiwerfälligkeit,  Langsamkeit  und  Kost- 
1  Seligkeit  des  Beleihungsverfahrens  gehört 
AT  Orden.  Indessen  ist  in  dieser  Beziehung 
n  den  letzten  Jahrzehnten  wohl  bei  sämt- 
ichen  Instituten  eine  durchgreifende  Besse- 
rung eingetreten,  wohin  namentlich  die 
Einführung  vereinfachter  Taxgnmdsätze  für 
medrige  Beleihungeu  zu  rechnen.  Das  leb- 
liafte  Interesse,  welches  sich  gerade  in 
neuerer  Zeit  den  Landschaften  wieder  all- 
gemein zugewandt  hat,  sowie  das  rege  Leben 
in  den  landschaftlichen  Institutionen  giebt 
(\ie  Gewähr,  dass  die  Institute  auch  künftig 
in  den  Leistimgen  der  Vergangenheit  nur 
einen  Ansporn  zur  weiteren  Vervollkomm- 
nung empnnden  werden. 

Von  manchen  Seiten  wird  das  A  m  o  r  t  i  - 
sationswesen   bei  den  Landschaften  als 
veraltet  resp.  ungenügend  und  widerspruchs- 
voll angegnffen.    Auf  der  einen  Seite  ver- 
wirft man  für  die  heutigen  landwirtschaft- 
lichen Verhältnisse  einen  Amortisationszwang 
überhaupt,  weil  die  Amortisationsraten  viel- 
fach nidit  mehr  aus  den  Gutserträgen  her- 
auszuwirtschaften   seien   und  weil  bei  dem 
häufiger  als  früher  eintretenden  Besitz  Wechsel 
es  dem  Verkäufer  nicht  immer  gelingt,  den 
Käufer    zur   Vergütung   des  Amortisations- 
be?^tandes  zu  bestimmen,  w^obei  er  alsdann 
der    Früchte    seiner    Sparsamkeit   verlustig 
geht.      Den    principiellen    Anhängern    der 
Amortisation  andererseits  geht  der  Amorti- 
sationszwang  nicht  weit  genug,  namenüich 
weisen   sie   darauf  hin,  dass  durch  die  Be- 
fugnis des  Schuldners,  nach  Erreichung  einer 
bestimmten  Höhe   über  das  Amortisations- 
guthaben zu  verfügen,  die  Schuldentilgung 
vereitelt  werde. 

Vorab  ist  zu  bemerken,  dass  die  Amorti- 
sation für  das  Kreditinstitut  noch  eine  andere 
selbständige  Bedeutung  hat,  indem  der 
Amortisationsbestand  der  Sicherung  der 
Pfandbriefe  dient  und  einen  andernfalls  er- 
forderlichen und  von  den  Schuldnern  auf- 
zubringenden Sicherheitsfonds  ersetzt.  Diesem 
Zvecke  genügt  aber  ein  Amortisationsfonds 
von  massiger  Höhe,  wie  er  auch  unter  dem 
jetzt  den  Schuldnern  eingeräumten  Ver- 
fögungsrechte  erreicht  wird. 

Vom  allgemeinen  Standpunkte  ist  das 
Princip  der  aUmählichen  Schuldentilgung, 
welches  praktisch  nur  im  Wege  der  Zwangs- 
amortisation zu  erreichen  ist,  unzweifellmft 
<Jas  richtige,  da  der  Zustand  der  Verschul- 
des Grundbesitzes  nicht  der  normale 
Handwörterbach  der  SUatewiaaeiiBchafteii. 


sein  soll.    Das  aufzustellende  Postidat  muss 
dahin  gehen,  dass  Meliorationsschulden  aus 
den    Erträgen    der    Melioration,     sonstige 
Schulden  bis  zur  Wiederkehr  desjenigen  Er- 
eignisses, welches  die  Schuldaufnahme  ver- 
ursacht hat,  also  Erbschaftsschulden  bis  zum 
vermutlichen   Eintritte   des    nächsten   Erb- 
falles getilgt  werden.     Mit  dem  Ghedanken 
der  Zwangsamortisation  ist  auch  noch  ver- 
einbar, dass  das  Amortisationsguthaben  nach 
Art  einer  Kautionshypothek  für  den  Personal- 
kredit  des  Schuldners,  also  für  Fälle  eines 
V  0  r  ü  b  e  r  g  e  h  e  n  d  e  n  üeldbedürfnisses  nutz- 
bar gemaoit  wird.    Dagegen  ist  zuzugeben, 
dass    das    Amortisationswesen    der    Land- 
schaften in  der  jetzigen  Form  und  bei  der 
bisweilen   allzu  geringen  Höhe  der  Amorti- 
sationsbeitrflge  dem  Gedanken  der  Schulden- 
tilgimg    nicht    Genüge   leistet.      Die   volle 
Durchführung  des  Gedankens  scheitert  aber 
an   den   gegebenen  Verhältnissen.     Würde 
den    Schuldnern    die  Verfügung   über   das 
Amortisationsguthaben  entzogen,   so  würde 
die  Folge  vielfach  die  sein,  dass  sie,  um  die 
Herausziehung  des  Guthabens  durchzusetzen, 
im  Wege  der  Darlehensaufnahme  bei  einer 
Hypothekenbank  oder  einem  Privatgläubiger 
die   Pfandbriefschuld   ablösen.     Sdion  jetzt 
wird   dieses  Mittel   bisweilen  benutzt,   um 
vor  der  Zeit  den  Amortisationsbestand  her- 
auszuziehen.    Jedenfalls   ist   die   Zeit   des 
Sinkens  der  Heinerträge  nicht  dazu  geeignet, 
den  Schuldner  zu  stärkeren  Jahresleistungen 
heranzuziehen   oder  ihm  den  Rückgriff  auf 
ein  vorhandenes  Guthaben  besonders  zu  er- 
schweren.   Ist  so  zur  Zeit  die  volle  Durch- 
führung des  prindpiell  Richtigen  nicht  er- 
reichbar,   so    ist   es   doch  auch  unter  den 
gegenwärtigen  Verhältnissen  keineswegs  aus- 
geschlossen,  dem  Ziele  näher  zu  kommen. 
Neigung    und    Verständnis    für    Schulden- 
tilgung ist  bei  der  ländlichen  Bevölkerung, 
auch  bei  der  bäuerlichen,  überall  vorhanden, 
wie  schon  die  freiwilligen  Zuzahlungen  zum 
Amortisationsfonds  zeigen,  es  kommt  darauf 
an,    dies   zu  benutzen.     Die  Art,   wie  die 
Amortisation    bei    den    alten   Landschaften 
eingeführt  wurde,  giebt  in  dieser  Hinsicht 
eine    auch    für    die    Gegenwart    lehrreiche 
Parallele.     Jenes  geschah,   indem   bei   der 
Ende  der  30er  Jahre  erfolgten  Konvertierung 
der    Pfandbriefe    von    4   auf   3^/2  ®/o    die 
Schuldner   die   bisherigen  Zinsen  von  4®/o 
fortbezahlten,  wovon  Vi  ®/o  fortan  zur  Amor- 
tisation verrechnet  wurden.    Bei  den  gegen- 
wärtig  zahlreich   stattfindenden    und   noch 
weiter  ins  Auge  gefassten  Konvei-tierungen 
bäuerlicher  Privathj-potheken  in  Pfandbnef- 
hypotheken    ist  es   aber   gar  nicht   einmal 
nötig,    dass   die   Schuldner  die  seitherigen 
Zinsen  fortbezahlen,   um  zu  einer  durchaus 
wirksamen  Amortisation  zu  gelangen.  Sichere 
bäuerliche  Hyi)otheken  werden  vielfach  noch 
Zweite  Auflage.    V.  30 
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mit  4^/2  bis  5  ®/o  verzinst,  während  die  Land 
Schäften  wenigstens  bis  auf  die  neueste  Zeit 
des  Steigens  des  Zinsfusses  zu  3  bis  3^2 % 
Kredit  gewährten.  Auch  bei  Ermässigung  des 
bisherigen  Zinsfusses  auf  eine  Gesamtjahres- 
leistung von  4^4  bis  4V'2®/o  würde  daher 
noch  eine  Amortisation  von  1  bis  1^/4  ®/o  er- 
übrigt werden.  Bei  sachgemässer  Einwir- 
kung wird  es  in  solchen  Fällen  gewiss  ge- 
lingen, den  Schuldner  zur  freiwilligen 
üebernahme  einer  höheren  als  der  regle- 
mentarisch vorgeschriebenen  Amortisations- 
quote zu  bestimmen. 

üeberhaupt  ist  die  erhöhte  Nutzbar- 
machung der  Landschaften  für  den 
bäuerlichen  und  kleinbäuerlichen 
Besitz  in  Preussen  unzweifelhaft  eine  ihrer 
wichtigsten  Aufgaben.  Die  Institute  haben 
sich  in  neuerer  Zeit  dieser  Aufgabe  mit 
staatlicher  Fördenmg  eifrig  angenommen. 
In  den  Jahren  1895  bis  1897  sind  die  land- 
schaftlichen Reglements  fast  diu-chweg  in 
der  Richtung  geändert,  dass  das  Taxver- 
fahren für  den  bäuerlichen  Besitz  verein- 
facht, die  Kosten  ermässigt  und  die  Höhe 
der  Beleihung  in  ein  richtigeres  Verhält- 
nis zu  dem  Werte  der  kleineren  Besitzungen 
gesetzt  ist.  Nächstdem  sind  die  vereinigten 
ßem Übungen  der  Landschaften,  Landwirt- 
schaftskammem  und  staatlichen  Behörden 
darauf  gerichtet,  durch  Bekanntmachungen, 
Vorträge  u.  s.  w.  die  Vorzüge  des  land- 
schaftlichen Kredits  dem  bäuerlichen  Stande 
näher  zu  rücken  und  ihn  zu  veranlassen, 
dass  er  von  dem  landschaftlichen  Kredite 
auch  wii'klich  Gebrauch  macht,  namentlich 
durch  Konvertierung  vorhandener  hochver- 
zinslicher kündbarer  Privathypotheken.  Einen 
wie  grossen  Anteil  diese  Konvertienmgen  an 
den  Pfandbriefdarlehen  haben,  zeigt  die 
oben  für  das  Neue  Brandenburgische  Kredit- 
institut gemachte  Angabe.  Zu  ei*wähnen  ist 
insbesondere,  dass  die  Ostpreussische  Land- 
schaft seit  einigen  Jahren  die  zweckmässige 
Einrichtung  getroffen  hat,  nach  vorgängiger 
öffentlicher  Bekanntmachung  an  Ort  und 
Stelle  durch  einen  Landschaftsrat  kostenlose 
Auskunft  über  den  landschaftlichen  Kredit 
erteilen  imd  Darlehensanträge  aufnehmen  zu 
lassen.  Meldet  sich  hierbei  eine  Mehrheit 
von  Teilnehmern  in  demselben  Orte,  so 
werden  gegen  ermässigte  Gebühren  soge- 
nannte Dorftaxen  aufgenommen,  was  im 
Jahre  1898  in  78  Ortschaften  geschehen  ist. 

Immerliin  ist  das  Geschehene  nur  als 
ein  Anfang  zu  bezeichnen.  Auch  in  den 
Provin zen Brandenburg,  Ostpreussen 
und  Schlesien,  wo  die  Angelegenheit  von 
den  Landschaften  am  meisten  geiPördert  ist, 
ist  die  Zalil  der  wirklich  beliehenen  bäuer- 
lichen Güter  nm-  ein  ziemlich  kleiner  Teil 
der  überhaupt  vorhandenen  und  beloihbaren. 
In  Brandenbiu-g  stehen  den  8400  beliehenen 


I  Gnmdstücken  50000  beleihungsfShige  g^eceL- 
über.  Die  grosse  Mehrzahl  dieser  Besitzun- 
gen ist  nicht  etwa  unverschuldet,  son'i-'ifrL 
mit  höher  verzinslichen  und  kOndbaLren  Sjiar- 
kassen-  und  Privathypotheken  belastet.  B^ 
tnig  doch  der  ländhche  Hypothelrent«esitz 
der  preussischen  öffentlichen  Sparkassen  ini 
Jahre  1892  (bezw.  1892  93)  rund  995  Mi:- 
lionen  Mark,  die  ganz  überwiegen^]  aiif 
mittlere  und  kleinere  Besitzimgen  ausgelieb^-n 
sind.  In  Brandenburg  betnig  die  Zahl  4^ 
Millionen  Mark.  Allerdings  haben  >i*Ai 
durch  den  Einflnss  des  Vorgehens  der  Lan»l- 
schaften  auch  die  Sparka^n  vielfeu.'h  z-i 
einer  Ermässigung  des  Zinsfusses  ihi^-r 
Hypotheken  veranlasst  gesehen,  um  'üt 
Schuldner  bei  sich  festzuhalten. 

In  Ostpreussen  waren  im  Jahre  l**'*? 
an  Besitzungen  vorhanden 


bis  zn  ö  ha  ausschliesslich  . 

160250 

von  5  bis  10  ha     .... 

21000 

.    10  bis  50  ha  ausschliessl. 

36500 

„    50   „  200„ 

7500 

„    200  ha  und  darüber 

1750 

Von  diesen    227000  Betrieben 

sind  nach  der  Grösse  der  Betriebsfläcbet 
als  nicht  beleihungsfähig  abzusetzen,  d.  h. 
unterhalb  des  beleinbaren  Mindestwerts  von 
1500  Mark  landschaftlichen  Taxwertes  be- 
legen, alle  Besitzungen  unter  5  ha  und  •  ^ 
der  Besitzungen  von  5  bis  10  ha.  Es  ver- 
bleiben 52750  Betriebe,  von  denen  noch 
etwa  5000  Pacht-  und  Nebenbetriebe  auf 
fremdem  Boden,  der  schon  mit  der  übrigen 
Gutsfläche  in  den  landwirtschaftlichen  be- 
trieben gezählt  ist,  abzuziehen  sind.  £s  ver- 
bleiben davon  47  750  beleihbare  Grundstücke 
gegenüber  nmd  12000  wirklich  beliehenen. 

Durch    den  Hinzutritt    des    bäuerliche  1; 
Besitzes  wii-d,  wie  auch  die  gemachten  Er- 
fahrungen zeigen,  die  Sicherheit  der  land- 
schaftlichen Institute  keineswegs  gefährdet, 
die   bäuerlichen    Stellen    sind    eher  wider- 
standsfähiger  in    Krisen    als    die    grossen 
Güter,  und  ferner  sind  sie  leichter  verkäuf- 
lich, weil  die  Zahl  der  Reflektanten,  grösser 
ist.     Um  den  Bauernstand   zu   bestimmen, 
dass  er  von  der  Möglichkeit  der  Pfandbrief- 
beleihung     wirklich     allgemein     Gebrauch 
macht,  genügt  es- nicht,  das  Beleihungsver- 
fahren  thunlichst  zn  erleichtern,  sondern  bei 
der    geringeren    Geschäftsgewandtheit   und 
Beweglichkeit    der    betreffenden    Bevölke- 
rungskreise werden  auch  weiterhin  die  land- 
schaftlichen Organe  in  Verbindung  mit  den 
Land  Wirtschaftskammern,  den  landwirtschaft- 
lichen Genossenschaften  und  den  Behörden 
den  Beteiligten  einen  kräftigen  Anstoss  geben 
müssen. 

lO.Dieprivat^esellschaftlicheii  Grand- 
kreditvereinigmigeii.  Nach  dem  Vorbilde 
der  Landschaften  liaben  sich  vielfach  Grund- 
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>sitzervereinigiingen  gebildet,  welche  in 
?r  Form  einer  reinen  Privatgesellschaft 
lor  Oenossenschaft  das  Pfandbriefgeschäft 
atexxiahinen  und  hierbei  vermöge  des  Privi- 
•'giiiixis  ziir  Ausgabe  von  Inhaberpapieren 
er  Staatsaufsicht  unterstellt  wurden.  Als 
oleVie    sind  zu  nennen: 

a)  der  Danziger  Hvpothekenverein  von 
1868, 

b)  der  landschaftliche  Kreditverband  für 
die  Provinz  Schleswig- Holstein  von 
18821), 

c)  die  Stettiner  National  -  Hypotheken- 
Kreditgesellschaft,  E.  G.  von  1870, 

d)  der  landwirtschaftliche  Kreditverein 
im  Königreich  Sachsen  von  1866, 

e)  diebaverischelandwirtschaftlicheBank, 
e.  (x/m.  b.  H.  von  1896. 

Zum  Teil  haben  sich  solche  privatrecht- 
lichen »Landschaften«  später  in   öffentliche 
Institute  umgewandelt,  dies  ist  der  Fall  bei 
«1er    oben  sub  2  genannten  Landschaft  der 
Provinz  Sachsen.    In  den  Kreisen  der  städti- 
schen   Gnmd-  und  Hausbesitzervereine  be- 
steht gei-ade  in  neuester  Zeit  eine  starke  Strö- 
mung^ zu  Gunsten  einer  derartigen  korporativen 
<Jrganisation   des  Gmndkredits ,   wobei   die 
entgegenstehenden  Schwierigkeiten  bisweilen 
unterschätzt  werden.  Eine  dieser  Schwierig- 
keiten besteht  in  dem  häufigen  ßesitzwechsel 
bei  städtischen  Gnmdstiicken,  vermöge  dessen 
f^ine  wirkliche.  Selbstverwaltung  durch  den 
<Trundbesitz  weniger  leicht  diu'chfiüirbar  ist 
als  bei  dem  stabileren  ländliclien  Besitz.   Bei 
dem  öffentlichen  Berliner  Städtischen  Pfand- 
tarifamt (oben  sub  2)  ist  denn  auch  der  An- 
teil   der   Hausbesitzer   an   der   Verwaltung 
nicht   entfernt  so  gross  wie  bei  den  eigent- 
\i<.-hen  Landschaften. 

üeber  die  Bewährung  der  privatgesell- 
schaftlichen  Anstalten  lässt  sich  ein  allge- 
meines urteil  nicht  fällen,  wie  das  nach 
ihrer  Natur  als  Privatgesellschaften  begreif- 
lich. Einem  lebhaften  Bedürfnisse  scheint 
das  sub  e  erwähnte  bayerische  Institut  ent- 
eregenzukommen ,  das  aus  der  Initiative  der 
bayerischen  Landwirtschaft  hervorgegangen 
ist  und  den  Mangel  einer  bestehenden  land- 
iH?haftlichen  Einrichtung  ersetzen  soll.  Es 
hat  in  den  ersten  2  Jahren  seines  Bestehens 
bereits  1955  Beleihungen  mit  einer  Gesamt- 
summe von  12750650  Mark  aufzuweisen. 
In  Bezug  auf  die  Rechtsform  künftig 
entstehender  Institute  dieser  Art  ist  zu  be- 
merken, dass  durch  §  2  des  Hypothekenbank- 
gesetzes den  eingetragenen  Genossenschaften 
wie  den  Gesellschaften  mit  beschränkter 
Haftung  der  Betrieb  des  Pfandbriefgescliäfts 
untersagt  ist.  Neue  Bildungen  müssen  also 
(Ue  Form  eines  Vereins  im  Sinne  des  §  22 


des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs  annehmen, 
die  vermöge  der  Elasticität  der  Bestimmun- 
gen des  Gesetzbuchs  auch  ganz  wohl  für 
diesen  Zweck  geeignet  ist. 

Lltteratlir:  i>ic  äussere  EntwUkelungageachichie 
namenüieh  der  preiissüchen  Landschaßen  Ut 
vielfach  Gegenstand  der  Darstellung  gewesen. 
Zur  ersten  Orientierung  sind  folgende  Schriften 
geeig^iet:  Rabe,  Darstclhnig  des  Wesens  der 
Pfandbriefe  in  den  kgl.  prcuss.  StacUen,  3  Teile, 
1818,  Haue  und  Berlin.  —  KohlschütteTf 
Ueber  landschaftliche  Kreditsysteme,  im  Archiv 
der  pol.  Oekonomie  von  Rau  und  Hanssen,  N.  F., 
1.  Bd.,  18 4S,  S.  noff.  —  Bülow-Cummerow, 
Ueber  Preusscns  landschaftl.  Kredüvereine,  Berlin 
1848,  2.  Aufl.  —  Royei^f  Des  instittUions  de 
credit  foncier  en  AUemagne  et  en  Belgique, 
Paris  1845.  —  Hülmer,  Die  Banken,  Bd.  I, 
1854,  S.  106  f.,  Bd.  II,  S.  185  f.  —  Enquete 
des  Bundesrates  über  das  Hypothekenbankipesen, 
1868,  passim.  —  Otet^Ue,  Das  deutsche  Ge- 
nossenscliaftsrecht,  I.  Bd.:  Rechisgeschichte  der 
deutschen  Genossenschaft,  Berlin  1868,  S.  1068  f. 

—  Derselbe,  Die  Gejwssenschaftstheorir  und 
die  deutsche  Rechtsprechung,  Berlin  1887,  passim. 

—  H.  Brämer,  Die  Grundkreditinstitute  in 
Preussen,  in  der  Zeitschr.  des  preiLSS.  stat.  Bur. 
1867,  S.  216  f.  —  Brocher,  Die  Hypotheken- 
banken, Berlin  1867  (Separatubdi^ick  aus  dem 
Wagenerschen  Stautslexikon).  —  Meltzen^  Der 
Boden  und  die  landwirtschaftlichen  Verhältnisse 
des  preuss.  Staates,  III.  Bd.,  Berlin  1871,  S.  ISO  ff. 

—  Knies,  Der  Kredit,  2.  Hälfte,  1879,  Berlin, 
S.  290 ff.,  S.  S74f.  —  SaUngs  Börsenpapiere 
für  1897198,  Teil  I  und  II,  Berlin  1807.  — 
Appunti  di  Statist ica  e  legislazione  compa- 
rata  sugli  istituti  di  credito  fondiari-o ,  Roma 
I884.  —  Rönne,  Staatsr.  der  preuss.  Monarchie, 
4.  Bd.,  2.  Abt.,  1884:  übers.  Darstellung  der 
preuss.  Landsch.'  und  Kreditsysteme.  Preussens 
landwirtschaftliche  Venraltung  in  den  Jahren 
2884 — 1887.  —  Bericht  des  Ministers  ßir  Land- 
wirtschaft a»  Seine  Majestät,  1.  Bd.,  1888,  S.  75. 

—  Hecht f  n Landschaften a  in  der  1.  Aufl.  dieses 
Werkes,  Bd.  IV,  S,  927  ff. 

Hermes, 


^)  ist  nach  Abschluss   dieses  Aufsatzes  in 
ein  öffentliches  Kreditinstitut  umgewandelt. 


Landwirtschaftliche  Arbeiter. 

1.  Charakteristik  der  1.  A.  2.  Geschicht- 
liches und  Statistisches.  3.  Die  einzelnen 
Gruppen  der  1.  A.  und  deren  wirtschaftliche 
Lage.  4.  Die  vorhandenen  Uebelstände  und 
deren  Beseitigung. 

1.  Charakteristik  der  1.  A.  Unter 
landwirtschaftlichen  Arbeitern  versteht  man 
solche  Personen,  welche  mit  Lohn- 
arbeit im  landwirtschaftlichen 
Gewerbe  beschäftigt  sind  und 
hierdurch  die  Mittel  zu  ihrem 
Unterhalt  ganz  oder  doch  vor- 
zugsweise erwerben.  Der  durch  die 
Jahreszeit  und  die  jedesmaligen  Witterungs- 
verhältnisse   bedingte    Betrieb    der    Land- 
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Avirtschaft  bringt  es  mit  sich,  dass  in  ihm 
der  Bedarf  au  Arbeitskräften  ein 
sehr  wechselnder  ist:  im  Sommer  viel 
erösser  als  im  Winter,  in  der  zweiten  Hälfte 
des  Sommers  und  an  sonnigen  Tagen  stärker 
als  in  der  ersten  Hälfte  des  Sommers  und 
an  Regentagen.  Während  bei  den  meisten 
handwerksmässigen  und  industriellen  Be- 
trieben, abgesehen  von  den  zuweilen  ein- 
tretenden Perioden  eines  besonderen  Auf- 
schwunges oder  Rückganges  der  Geschäfte, 
der  Bedarf  an  Ai'beitskräften  das  ganze 
Jahr  hindurch  ein  annähernd  gleichmässiger 
ist,  steigt  derselbe  in  der  Landwirtschaft 
während  des  Sommers  durchschnittlich  min- 
destens aiif  das  Doppelte  bis  Dreifache,  in 
manchen  Perioden  aiijf  das  Vier-  bis  Sechs- 
fache des  Bedarfs  während  des  Winters. 
Die  Landwii-tschaft  kann  daher  nicht  einmal 
annähernd  die  gleiche  Anzahl  von  Lohnar- 
beitern während  des  ganzen  Jahres  bescliäf- 
tigen.  Die  meisten  landwirtschaftlichen 
Yerrichtungen  sind  einfeicher  Natur  und  be- 
dürfen zu  ihrer  Ausführung  keiner  beson- 
deren, schwer  anzueignenden  Geschicklich- 
keit. Dabei  sind  die  landwirtschaftlichen 
Arbeiten  in  ihrer  Gesamtheit  sehr  mannig- 
fgJtig;  jede  menscliliche  Kraft  kann  dabei 
eine  angemessene  Verwendung  finden: 
Männer,  Frauen,  halberwachsene 
Personen,  Kinder.  Weil  nmi  der  Be- 
darf an  Arbeitskräften  im  Laufe  des  Jahres 
ein  sehr  wechselnder  ist,  so  werden  Frauen 
und  Kinder  während  des  W^inters  nur  in 
ganz  geringer  Ausdehnung  zu  landwirtschaft- 
licher Lohnarbeit  benutzt.  Auch  im  Sommer 
ist  ihre  Verwendung  nur  selten  eine  fort- 
dauernde. An  Regentagen  werden  bloss 
wenige  gebraucht;  manche  Erntearbeiten 
können,  ausser  im  Hochsommer,  nur  am  Nach- 
mittag vollzogen  werden;  die  meisten  land- 
wirtschaftlichen Arbeiten  lassen  es  auch  zu, 
dass  sie  stunden-  oder  tageweise  unter- 
brochen werden.  Durch  solche  Umstände 
ist  es  bedingt^  dass  die  in  der  Industrie 
öftere  eintretenden  schädlichen  Folgen  der 
Frauen-  und  Kinderarbeit  bei  den 
landmrtschafthcheu  Arbeiten  sich  nur  selten 
zeigen;  wo  sie  vorkommen,  sind  sie  leicht 
zu  vermeiden,  ohne  den  landwirtschaftlichen 
Betlieb  zu  gefährden.  Im  Gegenteü  ist  die 
Lohnarbeit  der  Frauen  und  Kinder  für  Ar- 
beitnehmer wie  Arbeitgeber  von  Vorteil; 
ersteren  gewährt  sie  einen  nicht  unerheb- 
lichen Zuschuss  zu  ihrem  sonstigen  Lohn- 
verdienst, letzteren  bietet  sie  ein  wichtiges, 
ja  unentbelu-liches  Mittel,  um  dem  wechseln- 
den Bedarf  an  Arbeitskräften  gerecht  zu 
werden,  ohne  unerschwingliche  Opfer  zu 
bringen  und  ohne  die  Gesundheit,  das  Fami- 
lienleben, die  Kindererziehimg  der  Arbeiter 
zu  beeinträchtigen.  Nicht  nur  den  Frauen 
und  Kindern,  sondern   sämtlichen  landwirt- 


schaftlichen Arbeiten!   kommt   es    zu    ^tit-. 
dass  die  landwirtscliaftlichen  VerricIitiiQj^ei: 
so    mannigfaltiger   Natur    sind    und     i&eH>! 
nicht  in  geschlossenen  Räumen^  sonclem  iir. 
Freien    ausgeführt    werden.      Ebenso     ^«"1- 
Jahreszeit   und  Witterung   ändem   sic^    di- 
im  landwirtschaftlichen  Betrieb  vorkommri^- 
den  Arbeiten ;  für  die  Thätigkeit  des  öeiKt--?- 
und  Körpers  bieten  sie  fortwährend  Ab^weivk- 
selung   und   schützen  daher  vor  einseitis-rr 
Inanspruchnahme  geistiger  oder  körperlieher 
Kräfte.    Nicht  minder  wirkt  der  bestaju<lis- 
Aufentlialt  im  Freien  und  die  Beschäfti^u-  ^ 
mit  der  lebendigen  Pflanzen-  und  Tier^rei' 
auf  die  leibliche  wie  seelische  Gesundii-^r 
der    landwirtschaftlichen    Arbeiter    günsri.: 
ein.     Für  Beiurteiltmg   der  Lage  der  laiu]- 
wirtschaftlichen  Arbeiter  ist  femer  der  17  rr.- 
stand  wichtig,  dass  dietäglicheArbeit;:^- 
dauer  sich  je  nach  der  Jahreszeit  sehr  ab- 
weichend gestaltet ;  unter  Abzug  der  Essencr- 
und  Ruhejmusen  währt  sie  an  den  kürzest-: -l 
Wintertagen    oft    nur    7 — 8    Stunden,    im 
Sommer  dehnt  sie  sich  auf  12,  in  maneh*-D 
Gegenden  und  Perioden  auf  13 — 14  Stunden 
aus.    Weiter  muss  in  Betracht  gezogeo  wer- 
den,  dass   ein    grosser  Teil    der    landwirt- 
schaftlichen  Arbeiter    eigenen   oder    er- 
pachteten    Grundbesitz    hat,   welcb--r 
ihnen   eine   mehr    oder   minder   erheblich*^ 
Quote  ihres  Lebensunterhaltes  gewährt ;  ilie 
hierfür  aufzuwendende  Arbeit  wird    faauf4- 
sächlich  von  den  Frauen  und  Kindern  ge- 
leistet, so  dass  der  Lohnverdienst  des  Mannes 
keine    oder    doch    nur    eine    unbedeutende 
Schmälerung  erleidet    Unter  den  landwirt- 
schaftlichen Arbeitern  ohne  Grundbesitz  er- 
halten   sehi-    viele    von    den    Arbeitgebern 
ausser  dem  baren  Geldlohn  noch  Woh- 
nung, Landnutzimg,  Yiehfutter,  Getreide  und 
andere  Naturalien,  welche  zusammen  oft 
den  bei  weitem  grosseren  TeU  des  Gesamt- 
lohnes ausmachen.    Der  den  landwirtschaft- 
lichen Arbeitern  gezahlte  Barlohn  bietet  da- 
her an  und  für  sich  keinen  sicheren  Anhalt 
zur  Beurteilung  ihrer  wirtscliaftlichen  Lage. 
In  Gegenden  mit  dichter  Bevölkerung  und 
namentlich  mit   sehr  entwickelter  Industrie 
kommt  es  auch  vielfach  vor,  dass  die  land- 
wirtschaftlichen Arbeiter  nur  im  Sommer  in 
der  Landwirtschaft,  im  Winter  dagegen  in 
städtischen  Gewerben  thätig  sind  oder  einige 
Famüienglieder  in  der  Landwirtschaft,  andere 
in  der  Industrie  ihren  Verdienst  finden. 

Aus  dem  Gesagten  ergiebt  sich  ein  Zwei- 
faches. Erstens  ist  es  unzulässig,  bei  Be- 
urteilung der  Verhältnisse  der  landwirtschaft- 
lichen Arbeiter  von  den  gleichen  Voraus- 
setzungen auszugehen,  wie  sie  für  Beurtei- 
lung der  Zustände  der  industriellen  Arbeiter 
gerechtfertigt  sind.  Die  Frauen-  und  Kinder- 
arbeit, die  tägliche  Arbeitsdauer,  die  Art 
und  Höhe  des  Lohnes  üben  auf  die  gesamte 
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wirtschaftliche  imd  soziale  Lage  sowie  auf 
(las  äussere  und  innere  Wohlbefinden  der 
landwirtschaftlichen  Arbeiter  einen  ganz 
anderen  Einfluss  aus  wie  auf  die  entspre- 
chenden Ziistände  der  industriellen  Arbeiter. 
Deshalb  ist  es  auch  nicht  gerechtfertigt, 
.staatliche  Anordnungen,  die  für  industrielle 
Arbeiter  zweckmässig  sind,  ohne  weiteres 
auf  landwirtschaftliche  Arbeiter  zu  tiber- 
tragen. Schon  die  Anwendung  der  Kranken-, 
Unfall-  und  Altersversicherung  auf  die  land- 
wirtschaftlichen Arbeiter,  wie  wünschens- 
wert sie  in  gewissen  Beziehungen  gewesen 
sein  mag,  hat  zu  manchen  Unzuträglichkei- 
ten Yeranlassimg  gegeben  und  manche  alt- 
bewährte Einrichtung  beseitigt.  Zweitens 
kann  die  wirtschaftliche  Lage  der  landwirt- 
schaftlichen Arbeiter  mit  einiger  Sicherheit 
nur  beurteilt  werden,  wenn  man  dieselbe  in 
ihren  Einzelheiten  genau  kennt.  Letz- 
teres ist  um  so  schwieriger,  als  sie  in  den 
verschiedenen  Gegenden  so  abweichend  sich 
gestaltet.  Zu  einer  ausreichenden  Beurtei- 
lung muss  man  wissen:  wie  hoch  der  bare 
Oeldlohn  im  Sommer  und  im  Winter  ist, 
ob  die  Arbeiter  das  ganze  Jahr  Beschäfti- 
gung haben,  ob  und  welche  Naturalien  sie 
neben  dem  Geldlohne  beziehen,  ob  sie  eige- 
nen oder  erpachteten  Grundbesitz  haben,  ob 
Frau  und  Kinder,  ohne  ilire  sonstigen  Pflich- 
ten zu  verletzen,  zeitweise  Lohnarbeit  finden 
und  verrichten  etc.  Die  Kenntnis  von  die- 
sen und  anderen  Zuständen  ist  um  so  weni- 
ger verbreitet,  als  die  landwirtschaftlichen 
Arbeiter  sehr  isoliert  imd  nie  in  grossen 
Mengen  zusammen  wohnen.  Hieraus  erklärt 
es  sich,  weshalb  über  die  Lage  der  land- 
wirtschaftlichen Arbeiter  so  abweichende 
Urteile  laut  werden. 

2.  Geschichtliches  und  Statistisches. 
Während  des  Mittelalters  und  bis  tief  in  die 
Neuzeit  hinein  existierte  keinbeson  derer 
Stand  von  landwirtschaftliehen  Arbeitern. 
Die  betreffenden  Arbeiten  wmxlen  zum  weit 
überwiegenden  Teile  von  den  besitzlosen 
Leibeigenen  sowie  von  den  hörigen  oder 
gutsunterthänigen  Bauern,  welche  nicht  nm* 
ihre  eigenen  Felder,  sondern  auch  die  der 
grossen  GrundheiTcn  zu  bebauen  hatten, 
ausgeführt.  Auch  die  besitzlosen  Leibeige- 
nen standen  meist  im  Familienzusammen- 
hange  mit  der  bäuerlichen  Bevölkerung. 
Freie  landwirtschaftliche  Arbeiter  gab  es 
nur  in  sehr  geringer  Zahl,  so  dass  von  einem 
besonderen  Stande  der  landwirtschaftlichen 
Arbeiter  nicht  die  Rede  sein  konnte.  Diese 
Verhältnisse  dauerten  bis  zur  Bauernbe- 
freiung (8.  d.  Art.  oben  Bd.  U  S.  343ff. 
und  Agrargeschichte,  Neuzeit  oben 
Bei.  I  S.  88  ff.),  welche  in  Deutschland 
in  der  ersten  Ilälfte  des  19.  Jahrhun- 
derts sich  vollzog.  Aus  dem  vereinzelten 
Vorkommen   freier   ländlicher  Lohnarbeiter 


darf  marf  nicht  schliessen,  dass  diese  einen 
irgend  nennenswerten  Bruchteil  der  Bevöl- 
kerung ausgemacht  oder  dass  sie  gar  als 
eine  besondere  Volksklasse  sich  betrachtet 
haben  oder  von  anderen  als  solche  betrach- 
tet worden  sind.  Dies  konnte  um  so  weni- 
ger geschehen,  als  die  überwiegende  Mehr- 
zahl der  vorhandenen  freien  landwirtschaft- 
lichen Arbeiter  entweder  selbst  kleine  Grund- 
besitzer oder  doch  Angehörige  von  bäuer- 
lichen Familien  waren.  Der  Beweis  für 
diese  von  manchen  bestrittene,  aber  für  die 
Beurteilung  der  jetzigen  Lage  der  landwirt- 
schaftliclien  Arbeiter  wichtige  Tliatsache 
liegt  einmal  darin,  dass  noch  wälirend 
des  18.  Jahrhunderts  die  über  Landwirt- 
schaft handelnden  deutschen  Schriften  den 
Begriff  landwirtschaftliche  Arbeiter  im  heu- 
tigen Sinne  des  Wortes  gar  nicht  kennen, 
dass  sie  auch  den  Ausdruck  »Arbeiter«  niu: 
selten  anwenden,  dagegen  die  Ausdrücke 
»Bauer«  und  »Arbeiter«  oft  identifizieren. 
Ein  fernerer  Beweis  ist  darin  zu  finden, 
dass  in  den  Gutsrechnungen  die  Ausgaben 
für  Tagelöhner  sehr  geringe  Posten  aus- 
machen ;  grössere  Ausgaben  venirsachten  die 
Deputanten  und  Gesindepersonen,  die  aber 
meist  aus  dem  Bauernstande  genommen 
wai-en.  Landwirtschaftliche  Arbeiter,  Klein- 
grundbesitzer und  Bauern  gehörten  ein  und 
derselben  Gesellschaftsklasse  an,  wenngleich 
in  derselben  verscliiedene  Abstufungen  vor- 
kamen. Die  Zahl  der  Personen,  welche  sich 
lediglich  oder  vorzugsweise  von  ländlicher 
Lohnarbeit  ernährten,  ohne  gleichzeitig 
Grundbesitz  zu  haben  oder  im  Familien- 
zusammenhange  mit  dem  Bauernstande  sich 
zu  befinden,  war  sehr  gering;  sie  kamen 
als  eine  besondere  Volksklasse  nicht  in  Be- 
tracht. Der  Stand  der  landwirtscliaftlichen 
Arbeiter  als  eine  eigene  Gesellschaftsklasse 
hat  sich  erst  gebildet  und  wurde  zur  Not- 
wendigkeit durch  die  Beseitigung  des  Ab- 
hängigkeitsverhältnisses der  niederen  länd- 
lichen Bevölkerung  von  dem  grossen  Grund- 
besitz, speciell  durch  Aufhebung  der  persön- 
lichen Dienstleistungen  der  Bauern.  Hier- 
durch entstand  ein  gi-osser  Bedarf  an  Leu- 
ten, welche  lediglich  landwirtschaftliche 
Lohnarbeit  verrichteten.  Dieser  Bedarf  wurde 
gedeckt  teils  durch  die  Kinder  von  Bauern, 
welche  nach  Aufhebung  der  Frondienste 
und  des  Zwangsgesindedienstes  auf  dem 
elterlichen  Hofe  entbehrlich  geworden  waren, 
teils  durch  die  kleinen  Grundbesitzer,  deren 
Besitz  zufolge  der  gesetzlichen  Bestimmun- 
gen in  die  Hände  der  Grossginindbesitzer 
überging,  teils  endlich  durch  die,  wenn- 
gleich in  geringer  Zalü  vorhandenen  besitz- 
losen Gutsunterthanen  oder  Leibeigenen.  So 
bildete  sich  zu  Ende  des  18.  und  in  der 
ersten  Hälfte  des  19.  Jahrhunderts  ein  eigener 
Stand  von  landwirtschaftlichen  Arbeitern  aus, 
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der  jetzt  im  Deutschen  Reiche  nach  Millio- 
nen zählt  und  von  dem  Bauernstände,  aus 
dem  er  grösstenteils  hervorgegangen,  sich 
ziemlich  scharf  unterscheidet.  Bloss  die- 
jenigen landwirtschaftlichen  Arbeiter,  welche 
ein  kleines  Grundeigentum  haben  und  nur 
zeitweise  Lohnbeschäftigung  verrichten  imd 
welche  in  einzelnen  Teilen  des  mittleren 
und  südwestlichen  Deutschland  zahlreich 
vertreten  sind,  bilden  gewissermassen  eine 
Uebergangsslufe  zwischen  den  eigentlichen 
landwirtschaftlichen  Arbeitern  und  den 
kleinen  bäuerlichen  Besitzern,  die  ausschliess- 
lich von  dem  Ertrage  ihres  Grund  und 
Bodens  leben. 

Nach  der  Berufszählung  vom  14.  Juni 
1895  betrug  im  Deutschen  Reiche  die 
Zahl  der  in  der  Landwirtschaft,  Gärtnerei, 
Forstwirtschaft,  auch  in  der  Försterei  be- 
schäftigten er w erbst hätigen  Pei-sonen 
8  292692  (gegen  8236496  i.  J.  1882),  die 
der  Dienenden  874697  (1882  =  424913), 
dieder  Angehörigen  9a33918(10  564  046). 
Die  gesamte  landwirtscliaftliche  Bevölkerung 
bezifferte  sich  also  auf  18501307  (19225455). 
Von  den  erwcrbsthätigen  Personen  waren 
Selbständige  2568725  (2288033),  An- 
gestellte 96173  (66644),  Arbeiter 
5627  794  (5881819).  Von  der  Gesamtbe- 
völkerung des  Reiches  in  Höhe  von  51770284 
(45222113)  machte  die  landwuischaftliche 
35,74^/0  (42,51  ^/o)  aus.  Hiernach  ergiebt 
sich,  dass  in  der  z\\'ischen  den  beiden  Be- 
rufszählungen von  1882  bis  1895  liegenden 
Periode  die  landwirtschaftliche  Bevölkerung 
absolut  etwas,  prozentual  stark  abgenommen 
hat.  Innerhalb  derselben  ist  die  Zahl  der 
Erwcrbsthätigen  noch  um  eine  Kleinigkeit 
^stiegen;  die  Steigerung  fällt  aber  ledig- 
fich  auf  die  in  Forstwirtschaft,  Gärtnerei 
imd  Tierzucht  beschäftigten  Personen.  Be- 
merkenswert ist  besonders,  dass  innerhalb 
der  Erwcrbsthätigen  die  ZaJil  der  Selbstän- 
digen nicht  unbedeutend  gewachsen,  während 
die  der  Arbeiter  ebenso  gesunken  ist.  Von 
100  Erwcrbsthätigen  in  der  Landwdrtschaft 
kamen  1895  auf  Selbständige  30,98,  auf  An- 
gestellte 1,16,  auf  Arbeiter  67,86;  dagegen 
1882  auf  Selbständige  27,78,  auf  Angestellte 
0,81,  auf  Arbeiter  71,41 1).  Die  Zahl  der 
landwirtschaftliehen  Lolmarbeiter  ist  absolut 
und  relativ  zurückgegangen  und  infolge- 
dessen ein  grosser  Mangel  an  Arbeits- 
kräften eingetreten.  Die  Crsache  liegt 
nicht  in  einer  geringeren  Vermehnmg  der 
landwirtschaftlichen  Bevölkerung,  sondern  in 
einer  zunehmenden  Abwandening  derselben 
(s.  unten  sub  4). 

*)  Die  statistischen  Angaben  sind  entnom- 
men aus  der  Statistik  des  Deutschen 
Reichs,  Neue  Folge,  Bd.  III,  1899.  S.  a.  a.  0. 
besonders  S.  27  und  61. 


In  Frankreich  betrug  seit  derktzt*^c_ 
hierüber  aufgenommenen  Statistik  vom  liL 
April  18911)  die  Gesamtbevolkerung  38 133  3^r 
Personen,  von  denen  aber  130425»^>  zu  *i^z. 
nicht    klassifizierten    gehören.     Unter   den 
36829135  klassifizierten  Personen   zählten 
17  435250   oder  47,3^/0  zur  Landwirtschafr. 
unter    der     landwirtschaftlichen     Bevölk-^ 
rung   waren    Beruf sthätige    6535599    iisl 
unter  ihnen  3570016  oder  54,6  ^"o  Selbstän- 
dige,  75400   oder   1,2%    Angestellte   nc: 
2890183  oder   44,2%  Arbeiter.     Im  V*=r- 
gleich  zum  Deutschen  Reich  ist  in  Frank- 
reich   die    landwirtschaftliche    Bevölkenmir 
im  Verhältnis  zur  Gesamtbevolkerung  erhel- 
lich    stärker;   innerhalb  der  berufethätigez.- 
landwirtschaftlichen    Bevölkerung    sind    in 
Frankreich     prozentual     die    Selbständig^ea 
weitaus    zahlreicher,    die    Arbeiter    ehehso 
schwächer  als    im   Deutschen    Reich-      E> 
hängt  dieser  Umstand  hauptsächlich   damir 
zusammen,  dass  in   Frankreich    der  kleine 
Grundbesitz  stark  überwiegt,   wälirend  der 
mittlere  und  Grossbesitz,   der  liauptsächlfi  ii 
Lohnarbeiter  braucht,   relativ  spärlich  ver- 
treten ist    Im  Gegensatz  zu  der  im  Deut- 
schen Reich  stattgehabten  Entwickelung  ist 
noch    hervorzuheben,    dass    in    Frankrei/ii 
während  der  letzten  Jahre  das  Zahlenver- 
hältnis   zwischen    der    landwirtschaftlichen 
und   der    gesamten   Bevölkerung    sich    nru- 
ganz  unbedeutend  verändert  hat 

In  Grossbritannien  nimmt  die  land- 
wirtschaftliche Bevölkerung  überhaupt  nwr 
einen  geringen  Prozentsatz  der  Bevoliemno: 
in  Anspnich.  In  England  und  Wale> 
betrugl891dieGesamtbevölkerung29  00252:1. 
davon  waren  12899484  oder  44,5  «o  Er- 
werbsthätige,  16103041  oder  55,5  <Vo  Kinder 
und  sonstige  Personen  ohne  Beschäftigung. 
Von  den  44,5  ^/o  Erwcrbsthätigen  kamen 
25,3  %  auf  die  Industrie  und  nur  4,6  ^.'o  anf 
Landwirtschaft  und  Fischerei.  Aehnlich  ist 
das  Verhältnis  in  Schottland,  wo  bei 
einer  Gesamtbevölkerung  von  4025647  aiif 
Erwerbsthätige  44,1  ®/o,  auf  Kinder  u.  s.  v. 
55,9  kommen  und  von  den  44,1  **/o  der 
ersteren  nur  6,2  ^/o  der  Landwirtschaft  und 
Fischerei  angehören  2).  Weit  günstiger  steht 
das  Verhältnis  in  Irland:  Gesamtbevölke- 
ining  4704750  Pei-sonen;  davon  Erwerbs- 
thätige 45,6  ^/o,  Kinder  u.  s.  w.  54,4  ®/o ;  von 
den  45,6  %  Erwcrbsthätigen  kommen  19,9  ® o 
auf  die  Landw^irtschaft.  Setzt  man  die 
45,6%  Erwcrbsthätigen  =  100,  so  gehören 
von  allen  Erwcrbsthätigen  43,7  ^lo  der  Land- 
wirtschaft zu.  Entsprechend  der  geringea 
landwirtscliaftlichen  Bevölkerung  in  Gross- 


*)  Siehe  Statistik  des  Deutschen  Reiches 
a.  a.  0.  S.  267  ff. 

^)  Siehe  Statistik  des  Deutschen  Reiches, 
a.  a.  0.  S.  274. 
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.'itÄimien    ist  auch  der  Mangel  an  landwirt- 
diaf  tliclien  Arbeitern  dort  besonders  gross.  In 
im  ist  eine  Hauptursache  des  Umstandes  zu 
rblicken,    dass  in  Grossbritannien  das  Acker- 
ind     fortdauernd    ab-,    das  Grasland   fort- 
lauemd.   zunimmt,  also  der  ganze  landwirt- 
chaftliclie   Betrieb  trotz   stark  wachsender 
je^amtbevölkerung  stetig  extensiver  wird. 
B.  Die  einzelnen  Gruppen  der  1.  A.  und 
leren  \iirirtscliaf Üiche  Lage.  Man  kann  zwei 
llawptgrvippen  von  landwirtschaftlichen  Ar- 
beitern unterscheiden  :Gesindepersonen 
und  T  a  g"  e  1  ö  h  n  e  r.    Zu  den  ersteren  rechnet 
man  diejenigen  landwirtschaftlichen  Arbeiter, 
^'elche   zu  bestimmten  Dienstleistungen  ver- 
|*l\ieYvtet  sind  und  hierfür,  ausser  einem  auf 
längere     Termine    (Jahr,    Vierteljahr    oder 
Monat)  vereinbarten  festen  Geldlohne,  Woh- 
nung und  Beköstigung  von  dem  Arbeitgeber 
erhalten.    Man  verwendet  Gesinde  zu  solchen 
Xerrlchtungen,  die  sich  an  keine  feste  täg- 
liche Arbeitszeit  binden  lassen  und  die  zu- 
f^ieich  eine  besondere  üebung  oder  Geschick- 
lichkeit verlangen,  welche  auch  in  der  Regel 
nur  auf  dem  Wirtschaftshofe  oder  in  dessen 
^ä.he  ausgeübt  werden.     Dazu  gehören  die 
Besorgung  des  inneren  Haushaltes  (Köchin, 
Stubenmädchen),  ferner  und  namentlich  die 
Fütterung  und  Pflege  der   Tiere   (Pferde- 
und  Ochsenknechte,  Hirten,  Schäfer).     Die 
mit    diesen    Arbeiten    betrauten    Pei-sonen 
müssen   den  ganzen  Tag,   imter  Umständen 
auch  bei  Nacht,  zur  Verfügung  stehen;  sie 
müssen   femer  auf  dem  Hofe   oder  in  der 
Kähe  desselben  ihren  ständigen  Aufenthalt 
haben;   ihrer  Obhut  sind  wertvolle  Gegen- 
stände anvertraut,  deren  richtige  Behandlung 
nur  durch  längere  Erfehrung  und  fortgesetzte 
Tebung   gelernt   werden   kann.     Aus   dem 
Umstände,  dass  das  Gesinde  fortdauernd  zur 
Verfügung  stehen  muss,  ergiebt  sich  gewisser- 
massen  als  notwendige  lolgerung,  dass  es 
auch  auf  dem  Hofe   wohnt  und  von  dem 
Arbeitgeber  volle  Naturalverpflegung  erhält ; 
hiermit  hängt  es  weiter  zusammen,  dass  die 
Oesindepersonen   meist   unverheiratet   sind, 
^ian  hat  allerdings,  namentlich  auf  grösseren 
Gütern,  neben  den  im  verheirateten  auch  ver- 
heiratete Gesindepersonen.    Wo  es  sich  um 
grössere  Viehbestände  handelt,  zu  deren  Be- 
sorgung  ohnedies  mehrere  oder  viele  Per- 
sonen nötig  sind,  pflegt  naan  für  jeden  Stall 
wenigstens   eine  verheiratete  Gesindeperson 
anzustellen,  weil  die  Verheirateten  älter,  an 
Erfahrung  reicher,   zuverlässiger  sind   und 
nicht  so  leicht  kündigen.    Die  verheirateten 
Oesindepersonen  erhalten  neben  eiuem  festen 
Geldlohne    und   Wohnung    gewöhnlich   ein 
Naturaldeputat ,   welches   zur  Befriedigung 
ihrer  und  ihrer  Familien   Bedürfnisse    an 
Nahrung  und  Brennmaterial   bestimmt  ist; 
sie  werden  dann  nicht  von  dem  Arbeitgeber 
beköstigt,   sondern   essen  in  ihrer  eigenen 


Familie.  Man  nennt  so  gestellte  Personen 
auch  wohl  Deputatgesinde  oder  Depu- 
tatisten. 

Die  zweite  Gruppe  der  landwii-tschaft- 
liehen  Arbeiter  wird  gebildet  durch  die 
Tagelöhner.  Hierunter  versteht  man  die- 
jenigen landwirtschaftlichen  Arbeiter,  welche 
einen  auf  den  Tag  berechneten  Lohn  er- 
halten und  dafür  verpfichtet  sind,  täglich  in 
den  ortsüblichen  Arbeitsstunden  die  in  dem 
landwirtschaftlichen  Betriebe  zur  Zeit  nötigen 
vorkommenden  Verrichtungen  auszuführen; 
dabei  ist  nicht  ausgesclüossen ,  dass  die 
Tagelöhner  ausser  dem  baren  Tagelohne  auch 
noch  Naturalien  empfangen,  die  entweder 
für  den  Tag  oder  auch  für  längere  Perioden 
gegeben  werden.  Man  unterscheidet  bei  den 
Tagelöhnern  wieder  zwischen  freien  und 
kontraktlich  gebundenen.  Dieersteren 
können  jeden  Tag  die  Arbeit  verlassen  oder 
entlassen  werden,  falls  nicht  eine  bestimmte 
Arbeitsperiode  zwischen  beiden  Teilen  be- 
sonders verabredet  wurde.  Sie  erhalten  in 
der  Regel  bloss  baren  Geldlohn,  der  auf  den 
Tag  oder  für  eine  bestimmte  Leistung 
(Akkordlohn)  festgesetzt  ist;  hier  und  da 
bekommen  sie  auch  noch  einige  Natural- 
lieferungen.  Das  dienstliche  Verhältnis 
zwischen  den  freien  Tagelöhnern  und  ihren 
Arbeitgebern  ist  überall  ziemlich  das  gleiche ; 
dagegen  zeigt  ihre  wirtschafthche  Lage  eine 
grosse  Verschiedenheit,  je  nachdem  sie 
Grundbesitz  haben  oder  nicht  Hiernach 
giebt  es  zwei  Kategorieen  von  freien  Arbeitern : 
grundbesitzende,  welche  auch  Eigen- 
kätner, Häusler. oder  Büdner  heissen, 
und  grundbesitzlose,  welche  man  ge- 
wöhnlich Einlieger  nennt.  DieEinlieger 
wohnen  irgendwo,  gewöhnlich  bei  Bauern, 
zur  Miete,  sind  also  jederzeit  der  Kündigung 
ausgesetzt.  Ihr  einziger  wiiischaftlicher 
Eüähalt  ist  ihr  Lohn  verdienst;  bleibt  dieser 
aus,  wie  es  im  Winter  öfters  geschieht,  und 
haben  sie  im  Sommer  keine  Ersparnisse  ge- 
macht, so  geraten  sie  in  die  kümmerlichste 
Lage.  Sie  bilden  das  Proletariat  unter  den 
landwirtscliaftlichen  Arbeitern.  Umgekehrt 
befinden  sich  die  ^rundbesitzenden  land- 
wirtschaftlichen Arbeiter  diurchschnittlich  in 
der  günstigsten  wirtschaftlichen  Verfassung 
unter  allen  landwirtschaftlichen  Arbeitern. 
Durch  ihren  Grundbesitz  haben  sie  eine  feste 
gesicherte  Wohnung  und  Heimat;  derselbe 
gewährt  ihnen  einerseits  einen  nicht  uner- 
heblichen Zuschuss  zu  ihrem  Einkommen, 
andererseits  bietet  er  ihnen  die  Möglichkeit, 
sowohl  die  eigene  Arbeitskraft  zu  verwerten, 
wenn  der  Lohnverdienst  mangelt,  als  auch 
Frauen  und  Kinder  nutzbringend  zu  be- 
schäftigen, ohne  sie  von  ihren  Pflichten  gegen 
Haus  und  Schule  abzuziehen.  Ebenso  übt 
der  Grundbesitz  einen  günstigen  Einfluss 
auf  die  geistige  Entwickelung  und  die  Sittlich- 
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keit  der  Arbeiter  aus;  die  grundbesitzenden 
landwirtschaftlichen  Arbeiter  sind  unter  ihren 
Berufsgenossen  im  Durchschnitt  die  inteDi- 
gentesten ,  sparsamsten ,  wirtschaftlichsten, 
zuverlässigsten. 

Unter  kontraktlich  gebundenen 
Tagelöhnern  begreift  man  diejenigen,  welche 
einen  für  längere-  Zeit  bindenden,  viertel- 
oder  halbjährlich  kündbaren,  Kontrakt  mit 
dem  Arbeitgeber  geschlossen  haben.  Ihre 
Bezeichnung  ist  in  den  einzelnen  Teilen  des 
Deutschen  Reiches  verschieden ;  sie  heissen 
Gutstagelöhner,  Instleute,  Insten, 
Gärtner,  Katenleute,  Dienstleute 
etc.  Sie  erhalten  kontraktlich  in  der  Regel 
ausser  einem  geringen  baren  Tagelohne  an 
Naturalien:  freie  Wohnung,  Brennmaterial, 
Futter  für  eine  Kuh,  Land  zum  Kartoff el- 
und  Gemüsebau  und  einen  Anteil  am  er- 
droschenen  Getreide.  Die  wirtschaftliche 
Lage  der  Gutstagelöhner  ist  im  allgemeinen 
keine  ungünstige,  öfters  eine  verhältnis- 
mässig recht  günstige,  namentlich  eine  ge- 
sicherte ;  sie  sind  aber  sowohl  in  wirtschait- 
licher  wie  in  persönlicher  Beziehung  sehr 
abhängig  von  dem  Arbeitgeber. 

Die  Gutstagelöhner  bilden  die  Haupt- 
masse der  landwirtschaftlichen  Arbeiter  in 
den  Gegenden  mit  vorherrschendem  Gross- 
grundbesitz, also  in  den  östlichen  und  be- 
sonders nordöstlichen  Provinzen  der  preussi- 
schen  Monarchie,  femer  in  Mecklenburg 
sowie  in  einzelnen  Teilen  von  Schleswig- 
Holstein,  Hannover  und  Braunschweig. 
Gnmdbesitzende  Arbeiter  sind  namentlich 
vertreten  im  südw^estlichen  und  mittleren 
Deutschland.  Einlieger  finden  sich  überall 
im  Deutschen  Reiche;  sie  stellen  aber  nur 
ausnahmsweise  die  grössere  Menge  der  land- 
wirtschaftlichen Arbeiter  dar.  Ebenso  sind 
naturgemäss  allerwärts  Gesindepersonen  vor- 
handen, da  diese  ja  in  jeder  Landwirtschaft 
gebraucht  werden. 

Zwischen  den  genannten  Gruppen  der 
landwirtschaftlichen  Arbeiter  giebt  es  noch 
üebergangsstufen,  welche  bald  der  einen, 
bald  der  anderen  Gruppe  sich  mehr  nähern, 
olme  einer  derselben  bestimmt  anzugehören. 
Hierzu  sind  die  bereits  erwähnten  Depu- 
tanten  zu  rechnen,  welche  den  üebergang 
zwischen  Gesmde  und  Gutstagelöhnern  bilden. 
Ferner  die  zahlreichen  Wander arbeiter, 
namentlich  die  sogenannten  Sachsen- 
gänger (s.  d.),  welche  zwischen  den  freien 
Tagelöhnern  und  Gutstagelöhnem  stehen,  in- 
sofern sie  wie  die  letztei*en  für  eine  längere 
Periode  kontraktlieh  gebunden  sind  und  ge- 
wöhnlich neben  dem  Geldlohne  auch  gewisse 
Naturallieferungen  (Wohnung,  Kartoffeln, 
Brennmaterial  etc.)  empfangen.  Endlich  sind 
diejenigen  landwirtschaftlichen  Arbeiter, 
welche  zwar  keinen  eigenen  Grundbesitz 
liaben,  aber  erpachtetes  Land  bewirtschaften, 


als  eine  Zwischenstufe  zwischen  ELnliecprt. 
und  Eigenkätnern  zu  betrachten,  wenn  sie 
auch  in  ihrer  wirtschaftlichen  Lage  mekr 
den  ersteren  als  den  letzteren  gleichen. 

Bis  zur  Mitte  dieses  Jahrhunderts  U^tra^ 
nach  den  übereinstimmenden  Angab«!  b»/7- 
vorragender  landwirtschaftlicher  SchiiftetelirT 
(Thaer,   Block,   Kleemann,   Schweitzer»  «1»t 
durchschnittliche  Tagelohnfür  erwachsesr 
männliche    ständig    beschäftigte    landwirt- 
schaftliche  Arbeiter  zwischen   13,5   unO 
15,5  Pfund   Roggenwert;    der   GeM- 
t^etrag    des  Lohnes  war,    den   von   1>3> 
bis  ISiiO  herrschenden   niedrigen  Getreide- 
preisen   entsprechend,    gering.      Als    vrin 
der    Mitte    der    fünfziger    Jalire    die    ük- 
treidepreise   erheblich   stiegen,    wuchs   all- 
mählich   der  Geldlohn   der  landvirtschatt- 
lichen    Ai-beiter.      Auch    die    zunehmeotfe 
Auswanderung  der  landwirtschaftlicLeo 
Arbeiter   nach  überseeischen  Landern    ud4 
deren  Abwanderung   nach  den  Städten  des 
Inlandes   nötigte   die  Arbeitgeber,   ihre  Ar- 
beiter besser  zu  stellen.  Infolgedessen  süecei, 
nicht  nur  die  baren  Geldlöhne  und  zwar  in 
noch  stärkerem  Grade  als  die  Getreide-  uoi 
Fleischpreise,    sondern    auch    die    Natural- 
liefenuigen,  namentlich  Wohnung  und   Be- 
köstigung, besserten  sich  ihrer  Qualität  um:h. 
Im  Jahre  1873  veranstaltete  der  Kongres^ 
deutscher    Landwirte    eine    Enquete 
über    die   Lage    der  ländlichen    Ar- 
beiter im  Deutschen  Reiche    (wunle 
unter  diesem  Titel  veröffentlicht,  s.  unten  die 
Litteratiu-).    Danach  betrug  im  Durchschnitt 
des   Deutschen  Reiches  der  Mannstagelolm 
18  Pfiuid  Roggen ;  niu-  in  wenigen  Bezirken 
ging  er  unter  15  Pfund   herab,   erhob  >icii 
aber  in  einzelnen  Bezirken  bis  auf  20  Pfnnd 
und  darüber.     Seitdem  ist  der  bare  Tage- 
lohn zwar  etwas,  aber  nicht  sehr  erheblich 
gestiegen,  wie  die  im  Art  Arbeits  lohn 
(Statistik)  oben  Bd.  1  S.  889— 893  diesos 
Werkes  von  Viktor  Böhmert  gemachte  Ver- 
gleichung  der  durch  jene  Enquete  ermittelten 
Löhne  mit  den  behufs  Krankenversicherung 
in     späteren    Jahren    festgestellten     Lohn- 
sätzen   für    gewöhnliche    Tagearbeiter  er- 
giebt.     Nur    die   Gesindelöhne    haben   seil 
1873    in    einzelnen    Gegenden,     besonders 
im    nordöstlichen    DeutscMand,    noch   eine 
starke  Steigenmg  erfahren.    Im  Jahre  ISTo 
berechnete  sich  das  Jahreseinkommen  einer 
ländlichen  Arbeiterfamilie  im  Durchschnitte 
von  zahlreichen  Angaben 


1)  Für  grundbesitzende  Tagelöhner  im 
südlichen  Deutschland  auf     .    .    .  781,8  M. 

2)  für  kontraktlich  gebundene  (Gnts- 
tagelöhner)  im  nördlichen  Deutsch- 
land auf 664,2  5, 

3)  für  gnmdbesitzende  Tagelöhner  im 
nördlichen  Deutschland  auf   .    .    .  627,9  „ 
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•  f tiir  freie  Arbeiter  (Einlieger)  im 
siäcllichen  Dentschland  auf     .    .    .  611,4   „ 

^  fiir  freie  Arbeiter  (Einlieger)  im 
nördlichen  Deutschland  auf   .    .    .  563,1    „ 

In    den  Jahren  1891  und  1892  machte 
ler      ^Terein    für    Sozialpolitik    Er- 
\\?biirigen  über  die  Lage  der  Landarbeiter 
in      X>eutschen    Reich    und    veröffentlichte 
leren  Resultate  (s.  unten  die  Litteratur).  Die- 
selben bieten  zwar  keine  tabellarische  Zu- 
^^^mmenstelluug  der  Löhne  für  alle  einzelnen 
Teile  des  Deutschen  Reichs,  wie  die  Enquete 
von    1873,  aber  sie  ermöglichen  doch  eine 
Vergleichung  der  Zustände  in  beiden  Er- 
\iebuiigsjahren  und  ein  Urteil  über  die  in 
dem    dazwischen  liegenden  zw^anzigjährigen 
Zeitraum  eingetretenen Yeränderungen.  Wäh- 
rend   desselben    sind    durchschnittlich    die 
Tagelöhne  etwas,  aber  nicht  stark,  gestiegen. 
tine    Erhöhung  hat  besondere  in   den  Ge- 
j^enden  stattgefiinden,  in  welchen  sie  bisher 
sehr  niedrig  waren;  es  hat  sich  demnach 
eine  gewisse  Ausgleichung  vollzogen,  obwohl 
noch    immer   grosse   Unterschiede    in    den 
einzelnen  Teilen  des  Deutschen  Reiches  ob- 
walten.    Am  niedrigsten  stehen  nach  wie 
vor    die  Löhne  in  Oberschlesien,   wo   der 
durchschnittliche   Tageloha  für  dauernd 
beschäftigte  männliche  Arbeiter  nicht  mehr 
wie  etwa  1 — 1,20  Mark  beträgt.    In  manchen 
anderen  Gegenden   stellt  er  sich   dagegen 
auf    1,50—2,00   Mark.     Fast  allgemein  ist 
aber  eine  Steigenmg  der  Gesindelöhne 
zu  verzeichnen,  was  mit  der  zunehmenden 
Abneigung  der  Landbevölkerung  gegen  den 
Gesindedienst    zusauunenhängt.      Charakte- 
ristisch ist  femer  die  schon  seit  40  Jahren 
beobachtete  Tendenz  auf  Einschränkung 
der   Naturallöhnung  zu   Gunsten   der 
Geldlöhnung;  diese  hat  in  der  Periode  von 
1873  bis  1892  entschiedene  Fortschritte  ge- 
macht  und   thut    dies   auch   noch    in   der 
Gegenwart.    Sie  findet  naturgemäss  vorzugs- 
weise auf  die  Gutstagelöhner  Anwendung, 
weil  bei  diesen  der  Lohn  hauptsächlich  aus 
Naturalien    sich    zusammensetzt     Die   Be- 
schränkung des  Naturallohnes  führt  unaus- 
bleiblich zu  einer  Lockerung  der  Interessen- 
gemeinschaft   zwischen    Arbeitgebern    und 
Arbeitnehmern.    Endlich  ist  hervorzuheben, 
(lass  infolge  der  Ausdehnung  des  Zucker- 
rübenbaues und  des  Hackfruchtbaues  über- 
haupt sowie  infolge  der  wachsenden  Fort- 
wanderung   der   Landarbeiter,    namentlich 
nach   den    Städten    und    Industriebezirken, 
wähi-end  der  letzten  2 — 3  Jahrzehnte   der 
Mangelan  ständigen  Landarbeitern 
ein  immer  gi*össerer  geworden  ist.    Hand 
in  Hand  geht  damit  eine  fortdauernde  Zu- 
nahme    der     Wanderarbeiter     oder 
Sachsengänger. 

Die  für  die  beiden  Erhebungen  von  1873 


und  1892  aufgestellten  Fi-agebogen  waren 
hauptsächlich,  ja  fast  ausschliesslich,  an 
landwirtschaftliche  Arbeitgeber  versendet 
und  von  solchen  beantwortet  worden,  um 
nun  auch  von  anderen,  mit  den  Verhältnissen 
vertrauten  Personen  Urteile  zu  gewinnen,, 
hat  der  Evangelisch-soziale  Kon- 
gress  im  Jahre  1893  eine  neue,  an  evan- 
gelische Geistliche  in  ganz  Deutsch- 
land gerichtete  Rundfrage  veranstaltet;  auf 
etwa  1000  der  ausgesendeten  Fragebogen 
sind  Antworten  eingelaufen.  Durch  mancher- 
lei ungünstige  Umstände  hat  sich  die  Be- 
arbeitung und  Veröffentlichung  des  reich- 
haltigen Materials  leider  verzögert.  Erst 
kürzlich  sind  die  ersten  Hefte,  welche  einen 
Teil  des  nordwestlichen  und  mittleren 
Deutschland  umfassen,  im  Druck  erschienen ; 
sie  sind  bearbeitet  von  S.  Goldschmidt 
und  A.  Grünenberg  (s.  Litteratur). 

4.  Die  vorhandeneii  Uebelstände  und 
deren  Beseitigmig.  Soweit  bei  den  Land- 
arbeitern eine  begründete  oder  unbegründete 
Unzufriedenheit  mit  ihrer  gegenwärtigen  Lage 
vorhanden  ist,  tritt  dieselbe,  von  vereinzelten 
Vorkommnissen  abgesehen,  lediglich  dadurch 
in  die  Erscheinung,  dass  dieselben  ihre  bis- 
herige Arbeitsstätte  oder  auch  —  und  dies 
büdet  die  Regel  —  ihren  bisherigen  Beruf 
aufgeben.  Sie  wandern  fort,  teils  nach 
überseeischen  Ländern,  Auswanderung, 
teils  in  die  Städte  und  Industriebezirke  des 
Inlandes,  Abwanderung.  In  der  Periode 
von  etwa  1840—1880  überwog  die  Aus- 
wanderung, von  da  ab  bis  zur  Gegenwart 
die  Abwanderung.  Der  Wechsel  in  der  Art 
der  Fortwanderung  ist  veranlasst  sowohl 
dadurch,  dass  die  Erwerbsgelegenheit  in  den 
überseeischen  Einwandeningsgebieten ,  na- 
mentlich in  den  Vereinigten  Staaten  Nord- 
amerikas, sich  ungünstiger  gestalteten,  als 
auch  dadiu*ch,  dass  im  Deutschen  Reich 
Industrie  und  Handel  einen  gewaltigen  Auf- 
schwung nahmen.  Bei  diesen  wuchs  in- 
folgedessen der  Bedarf  an  Arbeitskräften  in 
ungewöhnlichem  Masse,  wie  sie  gleichzeitig 
in  der  Lage  waren,  erheblich  höhere  Arbeits- 
löhne als  bisher  zu  zahlen. 

Die  Fortwanderung  der  Landarbeiter  ist 
in  den  letzten  beiden  Jahrzehnten  eine  so 
ausgedehnte  gewesen,  dass,  wie  aus  einer 
Vergleichung  der  beiden  Berufszählungen 
von  1882  und  1895  hervorgeht,  die  Zahl 
der  einheimischen  Landarbeiter  im  Deutschen 
Reich  absolut  sogar  abgenommen  hat,  ob- 
w' ohl  die  intensivere  Gestaltung  des  landwirt- 
schaftlichen Betriebes  eine  Vermehrung  der- 
selben notwendig  oder  doch  dringend 
wünschenswert  macht.  Eine  noch  weiter 
gehende  Anwendung  von  Maschinen  oder 
von  ausländischen  Wanderarbeitern  kann 
den  zu  Tage  getretenen  Uebelstand  vielleicht 
vorübergehend    mildern,    aber    keineswegs 
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beseitigen;   nach  gewissen  Richtungen  hin 
wird  er  dadurch  sogar  nur  noch  verstärkt 

Nichts  lastet  in  der  Gegenwart  so  schwer 
auf  der  deutschen  Landwirtschaft  als  der 
durch  die  Fortwanderung  verursachte  M  a  u  - 
gel  an  Arbeitern.  Ihn  zu  bekämpfen 
und  zu  verhüten,  dass  er  nicht  noch  weiter 
um  sich  greift,  ist  die  wichtigste,  aber  aucli 
wohl  schwierigste  Aufgabe  auf  agrarischem 
Gebiet;  zugleich  eine  solche,  deren  be- 
friedigende Lösimg  nicht  auf  einmal,  auch 
nicht  in  wenigen  Jahren  durch  einzelne 
drastische  Mittel  erreicht  werden  kann,  die 
vielmehr  nur  von  einem  andauernden  ziel- 
bewussten  Zusammenwirken  vieler  hierzu 
berufener  Personen  und  Körperschaften  nach 
längerer  Zeit  erwartet  werden  darf.  Sie 
ist  aber  ein  Ziel,  zu  dessen  Erlangung  die 
Aufwendung  eines  grossen  Masses  von 
Mühe,  Geduld  und  Selbstverleugnung  sich 
wohl  lohnt  Ein  fortschreitender  Mangel 
an  Arbeitern  müsste  notwendig  dazu  führen, 
dass  der  landwirtschaftliche  Betrieb  an 
Intensitität  nicht  nur  nicht  zunähme,  sondern 
abnähme;  dass  zunächst  die  Roherträge, 
dann  aber  auch  die  Reinerträge  sänken  und 
dass  infolgedessen  die  deutsche  Landwirt- 
schaft immer  weniger  ihre  privat-  wie  volks- 
wirtschaftliche Aufgabe  zu  erfüllen  imstande 
wäre.  In  Bezug  auf  die  Versorgung  der 
Bevölkerung  mit  den  notwendigsten  Nah- 
rungsmitteln würde  das  Deutsche  Reich  in 
stetig  wachsende  Abhängigkeit  vom  Auslande 
geraten.  Die  Abnahme  der  Reinerträge 
müsste  die  ohnehin  schon  starke  Verschuldung 
der  Grundbesitzer  in  wahrhaft  gefahr- 
drohender Weise  steigern. 

Will  man  die  Fortwauderung  der  Land- 
arbeiter bekämpfen,  so  rauss  man  sich  über 
ihre  Ursachen  klar  sein.  Wie  viele  ein- 
zelne Ursachen  sich  auch  namhaft  machen 
lassen,  so  liegt  ihnen  allen  doch  die  eine 
zum  Grunde,  dass  die  Fortwandernden  mit 
ihrer  gegenwärtigen  Lage  unzufrieden  sind, 
dass  sie  des  Glaubens  und  der  Hoffnung 
leben,  sie  könnten  durch  einen  Wechsel  der 
Arbeitsstätte  oder  des  Berufes  oder  beider 
zu  einer  ihren  Wünschen  und  Bedürfnissen 
mehr  entsprechenden  Lebenslage  gelangen. 
Es  ist  dies  eine  subjektive  Vorstellung,  die 
bei  den  einzelnen  Personen  aus  sehr  ver- 
schiedenen Erwägungen  und  Anlässen  ihren 
Ursprung  genommen  haben  kann;  auch  bei 
ein  und  denselben  Personen  wird  häufig 
der  Entschluss  zur  Fort  Wanderung  durch 
mehrere,  gleichzeitig  wirkende  Beweggi-ünde 
hervorgerufen.  Die  am  häufigsten  vorkom- 
menden sollen  hier  kurz  angeführt  werden. 

Das  städtische  Leben  bietet  dem 
Arbeiter  mehr  Freiheit  und  Ungebun- 
den hei  t  als  das  ländliche;  es  gewährt 
namentlich  mehr  Gelegenheit  zur  Abwechse- 
lung, zu  geselligen  Vergnügungen,   zur  Be- 1 


friedigung  der  Schaulust,  auch  des  Dranr^ 
nach  Erweiterim^  der  Kenntnisse.  Vonri:* 
strebende,  mit  emer  das  Durchsöhnittsmas^ 
überschreitenden  Begabung  und  Leistungs- 
fähigkeit ausgerüstete  Personen  haben  <kn 
eher  Aussicht,  eine  ihnen  als  eiofachen  LaLil- 
arbeitern  unerreichbare  Stufe  im  wirtöchaft- 
lichen  und  sozialen  Leben  zu  erriagen.  Ih^ 
hier  geschilderten  Beweggründe  sind  nameii:- 
lich  für  jüngere  Personen  häufig  bestimmend: 
sie  erklären  es  vor  allem,  weshalb  ej 
grosser  Bruchteil  der  heranwachsenden  LÄiui- 
bevölkerung  lieber  in  die  Fabriken  geht  cnirT 
in  der  Stadt  eine  Dienstbotenstelle  sucht 
als,  wie  es  früher  meist  geschah,  dem  G- 
Sindedienst  auf  dem  Lande  sich  zuzuwendeu. 
Auf  die  männliche  Jugend  wirkt  auch  daa. 
was  sie  während  der  Ableistung  üirer 
Militärpflicht  sehen  und  hören,  bestimmen, 
darauf  ein ,  dass  sie  später  nicht  mehr  aif 
das  Land  zunickkehren  w^ollen. 

Ein  weiterer  Beweggrund  zur  Fort- 
wanderimg  liegt  oft  darin,  dass  die  Ijan>]- 
arbeiter  mit  den  speciellen  Verhält- 
nissen, unter  denen  gerade  sie  lebeo. 
unzufrieden  sind.  Sie  werden  vielleklit 
von  ihrem  Herrn  oder  von  dessen  Beamteo 
zu  rauh  behandelt,  sie  erhalten  den  Geldlok 
oder  das  Naturaldeputat  nicht  rechtzeitig 
oder  in  mangelhafter  Beschaffenheit:  auf 
ihre  besonderen  Wünsche  und  Bedürfuiss*- 
wird  zu  wenig  Rücksicht  genommen.  Ais 
eine  durch  zalüreiche  Erfehningen  konstatiert-!» 
Thatsache  darf  es  angesehen  w^erden,  tlas> 
auf  Gütern,  auf  denen  eine  rücksichtsvolle 
Behandlung  der  Arbeiter  traditionell  ist,  «Jie 
Fortwanderung  bei  weitem  nicht  so  umfaDg- 
reich  zu  sein  pflegt  als  dort,  wo  das  um- 
gekehrte Verfeihren  geübt  wird. 

In  sehr  vielen  Fällen  wird  der  Entschluss 
zur  Fortwanderung  durch  die  mangelnde 
Aussicht  auf  ein  weiteres  Fort- 
kommen und  durch  die  Besorgnis  hervor- 
gerufen, man  könne  in  späteren  Jahren  in 
eine  dnlckende  Lage  geraten.  Dies  trifft 
namentlich  für  das  nordöstliche  Deutsch- 
land, wo  gleichzeitig  die  Fortwandenui? 
relativ  am  stärksten  ist,  zu.  Dort  herrscliea 
die  Gutstagelöhner  vor.  Solange  diese  in 
solcher  Stellung  sich  befinden,  ist  ihre  La^ 
durcliaus  keine  ungünstige,  oft  eine  recht 
gute.  Aber  es  kann  ihnen  gekündigt  wenien ; 
es  kann  auch  ihre  Lage  sich  sehr  ver- 
schlechtern durch  Wechsel  des  Besitzers 
oder  des  Pächters  oder  aucli  nur  der  Wirt- 
schaftsbeamten. Sind  sie  dann  schon  in 
vorgerückten  Jahren ,  so  finden  sie  schwer 
eine  andere  Stelle  und  gehen  einer  kümmer- 
lichen Zukunft  entgegen.  Noch  mehr  trifft 
solches  für  die  Einlieger  zu.  Für  diese  ist 
ausserdem  der  umstand  ei-schwei-end,  dass 
sie  wälu-end  des  Wintei'S  oft  lange  Zeit  ohne 
Arbeit,  also  ohne  Lohnverdienst,  sind.  Im 
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lorcl  östlichen  Deutschland  fehlt  meist  die 
^loj^li  ollkeit,  dass  der  Landarbeiter  mit  Hilfe 
r*>\inaÄ^liter  Ersparnisse  ein  eigenes  Haus  und 
^in  eigenes  kleines  Grundstück  sich  erwirbt. 
Liifolgedessen  hat  er  keinen  festen  Wohn- 
st itz,  iieine  gesicherte  Heimat  und  muss  der 
>^iik: Hilft  mit  einer  gewissen  Sorge  entgegen- 
selven.  Hierin  liegt  für  viele  Arbeiter  der 
Kau  pt sächlich  bestimmende  Grund,  weshalb 
sie    fortwandern. 

In    den   übrigen  Teilen  des  Deutschen 
Reiclies  ist  meist  die  Möglichkeit  der 
tlr^werbung  von  Grundbesitz  für  den 
Landarbeiter  vorhanden   imd  hiervon  wird 
ein     umfassender  Gebrauch  gemacht.     Dort 
ist  auch  der  Mangel  an  Tagelöhnern  weniger 
gross;    viel  grosser  ist  der  an  Gesinde.    In 
höherem    Grade    als    früher    wendet    die 
jüngere  Generation  der  Landarbeiterbevölke- 
riing   sidi  den  Städten   und  der  Industrie 
zw.     Es  hängt  solches  wesentlich  zusammen 
mit  der  Blütezeit,  in  der  sich  jetzt  die  In- 
dustrie   befindet.      Hierin    wird    zweifellos 
einmal  wieder  ein  Eückschlag  erfolgen,  wie 
wir  ihn  bereits  Ende  der  siebziger  und  An- 
iang  der  achtziger  Jahre  schon  erlebt  haben. 
la  manchen  Gegenden,  nicht  nur  der  nord- 
östlichen, sondern  auch  der  übrigen  Teile 
des   Deutschen  Reiches,  klagen  die  freien 
Tagelöhner  und  unter  ihnen  besonders  die 
Einlieger  nicht  mit  Unrecht  darüber,  dass 
es  ihnen  oft  im  Winter  an  Lohnarbeit 
fehlt.  In  dieser  Hinsicht  hat  der  umfassende 
Gebrauch,  den  man  von  der  Dreschmaschine, 
namentlich  von  dem  Dampfdnisch,  macht, 
unheilvoll    gewirkt.      Der    Ausdrusch    des 
Getreides  mit  dem  Flegel  bildete  früher  die 
liauptsächlichste   und   neben  sonstigen   un- 
umgänglichen Winterarbeiten  auch  eine  aus- 
reichende Lohnbeschäftigung  in  der  Periode, 
während  deren  die  Feldarbeit  ruhen  musste. 
Hierin    ist    eine    für    die    Tagelöhner    un- 
erfreuliche und  deren  Fortwanderung  zweifel- 
los begünstigende  Yerändenmg  infolge  des 
Maschinendrusches  eingetreten. 

Endlich  darf  nicht  verkannt  werden,  dass 
die  Zunahme  der  Wanderarbeiter 
darauf  hinwirkt,  den  eingesessenen  Tage- 
löhnern ihre  Arbeitsstätte  zu  verleiden  und 
sie  zum  Verlassen  derselben  zu  bewegen. 
Die  Wanderarbeiter  sind  zum  grössten  Teil 
polnischer  oder  russischer  Nationalität.  Ihre 
Anschauungen  imd  Gewohnheiten  weichen 
von  denen  der  deutschen  Arbeiter  erheblich 
ab ;  ihr  Vorhandensein  bewirkt  auch  in  vielen 
Fällen,  dass  einheimische  Arbeiter  zeitweise 
nicht  den  für  üiren  Unterhalt  notwendigen 
Lohnverdienst  finden.  Eine  Verdrängimg 
dieser  durch  die  ausländischen  Arbeiter 
mrd  in  den  vom  Verein  für  Sozialpolitik 
angestellten  Erhebungen  wiederholt  kon- 
statiert. Hierin  liegt  auch  für  den  Staat 
die  grosse  Gefalir  einer  allmählichen  P  o  1  o  n  i  - 


sierung  des  Deutschen  Ostens,  Wollte 
man  sie  gering  schätzen,  so  würde  man  die 
Thatsachen  der  Geschichte  ignorieren  müssen. 
Nach  dem  Niedergange  des  Deutschen  Ordens 
und  dessen  Unterwerfung  imter  das  Polen- 
reich ist  es  schon  einmal  geschehen,  dass 
weite  Gebiete  des  nordöstlichen  Deutschland, 
die  bereits  für  die  deutsche  Kultur  ge- 
wonnen waren,  wieder  polonisiert  wurden. 
Dass  ein  gleiches  abermals  geschehen  werde, 
liegt  durchaus  nicht  im  Bereich  der  Un- 
möglichkeit. Es  würde  dies  ein  grosses 
Unglück  sein  nicht  nur  in  nationaler  und 
politischer,  sondern  auch  in  wirtschaftlicher 
Beziehung.  Insbesondere  müsste  die  Land- 
w^irtschaft  einen  starken  Rückgang  erfahren, 
wenn  die  Stellen  der  jetzigen  deutschen 
Arbeiter  zum  überwiegenden  Teile  von  pol- 
nischen eingenommen  würden. 

Eine  Eindämmung  des  Abzuges 
der  Landarbeiter  kann  nur  allmählich 
erzielt  werden  und  zwar  dadurch,  dass  man 
die  oben  geschilderten  Ursachen  möglichst 
zu  beseitigen  oder  in  ihren  Wirkungen  ab- 
zuschwächen sucht.  Welche  Massregeln  zu 
diesem  Zweck  im  einzelnen  zu  ergreifen 
sind,  kann  hier  um  so  weniger  ausführlich 
dargelegt  werden,  als  dieselben  je  nach  den 
örtlichen  Verhältnissen  verschiedene  sein 
müssen.  Ihre  Durchführung  fällt  teils  den 
landwirtschaftlichen  Unternehmern,  teils  den 
Gemeinden  oder  dem  Staate,  teils  dem 
Zusammenwirken  dieser  drei  Faktoren  zu. 

Der  landwirtschaftliche  Unternehmer 
soll  seine  Arbeiter  human  behandeln,  ihnen 
den  Lohn  rechtzeitig  und  unverküi-zt  zahlen, 
die  ihnen  zustehenden  Naturalien  in  guter 
Bescliaffenheit  vembreichen,  sich  um  das 
persönliche  Wohl  der  Arbeiter  und  von 
deren  Angehörigen  bekümmern,  den  auf 
geistige  Fortbildung  sowie  auf  gesellige  Er- 
holung gerichteten  Bedürfnissen  der  Arbeiter 
mit  Verständnis  und  Weitherzigkeit  ent- 
gegenkommen. Bei  Organisation  und  Leitung 
seines  Betriebes  soll  er  sein  Augenmerk 
darauf  richten,  dass  wenigstens  die  männ- 
lichen Arbeiter  möglichst  das  ganze  Jahr 
hindurch  i-egelmäßsig  Lohnverdienst  finden, 
so  weit  sie  solchen  begehren  und  für  ihren 
Lebensunterhalt  nötig  haben.  Wenn  Arbeiter, 
die  ihnen  lange  gedient  haben,  durch  Alter 
oder  Krankheit  ganz  oder  teilweise  erwerbs- 
unfähig werden,  dann  soll  er,  soweit  es  in 
seinen  Kräften  steht,  für  sie  sorgen ;  ebenso 
für  die  in  Not  befindlichen  Hinterbliebenen 
verstorbener  Arbeiter.  In  der  Einrichtimg 
von  Kleinkinderschulen,  von  Volks- 
bibliotheken und  von  Familieu- 
abenden,  in  der  Gründung  von  Kuh- 
versicherungs-  und  von  Konsum- 
vereinen, in  einer  angemessenen  Aus- 
gestaltung und  Handliabung  der  Natural- 
löhnung  sind  Mittel  dai-geboten,   welche 
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dem  Landarbeiter  sein  Lel)en  verschönern, 
seine  wirtschaftlichen  Verhältnisse  günstig 
beeinflussen  und  ihm  damit  seinen  Wohn- 
sitz und  seinen  Benif  annehmlicher  er- 
scheinen lassen  können.  Ztu*  Dimihführnng 
mancher  der  hier  genannten  Massi-egeln  ist 
die  Mithilfe  der  politischen  oder  kirch- 
lichen Gemeinde,  unter  Umständen  auch 
die  des  Staates,  entweder  direkt  erforder- 
lich oder  doch  sehr  wünschenswert. 

Als  unentbehrlich  muss  die  Mitwirkung 
der  öffentlichen  Organe  bezeichnet  werden, 
wenn  es  sich  um  die  Ansässigmachung 
von  grundbesitzenden  Landarbei- 
tern handelt.  Diese  fehlen  in  dem  grössten 
Teil  des  nordöstlichen  Deutschland  jetzt 
noch  fast  gänzlich.  Olme  Schaffung  eines 
zalüreichen  Standes  grundbesitzender  Ar- 
beiter wird  man  dort  aber  niemals  zu 
einigermassen  befriedigenden  Zuständen  ge- 
langen. 

Schon  seit  einigen  Jahraehnten  haben 
die  Grossherzöge  von  Mecklenburg- 
Schwerin  auf  ihren  etwa  '^.5  des  ganzen 
Landes  umfassenden  Domänen  den  Versuch 
gemacht,  durch  Ansiedelung  zahlreicher 
Kleinstellenbesitzer ,  sogenannter  Büdner 
oder  Häusler,  dem  Arbeitermangel  einige 
Abhilfe  zu  gewähren.  Der  Vei-such  ist  von 
sichtbarem  Erfolg  begleitet  gewesen;  die 
Fortwanderung  hat  nachgelassen,  der  Mangel 
an  Ai'beitern  ist  geringer  geworden. 

Das  preussische  Ansiedelungs- 
gesetz von  1886  und  die  Rentenguts- 
gesetze von  1890  und  1891  liaben  eine 
erfreuliche  Vermehnmg  der  bäuerlichen 
Stellen  in  Gegenden  herbeigeführt,  die  bisher 
Mangel  an  solchen  hatten:  Kleinstellen  für 
I^andarbeiter  sind  aber  dadurch  niu:  in  ganz 
geringem  Umfang  geschaffen  woi-den.  Die 
Gesetze  sind  hierauf  auch  kaum  berechnet 
gewesen.  Eine  der  wichtigsten  agrar- 
poütischen  Aufgaben  des  preussischen  Staates 
für  die  nächste  Zukunft  muss  es  bilden, 
ähnliche  Massregeln,  wie  er  sie  durch  die 
genannten  Gesetze  behufs  V^ermehrung  der 
BauernsteDen  getroffen  hat,  nunmehr  auch 
behufs  Grilndung  von  Häuslerstellen  ins 
Leben  zu  rufen.  Am  besten  geschieht  dies 
ebenfalls  in  Form  von  Rentengütern.  Sie 
würden  ausdiiicklich  als  Arbeiterrenten- 
güter zu  bezeichnen  sein.  Wenn  sie  ihre 
Bestimmung  erfüllen  sollen,  so  kann  ihre 
rechtliche  Ausgestaltung  zwar  derjenigen 
der  jetzigen  Rontengüter  in  wesentlichen 
Punkten  nachgebildet  werden;  es  werden 
dabei  aber  auch  einige  Abweichungen,  welche 
durch  den  specieUen  Zweck  der  Arbeiter- 
reutengüter  bedingt  werden,  sich  aJs  not- 
wendig erweisen. 

Lltteratur:    Chr.   Garvc,    l'eber  den  Charakter 
der     Bauern     und     ihr     Verhältnis     gerfen     die 


I      Gutsherren    und  gegen   die   Regierung     B**^-^-^ 
1786.      —      &      Gold»chmiA,      JJic       i.*  '- 
arbeiter     in     der    Prorint    Sacft^m     st^tr*^     ♦/•  • 
Herzogtümern    Braunschtceig    und    A^tthnU,     /-- 
hingen   1899.   —   Th,  Frhr,    van  d^r-  €^o2/r. 
Die    ländliche    Arheiierjrage    und    ihr^     Z^^**Äy, 
2.  Aufl.,  Danzig  1874-  —  Verseihey,     LHk  Lei- 
der   ländlichen   ArbeiUr    im    Drutsrhfu     J>%'^, 
Berlin  1875.  —  Verseihe ,  Die  ländliche  Arh^^r.-- 
klasse  und  der  preussische  Staat,  Jena   ISi*^.   — 
Derselbe,     Vorlesungen    über   Agrartresen    *.*%,' 
Agrarpolitik,   Jena   1899.  —  A,   OrAM^itfreiv- 
Dte  Landarheiier  in   den   Provinzen    Srhl^fsit^y- 
Holstein  und  Hannover  u.  s.  w.,   Tübingen   J  -  '  *. 
—  Karl  Kaerger,  Die  Sachsengängert^i,  Ber- 
lin 1890.  —  G,  Friedr,  Knapp,   Dir   ßtt^t-r... 
be/reiung  und  der  Ur^trung  der  Landmrhritfr  t-, 
den    älteren    Teilen   Preussens,    S    Bde.,    L^ipzf: 
1887.  —  AI.    \Hyn   Lengerke,    IHe    hludin:-. 
Arbeiterfrage,    Berlin   1849.    —    H,    Stpttni'ep. 
Der  Zug  vom  Lande  und  di4:  soziale  Rer*>iHf **•... 
Göttingen   1894 •    —  -^ » «    Verhältnis jt^    df  r 
Landarbeiter    in    Deutschland,     J.i".,    -7^ 
und    55,    Bd.    der   Sehr ift en    des    l'e  re  i .  » 
für     Sozialpolitik,     Leipzig    189i.     —    C. 
Wagner,  H.  Wittenberg  und  E,  Hüdcaiädt. 
Die     geschlechtlich     sittlichen     Verhältnisse     •:>»• 
evangelischen  Landbewohner  im  Deutschen  Reirk* . 
2  Bde.,  Leipzig  1895  und  1896. 

Th,  Frhr.  van  der  G4>itz, 


Landwirtschaftliches  Genossen- 
schaftswesen. 

1.  Geschichte,  Entwickelung,  Bedentniig  und 
Zukunft  des  1.  G.  in  Dentschland.  2.  Gegen- 
wärtiger Stand  der  verschiedenen  Centralorgani- 
sationen.  3.  Die  verschiedenen  Arten  von  Ge- 
nossenschaften.   4.  Das  Ausland. 

1.  Geschichte,  Entwickelung,  Beden* 
tung  und  Znkuiift  de»  1.  G.  in  Dent^^ch- 
land.  Das  Genossenschaftswesen  reicht  in 
der  Landwirtschaft  weit  in  femliegende 
Zeiten  zuriick,  und  wir  sehen  es  vielfa^-h 
dort  angewendet,  wo  die  Kraft  des  einzelnen 
nicht  ausreichte,  ein  bestimmtes  wirtschaft- 
liches Ziel  zu  erreichen. 

So  erzählt  Ludon  von  den  Weidege- 
nossenschaften der  Angelsachsen,  Haussen 
von  den  Gehöfter-,  Waldnutzungs-  und  Deich- 

gjnossenschaften  u.  s.  w.  im  westliehen 
eutschland. 
Zum  Teil  reichen  diese  genossenschaft- 
lichen Formen  auch  noch  in  die  Jetztzeit 
herein,  während  andere  von  ihnen  witxier 
längst  durch  die  Verhältnisse  der  Zeit  lie- 
sondei-s  im  16.  und  17.  Jahrhundert  aufge- 
löst und  hinweggefegt  worden  sind. 

Wenn  wir  deshalb  von  der  Entstehung 
des  Genossenschaftswesens  um  die  Mitte  des 
verflossenen  Jahrhunderts  hören,  so  dürfen 
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11'  <lie  Kunde  nur  cum  grano  salis  auf- 
is:seii-  Weder  Raiffeisen  noch  Schulze- 
>elitzsch  sind  die  Erfinder  oder  Begründer 
[es  genossenschaftlichen  Gedankens,  denn 
iorsell^e  schlummerte  zur  Zeit  dieser  ver- 
^\e\\stvollen  Männer  nur  und  ihnen  war  es 
rorl>elialten,  ihn  wieder  zu  wecken. 

T^ebrigens   lehrt  uns  die  geschichtliche 
rel>erlieferung,   dass  gerade  zu  Beginn  des 
neunzehnten  Jahrhunderts,   von  Frankreich 
awsgeliend,  genossenschaftliche  Neubildungen 
auf     dem   Gebiete   des   Gewerbes   und  des 
Arbeiterwesens,  besonders  in  England  mehr 
und   mehr  in  die  Erscheinung  getreten  sind. 
Die    heutige   Form    des   landwirtschaft- 
liehen Genossenschaftswesens  aber  ist  durch 
den   firlass  eines  ersten  Gesetzes,  durch  den 
damaligen   noi-ddeutschen  Bund,    im   Jahre 
18^    für   Deutschland   eigentlich   erst  ge- 
schaffen worden. 

Von  dieser  Zeit  an  hat  die  genossen- 
schaftliche Entwickelung  rasche  Fortschritte 
gemacht  imd  ist  heute  zu  einem  mächtigen 
1?aktor  wirtscliaftlicher  Thätigkeit  empor- 
gewachsen. 

Dem  Jahre  1889  blieb  es  vorbehalten, 
Kir  das  ganze  Deutsche  Reich  ein  Gesetz 
zu  bringen,  das  die  bislang  geraachten  Er- 
iahruDgen  in  Gesetzgebung  und  Praxis  in 
nützliche  Anwendung  brachte  und  allen  Ver- 
hältnissen, insbesondere  der  deutschen  Land- 
wirtschaft, möglichst  gerecht  wurde. 

Es  wird  nicht  zu  viel  gesagt  sein,  wenn 
man  den  heutigen  erfreulichen  Stand  der 
landwirtschaftlichen  Genossenschaftssache  auf 
zwei  Ereignisse  insbesondere  zurückführt, 
nämlich  einerseits  auf  das  Gesetz  vom  Jahre 
1889,  welches  neben  der  unbeschränkten 
Haftpflicht  auch  die  beschränkte  Haft- 
pflicht sowie  die  unbeschränkte  Nach- 
schussp flicht  zulässt,  und  andererseits 
auf  die  B^ründung  derPreussischen  Central- 
genossenschaftskasse  im  Jahre  1895. 

Wo  die  Beaitzverhältnisse  nicht  gleich- 
artige sind  und  wo  in  demselben  Bezirke 
Grossgrundbesitzer,  bäuerliche  Grundbesitzer 
und  Üeinere  Landwirte  zusammenwohnen, 
da  bot  sich  bis  zum  Jahre  1889  immer, 
wenn  es  sich  um  Gründung  von  Genossen- 
schaften mit  unbeschränkter  Haftpflicht 
handelte,  die  grosse  Schwierigkeit,  dass  das 
Mass  der  Haftung  der  einzelnen  Genossen 
ein  zu  «ngleiches  war,  welches  meist  die 
Wohlhabenden  von  der  Sache  abschreckte. 
Mehr  und  mehr  befreundet  man  sich  aber 
auch  in  denjenigen  Gebieten,  die  bisher  mit 
üer  unbeschränkten  Haftpflicht  ausschliess- 
lich rechneten,  mit  der  beschränkten 
Haftpflicht.  Die  letztere  limitiert  den 
Kredit  einer  Genossenschaft,  gestattet,  dass 
jeder  Genossenschafter  genau  sein  Risiko 
kennt,  und  eignet  sich  ganz  Ijesonders  für 
Unternehmungen,  die  auf  dem  Gebiete  des 


Ein-  imd  Verkaufes  und  der  genossenschaft- 
lichen Produktion  liegen. 

DiePreussischeCentralgenossen- 
schaftskasse  macht  die  Genossenschaften 
bei  ihrer  Kreditbefriedigung  unabhängig  von 
den  Schwankungen  des  Geldmarktes  und 
sichert  ihnen  einen  billigen,  den  ßentabilitäts- 
verhältnissen  des  Gewerbes  angepassten 
Zinsfuss. 

So  kam  es,  dass  gerade  im  nördlichen 
Deutschland  in  den  letzten  Jahren  durch  die 
Segnungen  der  beiden  geschilderten  Ein- 
richtungen ein  gewaltiger  Aufschwung,  aller- 
dings nicht  treibhausartiger  Natur,  sondern 
b^ründet  durch  das  Bedürfnis  im  landwirt- 
schaftlichen Genossenschaftswesen,  stattge- 
funden hat. 

Die  Preussische  Centralgenossenschafts- 
kasse  ist  mit  einem  Staatskapital  von  50  000  000 
Mark  ausgestattet,  das  sie  in  entsprechender 
Weise  zu  verzinsen  hat.  Unter  den  ihr  an- 
geschlossenen Vereinigungen  und  Verbands- 
kassen, eingetragenen  Erwerbs-  und  Wirt- 
schaftsgenossenschaftskassen  befinden  sich: 
44  eingetragene  Genossenschaften  mit  be- 
schränkter Haftpflicht, 

1  eingetragene  Genossenschaft  mit  un- 
beschränkter HaftpfHcht, 

4  Aktiengesellschaften  und 

1  Gesellscliaft  mit  beschränkter  Haftung. 

Die  Preussische  Centralgenossenschafts- 
kasse  dient  rund  700000  erwerbsthätigeu 
Mitgliedern  von  landwirtschaftlichen  und 
gewerblichen  Genossenschaften  als  Aus- 
gleichsstelle im  Geldverkehr  und  in  erheb- 
lichem Umfange  auch  als  Centralbankinstitut 
zur  Befriedigimg  des  Kreditbedürfnisses. 

Der  Gesamtumsatz  der  Kasse  betrug 
1899  3  361 478  343  Mark,  1898  2  97 1 555  393 
Mark. 

Die  Preussische  Centralgenossenschafts- 
kasse  hat  den  Zinsfuss  für  Darlehen  an  die 
genossenschaftlichen  Centralkassen  (Ver- 
bandskassen) für  die  Zeit  vom  1.  April  1900 
Dis  30.  September  1900  auf  3V2  ^/o  (wie  im 
vorhergehenden  Halbjahre)  festgesetzt.  • 

Seit  dem  Bestehen  der  Preussenkasse 
wurde  der  Darlehnszinsfuss  3  mal  geändert ; 
zuerst  —  bis  zum  30.  September  1898  — 
betrug  er  3%,  vom  1.  Oktober  1898  bis  31. 
März  1899  A%  und  seit  dem  1.  April  1899 
steht  er  unverändert  auf  3V2  ®/o.  Der  Jahi-es- 
durchschnitt  des  Zinsfusses  war  demnach 
1896  30/0,  1897  3«/o,  1898  3,25^/0,  1899 
3,63  ®/o.  Es  kommt  hierbei  jedoch  in  Be- 
tracht, dass  die  Preussenkasse  einen  Teil 
des  Kredits  nicht  zu  vorstehenden  Sätzen, 
sondern  als  Wechselkredit  zu  einem  höheren 
Zinsfuss  zur  Verfügimg  stellt. 

Die  wiederholt  hervorgehobene  Vermeh- 
rung der  land>\artschafüichen  Genossen- 
schaften ist  so  zu  kennzeichnen,  dass  die 
jährlichen  Neugründungen  ihren  Höhepunkt 
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in  den  Jahren  1895  und  1896  erreicht  haben 
und  dass  seit  dieser  Zeit  eine  grössere 
Stetigkeit  sich  bemerkbar  macht. 

Weit  über  die  drei  stärksten  Gruppen 
des  Genossenschaftswesens :  Darlehnskassen, 
Bezugsvereine  und  Molkereien  hinaus  hat 
schon  jetzt  die  landwirtschaftliche  Genossen- 
schaftsbewegung um  sich  gegriffen,  so  dass 
man  sagen  kann,  dass  auf  40—50  ver- 
schiedenen Gebieten  der  genossenschaftliche 
Gedanke  zur  Anwendung  gelangt;  er  durch- 
dringt von  Jahr  zu  Jahr,  von  Tag  zu  Tag 
mehr  die  ganze  wirtschaftliche  Bethätigimg 
der  deutschen  Liandwirtschaft. 

In  gleichem  Masse,  wie  die  Aufgaben 
des  Genossenschaftswesens  wachsen,  wächst 
auch  die  Kraft  der  Bewegung,  die  Zahl  der 
Anhänger  und  der  feste  Wille,  die  gesteckten 
Ziele  zu  erreichen. 

Allerdings  harrt  der  deutschen  LÄud- 
wirtschaft  noch  ein  weites  Gebiet  gemein- 
samen Strebens,  wenn  das  Ideal  erreicht 
werden  soll,  dass  jeder  Gemeinde  eine  ge- 
nossenschaftliche Organisation  zu  teil  werde, 
damit  das,  was  durch  die  Beseitigung  der 
alten  Wirtschaftsgemeinde  verloren  gegangen 
ist,  in  der  heuligen  rein  politischen  Ge- 
meinde auf  anderem  Wege  wieder  erreicht 
werde. 

Ob  bei  dem  Umstände,  dass  heute  inner- 
halb enger  Grenzen  zahlreiche  Genossen- 
schaften verschiedensten  wirtschaftlichen 
Zieles  neben  einander  existieren,  die  Frage 
nicht  in  den  Kreis  der  Erörterung  äu  ziehen 
sei,  eine  Verschmelzung,  so  weit  sie  wirt- 
schaftlich möglich  erscheint,  herbeizufuhren, 
wird  eine  Frage  notwendiger  Erörterung  der 
Zukunft  sein. 

Dass  der  gewaltige  Aufschwung  der- 
jenigen Genossenschaftsformen,  welche  die 
Missstände  des  Handels  beseitigen  und  einen 
möglichst  direkten  Yerkelir  zwischen  Kon- 
sumenten und  Produzenten  herbeiführen 
sollen,  in  weiten  Kreisen  des  Handels  Un- 
behagen und  Gegnei*scliaft  herbeiführen 
musste,  ist  eine  niu*  zu  natürliche  Thatsache. 

So  sehen  wii*,  dass  Handelsvereinigungen 
und  Handelskammern  ihre  Waffen  gegen  die 
Ein-  und  Verkaufsgenossenschaften  richten, 
wie  sie  das  ja  auch  schon  seit  langer  Zeit 
gegen  die  städtischen  Konsumvereine,  die  in 
der  Regel  für  die  städtische  Bevölkerung 
dasselbe  zu  erreichen  suchen,  ins  Werk 
setzen. 

Eine  merkwürdige  Eracheinung  bleibt  es 
aber  immerhin,  dass  gei-ade  in  den  Kreisen, 
die  sich  sonst  stets  als  die  berufenen  Hüter 
der  wirtschaftlichen  Freiheit  betrachten, 
gegen  die  freie  wirtschaftliche  Bethätigung 
der  Landwirte  Stellung  genommen  wird. 

Bei  dem  Umstand,  dass  die  Fabrikanten 
\md  Grosshändler  von  Düngemitteln  und 
Futterstoffen   in   gi-ossen    Ringen    sich   zu- 


sammenschliessen,  um  ihre  Interessen  m«'c- 
liehst  zu  wahren,  erscheint  es  um  so  iil- 
begreiflicher,  dass  man  den  Landwirten  zu- 
mutet, wehrlos  dei-artigem  Voiigehen  ^ 
gegenüberzustellen. 

Der  Zukunft  muss  es  vorbehalten  bleil-es, 
das  landwirtschaftliche  Genossenschaftsw^^ 
zum  Gegenstand  des  besonderen  Uatrr- 
richtes  nicht  aliein  an  den  niederen  lanl- 
wirtschaftlichen  Schulen,  sondern  auch  an 
den  Hochschulen  zu  miachen.  Wissenschaft- 
liche Vertiefung,  Forschung  und  Kritik  mit 
Hilfe  einer  verlässigen  Statistik  wird  dtr 
Sache  noch  sehr  förderlich  werden. 

Vorschläge  in  dieser  Richtung  sind  vi.i 
vei-schiedenen  Seiten  schon  gemacht,  und  dir 
Hoffnung  auf  Erfüllung  dieser  Wünsche  i^t 
wohl  nicht  unberechtigt. 

Einem  künftigen  Streben  der  Vertreter 
genossenscliaftlicher  Interessen  bleibt  es  anca 
vorbehalten,  die  Verkaufs-  und  Pit>duktiv- 
genossenschaften  der  Landwirtschaft  mit  lifo 
städtischen  Konsumvereinen  in  direkte  Be- 
ziehung zu  bringen,  wie  das  im  RheialaDtl 
in  glücklicher  Art  und  Weise  bereits  ang^ 
bahnt  und'  teilweise  auch  schon  durchge- 
führt ist.  Eine  grosse  Menge  land^sirt- 
schaftlicher  Erzeugnisse  wandert  heute  v.mi 
der  ländlichen  Genossenschaft  auf  <lem 
weiten  und  nicht  selten  kostspieligen  Wez 
des  Zwischenhandels  zum  städtischen  Kon- 
sumverein, der  doch  direkt  mit  Ersparur.|s: 
aller  Zwischenspesen  beziehen  könnte:  e? 
seien  an  Waren  hier  nur  genannt:  Ei»*r, 
Butter,  Käse,  Kartoffeln,  Obstwein  u.  s,  v. 

Endlich  erscheint  es  der  Mühe  wert  im 
Interesse  des  ganzen  landwirtschaftliciien 
Genossenschaftswesens  Deutschlands  mit 
Nachdruck  dahin  zu  wirken,  dass  eine  Vt^- 
einigung  der  grossen  Genossenschaftsverländp 
von  Neuwied  und  Offenbach  erreicht  werde. 
Damit  werden  manche  die  Genossenscliafc- 
sache  schädigende  Strebungen  beseitigt  und 
der  Grund  zu  einer  einheitlichen  Kontrolle 
gelegt,  in  der  alle  Interessen  der  Sache  zu- 
sammenlaufen ziun  Segen  der  Gesamtheit 
denn  Einigkeit  macht  stark. 

Was  nun  den  Ausbau  des  landw^irtschaft- 
lichen  Genossenschaftswesens  seit  dem  Jahre 
1895  betrifft,  so  mögen  folgende  als  ver- 
lässig anzusprechende  Zahlen  die  wünscheii^j- 
werte  ßeleuchtimg  des  Thatbestandes  bringen. 

Es  wurden  emchtet: 

im  Jahre 
1898/99  1897/9«  189697 
Kreditgenossenschaften     684        899       1239 
Bezugsgenossenschaften*)   83  68         83 

Molkereigenossenschaften  155        171         1S2 

Sonstige  Genossenschaften  124 176        212 

Zusammen     1046      13 14 
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*)  Einkaufsgenossenschaften  für  landwirt- 
schaftliche Verbrauchsstoffe  und  Verkaufge- 
nossenschaften landmrtschaftJicher  Erzeugniäe. 


LandwiitR'hsftl.  £.—     --•  -ja  ..Ljzr^^ 


T  n  den  gleichen  Jahren  wurden  anr*=r 
re<lit^eiiossenschaften       71         60 
&zi:&^^^eno88enschaften     32         27 
olkereig:enossenschaften    19         29 
3iisti^e  Genossenachaften  27         13 


Zasammen    i49  129 

Das  Ergebnis  wai*  also  eine  Zunaimr 

im   Jahre  1898/99        1897,^  1«*  -T 

613               839  izz 
51                 41 

136               142  -"~ 

97                163  - 


Zusammen 
oder  um  »/o 


897 
7,6 


1185 
II, I 


Art  der  Genossenschaft 


Kreditgenossenschaften .    . 
Bezug^enossenschaften 
Molkereigenossenschaften  . 
Sonstige  Genossenschaften 


Vergleicht  man'  den  Stand  de?  id    - 
>chaftlichen    Genossenschaften   an 
1899    in  den  einzelnen   LänderL    i 
vinzen  mit  der  ortsanwesenden  i>--.  '.j— - 
sowie  mit  der  Grösse  der  landwn-  -ur 
\)enutzten  Fläche,  so  ergiebt  sici  ^ 
Tabelle    auf   Seite   480    zusaiLinrÄ:^-**^- 
Verhältnis. 

Der   Gesamtstand   der  bis  nm 
1^>99  dem  Genossenschaft^esetz  ms-r-v.- 
\andwirtschaftlichen  GenosseuK-üar-     ^. 
sich  folgendermassen : 

Königreich  Prenssen        6695  GcaugL^^j^-, 
Bayern  rechts  d.  Bheins  1  923 
Bayern  links  des  Rheins     634 
die  übr.  Staaten  Deutsch- 
lands 3  484 
Palästina  3 

Zusammen  12  739  GgiMg^jr'.— 
gegen  1 1  842  im  Jahre  1898. 

Diese  gewaltigen  Zahlen  lie*?-    ^ 
weis,  dass  die  Landwirtschaft  »>-   .^ 
^art  es  verstanden  hat,  in  venar :  .^^ 
wenigen  Jahren  auf  dem  Gef*n*   *-  **" 
cmtion  bedeutende  Fortschritu-  z   ^^ 
III  '    '    -     *     jMvvillt   ist.  1'.^ 
ll»>m^xübeQ  Sium.^  ^u  s-unmeln  1 

Hierbei  sei  iK>ch  ^^rw^hot^ , 
Aü^ibon  <  !*?&  S  c  li  u  1 1  z  p  -  D«  If 
bäiMl(>s   im  Jahre  IHJiS  in  i 

■i'iori     de^seUten      144086 
li:''wi»l4»     und     in     den 


•*^i» 
■**••::;. 


\\ 
Vi 
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Staaten  bezw.  Landesteile 
in 


it 

*  S  ^ 

«  S  ^ 


10)  an 
>     ^  ^ 


1899 


ö  «  2 

I  cn  ^   ü 

I  cd        ^ 
l'^  (tä  "ö 

2  *  fi 

iw  ^^ 
1899 


Oatpreussen  .  .  . 
Westpreussen  .  . 
Brandenburg  .  . 
Pommern .... 

Posen 

Schlesien  .... 
Prov.  Sachsen  .  . 
Schleswig-Holstein 
Hannover.  .  .  . 
Westfalen  .  .  . 
Hessen-Nassau  .  . 
Bheinpreussen  .  . 
Hohenzollem     .    . 

Preussen  .    .    . 

Bayern  rechtsrh.  . 
Bayern  linksrh.     . 

Bayern  .... 


5  543 
5930 
10  133 
4  997 
3890 
4836 
5790 
4421 
3647 
5639 
2260 
4088 
5057 
4758 

2627 
I  208 

2275 


7464 
6936 

5315 
6881 
4569 
2910 
3907 
5  201 
3290 

2559 
I  120 
1309 

5517 

3451 
2238 

521 

I  812 


Kgr.  Sachsen  .... 
Württemberg  .... 

Baden 

Hessen 

Mecklenburg-Schwerin  .  . 
Mecklenburg-Strelitz  .  . 
S.-Weimar-Eisenach  .    .    . 

Oldenburg     

Braun  schweig 

S.-Meiningen 

S.-Altenburg 

S.-Coburg-Gotha   .... 

Anhalt 

Schwarzburg-Sondershausen 
Schwarzburg-Rudolstadt    . 

Waldeck 

JReuss  ä.  L 

Keuss  j.  L 

Schaumburg-Lippe    .    .    . 

Lippe  

Lübeck 

Bremen 

Hamburg 

Elsass-Lothringen     .    .    . 

Deutsches  Reich     .    . 


26487 

7224 

2  106 

I  264 

3742 

1860 

1  615 

765 

3687- 

5805 

4615 

7  779 

3001 

2  119 

2278 

2132 

5  108 

2755 

4978 

2843 

4873 

2453 

3  493 

2057 

'9  553 

10604 

3717 

2635 

4  434 

2430 

1050 

I  160 

16867 

4640 

33032 

12085 

10306 

5609 

5863 

3  444 

13887 

3536 

65468 

6987 

136  326 

6206 

4123 

2349 

I 


4104 


2  761 


ad  L  Der  Allgemeine  Verband 
-deutscherlandwirtschaftlicherGe- 
nossenschaften,  gegründet  im  Jahre 
1883,  umfasste  am  1.  Juli  1899  6705  Ge- 
nossenschaften in  27  Yerbändeu,  die  ge- 
>vühnlich  über  eine  Provinz  bezw.  ein  Land 
sich  ersti-ecken.  Die  Genossenscliaften  zer- 
fallen in  39  Centralkassen,  4131  Kreditver- 


eine, 13a3  Bezugs-,  981  Molkerei-  iind  2J*i 
sonstige  Genossenschaften. 

Der  Allgemeine  Verband  ist  ursprüts:- 
lieh  nur  für  den  Zusammenschliiss  laoi- 
wirtschaftlicher  Einkaufs-  und  MoLkerF^- 
genossenschafton  ins  lieben  gerufen,  die  V.l- 
zum  Jahre  1883  einer  Centralisierung:  toL- 
ständig  entbelurten.  Heute  einen  sieli  m 
dieser  Centi-alorganisation  Verbände  aLer 
Arten  von  Genossenschaften  ;  seine  Aii^gaber. 
sind  kurz  zusammengefasst  folgende: 

a)  Vertretung  und  Wahrung  gemeinsanKT 
genossenschaftlicher  Interessen. 

b)  Ausbildung  der  Verfassung  und  Folge- 
rung der  Angelegenheiten  der  zuse- 
hörigen  Verbände  und  Oenoesenscfaaft»»- 
durch  Unterstützung  im  Betriebe  un  \ 
Austausch  von  Erfahrungen, 

c)  Ausbreitung  des  Genossenschafts  weseDr 
auf  landwirtschaftlichem  Gebiete- 
Alljährlich   findet  ein    Vereinstag-    statt. 

zu  dem  Delegierte  aller  Verbände  wie  anch 
zahli*eiche  Genossenschafter  zusammeukoiu- 
men.  Infolge  des  Erlasses  des  Bürgerlichen 
Gesetzbuches  wirtl  der  Allgemeine  Verban«! 
in  einen  eingetragenen  Verein  deinDäcli5: 
umgewandelt. 

Die  geschäftliche  Leitung  des  Allgemei- 
nen Verbandes  ruht  in  den  Händen  des  um 
das  Genossenschaftswesen  in  Deutsi'hland 
hochverdienten  Geheimen  Be^erungsrates 
Haas,  der  seit  der  Gründung  die  Stelle  di^ 
Anwalts  einnimmt. 

ad  IL  In  demselben  Jahre  1849,  w.« 
Schidtze-Delitzsch  den  Grundstein  zu  seinem 
genossenschaftlichen  Gebäude  legte,  oi^ani- 
sierte  Raiffeisen  den  ersten  HUfsvereiu 
für  Ijandwirte,  und  die  Fortleitung  diee^t^r 
Bestrebungen  führte  ihn  zur  dganisation 
besonderer  ländlicher  Kreditgenossenschaften. 
Als  Gnindlage  zur  Gründung  von  Darlehns- 
kassen  empfahl  Raiffeisen: 

Beschränkimg  des  Vereinsbezirkes  auf 
einen  Umkreis,  in  dem  noch  eine  persönlich^ 
Bekanntscliaft  aller  Mitglieder  möglieh  ist. 
Kreditgewähnmg  nur  an  Mitglieder,  Fest- 
setzung der  oberen  Kreditgrenze  durch  die 
Generalversammlung,  Kontrolle  der  morali- 
schen und  wirtschaftlichen  Verwendung  des 
Kredits,  Zulassung  längerer  Kreditfristen, 
unentgeltliche  Verwaltung  des  Vorstandes, 
zu  dem  der  Rechner  nicht  gehört,  Ansamm- 
lung des  gesamten  Gewinnes  zu  einem  Re- 
serve- und  Hilfsfonds  zur  wirtschaftlichen 
Förderung  der  Vereinsmitglieder,  unbe- 
schränkte, hauptsächlich  auf  den  Grundbesitz 
gestützte  Haftpflicht. 

Diese  den  thatsächlichen  wirtschaftlichen 
Forderungen  des  Landes  gerecht  werdenden 
Grmidsätze  haben  sehr  viel  zur  Ikitwicke- 
hmg  der  ländlichen  Darlehnskassen  beige- 
tragen und  werden  auch  heute  noch  als 
massgebend  anerkannt. 
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X>oi-  Raiffeisensche  Verband  iimfasste  im 
:i.h.x"o  1898  3064  Genossenschaften  und 
\  cid:  ;Mitte  des  Jahres  1899  3273 
t^Iclier,  die  zu  allermeist  ländliche  Dar- 
Ef>lin£»ic3ssen  sind,  nämlich  3067,  wälirend 
Liidero  Genossenschaften  nur  mit  206  in 
B^trrac^ht  kommen. 

Wir    können    auch   bei   diesem   grossen 
Verbände  eine  erfcreuliche  Weiterentwickelung 
konstatieren.      Neben     dem    Geldausgleich 
'wiirtie  der  Warenbezug  innerhalb  des  Neu- 
-w'icMler   Verbandes  centralisiert.     Raiffeisen 
sehuf     seinerzeit    mangels    einer    genossen- 
schaftlichen Form   die  Firma  Raiffeisen  & 
^r^onsorten,  die  nach  ihren  Statuten  in  ge- 
meinnütziger Arbeit  im   Interesse  des  Ge- 
nossenschaftsverbandes   thätig    sein    sollte. 
Ixi    den  1890  er  Jaliren  scliritt  man  zur  De- 
centralisation,  indem  sowohl  die  Firma  wie 
die     Centraldarlehnskasse    Filialen    in    den 
emzelnen  Bezirken  Deutschlands  errichteten. 
Diese  Centralisation  führte  weiter   1893  zu 
einer  principiellen  Umgestaltung,  welche  sich 
ia  folgenden  Sätzen  festlegen  lässt: 

1.  Die  landwirtschaftliche  Centraldar- 
lehnskasse für  Deutschland,  welche 
bisher  nur  den  Geldverkehr  mit  den 
angehchlossenen  Genossenschaften  ver- 
mittelte, übernimmt  in  einer  neuen 
Abteilung  an  Stelle  der  Firma  Raiff- 
eisen &  Consorten  auch  den  Waren- 
verkehr (Einkauf  landwirtschaftlicher 
Verbrauchsstoffe  und  Verkauf  land- 
wirtsch^licher  Erzeugnisse),  und  zwar 
ausser  für  die  angeschlossenen  Dar- 
lohnskassen  auch  für  alle  anderen  dem 
Revisionsverbande  angehörigen  Ge- 
nossenschaften. Die  Firma  Raiffeisen 
&  Consorten,  welche  damit  ihre  Ge- 
schäftsthätigkeit  aufgiebt,  überweist 
ihr  Gesamtvermögen  einer  Raiffeisen- 
stiftung,  welche  ausser  allgemeiner 
(genossenschaftlicher)  ländlicher  Wohl- 
fahrtspflege die  Unterstützung  der 
Pensionskasse  der  im  Dienste  dei-  Neu- 
wieder Organisation  stehenden  Be- 
amten bezweckt. 

2.  Die  angeschlossenen  Landes-  und  Pro- 
vinzialverbände  finden  eine  weitest- 
gehende Berücksichtigung  ihrer  be- 
sonderen Eigentümlichkeiten  in  der 
neu  hinzugekommenen  Bestimmung, 
dass  sie  im  Vorstand  und  Aufsichtsrat 
vertreten  sind.  Die  Aufsichtsratsmit- 
glieder bilden  zugleich  den  Beirat  der 
betreffenden  Fili^e. 

3.  Der  bisherige  GeneralanwaltsiAafts- 
verband  (Revisionsverband)  nimmt  den 
Namen  »Generalverband«  an,  und  sein 
Vorstand  und  Aufsichtsrat  besteht 
satzungsgemäss  aus  dem  Vorstande 
und  Aufächtsrate  der  Centraldarlehns- 


Nach  der  heutigen  Sachlage  kann  man, 
nachdem  diese  zeitgemässe  Umgestaltung 
erfolgt  ist,  die  Hoffnung  hegen,  dass  eine 
Annäherung  der  beiden  grossen  deutschen 
Genossenschaftsverbände  mit  der  Zeit  sich 
anbahnen  lässt. 

ad  III.  Es  bestehen  in  Deutschland 
aber  auch  noch  verschiedene  Genossen- 
schaftsverbände, die  weder  der  einen 
noch  der  anderen  der  beiden  soeben  geschil- 
derten Centralorganisationen  angehören ;  viel- 
fach sind  diese  Verbände  aus  Bauernver- 
einen herausgewachsen,  und  vielfach  um- 
fassen sie  nur  eine  Art  von  Genossenschaft, 
z.  B.  Darlehnskassen  oder  Molkereien.  Ihr 
Bestand  wird  in  der  Tabelle  auf  S.  482  nach- 
gewiesen. 

3.  Die  verschiedenen  Arten  von. Ge- 
nossenschaften. Da  über  die  Kreditge- 
nossenschaften an  anderer  Stelle  berichtet 
wii'd,  so  treten  wir  sofort  an  die  Beleuchtung 
der  Bezugsgenossenschaften  heran, 
welche  in  solche  des  Einkaufs  landwirt- 
scliaftlicher  Verbrauchsstoffe  und  solche  des 
Verkaufs  landwirtschaftlicher  Erzeugnisse 
zerfallen.  Insgesamt  bestanden  Bezugsge- 
nossenschaften in  Deutschland  im  Jahre 


1890  537 
1892  708 
1894   854 


1896   925 

1898  989 

1899  1040 


Die  landwirtschaftlichen  Einkaufsge- 
nossenschaften haben  nicht  diejenige  Ver- 
mehrung erfahren,  die  man  von  ihnen  als 
einer  der  ältesten'  und  sichersten  Form  ge- 
nossenschaftlicher Arbeit  erwai*ten  durfte. 
Der  Grund  hierfüi*  liegt  darin,  dass  eine 
grosse  Anzahl  anderer  Genossenschaften, 
wie  z.  B.  Molkerei-  und  Kreditgenossen- 
schaften, ebenfalls  den  Einkauf  landwirt- 
schaftlicher Verbrauchssloffe  betreiben  und 
dadurch  die  fiaanziellen  Ergebnisse  ihrer 
Grundimternehmungen  wesentlich  verbessern . 
Wenn  man  anfänglich  gegen  eine  derartige 
Zusammenschmelzung  in  massgebenden  Ge- 
nossenschaftskreisen ein  gewisses  Misstrauen 
an  den  Tag  legte,  so  hat  sich  dasselbe  auf 
Grund  praktischer  Erfahrungen  mehr  und 
mehr  gelegt ;  wird  doch  dabei  an  Arbeit  und 
Kosten  gespart,  ohne  dass  das  eine  oder 
andere  Unternehmen  darunter  litte.  Die 
Warenwerte,  die  heute  durch  die  landwirt- 
schaftlichen Genossenschaften  für  die  Zwecke 
des  landwirtschaftlichen  Betriebes  bezogen 
werden,  sind  ganz  gewaltige.  Leider  be- 
sitzen wir  keine  Statistik,  welche  die  ge- 
samten Ergebnisse  in  dieser  Beziehung 
umfasst.  Für  den  Deutschen  Allgemeinen 
Verband  betrug  er  1899  im  ganzen  25945053 
Mark,  für  einen  Gesamtbezug  von  9442154 
Centner.  Innerhalb  des  Allgemeinen  Ver- 
bandes sind  die  Einkaufsgenossenschaften 
in  den  einzelnen  Provinzen  und  Ländern  zu 
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Verband  schlesischer  ländlicher  i 

Genossenschaften   e.  G.  m.  i 

b.  H I      Neisse 

Molkerei-Revisionaverband  für 

die    Provinz    Brandenburg:, 

Pommern,  Sachsen  und  die 

Grossherzogt.    Mecklenburg .    Prenzlau 

3  I  Verband  ländlicher  Genossen- 1 
'     Schäften  der  Provinz  West- 1 

I     falen '     Münster 

4  Rheinischer  Revisionsverband '     Kempen 

5  '  Trierischer     Genossenschafts- 1 

I     verband  e.  G.  m.  b.  H.  .    .  |       Trier 

6  ,  Pfälzischer     Genossenschafts-  j 
1     verband  für  Gehi-  u.  Waren- 1 

i     verkehr  e.  G.  m.  b.  H.  .    .  Wacheuheim 

7  I  Verband    landwirtschaftlicher 
i     Kreditgenossenschaften     in 

I     Württemberg: Tübingen 

8  j  Verband  badisch.  Centrifugen-  ■ 

j     molkereien t    Messkirch 

9  I  Revisionsverband  des  Bundes  | 

I     der  Landwirte i       Berlin 


1889  1 

■    •    1 

• 

73 

1889  i 

1891  ' 

1 

2 

'  402  1 
235   1 

5 

48 

1895 

95 

1     ' 

•  I 

1898  1 

1 

!   36 

• 

1881  ! 

826 

. 

«4 

1892 

1    *   1 

• 

41 

1896 

.   59  . 

18 

II 

Centi-algenossensehaften  vereint,  deren  Auf- 
gabe es  ist,  für  ihre  Mitglieder  den  Einkauf 
und  die  Lieferung  zu  besorgen,  so  dass  jene 
im  wesentlichen  Sinne  des  Wortes  Gross- 
handelsgenossenschaften darstellen,  die  für 
bestimmte  Zwecke  (Kainit-  und  Thomas- 
mehlbezug) wieder  in  gemeinsame  Aktion 
unter  sich  sowohl  wüe  auch  mit  anderen 
genossenschaftliclien  und  gesellschaftlichen 
Organisationen  treten  (die  bekannte  Bezugs- 
vereinigung !). 

Auf  dem  Gebiete  des  Absatzes  land- 
wirtschaftlicher Erzeugnisse  hat 
das  Genossenschaftswesen  in  den  letzten 
Jahren  hocherfreiüiche  Fortschritte  gemacht ; 
dies  gilt  sowohl  für  den  Verkauf  von  Ge- 
treide w'ie  ftlr  den  von  Vieh  und  für  den 
Verkauf  von  tierischen  Produkten.  Hin- 
sichtlich der  3  Gruppen  sei  insbesondere  das 
folgende  hervorgehoben : 

Der  genossen  sc  haftliche  Verkauf 
von  Getreide  findet  seinen  Ausgangs- 
punkt in  der  Errichtung  und  dem  genossen- 
schaftlichen Betriebe  von  Kornhäusem.  Wir 
verfügen  heute  schon  über  eine  stattliche 
Anzahl  solcher  Einrichtungen,  indem  Deutsch- 
land bereits  53  Korn  hau  sgenossen  Schäften, 
von  denen  die  meisten  auf  Hessen-Nassau, 
Oberfranken,  Königreich  Sachsen,  Provinz 
Sachsen,  Hannover,  Pommern  und  West- 
falen zu  zählen  sind,  aufweist,  sowie  weiter 
84  freie  Vereine,  welche  sämtlich  ihren 
Sitz    in    Bayern    haben    und    auch    eigene, 


wenn  auch  kleinere  Lagerhäuser  betreiV^L. 
Dazu  kommen  noch  für  Württemliei^  d- 
Königliche  Ccnti-alstelle  in  Stuttgart  mit 
mehreren  kleinen  örtlichen  Getreide-V^»r- 
kaufsgenossenschaften ,  der  ländliche  Wirt- 
schaft «verein  in  Insterburg,  die  lan^lwirt- 
schaftliche  Centralein-  und  -verkanfsiTt^ 
nossenschaft  für  Posen,  die  für  Schl^^>i':L 
und  Hannover  sowie  der  wirtschaftliche 
Landesverband  landwirtschaftlicher  Dar- 
lehnskassen,  die  MittelfränkLsche  Kreis« lar- 
lehnskasse  u.  s.  w.  Sie  alle  liaben  d?a 
gemeinsamen  Verkauf  von  Getreide  ^^-il 
zum  Ziele  gesetzt  Die  Befürchtungen,  da>> 
der  genossenschaftliche  Kornhausbetrit^^  ac 
verschiedenen  umständen  scheitern  miA-ht*^. 
haben  sich  als  hinfällig  erwiesen ;  wir  kOnnec 
vielmehr  erwarten,  dass  die  Komhänser 
einstens  noch  ein  wichtiger  Faktor  im  Ge- 
treidehandel werden  und  der  LandwirtsAiÄ 
das  zurückerobern,  was  sie  verloreo  hat, 
nämlich  einen  entsprechenden  Teil  dt^ 
Mitwirkung  an  der  Preisbildung.  Die  meisU'^ 
Kornhausgonossenschaften  beruhen  auf  be- 
schränkter Haftung ;  sie  haben  sich  zu  äuer 
deutschen  Kornhauskommission  zusammec- 
goschlossen,  um  alle  Erfahnmgen  au^z^l- 
tauschen  und  die  Wege  gemeinsamen  Stre- 
bens  zu  finden  und  zu  ebnen.  Kürzlich 
ist  von  dieser  Kommission  in  Berlin  an  i]eni 
staatlichen  Versuchskornliaus  auch  bereits 
ein  Kursus  ffu-  Beamte  von  Kornhäusem 
I  abgehalten  worden,  um  auch  in  Wissenschaft- 
I  lieber  Beziehung  eine    entsprechende  Vor- 
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tiefung  der  Vorbildung  derselben  herbeizu- 
führen. 

Schliesslich  sei  noch  darauf  hingewiesen, 
dass  nur  ein  Teil  der  heute  bestehenden 
Komhäuser  mit  Unterstützung  des  Staates 
durch  Darlehen  ins  Werk  gesetzt  ist  und 
dass  eine  nicht  unbedeutende  Auzalü  von 
Unternehmungen  dieser  Art  ohne  irgend 
eine  Beihilfe  gegrilndet  und  betrieben  sind. 

Die  mannigfachen  Missstände  auf  dem 
Gebiete  des  Viehhandels  haben  zu  einer 
grossen  Anzahl  genossenschaftlicher  Ver- 
kaufsvereinigungen allmählich  geführt,  bei 
denen  die  grösseren  und  um^greicheren 
als  eingetragene  Genossenschaften  errichtet 
sind.  Die  Landwirtschaft  suchte  insbesondei*e 
auf  dem  Gebiete  des  Absatzes  von  Schlacht- 
vieh diuxih  die  Genossenschaft  alles  das- 
jenige an  Auswüchsen  zu  beseitigen,  was 
seit  Jahren  die  berechtigte  Klage  der  Vieh- 
produzenten bildet;  deshalb  strebt  sie  nach 
der  Abstellung  der  Preisnotiening  und  (Jes 
Handels  nach  Sclilachtgewicht,  der  Beseiti- 
gimg des  zu  vielgestaltigen  Zwischenhandels 
u.  s.  w.  Sie  will  eine  gesunde  Organisation 
von  Angebot  imd  Nachfrage,  die  Herausgabe 
von  Preisnotizen  auf  Grund  unparteiischer 
Erhebungen  u.  s.  w.  Um  hier  einen  ersten 
Schritt  zu  thun,  ist  von  den  Pi-eussischen 
Landwirtschaftskammern  eine  Centralstelle 
für  Viehverwertung  1898  emchtet  wor- 
den, deren  PixDgramm  folgendes  umfasst: 

1.  Die  Organisation  von  Einrichtungen 
der  Selbsthilfe  auf  dem  Gebiete  ein- 
heimischen Viehhandels, 

2.  die  Beobachtung  und  iontrolle  aller 
Vorgänge  hinsichtlich  des  in-  und 
ausländischen  Vieh-  und  Fleischhan- 
dels. 

Diese  Centralstelle  schuf  als  erste  That 
im  Jahre  1899  die  jetzt  schon  mit  grossem 
Erfolge  arbeitende  Viehverkaufs-Ge- 
nossenschaft  für  Deutschland,  ein- 

gjtragene  Genossenschaft  mit  beschränkter 
aftung,  mit  dem  Sitze  in  Berlin.  Wenn 
diese  Allgemeine  Deutsche  Genossenscliaft 
alle  Zweige  des  Viehhandels  betreibt  und 
kontrolliert,  so  giebt  es  noch  eine  grosse 
Anzahl  von  Specialgenossenschaften  für  die 
Verwertung  einzelner  Viehgattungen  oder 
für  die  Verwertung  ausseid iesslich  von 
Zuchtvieh  oder  ausschliesslich  von  Mastvieh 
oder  von  Nutzvieh.  Fast  keine  Zücliterver- 
einigung  entbehrt  heute  einer  eigenen  Or- 
ganisation, indem  allentlialben  mit  dem  Er- 
folge züchterischen  Strebens  sich  auch  der 
Wunsch  paart,  entspi-echende  Flüchte  füi* 
die  diesbezüglichen  Bemühungen  zu  ernten. 
Hinsichtlich  der  Verbesserung  des  Ab- 
satzes von  tierischen  Produkten 
sind  ganz  besonders  die  provinziellen 
Organisationen  zur  Verwertung  der 
Butter  zu   nennen;   so  bestehen  derartige 


Central  -  Verwertungs  -  Genossenschaften  der 
Molkereigenossenschaften  in  Ostpreussen, 
Westpreussen,  Brandenburg,  Schlesien,  Han- 
nover, Oldenburg  und  Niederbayern,  die 
sämüich  auf  beschränkter  Haftung  beruhen. 
Leider  stehen  uns  eingehende  statistische 
Nachweise  von  allen  diesen  genannten  Cen- 
tralstellen  nicht  zur  Verfügimg.  Es  seien 
jedoch  kurz  von  6  derselben  nachstehende 
Ergebnisse  für  1899  mitgeteilt: 

Zahl  der  beteiligten  Molkereien  107  — 
Zahl  der  Geschäftsanteile  334  —  Gesamt- 
hiiftssumme  275600  Mark.  Verkaufte 
Butter  nach  Gewicht  53875  Centner  — 
Erlös  dafür  in  Mark  3800913.  —  Auch 
die  Organisation  des  gemeinsamen  Butter- 
verkaufs dürfte  auf  die  Dauer  sowohl  für 
die  Produktion  wie  für  die  Konsumenten 
heilbringend  sich  gestalten  und  eine  Menge 
von  3Iissbräucheu,  deren  Aufzählung  hier 
nicht  notwendig  erscheint,  allmählich  aus 
der  Welt  schaffen ;  insbesondere  aber  bedarf 
in  dieser  Richtung  einer  gründlichen  Reme- 
dur  das  Notierungswesen,  welches  sehr  im 
argen  liegt  und  sonderbare    Früchte  zeitigt. 

Hinsichtlich  der  sonstigen  genossenschaft- 
lichen Absatzbestrebungen  sei  noch  auf  die 
Centi-algenossenschaften  der  Winzervereine 
des  Westens  lüngewiesen,  ebenso  auf  eine 
Centralgenossen Schaft  für  den  Absatz  von 
Hopfen  zu  Nürnberg.  Dass  man  bezüglich 
der  Verwertung  des  Obstes  zahlreiche  ge- 
nossenschaftliche Einrichtungen  heute  be- 
treibt, bedarf  keiner  besonderen  Erwähnung, 
und  auch  sonst  giebt  es  noch  eine  grosse 
Menge  landwirtschaftlicher  Erzeugnisse,  auf 
deren  Absatz  das  Genossenschaftswesen  heute 
bereits  f()rdenul  wirkt. 

Die  genossenschaftliche  Verar- 
beitung der  landwirtschaftlichen 
Rohstoffe  ist  besonders  bedeutsam  für  den 
kleinercu  Besitzer,  weil  er  nicht  in  der  Lage 
ist,  sowohl  lünsichtlich  der  maschinellen 
Einrichtungen  wie  auch  liinsichtlich  der 
Bereitung  und  des  Verkaufs  der  Produkte 
stets  die  vorteilhaftesten  Wege  zu  wandeln ; 
so  sehen  wir  denn  auch,  dass  sich  bei  der 
gemeinsamen  Verarbeitung  der  Milch,  des 
Obstes,  der  Kartoffeln  zu  ßreunereiz wecken 
u.  s.  w.  neben  dem  Grossgrundbesitz  auch 
insbesondei-e  und  lunfangreicli  der  bäuerliche 
Betrieb  und  der  Betrieb  des  mittleren 
Grundbesitzes  hervorthuen.  Während  die 
Molkereigenossenschaften  im  nördlichen 
Deutsclüand  heute  in  einer  Zahl  vorhanden 
sind,  dass  das  Bedürfnis  nach  solchen  nahezu 
gestillt  sein  könnte,  beginnt  es  nunmehr 
auch  in  Süddeutschland  sicli  zu  regen,  in- 
dem vielfach  die  Handcentrifugo  wieder 
verschwindet  und  der  durch  Dampf  in  der 
grossen  genossenschaftlich  betriebenen  Meierei 
getriebenen  Scldeudermaschine  Platz  macht. 
Es  gilt  dies  besonders  für  Bayern,  W^ürttem- 
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berg  und  Baden,  aber  auch  Rheinprenssen, 
Hannover  und  die  Provinz  Sachsen  haben  in 
den  Jahren  1898,99  immer  noch  umfang- 
reiche NeugTÜndungen  aufzuweisen. 

Eb  bestanden  am  1.  Juli  1899: 
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Meiereigenossenschaften . 

Erwähnung  verdient  eine  Veröffent- 
lichung des  ADgemeinen  Verbandes,  nach 
welchem  von  777  genossenschaftlichen 
Molkereien  jede  im  Durchschnitt  der  Jahre 
pro  anno  verarbeitete: 

1893  951064  Liter  Müch 

1894  I  142  777   „ 

1895  I  208041   „    „ 
18%  1202061   „    „ 

1897  1167353   „ 

1898  1255682   „ 

Die  Organisation  der  genossenschaftlichen 
Meiereien  ist  liinsichtlich  der  Betriebsart 
eine  verschiedene ;  sie  kann  sein  eine  solche 
mit  V  0 11  b  e  t  r  i  e  b ,  bei  welchem  auch  die 
Abfälle  (Magermilch,  Buttermilch,  Molken) 
in  der  Meierei  selbst  verwertet  werden,  sei 
es  zur  Käsefabrikation,  sei  es  für  Schweine- 
oder Kälbermast,  sei  es  durch  Verkauf. 
Die  andere  Art,  nämlich  die  mit  be- 
schränktem Betriebe,  begnügt  sich 
damit,  die  Vollmilch  abzui-ahmen,  den  Rahm 
zu  Butter  zu  verarbeiten  und  Mager-  und 
Buttermilch  im  Verliältnis  von  86—88  % 
der  VoUmilch  dem  liefernden  Genossen- 
schafter zwecks  Verwertung  in  eigener  Wirt- 
schaft wieder  zurückzugeben.  Der  Vollbe- 
trieb erscheint  doii;  am  Platze,  wo  keine 
Zucht-,  sondern  Abmelk-  und  Mastwirt- 
schaft getrieben  wird,  während  der  be- 
schränkte Betrieb  in  Viehzucht  treibenden 
Gegenden  eine  ausschliessliche  Existenzbe- 
rechtigung besitzt.  Die  Rentabilität  der 
Molkereigenossenschaften  ist  in  der  heutigen 
Zeit  einereeits  durch  die  starke  Konkurrenz 
der  Margarine  und  der  Milchprodukte  der- 
selben und  andererseits  diu-ch  das  starke 
Auslandsangebot  in  minderwertiger  Ware 
im  allgemeinen  keine  besondere  günstige. 
Dieser  Zustand  wird  noch  verschärft  durch 
die  Desorganisation  des  Butterhandels,  über 
den  im  Vorhergehenden  bereits  Mitteilung 
•gemacht  ist  Das  Molkereigenossenschafts- 
wesen hat  zweifellos  die  Bulterproduktion 
in  Deutschland  in  qualitativer  und  quantita- 
tiver   Beziehung    wesentlich    gehoben    und 


hat  uns  auf  eine  Stufe  gebi^acht,  von  »i^ 
wir  behaupten  können,  dass  durch  äe  «L-i. 
Anforderungen  des  inländischeo  Konsun- 
wohl vollständig  Genüge  geleistet  werd-ri 
kann. 

Auf  dem  Gebiete  der  Fabrikation  >lj. 
als  eingetragene  Genossenschaften  in  Deüt^.t- 
land  ferner  noch  thätig  MüllereibetriH»?  j 
Pommern,  Posen,  Hannover,  Rheinpreuss*rL. 
Mälzereien  im  Königreich  Sachsen,  BreLD- 
reien  in  Pommern,  Posen  der  Privk: 
Sachsen  und  in  Rheinpreussen,  Stärke- 
fabriken in  Pommern  und  Posen  sowie  i. 
der  Provinz  Sachsen,  Schles'vrig'-HoljileiE. 
Hannover;  ferner  noch  Cichoriendam-f 
sowie  eine  grosse  Anzahl  von  Winzerrer- 
einen,  bei  denen  das  gemeinsame  Keher- 
etc.  des  Weines  vorgenommen  wird. 

Bei       den       Obst  ver  wert  ungsgt- 
nossenschaften  hat  sich  die  ErfahrurL: 
geltend  gemacht,  dass  es  uns  nicht  geliat.'t. 
mit  Erfolg  die  Konkurrenz  amerikanist  b?- 
Dörrobstes    zu    bestehen.     Jenseits  li-^ 
Oceans  stehen  zweifellos  für  das  Dörren  i:- 
eignetere  Sorten    in   einheitlichen,    grc«K^ä 
Mengen  ziu-  Verfügung  (siehe  Semmlers  vw-- 
dienstvolle  Schrift),  was  bei  uns  fest  völlLr 
fehlt.  Infolgedessen  können  w-ir  beobachteD. 
dass    die    genossenschaftliche    Verwerrufl^ 
sich  zumeist  auf  die  Herstellung  von  Ob^t- 
und  Beerenweinen,   von   Pasten    und  Koü- 
serven     verlegt    und     zwar    allerdings   :i 
neuester  Zeit   mit   verhältnismässig  gutem 
Erfolge.    Durch   das  Zustandekommen  &-- 
Verkaufssyndikates  für  Spiritus  in  Deiitkn- 
land    sind    die    Aussichten    auf    stabil- 
Mittelpreise    grösser    geworden,    und    ^^ir 
können    demgemäss    mehr    Vertrauen   zx 
Brennerei    in    den  Kreisen    unserer  LauJ- 
wirte   wieder   beobachten,   wie  die  in  dea 
letzten    Jahren    zu    Tage    tretenden  Neu- 
giündungen     zahlreicher     bäuerlicher    (k- 
nossenschaftsbrennereien      zum      Ausdnid 
bringen. 

Meliorationsgenossenschaften. 
Die  Meliorationsgenossenschaften  sind  viel- 
fach als  staatliche  Genossenschaften  ausge- 
stattet und  mit  Staats-  und  Proviozialinittelü 
organisiert.  Wir  können  hierbei  nur  an  ^ 
grossen  Be-  und  Entwässerungsgenossen- 
schaften  der  weit  ausgedehnten  Ma^schg^ 
biete  an  der  Nord-  und  Ostsee  erinneni. 
ferner  an  die  Wiesenbaugeuossenschaftöi 
nach  Vincentischem  System,  au  die  Wald- 
baugenossenscliaften  der  Provinz  Hannover 
u.  s.  w.  Aber  auch  der  ausschliesslich 
private  Unternehmungsgeist  hat  auf  dem 
Gebiete  der  Meliorationen  durch  genossen- 
schaftliches Zusammenwirken  schon  maucht* 
erreicht.  Vor  allem  ist  der  EntwässeniD? 
durch  Drainagegenossenschaften  vieLfach  <ü^' 
Bahn  gebrochen  worden.  In  neuerer  W 
zeichnen  sich  auf  diesem  Gebiete  ganz  be- 
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sonders  Rheinpreiissen  (wo  allerdings  Pro- 
\anzialmittel  mitwirken)  und  die  Provinz 
Hessen  aus.  In  Rheinpreussen  sind  im 
Jahre  1890  allein  an  IG  Orten  neue  Drai- 
nagegenossen Schäften  errichtet  worden.  Auch 
in  Ostpreussen  führt  sich  das  genossen- 
schaftliche Entwässenmgsverfahren  immer 
mehr  ein,  indem  auch  von  dort  von  mannig- 
fachen Neugründungen  berichtet  wird.  Be- 
wässerungsgenossenschaften giebt  es  zahl- 
reiche, besondei-s  in  Süddeutschland  in  den 
gebirgigen  Gegenden  mit  ihrem  Wasserreich- 
tum und  den  der  Befeuchtung  bedürftigen 
Matten. 

4.  Das  Ausland.  Auch  in  den  meisten 
anderen  Kulturstaaten  Europas  hat  die 
neuere  Zeit  einen  gewaltigen  Aufschwung 
des  Genossenschaftswesens  herbeigefilhrt. 
Selbst  Russland  kann  in  dieser  Beziehung 
rühmend  genannt  w^erden.  Allerdings  sind 
dort  die  Verhältnisse  durch  die  gemeinwirt- 
schaftliche Form  der  Bauenigemeinden  be- 
sonders günstige  für  den  Ausbau  von  Ge- 
nossenschaften. Die  Darlehn skassen  erfahren 
dort  eine  umfangreiche  Vermehrung  und 
die  Frage  der  Organisation  des  Transportes 
und  des  Absatzes  der  landwirtschaftlichen 
Produkte  wird  eifrig  studiert.  Insbesondere 
lässt  es  sich  die  Regierung  auch  angelegen 
sein,  die  Gründung  zahlreicher  Molkereige- 
nossenschaften anzuregen,  und  zwar  unter 
der  Anleitimg  nach  dort  berufener  dänischer 
Meiereiinspektoren. 

In  unserem  Nachbarstaat  Oesterreich- 
Ungarn  hat  man  sich  von  jeher  bemüht, 
dem  deutschen  Beispiel  zu  folgen,  indem 
insbesondere  die  Raiffeisenschen  Darlehns- 
kassen  eine  umfangreiche  Nachahmung  dort- 
selbst  gefunden  haben.  Dies  gilt  sowohl 
von  den  deutschen  Kronländem  als  auch 
von  den'  slawischen  Teilen  Cisleithaniens. 
Um  ein  Beispiel  herauszugreifen,  sei  Tirol 
genannt.  Aus  dem  Berichte  des  9.  ordent- 
lichen Verbandstages  der  Deutschen  Tirole- 
rischen Centraldarlehnskasse  sei  das  Nach- 
stehende entnommen: 

Im  Jahi-e  1888  wurde  in  Tirol  die  erste 
Raiffeisenkasse  gegründet,  heute  bestehen 
dortselbst  178  solche,  alle  diese  Vereine 
sind  in  einen  Central  verband  zusammenge- 
schlossen. Die  Einlage  bei  diesen  Kassen 
betrug  1897  2890583  Gulden.  Der  Geld- 
umsatz der  Centralkasse  belief  sich  im 
Jahre  1898  auf  mehr  als  3  Millionen  Gulden. 
Auch  der  gemeinsame  Ein-  und  Verkauf 
wird  mehr  und  mehr  in  die  Wege  geleitet 
und  teilweise  von  den  Darlehnskassen  be- 
trieben. Südtirol  weist  vei'schiedene  Winzer- 
genossenschaften auf. 

Böhmen  besitzt  eine  vollständige  ge- 
nossenschaftliche Organisation,  ähnlich  oder 
fast  ganz  gleich  den  deutschen  Einrichtungen. 
Interessant  ist,  dass  ganz  besonders  die  Ge- 


treideverkaufsgenossenschaften dort  zu  pros- 
perieren beginnen,  indem  die  günstigen  Er- 
gebnisse iui  genossenschaftlichen  Getreide- 
lagerhaus zu  Bilin  die  Am-egung  zu  einer 
sehr  erfreulichen  Entwickelung  in  alle  Teile 
des  Kronlandes  getragen,  ja,  vde  die  Bei- 
spiele zeigen,  auch  nach  Nieder-OesteiTeich 
und  Mähren  fördernd  hinübergegriffen  haben. 
Auch  die  slowenischen  Genossen- 
schaften sollen  hier  nicht  unerwähnt 
bleiben,  indem  in  dem  diesbezüglichen 
Sprachgebiet  mehr  als  300  solcher  zu  zählen 
sind,  worunter  sich  200  Spar-  und  Darlehns- 
kassen befinden.  Auch  dort  entwickelt  sich 
das  Ein-  und  Verkaufsgenossenschaftswesen 
in  sehr  erfreulicher  Weise,  so  wird  von 
dem  Bestände  derartiger  Centraleinrichtimgen 
aus  Gurkfeld  und  Görz  berichtet. 

In  Ungarn  hat  das  landwirtschaftliche 
Genossenschaftswesen  lange  Zeit  unter  dem 
üebelstande  gelitten,  dass  eine  gesetzliche 
Unterlage  für  dasselbe  vollständig  fehlte 
und  damit  die  notwendige  Festigkeit  und 
Sicherheit  in  der  Erstrebung  bestimmter 
Ziele  vermisst  wnirde.  Diesem  lebhaft  em- 
pfimdenen  üebelstande  ist  nunmehr  durch 
das  G.  V.  11.  Juli  1899  abgeholfen  worden. 
Dasselbe  lehnt  sich  an  unsere  einschlägige 
deutsche  Gesetzgebung  an,  geht  aber  in 
mancher  Richtung  viel  zu  w^eit,  indem  es 
einerseits  die  Schablone  zu  sehr  in  den 
Vordergrund  schiebt  und  anderei-seits  der 
Staatsregierung  einen  viel  zu  gewichtigen 
Einfluss  auf  die  freie  Art  der  Selbsthilfe 
gestattet;  man  kann  deshalb  eigentlich  von 
einer  Verstaatlichung  des  ungarischen  Ge- 
nossenschaftswesens sprechen.  Das  oberste 
Organ  bildet  die  Landeskreditgenossenschaft, 
welcher  ein  völlig  bankmässiger  Geschäfts- 
kreis zugewiesen  ist.  In  Gebühren-  und 
Steuerangelegenheiten  erfi-eut  sich  diese 
Centrale  nahmhaft^rVergünstigimg.  Schliess- 
lich sei  hinsichtlich  der  bureaukratischen, 
soeben  gerügten  Gesetzgebung  daran  er- 
innert, dass  kaum  ein  Missbrauch  der  Staats- 
gewalt in  Ungarn  zu  befürchten  ist,  indem 
wir  seit  einer  Reihe  von  Jahren  in  wirt- 
schaftlich-politischen Dingen  dort  Beweise 
weit  ausschauender  volkswirtschaftlicher 
Auffassung  beobachten  konnten.  So  wird 
vielleicht  dieses  Gesetz  sehr  viel  Gutes 
wirken,  wenn  es  auch  die  kleinen  Kräfte 
in  sehr  enge  Schranken  zwängt.  Es  be- 
wirkt aber  wieder  auch  eine  Kraftzusammen- 
fassung, die  mehr  leisten  kann  als  ver- 
einzelt einander  gegenüberstehende  Teil- 
kräfte. 

In  Grossbritannien  hat  gei'ade  die 
neuere  Zeit  auch  eine  wesentliche  Ver- 
bessening  im  landwirtschaftlichen  Genossen- 
schaftswesen gezeitigt,  wenn  auch  dasselbe 
weder  mit  dem  deutschen  noch  mit  dem 
französischen    auch    nur    im    entferntesten 
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konkun-ieren  kann.  Nach  einem  verlässigen 
Bericht  sind  in  den  Jahren  1897  98  z.  B. 
in  Irland  101  neue  Genossenschaften  er- 
richtet und  es  bestanden  Ende  März  1898 
dortselbst  261  Genossenschaften,  davon  18 
Konsumvereine,  136  Meiereien,  27  landwirt- 
schaftliche Ein-  und  Yerkaufsvereine,  15 
Kreditgenossenschaften,  2  Grosseinkaufsge- 
nossenschaft^jn  und  13  Genossenschaften 
verschiedener  Art. 

Ueber  die  englischen  landwirtschaftlichen 
Produktivgenosseuschaften  hat  das  dortige 
Handelsministerium  für  das  Jahr  1897  das 
Nachstehende  publiziert : 

Es  bestanden  in  der  Landwirtschaft, 
Milchwirtschaft  und  Fischerei  116  Pi-oduktiv- 
genossenschaften ;  dazu  kamen  26  Mullerei- 
genossenschaften, von  denen  4  derselben 
einen  Wert  der  fabrizierten  Produkte  von 
25V  1  Millionen  Mark  aufwiesen.  Die  grosse 
Anzahl  von  Bäckereigenossen seliaften  und 
sonstigen  Produktivgenossenscliaften,  welche 
der  diesbezügliche  Bericht  berülirt,  dürfen 
wohl  kaum  und  zwar  wohl  ebensowenig 
wie  die  18  Konsumvereine  der  Landwirt- 
schaft zugerechnet  werden,  indem  sie  doch 
wesentlich  Arbeiter  als  Mitglieder  besitzen. 

In  Dänemark  ist  man  daran,  in  um- 
fangreicher Weise  gesetzlich  sowohl  wie 
materiell  dem  Genossenschaftswesen  unter 
die  Arme  zu  greifen,  und  zwar  durch  staat- 
liche Unterstützung  von  Darlehnskassen, 
durch  Belehnung  genossenschaftlicher  Unter- 
nehmungen zum  Verkaufe  von  Geti-eide 
u.  s.  w. 

Frankreich  erfreut  sich  einer  stetigen 
Fortentwickelung  seiner  Kreditgenossen- 
schaften, insbesondei*e  aber  seiner  ge- 
nossenschaftlichen Verkaufs-  und  Produk- 
tionsorganisationen. Sehr  interessant  ist 
hierbei,  dass  die  landwirtschaftlichen  Ge- 
nossenschaften für  den  Verkauf  von  land- 
wirtschaftlichen Erzeugnissen  eine  lebhafte 
principielle  Unterstützung  durch  das  kon- 
sumierende Publikum  finden,  die  wir  eigent- 
lich in  Deutschland  leider  vollständig  ver- 
missen müssen.  Eine  Form  von  Genossen- 
schaften, die  bei  uns  fast  kaum  entwickelt 
ist,  ertreut  sich  in  Frankreich  einer  sehr 
weiten  Ausbreitung,  das  sind  nämlich  die 
Dreschgenossenschaften  mit  dem  Zwecke, 
dem  kleineren  und  mittleren  Landwirt  die 
Vorteile  der  ihm  sonst  nicht  zugäugigen 
Maschinentechnik  zuzuführen.  Die  älteste 
französische  Dreschgenossenschaft  stammt 
aus  dem  Jahre  1869.  Dass  diese  Art  ge- 
nossenschaftlicher Einrichtung  in  Frankreich 
eine  so  bedeutende  Ausdehnung  gewinnen 
konnte,  beleuchtet  eigentlich  landwirtschaft- 
liche Verhältnisse  Frankreichs  in  interessanter 
Weise  und  zeigt  gegenüber  Deutsclüand, 
dass  bei  uns  der  mittlere  und  Kleingrund- 
besitz   in    landwirtschaftlichem   Kulturfort- 


schritt,  was  Wissen  und  Opferv^ligkeit  äi  - 
betrifft,  doch  entschieden  auf  einer  höhrr- 
Stufe  steht.  Bei  uns  weiss  jeder  Bauer  >L 
der  Vorteile     des    ]V£aschineii^'et?enÄ     \ll- 
reichend  zu  bedienen. 

Zum  Sclüusse  sei  nicht  unerwähnt  k-> 
auch  ein  internationaler  Oenos.«»^:- 
schaftsbund   besteht,   welcher    auf  »k- 
ersten    internationalen    Genossenschaftsi  .- 
gress  zu  London  im  Jahre  1895  vorbeA-i*  r 
und   auf  dem   zweiten   im  Jahre    I*;^  r- 
Paris     errichtet     worden    ist.       Die    dri-> 
Sitzung  des  Bundes  fand  in  Delft  1897  wj>] 
die  vierte  und  letzte  zu  Paris  in  den  Ta^ct 
vom  18.— 22.  Juli  d.  J.   statt.     Der   Zw^vi 
dieses   Bundes   ist,    die    in    den    einzeln- 
Ländern   auf  genossenscliaftlichem   Gebietn 
gesammelten  Erfalu'ungen    zum  Nutze/j  'M' 
gesamten     genossenschaftlichen     Bewegim: 
aller  Länder  zum  Austausch  zu  bringen,  ü- 
genossenschaftliche   Arbeit    auf    der  diw.i 
die  Erfahrung  als  richtig  erkannten  Gniü'l- 
lage   je   nach   den  Bedürfnissen    des  nat>- 
nalen      oder      internationalen      wirtseliatt- 
lichen  Verkehrs  weiter  auszubauen  und  zi 
vervollkommnen   und   schliesslich   aneh  i.*^ 
schäftliche  Beziehungen  der  GenossenscbiftHD 
der  einzelnen  Länder  unter  einaniler  anza- 
bahnen. 

Die  Erkenntnis  von  der  hohen  Bedeutim^' 
der  Association  gleicher  Kräfte  zur  ErriDg^Ki' 
wirtschaftlicher  Erfolge  breitet  sich  in  «>i 
ganzen  Kulturwelt  immer  mehr  aus,  und  t^ 
ist  erfi-eulich,  sagen  zu  können,  dass  in  der 
wirksamen  Arbeit  der  Selbstliilfe  nach  die^r 
Richtung  hin  Deutscliland  heute  an  d^: 
Spitze  der  Nationen  marschiert.  Die  mate- 
riellen und  ethischen  Erfolge  werden  nicht 
ausbleiben ! 

Litteratar :  ö.  Seh&nberg,  Die  Landmrtifhoß 

und  das  Genotsenschaftswesen,  Breslau  186S'y>>r' 
trag).  —  Wunderlich,  Referat-  über  Gewj^f^.n- 
schafttnocsen.  —  G.  Scliönherg,  Die  Landvul- 
Schaft  der  Gegenwart  und  das  GeiiosseMchap- 
princip,  Berlin  1869.  —  Lette,  Referat,  bft^- 
die  Staatsaufsicht  über  Waldwirtsrhaß  (ßir  dn* 
volkswirtschaftlichen  Kongress  in  Breslau).  Be- 
deutung des  Kongresses  Norddeutscher  Ia^^- 
Wirte.  AV.  9.  —  V,  A.  Huber,  Soziale  fnvjtv. 
1.  Das  Genossenschaftswesen  und  die  ländlifhrk 
Tagelöhner.  —  X#.  Parisius,  Das  Genome- 
Schaftsgesetz  für  den  Norddeutschen  Bund  f.« 
4.  VII.  1868,  Berlin  1868.  Statut  der  Kä^erd' 
gesellschafi  zu  Bitburg  und  Umgebung  (i  Expi^i- 
—  T.  W.  Rai ff  eisen,  Die  Darlehenskmm- 
vereine  als  Mittel  zur  Abhilfe  der  Not  der  Be- 
liehen Bevölkerung,  sowie  auch  der  stadiiifkf"» 
Handwerker  und  Arbeiter,  Bonn.  —  JBiirfc- 
hardt-Bayreuth,  Ueber  die  Genossenschtißfx 
in  Oberß-anken.  —  Bueh-StantuiiVschen,  Mit- 
teilung über  die  Genossenschaften  im  Bmkk 
des  fand  wir  tschafÜ.  Centralvereins  ßir  LithueH 
und  Glasuren,  Ent-  und  Bewässerungsgemnifn- 
Schäften  des  Reg.-Bez.  Gumbinnen.  ikatnt  d^r 
Drat'nagegeseUschaft  in  Breitenfeld.     Denkschrit 
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ier  CejirtrcUsielU  för  die  landwirtschaftlichen 
l>ret»tc  in  Hessen-Darmstadt.  —  JB.  Wolff, 
r^ir  LcmdrtHrUchaß  vnd  di^  Genossewichafl,  Bonn 
i^TO.  J^tttion  de»  Centralnusschusses  der  rer- 
^iuigt^TMr  Wiener  Erwerbs-  und  Wirtschaftsge- 
n*^9»^nsrhajten,  betr.  Besteuerung,  enthält  Statist, 
.171  gaben.  nDie  Pressen,  Wien,  vom  S.  VIL 
ISf>9.  ^otiz  Über  Käsereigenossenschaften.  — 
n cmit^sevi^    Die  Gehöferschaflen  im   Reg.-Bez. 

Trier.     JUax  Wirth,    Hebung   der  arbeiten- 

tic  7i    K'ldsjferi  durch  Genossenschaften  und   Volks- 
biii\het€,    ^em  1865.   —  E.  Pfeiffer,   Die  Kon- 
sumvereine,   ihr    Wesen    und    Wirken,    Stuttgart 
JSGö,    ' —   JHt.  von  Mendel,    An-  und  Verkauf s- 
i}enr%n*en9c haften,  Berlin  1886.  —  Gg.  Mehne- 
MallocHf   Ofener  Brief  an  die  deutschen  Pferde- 
heMtzer,     Berlin   1891.    —    Georg   Mahlstedt, 
I>ie     lizndivirtschaftlichen    Genossenschaften    und 
deren      Vereinigung    zu     Verbänden,     Oldenburg 
1,\^S9.   —   Jf.  V€m  Mendel,  Fünf  populäre  Vor- 
trüge,   Oldenburg  1887.  —   C.  M,  Stöckel,  Er- 
richtung,   Organisation  und  Betrieb  der  Molkerei- 
fjrnossenschaßen,    Bremen    1880.   —   Derselbe , 
Molkereigenossenschaften.      Schriften    des    milch- 
trirtschafUichen   Vereitis,  iV>.  6,  Danzig  1877.  — 
^imlta%intf  Das  Genossenschaftsprineip  in  An- 
wendung    und    Anwendbarkeit    auf    die    Land- 
wirtschaft, Leipzig.   —   w  Langsdorff^  Länd- 
liche Kredit'  und  Konsumvereine,  Neuwied  1871. 
—  Freiherr  von  Broich,    Sozialreform   und 
Genossenschaftswesen,    Berlin.    —    Ihrig,     Ge- 
mnifen^chaftskalender,  Darmstadt  1888 — 189'^.  — 
Hatis,     Veröffentlichungen   der    Vereinigung  der 
deutsch,  landwirtschaftl.  Genossenschaften,  Öffen- 
bach    a.    M.    1884—1892.     —     Puristus    und 
Crüffer,    Das  Reichsgesetz,   betr.    die    Erwerbs- 
uud   Wirtschaftsgenossensckaften    v.    1.    V.   1889, 
Berlin     1890.     —     Der     Stand     des     landwirt- 
i'f'haftlichen    Genossenschaftswesens     in    Bayern 
IS 99.      Ausgearbeitet   vom  Königlich  bayerischen 
Staatsministerium    des  Innern.      München  1900. 
—  Der  Stand  des  landwirtschaftlichen  Genossen- 
schaftswesens   im   Königreich   Sachsen,    Dresden 
1S99,  herausgegeben  vom   Verband  der  lundwirt- 
»chafüichen  Genossenschaften  in  Dresden.  —  A, 
Meyenschein,  Die  ländlichen  Genossenschaften 
im  Reg.-Bez.  Cassel,  I.  Die  Raiffeisenschen  Ge- 
nossenschaften,   Cassel   1899.      Verlag  der  Land- 
-icir tschaft skammer.    —   W,  Altrock,    der  länd- 
liche  Personalkredit    in    der   Provinz   Branden- 
burg.     Berlin  1900.    —    Adolf  Okiviek,    An- 
leitung   zur    Geschäfts-    und    Buchführung   für 
Spar-  und  Darlehnskassen  nach  dem  System  des 
Verbandes  pommerscher  landwirtschaftlicher  Ge- 
uossenschaften.      Stettin    1899,    Selbstverlag.    — 
Statistik    der    Spar-    und   Darlehnskassenrcreine 
Raiff^eisenscher  Organisation  für  das  Jahr  1897. 
yeuwied    a.   Rh.,   Verlag    der  Firma   Raiffeisen 
<t    (Jons.     —     Joseph     Staudinger ,      Das 
Lagerhaus    Trostberg.      Seine   Einrichtung,    Ge- 
schäfts- und  Buchführung.    München  1900,  Druck 
von   Rischmöller    <fc    Meyer.    —    Das    landicirt- 
fchaftliche  Genossenschaftswesen  in  Deutschland ; 
in  seinen  gesamten  Einrichtungen   und  Organi- 
sntiomformen  auf  Grundlage  persönlicher  Wahr- 
i^ehmungen  systematisch  dargestellt  und  als  Hand- 
buch für  die  genossenschaftliche  Praxis  bestimmt, 
l'un  Dr.  3foritz  Ertl,    Ministerialsekretär   im 
fc.  k.    Ackerbauministerium    und    Dr.    Stefan 
Lichtf    Verbandsanwalt  des  Centralrerbftndes  der 
deutschen  landw.  Genossenschaften  Mährens  uud 


Schlesiens.  Wien  1899.  —  Kataster  der  im 
KÖnigreieh  Preussen  vorhandenen  eingetragenen 
Genossenschaften,  Unterlagen  zur  Genossen- 
schaftsstatistik, bearbeitet  von  der  Preussischen 
Central  genossenschqftskasse ,  Berlin  1898.  — 
Bestimmungen  der  Preussischen  CentralgS' 
nossenschaftskasse  über  den  Geschäftsverkehr, 
Berlin  1898,  als  Manuskript  gedruckt.  —  O. 
Mager,  Anleitung  zur  Errichtung,  sowie  zur 
Buch-  und  Geschäftsführung  der  Spar-  und  Dar- 
lehnskassen, Breslau,  1899.  (Zu  beziehen  durch 
den  Provinzial verband  der  Spar-  und  Darlehns- 
kassen Schlesiens,  Breslau,  Neudorfstrasse  IS.) 
von  Mendel" Stein f eis. 


Landwirtschaftliches  Gesinde 

s.    Gesinde  Verhältnis    oben     Bd.    IV 
S.  241  ff. 


Landwirtschaftliches  Kreditwesen. 

1.  Die  drei  Arten  des  landwirtschaftlichen 
Kredites.  2.  Das  Wesen  des  Hypothekarkredits 
nnd  die  Wege  zu  seiner  Befriedigung.  3.  Die 
Gefahren  des  Kredites. 

1.  Die  drei  Ai*ten  des  landwirtschaft- 
lichen Kredites.  Der  Landwirt  bedarf  des 
Kredites:  1.  behufs  Ankauf  des  Grund  und 
Bodens;  2.  zu  Bauten,  Meliorationen  und 
zur  Hebung  des  Inventars;  3.  zur  vorüber- 
gehenden Ergänzung  des  Betriebskapitals. 
Infolgedessen  hat  man  drei  Arten  des  land- 
wirtschaftlichen Kredites  zu  unterscheiden, 
die  sehr  verschiedene  Eigentümlichkeiten 
besitzen  und  die  sehr  ungleich  behandelt 
werden  müssen. 

1.  Will  der  Landwirt  ein  grösseres  Gut 
erwerben,  als  er  aus  eigenen  l^Iitteln  be- 
zahlen kann,  so  muss  er  einen  Teil  der 
Kaufgelder  darauf  stehen  lassen  oder  die 
Summe  von  einem  Kapitalisten  aufnehmen. 
Er  nimmt  dann  den  Grundkredit  (Credit 
foncier)  in  Anspruch.  Zur  Sicheining  des- 
selben ist  er  in  der  Lage,  den  Gnmd  und 
Boden  zu  verpfänden.  Da,  wie  Rodbertus 
richtig  gesagt  hat,  der  Grund  und  Boden 
nur  als  Reutenfonds  anzusehen  ist,  der  wohl 
eine  Jahresrente  regelmässig  abwerfen,  aber 
kein  Kapital  aus  sich  heraus  liefern  kann, 
muss  der  Landwii't  den  Gnmdkredit  dau- 
ernd in  Anspruch  nehmen.  Er  wird  im 
günstigen  Falle  ein  oder  mehrei*e  Decennien 
gebrauchen,  lun  einen  Teil  zurückzahlen  zu 
können.  In  den  meisten  Fällen  ist  er  heu- 
tigen Tages  dazu  überhaupt  nicht  in  der 
Lage.  Kündigung  des  geliehenen  Kapitals 
zu  gestatten,  ist  zwar  nicht,  wie  Rodbertus 
meint,  ein  Unding,  denn  es  geschieht  nicht 
in  der  Hoffnung,  ein  grösseres  Kapital  dem 
Boden  selbst  entnehmen  zu  können,  sondern 
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dasselbe  von  einem  anderen  Kapitalisten  ge- 
liehen zu  erhalten,  um  damit  dem  ersten 
Gläubiger  gerecht  zu  werden;  wohl  aber 
liegt  darin  für  den  Schuldner  die  grösste 
Gefahr,  weil  die  Kündigung  in  eine  Zeit 
pekimiärer  Kalamität  fallen  kann  und  dann 
gerade  in  dem  nötigen  Momente  das  Dar- 
lehen nicht  zu  haben  ist,  wodurch  der  Kon- 
kurs auch  bei  sonst  geordneten  Geldverliält- 
nissen  luivermeidlich  wird. 

Der  Gläubiger  kann  aber  auch  auf  das 
Kündigungsrecht  verzichten,  weil  ihm  das 
Pfandobjekt  dauernde  Sicherheit  zu  bieten 
vermag.  In  einem  in  Blüte  befindlichen 
Lande  behält  der  Grund  und  Boden  einen 
massig  veransclüagten  Wert  dauernd.  Der 
landwirtschaftliche  Gnmd  und  Boden  ge- 
winnt bei  normaler  Bewirtschaftimg  an  Er- 
tragsfähigkeit,  und  bisher  ist  innerhalb 
grö8sei"er  Perioden  der  Grundwert  noch  fort- 
dauernd gestiegen.  Schlechte  Wirtschaft, 
ungünstige  Konjunkturen  vermögen  vorüber- 
gehend wohl  eine  Wertvemngerung ,  aber 
nicht  eine  Wert^^ernichtung  herbeizuführen. 
Eine  Beleihung  bis  zu  zwei  Drittel,  selbst 
drei  Viertel  des  Wertes  des  Grund  und 
Bodens,  exklusive  der  Gebäude  etc.,  wird 
deshalb,  von  abnormen  Verhältnissen  abge- 
sehen, als  dauernd  gesichert  angesehen  wer- 
den können.  Der  Gläubiger  wird  also  bei 
solcher  Beleihung  nicht  nur  auf  sein  Kün- 
digungsrecht, sondern  selbst  auf  die  all- 
mähliche Tilgung  verzichten  können. 

Auch   vom  volkswirtschaftlichen   Staud- 

E unkte  aus  ist  eine  völlige  Tilgung  dieser 
chulden  nicht  unbedingt  erforderlich,  son- 
dern nur  eine  Reduktion  auf  ein  solches 
Mass,  dass  der  Landwirt  ohne  Gefalir  einen 
entsprechenden  Teil  des  Ertiages  ftlr  die 
Verzinsung  der  Schuld  abgeben  kann.  Denn 
es  ist  dann  volkswirtschaftlich  nicht  nach- 
teilig, wenn  ein  Teü  des  Ertrages  der  Land- 
wirtschaft sich  unter  verschiedene  Hände 
verteilt,  also  Beamten,  Witwen,  Handwerkern 
und  anderen  Kapitalisten  zufliesst,  welche 
ihr  Vermögen  in  sicheren  Hyix>theken,  Pfand- 
briefen etc.  angelegt  haben,  während  die 
Grundbesitzer,  besonders  die  grossen,  einen 
Teil  ihrer  Er8X)amisse  verwenden,  um  sich 
an  Eisenbahnen,  Industrie-  oder  Bergwerks- 
unternehmungen etc.  zu  beteiligen. 

2.  Anders  sind  die  Kapitalien  zu  behan- 
deln, welche  der  Landwirt  aufnimmt,  um 
damit  neue  Gebäude  zu  bauen,  seine  Felder 
zu  drainieren,  Bewässeningsanlagen,  Merge- 
lungen etc.  durchzuführen,  dann  um  einen 
neuen  Viehstapel  anzuschaffen  oder  grössere 
Maschinen,  namentlich  für  die  Agrarindustrie 
zu  erwerben.  Die  auf  einem  Gute  in  der 
erwähnten  Weise  angelegten  Kapitalien  re- 
präsentieren gewöhnlich  die  Hälfte  bis  drei 
Viertel  des  Grundwertes.  In  mehr  zunick- 
gebliebenen Gegenden   übersteigen   sie  mit- 


unter aber  auch  das  Ankaufskapital  für  4ii 
ganze  Gut.  Wo  nun  derartige  AnJae:en  in 
kurzer  Zeit  und  in  grösserem  Massstahie  ^yr- 
genommen  werden  raüSvsen,  kann  der  Lan*-- 
wirt  genötigt  sein,  liierzu  eine  besond^av^ 
Anleihe  zu  machen,  oder  er  lässt  schon  lA 
der  l^ebernahme  einen  Teil  des  Ankaof- 
kapitals  hypothekarisch  eintragen,  uin  eine 
entsprechende  Summe  in  dieser  KichtiiLc 
zu  verwenden. 

Auch  dieser,  von  den  Franzosen  ^Onlit 
agiicole<^  genannte  landwirtschaftliche  Bau- 
und    Meliorationskredit     muss    für    läng^r^ 
Zeit  gewälirt  werden  und  aus  den  oben  an- 
geführten  Gründen  imkündbar  sein.     Do-ii 
ist  hier  allmähliche  Rückzahlung  erforderlici. 
weil   das   dadiu-ch   geschaffene   Wert-    uuI 
Pfandobjekt,  Gebäude,  Meliorationen.  lebeDd«r> 
und  totes  Inventariuni   nicht  dauernd  den- 
selben  Wert  behält,   sich   vielmehr  abnutzt, 
diurch  die  Zeit  an  Wert  einbfisst,  besonderva 
Zufälligkeiten  ausgesetzt  ist,    daher    früher 
oder  später  neu   ersetzt  werden  miiss  \\n\ 
damit   die  Ansammlung   des    dazu    uöüg*^L 
Kapitals  voraussetzt. 

Der  Landwirt  ist  aber  auch  in  der  Lage, 
liier  eine  allmähliche  Tilgung  zu  bewirken, 
weil  die  Anlage  unter  der  Yoraussetzung 
geschieht,  dass  dadurch  der  Ertrag  des» 
Gutes  erhöht  wird.  Bei  Gebäudeo  wird 
dieses  nur  in  beschränktem  Masse  der  Fall 
sein,  daher  ist  aber  auch  nur  eine  langsame 
Amoi-tisation  vorausgesetzt  Immerhin  wer- 
den nur  in  einem  guten,  luftigen  Staue 
edlere  Tiere  gezogen  werden  können,  gute, 
geräumige  Scheunen  gestatten  eine  b^^re 
und  vollständigere  Aufbewahrung  der  Erutt\ 
niu:  in  guten  Räumlichkeiten  kann  aoge- 
messen  eine  Molkerei  durchgeführt  werden. 
Eine  Drainage  w^ird  schon  in  15  oder  •2<) 
Jaliren  eine  teilweise  Erneuerung,  jedenfaUs 
umfassende  Verbesserung  erfordern.  Das 
aufgewendete  Kapital  wird  daher  in  dieser 
Zeit  zunickgezalilt  weixlen  milssen.  Aber 
die  Ernte  wird  auch  dadurch  eine  grössei^ 
und  sicherere  gewonlen  sein  und  reichlich 
die  Mittel  ziu-  Amortisation  geboten  habea, 
wenn  die  Anlage  eine  rationelle  war. 

Zur  Befriedigiing  dieses  Kreditbedüii- 
nisses  haben  die  Landschaften  eine  besondere 
Beleihung  über  die  gewöhnliche  Grenze 
hinaus  mit  stärkerer  Amortisation  einge- 
richtet. Dann  sind  in  Preussen  die  Provin- 
zialhilfskassen  und  Landeskultur- Renten- 
banken  (auch  in  Bayern,  Sachsen  und  OldeD- 
burg)  zur  Unterstützung  von  Melioratiooen 
durch  Darlehen  vorhanden. 

3.  Zu  der  dritten  Art  des  Kredits  muss 
der  Landwirt  seine  Zuflucht  nehmen,  wenn 
die  Einnalimen  eines  Jahres  nicht  ausreichen, 
um  die  laufenden  Ausgaben  bis  zum  Absatz 
der  neuen  Ernte  zu  decken.  Gewöhnlich 
handelt    es   sich   hier   nur   um   Ausfüllung 
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i\c»r  Lficke  für  wenige  Monate,  doch  kann 
uroH  grössere  Missernten,  durch  Viehsterben 
c<^-  die  Frist,  für  welche  Kredit  beansprucht 
"orclen  miiss,  sich  auch  auf  ein  lialbes  Jahr 
ti<l  länger  ausdehnen.  Auch  Ausgaben,  die 
lo^ir  in  die  zweite  Kategorie  fallen,  wie 
iir  grössere  Baureparaturen  zum  Ankauf 
« »i\  Maschinen,  Viehstücken,  zu  Meliorationen 
't<-.  sucht  der  Landwirt  oft  aus  den  laufenden 
^lin  nahmen  zu  decken  und  hilft  sich  durch 
\ie    dritte  Art  des  Kredits. 

^.  Das  Wesen  des  Hypothekarkredits 
und  die  We|^e  zu  seiner  Befriedigung. 
Für  die  beiden  ersten  Kategorieen  kommt 
ii{\ch   dem  Gesagten  nur  der  Kealkredit  in 
Hetracht,  weil  für  die  längere  Darlehens- 
frist die  Persönlichkeit  des  Schiddners  nicht 
«lie  nötige  Garantie  zu  bieten  vermag,   und 
»la    hier  der  Schuldner  das  Pfandobjekt  in 
«ler  Hajid  behalten  muss,  so  ist  der  Hypo- 
thekarkredit hier  allein  am  Platze  imd 
thatsächlich    im    allgemeinen    angewendet. 
Bei    der  dritten  Kategorie  dagegen,  wo  es 
sicii  niur  um  kürzere  Fristen  handelt,   sind 
die  zeitraubenden  Umstände  und  die  Kosten 
hypothekarischer  Eintragung  zu  gross.  Hier 
findet   deshalb   der  Personalkredit  Anwen- 
dung oder  die  Darleihung  gegen  Faustpfand, 
sei    es    durch  Verpfändung    von   Getreide, 
Wolle  etc.  oder  durch  Hingabe  von  Papieren 
wie  bei  der  Lombardierung. 

Bei  den  ersten   beiden  Kategorieen  des 
Kredits  beansprucht  der  Landwirt,  wie  wir 
sahen,  1.  Kreditierung  für  längere  Zeit,  2. 
Fortfall  der  Kündigung,  3.  möglichst  niedri- 
j2?en  Zinsfuss.    Der  Kapitalist  dagegen  ver- 
langt für  seine  ausstehenden  Gelder,  1.  Sicher- 
heit, 2.  Verfügbarkeit  derselben,  3.  möglichst 
hohe   Zinsen.     Die  Vermittelung   zwischen 
den   Ansprüchen   beider  Parteien    und   die 
Aufgabe,  den  Ansprüchen  beider  möglichst 
gerecht  zu  werden,  vrie  es  der  ganzen  Volks- 
wirtschaft frommt,  ist  die  Aufgabe  einmal 
einer  guten  Hypothekenordnung,  dann 
der    landwirtschaftlichen    Kredit- 
anstalten, über  welche  besondere  Artikel 
orientieren.     Die    Hypothekenordnung    soU 
Gelegenheit   bieten,   durch   Eintragung   der 
Fordenmgen   sich  die  rechtliche  Sicher- 
heit zu    verschaffen.     Die    landwirtschaft- 
lichen Kreditanstalten  übernehmen  es,  dem 
Kapitalisten  die  ökonomische  Sicherheit 
zu  verschaffen,  indem  sie  die  Garantie  für 
Kapital  und  Zinszahlungen  übernehmen.    Sie 
gewähren  ihm   ausserdem    die    grösstmög- 
liche   Verfügbarkeit    über    ihre   Kapitalien, 
indem  sie  ihm  sichere  zinstragende  Papiere, 
meistens  Inhaberpapiere  aushändigen,  die  er 
zu  jeder  Zeit  an  der  Börse  umsetzen  kann. 
In  dem   Kurse    der  Papiere   kommt    aber 
auch  am  besten  der  zeitweilige  Landeszins- 
fn?s  zum  Ausdruck,  so  dass  durch  den  An- 
kauf der  Papiere  an  der  Börse  der  Kapitalist 


den  angemessenen  Zinsfuss  erhält  und  ebenso 
der  Landwirt  dtuxjh  Verkauf  der  Papiere 
zum  Börsenkurse  nur  den  Landeszinsfuss 
mit  dem  Zuschlage  der  Verwaltungskosten 
zu  zahlen  hat.  Dem  Landwirte  sollen  die 
Kreditanstalten  ausserdem  unkündbaren 
Kredit  gewähren  und  Gelegenheit  zur  Amor- 
tisation in  Annuitäten. 

Leider  ist  immer  noch  der  grösste  Teil 
des  Hypothekarkredits  in  allen  Ländern, 
selbst  in  Preussen,  wo  die  Kreditanstalten 
die  ausgedehnteste  Wirksamkeit  entfalten, 
durch  Individualhypotheken  gedeckt,  bei 
denen  sogar  nur  ausnahmsweise  die  Kün- 
digung für  bestimmte  Zeit  ausgeschlossen 
ist.  Ganz  besonders  ist  dieses  bei  dem 
bäuerlichen  Grundbesitz  der  Fall,  der  da- 
durch in  hohem  Masse  gefährdet  ist,  ob- 
gleich er  namentlich  in  Preussen  weniger 
verschuldet  ist  als  der  grosse.  Da  aber  der 
Grossgrundbesitz  in  Preussen  stark  über- 
schuldet ist  und  höhere  Ansprüche  an  Dar- 
lehen macht,  als  die  Kreditanstalten  zu  ge- 
währen vermögen,  so  sind  auch  da  gerade 
die  höheren  H^^theken  in  Privathänden 
und  kündbar.  Diese  Kündbarkeit  eines 
grossen  Teiles  der  Hypotheken  ist  es,  welche 
die  Verschuldimg  des  ländlichen  Grundbe- 
sitzes besonders  gefahrvoll  macht. 

Man  hat  deshalb  von  vielen  Seiten  über- 
haupt die  Individualhypotheken  und  beson- 
ders die  kündbaren  verbieten  wollen.  Das 
wäre  indessen  zu  weit  gegangen,  weil  in 
Zeiten  des  Geldüberflusses  der  Landwirt 
vielfach  dadurch  am  billigsten  Darlehen  er- 
hält ;  und  wenn  er  in  der  Lage  ist,  sich  für 
den  Fall  der  Kündigung  sicherzustellen,  so 
liegt  kein  Gnmd  vor,  ihm  diesen  Weg 
gänzlich  zu  verschliessen. 

Aber  unbedingte  Aufgabe  ist  es,  dafür 
Sorge  zu  tragen,  dass  der  Landwirt  über- 
all Gelegenheit  findet,  bei  Kreditanstalten 
angemessenen  Kredit  unkündbar  zu  erhalten. 
Und  wo  die  Landwirte  selbst  nicht  die  In- 
telligenz besitzen,  um  die  Initiative  zu  er- 
greifen, ist  es  die  Aufgabe  des  Staates,  die 
betreffenden  Institute  ins  Leben  zu  rufen. 

3.  Die  Gefahren  des  Kredites.  Der 
Kredit  ist  ein  zweischneidiges  Schwert.  Wie 
er  auf  der  einen  Seite  ein  mächtiger  Hebel 
ist,  um  den  Betrieb  zu  fördern,  wie  er  auch 
den  weniger  Bemittelten  die  Möglichkeit 
bietet,  sich  ein  grösseres  Gut  zu  kaufen,  um 
darauf  seine  Intelligenz  mehr  verwerten  zu 
können,  so  trägt  er  auf  der  anderen  Seite 
die  Gefahr  einer  üeberschuldung  und  er- 
drückenden Abgabe  an  Hypothekarzinsen 
vom  Ertrage  in  sich.  Auf  diese  Weise  hat 
er  w^esentlich  zur  Verschärfung  der  gegen- 
wärtigen Agrarkrise  s  beigetragen,  weil  er 
übermässig  angespannt  wurde  und  die  all- 
gemeine Üeberschuldung  die  Widerstands- 
kraft der  Gnmdbesitzer  derart  untergraben 
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hatte,  dass  sie  mehrjähriger,  ungünstiger 
Konjunktur  sich  nicht  gewachsen  zeigten. 
Der  sinkende  Zinsfuss  beförderte  das  Steigen 
des  Grundwertes;  wer  daher  in  der  Lage 
war,  sich  ein  oder  mehrere  Decennien  auf 
einem  Gute  zu  halten,  konnte  sicher  sein, 
es  mit  Kapitalgewinn  zu  verkaufen ;  je  grosser 
und  wertvoller  das  Gut  war,  um  so  grösser 
zeigte  sich  dann  der  Kapitalgewinn.  Daher 
das  allgemeine  Streben,  ein  möglichst  grosses 
Gut  zu  erwerben  und  mit  geringer  An- 
zahlung. Sobald  nun  seit  Mitte  der  sieb- 
ziger Ähre  in  Deutschland  der  Grundwert 
nicht  mehr  stieg,  sondern  sogar  an  zu  sinken 
fing,  erwies  sich  die  Spekulation  als  verfehlt, 
und  der  Ruin  einer  Menge  Existenzen  war 
die  unausbleibliche  Folge. 

Als  eine  Hauptiu^ache  der  Verschuldung 
und  besonders  der  Ueberschuldung  ist  die 
gleiche  Erbteilung  bei  Gnmdbesitz  anzu- 
sehen; besonders  in  Deutschland,  wo  der 
Grundbesitzerstand  fast  allgemein  mit  einer 
grossen  Kinderzalil  gesegnet  ist.  Soll  einer 
der  Erben  das  elterliche  Gut  übernehmen, 
sträubt  man  sich  gegen  die  Veräusserung 
wie  gegen  die  Teilung,  so  ist  die  Ueber- 
schuldung nicht  zu  vermeiden,  wo  nicht 
eine  besondere  Bevorzugung  des  Anerben 
durch  Gesetz  oder  Sitte  eingebürgert  ist,  da 
nur  selten  die  nötigen  Kapitalien  vorhanden 
zu  sein  pflegen,  um  die  Miterben  daraus  zu 
befriedigen. 

Nach  dem  Vorgange  von  Rodbertus  wird 
nun  der  Besitzwechsel  nicht  nur  als  der 
alleinige  Anlass  der  Verschuldung  angenom- 
men, sondern  überhaupt  der  Realkredit  als 
fast  allein  behufs  Erwerbung  in  Anspruch 
genommen  hingestellt.  Bei  der  badischen 
Enquete  wurden  f(ir  37  Gemeinden  als 
Grund  der  Verschuldung  aufgestellt :  44,77  ®/o 
aus  Kauf,  28,07  ^/o  aus  Erbteilung,  5,07  ^/o 
aus  Hausbau  und  22,09%  aus  sonstigen 
Ursachen.  Unter  dieser  letzteren  Rubrik 
sind  alle  diejenigen  Schulden  zusammen- 
gefasst,  über  deren  Eutstehungsgi'und  Zu- 
verlässiges nicht  zu  ersehen  war.  Sicherlich 
ist  auch  hiervon  noch  ein  bedeutender  Teil 
behufs  Erwerbung  kontrahiert.  Man  hat 
daraus  geschlossen,  dass  90  %  dieser  Schul- 
den auf  jenen  Grund  zurückzuführen  seien, 
und  dies  auf  den  Grundbesitz  überhaupt  ver- 
allgemeinert. ]!)as  ist  unzweifelhaft  zu  weit 
gegangen.  Einmal,  weil  aus  den  bäuerlichen 
Verhältnissen  nicht  ohne  weiteres  auf  den 
Grossgnmdbesitz  zu  schliessen  ist,  da  der- 
selbe w^eit  weniger  Meliorationen  im  grossen 
unternimmt  als  jener,  ausserdem  w^eil  sehr 
häufig  schon  bei  der  Erwerbung  ein  Kapital 
aufgenommen  wird,  welches  ausdrücklich 
zum  Hausbau  für  Meliorationen  etc.  be- 
stimmt ist,  also  in  die  zweite  .Kategorie 
fällt,  während  die  Statistik  es  unter  der 
ersten  Kategorie  registriert.    Namentlich  in 


Gegenden,  wo  die  Landwirtschaft  im  t^ 
sentliehen  Aufschwünge  begriffen  ist  pfit^ 
der  Meliorationskredit  bei  dem  Erwerl*  eirie 
grosse  Rolle  zu  spielec,  was  in  der  Ldtteratu 
nicht  genügend  beachtet  ist 

Gleichw^ohl  ist  nicht  zu  leugnen,  <iav. 
die  Ueberschuldung  hauptsächlich  horl«e:- 
geführt  ist  durch  üebemahme  der  Gute: 
mit  zu  geringer  Anzahlung,  und  z^war  sowcihi 
bei  Kauf  wie  bei  Uebernahme  im  Erbfall. 
und  die  dadurch  herbeigeführte  Abhängig- 
keit des  Landwirts  von  dem  Kapitali>t^iL 
und  die  Unsicherheit  seiner  Stellung  halber, 
den  Anlass  zu  einer  Menge  radikaler  Refonn- 
vorschläge  gegeben. 

Die  extremste  Richtung  geht  einfach  am 
die  Verstaatlichung  des  Grand  imd  Bodefis 
hin  (Henry   George,    Stammer,    FlürscheiiQ. 
V.  Helldorf-Baumersrode).    Es  ist  hier  nicht 
der    Ort,    darauf    näher    einzugehen-      Lfee 
zweite  Richtung  (Lorenz  v.  Stein,  SdiaeffJ^. 
Ruhland)  will  die  hypothekarische  Yerstthul- 
dung  behufs  Ankauf  oder  erblicher  Uel«er- 
nahme    überhaupt   nicht   zulassen,    sonJern 
nur    behufs    Meliorationen    etc.     gestartea. 
Das  schlösse  einmal  eine  gewaltige  Eni  Wei- 
tung des. Grand  und  Bodens  in  sich,  weil 
die    Zahl    derjenigen,    welche     zur    voileü 
Zalüung  die  Mittel  besitzen,  ausserordentiiVfi 
klein  ist.    Es  schlösse  ferner  ein  die  Ver- 
drängung des  Besitzerstandes  imd  seine  Ver- 
wandlung in  einen  Pächterstand.   Gleichviel, 
ob  der  Grund  und  Boden  in  die  Hand  ein- 
zelner Magnaten   oder    Finanzmanner  oäer 
in  die  Hand  von  Korporationen,  Gemeindti: 
oder  des  Staates   übergeht.    Die   Sehatteü- 
seiten  eines  solchen  Verfalirens  sind  in  dem 
Artikel    Pacht    ausführlicher    darzulegen. 
Dasselbe  ist  unsei-em  Volkssinne  ebenso  zu- 
wider wie  die  Abhängigmachung    des  Kre- 
dits  von   der  WULkür   einzelner   Personen, 
welche  über  das  Angemessene  der  Meliora- 
tionen und  damit  der  Kreditierung  zu  ent- 
scheiden hätten.    Es  ist  aussei-dem  zu  be- 
rücksichtigen, dass  auch  der  Pächter  diiK-li 
die   Ungunst    der  Konjunkturen    geßüiriet 
ist  und  um  so  mehr,  je  länger  die  Pacht- 
perioden    sind.      Längere    Pachtungen  sind 
aber  wiederum  unentbehrlich,   wo  die  Ver- 
hältnisse    noch    fortdauernd     Meliorationen 
zur  Hebung  des  Ertrages  beansprachen. 

Von  verschiedenen  Seiten,  auch  von  gut 
situierten  Landwirten,  ist  überhaupt  die 
Normierung  einer  Grenze  für  die  hypothi^ 
karische  Verschuldung  verlangt.  Solch  ein 
Anspruch  entspringt  den  Beobachtungen 
einer  momentanen  Kalamität,  ohne  anderen 
Zeitverhältnissen  Rechnung  zu  tragen.  Schon 
jetzt  würde  die  Massregel  für  strebsame 
und  befähigte  Männer  eine  w^esenthche  Er- 
schwerung bilden,  sich  emporzuarbeiten. 
Eine  hohe  Vei-schuldung  ist  nicht  immer 
ein    Zeichen    einer    schhmmen    j)eJt^ini«^n 
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-^ixg^e.    Es    kauft    z.  B.    der    Sohn    reicher 
mxe^xn  ein  Grut  mit  ein  Drittel  Anzahlung, 
!^'<^il   er  in  wenig  Jahren  mit  dem  Erbe  viel- 
oic^lit   die   ganze  Schuld   tilgen  kann.    Es 
st      vielleicht  der  Vater  selbst  der  Haupt- 
5-llii.ibiger.     Sicher   wäre   es   ungereimt,   es 
il^irEi    zu  verwehren,  seine  Ansprüche  an  den 
Sol-in    hypothekarisch   eintragen    zu    lassen. 
<  Nlor  es  kauft  jemand   ein  ihm   besondere 
ziis^agendes  Gut,  das  ihm  zu  sehr  gilnstigen 
T^o<lin^ingen  angeboten  wird,  während  er 
i>»:?in  Gut  längst   verkaufen  wollte  und  niu- 
ixiif  eine  passende  Gelegenheit  wartet.    Er 
ka.iin  aber  nur  als  Käufer  auftreten,  wenn 
iliTii   bis  zum  Verkaufe  2/3  des  Preises  ge- 
^t\indet  wird,  was  ihm  gegen  hypothekarische 
Eintragung  gewährt  werden   soll.     Könnte 
e>i    gerechtfertigt   werden,   ein  solches  Ge- 
i^chäf i  nicht  zuzulassen  ?  Weit  tiefgreifender 
\vürcle   die  Wirkimg  in   Zeiten   des   allge- 
Tiveinen  landwirtschaftlichen   Aufschwunges 
sein,   bei  steigenden  Preisen,  die  sicher  in 
einiger  Zeit  in  Aussicht  stehen.    Man  hätte 
der  Verwertmig  der  günstigen  Konjunkturen 
durch   tüchtige  Kräfte   einen   bedenklichen 
Hemmschuh  angelegt,  denn  hierzu  ist  ein 
grr)sses  Betriebskapital  erforderlich,  und  um 
dies   in  der  Hand  zu  behalten,  muss  eine 
SL-heiubar  hohe  Verschuldung  vorgenommen 
\vei*den,  die  durch  Meliorationen  etc.  schnell 
ausgeglichen   wäi*e.     In    unserer  Zeit   der 
Kredit wirtscliaft  wäre  solche  Schranke  nur 
dazu  angethan,  die  deutsche  Landwii-tschaft 
der  des  Auslandes  gegenüber  konkurrenz- 
unfähig zu  machen. 

Schliesslich  ist  zu  beachten,  dass  jede 
Bescliränkung  und  schon  jede  Ei^chwenmg 
des  Realkredits  auf  eine  Erweiterung  des 
Personalkredits  hinwirkt,  w^elcher  für  den 
l^ndwirt  noch  ungleich  gefährlicher  ist  als 
jeuer. 

In  solcher  Weise  das  Kind  mit  dem  Bade 
auszuschütten,  scheint  in  der  That  kein  Grund 
voi-zuliegen.  Die  Gesundung  der  landwirt- 
schaftlichen Kreditverhältnisse  wird  auch 
ohne  das  erfolgen,  wenn  auch  erst  in  der 
folgenden  Generation,  nachdem  der  Grund- 
wert und  die  Verschuldung  eine  den  Zeit- 
verhältnissen entsprechende  Reduktion  er- 
fahren hat.  Die  Wege  zur  Abhilfe  der 
Uobelstände  müssen  auf  anderem  Gebiete 
gesucht  werden.  Als  Hilfsmittel,  einer  zu 
grossen  Verschuldung  entgegenzuwirken,  sind 
noch  zu  erwähnen:  das  Renten princip 
nach  Rodbertus-Jagetzow,  das  besonders  be- 
sprochen werden  wird,  dann  die  Lebens- 
versicherung zur  Schuldentilgung  zu  ver- 
werten, wie  sie  Felix  Hecht  in  einer  beson- 
deren Schrift:  Die  Entschuldung  des  länd- 
lichen Grundbesitzes,  Mannheim  1899,  in 
Vorschlag  gebracht  hat. 

Die  Befriedigung  des  landwirtschaftlichen 
Personalkredits  zeigt  keine  besonderen  Un- 


terschiede von  der  für  Industi*ie  und  Kauf- 
leute üblichen.  Die  vielfach  in  Deutschland 
Verbreiteten  Klagen  der  Landwirte  über 
schwer  zu  erlangenden  Personalkredit,  im 
Vergleich  zu  dem,  welcher  weit  weniger 
bemittelten  Industriellen  und  Kaufleuten  zur 
Disposition  steht,  sind  darauf  zurückzufilhren, 
dass  der  deutsche  Landwirt  auch  bei  bedeu- 
tenderem Umsätze  noch  viel  zu  selten  mit 
einer  Bank  in  näheren  Geschäftsverkehr 
tritt.  Da  der  Landwirt  somit  niemandem 
einen  tieferen  Einblick  in  seine  Finanzver- 
hältnisse gestattet,  niemand  eine  üebersicht 
gewinnt,  wieviel  der  Kreditsuchende  ein- 
nimmt und  ausgiebt,  woi-aus  er  seine 
Einnahmen  schöpft  und  wofür  er 
seine  Ausgaben  macht,  kein  Kapitalist  ein 
Urteil  darüber  gewinnt,  ob  der  Landwirt 
nicht  nur  seiner  Vermögenslage  nach  leis- 
tungsfähig ist,  sondern  auch  als  guter  Ge- 
schäftsmann im  richtigen  Momente  die  Mittel 
flüssig  macht  und  sich  dadurch  als  pünkt- 
licher Zahler  erweist;  da  mit  einem  Worte 
der  Kapitalist  die  Kreditwürdigkeit  des 
Landwirts  nicht  beurteilen  kann,  ist  er  auch 
nicht  in  der  Lage,  dem  Landwirte  ohne 
weiteres  Personalkredit  zu  gewähren. 

Bei  dem  Bauern  wird  dieser  Umstand 
noch  verschlimmert  durch  seine  sehr  ver- 
breitete Scheu,  irgend  jemand,  wie  Nach- 
barn, Verwandten  etc.,  erfahren  zu  lassen, 
dass  er  sich  genötigt  sieht,  zum  Kredit  seine 
Zuflucht  zu  nehmen,  wodurch  er  den 
Wucherern  in  die  Hände  getrieben  wü*d. 
Den  Personalkredit  des  Landwirtes  zu  be- 
friedigen, wird  nach  allem  nur  möglich  sein, 
wenn  dereelbe  in  einen  regelmässigen  Ge- 
schäftsverkelir,  Kontokorrent-  oder  Depositen- 
verkehr, mit  einer  Bank  tritt.  Dazu  ist  er- 
forderlich die  allgemeine  Verbreitung 
sicherer  Banken,  die  auch  dem  kleinen 
Mann  hierzu  Gelegenheit  geben.  Im  höclisten 
Masse  ist  dieses  in  Schottland  ausgebildet, 
wo  die  grösseren  Banken  auch  an  den 
kleinsten  Orten  Füialen  besitzen  und  in  dem 
sogenannten  Cash-Kredit  dem  Landwirt  bis 
zu  einer  g-ewissen  Höhe  jederzeit  Personal- 
kredit auch  für  Meliorationen  etc.  auf  längere 
Zeit  gewähren,  für  den  ein  Vertrauensmann 
der  Bank,  ein  angesehener  Mg,nn  der  betref- 
fenden Gegend,  teilweise  Bürgschaft  leistet. 
Sehr  günstig  nach  dieser  Richtung  haben  in 
Deutschland  die  Schulze  -  Delitzschschen 
Volksbanken  und  Raiffeisenschen  Darlehns- 
kassen  gewirkt,  doch  steht  man  noch  auf 
der  ersten  Stufe  der  Ent Wickelung  derselben. 
Beachtenswert  sind  in  dieser  Beziehung  die 
Vorechläge  von  E.  J.  Becker  und  Rodbertus- 
Jagetzow,  auf  Grund  der  Solidarhaft  des 
Grundbesitzes  ein  Netz  kleiner  lokalisierter 
Banken  über  das  ganze  Land  zu  verbreiten, 
welche  vor  allem  für  den  kleinen  Mann  den 
Real-  und  Personalkredit  decken  sollen,  miter- 
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einander  aber  wieder  in  engem  Zusammen-  i 
hange  stehen,  um  sich  gegenseitig  zu  unter- 1 
stützen  und  den  gemeinsamen  Kredit  zu  | 
heben.  i 

Litt«ratur:    nodbertus-Jagetzoxc,    1  u.   II,  i 

Zur  Erklärung  und  Abhilfe  der  heutigen  Kredit-  1 
not,  Berlin  1868  u.  Jena  1869.  —  E.  J,  Becker, 
Die  Reform  des  Ilyjwthekemcesent  ah  Aufgabe  | 
des  norddeutschen  Bundes,  Berlin  1867,  — 
Andr.  v.  Oy&rgy,  Die  Mängel  der  Kredit- 
organisation des  Kleingrundbesitzes,  Budapest 
1885.  —  Gampf  Der  latidic,  Kredit  und  seine 
Befriedigung,  Berlin  J88S.  —  Victor  Bories, 
Etüde  sur  le  credit  agricole  et  le  credit  foncier 
en  France  et  n  VHranger,  Paris  1877.  — 
G%i9tav  Marchetf  Zur  Organisation  des  land- 
wirtschaftlichen Kredit*  in  Oesterreich,  Wien 
1876.  —  Walther  Schiff,  Zur  Frage  der 
Organisation  de^  landtc.  Kredite  in  Deutschland 
und  Oesterreich,  Leipzig  189:^.  —  «/ui.  ZunSt 
Zur  Kritik  der  Kreditnot.  Einiges  über  Rod- 
bertus,  T.  II,  Berlin  1883.  —  E.  Jäger, 
Das  landw.  Betriebskapital  und  die  Bodenrente 
in  Württemberg ,  Wesen  und  Entirickelung  der 
Bodenkreditinstitute,  sowie  Vorschläge  etc.,  Stutt- 
gart 1867.  —  iMr,  V,  Stein,  Drei  Fragen  des 
Grundbesitzen  und  seiner  Zukunft,  Stuttgart  1881. 
—  Derselbe,  Bauerngut  und  Hufenrecht,  Stutt- 
gart 188;i.  —  Schaffte,  Die  Inkorporation 
des  Hypothekurkredits ,  Tübingen  188S.  — 
Ruhland,  Die  Lösung  der  landtc.  Kreditfrage 
im  System  der  agrar.  Beform,  Tübingen  1886.  — 
Fet,  Hecht,  Die  Organisation  des  Bodenkredits 
in  Deutschland,  i  Bde.,  Leipzig  1891.  —  ff'en- 
darff,  Die  Schxddentlastung  des  ländlichen 
Grundbesitzes,  Posen  1900. 

J.  Conrad, 


Landwirtschaftliches  ünterrichts- 
wesen. 

I.  Landwirtschaftliches  Unterrichtswesen  in 
Deutschland  (S.  492).  II.  Landwirtschaftliches 
Unterrichtswesen  in  ausserdeutschen  Staaten 
(S.  504). 

1. 

Landwirtschaftliches  Unterrichts- 

wesen  in  Deutschland. 

1.  Errichtung  ökonomischer  Professuren  an 
den  Universitäten.  2.  Gründung  landwirtschaft- 
licher Akademieen.  3.  Die  Entwickelung  des 
höheren  landwirtschaftlichen  Unterrichts  in 
neuerer  Zeit.  4.  Die  mittleren  und  niederen 
landwirtschaftliclien  Unterrichtsanstalten. 

1.  Errichtung  ökonomischer  Profes- 
suren   an     den    Universitäten.      Schon 
Columella  hob  in  der  VoiTode  zu  seinem 
Werke:    »De  re  nistica«  hervor,  wie  drin- 
gend  rätlich  es  sei,  auf  dem   Gebiete  der 
Landwirtschaft  eine  bessere  Sachkenntnis  zu  ' 
verbreiten ,   wie  aber  für  alles  Schulen  und  ] 
Lelirer  vorhanden  seien,  nur  bei  dem  Acker-  | 
bau   fehle    es    au   Lehrern   und   Schülern !  | 


Diese  Klage  des  bedeutendsten  landwirt- 
schaftlichen Schriftstellei-s  des  Altertuffi> 
blieb  auch  nach  ihm  noch  während  ein^ 
Zeitraumes  von  mehr  denn  anderthalb  Jahr- 
tausenden eine  wohl  berechtigte,  und  ei^t 
König  Friedrich  Wilhelm  L  war  ^ 
vorbehalten,  Abhilfe  zu  schaffen  und  dec 
ersten  Schritt  zu  thun,  um  dem  für  di^- 
Menschheit  so  bedeutsamen  landwirtschaft- 
lichen Gewerbe  eine  wissenschaftliche  Gmn  1- 
lage  zu  erringen  und  für  diese  Lehrstättr:: 
zu  schaffen.  Er  ernannte  unter  dem  24.  Jiiii 
1727  Gasser  zum  Professor  derOeko- 
nomie  an  der  Univei-sität  Halle,  und  an: 
10.  Oktober  1727  ward  D  i t  h  ra ar  in  gleicher 
Eigenschaft  an  der  Universität  Frankfiuta.*.». 
eingeführt.  Die  dadurch  gegebene  Anr^mc 
wanl  Veranlassung  zu  späteren  Gründungeü 
ähnlicher  Lehrstühle  an  den  meisten  Univer- 
sitäten und  höheren  Bildungsstätten  Deutj>t-h- 
lands:  1730  in  Rinteln,  1742  in  Leipzig-, 
1745 an  dem Karolinum inBraunschwei?, 
1752  an  dem  Theresianum  in  Wien,  ITfö 
an  der  Universität  in  Erfurt,  1766  in 
Prag,  1770  in  Göttingen,  Erlangnu 
und  Kiel,  1771  in  Linz,  —  Am  9.  Apiil 
1774  l)eantragte  Casimir  Medicus  al5> 
Vorsitzender  der  Oekonomischen  Gesellschaft 
zu  Lautern,  daselbst  »die  Errichtung 
einer  ökonomischen  Schule«  zu  gestalten, 
worauf  am  11.  April  die  kurfürstfiche  Ge- 
nehmigung erfolgte ;  im  Jahre  1777  bestätigte 
Karl  Theodor  die  Organisation  dieser 
Anstalt  und  legte  ihr  am  23.  Juni  1779  da? 
l^rädikat  »Kameral  hohe  Schule«  bei.  Am 
9.  August  1784  vereinigte  er  sie  mit  der 
Universität  Heidelberg,  indem  die  Profe>- 
soren  »der  philosophischen  Fakultät  he'ip^ 
seilet '<  wurden.  —  Dagegen  errichtete  Lan«l- 
graf  Ludwig  durch  Erlass  vom  23.  April 
1777  an  der  Universität  Gi essen  eine  l>e- 
sondere  »ökonomische  Fakultäte,  und 
zwar  in  der  Absicht,  mit  dem  akademischen 
Unterrichte  in  den  Staatswissensc-haftea 
'»mehr  praktische  Kenntnisse  und  lebendige 
Erfahrung  zu  verbinden«.  Nel)en  dem  zum 
eisten  Lehrer  »der  Politik,  wie  auch  Kame- 
ral- und  Finanzwissenschaften  bestellten 
Regierungsrat  Schlettwein*.  wurde  zum 
»Professor  der  Landwirtschaft«  B  rei  de  li- 
ste i  n  ernannt.  —  Zu  den  im  vorigen  Jahr- 
hundert zuletzt  begründeten  ökonomischen 
Lehrstülüen  gehörte  der  von  Jena,  wo 
Stumpf  1791  zum  Professor  der  Oekom- 
mie  ernannt  wurde  und  ein  ökonomisch- 
kameralistisches  Institut  gründete, -über  das 
er  1794  nähere  Nachrichten  veröffentlichte. 
In  dieser  ersten  Periode  der  Entwiekt^ 
lung  des  höheren  landwirtschaftlichen  Unter- 
richtes fällt  derselbe  zusammen  mit  dem 
Beginn  des  Universitätsunterriclites  in  der 
Volkswirtschaftslehre;  die  Professoren  der 
Oekonomie  hatten  die  Landwirtschaft,  Poü- 
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•■>i-  lind  Kameralsachen  gemeinsam  zu  be- 
L£xndelii,  und  ihre  wichtigste  Aufgabe  war, 
wfiiiftige    Verwaltungsbeamte     auszubilden, 
iK.lem    sie  den  Studierenden  »die  principia 
le?r    Landwirtschaft,  -wie  auch  die  Policoy, 
lt^  gleichen   die  Ansclüäge  von  Aemtern  und 
Oütem,   nicht  weniger  guter  Verfass-  und 
K«£?^ilierung  der  Städte  beibringen  sollten«. 
-Xiis  dem  jedoch,  was  Gasser  in  dem  Vor- 
>  »^richte  zu  seiner  »Einleitung  zu  den  Oeco- 
i\oinischen ,  Politischen  und  Kameiulwissen- 
s^ohaiten.  Malle  1729«  über  die  Aussenmgen 
lies   Königs  in   dem   »coUegio   oeconomico- 
*-«unerali«  mitteilt,  welches  derselbe  ihm  in 
<.ler   ersten  Stunde  bei  seiner  persönlichen 
Vorstellung  selbst  gehalten  habe,  geht  her- 
vor,   dass  Friedrich  Wilhelm  I.  durch 
*\ie  Gründung  der  ökonomischen  Lehrstühle 
auch  eine  bessere  Bewirtschaftung  der  »Ade- 
lichen Güter«,  also  eine  wirkliche  Förderung 
<les    grösseren   Landwirtschaftsbetriebes   zu 
erreichen  hoffte. 

Dies  konnte  sich   nun   allerdings   nicht 
erfiillen,  denn  ziun  Erreichen  eines  solchen 
Zieles  fehlte  den  für  die  ökonomischen  Lehr- 
stülüe   berufenen  Professoren   zu   sehr   die 
wirkliche  land  wirt  schaftliche  Schulung.  Gas- 
ser war  Jurist,  gehörte  schon  vor  1727  der 
juristischen  Fakultät  der  Universität  Halle 
an    und  las   nach  wie  vor  neben   anderen 
juristischen  Yorlesungen  insbesondere  über 
Pandekten;    für    seine    »neue   öconomische 
Profession«  blieb  daher  nur  ein  beschränkter 
Teil  von  Zeit  und  Kraft     Dies  gilt  auch 
von    dem    späteren    Nachfolger    desselben, 
Job.  Fried r.  Stiebritz.    Dieser  geliörte 
der  philosophischen  Fakultät  an  und  las  in 
jedem  Semester  publice  über  ökonomische 
Disciplinen,    seine    Privatvorlesungen    um- 
fassten   aber    Metaphysik   und   Logik,    die 
Elemente  der  ebräischen  Sprache,  die  gros- 
sen und  kleinen  Propheten,  den  Pentateuch 
etc.  —  Wenn   auch   andere  Vertreter   der 
ökonomischen  Lehrstühle   ihrem   speciellen 
Gebiete  ungeteilter  sich  widmeten,  so  blieb 
doch  der  kameralistische  Gesichtspunkt  aus- 
schliesslich massgebend  und  ihre  Wirksam- 
keit  beschränkte   sich   daher   lediglich  auf 
Förderung  der  Ausbildung  von  solchen  Stu- 
dierenden, die  sich  dem  höheren  Verwal- 
tungsdienste   widmen    wollten,    gewannen 
hierfür  aber  zum  Teil  eine  so  hohe  Bedeu- 
tung, dass  noch  im  Jahre  1817  an  der  Uni- 
versität Tübingen  eine  besondere  staats- 
wissenschaftliche Fakultät  errichtet  und  in 
dieser  ein  Lehrstuhl  für  Landwirtschaft,  wie 
ein   aolcher   für   Forstwirtschaft   begründet 
wurde.    Dieselbe  besteht  noch  gegenwärtig, 
während  die  ökonomische  Fakultät  in  Gies- 
sen  später  wieder  aufgehoben  und  der  Lehr- 
fc^tuhl  für  Landwirtschaft  der  philosopliischen 
Fakultät  einverleibt  wurde.  —   Lehrstühle 
der  Landwirtschaft,  die  vorzugsweise  den 


kamerahstischen  Studien  dienen,  bestehen 
ausser  Tübingen  noch  jetzt  an  der  Uni- 
versität Heidelberg  und  in  zeitgemässer 
Umbildung  durch  vollkommenere  Ausstattung 
mit  Lehrmitteln  an  der  Univercität  G i  e s  s  e  n. 
Hier  zeigte  Professor  Albrecht  Thaer 
d.  J.  durch  seine  erfolgreiche  Wirksamkeit, 
dass  es  auch  für  das  Studium  der  künftigen 
Verwaltungsbeamten  von  hoher  Bedeutung 
ist,  wenn  der  Unterricht  in  der  Landwirt- 
schaft durch  reicheres  Anschauungsmaterial 
und  Abhaltung  von  üebungen  unterstützt 
wird. 

2.  GründuD^  landwirtschaftlicher 
Akademieen.  Eine  von  der  sub  1  bespro- 
chenen Richtung  wesentlich  abweichende 
Form  des  landwirtschaftlichen  Unterrichtes 
wimle  durch  Albrecht  Thaer  begründet. 
Er  erkannte  die  Notwendigkeit,  den  allge- 
meinen Landwirtschaftsbetrieb  durch  fach- 
wissenschaftliche Schulung  der  Landwirte 
von  Beruf  zu  heben,  nach  welcher  Seite  die 
kameralistische  Scliule  nichts  zu  leisten  ver- 
mocht hatte.  Bereits  in  dem  1798  erschiene- 
nen ereten  Bande  der  »Einleitung  zur  Kennt- 
nis der  englischen  Landwirtschaft«  führte 
er  S.  703  seine  »Idee  zur  Errichtung  einer 
Akademie  des  Ackerbaues  c  näher  aus  und 
verlangte  für  eine  derartige  Unterrichtsan- 
stalt als  wichtiges  Hilfsmittel,  »wodurch  die 
Landwirtschaft  theoretisch  und  praktisch  zu 
einer  hohen  Stufe  der  Vollkommenheit  ge- 
hoben werden  könnte«,  eine  »beträchtliche 
Wirtschaft«  von  »wenigstens  4000  Morgen <:, 
deren  Areal  in  zweckmässiger  Einteilung  die 
bedeutsamsten  Betriebsweisen  zur  Anschau- 
ung bringen  sollte.  Die  Ueberweisung  eines 
so  umfangreichen  Areales  für  Unterrichts- 
zwecke ist  später  thatsächlich  bei  Gründung 
der  Akademie  Proskau  in  Ausführung  ge- 
bracht worden,  Thaer  selbst  zeigte  aber, 
dass  auch  auf  beschränkterer  Fläche  der 
Grundgedanke  seiner  Auffassungsweise  reali- 
siert und  Hervorragendstes  geleistet  werden 
konnte.  Bei  der  1802  zu  Celle  eingerich- 
teten landwirtschaftlichen  Lehranstalt,  die 
doch  so  anregend  wirkte,  dass  deren  Erfolge 
wesentlich  mitwirkten  zu  Thaers  Berufung 
nach  Preussen,  standen  ihm  nur  128  Kalen- 
berger  Morgen  zu  Gebote;  das  Areal  des 
Rittergutes  Möglin,  auf  dem  er  im  Jahre 
1806  die  »Königliche  Akademische  Lehran- 
stalt des  Landbaues«  gründete,  betrug  aUer- 
dings  mehr,  blieb  aber  doch  mit  einer  Acker- 
fläche von  1044  Morgen  weit  hinter  dem 
früher  als  wünschenswert  Bezeichneten  zu- 
rück, und  dennoch  vermochte  er  auch  hier 
dem  von  ihm  hervorgehobenen  Gesichts- 
punkte voll  Rechnung  zu  tragen,  dass 
»nicht  tote  Bücher,  sondern  Leben, 
Wirklichkeit  und  volle  Kraft  des 
Augenscheines«'  den  Lehrerfolg  be- 
dingen.  In  dieser  Würdigimg  der  unmittel- 
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baren  Anschauung ,  des  Selbstsehens,  des 
Selbsterkennens  von  selten  des  Lernenden 
liegt  das  Charakteristische  des  durch  Thaers 
Wirksamkeit  bedingten  Foi-tschiittes  in  dem 
landwirtschaftlichen  Unterrichtswesen.  Es 
ist,  so  sagt  er  in  dem  1.  Bande  seiner 
>Gnindsätze  der  rationellen  Landwirtschaft«, 
durchaus  nötig,  »dass  eine  sinnliche  Dar- 
stellung aller  Gegenstände  und  ihre  Behand- 
lung in  jedem  Detail  imd  in  jedem  Momente 
mit  der  Lehre  verbunden  sei,  damit  ein 
tiefer,  klarer  und  bleibender  Eindruck  be- 
wirkt werde,  auch  von  jedem  wichtigei-en 
Satze  ein  Erfahrungsbeweis  oder  erläutern- 
des Experiment  gegeben  werden  könne«. 
Um  dies  zu  erreichen,  glaubte  Thaer  »eine 
hinlänglich  ausgedehnte  und  komplizierte 
Wirtschaft«  nötig  zu  haben,  '>die  zu  allen 
wichtigen  Operationen  die  Yorkehrungen 
enthält  und  Veranlassung  giebt«.  Er  hielt 
daher  die  Verbindung  des  Landwirtschafts- 
unterrichtes mit  der  Universität  für  weniger 
geeignet,  soweit  es  sich  um  das  Studium  des 
für  das  praktische  Wirtschaftsleben  sich  aus- 
bildenden Landwirtes  handelt ;  die  füi'  diesen 
bestimmten  Ijehrstätten  würden  deshalb 
zweckmässig  auf  einem  grösseren  Gute 
eingerichtet.  Als  dalier  das  Mögliner  Insti- 
tut im  Jahre  1810  mit  der  neuen'ichteten 
Berliner  Universität  verbunden  und  Thaer 
zum  ausserordentlichen  Professor  an  der- 
selben ernannt  wurde,  suchte  er  dieses  Ver- 
hältnis nach  wenigen  Jaliren  zu  lösen  und 
legte  im  Jahre  1819  seine  Professur  nieder. 
Bei  der  Entfernung  Möglins  vou  Berlin  war 
dies  auch  gewiss  zweckmässig,  aber  princi- 
piell  ist  der  Auffassung  Thaers  entgegen- 
zutreten. Es  war,  wie  weiterhin  darzulegen 
sein  wird,  einer  späteren  Zeit  vorbehalten, 
zu  zeigen,  dass  das  gleiche  Ziel,  möglichste 
Förderung  der  Anschauung  wirtschaftlicher 
Objekte  und  Vorgänge,  ebenso  gut,  in  vieler 
Beziehung  sogar  noch  besser  auch  in  ande- 
rer Weise  und  zwar  inmitten  einer 
Universität  erreichbar  sei,  dass  das 
»grosse  Gut«  also  für  einen  erfolgi-eichen 
landwirtschaftlichen  Fachunterricht ,  soweit 
es  sich  um  Placierung  der  höheren  Lehr- 
stätten handelt,  entbehrt  werden  könne. 
Wenn  Thaer  dasselbe  für  unerlässlich  nötig 
erachtete,  so  hatte  er  allerdings  für  seine 
Zeit  Recht.  Galt  es  doch  damals  selbst  die 
einfachsten  wirtschaftlichen  Massnahmen,  wie 
beispielsweise  die  eines  ausgedehnten  Kar- 
toffel baues  mit  Hilfe  von  Pferdehacken,  zur 
Anschauung  zu  bringen,  um  nicht  nur  die 
Methode,  sondern  ganz  besondei-s  auch  die 
wirtschaftliche  und  finanzielle 
Möglichkeit  der  grösseren  Ausdeh- 
nung des  Allbaues  zm-  Anschauung  zu 
bringen  und  dadurch  zur  Nachahmung  an- 
zuregen. Jetzt  dagegen,  wo  eine  rationelle 
Kultur  und  die  umfassendsten  3Iassnahmen 


intensiver  Betriebsweisen  allgemeiner  ver- 
breitet sind,  hat  selbstredend  das  Motiv,  wat 
in  jener  Zeit  für  die  Notwendigkeit  ein^  r 
Unterbringimg  der  höheren  landi«Trts/-hafr- 
lichen  Lehranstalten  auf  grösseren  Güteni 
aussclilaggebend  war,  seine  Geltung  ver- 
loren. 

Die  hervorragenden  Erfolge  Mögiins  ♦er- 
mutigten zu  mannigfacher  Nachfolge.     Maü 
errichtete    landwirtschaftliche    Ak»rlemi*=^'a 
teils  auf  Gütern,  die  entfernt  la^ren  von  üh:j 
Centralpunkten  wissenschaftlichen  Verkehre. 
teils  in  der  Nälie  von  Universitäten.  Auch  iai 
letzteren  Falle  bildeten  sie  einen  selbstän<]j- 
gen,  in  sich  geschlossenen  Lehrorganismiis 
dessen   Beziehungen    zu    der    benachbarten 
Univei-sität  nur   äusserlicher  und  loser  An 
blieben  und  dessen  charakteristisches  M»^rii- 
mal  die  Verbindung  mit   einem  mehr  ^Aer 
weniger  ausgedehnten,    auf   Rente    bewirt- 
schafteten  Gute  bildet.   —  Die   erste  na^ii 
Möglin  emchtete  höhere  land Wirtschaft /icliv 
Lehrstätte  war  die  Akademie  Hoheuheim. 
welche     1818     gegründet     wuixie,      unt-r 
Schwerz   bald  einen   hohen  Ruf  erlangt- 
und    noch    jetzt   in   reiciister    Wirksamk 'it 
fortbesteht.     —     Im    Jahre     1822     wiirjV 
die   höheie    land>\irtschaftliehe   Lehranstalt 
Schieissheim    unter    Schönleutner-^ 
Leitung  errichtet  und  1852  nach  Weiht^n- 
stephan  verlegt,  wo  sie  noch  gegenwärtig: 
in  Verbindung  mit  einer  Bi-auereischule  skh 
befindet  und  eines  guten  Besuches  sich  er- 
freut.     Die    landwirtschaftliche    Akademie 
Tharand  ward  1829   unter  Schweitzer 
eröffnet  und  im  Jahre  1868   wieder  aufge- 
hoben, nachdem  dies  l)ei  Möglin  bereits  1<S^- 
erfolgt   w^ar.     Eine  als  Privatanstiüt  durch 
Karl     Sprengel    zu    Rege nwalde  in 
Pommern  1842  gegründete  Aka^lemie  erlosch 
mit   seinem    1859   erfolgten    Tode.   —  Die 
Akademie  El  de  na    bestand  vou   183r)  h}^ 
1877,  die  Akademie  Proskau  von  1847  bis 
1881.  Die  Akademie  Poppeisdorf, gleich- 
falls 1847  gegründet  und  später  durdi  eine 
Abteilung  für  Kulturtechnik  mit  gutem  Er- 
folge er\s'eitert,  stand  bis  zum  Jahi*e  18r^> 
in  noch   engei-er  Beziehung  zu  der  nah  be- 
nachbarten Univei-sität  Bonn  als  gegenwärtig; 
Die  zuletzt  im  Jahre  1858  in  Wald  au  Uti 
Königsberg     errichtete     landwirtschaftliche 
Akademie  wui-de  schon   naoh   zehnjäliri^em 
Bestehen   wieder  aufgehoben.  —   Sehr  eng 
mit  der  Universität  verbunden  war  die  ISol 
errichtete  Akademie  Göttingen- Weende. 
Eine  eigenartige   Stellung   nahm    auch  «lie 
von  F.  G.  Schulze  1826  in  Jena  begrün- 
dete und  nach  seiner  Rückkehr  von  Eldena 
im  Jalire   1839  wieder  aufgerichtete  lauJ- 
wirtschaftliclie    Lehranstalt    ein.      Dieselbe 
war  eine  Privatanstalt  und  bildete  einen  in 
sich  geschlossenen  Lehrorganismus,  der  aber 
so  innig,   wie  es  unter  solchen  Umstäudeo 


Landwirtschaftliches  ünterrichtswesen  (Deutschland) 


495 


t^rVji^lich  ist,  mit  der  Universität  verknüpft 
?w'£Lr-       Schulze    selbst    war    ordentlicher 
*rx->-f essor  der  Staatswissenschaften   an  der 
^^«iv-ersität  Jena,  und    ausser   ihm   lehrten 
iiicili  andere  Professoren  derselben  an  seinem 
-landwirtschaftlichen  Institute«.    Die  Insti- 
tiitisten  wurden  an  der  Universität  immatxi- 
liiiliert  und  erlangten  damit  die  Berechtigung, 
axioli  an  dieser  selbst  Vorlesungen  zu  liören. 
Sr^chijlze  legte  ausserordentlichen  Wert  auf 
<lio  Verbindung  des  liandwirtschaftsstudiums 
mit  der  Universität  und  fand  darin  mit  Recht 
clio  sicherste  Stütze  für  seine  Bestrebungen, 
\>ei    den  Schülern  neben  tüchtiger  Fachbü- 
ilting   zugleich   möglichste  Fördenmg  aller 
idealen  Lebensinteressen  zu  erreichen.    Für 
die    praktische    Demonstration    wurde    das 
benachbarte  Kammergut   Zwätzen    benutzt. 
Unstreitig  haben  die  landwirtschaftlichen 
Akademieen  ziu*  Ausbildung  der  Landwirt- 
schaitslelire  und  zur  Hebung  des  Landwirt- 
schaftsbetriebes sehr  Bedeutendes  geleistet, 
aber    zu  verkennen   ist  nicht,  dass  die  bei 
ihrer  ersten  Anlage  massgebenden  Gesichts- 
I)nnkte  weiterhin  zu  einseitig   festgehalten 
lÄTurden   und   dass  infolgedessen   die  Fort- 
schritte allgemeiner  wissenschaftlicher  Er- 
kenntnis nicht  immer  angemessene  Berück- 
sichtigung fauden. 

Dies  zeigte  der  Widerstreit,  den  das  im 
Jahre  1840  erschienene  reformatorische  Werk 
von    Just  US  von    Liebig    »Die  Chemie 
in    ihrer   Anwendung    auf   Agrikultiu-    und 
Pliysiologie«    hervorrief,    und    die   Art    der 
Aufnahme,   w^elche   das   bedeutsame   Werk 
von     Schieiden     »Die    Physiologie    der 
Pflanzen  und  die  Theorie  der  PJflanzenkultur« 
fand.    Beide  Autoren  waren  bahnbrechende 
Forscher  in  ihren  Wissensdisciplinen,  beide 
standen  der  Landwirtschaft  fern,  und  deshalb 
zeigten  die    Werke    beider   neben    neu   er- 
rungenen, für  die  Landwirtschaft  fnichtbar 
zu  machenden,  höchst  wertvollen  Erkennt- 
nissen   mancherlei   irrige  Voraussetzungen. 
Diese  bemängelte  man,  verstand  aber  nicht 
den  Wahrheitskern   zu  würdigen    und   auf 
dem    landwirtschaftlichen    Fachgebiete    zu 
erfolgreicher  Weiterentwickelung  zu  führen  i). 
Mit  gutem  Rechte  riet  daher  Sehleiden 
seinen     landw^irtschaftlichen     Lesern,     ein 
gründlicheres    Studium    der    Naturwissen- 
schaften zu  treiben,   als  meistens   an  den 
landwirtschaftlichen   Lehrstätten   stattfinde, 
und  von  Liebig  erblickte  ebenfalls  in  einer 
unzureichenden  naturwissenschaftlichen  Bil- 
dung die  Ursache  des  mangelnden  Verständ- 
nisses für  seine  bahnbi-echende  Lehre.    Er 


^)  Eine  Ausnahme  bilden  die  späteren  Aus- 
fübmngen  von  Settegast,  aber  dieser  empfing 
seine  naturwissenschaftliche  Schulune:  an  der 
Universität  Berlin  unter  Mitscherlich  und 
Magnus. 


erklärte  1861  in  einer  Festrede,  dieAkademieen 
hätten  sich  überlebt,  dem  Bedürfnisse  der 
Landwirte  könnten  nur  die  ohne  specieUe 
Anwendung  auf  ein  besonderes  Fach  gehal- 
tenen allgemeinen  Vorlesungen  über  Natur- 
wissenschaften und  Nationalökonomie  ent- 
sprechen, wie  sie  an  den  Universitäten  sich 
vorfinden  —  das  landwirtschaftliche  Studium 
müsste  daher  an  diese  verlegt  werden. 

3.  Die  Ent\%dckeliuig  des  höheren  land- 
wirtschaftlichen Unterrichts  in  neuerer 
Zeit  Schon  ein  Jahr  früher,  als  jene  For- 
derung Liebigs  ausgesprochen  wurde,  war 
bereits  der  erste  Schritt  zu  ihrer  baldigen 
Erfüllung  geschehen.  Von  selten  des  land- 
wirtscliaftlichen  Centralvereines  der  Provinz 
Sachsen  ward  1860  beantragt,  dass  ein 
Lehrstuhl  für  Landwirtschaft  an  der  Uni- 
versität Halle  errichtet  werde,  und  bereits 
1862  wurde  der  frühere  Wirtschaftsdirektor 
Dr.  Julius  Kühn  zum  ordentlichen  Pro- 
fessor in  der  philosophischen  Fakultät  dieser 
Universität  ernannt.  Nach  der  von  dem- 
selben im  Jahre  1888  in  höherem  Auftrage 
herausgegebenen  Festschrift  »Studium  der 
Landwirtschaft  an  der  Universität  Halle« 
wurden  nähere  Bestimmungen  über  die 
die  Organisation  des  Landwirtschaftsstudiums 
von  Seiten  des  Unterrichtsministeriums  nicht 
getroffen,  aber  auch  weitere  Mittel  als 
Besoldung  des  Landwirtschaftsprofessors 
nicht  in  Aussicht  gestellt.  Somit  war  das 
Studium  der  Landwirtschaft  eben  einfach, 
ohne  irgend  welche  Ausnahmemassnahmen 
als  Fakultätsstudium  der  Universität 
einzufügen!  Daraus  ergab  sich  von  selbst, 
dass  den  Landwirton  für  das  Studium  der 
Grundwissenschaften  ihres  Faches  nur  die 
Vorlesungen  über  Naturwissenschaften  und 
Nationalökonomie  zu  Gebote  stehen,  wie  sie 
an  der  Universität  gehalten  werden  und  die 
sie  gemeinsam  mit  den  übrigen  Studenten 
zu  hören  haben.  Weniger  einfach  gestalteten 
sich  die  Verhältnisse  bei  der  Fachdisciplin 
selbst.  Dass  die  Begründung  eines  Ordina- 
riates für  Landwirtschaft  allein  nicht  genüge, 
um  ein  erfolgreiches  Studium  des  Land- 
wirtes von  Beruf  zu  sichern,  hatte  die  mehr 
als  hundertjährige  Gescliichte  der  an  den 
Universitäten  fniher  errichteten  landwirt- 
schaftlichen Lehrstühle  gezeigt.  Die  Land- 
wirtschaftslehre konnte  sich  auch  nicht 
lediglich  im  Sinne  jener  früheren  Ein- 
richtungen neu  in  die  Universität  einfügen 
wollen,  denn  die  seitdem  zu  hoher  Ent- 
wickelung  gelangte  Nationalökonomie  be- 
handelte bereits  die  gewerbliche  Seite  der 
Landwirtschaft  als  einen  Teil  der  praktischen 
Volkswii'tschaftslehre  in  ausreichendem  Masse. 
Besitzt  die  Land  Wirtschaftswissenschaft  nicht 
ein  eigenes,  selbständiges  Gebiet  für  Lehre 
und  Forschung,  dann  ist  sie  auch  nicht  be- 
rechtigt,  als   ein  besonderes  Glied   in  die 
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Wissensdisciplinen  sich  einzureihen,  welche 
die  philosophische  Fakultät  umschliesst. 
Dass  eine  solche  Berechtigung  aber  vorliegt, 
ergab  sich  aus  folgenden  Erwägungen. 

Der  Liandwirt  hat  ziu*  Aufgabe,  dem 
Onmd  und  Boden  die  grösstmöglichste 
Menge  nutzbarer  Stoffe  so  abzugewinnen, 
dass  für  ihn  als  Gewerbsunternehmer  der 
nachhaltig  grösstmögliche  Reinertrag  sich 
ergiebt.  Bei  ErftÜlung  dieser  Aufgabe 
unterliegt  seine  allgemeine  wirtschaftliche 
Thätigkeit  denselben  Einflüssen  und  Ge- 
setzen wie  die  wirtschaftliche  Thätigkeit 
des  Volkes  überhaupt,  eine  wissenschaftliche 
Betrachtung  derselben  fällt  dalier  in  das 
Oebiet  der  Volkswirtschaf tslelu-e.  So  spricht 
sich  auch  Röscher  in  seinen  »Grundlagen 
<ler  Nationalökonomie«  bezüglich  der  Liand- 
wirtschaft  aus:  »Die  Lehre  von  den  Pro- 
duktionskosten, von  der  Kapitalaufnahme 
und  Arbeitslöhnung,  vom  Absätze  der  Pro- 
dukte, vom  Reinertrage  und  Preise  der 
Grundstücke  ist  rein  nationalökonomisch.« 
Andererseits  hat  sich  mit  diesen  Lehren 
auch  die  Landwirtschaftswissenschaft  zu  be- 
schäftigen. Sie  w^ird  dabei  zum  Teil  anderen 
Gesichtspunkten  folgen,  als  es  von  Seiten 
der  Nationalökonomie  geschieht,  aber  immer- 
hin liat  die  Landwirtschaftswissenschaft  nach 
dieser  Richtung  ihrer  Wirksamkeit  hin  keinen 
Anspruch  auf  Selbständigkeit.  Anders  ge- 
staltet sich  dagegen  ihre  Stellung  auf  dem 
Oebiete  der  Produktionslehre. 

Die  Massnahmen  zur  Stofferzeugimg,  der 
Anbau  der  Pflanzen  und  die  teilweise  Um- 
wandlung der  Pflanzenprodukte  durch  Vieh- 
haltung und  Viehzucht  berühren  das  Gebiet 
der  Naturwissenschaften.  Mit  den  auf  viel- 
tausendjährige Wahrnehmungen  gestützten 
empirischen  Regeln  für  die  Kultur  von  Pflan- 
zen und  für  Haltimg  und  Zucht  von  Tieren 
haben  die  Naturwissenschaften  allerdings 
mchts  zu  thun,  w^ohl  aber  treten  sie  in 
Wirksamkeit,  sowie  es  sich  um  die  nähere 
Untersuchung  der  Erscheinungen  und  um 
tiefere  Begründung  der  Massnahmen  des 
Ackerbaues  und  der  Viehzucht  handelt.  Es 
hat  daher  auch  der  Fortschritt  der  Natur- 
wissenschaften die  Landwirtschaft  ausser- 
ordentlich gefördert,  und  insbesondere  waren 
•es  Chemie  und  Physiologie,  welchen  die 
mächtigsten  Impidse  zu  danken  sind.  Aber 
so  bedeutsam  auch  der  Einfluss  ist,  den  die 
Naturwissenschaften  auf  Hebung  der  Land- 
w^irtschaft  ausübten  und  weiterhin  zum 
Wohle  derselben  ausüben  werden,  und  so 
notwendig  es  ist,  dass  die  Landwirtschafts- 
wissenschaft ihrer  weiteren  Entwickelung 
folge  und  darin  eine  wesentliche  Stütze  für 
die  eigene  Fortbildung  zu  finden  wisse,  so 
fällt  doch  ihr  Beobachtungs-  und  Erfahrungs- 
kreis trotz  aller  nahen  Beiührungspunkte 
nicht  mit  dem  der  einzelnen  naturwissen- 


schaftlichen Disciplinen  völlig-  zusammet 
sondern  stellt  sich  ihnen  als  ein  besornkr-: 
und  selbständiger  zur  Seite.  Zum  Bel^- 
dafür  wird  hier  eine  kurze  Ausfühnmg  z> 
lässig  erscheinen. 

Den  leuchtenden  SonnenstrahleD  t-rt- 
stammt  die  Kraft,  welche  die  clilorf>phTü- 
haltige  Pflanze  befähigt,  die  Kohlensaii:- 
der  Atmosphäie  zu  assimilieren  Tiad  daduri 
unter  Mitwirkung  der  von  den  Wurzeln  des: 
Boden  entnommenen  Nährstoffe  die  FiU 
der  organischen  Substanzen  zu  erzeufreL 
welche  teils  direkt  von  dem  Menschen  jrr- 
nutzt  werden  können,  teils  durch  UrL- 
wandlung  in  dem  tierischen  Körper  für  iL:. 
nutzbar  gemacht  werden. 

Das  ursi)rünglich  gegebene  Mass   dieser 
Stoffproduktion  würde   nur  einer   sehr  l*e- 
scliränkten  Menschenzahl  Nahrung«  Kleidusi: 
und    sonstige   Nutzung    gewähren    könnte 
durch  den  Betrieb   der  Landwirtschaft  l-* 
es  dagegen  ermöglicht,  die  Produktion  vru 
organischer  Substanz  so  erheblich  zu  steigen. 
dass  die  Bedürfnisse  einer  zahlreicheren  Be- 
völkerung  Befriedigung  finden.    Je  mehr  'li- 
letztere  sich  vermehrt,  um    so  bedeutsame: 
erscheint  die  Vervollkommnung  des  Laaii- 
wirt Schaftsbetriebes,  damit  er  dem  wadis**ii- 
den  Bedarfe,  soweit  möglich,  folgen   kitoßti 

Die  Werkzeuge,  deren  der  Landwirt  sith 
bedient  j  um  ein  über  jenes  ursprünghch^ 
weit  hmausgeheüde  Mass  der  Produktion 
von  oi^nischer  Substanz  zu  ermögücheD. 
sind  die  Kulturpflanzen  und  Kulturtiem 
Diese  Kulturorganismen  sind  in  ihrer  G«- 
samtbeschaffenheit  von  den  wildlebenden 
Pflanzen  und  Tieren  nicht  verschieden.  Die 
Ansicht  von  Schieiden  u.  a.,  nach  welch-?: 
die  Kulturpflanzen  von  den  wildwachsenden 
dadiu^h  sich  unterscheiden  sollen,  dass  si^ 
abnorme  Erscheinungen  des  Pflanzenreiclie>, 
regelwidrige  Bildungen  seien,  welche  infolg^e- 
dessen  eine  besondere  Krankheitsanlase  in 
sich  trügen,  hat  sich  bei  näherer  Unter- 
suchung des  Sachverhaltes  nicht  bestätigt. 
Wildwachsende  Pflanzen  leiden  an  den  voa 
Schieiden  als  charakteristisch  hervorgehobe- 
nen Krankheitsformen  oft  in  weit  höherem 
Masse,  als  je  an  Kulturpflanzen  beobachtet 
wurde,  und  die  Bildungeabweichungen  der 
letzteren  sind  ganz  analog  denen,  welche 
auch  an  wildwachsenden  Pflanzen  vorkommeü. 
Wo  ein  Unterschied  besteht,  ist  er  nur  ein 
gradueller,  der  durch  den  Einfluss  der  weit 
mannigfaltigeren  Verhältnisse  sich  erklärt, 
unter  denen  die  Kulturpflanzen  sich  ent- 
wickeln. Dasselbe  gilt  von  den  Kultiir- 
tieren  im  Vergleich  mit  den  wildlebenden 
Formen.  Nur  in  einer  Beziehung  besteht 
eine  wesentliche  Differenz  zwischen  diesefl 
beiden  Gruppen  von  Organismen.  Die  vild- 
lebenden  kommen  nur  dort  vor,  wo  sicii 
von  Natur  die  Bedingungen  ihres  Gedeihens 
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A->x-iincleii,  die  Kulturformen  sucht  der  Land- 
vii-t   dagegen  um  ihi-er  Nutzbarkeit  willen 
ll»er  ihren  ursprünglichen  —  bei  vielen  der 
wv'iohtigsten  Kiüturpflanzen  nicht  einmal  be- 
^£L  Einten  —  Yerbreitimgsbezirk  weit  hiaaiis, 
also  auch  dort  hervorzubringen,  wo  sie  von 
Xatiir  nicht  vorkommen,  wo  die  ursprünglich 
^tre-jE^ebenen  Yerhältuisse  ihnen  nicht  zusagen 
■wi'irden.     Seine  Aufgabe  besteht  darin,  Yer- 
iLültnisse   der  Art   so  umzugestalten  durch 
Bodenbearbeitung,  Düngung  und  Pflege,  dass 
**ie     der    anzubauenden    Pflanze    zusagend 
>\-erden.     Was  die  Natur  in  einzelnen  güns- 
tigen Fällen  und  in  besonderen  Lokalitäten 
entwickelte,  das  vermag  der  Landwirt  über 
weite    Ländergebiete  durch  die  Kultm*   zu 
verbreiten  und  noch  weiter,  den  speciellen 
Zwecken  des  Anbaues   entsprechend,   um- 
zubilden.   Und  genau  so  verliält  es  sich  mit 
vlen  Kulturtieren.     Auch  bei  ihnen  ist  die 
ursprüngliche    Herkunft     zum    Teü    nicht 
sicher   bekannt,   auch  sie   existieren  meist 
unter    Yerhältnissen ,    in    denen    sie    ver- 
kümmern oder   ganz  der  Vernichtung  an- 
heim  feilen  würden,  wenn  der  Mensch  seine 
I)flegende  Hand  von  ihnen  abzöge,  auch  sie 
dienen    bestimmten  Nutzungszw-ecken    und 
werden   mit  Rücksicht    auf    diese   emähi-t 
und  gezüchtet,  nach  den  wechselnden  An- 
forderungen des  Jilarktes  auch  w^ohl  in  ihren 
Formen  und  Eigenschaften  modifiziert. 

Nicht  jede  Pflanze  aber,  die  kultiviert, 
also   unter  künstlich  geschaffenen  Yerhält- 
nissen zur  Entwickelung  gebracht  wird,  ist 
eine  »Kulturpflanze«.     Die   Pflanzen   eines 
botanischen  Gartens  sind  beispielsweise  wolü 
angebaute  Pflanzen,  aber  nur  zum  allerge- 
ringsten Teile   sind  es  Repräsentanten  von 
wirklichen  Kulturpflanzen.    Ebenso  sind  die 
vorübergehend  gezähmten   oder  in  zoologi- 
schen  öarten  gehaltenen   Tiere   wolü   den 
Verhältnissen  ihres  natürlichen  Vorkommens 
entrückt,  aber  deshalb   noch  nicht   zu  den 
:>  Kulturtieren«  zu  rechnen.     Zu  ihnen  und 
zu  den  Kulturpflanzen  gehören  niu*  diejenigen 
Organismen,  welche  um  ihrer  hervorragen- 
den Nutzbarkeit  willen  geeignet   sind,  dem 
Landwirte   als  Werkzeuge   zur    grösstmög- 
lichen  Produktion  zu  dienen,  und  die  deshalb 
von  ihm  mit  Vorteil  in  grösserer  Menge 
gebaut  oder  gehalten  und  gezüchtet  werden 
können. 

Der  praktische  Landwirt  wird  diese  Or- 
ganismen um  so  erfolgreicher  seinen  Zwecken 
dienstbar  machen,  jp  genauer  er  sie  selbst 
und  die  Bedingungen  kennt,  unter  denen 
sie  sich  am  günstigsten  und  zweckentspre- 
chendsten entwickeln,  je  mehr  er  also  auf 
dem  Gebiete  seiner  Wirksamkeit  eine  wissen- 
schaftliche Einsicht  zu  gewinnen  imstande 
ißt.  Zu  solcher  wissenschaftlichen  Erkenntnis 
kann  aber  nur  eine  exakte  Porschung  fühi-en. 
Diese  hat  nicht  allein  den  Bau  und  die  ge- 
Handwörterbnch  der  Staatswisseoschaften.    Zweite 


samten  Lebenserscheinungen  der  Kulturor- 
ganismen sowie  die  äusseren  Lebensbe- 
dingungen derselben  nach  streng  natiuwissen- 
schaftlichen  Methoden  allseitig  klar  zu  legen, 
sondern  muss  auch  die  Untersuchung  unter 
steter  Rücksichtnahme  auf  den  Zweck  des 
Anbaues  und  der  Haltung  der  Kidturorga- 
nismen,  also  unter  steter  Beziehung  auf  ihi*e 
Befähigung  zur  möglichst  rentabelen  Pro- 
duktion ausführen.  Dies  ergiebt  sich  schon 
aus  dem  Begriffe  des  Kulturorganismus,  und 
gerade  hierin  liegt  der  Schwerpunkt  und 
die  Eigenartigkeit  der  Aufgabe.  Mit  dieser 
steten  Rücksichtnahme  auf  die  R  e  n  t  a  b  i  1  i  - 
tätsverhältnisse  ist  aber  ein  leitendes 
Motiv  für  die  Untersuchung  und  eine  Rich- 
tung der  Erwägung  bei  Würdigung  der 
eniierten  Thatsachen  gegeben,  die  den  rein 
naturwissenschaftlichen  Disciplinen  durchaus 
fernliegen  und  deren  volle  Bedeutung  und 
Tragweite  auch  nur  die  Landwirtschafts- 
wissenschaft ganz  zu  erfassen  vermag.  Es 
liat  daher  diese  auf  ihrem  Gebiete  selbst 
untersuchend  vorzugehen  und  darf 
sich  nicht  lediglich  auf  das  stützen  wollen, 
was  die  einzelnen  natmrwissenschaftlichen 
Disciplinen  an  für  ihren  Zweck  verwert- 
barem Material  darbieten;  sie  wird  auch 
durch  eigene  Forachung  erst  recht  befähigt, 
das  von  anderer  Seite  ihr  Gebotene  in  zweck- 
entsprechendster Weise  kritisch  auszunutzen. 
In  solcher  Auffassung  ist  die  Land  Wirt- 
schaftswissenschaft in  der  That  eine 
selbständige  Wissensdisciplin,  die 
sich  den  naturwissenschaftlichen  Disciplinen 
an  die  Seite  stellt  und  die  nach  ihrem 
wesentlichen  Inhalte  als  die  Physiologie 
und  Biologie  der  Kultur  Organismen 
bezeichnet  werden  kann.  Als  solche  hat  sie 
sich  auch  in  Halle  als  Universitätsdisciplin 
neu  eingeführt  und  glaubte  deshalb  auch 
für  ihre  Wirksamkeit  dieselben  Hilfsmittel 
für  Lehre  und  Forschung  verlangen  zu  dürfen, 
wie  sie  andere  naturwissenschaftliche  Disci- 
plinen besitzen. 

Es  ist  dem  Sprachgebrauche  an  Univer- 
sitäten entsprechend,  die  gesamten  Hilfs- 
mittel für  Lehi*e  und  Forschung  bei  den 
naturwissenschaftlichen  Disciplinen  unter  der 
Bezeichnung  »Institut«  zusammenzufassen. 
Man  spricht  daher  von  einem  chemischen 
Institute,  botanischen  Institute,  physiolo- 
gischen Institute  etc.  Sollte  die  Landwirt- 
schaftswissenschaft als  selbständige  Wissens- 
disciplin ebenbürtig  und  vollgerüstet  in  den 
Kreis  der  Universitätsdiscipünen  eintreten, 
so  musste  sie  die  Erweiterung  des  Lehr- 
stulües  durch  Gründung  eines  landwirt- 
schaftlichen Instituts  zu  erlangen 
suchen  —  nicht  eines"  »Lehrinstituts«,  als 
eine  aparte,  der  Universität  gegenüber  neben- 
her laufende,  zu  ihr  niu:  in  einem  äusseren 
und  losen  Zusammenhange  stehende,  einen 
Auflage.    V.  32 
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gesonderten  Lehrorganismus  darstellende  Ein- 
richtung, sondern  als  ein  Universitäts- 
institut, wie  es  die  naturwissenschaft- 
lichen und  medizinischen  Institute  sind,  die 
sämtlich  nichts  anderes  darstellen  als  die 
Vereinigungspunkte  aller  äusseren  Hilfsmittel 
filr  Veranschaulichung  und  üebung,  für 
Lehre  und  Forschung  in  der  betreffenden 
Disciplin.  Es  ist  dieser  Gedanke  zuerst  in 
Halle  ausgesprochen  und  realisiert  worden, 
er  folgte  aber  mit  logischer  Konsenuenz  aus 
der  Auffassung  über  das  Wesen  cfer  Land- 
wirtschaftswissenschaft, mit  welcher  diese 
in  die  Universität  Halle  sich  neu  einzuführen 
suchte.  Die  daraus  sieh  ergebende,  ganz 
universitätsgemässe,  für  exakte  Fachbildung 
unerlässliehe  und  für  die  Erfolge  des  Uni- 
vei-sitätsstudiums  der  Landwirtschaft  ent- 
scheidende Fordenmg  war  schwer  und  in 
ihrem  ganzen  Umfange  nur  allmählich  zu 
erffUlen.  Erst  nach  37  jährigem  Bestehen 
des  landwirtschaftlichen  Instituts 
der  Universität  Halle  ist  die  Ausrüs- 
tung desselben  nunmehr  zu  vollem  Abschluss 
gelangt.  Es  umfasst  ausser  den  landwirt- 
schaftlichen Sammlungen  und  dem  landwirt- 
schaftlich-physiologischen Laboratorium  einen 
1  ha  grossen  landwirtschaftlichen  Pflanzen- 
garten und  den  82  ar  grossen  landwirt- 
schaftlichen Tiergarten,  dessen  Bestand  von 
100  Stück  Oross\ieh  ä  500  kg  Lebendge- 
wicht in  ca.  850  Exemplaren  die  mannig- 
faltigsten Rassen  und  Formen  aller  Arten 
landwirtschaftlicher  Haustiere  zur  Anschaur 
ung  bringt  und  zugleich  als  die  erste  öffent- 
liche Versuchsstätte  für  systematische  tier- 
züchterische  Forschung  ungemein  wertvolles 
Demonstrationsmaterial  für  die  Lehre  von 
der  Vererbung  darbietet.  Nicht  minder 
reiches  Unterrichtsmaterial  gewährt  das  nur 
1,12  km  vom  Institutsgrundstück  entfernt 
liegende,  106  ha  46  a  umfassende  Versuchs- 
feld. —  Durch  das  landwirtschaftliche  In- 
stitut der  Universität  Halle  ist  der  Beweis 
geliefert  worden,  dass  es  möglich  ist, 
den  studierenden  Landwirten  in 
einer  dem  Charakter  der  Universi- 
tätseinrichtungen durchaus  ent- 
sprechenden Form  eine  eher  noch 
vollkommenere  Gelegenheit  zur 
Anschauung  landwirtschaftlich 
wichtiger  Objekte  und  zur  Verfol- 
gung wirtschaftlicher  Vorgänge 
der  mannigfaltigsten  Art  zu  geben, 
als  es  jemals  auf  dem  Gute  einer 
Akademie  der  Fall  war.  Das  letztere 
gestattet  mit  Rücksicht  auf  die  Erzieluüg 
einer  grösstmöglichen  Rente  nicht,  in  so 
ausschliesslicher  Weise  den  Lehrzw^ecken 
Rechnung  zu  tragen,  w4e  es  bei  einem  hier- 
für besonders  eingerichteten  Versuchsbetriebe 
stattfinden  kann. 

Durch    ein    gründlicheres   Studium    der 


Natiu-wissenscliaften  einerseits  und  dnrjb  ..1- 
reiche  Gelegenheit  zu  praktischen  Dem.-L»- 
strationen  und  Uebungen  andererseits  i=.t  r^y- 
dem    als  Fakultätsstudium   der   Uaiv^vir^r 
!  organisch  eingefügten    und  durch  ein  an^f- 
messen  ausgestattetes  Institut  unterstützten 
Landwirtschaftsstudium  eine  tüchtige  Fach- 
bildung in  bester  Weise  gesichert    Danii 
verbindet  sich  aber  noch  ein  weiterer  gp>rs-r 
Vorteil.    Der  Landwirt   soll   sich  währen  • 
seiner  Studienzeit  auch  die  Gnmdlacec  an- 
eignen für  eine  erfolgreiche  Wirksamkeit  im 
öffentlichen  Leben,  damit  er  die  ethlscb-»! 
Aufgaben  seines  Berufes  und  Standes  tiefe: 
erfasse  und  den  Pflichten  möglichst  gerecht 
werde,  die  er  der  Kirche,   der  Schul«-,  der 
Gemeinde  und  dem  Staate  gegenüber  zu  er- 
fiillen  hat.    Für  eine  solche  Förderung  d^r 
staatswissenschaftlichen     und     aUgemeioea 
Geistesbildung  giebt  es  keine   geeignetei^t 
Stätten   als  die  Universitäten.     Deshalb  h* 
auch  die  Verbindung  des  Laridwirtsdmft^- 
studiums  mit  technischen  Hochschulen  c-ier 
die  Errichtung  selbständiger  Fachschulen  in 
grösseren    Städten    weniger    zweckmlssk:. 
Wenn  auch  im  letzteren  Falle  wie  bei  der 
landwirtschaftlichen     Hochschule 
in    Berlin    die    Möglichkeit    g^el»en  ht 
dass  die  Studierenden   auch  an  der  Univer- 
sität Vorlesungen  hören  können,  so  sind  di»^ 
selben  doch  in  der  Regel  zu  sehr  diu^h  den 
in   sich  geschlossenen    selbständigen  Lehr- 
organismus ihi'er  Fachschule   befangen  und 
nur  wenige  verfbögen  sich  diesem  Banne  m 
entziehen.    Nur   wenn   der  Landwirt  in- 
mitten  der  Universität   steht,  wenn 
er  genau  so  wie  die  Studierenden  anderw 
Wissenschaften  und  gemeinsam  mit  ihnen 
bei  den  allgemein  grundlegenden  Disdplinen 
seinen   Untenicht   empfängt,    wird  er  des 
ganzen  segensreichen  Einflusses  des  Univer- 
sitätsstudiums  teilhaftig  werden,  nur  so  ver- 
mag er  den  vollen  Erfolg  einer  allseitigen 
und  gründlichen  geistigen  Durchbildung  zn 
erreichen.     Je    allgemeiner   sich   aber  ein 
solches  Universitätsstudium   der  Landwirt- 
schaft verbreitet,  ein  um  so  bedeutsamerer 
Einfluss  wird  sich  auf  Hebung  und  Yervoll- 
kommnimg  des  ganzen  Standes  der  Land- 
wirte kundgeben.  —  Eine  bedeutsame  Wir- 
kung   äussert    das    Fakultätsstiidiiim 
der  Landwirtschaft  in   der  Form,  in 
welcher  es  zuerst  an    der  Universität  Halle 
zur  Einführung  gelangte,  auch  dadurch,  dass 
bei  demselben  weit  höhere  AnfordeniDgen 
an  den  Landwirtschaftsdozenten  herantreten, 
die    andererseits   aber   auch   die  reichsten 
Anregungen  geben  und  ihn  zu  fruchtbrin- 
genderer Wirksamkeit   führen.     Wenn  die 
studierenden    Landwirte    die    Vorlesungen 
über  die  einzelnen  naturwissenschaftlichen 
Disciplmen    gemeinsam    mit    den    übrigen 
Studierenden  der  Universität  hören,  so  kön- 
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"u  sie  nicht  voraussetzen,  nähere  Beziehun 
"511    zu     ihrem  Fachgebiete  vorgetragen   zu' 
•halten,    es  wird  ihnen  daher  stets  bewusst 
eiben,   <lass  es  in  diesen  Vorlesungen  ledig- 
ch     ilire     Aufgabe    ist,    gründlich   Physik, 
\\emie,    Botanik  etc.  zu  lernen,   um  so  die 
xihte   Grundlage  für  die  Fachdisciplin  zu 
e-winnen.      Dann  hat   aber   der  Landwirt- 
c^iaftsdozent  die  Aufgabe,  seinerseits  diese 
Beziehungen  aufzunehmen  und  auf  solcher 
3rrv\ndlage  die  Landwirtschaftslehre  zu  ent- 
vickelu.       um  dies  aber  in   rechter  Weise 
insf  Uhren  zu  können,  muss  er  selbst  gründ- 
lich   naturwissenscliaftlich  geschult  sein.  — 
Will  derselbe  ferner  als  üniversilätsdozent 
seine  Aufgabe  voll  erfüllen,  dann  darf  er 
nicht   nur   lehrend  wirken  wollen,  sondern 
hat  auch  an  der  Weiterbildung  seiner  Wis- 
senschaft zu  arbeiten.    Da  diese  aber  eine 
^vesenthch    naturwissenschaftliche  Disciplin 
ist,  so   muss  er  sich  auch  in  experimentellen 
Untersuchungen  geübt  und  dadurch  befähigt 
baten,    auf  seinem  Gebiete  selbständig  zu 
ioTscheu  und  exakt  zu  untersuchen:     Dann 
wird  er  aber  auch  die  Fortschritte  auf  den 
sein  Gebiet  berührenden  Wissenszweigen  in 
rechter    Weise    zu    wüi-digen    wissen.      Er 
wird  die  dort  gew^onnenen  Ergebnisse  weder 
\\i\t<?rschätzen  noch  kritiklos  verwerten,  son- 
dern -wird  sie  in  Beziehung  auf  sein  Fach- 
gebiet  prüfen,  wohl  auch  für  dasselbe  er- 
weitern   und  vertiefen  und  mit  den  Resul- 
taten   eigener  Untersuchungen    verknüpfen. 
^   gestalten   sich   die   landwirtschaftlichen 
Institute  der  Univeraitäten    zu  Forschungs- 
stätten   für   Pflanzenkultur    und   Tierzucht, 
von  denen  aus  die  wohlthätigste  Rückwir- 
kung auf  die  Lehrthätigkeit  der  Landwirt- 
^chaftsdozenten   sich    ergiebt     Das   so   or- 
ganisierte  Fakultätsstudium    der  Landwirt- 
schaft bewährte  sich  auch  in  solchem  Masse, 
Qass  die  Frequenz  der  an   der  Universität 
Halle  studierenden  Landwirte  von  Beruf  von 
3  im  Wintersemester  1862/63  auf  212  im 
Winterseraester   1871/72  und  auf  322  (mit 
Einschluss  von  32  Hospitanten)  im  M^inter- 
semester  1897/98  anstieg.    Ausserdem  neh- 
men   Kameralisten    und    Studierende    der 
Rechtswissenschaft  an   den    landwirtschaft- 
lichen Vorlesungen  teil.  —  Diese  Erfolge  des 
Fakultätsstudiums  der  Landwirtschaft  führ- 
ten zu   gleichen  oder  doch  analogen  Ein- 
richtungen an  anderen  deutschen  Universi- 
täten.    So  wurde  im    Jahre    1869   an   der 
Universität    Leipzig    ein    Ordinariat    für 
LandA^irtschaft   gegründet   und   mit   einem 
landwirtschaftlichen  Institut  ausgerüstet^  das 
in  neuester  Zeit  unter  Kirchners  Leitung 
eine  sehr  bedeutende  Erweiterung  erfahren 
hat.    Im  Jahre  1871   ward  Thaer   als  Or- 
dinarius für  Landwirtschaft  an  die  Universi- 
tät Griessen    berufen   und    zum   Direktor 
des  daselbst  neu  errichteten  landwirtschaft- 


lichen Instituts  ernannt.  1872  wurde  auf 
Veranlassung  Drechslers  die  Akademie 
Gröttingen-Weende  nach  den  Principien  des 
Fakultätsstudiums  umgewandelt  und  demge- 
mäss  dem  Lelirstuhl  für  Landwirtschaft  an 
der  Universität  Göttin  gen  ein  landwirt- 
schaftliches Institut  beigegeben;  in  demsel- 
ben Jahre  ward  auch  der  Lehrstuhl  für 
Landwirtschaft  an  der  Universität  Königs- 
berg durch  ein  landwirtschaftliches  Institut 
erweitert.  Die  gleiche  Einrichtung  wurde 
1876  an  der  Universität  Kiel  und  1881  an 
der  Universität  Breslau  getroffen.  —  Das 
in  Jena  von  Fr.  G.  Schulze  begründete 
private  Lehrinstitut  ward  nach  dem  Tode 
desselben  in  ein  Staatsinstitut  umgewandelt 
und  bildet  zwar  auch  als  solches  eine  be- 
sondere Lehranstalt,  die  aber  noch  inniger 
als  fiiiher  mit  der  Universität  verbunden 
imd  mit  Versuchsfeldern  sowie  sonstigen 
Lehrmitteln  reich  ausgerüstet  ist. 

In  Heidelberg  wurde  im  Winterse- 
mester 1872/73  durch  Benifung  zweier 
Ordinarien  für  Landwirtschaft  ein  Versuch 
begonnen,  nach  Reuningschen,  befremd- 
licher Weise  selbst  von  J.  v.  Liebig 
(Augsb.  Allgem.  Ztg.  1872,  Nr.  155)  gebil- 
ligten, das  Wesen  der  Landwirtschafts- 
Wissenschaft  aber  verkennenden,  die  Bedeu- 
tung ausreichender  Unterrichtsmittel  für  An- 
schauung und  Uebung  unterschätzenden 
Ideeen  das  Landwirtscliaftsstudium  an  der 
Universität  neu  zu  gestalten.  Trctz  vorzüg- 
licher Lehi-kräfte  blieb  dieser  Versuch,  wie 
vorauszusehen  war,  ohne  nachhaltigen  Er- 
folg. Gegenwärtig  besteht  daselbst  noch  ein 
Ordinariat  für  Landwirtschaft,  das  vorzugs- 
weise für  Ausbildung  von  staatlichen  Ver- 
waltungsbeamten wirksam  ist.  —  Frühzeitig 
hat  man  auch  versucht,  das  Landwdrtschafts- 
studium  mit  polytechnischen  Schulen 
zu  verbinden.  So  wurde  bereits  im  Jahre 
1850  an  dem  Collegium  Carolinum  in 
Braunschweig  eine  Professur  für  Land- 
wirtschaft gegründet,  die  bis  1885  bestehen 
blieb.  —  Im  Jahre  1865  ward  eine  »Land- 
wirtschaftliche Hochschule«  als  Abteilung 
der  polytechnischen  Schule  zu  K  a  r  1  s  r  u  h  e 
eröffnet,  die  1872  bei  Neubegründung  des 
Landwirtschaftsstudiums  an  der  Universität 
Heidelberg  wieder  aufgehoben  wurde.  In 
analoger  Weise  fand  1869  in  Darmstadt 
die  Gründung  einer  »höheren  landwirt- 
schaftlichen Lehranstalt«  als  Abteilung  des 
dortigen  Pol\iÄchnikums  statt,  deren  Wirk- 
samkeit jedoch  nur  bis  1873  währte.  Dagegen 
besteht  noch  jetzt  mit  bestem  Erfolge  die  im 
Jahre  1874  eingerichtete  landwirtschaftliche 
Abteilung  der  {)olytechnischen  Hochschule 
in  München. 

Eine  weitere  Form  höherer  landwirt- 
schaftlicher ünterrichtsanstalten  bilden 
selbständige  Lehrstätten  in   grös- 
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seren  Städten.  So  wurde  in  Berlin 
bereits  1859  eine  dei-artige  Einrichtung  unter 
Schulz- Fl eeth  begründet,  an  der  vom 
Jahre  1871  bis  1877  auch  Hermann  von 
Nathusius  lehrte.  Durch  A.C.O.  v.  14. 
Februar  1881  (Staatsanzeiger  Nr.  49)  ward 
diese  Lehranstalt  zu  einer  landwirt- 
schaftlichen Hochschule  umge- 
bildet und  später  durch  Abteilungen  für 
Kulturtechnik  und  landwirtschaftlich  tech- 
nische Gewerbe  erweitert,  die  besonders 
zahlreich  besucht  sind,  wie  folgende  Fre- 
quenzzahlen zeigen.  Im  Wintersemester 
1892/93  befanden  sich  nach  »amtlichem  Ver- 
zeichnisse« unter  427  an  der  landwirtschaft- 
lichen Hochschule  inskribierten  Studierenden 
117  Landwirte  von  Beruf  und  im  Sommer- 
semester 1893  unter  433  Studierenden  nur 
56  Landwirte  oder  13  ^/o  der  Gesamtzahl. 

Nach  diesen  Darlegungen  bestehen  gegen- 
wärtig sehr  mannigfache  Formen  des  höheren 
landwirtschaftlichen  Studiums  in  Deutsch- 
land, ohne  Zweifel  gebührt  aber  dem 
Fakultätsstudium,  dem  Studium  der 
Landwirtschaft  inmitten  der  Universi- 
tät der  Vorzug,  insofern  eine  exakte  Fachbil- 
dung diuxih  das  Vorhandensein  genügender 
Lehrmittel,  durch  ein  angemessen  aus- 

ferü  stetes  landwirtschaftliches 
nstitut  gesichert  ist.  Diese  Bedingung 
darf  allerdings  nicht  unerfüllt  bleiben.  l£ 
liegt  aber  auch  kein  Grund  vor,  der  dazu 
nötigen  könnte,  die  Landwirtschaftswissen- 
schaft anders  zu  beliaudeln  als  die  übrigen 
Wissenschaften:  sie  hat  insbesondere  nicht 
minderen  Anspruch,  in  angemessener  Aus- 
stattung an  der  Universität  ver-treten  zu 
sein,  wie  die  Arzneikunde.  Sie  ruhen  beide 
auf  gleicher  naturwissenschaftlicher  Basis, 
sie  haben  für  Fördening  der  ünterrichts- 
zwecke  analoge  Bedürfnisse  und  sind  von 
gleich  hoher  allgemeiner  Bedeutung,  denn 
es  ist  doch  ebenso  wichtig,  die  wachsende 
Bevölkening  zu  ernähren,  als  ihre  Krank- 
heiten zu  heilen  !  ^)  — 

In  jüngster  Zeit  haben  mehrere  höhere 
landwirtschaftliche  Lehranstalten  ihren  Wir- 
kungskr-eis  durch  das  Abhalten  von  »ünter- 
richtskurßen  für  praktische  Land- 
wirte« zu  erweitern  gesucht.    Diese  Kurse 


^)  Bezüglich  der  von  manchen  Seiten  gegen 
das  üniversitätsstudium  der  Landwirte  erhobenen 
Bedenken,  welche  namentlich  die  nicht  mit  dem 
Maturitätszeugnis  versehenen  Studierenden  be- 
treffen, konnte  hier  wegen  der  notwendig  gewor- 
denen Beschränkung  des  Raumes  nichts  Näheres 
angegeben  werden.  In  der  ersten  Auflage  dieses 
Werkes  fanden  sich  Ausführungen  darüber.  —  In 
Rücksicht  auf  weitere  Ausgestaltung  des  land- 
wirtschaftlichen Universitätsstudiums  ist  noch 
auf  die  im  Litteraturverzeichnis  mit  angeführten 
bedeutsamen  Abhandlungen  von  K.  v.  Rtimker 
und  F.  Schindler  aufmerksam  zu  machen. 


werden  in  der  zweiten  Hälfte  des  Wmtf-- 
semesters  alljährlich  oder  in  je  zwei  Jahr- _ 
wiederkehrend  abgehalten    und     sind    v-, 
ein-  oder  zweiwöchentlicher  Dauer.    S'iwe:! 
diese  ünterrichtskurse  dem  Z^w^eeke  ilies-i 
sollen,   frühere   Studierende    oder  son^t  g- 
nügend  Vorgebildete  mit  den   neueren  f»-.r- 
schritten   auf  dem    Gebiete    der   LandvLrt- 
schaftslehre    und   der   GnmdiwTSsensphafr»'; 
derselben  bekannt  zu  machen,    kommt^n  >. 
in  älmlicher  Weise  einem  Bedürfnisse  ear- 
gegen,    wie    es    bei    ünterrichtskursen  für 
pi-aktische  Aerzte  der  Fall  ist.      Wollte  nu 
dagegen  bei  solchen  Kiirsen    für  mind»»: 
Vorgebildete  eine  populäre  BesprechuLr 
landwirtscliaftlich  wichtiger  Fragen  ins  Äu^:'. 
fassen,  so  würde  dadurch  leicht  ein  eite  - 
lieber  Nachteil  herbeigeführt  werden  kömK-i. 
Es  ist  ohnehin  zu  beklagen,  dass  die  LatJ- 
wirte    oft    nicht    genügend    Zeit    für    eir- 
gründliche  wissenschaftliche  Ausbildung  ver- 
wenden, um  so  mehr  ist  alles  zu  vermeitWu- 
was   dieser  Neigimg  Vorschub    leisten  nsi 
zu   der   Ansicht   führen   könnte,    als  sei  t^ 
dem   praktischen  Landwirte   möglieh,  and 
bei  imziu^ichender   Vorbildung  in    8   ol'^r 
14  Tagen  der  arbeitsfreieren  W  interszeit  «ii- 
Quintessenz  neuester  wissenschaftlicher  L'-- 
kenntnis    sich    anzueignen.     Wer    äßgegrd 
mindestens  auf  zwei,  besser  auf  drei  JA?? 
seine  Studienzeit  ausdehnte,   der  wird  auch 
später  nach  längerer  praktischer  Thätigtat 
derartigen  Vorträgen  über  die  neuere  Ent- 
wickelung     seiner     Fachwissenschaft    jm 
reichstem  Gewinne  folgen  können.    Nur  für 
so  vorgebildete  Zuhörer  sollten  die  >  Unter- 
richtskurse  für   praktische  Landwirte^   f^e- 
messen  werden. 

Für  die  höheren  landwirtschaftlichen  U/:- 
terrichtsanstalten  verwendete  der  preussischp 
Staat  in  dem  Jahre  1898/99  845679  Mart: 
ausserdem  für  die  Forstakadeinieen  177'^^* 
Mark  und  für  die  tierärztlichen  Hoehschulea 
198931  Mark. 

Ausser  den  mit  den  höheren  landwirt- 
schaftlichen Lehrstätten  verbundenen  Ver- 
suchsanstalten sind  auch  die  namentlich  m 
Verfolg  der  von  Adolf  Stöckhardt  uud 
Dr.  Crusius  ausgegangenen  Anregangen 
von  Seiten  der  landwirtschaftlichen  Vereine 
eingerichteten  landwirtschaftlicheu 
Versuchsstationen  für  Verbreitung  nnd 
Erweiterung  wissenschaftlicher  Fh-kenntniä 
auf  dem  Gebiete  der  Landwirtschaft  in  erfolg- 
reichster Weise  wirksam.  Von  hervorragenii- 
ster  Bedeutung  für  die  Sichenmg  des  prakti- 
schen Landwirtschaftsbetriebes  ist  dabei  ancli 
die  von  ihnen  ausgeführte  Kontrolle  d(^ 
Dünger-,  Futtermittel-  und  SamenhaadelN 
Innerhalb  Deutschlands  bestehen  g^nvär- 
tig  63  solcher  Versuchs-  und  KontroUsta- 
tionen  (32  in  Preussen).  Die  erste  derselbe« 
wurde   im   Jahre   1851  in  Möckern  bei 
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Leipzig  begründet.  Zwei  dieser  Yersuchs- 
stationen  wurden  mit  Yersuchswirtschaften 
verbunden:  iin  Jahre  1864  die  Versuchs- 
station der  königlich  sächsischen  Oberlausitz 
mit  dem  Rittergute  Pommnitz  und  im  Jahre 
1896  die  Versuchsstation  der  Landwirt- 
schaftskammer für  die  Provinz  Sachsen  zu 
Halle  sJS.  mit  einem  55  ha  umfassenden 
Teüe  der  Domäne  Lauchstädt. 

Für  die  preussischen  Versuchsstationen 
wurden  in  dem  Jahre  1897  durch  den  Staat 
208281  Mark,  durch  die  Provinzialverwal- 
timgen  55500  Maxk,  durch  Vereine  25763 
^lark  und  durch  Private  1759  Mark  ver- 
wendet. 

4.  Die  mittleren  und  niederen  land- 
wirtschaftlichenUnterrichtsanstalten.  Die 
Bestrebungen  zur  Hebung  des  grösseren 
Landwirtschaftsbetriebes,  welche  zur  Grün- 
dung der  landwirtschaftlichen  Akademieen 
Veranlassung  gaben,  lenkten  auch  die 
Aufmerksamkeit  auf  die  Verbesserung  der 
bäuerlichen  Wirtschaftsverhältnisse ;  man 
suchte  dieselbe  durch  Errichtimg  von  niedeien 
landwirtschaftlichen  Lehrstätten  oder  Acker- 
bauschulen zu  erreichen.  —  Die  erste 
derselben  entstand  bereits  im  Jahre  1818  in 
Hohenheim,  gleichzeitig  ndt  der  daselbst 
gegründeten  Akademie.  Der  Schwerpunkt 
des  ünterriclits  an  diesen  anfangs  nur  lang- 
sam sich  vermehrenden,  im  zweiten  Viertel 
des  Jahrhunderts  aber  in  grösserer  Anzahl 
entstandenen  Ackerbauschulen  lag  ursprüng- 
lich in  der  praktischen  Ausbildung  der 
Schüler.  Diese  Schulen  wurden  deshalb 
stets  auf  grösseren  oder  kleineren  Gütern 
errichtet,  und  die  Schüler  hatten  bei  allen  in 
der  Wirtschaft  vorkommenden  Verrichtungen 
mitzuarbeiten,  der  theoretischen  Unterwei- 
sung waren  täglich  nur  wenige  Stunden  ge- 
widmet. —  Unstreitig  war  diese  Einrichtung 
zu  einer  Zeit,  wo  die  bäuerlichen  Landwirte 
erst  vertraut  gemacht  werden  mussten  mit 
der  Handhabung  verbesserter  Werkzeuge 
und  der  Ausübung  rationellerer  Kulturme- 
thoden, eine  ganz  zw^eckentsprechende.  Mit 
dem  Vorschreiten  luid  der  allgemeineren 
Verbreitung  einer  verbesserten  landwirt- 
schaftlichen Praxis  begann  man  grösseren 
Wert  zu  legen  auf  eine  erweiterte  geistige 
Durchbildung  der  Schüler.  Infolgedessen 
entwickelten  sich  an  Stelle  der  »praktischen« 
Ackerbauschulen  die  sogenannten  »theore- 
tisch-praktischen«, bei  denen  auch 
noch  eine  Uebung  in  der  Ausführung  wirt- 
schaftlicher Arbeiten  stattfindet,  als  wich- 
tigste Aufgabe  des  Unterrichts  aber  die 
theoretische  Unterweisung  angesehen  wird. 
Die  Grenze  zwischen  beiden  Formen  von 
Ackerbauschulen  ist  nicht  immer  scharf  her- 
vortretend. Es  wird  gegenwärtig  wohl 
überall  auf  die  theoretische  Seite  des  Unter- 
richts grösserer  Wert  gelegt  als  früher,  doch 


kommen  (beispielsweise  in  Ostpreussen) 
noch  Ackerbauschulen  vor,  w^o  im  Sommer- 
halbjahre »die  Bescliäftigung  der  Schüler 
vorherrschend  praktisch«  ist.  In  Deutsch- 
land bestehen  jedoch  nur  noch  wenige 
Ackerbauschulen,  bei  denen  eine  ausgedehn- 
tere Unterweisung  in  praktischen  Arbeiten 
stattfindet.  Es  fand  die  Ansicht  mehr  und 
mehr  Anerkennung,  nach  welcher  es  wolü 
erforderlich  sei,  den  theoretischen  Unter- 
richt durch  Anschauung  imd  Demonstra- 
tion möglichst  zu  unterstützen,  nach  der 
aber  die  direkte  praktische  Unterweisung 
nicht  an  die  Schule  gehöre,  sondern  im 
praktischen  Leben  gewonnen  werden  müsse. 
So  bildeten  sich  rein  theoretische  Schulen 
aus,  die  als  sogenannte  Mittelschulen 
die  zukünftigen  Besitzer  und  Leiter  mitt- 
lerer Güter  und  die  Wirtschaftsbeamten 
grösserer  Besitzungen  für  den  praktischen 
Beruf  vorbereiten  sollen  oder  als  theore- 
tische Ackerbauschulen  den  zukünf- 
tigen Bewirtschafter  kleinerer  Güter  mit  den 
für  eine  erfolgreiche  Wirksamkeit  nötigen 
Kenntnissen  auszurüsten  haben.  Der  ersteren 
Richtung  trugen  zu  Ende  des  vierten  Jahr- 
zehnts zum  Teü  Privatanstalten  Rechnung, 
wie  die  von  Bruns  in  Lützschena  bei 
Leipzig ;  andererseits  wurden  mit  Gewerbe- 
schulen landwirtschaftliche  Ab- 
teilungen verbunden,  wie  dies  im  ausge- 
dehntesten Masse  in  Bayern  geschah.  Vor- 
treffliche Erfolge  erzielte  auch  die  unter 
Emil  Stöckhardts  Leitung  Michaelis 
1850  mit  der  Gewerbeschule  in  Chemnitz 
verbundene  landwirtschaftliche  Abteilung. 
—  Von  umfassenderen  pädagogischen  Ge- 
sichtspunkten ging  Dr.  Konrad  Michel- 
sen  bei  Errichtung  seiner  landwirtschaft- 
lichen Schule  zu  Hildesheim  aus,  indem 
er  mit  dem  für  die  praktische  Lehre  vorbe- 
reitenden landwirtschaftlichen  Unterrichte 
ganz  besonders  eine  Vervollkommnung  der 
allgemeinen  Schulbildimg  zu  verbinden 
suchte.  Diese  Bestrebungen  wurden  von 
seinem  Sohne  Emil  Michel sen  nicht  nur 
fortgesetzt,  sondern  auch  mit  reichstem  Er- 
folge erweitert.  Seinem  rastlosen  Wirken 
ist  es  zu  danken,  dass  derartige  landwirt- 
schaftliche Lehranstalten  nicht  nur  in 
grösserer  Zahl  errichtet  wurden,  sondern 
dass  ihnen  auch  unter  der  offiziellen  Be- 
zeichnung »Landw^irt  Schaftsschulen« 
die  Befugnis  erteilt  wurde,  ihre  Abiturienten 
ndt  dem  sogenannten  Einjährig-Freiwilligen- 
Recht  zu  entlassen.  Dies  hatte  zur  Voraus- 
setzung, dass  ihre  Organisation  und  Leitung 
sowie  die  Ausführung  der  Priifungen  einer 
staatlichen  Kontrolle  unterworfen  werden 
musste.  Für  die  preussische  Monarchie 
wurde  durch  Verfügung  vom  10.  August 
1875  diesen  Landwirtschaftsschulen  ein 
Normallehrplan    vorgeschrieben    und   unter 
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dem  9.  Mai  1877  filr  die  Ausbildung  und 
das  Examen  der  ^handwirtschaftslehrer  an 
Landwirtschaftsschulen«  ein  Reglement  er- 
lassen. Im  Königreich  Preussen  bestehen 
16  solcher  Landwirtschaftsschulen,  für  deren 
Unterhaltung  im  Etatsjahre  1898/99  an 
Staatszuschuss  387  896  Mark,  durch  Pro- 
vinzial Verwaltungen  53  700  Mark,  von  Kreisen 
und  Städten  115102  Mark,  von  Landwirt- 
schaftskammem ,  Vereinen  und  Stiftungen 
10353  Mark  gewährt  wurden.  Ferner  finden 
sich  im  Königreich  Bayern  und  Sachsen,  im 
örossherzogtum  Hessen  und  Oldenburg,  im 
Grossherzogtum  Braunschweig  und  im  Reichs- 
land Elsass-Lothringen  je  eine  Landwirt- 
schaftsschule vor,  in  Summa  sind  deren  also 
22  vorhanden.  Dieselben  sind  mit  Vorscliulen 
verbunden  und  gewähren  ihrer  ganzen  Organi- 
sation nach  eine  in  sich  abgesclüossene,  harmo- 
nische Bildung.  Sie  sind  von  besonderer  Be- 
deutung für  den  mittleren  Besitz  oder  den  Be- 
sitz der  Grossbauern,  haben  aber  auch  einen 
hohen  Wert  für  diejenigen  Söhne  der  Gross- 
grundbesitzer,  welche  ihrer  Anlage  nach 
oder  infolge  besonderer  Verhältnisse  das 
^Maturitätszeugnis  einer  Realschule  1.  Ord- 
nung oder  eines  humanistischen  Gymna- 
siums voraussichtlich  nicht  zu  erlangen  ver- 
mögen. —  Während  die  übrigen  Landwirt- 
schaftsschulen selbständige  Lehranstalten 
bilden,  wurden  die  Landwirtschaftsschulen 
in  Flensburg  (Preussen),  Döbeln  (Sachsen) 
und  Gix)ss-Umstadt  (Hessen)  mit  einem 
Realgymnasium  in  der  Art  verbimden,  dass 
dieselben  mit  Untertertia  sich  abzweigen 
und  als  Parallelklassen  mit  der  Untersekunda 
absclüiessen.  Sie  entsprechen  denselben 
Anforderungen  wie  die  isolierten  Landwirt- 
schaftsschuleu  und  geben  ebenso  wie  diese 
dem  Schüler  eine  in  sich  geschlossene  har- 
monische Bildung,  haben  aber  den  Vorzug, 
dass  bei  ihnen  ausschliesslich  künftige 
Landwirte  den  Schülerbestand  bilden,  w^ih- 
rend  bei  den  selbständigen  Landwirtschafts- 
schulen oft  eine  nicht  unerhebliche  Zalü 
von  Schülern  sich  vorfindet,  die  nicht  Land- 
wirte werden,  sondern  nur  das  Fi-eiwilligen- 
recht  erwerben  wollen.  Bei  Neueinrichtun- 
gen von  Landwii-tschaflsschulen  könnte 
diese  Verbindung  mit  Realgymnasien  mehi* 
Berücksichtigung  finden.  Wünschenswerter 
ist  es  aber,  dass,  soweit  irgend  möglich,  die 
zukünftigen  Leiter  des  landwirtscliaftlichen 
Grossbetriebes  ihre  Schulbildung  mit  dem 
erlangten  Maturitätszeugnis  eines  humanis- 
tischen Gymnasiums  oder  einer  Realschule 
1.  Ordnung  abschliessen,  weil  damit  allein 
die  normale  Vorbildung  für  das  spätere 
Universitätsstudium  gewonnen  wird. 

Die  niederen  Ackerbauschulen  haben 
meistens  einen  Kursus  von  3  oder  4  Semestern 
und  können  deshalb  iliren  Schülern  eine  voll- 
kommenere Ausbildung  gewähren,  als  dies 


bei   der   weiteren  Abkürzung    der  Schub-i: 
möglich  ist,   wie  sie  bei  mancheo  theoreti- 
schen Ackerbauschulen   und   auch   l«ei  'kr. 
landwirtschaftlichen       Winter- 
schulen stattfindet,  welche  einen  Kursii'^ 
von  2  Wintersemestern  haben.     Dennoch  ^- 
reichen  auch  die  letzteren  bei  sachversiäL- 
diger  Leitung  sehr  günstige  Resultate.  JJ:^ 
ist   um   so    bedeutsamer,   als  die  kleinerer 
bäuerlichen  Besitzer,  für  deren  Sohne  di^- 
Winterschulen  bestimmt  sind,  meist  sichnicii' 
in  der  Lage  befinden,  einen  erheblichen  Än:- 
wand  für  dieselben  machen  zu  können,  au^t 
ihre  Hilfe  während  der  Arbeitszeit  vom  Früfi- 
jahr  bis  zum  Herbst  schwer  entbehren  konDea. 
Die   Anzahl   dieser   Schulen   hat    daher  h. 
neuerer  Zeit  ausserordentlich  zugenommen 
und   es  sind  auch  noch  weitere  Einrichtui- 
gen  der  Art  in  Aussicht.     Die  theoretischen 
Ackerbauschulen  wie  die  Winterschulen  sbi 
in  der  Regel  selbständige  Anstalten«,  die  in- 
folge ihrer  Errichtimg  in  Städten  Hilfskräfte 
für  den  Unterricht  leichter  gewinnen  konceiL 
Beide  schliessen  an  das  in  der  Volksschii]^ 
Erreichte  an   imd   nehmen   auch   die  Förr- 
fühnmg  des  Unterrichts  in  den  Elementar- 
fächem     in    ihren    Studienplan     mit    aut 
Ausser  44  selbständig  bestehenden  Acker- 
bauschulen Deutschlands    finden   sich  nC':Q 
7  theoretische  Ackerbauschulen  vor,  die  mii 
Landwirtschaftsschulen  als  besondere  Abici- 
lungen   derselben   verbunden  sind.  —  I>^r 
selbständigen  Winterschulen   giebt   es  In. 
und   ausserdem   sind   3  Winterschulea  mit 
Landwirtschaftsschulen  und  3  derselben  mit 
theoretischen  Ackerbauschulen  vercinigt,  — 
Auf  das  Königreich  Preussen  entfallen  toq 
den   verschiedenen   Formen   der  Ackerbaii- 
schulen  (also  mit  Einscliluss  der  theoretiai- 
praktischen  und  rein  theoretischen)  26,  für 
welche    im   Etatsjahre    1898/99    verwendet 
wm'den:   an  Staatszuschuss  700  Mark,  von 
Pro\inzialverw^altungen   102310  ]^Iark.  von 
Kreisen,    Städten    und    Gemeinden    212'^' 
Mark,  von  Land wirtschaftskammern,  Vereioen 
und  Stiftungen  11 550  Mark.     Von  den  land- 
wirtschaftlichen Winterschulen  entfcdlen  auf 
Preussen  118,  für  welche  die  Aufwendungen 
betrugen:     35850    Mark    Staatszuschuss?; 
182202  Mark  von   Provinzialverwaltungen: 
174 149  Mark  von  Kreisen,  Städten  und  Ge- 
meinden;     67044    Mark     von    Landwirt- 
schaftskammern, Vereinen  und  Stiftungen. 
Die     landwirtschaftlichen    od^'r 
ländlichen       Fortbildungsschulen 
haben  zur  Aufgabe,  in  unmittelbarem  An- 
schluss  an  die  Volksschule  das  in  derselben 
G-elernte  zu  befestigen  und  zu  vertiefen  und, 
*  soweit  sich  die  Möglichkeit  dazu  bietet  mit 
besonderer  Rücksicht  auf  die  ländlichen  Ge- 
werbe und  den  Betrieb   der  Landwirtschaft 
zu  erweitern« .    Es  werden  in  denselben  die 
Söhne  bäuerlicher  Wirte  nach  dem  Verlassen 
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er    Scli\ile  durch   den  Lehrer   des  Ortes, 
uc-U  wohl  unter  Mitwirkung  des  Ortsgeist- 
.chea    und  eines  Gutsbesitzers   oder  Wirt- 
chaf  ts\>eainten  zur  Zeit  des  Winters  wöchent- 
Lch  wälirend  mehrerer  Stunden  unterrichtet, 
sie      sind,     ungleichmässig   verbreitet.      Im 
vönigreich  Preussen  befanden  sich  im  Etats- 
ahre   1898'99  1041  ländliche  Fortbildungs- 
schulen  vor.      In  der  Provinz  Brandenburg 
ff^hlend,    waren   vorhanden   in   der  Provinz 
Pommern  11,  in  Ostpreussen  13,  Posen  17, 
Westfalen   22,  West  preussen   23,  Schlesien 
28,    Holienzollem  48,   Sachsen   52,   Schles- 
Aviü:-Holstein    88,    Hannover    170,    Rhein- 
laud  241,  Hessen-Nassau  328;   iiierzu  kom- 
men noch  38  Fortbildungsschulen   mit  ver- 
siichs\veiser     Ausgestaltung     fachlichen 
Unterrichts  in  den  Regierungsbezirken  Stettin, 
Koslin,  Oppeln  und  Schleswig.     Im  König- 
reicrli  Bayern  wurden  441  Fortbildungsschulen 
gezählt/ —  Damit  die  Lehrer  nicht  niu-  für 
einen  derartigen  Unterricht  an  Fortbildimgs- 
schnlen  besser    befähigt   werden,    sondern 
auch  schon  bei  dem  Schulunterricht  in  ent- 
!>prechender  Weise  die  Aufmerksamkeit  der 
Schüler  auf  Vorgänge  in  der  Xatur  und  im 
wirtcichaftlichen  Leben  hinzulenken  und  da- 
durch die  Beobachtungsgabe   dereelben  zu 
wecken  und  zu  entwickeln  vermögen,  wird 
in     mehreren    deutschen    Staaten    an    den 
^eminarien  eine  Unterweisung  im 
Obst-  und   Gartenbau  erteilt,   auch 
werden   an    manchen    land^^-irtschaftlichen 
Hochschulen  und  Mittelschulen  Lehrkurse 
für    Schulmeister   abgehalten.    —    Im 
Königreich  Preussen  sind  neuerdings  an  2 
Ijandwirtschaftsschulen  Seminarien  zur 
pädagogischen    Ausbildung    solcher 
Kandidaten  eingerichtet  worden,  welche  sich 
dem  landwirtschaftlichen  Lehramte  an  mitt- 
leren und  niederen  Lehranstalten  widmen 
wollen.     Hierfür  und   zur  Abhaltung   von 
Kursen  für  Elementarlehrer  wurden  1898/99 
im  Königreich  Preussen  von  selten  des  Staates 
17850  Mark  verwendet. 

Zu  den  besprochenen  Formen  des  land- 
wirtschaftlichen Unterrichts  Deutschlands 
treten  nun  noch  mannigfache  Special- 
schulen:  Gärtnerlehranstalten ,  Obstbau- 
imd  Weinbauschulen,  Wiesenbauschiüen, 
Waldbauschulen,  Meierei-  oder  Molkerei- 
schulen ,  Huf beschlagsschulen ,  Schäferei- 
schulen, Imkerschulen  und  sonstige  Anstalten 
und  Lehrkurse.  Gegenwärtig  befinden  sich 
in  Deutsclüand  297  solcher  Specialschulen, 
daninter  63  Haushaltungs-  und  Molkerei- 
ßchulen  für  Mädchen,  die  für  die  Erziehung 
der  landwirtschaftlichen  weiblichen  Jugend 
hoch  bedeutsam  sind.  —  Im  Königreich 
Preussen  sind  an  Specialschiüen  vorhanden : 
3  höhere  Q^rtnerlehran stalten,  104  Garten- 
nnd  Obstbauschulen  imd  praktische  Obstliau- 
kurse,  7  Wiesenbauschulen,  3  Schulen   füi- 


landwirtscliaftliche  technische  Gewerbe,  2 
Forstschulen,  17  Molkereischulen,  42  land- 
wirtschaftliche Haushaltungsschulen,  48  Huf- 
beschlaglehi-an  stalten,  4  Imkerschulen  und 
15  sonstige  Anstalten  und  Lehrkurse.  In 
dem  Etatsjahre  1898/99  wurden  im  König- 
reich Preussen  fflr  die  pomologischen  Institute, 
Garten-  und  Obstbauschulen  178724  Mark 
an  Staatszuschuss ,  29705  Mark  von  den 
Provinzen,  7225  Mark  von  Kreisen  imd 
Städten,  25924  Mai'k  von  Vereinen  und  Stif- 
tungen verwendet.  Für  die  gesamten  übri- 
gen Specialschulen  entfielen  66  919  Mark  an 
Staatszuschuss,  41880  Mark  Beiträge  der 
Provinzial  Verwaltungen ,  9499  Mark  von 
Kreisen  und  Städten,  48464  Mai-k  von  Land- 
wirtschaf tskammern ,  Vereinen  und  Stif- 
tungen. 

Die  Direktoren  der  Winterschulen  haben 
meistens  noch  die  Verpflichtung  zu  über- 
nehmen, insbesondere  während  des  Sommer- 
halbjahres als  landwirtschaftliche 
Wanderlehrer  zu  wirken.  Es  sind  aber 
ausserdem  noch  zalüreiche  Wanderlehrer  an- 
gestellt, welche  die  Aufgabe  haben,  durch 
vorträg-e  während  des  ganzen  Jahres  anre- 
gend und  fördernd  auf  Hebung  des  Land- 
wirtschaftsbetriebes bei  dem  bäuerlichen  Be- 
sitze einzuwirken.  Im  Königreich  Preussen 
waren  1898  99  insgesamt  175  Wanderlehrer 
in  Wirksamkeit.  Neuerdings  wii-d  duich  be- 
sonders dafür  qualifizierte  und  angestellte 
Wanderlehrer  auch  daliin  gestrebt,  bei  den 
bäuerhcheu  Landwirten  die  Anstellung  von 
Dünguugs-  und  Anbauversuchen  anziu-egen 
und  sie  dabei  anzuleiten.  Gerade  dieser  letztere 
Weg  verspricht  die  bedeutsamsten  und  nach- 
haltigsten Resultate  für  Hebung  der  Kultur  bei 
dem  kleineren  Besitze,  weil  die  unmittelbare 
Anschauung  des  Erfolges  ungleich  über- 
zeugender und  zur  Nachfolge  anregender 
wirkt,  als  es  durch  den  mündlichen  Vortrag 
allein  möglich  ist.  W^ird  für  derartige  Ver- 
suche bäuerlichen  Landwirten  von  selten 
der  landwirtschaftlichen  Vereine  oder  der 
Previnzialverwaltungen  der  erforderliche 
Dünger  und  das  Saatgut  gratis  geliefert,  so 
ist  die  Ausführung  derselben  um  so  mehr 
gesichert.  Die  durch  solche  Versuche  ge- 
wonnenen günstigen  Ergebnisse  machen 
dann  auch  die  bäuerlichen  Landwirte  der 
weiteren  Belehrung  zugänghcher. 

Litteratur:  Fraiis,  Geschichte  der  Landwirt- 
schoßt  Pf'^Q  ^*5i.  —  J>er8elbey  Geschichte  der 
Landbau'  und  Forstwissenschaft,  3Iünchen  1865. 
—  V.  d.  Goltz,  Handbuch  der  gesamten  Land- 
Wirtschaft,  L  Bd.,  Tübingen  1890.  —  Gasser, 
Einleitung  zu  den  (ökonomischen,  politischen  und 
Kamerahcissenschaften ,  Halle  1739.  —  Codex 
Lectionum  Annuarum  in  Regia  Fridericiana 
Halensi  hahitarum  ab  Academia  Inau^iratione 
1694  nsque  ad  annum  praesenimn  etc.  von  Jüan, 
Nettelbladt  1770  der  Uniiersitätsbibliothek  zu 
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ffalle   übenciesen.  —  IHthmar,    Einleitung  in  i 
die   ökonomischen,   Polizei-  und  Kamemlwis«en-  ' 
schuften,  herausgegeben  von  Schreber,  Frank- \ 
fürt  a.  </.  ().  1755.  —  ScKlettwein,   Grundier-  ! 
fassung  der  neu  errichteten  ökonomischen  FaknU  | 
Uit  auf  der  Universität  Giessen,  Giessen  1778.  —  i 
Winkelinannf    Urkundenbuch   der  Universität  \ 
Heidelberg,    Heidelberg    18S6.    —    Aeclnitann,  | 
Vorrede    zu    seinem    Werke:     vtGrundsätze    der 
deutschen   Landwirtschaft^,    GöUingen   1769.   — 
Emm  inghaus  und  Graf  zu  r  Lippe^  Weissen^ 
felSf  Biographie  von  Fr.  Gottl.  Schulze   in 
dessen  von   ihneyi   herausgegebenem:     n Lehrbuch 
der  ailgemeinen  Landwirtschaftii,   Leipzig  ISßü. 

—  Juli\i8  Kühfif  Das  Studium  der  Landwirt- 
schaft an  der  Universität  Halle,  geschichtliche 
Entu'ickelung  und  Organisation  desselben.  Eine 
Festschrift  etc.,  Dresden  1S88.  —  Hermann 
Settegastf  Erlebtes  und  Erstrebtes,  Berlin  189:2. 

—  von  HümkeTf  Die  moderne  Landwirtschafts- 
wissenschaft und  ihre  Vertretung  an  den  Uni- 
versitäten, in  Journal  für  Landwirtschaft,  Berlin 
1897,  S.  835.  —  F.  Schindler,  Ueber  Zieluuf- 
gaben  und  Methodik  der  Pflxinzenproduktionslehre, 
ebenda,  Jahrg.  1898,  S.  £.^8.  —  H.  Thiel, 
Landwirtschaftliche  Jahrbücher,  Bd.  XXVIII, 
Ergänzungsband  IV,  Berlin  1899  und  Ergänzungs- 
band  V,  Berlin  1900. 

jruliu8  Kühn, 


II. 

Landwirtschaftliches  Unterrichts- 
wesen  in  ausserdeutschen  Staaten. 

1.  Oeaterreich-Un^arn.  a)  Der  landwirt- 
schaftliche Unterricht  in  den  im  Reichsrate  ver- 
tretenen Königreichen  und  Ländern,  b)  Der 
landwirtschaftliche  Unterricht  im  Königreiche 
Ungarn.  2.  Schweiz.  3.  Italien.  4.  Spanien. 
5.  Portugal.  6.  Frankreich.  7.  Belgien.  8. 
Niederlande.  9.  Grossbritannien.  10.  Däne- 
mark. 11.  Schweden  und  Norwegen.  12.  Russ- 
land. 13.  Türkei.  14.  Vereinigte  Staaten  von 
Amerika. 

1.  Oesterreich-Un^arn.  a)  Der  land- 
wirtschaftliche Unterricht  in  den  im 
Reichsrate  vertretenen  Königreichen 
und  Ländern.  Erst  mit  deü  50  er  Jahren 
des  19.  Jahrhunderts  wandte  man  dem  land- 
wirtschaftlichen Unterrichtswesen  grössere 
Aufmerksamkeit  zu,  die  Errichtung  eines 
besonderen  Ackerbauministeriums  im  Jahre 
1868  trug  ferner  wesentlich  zur  Ver- 
mehrung und  Neuorganisation  der  land- 
wii-tschaftlichen  Schulen  bei.  1871  wurde 
die  Hochschule  für  Bodenkultur  in  Wien 
gegründet,  ursprünglich  unter  dem  Acker- 
bau-, seit  1878  unter  dem  Ministerium  für 
Kultus  und  Unterricht  stehend.  In  das  fol- 
gende Jahrzehnt  (seit  1878)  fällt  dann  die 
Gründung  zahlreicher  landwirtschaftlicher 
"Versuchs-  und  Kontrollstationen  sowie  na- 
mentlich in  Böhmen  \uid  Mäliren  von  Winter- 
schulen.   Während  im  Jahre  1868  im  ganzen 


35  landwirtschaftliche  rnterrichtsan>ra]t.*L 
existierten,  hatte  sich  deren  Zahl  Is*.«^  arf 
U9  vermehrt  (1891  107). 

Die  sämtlichen  landwirtschaftlichen  Lehr- 
anstalten lassen  sich  in  3  Abteilungen  t!:- 
reihen :  1.  Hochschulen  (1  selbständiir«^*.  -i  - 
Hochschule  für  Bodenkultur  in  Wien,  id 
das  landwirtschaftliche  Institut  an  der  r-.- 
versität  in  Krakau),  2.  Mittelschulen  (hOb-r- 
landwirtschaftliche  Lehranstalten ,  Forr^t-. 
önologische  und  pomologische  AostaltL  iu 
ganzen  18,  3.  niedere  Schulen,  umfast^i*'. 
die  Ackerbau-  (.39),  die  Winter-  (52)  vwi.- 
die  nieileren  Schiden  für  bestimmte  Faih-f 
(für  Garten-,  Obst-,  Wein-  und  Hopfenk-L 
für  Molkerei,  Brennerei,  Brauerei,  für  ^Vdl  l- 
lau),  im  ganzen  38  (seit  1891  hat  die  Zai. 
zugenommen  bei  der  ersten  Abteiluns  'in: 
1,  bei  der  zweiten  um  2  und  bei  der  dritt»-u 
um  39.  im  ganzen  um  42). 

Als  Vorbildung  fordert  die  l.  Gmi^ 
das  Matiuitätsexamen,  die  2.  Gruppe  'l:'^ 
Absolvienmg  eines  Untergj'mnasiums  oier 
einer  Unterrealschule,  die  3.  Gruppe  die  Air 
solvieining  der  Volksschule. 

Der  Nationalität  nach  verteilen  sich  <ijV 
149  Anstalten  (im  Jahre  1898)  wie  folgt  .«üe  ia 
Klammem  angeführten  Zahlen  geben  den  Stan'i 
vom  Jahre  1891  an):  deutsch  62  (44),  denr-a 
und  böhmisch  6  (3),  deutsch  und  italienisch  1  1 . 
rumänisch  und  deutsch  1  (0),  ruthenisch  ncd 
deutsch  1  (0),  böhmisch  57  (40),  slovenisch  2\ß 
italienisch  2  (2),  serbokroatisch  1  (0),  polnis^b 
16  (11),  iu  betreff  des  Ressorts  bezw.  der  An 
der  Gründer  und  Unterhalter  gruppieren  sich 
die  Anstalten  wie  folgt:  7  Staats-,  37  Landen-. 
7  Gemeinde-,  91  Vereins-  und  7  PrivatanstalteiL 

Neben  diesen  ran  landwirtschaftliclieu 
Lehrinstituten  sind  an  den  6  tech- 
nischen Hochschulen  je  eine  Lehr- 
kanzel für  Landwirtschaft  erricht»^t 
die  jedoch  mit  einem  Lehrapparate  nieki 
ausgeriistet  sind  und  ein  umfassendes  lan«l- 
wirtscliaftliches  Studium  nicht  gewähren, 
vielmelir  niu:  einen  allgemeinen  Ueberbiict 
des  Gebietes  geben.  Der  Ausbreitung  laD<i- 
wirtschaftlicher  Kenntnisse  dienen  femer: 
land wirtschaftliche  Wanderlehrer,  tleren 
es  im  Jahre  1897  41  gab;  die  land-  un;i 
forstwirtschaftlichen  S  p  e  c  i  a  1  k  u  r  s  e ,  (^i^ 
einige  Tage  bis  8  Wochen  dauern  und  einen 
ganz  bestimmten  Zweig  (Obst-,  Weinbau, 
Molkerei)  fördern  sollen :  der  landwirtschaft- 
liche Fortbildungsunterricht,  ^"-^ 
eine  Fortsetzung  der  Volksschide  nnter 
gleichzeitiger  Heranziehung  der  Lanch'irt- 
schaftslehre  bildet;  der  landwirtschaft- 
liche Unterricht  an  einer  Reihe  von 
Lehrerbildungsanstalten,  wobei  auf 
die  praktische  Unterweisung  besondere^;  (j^ 
wicht  gelegt  wird. 

Die  Hochschule  für  Bodenkultur 
in  Wien,  aus  Staatsmitteln  erhalten  und  1^9^) 
mit  einem  neuen  Gebäude  versehen,  die  so- 
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c»lil  Land-  als  Forstwirte  und  Kulturteeh- 
iker    ausbildet,   also   3   Studienrichtungen 
aifasst,     soll   ebenso  wie   das  üniversitäts- 
:ii(Uuna  in  Krakau,  die  höchste  wissenschaft- 
che  Ausbildung  in  der  Landwirtschaft  er- 
eilen.      Die  Dauer  des  Studiums  beträgt  3 
ahre  (die  Terlängerung  auf  4  Jahi-e  ist  ge- 
nant),   in    denen  der  Studierende  3  Staats- 
prüfungen, je  nach  Ablauf  von  2  Semestern, 
ilde^t,  deren  erste  die  Grund wissenscliaften, 
iei-en     zvreite  die  Produktionsfächer,  deren 
1  ritte     die   Betriebslehre    umfasst.     Ausser 
Aiesen  Staatsprüfungen  bestehen  »Fortgangs«- 
und  ^Diplom «-Prüfungen,  jene  beziehen  sich 
auf    einzelne  Vorlesungen   und  können  am 
Schlüsse    jedes  Semesters  abgelegt  werden; 
»liese    bilden  die  Schlussprüfung  nach  drei- 
jährigem Studium  und  sprechen  dem  Kan- 
<liclaten  die  wissenschaftliche  Befähigung  ziu- 
Ausübung  des  land-   bezw.  forstwirtschaft- 
lichen Berufes  zu.    Besondere  Examina  be- 
stehen   noch   für  die  Erlangung  der  Lehr- 
amtsbefähigung     an      landwirtschaftlichen 
Mittel-,  an  Ackerbau-  etc.  Schulen. 

Ein  Versuchsfeld  oder  einen  landwirtschaft- 
lichen Bassenstall  besitzt  die  Hochschule  für 
Bodenkultur  nicht  (deren  Errichtung  ist  nener- 
lich  ins  Auge  gefasst),  wohl  aber  einen  forst- 
lichen Versuchs-  und  Demonstrationsgarten  so- 
wie ausgedehnte  Sammlungen. 

Bei   den  Mittelschulen   sind  zwei 
Gruppen  zu  unterscheiden :  höhere  landwirt- 
schaftliche Lehranstalten  (Tabor,  Tetschen- 
Liebwerd    und   Dublauy)    und    eigentliche 
Mittelschulen.     Die  Mittelschulen,  mit  Ver- 
suchs-   und   Lehrmaterial   versehen,   haben 
einen  festen  Lehrplan  mit  dreijährigem  Kur- 
sus, der  sich   auf  allgemein  bildende,   auf 
grund-  und  auf  ^hwissenscliaftliche  Ge^n- 
stände  erstreckt.  (Mündliche  imd  schrifthche 
Abgangsprüfung  berechtigt  zum  einjährigen 
Militäitiienste).     Etwas  abweichend  organi- 
siert ist  die  k.  k.  onologische  und  pomolo- 
gische  Lehranstalt   in   Xlosterneubiu:g    bei 
Wien,    mit  besonderer  Pflege  des  SpeciaV- 
berufes  und   mit  zweijährigem  Kursus  für 
Schüler,  die  die  untere  Abteilung  einer  all- 
gemeinen Mittelschule  absolviert  haben. 

Die  mit  Abgangszeugnis  versehenen 
Schüler  der  Mittelschulen,  die  vorher  ein 
Untergymnasium  oder  eine  ünterrealschule 
«)wie  eine  zweijährige  Praxis  absolviert 
haben,  werden  seit  1879  auch  zur  Lehrbe- 
^ähigimgsprüfung  für  Ackerbauschulen  zuge- 


Die  3.  Gruppe  umfasst  die  A  ck  e r b a  u  -, 
tlie  Winter-  und  die  Specialschulen. 
Die  Ackerbauschulen,  auf  denen  die  Ausbil- 
^lung  selbstwirtschaftender  Bauern  sowie  von 
Venvaltem,  Aufsehern  etc.  erfolgt,  unter- 
weisen meistens  in  zweijährigem  und  zwei- 
klassigem  Kureus  (ausnahmsweise  1  oder  3 
Jahre)  theoretisch  und  praktisch.    Prüfungen 


finden  am  Schliisse  jedes  Jahres  imd  des  2. 
Jahrganges  statt.  Die  Winterschulen,  die 
entweder  eink  ursig  oder  fakidtativ  zwei- 
oder  obligatorisch  zweikursig  sind,  bilden  die 
der  Yolksschule  entwachsenen  jungen  Leute, 
die  während  des  Sommei^  in  der  Landwirt- 
schaft beschäftigt  sind,  weiter.  Die  fakul- 
tativ zweikursigen  Schulen,  in  denen  im 
zweiten  Winter  die  Repetition  des  Stoffes 
vom  ersten  Winter  erfolgt,  sind  am  ver- 
breitetsten.  Abgangsprüfungen,  über  die 
ein  Zeugnis  ausgestellt  wird,  finden  am 
Schlüsse  eines  jeden  Winters  statt. 

Aehnlich  den  Ackerbau-  bezw.  Winter- 
schuJen  sind  die  Specialschulen  organisiert, 
in  denen  die  Lehrzeit  die  Dauer  eines  Win- 
tere bis  zu  4  Jahren  beansprucht.  Die  Mol- 
kerei- und  Haushaltungsschulen  mit  meistens 
einjährigem  Kursus  dienen  der  Ausbildung 
weiblicher  Personen  in  den  bezeichneten 
Fächern. 

An  sämtlichen  Mittel-  und  niedei-en 
Schulen  sind  die  Schüler  entweder  Exter- 
nisten  oder  Internisten ;  ein  bestimmtes  Sys- 
tem ist  darin  nicht  eingeführt 

Die  Zahl  der  Stipendien,  die  vom  Staate, 
vom  Lande,  von  Gememden,  Privaten  und  Ver- 
einen gestiftet  sind  und  die  ständig  zunehmen 
(1875  66153  fl.,  1897  156867  fl.),  betrug  1897, 
bei  5274  Studierenden  und  Schülern,  1278,  d.  h. 
24%  der  Studierenden  u.  s.  w.  erhielten  Sti- 
pendien. 

Bis  1895  waren  für  die  land-  und  forstwirt- 
schaftlichen Lehranstalten,  abgesehen  von  den 
Ausgaben  für  den  Hochschul  -  Unterricht,  im 
ganzen  verausgabt  18712988  fl. 

Im  Jahre  1895  beliefen  sich  die  Ausgaben 
dieser  Anstalten  auf  1 455112  fl. ;  dazu  steuerten 
bei  der  Staat  268147  fl.,  das  Land  597332  fl.; 
in  den  Etat  für  1899/1900  sind  die  staatlichen 
Ausgaben  für  den  nicht  staatlichen  landwirt- 
schaftlichen Unterricht  mit  400000  fl.  ein- 
schliesslich der  Kosten  des  Wander-Unterrichts 
(für  diesen  90000  fl.)  eingestellt. 

In  Bosnien  und  der  Herzegowina 
wird  der  landwirtschaftliche  Unterricht  nur 
an  landwirtschaftlichen  Stationen  vom  Lande 
unterhalten  und  zwar  nur  praktisch  und 
nur  für  Bauern  erteilt  (1897  an  6  Stationen). 

Die  Versuchsstationen  inOester- 
reich,  deren  es  1898  38  gab,  und  zwar  6 
staatliche,  darunter  1  forstwirtschaftliche, 
12  Landesanstalten  und  20  von  Korpora- 
tionen und  Privaten  unterhaltene,  sind  ent- 
weder allgemein  landwirtschaftlich-chemisch 
oder  sie  sind  für  einen  Sonderzweig  thätig 
(Samen-,  Wein-,  Obstbau-,  Zucker-,  Spi- 
ritusfabrikation, Brauerei,  Flachs).  Ihre 
Thätigkeit  imd  ihre  Einrichtung  ist  ganz 
ähnlich  derjenigen  der  Stationen  im  Deut- 
schen Reiche.  Die  Ausgaben  für  die  staat- 
lichen Versuchsstationen  sind  im  Etat  1899 
bis  1900  mit  183915  Gulden,  davon  165215 
Giüden  laufend,  angesetzt. 

Den  Zweck,  die  einheimische  landwirt- 
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Bchaftliche  Produktion  durch  Föi-dening  des  j  Staatsanstalteu ;  sämtliche  Analysen  wer-u-rc- 
Versuchswesens  zu  heben,  verfolgt  auch  der  kostenfrei  (nur  die  baren  Auslagen  komm-^L 
im  Jahi-e  1885  gegi-ündete  »Verein  zur  För- I  zur  Verrechnung)  ausgeführt.      1897  wai*-. 


derung  des  landwirtschaftlichen  Veisuchs 
Wesens«.  Seine  Thätigkeit  ei-streckt  sich 
namentlich  auf  Düngimgs-  und  Xultiu-ver- 
suche  mit  verschiedenen  Arten  und  Spiel- 
arten der  Kulturpflanzen,  die  in  den  Wirt- 
schaften der  Mitglieder  zur  Ausführung 
kommen. 

b)  Der  landwirtsohaftliche  Unter- 
richt im  Königreich  Ungarn.  Der 
Aufschwung  des  hier  in  Fi-age  stehenden 
Unterrichtswesens  datiert  vom  Ende  der 
60er  Jahre.  Die  seit  dieser  Zeit  geginlndeten 
Anstalten  sind  fast  sämtlich  Staatsinstitute, 
in  denen,  mit  wenigen  Ausnahmen,  in  unga- 
rischer Sprache  gelehrt  wii-d.  Die  Anstalten 
und  Einrichtungen  für  Erteilung  des  land- 
wirtschaftlichen Unterrichtes  sind  in  Ungarn 
folgende  (1897):  1.  Akademieen  (1,  in  Un- 
garisch-Altenbiu-g),  2.  Mittelschulen  (land- 
wirtschaftliche Lehranstalten,  4),  3.  Acker- 
bauschulen (11  Staats-,  5  Privatschulen),  4. 
Weinbauschulen  (7),  5.  Wanderlehrer. 

Die  Einrichtungen  der  ungarischen  land- 
wirtschaftlichen Unterrichtsanstalten  in  Be- 
ziehung auf  Vorbildung,  Dauer  des  Kursus 
u.  s.  w.  sind  ganz  ähnlich  denjenigen  in 
Oesterreich  (Kursus  der  Akademie  nur  2 
Jahre);  die  »Lehranstalten«  (Mittelschulen) 
sind  meistens  mit  je  1  Versuchs-,  1  Samen- 
kontroll- und  1  meteorologischen  Station 
verbunden.  Bezeichnend  für  alle  ungarischen 
Staatsanstalten    ist   deren   Verbindung   mit 


die  Ausgaben 

für  persönliche  Erfordernisse     200553  fi. 
r,    sachHche  „  397  J^  - 


zusammen    597  7^9  fl- 
die  Einnahmen 236395  . 


also  der  Staatsznschuss    361  324  iL 

2.  Schweiz.  Der  landwirtschaftlii  li^- 
Unterricht  der  Schweiz  beginnt  mit  «ier 
durch  F.  von  FeUenberg  bewirkten,  im  Jahi^^ 
1804  erfolgten  Gründung  der  mit  ein^r 
Musterwirtschaft  verbundenen  Lehnui>tah 
Hof w vi  (Bern);  nachdem  in  der  ersifi 
Hälfte  des  Jahrhunderts  verschiedene  weite^ 
Schulen,  die  zum  Teile  aber  wieder  ein- 
gingen, gegründet  waren,  w^urde  1871  *Lr 
land-  und  forstwirtschaftliche  Abteilung  aa. 
Polytechnikum  in  Zürich  errichtet.  Die 
Gründung  weiterer  Schulen  erfolgte  dann 
namentlich  in  den  80  er  Jahren,  nac-hd^n 
der  Bimd  sich  zu  deren  Unterstützung  ber^t 
erklärt  hatte. 

Dem  Unterrichte  dienen  folgende  Art^r- 
von  Anstalten:  1.  das  Polytechnikum  in 
Zürich,  2.  4  theoretisch-praktische  Ackerbau- 
schulen, 3.  4  Wein-  und  Gartenbauschnl«. 
4.  3  Molkereischiden ,  5.  9  Winterschnleu. 
6.  Wandervorträge  und  Specialkurse. 

Die  Hochschule,  ein  Teil  des  Poly- 
technikums und  Staatsanstalt,  besteht  aii>3 
Abteilungen,  der  landwirtschaftlichen  mit  r 


an  der  Akademie .  .  .  auf  213  ha 
„  den  Mittelschulen  .  „  1282  „ 
„      „    Ackerbauschulen     „    3079    „ 


der  Kulturingenieiw-  mit  7  und  der  foist- 
einem  vollständigen  Landwirtschaftsbetriebe, '  wirtschaftlichen  Schule  mit  6  Semesiem 
in  dem  die  Zöglinge  der  Ackerbauschulen,  Studienzeit. 

die  sämtlich  Internisten  sind,  auch  praktisch  Je  am  Schlüsse  eines  Schuljahres  (2  S^ 
unterwiesen  wei-den.  Das  Areal  der  3  mester)  wird  in  den  einzelnen  Fächern  eine 
Gruppen  belief  sich  1897  Prüfung  abgehalten,    deren   Ausfall    mass- 

gebend ist  für  die  Beförderung  der  Stu- 
dierenden in  den  höheren  Kurs.  Zu  Be- 
ginn des  vierten  Semesters  findet  eine  Uehier- 
gangs-Diplompnlfung  in  den  begrün denileu 
8  Fächern,  am  Schlüsse  des  fünften  (letztem 
Studieiisemesters  die  Schluss-Diploraprüfung 
in  den  verschiedenen  Teilen  der  Landwirt- 
schaftslelire  statt  Entsprechend  der  Art 
I  (lieser  Prüfimgen  ist  auch  der  Lehrstoff  ver- 
teilt. 

I  Die  rein  landwirtschaftlichen  Fächer 
sind  durch  2  Professoren  und  einige  i>>- 
zenten  vertreten.  Die  landwirtschaftliche 
Abteilung  besitzt  Sammlungen  imd  Ver- 
suchsfelder, dagegen  eine  besondere  \^irt- 
schaft  nicht. 

An    den  theoretisch-praktischen 
Ackerbauschulen,    die    kantonal   sind. 


zusammen  auf  4574  ha 

Davon  wai-en  160  ha  Staatseigentum, 
933  ha  unentgeltlich  überlassen  und  die 
übrige  Fläche  gepachtet.  Auf  jeden  Betrieb 
entfallen  also  im  Durchschnitte  286  ha. 

Das  landwirtschaftliche  Ver- 
suchswesen hat  sich  in  Ungarn  ebenfalls 
erst  in  den  letzten  40  Jahren  entwickelt,  in- 
dem die  erste  Versuchsstation  1861  in  Bu- 
dapest gegi'ündet  wurde.  Der  Zweck  der 
Stationen  ist  der  gleiche  wie  in  Deutsch- 
land.    Während  die  mit  allen  Hilfsmitteln 


ausgerüstete  Station  in  Budapest  und  ebenso 

die  für  ein  besonderes  Gebiet  (in  erster  Linie 

Pflanzenschädigungen  durch  Insekten)  tliätige  i  aber  vom  Bunde  unterstützt  weixien  (Strick 

dortige     Phylloxerastation     füi*     sich     be- 1  hof   im   Kanton   Zürich,    Rütti   im  Kanton 

stehen,  sind  die  anderen  Stationen   mit  der  |  Bern,  Cernier  im  Kanton  Neuenbiu^,  Ec«*>De 

Akademie    AJtenburg    bezw.    verschiedenen  \  im    Kanton  ÄVallis),    ist  der  Kursus  zwei- 

Mittelschiüen  verbunden.   Die  Stationen  sind  1  jährig  (Rütti  hat  noch  einen  einiäbrieen  Vor- 
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iirsiis),  im  Winter  theoretischer,  im  Sommer 
or\viegeiid    praktischer    Art;    zu    diesem 
-wecke     sind  die  Schulen  mit  einem  land- 
wirtschaftlichen Betriebe  und  mit  einem  Forst 
erbunden.    Am  Schlüsse  des  Kursus  findet 
üae   Prüfung  statt,  über  die  Zeugnisse  aus- 
restellt  ^werden.    Neben  den  Ackerbau-  be- 
Nteheiv     3    Molkereischulen    (in    Eütti    sind 
ix^ide   verbunden,  ferner  Freiburg  und  Lau- 
sanue-Moudon),  die  von  den  Kantonen  unter- 
halten lind  vom  Bunde  unterstützt  werden. 
EHe      9    landwirtschaftlichen   Winter- 
sclwilen  bezwecken,  in  zwei-  bezw.  drei- 
semestrigen  Winterkursen  junge  Landwirte 
in  Anknilpfung  an  ihre  praktischen  Kennt- 
nisse    iacnlich     und    allgemein    weiter    zu 
bilden.       Specialkurse   und  Wander- 
vorträge   w^erden    in    immer    steigender 
Zahl  gehalten  (1898  838  Vorü-äge  und  243 
Kurse);    dazu  die  ein  um  das  andere  Jahr 
am  Polytechnikum  gehaltenen  Vorträge  für 
Landwirte,  deren  Kosten  der  Bund  bestreitet. 
Die    landwirtschaftlichen  Lehrer  werden 
teils    am   Polytechnikum,    teils   an  Lehrer- 
bildungsanstalten ausgebildet. 

Verausgabt  wnrden  für  den  landwirtschaft- 
lichen Unterricht  im  Jahre  1898  (für  die  land- 
-wirtschaftliche  Abteilung  des  Polytechnikums 
war  dies  nicht  zu  ermitteln)  seitens  des  Bundes : 
Stipendien  5000  Frcs.,  für  die  4  Ackerbauschulen 
5<J  431,54  Frcs.,  für  die  Gartenbauschule  in  Genf 
10y2i;9ö  Frcs.,  für  die  3  Molkereischulen 
je  lOÜOO  Frcs.,  für  die  Winterschulen  48074,28 
Frcs.,  für  die  Specialkurse  26720,78  Frcs.,  für 
die  Weinbauschnien  59110,92  Frcs.j  seitens  der 
Kantone  beträgt  die  Leistung  ebensoviel. 

Das     landwirtschaftliche     Ver- 
suchswesen  der  Schweiz   nahm   mit 
der  Errichtung  der  mit  dem  Polytechnikum 
in  Zürich  verbundenen  agrikulturchemischen 
üntersuchungs-  undSaraen-Kontrollstation  im 
Jahre    1878    seinen   Anfang.     Gegenwäi-tig 
giebt   es   3  Versuchs-   und  üntersuchungs- 
anstalten    und     3    Samenkontrollstationen; 
ausserdem  sind  5  Weinbaustationen,   3  da- 
von    sind    mit    Schulen    verbunden,    und 
3    Moikereistationen ,     alle     mit     Schulen 
verbunden,    vorhanden.     Seit    1897    unter- 
stehen dem  schweizerischen  Landwirtschafts- 
dei>ai-tement  die  Stationen  in  Zürich  (bisher 
am  Polytechnikum),    in    Liebefeld    und    in 
Liiisanne,   die  übrigen   sind  kantonale  An- 
stalten.   Für  die  Versuchsstationen  wiu-den 
1898  ausgegeben  177  902,88  Francs,  für  die 
mit  Schulen    verbundenen   Anstalten    sind 
die  Ausgaben  nicht  gesondert  angeführt. 

3.  Italien.  Das  landwirtschaftliche  Unter- 
richtswesen Italiens  hat  besonderen  Auf- 
schwung erst  erfahren,  seitdem  im  Jahre 
1885  durch  ein  Gesetz  bestimmte  Vorschriften 
für  die  verschiedenen  Arten  des  landwirt- 
schaftlichen Unterrichtes  erlassen  wurden. 

Die  landwirtschaftlichen  Lehranstalten, 
die  teils  unter  dem  Unterrichts-,  teils  unter 


dem  Ackerbauministerium  stehen,  zerfallen 
in  3  Hauptgruppen :  1.  Höhere  Schulen, 
von  denen  eine  mit  der  Universität  ver- 
bunden ist.  2.  Mittelschulen  (Sektionen  für 
Feldmesskunde  und  Landwirtschaft  an  den 
technischen  Lehranstalten)  und  Special- 
schulen. 3.  Praktische  Ackerbauschulen. 
Dem  Ackerbaumiuisterium  sind  2  höhere, 
dann  die  Special-  und  die  Ackerbauschulen, 
dem  Unterrichtsministerium  1  höhere  Schule, 
die  Sektionen  für  Feldmesskunde  und  für 
Landwirtschaft  an  technischen  Instituten 
(entsprechend  Oberrealschulen),  sowie  an 
technischen  Schulen  (Unterrealschulen),  end- 
lich diejenigen  Normalknaben-  und  Mädchen- 
schulen sowie  Privatinstilute  und  Elementar- 
schulen, unterstellt,  an  denen  landwirtschaft- 
licher Unterricht  erteilt  wdrd.  Die  meisten 
dieser  Anstalten  weinlen  erhalten  durch  Bei- 
träge des  Staates  und  der  Lokalbehörden 
(Provinzen,  Gemeinden  etc.). 

Die  3  höheren  Lehranstalten  sind 
verschieden  organisiert,  diejenige  zu  Pisa 
ist  Univei-sitätsinstitut  und  wird  allein  vom 
Staate  erhalten,  Portici  ist  eine  selbständige 
Hochschule,  Mailand  dieser  gleich,  aber  mit 
dem  Polytechnikum  verbunden.  Die  gesamte 
Organisation  der  Anstaut  in  Pisa  ist  der- 
jenigen der  deutschen  landwirtschaftlichen 
üniversitätsinstitute  fest  gleich. 

Drei  Arten  von  Zeugnissen  erteilt  das 
Institut:  Abgangsprüfung  (für  agrarische 
Lizenz),  Baccalaureat  (Doktor)  in  den  agra- 
rischen Wissenschaften  und  Professorats- 
diplom.  Die  Abgangsprüfung  ist  prak- 
tischer Art  und  mündlich,  die  BaccaJaureats- 
prüfung  schriftlich,  mündlich  und  prakti- 
scher Art,  das  Professoratsdiplom,  das  nur  nach 
bestandenem  Baccalaureate  erteilt  wird,  um- 
fasst  weiter  die  Kenntnis  einer  fremden 
Sprache  und  setzt  einen  Probevortrag  voraus. 

Das  Institut  besitzt  33  ha  Acker,  eine 
Stallung  mit  20  Stück  Rindvieh,  ein  Depot 
landwirtschaftlicher  Maschinen  und  eine 
Stierstation. 

Die  Hochschulen  in  Mailand  und  Portici 
unterstehen  dem  Ackerbauministeriuni.  Der 
Kursus  ist  seit  1896  4  jährig,  die  Vorlesungen 
sind  obligatorisch,  die  Studierenden  aber 
Externisten.  Mit  der  Hochschule  in  Mailand 
ist  ein  besonderer  2  jähriger  Lehrerkurs  ver- 
bunden, dessen  erfolgreiclie  Absolvierung 
das  Recht  zur  Habüitation  gewählt.  Einen 
Wirtschaftsbetrieb  besitzen  die  Schulen  nicht, 
wohl  aber  Versuchsfelder,  Laboratorien  und 
Stallungen. 

Der  Unterricht  an  den  technischen 
Instituten  und  technischen  Schulen  ist  nicht 
gleichmässig  organisiert,  w^eil  dieser  Unter- 
richt den  Zweck  liat,  entsprechend  den 
lokalen  Bedürfnissen  die  Schüler  mit  der 
Landwirtschaft  vertraut  zu  machen.  Die 
Schüler  werden   auf  dem  Areale,   das   den 


daTon  der 

die  Ge- 

Staat 

meinde 

192000    Lire 

46000     Lire 

276890      „ 

208024       „ 

158220,50« 

105  480,67  „ 

94600      « 

49  550         r 

196300      • 
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Instituten  und  Schulen  beigegeben  ist,  mit 'unterer   (2 — 4  jährig);  in  der  Regel  ist  lut 
der  Praxis  bekannt.  |  der  Schule  ein  Wirtsdiaftsbetrieb  verbondei« 

Eine  grosse  Verbreitung  haben  in  Italien  j  in  dem  die  Schüler  praktisch  in  dem  l»:- 
die  praktischen  Ackerbauschulen; treffenden  Fache  unterwiesen  -wrerden. 
gefunden.  Diese  Schulen  sollen  den  kleinen I  Auch  an  zahlreichen  Elementar-  >- 
Landwirt  sowie  den  Verwalter  vor  aDem '  wie  an  einzelnen  höheren  Knaben-  nnd 
praktisch,  daneben  auch  theoretisch  aus- 1  Mädchenschulen  findet  ein  theoretische: 
bilden.  Der  Kursus  ist  3 jährig.  Die  1  landwirtschaftlicher  Unterricht 
Schulen  sind  sämtlich  mit  einem  praktischen  statt.  Schliesslich  wirken  inItaUen  4  Wan^kr- 
Betriebe  verbunden,  in  denen  die  Schüler !  lehrer  für  Weinbau  und  Oenologie.  A-i 
beschäftigt  werden.  Zu  den  Kosten  dei* j staatlichen  Versuchsstationen  badxzt 
Schule  trägt  der  Staat  ^/s  bei,  das  übrige '  Italien  7,  dazu  6  agrikultiu'-cheiniscbe  Lab> 
ist  von  der  Provinz,  die  die  Schule  ge- 1  ratorien  und  endUch  6  VersuchßstatioDeü 
gründet  hat,  zu  tragen.  |  füi-   besondere   Zwecke  (Weinbau,    Kaisern, 

Specialschulen   sind   in  Italien    er- 1  Entomologie,  Pflanzenkrankheiten), 
richtet  für  Wein-,  Obst-  und  Gartenbau,  für  j       Die  Ausgaben    für    den   land^wrirtschaft- 
Molkerei,  für  Olivenbau  imd  Oelfabrikation, !  liehen  Unterricht   imd   das   landwi^tseha^- 
für  Schafzucht.    Meistens  bestehen  an  diesen  '  liehe  Versuchswesen  beliefen  sich  189S  aJ 
Schulen,  deren  Organisation  verschieden  ist, '  1 327  065,17  Lire,  und  zwar 
2  Allen  von  Kursen,    ein   hoher  und    ein] 


für  die  3  höheren  Anstalten    .    .    .  238000    Lire 

„     „    praktischen  Ackerbauschulen  484914      n 

„      „    Specialschulen 263701,17^ 

„      „    Versuchsstationen    .    .    .    .  144 150      „ 

„    Stipendien,  Wanderlehrer      .    .  196  300      „ 

4.  Spanien.  Das  bedeutendste  land-l  liehe  und  botanische Demonsti-ationen  besitzt; 
wirtschaftliche  Lehrinstitut  in  Spanien  ist  j  im  Anschlüsse  daran  findet  die  praktiscö'^ 
das  Institute  agricola  de  Alphonso  XII  in  Ausbildung  in  der  praktischen  Schule  zu 
Madrid,  unter  dem  Handelsministerium  und  '  Cintra  statt,  die  über  ein  173  lia  grosses 
der  Generalverwaltung  der  Landwirtschaft  I  Gut  verfügt.  Portugal  hat  3  landwirtseiiaft- 
stehend.    Die  Anstalt  hat  den  Zweck,  agro-  \  liehe  Versuchsstationen. 

nomische  Ingenieure,  landwirtschaftliche  1  6.  Frankreich.  Mit  dem  Jahre  1S73 
Sachverständige  und  Vorsteher  der  Kultm*- 1  beginnt  die  eigentliche  Entwickelung  «les 
Stationen  heranzubilden ;  sie  besitzt  ein  landwirtschaftlichen  ünterrichtsvesens,  l>e- 
Mustergut  imd  bildet  den  land  Wirtschaft-  j  sonders  mit  BerOcksichtigimg  der  wisgen- 
lichen  Mittelpunkt  des  Königreiches.  60  agro-  '  schaftlichen  Seite. 

nomische  Ingenieure  nebst  Hilfspersonal !  Gegenwärtig  ist  der  landwirtschaftlirht* 
sind  thätig,  um,  in  Verbindung  mit  den  i  Unterricht,  zu  dessen  Förderung  1897  ein 
landwirtschaftlichen  Vereinen,  die  Landwirt-  j  aus  ständigen  und  aus  30  ernannten  Mit- 
schaft zu  fördern.  Seit  1876  müssen  auch !  gliedern  bestehender  Ober-Beirat  eingesetzt 
in  allen  Schulen  die  Elementarkenntnisse  I  wiurde,  imd  der  allein  unter  dem  Aokerbau- 
der  Landwirtscliaft  gelehrt  werden.  Jede  l  ministerium  steht ,  in  folgender  Weise 
Provinz  besitzt  ein  Mustergut  und  eine  |  gegliedert :  1.  der  höhere  Unterricht  (am  In- 
agronomische Station,  die  Versuche  und  ^  stitut  national  agronomique  in  Paris,  ge- 
Analysen, auch  auf  Erfordern  seitens  der; gründet  1876);  2.  der  mittlere  ünterncAt 
Landwirte,  auszuführen  hat.  Seit  1879  sind  1  (an  3  Landwirtschulen,  1  landwulschaftlich- 
auch  Weinbaustationen  errichtet,  besonders  |  gew^erblichen  und  1  Gartenbauschule):  -3. 
zur  Bekämpfung  der  Phylloxera ;  an  der  1  der  Unterricht  dritten  Grades  (an  44  prak- 
bedeutendsten  dieser  Stationen,  Ciudad -Real,  i  tischen  Ackerbauschulen);  4.  der  Unterricht 
ist  ein  unentgeltlicher  önologischer  Km'Sj  vierten  Grades,  umfassend  14  Lehrwirt- 
ins  Leben  genifen.  Am  botanischen  Garten  i  Schäften,  13  Käserei-,  2  Geflügelzucht-,  2  Mol- 
zu  Valencia  ist  eine  botanische,  eine  pomo- !  kereischulen  und  1  Seidenbauschule ;  5.  (üe 
logische,  eine  Weinbau-  und  eine  Porst- 1  landwirtschaftlichen  Specialkurse,  die  an  den 
schide  eingerichtet.  Lehrer-Bildungsanstalten,    an   den    Bürger- 

5.  Portugal.    Seit   1864  ist   der  land- '  schulen,   in  Vereioen,  Versammhmgea  yoü 
wirtschaftliche  Unterricht   organisiert.    Die  1 256   Landwirtschaftslehrern    nebst    Demon- 
höheren   Studien    werden    am    allgemeinen  1  strationen   in   Wirtschaften    und    auf  Ver- 
landwirtschaftlichen   Institute    in    lissabon  suchsfeldern  abgehalten  werden, 
absolviert,   das  ein  Feld  ft'lr  landwirtscliaft- !       Mit  dem  Institute  in  Paris,  das  von  einem 
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-Direktor  geleitet  wird,  sind  noch  verbimden 
aber  unter  besonderer  Leitung  und  mit 
•selbständigem  Etat):  die  Saatgut- Yersuchs- 
>tatioa,  die  Laboratorien  für  Gärungsge- 
Nverbe  und  fftr  Pflanzenpathologie  und  die 
Prüfungsstation  für  Masclunen.  Auch  besitzt 
ilas  Institut  ein  Versuchsfeld,  das  in  20 
"Minuten  mit  der  Bahn  zu  erreichen  ist. 

Der  Kursus  dauert  2  Jahre.    Es  finden 
Zvrischen-  und  Schlussprüfungen  statt.    Bei 
Ab&olTierung    der    letzteren    erhalten    die 
Schüler  entweder  ein  Studienzeugnis  oder 
das  Diplom  des  höchsten  Fachunterrichtes. 
Das    Diplom    gewährt    bestimmte    Vorteile 
l>ei      der     Ableistung     der     Militärpflicht. 
-  3  der  3  Monate  währenden  Ferien  sind  die 
Schüler  verpflichtet,   in   der   Piujds   zuzu- 
bringen und  darüber  eingehend  Bericht  zu 
erstatten.    Der  Besuch  der  Vorlesungen,  die 
sich   auf  die  Grund-  und  die  Fachwissen- 
schaften erstrecken,  auf  jene  aber  nur, 
soweit  sie  Beziehungen  zur  Land- 
wirtschaft haben,  ist  obligatorisch  (die 
freien  Zuhörer,  meistens  ältere    Landwirte 
siad  dieser   Vorsclirift   nicht   unterworfen), 
>vie   die   Schüler  auch  unter  der  Discipli- 
uargewalt  des  Direktere  stehen. 

E^e     Höheren    Landwirtschafts- 
u.  s.  w.  Schulen  sind  mit  einer  Gutswirt- 
schaft  verbunden  (in  Grignon  300  ha)  und 
gewäliren  in  dem  2 Vs  jährigen  Kursus  (Be- 
ginn am  15.  Oktober)  eine  theoretische  und 
praktische  Ausbildung.   Eintrittsbedingimgen 
sind:  Vollendung  des  16.  Lebensjahres  am 
1.  Aprü  des  Auf  nahmejahres ;  Ablegung  einer 
schriftlichen  und  mündlichen  Prüfung.  Beim 
Unterrichte  wechseln  die  Vorlesungen   mit 
den  Arbeiten  im  Laboratorium  und  in  allen 
Teilen  der  Guiswirtschaft  (Obst-,  Gemüse- 
garten,  Wald-,  Weinbau)  ab.    Die  Pension 
beträgt  jährlich  lUOO— 1200  Francs.    Ausser 
den  Internisten  finden  noch  Halbpensionäre, 
Externisten  und  freie  Hörer  Aufnahme. 

Dieprak  tischen  Ackerbauschulen 
sind  für  Söhne  von  Kleingrundbesitzern  be- 
rechnet, die  eine  Elementarschule  durch- 
gemacht haben.  Diese  Schulen  sind  nicht 
Eigentum  des  Staates,  sondern  des  Departe- 
ments, des  Kreises  oder  Privater,  wobei 
jedoch  der  Staat  das  Lehrpersonal  stellt 
und  die  Kosten  für  dieses  bestreitet.  Immer 
sind  die  Schulen  mit  praktischen  Betrieben 
verbunden.  Der  Kursus  dauert  2 — 3  Jahre, 
die  diplomierten  Schüler  haben  die  Ver- 
günstigung der  einjährigen  Militärdienstzeit. 
Die  Schüler  sind  Pensionäre  (400—600 
Francs  p.  a.). 

Die  durch  Beschluss  der  Nationalver- 
sammlung im  Jahre  1848  gegründeten 
Lehr  wir  tschaften  stellen  die  unterste 
Stufe  des  landwirtschaftlichen  Unterrichts 
dar.  Die  Lehrlinge,  die  sich  aus  dem  Stande 
der  ländlichen  Arbeiter  rekrutieren,  sollen 


darin  zu  geschickten  praktischen  Landwirten 
ausgebildet  werden. 

Eigenartig  für  Frankreich  ist  die  obliga- 
torische Einführung  des  landwirtschaftlichen 
üntemchtes  an  den  Elementarschulen  und 
Lehrei-seminarien,  die  fakultative  Einführung 
an  höheren  Bürgerschulen  und  G^onnasien 
(seit  1879). 

An  Versuchsstationen  und  Feldern 
sowie  Laboi-atorien,  die  im  wesentlichen  die 
gleichen  Aufgaben  haben  wie  in  Deutsch- 
land, von  denen  aber  verschiedene  beson- 
deren Zwecken  dienen,  Mascliinen,  Pflanzen- 
krankheiten etc.,  gab  es  75  im  Jahre  1898, 
und  zwai-  31  staatliche,  24  vom  Staate 
unterstützte  besondere  Anstalten  und  20 
subventionierte  Laboratorien.  Die  Ausgaben 
des  Staates  für  den  landwirtschaftlichen 
Unterricht  beliefen  sich  im  Jahre  1898  auf 
3631606  Francs  und  zwar  für  das  Institut 
in  Paris  auf  316150,  für  die  höheren  land- 
wirtschaftlichen Schulen  auf  683  656  Francs, 
für  die  übrigen  Schulen  und  gleichen  Zwecke 
auf  2631800  Francs,  für  das  tierärztliche 
UnteiTichtswesen  ferner  auf  1 027  750  Francs. 

7.  Belgien.  Der  Beginn  des  geregelten 
landwirtschaftlichen  Unterrichts  in  Belgien 
fällt  in  das  Jahr  1860,  in  dem  ein  landwirt- 
schaftliches Institut  (in  Gembloux)  und  zwei 
Gartenbauschulen  errichtet  wurden. 

Durch  G.  V.  4.  April  1890  wurde  das 
landwirtschaftliche  Unterrichtswesen  neu  ge- 
regelt und  folgende  Einrichtungen  ins  Leben 
gerufen:  1.  Die  landwirtschaftlichen  In- 
stitute zu  Gembloux  (Inst,  agricole  de  TEtat) 
und  an  der  Universität  in  Gent;  2.  drei 
praktische  Mittelschulen  (2  für  Garten- 
und  Ackerbau,  1  für  Ackerbau);  3.  land- 
wirtschaftliche Kurse  an  Schulen  und  Serai- 
narien ;  4.  Elementarkurse  für  Landwirte  in 
zahlreichen  Gemeinden. 

Das  landwirtschaftliche  Institut 
inGembloux  (Staatsanstalt)  hat  den  Zweck, 
Landwirtschaftsingenieure,  -lehrer  und  -for- 
scher auszubilden.  Aufnahmebedingungen 
sind :  Vollendung  des  16.  Lebensjahres,  Ab- 
legung einer  schriftlichen  und  mündlichen 
Prüfung,  die  sich  auf  Arithmetik.  Geometrie, 
Geogi-aphie  und  französische  Sprache  er- 
streckt (Ausnahmen  finden  statt).  Der  Kursus 
dauert  drei  Jahre,  der  Unterricht  ist  theore- 
tisch und  praktisch  und  erstreckt  sich  auf 
die  in  der  Landwirtschaft  vorkommenden 
Arbeiten,  wozu  die  vom  Institute  betriebene 
Gutswirtschaft  sowie  die  Versuchsgärten 
Gelegenheit  bieten.  Die  Schüler,  die  in  dem 
mit  dem  Institute  verbundenen  Pensionate 
wohnen,  haben  sich  am  Schlüsse  des  zweiten 
Jahres  einer  Prilfung  zu  unterziehen,  deren 
Ausfall  über  die  Aufnahme  in  den  letzten 
Kurs  entscheidet.  Nach  Ablauf  des  dritten 
Jahres  findet  die  Abgangsprüfung  (examen 


510 


Landwirtschaftliches  Unterrichtsweseu  (Ausserdeutsche  Staaten) 


de  sortie)  vor  einer  roinisterieilen  Kommis- 
sion statt. 

Die  SMittelschulen,  ebenfalls  Staats- 
anstalten, haben  den  Zweck,  den  Söhnen 
kleiner  Besitzer  und  Pächter  eine  gründliche, 
vorwiegend  praktische,  landwirtschaftliche 
Ausbildung  zu  erteilen.  Für  die  Aufnahme 
genügt  das  vollendete  15.  Lebensjahr  und 
die  Absohierung  einer  Schule  mit  mittlerem 
Unterrichte.  Der  Unterricht  ist  theoretisch 
und  praktisch.  Versuchs-  und  Demonstra- 
tionsäcker und  -gärten  sind  den  Schulen 
beigegeben.  Alljährlich  finden  Prüfungen 
statt,  deren  Bestehen  zur  Versetzung  in  den 
höheren  Kurs  bei-echtigt;  nach  absolvierter 
Schlussprüfung  wird  den  Abitiudenten  ein 
Diplom  als  »Gärtner«  bezw.  »Landwirtes  aus- 
gestellt. 

In  den  öffentlichen  Versamm- 
lungen, für  die  alljährlich  seitens  des 
Ministeriums  ein  bestimmter  Plan  festgesetzt 
wird  und  für  die  die  Oertlichkeiten  wechseln, 
findet  im  Laufe  eines  Jahres  seitens  des 
Vortragenden  die  Behandlimg  eines  be- 
stimmten Themas  statt.  Die  Vortragenden 
sind  die  Agronomen,  deren  es  21  giebt  und 
die  3000  bis  4000  Francs  Gehalt  beziehen ; 
ihnen  untersteht  die  Leitung  der  in  jedem 
Bezirke  vorhandenen  Versuchsfelder  und  sie 
haben  den  Landwirten  unentgeltlich  Rat  zu 
erteilen. 

Für  das  Institut  in  Gembloux  beliefen  sich 
die  Gesamtausgaben  im  Jahre  1898  aal'  22Ö000 
Frcs.  Ein  Teil  davon  wird  durch  das  seitens 
der  Schüler  zu  zahlende  Pensionsgeld  gedeckt 
(die  Belgier  700  Frcs.,  die  Ausländer  lOOÜ  Frcs.)- 
An  den  Mittelschulen  wird  der  Unterricht  den 
Inländern  unentgeltlich  erteilt;  die  Gesamtaus- 

faben  für  diese  beliefen  sich  im  Jahre  1898  auf 
5000  Frcs. 

In  betreff  des  landwirtschaftlichen 
Versuchswesens  sind  zu  nennen:  das 
mit  dem  Institute  Gembloux  verbundene 
Mustergut,  das  in  erster  Linie  zwar  auf  Er- 
zielung höchsten  Reinertrages  hinarbeitet, 
auf  dem  aber  auch  Versuche  ausgeführt 
werden ;  ferner  der  Versuchsgarten  in  Gem- 
bloux ;  dann  die  in  den  landwirtschaftlichen 
Bezirken  eingerichteten,  unter  den  agrono- 
mes  d'etat  stehenden  Versuchsfelder  (in  jedem 
Bezirke  2  Felder  ä  20  a) ;  endlich  die  7  Ver- 
suchsstationen (Kontroll-Anstalten).  Zu  den 
Kosten  jeder  dieser  Stationen  steuert  der  Staat 
jährlich  10000  Frcs.  bei.  Die  Kosten  der 
Laboratorien  werden  grösstenteils  durch  die 
Beiträge  der  Fabriken  und  der  Händler  von 
Dünge-  etc.  Mitteln  bestritten. 

8.  Niederlande.  Die  im  Jahre  1876  er- 
richtete staatliche  Lehranstalt  in  Wageningen 
(Rykslandbouwschool)  ist  hn  Jalire  1896  re- 
organisiert und  besteht  jetzt  aus  4  Abtei- 
lungen: a)  der  land-  und  forstwirtschaft- 
lichen Hochschule,  mit  2  jährigem  Kursus ;  zur 
Aufnalime  berechtigt  die  Absolvierung  der 


5 klassigen  Bürgerschule:  sie  ist  mit  eiDets 
Parallelkui-s  für  tropische  Landwirtschaft 
verbunden;  b)  der  Ackerbauschule,  2jähriir 
Vorbildung :  Volksschule ;  c)  der  Realschule. 
4  jährig,  gleichberechtigt  mit  der  oklassir:^ 
Bürgerschule;  d)  der  Gartenbauschule,  V'->r- 
bildung:  3  klassige  Bürgerschule.  Die  4  AU 
teilungen  haben  jede  ihr  eigenes  Geläsie 
imd  ihren  eigenen  Direktor;  die  4Direktör^r 
bilden  unter  dem  Vorsitze  des  Leit^ers  d-r 
Abteilung  a,  der  den  Titel  vOberdirektnr 
hat,  ein  Kollegium,  das  die  allgemeine  V»?r- 
waltung  der  Hochschule  führt 

Weiter  giebt  es  in  Holland:  6  Wijirer- 
schulen,  Lehrzeit  2  Winterhalbjahre;  Viri- 
terkurse,  eine  Art  Fortbildungsschule,  voo. 
Staate  untei-stützt,  mit  2  Winterhalbjahren: 
ferner  eine  Acker-,  eine  Garten-  und  eine 
Forstbauschule  mit  staatlicher  Unterstütz!mir, 
erhalten  von  der  »Maatschappy  van  Welda- 
digheid<.  In  Bolsward  (Friesland)  besteht 
eine  Molkereischule,  die  vom  landwirt&'hift- 
lichen  Vereine  und  den  Provinzialstaaten 
dieser  Provinz  mit  staatlicher  Unterstülz^nir 
erhalten  wird.  Endlich  werden  seitens  <ler 
Direktoren  der  Winterschiden ,  den  Rvk?- 
landbouwleeraren,  Kurse  für  solche  Lflu-^r 
der  Volksschule  gehalten,  die  das  zum  Lehrer 
au  Wintorechulen  und  Winterkiu-sen  \^ 
rechtigende  Examen  ablegen  wollen.  7  Mol- 
kereiconsulenten,  die  von  den  landwirtschaft- 
lichen Vereinen  angestellt  sind,  werden  vom 
Staate  und  den  Provinzialstaaten  unterstützL 

Versuchsstationen,  für  die  Ausfühnirig- 
von  Versuchen  und  Ajialysen  bestimmt  (die 
erste  wurde  1878  gegründet),  giebt  es  in 
Holland  5,  in  Wageningen,  Groningen,  Hrn^rc, 
Goes  und  Maastricht,  dazu  eine  Samenkoc- 
troUstation  (in  Wageningen). 

Im  Jahre  1898  beliefen  sich  die  Leirtan^i 
des  Staates  flir  den  landwirtschaftlichen  Unter- 
richt auf  434302  fl.,  davon  177305  fl.  fnr 
Wageningen. 

9.  Grossbritannien.  Das  landwirtschaft- 
liche  Unterrichtswesen  dieses  I^andes  hat 
sich,  ebenso  wie  der  gesamte  allgemeine 
Unterricht,  wesentlich  auf  privater  Grund- 
lage entwickelt.  Eine  einheitliche  und  orga- 
nische Gliederung  auf  diesem  Gebiete  be- 
steht daher  nicht.  Man  kann  3  Arten  von 
Anstalten  unterscheiden :  1.  die  üniversitätefl 
und  die  diesen  verwandten  Colleges,  2.  die 
landwirtschaftlichen  Colleges,  3.  die  land- 
wirtschaftlichen Schulen. 

Unter  den  Universitäten  haben  Ox- 
ford, Edinburg  und  Aberdeen  sowie  das 
Technical  College  in  Glasgow  einen  Lehr- 
stuhl für  Landwirtschaft,  dessen  Inhaber, 
ähnlich  wie  die  Landwirtschaftsprofessoren 
an  4  Colleges  in  London,  alljährlich  eine 
Reihe  von  Vorlesungen  halten,  in  denen  die 
Land>^irtschaft  behandelt  wird.  Mit  7  Col- 
leges sind   landvvTiiBcliaftliche   Abteilungen 
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verbunden,  in  denen  im  zweijährigem  Kursus 
sowohl  die  begründenden  Fächer  wie  die  Fach- 
wissenschaft gelehrt  werden,  um  Pächter, 
Verwalter  und  Lehrer  entsprechend  auszu- 
bilden. Die  Schüler,  die  Internisten  sind, 
erhalten  nach  bestandenem  Abgangsexamen 
ein  Diplom. 

Rein  landwirtschaftliche  Colle- 
ges giebt  es  3:  in  Cirencester,  gegründet 
1845,  in  Downton  bei  Salisbury,  gegründet 
1880;  und  in  Wye,  gegründet  1894.  Alle 
sind  Privatanstalten,  die  beiden  ersten  ohne 
staatlichen  Zuschuss.  Die  Anstalten  sind 
mit  Gutsbetrieben  verbunden.  Zur  Aufnahme 
ist  keine  Prüfimg,  wohl  aber  ein  Minimal- 
alter (17 — 18  Ja3ire)  notwendig.  Die  Stu- 
dienzeit dauert  2  Jahre,  das  Studium  er- 
streckt sich  auf  die  meisten  Grund-  und  die 
Fachwissenschaften . 

Ohne  einheitliche  Organisation  und  in 
meistens  dürftiger  Art  behandelt  ist  der 
niedere  landwirtschaftliche  Unter- 
richt. Mehrfach  sind  in  der  letzten  Zeit 
Molkerei  schulen  gegründet,  so  in  Ips- 
wich  und  in  ßeading. 

In  ähnlicher  Weise  wie  in  England  und 
Schottland  ist  das  landwirtschaftliche  ünter- 
richtswesen  in  Irland  gestaltet.  In  einer 
Reihe  von  Elementarschulen  wird  Landwirt- 
schaft gelehrt,  und  mehrere  Colleges  ge- 
währen ebenfalls  eine  landwirtschaftliche 
Unterweisung.  Das  Institut  in  Glasnevin 
bei  Dublin  büdet  namentlich  Kulturtechniker 
aus. 

Einen  bedeutenden  Ruf  geniesst  das  land- 
wirtschaftliche Yorsuchswesen  in'  Eng- 
land durch  das  im  Jahre  1843  von  J.  B.  Lawes 
gegründete  und  seit  dieser  Zeit  in  Gemein- 
schaft mit  J.  H.  Gübert  fortgeführte  Ver- 
suchsfeld in  Rothamstead.  Weitere  Ver- 
suchsstationen sind  errichtet  in  Woburn  und 
in  Cirencester;  ferner  eine  Samenkontroll- 
station. In  Schottland  sind  3  und  in  Irland 
2  Versuchsstationen  thätig. 

Die  seitens  des  Staates  Grossbritanniens  für 
den  landwirtschaftlichen  Unterricht  gemachten 
Ausgaben  haben  sich  1896/97  auf  69öO  £  be- 
laufen. 

10.  Dänemark.  Der  höhere  landwirt- 
schaftliche Unterricht  wurde  1858  an  die 
neu  errichtete  Veterinär-  und  Landbauhoch- 
schule in  Kopenhagen  verlegt.  Diese  Hoch- 
schule, eine  Staatsanstalt,  die  5  Abteilungen, 
für  Landwirte,  Veterinäre,  Feldmesser, 
Gärtner  und  Forstleute,  umfasst,  ist  nach 
dem  gleichen  Muster  wie  das  agronomische 
Institut  in  Paris  eingerichtet;  sie  besitzt 
Sammlungen,  ein  Versuchsfeld  von  20  ha 
und  einen  botanischen  Garten ,  der  alle  in 
Dänemark  vorkommenden  Pflanzen,  Bäume 
und  Sträucher  enthält.  Der  Kursus  dauert 
2  Jahre.  Für  die  Aufnahme  ist  die  prak- 
tische Erlernung  der  Landwirtschaft  Bedin- 


gung. Am  Schlüsse  des  zweiten  Jahres 
können  sich  die  Hochschüler  einer  Prüfung^ 
unterziehen. 

Die  Landbauschulen,  deren  es  15  giebt 
und  die  von  landwirtschaftlichen  Vereinen 
gegründet  sind  und  unterhalten  werden, 
haben  verschiedene  Arten  von  Kursen,  solche 
von  einem  Winter  und  solche,  die  fast  zwei 
Jahre  in  Anspruch  nehmen.  Mehrere  dieser 
Schulen  gewähren  die  Ausbildung  in  be- 
sonderen Zweigen  der  Landwirtschaft^naraent- 
lieh  Molkereiwesen,  wie  auch  in  einzelnen 
Schulen  weibliche  Personen  aufgenommen 
werden.  Den  Unterricht  im  Gartenbau  er- 
teilt die  höhere  Gartenbauschule  in  Rosen- 
berg, die  mit  den  königlichen  Gärten  ver- 
bunden ist. 

I^aboratorien  bezw.  Stationen  zur  Unter- 
suchung landwirtschaftlicher  Gegenstände 
sind  in  Dänemark  12  vorhanden. 

Der  Etat  der  Veterinär-  und  Landbauhoch- 
schule belief  sich  im  Jahre  1889—90  auf 
210057,26  Kr.,  wovon  auf  die  Lehrerbesoldungen 
70765,21  Kr.  entfielen. 

11.    Schweden    und   Norwegen.     Ini 

Schweden  steht  der  landwirtschaftliche 
Unterricht  ebenso  wie  alle  anderen  im  Inte- 
resse der  Landwirtschaft  ergriffenen  staat- 
lichen Massregeln  unter  einer  besonderen 
Behörde,  der  Königl.  Landw.  Verwaltung 
(Ejandbniksstyrelsen).  Der  Unterricht  wird 
an  vier  Arten  von  Anstalten  erteilt:  der 
höhere  an  den  landwirtschaftlichen  Institu- 
ten, der  mittlere  an  den  Landwirtschafts-, 
der  niedere  an  den  Landmanns-  und  der 
Specialunterricht  an  den  Molkerei-  und  den 
Kuhhüterschulen.  Zur  erstgenannten  Art  ge- 
hören die  Institute  in  Ultuna  bei  Upsala 
und  in  Alnarp  bei  Malmoe,  beide  mit  gros- 
sen Betrieben,  370  bezw.  560  ha,  ver- 
bunden, die  als  Mustergüter  verwaltet  wer- 
den, daneben  aber  auch  Versuche  ausführen. 
Diese  beiden  Institute,  die  staatlich  sind^ 
ermöglichen  es  also  dem  jungen  Landwirte^ 
sich  sowohl  praktisch  als  theoretisch  auszu- 
bilden. Die  Besucher  sind  Internisten,  der 
Staat  hat  an  jedem  Institute  vier  Freistellen 
errichtet. 

Die  25  theoretisch-praktischen  Landwirt- 
schaftsschuleu  (mit  2  jährigem  Kursus)  sind 
auf  Landgütern  errichtet,  in  deren  Betrieb 
die  Schüler  praktisch  unterwiesen  werden. 
Die  landwirtschaftlichen  Gesellschaften  bezw. 
Vereine,  seitens  deren  die  Schulen  gegründet 
sind,  ernennen  die  Aufsichtskoramission,  die 
Direrseits  den  Direktor  der  Schule  wählt. 
Die  Schulen  erhalten  vom  Staate  Unter- 
stützung. 

Die  14  Ackerbau -(Landmanns-)Schulen, 
die  einen  6  monatigen  theoretischen  Winter- 
kursus haben  und  die  meistens  von  Privat- 
personen errichtet  sind,  aber  von  Bezirks  Ver- 
tretungen und  landwirtschaftlichen  Vereinen,. 
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auch  vom  Staate  unterstützt  werden,  sind 
ganz  ähnlich  den  deutschen  Winterschiden 
organisiert. 

Ferner  sind  vorhanden:  3  Molkereischu- 
len, 41  Molkereistationen  (auch  eine  Art  von 
Schulen),  12  Kuhhüterschulen  (der  theore- 
tische UnteiTicht  in  den  beiden  letzten 
Gruppen  erstreckt  sidi  nur  auf  einige 
Wochen),  1  Schule  für  Hufbesclüag  imd  2 
für  Gartenbau. 

Für  Föi-derung  der  Landwirtschaft  wirken 
ausserdem  noch  21  staatliche  Landwirt- 
schaftsingenieure  mit  7  Assistenten  (Land- 
bruks-Stipendiater),  die  den  Landwirten  so- 
wohl allgemein  facldich  als  besonders  bei 
der  Ausführung  von  Meliorationen  Rat  zu 
erteilen  haben,  ferner  3  Wanderlehrer  für 
Viehzucht,  Wollkunde  und  Molkereiwesen, 
sowie  22  Molkereiconsulenten  und  2  Meierei- 
bezirkslehrerinnen, üie  Ingenieure  imd 
Wanderlehrer  führen  den  Titel  »Staats- 
agronomen«. 

Das  landwirtschaftliche  Yersuchswesen 
ist  vertreten  durch  die  landwirtschaftliche 
Akademie  in  Stockholm,  die  mit  einem  Ver- 
suchsfelde ausgerüstet  ist  und  aus  4  Ab- 
teilungen zur  Ausführung  wissenschaftlicher 
Versuche  besteht;  ausserdem  8  Versuchs- 
stationen und  19  Samenkon trollanstalten. 

Die  Ausgaben  des  Staates  für  den  land- 
wirtschaftlichen Unterricht,  für  die  Landwirt- 
schaftsingenieure, Wanderlehrer  und  für  Ver- 
suchszwecke betrug  1898  395955  Kr.  Die 
seitens  der  Landwirtschaftlichen  Gesellschaften 
gemachten  Aufwendungen  beliefen  sich  1898 
auf  251241,95  Kr.,  wovon  115107  Kr.  auf  die 
Landwirtschaftlichen  Schulen  und  58807,50  Kr. 
auf  die  Ackerbauschulen  entfielen. 

In  Norwegen  ist  der  höhere  laud- 
wdrtschaftliche  Unterricht  im  Jähre  1897  neu 
organisiert.  Das  Institut  in  Aas  (30  km  von 
Christiania)  wurde  1898  in  eine  landwirt- 
schaftliche Hochschule  »Noi^es  Jjandbrugs- 
höiskole«  umgewandelt.  Sie  hat  5  Abtei- 
lungen, für  Landwirte,  Forstwirte,  Geodäten, 
Gärtner  und  Molkereibeflissene.  Aufnahme- 
bedingungen sind:  Alter  von  19  Jahren, 
Absolvierung  der  Mittelschule  und  mindes- 
tens 1  jährige  Praxis.  Der  Kursus  ist  2  jährig; 
während  des  ersten  Jahres  werden  die 
Grundwissenschaften  gemeinsam  gelehrt,  im 
zweiten  Jahre  findet  die  Trennung  nach  Ab- 
teilungen statt  Mit  der  Hochschule  ist 
eine  Station  für  Pflanzenkultur  (Vegetations- 
versuche und  Sortenprüfung)  sowie  ein 
Wirtschaftsbetrieb  (110  ha  Foi-st,  150  ha 
Acker  u.  s.  w.)  verknüpft;  neben  dem 
Direktor  wirken  zur  Zeit  12  Dozenten,  deren 
Zalü  auf  20  erhöht  werden  soll.  Für  den 
Neubau  der  Hochschule,  die  Internat  ist, 
sind  800000  Kr.  bewilligt,  der  laufende  Etat 
beträgt  95000  Kr.  Das  niedere  landwirt- 
schaftliche ünterrichtswesen  umfasst  die 
Ackerbau-,  die  Waldbau-,  die  Gärtner-  und 


die  Molkereischulen.  Die  AckerbauschiJt  ^ 
deren  es  19  giebt  und  die  sämtlieii  ns 
einem  Betriebe  verbunden  sind,  sollen  \'. 
jetzt  an  1 1. 2  jälirigen  Kursus  haben-  isi-- 
wurden  seitens  des  Staates  dafür  15«J(J<'  Kr. 
aufgewendet;  die  2  Gärtnerschulen  la^«rL 
10  monatlichen  Kiu^ ;  die  7  Molkereischiit- : . 
3  für  männliche,  4  für  weibliche  SdiiU. 
haben  1^/2 jährigen  Kurs;  Aufwendungen  M 
beide  Gnippen  jälirlich  34000  Kr.  Ad  V.?r- 
suchsstationen  sind  vorhanden  3  Mildi-.  :: 
chemische,  3  Samenkontrollstationen,  für  l- 
der  Staat  jährlich  25250  Kr.  veraus^.:. 
Die  gesamten  Ausgaben  für  den  landvir- 
schaftliehen  üntemcht  u.  s.  w.  beliefen  sin 
1898  auf  400000  Kr.,  wovon  ^a  auf  d?r. 
Staat,  der  Rest  auf  Vereine,  Private  er- 
faUen. 

12.  Russland.  Von  wirklichem  landTsin- 
schaftliciien  Unterrichte  kann  erst  seit  dv.i 
Jahre  1861  gesprochen  wei-den.  Einen  l'r- 
deutsamen  Aufschwung  hat  dieser  Zve^: 
des  Unterrichtes  jedoch  erst  seit  der  b 
Jahre  1894  erfolgten  Errichtung  eines  eigen- 1 
Ackerbauministeriums  genommen. 

Der  landwirtscliafüiche  Unterricht  i-. 
Russland  wird  gegenwärtig  in  5  Forrnnj 
erteilt:  1.  an  höheren,  2. an  mittleren  iaul- 
wirtschaf tiichen  Lehranstalten,  3.  an  niederej 
landwirtschaftiichen  Schulen,  4.  durch  küd- 
wirtschaftliche  Vorträge  an  Lehrerbilduo ir- 
anstalten und  an  Schulen,  5.  durch  facMeh^^ 
Specialkurse  und  Wandenmterricht 

Höhere  Lehranstalten  giebt  e»  4: 
das  landwirtscliaftliche  Institut  in  Moskai 
(in  Petrowsk-Rozumowsk  bei  Moskau)  sei' 
1894,  das  Instiüit  für  Landwirtschaft  imi 
Forstwesen  in  Neu-Alexandrien  (Guv.  Lul- 
lin)  1893  reorganisiert;  der  höhere  Weinbath 
kurs  in  den  kaiserlichen  Gärten  in  Mkitsk 
(Krim),  1894  reorganisiert,  di^e  3  unter  dem 
Ackerbauministerium ,  das  Polytechnisclie 
Institut  in  Riga,  unter  dem  Kultusministeriurii 
stehend,  1875  reorganisiert 

Das  Institut  in  Moskau,  das  mit  ein^ni 
Betriebe  von  200  ha  verbunden  ist,  besteh: 
aus  2  Abteilungen,  für  Landwirte  und  für 
Landeskulturingenieure.  Der  theoreti&cie 
Kursus  dauert  4  Jahre,  die  praktiscbeii 
Arbeiten  erstrecken  sich  auf  das  ganze  Jalir. 
Aufgenommen  werden:  Absolventen  T.>a 
Hochschulen,  femer  von  solchen  landwirt- 
schaftlichen Anstalten,  die  dem  Ministerium 
für  Ackerbau  unterstehen,  sowie  von  Real- 
schulen. Die  Studierenden  sind  Interaisieii 
(Schulgeld  nebst  ganzer  Verpflegung  4i>J 
Rubel)  und  tragen  Uniform.  Am  Schluk^ 
jedes  Jahres  finden  Prüfungen  statt.  Zahl 
der  Hörer  1895  61.  Das  Institut  in  Xeu- 
Alexandrien,  für  Land-  und  für  Forstwirte, 
hat  ebenfalls  einen  vollständigen  Wiiischafti- 
betrieb;  die  Organisation  ist  ähnlich  dt^- 
jenigen  von  Moskau ;  die  Zahl  der  Studentea 
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vr     1B^4=     (3  Jalirgänge)    184;    die  Aufzu- 
hmenclen    haben   sich   einer   Prüfung   zu 
iterzielien.      An    der    höheren    Weinbau- 
hiilo   in    INiMtsk,  deren  Kursus  2  jährig  ist, 
erden     A^bsolventen    einer    landwirtschaft- 
L-lieu     cxier    sonstigen    Mittelschule  aufge- 
ommen  ;     andere  haben  sich  einer  Prüfung 
a  unterziehen.   Die  landwii-tschaftliche  Ab- 
iüliing-     des    baltischen   Polytechnikums   in 
Jipra  -wrurde  1861  begründet.    Seit  1877  ist 
VöT   Abteilung  das  IV2  Stunden  von  Riga 
;oIegene,    278  ha  umfassende  Krongut  Peter- 
iof   zur  "Verfügung  gestellt  (s.  u.).  Zum  Ein- 
n-itte  ist  das  Zeugnis  der  Reife  eines  Gym- 
uasiiuns     oder   der  Ergänzungsklasse   einer 
Realschule    erforderlich.      Der   Kiu-sus    ist 
3  jährig.      Das  zweite  Semester  des  dritten 
Jahres  bringen  die  Studierenden  in  Peterhof 
zu,  1^0  lediglich  praktische  Disciplinen  vor- 
getragen werden,  wo  die  Studierenden  die 
«ixperimentellen    Untersuchungen    für    ihre 
Diplomarbeiten  ausführen  und  sich  dazu  in 
der  Wirtschaft  praktisch  beschäftigen.    Prü- 
iungen  finden  alljährlich,  aber  nicht  obliga- 
tijrisch,  in  einzelnen  Fächern  (Annual-)  und 
am  Sclüusse  des  Kursus  (Diplomprüfung)  statt. 
Die  landwirtschaftlichen  Mittel- 
schulen, deren  es  9  in  Russland  giebt  und 
von   denen  8  vom  Ackerbauministerium,  1 
dagegen,  die  landwirtschaftliche  Abteilung 
der  Gewerbeschule  in  Krasno-Ufimsk,  vom 
Kultusministerium  ressortieren,  liaben  meis- 
tens einen  sechsjälu-igen  Kursus.    Zur  Auf- 
nahme ist  notwendig :  Alter  von  mindestens 
14  Jahren,  Absolvierung  einer  zweiklassigen 
Stadt-    bezw.   Bürgerschule   oder  Ablegimg 
eines  entsprechenden  Examens.   Der  Unter- 
richt erstreckt  sich  auf  allgemeine  Fächer, 
avif  Naturwissenschaften  und  auf  Landwirt- 
schaft.    Die  Schüler  der  höheren  "Klassen 
werden  in  dem  mit  der  Schule  verbundenen 
Betriebe    während    des    ganzen    Sommers 
praktisch  beschäftigt  und  haben  ihre  prak- 
tische Befähigung  in  den  alljährlich   statt- 
findenden Prüfungen  nachzuweisen.  Schüler, 
die  den  ganzen  Aursus   mit  Erfolg  absol- 
viert   haben,    erhalten    beim   Austntte    ein 
Zeugnis  L  Klasse;   die  übrigen  Schüler  ein 
solches  n.  Klasse.  Schüler,  die  das  ü.  Zeug- 
nis besitzen  und   3  Jahre   mit  Erfolg   ge- 
wirtschaftet   haben,    werden    mit   der  Be- 
zeichnung »geprüfter  Verwalter«  diplomiert. 
Die     niederen      landwirtschaft- 
lichen   Schulen,    deren     es    74    giebt 
(1892  28),   sind  entweder  allgemeine  oder 
Special-  (Wein-,  Gemüse-,  Obstbau-,  Molke- 
Tei-)  Schulen,  errichtet  entweder  vom  Staate 
oder  von  Kreis-   oder  Bezirksvertretungen 
oder  von  Vereinen  imd  erhalten  Staatsunter- 
stützuQg  (entweder  Staatsgrund  oder   bares 
Geld,  höchstens  3500  Rubel  p.  a.  oder  bei- 
des) und  bedürfen  ziu:  Errichtung  der  Zu- 
stimmung des  Ackerbauministerimns.     Die 
Handwörterbach  der  Staatswlssenschaften.  Zweite 


neueren  Schulen  sind  wieder  in  2  Gruppen, 
höhere  und  niedere,  eingeteilt.  Aufnanme- 
alter  mindestens  14  Jahre ;  die  Neueintreten- 
den müssen  eine  Volksschule  absolviert 
haben,  können  aber  auch  die  Kenntnisse  auf 
den  vielfach  mit  den  landwirtschaftlichen 
Schulen  verbundeneu  Vorbereitungsanstalten 
sich  erwerben.  Der  Kurs  ist  dreijährig  (bei  den 
Specialschulen  zweijährig),  der  IJnterricht  er- 
streckt sich  auf  allgemein  büdende  Fächer  und 
auf  Landwirtschaft  (nicht  auf  Naturwissen- 
schaften). Der  Unterricht  ist  während  des 
Sommers  praktisch  in  der  Schulwirtschaft,  im 
Winter  theoretisch.  Die  Absolventen  geniessen 
verschiedene  Vorteile  beim  Militärdienste  und 
sind  von  körperlichen  Strafen  befreit. 

20  Versuchs-  und  Kontrollstationen  haben 
die  gleiche  Aufgabe  wie  diese  Institute  in 
Deutschland.  An  Versuchsfeldern  sind  19 
vom  Ackerbauministerium  ressortierende  und 

3  sonstige  vorhanden. 

Die  Aufwendungen  für  den  landwirtschaft- 
lichen Unterricht  waren  im  Jahre  1895 :  für  die 

4  höheren  Lehranstalten  608309,  für  die  9  Mittel- 
schulen 375861,  für  die  niederen  Schulen  556042, 
für  die  Kurse  an  Lehrerseminaren  u.  s.  w. 
16180  Rubel,  zusammen  1466  402  Rubel,  wo- 
von auf  den  Staat  1010628,  auf  die  Landes- 
vertretung 159391  und  auf  Private,  Gesell- 
schaften u.  s.  w.  286383  Rubel  entfielen. 

13.  Türkei.  Seit  einigen  Jahren  sind 
auch  in  der  Türkei  landwirtschaftliche  Lehr- 
anstalten errichtet,  nämlich  die  Hochschule 
in  Haikali  bei  Konstantinopel  sowie  3  prak- 
tische Schulen  in  Brussa,  Saloniki  und  An- 
gora,  diese  besonders  für  die  Unterweisung 
in  der  Ziegen-  und  Schafzucht ;  es  kommen 
ferner  6  Mustergüter  liinzu. 

Die  für  Land-  imd  für  Forstwirte  ein- 
gerichtete Hochschule  in  Halkali  wurde 
1891  in  eigenen  Gebäuden  eröffnet.  Die 
Schüler,  zur  Zeit  gegen  100^  die  Internisten 
sind,  müssen  die  Reife  emer  Realschule 
haben.  Der  Kursus  ist  4j2Qirig  und  sowohl 
theoretisch  als  praktisch  (in  der  600  ha 
grossen  Wirtschaft)-  nacn  bestandener 
Schlussprüfung  erhalten  die  Abiturienten 
ein  Diplom.  Die  Einrichtungskosten  für 
Halkali  haben  630  000  Mark  betragen,  wäh- 
rend der  jährliche  Etat  auf  126000  Mark 
festgesetzt  ist.  Die  Einrichtungen  haben 
sich  sämtUch  sehr  gut  entwickelt. 

14.  Vereinigte  Staaten  von  Amerika. 
Einen  allgemeineren  Aufschwung  nahm  das 
ünterrichtswesen  erst  mit  dem  Jahre  1862, 
in  dem  der  Kongress  die  Morill  Land  Grant- 
Akte  erliess,  nach  der  jeder  ünterrichtsan- 
stalt,  die  landwirtschaftlichen  oder  gewerb- 
lichen Unterricht  in  ihren  Stundenplan  auf- 
nahm, eine  bedeutende  Landschenkung  von 
Staats  wegen  zu  teil  wurde. 

Die  Zahl  der  Anstalten,  an  denen  aus- 
schliesslich oder  neben  anderen  Fächern 
Landwirtschaft  gelehrt  wird,  betrug  1898 
Auflage.    V.  33 
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58  mit  628  Lehrern  (Professoren)  nebst  In- 
struktoren  und  Assistenten.  Eine  bestimmte 
Organisation  haben  die  Colleges  nicht;  ^e 
sind,  w^ie  alle  amerikanischen  ünterrichts- 
anstalten,  so  eingerichtet,  wie  es  den  beson- 
deren Bedürfnissen  des  betreffenden  Staates, 
der  betreffenden  Gegend  entspricht  Die  Lei- 
tung des  College  etc.  liegt  in  der  Hand  des 
»Präsidenten  «,  der  zwischen  dem  »Kollegium« 
und  dem  Lehrkörper  steht.  Das  Kollegium 
verfügt  über  die  Schenkungen,  stellt  die 
Professoren  an  und  normiert  deren  Gehälter. 
Die  Dauer  des  Kursus  ist  verschieden, 
meistens  4  Jahre.  Neben  dem  üntenichte 
werden  die  SchiUer  in  der  mit  der  Schule 
verbundenen  Wirtschaft  praktisch  beschäftigt 
und  erhalten  dafür  meistens  Stundenlohn ; 
ausserdem  lernen  sie  in  der  Werkstätte 
irgend  ein  Handwerk.  Das  Studium  wird 
abgeschlossen  durch  ein  Examen,  das  den 
Titel  Bachelor  of  Agriculture  (bezw.  Bachelor 
of  Scientific  Agriculture)  oder  Bachelor  of 
Science  (Pliilosophy)  verleiht,  je  nachdem 
am  College  rein  landwirtschaftlicher  oder 
allgemeiner  Unterricht  mit  Berücksichtigimg 
der  Landwirtschaft  erteilt  wird. 

Auf  sehr  hoher  Stufe  stehen  die  ameri- 
kanischen Versuchsstationen,  die  seit 
dem  Jahre  1875,  wo  die  erste  Station  an 
der  Wesleyan-üniversität  zu  Middletown 
(Conn.)  gegründet  wurde,  nach  Zahl  und 
Bedeutung  einen  enormen  Aufschwung  ge- 
nommen haben,  besonders  seit  der  am  2. 
März  1887  erlassenen  Hatch-Akte,  wodurch 
die  Vei-suchsstationen  an  die  Colleges  ver- 
wiesen wurden  und  nun  an  deren  Mitteln 
teilnehmen.  Weitere  Gründe  für  diesen  Auf- 
schwung sind  einmal  die  erheblichen  Zuwen- 
dungen, die  seitens  der  Einzelstaaten  oder 
der  Gemeinden  oder  Privater  den  Stationen 
gemacht  werden,  zum  anderen  der  Umstand, 
dass  die  Institute  wirkliche  landwirt- 
schaftliche Versuchsstationen,  nicht  nur 
agrikultur-chemische  Laboratorien  sind.  Die 
Stationen  sind  entweder  mit  einem  College 
verbunden  oder  selbständig. 

Der  Zweck  und  die  Aufgabe  aller  Sta- 
tionen ist  die  Anstellung  von  Versuchen  und 
Untersuchungen  auf  edlen  Gebieten  der 
Landwirtschaft  und  die  Belehrung  der  Land- 
wirte. Die  mit  den  Stationen  verbundenen 
Versuchswirtschaften  sind  teilweise  sehr 
umfangreich,  bis  gegen  300  ha,  die  meisten 
freilich  weniger  als  100  ha  gross.  Die  Sta- 
tion, deren  Leitung  dem  Direktor  obliegt  und 
die  in  betreff  ihrer  Arbeiten  vollständig  frei  ist, 
untersteht  einem  StationCouncil,  während  auch 
die  Bundesregieriuig  die  Arbeiten  beol>achtet 
und  sie  durch  Sachverständige  kontrolliert. 
Die  Leistungen  der  Regierung  der  Ver- 
einigten Staaten  für  die  54  Versuchsstationen 
betrugen  1897  750000  DoUare,  die  Leistun- 
gen Privater,  der  Einzelregierungen  u.  s.  w. 


sowie  die  eigenen  Einnahmen  rund  3rii'«»*«^ 
Dollar,  so  d;^  jede  Station  einen  Etat  r^< 
durchschnittlich  rund  20000  Dollar  hat 

Litteratar  :  O  est  erreich:  Der  land-  und  h-  o^r- 
wirtscJiafÜiche  Unterricht  der  im  ReickntUe  i^.- 
tretenen  Königreiche  und  Länder;  im  At^ßr^y 
d.  L  k.  Ackerbaximinisieriunii  rerj.  von  A,  Frkr^-, 
V.  Hohenhruck  und  Fr,  R.  r.  ZimmeruH^- r. 
Wien  1890 f   Verl.  d.  k.  k.  AckerbauminiUfriuwi. 

—  Land'  und  forstwirtschaftliehe  Unierrith^ 
Zeitung,  Wien,  Jahrg.  I—XII,  1886^181*:-.  — 
Filr  Ungarn:  Der  landtrirt^chafUirhe  Fj^>- 
unterricht  im  JOinigreiche  Ungarn  L  J.  iv  ■. 
Ungar.  Altenburg  1890.  —  Bericht  über  -«^ 
Thätigkeit  des  k.  ungarischen  Ackerbaumini^nfimr 
i.  J.  1897,  Budapest  1898.  —  Berichte  rtrt^k.^- 
dener  Lehranstalten  (Ungar.  ÄUenburg,  KtHk/l,, 
KoloS'Monostnr,  Kaschau  etc.).  —  Die  lamiitf/^- 
scfutftlichen  Lehranstalten  Ungarns  nach  ikret, 
gegenwärtigen  Stande  von  A.  B.  von  Siptk. 
land'  und  forstw.  Unt.-Zeit.,  1897,  Ä.  ^''^:.  — 
Schweiz:  Land-  und forstiaiHschaßlichf  fM-- 
richUzeitung,  4.  Jahrg.,  S.  6Sff.  —  Bezirk' 
der  eidgen.  poiyt.  Schule  über  das  Jahr  /.';-, 
1873  etc.  bis  1890.  — Berichte  de*  eidgen.  Handelt-. 
Industrie-  und  Landw.-DepartemenU  für  du 
Jahr  1898.  —  Ueber  die  berufliche  Büdnng  d-t 
Landwirtes  von  V,  Weidmann,  landwirtick^j* . 
Jahrb.  der  Schweiz,  189S,  S.  91.  —  Italif^: 
Das  landwirtschaftliche  Unt^rrichtJtwesen  ItaUmi 
von  Prof.  G,  Patan^  (Land-  und  forstvirU.  i. 
Unterrichtszeitung  1889,  S.  13.5,  209,  Si2,  li^: 
S.  196).  —  Spanien:  Manuela  de  legi^dnri.^^ 
agrieola  par  Don  Rogelio  Valledor  v  IX n 
Lorenzo  Nicolas  Quintana,  Madrid lyj.\ 

—  Gazeta   agricola-    del   ministerio  de  FornehU . 
Der  landwirtschaftliche  Unterricht  in  Frantr^id 
und  anderen   Landern   von  Ch.  tfoly,   dentffh 
von  E.  Bohnh of,  Leipzig  1887.  —  Po rtngnl: 
Dieselbe  Schrift.  —  Frankreich:  Das  hwdr. 
Unterrichtswesen  in  Frankreich  von  K.  Rümker, 
Landw.   Jahrb.   1893,   S.  1—105,  —  G.   11'^. 
L*  enseignement  agricole  ojficiel  en  France,  P-irü 
189i  fnLe  genie  civiluj.  —  Fr.  v.  Zivnmerauer. 
in  der  land-  und  forstw.  Unterrichtazeilung,  Jahr- 
gang   1887.    —    von    Gohren,    das.    1S90.  — 
FleischneVf    das.    1891.   —  Ftei^chner  und 
von  Zimnierau-eVf  Das  landfcirtschaftL  rnUr^ 
richtswesen  Frankreichs  und  dessen  geschichtliche 
Eniwickelung,    Land-    und   forstw.    UnterricMf- 
Zeitung,  1894..  — LHe  Errichtung  eines  besondert». 
Beirates  für  das  landwirtschaftliche  Unterrichts- 
wesen   in    FVankreieh,    das,    1898,    S,    159.  — 
Tisaerand,  Das  landwirtschaftlicfie  Unterrichte 
Wesen    in    Frankreich.    —    Der     intematiomil'' 
landw.    Kongress    im    Haag    1891,    Wien    1S9:, 
S.  125 — ISO.  —  Belgien:  Situation  de  Vensti^'- 
ment  a^cole.  —  Rapport  tri^nnal  present^  'w</ 
Chambres  legislatives  par  Monsieur  le  ministerr 
de  l' Interieur,   annees   1870 — 1S7S,    73 — 7ö  eU., 
96—98.    —    Reglement    organique    de   l'Inttitnl 
agricole    de    Gembloux,    1887.    —   EnseignctBrd 
agricole    dans    Ics    etaJblissements    d'instruetion, 
subsidiespar  les  Gouvernements,  1890.  —  Siedtr- 
lande:  Der  internationale  landw.  Kbngraf  *"» 
Ifaag  1891,  von  M,  R.  von  J^roskowetz,  IHr» 
1891,    S.  3—11,    38—39,  135—143.  —   Ueber  dif 
Entwickelung  des  landwirtschafüichen   Vermf^' 
Wesens   in   den  Niederlanden,   von  A.  Mayer, 
Landw.    Vers.-Stat.,   1891,   Bd.  XXVIII,  ^.  U^- 
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Verslag  ran  den  Staat  der  hooge,  middelbnre 

*~ri     lagere    Scholen    in    het   Konigr.    der   Neder- 
1<M  ndcik ,    1S91 — 1892,    —    Grossbritannien: 
M^,  IVohltmann,  Englisches  Inndw.  Unterrichts-, 
^^rnntehs-    und    Bildungswesen,    Landw.    Jahrb. 
2S88.  —  H,    M,   Jenhins,    Report    on  Agric. 
^<iucation  in  Sorth  Germany  etc.  and  ihe  United 
JiZingdom,    I884.    —    W,    Freant,     Technical 
^fiucatiicni  in  Agricidture  (Joum,  of  the  E.  Agr, 
^sryrit'tt/,  1890).  —  X*.  Fleischner,  Einiges  über 
Irind'  und  forsttc,   Unterrichtswesen  in  England, 
l^und'  und  forstic.  Unterrichtszeitung,  Wieji  1892 
C  Jahrg.  —  Annual  Report,  on  the  IHstrihution 
f>r  Grants  jor  Agricultnral  Education  189& — 1897, 
ZA>ndon,  Eyre  et  SpoUiswoode.  —  Final  Report 
af   the    Royal    Commission    on   Agrindture,    im 
jtflben    Verlage.   —    Dänemark:    Der    landw. 
Z^nterricht  in  Frankreich  und  anderen  Ländern 
i'OM  Ch,  Joly,  deutsch  von  Bohnhof,  Leipzig 
lfiS7.   —    Undervisnings   och    Eksamensplan  for 
if^n     JCongeliae     Veterinaer    ag    Landboh0jskole, 
,>.     Vdgave,    Kjöbenbavn    1895.    —    Schweden 
und   Norwegen:  Kalender  utgifven  af Kongl. 
Ixindbruksstyrelsen  Ar  1898,  Stockholm  1898.   — 
3r.  Wesiermeler,   Das  landw.  Unt^errichtficesen 
in  Schweden  und  Norwegen,  Land-  und  Forstw. 
l^nterriehtszeitung ,     1900,     S.     81.    —    Russ- 
Ifind:    J.  V,  MikliMchewskif    Die  Entwicke- 
lung    des     landwirtschaftlichen     Bildimgswesens 
in    Russland,   Land-  und  forstw.   Unterrichtsztg., 
.5.   und  6.  Jahrg.  —  F.  Schindler,    Das  Unid- 
irirlschaftliche    Studium    am    Polytechnikum     in 
Riga,     Land-    und    forstw.     Unierrichtszeilung, 
jf.  Jahrg.,  S.  S38.  —  von  Knierienif  Die  land- 
trirtschafüiche  Abteilung   des  Polytechnikums   in 
Ri<ja,  Ball.   WochenschHß,  1893,  Nr.  17.  —  Das 
landwirtschaftliche  Unterrichtswesen  in  Russland, 
Ixind-  und  forstw.  Unterrichtszeitung  1896,  S.  145, 
JOS. —  Vereinigte  Staaten  von  Amerika: 
Die     verschiedenen     Exp.-Stat.,     Bulletins     und 
Reports,    Washington.   —  Eine    Reihe    weiterer 
Schriften,    die    sämtlich    seitens    des    Office    in 
Washington     herausgegeben     sind.      Nordameri- 
kanische    Landwirtschaft     etc.     von     Prof.     M. 
WilchenSf     Tübingen    1889.    —    Die    Organi- 
sation des  höheren  Schulwesens  in  den  Vereinigten 
Staaten   und   in    England  etc.,    von   C.  A,  Mc, 
Murry,  Jena  1888.  —  Beitrag  zur  Lösung  der 
Frage  über  die  Beitragspflicht  der  Unterhaltung 
der  höheren  Schulen.   Hist.  und  sozialpol.    Studie 
der  Vnterr.' Verh.  in  DeutscMand,  England  und 
Amerika,  von  Charles  de  Garmo,  Jena  1886. 
—  Amerikanische  Landwirtschaft  und  landwirt' 
srhaftiiches  Versuchs-  und  Unterrichtswesen,  von 
Mojc  Maercker,   Berlin  1895.  —   Yearbook  of 
thf     United    States    Department    of  Agricidture, 
1897,   S.    622—626.    —    Statistics   of  the   Land- 
Orant    Colleges    and    Agricultnral     Experiment 
Stations  of  the  U.  St.  for  1897;   U.  St.  Departm. 
of  Agr.,  Bull.  N.  51.  —  Fleischner,  Das  land- 
und  forstw.    Unterrichtswesen   in   den    Ver.    St. 
Nordamerikas,   Land-   und  Forstw.   Unterrichts- 
Zeitung,  1899,  S.  155,  258.  —  Eine  Uebersicht  sämt- 
licher ausserdeutscher  Versuchsstationen  mit  An- 
gabe  der  Namen   und  meistens  der  Arbeitsrich- 
tung und  des  besonderen  Ztceckes  s.  Mentzel  und 
von  Lengerkes  landw.  Hilfs-  und  Schreibkalender 
für  1899,  II.  Teil,  S.  S66. 

Kirchner. 


Landwirtschaftliclies  Vereinswesen. 

1.  Geschichtliche  Ent Wickelung  und  gegen- 
wärtiger Stand  des  1.  V.  in  Deutschland.  2.  Die 
Landwirtschaftskammern.  3.  Gegenwärtige  und 
zukünftige  Aufgaben. 

1.  Geschichtliche  fintwickelnng  nnd 
gegenwärtiger  Stand  des  1.  V.  in  Dentsch- 
land.  Die  landwirtschaftliche  Bevölkerung  ist 
dem  Zuge  der  Zeit  folgend,  nach  der  Zertriim- 
mening,  welche  die  Gesellschaft  infolge  revo- 
lutionärer Ereignisse  und  zumal  durch  Auf- 
hebung der  ständischen  Verfassung  erlitten 
hat,  zu  freien  Vereinigungen  zusammen- 
getreten und  hat  in  diesen  nutz-  und  segen- 
bringend gewirkt.  Als  den  Beginn  einer 
umfangreicheren  Vereinsbildung  können  wir 
die  40  er  Jahre  des  verflossenen  Jahrhunderts 
bezeichnen.  Grosse  und  umfang-reiche  Auf- 
gaben hat  sich  das  landwirtschaftliche  Vereins- 
wesen damals  schon  gestellt  und  —  das 
muss  nachdrücklich  anerkannt  werden  — 
allmählich  auch  zur  Lösung  gebracht.  Einer- 
seits war  es  die  Sammlung^  Nutzbarmachung 
und  Ausbreitung  der  Ergebnisse  naturwissen- 
schaftlicher Forschung  und  praktischer  Er- 
fahrung und  andererseits  war  es  die  Ver- 
tretung berechtigter  Interessen  des  Standes, 
welche  die  Thätigkeit  der  landwirtschaft- 
lichen Vereine  in  umfangreicher  Weise  be- 
anspruchten. 

Die  Agrikulturchemie,  die  Pflanzen-  und 
Tierphysiologie  sowie  die  landwii-tschaft- 
liche  5laschinentechnik  haben  uns  in  der 
zweiten  Hälfte  des  19.  Jahrhunderts  mit 
staunenswerten  Forschungsthaten  überrascht, 
welche  auf  den  ganzen  landwirtschaftlichen 
Betrieb  einen  geradezu  revoltierenden  Ein- 
fluss  ausgeübt  haben.  Alle  diese  Ergeb- 
nisse fanden  ilire  Nutzanwendung  in  den 
landwirtschaftlichen  Vereinen.  Die  Errich- 
tung von  agrikultur-chemischen  Versuchs- 
stationen, das  Wandcrl  ehr  Wesen,  die  Bildung 
von  Genossenschaften,  die  vollkommene  Um- 
wandlung der  Feldkultur,  das  heute  in  hoher 
Blüte  stehende  Meliorationswesen  u.  s.  w. 
sind  Resultate  geeinten  Strebens  in  den 
landl^4rtschaftlichen  Vereinen. 

Auf  dem  Gebiete  der  Tierzucht  hat  das- 
selbe durch  den  Wettbewerb  auf  den  Aus- 
stellungen, durch  die  Zufiüir  guten  Rasse- 
viehes und  diu-ch  zuchtgenossenschaftliche 
Organisationen  dem  tierzüchterischen  Fort- 
sclu'itt  die  Bahnen  geebnet. 

Von  den  im  Königreich  Preussen  vor- 
handenen 24  Versuchsstationen  sind  nicht 
weniger  als  21  durch  landwirtschaftliche 
Vereme  ins  Leben  gerufen.  Durch  die  Ver- 
bindung von  Vereinen  und  Vereuchsstationea 
ist  eine  gesunde  Wechselwirkung  zwischen 
den  landwirtschaftlichen  Forschungsstätten 
und  dem  praktischen  Leben  gesichert  und. 
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der  Yerbureaukratisierung  der  ersteren  vor- 
gebeugt. 

Den  Pidsschlag  der  landwirtschaftlichen 
Weiterentwickelung  der  Zeit  konnte  man 
am  besten  in  gut  geleiteten  Vereinen  fülüen, 
indem  die  Landwirte  in  diesen  über  alle 
Fortschritte  imd  praktischen  Erfahrungen 
mit  rückhaltsloser  Offenherzigkeit  verhandeln 
durften. 

Der  Industrielle,  der  Kaufmann,  der  Ge- 
werbetreibende sind  gezwungen,  über  die 
günstigen  Ergebnisse  ihrer  speciellen  Thätig- 
keit  mehr  oder  w-eniger  Schweigen  zu  be- 
obachten, um  sich  den  Absatz  und  die  Kon- 
junktur nicht  durch  andere  beeinträchtigen 
zu  lassen;  bei  ihnen  hat  das  Wort  »Ge- 
schäftsgeheimnis« eine  oft  schwerwiegende 
Bedeutung,  welche  der  Landwii-t  infolge 
einer  anderen  Art  des  Konsums  seiner  &- 
Zeugnisse  nicht  zu  scheuen  bi-aucht. 

Es  ist  für  den  Fortschritt  des  landwirt- 
schaftlichenVereinswesens  sowohl  in  Deutsch- 
land wie  auch  in  anderen  Kulturstaaten 
andererseits  von  gix)sser  Bedeutung  gewesen, 
dass  man  von  vorn  herein  allenthalben  einer 
Zei-splitterung  der  Kräfte  entgegengearbeitet 
und  stets  darauf  Bedacht  genommen  hat, 
die  einzelnen  Vereine  in  zusammenfassenden 
Verbänden  (Centralvei-einen)  zu  organisieren ; 
von  unten  beginnend,  bildeten  schon  sehr 
frühzeitig  demgemäss  Orts-,  Zweig-  und 
Kreis  vereine  die  breite  Grundlage  der  Or- 
ganisation, sie  fanden  ihie  Zusammenfügimg 
m  den  Centralvereinen  der  einzelnen  Pro- 
vinzen bezw.  Länder. 

Die  Centralvereine  Deutschlands  haben 
wieder  als  ihre  Spitze  den  1872  ins  Leben 
gerufenen  Deutschen  Landw^ii-tschaftsrat, 
welcher  in  Berlin  seinen  Sitz  hat  und  all- 
iährlich  einmal  zu  mehrtägigen  Verhand- 
lungen zusammentritt.  In  diese  Korporation 
werden  Delegierte  aller  Centralstellen  ab- 
geordnet. Was  für  ganz  Deutschland  der 
Landwirtschaftsrat  bedeutet,  das  ist  für 
Preussen  das  Königliche  Landesökonomie- 
kollegium,  welches,  1842  ins  Leben  gerufen, 
1878  und  1899  eine  Reorganisation  erfuhr. 
Im  LandesökonomiekoUegium  haben  die 
preussischen  Centralvereine  bezw.  jetzt  Land- 
wirtschaftskammern je  1 — 2  Vertreter, 
während  der  Landwirtschaftsminister  neun 
Mitglieder  ernennt. 

Sowohl  der  Landwirtschaftsrat  wie  das 
LandesökonomiekoUegium  geben  Jahrbücher 
über  ihre  Thätigkeit  und  ihre  Verhandlungen 
heraus.  Preussen  besass  bis  zur  Gründung 
der  Laudwirtscliaftskammern  22  Central- 
vereine, 2348  Vereine  mit  ca.  200000  Mit- 
gliedern. In  Bayern  existierte  bis  vor  einigen 
Jahren  das  sogenannte  Generalkomitee  als 
Spitze  der  landwirtschaftlichen  Interessen- 
vertretung mit  acht  Kreiskomitees  ent- 
sprechend den  acht  Regierungsbezii-ken  und 


228  Bezirkskomitees.  Jetzt  Lst  an  die  SteIi-=- 
des  Generalkomitees  ein  bayerischer  La&l- 
wirtscliaftsrat  getreten;  innerhalb  die?*=— 
Rahmens  bewegt  sich  die  freie  Veraii-- 
thätigkeit  Die  Zahl  der  MitgHeder  «i^r 
zum  bayerischen  Centralverband  gi^öri^n 
Vereine  umfasst  60000  Personen,  tias 
Königreich  Sachsen  besitzt  fünf  landwirt- 
schaftliche Kreisvereine  (Provinzialvereia^ ; 
mit  567  Zweigvei-einen.  Die  Spitze  diesei 
Vereinsorganisationen  w^ird  dort  in  p- 
wissem  Sinne  von  dem  durch  Gesetz  t.»: 
1872  ins  Leben  gerufenen  Landeskolturrar 
gebildet^  bestehend  aus  26  Mitgliedeni,  di-. 
teilweise  von  den  Kreisvereinen  depiitieit. 
von  der  Körperschaft  selbst  kooptiert  rA^r 
vom  Ministerium  ernannt  sind.  Der  Gcd^^jI- 
sekretär  des  Landeskulturrates  ist  Regie- 
rungsbeamter. Das  Königreich  Württemberg' 
hat  die  Spitze  der  centralisierten  Verebr 
ebenfalls  staatlich  organisiert :  sie  führt  den 
den  Namen  königliche  Centralstelle.  Ihr 
Rchliessen  sich  12  Gauverbände  mit  64  Bi- 
zirksvereinen  an. 

Eine  ähnliche  Organisation  haben  Bad»'U 
und  Hessen.  Das  erstere  Land  mit  14  Gau- 
verbänden und  67  landwirtschaftlichen  Be- 
zirksvereinen und  letzteres  mit  3  Provinziai- 
und  25  Bezirksvereinen. 

In  den  übrigen  deutschen  Staaten  sini 
die  Centralvereine  nach  preussisehem  Muster 
organisiert,  mit  Ausnahme  von  Sat*hsen- 
Weimar,  Sachsen  -  Meiningen  und  Elsa>>- 
Lothringen,  wo  Landeskulturräte  bezw.  lantl- 
wirtschaftliche  Centralstellen  zwischen  die 
Vereine  und  die  Regierung  geschoben  sin'l. 

Es  fehlte  auch  von  jeher  nicht  an  mehr 
oder  weniger  erfolgreichen  Bestrebungen, 
die  Elite  der  ganzen  Landwirtschaft  zii 
einem  gemeinsamen  Werke  aufzurufen  unl 
in  einer  grossen  nationalen  Landwirtschaft.*- 
gesellschaft  zu  vereinigen.  Am  5.  Oktol«er 
1863  konstituierte  sich  in  Dresden  -di»» 
Versammlung  deutscher  Landwirte«,  velibe 
als  spätere  »Wanderversammlung  deutscher 
Land-  und  Forstwirte«  1869  zum  27.  Male 
getagt  hat.  Diese  Versammlungen  übten 
eine  grosse  Anziehungskraft  aus,  so  dass 
nicht  selten  mehr  als  3000  Landwirte  zu 
den  Beratungen  zusammenkamen.  Die  \f^- 
Organisation  dieser  Wanderversammlungeu 
vermochte  jedoch  manche  Schwierigkeitea. 
die  ilir  in  den  Weg  traten,  und  zuletzt  die, 
welche  der  Krieg  1871  hervorrief,  nicht  zu 
überwinden ,  und  so  wurde  die  Sache  all- 
mählich zu  Grabe  getragen. 

Auch  die  am  5.  März  1861  g^;ründet^ 
»Ackerbaugesellschaft«  konnte  nur  ein  kurzes 
Dasein  fiisten.  Der  Wunsch  aber,  eino 
grosse  deutsche  Ausstellungsgesellschaft  ins 
Leben  zu  rufen,  ähnlich  wie  die  »Roral 
agricultural  society«  für  England,  wariminer 
noch  geblieben,   und   es  ist  der  Initiative 
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niger    opferwilliger  und  für  die  Landw^rt- 
-haf t    "begeisterter  Männer  endlich  auch  ge- 
mf^en ,      eine    deutsche    Landwirt- 
chaf tsgesellschaft    1886    ins    Leben 
11  rufen.    Dieselbe  scheint  alle  Erwartungen 
iTi<\  Hoffnungen,  welche  unsere  Yäter  gehegt 
laben,   zu  erfüllen,  indem  sie  in  alle  Gebiete 
ler    landwirtschaftlichen  Technik,  ganz  be- 
^/>nclers  aber  in  das  Ausstellungswesen  mit 
LTi'f )ssem  Erfolge  fördernd  eingreift.    Sie  ver- 
Uigt  tiber  bedeutende  Mittel  und  über  die 
Mitarbeiterschaft  der  ganzen  Intelligenz  des 
Gewerbes.   In  dieser  Gesellschaft  verkörpert 
sieli     neben    dem    materiellen   Streben    ein 
t?tliische8  Moment,  das  in  dem  patriotischen 
Vjeilanken  besteht,  alles,  was  deutsche  Land- 
wirtschaft ist,   zu  umfassen,  um  die  der- 
selljen    gesteckten  hohen  Ziele   nicht  mehr 
geteilt,  sondern  im  gemeinsamen,  alle  Yolks- 
stamme  umfassenden  Streben  zu  erreichen. 
Die  deutsche  Landwirtschaftsgesellschaft  be- 
arbeitet nur  rein  landwirtschaftliche  Fragen 
Tind   betritt  gi-und  sätzlich  nicht  das  Gebiet 
«1er  Wirtschaftspolitik  oder  der  Gesetzgebung. 
Sie   empfängt  auch  keinerlei  Staatssubven- 
tionen,  sondern   will   aus   eigenen   Mitteln 
ihre   2äele  allein  fördern,  sie  bringt  dem- 
^emäss    den    Gedanken   der   Selbsthilfe   in 
hervorragendem  Masse  zum  Ausdmck. 

Die  Deutsche  Landwirtschaftsgesellschaft 
umfasste  am  1.  Januar  1899  12788  Mit- 
glieder, von  denen  jedes  einen  Jahresbeitrag 
von  20  Mark  zu  leisten  hat ;  obwohl  die  Ge- 
{»ellschaft  nach  vielen  Richtungen  hin,  be- 
sonders aber  hinsichtlich  des  Ausstellungs- 
wesens, das  sie  zu  einer  von  allen  anderen 
Nationen  beneideten  Entwickelung  in  Deutsch- 
land gebracht  hat,  sehr  grosse  Geldopfer 
alljährlich  bringt,  ist  ihr  Vermögensstand 
von  55000  Mark  im  Jahre  1885  auf  1 182050 
Mark  heute  gestiegen. 

Die  Mitglieder  der  deutschen  Landwirt- 
s('haftsgesellschaft  wohnen  zu  47,7  °/o  in  Ost- 
elbien,  zu  36,7%  in  Westelbien,  zu  12,7% 
in  Süddeutschland  und  zu  2,9  %  im  Auslande. 
Das  alljährlich  von  der  Gesellschaft  heraus- 
gegebene Jahrbuch  giebt  einen  glänzenden 
Beweis  gründlicher  Arbeit,  zielbewussten 
Strebens  und  erfolgreichen  Wirkens.  Die 
Gesellschaft  ist  in  ihrer  Thätigkeit  in  ebenso 
\iele  Ausschüsse  eingeteilt,  als  wichtige 
Mvirtschaftliche  Zwecke  gefördert  werden 
sollen;  gerade  diese  Detaälarbeit  aber,  die 
Wissenschaft  und  Praxis  umfasst,  zeitigt 
tlie  erfreulichen  Ergebnisse,  deren  sich  die 
Deutsche  Landwirtschaftsgesellschaft  rüh- 
men kann. 

Auch  die  Specialvereine,  d.  h.  diejenigen, 
deren  Aufgabe  in  der  Lösung  ganz  be- 
stimmter gewerblicher  Zwecke  liegt,  haben 
eine  wesentliche  Vermehnmg  in  der  Mit- 
gliederzahl und  damit  eine  dementsprechende 
Kräftigung  erfalu^n.    Es  sind  in  dieser  Be- 


ziehung zu  nennen :  der  Verein  der  Spiritus- 
produzenten, der  Stäi-kef  abrikanten ,  des 
Rübenbaues  und  der  Zuckerindustrie,  die 
zahlreichen  Yereinigungen  ziu*  Förderung 
der  Viehzucht  u.  s.  w.  Der  Initiative  der 
Vereine  für  Spiritus-  und  Zuckerindustrie^ist 
die  Bildung  von  Syndikaten  zwecks  gemein- 
samen und  geregelten  Absatzes  der  ein- 
schlägigen Fabrikate  zu  verdanken. 

Es  giebt  heute  kaum  mehr  einen  grösseren 
Viehschlag  in  Deutschland,  dessen  rationelle 
Züchtimg  nicht  diuxjh  Züchtervereinigungen 
gewähi'leistet  würde. 

Aber  auch  die  Vereine,  welche  ganz  oder 
in  überwiegendem  Masse  die  Wirtschafts- 
politik zum  Ausgang  ihrer  Bestrebungen 
machen,  haben  sicli  vermehrt  bezw.  weiter- 
entwickelt. In  dieser  Beziehung  ist  an 
erster  Stelle  zu  nennen:  »der  Bund  der 
Landwirte«,  welcher  am  18.  Februar  1893 
auf  Anregung  eines  Herrn  Ruprecht- 
Ransern  im  Tivoli  zu  Berlin  ms  Leben 
gerufen  ist.  Der  Bimd  der  Landwirte  sucht 
vor  allem  die  Interessen  der  Landwirte  in 
dem  heutigen  Kampfe  auf  wirtschaftspoli- 
tischem Gebiete  zu  vertreten.  Er  fördert 
aber  nebenbei  auch  die  gewerbliche  Thätig- 
keit, besonders  auf  dem  Gebiete  genossen- 
schaftlicher Arbeit.  Bei  ca.  250000  Mit- 
gliedern besitzt  er  ca.  30000  Vertrauens- 
männer, welche  die  Vorsitzenden  der  ein- 
zelnen Ortsgruppen  sind,  die  sich  wieder  in 
Provinzial-  oder  Landesverbände  zusammen- 
sclüiessen.  Vorstand,  Ausschuss  und  General- 
versanmilung  sind  die  massgebenden  Faktoren 
für  den  Bund.  Demselben  hat  sich  im 
zweiten  Jahre  nach  seiner  Gründung  der 
sogenannte  »Deutsche  Bauern bund«  ange- 
schlossen bezw.  ist  dieser  im  Bunde  auf- 
gegangen. Die  überwiegende  Masse  der 
Mitglieder  des  Bundes  der  Landwirte  gehört 
dem  Bauernstande  an,  wie  die  diesbezüg- 
lichen statistischen  Angaben  des  Bundes  be- 
weisen. Dieselben  besagen,  dass  1506  Mit- 
glieder dem  Grossgrundbesitze  (^/4  %),  27  500 
(13%)  dem  mittleren  Grunabesitze  und 
177000  (86V4O/0)  dem  Kleingrundbesitze  zu- 
zuzählen sind.  Der  Rest  verteilt  sich  mit 
14  000  Personen  auf  Handwerk  und  Gewerbe. 

Durch  die  Thätigkeit  des  Bundes  werden 
zweifellos  die  landwirtschaftlichen  Interessen 
in  der  Oeffentlichkeit  schärfer  und  rück- 
sichtsloser vertreten  wie  bislange.  Der  Bund 
sucht  sich  seine  politische  Selbständigkeit 
zu  erhalten,  indem  er  den  Mitgliedern  aller 
Parteien  Aufnahme  gewährt,  vielleicht  aber, 
wie  das  in  der  Natur  der  Saclie  liegt,  in 
überwiegendem  Masse  Mitglieder  aus  den 
konservativen  Parteien  aufzuweisen  hat. 

Das  Bauernvereinswesen  hat  in 
Norddeutschland  wenigstens  diu-ch  die  Er- 
richtmig  des  Bundes  der  Landwirte  Ein- 
busse   erlitten,   da  dieser  im  wesentlichen 
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denselben  Zielen  wie  jenes  zustrebt  Nur 
im  Süden  von  Deutschland,  insbesondere  in 
Bayern,  haben  die  selbständigen  Bauern- 
vereine dem  Anscheine  nach  Fortschritte 
aufzuweisen,  indem  sie  neben  den  allge- 
meinen, vielfach  vielleicht  von  ihnen  zu  ein- 
seitig vertretenen,  Agrarinteressen  insbe- 
sondere auch  bayerische  Lokalangelegen- 
heiten  zum  Ausgangspunkte  ilu-er  vielfachen 
agitatorischen  Thätigkeit  machen. 

Der  westfälische  Bauernverein  behauptete 
bisher  seine  Stellung,  näliert  sich  aber  dem 
Anscheine  nach  mehr  und  mehr  der  west- 
fälischen Landwirtscliaftskammer,  was  diureh 
den  Umstand,  dass  fast  dieselben  Persön- 
lichkeiten an  leitender  Stelle  beider  Organi- 
sationen stehen,  seine  Erklärung  findet. 

Neben  den  Centralorganisationen  für  all- 
gemeine landwirtschaftliche  Zwecke  laufen 
m  den  einzelnen  Provinzen  und  Jjändern 
dann  noch  Verbände,  deren  Vereine  be- 
sonderen Zwecken  des  Betriebes  gewidmet 
sind,  so  die  Centralorganisationen  für  Ge- 
flügelzucht, Bienenzucht,  Fischerei,  Wald- 
bau, (j^arten-  und  Obstbau  u.  s.  w.  Die- 
selben sind  zumeist  mit  den  allgemeinen 
landwirtschaftlichen  Centralorganisationen  in 
eine  engere  oder  losere  Verbindung  gebracht. 

Verschwindend  klein  ist  die  Zahl  der- 
jenigen landwirtschaftlichen  Vereine,  welche 
nicht  einem  Verbände  angehören. 

In  Preussen  haben  sich  nach  dem  Jahre 
1894  infolge  der  Gründung  von  Landwirt- 
ßchaf  tskammern  die  meisten  Provinzial- 
vereine  aufgelöst,  indem  die  Kam meni  Ver- 
bände von  Vereinen  bildeten  uud  diese  sich 
angliederten.  Von  den  alten  Central  vereinen 
sind  nur  einige  bisher  noch  bestehen  ge- 
blieben, z.  B.  die  der  Pro\inz  Ostpreussen 
zu  Königsberg  imd  Insterburg.  Aber  auch 
bei  diesen  wird  die  Auflösung  und  Um- 
wandlung in  einen  Verband  der  Kammer 
von  Ostpreussen  nur  eine  Frage  der  Zeit 
sein,  die  bei  einer  Aenderung  in  den  bisher 
leitenden  Personen  von  selbst  eintreten  dürfte. 

2.  Die  LandwlrtschaftBkammern.  Die 
Errichtung  der  Land  wirtscliaf  tskammern  nach 
preussischem  Vorbilde  bedeutet  zweifellos 
eine  wesentliche  Stärkung  der  gemeinsamen 
Arbeit  der  Landwirtschaft  und  zwar  sowohl 
auf  dem  Gebiete  der  Interessenvertretung 
wie  der  gewerblichen  Arbeit. 

Das  preussisehe  Landwirtschaftskaramer- 
gesetz  hat  seine  letzte  Ursache  in  der  Ei*- 
kenntnis  der  grossen  Bedeutung  der  ein- 
heimischen Landwirtschaft.  Die  freien  land- 
wirtschaftlichen Vereine  konnten  unter  den 
gegebenen  Verliältnissen  der  Jetztzeit  ihre 
Aufgaben  nicht  mehr  voll  erfüllen  und  zwar 
schon  deshalb  nicht,  weil  sie  nur  einen 
•Bruchteil  des  landwirtschaftlichen  Berufs- 
standes umfassten  und  keineswegs  als  Vertre- 
terinnen der  gesamten  Land  wirtscliaf  t  ange- 


sprochen werden  durften.  Auch  fehlte  ihoeL 
die  für  eine  erfolgreiche  Thätigkeit  un'tie- 
dingt  notwendige  Möglichkeit  der  Besehaffnar 
ausreichender  Geldmittel.  Endlich  war  naii 
der  Lage  der  Rechtssprechung  den  landwin- 
scliaftlichen  Vereinen  nahezu  die  Möglichtefr 
abgeschnitten,  öffentliche  Angelegenheiten  z\. 
verhandeln,  ohne  den  Charakter  politischer 
Vereine  anzunehmen.  In  dieser  oesieYrm 
waren  Industrie  und  Handel  durch  üik 
Handelskammern  bislange  in  eine  bedeuteoi 
günstigere  Lage  versetzt. 

Die   Landwirtschaftskamraem    sind   wie 
die  Handelskammern  ursprünglich  eine  fran- 
zösische Einrichtung ;  so  bestehen  z.  B.  seit 
Anfang  der  fünfziger  Jahre  in  jedem  Arn^E- 
dissement  bezw.  Departement  unseres  welt- 
lichen Nachbarreiches  Landwirtschaftskam- 
mern.   In  Preussen  finden   sich   die  erst-n 
Anklänge   an    die  Landwirtschaftskamm^ir 
im   Landeskulturedikt   vom    14.   Septenib-r 
1811.     Seit    den    vierziger   Jahren    ist   is 
Preussen    das    Bemühen,    Landwiiischaffs- 
kammern  ins  Leben  zu  nifen,  nicht  mehr 
erloschen,  sondern  es  wiederholten  sich  dies- 
bezügliche Anträge  der  freien  Vereinigun-^^n 
in   den   verschiedenen   Decennien ,    bis  ilie 
fraglichen  Wünsche  im   Jahre   1S94  in  Er- 
füllung gingen. 

Wenn  auch  in  dem  G.  v.  30.  Juni  ISIU 
die  Errichtung  von  Landwirtschaftskammeni 
für  die  einzelnen  Provinzen  nur  als  fakul- 
tativ angesehen  wurde,  so  können  wir  trotz- 
dem heute  mit  Genugthuung  feststeilea. 
dass  in  allen  Provinzen  auf  Grund  der 
königlichen  Verordnung  nach  Anhörung  der 
Provinziallandtage  nunmehr  Kammeni  er- 
richtet sind  und  dass  nur  das  kleine  Hohen- 
zollern,  das  ja  auch  keine  Provinz  im  eigent- 
lichen Sinne  des  Wortes  bildet,  bisher  no^.k 
zurückgeblieben  ist. 

Der  §  2  des  Landwirtschaftskammer- 
gesetzes  lautet: 

»Die  Landwirtschaftskaramem  haben  i^i 
Bestimmung,  die  Gesamtinteressen  derLand- 
und  Forstwirtschaft  ihres  Bezirkes  walirzu- 
nehmen,  zu  diesem  Behufe  alle  auf  Hebung 
der  Lage  des  landwirtscliaftlichen  Grund- 
besitzes abzielenden  Einrichtungen,  ins^'e- 
sondere  die  weitere  korporative  OrganL^adon 
des  Berufsstandes  der  Landwirte  zu  fordern. 
Auch  haben  sie  das  Recht,  selbständig  An- 
träge bei  den  staatlichen  Behörden  zustellen.^ 

Damit  ist  ziun  Ausdruck  gebracht  dass 
sowohl  auf  dem  Gebiete  der  landwirtschaft- 
lichen Interessenvertretung  wie  auf  dem  der 
Fördenmg  der  praktischen  Thätigkeit  und 
der  wissenschaftlichen  Forschung  die  Land- 
wirtschaftskammern sich  zu  bethätigen  haben. 
Als  charakteristische  Merkmale  des  Gesetzes 
I  sind  noch  folgende  hervorzuheben : 
j       1.  dass  die  Landwirtschaft  nunmehr  vie 
I  Handel  und  Industrie  eine   öffentlichrecht- 
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c-lx^     Institution    zur  Vertretung  der  Ge- 
i^int: Interessen  des  Gewerbes  besitzt; 

^-  dass  alle  Landwirte,  welche  eine  selb- 
l Sündige  Ackernahrung  besitzen,  zur  Laud- 
.'irt  Schaftskammer  beitragspflichtig  und 
^rllVilbar  sind; 

3.  dass  ohne  specielle  Genehmigung  durch 
Len  Minister  für  Landwirtschaft,  Domänen 
ind  Forsten  die  Umlagen  ^/s  ^lo  des  Gründ- 
et euerreiuertrages  nicht  übersteigen  dürfen; 

4:-  dass  die  Beitragspflicht  den  gemeinen 
5  ff  entlichen  Lasten  gleich  zu  achten  ist; 

o.  dass  die  Wahlen  zu  den  Kammern 
entweder  durch  die  Kreistage  oder  auf  Grund 
eines  besonderen  in  §  9  des  Gesetzes  vor- 
geschriebenen Wahlverfahrens,  das  auf  in- 
<lirekter  Wahl  beruht,  vollzogen  werden; 

6.  dass  die  leitenden  Faktoren  der  Kam- 


mern der  Präsident  mit  seinem  Stellvertreter, 
der  Vorstand  und  die  Vollversammlung  bilden ; 

7.  dass  das  Aufsichtsrecht  durch  den 
Minister  für  Landwirtschaft  ausgeübt  wird. 

Eine  interessante  Zusammenstellung, 
welche  die  pekuniären  Leistungen  des 
Staates,  der  Landwirtschaftskaramern  selbst 
sowie  der  Provinzialverbände  für  die  Förde- 
rung der  Landwirtschaft  in  Preussen  dar- 
stellt, kann  in  nachstehendem  gegeben  weiden. 
Sie  beleuchtet  auch  die  Ergebnisse  der  eigenen 
Besteuerung  durch  die  Landwirtschaftskam- 
mern. Allerdings  ist  bei  dieser  Tabelle  ins 
Auge  zu  fassen,  dass  zur  Zeit  ihrer  Auf- 
stellung die  Provinzen  Hannover,  Westfalen 
und  Rheinland  bezw.  Hohenzollern  Land- 
wirtschaftskammern noch  nicht  besassen. 


Aus  Staatsmitteln  flössen  zu    !Die  Landwirtschafts- 
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wirtsch.  Centralvereine 
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Ostpreussen  .    .    . 

212300 

22975 

235  275 

13,50 

75800 

21  315 

97115 

39150 

136  265 

^H 

^^  estpreussen    .    . 
Brandenburg     .    . 

127050 

13  190 

140240 

8,08 

19000 

— 

19000 

31  292 

50292 

35,8 

129450 

10830 

140280 

8,09 

120000 

— 

120000 

23830 

143830 

102,5 

Pommern.    .    .    . 

87600 

60113 

147  713 

8,51     61 000 

12594 

73  594 

24400 

97  994 

66,2 

Posen 

143600 

18739 

162  339 

9,30 

52000     -- 

52000 

32631 

84631 

52,1 

Schlesien  .... 

142800 

47823 

190623 

10,90 

74000 

— 

74000 

54694 

128  694 

67,5 

Sachsen    .... 

107800 

10730 

118530 

6,83 

165  000 

— 

165000 

68232 

233  232 

196,7 

Schleswig-Holstein 

87700 

6471 

94171 

5,42     68246 

— 

68246 

22000 

90246 

95,8 

Hannover.    .    .    . 

166  050 

8074 

174  124 

10,03 

— 

29033 

29033 

99202 

128235 

73,6 

Westfalen     .    .    . 

74  575 

10390 

84965 

4,90 

— 

8558 

8558 

73511 

82069 

96,6 

Hessen-N.l*^  ^^^^^ 

jb)  Wiesbad. 

46200 

7630 

53830   3,10 

30000 

— 

30000 

32010 

62010 

115,2 

32600 

10635 

43235 

2,50 

34  763      — 

34763 

30027 

64  790  149,8 

Eheinland     .    .    . 

92741 

47  375 

140  116 

8,07 

—     1  25000 

25  000 

219830 

244830174,7 

Hohenzollern     .    . 

9695 

347 

10042 

0,57 

—         2  200 

2200 

— 

2200    21,9 

Zusammen 

I  460  16 1 

275  322 

i  735  483I 

699809 

98700I 

798  509I 

750809 

1549318 

Es  lie^  ausserhalb  jedes  Zweifels,  dass 
die  Beiträge,  welche  die  Landwirte  zu  den 
Kosten  der  Landwirtschaftskammern  leisten, 
im  Laufe  der  Zeit  eine  weitere  aUmäliliche 
Erhöhung  noch  erfahren  werden,  denn  die 
Aufgaben,  welche  auf  dem  Gebiete  wissen- 
schaftlicher Forschung  imd  der  praktischen 
Arbeit  zu  lösen  sind,  wachsen  von  Jahr  zu 
Jahr.  Wenn  auch  der  Staat  selbst  in  Er- 
kenntnis dieser  Umstände  in  seinen  Zu- 
schüssen progressiv  vorzugehen  pflegt,  so 
wird  die  Gegenleistung  durch  die  Kammern, 
bezw.  diu-ch  die  ganze  praktische  Landwirt- 


schaft, vielleicht  gerade  deslialb  imi  so  er- 
forderlicher sein. 

Seit  dem  Bestehen  der  Landwirtschafts- 
kammem  sind  im  Ausbau  der  Einrichtungen, 
die  den  einzelnen  Zwecken  des  Betriebes 
dienen,  ganz  gewaltige  Fortschritte  gemacht. 

Es  sei  hierbei  nur  hingewiesen  auf  die 
Entwickelung  der  Versuchsstationen,  auf  die 
Gründung  von  Einrichtungen  ziu*  Förderung 
der  Yiehzucht,  auf  die  Massregeln  zur 
Hebung  der  ganzen  Landeskultur  u.  s.  w. 

Auch  hinsichtlich  der  Lösung  volks- 
wirtscliaftlicher    Fragen    ist    durch  Heran- 
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Ziehung  tüchtiger  Kräfte  eine  wesentliche 
Aendening  zum  Besseren  eingetreten.  Die 
preussi sehen  Landwirtschaftskamraem  liaben 
für  bestimmte  Zwecke,  wie  z.  B.  für  das  Ge- 
treidenotierungswesen, für  die  Bearbeitung 
von  Fragen  der  Tarifpolitik,  für  die  Förde- 
rung der  Viehverwertung,  für  die  Organi- 
sation des  Arbeitsnachweises  eigene  Central- 
stellen  eingerichtet,  zu  deren  Kosten  die 
sämtlichen  Kammern  beitragen  (ca.  70000 
Mark  im  Jahre)  und  bei  deren  Verwaltung 
sie  durch  gewählte  Vertreter  mitwirken. 

Wir  seilen  hier  eine  zweckmässige  prak- 
tische Verwertung  des  theoretischen  Grund- 
satzes, dass  nur  in  der  Sammlung  der 
Kräfte  die  dauernde  Gewähr  für  ent- 
sprechende Leistimgen  gegeben  ist. 

Auch  der  Gedanke,  der  schon  bei  Be- 
ratung des  Gesetzes  im  Jahre  1894  im 
preussischen  Abgeordnetenhause  zum  Aus- 
dnicke  gebracht  wiu-de,  nämlich,  dass  man 
auf  Grund  gesetzlicher  Bestimmungen  die 
sämtlichen  Landwirtschaftskammern  Preus- 
sens  in  einer  Centralkamraer  vereinigen 
sollte,  ist  dauernd  der  Gegenstand  ein- 
gehender Erwägungen  im  Schosse  der  Kam- 
mern. Allerdings  wird  dann,  wenn  dieser 
Wunsch  erfüllt  ist,  das  Landes-Oekonomie- 
KoUegium  dei-Centralkammerweichen  müssen. 

Das  preussische  Beispiel  scheint  auch 
auf  die  übrigen  deutschen  Länder  an- 
regend zu  wirken,  indem  man  einerseits 
Ke formen  in  den  landwirtschaftlichen  Cen- 
tralvertretungen  durchgeführt  hat,  w4e  in 
Bayern,  Hessen  und  in  Baden,  und  indem 
man  andererseits  an  die  Gründung  von 
Kammern  selbst  ebenfalls  denkt  oder  sie 
schon  durchgeführt  hat. 

Die  Befürchtung,  dass  das  landwirtschaft- 
liche Vereinswesen  durch  die  Kammern  be- 
einträchtigt, würde,  hat  sich  nicht  erfüllt, 
sondern  es  kann  im  Gegenteil  heute  schon 
der  Nachweis  geliefert  werden,  dass  unter 
den  Kammern  eine  starke  Vermehrung  der 
landwirtschaftlichen  Einzelvereine  sich  voll- 
zogen hat.  Ueberall  da,  w^o  die  Kammern 
die  Rechtsnachfolger  der  Centralvereine  sind, 
und  letztere  sich  aufgelöst  haben,  ist  an 
deren  Stelle  ein  Verband  der  Einzel  vereine 
getreten,  welcher  der  betreffenden  Kammer 
angegliedert  ist. 

(Siehe  auch  den  folgenden  Art.  Land- 
wirtschaftskammern.) 

3.  Gegenwärtige  und  zukünftige 
Aufgaben.  Was  die  Zukunft  des  landwirt- 
schaftlichen Vereinswesens  betrifft,  so  unter- 
liegt es  keinem  Zweifel,  dass  dasselbe  im 
Zeichen  der  Kammerorganisation  wirken 
ward.  Grosse  Aufgaben  bleiben  noch  zu  lösen, 
die  teilweise  auch  schon  in  dem  preussischen 
Gesetz  für  die  Landwirtschaftskammern  an- 
gedeutet sind.  Vor  allem  w^ird  es  sich 
darum     handeln,     das     landwirtschaftliche 


Kreditwesen,  und  zwai-  dasjenige  znr  3^- 
friedigimg  des  Realki-edits,  einer  grüinilicL- : 
und  vorsichtigen  Beform  zu  iinterzieiKiu 
Dieselbe  muss  in  erster  Linie  von  der  Gnin»'- 
anschauung  abgeleitet  werden,  da-s.-?  d-? 
Kulturboden  des  Vaterlandes  niemaLs  eiL- 
bewegliche  Handelsware  wertlen  darf  u  : 
dass  die  Art  der  Kreditgewährung"  i^o  z— 
halten  w^erden  muss,  dass  auch  eine  aJi- 
mähliche  Entschuldung  in  Aussicht  ;-'►- 
nommen  wird.  Eine  weitere  Aufgal*e  »i— 
landwirtschaftlichen  Vereins wesens  Irs^i-« . 
der  Kammern  wird  darin  bestehen,  *lie  A- 
Satzverhältnisse  der  Erzeugnisse  allgemeit 
in  gesunde  und  geregelte  Bahnen  zu  l*-it'- 
und  diejenigen  Missstände  auf  dem  W'-j- 
der  Selbsthilfe  zu  beseitigen,  welche  dnrA 
den  Indifferentismus  der  Landwirte,  «iur.ji 
eine  un zweckmässige  Gesetzgebung-  tm  i 
durch  die  Lage  des  Weltmarktes  hertiei::'- 
führt  sind. 

Das  ländliche  Arbeiter wesen  bezw.  t.:].. 
Arbeiternot  wird  wohl  auf  lange  Zeit  liir. 
nicht  von  der  Tagesordnung  verschwin^ien. 
denn  sie  ist  heute  die  am  meisten  drohen  i  t 
Wolke  am  Horizont  der  deutschen  Land- 
wirtschaft. Ob  die  Landwirtschaftskamraera 
die  Brücke  bilden  werden  zu  einer  kor{"> 
rativen  Berufsgenossenschaft  der  Landwiit< 
wie  das  bei  den  Verhandlungen  über  Cos 
Gesetz  im  preussischen  Abgeordnetenhaus*- 
in  Aussicht  gestellt  wurde,  bleibt  abzuwartt?n. 

Dass  wir,  obwohl  Deutschland  gegen- 
über anderen  Kulturländern  auf  dem  Gebiet?? 
des  landwirtschaftlichen  Betriebes  wohl  aa 
der  Spitze  marschiert,  mit  Hilfe  der  forschen- 
den Wissenschaft  noch  vieles  wenien  er- 
reichen können  und  müssen,  kann  nicht  ge- 
leugnet werden.  Die  Anerkennung  aftor 
muss  dem  Vereinswesen  auf  Grund  der  bis- 
herigen Ergebnisse  gezollt  werden,  dass  wir 
mit  Vertrauen  auf  eine  gesunde  und  be- 
friedigende Lösung  der  schwebenden  Fragen 
diu-ch  dasselbe  hoffen  dürfen. 

Litteratur :  Mentzel  und  v.  Lengertces  Itjndv. 
mifskaiendei'f  II.  Teil  des  Jahrgangs  sHt  1S6T.  — 
Des  Landwirts  Haus-  und  LekHyttch,  von  Chr. 
Jensen f  Berlin  1892.  —  Der  we^tßlvsche  Baurr. 
Münster  1890.  Herausgegeben  vom  westßUisrkfii 
Bauemverein.  —  Bimbaufnf  Das  (w€i9<»9~*rß- 
scha/tsprincip,  Leipzig  1871.  —  SfadWiwawn« 
Das  landwirtschajViche  Vereinstoesen  in  Prrttsjse**, 
Halle  a.  S.  1874.  —  Tlieodor  BaUke,  BilA^r 
aus  der  Geschichte  der  deutschen  Landwirtschaß, 
Berlin  und  Leipzig  1876.  —  Die  Landirirtsrhaß 
in  Bayern.  Denkschrift,  nach  amtlichen  QuelJt^n 
bearbeitet,  München  1890.  —  van  Mac^ird, 
Ergebnisse  der  preussischen  Landunrtschafi  «» 
den  Jahren  1885  und  1886,  Berlin  (P.  Bnrev) 
1888.  —  t'.  Jjangsdorffy  Die  Landwirtschaii 
im  Kiinigreich  Sachsen,  Dresden  1889.  —  .Ifox 
Eyth,  Die  königliche  landwirtschaftiiche  Ge^ll- 
schüft  in  England,  Heidelberg  188S.  —  Eduaf'd 
Beichef  Die  Provinz  Sachsen  und  ihr  Boden, 
Delitzsch  1874.,  —  Fünfzig  Jahre  der  Landttirt- 
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sf'hivft  li^^eslpretissefM,  FestschHJt  zur  F^ier  des 
•riOJiihriyeri  Bestehens  des  Hauptvereins  wcst- 
^tre-u^^i^fcher  Landwirte,  Danzig  1872. 

X>*V      Jahresberichte    der    landwirtschaftlichen 

i'f'ntral vereine  bezw.  der  Landwirtschaftskammern 

r>v*tts€r?i1-ands    und   PreuMctis.   —   Die    Beiträge 

zur     i<tndwirtschaftlichen  Statistik  von  Preussen, 

btuirö^it^t  im  königlich  preussischen  Ministerium 

jUr    X^<tnd Wirtschaft,   Domänen    und  Forsten,  — 

/>ccÄ  Zj€indwirtschaftskammergesetz  mit  Kommentar, 

r<*n      J>r.    Jur,     Wittig,     —    Mentzel    und 

v-      X^C'Wigerlces    land Wirtschaft!.    HUfskalender, 

II.    Teil    der  letzten  Jahrgänge.     Die    amtlichen 

Jahresberichte  und  Zeitschriften  der  preussischen 

Kttnimern. 

V,  Mendel'Steinfels, 


Landwirtschaftskammern. 

Das  Preiissische  Gesetz   über  die  Land- 
wirtschaftskammern   datiert   vom   30.   Juni 
ls94,  die  Königliche  Verordnung  betreffend 
die  Errichtung  von  Landwirtschaftskammern 
fiir  die  Provinzen  Ostpreussen,  Westpreussen, 
Pommern,   Brandenburg,   Posen,   Schlesien, 
Sachsen   und  Sclileswig-Holstein    sowie  die 
Regiei-ungsbezirke  Cassel  und  Wiesbaden  ist 
unter  dem  3.  August  1895  zugleich  mit  der 
Bestätigung  der  Satzungen  für  diese  Land- 
wirtschaft skammem   erlassen,  nachdem   im 
Laufe  des  Winters  imd  Frühjahrs  1894/95 
die    Pi-ovinziallaiidtage   der   einzelnen  Pro- 
vinzen in  der  durch  §  1  des  Gesetzes  ange- 
ordneten Weise   zur  Sache   gehört  worden 
waren.     Die   Provniziallandtage   von   Han- 
nover,   Westfalen    und    der    Rheinproviuz 
hatten  zuerst  eine  ablehnende  Stellung  ein- 
genommen, und  infolgedessen  wai-en  Land- 
wirtschaftskammern in  diesen  Provinzen  zu- 
nächst  nicht  errichtet   worden.     Nachdem 
aber  unter  den  Landwirten  dieser  Provinzen 
die  Ceberzeugung  durchgedrungen  war,  dass 
g^enüber  dem  kräftigen  Auftreten  der  Land- 
wirtschaftskammern   in    den    übrigen  Pro- 
vinzen   eine    Isolierung   für   die    landwirt- 
schaftlichen Interessen  des  Westens  schäd- 
lich werden  könnte,  änderte  sich  auch  die 
Stinmaung  in   den  betreffenden  Provinzial- 
landtagen  und  es  erfolgten  entspi-echende  Be- 
schlüsse, so  dass  nun  auch  zur  Enichtuug 
von  Landwirtschaftskammern  in  den  3  ge- 
nannten  westlichen   Provinzen    geschritten 
werden  konnte.     Dieselbe  erfolgte  mit  der 
Bestätigung  der  betreffenden  Satzungen  durch 
Königliche  Verordnung  vom  28.  April  1898 
für  Westfalen  und  15.  März  1899  für  Han- 
nover und  die  Rheinprovinz,  so  dass  nun- 
mehr  alle   Provinzen   Preusseus   mit  Aus- 
nahme des  Regienmgsbezirkes  Sigmaringen 
Landwirtschaftskammern    besitzen.      Nach- 
ahmung hat  das  preussische  Beispiel  bisher 
nur  in   Oldenburg    gefunden ,    die    dortige  | 


Landwh'tschaftskammer  berulit  auf  dem 
G.  V.  25.  Januar  1900  und  der  Ausfühnmgs- 
verordnung  vom  28.  Mai  1900.  Das  Gesetz 
schliesst  sich  in  der  Hauptsache  an  das 
preussische  Gesetz  an  und  weist  nur  in  der 
Wahl  der  Mitglieder,  welche  teils  direkt 
gewählt,  teils  von  den  landwirtschaftlichen 
Vereinen  bestimmt  werden,  einige  Abwei- 
chungen auf. 

In  der  Bewegung  zu  Gunsten  dieser 
neuen  Organisation  haben  sich  in  Preussen 
zwei  Strömungen  begegnet,  von  denen  die 
eine  ursprünglich  nichts  weiter  beabsich- 
tigte, als  den  bestehenden  landwirtschaft- 
lichen Vereinen,  deren  Wirksamkeit  durch 
einen  chronischen  Maugel  an  Mitteln  sehr 
gehemmt  war,  das  Recht  zu  verleihen,  von 
allen  Berufsgenossen  Beiti-äge  zur  Förderung 
der  Landwirtschaft  zu  erheben.  Diese  Strö- 
mung würde  bei  der  Unpopularität  zwangs- 
weiser Beiträge  gerade  in  landwirtschaft- 
lichen Kreisen  schwerlich  hingereicht  haben, 
der  Idee  der  Landwirtschaftskammern  zum 
Siege  zu  verhelfen,  wenn  nicht  eine  andere 
Strömung  ihr  zu  Hilfe  gekommen  wäre, 
welche  ein  Zusammenfassen  aller  Landwirte 
in  einer  kraftvollen  Organisation  erstrebte, 
um  in  dem  Widerstreit  der  wh-tschaftlichen 
Interessen  der  Landwirtschaft  die  ihr  ge- 
bülu-ende  Vertretung  unter  allen  Umständen 
unabhängig  von  der  Gunst  oder  Ungunst 
der  Regienmgen  und  Parteien  zu  sichern. 
Diese  Strömung,  welche  sich  auf  eine  starke 
Erregung  in  den  landwirtschaftlichen  Kreisen 
über  die  angebliche  Vernachlässigung  der 
Landwirtschaft  stützen  konnte,  war  schliess- 
lich mächtig  genug,  um  das  Gesetz  durch- 
zudrilcken,  trotz  der  Widerstände,  die  sich 
auch  in  der  Landwirtschaft  selbst  entgegen- 
stellten. Vor  allem  waren  es,  wie  auch  der 
diu*ch  mehrere  Sessionen  hingezogene  Kampf 
im  Landesökonomiekollegium  zeigt,  die  Ver- 
treter der  bestehenden  landwii-tschaftlichen 
Vereinsorganisation,  welche  mit  wenig  Aus- 
nahmen dem  Gesetz  unfreundlich  gegenüber- 
standen, da  sie  nur  ungern  dazu  helfen 
wollten,  dass  eine  neue  Organisation  auf 
breitester  Basis  mit  vielleicht  ganz  neuen 
Leuten  an  der  Spitze  die  bisherigen  land- 
wiiischaftlichen  Vereine  aufsaugen  sollte. 
Von  den  politischen  Parteien  ist  die  konser- 
vative zuerst  zögernd,  dann  ganz  entschieden 
für  das  Gesetz  eingetreten,  und  ihr  ist  das 
Zustandekommen  desselben  vornehmlich  zu 
danken.  Die  freikonservative  Partei  war  im 
allgemeinen  dem  Gesetz  günstig  gesinnt, 
machte  aber  ihi*  Verhalten  davon  abhängig, 
dass  die  Angelegenheit  nicht  in  der  Provinz 
Posen  zu  Ungunsten  des  Deutschtums  aus- 
schlage, die  Nationalliberalen  konnten  sich 
in  ihrer  Mehrheit  der  Gerechtigkeit  der 
Forderung  nicht  entziehen,  dass  das,  was  in 
der  Handelskammer   für   Handel    und   In- 
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dustrie  recht,  auch  für  die  Landwirtschaft 
billig  sei,  nur  wollten  sie  keine  direkte 
überall  obligatorische  Einführung  der  Land- 
wirtschaftskammem  durch  das  Gresete,  son- 
dern befürworteten  die  vorherige  Befragung 
der  Proviuziallandtage,  ohne  indes  die  Zu- 
stimmung derselben  zu  einer  conditio  sine 
qua  non  zur  Errichtung  der  Kammer  zu 
machen.  Eine  Minderheit  der  Nationallibe- 
ralen stimmte  mit  den  Abgeordneten  des 
Fortschritts  und  der  Freisinnigen  Vereinigung, 
welche  mehr  oder  minder  entschiedene  prin- 
cipieDe  Gegner  der  geplanten  Organisation 
waren.  Im  Centrum  war  eine  principielle 
Gegnerschaft  eigentlich  nicht  vorhanden,  ob- 
gleich längst  nicht  alle  Mitglieder  den 
Enthusiasmus  einzelner  Führer  der  landwirt- 
schaftlichen Interessen  in  der  Partei  teilten, 
sondern  der  Sache  kühler  gegenüberstanden, 
die  Partei  verbiss  sich  in  ihrer  ^lajorität 
schliesslich  so  sehr  auf  eine  verhältnismässig 
untergeordnete  Frage  der  Organisation  des 
Wahlrechts,  dass  die  Konservativen,  welche 
das  Gesetz  unter  allen  umständen  haben 
wollten,  hierdurch  gezwungen  wurden,  mit 
den  Fi-eikonservativen  und  den  National- 
liberalen zu  paktieren  auf  Grundlage  des 
Wahlrechts  der  Kreistage,  welches  Wahl- 
system für  das  Centrum  doch  noch  viel 
unannehmbarer  hätte  sein  müssen  als  der 
von  der  Regierung  ursprünglich  vorgeschla- 
gene Wahlmodus.  Die  Regierung  ihrerseits 
hielt  zwar  die  Wahl  durch  die  Kreistage, 
in  welchen  besonders  in  den  westlichen  Pro- 
vinzen vielfach  nicht  landwirtschaftliche  In- 
teressen vorhen-schen,  nicht  gerade  für  den 
besten  Wahlmodus,  konnte  aber  in  der  Er- 
setzung des  von  ihr  vorgesclüagenen  Wahl- 
systems durch  die  Kreistagswahl  um  so 
w^eniger  einen  Grund  für  das  Fallenlassen 
des  ganzen  Gesetzes  finden,  als  die  betref- 
fenden Amendements  für  die  Zukunft  eine 
Aenderung  des  Wahlrechts  und  die  Einfüh- 
rung direkter  Wahlen  seitens  der  Land- 
wirte selbst  in  der  einfachsten  Form  ermög- 
lichten. 

Das  Gesetz  selbst,  wie  es  sich  jetzt  ge- 
staltet hat,  enthält  in  25  Paragraphen  niu- 
das  für  die  Diu-chführung  der  Organisation 
Unentbehrliche,  eine  Anzahl  wesentlicher 
Bestimmungen  mussten  den  vom  Könige  zu 
bestätigenden  Satzungen  der  einzelneu  Kam- 
mern überlassen  bleiben,  da  man  den  pro- 
vinziellen Verschiedenheiten  in  den  land- 
wirtschaftlichen Verhältnissen  Rechnung 
tragen  musste,  während  man  in  dem  Han- 
delskammergesetz mit  in  der  ganzen  Mo- 
narchie zieirüich  gleichartigen  Verhältnissen 
zu  thun  hatte  und  daher  die  Angelegenheit 
gleich  durch  das  Gesetz  für  den  ganzen 
Staat  einheitlich  regeln  konnte. 

Als  den  Zweck  der  Landwirtschaftskam- 
mern bezeichnet  das  Gesetz  die  korporative 


Organisation    des    landwirtschaftlichen    ik- 
rufsstandes   und   zählt   danu    die  Aixfga]^«r'a 
auf,  welche  dieser  Orgaaisation  zunäeh>f  23- 
fallen  sollen.    Hierin  gehört  vor    allem  »ia- 
grosse  Gebiet  der  Interessenvertretung  ua-i 
das  Recht,  Initiativanträge  bei  den  Be&jniea 
zu   stellen,  nicht   bloss   auf  Befragen   Git- 
achten  zu  erstatten.    Sodann  ist  den  Lsuj'l- 
wii-tschaftskammem,   welche   an    die   SteL- 
der  gegenwärtigen  landwirtschaftlichen  CVn- 
tralvereine  treten  sollen,  die  Aufgabe  zas-^ 
fallen,  den  technischen  Fortschritt  der  Lan«!- 
wirtscliaft  in  jeder  Weise  zu  fördern,      hk 
Staatsregierung  legt  auf   diese  Verbind udj 
der  Interessenvertretung  mit  der  unpolitist-heL 
technischen  Arbeit  grossen  Wert,  um  in  den 
Land  Wirtschaftskammern  nicht  reine  AgiXi»- 
tionsvereine  entwickelt  zu  sehen.      Xur  in 
dieser  Verbindung  glaubte  sie  die  Landwirt- 
schaftskammern  mit  den  Privilegien  ausstattr>L 
zu  dürfen,  welche  mit  einer  behördlichen  <>- 
ganisation  und  der  Gestattung  der  Erricü- 
tung  beliebiger  Ausschüsse  als  Unterverbände 
mit  freiem  Verkehr  unter  einander  aucli  in 
wirtschaftspolitischen  Fragen  verbunden  sind. 
Eine  korporative  Organisation  der  Landwirt- 
scliaft   stellen  die  Landwirtschaftskammen: 
in   ihrer  Jetzigen  Form    freilich  noch  nicht 
dar,  die  Kammer  selbst  ist  ja  niur  ein  Ver- 
tretungskörper für  die  Landwirtschaft.    Erst 
wenn  alle  Landwirte  die  Körj^rschaft  selbst 
bilden    und   die   Kammer   als    einen  Ai&- 
schuss  dieser   Körperschaft  direkt  wählen, 
wird    man    dieser   Organisation    näher  ge- 
kommen   sein.      Eine    solche    Organisation 
wird   auch  erst  die  volle  Kraft  haben,  die 
im  Gesetz  als  Zukunftsaufgaben  aufgeführte 
Beteiligung  an   der  Kreditorganisation  und 
sonstigen      genossenschaftlichen     Aiifgabea 
durchzuführen.     Dagegen  kann  schon  jet2t 
nach  Regehmg  der  betreffenden  Gesetzge- 
bung eine  Beteiligung  der  Landwirtschafc 
kammern  an  der  Verwaltung  der  ProdoJcteu- 
börsen  und  Märkte   stattfinden.     Diese  Be- 
stimmung liat  bekanntlich  Anlass  zu  einem 
heftigen  Widerstände  der  betreffenden  Bö^ 
sen vorstände  gegeben ;  schliesslich  hat  jedoch 
eine  Einigung  Platz  gegriffen,  welche  Ver- 
tretern der  landwirtschaf  tlichenKorporationefl 
eine  Mitwirkung  bei  den  Preisfestsetzungen 
und   sonstigen   Fragen  der  Getreidebörsen- 
Organisation  ermöghcbt. 

Es  ist  selbstverständlich,  dass  man  nicht 
alle  diejenigen  als  Landwirte  betrachten  und 
zur  Landwirtschaftskammer  heranziehen 
kann,  welche  irgend  einen,  wenn  auch  noch 
SO  kleinen  Fleck  Landes  bebauen.  Das  Ge- 
setz will  nur  diejenigen  einbeziehen,  welche 
eine  selbständige  Ackernahrung  bewirtschaf- 
ten, und  überlässt  es  den  Satzungen,  für 
jeden  Landwirtschaftskammerbezirk  festzu- 
setzen, welches  Mass  von  Grundsteuerrein- 
ertrag als  eine  solche  AckeruÄhrung  gelten 
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soll.  Ein  solcher  numerischer  Massstab  wii*d 
nie  überall  zutreffend  sein,  hat  aber  den 
Vorzug,  dass  er  eine  ganz  scharfe  Grenze 
zieht,  über  die  man  nicht  zweifelhaft  sein 
kann.  Da  man  zur  Yorberatuug  der  Sat- 
zungen konstituierende  Versammlungen  nicht 
wollte,  weil  ein  ]!^Iassstab  für  'die  Berechti- 
gung zur  Teilnahme  an  solchen  Versamm- 
lungen nicht  vorlag  und  jede  arbiträre  Fest- 
setzung eines  solchen  für  die  Majoritäten  in 
diesen  Versammlungen  präjudiziell  gewesen 
wäre,  so  wurden  die  betreffenden  Bestim- 
mungen für  die  ersten  vom  Könige  zu  er- 
lassenden Salzungen  durch  Vorberatungen 
landwirtschaftlicher  Vertrauensmänner  aus 
den  Kreisen  der  landwirtschaftlichen  Vereine 
und  durch  die  Voten  der  Provinziallandtage 
geprüft.  Für  die  Beteiligung  an  den  Lahd- 
wiiischaftskammern  gelten  nun  folgende 
Gnmdsteuerreinertragssätze :  für  Ostpreussen 
30  Thaler,  Westpreussen  25  Thaler,  Pom- 
mern 20  Thaler,  Brandenburg  35  Thaler, 
Posen  40  Thaler,  Schlesien  35  Thaler, 
Sachsen  30  Thaler,  Schleswig-Holstein  50 
Thaler,  Cassel  40  Tbaler,  Wiesbaden  20 
Thaler,  Hannover  25  Thaler,  Westfalen  25 
Thaler,  Rheinprovinz  50  Thaler.  Wie  man 
sieht,  nehmen  die  betreffenden  Grundsteuer- 
reinerträge nicht  gleichmässig  von  Osten 
nach  Westen  ab,  wie  man  wohl  hätte  ver- 
muten dürfen.  Man  kann  annehmen,  dass 
man  in  einzelnen  Provinzen  keinen  beson- 
deren Wert  auf  eine  genaue  Begrenzung 
nach  unten  gelegt  hat,  da  die  betreffenden 
Kategorieen  der  kleinen  Landwirte  dort  keine 
grosse  RoUe  spielen  und  es  in  der  Kammer 
nie  zu  irgend  einer  Geltung  bringen  werden. 
Anders  ist  dies  im  Westen,  wo  einige  Thaler 
mehr  oder  weniger  Grundsteuerreinertrag 
die  Zusammensetzung  der  Kommittenten  der 
Kammer  schon  sehr  verschieben  können. 
Neben  den  Eigentümern,  Nutzniessern  imd 
Pächtern  können  dann  auch  noch  frühere 
Ijandwirte,  sofern  sie  noch  in  dem  betreffen- 
den Bezirke  wohnen,  sodann  Personen,  w^elche 
mindestens  10  Jahre  Vorstandsmitglieder 
oder  Beamte  von  landwirtschaftlichen  und 
zw  eck  verwandten  Vereinen ,  Genossenschaften 
und  Kreditinstituten  gewesen  sind,  in  die 
Kammer  gewählt  werden,  auch  kann  be- 
stimmten Personen  wegen  ihrer  Verdienste 
um  die  Landwirtschaft  die  Wählbarkeit  durch 
die  Kammer  verliehen  werden.  Schliesslich 
kann  auch  jede  Kammer  bis  zu  ^/lo  ihrer 
Mitgliederzahl  beliebige  Personen  kooptieren, 
doch  haben  solche  Mitglieder  kein  Stimm- 
recht. Der  Grundsalz,  dass  in  land>^^rt- 
schaftlichen  Fragen  nur  die  Landwirte  selbst 
mitsprechen  sollen,  ist  eben  möglichst  streng 
durchgeführt. 

Der  Entwurf  der  Regierung  hatte  eine 
direkte  Wahl  der  Mitglieder  der  Kammer 
nach  einem  Wahlsystem  vorgesehen,  welches 


jedem  Wähler  genau  soviel  Stimmrecht  ver- 
lieh, wie  sein  Besitz  Grundsteuerreinertrag 
repräsentierte.  Diesem  System  standen  die 
Abneigung  gegen  besondere  Wahlen,  sodann 
Bedenken  wegen  der  plutokratischen  Gestal- 
tung desselben  und  für  einzelne  Provinzen 
Bedenken  nationaler  und  parteipolitischer 
Art  entgegen,  und  wie  schon  erwähnt,  wäre 
das  Gesetz  beinahe  hieran  gescheitert.  Mangels 
Bessei'en  einigte  man  sich  denn  in  letzter 
Stunde  auf  die  Wahl  diu*ch  die  Kreistage 
und  konnte,  wie  schon  gesagt,  die  Regiening 
hierauf  eingehen,  da  gleichzeitig  durch  den 
§  9  des  Gesetzes  die  Möglichkeit  erhalten 
blieb,  dass  die  Kammern  selbst  sich  für  ein 
anderes  Wahlverfahren  entscheiden.  Für  ein 
solches  stellt  das  Gesetz  nur  die  Bedingung 
auf,  dass  es  ein  indirektes  nach  dem  Grund- 
steuerreinertrage  abgestuftes  Wahlrecht  sein 
muss.  Ausserdem  ist  bestimmt,  dass  das 
Wahlrecht  auch  an  kleinei-e  Landwirte,  deren 
Besitz  nicht  an  die  selbständige  Ackernah- 
rung heranreicht,  verliehen  werden  kann. 
Den  Stadtki-eisen  ist  nur  eine  minime  Be- 
teiligung an  den  Wahlen  gesichert,  sie 
können  \mter  anderem  zu  den  Kreistagen 
benachbarter  Landkreise  eine  ihrem  Grund- 
besitz entsprechende  Anzahl  Wahlmänner 
entsenden,  was  für  sie  nur  ausnahmsweise 
von  Wert  sein  wird;  es  ist  deshalb  eine 
solche  Massnahme  nur  in  den  Provinzen 
Posen  und  Sachsen  und  in  den  Regierungs- 
bezirken Cassel  und  Wiesbaden  vorgesehen. 
Kreistagsmitglieder  aus  dem  Wahlverbande 
der  St^te  können  sich  nur  dann  an  der 
Wahl  beteiligen,  wenn  sie  durch  eigenen 
Besitz  oder  als  Vertreter  fremden  z.  B.  kom- 
munalen Besitzes  wählbar  sind.  Von  der 
durch  das  Gesetz  gegebenen  Möghchkeit,  für 
die  Kreistagsraitglieder  solcher  Städte,  deren 
Einwohner  vorzugsweise  Landwirtschaft 
treiben,  allgemein  die  Wahlfähigkeit  durch 
die  Satzungen  zu  bestimmen,  hat  man  nur 
in  der  Provinz  Posen  und  im  Regierungs- 
bezirk Wiesbaden  zu  Gunsten  aller  nicht 
kreiseximierten  Städte  Gebrauch  gemacht. 
Meistenteils  bildet  jeder  einzelne  Landkreis 
einen  Wahlbezirk,  nur  in  der  Provinz  Posen 
hat  mau  bei  der  Hälfte  der  Wahlbezirke 
melu'ere  Landki-eise  zu  einem  Wahlbezirk 
vereinigt,  desgleichen  in  Schlesien  einige 
kürzlich  getrennte  industrielle  Kreise  wieder 
zu  einem  Walilbezirke  zusammengelegt.  Die 
Anzahl  der  in  jedem  Walilbezirk  zu  wählen- 
den Mitglieder  der  Kammer  schwankt  von 
2  bis  5,  so  dass  überall  Kompromisse  zwischen 
Gross-  und  Kleingrundbesitz  möglich  sind, 
nur  in  zwei  Kammern,  Ostpreussen  und 
Regierungsbezirk  Wiesbaden,  hat  man  jedem 
Wahlbezirke  die  gleiche  Anzahl  Vertreter 
und  zwar  zwei  zugestanden,  meistens  ist  die 
Vertretung  nach  Grösse  und  Gruudsteuer- 
reinertrag  verschieden   in  der  Art  geregelt 
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dass  man  entweder  den  grösseren  Kreisen  3, 
den  kleineren  2  Mitglieder  gegeben  oder  eine 
genauere  Proportionalität  der  \  ertretnng  nach 
dem  Grundsteuerreinertrag  durchgeführt  hat. 
Verschieden  ist  auch  die  Anzahl  der  Mit- 
glieder, welche  überhaupt  für  die  Kammer 
zu  wählen  sind.  Im  allgemeinen  bevorzugte 
man  schon  mit  Rücksicht  auf  die  Kosten 
kleinere  Körpei-schaften ;  wo  man  eine 
grössere  Zahl  von  Mitgliedern  haben  wollte, 
geschah  dies,  um  den  Uebergang  aus  der 
alten  landwirtschaftlichen  Centralvereinsver- 
fassung  in  das  neue  System  möglichst  zu 
erleichtern,  indem  man  durch  die  gi-össerc 
Zahl  die  Möglichkeit  gab,  alle  Mitglieder  der 
früheren  Generalversammlungen  oder  Dele- 
gierten versanmilungen  in  die  Kammer  zu 
wählen.  Da  die  Kammern  sich  nicht  aUzu 
häufig  versammeln  können,  so  fällt  ein  nicht 
unwichtiger  Teil  der  Aufgaben  der  Kammer 
dem  Vorstand  zu,  der  eine  Art  Ausschuss 
der  Kammer  darstellt,  der  Vorstand  muss 
nach  dem  Gesetz  aus  mindestens  5  Pei-sonen 
bestehen.  Nach  den  Satzungen  stellen  sich 
die  betreffenden  Zahlen  für  die  einzelnen 
Kammern  ^vie  folgt: 

Ostpreussen  .    .    70  Mitgl.  7  Vorstandsmitgl. 

Westpreussen   .    62  „  7  „ 

Pommern ...    63  „  5  „ 

Brandenburg    .  109  „  12  „ 

Posen  ....    70  „  II  „ 

Schlesien  ...  124  „  7  „ 

Sachsen    ...  112  „  13  „ 

Schlesw.-Holstein  80  „  7  „ 

Cassel  ....    50  „  8  „ 

Wiesbaden    .    .    32  „  7  „ 

Hannover     .    .    69  „  14  „ 

Westfalen     .    .    91  „  13  „ 

Kheinprovinz    .117  „  13  „ 

Die  Mitglieder  derl^andwirtschaftskammer 
werden  auf  6  Jahre  gewählt,  alle  3  Jahre 
scheiden  die  Vertreter  der  Hälfte  der  Wahl- 
bezirke aus,  dementsprechend  wird  auch 
der  Vorstand  alle  3  Jahre  neugewählt.  In 
einzelnen  Satzungen  findet  sich  die  Bestim- 
mung, dass  die  Vorstandsmitglieder  nicht 
ganz  frei  aus  allen  Mitgliedern  der  Kam- 
mern gewählt  werden  können,  sondern  be- 
stimmten Teilen  des  Kammerbezirkes  ange- 
hören müssen. 

Sehr  wichtig  ist  das  Recht  der  Kammern, 
Ausschüsse  für  einzelne  Aufgaben  zu  bilden! 
Da  diese  Aufgaben  sachlich  oder  lokal  be- 
gi-enzte  sein  und  die  Ausschüsse  beliebig 
kooptieren  können,  so  steht  nichts  im  Wege, 
alle  landwirtschaftlichen  Kreis-  und  Haupt- 
vereine zu  Ausschüssen  der  Kammern  um- 
zubilden und  auf  diese  Weise  der  Kammer 
ein  das  ganze  Gebiet  umfassendes  reichver- 
z^yeigtes  Netz  von  ünterverbänden  zu  geben. 
Dies  ist  auch  nötig,  denn  nur  hierdurch 
kann  die  Kammer  in  den  zu  ihrer  gedeih- 
lichen Wirksamkeit  unentbehrlichen  Kontakt 


mit   den  Landwirten   gelangen.       Die  31i:- 
glieder  der  Kammer  versehen    ihr  Amt  t*:- 
entgeltlich,  doch  ist  die  Zahlung^  von  Diatt: 
und  Roisekosten  erlaubt  und  wird  in  maöcL-L 
Gegenden   nicht   zu  entbehren     seiii,   wr-Lü 
man  auf  eine  genügende  Beteiligriing:  r>?t-hfi-i 
will.    Die  Sitzungen  der  Kammern  siud  i  r 
Regel    nach  öffentlich,   Regierungsvertr-tr. 
sind  immer  zum  Wort  zu  verstatteii.     hk 
Kosten    der   ganzen   Geschäftsführuiiir    Ir 
Kammer   werden    auf    sämtliche     het*:^ih£r': 
Landwirte  nach  Massgabe  des  &mnd?tei>T- 
reinertrages    verteilt    und    wie     öffentÜLL- 
Lasten   eingetrieben.     Die  Kosten    s«:ilcL-r 
Einrichtungen  oder  Massnahmen,  ^-elehe  nii: 
einzelnen   Wahlbezirken   zu   gute    komwen, 
können  mit  Zustimmung  der  Mehrheit  «l-i 
betreffenden  Vertreter  diesen  ausschiiesc^ii . : 
auferlegt  werden.    Eigentümlicherweise  lia* 
das  Abgeoixinetenhaus   die   Möglichkeit  d-: 
selbständigen  Beitragsumlage  auf  ^.it^o  <le^ 
Grundsteuerreinertrages  beschränkt,      Hi»-r- 
über  liinausgehende  Unüagen  bedürfen  i«  .- 
Genehmigimg  des  Ministers   für  Landwirt- 
schaft.    Dies  ist  die  einzige  Beschränkung 
der  Selbständigkeit   der  Kammern,  herror- 
gegangen  aus  einem  gewiss  nicht  gerecht- 
fertigten Misstrauen  in  die  Fähigkeit  khe^ji 
Körperschaften,   ihr   eigenes    Verm^^n  zu 
verwalten.     Wenn  man  in  der  weiteren  Be- 
stimmung des  Gesetzes,  wonach  der  KnDJ_i: 
auf    Antrag    des    Staatsministeriums    eine 
Landwirtschaftskammer  auflösen  k^mn,  eU^a- 
falls  ein  grosses  Moment  der  Unfreiheit  für 
die  Kammern  hat  finden  wollen,  so  ütier- 
sieht  man,  dass  dann   innerhalb  3  MonaWa 
Neuwahl  stattfinden  muss  und  innerhalb  *» 
Monaten  die  Neukoustituierung  der  Kamm^J 
zu   erfolgen   hat.     Auch  wird   eine   solche 
Auflösung  wohl  schwerlich  jemals  vorkom- 
men.  Eher  könnte  man  eine  gewisse  Reclits- 
beschränkung  in  dem  Umstand  finden,  di^«^ 
der  Landwirtschaftskammer,  abgesehen  von 
ihrer   behördlichen  Qualifikation   im  Geeei^ 
ausdi-ücklich  die   rechtliche  Stellung  einer 
Korporation  zugesprochen  ist,  wodurt^h  bi^ 
natürlich    denjenigen    gesetzlichen    Bestim- 
mungen  unterliegt,  welche   das  Landrecht 
und  die   sonst  geltenden  Rechte  in  Bezug 
auf  solche  Korporationen   und   die   Rechte 
des  Staats  über  dieselben  festsetzen.    Dl>c1i 
ist  auch  hieraus  eine  erhebliche  Beschrän- 
kung der  Aktionsfreiheit  der  Landwirtschaft.>- 
kammern  innerhalb   ihrer  gesetzlichen  Auf- 
gaben nicht  zu  befüixihten.     Von  der  Be- 
rechtigung,  eigene  Wahloi-dnungen  zu    e^ 
lassen,  hat  bisher  noch  keine  Kammer  Ge- 
brauch gemacht ;  ein  fiir  die  Landwirtschafts- 
kammer für  den  Regierungsbezirk  Wiesliailen 
ausgearbeiteter  Entwurf   hat  nicht  die  Zu- 
stimmung der  Kammer  gefunden,  und  die 
Angelegenheit  ist  dort  einstweilen  vertagt. 
Wie     die     Kammern     ilire     Aufgaben 
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lösen  werden,  ^-ird  die  Zukunft  lehren. 
Weiler  ein  Gesetz  noch  eine  Organisation 
kann  ausgedacht  werden,  welche  durch  sich 
allein  schon  fruchtbare  Resultate  zeitigen. 
Die  Hauptsache  müssen  immer  die  Personen 
thun,  welchen  dieses  "Werkzeug  durch  das 
Vertrauen  ihrer  Berufsgenossen  anvertraut 
wird.  Ton  ihnen  wird  es  abhängen,  ob  sie 
der  neuen  Einrichtung  den  Nutzen  abge- 
winnen, den  diese  umfassende  und  mit 
grossen  gesetzlichen  Pri\ilegien  ausgestattete 
Organisation  gegenüber  den  alten  landwirt- 
schaftlichen Centralvereinen  unstreitig  er- 
möglicht, wenn  anders  die  betreffenden 
Wahlen  die  richtigen  Männer  an  die  richtige 
Stelle  setzen.  JedenfaDs  kann  man  schon 
jetzt  sagen,  dass  die  reichlichen  Mittel,  welche 
den  Kammern  durch  ihr  Besteuerimgsrecht 
zur  Disposition  stehen  (die  Beiträge  schwanken 
zwischen  ^.5  bis  ^. 2  ® .0  des  Grund steuerreiner- 
trages,  ja  Wiesbaden  hat  schon  einmal  noch  ^;5 
mehr  erhoben),  zu  einer  sehr  viel  ausgedelm- 
teren  Thätigkeit  Veranlassung  gegeben  haben, 
als  sie  die  Centralvereine  ausüben  konnten. 
Dabei  liat  sich  herausgestellt,  dass  die  Thä- 
tigkeit der  Kammern  die  Anzahl  und  Wirk- 
samkeit der  landwirtschaftlichen  Zweig- 
vereine nicht  gemindert,  sondern  vermehrt 
hat  und  dass  der  Zwangsbeitrag  zur  Kammer 
der  Entrichtung  der  freiwilligen  Beiträge 
zu  den  Vereinen  keinen  Abbruch  gethan 
hat.  Die  landwirtschaftlichen  Centralvereine 
haben  sich  in  den  meisten  Provinzen  zu 
Gunsten  der  Kammern  aufgelöst,  die  Kammern 
selbst  sind  in  eine  nähere  Verbindung  durch 
gemeinsame  Sitzungen  ihrer  Voi-stände  und 
durch  entsprechende  EiTichtungen  von  Kom- 
missionen des  LandesökonomiekoUegiums 
getreten.  Die  Errichtung  einer  Centralland- 
wirtschaftskammer,  um  dieser  Vereinigung 
der  Vorstände  durch  ein  entsprechendes 
Gesetz  eine  legale  Basis  zu  geben,  wird  an- 
gestrebt. 

H,  Thiel. 


Landwirtschaftsrat 

s.    Landwirtschaftliches    Vereins- 
wesen  oben  S.  515  ff. 


Lange,  Friedrich  Albert, 

geb.  am  28.  IX.  1828  zu  Wald  bei  Solingen,  gest. 
am  21.  XI.  1875  in  Marburg,  studierte  in  Zürich 
und  Bonn,  war  1851/53  Lehrer  am  Friediich- 
Wilhelm-Gymnasium  zu  Köln,  habilitierte  sich 
1855  in  Bonn  als  Privatdozent  der  Philosophie 
und  Pädagogik,  war  1858  bis  Ostern  1862  Gym- 
nasiallehrer in  Duisburg,  übernahm  im  Herbst 
1862  die  Mitredaktion  der  dortigen  „Rhein-  und 
Ruhrzeitunff"*  und  bald  darauf  das  Amt  des 
Sekretärs  der   dortigen   Handelskammer.     Das 


von  ihm  gegründete  Oppositionsblatt:  „Der  Bote 
vom  Niederrhein"  redigierte  er  nur  bis  zum 
29.  VI.  1866,  siedelt«  dann  nach  Wmterthur 
in  der  Schweiz  über  und  wurde  hier  1868 
Gründer  und  Redakteur  folgender  sozialpoU- 
tischer  Blätter:  „Demokratisches  Wochenblatt", 
„Der  Unabhängige",  „Pionier,  Organ  des  sozialen 
Fortschrittes".  Im  Herbst  1869  habilitierte  er 
sich  als  Privatdozent  an  der  philosophischen 
Fakultät  in  Zürich,  wurde  dort  August  1870 
Professor  der  induktiven  Philosophie  und  1872 
Professor  der  Philosophie  in  Marburg. 

Lange  veröffentlichte  folgende  staatswissen- 
schaftliche  Schriften  in  Buchform :  Die  Arbeiter- 
frage in  ihrer  Bedeutung  für  Gegenwart  und 
Zukunft  beleuchtet,  Duisburg  1865;  dasselbe, 
2.  Aufl.,  Winterthur  1870;  3.  Aufl.,  1875;  4.  Aufl., 
1879.  —  Jedermann  Hauseigentümer.  Das  be- 
währte System  englischer  Baugenossenschaften 
für  deutsche  Verhältnisse  bearbeitet  etc.,  Duis- 
burg 1865.  —  Mills  Ansichten  über  die  soziale 
Frage  und  die  angebliche  Umwälzung  der 
Sozial\id8senschaft  durch  Carey,  ebd.  1866.  — 
Geschichte  des  Materialismus  und  Kritik  seiner 
Bedeutung  in  der  Gegenwart,  Iserlohn  1866; 
dasselbe,  2.  Aufl.,  2  Bde.,  1873,75;  dasselbe, 
I.  Bd.,  3.  Aufl.,  1876;  dasselbe,  Volksausgabe 
(mit  Weglassung  der  Anmerkungen  und  Re- 
gister), 1882 ;  dasselbe,  Neudruck  der  Volksaus- 
gabe, mit  Langes  Leben  von  H.  Oohen,  1887; 
dasselbe  in  französischer  Uebersetzung  von  B. 
Pommerol,  2  Bde.,  Paris  1877/79;  dasselbe  in 
englischer  Uebersetzung,  2  Bde.,  London  1878/79. 
In  seiner  „Arbeiterfrage"  verurteilt  Lange  den 
Wettbewerb  um  Beschäftigung  der  arbeitslosen 
Elemente  auf  dem  Gebiete  der  freien  Konkurrenz 
und  stimmt  mit  Hinweis  auf  Malthus  und 
Ricardo  dem  soziaUstischen,  u.  a.  aber  von  den 
englischen  Sozialisten  verworfenen  Satze  bei, 
dass  dieser  Wettbewerb  die  Tendenz  habe,  den 
Arbeitslohn  auf  die  Minimalstufe  herabzudrücken. 
Dieses  Postulat  hat  nur  bei  Zeiten  wirtschaft- 
lichen Rückganges  für  die  Grossindustrie  —  und 
mit  Ausschluss  der  landwirtschaftlichen  Arbeiter 
aller  Länder  —  eine  g^ewisse  Berechtigung. 
Lange  hält  nicht  nur  die  Schultze-Delitzschen 
Konsumvereine  zur  Lösung  der  sozialen  Fra^e 
für  ungeeignet,  er  bekämpft  auch  die  Produkt! v- 
associationen  Lassalles,  die  er  nur  für  den  land- 
wirtschaftlichen Grossbetrieb  anerkennt.  Dem 
Marxschen  Expropriationsprozess  steht  er  feind- 
lich gegenüber,  da  dessen  prognostizierte  wirt- 
schaftliche Aufreibung  des  Grossgrundbesitzes 
sich  nach  Lange  erst  vollziehen  kann,  wenn 
das  nivellierende  Rad  der  sozialen  Aufsaugung 
über  alle  die  gesellschaftlichen  Klassen,  welche 
zwischen  dem  Arbeiterproletariat  und  den  gross- 
kapitalistischen Arbeitgebern  stehen,  hinweg- 
EBgangen  ist.  Im  allgemeinen  nähert  sich 
ange  als  wissenschaftUcher  Sozialist  eher  Marx 
als  Lassalle,  wenn  er  auch  weder  des  ersteren 
Klassenhass  teilt  noch  seiner  Werttheorie  zu- 
stimmt noch  die  Abschaffung  des  Lohnsystems 
anstrebt.  Malthus,  in  Bezug  auf  seine  künst- 
liche Hemmung  der  PopuTationsvermehrung, 
wird  von  ihm  als  unfertiger  Vorläufer  Darwins 
bezeichnet,  und  an  der  Hand  der  Entwickelungs- 
geschichte  der  Menschheit  zeigt  er,  wie  anders 
als  beim  tierischen  Kampf  um  das  Dasein  der 
des  menschhchen  Ringens  um  die  Existenz  ver- 
läuft.   Im  zweiten  Bande  seiner  Geschichte  des 
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Materialismns  wird  die  mir  der  Lust,  uioht  dem 
Eigennutze  frönende  antikeNationalökonoraie  der- 
jenigen der  Gegenwart  im  Lichte  des  ethischen 
Materialismus  entgegengestellt  und  als  Haupt- 
agens der  modernen  Volkswirtschaft  der  alle 
Gesetze  derselben  durchdringende  Egoismus  ge- 
kennzeichnet und  die  Herrschaft  der  Interessen 
bekämpft.  Die  historischen  Entwickelun^s- 
reflexe,  welche  Lange  auf  die  soziologische  Se- 
w^effung  der  Gegenwart  wirft  und  die  Ein- 
wirkung ideeller  und  gesellschaitsphilosophischer 
Bestrebungen  auf  soziale  Zustände,  die  er  darin 
nachweist,  dienen  auch  dazu,  seine  eigene  sozio- 
logische Stellung  zu  charakterisieren.  Der  tiefe 
religiöse  Hintergrund  der  Soziologie  Langes, 
welcher  wiederholt  die  soziale  Bedeutung  des 
Christentums  hervorhebt,  hat  mit  dem  Positivis- 
raus  des  Atheisten  Comte  ebensowenig  Gemein- 
sames wie  seine  Anschauungen  über  die  Auf- 
hebunfi:  des  individuellen  Eigentumerwerbs  mit 
dem  ökonomischen  Marxschen  Materialismus. 


Vgl.  über  Lange:  Vaihinger,  Hart- 
mann, Dtihring  und  Lange,  Iserlohn  1876.  — 
Cohen,  F.  A.  Lange  in  „Preussische  Jahr- 
bücher-, Bd.  XXXVII,  Berlin  1876,  S.  853  fr.  — 
H.  Braun,  F.  A.  Lange  als  Sozialökonom, 
Halle  1881.  —  Allgemeine  deutsche  Biographie, 
Bd.  XVII,  Leipzig  1883,  S.  624ff.  —  EUissen, 
Friedrich  Albert  Lange.  Eine  Lebensbeschrei- 
bung, ebd.  189L  —  N.  Berdiajew,  Fr.  A. 
Lange  und  die  kritische  Philosophie  in  ihren 
Beziehungen  zum  Sozialismus  in  „Neue  Zeit", 
Jahrg.  XVm,  Bd.  2,  Berlin  19(K).  —  Weise n- 
grün,  Friedrich  Albert  Lange  als  Soziologe 
und  Nationalökonom,  in  „Deutsche  Worte", 
Jahrg.  XII,  Wien  1892,  Heft  6,  Juni.  — 
Reichesberg,  Friedrich  Albert  Lange  als 
Nationalökonom,  Bern  1892.  — 

Lippert. 


Laspeyres,  Etienne, 

wurde  am  28.  XL  1834  zu  Halle  geboren,  stu- 
dierte in  Tübingen,  Berlin,  (röttingen,  Halle  und 
Heidelberg,  habilitierte  sich  186U  an  letztge- 
naimter  Universität,  wurde  1864  ord.  Professor 
in  Basel,  1866  in  Riga,  1869  in  Dorpat,  1873 
an  der  technischen  Hochschule  in  Karlsruhe  und 
wirkt«  von  1874  bis  1900  an  der  Universität 
Giessen.  Seit  Frühjahr  1900  ist  er  im  Ruhe- 
stand. 

Die  Arbeiten  Laspeyres'  liegen  sämtlich  auf 
dem  historisch-statistischen  Gebiete. 

Er  veröffentlichte  bisher  an  staatswissen- 
schaftlichen Schriften  a)  i  u  B  u  c  h  f  o  r  m :  De  iuribus 
quae  in  rebus  ab  adoptando  acquiritis  in  adop- 
tiosum  patrem  transeuut,  (Diss.)  Halae  1857.  — 
W' echselbeziehungen  zwischen  Volksvermehning 
und  Höhe  des  Arbeitslohnes,  Heidelberg  1860. 
—  Geschichte  der  volks^virtschaft liehen  An- 
schauungen der  Niederländer  und  ihrer  Litte- 
ratur  zur  Zeit  der  Republik,  Leipzig  1863.  — 
Justus  von  Liebigs  Theorie  der  Bodenerschöpfung. 
Der  Einfluss  der  Wohnung  auf  die  Sittlichkeit, 
Berlin  1869. 

b)  in  Zeitschriften  etc.  und  zwar:  1.  in 
Pickfords  „Volkswirtschaftlicher  Mo- 
natsschrift": Aufsätze    über  Schwarzwälder 


(Industrie,  namentlich  Uhrenindu«trie  .1^.*.  j 
In  Zeit  sehr.  f.  Staatsw.i  Mitteilmureii  ^u- 
Pieter  de  La  Courts  Schriften.  Ein  BeitriL'  rj 
Geschichte  derniederländischenNationalukoD  »laik 
des  17.  Jahrhuiiderts  (1862).  —  Welche  W-t-s 
werden  im  Verlaufe  der  Zeiten  immer  tenrrr- 
(1872).  —  Zur  wirtschaftlichen  La^e  der  Uml' 
liehen  Arbeiter  im  Deutschen  R^ich  ( Ib7*i .  — 
3.  In  Jahrb.  f.  Nat.  u.  Stat. :  Hamburg'-' 
Warenpreise  1851—63  und  die  kalifom--au>tr=- 
lischeu  Goldentdeckungen  (UI.  Bd.  1864).  —  1 
In  dem  Berliner  „Statistischen  J  ahrba*  I": 
Die  Gruppierung  der  Industrie  in  den  gnr^ii 
Städten  (IIL  JaJhrg.  1869).  —5.  In  der  Viert. 
f.  Volksw. :  Die  Gruppiening  der  In dü*tn- 
innerhalb  der  nordaraerikanischen  Union  IST'i 
und  1871).  —  6.  In  der  „C  0  n  c  0  r  di  a" :  Statisri?*  V 
Untersuchungen  über  die  wirtÄchaftliclie  L-^y 
der  sog.  arbeitenden  Klassen,   9  Artikel    IMö. 

—  7.  In  der  „Oesterreichischen  stati?! 
Monatsschrift'*:  Statistische  üntersnri  iib::^l 
über  den  Einflnss  einer  Steueraufhebnng  auf  «li.- 
Preise   der  bisher  besteuerten  Produkte  il877 . 

—  8.  In  „Hirths  Annalen":  DenfjscÄiari'i- 
Eiseneinfuhr  und  Eisendurchfuhr  (1880).  —  9.  In 
dem  j.Jahressupplementband  zu  Mpvkt* 
Konversationslexikon'*  1882/83:  Die  Rr 
weguug  der  Warenpreise  in  der  2.  Balfte  «l»^ 
19.  Jahrhunderts. 

Ausserdem  finden  sich  aus  Laspeyres'  Fe»irr 
kleinere  Aufsätze  über  Wohnungsfrage  \in*l 
Volkszählungen  in  der  „Baltischen  Monatsschrift* , 
über  Handelsbilanzen  Deut^hlands,  Frankrekh" 
und  Englands,  über  Prei.sstatistik  etc.  im 
„Deutschen  Handelsblatt",  Jahrg.  1874  imd  iVi- 
gende,  ebenso  in  der  „Hamburj^er  Borsenhallr'. 
fernerhin  verschiedenartige  Artikel  im  St.W.  B. 
von  Bluntschli  und  Brater,  Aufsätze  über  Vü- 
versitätsstatistik  in  der  „Deuti^eheu  BeTüf^, 
Kritische  Besprechungen  in  den  ,,Jahrb.  t  ^"ät. 
u.  Stat.*'  etc.  etc. 

Seit  20  Jahren  ist  Laspeyres  mit  ^^i 
weiti<chichtigten  statistischen  Untersuchmiir^n 
über  Steuerüberwälzung,  Einfluss  der  Pni> 
auf  die  Nachfrage  etc.  auf  Grund  des  Aktt-n- 
raaterials  der  früheren  preussischen  Mahl-  iiinl 
Schlachtsteuer  beschäftigt.  Diese  umfangreickn 
Untersuchungen  dürften  meistens  aber  erst  in 
einigen  Jahren  zur  Veröffentlichung  gelangri-iL 
Die  erste  Arbeit  hiervon  erscheint  19(U  im 
,, Finanzarchiv'*  von  Schanz:  Statistische  Unter- 
suchungen zur  Steuerüberwälzung,  geführt  üd 
der  Geschieht«  der  preussischen  Miüil-  und 
Schlachtsteuer. 

Bed- 


Lassalle,  Ferdinand, 

ist  namentlich  als  sozialistischer  A^tator  und 
als  Führer  der  ersten  deutschen  sozialdemolira- 
tischen  Bewegung  bekannt  geworden.  An  dieser 
Stelle  soll  jedoch  nicht  seine  agitatorische  Tiiä- 
tigkeit  zur  Darstellung  gelangen  (s.  d.  Art. 
Sozialismus),  sondern  eine  Skizze  seines 
Lebens  sowie  seiner  rechtsphilosophischen  und 
nationalökonomischen  Grundanschanongen  ge- 
geben werden. 

Lassalle  wurde  am  11.  IV.  182ö  in  Breslau 
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eboren ;   er  entstammt  einer  dortigen  jüdischen 
aufTnannsfamilie.      Er    besuchte    zuerst    das 
ymnasium   seiner  Vaterstadt,  dann  von  seinem 
r>.  Lebensjahre  ab  die  Handelsschule  zu  Leip- 
ig.     Diese    Uebersiedelung  fand   jedoch  nicht 
-  wie   meist  angenommen  wird  —  statt,  weil 
r  gegen   deii  eigenen  Wunsch  von  seinen  Eltern 
iura  Kaufmannsstande  bestimmt  war,   sondern 
veil  ihm   -wegen  böser  Schulstreiche  derAufent- 
lalt  in   Breslau  verleidet  war.    In  Leipzig  ent- 
«cbloss    sich  Lassalle,  sein  Leben  dem  wissen- 
achaftJichen   Studium   zu   widmen  j   vom  Jahre 
1842  ab  studierte  er  in  Breslau  und  Berlin,  zu- 
erst Philologie,  dann  Philosophie  und  plante  die 
Ausarbeitung  eines  grösseren  Werkes  über  den 
Philosophen    Heraklit.      Im    Jahre   1844    ging 
Lassalle  auf  B«isen  und  hielt  sich  dann  längere 
Zeit  in  Paris  auf:  nach  seiner  Rückkehr  nach 
Deutschland  im  Jahre  1846  lernte  er  die  Gräfin 
Hatzfeld  kennen,  die  er  in  ihrem  jahrelanff  ge- 
iührten  Ehescheidungsprozesse  mit  seinem  Kate 
unterstützte.   —    Zur   Zeit   der  revolutionären 
Ereig^Qlsse   des  Jahres  1848   lebte   Lassalle   in 
Düsseldorf,   wohin   er   die  Gräfin  Hatzfeld  be- 
fr leitet  hatte ;  hier  schloss  er  sich  der  demokra- 
tischen   Partei   an   und   arbeitete   an   der   von 
Karl  Marx  herausgegebenen  „Neuen  Rheinischen 
Zeitung"'*  mit.    Da  Lassalle  zur  Organisierung 
des  bewaffneten  Widerstandes  gegen  die  Steuer- 
erhebung aufgefordert  hatte,    wurde  er  wegen 
Aufreizung  gegen  die  königliche  Gewalt  ange- 
klagt :^  die  Geschworenen  sprachen  ihn  aber  frei. 
Für  diese  Verhandlung  hatte  Lassalle  eine  Ver- 
teidigungsrede  ausgearbeitet,   die   dann   unter 
dem   Titel  „Assisenrede"  im  Druck  erschienen 
ist:     gehalten   wurde   diese   Rede  indes   nicht, 
weil  LassalJe  wegen   des  Beschlusses   des   Ge- 
richtshofes,  die  Oeffentlichkeit   auszuschliessen, 
auf  jede  Verteidigung  verzichtete.  —  In  einer 
zweiten  Anklage,   die  gegen  Lassalle  erhoben 
wurde,   zum   Widerstände   gegen   Regierungs- 
beamte aufgefordert  zu  haben,  wurde  er  vom 
Zuchtpolizeigericht  zu    6    Monaten    Gefängnis 
verurteilt.   —   Bis   zum  Jahre  1857  blieb  Las- 
salle in  Düsseldorf;  dann  siedelte  er  nach  Ber- 
lin über,  nachdem  er  durch  Vermittelung  Alexan- 
der V.  Humboldts  vom  König  von  Preussen  die 
Erlaubnis  erhalten  hatte,  dort  seinen  Wohnsitz 
nehmen  zu   dürfen.     Hier   vollendete   Lassalle 
sein   Buch   über    die   „Philosophie   Heraklits"; 
diesem   Werke   folgte    das    historische    Drama 
»Franz  v.  Sickingen".    Bei  Ausbruch   des   ita- 
uenischen  Krieges  im  Jahre  1859  veröffentlichte 
Lassalle  die  Broschüre  „Der  italienische  Krieg 
und  die  Aufgabe  Preussens" ;  hier  tritt  Lassalle 
mit  Wärme  dafür  ein,  dass  diese  Gelegenheit 
von  Preussen  benutzt  werden  müsse  zur  W^ie- 
derherstellung  der  deutschen  Einheit,  die 
durch  den  Dualismus  von  Preussen  und  Oester- 
reich  verhindert   werde;   jetzt  sei   der  Augen- 
blick gekommen   für  Preussen,   durch   die  Be- 
freiung Schleswig-Holsteins  diese  nationale  Auf- 
gabe zu  übernehmen.  —  Dass  Lassalle  bei  seiner 
Betonung  des  nationalen  Gesichtspunktes  nicht 
äQ  eine  Stärkung  des  monarchischen  Ele- 
ments gedacht  hat,  geht  klar  aus  seiner  näch- 
sten Veröffentlichung  „Fichtes  politisches  Ver- 
mächtnis" hervor,  wo  er  erklärt,  dass  die  Her- 
stellung der  deutschen  Einheit  durch  einen  ein- 
zelnen Kegenten  nur  dessen  specifischeu  Haus- 
geist zur  Entfaltung  brächte,   dass   aber   das 


einige  Deutschland  nur  als  unitarische 
Republik  gedacht  werden  dürfe.  (In  einem 
Briefe  an  Rodbertus  sagt  Lassalle  einmal:  „Wir 
müssen  alle  wollen:  Grossdeutschland  moins  les 
dynasties.*')  —  Nach  dieser  und  ähnlichen  klei- 
neren Schriften  erschien  im  Jahre  1861  das 
fTosse  rechtsphilosophische  Werk  „Das  System 
er  erworbenen  Rechte.  Eine  Versöhnung  des 
positiven  Rechts  und  der  Rechtsphilosophie".  — 
Lassalle  geht  von  dem  Gedanken  aus,  dass 
ein  gründliches  Studium  des  Rechts  dahin  führen 
müsse,  dass  mit  den  allgemeinen  Katego- 
rieen  von  Eigentum,  Erbrecnt,  Vertrag,  Familie 
etc.  nichts  gethan  sei,  dass  der  römische 
Eigentumsbegriff  ein  anderer  sei  als  der  ger- 
manische, der  römische  Erbtumsbegriff  ein 
anderer  als  der  germanische,  der  römische  Fa- 
milienbegriff ein  anderer  als  der  germanische 
etc.,  kurz,  dass  die  Rechtsphilosophie,  als  in  das 
Recht  des  historischen  Geistes  g^ehörend,  es 
nicht  mit  logisch  ewigen  Kategorieen  zu  thun 
habe,  sondern  dass  die  Rechtsinstitute  nur  Re- 
alisationen historischer  Geistesbegriffe,  nur 
der  Ausdruck  des  geistigen  Inhalts  der  ver- 
schiedenen historischen  Volksgeister  und  Zeit- 
perioden und  daher  nur  als  solche  zu  begreifen 
seien.  Hier  tritt  schon  klar  zu  Tage,  wie  sehr 
Lassalle  durch  die  Hege  Ische  Philosophie  be- 
einflusst  war ;  seine  idealistische  Auffassung, 
dass  die  Rechtsinstitutionen  auf  gewisse  im 
Volke  lebende  Ideeen  zurückzuführen  seien, 
steht  im  diametralen  Gegensatze  zur  Marxisti- 
schen Geschichtsauffassimg,  wonach  es  nur  die 
ökonomischen  Zustände  seien,  durch  die  alle 
rechtlichen  und  politischen  Einrichtungen  ebenso 
wie  die  moralischen  und  sonstigen  Ideeen  bedingt 
seien.  Dieser  tiefgehende  iSiterschied  in  der 
philosophischen  Grnndanschauung  macht  es 
auch  erklärlich,  dass  beide  Sozialisten  in  der 
Arbeiterbewegung  nicht  miteinander  gehen 
konnten.  Was  die  Frage  der  sogenannten  wohl- 
erworbenen Rechte  betrifft,  so  meint  Lassalle, 
dass  das  Individuum  durch  seine  Handlungen, 
durch  einseitigen  oder  zweiseitigen  Vertrag, 
sich  oder  anderen  Personen  nur  Rechte  sichern 
könne,  wenn  und  soweit  die  bestehenden  Gesetze 
diesen  Rechtsinhalt  als  einen  erlaubten  ansähen ; 
denn  da  die  alleinige  Quelle  des  Rechts  das  ge- 
meinsame Bewusstsein  des  ganzen  Volkes,  der 
allgemeine  Geist  sei,  so  könne,  wenn  in- 
folge der  Aenderung  dieses  allgemeinen  Be- 
wusstseins  ein  bestehendes  Rechteinstitut,  wie 
z.  B.  Leibeigenschaft,  Dienste,  Abgaben,  fidei- 
kommissarische  Erbfolge  etc.,  abgeschafft  wür- 
den, dabei  von  irgend  welcher  Kränkung  er- 
worbener Rechte  nicht  die  Rede  sein ;  ebenso  sei 
auch  kein  Recht  auf  Entschädigung  anzuerkennen. 
Ein  Individuum  könne  sich  nicht  selhntherrlich 
für  alle  Zeiten  und  gegen  alle  künftigen 
zwingenden  und  prohibitiven  Gesetze  erklären, 
und  nichts  anderes  als  diese  verlangte  Selbst- 
souveränität läge  in  der  Forderung,  dass  ein 
erworbenes  Recht  auch  für  solche  Zeiten  fort- 
dauern solle,  wo  prohibitive  Gesetze  seine  Zu- 
lässigkeit  ausschlössen.  Lassalle  w^endet  dann 
seine  Rechtsanschauung  auf  das  Erbrecht  an; 
das  römische  Erbrecht  sei  der  Unsterblichkeite- 
idee  des  römischen  Volksgeistes  entsprungen, 
das  altgermanische  wurzele  in  der  Idee,  dass 
die  Familie,  nicht  der  augenblickliche  Inhaber 
der  Eigentümer  des  Vermögens  sei;  in  unserer 
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Zeit  seien  diese  alten  Auffassungen  nicht  mehr 
vorhanden f  daher  müsse  das  Erbrecht  umge- 
staltet werden.  Das  lieutige  Erbrecht  beruhe 
auf  der  „Familie  als  Staatsinstitution",  auf 
„dem  die  Vemiögenshiuterlassenschaften  regeln- 
den allgemeinen  Willen  des  Staates" ;  heute  sei 
nicht  Intestaterbrecht  noch  Testamentrecht, 
sondern  „Regelung  der  Hinterlassenschaft  von 
SocietÄts  wegen"  Natur  recht.  —  In  diesem 
Werke  findet  sich  auch  eine  Stelle,  die  bereits 
die  sozialistische  Tendenz  des  Yertassers  klar 
erkennen  lässt;  Lassalle  erklärt  (Teil  I  S.  264), 
„Europa  stünde  vor  der  Frage,  ob  die  freie 
Bethätigunff  und  Entwickelung  der  Arbeits- 
kraft ausscnliessliches  Privateigentum  des  Be- 
sitzers von  Arbeitssubstrat  und  Arbeitsver- 
hältnis (Kapital)  seien  und  ob  folgeweise  dem 
Unternehmer  als  solchem  Eigentum  an  fremdem 
Arbeitswerte  (Kapitalprämie,  Kapitalprofit),  der 
sich  bilde  durch  die  Differenz  zwischen  dem 
Verkaufspreise  des  Produktes  und  der  Summe 
der  Löhne  und  Vergütungen  sämtlicher,  auch 
geistiger  Arbeiten,  die  in  irgend  welcher  Weise 
zum  Zustandekommen  der  Produkte  beigetragen 
haben,  zustehen  solle."  — 

In  der  Konfliktsperiode  trat  Lassalle  mit 
zwei  Vorträgen  über  Verfassungswesen  hervor. 
Im  ersten  dieser  Vorträge,  den  er  in  mehreren 
Berliner  Bezirksvereinen  im  Frühjahre  1862 
hielt,  entwickelte  er  den  Gedanken,  dass  Ver- 
fassungsfragen nicht  Rechtsfragen,  soudern 
Macht  fragen  seien  und  dass  die  wirkliche 
Verfassung  auf  den  reellen  Machtverhältnissen 
eines  Landes  beruhe ;  soll  daher  eine  Verfassung 
umgeändert  werden,  so  gälte  es  vor  allem,  die 
wirklichen,  thatsächlicheu  Machtverhältnisse  im 
Lande  umzugestalten.  In  dem  zweiten  Vortrage 
„Was  nun?",  der  im  Oktober  desselben  Jahres 

fehalten  wurde,  giebt  er  das  Mittel  an,  wie  die 
olksvertretung  die  Regierung  zur  Nachgiebig- 
keit zwingen  solle;  die  Kammer  müsse  ihre 
Sitzungen  so  lange  vertagen,  bis  die  Rei^ierung 
den  Nachweis  antrete,  dass  die  verweigerten 
Ausgaben  nicht  länger  fortgesetzt  würden.  Eine 
Steuerverweigerung  führe  nicht  zum  Ziele, 
weil  die  organisierte  Macht,  das  Heer,  das  Be- 
amtentum etc.  in  der  Hand  der  Regierung  sei. 
Durch  die  vorgeschlagene  Abstinenz  der  Volks- 
vertretung aber  werde  die  Regierung  gezwungen, 
«ntweder  sich  oflfen  zum  Absolutismus  zu  be- 
kennen, was  sie  aber  nicht  thun  werde  —  oder 
sie  müsse  nachgeben. 

Einen  weiteren  Vortrag  hatte  Lassalle  im 
Frühjahre  1862  im  Handwerkerverein  der 
Oranienbure:er  Vorstadt  gehalten  „über  den  be- 
sonderen Zusammenhang  der  gegenwärtigen 
Oeschichtsperiode  mit  der  Idee  des  Arbeiter- 
standes". Lassalle  unterscheidet  verschiedene 
Weltperioden  je  nach  dem  Stande,  welcher 
bei  emer  Epoche  herrschend  war.  Zuerst  sei 
€S  die  Idee  des  Adels  oder  der  Grundbe- 
sitz gewesen,  der  das  herrschende  Princip  des 
Mittelalters  bildete;  die  zweite  Periode  habe 
den  grossen  bürgerlichen  Besitz  oder  das  Ka- 
pital zur  Herrschaft  gebracht  und  diese  zu 
Privilegien  gestaltet;  die  neue  Periode,  die  mit 
dem  24.  II.  1848  begonnen  hätte,  hätte  die 
Idee  des  Arbeiterstandes  emporgebracht, 
aber  dieser  vierte  Stand,  der  nun  zur  Herr- 
schaft gelangt  sei,  weise  den  Unterschied  auf, 
dass  er  nichts  enthalte,   woraus  sich  ein  neues 


Privilegium  bilden  könnte.    In  diesem  TortXi^r 
tritt  bereits  klar  hervor,   welche  hohe  Jffeinns:; 
Lassalle  von  der  Aufgabe  des  Staates  hatr-: 
um  nämlich   dem   vierten  Stande    die    ihm   irt- 
bühreude  Stelle  zu  verschalBfen,  müsse  der  Sras: 
helfend  eingreifen;   der  Staat  sei  e«,     wek^r 
die    Funktion    habe,    diese    Entwickelaii«r    'l^r 
Freiheit,   diese  Entwickelung   des  Mensciieit?*:- 
schlechtes   zur  Freiheit  zu  vollbringen-     Diott 
Vortrag,  den  Lassalle  drucken  liess,  wurde  t^'B 
der  Berliner  Polizei  konfisziert,  und  der  Anr  ^r 
wurde  wegen  „Aufreizung  der  besitzlosen  Klasstü 
zu  Hass  und  Verachtung  gegen  die  Besitzenden' 
angeklagt;  das  Urteil  lautete  auf  4  Monate  Gr- 
fängnis ;  doch  wurde  diese  Strafe  vom  Kammrr- 
gericht,    an    das  Lassalle   appellierte,    in    eiue 
Geldstrafe  umgewandelt.    Die  sehr  geschicttei. 
Verteidigungsreden    Lassalles     erschienen     a]^^ 
Broschüren  und  zwar  die  in  der  ersten  LnstAui 
gehaltene  unter  dem  Titel:   „Die  WissensehÄfr 
und  die  Arbeiter",  die  zweite  unter  dem  Titel - 
„Die  indirekte  Steuer  und  die  Lage  der  arbeiten- 
den Klassen".    In  dieser  letzteren  Rede,  von  drr 
übrigens    nur    ein    Teil    vor   Gericht   verlesei. 
wurde,   führt  Lassalle    das,    was   er  in  seineffi 
Vortrage    über     die    Belastung    der    untere« 
Klassen   durch    die   indirekten  Steuern    gehaart 
hatte,  noch  weiter  aus  und  belegte   es  dun  h 
zahlreiche  Aussprüche  nationalökonomischer  Ge- 
lehrter und  durch  statistisches  Material.  LassaUtr 
sucht  den  Nachweis  zu  führen,   nicht  nur,  dass? 
der  Betrag  aller  indirekten  Steuern,  statt  di^ 
Individuen  nach  Verhältnis  ihres  Kapitals  and 
Einkommens    zu    treffen,    seinem    bei   weitem 
grössten  Teile  nach  von  den  Unbemittelten  ge- 
zahlt werde,  sondern   auch,   dass   diese  Steuf-r 
geradezu  ein  Institut    sei,    durch   welches   die 
Bourgeoisie  das  Privilegium   der  Steuerfreiheit 
für   das   grosse   Kapital    verwirkliclie    und 
die  Kraft  des  Staatswesens  den  ärmeren  Klassen 
der  Gesellschaft  aufbürde.  — 

Im  Februar  1863  wurde  Lassalle  von  dem 
Centraikomitee  zur  Berufung  eines  all^meinen 
deutschen  Arbeiterkongresses  in  Leipzig  auf^ 
fordert,  ein  politisch-soziales  Programm  für  dif 
Arbeiterorganisation  zu  entwerfen.  Er  vtr- 
öflFentlichte  das  „Oifene  Antwortschreiben", 
worin  er  seine  Grundsätze  klarlegte.  Dieses 
Programm  bildete  dann  die  Grundlage  des  All- 
gemeinen Deutschen  Arbeitervereins,  welcher 
die  erste  Organisation  der  sozialdemokratiacheii 
Partei  in  Deutschland  darstellte. 

Lassalle  beginnt  sein  „Offenes  Antwort- 
schreiben" mit  dem  Appell  an  den  deutschen 
Arbeiterstand,  sich  als  selbständige  politische 
Partei  zu  konstituieren,  eine  deutsche  Arbeiter- 
partei gegenüber  der  Fortschrittspartei  zu 
gründen;  nur  durch  die  Vertretung  des  Arbeiter- 
standes in  den  gesetzgebenden  Körpern  Deutsch- 
lands könnten  dessen  politische  Interessen  be- 
friedigt werden.  Was  die  soziale  Frage  beträfe, 
so  seien  die  Schultze-Delitzschen  Associationen, 
die  Kredit-,  Vorschuss-,  Rohstoff-  und  Konsam- 
vereine nur  ein  Palliativmittel,  aber  nicht  ge- 
eignet, die  Lage  der  arbeitenden  Klassen  end- 
giltig  zu  verbessern.  Wer  dies  wolle,  müsse 
zunächst  ein  ökonomisches  Gesetz  beseitigen, 
welches  heute  unter  der  Herrschaft  von  Angebot 
und  Nachfrage  herrsche.  Dies  Gesetz  sjd  das 
Lohngesetz.  Lassalle  entwickelt  ausführlich  das 
sogen,    eherne  Lohngesetz,    das   vor  ihm 
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ereits    von  Ricardo  und  Turgot  ganz  ähnlich 
annuliert     war,   das   aber  hier  zur  Gnindlage 
Ines   sozialistischen  Programms  gemacht  wurde. 
>ieses  elierne  Lohngesetz,  welches  unter  den 
leuti^en  Verhältnissen  den  Arbeitslohn  bestimme, 
ei    dieses:    der    durchschnittliche    Ar- 
jeltslohn  bliebe  immer   auf   den  not- 
sv-eudig-en  Lebensunterhalt  reduziert, 
ler  in  einem  Volke  gewohnheitsmässig 
zur    Fristung    der   Existenz    und    zur 
Fortpflanzung  erforderlich   sei.     Dies 
$«*i  der  Punkt,  um  welchen  der  wirkliche  Tages- 
lohn   in  Pendelschwingungen  jederzeit   hernm- 
^avitiere,   ohne  sich   jemals  weder  über  den- 
selben   erheben  noch  unter  denselben  hinunter- 
falleu  zu  können.  £r  könne  sich  nicht  dauernd 
über    diesen  Durchschnitt  erheben,  denn  sonst 
ewtatünde  durch  die  leichtere,  bessere  Lage  der 
Arbeiter  eine  Vermehrung  der  Arbeiterehen  und 
der  Arbeiterfortpflanzung,  eine  Vermehrung  der 
Xtbeiterbevölkerung  und   somit   des   Angebots 
von  Händen,  welches  den  Arbeitslohn  wieder 
auf    und    unter   seinen  früheren  Standpunkt 
herabdrücken  würde.     Der  Arbeitslohn  könne 
auch  nicht  tief  unter  diesen  notwendigen  Lebens- 
unterhalt fallen,   denn   dann   entstunden  Aus- 
wanderungen, Ehelosigkeit,  Enthaltung  von  der 
Kinderzeugun^   und   endlich   eine  durch  Elend 
erzeugte  Vermmderung  der  Arbeiterzahl,  welche 
somit   das  Angebot  von  Arbeiterhänden  wieder 
verringere    und    den    Arbeitslohn    daher    auf 
den    früheren    Stand    zurückbringe.    —    Eine 
Folge  dieses  Gesetzes  sei  es,  dass  die  Arbeiter 
von  der  durch  die  Fortschritte  der  Civilisation 
gesteigerten  Produktivität,   d.  h.  von  dem  ge- 
steigerten   Arbeitsertrage,    notwendig    ausge- 
f^chlossen  seien.  Aus  dieser  elenden  Lage  könne 
sich  der   deutsche  Arbeiterstand  nur   befreien, 
wenn  er  sein  eigener  Unternehmer  würde, 
wenn  die  Arbeiter  selbst  in  Besitz  von  Kapital 
gelangten,  indem  sie  sich  vom  üntemehmertume 
emancipierten.     Lassalle    schlägt    daher    vor, 
nicht  als  Lösung  der  sozialen  Fra^e,  sondeni 
ais   Uebergangsmassregel,   welche  die  Lösung 
vorbereiten   sollte,   dass  die  Arbeiter  sich  frei- 
weillig    zu  Produktivassociationen    vereinigen 
sollten,     denen     vom    Staate     durch    Gewäh- 
rung von  Kredit  Unterstützung  zu  teil  werden 
sollte.    Um    aber  den  Staat  zu  einer  solchen 
Intervention  zwingen  zu  können,   müsse  zuerst 
das   allgemeine    direkte   Wahlrecht    erkämpft 
werden,  und  die  Erreichung   dieses  Zieles    be- 
zeichnet Lassalle  als  die  wichtigste  politische 
Aufgabe  der   deutschen  Arbeiter.     Es    wurde 
Lassalle  vorgeworfen,  dass  er  mit  seinem  Plane 
nur  die  Idee  der  Pariser  Nationalwerkstätten 
aus  dem  Jahre  1848  aufgewärmt  habe;   dieser 
Vorwurf  ist  aber  unbegründet;  denn  mit  diesen 
Werkstätten  hat  Lassalles  Vorschlag  gar  nichts 
gemein;  wohl  aber  ist  eine  gewisse  Aehnlich- 
^eit  vorhanden  zwischen  Lassalles  Projekt  und 
Louis  Blaues  Vorschlag  der  Arbeiterassocia- 
tionen    mit    Staatskredit    aus    der    Zeit    der 
Februarrevolution.   Doch  ging  Louis  Blanc  viel 
weiter  als  Lassalle ;  die  Blancschen  Associationen 
bildeten  nur  einen  Teil  eines  grossen  sozialen 
Keformplanes ;  femer  sollten  die  Associationen 
Blancs  von  einer  Centralbetriebsstätte  abhängig 
«ein,  während  Lassalle  nur  freie,   individuelle 
Associationen  vorschlug. 

In  der  nun  folgenden  letzten  Periode  seines 
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Lebens,  in  den  Jahren  1863  und  1864,  be- 
schäftigte sich  Lassalle  fast  ausschliesslich  mit 
seiner  Agitation  für  den  Allgemeinen  deutschen 
Arbeiterverein  (s.  d.  Art.  Sozialismus  und 
Kommunismus). 

Im  Jahre  1863  stand  Lassalle  in  regem 
Briefwechsel  mit  Rodbertus.  Als  Lassalle 
seine  Agitation  begann,  forderte  er  Bodbertus 
zur  Mitwirkung  auf,  doch  Hess  sich  eine  Verstän- 
digung zwischen  beiden  nicht  erzielen.  Wenn 
auch  Rodbertus  in  manchen  Punkten  mit  Las- 
salle übereinstimmte,  in  wesentlichen  Fragen 
hatte  er  eine  grundverschiedene  Auffassung. 
Beide  waren  überzeiigt,  dass  es  ein  gereinig:- 
teres  Eigentum  geben  müsse,  bei  welchem  die 
einem  jeden  zufallende  Eigentumsportion  in  ge- 
rechterem Verhältnis  zu  dem  persönlichen 
Verdienste  des  Individuums  um  die  Gesell- 
schaft stünde;  dass  eine  solche  Eigentumsinsti- 
tution nie  zu  realisieren  sei,  wenn  es  nur  ein 
Einkommenseigentum  gäbe;  —  aber  Rod- 
bertus war  gegen  die  Idee  der  Produktivasso- 
ciationen mit  Staatskredit,  wollte  vielmehr  das 
Lohnprincip  beibehalten  wissen,  wenn  auch 
reformiert;  ausserdem  wollte  Lassalle  aus  der 
sozialistischen  Partei  zugleich  eine  wirtschaftliche 
und  politische  machen,  Bodbertus  wünschte,  sie 
sollte  nur  eine  wirtschaftliche  bleiben.  Anfang  1864 
erschien  Lassalles  ökonomisches  Hauptwerk  — 
„Bastiat-Schulze".  —  Viel  Neues  ist  darin  nicht 
enthalten.  Es  sollte  eine  zusammenhängende 
Darstellung  des  Lassalleschen  wissenschaftlichen 
Systems  geben,  war  aber  zu  flüchtig  gearbeitet, 
um  dieser  Aufgabe  gerecht  zu  werden.  Es  zer- 
fällt in  einen  kritischen  und  einen  posi- 
tiven Teil.  Im  kritischen  Teile  wendet  sich 
Lassalle  gegen  Schulzes  theoretische  Ausfüh- 
rungen, die  namentlich  Bastiat  entnommen 
sind,  und  g:egen  seine  Genossenschaftsbestre- 
bungen. Bei  manchem  Richtigen,  was  hier  Las- 
salle gegen  einzelne  Bastiatsche  Theorieen  vor- 
bringt, ist  die  Kritik  doch  im  ganzen  masslos 
übertrieben,  und  der  höhnische  Ton,  den  Lassalle 
gegenüber  der  praktischen  Thätigkeit  Schulzes 
anschlägt,  macht  einen  um  so  schlechteren  Ein- 
druck, als  dieser  durch  seine  Konsumvereine 
und  ähnliche  Schöpfungen  für  die  Arbeiter 
Segensreiches  geschaffen  hatte,  während  Las- 
salles Pläne  noch  nie  praktisch  erpro.bt 
waren.  In  einem  zweiten  positiven  Teile 
giebt  Lassalle  eine  Rekapitulation  seiner 
schon  früher  vorgetragenen  geschichtsphilo- 
sophischen  Ansichten  und  seiner  praktischen 
Vorschläge,  ausserdem  aber  eine  Darlegung'  der 
wichtigsten  ökonomischen  Grundbegriffe.  Diese 
letzteren  sind  nicht  originell,  wie  überhaupt 
auf  speciell  nationalökonomischen  Gebiete  Las- 
salle nur  wenig  Originelles  geleistet  hat,  son- 
dern sie  sind  teils  der  klassischen  britischen 
Nationalökonomie,  teils  anderen  Sozialisten,  na- 
mentlich Marx  und  Rodbertus  entnommen ;  doch 
auch  der  Einfluss  französischer  Sozialisten,  be- 
sonders Proudhons,  ist  bemerkbar.  Dabei  hat 
sich  Lassalle  nicht  speciell  an  einen  der  ge- 
nannten Sozialisten  angeschlossen,  vielmehr 
eklektisch  für  die  verschiedenen  Lehren  das  ent- 
nommen, was  ihm  gerade  zusagte.  So  gesteht 
z.  B.  Lassalle  selbst  zu,  dass  das,  was  er  über 
das  Geld  und  die  gesellschaftliche  Bedeutung 
der  Arbeitszeit  als  Slasseinheit  des  Wertes  ge- 
sagt habe,  nur  der  gedrängte  Gedankeninhalt 
Auflage.    V.  34 
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aus  Marx'  Werke  „Zur  Kritik   der  politischen 
Oekonomie"  sei. 

Wie  bei  den  meisten  Sozialisten,  so  bildete  auch 
bei  Lassalle  die  Wertlehre  den  Ausgangspunkt 
seiner  Kritik.  Trotz  ihrer  Aehnlichkeit  mit  der 
MarxBchen  Werttheorie  ist  sie  doch  keineswegs 
identisch  mit  derselben;  Marx  wirft  sogar  Las- 
salle vor,  dass  seine  Wiedergabe  „viele  Miss- 
verständnisse enthielte''  (Kapital  I,  2.  Aufl. 
S.  VI).  Nach  Lassalie  löst  sich  der  Wert  auf 
in  die  Arbeitszeit,  die  zur  Herstellung  eines 
Produktes  erforderlich  war;  unter  Arbeitszeit 
ist  hier  aber  nicht  individuelle  Arbeitszeit  zu 
verstehen,  sondern  allgemeine  gesellschaftliche 
Arbeit.  Lassalle  polemisierte  heftig  gegen  die 
Auffassung,  dass  der  Kapitalzins  eine  Erspamis- 
prämie  sei;  der  Grund  des  Kapitalzinses  liege 
vielmehr  in  dem  Unterschiede  der  Arbeitsquanta, 
die  im  Preise  der  Produkte  bezahlt  würden, 
und  der  Arbeitslöhne ;  die  letzteren  seien  immer 
auf  den  notwendigen  Unterhalt  beschränkt, 
aller  Ueberschuss  des  Produktionsertrages  über 
den  Lebensbedarf  der  Arbeiter  flösse  in  die  Hände 
der  Kapitalisten  und  Unternehmer.  Der  Bastiat- 
Schulze  war  Lassalles  letzte  grössere  Publi- 
kation. Durch  seine  Agitation  war  Lassalle 
noch  im  letzten  Jahre  seines  Lebens  in  viele 
Prozesse  verwickelt  worden;  am  12.  III.  1864 
wurde  wider  ihn  ein  Hochverratsprozess  vor  dem 
Staatsgerichtshofe  zu  Berlin  verhandelt,  in  dem 
er  freigesprochen  wurde;  am  21.  VI.  desselben 
Jahres  fand  ein  Prozess  gegen  ihn  vor  der 
Appellkammer  zu  Düsseldorf  statt.  —  Nach 
seiner  rheinischen  Agitationstour  im  Sommer 
1864  reiste  Lassalle  in  die  Schweiz,  wo  er  am 
31.  VIII.  an  einer  Wunde  starb,  die  er  im  Duell 
mit  Herrn  v.  Rakowitza  erhalten  hatte. 

Wenn  die  deutsche  sozialdemokratische  Partei 
jetzt  offiziell  die  Lassalleschen  Ideeen  aus  ihrem 
Programme  gestrichen  hat,so  musste  das  geschehen 
wegen  der  principiellen  Verschiedenheiten,  die 
zwischen  dem  heutigen  geistigen  Führer  dieser 
Partei  —  Karl  Marx  —  und  Lassalle  bestehen. 
Lassalle  war  idealistisch,  national  (  — 
mochte  auch  immerhin  bei  seineu  nationalen 
Bestrebungen  die  Tendenz  obwalten,  die  revo- 
lutionäre und  demokratische  Bewegung  zu  stär- 
ken — )  und  staatssozialistisch  gesinnt, 
Marx'  Sozialismus  ist  materialistisch,  in- 
ternational und  antistaatssozialis- 
tisch.  —  Bereits  im  Jahre  1875  hatte  Marx 
in  einem  Briefe  an  Bracke  Lassalles  Taktik 
und  ökonomische  Principien  einer  scharfen  Kritik 
unterzogen,  wo  er  u.  a.  sagt.  Lassalle  habe  im 
Gegensatz  zum  kommunistischen  Manifest  die 
Arbeiterbewegung  vom  engsten  nationalen 
Standpunkte  gefasst;  ebenso  sei  das  eherne 
Lohngesetz  wissenschaftlich  nicht  mehr  haltbar, 
da  mit  der  Mehrwert theorie  auch  eine 
ganz  neue  Auffassung  des  Lohnes  begründet 
sei;  endlich  wird  auch  Lassalles  praktischer 
Vorschlag,  die  Produktivassociationen  mit  Staats- 
kredit, als  unbrauchbar  verworfen. 

Werden  somit  die  Lassalleschen  Lehren 
vom  modernen  wissenschaftlichen  Sozialismus 
nicht  mehr  anerkannt,  so  ist  doch  die  Stellung 
Lassalles  in  der  Geschichte  des  Sozialismus 
eine  sehr  bedeutende.  Lassalle  hat  zuerst  in 
Deutschland  eine  eigentliche  Arbeiterbewegung 
hervorgerufen  und  hat ,  mit  ungewöhnlicher 
Arbeitskraft  und  Energie  begabt,  das  Interesse 


und  Verständnis  für  soziale  Fragen  in  iil- 
Schichten  des  Volkes  zu  tragen  verstaaü*:^ 
Wenn  er  auch  in  seinen  sozialistiscben  L^^r- 
sätzen  nicht  originell  war  —  seine  ori<riBr.l- 
wissenschaftliche  Leistung  liegt  auf  deE  Er- 
biete der  Rechtsphilosophie  —  so  bat  er  cj.,: 
die  Popularisierung  der  Lehren  von  Jian. 
Kodbertus  n.  a.  bedeutend  gefordert.  FeniT' 
hat  er  aber  durch  seine  scharfe  Kritik  der  jv- 
ralen  Oekonomie  die  Irrtümer  der  Mancfat^rr:- 
doktrin  blossgelegt  und  zum  ümschwmurt  ie* 
üflfentlichen  Meinung  in  Bezug  auf  die  Brdr.n- 
tung  des  Staates  für  die  wirtschafthVhrt 
Aufgaben  wesentlich  beigetragen.  Dies  mu«^ 
auch  anerkennen,  wer  seine  sozialistische  It^k- 
trin  für  falsch  hält  und  in  dem  CharakterfeiiJ' 
des  Mannes  viel  Unschönes  und  Widerspru^k- 
volles  entdeckt. 

I.  Schriften  Lassalles:  a)  Die  *>i- 
ginalausgaben  von  Lassalles  Werken.  M'ris'^ 
Assisenrede,  gehalten  vor  den  Gesuch woreati 
I  zu  Düsseldorf  am  3.  V.  1849  gegen  die  Ankijijr. 
die  Bürger  zur  Bewaffnung  gegen  die  k^'uur- 
liehe  Gewalt  aufgereizt  zu  lla^n,  Dös3*-li»it 
1849.  Die  Philosophie  Heracleitos  des  Dnnkka 
von  Ephesos,  Berlin  1857.    Franz    von   Sickm- 

gen.  Ein  historisches  Trauerspiel,  Berlin  l^^ 
er  italienische  Krieg  und  die  Aufgabe  Prea*- 
sens,  Berlin  1859.  Fichtes  politisches  Vermärbt' 
nis  und  die  neueste  Gegenwart.  Ein  Briet  von 
F.  Lassalle.  (Zuerst  abgedruckt  in  Wale-rrj4e> 
demokratischen  Studien,  Hamburg  ISGO.l  (lOtt- 
hold  Ephraim  Lessing.  (Zuerst  abgedruckt  ia 
Walesrodes  demokratischen  Studien,  Hambaii' 
1861.)  System  der  erworbenen  Rechte.  Eine  Ver- 
söhnung des  positiven  Rechts  undderBechtsphil'»- 
sophie,  Leipzig,  2  Bde.,  1.  Aufl.  Leipzig  1861, 2.  Aoil. 
von  L.  Bucher,  Leipzig  1880.  Die  Philö5<>phie 
Fichtes  und  die  Bedeutung  des  deutschen  Volk?- 

feistes.    Festrede,  gehalten  bei  der  am  W.  V. 
862  von  der  Philosophischen  Gesellschaft  und 
dem  Wissenschaftlichen  Kunst  verein  veranstal- 
teten  Fichtefeier,    Berlin   1862.     Herr  Juiiai» 
Schmidt,    der   Litterarhistoriker ,    mit   Setier- 
Scholien    herausgegeben.     Ueber    Verfassungs- 
wesen.    Ein  Vortrag,  gehalten  in  einem  Ber- 
liner Bürgerbezirk 8 verein,  Berlin  1862.    Arbei- 
terprogramm.    Ueber   den   besonderen   Zusam- 
menhang  der  gegenwärtigen  GeschichtspenWe 
mit  der  Idee  des  Arbeiterstandes,   Berlin  1*- 
Was  nun  ?    Zweiter  Vortrag  über  Verfassnngs- 
wesen,  Zürich  1863.  Macht  und  Recht.   Offenes 
Sendschreiben,  Zürich  1863.    Die  Wissenschaft 
und  die  Arbeiter.    Eine  Verteidigungsrede  "^f 
dem   Berliner  Kriminalgerichte,    Zürich  1863. 
Der  Lassallesche  Kriminalprozess,  IL  Heft.  Di»* 
mündliche  Verhandlung  nach  stenographisfhem 
Bericht,  Zürich  1863.    Der  Lassallesche  Krimi- 
nalprozess, III.  Heft.  Das  Urteü  erster  InstJiM 
mit  kritischen  Randnoten.  Die  indirekte  Stenff 
und   die  Lage   der  arbeitenden  Klassen.   Eine 
Verteidigungsrede  vor  dem  kgl.  Kammerirericht 
zu  Beriin,  Zürich  1863.  Offenes  AntwortÄ^hreika 
an  das  (Zentralkomitee  zur  Berufung  eines  AÜg- 
Deutschen  Arbeiterkongresses  zu  Leipzig,  Zfiriolf 
1863.    Zur   Arbeiterfrage.    Lassalie^  Rede  bei 
der    am    16.  IV.   1863    in   Leipzig  gehaltenen 
Arbeiterversammlung.  Nebst  Briefen  der  Herren 
Professor    Wuttke    und    Dr.    Lothar    Bncher. 
t, Erster  Abdruck  erschienen:    Selbstverlag  ^^^ 
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Tutors.)     Arbeiterlesebuch.    Rede  Lassalles  zu 
•'rankfurt    a,  M.    am    17.  u.  19.  V.  18(53    nach 
lern    stenogrr.   Bericht,    Frankfurt   a.  M.   1863. 
.>ie  Fet*te,  die  Presse  und  der  Frankfurter  Ab- 
:e*>rdne teiltag.  Drei  Symptome  des  öifentlicLen 
teistes.     Sine  Rede,  gehalten  in  denVersamm- 
nnüren  des   AUg.  Deutschen  Arbeitervereins  zu 
Bannen,    Solingen   und   Düsseldorf,   Düsseldorf 
L86H.    An  die  Arbeiter  Berlins.  Eine  Ansprache 
m    Namen    der  Arbeiter  des  AUg.  Deutschen 
Arbeitervereins,    Berlin    1863.     Herr    Bastiat- 
r^chulze  von  Delitzsch,  der  ökonomische  Julian, 
Berlin    1864.      Der    Hochverratsprozess    wider 
Ferdinand  Lassalle  vor  dem  Staatsgerichtshofe 
zn  Berlin  am  12.  IIL  1864.  Nach  dem  stenogr. 
Bericht,    Berlin  1864.    Die  Agitation  des  AUg. 
l>f»utschen  Arbeitervereins  und  das  Versprechen 
des  Küni^s  von  Preussen.    Eine  Rede,  gehalten 
am  Stiftungsfeste  des  AUg.  Deutschen  Arbeiter- 
vereins   zu   Ronsdorf   am  22.  V.  1864,  Berlin 
1864.     Der  Prozess   wider  Ferdinand  LassaUe 
vor  der  korrektionellen  AppeUkammer  zu  Düs- 
^eldoif  am  27.  VI.  1863.     (Separatabdruck   aus 
der  Düsseldorfer  Zeitung.)    I.  Abdruck  erschie- 
nen :  Frankfurt  a.  M.  1866.   b)  Andere  Ausgaben : 
1.  Ferd.  Lassalle,  sämtUche  Reden  und  Schriften, 
herausg.     von    Georg     Hotschick,     New- York, 
3  Bde.     Vorrede  datiert  1882.  —  2.  Ferdinand 
Lassalles     ausgewählte     Reden     und     Schrif- 
ten.    In  3  Bänden,    Leipzig,    Karl    Fr.  Pfau, 
1891/1)2.    (Unsystematische   und  kritiklose  Zu- 
sammenstellung   einiger   Schriften   und   Reden 
Lassalles   mit   einer  dürftigen  Einleitung.)    3. 
Ferd.  Lassalles  Reden  u.  Schriften.    Neue  Ge- 
samtansgabe.     Mit    einer   biographischen   Ein- 
leitunis:    herausg.    von    E.    Bernstein ,    Beriiu 
18i)2fi.     (Diese    von    der    sozialdemokratischen 
Partei  veranstaltete  kritische  Ausgabe  ist  die 
beste  und  vollständigste  der  bisher  erschienenen 
Ausicaben.  Vorausgeschickt  ist  eine  Biographie 
Lassalles  u.  d.  T. :  Ferdinand  LassaUe  und  seine 
Bedeutung   in   der  Geschichte  der  Sozialdemo- 
kratie.   [Den  einzelnen  Schriften  LassaUes  sind 
Einleitungen   über    die    Entstehung    derselben 
vorausgeschickt,  ausserdem  sind   dieselben  mit 
zahlreichen  Noten  versehen.].)    c)  Briefe,  Tage- 
bücher etc.:     1.   Briete    Lassalles    an   Hans  v. 
Bölow  (1862-64).    Dresden  u.  Leipzig,  3.  Aufl. , 
181)3.     2.  Briefe  von  F.  LassaUe  an  Karl  Rod- 
bertus-Jagetzow,   mit  einer  Einleitung  von  A.  i 
WacTier,  Beriin  1878.     (A.  u.  d.  T. :    Aus  dem 
litterarischen  Nachlass   von  Karl  Rodbertus-Ja- 1 
getzow.  Herausg.  von  Schumacher-Zarchlin  und  | 
A.  M'agner  I.)     3.   Tagebuch,    herausg.   v.   P.  i 
Lindau  in  „Nord  u.  Süd"  1891.    (Auch  sepa- 1 
rat  erschienen.    Breslau.)    4.   Briefe  au   Georg 
Hervvegh,  Zürich  1896. 

IL  Schriften  über  Lassalle:  A. 
A  a b e  r  g,  Ferdinand  LassaUe,  1883.  B.Becker, 
Enthüllungen  über  das  tragische  Lebensende 
i'.  LassaUes,  Schleiz  1888.  ^'eue  Bearbeitung, 
NTimberg  1892.  Derselbe,  Geschichte  der 
Arbeiteragitation  F.  Lassalles,  Braunschweig 
1H74;75.  Brandes,  F.  LassaUe.  Ein  litterari- 
H-hes  Charakterbild,  Berlin  1877,  2.  Aufl.  Leip- 
zij^  1889,  4.  Aufl.  1900.  L.  0.  Brandt,  Las- 
saUes Sozialist.  Anschauungen  und  prakt.  Vor- 
schläge, Jena  1895.  Grünberg,  Art.  Lassalle 
im  Wörterbuch  der  Volkswirtschaft  Bd.  II 
'*^.  165  ff.  Hieronymus,  Herostrat  -  Las- 
saUe ,     der     Ökonom.  "  Kronprätendent ,     1864. 


Kohut,  F.  Lassalle.  Sein  Leben  und  Wirken, 
Leipzig  1889.  Derselbe,  F.  Lassalles  Testa- 
ment und  Erben,  Grossenhain  u.  Leipzig,  1889. 
Kutschbach,  Lassalles  Tod,  Chemnitz  1880. 
Derselbe,  Sophie  Solutzeff  u.  F.  Lassalle,  1881. 
LassaUes  Leiden,  Berlin  1887.  Lindau,  P. 
Lassalles  letzte  Rede,  Breslau  1882.  v.  Plener, 
F.  Lassalle,  Leipzig  1884.  Derselbe,  Art. 
LassaUe  in  der  AUg.  D.  Biographie.  H.  v. 
Rakowitza,  geb.  v.  Dönniges,  Meine  ße- 
ziehungen  zu  F.  LassaUe.  G.  Mayer,  Las- 
salle als  Sozialökonom,  BerUn  1894.  Karl 
Marx,  Ein  Brief  an  J.  B.  v.  Schnitzer  über 
Lassalleanismus  u.  Gewerkschaftsktimpfe  (Neue 
Zeit,  Jahrg.  15.  1896,97).  v.  Soluzew,  Eine 
Liebe.sepi»ode  aus  deni  Leben  F.  Lassalles,  Leip- 
zig 1878. 

Ch.  An  dl  er,  Les  origines  da  socia- 
lisme  d'Etat  en  Allemagne,  Paris  1897. 
H  e  r  k  n  e  r  ,  Die  Arbeiterfrage.  IL  Aufl. 
Berlin  1897.  Jäger,  Der  moderne  Sozialismus, 
Berlin  1873.  Laveleye,  Le  socialisme  con- 
temporain,  2.  Aufl.,  Paris  1884.  Deutsche  Ausg. 
Tübingen  1884.  Mehring,  Die  deutsche  So- 
zialdemokratie, 3.  Aufl.,  Bremen  1879.  Der- 
selbe, Geschichte  der  deutschen  Sozialdemo- 
kratie, Stuttgart  1897.  Meng  er,  Das  Recht 
auf  den  voUen  Arbeitsertrag,  2.  Aufl.,  Stuttgart 
1891.  R.  Mever,  Der  Emancipationskampf 
des  4.  Standes,  2.  Aufl.,'  Berlin  1881.  Som- 
bart,  Sozialismus  u.  soz.  Bewegung,  IL  Aufl., 
Jena  1900,  und  die  meisten  Werke  über  Ge- 
schichte des  Sozialismus. 

K.  Diehh 


Lateinischer  3Iüuzbaiid 

s.  3Iünzweseu. 


Latifundien. 


Das  lateinische  Wort  latifiindium  wird 
im  allgemeinen  mit  »grosses  Landgut*  über- 
setzt. Der  deutsche  Sprachgebrauch  hat 
ihm  aber  zwei  verschiedene  Bedeutungen 
beigelegt,  da  auch  Plinius  in  seiner  Natur- 
geschichte Buch  XYIII,  Kap.  VI  das  Wort 
iu  doppelter  Bedeutung  braucht.  Einmai 
versteht  er  darunter  grössere  Wirtschaften, 
auf  denen  Sklaven  und  sonstige  abhängige 
Arbeiter  in  Massen  beschäftigt  werden,  an- 
statt dass  der  kleine  Bauer  seine  SchoUe 
bewirtschaftet.  Auf  der  anderen  Seite  belegt 
er  mit  dem  Ausdrucke  die  übermässige 
Koncentriening  des  Besitzes  in  wenigen 
Händen  und  schreibt  es  dieser  Latifundien- 
bildung zu,  dass  Italien  zu  Grunde  gerichtet 
sei  und  nicht  minder  die  Provinzen.  Dann 
setzt  er  liinzu:  Sechs  Herren  besassen  die 
Hälfte  Afrikas.  In  der  gleichen  Weise  spricht 
man  auch  jetzt  auf  der  einen  Seite  von  den 
Latifundien  Mecklenburgs,  Pommerns,  Schle- 
siens, indem  man  das  extreme  Ueberwiegen 
gix)sser  Güter  in  jenen  Gegenden  hervor- 
heben wiU.     Wenn   dagegen   von  der  Lati- 
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fundien bildung  ira  Mittelalter,  in  Sfianien, 
Italien  oder  während  der  letzten  Jalu'huuderte 
in  England  die  Rede  ist,  so  hat  man  die 
Koncentrierung  des  Grundbesitzes  in  der 
Hand  der  Kii'che,  der  Füllten  und  des 
Adels  im  Auge.  In  allen  Fällen  ist  aber 
die  Verdrängung  des  kleinen  und  mittleren 
Gpindbesitzes  dabei  vorausgesetzt  und  wird 
darin  eine  besondere  Gefahr  gesehen.  Der 
Ausdruck  will  stets  das  Zu-Cii-osse,  sozial- 
politisch und  wirtschaftlich  Extreme  in  der 
Besitz-  oder  Wirtschaf  tskoncentration  hervor- 
heben. Es  l)edeutet  bald  Latifundien  besitz, 
bald  Latifundien  Wirtschaft,  die  keines- 
w^egs  immer  beide  zusammenfallen.  Der 
Begriff  ist  ferner  nach  dem  Gesagten  ein 
relativer.  In  Steppengegenden  wird  der 
Besitz  einer  Quadratmeile  kaum  als  Lati- 
fundie  anzusehen  sein,  weil  der  Wert  ein 
sehr  geringer  ist  und  nur  wenig  Menschen 
darauf  beschäftigt  werden  können.  Von 
einer  Verdrängimg  des  Bauern  kann  nicht 
die  Rede  sein.  Ganz  andere  in  Deutschland, 
England  und  anderen  stark  bevölkerten 
Gegenden  mit  intensiver  Landwirtschaft; 
und  je  höher  der  wjrtschaft liehe  Wert  des 
Gnmd  und  Bodens  ist,  eine  um  so  kleinere 
Ausdehnung  wird  schon  Latifundiencliarakter 
haben,  sowolü'  durch  den  Wert  des  Besitzes 
wie  eventuell  durch  die  gewaltigen  Betriebs- 
mittel, die  von  einem  Brennpunkte  aus  diri- 
giert und  zu  gemeinsamer  Wirtschaft  ver- 
einigt sind. 

Latifundien  besitz  zeigte  sich,  wie 
erwähnt,  am  Sclüusse  der  alten  und  im 
Beginne  der  neuen  Zeitrechnung  im  römi- 
schen Reiche.  Der  Gnmdbesitz  des  Trium- 
virn  Crassus  wurde  auf  35  Millionen  Mark 
gescnätzt.  Claudius  Isidorus  besass  unter 
Augustus  nach  dem  ersten  Reichscensus 
I6V2  geographische  Quadratmeilen  Land  und 
257000  Schafe.  Nach  Dio  Cassius  gehörte 
demAgrippa  der  ganze  thrakische  Chersonesos, 
welcher  45  Quadratmeilen  umfasste.  In 
Spanien  zählten  im  17.  Jahrhundert  einzelne 
Granden  auf  ihren  Gütern  30000  Pächter. 
Ganz  Andalusien  gehörte  fünf  Herzögen. 

Auch  in  der  Gegenwart  fehlt  es  an 
solchen  Beispielen  bekanntlich  nicht.  Für 
England  und  Russland,  wo  wohl  die  ex- 
tremsten Beispiele  dem  Werte  und  der 
Fläche  nach  zu  finden  wären,  fehlt  es  an 
jeder  genauen  Angabe. 

In  Böhmen  besitzt  der  Fürst  Schwarzen- 
berg  309124  Joch  (177  888  ha),  ausserdem 
hat  er  in  anderen  Teilen  Oesterreichs  noch 
Besitzungen.  Erzherzog  Coburg  hat  allein 
in  Ungarn  280000  Joch;  Graf  Schönborn- 
Bucliheim  233067  Joch.  In  Schottland  ge- 
hören dem  Duc  of  Richmond  auf  Gordon 
-Castle  241881  aci-es  (97  887  ha)  mit  59000  £ 
Jahresertrag,  da  sich  darunter  Bergwerke 
befinden.      Dem    Duc    of    Argyle    gehören 


168215  acres  (68115  ha)  mit  4:)0iHi  i:  RelD- 
ertiag.  Auch  in  Preussen  gieht  es  La?.- 
fundienbesitzer.  Der  Fürst  von  Pless  Ic^rrt 
83  Güter  mit  70139  lia  Fläche  und  35S7-V; 
Mark  Grundsteuerreinertrag.  Der  Ffirst  v..l 
HohenzoUern-Sigmaringen  60<«>0  ha,  «kr 
Herzog  von  Braunschweig  4o0lK>  ha  mi* 
390000  Mark  Gnmdsteuerreinertrag.  4.-* 
Privatbesitzer  haben  in  den  sieben  fisUii^t*'! 
Provinzen  einen  Grundbesitz  von  mehr  a?- 
10()00  ha,  den  man  unter  den  vorliegende  j 
VerliMtnissen  als  Latifundieubesitz  bezeich- 
nen kann. 

La t i f u n d i e n wirt s chaf t e n   bildete :i 
sich,  wie  erwähnt,  zur  Zeit  der  Blüte  Rz*a.> 
aus.    Sie  wiurden  im  Beginne   der  neuerec 
Zeit  in  Spanien  in  der  Form  grosser  VeiJ-^ 
wirtschaften    auf   Gnmd    der   Mestaberei-li- 
tigung  geschaffen.     Sie  traten    im   vorifiürn 
Jahrhundert  in  Schottland   hervor,   wo  tür 
Scliafherden  die  kleinen  Farmer  vertrieliej . 
In  der  Gegen wai*t  zeigen  sich  extreme  B*^l- 
spiele  in  Ungarn,  Australien  und  Südameiiki 
mit  gewaltiger  Viehzucht,  in  den  Vereinigt*  c 
Staaten  Nordamerikas  in  den  weizenbaih?^rj- 
den  Riesenfarmen,  in  Californien  20 — 6(m>b> 
acres  Landes  umfassend.    Sering  (Die  lan«  '- 
wirtschaftliche    Konkurrenz     Nordamerika.-. 
Leipzig  1887)  erwähnt  in  Canada  eine  Farm 
von  22680  Hektar.     An  anderer   Stelle  lii- 
Cheney-Farm  mit  75000aci'es  (30 1)00 Hektare 
In  Ungarn  werden  auf  dem  berühmten  G»^ 
sttit  Mezöhegyes  27  782  Joch  gemeinsam  h- 
>\'irtschaftet.     Der  Wirtschaftskomplex  vrin 
Salzmünde  in  der  Provinz  Sachsen  umfasstr* 
schon   im   Jahre    1866   36   eigene   und    1." 
Pachtgüter  resp.  gepachtete  Pläne  mit  13  5"» » 
Morgen  besten  Ackerlandes :  Benkendorf  uß«l 
seine  Nebengüter  haben  8328  Morgen,   da- 
runter 2480  Morgen  Pachtland,  die  als  ein- 
heitlich  geleitete   Rübenwirtsdiaften   anzu- 
sehen sind. 

Das  Schädliche  der  Latifundienwirt- 
schaften liegt,  wie  bereits  angedeutet,  in 
der  Verdrängung  der  kleinen  Betrieb»^: 
ausserdem  in  der  Anhäufung  grosser  Ma^eii 
von  Tagelöhnern  an  einem  Orte,  also  des 
Proletariats  wie  in  der  Grossindustrie,  an 
Stelle  des  gewerbesitzenden  kleinen  un<l 
grossen  Bauern.  Je  grösser  der  Prozent- 
satz des  Landes  ist,  den  sie  absorbiereD, 
um  so  schärfer  werden  natiu^gemäss  die 
Nachteile  derselben  hervortreten-  Je  mehr 
sie  vereinzelt  dastehen,  um  so  geringer  wird 
derselbe  sein.  Unter  Umständen  können  sie 
den  Vorteü  einer  grösseren  wirtschaftlichen 
Ausnutzung  des  Gnmd  und  Bodens  in  sii-h 
schliessen  und  dadurch  einen  Teil  des 
sozialpolitischen  Nachteils  ausgleichen. 

Wie  die  letzten  angeführten  Beispiele 
schon  ergeben,  braucht  die  Latifimdienwirt- 
schaft  nicht  allein  auf  eigenem  Besitz  zu 
beruhen,  sondern  kann  durch  Zupachtung 
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•i^T^Änzt  sein.     Noch  häufiger  ist  der  Lati- 
ufirlienbesitz   in   kleinere   Betriebe   zerteilt 
\\\ci  »inifasst  gar  keine  Latifundienwirtschaft, 
wvie    das  in  EngLind  und  Mand  bekanntlich 
Ter    Fall   ist.    Die  grossen  Landlords  haben 
in    dem  ersteren  Lande  ihren  Besitz  in  wohl 
iirrt>iidierten    Farms    verpachtet,    in    dem 
letzteren  vielfach  in  kleinen  Parzellen,  wäh- 
rend  die   ungarischen,  böhmischen,  schlesi- 
-^elien  Magnaten  ilire  Latifimdien  in  grössere 
Ofiter  geteilt  verpachten  oder  selbst  bewirt- 
schaften.   In  den  Vereinigten  Staaten  giebt 
♦  »s    Kapitalisten  (nach  Sering),   welche  30 — 
."»<  H  M  )0  acres  Land  und  mehr  in  lauter  einzeln 
vei*j>achtete  Farmen  jeder  Grösse  in  Jowa, 
Missouri,  Dlinois,  Minnesota,  Wisconsin  zer- 
streut besitzen. 

Der  Latifimdienbesitz  beeinträchtigt  der 
Bevölkerung  den  Segen,  am  Grundbesitz  zu 
I»articipiereD.   Nichts  aber  fördert  und  festigt 
^o  sehr  den  Patriotismus,  hebt  so  sehr  das 
Gefühl   der  Zusammengehörigkeit  zwischen 
Staat  und  Gesellschaft,  bindet  so  sehr  das 
Interesse  an  Ruhe  und  Ordnung  und  den 
<  lang  der  Kulturentwickelung  wie  die  Teil- 
nahme an  dem   Grundbesitze.     In  unserer 
Zeit,  wo  die  sozialdemokratischen  Anschau- 
ungen    und    damit    die    kulturzeretörenden 
Ideeen  in   rapider  Weise   um   sich  greifen, 
ist    die  Yermehrung  der  Zahl  der  Grund- 
besitzer doppelt   bedeutungsvoll   und   wird 
der  Latifundienbesitz  doppelt  nachteilig  sein. 
Tritt  derselbe  aber  in  einem  grösseren  Lande 
nur  vereinzelt  auf,  so  wird   er  noch  nicht 
als  bedrohlich  anzusehen  sein,  wenn  er  zur 
Stütze   einzelner    hervoiTagender    Familien 
dient,  die  ihre  Intelligenz  und  ihren  Besitz 
im     Interesse    des    Staates    zu    verwenden 
fiuchen.    Freihch  bleibt  damit  der  Absentis- 
mus (s.  oben  Bd.  I  S.  13  ff.)  verbunden,  da  der 
l^tifundienbesitzer    nicht    alle    seine    Be- 
sitzungen selbst  bewohnen,  seine  fördernde 
Hand  nicht  auf  alle  erstrecken  kann. 

Den  sozialpolitischen  Momenten  gegen- 
über treten  in  unserer  Zeit  die  wirtschaft- 
hchen  Schäden  wesentlich  zurück.  Freilich 
ist  zuzugeben,  dass  dem  Latifundienbesitzer 
im  allgemeinen  der  Trieb  zu  so  hoher  wirt- 
schaftlicher Ausnutzung  seines  Besitzes 
fehlen  wird  wie  dem  kleinen  Gutsbesitzer, 
der  im  Kampf  um  das  Dasein  alle  seine 
Kräfte  hei  der  Selbstbewirtscliaftimg  seines 
Gutes  anstrengen  muss,  und  vielfach  auch 
die  Fähigkeit  dazu.  Aber  man  kann  sich 
nicht  verhehlen,  dass  unsere  Kulümjtufe 
penugsam  Mittel  und  Wege  bietet,  um  bei 
fjenügender  Intelligenz  und  Einsicht  es  dem 
Latifundien besitzer  zu  ermöglichen,  sein 
Land  iu  vorzüglichster  Weise  auch  ohne 
eigene  Arbeit  zu  verwerten,  vor  allem  durch 
Verpachtung.  Selbst  bei  Administration  finden 
wir  hervon-agende  Leistungen,  z.  B.  auf  den 
Gütern  des  Erzherzogs  Albrecht  von  Oester- 


reich,  des  Fürsten  Stolberg- Wernigerode  etc., 
wie  sie  nur  durch  die  ausserordentlich 
reichen  Mittel  eines  Latifundien  besitzes  mög- 
lich werden.  Waren  die  grossen  Besitzungen 
der  Kirche,  des  Adels  wie  der  Herrscher 
vor  mehreren  Jahrhimdei-ten  in  Spanien, 
Italien  zum  Schaden  der  Gesamtheit  kläglich 
bewirtschaftet  und  sind  es  ziun  Teil  noch, 
so  wird  man  dieses  im  grossen  Ganzen  in 
Deutsclüand  nicht  behaupten  können,  und 
ist  es  noch  hier  und  da  der  Fall,  so  braucht 
man  nur  auf  die  preussischen  Domänen  hin- 
zuweisen, um  die  Behauptung  zu  recht- 
fertigen, dass  Latifundienbesitz  heutigen 
Tages  nicht  notwendig  eine  unzulängliche 
wirtschaftliche  Verwendung  in  sich  zu 
schliessen  braucht,  und  darauf  kommt  es 
hier  vor  allem  an.  Um  so  mehr  ist  in 
neuerer  Zeit  die  Bedeutung  des  sozialpoli- 
tischen Nachteils  in  den  Vordergrund  ge- 
treten. 

Latifundien  werden  im  allgemeinen  nur 
im  Laufe  längerer  Zeiträume  gewonnen,  wo 
die  freie  gleiche  Erbteilung  durch  Gesetz, 
Familiensatzung  oder  Sitte  besclu^änkt  ist. 
Die  Herstelhmg  des  freien  gleichen  Erbrechts 
würde  die  bestehenden  Latifimdien  bald  be- 
seitigen und  die  Neubildung  verhindern, 

Litteratur:  «7.  Conrad,  Die  Latifundien  im 
preu«$ischen  Osten,  in  Jahrb.  /.  Nat.  u.  Stat., 
N.  F.,  Bd,  XVI,  S.  121  ff.  — B,  Hildebrand, 
Die  soziale  Frage  der  Verteilung  des  Grund- 
eigentums im  klassischen  Altertum,  Jahrb.  j.  NaL 
u.  Stat.,  Bd.  VII,  S.  147.  —  von  der  Goltz, 
Die  Bedeutung  der  Latifundi^nwirtschaft,  insbe- 
sondere für  Deutschland.  Deutsche  Revue  1881, 
Ä'.  9.  Conrad, 


Lattes,  Elia, 

geboren  zu  Venedig  1843,  studierte  au  der  Uni- 
versität Turin,  woselbst  er  noch  sehr  jung  sein 
Doktorexamen  glänzend  absolvierte.  Er  ist  ein 
verdienter  italienischer  Archäologe,  hat  sich 
aber  auch  dm*ch  seine  volkswirtschafthchen 
Schriften  beachtenswert  bekannt  gemacht.  Seit 
ca.  30  Jahren  wirkt  Lattes  als  wirkliches  Mit- 
glied au  der  litt.-hist.  Klasse  des  Instituts  für 
Wissenschaft  und  Litteratur  (R.  Istituto  Lom- 
bardo  di  scienze  e  lettere)  in  Mailand. 

Lattes  hat  mit  viel  Gelehrsamkeit  und 
Scharfsinn  über  das  alte  veuetiauische  Bank- 
wesen und  über  die  Bodenkreditfrage  geschrieben. 
Seine  Hauptwerke  sind  die  folgenden:  ^La 
liberta  della  bancha  a  Venezia  dal  secolo  XIII 
al  XIV  secondo  i  documenti  crediti  del  R. 
Archivio  dei  Frari  con  due  orazioni  contro  e 
per  la  hberta  e  pluraÜta  delle  banche  pro- 
nunciate  negli  anui  15Ö4— 1687  dal  senatore 
Veneziano  Tommaso  Contarini,  Milano 
1869."  ^In  diesen  Erforschungen  der  Urkunden 
alter  venetianischer  Bauken  hat  Lattes  viel  zut 
Aufklärung  des  ältesten  Bankwesens,  über 
welches  bis  dahin  falsche  Anschauungen  mehr- 
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fach  verbreitet  waren,  beij^etraj^en.  Allerdings 
nimmt  Latt^s  die  Entdeckung,  dass  die  alten 
venetianiscben  Banken  einen  Privat- 
charakter  getragen  und  mit  der  Staatsbank  von 
1587  nicht  in  Zusammenhang  gestanden  hätten, 
nicht  für  sich  in  Anspruch,  sondern  weist  (nach 
Jäger,  8.  u.)  darauf  hin,  dass  das  Werk  ,,Venezia 
e  le  sue  lagune,  Venezia  1847"  dies  schon  lange 
vor  ihm  aufgedeckt  habe.  Nach  Nasse  (s.  u.) 
war  dieser  wichtige  Umstand  bis  zu  den  Ver- 
öffentlichungen von  Lattes  allen  deutschen 
Schriftst4»llem  entgangen.)  —  Studii  critici  e 
statistici  sopra  il  miglior  modo  di  ordinari  il 
Credito  fondiario,  Milano  1868,  371  S.  (Dieses 
Werk  bildet  die  preisgekrönte  Antwort  auf  die 
vom  k.  lombardischen  Institut  im  Jahre  1866 
aufgestellte  Frage:  „Welche  Form  der  Grund- 
kreditvereine kann  am  besten  und  den 
gegenwärtigen  Verhältnissen  Italiens  am  ange- 
messensten dem  Lande  die  dreifache  Hilfe  ver- 
schaffen: die  Hypothekeuschuld  zu  erleichtern, 
Meliorationen  auf  dem  Lande  zu  fördern  und 
den  kleinen  Ackersleuten  ihre  Lage  zu  er- 
leichteniV"  Wir  dürfen  es  mit  besonderer  Ge- 
nugthuung  feststellen,  dass  Lattes,  nachdem  er 
die  einschlägigen  Verhältnisse  in  der  Schweiz, 
England,  Holland,  Oesterreich  und  Russland  dar- 
gestellt, in  eingehender  Begründung  die  deut- 
schen landwirtschaftlichen  Kredit- 
vereine als  Muster  hinstellt  und  hier- 
durch zu  deren  Einführung  in  Italien 
den  ersten  Anlass  gegeben  hat.  Allerdings 
mu.*<s  man  berücksichtigen,  dass  bereits  damals 
die  Schulze-Delitzschen  Vorschuss-  und  Konsum- 
vereine in  Italien  vielseitige  Würdigung  und 
Nachahmung  gefunden  hatten.  Durch  das 
Lattessche  Werk  wurde  der  französische 
Einfluss  auf  die  Organisation  des  Bodenkredit- 
wesens in  Italien,  welcher  durch  das  grosse 
Werk  Salmours  (Salmour,  Dell'  ordinamento 
del  credito  fondiario  negli  Stati  Sardi.  Memoria 
corredata  di  tavola  statistiche,  Torino  18o3)  ge- 
weckt war,  wieder  zurückgedrängt).  —  Sei 
Bilaucio  attivo  e  passivo  di  Roma  antica, 
Milano,  Zanetti  1867.  —  Studi  storici  sopra  il 
contratto  d'enfiteusi  nelle  sue  relazioni  col 
colonato  ossia  dell'  influenza  del  contratto  enfi- 
teutico  sopra  i  progressi  dell'  agricoltura  e 
sopra  la  liberta  personale  degli  agricoltori  special- 
mente  in  Italia,  Torino  1868  (279  Seiten)  (gleich- 
falls preisgekröntes  Werk,  und  zwar  von  der 
Akademie  der  Wissenschaften  in  Turin,  über 
die  zuerst  1861,  dann  1864  wiederholte  Auf- 
gabe: „Den  Einfluss  des  emphyteutischen  Kon- 
traktes über  die  Beschaffenheit  des  Ackerbaues 
und  die  persönliche  Freiheit  der  Ackerbauer, 
vorzüglich  in  Italien,  nachzuweisen'*).  Lattes 
hat  in  diesem  Werke  alles,  was  Deutschland, 
Italien  und  Frankreich  au  Quellen  bot,  gründ- 
lich und  umfassend  durchforscht.  In  seinen 
Auisführungen  über  das  landwirtschaftliche 
Pachtwesen,  die  Latifundien  Wirtschaft  und  das 
Kolonat  stimmt  Lattes  vielfach  mit  Rod- 
bertus  (s.  d.  Abhandlung  von  Rodbertus  in 
den  Jahrb.  f.  Nat.  u.  Stat.  II  [1864]  S.  206—267: 
Untersuchung  auf  dem  Gebiete  der  National- 
ökonomie des  klassischen  Altertums)  überein.  — 
Gli  antichi  banchi  di  Venezia  (Nuova  Antologia), 
1871.  —  L'Ambasciata  dei  Romani  per  le  dodici 
tavole,  Milano  1884. 

Ferner  veröffentlichte  Lattes  in  Zeitschriften : 


„I  banchieri  privati  e  pubblici  della  Gr^d* 
antica"  in  „II  Politecnicc*  V,  Milano  18ivS  S. 
438  (Parte  letterario-scientificia,  Vol  Y;.  wtksr 
Abhandlung  im  Jahre  1869  als  besondere  Schrirt 
bei  Valentiner  und  Mues  zu  Mailand  er^ihita-ri 
ist.  —  „Neue  Beiträge  zur  Geschichtie  *>: 
venetianiscben  Bank"  in  Jahrb.  f.  Nat.  u-Stit. 
XII,  1869,  S.  296. 

Ueber  Elia  Lattes  und  seine  Schrirtp* 
vergL  de  Gubernatis,  Dicüoniudre  Inief- 
uational  des  Ecrivains  du  Jour,  Florenze  Wh 
S.  1324.  —  L.  Cossa,  Introduzione  allo  «iwüj 
deir  Economia  Politica,  3a  ed.,  Milano  lö^i 
S.  203,  204,  205,  518.  —  Derselbe,  EinleiTiiri^ 
in  das  Studium  der  Wirtschaftslehre  (2.  Ani. 
übersetzt  von  Moormeister),  Freibarg-  ISÖU.  .^. 
199.  —  Nasse,  Das  venetiauische  Bankwe?ti 
im  14.,  15.  und  16.  Jahrhundert,  in  fonrtiL 
Jahrb.  f.  Nat.  u.  Stat.  XXXIV,  S.  329--:iöS.  - 
F.  Ferrara  in  der  „Nueva  Antologia''  Ihtl 
S.  177  und  4J^5  (kritisiert  die  Lattessche  Bank- 
theoriej.  —  Ernst  Jäger,  Die  ältesten  Bankta 
und  der  Ursprung  des  Wechsels,  Stntt^rt  1^7R 
—  Derselbe,  Supplement  dazu,  Stutteart 
1881,  S,  1—10  und  64.  —  Dochow,  Jahrb.  i 
Nat.  u.  Stat.  XU,  1869.  S.  336.  —  Conrai. 
Jahrb.  f.  Nat.  u.  Stat.  XHI,  1870,  S.  270. 
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Lauderdale,  James  Maitland, 

8.  Graf  von  Lauderdale,  geb.  am  26.  I.  173.^. 
gest.  als  Führer  der  schottischen  Hochtori* 
am  13.  IX.  1839  auf  SchloBS  Thirlest&ne  t*i 
Berwick;  studierte  in  Glasgow  und  Edinbiur^,  trat 
1789  als  schottischer  Peer  in  das  0berhau5,  w^ 
er  ein  heftiger  Gegner  Pitts  wurde,  ging  1^^ 
als  ausserordentlicher  Gesandter  nach  Paris  und 
ward  im  nämlichen  Jahre  Mitglied  des  Gt- 
heimen  Eates  und  Grosssiegelbewahrer  von 
Schottland. 

Lauderdale  veröffentlichte  von  staatswissen- 
schaftlichen  Schriften  in  Buchform:  Letters  to 
the  Peers  of  Scotland,  London  1794.  —  Thoughta 
on  iinance ,  suggested  by  the  measnres  of  the 
present  session,  ebd.  1796,  2.  bis  4.  Aufl.,  l'i^'i 

—  Letter  on  the  present  measures  of  finance, 
in  which  the  Bill  now  depending  in  Parliameni 
is  particulary  considered,  Edinbur^  1798.  — 
An  inquiry  into  the  nature  and  origin  of  public 
wealth ,  and  into  the  means  and  c^nses  of  iU 
increase,  ebd.  1804,  2.  Aufl.  1819 ;  dasselbe  ifl 
französischer  Uebersetzung  von  E.  Lagentie 
de  Lavaisse,  Paris  1808;  dasselbe  in  deutscher 
Uebersetzung  u.  d.  T. :  Ueber  National  Wohl- 
stand, Berlin  1809.  —  Observations  on  the  review 
of  bis  inquiry  etc.,  published  in  the  8.  number 
of  the  Edinburgh  Review,  Edinburg  IWM. 
(^Entgegnung  auf  die  ungünstige  Kritik  seiner 
Schrift:  „An  inquiry  into  the  nature  etc.  of 
public  wealth",  von  Lord  Brougham,  s.  u.»  — 
Thoughts  on  the  alarming  State  of  the  circn- 
lation  and  on  the  means  of  redressing  the  pe- 
cuniary  grievances  in  Ireland,  ebd.  1805.  - 
Hints  to  the  manufactures  of  Great  Britain  on 
the  consequences  of  the  Irish  Union,  ebd.  1805. 

—  The  practical  merits  of  the  System  for  the 
government  of  India,  London  1809,  —  The  de- 
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preciation  of  the  paper  currency  of  Great  Bri- 
tain  proved,  ebd.  1812.  —  Purther  considerations 
OD  the  State  of  the  currency,  etc.,  Edinburg 
1813.  —  A  letter  on  the  com  laws,  ebd.  1814.  — 
Lauderdale  war,  nächst  Beutham,  der  erste 
einzelne  Schwächen  im  System  Adam  Smiths 
bekämpfende  Gegner  (vgl.  Lauderdales  Haupt- 
werk: Inquiry  into  the  nature  and  origin  of 
public  wealth  etc.).  Den  von  Smith  aufge- 
stellten Satz,  dass  die  Arbeit  die  eigentliche 
Reichtnmsquelle  sei,  lässt  er  nur  in  der  Er- 
weiterung, dass  Boden  und  Kapital  ihr  bei- 
gesellt werden,  gelten,  giebt  aber  zu,  dass  die 
Arbeit  allein  geeignet  sei,  das  Volksvermögen 
zu  vermehren.  Der  Nationalreichtum  darf  nach 
ihm  mit  dem  Privatvermögen  nicht  verquickt 
werden,  da  letzteres  den  Seltenheitsgrad  im 
Reichtumsobjekte  hervorkehrt,  ersterer  dagegen 
auf  dem  üeberfiuss  an  Bevölkerungswohlstands- 
objekten beruht.  Lauderdale  erweitert  die 
Smithschen  Lehren  über  Wert  und  Wertmass, 
er  präcisiert  ferner  die  Gegensätze  zwischen 
Gebrauchs-  und  Tauschwert,  indem  er  bei 
ersterem  jede  nützliche,  bei  letzterem  jede  be- 
zahlte Arbeit  als  produktiv  anerkannt  wissen 
will.  Die  Produktionssteigerung  wird  nach  ihm 
durch  die  Nachfrage  reguliert  und  die  Rein- 
ertragslehre verworfen,  welche  den  Arbeitslohn 
vom  Volkseinkommen  abzieht.  Er  teilt  sich 
mit  J.  B.  Say  in  die  Vaterschaft  der  Produktivi- 
tätstheorie (1803  und  1804)  und  ist  Vater  des 
Satzes,  dass  es  in  der  Volkswirtschaft  auf  die 
richtige  Verteilung  der  Sachgüter,  nicht  bloss 
auf  deren  möglichst  hohe  Vermehrung  ankomme. 
Lauderdale  bestreitet  gegen  Adam  Smith  den 
produktiven  Charakter  der  Sparsamkeit  und 
verteidigt  dagegen  die  passive  Funktion  der 
Ersparnisse  im  Mehrungsprozesse  des  Volksver- 
mögens. 

Vgl.  über  Lauderdale:  Brougham 
(Lordj,  Kritik  der  Schrift:  Inquiry  into  the 
nature  and  origin  of  public  wealth,  in  Edin- 
burgh Review  So.  8,  Edinburg  1804.  —  Der- 
selbe, Thoughts  suggested  oy  Lord  Lauder- 
dale's  observations  upon  the  Edinburgh  Review, 
London  1805  (Duplik  auf  Lauderdales  Replik: 
„Observations  on  the  review  of  bis  inquiry  etc.", 
ebd.  1804).  —  Mac  Culloch,  The  litterature 
of  political  economy,  London  1845,  S.  15/16.  — 
Dictionnaire  de  l'economie  polit.,  2.  Aufl.,  Bd.  IL 
Paris  1854.  S.  22.  —  Kautz,  Natioualökononük, 
Bd.  II,  Wien  1860,  S.  482,  484.  --  Röscher, 
Geschichte  derNat.,  1874,  S.  651  u.  ö.  —  Er  seh 
und  G  r  u  b  e  r ,  Encyklopädie,  Bd.  XLII,  Leipzig 
1888,  S.  231.  —  Co  SS a,  Introduzione  allo  studio 
dell'  economia  politica,  3.  Aufl.,  Mailand  1892, 
S.  321,22.  —  Nouveau  dictionnaire  d'economie 
poUtique,  Bd.  IL  Paris  1892,  S.  11718.  — 
Dictionary  of    Nat.  Biography,   ed.  by  Sidney 
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Laveleye,  Emil  Louis  Victor  de, 

?eb.    am   5.   IV.    1822   zu   Brügge,   gest.,   als 
Korresp.  Mitglied  des  Instituts  (^seit  1869)  und 


Mitglied  der  belgischen  Akademie  und  des 
Cobdenklubs,  in  Noyon  bei  Namur,  am  3. 1.  1892, 
studierte  in  Gent  die  Rechte  und  wurde  1864 
Professor  der  Staatswissenschaften  an  der  Uni- 
versität Lüttich. 

Laveleye  Veröffentlichte  von  staatswissen- 
schaftlicheu  Schriften  a)  in  Buchform:  Le 
Senat  beige,  Brüssel  1851.  —  Etudes  historiques  et 
critiques  sur  le  principe  et  les  cons^quences  de 
la  liberte  du  commerce  international,  Paris  und 
Brüssel  1857.  —  Du  progr^s  des  peuples  anglo- 
saxons,  Brüssel  1859.  —  La  question  de  ror, 
ebd.  1860.  —  Essai  sur  Teconomie  rurale  de  la 
Belgique,  ebd.  1863;  2.  Aufl.,  Paris  1875.  — 
Etudes  d^economie  nirale.  La  N^erlande,  pre- 
cede  du  rapport  de  M.  Leonce  de  Lavergne  sur 
Teconomie  rurale  en  Belgique,  Brüssel  1864; 
dasselbe,  neue  Ausgabe,  Paris  1865.  —  Le 
marche  mon^taire  et  ses  crises  depuis  cinquante 
ans,  ebd.  1865;  dasselbe  in  deutscher  Ueber- 
setzung,  Cassel  1865.  —  Rapport  sur  Texposition 
universelle  de  Paris,  Brüssel  1868.  —  Etudes 
et  essais,  Paris  1869.  —  La  Lombardie  et  la 
Suisse.  Etudes  d'economie  rurale,  ebd.  1869. 
—  Essai  sur  les  formes  du  gouvemement  dans 
les  societes  modernes,  ebd.  1872.  —  On  the 
causes  of  war  and  the  means  of  reducing  their 
number,  London  1872  (Cobden  Club  essays, 
2.  series,  187172);  dasselbe  in  französischer 
j  Uebersetzung,  Brüssel  1873.  —  Une  le^on  de 
I  droit  public  ä  TUniversit«  de  Louvain ,  ebd. 
'  1874.   —   Le  parti  clerical  en  Belgique ,   ebd. 

1874  j  dasselbe  in  deutscher  Uebersetzung,  Bonn 
1875.  —  De  la  propriet^  et  de  ses  formes  primi- 
tives, Paris  1874;  2.  Aufl.,  1878,  4.  Aufl.,  1891; 

,  dasselbe  in  englischer  Uebersetzung  von  B.  R. 
L.  Marriott,  London  1878;  dasselbe  in  deutscher 
Uebersetzung.  Herausgeg.  und  vervollständigt 
von  K.  Bücher,  Leipzig  1879.  —  Du  respect  de 
la  propriete  privee  en  temps  de  guerre,  rapport 
presente  ä  rlnstitut  de  droit  international, 
aoüt  1875,  Brüssel  1875.  —  De  l'avenir  des 
peuples  catholiques.  Etüde  d'economie  sociale, 
Paris  1875.  —  Protestantismus  und  Katholizis- 
mus in  ihren  Beziehungen  zu  Freiheit  und 
Wohlfahrt  der  Völker.  Deutsche  Ausgabe  mit 
Vorwort  von  J.  C.  Bluntschli,  Nördlingen  1875 
(das  französische  Original  s.  u.  unter  „Revue 
de  Belgique").  —  Die  neuen  Ziele  der  National- 
ökonomie und  des  Sozialismus.  Uebersetzung, 
Leipzig  1875  (das  französische  Original  s.  u. 
unter  „Revue  des  deux  mondes").  —  Provincial 
and  communal  institutions  of  Belgium,  London 

1875  (Cobden  Club  essays).  —  The  land  system 
of  Belgium  and  Holland  (enthalten  in  „Systems 
of  land  tennre  in  various  countries;  a  series  of 
essays  edited  by  Probyn";  Cobden  Club  publi- 
cation),  ebd.  1876.  —  Doppelwährung.  Vom 
Verfasser  durchgesehene  Ausgabe,  Nördlingen 

1876  (das  französische  Original  s.  u.  unter 
„Journal  des  Economistes").  —  Le  respect  de 
la  propriete  privee  sur  mer,  Brüssel  1877.  — 
L'agriculture  beige,  Paris  1878.  —  Congres 
agricole  international  de  Paris,  1878.  L'agri- 
culture beige,  Brüssel  1878.  —  Demokratie  und 
Sozialpolitik.  Rede,  gehalten  am  8.  V.  1878  in 
der  öffentlichen  Sitzung  der  philos.  Klasse  der 
kgl.  belgischen  Akademie.  Uebersetzung  von 
K.  Bücher,  Eisenach  1878.  —  La  crise  econo- 
mique  et  les  chemins  de  fer  vicinaux,  Paris 
1879  (gemeinschaftlich  mit  Eduard  de  Laveleye 
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Teröffentlicht).  —  Lettres  dltalie,  1878  79, 
Brüssel  1880;  Nouvelles  lettres  d'Italie,  ebd. 
1884.  (Keine  gewöhnlichen  Reisebilder,  sondern 
demographisch-sozialökonomische  Schilderungen 
von  Land,  Leuten  und  wirtschaftlichen  Zu- 
ständen.) —  La  question  raonetaire  en  1880  et 
en  1881,  4  Hefte,  ebd.  1880—81.  --  Le 
bimetallisme  international,  Paris  18H1.  —  Le 
President  Garfield.  ebd.  1881.  —  Der  wahre 
Grund  der  seit  1873  bis  jetzt  anhaltenden  wirt- 
schaftlichen Krisis  und  das  einzige  Mittel  zu 
ihrer  Heilung.  Uebersetzt  durch  0.  v.  Bar, 
Berlin  1881.  —  Le  socialisrae  contemporain, 
Paris  1881;  dasselbe,  2.  Aufl.,  1883,  3.  Aufl.; 
1886,  4.  Aufl.,  1888,  5,  Aufl.,  1890,  6.  Aufl., 
1891;  dasselbe  ins  Englische  übersetzt  von 
Orpeu,  Xew-York  1885;  dasselbe,  unter  Mit- 
wirkung von  (Prof.)  K.  Th.  Eheberg  ins  Deutsche 
übertragen   von  Meinhard  Eheberg,   Tübingen 

1884.  —  Elements  d^economie  politique,  Paris 
1882;  dasselbe.  Neue  Ausgabe,  1884;  dasselbe 
ins  Englische  übersetzt,  London  1884.  —  La 
vice  patente  et  le  prox^netisme  legal,  Brüssel 
1882.  —  Der  Grund  der  Wertschwänkungen 
zwischen  Gold  und  Silber,  Uebersetzt  von  0.  v. 
Bar,  Berlin  1882  (a.  u.  d.  T.:  Schriften  des 
Vereins  für  internationale  Doppelwährung,  Heftl). 
— -  Das  Wesen  des  Geldes,  übersetzt  von  0.  v. 
Bar,  Berlin  1883  (a.  u.  d.  T. :  Schriften  des  Ver- 
eins für  internationale  Doppelwährung,  Heft  9). 

—  La  vice  legalise  et  la  morale.  Discours 
prouonce  ä  la  seance  d'ouverture  du  Congres 
de  la  Haye  pour  l'abolition  de  la  legislation  du 
vice,  le  17  sept.  1883,  Brüssel  1883.  —  La 
peninsule  des  Balkans.  2  Bde.,  ebd.  1886;  das- 
selbe in  deutscher  üebersetzung  von  E.  Jakobi, 
2  Bde.,  Leipzig  1888.  —  La  crise  et  ses  remödes, 
Vervier  1886.  —  Le  luxe,  ebd.  1887.  —  La 
question  mon^taire  en  Belgique  en  1889.  Echange 
de  vues  entre  Frere-Orban  et  E.  de  Laveleye, 
Paris  1890.  (Laveleye  ist  mit  3  Artikeln  an 
dieser  Schrift  beteiligt.)  —  La  monnaie  et  le 
bimetallisme  international,  2.  Aufl.,  ebd.  1891. 

—  Le  gouvernement  dans  la  democratie,  2  Bde., 
ebd.  1891.  — 

b)  in  Zeitschriften:  1)  in  Jahi^b.  f. 
Nat.  u.  Stat.,  Jena:  Origine  historique  de 
quelques  arguments  mouö-et  bimetalliques, 
N.  F,  Bd.  IV,  1882,  S.  114  flf.  —  La  propriete 
collective  dans  les  marches  (Italie),  N.  F.  Bd.  X, 

1885,  S.  61.  —  2)  in  Journal  des  Economistes, 
Paris:  La  crise  et  la  contraction  monetaire, 
Serie  IV,  Bd.  29, 1886,  S.  411  ff.  —  3)  in  Journal 
de  la  Societe  de  statistique  de  Paris :  Superficie 
et  Population  des  diverses  contrees  du  monde, 
Bd.  VI,  1865,  S.  153  ff.  —  Le  taux  de  Tinteret 
en  186Ö,  Bd.  VII,  1866,  S.  113  ff.  -  4)  in  Revue 
chretienne,  Brüssel :  La  crise  recente  en  Belgique 
et  la  question  religieuse,  Jahrg.  1885.  —  5)  in 
Revue  de  Beljo^ique,  Brüssel:  Le  protestantisme 
et  le  catholicLsme  dans  leurs  rapports  avec  la 
liberte  et  la  prosperite  des  peuples.  Etüde 
d'economie  sociale,  Jahrg.  1875.  —  La  monnaie 
bimetallique ,  Jahrg.  1876.  —  La  crise  du 
liberalisme,  Jahrg.  1883.  —  Les  Franijais,  les 
Anglais  et  le  comite  international  sur  le  Congo, 
Jahrg.  1883.  —  La  propriete  du  sol  en  differents 
pays,  Jahrg.  1886.  —  6)  in  Revue  des  Deux 
Mondes :  De  la  gropri^te  et  de  ses  formes  primi- 
tives, Jahrg.  18r2  73  (als  erste  Veröffentlichung 
seiner    Schrift   über    das    Ureigen  tum    zu    be- 


trachten). —  Les  tendances  nouveUes  de  iV.- 
nomie  et  du  socialisme,  Jahrg.  1874  75.  —  li-- 
sprechungen  staatswissenschaftlicher  Schnfrr& 
finden  sich  ferner  von  ihm  in  Jahrb.  f.  Xar.  n. 
Stat.,  X.  F.  Bd.  I— X  und  in  Journal  d.  £-» 
Serie  IV,  Bd.  32. 

Laveleye  steht  seinen  wirtschaftJicbeii  .\£- 
schauuugen  nach  auf  dem    linken    Flüg-el  4^: 
Kathedersozialisten;  obwohl  EhrenmitÄlied  iJr» 
Cobdenklubs,  hat  er  niemals  Fühlang^  mit  lit^r 
Manchesterpartei  gehabt.  Als  Bimetallist  kämirr 
er  ebenso  unermüdlich  für  die  Doppel währas^. 
als   andererseits  Parieu  für  die  Goldwähnn^ 
Die    glänzende    Diktion    und    fesselnde   L»»:- 
stellungskraft ,  über  welche  er  gebietet,  z^ist 
sich  nicht  nur  in  seinen  für  das  gro^e  PabiikiuL 
bestimmten  Schriften,  wozu  auch  sein  „sck  Uli-s^ 
contemporain*"  zu  zählen,  sondern  auch  in  >ehiL 
streng     wissenschaftlichen    Veröffentlichung« 
Das  4.  Kapitel  des  U.  Buches  seiner  „Element* 
d'economie"    enthält   einzelne    fein    nöancier'- 
Nachweise    die    Produktivität   der    Arbeit  1.^- 
stimmender  Ursächlichkeiten  (Einflnss  der  Natur, 
der  moralischen  Gefühle  und  der  Gerechtigkeit  . 
im  übrigen  bestreitet  er  in  genannter  Schrift 
die    Existenz    der   Naturgesetze   auf    nationil- 
ükonomischem   Gebiete    und    giebt    die:«er  At- 
lehnung  in  der  Schrift :  „Les  tendances  nouveilt^ 
de  1  economie  et  du  socialisme"  etc.  (s.  o  )  f-imh 
originellen  Ausdruck,  indem  er  erklärt,  in  «le 
Nationalökonomie    nur   das    eine    Natursreseti, 
dass  der  Mensch  seiner  Existenz  zu  liebe  >Äb 
nähren  müsse,  entdeckt  zu  haben.    In  seinroi 
bedeutendsten  Werke:    „de   la   propriete"'  etc.. 
was  seinen  internationalen  Charakter  über  virr 
Weltteile  ausdehnt,  sucht  er  den  Nachweis  zn 
führen,  dass  im  Altertum  die  Herrschaft  de^ 
kollektiven  Grundbesitzes  bei  den  Nationen  all- 
gemein war  und  dass  sich  daraus  erst  in  Tiel 
späteren  Zeiten  die  des  Privateigentums  heraa>- 
geschält  habe.  Die  Schwierigkeiten  der  Gruppie- 
rung   und    genetischen    Darstellung    de.«»  gt- 
w^altigen  Stoffes  dieser  wirtschaftsgeschichtiirh- 
rechtsphilosgphischen  Untersuchung  hat  LareJere 
mit  gewohnter  Meisterschaft  Überwunden  mA 
dabei  den  Rechtsanschauungen  und  durch  ort- 
liche Verhältnisse  bedingten  Eigentümlichkeiten 
der  einzelnen  Völker  hinsichtlich  des  Eigentum- 
bildungsprozesses   erschöpfend    Rechnung  s^ 
tragen.     Bei  der  Schilderung  des  Uebei^angs 
vom    demokratischen    Kollektiv-   zum  Privat- 
eigentum regt  sich  auch  bei  Laveleye  zuweilen 
ein  Bedauern  darüber,  dass  die  urspriimrliclieii 
Grundeigentumszustände  keine  grössere  Wider- 
stands- und  Konservierungskraft  bewiesen  haben, 
imd  nähert  er  sich  in  dieser  Beziehung  Marx, 
nach  dem  das  goldene  Zeitalter  des  KoUektir- 
eigentums   im   Expropriationswege  des  Gros?- 
besitzes    wiederkehren    soll.      Laveleyes  Aqs- 
fühniugen  über  die  schweizerischen  AllmeadeD 
sind,  wie  u.  a.  A.  v.  Miaskowski  nachgewie<eii, 
nur   für   einzelne   nicht   massgebende  Gebirgs- 
gegenden,  im   übrigen  nicht  zutreffend;  auch 
gilt  es  längst  als  erwiesen,  dass  der  erst  hnndert 
Jahre  vor  Peter  dem  Grossen  in  Kraft  getretene 
„Mir"   keineswegs   als  älteste  Verfassung  der 
russischen    Dorfgemeinde     angesehen    werden 
kann.    Ferner  weist  V.  Cathrein  (s.  u.)  darauf 
hin,  dass  die  Genesis  schon   aus  der  Zeit  der 
Patriarchen  Beispiele  von  Vererbung  und  anderen 
Transaktionen     von    Privateigentum    anfübrt, 
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dessen  Ursprung  Laveleye  nm  einige  tausend  | 
Jahre  später  annimmt.    "  \ 

Vgfl.  über  Laveleye:  Vapereau,   Die- 1 
tionuaire  universel  des  contemporains,  5.  Aufl., 
Paris  18HÜ,  S.  1101.   —   Encvclopaedia  BriUn- 
nica,  9.  Aufl.,  Bd.  XIX,  London  1885,  S.  395. 

—  Woolsev,  Political  science,  2  Bde.,  New- 
York  1886,  Bd.  I,  S.  53,  Bd.  II,  S.  387,88  n.  ö. 

—  Ingram,  Historv  of  political  economv, 
London  1888,  S.  219  20.  -  Cathrein,  The 
Champions  of  agrarian  socialism:  a  refntation 
of  E.  Laveleye  and  H.  George,  Bnffalo 
1889.  —  Ducroeq,  M.  de  Laveleye,  notice 
necrologique ,  in  „Journal  de  la  Societe  de 
statistique  de  Paris-*,  Jahrg.  XXXIII,  1892, 
März.  —  E.  de  Laveleye.  Nekrolog,  in 
„Bevue  de  droit  international  et  de  legislation 
comparee",  Bd.  XXIV,  Brüssel  1892,  N'r.  1, 
S.  99.  —  Mahaim,  E.  de  Laveleye.  in  „ßevue 
d'economie  polit.".  Jahrg.  VI,  Paris  1892,  Nr.  1, 
S.  93 ft*.  —  Mort  de  M.  E.  de  Laveleye,  in 
„Revue  sociale  et  polit."*,  Jahrg.  II,  BrtisÄel 
1892,  S.  77  ff.  —  Potvin,  E.  de  Laveleye 
iNecrologie),  Brüssel  1892.  —  Cathrein,  Das 
Privateigentum  und  seine  Gegner,  Freiburg  i.  B. 
1892,  S.  5  ff. 

Llppert, 


de  Layergne,  L^once  Louis  Gabriel 
Ouilhaud, 

geboren  am  24. 1.  1809  in  Bergerac  (Dordogne), 
erhielt  seine  Bildung  auf  der  Rechtsfakultät  zu 
Toulouse  und  war  als  Publizist  und  Journalist 
thätig.  Einen  Ruf  als  Professor  der  Litteratur 
an  die  Fakultät  zu  Montpellier  im  Jahre  1838 
lehnte  er  ab,  trat  1840  als  Kabinettschef 
ins  Ministerium  des  Innern  und  ward  1842  als 
Requ^tenmeister  zum  Staatsrat  ernannt.  Im 
Jahre  1846  in  die  Deputiertenkammer  gewählt, 
scbloss  er  sich  der  liberalen  Partei  an.  Die 
Revolution  von  1848  unterbrach  seine  politische 
Laufbahn,  worauf  sich  de  Lavergne  erneut  dem 
Studium  der  nationalökonomischen,  insbesondere 
der  Agrarfragen  zuwandte.  Von  1850—1852 
wirkte  de  Lavergne  als  Professor  an  dem  agro- 
nomischen Institut  zu  Versailles,  wurde  1855 
an  Stelle  L4on  Fauchers  in  die  Akademie  der 
moralischen  und  politischen  Wissenschaften  ge- 
wählt und  nahm  im  Jahre  1871  eine  Wahl  zum 
Deputierten  der  Nationalversammlung  an.  In 
letzterer  gehörte  er  zum  rechten  Centrum  und 
war  ein  heftiger  Gegner  Thiers'  und  der  Republik. 
Nach  dem  Scheitern  der  monarchischen  Restau- 
ration acceptierte  er  die  Republik  als  einzig 
mögliche  Lösung  und  bildete  mit  Walion  aus 
alten  Orleanisten  die  Gruppe  Laver^ie,  welche 
eine  gemässigte,  konservative  Republik  erstrebte 
und  die  Verfassung  vom  25.  II.  1875  zu  stände 
brachte.  1875  erwählte  ihn  die  Nationalver- 
sammlung zum  Senator  auf  Lebenszeit.  Im 
Jahre  18^6  tibernahm  de  Lavergne  abermals 
eine  Professur  am  agrcmomischen  Institut  zu 
Versailles,  woselbst  er  Anfang  des  Jahres  1880 
starb. 

Die   bedeutendsten  Schriften  de  Lavergnes 
behandeln  die  agrarischen  Verhältnisse  Frank- 


reichs und  Englands  sowie  die  Beziehungen 
zwischen  der  Landwirtschaft  und  der  Bevölke- 
rung, sie  zeigen  starke  Hinneigung  zu  freier 
Boden  mobilisier  ung,  treten  auch  für  den  Grund- 
satz ein,  dass  die  französische  Staatseinheit  zu 
Gun.sten  der  gemeindlichen  Selbstverwaltung 
Konzessionen  machen  solle. 

Leonce  de  Lavergne  veröffentlichte  von 
staatswissenschaftlichen  Schriften  a)  in  Buch- 
form: „Dictionnaire  encydopedique  usuel"  unter 
dem  Pseudonym  Charles  Samt- Laurent,  2  Bde., 
Paris  1841—1842.  —  Essai  sur  l'economie  rurale 
de  r Anglet erre,  Paris  1854  (5.  ed.  —  mit  dem 
Porträt  des  Autors  —  par  Lesage,  Paris  1882). 

—  Biographie  de  L6on  Faucher,  Paris  1855.  — 
L^agriculture  et  la  population  en  1854  et  1856 
Paris  1857  (2.  ed.  1865).  —  La  Constitution  de 
1852  et  le  d^cret  du  24  novembre,  Paris  1860. 

—  Economie  rurale  de  la  France  depuis  1789, 
Paris  1860  (4.  6d.  1870).  —  Les  Assembl^es 
provinciales  sous  Louis  XVL,  Paris  1863.  — 
Eloge  historique  de   M.  le  duc  Decazes,  Paris 

1863.  —  Eloge  historique  de  M.  de  Gasparin, 
Paris  1864.  —  La  question  de  banques  a  l'aca- 
demie  des  sciences  morales  et  politiques.  Opinions 
de  M.  Chevalier,  Dupin,  Wolowski,  Passy,  Dumon, 
L.  deLavergne,  Vuitry,  PeUat.  —  Discussions 
sur  les  banques  d'emission.  Extrait  du  Compte 
rendu  public  par  C.  Verge,  Paris  1864.  —  La 
banque  de  France  et  les  banques  departemen- 
taies,  Paris  1865.  —  Les  economistes  frangais 
du  18e  siecle,  Paris  1870.  —  Voyages  en  Italie 
et  en  Espagne  pendant  les  annees  1787  et  1789, 
par  Arthur"  Young,  Introduction  par  M.  L. 
de  Lavergne,  membre  de  Pinstitut,  Paris 
1870. 

b)  in  Zeitschriften  ausser  in  den 
von  ihm  zeitweilig  redigierten  Journalen 
„Revue  du  Midi"  und  „Opinion  nationale" 
1.  in  der  Revue  des  deux  mondes": 
Les  Elemens  revolutionaires  et  les  Elemens 
conservateurs,  15  sept.  1840.  —  Le  Congrös 
scientifique  de  Florence,  l  octbr.  1841.  —  Du 
Liberalisme  socialiste,  les  Ecrits  de  M.  Proudhou, 
15  juin  1848.  —  L'Economie  nirale  en  Angle- 
terre,  15  jan.  et  1  mars  1853.  —  „Leon  Fancher", 
1  ian.  18o5.  —  Sir  Robert  Peel  et  son  historien 
(M.  Guizot),  1  Jan.  1857.  —  L'Agriculture  de 
la  Population  en  France,  1  avril  1857.  —  De 
l'Influence  de  la  revolution  frangaise  sur  l'agri- 
culture,  15  novbr.  1858.  —  Adam  Smith, 
15  decbr.  1859.  -—  Les  Reformes  de  Turgot  et 
de  Necker,  1  juiU.  1861.  —  Royer-C^oUard,  1 
oct.  1861.  —  M.  G.  du  Poynode.  Des  Opinions 
extremes  en  economie  politique,   1  mars  1862. 

—  De  l'accord  de  l'Economie  politique  et  de  la 
religion,  15  novbr.  1862.  —  La  Banque  de 
France  et  les  banques  d^partementales,  15  avril 

1864.  —  Quesnay  et  ses  maximes,  origines  de 
Teconomie  politique,  15  avril  1867.  —  L'abbe 
de  Saint  Pierre  et  ses  projets  de  reforme,  1  fevr. 
1869.  —  Les  finances  de  la  restauration,  1  jan. 
1869.  —  2.  in  „Journal  d  e  s  E  c  o  n  o  m  i  s  t  e  s" : 
Qu'est-ce  que  l'economie  rurale?  1854.  — -  Les 
Assemblees  Provinciales  sous  Louis  XVI,  18ü4, 
I,  p.  414.  —  Note  sur  les  variations  des  prix 
depuis  1826,  1864.  III,  p.  382.  —  Opinion  sur 
la  loi  rde  banques)  de  1861,  18(i6,  II,  p.  428.  — 
Le  Marquis  de  Mirabeau,  1868.  I,  p.  122.  — 
3.  in  den  „Memoires  ettravauxdel'Aca- 
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demie  des  seien ces  mor.  et  polit."  1858, 
ni,  p.  497  kennzeichnet  de  Laverjürne  in  einem 
kritischen  Berichte  über  „Th.  Doubleday,  The 
tme  law  of  population,  shewn  to  be  connected 
with  the  food  of  the  people**,  London  1840, 
3th  ed.  1854  seine  Stellung  zum  Malthusianis- 
mus. —  Uebersetzungen  hervorragender  agfrar- 
wissenschaftlicher  Arbeiten  de  Laverg-nes  findet 
man  im  ^Landw.  Centralblatt  f.  Deutschland*'. 
Leipzig  1853,  Bd.  I,  S.  281—353,  Bd.  IL  8.  145; 
Bd.  IV,  S.  69  ff.,  in  der  „Agrarii^cheu  Zeitung", 
Leipzig  1853,  Nr.  19—21,  in  dem  „Amtsblatt  f. 
d.  sächsischeu  Landw.  Vereine",  Dresden  1859 
und  1860.  

Vergl.  über  Leonce  de  Lavergne:  M. 
E.  Levasseur,  M.  Leonce  de  Laverg^ie,  im 
„Journal  des  Economistes  1880'*,  I,  p.  317  und 
im  „Journal  de  la  Statistique  de  Paris  1880", 
p.  82  (Gedächtnisrede,  gehalten  in  der  „  Academie 
des  Sciences  morales  et  politiques"  zu  Paris  am 
18.  L  1880).  —  D.  Zolla,  Biographie  von  de 
Lavergne  in  Say  et  Chaillev,  Nouveau  diction- 
naire  d'Econ.  Pol.,  Paris  1892,  p.  118.  —  E. 
Glaeser  in  seiner  „Biographie  Nationale  des 
Contemporaires".  Paris  18?8,  p.  325.  —  Journal 
des  Economistes,  1880,  p.  302  und  317.  — 
C  0  s  s  a ,  Introduzione  allo  Studio  dell'  Ecouomia 
Politica,  3e  ed.,  Milano  1892,  S.  281.  307.  414. 
—  Röscher,  Syst.  L  §  139.  —  Jahrb.  f.  Nat. 
u.  Stat.  I,  S.  388,  VI,  S.  151.  —  Pal^rrave, 
Dictionary  of  Pol.-Economy,  London  1896,  II,  575. 

Schmidt, 


V.  Lavergne-Peguilhen,  M., 

wurde  am  6.  X.  1801  in  dem  damals  zu  Preusseu, 
jetzt  zu  Polen  gehörigen  Städtchen  Bialy stock 
geboren.  Auf  dem  französischen  Gymnasium 
zu  Berlin  vorgebildet,  studierte  er  in  Königs- 
berg und  erwarb  sich  dort  das  Diplom  als 
Doktor  der  Philosophie.  Später  widmete  er 
sich  als  Besitzer  des  Rittergiites  Bälden  im 
Kreise  Neidenburg  der  Landwirtschaft,  wurde 
im  Anfang  der  40  er  Jahre  Landrat  des  Kreises 
Rössel,  1848  bis  1863  Landrat  in  Wirsitz  (Posen) 
und  vertrat  längere  Jahre  seinen  Kreis  im  Ab- 
geordnetenhause.  v.  Lavergne-Peguilhen  wid- 
mete sich  jetzt  der  Publizistik  und  machte 
Studienreisen  speciell  in  Schleswig-Holstein.  Er 
starb  am  12.  XII.  1870  in  Berlin. 

V.  Lavergne-Peguilhen  zeigt  sich  in  seinen 
Schriften  als  ein  Freund  der  merkantilis tischen 
und  protektionistischen  Richtung:  (der  Schule 
Haller,  Schmitthenner,  List).  Wiih.  Röscher 
(Gesch.  d.  Nat.  S.  1027)  bezeichnet  ihn  als  den 
hervorragendsten  Vertreter  derjenigen 
konservativen  Gruppe  von  Volkswirten,  deren 
Keni  preussische  nttergutsbesitzende  Verwal- 
tungsbeamte bilden,  weTche  sich  als  praktisch 
erfahrene  Gegner  der  abstrakt-liberalen  National- 
ökonomik kennzeichnen.  —  Werner  Sombart 
rechnet  ihn  „vor  allem"  zu  jenen  konservativ- 
„ethischen"  Nationalökonomen,  welche  „die 
Systematik  der  Wirtschaftsstufen  und  der  ihnen  | 
je  entsprechenden  Organisationsformen  der  ge- 1 
werblichen  Arbeit  weiter  ausbauten".  | 

V.  Lavergne-Peguilhen  veröffentlichte  von  i 


staatswissenschaftlichen  Schriften  a>  in  Bi?^- 
form:  Grundzüge  der  GesellschaftÄ-wi-sgensdi.  n 

I.  Teil.      Die    Bewegungs-    und    Produkti-c- 
gesetze,   Königsberg  i.   Pr.   1838    (366  Sfitm 

II.  Teil.    Die  Kulturgesetze.   1.  Abt.,  enthalt^-t-d 
die  allgemeinen  Kulturgesetze  und  die  Gt-'M-tzr 

'  der  sinnlichen  Kultur,  Königsberg  1841.  ilndi-^-» 
j  seinem    Hauptwerke    bezeichnet     v.    Lavf  nrs- 
j  Peguilhen   Natur,    Mensch   (Arbeit    und   (M-* 
I  und  Staat  als  die  drei  (oder  richtisrer  vier  Br- 
standteile,    durch   deren   Verein    clie    Ge*»-!!- 
'  Schaft  gebildet  wird.    Er  definiert  den  Stjar 
I  als  den  „Inbegriff  allgemeiner  geseilschaftlirb-r 
Veranstaltungen   zur  Vermittelunff ,    »Sichf-rm^: 
I  und  Anregung  der  nationalen  Produktion??-  ii  i 
Kulturthätigkeiten",   also  als  eine  ProdnktioB- 
kraft  (II,  S.  10).    Das  diesem  Staate   di^-Cf-s*!» 
Wirtschaftssystem   zerfallt  in    vier  ^Mr- 
schaftsformen :    1.  die  Zwangswirt^krhaft,   2=  t'^ir 
Anteilswirtschaft,    3.    die    Geldwirtschaft     li- 
höchste  Form  der  gesellschaftlichen   Entwickt^- 
lung)  imd  4.  die  gemischten  WirtschaftjjforiLfrL 
„In  der  Arbeitsteüung  und  in  der  Arbeit-JVt^r- 
einigung,  nach  Massgabe  der  Bedürfiiisse.  ii^^rt 
das    grosse    Geheimnis    menschlicher    Gütrrrr- 
zeugungskraft ;    beide    finden    im    Gelde    ilre 
Grundlage,   sie  Averden  nur   mittelst   <U«- 
selben   in  höchster   Wirksamkeit   da^^e^l»^ll^ 
und  so  erscheint  dasselbe  als  Basis  gefiell«^  bafr- 
licher   Entwickelung."     Der    Autor   selbst  be- 
zeichnet seine  Staat-swirtschaft.«?t.heorie   als  t-in^ 
„Darstellung  der  Bewegung  der  Produkri«>fl.- 
gesetze"  (I,  S.  4ö  -  80),  Kautz  (Nationalökonon  ik. 
Wien  18Ö«,  II,  S.  641)  sao^,  dass  die  v.  Lavea'ß'^^ 
Peguilhensche  Theorie  ein  neues  Gesetz  der 
ökonomischen    Kräftekonjunktur   ent- 
wickele.   —    Die    Landgemeinde    in  Preus-^o. 
Königsberg'  1841.  —  Der  Liberalismus  nnd  di^ 
Freiheit,   Königsberg   1846.   —   SozialpolitiscLe 
Studien,  Beriin  1863  (174  Seiten).  (Vergleichenilf 
Zusammenstellung  der  Staatsinstitutionen  Fraßt- 
reichs,  Kurlands  und  Preussens.)  —  SchlesTniir- 
Holstein.    Sozialpolitische  Studien.   Berlin  lf*6 
(171   Seiten).    (Der  Verfasser   will  hier  .naeh- 
weisen,  wie  unter  einer  unendlichen  Mannijr- 
faltip^keit  von  Institutionen  das  staatliche,  wirt- 
schaftliche  und   soziale  Leben  .sich  ge^^taltet'. 
Er  bezeichnet  Schleswig-Holstein  als  ^ein  wahrt«! 
Kalifornien  für  sozialmssenschaftlir.he  Studien". 
—  Die  konservative  Soziallehre.    1.  Heft:  Die 
Konkurrenz   und    die   Gliederung   der  Staatea 
Berlin   1868  (108  Seiten).    2.   Heft.:  Die  ur?a- 
nische   Staatslehre      Berlin    1870   (141  Seitfu. 
Diese  Schriften   enthalten  u.   a.  auch  eine  Er- 
örterung  der   Gesetzentwürfe   über   eine  neue 
Kreis-    und    Landgemeindeordnung    der    seeh? 
östlichen  preussisclien   Provinzen   und   der  be- 
züglichen   Letteschen  Vorschläge.     Von   benin- 
derem  Interesse  ist  die  Betonung  des  Wertes 
der  Statistik,  den   der  Verfasser  in  dieser 
und   anderen  Schriften  ausübt.)    —  Geschichte 
der  volkswirtijchaftlichen  Litteratur  im  Mittel- 
alter, Berlin  1869.    (Anhang  zu   Contzen,  Pie 
Nationalökonomie,     ein     politisches    Bedürfnt 
unserer  Zeit,  Berlin  1873.  IL  Bd ) 

b)  in  Zeitschriften:  In  Glaser^» 
Jahrbüchern  für  Gesellschafts- tind 
Staatswissenschaften  (Berlin)  I  (lS64i: 
Ueber  die  Methode  der  Gcsellschafts-  und 
Staatswissenschaften,  S.  208—217.  —  Beiträire 
zur  Mori}hologie  der  Gesellschaft,   S.  409-42D. 
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—  II  (1864):  Sozialpolitische  Studien  über! 
Schleswijj-Holsteiu,  S.  419-434.  —  III  (1865): 
Die  Verfassung  der  Landschaft  Eiderstedt  in 
Schleswig-Holstein,  S.  öÜ-67.  —  VII  (1867): 
Die  direkten  Steueni  in  den  alten  und  in  den 
neuen  Provinzen  der  preussischen  Monarchie, 
S.  206—229.  -  Vin  (1867):  Ueber  die  Ver- 
fassung des  norddeutschen  Bundes,  S.  100 — 114. 

—  Von  der  Konkurrenz  der  Staaten.  S.  265— 
290.  —  Die  Arbeiterfrage.  —  Die  Kreis-,  die 
Provinzial-  und  die  Gemeindeordnuug  in  den 
sechs  östlichen  Provinzen  der  preussischen  Mo- 
narchie I,  U,  S.  446—462.  —  IX:  Dasselbe  lU, 
S-  12-  18.  —  Zur  Reform  der  Kreis-  und  Land- 
gemeindeordnung in  Preussen,  S.  1 — 11.  Grund- 
sätze der  Steuerpolitik,  S.  22—32. 


Vergl.  über  M.  v. Lavergne-Peguilheu: 
Röscher,  Geschichte  d.  Nat.  S.  1026  u.  1027, 
—  Contzen,  Geschichte,  Litteratur  und  Be- 
deutung d.  Nat.,  2.  Aufl.,  Berlin  1881,  S.  32 
und  33.  —  Kautz,  Nationalükonomik ,  Wien 
1858,  n,  S.  484  und  641.  -  R.  v.  Mo  hl,  Ge- 
schichte und  Litteratur  der  Staatsw.,  Erlangen 
1855,  1856,  I,  S.  75.  IL  355.  —  v.  Schulze- 
Gävernitz,  Der  Gro.Nsbetrieb,  ein  Wirtschaft-  j 
lieber  und  sozialer  Fortschritt,  Leipzig  1892, 1 
S.  15.  —  Glasers  Jahrb.  I  (1864),  S.  152,  V 
(1866),  S.  443.  Vn  (1867),  S.  122,  123.  -  Jahrb. 
f.  Nat.  u.  Suit.  XVI  (1871).  S.  231.  -  Viert,  f. 
Volksw.  II,  2  (1864),  S.  254.  VI,  3  (1868),  S. 
282.  —  Zeitschr.  f.  Staatsw.  XXV  (1869),  S. 
412.  XVII  ^1871),  S.  114.  —  Archiv  f.  soz.  G. 
XIV  a«99),  S.  16. 
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Law,  John, 

geb.  im  April  1671  als  der  Sohn  eines  reichen 
Goldschmieds  und  Bankiers  William  Law  in 
Edinbnrg,  zeigte  frühzeitig:  neben  einem  sehr 
vorteilhaften  Aeussern  reiche  Begabung  für 
mathematische  Wissenschaft,  Handels-  und 
Finanzfragen.  Doch  hielt  er  es  bei  ernsten 
Studien  nicht  lange  aus.  Kaum  20  Jahre  alt, 
geht  er  nach  London,  um  die  Welt  und  be- 
sonders ihre  Genüsse  kennen  zu  lernen.  Hier 
hätte  er  durch  verschwenderisches  Leben  in 
einem  Jahre  das  ihm  vom  Vater  erworbene 
Besitztum  Lauriston  verloren,  wenn  nicht  die 
Mutter,  nach  einigen  aus  dem  alten  herzogl. 
Geschlechte  der  Argyll  stammend,  seine  Schulden 
bezahlt  hätte.  Wegen  einer  Ms.  Laurence  tötet 
er  1694  seinen  Gegner  Wilson  im  Duell,  wird 
deshalb  zum  Tode  verurteilt,  vom  König  zu 
Gefängnis  begnadigt  und  entflieht  anfangs  1695 
aus  dem  Gefängnis.  In  die  Zeit  seines  Lon- 
doner Aufenthaltes  fällt  die  Gründung  der  eng- 
lischen Bank  durch  den  Schotten  Wm.  Patterson 
(1694),  welcher  Vorgang  jedenfalls  nicht  ohne 
Einfluss  auf  seine  späteren  Pläne  geblieben  ist. 
Law  wendet  sich  zunächst  nach  Elolland,  um 
hier  das  blühende  Handels-  und  Finanzwesen 
zu  studieren,  geht  sodann  nach  Italien,  um  die 
grossen  Bauken  von  Genua,  Venedig,  Mailand  etc. 
kennen  zu  lernen,  wobei  es  ihm  glückt,  im 
Spiel  grosse  Summen  zu  gewinnen.  Gegen  Ende 
des  17.  Jahrhunderts  kehrt  er  nach  Schottland 


zurück  und  findet  sein  Heimatland  —  im  schroffen 
Gegensatze  zu  dem  Reichtum  Hollands  und  der 
italienischen  Handelsrepubliken  —  ziemlich  ver- 
armt und  von  der  Eifersucht  Englands  nieder- 
gehalten. Er  überreicht  deshalb  dem  Parla- 
mente seine  Schrift:  Proposais  and  reasons  for 
constituting  a  Council  of  trade  in  Scotland 
(Edinburg  1700),  in  welcher  er  die  Errichtung 
eines  Handelsrat^s  empfiehlt,  welcher  für  die 
Beschäftigung  der  Armen,  Anlegung  von  Ge- 
treidemagazinen, Ausbeutung  der  Minen,  Förde- 
rung des  Ackerbaues,  Verbesserung  der  Manu- 
fakturen, Reduktion  des  Zinsfusses,  Schutz  und 
Hebung  des  auswärtigen  Handels  sorgen  soll. 
Fünf  Jahre  später  bei  Gelegenheit  der  Refor- 
mierung der  schottischen  Bank  tritt  er  mit 
einem  zweiten  Vorschlage :  Money  and  trade 
considered  with  a  proposal  for  supplying  the 
nation  with  money  vor  das  Parlament,  in  wel- 
chem seine  Ideeen  über  Geld  und  Kredit  schon 
schärfer  ausgebildet  sind  und  er  das  Silber 
durch  Banknoten,  welche  durch  Grund  und 
Boden  bezw.  Hypotheken  gedeckt  sind,  ersetzen 
will.  Das  Silber  habe  durch  seine  Verwendung 
als  Geld  neben  seinem  natürlichen  Warenwerte 
einen  Zuschlags  wert  erhalten,  der  seinen  Bezug 
wesentlich  verteuere  und  nachteilige  Schwan- 
kungen des  Geldpreises  hervorrufe,  während  das 
vorgeschlagene  Kreditgeld  alle  Vorteile  des 
Silbergeldes  ohne  dessen  Nachteile  besitze. 
Sowohl  dieser  als  der  erste  Plan  Laws  hatten 
beim  Parlament  keinen  Erfolg,  machten  aber 
seinen  Namen  bekannt.  —  Wir  finden  ihn  dann 
in  Brüssel,  hierauf  in  Paris,  wo  er  zunächst 
durch  Glück  im  Spiel  Aufsehen  erregt  und  die 
erste  Bekanntschaft  mit  dem  Herzog  Philipp 
von  Orleans  macht,  den  er  schon  jetzt  für  seine 
Finanzpläne  zu  interessieren  w^eiss.  Von  Frank- 
reich ausgewiesen,  besucht  er  aufs  neue  Italien, 
hat  aber  hier  ebenfalls  mehr  Glück  im  Pharao 
als  mit  seinen  Finanzprojekten.  „Je  ne  suis  nas 
assez  riebe  pour  me  ruiner",  antwortet  ihm  der 
Herzog  Viktor  Amadäus  von  Savoyen  auf  seine 
Vorschläge.  Nach  Beendigung  des  spanischen 
Erbfolgekrieges  darf  er  —  dank  seiner  Gönner 
in  hohen  Kreisen  —  nach  Frankreich  zurück- 
kehren, das  er  mit  richtigem  Blick  als  sein 
künftiges  Operationsfeld  nicht  aus  den  Augen 
gelassen  hat.  Er  hatte  den  Plan  zu  einer 
Notenbank  bereits  ausgearbeitet,  als  am  1.  IX. 
1715  Ludwig  XIV.  starb  und  Philipp  von 
Orleans  im  Namen  des  unmündigen  Königs 
Ludwig  XV.  die  Zügel  der  Regierung  ergriff. 
Die  Staatsschuld  belief  sich  nach  Du  tot*)  auf 
2  Milliarden  412  Millionen  Livres.  Mehr  als 
90  Millionen  waren  nötig,  um  die  Zinsen  zu 
decken,  gegen  eine  Steuereinnahme  von  160 
Millionen,  wovon  ein  grosser  Teil  im  voraus 
verbraucht  war.  Von  dem  traurigen  Finanz- 
zustande des  Landes  hatte  der  Marschall  de 
Vauban  schon  1698  -)  ein  ergreifendes  Bild  ent- 
worfen. Man  hatte  daher  dem  neuen  Regenten 
nichts  Besseres  als  die  Erklärung  des  Staats- 
bankerotts vorzuschlagen.  Dass  der  Regent 
nicht  darauf  einging,  ist  sicher  zum  Teil  dem 
Einflüsse  Laws  zuzuschreiben.    In  seinen  beiden 


')  Reflexions  sur  le  Commerce  et  les  Finances 
chap.  1er,  art.  5. 

2)  Dime  royale  1707  u.  1708. 
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Denkschriften  über  die  Banken  ^)  sowie  in  seinen 
Briefen  über  die  Banken  an  den  Regenten  sucht 
er  diesen  zu  überzeugen,  dass  eine  wohlgeleitete 
und  mit  den  nötigen  Oarantieen  und  Privilegien 
ausgerüstete  Notenbank,  welche  durch  ihre 
Noten  den  Geldvorrat  des  Landes  vergrössere, 
sich  zum  Kassierer  des  Staates  und  Vermittler 
des  Staatskredits  erhebe  und  bestimmenden 
Einfluss  auf  Gewerbe  und  Handel  gewinne,  das 
beste  Mittel  sei,  den  Zinsfuss  zu  reduzieren, 
die  Staatsschuld  zu  vermindern,  die  Lasten  des 
Volkes  zu  erleichtem.  Handel  und  Industrie  zu 
heben  und  die  Bevölkerungszahl  zu  steigern. 
Geldüberfluss  vermittelst  der  Banknoten  ist 
nach  Law  das  Zaubermittel,  welches  Frankreich 
wohlhabend    und    mächtig    machen    soll.     „Le 

rnd  royaume,  bien  gouvern^,  serait  l'arbitre 
TEurope  sans  se  servir  de  la  force"*).  Da 
Law  einsah,  dass  er  bei  der  grossen  Gegner- 
schaft, wozu  vor  allen  der  noch  mächtige  Finanz- 
leiter Herzog  von  Noailles  gehörte,  mit  einer 
Staatsnotenbank  nicht  durchdringen  werde, 
wollte  er  es  mit  einer  Privatbank  versuchen, 
die  er  nötigenfalls  mit  eigenen  Mitteln  aus- 
rüsten wollte.  Aber  erst  die  Schlechtigkeit 
der  aufs  neue  versuchten  alten  Massregeln,  wie 
Visas,  Einsetzung  einer  Justizkammer  („chambre 
ardente")  zur  Herabsetzung  der  Staatsverbind- 
lichkeiten, Münzverschlechterungen  u.  dgl.  ge- 
hörte dazu,  um  Law  die  Sympathie  des  Staats- 
rates soweit  zu  verschaffen,  dass  er  am  2.  V. 
1716  die  Genehmigung  zur  Errichtung  einer 
Privatnotenbank  erhielt.  Das  Privileg  der 
Bank,  welche  „Banque  Generale"  firmierte, 
wurde  auf  20  Jahre,  ihr  Grundkapital  auf  6 
Millionen  Livres  (1  L.  tournois  ungefähr  1  Frc), 
in  1200  Aktien  a  5000  Livres  geteilt,  festgestellt. 
Dabei  hatte  es  Noailles  durchgesetzt,  das?  nur 
''4  in  barem  Gelde,  ^U  iti  entwerteten  Staats- 
billets  eingezahlt  werden  sollten,  wodurch  sich 
das  Aktienkapital  auf  3300000  Livres  redu- 
zierte. Um  die  Bank  vor  Münzverschlechterung 
zu  schützen,  führte  Law  eine  eigene  Bank- 
währuug  eip;  die  Noten  sollten  auf  1000 
und  lOüOO  Ecus  (1  Mark  =  8  Ecus  ä  ö  Livres) 
lauten  und  bei  Sicht  nach  dem  damals  herrschen- 
den Mttnzfusse  (du  poids  et  titre  de  ce  jour) 
einlösbar  sein.  Auch  sollte  die  Bank  weder 
Land-  und  Seehandel  noch  Leih-,  Versicherungs- 
und Kommissionsgeschäfte  betreiben,  um  nicht 
dem  privaten  Handel  zu  schaden.  Sie  wurde 
noch  im  Mai  1716  im  eigenen  Hause  Laws  er- 
öffnet, von  wo  sie  später  nach  dem  geräumigeren 
Hotel  du  Soissons  übersiedelte.  Durch  ihre  vor- 
sichtige Geschäftsführung  erwarb  sich  die  Bank 
bald  grosses  Zutrauen  und  konnte  —  obgleich 
sie  sich  in  der  ersten  Zeit  hauptsächlich  auf 
Wechseldiskontierung  beschränkte  —  für  das 
erste  Halbjahr  ihres  Bestehens  7'  *%  Dividende 
zahlen.  Durch  Edikt  vom  10.  IV.  1717  wurde 
bestimmt,  dass  die  Noten  der  Bank  auch  in  der 
Provinz  bei  allen  öffentlichen  Kassen  zur  Be- 
zahlung der  Steuern  angenommen  und  ges^en 
Metall     eingelöst     werden.      Aber     die     \'er- 


^)  Memoires  sur  les  Banques  präsentes  a 
son  Altesse  royale  Monseigneur  le  duc  d'Orleans, 
Eegent  de  France,  1715. 

'^)  Lettres  sur  les  Bauques,  ä  son  Altesse 
royale  Monseigneur  le  Duc  d'Orleans,  Eegent 
de  France  (1.  Brief). 


sprechungen  Laws  gegenüber  der  Regenteckif' 
die   Staatsschuld   zu  vermindern    oder  gar  zr 
tilgen    und    die    Regierungskasscn    zu    ftil*-t 
waren  freilich   damit  noch  nicht    erfüllt    I> 
Gelegenheit,  sein  „System  **  weiter  aoszulaBr:; 
bot  sich  aber  schneller,  als  es    Law  vi^Uti^h; 
vermutete.     Crozat,   welcher  das    Patent  zsa 
ausschliesslichen  Handel  nach  Louisiana  be^es^i. 
gab  dasselbe,  in  seinen  Erwartungr^n  getia^t: 
i  zurück ,   als   ihn  die  Justizkammer   Haför  b^ 
I  steuern    wollte.     Unter    der    Beditigrui^.    «i»? 
Unternehmen   erweitem,   insbesondere   auf  d-ii 
I  Biberhandel   in   Canada   ausdehnen    zu  därtVi 
I  nahm  Law  die  ihm  angebotene  Nachfolfirf  l^enrü- 
willigst  an  und  gründete  im  August  1717  —  n- 
nächst  mit  einem  Privileg  auf  25  Jahre  —  die  be- 
rüchtigte Compagnie  d'Occident,  bekannter  um*-: 
dem  Namen  „ Mississippikoni pagiiie**.   Das  Aktiet- 
kapital   wurde    auf    100    Millionen     Livrt>,  r. 
200000  Aktien  au  porteur  a  500  Livres  f estge??etzi 
Die  Einzahlung  sollte  in  4^oigen  Staats? biKrt- 
al   pari   geleistet   werden,   wovon    damaL«  i> 
Millionen  in   Umlauf  waren.    Sie  bildeten  «ü»- 
sch webende  Schuld  des  Staates  und  hatten  m.*:hi 
als    die    Hälfte   ihres    Wertes   verloren.     IK? 
Staatsbillets  sollten  verbrannt  werden   und  d-r 
Staat  die  Zinsen  künftig  au  die  Kompagnie  1-- 
zahlen.    Für  das  erste  Jahr  .sollten  die  Zi2i«^ü 
nicht  an  die  Aktionäre  verteilt,  sondern  ab  Be- 
triebsfonds   zurückbehalten    werden.     Obgleirr. 
die  Staatsgläubiger  auf  solche  Weise   die  eai- 
werteten  Staatsbillets  zum  Nennwerte  anbrin^'^fa 
konnten,   ging  die   Aktienzeichnung   nur  stiir 
langsam  vor  sich.    Man  kannte  die  MisserfolL'^ 
der  Kompagnie  unter  Crozat  und  hatte  zn  ärn 
Versprechungen  kein  grosses  Vertrauen. '1    Nur 
mit    Mühe    waren    die    Aktien    durch    eigene 
Prämienkäufe  Laws  und  durch  Verteilung  reu 
halbjährlichen  Zinsen  auf  einzelne  AktienWricD 
(gegen  den  Wortlaut  des  Patents)  auf  den  Kar« 
von  530  Livres  zu  bringen.    Dabei  hatte  Liw 
fortwährend   gegen   das   Parlament   und  s^^mt 
Feinde,  wozu  nach  dem  Sturze  Noailles*  aoth 
dessen    Nachfolger    d'Argenson     gehörte,    zu 
kämpfen.    Letzterer   verschaffte    —   kaum  an? 
Ruder  gekommen  —  durch  Staatsrat5beschlu>^ 
vom  16.  IX.  1718  den  Gebr.  Paris  unter  dem 
Namen  d'Aymard-Lambert  die  Generaipacht  der 
Staatsgefälle  für  den  Preis  von  4S\.  Millionen, 
wofür  sie  Aktien  von  100  Millionen  k  iOOO  Livres 
ausstellen    durften.     Die   Aktien    sollten  den- 
jenigen   der   Mississippikompagnie    die    Spitze 
bieten  und  waren  der  giösseren  Sicherheit  ihr«: 
Einkünfte  wegen  sofort  viel  gesuchter.    Ditsa 
„ Antisystem"  natte  zur  Folge,  dass  die  Aktien 
der  Lawschen  Kompanie  um  die  Hälfte  ihiw 
Nennwertes  fielen.    Eine  kurz  vorher,  wie  man 
glaubt,  von  d'Argenson  ange^settelte  Münirer- 
schlechterung  —  die   Mark  Silber  wurde  von 
40  auf  60  Livres  erhöht  —  brachte  das  Parla- 
ment so  gegen  Law  auf,  dass  der  Begent,  um 
diesen  zu  halten,  gezwungen  war,  ersteres  durch 
ein  lit  de  justice  am  26.  VITI.  uiederzu werfen. 
Jetzt  galt  es  auch  für  Law,  energisch  zu  handeln. 
Am  4.   XII.  wird  die  Bank   in  eine  ^Banque 
royale"  verwandelt.     Da«  Aktienkapital  —  in 
Aktien   der   Mississippikompagnie   angelegt  - 


*)  Nach  Thiers  wäre  *  4  bar  einbezahlt  wor- 
den, was  aber  von  Daire,  wohl  mit  Kecht,  lie^ 
stritten  wird. 
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soll  vom  König  bar  bezahlt  werden*),  und  die 
Mississippiaktien  sollen  an  den  Staat  übergehen. 
Die  solide  Bankwährung  wird  aufgegeben  und 
die  neuen  Noten  in  Livres  gestellt,  angeblich  i 
weil  das  Volk  solche  Noten  lieber  nehme,  wobei, 
um  dem  Misstrauen  zu  begegnen,  bekannt  ge- 
geben wird  [22.  IV.  1719),  dass  die  Noten  von 
Münzverschlechterungen  nicht  getroffen  werden 
sollen.  Im  Mai  1719  werden  die  in  Verfall  ge- 
ratenen ostindische  und  chinesische  Kompagnie 
mit  der  Mississippikompagnie  vereinigt,  welche 
nun  den  stolzen  Namen  „Oompagnie  des  Indes" 
führt.  Man  beschliesst  die  Ausgabe  von  50 
Millionen  neuen  Aktien  (les  filles)  k  500  Livres 
zum  Kurs  von  550,  die  ratenweise,  zunächst 
nur  mit  50  Livres  per  Stück,  einzuzahlen  sind, 
so  dass  man  z.  B.  mit  500  Livres  barem  Gelde 
10  Aktien  zeichnen  kann.  Das  Recht  zur  Zeich- 
nung einer  neuen  Aktie  wird  aber  von  dem  Be- 
sitze von  vier  alten  Aktien  abhängig  gemacht, 
wodurch  eine  Jagd  nach  den  alten  Aktien  her- 
vorgerufen w^ird.  Diese  Mittel  ziehen ;  das  neue 
Aktienkapital  wird  überzeichnet  und  der  Kurs 
der  Aktien  auf  750  Livres  gesteigert.  Am  25.  VII. 
erhält  die  Kompagnie  das  Münzregal  auf  9  Jahre 
gegen  Bezahlung  von  50  Millionen  Livres  in 
15  Monatsraten,  wofür  anfs  neue  50000  Stück 
Aktien  (les  petites  filles)  ä  500  Livres,  diesmal 
zum  Kurse  von  1000  Livres  ebenfalls  in  Raten 
einzahlbar,  ausgegeben  werden,  wobei  5  alte 
Aktien  zum  Bezug  einer  neuen  berechtigen. 
Die  Kompagnie  macht  ausserdem  bekannt,  äass 
sie  eine  jährliche  Dividende  von  12**o,  in  zwei 
Terminen  zahlbar,  zusichere,  was  natürlich  den 
Kurs  der  Aktien  sofort  in  die  Höhe  treibt,  um 
für  das  nötige  Geld  zu  sorgen,  wird  die  Bank 
gleichzeitig  zur  Ausgabe  von  weiteren  240  Millio- 
nen Livres  Noten  ermächtigt,  deren  Umlauf  sich 
jetzt  auf  400  Millionen  erhöht.  Nun  kann  Law  auch 
den  längst  gehegten  Plan  ausführen,  die  General- 
pacht den  Gebr.  Paris,  welche  15 — 16  Millionen 
Reinertrag  brachte,  zu  entreissen.  Am  2ö.  VIII. 
erscheint  das  Edikt,  welches  der  Kompagnie  die 
Generalpacht  auf  9  Jahre  gejren  Zahlung  von 
52  Millionen  überträgt  und  ihr  Privileg  auf 
weitere  25  Jahre  ausdehnt.  Die  Kompagnie 
leiht  dem  Staate  1500  Millionen  ä  S^^  zur 
Rückzahlung  seiner  fundierten  Schulden,  was 
für  den  Staat  eine  Zinsersparnis  von  30-35 
Millionen  bedeutet.  Die  Kompagnie  hat  sonach 
an  den  Staat  für  die  Generalpacht  nur  7  Millio- 
nen herauszuzahlen.  Die  Gläubiger  sollen  gegen 
Einlieferung  der  Schuldtitel  beim  Staatsschatz 
Recepisse  erhalten,  die  sie  bei  der  Kompagnie 
gegen  Geld  und  Banknoten  umtauschen  sollen. 
Diese  Nachrichten  schnellten  den  Preis  der 
Aktien  bedeutend  in  die  Höhe;  bereits  Ende 
August  hatten  sie  den  Kurs  von  3000  Livres 
erreicht.  Die  unscheinbare  Strasse  Quincampoix 
war  inzwischen  der  Sammelpunkt  der  Agioteure 
(Mississippiens)  geworden,  die  sich  aus  den 
höchsten  bis  herab  zu  den  niedrigsten  Gesell- 
schaftskreisen rekrutierten.  Man  schlug  sich 
förmlich  um  die  Aktien.  Vom  13.  IX.  bis  2.  X. 
wurden  aufs  neue  300000  Stück  Aktien  k  500 
Livres,  diesmal  zum  Kurs  von  5000  Livres  ge- 
schaffen, welche  reissenden  Absatz  fanden  und, 
weil  500  Livres  per  Aktie  sofort  einzuzahlen 
waren,  les  cinq  cents  genannt  wurden.    100000 

^j  Die  Zahlung  ist  aber  nicht  geleistet  worden. 


Stück  Aktien  wurden  dem  Könige  reserviert, 
wofür  die  Kompagnie  keinen  Pfennig  erhalten 
haben  soll.  Ausserdem  wurden  für  den  Regenten 
24000  Stück  neu  kreiert,  so  dass  die  Gesamtzahl 
der  Aktien  624000  Stück  betrug.  Die  Staats- 
gläubiger hatten  noch  nicht  ihre  Recepisse 
empfanden  und  mussten  in  der  rne  Quincampoix 
die  Aktien  zu  hohen  Kursen  kaufen,  was  den 
Rentenumtausch  jedenfalls  sehr  erschwerte. 
Schon  bei  der  Zeichnung  standen  die  Aktieii 
6 — 7000  Livres;  sie  stiegen  zeitweilig  auf 
18000  Livres.  und  oft  in  wenigen  Minuten 
waren  Tausende  zu  verdienen.  Dabei  stieg  die 
Notenemission  der  köni^l.  Bank  bis  Jahresschluss 
auf  1  Milliarde,  und  die  Noten  bedangen  gegen 
Silber  ein  A^io  von  10 ^o-  Inzwischen  hatte 
Law  auch  die  Tabakpacht  für  die  Kompagnie 
gegen  ein  Darlehen  von  100  Millionen  zu  3*^0 
erworben.  Die  Ersparnis  von  1  Million  Zinsen 
sollte  zur  Herabsetzung  der  Zölle  auf  Talg, 
Fische  etc.  verwendet  werden,  wodurch  das 
System  beim  Volke  noch  beliebter  gemacht 
werden  sollte.  In  der  Generalversammlung  der 
Aktionäre  vom  30.  XII.  1719  berichtet  Law 
über  die  BUanz.  die  eine  Gewinnverteilung  von 
40^0  gestatte,  was  allerdings  beim  Durchschnitts- 
kurse von  90(X)  Livres  per  Aktie  nur  2*/9".o  er- 
giebt.M  Mit  seiner  Ernennung  zum  General- 
kontroileur  der  Finanzen  an  Stelle  d'Argensons 
zu  Anfang  des  Jahres  1720  befand  sich  Law 
auf  dem  Gipfel  seiner  Macht,  von  welchem  es 
jetzt  mit  Riesenschritten  abwärts  ging.  Hielt 
er  es  selbst  noch  am  7.  I.  für  geraten,  der  un- 
mässigen  Kurstreiberei  durch  eigene  Baisse- 
spekulation zu  begegnen,  so  war  das  in  der 
Folge  nicht  mehr  nötig.  Die  schlaueren  Speku- 
lanten fingen  von  selbst  an,  sich  ihres  papiernen 
Besitzes  bei  günstiger  Gelegenheit  gegen  reellere 
Werte  zu  entledigen.  Im  Grunde  waren  die 
Erfolge  der  Kompagnie  nur  bescheiden  und 
standen  zu  dem  Preise  der  Aktien  in  ar^em 
Missverhältnis.  Die  Kolonisten  in  Louisiana 
stammten  aus  den  fragwürdigsten  Klassen  der 
Gesellschaft  und  waren  zum  Teil  gewaltsam  hin- 
geschleppt worden.  Von  den  versprochenen 
foldenen  Bergen  war  nichts  zu  spüren;  die 
Kolonie  war  vielmehr  in  der  traurigsten  Ver- 
fassung. Sobald  der  Stein  ins  Rollen  kam, 
musste  er  Law  und  sein  System  erdrücken,  auch 
wenn  die  dagegen  ergriffenen  Massregeln,  deren 
Urheberschaft  zum  Teil  den  Feinden  Laws  zu- 
geschrieben wird,  nicht  so  widersinnig  gewesen 
wären,  als  sie  es  thatsächlich  waren.  Um  den 
Metallentziehnngen  zu  begegnen,  erscheinen  zu 
Anfang  des  Jahres  1720  rasch  auf  einander  die 
Edikte,  welche  das  Agio  der  Banknoten  gegen 
Münze  auf  5**/o  festsetzen,  den  Gebrauch  des 
Metalla  nur  für  kleine  Zahlungen  gestatten, 
den  Transport  desselben  von  einem  Orte  zum 
anderen  verbieten,  den  Wert  der  Gold-  und 
SUbermünzen  herabsetzen,  das  Tragen  von 
Schmucksachen,  die  Anfertigung  von  silbernem 
Tafelgeschirr,  die  Aufbewahrung  von  mehr  als 
500  Livres  Silber  verbieten,  —  alles  Mass- 
nahmen, welche  zwar  den  Notenumlauf  gewalt- 

^)  Thiers  rechnet  aber  die  Einkünfte  des 
ersten  Jahres  höchstens  auf  8050000')  Livres 
aus,  was  für  den  Emissionswert  des  Aktien- 
kapitals von  l^/a  Milliarden  höchstens  5%,  für 
den  Kurswert  also  kaum  1%  ergiebt. 
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sam  steigern,  aber  anch  das  Misstrauen  in  das  ^  21.  III.  1729.  Bezeichnend  für  die  damü:^ 
System  vergTÖssern.  Man  will  ferner  die  Staats-  \  Stimmung:  iind  finanzielle  Lasre  in  Frankrfi^ 
gläubiger  zwingen ,  ihre  noch  rückständigen  i  war  die  imMercure  de  France  t  April  1729  t««^- 
Kecepisse  gegen  Banknoten  umzutauscHen.  I  schlagene  (irabschrift  für  Law:  J^-zix  t; 
Durch  die  Vereinigung  der  Kompagnie  mit  der  i  Eco8.«ais  celöbre,  l'e  calculateur  sans  ejral.  iX 
königlichen  Bank  (22.  II.)  kettet  man  das  Schick-  par  les  r^gies  de  l'algebre  A  mis  la  Fran<^  & 
sal  der  letzteren  noch  fester  an  das  der  ersteren, '  l'höpital**.  Die  Entmutigung  sprach  sich  as } 
deren  Aktien  bereits  bedeutend  zu  sinken  be-  j  darin  aus,  dass  die  Regierung  bis  in  die  Zr\: 
gönnen  haben.  Man  setzt  nun  den  Kurs  der  j  Ludwigs  XVI.  kein  einziges  Kreditinstitut  ejö'- 
Aktien  auf  9U00  Livres  fest  und  errichtet  eine  j  genehmigte. 

Einlösungsstelle,  bei  welcher  die  Aktien  gegen  ,         Selten   ist   über  einen   bedeutenden  5iasü 
Noten  umgetauscht  werden.  Dies  hat  zur  Folge,   und  sein  Wirken  soviel  geschrieben  and  5^u  ve- 


schieden  geurteüt  worden  wie  über  Law  c»l 
sein  System.  Während  er  von  den  einen  il* 
ein  überaus  genialer,  uneigennütziger  Yman- 
künstler,  ja  Sozialreformator  gepriesen  wiri. 
welcher  nur  das  Opfer  seiner  hint«*rlisii2i?2 
Feinde  und  eines  korrumpierten,  habsöcJirt:'^i: 
und  verschwenderischen  Hofes  g-eworden  *cl 
sehen  die  anderen  in  ihm  nichts   als  den  ^'r- 


dass  die  Kompagnie  in  kurzer  Zeit  in  den  Be- 
sitz einer  grossen  Anzahl  von  Aktien  gelangt 
und  die  Notenemission  auf  2  Milliarden  anwächst. 
Die  Noten  verlieren  dabei  gegen  Metall  etwa 
60%  ihres  Wertes.    Nun  will  man  die  im  Be- 
sitz der  Komnagnie  befindlichen  324  OÜO  Stück 
Aktien  und  die  100000  Stück  des  königlichen 
Schatzes  vernichten,  die  Kompagnie  soll  auf  die  i 
48  Millionen  Zinsen,  welche  ihr  der  Staat  schul- 1  wissenlosen  Spieler,  den  Spekulanten  niedrigerer 
det,  verzichten,   damit  man  neue  Renten  und  j  Sorte.    Der  Umstand,   dass  sein  System  in  drr 
Stadthauskontrakte  schafft,  um  die  Banknoten   praktischen  Durchführung  so  viele  Widersprefer 
einzulösen.    Das  Volk  will  aber  nicht«  mehr  von  i  mit  seinen  Schriften  aufweist,  hat  auch  zn  dr.t 
papiemen  Werten  wissen,  wie  sie  auch  heissen  |  Meinung  veranlasst,  dass  er  ein  System  ül^-r- 
mö^en.    3Ian  zieht  die  Darlehen  auf  Mississippi-   haupt  nicht  gehabt  habe.    Es  ist  schade.  dä>? 
aktien   zurück ,    man    errichtet    eine    Art    von   Law  seinen  Plan,  eine  Geschichte  seines  Syst-^nL^ 
Giroconto  (Bankconto),  um  nur   einen  Teil  der   zu  schreiben,  nicht  ausgeführt  hat ;   man  hätr- 
Noten  zurückzuerhalten.    Man  setzt  den  Wert  i  vielleicht  dadurch  genau  erfahren  können,  T»flil»t 
des  Metallgeldes  auf  die  Hälfte  zurück,  um  den  |  und  wie  viele  seiner  Massregeln  auf  das  Cont«' 
Kurs  der  Noten  zu   halten.    Alles  vergeblich,  j  seiner  Feinde  oder  des  Regeuten  selbst  zu  i^^^tzen 
Bis    zum  30.   VII.   waren   nur    12'/2   Millionen '  sind.     Dass  das  Gebäude,   welches   er  br^rr.T- 
Benten  umgesetzt.  Als  man  dagegen  am  17.  VII.  |  gezaubert,  ihm  schliesslich  über  den  Kopf  ijt^ 
erklärte,  dass  die  Bank  die  10  Livres-Noten  in  |  wachsen  ist  und   er,  als  es  zu  krachen  anlm?. 
Metall  einlösen  werde,  war  der   Andrang  zur  j  die  nötige  Ruhe  und  Besonnenheit  verlor,  k 
Bank    so   gross .   dass   drei    Personen   erdrückt  i  bei  dem   raschen  Gang  der  Katastrophe  kauff. 
wurden.     Von    einer   Einlösung   der   grösseren  i  zu  verwundern.     Vielleicht  hätte  sich  der  Zu- 
Notenabschnitte  war  überhaupt  keine  Rede  mehr.  |  sammensturz  verlangsamen  lassen,   anfffehaJfen 
Sie  sollten  bis  1.  XI.  ausser  Kurs  gesetzt  und  |  hätte  er  ihn   sicherlich  nicht;    dazu   fehlte  » 
in  2°'oige  Aktienrentenbriefe  umgewandelt  wer- !  seinem  Kreditsystem  —  wenigstens  von  eißtir. 
den,   wenn  sie  nicht  bis  dahin  In  Staats-  und  j  gewissen  Punkte  an  —  an  der  soliden  Grand- 
Stadtrenten  umgetauscht  sind,  also  die  Rückkehr  i  läge.    Man  kann  nicht  den  Kredit  auf  eine  pN 
zum  alten  System  wieder  hergestellt  ist.   Durch  j  durch  ihn  zu  begründende,  also  keineswegs  sie htrf 
Dekret  vom   10.  X.  endlich   werden  die   Noten    Steigerung     der    Volkszahl ,    der    moraiiscfa^ 
ausser  Kurs  gesetzt,  und   damit  ist   das  Ende   Fähigkeit  der  Bevölkerung,  derStaatsweisheit.üej 
der   Bank    besiegelt.     Um   dieselbe   Zeit   ging '  Produktions-  und  Handeiskraft  des  Landes  anl- 
man  mit  Visas  und  der  Justizkammer   gegen  |  bauen,   ohne  Gefahr  zu  laufen,   dass  die  ganze 
die  reich  gewordenen  Aktionäre  vor.    Sie  sollten  '  Berechnung  fehl  schlägt.    In  diesem  Sinne  war 
behufs  Reduktion  ihre  Aktien  abliefern,  imd  das  |  Law  ein  gefährlicher  Spekulant.     Louis  Blaw 
Reisen  ohne  Pass  wurde  bei  Todesstrafe  unter- ]  hatte  Recht,  wenn  er  von  ihm  sagte:  ,11  a^^i^ 
sagt.    Es  war  jetzt  lästig  geworden,  Aktien  zu  ;  commence  par  on  il  aurait  du  linir**.    Von  dem 
besitzen,    und    man    konnte    das    Stück    für  |  Geiste  seiner  Zeit  beherrscht,   teilte  Law  «^i«' 
1   Louisd'or  erhalten.    So  kläglich  endete  das ;  irrtümlichen    Ansichten   der   merkantilistiscbtrn 
Riesenfinanzsystem  des  noch  kurz  vorher  ver- 1  Schule  über  das  Wesen  und  die  Bedeutung?  <ie< 
götterten    Schotten.     Er   selbst   hat    aus   dem !  Geldumlaufs   und  der  notwendigen  Xerschme}- 
Schiffbruch     desselben     für     sich     nichts    ge- '  zung  von  Staats-  und  Volkswirtschaft.  Neu  iio-i 
rettet.    Nur  mit  Mühe  entging  er  der  Lynch- 1  den   Irrtum  vergrössernd  ist  bei  ihm  nur  dl« 
Justiz  des  Volkes,  welches  natürlich  alles  Unheil   Anschauung ,   dass   man   das   Geld    dim  h  dt'B 
ihm    in   die   Schuhe   schob.     Der   Herzofi^   von '  Kredit    und    seine   Zeichen    ersetzen    und  ani 
Bourbon,  der  ihm  wohlgesinnt  war.  .soll  ihm  im  1  diese  Weise  den  Staats-  und  Volksreichtum  iö? 
Dezember  1720  zur  Flucht  nach  Brüssel  ver- 1  Unendliche  steigern  könne.  Gegen  die  Annahme, 
holfen  haben.    Laws  ganze  Habe,  in  Frankreich  '  dass  er  ein  gewöhnlicher  Schwindler  gewesen 
teilweise  in  Landgütern  angelegt,  wurde  kon- 1  sei,  schützt  ihn  der  Umstand,   dass   er  —  der 
fisziert.   Er  hatte  nach  seinen  „Memoires  justi- 1  doch    in    Millionen    wühlte    und    gegen   seine 
ficatifs",   die   er   an  den  Herzog  von  Bourbon  i  Freunde  und  Gönner  verschwenderisch  freiffebi^ 
(1724)  richtete,  1600000  Livres  (die  Mark  Silber  1  war  —  für  seine  eigene  Zukunft  zu  sorgen  ver- 
zu  28  Livres  gerechnet)   nach  Frankreich   mit-   gesseu  hatte.    Er  muss  also  an  den  danenideu 
gebracht;  er  verliess  dasselbe  mit  800  Louisd'or. '  Erfolg   seines    Systems   geglaubt    haben.    Man 
Seine    Reklamationen    hatten    keinen    Erfolg. !  mag  dies  allerdings  weniger   seiner   sittlicbes 
Immer  wieder  mit  Finanzprojekten  beschäftigt, '  Ueberzeugung   als   seinem    masslosen   Selb'tbe- 
starb  er  in  Venedig,  arm  und  verlassen,  am  !  wusstsein   zuschreiben.    Der  Ehrgeiz   war  l>ti 
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ihm  jedenfalls  mehr  ansgehildet  als  die  Hab- 
sucht. Zu  seiner  Entschuldigung  lässt  sich 
vielleicht  noch  anführen,  dass  das  Griiudungs- 
fieber  damals  ^ewissermassen  in  der  Luft  lag, 
dass  die  Regierungen  dasselbe  begünstigten 
und  selbst  davon  ergriffen  waren  und  dass  sich 
im  Anschluss  an  die  Gründung  der  Südsee- 
kompagnie in  London,  ungefähr  um  dieselbe 
Zeit  und  ohne  Law,  mit  den  sogenannten  Bubbles 
ganz  der  gleiche  Schwindel  wie  in  Paris  ab- 
spielte. —  Üin  Bild  Laws  von  dem  französischen 
Porträtmaler  Alex,  S.  Belle  findet  sich  in  der 
National  Portrait  Gallery  zu  London. 

Die  Schriften  Laws  sind  zuerst  von  d  e  S  e  - 
novert  unter  dem  Titel:  „Oeuvres  de  Law** 
(Paris  1790),  später  von  £.  D  a  i  r  e  in  dem  Werke 
„Economistes  financiers  du  XVllIe  siecle"  (Paris 
1843)  herausgegeben.  In  diesem  Werke  sind 
auch  die  hier  in  Betracht  kommenden  Abhand- 
lungen von  J.  F.  Melon,  Essai  politique  sur 
le  commerce  (zuerst  Paris  1734)  und  Du  tot, 
R^flexions  sur  le  commerce  et  les  finances  (zu- 
erst a  la  Haye  1738)  enthalten.  Die  im  Texte 
erwähnte  Schrift  Laws:  „Money  and  trade"  ist 
von  ihm  französisch  unter  dem  Titel  „Considera- 
tions  sur  le  commerce  et  sur  Targent"  (ä  la 
Haye  1720)  herausgegeben.  Von  den  im  Text 
nicht  genannten  Schriften  Laws  sind  seine 
„Lettres  sur  le  nouveau  Systeme  des  Finances" 
zuerst  im  ,,Mercure  de  France"  (1720)  erschie- 
nen, eine  Abhandlung  „Memoire  sur  les  mon- 
naies"  zuerst  von  Forbonnais  (s.  unten)  mitge- 
teilt. Aus  der  älteren,  vorzugsweise  zeitge- 
nössischen Litteratur  kommen  ferner  in 
Betracht:  du  Hautchamp,  Histoire  du  Sys- 
teme des  finances  sous  la  Minorite  de  Louis  XV 
(6  Bde.,  a  la  Haye  1739).  Paris-Duverney, 
Examen  des  Refiexions  politiques  sur  les  finances 
et  le  commerce  (ä  la  Haye  1740).  JeanBuvat, 
Journal  de  la  Eegeiice  (1715—1723)  publik  pour 
la  premiere  fois  par  Emile  Compardon  (2  Bde., 
Paris  1865).  E.  J.  F.  Barbier,  Journal  (4 
Bde.,  Paris  1847).  Memoires  de  St.  Simon  etc. 
(der  18.  Band,  Paris  1829-30  u.  ö.).  Chs. 
Pinot-Duclos,  Memoires  secrets  des  regnes 
de  Louis  XIV.  et  de  Louis  XV.  (2  Bände, 
Paris  1791).  Forbonnais,  Recherches  et  con- 
siderations  sur  les  Finances  de  France,  depuis 
1595  jusqu'en  1721  (2  Bde.,  Basle  1758).  Neuere 
Litteratur:  J.  Ph.  Wood,  Memoirs  of  the  life 
of  John  Law,  Edinburg  1824.  A.  Thiers, 
Law  et  son  Systeme  des  Finances  (Paris  1826 
u.  1858).  P.  E.  Lemontey,  Histoire  de  la 
Regence  et  dela  minorite  de  Louis  XV.  (2  Bde., 
Paris  1832).  E.  Daire,  Notice  historique  sur 
Jean  Law  im  obengenannten  Economistes  finan- 
ciers. A.  Kurtzel,  Geschichte  der  Lawschen 
Finanzoperationen  in  Raumers  Taschenbuch 
(1846),  L.  Blanc,  Histoire  de  la  Revolution 
fran^aise  (1.  Bd.  1847).  A.  Cochut,  Law,  son 
Systeme  et  son  epoque  (Paris  1853).  H.  Sche- 
rer, Allgemeine  Geschichte  des  Welthandels 
(2.  Teil,  Leipzig  1853;.  J.  Hey  mann,  Law 
und  sein  Sj'stem  (München  1853).  E.  Levas- 
s  e  u  r ,  Recherches  historiques  sur  le  Systeme  de 
Law  (Paris  1854).  J.  C.  Hörn,  Jean  Law 
(Leipzig  1858).  S.  Alexi,  John  Law  und  sein 
System  (Berlin  IbSöj.  A.  Mc  Farland  Davis, 
Un  historical  Study  of  Law's  System  (Boston 
U.S.  1887j,  zuvor  in  dem  Quarterly  Journal  of 


Economics  (April  1887)  veröffentlicht.  J.  Sh. 
Nicholson,  A  Treatise  on  Money  and  Essays 
on  present  Monetary  Problems  (London  18^, 
3.  Aufl.  1895).  Alex  Bei j am e,  La  pronon- 
ciation  du  nom  de  Jean  Law  le  Financier 
(Paris  1891;  in  Frankreich  spricht  man  den 
Namen  häufig  Lass  aus).  P.  Bonnassi eux, 
Les  grandes  compagnies  de  commerce  (Paris 
1892).  Nouveau  dictionnaire  d'economie  politique 
(2.  Bd.,  Paris  1892).  Dictionary  of  National 
Biograph V,  edited  by  Sidney  Lee,  (32.  Bd., 
London  1892). 


\  Lawson,  James  A., 

j  geb.  am  10.  II.  1817  in  Waterford,  von  1840— 
1845  Professor  am  Trinity  College  in  Dublin, 
später  Richter,  1858-1872  erster  Sekretär  und 
später  Präsident  der  „Statistical  Society"  in 
Dublin,  gest.  am  10.  VIII.  1887,  veröffentlichte 
unter  dem  Titel  „Lectures  on  Political  Economy'*, 
Dublin  1844  seine  auf  dem  oben  genannten  Lehr- 
stuhle gehaltenen  Vorlesungen,  welche  immer 
noch  lesenswert  sind.  Besonders  brauchbar  ist 
seine  Erörterung  der  Bevölkerungsfrage.  Auch 
behauptete  er  Senior  gegenüber  (in  Bezug  auf 
dessen  Schriftwechsel  mit  Malthus  über  die  Be- 
völkerungstheorie), da.ss  die  Wissenschaft  „nach 
Thatsachen  dürste"  und  dass  sie  Welt  und 
Menschen  nehmen  müsse,  ^vie  sie  in  Wirklich- 
keit sind. 

Lawson  hat  ausser  dem  oben  genannten 
Werke  eine  Serie  von  Artikeln  in  den  „Trans- 
actions  of  the  Dublin  Statistical  Society'*  ver- 
öffentlicht.   

Ueber  Lawson  vgl  :  Ingram,  Geschichte 
der  Volkswirtschaftslehre.  Autorisierte  Ueber- 
setzung  von  Roschlau,  Tübingen  1890,  S.  192. 
—  deSubernatis,  Dictionnaire,  Florenz  1891, 
S.  1330.  —  Cossa,  Introduzione  allo  Studio 
dell'  Economia  Politica,  3.  ed.,  Milano  1892, 
S.  346.  —  Kautz,  Theorie  und  Geschichte  der 
Nationalökonomik,  Wien  1858,  II,  S.  549.  — 
Palgrave,  Dictionary  of  Pol.  Econ.,  11.  Lon- 
don 1896,  S.  586. 

Schmidt. 


Lebensdauer. 


Die  Statistik  beschäftigt  sich  A.  mit  der 
mittleren,  B.  mit  der  wahrscheinlichen,  C. 
mit  der  normalen  und  D.  mit  der  idealen 
oder  maximalen  Lebensdauer. 

A.  Die  mittlere  Lebensdauer  ist  eine 
aus  der  Absterbeordnung  abgeleitete  Grösse. 
Es  bedeute  Uo  eine  Anzahl   von   Xeugebo- 

i-enen    und    es  seien   ferner  Ui,  Ü2,  Ua 

die  Zahlen  derjenigen,  die  aus  der  ursprüng- 
lichen Gesamtheit  von  Neugeborenen  das 
Alter  von  1,  2,  3  etc.  Jahren  überlebt  haben. 
Man  bezeichne  mit  w  dasjenige  in  ganzen 
Jahfen  ausgedrückte  Alter,  welches  von 
keinem  der  Neugeborenen  Uo  erreicht  wor- 
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den  ist.  Alsdann  hat  man:  Ucö  =  0.  Bildet 
man  die  Differenzen  Uo  —  Ui=:I>o,  Ui — U2 
=  Di,  U2— Us  — D2  etc.  bis  C^^^-i — Uw^Do-i, 
so  wei-den  jene  Zahlen  Do,  Di,  Da . . .,  Dw-i 
angeben,  wie  viele  ans  der  ursprünglichen 
Zahl  von  Neugeborenen  Uo  im  1.,  wie  viele 

ina  2.,   wie   viele   im   3., und   endlich 

wie  viele  im  «.  Jjebensjahre  gestorben  sind. 
Demnach  besteht  die   Beziehung:   Uo=^-Do 

+  Dl+...+D«;.l. 

Nun    mache    man     zwei    verschiedene 
Hypothesen   über  die  jeweilige  Verteilung 
der    Sterbefälle    innerhalb    der    einjährigen 
Altersklassen :  1.  nehme  man  an,  dass  sämt- 
liche Slerbefälle  stets  am  Anfang  des  be- 
treffenden Lebensjahres  eingetreten  sind,  so 
dass  die  Personen,  deren  Gesamtheit  mit  Do 
bezeichnet  ist,  alle  im  Alter  von  genau  0 
Jahren,  die  Pereonen  Di  alle  im  Alter  von  ge- 
nau 1  Jahr,  die  Personen  D2  alle  im  Alter  von 
genau  2  Jahren  etc.  gestorben  sind ;  2.  nehme 
man  an,  dass  sämtliche  Sterbefälle  stets  am 
Ende  des  betreffenden  Lebensjahres  einge- 
treten  sind,   so   dass  die  Personen  Do  «üle 
im  Alter  von  genau  1  Jahr,   die  Personen 
Dl  alle  im  Alter  von  genau  2  Jahren,  die 
Personen  D2   alle   im  Alter    von  genau   3 
Jaliren  etc.  gestorben  sind.    In  der  ei-sten 
Hypothese  würde  der  Ausdruck 

D0XO  +  D1XI  +  D2X2+..  ...  . 

+  D.c.iX(ro  — 1)=:T', 
in  der  zweiten  hingegen  der  Ausdruck 
DoXl  +  DiX;2  +  D2X3  +  .... 

+  D«-i  X  «  =-  T' 
die  von  der  Gesamtzahl  der  Vei-storbenen 
der  Generation  Uo  verlebte  Zeit  oder  das 
vsummierte  Alter  dieser  Generation  liefera. 
Setzt  man  jetzt  in  die  obigen  Formeln  statt 

der  Grössen  Do,  Di,  D2 die  Ausdrücke 

Uo  — Ui,  Ui  — U2,  Ü2  — Ü3....,  so  erhält 
man  folgende  zwei  Gleichungen: 

T'  =^Üi+U2  +  Uh  + (+Ua,) 

und  T"  :=  Uo  +  Ui  -h  U2  + +  U«.i. 

Da  nun  aber  die  Verteilung  der  Sterbefälle 
innerhalb  einjähriger  Altersklassen  in  der 
Wirklichkeit  keiner  der  beiden  Hypothesen 
entsprechen  dürfte,  weil  man  vielmehr  an- 
nehmen muss,  dass  die  Sterbefälle  sich  mehr 
oder  weniger  gleichmässig  über  die  ganze 
Dauer  jeder  einjährigen  Altersstrecke  ver- 
teilen, so  wird  der  richtige  Wert  T  der  ver- 
lebten Zeit  oder  des  summierten  Alters  der 
Generation  Uo  irgendwo  zwischen  T'  und 
T",  als  dessen  Grenzwerten,  liegen  müssen. 
Mau  begnügt  sich  meistens  mit  der  An- 
nähenmg  T:==^  (T'  +  T"),  woraus  sich  T  = 
\.  Uo  +  Ui  +  U2 . . .  -f-  Ua;-i  ergiebt.    Den  Quo- 

T 
tienten        =  E    nennt    man    die    mittlere 

Lebensdauer,  w^eil  er  dasjenige  (in  Jahi-en 
und  Jahresteilen  ausgedrückte)  Zeitquantum 
angiebt,  das  auf  jeden  Angehörigen  der  Ge- 1 


neration  Uo  entfalle»i  wüi-de,  wenn  di**  r.;.-. 
der  Generation  insgesamt  verlebte  Zeit  >  ..- 
ffleichmässig  auf  die  einzelneo  vert-^Li- 
Die  mittlere  I^bensdauer  ist  zugleich  iö 
Durchschnittsalter  der  Verstorbenen  el. ; 
Generation.  Hat  man  eine  Sterbetafel  i- 
der  die  ursprüngliche  Zahl  der  Xeugei-r-.- 
nen  auf  die  Einheit  reduziert  ist,  <L  h.  Ui^  - . 
gesetzt  ist,  so  erhalt  man  für  die  mitü'^r- 
Lebensdauer  den  einfachea  Ausdruck  E 
^-  +  Ui  +  U2  +  U3+...  +  Uö>-i,  Umalic.  üF 
mittlere  Lebensdauer  zu  berec^hnen,  siB^l  ab- 
zahlen der  Ueberlebenden  einer  Sterbetafr. 
vom  Alter  1  Jahr  angefangen,  zu  summifM 
und  der  so  hergestellten  Summe  ist  u* 
ein  halbes  Jahr  zuzusetzen.  Die  EnnirtdcL.' 
der  mittleien  Lebensdauer  nach  der  gescliü- 
derten  Methode  erfordert  die  genaue  Kenrr- 
nis  der  Absterbeordnung. 

Es   giebt   auch   andere,    einfiachere  Me- 
thoden    zur     Bestimmung     der     mittiep^ 
Lebensdauer,  deinen  man  sich  besondere  n 
fnlhereu    2ieiten    häufig    bedient    hat,    tli- 
jedoch   nur   scheinbar   zu  demselben  Zieit 
führen.    Die  erste  jener  Methoden  h^stcii* 
darin,   dass   man  die  mittlere  LebensiJaser 
dem    Durchschnittsalter    der    Verstorbenet 
eines    bestimmten    Zeitiuumes    (eines  «"l»:!    I 
melu-erer  Kalenderjahre)  gleichsetzt    Die^^ 
Methode    liefert  nur  dann    einen   ricliiicva 
Wert  der  mittleren  Lebensdauer,  wenn  di- 
Bevölkerung  stationär  ist.     Unter  einer  5?^^ 
tionären  Bevölkerung  versteht  man  uämÜiii 
eine   solche,    worin   bei    sich   stets  dflV: 
bleibenden  jährlichen  Zahlen  der  GeboWi. 
die    Absterbeordnung     unveränderlich    i^^ 
Dabei  wird  ausserdem  vorausgesetzt,  das? 
keine  Eintritte  in  die  Bevölkenmg  und  keir.»' 
Austritte  aus  dei-selben  stattfinden.  In  einer 
solchen    Bevölkerung     sind    demnach   Ji«* 
Zahlen  der  innerhalb  eines  Kalenderjahre 

die  Altersgrenzen  1,  2,  3 Jahre  Ueber- 

schreitenden  ebenfalls  konstant.  Dasselbe  gilt 
von  den  Zahlen  der  Verstorbenen  in  den  ein- 
zelnen Altersklassen,  die  sich  von  Jahr  zu  Jalir 
genau  wiederholen.  Ferner  wird  die  jährlkhe 
Gesamtzahl  der  Sterbefälle  der  jährliciien 
Zahl  der  Geburten  gleich  sein  müssen,  uml 
es  w^rd  die  Altersverteüung  der  VerstorbeueD 
eines  Kalenderjahres  mit  der  Altersverteüung 
der  Verstorbenen  aus  einem  Kalenderjahre 
der  Geburt  vollkommen  übereinstimmen.  E* 
ist  daher  für  den  Fall  einer  stationären  Be- 
völkerung ein  und  dasselbe,  ob  man  bei  der 
Berechnung  des  durchschnittlichen  Sterbe- 
alters die  einzelnen  nach  dem  Sterbealler 
unterschiedenen  Gesamtheiten  von  Verstor- 
benen einer  bestimmten  Zeitstrecke  der  Ge- 
burt entnimmt,  oder  ob  mau  statt  dess^^ii 
die  Gliederung  der  Verstorbenen  eines  oder 
mehrerer  Kalenderjahre  nach  ihrem  Steriie- 
alter  der  Berechnung  zu  Grunde  legt.  Wenn  f 
aber  die  jährlichen  Zahlen  der  Geburten  in 
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Zu-  oder  Abnahme  begriffen  sind,  so  ist, 
selbst  in  dem  Falle  einer  unveränderlichen 
Absterbeordnung  und  bei  ausgeschlossener 
Wanderung,  zwischen  dem  Durchschnitts- 
alter von  Verstorbenen,  die  sämtlich  der- 
selben Zeitstrecke  der  Geburt  angehören, 
{der  mittleren  Lebensdauer)  einerseits  und 
dem  Durchschnittsalter  der  Verstorbenen 
eines  oder  mehrerer  Kalenderjahre  anderer- 
seits streng  zu  unterscheiden.  Letztere 
Orösse  wird  stets  von  der  richtig  berech- 
neten mittleren  Lebensdauer  abweiclien.  Die 
zweite  Methode  zur  Bestimmung  der  mitt- 
leren Lebensdauer  besteht  darin,  dass  man 
die  von  der  lebenden  Bevölkerung  innerhalb 
eines  oder  mehrerer  Kalenderjahre  insgesamt 
verlebte  Zeit  durch  die  Gesamtzahl  der  Ver- 
storbenen jener  Kalenderjahre  dividiert  und 
den  so  gewonnenen  Quotienten  für  den  Wei-t 
der  mittleren  Lebensdauer  ausgiebt.  Die  Me- 
thode ist  ebenfalls  nur  auf  eine  stationäre  Be- 
völkerung anwendbar,  weil  in  einer  solchen 
Bevölkerung  die  innerhalb,  einer  Zeitstrecke 
von  aUen  während  dieser  Zeitstrecke  gelebt 
habenden  Pei-sonen  verlebte  Zeit  gleich  ist 
derjenigen  Zeit,  die  von  einer  Gesamtheit 
von  Geborenen  einer  gleich  langen  Zeit- 
strecke bis  zum  vollständigen  Ableben  dieser 
Gesamtheit  verlebt  worden  ist.  Wenn  man 
drittens  anstatt  der  Gesamtzahl  der  in 
einer  Zeitstrecke  Verstorbenen  die  Zahl  der 
innerhalb  derselben  Zeitstrecke  Geborenen 
in  die  von  der  lebenden  Bevölkerung  ver- 
lebte Zeit  dividiert,  so  erhält  man  eine 
Grösse,  die  ebenfalls  niu-  unter  der  Voraus- 
setzung eines  stationären  Zustandes  der 
Bevölkerung,  nicht  aber  für  den  Fall  einer 
beliebigen  Bevölkerung  der  mittleren  Lebens- 
dauer gleichzusetzen  ist.  Die  bei  der 
zweiten  und  dritten  Methode  in  Betracht 
kommenden  Quotienten  stellen  die  reciproken 
Werte  der  sogenannten  Sterbe-  resp.  Ge- 
burtsziffem  dar,  weü  letztere  Ziffern  am 
genauesten  definiert  werden  als  Quotienten, 
die  sich  ergeben,  wenn  man  die  Zahl  der 
innerhalb  eines  oder  mehrerer  Kalenderjahre 
eingetreteneu  Todesßüle  resp.  Geburten 
durch  die  innerhalb  desselben  Zeitraumes 
von  der  lebenden  Bevölkerung  verlebte 
Zeit  dividiert.  Es  sei  s  die  Sterbeziffer 
imd  g  die  Geburtsziffer.  Danach  würde 
die  zweite  resp.  die  dritte  der  obigen 
Näherungsmethoden  zur  Bestimmung  der 
mittleren     Lebensdauer     darin     bestehen. 


dass  man  E 


1 
:  —  resp. 


1 


E  =  - setzt.  Es  wird 
g 

manchmal  behauptet,  dass,  wenn  auch  keine 
dieser  Gleichungen  bei  nicht  stationären 
Bevölkerungen  zuträfe,  E  irgendwo  zwischen 

—  und  —  liegen  müsse,  woraus  weiter  ge- 

folgert  wird,  dass  man   sich  mit  der  An- 
Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften.    Zweite 


1 


näherung  E  =  i  ( — \-      oderE::-  .    -  ,     - 

in  allen  Fällen  zufrieden  geben  könne. 
Allein  auch  diese  vierte  Methode  zur  Be- 
stimmung der  mittleren  Lebensdauer  ist  zu 
verwerfen,  weil  nachgewiesenermassen  Fälle 
möglich  sind,  bei  denen  E  ausserhalb  der 

Werte  —  und  -   liegt.       Was     sclüiesslicli 

s  g 

fünftens  die  Verwechselung  der  mittleren 
Lebensdauer  mit  dem  Durchschnittsalter  der 
lebenden  Bevölkerung  betrifft,  so  ist  zu  be- 
merken, dass  letztere  Grösse  nicht  einmal 
für  den  FaU  einer  stationären  Bevölkerung 
in  die  erstere  übergeht. 

So  bleibt  die  Berechnung  der  mittleren 
Lebensdauer  aus  der  Sterbetafel  der  einzig 
richtige  Weg  zu  ihi-er  Ermittelung.  Hier- 
bei hat  die  mittlere  Lebensdauer  allerdings 
eine  sehi*  verschiedene  Bedeutung,  je  nach- 
dem sie  aus  der  Absterbeordnung  einer 
reellen  oder  aber  aus  der  .Absterbeordnung 
einer  fiktiven  Generation  (s.  Sterblichkeit) 
abgeleitet  ist.  Nur  im  ersten  Falle  zeigt 
der  berechnete  Wert,  wie  viele  Jahre  der 
Angehörige  einer  Generation  durchschnitt- 
lich gelebt  hat,  im  zweiten  Falle  hingegen 
besagt  der  berechnete  Wert,  wie  lange  ein 
Mensch  durchschnittlich  leben  würde,  wenn 
das  Absterben  in  einer  bestimmten,  der  Tafel 
entsprechenden  Folge  geschähe. 

Eine  Erweiterung  erfährt  der  Begriff 
der  mittleren  Lebensdauer  dadurch,  dass 
man,  statt  wie  bisher,  von  einer  Gesamtheit 
von  Neugeborenen  vielmehr  von  einer  Anzahl 
von  Gleichalterigen  eines  beliebigen  Alters 
ausgeht  und  demgemäss  nach  der  ferneren 
mittleren  Lebensdauer  oder  der  Lebenser- 
wartung für  einen  sich  in  diesem  Alter  be- 
findenden Menschen  fragt.  Es  sei  mit  i 
dieses  Alter  bezeichnet.  Alsdann  erhält 
man  ganz  analog  die  Formel 

_   üj  +  i  +   Ui-f-2  -f....  +  üa,-l     ,     1 

'~  üi  "^  2 

für  die  in  Jahi*en  und  Jahresteilen  ausge- 
drückte Lebenserwartung  des  i-jährigen. 

Umstehende  Tabelle  giebt  nach  den 
neuesten  Sterblichkeitstafeln  die  Lebens- 
erwartung in  Jahi*en  an  mit  Unterschied  nacli 
dem  Geschlecht. 

B.  Wenn  ein  i-jähriger  die  gleiche  Wahr- 
scheinlichkeit hat,  ein  späteres  Alter  von  k 
Jahren  zu  erreichen,  als  vor  der  Erreichung 
dieses  Alters  zu  sterben,  so  heisst  es,  dass 
die  Differenz  k — ^i  seine  in  Jahren  und 
Jahresteilen  ausgedrückte  wahrscheinliche 
Lebensdauer  ist.  Demnach  wird  im  Alter 
k  die  Zahl  der  Ueberlebenden  des  Alters  i 
auf  die  Hälfte  reduziert,  sodass  der  früheren 
Bezeichnung  gemäss  die  Beziehung  besteht 
Auflage.    V.  35 
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Lebensdauer 


Alter 

in 
Jahren 

Deutsches  Reich 
1871-^1 

Sachsen 

1880/81,  1885/86, 

189091 

Niederlande 
1880t-89 

England  und 

Wales 

1881-90 

Italien 
187S-^7 

m. 

w. 

m. 

w. 

m. 

w. 

m. 

w. 

m. 

w. 

0 

35,5« 

^!»^f 

34,09 

38,53 

42,5 

45,0 

43,66 

47,18 

35,1 

•     354 

1 

46,52 

48,06 

47,70 

50,59 

5''o 

52,9 

50,97 

53,24 

43,4 

42- 

2 

48,72 

50,30 

50,34 

52,71 

53,8 

54,9 

53,04 

55,18 

47,6 

46,S 

3 

49,38 

50,98 

51,01 

53,40 

54,2 

55,3 

53,32 

55,46 

49,f 

4^4 

4 

49,53 

51,14 

51,18 

53,58 

5^'i 

55»? 

53,15 

55,31 

49,S 

49-1 

5 

49,39 

51,01    • 

51,01 

53,42 

53',8 

54,8 

52,75 

54,92 

50,0 

49.J 

10 

46,51 

48,18 

47,77 

50,27 

50,4 

51,5 

49,00 

51,10 

47,8 

47.2 

16 

42,38 

44,15 

43,37 

45,94 

46,2 

47,4 

44,47 

46,55 

44,0 

4S^f> 

20 

38,45 

40,19 

39,21 

41,81 

42,3 

43,5 

40,27 

42,42 

40,3 

-  40.0 

25 

34,96 

36,53 

35,34 

38,10 

38,8 

39,7 

36,28 

38,50 

37,0 

36,7 

30 

31,41 

33,07 

31,48 

34r53 

35,1 

36,1 

32,52 

34,76 

33,5 

3J-4 

35 

27,88 

29,68 

27,82 

31,00 

31,3 

32,6 

28,91 

31,16 

29,S 

30.0 

40 

24,46 

26,32 

24,31 

27,49 

27,6 

29.2 

25,42 

27,60 

26^ 

26.7 

45 

21,16 

22,84 

20,92 

23,83 

24,0 

25,7 

^o'S^ 

24,05 

22,7 

23,1 

50 

17,98 

19.29 

17,70 

20,11 

20,5 

21,9 

18,82 

20,56 

19,4 

19^6 

55 

14,96 

15,88 

14,65 

16,58 

17,1 

18,3 

15,74 

17,23 

16,1 

16,0 

60 

12,11 

12,71 

11,89 

13,27 

13,9 

14.8 

12,88 

14,10 

13,1 

12.S 

65 

9,55 

9,96 

9,33 

10,30 

11,1 

11,7 

10,31 

11,26 

10,2 

9.8 

70 

7,34 

7,60 

7,15 

7,73 

8,5 

9,0 

8,04 

8,77 

8,0 

7.7 

75 

5,51 

5,66 

5,27 

5,71 

6,4 

6,7 

6,10 

6,68 

6,0 

5-7 

80 

4,10 

4,22 

3,91 

4,21 

4,7 

4,9 

4,52 

5,00 

4,6 

4.5 

85 

3,06 

3,14 

2,73 

3,11 

3,5 

3,5 

3,29 

3,71 

3,2 

3.J 

90 

2,34 

2,37 

2,17 

2,56 

2,1 

2,1 

2,37 

2,75 

2,2 

2,2 

ük       ,      T..    T^  ,     ,  u      i_  •       merisch  zu  der  ferneren  mittleren  Lebens- 

üi  ^i  ^^^  ^^^^  ^^^  ^®^  wahrschem-  ^^uer  verhält,  vergleiche  man  folgende 
liehen  Lebensdauer  wird  also  an  der  Hand  Tabelle  der  Werte  der  wahrsc^eiDiieAe. 
einer  Sterbetafel  beantwortet.  Es  sei  z.  B.  |  ^^^"«^^"^^  für  da«  Deutsche  Reich  nut 
diP  wahTs;ohpinliohe  T^bensdauer  des  ^5-^^^*^  entsprechenden  Spalten  der  unter  A. 
fäLi  Jen  "r^^^^^^^^  ^^-^   ^-  -^- 

Kach  derselben  Sterbetafel,  aus  der  die  oben  \  ^^^^^  Lebensdauer, 
angeführten  Werte   der  ferneren   mittleren 
Lebensdauer   berechnet  sind,   ist   die   Zahl 
der  üeberlebenden  des  Alters  von  35  Jahren 
für  das  männliche  Geschlecht  518  aus  1000 
Geborenen.  Es  handelt  sich  nunmehr  dämm,  ^ 
ein  Alter  k  zu  finden,  dem  eine  Zahl  259  i 
von    üeberlebenden    entspricht.      Letztere  1 
Zahl  ist  aber  unter  den  Zahlen  der  Ueber-  | 
lebenden  der  ganzen  Altersjahre  nicht  vor- 1 
banden.    Man  hat  nämlich  216  für  die  Zahl 
der  üeberlebenden  des  Alters  von  64  Jahren 
und  248  für    die  Zahl  der  üeberlebenden 
des   Alters   von    65   Jahren.    Die   gesuchte 
Zahl  k  kann  folglich  gleich  64 +  x  Jahren 
gesetzt  werden,  worin  x  einen  näher  zu  be- 
stimmenden  echten   Bruch   darstellt.     Man 
darf  für  den  Zweck  der  Berechnung  von  x 
annehmen,  dass  die  Sterbefälle  innerhalb  der 


Alter 

Alter 

in 

m. 

w. 

m 

m. 

w. 

Jahren 

Jahren 

0 

38,1 

42,5 

35 

29,2 

31.6 

1 

53,2 

56,3 

40 

25,3 

27,t> 

2 

54,6 

57,7 

45 

21,6 

23.5 

3 

54,6 

57,7 

50 

18,0 

I9;Ö 

4 

54,4 

57,4 

55 

14,6 

I5.ii 

5 

53,9 

56,8 

60 

11,5 

12.3 

65 

8,8 

9,3 

10 

50,1 

52,9 

70 

6,5 

6.7 

15 

45,6 

48,4 

75 

4,7 

4.Ji 

20 

41,2 

44,0 

80 

3,3 

3A 

25 

37,2 

39,7 

85 

2,4 

2,5 

30  " 

33,2 

35,6 

90 

1,8 

..8 

C.  Die  normale  Lebensdauer  ist  eioe  zu- 
erst   von    Lexis    eingeführte    statistische 
in  Frage  kommenden  Altersstrecke  (64— 65  i  Grosse,    deren    Begriff    auf    der   Anven- 
X,     X    •  V    11     ..    .         .  .,        Demnach'  ^ 


Jahre)  sich  gleichmässig  verteilen 
würde  die  Proportion  bestehen :  x  :  1  — 
(261  —  259)  :  (261  —  248),  und  man  erhält 
X  =:  r^=  0,2.  Die  wahi-scheinliche  Lebens- 
dauer des  35-jährigen  in  Jahren  ausgedrückt 
beträgt  also  64  +  0,2  —  35  =  29,2.  —  Um 
einen  Ueberblick  darüber  zu  gewinnen,  wie 
sich  die  wahrscheinliche  Lebensdauer   nu- 


dimg  des  mathematischen  Fehlergesetzes 
(s.  d.  Art.  Anthropologie  un<^ 
Anthropometrie  oben  Bd.  I  S.  38Sff.) 
auf  den  Fall  der  Absterbeordnung  einer  Ge- 
neration gegründet  ist  Bei  seiner  Kon- 
struktion ist  Lexis  von  der  Erwägung  aus- 
gegangen, dass  die  mittlere  Lebensda«^^ 
(die    Lebenserwartung    des    Neugeborenen) 
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n     l>losses  arithmetisches,  nicht  aber  ein 
■pisches  Mittel  sei.     Denn  es  stelle,  wie 
»rhin,  die  Reihe  Do,  Di,  D2, . . .  Dco-i  die 
orteiliing  der  Verstorbenen  aus  einer  Ge- 
iirtsstrecke  nach  ihrem  Sterbealter  dar,  so 
rinl    diese  Reihe,  trotz  der  ünähnüchkeit, 
ie   sich  in  Bezug  auf  die  Absterbeordnung 
^^'i&chen  den  verschiedenen  Bevölkerungen  be- 
ll erk  bar  macht,  folgende  allen  Bevölkerungen 
remeinsame   Eigenschaften   aufweisen,    die 
iicht  ohne  weiteres  mit  dem  mathematischen 
^'elilergesetze  in  Einklang  zu  bringen  sind. 
3ie   Grössen  Dj  sind  nämlich  für  die  ersten 
Altersstufen    nach    der    Geburt    stets    am 
?Tössten,   nehmen   dann   rasch  ab   und  er- 
reichen für  die  Altersstrecke  13 — 14  Jahi*e 
oder  14 — 15  Jahre  ein  Minimum,   von  wo 
ans  in  den  nächsten  Jahrzehnten   nur   ein 
sehr  langsames,  später  aber  ein  schnelleres 
Anwachsen  stattfindet,  bis  in  die  Nähe  der 
TMer  Jahre  (also  für  einen  Wert  von  i,  der 
etwa  zwischen  69  und  77  enthalten  ist)  ein 
zweites  Maximum   erscheint,    dem    wieder 
eine  ziemlich  schnelle  Abnaihme  der  Werte 
Dj  folgt.    Dieses   zweite   Maximum  ist   es 
eben,  das  einen  Anlialtspunkt  für  die  Lexis- 
siche  Theorie  liefert.  Es  sei  die  Altersstrecke 
von  m  bis  m  + 1  Jahren  diejenige,  jjer  dieses 
Maximum  (D^)  entspricht.    Wenn  man  nun 
zusieht,   wie   sich    die    übrigen    Elemente 
Di  mn  D,n  gruppieren,  so  findet  man  ei-stens, 
dass  die  Zahlen,   die   sich  für  die  Alters- 
T^trecke  von  m  +  1  bis  «>  ergeben,  ziemlich 
genau  mit  denjenigen  übereinstimmen,   die 
man  erhalten  würde,  wenn  es  sich  um  zu- 
fällige Abweichungen   von  einer  typischen 
Grösse  n   hain'.eln   würde,    wobei  letztere 
zwischen   m   imd   m  -f- 1    enthalten    wäre. 
Was  aber  zweitens  die  dem  Maximum  D„j 
vorangehenden    Elemente    Dj   betrifft,    so 

stimmen  dieselben  nur  etwa  für  eine  Alters- 
strecke  von  5,  höchstens  8  Jahren  mit  der 
mathematischen  Fehlertheorie  überein.  Die 
feiner  liegenden  Elemente,  also  etwa  D^^^^^ 

^m-9  ^^^"i  ^ig^^  hingegen  eine  beträchtliche 
Ueberfflllung,  so  dass  sich  positive  Diffe- 
i"enzen  'ergeben  zwischen  den  effektiven 
Zahlen  der  im  Alter  von  imter  m-5  oder 
m-8  Jahren  eintretenden  Sterbefälle,  und 
denjenigen  Zahlen,  die  für  jene  Altersstufen 
nach  der  Theorie,  d.  h.  unter  der  Annahme, 
dass  n  eine  typische  Grösse  sei,  zu  erwarten 
wären.  Der  Altersperiode  von  0  bis  14  resp. 
15  Jahren  entsprechen  verschwindend  kleine 
theoretische  Zahlen,  so  dass  in  dieser  Periode 
die  Differenzen  zwischen  den  effektiven  und 
den  theoretischen  Zahlen  mit  den  effektiven 
Zalilen  selbst  merklich  zusammenfallen. 
Diese  Thatsache  hat  Lexis  Anlass  gegeben, 
die  Sterbefälle  jener  Periode  bei  der  Gegen- 
überstellung beider  Zahlenreihen  (der  effek- 


tiven und  der  theoretischen  Zahlen)  ganz 
beiseite  zu  lassen.  So  ist  die  erste  Grujppe, 
nämlich  die  der  »jugendlichen«  Sterbeiälle 
entstanden.  Femer  hat  Lexis  die  Summe 
sämtlicher  Differenzen  zwischen  den  effek- 
tiven und  den  theoretischen  Zahlen  der 
Sterbefälle  (Altersperiode  von  14  resp.  15 
bis  n  Jahren)  unter  dem  Namen  der  »vor- 
zeitigen« Sterbefälle  zusammengefasst.  Die 
Gesamtzahl  der  übrigbleibenden  Sterbefälle 
bildet  die  Gruppe  der  »normalen«  Sterbe- 
fälle, und  das  Alter  n,  um  welches  die  letz- 
teren sich  symmetrisch  gruppieren,  wird 
als  »die  typische  Lebenslänge  des  Menschen 
bei  normaler  Entwickelung«  oder  kürzer  als 
die  normale  Lebensdauer  bezeichnet.  Wenn 
man,  wie  vorhin,  mit  üj  die  Ueberlebenden 
des  Alters  i  bezeichnet,  so  bedeutet  ü  die 
Gesamtheit  der  Neugeborenen  und  zugleich 
die  Summe  der  Verstorbenen  in  allen  Alters- 
klassen, üjj  ist  die  Zahl  derjenigen,  die  in 
einem  späteren  Alter  als  n  gestorben  sind, 
oder  mit  anderen  Worten  ist  U^  die  Ge- 
samtzahl der  positiven  Abweichungen  von 
der  normalen  Lebensdauer,  und  zwar  sowohl 
der  wirklich  vorkommenden  als  der  theo- 
retisch verlangten.  Die  theoretische  Zahl 
der  negativen  Abweichungen  muss  ebenso- 
gross  wie  die  der  positiven  sein.  Mithin 
beträgt  die  normale  Gruppe  2  Uq  Sterbefälle. 
Die  Zahl  der  jugendlichen  Sterbefälle  ist 
Üq  —  üj  worin  j  etwa  gleich  14  oder  15 
Jahren  zu  setzen  ist,  und  schliesslich  ist 
durch  die  Differenz  (Uj  —  U^ )  —  U^  —  Uj  — 
2ün  die  Gruppe  der  vorzeitigen  Sterbefälle 
gegeben.  —  Um  nun  zu  prüfen,  ob  die  effek- 
tive Verteilung  der  normalen  Sterbefälle 
nach  dem  Sterbealter  der  Theorie  entspricht, 
müssen  die  theoretischen  Zahlen  gefunden 
werden.    Die  hierbei  in  Betracht  kommende 


mathematische    Formel    ist 


Af-.. 


Der  Kürze  halber  setze  man  hz  =  «  und  be- 
zeichne den  ganzen  Ausdruck  mit  y  («).  Die 
Formel  besagt  folgendes:  wenn  es  sich  um 
die  Bestimmung  einer  Grösse  a  aus  der 
Erfahrung  handelt  und  wenn  man  bei  dem 
darauf  gerichteten  Verfahren  nur  zufälligen 
Fehlern  ausgesetzt  ist,  so  besteht  bei  jeder 
Einzelbestimmung  eine  Wahrscheinlichkeit 
9>{ft)  dafür,  dass  der  ermittelte  Wert  x  in 
den  Grenzen  von  a — z  bis  a-f-z  liege.  Mit 
anderen  Worten  ist  qp  (nr)  die  Wahrscheinlich- 
keit einer  Abweichung  vom  richtigen  Werte, 
welche  ihrem  absoluten  Betrage  nach  die 
Grösse  z  nicht  übertrifft.  Die  Konstante  h 
wird  Präcision  genannt.  Man  bezeichne 
jetzt  mit  X  das  Sterbealter.  Dann  ist  durch 
die   Differenz   x — n  — z  jedesmal  die  Ab- 
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weichung  des  Sterbealters  von  der  normalen 
Lebensdauer  (n)  gegeben.  Wenn  nian  einer- 
seits die  normale  Lebensdauer  und  andei-er- 
seits  die  Präeision  kennt,  so  giebt  es  nichts 
lieichteres,  als  fflr  ein  bestimmtes  z  die 
Grosse  <p{«)  zu  berechnen,  welche  angeben 
wird,  wie  gross  die  Wahreeheinliehkeit  für 
einen  Sterbefall  der  normalen  Gruppe  sei, 
innerhalb  der  Altersgrenzen  n — z  und  n+z 
zu  liegen.  Dieselbe  Grösse  <p  («f)  multipliziert 
mit  2  Uß  wird  zugleich  die  wahrscheinlichste 

Zahl  der  im  Alter  von  n  —  z  bis  n+z  ein- 
tretenden Sterbefälle  ausdrücken.  Di-ei 
Grössen  sind  es  also,  n,  11,^  und  h,  die  man 

kennen  muss,  um  die  theoretische  Verteilung 
der  normalen  Sterbefälle  zu  bestimmen. 
Mit  hinreichender  Genauigkeit   kann  n  aus 


I  eben  diese  Zahl  und  a  bezw.  c  die  aaal«.^»- 
1  Zahlen  der  Sterl)efälle  darstellen,  wr^l -i 
lauf  die  unmittelbar  vorang-ebende  Uz*. 
j  folgende  Altersstrecke  von  g:leicher  W-rr- 
entfallen.  Die  zuletzt  angeführte  Fonn^*l  .-• 
bloss  eine  Verallgemeinening   <ier   f^ühe^ 


Formel. 


Die   Grösse   U^  bestimmt  m 


der  Formel  nr-m-f- 


Dn,  — D, 


-'m 


m-i 


2D„ 


-D. 


m-i" 


-D 


m  +  i 


ermittelt  werden,  wo  m  die  vorhin  ange- 
gebene Bedeutung  hat.  Diese  Foi-mel  ist 
jedoch  nur  unter  einer  zweifachen  Bedingung 
anwendbar:  1.  muss  in  der  Nähe  von  D^ 
kein  zweites  Maximum  ausser  D^j  vorhanden 
und  überhaupt  dieses  letzte  Maximum  scharf 
genug  ausgesprochen  sein;  2.  müssen  die 
Verstorbenen  in  der  Sterbetafel  nach  ein- 
jährigen Altersklassen  gegeben  sein.  Sind 
aber  die  betreffenden  Altersintervalle  von 
längerer  Dauer  oder  empfiehlt  es  sich,  um 
einen  mehrgesetzmässigen  Verlauf  der  Zahlen 
der  Verstorbenen  zu  erhalten,  einjährige 
Altersklassen  zu  mehrjährigen  zusammen- 
zuziehen,  so  kann   zur  Bestimmung  von  n 

(i"--i')  (a--c) 
2       ■^2(a— '2b  +  c) 

dienen,  wo  i'  und  i"  die  untere  und  obere 
Altersgrenze  sind,  innerhalb  deren  die  grösste 
Zahl   der   Sterbefälle   zu   liegen  kommt,   b 


die    Formel    n  =:  ^-t-*- 


dann  mittelst  Interpolation   unter    der  A:- 

]  nalirae,  dass  sich  die  Sterbefälle   innerh.^ 

I  der  betreffenden  Altei-sstrecke    ^leiohmi^M- 

verteilen.  —  Zur  Berechnung    von  h   mu-» 

man  sich  an  die  tabellarischen  Zahlen  *]•■ 

Verstorbenen  im  Alter  von  über    n  Jahn^i 

halten,  weü  bei  den  positiven  Abweichuni^ 

des  jeweiligen  Sterbealters  von  n  das  Fehit:- 

gesetz  i'einer  hervortreten  wird   als  bei  ^i 

j  negativen  (wegen  der  Vorzeitigen).     Hi»?Hy-i 

I  können    verschiedene   Modaütäten     der  Rr- 

1  rechnimg  in  Betracht  kommen.     Von  dk^'^ 

I  düi'fte  aber  diejenige  den  Vorzug-  verdien'-i.. 

i  1 

'  welche  darin  besteht,  h  =  ^ — y- zusetzten 

I  ^V^ 

1  wo  Eq  ,  laut  einer  früher  schon  gel>rauclit»  n 

I  Bezeichnung ,   die  Lebenserwartung  des  i.- 
jährigen,   mithin  den  arithmetischen  Diwli- 
schnitt  aus  den  soeben  erwähnten  pocvitiveii 
Abweichi^ngen   darstellt    und    sieh    ähuli«L 
wie  üß  bestimmen  lässt  —  Mit  Hilfe  der 
vorgeführten  Methoden  sind  auf  Grund  »ier- 
selben  Sterblichkeitstafeln,  denen  die  oMsren 
Werte    der     Lebenserw^artung     entnommen 
sind,  die  theoretischen  Zahlen  der  auf  die 
einzelnen    Altersjahi-fünfte    60 — 65,    65—7«' 
j  u.  s.  w.  entfallenaen  Sterbefälle  der  normaler 
I  Gruppe  gefunden  und  in  nachstehender  Ta- 
1  belle  reproduziert  worden,   und  zwar  stt?ts 
j  unter  2.   Cnter  1  sind  aber  die  entspreehen- 
I  den  Zahlen  der  Sterblichkeitstafeln  angefübi, 
I  um  einen  Vergleich  zwischen  Theorie  un«! 
I  Erfahrung   zu   ermöglichen.     Dabei   ist  l'" 
I  überall  gleich  1000  gesetzt  worden. 
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X>.    In  zweifacher  Hinsicht  kommen  die 
illlo     einer   besonders    hohen    Lebensdauer 
Ar    die  Wissenschaft  vom  Menschen  in  Be- 
i*aoh1:.    1.  ist  seit  jeher  auf  solche  Fälle  die 
luf  n^erksamkeit  der  Menschen  gerichtet  als 
o\i     eine  gleichsam  anormale  Erscheinung, 
riiie    Art  von  »Merkwürdigkeit«.  Es  ist  aus 
illoii    Perioden  der  Geschichte  eine  Anzahl 
^-ou     Fällen    einer    au8seiT)rdentlich    hohen 
r^>l>etisdauer     überliefert.       Makrobiotische 
\r obei-sichten   erlangen   zumal   dann,   wenn 
au    die  Namen  der  »Riesen  der  Langlebig- 
i:oIt-:      (Tarclianoff)    gewisse    biographische 
Notizen  über  ihre  Lebensweise  sich  knüpfen, 
t'iiien  V>esonderen  Wert  für  den  Physiologen 
\\iv<l    Hyqieiniker,   der    die  Faktoren   unter- 
sucht,   welche   von   Einfluss   sind   auf  die 
Dauer  de  menschlichen  Lebens.    Dagegen 
ist.  die  Statistik,  insofern  sie  sich  mit  der- 
j-elbon  Frage  beschäftigt.,  ihrer  Methode  ge- 
\i\äss   auf  eine  unpersönliche  Registrierung 
tles  Alters  resp.  eines  besonders  hohen  Altei-s 
von     lebenden    und    gestorbenen    Menschen 
Vjeschränkt  und  verlangt,  dass  die  Registrie- 
rung eine  erschöpfende  sei.    Makrobiotische 
Tebei-sichten  sind  aber  im  höchsten  Grade 
unvollständig  und  enthalten   Fälle,   die   in 
Haiun  und  Zeit  zerstreut  liegen.  Also  selbst 
in   dem  Fall,  wo  die  Glaubwünligkeit  der 
Ueberlieferung  keinem  Zweifel  unterliegen 
sollte,  Hessen  sich  aus  einem  so  beschaffenen 
Material  keine  statistischen  Schlüsse  ziehen, 
d.  h.    keine    Schlüsse,    die    sich    auf    die 
menschlichen   Massen    bezögen,    denen    die 
Einzelfälle   entnommen   sind.     2.   wird  oft 
in  den  Fällen  der  besonders  hohen  Lebens- 
dauer   ein   Anhaltspunkt    gesucht    für    die 
Beantwortung  der  Frage  nach   dem  natür- 
lichen Ziele  des  menschlichen  Lebens.    Aus 
tler  Thatsache  nämlich,  dass  einzelne  Men- 
schen  ein    Alter    von    100    und    über    100 
Jahi^en  erreichen,  whxl  die  Konsequenz  ge- 
zogen,  das   Alter  von   100  Jahren  sei  das 
Ideal  der  menschlichen  Lebensdauer,   und 
es   habe   sich   die   private   und   öffentliche 
Hygieine  zur  Aufgabe  zu  stellen,  dass  mög- 
lichst viele  Menschen  dieses  Alter  erleben 
würden.     Aus    anderweitigen  Erwägungen 
hat  Flourens   dem   Alter   von   100   Jahren 
einen  ähnlichen  Wert    beigelegt.     Er   hat 
iiämUch  gefunden,   dass   bei   der  Mehrheit 
<ler  Tiere   die  Lebensdauer   das  Fünffache 
(nach  Buffon  das  Siebenfache)  der  Wachs- 
tumsperiode beträgt.    Da  nun  letztere  bei 
dem  Menschen  nahezu  gleich  20  Jahren  zu 
setzen  ist,   so   ergebe   sich   das  Alter  von 
1(H)  Jalu-en    als    das    natürliche    Ziel    des 
menschhchen  Lebens.    Es  ist  aber  wohl  zu 
beachten,  dass  Flourens  zwischen  der  natür- 
lichen und  der  maximalen  Lebensdauer  un- 
terschieden hat,  indem  er  nämlich  beliaup- 
tete,  dass  unter  den  günstigsten  Bedingungen 
sowohl  der  körperlichen   Organisation  wie 


der  äusseren  Lebensverhältnisse  ein  Wesen 
im  Stande  wäre,  ungefähr  das  Doppelte  der 
für  dasselbe  geltenclen  natürlichen  Lebens- 
dauer zu  en'eichen.  Es  beruht  das  Gresetz 
von  Flourens  auf  einem  Analopeschlusse, 
zumal  auf  einem  solchen,  der  sich  nur  auf 
eine  rein  empirische  Thatsache  stützt.  Die 
Ansicht,  wonach  das  Alter  von  100  Jaliren 
für  das  natürliche,  normale  oder  zu  erstre- 
bende Ziel  des  menschlichen  Lebens  aus- 
gegeben wird,  entbehrt  überhaupt  einer 
tieferen  biologischen  Begründung.  Dies  ^vird 
auch  von  den  Vertretern  dieser  Ansicht  zu- 
gegeben, die  es  aber  ebenso  wenig  vermögen, 
einen  statistischen  Beweis  für  ihre  Behaup- 
timg zu  erbringen.  Vom  bevölkerungs-  oder 
hygieinisch-politifechen  Standpunkte  aus  ge- 
sehen, kommt  jener  Ansicht  eine  praktische 
Bedeutung  kaum  zu:  an  die  Züchtung  von 
hundertjährigen  Menschen  ist  im  Ernste 
nicht  zu  denken.  Hinsichtlich  dessen,  was 
man  mit  dem  Namen  »Lebensdauerpolitik« 
bezeichnen  könnte,  hat  sich  übrigens  neuer- 
dings in  der  Meinung  einiger  Hygieiniker 
eine  Umwandlung  vollzogen  und  zwai*  unter 
dem  Einfluss  der  Lexisschen  Theorie  von 
der  uormalen  Lebensdauer.  Der  letzteren 
gemäss  wu'd  ein  Sterbealter  von  etwa  70 
bis  75  Jahren  gleichsam  als  ein  von  der 
Natur  gestecktes,  also  vom  menschlichen 
Willen  unabhängiges  Ziel  des  Lebens  be- 
trachtet. Es  würde  hingegen  in  der  Macht 
des  Menschen  liegen  (etwa  durch  geeignete 
Verwaltungsmassregeln,  Hebung  des  allge- 
meinen Wohlstandes  u.  dergl.  m.),  die  Gruppe 
der  normalen  Sterbefälle  auf  einen  höheren 
Prozentsatz  der  Gesamtzahl  der  Sterbefälle 
zu  bringen,  wodurch  die  Zahl  der  jugend- 
lichen und  vorzeitigen  Sterbefälle  eine  ent- 
sprechende Herabsetzung  erfahren  würde. 
Die  Stärke  einer  solchen  Auffassung  beruht 
darauf,  dass  sie  gewissermassen  die  Er- 
fahnmg  für  sich  hat.  Jedoch  ist  vor  einer 
üeberschätzung  der  erfahnmgsmässigen  Kon- 
stanz der  Zahlen,  die  die  normale  Lebens- 
dauer ausdnlcken,  zu  warnen.  Tarchanoff 
bemerkt  dazu,  dass,  obschon  ein  Alter  von 
72  Jahren  unter  den  heutigen  Verhältnisen 
als  normale  Lebensdauer  angesehen  werden 
könne,  dasselbe  Sterbealter  vielleicht  in 
weiter  Zukunft,  unter  günstigeren  Verhält- 
nissen, sich  als  ein  »unnatürliches«  heraus- 
stellen werde.  Auf  joden  Fall  erscheint 
auch  hinsichtlich  der  Höhe  der  normalen 
Lebensdauer  ein  möglicher  Fortschritt  nicht 
als  unbedingt  ausgeschlossen,  wofür  eine 
Betrachtung  der  Differenzen,  welche  ver- 
schiedene Länder  in  Bezug  auf  die  normale 
Lebensdauer  dai*bieten,  sprechen  dürfte. 

Litteratur:  Die  in  den  LiUeraturangaben  zum 
Art.  Be  V  öl  k  €  r  n  n  (j  8w  c  ch»  el  (oben  Bd.II,  S.69G) 
angeführten  Schriften  t'on  Becker,  Knapp, 
Ze uner,    Lexis ,    sowie  SortkiewicZf    Die 
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mittUre  Lebensdauer,  189S.  —  W.  Lexis,  Zur 
Theorie  der  Mastener scheinungen  in  der  mensch- 
lichen Gesellschaft,  1877.  —  Tarchanofff  Die 
Langlebigkeit  der  Tiere,  der  Pflanzen  und  der 
Menschen   (russisch   im    Wiestnik  Ewropi,  1890). 

—  P.  Bert,  Revues  scientifiques ,  IL  annSe, 
Paris  1880,    (La  vie  moyenne  et  la  vie  normale.) 

—  Flourens,  De  la  longeviti  humaine,  i  ed., 
Paris  1855.  —  Carradi,  De  la  langer ite  dans 
ses  rapports  ai^ee  Vhistoire,  Vanthropologie  et 
l'hy^iene.  (Tageblatt  des  VI.  internationalen 
Koivgresses  für  Hygieine  und  Demographie  in 
Wien,  1887.)  —  Ebstein,  Die  Kunst,  dcLS  mensch- 
liche Leben  zu  verlängern,  Wiesbaden  1891.  — 
Monatshefte  zur  Statistik  des  Deut- 
schen Reichs,  1887,  2.  Teil.  —  Zeuner, 
Neue  Sterblichkeitstafeln  für  dcu  Königreich 
Sachsen.  Zeitschr,  des  königl.  sächs.  stat.  Bureaus 
1894.  —  van  JPesch,  Sterßetafels  voor  Neder- 
land,  Bijdragen  tot  de  Statistiek  van  Neden'land 
1897.  —  Supplement  to  the  55.  annual  Report 
oj  the  Registrar  General  of  Births,  Deaths 
and  3Iarriages  in  England  1895 — 1897.  — 
Annuario  statistico  Italiano  1892.  — 
Ballod,  Die  mittlere  Lebensdauer  in  Stadt  und 
Land,  1899. 

V.  Borttdewicz, 


Lebensversicherung. 

1.  Einleitung,  Inhalt  und  Umfanj^  des  Be- 
griffes. 2.  Geschichtliches.  3.  Statistik  der 
Verbreitung.  Umfang  der  Hauptleistungeu. 
4.  Der  technische  Aufbau  der  L.  A.  Die  Sterb- 
lichkeitstafel. B.  Die  Prämienberechnung  aus 
der  Sterblichkeitstafel.  C.  Die  Prftmienreserve 
oder  der  Deckungsfonds.  5.  Schaden-,  Kapital- 
und  Gewinnreserve.  6.  Das  Risiko.  7.  Der  Le- 
bensversicherungsvertrag. 8.  Untemehmungs- 
formen.  9.  Organisation  der  Verwaltung.  10. Wirt- 
schaftliche Bedeutung  der  L.  11.  Die  Gesetz- 
gebung.   12.  Beispiele  von  Betriebsergebnissen. 

1.  Einleitung,  Inhalt  und  Umfang  des 
Begiiffes.  unter  der  an  sich  wenig  ver- 
ständlichen, aber  kaum  mehr  ereetzbaren 
und  auch  in  anderen  Kultursprachen  ähnlich 
gebildeten  Bezeichnung  »Lebensversiche- 
rung« wird  eine  Reihe  recht  verschieden- 
artiger Versicherungsformen  zusammenge- 
fasst.  Geraeinsam  ist  ihnen  nur  die  Ab- 
hängigkeit der  vom  Versicherten  ausbe- 
dungenen, vom  Versicherer  versprochenen 
Leistungen  von  zeitlichen  Vorgängen  des 
menschlichen  Lebens.  Die  wichtigste  Formen- 
gattung der  Lebensversicherung  ist  die  der 
Lebensversicherun*g  im  engeren 
Sinne.  Sie  umfasst  alle  jene  Verträge, 
bei  denen  es  sich  um  Leistung  einer  Summe 
—  Versichenmgssumme  —  entweder  beim 
Todesfälle  des  Versichei-ten  überhaupt  oder 
im  Falle  des  Erlebens  eines  gewissen  Altei-s 
und  beim  Tode  vor  diesem  Alter  —  Kapil 
talversicherung  auf  den  Todesfal- 
schlechthin  und  abgekürzte  Le- 
bensversicherung oder  Alternativ- 
versicherung  —   oder  beim  Todesfalle 


innerhalb  eines  vorausbestimmten  Zeitraums 
—  kurze  Versicherung  —  oder  beim 
Erleben  eines  gewissen  Alters  —  Er- 
lebensversicherung,  gewöhnlich  Aus- 
steuerversicherung  —  handelt.  Diese 
im  wesentlichen  auf  gleichartigen  Voraus* 
berechnungen  beruhende  Formengattung 
lässt,  ganz  abgesehen  von  der  Mannigfaltig- 
keit der  Gebührenbemessung  und  anderer 
Nebenbedingimgen,  wieder  eine  Reihe  von 
Modifikationen  zu,  die  sich  auf  die  Person 
des  Versicherten  oder  die  Personen  der 
mehreren  Versicherten  beziehen  —  Ver- 
sicherung für  eigene,  für  fremde 
Rechnung,  Frem  d Versicherung, 
einfache  und  wechselseitige  üeber- 
lebensversicherung  — . 

Die  andere,  keineswegs  unwichtige,  aber 
auf  minder  häufiges  Bedürfnis  berechnete 
Formengattung  wird  unter  der  Sonderbe- 
zeichnung der  Rentenversicherung  zu- 
sammengefasst  und  gehört,  wenn  auch  häufig 
in  Gegensatz  zur  Lebensversicherung  —  diese 
dann  im  engeren  Sinne  gemeint  —  gestellt, 
doch  auch  zu  den  Versicherungsarten,  bei 
denen  Eintritt  oder  Nichteintritt  und  Dauer 
der  Leistungen  mit  gewissen  zeitlichen  Vor- 
gängen des  menschlichen  Lebens  zusammen- 
hängen. Es  handelt  sich  hier  nicht  um 
eine  einmalige  Kapitalleistung,  sondern  um  die 
Absicht  der  Erlan§;ung  uad  Gewährung  fort- 
gesetzter Rentenleistungen,  gleichbleilxjnder, 
steigender  oder  abnehmender,  entweder  als- 
bald oder  zu  einem  späteren  vorausbestimmten 
Zeiträume  beginnender  —  sofort  begin- 
nende —  aufgeschobene  Rente  — , 
entweder  bis  zum  Lebensende  des  Ver- 
sicherten oder  nur  bis  zu  einem  gewissen 
vorausbestimmten  Zeitpunkte  dauernder  — 
Leib -oder  Lebensrente,  Zeitrente — . 
Auch  diese  Formengattung  lässt  rücksicht- 
lich der  Persönliclikeit  des  Versicherten  eine 
Reihe  von  Modifikationen  zu. 

Während  bei  der  ersteren  Formengattimg 
die  Berechnung  darauf  ausgeht,  von  der 
Gesamtheit  der  Versicherten  soviel  an  Ijeis- 
tungen  zu  erlangen,  dass  durch  diese  Leis- 
tungen und  ihren  Zuwachs  die  durch  die 
Verträge  begründeten  Kapitalforderungen 
sämtüch  rechtzeitig  gedeckt  werden  können, 
hat  bei  der  anderen  der  Versicherer  sein 
Augenmerk  darauf  zu  richten,  dass  durch 
die  von  den  Versicherten  einzuhebenden 
Kapital-  oder  Ratenzahlungen  und  ihren 
Zuwachs  die  versprochenen  Rentenzahlungen 
nach  Höhe  und  Dauer  vollkommen  bestritten 
werden  können.  Dort  ist  die  günstige  Chance 
des  Versicherers  der  späte  Eintritt  des  Todes 
des  Versicherten  oder  der  Eintritt  erst  am 
Ende  der  für  die  Zahlung  vorausgesetzten 
Frist  oder  der  Nichteintritt  bis  zu  der  Frist, 
von  deren  Erreichung  die  Zahlung  abhängt. 
Hier  ist  die  günstige  Chance  des  Versicherers 
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er  Eintritt  des  Todes  des  Versicherten  nach 
Zahlung  des  von  ihm  geschuldeten  Kapitals 
»iler  der  von  ihm  versprochenen  Katen 
iber  vor  Beginn  der  Rentenzahlungen  oder 
lach  der  Leistung  erst  weniger  solcher  Zah- 
ungeii-  — 

SHt  einem  zeitlichen  Vorgange  des  mensch- 
Äclien  Lebens,  der  —  früher  oder  später  — 
doch    unter  allen  Umständen  einmal 
pi  n  treten  muss,  rechnet  unter  allen  Arten 
der  Lebensversicherung  nur  die  Kapitalver- 
sicherung auf  den  Todesfall  einschliesslich 
der  sogenannten  abgekürzten  Versicherung. 
Insofern  unterscheidet  sich  nur  diese  Art 
in     jeder  Beziehung    von    der   sogenannten 
^chadensversicherung.     Die  anderen  Arten 
der  Lebensversicherung  unterscheiden  sich 
von  ihr  nur  insofern,  aJs  die  Vorausberech- 
nun^   des   Risikos,   also   des   Eintritts   der 
Leistung  seitens  des  Versicherers,  eine  auf 
^ohlbegründeten  Erfahrungen  über  den  Ver- 
lauf   des   menschlichen   Lebens   beruhende, 
mithin  weit  zuverlässigere  ist  als  bei  allen 
Arten  der  Schadensversicherung,  nicht  aber 
insofern,   als,   wie  bei  diesen,  das  Risiko 
ebenso  gut  ausbleiben  wie  eintreten  kann. 
Dieser  Umstand  rechtfertigt  es  auch,  diass 
zwar  alle  oben  aufgeführten  Versicherungs- 
artea  unter   der  Bezeichnung   »Lebensver- 
sicherung«   (i.  w.  S.)  zusammengefasst   zu 
werden  pflegen,  nicht  aber  die  Invaliditäts- 
und   nocn   seltener   die    Unfallversicherung 
(s.   diese  Artikel),    welche   zwar  auch  un- 
mittelbar  an    Vorgänge    des    menschlichen 
Lebens  anknüpfen,  aber  an  Vorgänge,  welche 
entweder  zur  Zeit  noch  oder  ihrer  Natur 
nach    voraussichtlich    für    alle    Zeit    einer 
ebenso  sicheren  Vorausberechnung,  wie  sie 
bei  der  Lebensversicherung  im  engeren  Sinne 
möglich  ist,  widerstreben.  — 

2.   Gesefaichtliches.     Wohl    die    Be- 
thätigimg  einigermassen  rationeller,  auch  mit 
vereiDten  Kröten  versuchter  Vorsoree   für 
die  eigene  oder  anderer  materielle  Sicher- 
heit reicht  in  verschiedenen  Formen  bis  ins 
frühe  Mittelalter  zurück  (z.  ^^1.  in  dieser 
Beziehung  die  interessanten   Bemerkungen 
von  L.  Goldschmidt  im  Handbuch  des  Han- 
delsrechts 3.  Aufl.,   1.  Bd.  [Stuttgart,  Ferd. 
Enke,  1891,  S.  354  ff.,  besonders  S.  359ff.J), 
nicht  aber  was  wir  heutzutage  als  Lebens- 
versicherung bezeichnen.    Diese  konnte  nur 
auf  dem  Boden  systematischer  Erforschung 
derjenigen   den   Verlauf   des  menschlichen 
Lebens  betreffenden  Thatsachen,  an  welche 
sie  ihre  Berechnungen  anknüpft,  erwachsen. 
Ihre  Voraussetzung  ist   die   Sterblichkeits- 
tabelle, d.  h.  eine  exakte  Darstelhmg  des  in 
den  verschiedenen  Lebensaltem  beobachteten 
Verhältnisses    der    jährlichen    Sterblichkeit 
(Quotienten  aus  der  Zahl  der  in  den  einzelnen 
Jahren  unter  Beobachtung  gewesenen  Per- 
sonen und  der  aus  diesen  hervorgegangenen 


SterbefäUe)  und  der  nach  dieser  Skala 
entstehenden  Absterbeoixinung  einer  (will- 
kürlich gewählten)  Zahl  von  Personen,  die 
mit  dem  jüngsten  in  der  Skala  berück- 
sichtigten Alter  in  die  Beobachtung  treten 
und  für  die  ferneren  Alter  unter  Beobach- 
tung bleiben.  Mit  der  Entwickelung  der 
Sterblichkeitstabelle  geht  die  Entwicke- 
lung, jedenfalls  der  Fortschritt  zu  immer 
rationellerer  Gestaltung,  der  Lebensversiche- 
rung Hand  in  Hand.  Beobachtungen,  welche 
zur  Aufetellung  einer  Sterblichkeitstabelle 
füliren,  gehen  aber  in  den  heutigen  Kultur- 
staaten nicht  hinter  das  17.  Jahrhundert 
zurück  und  sind  in  genügender  Massen- 
haftigkeit  und  mit  ausreichender  Sicherheit 
hier  erst  in  imserem  Jahrhundert,  welches 
der  Feststellung  des  Personenstandes  und  der 
Bevölkerungsbewegung  aus  verschiedenen, 
namentlich  politischen,  Gründen  zuerst  grosse, 
nicht  nur  auf  gemeindliche  und  ständische 
Korporationen  beschränkte,  Aufmerksamkeit 
widmete,  angestellt  worden. 

Die  Lebensversichenmg  wartet  ihres  Ge- 
schichtsschreibers. Es  fehlt  bis  jetzt  gänz- 
lich an  einer  zusammenfassenden  Darstellung 
der  Entwickelung  dieses  Instituts  von  den 
ersten  Anfängen  an  bis  in  unsere  Zeit.  Sein 
Hauptaugenmerk  wird  der  künftige  Ge- 
schichtsschreiber auf  England  richten  müssen, 
dessen  Litteratur  auch  bereits  die  besten, 
vorzugsweise  die  Entwickelung  der  tech- 
nischen Seite  berücksichtigenden  Anfänge 
einer  Geschichtschreibung  aufzuweisen  hat 
(vgl.  z.  B.  E.  W.  Farren,  Essay  on  the  origin 
and  early  progress  in  England  of  the  theorie 
of  probability.^  London  1844.  —  John  Francis,  ■ 
Annais,  Annecdotes  and  Legends  of  Life- 
Assurance.  London  1853.  —  Samuel  Brown, 
On  the  origin  and  progress  of  the  Calculus 
of  Probabilities  im  »Assiurance  Magazine« 
vol.  VL  —  Hendricks  u.  a.). 

Unzweifelhaft  hat  die  von  dem  italienischen 
Arzte  Lorenzo  Tonti  in  der  Mitte  des  17. 
Jahrhunderts  ersonnene  Rentenvererbung  ^), 
welche  an  sich  schon  eine  Lebensversiclie- 
rung  im  weiteren  Sinne  darstellte,  zusammen 
mit  der  damals  sich  vollziehenden  Aus- 
breitung des  gewerbsmässigen  Hazardspiels, 
der  Wahrscheinlichkeitslehre,  um  deren  Aus- 
bildung sich  zuerst  Fermat  und  Pascal  ver- 
dient machten,  die  kräftigste  Anregimg  ge- 
boten. (Dass  Tontis  Projekte,  welche  in 
Frankreich  bekanntlich  sehr  ausgiebig  im 
Interesse  des  Staatskredits  verwertet  wurden, 
von  Zeitgenossen  nicht  allgemein  günstig 
beurteilt  .wurden,  zeigt  Daniel  Defoes  von 
Hugo  Fischer,  »Soz.  Fragen  vor  200  Jahren« 


*)  Genaueres  über  Tonti  und  seine  Pläne 
vgl.  bei  Grosse  in  Ehrenzweigs  Assekuranz- 
Jahrbuch  VI,  Abt.  II,  S.  19  und  20  und  IX, 
Abt.  in,  S.  18  ff. 
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[Leipzig,  Hirechfeld,  1890J  S.  57  mitgeteilte 
Aeussening:  »Lebensversicherungen  kann  ich 
nicht  bewundern.  In  Italien  allerdings,  wo 
Dolch  und  Gift  so  im  Schwange  sind,  mag 
manches  für  etwas  derartiges  sprechen, 
ebenso  ^^-ie  für  etwaige  Leibrenten.  Doch 
habe  ich  keines  von  beiden  loben  hören.«) 
Der  holländische  Staatsmann  und  Mathe- 
matiker de  Wit  verwertete  die  junge  Theorie 
zur  wissenschaftlichen  Begnlndung  der 
Rentenversicherung.  1662  veröffentlichte 
Sir  William  Petty  seine  Untersuchungen 
über  die  Bevölkerung  Londons.  Bald  darauf 
ei-schien  John  Graunts  auf  Pettys  Arbeit 
fussendes  Werk  über  Toten  listen.  Gleich- 
zeitig beschäftigte  sich  ein  deutscher  Geist- 
licher, Caspar  Neumann,  mit  Untersuchungen 
über  die  Sterblichkeit  in  der  Stadi  Breslau, 
welche  ihm  genau  gefühlte  Totenlisten  zur 
A'erfOgung  stellen  konnte.  Die  Ergebnisse 
legte  er  in  einem  1692  erschienenen  \md 
grosses  Aufsehen  machenden  Werke  nieder, 
welches  dem  Mathematiker  Halley  den  Stoff 
bot  zu  der  in  den  ^Philosophical  Trans- 
actions«  vol.  XVII,  Nr.  196  für  Januar  1693 
abgedruckten  ersten  förmlichen  Sterblich- 
keitstabelle. Nicht  diese  Tabelle,  sondern 
viel  weniger  zuverlässige  sind  von  den  ei-sten 
Lebensversicherungsanstalten,  welche  in  Eng- 
land ins  lieben  traten,  benutzt  worden.  Von 
diesen  Gesellschaften  sind  zwei,  die  eine 
von  der  Mercers  Company  in  London  1698 
nach  Asshetons  Plan  gegründet,  die  andere, 
^The  Society,  of  Assuran ces  for  Widows  and 
Orphans*,  1699  gegründet,  besonders  auf 
Witwenversorgung  und  Ausstattung  von 
Waisen  mit  Leibrenten  eingerichtet.  Die 
dritte,  welche  gewöhnlich  als  die  älteste 
Lebensversichenmgsanstalt  angesehen  wird, 
ist  die  durch  Parlamentsakte  v.  25.  Juli  1706 
inkorporierte  »Amicable«  oder  »Perpetual 
Assurance«.  Sie  hat,  nachdem  sie  mancherlei 
Wandlungen  durchgemacht,  bis  in  unsere 
Tage  bestanden.  Im  Jahre  1866  wurde  ihr 
Geschäft  von  einer  jüngeren  Anstalt  über- 
nommen. Im  Jahre  1721  nahmen  zwei  ur- 
sprünglich für  Feuer-  und  Seeversicherung 
errichtete  Gesellschaften,  die  ^^ Royal  Ex- 
change« und  die  »Ijondon  Assurance  Corpo- 
ration«, das  Lebensversicheningsgeschäft  in 
ihren  Plan  mit  auf.  Indessen  waren  alle 
diese  Gesellschaften  technisch  noch  sehr 
unvollkommen  ausgebildet.  Erst  mussten 
Kerssebooms  (1732  und  42)  Sterblichkeits- 
untersuchungen ,  Nicolaus  Struyks  (1740) 
Leibrententheorie,  Johann  Peter  Süssmilchs 
bekannte  Schrift  »Die  göttlicha  Ordnung 
in  den  Veränderungen  des  menschlichen  Ge- 
schlechts «^  nebst  einer  von  Baumann  später 
verbesserten  Sterblich keitstabelle ,  mussten 
Deparcieiixs  (1746)  Werk  über  die  mensch- 
liche Lebensdauer  und  seine  Sterblichkeits- 
listen, endlich  Thomas  Simpsons  auf  Halleys 


I  vergessenem  Werke  fussende   Schrift«!  er- 
schienen sein  und  den  Weg  zur  ratioiKi*rj 
I  Berechnung  von  Prämientabellen  gevk>'L 
I  haben ,   ehe  Versichenmgsgesellschafteo  ii 
!  grossem  Stile  und  mit  allen  Anfordemnpe 
I  entsprechenden    Einrichtungen     ins  LeWt 
I  treten  konnten.    Als  erste  solche  auf  fesi-? 
'  wissenschaftlicher  Grundlage   errichtete  L- 
bensvei^sicherungsgesellschaft  ist  »The  B:|a:- 
table  Society  for  the  Assurance  of  Life  ari 
Survivorship«,  welche  1761  begründet  wiinl- 
aber  ihren  Geschäftsbetrieb  erst   im  Msr 
176')  eröffnen  konnte,  zu  bezeichnen.    Tn. 
ihre  technische  VeivollRoramnnng  macte. 
sich    James    Dodson    und    Richard    Pni^. 
letztei-er  besonders,  indem  er  die  bekanov 
Northampton  table  (1780)  für  sie  berechD^v, 
verdient.    Nach   der    ^Equitable«    ist  d--:: 
eine  Reihe  englischer  Lebensversichenioi?- 
gesellschaften  im  vorigen  Jahrhundert  eut- 
'  standen.    Heutzutage  ist  die  Lebensver^iäe- 
rung   kaum  irgendwo  höher  geachtet,  hat 
sie  kaum  irgendwo  mehr  das  Ansehen  eißer 
kulturnotwendigen  Institution  als  in  Grfss- 
britannien. 

In  Franki-eich  hatten  der  schon  erwähütr 
Doparcieux  und  Buffon  (1749)  verbältais- 
mässig  früh  die  Augen  der  Zeitgeni)?>^ii 
auf  die  Gesetzmässigkeit  der  zeitlichen  Vor- 
gänge des  menschlichen  Lebens,  insbesonderv» 
der  Sterblichkeitsverhältnisse,  gelenkt  Prai- 
tisch  verwertet  wurden  die  Ergebnis*? 
solcher  Forschungen  zunächst  aber  nicht; 
vielmehr  bestand  hier  wie  in  Italien  im 
vorigen  Jahrhundert  als  einzige  Lebensver- 
sicherungsart die  reine  Tontine  und  em^^ 
auf  gänzlich  unzureichende  Wahrscheinüeh- 
keitsannahmen  gegründete  und  mit  einer 
Lotterie  verknüpfte  LeibrentenversicheniDC. 
(La  Caisse  Lafarge,  1791  in  Paris  gegriindei.i 
Auch  in  den  übrigen  Ländern  des  eiin- 
päischen  Kontinents  war  bis  zu  Anfaii? 
unseres  Jahrhunderts,  der  schon  namhaften 
Fortschritte  der  LebensversicheningswLsö^ü- 
schaft  ungeachtet,  zwar  eine  Fülle  von 
kleinen  Sterbekassen  und  tontinenartigen 
Anstalten,  nicht  aber  die  eigentliche  I^ebeD^- 
versichening  praktisch  erprobt  worden.  Fin 
erster  in  Hamburg  im  Jahre  1806  m 
Beneke  gemachter  Vei'such  —  es  handrlte 
sich  um  ein  Aktienunternehmen  —  konnte 
in  jener  für  Hamburg  so  schweren  Krieff?- 
zeit  nicht  zur  Reife  gedeihen.  Besser  glückte 
die  Gründung  einer  Lebensversichenings- 
gesellschaft  in  der  Schwesterstadt  Lübeck. 
Diese,  die  »Deutsche  Lebensversichenings- 
gesellschaft  in  Lübeck«,  eröffnete  ihren  Ge- 
schäftsbetrieb am  1.  Dezember  1828.  Sie 
ist  auf  Aktien  begnlndet ;  allein  die  BRlfte 
der  Ueberschüsse  sollte  den  Versicherten 
als  Dividende  gewährt  werden.  In  dieser 
!  Beziehung  sind  später  noch  zweimal  Äende- 
I  rungen  eingetreten. 
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Gleichzeitig  mit  den  Yorbereitnngen  zu 
ioser     Anstalt,  aber  ganz  unabhängig  von 
lons^elben,  wimlen   von   Ernst  Wilhelm 
K.  r  n  o  1  cl  i    in    Gotha    die    Vorarbeiten    zu 
einer     I^ebensversichenrngsbank    getroffen, 
-velehe,  ganz  auf  Gegenseitigkeit  begründet, 
?ig^nartig  und  abweichend  m  allen  Stücken 
vou  bisher  auf  diesem  Gebiete  Geleistetem, 
ihren    Geschäftsbetrieb  am   1.  Januar  1829 
mit  einem  schon  vorher  gesammelten  Bestand 
von    846  Policen  über  1452100  Thaler  er- 
öffnete   und,   ungleich  der  kurz  vorher  und 
♦einigen    bald  nachher  eröffneten  Lebensver- 
si(*heningsgesellschaften ,    sich    gleich    von 
Anfang^  an  einer  grossen  und  sodann  immer 
einer  stetig  wachsenden  Kundschaft  zu  er- 
fr<?uen    gehabt  hat.     Mit  dieser  Schöpfung 
<les    schon  durch  die  Gründung  der  ersten 
deutschen     Feuerversicherungsanstalt     auf 
Gegenseitigkeit  und   durch  andere   bedeut- 
same gemeinnützige  Unternehmungen  hoch- 
verdienten Arnoldi  ist  die  Leben sversiche- 
ning  in  Deutschland  thatsächlich  eingeführt 
worden.     Alles    was    nachher   auf    diesem 
(lebiete  entstand,  ist  von  dieser  Schöpfung 
nicht  unbeeinflusst  geblieben.    Während  die 
Lübecker    Gesellschaft    ihren    Prämientarif 
.  iler  E<iuitable  Society  in  London  entlehnte, 
wurde  den  technischen  Berechnungen   der 
Gothaer   Bank    eine   von   Charles   Babbage 
wach    den    Erfahrungen    eben    dieser 
Londoner  Anstalt  mit  Hilfe  der  Sterblich- 
keitstafel von  Deparcieux  und  der  sogenannten 
('arlisle-Tafel  bearbeitete  neue  Sterblichkeits- 
tafel mit  einigen  für  nötig  erachteten  Ab- 
ändenmgen  zu  Grunde  gelegt.     Der   nach 
dieser  Tafel  berechnete  Prämientarif  ist  auch 
von  der  z\mächst  nach  der  Gothaer  Bank  im 
Jahre  1830  begründeten  »Leipziger  Lebens- 
versichenmgsgesellschaft«  angenommen  wor- 
den.    Die    Geschichte    der   Gründung   der 
Gothaer  Bank  und  der  sämtlichen  bis  zum 
Jahre  1877  ins  Leben  getretenen  deutschen 
Lobensversicherungsanstalten  ist  eingehend 
dargestellte  in  »Emminghaus,  Geschichte  der 
Lebensversicherungsbank  für  Deutschland  in 
Gotha«,  Weimar,  H.  Böhlau,   1877,  bes.  S. 
16  ff.,  S.  238  ff.     Nach  der  Gründung  der 
obengenannten  drei  ältesten  Anstalten  und 
einer  im  Jahre  1830  in  Hannover  eröffneten 
vierten,  entstanden  in  den  beiden  folgenden 
Jahrzehnten  nur  fünf  neue  Lebensversiche- 
ningsanstalten  in  Deutschland.     Ergiebiger 
varen  die  Jahre    1850 — 70.     Seitdem    bis 
heute  sind  nur  wenige  neue  Institute  ins 
Leben    getreten.      Heute    giebt    es    etliche 
vierzig   eigentliche    Lebensversicherungsge- 
sellschaften im  Deutschen  Reiche. 

Der  ersten  französischen  eigentlichen 
Lebensversicherungsanstalt,  der  »Compagnie 
d'assnrances  g^nerales  sur  la  vie«,  ward 
durch  Ordonnanz  v.  29.  Dezember  1819  die 
Uenehniigimg  zum  Geschäftsbetriebe  erteilt. 


In  den  nächsten  zehn  Jahren  wurden  nur 
noch  zwei  neue  Gesellschaften,  »La  Royale«, 
später  »La  Nationale«  genannt  (1820)  und 
^L' Union«  (1829)  errichtet.  Und  auch  seit- 
dem ist  das  Wachstum  der  Zahl  der  Gesell- 
schaften in  Fi^ankreich  nur  massig  gewesen. 

In  den  Vereinigten  Staaten  trat 
die  erste  Lebensversichenuigsgesellschaft, 
»The  New- York  Life  Insurance  and  Trust 
Company«  im  Jahi-e  1830  ins  Loben.  Eret 
zwölf  Jahre  später  entstand  die  zweite,  »The 
Mutual  Life  Insurance  Company«.  Von  da 
ab  aber  bemächtigte  sich  der  amerikanische 
Geschäftsgeist  mit  der  ihm  eigenen  stürmi- 
schen Energie  dieses  Geschäftszweiges;  es 
erfolgten  Gründungen  über  Gründungen, 
deren  manche  freihch  nur  von  kurzem  Be- 
stände waren,  von  denen  heute  aber  doch 
eine  sehr  beträchtliche  Zahl  übrig  geblieben 
ist.  Nirgends  in  der  Welt  ist  die  Lebens- 
versichening  extensiv  \ind  intensiv  so  ver- 
breitet wie  in  den  Vereinigten  Staaten. 
Nirgends  freilich  ist  auch  unter  den  Weizen 
so  viel  Spreu  geraten  wie  eben  da,  nirgends 
die  urspnlnglich  der  verständigen  Fürsorge 
für  die  Zukunft  gewidmete  Institution  so 
sehr  zu  den  wilclesten  Spek\üationen  ge- 
missbraucht  worden. 

In  Oesterreich  nahm  die  im  Jahre 
1831  gegründete  »Assicui-azioni  generali«  in 
Triest  im  Jahre  1834  die  Lebensversicherung 
mit  in  ihren  Plan  auf,  im  Jahre  1839  er- 
öffnete der  »Janus«  in  Wien  sein  Geschäft; 
es  verging  dann  eine  längere  Reihe  von 
Jahren,  bis  neue  Anstalten  (1856  die 
»Riunione  Adriatica«  in  Triest,  1859  der 
»Anker«  in  Wien,  1860  die  »Austria«  da- 
selbst etc.)  entstanden.  Im  ganzen  entspricht 
die  Zahl  der  hier  wirkenden  Gesellschaften 
nicht  der  Grösse  der  Monarchie. 

Noch  weniger  ist  dies  aus  naheliegenden 
Gründen  in  Russland  der  Fall,  wo  1835 
die  erste  Lebensversichenmgsanstalt  ent- 
stand, welche  lange  Zeit  die  einzige  blieb. 

Auch  in  den  librigen  europäischen  Staaten 
entstanden  ganz  vereinzelt  schon  in  den 
zwanziger,  etwas  zahlreicher  seit  Ende  der 
vierziger  und  Anfang  der  fünfziger  Jahre 
Gesellschaften  für  Lebensversicherung.  Seit 
Ende  der  fünfziger  Jahre  hat  diese  Insti- 
tution ihren  Weg  auch  nach  Westindien, 
Südamerika,  Ostindien  und  Australien  ge- 
funden ;  in  dem  letzteren  Weltteile  ist  heut- 
zutage wenigstens  in  den  Grossstädten  die 
Lebensversicherung  fast  ebenso  eingebürgert 
wie  in  den  Vereinigten  Staaten. 

3.  Statistik  der  Verbreitung.  Umlang 
der  Hanptleistiingen.  Nach  einer  kleinen 
Tabelle,  welche  das  eidgenössische  Ver- 
sicherungsamt in  seinem  letzten  Berichte 
mitteilt,  sind  im  Jahre  1897  in  folgenden 
Ländern  folgende  Kapitalversichenuigs- 
summen  in  Kraft  gewesen,  wobei  allerdings 
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die  von  inländischen  Gesellschaften  im  Aus- 1  sichtigt,  sonst  aber  lediglich  die  Gesuntr?- 
lande  nnd  von  ausländischen  Gesellschaften  sicheningssummen    der   in    den  geoaim:-:'. 
im    Inlande    geschlossenen    Versichemngen 
nur  in  der  Schweiz,  Oesterreich,  Italien  und 
Finland     ausdrücklich     besonders     berück- 


Staaten  domizilierenden  Gesellschaft 
angegeben  sind: 


Policen 


Schweiz  (inkl.  Volksversicherung)     .    .  112  067 

Grossbritannien i  543  026 

ausserdem  Volksversicherung    .    .    .  15860654 

Deutsches  Reich 3  635  276 

Frankreich ? 

Oesterreich 603848 

Italien 86027 

Schweden  und  Norwegen 155  104 

Finland 31^714 


Versicherte 
Summe 

Auf 

1000  Einw. 

kommen  Pol. 

Vereichm- 
Suiniw  pt! 
Einwok?: 

Frcs. 

Fns. 

606  367  257 

36 

197 

14  058  654  200 

3^^A20 

347)^. 

3801845475 

391/^^^ 

94^^' 

fc  000681  770 

1° 

153 

3549005537 

9 

92 

2  798  266  372 

22 

104 

656  589  493 

3 

21 

746217438 

21 

106 

168357352 

14 

67 

Es  ist  unmöglich,  eine  genaue  Ueber- 
sicht  der  Beteiligung  der  verschiedenen 
Liänder  der  Erde,  ja  selbst  niu:  der  Kultur- 
staaten,* an  der  Lebensversicherung  herzu- 
stellen. Selbst  die  besten  hierzu  verwend- 
baren statistischen  Zahlen  leiden  teils  unter 
der  Verschiedenheit  der  Auffassung  des  Be- 
griffes der  Lebensversicherung,  teils  aber 
unter  dem  Mangel,  dass  meist  nicht  zwischen 
einheimischem  und  auswärtigem  Geschäft 
der  Lebensversicherungsanstalten  unter- 
schieden ist.  Eher  gelingt  eine  annähenid 
genaue  Zusammenstellung  der  Leistungen  der 
Lebensversicherungsanstalten  verschiedener 
Staaten,  etwa  wie  die  vorstehende  und  die, 
welche  'wir  im  folgenden  versuchen  werdeu. 

In  Deutschland  erscheinen   zur  Zeit 
periodisch  fünf  bis  sechs  von  verschiedenen 
Beai'beitern  herrtihrende  Uebersichten ,  be- 
treffend   das    Lebensversicherungsgeschäft. 
Die  Zeitschrift   des  königlich   pre\issischen 
statistischen    Bureaus    veröffentlicht   jedes  I 
dritte   Jahr  für  zwei   vorhergehende  Jahre ; 
Uebersichten  über  den  Cmfang  und  die  Er- 
gebnisse der  in  Preussen   konzessionierten ' 
Leben svereicherungsgesellschaften  und  zwar , 
über  den    Geschäftsbetrieb  derselben  über- 1 
luiupt  und  dann  insbesondere  in  Preussen.  l 


Nur  die  letzteren  Daten  entstammen  aior- 
lichen  Quellen.    Nach  der  im  Jahre  W> 
veröffentlichten  üebersicht  belief  sich  d-r 
Versicherungsbestand  an  Kapitaif'^r- 
sicherungen    auf    den    Todesfadl  E3'> 
1894  in  Preussen: 
Bei    22   deutschen    Lebensversicheniii!?^ 
gesellschaften  auf  Gegenseitigkeit  air 
213258  Personen  bezw.  Policen  mit 
1036548000  Mark; 
bei    18    deutschen    Lebensversicheranj>- 
Aktiengesellschaften  auf  33843.S  Per- 
sonen bezw.  Policen  mit  126()072(«i»' 
Mark; 
bei  17  ausländischen  LebensversicheningS; 
gesoUschaften  auf  Gegenseitigkeit  m 
auf  Aktien  auf  36687  Personeu  kiv- 
Policen  mit  152726000  Mark; 
im  ganzen 

bei  57  in-  und  ausländischen  Lebeas- 
versicherungsgesellschaften  auf  5^^^^ 
Personen  bezw.Polioen  mit  2449946'«'" 
Mark. 
Es  belief  sich  hiernach  ferner  der  Be- 
stand der  Kapitalversicherungen  auf 
den  Erlebensfall  imd  der  Bestand  der 
Rentenversicherungen  dainak  iß 
Preussen : 


Eapitalversichemng  auf  den  Erlebensfall 
Rentenversicherungen 

bei  50  in-  und  ausländischen  Gesellschaften  auf 225082  mit  413  210  000  M. 

»    52  „      „  „  „  „ 74853    n        7842734  r 


(Die  Zahl  der  Versicherten  ersieht  man 
hieraus  nicht,  da  die  betreffenden  Angaben 
teils  für  die  Personen-,  teils  für  die 
Policenzahl  validieren.  Die  Angaben  über 
die  Versichei-ungen  auf  den  Erlebensfall  sind 
jedenfalls  ungenau,  weil  sie  —  wie  aus 
einigen  Anzeichen  zu  schliessen  —  auch 
andere  Versicherungsarten  mit  umfassen; 
der   Bestand   an  Rentenversicherungen    bei 


ausländischen  Anstalten  ist  wahrscheÄ 
unvollständig.) 

In  seinem  \'ierten  Vierteljahrsheft  1'^'' 
publiziert  das  Kaiserlich  dentsehe  Statistische 
Amt  zum  ersten  Male  eine  Statistik  d^^ 
deutschen  Lebensversicherungsgesellschafteü 
im  Jahre  1897,  dann  folgt  in  einem  weitereu 
Heft  eine  Statistik  für  1898.  Beides  im 
ganzen  i-echt  wertvoUe  Arbeiten.    Seit  einer 
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Beihe  von  Jahren  erscheint  in  der  Berliner 
Börsenzeitung  eine  üebersicht  der  Leistungen 
und  Ergebnisse  der  deutschen  Lebensver- 
sicherungsgesellschaften, der  man  bei  allem 
Fleiss  und  aller  ümfönglichkeit  die  vorzugs- 
weise Bei-ücksichtigung  gewisser  einseiliger 
Geschäftsinteressen  wohl  nicht  mit  unrecht 
nachsagt  und  die  deslmlb,  so  viel  sie  auch 
in  gewissen  Kreisen  des  Geschäftslebens 
Beaditung  findet,  doch  für  eine  wissen- 
schaftliche Darstellung  des  Lebensversiche- 
rungswesens keinen  genügend  zuverlässigen 
Anhalt  bietet.  —  Seit  nunmehr  49  JahSren 
erscheint  unter  dem  Titel  »Zustand  und 
Fortschritte  der  deutschen  Lebensversiche- 
rungsanstalten«, früher  im  »Bremer  Handels- 


blatt«, dann  in  den  Conrad-Elsterschen  »Jalir- 
büchem  für  Nationalökonomie  und  Statistik« 
abgedruckt,  jetzt  selbständig  im  Verlane 
dieser  »Jahrbücher«,  alljährlich  eine  Chronik 
der  deutschen  Lebensversicherungsanstalten, 
welche  wegen  der  sorgfältigen  Kritik,  mit 
der  alle  einzelnen  Angaben  ^prüft  sind,  und 
wegen  der  üebersichtlichkeit  und  Sachlich- 
keit der  Darstellung  in  der  wissenschaft- 
lichen Fachlitteratur  vorzugsweise  als  Quelle 
benutzt  wird.  Dieser  Chronik  mögen  für 
das  Jahr  1898  einige  Angaben  entnommen 
werden : 

£nde  1698  belief  sich  der  Bestand  an 
Kapitalversicherungen  auf  den 
Todesfall 


bei  18  deutschen  eigentlichen  Lebensversichernngsanstalten  auf  Gegenseitigkeit^  ^^^ 


und 
bei  26  deutschen  eigentlichen  Lebensversichernngsanstalten  auf  Aktien 

welcher  Bestand  sich  auf  1350  060  Personen  bezw.  Policen  verteilte. 


j5  777  208431  M., 


Ausserdem  betrug  Ende  1898  der  Be- 
stand an: 
Begräbnisgeld-,  Volks-   und  Ar- 
beiterversicherungen bei  24 
jener  Gesellschaften  437  009  243  Mark ; 
Kapitalversicherungen    auf    den 
Lebens  fall    b*ei   42   jener    Gesell- 
schaften 751370842  Mark. 
Rentenversicherungen   bestanden, 
ohne  Einrechnung  der  nach  den  Rechnungs- 
ergebnissen erwachsenden,  also  nicht  fest- 
stehenden, Renten,  bei  34  Gesellschaften  über 
13317121  Mark  Jahresrente. 

Diese  Ziffern  geben,  wie  ausdrücklich 
liemerkt  sein  mag,  nicht  ein  Bild  der 
Lebensversicheri>ng  in  Deutsch- 
land, sondern  nur  ein  Bild  von  dem 
Umfange    der    Leistungen    der    in 


Deutschland  domilizierten  Le- 
bens Versicherungsanstalten,  welche 
in  ihrer  Heimat  in  Konkurrenz  mit  aus- 
ländischen Anstalten  arbeiten  und  ihrerseits 
wieder  vielfach  auswärts  Versicherungen 
vermitteln. 

Ebenso  verhält  es  sich  mit  der  zur  Zeit 
zuverlässigsten  Statistik  der  österreichi- 
sche nLebensversicheningsanstalten,  welche, 
von  B.  Iranyi  bearbeitet,  in  Ehrenzweigs 
Assekuranz-Jahrbuch  (Wien,  Manzsche  Hof- 
buchhandlung) erscheint.  Im  Jahre  1897 
bestanden  in  Oesterreich  an  einheimischen 
Lebensversicherungsgesellschaften  siebzehn, 
nämlich  sieben  auf  Gegenseitigkeit  und  zehn 
auf  Aktien.  Ende  1897  waren  bei  diesen 
siebzehn  Gesellschaften  in  Kraft: 


502656  Verträge  über  1  471014592  Kr.  in  der  Kapitalversichemng  auf  den  Todesfall 
226834        „  „        579214840   „     „     „  „  „      „    Erlebensfall 

9429        n  r  4689270  „     „     „    Rentenversicherung 

darunter  allerdings  4403  Policen  über  962942  Kr.  Witwenpensionen. 


Nach  derselben  Quelle  sollen  die  in 
Oesterreich  konzessionierten  elf  deutschen, 
fünf  französischen,  vier  nordamerikanischen 
Gesellschaften  und  je  eine  niederländische, 
belgische  und  englische  Gesellschaft  Ende 
1897  zusammen  in  ihrem  österreichischen 
Geschäft  einen  Versicherungsbestand  von 
69314^5335  Kronen  gehabt  und  soll  damals 
der  Gesamtbestand  der  Kapital  Versicherungen 
in  Oesterreich  2743372767  Kronen  betragen 
haben ;  es  erhellt  nicht,  wieviel  hiervon  auf 
die  verschiedenen  Kapitalversicherungsarten 
entfällt. 

Weitaus  am  zuverlässigsten  von  allen 
landesstatistischen  Mitteilungen  sind  die- 
jenigen des  Schweizerischen  Versiche- 


jrungsamtes.  Leider  erscheinen  dieselben 
immer  recht  spät.    Aber  die  Leser  wenlen 

I  hierfür  durch  die  Güte  des  Gebotenen  ent- 

i  schädigt. 

I  Nach  dem  zuletzt  —  im  April  1899  — 
erschienenen  Berichte  waren  in  der  Schweiz 
Ende  1897  32  Lebensversicherungsgesell- 
schaften, nämlich  6  schweizerische,  8  deutsche, 
11  französische,  4  englische  und  3  ameri- 
kanische konzessioniert. 

Unter    den    6    schweizerischen    Gesell- 
schaften befinden  sich  3  gegenseitige  und 
3  Aktiengesellschaften. 
Zu  Ende  1897  betnig 
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der  Gesamtversicherungrsbestond 
Leib-,  Alters-  und  sonstige 
Kapital-  Renten- 

Versicherungen 

Vers.- 
Pol.       '^"•-•^^""»"«1  Summe 
Frcs. 


Vers.-Summei 
!       Frcs.        1 


'  der  Versicherun grsbestand  in   - 
Schweiz,  Leib-.  Alters-  u.  ^-n?^^- 
I        Kapital-  R»/dud- 

!  Versicbemngen 

'      T>^,        Vers.-Summe    Co«! 
I      Fol.  >aiiiiD'' 

Frei».  Frr>^. 


Bei  3  Gegenseitigkeits-  und 
3  Aktiengesellschaften 
der  Schweiz      .    .    .    . 

bei  4  deutschen  Gegen- 
seitigkeits-  und  4  deut- 
scheu Aktiengesellschaf- 
ten   

bei  11  französischen  Ak  tien- 
j^esell Schäften    .    .    .    . 

bei  4  englischen  Aktien- 
gesellschaften   .    .    .    . 

bei  2amerikanischenGegen- 
seitigkeits-  und  1  ameri- 
kanischen Aktiengesell- 
schaft   


94  792  I     373242612,   1964046      68456    '  252638601     I  519?." 

I 

j  ' 

64657713858143264    3827341        18600       130797x61  495^ 

I 
287170    307148737668782777       17218    I   15148373S        42(>::- 

122  781    1  159  453  628    1  896  100  ^       5  993         52  047  202  27  >j- 

I 
I 
689  566  9  850  953  632 12  289  579 ;  1  800   19  4«>  555   ^4  ::- 


Bei  allen  in  der  Schweiz 
konz.  Gesellschaften  .    . 


I 


Die  Ziffern  für  den  Versicherungsbostand 
in  der  Schweiz  sind  unseres  Wissens  die 
einzigen,  welche  ein  deutliches  Bild 
der  Beteiligung  der  Bevölkerung 
eines  ganzen  Land  es  an  der  Lehens- 
versicherung geben.  Es  wird  nicht 
viele  Staaten  geben,  in  denen  diese  Be- 
teiligung eine  nach  der  Zahl  und  der  Summe 
der  Versicherungen  grössere  wäre. 

In  Schweden  und  Norwegen  be- 
standen Ende  1897  20  Lebens  Versicherungs- 
gesellschaften, von  denen  14  auf  Aktien  und 
6  auf  Gegenseitigkeit  begründet  waren.  .  Der 
Gesamtbestand  dieser  Gesellschaften  belief 
sich  Ende  1897  in  der  Ijehensvei-^ichening 
auf  den   Todesfall  auf   5ü<) 821022  Kronen. 

Iranyi  a.  a.  0.  giebt  fflr  1897  den  Ver- 
sicherungsbestand von  nur  sechs  russi- 
schen Lebensversicherungsgesellschaften 
an.  Derselbe  betnig  hiernach  Ende  1897 
272929428  Rubel  an  Kapital  Versicherungen 
und  196276  Rubel  an  Rentenversicherungen. 

In  derselben  Statistik  sind  füi-  Italien 
10  Gesellschaften  leider  nicht  mit  Angabe 
der  Vereicheniugssumme,  sondern  nur  ilen 
Ziffern  der  Abschlüsse  aufgeführt. 

Der  »Conseiller  des  Assurances'<  giebt 
in  Nr.  527  vom  18.  Januar  1900  eine  Ueber- 
sicht  des  Geschäfts  von  17  französischen 


I  112  067      606  367  257     2  oSS»  r:> 

:  Lebensversicherungsgesellschaften    für    i; 
1  Jahre  1891—99.    Hiernach  A%nirden  im  Jar 
1899  bei  diesen  Gesellschaften  geschi'^>^:! 
I  Ijebensversicheningen  über 353  410  bllYm^^ 
Uind    Rentenversicherungen     über    6()ri<i4:" 
I  Francs.    Diese  Zalilen    können   am  Anfr.: 
!l9(K)    ftir    1899    fi-eilich    unmöglich    ^'n 
'genau  ermittelt  sein. 
'       Der  Jahresbericht  des  > Board  of  Tra-i' 
zählt  für   1898  92  englische  Leben>r^> 
I  sichern ngsgesellschaftcn  auf,   welche  Eni 
1 1898      einen    Versicherungsbestand     vtL 
'562344968  £  in  der  oixlinarv  branch  un^ 
'einen    solchen    von '152073819   €   in  fr 
industrial   branch  aufzuweisen  hatten.  »!>• 
;  einen   Bestand   weit   mehr  als   doppeh  ^' 
I  hoch   wie    der   Versicherungsbestami  jü' 
;  deutschen     Lebensversichemngsgesellschaf- 
1  ten !     Die   erste   der   vorstehenden  Ziffern 
lumfasst    etwa   441    Millionen   £   Todesfall- 
!  und  etw^a  107  Millionen  £  Aussteuer-  u.  s.^ 
'  Versicherungen.  Rentenversicherungen var^ö 
'38351  über  1511302  £*  in  Kraft. 

Vei-schiedene  Zeitschriften  veroffentliclil''fl 
im  Laufe  des  Jahres  1899  eine  Uebersicb 
des  Geschäftsstandes  von  36  amerikani- 
s  c  h  e  n  Ijehensversicherungsanstalten  auf 
Aktien  und  auf  Gegenseitigkeit,  welche  ia 
Staate  New- York  zugelassen  sind.    Hieroai 


waren  Ende  1898  bei  diesen  Anstalten  versichert:  23927726572  M. 

gegen      „      1890    „  „              „                 „          15205090194   „ 

«      1889    „  „              „                 „          13512813031    „ 

„      1888    „  „              ^                 ^          11880968811    „ 

also  Summen,  welche  alles  in  den  Schatten ;  geleistet  wurde,  aber  freilich  mit  Aufwän'leü 
stellen ,  was  von  den  Versicherungsgesell- ,  erworben ,  welche  anderwärts  unerhört  t^- 
schaften    irgend    eines   anderen   Landes   je  i  scheinen  und  ernste  Zweifel  über  die  Prei^' 


Lebensversicherung 


Policen 


Würdigkeit  der  Leistungen  wecken.  Hierauf 
^^'ml  indes  an  anderer  Stelle  ziu-ückzu- 
kommen  sein. 

Eine  sehr  bemerkenswerte  Ei-scheinung 
ist  das  seit  Mitte  der  siebziger  Jalire  des 
Jahrhunderts  zu  beobachtende  mächtige  Auf- 
blühen der  sogenannten  Volks-  oder  Ar- 
bo i  t  e  r  v  e  r  s  i  c  h  e  r  u  n  g  (Industrial  insu- 
rance),  d.  i.  der  Lebensversicherung  auf  den 
Todesfall  über  kleine  Beträge  und  ohne  vor- 
^ngige  förmliche  ärztliche  Untersuchung. 
Greradezu  Erstaunliches  leistet  auf  dioi^em 
Gebiete  eine  einzelne  Londoner  Riesen- 
gesellschaft, die  »Prudential«,  bei  der  mehr 
Policen  in  Kraft  sind,  als  Grossbritannien 
Haushaltungen  zählt  (Bestand  Ende  1899 
1343378;*)  Policen  über  2  694  706 196  Mark). 
Ueberhaupt  weist  England,  wie  die  nach- 
folgende Aufstellung  zeigt,  eine  sehr  be- 
trächtliche Zahl  solcher  Versicherungen  auf, 
wenn  auch  in  der  Versicherungssumme  Nord- 
amerika überwiegt.  Es  waren  Ende  1899 
Volksversicherungen  in  Kraft: 

Vers.-Summe 
M. 

In  Grossbritannien  .  .17  230  712  3  396  159  1 37 
In  den  Ver.  Staaten  von 

Nordamerika  .  .  .  8242198  4498385086 
Im  Deutschen  Reiche  .  2  849  160  557  466  550 
In    Oesterreich-Ungam      189667        40366450 

4.    Der   technische    Aufbau   der   L. 

A.  Bio  Sterblichkeitstafel.  Eine  Sterb- 
lichkeitstafel zum  technischen  Aufbau  einer 
Lebensversicherungsunternehmung  benutzen, 
heisst  vertrauen,  dass  der  Sterblich- 
keitsverlauf einer  gewissen  Anzahl  Gleich- 
alteriger,  ^vie  er  in  einem  weiter  oder  weniger 
weit  zurückliegenden  Zeiträume  beobachtet 
und  aufgezeichnet  worden  ist,  auch  jetzt 
und  dauernd  bei  einer  mindest  gleich  grossen 
Anzahl  Gleichalteriger  im  wesentlichen  der 
gleiche  sein  werde.  Völliges  Gleichbleiben 
auf  alle  Zeiten  ist  ausgeschlossen ;  denn  die 
Kulturverhältnisse,  welche,  wie  auf  die 
Lebensdauer  der  Menschen  überhaupt,  so 
auch  auf  die  Sterblichkeit  innerhalb  ge- 
wisser Altersstufen,  einwirken,  bleiben  nicht 
die  gleichen.  Bei  den  sogenannten  Kultur- 
völkern pflegen  sie  sich,  wenn  auch  nicht 
regelmässig,  so  lange  immer  Rüstiger  zu 
gestalten,  als  die  allgemeine,  msbesondere 
sittliche,  Volksbildung  sich  weiter  ausbreitet 
und  tiefer  festigt.  Sterblichkeitstafeln  be- 
halten für  den  technischen  Aufbau  der 
Lebensversicherung  um  so  länger  ihren  Wert, 
je  grösser  die  Zalü  der  Beobachtungen  ist, 
aus  denen  sie  berechnet  wurden,  und  je 
umfassender  das  Beobachtungsgebiet  war. 
Sterbliclikeitstafeln ,  die  aus  in  diesen  Be- 
ziehimgen  guten  Beobachtungen  richtig  be- 
rechnet sind,  behalten  wenigstens,  insofern 
sie  zum  Aufbau   von  Lebensversicherungs- 


unternehmungeu  auf  Gegenseitigkeit  benutzt 
wiutlen,  auch  dann  dauernd  ihren  AVert, 
wenn  die  thatsächliche  Sterblichkeit  mit  der 
Zeit  für  alle  Altersstufen  sich  günstiger  ge- 
staltet. Denn  die  aus  der  Mindersterblich- 
keit sich  ergebenden  Ueberschüsse  kommen 
hier  den  Beteiligten  wieder  zu  gute. 

Sterblichkeitstafeln  können  nach  den  Be- 
obachtungen an  ganzen  Völkerschaften  auf-, 
gestellt  werden.  So  entstand  die  englische 
Tafel  von  Farr  (1838—54),  die  belgische  von 
Quetelet  (1856),  die  sächsische  von  Heym 
( 1H40 — 49).  Oder  sie  können  berechnet  werden 
nach  den  Beobachtungen  an  geschlossenen 
Gesellschaften.  So  entstand  die  Tafel  von 
Dei>arcieux  nach  den  Beobachtimgen  an 
den  französischen  Tontinen  (1689 — 96),  die 
Brunesche  Tafel  nach  den  Beobachtungen 
an  der  pi-eussischen  Witwenverpflegungs- 
anstalt (1776—1845),  die  Tafel  der  17  eng- 
lischen Lebens  Versicherungsanstalten  (1762 
— 1840),  die  der  20  englischen  Lebensver- 
sicherung-sanstalten  von  Woolhouse  (1720 — 
1863),  die  1880  er  Gothaer  Tafel  (1829—78), 
die  deutsche  Sterblichkeitstafel  (1883)  und 
viele  andere. 

Da  der  Verlauf  der  Sterblichkeit  bei 
Personen,  welche  einer  Lebensversicherungs- 
anstalt angehören,  eiiahrungsmässig  ein 
anderer  —  keineswegs  durchweg  günstigerer 
—  ist  als  derjenige  bei  Personen,  bei  denen 
eine  solche  Auswahl  nicht  stattgefunden  hat, 
werden  jetzt  für  den  technischen  Ausbau 
von  Lebensvei-sicherungsanstalten  oder  zur 
Korrektur  ihres  Rechnungswesens  aus- 
schliesslich Tafeln  benutzt,  welche  aus  den 
Erfahnmgen  von  älteren  Lebensversiche- 
rungsanstalten, einzelnen  oder  vielen,  be- 
i-echnet  sind.  Zu  den  technischen  Rech- 
nungen der  deutschen  Lebensversicherungs- 
austalten  sind  die  folgenden  sehr  verschie- 
denen Tafeln  benutzt :  die  verbesserte  Equi- 
tablesterbetafel  von  Babbage,  die  Tafel  der 
17  englischen  Gesellschaften,  die  deutsche 
Sterbetafel,  die  Brunesche  Tafel,  die  Tafel 
von  Deparcieux,  die  »True  Nortliampton 
Table«,  die  Brune-Fischersche  Tafel,  die 
sächsische  Tafel  von  Heym,  also  Bevölke- 
rungs-  und  Gesellschaftstafeln.  Die  meisten 
jener  Anstalten  verwenden  seit  einiger  Zeit 
teils  zur  Korrektur  ihrer  Rechnungen,  teils 
aber  als  Grundlage  ihrer  Präinien-  und 
Reserveberechnungen  lediglich  Gesellschafts- 
tafeln. 

Es  kann  nicht  die  Aufgabe  dieser  Ab- 
handlung sein,  die  Arbeiten  zur  Aufstellung 
einer  Sterblichkeitstafel  und  die  Methoden 
ziu"  »Ausgleichung«  der  aus  dem  statisti- 
schen Rohstoff  gewonnenen  Resultate  zu 
schildern.  Im  fünften  Teile  der  »Mitteilungen 
aus  der  Geschäfts-  und  Sterblichkeitsstatistik 
der  Lebensversicherungsbank  für  Deutsch- 
land zu  Gotha«  (Weimar  1880)  hat  Joh.  Kamp 
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die  Entstellung  der  1880  er  Gothaer  Liste, 
welche  mit  ihren  Vorarbeiten  seiner  Zeit 
von  Chatam  im  Journal  of  the  Institute  of 
Actuaries  (Vol.  XXIX)  als  mustergilt  ig  ge- 
rühmt worden  ist,  eingehend  geschildert. 
Auch  beschäftigen  sich  mit  diesem  Gegen- 
stande neben  zahllosen  anderen,  namentlich 
mathematischen,  Werken  und  Abhandlungen 
eingehend  und  gemeinverständlich :  G.  Hopf, 
»Die  wesentlichsten  Ergebnisse  der  Gothaer 
Lebensversicheningsbank  im  ersten  Viertel- 
jahrhundert ihres  Bestehens«  im  4.  Jahrgang 
von  Otto  Hübners  Jahrbuch  für  Volkswirt- 
schaft und  Statistik,  1871,  und  Ed.  Roghe, 
Geschichte  und  Kritik  der  Sterblichkeits- 
messung bei  Versicherungsanstalten,  Jena, 
G.  Fischer,  1891. 

Die  ebenerwähnte  1880  er  Gothaer  Liste 
möge  hiemeben  den  Lesern  vorgeführt  werden. 

Es  mag  an  dieser  Stelle  nur  noch  darauf 
hingewiesen  werden,  dass  die  »mittlere 
Lebensdauer«  (s.  im  übrigen  diesen 
Art.  oben  S.  543  ff.),  welche  sich  in  den 
meisten  Sterbhchkeitstafeln  neben  der  Skala 
der  Prozentsätze  und  der  Absterbeordnung 
vorfindet  und  bei  Vergleichen  zwischen 
Mortalität  und  VitaJität  eine  wichtige  Rolle 
zu  spielen  pflegt,  nichts  anderes  als  eine 
aus  der  Absterbeordnimg  abgeleitete  Zahl 
ist,  welche  angiebt,  wie  viele  Jahre  die  bei 
den  einzelnen  Altera  aufgeführten  Lebenden  | 
für  die  ganze  fernere  Alterssti-ecke  —  bis  i 
zum  höclisten  Alter  —  im  Durchschnitt 
noch  zu  leben  haben.  Man  findet  die  mitt- 
lere Lebensdauer  für  jedes  Lebensalter  da- 
durch; dass  man  die  von  diesem  Lebensalter 
bis  zum  höchsten  Alter  der  Sterblichkeit s-  i 
hste  Lebenden  addiei-t,  die  Summe  mit  der 
Zahl  der  Lebenden  bei  x  dividiert  und  den 
Quotienten  um  '.'2  vermindert,  letzteres, 
weil  das  Sterbejahr  der  einzelnen  im  Diu-ch- 1 
schnitt  niu-  zm*  Hälfte  durchlebt  wird.  Für, 
den  technischen  Aufbau  einer  Lebensver-  j 
Sicherungsanstalt  hat  die  »mittlere  Lebens- j 
dauer«  ebenso  wenig  Bedeutimg  wie  die  in 
etwas  anderer  Weise  berechnete  ;>  wahr- 
scheinliche«;  doch  werden  beide  Grössen 
zuweilen  benutzt,  um  den  Anstaltsärzten 
einen  Anhaltspunkt  für  die  Beurteilung  der 
Vitalität  der  Antragsteller  zu  geben  — 
übrigens  um  deswillen  ein  leicht  zu  irr- 
tümlicher Auffassung  der  Aufgabe  ver- 
führender Anhaltspunkt,  weil  es  Lebensver- 
öichenmgsgesellscnaften  darauf  ankommen 
muss,  möglichst  viele  Versichertc  zu  ge- 
winnen, die  Anwartschaft  haben,  ein  höheres 
als  nur  das  mittiere  Lebensziel  zu  erreichen. 

B.  Die  Främienberechnung  aus  der 
SterbUchkeitstafel.  »Prämie«  ist  in  der 
Lebensversicherung  wie  bei  anderen  Ver- 
sichenmgsarten  der  etymologisch*  wenig 
zutreffende,  aber  allgemein  übliche  Ausdruck 
für    die  einmalige   oder  periodisch  wieder- 


Aus  den  Erfahrungen  der  Gothaer  Bank  r-L  >* 
bislSTS)  abgeleitete  Sterblichkeitstafel  fnr  }A2jm. 


2 

Beobachteter 
(bezw.  aus  der 

Ausgleichung 
hervorflreganfr.) 
SterblicMseits- 
prozentsatz  für 
ein  Jahr 


3  !  4 

Hiernach  ab- 

l^eleitete  Ab-   tAus  d^r  neh«- 
sterbeordnani;    stebeiuifs  k- 
(als  Anfangs-  ,  sterteortteiju- 
zahl  b.  Alt«r  15      ab^>ti'-i' 

sind  10  5OS  mitflf-rv 

Personen  an-   !   LebecijUa'' 

gesetzt^)) 


lö 
16 
17 
18 
19 

20 
21 
22 
23 
24 
25 
26 
27 
28 
29 

30 

31 

32 

33 

34 

35 

36 

37. 

38 

39 

40 
41 
42 
43 
44 
45 
46 
47 
48 
49 

50 
51 
52 
53 
54 
55 
56 
57 
58 
59 

60 
61 
62 
63 
64 
65 


0,462 
0,466 

0,471 
0,477 
0,483 

0,489 
0,496 
0,504 
0,513 
0,522 

0,532 
0,543 
0,556 
0,569 
0,584 

0,600 
0,618 

0,637 
0,658 
0,681 
0,707 
0,735 
0,765 
0,798 

0,835 

0,875 
0,919 
0,967 
1.020 
iio77 
1,141 
1,210 
1,285 
1,368 
1,458 

1,558 
1.666 

i;785 
1,915 
2,057 

2,213 
2,382 
2,568 

2,772 
2,994 

3.237 
3,502 
3,792 
4,109 

4,454 
4,832 


10502 

10453 
10405 

10355 
10306 

10256 
10206 
10  156 
10  104 
10053 

lOOOO 

9  947 
9893 
9838 
9782 

9725 
9666 
9607 

9  545 
9483 
9418 

9351 
9283 
9212 
9138 

9062 

8983 
8900 
8814 

8724 
8630 

8532 
8428 
8320 
8206 

8086 
7961 
7828 
7688 

7541 
7386 
7  222 
7050 
6869 
6679 

6479 
6269 
6050 
5820 
5581 
5332 


46.58 
45.79 
45tO^ 
44.^2 

4343 

42,64 
4J,S4 
4^05 
40,25 

39.46 

37.S7 

37,07 
36,2s 
35-4S 

34,60 
33.89 
33-^0 

32.31 
31.52 

jO,7i 
29.95 
29.  «7 

27.61 

26,84 
26,07 
25,31 
24.55 
23,80 

23.05 
22,31 
21,58 
20,Sb 
20.14 

19.43 
18,73 
18,04 
17.36 
i6,6S 
16.02 
15,3^ 
14,74 
i4,n 
13.50 

12.00 
I2;32 

n.75 
IIJ9 
10,65 
10,12 


In  der  Originaltabelle  ist,  um  grössere 
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Fortsetzung. 


»en        Beobachteter 
len- ■<t>^z^:  9,UB  der 


Aosgleichiing 

hervorgefsane. ) 

Sterblfchkeila- 

prozentsatz  für 

ein  Jahr 


Hiemach  ab- 
geleitete Ab- 
sterbeordnung 
(ala  AnfangB- 
zahl  b.  Alter  15 
sind  10  502 
Personen  an- 
gesetzt) 


66 
67 
68 
69 

10 
71 
72 
73 
74 
75 
76 
77 
78 
79 

80 
81 

82 
83 
84 
85 
86 
87 
88 


90 
91 
92 
93 
94 
95 
96 
97 
98 


5,243 
5,692 
6,181 
6,714 

7,295 

7,927 

8,614 

9,361 

10,173 

11,053 

12,008 

13,042 
14,161 

15.371 

16,676 
18.084 

19,598 
21,225 
22,969 
24,836 
26,829 
28,952 
31,207 
33,596 

36,118 
38,771 
41,551 
44,451 
47,465 
50,578 
53,778 
57,046 
60,361 


5075 
4809 

4  535 
4255 

3969 
3680 
3388 
3096 
2806 
2521 
2242 

1973 

•  1716 

1473 

1246 
1038 
851 
684 
539 
415 
312 
228 
162 


74 
47 
29 

17 
9 

5 

2 
1 


Aus  der  neben- 
stehenden Ab- 
sterbeordnong 
abgeleitete 

mittlere 
Lebensdauer 


9,61 
9,11 
8,63 
8,17 

7.72 
.  7,29 
6,88 
6,48 
6,09 

5,73 
5,38 
5,04 
4,72 
4,42 

4,13 
3,86 
3,60 
3,36 
3,13 
2,91 

2,71 

2,51 
2,34 

2,17 


kehrende  GeldJeistiing  des  Versicherungs- 
nehmers an  den  Versicherer,  filr  den  Preis, 
welchen  jener  an  diesen  für  die  Gewähr 
seiner  vertragsmassigen  Verpflichtungen  zu 
zahlen  hat.  Es  ist  hier  nicht  der  Ort,  die 
verschiedenen  Prämienberechnungsmethoden 
für  die  verschiedenen  Formen  der  Lebens- 
versichening eingehend  zu  schildern.  Es 
^Ti^  genügen,  durch  die  flüchtige  Angabe 
^\es  Verfahrens  bei  den  einfachsten  Formen 
(las  Princip  jener  Berechnungen  einiger- 
roassen  zu  veranschaulichen.  W.  Karup, 
Theoret.  Handbuch  der  Lebensversicherung, 
2;  Aufl.,  Leipzig  1885,  IE.  Abt.  besonders 
^p.  5,  und  in  gemeinverständlicher  Weise 
^^-  Fleischhauer,    Theorie    und   Praxis 

Genauigkeit  zu  erzielen,  eine  10  fach  so  hohe 
AnfangBzahl  angesetzt. 


der   Rentenversicherung    (Berlin   1875)   be- 
handeln den  Gegenstand  ausführlich. 

Für  die  Rentenversicherung  er- 
hellt die  Prämienberechnung  aus  folgendem : 
Gesetzt  ein  Sechziger  wül  eine  sofort  be- 
ginnende lebenslängliche  Rente  von  100, 
welche  je  am  Ende  des  Jahres  zu  zahlen 
ist,  erwerben.  Die  80  er  Gothaer  Sterblich- 
keitsliste weist  6479  Lebende  beim  Alter 
von  60  auf.  Nach  einem  Jahre  leben  von 
denselben  noch  6269,  welche  die  Rente  100 
beziehen,  nach  2  Jahren  noch  6050  u.  s.  f. 
bis  zum  Schluss  der  Tabelle.  Die  6479 
leben  also  noch  6269  +  6050  +  ...  74, 
zusammen  80218  Jahre  und  beziehen 
80218   X    100    Mark    Rente,     oder    einer 

durchschnittlich^^  X  lOOM.  =  1238 M. 

Diese  Summe  wäre  also  der  Einkaufspreis 
für  100  Mark  Rente,  wenn  der  Versicherer 
die  Zinsen,  die  er  aus  den  Einkaufssummen 
bezieht,  als  Entschädigung  für  Verwaltungs- 
kosten zui-ückbehalten  würde.  Nimmt  man 
aber,  unter  Beiseitelassung  der  Verwaltungs- 
kosten, an,  dass  dem  Versicherten  noch 
3V'2  ®/o  Zinsen  zu  ^ute  kommen  sollen,  so 
findet  man  die  jährliche  Prämie  einer  lebens- 
länglichen Rente  von  100  so,  dass  man  den 
Barwert  dieser  Rente  auf  den  Zeitpunkt 
des  Vertragsschlusses  zurückdiskontiert.  Die 
Rente  100  am  Ende  des  ersten  Jahres  hat 
im  Moment  des  Vertragsachlusses  den  Barwert 
100 


103,5  ' 
Barwert 


am  Ende   des  zweiten  Jahres  den 


100 


100 


103,5 .  103,ils 
dritten    Jahres 


am   Ende 


103,52^ 

den    Barwert    -rr-..-^ 
103,0^^ 

künftigen   Renten    sämtlicher 
6479  Eintretenden  haben  den  Wert: 


u.  s.  f.     Die 


,     605000    ,, 


582000 


+ 


100 


103,5 


103,52     ■      103,53      •    •  •  •     103,5»  0 
60292  M.  und  die  Rente  eines  jeden  ein- 

(50  992 
zelnen  dieser  6479  den  Wert  von     ^;i^ — 

04  (9 

=  9,13  Mark. 

Aehnlich  verlaufen  die  Berechnungen 
der  Nettoprämien  für  andere  Korabi nationen 
der  Rentenversicherung.  Es  versteht  sich 
von  selbst,  dass  der  Versicherer  seine  Leis- 
tungen nicht  ohne  Entschädigung,  wenn 
auch  nm-  für  die  wirklichen  Kosten  der 
Verwaltung,  gewähren  kann  und  dass  daher 
der  Versicherungsnehmer  zu  der  Nettoprämie 
Kostenzuschläge  zu  entrichten  hat,  so  dass 
in  den  Prämientarifen  der  Rentenversiche- 
rungsanstalten höhere  als  die  aus  der  tech- 
nischen Rechnung  sich  ergebenden  Prämien-. 
Sätze  erscheinen. 

Bei  der  Kapitalversicherung  auf 
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den  Todesfall  scheint  es  nahe  zu  liegen, 
für  jedes  Altei-sjahr  so  viel  als  Prämie  zu 
foi-dern,  als  der  jeweilige  Sterbliclikeitspix)- 
zentsatz  bedingt.  Nach  der  80  er  Gothaer 
Liste  beträgt  der  Sterblichkeitsprozeutsatz 
im  vollendeten  Alter  von  30  Jahren  0,G0(), 
im  Alt&r  von  31  Jahren  0,618  u.  s.  f.,  und 
es  wiirde  also  nach  dieser  Rechnungsweise 
für  je  100  Mark  Vereicheinngssumme  von 
dem  Dreissigjährigen  —  ohne  Eücksicht 
auf  die  etwa  bereits  zurückgelegte  Yer- 
sicherungsdauer  —  eine  (Jahres-jPi-ämie  von 
0,60,  von  dem  Einunddreissigjälirigen  eine 
solche  von  0,62  Mark  u.  s.  f.  zu  erheben 
sein.  Eine  derartige,  an  und  für  sich  ganz 
gerechte  Beitragsbemessung  hat  aber  den 
praktischen  Nachteil,  dass  sie  dem  Ver- 
sicherten immer  höhere  Ijcistungen  mit  dem 
vornickenden  Alter  auferlegt  und  schliess- 
lich zu  Prämien  führt,  die  geradezu  uner- 
schwinglich sind.  (Für  den  80jährigen 
wüi'de  die  Prämie  bereits  16,68,  für  den 
90  jährigen  36,12  auf  100  Mark  Yersiche- 
nmgssumme  betragen.)  In  der  rationellen 
Lebensversicherung  hat  man  daher  von  den 
frühesten  Zeiten  ab  ein  anderes  System  der 
Prämienbemessung  angewandt,  nämlich  ein 
solches,  bei  welcliem  die  Prämie  lediglich 
nach  dem  Eintrittsalter  abgestuft  ist 
und  für  die  ganze  Versicherungsdauer  kon- 
stant bleibt  (System  der  Durchschnitts- 
prämie),  und  erst  der  neuesten  Zeit  ist  es 
vorbehalten  gewesen,  das  eben  geschilderte 
Verfahren  der  unmittelbaivn  Risikodeckung 
(von  Lebensjahr  zu  Lebensjahr)  im  grösseren 
Massstabe  verwertet  zu  sehen,  nämlich  durch 
die  auf  solcher  Grundlage  in  Amerika  ent- 
standenen und  bereits  nach  Europa  ver- 
pflanzten Assessment  Societies..  Der  Erfolg 
dieser  Anstalten  beruht  aber  unzweifelhaft 
dai'auf,  dass  das  Publikum  über  die  wahre 
Höhe  der  mit  dem  steigenden  Alter  ein- 
tretenden Leistungen  im  Unklaren  bleibt, 
und  es  lässt  sich  daher  voraussehen,  dass 
diese  »Societies«  über  kurz  oder  lang  wieder 
von  der  ßildfläche  verschwinden  werden. 
Ein  drittes  System  der  Prämiendeckung 
besteht  sclüiesslich  in  dem  sogenannten 
Umlage  verfahren,  nach  welchem  für 
jeden  eintretenden  SterbefaU  ohne  Rücksicht 
auf  die  Lebensalter  der  Beteiligten  eine 
gleichmässige  Abgabe  zur  immittelbaren 
Deckung  der  fälligen  Versicherungssumme 
erhoben  wird.  Dieses  System  ist  bei  vielen 
Sterbekassen  in  Gebrauch;  es  führt  aber, 
sobald  nicht  ein  stetig  steigender  Zugang 
an  neuen  jungen  Mitgliedern  das  allgemeine 
Durchschnittsalter  auf  einem  niedrigen 
Niveau  zu  erhalten  vermag,  allmählich  eben- 
falls zu  hohen  und  sich  stetig  steigernden 
Leistungen,  die  wiederum  auf  den  neuen 
Zugang  ungünstig  einwirken,  und  es  wird 
daher  in  aUen  Fällen,  wo  nicht  ein  Zwangs- 


I  beitritt  stattfindet,  der  Zusammeubnich  ^1^-: 
solchen  Kasse  niu-  eine  Frage  der  Zeit  ^ 
Die  Berechnung  der  in  der  ratitC'L- 
Lebensversicherung  üblichen  Durch^'^hnitt- 
Prämien  erfolgt  für  ein  bestimmtes  Entr.!*- 
alter  in  folgender  Weise:  Zuerst  ermitiK* 
man,  welche  einmalige  Prämie  von  aäi*- 
lichen  in  der  als  Rechuungsgnudlage  'ü-> 
nenden  Sterblichkeitstafel  bei  dem  betrefrVr- 
den  Alter  aufgeführten  Lebenden  zu  » nt- 
richten  wäi-e,  wenn  die  Anstalt  füi-  al^  a> 
diesen  hervorgehenden  Sterbefälie  das  vri- 
sicherte  Kapital  zu  zaiden  hätte.  Nach  -k 
80  er  Liste  der  Gothaer  Bank  siud  hei  *hv 
Alter  60  6479,  bei  dem  Alter  61  62G9,  > 
dem  Alter  62  6050  Personen  vorhaD.]"- 
u.  s.  f.,  es  sterben  also  zwischen  dem  <•*' 
und  61.lJieben8Jahre  210,  zwischen  dem  »1 
und  62.  219  u.  s.  f.  Nimmt  man  ao,  f.> 
hier  genügt,  bei  genauer  Reclinimg  a)-?: 
nicht  geschieht,  dass  die  Auszahlung  dr! 
Yei'sicherungssumme  im  Einzelfiall  stets  t-N 
am  Ende  desjenigen.  Yei-sicherungsjahr- 
stattfinde,  in  dem  der  Tod  eingetr»*tpn.  > 
hätte  man  bei  einer  Yersicheningssumm- 
von  100  und  einem  Diskont  von  jährlkii 
aV  2  ^!o  als  Wert  sämtlicher  an  die  G479  Per- 
sonen   zu  zahlenden   Versicherungssummr.. 


21000 


+ 


21900 
1,0852' 


+  .  .+ 


iw 


1,035  '  1,0852  •  •  •  iß^: 
(die  letzte  Persou  stirbt  zwischen  dem  1^'' 
und  97.  Lebensjahre)  =  422090,  und  geoir. 
derselbe  Beti-ag  würde  natürlich  von  den 
6479  Pei-sonen  als  einmalige  Prämie  zu  er- 
heben  sein,    so    dass    man    als    einraalit> 

Prämie  für  den  einzelnen  60  jährigen —rpr- 

~  65,15  erhält.  Um  diese  Prämie  in  AV 
entsprechende  jährliche  zu  verwandeln,  niuv 
nun  ferner  enuittelt  werden,  vde  sich  der 
Wert  einer  Prämienzahlung  von  jälirM  1 
oder,  was  dasselbe  ist,  der  Wert  einer  vir- 
schüssigen  Leibrente  von  jährlich  1  auf  äas 
Leben  eines  60  jährigen  stellt.  Wird  m 
derartige  Leibrente  füi*  sämtliche  in  der 
Sterblichkeitstafel  beim  Alter  60  aufgeführter. 
Personen  gezahlt,  so  erhält  man  als  Wert 
derselben  (entsprechend  der  oben  wiede/???- 
gebenen  Berechnung   für  die  nachschüsag^^ 

T    -K      ♦  \  PA^ci  1     6269     ,     6050     , 
Leibrente)  64.9  +  ^^  +  ^^^  +  •  ■ 

+  o.>o^^7    =  66771  und  als  entspreche/i- 
3,03o^  ' 

den  Durchschnittswert    für    den   eingeben 

^^1  =  1031 
6479   --^^'•^^• 


Die  zu  deckende  einmalige 


Prämie  beträgt  aber  nicht  10,31,  sondera 
(wie  oben  ermittelt)  65,15,  und  es  musj^ 
daher  in  Wirklichkeit  als  Jaliresprämie  ßr 
100    Mai'k    Veraichenmgssumme     erhoben 
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werden 


65,15 


6,32  Mark. 


10,31 

Welches  Zinsfusses  man  sich  bei 
jener  Diskontierung  bedienen  soll  —  das 
ist  eine  Frage  der  Zweckmässigkeit.  Sie 
entscheidet  sich  nach  der  anderen  Frage, 
zu  welchem  Zinsftisse  mindestens  man  auf 
die  Dauer  eingehende  Prämiengelder  bei 
sicherster  Anlage  glaubt  verwerten  zu 
können.^)  Die  Erfehrimg  zeigt,  dass  der 
Zinsfuss  fiir  sichere  Kapitalanlagen  mit 
steigender  Kultur  allmählich  zurückgeht. 
In  Ländern  alter  imd  zugleich  regelmässig 
fortschreitender  Kultur  ersclieint  es  heute 
durch  die  Vorsicht  geboten,  mit  einem 
höheren  als  dem  Zinsfuss  von  3  vom  Hun- 
dert in  der  Lebensversicherung  nicht  zu 
rechnen,  wenn  der  Gewinn,  der  bei  that- 
sächhch  höherem  Zinsertrage  entsteht,  den 
Versicherten  unfehlbar  wieder  zu  gute 
kommt,  also  namentlich  bei  der  Lebensver- 
sichenmg  auf  Gegenseitigkeit.  Es  leuchtet 
ein,  dass  die  Nettoprämien  sich  um  so  höher 
berechnen,  ein  je  niedrigerer  Zinsfuss  für 
die  Diskontierung  gewählt  ward.  Die 
meisten  Lebensversicherungsanstalten  Euro- 
pas rechnen  heutzutage  noch  mit  3^  2,  einige 
auch  mit  3^  4  und  4,  die  älteren  Anstalten 
meist  mit  3  ®/o. 

Durch  die  überall  bei  Lebensversiche- 
iningsanstalten  erforderlichen  Kosten  zu- 
schlage, welche  teils  für  die  Verwaltungs- 
kosten, teils  für  zeitweilige  ausserordent- 
liche und  ungünstige  Abweichungen  von 
der  Wahrscheinlichkeit,  mit  der  gerechnet 
wurde,  aufkommen  sollen  und  am  richtigsten 
wolü  gleichmässig  für  die  Nettoprämien 
aller  Alter  (d.  h.  in  gleichen  Prozentsätzen 
dieser  Prämien)  bemessen  und  zugeschlagen 
werden,  entstehen  die  Tarifprämien. 
Da,  wo  vom  Versicherer  Teile  der  Ueber- 
schüsse  oder  diese  ganz  an  den  Versicherten 
zurückgewährt  werden,  nennt  man  wohl 
auch  die  ausgängig  vom  Versicherten  zu 
zahlende  Prämie  Nettoprämie  im  Gegensatz 
zur  Tarifprämie. 

C.  Die  Främienreserve  oder  der 
Deokungsfonds.  In  der  rationellen  Lebens- 
versicherung werden,  wie  schon  angedeutet, 
zumeist     nicht     solche    Prämien,     welche 


*)  Der  Durchschnittszinsfuss ,  zu  welchem 
die  deutschen  Lebensversicherungsanstalten  ihre 
im  ganzen  sehr  gut  sicher&'estellten  Ausleihungen 
bewirken  konnten,  ist  nach  „Zustand  u.  Fortschr. 
d.  deutsch.  Lebens versicherungsanst.  im  Jahre 
1898"  seit  1874  ganz  allmählich  von 5,03% 
auf  3,96%  gesunken.  Allerdings  stand  der 
Zinsfuss  zu  Anfang  der  siebziger  Jahre  aus  be- 
kannten Gründen  abnorm  hoch.  Die  in  neuester 
Zeit  zu  beobachtende  lan^am  aufsteigende  Be- 
wegung wird  voraussichtlich  auf  längere  Dauer 
nicht  Bestand  behalten.  3%  Reichsanleihe  giebt 
bei  dem  heutigen  Kurse  nur  3,47%  Rente. 

Handwörterbuch  der  StaatswiBsenBchaften.   Zweite 


nur  das  jeweilige  Risiko  decken,  sondern 
entweder  für  die  ganze  Versichenmgs- 
dauer  gleichbleibende  oder  nach  dem 
Bedürfnisse  des  Versichenmgsnehmers  ab- 
gestufte Prämien  erhoben,  und  es  muss  da- 
her eine  jede  Anstalt,  welche  dauernd  ihren 
Verpflichtungen  nachkommen  will,  aus  den 
anfän||;lich  über  das  Bisiko  hinaus  gezahlten 
Prämienteilen  einen  Fonds  bilden  imd  für 
den  Zeitpunkt  aufsparen,  wo  das  Eisiko  die 
Prämie  übersteigt.  Die  Ansammlung  dieses 
Fonds,  der  in  der  Versicherungstechnik  als 
»Prämienreserve«  oder  »Deckun^fonds«  be- 
zeichnet wird,  darf  jedoch  nicht  in  der 
Weise  erfolgen,  dass  die  Anstalt  einfach 
diejenigen  Präraienteile  aufspart,  welche 
nach  Auszahlung  der  wirklich  fällig  ge- 
wordenen Versicherungssummen  und  Deckung 
der  Verwaltungskosten  übrig  bleiben,  sondern 
es  muss  in  gewissen  Perioden,  am  besten 
von  Jahr  zu  Jahr,  unter  Zugrundelegung 
der  angenommenen  Rechnungsgrundlagen 
und  des  jeweiligen  wirklichen  Versicherungs- 
bestandes, immer  von  neuem  festgestellt 
werden,  welcher  Betrag  erforderlich  ist 
um  dem  künftigen  überschüssigen  (durch  die 
noch  zu  erwartenden  Prämienzahlungen 
nicht  mit  gedeckten)  Risiko  zu  begegnen, 
damit  die  jeweiligen  Abweichungen  zwischen 
wirklicher  und  rechnungsmässiger  Sterblich- 
keit alsbald  korrigiert  werden  (nicht  der 
Zukunft  zur  Last  fallen)  und  damit  auch 
eine  zuverlässige  Ermittelung  des  in  der 
abgelaufenen  Rechnungsperiode  bereits  er- 
zielten üeberschusses  möglich  wird.  Sobald 
die  Rechnungsgrundlagen  (die  Sterbüclikeits- 
tafel  und  der  in  Ansatz  zu  bringende  Dis- 
kont) gegeben  sind,  ist  liiemach  auch  die 
Reserve  genau  bestimmt,  welche  für  die 
einzelne  Versicherung  Runter  der  Annahme 
des  gleichzeitigen  Bestehens  einer  grösseren 
Zahl  gleichartiger  Versicherungen)  im  Durch- 
schnitt in  den  verschiedenen  Jahren  des  Be- 
stehens derselben  vorhanden  sein  muss, 
und  die  Gesamtreserve  aller  Versicherungen 
setzt  sich  in  jedem  Zeitpunkte  einfach  aus 
den  auf  die  einzelnen  Versicherungen 
treffenden  festen  Beträgen  zusammen.  Be- 
zeichnet man  die  reine  Prämie  des  Beitritts- 
alters mit  p,  die  für  das  aufgerückte  Alter 
bei  einem  Neueintritt  erforderliche  Prämie 
mit  P,  den  Wert  einer  vorschüssigen  Leib- 
rente von  jährlich  1  für  das  aufgerüdtte 
Alter  (Berechnung  siehe  oben)  mit  M,  so 
gilt  für  die  einzelne  Versicherung  auf  den 
Todesfall  die  Formel:  Reserve  =  PM  — 
pM  =  (P— p)-  Bei  dem  Abschluss  der 
Versicherung  ist  P  =  p  und  daher  die  Re- 
serve =^  0);  mit  dem  vorrückenden  Alter 
steigt  dagegen  P  fortwährend  und  infolge- 
dessen auch  die  Reserve.  Erreicht  der  Ver- 
sicherte das  höchste  Alter  der  Sterblich- 
keitstafel, so  erreicht  die  Reserve  nahezu 
Auflage.    V.  36 
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den  Betrag  der  Yersicherungssumme ;  wird 
das  folgende  Alter  zurückgelegt,  so  fällt  die 
Reserve  mit  der  Versicherungssumme  selbst 
zusammen.  Aehnliches  gilt  für  die  abge- 
kürzte Versichenmg ;  nur  wird  hier  das  letzt- 
genannte Alter  durch  dasjenige  ersetzt,  bei 
welchem  die  Versicherungssumme  spätestens 
fällig  wird. 

üie  Prämienreserve  für  eine  Versiche- 
rung auf  den  Todesfall  von  100,  welche 
spätestens  beim  90.  Lebensjahre  zahlbar 
wird,  ^)  beträgt  nach  der  aus  den  Erfahrungen 
der  Gothaer  Bank  hervorgegangenen  Liste 
(für  Männer)  bei  einem  3^/2  ®/o  igen  Diskont : 


g  .       Zahl  der  zarückeelegteo  Versicherungs- 
tritts-  J*^®  (^®  eben  fällig  werdende  Prämie 
,x^  *  '  ist  nicht  eingerechnet). 

5       ,     10     .     20     I      30 


20  1 0,807 
40  1,734 
60   3,426 


4,295 

8,997 

16,909 


9,267 
18,721 
32,871 


21,351 
39,379 
60,117 


36,075 
59,306 


(Vgl.  über  das  Wesen  der  Prämienreserve 
und  die  Berechnungsarten  für  die  verscliie- 
denen  Formen  der  Lebensversicherung  Karup 
a.  a.  0.  111.  8.) 

lieber  die  rechtliche  Natur  der 
Prämienreserve,  insbesondere  über  die 
Frage,  wem  die  Verfügimg  darüber  zustehe, 
sind  sehr  verschiedene  Ansichten  zu  be- 
p-ünden  versucht  worden.  (Die  wichtigste, 
insbesondere  auch  neuere  Litteratur  über 
den  Gegenstand  angeführt  bei  M.  Hecker, 
»Die  rechtliche  Natur  der  Prämienreserve 
bei  der  Lebensversicherung«  in  »Zeitschr.  f. 
Handelsrecht«  Bd.  37,  S.  369—437,  dessen 
Abhandlung  selbst  eindringend  und  vielfach 
instruktiv  ist.  Vgl.  dazu  Masius  Rund- 
schau N.  F.  1891,  S.  360 f.  Bischoff, 
»Die  rechtliche  Natur  der  Prämien reserve«, 
Bremen  1891.)  Entstehung  und  Bestimmung 
dieses  Fonds  können  darüber  kaum  Zweifel 
lassen,  dass  die  Prämienreserve  dem 
Versicherer  gehört,  dass  er,  wenn  er 
das  nicht  im  Versicheningsvei-trage  ver- 
sprochen hat,  eine  Prämienreserve  überhaupt 
nicht  anzusammeln  braucht  und  dass  er, 
wenn  er  sie  angesammelt  hat,  frei  nach 
seinem  Ermessen  darüber  verfügen  kann. 
Unter  jener  heutzutage  kaum  mehr  zu- 
treffenden Voraussetzung  ist  es  lediglich 
seine  Sache,  wie  er  sich  in  den  Stand  setzen 
wiU,  den  durch  den  Versicherungsantrag 
übernommeneu  Veri)flichtungen  jederzeit 
nachzukommen.  Auch  ist  ein  Rückforde- 
rungsrecht   auf   selten   des   Versicheniugs- 

*)  Also  streng  genommen  Abkürzung  auf 
das  90.  Lebensjahr.  In  Deutschland  ist  eine 
Begrenzung  der  Versicherungsdauer  oder  wenig- 
stens der  Seitragspflicht  auch  bei  der  gewöhn- 
lichen Todesfall  Versicherung   allgemein   üblich. 


nehmers  keineswegs  schon   von  voni  h-r 
in    dem    Lebensversicheningsvertrag*^.    i- 
sich   auf    die   wesentlichen    Bestimmoti'-. 
beschränkt,      gegeben.       AVer      zubM.;- 
Leistungen,    gleichviel,    ob    es   ge^iis  i< 
dass  und    um*  ungewiss,  wann,    oder  <••  .. 
ungewiss    ist,    dass    imd    waan    sie  üH* 
werden,    verspricht,    hat   dafür    zu  a^^rr^- 
dass  er  die   fällig  werdenden   ForderjLi:-: 
befriedigen  könne.    Ist  vertragsmässig  ni  i: 
anderes  festgestellt,  so  ist  ihm  die  AValii  •]-: 
Sichemngsmittel  überlassen  und  hat  ♦?rüv- 
diese  die  freie  Verfügung.    Allein  eines:-  • 
gilt  es  heutzutage   für   ein   techmsc^h  ui:- 
lässliclies  Erfordernis    des  Lebensverskl- 
ningsgeschäftes,  dass  die  ausreichende,  «a- 
jeweilige    Risiko     mindestens     voUkömn:-. 
deckende,  Prämienreserve    stets    vorhaDl.. 
und  soweit   immer  möglich   sicher  verziir 
lich  angelegt  sei;   anderenteils   ist  es  e.n- 
Bedingung,    auf    der   der   einsichtige  Ver- 
sicherungsnehmer   heutzutage     r^Imäs^i: 
zu    bestehen    pflegt,    dass    ihm    Teile  «l«: 
Prämienreserve      zurückgewährt      weM-i 
wenn  er  seinerseits   vorzeitig  vom  Vertrat' 
zurücktritt,    so    dass    mit    dem    Risiko  •!♦• 
Versicherers   die  Notwendigkeit,  für  de^i*'^ 
fernerweite    Deckung    zu    sorgen,    entfäJ- 
Weitaus   die   meisten  Lebeusversichenißi'r 
anstalten    pflegen    heute   wenigstens  dann, 
wenn  der  Versicherungsvertrag  aus  Gron-^  o 
die  dem   Vereicherungsnehmer    nic/it  zur: 
Dolus  ausgelegt  wei-den  können,  vorEintrir 
der   Fälligkeit    der   Hauptleistung   erlis*ht 
eutweder   ihm  oder  einem  anderen  ben-ch- 
tigten    Inhaber    der   Versicherungsurkunde 
entweder  ohne  Rücksicht  auf  das  Alter  dö 
Versiclierungsvertrages,    oder    doch    veon 
dieser    mindestens   einige   Jahre    —  zvei 
drei  Jahre  —  bestanden  hat,  einen  Teil ji« 
P^dmienl•eser^^e,  meist  mindestens  drei  Vier- 
teile, zunlckzugewähren.  Einen  Teil,  v>^ems- 
stens  bei  jüngeren  Versicherungen,  vertra??- 
mässig  der  Anstalt  zu  sichern,  verträgt  siit 
sehr  wohl  mit  der  BiDigkeit,  zumal  die  Ei- 
fahnmg  zeigt,   dass   bei   den  vorzeitig  Aus- 
tretenden die  Zahl  der  noch  völlig  Gesiwd*'!^ 
überwiegt. 

Wie  hoch  die  Prämienreserve  eio^r 
Lebensversicherungsanstalt  in  concreto  ^i^ 
müsse,  entscheidet  die  Berechnung  auf  «i^f 
Grundlage  der  gewählten  SterblichkeiL«^3/f'. 
und  des  gewählten  Zinsfusses.  Ist  die  Wahl 
dieser  beiden  Urundlagen  richtig  und  ^\^ 
R(^chnung  richtig  durchgeführt,  so  ent- 
spricht die  Prämienreserve  in  dem  ermittel- 
ten Betrage  allen  gerechten  Anforderufl^^; 
Daher  ist  es  durchaus  verkehrt,  von  zvei 
Anstalten,  deren  gesamte  Prämienreserve 
prozentual  zum  Versichertenbestande  oder 
zur  Gosamtprämieneinnahrae  verschiejleß 
hoch  ist,  diejenige  mit  höherer  ViäJaien- 
reserve  für  in  ihrem  Bestände  um  ^e^^y^^ 
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gesicherter  zu  erklären.  Denn  die  Ver- 
schiedenheit jener  Prozentsätze  zeigt  im  all- 
gemeinen nur  an,  dass  die  eine  Anstalt  im 
Durchschnitt  einen  älteren  Versichenmgs- 
bestand  hat  als  die  andere,  dass  die  durch 
die  künftigen  Prämienzahlungen  nicht  ge- 
deckte Schuld  hier  grösser  ist  als  dort, 
nicht  aber,  dass  jene  Anstalt  mehr  Mittel 
filr  ausserrechnungsmässige  Ausgaben  besitzt 
als  diese. 

Da  das  Lebensversicherungsgeschäft  aus- 
nahmslos von  Gesellschaften  betrieben  wird 
und  diese  bei  einigermassen  ausgedehntem 
Betriebe  fast  ohne  Ausnahme  Prämienreserve 
zu  hinterlegen  versprechen,  ist  es,  wo  solche 
Anstalten  staatliclier  Aufsicht  unterstehen, 
eine  wichtige  und  schwierige  Aufgabe  der 
Gesetzgebung  und  Verwaltung,  Grundsätze 
für  die  Sichenmg  ausreichender  Ausstattung 
des  Prämienreservefonds  aufzustellen  und 
zu  handhaben.  Wo  die  Aufsichtsbehörde 
keine  Gewähr  für  die  solide  Geschäftsge- 
banmg  der  Lebensversicherungsanstalten 
übernimmt,  sondern  mu'  überwacht,  dass  sie 
leisten,  was  sie  versprechen,  genügt  es  we- 
nigstens in  Ländern,  in  denen  Treu  und 
Glauben  im  Geschäftsleben  noch  iu  gutem 
Ansehen  stehen,  dass  die  Anstalten  ver- 
pflichtet werden,  über  die  Gnmdsätze  und 
Grundlagen  ihrer  Reserveberechnung  öffent- 
lich Rechcnscliaft  abzulegen  und  durch 
öffentlich  verpflichtete  Beamte  die  nach 
jenen  Gnmdsätzen  richtig  bewirkte  Aus- 1 
stattung  ihres  Prämienresen-efonds  alljähr- 
lich öffentlich  bestätigen  zu  lassen.  Die  be- 
hördliche Prüfung  der  Rechnungsginmdsätze, 
der  Rechnungsausführung  und  des  Vorhan- 
denseins des  Prämienreservefonds  —  wo 
diese  eingeführt  ist  —  erfordert  ein  tiefes 
Eingehen  in  das  Rechnungs-  und  Kassen- 
wesen der  Gesellschaften  und  kann  bei  einer 
grösseren  Anzahl  solcher  nur  mit  Hilfe  eines 
zahlreichen  Stabes  technisch  geschulter  Be- 
amten durchgeführt  werden. 

Aus  dem  Zwecke  der  Prämienreserven 
und  auch  bei  der  oben  entwickelten  An- 
nahme ihrer  rechtlichen  Natur  ergiebt  sich 
die  Notwendigkeit  sicherster  Anlage 
zu  einem  Zinsfusse,  w^elcher  mindestens  dem 
entspricht,  der  bei  der  teclmischen  Berech- 
nung angenommen  ist.  Die  Sicherheit  ist 
hier  wichtiger  als  die  Höhe  des  Zinserti-a- 
ges,  falls  dieser  nur  rechnungsmässig  ge- 
nügt, Sie  wird  je  nach  den  Kredit  Verhält- 
nissen verschiedener  Länder  auf  verschiede- 
nem Wege  eiTcicht.  Beinahe  überall  erfolgt 
nämlich  die  Anlage  des  überwiegend  gn)ssten 
Teiles  der  Prämienreserven  in  der  Form 
der  Ausleihung.  In  Ländern  hochent- 
w^ickelter  Kidtiu*  mit  gut  ausgebildeter 
Rechtsgesetzgebung  pflegt  die  hypotheka- 
rische Anlage  des  grösseren  Teiles  und  die 
Anlage  eines  kleinereu  Teiles  in  Obligatio- 


nen, welche  nicht  Gegenstände  des  Speku- 
lationshandels sind  und  keine  oder  möglichst 
geringe  Kursschwankungen  zeigen,  sich  vor- 
zugsweise zu  empfehlen.  Ob  der  Ausleihung 
auf  landwirtschaftlich  benutzte  oder  auf  zur 
Wohnimg  dienende  Liegenschaften  der  Vor- 
zug zu  geben  sei,  entscheidet  sich  nach 
verschiedenen  Gesichtspunkten,  wird  auch 
im  gleichen  Lande  periodisch  verschieden 
zu  entscheiden  sein.  In  Zeiten  sogenannter 
landwirtschaftlicher  Krisen  erheischt  die 
eretere  Art  der  Ausleihung  jedenfalls  be- 
sondere Vorsicht.  Vorsichtige  Vereicherer 
pflegen  ihre  Prämienreserve  nur  gegen 
mindestens  doppelt  sicherndes  Unterpfand 
auszuleihen  und  der  Taxe  des  Beleilumgs- 
objektes  alle  mögliche  Sorgfalt  zu  widmen. 
Neben  der  Prämienreserve  erscheint  in 
den  Bilanzen  der  meisten  deutschen  Anstalten 
noch  ein  Posten,  w^elcher  mit  dieser  in  nahem 
Zusammenhange  steht,  nämlich  der  soge- 
nannte P  r  ä  m  i  e  n  ü  b  e  r  t  r  a  g.  Dei-selbe  ver- 
dankt  lediglich  dem  Umstände  seine  Ent- 
stehung, dass  die  Versicherungen  nicht 
sämtlich  am  1.  Januar,  sondern  zu  jeder 
beliebigen  Zeit  des  (Kalender-)Jahres  abge- 
schlossen werden  können  und  dass  infolge 
hiervon  bei  der  Prämienreserveberechnung 
nicht  bloss  volle,  sondern  auch  Bruchteile 
von  Versicherungsjahren  in  Betracht  kommen. 
Die  nächstliegende  Methode  der  Uebertrags- 
berechuung  würde  darin  bestehen,  dass  die 
Reserve  in  jedem  Einzelfalle  entsprechend 
berechnet  würde,  indem  man  unter  Anwen- 
dimg der  oben  mitgeteilten  Formel  (P— p)M 
für  M  den  Wei-t  einer  solchen  Rente  (von  1) 
einsetzt,  deren  erste  Zahlung  nicht  sofort, 
sondern  nach  vollständigem  Ablauf  des  zur 
Zeit  der  Rechnung  nur  teilweise  zuriickge- 
legten  Versicherungsjahres  eintritt  und  deren 
weitere  Zahlungen  von  da  ab  in  regelmässi- 
gen Zwischenräumen  von  je  einem  Jahre 
erfolgen.  Ein  solches  Verfahren  ist  mit 
einigen  Modifikationen,  die  eine  vereinfachte 
Rechnung  gestatten,  in  England  thatsächlich 
üblich ;  iu  Deutschland  beliilft  man  sich  mit 
einer  Interpolation  zwischen  den  für  volle 
Vei-sicherungsjahre  berechneten  Reserven, 
wodurch  ein  Resiütat  entsteht,  welches  der 
Annahme  entspricht,  dass  für  das  laufende 
Versicherungsjahr  keine  volle,  sondern  nur 
eine  ratierliche,  bis  zum  31.  Dezember  rei- 
chende, Prämie  gezahlt  ist.  Die  auf  diese 
Weise  entstellende  Prämienreserve  ist  aber 
natürlich  nicht  ausreichend,  und  es  findet 
deshalb  eine  Ergänzung  derselben  in  Gestalt 
eines  besonderen  »Präuiienüberti-ags«  statt, 
welcher  alle  die  in  das  nächste  Jahr  (am 
31.  Dezember)  übergreifenden  Prämieni-aten 
enthält.  Gewöhnlich  wird  der  Berechnung 
des  Prämienübertrags  nicht  die  mathemati- 
sche (reine),  sondern  die  voUe  Bruttoprämie, 
nach  Abzug  bereits  verausgabter  Prexisionen^ 
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zu  Grunde  gelegt,  wodurch  zugleich  eine 
Verwaltungskosteni-eserve  für  die  noch  nicht 
zurückgelegten  Bruchteile  der  laufenden 
VersicherungsjaJu'e  entstellt,  und  es  verdient 
infolgedessen  das  deutsche  Verfahi^n  vor 
dem  enghschen,  welches  eine  solche  Reser- 
vierung nicht  kennt,  auch  theoretisch  den 
Vorzug.  Bei  älteren  regelmässig  fortschrei- 
tenden Gesellschaften  verteilen  sich  die 
Termine  der  Prämienzahlungen  ziemlich 
gleichmässig  über  das  Jalir,  und  es  kann 
daher  bei  diesen  auf  eine  umständliche  Be- 
rechnung des  Prämienübertrages  verzichtet 
werden,  indem  man  den  letzteren  der  Hälfte 
der  Jahresprämieneinnahme  gleichsetzt. 

Die  von  Pi-ämien,  welche  auf  mehrere 
Jahre  vorausgezahlt  sind,  zunächst  auf  das 
nächste  Jahr  zu  übertragenden,  also  im  lau- 
fenden Jahre  nicht  absorbierton,  Teile  — 
Prämienüberträge  im  weiteren  Sinne  — 
müssen  selbstverständlich  durch  Einzelaus- 
rechnung ermittelt  wenlen. 

Das  Vorhandensein  der  richtig 
ermittelten  Prämienreserve  und 
der  richtig  ermittelten  Prämien- 
überträge ist  die  erste  und  Haupt- 
bedingung der  Solvenz  einer  Le- 
bens Versicherungsgesellschaft  im 
technischen  Sinne,  d.  h.  nur,  wenn 
diese  Summe  mindestens  vorhanden  oder 
durch  die  Aktiven  g^ewährt  sind,  kann  der 
Vereicherer  seinen  emgegangenen  Hauptver- 
pflichtimgen  jederzeit  genügen. 

5.  Schaden-,  Kapital-  und  Gewinn- 
reserve. Nicht  zum  technischen  Aufbau 
der  Lebensversicherung  gehören  die  anderen 
Reserven,  welche  auch  Lebensversicherungs- 
anstalten gleich  den  für  die  verscliiedenen 
Zweige  der  Schadenversicherung  bestehen- 
den Unternehmungen  anzusammeln  pflegen, 
nämlich  die  Schaden-,  die  Kapital- 
imd  die  Gewinnreserve.  Unter  Scha- 
denreserve versteht  man  den  Betrag, 
w^elcher  für  Zahlungen  aus  dem  Versiche- 
rungsvertrage, die  vor  Schluss  des  Rech- 
nungsjahres erwachsen  sind,  aber  aus  irgend 
welchem  Grunde  erst  später  fällig  werden, 
aufzusparen  ist.  In  der  Kapitalversichening 
auf  den  Todesfall  wird  z.  ß.  jede  Zahlung, 
die  im  Laufe  eines  Rechnungsjahres  diu'ch 
den  Tod  eines  Versicherten  oder  durch 
Erreichung  des  Zahlungstennins  erwächst, 
aber,  vielleicht  wegen  Mangels  der  erforder- 
lichen Nachweisungen,  nicht  vor  Scliluss 
des  Rechnungsjahres  geregelt  werden  kann, 
in  der  Höhe,  in  der  sie  wahrscheinlich 
nachher  wird  geleistet  werden  müssen,  re- 
serviert. Die  Kapitalreserve  konomt 
bei  Lebensversicherungsgesellschaften  auf 
Aktien  wie  bei  solchen  auf  Gegenseitigkeit 
vor,  ist  aber  bei  den  ersteren  auch  insofern 
durch  die  Vorsicht  geboten,  als  sie,  bei  be- 
sonders günstigen  Geschäftserträgnissen  ge- 


sammelt, ein  Mittel  bietet,   den  AktioLl? 
auch  bei  ungünstigen  Abschlüssen  eiue  i> 
gemessene    Verzinsung     ihrer    Anteik  ■ 
sichern.     Für  LebensversicheningsanstalM 
auf  Gegenseitigkeit  ist  diese  Reserve  (k-i 
nichts  geboten.    Sie  hat  aber  überhaoi-m 
der   gi'ossen    Sicherheit    der  Faktoren,  r: 
denen  es  einer  gut   fundierten  LebeD>TT- 
sicherungsanstalt   zu  rechnen   vergönat  Li* 
hier    weit    geringere     Bedeutung    al>   : 
anderen    Versicherungszweigeu.     Wie  ■: 
Kapitalreserve  füi*  Aktieagesellschaftai.  ^ 
ist  die  Gewinnreserve  für  G^eoseitk- 
keitsanstalten  charakteristisch,    obvoW  ?;- 
seit  und  insoweit   die  AktiengeseDsehaftK 
ihren  Versicherungsnehmern  auch  Anteil  ll 
Gewinn    zu    sichern    pflegen,    regelinäs<: 
auch  l)ei  diesen  angesammelt  wird.    W-e- 
versicherungsanstaiten    auf    Gegenseitigke; 
müssen  ihren  Teilhabern  den  gesamter,  "jv- 
Schäftsgewinn    jedes    Rechnungsjahres  r,- 
kommön  lassen.    Um  aber  in  diese  Ruck?- 
Währung  einige,  den  Beteiligten  meist  ^r- 
wünschte.  Regelmässigkeit  zu  bringen,  pflez'  i 
sie   die  Ueberschüsse  jedes  Jahres  mehivr- 
—  zwei  bis  fünf  —  Jahre  aufzubewafa^ 
aus  dem  so  gesammelten  Fonds  nachträ.-- 
lieh   zu   Tage   tretende,   aus    den  Samin  .- 
jähren  stammende  Verpflichtimgen  zu  dech» . 
und  dann   erst  die  Verteilung  in  der  r^> 
tragsmässig  festgestellten  Form  vorzunehmr^/ . 
Die  aufgesammelten  Ueberschüsse  mehrerr 
Jahre,   von   denen   ein  Teil  jedes  Jahr  - 
bei  manchen  Anstalten  auch  in  mehrjätn- 
gen    Perioden    —   zur    Verteilung   kommt 
bilden  die  Gewinnreserve.    Eine  solche  sam- 
meln, wie  schon  gesagt,  zu  gleichem  Zweb: 
auch  Lebensvei-sicherungsgesellschaften  aiü 
Aktien  an,  wenn  und  insoweit  sie  den  T'.^r- 
sicherungsnehmem  Anteil  am  Geschäft^*- 
winn  zusichern. 

6.  Das  Risiko.  Der  Begriff  des  Risik> 
ist  in  der  Lebensversichenmg  ein  veseot- 
lich  anderer  als  in  den  verschiedet' 
Zweigen  der  Schadenversicherung.  Bei  di-r 
Lebensversicherung  im  engeren  Sinne,  al>" 
bei  der  Kapitalversicherung  auf  den  Tocli>- 
fall  schlechthin,  imd  bei  der  abgekürztec 
oder  Alternatiwersicherung,  hat  das  Kai- 
keineswegs  die  Bedeutung  der  bis  zu  einem 
gewissen  Grade  wahrscheinlichen  Gefahr 
des  Eintritts  einer  LeistuugsverpflichfuD? 
hier  tritt  die  Leistungsverpflichtimg  nicht 
mir  wahrscheinlich,  sondern  ganz  sicher  ein 
und  es  ist  nur  un^wiss,  ob  sie  fi'üherodt^r 
später  eintritt.  Hier  kann  also  von  Risi*^" 
nur  insofern  die  Rede  sein,  als  im  einzel- 
nen Falle  die  Leistung  früher  Mlig  wer- 
den kann,  als  sie  durch  die  Gegenleistung»*!^ 
des  Versicherungsnehmers  gedeckt  ist 

Gegenüber  der  Gesamtheit  der  Verä(^^ 
ningsnehmer  ist  das  Risiko  einer  jeden  Ver- 
sicherungsanstalt um  so  geringer,  je  genauer 
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die  Prämien  den  thatsächlichen  Grefahren  der 
Einzelversicherungen  angepasst  sind  und  je 
geringer  die  Zahl  der  vorhandenen  Gefahren- 
klassen ist.  Genau  genommen  zerfällt  dem- 
nach das  hier  in  Reide  stehende  Risiko  in 
zwei  Teile,  in  dasjenige  Risiko,  welches 
durch  unrichtige  Rechnung^nmdlagen,  und 
in  dasjenige,  welches  durch  einen  ungenügen- 
den Versicheruugsbestand  oder  eine  allzu  ver- 
schiedenartige Zusammensetzung  desselben 
entstehen  kann.  Das  erste  ist  in  der  Lebens- 
versicherung, sofern  dieselbe  auf  solche 
Leben  beschränkt  wird,  die  sich  bei  der 
ärztlichen  Untersuchung  als  normale  erwei- 
sen, ein  sehr  geringes,  weil  das  Sterblich- 
keitsverhältnis rmter  diesen  hauptsächlich 
vom  Alter,  also  einem  genau  zu  bestimmen- 
den Faktor,  abhängt  und  weil  zahlreiche  und 
zuverlässige  Erfahnmgen  über  die  Sterb- 
lichkeitsverhältnisse solcher  Personen  in 
den  verschiedenen  Altern  vorliegen.  Ein 
Gleiches  gilt  aber  auch  hinsichtlich  des 
zweiten  Risikos,  da  sowohl  der  Wahrschein- 
lichkeitsrechnung als  der  Erfalirung  nach 
bei  einigermassen  grossen  Yersicherungsbe- 
ständen  das  Verhältnis  der  wirklichen  Aus- 
gabe für  Sterbefälle  zu  der  rechnungs- 
mässigen  von  Jahr  zu  Jahr  nur  geringen 
Schwankungen  unterworfen  ist,  und  es  ist 
daher  durchaus  unnötig,  dass  grossere  An- 
stalten neben  dem  Aktienkapital  bezw.  dei* 
Gewinnreserve  noch  besondere  Sicherheits- 
fonds für  ausserrechnungsmässige  Sterblich- 
keitsschwankungen zurückstellen..  (Näheres 
über  diesen  Gegenstand,  dessen  Behandlung 
zu  den  interessantesten,  aber  auch  schwie- 
rigsten Problemen  der  höheren  Wahi-schein- 
lichkeitsrechnung  gehört,  findet  man  in  den 
Abhandlungen :  S p  r a g  u  e ,  »On  the  limitation 
of  risks«  (Journal  of  the  Institute  of  Actua- 
ries,  April  1866).  Kanner,  Bestimmung 
des  mittleren  Risiko  bei  Lebensvei-siche- 
rungen  (Journal  des  Kollegiums  für  Lebens- 
versicherungswissenschaft, Bd.  II,  Berlin 
1871).  Hattendorff,  Ceber  die  Berech- 
nung der  Reserven  und  des  Risiko  bei  der 
Lebensversicherung  (Masius'  Rundschau, 
Leipzig  1868).) 

Bei  der  sogenannten  kiu-zen  und  bei  der 
Erlebens-  sowde  bei  der  Rentenversicherung, 
wenigstens  der  Versichenmg  aufgeschobener 
Renten,  besteht  die  Möglichkeit,  dass  die 
Zahlung  nicht  fällig  werde,  und  wird  das 
Risiko  also  gleich  sein  der  Wahrscheinlich- 
keit, überhaupt  leisten  zu  müssen.  Aber 
auch  hier  ist  ebenso  für  diese  Wahrschein- 
lichkeit wie  für  die  Fälle  vorzeitigen  (kurze 
Versicherung)  Eintritts  der  Zahlungspflicht 
oder  längerer  als  der  der  Wahrscheinlich- 
keit entsprechenden  Dauer  der  Zahlungs- 
pflicht (Rentenversicheriing)  bei  jeder  gut 
eingerichteten  und  verwalteten  Gesellschaft 
rechnerisch  vollkommen  vorgesorgt  und  fehlt 


also  dem  Begriffe  des  Risikos  für  den  Ver- 
sicherer der  Gesamtheit  der  Versicherten 
gegenüber  auch  hier  das  Element  der  Ge- 
iahr  gänzlich.  Es  ergeben  sich  hieraus 
mancherlei  wichtige  Folgerungen  für  den 
Betrieb  und  die  Betriebsform  der  Lebens- 
versicherung. 

Es  muss  beachtet  werden,  dass  bei  der 
gewöhnlichen  Lebensversicherung  (ordinary 
brauch)  der  Vemcherer  sein  Risiko,  d.  h. 
hier  die  Möglichkeit,  zalüen  zu  müssen,  be- 
vor die  volle  Deckung  beschafft  ist,  durch 
eine  sorgfältige  är  z  tl  i  che  Untersuchung 
einzuschränken  pflegt.  Die  äratlichen  Grimd- 
sätze,  welche  für  die  Annehmbai'keit  oder 
Ablelmung  von  Versicherimgsanträgen  mass- 
gebend sind,  bilden  indes  in  Kulturländern 
eine  Art  von  System,  welches  man  als 
Versichei-ungsmedizin  bezeichnet  und  wel- 
chem eigene  litterarische  Arbeit  gewidmet 
wird. 

Den  bei  der  ärztlichen  Auswalü  Aus- 
fallenden, den  Abgelehnten,  doch  noch 
die  Wohlthat  der  eigentlichen  Lebensver- 
sicherimg im  engei-en  Sinne  zu  verschaffen, 
sind  viele  Versuche  gemacht.  AUe  solche 
Versuche  werden  an  der  Unmöglichkeit, 
exakte  Absterbeordnungen  für  jede  der  un- 
endlich verscliiedenen  Kategorieen  mit  kör- 
perliclien  Anomalieen  Behafteter  oder  sonst 
somatisch  Gefähi*deter,  zu  bilden,  scheitern. 
ADein  auf  dem  Wege  der  Assekuranz  auch 
vielen  von  denen,  die  von  der  gewöhnlichen 
Leben svereicherung  aus  somatischen  Gründen 
ausgeschlossen  w^erden  müssen,  noch  eine 
Anwartschaft  auf  Altersversorgung  oder  gar 
auf  ein  Kapital,  welches  im  Todesfälle  fällig 
wird,  zu  sichern,  ist  nicht  unmögüch  und 
mehrfach  mit  Glück  vei-sncht.  Niu*  pflegt 
hier  die  Leistung  des  Versicherers  im  Ver- 
hältnis zur  Gegenleistung  des  Versiche- 
rungsnehmers meist  sehr  massig  zu  sein. 

7.  Der  Lebensversichernngsvertrag. 
Wenn  man  unter  dem  Lebensversicherungs- 
vertrage denjenigen  Vertrag  verstellt,  durch 
welchen  die  eine  Partei  —  der  Versicherer 
—  der  anderen  —  dem  Versicherungs- 
nehmer^) —  eine  gewisse  Geldleistung  fiir 
den  Fall  des  Eintritts  eines  zufälligen 
Ereignisses  —  unter  Zufall  auch  die 
Ungewissheit  lediglich  hinsichtlich  ■  der 
Zeit  des  Eintritts  begriffen  — ,  die  letztere 
der  ersteren  aber  die  rechtzeitige  Entrich- 
tung festgesetzter  einmaliger  oder  Raten- 
Geld-Leistungen  verspricht,  so  kann  der  oft 
aufgetauchte  Zweifel ,  ob  der  Lebensver- 
sichenmgsvertrag  ein  echter  Versicherungs- 
vertiag  sei,  nicht  bestehen. 

')  Wohl  zu  bemerken :  immer  „der  eine  als 
Versicherer  dem  anderen  als  Versicherungsneh- 
mer", nicht  „beide  sich  gegenseitig"  —  unter- 
scheidendes Merkmal  vom  Wettvertrag. 
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Zwar  versprechen  sich  im  Lebensver- 
sicherungsvertrage die  Parteien  legelmässig 
mehr  als  nur  jene  Leistungen  und  Gegen- 
leistungen. Aber  dieses  Mehr  —  keines- 
wegs bedeutungslos,  aber  doch  nicht  wesent- 
lich für  die  jm-istische  Struktur  des  Ver- 
sicherungsvertrages an  sich  —  bildet  auch 
regelmässige   Bestandteile   andei-er    —    der 

Scliadenversicherungs Verträge,  und  der 

Lebensversicherungsvei-trag  tritt  dadurch 
nicht  aus  dem  Begriffe  des  Versicherungs- 
verti-ages  heraus,  dass  hier  die  Leistung 
des  Versicherers  rechnerisch  im  voraus 
bestimmt,  der  »Zufall«  rechnerisch  beherrscht 
werden  kann  und  dass  die  Gegenleistungen 
der  Gesamtheit  der  Versicherungsnehmer 
einer  Gesellschaft  —  man  muss  sich  ver- 
gegen-wärtigen ,  dass  sich  das  Geschäft 
immer  nur  gesellschaftsweise  vollzieht  — 
ein  rechnerisch  genaues  Aequivalent  der 
Leistungen  des  Versicherers  bilden  oder 
doch  enthalten. 

Ueber  die  Prämie,  wie  ohne  etymolo- 
gische Begründung  die  Hauptleistimg  des 
Versicherten  —  juristisch  hergebracht  nur 
bei  der  Lebensversicherung  auf  Gewinn,  aber 
usuell  übertragen  auf  die  Zahlungen  der 
Versicherten  auf  Gegenseitigkeit  —  genannt 
wird,  bedarf  es  hier,  nachdem  die  technische 
Struktur  geschildert  ist,  keiner  ausführlichen 
Betrachtungen.  Ebenso  bei  der  I^ljensver- 
sicherung  im  engeren  Sinne  wie  bei  den 
anderen  Zweigen  besteht  sie  aus  zwei  Teilen, 
aus  der  Netto-  oder  mathematischen  oder 
rechnungsmässigen  Prämie  und  dem  Kosten- 
zuschlage. Beide  Teile  zusammen  bilden 
die  Tarifprämie.  Diese  pflegt  bei  den 
meisten  Anstalten  auf  ein  volles  Jahr  (das 
Vei^iclieiningsjahr)  und  als  fällig  am  An- 
fange dieses  Jahres  berechnet  zu  "werden. 
Wii-d  sie  in  Raten  erhoben,  so  gilt  jede 
nicht  alsbald  beim  Zustandekommen  des 
Vertrages  gezahlte  Rate  als  gestundet  und 
muss  mit  ihr  zugleich  ein  entsprechender 
Stundungszins  entnchtet  werden.  Die  Nicht- 
zahlung auch  nur  einer  Rate  hat  die 
Bechtswirkung  der  Nichtzahlung  der  Jahres- 
prämie. Bei  der  durch  Erwerbsgesellschaften 
betriebenen  Leben  svei-sicherung  hat  die 
Taiifprämie  begrifflich  einen  anderen  Sinn 
als  bei  der  Lebensversicherung  auf  Gegen- 
seitigkeit. Begrifflich  ist  sie  dort  eine  ihrem 
ganzen  Betrage  nach  mit  dem  Eintritte  der 
Leistungspfiicht  zu  Gunsten  des  Vei*siche- 
rers  verfallende  Schuld;  das  Bestreben,  an 
der  Gunst  der  gegenseitigen  Versicherung 
teilzunehmen,  hat  aber  ^^elfach  die  Lebens- 
versicheriuigsaktien gesellschaf ten  bestim mt , 
den  Versicherten  einen  bedingten  Anspruch 
auf  teilweise  Rückgewähr  einzuräumen.  Da- 
gegen besteht  hier  nicht  die  Pfliciit  zur 
Leistung  übei-  die  Tarifsätze  hinaus.  Bei 
der  Lebensversicherung  auf  Gegenseitigkeit! 


ist  die  Tarifprämie  nur  als  voraus>iriitIi .. 
und  naf^  der  Wahrscheinlichkeit  t.*. 
sprechende  Leistung  und  zugleich  als  Maß- 
stab für  die  Beteiligung  am  Gewinn  'e" 
Verlust  des  Zahlungsjahres,  weiche  hier  d- : 
Versicherungsnehmer  sicher  zu  gevarüc^L 
hat,  aufzufassen.  Hier  wie  dort  bezeiek  - 
man  wohl  auch  die  endgiltige  wirkliiii- 
Leistung  des  Versicherungsnehmers  ^- 
Nettoprämie  im  Gegensatz  zur  tarifmäSv-l^-r. 
Leistung.  Die  Kostenzuschläge,  we.  li- 
gewöhnlich  als  am  besten  für  alk  Ali- 
gleichmässige  Verhältnisbeträge  der  matL  - 
matischen  Prämie  dieser  zugerechnet  werieL 
sollen  für  die  Verwaltimgskoslen  und  für 
unvorhergesehene  Bedarfsfälle  aufk«>miD^: 
Ihre  genau  dem  Bedarfe  entsprechende  B^ 
messim^  hat  weniger  Bedeutung  bei  «i^ 
gegenseitigen  als  bei  der  YersicheniL^ 
durch  Erwerbsgesellschaften,  v^eU  dort  Er- 
sparnisse an  den  Verwaltungskosten  den 
\  erSicherungsnehmer  wieder  zu  gute  k'»ni- 
men. 

Es  ist  einleuchtend,  dass  Nicht- (kV: 
nicht     rechtzeitige    Zahlung    il'^r 
Prämie  a  priori  den  Versichenmgsvertni, 
hinfällig   macht.     Teils  aus  der   Annahm^'. 
dass  die  Lebensversicherung  nicht  nur  Ver- 
sicherung,  sondern   zugleich  Sparkas»»  .*=.. 
teils  aus  dem  Streben,  durch  weitestes  Ent- 
gegenkommen gegen  die  Versicherungsritii- 
nier  den  Zugang  zu  vermehren,  ist  vielfacii 
das  vertragliche  Zugeständnis  einer  liedir.;:- 
ten  Fonlerung  aus  den  bis  zur  ZahJjwf- 
vei-säumnis    schon    entrichteten    Beiträffro 
oder  eines  Anspniches  auf  Verwandlung  des 
von  diesen  Beiträgen  noch  Vorhandenen  :i. 
eine  entsprechende,  während  einer  gewissen 
Dauer  offengehaltene  VersicherungssumiDfa- 
Forderung  entstanden. 

Dass,  wo  nichts  anderes  im  Yertn^^^ 
bestimmt  ist,  die  Prämie  nicht  Hol-,  son- 
dern Bringschuld  sei,  hat  K.  Samver  iu 
vMasius'  Rundschau«,  N.  F.  1889,  S.  S^ 
nacligewiesen.  Nach  der  Praxis  giitgeleitt'- 
ter  Lebensversicherungsanstalten  wird  niclits 
versäumt,  den  Versichenmgsnehmer  reciit- 
zeitig  an  seine  Schuld  zu  erinnern.  Ge- 
wissenlose Versicherer  lassen  es  in  dies«'!» 
Punkte  zum  empfindlichen  Schaden  ihi^r 
Klienten  vielfach  geflissentlich  fehlen. 

Keineswegs  charakteristisch,  aber  be^oü- 
ders  bedeutsam  für  den  Versicherung?-, 
insbesondere  den  Lebensversichenmgsvertitu: 
ist  die  Verpflichtung  der  einen  Partei  - 
des  Versicherungsnehmers  —  zu  vollkom- 
mener Treue  in  den  Angaben,  welche  to 
Versicherer  gemacht  werden  müssen,  umihni 
die  Entscheidung  über  die  Annahme  der 
Versicherung  zu  ennöglichen.  Während  t*i 
der  Erlebens-  und  der  RentenversiciiemUg 
hier  nur  Angaben,  welche  das  Alter  um 
die  Identität  der  Person  des  Versichenmgs- 
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nehmers  betreffen,  in  Betracht  kommen, 
handelt  es  sich  bei  der  Kapitalversicherung 
auf  den  Todesfall  und  der  sogenannten 
kiu-zen  Versicheining  ausserdem  noch  und 
vornehmlich  um  Angaben  über  die  Gesund- 
heits-  mid  sonstigen  Lebens-  (z.  B.  Berufs-) 
Verhältnisse  des  Versicherungsnehmers  (hier 
Antragstellers).  Denn  in  diesen  Formen 
der  Lebens versiclienmg  kann  zur  Zeit  noch 
uur  normal  gesunden  Personen  gewisser 
Altersstufen  —  meist  solchen,  die  zwischen 
dem  15.  und  60.  Lebensalter  stehen  — ,  und 
auch  diesen  nur  dann  Yersicherung  gewährt 
werden,  wenn  ihre  Abstammung,  ihre 
Lebensweise,  ihr  Beruf  nicht  besondere  er- 
hebliche Gefahren  für  Gesundheit  und  Leben 
befürchten  lassen.  Solange  diese  Auswahl 
getroffen  werden  muss  —  und  wegen  der 
Schwierigkeit  der  Bemessung  der  Lebens- 
dauer aus  den  verschiedensten  Gründen  ge- 
sundheitlich gefährdeter  Personen  wird  sie 
noch  lange  getroffen  weinlen  müssen ;  wegen 
der  l^nerschwinglichkeit  der  Leistung,  die 
besondei-s  hochgefährdeten  Personen  ange- 
sonnen werden  müsste,  würde  es  zwecklos 
sein,  auf  jene  Auswahl  jemals  ganz  zu  ver- 
zichten — ,  solange  sind  für  den  Versicherer 
jene  Angaben  auch  neben  der  Beiui«ilung 
der  Gesundheits-  und  Lebensverhältnisse 
durch  andere  —  ärztliche  Untersuchung  — 
unentbehrlich.  Weichen  dieselben  aber  von 
der  Wahrheit  insofern  ab,  als  sie  jene  Ver- 
hältnisse günstiger  darstellen,  als  der  Wirk- 
lichkeit entspricht,  so  kommt  der  Versiche- 
nmgsvertrag  diwch  Täuschung  des  Ver- 
sicherers zu  Stande.  Welcher  Grad  und 
welche  Art  von  Unwahrheit  dem  Versiche- 
rungsnehmer zugerechnet  werden  kann, 
das  sowie  die  Rechtswirkung  der  Unwahr- 
heit, der  Untreue  der  Deklaration,  muss  in 
guten  Versicherungsverträgen  klar  ausge- 
sprochen und  pflegt  auch  in  Ländern  hoch- 
entwickelter Kultiu'  durch  die  gerichtliche 
Praxis  festgestellt  zu  sein.  Der  jetzt  im 
Streben  nach  ausgedehnter  Klientel  seitens 
der  Versicherer  vielfach  üblich  gewordene 
ausdrückliche  oder  stillschweigende  Verzicht 
auf  die  natürliche  Rechtswirkung  der  Un- 
treue der  Deklaration  ist  —  gleichviel,  ob 
er  sich  auf  die  ganze  Vertragsdauer  oder 
nur  auf  Verträge  eines  gewissen  Alters  — 
z.  B.  mindestens  fünfjährige  —  erstreckt  — 
vom  Standpunkte  des  Rechts  und  der  öffent- 
lichen Moral  wie  vom  geschäftlichen  Staud- 
punkte entschieden  zu  verurteilen. 

Aus  dem  Wesen  des  Lebensversicherungs- 
vertrages ergiebt  sich,  dass  in  denjenigen 
Zweigen  der  Lebensversichenmg,  in  denen 
die  Leistung  des  Vei-sicherers  beim  Eintritt 
des  Zufalles,  für  den  er  zu  haften  verspro- 
chen hat,  fällig  wird,  der  Versicherer  diu-ch 
seitens  des  Versicherungsnehmers 
herbeigeführte   Lebens Verkürzung 


von  seiner  Haftung  befreit  wird.  Es  kommt 
dabei  nicht  in  Betracht,  ob  die  Wahrschein- 
lichkeitsrechnung, auf  welche  sich  das  tech- 
nische Rechnungswerk  der  Lebensversiche- 
rungsanstalt gründet,  solche  künstliche  Her- 
beiführung der  Lebensverkürzung  vorge- 
sehen hat  oder  nicht  —  das  Element  des 
Zufalles  im  oben  erläuterten  Sinne  kann  aus 
dem  Versicherungsvertrage  nicht  ausge- 
schieden werden,  ohne  dass  dieser  selbst 
hinfällig  würde.  Wenn,  insbesondere  in 
neuerer  Zeit,  auch  wieder  im  Streben  nach 
ausgedehnter  Klientel,  viele  Lebensversiche- 
rungsgesellschaften entweder  überhaupt  oder 
doch  nach  Verfluss  einer  gewissen  Vertrags- 
dauer auf  die  Geltendmachung  der  aus  dem 
Verfall  des  Lebensversichenmgsverti-ages 
sich  ergebenden  Folgen  der  leichtfertig  oder 
absichtlich  herbeigeführten  Lebensverkürzung 
seitens  des  Versicherten  ausdrücklich  ver- 
zichten, so  geschieht  auch  dies  a^uf  Kosten 
der  öffentlichen  Moral,  des  öffentlichen 
Rechtsbewusstseins  und  keineswegs  im 
wahren  Interesse  des  Lebensversicherungs- 
geschäftes und  kann  nur  durch  Schein- 
gininde  theoretisch  zu  rechtfertigen  versucht 
werden.  Am  wenigsten  gerechtfertigt  ist  es 
jedenfalls  bei  Lebensversichenmgsanstalten 
auf  Gegenseitigkeit,  in  denen  die  Mitglieder, 
welche  sich  lediglich  für  den  Zufall  sichern 
wollen,  geschädigt  werden  durch  die  Hand- 
lungen solcher  Genossen,  welche  eine  vor- 
zeitige Leistung  seitens  des  Versicherers 
herbeiführen. 

Die  Fragen  des  Verfalles  der  Versiche- 
rung aus  den  hier  erörterten  Gnlnden,  neuer- 
dings die  Frage  der  sogenannten  »Unan- 
fechtbarkeit der  Police«  in  der  Lebens- 
versicherung, ist  vielfach  htterarisch  erörtert 
worden.  Es  mag  hier  nur  hingewiesen 
werden  auf  folgende  ältere  und  neuere 
Schleiften:  Beneke,  »System  des  Asseku- 
ranzwesens« IV,  S.  584 ff.  Schwebe- 
meier, »Das  Aktien-Bank-  und  Versiche- 
nmgswesen  in  England«,  1857,  S.  157.  Stau- 
dinger, »Die  Rechtslehre  von  der  Lebens- 
versicherung« ,  Erlangen  1858,  S.  87 .  Rüdi- 
ger a.  a.  0.  S.  107.  V.  Ehrenberg,  »Die 
juristische  Natur  der  Lebensversicherung«,  in 
der  Zeitschrift  für  Handelsrecht  XXXH, 
S.  439.  Gerber,  »Svstem  des  deutschen 
Privatrechts«,  1849,  n,^§  202.  Endemann, 
»Das  deutsche  Handelsrecht«,  3.  Aufl.,  S.  846. 
A.  Emminghaus,  »Die  Unanfechtbarkeit 
der  Police«,  in  Ehrenzweigs  Jahrbuch  1888, 
II,  S.  3 ff.  Derselbe,  »Die  Behandlung 
des  Selbstmordes  in  der  Lebensversicherung«, 
Leipzig  1875.  Cesare  Vivante,  »Der 
Selbstmord  in  der  Lebensversicherung«,  in 
Ehrenzweigs  Jahrbuch  XIII.  (eine  oratorisch 
gewandte,  aber  nicht  ^vissenschaftlich  be- 
gründete Verteidigung  der  sogenannten  Un- 
anfechtbarkeitsklausel aus  neuester  Zeit). 
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Vorsichtige  Lebensversicherungsanstalten 
pflegen  in  Verträgen  über  Lebensversiche- 
rungen im  weiteren  Sinne  den  Fall  vorzu- 
sehen, dass  sich  nach  Abschluss  der 
Versicherung  in  den  Lebensver- 
hältnissen des  Versicherten  nach 
dessen  eigener  freier  Entschlies- 
sung  Veränderungen  vollziehen, 
welche  erfahrungsmässig  erheb- 
lich lebenverktirzend  wirken  kön- 
nen. Vor  allem  fordern  sie  rechtzeitige 
Anzeige  solcher  Veränderungen  —  Berufs- 
wechsel, Domizilwechsel,  Reisen,  Kriegs- 
dienst —  imd  behalten  sie  sich  die  Ent- 
scheidung darüber  vor,  ob  der  Vertrag  unter 
veränderten  Verhältnissen  überhaupt  oder 
doch  unverändert  fortbestehen  soll.  Der 
Vorbehalt  solcher  Entscheidung,  wenn  er 
sich  in  der  Tliat  niu-  auf  Fälle  wesentlicher 
und  erheblicher  Veränderungen  erstreckt, 
ist,  namentlich  bei  Lebensversicherungsan- 
stalten auf  Gegenseitigkeit,  vollkommen  ge- 
rechtfertigt, da  nur  auf  solchem  Wege  eine 
annäliemde  Gleichheit  der  von  aUen  Ver- 
sicherungsnehmern,  die  hier  zugleich  Ver- 
sicherer sind,  zu  tragenden  Gefahren  her- 
gestellt werden  kann.  Die  für  Veränderun- 
gen, welche  die  Fortdauer  des  Vertrages 
nicht  ausschliessen ,  aber  erfahrungsmässig 
das  Risiko  wesentlich  erhöhen,  übliche  For- 
derung von  basonderen  Zuschlagsprä- 
mien soll  der  Gesamtheit  der  Versichenmgs- 
nehmer  ein  Aecpiivalent  für  die  Erhöhung 
der  Gefahr  bei  einzeloen  bieten.  Freilich 
kann  sich  ihre  Bemessung  nicht  auf  ge- 
nügend sichere  Berechnung  stützen.  Der 
hie  imd  da  üblich  werdende  Verzicht  auf 
jede  Anzeige  von  Veränderungen,  auf  jeden 
Versuch  der  Ausgleichung  neu  eintretender 
erheblicher  Gefahren  kann  —  gleichviel,  ob 
er  alsbald  beim  Vertragsabschlüsse  oder  erst 
nach  mehrjährigem  Bestände  der  Versiche- 
rung wirksam  wii'd  —  nur  als  ein  auf  Ver- 
mehrung des  Zuganges  abzielendes  leicht- 
fertiges Zugeständnis  an  die  Begehrlichkeit 
der  Menge  aufgefasst  werden  und  führt 
selbstverständlich  dazu,  dass  die  unter  nor- 
malem Risiko  bleibenden  Versicherten  die 
von  einzelnen  Genossen  nach  eigener 
Wahl  übernommenen  höheren  Gefahi*en  mit 
tragen  müssen. 

Dagegen  kommt  mit  Recht  der  Gnmd- 
satz  mehr  und  mehr  zur  Geltung,  dass  in 
der  Lebensversicherung  im  weitei-en  Sinne 
alle  diejenigen  Gefahren  für  Leben 
und  Gesundheit  ohne  besonderes 
Entgeld  mit  übernommen  werden 
müssen,  denen  sich  die  Versicher- 
ten nicht  entziehen  können,  und 
dass,  wenn  durch  solche  Mitübernahme  eine 
Last  entsteht,  welcher  die  tarifmässige 
Leistung  der  Versicherung-snehmer  niclit 
entspricht,     die    allgemeinen    Tarifprämien 


entsprechend    erhöht    werden     müs^n  - 
wenigstens  bei  Lebensversictierungisanstah'.L 
auf  Gegenseitigkeit,    Z.  B.  muss  in  Staat-ri. 
wo  die  allgemeine  Wehipflicht  besteht.  m,-\ 
diesem  Grundsatze  die  Gesamtheit  der  Vm- 
sicherungsnehmer  auf  Gegenseitigkeit  *Ii- 
Gefahr  des  Kriegsdienstes  der  Wea:- 
pflichtigen  unter  ihnen  —  aber  nur  •lit^^r. 
nicht  auch  die  der  Berufssoldaten   —  iii* 
übernelimen.     Die  Lebensversichenmg>liaai 
für    Deutschland    zu  Gotha    hat    im  -M-- 
1S88    als    erste    Lebens  versichern  ng^'LMa.- 
diesen   Grundsatz    konsequent    zur  G»'l!ii.' 
gebracht    Sie  ist  sich  darüber  kla^gewe^-.. 
dass  sie  so  wenig  wie  irgend    eine  qq^Ikt- 
Anstalt  die  Einwirkung  von  iLriegen,  wekhr 
in   ihrem  Geschäftsgebiete  ausbrechen,  ad 
ihren     Versicherungsbestand     zu     errae^r^f: 
vennöge.     Aber  sie  hat   darauf    rerzi<iitH\ 
bei   Uebernahme   des   Risikos    ihren   aii:.'- 
meincn  Tarif  zu  erhöhen,  nachdem  si^/*^- 
mittelt  hatte,  dass  die  ihr  durch  ihren  TarJ 
gewährten  Mittel   zur  Deckimg  von  Krie^>- 
verlusten,  wie  sie  überhaupt  in  Bec-hnim: 
gezogen  werden  müssen  und   dürfen,  si\>- 
reichen.   Kriege,  welche  so  verheerend  i^in  1 
dass  sie  bestehende  Staaten  mit  ihrer  a- 
samten  Kultur  über  den  Haufen  werfen,  y^  r- 
nichten    nicht    nur    die    eine   oder   snd'-r^ 
liebensversichenmgsanstalt,  sondern  werf-rn 
alle  Anstalten  verständiger  Vorsorge  für  die 
Zukunft    über    den    Haufen.      Wollte  »Mnv 
Lebens  Versicherungsanstalt    ihren    Bestaiii 
auch   für   den   Fall   des   Ausbruches  da^ 
dreissigjährigen  Krieges  sichern,  so  vürle 
sie  um  Mittel  für  solchen  ZAveck  dochwotü 
in  Verlegenheit  geraten.     (Vergl.  über  «ti- 
^lassnahme  der  Gothaer  Bank   den  Beritht 
des  Eidgen.  Versicherungsamtes   für  l-^'^N 
S.  XVHff.,  bes.  S.  XIX.) 

Wesentlich  sind  in  heutigen  Ijeheni^ver- 
sicherungsverträgen ,  und  zwar  für  aüe 
Zweige  der  Lebensversicherung,  Bestim- 
mungen über  den  freiwilligen  Aus- 
tritt der  Versicherimgsnehmer.  Denn,  ^'i^ 
oben  gezeigt,  ist  es  heutzutage  Rechtens 
dass,  wer  den  Versicherungsvertrag  vor- 
zeitig lösen  will,  gewisse  Ansprüche  aus 
seinen  bisherigen  Leistungen  geltend  zß 
machen  berechtigt  ist  (Vergl.  oben  sub4.c,l 
Im  Versicherungsvertrage  sind  die  Bediß- 
gungen  des  Austritts  und  die  Leistungen, 
auf  welche  der  Versicherungsnehmer  im 
Falle  des  Austritts  Anspruch  haben  s^ll. 
genau  festzustellen.  Manche  Versicheruog?- 
anstalten  lassen  bei  der  Kapitalversichening 
auf  den  Todesfall  ihren  Versicherungsnehiiiera 
die  Wahl,  ob  sie  eine  Barherauszahlung  aus 
der  Prämienreserve  (Abgangs-  oder  Reserve- 
vergütung) oder  eine  neue,  dann  prämien- 
freie,  Police  von  der  Höhe,  wie  sie  das  R^ 
serveguthaben  als  Ablösungsprämie  gestatteli 
erwerben  wollen.    Manche  Anstalten  halten 
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ieY\  \>ei  stillschweigender  Unterlassung  der 
rämieiizahhuig  den  Versicherungsnehmern 
Lne  2^it  lang  den  Anspruch  auf  eine  den 
isher  geleisteten  Prämienzahlungen  ent- 
precliende  Police  offen  und  rühmen  sich 
lantv  der  »Unverfallbarkeit«  ihrer  Policen, 
iückge^währung  aus  der  Prämienreserve 
►flegea  auch  im  Versicherungsverträge  für 
iiaiiche  derjenigen  Fälle,  in  denen  der  Ver- 
dciieriingsnehmer,  abgesehen  von  der  Nicht- 
ZÄhlung  der  Prämie,  ziu-  Aufgebung  des 
Vertrages  genötigt  winl,  vorgesehen  zu  sein. 
(Vergl.  über  Kückge Währungen  überhaupt 
die  sclion  citierten  Berichte  des  Eidgenöss. 
Versicherungsamtes,  insbesondere  den  für 
IBSS,   S.  XIII  ff.) 

INicht   wesentlich    zum   Lebensversiche- 
rmigs vertrage,  aber  häufig  —  bei  der  Kapi- 
tal Versicherung  auf  den  Todesfall  —  in  dem- 
selben   zugestanden    ist   der  Anspruch  des 
Versicherungsnehmei-s    auf    Darlehen  — 
Vorschüsse  —  auf  die  Police,  deren  Gre- 
währiing  oft  ein  gutes,  bisweilen  das  einzige 
Mittel    ist,   dem    Versicherungsnehmer    die 
Fortsetzung    der   Versicherung    zu    ermög- 
lichen.    Neuerdings  werden  von  deutschen 
Anstalten    meist   auch   den   Versicherungs- 
nehmern gegen  Hinterlegung  der  Police  Dar- 
lehen    zum    Zwecke    der   Bestellung    von 
Dienstkautionen  —  sogenannten  Kautions- 
darlehen —  gegeben.  Da  diese  Darlehens- 
gewährung   solche   Personen,    welche    auf 
anderem  Wege  die  von  ihnen  zu  bestellen- 
den Dienstkautionen  nicht  beschaffen  können, 
ziu-     Lebensversicherung     bestimmen    soll, 
muss   sie  meist  alsbald   bei  Abschluss  des 
Versicherungsvertrages  und  bevor  noch  die 
Police  selbst  ein  entsprechendes  Wertobjekt 
bildet,   erfolgen.     Deshalb   muss  hier   der 
Versicherer  gewisse  Kautelen  —  zweitstellige 
Verpfändung   der  Kautionsurkunde,   regel- 
mässige Abzahlimgen,  Bildung  eines  Sicher- 
heitsfonds und  dei-gleichen  —  voi-sehen. 

Wesentlich  nicht  zum  Lebensversiche- 
ningsvertrage  überhaupt,  aber  zum  Lebens- 
versicherungsvertrage auf  Gegenseitig 
keit  sind  Bestimmungen  über  die  Ver 
teilung  des  Ueberschusses  unter 
die  Versicherungsnehmer  und  die 
Tragung  der  Verluste  durch  die 
selben.  Die  Beteiligung  der  Versicherungs- 
nehmer an  den  Ueberschüssen  kann  sehr 
verschiedenartig  geregelt  werden  und  ist 
thatsächlich  sehr  mannigfaltig  geregelt  Ver- 
gegenwärtigt man  sich,  dass  die  Ueberschüsse 
einer  Lebensversicherungsgesellschaft  auf 
Gegenseitigkeit  in  dem  besonders  wichtigen 
Yersicherungszweige ,  der  Kapitalversiche- 
nmg  auf  den  Todesfall,  vorzugsweise  aus 
drei  Quellen  entstehen,  nämlich  zunächst 
aus  der  überrechnungsmässigen  Verzinsung 
der  Fonds,  sodann  aus  etwaigem  Gewinne 
durch    Sterblichkeit     (Minderaufwand     für 


SterbefäDe  gegenüber  der  Erwartung  nach 
der  Sterblichkeitstafel)  und  endlich  drittens 
aus  den  bei  sparsamer  Verwaltung  erübrig- 
ten Teilen  der  in  den  Tarifprämien  entbo- 
tenen Kostenzuschläge  (zur  mathematischen 
Prämie)  und  dass  von  diesen  Gewinnen 
eigentlich  nur  der  letztgenannte  in  einer 
direkten  Beziehung  zur  Jahresprämie  steht, 
so  wird  man  zugeben,  dass  die  immer  gleich- 
bleibende Tarifprämie  nicht  allein  den  rich- 
tigen Verteilungsmassstab  für  die  Ueber- 
schüsse bilden  kann.  Am  gerechtesten 
würde  es  sein,  den  überschüssigen  Zinsge- 
winn nach  der  Prämienreserve  (der  einzel- 
nen Versicherung),  den  Sterblichkeitsgewinn 
nach  den  in  den  einzelnen  Altersklassen  be- 
obachtetenSterblichkeitsdifferenzen  (zwischen 
Wirklichkeit  und  Erwartung)  und  den  Zu- 
schlagsgewinn nach  Verhältnis  der  in  den 
Tarifprämien  enthaltenen  Kostenzuschläge 
selbst  zu  verteilen ;  allein  ein  solches  System, 
welches  durch  den  bei  den  Amerikanern 
vor  einigen  Decennien  fast  allgemein  einge- 
führten, neuerdings  aber  vielfach  durch  die 
Tontinendividende  verdrängten  »Kontribu- 
tionsplan« angestrebt  worden  ist,  fällt  so 
vernickelt  aus,  dass  es  von  dem  Publikum 
zumeist  nicht  verstanden  und  dalier  auch 
nicht  gewürdigt  werden  kann.  Eine  bessere, 
weil  praktischere  Losung  ist  daher  erst 
diu*ch  das  von  der  Gothaer  Bank  im  Jahre 
1883,  leider  noch  nicht  obligatorisch,  einge- 
führte, sondern  neben  der  Ueberschussver- 
teilung  allein  nach  Höhe  der  Jahresprämie 
zur  Wahl  gestellte  »gemischte  System«  er- 
zielt worden,  nach  welchem  der  Zinsgewinn 
(und  ein  weiterer  mit  der  5jährigen  Aufbe- 
wahrung der  jeweiligen  Jahresüberschüsse 
zusammenhängender  Gewinn)  nach  der 
Prämienreserve,  der  ganze  übrige  nach 
Massgabe  der  Jahresprämie  selbst  verteilt 
wird.  Dem  Versicherungsnehmer  gewährt 
dieses  System  noch  den  besonderen  Vorzug, 
dass  es  unter  gleichbleibenden  Verhältnissen 
der  Gewinnerzeugung  zu  einer  mit  der  Ver- 
sicherungsdauer stetig  steigenden  Dividende 
führt,  die  sogar  die  Jahresprämie  überstei- 
gen kann,  und  dass  dasselbe  also  die  Prä- 
mienlast gerade  in  den  Altern  wesentlich 
veiTingert,  in  welchen  die  Arbeitskraft  nach- 
zulassen pflegt. 

Der  Vorteil  der  Anteilssteigerung  oder, 
was  dasselbe  sagen  will,  der  fortschreitenden 
Minderung  der  Prämienlast,  ist  bei  der  Ein- 
führung anderer  Systeme  der  Ueberschuss- 
verteilung  —  bei  denjenigen,  wo  die  Summe 
der  gezahlten  Prämien  oder  die  Höhe  des 
Reserveguthabens  den  einzigen  Massstab 
bildet,  zu  einseitig  ins  Auge  gefasst  worden. 
Und  es  führen  diese  Systeme  zu  einer  un- 
gerechten Bevorzugung  der  älteren  Ver- 
sicherungsnehmer, wähi-eud  die  ältere  Me- 
thode,  die  Verteilung  nach  Massgabe  der 
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Jahrespräraie ,  die  jüngeren  Vereicherungs- 
nehmer  zu  sehr  begünstigt.  Die  seit  einer 
Reihe  von  Jahren  in  Deutschland  bei  Aktien- 
wie  bei  Gregenseitigkeitsgesellschaften  ein 
geführte  sogenannte  »steigende  Dividende*, 
worunter  man  die  üeberschussverteilungs- 
arten  zu  verstehen  hat,  welche  ohne  Rück 
sieht  auf  die  verschiedene  Ergiebigkeit  der 
Ueberschussquollen ,  lediglich  auf  mit  dem 
Alter  der  Versicherung  steigende  Prämien- 
ermässigung abzielen,  haben  ein  überaus  be- 
denkliches Element  in  die  deutsche  Lebens- 
versicherung eingeführt.  Im  rticksichtslosen 
Wettbewerb  versprachen  nun  auch  Gesell- 
schaften, bei  denen  überhaupt  dauernd 
üeberschusserzielung  mehr  als  zweifelhaft 
war,  steigende  Ueberschussanteile  für  die 
Dauer  der  bei  ihnen  bestehenden  Versiche- 
rungen und  konnten  durch  wirkliche  stei- 
gende Prämienermässigung  in  den  ersten 
Versicherungsjahren  die  Wahr  machung  ihres 
Vei-sprechens  für  die  Zukunft  vortäuschen. 
Manche  Gesellschaften  verteilen  ihre  üeber- 
schüsse  für  jedes  Jahr  alsbald  im  darauf 
folgenden,  manche  bewahren  dieselben  meh- 
rere Jahre  auf  und  verteilen  erst  dann 
immer  zuerst  den  längst  aufbewahrten  Teil; 
manche  geben  für  jede  geleistete  Prämien- 
zahlung Anteil  und  gewähren  bei  mehr- 
jähriger Aufbewahrung  der  Ueberschüsse 
nach  Ablauf  der  Versicherungen  noch  Pro- 
messen für  die  letzten  Prämienzahlungen 
hinaus;  manche  berücksichtigen  bei  der 
Verteilung  nur  solche  Versicherungsnehmer, 
deren  Reserveguthaben  bereits  der  Ver- 
sichenmgssumme  gleichgekommen  ist.  Ver- 
schieden ist  auch  die  Art  der  Zusclieidung 
der  Ueberschussanteile.  In  Deutschland  ist 
die  Zuscheidung  durch  Abzüge  an  der  Prämien- 
zahlung üblich  —  die  »Dividende«  mindert 
die  Prämien  des  Jahres,  in  dem  sie  zur  Ver- 
teilung gelangt,  wird  an  dieser  Prämie  in 
Abzug  gebracht.  In  England,  teilweise  auch 
in  Nordamerika,  ist  mehr  die  Aufsammlung 
der  Ueberschüsse  und  der  Zuschlag  der  auf- 
gesparten und  fortverzinsten  Ueberechüsse 
zur  Versicherungssumme  in  Geltung.  Gnmd- 
princip  bei  der  Versicherung  auf  Gegensei- 
tigkeit rauss  es  sein,  dass  der  einzelne  Ver- 
sicherungsnehmer alles  zurückerhält,  was 
auf  seinen  Anteil  von  der  Gesamtheit  dessen, 
was  die  Gesellschaft  über  ihre  Verbindlich- 
keiten hinaus  —  hier  natürlich  die  voll- 
kommene Deckung  der  zukünftigen  Verbind- 
lichkeiten mit  berücksichtigt  —  eingenom- 
men hat,  entfällt.  Erwerbsgosellscliaften, 
welche  des  Geschäft  der  Lebensversichenmg 
betreiben,  mögen,  wenn  sie  den  Vei-siche- 
rungsnehmern  Anteile  an  den  Ueberschüssen 
gewähren,  in  der  Methode  der  Verteilung 
dem  einen  oder  anderen  Beispiele  von 
Gegenseitigkeitsanstalten  folgen ;  aber  es 
liegt   hier    in    der   Natur    der  Dinge   kein 


'  Zwang  zur  Verteilung  von  UeberscAtl-jSr: 
überhaupt  noch  aber  gar  zur  Verteiiunc 
der  ganzen  Ueberschüsse  unter  die  Versi^^-h— 
rungsnehmer.  Der  Verteilung  der  gaaz.^! 
Ueberachüsse  steht  sogar  der  Anspruch  il-ir 
Aktionäre  entgegen. 

Geschäftsverluste,      welche       ^e: 
Lebeusversicherungs  -  Aktiengesellschaft rs 
den  Aktionären   ziu:  Ijast  fallen,    sind    tiei 
Lebensversicherungsgesellschaften  saü  Geg^i- 
seitigkeit  von  den  Versicherten ,  die  hier  ja 
zugleich  Versicherer  sind,    zu  tragen.     Die 
Regelung  der  Lastenverteilung  bildet    bi-? 
einen  wesentlichen  Bestandteil  des  Versi^h-'- 
rungs Vertrages.    Am   richtigsten  wird  diese 
Verteilung    jedenfalls    der    Uebersc^hussv^r- 
teilung  analog  geregelt.    In  dem  Statut  J-t 
ältesten    deutschen   Lebensversicherungsan 
stalt  würde,   als  diese  das  sogenannte  s?^ 
mischte  System  der  Uebei-schussverteiluuir 
zur  Wahl  stellte,  gewiss  auch,  was  die  3Iit- 
tragung    von    Verlusten     anbelangt,     eiz>^ 
Aendenmg  eingetreten  sein,  wenn  hier  nicht 
nach   jeder    menschlichen    Berechnung  em 
den   aufgesammelten  Sicherheitsfonds  ülier- 
steigender  Verlust  ausser  Betracht  gelass»  n 
werden   könnte.    Hier  ist  die  Bestimmung 
unverändert  geblieben,  dass  solche  Veririst^ 
durch   Zuschüsse    nach   Höhe    der  Jahre>- 
normalprämie    zu    decken    seien.      Durch 
Nichtfortsetzung     der    Versichening    kann 
si(^h    jeder    Versicherungsnehmer   von   der 
Pflicht  zur  Zahlung  solcher  Zuschüsse  be- 
freien.    Es  leuchtet  ein,  dass  jede  solch? 
Selbstbefreiung   eine   Entlastung  nicht  nur 
der  übrigen  Versichenmgsnehmer,  sondern 
einen  Zuwachs  verfügbarer  Mittel  für  die^ 
zur  Folge  haben  würde.  Die  Wahl  zu  lassoQ 
zwischen  Zahlung  von  Zuschüssen,  welche 
der  Ueberschussverteüuug  analog  den  Be- 
teiligten zugemessen  werden,  und  der  Ver- 
zichtleistung  auf   jeden    fernerweiten  An- 
spruch    aus     dem    Versicherungsvertrags, 
dürfte  das  Richtigste  sein. 

8.    Unternehmiingsfomieii.     Wie  (üe 
meisten  anderen  Gattungen  der  Versicherung 
wird  auch   die  Lebensversicherung  teils  als 
Erwerbsgeschäft  von  Erwerbs-  (ausschhes.s- 
lich  Aktien-)  Gesellschaften,  teils  von 
auf    Gegenseitigkeit    begründeten 
Gesellschaften      betrieben.       In    ver- 
schiedenen Ijändern  ist  —  selbst  bei  unge- 
fähr gleicher  Zahl  —  die  Bedeutung  diesf-r 
Unternehmungsformen       vei-schieden.     In 
Deutschland  überwog  lange  Zeit  nach  dem 
Aufkommen   der   Lebensversichenmgen  an 
Bedeutung  bei  weitem  das  Gegenseitigkeits- 
princip.     t'nd  die  Tliatsache,  dass  hier  alle 
Aktiengesellschaften  nach  und  nach  diin^h 
Einführung  einer  gewissen  Gewinnbeteiligung 
ihrer  Versicherungsnehmer  in  e  i  n  e  m  Stöcke 
sich  gegenseitigkeitsähnlich  gemacht  haben, 
zeigt  deutlich,  welcher  von  beiden  Formen 
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loi"       die    Sympathieen     der    Menge    sich 
enigstens  in   früheren  Zeiten  zugewendet 
t\\ieii-       Es   leuchtet   ein,   dass   weder   die 
linfiUming  solcher  Gewinnbeteiligung  noch 
ie    Hie   und   da  versuchte  Einführung  einer 
re^wissen    Greschäftskontrolle     seitens     der 
rei^iclierungsnehmer  an   der  Rechtseigen- 
.ruiiliclikeit    der    Aktiengesellschaft    etwas 
iiidert,  —  Viel  und  heftig  ist  über  die  Vor- 
silbe    der  einen   oder   der  anderen  ünter- 
ne\\m\ingsform   für   die  Lebensversicherung 
gestritten  worden.  Nicht  zu  bestreiten  ist,  dass 
«lie    Atiwendung    der  Aktiengesellschaft  auf 
ilie  Lebensversicherung  diesen  Versicherungs- 
z>Äreig  mächtig  gefördert  und  zur  Yerbreitung 
des    Bedürfnisses    nach  und  des  Verständ- 
nisses für  Lebensversicherung  sehr  wesent- 
lich  beigetragen   hat.    Nicht   zu   bestreiten 
ist  aber  auch,  dass  erstens  die  Anwendung 
dieser     ünternehmungsform     aus     inneren 
Gründen  hier  weuiger  geboten  war  als  bei 
anderen  Versicherungsgattungen,  und  dann, 
dass    von   zwei   gleich,    und    zwar    bereits 
namhaft,  ausgedehnten,  gleich  rationell  ein- 
gerichteten und  verwalteten  Lebensversiche- 
riingsanstalten,   von   denen   die  eine  durch 
eine     AktiengeseUschaft,     die    andere    auf 
Gegenseitigkeit  betrieben  wird,  die  letztere 
ihre  Leistungen  zu  massigerem  Preise  muss 
anbieten  können  als  die  andere.    Die  Rich- 
tigkeit   der    ersteren   Behauptung   gründet 
sich    auf  den  Mangel   eines  beträchtlichen 
und  unberechenbaren  Risikos  in  der  Lebens- 
vei-sichening  wenigstens  von  dem  Zeitpunkte 
an,  wo  das  »Gesetz  der  grossen  Zahl«  zur 
Geltung  kommt.     Von   diesem   Zeitpunkte 
an  ist  das  Aktienkapital  überflüssig,  ja  mehr 
Ballast  als  Frachtgut.    Im  Jahre  1898  be- 
trieben   20    deutsche   Lebensversicherangs- 
aktiengesellschaften  ihr  im  ganzen  sehr  um- 
fangreiches Geschäft   mit   einem   zum  Teil 
aber  noch   für  andere  Versicherungszweige 
niithaftenden  Gesamtaktienkapital  von    194 
Millionen  Mark,   wovon   aber  nur  gegen  76 
Millionen  eingezahlt  waren.   Die  Richtigkeit 
der   anderen  Behauptung   erhellt   aus   dem 
Umstände,  dass  der  Aktiengesellschaft  min- 
destens doch  aus   den  Zinsansprüchen  der 
Aktionäre   Mehrausgaben   erwachsen.     Der 
hieraus  entspringende  Vorzug   der   Gegen- 
seitigkeitsanstalt kann  aber   freilich   eben 
wegen  der  verhältnismässigen  Geringfügig- 
keit des  Aktienkapitalbedarfes  für  die  Lebens- 
versicherung auch  geringfügig  werden.   Und 
zu  leugnen   ist  nicht,   dass   er  im  Anfange 
einer    Lebens  Versicherungsgesellschaft    auf 
Gegenseitigkeit  dann  ganz  ausbleibt,  wenn  es 
nicl;t  möglich  ist,  mit  einem  grossen,  bereits 
vor  der  Eröffnung  angesammelten  Versiche- 
ruugsbestande  zu  beginnen,  was  heutzutage 
bei  der  stark  entwickelten  Konkurrenz  nur 
schwer  gelingt.    Denn  dann  ist  auch  hier  ein  i 
Gründungs-  und  Garantiekapital  wenigstens  | 


für. den  Anfang  nötig  und  verlangt  dieses 
ebenfalls  Verzinsung.  Thatsächlich  pflegen 
allerdings  gutgeleitete  Gegenseitigkeitsan- 
stalten sich  in  einigen  Stücken  vor  selbst 
verständig  verwalteten  Lebensversicherungs- 
aktiengesellschaften zum  Vorteil  ihrer  Klientel 
auszuzeichnen,  so  namentlich,  was  die  Spar- 
samkeit der  Verwaltung  und  die  Festhaltimg 
des  Versichertenbestandes  betrifft.  Allein 
das  hat  wenigstens  notwendig  nichts  mit 
der  ünternehmungsform  zu  thun  und  ist 
nur  die  Folge  einer  allerdings  meistens  aus 
dieser  Form  herauswachsenden  ander^'eiten 
Auffassung  des  Berufes. 

Die  Unlösbarkeit  der  Aufgabe,  die  Ver- 
sicherten einer  gix)ssen,  weitverbreiteten 
Lebensversicherungsanstalt  auf  Gegenseitig- 
keit an  der  Gesetzgebung  und  Ver- 
waltung wirksam  und  gerecht  zu 
beteiligen  —  die  Generalversammlung  ist 
ein  schwacher  Notbehelf  und  kann  eine  ge- 
fährliche Waffe  selbst  gegen  die  Sicherheit  der 
Anstalt  sein  —  bewirkt  es,  dass  auch  von  dieser 
Seite  her  dem  Gegenseitigkeitsprincipe  kein 
erheblicher  Vorzug  gesichert  ist.  Kurz,  der 
obenaugedeutete  Streit  wird,  wie  heutzutage 
die  Dinge  in  Kulturländern  liegen,  kaum 
endgiltig  zu  Gunsten  des  einen  oder  des 
anderen  Principes  entschieden  werden  können. 
Wenn  die  Institute  beider  Formen  aus  ihm 
den  Antrieb  zur  sorgfältigen  und  eifrigen 
Verwertung  der  jeder  eigentümlichen  Kraft- 
quellen entnehmen,  so  wii*d  dies  für  die 
Entwdckelung  der  Lebensversichenuig  das 
günstigste  Ergebnis  sein. 

9.  Organisation  der  Verwaltung.  Diese 
ist  bei  der  Lebensversicherung  besonders 
bedeutsam  wegen  der  Gewichtigkeit  der 
Interessen,  welche  einer  Lebensversicherungs- 
anstalt anvertraut  weixien.  Zwar  ist,  wie 
für  aUe  wirtschaftlichen  Unternehmungen, 
welche  nicht  ganz  verschiedenartige  Zweige 
wirtschaftlicher  Thätigkeit  nm*  zufällig  in 
sich  vereinigen,  auch  für  die  Lebensver- 
sicherung die  einheitliche,  monarchische 
Form  der  Verwaltung  —  höchstens  ein- 
geschränkt durch  die  Anordnung  einer  be- 
ratend mitwirkenden  Körperschaft,  aber  so, 
dass  der  Leiter  doch  stets  die  voUe  Ver- 
antwortung ti-ägt  —  die  beste,  weil  nur  sie 
einheitliche,  gleichmässige ,  grundsätzliche 
und  zugleich  bewegliche  und  that kräftige 
Leitungsarboit  gewälirleistet  und  weil  bei 
ihr  Zeit-,  Kraft-  und  Kosten  Vergeudung, 
welche  aus  der  Vielköpfigkeit  entspringen, 
vermieden  werden  ^).    Allein  bei  kaum  einer 


*)  Die  praktischen  Eug;länder  legen,  so 
viele  Ehrenvorsteher,  Präsidenten,  Direktoren, 
Beisitzer  etc.  auch  die  Leitung  ihrer  Lebena- 
versicherungsanstalten  schmücken  mögen,  doch 
die  eigentliche  Leitungsarbeit  stets  in  die 
Hand  eines  Mannes,  des  beinahe  unumschränkt 
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anderen  wirtschaftlichen  Unteraehmung  ist 
die  stete,  eindringende  und  wachsame  Be- 
aufsichtigung der  Verwaltungsthätigkeit  so 
nötig  wie  hier  —  und  dies  zwar  eben  mit 
Rücksicht  auf  die  Gewichtigkeit  der  Inte- 
ressen, welche  hier  der  Verwaltung  an- 
vertraut sind.  Diese  Aufsicht  wird  am 
besten  geteilt  zwischen  einer  zugleich 
gesetzgebenden  und  oberaufsicht- 
führenden und  einer  der  eigentlichen 
Verwaltung  koordinierten,  ihr  gegenüber 
selbständigen  und  stets  jede  Amtshandlung, 
namentlich  aber  das  ganze  Rechnimgs-  und 
Buchungswesen  auf  Gesetzmässigkeit  und 
Richtigkeit  prüfenden  Stelle  —  Re- 
visionsbehörde — .  Diese  letztere  wird 
am  besten  gleich  der  Verwaltung  von  der 
gesetzgebenden  und  oberaufsichtführenden 
Stelle  eingesetzt.  Der  leitende  Verwaltungs- 
beamte und  die  Revisionsbearaten  werden 
zweckmässig  womöglich  auf  ihre  Amts- 
pflichten behördlich  vereidigt.  Dem  ersteren 
auch  materielle  Sicherheitsleistung  aufzu- 
erlegen, empfiehlt  sich  durcliaus.  Ausser- 
dem mag  für  selbständige  Mitwirkimg 
mehrerer  von  einander  unabhängiger  Per- 
sonen bei  allen  Gassa-  und  Depotgeschäften 
gesorgt  werden. 

Die  gesetzgebende  und  oberauf- 
sichtführende Stelle  kann  nicht  wohl 
anders  wie  als  ein  Kollegium  gedacht  werden, 
BeiderLebensversicherungsaktiengesellschaft 
wählen  und  bevollmächtigen  dieses  Kollegium, 
den  Aufsichts-  oder  Verwaltungsrat,  die 
Aktionäre;  bei  Lebensversicherungsanstalten 
auf  Gegenseitigkeit  wird  dasselbe  in  der 
Regel  aus  der  Zahl  der  Versicherten  von 
der  Generalversammlung  der  berechtigten 
Versicherten  gewählt.  Bei  der  Zerstreuung 
der  Teilhaber  einer  grossen,  weitverzweigten 
Lebensversicherungsanstalt  ist  es  stets  sehr 
zweifelliaft,  ob  solche  Generalversammlungen 
wirklich  Repräsentationen  des  Mehrheits- 
willens der  Teilhaber  darstellen;  in  der 
gi-ossen  Mehrzahl  der  Fälle  sind  sie  nur 
Repräsentationen  sehr  winziger  Minoritäten. 
Auch  können  ja  die  weitzerstreuten  Ver- 
sicherungsnehmer unmöglich  wissen,  welche 
unter  den  dem  Sitze  der  Verwaltung  nahe 
wohnenden  Versicherungsnehmern  die  ge- 
eignetsten zur  Oberaufsichtsfühnmg  sind. 
Aus  diesen  Gründen  hat  der  geniale 
E.  \y.  Amoldi  beim  Aufbau  seiner  Lebens- 
versicherungsbank von  vornherein  auf  der- 
artige in  ihrer  Zusammensetzung  lediglich 
vom  Zufalle  abhängige  Wahlkörperschaften 
verzichtet,  dagegen  die  Mitwirkimg  der  sämt- 
lichen Versicherungsnehmer  geographisch 
abgegrenzter,  dem  Sitze  seiner  Bank  benach- 

waltenden  „Manager",  dem  als  wichtigster  Ge- 
hilfe für  die  rein  technischen  Arbeiten  der 
Mathematiker,  „Actuary",  beigegeben  ist. 


barter  Kreise  wenigstens  bei  den  Wablt . 
der  Mitglieder  der  gesetzgebenden  und  Or-r:- 
anf sichtssteile  vorgesehen.  Er  hat  sich  ikl-i 
von  dem  Gedanken  leiten  lassen,  das^  »ik 
nächsten  Nachbarn  des  Anstaltssitzes  uot^; 
den  Gleichbeteiligten  eines  grossen  Veivb-i 
am  besten  wissen  und  sich  am  meist.^. 
dafür  interessieren  müssten,  was  die-ec 
fromme.  Der  Gedanke,  dessen  Verwirk- 
lichung zwar,  wie  alles  Menschen  wer  i 
manche  ünvoUkommenheiten  zeigt,  entiiL* 
unzweifelhaft  eine  der  denkbar  glüeklich-t'^j 
und  praktischsten  Lösungen  der  schwierijrt 
Aufgabe,  eine  zweckentsprechende  Interess^-a- 
vertretung  bei  der  Lebensversichenm{>- 
anstatt  auf  Gegenseitigkeit  zu  schaffen. 

10.   Wirtschaftliche    Bedeatang  der 
L.        Wenn     auch      die     LebensvenJchr- 
nmg   nach  Zweck    und   Struktur    mit  'kr 
Sparkasse    nichts    Wesentlicheres    ^aAi 
hat,    so    besteht    ihre    wirtschaftliche  Br- 
deutung     für     den     einzelnen     Beteiliun^a 
doch  u.  a.  darin,   dass  sie   für   ihn  eictü 
Antrieb  zur  Ei'sparung  oder  doch  einen  A:- 
trieb  zur  Vorsorge  für  wirtschaftliche  B- 
dürfnisse  der  Zukunft  enthält.    Bei  eini^^n. 
und    zwar    den    wichtigsten,    Formen   «itr 
Lebensversicherung,  richtet  sich  diese  V*»r- 
sorge  nicht  sowohl  auf  die  eigene  als  ad 
die  Zukunft  anderer  und  ist  sie  häufig  zu- 
gleich   Ausdruck    und    Beförderungsmitr^ 
treuen  Familiensinnes,  einer  je  weiter  vr-r- 
breiteten,  je  mehr  auch  wirtschaftlich  hcih- 
bedeutsamen   Eigenschaft.     Die   diux-h  äle 
Vergesellschaftung    ermöglichte    Sicherheit 
und  verhältnismässige  Billigkeit  solcher  Vt.r- 
sorge  befreit  und  entlastet  die  Kraft  für  dift 
Aufgaben  der  Gegenwart  —  ganz  dessen  zi 
geschweigen,  dass  sie  eine  kreditfönlerDoe 
Wirkung  hat  und  auch  selbst  Mittel  bietet, 
welche  zeitweilig  als  Sicherheiten  im  Kredit- 
verkehr verwertet  werden  können.    UeberaL'. 
wo  das  Gedeihen  gewisser  wirtsdiaftlieher 
Unternehmungen  von  dem  Leben  gewisser 
Persönlichkeiten  abhängt,  ermöglicht  häiifig 
die  Lebensversicherung  allein  den  Beginn 
und  die  ruhige  Fortführung,  da  sie  den  B^ 
teiligten  für  den  Fall  vorzeitigen  lblel'eo> 
der  fraglichen  Persönlichkeit  wenigstens  ein 
annäherndes  Aequivalent  für  deren  ^litarbeit 
sichert.     Die   abgekürzte    oder   alternative 
Lebensversicherung     und     die    Rentenver- 
sicherung können  im  Interesse  der  s<^rgen- 
freien  Lebenserhaltung  über   die  Zeit  der 
ungeschmälerten    Erwerbsfähigkeit    h\üm 
verwertet  werden  und  dienen  so  dazu,  ilass 
auch  jene  Zeit  gründlicher  und  wirtsarae^ 
ausgenutzt  werde. 

Für  die  Gemein  Wirtschaft  ist  es  von  er- 
heblicher Bedeutung,  dass  bei  hochgesteiger- 
ter Ent Wickelung  der  Lebensversichemn? 
mnfängliche  Ersparnisse  gemacht,  dass  de 
vor  dem  üebergange  in  die  Privatwirtschaft 
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e-r    Beteiligten  oft  lange  Zeit  in  der  Form 
on    langfristigen  Darlehen  den  nützlichsten 
rw.'oigen    -wirtschaftlicher  Thätigkeit    zuge- 
wendet und  dass  sie  auch  beim  üebergange 
11    <3ie  Privatwirtschaft  der  Beteiligten  schon 
K-e^^n   ihres  Ursprunges  und  getreu  ihrer 
^Stimmung  meist  nicht  wie  zufällige  Ge- 
A-inste  vergeudet,   sondern   zu  vernünftigen 
und.  sittlich  gerechtfertigten  wirtschaftlichen 
/^^v ecken  verwendet  werden.    Die  Verminde- 
rung der  Zahl  solcher  Personen,  welche  ohne 
fi-enide  Hufe  nicht  zu  existieren  vermögen, 
<lie    Möglichkeit  der  Heranbildung  jugend- 
licher   Personen   bei   frühzeitigem   Ableben 
ihrer  Ernährer  -^  das  sind  weitere  der  Ge- 
meinwirtschaft zu  gute  kommende  Vorteile 
der  intensiv  und  extensiv  gut  entwickelten 
Ijebeasversicherung.   Bei  guter  Organisation, 
rtHllicher  Verwaltung,   wirksamer   und  un- 
parteiischer Beaufsichtigung  der  Lebensver- 
sicherung kann  man  wolü  ein  hohes  Kopf- 
l>etreffnis  an  Lebensversicherimgssumme  für 
ein  Anzeichen  hochentwickelter  wirtschaft- 
licfher  Kultur  betrachten. 

11.     Die    Gesetzgebung.      Gegenüber 
keinem  Zweige  des  Versicherungswesens  ist 
die  Aufgabe  der  Gesetzgebung  so  schwierig 
und    wichtig   wie    gegenüber   der  Lebens- 
versichenmg.    Nur  ^nz  ausnahmsweise  hat 
man  versucht,  den  rein  bürgerlichrechtlichen 
Teil  dieser  Aufgabe  zu  lösen.    Der  Stoff  ist 
spröde  und  doch  zu  sehr  noch  im  Flusse. 
Dazu  kommt,   dass  die  Wissenschaft  noch 
nicht     zu    einer    gemeingiltigen     überein- 
stimmenden Beurteilung  und  Formulierung 
des  freilich  im  ganzen  noch  jungen  Lebens- 
versichenmgsverti-ages    gediehen    ist.      Es 
giebt    wohl    nur    wenige    gleich    wichtige 
Rechtsinstitute,  die  nach  Ursprung  und  Ent- 
wickelung  so  jungen  Datums  wären.    Aber 
auch  die  —  häufiger  versuchte  —  öffentiich- 
rechtliche  Gesetzgebimg  findet  in  der  Lebens- 
versiclienmg  eine  besonders  schwierige  Auf- 
gabe.    Vor  allem   fragt   es  sich:    soll  der 
Gesetzgeber  der  Staatsbehörde   das   Recht 
vorbehalten,     neuen     Lebensversicherungs- 
instituten die  rechtliche  Existenz  zu  gestatten 
oder  zu  versagen,  schon  bestehenden  solchen 
Instituten  bei  Strafe  der  Existenzentziehung 
vorzuschreiben,  wue  sie  sich  technisch  und 
administrativ  einrichten,  was  sie  in  ihrem 
Geschäftsbetriebe  thun  und  lassen  müssen? 
Oder  soll  der  Gesetzgeber  sich  darauf  be- 
schränken, von  den  Instituten,  deren  Er- 
richtimg er  nicht  beschränkt,  nur  zu  fordern, 
dass  sie  von  ihren  Einrichtungen  und  von 
ihrem  Thun  und  Treiben  öffentlich  genau 
—  vielleicht  in  vorgeschriebener  Form  und 
mit  verbürgter  Richtigkeit  —  Rechenschaft 
ablegen?    Die  erstere  Auffassung  führt  zu 
jener  Verantwortlichkeit,  welche  jede  bevor- 
mundende öffentlichrechtliche  Gesetzgebung 
im  Gefolge   hat   und  welche  gerade  einem 


so  schwierigen  und  wichtigen  Zweige  wirt- 
schaftlicher Thätigkeit  gegenüber  besonders 
schwer  zu  tragen  ist,  und  sie  führt  —  wie 
mehrfache  Erfahrung  zeigt  —  keineswegs 
zur  Verhütung  der  Miss  Wirtschaft,  wohl  aber 
leicht  zur  Zurückdrängung  und  Erstickimg 
von  Kräften,  die  sonst  Gedeihliches  schaffen 
würden.  Auch  ist  die  Theorie  und  Praxis 
der  Lebensversicherung  noch  viel  zu  sehr 
im  Flusse,  als  dass  eine  derartige  Bindung 
ohne  Schaden  für  die  Sache  durchführbar 
wäre.  Die  andere  Auffassung  dürfte  in 
Staaten  mit  hochentwickelter  Kidtur  nament- 
lich dann  am  ersten  zum  Ziele  führen,  wenn 
die  Staatsbehörde  die  gefoi'derten  Veröffent- 
lichungen auch  selbst  sachkundig  zu  sichten 
und  zu  prüfen,  das  Ergebnis  ihrer  Prüfung 
aber  dem  Publikum  übersichtlich  darzulegeu 
bestrebt  ist.  Dazu  gehört  allerdings  ein- 
dringende Sachkimde  und  grosse  Unpartei- 
lichkeit, und  es  kann  auch  auf  diesem  Wege 
nicht  jeder  Aüsswirtschaft  gesteuert  werden. 
Aber  doch  dürfte  mit  dieser  Lösung  im 
wesentlichen  alles  erschöpft  sein,  was  man 
von  der  öffentlichrechtlichen  Gesetzgebung 
und  Beaufsichtigung  desLebensversicherungs- 
wesens  zu  verlangen  berechtigt  ist.  —  lieber 
die  in  verschiedenen  Kulturstaaten  in  betreff 
der  Lebensversicherungsgesetzgebung  ein- 
geschlagenen Richtungen  s.  den  Art.  Ver- 
sicherungswesen. Bemerkt  sei  hier  nur, 
dass  ein  im  Frühjahr  1900  dem  Bundesrate 
vorgelegter  Entwurf  eines  deutschen  Reichs- 
gesetzes über  die  privaten  Versicherungsunter- 
nehmungen, welcher  von  dem  Grundsatz  der 
Konzession  und  der  eingreifenden  Staats- 
aufsicht ausgeht,  die  Lebensversicherung 
ganz  vorzugsweise  an  strenge  Normen, 
namentiich  was  die  Behandlung  der  Prämien- 
reserven  anbelangt,  bindet,  dass  auch  das 
Schweizerische  Bundesgesetz  vom  25.  Juni 
1885  von  denselben  Grundsätzen  ausgeht 
und  nur  dem  Ermessen  der  Aufsichtsbehörde 
grösseren  Spielraum  lässt,  dass  sich  das 
nämliche  von  der  österreichischen  Ministerial- 
verordnimg  vom  5.  März  1896  sagen  lässt 
und  dass  überhaupt  alle  neueren  gesetz- 
geberischen Versucne  und  Erlasse  überein- 
stimmend davon  ausgehen,  das  private  Ver- 
sichenmgswesen  überliaupt,  msbesondere 
aber  die  Lebensversicherung,  bedürfe  zu 
einer  gedeihlichen  Entwickelung  der  strengen 
Aufsicht  der  Staatsgewalt.  Das  ist  der  Zug 
der  Zeit! 

12.  Beispiele  von  Betriebsergebnissen. 
Bei  der  für  jeden  Sachkundigen  notorischen 
Unmöglichkeit,  auch  nur  einige  wenige  zu- 
verlässige Daten  zu  einer  Betriebsstatistik 
der  Lebensversicherung  der  Welt  zusammen- 
zustellen, mögen  nur  die  Leistungen  der 
deutschen,  österreichischen,  schweizerischen, 
englischen  imd  amerikanischen  Lebensver- 
sicherungsgesellschaften   durch    einige    be- 
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merkenswerte>5iff  ern  gekennzeichnet  werden. 
Dabei  wolle  beachtet  wei"den,  dass  es  zwar 
für  den  Wert  der  Leistungen  und  das  Mass 
der  Sicherheit  der  I^bensversicherungsan- 
stalten  nicht  einzelne  wenige  bestimmte 
Kriterien   giebt,   sondern   dass   beides    nur 


durch  vielseitige  Betrachtungen  klare*stelh 
werden  kann,  dass  aber  die  folgenden  I^airn 
wenigstens  zu  den  wichtigsten  g».4i«:rt:L 
welche  zu  jenem  Zwecke  ermittelt  zu  weri-L 
pflegen. 

Es  betrug: 


bei: 

16  öster-  6  schwei- 

:i?  aß  r- 

44  deut- 

reichi- 

zeri- 

80  eng- 

'    in  NV-B- 

scheu 

schen 

schen 

lischen 

t  York  7Bi>- 

Lebensversicherungsgesellschaften 

1898 

1898 

1897 

1898 

'   im 

Der  Bestand  an  Kapitalversichening   auf   den 

1 

Todesfall  am  Jahresschlüsse    .    Millionen  M. 

5777 

1706 

329 

II  247*; 

2392Ä 

Versicherungssumme    durchschnittlich    auf    die 

1 

Police M. 

4279 

2745 

3637 

728S 

10  IIQ 

Abgang  bei  Lebzeiten  durch  Aufgabe  der  Ver- 

sichernug  im  Laufe  des  Jahres  Millionen  M. 

118,3 

90,6 

5,9 

222,0 

I22S,t 

in  %  des  gesamten  durchschnittlichen  Versiche- 

rungsbestandes des  Jahres ®o 

1,98») 

4,9 

^7 

1,9 

4.; 

Verwaltungskosten  in  ^^  der  Jahreseinnahme  % 

11,86«) 

17,8 

9,0 

9.5 

22.7 

Fondsanlagen  a)  in  Hypotheken     ....    *  <, 

78,72 

17,3 

47,9 

9 

30.? 

b)  in  Grundeigentum   .    .    .     „ 

2,62 

7,9 

5,4 

i 

lO.O 

c)  in  Wertpapieren  .    .    .    .     „ 

3,70 

50,3     ' 

25,2 

V 

44.^ 

d)  in  anderen  Sicherheiten    .     „ 

8,14 

8,3     , 

4,8 

p 

Ö.9 

*)  Die  Abgangsprozentsätze  sind  bei  den  deutschen  Anstalten  sehr  verschieden  Sie 
schwanken  zwischen  0.38  und  24,01.  Bei  folgenden  elf  Anstalten  betragen  sie:  bei  Gotha  1^^. 
bei  Stuttgart  0,97,  bei  Leipzig  0,80,  bei  Karlsruhe  0,93,  bei  Lübeck  1,61,  bei  der  Concordia  1  jl 
bei  der  Berlinischen  Lebens  Versicherungsgesellschaft  1,87,  bei  „Germania"  1,23,  bei  „Viktoria" 
3,04,  bei  „Teutunia"  2,46,  bei  Magdeburg  3,44^  o-  ^ie  ersten  vier  Anstalten  sind  G^enseiti?- 
keitsanstalten. 

^]  Auch  die  Verwaltungskosteu  der  deutschen  Anstalten  sind  sehr  verschieden.  Sk 
schwanken  zwischen  1,67%  {Preussischer  Beamten  verein)  und  297,21  (Deutscher  Anker,  Berlin. 
Bei  den  obengenannten  vier  grossen  Gegeuseitigkeitaanstalten  betrugen  sie:  bei  Gotha  5a*', 
Stuttgart  5,95,  Karlsruhe  6,48,  Leipzig  6,03  »o- 

')  Diese  Bestandsangaben  stimnien  nicht  durchweg  mit  früher  —  auf  S.  554  bis  556  —  ge- 
machten, welche  zum  Teil  aus  den  nämlichen  Jahrgängen  stammen.  Die  Abweichung  beruht 
auf  der  Mit-  oder  Nichtberücksichtigung  der  industrial  brauch. 


Litteratur:  »So  ann  im  ganzen  die  Littcratur  der 
meiM^i  übrigen  Versicherungsarten,  so  reich  ist 
die  der  Lebensversicherung.  Eine  ziemlich 
vollständige  Vebcrsicht  dieses  LiUeraturziceiges 
bei  Karupf  Handbuch  der  Lebensrei'sicherung, 
Leipzig,  2.  Aufl,,  1885,  1.  Abt.  —  Die  im  deut- 
schen Buchhandel  von  1850 — 1890  erschienenen 
Schriften  sind  zusammengestellt  in  dein  in  Leip- 
zig bei  0.  Gracklauer  1891  erschienenen  i)  Ver- 
zeichnis sämtlicher  iichrifieji  atts  allen  Gebieten 
des  Versicherungswescnstt,  S.  IfSff.  Es  seien 
folgende  Schriften  hier  genannt:  LitlroWj  Die 
Lebensversicherungen  und  andere  Versorgungs- 
anstalten,  18S2.  —  Moser,  Die  Gesetze  der 
Lebensdauer,  1SS9.  —  P/i.  Fischer,  Grundzüge 
des  auf  menschliche  Sterblichkeit  gegrilndeten 
Versicherungswesens,  1860.  —  Wild,  Leihrenten-, 
Lebensversicherungsanstalten  etc.,  18G2.  —  Geyer, 
Die  Lebensversicherung  in  Deutschland  und  ihre 
gesetzliche  Regelung,  1878.  —  Elster,  Die 
Lebensversicherung  in  Dnttschland.  Ihre  volks- 
wirtschaftliche Bedeutung  und  die  Sotwendigkeit 


j      ihrer  gesetzlichen  Regelung,  1880.  —  Die  jvrü- 

I      tische  Litteratur  mit  guter  Auswahl  bei  L,  Ootd' 

Schmidt,    System   des   Handelsrechts,    S.  J"/. 

[      StvUgart    1891,    S.   61  f.    —   Iferselbe,  H^*^- 

I      buch      des     Handelsrechts,     S.     At^.,     1.   M-, 

j      Stuttgart  1897,    S.   355  f.    —    Victor  Ehren- 

I      berg ,      Versicherungsrecht,      I.     Bd.,     l^ip^i'} 

(Duncker    u.    Humblot)   189S.    —    J>t\    J.  van 

Schevicliaven,  » Vom  Leben  und  SteH^en.   A« 

I       Gestern     und    Heute     der    Leben*vcr$ichervnQ.-^ 

Aus  dem  Holländischen  übersetzt  von  H.  Tn  rnk(. 

Leipzig  und  Wien;   Franz    Dcnticke,  i^^- 

I       (htte   und  umfassende  populäre  Darstellung.  — 

Der  versichervngstechnische    Teil   der  Litieralnr 

wird   neuerdings,    namentlich    in   England,  for- 

zugstceise  in  periodischen  Schriften  (vergl.  :.  B- 

n  Journal  of  the  Institute  of  Actuariesnj  angehvi- 

In  Deutschland    mehr  in  Monographieen.    Ikd 

beschäftigten  sich  hier  auch,  xreni^slens  nehtnkr, 

Zeitschriften,  am  häufigsten  wohl  nAfastuti'  Rvnd- 

schauii,    N.    F.,    Leipzig ,    mit    dieser   Seite  df* 

Gcgcnhtandes.     Manche   wertrolle  Arbeiten  (i»d 
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tu    fierr^    theoretischen  Teile   von  Ehremiveigs 
'i  A.ss€ilruranZ'JahrbuchKi.  Die  nationalökfynomische 
Seilt?     -i^t  in   allen  Litteraturen   ziemlich  dürftig 
\ii\^eh<jL%ä,t:     Eine  Art  Standardwerk  bildet  immer 
^*ach     J57.   Herrmanns    nThef/rie    der  Versiche- 
ntriffu,    Graz  1869,  reich  an  Ideeen,  aber  die  that- 
siichKche  Entwiekelung   und   die  Entwickelunga- 
gre^fixen.    wenig   berücksichtigend.     In   dem   Art. 
Ve  rs%  cherungatoesen     wird     hierauf     des 
jinheren    einzugehen  sein,     Vergl.  übrigens  auch 
A..    TV€a,gner  in  Schi/nberg  I,    S.  1179 ff.     Die 
^tatistiache   Litteratnr  ist  im  vorstehenden  Auf- 
jfatze     gelegentlich    namhaft    gemacht,    wie    denn 
diLselbst  auch  bei  den  verschiedenen  Abschnitten 
bereits   auf  orientierende  Hauptwerke  gelegentlich 
aufmerksam    gemacht    wurde.      Faclizeitschriften 
i'jristieren  in  Deutschland,  Oesterreich,  Frankreich 
-itnd  England  recht  viele.     Eine   der  besten   ist 
fltr    e^iglische    ninsurance    Recordn ;     auch    d<is 
framösische    nJotimal   des  Assurancesa    hat  be- 
sonders wegen  der  Mitteilung  zahlreicher  riehter- 
lieber    Entscheidungen  eine    gewisse   Bedeutung. 
I>ie      deutsche     und     österreichische    periodische 
Fachpresse    ist    grossenteils    nicht    unparteiisch; 
allein    die  meisten  deutschen  und  einige  wenige 
österreichische    Fachblätter    enthalten     doch     in 
jedem    ihrer  Jahrgänge    aueh    manche   Beiträge 
von  wissenschaftlichem   Werte. 

A,  Emniinghaus.. 


Lehr^  Julius, 

geh.  am  18.  X.  1845  zu  Schotten  (Oberhessen), 
gest.  Herbst  1895  in  München,  studierte  Staats- 
und Kameralwissenschaften  in  Giessen,  wurde 
1868  Dozent  für  Nationalökonomie  an  der 
Forstakademie  zu  Münden,  1874  Professor  für 
Volkswirtschaftslehre  an  der  technischen  Hoch- 
wrhule  zu  Karlsruhe,  1885  an  der  Universität 
Manchen. 

Er  veröffentlichte  an  staatswissenschaftlichen 
Schriften  a)  in  Buchform:  Zusammenstellung 
der  wichtigsten  Bestimmungen  der  preussischen 
Agrargesetzgebung,  Münden  1870.  —  Zur  forst- 
lichen Unterrichtsirage ,  Wien  1873  (anonym). 

—  Schutzzoll  und  Freihandel,  Berlin  1877.  — 
liiisenbahntarifwesen  und  Eisen  bahnmonopol, 
Berlin  1879.  —  Die  neuen  deutschen  Holzzölle, 
Jena  1880.  —  Die  neuen  deutschen  HolzzöUe 
und  deren  Erhöhung,  Frankfurt  a.  M.  1883.  — 
Wu'tschaftliche  Fragen  des  Eisenbahnwesens 
(Abdruck  aus  der  deutschen  Bauzeitung),  1885. 

—  Beiträge  zur  Statistik  der  Preise,  Frankfurt 
a.  M.  1885.  —  Die  Abhandlungen  „Forstpolitik" 
und  „Waldwertrechnung"  in  Loreys  Handbuch 
der  Forstwissenschaft,  Tübingen  1886.  —  Die 
Abhandlung  über  „Aufwandsteuern"  in  Schön- 
beres  Handb.  3.  Aufl.,  III.  Bd.,  Tübingen  1891. 

—  Die  Berechtigung  des  Zonentarifs  im  Per- 
sonen- und  Güterverkehr,  München  1891.  — 
Finanz  Wissenschaft,  Volkswirtschaftslehre,  2 
Teile,  ebd.  1891.  —  Politische  Oekonomie  in  ge- 
drängter Fassung,  ebd.  1892,  2,  Aufl.  1893, 
3.  Aufl.  besorgt  von  C.  Neuburg  1899.  —  Gmnd- 
begriife  und  Grundlagen  der  Volkswirtschaft. 
Zur  Einführung  in  das  Studium  der  Staats- 
^Wissenschaften ,  Leipzig  1893.  (A.  u.  d.  T.: 
Hand-  und  Lehrbuch  der  Staatswissenschaften, 


herausgegeben  von  K.  Frankenstein,  1.  Abt.: 
Volkswirtschaftslehre,  I.  Bd.)  —  Produktion  und 
Konsumtion  in  der  Volkswirtschaft.  Aus  dem 
Nachlasse  von  Prof.  J.  Lehr,  herausgegeben  und 
vollendet  von  K.  Frankenstein,  Leipzig  1895. 
(A.  u.  d.  T.:  Hand-  und  Lehrbuch  etc.  (s.  o.), 
1.  Abt.,  IV.  Bd.) 

b)  in  Zeitschriften:  In  der  Allg.  Forst- 
u.  J.-Zeitung:  Klafter,  Kubikmeter,  Hektoliter 
und  Scheit,  1869.  Die  Bodenrente,  1871.  Das 
neue  preussische  Expropriationsgesetz,  1874  j  u.  a. 

—  In  den  Jahrb.  f.  Nat.  u.  Stat. :  üeber  den  pro- 
gressiven Steuerfuss,  1877.  Der  Entwurf  eines 
österreichischen  Forstgesetzes,  1880.  Das 
preussische  Gesetz  über  gemeinschaftliche  Hol- 
zungen, 1882.  Grenzwert,  Grenznutzen  und 
Preis,  1889;  u,  a.  —  In  Zeitschr.  f.  Staats w.: 
Kapitalisierungssteuer ,  Zinsrentensteuer  und 
Doppelbesteuerung,  1877.  Zur  Frage  der  Wahr- 
scheinlichkeit weiblicher  Geburten,  1889.  —  Im 
österr.  Landw.  Wochenbl.:  Ist  die  Bodenrente 
unter  den  Wirtschaftskosten  in  Anrechnung  zu 
bringen?  1875/76.  Schutzzoll  und  Landwirt- 
schaft, 1875.  Diff'erentialtarife,  1877.  —  In 
Deutsche  Wochenschrift:  Christliche  Politik 
(Perin),   1877.  —  Partei  Verdächtigungen,  1877. 

—  In  Gewerbe-  und  Arbeiterfreund:  Die  deut- 
sche Zoll-  und  Steuerreform,  1879.  —  Im 
Viert,  f.  Volksw.:  Karl  Marx,  das  Kapital, 
Kritik  der  pol.  Oekonomie,1886/87.  Zur  Frage 
der  Veränderlichkeit  statistischer  Keihen,  1888. 
Eine  Principienfrage  der  Forstwirtschaft,  1888. 
Zur  Lehre  vom  Preise,  1889.  Invaliditäts-  und 
Altersversicherung  der  Arbeiter,  1889/90.  Die 
Durchschnittsprofitrate  auf  Grundlage  des  Marx- 
scheu  Wertgesetzes,  1892.  —  In  Zeitschr.  f. 
Forst-  und  Jagdwesen:  Zur  Statistik  der  Preise, 
1887.  —  In  Bayerische  Handelszeitung:  Die 
Kartelle  und  die  Arbeiterfrage,  1889.  Die  Ab- 
nützung französischer  Münzen,  1890.  Kredit- 
reform und  Krediterkundigung,  1892  u.  a. 

Er  redigierte  seit  1878  in  Gemeinschaft  mit 
T.  Lorey  die  Allg.  Forst-  und  Jagdzeitung  und 
seit  1879  die  volksw.  Abteilung  von  Meyers 
Konversationslexikon  (Supplemente  zur  III.  und 
IV.  Aufl.,  dann  die  IV.  und  V.  Aufl.),  er 
lieferte  ferner  für  die  Supplemente  und  das 
Hauptwe^'k  viele  der  grösseren  volkswirtschaft- 
lichen Artikel.  Für  die  I.  Aufl.  dieses  Hand- 
wörterbuchs schrieb  er  die  Artikel:  J.  A.  R.  v. 
Helferich,  Konversionen,  Leibrente,  Meldepflicht, 
Opium,  ßegistrierungsabgaben,Salzsteuer,Schatz- 
scheine,  Sparkassen,  Staatsschulden,  Stempel- 
abgaben, Tontinen,  Uebergangsabgaben ,  Ver- 
I  brauchssteuern ,  Veredelungsverkehr ,  Verkehrs- 
steuern, Volksbildungsvereine,  Volkszählungen, 
Wechselstempelabgabe,  Wohnungsfrage,  Zölle 
und  Zollwesen. 


VgL  über  Lehr,  Lexis,  Besprechung  der 
Lehrschen  Schrift:  Grundbegriffe  und  Gnind- 
lagen  et^.  (s.  o.),  in  Jahrb.  f.  Nat.  u.  Stat.,  3.  F., 
Bd.  Vm,  Jena  1894,  S.  283 ff.  —  ß.  van  der 
Borght,  Besprechung  der  Lehrschen  Schrift: 
Produktion  und  Konsumtion  etc.  (s.  o.)  in  Jahrb. 
f.  Nat.  u.  Stat.,  3.  F.,  Bd.  XIlI,  Jena  1897, 
S.  128  ff. 

Bed. 
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Lehrlingswesen,  ältere  Zeit 

s.  Zünfte. 


Lehrlingswesen. 

(Moderne  Zeit.) 

1.  Das  L.  nach  der  Gew.-O.  von  1869  und 
seine  Missstände.  2.  Die  Neuordnung  des  L. 
im  Jahre  1878  und  die  heutigen  Uebelstände 
in  der  Grossindustrie  und  im  Kleingewerbe. 
3.  Die. Gesetzgebung  des  Jahres  1897.  4.  Der 
Lehrvertrag,  ö.  Lehrlingsheime.  6.  Der  ge- 
werbliche Schulunterricht.  7.  Ausstellung  von 
Lehrlingsarbeiten.  8.  Lehrlingsprüfungen.  9. 
Kaufmännische  Lehrlinge.  10.  Statistik  des 
L.  in  Deutschland.  11.  Das  L.  im  Aus- 
lande: Oesterreich,  die  Schweiz,  Frankreich  und 
England. 

1.  Das  L.  nach  der  Gew.-O.  von  1869 
und  seine  Missstande.  Mit  der  liberalen 
Haltung  der  gesetzlichen  Bestimmungen  von 
1869  war  man  bald  nicht  zufrieden.  Man  wuitle 
sich  darüber  klar,  dass  vielleicht  kaum  ein 
anderer  Abschnitt  der  Gewerbeordnung  so 
wenig  den  Bedürfnissen  genüge,  denen  er 
entsprechen  sollte.  Die  Lehrlinge  miss- 
brauchten die  ihnen  eingeräumte  Freiheit  in 
verfrilhter  Selbständigkeit  aufs  schncxleste, 
die  Handwerksmeister  aber  kümmerten  sich 
wenig  um  die  Ausbildung  der  ihnen  anver- 
trauten Jünglinge.  Die  Zuchtlosigkeit  er- 
reichte eine  nie  dagewesene  Höhe,  indem 
die  kontraktlich  abgenmchte  Lehrzeit  fast 
nirgends  eingehalten  wuixle.  Uebenül  wurde 
eine  unverkennbare  Abnahme  des  Lerntriebes, 
des  Ehrgefühles,  des  Grades  der  erworbenen, 
für  das  Fach  erfoi-derlichen  Geschicklichkeit 
festgestellt.  Im  Verhältnis  zur  grossen  Masse 
der  Arbeiter  wurde  überhaupt  niu-  eine  ver- 
schwindend kleine  Zahl  von  Lehrlingen 
wirklich  ausgebildet.  Die  Meister  selbst 
verlockten  die  schon  einigermassen  ge- 
schickten Lehrlinge  zum  Verlassen  ihrer 
Lehrherren,  indem  sie  einen  gewissen  Lohn 
in  Aussicht  stellten.  Es  hatte  eben  das 
ganze  Lehrlingswesen  den  Charakter  eines 
Privatvertrages  angenommen,  der  oft  mit 
den  gesamtgewerblichen  Zwecken  gar  nicht 
mehr  im  Zusammenhange  stand. 

Derartige  in  Broschüren  und  in  Zeitungen 
vielfach  erhobene  Klagen  bewogen  den  Verein 
für  Sozialpolitik,  der  Lehrlingsfrage  sein  Inte- 
resse zuzuwenden.  Er  veranlasste  gutachtliche 
Aeusserungen  über  die  Lehrlingsfrage  aus  den 
verschiedensten  Kreisen  des  Volkes,  auch  seitens 
unselbständiger  Gewerbetreibender,  die  er  in 
einem  Bande  veröffentlichte,  und  verhandelte 
überdies  in  seiner  Generalversammlung  vom 
Jahre  1875  über  dieses  Thema.  Hier  sprach 
man  sich  dahin  aus,  dass  1.  der  Zustand  des 
heutigen  Lehrlingswesens  in  gleicherweise  die 
Erwerbsfähigkeit  der  arbeitenden  Klasse  und 
der  nationalen  Industrie  schädige  und  2.  eine 


Reform  des  Lehrlingswesens  notwendig  »«  a 
eine  dem  Interesse  der  Lehrling«,   der  gir»?!^»' 
liehen  Produktion  und  der  Volks wirtechäft  «t 
sprechende   Ausbildung  der    Liehrlinge  hertr- 
zuführen.    In  letzterer  RichtuDg-  wurden  «bi 
verschiedene  Vorschläge  zur   Abhilfe  gemactt 
Gleichzeitig    schritt   die    Reichsregiernnff  la: 
Vornahme   einer  Enquete,    die    den    Xachwri- 
bringen  sollte,  wie  weit  Uebelstände  wirkh:L 
eingerissen  waren.     Das  zu    Ta^    gefunWi- 
Ergebnis    liess    allerdings   die    >otwendigi'.T 
einer   Reform   klar  hervortreten.      Man  stelrr 
fest,  dass  ein  Lehrvertrag,  da  tpto  die.  GeweH>i~ 
zweige  den  Charakter  des  Grossbetriebs  anrr- 
nommen  hatten,  überhaupt  nicht  mehr,  «ißst  iL 
der  Regel  abgeschlossen  werde.    La^  er  glrirb- 
wohl  vor.  so  war  sein  Inhalt  dürftig:  und  lir>- 
wichtige    Punkte   ungeregelt.    £ine   ProhezK,: 
kannte   man   nicht  mehr,   und    die  Dantr  dri 
Arbeitszeit  wurde  selten  fixiert.  Meist  bestütütc 
später  der  Arbeitgeber  sie,  freilich  in  AnJehninu: 
an  feste  Ortsgewohnheiten  und  Gebrändie,  akr 
doch  derartig,  dass  üeberbürdung  der  Lehrliiürr 
die  häufige  Folge  war.     Die  Arbeiter  wiejrt 
darauf  hin,  dass  sie  bei  15  - 18 stündiger  Thäö:- 
keit  (wie  bei  den  Schuhmachern  und  Schneiden 
in  Baden  und  Hessen)   und  bei  alJgemein  ver- 
breiteter   Sitte,     am     Sonntag -Vormittag?    21 
arbeiten,  körperliche  Fehler,  wie  Enffbrustigkf it. 
schiefen  Wuchs,  krumme  Beine  etc.  davontrug 
Die  Zahlung  eines  Lehrgeldes  war  eine Äu>- 
nahme  geworden  und  selbst   da,  wo  die  lii- 
richtung,  wie  z.  B.  in  Weimar- AJtenburg.  d-Ii 
verhältnismässig  häufig  vorkam,  war  sie  in  ^^ 
nähme  begriffen.    Nur  die  vornehmeren  HädJ- 
werker,  a&  Riemer,  Buchdrucker,  Uhrmackr 
Schlosser  u.    a.    hatten    sie    beibehalten,    l^r 
Grund  für  diese  Erscheinung  lag  in  dem  Vm- 
Stande,  dass  die  jungen  Leute  in  den  Fabritta 
Gelegenheit  hatten,  bald  einen  wenn  auch  gt- 
ringen  Lohn  zu  beziehen.    Sie  hatte  aber  dk 
beklagenswerte  Thatsache  zur  Folge,   dass  die 
Lehrherren  sich  nicht  viel  darum  kümmertru. 
ob  der  Lehrling  das  gesamte  Handwerk  ydl- 
ständig   bei   ihnen    erlernte.     Die    Dauer  der 
Lehrzeit  richtete  sich  teils  nach  gewohnheiü- 
mässigen    Festsetzungen,    teils    wurde  sie  a 
jedem  Falle  ausdrücÜich  verabredet.    Der  Be 
griff   des    „Herkömmlichen"    schwankte    d»bfi 
stark,  doch  schien  der  allgemeine  Durchsdmitt 
drei  bis  vier  Jahre  zu  sein.   Die  Lehrzeit  wurde 
abgeschlossen  durch  Ausstellung  eines  Zeug- 
nisses, das  sich  jc^emeiniglich  auf  die  Dauer  der 
Lehrzeit  und  auf  die  Führung  des  Lehrlings, 
oft  auch  auf  seine  Brauchbarkeit  bezog.  Mehr- 
fach, so  in  Hannover  und  an  einigen  Orten  töe 
Schleswig-Holstein  und  W^estfalen,  wurden  Lehr- 
zeugnisse Überhaupt  nicht  mehr  erteilt  P«' 
lose  geknüpfte  Lehrvertrag  wurde  leicht  wider 
gelöst,  und  der  vorzeitige  Austritt  der  Lehriin^ 
aus  der  Lehre  vor  ihrer  Beendigung  war  em 
ganz  allgemein  verbreitetes  üewL    Die  Lehr- 
linge glaubten  schon  nach  kurzer  Zeit  so  viel 
gelernt  zu  haben,  dass  sie  sich  als  selbständige 
Gehilfen  oder  Arbeiter  forthelfen  konnten.  Der 
ihnen  von  anderen  Arbeitgebern  gebotene  Lohn 
reizte  ihre  Gewinnsucht,  und  das  BewusstÄÜ 
von  der  Straflosigkeit  des  Vertragsbruches  er- 
leichterte ihr  Vorhaben.    Was  sie  beim  Lebr- 
herm  verdienten,  namentlich  in  der  spätere! 
Zeit,    wo  sie  bereits   Gesellenarbeit  leisteten; 
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war  zu  wenig,  um  sie  zu  fesseln.  Vereinzelt 
wurde  auch  schlechte  Behandlung  seitens  des 
Meisters  oder  der  Wunsch,  sich  der  Zahlung 
eines  etwa  stipulierten  Lehrgeldes  zu  entziehen, 
Veranlassung  zum  Entlaufen.  Der  Vertrags- 
hruch  erfolgte  meist  gegen  das  Ende  der  Lehr- 
zeit, weil  die  Lehrlinge  sich  dann  eben  fähig 
fühlten,  selbständig  etwas  zu  unternehmen, 
seltener  zu  Beginn  der  Lehrzeit,  wenn  ihnen 
die  angewohnte  Zucht  und  Thätigkeit  nicht  be- 
hagte.  Dabei  war  die  technische  Ausbildung 
des  Lehrlings  eine  entschieden  mangelhafte.  Der 
uralte,  so  oft  gerügte  Missbrauch,  dass  nämlich 
die  Lehrlinge  zu  häuslichen  Dienstverr'.-htungen 
ausgenutzt  wurden,  zeigte  sich  mehr  als  je. 
Wohnte  der  Lehrling  beim  Lehrherrn,  so  war 
diese  Thätigkeit  die  Regel,  gehörte  aber  auch 
in  anderen  Fällen  keineswegs  zu  den  Selten- 
heiten. Häufig  suchte  man  diese  Beschäfti^ungs- 
weise  mit  Rücksicht  auf  die  Gesundheit  des 
sitzend  arbeitenden  Lehrlings  zu  beschönigen, 
aber  meistens  wurde  doch  die  Unbilligkeit 
solchen  Vorgehens  zugestanden.  Weiter  aber 
kam  der  Grundsatz  der  Arbeitsteilung  schon  in 
der  Lehre  zur  Geltung.  Der  Lehrmeister  suchte 
dem  Lehrlinge  eine  möglichst  einfache  Arbeit 
anzuzeigen,  um  ihn  in  den  Stand  zu  setzen, 
möglichst  bald  es  zu  einer  gewissen  Brauchbar- 
keit zu  bringen.  Dadurch  erlernte  der  Lehrling 
aber  nicht  das  Geschäft,  dem  er  sich  widmen 
wollte,  sondern  nur  einen  Teil  desselben.  In 
der  Hauptsache  gipfelten  nach  alle  diesem  die 
Beschwerden,  die  über  das  Lehrlingswesen  im 
Jahre  1876  laut  wurden,  darin,  dass  man  die 
Lehrlinge  überanstrenge,  dass  sie  moralisch  ver- 
wahrlosten und  techniscli  ungenügend  ausgebildet 
würden. 

Diese  Missstände  zugegeben,  warf  sich 
die  Frage  auf,  ob  man  sie  durch  freiwillige 
Bestrebungen  der  Arbeitgeber,  allein  oder 
in  Verbindung  mit  den  Arbeitnehmern  selbst, 
glaubte  heben  zu  können  oder  ob  eine  Ein- 
mischung der  Gesetzgebung  unvermeidlich 
war.  Uebereinstimmend  wurde  nun  von  fast 
allen  Schriftstellern  geleugnet,  dass  von  der 
freien  Thätigkeit  der  Handwerksmeister 
allein  Abhilfe  zu  erwarten  wäre.  Zunächst 
Hessen  Ausgabenscheu  und  kurzsichtige 
Selbstsucht  es  nicht  zu  einem  einheitlichen 
ernstlichen  Vorgehen  kommen,  selbst  da 
aber,  wo  man  Opfer  nicht  gescheut  hatte, 
war  doch  durch  die  Einrichtungen,  die  man 
getroffen  hatte,  den  Lehrling  ans  Geschäft 
zu  fesseln,  nichts  en*eicht  w^orden.  Man 
versuchte  durch  Zusicherung  von  Prämien, 
Bewilligung  einer  Anteilnahme  am  Geschäfts- 
gewinn, Gewährung  von  steigendem  Lohne, 
Erlass  des  ausbedungenen  Lehrgeldes  u.  dgl. 
m.  den  Lehrling  zum  Aushalten  seiner  Lehr- 
zeit anzuspornen.  Aber  es  war  nichts  Durch- 
schlagendes damit  erzielt  worden,  und  da 
die  oÖiziellen  Erhebungen  zugeben  mussten, 
dass  die  Versuche  der  Arbeitgeber,  sich 
selbst  zu  helfen,  im  grossen  und  ganzen 
nicht  von  Erfolg  begleitet  waren,  so  wurden 
allgemeine  gesetzliche  Massnahmen  verlangt. 

Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften.    Zweite 


Diese   erschienen   in  der  Veränderung  der 
Gew.-O.  vom  15.  Juli  1878. 

2.  Die  Neuordnung  des  L.  im  Jahre 
1878  und  die  heutigen  Uebelstände  in 
der  Grossindustrie  und  im  Kleingewerbe. 
In  den  neuen  Bestimmungen  ist  eine  De- 
finition des  Lehrlings  nicht  mehr  gegeben. 
Auf  die  Pflichten,  die  dem  Lehrherrn  durch 
das  eingegangene  Verhältnis  erwachsen,  wird 
Gewicht  gelegt.  Der  Lehrling  ist  eben  in 
der  durch  den  Zweck  der  Ausbildung  ge- 
botenen Reihenfolge  und  Ausdehnung  in 
allen  Arbeiten  des  öew^erbes  zu  unterweisen. 
Dabei  ist  er  nach  wie  vor  der  väterlichen 
Zucht  des  Lehrherrn  unterworfen.  Der 
Abschluss  des  Lehrvertrages  bleibt  freier 
Vereinbarung  überlassen.  Nur  ist  vorgesehen, 
dass  kein  Minderjähriger  ohne  Arbeitsbuch 
angenommen  werden  kann.  Weiter  sind  ein- 
schränkende Vorschriften  über  die  Dauer 
und  eventuelle  Auflösung  des  Vertrages  vor- 
handen. Eine  Probezeit  ist  durch  die  An- 
ordnung eingeführt  j  dass  4  Wochen  nach 
Beginn  der  Lehrzeit  der  Vertrag  einseitig 
aufgelöst  werden  darf.  Die  umstände,  unter 
denen  die  Auflösung  des  Vertrages  nach 
Ablayf  der  Probezeit  von  selten  des  Lehr- 
lings erfolgen  kann,  sind  vorgesehen.  Sie 
kann  erfolgen  a)  wenn  der  Lehrling  unfähig 
wird  zur  Fortsetzung  seiner  Arbeit,  b)  wenn 
der  Lehrherr  sich  gegen  ihn  oder  seine 
Familienangehöri^n  Handlungen  zu  schulden 
kommen  lässt,  die  wider  die  Gesetze  oder 
die  guten  Sitten  laufen,  c)  wenn  bei  Fort- 
setzung der  Arbeit  das  Leben  und  die  Ge- 
sundheit einer  Gefahr  ausgesetzt  wird,  die 
beim  Beginn  des  Lehrvertrages  nicht  zu 
erkennen  war,  d)  wenn  der  Lehrherr  seinen 
gesetzlichen  Verpflichtungen  gegen  den 
Lehrling  nicht  nachkommt,  sein  Recht  der 
väterlichen  Zucht  missbraucht  oder  unfäliig 
zur  Erfüllung  der  ihm  vertragsmässig  ob- 
liegenden Verpflichtungen  wird.  Ausserdem 
aber  kann  der  Lehrling  vor  beendeter  Lehr- 
zeit entlassen  werden  a)  w^enn  er  seinen 
Lehrherrn  durch  falsche  Zeugnisse  oder 
Arbeitsbücher  getäuscht  hat,  b)  wegen  Be- 
trugs, Diebstahls  etc.,  c)  bei  Beleidigungen 
oder  Thätlichkeiten  gegen  den  Lehrherrn 
oder  dessen  Familienangehörige  sowie  Ver- 
leitung der  letzteren  zu  Handlungen,  die 
wider  die  Gesetze  und  die  guten  Sitten  Ver- 
stössen, d)  bei  unbefugtem  Verlassen  seiner 
Arbeit,  e)  unvorsichtigem  umgehen  mit 
Feuer  und  Licht,  f)  wenn  er  sich  einer  vor- 
sätzlichen Selbstbeschädigung  zum  Nachteile 
des  Arbeitgebers  oder  eines  Mitarbeiters 
schuldig  macht,  g)  im  Falle  abschreckender 
Krankheit  oder  wenn  er  zur  Fortsetzung  der 
Arbeit  unfähig  wird.  Nach  beendeter  Lehr- 
zeit giebt  es  ein  Zeugnis,  dessen  Aus- 
stellung nunmehr  obligatorisch  ist  und  das 
von  der  Gemeindebehöide  Stempel-  und 
Auflage.    V.  37 
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kostenfrei  beglaubigt  wird.  Wo  Innungen 
bestehen,  kann  an  die  Stelle  des  Zeugnisses 
ein  von  dieser  ausgestellter  Lehrbrief  treten. 
Im  Falle  eines  \  ertragsbruehes  kann  der 
Lehrherr  nur  dann  Anspnich  auf  Rückkehr 
des  Lehrlings  erheben,  wenn  ein  schriftlicher 
Vertrag  vorliegt.  Alsdann  muss  die  Polizei- 
behörde den  Entlaufenen  anhalten  und  ihn 
zwingen,  so  lange  in  der  Lehre  zu  bleiben, 
bis  das  gerichtliche  Urteil  gefällt  worden  ist. 
Der  Uebergang  des  Lehrlings  von  einem 
Gewerbe  ziuu  anderen  kann  nicht  gehindert 
werden;  es  ist  jedoch  eine  schriftliche  Er- 
klänmg  darüber  notwendig.  Eine  Ent- 
schädigung bei  Beendigung  der  Lehrzeit  vor 
verabredetem  Termine  ist  ebenfalls  nur  dann 
möglich,  wenn  ein  schriftlicher  I^ehrvertrag 
vorliegt  und  die  Klage  innerhalb  4  Wochen 
nach  dem  Entlaufen  angestrengt  wird.  Hat 
der  Lehrherr  den  Lehrling  entlassen,  weil 
er  die  Arbeit  unbefugt  verliess,  so  kann  die 
Entschädigimg  nicht  höher  bemessen  wei-den 
als  auf  die  Hälfte  des  dem  Gesellen  oder 
Gehilfen  gezahlten  ortsüblichen  Lohnes  und 
nicht  länger  berechnet  werden  als  auf  einen 
Zeitraum  von  höchstens  6  Monaten,  vom 
Tage  des  Vertragsbruches  an  gerechnet. 

Die  Absicht,  die  das  Gesetz  von  1878 
somit  verfolgte,  war  einmal,  der  in  den  Be- 
ziehungen zwischen  Lehrling  und  Lehrherrn 
herrschenden  Unsicherheit  entgegenzuwirken. 
Deshalb  wiu^e  die  schriftliche  Form  des 
Lehrvertrages  begünstigt  und  dass  Mass  der 
Pflichten  und  Rechte  des  Lehrherrn  und 
des  Lehrlings  genau  begi-enzt.  Weiter  aber 
war  es  darauf  abgesehen,  die  Möglichkeit 
zu  bieten,  gegen  Lehrlinge,  die  sich  unbefugt 
den  übernommenenVerpflichtungen  entzogen, 
schnell  und  strengeinschreiten  sowie  denLehr- 
herrn  zur  Verantwortlichkeit  ziehen  zu  können. 

Diese  Gesetzgebung  erfuhr  durch  das  In- 
nungsgesetz vom  18.  Juli  1881  und  die  In- 
uungsprivilegien  vom  8.  Dezember  18H4  so- 
wie 6.  Juli  1887  eine  Vervollständigung. 
Durch  das  Innungsgesetz  wurde  die  Re- 
gelung und  Pflege  des  Lehrlingswesens  den 
neuen  Innungen  als  eine  ihrer  Aufgaben 
besonders  ans  Herz  gelegt  und  die  Innimg 
mit  der  Schlichtung  der  Streitigkeiten  von 
Innungsmitgliedern  mit  ihren  LehrUngen  be- 
traut in  allen  den  Fällen,  w^o  ein  besonderes 
Gewerbegericht  nicht  vorhanden  war  oder 
die  Gemeindebehörde  das  Amt  des  Richters 
nicht  übernommen  hatte.  Von  den  beiden 
anderen  Gesetzen  räumte  das  erstere  der 
höheren  Verwaltungsbehörde  das  Recht  ein, 
für  den  Bezirk  einer  Innung,  die  sich  auf 
dem  Gebiete  des  Lehrlings wesens  ausge- 
zeichnet hat,  zu  bestimmen,  dass  Arbeitgeber, 
die  der  Innung  nicht  angehören,  überhaupt 
keine  Lehrlinge  mehr  annehmen  dürfen. 
Man  beabsichtigte  durch  diese  Massregeln  die 
Arbeitgeber,  die  der  Innung  nicht  angehörten, 


zu  veranlassen,  sich  ihr  anziiscbliessen,  <: 
des  Rechtes,  Lehrlinge  zu  halten  im^i  -: 
die  Ordnung  des  Lehrlingswesens  l-^tiY. 
menden  Einfluss  auszuüben,  nicht  v^rir-t. 
zu  gehen.  Nach  der  NoveUe  von  I'nn  ät^: 
konnte  unter  den  gleichen  Unistäuder  >in:;* 
die  höhere  Verwaltungsbehörde  ^ri.r 
werden,  1.  dass  Streitigkeiten  über  lAi\ 
Verhältnisse  auch  dann  von  der  zu2>täi]iii>^ 
Innungsbehörde  entschieden  werden,  v-q 
der  Arbeitgeber,  obwohl  er  ein  in  der  Iv 
nung  vertretenes  Gewerbe  betreibt  der  I  - 
nung  nicht  angehört ,  und  2.  dass  die  t  j 
der  Innung  vorgenommene  Regelnn;:  J - 
Lehrlingswesens  auch  für  die  Lehrfc-rr-! 
bindend  ist,  die  nicht  zur  Innung  prhrpL 
Das  Gesetz,  betreffend  die  Gewerbeg»*niL> 
von  1S90,  hai  die  den  Innungen  eingeräniLi 
Zuständigkeit  zur  Entscheidung  von  heti- 
hngsstreitigkeiten  zu  einer  unbedinct-: 
gemacht  (vgl.  den  Art.  G  e  w  e  r  b  e  g  e  r !  •  ^ : 
oben  Bd.  IV  S.  399). 

Der    an    sie    ergangenen    Aufforlerv/: 
habeu  die  Innungen  bisher  verhaltmsmivii' 
wenig   entsprochen.      (Vgl.    den   Art.  In- 
n  u  n  g  e  n     oben     Bd.    IV      S.    134>  ii' 
Teils  aus  Gleichgiltigkeit,  teils  aus  Vanuti 
au  Mitteln  haben   sie    für   die  AusbiMiru: 
und  Förderung  des  Lehrlingsweseos  we.-. 
gethan,     und     niu*     einer    verschviofkn. 
kleinen  Anzalil  konnten  daher  bis  jetzt  j^i ^ 
Privilegien   zugestanden   wenien.     EMi-- 
wenig  haben  die  einzelnen  Handwerksmeij*.  r 
von  sich  aus  der  Frage  der  AusbilduD/r  rm 
Lehrlingen  ihre  Aufmerksamkeit  zugewandt 
Da    die   Grossindustrie    dem   KleingeveH- 
die  von  ihm  ausgebildeten  Gesellen  in  aidi^ 
geringer  Zalil  zu  entziehen  pflegt^  zeigt  l-:: 
einzelne  Meister  keine  rechte  Lust  zu  J^- 
strengungen.      Die    zur   Verhinderung  »It^ 
häufigen    Lehrlingskontraktbruches    auser- 
sehenen  Bestimmungen  der  Reichsg^werl^ 
Ordnung  bürgerten  sich  nur  schwer  ein.  Pa- 
gegen h^ben  sich  namentlich  in  Süddeuts'jli- 
land  die  Gewerbevereine  vielfach  des  I/'lir- 
lingswesens  angelegentlich  angenommen  unl 
viel  Gutes  gestiftet 

Diese  geringe  Neigung  der  Innungen,  flu 
mit  der  Lehrlingsvorbildung  zu  befassen,  ist 
um  so  bedauernswerter,  als  die  Klagen  übtr 
ihre  Mangelhaftigkeit  seit  1878  keineswegs  *di' 
gehört  haben  und  die  Grossindustrie  bei  ihrer 
modernen  Produktionsweise  noch  weniger  b^ 
fähigt  zu  sein  scheint,  junge  Leute  in  tecit- 
nischer  Hinsicht  gehörig  unterweisen  zn  la^f«' 
Der  hieraus  erwachsenden  ünzuträglichkö^ea 
eingedenk,  erging  vom  Eeichskanzleranit  uü 
Jahre  1887  an  alle  Staaten  die  Aufforderufli/; 
in  die  Berichte  der  Fabrikinspektoren  E^^'^^*" 
rungen  über  das  Lehrlingswesen  aufnehmen  z^i 
lassen,  der  erstmalig  im  Jahresbericht  pro  ^*^ 
in  ausführlichster  Weise  und  dann  mehr  od^^ 
weniger  eingehend  in  den  folgenden  Jahrgän?öi 
entsprochen  ist.  Es  ergiebt  sich  aus  iM<;fi 
soviel,  dass  bei  den  meisten  Industriellen  eu^ 
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Bedürfnis  nach  Heranbildung  gelernter  Arbeiter, 
Vorarbeiter  und  Werkmeister  vorhanden  ist 
und  dass  es  mithin  im  Interesse  der  Gross- 
industrie selber  ist,  auf  die  eigene  Ausbildung 
von  Lehrlingen  Gewicht  zu  legen.  Den  Ersatz 
von  gewerblichen  Arbeitern  ein  für  allemal  aus 
dem  Handwerk  zu  nehmen,  hat  die  grössten 
Bedenken.  Einerseits  hat  die  Erfahrung  gezeigt, 
dass  die  gegenwärtige  handwerksmässige  Aus- 
bildung den  weit  vorgeschrittenen,  neueren  tech- 
nischen Bedürfnissen  der  Grossindustrie  nirgends 
mehr  genügt  und  dass  die  aus  den  Klein- 
gewerben übernommenen  gelernten  Arbeiter, 
ungeachtet  ihrer  Gesellen-  oder  Gehilfenqualität, 
dennoch  jedesmal  einer  besonderen  Heranbildung 
für  die  gleichartigen  mechanischen  Grossbetriebe 
unterzogen  werden  müssen ;  andererseits  scheitert 
die  einseitige  technische  Schulung  für  bestimmte 
Fabrikationszweige  zuweilen  an  dem  Dünkel 
und  Eigensinn  sogenannter  gelernter  Arbeiter. 
Ueberall  dort,  wo  grössere  Ansprüche  an  das 
Können  des  einzelnen  gestellt  werden,  findet 
sich  daher  ein  geregeltes  Lehrlingswesen.  Die 
alten  Handwerkskenntnisse  des  Schlossers,  Gürt- 
lers, Flaschners,  Schreiners,  Feinmechanikers, 
Buchdruckers,  Kotschmiedes,  Drechslers,  Thon- 
drehers  etc.  müssen  fast  stets  aach  im  heutigen 
Fabrikbetriebe  von  dem  jungen  Anfänger  durch 
eine  längere  Lehrzeit  erworben  werden.  Wo 
dagegen,  wie  in  der  Textil-,  Bleistift-,  Draht-  etc. 
Industrie  die  erforderliche  Kenntnis  sich  in  2 
bis  3  Wochen  erwerben  lässt,  fehlt  die  Lehrzeit. 
Hindernd  tritt  der  Ausbildung  von  Lehr- 
lingen in  Fabriken  der  Umstand  entgegen,  dass 
Fabriklehrlinge  nach  §  135  'der  Gew.-O.  wie 
jugendliche  Arbeiter  angesehen  werden,  also 
nicht  beliebig  beschäftigt  werden  können, 
während  die  Beschäftigung  von  Lehrlingen  im 
Handwerk  keiner  gesetzlichen  Einschränkung 
unterworfen  ist.  Die  Fabrikanten  scheuen  die 
Ungelegenheiten,  die  ihnen  erwachsen  könnten, 
wenn  sie  bei  den  Lehrlingen  die  gesetzlichen 
Vorschritten  über  die  Arbeitszeit  und  die  Pausen 
nicht  einhalten.  Dem  gegenüber  hat  einer  der 
Aufsichtsbeamten  vorgeschlagen,  in  Fällen,  wo 
es  sich  um  die  mehrjährige  Ausbildung  von 
jungen  Leuten  in  Werkstätten  handelt,  eine 
Frühstücks-  und  Vesperpause  von  einer  Viertel- 
stunde als  genügend  anzusehen,  wenn  die 
Mittagspause  IVg  Stunden  und  im  übrigen  die 
Arbeitszeit  nicht  mehr  als  10  Stimden  beträgt. 
Dass  indessen  auch  ohne  diese  Ausnahmebe- 
stimmungfen  der  erziehliche  Einfluss  des  gross- 
industriellen Arbeitgebers  auf  den  Lehrling  sich 
bethätigeu  kann,  ersieht  man  aus  den  über- 
raschenden Erfolgen,  die  in  den  königlich 
preussischen  Eisen  bahn  werkstä  tten ,  auf  den 
kaiserlichen  Werften  und  in  mancher  Gross- 
industrie, z.  B.  Maschinenfabriken  in  Chemnitz 
und  in  Berg-Stuttgart,  in  Worms,  in  Essen,  in 
Brack wede  und  an  anderen  Orten  erzielt  werden. 
Schon  seit  Jahren  ist  in  manchen  Bijouterie- 
fabriken, Glashütten  und  Porzellanfabriken  ein 
förmliches  Lehrverhältnis  mit  schriftlichem 
Lehrvertrag  und  Lehrzeugnis  üblich. 

Beweisen  derartige  Thatsachen,  dass  füi* 
den  GrossV>etrieb  die  Ausbildung  von  Lelir- 
lingen  nicht  nur  möglich  ist,  sondern  sogar 
vorteilhaft  wirken  kann,  so  darf  nicht  über- 
sehen wenlen,  dass  diese  Ausbildung  gegen- 


über der  im  Handwerk  vorkommenden  häufig 
eine  einseitige  bleibt.  Der  im  §  126  der  Gew.-O. 
ihm  auferlegten  Verpflichtung,  »den  Lehr- 
ling in  den  bei  seinem  Betiiebe  vorkommen- 
den Arbeiten  des  Gewerbes  in  der  durch 
den  Zweck  der  Ausbildung  gebotenen  Reihen- 
folge und  Ausdehnung  zu  unterweisen«,  kann 
der  LehrheiT  oft  gar  nicht  entsprechen. 
Das  Anlernen  in  den  grösseren  Betrieben 
geht  eben  meist  der  herrschenden  Arbeits- 
teilung entsprechend  vor  sich.  Diese  aber 
schliesst  in  der  Regel  die  Unterweisung  des 
Lehrlings  in  sämtlichen  beim  Betriebe  vor- 
kommenden Arbeiten  aus.  *Bei  dem  Um- 
stände, sagt  der  Aufsichtsbeamte  für  Ober- 
und  Mittelfranken,  dass  im  grösseren  Be- 
triebe eine  Reihe  von  Arbeiten  jetzt  maschinell 
verrichtet  wird,  zu  welchen  früher  ein  tüch- 
tiger gelernter  Arbeiter  erfortlerlich  war  und 
im  Kleinbetriebe  noch  ist,  besitzt  heutzutage 
der  ausgelernte  Lehrling  selten  mehr  jene 
umfassende  Ausbildung,  wie  sie  im  Klein- 
betriebe erfolgen  kann,  selbst  wenn  ab- 
gesonderte Werkstätten  für  einzelne  Gewerbe, 
z.  B.  für  Buchbinderei,  Lackiererei,  Litho- 
graphie, Holzbildhauerei,  Schlosserei,  Dreherei 
etc.  innerhalb  des  Fabrikbetriebes,  wie  es 
thatsächlich  häufig  der  Fall  ist,  bestehen.« 

Auf  diese  Weise  war  auch  nach  dem 
Gesetz  von  1878  die  Ordnung  des  Lehrlings- 
wesens noch  nicht  als  befriedigend  anzusehen. 
Wirklich  lebenskräftige  Innungen,  die  sich 
des  Lelirlingswesens  energisch  angenommen 
haben,  bestehen  in  der  Regel  nur  in  grösseren 
Städten,  wälirend  es  sich  um  die  Besserung 
von  Uebelständen  handelt,  die  sich  überall 
fühlbar  machen.  Ueber  ^laugel  an  Mitteln 
liaben  auch  die  Gewerbevereine  zu  klagen. 
Die  Fabriken  aber  können  beim  besten  Willen 
in  vielen  Fällen  eine  sorgfältige  Ausbildung 
von  Lehrlingen  nicht  bieten  imd  zeigen  eben- 
falls im  allgemeinen  geringe  Neigung,  sich 
auf  förmliche  Lehrverhaltnisse  einziüasseu. 
Unter  solchen  Umständen  ertönten  nach  wie 
vor  die  Klagen,  1.  dass  der  Lehrling  in  sitt- 
licher Bezieh img  grossen  Gefaliren  ausgesetzt 
sei,  leicht  verwildere  und  zum  Kontraktbruche 
neige,  2.  die  technische  Ausbildung  eine 
ungenügende  sei. 

3.  Die  Gesetzgebung  des  Jahres  1897. 
In  der  Novelle  vom  26.  Juli  1897  wird  auf 
die  Qualität  der  Lehrherren  grosses 
Gewicht  gelegt.  Nicht  nur,  dass  sie  im 
Besitze  der  bürgerlichen  Ehrenrechte  sein 
müssen,  so  soll  die  Befugnis  zur  Anleitung 
nur  mindestens  24  Jahre  alten  Handwerkern, 
die  entweder  eine  Lehrzeit  und  GeseUen- 
l)rüfung  abgelegt  oder  fünf  Jahre  hindurch 
das  Handwerk  selbständig  oder  als  Werk- 
meister oder  in  ähnlicher  Stellung  ausgeübt 
haben,  zustehen.  Diese  Befugnis  kann  ihnen 
entzogen  werden,  wenn  sie  sich  grober 
Pflichtverletzungen  gegen  die  ihnen  anver- 
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trauten  Lehrlinge  schuldig  machen  oder  in 
sittlicher  Beziehung  nicht  mehr  geeignet 
zur  Heranbildung  von  jungen  Leuten  er- 
scheinen. Femer  sind  die  Pf  lichten,  die 
der  Lehrherr  übernimmt,  genauer  verzeichnet. 
Er  soll  den  Lehrling  zum  Besuch  der  Fort- 
bildungs-  oder  Fachschule  anhalten  und  den 
Schulbesuch  überwachen;  er  muss  ihn  vor 
Misshandlimgen  seitens  der  Arbeits-  und 
Hausgenossen  schützen;  er  darf  ihm  keine 
Arbeitsverrichtungen  zuweisen,  die  seine 
Arbeitskräfte  übersteigen;  er  darf  ihn  nur 
dann  zu  häuslichen  Dienstleistungen  ge- 
brauchen, wenn  er  in  seinem  Hause  Kost 
und  Wohnung  hat.  Drittens  wiixl  dem 
Lehr  vertrag  als  solchem  grössere  Be- 
deutung beigelegt.  Er  muss  immer  schrift- 
lich abgeschlossen  werden,  und  es  kann  be- 
stimmt werden,  dass  er  von  der  Innung 
abgeschlossen  weitle.  Viertens  sucht  man 
Garantieen,  dass  die  Lehrzeit  auch  frucht- 
bringend wirke.  Man  nimmt  eine  gewisse 
Dauer  der  liChrzeit  an.  Allerdings  wird 
keine  Minimalzeit  angesetzt  und  auch  kein 
Zwang  ausgesprochen.  Aber  vermutlich 
wird  nun  überaU  die  dreijährige  Dauer  die 
Regel  werden.  Und  w^eiter  soll  den  Lehr- 
lingen Gelegenheit  geboten  werden,  sich  am 
Schlüsse  einer  Prüfung  zu  unterziehen.  Zu 
diesem  Zwecke  werden  bei  den  Zwangs- 
innungen Prüfungsausschüsse  gebildet  wer- 
den. Endlich  fünftens  wird  der  Lehrlings- 
züchterei  entgegengetreten .  Es  kann  ein- 
mal im  speciellen  FaU,  wo  ein  Lehrherr 
eine  im  Verhältnis  zu  seinem  Betriebe  zu 
grosse  Zahl  von  Lehi-lingen  beschäftigt,  von 
cler  unteren  Yerwaltungsbehörde  auferlegt 
werden,  einen  Teil  derselben  zu  entlassen. 
Es  kann  aber  auch  der  Bundesrat  generell 
verfügen,  wieviel  Lehrlinge  höchstens  in 
gewissen  Gewerben  der  einzelne  Betrieb 
aufweisen  darf. 

Die  üebelstände,  denen  mit  den  letzten  Be- 
stimmungen entgegengearbeitet  werden  soll, 
zeigen  sich  in  der  späteren  Ueberfüllung 
des  Gewerbes,  in  dem  eine  auffallend  grosse 
Zahl  von  Lehrlingen  gehalten  wird,  sowie 
in  der  Ungenügendheit  der  Ausbildung.  Im 
Barbier-  imd  Friseurgewerbe  z.  B.  würde 
der  fortschreitenden  Bevölkenmgsziffer  ent- 
sprechen die  jährliche  Einstellung  von  etwa 
3  Lehrlingen  auf  je  100  Meister  und  Ge- 
hilfen. Statt  dessen  umfasste  im  Bereich 
des  In nungs Verbandes,  der  über  ein  Drittel 
aller  deutschen  Barbiere  and  Friseure  ver- 
einigt, die  Zahl  der  eingeschriebenen  Lehr- 
linge 1894  16  auf  100  Meister  und  Gehüfen, 
1897  14,4.  Im  Bäckerei-  und  Konditorgewerbe 
sind  nach  der  Gewerbestatistik  von  1895 
25*^/0  aller  Hilfspersonen  Lehrlinge.  Nach 
der  Bäckereienquete  von  1892  kann  man 
schätzen,  dass  mindestens  40%  der  Ge- 
schäfte, die  mit  Lehrlingen  arbeiten,  weniger 


Gesellen  als  Lehrlinge  l>eschäftigen,    X-t 
charakteristischer  sind  die  Nachrichten  ck- 
einzelnen  Städten.    In  Eisleben  wurlei  iv 
von   der   Bäckerinnung   noch    44   Goj^I-l 
1893  nur  29  beschäftigt,  währeod  di^  Zi 
der  Lehrlinge  sich  von  53  auf  61  vermehr 
In  Jena  hatte  man  im  Jahre  1785  2SIiäi*. 
raeister.  bei  denen  26  Gesellen,  aber  nur  j  L?l  - 
linge  in  Arbeit  standen ;  1897  al»er  zählte  m 
30  Bäckereien,  in  denen   20  Gesellen  ir 
39  Lehrlinge  thätig  waren.       Es   giebt  »i  - 
11  Betriebe,  die  nur  mit  Lehrlingen  arb»\:r: 
In    Nürnberg    wies    die    Schlossern    2^h; 
80  Meister  auf,  bei  denen  165  Gesellen,  ai* 
198  Lehrlinge  beschäftigt  waren.     B*ri  Al- 
nahme  einer  dreijährigen  Ijehrzeit   wörJ- 
jährlich    ca.    66    Jjehi'linge    auslernen    mh 
müsste  also  die  entspi-echende  Zahl  Ge?ei]»i 
jährlich    Meister    w^erden     können.      Lia-üi 
würde   in  weniger  als  2  Jahren    sich  »> 
Meisterzahl  verdoppelt   haben.      Wenn  msr 
annimmt,    dass    normalerweise     12    hL>  V 
Jahre  vergehen,   vom  Augenblick  des;  I^ 
ginnä   der   Lehrzeit    bis   zui-   selbstätwüp^i 
Niederlassung,  so  würden  in   diesem  Zeit- 
räume SOO  bis  1000  Lehrlinge   zu  Ge^eJ/e: 
gemacht  werden.     Die  Gärtnerei   in  Kari- 
ruhe  wiederum  Aveist  38  Selbständige  au: 
und    69   männliche    Gehilfen,    unter  'ieo- 
nicht  w^eniger  als  34  Lelirlinge  sich  befinden. 
Nach  der  Innungsenquete  von  1895  erscheiD* 
die   Sachlage    nicht    so    schlimm.      In   iiir 
werden  auf   100  Meister  etwa  66  Gefell-^-? 
und    35    Lehrlinge    nachge^^iesen.      Sfmit 
überwöge  die  Gesellenarbeit  und  im  ganzen 
deutschen  Gewerbestand  wäre  allgemein  v.- 
einer  eigentlichen  LehrlingszOchterei  nieh: 
die  Rede.    Fasst  man  ledigÜch  die  j^iersona.- 
beschäftigenden  Meister  ins  Auge,  so  käm^ 
auf    100    Meister    allerdings    80   Lehrlinge. 
Es  hätte  dann  aber  immer  noch  nicht  je<iVr 
Meister  seinen  Lehrling. 

Liegt  in  derartigen  Angaben  auch  noih 
kein  Beweis,  dass  die  Ausbildung,  die  die 
jungen  Leute  erfahren,  allen  billig  zu  stellea- 
den  Anfordenmgen  nicht  genügt,  so  kai-^ 
doch  im  einzelnen  manches  schief  sein.  B 
kann  schliesslich  ein  Meister  auch  vohl 
6  bis  8  Lehrlinge  ohne  Oesellen  so  unter- 
richten, dass  sie  ordentlich  lernen.  Immer 
wird  man  sagen  mtlssen,  dass  die  Gefahr 
einer  übermässigen  LehrlingshaltuDg  er- 
scheint, wenn  der  Zahl  der  Lehrlinge  nicht 
mindestens  eine  eben  so  grosse  Ziahl  er- 
wachsener Handwerksgenossen  gegenüber- 
steht. Dann  wären  nach  der  Enquete  von 
1895  unter  14349  Lehrherren  87,4  <><o  mit 
massiger  und  12,6  ^/o  mit  übermässiger  Lehr- 
lingshaltung. Allein  im  Erhebungsbezirk 
würde  sich  die  Zahl  der  ungenügend  aus-  ' 
gebildeten  Lehrlinge  auf  ca.  4807  heraus- 
stellen. Das  Schlimmste  ist  jedenfalls,  dass 
erfahrungsmässig   diejenigen  Gewerbe,  die 
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der  Lehrlingszüchterei  am  stärksten  obliegen, 
auch  die  grösste  Zahl  der  durchwandernden 
Arbeitslosen  zu  stellen  pflegen.  Und  so 
lässt  sich  erwarten,  dass  die  neuen  Mass- 
nahmen ilire  Schuldigkeit  zu  thun  nicht  ver- 
fehlen werden. 

4.  Der  Lehrvertrag.  Eines  der  besten 
Mittel,  sittlicher  Verwahrlosung  zu  steuern, 
ist  zweifellos  ein  schriftlicher  Lehrvertrag, 
wie  ihn  das  Gesetz  jetzt  obligatorisch  vor- 
sieht binnen  4  Wochen  nach  Beginn  der 
Lehrzeit  abzufassen.  Allerdings  ist  derselbe 
nach  den  neueren  Mitteilungen  eines  der 
Fabrikaufsichtsbeamten  im  allgemeinen  kein 
ausreichendes  Mittel,  dem  Verti-agsbniche 
der  Lehrlinge  vorzubeugen.  Aber  wenn  das 
fiu*  grossindustrielle  Kreise  richtig  sein  mag, 
so  wird  in  der  kleingewerblichen  Sphäre 
sein  Einfluss  auf  den  Ernst  und  die  gute 
Führung  des  Lehrlings  kaum  in  Abrede  zu 
stellen  sein.  Der  Handwerksmeister  spart 
sich  viel  Scherereien  und  Aerger,  wenn  er 
einen  schriftlichen  Vertrag  abschliesst.  Da- 
her wird  seitens  der  Gewerbeveimne  und 
in  den  fachgewerblichen  Zeitschriften  diurch 
Ausgabe  entsprechender  Forraidare  als  Muster 
ihrer  Ausbreitung  Vorschub-  geleistet.  Im 
Ortsgewerbevereiu  zu  Darmstadt  hat  man 
z.  B.  die  Einrichtung  getroffen,  dass  beim 
Eintritt  in  die  Handwerkerschide  ein  schrift- 
licher Lehrvertrag  vorgelegt  werden  muss. 
Sein  Inhalt  wird  sich  am  zweckmässigsten 
auf  folgende  Punkte  eretrecken.  a)  Probe- 
zeit. Sie  empfielilt  sich  zur  Prüfung  der 
Brauchbarkeit  imd  Fähigkeit  des  Lehrlings 
sowie  seiner  Gesundheitsverhältnisse.  Inner- 
lialb  derselben  steht  jedem  Teile  der  Rück- 
tritt frei.  Ihre  Dauer  ist  nach  dem  Gesetze 
mindestens  4  Wochen  und  höchstens  3  Mo- 
nate, doch  werden  in  der  Regel  4 — 6  Wochen 
genügen,  b)  Die  Pflichten,  die  der 
Lehrherr  übernimmt,  sind,  wenn  auch 
nicht  im  einzelnen,  doch  unter  Hervorhebung 
der  wichtigsten  Punkte,  aufzuführen,  z.  B. 
dass  der  Lelirling  in  der  durch  den  Zweck 
der  Ausbildung  zu  einem  Gesellen  gebotenen 
Reihenfolge  und  Ausdehnung  in  allen  Ar- 
beiten zu  unterweisen  sei,  dass  die  zum 
Besuch  der  Fortbildungs-,  Handwerker-  oder 
Fachschule  erforderliche  Zeit  gewährt  werden 
müsse,  der  Lehrling  zu  guten  Sitten  anzu- 
halten sei,  ihm  vor  Beendigimg  der  Lehrzeit 
Zeit  und  Material  zur  selbständigen  An- 
fertigung einer  Prüfungsarbeit  (Lehrlings- 
prüfung) zu  gewähren  sei  etc.  c)  P  f  1  i  c  h  t  e  n , 
die  der  Lehrling  eingeht:  Folgsamkeit 
gegen  den  Lehrherrn,  Schulbesuch,  Lehr- 
Hngsprüfung  etc.  Hier  wäre  auch  der  Be- 
trag der  Entschädigungssumme  seitens  des 
Lehrlings  festzusetzen,  falls  er  entläuft  oder 
den  Vertrag  lost.  Entsprechend  den  ge- 
ringeren Leistungen  des  Lehrlings  im  ersten 
Jalire   wäre  dieser  Betrag  im  ersten  Lehr- 


jahre gering  anzusetzen,  etwa  mit  4  Mark 
pro  Woche  der  Zeit,  die  er  nicht  ausgehalteu 
hat,  mit  dem  doppelten  Betrage  pro  Woche 
dagegen  im  letzten  Jahre  der  Arbeit, 
d)  Dauer  der  Lehrzeit,  e)  Lohn  des 
Lehrlings  oder  Lehrgeld.  Bei  der 
Festsetzung  des  ersteren  wird  in  Betracht 
zu  ziehen  sein,  dass  der  Lehrling  gewöhn- 
lich in  den  ersten  anderthalb  Jaliren  dem 
Lehrherrn  mehr  Schaden  als  Vorteil  ver- 
ursacht, indem  er  Material  vernichtet  oder 
es  diu-ch  Ungeschickliclikeit  verdirbt.  In 
den  folgenden  Jahren  kommt  der  Meister 
auf  seine  Kosten,  falls  er  Lohn  verabfolgt 
oder  Unterhalt  gewährt  und  erst  im  letzten 
Jahre  erzielt  er  einigen  Nutzen  von  der  Ar- 
beitskraft. Mithin  wird  der  Lohn  in  jedem 
der  3  oder  4  Jahre  anders  ausfallen  müssen ; 
einen  Teil,  der  im  Falle  des  Vertragsbruches 
verfällt,  bis  zur  Beendigung  der  Lehrzeit 
zurückzubehalten,  empfielilt  sich.  Für  die 
Zahlung  des  Lehrgeldes  sind  mehrere  Ter- 
mine zu  vereinbaren,  etwa  die  Hälfte  bei 
Ablauf  der  Probezeit,  ein  Viei-tel  bei  Ablauf 
der  ersten  Hälfte  und  das  letzte  Viertel  am 
Schlüsse  der  Lehrzeit.  Auch  hier  wird  es 
in  Erinnerung  an  die  eben  auseinander- 
gesetzten Verhältnisse  gut  sein,  zu  verein- 
baren, wieviel  von  dem  festgesetzten  Lehr- 
gelde für  das  erste,  zweite  oder  letzte  Drittel, 
bezw.  das  erste,  zweite,  dritte  oder  letzte 
Viertel  der  Lehrzeit  als  bedungen  gilt, 
f)  Vereinbarungen  über  die  Bestrei- 
tung der  Bedürfnisse  des  Lehr- 
lings, als  Kost,  Wohnung,  Wäsche,  Werk- 
zeuge, Schulgeld  etc.  Hierbei  wird  es  notr 
wendig,  festzustellen,  wer  die  gesetzlichen 
Beiträge  des  Lehrlings  (*^/3)  zur  Krauken- 
kasse zu  bezahlen  hat.  g)  Am  Schluss  ist 
eine  Bemerkung  zweckmässig,  dass  der  Vater 
oder  der  Vormimd  es  als  ihre  Schuldigkeit 
erkennen,  den  Lehrling  zur  steten  ErfüUmig 
seiner  Pflichten  zu  ermuntern  und  die  Be- 
strebungen des  Lehrherrn  im  Interesse  der 
Ausbildung  des  Ijchrlings  zu  unterstützen. 

5.  Lehrlingsheime.  Um  den  Lehrlingen, 
die  nicht  beim  Meister  oder  bei  Verwandten 
wohnen  können,  Obdach  und  Kost  zu  gewähren 
sowie  um  für  eine  angemessene  Unterkunft 
während  ihrer  freien  Zeit  Sorge  zu  tragen,  sind 
neuerdings  Lehrlingsheime  oder  -asyle  an  ver- 
schiedenen Orten  ins  Leben  getreten.  In  München 
hat  der  seit  1884  bestehende  Verein  „Lehrlings- 
schutz" ein  Asyl  gegründet,  in  dem  die  Lehr- 
linge eine  gute  Pension  (Wohnung  und  Ver- 
sorgung) für  25  Mark  monatlich  erhalten  können. 
Der  Laudrat  von  Oberbayern,  der  Stadtmagistrat 
von  München  und  Wohlthätigkeitsvereine  be- 
schaffen die  unentbehrlichen  Mittel.  In  Baden 
sorgen  auf  Anregung  der  Landesgewerbehalle 
die  Gewerbe  vereine  in  verschiedener  Weise  den 
örtlichen  Bedürfnissen  entsprechend  für  die 
Lehrlinge.  Teils  wird  diesen  an  Sonn-  und 
Feiertagen  abends  das  geheizte  und  beleuchtete 
Gewerbeschulzimmer  zum  Aufenthalte  zur  Ver« 
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ftigung  gestellt,  teils  der  Zeichensaal  der  höheren 
Bürgerschule  zum  Zeichnen  und  Lesen  einge- 
räumt, teils  während  der  Wintermonate  an 
Sonn-  und  Feiertagen  Ton  1 — 7  Uhr  nachmittags 
ein  besonderer  Kaum  herjrerichtet,  in  dem  nicht 
nur  zum  Schreiben,  Zeichnen  und  Lesen  Ge- 
legenheit g:eboten  wird,  sondern  auch  Unter- 
haltungsspiele  mit  Ausnahme  von  Karten-  und 
Würfelspielen  gestattet  sind.  Vervollkommneter 
ist  ein  in  Mosbach  seit  1888  bestehendes  Lehr- 
lings- und  Gesellenheim,  das  in  den  Winter- 
monaten täglich  geöffnet  ist  und  vorzugsweise 
unter  Aufsicht  der  Handwerksmeister  steht. 
Ueber  alle  Erwartung  bewährt  sich  das  in 
Freiburg  in  grosserem  Massstabe  eröffnete  Lehr- 
lingsheim. Zwei  Lehrer  der  Gewerbeschule 
führen  jeweilig  die  Aufsicht,  und  unter  ihrer 
Anleitung  werden  allerlei  nützliche  Beschäf- 
tigungen und  angemessene  Spiele  getrieben. 
Christfeier  und  Bescherung  sowie  Schlussfeier 
werden  regelmässig  veranstaltet,  und  die  ganze 
Einrichtung  findet  solchen  Anklang,  dass  die 
durchschnittliche  Beteiligung  sich  für  den  Abend 
auf  80  Lehrlinge  beziffert.  Die  Kosten  bezifferten 
sich  ISyO  auf  663  Mark,  zu  denen  der  Stadtrat 
150  Mark  betrug.  Da,  wo  man  bisher  solche 
Einrichtungen  geschaffen  hat,  ist  man  mit  ihren 
Erfolgen  seh^  zufrieden,  und  zweifellos  hat  man 
es  gerade  diesen  zu  danken,  dass  immer  mehr 
derartige  Anstalten  neu  begründet  werden.  Sie 
werden  besonders  wichtig  in  industriereichen 
grösseren  Städten,  w^o  das  Lehrverhältiüs  Meister 
und  Lehrling  nicht  mehr  so  eng  zusammen- 
Bchliesst,  wie  es  früher  die  Regel  war  und 
gegenwärtig  in  kleineren  Verhältnissen  noch 
häufig  ist. 

Auch  für  kaufmännische  Lehrlinge 
sind  derartige  Heime  ins  Leben  gerufen,  indes 
doch  in  etwas  anderer  Absicht,  nämlich  mit  dem 
Zweck,  ihnen  während  ihrer  freien  Zeit  einen 
Sammelpunkt  zu  bieten,  wo  sie  an  Berufs- 
genossen Anschluss  finden  können.  Durch  Vor- 
träge, Tumspiele.  Gesellschaftsspiele,  gemein- 
same Ausflüge,  Bibliothek,  Zeitungen  und  Zeit- 
schriften wird  für  das  geistige  und  leibliche 
Bedürfnis  gesorgt.  In  diesem  Sinne  ist  neuer- 
dings (Juli  1900)  auch  vom  preussischen  Minis- 
terium für  Handel  und  Gewerbe  bei  den  zu- 
ständigen Behörden  die  Errichtung  von  Lehr- 
lingsheimen in  Anregung  gebracht  worden. 

6.   Der  gewerbliche  Schulunterricht. 

Hinsichtlich  der  Klage  über  ungenügende 
technische  Ausbildung  muss  betont  werden, 
dass  sie  um  so  berechtigter  ist,  als  der 
Handwerker  heute  unverhältnisuiässig  mehr 
Kenntnisse  besitzen  muss,  um  die  ihm 
drohende  Konkurrenz  bestehen  zu  können. 
Er  nuiss  in  den  meisten  Fällen  das  Zeichnen 
erlernt  haben  und  sich  vor  allen  Dingen 
auch  auf  kaufmännischem  Gebiete  umthun. 
Er  muss  richtig  rechnen,  die  gewerbliche 
Buchführung  sich  zu  eigen  machen,  die  Be- 
zugsquellen für  seine  Rohstoffe,  die  Absatz- 
wege für  seine  Erzeugnisse  kennen  lernen, 
kurz  er  ist  geuötigt,  neben  der  Beheri-schung 
der  praktischen  Seite  seines  Falles  auch 
eine  Keihe  theoi'etischer  Kenntnisse  sich 
anzueignen.  Auf  diese  Weise  ist  ausser  der 


alten  Werkstattlelire  teils  zu  ihrer  Ei^gänrn: 
teils  zu  ihrem  Ersatz   der  B^uch  gev^^ 
lieber  Fortbildungsschulen,  Fachschüler,  u, 
Lehrwerkstätten  üblich  geworden,  üeberdir- 
ist  das  Erforderliche  bereits  im  Art  O  e  w  ert- 
licher Unterricht  oben  Bd.  IV.  S.r«i#;r 
gesagt.    Das  Missliche  li^t  darin.  <ksi>  L 
Wahl  gediegener,  sachverständi^r,  kentt^i- 
reicher  Lehrmeister  und  Hilfekräfte  oft  ni  r 
leicht  ist  und  an  den  Beutel  der  LehrlLn::- 
die  Lehrgeld  zahlen  sowie  die  Kosten  ihr- 
Unterhaltes    während     des     Besuches    i-r 
Schule    aus    ihrer   Tasche    tragen    mÜN-^. 
Anforderungen   gestellt   werden,    die  nictt 
alle    zu    befriedigen    imstande     sind.     iMni 
letzteren  teilweise  abzuhelfen    empfiehlt  - 
sich,    wenn    der   Staat    befähigten    jucsv^j 
Leuten  Stipendien  zum  Besuche  d^T- 
artiger  Fachanstalten    gewährt.    I'. 
Mittel   der  Innungen   und   Ge'werbe^eivb- 
versagen    hierbei   nur   zu  häufig.     Die  Sti- 
pendien müssen  je   nach   den    jiersonlicht . 
Verhältnissen    des   Betreffenden     und    d^u 
vermutlichen  Aufwände  an  dem  bezügliehei. 
Aufenthaltsorte  versciiieden   bemessen  >eiii 
Auch   wären    sie   an   die   Bedmgungec  z^i 
knüpfen,  dass  die  Stipendiaten  während  «i*=^: 
nächsten  5 — 10  Jahre  ihr  Gewerbe  im  Lad 
betreiben  müssen.    In  diesem  Sinne  hat  dk 
badische  Regienmg  seit  1880  alljährlich 
gewisse  Summen  verwandt,  die  von  Jahr  zv 
Jahr  gestiegen  sind,  1899  zum  Besuch  alMn 
sächsischer  Fachschiden  3370  Mark  betnis^a. 
wozu    zahlreiche    Stipendien    zum    Besnche 
der  eigenen  staatlichen   Fachschulen  (rir- 
macher,  Schusterei   etc.   Schulen)  kommen, 
deren   Betrag   nicht   bekannt    ist.     E\m:*' 
werden    in    Bayern   aus  den  Mitteln  «1er 
Witteisbacher  I^andesstiftimg  seit  188U  jahr- 
lich erhebliche  Beträge   für  diesen  Zwetk 
verwandt   1892    8757   M.;    1893    870ü  >!.: 
1894  8680  M. ;  1895  10290  M. ;  1896  9C47  M.: 
1897  9267  M.;  1898  92(56  M.;  1899  9840  >L: 
1900  10456  M. 

In  Württemberg  bestehen  in  11 
Städten  56  öffentlich  verwaltete  Stiftungen 
für  gewerbliche  Berufsbildung.  Dieselben 
verfügen  über  ein  Kapital  von  374 110  Mark 
mit  einem  jährlichen  Erträgnis  von  13  yO 
Mark.  In  Mecklenburg-Schwerin  ge- 
währt das  Ministerium  des  Innern  seit  1^1^'' 
jährlich  12  Stipendien  zu  300  bis  400  Mark: 
ausserdem  hat  der  Verl)and  der  Gewerbe- 
vereine  einen  Stipendien fonds,  der  diinli 
fortlaufende  Jahresbeiträge  aus  allen  Ver- 
einen gebildet  wird.  In  Sachsen  hat 
im  Jalire  1898  erstmalig  das  Ministerium 
des  Innern  Lehrlingsuntei-stützungen,  ßeise- 
Stipendien  für  junge  Musikin strumentenhaiier 
im  Auslande  verteilt.  Aehnlich  sind  im 
schweizerischen  Kanton  St.  Grallen  1S95 
nicht  weniger  als  118  Lehrlingsfonds  vor- 
handen   mit    einem    Betrag    von    875519 
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Francs,    von    denen    Lehrlinge    unterstützt 
werden  können. 

7.  Ansstelluiig  von  Lehrling^sarbeiten. 

Neben  dem  Besuche  von  Schulen  der  er- 
wähnten Art  hat  man  namentlich  die  Ver- 
anstaltung von  Ausstellungen  der  Arbeiten 
von  Lehrlingen  empfohlen,  um  sich  von  dem 
Masse  der  erworbenen  Fähigkeiten  und 
Kenntnisse  überzeugen  und  Anreiz  zu  sorg- 
fältigerer Ausbildung  des  Lehrlings  geben 
zu  können.  Das  Verdienst,  auf  diesem  Ge- 
biete bahnbrechend  gewesen  zu  sein,  gebührt 
dem  Grossherzogtum  Hessen,  wo  bereits 
im  Jahre  1847  der  Ortsgewerbe  verein  zu 
Darmstadt  eine  solche  Ausstellung  mit  Preis- 
verteilung anregte,  »um  ein  reges  Streben 
nach  praktischer  Ausbildung,  welches  damals 
schon  imter  dem  jüngeren  Teile  der  Ge- 
werbetreibenden so  oft  vermisst  wurde,  zu 
wecken  und  zu  ernähren«.  Wirklich  kam 
diese  Ausstellung  —  u.  W.  die  erste  in 
Deutschland  —  im  Sommer  des  Jahres  1848 
zu  Stande,  dauerte  8  Tage  und  war  von  62 
Lehrlingen  beschickt.  Das  Material  für  den 
auszustellenden  Gegenstand  wiu-de  auf  Ver- 
langen vom  Gewerbeverein  bezahlt  unter 
der  Bedingimg  der  Rückvergütimg  bei 
etwaiger  späterer  Verwertung.  Die  Wahl 
der  anzufertigenden  Gegenstände  war  den 
Ausstellern  freigegeben.  Verkäufliche  oder 
nicht  abgesetzte  Gegenstände  wiu-den  behufs 
Verlosung  angekauft.  Die  Beurteilung  er- 
folgte durch  die  Vorstandsmitglieder  unter 
Zuziehung  von  sachverständigen  Meistern, 
deren  Lehrhnge  nicht  beteiligt  waren.  Erst 
nach  der  Beurteilung  wurden  Alter,  Beruf, 
Lehrzeit  etc.  des  Ausstellers  an  den  ausge- 
stellten Gegenständen  bekannt  gegeben.  Die 
Preise  bestanden  in  Büchern,  Werkzeugen, 
Reisszeugen  im  Werte  von  2 — 10  fl.  Ausser- 
dem wurden  den  Siegern  Diplome  erteilt. 
Von  diesen  Gnmd  Sätzen  wui-de  bei  einer 
im  nächsten  Jahre  —  1849  —  veranstalteten 
Ausstellung  von  Lehrlingsarbeiten  insofern 
abgewichen,  als  man  es  für  zweckmässiger 
erachtete,  jedem  zur  Beteiligimg  geneigten 
Lehrlinge  eine  seinem  Alter,  seiner  Lehrzeit 
und  LehnÄ'erkstätte  entsprechende  Aufgabe 
zu  stellen,  ohne  indes  die  Lieferung  weiterer 
Arbeiten  auszuschliessen.  Ein  Ausschuss 
von  Handwerksmeistern  der  Hauptgewerbe 
nahm  Anmeldungen  entgegen  und  bestimmte 
die  Aufgaben,  die  tliunüchst  individuell  ge- 
halten wurden.  So  verlangte  man  z.  B.  von 
einem  Meisterssohne  im  ersten  Lehrjahre 
mehr  als  von  einem  Lehrlinge,  der  ein  nicht 
vom  Vater  betriebenes  und  somit  ihm  nicht 
von  Jugend  auf  zur  Anschauung  gebrachtes 
Gewerbe  erlernte.  Für  die  Fachmänner 
wurde  die  so  erzielte  Uebersicht  von  Lösun- 
gen gleicher  Aufgaben  seitens  verschiedener  1 
Lehrlinge  desselben  Gewerbes  sein*  interes- 1 
sant;    für    nicht   Sachverständige    war    diel 


Ausstellung  weniger  anziehend,  weil  die 
Mannigfaltigkeit  der  ausgestellten  Gegen- 
stände eine  geringere  war.  Vom  Ankauf 
behufs  Verlosung  wurde  abgesehen,  weil 
man  wahrnahm,  dass  einzelne  Meister  die 
Ausstellung  benutzten,  um  durch  ihre  Lehi*- 
linge  hochwertige  Gegenstände  anfertigen 
zu  lassen,  deren  Erlös  sie  selbst  bezogen. 
Nach  dem  Beispiele  des  Darmstädter  Orts- 
gewerbevei-eins  wurden,  auf  seinen  Erfah- 
rungen fussend,  sowohl  1849  als  auch  in 
den  folgenden  Jahren  an  verschiedenen  hes- 
sischen Orten  Versuche  mit  Ausstellungen 
von  Lehrlingsarbeiten  gemacht,  die  aber 
nicht  wiederholt  wiu:den.  Nur  Darmstadt 
veranstaltete  sie  8  Jahre  g^nz  regelmässig. 
Eine  Ausstellung  von  Lehrlingsarbeiten  nach 
den  Grundsätzen  wie  früher  fand  im  Jahre 
1870  in  Darmstadt  in  Verbindung  mit  einer 
Ausstellung  von  selbstverfertigten  Arbeiten 
kleiner  Meister,  Gesellen  und  Fabrikarbeiter 
statt  auf  Anregung  einiger  Ärbeiterbildungs- 
vereine.  Die  Zahl  der  AussteUer  betrug  ca. 
1000,  darunter  270  Lehrlinge  aus  dem  gan- 
zen Grossherzogtum.  Für  jedes  Gewerbe 
und  für  jede  Zeit  bestandener  Lehre  waren 
diesen  3 — 4  Aufgaben  gestellt  worden,  von 
denen  wenigstens  eine  zu  lösen  war.  Dann 
ruhte  die  Ausstellungsfrage  10  Jahre  und 
erst  infolge  der  neueren  Bestrebungen  zur 
Hebung  des  Innungswesens  wurde  in  Oppen- 
heim eine  allgemeine  Ausstellung  von  Lehr- 
lingsarbeiten für  das  ganze  Land  in  Ver- 
bindung mit  einer  Ausstellung  von  Zeich- 
nungen und  Schülerarbeiteu  aus  den  inlän- 
dischen Handwerkerschulen  veranstaltet. 
Auch  jetzt  wurde  für  die  verschiedenen 
Lehrzeiten  der  Lehrlinge  eines  jeden  Ge- 
werbes eine  bestimmt«  Aufgabe  gestellt, 
deren  Lösung  keinen  erheblichen  Aufwand 
an  Zeit,  Material,  Auslagen  erfordert  und 
die  ohne  jede  fremde  Beihilfe  durch  den 
Lehrling  allein  angefertigt  werden  muss. 
Es  beteiligten  sich  1000  Lehrlinge.  Der 
Kostenaufwand  war  2200  ^lark.  Zum  dritten 
Male  fand  eine  allgemeine  Ausstellung  von 
Lehrlingsarbeiten  aus  dem  Grossherzogtum 
Hessen  vom  9.-24.  Juli  1887  in  Darmstadt 
statt,  beschickt  von  1750  Lehrlingen.  Nach 
längerer  Pause  wurde  im  August  1900  in 
Worms  wieder  eine  Ausstellung,  vorzugs- 
weise von  Gesellenstücken,  veranstaltet,  die 
indes  nur  von  142  Teilnehmern  besclückt  war. 

Nach  dem  Vorgange  Hessens  werden  auch 
in  anderen  deutschen  Staaten  seit  den  70  er 
Jahren  mehrfach  Ausstellungen  von  Lehrlings- 
arbeiten veranstaltet,  in  der  Regel  örtlich  be- 
grenzt, jedoch  unt^r  Freigebung  der  Wahl  der 
auszustellenden  Gegenstände.  Das  hessische 
System,  sofern  es  in  Stellung  von  durch  den 
Lehrling  zu  lösenden  Aufgaben  besteht,  hat  seit 
1880  in  B  a  d  e  n  Eingang  gefunden.  Hier  hatten 
einige  Gewerbevereine,  so  in  Bretten,  Karlsruhe, 
Schwetzingen  bereits  seit  Jahren  dahingestrebt, 


584  Lehrlingswesen 


Arwstelluiiffeii  von  Lehrlingfsarbeiten  zu  veran- '  oder  Gewerbevereiaen,  die  Ausstell une  -.  ü 
lassen  una  Preise  zu  verleihen.  Aber  diese  Lelirlingsarbeiten  veranlassen,  Geld,  .;ja 
Schritte  waren  vereinzelte  geblieben,  und  es  Prämien  für  die  Lehrlinge  smschaff^-L  i 
gab  sich  der  Wunsch  nach  staatlicher  Beihilfe ,  k(",„„en.  Für  diesen  Zweck  sind  im  -anz^  . 
kund.  Diese  ist  denn  auch  nicht  ausgeblieben, ,  t-..„.^-i^  ,,^«,„o^k4-  «.r^«^^«  •  "  ''*^* 
und  seit  1881  sind  regelmässig  jährlich  derartige  |  JoT»^';P/'^^  k^^^^^  ^^S    'iirM    V 

Ausstellungen  von  Lehrlingsarbeiten  aus  dem ,  ^-^-^^  --r  <  \f  i4ß  '-i  ?^\f  i  - 
ganzeuLande,  meist  in  Karlsnihe,  unter  wachsen- .  1^^'^  0^04  jL,  iHSo  ul^^4  M-,  1*^". 
der  Beteiligung  veranstaltet  worden.  Die  Fre- i  H9r)0  M.,  1888  4565  M.,  1889  ^siiir  M 
quenz  war  die  folgende:  1881  80,  1885  118, ,  18<)0  H820  M.,  1891  3155  3L  1- 
1890  394,  1891  557,  1892  696,  1893  624, !  einigen  Orten,  z.  B.  in  Fürth,  existi^r^i 
}^'i^  .^^3  «i^^^oJ^^.->^'^.^^^«  1Ö97  auch  von  Privatpersonen  gestiftete  IVi- 
833,    1898    947,    1899    154,    liXX)   1223.     Es   j^j,  ^,,,,teUung  von  Lehrlin^l,^^^^^   V 

«pL'Ill   ndi^TXh^^^^^^^^^  bavorischln  Gewerbemuseum  in  .\r^.- 

neicrunfir    oder   1  eilnanmlosiß^keit    soweit   über-  i ,  i  *    t    i^^^  j  •»      tut 

wunden  war,  dass  die  Beteiligung  der  Lehrlinge  I  ^^^E^.  ^^  ^}^'  J^  orderung  des  Lehrlings w.^m  - 
eine  erfreuliche  genannt  werden  kann.  An  .  «"^s  eine  seiner  wichtigsten  Aufgaoen  au^i-! :. 
diesen  Ausstellungen  beteiligen  sich  nur  Ge- 1  ist  in  Verbindung  mit  'dem  Aii&schus>  'i;- 
Werbevereine.  Die  Regierung,  die  ursprünglich  |  Verbandes  bayerischer  Gewerbevereine  • ', 
800  Mark  zur  Prämiienmg  bewilligrt  hatte,  hat '  PiY)grainm  für  die  Abhaltung  sr>lcher  A  i- 
1898  4980  M,  1899  613511.  und  1900  7170  Abstellungen  aufgesetzt  woi-den,  das  voi.  -k. 
dafiir  verausgabt  Für  das  auf  diesen  Aus- ,  i,,.3j,i  11^4^^,^,  ^^j^j^^^^^^  des  Innern  gei.Ll- 
Stellungen  einzuhaltende  Verfahren  gelten  i„,,i  °i^„  u^.,;..l.o«^^;«««..«^«  ,,,^  i:i.-Sr.Kr^  , 
selbstverständlich,  bestimmte  Grundsätze  (Im  "»<^,^,7  Bezirksregierungen  zur  Rachr... 
HftnriivnriTPrVaip^/ipr   fflr  T?«.iAn    i«iw    s    \m  ompfolüen  worden  ist.    Weiter  bat  das  0- 


Handwerkerkalender  für  Baden  1899  S.  109 
abgedruckt.)  Zur  Bewerbung  um  die  Staats- 
preise  werden  nur  solche  Lehrlinge  zugelassen, 
denen  für  ihre  Arbeiten,  wie  sie  regierungs- 
seitig begrenzt  sind,  bereits  von  dem  Geweroe- 


l^folüen 

werbemuseum  im  Oktober  1889  die  Veni..- 
staltuug  einer  I^ndesausstellmig  derjenL'»^] 
Lehrlingsarbeiten  angei^egt,  die  auf  den  <  'n- 
ausstellungen  bereits  den   ersten   Pr^ri 


verein  am  Sitze  ihres  Wohnorts  oder  von  dem .  rungen  haben.  Im  Anschluss  offenW  .11. 
Gauverbande,   dem   der   Verein   angehört,   ein   q^^    in  Baden    in    gleicher   Weise  von  .1.1 

FnTr;7  w?^^^^^^  ^In^'tJr  !V«'La"^l^sfe'«>^'erbehalle  in  Karlsnihe  anaiieier- 

engerer    Wettbewerb    unter    den    bereits    als,.        *       i.  n  •    1    1         t    u  .♦         l- 

tüchtig  anerkannten  Leistungen  statt.  Der  aus- 1  ten  Ausstellungen  wiixl  dem  Lehrlinge  hier 
stellende  Lehrling  muss  mindestens  ein  Lehr- 1  ^^'l^^^enheit  geboten,  im  \erein  nut  eiu-r 
jähr  hinter  sich  und  wenigstens  eine  der  für '  grösseren  Anzalil  von  Alters-  und  Brrif>- 
das  betreffende  Gewerbe  vorgeschriebenen  Auf- '  genossen  aus  dem  ganzen  l^nde  wettweri- -jI 
gaben  gelöst  haben ;  die  Anfertigung  der  Arbeit  1  vor  eine  grössere  Oeffentlichkeit  zu  trv't»r. 
muss  ohne  fremde  Beihilfe  erfolgen  und,  wo  er- 1  Für  Meister,  Gehilfen  und  Lehrhnge  inm. 
forderlich  eine  Werkzeichnung  beigelegt  werden,  ijie  vergleichende  Beüachtung  der  vorj^ 
Ist  eine  Gewerbeschule  am  Orte,  so  war  sie  zu  «,".i„w.^.,  t  ^;flf.,.,r»^r»  im,«,w»;«i,  ,,«/i  ,««.!.;  ;, 
besuchen  und  muss  ein  über  Fleiss,  Fortschritt  1  ^;f^"^^\.^ff  ""8^^"  lehn^ich  und  zi^leicj 
und  Betragen  befriedigende  Auskunft  gebendes  !  ^^^  Möglichkeit  gegeben  (be  zu  Tagetnneii- 
Zengnis  vorliegen.  Ausser  der  vorgeschriebenen  I  "^n  Mängel  m  der  Ausbildung  eingehen^i  v: 
Arbeit  kann  noch  eine  nach  eigener  Wahl  aus- 1  prüfen  und  geeignete  Abhilfe  anzul«ahii-.L 
gestellt  werden,  doch  wird  diese  nicht  mit  einem 

Preise  bedacht,  falls  die  vorgeschriebene  Arbeit  i'ür   die  Beteiligung  gelten   im  einitflnt^a 

nicht  preiswürdig  befunden  wurde.  Auf  Preise  |  folgende  Grundsätze,  ^llr  die  Lehrlinge,  ditt 
in  Geld  oder  (leldeswert  können  nur  die  Lehr- 1  nuf  den  örtlichen  Ausstellungen  bereits  eintn 
linge  Anspruch  erheben,  die  am  Ende  der  Lehr-  ersten  Preis  errungen  haben,  dürfen  sich  t^ 
zeit  sind  oder  ihrer  Beendigung  wenigstens  '  teiligen.  Der  einzusendende  Gegenstand  mu^^ 
nahestehen.  Einen  Vorzug  geniessen  im  allge- 1  wenn  möglich,  von  einer  Zeichnung  begleitet 
meinen  diejenigen,  die  eine  Lehrlingsprüfung  sei».  I>er  Aussteller  muss  seine  Lehrzeit  im 
abgelegt  haben.  !  laufenden  Ausstellungs jähre  beenden  oder  bereit« 

In  Bayern  haben  ebenfalls  seit  den  1  beendet  haben.  Die  Kosten  der  Ein- und Bü.k- 
70  er  Jahren   AussteUungen   von   Lehrlings-   ^JP'^^^«^'  \^'^St  das   Gewerbenauseum ,   das  di> 

arbeiten  stattgefunden.    Der  Miinchener  (>o- I  Siit^iL^r  «3S^^ 

,  ^  ^  ^.  "  ^4.  ix  i.  •  -i.  10-1  1  ono  I  >^  ittelsbacher  Landesstiftung ,  von  Gewerbe 
Werbeverein  veranstaltet  sie  seit  18^1,  1S98  |  ,,,,,i,,en  und  Innungen  anbringt.  Die  Aus- 
zum  2{>  Male:  die  Gewerbevereine  der  1  steiler  erhalten  nach  dem  Urteil  des  Preis- 
bayerischen  l'falz  veranlassten  eine  Aus-  gerichts,  das  unter  dem  Vorsitz  des  DirektoR 
Stellung  im  Jahre  1880,  die  von  843  Lehr- I  des  bayerischen  Gewerbemuseums  besteht,  wenn 
lingen  beschickt  wurde.  Allein  im  ganzen  1  ihre  Leistungen  als  hervorragende  bezeichoei 
fehlte  doch  das  nötige  Interesse  und  erst '  werden,  einen  Vermerk  in  ihrem  Lehrlingsbach 
diu-ch  die  von  König  Ludwig  IL  im  Jahre !  J^^.^»  ^'^nn  die  Mittel  vorhanden,  einen  m- 
1880  gemachte  Witteisbacher  Landesstiftung,  1  ^?itrag  zum  Besuche  der  Auss^llung.  In 
A'^    ,!l:.uT«u^    Yru4-^i  r-    1  1        dieser  Weise  sind  seit  1890  bis  1899  SLande- 

die  reichliche  Mittel  zur  Forderung  des  ausstellungen  prämiierter  Lehrlingsarbeiten  zn 
Lehrhngs Wesens  bot,  konnte  ihre  A  eranstal- I  Staude  gekommen,  die  erste  (1890)  von  166 Lehr- 
tung  systematischer  m  Angriff  genommen .  imgen  aus  20  Vereinen,  die  achte  (1899,  v.m 
werden.     Die   Stiftung  giebt  den  Innungen  1 138  Ausstellern  aus  26  Vereinen  beschickt. 
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In  ^^ürttembergfanclenl889und  1900 
iii^s"tellungen  von  Lelirlingsarbeiten  statt, 
Lo  al>er  nicht  den  Zweck  einer  Preisvertei- 
iiig  verfolgten.  Vielmehr  handelte  es  sich 
ior  \im  die  Vorführung  der  Arbeiten  der- 
p" Tillen  Gewerbelehrliii^e,  die  ihre  Prüfung 
Alf  Grund  der  Lehrlmgspnifungsordnung 
^<?^^tandea  hatten,  sowie  der  Lehrlinge,  die 
n  Innungen  gepnlft  worden  waren.  Die  im 
fiili  1900  in  Stuttgart  veranstaltete  Aus- 
stellung war  aus  61  Gemeinden  des  Landes 
beschickt,  etwa  rimd  60  Gewerbe  waren  mit 
^.">u  Arbeiten  verti-eten.  Die  verhältnismässig 
Gcei-inge  Beteiligung  hängt  damit  zusammen, 
«las»  die  Ausstellung  besonderer  umstände 
\AS\ll>er  etwas  si>ät  abgehalten  werden  musste 
lind  inzwischen  viele  Prüfungsarbeiten  ver- 
kauft worden  waren. 

In    Preussen    werden   seit   1880    die 
Ausstellungen  von  Lelirlingsarbeiten  gleich- 
falls aus  Staatsmitteln  unterstützt.  Innungen 
«Mler  Innungsverbände,    Gewerbevereine  etc. 
erhalten  behufs  Verleihung  von  Staatspreisen 
an  Liehrhnge  bei  diesen  Gelegenheiten  Zu- 
schüsse von  in  der  Regel  100  M.,  die  zu 
einem  ersten  Staatspreise  von   50  M.  und 
weiteren  Preisen  von  mindestens  10  M.  ver- 
wandt   werden    sollen.     Allein    den    sehr 
zweckmässigen  Anordnungen,  die  der  preus- 
sische  Handelsminister  bei  der  erstmaligen 
Gewährung    des    Staatszusehusses    für   die 
Ausstellungen  gab,    wurde   nur  wenig  ent- 
sprochen.   Weder  gelangte  der  Wunsch,  nur 
gangbare  und  verkäufliche  Erzeugnisse  des 
Handwerks,  deren  befriedigende  Ausfühnmg 
vom  Lehrlinge  bei  normalem  Stande  seiner 
Ausbildung  gefordert  werden  kann,  ausge- 
steUt  zu  sehen,  in  vollem  Masse  zur  Gel- 
tung,  noch  war  es  möglich,  eine  genaue 
Kontrolle,  wie  weit  der  Lehrling  selbständi- 
ständiger  Verfertiger  des  Stückes  sei,  durch- 
zufühi-en. 

Mit  diesen  letzteren  Bemerkungen  sind 
lyereits  die  Schwächen  des  Systems  berührt. 
Gewiss  wirken  Ausstellungen  von  Lehrlings- 
arbeiten in  •  regelmässigen  Zwischenräumen 
wohlthätig  auf  den  Eifer  der  jungen  Leute 
ein.  »3Ian  muss  gesehen  haben«,  sagt  die 
Einleitung  zur  »Ausstellung  von  Lehrlings- 
arbeiten im  Grossherzogtum  Hessen,  »mit 
welchem  Eifer  die  Jungen  die  ausgestellten 
Gegenstände  ihrer  Fächer  untersuchten  und 
die  Leistungen  ihrer  Kameraden  prüften 
und  würdigten.  Sprächen  nicht  andere 
Rücksichten  dagegen,  so  könnte  man  eine 
Vorprüfung  der  Arbeiten  den  Lehrlingen 
selbst  übertragen;  deren  Unparteilichkeit 
dürfte  nicht  zu  bezweifeln  sein!«  Der  Lern- 
eifer der  Lehrlinge  wird  geschärft,  ihre 
Leistungsfähigkeit  im  Hinblick  auf  die  zu 
erwartende  Auszeichnung  gesteigert,  ihre 
Kritik  \md  damit  das  Streben  nach  Vervoll- 
kommnung   in    gesunde    Bahnen    gelenkt. 


Allein  immerhin  kleben  dem  System  der- 
artige UnvoUkommenheiten  an,  dass  es  allein 
als  nicht  ausreichend  zur  Hebimg  des  Lehr- 
lingswesens angesehen  werden  kann.  Um 
ihren  Zweck  voll  zu  eiTcichen,  müssten  die 
Ausstellungen  die  Leistungsfähigkeit  der 
Meister  und  der  Lehrlinge  zugleich  erkennen 
lassen.  Die  ersteren  müssten  zeigen,  dass 
sie  ihrer  Aufgabe,  tüchtige,  in  aDen  Einzel- 
heiten des  Gewerbes  gut  bewanderte  Ge- 
hilfen heranzubilden,  gewachsen  sind;  die 
letzteren  sollten  darthun,  dass  sie  die 
in  der  Lehre  gebotene  Gelegenheit  zur 
gründlichen  beruflichen  Ausbildung  ausge- 
nutzt haben.  Unter  den  Arbeiten  aber,  mit 
denen  sie  diesen  Beweis  antreten  wollen, 
sollten  nur  solche  Gegenstände  zur  Aus- 
stellung gebracht  werden,  deren  Anfertigung 
wenig  Zeit  und  wenig  Auslagen  für  Mate- 
rial erfordern,  dabei  gleichwohl  geeignet 
sind,  die  erworbene  Fachgeschicklichkeit  zu 
bethätigen.  Lässt  man  nun  den  Ausstellern 
die  freie  Wahl,  so  wird  erfahnmgsmässig 
das  nicht  erreicht.  Nur  weim  Aufgaben  ge- 
stellt werden,  kann  man  sich  der  Verwirkli- 
chung dieser  Grundsätze  nähern.  Auch  dann 
aber  bleibt  die  Bem-teilung  schwierig,  denn  es 
kann  vorkommen,  dass  Lehrlinge,  die  nur  in 
einem  Specialitätenbetriebe  ilu:e  Ausbildung 
erhalten  haben,  auf  gleiche  Stufe  gestellt 
werden  mit  den  in  der  ganzen  Technik  eines 
Gewerbezweiges  Ausgebildeten.  Nicht  min- 
der misslich  bleibt  trotz  aUer  Vorsichtsmass- 
regeln die  Kontrolle  darüber,  wie  weit  es 
sich  um  eigene  Leistungen  des  Lehrlings 
handelt  Endlich  liegt  die  Gefahr  einer  ge- 
wissen Selbstüberschätzung  vor.  Daher  ist 
in  neuerer  Zeit  mehr  und  melir  vorgeschla- 
gen worden,  mit  den  Ausstellungen  Prüfun- 
gen der  Lehrlinge  zu  verbinden  oder  solche 
selbständig  einzuführen. 

7.  LehrUngsprüfungen.  Sie  haben  den 
Vorteil,  dass  sie  einen  heilsamen  Zwang  auf 
das  Mass  des  Fleisses  und  der  Ausdauer 
seitens  der  Lernenden  ausüben.  Wer  die 
Prüfung  nicht  besteht,  sollte  eben  nicht 
weiter  auf  nicken,  nicht  als  Gelülfe  arbeiten 
dürfen,  sondern  müsste  veranlasst  werden, 
noch  einige  Zeit  in  imtergeordneter  Stellung 
lernend  auszuhalten. 

Den  Prüfungen  wohnt  ein  erzieherisches 
Moment  inne.  Die  Anerkennung,  die  der 
junge  Mann  in  der  Urkunde  über  das  be- 
standene Examen  erhält,  beweist  seine  Tüch- 
tigkeit und  sein  Streben.  Durch  eine  be- 
friedigend verlaufende  Prüfung .  erleichtert 
der  Jüngling  sein  späteres  Fortkommen.  Mit- 
hin wird  in  Erinnerung  daran  der  heran- 
wachsende Knabe  im  Zaume  gehalten,  vor 
Unbotmässigkeit  und  LiederUclikeit  bewahrt. 
Ist  aber  ein  guter  Grund  gelegt,  in  dem 
jungen  Manne  die  Lust  am  Erwerbe  von 
Fertigkeiten,  die  Freude  am  Können  geweckt, 
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so  darf  man  der  weiteren  Entwickelung  mit  j  keine ,  wohl  aber  in  der  Werkstätte  Beiru- 
Vertrauen  entgegensehen.  Das  Streben,  vor-  rung  geboten  wurde, 
wärts  kommen  zu  wollen ,  liegt  zu  sehr  in  Zur  Leitung  der  Priifiingen  wird  ^-ii. 
der  menschlichen  Natur,  als  dass  es  nicht  i  ordentliche  Behörde  unentbehrlich  seiii.  inn 
bei  gut  erzogenen  Menschen,  auch  wenn  der  i  GHeichförmigkeit  der  Behandlung  zu  ächer.. 
Zwang  aufhört,  weiter  wirken  sollte.  Fach-  j  Grewerbevereine  und  Innungen  können  eis- 
lieh  gut  ausgebildete  Lehrlinge  werden  über-  i  derartige  Prüfungskommission  wählen. 


all  als  Geliilfen  willkommen  sein,  den  Trieb, 
sich  zu  vervollkommnen,  auch  in  dieser 
Stellung  bethätigen  und  schliesslich  als  junge 
Meister  durch  treffliche  Leistungen  den 
Kundenkreis  an  sich  zu  fesseln  wissen. 

Die  Prüfung  besteht  aus  einem  prakti- 
schen und  einem  theoretischen  Teile.  Bei 
dem  ersteren  handelt  es  sich  um  die  ohne 
fremde  Beihilfe  zu  bewerkstelligende  An- 
fertigung einer  für  die  Lehrlinge  desselben 
Gewerbes  gleichmässig  bestimmten  Arbeit. 
Bei  ihrer  Wahl  soll  massgebend  sein,  dass 


dann  je  nach  der  Zahl  und  dem  Gewen- 
der Lehrlinge  weitere  Gewerbetreibende  zu- 
zieht oder  besondere  Prüfnngsmeister  er- 
nennt. Der  technische  Leiter  der  Fortbii- 
dungsschule  oder  Gewerbeschule  sollte  stet- 
Mitglied  dieser  Kommission  sein. 

üeberall  ist  die  Prüfung,  wo  sie  bis  j^rr 
eingeführt  ist  eine  freiwillige  und  erwa<.h>ei- 
dem  Lehrlinge  keine  anderen  Kosten  als  «lir- 
jenigen,  welche  die  Herstellung  des  Prüf- 
stückes bedingt. 

Das  Ergebnis  der  Prüfungen   wird  mi: 


sie    ohne    grösseren    Aufwand    herstellluir,  Noten  —  in  der  Regel  vier  Grade  —   K 
leicht  verkäuflich  und  in   jeder  Werkstätte  j  zeiclinet  und   dem  Geprüften   ein   Zeugm- 
ausführbar  ist ,    aber   doch  die  von  einem   dan'iber  ausgestellt. 

tüchtigen  Lehrlinge  zu  verlangende  Kenntnis  |  Der  erste  deutsche  Staat,  der  den  Ijehr- 
hervortreten  lässt.  Die  Anfertigung  des  i  lingsprilfimgen  in  neuerer  Zeit  Eingang  ver- 
Werkstücks wird  durch  Mitglieder  der  |  schafft  hat,  ist  Württemberg  gewesen. 
Prüfungskommission  beaufsichtigt.  Sie  in  |  Hier  fanden  vor  dem  Jahre  1828  s-vicLe 
einer  anderen  als  der  Werkstätte  des  Lehr- 1  Prüfungen  selten  statt  Gleichwohl  war 
herrn  vornehmen  zu  lassen ,  empfiehlt  sich  j  ihre  Wichtigkeit  doch  soweit  anerkannt  das^ 
kaum,  weil  erfahrungsmässig  die  Lehrlinge  in  dem  Regierungsentwurfe  des  Gewert»»- 
in  fremder  Werkstätte  befangen  sind.  Für  |  gesetzes  von  1828  die  Einführung  der  r.bli- 
die    Beurteilung    der   Leistungen    wird    es  i  gatorischen  Lehi-lingspnifung  für  alle  zünl- 


augenscheinlich  leichter,  einen  allgemeinen 
giltigen  Massstab  zu  finden,  als  den  an- 
gehenden Meistern  gegenüber.  Und  was  bei 
jenen  verhängnisvoll  für  ihr  Fortkommen 
werden  konnte,  nämlich  der  tadelnswerte 
oder  mangelhafte  Ausfall,  kann  hier  zum 
Vorteil  gereichen.  Unverkennbar  wird  bei 
der  Lehrlingsprüfung  hervortreten,  in  wel- 
cher Richtung  die  Ausbildung  des  jungen 
Mannes  zu  wünschen  übrig  lässt.  Einen 
langjährigen  Gesellen,  der  im  Begriffe  steht, 
sich  als  Meister  niederzulassen,  auf  Lücken 


tigen  Gewerbe  vorgesehen  war.  Indes,  pn 
der  Kammer  der  Abgeordneten  bekämpft 
wimle  der  Vorschlag  nicht  Gesetz.  In  dtr 
Gewerbeoixlnung  fand  bloss  die  Erklänin? 
Aufnahme,  dass  die  Anordnung  einer  Lehr- 
lingsprüfung  sowie  die  Bezeichnung  der- 
jenigen Gewerbe,  bei  denen  sie  stattfinden 
solle,  der  Regienmg  vorbehalten  bleibe. 
Daraufhin  bestimmte  die  1830  er  Instruktion 
der  Gewerbeordnung  von  1828  eine  Lehr- 
lingspi-üfung  für  die  meisten  zünftigeu 
Gewerbe  als  Regel   am  Schlüsse  der  Lelir- 


seiner  Kenntnisse  inid  Fertigkeiten  hinzu-  zeit ,  und  die  Instruktion  von  1851  delmte 
weisen,  hat  w^enig  Sinn.  Der  Lehrling  da-  |  sie  auf  alle  zünftigen  Gewerbe  aus.  Als 
gegen  vermag  solche  Winke  zu  benutzen,  j  nun  im  Jahi-e  1859  die  königliehe  Central- 
da  er  jung  genug  ist,  auf  den  Gebieten,  die  I  stelle  für  Gewerbe  und  Handel  vom  Mini^- 
er  noch  nicht  beherrscht ,  seine  Lernzeit  |  terium  den  Auftrag  erliielt,  Vorschläge  für 
weiter  ausdehnen  zu  können.  Die  theore- 1  eine  etwaige  Reform  der  Gewerbeonlmmg 
tische  Prüfung  iirafasst  in  der   Regel   die  |  zu    machen ,   bezeichnete  sie  als  eine  der 


Unterrichtsgegenstände  der  Gewerbeschule ; 
sie  ist  eine  mündliche  und  schriftliche,  auch 
wohl  grapliisclie.  Der  Vorsclilag,  diese  dm*ch 
ein  Zeugnis  der  Gewerbeschule  zu  ersetzen, 
ist  nicht  zweckmässig.  Denn  abgesehen  von 
der  örtlicheoi  Vei-schiedenheit  dieser  Anstal- 
ten kommt  es  bei  der  Prüfung  auch  gerade 
auf  die  Beteiligung  der  Meister  an,  die  aus 
dem  Schatze  ihrer  Erfalmuigen  über  Bezug 


Grundlagen  hierfür  »die  Ausbilduni^  eine^ 
wohlorganisierten  gewerblichen  Prüfuugs- 
wesens«.  Sie  betonte,  dass  diese  Prüflingen 
ein  um  so  dringenderes  Bedürfnis  seien,  je 
freier  man  im  übrigen  die  Bewegung  der 
Arbeitsthätigkeit  mache.  Gebe  man  die  Ge- 
werbelehre frei,  so  sei  eine  doppelte  Auf- 
merksamkeit notwendig,  um  den  Missbrauch 
jugendlicher  Kräfte  zu  verhüten  und  zu  er- 
kennen, wer  eine  gute,  wer  eine  schlachte 


undBehandlung  von  Rohstoffen,  über  Arbeits  I  x...^..v..,  ..v..  ^,.,v.  5,«^,,  .,^m.  ^...^  ^»«.....v 
methoden,  über  Einrichtung  von  Werkstätten  '  Gewerbelehi'e  erteile.  Als  eine  BediDgiin? 
u.  dergl.  m.  manches  zur  Sprache  bringen  |  für  den  Eintritt  in  den  GeseUenstand,  wie 
können ,  worüber  in  der  Gewerbeschule  gar  |  bisher  üblich ,    sollte  dabei   die  LehrÜDgs- 
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rilf  \"ing  nicht   anzusehen  sein.    Man  berief 
LoK      auf   das   Beispiel    Englands,    wo    die 
A>v.'ioty  of  arts  ein  zwar  freiwilliges,  aber 
ibor    das  ganze  Reich  verzweigtes  Prüfungs- 
iresoii  ins  Leben  gerufen  hätte,  das  die  er- 
reiiliehsten  Erfolge  aufweise.    Deragemäss 
>ra.elite  die  Regierung,  indem  sie  ganz  rich- 
lj5     meinte,  auf  die  freie  Vereinsthätigkeit 
i^ieh.    nicht  verlassen  zu  können,  in  dem  nun 
f«>lgrenden  Gesetzentwurfe  eine  Lehrlingsprii- 
iiing  in  Vorscliiag,  welcher  der  Lehrling  sich 
mit    Zustimmung   seines  Täters   oder  Yor- 
miindes  sollte  unterziehen  können.     Indes 
war    auch  jetzt  für  eine    solche  Anordnung 
in     der    Kammer    der  Abgeordneten    keine 
't5>t\iiiinung.     Man  wollte  in    einem  Augen- 
blicke, wo  man  die  Zünfte  aufhob,  dem  In- 
dividuum die  Freiheit,  sich  die  Laufbahn 
seines  Lebens  nach  eigenem  Gutdünken  zu 
wählen,    nicht    durch    eine    Prüfung    ver- 
kümmern.   So  sah  denn  das  Gewerbegesetz 
von    1862,  das  auf  voller  Gewerbe-,  Han- 
dels-   und    Niederlassungsfreiheit    beruhte, 
von    der    obligatorischen   Prüfung    ab    und 
mit    der  Aufhebung  der  Zünfte  fielen  die 
bis  dahin  üblichen  Lehrlingsprüfimgen  ganz. 
Gleichwohl  behielt  die  Centralst^lle  für 
Gewerbe    und    Handel    die    Prüfungen    im 
Ange  imd  sorgte  dafür,  dass  sie  sich  frei- 
willig einbürgerten.    In  den  ersten  Zeiten 
nach  Einführung  der  Gewerbefreiheit  stiess 
das  auf  Schwierigkeiten.  Allein  die  Heraus- 
gabe    des    geweiblichen    Fragebuches    für 
Prüfungskommissionen,  das  von  Karmarsch 
bearbeitet   wurde,    hielt   das  Interesse    für 
die   V'eranstaltung    von    Lehrlingsprüfimgen 
wach,  und  allmählich  sprachen    sich  immer 
mehr    Stimmen    für   sie   aus.     Sie   kamen 
seitens   einzelner   Gewerbe  vereine ,    welche 
die  Angelegenheit  in   die  Hand  nahmen,  in 
Gang  imd  fanden  beifällige  Aufnahme.  Da- 
her  beauftragte   der  Äünister  die  Centi-al- 
stelle  für   Gewerbe   und  Handel  mit  dem 
Entwürfe    einer   Lehrlingsprüfungsordnung, 
die  nach  erfolgter  königlicher  Genehmigung 
vom  26.  Juni  1881   zunächst   versuchsweise 
an    denjenigen   gewerblichen    Fortbildungs- 
schulen  zur   Anwendung   kam,    denen   ein 
Gewerbeschulrat    vorsteht    und    deren    Ge- 
meinden  sich   zur  Uebernahme  eines  Teils 
der  Prüfungskosten  bereit  erkläi-ten.    Diese 
Ordnung  brachte  die  schon   1862  geplante 
Organisation.    Sie  sieht  die  Bestellung  einer 
Prüfungskommission  diuxjh  die  Fortbildungs- 
schule   und    den    Gewerbeverein,    der    die 
Priifung   veranstalten   will,    vor   und    zieht 
die   Gemeinde   zusammen   mit  dem  Staate 
zur  Deckung   der   Unkosten    heran.      Eine 
ueuere  Verordnung,  die  namentlich  auch  die 
kaufmännischen  Lehrlinge  zur  Prüfimg  her- 
anzuziehen  sich  angelegen  sein   lässt,   hat 
am    12.   August   1885    die    königliche   Ge- 
nehmigung erhalten.  Die  Resultate,  die  mit 


dieser  Ordnung  erzielt  werden,  sind  sehr 
erfreiüiche,  doch  darf  allerdings  nicht  über- 
sehen werden,  dass  es  sich  um  freiwillige 
Prüfungen  handelt  und  daher  nur  die  Elite 
der  gewerblichen  Jugend  an  ihnen  teilnimmt, 
diejenigen  jungen  Leute,  die  zugleich  die 
gewerblichen  Fortbildungsschulen  besuchen. 
Es  wurden  Prüfungen  abgehalten : 

+  od.— 
gegen- 

im  J.  1882  an  26  Orten  m.    268  Lehrl.    ^^ 

Vor- 
jahre 
..     ..  «    1119     „     +  218 

„  „  1893  „  69  „  „  1198  n  -f  79 
„  „  1894  „  71  „  n  1204  „  +  6 
„  „  1895  „  72  „  „  1176  „  —  28 
„  „  1896  „  76  „  „  1209  „  +  33 
«  „  1162  „  —  47 
....  „  „  1372  „  +  212 
1899   „    81      „       „    1619     „     +  247 


1892    „    68 


„     «    1897    „    77 
„     n    1898   „    77 


Es  ist  demnach  im  Jahre  1899  sowohl 
die  Zahl  der  Prüflinge  als  der  Prüfimgsorte 
nicht  unerheblich  gestiegen.  In  beiden  Rich- 
tungen hat  dieses  Jahr  die  höchste  bis  jetzt 
erreichte  Zahl  aufzuweisen.  Vom  Jahre  1901 
an  wird  nach  einer  veränderten  Prüfungs- 
ordnung geprüft  werden,  die  indes  noch 
nicht  publiziert  ist. 

In  Baden,  wo  der  Ausschuss  bei  der 
Landesgewerbehalle  in  Karlsruhe  sich  u.  a. 
auch  sehr  angelegentlich  mit  den  zur  Be- 
förderung des  Lehrlingswesens  zu  erlassen- 
den Massregeln  beschäftigt,  wurde  bereits 
in  den  Verhandlungen  von  1879  die  Ein- 
führung von  Lehrlingsprüfimgen  angeregt 
Man  erwog  damals  die  Subventionierimg 
gewerblicher  Lehrwerkstätten  durch  den 
Staat  und  wollte  sie  neben  anderen  Bedin- 
gungen auch  an  die  Ablegung  einer  Prü- 
fung seitens  der  Lehrlinge  knüpfen.  In 
einer  wenig  später  veröffentlichten  Denk- 
schrift über  die  Verleihung  von  Preisen  auf 
Ausstellungen  von  Lehrlingsarbeiten  wurde 
es  ebenfalls  als  wünschenswert  hingestellt, 
dass  die  Gewerbe  vereine  mit  den  Ausstel- 
lungen Lehrlingsprüfungen  verbänden.  Da 
doch  einmal  ein  Nachweis  der  praktischen 
Leistungsfähigkeit  durch  die  Arbeit  geliefert 
werde,  so  wäre  die  Prüfung  vereinfacht 
Dieser  Anregung  aber  wurde  zunächst  keine 
Folge  gegeben.  Vereinzelt  stimmten  die 
Gauausschüsse  oder  Gautage  für  Mittel- 
baden und  Mosheim  dem  Voi-schlage  zur 
Einführung  freiwilliger  Lehrlingsprüfimgen 
zu,  thaten  aber  keine  Schritte  zu  ihrer  Ein- 
führung. Daher  traten  die  Vorlagen  für  die 
Ausschusssitzungen  bei  der  Landesgewerbe- 
halle im  Jahre  1882  abermals  energisch  für 
den  Gedanken  ein.  Man  betonte,  dass  durch 
Prüfungen  das  Streben  nach  tüchtiger  Bil- 
dung verbreitet,  dem  Meister  aber  der  Vor- 
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teil  gewährt  werde,  dass  er  über  die  Leis- 
tungsfähigkeit eines  anzunehmenden  Gehilfen 
in  dem  Lehrbriefe  Aufschluss  gewänne. 
Gleichzeitig  wurde  ein  Entwurf  zu  einer 
Ordnung  der  Lehrlingsprüfungen  vorgelegt. 
Mitllei-^'eile  war  man  in  Konstanz  dazu  ge- 
schritten, in  Verbindung  mit  der  Preisver- 
teilung auf  der  Ausstellung  eine  I^ehrlings- 
I»rüfung  abzuhalten  und  mit  unter  dem  Ein- 
dnicke  dieses  von  gutem  Erfolge  begleitet 
gewesenen  Ereignisses  beschloss  der  Aus- 
schuss  der  LandesgewerbehaUe  bei  den  Ver- 
handlungen im  Juli  1882,  den  Gewerbever- 
einen die  Einführung  freiwilliger  l^ehrlings- 
prüfungen  allgemein  zu  empfehlen.  Als 
Richtschnur  wurde  die  von  der  Regierung 
aufgestellte  Prüfimgsordmmg  vorgeschlagen, 
deren  Entwurf  in  den  Verhandlungen  unter 
nicht  wesentlichen  Aenderungen  angenommen 
wurde,  unter  dem  19.  Januar  1883  wurde 
diese  Prüfungsoixlnung  (Handwerkerkalender 
1899,  S.  111  abgedruckt)  den  Gewerbever- 
einen offiziell  von  der  Landesgewerbehalle 
zur  Kenntnis  gebracht  mid  zur  Kachachtung 
augelegenthch  empfohlen,  auch  in  den  Ver- 
handlungen des  laufenden  Jahres  1883  den 
anwesenden  Vertretern  der  Gauverbände 
ans  Herz  gelegt,  bei  den  Gewerbe  vereinen 
auf  die  Veranstaltung  von  Lehrlingsprüfungen 
hinzuwirken.  Aussenlem  wurde  ein  künst- 
leiisch  ausgestattetes  Formular  für  Lehr- 
lingszeugnisse den  Gewerbevei-einen  zuge- 
stellt mit  der  Aufforderung,  ihren  Bedarf 
dai-au  bei  der  I^andesgewerbehalle  anzu- 
melden, die  sie  ihnen  unentgeltlich  verab- 
reichen würde.  Alle  diese  zweckmässigen 
Anordnungen  blieben  in  der  Hauptsache 
fruchtlos ;  die  Gewerbevereine  von  Konstanz, 
Schopfheim  und  Villingen  bezogen  allerdings 
die  Formulare,  scheinen  sich  aber  zur  Vor- 
nahme von  Prüfungen  nicht  haben  ent- 
schliessen  zu  können,  und  der  Gewerbeverein 
zu  Karlsruhe  war  der  erste,  von  dem  im 
Jalire  1885  bekannt  wurde,  dass  er  bei  der 
Pi*eisverteilung  eine  Prüfung  vorgenommen 
liatte.  So  machte  denn  der  Vorsitzende  des 
Ausschusses  bei  der  Landesgewerbehalle  in 
den  Verhandlungen  von  188G  von  neuem 
dai-auf  aufmerksam,  wie  wichtig  es  wäre, 
in  weiterem  Umfange  als  bisher  Leliiiings- 
prüfungen  unter  Zugrundelegung  des  Piii- 
fungsreglements  zu  veranstalten.  Die  wie- 
derholten Mahnungen  und  Aufforderungen 
sind  schliesslich  auch  nicht  auf  ganz  un- 
fruchtbaren Boden  gefallen.  Immerhin  steht 
doch  die  Zahl  der  Prüfungen  in  keinem 
rechten  Verhältnis  zu  der  gewerblichen 
Bedeutung  des  Landes.  Im  Jahre  1883 
wurden  83,  im  Jahre  1890  nur  49  Lehr- 
linge geprüft. 

In  Bayern  hat  man  ebenfalls  den  Prü- 
fungen in  neuerer  Zeit  sein  Interesse  zuge- 
wendet.   Das  am  18.  Februar  1889  von  dem 


bayerischen  Gewerbemuseum  in  Verbindai.: 
mit  den  Gewerbevereinen  aufgesetzte  u.j'1 
hernach  vom  Ministerium  des  Innern  ^n- 
billigte  Programm  für  die  Abhaltung  ^.  a 
Lehrlingsprüfungen  und  LehrlingsarWit-ji- 
ausstellungen  empfiehlt  beides  warm.  U- 
schäftigte  sich  aber  doch  in  erster  lic.^ 
mit  den  Prüfungen.  In  einem  Anhang^/  .rt 
wie  in  Baden  ein  Aufgabenverzeichnis  ff.r 
aus  der  Lehre  tretende  und  einer  Pröfujj 
sich  unterziehende  Lehrlinge  veröffentlid.t. 
Auf  Gnuidlage  dieses  Programms  s*>Uec 
nach  einer  gefl.  Mitteilung  des  bayeris-r-hrs 
Gewerbemuseums  in  den  meisten  der  dem 
Verbände  bayeiischer  Gewerbe  vereine  aL- 
gehörenden  Vereine  Ijehrlingsprüfungen  v...r- 
genommen  weixien. 

In  H  e  s  s  e  n  veranlasste  die  Zerfahrenhrii 
der  Verhältnisse  auf  dem  Gebiete  des  I^ebr- 
lingswesens  in  Offen bach  den  dortigen  H»- 
werbevei*ein,  im  Jahi-e   1886   Lehriing^^prl- 
fungen  ins  Leben  zu  rufen.  Diese  bewährtt-a 
sich  so  gut,   dass  ein  auf  der  Generalv<^r- 
sammlung   des   hessischen   LandesgewerK- 
vereins  vom  8.  August  1888  darüber  gehalt»^üer 
Vortrag     des    Direktors    der    OÖenbaclit-: 
Kunstgewerbe-  und  Handwerkersc-lnde,  Herrn 
Schiu'ig,  zur  Einsetzung  einer  Kommission 
führte,  die  die  Frage  der  freiwiUigen  lA-hr- 
lingsprüfungen  erwägen  soUte.     Diese  Kom- 
mission tagte  am  11.  Februar  1889  in  Darru- 
stadt  und  verständigte  sich  über  die  ails^ 
meinen    Gesichtspunkte     zur    Organis4iti  m 
solcher    Prüfungen,    denen    man    hier  dt'L 
Namen   »Gesellenprüfungen«    beilegt«.',  weL 
sie  in  den  Stand  des  Gesellen  ül^rführfn. 
Diese  Beratungen  haben  im  Dezemlier  l^J*' 
zur  Aufstellung  »Allgemeiner  Bestimm iine»^n 
für  die  Abhaltung  der  freiwilligen  Gesellen- 
prüfungen    des    Gewerbe  Vereins     für   das 
Grossherzogtum  Hessen«  geführt,  die  nudi 
erfolgter  grossherzoglicher  Genehmigung  am 
3.  Oktober   1891   vom  Ministerium  des  In- 
nern   zur    öffentlichen    Kenntnis    gebracht 
(bei  Scheven,  als  Anlage  28  abgedruckt)  mul 
dann  von  der  grossherzoglichen  Centralstellt- 
für  die  Gewerbe  zusammen  mit  Ausfühninp»- 
bestimmungen,   Geschäftsordnung  und  For- 
mularen   den    Ortsgewerbevereinen    ül»er- 
mittelt    wurden.     Nach    dem   Vorbild  des 
Offenbacher  Gewerbevereins  sind  auch  an 
anderen  Orten  die  Lehrlingsprüfungen  mit 
Erfolg   aufgegriffen    worden.     In  welchem 
Masse  die  Beteiligung  im  Laufe  der  Jahn* 
zugenommen  hat,  lässt  folgende  Aufstellung 
ersehen.    Es  wurden  mit  Erfolg  geprüft 

1886  in  OfPeubach    8  Lehrlinge 
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1893  „  7 

1894  .  8 

1895  «11 

1896  „  10 

1897  ^10 

1898  .  14 

1899  „  17 

1900  „  26 


137 

158 

175 

184' 

152 

196 

249 

450 


^Von  den  zur  Zeit  bestehenden  100  Orts- 
ire-wrerbevereinen  haben  also  26  Vereine  die 
iL^el^rlingsprüfung  eingeführt.  Die  Zahl  mag 
gering  erscheinen.  Doch  ist  nicht  zu  ver- 
,sro^*SGn,  dass  87  Vereine  erst  seit  1896  be- 
t^telien. 

9.   Kaufmännische   Lehrlinge.    Nicht 
rtiinder   als  im  Gewerbestande  macht  sich 
aiieh   im  Kaufmannsstande  eine  Lehrlings- 
frage geltend.    Sie  gipfelt  hier  darin,  dass 
ii^>erinässig  viel  Lehrlinge  mit  unzureichender 
Vorbildung  angestellt  und  diese  ausserordent- 
lich mangelliaft  ausgebildet  werden.    Nach 
einer    in    Braunschweig   auf    Veranlassung 
«ler  Handelskammer  aufgestellten  Erhebung 
\\aben  die  Lehrlinge  in  Kolonialwaren-  und 
Droguengeschäften    meist   niu-  Dorfschulbil- 
ching  oder  kommen  aus  den  niederen  Klassen 
hr>herer  Schulen.    In  der  Manufakturwaren- 
bi-anche  hatten  sie  zum  grösseren  Teil,  in 
Bankgeschäften,  im  Buchhandel  etc.  »meist 
f^ite  Bürgerschulbildung«.  Viele  Handlungs- 
häuser   halten    eine    unangemessen    grosse 
Zahl   von  Lehrlingen,  um  die  Gehälter  für 
clie  Gehilfen  zu  sparen,  und  überlassen  ihre 
Zöglinge  nach  Beendigung  der  sogenannten 
Lehi-zeit   ihrem   Schicksal.    Noch  am  Aus- 
gange   der    60  er    Jahre    war  die   Zahlung 
eines  Lehrgeldes  ziemlich  allgemeine  Regel. 
Dann    nahm   die    Nachfrage    nach    billigen 
Händen   so  stark  zu,  dass  die  Lehrherren 
nicht   nm-   auf   das   Lehrgeld    verzichteten, 
sondern  dem  Lehrlinge  selbst  noch  eine  Ver- 
gütung in  Gestalt  eines  Kostgeldes  oder  gar 
eine  Besoldung  boten.    Besonders  zogen  die 
Detaülisten  Lehrlinge  aus  den  unteren  Be- 
vülkerungsschichten  in  gewissenloser  Weise 
heran,  und  die  Eltern  waren  so  unverständig, 
ihre  Söhne  den  Lockung-en  ohne  üeberlegung 
folgen  zu  lassen.    Wie  weit  das  Uebel  aus- 
gebreitet ist,   beweist   eine  von  den  Hand- 
hmgskommis  in  Breslau  angestellte  Erhebung, 
nach    der   sich   in    296   Spezereigeschäften 
Breslaus   247    Kommis   und  468  Lehrlinge 
befanden.    Nach  den  Erhebungen  der  Kom- 
mission für  Arbeiterstatistik  kamen  auf  100 
befragte  männliche  Gehilfen  68,5  Lehrlinge. 
Von  je  100  Betrieben,  die  gleichzeitig  Lehr- 
linge und  Gehilfen  beschäftigen,  hatten  39,8 
weniger  Lehrlinge  als  Gehilfen,  40,6  eben- 
soviel  Lehrlinge   als   Gehilfen,    19,6   melir 
Lehrlinge  als  Gehilfen.  Besonders  auffallend 
zeigt  sich  das  üebermass  von  Lehrlingen  in 
den  Kolonialwarengeschäften,   wo   von   100 
Betrieben  27,7  mehr  Lehrlinge  als  Gehilfen 


aufzuweisen  hatten.  Das  massenhafte  An- 
lernen von  Lehrlingen  aber  ist  nur  ein 
scheinbares,  denn  man  nimmt  den  Lehrling 
meistens  nicht,  um  ihn  etwas  zu  lehren, 
sondern  um  von  seiner  Arbeit  unmittelbaren 
Nutzen  zu  ziehen.  »Diese  bezahlten  Lehi*- 
linge  sind  nichts  anderes  als  gewöhnliche 
jugendliche  Arbeiter,  die  ganz  einseitig  be- 
schäftigt werden,  Hausdiener,  Laufburschen 
in  billiger  Weise  ersetzen  und  nur  zum 
Nutzen  des  Gescliäfts  unter  dem  Titel  eines 
Kaufmanns  wie  Citronen  ausgequetscht  wer- 
den« (Hiller).  Die  fähigeren  Jünglinge  wer- 
den für  die  schwierigeren  Arbeiten  gebraucht 
und  die  schwächeren  ganz  einseitig  in  einem 
Zweige  ausgebildet.  Für  den  Besuch  von 
Handelsschulen  oder  ünterrichtsan  stalten 
kann  die  erforderliche  Zeit  nicht  gewonnen 
werden,  und  so  verstehen  die  jungen  Leute 
nach  den  3  oder  4  Jahren  ihrer  Lehrzeit 
oft  so  wenig,  dass  sie  für  ihre  einseitige 
Geschäftskenntnis  gar  keine  oder  nm*  schwor 
Verwendung  finden.  Dies  fällt  aber  um  so 
mehr  ins  Gewicht,  als  gewisse  Branchen 
des  Handels  ihrer  Natur  nach  eine  quali- 
fizierte Ausbildung  verlangen.  Die  unquali- 
fizierte Arbeit  im  Handel  hat  nur  Aussicht 
auf  eine  hinreichende  Verwertung  im  Klein- 
handel. Dazu  kommt,  dass  die  Lehrzeit  des 
jungen  Kaufmannes,  der  für  seinen  Beruf 
gi-ündlich  ausgebildet  werden  soU,  eine  an- 
strengendere und  arbeitsi-eichere  Periode  als 
in  anderen  Berufen  ist,  denn  seine  Beschäf- 
tigung ist  gewöhnlich  eine  sehr  mannigfal- 
tige. »Sie  bewegt  sich  je  nach  Art  des 
Geschäftsbetriebes  in  den  verschiedensten 
Formen  der  kauf mäimischen  Thätigkeit ;  bald 
muss  er  Arbeiten  erledigen,  welche  sein 
Nachdenken  oder  seine  körperliche  Kraft  in 
Anspruch  nehmen,  bald  ist  seine  Beschäfti- 
gung mehr  mechanischer  Art  und  darauf  be- 
rechnet, sich  durch  längere  Uebung  die  not- 
wendigen manuellen  Fertigkeiten  anzueignen  <. 
(v.  Henzler). 

Dagegen  ist  es  schwer,  Auswege  mit 
Aussicht  auf  Ei-folg  einzuschlagen.  Einmal 
müssen  Eltern,  Vormünder  und  Schulvor- 
stände davor  gewarnt  werden,  unbeanlagte, 
in  der  Schule  ungenügend  vorbereitete  junge 
Leute,  vollends  solche,  denen  Lust  und 
Neigung  fehlt,  dem  kaufmännischen  Benife 
zuzuführen.  Weiter  müsste  dm^ch  eine  am 
Schluss  der  Lehrzeit  abzulegende  Prüfimg, 
die  für  die  einzelnen  Zweige  des  kaufmän- 
nischen Berufes  abzustufen  wäre,  ein  Min- 
destmass von  theoretischen  imd  praktischen 
Kenntnissen  gefordert  werden.  Der  einzige 
deutsche  Staat,  der  in  letzterer  Beziehung 
bereits  Erfolge  nachzuweisen  hat,  ist  W  ü  r  t  - 
temberg.  Hier  können  sich  nach  der 
Priifungsordnung  von  1885  auch  kaufmän- 
nische Lehrlinge  der  Prüfung  unterwerfen. 
Sie  werden  alsdann  in  Schulfächern  sowie 
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im  praktischen  kaufmännischen  Wissen  ge- 
prüft. Die  ersteren  beziehen  sich  auf  An- 
fertigung eines  deutschen  Aufsatzes  auf 
kaufmännischem  Gebiete,  deutsche  Handels- 
korresj)ondenz,  kaufmännisches  Rechnen  und 
Buchführung;  auf  dem  letztei^n  Gebiete 
-werden  allgemeine  kaufmännische  Kenntnisse, 
wie  sie  in  jedem  gut  geführten  Geschäfte 
die  Angestellten  besitzen  müssen,  einsdüiess- 
lich  der  wichtigsten  Rechtsgrundsätze  des 
Handels-  und  Wechselverkehrs,  verlangt. 
Geprüft  wunlen  1889  109,  1890  152,  1891 
129,  1892  144,  1895  143,  1896  146,  1897 
169,  1898  148,  1899  160  Lelirlinge.  Vor- 
geschlagen ist  auch  der  gesetzliche  Zwang 
für  den  Prinzipal,  nur  eine  bestimmte 
Anzahl  Lehrlinge  zu  halten,  indem  die- 
selbe im  Verliältnis  zur  Zahl  der  im 
selben  Geschäft  thätigen  Gehilfen  stehen 
soll.  Doch  wird  vom  Deutschen  Verband 
kaufmännischer  Vereine  in  Braunschweig 
diese  Vorschrift  als  nicht  dienlich  und  prak- 
tisch abgelehnt  und  von  ihm  in  einer 
Eingal)e    an    das    Reichsamt    des    Inneren 


eine  andere  Reform  befürwortet  b.r^ 
gipfelt  in  folgenden  Punkten:  1.  Hriii^:- 
dauer  der  Beschäftigimg  von  Lehriingeu  v-c 
10  Stunden  und  Mittagspause  von  ein-r 
Stunde.  2.  Keine  Benutzung  der  Lehrlircr 
zu  anderen  als  kommerziellen  Dier:>TV.— 
ümgen.  3.  Freie  Zeit  zum  Besuchte  v..?: 
Fortbildungsschulen  in  der  Zeit  von  7  TLr 
morgens  bis  7  Uhr  abends.  4.  Schriftliei.-r 
Ijehrvertrag.  Aehnlich  hat  sich  auch  k-r 
Verband  katholischer  kaufmännischer  Ven^::,  : 
in  einer  Eingabe  an  den  Reichstag  geäiLv^jft, 
weicht  aber  insofern  ab,  als  er  gesetzÜLh^ 
Festlegung  der  Zahl  der  zu  beschäftigtinl-  *: 
Lehrlinge  für  wünschenswert  hält 

10.  Statistik  des  L.  in  Deutsehlaid. 
Bei  der  1895  er  Gewerbezählung  {Stati>t:k 
des  Deutschen  Reiches,  N.  F.  119  S.  Ginl. 
sind  701033,  nämlich  634525  mäDnii«4.- 
und  66508  weibliche  Lelirlinge  ennitt-^>. 
Der  grösste  Teil,  nämlich  610507,  entfrilt 
auf  die  eigentliche  Industrie. 

Nach  Geschlecht  undGewerbeabteilunj  :: 
ist  die  Verteilung  folgende: 


Gewerbeabteilungen 


A.  Gärtnerei,  Fischerei  etc. 


B.  Industrie,  Baugewerbe  etc. 


C.  Handel  und  Verkehr 


Gewerbe  überhaupt 


Grössen- 
klasse.    Be- 
triebe mit 
Personen 
(         1-5 
6—20 
[     über  20 

1         1-5 

6-20 

l      über  20 

6-20 
l     über  20 

.(  1-5 
{  6—20 
I     über  20 


Von  100  Lehrlingen  jeder  Gcweriit- 

abteilnng  entfallen  auf  die  einzelnen 

Grössen  kl  asseu 


männlich 
58,9 

6 

58,5 
21,7 
19,8 

54,3 

36,5 

9,2 

58,2 
23,2 
18,6 


weiblich 
42,9 
48,7 
8,4 

52,3 

31,8 

15,9 

44,3 

46,4 

9,3 

49.7 
36.6 

13,7 


zusammen 
5S0 
35.4 
6,1 

58.1 
224 

19.5 

51.0 

39.2 

9.2 

57.3 
24.5 
1S.2 


11.  Bas  L.  im  Auslände«  In  Oester- 
reich  unterschied  die  ältere  Gesetzgebung 
das  Lehrlingswesen  in  den  zünftigen  und 
unzünftigen  Gewerben.  Während  es  in  den 
ersteren  streng  geordnet  war,  Überhess 
man  es  in  den  letzteren  mehr  sich  selbst.  Man 
kannte  bei  ihnen  Lehrkontrakte  und  Frei- 
sprechungsurkunden, die  ursprünglich  den  Fa- 
brikinspektoren,  nach  deren  Abschaffung  den 
städtischen  Behörden  zur  Protokollierung  und 
Vidierung  vorgelegt  werden  mussten;  doch 
wurden  1880  die  Lehrkontrakte  abgeschafft. 
Für  die  Aufnahme  von  Lehrlingen  in  zünftige 
Gewerbe  musste  ein  Schulbesuch  von  mindestens 
2  Jahren  und  eine  Probezeit  vorausgehen.  Von 
ersterem  konnte  dispensiert  werden,  indes  nie- 
mals bei  einem  Jungen,  der  die  Jahre  der  Schul- 
pflicht (6—12  Jahr)  noch  nicht  überschritten 
hatte.  Das  Lehrgeld  war  auf  10—12  fl.  ange- 
setzt; ausserdem  wurde  dem  Meister  für  das 
Betragen  und  den  Verbleib  in  der  Lehre  Bürg;- 
schaft  geleistet.  Die  Lehrzeit  dauerte  2  — 4  Jahre, 
und  es  musste  in  dieser  Zeit  der  katechetische  und 


der  Wiederholungsunterricht  besucht  wenlen. 
Bei  der  Freisprechung  waren  in  einzeloen 
Zünften  Prüfungen  üblich.  An  die  Stelle  dieser 
Anordnungen  traten  später  die  sehr  ausführlichen 
Bestimmungen  der  Gewerbeordnung  von  iJS59. 
die  allerdings  ein^n  Lehrvertra^f  verlangte,  aber 
dessen  Inhalt  der  freien  Uebereinkunft  tiberlies!?. 
Im  übrigen  waren  die  allgemeinen  Verhältnisse 
ähnlich  w^ie  in  Deutschland  später  in  der  Ge- 
werbeordnung von  1889  geregelt.  Wie  die  Not. 
von  1885  schärfere  Verordnungen  gebracht  hai, 
darüber  vergl.  den  Art.  Gewerbej^eseiz- 
gebung  in  Oesterreich  oben  Bd. I\  S.440n. 
Dass  trotzdem  mangelhafte  Ausbildung  nn<i 
körperliche  Verkümmerung  für  das  Österreichische 
Lchrlingsweseu  charakteristisch  sind  und  über 
Mangel  an  tüchtig  geschulten  Arbeitern  vd 
Seiten  der  Meister  geklagt  wird,  hat  aust"ühr- 
lich  Waentig  (S.  228 ff.,  H34  ff.)   dargestellt. 

In  der  Schweiz  hat  man  den  Gedanken 
der  Lehrlingsprüfungen  neuerdings  lebhaft  er- 
fasst  und  ihn  mit  grossem  Erfolge  verwirklicht. 
Mit  am  frühesten  wurden  die  Lehrlingsprüfungen 
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Nach  Gewerbegrnppen  gestaltet  sich  die  Lehrlingshaltimg  folgendermassen : 


Gewerbegruppen 


Von  100  Lehrlingen 

entfallen  auf  die 

einzelnen  Gruppen 


männl. 


Von  100  Arbeitern 
jeden  Geschlechts 
(ausschl.  Familien- 
angehörige) sind 
Lehrlinge 


Auf  100 

Unternehmer 

kommen 


I    Kunst-  und  Handelsgärtnerei    . 
II.  Tierzucht,  Fischerei     .    .    .    . 

III.  Bergbau 

IV.  Steine,  Erden 

V.  Metallverarbeitung 

VI.  Maschinen,  Instrumente    .    .    . 

VII.  Chemische  Industrie     .    .    .    . 

VIII.  Leuchtstoffe,  Seifen  etc.    .    .    . 

IX.  Textilindustrie 

X.  Panierindustrie 

XI.  Leaerindustrie 

Xn.  Holz-  und  Schnitzstoffe    .    .    . 
Xin.  Nahrungs-  und  Genussmittel 
XIV.  Bekleidung,  Keinigung     .    .    . 

XV.  Baugewerbe 

XVI.  Polygraphische  Gewerbe  ,    .    . 
XVII.  Künstlerische  Gewerbe     .    .    . 

XV III.  Handelsgewerbe 

XIX.  Versicherungsgewerbe  .    .    .    . 

XX.  Verkehrsgewerbe 

XXL  Beherbergung  u.  Erquickung  . 


Summa     loo 


im  Buchdruckergewerbe  durch  den  schweize- 
rischen Typographenbund  veranlasst,  der  im 
Jahre  1886  mit  dem  Verein  schweizerischer 
Bnchdmckereibesitzer  ein  Regulativ  vereinbarte, 
das  wesentlich  in  der  Organisation  des  Prüfungs- 
wesens besteht. 

Dem  hier  gegebenen  guten  Beispiel  folcften 
andere   Berufsverbände,    wie    die    Uhrmacner- 
genossenschaft, der  Bäcker-  und  Konditorenver- 
band, der  Photographenverein  u,  a.  Teils  nahmen 
auch  die  Gewerbe  vereine  sich  der  Sache  an  und 
zwar  mit  solchem  Erfolge,  dass  1877  bereits  an 
21  Orten  278  Prüfungen  veranstaltet  wurden. 
Da  aber  grosse  Verschiedenheit  der  Organisation 
die  Folge  dieser  Entwickelun^  war,  so  beschloss 
im  Oktober  1888  der  schweizerische  Gewerbe- 
vereiii,  auf  eine  zweckdienliche  einheitliche  Ver- 
fassung hinzuarbeiten.    Der  Central  vorstand  er- 
klärte die  einzelnen   Prttfungskreise   mit   Bei- 
trägen unterstützen  zu  woUen  und  stellte  ein 
^Reglement  für  die  Prüfung  von  Gewerbelehr- 
lingen auf,  das   die  Minimalanforderungen   an 
die  Organisation  der  einzelnen  Kreise  enthielt, 
indem  man  diesen  tiberliess,  weitergehende  Be- 
dingungen auszusprechen.    In  der  Hauptsache 
handelte  es  sich  auch  hier,  wie  bei  den  deutschen 
Prüfungen,   um   die  Anfertigung   eines  Probe- 
stückes und  den  Nachweis  von  Kenntnissen  im 
Gebrauch  von  Werkzeugen  sowie  der  Roh-  und 
Hilfsstoffe,  die  in  dem  betreffenden  Geschäfts- 
zweige verwandt   werden.     In    zweiter    Linie 
kommen  die  im  Zeichnen.  Rechnen,  Schreiben, 
in  Buchhaltung  und  Gescnäftsaufsatz  etc.  oder 
die  auf  dem  Gebiete  allgemeiner  Schulbildung 
erworbenen  Kenntnisse  in  Betracht.  Denjenigen, 
die  vorzügliche  Leistungen  aufweisen,  werden 


Prämien  in  Gestalt  von  Fachschriften,  Werk- 
!  zeugen   u.  dgl.  m.    gewährt.      Die   Prüfungs- 
kommission soll  aus  mindestens  2  Fachmännern 
der  vertretenen   Gewerbszweige   unter  Vorsitz 
!  eines  Obmanns  bestehen.    Die  so  glücklich  in 
'  Gang   gebrachten   Prüfungen   blieben   auch   in 
den  nächsten  Jahren   für  den  Central  vorstand 
und  den  leitenden  Ausschuss  des  Gewerbe  Vereins 
der   Gegenstand   gewissenhafter  Fürsorge,   und 
sie  hatten  die  Freude,  ihre  Bestrebungen  aner- 
I  kannt  zu  sehen,  indem  das  Industriedepartement 
in  dem  Bewusstsein  der  Wichtigkeit  der  neuen 
'  Einrichtung  einen  jährlichen  Beitrag  von  8000 
Frcs.  bewilligte.     Der  Kauton  Neuenburg  hat 
am  21.  November  1890  ein  Gesetz  zum  Schutz 
I  der  Lehrlinge  erlassen,  das  die  Prüfungen  obli- 
gatorisch gemacht  hat.    Der  Kanton  Waadt  hat 
ein  Gesetz  formuliert,  das  am   1.  Mai  1897  in 
Kraft  getreten  ist  und  dem  alle  Lehrverträge 
im  Handwerk,  in  industriellen  und  in  Handels- 
gewerben unterstehen.  Schriftlicher  Lehrvertrag, 
,  Versicherung  des  Lehrlings  gegen  Unfall,  keine 
längere  Arbeitszeit  als  10  Stimden,  Prüfungen 
sind    die    hauptsächlichsten    Punkte.      Um    in 
der    deutschen    Schweiz    Propaganda    für    die 
,,  Prüfungen    zu    machen    und    namentlich    den 
'  Behörden  und  Vereinen ,   die  zu   ihrer   Förde- 
rung   etwas    beitragen    können,    ihre    Organi- 
I  sation  und  Leistungen  vor  Augen  zu  führen, 
.  wurde   im   Frühjahr   1891   in  Bern   eine  Aus- 
'  Stellung    prämiierter    Lehrlingsarbeiten    veran- 
I  staltet,  in  der  27  Prüfungskreise  aus  17  Kantonen 
vertreten  waren.    Auch  giebt  es  in  Bern  kom- 
i  munale   Lehrwerkstätten ,   zu   deren   Unterhalt 
Kanton   nnd  Bund  namhafte  Beiträge  liefern. 
,  Eine  direkte  Folge  dieser  Ausstellung  war  die 
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Lehrlingswesen 


BeOrganisation  der  Lehrlingsprüfungen,  für  die 
nnter  dem  13.  September  1891  ein  neues  Regle- 
ment ausgearbeitet  worden  ist.  Nach  diesem 
ist  die  Leitung  der  schweizerischen  Lehrlin^s- 
prüfungen  einer  vom  Oentralvorstande  des 
schweizerischen  Gewerbevereins  gewählten  und 
aus  sieben  Mitgliedern  bestehenden  Central- 
prüfungskommission  ttbert ragen,  bei  deren  Wahl 
thnnlichst  die  verschiedenen  Landesteile  der 
Schweiz  berücksichtigt  wurden.  Die  Tendenz 
geht  dahin,  ein  gesetzliches  Obligatorium  der 
Lehrlingsprüfungen  bei  allen  Kautonsregiernngen 
anzuregen.  Mittelst  Beschluss  der  Meistervereine 
ist  das  Obligatorium  bereits  durchgeführt  bei 
Buchdruckern,  Bäckern,  Konditoren,  Metzgern. 
In  den  Fachberichten  aus  dem  Gebiete  der 
schweizerischen  Gewerbe  in  den  Jahren  1890  bis 
1895  (1896)  wird  es  bei  den  Gärtnern,  Schuh- 
machern, Malern,  Holzschnitzern.  Sattlem,Mes8er- 
schmieden  und  Wagenbauern  als  wünschenswert 
erklärt.  Ein  Normallehrvertrag  ist  gedruckt 
worden,  der  unentgeltlich  verabfolgt  wird,  um 
den  schriftlichen  Abschluss  von  Lehrverträgen 
zu  erleichtem. 

In  Prankreich  war  vor  der  Revolution 
das  Lehrlingswesen  wie  die  Industrie  selbst 
der  Gegenstand  eingehendster  Reglementierung. 
Nach  Aufhebung  des  Zunftwesens  hörte  jeder 
Zwang  zu  einer  Lehrzeit  und  alle  Massregeln, 
die  an  sie  angeknüpft  hatten,  auf.  Indes  zeigte 
sich  bald  die  Notwendigkeit  des  Erlasses  einiger 
Bestimmungen,  um  Missbräuchen  zu  steuern. 
Daher  versuchte  das  G.  v.  22  Germinal  XI,  das 
sich  auf  Manufakturen  und  Fabriken  bezog,  im 
Tit.  III,  Art.  9—11  auch  das  Lehrlings wesen 
zu  regeln.  Es  bestimmte,  in  welchen  Fällen 
der  Lehrvertrag  von  der  einen  oder  anderen 
Seite  aufgelöst  werden  konnte,  ferner,  dass  der 
Meister  dem  Lehrling  ein  Entlassungszeugnis 
geben  musste  und  kein  Meister  einen  bereits 
beschäftigten  Lehrling  ohne  ein  solches  annehmen 
durfte.  Als  diese  Anordnungen  sich  als  unge- 
nügend erwiesen,  wurde  am  4.  März  1851  ein 
neues  Gesetz  gegeben.  Dieses  hält  grundsätz- 
lich den  freien  Vertrag  fest,  hat  ihm  aber  eine 
Menge  von  Verbindlichkeiten  und  Pflichten  zur 
Seite  gestellt,  die  den  schwächeren  Teil  schützen 
aollen.  Aber  auch  die  Wirkungen  dieses  Ge- 
setzes müssen  im  ganzen  als  nicht  befriedigend 
bezeichnet  werden.  Die  Ausbildung  der  Arbeiter 
ist  keine  bessere  geworden;  die  Klagen  über 
die  Mängel  des  Lehrliugswesens  haben  nicht 
aufgehört,  und  man  hat  daher  in  neuerer  Zeit 
danach  gestrebt,  ein  Netz  von  Fachschulen  und 
Lehrwerkstätten  über  das  ganze  Land  zu  ver- 
breiten. Das  G.  V.  11.  Dezember  1880  hat  Lehr- 
lingsschulen (ecoles  d'apprentissage)  ins  Leben 
gerufen.  Die  Lehrlingscnutzgesellschaften  (so- 
ciet6s  de  patronage)  verfolgen  den  Zweck,  tüch- 
tige, moralisch  gut  beleumundete  Gewerbetrei- 
bende, die  sich  zu  Lehrherren  eignen,  ausfindig 
zu  machen,  beim  Abschluss  der  Lehrverträge 
mitzuwirken,  ihre  Ausführung  zu  überwachen, 
tüchtige  Lehrlinge  mit  Prämien  zu  unterstützen, 
ausgelemten  Lehrlingen  Stellungen  zu  ver- 
mitteln u.  dgl.  m.  Die  Zustände  sind  aber  im 
allgemeinen  so  wenig  befriedigende,  dass  seit 
1898  von  dem  französischen  Arbeitsamt  eine 
eingehendere  Enquete  im  Gange  ist,  um  die 
Resultate  der  gewerblichen  Ausbildung,  wie  sie 
in  Schule  und  Werkstatt  gegeben  wird,  ziffern- 


I  massig  zu  bestimmen  und  die  Fortscbrittt  r. 
I  ermessen,  die  den  zahlreichen  seit  eister  B^ik- 
!  von  Jahren  bestehenden  Anstalten  znr  gewrrfc- 
I  liehen  Ausbildung  zu  verdanken  sind. 
,         In   England  wurden   Bestimmungi^n  üb^r 

das  Lehrlingswesen  bereits  im  Jahre  lö62  k<:«ü- 

fiziert;  über  den  Inhalt  dieses  Gesetzes  vgL  da 
!  Art.  Gewerbegesetzgebung  in  Gro>>- 
j  britannien  oben  Bd.  Iv  S.  468ff.  Nach  s«rinrT 
I  Aufhebung  im  Jahre  1814  hat  der  Staat  sieb  nk^^ 
I  mehr  um  das  Lehrlingswesen  gekümmert :  r? 
!  ist  vielmehr  Sache  der  Aufsich tsverbijide  ?t- 
I  worden,  für  die  Ausbildung  der  Lehrlinge  S^rj»- 

zu  tragen.  Ganz  allgemein  wird  in  den  G»- 
I  werben ,  deren  Betrieb  gewisse  zu  erlernend- 
I  Kenntnisse  und  Fertigkeiten  voraussetzt,  ein- 
I  Lehrzeit  eingehalten.  Dabei  sehen  die  (Tewert- 
I  vereine  darauf,  dass  die  Zahl  der  Lehrliaer 
I  wegen  der  späteren  Besetztheit   der   Gewert-- 

nicht  zu  gross  werde. 

Litteratltr :  Blocke  Apprentüfsage  im  DtctiomnaJr- 

de  radministratwn  fran^ise  (1SS9)  ft  *S»fp/»^'- 
ment.  —  Bücher,  Di>  getrerblü-he  ^iW«;**»- 
frage  und  der  industrielle  Rückgang,  1S77.  — 
Dannenbergf  Das  deutsche  Handwerk,  ij»'"*. 
*S'.  47 — 59.  —  Ergebnisse  der  über  tiie  l'-r- 
hältnisse  der  Lehrlinge,  Gesellen  und  Fabr^l- 
arbeiter  angestellten  Erhebungen.  Herautgegeh^». 
rom  Heichskamleramt,  lS7ß.  —  G.  Frilzichr, 
Ansprachen  bei  Lehrlingsaufnahmtn ,  -#wf- 
lassungen  und  Meisteraufnahmen  der  Innnng^.- . 
ISSS.  —  Garbe,  Der  zeitgemässe  .4«<#6a«  d^^ 
gesamten  Lehrlingsicesens  für  Indtistri^  «»m/  i^- 
irerbe,  1889.  —  P.  Chr.  Hangen,  Ein  Beitn^} 
zur  Lehrlings/rage,  im  Arbriierfreund,  CS,  S.  1*^- 
— 35.  —  Karl  HausaeVf  Die  technische,  kn^j- 
männischc  und  kunstgewerbliche  Au*büdung  drr 
Handwerker,  1897.  —  Keller,  Das  Lehrling^- 
wesen,  1876.  —  Werner  Krebs,  Organisatt-M 
und  Ergebnisse  der  Lchrlingsprü/ungen  im  lu- 
nnd  Auslande,  1888.  —  MorgensUfrv»^  />w 
Lehrlingstresen  in  den  Fabriken,  im  -Irfer*/*/-- 
freund,  £6,  S.  150—174.  —  W,  M^khlpfordi. 
Die  Handwerker/rage  und  das  neue  Hatuiverk»- 
gesetz,  1899.  —  Paui  Scheren,  Die  Lekr^errk- 
släUe,  1894.  —  Schriften  des  Vereins  /.  /St•2Kl^ 
Politik,  10  und  IL  —  JnL  Schulze,  Das  heutige 
gewerbliche  Lehrlingswesen,  1876,  —  Wtiheim 
Stteda,  Das  gexcerbliche  Lehrlingsweseu ,  im 
Jahrb.  /.  I^at.  u.  Stat.,  N.  F.  2,  S.  ä?6'/ — S7S: 
30,  S.  607 — 62S.  —  Derselbe,  Lehking^pr^fungru, 
in  Preuss.  Jahrb.  70,  S.  49.  —  JB.  fTcrrwIy« 
Uebnng  und  Verbesserung  des  Lehriingsircsenf. 
1879.  —  Soziale  Praxis,  Garerbeschau,  AUgem. 
Handwerkerzeitung  in  allen  JcUirgängen.  — 
Ueber  Baden  vgl.  Vorlagen  für  die  Verhand- 
lungen des  ständigen  Ausschusses  der  Lande*- 
gewerbehalle  und  die  Verhandlungen  selbst  seit 
1879,  jährlich.  —  Berichte  über  die  Thätigke*t 
der  dem  Landesverbände  angehörigen  badiscken 
Gewerbevereine  seit  1888,  jährlieh,  —  Hand- 
Werkerkalender  fiir  Baden  1899,  1900.  —  Denk- 
Schrift  (Verf.  v.  Stösserj  über  die  Verleihung 
von  Preisen  ßir  Lehrlingsarbeiten,  1881.  —  lieber 
Bayern  vgl.  Bayerische  Gewerbezeitung,  Jahrrs- 
berichte  des  bayerischen  Gewerbemuseums  in 
Nürnberg,  Programm  für  die  Abhakung  r*m 
Lehrlingsprilfnngen  und  Lehrlingsarbeiten-Aus- 
Stellungen.  —  Ueber  Hessen:  Denkschrifi  drr 
grossherzogl.  hessischen  Central^telle  för  die  G^- 
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»'^ey-fr.«    und   den    Landesg&irerbeverein    über    die 

^^"»f^Jb^tamkeü    und    die     Ziele     diese«     Vereins; 

*T€m  H.-r«9herichte   über  die  Tkäiigheit  des  Gewerbe- 

t^e'rdn»   und  der  grossherzoglichen  Central  stell  e ; 

K-M^t^^rbeblaU    für    das    Grossherzogtum    Hessen, 

J^^^ — 1900.  —  Ausstellung  von  Lehrlingsarbeiten 

«i.t««        dem     Grossherzogtum     Hessen,     1887,     — 

f«?Ä«r     Württemberg:    Die    Entstehung    und 

K'^r^t'^pickelung     der    gewerblichen     Fortbüdungs- 

-»cfä^M-len    und  Frauenarbeitsschulen   in    Württem- 

Ac?»-^,    1S89,   —    Gewerbeblatt,   aus    Württemberg, 

/^*^r€M.u9gegeben   von   der  königl.  Centralsteüe  für 

€J  e^4?erbe  und  Handel,  1890  -  1900. — Karniarschf 

Crc^^erbliches  Fragenbuch,  herausgegeben  von  der 

Jcl^t4,igl.  württemb.  Centralstelle  für  Gewerbe  und 

JJ'cM-ndel,   1878.     Ueber    die    Schweiz:    Bericht 

<?<»-»     Centralvorstandes    des    schweizerischen    Ge- 

tjr^rbevereins,   betr.   die  Lehrlingsprüfungcn   und 

<Ii-c    schweizerische  Ausstellung  prämiierter  Lehr- 

ii n^sarbeiten,  1891.  —  Schweizerische  Lehrlings- 

jyrf^ungen,  1891.   —   Ausserdem  die   Litteratur- 

ncte-hweise  in  Bd.  IV,  S.  609  ff.,  lUS. 

Veber  das  kaufmännische  Lehrlingstcesen  vgl. 
£Jrhebungen     über    Arbeitszeit,    Kündigungs- 
Jristen    der    LehrlingsverhäUnisse    im    Handels- 
ffdcerbe,   1898} 94.  —  Paul  Adler f    Die   Lage 
Kle-r   Handlungsgehilfen,   1900.  —  Bilcher,    Die 
^'trbeiierfrage    im    Kaufmannsstande,    1883.    — 
Georg  Adler,  Die  Sozialreform  und  der  Kauf- 
naiteinnsstand,  1891.  —  Georg  Hiller,  Die  Lage 
<ier  Handhmgsgehüfen,  1891.  —  Dietrich  und 
%>uarc1e,    Die    soziale    Lage    der    Handlungs- 
gehilfen,  1891.  —  Winke  für  junge  Kaufleute, 
zujn  Selbststudium  und  zur  Vorbereitung  auf  die 
J'reiwUlige  kaufmännische  Lehrlingsprüfung,  Stutt- 
gart  1889. 

Wilh.  Stieda. 


Leibeig^enschaft 

8.  Unfreiheit. 


Leibrente. 


1.  Begriff,  a)  L.  auf  einen  Kopf,  b)  Ver- 
bindnngsrente.  2.  Die  Berechnung  des  Jetzt- 
wertes (Erwartungswertes).  3.  Die  Organi- 
sation. 4.  Die  Zweckmässigkeit  der  Benten- 
Yersicherung. 

1.  Begriff.  Die  Leibrente  im  weiteren 
Sinne  (Lebensrente,  vitalitium,  rente  viagere, 
annuity  for  life,  mons  vocabilis  gegenüber 
dem  vererblichen  mons  non  vocabüis)  ist  im 
Cregensatz  zur  Zeitrente,  bei  welcher  die 
Dauer  der  Auszahlungen  und  damit  auch 
die  Anzahl  der  letzteren  von  vorn  herein  fest 
bemessen  ist,  eine  Rente,  bei  welcher  Dauer 
und  zwar  Begum^)  oder  Beendigung  oder 
auch  Beginn  und  Beendigung  der  Leistung 
von  den  das  menschliche  Leben  betreffen- 


')  Die  sogenannte  „aufgeschobene  Leibrente '^ 
beginnt  indes  auch  zu  einem  vorausbestimmten 
Termin  (s.  u.). 


den  Zufälligkeiten  im  üblichen  Sinne  des 
Wortes,  insbesondere  vom  Eintritte  der 
Leistungsunfähigkeit  und  von  der  Sterblich- 
keit abhängt.  Die  Leistung  kann  in  Geld 
oder  in  Naturalien  bestehen,  sie  kann  auf 
ein-  oder  zweiseitigen,  onerosen  oder  nicht- 
onerosen  Rechtsgeschäften  beruhen.  In  Na- 
turalform  spielt  die  Leibrente  vielfach  eine 
wichtige  Rolle  im  Erbrechte,  insbesondere 
im  bäuerlichen  Erbrechte  ^  sei  es,  dass  sie 
unter  dem  Titel  Leibgedinge,  Leibgut, 
Leibzucht,  Altenteil  bei  Gutsabtre- 
tungen unter  Lebenden  als  eine  auf  dem 
Gute  lastende  lebenslängliche  Yersorgimg  je 
vom  neuen  Gutsinliaber  mit  zu  übernehmen 
ist,  sei  es,  dass  sie  im  lebenslänglichen  Ge- 
nüsse des  der  Ehefrau  vom  Ehemanne  für 
den  Fall  seines  Todes  zugewiesenen  Ver- 
mögensteiles besteht.  Bei  Uebertragung  der 
Ijast  auf  Dritte  oder  für  den  Zweck  einer 
etwaigen  Abfindung  könnten  derartige  Leib- 
renten nur  nach  den  Regeln  der  Wahrschein- 
lichkeitsrechnung in  einer  Summe  beziffert 
werden.  Die  Leibrente  kann  aber  auch  aus 
einem  echten  Versicherungsvertrage  hervor- 
gegangen sein,  wobei  dann  Leistung  und 
Gegenleistung  nach  den  Gnmdsätzen  des 
Vei-sicherungswesens  zu  bemessen  sind.  Bei 
richtiger  Rechnung  besteht  (d.  h.  rechnungs- 
mässig  nach  der  Erwartung)  Gleichheit  von 
Leistung  und  Gegenleistung  zur  Zeit  des 
Vertragsabschlusses,  während  in  der  Wirk- 
lichkeit Abweichungen  möglich  sind,  und 
zwar  ist  die  Wahrscheinlichkeit  der  Abwei- 
chungen für  eine  Gesamtzahl  von  Fällen  um 
so  kleiner,  je  grösser  die  Anzahl  der  ver- 
sicherten Personen  ist.  Im  übrigen  sind 
Versichening,  Vertrag  und  Rechnimg  auch 
schon  für  eine  einzelne  Person  möglich  i). 

Eine  Versicherung  auf  Leibrenten  ist 
deswegen  möglich,  weil  es  sich  bei  derselben 
um  statistisch  erfassbare  und  mit  Erfolg  für 
die  Wahrscheinlichkeitsrechnung  verwertbare 
Rechnungsgrundlagen  handelt.  Für  dieselbe 
sind  die  mannigfachsten  Formen  denkbar, 
von  denen  nicht  wenige  in  der  Wirklichkeit 
vorkommen.  Sie  kann  zunächst  abzielen  auf 
eine 

a)  L.  auf  einen  Kopf  (auf  ein  ein- 
zelnes Leben),  bei  welcher  der  Bezug  nur 
durch  Lebensereignisse  einer  Person  be- 
dingt ist.  Eine  bestimmte  Person  empfängt 
die  Rente  bis  zu  ihrem  Tode,  allen- 
falls auch  mit  der  Massgabe,  dass  die  Ent- 
richtung unter  allen  Umständen  nach  einer 
bestimmten  Reihe  von  Jahren  aufhöre  (auf- 


^)  A.  Wagner  fasst  bekanntlich  den  Be- 
griff der  Versicherung  enger.  Ich  bin  mehr 
geneigt,  den  Begril  zu  scheiden  von  dem,  was 
erstrebenswert  ist.  Bei  richtiger  Behandlung 
der  Sache  selbst  ist  freilich  die  Benennung 
gleichgiltig. 
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38 


594 


Leibrente 


hörende  oder  temporäre  Leibrente).  Die 
Zahlung  kann  pränumerando  oder  postnume- 
rando, ganzjährig,  in  kürzeren  Zwischen- 
räumen und  auch  täglich  (Naturalverpflegung) 
erfolgen.  Sie  kann  sofort  oder  auch  erst 
später  und  zwar  dann  (aufgeschobene  Leib- 
rente, deferred  annuity)  von  einem  im  vor- 
aus festgesetzten  Zeitpunkte  ab  (so  bei  der 
Altersrente)  oder  mit  Eintritt  eines  unge- 
AÄ-issen  Ereignisses  (so  bei  der  Invaliditäts- 
versicherung) beginnen.  Alters-  und  Invali- 
ditätsversicherung können,  wie  dies  vielfach, 
insbesondere  bei  der  deutschen  Arbeiter\'er- 
sicherung  vorkommt,  auch  miteinander  der- 
art verbunden  werden,  dass  jedenfalls  für 
den  Erlebensfall  eine  derselben  statthat. 
Auch  die  aufgeschobene  Leibrente  kann  eine 
temporäre  sein,  indem  die  Zahlung  nach 
einer  Reihe  von  Jahren  unbedingt,  vorher 
aber  bei  eintretendem  Tode  der  versicherten 
Person  eingestellt  wird.  Dann  kann  auch 
bei  ihr  ausbedungen  sein,  dass,  wenn  diese 
Person,  stirbt,  ehe  der  Bentenbezug  hätte 
beginnen  können,  das  Rentenkapital  oder 
die  entrichteten  Prämien  ohne  Zinsen  zu- 
riickgezahlt  werden.  Yereinbanmgen  der 
gedachten  Art  haben  einen  Einfluss  auf  die 
Höhe  der  zu  entrichtenden  Jahresprämie 
oder  einmaligen  Einzahlung,  oder  es  wird, 
wenn  diese  feststeht,  je  nach  der  Art  der 
Abmachung  die  Rente  verschieden  sein. 
Auch  die  Prämienzahhmg  selbst  kann  bei 
Yersicherung  dritter  Personen  sowohl  wie 
bei  Versiclierung  des  eigenen  Lebens  inso- 
fern eine  unbestimmte  sein,  als  sie  mit  Ein- 
tritt eines  ungewissen  Ereignisses  (Tod, 
Arbeitsimfähigkeit)  aufhört.  Endlieh  kann 
auch  vereinbart  sein,  dass  Prämien  wie 
Reuten  gleich  hoch  bleiben  oder  im  Laufe 
der  Zeit  sich  verändern  und  zwar  dann  in 
einer  bestimmten  Weise  steigen  oder  sinken. 

Eine  noch  gi-össere  Mannigfaltigkeit  ist 
möglich  bei  der 

b)  Verbindungsrente,  einer  Leibrente, 
welche  vom  Leben  mehrerer  Personen  und 
den  deren  Leistungsfähigkeit  und  Sterb- 
lichkeit betreffenden  Wahrscheinlichkeiten 
abhängt.  Solche  Renten  können  in  ihren 
verschiedenen  Formen  ebenfalls  pränume- 
rando oder  postnumerando  in  verschiedenen 
Zwischenräumen  zalilbare,  aufgeschobene  und 
temporäre,  gleichbleibende  oder  veränder- 
liche sein.  Dann  kann  die  Zahlung,  deren 
Beginn  \md  Beendigung  abhängig  gemacht 
sein  von  Ereignissen,  welche  das  Leben  be- 
stimmter Personen  oder  von  solchen,  welche 
das  Leben  irgendwelcher  nicht  bestimmt  be- 
zeichneter Personen  einer  Gruppe  betreffen, 
so  z.  B.,  dass  die  Zahlung  an  den  über- 
lebenden Ehegatten  statthat,  sobald  der 
Mann  oder  die  Ehefrau  stirbt,  oder  nur  für 
den  Fall,  dass  der  erstere  vor  der  letzteren 
mit  Tod  abgeht.    Zu  unterscheiden  sind: 


«)    Verbindungsrente,      gestf^ll^ 
auf  das  längste  Leben,  eine  Rente,  •l>t^ 
so  lange  ausgezahlt  wird,  als  von  mehreff-u 
Personen  noch  eine  am  Leben  ist.    Die  Zah- 
lung kann  sofort  oder  erst  zu  einer  späterer- 
Zeit  beginnen,  und   zwar  dann  von  €i3*=^5i- 
bestimmten   Zeitpimkte  ab  oder    vom   Eir- 
tritte  des  Todes  einer  (oder  mehrerer,  z.  t-. 
der  Eltern)  der  Personen  an  beginnen  (TTebEfr- 
lebens-,  Ueberlebungsrente).     Die   Ueber- 
lebensrente  kann  nicht  allein  eine  aar- 
geschobene,  sondern  auch  eine  aufhören* J-.- 
sein,    indem   sie   nur   so  lange    ausgezakl' 
wird,  bis  die  versicherte  Person  ein  gewisses- 
Alter   erreicht   hat,   falls   sie   nicht    vort^r 
schon    mit    Tod    abgeht    (Erziehungsrent^f,- 
Dann  kann  bei   ihr  der  Vertrag  auif  Rüci- 
gewähr  der  Prämien  lauten  für   den   FaX 
dass  die  zu  versorgende  Person  fnlher  stir^'t, 
che  die  Rente  hätte  zur  Auszahlung  kommen 
können.     Es   kann   ferner   verein liart   s*^ia, 
dass  die  Rente  schon  vor  Ableben  einer  v.tq 
mehreren    Personen,    und    zwar    in    einem 
höheren  und  von  da  ab  in  einem  gering«\ra 
Betrage  (dann  an  die  üeberlebenden)  ent- 
richtet wii-d.   Die  Zahl  der  möglichen,  durA 
Kombinationen  zu  bildenden  Fälle  ist.  wer  n 
hierbei  mehrere  Personen  in  Betracht  klim- 
men, eine  praktisch  unbegrenzte.     Ein  ver- 
hältnismässig einfacher  Fall  ist  der,  bei  wt-l- 
chem  gegen  eine  Kapitalzahlung  eine  Rente 
so  lange  an  eine  Gruppe  gleichalteiiger  Per- 
sonen ausgezahlt  wii-d,   bis  die   letzte  der 
Überlebendon  gestorben  ist.    (Weiteres  hier- 
über siehe  im  Art  Tont  inen.) 

/tf)  Verbindungsrente,  gestellt 
auf  das  kürzeste  Leben,  eine  Rente. 
welche  so  lange  ausgezahlt  wird,  als  zwei 
oder  mehrere  Pei-sonen  noch  zusammenleimen. 
Dieselbe  ist  eine  temporäre,  wenn  über  einen 
bestimmten  Zeitpunkt  hinaus  überhaupt 
keine  Zaliiung  mehr  geleistet  winL  D'h^ 
Auszahlung  kann  sofori^oder  auch  als  auf- 
geschobene erst  erfolgen,  vrenn  von  einer 
anderen  Gruppe  von  Personen  eine,  mehrere 
oder  alle  gestorben  sind.  Die  beiden  Arten 
von  Reuten  können  in  der  bereits  angeführ- 
ten Weise  miteinander  verbunden  werden. 
indem  eine  Rente  von  gewisser  Höhe  so 
lange  ausgezahlt  wird,  als  die  Personen  noch 
zusammen  leben,  während  dann  eine  Ueber- 
lebensrente  bis  zum  Tode  des  üeberlebenden 
überhaupt  oder  nur  ausgezahlt  wird,  "wenn 
der  Ueberlebende  eine  von  vorn  herein  be- 
stimmte Person  ist. 

2.  Die  Berechnung  des  Jetztwertes 
(Erwartnngswertes).  Die  Berechnung  des 
Jetztwertes  (Erwartungswertes)  von  Leib- 
renten, deren  Notwendigkeit  die  erste  Ver- 
anlassung zu  methodischen  Beobachtungen 
über  die  mensclüiche  Sterblichkeit  und 
deren  wissenschaftliche  Bearbeitimg  gab, 
sowie   die   Ennittelung   der  Höhe  der    für 
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k-l\o  zu  zahlenden  Jahresprämien  wirtl 
hl-  verwickelt,  sobald  es  sich  um  mehi-ere 
M"^^OIlett  und  bei  diesen  um  ungleiche  (zu- 
.niiTiengresetzte)  Wahrscheinliclikeiten  von 
orijlichkeit,  Invalidität  etc.  handelt.  Alle 
•^-linungen  für  die  verschiedenen  möglichen 
illle  liier  darzulegen,  würde  zu  weit  führen. 
'oclx  sei  es,  nur  um  einen  Einblick  in  die 
.rt  cler  Rechnung  zu  bieten,  gestattet,  des 
infachen  Falles  einei*  pränumerando  von 
:*tzt  ab  zahlbaren  und  auf  einen  Kopf  ge- 
teilten Leibrente  zu  gedenken.  Siehe  auch 
tie  Darstellung  in  dem  Artikel  Leben s- 
ror^icherung  auf  Seite  559 ff. 

Ist  die  Anzahl  let)ender  Personen  vom 
Vlter  a  gleich  f(a),  so  wird  sich  dieselbe 
von  Jahr  zu  Jahr  in  einer  einer  Sterbetafel  zu 
r^iitnehnienden  Weise  mindern  auf  f  (a  +  1), 
i(a  -1-  2)  etc.,  bis  sie  nach  n  Jahren  abge- 
^.torben  ist.  Dann  ist  f  (a  +  n)  =  0.  Ist  die 
jährliche  Rente  ==  1,  so  ist  die  jährlich  aus- 
tr» -zahlte  Summe  gleich  der  Anzahl  der  je- 
weilig lebenden  Pei-sonen.  Wird  der  Dis- 
kontfaktor —  r  gesetzt,  so  ist  die  gesamte, 
auf  die  Jetztzeit  bezogene  Summe  =  f(a) 
-r-  f  (a  +  1)  r  +  f  (a  +  2)  r^  +  .  . .  .  f(a  +  n)rn, 

•symbolisch  =  -^  f  (a  +  x)  r'^  gesetzt.  Divi- 
dieren wir  dieselbe  mit  f  (a),  so  erhalten  wir 
den  Betrag,  welchen  eine  a-jährige  Person  für 
oine  von  jetzt  ab  zahlbare  jährliche  Rente  von 
der  Höhe  1  zu  enl  richten  hat.  Nun  ist  die 
Wahrscheinlichkeit  für  eine  a-jährige  Person, 

1,        TU  ,  .  f  (a  +  X) 

noch    X  Jahre   zu   leben,    =      ^,/-'    = 

f(a) 

f^a  +  1)     fja+J)  f(a  +  x) 

f(a)     •  f(a-l-l) f(a  +  x-l).  ^'^ 

♦'inzeluen   Faktoren   dieses   Produktes    sind 
gleich  den  Wahrscheinlichkeiten,  je  das  fol- 
?:ende  Jahr  zu  erleben.    Setzen  wir  diese 
Wahrscheinlichkeiten  r=:  wi ,  W2,  .  .  .  .  w», 
so  können  wir  auch  für  unsere  obige  Summe, 
welche  den  Jetztwert  einer  Leibrente  dar- 
stellt, schreiben :  r®  +  r^wi  +  r- wiW2  +  r^wi 
W2W3  +  .  .  .  .  r^^wiw2   ....  Wn.      Diese 
Formel  wäre  zu  benutzen,  wenn  nicht  die 
absoluten    Zahlen     der    Sterbliclikeitstafel, 
sondern  die  der  gedachten  Walirscheinlich- 
keiten  gegeben  sind.    Voraussetzung  liierfür 
wäre  freilich,  dass  die  Grossen  w  aus  einer 
e:enügend  grossen  Anzahl  von  Beobachtungen 
frewonnen   worden  sind.     Allerdings  findet 
'las  Absterben  niclit  jeweilig  stossweise  am 
Ende  des  Jahres  statt.     Dies   stört  unsere 
Betrachtungen  schon  insofern  nicht,  als  die 
Zahlung  von  Prämien  und  Renten  je  für  ein 
ganzes  Jahr  oder  Bruchteile  eines  solchen 
stattfinden.      Die    Sterbefälle    eines    Jahres 
kann  man  sich,  ohne  einen  nennenswerten 
Fohler  zu   begehen ,  gleichmässig  über  das 
|2anze  Jahr  hin  verteüt  imd  die  Gesamtzalü 
•  henso   wie    täglich    zu    zahlende    Renten 


'  (Naturalverpflegimg)  auf  die  Mitte  des  Jahres 
verlegt  denken. 

Unsere  obige  Summe  hängt  ab  von  Zins- 
fuss,  Aher  und  Gang  der  Sterblichkeit;  sie 
ist  um  so  kleiner,  je  höher  der  Zinsfuss  und 
das  Alter  der  zu  versichernden  Person  sind 
und  je  rascher  das  Absterben  erfolgt  bezw. 
je  gi-össer  die  Walii-scheinlichkeit  ist,  je  das 
oder   die   folgenden   Jahre   nicht   nielir   zu 
überleben.       Bei     Verbindungsrenten,     für 
welche  man  Reihen  mit  zusammengesetzten 
Wahrscheinlichkeiten  erhält,  müssen,  wenn 
die  Sterblichkeit  der  betr.  Personen  nicht 
gleich  ist,  auch  verschiedene  Sterblichkeits- 
tafeln, so  fm*  männliches  und  weibliches  Ge- 
schlecht, verschiedene  Benifsklassen  etc.  be- 
nutzt werden.     Grosse  Schwierigkeiten  und 
Verlegenheiten  entstehen  für  die  Leibrenten- 
I  vei-sicherung    dann,     wenn     der    Zinsfuss 
!  schwankt.     Für  den  Versichei-er  erwachsen 
j  Verluste   aus   einem  Vertrage ,   sobald  der 
I  Zinsfuss  unter  denjenigen  herabsinkt,  welchen 
'  er  für  seine  Rechnung  unterstellt  hatte.   Die 
I  Reserve  trägt  dann  nicht  so  hohe  Zinsen,  um 
!  aus  ihi"  und  den  Prämien  aUein  alle  fälligen 
'  Renten  bezahlen  zu  können. 

V.  Jasti  meint  in  seiner  Finanz  Wissenschaft 
(1766  §  1011),  früher  habe  man  bei  Bestimmung 
von  Leibrenten  auch  den  Gesundheitszustand 
untersucht.  Dies  erfordere  jedoch  allzuviel 
Mühe,  es  genüge,  nur  das  Alter  zu  berück- 
sichtigen. Bei  einem  Zinssatze  von  5%  könne, 
wie  dies  auch  vielfach  geschehe,  wenn  die  Leib- 
rente in  Prozenten  des  hergegebenen  Kapitals 
ausgedrückt  werde,  gegeben  werden  allen  Per- 
sonen, welche  stehen  in  einem  Alter  von 


Jahren  Leibrente 
1-10 

11—20         8 
21—40         9 


7  ^1 

7    0 


Jahren  Leibrente 
41—50         lo'^/o 
51—60  12  „ 

61-70  15  „ 


Den  Zeitraum  vom  21.  bis  zum  40.  Jahre 
fasse  man  gemeinifi^lich  in  eine  Klasse,  weil 
darinnen  die  Gesundheit  der  Menschen  am  dauer- 
haftesten und  sie  der  Sterblichkeit  am  wenigsten 
unterworfen  seien. 

In  Frankreich,  wo  die  Leibrenten  seit  1689 
in  kurzer  Zeit  sehr  beliebt  wurden,  wurde  1693 
festgesetzt  für  ein  Alter  von 


Jahren  au  denier 
unt  25  14 

25—40  12 

40—50  10 


Jahren  au  denier 
50—60  9 

60-70  8 

über  70  7 


Die  Reziproken  dieser  Zahlen  stimmen  mit 
denen  v.  Justis  leidlich  überein. 

Demarets  unterschied  gar  1701  nur  2  Klassen, 
Personen  bis  40  und  solche  über  40  Jahren, 
ja  später  (unter  Necker)  nahm  man  überhaupt 
keine  Rücksicht  auf  das  Alter.  Ebenso  roh 
verfuhr  die  englische  Regierung  1693,  indem 
schlechthin  gezahlt  wurde  eine  Rente  von  14% 
für  ein  Leben,  12*^0  für  eine  Lebensdauer  von 
2  und  10  für  eine  solche  von  3  Gläubigern. 
Und  noch  1778  wurde  Darlehnsgebern  schlecht- 
hin die  Wahl  gestellt  zwischen  einer  Annuität 
auf  30  Jahre  oder  einer  Leibrente  von  gleichem 
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Betrage.  Dagegen  hatte  schon  der  römische 
Bechtsgelehrte  Ulpian  znm  Zwecke  der  Aus- 
einandersetzung bei  Erbteilungen  nach  dem 
Alter  verschiedene  Zahlen  für  einzelnen  Lega- 
taren vermachte  lebenslängliche  Renten  ange- 
geben, Zahlen,  welche  freilich  nur  geschichtliche 
Bedeutung  haben. 

3.  Die  Organisation.  Die  Organisation 
von  Rentenvei-sicherungen  liegt  heute  und 
lag  auch  schon  früher  teils  in  der  Hand  von 
Privaten,  teils  in  der  von  Staat  und  Ge- 
meinden. Im  Mittelalter  befassten  sich  mit 
dem  Verkaufe  von  Leibrenten,  einer  Dar- 
lehnsform,  welche  eine  Umgehung  der  Zins- 
verbote gestattete,  deutsche  und  italienische 
Städte  (montes  vocabiles).  Heute  bilden 
diese  Versichenmgen  einen  Geschäftszweig 
von  Lebensversicherungsanstalten;  es  giebt 
aber  auch  eigene  Rentenanstalten,  welche 
denselben  zum  alleinigen  oder  zum  Haupt- 
gegenstande ihrer  Wirksamkeit  machen. 
Vielfach  hat  aber  auch,  und  zwar  teils  im 
sozialen,  teils  im  finanziellen  Interesse,  der 
Staat  es  sich  zur  Aufgabe  gemacht,  die  Bil- 
dung von  Leibrenten  zu  fördern,  ja  selbst 
zwangsweise  zu  veranlassen. 

Die  französische  caisse  des  retraites  pour 
la  vieillesse,  errichtet  auf  Grund  des  G.  v.  18. 
Juni  1850,  reorganisiert  durch  G.  v.  20.  Juli 
1886,  begünstigt  die  freiwillige  Errichtung  von 
Altersrenten ;  die  neuere  deutsche  Gesetzgebung 
hat  für  Invaliditäts-  und  Altersversicherung 
Zwang  für  gewisse  Personenklassen  eingeführt. 

In  England  und  in  Frankreich  hat  man 
die  Rentenversicherung  in  einer  dopi)elten 
Beziehung,  einmal  im  Interesse  der  Auf- 
nahme von  Anlehen,  dann  zum  Zwecke  der 
Schuldentilgung  in  engere  Verbindung  mit 
dem  Finanzwesen  gebracht.  In  beiden  Län- 
dern -waren  Leibrenten,  w^elche  einen  Ersatz 
filr  die  damals  noch  unbekannte  Lebensver- 
sicherung boten,  für  Anlehen  im  17.  und 
18.  Jahrhundert  sehr  beliebt.  Für  den  Staat 
hatten  sie  den  Vorteil  eines  Tilgungszwanges, 
fiir  den  Gläubiger  den  eines  Schutzes  gegen 
Zinsherabsetzung.  Dann  wurden  Leibrenten 
aus  dem  Grunde  gescliätzt,  weil  jeder  in  der 
Hoffnung  auf  ein  langes  Leben  mit  den- 
selben emen  Gewinn  zu  erzielen  glaubte. 

In  England  wurde  ein  solcher  Gewinn  in 
der  That  lange  Zeit  den  Gläubigern  infolge 
davon  zu  teil,  dass  bis  zum  Jahre  1829  für  den 
Staat  ungünstige  Sterbetafeln  benutzt  worden 
waren,  welche  auf  die  meist  sehr  gesunden,  in 
einer  guten  Stellung  betindlichen  und  daher 
leicht  ein  höheres  Alter  erreichenden  Leib- 
rentner nicht  anwendbar  waren.  Finlaison  be- 
rechnete 1827  den  dem  Staate  dadurch  er- 
wachsenen Schaden  auf  2,2  Millionen  dB.  Daher 
wurden  Leibrenten  zur  Aufmunterung  der 
Gläubiger  meist  als  Prämien  zu  Darlehen  ge- 
geben. Und  in  Frankreich  wurden  sie  nebst 
eigentlichen  Tontinen  mit  Lotterieen  verbunden, 
so  1700—1708  unter  Chamillart,  indem  die  Ge- 
winnenden Leibrenten  erhielten,  dann  1737, 
1739  und  1743.    Später  waren  die  Leibrenten 


für  Anlehenszwecke  weniger  beliebt.    Für  l-. 
Staat  haben  sie  den  Nachteil,  dass  sie  ak  t^i- 
Rentenschuld  nicht  gekündigt  nnd  darum  aui 
bei   günstigem    Stande    des    Zinsfus^es    rii* 
konvertiert  werden  können.    Der   Inhaber  t. 
Consols  oder  von  Rentes  perpetuelles  bat  Ac- 
sieht  auf  Gewinn  durch  Kurssteig^enmg.  drt„ 
Besitzer  einer  Leibrente  ist  diese  Aussicb:  z - 
nommen.    Dazu  kommt  in  Fngrland,   dass  ü 
Einkommensteuer    bei    den    (^onsols    nur   & 
Zinsen,  bei  der  Leibrente  aber    in    dieser  Zh- 
und    Kapital    trifft.     In    Frankreich,    wo    i:- 
ersten  staatlichen  Leibrenten  unter  dem  Miai- 
terium  Ponchartrain  1693  begeben  wurden,  wa' 
100  Jahre  später  nach  dem  Berichte  Ton  (  anL^" : 
in  Millionen  Francs: 


Renten  auf 

geliehene« 
Kapital 

1  Kopf  70,8 

732,1 

2  Köpfe  27,0 

324,9 

3      „      11,9 

22,9 

4        r,           0,8 

9,9 

Cambon  wollte  die  Berechtigten  vertüiz^^L 
das  G.  V.  8.  flor^al  au  III  setzte  sie  in  üirv 
alten  Rechte  wieder  ein.  Dies  hinderte  jed*i 
nicht,  dass  der  Bankerott  vom  9.  vendemiadrt 
an  VI  auch  die  Leibrenten  traf.  Trotz  der 
schönen  Rückzahlungsversprechungen  wareo  r.* 
den  100  Millionen  der  rentes  viageres  d'ancienn- 
origine  des  Jahres  1793  sechs  Jahre  später  nni 
nocii  20  Millionen  vorhanden.  Jetzt  sind  d>- 
selben  ganz  erloschen.  Es  waren  vorhandfa 
Renten 


1.  Januar 

Zahl 

MiU.  Fros. 

1817 

67393 

12,97 

1831 

34868 

6,88 

1860 

2899 

0,72 

1873 

336 

0,18 

1888 

3 

nur:  1625  Frcs. 

Die  jetzige  französische  „Dette  visiere* 
besteht  zum  überwiegend  grössten  Teile  au^^ 
vom  Staate  zu  zahlenden  Pensionen,  verschie- 
denen Indemnitäten  nebst  Dotation  der  £bre£- 
legion.  1891  bezi£ferte  sich  die  ganze  Smnm^ 
auf  221  Millionen  Francs  gegenüS^r  einer  Ge- 
samtzinslast  von  1272  Millionen  Francs.  Pa- 
runter  befanden  sich  1,08  Millionen  Fnm- 
eigentliche  Leibrenten.  Letztere  rühren  von 
der  erwähnten  Altersversorgungskasse  her.  hti 
welcher  Leibrenten  bis  zum  Betrage  von  la»!' 
Francs  gegen  Einzahlungen  (jährlich  bb  znm 
Höchstbetrage  von  4000  Francs  von  einer  Person 
erworben  werden  können.  Die  Kasse  verwendet 
die  entrichteten  Prämien  zum  Ankaufe  ewiger 
Renten,  deren  Titel  nach  Masseabe  der  Leib- 
rentenzahlungen annulliert  werden.  Für  den 
Staat  bedeutet  dies  lediglich  die  Umwandlneg 
einer  ewigen  Rente  in  eine  allmählich  tilgbare 
Schuld.  Die  Kasse  bedurfte,  als  sie  infolge  der 
Erniedri^ng  des  Zinsfusses  in  die  oben  er- 
wähnte Verlegenheit  geriet^  in  den  80er  Jahren 
einer  Reorganisation. 

Auch  in  England  spielen  Leib-  nnd  Zeit- 
reuten  für  den  Zweck  der  Schnldentilgunff  eine 
nicht  unwichtige  Rolle.  Nach  dem  I8OS  ent- 
worfenen, mehrfach  entschieden  bekämpften 
Plane  sollten  die  aufzunehmenden  Rentner  nicht 
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ater  35  Jahre  alt  sein,  die  Rente  nicht  über 
XX>  £  für  einen  Kopf,  nicht  über  1500  für 
.v'oi  Köpfe  betragen.  Seit  1829  wurden,  da 
ia.i\  nunmehr  brauchbarere  Sterbetafeln  be- 
ixTztre,  günstigere  Erfolge  erzielt.  Es  war  in 
Lillionen  Mark 

Kapital      weg-    Leibrenten  Vorteil 
xTt    der       der  an-       ge-     zuge-   auf-      für 
Xeit  von    nuUierten  fallene  stan-    ge-      den 
Titel      Zinsen   den  hoben  Staat 

.8C>8 — 1829        232  7,3       13,4     8,3       1,0 

LSSe— 1869      1047        32,8      92,1    12,0     20,8 

In  Deutschland  bietet  die  Arbeiterversiche- 
ning  eine  Möglichkeit  der  Schuldentil^ng:  durch 
L^m^vandlung  von  Kapitalschulden   in  Kenten- 


schulden.  Diese  Möglichkeit  sei  hier  nur  kurz 
angedeutet,  ohne  dass  auf  die  Fragen  der 
Zweckmässigkeit  einer  solchen  Verbindung  und 
der  zu  übenden  Vorsicht  näher  eingegangen 
werden  soll. 

Hinsichtlich  der  Benutzung  der  von  Ge- 
sellschaften gfebotenen  Rentenversicherung  über- 
haupt ist  die  Verschiedenheit  des  nationalen 
Geschmackes  und  der  nationalen  Lebensauf- 
fassung sehr  bemerkbar.  Um  diese  Verschieden- 
heit zu  illustrieren,  sei  auf  die  Statistik  des 
eidgenössischen  Versicherungsam tes  ^r  1897 
als  auf  eine  wenn  nicht  vielumfassende,  doch 
sehr  zuverlässige  Quelle  verwiesen.  Hiernach 
war  in  jenem  Jahre  der  Gesamtbestand  an 
Rentenversicherungen 


bei   den  in  der  Schweiz  arbeitenden  11  französischen  Leb.-Vers.-Ges.  87  268  mit  Fr.  68  782  777 

„      „    „          „                 „            3  amerikan.           „            „  1x278     „  „     12299579 

„      „    „          „                 „            8  deutschen            „    .       „  7214     „  „      3827314 

M      „    „          ,.                 „            6  schweizerischen  „            „  3892     „  „       1954045 

„       „      „    „          „                 „            4  englischen          „           „  1 639     „  „      1 896 100 


4.  Die  Zweckmässigkeit  derRenten- 
versichemng.  Die  Frage  der  Zweckmässig- 
keit der  Rentenversichenmg  ist  schon  sehr 
verschieden  und  nicht   selten   recht  schief 
Einteilt    worden.      Allerdings    hatten    die 
Kritiker,  welche  diese  Versicherung  abfällig 
lie^prachen,  ganz  bestimmte  Zustände  und 
zwar   vornehmlich  diejenigen   der  französi- 
schen Leibrenten  zur  Zeit  des  Ancien  Regifne 
im   Auge.      v.  Justi  bezeichnet   den   Leib- 
rentenvertrag schlechthin  als  einen  »Glücks- 
kontrakt«, Mac  Culloch  besorgte,  dass  er  die 
Selbstsuclit  auf  Kosten  der  Erben  fördere; 
auch  Rau  bezeichnet  ihn  als  nachteilig  für 
die   Erben   und   für   die   ganze  Volkswirt- 
schaft, weil  er  zur  Aufzehrimg  von  Kapital 
führe;  ähnlich  sprachen  sich  v.  Jakob  und 
andere  aus,  welche  auch  noch  betonten,  dass 
das  Leibrententum  den  Müssiggang  und  die 
Abneigung    gegen    Verehelichung    fördere, 
während,    wenn    man    beim    Bezüge    der 
üblichen  Zinsen  seines  für  die  Nachkommen- 
schaft erhaltenen  Kapitales  noch  auf  Erwerb 
angewiesen    sei,    hiermit    ein   Anreiz    zum 
Fleisse  und  ein  Mittel  zur  Fördenmg  des 
Wohlstandes  gegeben  sei.     Auch  in   Say's 
Dictionnaire  des  Finances  werden  die  Leib- 
renten   ganz    allgemein    vom    moralischen 
(iesiehtspunkte  aus  wie  alle  Anlagen  ä  fonds 
j)erdu  verworfen.     Nun   meinte  aber  doch 
der  vorsichtig  abwägende  Rau  (Bd.  11  seines 
Hauptwerkes  §  368),  man  dürfe  wohl  an- 
nehmen, dass  fast  niu*  kinderlose  Personen 
von  der  für  Abschluss  eines  Leibrentenver- 
trages    gebotenen     Gelegenheit     Gebrauch 
machten.    Der  "Kapitalverlust  im  ganzen  sei 
imbeträchtlich.    Derselbe  schütze  den  Ren- 
tenempfänger  vor    Verarmung    und   werde 
durch  die  Ersparnisse,  welche  gleichzeitig 
zu  jährlichen  Einzahlungen   gemacht  w^ür- 
ilen,  weit  überwogen.    Ueberdies  sei  diese 
Anwendung  des  Kapitales  noch  viel  besser 


als  die  Verschwendung  desselben.  In  einem 
ganz  anderen  Lichte  erscheint  uns  aber  die 
Leibrente,  wenn  wir  sie  vom  Standpunkte 
der  Versicherung  aus  betrachten.  Der 
Wichtigkeit  und  Notwendigkeit  der  Invali- 
ditäts-,  Witwen-  und  Waisen versichenmg 
gegenüber  verlieren  die  zum  Teil  doch  etwas 
naiven  aprioristischen  Erörterungen  über 
Kapitalaufzehrung,  Selbstsucht  und  Sparsam- 
keit fast  alle  Bedeutung.  Die  bei  massigem 
Erwerbe  oft  sehr  schwere  Kapitalbildung 
erfüllt  keineswegs  immer  den  Zweck  einer 
ausreichenden  Versorgung  für  die  Zeiten  der 
Bedürftigkeit  Eine  solche  Versorgung  wh'd 
aber  durch  die  Versicherung  mit  ihrem 
gegenseitigen  solidarischen  Eintreten  der 
Beteiligten  für  einander  ermöglicht.  Dabei 
bleibt  es  immer  noch  fraglich,  ob  nicht  eine 
solche  Sicherstellung  für  die  volkswirtschaft- 
liche Kapitalbildung  günstiger  wirkt  als  die 
Erübrigungen  mit  Sondernutzung.  Auch  die 
Frage  der  Kapital-  oder  Rentenversicherung 
lässt  sich  nicht,  wie  schon  geschehen, 
schlechthin  zu  Gunsten  der  einen  Art,  ins- 
besondere der  ersteren  erledigen.  In  vielen 
Fällen  wird  der  erstrebte  Zweck  nur  durch 
die  Rentenversichenmg  voU  und  ganz  er- 
reicht, während  bei  der  Kapitalversicherung 
die  Versorgung  leicht  gefährdet  sein  kann. 
Dies  schhesst  jedoch  nicht  aus.  dass  nach 
Lage  des  Falles  (insbesondere  bei  Witwen) 
an  Stelle  der  Leibrente  ein  Kapital  als  Ab- 
findung mit  Vorteil  gewälirt  werden  kann 
imd  auch  im  Interesse  des  Bezugsberech- 
tigten geboten  werden  sollte. 

Unzweifelhaft  aber  giebt  es  zahlreiche 
Fälle,  in  denen  weitaus  die  zweckmässigste 
Kapitalanlage  in  der  Erkauf ung  einer  Leib- 
rente besteht.  Einzelnen  Familien  vielleicht, 
aber  nicht  der  Gesamtwirtschaft  geht  das 
so  angelegte  Kapital  verloren.  Meist  wird 
es   vom   Vei"siclierer    nützlicher    verwertet, 
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als   es   in   der  Hand  des  Rentenerwerbers 
verwertet  worden  wäre. 

Lltteratur:  Ausser  den  allgemeinen  Werken  über 
Finamwissenschaft  und  Versirherungswesen  sind 
insbesondere  noch  anzuführen  neben  den  älteren 
Arbeiten  ron  TetenSf  Anweisung  zur  Berechnung 
der  Leibrenten:  Meyer j  Allgemeine  Anleitung 
zur  Berechnung  der  Leibrenten.  —  Baily, 
Theorie  der  Lebejurrenien.  —  BleihtreUf  Poli- 
tische.  Arithmetik ,  e.  Aufl.,  1S.5S.  —  Spitzer, 
Anleitung  zur  Berechnung  der  Leihrenten,  Wien 
18SI,  2.  Aufl.  —  Morgenbessef*  f  Die  mathc- 
tnatischen  Grtmdlagen  des  gesamten  Versicherungs- 
wesens, Berlin  1S8S.  —  ZiUmer^  Die  mathe- 
matischen Rechnungen  bei  Lebens-  und  Renten- 
versicherungen, 2.  Aufl.,  1887. 

J.   Lehr, 
(Sach  des  Verf. 's  Tode  nachgesehen  und  ergänzt 
ron  A,  Emtninghaus.) 


Leichenschaa. 

1.  Wesen  und  Zweck  der  L.  2.  Art  der 
Ausübung  der  L.  3.  Wert  der  L.  für  die  Be- 
urkundung der  Sterbefälle.  4.  tiesetzüche  Be- 
stimmungen. 

1.  Wesen  und  Zweck  der  L.  Leichen- 
schau oder  Totenschau  nennt  man  allgemein 
die  auf  behördliche  Veranlassung  erfolgende 
Besichtigung  einer  eben  verstorbenen  Person 
durch  einen  Sachkundigen  behufs  Feststel- 
lung des  eingetretenen  Todes  und  möglichst 
zuverlässiger  Ermittelung  der  Ursache  dos 
Todes.  Zu  letzterem  Zwecke  sind  in  der 
Regel  einige  Erhebungen  mit  der  eigent- 
lichen Leichenschau  verbunden.  Die  miter 
besonderen  Umständen  bisweilen  stattfindende 
Besichtigimg  und  Untersuchung  einer  älteren, 
aufgefundenen  oder  exliumierten  Leiche  ist 
zwar  im  weiteren  Sinne  auch  als  Leichen- 
schau zu  bezeichnen,  doch  versteht  man  ge- 
wöhnlich darunter  nur  diejenige,  welche  vor 
der  Bestattung  möglichst  bald  nach 
dem  Tode  erfolgt.  Dieselbe  hat  den  vier- 
fachen Zweck,  1.  die  Beerdigung  eines 
Scheintoten  zu  verhüten,  2.  die  Verheimli- 
chung eines  auf  strafbare  Art  herbeigeführten 
Todesfalles  zu  hindern,  3.  jeden  einzelnen 
durch  eine  ansteckende,  gemeingefährliche 
Krankheit  verursachten  Storbefall  alsbald  zur 
behördlichen  Kenntnis  zu  bringen,  damit 
rechtzeitig  gegen  eine  Weiterverbreituug  der 
Krankheit  Vorsorge  getroffen  werden  kann, 
4.  die  Hei-stellung  genauer  und  zuverlässiger 
Sterbelisten  zu  fördern. 

2.  Art  der  Ansübting  der  L.  Eine 
geordnete  Leichenschau  soll  mit  der  Fest- 
stellung der  den  Tod  kennzeichnenden  Merk- 
male an  der  Leiche  beginnen,  wobei  in 
jedem  irgendwie  zweifelhaften  Falle  unbe- 
dingt mehrere  solche  Merkmale  sorgfältig 
zu    prüfen    sind.     Kommt   wähi-end    dieser 


Prüfimg  der  Verdacht  des  Schein tode*  an 
so  ist  der  Leichenscliauer  verpflichtet,  uns^ 
säumt  Belebungsversuche  zu  maelieö  \m^^ 
falls  er  nicht  selbst  Arzt  ist,  die  soforü.:- 
Herbeiziehung  eines  Arztes   zu  vejnaniaÄ*-.- 

Die  nächste  Aufgabe  des  Leichei^schaijer^ 
ist  es,  auf  jede  üim  mögliche  \%"<?'ise  -ii* 
Identität  der  Leiche  mit  der  aJs*  '^^- 
storben  gemeldeten  Person  festzustell^^n,  nc.- 
das  wirklich  erfolg  Ablebea  dieser  F*er5r-  l 
urkundlich  beschemigen  zu  können. 

Die  weitei-e  Untersuchung,  f>b    et"wa  'lei 
Tod  auf  eine  rechtswidrige,  strafbare  '^^eir-- 
herbeigeführt  sei,  muss  sich  meistens  daran  f 
beschränken,  nach  den  Anzeichen  einer  s:**- 
w altsamen    Todesart    zu    sucheo.        AJ> 
solche  Anzeichen  kommen  hauptsächlich   i  i 
Betracht:  äussere  Verletzimgen,  z.  B.  l^'ii:.- 
den,     Blutunterlauf  ungen ,     SehädelbrCichi^ 
I  ferner,  wenn  ein  Tod  durch  Erstickeo    vi,ir- 
liegen   kann,  Eindnlcke  am  Halse,    Aufe*- 
dunsenheit  des  Oesichtes,  Fremdkörper    im 
Halse   oder  in  den  Luftwegen  etc.      Ein-? 
etwaige  Tötung  durch  Vergiften  oder  dim-a 
Vernachlässigung,  z.  B.  bei  kleinen  Kind*=*m- 
wird  gewöhnlich   erst  auf  Gnind    von  Er- 
hobungen bei  der  Umgebung  des  Verstf»r- 
benen    nachgewiesen   bezw.   .wahrscJieinJi«.-h 
gemacht,  doch  können  auch  die  Ergebnis-* 
der  Besichtigung  der  l^eiche   solchen  Ver- 
dacht bestärken  oder  verringern. 

Hinsichtlich  der  sonstigen  Todesur- 
sachen, dei-en  Feststellung  in  der  Re^r^-l 
zu  den  Obliegenheiten  des  Leichensehaners 
gehört,  hat  derselbe,  soweit  thunlich,  von 
dem  Arzte,  welcher  den  Verstorbenen  vor 
dem  Tode  behandelt  hat,  Aufschluss  und 
unterschriftliche  Bestätigung  einzuholen.  Ist 
dies  nicht  ausführbar  oder  hat  eine  ärztliche 
Behandlung  nicht  stattgefunden,  so  sind  <lie 
Angehörigen  des  Verstorbenen  oder  glanl»- 
würclige  Personen  aus  dessen  Umgebung:  zu 
Mitteilungen  aufzufordern,  und  deren  An- 
gaben, unter  Berücksichtigung  des  Befund«. 
an  der  Leiche,  zu  verzeichnen.  Immer  sollte 
aus  dem  Befundscheine  des  Leichenschauer> 
hervorgehen,  ob  die  Benennung  der  letzt*-n 
Krankheit  des  Verstorbenen  imd  der  TcKies- 
msache  von  ärztlicher  oder  nichtärztiicher 
Seite  herrührt. 

Ergiebt  sich  die  Gewissheit  oder  der 
begi-üudete  Verdacht,  dass  der  Tod  infolge? 
einer  gemeingefährlichen  Krankheit,  wie 
Pocken,'  Cholera,  Typhus,  Scharlacli,  Diph- 
therie, Milzbrand,  Rotz,  Tollwut  etc.  erfolgt 
ist,  so  ist  der  zuständigen  Polizeibehörde 
Anzeige  zu  ei-statten,  ebenso  falls  sich  die 
Gewissheit  oder  der  begründete  Verdacht 
ergiebt,  dass  eine  strafbare  Vernachlassigun:r 
des  Verstorbenen  oder  eine  strafbare  Be- 
handlung desselben,  etwa  seitens  eines  Kur- 
pfuscher, den  Tod  herbeigeführt  hat  (vgl. 
die  bayerische  Dienstanweisung  für  Leichen- 
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schauer,  Abschnitt  YI).  Auch  ist  eine  so- 
fortige Anzeige  an  die  Behörde  geboten,  falls 
die  Feststellung  der  Persönlichkeit  des  Ver- 
storbenen nicht  zweifellos  gelungen  ist. 

Am  vollkommensten  wilrden  die  Zwecke 
der  Leichenschau  erfüllt  werden,  wenn  die- 
selbe in  jedem  Falle  diu-ch  einen  erfahreneu 
Arzt  stattfinden  könnte,  indessen  stösst  die 
Durchführung  einer  solchen  Forderung  viel- 
fach auf  Schwierigkeiten,  und  daher  hat  die 
im  Jahre  1875  vom  Reichskanzler  einbe- 
rufene Kommission  zur  Vorbereitung  einer 
Reichsmedizinalstatistik  in  ihrer  »Skizze 
eines  Leichenschaugesetzes  für  das  Deutsche 
Reich«  vorgeschlagen,  dass  jede  Gemeinde 
die  erforderliche  Anzahl  von  Personen, 
welche  die  Leichenschau  vorzimehmen  haben, 
mit  Zustimmung  des  zuständigen  Medizinal- 
beamten anzustellen  und  zu  verpf hebten 
habe.  Hierzu  wurde  bemerkt,  dass  es  zu- 
lässig sein  soll,  auch  Frauen  mit  der  Leichen- 
schau zu  beauftragen,  der  Medizinalbeamte 
soll  sich  aber  stets  vorher  überzeugen,  ob 
die  betreffende  Person  auch  ihrem  Bildungs- 
grade nach  für  diese  Fimktionen  sich  eigne, 
damit  er  sie,  soweit  nötig,  noch  genau  über 
ihre  Verpflichtungen  unterrichte.  Eine  be- 
sondere, behördlicherseits  erlassene  »Anwei- 
sung für  den  Leichenschauer«  ist  überdies 
für  jeden  Bezirk  erforderlich. 

3.  Wert  der  L.  für  die  ßenrkundiing 
der  Sterbefalle.  üeber  alle  amtlichen 
Leichenbesichtigungen  hat  der  Leichen- 
schauer sorgfältig  Buch  zu  führen,  ausser- 
dem ist  das  Ergebnis  einer  jeden  Leichen- 
beschauung  auf  einem  Befundscheine  zu 
vermerken.  Nur  auf  Gnmd  solcher  Leichen- 
schauscheine lässt  sich  eine  zuverlässige 
»Sterbeliste  herstellen  und  der  unzweifel- 
hafte Tod  einer  Person  nebst  der  Todes- 
ursache nachweisen.  Das  Reichsgesetz  vom 
6.  Februar  1875  über  die  Beurkundung  des 
Personenstandes  gewährleistet  diese  Zuver- 
lässigkeit vorläufig  nicht,  da  ja  der  Standes- 
beamte in  seine  Liste  nur  die  ihm  mündlich 
von  jemand  erstattete  Anzeige  einzutragen 
hat  und  nach  §  21  des  Gesetzes  nur  dann 
verpflichtet  ist,  sich  von  der  Richtigkeit  der 
Anzeige  in  geeigneter  Weise  Ueberzeugung 
zu  verschaffen,  wenn  er  »dieselbe  zu  be- 
zweifeln Anlass  hat«.  Wo  keine  obligatorische 
Leichenschau  besteht,  beruht  also  im  Deut- 
schen Reiche  die  Sterbeurkunde  lediglich 
auf  den  Angaben  einer  vom  Standesbeamten 
für  glaubwürdig  gehaltenen  Person,  während 
es  doch  offenbar  erwünscht  ist,  dass  die  oft 
folgenschwere  Eintragung  eines  Sterbefalles 
in  das  Standesamtsregister  ausschliesslich 
auf  Grund  einer  Feststellung  des  wirklich 
erfolgten  Todes  und  der  Identität  der  Leiche 
erfolgen  darf.  Dies  lässt  sich  nur  durch 
Einführung  der  obligatorischen  Leichenschau 
erreichen,  i 


4.   Gesetzliche    ßestimmnngen.     Die 

Regehmg  der  Leichenschau  fällt  in  das  Ge- 
biet der  Medizinalpolizei,  im  Deutschen 
Reiche  unterliegt  sie  daher  —  nach  Art.  4 
der  Verfassung  —  der  Gesetzgebung  seitens 
des  Reiches.  Der  Reichstag  hat  dem- 
gemäss  am  11.  Juni  1900  in  einer  Resolution 
den  Reichskanzler  ersucht,  einen  Gesetz- 
entwurf vorzulegen,  durch  welchen  baldigst 
für  das  ganze  Reichsgebiet  eine  allgemeine 
obligatorische  Leichenschau  vorgeschrieben 
wird,  aber,  obgleich  auch  der  Bundesrat 
bereits  im  Jahre  1877  auf  Grund  eines  Be- 
richtes der  zur  Vorbereitung  der  Medizinal- 
statistik eingesetzten  Kommission  beschlossen 
hatte,  das  Reichskanzleramt,  jetzige  Reichs- 
amt des  Innern,  zur  Ausarbeitung  eines  be- 
züglichen Gesetzentwiuis  aufzufordern  (§  877 
der  Protokolle  des  Bundesrats),  ist  es  zu 
einem  derartigen  Gesetze  für  das  Reich  bis- 
her nicht  gekommen,  indessen  haben  mehrere 
Einzelstaaten  des  Reiches  mittlerweile  für 
sich  eine  obligatorische  Leichenschau  ein- 
geführt. 

Nach  dem  G.  v.  30.  Juni  1900  (R.G.Bl. 
S.  306),  betreffend  die  Bekämpfung  ge- 
meingefälirlicher  Krankheiten,  ist  eine 
Leichenschau  von  selten  des  Reiches  nur 
für  aussergewöhnliche  Verhältnisse  in  Aus- 
sicht genommen,  denn  §  10  des  Gesetzes 
lautet : 

§  10.  Für  Ortschaften  und  Bezirke, 
welche  von  einer  gemeingefährlichen  Krank- 
heit befallen  oder  bedroht  sind,  kann  durch 
die  zuständige  Behörde  angeordnet  werden, 
dass  jede  Leiche  vor  der  Bestattung  einer 
amthchen  Besichtigung  (Leichenschau)  zu 
unterwerfen  ist. 

Im  Königreich  Preussen  sind  landes- 
gesetzliche Bestimmungen  über  Leichenschau 
bisher  nicht  erlassen,  doch  gelten  in  mehre- 
ren grossen  Städten,  wie  u.  a.  in  Berhn, 
Breslau,  Köln,  Magdeburg,  Königsberg,  Frank- 
furt a/M.  auch  in  zahlreichen  kleineren 
Städten  und  einigen  Landgemeinden  Polizei- 
vorscluiften,  wonach  ein  ärztlicher  Toten- 
schein bei  Anmeldung  des  Todesfalles  vor- 
zulegen ist.  Eine  obligatorische  Leichenschau 
ist  ferner  z.  B.  in  dem  an  Berlin  grenzenden 
Kreise  Nieder-Barnim  durch  Kreispolizei- 
verordnuDg  vom  6.  September  1878  ein- 
geführt und  durch  eine  Instruktion  des 
Kreisphysikus  für  die  nicht  ärztlichen 
Leichenbeschauer  ergänzt;  dieselbe  hat  sich 
nach  amtlicher  Aeusserung  von  grossem 
Werte  gezeigt,  insbesondere  zur  frühzeitigen 
energischen  Bekämpfimg  von  Epidemieen. 
Nach  dem  letztveröffentlichten  Berichte  über 
das  Sanitätswesen  des  Preussischen  Staates 
während  der  Jahre  1892,  1893  und  1894 
fehlte  jede  amtliche  Leichenschau  noch  in 
den  Regierungsbezirken  Gumbinnen,  Marieu- 
werder,  Stralsund,   Posen,  Breslau,  Oppeln, 
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Hannover,  Hildesheim ,  Lüneburg,  iStade, 
Osnabrück,  Aurich,  Münster,  Trier  und 
Aachen. 

Im  Königreich  Bayern  sind  am  20.  No- 
vember 1885  vom  Ministerium  oberpolizei- 
liche Vorschriften  über  die  Leichenschau 
und  Beerdigimg  erlassen,  denen  eine  »Dienst- 
anweisung für  die  Leicheuschauerc  beigefügt 
ist.  Im  Königreich  Sachsen  wird  eine 
Art  von  Leichenschau  nach  dem  G.  v. 
20.  Juli  1850  durch  Leichenfrauen  ausgeübt, 
deren  Gebühren  die  Gemoindevertreter  unter 
Berücksichtigung  des  örtlichen  Herkommens 
festzusetzen  haben.  Im  Königreich  W  ü  r  1 1  e  m  - 
berg  ist  unter  dem  24  Januar  1882  eine 
Königliche  Verordnung,  betreffend  Leichen- 
schau ergangen,  welche  alsbald  durch  eine 
Dienstanweisung  für  die  Leichen  schauer 
(Ministerialverfügung  vom  3.  Februar  1882) 
ergänzt  wunle.  Im  Grossherzogtum  Baden 
regelt  eine  V.  v.  16.  Dezember  1875,  be- 
treffend die  »sanitätspolizeilichen  Massregeln 
in  Bezug  auf  Leichen  und  Begräbnisstatten«, 
auch  die  Leichenschau,  und  eine  eingehende 
Dienstanweisung  für  die  Leichenschauer  ist 
dort  am  22.  Dezember  1887  erlassen.  Im 
Grossherzogtum  Hessen  darf  nach  einem 
Ministerialausschreiben  vom  18.  Februar  1841 
die  Beerdigimg  einer  Leiche  nur  stattfinden, 
w^enn  ein  Zeugnis  über  den  Tod  von  einem 
Arzte,  Wundarzte  oder  —  in  Orten,  wo 
solche  nicht  wohnen  —  von  dem  hiei-zu  an- 
zuordnenden Leichenscliauer  ausgestellt  ist 
und  vorgelegt  wird;  demgemäss  sind  in 
Hessen  für  zahlreiche  örtliche  Bezirke  ein 
oder  mehrere  Leichenschauer  angestellt.  In 
Mecklenburg-Schwerin  bestehen  zwar 
keine  landesgesetzlichen  Bestimmungen  über 
Leichenschau,  doch  ist  bereits  seit  dem 
Jahre  1816  in  den  Städten  des  Landes 
jede  Leiche  von  vereidigten  Totenfrauen 
zu  besichtigen.  In  Sachsen -Weimar 
ist  durch  Bekanntmachungen  vom  11.  Juli 
1811  und  4.  August  1851  vorgeschrieben, 
dass  in  der  Regel  bei  allen  Leichen  Leichen- 
frauen zugezogen  werden  sollen  und  dass 
nur  hinsichtlich  solcher  Kinder,  die  das  Alter 
von  6  Wochen  noch  nicht  en'cicht  haben, 
eine  Ausnahme  gestattet  ist.  Im  Herzogtum 
Braunschweig  findet  in  den  Städten  des 
Landes  sogar  eine  regelmässige,  ärztliche 
sichtigimg  der  Leichen,  entweder  durch  den 
behandelnden  Arzt  oder  durch  den  zustän- 
digen Physikus  statt.  In  Sachsen-Mei- 
n  i  n  g  e  n  ist  seit  dem  22.  Mai  1838  ein  Ge- 
setz, betreffend  die  Einfühnmg  der  Toten- 
schau, in  Kraft,  zu  welchem  erst  vor  wenigen 
Jahren,  am  19.  Februar  1895,  neue  Aus- 
führungsbestimmungen seitens  des  Herzog- 
lichen Staatsministeriiuns  gegeben  sind; 
darnach  ist  dort  eine  ärztliche  und  eine 
nichtärztliche  Leichenschau  vorgesehen,  ers- 
tere  ist  in  der  Regel  einmal,  letzterc  zwei- 


mal vorzunehmen,  die  nichtärztlichen  Lscn^rä- 
schauer  haben  sich  von  5  zu  5  Jaliren  fii^r 
Nachprüfung  vor  dem  Physikus    zu    uiit'-r- 
ziehcn.     Eine  eingehende  Dienstanwei?aB^- 
für  die  Leichenschauer  ist  dem  angefükrt-r 
Ministerialausschreiben  vom  19.  Februar  IS^' 
beigegeben.  In  Sachsen-Altenb  urg  sind 
die   unter  dem   24.  April   1857    erlai-^^. 
Bestimmungen,  betreffend  die  Thätig^kf*it  'M: 
Leichenfrauen,    im    wesentlichen     den     iiit 
Königreich    Sachsen    geltenden,     oben    ir— 
dachten    Bestimmungen    nachgebildet:     11 
Herzogtum  Gotha  ist  am  12.  Januar  1S-*J 
eine  Veroi-dnung,  betreffend  die  Leichenschau 
ergangen,    auch    wurde    gleichzeitig     v'-m 
Herzoglichen  Staatsmin ister ium  eine  Oiet*:- 
an Weisung  für  die  Leichenschaner  und  eir«r 
solche  für  die  Ijeichenfrauen  verüffentlici:. 
im  Herzogtum  Coburg  beruht  die  obli^- 
torische    Leichenschau     auf    einer      V.     v. 
20.  August  1812   und  auf   der  Instnikfi'  .t 
für  die  Leichenschauer  vom  13.  Januar  1  ^3^. 
Die  Leichenschau  wird  zum  Ted  von  Aerzt.-L. 
besonders  in  Coburg  und  Rodach,  ziini  Teil 
von  Nichtärzten,    namentlich    HeilgehfüfHn. 
ausgeübt     Im  Herzogtum   Anhalt     so\»:'- 
in   den   Fürstentümern   Reuss  ä.    Li.    im«. 
Reuss  j.  L.  besteht  obligatorische  Leiehti-L- 
schau  nur  für  die  Städte  Dessau   (Polizei- 
Verordnung    vom    12.   Juni    1896),    Zexb^i, 
Greiz  und  Gera,  in  Schaumburg-Lipj  »^ 
ist    die    Leichenschau    durch    Toten fra*ien 
mittelst  YV.  v.  13.  und   14  März  1862  c^^ 
regelt.     Im  Staatsgebiet  von  Lübeck   Ut- 
steht  eine  organisierte  Leichenschau   nir-ht, 
doch  finden  Beerdigungen  von  Leichen  nur 
auf  Grund  ärzthcher  Todeszeugnisse   statt: 
diese  sind  im  Stadtbezirk  vom  behandelndea 
Arzte  oder  von  einem  der  beamteten  Aerzre 
unentgeltlich    zu   erteilen,    in    Ti^vemünde 
und    in    den    Landgemeinden    fallen    nach 
Massgabe  des  Gesetzes,  betreffend  die  Todes^ 
Zeugnisse,   vom   20.  April   1891   die  Kosten 
dem   zm'   Bestreitung   der   Begrahniskostea 
Verpflichteten  ztir  Last.   Im  Staate  Bremen 
darf  laut  §  51  der  Medizinalordnung   vom 
2.  August  1878  eine  Beerdigimg  nicht  statt- 
finden,   bevor   der  Tod   durch   einen    Arzt, 
einen  Medizinalbeamten  oder  —  bei  Todes- 
fällen im  Landgebiet  —  von  einem  seitens 
der  Medizinalkommission  bestellten  Leichen- 
beschaller    schriftlich    bescheinigt    ist      In 
Hamburg  wird  die  Leichenschau  auf  Grund 
der  Aerzteordnung  vom  21.  Dezember  189J 
ausschliesslich    durch   Aerzte    aus- 
geübt;  bei  Personen,  die  in  ärztlicher  Be- 
handlung   gestorben   sind,    verursaeiit    die- 
selbe in  der  Regel  keine  besonderen  Um- 
stände und  Kosten,   bei  Personen,    welche 
vei-storben  sind,  ohne  in  ärztlicher  Behand- 
lung gewesen  zu  sein,  hegt  die  Leichenschau 
für  die  Stadt  in  den  Händen  der  Pohzei- 
äi'zte,   für  das  Landgebiet   des  Staates   in 
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en  Händen  der  Bezirksärzle ,  für  deren 
iiütigkeit  jedesmal  eine  Gebühr  erhoben 
."ixv\.  Da  jedoch  seit  Einführung  des 
Irank:enversicherungsgesetzes  dort  nur  we- 
ige  Menschen  ausserhalb  ärztlicher  ßehand- 
ung-  sterben,  ist  solche  polizeiärztliche 
^eiolienßchau  im  Staate  Hamburg  neuerdings 
^llen.  In  Elsass-Lothringen  besteht 
veine  allgemeine  Leichenschau,  doch  ist  für 
Tiehrere  Gemeinden  —  u.  a.  für  Mülhausen 
iliircK  Polizei  Verordnung  vom  25.  April  1898 
—  die  obligatorische  Leichenschau  durch 
Aerzte  eingeführt 

Ijitteiratlir  :  Einführung  der  obligatorischen  Leichen- 
ü/'hau  im  Deutschen  Reiche.      Petition   des    Ver- 
eins   Deutscher   Lebensversicherungsgesellschaften 
an-     S.    Durchiuucht    den   Reichskanzler,    Berlin 
IS  SO.   —  Guttstadt,  Deutscfdands  Gesund  heits- 
trej*€7i.    Organisation  und  Gesetzgebung  des  Deut- 
ifrh^ir  Reiches  und  seiner  Einzelstaaten,   Leipzig 
1S91.  —  Protokolle   der  Kommission   zur   Vorbe- 
reitung  einer  Reichsmedizinalstatistik  (Bd.  XX, 
Heft  1   der  Statistik  des  Deutschen  Reiches).  — 
Rf>ichstagsdru4^ksache  Nr.  796  (Session  1898,1900). 
—    Betreffs  der  neueren  gesetzlichen  Vorschriften 
veryl.  Veröffentlichungen  des  kaiserlichen  Gesund- 
heitsamtes, 1886-1900. 

Bahts. 


Leihhäuser. 

1.  Name  und  erste  Anfänge.  2.  Weitere 
Entwickelang.  Gesetzgebung  und  Statistik  in 
einzelnen  Ländern,  a)  Italien,  b)  Belgien,  c) 
Frankreich  und  andere  Länder,  d)  Deutschland 
und  Oesterreich.  3.  Betriebsweise.  4.  Die  Frage 
der  Notwendigkeit  öffentlicher  L, 

L  Name  und  erste  Anfänge.  Als  Leih- 
häuser bezeidinet  man  diejenigen  Kreditan- 
stalten, welche  Kreditbedürftigeu  gegen  Ver- 
pfändung beweglicher  Gegenstände  Barvor- 
öchüsse  machen,  ohne  dabei  eigenen  Gewinn 
wie  die  Privatpfandleiher  im  Auge  2u  haben. 
Da  nur  Behörden  oder  Sliftimgen  solche  An- 
stalten zu  unterhalten  pflegen,  so  werden  sie 
zur  genaueren  Unterscheidung  von  den  zu  Er- 
werbszwecken betriebenen  Privatpfandleihen 
auch  öffentliche  Leihhäuser  genannt.  In  der 
entsprechenden  romanischen  Bezeichnung 
mons  pietatis  erklärt  sich  das  erstere  Wort 
dadurch,  dass  z.  B.  im  Italienischen  monte  auch 
in  anderen  Verbindungen  eine  öffentliche 
Kasse  bedeutet. 

In  solcher  Verpfändung  bestand  zu  einer 
Zeit,  wo  selbst  diejenigen,  die  alles  andere 
im  Ueberflusse  besassen,  oft  baren  Geldes 
ermangelten,  und  besteht  für  viele  noch 
jetzt  die  einzige  Möglichkeit,  augenblickliche 
Geldbedürfnisse  schnell  zu  befriedigen.  Da 
nun  durch  das  kanonische  Wucherverbot, 
welches  gegen  Ende  des  9.  Jahrhunderts  in 
absoluter  Form  aufgestellt  wurde,  für  die 
christliche  Welt  jede  Art  von  Vergütung, 


die  für  ein  Darlehen  über  die  geliehene 
Summe  hinaus  beansj)rucht  wurde,  als  usura 
erklärt  wai*,  so  geriet  das  Pfandgeschäft, 
wie  der  Geldhandel  überhaupt,  ausschliess- 
lich in  die  Hände  der  Juden  und  später 
besonderer,  von  dem  A\''ucherverbot  ausge- 
nommener und  als  Wechsler  zugelassener 
Klassen,  wie  der  in  Frankreich  Caorsins,  in 
Deutschland  Kawerzaner  (wahrscheinlich 
nach  der  Stadt  Cavour  in  Piemont)  genann- 
ten Leute,  in  England  und  den  Niederlanden 
der  Lombarden.  Besonders  da,  wo  die  Juden 
vom  13.  bis  ziun  15.  Jahrhundert  vertrieben 
wurden,  traten  jene  Italiener  an  ihre  Stelle, 
imd  beide  konnten,  wie  in  manchen  Teilen 
Deutschlands  und  Italiens  auch  einheimische 
Wechsler,  ihr  Privileg  durch  Forderung 
hoher  Zinsen  rücksichtslos  ausbeuten. 

Ebenso  früh  als  die  Erbitterung  über  die 
Wucherplage  sich  in  der  Verfolgung  der 
Juden  Luft  zu  machen  begann,  scheint  die 
Errichtung  von  öffentlichen  Anstalten  ver- 
sucht worden  zu  sein,  die  das  Geldverleihen 
gegen  Pfand  ohne  die  Absicht  des  Gewinnes 
betreiben  sollten.  Die  erste  aDerdings  un- 
bestimmte Kunde  hiervon  stammt  aus 
Deutschland  und  bezieht  sich  auf  eine  Art 
Leilibank,  welche  um  1198  in  Freising,  der 
Residenz  der  bayerischen  Herzöge,  begründet 
worden  sein  soll.  In  Salins  in  Burgund 
schössen  die  Bürger  1350  ein  Kapital  von 
20600  Goldgulden  zusammen,  um  sich 
gegenseitig  gegen  wucherische  Ausbeutung 
zu  schützen  und  den  Beitragenden  Pfand- 
darlehen zu  gewähren,  und  im  Jahre  136JL 
vermachte  der  Bischof  von  London  der 
Paulskirche  1000  Mark  Silber  zur  unentgelt- 
lichen Ausleihung  gegen  Pfand  an  Arm  und 
Reich. 

2.  Weitere  Entwickelnng.  Gesetz- 
gebung und  Statistik  in  einzelnen  Län- 
dern, a)  Italien.  Als  ürspmngsland 
unserer'  ööentlichen  Leihhäuser  gut  gewöhn- 
lich Italien,  und  insofern  mit  Recht,  als  die 
eben  genannten  Schöpfungen  nur  von  kurzem 
Bestand  waren  und  nicht  bahnbrechend 
wirkten.  Hier  nahm  der  Klerus  die  prakti- 
sche Bekämpfung  des  Wiichei-s  in  die  Hand ; 
der  Franziskanermönch  Barnaba  veranlasste 
1462  in  Perugia  die  Gründung  des  ersten 
monte  di  pieta  zur  Benutzung  für  alle  Be- 
völkerungsklassen ;  öfter  wird  der  1463  oder 
1464  in  Orvieto  eröffnete  monte  als  ereter 
genannt,  doch  niu*  weil  er  früher  als  jener 
die  päpstliche  Bestätigung  erhielt.  Die 
Franziskaner  fuhren  mit  der  Errichtung  von 
Leihhäusern  fort;  der  Mönch  BernaJdino 
von  Feltre  durchpügerte  zu  dem  Zweck 
ganz  Italien,  und  es  erfolgte  schon  in  den 
nächsten  Jahren  in  Viterbo,  Bologna,  Mai- 
land, Savona  und  zahlreichen  anderen 
Städten  Ober-  und  Mittelitaliens  die  Grün- 
dung solcher  Anstalten.    Die  Betriebsmitte 
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flosseo  diesen  zumeist  unter  geistlicher  Tjei- 
tung  verbliebenen  Leihhäusern  anfangs  durch 
Stiftungen,  Schenkungen  und  die  Kirche  zu; 
die  Pfanddarlehen  ">\'urden  unentgeltlich  ge- 
währt. 

Bald  aber,  als  trotz  der  Yerheissung 
kirchlicher  Gnaden  die  freiwilligen  Beiträge 
nicht  mehr  reichlich  genug  eingingen, 
raussten  Betriebsgelder,  entweder  gegen  Zins 
und  auf  Kündigung  oder  gegen  eine  feste 
vererbliche  Rente  entlehnt  und  daher  auch 
von  den  Darleihensuchenden  unter  Durch- 
brechung des  Ziusverbots  eine  Vergütung 
beansprucht  werden ;  diese  Art  des  i^etiiebs 
Avui-de  durch  das  lateranische  Konzil  (L'^l'i 
bis  1517)  und  eine  Bulle  Leos  X.  ausdrück- 
lich gebilligt  unter  der  Bedingung,  dass  jene 
Vergütung  nur  die  dem  monte  selbst  er- 
wachsenden Verwaltungs-  und  sonstigen 
Kosten  deckte.  Ein  in  Florenz  1473,  nach- 
dem den  Juden  das  Pfandleihen  überhaupt 
verboten  worden,  vom  Staate  errichteter 
mons  subvenlionis  et  caritatis  nahm  eben- 
falls von  Anfang  an  eine  seinen  Auslagen 
entsprechende  Vergütung;  auch  der  in 
Padua  1491  mittelst  freiwilliger  Beiträge 
gegründete  monte  nahm  5®/o  Darlehnszius. 
Einige  der  italienischen  Leihhäuser  scheinen 
den  Charakter  von  Pfandleihinstituten  nicht 
rein  gewahrt  zu  haben;  insbesondere  der 
1539  in  Rom  eröffnete  monte  erweiterte 
sich  zu  einer  grossen  klerikalen  Bank,  die 
von  fi-emden  Fürsten  und  der  päpstlichen 
Verwaltung  selbst  benutzt  wiu-de.  Die 
meisten  monti  erfreuten  sich  unter  geist- 
licher und  weltlicher  Füi-soi-ge  einer  jahr- 
hundertelangen Blüte.  Der  römLsche,  wel- 
cher seine  entlehnten  Betriebskapitalien  mit 
nur  4  %  zu  verzinsen  und  alle  gerichtlichen 
Depositengelder,  sofern  sie  über  5  Scudi 
betrugen,  zur  Verfügung  hatte,  konnte  bis 
zu  30  Scudi  (zu  etwas  über  5  Francs)  zins- 
los, darüber  zu  2^/o  ausleihen;  auch  dem 
monte  von  Bologna  wunien  1592  die  ge- 
richtlichen Depositengelder  zur  Verwendung 
im  Betriebe  überlassen.  Eine  jähe  Unter- 
brechung erfuhr  die  Entwickelung  des  Leih- 
hauswesens durch  die  französische  Invasion 
am  Ausgange  des  18.  Jahrhunderts.  In 
Bologna  erklärte  Bonaparte  1796  das  Ver- 
mögen des  monte,  einschliesslich  des  Pfänder- 
magazins, im  Gesamtwert  von  6000000 
Francs,  für  Kriegsbeute  und  Hess  nur  die 
Pfänder  von  unter  200  Francs  Wert  den 
Eigentümern  zurückgeben;  ähnliches  wird 
in  anderen  Städten  geschehen  sein.  Wie- 
wohl nach  dem  Ende  der  napoleonischen 
Aera  für  die  Leihhäuser  die  Konkun-enz 
anderer  öffentlicher  Kreditinstitute  begann, 
so  betrug  doch  ihre  Zahl  1890  im  jetzigen 
Königreich  583  und  1896  noch  556,  die  am 
Jahresschluss  78,3  Millionen  Lire  für  Dar- 
lehen  ausstehen   hatten    imd    72    Millionen 


Reinvermögen  besassen.  Zn  iinterschetiej 
von  den  eigentlichen  monti  sind  die  -yic^ 
nannten  monti  fnimentart  oder  granari«.-, 
welche  ohne  Pfand  zur  Saatzeit  Sämenri-L 
ausleihen.  Die  monti  di  pieta  stehen  jeir 
unter  dem  G.  v.  4.  Mai  1898  nebst  An.- 
führungsverordnung,  ferner,  so'weit  difa^ 
Gesetz  nichts  anderes  bestimmt^  als  Kre»üt- 
institute  unter  dem  G.  v.  15.  Juli  ISSS  lUtr 
die  Sparkassen,  als  Wolilthäti^keitsas- 
stalten  unter  dem  G.  v.  17.  Jidi  189*1  ül»c! 
die  wohlthätigen  Stiftungen.  Naeh  erstenmal 
Gesetz  hatten  sämtliche  Anstalten  nen- 
Satzungen  aufzustellen  und  den  Ministener 
des  Innern  und  für  Ackerbau,  Industrie  'i:. . 
Handel  zur  Genehraigimg  zu  unterbreiten: 
Besitz  von  Immobihen,  mit  Aiisaahine  dr: 
zum  Geschäftsbetrieb  erforderlichen  ist  un- 
zulässig. Private  Pfandleiher  l:>edürfeQ  nai.4: 
§  67  ff.  des  Gesetzes  über  die  öffentliLk^ 
Sicherheit  vom  30.  Juni  1889  und  §  OSü. 
der  Ausführungsverordnung  hierzu  der  G^- 
nehmigung  und  müssen  Kaution  stellen. 

b)  Belgien.    Dasjenige  Land,    weJclit> 
nächst  Italien  die  montes  zuerst  aJJgeraeL': 
einführte,  waren  die  spanisclien  XiederfaflJt, 
Der  Geldhandel   befand   sich    dort    in    d»*a 
Händen    der    Lombaixien,    denen    ein    Dar- 
lehenszins vorgeschrieben  war,    welcher  im. 
16.  Jalirhundert  nach  und  nach  auf  66,  .'''•. 
44,  33  und  (1600)  auf  21-^,.i«;o  herabge:^r?f 
wuixle.     Die  ersten  öffentlichen  Leihhäuier 
entstanden  dadurch,   dass  1534  ein  Priester 
in  Ypern  und  1572  ein  Bürger  von  Bnl^c^- 
diesen   Städten   Kapitalien    zur  Begründunir 
einer  loenburse,  welche  gegen  Pfand  unver- 
zinsliches Geld  verleihen  sollte,  vorschössen. 
Von    1618    an    gründete  im   Auftrage   der 
spanischen  Statthalter  der  Baumeister  Wen- 
zel Cobergher  erst  in  Brüssel,  dann  bald  in 
14  anderen  Städten  Leihhäuser,   die   unter- 
einander organisatorisch  verbunden  "wurden: 
die  Leihgescliäfte  der  Lombai-den  Avai-en  von 
nun  an  verboten.    Das  Betriebskapital  sollte, 
solange  keine  genügenden  eigenen  Stiftung>- 
fonds   vorhanden,    durch   Aufnahme   bis  zu 
6 Vi ®/o  jährlich  zu  verzinsender  Privatgelder 
beschafft  und  für  die  Pfanddarlehen    lö"& 
Zins  (vorbehaltlich  späterer  Ermäßigung,  äe 
au    mehreren   Orten   auch    bald    folgte)  be- 
rechnet   werden,   also    immer   noch    ö^m^'o 
weniger   als    die   Lombarden    nahmen.     In 
ähnlicher  Weise  wurde  bald  darauf  eine  An- 
zahl Leihhäuser  im  Fürstentum  Lüttich  auf 
staatliche  Initiative  ein^richtet.     In  Bnlg^ 
bestand  die  erwähnte  Stiftung,   in  Lille  die 
ebenfalls  umsonst  leihende,   noch  jetat  vor- 
handene fondation  Masurel  neben  den  Coberg- 
hei*schen  monts  fort.    Aus  der  Höhe  einzelner 
Beleihungen   ergiebt  sich,   dass  diese  monts 
keine     blossen     Hilfsanstalten     für     Arme 
wai*on;    von     einzelnen    Anstalten    wurden. 
trotz   des    damaligen    höheren    Geldwert^ 
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jährlich  dreimal  soviel  Darlehen  gegeben  wie 
jetzt.  Auch  •  hier  machte  die  französische 
Revolution  dem  öffentlichen  Leihhauswesen 
ein  vorläufiges  Ende.  Nach  den  Kriegen  in 
vermehrter  Zahl  wiedererstanden,  wurden 
die  Leihhäuser  erst  durch  ein  holländisches 
Edikt  von  1826,  dann  durch  das  a.  v.  30. 
April  1848  geregelt.  Ilire  Verwaltung  wird 
darnach  von  der  Stadt  gewählt  \md  steht 
unter  Oberaufsicht  der  Provinzialbehörde. 
Die  frtiher  zugelassenen  vereideten  Pfand- 
makler wurden  abgeschafft  und  sollten, 
wenn  nötig,  durch  Zweigbureaus,  die  keine 
Vermittelungskosten  berechnen,  ersetzt  wer- 
den. Das  Betriebskapital  ist,  wenn  die  vor- 
handenen >nttel  nicht  geni^gen,  durch  das 
Armenamt  (administration  publique  de  bien- 
faisance),  in  zweiter  Linie  durch  die  Ge- 
meinde vorzustrecken.  Die  Betriebsreiner- 
ti-äge  einschliesslich  der  innerhalb  zweier 
Jahre  nicht  abgehobenen  Verkaufsüberschüsse 
sind  zunächst  zur  Rückzahlung  dieser  Vor- 
schüsse, dann  zur  Erhöhung  des  Stamm- 
kapitals auf  einen  solchen  Betrag,  dass  es 
zur  Deckung  der  Verwaltungskosten  genügt, 
zu  verwenden;  wenn  auch  dies  erreicht  ist, 
soll  ein  zweiter  Fonds  zur  Gewährung  un- 
verzinslicher Darlehen  an  Bedürftige  ge- 
bildet, und  erst  nach  dessen  genügender 
Dotierung  der  weitere  Ueberschuss  an  die 
Armenkasse  überwiesen  werden.  Der  ge- 
werbsmässige Handel  mit  Pfandscheinen  ist 
mit  Strafe  bedroht.  Gestohlene  oder  ver- 
lorene Sachen  ist  der  mont-de-piete  nm* 
dann  gratis  herauszugeben  verpflichtet,  wenn 
der  Geschädigte  ihm  vorher  Anzeige  erstattet 
hat  und  den  Gegenstand  binnen  6  Monaten 
nach  der  Verpfändung  abholt.  Diese  Be- 
stimmung enthält  eine  Abweichung  von  dem 
Code  civil  zu  Gunsten  des  Ijeihhauses,  wie 
auch  die  Vorschriften  über  die  Verwendung 
der  Erträgnisse  dazu  dienen  sollen,  die  auf 
ihm  ruhenden  Lasten  zu  erleichtern  und 
ihn  dadurch  in  den  Stand  zu  setzen,  unter 
billigen  Bedingungen  auszuleihen.  Im  Jahre 
1897  fanden  bei  den  17  belgischen  Leih- 
häusern 891778  Verpfändungen  statt;  da 
die  Bevölkerung  sich  seit  dem  vorigen 
Jahrhundert  mehr  als  verdoppelt  hat,  so  ist 
dies,  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  berech- 
net, eine  Abnahme.  Etwa  die  Hälfte  der 
Darlehen,  432300,  betrug  weniger  als 
5  Francs;  414000  bewegten  sich  zwischen 
5  und  50  Francs,  und  die  Gesamtsumme  der 
gewährten  Darlehen  erreichte  11365000 
Francs.  Die  Verwaltungskosten  betrugen 
einschliesslich  der  Zinsen  füi*  Betriebskapi- 
talien 582300  Francs,  also  ungefähr  65 
Centimes  auf  eine  Pfandbeleihung,  6  An- 
stalten schlössen  mit  Fehlbeträgen  ab.  Die 
Zinsen  für  Darlehen  konnten  bei  den  meisten 
belgischen  Leihhäusern  seit  ihi-er  Neu!)e- 
gründung   ermässigt   werden   und   betragen 


jetzt  in  Brüssel  6®/o,  in  Gent,  wo  allerdings 
noch  eine  Annahme-  und  eine  Auflösungs- 
gebühr hinzutritt,  nur  4  ^/o.  Auf  das 
Brüsseler  Leihhaus  trafen  allein  5,6  Milli- 
onen Francs  Darlehen,  auf  das  Antwerpener 
1,9  Millionen,  das  Lütticher  1,1  Millionen. 
In  Brügge  wii^  bis  zur  Höhe  von  5  Francs 
aus  den  Mitteln  der  obenenÄ'-ähnten  Stiftung 
aus  dem  16.  Jahrhundert,  in  Gent  bis 
15  Francs  aus  einer  1641  vom  Bischof  be- 
gründeten und  dotierten  Nebenkasse  unver- 
zinslich geliehen. 

Die  Zahl  der  Verkäufe  uneingelöster  Pfän- 
der pflegt  bei  der  Genter  Gratisleilikasse  das 
Doppelte  der  bei  der  anderen  Kasse  statt- 
findenden zu  betragen,  obwohl  die  Be- 
leihungsdauer  nicht  kürzer  ist.  Ihr  Kapital, 
das  1668  über  22000  Gulden  betrug  und 
durch  Beistiftungen  vermehrt,  jetzt  198000 
Francs  beträgt,  scheint  zu  keiner  Zeit  ganz 
oder  auch  nur  zu  einem  grossen  Teil  Ver- 
wendung zu  Darlehen  gefunden  zu  haben, 
während  die  Hauptkasse  dauernd  genötigt 
ist,  Voi-schüsse  aufzunehmen,  um  die  Nach- 
frage befriedigen  zu  können.  Ein  Antrag 
auf  Aufhebung  beider  Kassen  wegen  be- 
obachteter missbräuclüicher  Benutzung  wurde 
1898  abgelehnt. 

c)  Frankreich  und  andere  Länder. 
Die  Leihhäuser  auf  französischem  Boden 
sind  verschiedenartigen  Ursprungs,  weil  die 
Städte,  welche  die  ersten  monts-de-piet^ 
besassen,  zur  Zeit  der  Begründung  derselben 
noch  nicht  zu  dem  Staate  gehörten.  Eine 
geistliche  Kongregation  schuf  1577  in 
Avignon  ein  Leihhaus^  dessen  Darlehenszins 
2^2^/0  nicht  überschritt;  andere  geistliche 
Gründungen  im  päpstlichen  Gebiete  und 
dem  augi'enzenden  südlichen  Frankreich 
folgten.  Die  Herzöge  von  Lotliringen  riefen 
1615  in  Sedan  und  1630  in  Nancy  Leih- 
häuser »für  Arme  und  Publikum«  nach 
belgischem  Muster  ins  Leben,  die  ihr  Kapi- 
tal gegen  7  ®/o  Verzinsung  oder  Aussetzung 
lebenslänglicher  Renten  von  Privaten  ent- 
nahmen. Auch  die  Coberghei-schen  Grün- 
dungen umfassten  mehrere  später  an. Frank- 
reich abgetretene  Städte.  Verschiedene 
Projekte,  welche  schon  im  17.  Jahrhundert, 
nach  der  Ausweisung  der  Juden  durch  Edikt 
Ludwigs  XIIL,  auch  für  den  französischen 
Staat  die  Einrichtung  eines  ganzen  Systems 
öffentlicher  Leilihäuser  ins  Auge  fassten, 
gelangten  nicht  zui*  Ausführung.  Dagegen 
wurde  das  Privatpfandleihgeschäft  1673 
durch  eine  Verordnung  geregelt,  nach  welcher 
jeder  einzelne  Beleiliungsakt  notaiiell  be- 
glaubigt werden  musste  und  die  bis  zur 
Revolution  in  Kraft  blieb.  Erst  kurz  vor 
Ausbruch  dei-selben  und  wohl  bereits  unter 
dem  Eindruck  der  beginnenden  Gährung 
begründete  jNecker  1777  den  mont-de-pietr» 
von  Paris,  die  grösste  aller  jetzt  bestehenden 
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derartigen  Anstalten;  unter  dem  Ancien 
Regime  folgte  noch  das  Leihhaus  von  Metz 
1781.  Aber  gerade  die  Revolution  trat  der 
Monopolisierung  des  Pfaudleihgewerbes  ent- 
gegen, und  erst  nachdem  das  Land  einige 
Jahre  lang  die  Folgen  der  wiedereingeführten 
Wucherfreiheit  durchgekostet,  gelangte  das 
Princip  der  öffentlichen  Leihliänser  zu  seiner 
seither  auch  behaupteten  AUeinheiTSchaft. 
Die  nun  folgende  Periode  der  Reorganisation 
früherer  und  Errichtung  neuer  Leihhäuser 
führte  zum  G.  v.  24.  Juni  1851,  welches 
noch  in  Kraft  ist.  Die  Leilihäuser  sind  da- 
nach selbständige  Anstalten,  d'utilite  publi- 
que; in  ihrer  Verwaltung,  die  vom  Staate 
ernannt  wird,  ist  auch  die  Gemeinde  ver- 
treten. Das  Betriebskapital  (dotation)  be- 
steht aus  dem  Stiftimgsvermögen  und  den 
Betriebsüberschüssen  sowie  den  Zuschüssen 
des  Staates,  des  Departements  oder  der 
Gemeinde.  Wenn  durch  Betriebs-  oder 
sonstige  Einnahmen  das  Kapital  eine  Höhe 
en-eicht  hat,  welche  es  gestattet,  den  Dar- 
lehenszins auf  b%  zu  ermässigen,  so  sind 
w^eitere  Erübrigungen  zu  wohlthätigen 
Zwecken  abzuliefern;  auf  weniger  als  o^/o 
darf  der  Zins  nicht  herabgesetzt  werden, 
um  den  Pfandkredit  nicht  zu  sehr  zu  er- 
leichtern. Das  Vermittelungswesen  ist  auf 
dem  Verwaltungsw^ege  zu  regeln.  Da  indes 
nicht  alle  Bestimmungen  dieses  Gesetzes 
auf  sämtliche  Leihhäuser  anwendbar  sind, 
so  nehmen  einige  geringeren  Zins  und 
musste  ferner  das  Pariser  Institut  bis  zu 
einer  erst  1885  genehmigten  Statuten  Ver- 
änderung seinen  ganzen  Gewinn  an  die  Ver- 
waltung der  hospices  civils  abgeben.  Um 
die  Verpfänder  der  Verauchung,  den  Pfand- 
schein an  Händler  zu  verkaufen  oder  ihn 
weiter  beleihen  zu  lassen,  thunliehst  zu 
entziehen,  spricht  ihnen  das  Gesetz  das 
Recht  zu,  bereits  nach  drei  Monaten  den 
Verkauf  des  Pfandes  zu  beanspruchen;  bei 
neuen  Waren  jedoch  tritt  dieses  Recht  erst 
nach  einem  JaJire  ein,  damit  man  sich  nicht 
gewöhne,  das  Leihhaus  als  ein  Institut  für 
Verkauf svermittelung  zu  benutzen.  Die  Sta- 
tistik der  jetzt  bestehenden  Leihhäuser  (im 
Jahre  1889  waren  es  42)  zeigt  für  das  Jahr 
1897  folgende  Betriebsergebnisse: 


Paris 


Pfänder  j  »^^-f  - 


Verpfändung 
Auslöflung 

1231  189 
I  096  676 

Erneuerung 

705  478 

Verkauf    .    . . 

134574 

Zus.  Zugang 

1  936  667 

„    Abgang 

1  936  728 

41  257241 
37  083  389 
28  242  544 
3  723  387 
69  499  785 
69  049  320 


Die  übrigen 
Leihhäuser 


Betrag  in 
Frcs. 


23952712 
20592  173 
16  887  375 
2  436  760 
40  840  087 
39916308 


Das  grosse  Pariser  Leihhaus  arl^eit^t  r  z\ 
mit  geliehenen  Kapitalien,  die  t3s  von  •^il-^-j 
treuen  Stamm  von  Einlegern  empfäi.jjt 
je  nach   der  Kündigungsfrist    mit    1^:  ':>, 
3^/0  verzinst.    Für  die  Annahme  von  Il._- 
dern     sind,     nachdem    die    VermittWu'..- 
bureaus  188G  aufgehoben  worden,  4  Hn.r- 
uud   22  Nebenstellen  vorhanden.    Dit*  -  j  - 
cessive    Ermässigung    des    Zinsfiiss'-i    v 
9V2   auf  70/0   (seit   1887,  einschl.    l'^A- 
nahmegebühr)  hatte  zwar  einen    Rfhkj^.: 
der   der  Armenkasse  zuf liessenden  Erti-l,^ 
zur   Folge,    aber   gleichzeitig    vermin '.»rr- 
sich  die  Fehlbeträge  bei  den  Vertäufeu  n- 
unterbrochen   von   189412  Francs   im  .Iiilr 
1885    auf    35142    Franc«    1897,     was  a^? 
grössere  Vorsicht  bei  der  Einscliätzune  hi:  - 
deutet.    Die  Zulassung  der  Beleihung^  ^-i 
Inhaberpapieren  durch   G.  v.  25.  Juü  1^'  1 
hatte   eine    bedeutende   YergrösseruDg    ■- 
Betriebes  ziur  Folge. 

Auch  in  Holland  entwickelte  sich  w. 
in  den  südlichen  Niederlanden  ein  Svst-u 
von  Leihhäusern  auf  Veranlassung  von  li- 
hörden.  Der  Kaiser  verlieh  im  16.  Jahr- 
hundert den  Städten  das  Prinleg.  ei^e  t^i^i 
van  leeninge  zu  unterlialten ;  wo  die  Staar»^ 
nicht  selbst  solche  errichteten,  botea  >i* 
den  Verkauf  oder  die  Verpachtung  der  Kon- 
zession öffentlich  aus.  Pfand-  und  E^rloKn.- 
bänke  waren  von  Anfang  an  meist  reremiki 
und  die  hohen  Abgaben,  welche  die  Pächter 
zu  leisten  hatten,  zeigen,  dass  die  InMituu» 
weniger  als  Hilfsanstalten  wie  als  Erweii'S- 
(quellen  für  die  Städte  selbst  betnuli'et 
wiu-den.  Erst  in  diesem  Jahrhundert  trat 
hierin  eine  Aenderung  ein,  nachdem  'It^r 
Königliche  Erlass  vom  31.  Oktober  lS2t;  di*» 
Walirung  des  Interesses  der  Bedurfea 
für  den  einzigen  Zweck  der  I^ihhauijer  er- 
klärt und  dieselben  besonderen  KommiÄ^ioaeD 
untersteUt  hatte. 

Im  Jahre  1894  bestanden  noch  4 ver- 
pachtete Leihhäuser  neben  21  von  Gememde- 
verwaltungen  unterhaltenen.  Die  Statiitii 
von  1897  zeigt  folgende  Zahlen: 


Beleihung 
Auslösimg 
Verkauf  . 


21  Gemeinde- 
Leihhäuser 


4  verpachtete 
Leihhän?er 


Betrag  ^  Bttra,^ 

1000  in  1000        in 

Pfänder     1000      Pfäuder,  H^i' 
,  Gulden  (^nU'^ 


2139 

5663 

2  109 

5608 

60 

164 

31 


Im  ganzen  waren  Ende  1897  l>ei  den 
holländischen  Leihhäusern  1892535  Gii]il?J| 
für  Dariehen  ausstehend,  d.  i.  38  Cent  m 
den  Kopf  der  Bevölkeniug. 
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Das  Betriebskapital  der  21  Geraeinde- 
leihhäuser  belief  sich  auf  2352000  Guldeu, 
die  VerwaltuDgskosten  betrugen  232000 
Gulden,  die  Reineinnahme  7000  Gulden. 
Die  grösste  Anstalt  ist  die  1614  begründete 
Amsterdamer  Leihbank. 

Für  Spanien  bestehen  in  einigen 
Grossstädten  Leihhäuser,  die  wie  die  fran- 
zösischen unter  einer  vom  Staate  beaufsich- 
tigten Verwaltung  stehen,  im  übrigen  aber 
ihre  eigene  Organisation  haben.  Die  Ma- 
drider monte  de  piedad  wurde  im  Jahre 
1702  ^zum  Nutzen  der  Armen«  gegründet. 

In  Finland  darf  nach  Kaiser!.  V.  v. 
19.  April  1898  das  Pfandleihgeschäft  nur 
von  Gemeinden  oder  Aktiengesellschaften 
betrieben  werden.  Ende  1898  bestanden 
städtische  Anstalten  in  Abo  (gegründet  1869) 
und  Wiborg  und  zwei  Aktiengesellschaften 
in  Helsingfors,  von  denen  die  ältere  vier 
Bureaus,  die  andere  eins  unterhielt.  Be- 
liehen wurden  1898  von  den  Anstalten 
268233  Pfänder  mit  2774317  finn.  Mark. 

In  den  Ländern  der  ungarischen 
Krone  bestanden  nach  einer  Statistik  von 
1898  386  Anstalten  für  Handpfand-Darlehns- 
geschäfte,  darunter  150  mit  Sparkassen  ver- 
bundene und  127  private;  wie  viele  davon 
ausser  den  letztgenannten  Erwerbszwecken 
dienten,  ist  nicht  ereichtlich.  Im  Jahre  1898 
wurden  von  den  staatlichen  und  gemeind- 
lichen Anstalten  (ohne  Kroatien  und  Slavo- 
nien)  9,08  Millionen  Kronen  auf  Pfänder 
ausgeliehen,  wovon  8,4  Millionen  auf  die 
beiden  königlichen  Versatzämter  in  Ofen- 
Pest  treffen. 

In  Grossbritannien  und  den  Ver- 
einigten Staaten  wird  das  Pfandleihge- 
werbe nur  durch  private  Unternehmer  betrie- 
ben, die  inEngland  (Pawnbrokers  Act  von  1872) 
und  auch  in  einzelneu  Staaten  der  Union  (so  in 
New- York,  Illinois)  unter  besonderen  Ge- 
setzen stehen.  Ein  Projekt  Karls  I.  von 
England,  ein  pawn-house  zu  errichten,  kam 
nicht  zu  Stande,  und  eine  von  einer  Gesell- 
schaft zu  wohlthätigen  Zwecken  1770  in 
London  gegründete  Anstalt,  ebenso  wie  ein- 
zelne Nachahmungen  der  französischen  monts- 
de-piete  in  Limerick  und  anderen  Städten 
Irlands  in  der  ersten  Hälfte  dieses  Jahr- 
hunderts waren  infolge  schlechter  Verwal- 
tung nicht  von  Bestand.  Die  ungünstigen 
Erfahnmgen  bei  diesen  Versuchen,  wohl 
auch  der  katholische  Ursprung  der  Leih- 
häuser scheinen  ihre  Einbürgerung  in  Eng- 
land verhindert  zu  haben.  Ein  Unternehmen, 
das  zwar,  weil  Erwerbszwecken  dienend, 
nicht  als  öffentliches  Leihhaus  im  hier  an- 
genommenen Sinne  au  ei-achten,  aber  doch 
bestimmt  ist,  durch  massige  Zinsberechnung 
der  wucherischen  Ausbeutung  des  Publikums 
durch  Privatbeleiher  entgegenzuwirken,  ist 
die  seit   1894   bestehende  Provident   Loan 


Societ}'  in  New- York,  die  im  Jahre  1899 
59262  Pfänder  mit  1 264  636  Dollars  belieh, 
d)  Deuts  ohland  und  Oesterreich. 
In  Deutschland  brach  sich  seit  dem  14. 
Jahrhundert  eine  gemilderte  Auffassung 
des  kanonischen  Wucherverbotes  Bahn, 
welche  als  Wucher  nur  die  Annahme  eines 
über  einen  gewissen  Entschädigungszins 
hinausgehenden  Nutzens  am  Darlehen  be- 
trachtete. So  kam  es,  dass  selbst  die  städ- 
tischen Obrigkeiten  mit  kaiserlicher  Erlaubnis 
Wechselbanken,  deren  Gewinn  in  die  Stadt- 
kasse floss,  en-ichteten;  so  Frankfurt  1402, 
Nürnbei-g  1498.  Während  diese  Banken 
Geld  gegen  Pfand,  Bürgscliaft,  Sicherheit 
und  Verzinsung  verliehen,  errichtete  die 
Stadt  Augsburg  1591  ein  lediglich  dem  Vor- 
teil der  Darlehensuchenden  gewidmetes, 
wahrscheinlich  nach  italienischem  Muster 
eingerichtetes  Leihhaus  und  dotierte  es  mit 
30000  Gulden;  seit  seiner  Reorganisierung 
im  Jahre  1601  besteht  dasselbe  noch  heute. 
Es  folgten  Leihhäuser  in  Nürnberg  (1618), 
Ulm  und  (1650)  Hamburg.  Das  letztgenannte 
arbeitete,  nach  einer  Strassburger  Disser- 
tation von  1670,  nur  mit  Geldern  aus  Stif- 
tungen und  freiwilligen  Beiträgen,  welch 
letztere  bei  allen  möglichen  festlichen  Ge- 
legenheiten gesammelt  wurden.  Es  wird 
ferner  berichtet,  dass  einzelne  Leihhäuser, 
nach  dem  Vorgang  derjenigen  von  Florenz, 
Lucca,  Siena  und  anderer  italienischer  monti 
zur  Beschaffung  von  Betriebsmitteln  eine 
Art  von  Ausstattungskassen  hatten,  in 
die  ein  Vater  bei  Geburt  einer  Tochter  eine 
Summe  einzahlen  konnte,  deren  Zehnfaches 
nach  dem  18.  Lebensjahre  des  Mädchens 
ihrem  Verlobten  oder  Gatten  ausbezalüt 
wurde.  Die  Geschäftsordnungen  der  dama- 
ligen Leihhäuser  wichen  nur  wenig  von  den 
jetzt  üblichen  ab.  Die  Darlehnssumme 
konnte  in  Hamburg  von  3  bis  200  lüb.  Mark 
betragen;  an  Zinsen  waren  für  1  Mark 
monatlich  1^/2  Pfg,,  an  Gebühren  für  je  4 
Monate  2  Pfg.  zu  entrichten.  Aus  einer 
1721  gegründeten  öffentlichen  Bank,  welche 
das  Pfandleihen  nur  nebenbei  betrieb,  ging  das 
jetzt  kommunalständische  Leihhaus  in  Gassei 
hervor.  Wesentlich  mittelst  Aufnahme  ver- 
zinslicher Privatgelder  wird  das  städtische 
Pfandhaus  in  Frankfurt  a.  M.  seit  seiner  im 
Jahre  1739  erfolgten  Eröffnung  betrieben. 
Besonders  zahlreiche  Leihhäuser  wurden  seit 
der  Mitte  des  18.  Jahrhunderts  auch  in 
kleineren  Städten  von  den  Behörden,  zumeist 
städtischen,  zur  Abhilfe  gegen  den  Wucher 
ins  Leben  gerufen:  in  grösseren  u.  a.  in 
München  1754,  Dresden  1796,  Breslau  1791, 
Köln  1800.  Das  Privatpfandleihwesen  erfuhr 
in  Preussen  seine  Regelung  durch  das 
Pfand-  und  Leihreglement  v.  13.  März  1787 
und  die  V.  v.  4.  April  1803  über  das  Ver- 
faliren   beim   Verkauf   von    Pfändern.    Be- 
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günstigt  wurde  die  Errichtung  von  Genieinde- 
leihhäusern  durch  die  bis  1881  in  Kraft  ge- 
wesene Kgl.  Kabinettsordre  v.  28.  Juni  1826 
für  den  Geltungsbereich  des  allgemeinen 
Landrechts  Die  Gemeinden  sollten  danach 
mit  Genehmigung  der  Regierung  Leihhäuser 
errichten  dürfen,  deren  Erträgnisse  den 
Armenkassen  bestimmt  wurden.  Die  Zinsen 
für  Darlehen  durften  den  (vielfach  noch 
jetzt  festgehaltenen)  Satz  von  12^.'2®/o  nicht 
überschreiten,  Gebühren  nur  für  verspätete 
Auslösimg  erhoben  werden.  Wo  öffentliche 
Leihhäuser  bestanden,  die  dem  Bedürfnis 
genügten,  sollten  keine  neuen  Privatpfand- 
leihen konzessioniert  werden.  Da  die  Stadt 
Berlin  sich  nicht  dazu  verstand,  ein  Leih- 
haus zu  begründen,  beauftragte  die  Regie- 
rung durch  V.  V.  25.  Februar  1884  die  kgl. 
Seehandlung  mit  der  Errichtung  eines  sol- 
chen in  der  Hauptstadt  und  schoss  dem- 
selben ein  anfängliches  Betriebskapital  von 
600000  Mark  vor,  das  allmählich,  den  Be- 
dürfnissen entsprechend,  erhöht  wurde  und 
der  Seehandlung  mit  4^/o  zu  verzinsen  ist. 
Die  Freigebung  des  Pfandleihgeschäfts  durch 
die  Gew.-O.  v.  1869  hatte  eine  Zunahme  des 
Privatbetriebes  zur  Folge,  welche  durch  die 
Abänderungen  in  der  Nov.  v.  23.  Juli  1879 
und  die  hierauf  von  den  Einzelstaaten  er- 
lassenen Gesetze  bald  unterbrochen  imd  rück- 
gängig gemacht  wurde.  Die  Bestimmungen 
dieser  Gesetze  über  das  Pfand  leih geschäft  (s. 
d.  Art.  Pfandleih-  und  Rückkaufge- 
schäfte) sind  für  staatliche  Anstalten  durch- 
gängig nicht ,  für  gemeindliche  zum  Teil 
nicht  bindend;  in  Preussen  aber  soll  das 
G.  v.  17.  März  1881,  soweit  es  sich  auf  die 
Geschäftsfühnmg  bezieht,  auf  später  zu  er- 
rifihtende  Gemeindeleihhäuser  Anwendung 
finden,  während  dessen  Anwendimg  auf 
ältere  vorbehalten  bleibt.  Eine  ähnliche 
Bestimmung  enthält  das  altenburgische  G. 
V.  4.  April  1882.  Baden  besitzt  ein  beson- 
deres G.  V.  6.  April  1854  über  die  öffent- 
lichen Leihhäuser,  welches  dieselben  ermäch- 
tigt, in  ihrem  Darlehenszinsfuss,  in  der  Ab- 
fassung und  Eintragung  der  Urkunden  über 
Pfandverträge,  in  den  Bestimmungen  über 
Verjährung  und  über  die  Verbindlichkeit 
des  Leihhauses  zur  Hei-ausgabe  von  Pfän- 
dern etc.  vom  BürgerUchen  Gesetzbuch  ab- 
zugehen. In  den  anderen  Staaten  w^erden 
^jolche  Privilegien  den  einzelnen  Leiiihäusern 
erteilt. 

Die  Reichs-  und  Landesstatistiken  bieten 
keine  Auskunft  über  die  gegenwärtig  be- 
stehenden Leihhäuser;  landesstatistische  Zu- 
sammenstellungen liegen  nicht  vor,  und 
auch  in  der  Veröffentlichung  des  Kaiser- 
lichen Statistischen  Amtes  über  die  Ge- 
werbezählung von  1895  sind  private  und 
öffentliche  Pfandleihanstalten  nicht  geschie- 
den und,  wie  sich  aus  den  Einzelzahlen  er- 


I  giebt,   die  letzteren  zum  grossen   Teil  'Sk 
nicht  einbegriffen. 

Gegenwärtig     bestehen    im     Deui^  „-i 
Reiche  von  staatlichen  Anstalter.  au*- 
den  Leihhäusern  von  Hamburg^  und  ]Ji\*r:K 
das  königliche  Leihhaus  in  Berlin,  die  jp-^- 
herzoglichen    Leihhäuser    in    Weimar    i-; 
Eisenach,  das  herzogliche  in  Gotha  unl  « ä- 
füi-stUche   in    Detmold    sowie    die    VfTÄü- 
bureaus  der  herzoglich  braanscliweiin-^.ii-'^ 
Leihhausanstalten   (G.  v.   28.    Januar   !>:  • 
in   6  Städten   (Blankenburg,    BraiwsL-hw»  : 
Gandersheim,  Helmstedt,  Holzminden,  >ä  !- 
fenbüttel).      Der    kommunalständisohe  Vr^- 
band   des   Regierungsbezirks  Cassel   im-> 
hält   Leihhäuser   in    Cassel,   HanaiL  FjlL 
Die    aus    französischer    Zeit     stammtnl' j 
Leihhäuser  von  Strassburg  und  Met^  s^vi- 
die  von  Mainz  und  Mannheim  sind  Iiistitir-^ 
mit   selbständiger  Verwaltung,    an   der   i. 
stä<ltischen   Behörden   beteiligt    sind.    Kd- 
Uebersicht    über    die   gemeindlichen   Irät- 
häuser   giebt   folgende  auf  den   Stand  v.  i 
1894    bezügliche   Liste,    die   in  Bezug   an 
die    Städte    von    weniger    als    I5(.m>»  Fk- 
wohneni    nur   bezüglich  Bayerns  Ansjrj.b 
auf  Vollständigkeit  erheben  kann. 

1.  Preussen:  Allona,  Barmen,  Born;. 
Breslau,  Brieg,  Bromberg,  Celle,  Cobleny, 
Crefeld,  Danzig,  Dortmund,  DüsseMort, 
Duisburg,  Elberfeld,  Elbing,  Emden,  Erfiir: 
Essen,  Frankfurt  a.  M.,  Gelsenkirchen.  .V.- 
Gladbach, Görlitz,  Halberstadt,  Halle,  Hamm. 
Hannover,  Hildesheim,  Köln,  Köniff^^*'^;;. 
Liognitz,  Memel,  Mühlhausen,  Neisse.  <.*i- 
peln,  Osnabrück,  Paderborn,  Posen,  Ratil/r, 
Schleswig,  Schweidnitz,  Stralsimd,  Tri»?/. 
Wiesbaden. 

2.  Bayern:  Amberg,  Ansl)ach,  Aschaf- 
fenburg,  Augsburg,  Bamberg,  ßayreutfi, 
Burghausen,  Deggendorf,  Dilliugen,  Üiukels- 
bühl,  Erlangen,  Freising,  Fürth,  M 
Ingolstadt,  Iphofen,  Kanfbeuren,  Kerapten. 
Landshut^  Lohr,  München,  Neuraarki  i. ''• 
Neuötting,  Neu  -  Ulm,  N ürnberg,  ^  PasÄtJ, 
Kegensbuig,  Rosenheim,  Schongau,  Seliw^n- 
furt,  Straubing,  Traunstein,  WeilheiUi, 
Würzburg. 

3.  Uebrige  Staaten:  AltenbiiK. 
Bautzen,  Chemnitz,  Darmstadt,  Dresdeü, 
Freiburg  i.  Br.,  Gera,  Heidelberg,  Karlsruhe, 
Konstanz,  Leipzig,  Offenbach,  Schweriö. 
Wismar. 

Zu  den  jüngsten  dieser  Anstalten  ge- 
holfen Duisbiu-g,  Dortmund,  Essen,  Aitooa, 
die  aus  den  Jahren  1879—1882  stammen. 

Den  öffentlichen  gleichzustellen  >J"'^ 
einige  Privatanstaiten,  die  nicht  auf  Erzielung 
von  Gewinn  berechnet  sind,  wie  tler  jn 
Kiel  seit  1876  an  Stelle  des  früheren  W- 
hauses  der  grossfürstlichen  Witwen-  un" 
Waisenkasse  emchtete  Lombard  der  CreseJJ- 
schaft    freiwilliger  Armenfreunde,  das  seit 
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<iO  bestehende  Leihhaus  der  Fleusburger 
[>a.r'k£isse  und  die  am  30.  Dezember  1882 
iTiifcüteriell  genehmigte  Pfandleihanstalt  des 
ÄV.A tischen  fiilfsvereins  in  Pforzheim. 

Im  ganzen  Königreich  Württemberg 
vie  a.uch  in  Pommern  und  der  bayerischen 
*falz)  giebt  es  gegenwärtig  keine  öffentlichen 
^ihli^user;  doch  konnte  der  Widerstand 
lorltz  Mehls  gegen  die  Einführmig  solcher 
las  Zustandekommen  einer  Aktiengesell- 
crhaft  zum  Betriebe  eines  Leihhauses  in 
Stuttgart,  welches  kaum  den  öffentlichen 
^zurechnen  ist,  nicht  hindern.  Von  den 
leut  sehen  Städten  mit  über  100(J0  Ein- 
wohnern entbehren  gegenwärtig  Magdeburg, 
Bremen,  Charlottenburg,  Stettin  und  seit 
18rj8  Aachen  öffentlicher  Leihhäuser. 

Am  verbreitetsten  (und  auch  am  stärksten 
benutzt)  sind  die  gemeindlichen  Leihhäuser 
ini  rechtsrheinischen  Bayern.  Im  ganzen 
ist  in  Deutsclüand  die  Zahl  der  Leihhäuser 
griVsser  als  in  Frankreich,  aber  kleiner  als 
in  Belgien  und  Holland  und  besonders  in 
Italien. 

Eine  Zusammenstellung  des  Verkehrs  in 
den  öffentlichen  Leihhäusern  von  89  Städten 
mit  mehr  als  50000  Einwohnern  zeigt  für 
das  Jahr  1896  oder  das  Rechnungsjahi-  vom 
1.  April  1896  bis  31.  März  1897  folgende 
Zahlen : 


Im  Jahre  be- 
liehen 

AmJahres- 
schluss  vor- 
handen 

Betrag 

Betrag 

Pfänder 

iulüOÜ 

Pfänder  in  1000 

M. 

1     M. 

Berlin    .    .     . 

177776 

4268 

124544 

2867 

Mönchen    .    . 

417414' 

3767 

140  e;o7 

I  396 

Breslau      .    . 

16680 

369 

8799 

200 

Hamburg  .    . 

96486I 

I  522 

43801 

749 

Leipzig .    .    . 

1765381 

2438 

84816 

1  009 

Köln.    .    .    . 

107077 

782 

50186 

429 

Dresden     .    . 

135  795 

3914 

56359 

1649 

Frankfurt  a.M. 

102380 

800 

46933 

432 

31  andere  Leih- 

häuser   .    . 

I  198235 

1 

7706 

523  450 

4042 

an  stalten  von  einer  Abnahme  im  Verkelir 
der  öffentlichen  Leihhäuser  begleitet  zu  sein. 
Aus  letzterem  Grunde  wurde  sogar  Anfang 
1891  das  Magdeburger  Leihhaus  geschlossen, 
der  Betrieb  der  Krefelder  Anstalt  von  1871 
bis  1879  unterbrochen  imd  in  Breslau,  wo 
Ende  1896  35  Privatpfandleihgeschäfte  be- 
standen, im  Jahre  1898  die  Schliessung  des 
Leihhauses  in  Erwägung  gezogen.  Dagegen 
besteht  allerdings  in  München  neben  dem 
städtischen  Leihamte  mit  seinem  oben  er- 
sichtlichen starken  Yerkehr  eine  grosse  An- 
zahl von  Privat-Pfandleihgeschäften(1895nach 
der  Gewerbezählung,  öffentliche  und  private 
zusammengerechnet,  132  Haupt-  und  54 
Nebenbetriebe). 

Die  Mittel  zum  Betriebe  stammen  bei 
den  gemeindlichen  Leihhäusern  entweder 
aus  Zuweisungen  seitens  der  Stadtkasse,  die 
in  manchen  Städten  durch  die  Betriebsge- 
winne später  gemehrt  wurden;  oder  es 
werden  aus  der  städtischen  Sparkasse  feste 
Beträge  verzinslich  entnommen,  was  auch 
da  üblich,  wo  die  eigenen  Fonds  nicht  ge- 
nügen. Einige  Anstalten  besitzen  überhaupt 
keine  eigentliche  Kasse,  sondern  empfangen 
ihren  jeweiligen  Bedarf  aus  der  Spai'kasse, 
mit  der  ihre  Verwaltung  verknüpft  ist,  oder 
aus  der  Stadtkasse.  Bei  Privaten  zu  3 — 4^/o 
verzioslich  aufgenommene  Gelder  benutzen 
teilweise  oder  ausschliesslich  München, 
Augsburg,  Frankfurt  a.  M.,  Strassburg,  Metz. 
Eine  finanzielle  Unterstützung  durch  die 
Wohlthätigkeit  Privater  scheint  bei  den 
öffentlichen  Leihhäusern  Deutschlands  in 
der  in  romanischen  Ländern  häufigen  Form 
von  Vermächtnissen  und  Schenkungen  kaum 
vorzukommen  —  die  dem  Verf.  vorliegen- 
den Geschäftsberichte  erwähnen  keinen  ein- 
zigen solchen  Fall  —  und  sich  auf  die  oben 
genannten  Vereinsanstalten  zu  beschränken. 
Der  Vermögensstand  und  die  Betriebsergeb- 
nisse einiger  der  grössten  Leihhäuser  waren 
1896  bezw.  1896/97  folgende: 


Von  den  grösseren  Anstalten  haben 
Berlin  3,  München  4,  Hamburg  3,  Dresden 
2  Geschäftsstellen  in  der  Stadt ;  bei  mehreren 
kann  die  Pfandannahme  an  besonderen 
Nebenstellen,  bei  anderen  durch  konzessio- 
nierte Vermittler  erfolgen.  Der  Geschäfts- 
gang  der   Leihhäuser    scheint    im    ganzen 

—  abgesehen  von  dem  Einfluss  bestimmter 
Wochentage  und  Jahreszeiten  im  einzelnen 

—  weniger  von  allgemein  wirtschaftlichen 
als  von  besonderen  örtlichen  Ursachen  abzu- 
hängen; insbesondere  pflegt  die  Errichtung 
neuer  Geschäftsstellen  sowie  die  Verminde- 
rung der  bestehenden  Privatpfandleihen  von 
einer  Zunahme,  die  Vermehrung  der  Privat- 


Betriebskapital  am 

Jahresschluss 
(eigenes  u.  geliehenes) 

Betriebsge- 
wiun  od.  (— ) 
Fehlbetrag 

Berlin 
Leipzig 
Hamburg 
München 
Dresden 
Frank- 
furt a.  M. 

M. 

3  562  034 
I  018  975 
I  004  346 
1  396  388 
I  647  644 

854827 

M. 

6826 

—  9467 

29973 

12200 

23859 
3740 

Die  nicht  überall  gleiche  Verteilung  der 
I^asten  der  Verwaltung  darf  bei  der  Beur- 
teilung dieser  Betriebsergebuisse  nicht  ausser 
Betracht  gelassen  werden ;  in  Hamburg  z. 
B.  sind  die  Lokale  des  Leihhauses  mietefrei. 
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während  andererseits  in  München  eine  feste 
Abgabe  von  7028  Mark  jährlich  zu  wohl- 
thätigen  Zwecken  zu  leisten  ist.  Der  Ueber- 
schuss  des  Königlichen  Leihamtes  in  Berlin 
ist  in  den  letzten  Jahren  immer  geringer 
geworden,  ohne  dass  der  Pfandverkehr  ab- 
genommen hätte,  und  hat  sich  1898  99  in 
ein  Minus  verwandelt. 

Auch  in  Oesterreich  bestehen  staatliche 
neben  Gemeindeleihhäusern.  Wien  besitzt 
ausser  dem  im  Jahre  1707  von  Josef  L  ge- 
gründeten k.  k.  Versatzamt  (mit  2  Geschäfts- 
stellen) eine  Gemeindepfandleihanstalt,  die 
am  1.  Juni  1890  von  der  Verwaltung  eines 
bald  nachher  der  Hauptstadt  einverleibten 
Vorortes  ins  Leben  genifen  worden.  Auch 
Prag  hat  seit  Maria  Theresia  eine  staatHche 
Anstalt,  während  Gi'az  ein  städtisches  Ver- 
satzamt unterhält.  Den  öffentlichen  Leih- 
anstalten dürften  die  mit  österreichischen 
Vorschusskassen  verbimdenen  Pfandleihan- 
stalten gleichzuachten  sein,  über  welche  mir 
keine  genaueren  Angaben  vorliegen;  in 
Prag  bestehen  mehrere  derselben,  ferner  in 
Linz  die  Leihanstalt  der  allgemeinen  Spar- 
kasse. 

Das  Privatpfandleihgescliäft  (s.  d.  Art. 
Pfandleih- und  Rückkaufsgeschäfte) 
wiu^e  in  Oesterreich  schon  vielfach  von 
kapitalkräftigen  Gesellschaften  betrieben,  ehe 
durch  die  Gew.-O.  v.  1883  auch  Privatpersonen 
zu  demselben  zugelassen  wurden.  So  imter- 
hält  die  k.  k.  priv.  allgemeine  Verkehrsbank, 
welche  5600000  Gulden  Aktienkapital  be- 
sitzt, drei  Pfandleilmnstalten  in  Wien; 
Aktienunteniehmen  wie  diese  sind  die 
»Erste  Prager  Pfand  1  eihgesellschaft c. ,  die 
Pilsener  Aktienpfandleihgesellschaft ,  die 
Pfandleihanstalten  in  Steyr  und  St.  Pölent. 

In  Wien  (früheren  Umfangs)  bestanden 
ausserdem  auf  Grund  des  G.  v.  23.  März 
1885  Ende  1897  noch  15  konzessionierte 
Privatpfandleihen,  während  das  Maximum 
der  zu  verleilienden  Konzessionen  durch 
Statthaltereierlass  v.  30.  September  1885  auf 
35  festgesetzt  ist.  Die  Statistik  der  gemeind- 
lichen (a),  welche  15  ^/o,  der  kaiserlichen 
(b),  welche  lO^/o  Zinsen  (beides  einschliess- 
lich aller  Nebengebühren)  erhebt,  und  der 
Aktienunternehmung  (c),  deren  Darlehns- 
zinsfuss  vom  Verwaltungsrate  jeweils  fest- 
gesetzt wird,  für  1897,  ferner  des  städti- 
schen Versatzamtes  in  Graz  für  1899  giebt 
folgende  Zahlen: 


Pfänder 


im  Jahre 
beliehen 
Betrag 
in  fl. 


Wien 


Oraz 


180291!     737566 


I  760021 

712  170 

I  227  846 


5641659 

16483954 
I  019  790 


am  JahresBchluss 
vorhanden 
Betrag 


Pfänder 


63  112 
402049 
282  273 
109823 


in  fl. 


284  823 
3  146  747 
5  525  024 

547  337 


3.  Betriebsweise.  Die  yenicfatii^^. 
der  Leihhäuser  im  Verkehr  mit  dem  Tnlj- 
kum  bestehen  in: 

1.  Annahme  und  Schätzung'  der  zum  Vor- 
satz übergebenen  Gegenstände,  Aaszahlori:: 
des  darauf  zu  gewährenden  J>arlehen5  \>l] 
üebergabe  eines  Pfandscheines  an  den  V^r- 
pfänder. 

2.  Aufbewahrung  der  PfandgegenstÄL> 
bis  zum  Ablauf  der  Beleihungsfrist. 

3.  Auslieferung  der  Pfänder  an  die  Be- 
rechtigten gegen  Rückzahlung  des  Darlehen- 
und  Bezahlung  der  Zinsen  und  Gebühr  i. 
oder 

4.  Verkauf  derselben,  wenn  sie  ni«j3! 
rechtzeitig  ausgelöst  werden,  ehe  die  ab- 
gelaufenen Zinsen  so  hoch  sind,  dass  da- 
Pfand  nicht  mehr  genügende  Sioherii^i* 
leistet 

Für  die  Ausführung  dieser  Ge?<?häft- 
haben  sich  in  der  Praxis  und  in  den  (>> 
Rchäftsordnungen ,  zunächst  der  deats^^heu 
Leihhäuser,  folgende  Regeln  herawsgebildet: 

Als  Pfänder  werden   bewegliche  Sachen 
angenommen,  sofern  sie  nicht  zu  schw^^r  n 
verwahren  oder  dem  Verderben    zu   k-kh 
ausgesetzt  sind.  Hauptobjekte  der  Beleihasu 
sind    überall   Kleider,    Betten    und   andf^r? 
Gegenstände  des  persönlichen   G-ebraui-hi^ 
besonders    Schmucksachen ;     ausgeschlossen 
sind  mancherorts  Dinge,  wie  Maschinen  im  1 
kaufmännische  Waren,   bei    denen    zu   ver- 
muten ist,  dass  nicht  ein  vorübergehendt^ 
Geldbedürfnis    des   Besitzers    Ursache   der 
Verpfändung  ist  und  daher   die  Mittel  dr^ 
Leihhauses  denjenigen,  für  welche  sie  eigent- 
lich bestimmt  sind,  entzogen  werden  köüDteü. 
Die    Beleihung    von    Inhaberpapieren    mit 
Geldeswert,  die  grössere  Mittel  zu  erfonleni 
pflegt,   kam    erst   neuerdings   in  Aufnahme 
und  wird  in  Deutschland  hauptsächhch  von 
den    Leihhäusern    zu    Dresden,    Karlsruhe. 
Berlin  und  München  gepflegt. 

Bei  den  meisten  Leihhäusern,  doch  nidit 
bei  allen,  wird  Namensnenniing  des  Ver- 
pfänders verlangt,  bei  manchen  erfolgt  a^ 
genaue  Feststellung  seiner  Identität  uDd 
Vertrauenswürdigkeit.  Es  erklärt  sich  dies 
aus  der  Notwendigkeit,  besondere  Versucht 
gegen  Annahme  gestohlener  oder  verlorener 
Sachen  zu  üben,  deren  Verpfändung  häufig 
versucht  wird.  Die  Leihhausverwaltung  i^t 
natürlich  ebenso  wie  der  Privatpfandleiher 
in  solchen  Fällen  verpflichtet,  die  Polizei  in 
Kenntnis  zu  setzen;  in  Paris  wurden  ad 
diese  Weise  1889  von  3000  gestohlenen 
Taschenuhren  200  wieder  erlangt. 

Die  Schätzung  erfolgt  durch  vereidete 
Taxatoren;  das  Darlehen  darf  nicht  über 
einen  Teilbetrag  der  Taxe  hinausgehe», 
welcher  in  der  Weise  normiert  ist,  dass  er 
nach  Zurechnung  der  innerhalb  der  Be- 
leihungsfrist  auflaufenden  Zinsen   und  (ie- 
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V\\x-^n  den  vollen  Wert  des  Gegenstandes 
<'lit  "übersteigt,  damit  die  Deckung  der 
**ililia.Tisfordenmg  bei  einem  nötig  werden- 
«Mi  "Verkaufe  des  Pfandes  möglichst  ge- 
L«-liert:  erscheint.  Auch  ist  die  Beleiliung 
uter  dem  Taxwerte  ein  Si>orn  zur  Wieder- 
iiilös\ing  für  den  Verpfänder.  Der  Be- 
rlin mgssatz  pflegt  für  Edelmetalle  und 
iixvelon  2/4 — ^/ö,  für  andere  Sachen  ^2 — ^'i 
i»^r    Taxe  zu  betragen. 

Das  Leihhaus  hat  die  Pfänder  in  sichei-em 
'reNvahrsam  zu  halten,  sie  vor  Schaden 
iiir>,^lichst  zu  behüten,  ohne  besondere  Ver- 
^[Utiiiig  gegen  Feuer  zu  versichern,  sich 
iliror  Benutzung  aber  zu  enthalten  ;  für  Ver- 
la s^te  ist  das  Leihhaus  haftbar. 

Die  Dauer  der  Beleihung  ist  meist 
^  'i — 1  Jahr,  wozu  noch  eine  Nachfrist  tritt. 
AUöchlagszahlungen  sind  zulässig  und  bei 
scjlcjheii  sowie  bei  vollständiger  Auslösung 
dt?s  Pfandes  vor  dem  Termine  ist  an  Zinsen 
nur  der  entsprechende  Betrag  zu  entrichten. 
Doch  ist  überall  ein  Minimum  hierfür  fest- 
^«^setzt,  so  im  preussischen  Gesetze  der 
Zins  für  2  Monate,  in  versciiiedenen  Leih- 
luuisern  3  bis  10  Pfennig. 

Die  Auslieferung  des  Pfandes  gegen  Be- 
richtigung der  Verbindlichkeiten  erfolgt 
meist  an  den  Vorzeiger  des  Pfandscheines, 
ii)  manchen  Anstalten  jedoch,  wo  der  Ver- 
kauf der  Pfandscheine  verboten  ist,  wie  in 
Augsburg  und  Braimschweig,  nur  an  den 
ursprünglichen  Verpfänder. 

Der  Verkauf  nicht  rechtzeitig  eingelöster 
Pfänder  erfolgt  in  der  Regel  in  öffentlicher 
V»?rsteigenmg;      nachträgliche      Auslösung 
imter  Entrichtimg  einer  besonderen  Gebühi* 
ist  bis  zur  und  während  der  Versteigerung 
gestattet.    Erreicht  der  Erlös  die  Fordenmg 
nicht,  so  muss  an  manchen  Orten  der  Taxator 
den    Ausfall   decken.      Gewöhnlich    erhebt 
jedoch    die    Ver^-altung    diesen    Anspnich 
nicht  um  den  Taxator  nicht   zu  allzunied- 
ri^er  Schätzung  zu  veranlassen   und  so  das 
Interesse  der Darlehensuchendenzuschädigen. 
Mehrerlöse  sind  zur  Verfügung   der  Pfand- 
scheinbesitzer zu  stellen  und  verfallen,  wenn 
sie  von   diesen   innerhalb   einer  Frist  von 
1—8  Jahren    nicht   abgeholt    werden,    der 
Armenkasse  oder  dem  Leihhause. 

Um  den  Verkauf  zu  hindern,  steht  dem 
Verpfänder  das  Mittel  der  Verläiigerun^  zu 
Gebote,  die,  wenn  auch  unter  der  lorm 
einer  Neubeieihung,  überall  zulässig  ist,  so- 
bald die  fälligen  Zinsen  und  Gebühi-en  be- 
zahlt sind. 

Von  129442  im  Jahre  1897  in  Paris  ver- 
steigerten Pfändern  waren  4544  seit  1887 
oder  länger  (17  seit  über  30  Jalu'en)  auf 
Lager  und  stets  erneuert  worden. 

Aus  der  Thatsache,  dass  im  Jahre  1896 
bezw.  1896/97  bei  19  deutschen^eihhäusern 
unter     1556573     überhaupt     erloschenen 


Pfändern  1176339  =  75,51  ^'/o  aus^ 
264462  =  16,990/0  verlängert  und  115772 
=:  7,440/0  verkauft  wurden,  folgt  nicht 
etwa,  dass  75  unter  100  Verpf ändern  in 
der  Lage  sind,  ihr  Eigentum  rechtzeitig 
zUrückzuerwerben.  Vielmehr  haben  ohne 
Zweifel  vielfach  Dritte,  die  den  Pfandschein 
erst  gekauft  hatten,  die  Pfänder  aus- 
gelöst; vielleicht  lässt  auf  die  Zahl  solcher 
Fälle  der  Umstand  einen  Schluss  zu,  dass 
1897  in  Paris  von  einem  Betrage  von 
649700  Francs  an  Verkaufsüberschüssen 
fast  300000  Francs  an  notorische  Pfand- 
scheinaufkäufer bezahlt  wmden,  welche 
den  Pfandschein  durchschnittlich  mit  20^/0 
des  Darlehens  bezahlt  hatten  und  so  111 500 
Francs  Gewinn  erzielten. 

Zu  Angriffen  gegen  die  Leihhäuser  geben 
öfters  die  hohen  Darlehenszinsen  Anlass, 
welche  sie  bei  dem  imgeheueren  Detail 
ihres  Betriebes  zu  nehmen  gezwungen  sind, 
um  die  Verwaltungskosten,  ausser  dem  Zins 
für  die  entlehnten  Kapitalien,  zu  decken. 
Da  letztere  im  allgemeinen  in  Deutschland 
höher  zu  verzinsen  sind  als  in  Frankreich, 
so  ist  auch  der  Darlehenszinsfuss  höher- 
er beträgt  entweder  einheitlich  6  (in  Braim- 
schweig, Lübeck,  Pforzheim)  bis  12  ®/o,  oder 
er  nimmt  mit  der  Höhe  der  Darlehen  ab 
in  einer  Anzahl  von  Leihhäusern ;  beispiels- 
weise beträgt  der  Zinsfuss  für  10  Mark 
zwischen  7  und  24  ^/o,  für  300  Mark  zwischen 
6  und  12V  2  ^Vo ;  füi-  Wertpapier-Pfänder  be- 
steht in  der  JRegel  ein  niedrigerer  Zins- 
fuss, entsprechend  ihrer  grösseren  Sicher- 
heit. Die  ganz  kleinen  Darlehen,  welche  die 
grosse  Melirzahl  bilden,  bringen  trotzdem 
nachweislich  selbst  bei  ganzjähriger  Dauer 
der  Verpfändung  den  auf  sie  treffenden 
Teil  der  Verwaltungskosten  nicht  ein. 

Besondei-e  Gebühren  w^erden,  ausser  für  die 
Ausstellung  des  Pfandscheines  und  für  ver- 
spätete Auslösung,  von  einzelnen  Leihhäusern 
für  Verrichtungen,  die  sich  niu*  für  be- 
stimmte Arten  von  Pfändern  erforderlich 
machen,  berechnet,  wie  für  Plombieren  oder 
Klopfen. 

Was  von  diesen  Einnahmen  nach  Deckung 
der  Bedtlrfnisse  übrig  bleibt,  fliesst  (in 
Deutschland)  teils  dem  Leihhaiise,  teils  der 
Stadtkasse  oder  Verwaltungen  von  Armen- 
anstalten zu.  Aus  dem  Grundsatze,  dass 
die  Kosten  möglichst  gedeckt,  ein  weiterer 
Gewinn  aus  dem  Betriebe  aber  nicht,  auch 
nicht  zu  Gunsten  der  Armenkasse,  da  hier- 
durch niu"  andere  Schultern  entlastet  werden, 
gezogen  werden  soll,  ergab  sich  mehrfach 
die  Notwendigkeit  der  Erhöhung  (Metz 
1892  von  7  auf  10  ^lo)  oder  Ermässigung 
(Nürnberg  1891  von  10  auf  9  «/o)  des  Zins- 
fusses. 

4.  Die  Frage  der  Notwendigkeit 
öffentlicher   L.    Dass    Anstalten   ziu:  Be- 
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leihung  beweglicher  Pfänder  auch  bei  dem 
jetzigen  Stande  des  Kreditwesens  noch  in 
vielen  Fällen  einem  Bedürfnisse  entgegen- 
kommen, beweist  ihr  trotz  des  im  l^aufe 
der  Jahrhunderte  in  manchen  Orten  nach- 
weislich erfolgten  Rückganges  noch  immer 
bedeutender  Verkehr  imd  wird  auch  von 
den  Gegnern  öffentlicher  Leihhäuser 
nicht  bestritten.  "Wenn  aber,  wie  in  Deutsch- 
land, die  Pri\^tpfandleihen  unter  Aufsicht 
gestellt  und  in  ihrer  Geschäftsführung  ge- 
setzlich so  gebunden  sind,  dass  sie  den  Be- 
nutzern ähnliche  Garantieen  gegen  L^ber- 
vorteilung  und  Verluste  zu  bieten  scheinen 
wie  die  öffentlichen  Leihhäuser,  so  kann  die 
Existenzberechtigung  der  letzteren  fraglich 
erscheinen.  Dazu  kommt,  dass  in  Deutsch- 
land der  Charakter  der  Leihhäuser  als 
"Wohlthätigkeitsanstalten  weniger  als  anders- 
wo in  den  Vordergnmd  tritt  \md  die  städti- 
schen Leihhäuser  verwaltungsmässig  zum 
Teil  zu  den  gewerblichen  ßetrielien  ge- 
rechnet werden.  Es  ist  daher  zu  unter- 
suchen, ob  sie  sonstige  Vorzüge  vor  den 
Privatbeleihern  besitzen.  Was  zunächst  die 
dem  Darlehensbedürftigen  erwachsenden 
Kosten,  insbesondei-e  den  Zinsfuss  betrifft, 
so  ist  dieser  allerdings  bei  der  Mehrzahl 
der  Leihhäuser  —  nicht  bei  aUen  —  ge- 
ringer als  der  bei  Privaten  gesetzlich  zu- 
lässige (in  Preussen  nach  dem  G.  v.  1881 
bis  zu  30  Mark  Darlehen  2  Pfennig  monat- 
lich von  1  Mark,  in  Bayern  nach  V.  v. 
12.  August  1879  nur  1  Pfennig;  die 
anderen  Staaten  folgten  darin  einem  dieser 
beiden).  Allein  die  Frage  der  Zinshöhe  be- 
sitzt m  dieser  Hinsicht  überhaupt  keine 
allzu  grosse  Bedeutung.  Für  den  Verpf ander, 
welcher  10  Mark  zu  augenblicklichem  Ver- 
brauche bedarf,  spielt  die  Erwägimg,  ob  er 
nach  3  Monaten  10  Mark  60  Pfennig  oder 
10  Mark  30 — 40  Pfennig  zurückzuerstatten 
hat,  nicht  die  entscheidende  Rolle.  Für 
öffentliche  Leihhäuser  spricht  aber  neben 
ihrer  unbedingten  Gewähr  für  die  Sicher- 
heit der  Gegenstände  und  ihi*e  unversehrte 
Rückgabe,  sowie  dem  Fehlen  der  nur  im 
Interesse  des  Privatgeschäftsmannes  liegen- 
den Verleitung  zu  weiteren  Versatzge- 
schäften, der  Umstand,  dass  sie  als  amtliche 
Institute,  welche  Leistung  um  Gegenleistung 
zu  gewähren  haben,  das  Demütigende  zu 
mildern  im  stände  sind,  das  nach  einmal 
herrschender  Anschauung  im  Verpfänden 
von  Gebrauchsgegenständen  liegt.  Unter 
3000  Verpfändern,  auf  welche  sich  eine 
im  Oktober  1898  beim  königlichen  Leihamte 
in  Berlin  aufgenommene  Statistik  erstreckte, 
befanden  sich  50  Pfandleilier  und  Konmiis- 
sionäre,  1743  Gewerbe-  und  Handeltreibende, 
343  Eigentümer,  Künstler,  Studierende,  Ge- 
lehrte, Beamte,  Offiziere,  606  Witwen  und 
unverehelichte  weibliche  Personen,  258  Tage- 


und  Fabrikarbeiter.  Von  2617  Terp&n<i»-ni. 
die  während  bestimmter  Tage  des  Dezemi  »r 
1896  im  Leihhause  zu  Gent  gezählt  wiir  -^ 
waren  802  Handel-  und  Gewerbetreil>?r  - 
1815  Arbeiter,  Aufwärterinnen  pp.  V  l 
26572  Personen,  die  1897  im  Pariser  Lelk- 
haus  verpfändeten,  waren  7710  AngestH-l"-. 
7293  Arbeiter,  6716  selbständige  GeweH«^- 
treibende,  2788  Private,  2016  AngeLCHi- 
freier  Berufsarten,  49  Landleiite.  Viele  vre 
diesen  würden,  gäbe  es  kein  offentliib- 
Leihhaus,  den  Verkehr  mit  einem  Priv.r- 
pfandleiher  gescheut  und  einen  binlriii- 
licheren  Weg  ziu*  Befriedigung  ihi^r  Be- 
dürfnisse eingeschlagen  haben,  Be^iiej^ü 
sich  doch  sogar  zahlreiche  Personen,  ml 
den  Leihhausbeamten  nicht  personlieh  g^:. i- 
übertreten  zu  müssen,  der  Vermittler:  .  A 
wenn  Leihhäuser,  welche  nur  nach  Eii- 
ziehung  von  Erkundigungen  über  die  Ptr- 
sönlichkeit  Darlehen  geben,  sogar  falls  si^ 
zinslos  leihen,  wenig  Nachfrage  finden  >- 
liegt  hierfür  eine  ganze  Reihe  von  Be- 
spielen vor),  so  ist  der  Grund  nicht  in  'i-r 
Unwürdigkeit,  sondern  in  der  Erapfin(lli'.4i- 
keit  der  Darlehensbedürfligen  zu  suchen. 

Wenn  in  manchen  Orten,  wo  öffentli' j 
Leihhäuser  ohne  solche  einsohränkeiMn 
Bedingungen  amtieren,  doch  die  Privatbe- 
triebe emporkamen,  so  ist  hieran  meist  "in 
von  den  letzteren  gewährte  höhere  B^ 
leihung  schuld;  das  Leihhaus  muss  eha 
bei  der  Schätzung  mit  den  beim  eventufllps 
Verkaufe  zu  gewärtigenden,  weit  unter  d^ra 
Marktwerte  stehenden  Trödlerpreiseo  rah- 
nen,  während  dem  Privatpfandleiher  m^ 
bessere  Verwertung  des  Pfandgegenstau*)^ 
möglich  ist.  Dem  lässt  sich,  wenn  imri 
keinen  freihändigen  Verkauf  durch  daslieib- 
liaus  will,  niu-  durch  seine  Ausstattung  mit 
einer  genügenden  Summe  zur  Decknni;  vrn 
Verkaufsverlusten  abhelfen. 

Der  Vorwurf,  dass  el)en  die  distivte 
Behandlung  des  Geschäftes  durcli  die  Leih- 
häuser und  ihr  amthcher  Charakter  wie  eine 
Auffonlerung  zu  unnötigem  Schuld enmaihea 
zu  Zwecken  des  Vergnügens  wirke  und  den 
Jjeichtsinn  in  einer  Weise  befördere,  die 
sich  namentUch  vor  Volksfesten  beknctle, 
erscheint  wenigstens  durch  eine  melmre  Jalirp 
hindurch  fortgesetzte  Statistik,  welche  sich 
auf  das  Dresdener  Vogelwiesenfest  bezieht, 
durchaus  nicht  gerechtfertigt.  Die  hohen 
Verpfändimgszahlen  fallen  vielmehi\  wie  auch 
eine  Umfrage  bei  den  grösseren  deiitR-hen 
Leihhäusern  zeigte,  auf  die  Zeiten  wirt- 
schaftlicher Bewegung,  z.  B.  die  J^mzxi^- 
termine;  einen  Beleg  hierfür  bieten  auch 
zahlreiche  Beispiele  der  Zunahme  der  Ver- 
pfändungen in  Zeiten  besonders  erhöhten 
Lebens,  wie  bei  Ausstellungen,  wo  die  kleiuen 
Leute  zeitweüig  entbehrliche  Sachen  ge^^J^ 
fruchttragende  Geldmittel  vertauschten.  Ke 
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ats>\C>suiigen  pflegen  sich  dagegen  vor  Fest- 
eren zu  häufen  (s.  Statist.  Jahrbuch  deut- 
her    Städte,  4.  Jahrg.  S.  77). 

AI  s  A  rgument  gegen  öffentliche  Leihhäuser 
iont     auch    die  behauptete  Häufigkeit  so- 
v^uannter  Wpchenpf ander,  die  Anfang  jeder 
Vi>che      versetzt    und    am    darauffolgenden 
»anistag-    wieder  ausgelöst  wei-den,  so  dass 
\ie  jedesmal   zu  entrichtenden  Zinsen  und 
^elmhren  sich  im  Laufe  der  Zeit  zu  einem 
»rheblichen,    den  Wert    des    Pfandes   bald 
ilbersteigenden    Betrage    summieren.      Die 
wenigen    hierzu    vorhandenen    statistischen 
^acYivreisungen  lassen  aber  nicht  erkennen, 
ob    solche   Verjifändungen   wirklich   häufig 
vorkommen.      Wenn     nämlich    nach    einer 
CJeriter     Statistik     von     1892—1895    unter 
2:^S295  Pfändern    50964   oder   21,4  "/o  und 
in    M:ainz    1895  96—1898/99    unter    72767 
Pfändern    (mit   Ausschluss    von    Pretiosen) 
H4  298  oder  47,1  ^/o  auf   nur  1  Woche  ver- 
biet zte  Pfänder  waren,  so  folgt  daraus  nur, 
wie  viele  überhaupt  auf  1  Woche  verpfändet 
\\wrden,    nicht   aber,   in   wie  ^^elen  Fällen 
das    gleiche  Pfand   so   viele  Male   versetzt 
worden  ist,  dass  weder  wirkliche  Not  noch 
ein  reelles  Kreditbedürfnis  als  Verpfändungs- 
ursache anzunehmen  ist.    Ton  der  Verwal- 
tung   des  Genter  Leihhauses,   dessen   Auf- 
hebung  hauptsächlich  wegen    der  Wochen- 
pfänder beabsichtigt  war,  werden  dieselben 
als  verschwindend  gegenüber  der  Zahl  der 
Fälle,    in   denen    das   Leihhaus   zweifellos 
wohlthätig  wirkt,   bezeichnet  und  wird  auf 
die   Möglichkeit    der    völligen   Beseitigmig 
gewohnheitsmässiger,     leichtsinniger     Ver- 
piandungen  durch  Einführung  einer  lötägigen 
Mindest-Lagenmg,     sowie     durch     andere 
organisatorische    Massregeln    (z.    B.    Unzu- 
lässigkeit der  Auslösung  am  Samstag)  hin- 
gewiesen; den  Beamten  des  Dresdner  Leih- 
hauses sind  (1900)  bei   einer  Zahl  von  130 
bis    140000    jährlichen  Verpfändungen   als 
gewohnheitsmässige  Wocheuverpfänder  ihrer 
Sonntagssachen  nur  etwa  16  Personen  be- 
kannt,   zu    denen    noch     einige    kommen 
mögen,  die  sich  dritter  als  Vermittler  be- 
dienen. 

Litteratnr  :  Ausser  der  hei  mPfandltih-  und  Rück- 
biufsgesc/iä/ieii  angeführten  Litieratur  sowie  den 
amtlichen  statistischen  Veröffentlichungen,  den 
Jahresberichten  der  Leihhäuser  und  Mono- 
ffraphieen  über  einzelne:  Colhrand,  De  mon- 
tibus  pi^UUis,  Diss.  Strasslmrg  1670.  —  Mar- 
perger,  Montes  pietatis,  Leipzig  1715.  —  Cer- 
retif  Ilistoire  des  monis-de-piete,  Padtui  1752. 
—  G4randoy  Die  öffentliche  Armenpflege, 
deutsch  von  Buss,  2.  Teil,  Stuttgart  1844.  — 
Decker,  Etndes  sur  les  monts-de-piete  en  Bei- 
guiue,  Brüssel  I844.  —  Btaize,  Des  monts-de- 
pit'ie,  Paris  1856  (das  Hauptwerk  über  Leih- 
häuser), —  LMunarque,  Traite  des  etablisse- 
ments  de  bienfaisance.  Paris  1862.  —  Sp-yri, 
Veber  Pfand-  und  Leihhäuser,  Schweiz.  Zeitschr» 


f.  Gemeinnützigkeit,  3.  Jahrg.,  Zürich  I864.  — 
Neumann f  Geschichte  des  Wuchers  in  Deutsch- 
land, Halle  1865.  —  M,  Mohl,  Die  Pest  öffent- 
licher Leihhäuser,  Stuttgart  1866.  —  Derselbe, 
Ueber   ein  Leihhaus  auj  Aktien,    SttUtgart  1868. 

—  Vlganöf  Banques  populaires,  Paris  1875.  — 
Schmoller f  Die  öffentlichen  Ijcihhäuser,  im 
Jahrb.  f.  Gesetzg.,  Venv.  u.  Volksw.,  1880,  — 
Blaignanf  Le  Credit  populaire  et  les  monls- 
de-piete,  Toulouse  1887.  —  Pattersofif  Die 
gegenwärtige  Lage  der  Leihämter  in  Deutschland, 
in  den  Jahrb.  f.  JS^at.  u.  Stat.,  III.  Folrje,  15.  Bd. 

—  Würzhurger,  Di^  öffentlichen  Leihhäuser, 
im  Statist.  Jahrb.  deutscher  Stfidte,  IL,  IV.,  VI. 
n.   VII.  Jahrg.,  Breslau  1893—1898. 

Eugen  Würzburger, 


Leinenindastrie. 

In  betreff  der  Leinenindustrie  müssen 
wir  uns  aus  Rücksicht  auf  den  Kaum  hier 
auf  die  Zusammenstellung  einiger  der  wich- 
tigsten statistischen  und  handelspolitischen 
Daten  beschränken.  Wie  sehr  diese  In- 
dustrie, deren  Anfänge  bis  in  das  vorge- 
schichtliche Zeitalter  der  indogermanisclien 
Völker  zurückreichen,  von  der  BaumwoU- 
fabrikation,  deren  mächtiger  Aufschwung 
erst  vor  einem  Jahrhundert  begonnen  hat, 
in  der  Gegenwart  überflügelt  worden,  erhellt 
schon  aus  der  Vergleichung  der  Produktion 
beider  Arten  von  Gespinstfasern:  während 
jetzt  jährlich  etwa  2700  Millionen  kg  Baum- 
wolle gewonnen  werden,  beträgt  die  FJachs- 
produktion  nach  Juitischeks  Schätzung  nur 
530  Millionen  kg.  Obenan  unter  den  Flachs 
erzeugenden  Ländern  steht  Russland,  das 
jährlich  etwa  340  Millionen  kg  produziert 
und  davon  etwa  zwei  Drittel  ausführt.  In 
Deutschland  ist  der  Flachsanbau  in  den 
letzten  Jahrzehnten  zurückgegangen  und  um- 
fasste  1883  nur  noch  108  OuO  ha  gegen  133  OOO 
im  Jahre  1878.  Neuere  Angaben  liegen  nicht 
vor.  Die  der  ersten  Ziffer  entsprechende  Pro- 
duktion wird  auf  44  Millionen  kg  geschätzt. 
Oesterreich  ist  an  der  Flachserzeugung  mit 
jährlich  etwa  39  Millionen,  das  britische 
Königreich  (hauptsächlich  Irland)  mit  20 
Millionen,  Belgien,  wo  der  Flachsbau  ver- 
hältnismässig die  grösste  Ausdehnung  hat, 
ebenfalls  mit  20  Millionen  kg,  Italien  mit 
fast  der  gleichen  Menge,  Holland  mit 
9  Millionen  kg  beteiligt..  In  Frankreich 
wurden  zur  Hebung  der  Flachs-  und  Hanf- 
erzeugung durch  das  G.  v.  13.  Januar  1892 
zunächst  auf  sechs  Jahi*e  Prämien  aiisge- 
setzt,  deren  Gesamtbetrag  aber  2500000 
Francs  nicht  übersteigen  sollte.  Eine  er- 
hebliche Wirkung  dieser  Massregel  ist  jedoch 
nicht  zu  bemerken,  vielmehr  ist  die  mit 
Flachs  bestellte  Fläche  von  32174  ha  im 
Jahre  1890  durch  26932  ha  im  Jahre  1896 
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und  der  Ei1i-ag  von  22  Millionen  auf  18,8 
Millionen  kg  zurückg-egangen. 

Die  Pi'oduktion  von  Hanf,  der  in  seinen 
feinei-en  Sorten,  für  sich  oder  mit  Flachs 
gemischt,  zur  Herstellung  gi-ober  Leinwand 
verwendet  wird,  beläuft  sich  jährlieh  auf 
etwa  340  Millionen  kg.  Russland  allein 
liefert  etwa  ein  Drittel  dieser  Menge,  je- 
doch dient  der  nissische  Hanf  fast  nur  zur 
Anfertigung  von  Seilerwaren.  Oesterreich- 
IJngarn  erzeugt  jährlich  etwa  74  Millionen, 
Italien  (das  die  Hälfte  seiner  Produktion 
ausführt)  80  Millionen.  In  Franki-eich  wai-en 
1896  trotz  des  Prämiengesetzes  von  1892 
nur  34822  ha  mit  Hanf  bestellt,  die  einen 
Ertrag  von  24,8  Millionen  kg  lieferten, 
wähi^end  1890  noch  37  Millionen  kg  auf 
52  Millionen  ha  gewonnen  wurden.  In 
Deutschland  waren  1878  noch  21O00  ha, 
18vS3  aber  nur  noch  1520(>  hadern  Hanfbau 
gewidmet,  und  die  Produkti(m  ist  jetzt  nur 
auf  etwa  12  Millionen  kg  zu  veranschlagen. 
Ueberhaui)t  ist  dem  europäischen  Hanfe  in 
dem  Manilahanfe  (Abaca),  der  Jute  und 
anderen  exotischen  Spinnfasern  eine  gefähr- 
liche Konkurrenz  en^-achsen,  diu-ch  die 
ihm  w^ohl  noch  melir  Boden  entzogen  wer- 
den wird. 

In  Deutschland  betrug  im  Jahre  1891  die 
Einfuhr  von  Flachs  57,9  Millionen  kg,  die  Aus- 
fuhr 28,7  Millionen,  im  Jahre  1899  dagegen  war 
die  erstere  auf  49,7  Millionen,  die  letztere  auf 
9,7  Millionen  kg  zurückgegangen.  Neun  Zehntel 
der  Einfuhr  stammen  aus  Russland.  Die  Ein- 
fuhr und  Ausftihr  von  Hanf  belief  sich  1899 
auf  48,3  und  17.9  Milüonen  k^^  Dazu  kam 
noch  eine  Einfuhr  von  27,1  Millionen  und  eine 
Ausfuhr  von  11,4  Millionen  kg  Hede  und  Werg, 
teils  von  Flachs,  teils  von  Hanf  herrührend.  Der 
Hanf  wird  ebenfalls  überwiegend  aus  Russland 
eingeführt.  Die  Einfuhr  von  Jute  (grösstenteils 
direkt  aus  Ostindien)  stellte  sich  auf  99,1  Mil- 
lionen, die  Ausfuhr  auf  18,0  Millionen  kg. 

Die  Zahl  der  Hauptbetriebe  von  Flachs- 
und  Hanfhechelei  und  -Spinnerei  betrug 
nach  der  Gewerbezählung  vom  5.  Juni  1882  üi 
Deutschland  725,6  und  es  waren  in  denselben 
7589  männliche  und  17454  weibliche  Personen 
beschäftigt.  Von  diesen  Betrieben  hatten  2723 
mit  337  männlichen  und  2412  weiblichen  Be- 
schäftigten den  Charakter  von  hausindustriellen 
und  7074  wurden  ohne  Gehilfen  und  ohne 
Motoren  betrieben.  Die  Zahl  der  Motoren- 
betriebe war  108  mit  17724  Beschäftigten,  in 
65  Betrieben  wurde  Wasserkraft,  in  76  Dampf- 
kraft angewendet. 

Für  Leinen  weberei  gab  es  72 392  Haup t- 
und  29266  Nebenbetriebe.  In  den  Hauptbe- 
trieben waren  80502  männliche  und  23527  weib- 
liche Personen  beschäftigt.  Zur  Hausindustrie 
gehörten  29054  Hauptbetriebe  mit  26671  männ- 
lichen und  14  374  weibUchen  Beschäftigten.  Die 
Zahl  der  Alleinbetriebe  ohne  Motoren  betrug 
55441  ausser  27928  Nebenbetrieben.  In  den 
134  Motoren  betrieben  (unter  diesen  110  mit 
Dampfkraft)  waren  8266  Personen   beschäftigt. 

Die  gewerbestatistische  Aufnahme  vom  14. 


Juni  1895  zei^t  wesentliche  Vers*;hiebiuiff*^i: 
den    Verhältnissen    dieser    Indoi^trie.      In    i-- 
FWhs-  und  Hanfhechelei    und   -Spinnerei  « 
die  Zahl  der  Hauptbetriebe   auf   1373  zn^>. 
gegangen,   neben   denen   es    noch    289   NM-l 
betriebe   gab.     Die    Zahl    der    in    den   Haij- 
betrieben  beschäftigten  Personen  betnur  2:;i':'' 
unter  denen  sich  14281  weibliche  befanden.  Zc- 
Hausindustrie  gehörten  nur  noch  780  Ven^-h' 
nach  der  Angabe  der  Verleger   sogar  nur  'jr- 
Die  Zahl  der  Betriebe  mit  Motorenverwen4u.. 
betrug  128  mit  im  ganzen  18913  Pferdekrlt?^ 
(17  495  von  Dampfmaschinen  geliefert,.    Il  <i'' 
Leinenweberei  war  die  Zahl  der  Hauptbetri»^ 
auf  34493,   die    der  Nebenbetriebe    auf   15  i*- 
gesunken,  und  zugleich  hatte  sich  die  ZaJ.1  »fr 
in  den  erste ren  am  Erhebungstaire  bes<?häfnst»  j 
Personen  auf  67613  (darunter  25(^60  weiblicl- 
vermindert.   Als  hausindustrielle  Haupt betriirf» 
bestanden  nur  noch  19157  mit  26291    be5<h_:- 
ti^en  Personen.    Die  Zahl  der  Motorenbetrit*» 
mit  EinschluRs  eines  Nebenbetriebs  betrus  27« ' 
mit  10066  Pferdekräften  (darunter  949K  dur'. 
Dampf  gewonnen).    Es  gab  6127  JacqiiardsTüi  - 
mit  Handbetrieb  in  1263  Betrieben.  3687  Jacquar  1- 
maschinen   mit   Kraftbetrieb   in    75    Betrie^i^. . 
15852  StÄhle  ohne  Jacquard  mit  Handbetriri' 
in  6122  Betrieben  und  13674  Stühle  die-er  Ar 
mit   Kraft  betrieb  m   171   Betrieben.     Die  Zali] 
der  Bandstühle  mit  Handbetrieb  betrug  'S3:^  l 
206  Betrieben,  die  der  Bandstühle   mit  Kr^tt- 
betrieb  272  in  86  Betrieben.   —   Die   Zahl  .i-r 
Spindeln  (allerdings  nur  in  den  Gehilfenberrieb-a 
die  aber  hier  auch  allein  von  Bedeutung  «ioi 
betrug    275894,    weniger    als    nach    fröherrn 
Schätzungen  angenommen  wurde.  —  Die  flio- 
industrie  ist  demnach  in  der  Spinnerei  seit  li^2 
fast  gänzlich  verschwunden,  was  sicherlich  nirlii 
zu   beklagen  ist.    Aber  auch  die  Handwebert: 
die   1882  noch  etwa  140000  Stühle   besdss.  bt 
stark  zurückgedrängt,   während    die  Zahl  drr 
Kraftstühle,  damals  nur  etwa  9500,   bedentecl 
gewachsen  ist.     Ueberhaupt  ist  der  Kampf  «ier 
Handweberei   geeren   den    Grossbetrieb   in  d^r 
Fabrikation   gewöhnücher  Leinenzeuge  auf  dl" 
Dauer  aussichtslos,  während  sich  in  der  Mnsttf:- 
weberei  der  Handbetrieb  wohl  behaupten  kOnce:! 
wird.     Die  Hauptsitze   der  deutschen  Leinm- 
industrie  sind  in  Westfalen,  Hannover.  Thü- 
ringen, der  Lausitz  und  Schlesien.     Für  Jar»-- 
weberei  gab  es  1882  im  Deutschen  Reiche  It^ 
Hauptbetriebe  (ausser  11  Nebenbetrieben  i  mit 
2050  Beschäftigten.     Im  Jahre   1895   war  di^- 
Zahl  der  Hauptbetriebe  auf  112  gesunken  (ans^fr 
75  Nebenbetrieben),  die  Zahl  der  in  den  erstertn 
Beschäftigten  aber  auf  5839  gestiegen. 

Die  Einfuhr  von  Leinengarn,  namentli-h 
auch  in  den  mittleren  Nummern,  überwiegt  (\'w 
Ausfuhr  noch  sehr  bedeutend;  im  Jahre  1Ä*S 
betrug  die  erstere  13,0  Millionen,  die  letztere 
1,6  Millionen  kg,  und  die  entsprechenden  Wene 
waren  19,9  und  3,1  Millionen  Mark.  Dage^tii 
belief  sich  die  Ausfuhr  von  Leinwand,  Dama-r. 
Tisch-  und  Bettzeug:  ^^^  2,9  Millionen  kg  im 
Werte  von  11,6  Millionen  Mark  gegenüber  ein^r 
verhältnismässig  geringen  Einfuhr. 

Im  britischen  Königreiche  wurden 
1897  eingeführt  1603760  engüsche  Centner 
Flachs,  ausgeführt  (auswärtigen  ürsprunffs, 
65020  Centner;  an  Hanf  und  ähnlichen  Spinn- 
fasern eingeführt  1 806  220  Centner,  wieder  aas- 
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•.-fliliTt.    615740  Centner;   an  Hede  und  Werg 
'>ii  ITlachs  und  Hanf  wurden  eingeführt  464400 
tMitner ,    wieder    ausgeführt    24660    Gentner; 
Ute  eingeführt  H36919  englische  Tonnen,  wieder 
iis-^eftllirt    100423   Tonnen.     Im    Jahre   1877 
otrne:  die  Einfuhr  von  Jute  nur  182494  Tonnen, 
lie   ^Viederausfuh^  48405.    Der  Wert  der  bri- 
i-ii'hen  Ausfuhr  von  Leinengarn  belief  sich  1891 
lUf  y76  042£  gegen  1291 729  iJ  im  Jahre  1877, 
lie  Ausfuhr  von  Leinenfabrikaten  stellte  in  dem- 
selben Jahre  nur  4  770706  £  dar  gegen  5834443  £ 
>\u     Jahre   1877.     Dagegen   stieg   die   Ausfuhr 
v-«>n   Jutegarn  von  217424  £  im  Jahre  1877  auf 
■>2oU^»l    £  im  Jahre  1897   und   die   von  Jute- 
tAV>r\katen  von  1547443  £  auf  2102101  £.    Die 
K  in  fuhr  von  Leinengarn  nach  dem  Vereinigten 
Kiinig^reiche   ist  in   demselben   Zeiträume   von 
2Höy42  £  auf  618375  £,  die  von  Leinenfabri- 
katen   von  289459  £  auf  359974  £  gestiegen. 
Die  Zahl  der  unter  der  Fabrikgesetzgebung 
stehenden  Flachs  verarbeitenden  Fabriken  betrug 
18^>t>      im    Vereinigten    Königreiche    357    mit 
11^6334  Spindeln,  48714  Kraftstühlen,  32825 
männlichen   und    74758   weiblichen   Arbeitern. 
Till  Jahre  1870  war  die  Zahl  der  Fabriken  500, 
die  der  Spindeln  1549547,  die  der  Kraftstühle 
35301,   die  der  männlichen  Arbeiter  38096,  die 
ih'T   w^eiblichen  86676.     Die  Spinnerei  ist  also 
Uedeutend  zurückgegangen,   während  sich  die 
Zahl  der  mechanischen  Webstühle  vermehrt  hat. 
Im    Jahre   1895   waren   33540  männliche    und 
15  362  weibliche  Arbeiter  in  der  Leinenindustrie 
beschäftigt. 

Für  Hanf  waren  die  entsprechenden  Zahlen 

ü\r  1890 :  105  Fabriken  (1870  35),  53673  Spindeln 

«32311),  516  Webstühle  (107),  4644  männliche 

1442)  und  5742  weibliche  Arbeiter  (1708).    Für 

,^Tite  116  Fabriken  (63),  280039  Spindeln  (115 156), 

14 107  Kraftstähle  (4330),  14408  männliche  (4372) 

und  30402  weibliche  Arbeiter  (13198).    Im  Jahre 

1HV)5  M'^aren  beschäftigt  in  der  Hanffabrikation 

4319   Männer  und  57Ö8  Frauen,  in  der  Jute- 

fabrikatiott  13347  Männer  und  28743  Frauen. 

In     Frankreich    wurden    1898    eingeführt; 

Flachs    und   Hanf   für   65,5   Millionen   Francs. 

ausgeführt  für  8.7  Millionen  Francs,  und  Jute  ein- 1 

ireführt  für  32,8  Millionen,  ausgeführt  für  0,1 1 

Million  Francs.    Der  Wert  der  1898  eingeführten  i 

( Tarne  aus  Flachs  oder  Hanf  betrug  6,0  Millionen 

Francs,  der  der  Gewebe  dieser  Art  10,0  Millionen 

Francs,    der  eingeführten  Game  und  Gewebe 

von   Jute  1,3  Mülionen  Francs.     Die  Ausfuhr 

von  Garnen  aus  Flachs  oder  Hanf  hatt^e  einen 

Wert  von  4,9  Millionen,  die  von  Geweben  dieser 


Art  einen  solchen  von  7,9  Millionen,  die  von 
Jutegarn  und  -geweben  einen  solchen  von  bezw. 
2,2  und  5,3  Millionen  Francs.  Die  Zahl  der 
Spindeln  der  französischen  Leinen-,  Hanf-  und 
Juteindustrie  wird  zu  574000  angegeben.  Die 
mechanische  Weberei  hat  sich  in  Frankreich 
schneller  verbreitet  als  in  den  übrigen  Ländern 
des  Kontinents;  indes  gab  es  1890  neben  17619 
mechanischen  Webstühlen  noch  28  892Handstühle. 

In  Oesterreich-Üngarn  gab  es  1875 
398000  Spindeln  für  Leinen  und  Hanf  und 
5392  Jutespindeln.  Für  1891  giebt  Brachelli 
nur  384800  Spindeln  an.  Die  Handweberei 
waltet  noch  bei  weitem  vor,  da  auf  64000  Hand- 
stühle nur  4600  Kraftstühle  kommen.  —  In 
Eussland  wird  die  Leinenindustrie  noch  in 
ausserordentlich  grosser  Ausdehnung  als  Haus- 
arbeit betrieben  und  man  schätzt  die  Zahl  der 
zeitweilig  häuslich  beschäftigten  Spinnerinnen 
auf  drei  Millionen  und  die  der  W^eber  auf 
500000.  Daneben  gab  es  1887  24  mechanische 
Flachsspinnereien  und  87  grosse  Webereien. 
Die  Zahl  der  Spindeln  betrug  185000,  die  der 
Kraftstühle  6530.  Auch  in  der  Hanfindustrie 
ist  eine  sehr  grosse  Zahl  Arbeiter  hausgewerb- 
lich beschäftip^t.  —  In  Belgien  nimmt  die 
Leinenindustrie  eine  hervorragende  Stellung  ein.' 
Die  Zahl  der  Betriebe  belief  sich  1896  auf  1843 
mit  217  Motoren  und  8459  Pferdekräften.  Es 
waren  24579  männliche  und  11213  weibliche 
Personen  beschäftigt,  und  der  Wert  der  Jahres- 
produktion wurde  auf  95,6  Millionen  Francs 
geschätzt.  —  In  Holland  und  in  der  Schweiz 
ist  die  Leinenindustrie  von  untergeordneter  Be- 
deutung. —  In  Italien  ist  die  häusliche  Hand- 
spinnerei noch  sehr  verbreitet  und  neben  7— 8(X) 
Kraftstühlen  und  4800  Handstühlen  im  ständigen 
Kleingewerbebetriebe  giebt  es  noch  etwa  68  (XX) 
zeitweilig  im  Hausbetriebe  verwendete  Stühle. 

Die  Leinenindustrie  hat  in  allen  Ländern 
mit  Schutzzollsystem  auch  stets  ihren  reich- 
lichen Anteil  an  diesem  Schutze  genossen.  In 
Preussen  war  unter  Friedrich  dem  Grossen  die 
Einfuhr  von  Leinen  waren  teilweise  verboten, 
der  Tarif  von  1818  jedoch  begnügte  sich  mit 
sehr  massigen  Zöllen.  Garn  blieb  ganz  zollfrei, 
grobes  Packleinen  und  dergleichen  hatte  nur 
Ve  Thaler,  rohe  Leinwand  und  Drillich  2  Thaler 
für  den  (alten)  Centner,  gebleichte,  gefärbte, 
bedruckte  Leinwand,  Tisclizeug  etc.  ^/o  Thaler 
für  das  Pfund  an  Zoll  und  Verbrauchssteuer  zu 
entrichten.  Nach  den  Zollvereinstarifen  waren 
die  Sätze  für  Garn  und  die  drei  angeführten 
Klassen  von  Leinenwaren  folgende  (in  Mark): 


Garn 

Leinen  I 

Leinen  II 

Leinen  III 

vom  1.  L 

1834  ab 

Ctr. 

0,50—3 

2 

6 

33—  66—165 

♦»     1.  1. 

1837   „ 

n 

0,50-6 

2 

6 

33—  66—165 

n      ■*■•  *• 

1847    „ 

100  kg 

i^) — 12 — 24 

4 

12 

120—180—360 

n      ■*■■  ■*■• 

1865    „ 

n 

I ')— 12— 24 

4 

24 

60—120—240 

»      1.  1. 

1868    „ 
1880   , 

n 
n 

oi)_  3—10—24 
3—12—36 

4 

i5 

60—120 — 240 

n      ■••■■*•. 

6- 

^ 

60-120—600*) 

.".i-vir. 

.1885    „ 

Tf 

5—12—36- 

70 

12  - 

-60 

60-150—800*) 

^)  Handgespinst, 
*3  Zwirnspitzen. 

Nach  dem  seit  dem  1.  Februar  1892  in '  Baumwolle  beziehen)  herabgesetzt  für  Jutegarne 
Kraft  getretenen  Vertragstarife  werden  die  '  bis  Nr.  20  von  5  und  6  Mark  auf  4  und  5  Mark, 
Zölle  von  1885  (die  sich  überhaupt  auf  alle  1  für  accommodierten  Nähzwirn  von  70  auf  60 
vegetabilischen  Spinnstoffe  mit  Ausnahme  der    Mark,  für  Packleinwand  aus  Jute,  Manillahanf 
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nnd  dergleichen  von  12  anf  10  Mark  und  für 
Zwirnspitzen  von  800  auf  600  Mark. 

In  dem  1816  neugeordneten  französischen 
Prohibitivsystem  gehörten  die  Leinen  waren  zu 
den  wenigen  Gattungen  von  Fabrikaten,  deren 
Einfuhr  nicht  verboten  war.  Nach  dem  Tarif 
von  1816  waren  bei  der  Einfuhr  auf  französi- 
schen Schiffen  für  einfaches  Garn  10  Francs 
für  gezwirntes  62  Francs,  für  gefärbtes  123 
Francs  für  100  kg  zu  entrichten.  In  den  Jahren 
1817,  1825,  1840,  1841,  1842  wurden  die  Zölle 
vielfach  weiter  abgestuft  und  dabei  meistens 
erhöht,  und  so  standen  sie  nach  dem  G.  v.  9. 
Juni  1845  für  rohe  einfache  Garne  auf  38 — 165 
Francs,  für  gebleichte  auf  54—212  Francs.  Ge- 
bleichte und  gefärbte  Leinwand  war  1816  mit 
150  Francs  belastet,  1825  wurden  die  Zölle  von 
60  bis  700  Francs  und  1842  von  90  bis  817 
Francs  abgestuft.  Zu  allen  diesen  Zollsätzen 
kam  übrigens  noch  ein  Zuschlag  von  10^  o  al^ 
sogenannter  Kriegsdecime.  Der  durch  die  Han- 
delsverträge des  Kaiserreichs  aufgestellte  Kon- 
ventionstarif setzte  die  Zölle  für  einfaches  rohes 
Garn  mit  Einschluss  der  Kriegsdeciraes  auf 
15— 1(X)  Francs,  für  gebleichtes  oder  g-efärbtes 
auf  20 — 133  Francs,  für  Packleinen  auf  o  Francs, 
"für  andere  Leinwand  auf  28 — 535  (später  400 
Francs)  für  100  kg.  Der  (ieneraltarif  von  1881 
setzte  diese  Zölle  bedeutend  höher,  was  aber 
praktisch  nicht  in  Betracht  kam,  da  die  In- 
dustriestaaten die  Vorteile  des  neuen  Kon- 
ventionstarifa (1882)  genossen,  in  dem  die  be- 
treffenden Zölle  gegen  die  früheren  vertrags- 
raässigen  Sätze  etwas  erniedrigt  waren,  z.  B. 
für  gebleichtes  und  gefärbtes  Garn  auf  16.50 
— 12ö  Francs,  für  Leinwand  auf  28—375  Francs. 
Der  Minimaltarif  von  1892  hat  wieder  höhere 
Sätze,  besonders  für  feine  und  gemusterte  Lein- 
wand, deren  beste  Qualitäten  roh  500  und  530 
Francs  und  gebleicht  noch  40%  Zuschlag  ent- 
richten müssen.  —  In  England  waren  die 
Leinentrewebe  bis  zum  Erlass  des  Tarifs  vom 
5.  Juli  1825  noch  mit  Zöllen  von  40-180% 
des  Wertes  belastet,  der  erwähnte  Tarif  aber 
schrieb  eine  in  acht  Jahren  durchzuführende 
allmähliche  Herabsetzung  derselben  auf  25®/o 
vor  und  verminderte  zugleich  den  damals  noch 
sehr  hohen  Zoll  auf  zubereiteten  Flachs  [14^ ._. 
Schilling  für  den  Centner)  auf  4  Pence.  Im 
Jahre  1842  erfolgten  weitere  Erniedrigungen, 
und  1846  wurden  die  einfachen  Game  und  ein 
Teil  der  Leinengewebe  schon  ganz  zollfrei  zu- 
gelassen. Die  letzten  Reste  der  Schutzzölle 
beseitigte  dann  1860  der  Handelsvertrag  mit 
Frankreich.  —  In  den  Vereinigten  Staaten,  wo 
die  Leinenindustrie  noch  wenig  entwickelt  ist, 
liess  der  (Mac  Kinley-)  Tarif  von  1890  den  Zoll 
auf  Leineugewebe  von  35%  des  Wertes,  der 
schon  vorher  bestand,  ungeäudert.  Der  (Brice- 
Gorman-)  Tarif  von  1Ö94  gewährte  einige  Milde- 
rungen, der  (Dingle.v-)  Tarif  von  1897  aber  er- 
höhte die  meiste^i  Sätze  durch  Kombination  von 
specifischen  und  Wertzöllen  und  zwar  bis  50 
und  teilweise  55  (für  Netz-  oder  Filetarbeit  so- 1 
gar  bis  60)  Prozent  des  Wertes. 

Von  den  staatlichen  Massregeln  und  Ein- 
richtungen, die  früher  zur  Hebung  der  Leinen- 
industrie bestanden,  hat  sich  in  Preussen  ein 
kleiner  Rest  in  den  Leinenschauanstalten  oder 
Leggen  erhalten,  die  früher  in  Hannover,  Kur-  j 
liessen  und  dem  Regierungsbezirk  Minden  eine 


wichtige  Rolle  spielten.  Eine  gev«iÄ»e  Kuir.-  .• 
der  Qualität,  namentlich  des  von  d«  -r'- 
ständigen  kleinen  Weberei  gelieferten  Leb'i:. 
schien  zweckmässig,  nnd  das  ^Leffgeleinen-  L* 
in  der  That  stets  seineu  iguten  Ruf  be^aln 
Durch  das  G.  v.  15.  Mai  18  <5  wurde  bej-rlicü 
dass  die  Leggeanstalten  durch  den  Hacdrl- 
minister  nach  Anhörung  der  Kreistage  ««i* 
Amts Versammlungen  aufgelört  werden  krim*-: 
soweit  ihr  Fortbestehen  durch  ein  Verkf-fc> 
bedürfnis  nicht  mehr  erfordert  irürde.  IHr  n 
den  betreffenden  Bezirken  bestehenden  Gn»v 
und  Verordnungen  über  die  Leinenschau  tr-M 
dann  ausser  Kraft.  Dieselben  können  aber  l7. 
ausser  diesem  Falle  für  einzelne  leg-gepflidr^ 
Bezirke  atifgehoben  werden.  Die  Leggeardtusj 
vom  15.  Mai  1853  für  die  KreL»«c  'Bi»*Ut''L 
Halle  nnd  Herford  (mit  Ausnahme  tob  zw.: 
Aemtern)  wurde  schon  sofort  durch  das  Cif-^-i 
aufgehoben.  In  der  Provinz  Hannover  be^t»  [i,  •_ 
dagegen  noch  immer  mehrere  Lengen  und  ti' 
das  Personal  derselben  (ein  Leggemspektor  m  i 
acht  Leggemeister)  sind  im  Etat  des  Haa-M- 
ministeriums  von  1900  noch  12400  Mark  aii-^: 
dem  Wohnungsgeldzuschuss  ausgesetzt,  ^aii 
kommen  noch'  16587  Mark  zur  Remunerüi-: 
des  nicht  fest  angestellten  Personals  der  Lejrvrr 
und  der  Musterbleichanstalt  in  Sohlingen  i^l 
für  die  Dienstleistungen  bei  den  Nebenl<^^:.'S. 

Litteratnr:  Vergangenheit  wnd  Grgenvnrt  '^" 
deutschen  Leinenindustrie,  Jahrb./.  yat.  m.  >//».♦. ;. 
iS.  iilöff.  —  Schmoller,  Zur  Oeschirhu  •'- 
deutschen  Kleingewerbe  im  19.  Jahrhttti"'. 
^^'  447  ff.,  S.  oh  ff.  —  Derselbe^  Dif  Er<- 
Wickelung  und  Krisis  der  deutschen  UVfrrr?»  • 
Ift.  Jahrhundert,  Berlin  187S  (Zeit-  und  Su-.'- 
fragen).  —  Schoultz,  Flachs-  und  Hanjh^i'  >\ 
Russland.  Russ.  Revue  XXIII,  1S8S,  S.  if  - 
Oberleithner,  Flachs-  und  HanfinduMri»  ♦.. 
dem  offiziellen  Bericht^'  über  die  Wiener  \Vf'*- 
aussteilung  von  187S.  —  Gt'Ottte,  iMr  Eihihi* 
des  Manchestertums  auf  Handwerk  und  //"*'■ 
industric,  gezeigt  an  der  Hand-  und  Ei''*- 
Weberei,  Berlin  IS84.  —  ZUnnherntann,  &^'' 
und  Verfall  des  Leinengewerbes  in  Sch^^i'-. 
Breslau  1885.  —  r.  Scherzer  w.  Bratagaerif. 
Der  wirtschaftliche  Verkehr  der  (Jf^CTtK'i/t. 
Wien  1891.  —  v.  Juraschekf  Velersichlen  ./*' 
Weltwirtschaft,  Berlin  1885—189.'}.  —  i^ntif'H 
des  Deutschen  Reiches,  X.  F.,  X'r.  lli,  B-^>' 
1898.  —  Gewerbe  und  Handel  im  Dent^d-. 
Reich.  Sonderabdruck  aus  Bd.  119  der  Xu.  i^- 
I).  R.,  X.  F.,  Berlin  1899.  —  Vgl.  auch  rf»« 
im  Art.  Baumwollindustrie  foben  B<1.  If 
S.  Ö15)  angeführten  zoUgeschichtlichen  W^rkf. 

Lexii. 


Le  Play,  Fr^^ric, 

geb.  1806  zu  Rivi^re  bei  Honfleur,  gest.  m 
13.  IV.  1882  in  Paris,  besuchte  die  polytech- 
nische Schule  und  die  Bergakademie  (Ecole  de? 
mines)  in  Paris  und  bekleidete  hinter-  hez^- 
nebeneinander  die  Aemter  eines  Oberingeuieim 
der  Bergwerke,  Professors  der  Probierknnst 
und  Metallurgie  an  der  Ecole  des  mines,  Stuts- 
rats,  Senators,  Generalinspektors  der  Benr- 
werke  etc. 


Le  Play 
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LiB    Play  veröffentlichte  von  staatswissen- 
-li&%ftlichen Schriften a)  in  Buchform:  Descrip- 
4>rL  des  procedes  metallur^ques  employes  dans 
i    l>ays  de  Galles  pour  la  fabrication  du  cuivre, 
t      recherches  sur  Tetat  actuel  et  sur  l'avenir 
irol)able   de  la  production  et  du  commerce  de 
e    metal,  Paris  1848.  —  Les  ouvriers  Europeens. 
Itudes  sur  les  travaux,  la  vie  domestique  et  la 
oiidiüon   morale  des  populations  ouvri^res  de 
'l^iirope,    precMes  d'un  expos6  de  la  m6thode 
r  Observation,    ebd.    1855    (1864    erkannte    die 
L^ariser  Akademie  diesem  Werke  den  statistischen 
Preis  zu];  dasselbe,  2.  Aufl.,  6  Bde.,  Tours  1877 
— 1879  (Inhalt  von  Bd.  I:  La  methode  d'obser- 
'vation  appliquee,  de  1829  ä  1879,  a  l'etude  des 
fa.uiilles   ouvriferes   en  3  livres  ou  precis  som- 
iua.ires,   touchant  les  origines,  la  description  et 
\'\\istoire   de  la  methode.    Avec  une  carte  geo- 
Srraphique  de  57  familles  decrites.  —  Les  ouvriers 
des  deux  mondes.    Etudes  sur  les  travaux,  la 
vie  domestique  et  la  condition  morale  des  popu- 
lations ouvriferes  des  diverses  contrees  etc.,  publ. 
par  la  Societe  internationale  des  etudes  pratiques 
d' economic  sociale,  4  Bde.,  Paris  1857—63.  — 
La  reforme  sociale  en  France,  deduite  de  l'ob- 
servation  comparee  des  peuples  europeens,  2  Bde., 
Paris  1864;  2.  Aufl.,  2  Bde..  Tours  1866  j  3.  Aufl., 
3  Bde.,  1867;  4.  Aufl.,  3  Bde.,  1872;  5.  Aufl., 
3  Bde.,  1874;   6.  Aufl.,  4  Bde.,  1878;   7.  Aufl, 
3  Bde.,  Paris  1889.  —  L'organisation  du  travail 
Selon  la  .coutume  des  ateliers  et  la  loi  du  deca- 
lo^ue,  avec  un  precis  d'observations  comparees 
sur   la  distinction  du  bien  et  du  mal  dans  le 
rejifime  du  travail,  les  causes  du  mal  actuel  et 
los    moyens   de   röforme,   les   objectious   et  les 
reponses,  les  difficultes  et  les  Solutions,  Tours 
1«70;   dasselbe,  2.  Aufl.  1870;    5.  Aufl.  1888; 
dasselbe    in    englischer    Uebersetzung ,    Phila- 
delphia 1872.  —  La  prix  sociale  selon  la  pratique 
des  autorites  soumises  au  decalogue,  Paris  1871. 

—  L'organisation  de  la  famille  selon  le  vrai 
modele.  Signale  par  l'histoire  de  toutes  les  races 
et  de  tous  les  temps,  ebd.  1871;  2.  Aufl.  1875; 
3.  Aufl.  1884.  —  La  question  sociale  et 
TAssemblee.  Reponse  aux  questions  des  d6bnt6s 
membres  de  VUnion,  Tours  1873;  2.  Aufl.  1874. 

—  La  methode  experimentale  et  la  loi  divine. 
Lettre  de  M.  Pratiö,  deput6  de  l'Aveyron,  et 
reponse  de  F.  Le  Play,  ebd.  1875.  —  La  Con- 
stitution de  TAngleterre  consid^ree  dans  ses 
rapport5  avec  la  loi  de  Dieu  et  les  coutumes  de 
la  prix  sociale,  pr^cedee  d'aper^us  sommaires 
sur  la  nature  du  sol  et  l'histoire  de  la  race, 
2  Bde.,  ebd.  1875.  —  La  r6forme  en  Europe  et 
le  Saint  en  France.  Le  programme  des  unions 
de  la  paix  sociale,  avec  une  introduction  de 
iH.  M.  A.)  Munco  Butler  Johnstone,  ebd.  1877. 

—  La  methode  sociale,  abrege  des  ouvriers 
Europeens.  Ouvrage  destin6  aux  classes  diri- 
geautes,  ebd.  1879.  —  Programme  du  gouver- 
nement  et  d'organisation  sociale  d'apres  l'obser- 
vation  comparöe  de  divers  peuples,  par  un  groupe 
d'eoonomistcs,  Paris  1880.  —  L'Ecole  de  la  paix 
sociale,  son  histoire,  sa  methode  et  sa  doctrine, 
Tours  1880.  —  La  Constitution  essentielle  de 
rhumanite;  expos^  des  principes  et  des  coutumes 
qni  creent  la  prosp^rite  ou  la  souffrance  des 
nations,  ebd.  1^1. 

b)  in  der  Zeitschrift:  R^forme 
sociale,  Paris:  Les  trois  äges  du  travail, 
Jahrg.  I,  Bd.  1,  1881,  S.  7  ff.,  36  ff.  —  Corre- 


spondance  entre  M.  Luzzatti  et  M.  Le  Play, 
Jahrg.  I,  Bd.  2,  1881,  S.  305  ff.  —  Lection 
sociale  du  clerge.  Lettre  de  M.  Tabbe  Rouillot. 
Reponse  de  F.  Le  Play,  Jahrg.  I,  Bd.  2,  1881, 
S.  365  ff.  —  Correspondance  entre  Emile  de 
Laveleye  et  F.  Le  Play,  Jahrg.  II,  Bd.  I,  1882, 
S.  9  ff.  —  L'Ecole  de  la  paix  nationale,  son 
developpement  et  son  avenir,  Jahrg.  II,  Bd.  1, 
1882,  S.  145  ff. 

Le  Play  gehört  der  katholisch-konservativen 
Schule  der  sozialreformatorischen  Partei  an,  die 
in  der  „Union  de  la  paix  sociale"*,  einer  Schöpfung 
Le  Plays,  über  mehrere  Provinzen  Frankreichs 
verbreitet  ist  und  welche  ferner  in  der  Zeitschrift 
„Reforme  sociale"  ein  geachtetes,  von  Le  Play 
1881  gegründetes  Parteiorgan  besitzt.  Le  Play 
hat  die  Methodologie  der  Sozialwissenschaft  um 
einige  umfangreiche  Werke  bereichert,  die  für 
die  Specialforschung  als  Quellenwerke  inter- 
nationaler Arbeiterbudgets  ihren  Wert  haben 
und  behaupten  werden.  Er  rechnet  es  sich  als 
besonderes  Verdienst  an,  nicht  von  der  Studier- 
stube aus  seine  Beobachtungen  übw  die  Lehre 
der  arbeitenden  Klassen  angestellt,  sondern  es 
sich  zur  Lebensaufgabe  gemacht  zu  haben,  den 
wirtschaftlichen  Zuständen  der  Arbeiter  an  den 
Orten  ihrer  Thätigkeit  selbst  nachzuspüren. 
Er  hat  zu  diesem  Zwecke  seit  1829  Europa 
mehnnals  durchkreuzt  und  bis  Westasien  seine 
Forschungen  ausgedehnt;  er  war  achtmal  in 
Russland,  wo  ihn  insbesondere  die  Arbeiterschaft 
der  im  Ural  belegenen  Silberbergwerke  des 
Fürsten  Demidoff  interessierte,  sechsmal  in 
England  und  Deutschland,  dreimal  in  Italien, 
zweimal  in  Spanien  und  ausserdem  in  Skandi- 
navien, der  Schweiz  und  Türkei,  um  überall  zu 
beobachten  und  durch  persönliche  Nachfragen 
zu  ermitteln,  wie  die  Arbeiterfamilien  lebten, 
was  sie  einnahmen  und  ausgaben,  was  sie  er- 
sparten und  welche  MassregeJn  in  ethischer  und 
wirtschaftlicher  Beziehung  der  sozialen  Reform 
vorbehalten  seien.  Es  kam  auf  diese  Weise 
eine  von  der  Pariser  Akademie  mit  dem  statis- 
tischen Preise  ausgezeichnete  Arbeiterhaushalts- 
budgetstatistik zu  Stande,  die  u.  a.  von  Ernst 
Engel  mit  Hinzuziehung  des  Ducpetiauxschen 
Werkes  „Budgets  economiques  des  classes  ouv- 
riöres  en  Belgique'*  zu  sozialstatistischen  Unter- 
suchungen über  Produktions-  und  Konsumtions- 
verhältnisse des  Königreichs  Sachsen,  auf  Grund- 
lage der  sächsischen  Gewerbestatistik,  benutzt 
worden  ist.  Die  Ergebnisse  dieser  Untersuchung 
sprechen  sich  in  dem  sogenannten  Engeischen 
Gesetz  aus,  welches  lautet:  „Je  ärmer  eine 
Familie  ist,  ein  desto  grösserer  Anteil  von  der 
Gesamtausgabe  muss  zur  Beschaffung  derNahrung 
aufgewendet  werden."  Der  Verfasser  der  „Ouv- 
riers Europeens"  huldigt  dem  unbestreitbar 
richtigen,  der  praktischen  Philosophie  entlehnten 
Soziair eformprincip,  welches  sich  durch  seine 
sämtlichen  übrigen  Schriften  zieht:  Die  glück- 
lichen Gemeinwesen  und  Familienverbände  sind 
dieienigen,  deren  Mitglieder  das  tägliche  Brot  bei 
Führung  eines  sittlichen  Lebenswandels  haben; 
der  sittliche  Lebenswandel  aber  beruht  nach  ihm 
auf  der  Befolgung  der  zehn  biblischen  Gebote ;  dem 
durch  diese  Vereinigung  des  ethischen  mit  dem 
Wirtschaftsprincip  geschaffenen  Zustande  legt 
er  den  Namen  „Constitution  essentielle**  bei. 
Leider  kann  er  dieses  Prädikat  meist  nur  den 
„races  simples",  die  den  „decalogue"  noch  in 
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Ehren  halten,  zuerkennen.  Den  Westen  Europas 
hat  er  wegen  Abtrünnigkeit  vom  ^decalogne^ 
sozialen  Friedensbedürfiiissen  am  unzugäng- 
lichsten befunden. 


Vgl.  über  Le  Plav:    Chevalier,   Tours 
d'economie  polit.,  Ed.  IH,  Paris  1850,  S.  2i)ö  96. 

—  Oochin,  La  reforme  sociale  en  France. 
Resume  critique  de  l'ouvrage,  ebd.  181)5.  — 
Dupiu,  Les  „ouvriers  europeens"  couronnes 
par  l'Academie  des  sciences.  Rapport  sur  le 
prix  de  statistique,  in  „Reforme  sociale",  Jahrg.  I, 
Bd.  I,  ebd.  1881,  S.  2ö8ff.  —  F.  d'Arti^ues, 
Mort  et  obs^ques  de  Fr.  Le  Play  in  „Reforme 
sociale",  Jahrg.  IL  Bd.  I,  ebd.  1882,  S.  H4U/5() 
und  428  ff.  —  Duparc,  Fr.  Le  Play  et  les 
jugements  de  la  presse,  in  „Reforme  sociale-", 
Jahrg.  II,  Bd.  I,  ebd.  1882,  S.  3ol;'(X)  u.  4:^)/:^. 

—  Demolins,  Le  Play  et  son  (euvre  de 
reforme  sociale,  ebd.  1882.  —  Jannet,  L'Ecole 
Le  Play,  Conference  faite  a  Geneve,  ebd.  18iK). 

—  ü.  Micl^el,  Le  Play  in  „Nouveaux  diction- 
naire  d'economie  polit.,  Bd.  II.  ebd.  18i)2,  S. 
130ff.  —  A.  V.  Wenckstern,  Le  Play,  Berlin 
1893.  —  J.  B.  Maur.  Vignes,  La  science 
sociale  d'aprös  les  principe?  de  Le  Play  et  de 
ses  continuateurs,  2  vols,  Paris  1897. 

Lippert 


Leroy-Beaulien,  Pierre  Paul, 

wurde  am  9.  XII.  1843  zu  Saumur  geboren, 
studierte  in  Paris,  Bonn  und  Berlin,  unternahm 
mehrere  Jahre  hindurch  grosse  Reisen  durch 
England,  Deutschland,  Oesterreich,  Italien  und 
Spanien,  trat,  nach  Frankreich  zurückgekehrt, 
nachdem  er  zunächst  am  „Temps"  gearbeitet 
hatte,  im  Jahre  1869  in  die  Redaktion  der 
„Revue  des  deux  Mondes",  1870  in  die  Redaktion 
des  „Journal  des  Debats'^  ^n  und  übernahm 
1872  den  Lehrstuhl  der  Finanz  Wissenschaft  an 
der  Ecole  libre  des  sciences  politiques.  Im 
Jahre  1878  vertrat  er  Michel  Chevalier  am 
College  de  France  und  wurde  1880  als  dessen 
Nachfolger  zum  Professor  daselbst  ernannt. 

Leroy-Beaulieu  kann  als  ein  Anhänger  der 
liberalen  Doktrinen  bezeichnet  werden;  er  be- 
kämpft die  progressive  Besteuerung,  ist  Gegner 
des  Staatssoziahsmus  etc.  Seit  1878  gehört  er 
dem  Institut  de  France  (der  Academie  des 
sciences  morales  et  politiques)  au,  auch  ist  er 
Mitglied  der  Akademieen  zu  St.  Petersburg, 
Stockholm,  Academia  dei  Lincei  und  der  Aca- 
demie Royale  des  Lettres,  Sciences  et  Arts  de 
Belgique.  Die  Universitäten  Bologna,  Ediuburg 
und  Dublin  haben  ihm  die  juristische  Doktor- 
würde honoris  causa  verliehen. 

Von  seinen  Schriften  seien  die  nachfolgenden 
hier  genannt:  De  l'etat  moral  et  intellectuel 
des  populations  ouvri^res  et  de  son  influence 
sur  le  taux  des  salaires,  Paris  1868.  (Von  der 
Akademie  preisgekrönt.)  —  Recherches  econo- 
miques,  historiques  et  statistiques  sur  les 
guerres  contemporaines,  Brüssel  1869.  —  La 
question  ouvriere  au  XlXit'me  si^cle,  Paris  1872, 
2.  ed.,  1882.  —  L'administration  locale  en  France 
et  en  Anglet erre,  Paris  1873.  —  Le  travail  des 


femmes  au  XIX*<>me  si^cle,  Paris  1873.  —  T.-i  • 
de  la  science  des  finances,  Pari»  1877.  :*  *  .i 
6leme  ed.,  1899.  —  L'essai  sur  la  r.^pan.?  i 
des  richesses  et  sur  la  tendance  ä  ose  m-nn^r': 
inegalite  des  conditions,  Paris  1881.  4>  i-  ' .. 
1896.  —  La  colonisation  chez  les  penples  iii»M:> 
nes,  Paris  1874,  4ieme  ed.  189L  —  Le  r^lir- 
tivisme,  examen  critique  du  nouvean  soeiali««-*. 
Paris  188:^,  3itine  ed.  1891.  -  L'Aljreric  n  .i 
Tnnißie,  Paris  1887,  2it'nie  ed.  1897.  —  Pr-.* 
d'economie  politique,  Paris  1888,  7»*™^  ed.  11»». 
—  Letat  moderne  et  ses  fonetions.  Pari^  1n^'. 
3ieine  ed.  1899.  —  Traite  theorique  et  pran.  - 
d'economie  politique,  4  vol.,  Paris  1896.  ^■'~ 
ed.  1900. 

Hervorzuheben  ist  fernerhin  seine  Abhä&i- 
lung:  Des  causes  qui  influent  sur  le  rau\  > 
l'interet.  (In  den  Memoires  de  rAcadf-mie  .- 
sciences  morales  et  politiqnes,  t.  XV,  lÄi.V'  Lt 
Luxe  (ibid.) 

Leroy-Beaulieu  begründete  im  Jahn»  J'^rv 
den  „Economiste  franqais".  Sowohl  in  dirJ^r 
Zeitschrift  wie  in  vielen  anderen  Zeitungi^n  rl' 
Journalen  finden  sich  beachtenswerte  Ärtk^ 
aus  seiner  Feder,  welche  sämtlich  hier  aoir.- 
führen  nicht  möglich  ist.  — 

Vgl.  über  Leroy-Beaulieu:  Pier^  d 
in  „De  Economist"  iSept.  1890,  S.  606-615.  - 
L  Cossa,  Introduzione  allo  studio  dell'  ci^- 
nomia  politica,  3.  ediz.,  Milano  1892,  S.399  -HnA  - 

Red. 


Leslie,  Thomas  Edward  Cliffe. 

geb.  mutmasslich  1827  in  der  Grafschaft  Wexfm 
(Irland),  gest.  am  27.  L  1882  zu  Belfast:  \^ 
suchte  die  Universität  Dublin,  wo  er  1^  pri- 
movierte,  wurde  1853  Professor  der  Jurisprudenz 
und  Nationalökonomie  an  Queens  Colkfft  zu 
Belfast  und  1869  Examiner  in  Political  Ecommr 
an  der  Universität  London. 

Leslie  veröffentlichte  von  Staatswissenschan- 
liehen  Schriften  in  Buchform:  Land  Systeme 
and  Industrial  Economy  of  Irelan«!, 
England  and  Continental  Countrips. 
London  1870.  -  The  Land  System  üI 
France,  1. u.  2.  Ausg.  1870.—  Financial  Re- 
form, 1.  u.  2.  Ausg.  1871;  dasselbe,  ins  Peumbe 
übersetzt  von  M.  Broemel,  Berlin  lb7i  ^^ 
Schrift  Helltet  sich  gegen  das  System  der  in- 
direkten Best-euerung).  —  Essays  in  P«>ii- 
tical  and  Moral  Philosophy  (Leber  die 
Geschichte  der  Preise  und  des  Arbeitslohnes  in 
Europa,  das  Volksleben  in  der  Anvergne,  uk/ 
die  philosophische  Methode  der  Nationalokononiit 
etc.),  London  1879,  2.  gekürzte  Aufl.,  Dublin  Icj*. 

Leslie  war  ein  Vorläufer  jener  soziW- 
ökonomischen  Theoretiker,  welche  dem  AVt?efl 
und  der  Bestimmung  der  Nationalökonomie  dea 
(Charakter  einer  ethischen  Wissenschaft  beigelegt 
haben;  die  geistesverwandten  Bezielinng^'^ 
dieser  Eichtung  zur  Soziologie,  für  die  Le>lie 
durch  die  Schriften  Comtes  gewonnen  «^r» 
ferner  das  Studium  der  Schriften  Montesqmeas. 
W.  Koschers  und  Knies',  des  Rechtshistorikers 
H.  Maine  und  Buckles  zeitigten  Leslies  f^^ 
Hervortreten  als  Organisator  einer  neuen  Schül^i 
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F?.  auf  der  Basis  der  philosophischen  Kritik, 
L*  ortlio^oxe  Schule  im  all|?emeinen,  insbesondere 
er  deti  plntonistischen  Charakter  derselben  be- 
impfte  und  zwar  mit  der  Wirkung:,  dass 
pslie  als  Gründer  der  historischen  Schule  Eng- 
iids  in  den  massgebenden  Kreisen  des  Ver- 
nitsten  Königreidis  gefeiert  wurde.  Die 
t'hrift,  in  welcher  er  dieses  sozialrefonnatorische 
iVawbensbekenntnis  niedergelegt,  ist  unter  dem 
^itel  „"Political  Economy  and  Sociology"  im 
auiiarheft  des  Jahrg.  1879  der  „Fortnightly 
W-view'*  abgednickt,  und  es  markiert  sich  darin 
i.  a.  das  Bestrebeu,  die  Smithsche  Schule  als 
"iiie  induktive,  was  aber  nur  für  einzelne  Unter- 
^weYiung-en  zutrifft,  im  Gegensatze  zu  der 
Kicardoschen  zu  bezeichnen,  ferner  Adam  Smith 
van  allen  Selbstsuchtschlacken  der  chrematis- 
tiscYien  Schule  zu  reinigen  und  schliesslich  die 
me<*hanische  Geschichtsauffassung  Buckles  zu 
(lesavouieren.  

Vg-l.  über  Leslie:  Cohn,  Die  heutige 
Nationalökonomie  in  England  und  Amerika  (in 
Jahrb.  f.  Ges.  u.  Verw.,  13  Jahrg.,  1889,  S.  27  ff.). 
—  Ing'ram,  Geschichte  der  Volks  wir  tschafts- 
V^bre  i  übers,  v.  Roschlau),  Tübingen  1890, 
J>.  312  ff.  —  Cossa,  Introduzione  allo  studio 
deir  economia  politica,  3.  ediz.,  Milano  1892, 
S.  365  ff.  —  J.  K.  Ingram,  Th.  E.  Cliffe  Leslie 
in  H.W.B.  d.  St.,  Bd.  IV,  S.  1049  ff. 

Lippert^ 


Letrosne,  Gnillaume  Fran^ois, 

octboren  zu  Orleans  am  13.  X.  1728,  gestorben 
zu  Paris  am  26.  V.  1780.  Im  Jahre  17ö3  zum 
..Avocat  du  Roi"  in  Orleans  ernannt,  bekleidete 
er  diese  Stelle  22  Jahre  hindurch.  Letrosne  ge- 
hört zu  den  hervorragenderen  Vertretern  der 
physiokratischen  Schule. 

Er    veröffentlichte    an    staatswissenschaft- 
lichen Schriften :  Methodica  Juris  naturalis  cum 
Jure  civili  coUatio,    1750.    —    Discours   sur   le 
droit  des  gens  et  sur  1  etat  politique  de  TEu- 
rope,  12  ®,  Amsterdam  (Paris)  1762.  —  Memoire 
üur  ies  vagabonds   et  les   mendiants,   Soissons 
I  Paris)  1764  oder  1765.  —  Suite  de  la  dispute 
sur  la  concurrence   de  la  navigation  etrangere 
pour  la  voiture  de   nos  grains,   Paris  1765.  — 
La  liberte    du   commerce   des  grains  tousjours 
utile  et  jamais  nuisible,  Paris  1765.    —    Essai 
aualytique  sur  la  richesse  et  sur  l'impot,  Paris 
1767'.  —  Recueil  de  plusieurs  morceaux  econo- 
miques,   principalement  sur    le  commerce   des 
('trangers    dans    le    transport    de    nos    grains, 
Amsterdam  1768.    (Querard  in  seinem  „France 
litteraire^    bezeichnet     diese    Sammlung    als : 
Oeuvres  diverses  et  Melanges  sur  le  commerce 
de8  grains",  5  Part,  Paris  1760— 64 )  —  Lettres 
ä  an  ami  sur  les  avantages  de  la  liberte  du 
commerce  des  grains  et  le  danger  des  probibi- 
liong,  Amsterdam  1769.  -  Les  effets  de  l'impot 
indirect  prouves  par  les   deux  exemples  de  la 
gabelle  et  du   tabac,   Paris   1770.    (Im   Jahre 
1777    wieder    abgedruckt    unter    dem    Titel: 
.,£xamen  de  ce  que  coütent  a  la  nation  la  ga- 
belleet  le  tabac.)    —    Eloge  historique  de  M. 
Püthier,  1773.  —  De  l'ordre  social,  ouvrage  suivi 


d'un  traite  el6mentaire  sur  la  valeur,  Targent, 
la  circulation,  Tindustrie,  le  commerce  Interieur 
et  exterieur,  2  vol.,  Paris  1777.  (Der  2.  Bd. 
dieses  Werkes  erschien  auch  unter  dem  Titel: 
L'int^r^t  social  par  rapport  a  la  valeur,  ä  l'in- 
dustrie  et  au  commerce  Interieur  et  exterieur.) 

—  V^ues  sur  la  justice  criminelle,    Paris  1777. 

—  Lettres  sur  les  laboureurs  de  Nois}*,  pres 
Versailles,  Paris  1777.  —  De  Tadministration 
provinciale  et  de  la  reforme  de  1  impot,  suivi 
d'une  dissertation  sur  la  feodalite,  Bäle  1779. 
(Von  der  Akademie  zu  Toulouse  gekröntes 
Werk.)  —  Memoires,  Consultations,  Actes  de 
notoriete  et  Deliberations  sur  la  question  du 
jeu  de  fief  et  le  sens  de  TArticle  7  de  la  Cou- 
tume  d'Orleans,  Orleans  1789. 

In  deutscher  üebersetzung  existieren  von 
ihm:  Lehrbegriff  der  Staatsordnung  oder  Eut- 
wickelung  des  von  D.  F.  Quesnay  erfundenen 
physiokratischen  Regierungs-  und  Staat^wirt- 
schaftssystems  (deutsch  von  Chr.  A.  Wichmann), 
Wien  1780.  —  Die  Staatsordnung  und  das 
Staatsinteresse,  2  Bde.,  Leipzig  1780.  —  Die 
nationalökonomischen  Werke  von  Letrosne  sind 
abgedruckt  in  der  ,.Collection  des  principaux 
Ecouomistes"  de  Guillaumin. 

Vgl.  über  Letrosne:  Eng.  Daire, 
Collection  des  principaux  Economistes;  Phvsio- 
crates.  —  Dict.  de  TEcon.  polit.,  t.  II.  —  Nou- 
velle  biographie  generale,  t.  XXXI. 

Josef  Statnmham'mer, 


Levasseiir,  Pierre  Emile, 

wurde  zu  Paris  am  8.  XII.  1828  geboren.  Nach- 
dem er  an  der  Ecole  Normale  Sup6rieure  studiert 
hatte,  wurde  er  1852  Professor  an  dem  Lyceum 
von  Alengon,  später  am  Lyceum  zu  Besangon, 
1856  Professor  am  Lyceum  St.  Louis  in  Paris. 
1868  Charge  de  Cours,  1872  Professeur  titulaire 
der  Geschichte,  Geographie  und  Wirtschafts- 
statistik am  Coll^^e  de  France,  1871  Assistent 
von  Wolowski,  1876  Professeur  titulaire  der 
politischen  Oekonomie  und  industriellen  Gesetz- 
gebung am  Conservatoire  des  Arts  et  Metiers, 
seit  1872  auch  Professor  der  Statistik  und 
Handelsgeographie  an  der  Ecole  libre  des 
Sciences  politiques. 

Seit  1868  gehört  er  dem  Institut  de  France, 
der  Academie  des  sciences  morales  et  politiques 
an.  Er  ist  feiner  Mitglied  und  Vicepräsident 
des  Conseil  Superieur  de  Statistique,  Vicepräsi- 
dent des  internationalen  statistischen  Instituts, 
Präsident  der  Societe  d'Economie  politique 
von  Paris,  Vicepräsident  der  Societe  de  geo- 
graphie  ebd.,  auswärtiges  Mitglied  der  Acca- 
demia  dei  nuovi  Lincei  in  Rom,  der  Academie 
hongroise  des  Sciences,  der  königlichen  Akademie 
in  Schweden,  korrespondierendes  Mitglied  der 
Akademie  der  Wissenschaften  in  Berlin  etc. 

Levasseur  hat  sich  durch  seine  historischen, 
von  der  Akademie  preisjj^ekronten  Untersuchungen 
über  die  arbeitenden  Klassen  vor  und  nach  1789, 
neuerdings  aber  vor  allem  durch  sein  umfang- 
reiches Werk  über  die  Bevölkerung  verdient 
gemacht. 

Von  seinen  staatswissenschaftlichen  Schriften 
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seien  folgende  g:enannt:  Recherches  historiqnes 
8ur  le  Systeme  de  Law,  1  vol.,  1854.  —  De  pecuniis 
publicis  quomodo  apud  Romanos  qnarto  post 
Christum  seculo  ordinarentur ,  1854.  —  üne 
methode  pour  mesurer  la  valeur  de  Targfent. 
(Bes.  Abdruck  aus  dem  „Journal  des  Econo- 
mistes"),  1856.  —  La  France  industrielle  en 
1789.  (Besonderer  Abdruck  aus  den  „Comptes 
rendus  de  TAcad^mie  des  sciences  morales  et 
politiques"),  1856.  —  La  question  de  Tor,  1  vol., 
1858  (von  der  Akademie  preisgekrönt).  LaBanque 
de  France,  son  passe,  son  role  actuel.  (Bes. 
Abdruck  aus  der  „Revue  Contemporaine"),  1858. 

—  Histoire  des  classes  ouvri^res  en  France 
depuis  la  conqu^te  de  Jules  Cesar  jusqn'a  la 
Revolution,  2  vol.  (von  der  Akademie  preis- 
gekrönt), 1859.  —  Les  assignats.  Etudes  sur 
les  fiuances  de  la  France  pendant  la  Revolution. 
^Bes.  Abdruck  aus  den  „Comptes  rendus  de 
l'Acad^mie  des  sc.  m.  et  pol."),  1859.  —  L'Emi- 
gration.  (Bes.  Abdruck  aus  dem  ,,Journal  des 
Economistes"),  1862.  —  Ouvriers  et  ouvri^res. 
(Bes.  Abdnick  aus  der  „Revue  Nationale"),  1862. 
— •  La  vie  a  bon  marche.  (Bes.  Abdnick  aus 
der  „Revue  Nationale"),  1863.  —  Les  nations  a 
l'exposition  universelle  de  Londres  en  1862. 
(Bes.  Abdruck  aas  der  „Revue  Comtemporaine'*), 
1863.  —  Richard  Cobden.  (Bes.  Abdnick  au8  der 
„Revue  Contemporaine"),  1865.  —  Les  corpo- 
rations  et  la  liberte  du  travail.  (Lecjons  publiees 
dans  le  cours  d'ecouomie  industrielle  par  M.  E. 
Thevenin)  1866.  —  üne  Conference  aux  soirees 
de  la  Sorbonne:  Les  assignats,  1866.  —  La 
prcvoyance  et  Tepar^ne.  Du  röle  de  Tintelli- 
gence  dans  la  productiou.  L'assurance,  1^6(>/67. 
(Conferences  populaires  faites  k  l'Asile  de  Vin- 
cennes.)  —  Histoire  des  classes  ouvri^res  en 
France  de  1789  jusqu'ä  nos  jours,  2  vol.  (von  der 
Akademie  preisgekrönt).  1867.  —  Cours  d'eco- 
uomie rurale,  industrielle  et  commerciale,  1868, 
5.  ed.,  1886.  —  Precis  d'ecouomie  politique,  1867. 
7.  ed.,  Ib98.  —  Cours  d'cconomie  politique,  4.  ed., 
1886.  —  Cours  d'instrnction  civique  k  l'usage 
de  Tenseignement  primaire  (gemeinschaftlich 
mit  Mabilleau  und  de  La  Courtie),  2.  ed.,  1885. 

—  Le  Marquis  d'Argenson  (Memoire  lu  dans 
la  seance  publique  annuelle  des  cinq  Academies, 
le  14.  VIIL  1868)  1868.  -  Vademecum  du  statis- 
ticien.  Tableaux  concernant  la  France  et  ses 
colonies,  1870.  —  Rapport  sur  le  concours  Leon 
Faucher:  Le  Systeme  colonial  des  peuples  mo- 
dernes, 1872.  —  Rapport  sur  Tinstruction  pri- 
maire et  l'instruction  secondaire  k  TExposition 
universelle  de  Vienne.  (Bes.  Abdruck  aus 
den  „Rapports  de  l'Exposition  universelle  de 
Vienne),  1875.  —  La  vie  et  les  travaux 
de  Wolowski.  (Bes.  Abdruck  aus  den  „Annales 
du  Conservatoire  des  Arts  et  Metiers"), 
1877.  —  Statistique  comparee  de  TEnseignement 
primaire,  1829—1877:  Rapport  presente  par  la 
commission  de  statistique  de  reuseignement 
primaire  ä  M.  le  miuistre  de  riustruction  publique 
et  des  Beaux  Arts.  (Bes.  Abdruck  aus  dem 
2.  Bde.  der  „Stati.«»tique  de  l'enseignement  pri- 
maire"), 1879.  —  Dasselbe  für  die  Jahre  1881— 
1882,  1886-87,  1891-92,  1896—97.  —  Quatre 
lecjons  d'ouverture  du  Cours  du  College  de 
France,  1868—1879.  —  La  question  de  la  houille. 
(Bes.  Abdruck  aus  dem  Economiste  fran^ais), 
1876.  —  De  la  valeur  des  monnaies  romaines, 
1  vol.,  1879.  —  Rapport  sur  le  commerce  et  le 


tonnage  relatifs  au  Canal  interoceanique.  B^ 
Abdruck  aus  dem  „Compte  rendn  du  Coacrr- 
international  d'etudes  du  canal  mteroc^ÄniqU'i 

1879.  —  Esquisse  de  Tethnographie  de  U  Fr^«^-. 

1880.  —  La  laine.  (Bes.  Abdnick  aa«  irr 
„Revue  Seien tifique"),  1880.  —  Böle  de  IXt^ 
dans  l'ordre  4conomiqiie.  (Bes.  Abdmck  m^.  iki 
..Comptes  rendus  de  TAc.  des  sc.  m.  el  poüi.- 
1882.  —  Resume  historique  de  renseigneai^L: 
de  r^conomie  politique  et  de  la  statisriqnt'  '^ 
France.  (Bes.  Abdruck  aus  dem  «Jouma]  de^ 
Economistes"),  1883.  —  Resume  historiqar-.. 
de  1882  ä  1892.  —  La  Statistique  irffieidl^  r_ 
France.  (Bes.  Abdruck  aus  dem  ^Journal  dp  h 
Societe  de  Statistique"),  1885.  —  Le*  pn»gr^ 
de  la  race  europeenne  au  XlXi^me  siklr'pi: 
la  colonisation.  (Bes.  Abdruck  aus  dem  „Bull-tia 
de  la  Societe  d'acclimatisation''',  1885.  —  La 
statistique  graphique.  {Bes.  Abdnick  ans  l^- 
Jubiläumsbande  der  „Statistical  Society-;,  l^v 

—  Commerce  de  la  France  avec  ses  ccdoni- 
(Bes.  Abdruck  aus  „1' Atlas  colonial^),  IbSV  — 
1887 :  Les  populations  urbaines  en  France  >:^k.- 
parees  a  celles  de  l'etranger.  iBes.  Ab«lrD-l 
aus  den  „Comptes  rendus  de  TAcad.  des  s«:.  n 
et  pol.'^.)  —  Precis  de  geographie  (Terre,  Eür>p- 
et  France),  3  volumes,  avec  3  atlas  correspondaur-. 
de  geographie,  physique,  politique  et  econoiLii^, 
plusieurs  editions  successives  depuis  1871.  - 
Statistique  de  la  superticie  et  de  la  popnlati-i 
des  contrees  de  la  terre.  (Bes.  Abdnirk  ir? 
dem  „Bulletin  de  Tlnstitut  international  ii 
statistique  t.  I  et  TI),  1886—87.  —  Les  taU- 
de  survie.  (Bes.  Abdnick  aus  dem  „Journal  d»  h 
Societe  de  Statistique-"),  1887.  —-La  theorie  «ir. 
salaire.  (Bes.  Abdruck  aus  dem  „Journal  \r^ 
Economistes"),  1888.  —  L'abolition  de  IVst^laT.ii?: 
au  Bresil,  1888.  —  Les  Alpes  et  les  grandf*  i- 
censions,  1  vol.,  1888.  —  Discours  au  rociib 
monetaire  de  1889,  1889.  —  Notice  hijJtoriqnt 
sur  l'ancien  prieure  de  Saint-Martin  des-ChaDij- 
et  sur  le  Conservatoire  des  Arta  et  Metiers.  1?;^-'. 

—  La    Population    fran^aise.      Histoire   de  \ä 
Population   avant   1789  et   demographie  de  U 
France  comparee  ä  celle  des  autres  nation?  ao 
XIX«*  si^cle,  pr^edee  d'une  introduction  sur  la 
statistique,  3  vol.,  1889 — 1892.  —  Di8cus>ii>n  i 
la  Societe  d'ecouomie  sociale  sur  la  population 
de  la  France  en  1789.  (In  der  „R^fonne  swiak" 
V.  16.  IV.   1890 )  —  La   statistique,  son  objK, 
son    histoire,    1890.   —  Les   c^reales,   18?(i.  — 
Note  sur  la  valeur  de  la  productiou  afi^ritvle. 
(Abdruck  aus  den  „Comptes  rendus  de  la  Wert 
nationale    d'agriculture".)    —    Grand  atlas  de 
geographie    pnysique    et    politique,    1891.  — 
La   France   et   ses  colonies,  3  vol.,  189(192.  - 
Grand  Globe  terrestre  au  25000000,   1892.  - 
Aperfju  de  l'histoire  economique  de  la  valenr  h 
du  revenu  de  la  terre  en  France  du  XIIl«  i 
la  fin  du  XVIIIe  siecle,  avec   les  conrbes  «In 
prix  du  ble  de  1200  a  1891.    (Abdnick  ans  den 
„Comptes  rendus  de  la  societe  nationale  d'agri- 
culture".)  —  Recent  Commercial  policy  of  France 
(The  Journal  of  political  economy  of  the  nni- 
versitv  of  Chicago)  —  L'agriculture  ai«  Etats. 
Unis,  ^1  vol.,    1894.  —  The  assignats,  a  stndr 
on  the  finances  of  the  French  revohition  Tbc 
Journal  of  political  economy  of  the  university 
of  Chicago).  —  La  mission  economique  de  lAca- 
demiedes  sciences  morales  et  politiques  de  1838» 
1891.  (Abdruck  aus  den  „Comtes  rendus  de  l'aca- 
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mie"^.)  —  Souvenirs  du  centenaire  de  l'Ecole 
irni  ale  1795—1895, 1895.  —  Les  canses  r6gulatri- 
s  i\x\  salaire,  1896  (Revue  d'economie  politique). 
•  (^t>iicentration  of  industry  aud  macninery  in 
if  United  States,  1897  (Annais  of  the  American 
cadeiny  of  political  and  social  sciences).  —  Ce 
uou  peut  faire  en  Tunisie,  C-onförence  1897.  — 
.e  coiioüurs  sur  la  participation  aux  ben6fices, 
Uipport  fait  au  musee  social,  1897.  —  De  l'ötat 
r^seut  et  prochain  de  Toiivrier  americain,  1897 
Annales  de  l'Ecole  libre  de  sciences  politiques). 

-  L'ouvrier  americain,  2  vol.,  1898.  —  Des 
jrosrres  de  l-a^riculture  fran^aise  dans  la  seconde 
noitie  du  XVIIIe  siede,  1898  (Revue  d'economie 
[)oHtit|ne).  —  La  depopulation  fran^aise,  1897 
I Revue  politique  et  parlementaire).  —  Notre 
Frame,  introduction,  1898  (Journal  des  voyages). 

—  Le    salariat   et  le   salaire,    1898.    —  Com- 

]»a raison    des  forces   productives   des  Etats   de 

lEurope,   1898.    (Abdruck  aus  dem   Precis  de 

jrft>irraphie    de   TEurppe.)    —   Rapport  sur    la 

mission  economique,  recherches  dans  les  archives 

dqjartementales,  1899.  —  Comparaison  du  travail 

ä  la    main   et   du    travail  ä  la  machine,  1900. 

'Abdruck  aus  dem  Bulletin  de  la  Societe  d'en- 

conrairement  pour  l'industrie  nationale.)  —  Con- 

sequences  economiques  du  propres  des  voies  et 

iiioyens  de  eommunication  au  XIX©  siecle,  1900 

ii'oujcres    international    de    geographie    econo- 

miijue    et    commerciale).  —  Trente    deux    ans 

d'ensi^ignement  au  College  de  France,  chaire  de 

i?«!*üirraphie,  histoire  et  statistique  economiques. 

(A)>dnuk    aus    der    ,.Revue    internationale    de 

rensfiLTuement".)  —  Histoire  des  classes   ouv- 

ritres    et  de   Tindustrie  en  France  avant  1789 

*2e  edition  enti^rement  refondue,  2  volumes  de 

6(JU    et    700   pages;    le    premier    a    paru    en 

Aont    1900).     Ausserdem    hat    Levasseur  noch 

zahlreiche    geographische    Schriften    und    viele 

Karten  herausgegeben,  die  hier  jedoch  alle  zu 

nennen  zu  weit  führen  wi\rde. 

Ked. 


LieferuDgsgesehafte 

s.  Zeitgeschäfte. 


Lip8,  (Michael)  Alexander, 

wurde  am  28.  IX.   1779  zu  Frauenaurach   bei 

Erlano:en  geboren.    Er  promovierte  in  Erlangen 

(Diss.:  Historia  Arabiae  felicin  Muhamede  anti- 

quioris  exscriptis  arabicis  ipsis  hausta),  um  sich 

al>bal(l  auch  daselbst   als  Privatdozent  nieder- 

zuhussen  (Diss. :  Spec.  I,  Sect.  IT,  quae  historiam 

antiquissimam    ab    Homayro,     rege    usque    ad 

dilnvium  aggeris  Maerebeiisis  contijiet,  Erlangen 

lHl)l).   Er  las  über  geschichtliche  Fächer,  theo- 

lü<n-i4h«^  Gegenstände,  über  Politik,    Landwirt- 

whaft  und  Technologie.    Lips  ward  1809  zum 

Extr«aordinarius    befördert,    unterbrach    jedoch 

zeitweise  seine  Lehrthätigkeit,  folgte  aber  1821 

einer  Benifinig  als   ordentlicher   Professor   der 

'Staiits-    und    Nationalwirtschaftslehre     an     die 

Universität  Marburg.     Im  Sommer  1833  legte 

er  sein  akademisches  Amt  /?anz  nieder  und  zog 

w«h  auf  -«ein  Gut  Marlofstein  zurück,  wo  er  am 

16.  IV.  1838  starb. 


Die  ausgedehnte  meist  auf  aktuelle  Tages- 
fragen sich  beziehende  publizistische  Thätigkeit 
Lips'  erklärt  zum  Teil  die  seineu  Schriften  an- 
haftende Oberflächlichkeit  und  Flüchtigkeit.  Am 
dürftigsten,  insbesondere  in  Bezug  auf  Litte- 
raturangaben,  erscheint  seine  „Staatswirtschafts- 
lehre"  [s.  u.),  w^ährend  die  im  reiferen  Alter 
verfasste  Schrift  „Deutschlands  Nationalöko- 
nomie*' entschieden  planmässiger  abgefasst  ist. 
Lips  zeigt  sich  in  seinen  Hauptschriften  als  ein 
Anhänger  der  liberalen  Ideeen,  er  bekämpft  die 
üeberreste  der  Feudalherrschaft  und  die  deut- 
schen Binnenzölle  und  tritt  sehr  energisch  für 
die  Gewerbefreiheit,  für  die  Freiheit  des 
Getreidehandels,  für  rationelle  Landwirtschaft, 
Ausdehnung  des  Fabriken-  und  Maschinenwesens, 
Verbessenmg  der  Verkehrswege  und  de^  Kanal- 
wesens ein.  Wenn  Rau  (Röscher,  Gesch.  d.  Nat. 
S.  847),  ein  Schüler  von  Lips  und  dessen  Nach- 
folger auf  dem  akademischen  Lehrstuhl  von 
Erlangen,  ihn  „einen  abenteuerlichen,  flüchtigen 
Kopf**  nennt  und  Röscher  (Gesch.  der  Nat. 
S.  ^92)  ihn  als  „einen  wunderlichen  Kauz,  aber 
doch  als  eine  Art  Brücke  zwischen  Luden  und 
List,  uud  wegen  seiner  naiven  Hingebung  an 
die  jedesmalige  Welle  des  Zeitstroms  für  den 
Historiker  sehr  brauchbar'*  bezeichnet,  so  ist 
unseres  Erachtens  diesen  mehr  abs-prechenden 
Charakterurteilen  über  Lips  doch  gegenüber- 
zuhalten, dass  Lips  in  seinen  Hauptschriften 
mit  Mannhaftigkeit  gegen  die  herrschenden  An- 
sichten seinerzeit  auftritt.  Auch  sprechen  die 
Umstünde,  dass  z.  B.  Lips  seine  Ideeen  über 
Ackerbauschulen  durch  die  e  i  g  e  n  e  G  r  ü  n  d  u  n  g 
einer  landwirtschaftlichen  Schule  (auf  seinem 
Gute  Marlofstein)  in  die  Praxis  übersetzte,  dass 
er  zur  Vertretung  seiner  politischen  Ansichten 
zum  europäischen  Friedenskongress  (1814)  nach 
Wien  reiste  sowie  dass  er  sein  von  der  ein- 
heimischen (/Cnsur  nicht  genehmigtes  Hauptwerk 
(siehe  „Deutschlands  Nat.-Oek.",  Vorrede,  S.  IX) 
auswärts  (in  Frankfurt  a.  M.)  erscheinen  liess, 
für  Lips'  Charakterfestigkeit  und  Gesinnuugs- 
konsequenz. 

Von  den  staafc<wissenschaftlichen  Schriften 
Lips'  sind  folgende,  chronologisch  aufgeführt, 
die  mchtigsten :  A.  Lips  und  Fried r.  Fick, 
Der  Kanal  in  Frauken,  Erlangen  1805.  —  A. 
Lips  und  Franz  Körte,  üeber  die  Idee  von 
Ackerbauschulen  etc ,  Erlangen  18Ü9.  —  Prin- 
cipien  der  Ackergesetzgebung,  I.  (einziger)  Teil, 
Nürnberg  1811.  —  Wie  kann  sich  ein  Staat  der 
Last  von  Quiescenten  und  supernumerären 
Staatsdicnem  auf  eine  gerechte  Weise  entledigen 
ete.,  Erlangen  1812.  —  lieber  die  allein  wahre 
und  einzige  Steuer,  die  Einkommens-  oder  Ver- 
mögenstaxe und  ihre  Ausführbarkeit  etc.,  Er- 
langen 1812.  —  Die  Staatswissenschaftslehre 
oder  Encyklopädie  und  Methodologie  der  Staats- 
wirt^chaft.  Erlangen  1813.  —  Darstelhing  eines 
vollständig  aus  der  Natur  der  Menschheit  und 
des  Denkens  geschöpften  Systems  des  Staates 
und  seiner  Wissenschaft,  Nürnberg  1813.  — 
Ueber  den  deutschen  Bund.  Ein  Versuch,  die 
Grenzen  der  Staaten  überhaupt  und  Deutschlands 
insbesondere  auf  absolute  staatswirtschaft- 
liche Priucipien  zurückzuführen  etc.,  Deutsch- 
land, Erlangen  1816.  —  Kleine  Staats  wissen- 
schaftliche Schriften,  I.  Bd.  (wahrscheinlich  der 
einzigste),  Erlangen  1817  (u.  a.  die  Abhandlung 
„Freiheit  oder  Sperre  des  Getreidehandels"  ent- 
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haltend).  —   Ueber   die   wahren    Ursachen    der  TJ^t    FHp«1Hi»1i 

Brotnot   und  Teuenmp  und  die  wahren  Mittel  ,   ^.  '  x-iiruiiLu. 

dajaretjen,  Erlantjfen  1817.  —  Deutschlands  Ketor-  '  ^-  ^^^^**  Leben.   2.  List>  SteUunc  zur  W  ;.^ 

sionsprincij)  in   seiner  siejrenden   Kraft  als  nn-  •  ^^'^^^^  "*i<l   **<^iw^  Wirksamkeit   im   prakri- . 

fehlbares    Heilmittel    deut.^iher    Industrie    und '  Leben. 

deutschen  Handels,  Erlaujren  182<).  —  Ueber  die  i    _   J*  }i\^\^  h^^^^T    Friedrich  Li>i  i>T  c^S 

künftige  Stelluni?  der  Juden  i 

Bundesstaaten,   München  1819.    , 

dem   Titel:    Das   Staatsbürj^erred 

Erlanjjen  1821.)  —  Die  deutscl 

oder  über  Einheit  der  Münze,   mr.  jm^^e»   uuu  ,    -. -\  — ^   -v,.»,.  c..«^.    .«-.,»-». 

Gewichtes   in  Deutschland   und   über  ein  all^e- '  "*^  .^^  "^^*   \^  Jalu-en   ohne  besonderen  Er 
meines    Weltgeld    und    Weltmass    überhaupt,  i  ^'^rlies.s,  um  in  das  (ieschäft  seines  Vatrr-  - 
Marburg?    182;i.   —   Ueber    den    jjeirenwärti^^en  '  ^"^^?^*^"-    Da  er  aber  keine  Liebe  zu  dr-n.-riU 
tiefen  Stand  der  Getreidepreise  in  i)eut<«chland,  i  ^'^*^Pf?^''J  konnte,  so  schickte  man  ihn  im  J.»i 
ihr  notwendiges,  immer  tieferes  Sinken,  die  Ur-    \^^    "*    V"^<^   Schreibstube    und    zwar   in 
•*aehen  dieser  Erscheinung  und  die  Mittel,  sie  '  ^^«'^«Itschreiberei  in  Blaubeuren.    Er  mai  Lt^^  C 
zu    heben,    Nürnberg    1825.    —    Statistik    von  !  ^"^^^,^^"^**"^^»™^"'  ^a'»  a»  <lie  Stadtschrtiii-r.. 
Amerika.     Mit    einer   Karte,   Frankfurt    a.    M. '  ^"    ^'^''^»    ^*^""    ^^^    Steuer-    und    GntHhi 


Erziehungskunde,  Nürnberg  1829.   —  Deutsch-    ^"^'kenhatte  Bildung  zu  ergänzen  und  >iih  \. 

'    ^    ^'    •       -  •     —         -  I  ,*.;:.-K..K     ^...    seiner    mechanis<hen    NJ.r-P-> 

^  .„.  _._ ^ „„.„  ^,v....^^.«  I  J  ^"  einer  höher€*n  Stellunjr eiii]- r- 

land  zu  lohnendem  Ackerbau,  zu  blühender  In- '  ^".^'*^<^*^^^,"     I"  Tübingen   fand  er  Geleirt-nli»  • 
dustrie    und    wirksamem    Handel    gelangen?"  |  ^^'"^'^  )^'""'*^**^  ^"    erfüllen;    hier    bemitzrr 


iiirzieiiungsKunae,  rsunioerg  lözy.  —  ijeut.sch-,  "^"^^""""^  ■"""' 
lands  Nationalökonomie.  Ein  Versuch  zur  end-  J^ögl^'h  aus  se 
liehen  Lösung  der  Fraire :  „Wie  kann  Deutsch-  ot^schäftigung  zu 
land  zu  lohnendem  Ackerbau,  zu  blühender  In- 1  znarbwten.    In  T 

dustrie    und    wirksamem    Handel    gelangen?"  |  ^,?"*^'^  ^'""•'*^**i  ^      -— 

Giessen  18:^0.  --  Die  Unanwendbarkeit  der  eng- 1  "^^  freien  Stunden  zum  JBesuche  vvm  Y  r- 
li.schen  Eisenbahnen  auf  Deutschland  und  deren  |  l^s"»gen  und  zur  Privatlektüre.  Li>t  beN..ii 
Ersatz  durch  Dampffuhrwerk  auf  verbesserten  '  ^^^""  ^"*^  höhere  Prüfung  im  Regimiua]!^.  i-. 
Chausseeen,  Marburg  183H.  —  Die  Nürnberg- 1  ^^"fde  Kanzleiassistent,  dann  Sekretär  im  MiLi>- 
Fürther  Eisenbahn  in  ihren  nächsten  Wirkungen  ^^"^^™  ""^^  bald  darauf  —  im  Jahre  IM»;  - 
und  Kesultaten,  Nüniberg  18H6.  —  Deutschlands  '  Oj)errevisor  mit  dem  Titel  Rechnungsrat.  [  i 
Welthandels  Wiedergeburt,  oder  die  deutschen  !  ^!^*^*^^  ^^^^  ^^^^^  ^^  ^^*^^  Anschein,  al.'*  .1.  !> 
Eisenbahnen  und  der  Main-Donaukanal  in  ihrer '  ^i^^^ral^P"  Ideeen  Fr.  Lists  bezüglich  der  E.^!.  :l 
Welthandelswichtigkeit,  Nüniberg  1836.  Mit  I  ^^^'^  württembergischen  VerwaltungrsJeben? -.  L 
einer  Karte.  —  Der  deutsche  Zollverein  und  das  '  verwirklichen  und  er  selbst  ein  Mitarbc  ii^r  n 
deutsche  Mass-,  Gewicht-  und  Münzchaos  in  '  ^^^^^^  Werke  werden  sollte.  Damals  versiiihr»- 
Ibstossung  und  Versöhnung  betrachtet  1  *l^^  König  der  Gärung  im  Volke  dunh  ^u,- 
Tg  1887.  '  I  liberale  Verfassung  zuvor  zu  kommen  und  uW- 

in    seinen    politischen  und   anderen   Ver- j  *"^^  ^'^'*  ^^^^"g^^'^beim  das  Ministerinm.  I'ir^a 
chungen  seien  noch  die  folgenden  genannt : '  -"^^blossen    sich    Fr.    List    und    dessen   Frr iid  1 


l»ien;  löio.  —  v\  le  lässt  sich  dem  Wieder-  r^."****^**^'^""*-  ""*'  oiaaispraxis  v\  urttemocr:.« . 
abbrennen  ganzer  Städte  und  Märkte  in  Zukunft  ^^^^  ^^  ^"^  Jahre  1818  als  Gnindriss  zu  sfint-s 
vorbeugen?  Erlangen  1824.  —  Der  Krieg  im  Vorlesungen  veröffentlichte,  und  aus  dem  d-i^tr 
n^fnn  ..«-,  ,1«,*.  n...,:..!.* 1.^,.  ,1  T>-  1^.  j  der  damals  von  ihm  herausgegebenen  Zeit- 
schrift: ^Der  Volksfreuud  aus  Schwaben,  hu 
Vaterlandsblatt  für  Sitte.  Freiheit  und  He.hr-. 


Osten,  aus  dem  Gesichtspunkte  des  Rechts,  der 
Civilisation  und  der  Politik  betrachtet.  (Neue 
berichrigte  Aufl.),  Nürnberg  1828. 


Vgl.  über  Alexander  Lips:  Leser  in 
der  ,.Deutschen  Biographie"  Bd.  18,  S.  738.  — 
V.  Mohl,  Geschichte  und  Litteratur  der  Staats- 
wissenschaften, Eriangen  1855,  L  S.  155.  — 
F  i  k  e  11  s  c  h  e  r ,  Geleh  rtengeschichte  der  Univer- 
sität Erlangen.  Bd.  III,  S.  131—133.  —  Neuer 
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Mit  dem  Sturze  des  Ministers  von  Wangenlidm 
jedoch  und  der  damit  zusammenhangreu'irfl 
Reaktion  wurden  die  Anschauungen  Lii^t!^  «K" 
Regiening  immer  unbequemer  und  verdächti^^-r. 
und  List  wurde  zur  Reclitfertigung  aufgefordV n. 
Aber  schon  nach  einem  Jahre,  nachdem  er  die-* 
vorgenommen,  trat  ein  anderes  Ereignis  ein. 
welches  ihm  seine  Tübinger  Stelle  kostete.  1'^'^ 
war  seine  Anteilnahme  an  dem  im  Jahre  IMi' 
gegründeten  deutschen  Handels-  und  liewerbe- 
vereine.  Auf  einer  Reise  nach  Göttingen  ««üb- 
lich wurde  List  in  Frankfurt  von  mehreren 
deutschen  Kaufleuten  und  Fabrikanten  ersiiclit. 
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u«^  Eingabe  au  die  Bnndesveräammlnng  zu 
it^-erfen,  durch  welche  die  ßeseitiä^ung  der 
i'ii  Handel  schwer  schädigenden  Binnenzölle 
nü^entrebt  werden  sollte.  Er  that  nicht  nur 
i«-s*?** ,  sondern  er  veranlasste  die  Kaufleute 
Hell,  einen  Verein  zu  grilnden,  und  übernahm 
.-A^-\\  j^einer  Eückkehr  von  Frankfurt  die  üe- 
ihiift.sführung  desselben.  Wegen  dieser  Thätig- 
:t-it  für  den  deutschen  Handelsverein  machte 
\ini  die  Regierung  neue  Schwierigkeiten,  die 
-r  r^einerseits  mit  einem  Entlassungsgesuche 
^rwiflerte.  Am  21.  V.  1819  wurde  ihm  das- 
•it-lbe    g-enehmigt. 

l^ist,    der   sich   inzwischen   auch   mit   der 
TiK-liter    des    Professors    Seybold   in   Tübingen 
verlieiratet  hatte,  widmete  sich  nun  ganz  jenem 
Vert^'iue;  er  gründete  noch  im  Jahre  1819  das 
^Org-an   für   den   deut^^chen   Handels-  und  Ge- 
werbestand"   und  begab  sich  in  diesem  und  im 
tolg-enilen    Jahre    in    verschiedene    Kesidenzen, 
will     die   Interessen   des  VereinfJ   zu   vertreten. 
Aber    auch  diese  Thätigkeit  wui'de  bald  unter- 
V»rochen.    Schon  im  Jahre   1819  war  List  von 
v*»iiier    Vaterstadt    zum    Abgeordneten    in    die 
württ^mbergische  Kammer  gew^ählt,  aber  seine 
Wahl   für  ungiltig  erklärt  worden,  da  er  das 
jV.1.   I^ebensjahr  noch  nicht  zurückgelegt  hatte. 
Ende   1820  wiedergewählt,   trat  er  am  6.  XII. 
in  «lie  Kammer  ein  und  begann  nun  eine  leb- 
\\v\fte  Thätigkeit  zu  entwickeln,  die  ihren  Aus- 
flruck  namentlich  in  einer   namens   der  Reut- 
linerer    Bürger    verfassten    Petition    fand.      In 
Aieser  Petition   schilderte   List   die   Gebrechen 
des    damaligen  Staatswesens   und  forderte  na- 
mentlich eine  wesentliche  Erweiterung  der  Selbst- 
verwaltung,   Oeffentlichkeit   und   Mündlichkeit 
de-i    Gerichtsverfahrens  und  Verminderung  des 
Schreiberwesens.    Die  Regiemng  leitete  jedoch 
iregen    ihn    sofort    eine    strafrechtliche    Unter- 
?*uihung  wegen    Aufreizung   gegen   Staatsein- 
ri<*htungen    ein    und    veranlasste    seine    Aus- 
schliessung aus  der  Kammer.    Am  6.  XII.  1822 
wurde   List   in   der   That  zu   zehnmonatlicher 
Festuugshaft  verurteilt.    List  entzog  sich  der 
Strafe  durch  Flucht.    Von  nun  an  begann  für 
ihn  ein  unstätes  Leben ;  denn  wo  er  sich  nieder- 
lassen wollte,   im    Elsass,    in   Baden,    in   der 
Schweiz,  wurde  ihm  auf  Betreiben  seiner  heimi- 
schen RiBgierung  die  Erlaubnis  zu  dauerndem 
Aufenthalte    verweigert.     Teils    durch    ökono- 
mische Sorgen  gequält,  teils  durch  seine  schwä- 
bischen Freunde  veranlasst,  kehrte  er  im  August 
1824  nach  Württemberg  zurück   und   rief  die 
(Jnade  des  Königs  an.    Allein  er  wurde  sofort 
verhaftet  und  zur   Ableistung  der  ihm  früher 
zuerkannten  Strafe  auf  den  Asberg  gebracht. 
Gegen  das  Versprechen  der  Auswanderung  \vurde 
er  im  Januar  1825  aus  der  Haft  entlassen  und 
er  verwirklichte  nun  den  früher  schon  in  ihm 
aufgetauchten  Gedanken,  nach  Amerika  auszu- 
wandern.   Am  10.  VI.  traf  er  in  New- York  ein. 
Trotz  der  Bemühungen  des  ihm  freundlich  ge- 
sinnten Generals  Lafayette  konnte  er  zunächst 
keine  seinen  Neigungen  und  Fähigkeiten  ent- 
sprechende Beschäftigung  finden.    Er  versuchte 
nun  durch  den  Betrieb  eines  kleinen  Landgutes, 
das  er  bei  Harrisburg  im  Staate  Pennsylvanien 
kaufte,    den    nötigen    Unterhalt  zu   erwerben, 
|2:ab  aber  schon  nach  einem  Jahre  das  Besitz- 
tum auf  und   übernahm   die  Redaktion    einer 
deutschen  Zeitung  in  Reading.     Hier  trat  er 


mit  den  Kreisen  der  Handel-  und  Gewerbe- 
treibenden in  Verbindung  und  benutzte  die- 
selbe, um  seine  ökonomischen  Kenntnisse  und 
Erfahrungen  zu  bereichern.  Von  IngersoU,  dem 
Präsidenten  der  pennsy Ivanischen  Gesellschaft 
zur  Beförderung  der  Industrie,  aufgefordert, 
sich  über  die  damals  brennende  Frage  des 
Schutzzolles  und  der  Handelsfreiheit  zu  äussern, 
schrieb  er  1827  die  zwei  Broschüren :  „Outlines 
of  American   political   economy  in  a  series  of 

letters  addressed  by  Frederick  List to 

Charles  J.  IngersoU  .  .  .  ."  und:  „Appendix  to 
the  outlines  of  American  political  economy  in 
three  additional  letters  to  C.  J.  IngersoU".  Hier 
findet  sich  zuerst  eine  Theorie  des  Schutzzolles 
und  der  Versuch,  die  herrschende  Lehre  A. 
Smiths  zu  widerlegen.  Diese  Bestrebungen 
Lists  zu  Gunsten  des  Schutzzolles  fanden  bei 
den  amerikanischen  Industriellen  reichen  Bei- 
fall, aber  von  selten  Lists  selbst  keine  Fort- 
setzung, da  sein  ganzes  Interesse  zunächst 
durch  eine  andere  Angelegenheit  gefesselt  wurde. 
List  entdeckte  nämlich  bei  einem  Ausfluge  in 
das  Gebirge  reichhaltige  Steinkohlenlager,  und 
es  gelang  ihm,  eine  Kapitalistengesellschaft  zur 
Ausbeutung  derselben  zu  bilden.  Seine  materielle 
Lage  wurde  dadurch  mit  einem  Schlage  ge- 
sichert. Um  so  vordringlicher  machte  sich  nun 
bei  ihm  der  Gedanke  an  die  deutsche  Heimat 
geltend,  die  ihn  so  schlecht  behandelt  hatte 
und  die  doch,  wie  er  einmal  selbst  sagte,  im 
Hintergrunde  aller  seiner  Pläne  lag.  Er  hoflfte, 
dass  ihm  seine  finanziellen  Erfolge  eine  materiell 
gesicherte  Stellung  in  seiner  Heimat  bieten 
würden  und  dass  er  unter  dem  Schutze  der 
Vereinigten  Staaten,  deren  Präsident  ihn  am 
8.  XL  18B0  zum  Oonsul  in  Hamburg  ernannt 
hatte,  eine  angesehene  Stellung  gewinnen  würde. 
Noch  in  diesem  Jahre  bewerkstelligte  List  die 
üeberfahrt  nach  Europa;  am  20.  XII.  landete 
er  in  Ha  vre.  Allein  noch  in  Frankreich  musste 
er  erfahren,  dass  der  amerikanische  Senat  die 
Ernennung  des  Präsidenten  nicht  anerkannte. 
List  blieb  infolgedessen  in  Frankreich,  trat  dort 
mit  den  Herausgebern  der  „Revue  encyclope- 
dique"  in  Verbindung  und  veröffentlichte  in 
derselben  einige  Artikel  über  das  Eisenbahn- 
wesen und  den  Wert  von  Handelsbeziehungen 
zwischen  Frankreich  und  Nordamerika.  Im 
Oktober  1831  holte  er  seine  Familie  in  Amerika 
ab  und  kehrte  mit  ihr  im  Sommer  1832  nach 
Deutschland  zurück.  Die  amerikanische  Re- 
gierung ernannte  ihn  zum  Consul  in  Leipzig' 
und  dann,  da  die  sächsische  Regierung  Schwierig- 
keiten machte,  zum  Consul  für  Baden.  Im 
Sommer  1833,  wo  er  sich  in  Leipzig  aufhielt, 
fasste  er,  wohl  durch  die  „Revue  encyclope- 
dique"  veranlasst,  den  Plan  zu  einem  encyklo- 
pädischen  Werke  über  die  gesamten  Staats- 
wissenschaften, das  später  auch  (im  Jahre  1834) 
unter  der  Redaktion  von  Rotteck  und  Welcker 
als  Staatslexikon  mit  grossem  Erfolge  an  die 
Oeffentlichkeit  trat.  Aber  das  Staatslexikon 
war  im  Drucke  noch  nicht  begonnen,  als  Lists 
beweglicher  Geist  sich  mit  aller  Energie  auf 
eine  andere  Angelegenheit  warf.  Schon  in 
Amerika  hatte  er  mit  Vorliebe  sich  mit  dem 
Eisenbahnwesen  beschäftigt  und  mit  J.  v.  Baader 
in  München  darüber  korrespondiert;  nun  war 
er  eifrig  bemüht,  durch  eine  Broschüre,  betitelt 
„lieber    ein    sächsisches    Eisenbahnsystem    als 
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Grundlage  eines  allgemeinen  deutschen  Eisen- 
bahnsystems und  insbesondere  über  die  An- 
legung einer  Eisenbahn  von  Leipzig  nach 
Dresden"  (Leipzig  1833),  die  Herstellung  einer 
ersten  Eisenbahn  in  Sachsen  zu  bewirken.  Von 
da  ab  beschäftigte  ihn  das  Eisenbahnwesen  für 
einige  Zeit  fast  ausschliesslich,  und  auch  später 
kam  er  immer  wieder  auf  die  Verwertung  dieses 
damals  mit  viel  Misstrauen  und  Vorurteil  auf- 

fenommenen  neuen  Verkehrsmittels  zurück, 
einer  Sachkenntnis,  Ausdauer  und  Beredsam- 
keit gelang  es  auch,  die  Bahn  von  Leipzig 
nach  Dresden  zu  stände  zu  bringen.  Im  Jahre 
1835  betrieb  er  den  Bau  einer  Eisenbahn  von 
Mannheim  nach  Basel  und  von  Berlin  nach 
Hamburg.  Ebenso  gründete  er  Ende  1835  ein 
eigenes  Organ  für  Eisenbahnfragen,  das  „Eisen- 
bahnjoumal  und  Nationalmagazin  für  die  Fort- 
schritte im  Handel,  Gewerbe  und  Ackerbau", 
in  welchem  er  in  stets  neuen  Wendungen  das 
Thema  von  der  Wichtigkeit  dieses  Transport- 
mittels variierte.  Im  Jahre  1838  erschien  von 
ihm  eine  kleine  Abhandlung  „Das  deutsche 
National transpor tsy st em  in  volks-  und  staats- 
wirtschaftlicher Beziehung"  als  Sonderabdrnck 
aus  dem  Staatslexikon.  In  der  Zwischenzeit 
aber  war  das  amerikanische  Bergwerksunt«r- 
nehmen,  welches  ihm  bisher  einen  gesicherten 
Unterhalt  gewährt  hatte,  ins  Stocken  geraten, 
und  so  sah  er  sich  genötigt,  die  Arbeiten  der 
letzten  Jahre,  welche  ihm  zwar  manche  An- 
erkennung, aber  keine  Einkünfte  verschafft 
hatten,  aufzugeben  und  nach  einer  auch  mate- 
riell lohnenden  Beschäftigung  zu  suchen.  Er 
begab  sich  Ende  1837  nach  Paris  und  widmete 
sich  hier  der  schriftstellerischen  Thätigkeit, 
namentlich  schrieb  er  zahlreiche  Korrespondenzen 
für  die  Allgemeine  Zeitung.  Eine  Preiaaufgabe 
der  Pariser  Akademie  über  die  zweckmässigste 
Art  des  Ueberganges  vom  Schutzzoll  zum  Frei- 
handel brachte  ihn  wieder  auf  handelspolitische 
Fragen.  Zwar  vermochte  er  den  Preis  nicht 
zu  erlangen,  aber  die  Beschäftigung  mit  dieser 
Frage  veranlasste  ihn  zu  einer  Reibe  von  Ar- 
tikeln handelspolitischen  Inhalts,  welche  er 
teils  in  der  Allgemeinen  Zeitung,  teils  in  der 
Deutschen  Vierteljahrsschrift  niederlegte  und 
die  als  Vorarbeiten  zu  dem  litterarischeii  Haupt- 
werke seines  Lebens,  dem  Nationalen  System 
der  politischen  Oekonomie  gelten  können.  Im 
Frühjahre  1840  kehrte  er  nach  Deutschland 
zurück,  Ende  dieses  Jahres  erschien  das  „Natio- 
nale System  der  politischen  Oekonomie",  welches 
rasch  drei  Auflagen  erlebte.  Die  in  diesem 
Werke  gegebene  Verteidigung  des  Schutzzoll- 
systems gab  den  deutschen  Industriellen,  welche 
damals,  namentlich  im  Süden  Deutschlands,  auf 
eine  Erhöhung  der  Zölle  hinarbeiteten,  eine 
sehr  wirkungsvolle  Unterstützung.  Die  Ideeen, 
welche  er  in  diesem  Buche  ausgesprochen  hatte, 
suchte  er  auch  im  praktischen  Leben  zu  ver- 
folgen, so  durch  die  Anregung  zur  Bildung  von 
Fabrikanten  vereinen.  Im  Jahre  1842  siedelte 
er  dauernd  nach  Augsburg  über  und  kam  in 
lebhafte  Beziehungen  zur  Augsburger  Allge- 
meinen Zeitung.  Hier  trat  er  in  zahlreichen 
Artikeln  für  seine  wirtschaftspoliti.**chen  An- 
schauungen ein,  bis  er  im  Jahre  1843  in  dem 
von  ihm  gegründeten  „Zollvereinsblatt''  ein 
eigenes  Organ  für  seine  handelspolitischen 
Lehren  schuf.    In  stets  neuer  und  anziehender 


Form   wusste   er  hier   seine    Theorie    vua  d-: 
Pflicht  des  Staates ,  die  Industrie  dun-L  f.  ■>. 
Zollsätze  zu  schlitzen  und  ihre   Absatz£r'''»>T- 
zu   erweitem,   vorzutragen.      Handelsp- •!::.-. l 
Fragen  waren  es  auch,  welche  ihn  im  Suns»»:! 
1844  auf  Reisen  führten.    In  Belgien  sorlitr  -r 
die   massgebenden   Kreise   für    einen    Haiä'kl-' 
vertrag   mit   dem   Zollverein    zu    iDtere>5ifrT' l. 
in  München  sprach   er   auf  der  VersammluL,- 
der  Land-  und  Forstwirte  den  Gedanken  ae-. 
dass  der  Schutz  der  Industrie  auch  eine  HeVaLj 
der  Land-  und  Forstwirtschaft  zur  Folge  hiV 
Im  November  und  Dezember  1844  reifte  tr .: 
Ungarn  umher,  allenthalben  mit  Aa^zei^baiuc 
aufgenommen  und  Reform  plane  für  die  He>»ru' 
dieses   Landes   entwerfend.     Von   da    gm^r  e.* 
nach  Wien ;  im  Juli  1845  kehrte  er  wieder  li  b 
Augsburg  zurück.    Nun  kommt  die  schlimit-t- 
Zeit  seines  Lebens.     Sein  Wunsch,   eine  Mf 
Stellung  in   einem    Staatsdienste   zu  erlan^r». 
hatte  sich  nicht  erfüllt,  seine  Arbeiten  i-^tki 
bei   den  Industriellen  zwar  viel  AnerfcemI^ni^ 
aber   wenig   materiellen    Lohn;    seine    ei£>'i-t: 
Mittel  waren  nahezu  erschöpft,   die  Ideeen.  r^i 
welche  er  kämpfte,  schienen  sich  nicht  ^n  HaM 
verwirklichen  zu  wollen.    Dazu  kamen  quileßi- 
körperliche  Leiden.    Zwar  nahm   er  seine  Ar- 
beiten,  namentlich  für   seine  Zeitschrift,  mir 
grrossem  Eifer  wieder  auf  und  unternahm  Mt'ir 
im  Juni  1846  eine  Reise  nach  London,  um  h' 
englische  Volk  zu  überzeugen,   dass  durch  dit 
Hebung     des     deutschen     Wohlstandes    diirtk 
Schutzzölle  auch  die  politischen  Vorteile  Enj- 
lands    gefördert  werden    könnten,    aber  amf 
Lebenskraft  war  gebrochen;   geängstigt  durfb 
Nahrungssorgeu,   aufgeregt  durch   sein  köqi^T' 
liebes   Leiden   und    tief   erschüttert    von  (irm 
Rückblick   auf  ein  scheinbar  verlorenes  Lebrn. 
griff  er  am  30.  XI.  1846  in  der  Nähe  von  Kar- 
stein  zur  Pistole  und  machte  seinem  Leben  eiB 
Ende.     Auf    dem    Kufsteiner    Friedhofe  li^irt. 
was  von  Friedrich  List  sterblich  war. 

2.  Lists  Stellung  zur  Wissenschaft  mi 
seine  Wirksamkeit  Im  praktischen  Leben. 
Bei    der   Beurteilung    Lista    wird    man   >tiat 
Stellung  zur  Wissenschaft  und  seine  Wirk?.im- 
keit  für  das  praktische  Leben  trennen  dürfen. 
Sprechen  wir  zunächst  von   seiner  Bedentnt? 
für  die  Volkswirtschaftslehre.     Während  Lbt 
vor  seiner  Reise  nach  Amerika  sich  im  aLVt" 
meinen  als  Anhänger  der  englischen  National- 
ökonomie giebt,  stellt  er  sich  in  Amerika,  an- 
knüpfend  an    thatsächliche   Verhältnisse,  znn: 
ersten   Male   der   Adam   Smithschen   Richtung 
entgegen,  indem  er  der  Freihandelstheorie  Ji«^ 
Berechtigung    des    Schutzzolles    entgegenhält. 
Schon  in  den  amerikanischen  Broschüren  finden 
sich  einige  der  seitdem  oft  gebrauchten  Argu- 
mente zu  Gunsten  des  Schutzzolles,  findet  <*^ 
femer  die  Betonung  der  wirtschaftlichen  Be- 
deutung   der    Nationen    gegenüber   dem  Indi- 
vidualismus und  Kosmopolitismus  von  A.  Smith. 
finden   sich   die   ersten   Anfange   seiner  Lehre 
von  den  Produktivkräften.    Auch  die  BenutznEi: 
geschichtlicher    Thatsachen     als    Beweismittel 
zei^t  sich  schon  hier.    Die  Besonderheit  s^in^r 
nationalökonomischen  Auffassung  erscheinf  nt^h 
deutlicher  in  den  in  den  Jahren  1838  und  1^0 
veröffentlichten   Artikeln;   sie  findet  ihren  be- 
redtesten Ausdruck  in  dem  Nationalen  System 
der  politischen  Oekonomie.     Es   ist  schon  "ft 
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darauf  hingewiesen  worden ,  dass  man  dieses  | 
\Verk  nicht  mit  dem  Massstabe  einer  rein  ge- 
lehrten Untersuchnng  messen  dürfe  und  dass 
die  in  demselben  vorkommenden  Einzelangaben 
vielfach  ungenau  und  unzuverlässig  seien ;  aber 
es  ist  nach  seinem  Hauptinhalte  durchaus 
originell  und  zeugt  von  tiefer  geschichtlicher 
Intuition.  Es  ist  allerdings  in  der  Hauptsache 
eine  Verteidigung  der  principieMen  Berechtigung 
des  Schutzzolles  —  und  seine  Bedeutung  in 
dieser  Beziehung  mag  daraus  hervorgehen,  dass 
die  schutzzöIlneriHche  Partei  auch  heute  noch 
ihre  besten  Waffen  diesem  Buche  entnimmt  — , 
aber  List  ist  nicht  unter  allen  Umständen 
Schutzzöllner,  sondern  er  betrachtet  den  Schutz- 
zoll als  ein  Erziehungpmittel  für  die  Industrie, 
das,   wie  jedes  Erziehungsmittel,  nur  für  eine 

gewisse  zeit  geeignet  ist.  Gerade  für  das 
Deutschland  seiner  Zeit  nun  hielt  er  iusolange 
eine  schutzzöllnerische  Handelspolitik  für  be- 
rechtigt, bis  es  der  industriellen  Ueberlegenheit 
Englands  und  Frankreichs  gewachsen  und  zum 
freien  Welthandelsverkehre  befähigt  wäre. 
Schutzzoll  ist  ihm  nicht  Selbstzweck,  sondern 
Mittel  zum  Zweck.  Lists  Schutzzolltheorie 
hängt  auch  enge  mit  seinem  schon  oben  be- 
währten Satze  von  der  Existenzberechtigung 
der  Nation  zusammen.  Entgegen  der  aus- 
schliesslichen Betx)nung  des  Individuums  und 
der  Menschheit  durch  A.  Smith  ist  ihm  die 
Entwickelung  und  Ausbildung  der  einzelnen 
Nationen  die  unerlässliche  Voraussetzung  für 
die  Wohlfahrt  des  einzelnen  und  der  Mensch- 
heit. Zwischen  dem  Individuum  und  der  Mensch- 
heit steht  die  Nation,  sagt  er,  mit  ihrer  be- 
sonderen Sprache  und  Litteratur  und  ihrer 
eigentümlichen  Abstammung  und  Geschichte, 
mit  ihren  besonderen  Sitten  und  Gewohnheiten, 
Gesetzen  und  Institutionen,  mit  ihren  Ansprüchen 
auf  Existenz,  Selbständigkeit  und  Vervollkomm- 
nung, mit  ihrer  ewigen  Dauer  und  ihrem  be- 
sonderen Territorium,  eine  Gesellschaft,  die 
durch  tausend  Bande  des  Geistes  und  der  In- 
teressen zu  einem  für  sich  bestehenden  Ganzen 
vereinigt  ist.  Diese  Ausführungen  Lists,  die 
einem  wirklich  historischen  Sinne  entsprungen 
sind,  wird  man  heute  als  berechtigt  anerkennen 
müssen.  Ebenso  enthält  seine  Lehre  von  den 
produktiven  Kräften  einen  richtigen  Kern.  Er 
stellt  den  Satz  auf,  dass  die  Kraft,  Reich- 
tümer zu  sammeln,  unendlich  wertvoller  sei  als 
der  Reichtum  selbst  und  dass  dies  namentlich 
für  ganze  Nationen  gelte;  deshalb  sei  es  das 
Ziel  jeder  wahrhaften  nationalen  Politik,  die 
produktiven  Kräfte  zu  erhalten  und  zu  ver- 
stärken. Und  da  dies  vor  allem  durch  eine 
gewisse  Vielseitigkeit  der  wirtschaftlichen  Be- 
schäftigungen, insbesondere  durch  eine  gleich- 
massige  Entwickelung  der  Industrie  neben  der 
Landwirtschaft  geschehen  könne,  so  kommt  er 
auch  von  diesem  Gesichtspunkte  aus  auf  die 
Forderung  der  Erziehung  des  deutschen  Volkes 
zur  industriellen  Thätigkeit.  Auch  seine  Theorie 
von  der  Werkfortsetzung  ist  eine  Bereicherung 
der  Wissenschaft.  —  Mindestens  ebensoviel  wie 
für  die  volkswirtschaftliche  Lehre  hat  List  für 
das  praktische  Leben  gethan.  Seine  Agitation 
hat  dem  Verständnis  für  die  Gründung  eines 
deutschen  Zollvereins  wesentlich  vorgearbeitet. 
Er  hat  zu  einer  Zeit,  da  man  selbst  iu  England 
das  neue  Verkehrsmittel  der  Eisenbahnen  nur 


mit  Misstrauen  behandelte,  die  unermessliche 
Bedeutung  desselben  für  die  Volkswirtschaft 
richtig  verstanden.  Auf  seine  Anregung  wird 
man  nicht  nur  den  Bau  der  Leipzig-Dresdener 
Bahn,  sondern  überhaupt  die  Eisenbahn  bauten 
der  ersten  zehn  Jahre  zurückführen  dürfen.  Er 
hat  für  ein  deutsches  Münz-,  Patent-,  Gewerbe- 
rechts-, Marine-,  Consularwesen  zu  einer  Zeit 
geschrieben,  da  es  fast  staatsgefährlich  war, 
daran  zu  denken.  Alle  Schriften  Lists  zeichnen 
sich  durch  formvollendete  Darstellung  und  durch 
eine  Beredsamkeit  und  Eindringlichkeit  aus, 
wie  sie  nur  die  tiefe  Ueberzeugung  von  der 
W^ahrheit  der  vorgetragenen  Lehre  zu  jß^eben 
vermag.  List  war  Journalist  in  des  Wortes 
bester  Bedeutung.  Es  gelang  ihm  durch  seine 
zahlreichen  Artikel,  dem  damals  noch  sehr  schwer- 
fälligen deutschen  Kaufmanns-  und  Handels- 
stande ein  Interesse  an  seinen  eigenen  Ange- 
legenheiten einzuflössen,  Vertretungen  desselben 
ins  Leben  zu  rufen  und  die  nationalökonomi- 
schen Probleme  in  die  öffentliche  Diskussion 
zu  ziehen. 

Vieles  wäre  noch  über  Friedrich  List  zu 
sagen,  aber  nur  eines  will  ich  als  unerlässlich 
noch  erwähnen,  nämlich  seinen  glühenden 
Patriotismus.  Die  Liebe  zu  seinem  deutschen 
Vaterlande  und  zu  seiner  engeren  schwäbischen 
Heimat  hat  er  trotz  vieler  Missverständnisse 
und  Anfeindungen,  denen  er  ausgesetzt  war, 
niemals  eingebüsst.  In  seiner  Natur  lagen 
allerdings  einzelne  Eigenschaften,  die  ihm 
manche  Gegner  erwecken  mussten,  ein  gewisses 
Selbstbewusstsein ,  das  manchmal  ans  Recht- 
haberische streifte,  ein  allzu  grosser  Optimis- 
mus, eine  aufregende  Unruhe,  ein  Mangel  an 
Vorsicht  und  Klugheit  im  gewöhnlichen  Sinne 
des  Wortes;  aber  das  rechtfertigt  nicht  ent- 
fernt die  schlechte  Behandlung,  die  gerade  von 
solchen  ihm  zu  teil  geworden  ist,  die  aus  seinen 
Kenntnissen  und  Fähigkeiten  Vorteil  gezogen 
hatten,  und  es  bleibt  immer  eine  schmerzliehe 
Empfindung,  dass  ein  so  bedeutender  Mensch, 
ein  schöpferischer  Geist,  ein  grosser  Volkswirt 
ein  so  trauriges  Ende  nehmen  musste.  Später 
hat  man  ihm  allerdings  in  seiner  Heimatstadt 
Reutlingen  ein  Denkmal  gesetzt,  und  bei  Ge- 
legenheit der  Feier  seines  hundertsten  Geburts- 
tai^es  hat  es  an  warmer  Anerkennung  seiner 
Verdienste  nicht  gemangelt. 

Eine  Gesamtausgabe  der  Schriften  Lists  ist 
unter  dem  Titel:  Friedrich  Lists  g:esammelte 
Schriften,  herausgegeben  von  Ludwig  Häusser, 
Band  1—3,  Stuttgart  und  Tübingen  1850,  er- 
schienen, jedoch  fehlen  hier  verschiedene  wert- 
volle Publikationen  Lists,  so  die  amerikanischen 
Broschüren  und  fast  alle  Arbeiten  über  das 
Eisenbahnwesen.  Das  Nationale  System  der 
politischen  Oekonomie  ist  im  Jahre  1883  in 
7.  Auflage,  herausgegeben  und  mit  einer  Ein- 
leitung versehen  von  K.  Th.  Eheberg,  erschienen. 

Friedrich  List,  ein  Vorläufer  und  ein  Opfer 
für  das  Vaterland.  Stuttgart,  anonym  und  o.  J. 
—  Fr.  Gold  Schmidt,  Friedrich  List,  Deutsch- 
lands grosser  Volkswirt,  Berlin  1879.  —  A.  S  t  a  u  b , 
Friedrich  List,  Vortrag  gehalten  etc.  zu  Augs- 
burg am  22.  IX.  1879,^ München  o.  J.  —  K.  Tb. 
Eheberg,  Historisch-kritische  Einleitung  zur 
7.  Auflage  des  n.  Syst.  der  pol.  Oek.,  Stuttgart 
1883.  —  Derselbe,  Friedrich  List  und  der  Frei- 
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herr  J.  v.  Cotta,  in  der  Allgemeinen  Zeitung. 
1889,  Beilage  Nr.  216.  —  Siehe  ferner  Hilde - 
brand.  Die  Nationalökonomie  der  Gegenwart 
und  Zukunft,  I,  S.  59— 97.  —  Kautz,  Die  ge- 
schichtliche Entwickelung  der  Nationalökouomik 
und  ihre  Litteratur,  S.  670—684.  —  Dtt bring. 
Kritische  Geschichte  der  Nationalökonomie  und 
des  Sozialismus,  S.  324—364.  —  Röscher,  Ge- 
schichte der  Nationalökonomik  in  Deutschland, 
S.  970—991.  —  Derselbe,  in  Lindaus  Nord  und 
Süd,  Bd.  3(1877),  8.  44if.  Eisenhart.  Ge- 
schieht« der  Nationalökonomik,  S.  138—162. 

Eheberg, 


Lizenzen. 


1.  Geschichtliches.  2.  L.  als  Steuerform 
(L.-Steuern).  3.  Gesetzgebung:  a)  Frankreich, 
b)  England,  c)  Andere  Staaten. 

1.  Geschichtliches.  !Mit  dem  Ausdruck 
»Lizenzen«  (vom  lateinischen  licentia)  be- 
zeichnet man  eine  ganze  Reihe  verecliiedener 
Erlaubniserteilungen,  die  Schaffung  eines 
Ausnahmezustandes  im  wirtschaftlichen  und 
Rechtsleben.  Lizenzen  hiessen  so  in  den 
Klöstern  die  von  den  Achten  den  Mönchen 
zugestandenen  Dispensationen  von  einem  be- 
stehenden Gesetz  oder  Gebrauche  für  einzelne 
Fälle  (>>licentieren<).  In  der  fränkischen 
Gesetzgebung  war  licentia  maritalis  der  Ehe- 
kon seus,  welchen  der  HeiT  seinen  Leib- 
eigenen bei  deren  Verheiratung  gegen  eine 
Abgabe  erteilte.  Noch  heute  nennt  man 
mitunter  den  Erlaubnisschein  zur  Eingehung 
einer  Ehe,  welcher  Militäq)ersonen  von 
ihren  Vorgesetzten  erteilt  wii-d,  Lizenz- 
schein. —  Lizenzen  oder  Freibriefe  waren 
zur  Zeit  der  Kontinentalsperre  während  der 
napoleonischen  Kriegszeit  von  der  englischen 
oder  französischen  liegierung  ausnahmsweise 
erteilte  Handelserlaubnisse.  England  ge- 
währte zuerst  im  November  1808  an  Schiffe 
aller  Nationen,  mit  Ausschliessung  der  fran- 
zösichen,  auf  ein  Jahr  giltige  Lizenzen  mit 
der  Auflage,  Getreide  in  England  einzu- 
führen. 1809  wurde  diese  Vei-stattuug  an 
die  Bedingung  geknüpft,  englische  Fabrikate 
und  Kolonialwaren  wieder  auszuführen. 
Hierauf  verkaufte  auch  Frankreich,  vor- 
nehmlich zur  Befriedigung  seiner  Marine- 
bedürfnisse, seinei-seits  Lizenzen.  Später 
(2.  September  1810)  gestand  England  selbst 
denjenigen  nicht  -  französischen  Schiffen, 
welche  bereits  mit  französischen  Erzeug- 
nissen befrachtet  waren,  Lizenzen  zu  gegen 
die  Verpflichtung,  ein  Drittel  engliscTier 
Waren  zur  Ausfuhr  mitzuführen,  wogegen 
ihnen  die  Einfuhr  von  einem  Drittel  ihrer 
Fracht  in  französischen  Produkten  gestattet 
wurde.  Frankreich  gewäliile  später  gleich- 
falls Lizenzen,  um  französische  Artikel  der 


Industrie  auszufuhren  und  Kohmiiüiaiv: 
einzuführen,  beides  auf  amerikaniN  j-i 
Schiffen.  Russland  gestattete  ISll  z^j. 
Handel  mit  England  Lizenzen.  1^^12  ?'._ 
Handel  mit  Schweden. 

2.   L.    als    Steuerform    (L.-SteDen)L 
Die   Lizenzen    als  Form    der    Be^teut-nL^ 
(droit  de  licence,  license)  sind  Aljgabea  hs 
einem  Doppelcharakter.     Sie    neigen  eiü- - 
seits    zu  den  Aufwand-  bezw.    zu  den  V  - 
brauchssteuern   hin,    wälu^nd    sie  au^i^rr- 
seits      den     Gewerbesteuern       iiahesifh-u 
Ihrem   Urspninge    nach    liaben    sieh    h  ? 
Auflagen   aus   dem    unfreien  Ziistazidt-  J- 
Gewerberechts,  insbesondere  aus  dem  suir. 
liehen  Konzessionswesen  auf  diesem  Gt-t»]-? 
entwickelt.    Heute  noch  erscheinen  die  L- 
zenzen    als    Steuern    und  Abgaben,  w»te 
für  den  Betrieb  eines  nicht  unbedio^  m - 
gegebenen    Gewerbes    zu    entrichten   j4n:. 
Derartige  Auflagen  werden    vor  alleui  v. 
solchen   Unternehmungen    erhoben,   well- 
sich    mit   dem   Vertriebe,    namentlich  «ien 
Klehiabsatze   von  Getränken    oder  mit  da 
Fabrikation    von    Verzehrungsgegenstün'jrj 
beschäftigen,  die  einer  inneren  VeHTau'b- 
steuer   unterworfen    sind.     Diese  lizenz^i.. 
welche  eigentlich  gnmdsätzlich  mit  iler  't> 
werbefreiheit  im  Widei-spruche  stelieD,  hjl<^:i 
sich  teils  aus  polizeilichen  Rücksichten  er- 
halten, teils  sind  dieselben  das  notwenilLj^ 
und  aucli  steueq)oütisch  berechtigte  Erse{i:L> 
der  rechtlichen  Stellung  gewisser  Gewerr. 
deren  Ausübung   den  Nachweis  eine?;  fr- 
dürfnisses  voraussetzt  und  welche  deing».- 
mäss    bei    Verneinung    der   Bedürfnisfra.'- 
den  bestehenden  Cnternehmungen  eine  l'^ 
vorzugte  monopolai-tige  Stellung  eiiiräuraeü 
So  gestalten  sich  dann  die  Lizenzen,  'mshe- 
sondere  diejenigen   auf  Schau kwirt^-haiHi 
zu  einer  wh-ksamen  Ergänzung  der  Getiink»- 
steuern. 

Steuertechnisch  und  steuerprincipi^i' 
haben  die  Lizenzen  eine  verschiedene  Be- 
deutung. Sie  sind  einmal  Gebühren  iid^^ 
zwar  wirkliche  Konzessionsgebühren 
(Lizenzgebühren),  wenn  dieselben  für diei^- 
langung  einmal  oder  für  dieErneueruiigeir«ef 
Rechts,  einer  Befugnis,  gewisse  GegeDStänJf 
zu  produzieren  oder  mit  denselben  Handel  zu 
treiben,  alljälirlich  zu  entrichten  sind.  Di? 
Bemessung  der  Gebüluen  erfolgt  hier » 
der  Höhe  der  verursachten  Kosten  (Kosten- 
ersatzmoment), oder  sie  besitzen  eio^^ 
Steuercharakter,  insofern  sie  in  ^^ 
Hauptsache  specielle  Gewerbesteuern 

sind  und  die  jährliehe  Wiederkehr  der  Ab- 
gabe an  feiner  abgestufte  Merkmale  an- 
schliesst,  wie  an  Betriebsumfang,  RanmiD- 
halt  und  Mietpreis  der  Geschäftslokalitäten eU. 
Fraglich  kann  hier  niu-  das  specielle  Wese'j 
der  Lizenzen  sein.  Im  allgemeinen  »f' 
in  diesen  Fällen   nicht   zu  bestreiten  seiUi 
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dass  die  Abgaben  mehr  gewerbesteuerartig 
als  auhvandsteuerartig  sind.  Aufwandsteuern 
können  sie  nur  genannt  werden,  weil  sie 
an  Produktion  und  Verkauf  der  steuer- 
pflichtigen Erzeugnisse  anknüpfen,  während 
für  die  Gewerbesteuer  die  Art  der  herge- j 
stellten  \\''aren  an  sich  ohne  Belang  ist. , 
Der  letzteren  stehen  sie  in  dem  Grade 
nlüier,  in  welchem  die  Auflegung  der  Li- 
zenzen sich  nach  den  erzeugten  oder  ver- 
triebenen Mengen  der  Steuerobjekte  richtet. 
Endlich  können  die  Lizenzen  lediglich  oder 
<loch  hauptsächlich  Hilfsmittel  der 
Kontrolle  von  Produktion  und  Verschleiss 
sein,  wenn  dieselben  an  die  Seite  ander- 
weiter Fonuen  der  Besteuerung  treten  und 
ausschliesslich  den  Zweck  verfolgen,  den 
richtigen  Eingang  der  Hauptsteuer  zu 
sichern.  Gemäss  ihrer  Funktion  als  Kontroll- 
mittel müssen  sie  niedriger  angesetzt 
werden  und  sind  daher  regelmässig  nicht 
sehr  ergiebig. 

3.  Gesetzgebung,  a)  Frankreich.  Die 
Lizeiizabgaben  in  Frankreich  stellen  sich  dar 
als  Anhängsel  der  Getränkesteuern  und  einzelner 
anderer  Aiiflageu.  Sie  tragen  das  Gepräge  einer 
speciellen  Gewerbesteuer  von  untergeordneter 
Bedeutung  an  sich.  Als  direkte  Steuern  belasten 
sie  die  einzelne  gewerbliche  Unternehmung  als 
solche.  Nur  im  Gebiete  der  Getränkebesteuerung 
ist  das  Lizenzsteuerwesen  nach  Art  und  Höhe 
der  Steuersätze  und  nach  Zahl  der  Steuerpflich- 
tigen von  grösserer  Wichtigkeit  für  die  Finanzen. 
Die  neuere  französische  Gesetzgebunj^  hat  hier, 
wie  des  öfteren,  das  leitende  Princip  der  Be- 
steuerung des  Ancien  R^ffime  (droit  annuel  für 
Wirtschaften  etc.  vom  Jahre  1680)  entlehnt  und 
dasselbe  endgiltig  für  Getränke  verschleiss  und 
andere  Geschäfte  (Tabak,  Transportgewerbe) 
aufgestellt,  die  eine  „indirekte"  Steuer  im  Sinne 
der  französischen  Nomenklatur  bedeuten  (G.  v. 
28.  April  1816).  Diese  Grundsätze  sind  bis 
heute  in  der  Hauptsache  die  herrschenden  ge- 
blieben. Alle  derartigen  „Gewerbe"  sind  — 
unabhängig  von  den  Anforderungen  der  Patent- 
steuer —  von  ihrem  Inhaber  der  Steuerbehörde 
anzumelden,  zu  „deklarieren".  Ihre  Ausübung 
ist  an  eine  specielle  Erlaubnis,  eine  Lizenz  vor 
Beginn  der  Fabrikation  oder  des  Debits  ge- 
bunden. Für  Erteilung  derselben  ist  eine  Abgabe 
bar  zu  erlegen,  welche  gleichfaUs  „Lizenz"  heisst. 
Nach  dem  derzeitigen  Rechtsstand  sind  lizenz- 
steuerpflichtig: Gewerbe  mit  verbrauchssteuer- 
pflichtigen Getränken,  Fabrikanten  imd  Händler 
von  vegetabilischen  Oelen,  Fabrikanten  von 
Spielkarten,  Salpeter  —  ausserhalb  des  staat- 
lichen Monopols  — ,  von  einheimischem  Rttben- 
und  Stärkezucker,  von  Kerzen  und  Stearinsäure, 
von  Essig  und  Essigsäure,  die  Grosshändler  in 
Essig,  wenn  sie  Steuerkredit  beanspruchen,  die 
Unternehmer  von  öff'entlichen  Fahrgelegenheiten, 
einschliesslich  derEisenbahngesellschaften.  Regel- 
mässig besteht  der  Steuersatz  in  einem  Fixum 
per  Jahr  oder  Quartal.  Die  Gel-  und  die  Debi- 
tanten  für  Kleinabsatz  von  Getränken  entrichten 
Steuersätze  von  lö— 50  Frcs.  in  8  Ortsklassen, 
die  Grosshändler  für  Getränke  125  Frcs.,  ge- 
werbliche Brennereien  und  Destillationen  25  Frcs., 
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Brauereien  in  11  Departements  125,  in  den 
übrigen  75  Frcs.  Bei  öffentlichen  Fuhrwerks- 
untemehmungen ,  einschliesslich  der  Schiffahrt 
und  Eisenbahnen,  werden  die  Lizenzen,  ab- 
weichend von  der  Regel,  nach  Zahl  event.  nach 
Art  der  Fahrpreise  entrichtet,  wodurch  sie  einen 
etwas  anderen  Steuercharakter  annehmen.  Die 
Lizenzen  sind  zu  erlegen  bar  bei  der  Anmeldung. 
Bei  öffentlichem  Fuhrwerk  findet  jährlich  bei 
Beginn  des  Jahres  eine  neue  Anmeldung  der 
Wagen  etc.  statt,  wonach  die  Steuer  berichtigt 
wird.  Im  übrigen  werden  für  die  Lizenzsteuer- 
pflichtigen, gleich  wie  bei  den  direkten  Steuern, 
Rollen  hergestellt  und  auf  Anzeige  der  Steuer- 
behörde eingezogen.  Trotz  ihres  Charakters 
als  direkte  Abgaben  rechnet  die  französische 
Steuersystematik  die  Lizenzen  zu  den  indirekten 
Steuern.  Der  Ertrag  der  Lizenzen  hat  sich 
durch  die  Tariferhöhungen  im  Jahre  1871  ver- 
doppelt und  ist  durch  weitere  Ausdehnung  der 
lizenzsteuerpflichtigen  Geschäfte  von  ca.  5,590 
Mill.  Frcs.  des  Jahres  1869  auf  14,275  Mül.  Frcs. 
im  Jahre  1898  gestiegen.  Die  Reformen  der 
Getränkebestenerung ,  welche  in  den  letzten 
Jahren  gemacht  wurden,  ohne  zum  Abschluss 
und  zur  Erledigung  zu  gelangen,  müssten  auch 
zu  einer  entsprechenden  Umgestaltung  des 
Lizenzsteuersystems  führen.  —  In  Elsass- 
Lothringen  wurden  die  aus  der  französischen 
Zeit  übernommenen  Lizenzen  mit  einigen  Ab- 
änderungen beibehalten.  Ihr  Ertrag  erreicht 
ungefähr  1,5  Mill.  Mark. 

b)  England.  In  England  ist  das  Lizenz- 
system ungemein  entwickelt  und  ein  reichge- 
gliederter Bestandteil  des  britischen  Steuer- 
systems. Es  entstammt  zum  Teil  geschichtlich 
den  älteren,  polizeilichen  Regulierungen,  nament- 
lich des  Kleinverschleisses  von  Getränken  aus 
Sitten-     und     sicherheitspolitischen     Gesichts- 

5 unkten.  Zum  Teil  ist  es  hervorgegangen  aus 
em  Stempelsteuer-  und  Accisewesen.  Infolge- 
dessen stallt  das  ganze  System  einerseits  ein 
beachtenswertes  Glied  der  Verbrauchs-,  vomehui- 
lich  der  Geträn kebesteuerunff  dar,  wie  anderer- 
seits diese  Abgaben  den  Charakter  einer  Ge- 
werbesteuer für  bestimmte  einzelne  Berufe,  Ge- 
werbe und  Erwerbsarten  haben.  Man  unter- 
scheidet demgemäss  zwei  Hauptgruppen.  Die 
erste  umf  asst  das  Gebiet  der  gewerblichen  Lizenz- 
steuern in  Verbindung  mit  Verbrauchssteuer- 
artikeln und  ist  beherrscht  von  fiskalischen  Be- 
steuerungs-  und  Kontrolltendenzen.  Die  zu  be- 
steuernden und  zu  kontrollierenden  Gewerbe- 
treibenden werden  nach  den  Hauptartikeln, 
welche  sie  führen,  in  grosse  Abteilungen  zu- 
sammengefasst:  Wein,  Bier,  Branntwein,  süsser 
Kunstwein  und  Met,  Obstwein,  Tabak.  Jede 
dieser  Gruppen  zerfällt  dann  in  drei  Klassen: 
eigentliche  Fabrikanten  nebst  Hilfsgeschäften 
(Bierbrauer,  Branntweinbrenner,  Raffineure, 
Fabrikanten  von  Süsswein,  Essig-  und  Tabak- 
fabrikanten), femer  Händler  (Grosshändler)  und 
Verschleisser  (Kleinhändler :  Wirte,  Schankwirte, 
Speisehauswirte,  Tabakhändler).  Im  allgemeinen 
bezieht  sich  eine  Lizenz  nur  auf  den  Betrieb 
eines  Gewerbes  mit  einem  speciellen  Gegen- 
stande, gewisse  Lizenzen  schliessen  das  Recht 
ein,  neben  dem  Hauptgetränk  auch  noch  weitere 
Verbrauchsgegenstände  zu  debitieren,  z.  B,  die 
neueren  Branntwein-Detailgeschäftslizenzen  ne- 
ben dem  Hauptgetränke  Branntwein  auch  den 
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Verkauf  von  Bier  iind  Wein.    In  anderen  Fällen  !nien,   Dänemark,   Schweden    und    >'  •  :- 
ist  znr  Hauptlizenz  eine  Zusatzlizenz  erforder-    wegen  finden  sich  Lizenzabguben    meist  '.   . 
lieh,  80  zur  Grosshandelslizenz  für  Branntwein  '  gerinererer   Bedeutung    und    teilweise    aU   •  •• 
die  Lizenz,   auch  in  kleinen   Mengen,   in   ee- !  meindeabgaben. 
wissen    Minimalquantitäten    Branntwein    oderi,,..       .  ,,    ,     r^.    ..^    .,.  r 

überhaupt  fremde  Liköre  zum  Konsum  ausser  ^***«r»**''«  ^'-  ^'^f^  !^lLf^f'f.t^  '^'V  J 
Haus  zu  verkaufen.   Die  Einzelheiten  sind  durch       »nd  Scfndden,  Stuttgart J86i   K  J6.  ß:  —J-rhr 
eine  Mehrzahl  von  Bestimmungen  häufig  bis  ins       'l  ^^^<^''^^^  V's^^if'  ^' ^^^'^^  ^ 
kleinste  geregelt,   bisweilen  bestehen  hier  auch,     ^'^";("'  Vi^."^*'      Jj/'  7  ^a    ^^' w 
mancherlliteVnale  Abweichungen  in  den  ge-t     ^^:,^:'^'^JT^J'J^    :^.   ^.7'' 


setzlichen  Vorschriften  für  England,  Schottland 


Beaniteitf     Tratte    de   to   tcienee    de-*  Jia 


und   Irland,    Erscheinungen ,    welche    aus    der  I  '^.'''^'\f^'^'.^''?f'   ^' /'  "t ^t^  ,     ^^"^^ 

historischen   Entwickelung   dieser  Auflagen   in,  :*"•/,{;   ^<.  ^^1  ""''^^i?^^.   ^^"^«'"^    / 

örtiicher  Beziehung  herausgewachsen  sind    Auch  {  ^^^  //TT     rf.   fT'^Z'^r^^]   ' "  * 

die  Steuersätze  bewe|en   sich   in  mannig- 1  i>'  I9  (England)  vnd  S.  l20--ii^  fl^r^znkr^y  . 

fachen   Abstufungen.     So    haben   Kleinbetriebe!  ~ -^'*^^^'?'  iJ^r'^^'^ST       "^^  VV^^^^ 

für  den  Getränkeabsatz  niedrigere  Ansätze  für,  V?'         '  •     ir  J  T.  ^\  '"l  ^/^/^"^  i        ^ 

den   Verkauf  nach  auswärts,    höhere    für   den'  ^%rr^\'?..  f \    .^ii     ^  .i'?' ^J    rr '^         " 

Verkauf   an  Ort   und  Stelle.     Die  Steuersätze  inFUter.}U,rterl»^chder}.\i.,Bd.rJ,.sj^.. 

der  Kleinhändlerlizenzen  in  Bier  und  Wein,  die'     -.*'^"«»«?;   -^'•'-  ^^^«»7;-   '"  ^^'   \T' 
Abgaben  der  Fabrikanten  und  Händler  sind  inj     ^"^''   "^'^  Mnances,   vol.  II  p    4e^—4 . .'•  - 
der  Regel  feste,  seltener  nach  dem  Mietwerte       ^^'rfJ'' •      *  f-"^"*^"'  ***•  ^^"^^^f^rT" 
der  Geschäftslokalitäten  diiferenzierte.  Dagegen  I     ^'^  ^  AdurnnstraHon  /ran^uc.  p.  WO^i^i^ 
werden  die  Tabakfabrikanten  nach  ihrem  Ge- 1                                              ^^  ^^^  Mericei, 
schäftsumfange,  d.  h.  nach  den  Verarbeitungs- 
mengen angelegt.    Bei  den  Branntweinlizenzen  i  

richtet  sich  die  Steuerskala  ganz  genau  nach  j 
dem  Mietwerte  der  Geschäftslokale,  und   diese  | 

Lizenzen  liefern  bei  weitem  den  grössten  Ertrag  |  Locke    Johfi 

der  Getränke-  und  verwandten  Lizenzen.    Der  '  ' 

ganze  Lizenzsteuertarif  zählt  74  Sätze  teils  für '  geboren  am   26.  VIII.  1632  zu  Wrington   r-i 
die    verschiedenen    steuerpflichtigen    Gewerbe- '  Bristol,  gest.  am  26.  X.  1704  zn  Gates,  Gr-_»- 
gattungeu,  teils  für  den  verschiedenen  Betriebs- 1  schaft  Essex,  studierte  in  Oxford,  wurde  l'i.V? 
umfang  und  die  Betriebsweise   des    nämlichen   Baccalaureus  und  1658  maxister  artiom  an  >i^r 
Gewerbes.  Der  Ertrag  der  Lizenzen  erhob  sich   dortigen  Universität.   Bei  Karl  U.  als  poliiisthrr 
auf  3,9448  Mill.  t  im  Jahre  1898.  —  Die  zweite   Intrignant  in  Ungnade  gefallen,  verlor  er  .«^br 
Hauptgruppe  umfasst  eine  Reihe  von  Special- '  Stellung  in  Oxford,  flüchtete  1684  nach  Holland 
gew erbesteuern  als  feste  jährliche  Lizenz- 1  und  kehrt«  erst  nach  dem  siegreichen  Verlanif: 
abgaben  in  Stempelform  (1898  0,167  Mill.  C).  '  der  zuletzt  von  Wilhelm  von  Uranien  g-eleiiffri 
Diese  Auflagen  treffen  den  Beruf  der  Rechts- ,  Revolution  (1688)  nach  England  znröck. 
anwälte,   Notare   und   ähnlicher   Personen    des  1         Locke  veröffentlichte  von  Staates  wissen  schaft- 
englischenGerichtswesens,  das  Notenbankgeschäft  I  liehen   Schriften    in    Buchform:    Treatis«^    .a 
ausser  der  „Notensteuer",  endlich  gewisse  behufs  j  government,  London  1689;  dasselbe  in  franzü- 
Kontrolle  zu  registrierende,  gesundheitsschädliche  1  sischer  üebersetzung,  Leipzig  1754.    Die  near^tc 
Fabriken.    Diesen  Lizenzen  stehen  solche  zur  •  englische  Ausgabe  des  Werkes  fuhrt  den  Tiul. 
Seite,  welche  zum  Bereiche  der  Accise  gehören  '  Two  treatises  on  civil  government,  preceded  bv 
und  die  im  übrigen  als  jährliche  Abgaben  in  '  Filmers*  „Patriarcha",  London  1884.  (Die  di^-MriL 
ganz  ähnlicher  (xestalt  erhoben  werden ;  hierher  '  Neudruck  beigefü^e,  zuerst  1680  veröffentlit  b:r 
zählen    die    Lizenzen    der  Auktionatoren    und  I  Filraerssche    Schnft   fällt   in    dem    Loekeschen 
Taxatoren,  gewisser  Vermieter  möblierter  Wob- 1  first  treatise  der  vernichtendsten  Kritik  auheim. 
nungen,  der  Pfandleiher,  Hausierer,  Wildpret- 1  Filmers  „Patriarcha"  ist  als  Apotheose  des  ali- 
händler,  Gold-  und  Silberarbeiter  (Fabrikanten  1  soluteu  Königtums  ein  vom  servilsten  Bvzantinis- 
und  Händler),  Patentlieilmittelverkäufer,  Karten-, '  mus  diktiertes  Machwerk,  welches  die  KonijEr«- 
Würfelmacher  und  -händler.    In  die  Staatskasse  '  gewalt    von    der    patriarchalischen   Herrscbärr 
fliessen   heute   nur    die   Lizenzen    der   Brauer,  j  Adams ,     des    Stammvaters    des    Menschenffw 
Branntweinbrenner  und  Händler  mit  patentierten  |  schlechts,  herleitet.)  —  Some  considerations  o: 
Heilmitteln,  die  übrigen  Lizenzen  sind  den  ort-   the   consequences   of   the   lowerinjf  of  intere-i 
liehen  Verwaltungen  überwiesen.  |  and  raising  the  value  of  money,  in  a  letter  to 

c)  AndereStaaten:  Verein  ig  te  S  t  aa  ten  I  a  member  of  Parliament,  ebd.  1691:  dasselbtf. 
von  Amerika.  Auch  hier  bestehen  Lizenz- .  Neudruck,  ebd.  1883.  —  Further  considerari<»Ds 
abgaben  für  Fabrikanten  und  Händler  von  |  conceming  raising  the  value  of  money,  ebd.  16?.'). 
Spirituosen  und  gegorenen  Getränken,  Tabak  i  —  Further  considerations  conceming  raising  the 
und  Oleomargarin.  —  Russland  erhebt  gleich- 1  value  of  money,  wherein  Mr.  Lawndes'  arcü- 
falls  eine  Reihe  von  Lizenzabgaben  (Patenten) '  ments  for  it  in  bis  late  report  are  particnlarl? 
und  Rumänien  (GG.  v.  .1876  und  1886)  solche  I  examined,  ebd.  1698  (betrifi't  die  Schrift  des 
vom  Handel  mit  geistigen  Getränken  in  einer '  Sclmtzamtsbeamten  W.  Lawndes:  An  essay  for 
Abstufung  der  Steuersätze  nach  der  Grösse  der  !  the  amendment  of  the  silver  coins,  Londoo  IßHö . 
Gemeinden,  und  zwar  wird  eine  feste  jährliche  ,  —  Short  observations  on  a  printed  paper  entitled : 
Abgabe  und  ausserdem  eine  solche  von  20% ,  for  encouraging  the  coininp;  silver  money  in 
des  Mietwertes  der  Geschäftslokalitäten  ent- 1  England,  and  after  for  keepmg  it  here,  eW.  ca. 
richtet.     Auch  in  Belgien,  Italien,   Spa-'1694  98.  —  Several  papers   relating  to  money, 
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interest  and  trade  etc.,  ebd.  1696;  dasselbe, 
letzter  Neudruck  u.  d.  T.:  Essay  on  interest 
and  value  of  money,  ebd.  1870.  (Als  Währunp- 
theoretiker  steht  Locke,  der  n.  a.  dem  Golde 
die  Eigenschaft  als  Wertmesser  im  Handel  zu 
dienen  abspricht,  auf  dem  Boden  der  Silber- 
währung.) —  Report  of  the  Board  of  Trade  to 
the  Lords  Justices  respecting  the  relief  and 
employment  of  the  poor,  ebd.  1698.  —  Note  on 
the  re-coinage  of  1696-99,  ebd.  1699;  dasselbe, 
Neudruck  in  Political  Economy  (^lub,  select 
tracts,  ebd.  1856.  —  Seine  ffesammelten  Werke 
erschienen  zuerst  London  1714  in  3  Bdn. ;  bis 
1760  erlebten  sie  6  Auflagen,  die  7.  und  8.,  je 
vierbändige,  ebd.  1768  bezw.  1777  veröffent- 
licht, gab  B.  E.  Law  heraus;  die  10.,  11.  und 
12.  Aufl.  in  je  10  Bdn.  erschienen  in  London 
1801  bezw.  1812  und  1823,  die  letzte  neun- 
bändige Londoner  Gesamtausgabe  datiert  von 
1835;  die  neueste  Ausgabe  seiner  rein  philo- 
sophischen Schriften  führt  den  Titel :  Philosophi- 
cal  works,  with  a  preliminary  discourse  and 
notes  by  J.  A.  St.  John,  London  1843. 

Locke,  welcher  als  Gründer  der  sensua- 
listischen  Philosophie  der  Vater  der  modernen 
Psychologie  ist,  hat  sich  auch  in  der  National- 
ökonomie durch  den  reinen  Empirismus  seiner 
auf  das  Kausalitätsgesetz  gestützten  Beobach- 
tungen als  „frühester  grosser  Systematiker  der 
Volkswirtschaft  und  würdiger  Vorläufer  Adam 
Smiths"*,  wie  ihn  Röscher  bezeichnet,  hervor- 
gethan.  Die  Lockesche  Quantitätstheorie  oder 
sein  Angebots-  und  Nachfragegesetz  beruht  auf 
dem  Dpppelsatz :  Die  Kaufkraft  der  Güter  steigt 
oder  fällt,  je  nachdem  mehr  Käufer  oder  mehr 
Verkäufer  in  Konkurrenz  treten;  der  Preis 
reguliert  sich  aus  dem  Verhältnis  zwischen 
Menge  und  Absatz  sowie  aus  dem  zwischen  der 
Zahl  der  Käufer  und  Verkäufer.  Seine  Geld- 
preisbildungstheorie stützt  sich  wieder  auf  die 
Quantitätslehre;  beim  Austausch  des  Geldes  als 
Kaufobjekt  gegen  Gebrauchsgüter  vollzieht  sich 
die  Preisbildung  durch  Division  von  Ware  und 
Geld,  wobei  die  für  Ankauf  eines  Waren- 
quanturas  festgesetzte  Geldmenge  als  Divisor 
in  Thätigkeit  tritt.  Hieraus  ergiebt  sich,  dass 
Schwankungen  des  Geldpreises  nur  bei  Ueber- 
fluss  oder  oei  Mangel  an  Geld  eintreten.  Das 
cirkulierende  Geld  schätzt  er  in  voller  Würdigung 
des  wirtschaftlichen  Nutzens  dieser  steten  kredit- 
belebenden Rotation,  auch  lobt  er  an  ihm  die 
Eigenschaft,  dass  es  die  produktive  Bevölkerung 
befähige,  den  erarbeiteten  Erwerb  zu  bewahren 
und  durch  die  kapitalisierte  Erwerbssubstanz 
zu  vergrössem.  Ueber  die  Vorzüge  der  Edel- 
metalle, die  Handelsbilanz  und  die  im  Förderungs- 
interesse des  Nationalreichtums  liegende  Er- 
zielung einer  grossen  Volksmenge  spricht  er 
sich  in  merkantilistischem  Sinne  aus.  Er  be- 
kämpft die  staatlichen  Zinsbeschränkungen  und 
verteidigt  die  Utopie  der  Möglichkeit,  den  Zins- 
fuss  auf  niedriger  Stufe  zu  erhalten.  Seine 
Lohntheorie  ist  richtig  durchdacht,  aber  der 
angenommene  Einfluss  des  Steigens  und  Sinkens 
der  Getreidepreise  auf  die  Arbeitslöhne  von  der 
W'issenschaft  widerlegt.  Nach  seiner  Steuer- 
theorie bleibt  die  Bodenrente  von  der  Grund- 
steuer ganz  unberührt,  wohl  aber,  lehrt  er, 
fallen  in  einem  Staate,  dessen  Ägiar-  den 
übrigen  Besitz  übersteigt,  auch  die  den  Nicht- 
gruudbesitzern    auferlegten   Lasten    im   Kreis- 


laufe der  Kreditbewegung  zum  weitaus  grössten 
Teile  auf  den  Grundbesitz  zurück.  Sinkt  aber 
der  W^ert  desselben  bezw.  die  Grundrente,  so 
bedeutet  dies  einen  Niedergang  des  National- 
reichtums. Er  ist  ein  Anhänger  der  Rechts- 
theorie des  Individualismus.  In  seinen  „treatises 
on  govemment"  zeigt  er  sich  als  scharfer  poli- 
tischer Denker  freiester  Gesinnung.  Die  Ent- 
stehung des  Staates  führt  er  auf  die  freiwillige 
und  vertragsmässige  Einigung^  von  Individuen, 
unter  Verzichtleistung  des  einzelnen  auf  sein 
natürliches  Recht  der  Selbsthilfe,  zu  einer  poli- 
tischen Körperschaft  zurück;  Eroberung  und 
Usurpation  bezeichnet  er  in  dieser  Schrift  als 
keine  staatsrechtlichen,  sondern  Gewaltakte,  und 
offenbare  und  gesetzlose  Tyrannei  berechtigen 
nach  ihm  zum  offenen  Aufruhr. 


Vgl.  über  Locke:  Barbon,  A  discourse 
concerning  coining  the  new  money  light«r,  in 
answer  to  Mr.  Lockes'  „Considerations  about 
raising  the  value  of  money '^,  London  1696.  — 
Some  considerations  about  the  raising  of  coin 
in  a  second  letter  to  Mr.  Locke,  ebd.  1696.  — 
Some  familiär  letters  between  Mr.  Locke  and 
several  of  his  friends,  3.  Aufl.,  ebd.  1737.  — 
Eden,  State  of  the  poor,  Bd.  I,  ebd.  1797,  S. 
244 ff.  —  P.  Coste,  Character  of  Locke  (in 
Bd.  X  seiner  Werke),  ebd.  ca.  1797.  — 
Ulrici,  Geschichte  und  Kritik  der  Principien 
der  neueren  Philosophie,  Leipzig  1845,  S.  12/17. 
—  Garnier,  Cours  d'economie  polit.,  Bd.  EI, 
Paris  1850,  S.  8/9,  152/53.  —  Röscher,  Zur 
Geschichte  der  englischen  Volkswirtschaftslehre, 
Leipzig  1851,  S.  93 ff.  --  Targart,  Locke's 
writings  and  philosophy,  London  1855.  — 
Kautz,  Theorie  und  Geschichte  der  National- 
ökonomik, Bd.  II,  Wien  1860,  S.  315  ff  —  Bio- 
graphie universelle,  Bd.  XXV,  Paris  1860,  Sp. 
1115.  —  Nouvelle  biographie  generale,  Bd. 
XXXI,  ebd.  1860,  Sp.  434/448.  —  Schären, 
John  Locke,  Leipzig  1860.  —  Bluntschli, 
Geschichte  des  Staatsrechts,  München  1864,  S. 
165 ff.  —  Röscher,  Geschichte  d.  Nat.,  München 
1874,  S.  229,  236,  243  u.  ö.  —  Bourne,  Life 
of  Locke,  2  Bde.,  London  1876.  —  Encyclopaedia 
Britannica,  Bd.  VIII,  9.  Aufl.,  ebd.  1878,  S. 
224/31.  —  Ingram,  History  of  political  eco- 
nomy, ebd.  1888,  S.  53/54,  82,  100.  —  Zucke r- 
kandl,  Theorie  des  Preises,  Leipzig  1889, 
S.  126 ff.  —  Cossa,  Introduzione  allo  studio 
deir  economia  politica,  3.  Aufl.,  Mailand  1892, 
S.  263,65  u.  ö.  —  Nouveau  dictiounaire  d'eco- 
nomie  polit.,  Bd.  II,  S.  17879.  —  Dictionary 
of  National  Biography,  ed.  by  S.  Lee,  vol. 
XXXIV,  p.  27  ff.,  London  1893. 


Lockont. 

1.  Begriffliches.  2.  Volkswirtschafthche  Be- 
deutung des  L.    3.  Die  Gesetzgebung  und  der  L. 

1.  Begriffliches.  Unter  Lockout  vei-steht 
man  die  von  seilen  der  Unteruehmer  ver- 
fügte Betriebseinstellung  (Entlassung  der 
Arbeiter)  in  ihrer  Anwendung  als  soziales 
Kampfmittel,  gerichtet   gegen    die    Arbeiter 
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und  deren  Koalitionen.  Gewöhnlich  spricht 
man  nur  dann  von  einem  Ijockout,  wenn 
mehrere  Unternehmer  gemeinsam  in  dieser 
Richtung  vorgehen,  also  eine  Gegen koalition 
der  Arbeitgeber  vorliegt.  In  dieser  Ein- 
schränkung findet  sich  der  Begi'iff  in  den 
meisten  fachwissenschaftlichen  Werken,  wie 
mir  scheint,  nicht  mit  hinreichender  Begiiin- 
<lung.  Das  Moment  des  koalierten  Vor- 
gehens ist  nicht  unbedingt  ein  Begriffs- 
nierkmal  des  Lockouts.  Es  giebt  zahlreiche 
Betriebseinstellungen  derart,  (lie  der  einzelne 
Unternehmer  ganz  selbständig  ohne  Verab- 
redungen mit  anderen  verfügt,  ohne  dass 
Vereine,  Unternehmerverbände  oder  andere 
losere  Vereinigungen  sich  zu  gemeinsamem 
Vorgehen  entschlossen  haben.  Wenn  gleich- 
wohl die  meisten  grösseren  Lockouts  der 
letzten  Jahrzehnte  koalierte  waren,  so  hängt 
das  lediglich  mit  der  Gesamtentwickelung 
der  Kämpfe  auf  dem  Arbeitsmarkte  zu- 
sammen. Die  Kraftproben  der  Parteien 
haben  an  Stärke  zugenonimen,  die  Koali- 
tionen der  Arbeiter  haben  Gegen koalitionen, 
Unternehmerverbände,  die  ebenso  wie  jene 
für  den  Ernstfall  gerüstet  und  die  gemein- 
samen Aktionen  von  langer  Hand  her  vor- 
bereitet haben,  hervorgerufen.  Damit  haben 
die  Kampfmittel  an  Tragweite,  unter  Um- 
ständen auch  an  Aussicht  auf  Erfolg,  sei  es 
im  Sinne  des  wirklichen  Kampfes,  sei  es  im 
Sinne  der  konfliktverhütenden  Prophylaxis 
zugenommen.  Es  empfiehlt  sich  trotzdem, 
die  Lockouts  in  den  einzelnen  Etablisse- 
ments nicht  gesondert  zu  behandeln,  sondern 
auch  diese  zu  den  Lockouts  im  eigentlichen 
Sinne  zu  rechnen;  so  thut  es  z.  B.  die 
amerikanische  Statistik  der  Arbeitskonflikte, 
ohne  dass  dadurch  das  Gesamtbild  über  die 
Arbeitsstreitigkeiten  an  Uebei^ichtlic;likeit 
verloren  hätte. 

Die  Lockouts  sind  also  Symptome  für 
den  organisierten  Kampf  zwischen  Arbeitern 
und  Unternehmern.  Sie  sind  als  Vorgänge 
auf  dem  modernen  Arbeitsmarkt,  ebenso  wie 
die  Strikes,  zuerst  in  Grossbritannien  beob- 
achtet und  beschrieben  worden,  und  dorther 
gelangte  der  Ausdruck,  ebenso  wie  der  des 
anderen  hauptsächlichsten  sozialen  Kampf- 
mittels »Strike«  in  die  deutsche  Sprache. 
Auch  die  Franzosen  und  Amerikaner  be- 
dienen sich  des  Wortes  Lockont.  Neuer- 
dings ist  in  Deutschland  daneben  die  Ueber- 
setzung  des  Wortes  »Lockout«  =  »Aus- 
sperrung« üblich  gewoi-den  und  hat  sich 
nicht  nur  in  der  Wissenschaft,  in  der  Presse 
und  bei  den  wirtschaftlichen  Parteien,  son- 
dern auch  in  der  Gesetzesspi-aclie  und  in 
der  Terminologie  der  Sozial  Statistik  mehr 
und  mehr  Eingang  vei*schafft.  Wir  können 
deshalb  in  den  folgenden  Bemerkungen 
ebensogut  von  »Aussperrung«  wie  von 
»Lockout«  sprechen. 


Ausspemmgen     sind    Kampfina55=r*r5r-\  . 
und  zwar  sind  sie  das  Gegeusttick  der  Ar- 
beitseinstellungen.    Gemeinsam    ist    t»  i*]-:. 
dass  Arbeiter  wie  Unternehmer  liereit    -u. 
zur  Fortsetzung  des  Arbeitsverhältnisse-??,  i. -• 
wollen   die  Arbeiter  nicht  weiter    arl*eiT-.. 
solange  ihnen  nicht  ge\^-isse  Verbessenin^-  > 
des   Arbeitsvertrages    zugestanden    wen.]-.  . 
während  die  Unternehmer,  die  ihre  Arl«eit-r 
aussperren,  entweder  den  Arbeitsvertnur  t"- 
sich  günstiger,  also  ungünstiger  für  »li«--  Ar- 
beiter gestalten  wollen  oder  aber    deu  l  .— 
herigen  Arbeitsvertrag,  dem  von    Seiten  «1- 
Arbeiter  eine  Veränderung  droht,    im  W»  _•- 
des  Zwanges  aufrecht  zu  erhalten  trai-ht'  j. 
Schon  aus  diesen  beiden  EventuaXitäten  jt-^j- 
hervor,  dass  niclit  selten  gestrikt  vrinl,  w- .. 
eine  Ausspemmg   droht,   und    niclit    sei* -i 
die  Aussperrung   verhängt  Mnrd,    um    ein-. 
bevorstehenden  Arbeitseinstellung-    zuTorz.- 
kommen.    Ein  Lockout  kann   also,   je  ik:.  : 
der  Position   und  der  Taktik  der  Part» -:•?:-. 
eine  Offensiv-  oder  Defensivmassre§^el   .»-^.l. 
Ob  die  Aussi)errung  das  eine  oder  das  and-i  -: 
ist,  lässt  sich  nur  im  Einzelfalle  entsehr-id»?  - 
Hat  man  hierüber  einen  hinreichenden  l'eK^^- 
blick,  so  kann  man,  ebenso  -wie  man  von  An- 
griffs- und  Abwehi-strikes  spricht,  auch  v. : 
Defensiv-  und  Offensivaussjierrungen  relen. 
Doch    sind    diese    letzteren    ßezeichnunt:»  n 
nirgends  in  dauernden  Gebrauch  gekomniei;. 

Man    hat    versucht,    hauptsächlich     Us 
statistische  Zwecke,  auf  rein  logischem  W'&zr 
die  Arbeitskonfükte  in  Arbeitsei nstellnug>ii 
und    Ausspennmgen    möglichst     scharf    zi 
trennen.      So    hat   der   Amerikaner    Week> 
eine     konsequente     Begriff  sunterscheidur.iz 
durchzuführen    unternommen.     Ein     Sink- 
liegt  nach  seiner  Auffassung  dann  vor,  wecs 
die  Arbeiter  eine  Aendenmg  der  Arbeitsbe- 
dingungen, und  eine  Aussperrung,  wenn  di*^ 
Unternehmer    eine   solche   begehren.      W^r 
formal  das  Arbeitsverhältnis  kündigt  liezw. 
löst,  wird  hier  nicht  untersucht.     Es  komm: 
niu'  auf  die  Ursache  der  Betriel>seinstellui:i: 
an.    Diese  Begriffsabgrenzung  stösst  aber  iu 
der  Praxis  auf  nicht  unerhebliche  Schwieri;;- 
keiten   und    widerspricht,  wie  M^ataja,   der 
Bearbeiter    der    österreichischen    amtlichen 
Strikestatistik,  mit  Recht  hervorhebt,  den  in 
dem  Publikum  üblichen  Auffassmigen.  Auch 
der   Begriff  des  Defensivstrikes,  der   mehr 
und  melu-  Eingang  gefunden  hat,  wäre  da- 
mit  beseitigt,   ja   immöglich,  weil   er   eine 
contradictio  in  adjecto  enthielte. 

Freilich  macht  auch  jede  andere  KJas^^i- 
fikation  nicht  unerhebliche  Schwierigkeiten. 
Es  bleiben  immer  Fälle  übrig,  deren  Unter- 
bringung iu  die  eine  oder  andere  Kategori»? 
nur  im  Wege  der  Hervorhebung  mehr  oder 
minder  äusserlicher  Merkmale  mögüch  i<T. 
Weeks  scheint  von  der  an  und  für  sich  löb- 
lichen  Absicht   ausgegangen    zu    sein,  die 
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litiative  bei  der  Unterbrechung  der  Arbeit 
irig-lichst  unparteiißch  festzustellen,  um  die 
.ktioiien  der  beiden  Parteien,  je  nachdem 
ir  sie  die  Unternehmer  oder  die  Arbeiter 
io  Verantwortung  zu  tragen  haben,  begriff- 
LcH  ans  einander  zu  halten.  Wie  schwer 
las  durchführbar  ist,  sieht  man  schon  aus 
Ler  Thatsache,  dass  bei  den  Arbeitskon- 
likten  die  Parteien  sich  sehr  oft  gegen- 
ioitig  die  Urheberschaft  in  die  Schuhe  zu 
-f\iieben  suchen  und  je  von  ihrem  Stand- 
fainkt  aus  die  Störung  des  Arbeitsverhält- 
üsses,  die  Provokation  zum  Kampfe,  »Aus- 
><pon-ving«  oder  »Strike«  nennen. 

Mit  Rücksicht  auf  die  bessere  praktische 
Dwvchführbarkeit  ist  jetzt  eine  andere  Klassi- 
fikation   üblich  geworden.     Man   sieht  von 
•  k»ni  Grunde,  aus  welchem  die  Kampfmittel 
^Strike«    oder  »Aussperrung«   in  Bewegung 
;jfesetzt  werden,  ab.    Man  hält  sich  vielmehr 
an    die   formale   Seite    der  Arbeitsvertrags- 
losimg.     Demnach  liegt  stets  ein  Strike  vor, 
wenn    das  Kampfmittel  von   den  Arbeitern 
ergriffen  wurde,  und   stets   ist  die  Arbeits- 
sperre eine  Aussperrung,  wenn  die  Unter- 
nehmer kündigen  und  ausschliessen.    Diese 
Klassifikation  ist  zuerst  in  der  amtlichen  nord- 
amerikanischen Statistik  begnindet  und  durch- 
geführt worden.    Die  Statistiken  von  Frank- 
reich, Italien  und  Oesterreich  sind  dann  ge- 
folgt. Auch  die  neuerdings  in  Angriff  genom- 
mene amtliche  Strikestatistik  des  Deutschen 
Reiches  scheint  die  Gnippierung  ihrer,  frei- 
lich sehr  summarischen,  J^achweisungen  nach 
jenen  Merkmalen    vorgenommen   zu   haben. 
Im    übrigen    weicht    die    deutsche   Reichs- 
statistik    ebenso    wie    die     amerikanische 
Strikestatistik  und  neuerdings  auch  die  öster- 
reichische von   dem  wissenschaftlich  herr- 
schenden Begriff  der  Aussperrung   ab  und 
sieht  auch   in  der  Ausschliessung  der  Ar- 
beiter eines   einzelnen  Betriebes  eine  Aus- 
si>errung.    Bestritten  ist  es  ferner,  wie  man 
die    seitens    der    Unternehmer    verhängten 
Schliessungen  der  Werkstätten  und  die  an- 
gedrohte und  durchgeführte  Nichtwiederan- 
stellnng  von  Arbeitern  als  Repressalie  gegen 
die  sogenannte  »Maifeier«  einzuordnen  habe. 
Das  deutsche  statistische  Amt  rechnet  diese 
Massnahmen   nicht   zu  den  Ausspemmgen. 
Sie  sind  in  der  That  im  wesentlichen  Mass- 
nahmen der  Disciplin,  gerichtet   gegen  die 
eigenmächtige   Durchbrechung  der  Arbeits- 
ordnung.    In    die   Kategorie    der    sozialen 
Kampfmittel  gehören  sie  aber  jeden  faUs.  Sie 
sind   Symptome    für    eine    Spannung    der 
Gegensätze.     Da,  wo   wie    in   Deutscliland 
die  sozialistische   Bewegung   von  der  Ge- 
werbevereinspolitik noch  kaum  zu  trennen 
ist,    mrd    seitens    des    Unternehmertums 
der  Maifeier    eine    grundsätzliche    Bedeu- 
tung beigelegt,  die   zu  Kraftproben  hüben 
und  dniben  verführt.    Vielleicht  kann  man 


diese    Vorgänge    eher    zu    den    Boykotts 
rechnen. 

Verwandt  mit  der  Aussperrung  ist  der 
Boykott,  d.  h.  dasjenige  Kampfmittel,  welches 
in  einer  Verruf serklänmg  des  Gegners  gipfelt, 
unzweifelhaft.  Allerdings  scheint  die  herr- 
schende Meinung  von  einem  Boykott  nur 
dann  zu  sprechen,  wenn  es  sich  um  ein 
Kampfmittel  der  organisierten  Arbeiterschaft 
gegen  das  Unternehmertum  handelt.  Schhesst 
man  sich  dieser  Anschauung  an,  so  ist  der 
Boykott  nur  verwandt  mit  dem  Stiike,  hat 
aber  nichts  gemein  mit  der  Aussperrung. 
Bei  näherer  Betrachtung  der  thatsächlichen 
Verhältnisse  erscheint  indessen  auch  diese 
Begriffsdefinition  zu  eng;  auch  die  Unter- 
nehmer können  boykottieren,  sie  können  — 
meist  auf  Grund  gemeinsamer  Verabredung, 
z.  B.  durch  Führung  sogenannter  schwarzer 
listen  —  ganze  Gruppen  der  bei  ihnen 
missliebig  gewordenen  Arbeiter  und  die 
Organisationen  derselben  in  Ven*uf  thun. 
Der  Unterschied  des  Boykotts  in  diesem 
Falle  von  der  Aussperrung  ist  der,  dass  sich 
hier  die  Massregeln  unter  Umständen  auch 
gegen  Personen  und  Personenp-uppen  richten, 
die  gar  nicht  in  einem  Arbeitsverhältnis  bei 
dem  die  Verrufserklärung  verhängenden 
Unterneluner  gestanden  zu  haben  brauchen. 
Nicht  ein  umstrittener  Arbeitsvertrag,  son- 
dern die  Personen  der  Boykottierten  sind 
ausschlaggebend.  Der  Boykott,  der  von  den' 
Unternehmern  ausgeht,  unterscheidet  sich 
von  dem  Boykott,  den  die  Arbeiter  prokla- 
mieren, nicht  unwesentlich  dadurch,  dass 
dort  Personen  und  Personengnippen  in  Ver- 
ruf gethan  werden,  während  hier  weniger 
die  Person  des  missliebigen  Arbeitgebers 
als  die  von  demselben  pi'oduzierten  Güter 
im  Marktverkehr  imd  in  der  täglichen  Kon- 
sumtion geschädigt  bezw.  ausgeschlossen 
werden  sollen.  Freilich  ist  der  Boykott  als 
soziales  Kampfmittel  der  Unternehmer  auch 
denkbar  in  der  Form,  dass  er  gegen  andere 
Unternehmer  gerichtet  ist,  d.  h.  gegen  solche 
Unternehmer,  welche  die  Solidarität  verletzt 
haben,  indem  sie  den  Arbeitern  selbständig 
Zugeständnisse  zu  machen  geneigt  waren. 
Dass  dies  nicht  ausserhalb  des  Bereiches 
des  Möghchen  liegt,  beweisen  die  Vorgänge 
bei  einer  der  umfassendsten  Aussperrungen, 
die  wir  überhaupt  gehabt  haben.  Im  Früh- 
jahr 1899  hatte  der  vereinigte  Arbeitgeber- 
verein in  Kopenhagen  einen  allgemeinen 
Lockout  angeordnet,  so  dass  die  meisten 
Fabriken  Dänemarks  stiUstanden  und  etwa 
30U00  Arbeiter  feierten.  Die  T'nternehmer 
übten  hierbei  ihi-erseits  den  Koalitionszwang 
mit  bemerkenswertem  Erfolg  aus.  Die  Bau- 
tischlereien zwangen  die  Sägewerke,  ihren 
Betrieb  einzustellen.  Die  Fabrikanten  der 
Eisenindustrie  drohten  den  Kohlenhändlern 
und  Eisenhändlern  mit  Boykott,  wenn  Kohlen- 
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händler  an  ein  ausserlialb  der  Organisation 
stehendes  EisenAverk  verkauften,  und  ebenso 
durften  die  Ziegelwerke  auf  Greheiss  der 
Maurernaeister  an  niemanden  Steine  ver- 
kaufen (Jahrb.  f.  Nat.  u.  Stat.  KI,  F.  17,  Chi-onik 
S.  117).  Aehnliche  Massnahmen  des  orga- 
nisierten Unternehmertums  sind  auch  anders- 
wo bekannt  geworden,  so  dass  man  sagen 
kann,  dass  Aussperrungen  nicht  selten  mit 
Boykotts  eng  verbunden  sind,  wie  auch  Boy- 
kotts als  Begleiterscheinungen  von  Arbeitsein- 
stellungen gelegentlich  vorzukommen  pflegen. 

Es  sind  also  sehr  mannigfaltige  Kombina- 
tionen der  modernen  sozialen  Kam[)fmittel 
möghch,  und  oft  ist  es  recht  schwer,  Angriffs- 
und Abwehrstrike,  Angriffs-  und  Abwehr- 
lockout,  Angriffs-  und  Abwelirboykott  in  ihrer 
gegenseitigen  Verbindung  und  in  ihi-en 
Wechselbeziehungen  aus  einander  zu  halten. 
Am  besten  lässt  sich  noch  der  Boykott  von 
den  verwandten  Aktionen  der  Parteien  unter- 
scheiden. Hier  tritt  sein  Charakter  als 
reines  Kampfmittel,  durch  dessen  Anwen- 
dung dritte  Personen  unberechtigterraassen 
und  in  bedenklichem  Umfange  in  Mitleiden- 
schaft gezogen  wei-den,  allen  offensichtlich 
hervor.  Die  Arbeitseinstellungen  und  Aus- 
speiTungen  dagegen,  als  Konsequenzen  des 
freien  Koalitionsrechtes,  sind  soziale  Er- 
scheinungen, die  mit  dem  modernen  Arbeits- 
vertrag eng  zusammenhängen.  Es  sind  so- 
ziale Reibungen,  wie  sie  in  allen  Industrio- 
staaten vorkommen,  natürliche  Vorgänge 
auf  dem  Arbeitsmarkte,  an  die  sich  das 
grosse  Publikmn  mehr  und  mehr  wie  an 
etwas  Selbstverständliches  und  Unvonneid- 
liches  gewöhnt  hat.  Sie  treten  als  taktisclie 
Gegenzüge  auf,  die  sich  gegenseitig  in 
Schach  halten,  und  die,  nachdem  eret  die 
bedauerlichen  Folgen  voreiliger  und  rück- 
sichtsloser Kämpfe  hüben  und  drüben  er- 
kannt worden  sind,  auch  gewit^se  propluiak- 
tische  Wirkungen  erzeugen  können.  Da, 
wo  jener  Zustand,  den  wir  »Ueberspaunung 
des  Koalitionsprincipes«  nennen,  und  der 
sich  auszeichnet  durch  eine  hysterische 
Hyperempfindliclikeit  des  Arbeitsmarktes, 
vorhanden  ist,  wird  am  meisten  gestrikt  und 
ausgesperrt.  In  diesem  Stadium  der  sozialen 
Kämpfe  vervs'ischt  sich  der  Unterschied  von 
Strike  und  Lockout  am  meisten.  Die  bri- 
tische Statistik  z.  B.  hat  deswegen  seit  1894 
die  bisherige  Trennung  der  Konflikte  in 
Strikes  und  Lockouts  ganz  aufgegeben  und 
fasst  seither  beide  zweckmässig  unter  den 
Begriff  >Disputes<;  (soviel  wie  Arbeitsstreitig- 
keiten) zusammen  (s.  oben  im  Art.  Arbeits- 
einstellungen Bd.  I,  S.  803). 

2.  Volkswirtschaftliche  Bedeutung 
des  L.  Die  Aussperrungen  sind  um  vieles 
seltener  als  die  Arbeitseinstellungen,  was 
jede  Statistik  der  Ai'beitsstreitigkeiten  ohne 
weiteres    ergiebt.      Es    ist    dies    leicht    zu 


erklären.    Wälirend  die  Arbeitseinsteünni?rL 
\ielfach  plötzlichen  Stimmungen    und  V»-. 
Stimmungen,    einer    sanguiuisclien    Uel-»«=r- 
schätzung  der  Gewin nchauacen,   einer  Maj- 
risierung  einer  besonnenen,  vorsichtig  denk*fii- 
den   und   liandelnden  Minorität    durch   'li- 
grosse,  leicht  verfuhrbare  Masse  ihre   Eli- 
stehung  verdanken,   kann   bei   dem   Udv^> 
nehmer,  der  die  Anwendung*   der  Aussf»-r- 
rung  als  äusserste  Kampfmassresgel    in  Er- 
wägung  zieht,  ein  nOchtern  kluges  Kaliil 
das  alle  Folgen  vorher  berechnet,  vora»ii-p- 
setzt  werden.   Wer  aussperrt  und  aussperre : 
kann,  ist  regelmässig  gewohnt,  kauf  man  ni^^ 
das  hieraus  erwachsende  Risiko  abzuschätzer. 
Dazu   kommt,   dass  ein   gemeinsames  Vr- 
I  gehen  der  Unternehmer,  die,  soweit  sie  rj.l- 
kartelliert  sind,  in  derselben  Branche  K<>r- 
kuirenten  sind,  ein  Mass  von  Klassensr*li4i- 
rität  voraussetzt,  w^ie  es  thatsaehiieh  s^eih-Ä 
vorhanden  ist.    Freilich  liegt  die  ErfüLiin^ 
einer  solchen  Voraussetzung  da   näher,  v 
bereits  Uutemehmerverbände   der    verH-hi*- 
denen   Art   den   gegenseitigen    AVettbewir:-f' 
I  dmxih  gemeinsame  Vereinbarungen  luid  dur.H: 
I  ein  geschlossenes  Vorgehen  gemildert   •>J*-r 
I  aufgehoben  haben.    Durch  die  in  den  letztem 
I  Jalirzehnten  in  zunehmendem  Umfang*^  ir»- 
schlossenen  Kartellbildungen   ist  unzweirVI- 
I  haft  die  Lage    selbst  der   mächtigsten  Ar- 
I  beiterorganisationen  zu  Ungunsten    der  Ar- 
beiter verschoben  w^orden.    Bislang  gehöiva 
indessen    diejenigen    Untemehmerverliänd". 
die  ihre  Spitze  direkt  auch  gegen  die  orga- 
nisierte Arbeiterschaft   gerichtet    haben,  i\ 
den  Seltenheiten.     Theoretisch  ist  aber  ♦li«^ 
Möglichkeit   einer  Erweitenmg  der  Thäti^- 
keit  nach  der  lohnpolitischen  Seite  bin  ohne 
weitei-es  gegeben,  besonders  dann,  wenn  es? 
sich  um  Kraftproben  ziu*  Austragung  prin- 
cipieller   Streitigkeiten   handelt       In    uies»* 
Kategorie   gehören   mehrere   der    gn>ssereii 
Massenaussperrungen  der  letzten  Zeit  z.  R 
der  Ijockout   in   der   britischen  Maschineo- 
und   Schiffsbauindustrie,   der   sich    weoiOT 
um  den  Achtstundentag  als  um  die  Bes<.liäf- 
tigung  imgelernter  Arbeiter  drehte.     Aiioli 
die  grosse  Aussperrung  in  Dänemark  (Ib^^u 
von  der  schon  die  Rede  war,  gipfelt  in  dem 
Versuch  der  Unternehmer,  eine  Principien- 
frage  zur  Entscheidung  zu  bringen,  nämlich 
die  Unterdrückung   oder  wenigstens  finan- 
zielle VeiTiichtung  der  ArbeiterfaehvereiDe. 
Bei  anderen  Lockouts,  besonders  in  Orosshii- 
tannien,  z.  B.  die  wiederholten  Streitigkeiten  in 
der  Schuhwarenfabrikation  handelte  es  sich 
nicht  um  reine  Principien fragen ;  hier  wiinie 
der  Lockout  lediglich  als  Präventivmassregt^l 
gegen  einen  drohenden  Strike  verhängt. 

In  den  meisten  Streitigkeitsfällen  derart 
liegt  es  überliaupt  nicht  im  Interesse  der 
Unternehmer,  bei  der  Betriebseinstellung  die 
Initiative  zu  ergreifen.     Sie  haben  heutzu- 
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tage  mehr  als  die  Arbeiter  Rücksiclit  zu 
nehmen  auf  die  Stellung  der  öffentlichen 
Meinung,  die  vielfach  ohne  genaue  Kenntnis 
der  dem  Konflikt  zu  Grunde  liegenden  Ver- 
hältnisse dem  passiven  Teil  der  Kämpfenden 
ihre  Sympathieen  mehr  zuzuwenden  geneigt 
ist  als  dem  aktiven,  von  dem,  rein  formell 
betrachtet,  die  den  sozialen  Frieden  störende 
Aktion  ausgeht.  Gerade  aber  in  solchen 
Ländern,  wo  man  von  vorn  herein  geneigt 
ist,  für  die  Arbeiter  Partei  zu  ergi-eifen, 
wird  sich  das  Unternehmertum  wolil  hüten, 
das  Signal  zum  Ausbnich  der  Feindselig- 
keiten zu  geben.  Ist  der  Konflikt  unver- 
meidlich, so  ändert  es  an  der  Lage  der 
Unternehmer  wenig  oder  gar  nichts,  ob  ihre 
Betriebe  im  Wege  der  Aussperrung  oder 
des  Strikes  zum  Stillstand  kommen,  höchstens 
kann  der  Umstand  in  die  Wagschale  fallen, 
dass  der  Kontraktbnich,  der  den  Arbeitgel)ern 
besondere  Verlegenheiten  bereitet,  vermieden 
wird.  Die  Erfahrung  lehrt,  dass  der  Kon- 
traktbnich da  zu  den  häufigen  Erachei- 
nungen  gehört,  wo  die  Arbeiterorganisationen 
der  besonnenen  Fühnmg  und  der  gewerk- 
vereinlichen  Schulung  entbeliren.  Eine  Ar- 
beitseinstellung ist  dort  oft  mit  Kontrakt- 
bruch verbunden.  Ein  Lockout  schliesst  den 
Kontraktbruch  auf  seiten  der  Arbeiter  schlech- 
terdings aus.  Denn  sie  können,  weil  zahlungs- 
fähig, jederzeit  dafür  gerichtlich  belangt 
werden.  Immerhin  giebt  die  Ausspemmg 
keine  Garantie  dafür,  dass  die  Arbeiter 
erst  nach  Ablauf  der  Kündigungsfrist  fort- 
bleiben; sobald  die  Arbeitgeber  die  laufen- 
den Verträge  kündigen,  bleibt  es  faktisch 
den  Arbeitern  unbenommen,  sofort  d.  h.  vor 
Ablauf  der  Kündigungsfrist,  die  Arbeit  nieder- 
zulegen. Die  Aussperrung  ist  auch  insofern 
für  das  Unternehmertum  ein  zweischneidiges 
Schwert,  weil  sie  durch  dieses  Mittel  in  füi* 
sie  nachteiliger  Weise  den  Corpsgeist  ihrer 
Gegner  stärken.  Bei  einem  Strike  können 
sie  immer  mit  einer  Minderheit  von  arbeits- 
willigen »Strikebrechern«  rechnen,  die  es 
ihnen  oft  ermöglichen,  wenigstens  einen 
Teil  des  Betriebes  aufrecht  zu  erhalten.  Bei 
der  AusspeiTung  versagt  in  der  Regel  auch 
dieses  Aushilfsmittel,  besonders  dann,  wenn 
es  sich  um.  gelernte  Arbeiter  handelt,  die 
schwer  zu  ersetzen  sind. 

Bekanntlich  giebt  es  Fälle,  wo  den 
Unternehmern  ein  Strike  nicht  unwillkommen 
ist  z.  B.  in  einer  Periode  akuter  Ueberpro- 
duktion,  wo  die  Arbeitseinstellung  auf  den 
Warenvorrat  und  die  Lage  des  Warenpreises 
ausgleichend  und  gesundend  einwirkt.  Da 
die  Unternehmer  bei  besserem  Ueberblick 
über  die  Marktlage  den  Zeitpunkt,  wo  eine 
Betriebseinschränkung  am  Platze  wäre,  mit 
grösserer  Sicherheit  erkennen  können,  so 
wäre  unter  Umständen  hier  eine  Aussper- 
nmg  zweckmässiger  und  könnte  besser  vor- 


bei-eitet  sein  als  der  Strike.  Ein  solches 
Vorgehen  setzte  aber  ein  so  grosses  Mass 
rücksichtsloser  Unternehmerpolitik  voraus, 
wie  wir  es  glücklicherweise  beinahe  nirgends 
haben.  Gewöhnlich  arbeiten  unsere  Gross- 
unternehmer auch  bei  sinkender  Konjunktur 
und  verlustbringender  Preisgestaltung  mit 
der  Hoffnung  auf  bessere  Zeiten  ruhig  weiter. 
Sie  nützen  so  wenigstens  ihr  Betriebskapital 
aus  und  erhalten  sich  ihre  Kundschaft. 
Ausserdem  steht  ihnen  jederzeit  der  weniger 
radikale  Ausweg  offen,  einen  Teü  des  Be- 
triebes stillstehen  zu  lassen  und  einen  Teil 
ihrer  Arbeiter  zu  entlassen. 

Aus  allen  diesen  Gründen  ist  es,  solange 
nicht  ein  förmlicher  Kriegszustand  zwischen 
Kapital  und  Arbeit  proklamiert  ist,  höchst 
unwahi-scheinlich,  dass  von  dem  Kampf- 
mittel des  Lockouts  häufig  Gebrauch  gemacht 
wird.  Eine  Arbeitssperre  über  eine  ganze 
gn)sse  und  wichtige  Industrie  gehört  zu  den 
grössten  Seltenheiten.  Sie  würde  den  Unter- 
nehmern eine  ungeheure  Verantwortung 
übertragen,  das  Publikum  gegen  sie  ein- 
nehmen und  endlich  vielleicht  sogar  den 
Staat  zu  Gegenmassregeln  zwingen.  Eine 
Aussperrung  in  einem  grösseren  Bergbau- 
bezirke ist  sowohl  aus  technischen  Gründen 
als  auch  wegen  der  Forderungen  des  öffent- 
lichen Interesses  eine  kaum  denkbare  Mass- 
regel. Wollten  etwa  sämtliche  westfälische 
Zechenbesitzer  ihre  Förderung  einstellen, 
um  die  zunächst  nur  einzelnen  gegenüber 
auftretenden  Forderungen  der  Arbeiter  gründ- 
lich ziu-ückzu  weisen,  so  würde  wahrschein- 
lich der  Staat  einschreiten  und  in  irgend 
einer  Weise  diejenigen,  deren  Arbeiter  noch 
zur  Fortsetzung  ihrer  Thätigkeit  bereit 
wären,  ziu*  Wiederaufnahme  des  Betriebes 
zwingen,  da  der  sonst  drohende  Ausfall  in 
der  Versorgung  des  Landes  mit  dem  not- 
wendigsten Hilfsstoff  der  Industrie  vielleicht 
ganz  unerträglich  wäi'e.  Die  Zechenbesitzer 
können  praktisch,  abgesehen  von  der  Rechts- 
frage, ohne  Schwierigkeit  einem  solchen 
Zwange  unterworfen  werden,  wenn  die  Ar- 
beitskräfte zur  Verfügimg  stehen.  Man 
sieht,  dass  auch  den  öffentlichen  Gewalten 
gegenüber  die  Unternehmer,  als  derjenige 
Teil,  der  als  der  verantwortlichere  gilt,  bei 
Massenaussperrungsexperimenten  in  einer 
prekäreren  Lage  sind  als  die  Arbeiter. 
Gegen  einen  allgemeinen  Ausstand  der  Ar- 
beiter der  Kohlenbergwerke  sind  Zwangs- 
massregeln schwerlich  oder  gar  nicht  durch- 
führbar, und  die  Unhaltbarkeit  der  diu-ch 
einen  solchen  herbeigeführten  Zustände  wird 
daher  unter  Umständen  den  Arbeitern  die 
Durchsetzung  ihrer  Fordenuigen  erleichtern. 
Im  Kohlenbergbau  und  einigen  anderen  un- 
mittelbar allgemeine  Interessen  berührenden 
Betriebszweigen  mag  also  den  Arbeitern  die 
Verallgemeinerung  des  Ausstandes  als  nütz- 
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lieh  für  ihre  Zwecke  ei-scheinen,  wähi-eiid 
den  Arl)eitgebern  hier  die  Möglichkeit  der 
Ausspommg  so  gut  wie  gänzlich  entzogen 
ist. 

3.  Die  Gesetzgebung  und  der  L. 
Solange  Arbeitseinstellungen  mit  Rücksicht 
auf  die  gemeinschädliehen  Wirkungen  der- 
selben verboten  waren,  hätte  sich  das  Ver- 
bot konseiiuenterweise  gleichmässig  auf  die 
gemeinscliaftlichen  Arbeitseinstellungen  der 
Arbeitgeber  wie  auf  die  Koalitionen  der 
Arbeiter  erstrecken  müssen.  Dies  war 
aber  keineswegs  übeiull  in  genügender 
Weise  der  Fall.  In  Frankreich  stellte  das 
G.  V.  17.  Juni  1791  ein  Koahtionsverl)ot 
sowohl  für  die  Arbeitgeber  wie  für  die  Ar- 
beiter auf,  wenn  dasselbe  thatsächlidi  auch 
nur  gegen  die  letzteren  gerichtet  war.  Im 
Code  i)cnal  richtet  sich  Art.  414  in  seiner 
früheren  Fassung  gegen  die  Arl)eitgeber : 
jede  Koalition  derselben  zu  dem  Zwecke, 
»injustement  et  abusivement«  eine  Herab- 
dnickung  der  L^jhne  zu  erzwingen,  soll, 
wenn  ein  Versuch  oder  ein  Anfang  der 
Ausführung  vorliegt,  mit  Gefängnis  von  6 
Tagen  bis  zu  3  Monaten  und  mit  Geldstrafe 
von  200  bis  3000  Franc«  bestraft  werden. 
Durch  den  Zusatz  »injustement  et  abusive- 
ment« wurde  diese  Drohung  sehr  harmlos, 
während  der  die  Arbeiter  betreffende  Artikel 
415  keinerlei  Abschwächung  derart  enthielt 
imd  weit  höhere  Strafen  androhte.  Durch 
das  G.  V.  27.  November  1849  wui-de  diese 
Ungleichheit  aufgehoben  und  auch  jener  Zu- 
satz gestrichen.  Thatsächlich  konnten  sich 
indessen  Unternehmerkoalitionen  dem  Gesetze 
leicht  entziehen,  indem  sie  die  Form  einer 
Handelsgesellschaft  annahmen.  Solche  Ver- 
einigungen von  Bergwerksunternehmungen 
dauerten  fort,  bis  sie  durch  ein  Deki-et  von 
1852  von  der  Erlaubnis  der  Regiemng  ab- 
hängig gemacht  wurden.  Diircli  das  G.  v. 
25.  Mai  1864  endlich  wurden  die  Koalitionen 
den  Arbeitgebern  wie  den  Arbeitern  ge- 
stattet und  nur  die  Anwendung  von  Gewalt, 
Drohungen  und  betrügerischen  Umtrieben 
bei  denselben  verboten.  In  der  preussischen 
Gew.-O.  v.  17.  Januar  1845  (§§  181—184) 
waren  die  Koalitionen  der  Arbeitgeber  ebenso 
verboten  wie  die  der  Arbeiter.  Wenn  die 
ersteigen  ihre  Gehilfen,  Gesellen  oder  Ar- 
beiter oder  die  Obrigkeit  zu  gewissen  Hand- 
lungen oder  Zugeständnissen  dadurch  zu 
bestimmen  suchen,  dass  sie  sich  verabreden, 
die  Ausübung  des  Gewerbes  einzustellen 
oder  die  ihren  Anforderungen  nicht  nach- 
gebenden Arbeiter  zu  entlassen  oder  zurück- 
zuweisen, oder  wenn  sie  andere  zu  einer 
solchen  Verabredung  auffordern,  so  sollten 
sie  nach  §  181  jenes  Gesetzes  mit  Gefängnis 
bis  zu  einem  Jahre  bestraft  werden.  Durch 
die  Gewerbeoi*dnung  von  1869  ist  diese  Be- 
stimmung aufgehoben  (Lexis).    Des  näheren 


;  vgl.  d.  Art.  Koalition  und  Koalit:    -- 
verböte  oben  Bd.  V  S.  120ff. 

Es  ist  klar,  dass  die  Aussperrun  pr^L  -  - 
'  zelner  Etablissements,  da  sie    kein*^  Kau- 
tionen sind,  unter  die  früheren  Koali'l  .- 
I  verböte  nicht  fielen.    Soweit  Ausspemif ..'  ; 
'  nicht   die  Erlangung   günstiger   I>»hn-  .. 
.  Arbeitsbedingungen    für    die    Unternehn.^ : 
I  bezwecken,  kommen  die  Bestimmimj:^':!  «.- 
§  152  der  Gew.-O.  nicht  in  Frage. 
I       Bezüglich  derjenigen  Mittel,  welrh^  --^ 
j  eignet  sind,  Aussperrungen  zu  verhinderu...; 
dasselbe,  was  oben  bei  dem  Art.  A  r  b  e  i  t  >  t : ..  - 
!  s  t  e  1 1  u  n  g  e  n  (Bd.  I  S.730f f.)  gesagt  ist.  S-rH-:- 
j  dings  hat  man  in  Grossbritanniec  den  kj.  l- 
'  artigen  Versuch  gemacht,  ein   gemeiusa:L- 
]  Vorgehen  der  Unternehmerverbände  mit  -  „ 
I  Gewerkvereinskai-tellen    in    die   Wes»-   i. 
:  leiten.   ^lan  nennt  dort  diese  Vereinbaniü,': 
'  >Alliancen«.      Diese    Alliancen    sind    um  : 
I  Umständen  ein  wirksames  Gegenmittel  ge^c  i 
I  Strikes  und  Ausspemmgen,  doch  lasst  -i -: 
1  zur  Zeit  hierüber  ein  abschliessendes  LV-L 
I  noch  nicht  geben. 

I  Litteratar:  Ausser  der  LUteratnr,  die  '-'j^«  ''•• 
'  den  Arit,  Arheitsf inStellungen  unti  K- 
lit I o n  u  n  d  Ko alitions verböte  ouN^ßd  ' 
ist,  kommt  hier  noch  in  Betracht:  Lexi:^*  Ar*. 
Aussperrung,  H.  d.  St.  1.  Auß.,  Bd.  1,  >'•  ''-'v." 
,  —  Victor  Mataja,  Die  .Statistik  der  Jrf-' 
einsteUungen,  Jahrb.  j.  XfJtt.  ti.  Stat.,  B'l  ^^ 
S.  S44ff.  —  JVeeks,  Beport  on  Strib*-  ■''" 
Lockout^  oceurring  with  in  the  United  S^-'''- 
du  ring  the  calendar  year  ISSO.  Im  XX.  i>-' 
des  Tenth  census  of  the  United  Staies.  —  T^" 
die  nAlliancenn  wird  demnächst  B.  Lifj'tn"-'- 
in  d.  Jahrb.  f.  Nat.  u.  Stat.  eine  StwUr  .-*,• 
öfenilichen. 

Biermei. 


Lohnskala,  gleitende. 

1.  BegriS;  EnUtehunff,  Arten.    2.  Verbrei- 
tung.   3.  Sozialpolitische  Bedeutung. 

1.  Begriff,  Entstehung,  Arten.   iLter 

Lohnskala^in  England  sliding  scale,  in  J'fl 
Vereinigten  Staaten  von  Amerika  autfi 
basis  System  genannt)  versteht  man  eine. 
liauptsächlich  in  der  Eisen-  und  Sohlen- 
industrie  Gi-ossbritanniens  und  NordaraerikJt 
vei-suchte,  eigenartige  Form  des  Lohover- 
ti-ages.  Die  Lohnskala  ist  eine  besou'ien' 
Art  des  kollektiven  Arbeitsvertrags  mit  einer 
besonderenForm  derLohnberechnung.  Eencr- 
gegangen  ist  sie  aus  dem  Bestreben  der  organi- 
sierten Unternehmer  und  der  Arbeiterass'> 
ciationen,  di*ohende  Arbeitsstreitigkeiten  zu 
vermeiden  oder  bereits  ausgebrocbene  l«i- 
zulegen.  Da,  wo  geschulte,  festg^chJ'^f ''- 
finanziell  gerüstete  und  besonnen  geleitete 
Koalitionen  die  Führung  in  der  Arbeiiei^chatt 
I  ül>ernommen  haben,  lag  es  nahe,  strikever- 
1  hütende   Institutionen   "mit   Einigiings-  »"^ 
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Scliiedskammern,  ständigen  Delegiertenver- 
tretuögen  beider  Parteien  (die  sogenannten 
vereinigten  Komitees  =  Joint  comitees)  in 
Thätigkeit  zu  setzen.  Die  Hauptaufgabe 
dieser  Einriclitungen  wurzelte  in  der 
Losung  der  Lohnfrage.  Der  Arbeitsmarkt 
und  das  Lohnniveau  waren  dank  der 
Gewerbevereiusbewegung  in  den  meisten 
Grossindustrieen  empfindlicher,  bewegUcher 
und  veränderlicher  geworden.  Gleichzeitig 
wurden,  je  grösser  die  Verbände  der  in 
derselben  Industrie  arbeitenden  Personen 
und  je  centraler  die  Leitung  ihrer  Aktionen 
wurden,  die  Lohnbewegungen  umfassender, 
einheitlicher  und  mehr  im  Einklang  mit 
der  Marktlage  befindlich.  Die  individuelle 
Gestaltung  des  Arbeitsvertrags  in  dem  ein- 
zelnen Etablissement  und  dem  einzelnen 
Fabrikorte  hörte  auf.  Die  »kollektive  Ver- 
tragschliessung« dehnte  sich  auf  ganze 
Industriezweige  oder  wenigstens  -reviere  aus. 

Diese,  bei  Licht  betrachtet  durchaus 
natürliche  Entwickeluug  hat  man  besondere 
in  Grossbritannien  beobachten  können.  Die 
Ziele  und  Erfolge  der  dortigen  Gewerk- 
verein spolitik  sind  allbekannt  und  zudem 
oben  in  den  Artt.  Arbeitseinstellungen 
(Bd.  I  S.  730ff.),  Gewerk  vereine  (Bd. 
IV  S.  611ff.),  Einigungsämter  (Bd.  III 
S.  336  ff.)  u.  s.  w.  mit  liinreichender  Aus- 
führlichkeit besprochen.  Besonders  v.  Schulze- 
Gaevernitz  verdanken  wir  höchst  bemerkens- 
w^erte  Schilderungen  über  diejenigen  bri- 
tischen Einrichtungen,  die  auf  friedlichem 
Wege  Lohnveränderungen  nach  oben  und 
nach  unten  durchzuführen  berufen  sind.  Er 
hat  besonders  auf  das  eigenartige  Lohn- 
listensystem in  der  englischen  Baumwoll- 
industrie hingewiesen.  Dort  ist,  hauptsäch- 
lich gestützt  auf  die  joints  comitees  als 
Grundlage  für  die  Lohnnormierung,  ein  viel- 
gestaltiger Apparat  von  Lohnlisten  eingeführt 
worden,  die  nicht  etwa  die  Höhe  der  je- 
weiligen Löhne  festsetzen,  sondern  vielmehr 
von  einem  Normalstande  des  Gewerbes  und 
einem  diesem  Normalstande  entsprechenden 
Normallohne  ausgehen.  Der  wirkliche  Lohn 
wird  mit  dem  Normallohn  in  direkte  Be- 
ziehung gebracht,  er  steht  aber  zu  dem 
Normallohne  im  öegensatz  insofern,  als  er 
um  ihn  oscilliert.  Seine  Schwankungen 
werden  in  Prozenten  ausgedrückt.  Z.  B.  das 
Gewerbe  blüht,  so  erhalten  die  Arbeiter 
vielleicht  20  ^/o  mehr  als  den  Normallohu; 
folgt  dann  ein  Niedergang,  so  sinkt  der 
Lohn  auf  den  Normalpunkt  zurück  oder 
unter  ihn  hinunter.  Diesen  Normalpunkt 
nennt  man  Standard.  Die  Lohnlisten  setzen 
also  nicht  sowohl  die  Höhe  als  die  Pro- 
portionen, in  denen  die  verschiedenen  Ar- 
beiten zu  einander  bezahlt  werden  soUen, 
je  nach  Lage  der  Konjunktur,  fest. 

In  Industrieen,  wie  in  der  Kohlen-  und 


Eisenindustrie,  wo  für  den  Unternehmer- 
gewinn der  Marktpreis  der  produzierten 
Ware,  die  ausserdem  nur  wenige  Ver- 
schiedenheiten aufweist  und  regelmässig 
imd  zuverlässig  notiert  zu  werden  pflegt, 
hat  man  das  eben  skizzierte  Lohnlistensystem 
dahin  zu  erweitern  versucht,  dass  die  Löhne 
je  nach  dem  Marktpreis  von  Kohle  und 
Eisen,  periodisch  ganz  von  selbst  fallen  und 
steigen.  Es  entstand  auf  diesem  Wege  eine 
Skala,  nach  der  die  Löhne  automatisch  auf 
und  niedergleiten  sollen  je  nach  der  Marktlage, 
und  diese  Skala  nennt  man  gleitende  Lohn- 
skala; auch  neuerdings  ist  sie  in  Frankreich 
unter  dem  Namen  »echelle  mobile«  in  einem 
Kohlenrevier  versuchsweise  eingeführt.  Das 
Wesentliche  dieser  Lohnskala  ist  also  fol- 
gendes: Es  wird  ein  bestimmter  Lohnsatz 
als  Normallohn  (Standard  wage)  und  ein 
bestimmter  Preis  als  Normalpreis  (Standard 
price)  für  die  Einheit  angenommen.  In  der 
Regel  sind  beide  der  Durchschnitt  der 
letzten,  der  Vereinbarung  der  Skala  voraus- 
gehenden Jahre.  Sie  sind  die  bleibenden 
Faktoren  bei  der  Skala.  Der  bewegliche, 
welcher  beständig  neu  eingesetzt  werden 
muss,  ist  der  durchschnittliche  Marktpreis 
der  Wai-e  und  zwar  meist  der  durchschnitt- 
liche Preis  in  einem  ganzen  Distrikt  (Graf- 
schaft). Seine  Feststellung  erfolgt  in  be- 
stimmten gleichen  Zwischenräumen  für  den 
vorausgegangenen  Zeitabschnitt ,  meistens 
durch  zwei,  je  von  den  Arbeitgebern  und 
ihren  Arbeitnehmern  beauftragte,  vei^idigte 
Rechnungssachverständige,  welche  die  ihnen 
von  den  einzelnen  Firmen  zuzustellenden 
Auszüge  auf  Grund  der  Bücher  genau  prüfen 
und  so  ermitteln,  zu  welchem  Preis  durch- 
schnittlich in  dem  Bezirke,  für  welchen  die 
Skala  gut,  während  des  Zeitabschnittes  ver- 
kauft worden  ist.  Je  nachdem  dieser  Preis, 
der  kurz,  wenn  auch  nicht  ganz  genau, 
»Marktpreis«  genannt  werden  kann,  im  Ver- 
gleich zu  dem  Normalpreis  gestiegen  oder 
gefallen  ist,  wird  der  zu  zahlende  Lohnsatz 
für  die  nächste  Zeit  nach  Verhältnis  der 
Skala  über  oder  unter  den  Normallohn  fest- 
gesetzt. Mit  der  Skala  wird  meist  eine 
Schieds-  und  Einigungsstelle  vereinbart. 
Neben  diesen  Grund zügen  kommen  noch 
Nebenbestimmungen  vor.  So  insbesondere 
die,  dass  der  Lohn  unter  eine  gewisse  Grenze 
nicht  sinken  soll.  Das  Verhältnis,  in  wel- 
chem der  Lohn  stei^  und  fällt,  braucht 
ferner  nicht  das  gleiche  zu  bleiben.  Es 
kann  von  einer  gewissen  Höhe  des  Markt- 
preises an  der  Lohn  schneUer  oder  lang- 
samer steigen  (graduierte  Skala). 

Die  verschiedensten  Versuche  derartiger 
besonderer  Graduierungen  sind  bekannt  ge- 
worden. Vielfach  sehen  die  Skalen  ein 
Lohnminimum  vor,  unter  das  der  Lohn  bei 
auch  noch  so  grossem  Preisfall  nicht  sinken 
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darf.  Als  Eegel  darf  man  annehmen,  dass 
in  solchen  Skalen  mit  gesichertem  Lohn- 
minimum die  Ix)hnprogression  in  den  höheren 
Stufen  bei  ungewöhnlicher  PreiskonsteUalion 
sieh  verlangsamt.  Die  Unternehmer  beilingen 
sieh  also  bei  solchen  Kontrakten  gleichsam 
als  Aequivalent  für  den  zugestandenen  Min- 
destlohn  eine  höhere  Profitrate  in  der  Hausse 
aus.  Einige  Fälle  sind  auch  bekannt,  wo 
nur  einzelne  Firmen  ihre  Arbeiter  nach  einer 
Skala  entlohnten.  Im  allgemeinen  sind 
jedoch  die  Skalen  in  ihrer  überwiegenden 
Mehrheit  ganz  entsprechend  den  Thatsachen 
ihrer  Entstehung  für  eine  grössere  Anzahl 
von  Firmen  zwischen  den  Lnternehraerver- 
bänden  undGewerkvereinskartellen  vereinbart 
worden.  Auf  diese  Weise  wai*  es  möglich, 
die  Löhne  eines  ganzen  Bezirks  auch  für 
diejenigen  Beschäftigten,  die  den  Koalitionen 
nicht  angehörten,  nach  einem  einheitlichen 
System  zu  regeln. 

2.  Yerbreitang.  Wie  schon  gesagt,  sind 
die  interessanten  Experimente  mit  der  Lohn- 
skala in  ausgedehntem  Masse  in  der  Eisen-  und 
Stahlindustrie  nnd  im  Kohlenbergbau  zur  An- 
wendung gekommen.  Schon  früher  hat  es 
gleitende  Lohnskalen  gegeben,  doch  unter- 
schieden sich  dieselben  wesentlich  von  den 
späteren  dadurch,  dass  sie  nicht  auf  der  Ver- 
embarung  der  Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer, 
sondern  lediglich  auf  derjenigen  der  Arbeit- 
geber unter  einander,  welche  die  nominellen 
Verkaufspreise  einseitig  normierten,  beruhten. 
Solche  Skalen  werden  schon  in  den  60  er  Jahren 
erwähnt.  In  ihrer  technischen  Einrichtung 
glichen  sie  ganz  den  späteren.  Die  ersten 
eigentlichen  durch  Kollektivverträge  zu  stände 
gekommenen  Skalen  entstanden  sowohl  in  Eng- 
land als  in  Amerika  in  der  Hüttenindustrie. 
Die  nordenfflische  Eisenindustrie  besass  schon 
1872  eine  STtala,  die  vorbildlich  für  die  anderen 
Skalen  derselben  Branche  geworden  ist.  Sie  ist 
nur  kurzlebig  gewesen.  In  den  Jalu-en  1874/75 
galt  dann  eine  neue  Skala,  die  ebenfalls  nicht 
lanfife  massgebend  blieb.  Die  hierauf  folgenden 
Schiedsgerichte,  die  an  Stelle  der  Skala  traten, 
fussteu  indessen  auf  dieser.  Es  wurden  dann 
1882,  1889  weitere  Skalen  in  buntem  Wechsel 
mit  Schiedssprüchen  vereinbart.  Zeitweilig  eine 
grosse  Ausdehnung  nahm  das  Lohnskalensystem 
in  den  Kohlenrevieren  an.  Nach  ihm  arbeiteten 
die  Kohlenhäuer  in  Durham  von  1877—1889, 
diejenigen  in  Northumberland  von  1879 — 1887i 
in  Cannockshire  von  1877 — 1883,  in  Wales^ 
freilich  mit  vorübergehenden  Unterbrechungen, 
sowie  in  Südstaflfordshire  seit  1876.  Die  Lohn- 
skala für  die  Eiseiiarbeiter  in  Mittelengland  hat 
von  1874—1890  bestanden.  Nach  v.  Nostitz  be- 
stehen zur  Zeit  noch  in  Grossbritannien  die 
Lohnskalen  der  Eisenarbeiter  von  Nordengland, 
aus  den  Jahren  1871  bezw.  1874  stammend,  von 
Mittelengland  seit  1874,  von  Wales  seit  1876 
bezw.  liJ90.  In  letzterem  Distrikt  arbeiten  so- 
wohl die  Eisenarbeiter  als  auch  die  Kohlenhäuer 
nach  Skalen.  Dass  die  genannten  Skalen  wirk- 
lich alle  noch  gegenwärtig  in  Kraft  sind  und 
nicht  etwa  bloss  gewisse  Lohnusancen  in  Er- 
innerung an  früher   formal  giltige  Skalen,  ist 


übrigens  nicht  unbestritten.    Xacfa  einer  «hia^^L 
Quefle  soll  das  einzige  britische  Kohleni^n-r, 
wo  sich  die  Skala  noch  erhalten  hat,  dmäj-^iiv 
von  Südwales  sein.    Dem  widerspricht  frtiL  . 
wieder   eine  Angabe   der   offiziellen    briti^-ili-^ 
Arbeitsstatistik,  die  leider  sonst  amfassende  mA 
regelmässige  Angaben  über  die  im  Gebraach  \^ 
findlichen  Lohnmethoden  nicht    giebt.    wnnifb 
allein   im   Jannar  1900   153000    Arbeiter  ^^-r 
Lohnanfbesserung   dank  der  gleitenden  Skäl^ 
erfahren    haben.     Soviel    ist   jedenfalls    ?i:brr. 
dass  eine  ganze  Beihe  der  bekanntesten  L.^v:- 
skalen  wieder  ausser  Gebrauch  gekommen  «ilI 
und  grosse  und  führende  Gewerk Vereins verbäi,- 
neuerdings  von  dem  Skalensystem  nichts  m^-iir 
wissen  wollen.    Der  Höhepunkt   der  Wii^^am- 
keit  dieser  eigenartigen  Lonnmethode  war  Min- 
der 80  er  Jahre.    Munro  schätzt   for   da?  ^hl^ 
1884   etwa  123000  Arbeiter,   die    nach   UAn- 
Skalen  gelöhnt  wurden.    Zeitweilig*  sollen  ge^r^ 
200000  Arbeiter  nach   dieser  Methode  b^Ahl: 
worden  sein.    Im  Jahre  1885  waren  allein  ütki 
Skalen  gleichzeitig  in  Geltung.   Bezeichnend  L«t 
übrigens,  dass  man  auch  dort,  wo  man  gnuii- 
sätzlich  an  der  Methode  der  gleitenden  LoIil- 
Skala  festzuhalten  entschlossen  war,   die  aittn 
Skalen  durch  neue  mehrfach  erst  nach  git^ertri 
Arbeitseinstellungen   ersetzt   hat.      Ein   znvtr- 
lässiffes  Gegenmittel  gegen  ArbeitsstreitisrkeirK 
ist  also  die  Lohnskala  nicht  gewesen.     Slitiin^ 
scales  ausser  in  der  Kohlen-  und  Eisenindu^tnf 
Englands  sind   nicht  bekannt  geworden.    >a.* 
ein  vereinzelter  Fall  vorübergehender   Art  in 
einer  Färberei  wird  gelegentlich  erwähnt.  — 

In  den  Vereinigten  Staaten  von  Amenki 
speciell  in  den  dortigen  KohlenrcTieren.  in?l-^ 
sondere  in  denjenigen  von  Pittsbnrg,  hat  da? 
Einigungsverfahren  analog  dem  britischen  festen' 
Formen  angenommen.  Dort  sind  auch  Lohn- 
skalen zur  Anwendung  gelangt.  Auch  in  'i»-r 
amerikanischen  Eisenindustrie  berichtet  man  v«.q 
einigen  Erfolgen  dieses  Systems.  EndgiltiL**" 
liegen.augenscheinlich  ebenfalls  nicht  vor.  I>»«ü 
wurde  nach  gelegentlichen  Mitteilungen  in  Xonf- 
amerika  auch  in  neuester  Zeit  noch  vielfach  m 
der  Montanindustrie  nach  dem  „basis  svsteiu' 
gearbeitet. 

3,     Sozialpolitische     Bedentuiig.      Dit 
Lohnskala  stellt  keine  Gewinnbeteiligung  dar. 
Der    wichtigste    Inhalt    einer   Skala    ist   ihr? 
Basis,  d.  h.  der  zum  Ausgangspunkt  genommene 
Normallohn  und  Normalpreis.    Von  ihnen  häa^ 
in  erster  Linie  die  Lohnhöhe  ab ;  um  sie  drehta 
sich    erfahrungsgemäss    die    hefti^ten   L^hn- 
kämpfe.  Eine  wirkliche  Gewinnbeteiligung  hes^t 
auch  deswegen  nicht  vor,  weil  der  Marktprti« 
der  Produkte  nur  einen  sehr  rohen  und  unzüver- 
lässigen  Massstab  für  die  Betriebsresultate  ab- 
geben kann.    Die  Geschicklichkeit  und  Kapital- 
kraft des  einzelnen  Unternehmers  tritt  ganz  m 
den  Hintergrund.    Das  Verhältnis  von  üewinn 
und  Verkaufspreis  ist  kein  festes;  die  Aufnahme- 
fähigkeit  des   Marktes,   Schwanken   des  Zins- 
fusses,  rasche  und  vorteilhafte  Ausnutzung  der 
Konjunktur  und  dergleichen  mehr  verändern  die 
BetriebsresultÄte.     Es  kommt  dazu,   dass  gar 
nicht  die  Preise,  die  der  einzelne  üntemebmer 
erzielt  hat,  der  Skalen berechnung  zu  Grunde 
gelegt  werden,  sondern  regelmässig  der  Durch- 
schnitt aus  den  Preisen  des  gesamten  Industrie- 
zweiges.  Die  Lohnskala  ist  auch  keine  dauernde 
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Festsetzung  der  Löhne.  Die  Machtverteilung 
des  Augenblicks  kann  die  bisher  gewonnene 
Grundlaije  rasch  verschieben,  mit  anderen  Worten 
das  Arbeitsverhältnis  kann  neu  geordnet  werden. 
Von  einer  automatischen  Regelung  der  Löhne 
kann  man  aus  denselben  Gründen  nur  insofern 
sprechen,  als  die  Prozentsätze,  wie  sie  in  der 
Skala  vereinbart  sind,  eine  automatische  Pro- 
gression und  Degression  vorsehen.  Der  wich- 
tigste Punkt,  das  Wechsel  Verhältnis  von  Lohn 
und  Preis,  beruht  lediglich  auf  Vertraff  und 
spiegelt  die  geschichtliche  Entwickelung  beider 
wieder. 

Auch  die  Anwendbarkeit  des  Lohnskalen- 
systen^s  ist  naturgemäss  eine  sehr  beschränkte. 
Dasselbe  wird  nur  für  Gewerbe  anwendbar  sein, 
bei  denen  es  sich  in  der  Hauptsache,  wie  bei 
den  Kohlen,  nur  um  die  Gewinnung  eines 
Rohstoffes  selbst  handelt  oder  bei  denen  die 
Herstellung  verhältnismässig  einfach  und  mit 
annähernd  gleichbleibenden  Kosten  verbunden 
ist.  Wo  der  Arbeitslohn  keinen  Hauptteil  der 
Herstellungskosten  und  damit  auch  keinen 
Hauptmesser  für  den  Verkaufspreis  bildet,  ist 
der  Grundgedanke  der  Skala,  nämlich  der  un- 
mittelbare Zusammenhang  von  Lohn  und  Ver- 
kaufspreis, nicht  in  den  Verhältnissen  gegeben. 
Es  kommt  dazu,  dass  bei  Eisen  und  Kohle 
Unternehmer  und  Arbeiter  stark  organisiert  und 
dadurch  die  geeigneten  Stellen  vorhanden  sind, 
die  zwar  nicht  unentbehrlich  sein  mögen,  wie 
Südwales  lehrt,  aber  die  Vereinbarung  von 
Skalen  wesentlich  erleichtem.  Indessen  haben 
sich  auch  dort,  wo  diese  Voraussetzungen  vor- 
liegen, mancherlei  Anstände  gezeigt,  welche 
aber  weniijstens  teilweise  vermieden  werden 
können. 

Wenn  die  Skalen,  was  die  Arbeiterschaft 
wünscht,  möglichst  schnell  den  Schwankungen 
des  Marktpreises  folgen  sollen  —  statt  der 
früheren  6  3Ionate  sind  1—2  monatliche  Fest- 
stellungsfristen eingeführt  worden  — ,  so  kommt 
das  Lohnniveau  aus  einer  fortgesetzten  Schwan- 
kung nicht  heraus.  Die  Privatbudgets  der  Ar- 
beiter ändern  sich  unter  Umständen  mehrmals 
im  Jahre.  Jede  derartige  Verschiebung  in  dem 
Einkommen  des  einzelnen  setzt  aber  haus- 
hälterische Tugenden  und  vorsichtige  Ausgabe- 
pläne voraus,  die  in  Arbeiterfamilien,  in  Eng- 
land vielleicht  noch  weniger  als  in  Deutschland, 
anzutreffen  sind.  — 

Immerhin  kann  die  Lohnskala  mancherlei 
Vorteile  bringen.  Sie  ist  eine  der  Formen  der 
kollektiven  Vertragschliessung,  und  die  That- 
sachen  erbringen  den  Nachweis,  dass  die  Methoden 
dieser  kollektiven  Vertragschliessung  vor  allem 
deshalb  so  sehr  an  Anhängerschaft  gewonnen 
haben,  weil  auf  diesem  Wege  die  dabei  not- 
wendige beiderseitige  Parteienvertretung  die 
Gewähr  giebt,  dass  keine  der  beiden  Parteien 
der  anderen  die  Vertragsbedingungen  diktiert. 
Das  gegenseitige  Verständnis  der  Parteien  wird 
durch  die  Lohnskala  gefördert  und  eine  nüchterne 
Lohnpolitik  hüben  und  drüben  nahe  gelegt. 
Unzweifelhaft  kann  die  Lohnskala  auch  strike- 
verhütend  wirken  und  hat  es  in  manchen  Fällen 
thatsächlich  gethan. .  Dagegen  ist  gar  keine 
Rede  davon,  dass  sie  eine  einigermassen  zuver- 
lässige Prophylaxis  gegen  Arbeitsstreitigkeiten 
überhaupt  bildet.  Gerade  in  denjenigen  Kohlen- 
revieren, wo  Lohnskalen  lange  Zeit  bestanden 


j  haben,  sind  langwierige  Arbeitsausstände  aus- 
gebrochen. Der  Wert  des  Skalensystems  wird 
'  aber  ganz  erheblich  herabgemindert,  wenn  immer 
*  wieder  neue  Skalen  vereinbart  werden  müssen. 
Wie  schon  gesagt,  hat  sich  in  neuerer  Zeit 
in  der  britischen  Arbeiterschaft  ein  starker 
Gegensatz  gegen  die  Sliding  scales  geltend 
gemacht.  Man  glaubt,  die  Konjunkturen  auf 
anderen  Wegen  durch  eine  kräftige  Gewerk- 
vereinspolitik  besser  und  rascher  ausnutzen  zu 
können.  Die  Arbeiter  behaupten,  wie  mir 
scheint,  ziemlich  kurzsichtig,  dass  die  Lohn- 
skala dahin  führe,  dass  die  Unternehmer  gar 
kein  Interesse  mehr  an  hohen  Preisen  ihrer 
I  Waren  hätten.  Bei  rückgehenden  Preisen 
I  machten  sie  den  Verlust  durch  Ersparung  an 
'  Löhnen  wieder  wett.  Mehrfach  wurde  auch 
darüber  geklagt,  dass  die  berechneten,  aus  den 
Geschäftsbüchern  gewonnenen  Marktpreise  den 
thataächlichen  gar  nicht  entsprächen  und  in 
Widerspruch  mit  den  Notierungen  der  Handels- 
blätter ständen,  wobei  wohl  übersehen  wird, 
dass  gerade  bei  Kohlen  und  Eisen  Abschlüsse 
auf  lange  Zeit  üblich  sind,  auf  die  ein  Steigen 
des  Tagespreises  nicht  von  Belang  sein  kann. 
Die  Gegnerschaft  der  britischen  Arbeiter  gegen 
die  Lohnskalen  ist  zeitweilig  eine  so  lebhafte 
ffew(;rden,  dass  man  in  erregten  Versammlungen 
das  System  als  „Schwindel"  schlechthin  oe- 
zeichnete.  Sonst  massgebende  Köpfe  in  der 
trade-unionistischen  Bew^egung,  wie  Webb  u.  a., 
betonen  dagegen  immer  wieder  die  Vorzüge  der 
Lohnskala  als  Antistrikemittel. 

Litteratur:  «7.  E,  C  Munro,  Sliding  scales 
in  the  coal  indusiry,  1885.  —  Derselbe,  Sliding 
scales  in  the  iron  indusiiy,  1886.  —  Price, 
Indtustrial  peacc,  its  advantages  methods  and 
diß'iculties,  1887.  —  Ä.  and  B,  Webb,  The 
history  of  Trade  C'nionisme,  1894.  —  G,  t\ 
Schulze^  Oaevetmitz,  Die  Vermeidung  und 
Beilegung  von  Arbeitsstreitigkeiten  in  England, 
Jahrb.  f.  Ges.  u.  Veite.  XIII,  1889.  —  Der- 
selbe, Zum  sozialen  Frieden,  1890,  2  Bde.  — 
Sehr.  d.  V.  f.  Sozialp.  45,  1890  (Auerbach,  Lotz, 
Brentano),  —  Nasse  und  Krümmer,  Die 
BergarbeiterverhältniMe  Grossbritanniens,  1891. 
—  Sartorius  v.  Waltershausen,  Die  nord- 
amerikanischen  Gewerkschaften,  1886.  —  v. 
Xostitz,  Das  Aufsteigen  des  Arbeiterstandes  in 
England,  S.  49,if.,  1900.  —  v,  Ziviedineck- 
Südenhorst,  Lohnpolitik  und  Lohntheorie,  S. 
SSI  ff..  1900.  —  Blet^ner,  Art.  Lohnskala, 
gleitende,  H.  d.  St.  1.  A.  Bd.  4,  S.  lOßljff.  — 
Derselbe,  Art.  Lohnskala,  gleitende,  W.  d.  V.  Bd. 
II,  S.  202 ff.,  1898. 
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Longre,  F.  D,, 

englischer  Lohntheoretiker,  ist  wie  Cliffe  Leslie, 
Walker,  Brentano  und  John  Stuart  Mill  (s.  d.), 
jedoch  bereits  vor  diesen  (1866),  ein  Ge^er 
der  Lohnfondstheorie  der  modernen  Volkswirt- 
schaftslehre, d.  i.  der  Doktrin,  welche  irrtüm- 
licherweise das  Unteniehmerkapital  für  die 
Quelle  des  Arbeitslohnes  aussiebt. 

Das  Hauptwerk  Longes  ist :  ,, Refutation  of 
the  wa^e-fund  theory  of  modern  political  eco- 
nomy",  London  1866.  Früher  erschien  von  Longe : 
,,An  inquiry  into  the  Law  of  ,,strikes'-,'*  Cam- 
bridge 1860.  

Vgl.  über  Longe:  Röscher,  Gesch.  der 
Nat.,  S.  868.  —Ingram,  Geschichte  derVolk.s- 
wirtschaftslehre  (übersetzt  von  Roschlau],  Tü- 
bingen 1890,  S.  216  u.  314.  -  Cossa,  Ein- 
leitung in  das  Studium  der  Wirtschaft.^lehre 
(2.  Aufl.,  übersetzt  von  Moormeister),  Freiburg 
1880,  S.  179.  —  Der.selbe,  Introduzione  allo 
studio  deir  Economia  Politica,  3»  ed.,  Milano 
1892,  S.  363.  —  Block,  Les  progres  de  la 
science  economique,  II.  t.,  Paris  1890,  S.  270,  272. 

Schmidt. 


Loria,  Achille^ 

wurde  am  2.  III.  1857  zu  Mantua  geboren,  er- 
warb im  Jahre  1877  die  juristische  Doktorwürde 
zu  Bologna,  widmete  sich  darauf  wirtschaftlichen 
Studien  erst  in  Mantua  und  Pavia,  dann  in  Rom, 
Berlin  und  London,  hier  besonders  im  Britischen 
Museum  arbeitend.  Im  Jahre  1881  wurde  er 
ausserordentlicher  Professor  der  Nationalöko- 
nomie an  der  Universität  Siena,  1884  wurde  er 
daselbst  zum  ordentlichen  Professor  befördert. 
Seit  November  1891  gehört  er  in  gleicher  Eigen- 
schaft dem  Lehrkörper  der  Universität  Padua  an. 

Er  veröffentlichte  an  Staats  wissenschaftlichen 
Schriften  a)  in  B  u  c  h  f  o  r  m :  La  rendita  fondiaria 
e  la  sua  elisione  naturale,  Milano  1879.  —  La 
legge  di  popolazione  ed  il  sisteraa  sociale,  Siena 
1882.  (Zweite  Aufl.,  Padua  1897.)  —  La  teoria 
del  valore  negli  econoraisti  italiani,  Bologna 
1882.  —  La  teoria  economica  della  costituzione 
politica,  Torino  1886.  Von  dieser  Schrift  erschien 
eine  französische  Uebersetzung  (Les  bases  eco- 
nomiques  de  la  Constitution  sociale,  Paris.  Alcan, 
1893),  eine  deutsche  (Mohr,  1895)  und  eine  eng- 
lische (Sonnenschein,  1899).  —  Analisi  della  pro- 
prietÄ  capitalista,  2  vol.,  Torino  1889  (mit  dem 
königl.  Preise  gekrönt).  —  Studii  sul  valore 
della  moneta,  Torino  1891.  —  La  terra  ed  il 
sistema  sociale,  Padova  1892.  (Von  dieser  Schrift 
erschien  in  der  ,, Revue  d'economie  politique 
[Juli  1892J  eine  französische  Uebersetzung.)  — 
II  dazio  siü  cereali,  Padova  1892.  —  Problemi 
sociali  contemporanei,  Milano  1895  (französisch 
übersetzt  1897).  —  La  costituzione  economica 
odiema,  Torino  1899. 

b)  in  Zeitschriften,  und  zwar  in  der 
„Nuova  Antologia":  Kari  Marx  (1883).  —  La 
scuola  austriaca  nell'  economia  politica  (1880). 
—  Emile  de  Laveleye  e  le  sue  opere  (1892).— 
L'opera  postuma  di  Carlo  Marx  (1895).  —  La 
controversia  del  capitalismo  in  Rnssia  (1896). 
Henry    George   (1897).  —  Serate    socialiste    a 


Londra  (1899).  —  In  der  „Rivif*ta  di  fi;.- 
sofia   scientifica'*:   Carlo    I»arwin   e  iV  - 
nomia   politica   (1884).—   Im    ..Journal  ...  • 
Economistes*':  La  theorie  de  Karl  Msr\ --- 
la    valeur    (1884».   —   Im    ..Giornale    .l-ji: 
Economisti":  Sulla  concorreiiza  deJ  Uv*..rt' 
cerario  al  lavoro  libero  (1886).  —  La  storia  .j-l  . 
scienza  economica  (1889).  —  In    den  „RhdiI- 
conti     deir     Accademia      dei     Lit«    i 
Intomo    all'    influenza    della    rendita    füDdiäria 
I  sulla    distribuzione    topografioa    delJe    inrln-rr 
M1888).  —  In  dem  „Journal  of  the  Stari-r;- 
|cal  Society":  On  the  efifects  of  iinport  dun- 
I  in   new    and   old   countries    (1887).    —   In  c-e 
I  ..Annais  of  the  American    Acadeni.^     :' 
I  political  and  social  science":    EroiKifli;.i 
|in  Italy   (1891).  —  In   ,,Quarterly  Joiirn.. 
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Lotsen. 


1.  Begriff  und  Stellung.     2.  Deutschlaad, 
3.  Andere  Länder. 

1.    Begriff    und    Stellnng.      Lotten 
sind    Personen,    welche   die   Führung   von 
Seescliiffen  in  die  Häfen  und  aui>  den  Häf^- 1 
berufsmässig  übernehmen.    Die  Lotsen  zer- 
fallen in  Hafenlotsen,   welche   ledidKh 
die  Ftlhrung  der  Schiffe  unmittelbar  in  umi 
aus   dem  Hafen   besorgen   und  See-  ixler 
Rovierlotsen,   welche  die  Fülinnig  'W 
Schiffe  für  eine  längere  Wasserstrecke,  lii^« 
zwischen    dem    Hafen    und    der   See  Hegt, 
übernehmen.     Der   auf   einem   Schiffe  lie- 
findliche  Lotse   gehört  nicht  zur  Schiffsl-e- 
satzung.    Die  Lotsen  sind  unter  öffentlicher 
Autorität   fungierende   Organe,    welche  im 
Interesse   der  Seeschiffahrt   thätig  wenleii 
und  entweder  den  Cliarakter  von  Gewerf^- 
t reibenden  oder  den  von  Beamten  besitz^Q. 
Die  Stellung  des   Lotsen   auf  dem  Schiffe 
ist  verschieden,  je  nachdem  ihm  der  Schiff?- 
führer  die  Fülirung  des  Schiffes  überti-a^r»!! 
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i^t  oder  nicht.  Im  letzteren  Falle  ist  er 
"<iig-lich  Katgeber  des  Schiffsführers;  in 
rs=it4:>iiem  Falle  dagegen  nimmt  er  selbst  die 
ite-llxmg  des  Schiffsführers  ein,  er  hat  die 
Je-fiij^nisseund  die  Verantwortung  desselben. 
>ox*  Schiffer  ist  stets  berechtigt,  dem  Lotsen 
If\i>  Kommando  zu  übertragen,  verpflichtet 
Inzii  ist  er  nur  da,  wo  Lotsenzwang  be- 
stellt. 

^.  Deutschland.   Das  Institut  der  Lot- 
ten,   hat  sich  in  Deutschland  sehr  verschie- 
I  len  entwickelt.  An  der  Nordsee  überwiegen 
die     Revier-   und  Seelotsen;   hier   sind   die 
l^otsen  regelmässig  Gewerbetreibende. 
l>ii^egen  haben  die  Lotsen  der  Ostsee  meist 
« h  yn  Charakter  von  Hafenlotsen ;  sie  erscheinen 
als   Beamte,  denen  neben  ihren  Aufgaben 
als    I^otsen  auch   eine  Beteiligung  an   der 
Ausübung  der   Hafenpolizei    zusteht.     Die 
K.-Gew.-O.  §  31  bestimmt,  dass  Lotsen  sicli 
ub>er  den  Besitz    der   erforderüchen  Kennt- 
ni.s^se     durch    ein    Befähigimgszeugnis    der 
hr»heren      Yerwaltimgsbehörde      ausw^eisen 
müssen.      Die    Befugnis,    die    Vorschriften 
i'ilx^r   den  Nachweis  der  Befähigung  zu  er- 
lassen, steht  dem  Bundesrat  zu.    Dieser  hat 
aber    von   der   ihm  erteilten  Ermächtigung 
}»isher  keinen  Gebrauch  gemacht.    Es  sind 
(1  aller  die  landesrechtlichen  Vorschriften  in 
Ki-aft   gebheben.      Ausserdem    gelten    die- 
jenigen   besonderen    Anordnungen,    welche 
iiiusichtlich  der  Lotsen  auf  Strömen  durch 
Staatsverträge  getroffen  sind.  Die  Zeugnisse, 
vrolehe   den  Lotsen   auf  Grund   des  Nach- 
weises   ihrer    Befähigung    erteüt    werden, 
gelten  nur  für  das  in  denselben  bezeichnete 
Fahrwasser.     Der  Landesgesetzgebung    ist 
vorl^halten,   die   Ausübung  des   Lotsenge- 
werbes   ausserdem    von    einer   besonderen 
Genehmigung  abhängig  zu  machen.  (Gew.-O. 
^  34.) 

Ein  Lotsenzwang,  d.  h.  die  Ver- 
pfliehtimg  der  Schiffe,  sich  beim  Einlaufen 
in  und  beim  Auslaufen  aus  dem  Hafen  eines 
Lotsen  zu  bedienen,  besteht  namentlich  an 
der  Ostsee.  Die  betreffenden  Vorschriften 
benihen  auf  orts-  imd  bezirkspolizeilichen 
Verordnungen. 

Die  Schiffe,  welche  einen  Lotsen  an  Bord 
zu  nehmen  wünschen,  zeigen  diese  Absicht 
durch  Lotsen  Signale  an.  Die  Fest- 
setzung der  Lotsensignale  ist  durch  das 
R.StG.ß.  §  145  dem  Kaiser  überlassen ;  die 
jetzt  massgebenden  Vorschriften  beruhen 
auf  der  Not-  und  Lotsensignalordnung  für 
Schiffe  auf  See  und  auf  den  Küstengewässern 
vom  14.  August  1876. 

Für  die  Thätigkeit  der  Lotsen  sind  Ge- 
bühren zu  entrichten,  deren  Betrag  durch 
Tarife  für  die  einzelnen  Häfen  bestimmt 
wii'd. 

3.  Andere  Länder.  In  den  anderen 
Ländern  bestehen  in  Bezug  auf  das  Lotsen- 


wesen ähnliche  Einrichtungen  mein  Deutsch- 
land. 

In  Des t erreich  ist  das  Lotsen wesen 
durch  eine  Verordnung  des  Handelsminis- 
teriums vom  1.  Juli  1888  geregelt.  Die 
Lotsen  sind  Gewerbetreibende,  welche  die 
Befähigimg  für  Ausübung  ihres  Benifes 
durch  Priifungen  nachweisen  müssen.  Lot- 
senzwang existiert  hier  nicht.  Die  Gebühren 
sind  durch  die  erwähnte  Verordnung  nor- 
miert worden. 

In  Frankreich  haben  die  Lotsen  den 
Charakter  von  öffentlichen  Beamten.  Die 
Rechtsverhältnisse  derselben  sind  durch  ein 
Dekret  vom  12.  Dezember  1806  geregelt. 
Für  jeden  Hafen  fungiert  eine  bestimmte 
Zahl  von  Lotsen,  welche  durch  den  J^Iarine- 
minister  festgesetzt  wird.  Als  Lotsen  dürfen 
nur  solche  Personen  zugelassen  werden, 
welche  die  Befähigimg  zur  Ausübung  ihres 
Berufes  nachgewiesen  haben.  Die  Lotsen 
stehen  imter  der  Aufsicht  von  Marineoffi- 
zieren, besonderen  Lotsenoffizieren  und  der 
Hafenobrigkeiten.  Es  besteht  Lotsenzwang, 
von  dem  jedoch  gewisse  Arten  von  Scliiffen 
eximiert  sind.  Die  Gebühren  werden  füi- 
jeden  Hafen  besonders  festgesetzt. 

Von  gi'osser  Bedeutung  ist  das  Lotsen- 
wesen in  England.  Die  Lotsen  haben 
hier  den  Charakter  von  Gewerbetreibenden, 
welche  zu  korporativen  Organisationen  zu- 
sammengefasst  sind.  Die  Sorge  für  Lotsen 
w^ar  der  Korporation  des  Trinity  Höuse, 
dessen  Verfassung  auf  Inkorporationscharten 
aus  der  Zeit  Heinrichs  VHl.  und  Jakobs  II. 
beruhte,  und  einer  Reihe  kleinerer  Körper- 
schaften übertragen,  welche  unter  der  Auf- 
sicht des  Trinity  House  standen.  In  diesem 
Jahrhmidert  hat  die  staatliche  Gesetzgebung 
eingegriffen  und  die  Rechtsverhältnisse  der 
Lotsen  eingehend  geregelt.  Die  jetzt  mass- 
gebenden Grundsätze  beruhen  auf  dem 
merchant  shipping  act  von  1854  (17  und 
18  Vict.  c.  104)  und  dem  merchant 
shipping  (pilotage)  act  von  1889  (52  und  53 
Vict.  c.  68).  Danach  haben  die  bisherigen 
Lotsenobrigkeiten,  d.  h.  das  Trinity  House 
und  die  kleineren  Korporationen  ihre  Be- 
fugnisse behalten.  Sie  sind  berechtig,  Lot- 
sen zu  konzessionieren,  und,  wenn  dieselben 
ihre  Pflichten  vernachlässigen,  ihnen  die 
Konzession  zu  entziehen.  Sie  können 
Schiffsführern  und  Steuerleuten  die  Be- 
fugnis erteilen,  auf  ihren  Schiffen  selbst  als 
Lotsen  zu  fungieren.  Sie  haben  ausgedehnte 
Verordnungsbefugnisse,  indem  sie  dui-ch 
Statuten  (bylaws)  Bestimmungen  über  die 
Qualifikation  der  Lotsen,  die  Lotsendistiikte, 
die  Lotsengebühren,  die  Beschaffenheit  der 
Lotsenbote  und  andere  Gegenstände  treffen 
dürfen.  Gegen  die  Bestimmungen  dieser 
Statuten  steht  aber  den  davon  betroffenen 
Personen  eine  Beschwerde  an  das  Handels- 
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amt  zu.  Dem  Handelsamt  ist  überhaupt  die 
Aufsicht  über  das  gesamte  Lotsenwesen 
übertragen.  An  dasselbe  sind  von  den  Lot- 
senobrigkeiten regelmässige  Berichte  zu  er- 
statten; denjenigen  Korporationen,  welche 
dieser  Veri)flichtung  nicht  nachkommen, 
können  ihre  Befugnisse  entzogen  und  auf 
das  Trinity  House  ülK?rti'agen  werden.  Dem 
Handelsamte  stehen  auch  gewisse  Yerord- 
nungsbefugnisse  auf  dem  (tebiete  des  Lot- 
senwesens sowie  das  Recht  der  Erteilung 
von  IjOtsenkonzessionen  an  Schiffsführer 
und  Steuerleute  und  die  Entziehung  der- 
selben zu.  Lotsen,  welche  sich  durch  ge- 
wisse, gesetzlich  näher  liestimmte  Ent- 
scheidimgen  der  I^tsenol»rigkeiten  beschwert 
fühlen,  können  Berufung  an  einen  Graf- 
schaftsrichter oder  an  einen  hauptstädtischen 
oder  besoldeten  Friedensrichter  ergreifen, 
welcher  über  die  Sache  mit  einem  schiff- 
fahrtskundigen  Beisitzer  zu  (rericht  sitzt. 
Ein  Lotsen  zwang  besteht  für  bestimmte 
Distrikte.  Doch  sind  von  diesem  Lotsen- 
zwange gewisse  Klassen  von  Sdiiffen  ge- 
setzlich befreit,  und  durch  Statuten  der  Lot- 
senobrigkeiten können  einzelne  Schiffsführer 
oder  die  Führer  einzelner  Arten  von  Schiffen 
davon  ausgenommen  weixien. 

Litteratar:  G.  Meyer,  Lehrbuch  des  tleuUchen 
VcnraltungifrerhU,  Bd.  1,  S.  5ÖS.  —  Lewis^ 
Deutsches  Seerecht,  Bö,  I,  #S'.  Ifi-^ß'.,  in  Ende- 
maniis  Handbuch  des  deutschen  Hnndelsrcchts, 
Bd,  IV,  S.  117 ff.,  in  r.  Stengels  Wörterbuch 
des  deutschen  Vencaitungsrechts,  Bd.  /,  S.  ö'-iff. 
—  Stoerk,  ebenda,  rf.  ErgämunnsfKtnd,  S.  :ill, 
.iSJ^ff.  —  Ä.  Wagner y  Beitrage  zum  Seerecht, 
Riga  IShV,  S.  4^1  ß'.  —  F.  Pei^els,  JInudbuch 
des  allgemeinen  öjfentlichen  Sccrechts  im  Drut- 
sehen  Reiche,  Berlin  IHSi,  S.  S94  f.  —  Mau~ 
vice  Bloch,  IHctionnaire  de  l'admini^tratton 
fran^aise,  v.  itpilote  lamaneum.  —  R.  Gnelstf 
Englisches   Verwaltungsrecht,    Bd.    II,    S.    O^Off. 

G,  Meyer, 


Lotterie  und  Lotteriebestenernng. 

I.Allgemeines:  1.  Wesen  und  Entwicke- 
luiig  der  Lotterie.  2.  Technik  und  Formen  der 
Lotterie.  3.  Das  Projekt  der  Seherischen  Spar- 
uml  Zinsenlotterie.  II.  Die  staatlicheuLot- 
teriebetriebe:  1.  Die  preussische  KJassen- 
lotterie.  2.  Die  sächsische  Landeslotterie.  3. 
Die  Klassenlotterieeu  in  anderen  deutschen 
Staaten.  4.  Statistik  der  deutscheu  Klassen- 
lotterieen.  5.  Die  Klassenlotterieeu  im  Ausland. 
H.  Das  Zahlenlotto  in  Oesterreich.  7.  Das  Zah- 
lenlotto in  Italien.  III.  Die  Lotteriebe- 
steuerung: 1.  Charakter  der  Staatseinnahmen 
aus  den  Lotterieen.  2.  Die  Steuern  auf  den 
Lotterieen. 

L  Allgemeines. 
1.  Wesen  und  Entwickeliuifi:  der  Lot- 
terie.   Lotterieen  sind  Veranstaltungen  von 


Glücksspielen  mehrerer  gegen  einen  n. ... 
eineml>estimmtenGeschäftsplane,l#€*i  wel;b*-. 
die  Ziehung  von  Ijosen  oder  Nummern  «•  -.- 
ein  ähnliches  auf  den  Zufall  gesteDtes  M:T' 
über  Verlust  des  Einsatzes  otler  Erreit:,  r  j 
von  Vermögensvorteilen  ((Tewinstenl  »i- 
scheidet.  Durch  den  Lotterievertrag  v^  - 
pflichtet  sich  der  Unternehmer  de»  S]..  .^ 
einer  Mehrzahl  von  Kontrahenten  geic^h^-^r 
welche  sich  ihrerseits  zur  ZahJunfr  -lo-r 
Geldsumme  oder  zum  Einschiesseii  r:.-- 
anderen  Wertgegenstandes,  des  Einsät £»=•-. 
bereit  erklären,  gleichmässigzu  einer  L»^L-tuj : 
vermögensrechtlichen  Inhalts  an  deI)JV^i^^  . 
unter  ihnen,  welchen  das  eingeschla;:-:  t 
Ausspielungsverfahren  als  den  Bezuj-J— 
rechtigten,  den  Gewinner,  bezeichnet.  •'►. 
nachdem  der  zu  erwartende  Gewinn  in  riiiM 
Geldsumme  oder  aber  in  iinbewedi«t^:: 
bezw.  beweglichen  Sachen  l)esteht,  liegt  eio- 
Geldlotterie,  Lotterie  i.  e.  S.  oder  eio- 
Waren lotterie,  Ausspielung,  vor.  Et»ens«~i  i-' 
eine  Verbindung  beider  Formen  mociii  i. 
An  dieser  Stelle  soll  indes  mir  das  G'.)'>r 
der  Geld  lotterieen  ins  Auge  gefasst  wor^i-i. 
(Vgl.  d.  Art.  Spiel  und  Wette.) 

Aus  den  verschiedenen  Gestalten  'i'.r 
Wette  und  des  Glücksspiels  hervor^gauir^'L, 
liat  die  Lotterie  deren  sittliche  und  wir- 
schaftliche  Gefahren  und  Nachteile  dadunh 
zu  mindern  gesucht,  dass  hier  die  A'trit-i- 
lung  von  Gewinn  und  Verlust  im  vciraii- 
festgesetzt  ist  und  nicht  aus  der  Thätii^kr-it 
der  Spieler  und  den  besonderen  Umstän'J'r. 
des  Spieles  selbst  hervoi-geht.  Von  d»ü 
beiden  Arten  der  Lotterieen  ist  die  Warea- 
lotterie  die  frühere  —  z.  B.  schon  l'^'ll 
erwähnt  als  städtische  Unteruehmunir  iL 
Osnabrück  —  die  (jeldlotterie  die  ^J^aT^'^^ 
Indessen  hat  im  Laufe  der  Zeit  die  jüngeiv 
Schwester  die  ältere  mehr  imd  mehr  ver- 
drängt, von  der  heute  nur  noch  geringfügig- 
Teberbleibsel  vorhanden  sind. 

Die  Geldlotterie  hat  ihre  eigentliche  Heimat 
in  Italien,  wo  die  erst«  im  Jahre  151^0  Tom 
florentinischen  Staate  unternommen  worden  zu 
sein  scheint.  Dieses  Beispiel  fand  eine  B^fifar 
von  Nachahmungen,  welche  teils  über  das  Su- 
dium  des  Versuches  nicht  hinauskamen;  wie  in 
Frankreich,  teils  in  rascher  Entwickelunc  ge- 
diehen, wie  in  den  meisten  Staaten  und  »Städt«fa 
auf  der  apenninischen  Halbinsel.  Hatte  sich 
einmal  der  menschliche  Erfindungsgeist  ditr>eiu 
Gebiete  zugewandt,  so  trat  seine  Bethatiininff 
rasch  in  verschiedenen  Formen  in  ErscheinuDi.', 
welche  bis  in  die  Gegenwart  herein  typisch  ^ 
blieben  sind.  Die  ältere  Form,  die  K  lassen - 
lotterie,  dürfte  schon  im  IB.  Jahrhunderr  in 
Holland  aufgekommen  sein,  von  wo  aus  sie. 
vornehmlich  in  den  germanischen  Ländern,  Ver- 
breitung fand.  Eine  solche  wurde  iu  Deutstli- 
land  zuerst  in  Hamburg  IG  10  eingeführt  deren 
ausdrücklicher  Zweck  die  Errichtunjr  eines 
Zuchthauses  war.  Noch  im  17.  Jahrhundert 
entstanden  neue  Veranstaltungen  solcher  An  in 
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Unland    1694,   in  Nürnberg:  1699   etc.,   deren 
i^ikl      im  Laufe  des  18.  und  19.  Jahrhunderts 
rlid>lich   wuchB   (1703  in   Preussen,   dann   in 
>iliieBaark,    Hannover,     Hessen,    Mecklenburg- 
ioli-werin,  auch  in  Städten,  wie  Frankfurt,  Os- 
tabrilck).  Die  andere  Type,  das  Zahlenlotto, 
s.t:       dag-egen   italienischen   Ursprung«,   insofern 
»V      G^enua  eine   solche  Spielunternehmung  1620 
•*on      Staats    wegen    unternommen    wiu*de.    Da 
liier    bei  den  Wahlen  zum  Grossen  Kate  alljähr- 
lioln.      ans   90   Bewerbern   ö  Namen   zu  ziehen 
Ovaren,  so  pflegte  man  auf  die  einzelnen  Perso- 
nen   Wetten  anzustellen.    Aus  diesen  Anfängen 
"wurde   später  das  förmliche   Lottospiel,   indem 
xnajin.  der  Vereinfachung  halber  statt  der  Namen 
>>losse    Zahlen   anwendete.     Als   Erfinder   wird 
B^nedetto  Gentile,  ein  Genueser  Ratsherr,  ge- 
iiÄnnt.    Der  Staat  seinerseits  erkannte  bald  die 
flixiträglichkeit   dieser  Unternehmung   und  er- 
i'ielitete  dafür  ein  Staatsmonopol.    Die  Zahlen 
o      und   90  sind    seitdem    für   das   Zahlenlotto 
oliarakteristisch    geblieben.      In    der    zweiten 
Hälfte  des  18.  Jahrhunderts  fanden  die  Zahlen- 
lottos  in  Frankreich  und  Deutschland,  hier  in 
Territorien  wie  in  Städten,  Eingang  (1751  in 
Wien,  1763  in  Berlin,  1769  in  Ansbach),  so  dass 
man  1771  im  gfanzen  26  deutsche,  teils  staatlich 
betriebene,  teils  verpachtete  Lottos  zählte,  deren 
letztes,  in  Baj^em,  erst  1861  verschwand.   Viel- 
fache Bestrebungen,  die  Lottospiele  wegen  ihrer 
Oefahren  für  Sittlichkeit  und  Wohlfahrt  aufzu- 
beben, blieben  regelmässig  ohne  Erfolg,  ja  ver- 
schlimmerten öfters  nur  das  üebel,  so  in  Neapel 
1713  und  1734,   ebenso  in  Frankreich  während 
der  Revolutionsära,  wo  der  1793  erfolgten  Auf- 
bebnng  1796  die  Wiedereinführung  folgte. 

In   manchen   Fällen   hat  man  zur  Beruhi- 
gung des  öffentlichen  Gewissens  den  Ertrag  der 
liOttverieunternehmungen    ^anz    oder    teilweise 
wohlthätigen  Zwecken  gewidmet.    So  hatte  der 
österreichische  Lottopächter  1777  jährlich  fünf 
Mädchen,   deren  Namen  zugleich  mit  den  ge- 
winnenden Nummern  gezogen  wurden,   auszu- 
steuern,   eine    Auflage,    die  seit  1778   in  eine 
Geldabgabe  zu  Gunsten  milder  Stiftungen   von 
12000  n.  verwandelt  wurde.  Dieselbe  \\idmung 
bestand   auch   in   Preussen.    Das   gleiche  Ver- , 
hältnis  findet  sich  seit  1763  in  Spanien,  wo  na- 
mentlich  die  Kosten   des  Hospitals  von  Madrid 
und  auderweiter  Wohlthätigkeitsanstalten  aus 
den    Erträgnissen   des   Lottos   wenigstens  zum 
Teil  bestritten  werden  sollten.    Häufig  genug 
unterbrachen  aber  finanzielle  Bedrängnisse  des 
staatlichen  Unternehmers  diese  gut  beabsichtig- 
ten Verwendungen.    Endlich  hat  das  19.  Jahr- 
hundert über  alle  Arten  von  Lotterieen  endgiltig 
den  Stab  gebrochen  und  allgemein  ihre  Unver- 
einbarkeit  mit  den  ethischen  und   kulturellen 
Aufgaben  des  Staates  anerkannt.    Die  Frank- 
furter Reichsversammlung  hat  die  unbedingte 
Aufhebung  aller  Arten  von  Lotterieen  in  sämt- 
lichen deutschen  Staaten  durch  einen  Beschluss 
V.  9.  Januar   1849  gefordert.    Thatsächlich  ist 
wenigstens  das  Zahlenlotto  in  den  reichsdeut- 
schen  Landen  mit  der  Beseitigung  des  letzten, 
des  bayerischen  im  Jahre  1861,  nicht  mehr  ver- 
treten. Die  Klassenlotterie  besteht  gegenwärtig 
in   Preussen,    Sachsen,    Mecklenburg-Schwerin, 
Hessen,  Thüringen-Anhalt,  Brauuschweig,  Ham- 
burg und  Lübeck;   ferner   in  Ungarn,  Holland, 
Spanien,    Dänemark    und    Serbien.     Dagegen 


haben  England  1826  und  Frankreich  1832  ihre 
Lotterieen  aufgehoben.  In  Oesterreich  und  Italien 
sind  indes  die  Zahlenlottos  aufrecht  erhalten. 

Im  Bewusstseiii  der  ihm  obliegenden 
sittlichen  Pflichten  und  volkswirtschaftlichen, 
sozialpolitischen  Anfgalxjn  darf  der  Staat 
niemals  und  in  keiner  Form  das  Lotterie- 
unwesen unterstützen.  Dies  gilt  aber  nicht 
bloss  vom  Selbstbetriebe,  von  der  Verpach- 
tung, Beaufsichtigung  oder  Konzessionierung 
der  Lotterieunternehmungen,  sondern  auch 
von  jedweder  Gestattung  solcher,  leider  nur 
zu  häufigen  Veranstaltungen  zu  wohlthätigen 
oder  gemeinnützigen  Zwecken.  Auch  der 
Einwand,  es  handele  sich  hier  um  eine  Ein- 
dämmung der  Gefahren  aus  einem  tief  in 
der  menschlichen  Natur  wurzelnden,  unaus- 
rottbaren Triebe  durch  staatlichen  Eingiiff 
ist  als  hinfällig  zu  betrachten.  Einen  un- 
mittelbaren oder  mittelbaren  volkswii-tschaft- 
lichen  Nutzen,  z.  B.  die  Befördei-ung  des 
Spartriebes  durch  das  Gewährenlassen  der 
Glücksspielunternehnnmgen  zu  vermuten, 
widerspricht  einer  allgemein  gemachten  Er- 
fahrung. 

2.  Technik  und  Formen  der  Lotterie. 

Für  unsere  Zwecke  kommen  zunächst  vier 
Gruppen  von  Lotterieen  in  Betracht,  deren 
technische  Einrichtungen  näher  ins  Auge  ge- 
feisst  werden  sollen :  die  Klassenlotterie, 
das  Zahlenlotto,  die  Verlosung  mit 
Geldge>vinsten  (Zwecklotterieen)  und  die 
Zinsenlotterieen. 

1.  Die  Klassenlotterie.  Bei  der 
Klassenlotterie  wird  eine  Geldsumme  in 
eine  bestimmte  Anzahl  von  Losen  vei*schie- 
dener  Grosse  (ganze,  halbe,  \iertel)  einge- 
teilt und  zu  einem  im  voraus  festgesetzten 
Preise  an  die  Spiellustigen  verkauft.  Die 
Ausspielung  der  im  Geschäftsplane  ausge- 
wiesenen Geldgewinne  erfolgt  nach  ihrer 
Zusammengehörigkeit  in  einzelnen  Abtei- 
hmgen  (Serien,  Klassen)  und  in  zeitlich  ge- 
trennten Ziehungen.  Am  Ziehungstage  wer- 
den aus  dem  Nummernrade  die  Nummern 
und  aus  dem  Glücksrade  die  Gewinne  für 
jedes  aus  dem  Nummernrade  gezogene  Los 
gezogen.  Die  im  Nummernrade  zurück- 
bleibenden, nichtgezogenen  Lose  sind  Nieten. 
Als  Anreiz  zur  Beteiligung  am  Spiel 
pflegt  man  in  den  letzten  Ziehungen  bei 
weniger  mitwirkenden  Jjosen  die  grösseren 
Gewinne  in  Aussicht  zu  stellen.  Der  Staat 
nimmt  von  den  Gewinsten  bezw.  von  den 
auszuspielenden  Summen  gewisse,  von  vorn 
herein  in  ihrer  Höhe  ausbedungeno  Prozente 
als  ünternehmergewinn,  welche  ihm  bei  ge- 
nügendem Absatz  der  Lose  eine  feste  Ein- 
nahme gewäliren. 

2.  Das  Zahlenlotto.  Der  Spieler  kann 
aus  einer  Gesamtzalü  von  Nummern,  i-egel- 
mässig  die  Zahlen  von  1  bis  90,  eine  oder 
mehrere  besetzen.     Aus  diesen  Zahlen  wii-d 
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nun  eine  gewisse  Anzahl,  meist  5,  gezogen.  \ 
Die  Abstufung  der  Gewinste  erfolgt,  je  j 
nachdem  der  Spieler  nur  eine  einzige  her- ! 
ausgekommene  Zalil  (simpler  Auszug)  oderj 
z\v(»i  (Ambe),  drei  (Terne),  vier  (yuateme) 
04ler  gai*  fünf  (Quinterne)  in  seiner  Besetzung  i 
errät.  Die  Höhe  der  Einsätze  ist  von  einem  | 
Minimum  aufwärts  beliebig,  die  Gewinste  | 
bestehen  in  einem  Vielfachen  der  Einsätze,  i 

Nach  den  (Truudsätzen  der  Kombinations- 1 
lehre  befinden  sich  nämlich  unter  90  Zahlen:     I 

1.   90   einfache   mögliche  Auszüge,! 
von   welchen  jedesmal   ö   herauskommen,    vie  i 
Wahrscheinlichkeit  überhaupt  zu  gewinnen,  d.  1 
h.  zu  wetten,  dass  eine  der  besetzten  Nummern 
überhaupt  gezogen  wird,  ist  ^i«  (unbestimmter  | 
Auszug)  bei  einem  der  Ordnung  nach  bestimm- 
ten, d.  h.  die  Wette,  dass  die  besetzte  Nummer  l 
z.  B.  beim  dritten  Auszuge  herauskommt,   viel 
geringer.      Beim    dritten    z.  B.  =  'go.     Die 
erstere   Kombination,    der    „unbestimmte   Aus- 
zug",   wird    mit   dem    14—18  fachen   Einsätze 
bezahlt,  die  letztere,  der  „bestimmte  Auszug", 
mit  dem  67 — 70 fachen. 

2  ^.^  ^  4Q()-    Amben,   wovon   unter 

1  .  a 


den  5  gezogenen  Zahlen  = 


5.    4 


=  10  heraus- 


1  .  2 

kommen.    Wahrscheinlichkeit  =  *®  j^^^^j  =  ^^^i ; 
Bezahlung:  240— 270 fach. 

3.    90  .  89  .  88_  ^  117480  Temen.     In 


1   .  2 


3 


der  Zahl  5  enthalten  ^^—^  =10 Temen 


Wahrscheinlichkeit 
4800—5400  fach. 


1.2.3 


Bezahlung: 


4   9(K89.^.87  _.    255Ö190    Quater- 
1.2.3.4 

nen.     In   der  Zahl  5   enthalten  — — '  .       = 

1.2.3.4 
ö    Quaternen;    Wahrscheinlichkeit    =    "ftnoss: 
Bezahlung :  60  000—64  öOl)  fach.  Diese  Besetzung 
ist  meist  unstatthaft. 

^90^89  .88.87.86  ^  43949160  Quin- 
1.2.3.4.5 
temen,    deren  Besetzung   in   der  Regel   gar 
nicht  gestattet  ist. 

Die  Chancen  für  Spieler  und  Spielunter- 
nehmer bewegen  sich  in  sehr  weiten  Grenzen. 
!Nur  sehr  ungünstige  Auszüge  und  die  häufige 
W^iederholung  des  Spieles  vermögen  der 
Staatskasse  einige  Sicherheit  des  finanziellen 
Ertrages  zu  bieten.  Die  Staatseinnahmen 
ergeben  sich  aus  der  Differenz  der  nach  der 
mathematischen  Wahrscheinlichkeit  sich  er- 
gebenden Yervielfachung  der  Einsätze  und 
der  that&lchlich  erfolgenden,  also  daraus, 
dass  das  Herauskommen  gewisser  Nummer- 
kombinationen  unter  der  Wahrscheinlichkeit 
bezahlt  wird;  z.  B.  in  Oesten-eich  wird  die 
Ambe  bei  ^.ik)  W^ahrscheinlichkeit  mit  dem 
07  fachen   Betrage  des  Einsatzes  honoriert. 

3.  Die  Verlosung  mit  Geldge- 
winsten oder  die  Zwecklotterie. 
Eiir  diese  Art  von  Lotterieen  ist  es  cliarak- 


teristisch,  dass  ilire  Gestattiing  von  der  V-:- 
Wendung  des  erzielten  Reinertrages  zn  w-  '-.]- 
thätigen  oder  genunnnüt zieren  Z^weckeu  v- 
hängig  gemacht  wird.  Der  SpielunteraeLB  -' 
pflegt  hier  ein  Privater,  oine  G*-^?l]>«  ii.r! 
oder  eine  öffeutlichrechtliche  Korp««ir&Ti". 
(Kirchenverwaltung,  Gemeinde)  •  luirjrn-: 
auch  der  Staat  zu  sein.  Eline  bestiai:!*' 
Geldsumme  wird  in  eine  grosse  Anzalil  v.-i 
Losen  in  meist  kleinen  BetiSgen  (:-5  Mark 
bis  herunter  auf  0,50  Mark)  eingieteilt.  In- 
Niedrigkeit  des  Preises  soll  daliei  den  Al- 
satz  der  Lose  erleichtem.  Von  dem  Erl"- 
werden  zunächst  die  Verwaltiings-  un*i  Br^ 
triebsauslagen  bestritten,  dann  ^-ird  di«r  ICr 
den  Wohltliätigkeitszweek  ausgew«  irf*-!!- 
Summe  in  Abzug  gebracht  untl  endh'ch  «k 
verbleibende  Rest  für  einige  wenige  gv-^ 
Treffer  zur  Anlockung  des  Publikums  tu-; 
für  eine  Reihe  kleinerer  Gewinne  ver^-enl-L 
Das  Bedauerliche  ist  hierbei,  dass  den  St«:-  ■- 
lustigen  die  höchst  ungünstige  CliaoL-e  zn 
gewinnen  niemals  aus  den  Ankündigung. r 
ziun  Bewusstsein  gebracht  winl, 

4.    Die    Zinsenlotterie     oder    *yu 
Prämienanlehe  wird  mit  der  SchuM»-!:- 
auf nähme  des  Staates,   öffentlicher  KörK-r. 
vormals  wolil  auch  mit  derjenigen  einzeiiit^r 
Privater  (Standeshen-n)  verbunden.     Sie  b^ 
zweckt  eine  regere  Beteiligung   diutih  Aui^ 
sieht  auf  einen  Geldgewinn.     Häufig  haUn 
Staaten   in  Zeiten   des  erschütterten  Staa:.- 
ki-edits,   in   i)olitischen  Notstanden  oder  li^i 
misslicher  Finanzlage  im  Interesse  der  stener- 
zahlenden    Staatsbürger    zu    diesem    Mitvl 
gegriffen,  um  ilire  Anleihen  ohne  uogewr.hn- 
liche  Opfer  unterzubringen.     Die  Schuldver- 
schreibungen   werden   entweder    gar    nivU 
oder  zu  einem  niedrigen,  den  landesüblichen 
nicht  eri-eichenden  Zinsfusse   verzinst.    Ih*-. 
im  Budget  ausgesetzten  Beträge  werden  al?" 
nur   zum  Teil   zur  Verzinsung    verwendef. 
Der  Rest  wird  zur  Bildung  von  Prämien 
oder  Geldgewinsten  benutzt,  die  nach  eine.ni 
festen   Spiel])lane   ausgelost   wei-den.     IW 
Nominalkapital  bleibt  imter  allen  Cmstämlen 
dem  Gläubiger  sichergestellt.     Der  Gewiflo 
für  den   Staat   besteht  in  einer  Ersiianin? 
an  Kosten  der  Unterbringung  und  der  Ver- 
zinsung für  in  kritischen  Zeitläuften  aufge- 
nommene Staatsschidden.    (Vgl.  d.  Art.  An- 
leihen oben  Bd.  I  S.  349.) 

Das  R.G.  V.  8.  Juni  1871,  betr.  «iie 
Inliaberpapiei  e  mit  Prämien,  beschränkt  tlie 
Ausgabe  solcher  Papiere  auf  das  Deutst'he 
Reich  und  dessen  Bundesstaaten. 

Das  Zahlenlotto  und  die  Verlosungen  mit 
Geldgewinsten  sind  unter  allen  Formen  der 
Lotterie  bei  weitem  die  schädlichsten  fOi* 
Sittlichkeit  und  Volkswohlstand.  Die  (re- 
fahrlichkeit  der  Zahlenlotterie  insonderheit 
besteht  in  der  Zulassung  ganz  niedriger  Ein- 
sätze^ welche  auch  dürftigen  Personen,  für 
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die  sovohl  die  sittlichen  als  ökonomischen 
Nachteile  am  grössten  sind  (kleine  Öewerbs- 
leute,  Dienstboten,  Lohnarbeiter),  die  Anteil- 
nahme am  Spiel  ermöglicht.  Andererseits 
gestattet  das  Zahlenlotto  in  viel  höherem 
Masse  als  irgend  ein  anderes  Glücksspiel 
der  Phantasie  und  Berechnung  Spielraum  für 
Bethätigung.  Endlich  begünstigt  dieselbe 
die  grosse  sittliche  Schwäche  des  Menschen, 
namentlich  den  Aberglauben  (Traumbücher 
in  Oesterreich!)  und  den  Müssiggang  und 
verleitet  aUzu  leicht  zu  Betrügereien  ver- 
schiedener Art.  Dem  Ijotto  steht  lünsicht- 
lich  seiner  Schattenseiten  die  Verlosung  mit 
Geldgewinsten  (Zwecklotterie)  nahe.  Sie 
ist  direkt  unreell  wegen  der  verführerischen 
Gewinnchance  und  veranlasst  neben  dem 
bedauerlichen  Umstände,  dass  sie  den 
Spielern,  namentlich  den  unerfahrenen  und 
ungebildeten,  niemals  die  ganze  ungünstige 
Trefferaussicht  zum  klaren  Bewusstsein 
bringt,  durch  die  leichte  Möglichkeit  der 
Beteiligung,  wie  das  Zahlenlotto,  vornehm- 
lich kleine  Leute  zum  Ankauf  von  Losen, 
welchen  nicht  etwa  der  Wohlthätigkeits- 
zweck,  sondern  lediglich  die  Befriedigung 
eines  Lasters,  der  Spielwut,  am  Herzen  liegt. 

Die  Klassenlotterieen  sind  bei  weitem 
weniger  bedenklich.  Hier  setzen  ohne 
Zweifel  die  meisten  Spieler  keine  höheren 
Beträge  ein,  als  mit  ihren  ökonomischen 
Verhiütnissen  vereinbar  ist.  Der  Ankaufs- 
preis der  Lose  schliesst  ohnehin  die  Be- 
teiligimg  derjenigen  Pei*sonen  regelmässig 
aus,  für  welche  die  Lotterieen  überhaupt 
besonders  gefahrbringend  sind,  und  es  fehlt 
dabei  der  besondere  Anreiz,  der  in  den 
Zahlenkombinationen  des  Lottos  und  der  da- 
mit verknüpften  Aussicht  auf  gesteigerten 
Gewinn  li^t  Allerdings  lässt  sich  nicht 
leugnen,  dass  die  des  leichteren  Absatzes 
halber  beliebte  Teilung  der  Lose  wirtschaft- 
lich und  sittlich  nicht  einwurfsfrei  ist,  ein 
Nachteil,  der  nur  allzu  häufig  durch  thätige 
Agenten  gesteigert  wird,  welche  weniger  gut 
gestellte  Personen  zu  gemeinschaftlichem 
Ankauf  eines  Viertel-  oder  Achtelloses  ver- 
locken. Seitdem  man  aber,  wie  in  Preussen, 
die  Zehntellose  eingeführt  hat  und  nachdem 
sich  überdies  an  einem  solchen  Losabschnitt 
eine  grosse  Zahl,  ja  bis  100  Personen,  be- 
teiligen können,  schwinden  die  Unterschiede 
zwischen  Zahlenlotto  und  Klassenlotterie  fast 
vollends.  Die  sittlichen  und  ökonomischen 
Gefahren  sind  dann  die  gleichen. 

Die  mildeste  Form  der  Lotterie  ist  immer- 
hin die  Zinsenlotterie.  Einmal  erheischt  sie 
schon  die  Verfügung  über  ein  gewisses 
Kapital  ziu:  Anschaffimg  derartiger  Schuld- 
verschreibungen, sie  dämmt  alsdann  wesent- 
lich die  Missstände  jedes  Glücksspiels  ein 
und  bewahrt  selbst  im  ungünstigsten  Falle 
dem  Spieler  seinen  Einsatz  in  Gestalt  des 
Handwörterbuch  der  Staatswissenscbaften.    Zweite 


Nominalkapitals,  w-elches  er,  wenn  auch 
nicht  das  eventuelle  Agio,  zuriickerstattet 
erhält. 

3.  Das  Projekt  der  Scherischen  Spar- 
und  Zinseiilotterie.  (Das  »Scherische 
S  p  a  r  s  y  s  t  e^  « .)  Einige  Verwandtschaft 
mit  den  Lotterieen  hat  das  sog.  »Scherische 
Sparsystem«,  welchem  man  ohne  Zweifel 
nachrühmen  kann,  dass  es  die  sittlichen  und 
ökonomischen  Gefahren  des  Glücksspiels  aus- 
löst. Zudem  ist  bei  dem  ganzen  Projekte 
nicht  die  Lotterie  der  Kernpunkt,  sondern 
ein  eigenartig  konstruiertes  Sparsystem, 
welches  gerade  die  Abwendung  weiter 
Schichten  der  Bevölkenmg  von  der  Spiel- 
sucht bezweckt.  Der  äusserst  rührige  Ver- 
leger des  »Berliner  Lokalanzeigers«  und  der 
»Woche«  August  Scherl  beabsichtigt  mit 
seinem  Plane  die  Gesamtheit  der  sparfähigen 
Personen  zur  beharrlichen  Ausübung  der 
Sparthätigkeit  zu  erziehen  und  die  imwirt- 
schaftliche  Verwendimg  überschüssiger  Ein- 
kommensteilchen zu  verhüten.  Zu  diesem 
Behufe  will  er  eine  nationale  Sparkasse 
gründen,  welche  alle  entbehrlichen  Ein- 
nahmen ohne  Zeitverlust  und  Kostenaufwand 
aufnimmt.  Die  Spareinlagen  (»Wochenein- 
lagen«), welche  aui  0,50  Mark,  1,  2,  3  und 
4  Mark  festgesetzt  sind,  werden  wöchent- 
lich von  Angestellten  der  Sparkasse  in  deren 
Bezirken  beim  Sparer  und  zwar  in  dessen 
Wohnung  abgeholt.  Die  Quittienmg  der 
Spareinlage  geschieht  durch  Sparmarken, 
welche  in  das  mit  52  Feldern  versehene 
Sparmarkenbuch  des  Sparers  eingeldebt 
werden.  Die  Spargelder  bleiben  im  Gewahr- 
sam derjenigen  Sparkasse,  welche  der  Sparer 
selbst  bestimmt  Am  Jahresschlüsse  wird 
das  gesamte  Jahresersparnis  auf  ein  gewöhn- 
liches Sparkassenbuch  überschrieben  und  von 
da  ab  als  gewöhnliche  Einlage  behandelt. 

Um  mm  der  Sparsamkeit  den  Beiz  des 
Vergnügens  zu  verleihen,  die  Sparlust  rege 
zu  erhalten  imd  die  vorzeitige  Entnahme  von 
Einlagen  zu  verhindern,  soll  mit  dem  Spar- 
system alljährlich  eine  Zinsenlotterie  ver- 
bunden werden.  An  derselben  werden  nur 
diejenigen  Sparer  beteiligt,  welche  durch 
regelmässige  Wocheneinlagen  während  des 
Sparjahres  ihre  Beharrlichkeit  im  Sparen 
bewiesen  haben.  Zu  diesem  Zwecke  werden 
die  Zinsen,  welche  aus  den  regelmässigen 
Wocheneinlagen  im  Laufe  des  Sammeljahres 
anwachsen,  am  Schlüsse  desselben  im  Ge- 
biete sämtlicher  Sparkassen  zusammenge- 
zogen und  nach  einem  Verlosungssystem  an 
die  beharrlichen  Sparer  als  »Prämien«  ver- 
teilt. Die  Höhe  dieser  Prämien  ist  sehr 
schieden  bemessen.  Diese  Verlosung  der 
Prämien  wird  von  einer  durch  die  Gesamtheit 
der  Sparkassen  besonders  bestellten  Körper- 
schaft ehrenamtlich  vollzogen.  Die  Lose  wer- 
den in  Achtelabschnitten  ohne  Entgelt  ausge- 
Auflage.    V.  41 
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geben.  Wer  wöchentlich  4  Mark  gespart ;  (die  kleine  und  grosse  Staatslotterie,  ■,:> 
hat,  erhält  **  s  Lose  oder  ein  ganzes  Los,  die  '  Coiirantlotterie).  Die  heute  in  Preu&**i.  - 
Si)arer  mit  2  Mark  erhalten  ^.soder  V2,  die  i  stehende  Klassenlotterie  wurde  im  JäLrr 
Sparer  mit  l  Mark  2.  h  oder  ^.  4  und  die '  1832  in  Betrieb  gesetzt.  Die  gesetzh  i- 
Sparer  mit  0,50  Mark  ^h  Los.  Je  300000 1  (rrundlage  bildet  noch  immer  das  LfAU-!- 
ganze  (^  h)  Lose  bilden  eine  Serie.  Die  Zahl  edikt  vom  28.  Mai  1810,  wesentlich  fiir 
der  Serien  richtet  sich  nach  der  der  Spai-er.  I  Wiederholung  desjenigen  vom  20.  Juni  I7'.*i 
In  jeder  Serie  werden  12  500  Prämien  aus- 1  wozu  Etatsgesetze  Ergänzungen  bracht».!. 
gelost  und  zwar  1  zu  100 (HM)  Mark,  1  zu  j  Von  der  preussischenLotterieverwaJrr, 
30000  Mark,  1  zu  10000  Mark,  2  zu  5000  |  werden  alljährlich  2  Lotterieen  mit  p  4 
Mai'k,  10  zu  2000  Mark,  15  zu  l(MX)  Mark,  1  Ziehungen  (Klassen)  veranstaltet,  wozu  -.r 
30  zu  500  Mai-k,  100  zu  200  Mark,  200  zu  j  1892-93  für  jede  Lotterie  19000<.<  StamL- 
100  Mark,  lOlX)  zu  50  Mark,  2720  zu  3()|lose  und  35  620  Freilose  ausgegeben  vtrrl-j. 
Mark  und  8420  zu  20  Mark.  Für  jedes  in  den  ersten  3  Klassen  gez'^^i- 

I  Iy)s  erhält  der  Spieler  zu  dem  planmäs^j»^. 
IL  Die  staatlichen  Lotteriebetriebe.     1  Geldgewinne  ein  für  die  nächstfol^nd^  n  r. 

cmsatzfreies  l^os  (>Freilos«),  wofür  j»>l  • 
1.  Die  prenssische  Klassenlotterie.  |  für  die  bereits  gezogenen  Klassen  der  £]> 
Seit  dem  Jahre  1703  hatte  sich  die  Klassen-  satz,  die  Schreibgebühren  und  die  fäJJjiT' 
lotterie  in  Preussen  Eingang  verschafft ;  I  Reichsstempelabgabe  nachzuzahlen  und  fü: 
ihre  Errichtung  war  bis  1767  der  privaten .  die  laufende  Klasse  die  Schreibgebühr  >  - 
Thätigkeit  gegen  die  Einholung  einer  obrig- '  wie  von  dem  Betrage  derselben  die  I^pn«- 
keitlichen  Konzession  überlassen.  Zu  dieser  i  zentige  Reichsstempelabgabe  zu  entricht-L 
gesellte  sich  im  Jahre  1763  die  Zahlen-  ist.  Die  Fi-eilose  spielen  bis  zu  ihrer  Ä\^ 
lotterie,  das  Lotto.  Seit  1767  trat  an  Stelle  |  gäbe  auf  Rechnung  der  Lotteriekasse.  Kanf- 
der  Privatlotterie  ein  Lotteriemonopol  des  lose  sind  sf)lche  Lose,  welche  erst  ztir 
Staates,  welches  bis  1793  verpachtet  war. !  zweiten,  dritten  (xler  \-ierten  Klasse  veriaun 
Mit  dem  1.  Juni  1794  übernahm  der  Staat  werden  und  für  welche  die  Einsätze,  Schnii- 
den  Betrieb  selbst  und  bestimmte  den  Rein-  |  gebühren    und    Reichsstempelabgaben    'i- " 


ertrag  zum  Besten  der  Witwen-  und  Inva- 
lidenversorgungs-  sowie  der  Schul-  und 
Armenanstalten,  ein  Ziistand,  welcher  bis 
zum   Jahre   1808   währte.     Nach   längeren 


früheren  Klassen  nachzuzahlen  sind.  H> 
Zahl  der  Gewinste  beträgt  im  canz- 
95000,  wovon  8000  auf  die  erste,  lOm/jur 
die  zweite,  12000  auf  die  dritte  und6r>iNii' 


^Vorbereitungen    verfügte   das    Lotterieedikt  1  auf  die  vierte  Ziehung  entfallen.    Der  nit-i- 
vom  28.  Mai  1810  die  gänzliche  Aufhebung '  rigste  Gewinn   ist  in  steigender  StufenW^ 


des  Zahlenlottos  wegen  seines  demorali 
sierenden  Einflusses,  wälu-end  die  bereits 
durch  Kabinottsordre  vom  17.  März  1810  einst- 
weilen suspendierte  Klassen  lotterie  gleich- 
falls lieseitigt  weitlen  sollte.  Statt  beider 
sollten  in  den  Quinen-  und  Güterlotterieen 
neue  Landeslotterieen   eingerichtet   wenlen, 


der  Klassen  60,  110,  160,  22U  Mark,  -k 
höchste  Treffer  im  gleichen  Anstiege  St)'/'."', 
45000,  60000,  500  CHX)  Mark.  DerAnkaiii>- 
preis  beträgt  für  jede  Serie  39  Mark  für  «1...- 
ganze  Los,  wozu  1  Mark  Schreibgebühr  h's 
den  Einnehmer  für  jede  Klasse  zu  entrichtfc 
ist.    Der  Losverkäufer  hat  alsdann  BfK-h  für 


welche  einei^seits  der  Staatskasse  Ein nahnioii  jedes  Los   die  lOprozentige  Reichsstemf » '.- 
zuführten,   ohne  die  Mängel  der  bisher  be- 1  abgäbe   im   Beti-age    von  4  Mark  zu  üt"^r- 


stehenden  Lotterieen  zu  teilen.  Das  erwähnte 
Ty)tterieedikt  vom  28.  Mai  IHIO  fülute  unter 
Hervorholung  älterer,  schon  1776  geraachter 
Versuche  eine  Quinenlotteriein Preussen 
ein,  deren  Princip  eine  Abart  des  Zahlen- 
lottos mit  Benutzung  gewisser  p]lemente  der 
Klassenlotterie  war.  Desgleichen  hatte  eine 
Kabinettsoi-dre  vom  17.  März  1810  ältere 
Verstattungen  von  1712  und  1794  zur  Aus- 
spielung von  Grundstücken  wieder  aufge- 
nommen und  eine  förmliche  Güterlotterie 
eingeführt.  Beide  Versuche  bewährten  sich 
indes  nicht,  sondern  führten  mittelbar  und 
unmittelbar  zu  Verlusten  der  Staatskasse. 
1814  wurde  die  Klassenlotterie  erneuert, 
doch  fehlte  es  bis  1831  nicht  an  verschie- 
denen Experimenten,  welche  eine  Reorgani- 
sation und  Umgestaltung  derselben  be- 
zweckten,  ohne  mit  Erfolg  gekrönt  zu  sein 


nehmen,  welche  im  preussischen  Lotterir- 
etat  als  durchlaufend  vereinnahmt  im«! 
verausgabt  vorgemerkt  wird.  Die  Aus- 
gabe der  Lose  erfolgt  als  ganze,  hall-e. 
Viertel-  und  Zehntellose.  Seit  188S,  d-er 
178.  Lotterie,  werden  zusammen  15,n>'<> 
von  allen  Gewinnen  für  die  Generallotterie- 
kasse und  für  die  den  Verschleiss  Itetrei- 
benden  Einnehmer  abgezogen  und  tvdr  in 
der  Art,  dass  jeder  Einnehmer  von  dem  ziir 
Auszahlung  gelangenden  Gewinnbetras^ 
seiner  Kollekte  1,5  ^'0  erhält.  Bis  ziu* 
177.  Lotterie  (1887)  bezog  die  Staats- 
kasse einen  Gewinnanteil  von  13,80  ^0,  <ler 
Vertrieb  einen  solchen  von  2  ^Vo.  Hier  er- 
fuhren die  Lotterieeinnehmer  eine  Heral^- 
setzung  ihrer  Provision  zu  Gunsten  «ler 
Staatskasse.  Die  Einnehmer  werden  ^on 
der  Lotterieverwaltung  aus  geeigneten,  aiis 
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f^T^x  kaufmännischen  Gewerbe  hervorge- 
jxngonen  Personen  gewählt,  welche  wohl- 
ixl^e-Txd  sind  und  mindestens  12000  Mark 
Liixition  zu  stellen  haben. 

I>as     Spiel    der    Klassenlotterie    sollte 
:r\\i:iclsätzlich  auf  die  Kreise  Avohlhabender 
*^r-sioiien  beschränkt  werden,   eine  an  sich 
Ol>li<3lie  Absicht,  welche  häufig  trotz  gesetz- 
ic-\ier  Vorkehrungen  durch  die  von  ünter- 
liiiicilern  besorgte  oder  dui-ch  gemeinschaft- 
liolies  Spiel  vieler  Teilnehmer  erzielte  Unter- 
vox-teilung  von  Losen  und  durch  die  1892 
l»is   1893  eingeführten  Zehntellose  vollständig 
il\xisorisch  geworden  ist.     Um  die  ärmere 
Ivlasse  vom  Glücksspiel  fernzuhalten,    hat 
Tii3.n     bestimmt,  dass  die  Einnehmer,  wenn 
>-io    auf  den  Einsatz  Kredit  geben,  nur  Kom- 
pensation gegen  den  etwaigen  Gewinn  des 
Spielers,  aber  kein  Klagerecht  gegen  den- 
selben haben.    Ferner  hat  man  die  Zahl  der 
Einnehmer,    besonders  in    kleinen    Städten 
iin<\   auf  dem  platten  Lande,  zu  vermindern 
fresnoJit  den  Einnehmern  ist  die  schriftliche 
«^jcler  mündliche  Aufforderung  zur  Beteiligung 
iini  Spiele,  ohne  vorgängige  Bestellung  Lose 
anzubieten  oder  zu  versenden,  Privatkom- 
inissäre  anzustellen,  dem  Loshandel  Vorschub 
zu     leisten   und   zur   ersten  Klasse   in   der 
Kegel    mehr    als    3   Lose    zu    verabfolgen 
untersagt.    En<Eich  ist  mit  einer  Geldstrafe 
von   100  bis  ItlOO  Mark  bedroht,    wer  ohne 
staatliche  Ermächtigimg  gewerbsmässig 
I^)se  oder  Losabschnitte  der  königl.  preuss. 
Staatslotterie  oder  Urkunden,  durch  welche 
Anteile  an  solchen  Losen  oder  Losabschnit- 
ten zum  Eigentum  oder  Gewinnbezug  über- 
tragen  werden,   feilbietet,   veräussert  oder 
zeitweise  an  einen  anderen  überlässt.    Die- 
.^elbe  Strafe  trifft  denjenigen,    welcher  ein 
solches  Geschäft  als  Mittelsperson  betreibt. 
(G.  V.  18.  August  1891.) 

Das  Spielen  in  ausländischen  Lot- 
terie en,  die  nicht  mit  königlicher  Geneh- 
migung in  Preussen  zugelassen  sind,  ist  mit 
Geldstrafen  bis  600 Mark  belegt;  mit  Geld- 
strafen bis  zu  1500  Mark  wird  der  Handel 
mit  solchen  Losen  oder  die  Beförderung 
durch  Mittelspei-sonen  geahndet,  mit  einer 
Busse  von  50  Mai'k  endlich  wird  die  Ver- 
öffentlichung der  Gewinnresultate  der  vor- 
bezeichneten Lotterieen  durch  im  preussi- 
schen  Staatsgebiete  erscheinende  Zeitungen 
iK^straft.  Den  ausserpreussi sehen  (ausländi- 
schen) Lotterieen  werden  alle  ausserhalb 
Preussens  veranstalteten  öffentlichen  Aus- 
spielungen in  Geld  und  Gel  des  wert,  in  un- 
beweglichen und  beweglichen  Sachen  gleich- 
gpstellt  (G.  V.  29.  Juli  1885.)  Neben  der 
Geldstrafe  hat  der  Fiskus  einen  civilrecht- 
lichen  Anspruch  auf  Herauszahlung  des  aus 
einem  solchen  verbotenen  Geschäfte  bezoge- 
nen Gewinns. 

2.  Die  sächsische  Landeslotterie.    In 


Sachsen  finden  in  jedem  Jahre  2  Ausspie- 
limgen  statt,  welche  je  aus  100000  Losen 
in  5  Klassen  bestehen.  Der  Einsatzbetrag 
von  39  Mark  ist  für  alle  Ziehungen  der 
gleiche,  wozu  die  Spieler  bei  jeder  Serie 
1  Mark  Schi-eibgebühr  für  den  KoUekteur 
und  4  Mark  als  10  ^/o  ige  Reichsstempelsteuer 
zu  entrichten  haben.  Auf  die  1.  bis  4.  Klasse 
treffen  je  3500  Gewinne,  während  auf  die 
fünfte  36000  entfallen.  Die  niedrigsten 
Gewinne  beziffern  sich  in  der  1.  bis  5. 
Ziehung  auf  105,  160,  210,  260  und  260 
Mai-k,  die  höchsten  Treffer  in  gleicher  Staf- 
felung auf  30000,  40000,  50000,  60000  und 
500000  Mark.  Freilose  bestehen  nicht,  die 
Teilung  geschieht  in  ganze,  halbe,  Fünftel- 
und  Zehntellose.  Von  den  Gewinnen  wer- 
den 12Vg®/o  fih'  die  Staatskasse  und  3V3®/o 
für  den  Verschleiss  abgezogen;  letztere 
werden  den  Kollekteuren  mit  2**/o  von  den 
Einlagegeldern  und  mit  IV«^  von  den 
Gewinngeldern  gewährt.  Das  Königreich 
Sachsen  hat  mit  einzelnen  mitteldeutschen 
Staaten  Verträge  über  die  ausschliessliche 
Zulassung  der  sächsischen  Landeslotterie  in 
den  betreffenden  Territorien  geschlossen, 
wofür  diese  ein  »Konzessionsgeld«  von  Sach- 
sen empfangen. 

Die  unverlangte  Zustellung  von  Losen 
durch  die  Kollekteure  -ist  gestattet,  doch  ist 
der  Empfänger  im  Falle  des  Nichtgewinnens 
zur  Bezahlung  des  Preises  nicht  verpflichtet, 
jedoch  im  Gewinnfalle  als  rechtmässiger  In- 
liaber  zu  betrachten.  Der  Vertrieb  der  Lose 
steht  nur  den  Kollekteuren  der  Landeslot- 
terie zu.  Zuvsäderhandlungen  diu^ch  den 
Vertrieb  nichtberechtigter  Personen  werden 
mit  einer  Geldstrafe  von  3  Mark,  durch  un- 
befugte Ausbietung  mit  einer  solchen  von 
9  Mark  bedroht. 

Diu-ch  das  G.  v.  4.  Dezember  1837  ist 
die  Teüuahme  an  ausländischen  Lottos  und 
Zahlenlotterieen,  die  Beförderung  der  Betei- 
ligimg,  der  Vertrieb  fremder  Lotterielose 
oder  die  Beförderung  ihres  Absatzes  unter 
Strafandrohung  verpönt.  Der  Vertrieb 
auswärtiger  Lotterielose  wird  mit 
Haft  von  1  bis  3  Wochen  nebst  Geldstrafe 
bis  30  Mark,  im  Wiederholungsfalle  das  erste 
Mal  mit  Haft  von  2  bis  6  Wochen  und  Geld- 
strafe bis  00  Mark  und  sodann  mit  1  bis  6 
Monat  Gefängnis  nebst  Geldsti-afe  bis  300 
Mark  geahndet.  Die  Begünstigung  von 
Lotterieen,  welche  nicht  Zahlenlottos  sind, 
wird  das  erete  Mal  mit  Haft  bis  2  Wochen 
und  Geldbusse  bis  zu  15  Maik,  in  Wieder- 
hohmgsfällen  mit  Haft  bis  zu  4  Wochen 
und  Geldbusse  bis  zu  30  Mark  bestraft.  Für 
das  Zahlenlotto  sind  endlich  strengere  Straf- 
bestimmungen aufgestellt,  welche  sowohl  die 
Teilnalime  an  demselben  als  die  Vorschub- 
leistung zu  demselben  betreffen. 

3.  Die  Klassenlotterieen  in  anderen 
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deutschen  Staaten.  Neben  den  obeu 
charakterisierten  Klassenlotterieen  bestehen 
noch  solche  in  Hessen  (seit  1899),  in 
Hamburg,  inBraunsehweip:,  in  Meck- 
lenburg-Schwerin, in  Thüringen- 
Anhalt  und  in  Lübeck.  Die  braun- 
schweig-lüneburgsche  Landeslotterie  spielt 
100000  Lose  in  G  Klassen  mit  50  (KX)  Ge- 
winnen aus.  Die  niedrigsten  Gewinne  be- 
laufen sich  in  den  6  Klassen  auf  40,  70, 
100,  130,  150  imd  150  Mark  und  die  höchs- 
ten in  gleicher  Staffelung  aiif  30000,40000, 
50000,  60000,  80000  und  500001)  Mark. 
Der  Preis  des  Loses  stellt  sich  in  den  bei- 
den ersten  Klassen  auf  16  Mark  (ein- 
schliesslich   der    KoUekteurgebühren)    und 


lO^/o  Reichsstempelgebühren,  in  der   o_  ^   i 
und   5.  Klasse  auf  24  Mark  und    in    d*^  *. 
auf  16  Mark  und  je  10*^o  Reichsstemjieia!-  i 
gaben.    Die  thüringischen  Staaten,    Aniia '    | 
die  Fürstentümer  Lippe  und   Schaum  bir^.- 
Lippe  haben  1897  eine  »thüringisch -anl_a]- 
tische  Staatslotterie«  gegründet,  welche  t. 
der    Lotteriedirektion    m    Gotha     verti>.'t»-i. 
wird.     Die   »lübeckische   Staatslotterir*    i*' 
189S  ins  Leben  getreten,  und  ihre  AusübcTi. 
wurde  einem  Konsortium  von  ßankhänjn^: 
gegen  Zahlimg  einer  Fausehsiunme    üt-er- 
tragen. 

4.  Statistik  der  deutschen  Klajs^efi- 
lotterieen. ^)  Das  Einsatzkapital  der  den- 
sehen  Klassenlotterieen  betrug: 


Im  ganzen 
1884  1891  1898 

MiU.  M.  Mill.  M.  Hill.  M. 

Preussen 27.456  54,912  65,207 

Sachsen 36,270  36,270  36,270 

Brannschweig 20,804  21,018  21,018 

Hambui-g 19,240  i9,77o  23,529 

Mecklenburff-Schwerin  .    .        3,663  9,990  14,155 

Thüringen- Anhalt     ...         —  —  5,283 

Lübeck —  —  4,978 


Pro  Kopf  der  BeySlkenm^ 


1884 

M. 

1,06 
12,20 
51,00 
42,40 

6,35 


1891 
M. 

1,94 
10,36 

52.15 
31,67 
17.27 


lÄfr 
M. 

2L05 
9.50 

34,5^ 
23.70 
10.61 
63.41 


Für  1898  gestaltete  sich  das  Verhältnis  folgendermassen : 

»/oVii  «1ai>  Preis  eines  VoUloses  für 

Zahl  der     Zahl  der     Lose  auf  ^  .  ,  mit 

Lose         Klassen          1000  Spiel-  »chreib- 

Einw  Einsatz  Rebühr  und 

'^'"**-  Stempel 

Preussen 190000             4                  6,0  156,00  176 

Sachsen 100  000             5                26,4  195,00  220 

Hambarg 118  000             7               173,1  111,60  132 

Braunschweig 100  000             6               230,3  120,00  132 

Mecklenburg-Schwerin  .    .        70000             6                11,7  114,00  132 

Thüringen- Anhalt     .    .    .        28000             5                 59,7  190,00  220 

Lübeck 50000             6              600,0  118,25  138 


Gewinn- 
abzne 
in  *'; 

i5,So 
*S5o 
10  bezw.  is 

iN,ao 
18,2; 
15,00 
16.67 


Reinertrag 
Mill.  M. 


Die  Staatseinnahmen  aus  den  Klassenlotterieen  betragen: 

Brutto- 
ertrag 
Mül.  M. 

Preussen 65,207  9,763 

Sachsen 36,270  4,243 

Hamburg 21,018  2,371 

Brannschweig 23,059  1,245 

Mecklenburg-Schwerin    ....       14,155  0,^37 


pro  Kopf  der 
Bevölkerung 

0,31 

3,48 
2,87 
1,46 


Für  Thüringen-Anhalt  und  Lübeck  liegen 
hier  keine  Daten  vor.  Ebenso  ist  aus  gleichem 
Grunde  Hessen  unberücksichtigt  geblieben. 

(Die  Mitteilungen  finden  sich  bei  S  i  e  g  - 
hart,  Die  öffentlichen  Glücksspiele,  Wien 
1899  S.  284—287,  und  in  Schanz'  Finanz- 
archiv Bd.  XVI  S.  907—908.) 

5.  Die  Klassenlotterieen  im  Auslände. 

1.  Ungarn  (G.A.  97  :  7).  Es  werden  jährlich 
2  Ausspielungen  mit  je  100000  Losen  in  6 
Klassen  veranstaltet.  Die  Zahl  der  Gewinste 
beträgt  im  ganzen  50000  mit  einem  Betrage 
von  6,580  Millionen  fl.  Der  Preis  eines  Voll- 
loses  einschliesslich  der  KoUekteurgebühren  be- 
trägt 160  Kronen  oder  80  fl.  Es  werden  ganze, 


<>»  aller 
Ein- 

nahmeo 
0,4s 

5..47 
3,20 
9,02 
3,88 


halbe^  Viertel-  und  Achtellose  ausgegeben.  Die 
niedrigsten  Gewinne  betragen  in  den  6  Klassen 
je  40  Kronen  (20  fl.),  80  (40  fl.),  130  (65  fl  . 
170  (85  fl.),  200  (100  fl.)  und  200  Kronen  (100  flj, 
während  die  höchsten  Treffer  auf  je  aOOfJO 
Kronen  (30000  fl.),  70000  (35000  fl.),  SOm 
(40000  fl.),  90000  (45000  fl.),  100000  (öOOOOfl. 
und  1000000  Kronen  (500000  fl.)  festg^seui 
sind.  Die  Durchführung  der  ungarischen  Klas- 
senlotterie  ist  auf  20  Jahre  einer  AktiengeselJ- 
Schaft  für  eine  jährliche  Pachtsumme  von  2.400 
Millionen  Kronen  (1,200  Millionen  fl.)  verpachtet 
worden.  Die  Gesellschaft  verpflichtete  sicli 
überdies  zur  Abnahme  von  Postwertzeichen  im 


^)  Für  Hessen   liegen  noch  keine  statis- 
tischen Nachweise  vor. 
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*^tjrwLge  von  600000  Kronen.  Der  Staat  hat 
i^c-la.  jedoch  ein  Aufsich tsrecht  über  die  gesamte 
'e^r'\^altnng  der  Klassenlotterie,  vorbehalten. 

Das  Zahlenlotto,  welches  bis  zum  1.  Okto- 
er  1897  auch  in  Ungarn  nach,  gleichen  Grund- 
s.lt^2:en  wie  in  Oesterreich  bestanden  hatte,  ist 
oitidem  aufgehoben  worden. 

2.  Holland.    Schon  1726  wurde  die  Klas- 
^^nlotterie  in  Holland  und  zwar  als  Staatsmono* 
>ol     eingeführt.    Als  ihr  Erfinder  wird  Adolf 
HiiA-ske  genannt,   welcher   mit  öOO  il.   belohnt 
wxirde.    Die  Lotterie   sollte   in  3  Klassen  mit 
40  OOO  Losen  zu  30,  20  und  10  fl.  bestehen,  wo- 
bei   dieselben  Nummern  in  allen  Klassen  zugleich 
iX^i'^jvaiinen.   10000  Lose  gewannen  (bare)  Geld- 
tre^vinste ,    30000    Lose    waren  Nieten.     Nach 
iiiüssigem  Erfolg   derselben   wurde   1727   nach 
einem   anderen   Plane   die   Klassenlotterie   mit 
viucm  Spielkapitale  von  500000  fl.  in  4  Klassen 
be^rtindet.    deren    Lose    1(X  15,  20  und  30  fl. 
hosteten.    Nicht  gezogene  Lose  konnten  gegen 
>^achzahlung  in  Lose  der  höheren  Klassen  um> 
getauscht  werden.      Neben    12500   Gewinsten 
und  27500  Nieten  gab  es  13500  FreUose,  bei 
welchen    der    Einsatz    zurückerstattet   wurde. 
I>er   Staat   nahm   eine  Spielgewinststeuer    von 
10%  bei  Gewinsten  unter  1000  fl.  und  von  12% 
hei   solchen  über  1000  fl.    Neben  den  Geueral- 
st^aten  haben  noch  verschiedene  Eiuzelstaateu, 
wie  Utrecht,  Lotterieen  veranstaltet,  indem  sie 
ein    Lotteriemouopol   der  Generalstaaten  nicht 
anerkannten.  Unter  der  französischen  Herrschaft 
wurde  in  der  batavischen  Bepublik  der  Spiel- 
teufel der  Bevölkerung  eifrig  ausgebeutet.  1804 
fjrab  es  eine  Lotterie  in  5  Klassen,  deren  Haupt- 
treffer  von  300000  fl.   bis  1000000  fl.  stiegen. 
Durch   G.  V.   22.  Juli  1814  wurde   das   staat- 
liche  Lotteriemonopol  genau  geregelt.     Heute 
werden  jährlich  3  Lotterieen  mit  je  5  Klassen 
veranstaltet    (G.  v.  23.  Juli  1885).     Jede  Lot- 
torie  besteht  aus  21000  Losen  mit  10500  Ge- 
winsten und  2  Prämien  (Extragewinste).   Jedes 
Los  umfasst  20  Anteile,  der  Preis  eines  Voll- 
loses beträfft  60  fl.    Neben  den  Volllosen  wer- 
den noch  Klassenlose  ausgegeben.    Nicht  gezo- 
gene   Klassenlose    können    durch    Aufzahlung 
<?egen  Lose  der  folgenden  Klasse  umgetauscht 
werden.    Der  Staat  erhebt  von  Gewinsten  bis 
100  fl.  10 »0  und   von  denen  über  100  fl.  15% 
als    SpielgewinstBteuer.      Ertrag:    0,659    Mil- 
lionen fl. 

3.  Dänemark.  Die  älteste  Klassenlotterie 
vom  Jahre  1754  bestand  aus  25000  Losen  in 
5  Klassen,  und  der  Preis  des  Loses  betrug  10 
Reichsthaler.  Die  Unternehmung  behielt  sich 
12^0  aller  Gewinne  vor  und  ausserdem  alle 
Mehrbeträge,  welche  daher  stammten,  dass  die 
Spieler  einer  späteren  Klasse  den  vollen  Preis 
der  von  den  Spielern  der  früheren  Klassen  auf- 
jfee^ebenen  Lose  nachzahlen  mussten.  Die  Ge- 
sellschaft hatte  jährlich  eine  Abgabe  von  3000 
Keichsthalem  für  Erteilung  des  Lotterieprivi- 
le^s  zu  Gunsten  des  Pfleghauses  für  arme 
Kmder  zu  entrichten.  1774  begann  der  Staat 
selbst  den  Betrieb  der  Klassenlotterie  mit  Kauf- 
und  Freilosen,  mit  einem  Erneuerungsrechte 
von  Klasse  zu  Klasse  und  einem  12prozentigen 
Gewinnabzuge  für  die  Staatskasse.  Von  1820 
bis  1870  fügte  man  der  Klassenlotterie  znmSchutze 
pej^en  den  starken  Wettbewerb  ausländischer 
Lutterieuntemehmungen     das    „Ambensystem" 


ein.  Nach  demselben  konnten  bei  den  Losen  2 
Nummern  („Vor-  und  Nachzahl")  in  eine  be^ 
stimmte  Kombination  gebracht  werden.  Zu 
100  Vorzahlen  gehörten  500  Nachzahlen,  welche 
mit  den  Gewinnen  in  je  ein  Glücksrad  gelegt 
wurden.  Spieler,  auf  deren  Lose  Nachzahlen 
gefallen  waren,  erhielten  Freilose  oder  den  Wert 
eines  Freiloses  oder  den  Wert  eines  Kaufloses, 
sofern  nicht  auch  die  Vorzahl  gezogen  wurde. 
Für  jede  Nachzahl  wurde  nämlich  eine  be- 
stimmte  Anzahl  von  Vorzahlen  gezogen  und 
mit  jeder  Vorzahl  ein  Gewinn,  welchen  der  In- 
haber desjenigen  Loses  erhielt,  dessen  Vor- 
nnd  Nachzahl  gezogen  wurde.  Die  einmal  ge- 
zogenen Nachzahlen  spielten  nicht  mehr  mit, 
die  Vorzahlen  wurden  aber,  wenn  davon  so 
viele  gezogen  waren,  als  für  eine  Nachzahl  be- 
stimmt war,  wieder  ins  Glücksrad  ffelegt.  Seit 
1870  verliess  man  wieder  dies  komplizierte 
System,  und  heute  werden  jährlich  2  Lotterieen 
mit  je  50 (XX)  Losen  in  6  Klassen  veranstaltet. 
Es  werden  Volllose  zum  Preise  von  50  Kronen, 
halbe.  Viertel-  und  Achtellose  ausgegeben.  Der 
Staat  bezieht  von  den  Einsätzen  10 ^o,  und6*o 
werden  für  die  Kollektanteu-  und  Verwaltun^s- 
kosten  abgezogen.  Daneben  besteht  noch  eine 
(feste)  Stempelabgabe. 

4.  Spanien.  Auch  hier  benutjste  man 
häufig  das  Lotterieregal  als  Finanzquelle.  Nach 
wiederholten  strengen  Verboten  des  Hazard- 
spiels  wurden  im  13.  Jahrhundert  staatlich  ge- 
nehmigte Spielhäuser  (tafurerias)  eingerichtet. 
Wegen  der  grossen  Missstände  im  14.  Jahrhun- 
dert aufgehoben,  erscheinen  in  der  habsburgi- 
schen  Epoche  wieder  staatliche  Ausspielungen 
von  Titeln,  Adel  und  Würden  und  im  18.  Jahr- 
hundert solche  von  Leibrenten  und  Geldgewinnen. 
Seit  1763  findet  sich  das  Zahleulotto,  ursprüng- 
lich zu  Wohlthätigkeitszwecken,  später  ds 
reine  Finanzquelle  des  Staates  und  unter  dem 
Drucke  der  napoleonischen  Kriege  seit  1811  eine 
Klassenlotterie.  Das  Zahlenlotto  wurde  1862 
aufgehoben.  Bei  der  heute  noch  bestehenden 
Klassenlotterie  wurde  ein  bestimmtes  Einsatz- 
kapital in  eine  Anzahl  von  Losen  zu  fixen 
Preisen  zerlegt.  Hiervon  wurden  75 ®o  ztir 
Bildung  abgestufter  Treffer  benutzt  und  25  ^^ 
zu  Gunsten  der  Staatskasse  eingezogen.  Fer- 
dinand VIT.  erhöhte  den  Reiz  des  Spiels  durch 
ausserordentliche  Ziehungen  und  besonders  hohe 
Trefler.  Die  Lotterieein gänge  wurden  seitdem 
mehrfach  verschieden  für  Gewinste  und  Staats- 
einkünfte verwendet  (1866/67  70  und  'S0% 
1868  75  und  25  ^^  ""t  einer  10  prozentigen 
Gewinststeuer,  1882  73  und  27<^o  "■  s-  w.).  Er- 
trag :  18  Millionen  Pesos. 

5.  Serbien.  Hier  besteht  seit  1890  eine 
Klassenlotterie  mit  2  Lotterieen  und  je  30000 
Losen  in  5  Klassen.  Die  Zahl  der  Gewinne 
beträgt  15000,  wovon  je  1000  auf  die  ersten  4 
Klassen  und  11000  auf  die  letzte  entfallen.  Der 
Preis  des  Loses  beträgt  120  Francs  mit  Stücke- 
lung in  ganze,  halbe,  Viertel-  und  Achtellose. 
Von  den  Gewinnen  werden  20^ q  einbehalten, 
wovon  dann  die  Verwaltungskosten  bestritten 
werden,  während  der  Rest  zur  Hebuni?  der 
Landwirtschaft  und  der  landwirtschaftlichen 
Gewerbe  verwendet  wird.  Reinertrag:  0,500 
Millionen  Francs. 

6.  Da^  Zahlenlotto  In  Oesterreich« 
Das   Zahlenlotto   (Lotto   di  Genova)  wurde  in 


646 


Lotterie  und  Lotteriebesteuerung 


den  österreichischen  Er  blanden  1752  durch 
einen  Italiener.  Conte  di  Cataldi,  eingeführt 
und  von  da  ab  bis  1787  verpachtet  (1752—70 
Cataldi,  1770—87  Andre  Baratta  &  Cie.).  Seit 
1787  betreibt  es  der  Staat  auf  eigene  Regie 
und  zwar  heute  «luf  der  Grundlagre  des  Lotto- 
patents V.  13.  März  1813.  Von  1853—1897  be- 
stand dasselbe  auch  in  Ungarn.  Das  Lotto- 
regal schliesst  in  der  Hauptsache  das  Verbot 
anderer  (privater)  Lotterieuntemehmun^en  aus. 
Doch  sind  Ausnahmen  zugelassen.  Bei  jedem 
der  8  Lottoämter  (Wien,  Linz,  Graz,  Prag. 
Brunn,  Lemberg,  Triest,  Innsbruck)  werden 
periodische  Ziehungen  veranstaltet.  Von  den 
Nummern  1—90,  welche  von  den  Spiellustigen 
in  beliebiger  Höhe  und  in  beliebiger  Zahl  be- 
setzt werden  können,  werden  je  5  gehoben. 
Doch  beträgt  der  geringste  Einsatz  für  jede 
mögliche  Kombination  (,,Satz")  5  Kronen.  Man 
kann  auf  unbestimmten  Auszug  (Extratto),  auf 
bestimmten  Auszug  oder  Ruf  (Nominate),  auf 
Amben  oder  Temen  spielen.  Die  Besetzung 
von  Quatemen  und  Quinternen  ist  nicht  statt- 
haft. Der  Spieler  jr^winnt,  wenn  beim  ersten 
Spiel  die  gesetzte  Zahl  überhaupt  unter  den  6 
gezogenen  enthalten  ist;  beim  zweiten  Spiel, 
wenn  sie  auf  den  angegebenen  Ruf  gezogen 
wird;  beim  Ambo,  wenn  zwei,  beim  Terno, 
wenn  drei  der  gewählten  Nummern  gezogen 
werden.  Wird  auf  eine  grössere  Anzahl  von 
Nummern  gesetzt,  so  muss  die  Einlage  so  oft 
gemacht  werden,  als  Treflferkonibinationen  mög- 
lich sind.  Die  Gewinste  bestehen  in  einem  be- 
istimmten Vielfachen  des  Einsatzes: 


Q  .  ,  Nach  der  Wahr-  Gewimi- 

P     •     Bcheinlichkeitsrechnung  zahlna:: 

1.  Extratto     .    .    1  :  18  1  :  14 

2.  Nominate   .    .    1  :  90  1  :  KT 

3.  Ambo     ...     1  :  400  1  :  24i 

4.  Terno    .    .    .    1  :  11748  1  :  4N:i' 

Aus  dieser  der  mathematischen  Wahrscfariir 
lichkeitsrechnung  gegenüber  zu  geringen  Hoe<- 
rierung  der  Spielerfolge  ergiebt  sich  fv  tlfn 
Staat  ein  Gewinn  aus  dem  Lotto,  der  zwi«t}i-i 
30  und  40%  schwankt. 

Die  Einsätze  werden  bei  den  Ton  der  L-t- 
toverwaltung  gegen  Provision  angestelt'tL 
„KoUektanten"  gemacht,  welche  dem  SpiflrT 
darüber  einen  Einlageschein  (Riskontoi  auf- 
stellen. Die  Auszahlnne  der  Gewinste  geechirht 
aber  ausschliesslich  nach  Maßgabe  der  von  dt-i 
Kollektanten  unter  Kontrolle  der  Spieler  «r^ 
führten  Originalspiellisten,  welche  die  gesetzitu 
Zahlen,  die  Art  des  Spiels  und  die  gemachtes 
Einsätze  enthalten.  Die  LottOTerwaltiuu:. 
welche  nur  bei  rechtzeitiger  Einlangung  ift: 
Spiellisten  die  Einsätze  als  gütig  anerkemr 
behält  sich  trotz  Erfüllung  dieser  Bediiieflx.v' 
das  Recht  vor,  die  eingetragenen  Spielsatzie  ti  : 
der  Ziehung  ganz  oder  teilweise  zurückzuweis^s. 
d.  h.  zu  „sperren".  Dies  erfolgt  hauptsächlk: 
dann,  wenn  die  übermässige  Besetzung  kut 
Zahl  besonders  empfindliche  Verluste  für  d^ 
Fiskus  befürchten  läast.  Die  Gewinste  üiüct 
1000  fl.  werden  von  den  Kollektanten  unmittrl- 
bar  und  diejenigen  über  1000  fl.  von  den  Lon*>- 
ämtern  selbst  ausbezahlt. 


Die  Statistik   des  österreichischen  Zahlenlottos  zeigt 
151—190)  folgendes  Bild: 


(nach  Sieghart,   Glücksspiele 


1831—40 
1841—50 
1851-60 
1861—70 
1871—80 
1881—90 
1891—95 
(5  Jahre) 


Einnahmen 

Mill.  11. 
62,469 

78,037 
113,225 
140,825 
197,112 

217,855 
85,826 


Ausgaben 

Mill.  fl. 

39,695 

50^363 

74,284 

90,093 
122,504 

133,923 
55496 


[Jeberschüsse 

MUl.  fl. 
22,774 
27,674 
38,940 

50,731 
74,607 

83,932 
30,330 


Zahl  der 
Einlagen 

355  045  442 
460157259 
602  601  940 
731  103642 
i  022  457  840 
1  185  891  620 
494269515 


pro  Kopf  der 
Bevölkerung 
Zahl        Kreoztr 
2.2 
2,6 
3,3 
3,7 
3,8 
5,2 
4,1 


44 
60 

71 
93 
95 
70 


Das  Verhältnis  der  Spielgewiiiste  war  nachstehendes : 


1831—40 
1841—50 
1851-60 
1861—70 
1871-80 
1881—90 
1891—95 
(5  Jahre) 


Höhe  der 

Durch- 

Zahl 

Spiel- 

schnitts 

gewiiiste 

betrag 

Mill.  fl. 

fl. 

4940372 

34,404 

6,96 

6456779 

44,260 

6,86 

8  702  543 

66,082 

7,60 

10610420 

81,104 

7,64 

15571695 

111,895 

7.19 

18367262 

123,422 

6,84 

8697613 

51,132 

5,88 

21 
25 
35 
41 

53 
54 
42 


Auf  100  fl.  Spiel- 
einlagen Ge- 
winste 
fl. 


1831—40 
1841—50 
1851—60- 
1861-70 
1871—80 
1881—90 
1891—95 
(5  Jahre) 


57,01 
57,60 
58,63 
57,77 
56,86 

56,71 
59,82 


1834 
1895 
1896 
1897 


ünerhobeoe 
Gewinne 

fl. 

iio,i6S 

121,477 
119,46s 

105,113 


7.  Das  Zahlenlotto  in  Italien.  Das  heute  und  Quaterno.  Die  Biglietti  werden  zu  12.  16. 
in  Italien  bestehende  Zahlenlotto  geht  auf  die  20,  HO  und  50  Centimes  und  1,  3,  5,  10  nnd 
K.  V.  V.  12.  Oktober  1894  10.  Januar  1895  zurück.  100  Francs  ausgegeben.  Die  Gewinne  bestehen 
Es  werden  je  5  Nummern  von  1—90  gezogen,  in  einem  Vielfachen  des  Spieleinsatzes  und  zwar 
Man  unterscheidet  fünf  erlaubte  Spiele :  Estratto  >  Estratto  semplice  .     .    .    1 :  10*  2 

semplice,   Estratto   determinato,   Ambo,   Terno  |  „        determinato      .    l:52*i 
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Ambo 1:250 

Terno 1:4250 

Quaterno 1:60000 

_  Im.    übrigen  gleichen  die  Spielverhältnisse 
ienjexii^en  des  österreichischen  Zahlenlottos. 

A^iis  der  Statistik  seien  (nach  Sieghart, 
iltickaspiele  S.  196—197)  folgende  Daten  mit- 
geteilt : 

Einnahmen :  Ausgaben : 

Sonstige  ,  Sdö 

Einsätze       Ein-        Gewinste  J5 1 1 
nahmen  ^  "2  ^ 

(Taxen  etc. )  ^ 

Mill.  L.  MilL  L.  Mill.  L.  Mül.  L. 

1SS4: 85  77,199  o,i4i  52,068  6,856 

ISÖo 86  79,435  o,i5»  44,825  6,970 

18SB — 87  76,109  0,162  44,440  6,752 

1ÖB7 — 88  75.368  0,379  41,080  6,674 

1888 — 89  75,016  0.162  44,238  6,633 

1889 — 90  74,078  0,187  41,674  6,525 

1890 — 91  76,601  0,218  44,548  6,614 

IHSl — 92  73,400  0,195  39,944  6,421 

1892—93  68.726  0,175  31,116  6,176 

1893—94  64,751  0,151  29,643  5,969 

1894—95  64,794  0,142  33,576  5,893 

1895—96  63,911  0,125  30,837  5,962 

1896—97  65,753  0,129  32,389  6,081 

(Fortsetzung  der  statistischen  Daten  S.  648.) 

Der  höchste  Gewinn  betrögt  400000  Lire. 
Im  Ueberschreitungsfalle  wird  ein  höherer  Ge- 
^'inn  auf  diese  Summe  reduziert. 

In  Dänemark  bestand  von  1771—1851 
neben  der  oben  erwähnten  Klassenlotterie  auch 
das  Zahlenlotto,  welches  insonderheit  in  den 
30  er  Jahren  blühte.  Während  dieser  Epoche 
betrugen  die  Einsätze  1550000  Rthlr.,  die  aus- 
grezahlten  Gewinne  927  000  Rthlr.,  die  Ver- 
waltungskosten  170000  Rthlr.  und  der  Ueber- 
schuss  8)3000  Rthlr.  im  jährlichen  Durchschnitte. 

III.  Die  Lotteriebesteuenuig. 

1.  Charakter  der  Staatseinnahmen 
aus  den  Lotterieen.  Die  Staatseinnahmen 
aus  den  Lotterieen  sind  entweder  Ueber- 
schüsse  aus  dem  Lotteriebetriebe  als 
staaüieher  Unternehmung  oder  Einkünfte 
aus  den  Belastungen  des  Lotterie  s  p  i  e  1  s. 
In  letzterer  Beziehung  hat  man  es  mit 
Steuern  oder  steuerartigen  Abgaben  zu  thun, 
welche  einerseits  den  Spieler,  anderei-seits 
d(»n  Vermittler  des  Losankaufes,  den  Debi- 
tanten,  Agenten  etc.  zur  Leistung  heran- 
ziehen. In  ersterer  Richtung  kann  die  Auf- 
lage eine  Art  von  Spielberechtigung  dar- 
stellen oder  eine  Beteiligung  des  Staates  bei 
Ueberlieferung  von  Geldgewinsten  sein.  In 
beiden  Fällen  steht  man  Yerkehrssteuern 
oder  genauer  gesagt  Yerkehrssteuern  von 
zufälligem  Yermögenszuwachs  gegenüber, 
wobei  es  gleiehgiltig  ist,  ob  nur  die  Aus- 
sicht auf  einen  solchen  (oratio  rei  speratae) 
oder  ein  solcher  thatsächlich  besteht.  Da- 
gegen haben  die  Abgaben  von  den  Yermitt- 
lern  des  Lotteriespiels  die  Bedeutung  einer 


(speciellen)  Gewerbesteuer,  häufig  mit 
starkem  Gepi-äge  des  Lizenzsystems. 

Die  Einnahmen  aus  den  Betriebs- 
überschüssen  der  staatlichen  Lotterie- 
imternehmung  zählen  zu  den  Erwerbs- 
einkünften des  Staates,  deren  Eigenart 
durch  den  Ausscliluss  oder  doch  die  Be- 
schränkung der  Privatkonkurrenz  bedingt 
ist.  Die  Gewähnmg  von  Deberschüssen  des 
Betriebes  steht  hierbei  obenan.  Alle  übrigen 
Yersuche,  diese  Einnahmekategorie  als  Ge- 
bühren oder  Steuern  darzustellen,  sind  hin- 
fällig. Die  Konstniktion  als  »Lotterieregal« 
ist,  wie  der  Begriff  des  Regals  selbst,  ver- 
altet. Die  Rechtsform,  in  welcher  der  Lot- 
teriebetrieb zum  Ausdruck  kommt,  ist  in 
der  Regel  die  des  Monopols,  obschon 
eine  Durchbrechung  durch,  die  Gestattung 
von  Privatlotterieen  zu  wohlthätigen  oder 
gemeinnützigen  Zwecken  vorhanden  ist.  Die 
Grewerbsmässigkeit  des Spiel^schäf tes 
ist  für  die  Stellung  der  Lotterieem nahmen 
zum  Staatshaushalte  charakteristisch,  wie 
die  Eigenschaft  des  Unternehmerge- 
winns, für  dessen  Beurteilung  es  ohne 
Belang  ist,  ob  die  Anteilschaft  aer  Staats- 
kasse in  der  Einziehung  gewisser  Prozente 
besteht,  wie  bei  der  Klassenlotterie,  oder  ob 
der  Staat  selbst,  wie  beim  Zahlenlotto,  als 
Spieler  imd  Gegenspieler  auftritt,  da  in  bei- 
den Fällen  die  Merkmale  des  Erwerbsge- 
schäftes vorliegen. 

Beachtenswert  für  die  Beurteilung  der 
Staatseinnahmen  aus  den  Lotterieen  ist  ferner 
der  strafrechtliche  Schutz  dieser  Ein- 
künfte. Eiuei-seits  sind  die  gesetzlichen 
Yerbote  und  Strafbestimmungeu  zugleich 
als  mittelbare  Beförderung  der  in  die  Bahnen 
des  erlaubten  Spielbetriebes  gelenkten  Staats- 
lotterieen  wirksam,  wie  andererseits  straf- 
rechtliche Yerbote  des  Lotteriespiels  in  aus- 
ländischen Spielunternelimungen  die  Teil- 
nahme an  der  heimischen  Einrichtung  heben 
sollen.  Wie  aber  das  gatize  Lotteriewesen 
an  einer  Reihe  von  Inkonsequenzen  leidet, 
so  ist  endlich  sozialpolitisch  zu  bean- 
standen, dass  der  Staat  mittelbar  mitwirkt 
an  einer  dem  Zufall  anheimgegebenen  Yer- 
änderung  der  Yermögensverteüung,  indem 
die  Staatsgewalt  durch  ihren  eigenen  Lot- 
teriebetrieb die  Spieleinsätze  vieler  zur  Be- 
reicherung einiger  weniger  verwendet. 

2.  Die  Steuern  axd  den  Lotterieen. 
Die  Steuern,  dm*ch  welche  das  Lotteriespiel 
für  die  Finanzen  des  Staats  nutzbar  gemacht 
werden,  treffen  teils  die  Handhmg  des 
Spielens  selbst,  teils  ziehen  sie  die  Resultate 
desselben,  die  Gewiuste  zur  Leistimg  her- 
an: Spielsteuern  imd  Spielgewinst- 
steuern. Beide  Ei-scheinungsformen  zählen 
zu  den  Yerkelu^steuern.  Schliesslich  be- 
stehen noch  (specielle)  Gewerbesteuern  für 
die  Yennittler  dos  Spiels.    Die  Spielsteuern 
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Gesamt- 

Gesamt- 

Rein- 

Zahl der 

Zahl  der 
Gewinste 

Durch- 
schnitt- 

0^ des  ala 
Gewinn 

pro  &i:.f 

ein- 
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ausgaben 

ertrag 

Lotto- 
billets 

licher 
Gewinn 

aus- 
gezahlten 
Spiel- 

d«B^ 

Tölkensr 

Mill.  L. 

Mill.  L. 

Mill.  L. 

L. 

ertrage» 

L 

1884—85 

77,340 

58,925 

18,415 

263  326  349 

2336861 

22,28 

67.32 

2.70 

1885-86 

70,586 

51,795 

27,791 

269  134618 

I  946  268 

23,03 

56^2 

2-7: 

1886-87 

76,272 

51,193 

25,078 

251  592509 

I  866  884 

23,80 

58,27 

2.61 

1887-88 

75,747 

47,754 

27,993 

237284267 

I  878261 

21,87 

54,23 

2.5  t 

188^-89 

75,179 

50,871 

24,307 

233836071 

1  991  455 

22,21 

58,84 

2.52 

1889-90 

74,265 

48,200 

26,065 

231  124825 

I  870  362 

22,30 

56,11 

2.4> 

1890-91 

76,819 

51,163 

25,656 

239078938 

I  993  402 

22,35 

57,99 

2.;o 

1891-92 

73,596 

46,365 

27,230 

231  212  312 

I  978  543 

20,19 

54.42 

2.;s 

1892—93 

68,901 

37,292 

31,609 

219076776 

1731809 

17,96 

45,28 

2-30 

1893—94 

64,891 

35,613 

29,278 

211  733878 

I  663  796 

17,81 

45,78 

2.16 

1894-95 

64,937 

39,470 

25,466 

223  489  723 

1  962  006 

17,11 

<>1.82 

2.1t> 

1895-% 

64,036 

36,799 

27,236 

221389969 

I  860  342 

16,57 

48,25 

2.11 

1896—97 

65,883 

38,470 

27,412 

227  528  335 

2016252 

16,06 

49,26 

2,  [5 

haben  sich  in  der  Gesetzgebung  aUnnählich  l 
Bahn  gebrochen,  während  die  Spielgewinst-  1 
steuern  in  der  Hauptsache  noch  wenig  ent- . 
wickelt  sind. 

Der    gegenwäi-tige  Rechtsstand   ist    fol- 1 
gender :  \ 

1.  DeutschesReich.  Die  Veranstaltung 
von  öffentlichen  Lotterieen  sowie  die  Einführung 
ausländischer  Lose  oder  Ausweise  über  Spiel- 
einlagen unterliegen  einer  lOproaentigenReichs- 
stempelabgabe.  Dieselbe  wird  bei  deutschen 
Unternehmungen  vom  planmässigen  Preise 
(Nennwert)  sämtlicher  Lose  oder  Ausweise  und 
bei  ausländischen  Losen  vom  Preise  des  einzel- 
nen Loses  in  Abstufungen  von  0,50  Mark  für 
je  5  Mark  oder  einen  Bruchteil  dieses  Betrages  | 
erhoben.  Die  Steuer  ist  für  inländische  Lose 
vom  Veranstalter  und  für  ausländische  Unter- 
nehmungen vom  Einführer  der  Lose  oder  vom 
LosemptUnger  zu  entrichten.  Die  Steuerleistung 
hat  jedenfalls  vor  Beginn  des  Vertriebes  und 
bei  ausländischen  Losen  oder  Ausweisen  über 
Spieleinlagen  spätestens  3  Tage  nach  Einführung 
oder  Empfang  derselben  zu  erfolgen.  Die  Lot- 
terieunternehmung  verteilt  dann  die  Steuer  auf 
die  einzelnen  Lose.  Den  Spiel einlagen  sind  die 
Wetteinsätze  bei  öifentlichen  Rennen  oder  ähn- 
lichen Veranstaltungen  gleichgestellt.  Auch  die 
Staatslott«rieen  sind  diesen  Abgaben  unterwor- 
fen. Befreit  sind  nur  die  Lose  der  behördlich 
genehmigten  Lotterieen  und  Ausspielungen,  so- 
fern der  Gesamtpreis  der  Lose  einer  Aus- 
spielung 100  Mark  nicht  übei*steigt.  Das 
gleiche  gilt  von  Ausspielungen  zu  Wohlthätig- 
keitszwecken  bis  zu  einem  Spielkapital  von 
25000  Mark  (R.G.  v.  27.  April  1894).  Die 
Steuer  wird  durch  die  Einzelstaaten  erhoben, 
ihr  Ertrag  fliesst,  nach  Abzug  von  2%  für  Er- 
hebungs-  und  Verwaltungskosten,  in  die  Reichs- 
kasse und  nimmt  an  den  Ueberweisungen  an 
die  Bundesstaaten  teil.  Die  Erträge  beliefen 
sich  1899- 1900  aus  Privatlotterieen  auf  4,195  Mil- 
lionen Mark  und  aus  Staatslotterieen  auf  15,744 
Millionen  Mark  oder  zusammen  auf  19,939  Mil- 
lionen Mark. 

2.  Württemberg.  Die  Accise  trifft  auch 
die  Spielunternehrauugen  von  solchen,  welche 
mit  Lotterieen  oder  Glückshäfen  zu  Märkten 
oder  Messen  ziehen,  mit  einer  Abgabe  von  täg- 


lich 8  Mark,  ferner  die  Verwertun;^  von  Gtffru- 
ständen  durch  gewöhnliche  Lotterieen  «-1er 
sonstiges  Ausspielen  mit  einem  SteuerbäU^ 
von  3Va**o  ^^^  Inländern  und  von  5'^'^  v-a 
Ausländern. 

3.  Oesterreich.     Die  Üsterreichisebt  Gr- 
setzgebung  hat  sich  mehrfach  mit  der  L*nt€rie- 
besteuerung  beschäftigt.     Zunächst    führt  Ji-» 
„Gebührengesetz"    unter    den   Verkehrssteutra 
die  Gewinststeuer   auf.    Hierdurch  wnr»iiE 
aus  Rücksicht  auf  das  Zahlenlotto  Privatlont- 
rieen,  welche  überdies  einer  besonderen  behurd- 
lichen  Genehmigung  bedurften,  durch  die  ,.Lotti>- 
taxe"  mit  10  ^^  vom  Gesamtpreis  der  Lose  br- 
lastet  und  sollte  diese  Steuer  auf  den  Losklufer 
nicht   abgewälzt   w^erden.     Durch  das  Geb.4i. 
V.  9.  Februar  1850  wurde  die  Steuerpflicht  der 
Wetten  nach  Massgabe  des  Wettpreises  und  der 
Lotterieen    nach    Massffabe    der    Spieleinl*2tn 
(nach  Skala  II)  begründet.    Aus  di^er  Wd/zW 
erwuchs  dann  in  der  Folgezeit  eine  förmliche 
und  hohe  Gewinnsteuer,   die   zuerst  in  Zeitt-n 
der  Finanznot  entstand   und   später  aus  pm- 
cipiellen   Gründen   ausgebildet   wurde.     Barch 
,  G.  V.  13.  Dezember  1862  wurde  jeder  die  Spiel- 
I  einlage  nicht  übersteigende  Gewinst  von  Losto 
'  der  Staats-  und  Privatlotterieen,  mit  AusBahm« 
I  der  Eflfektenlotterieen,  nach  Skala  11  (d.  h.  je 
I  40011.  mit  1,25  fl.)  und  jeder  die  Spieleinlage  fib^r- 
I  steigende  Gewinst  beim  Zalilenlotto  nach  Skala  111 
(d.  h.  je  200  fl.  mit  1,25  fl.)  und  sonst  mit4».be- 
I  steuert.    Das  G.  v.  20.  Juni  1868  erhöhte  diese 
:4prozentige  Auflage  auf  20<*o  ^ei  den  Staats- 
,  lotterieen  und  auf  15 ^o  bei  den  Privatlotterietfl. 
I  Die  Gebühr  von  Wetten  wurde  durch  G.  v.  31 
I  März  1890  auf  Skala  III  erhöht,  während  durch 
I  besondere  Unternehmungen  vermittelte  Wert^fl 
I  mit  5'*,o  vom  Gesamtbetrage  der  Wetteinsitie 
I  belastet  werden.   Abgesehen  von  den  begünstig- 
ten   Eifektenlotterieen    wird    die    Abgabe  töa 
1  Losgewinsten  durchaus  auf  20\  und  diejenige 
'  von  Gewinsten  im  Zahlenlotto  auf  lö^ocrl^^**' 
Die  Lottogewinste  unterliegen  ohne  Ahzn^^^^ 
Spieleinlagen  nach  G.  v.  31.  März  1890  dieser 
Lottogebimr   von    lö*»«,    wenn   sie  mindestens 
2  fl.  betragen.    Die  GiBbühr  von  Gewinsten  h^i 
die  Spieluuternehmung  von  den  nach  dem  Spiel- 
plan entfallenden  Treffern  abzuziehen  und  znr 
Zeit  der  Fälligkeit  der  Gewinste   unmittelbar 
zu  entrichten. 
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Durch  da8  Sperr ^setz  für  ausländische 
ose  vom  28.  März  1889  können  diese  nur  in- 
t-weit  Ge^nstand  des  rechtlichen  Verkehrs  im 
ilaud  sein,  als  sie  staatlich  oder  mit  Staat- 
c-ber  Garantie  vor  dem  1.  März  1889  ausgege- 
su  und  noch  im  April  1889  gestempelt  wurden. 
ie  unterliegen  der  Stempelabgabe  nach  Skala 
II.  (Für  die  österreichischen  Stempelabgaben 
ij;l.  besonders  Wies  er,  Art.  „Gebührengesetz " 
tii  Oesterr.  Staatswörterbuch  Bd.  II  S.  o86  bis 
OB  und  für  das  ^ Skalensystem"  Nr.  IV,  S. 
1)8  ff.). 

4.  Frankreich.    Die  Lose  der  Lotterieen 
interliegeu    im    allgemeinen    allen    denjenigen 
Vuf lagen    und    Abgaben,    welche    die    mobilen 
Werte  treffen:  den  Stempelsteuern,  der  Besitz- 
ivechselabgabe  und  der  4  prozentigen  (partiellen) 
bCapitalrentensteuer.     Nach  dem  Dekret  v.  15. 
riezember  1875  findet  die  letztere  Abgabe  An- 
wendung   auf    den    Betrag  der    ausgegebenen 
l^ose    in    französischer  Währung   und   bei  Prä- 
mienanleihen auf  die  Kapital dilerenz  zwischen 
der  heimgezahlten  Valuta  und  dem  Emissions- 
kiirse    Wenn   letzterer  nicht   festzustellen   ist, 
so  wird  als  solcher  das  Zwanzigfache  des  Zins- 
betrages   angenommen.     Die   Steuer    ist   vom 
Losunternehmer    an    den    Enregistrementsein- 
nebmer  des  Wohnsitzes  des  Unternehmers  in- 
nerhalb  20  Tagen   nach   der  Verlosung   abzu- 
führen     Gleiche    Grundsätze   gelten   auch   für 
fremde  Lose,  die  in  Frankreich  zugelassen  sind. 
Nur    tritt   an   die  Stelle   des  Losuuteniehmers 
der  Einführer  der  Lose. 

5.  Italien.  Das  Lotteriespiel  unterliegt 
einer  Mehrzahl  von  Taxen,  Stempel-  und  ähn- 
lichen Abgaben  und  die  Gewinste  der  Imposta 
dulla  richezza  mobile  (Einkommensteuer).  An 
dieser  letzteren  sind  die  Spielgewinne  1896  bis 
1897  mit  6,439  Millionen  Lire  beteiligt  ge- 
wesen. 

Litteratnr:    Bender,    Die  Lotterie,   Heidelberg 
18i:i.  —  Derselbe,    Lotterierecht,  Gietsen  1841. 
—  Wild,  Die  öffentlichen  Glüchitpiele,  München 
lS6i.  —  Endentann,    Beiträge   zur  Geschichte 
der   Lotterie    und    tum    heutigen    Lotterierechte, 
Bonn  1882.  —  Marcinowaiki,    Die  preussische 
Staatshtterie    vor    dem   Forum    der   Landettver- 
tretung,  in  iScham^  Fin.-Arch.  I,  530.  —  Ver^ 
selbe,    LoUeriewesen  im  Königreich  Preussen, 
Berlin    1892,     mit     Ergdmungshefl     1894.     — 
Schanz,    Der  preunnsche   Lotteri-e-Ftat   in   der 
preumschen  Kammer,  in  Schanz'  Fin.-Arch.  II, 
lf)66undIII,  910. —  Warschauer,  Die  Quinen- 
und  GiUerlotteri^  in  Preussen,  in  Scham'  Fin.- 
Arch.  II,    716.   —  Derselbe,    Entstehung   vnd 
Entwickelung    der  Klassenlotterie    in    Preussen, 
Zeitschr.  f.  Staatsir.,  Bd.  42,  Heft  4.  —  Der- 
selbe,  Geschäßsresullate   der  K Uissenlotterie   in 
Preussen  und  die  Versuche  bezüglich  deren  Auf- 
hebung, Jahrb.  /.  Ges.  u.  Veno.  1886,  S.  I49.  — 
Derselbe,  Die  Zahlenlotterie  in  Preussen,  Leip- 
zig 1885.    —    Dietrich,     Das    Spiel    und    die 
Klassenlotterie,    Dresden    1887.    —   Borchers, 
Die  Staatsloiterieen  im  Deutschen  Reich,  Braun- 
tchweig  1895.  —  Lasson,    Lotterie   und   Volks- 
irirtsrhaft  (volkswirtschaßltche  Zeitfragen  128  124). 

—  Peiiti  di  Roreto,  Del  guico  del  lotto  185S. 

—  Sieghart,  Geschichte  und  Statistik  des 
/Aihlenlottos  in  Oesterreich,  Wien  1898  (Wiener 
staatsicissenschnf fliehe   Studien  I,   2).   —  Der- 


selbe, Die  öffentlichen  Glücksspiele,  Wien  1899. 

—  M,  t\  Hechel,  Art.  Lotterie  und  Lotterie- 
besteuerung,  im  H.  d.  St.  1.  Aufl.,  Bd.  IV.,  S. 
1067 — 1074.  —  Derselbe,  Art.  Ijotterie  und 
Lott^riebesteuerung,  in  Eisters  Wörterbuch  der 
Volkstc,  Bd.  II,  S.  204— 208.  —  i%  Mayr,  Art. 
Lotterie,  in  v.  Stengels  W.B.  des  deutschen  Ver- 
waltungsrechts,  Bd.  II,  S.  55 — 59.  —  v.  Mir- 
bach,  Art.  Lotto,  im  österr.  Sta<U8 Wörterbuch, 
Bd.  II,  S.  669—672.  —  Wieser,  Art.  Gebühren- 
gesetz, Bd.  I,  S.  592  (Gewinnsteuer).  —  Durant 
de  St.  Andr^,  Art.  Lotcrie,  in  Says  Dictiun- 
naire  des  finances ,  vol.  II,  p.  4^7 — 494-  — 
Derselbe,  La  hterie  et  ses  applications  les  plus 
remarquables  (Revue  generale  d'administration 
1890).  —  Tranchant,  Art.  Loterie,  in  Block 
Dict.  de  V Administration  franqaisc,  p.  I422.  — 
Servizio  del  Lotto.  Exercizio  1897  98,  Borna  1S09 
(Denkschrift).  —  Ausführlicher  LiUeraturnach- 
iceis  bei  Sleghart^  Glücksspiele  (s.  o.).  —  v. 
Scheel,  in  Schönberg  III,  S.  75  76.  —  Hau, 
Finanzwissenschaft,  4.  Aufl.,  Heidelberg  1859, 
^^  220—226.  —  Roschei*,  System  IV  §  30.  -- 
V.  Hoch,  Oeffentliche  Ausgaben  und  Schulden, 
Stuttgart  186S,  S.  157.  —  Schaffte,  Grundsätze 
der  Steuerpolitik,  Tübingen  1880,  S.  457.  — 
Röscher,  Versuch  einer  Theorie  der  Finanz- 
regalien, in  den  Abhandlungen  der  kgl.  sächs. 
Ge^elUch.  d.  Wisseiurh.,  Bd.  XXI,  Leipzig  I884* 

—  Marcinotcski,  Die  in  Preussen  neben  der 
Staatslotterie  zugelussenenLotterieuntemehmungen, 
Zeitschr.  des  kgl.  preuss.  Statist.  Bureaus,  1887, 
S.  44.  —  Eheberg,  Grundriss  der  Finanz- 
wissenschaft, 5.  Aufl.,   Erlangen  1898,    S.  83  84. 

—  Stein,  Lehrbuch  der  Finanztcissenschaft,  5, 
Aufl.,  Leipzig  1885,  II,  S.  345 ff.  —  Jacob, 
Staatsfinanzwissenschaft,  Halle  1821,  I,  577 ff.  — 
Malchtis,  Handbuch  der  Finanzwissenschaß 
und  Finanzvertraltung,  Stuttgart-Tübingen  1830, 
I,  ^  65.  —  Pfeiffer,  Stnatseinnahmen,  1866,  I, 
S.  283  fl.  —  Bet*gitiSf  Grundzüge  der  Finanz- 
icissenschaft,  2.  Aufl.,  Berlin  1871,  Kap.  2,  ^  31. 
—r  JPiemas  Hurtatlo,  TVatado  de  Harienda 
publica  y  exatnen  de  la  espahola,  Madrid  1891, 
4  ed.,  T.  II,  S.  341—346. 

Max  von  Hecket. 


Lotz,  Johann  Friedrich  Eusebius^ 

geb.  am  13. 1. 1770  zu  Sonnefeld,  im  damaligen 
[erzogtum  Sachsen-Hildburghausen,  gest.  am 
13.  XL  1838  in  Coburg,  studierte  in  Jena  die 
Rechte,  wurde  1810  Regierungsrat,  lehnte  1819 
die  ihm  von  der  Universität  Bonn  angetragene 
Professur  für  Staatsrecht  und  Staatswirtscnaft 
ab  und  trat  1824  als  Geh.  Regierungsrat  in 
sachsen-coburgische  Dienste. 

Lotz  veröffentlichte  von  staatswissenschaft- 
lichen Schriften  a)  in  Buchform:  Staatswirt- 
schaftliche und  juristische  Nachrichten,  2  Bde., 
Hildburghausen  1800-1801.  —  Ueber  den 
Begriff  der  Polizei  und  den  Umfang  der 
Staatspolizeigewalt,  ebd.  1807.  —  Ideeen  über 
öffentliche  Armenhäuser  und  ihre  Organisation, 
ebd.  1810.  —  Revision  der  Grundbegriffe  der 
Nationalökonomie,  in  Beziehung  auf  Teuerung 
und  Wohlfeilheit,  angemessene  Preise  und  ihre 
[Bedingungen,    4    Bde.,    Coburg    1811—14.    — 
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üeber  die  Ansprüche  und  Forderangen  des 
Grossherzogtums  Sachsen- Weimar  an  die  herzog- 
lich sachsen-coburgischen  Lande  aus  den  thü- 
ringischen Regierungsverhältnissen  im  Jahre 
1814,  ebd.  1818.  —  Handbuch  der  Staatswirt- 
schaftslehre, 3  Bde.,  Erlangen  1821,22;  dasselbe. 
2.  Aufl.,  ebd.  1831.88.  - 

b)  in  Zeitschriften:  1)  im  Archiv 
der  politischen  Oekonomie  und  Polizei  Wissen- 
schaft, Heidelberg:  Ueber  das  badische  Zehnt- 
ablüsungsgesetz,  Bd.  I,  1835,  S.  287  ff.,  femer 
Besprechungen  von  Schriften  folgender  Autoren : 
J.  Bowring,  V.  Bülau,  Nebenius,  W.  Neumann, 
Say  etc.  in  den  Bdn.  I— III,  ia35— 38.  ~  2)  in 
Pölitz'  Jahrbüchern  für  Geschichte  und  Staats- 
kunst, Leipzig:  Einige  Bemerkungen  über  die 
Begriffe  vom  reinen  Ertrage  und  reinen  Ein- 
kommen in  staatswirtschaftlicher  Beziehung:, 
Jahrg.  I,  1828,  Bd.  1,  S.  61  ff.  —  Ueber  die  not- 
wendige Reform  unseres  deutschen  Münzweseus, 
Jahrg.  I,  1828,  Bd.  4,  S.  213  ff.  —  3)  in  Bülau, 
Neue  Jahrbücher  der  Geschichte,  der  Staats- 
und Kameral  Wissenschaften,  Leipzig:  Ueber  den 
Wert  und  die  Stellung  immaterieller  Güter  in 
der  Staatswirtschaftslehre,  Jahrg.  I,  1838,  Bd.  I, 
S.  193  ff. 

Lotz  ist  in  mancher  Hinsicht  ein  Vorläufer 
jener  modernen  Theoretiker,  welche  die  alte 
Lehre  von  den  Produktionsfaktoren  Natur,  Ka- 
pital und  Arbeit  für  irrig  erklären  und  den 
Satz  vertreten,  dass  produktiv  allein  der  Geist 
des  Menschen  sei,  soweit  er  Gedanken  der 
Brauchbarkeit  verwirkliche.  Genau  wie  diese 
moderneu  Theoretiker,  welche  Kapital  und  Ar- 
beit als  Produktionseleraeute,  nicht  als  Produk- 
tion sfaktoren  ansehen,  erklärt  Lotz,  dass  an  sich 
weder  das  Kapital  noch  die  Arbeit  produziere. 
Er  weist  insbesondere  nach,  dass  eine  auch  noch 
so  anstrengende  Arbeitsleistung,  wenn  die  Fähig- 
keit und  Geneigtheit  zur  Verwirklichung  von 
Brauchbarkeitsgedanken  fehlt,  nicht  produziert. 
In  einem  Punkte  fehlt  jedoch  die  Konsequenz 
in  der  Durchführung  dieser  Theorie  bei  Lotz. 
Es  wäre  von  seinem  Standpunkte  aus  folge- 
richtig gewesen,  auch  bei  Ackerbau  und  Vieh- 
zucht allein  den  menschlichen  Geist,  der  die 
vorhandenen  Stoffe  und  Kräfte  kombiniert  und 
die  Züchtung  und  Ernährung  der  Tiere  kon- 
trolliert, als  produktiv  anzuerkennen;  Lotz 
spricht  statt  dessen  davon,  dass  neben  dem 
menschlichen  Geiste  die  Natur  produziere.  Es 
ist  dies  bei  ihm  wie  bei  Adam  Smith  eine  An- 
lehnung an  die  Physiokratie,  begreiflich  aller- 
dings in  einer  Zeit,  welche  noch  nicht  die  Ge- 
setze der  Statik  in  der  Landwirtschaft  erkannt 
hatte. 

Die  wirtschaftlichen  Grundbegriffe  Gut, 
Weit,  Preis  und  Vermcigeu  haben  einen  vor- 
züglichen, durch  Klarheit  des  (redankens  aus- 
gezeichneten Interpreten  in  Lotz  gefunden. 
Auch  war  er  der  erste  deutsche  Nationalökonom, 
der  die  frühere  theoretische  Kombination  von 
Wert  und  Preis,  welche  Begriffe  er  als  unab- 
hängig von  einander  erklärte,  aufhob  und  der 
das  bedeutende  Wort,  dass  in  der  Werttheorie 
Geistiges  durch  die  Güterwelt  wehe,  aussprach. 
Gegen  Rau  bestreitet  Lotz,  dass  die  Thätigkeit 
der  Vermittelung  von  Waren  an  den  Konsu- 
menten eine  kaufmännische  Produktivität  sei, 
und  begründet  seine  dissentierende  Ansicht  durch 


den  Hinweis  auf  das  Einkommen  de«  Nau- 
manns, welches  nur  das  Entölt  des  Pr^id.- 
zenten  für  die  kaufmännische  Diensüeistime  k. 
Von  Sismondi  sonst  in  vielem  abweicheDO,  t^t- 
urteilt  Lotz  mit  ihm  übereinstimmend  die  E^ 
lastung  des  notwendigen  Verbrauchs  mit  Steu«^ 
und  Zöllen,  Ausführungen,  auf  die  sich  Lass&I.r 
später  in  seiner  Rede  „Die  indirekten  Stea-^ 
und  die  Lage  der  arbeitenden  Kla&sen''  ^^ 
stützt  hat. 

Vgl.  über  Lotz:  Strelin,  Geschieht*» 3m 
Litteratur  der  Staatswissenschaft«  Erlangen  1^^. 
S.81,  102  4.  213,14.  —  Jenaer  aUgemwne  Lin~ 
raturzeitung,  Jahrg.  1839,  IntelligenzbUtt  Nr.  r. 
jMärz,  S.  4146.  —  Röscher,  Geschichte  irr 
Nat.,  München  1847,  S.  6ö5ff.  —  Ailgemrkr 
deutsche  Biographie,  Bd.  XIX.  Leipzig  1^S 
S.  265  67.  —  Meyer,  Die  Principien  der  j."^ 
rechten  Besteuerung,  Berlin  1884,  S.  30ff.  - 
Zuckerkandl,  Theorie  des  Preises,  Leipzür 
1889,  S.  93  ff.  — 

JJftpert 
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!  Lotz,  Walther  Jul.  £d^ 

I  Urenkel  des  vorigen,  ^ebofen  am  21.  III.  l'^i 
zu  Gera,  studierte  1883  87  in  Leipzig:  bei  Boüri^-r. 
I  in  Strassburg  bei  L.  Brentano  und  G.  F.  Kiup}-. 
promovierte  zum  Dr.  rerum  politicanim  löS7  iu 
Strassburg;  arbeitete  1888,89  zur  w^eifceren  Aus- 
bildung im  Bankfach,  siedelte  18^  auf  Ar.i- 
fordcrung  von  L.  Brentano  als  dessen  As»Ü5tifjT 
am  neuerrichtet^n  staat^Avissensch.  Seminar  ni«<i 
Leipzig  über,  habilitierte  sich  hier  1^0.  It^I 
folgte  er  einem  Rufe  an  die  Universität  Miui- 
chen  als  Professor  honorarius.  1892  wurde  tfr 
ausserordentlicher  Professor,  1897  ordentliibrr 
Professor  der  Finanz  Wissenschaft,  Statistik  uihI 
Nationalökonomie  an  der  Universität  Mümhm 
1894  war  er  Mitglied  der  vom  Reichskanzler 
Grafen  Caprivi  benifenen  Kommission  behofs  Er- 
örterung von  Massregeln  zur  Hebung  und  B«r- 
festigung  des  Süberwerts.  (Vgl.  insb.  die  toh 
Lotz  verfasste  Nr.  19  d.  Drucksachen.) 

Er  veröffentlichte  an  Staats wissenschaftlicht-n 
Schriften  a)  in  Buchform:  Geschichte  nnd 
Kritik  des  deutschen  Bankgesetzt^ 
vom  14.  IIL  1875,  Leipzig  1888.  -  DU 
Währ ungs frage  inOesterreich-Unprara 
und  ihre  wirtschaftliche  und  politische  Bedea- 
tung,  Leipzig  1889  (zuerst  im  Jahrb.  f  Ge-- 
Verw.  u.  Volksw.  veröffentlicht.)  —  Die  Te«'b- 
nik  des  deutscheu  Emissionsgeschäfts 
Anleihen,  Konversionen,  Gründungen,  Leipzis: 
1890  (zuerst  im  Jahrb.  if.  Ges ,  Verw.  u.  Volk>ii. 
veröffentlicht).  —  Die  Ideeen  der  deut- 
scheu Handelspolitik  von  1860— 91  (Bd. ;iÖ 
d.  Sehr.  d.  Ver.  f.  Sozialp.),  Leipzig  1892.  - 
Dasselbe  in  italienischer  Uebersetzung:  Le  idee 
delle  politica  commerciale  tedesca  dal 
18H0  al  1891,  Toriuo  1896  (ttbersetet  von 
Lodovico  Eusebio).  —  Christentum  nml 
Arbeiterbewegung,  Leipzig  1^1  (Nr  4 
der  Evangelisch-sozialen  Zeitfragen).  —  Mone- 
tATY  Situation  in  Germany.  Philadelphia 
1893  (Nr.  95  der,  Publications  of  the  AmerioÄn 
Academy  of  pol.  social  science.)  — Die  Börsen- 
reform,   Dresden   1897.    (.Auch   im  Jahrbuch 
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1890,97  d.  Gehestiftung.)  —  Der  Streit  um; 
die  Verstaatlichung  der  Reichsbank, 
München  1897  (zuerst  in  Hirths  Annalen  ver- 
öffentlicht). —  Die  Reform  der  direkten 
Steuern  in  Bayern  unter  besonderer 
Berücksichtigung  der  sozialen  und 
wirtschaftlichen  Verhältnisse,  München 
1898  (zuerst  in  Brauns  Archiv  veröffentlicht). 
—  Kritik  der  neuesten  Argumente  für 
Abgaben  auf  den  natürlichen  Wasser- 
strassen, Berlin  1898  (Heft  40  d.  Schriften 
d.  deutsch-österreich-uugarischen  Verbandes  für 
Binnenschiffahrt  auch  abgekürzt  in  der  „Nation" 
veröffentlicht).  —  Verkehrsentwickelung 
in  Deutschland  1800-1900.  Sechs  volks- 
tümliche Vorträge  über  Deutschlands  Eisen- 
bahnen und  Binuenwavsserstrassen ,  ihre  Ent- 
wickelung  und  Verwaltung  sowie  ihre  Bedeu- 
tung für  die  heutige  Volkswirtschaft,  Leipzig 
1900  (Bd.  15  der  Sammlung  „Aus  Natur  und 
Geisteswelt")- -- D e r  Schutz  der  deutschen 
Landwirtschaft  und  die  Aufgaben  der 
künftigen  deutschen  Handelspolitik, 
Berlin  1900  (als  Heft  170/171  der  „Volkswirt- 
schaftlichen Zeitfragen"  und  Nr.  2  der  Mit- 
teilungen des  Vereins  zur  Förderung  der  Han- 
delsfreiheit 1900  veröffentlicht). 

b)angrösserenBeiträgeninSammel- 
werken  und  Zeitschriften:  1.  in  Bd.  45  d. 
Sehr.  d.  Ver.  f.  Sozialpolitik :  Das  Schieds-  und  Eini- 
gungsverfahren in  der  Walzeisen-  und  Stahlindus- 
trie Nordenglands,  Leipzig  1891  (auch  in  der  Revue 
d'econ.  politique  unter  dem  Titel:  L'arbitrage 
et  la  conciliation  dans  l'industrie  des  fers  lamines 
et  de  Tacier  du  nord  de  TAngleterre  veröffent- 
licht). 2.  In  der  Revue  d'economie  politique 
1892:  Le  röle  social  de  la  grande  Industrie.  3. 
In  den  Rapports  des  Congr^s  international  de 
la  legislation  douaniere  et  de  la  reglementation 
du  travail  von  1898:  „Les  idees  fondamentales 
de  la  politique  commerciale  allemande  pendant 
les  20  demieres  annees  (Traduit  par  M.  Schwerin). 
4.  Im  H.W.B.  (erste  und  zweite  Aufl.)  die  Artt. : 
Darlehnskassen ,  Diskonto  und  Diskontopolitik, 
Emissionsgeschäft.  5.  In  Elsters  Wörterbuch  d. 
Volkswirtschaft  die  Artt.:  Geld,  Edelmetalle, 
Münzprägung,  Münzsystem,  Legierung,  Pari- 
täten, Greshamsches  Gesetz,  Wähning,  Doppel- 
währung, Silberwähning,  Goldwährung,  Wäh- 
rungsstreit. 6.  Im  Jahrb.  f.  Ges.,  Verw.  u. 
Volksw.  1895,  S.  179  ff.,  885 ff.,  1291  ff.:  Die  Er- 
gebnisse der  deutschen  Silbereuquete.  Ferner 
kleinere  Aufsätze  und  Besprechungen.  Vgl.  im 
übrigen  Generalregister  zu  den  ersten  25  Jahr- 
gängen, S.  81.  7.  In  den  Jahrbüchern  f.  Nat 
u.  Stat  1894,  m.  Folge,  7.  Bd.,  S  387  ff.:  Die 
Lehre  vom  Ursprünge  des  Geldes.  Eine  metho- 
dologische Studie.  8.  In  Holdheims  Wochen- 
schrift, später  Monatsschrift  für  Aktienrecht 
u.  s.  w. :  1894 :  Ergebnisse  der  deutschen  Börsen- 
enquete für  die  Reform  des  Emissionsgeschäft^ ; 
1896:  Zur  Börseureform. 

c)  Er  gab  heraus  1.  gemeinsam  mit  L.  Bren- 
tano die  seit  1893  in  Stuttgart  erscheinenden 
„Münchener  Volkswirtschaftlichen  Studien".  2. 
Die  drei  Flugschriften  über  den  Münzstreit  der 
sächsischen  Albertiner  und  Emestiuer  um  1530, 
Leipzig  1893  (Nr.  2  von  Brentano  und  Lesers 
Sammlung  staatsw.  Schriften).  3.  Bd.  89  der 
Schriften  d.  Ver.  f.   Sozialpolitik,    Leipzig 


1900:     Eisenbahntarife     und     Wasser- 
strassen. 

Red. 


Lueder,  August  Ferdinand, 

geb.  zu  Bielefeld  X.  1760,  wurde  1786  Professor 
der  Geschichte  am  Carolinum  in  Braunschweig, 
1797  braunschweip^scher  Hofrat,  1810  Professor 
der  Philosophie  m  Göttingeu,  1817  Honorar- 
professor in  Jena,  wo  er  am  27.  11.  1819  starb. 
Lueder  gehört  neben  Christian  Jakob  Kraus 
(s.  d.)  und  Georg  Sartorius  (s.  d.)  zu  den  ersten, 
welche  sich  in  Deutschland  um  Verbreitung  der 
Smithschen  Lehren  bemüht  haben;  besondere 
Verdienste  hat  er  sich  auch  um  die  weitere 
Entwickelung  der  Statistik  erworben. 

Er  veröffentlichte  an  staatswissenschaft- 
lichen Schriften:  Geschichte  des  holländischen 
Handels,  nach  Luzaks  Hollands  Rykdom  be- 
arbeitet, Leipzig  1788.  —  Statistische  Be- 
schreibung der  Besitzungen  der  Holländer  in 
Amerika,  I.  Teil,  Braunschweig  1792.  —  Ein- 
leitung in  die  Staatenkunde  nebst  einer  Statis- 
tik der  vornehmsten  europäischen  Reiche,  I.  Teil, 
Leipzig  1792.  —  Materialien  zur  Statistik,  1. 
Heft,  Göttingen  1794.  —  Geschichte  der  vor- 
nehmsten Völker  der  alten  Welt  im  Grundriss, 
Braunschweig   1800.  Nationalindustrie   und 

Staatswissenschaft,  nach  Ad.  Smith  bearbeitet, 
3  Teile,  Berlin  1800—1804.  —  Repertorium  für 
die  Geschichte,  Politik  und  Staatenkunde,  I, 
1—3,  II,  1,  Berlin  1801— 1805.  —  Die  National- 
industrie und  ihre  Wirkungen,  Braunschweig 
1808.  —  ireber  die  Veredelung  der  Menschen, 
besonders  der  Juden,  Braunschweig  1808.  — 
Ueber  die  Kultur  und  Industrie  der  Portugiesen, 
Berlin  1809.  —  Leitfaden  der  alten  Geschichte 
zu  Vorlesungen,  Braunschweig  1810.  —  Ent- 
wickelung der  Veränderung  des  menschlichen 
Geschlechts,  Braunschweig  1810.  —  Kritik  der 
Statistik  und  Politik  nebst  einer  Begründung 
der  politischen  Philosophie,  Göttingen  1812.  — 
Kritische  Geschichte  der  Statistik,  Göttingen 
1817.  —  Nationalökonomie  oder  Volkswirtschafts- 
lehre, nach  dem  Tode  des  Verfassers  herausg., 
Jena  1820. 

An  periodischen  Schriften  gab  er  heraus: 
Historisches  Portfeuille,  zur  Kenntnis  der  gegen- 
wärtigen und  vergangenen  Zeiten  von  K.  R. 
Hansen  und  A.  F.  Lueder,  1.— 7.  Jahrg.  1782— 
1788,  Frankfurt  a,0.,  und  im  Vereine  mit  A.  F. 
E.  Jakobi:  Holländische  Staatsanzeigen,  6  Teile, 
Göttingen  1784—1786. 

An  Uebersetzung:en  erschienen  von  ihm: 
Ueber  den  gegenwärtigen  Zustand  der  Kolonie 
am  Vorgebirge  der  guten  Hoffnung,  verglichen 
mit  ihrem  ursprünglichen.  Aus  dem  Französ. 
mit  Anmerkungen  von  A.  F.  Lueder,  Göttingen 
1786.  —  Charaktere  und  Anekdoten  vom  schwe- 
dischen Hofe.  Aus  dem  Engl,  von  A.  F.  Lueder, 
Braunschweig  1790.  —  Meermann,  Jh.  Frhr. 
V.  Dalera:  Reise  durch  Preussen,  Oesterreich, 
Sicilien  und  an  diese  Monarchieen  grenzenden 
Länder.  Aus  dem  Holland,  v.  A.  F.  Lueder, 
2  Teile,  Braunschweig  1794.  —  J.  S.  Stavorinus, 
Reise  nach  dem  Vorgebirge  der  guten  Hoffnung, 
Java  und  Bengalen  1768—1771 ;  aus  dem  Holland, 
mit  Anmerkungen,  Berlin  1796. 
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Vgl.  über  Lueder:  Allg.  deutsche 
Bioerraphie,  Bd,  19,  S.  377.  —  Saalfeld, 
Gesch.  der  Universität  Göttingen,  S.  122.  — 
Röscher,  Gesch.  d.  Nat,  S.  619.  —  John, 
Geschichte  der  Statistik,  I  (Stuttgart  1884), 
S.  13:^ff. 

JoBef  Stammhatnmer, 


Lnther  s.  Reformation. 


Luxas. 


1.  Theoretisches.  2.  Anschauungen  über 
Nützlichkeit  und  Schädlichkeit  des  L.  3.  Die 
Aufwandgesetzgebung.    4.  Schluss. 

1.  Theoretische».  Ueber  tlas  Wesen  des 
Luxus  sind  ungefähr  eben  so  viele  ver- 
schiedenartige Definitionen  aufgestellt  wie 
über  den  Begriff  des  Wertes  —  von  jener 
einfach  klingenden  Christian  Wolffs  an 
>>  Luxus  ivst  Uebermut«  bis  zu  der  pessimistisch- 
pietistischen  Warburtons  >Luxus  ist  ein  Ge- 
bmuch  der  von  der  Vorsehnng  verliehenen 
Güter,  der  zum  eigenen  Schaden  des  Ge- 
brauchenden fülirt«  und  der  relativ  vernünf- 
tigen Plucciuets  >Luxus  ist  ein  Gebrauch 
von  Dingen,  die  weder  nötig  noch  nützlich 
zur  Erhaltung  des  Lebens  und  der  Gesund- 
heit, auch  nicht  nötig  zur  menschlichen 
Glückseligkeit  sind<'.  Man  wird  im  allge- 
meinen unter  Luxus  alle  Konsumtion,  welche 
das  durch  Bedürfnis  oder  Notwendigkeit 
gegebene  Mass  von  Aufwand  übei-steigt,  zu 
verstehen  haben.  Aus  dieser  Begriffsbe- 
stimmung ergiebt  sieh  einmal  die  Thatsache, 
ilass  der  Begriff  des  Luxus  ein  völlig  sub- 
jektiver und  relativer  ist,  vei*sclüeden  je 
nach  den  durch  kulturelle  Entwickelung, 
Stand  und  Auffassung  bedingten  Verhält- 
nissen des  einzelnen  wie  der  Gesamtheit, 
andererseits  die  Notwendigkeit,  Luxus  von 
Begriffen  wie  Un  Wirtschaftlichkeit  oder  Ver- 
schwendung zu  unterscheiden.^)  Die  beiden 
letzten  sind  rein  privatwirtschaftlicher  Na- 
tur, und  man  spricht  von  Unwirtschaftlicli- 
keit  schon  bei  dem  Mangel  zureichenden 
Ausgleichs  zwischen  Ausgaben  und  Ein- 
nahmen, von  Verschwendung  aber  bei  dem 
Mangel  jeglicher  Rücksichtnahme  auf  die 
Grenze  des  Einkommens.  So  schliesst  Ver- 
schwendung den  Luxus  niemals  aus,  dieser 
aber  die  \  erschwendimg  nicht  stets  oder 
an  sich  schon  ein.    Wie  relativ  der  Begiiff 

\)  Die  neueste  Definition  von  Anton  Velle- 
man,  Der  Luxus  in  seinen  Beziehungen  zur 
Sozialökonoraie  (I.  Die  Theorie  der  Luxuskon- 
sumtion), Hallenser  Dissertation  1898  S.  10  und 
11:  ^L.  ist  jede  im  Dienste  der  Eitelkeit,  zum 
Zwecke  der  Prahlerei  oder  zur  Befriedigung  des 
gemeinen  Sinnenreizes  geschehende  unproduktive 
Konsumtion"  beruht  wieder  auf  jener  einseitigen 
Betonung  der  Moral,  die  von  vom  herein  allen 
Luxus  verdammt  und  damit  zu  keiner  objek- 
tiven Anal\^se  des  Begriffs  vordringen  kann. 


des  Luxus  ist,  sieht  man  auch  daraus,  ia.-- 
er  keineswegs  dem  ebenso  relativen  B^jt/j 
der  Si)arsamkeit  kontradiktoiisch  entir-::'_- 
gesetzt  ist.^)  >Wer  in  seiner  Win>  i.  j- 
einen  UeUn-schuss  am  Jahresende  erz>/.  .* 
sparsam  zu  nennen,  wenn  auch  die  >\iini. 
seiner  Ausgaben  an  sich  sehr  gross  ^ül  il-. 
einen  bedeutenden  Luxusauf waod  n.it  n:- 
fassen  mag.^ 

Zu   den   Luxusgütern,    die    eben*»  ts 
deren  Erwerbsquellen    dem  Wandel    u/jf-r- 
worfen  sind,   werden  alle   die  Qegenstrii 
gei-echnet  werden  müssen,  welche  iuni  Sd  - 
jekt   der   Schätzung  im  Vergleich   mit  »l- : 
ihm  zukommenden  normalen  Konsumtion  t- 1.:- 
belirlich   erscheinen.     Es  ist    kein   Lii\i-. 
wenn  der  Reiche  täglich  ein  Glas  einf*  h- 
Tischweins  trinkt,   während  füi-  den  Aia. 
ein  gleicher  Genuss  unter  den  Begriff  •;■  > 
Luxus  fallen  muss. 

Luxusgegenstände  verlieren  ihre  R-»]'  i- 
tung,  wenn  sie  zu  »gemein  ^  werden  -.•!-: 
wenn  im  Kunstgeschmack  ein  Wechsel  v.  .- 
tritt.  So  hat  der  Bernstein  aufgehört  3L.-1- 
artikel  zu  sein,  als  die  I^ndfrauen  am  IV 
wie  Plinius  berichtet,  mächtige  Schnüre  \^' 
Bernsteinkorallen  trugen,  oder  als  helieiiis-  L- 
klassisches  Kunstempfinden  das  bloss  >t  r- 
liehe  orientalische  Kunstempfinden  ver- 
drängte.^) So  sind  in  unseren  Tagen  li- 
Oeldnickbilder,  gegen  die  noch  in  den  Ti'-. 
Jahren  auch  ein  geläutertes  Kunstempfiii-lM 
sich  keineswegs  gesträubt  hat,  allmähli-.L 
aus  den  Wohnräumen  der  Wohlsitnit-rrfi. 
geschwunden,  seitdem  sie  in  einfavli^i 
Bauernhäusern  oder  Wirtsstuben  die  AVaa  I- 
zierten  und  seitdem  die  Erzeugnisse  d»i 
Kunstmalerei  (freilich  diese  durch  die  K« f- 
kuiTcnz  verbilligt)  in  immer  weiteren  KreiNrfi 
Eingang  gefunden  haben. 

Man  hat  wohl  mit  Rau  die  drei  bist  "n- 
schen  Luxusstufen  der  grobsinnlichen  Ge 
nüsse,  der  Genüsse  der  Zierlichkeit  und  i'  r 
Genüsse  von  Kunst  und  Wissenschaft  iMiVr 
mit  Röscher  den  Luxns  des  Mittelalt^ns 
den  blühender  und  reifer  Zeilalter  und  «leij 
verfallender  Nationen  unterschieden.  'V^'äL- 
rend  das  Mittelalter  mit  einheimischen  Brulcn- 
erzeugnissen  oder  menschlicher  Arbeitstraff 
Luxus  treibe,  erfreue  sich  die  zweite  Peri«>*le 
an  geistigem,  die  letzte  an  unsittlichem,  un- 
natürlichem Luxus.  Indessen  wird  eii.e 
objektiv-kritische  Betrachtung  in  der  jr^ntti- 
schen  oder  statistischen  Methode  den  Vcr- 


^)  Nach  V.  Manteuffel  Das  Sparen,  Hall. 
Dissertation  1900  S.  4  heisst  Sparen:  ^Dunii 
Konsum beschränkung  einen  Vermögenszn wachs 
schaffen." 

*)  Vgl.  A.  V.  Schweiger -Lerchenfeld  im 
Export  XXI,  9,  S.  104  im  Anschluss  an  v.  >ä- 
dowski,  Die  Handelsstrasse  der  Griechen  nnd 
Römer,  und  Gelbig,  Osseryazioni  sopra  il  cüm- 
mercio  dell'  ambra. 
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zug  erkennen  und  an  ihrer  Hand  zu  dem 
Ergebnis  gelangen,  dass  unter  eine  solche 
Klassifikation  unmöglich  alle  zu  einer  Zeit 
herrschenden  Luxusbegriffe  subsumiert  wer- 
den können  und  dass  daher  eine  historische 
Darstellung  des  Luxusbegriffes  und  seiner 
Entwickelung  mindestens  gleichen  Schwierig- 
keiten begegnen  muss  wie  eine  Geschichte 
des  Luxus  überhaupt,  ein  Versuch,  den 
Baudrillart  mit  eben  so  viel  Ausdauer  wie 
Erfolglosigkeit  unternommen  hat. 

2.  Anschaunngen  über  Nützlichkeit 
und  Schädlichkeit  des  L.  Weitgehende 
Folgerungen  werden  an  eine  Darstellung  der 
Anschauungen  vergangener  Zeiten  über 
Nützlichkeit  und  Schädlichkeit  des  Luxus 
nicht  geknüpft  werden  können,  weil  die 
Schriftsteller  ohne  Kenntnis  dessen,  was 
gegenwärtig  die  Wissenschaft  mit  dem 
Begriff  desselben  verbindet,  unter  Luxus 
fast  ausschliesslich  die  privatwirtschaftliche 
Kategorie  der  Verschwendung  verstehen. 
Stets  vernehmen  wir  deshalb  absprechende 
Urteile  über  den  Luxus  in  Zeiten,  deren 
vorgeschrittenes  Wirtschaftssystem  auch  die 
Auswüchse  eines  solchen  zur  Reife  kommen 
liess  und  eine  übertriebene  Reaktion  gegen 
die  bestehende  Verweichlichung  zur  Folge 
hatte. 

Die  frühere  und  namentlich  die  klassi- 
sche Epoche  der  griechischen  Philosophie 
wirft  nur  gelegentlich  diese  Frage  auf,  so 
wenn  Piaton  aus  seinem  Staate  Frau  und 
Eigentum  als  Hauptveranlassungen  zum 
Luxus  verbannen  möchte.  Im  Gregensatz  zu 
der  unsittlichen  Bedürfnislosigkeit  des  Cynis- 
mus  und  der  epikureischen  Lehre  mit  ihrer 
unklaren  Ethik  steht  die  durchgebildete 
Sittenlehre  der  Stoa,  die  namentlich  den 
eklektischen  Moralisten  Seneca  zu  wieder- 
holten Sittenpredigten  gegen  den  Luxus,  die 
Verschwendiuig  in  Gastereien,  Kleidung  und 
litterarischer  Produktion  begeisterte.  Das 
feurige  Pathos  der  Satiren  Juvenals  spinnt 
die  Gedanken  Senecas  weiter  aus;  allein 
ihre  einseitige  Schilderung  des  gesellschaft- 
lichen Luxus  jener  Zeit  verrät  die  dem  Alter- 
tum eigentünaliche  Geringschätzung  der  be- 
rechtigten Bedürfnisse  des  Menschen.  Hierzu 
gehört  auch  die  sentimentale  Naturschwär- 
merei des  älteren  Plinius,  die  sich  als  fort- 
währende Deklamation  gegen  den  Luxus 
erweist ;  wie  dem  Horaz  die  Gewinnung  des 
Feuers,  so  erscheint  ihm  die  Erfindung  des 
Geldes  als  der  Beginn  der  völligen  zeitlichen 
Verderbnis. 

Alle  diese  übertriebenen  Ansichten  er- 
halten ein  anderes  Aussehen,  seitdem  Fried- 
länders  Sittengeschichte  Roms  den  Beweis 
erbracht  hat,  dass  einer  objektiven  Betrach- 
tung der  Luxus  der  Kaiserzeit  keineswegs 
grösser  erscheinen  muss  als  der  in  Epochen 
neuerer     Geschichte,     beispielsweise     im 


Deutschland  des  10.,  13.,  14.,  15.,  17.,  18. 
Jahrhunderts,  in  Polen  unter  Stanislaw 
August  oder  in  Frankreich  zur  Zeit  des 
Direktoriums  und  des  zweiten  Empire,  ja 
dass  namentlich  die  oft  beklagte  Putzsucht 
der  Frauen  des  alten  Rom  den  Luxus  der 
Tracht  in  neueren  Zeiten  kaum  erreicht  hat. 

Einsam  erhebt  sich  im  Altertum  nur  die 
Gestalt  des  Aristotelikers  Herakleides  Pon- 
tikos,  der  den  Luxus  als  Sporn  zu  allen 
menschlichen  Tugenden  bezeichnet  und  die 
Grossthaten  hellenischer  Geschichte  als  durch 
das  Reizmittel  des  Luxus  hervorgerufen 
darstellt. 

Ebenso  einseitig  wie  einstimmig  in  der 
Verdammung  des  Luxus  sind  die  Anschau- 
ungen der  Patristik  und  Scholastik,  deren 
übernatürliche  Moral  ebenso  wie  im  Alter- 
tum die  philosophische  Spekulation  zur  An- 
erkennung des  Grundsatzes  absoluter  Be- 
dürfnislosigkeit führte.  Erst  das  ausgehende 
Mittelalter  luid  der  in  der  Neuzeit  erfolgte 
Aufschwung  von  Handel  und  Industrie 
bahnten  eine  zweite  freiere  Auffassung  an. 
Immerhin  ergehen  sich  auch  noch  die  Po- 
pularredner  des  15.  Jahrhunderts,  ein  Geiler 
von  Kaisersberg,  oder  selbst  Humanisten 
wie  Ulrich  von  Hütten  und  Reformatoren 
wie  Luther  und  Calvin  in  einseitigen  Klagen 
über  die  Schädliclikeit  des  Luxus,  lassen 
sich  beim  Anblick  des  üppigen  Hoflebens 
der  Valois  auch  der  Senecaverehrer  Mon- 
taigne (1533 — 1592)  und  sein  Schüler 
Charron  (1541 — 1603)  zu  Aeusserungen  wie 
der,  bereits  die  Kleidung  sei  eine  Art  Luxus, 
hinreissen«  Im  17.  Jahrhundert  sind  es  vor- 
nehmlich die  geistreichen  »Provinciales«  des 
Jansenisten  Blaise  Pascal  (1628—1662),  füi- 
den  der  Beginn  des  verwerflichen  Ueber- 
flusses  mit  dem  Zeitpunkt  der  Befreiung 
von  der  Askese  zusammenfällt,  sind  es 
Schriften  Fenelons  (1651—1715),  welche 
eine  Fülle  von  Verdammungsurteilen  über 
den  Luxus  enthalten.  Vor  allem  ist  aber 
als  hervorragendster  Gegner  des  Luxus  im 
18.  Jahrhundert  J.  J.  Rousseau  hervorzu- 
heben, dessen  Ideeen  über  den  Luxus  den- 
jenigen des  älteren  Plinius  und  Seneca,  in 
dessen  üeberschätzung  Rousseaus  Zeitgenosse 
Diderot  schwelgte,  nicht  unähnlich  sind, 
während  auf  der  anderen  Seite  Männer  wie 
Mandeville  (Bienenfabel  1706^,  Voltaire 
(Mondain,  Apologie  du  luxe  unct  Sur  Tusage 
de  la  vie),  Melon  (Essai  politique  sur  le 
commerce  1734),  Hume  (On  refinement  in 
the  arts,  1753)  und  Dumont  (Thöorie  du 
luxe  1771),  vorzüglich  aber  einige  Merkan- 
tilisten  und  die  Physiokraten  die  Verteidi- 
gung des  Luxus  übernahmen.  Adam  Smith, 
sonst  ein  Gegner  des  Luxus,  weil  dieser 
den  zur  Folgerung  des  Nationalreichtums 
erforderlichen  üeberschuss  der  Produktion 
über  die  Konsumtion  schwer  erzielen  lasse, 
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weiss  doch  wohl  den  Luxus  iu  dauerliaften 
und  den  in  rasch  vergänglichen  Gütern  aus- 
einanderzuhalten;  der  erstere,  näher  mit 
Sparsamkeit  verwandt  sei  nicht  geeignet, 
Individuum  oder  Nation  arm  zu  machen 
(Wealth  of  nations  II,  3).  Sein  Schuler 
Robert  Malthus  erkannte  in  der  Vermehnmg 
der  Bedürfnisse  der  Mehrzalil  eines  der 
Schutzmittel  gegen  die  Gefahr  der  Ueber- 
völkerung  und  damit  die  relative  Nützlich- 
keit des  Luxus. 

Unter  den  neueren  hat  noch  Schäffle  den 
Luxus  als  Zerrbild  der  wirtschaftlichen  Ge- 
sittung bezeichnet  (Nat-Oek.  1861  S.  IfjO) 
und  hat  von  den  Sozialisten  vor  allem 
Proudhon  die  Verwerflichkeit  eines  weit- 
gehenden Luxus  hervorgehoben.  Auch 
Emile  de  Laveleye  will  gemäss  seiner  Defi- 
nition: vJappelle  objet  de  luxe  toute  chose 
qui  ne  repond  pas  a  un  premier  besoin  et 
nui,  coutant  beaucoup  d'ai'gent  et  par  suite 
ae  travail,  u'est  a  La  i)ortV'e  ipie  du  petit 
nombre«  ^)  nichts  von  einem  angemesseneu 
und  erlaubten  Luxus  wissen:  >Die  Yer- 
dammungsiuleile,  welche  die  Weisen  des 
Altertums  wie  die  Kirchenväter  und  christ- 
lichen Kanzelredner  mit  solcher  Einhelligkeit 
und  Beredtsamkeit  gegen  den  Luxus  ge- 
schleudert haben,  sind  auch  nach  dem  heu- 
tigen Stande  dei  Wissenschaft  durchaus  ge- 
rec tht fertigt.  A  Koschers  auf  Ferguson  »md 
Rau  aufbauender  Aufsatz  ist  demgegenüber 
für  alle  weiteren  objektiven  L^ntersuchungen 
massgebend  geblieben,  unter  anderen  ist 
selbst  Baudrillai'ts  oft  gerülmites  Buch  ledig- 
lich eine  Paraphrase  dieses  Aufsatzes. 

Die  bis  auf  die  neueste  Zeit  immer ' 
wieiler  auftauchenden  Verdaranumgsurteile  I 
mit  ihrer  das  Gebiet  des  Sittlichen  ein- 1 
engenden  Betonung  der  Moral  haben  iliren 
letzten  Grund  fast  immer  in  einer  falschen 
Definition  des  Luxus,  für  welche  die  des 
älteren  J.  B.  Say,  Luxus  ist  Gebrauch  sel- 
tener und  kostspieliger  (Tef>:(Mistäade ,  als 
typisch  gelten  kann.  Von  einer  solchen 
Definition  aus  gelangt  dann  J.  B.  Say  na- 
türlich zu  der  Behauptung,  dass  derjenige, 
der  hervorragende  Fähigkeiten  oder  bedeu- 
tenden Einfluss  dazu  benutzt  um  den  L  u  x  u  s 
zu  fördern,  sich  einer  Verschwörung 
gegen  das  Glück  der  Völker  schuldig 
macht. 

Der  einseitigen  Betonung  der  Moral  steht 
bei  den  Verteidigern  die  ebenso  einseitige 
Betonung  des  Fortschrittes  der  Civüisation 
und  des  Reclits  des  Individuums  entgegen, 
die  beispielsweise  einen  Montestpiieu  zu  der 
Anschauung  von  der  Notwendigkeit  des 
Luxus  in  Monarchieen,   seiner  Verwerflich- 


^)  Le  hixe,  2e  ed.,  Paris  et  Verviers  1895. 
Der  deutsche  Satz  nach  der  Uebersetzung  von 
Eugenie  Jacobi,  Neuwied  und  Leipzig  1893,  S.  12. 


keit  in  der  Republik  führte  uad  and»  r-  ^i- 
Thiers  zu  der  berühmten  prineipiell  <  ir  ".- 
aus  zu  missbilligenden  Argumentatiiio,  .:i.-r 
der  Luxus  der  Reichen  die  Armen  enj.\!.i' 
veranlasste,  ein  Satz,  den  noch  extr-^Ei-: 
Mommsen  so  formulierte :  ^Der  gTo^^^^u>r  - 
sclie  Luxus  macht  manche  fleissige  Ki 
reich  und  ernälirt  mehr  Arme  wie  >  - 
almosenspendende  Menschenliebe  c  iK-^  _ 
Gesch.  III,  518). 

Festzuhalten   ist,   dass   beide    The'M.- 
gleich  einseitig  sind    und  dass  Je  nafAi  <i  - 
geschichtlichen     Entwickelungsstiife     h[i'> 
Volkes  die  Frage  eine  andere  ßeantw^.rtü  .: 
erheischt.     >Bei  einem   gesunden  Volk»?  .-r 
auch  der  Luxus  gesund,  bei  einem  kra-^k»-. 
auch  der  Luxus  krank  und  krankmach^r  i 
(Röscher).     Sein:  oft  hat  sich  ein  den  Z^irti- 
mitteln  entsprechender  Luxus   nicht  nur  v 
vorgeschichtlichen,  sondern  auch  in  geirclü  at- 
lichen   Zeitläuften   als  ein   Haupthetie]  \-i 
Handel,    Industrie     und    Kunst     erwi--rj. 
wofvu"  das   Beispiel  der  italienischen  K-ra- 
munen  der  Renaissance,  der  Patricier^tä  i:- 
Flanderns  und  auch  unserer  deutschen  Stä>r 
des    Mittelalters    besonders    instruktiv    l< 
»Nicht  bloss  im  Hause  der  Patricier'.  sll' 
Georg  von  Below,  »auch  in  den  kleinbürLvr- 
lichen    Kreisen    fand    das    Kunsthand \\>rk 
reiche  Pflege;  auf  die  Ausschmückung  ^^n-. 
Wohnstube   mid   der  Prunkküche   legtn  ].r 
einfache    Bürger    ebenso     Wert     wie    vr 
Patricier   auf   die   Dekoration    seiner   .statt- 
lichen Räume  — « ^)  und   sclüiesst  mit  (1^::. 
Wort    von    Wilhelm    Grimm:     »Was   kann 
reizender  sein  als  das  Bild  einer  Stailt  (l^:^ 
Mittelalters?     Künste,  die  nur  Reichtiin]  er- 
nährt,  zogen   herbei  c    u.  s.  w.-)     Betraciitet 
man    im    Gegensatz    dazu,   wie  sich  v^tLy^ 
oft  im  Verlauf  der  Geschichte  die  Sciia.t- 
lichkeit   des    Luxus    herausgestellt  hat,  ^' 
wird     man     nach    allem    zu    dem    SchJiiv 
kommen :  es  giebt  keinen  absoluten  Ma^x-tal- 
für    die    Beurteilung    des   Luxus,    abiT  -.^ 
giebt  keinen  besseren  Massstab  für  die  }^ 
antwortung   unserer  Fi-age  als  die  Wirkimi: 
des  Luxus  auf  die  kulturelle  EntwickeJuiJi:. 
Trägt  er  zur  Vei^delung,  zur  wirtschaftlioliti: 
und  sittlichen  Hebung  des  einzelnen  w  «l^  r 
Gesamtheit  bei,  so  hat  er  volle  Berechtignni:, 
im  entgegengesetzten  Falle  nicht.   Verschrui: 
er  dem   einzelnen  ein    behagliches  Genn>>- 
leben  auf  Kosten  der  allgemeinen  Sittlichkeit 
und   des  Wohlbefindens  der  Gesamtheit,  m' 
überschreitet  er  die  Grenze  des  sittlich  Zu- 
lässigen. 

Bezüglich  der  individuellen Nützlii- 
keit  muss  man  unter  den  Menschen  untemhei- 

*)  Georg  von  Below,  Das  ältere  deut*^hc 
Städteweseu  und  Bürgertum  (Heycks  Moni»- 
graphieen  zur  Weltgeschichte  VI)  1898,  S.  "tO. 

-)  V.  Below,  a.  a.  0.  S,  135. 
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den  zwischen  solchen,  die  wie  ein  Macchia- 
velli  ohne  Luxus  nicht  leben  können  (M.  an 
Vettori  1514),  deren  Wesen  ohne  ihn  nicht 
zur  Entfaltung  kommt  (vgl.  Richard  Wagner), 
und  solchen,  die  lediglich  zumeist  des 
äusseren  Scheines  halber,  um  ihren  Reich- 
tum zu  zeigen  oder  für  reich  zu  gelten,  dem 
Luxus  einer  Zeitperiode  huldigen.  Indessen 
lebt  sich  diese  zweite  Art  von  Luxus  ebenso 
wie  die  ihn  beeinflussende  gleichfalls  dem 
Wandel  unterworfene  Mode  aus,  »das  ver- 
gebliche Bestreben,  der  durch  die  moderne 
Entwickelung  der  Bekleidung  hervorgerufe- 
nen Gleichheit  zu  entfliehen,  erzeugt  den 
Modewechsel«  sagt  v.  Ihering,  und  ich  setze 
in  seiner  Sprechweise  hinzu :  Das  vergebliche 
Bestreben,  der  durch  die  moderne  Anhäu- 
fung des  Kapitals  in  den  Händen  weniger 
hervorgerufenen  Ungleichheit  zu  entfliehen, 
erzeugt  den  Luxuswechsel. 

Immerhin  giebt  es  zwei  Mittel  gegen 
die  Ausartung  des  Luxus:  das  Strafgesetz 
und  die  volkswirtschaftlich  -  sittliche  Er- 
kenntnis. 

Der  ersteren  Meinung  w^ar  die  Yergan- 
genheit. 

3.  Die  Aufwandgesetzgebung.  a)  Es 
ist  wahrscheinlich,  dass  die  alten  Aegypter 
Luxusgesetze  gekannt  haben;  jedenfalls 
wissen  wir,  dass  die  Tracht  einzelner  Stände, 
und  vorzüglich  die  Priestertracht,  dort 
ebenso  dem  Gesetz  unterlag  wie  nach  dem 
Dekalog  bei  den  Hebräern.  Von  einer  bis 
ins  kleinliche  ausgedehnten  Kleiderordnung 
hören  wir  auch  bei  den  alten  Indern. 
(Dnnker,  Gesch.  d.  A.  II,  142).  Sicher  und 
greifbar  werden  derartige  Gesetze  aber  ei"st 
in  historisch  vorgeriickter  Zeit.  Die  soge- 
nannte lykurgische  Verfassung,  deren  Be- 
stimmungen nach  Trieber  ^)  keine  Neu- 
Bchöpfungen,  sondern  urzeitiiche  Institutionen 
sind,  erscheint  erst  einer  späteren  verwöhn- 
ten Zeit  als  ein  »raffiniert  ausgeklügeltes 
Abhärtungssystem«  (Eduard  Meyer)  2)  und 
kann  hier  nicht  als  ein  Kriegszug  gegen  die 
Ueppigkeit  aufgefasst  werden.  In  der  ihr 
innerlich  wenig  verwandten  Solonischen  Ge- 
setzgebung finden  sich  aber  direkte  Verbote 
des  Tafel-,  Kleider-  und  Begräbnisluxus. 
»Gegen  allen  Pnmk  des  Adels,  gegen  die 
üppigen  Totenfeiern  mit  Klageweibern  und 
Verstümmelungen,  gegen  die  \  ersehwendung 
bei  der  Bestattung,  gegen  den  Luxus  der 
Frauen  ist  Selon  eingeschritten,  die  Mitgift 
wird  beschränkt,  der  Verschwender  wird 
bestraft,  ebenso  wahrscheinlich  der  Erwerb- 


*)  Forschungen  zur  spartanischen  Ver- 
fassungsgeschichte, 1871.  Vgl.  Eduard  Meyer, 
Forschungen  zur  alten  Geschichte,  Halle  1892, 
I,  218if.  und  8  21L 

*)  Geschichte  des  Altertums  II,  322. 


lose<'.^)  Auch  die  Tyrannen  Griechenlands, 
so  Periander  von  KorintJi,  ^der  die  Hetären 
ersäufen  lässt),  Pittakos  von  Mitj^lene  (der 
Verbrechen,  die  im  Eausche  verübt  smd, 
strenger  bestraft  als  die  in  nüchternem  Zu- 
stand verübten)^),  und  die  pythagoräisieren- 
den  Staatsmänner  der  Griechenstädte  ünter- 
italiens,  hier  besonders  der  im  7.  Jahrhun- 
dert V.  Chr.  lebende  Gesetzgeber  der 
epicephyrischen  Lokrer,  Zaleukos,  erkannten 
in  einer  strengen  Luxusgesetzgebung  viel- 
leicht weniger  das  Mittel,  um  die  Ver- 
weichlichung des  Zeitalters  zu  bessern,  als 
die  Handhabe,  um  unter  Durchführung 
bürgerlicher  Zucht  und  strenger  Kontrolle 
der  Lebensrührung  jede  Sondei-stelluug  des 
Adels  zu  beseitigen  und  eine  feste  Staats- 
ordnung zu  begründen. 3) 

Eine  lange  Reilie  von  leges  sumptuariae 
finden  wir  dann  bei  den  Römern.  Vorzüg- 
lich richten  sich  hier  die  älteren  Bestim- 
mungen, wie  die  der  12  Tafeln  und  die  lex 
Numae,  gegen  den  Aufwand  bei  Lei- 
chenbegängnissen, wie  beispielsweise 
die  letztere  die  Totenmitgift  von  Purpur- 
decken und  Gold  schmuck  sowie  das  Loschen 
des  Scheiterhaufens  mit  Mirrhenwein  unter- 
sagte —  Bestimmungen,  die  später  Sullas 
lex  Cornelia  wiederholte.  Die  ii.i  Jahre  215 
V.  Chr.  gegebene  lex  Oppia  de  cultu 
mulierum  suchte  der  durch  den  Hanni bali- 
schen Krieg  hervorgerufenen  Finanznot 
durch  Beschränkimg  des  Aufwandes  der 
Frauen  abzuhelfen,  ein  Gesetz,  dessen  Auf- 
hebung indessen  bereits  20  Jahre  später 
gegen  den  Willen  des  in  ähnlicher  legis- 
latorischer Thätigkeit  vorgehenden  Cato  ma- 
jor von  der  Frauenwelt  durchgesetzt  wurde. 
Gegen  die  Kleiderpracht  wandte  sich  gleich- 
falls unter  den  späteren  römischen  Luxus- 
gesetzen die  von  Cäsar  gegebene  äusserst 
detaillierte  lex  Julia,  die  daneben  auch  die 
Auswüchse  in  der  Bauversch  wen  düng,  bei 
Grabmonuraenten  und  im  Tafelaufwand  zu 
beschränken  suchte.  Diesem  letzten  Verbot 
des  Tafelluxus  waren  bereits  viele  ähn- 
liche seitens  der  Tribunen  vorauf  gegangen. 
Die  lex  Orchia  vom  Jahre  181  v.  Chr.  hatte 
die  Zahl  der  Gäste,  die  lex  Fannia  161 
V.  Chr.  die  Höhe  des  Kostenaufwandes  bei 
der  Mahlzeit  eingeschränkt,  die  lex  Didia 
143  V.  Chr.  hatte  die  Gilligkeit  der  Strafbe- 
stimmungen dieses  Gesetzes  auf  ganz  Italien 
und  die  Gäste  beim  Mahle  erweitert.  In 
gleicher  Richtung  und  mit  besonderem  Be- 
zug auf  die  Verschwendung  bei  Hoch- 
zeitsraahlen  waren  auch  die  lex  Aemilia 
des  M.  Aemilius  Scaurus  109  v.  Chr.  und 
die  lex  Licinia  vom  Jahre  100  v.  Chr.  vor- 


')  Eduard  Mever,  a.  a.  0.  II,  660. 

*)  Eduard  Me*yer,  a.  a.  0.  II,  622,  635. 

«j  Eduard  Meyer,  a.  a.  0.  II,  566,  571,  621. 
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gegangen,  im  einzelneu  hatte  Sulla  in  seiner 
lex  Cornelia  81  v.  Chr.  eine  Maxiraalpreis- 
taxe  für  gewöhnliche  und  feinere  Lel)ens- 
mittel  festgesetzt  und  damit  »die  Luxusver- 
bote in  eine  Konsumtionssteuer  von  Delika- 
tessen verwandelt.«.  Neu  an  Cäsars  Gesetz- 
gebimg  war,  dass  er  der  theoretischen 
Festsetzung  auch  die  praktische  Ausführung 
folgen  liess,  indem  er  durch  Einriclitung 
eines  Spionagesystems  die  Re\'ision  der 
Tafel  und  die  Konfiskation  der  verbotenen 
Luxusgerichte  zu  erzielen  suchte:  neu,  wenn 
man  bedenkt,  dass  der  zu  Sullas  Zeiten  als 
Tischgesetzgeber  auftretende  Aetius  Restio, 
um  nicht  Zeuge  der  Uebertretungen  seiner 
lex  zu  sein,  niemals  nach  deren  Einführung 
mehr  auswärts  zu  speisen  wagte. 

Interessant  ist  es,  dass  durch  das  Auf- 
wandgesetz von  161  zugleich  die  Einfuhr 
ausländischer  Weine  untei-sagt,  dass  durch 
alle  erwähnten  Tischgesetze  nicht  nur  der 
Delikatessenluxus  selber,  sondern  auch  der 
Aufwand  zur  Ausschmückung  des  Mahles, 
wie  er  sich  in  Luxussklaven,  Silbergeschin- 
und  gestickten  Prachtteppichen  zeigte,  be- 
schränkt wurde. 

Aus  der  Kaiserzeit  hören  wir,  dass 
Augustus  auch  in  der  Aufwandgesetzgebung 
dem  Beispiel  seines  Grossoheims  folgte,  dass 
Tiberius  trotz  principieller  Missbilligung 
einer  derartigen  Gesetzgebung,  weil  durch 
sie  ei-st  die  öffentliche  Diskussion  auf  besser 
geheimzuhaltende  Laster  gelenkt  würde, 
deren  einzige  Heilung  von  der  Sitte  auszu- 
gehen habe,  doch  sich  zur  Einführung 
einiger  Luxusbeschränkuugen  verstand.  An- 
dere Kaiser  \^^e  Claudius,  NeiX),  Nerva, 
Hadrian,  Antoninus  Pins,  Marc  Aurel,  Perti- 
nax,  Septimius  Severus,  Heliogabal,  Alexan- 
der Severus,  Aurelian  und  Tacitus  suchten 
durch  die  Gesetzgebung  einerseits  wieder 
dem  Tafel-  und  Kleiderluxus,  hier  nament- 
lich dem  Tragen  seidener  Kleider,  wie  es 
in  der  Hellenischen  Welt  seit  der  Periode 
Alexanders  d.  Gr.  Mode  geworden  war, 
andererseits  dem  Prunk  der  Gladiatorenspiele 
und  der  Eunuchenwirtschaft  zu  steuern, 
während  Diokletian  durch  sein  edictum  de 

Sretiis  rerum  venalium  (301  n.  Chr.)  mittelst 
[ormierung  des  Preises  verschiedener  Nutz- 
gegenstände höhere  und  weitergesteckte 
Zide  verfolgte. 

Hier  werden  Maximalpreise  für  Natur- 
produkte ,  Gewerbeprodukte ,  Lebensmittel, 
Löhne  für  Tage-  und  Accordarbeiter  fest- 
gesetzt, die  nach  Diokletians  eigener  Be- 
gründung dem  »wucherischen  Geist,  der 
sich  auf  den  Märkten  und  im  täglichen 
städtischen  Verkehr  bemerkbar  machte.,  Zügel 
anlegen  sollen.  Yielleicht  ist  das  Edikt 
Diokletians  als  eine  Massregel  ^gen  jenen 
tiefeinschneidenden  Prozess  der  Rückbildung 
von   der  Geld-  zur  Naturalwii-tschaft  aufzu- 


fassen^) —  denn  damals  war  es,  dass  b- 
Geld  wieder  zur  Ware  wurde  iind  v. 
wirklichen  Geldverkehr  beendigte.-)  A> 
diesmal  hat  die  Brutalität  der  AnsivhnüL 
vergebens  die  Diu'chfühning  der  Taxorln-jr. 
zu  erzwingen  oder  gai*  die  Rückkehr  i- 
primitiven  Lebensverhältnissen  ai]lzukalt>:'. 
vermocht. 

Allen  diesenMassnahmeD  einzelner  M^i/z/- 
ging  eine  Unterstützung  durch  verschie^lei- 
Senatusconsulte  und  eine  Reihe  ceDsorLs-,  !fi 
Rügen,  aber  auch  eine  heftige  Op[>^siti 
zur  Seite,  wie  beispielsweise  die  des»  Val-- 
rius  gegen  die  Catonische  Luxuspolitik  ti 
die  der  Juristen  Ulpian  uud  PaiiUus  e^^ 
die  Uniformierungsideeeu  des  Alexander  v- 
venis.  Keines  dieser  Gesetze,  deren  Erk^- 
übrigens  in  den  späteren  Zeiten  voUsöni: 
zur  Modesache  geworden  war,  hat  viel  ^r^ 
nützt,  weil  die  Gesetzgeber  selber,  ausc^: 
x-iel leicht  Cato  und  Vespasian,  meistens  si:  L 
ebensowenig  daran  kehrten  (Antonius.'/  «iV 
die,  wegen  deren  sie  gegeben  waren,  udi 
zudem  der  Luxus  in  der  Verborgenheit  niliij 
weiterblühte. 

b)  Im  Mittelalter  begann  mit  der  Kaji- 
tulariengesetzgebung  Karls  d.  Gr.  (KapiL  r. 
801  und  808:  Festsetzung  eines  Preismasi- 
mums  für  mehrere  Kleidungsstücke)  m- 
weitgehende  Aufwandgesetzgebung,  die  si/i 
über  das  gesamte  Abendland  erstreckte  und 
die  namentlich  seit  dem  11.  JahrhurJerf. 
noch  mehr  seit  den  letzten  Zeiten  des  s{ä- 
teren  Mittelalters  und  der  Renaissancezeit  aii 
Ausdehnung  gewann.  Kommen  früher  all- 
gemeine Verbote  der  Fürsten  iu  Betracht. 
so  treten  diesen  seit  Ausbildung  des  Stkb- 
wesens  zahllose  städtische  PolizeiordnunsieG 
zur  Seite,  deren  Weiterführung  seit  deai 
15.  Jahrhundert  ein  Hauptgegenstand  reiehs- 
polizeilicher  und  demnäclist  landesherrlicher 
Gesetzgebung  geworden  ist 

Vornehnmch  unterliegt  der  Aufwand- 
gesetzgebung  auch  im  Mittelalter  zimäehst 
die  Kleidung,  und  zuerst  sind  hier  die 
mehr  allgemeinen  I^Iassnahmen  zu  verfolgen. 

Um  das  Jahr  1190  schränken,  wohl  unter 
dem  Einfluss  der  Kreuzzugsbewegung,  Verord- 
nungen in  Frankreich  und  England  den  Ge- 
brauch von  Scharlach  und  Hermelin  ein,  in 
England  seltsamerweise  durch  Eduard  111. 
für  aUe  Männer  unter  100  Jahren,  12:34 
untersagte  die  erste  derartige  Verordnung  in 
Spanien     diuxjh    Jago    I.     von    Arragonien 


')  Vgl.  H.  Michaelis,  Kritische  Würdigung 
der  Preise  des  edictum  Diocletiaoi,  HalJ.  Di^'- 
1896,  S.  11— 14.  Im  übrigen  Blümner  in  Preos* 
Jahrb.  1893  S.  453  f.  und  Bücher,  Zeitsdirift  f. 
die  gesamte  Staatswissenschaft  öO,  18^,  S.  IH^^ 

*)  Mommsen,  Gesch.  des  römischen  Münz- 
Wesens,  S.  827  flf.  und  Eduard  Meyer,  Die  wirt- 
schaftliche Entwickelung  des  Altertums  1ä^^' 
S.  62,  namentlich  hier  auch  A.  2. 
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gleichfalls  den  Grebrauch  seltener  Pelzarten 
zur  Yerbrämung  der  Gewänder,  Massnalimen, 
denen  sich  weitere  Bestimmungen  seitens 
Alfons'  von  Sevilla  1256,  Philipps  des 
Schönen  von  Frankreich  1294  und  einiger 
italienischer  Städte  (1299  Florenz)  anschlös- 
sen, während  Deutschland  in  dem  Kampf 
gegen  Kleideraufwand  zunächst  fast  um  ein 
halbes  Jahrhundert  ziu-ückblieb. 

Erst  später  folgten  die  deutschen  städ- 
tischen Gemeinwesen  dem  Vorbilde  der  Be- 
hörden von  Florenz  und  der  Ständevei'samm- 
lung  zu  Alcala  (1348),  hier  vor  allen  im 
14.  Jahrhundert  Nürnberg,  Frankfurt,  Speier, 
Strassburg,  Ulm  und  Zürich,  die  in  aus- 
drücklich uns  bewahrten  echt  spiessbürger- 
iichen  Kleiderordnungen  weit  mehr  als  ähn- 
liche Vorschriften  anderer  Länder  die  unter- 
schiede der  Stände  und  Altersstufen  bereits 
in  der  Tracht  zum  äusseren  Ausdruck  zu 
bringen  suchten. 

In  ähnlicher  Weise  schritten  gegen  die 
Ausschmückung  der  Gewänder  im  15.  Jahr- 
hundert die  italienischen  Kommunen  ein, 
die  freilich  zum  Glück  für  die  Nachwelt 
den  Luxus  an  öffentlichen  Gebäuden  billigten, 
weiter  dann  von  den  deutschen  Städten 
noch  München  und  Bern,  aus  deren  Vor- 
gehen das  Streben  des  Bürgertums,  es  den 
sozial  höheren  Ständen  gleich ziithun,  genug- 
sam sich  erkennen  lässt.  Kein  Wunder, 
dass  der  Adel  die  Unmöglichkeit,  darin  mit- 
zukommen, durch  standesgemässe  Vorschriften 
zu  bemänteln  suchte,  wie  das  aus  dem 
Luxusgesetz  der  fränkischen  Rittei-schaft  von 
1479  und  dem  der  Ritterschaft  der  Vier- 
lande auf  dem  Heilbronner  Turniere  1485 
hervorgeht. 

Zu  derselben  Zeit  hatten  derartige  Be- 
strebungen auch  von  Seiten  des  Kurfürst 
Ernst  und  des  Herzogs  Albert  von  Sachsen 
durch  Gesetze,  die  allerdings  dem  bestehen- 
den Aufwand  grosse  Zugeständnisse  machten, 
Unterstützimg  gefunden,  deren  erfolglose 
Bemühungen  den  Reichstagen  zu  Worms 
1495,  Lindau  1497,  Freiburg  1498  und 
Augsbm'g  1500  Veranlassung  zum  Erlass 
von  Kleiderordnungen  mit  gleichfalls  nur 
geringer  Wirkung  gaben. 

Zu  gleicher  Zeit  hatten  auch  in  Spanien 
Ferdinand  und  Isabella  ein  als  Grundlage 
aller  ferneren  oft  wiederholten  Verordnungen 
dienendes  Manifest  gegen  die  Brokat-,  Gold- 
und  Seidenstoffe  ergehen  lassen.  Erst  mittel- 
bar äusserte  sich  aber  hier  eine  Wirkung, 
insofern  durch  diese  Beschränkungen  die 
spanische  Seidenproduktion  lahmgelegt  und 
ei-st  infolge  der  wieder  dadurch  hervor- 
genifenen  Verai-mung  der  Produzenten  auch 
ihrem  Kleideraufwaud  ein  Ziel  gesetzt  wurde. 

Im  16.  und  17.  Jahrhundert  folgten  ähn- 
liche allgemeine  Verordnungen  in  England 
und  Frankreich,  wo  namentlich  die  Tliätig- 


keit  von  Franz  L,  Karl  IX.,  Heinrich  II. 
und  des  dem  sittlich  defekten  Heinrich  HI. 
folgenden  Heinrich  IV.  in  Betracht  kommt, 
der  1606  merkwürdigerweise  allen  denjenigen 
Ständen  den  Kleiderluxus  erlaubte,  welchen 
dieser  vordem  verboten  war,  und  umgekehrt. 

Allgemeinere  Kleiderordnungen  finden 
sich  in  Schweden  1569  und  1589,  in  Däne- 
mai'k  1636  und  1655,  aber  auch  in  Deutsch- 
land, wo  auch  in  dieser  Periode  neben  ein- 
zelnen kaiserlichen  Luxusverboten  von  zahl- 
reichen städtischen  Behörden  und  ebenso 
von  Fürsten  wie  Georg  I.  von  Sachsen  (1612) 
eine  Menge  von  Kleiderordnungen  ausging, 
die  aber  gemäss  der  Erfahrung  favSt  alle 
nicht  so  sehi*  eine  Mindenmg  des  Prunkes 
als  eine  möglichst  ängstliche  Abgrenzung 
der  ständischen  Unterschiede  erstrebten,  ein 
Ziel,  welches  auch  noch  die  Verordnimgen 
König  Friedrichs  1.  von  Preussen  aus  den 
Jahren  1696  und  1706  zu  erreichen  suchten. 

Alle  diese  Verbote  erstrecken  sich  mehr 
allgemein  gegen  einen  gewissen  Aufwand 
in  der  Kleidung;  aber  auch  gegen  den 
Prunk  in  der  Geselligkeit,  wie  die  vielen 
Hochzeitsordnungen ^)  beweisen,  von  denen 
nur  folgende  Erwähnung  finden  mögen :  die 
zu  Ulm  1411,  welche  die  Zahl  der  Gäste 
bei  einer  bürgerlichen  Hochzeit  auf  24  fest- 
setzte, die  zu  Constanz  1444,  w^elche  die 
Zahl  auf  50,  und  die  zu  Braunschweig  1484, 
welche  sie  dort  bis  auf  80  erhöhte,  wäh- 
rend das  detaillierte  Frankfurter  Hochzeits- 
gesetz von  1350  erlaubte,  ausser  den  Haus- 
genossen noch  20  Gäste  einzuladen.  In 
demselben  Sinne  ständischer  Abgliederung 
bestimmten  verschiedene  ähnliche  Gesetze 
französischer  Könige  bereits  im  13.  und  14. 
Jahrhundert,  dass   nur  der  Nachweis  einer 


')  S.  von  späteren  Ordnungen  verwandter 
Natur  die  Verlöbnis-,  Hochzeits-  und  Eheord- 
nungen des  letzten  Administrators  August  von 
Magdeburg,  vom  3.  Dezember  1662.  Bürger- 
familieu  dürfen  12  Tische  mit  je  12  Personen, 
Bauersleute  6  Tische  voll  besetzen;  Konfekt  ist 
nur  Adeligen  und  vornehmen  Bürgerlichen  er- 
laubt, den  anderen  Gartenfrüchte  und  Gebackenes. 
Vornehme  dürfen  Wein  trinken,  fremde  Biere 
sollen  mit  Mass  getrunken  werden,  vornehme 
Bürger  in  Aemtern  und  Diensten  dürfen  die 
Hochzeitstage  über  20—24  Speisen  geben,  die 
anderen  Bürger  den  ersten  Hochzeitstag  12,  den 
anderen  und  dritten  10  Speisen,  gemeine  Bürger, 
Handwerker  und  Bauern  täglich  nur  3 — 4  Speisen 
u.  s.  w.  (Danneil,  Beitr.  z.  Gesch.  des  magdeb. 
Bauernstandes  II,  1898,  S.  501-504.)  —  Vgl. 
auch  die  Gothaer  Kellerordnung  Herzog  Emsts 
des  Frommen  von  Sachsen,  die  verordnet  den 
Fräulein  seines  Hauses  bei  jeder  Mahlzeit  2  Mass 
Wein,  4*/4  Mass  Bier,  für  den  Mädchentisch 
der  Person  1  Mass  Bier  und  S^jo  Mass  Landwein ; 
zu  Frühstück  und  Vesper  „vors  gräfliche  und 
adelige  Frauenzimmer  4  Mass  Bier  morgens, 
2  Mass  abends".  Vgl.  F.  Weber,  Gastronomische 
Bilder,  1891,  S.  165. 


Handwörterbach  der  Staatswissenscbafteii.    Zweite  Auflage.    V. 
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gewissen  Minimalrente  zum  Besitze  goldenen 
und  silbernen  Tafelgeschirres  berechtige. 

Neben  diesem  Kampfe  gegen  den 
äusserlichen  Ausgleich  stand  isolier 
Gliederung  charakterisiert  noch  ein 
zweites  Moment  die  mittelalterliche  Auf- 
wandgesetzgebung :  der  Kampf  g  e  g  e  n  die 
damals  fast  mehr  als  heutzutage  wechselnde 
Mode,  der  besonders  von  der  durchaus 
konservativen  Kirche  kräftig  unterstützt 
wurde. 

Zunächst  kommt  hierbei  die  unsinnige 
Mode  der  Schnalielschuhe  mit  den  teils 
schlaffen,  teils  ausgestopften  Schnäbeln  in 
Frage.  So  hat  im  Jahre  1294  Philipp  IV. 
betreffs  dersell)en  eine  Verordnimg  gegeben, 
worin  das  Maximum  der  Schuhspitzeu  des 
Adels  auf  2  Fuss,  des  Börgeretaudes  auf  1 
Fuss  und  der  übrigen  Klassen  auf  6  Zoll 
festgesetzt  wurde,  ein  Verbot,  dem  sich 
1312  auch  das  Pariser  Konzil  und  1365  das 
Konzil  zu  Angers,  1461  Eduard  IV.  von 
England  mit  der  Bestimmung,  dass  die 
Länge  der  Schuhe  höchstens  2  Zoll  betragen 
dürfe,  deutsche  Städte  wie  Nürnberg  auf 
Betreiben  des  Bamberger  Bischofs,  Bern, 
Regensbiu-g  im  15.  Jahrhundert,  und  auch, 
nachdem  die  Mode  längst  geschwunden  war, 
noch  1501  die  BehOnlon  von  Stuttgart  an- 
schlössen. Mit  ebensolcher  Stix^nge  ver- 
folgte man  auch  die  Nachfolger  der  Schna- 
belschuhe, die  Entenschnäbel,  und  die  im 
Beginne  des  16.  Jahrhunderts  aus  ihnen  her- 
vorgegangenen Bärenklauen,  wie  andernteils 
die  in  Sclimutzgegenden  doch  durchaus  nicht 
impraktischen  von  Spanien  her  eingewan- 
derten Stelzenschuhe  ([)atins). 

Ebenso  schritt  man  ferner  gegen  die  in 
Schellen  und  Glöckchen  bestehenden  An- 
hängsel der  Kleider  (Nürnberg  1343)  und 
auch  im  14.  Jahrhundert  gegen  den  Ge- 
brauch der  Schminke  ein,  während  dem  15. 
imd  16.  Jahrhundert  zahlreiche  Verordnungen 
gegen  die  schon  im  14.  Jahrhundert  in  Frank- 
reich eingeführte  Schleppe^),  den  Feder- 
sc^hmuck,  die  spanischen  Ilüftwülste,  den 
Reifenrock  imd  die  vielfach  als  Aufbewah- 
rungsort von  allerhand  Gebrauchsgegenstän- 
den dienenden  Pluderhosen  zukommen.  Hier- 
hin gehört,  dass  1482  Georg  von  Sachsen  den 
Frauen  und  Fräulein  von  Adel  Schleppen  von 
höchstens  2  Ellen  Länge  gestattete,  dass  in 
Modena  ein  in  Stein  gehauenes  Schleppenmass 
zur  Messung  verdächtiger  Schleppen  öffent- 


^)  Eine  Kölner  Luxusordnnns:  vom  Jahre 
1542  verbot  die  Schleifkleider  (Höhlbauiu,  Buch 
Weinsberg  I,  379).  S.  im  allgemeinen  auch 
V.  Below,  Das  ältere  deutsche  Städtewesen  und 
Bürgertum,  1898,  S.  99,  der  noch  auf  die 
den  Kleiderordnungen  verwandten  Verbote  be- 
stimmter Vergnügungen,  insbesondere  des 
AVürfelspiels  um  Geld,  hinweist. 


lieh  aufgestellt  wurde,  dass  Kari  EX. 
Hinterpolster  verbot,  dafür  aber  die  H*:- 
j)olster  erweiterte,  deren  rapides  Wachf'  l 
mdes  nach  kurzer  Zeit  wieder  1564  di^  i^- 
stiramung,  dass  die  ganze  Hüftweite  l.'..i- 
stens  2  Ellen  betragen  dürfe,  herv^rn* 
Hierhin  gehört,  dass  man  die  namf^Ltli  . 
beim  jüngeren  Adel  und  BOrg«tum  im  '.  . 
Jahrhundert  aufkommende  Tracht  der  J .  .- 
derhosen  zu  verbannen  suchte,  indem  nu 
in  Dänemark  jedem  mit  einer  solchen  H  - 
Bekleideten  dieselbe  am  Leilie  zu  ieTS*l\  i- 
den  drohte,  Joachim  IL  von  BrandecbLv 
dagegen  die,  welche  seinen  Hoöengi?^'!^  ■ 
widerstrebten,  drei  Tage  in  Käfigen  'fi-:/- 
lich  ausstellen  Hess.  So  schritt  man  ., 
dieser  Zeit  auch  gegen  den  in  Handsehnivi 
und  Halskrausen  sich  entfaltenden  Aufwa' 
ein,  so  zu  Bergamo  und  1623  in  Sj^a:'.-  . 
setzte  1583  in  Magdeburg  einen  nach  i : 
StändeoRlnung  zu  bemessenden  Preis  :*_- 
Taschentücher  fest  und  verbot  ITA")  :_ 
Dresden,  dass  sich  Verlobte  solch  kostlor- 
Geschenke  machen  sollten. 

Aehnlich  wne  die  Lai^tracht  unt»}rbj 
auch  die  kirchliche  Kleidung  den  Be^tin- 
mungen  vorgesetzter  Behönlen,  wennd- .  : 
von  den  Luxus  verboten  der  späteren  '/j  * 
in  der  Regel  die  Kirchen  ausgenomni«: 
werden. 

Noch  ist  zu  erwähnen,  dass  auch  '-' 
den  Osmanen  Verordnungen  gegen  i- 
Luxus  ergingen,  die  indes  mehr  die  A«- 
stattung  als  den  Schnitt  der  Kleiduns:  ••" 
trafen  und  auch  hier  in  Bestimmungen  üi-^  : 
die  Kopfbedeckung  des  Turbans  voni'h:..- 
lich  die  äussere  Darstellung  der  Stanii.- 
imterschiede  erstrebten. 

c)  Wesentlich  anderen  Charakter  erli:-!- 
ten  die  Luxusverbote  seit  Ende  des  16.  Jahr- 
hunderts, nachdem  die  Ausbildung  de>  3fvr- 
kantilsystems  handelspolizeiliche  V^- 
sclu-ifteu  erheischte.  Siilly  sprach  e«  ^ 
radezu  aus,  Auf wandgesetze'  seien  das  HaM]-'- 
mittel,  um  der  durch  den  Ankauf  freni'-r 
Kostbarkeiten  veranlassten  Verarmung  i  ^ 
eigenen  I^andes  zu  steuern,  reberall  ii 
England,  Frankreich,  Oesterreich  und  löJi- 
mark  werden  so  bereits  im  16.  Jahrinui.i'r 
Aufwandgesetze  erlassen,  die  ebenso  wi<^  «li-r 
Reichspolizeiordnungen  von  1548  und  Vü' 
lediglich  in  ein  in  der  Bildung  begrifferit^ 
Protektionssystera  sich  eingliederten.  I>j- 
neben  machten  sich  innerhalb  der  merLin*i- 
listischen  Anschauungsweise  auch  nati"- 
nale  Gesichtspunkte^  geltend.  Ende  •>* 
siebzehnten  Jahrhunderts  (1685)  bringt  der 
()sterreichische  Nationalökonom  Hornegk  (]a> 
Verslein : 

»Fremde  Waren,  welche  leider 
Bringen  nichts  als  ü-enide  Kleider. 
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Machen  imsre  deutsche  Welt 
Reich  an  Hoffart,  arm  an  Geld.«  i) 

Hierher  gehört  der  Ktterarische  Kampf, 
den  im  Magdeburgischeu  während  des  17. 
Jahrhunderts  Adlige  und  Bürgerliche  gegen 
das  Fremdländische  des  Adels  in  Kleidung 
und  Lebensfilhnmg  ausfochten  -),  hierhin  ge- 
hören die  Einfuhrverbote  ausländischer 
Fabrikate  imd  Kleider  in  Preussen  imter 
Friedrich  Wilhelm  I.,  in  OsteiTcich  unter 
Joseph  n.  •^),  in  England  unter  Wilhelm  III. 
(1688—1702).  Schliesslich  aber  fallen  auch 
sozialpolitische  Erwägungen  ins  Ge- 
wicht. Der  dem  18.  Jahrhundert  angehörige 
aufgeklärte  Despotismus  war  es,  der  das 
ganze  Privatleben  seiner  Unterthanen  und 
folglich  auch  deren  Konsumtion  der  weit- 
gehendsten Bevormundung  unterwarf.  Yor- 
züglich  bot  da  die  Bekämpfung  aUer  neu 
auftretenden  Volksdelikatessen  die  ge- 
wünschte Handhabe:  Branntwein,  Tabak, 
Kaffee  teilten  das  gleiche  Schicksal  nicht 
nur  im  Abendland  bis  in  die  kleinsten  Staaten 
und  Städtchen  des  17.  und  18.  Jahrhunderts, 
sondern  auch  im  Orient,  wo  Sultan  Murad  IV. 
1633  auf  den  Genuss  des  Kaffees  die  Todes- 
strafe setzte. 

Gegenüber  den  Luxusverboten  könnte 
man  auch  von  Luxusgeboten  sprechen 
im  Hinblick  auf  das  Edikt  Karls  I.  von 
England,  dass  die  Leichen  nm*  in  Wolle 
gekleidet  zu  begraben  seien,  und  die  Ver- 
ordnung Herzog  Kai-ls  von  Württemberg 
über  die  Erweiterung  des  Salzkonsums: 
beide  wie  andere  lediglich  aus  merkan- 
tilistischen  Gründen  erlassen,  beide  wie 
andere  im  höchsten  Grade  thöricht. 

Seit  dem  vorigen  Jalirhundert  erst  nehmen 
die  Aufwandgesetze  ein  Ende,  d.  h.  sie 
werden  teils  zu  Luxussteuern,  teils 
leben  sie  sich  in  einigen  Bestimmungen 
des Konzessions Wesens  aus.  So  kommt, 
wähi-end  das  letzte  Verbot  des  Tafelluxus 
in  Frankreich  1629  erging,  noch  1782  in 
Dänemark  eine  Tischorduung  vor:  am  läng- 
sten aber  daueni  im  allgemeinen  die  Kleider- 
onlnungen,  deren  jüngste  wohl  die  hildes- 
heimische von  1779  ist,  und  die  Trauer- 
ordnungen, deren  Erlass  noch  1777  in 
Preussen,  1783  in  Bamberg  und  1784  in 
Württemberg  nachzuweisen  ist.  Ihre  lange 
Dauer  erklärt  Röscher  damit,  dass  sie  von 
der  Mehrzahl  der  Betroffenen  selbst  heim- 
lich gewünscht  w^urden. 

Es  ergiebt   sich  nach  alledem,   dass  bei 

^)  Vgl.  Sommerlad,  Die  soziale  Wirksamkeit 
der  HohenzoUern,  Leipzig  1899,  S.  24-25. 

*)  S.  Danneil,  Beitrag  zur  Geschichte  des 
magdeburffischen  Bauernstandes,  1898,  II,  422. 

^)  Vgl.  A.  Baldauf,  Beiträge  zur  Handels- 
und Zollpolitik  Oesterreichs,  Hallenser  Disser- 
tation 1898. 


allen  Völkern  die  verschiedenartigsten  Ge- 
biete des  Luxus  der  staatlichen  und  öffent- 
lichen Regelung  unterzogen  wnu-den,  und  es  ist 
demnach  nicht  gut  angebracht,  piit  Röscher  von 
der  je  nach  dem  Nationalcliarakter  wechseln- 
den Art  des  Aufwandes  und  der  danach  be- 
messenen Verbote  zu  reden,  wonach  z.  B. 
bei  den  Römern  Massnahmen  gegen  die 
Gaumenlust,  bei  den  Holländer-ähnlichen 
Massilioten  gegen  den  Brautschmuck,  bei 
den  Deutschen  gegen  das  Zutrinken  und  bei 
den  Franzosen  gegen  die  Putzsucht  er- 
gangen wären.  Es  läuft  das  allzu  sehr  auf 
jene  andere  Klassifikation  hinaus,  die  Karl 
Vogt  einmal  erwälmt  (Tiei-staaten  S.  245): 
der  Engländer  baue  an  dem  Ort  einer 
Niederlassung  zuerst  eine  Kirche,  der 
Amerikaner  eine  Druckpresse  und  der  Deut- 
sche eine  Kneipe. 

Die  Darlegimg  der  Gründe,  welche  die 
Behörden  zum  Einsclu:eiten  bestimmten, 
wird  nicht  völüg  gelingen  können:  teils 
waren  dieselben  theoretischer,  teils  mehr 
praktischer  Natur,  so  ausser  jenen  Ver- 
ordnungen im  alten  Rom  der  Republik  und 
der  Taxordnung  Diokletians  von  301  noch 
im  It).  Jahrhundert  die  französische  Luxus- 
politik, deren  Veranlassung  durch  die  in- 
folge der  Entdeckung  amerikanischer  Minen 
hervorgerufene  Verteuerung  der  Lebensbe- 
dürfnisse gegeben  war,  so  in  der  ei*sten 
Hälfte  des  18.  Jahrhunderts  in  Schweden, 
wo  die  Luxusverbote  von  1750  den  unheil- 
vollen Folgen  einer  schlechten  Finanzpolitik 
entgegenwii'ken  sollten. 

4.  Schluss.  Die  Geschichte  zeigt,  dass 
nahezu  alle  Luxusgesetze  erfolglos  waren, 
im  letzten  Grunde  deshalb,  weil  eine  Be- 
aufsichtigimg der  Konsumtion  weit  weniger 
zu  erzielen  ist  als  eine  Regelung  der  Pro- 
duktion. Was  die  Verbote  nicht  erreichten, 
bewirkten  andere  Umstände:  so  hat  bei- 
spielsweise die  französische  Luxusgesetz- 
gebung des  14.  Jahrhunderts  auf  die  Minde- 
rung der  Pracht  nicht  entfernt  den  Einfluss 
ausgeübt  wie  der  grosse  englische  Krieg 
oder  der  schwarze  Tod.  Seitdem  nun 
vollends  der  Staat  gelernt  hat,  dass  mehr 
als  die  Zwangsmittel  der  alten  Zeit  eine 
vorurteilsfreie  und  vorsichtige  Unterstützung 
der  bedürftigen  wirtschaftlichen  und  geistigen 
Gesamtkultur  eines  Volkes  den  sittlichen 
Bildungsstand  desselben  zu  heben  vermag, 
muss  er  auch  in  der  Behandlung  des 
Luxus  einen  anderen  Weg  verfolgen. 
Weittragender  und  gründlicher  als  die 
staatliche  Gesetzgebung  wirkt  hier  das  Bei- 
spiel einflussreicher  Persönlichkeiten  und 
eine  sittliche  und  vernunftgemässe  Ei'ziehung 
des  einzelnen  wie  der  Gesamtheit.  Es  gilt, 
den  Luxus  sowohl  wie  die  ihn  beein- 
flussenden Leben sansprücho  in  die  richtigen 
Bahnen  zu   lenken,   die  Genussfähigkeit  für 
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das  >Ä'irkli(*h  Schöne  der  Natur.  Wissen- 
schaft und  Kunst  zu  erhöhen  luid  zu  er- 
weitern ;  es  gilt  aber  auch,  bereits  der 
Jugend  die  Tel^erzeugung  einzupflanzen, 
dass  nicht  der  Genuss,  sondern  die  Arbeit, 
sofern  sie  im  Dienste  des  Ganzen  gcthan 
wird,  Ziel  und  Aufpibe  des  Menschenlebens 
ist  und  dass  dessen  wahrer  Heichtum  in 
dem  sittlichen  Adel  des  Geistes  und  Herzens 
beruht. 

Litteratur:  Bau,  Veher  dm  Litxus,  1817  (auch 
Lehrbuch  J,  ^^  SU  ff.).  —  Roficher,  r*'ltrr  den 
Luru«,  lS4.i  (Ana.  d,  Volksw irisch.,  187 S,  J, 
S.  lo,y.  —  Rottcek  in  Rotteck  n.  Welcker, 
>>taatslejrikon ,  AWma  I840,  X,  S.  ^'JS.  — 
r.  Mangoldt,  Vfbrr  Luxuji,  in  BluntJtchü« 
St.W.B.  VI,  483.  —  Laveleyef  Le  luxe, 
Vervier»  1887.  —  &  .V.  Patten,  The  Von- 
sumption  0/  Wealth ,  Philadelphia  1888.  — 
heJciSf  Die  folkifwirtsrhajtlirhe  Kounumtion 
(ASchönbergg  Handbuch^  I,  S.  ()U7).  —  Ä.  v. 
Jhet*ingf  Aettthelik  des  Essens  und  Trinkens, 
(Gegenwart  188^,  J\r.  .i7.  —  «T.  Conrad,  l'eber 
das  Steigm  der  Lebensansprilche  (Holtzendorffs 
deutsche  Zeit-  und  Streit/ragen,  1877,  VI,  S.  877). 

—  H.  Baudrillart,  Jlisloire  du  luxe  pnre  et 
public,  Paris  1880.  —  E.  Hermiann,  Die 
Launen  der  Pticht  ( Minialu rbilder  a.  d.  (iehietr 
der  Wirtschaß,  Halle  187*).  —  Pinto,  Essai 
stir  le  luxe,  Anist.  17r,:i.  —  Ifumont,  Throne 
du  luxe,  Paris  1771.  —  Ptucquet,  Essai  sur 
le  luxe,  1785.  —  C  Metners,  Gesch.  des  Luxus 
der  Athenienscr,  Lemgo  178 J.  —  «T.  Stoc,  Ueber 
den  verderblichen  Eiußuss  des  Luxus  auf  das 
endliche  Schicksal  Athens,  Posen  18 J5.  —  Afad- 
i*t|y,  Die  Verfassung  und  ^>7^raltung  des  röm. 
Staates,  Leipzig  1882.  —  Marquardty  l*rirat- 
leben  der  Römer  (Altert.  VII,  2.  Ausg.).  — 
Mommsens  Komische    Geschichte,  Bd.  I—III. 

—  FtHedländer,  Darstellungen  aus  der  Sitten- 
geschichte Borns,  Leipzig  1881.  —  H,  Weiss, 
Kostümkunde,  AStuttgart  187 J.  —  Falke,  Deutsche 
Trachten-  und  Modewelt,  Leipzig  1858.  —  Aliv* 
Schultz,  Das  höfische  Leben  zur  Zeit  der  Minne- 
sänger, Leipzig  1889.  —  Verselbe,  Deutsches 
Leben  im  I4.  utid  15.  Jahrhundjert,  Leipzig  189 J. 

—  Felijc  Weber,  Gastronomische  Bilder,  Leip- 
zig 1891.  —  H.  Bodetneyer,  Ilannov.  Rechts- 
aUertilmer.  I.  Die  Luxus-  und  SiUengesctzc, 
Göttingen  1857.  —  P.  Lacrolr,  Moeurs,  usages 
et  costumes  au  moyen  dge  et  d  l'rpoque  de  la 
irnaissance,  Paris,  Didot.  —  W.  Loose,  Meissner 
Polizeiordnungen  des  15.  und  16.  Jahrhunderts 
(MiU.  d.  Vereins  f.  Gesch.  der  Stadt  Meissen,  I, 
S.  58—96).  —  L,  Bartsch,  Sachs.  Kleider- 
ordnungen aus  der  Zeit  r.  1450—1750  (Progr. 
Realschule  I.  O.  z.  Annaberg,  1882).  —  Uer- 
selbe,  Die  sächs.  Kleiderordnungen  unter  Be- 
zugnahme auf  Freiberger  Verhältnisse  (MiU.  d. 
Freiherger  Altertumsvereins,  I884),  —  Baader, 
Nürnberger  Polizeiordnungen,  Stuttgart  1861.  — 
K,  Höhlbatun,  Das  Buch  Weinsberg,  Leipzig 
1887.  —  Ä  Bunde,  Beitrag  zur  Geschichte  der 
Aufwandsgesetze.  —  Pennlng ,  De  luxu  et 
legibus  sumptuariis,  Lngd.  Bat.  1826.  —  Georg 
V,  Beloiv,  Art.  n Luxusa  in  Elsters  Wörterbuch 
der   Volksivirtschaft  II,  208 ff. 
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1.  Beprriflf  und  Stellnnp:  im  StentrrsT-trtii 
,  2.  GejichicTitliches.  3.  VolkswirtschaftJirh«-  a- . 
finauzielle  Bedeutung.  4.  Die  einzelnen  Lut.- 
;  steuern.  A.  Wa^en-  und  Pferdesteuer.  B.  Fä!ir- 
I  radstener.  C.  Dienstbotensteuer.  D.  Gold-  ü  . . 
i  Silberfi^eschirrsteuer.  E.  Gesellifl^keitsstcB-r:. 
:  a)  Steuer  von  geselHffeu  Vereinen,  b  Vr:- 
1  gnügungsst^uern.  F.  Billardsteuer.  G.  ^mh^tL" 
;  Luxucisteuern.    5.  Schluss. 

1.  Begnff  und  Steliang   im    Steaer- 
sy stein.     Tuter  dem  Xanien  LiLxiis>t«^n"!- 

!  fassen  wir  eine  Anzalü  von  Aufwand>r^^>  : 

zusammen,    die   sich   an  Gegenständ»    hl 

i  (xenüssc^   eines   die    durchschnittlichen   I>- 

I  dürfnisse  üliersteigenden  Aufwandes  knü\y  .. 

8io  liaften   daher  an  der  Luxuskoni>um:.  •  _ 

I  Da  nun  die  Bezeichnung  des  Aufwand»?-  5.^ 

i  Luxus    wesentlich    abhängt    vou    dem  Fj- 

I  messen    des   Urteilenden   —  ein  Erm^>:  . 

j  das    besonders    durch    Lebeiisg«?wohni;v;^ . 

,  \m(\   Vermögenslage  bestimmt   wini  — .  - 

I  kann   der  Kivis  der  Luxussteuern  kein  i-^* 

umgrenzter    sein.      Einzelne     Finanz^-^jlmr- 

I  steiler  meinen   denn  auch,    dass  nuter  «W: 

'Begriff  der  Luxussteuern  alle  Abgaben  ..': 

I  Aufwendungen  fallen,  die  anderen  als  1  ^ 

1  gnibsten    Bedürfnissen    dienen,     z.    B.   u- 

,  Bier-,  Wein-  und  Tabaksbesteueruug.  Gcjj^^r.- 

wärtig    i-echnen    die    iSysteme    <ier  fina^iz- 

wissenschaft  vornehmlich   folgende  Sreiiem 

zu   den  Luxussteuern:   Steuern  auf  Wacv-i. 

Pfenle    (neuerdings    auch     auf    Falirrä'Jfi . 

Dienstboten,   Gold-   und   Silbei^^»hirr.  i:-:- 

wisse  gesellige  Vergnügiuigen,  Billarde. 

Man  pflegt  die  Steuern  einzuteilen  ent- 
weder in  direkte  und  indirekte  oder  in  Er- 
werbs-, Besitz-  und  Gebrauchssteuem.  l'i^ 
soeben  genannten  Luxussteuern  wenlen  iiu 
ersten  Falle  den  direkten  Steuern,  im  zweit- j 
Falle  den  Gebrauchssteuem  zuzurechnen  seit. 
Innerhalb  der  modernen  Steuersysteme,  «li-r 
in  der  Hauptsache  aus  Ertrag-,  Einkonuuea-. 
kurz  den  üblichen  direkten  Steuern,  au- 
Aufwand-  und  Verkehrssteuem  bestell-?:.. 
bilden  jene  Luxussteuern  einen  kleimi 
Komplex  »direkter  Auf  wand  steuern  . 

2.  Geschlohtlicheg«  Im  Altertum  and  im 
Mittelalter  ist  oft  versucht  worden,  deo  Lüia- 
sowohl  durch  Verbote  wie  durch  Strafen  einin- 
schränken  und  zu  regelu;  am  bekanntesten  in 
dieser  Beziehung  ist  die  Befugnis  der  r5mL<chea 
Censoren,  neben  den  Luxnsstrafeu  von  sich  aas 
Luxusabgaben  aufzulegen.  ludessen  kann  man 
derartige  gelegentliche  Abgaben  nicht  al? 
„Steuern"  im  modernen  Sinne  des  Wortes  Im?- 
zeichnen.  Erst  im  16.  und  17.  Jehrhundeit 
ringt  sich  die  Idee  einer  Sonderbesteneran^  ^'^ 
Luxusaufwandes  durch.  Die  Motive  hierin 
waren  aber  durchaus  keine  luxuspolitischen.  'fw 
neuen  Steuern  hatten  keineswegs  die  Ein- 
schränkung des  Luxus  zum  Ziele,  sondern 
scheinen  wesentlich  aus  fiskalischen  Bedürfni5>eii 
hervorgegangen  zu  sein.    Den  Gang  der  Eni- 
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wickelunff  in  den  einzelnen  Ländern  zeigt  die 
folgende  Uebersicht. 

Holland.  Eine  alljährlich  an  die  Stadt- 
behörde zu  zahlende  Abgabe  für  Wagen  wird 
als  dort  bestehend  im  Jahre  1612  erwähnt.  1636 
wurde  eine  Dienstbotensteuer  eingeführt;  auch 
eine  Pferdesteuer  hat  im  17.  und  18.  Jahr- 
hundert bestanden.  Zur  Zeit  der  batavischen 
Republik  enthielt  das  aus  den  Ideeen  Gogels, 
des  leitenden  Finanzmannes  jener  Epoche,  her- 
vorgegangene Steuersystem  die  Pferde-  und  die 
Dienstbotensteuer.  Als  die  Niederlande  ein  Teil 
Frankreichs  wurden,  trat  von  1812  an  das  fran- 
zösische Steuersystem  in  Kraft  und  die  in  ihm 
damals  nicht  enthaltenen  Luxussteuern  wurden 
abgeschafft.  Bald  darauf  wieder  eingeführt, 
sind  sie  1814  und  1815  revidiert.  1816  aber 
nochmals  abgeschafft  worden.  Die  allgemeine 
Personalsteuer,  deren  Regelung  hauptsächlich 
durch  die  Gesetze  von  1821,  1883.  1835,  1843 
und  vom  9.  April  1869  erfolgte,  enthält  eine 
Dienstbotensteuer  als  fünfte  und  eine  Pferde- 
steuer als  sechste  Basis.  —  Nach  dem  Gesetz 
von  1851  haben  die  Gemeindeij  die  Befugnis, 
Steuern  auf  Theater  und  öffentliche  Lustbar- 
keiten jeder  Art  einzuführen ;  früher  sind,  eben- 
falls als  Gemeindesteuern,  Abgaben  auf  öffent- 
lichen Luxus,  der  bei  Hochzeiten  und  Begräb- 
nissen entfaltet  wiirde,  vorgekommen  —  was 
an  diesbezügliche  Verbote  des  Mittelalters  er- 
innert. 

Belgien.  Nach  der  Revolution  von  1830 
ist  hier  ein  dem  holländischen  analoges  Steuer- 
system aufrecht  erhalten  worden.  Der  gegen- 
wärtige Tarif  beruht  auf  dem  G.  v.  25.  August 
1883.  In  einzelnen  Städten  giebt  es  besondere 
Luxussteuem  (namentlich  auf  Wagen  und  auf 
Fahrräder). 

England.  Die  Luxussteuem  begannen 
mit  der  Karossen  Steuer  im  Jahre  1747.  Die 
Pferdesteuer  von  1784  ward  zunächst  für  Luxus- 
pferde eingeführt,  später  (1795)  wurde  sie  auf 
andere  Pferde  in  der  Landwirtschaft  und  den 
Gewerben  ausgedehnt.  Eine  Steuer  auf  männ- 
liche Dienstboten  bestand  seit  1777,  eine  solche 
auf  weibliche  seit  1785;  diese  ist  1792  aufge- 
hoben worden.  Ferner  gab  es  eine  Steuer  auf 
den  Besitz  von  Silbergeschirr  von  1756—1777, 
die  aber  mit  den  bis  1891  hierfür  zu  zahlenden 
Lizenzabgaben  in  keiner  Verbindung  steht. 
Im  Jahre  1821  erfolgte  die  Aufhebung  der 
Steuer  auf  landwirtschaftlich  benutzte  Pferde. 
Einschneidende  Reform  der  Luxussteuern,  der 
sogenannten  „assessed  taxes",  fand  1853  durch 
Gladstone  und  namentlich  1869  (32.  und  33.  Vict. 
c.  14),  teilweise  auch  1874,  statt.  Die  Erträge 
der  Luxussteuem  wurden  1889  der  englischen, 
1890  der  schottischen  Lokalverwaltung  von  der 
Staatskasse  überwiesen  (für  den  in  dem  be- 
treffenden Gebiet  erhobenen  Betrag),  doch  er- 
folgen Veranlagung  und  Erhebung  der  Steuern 
nach  wie  vor  durch  Staatsbeamte. 

Frankreich.  Es  existierten  Steuem  auf 
Dienstbotenhalten  und  auf  Luxuspferde  bereits 
im  Jahre  1759.  Diese  Steuern  waren  1791  mit 
der  Mobiliarsteuer  verbunden  gewesen.  1795 
war  u.  a.  auch  eine  Wagensteuer  hinzugekommen. 
1807  wurden  die  Lnxussteuern  als  lästig  und 
wenig  ergiebig  aufgehoben.  Nach  dem  deutsch- 
fninzösiscnen  Kriege  fand  durch  G.  v.  16.  Sep- 
tember 1871  die   gleichzeitige  Einführung  von 


Steuem  auf  Wagen  und  Pferde,  Billards  und 
gesellige  Vereine  statt,  die  Steuern  auf  Wagen 
und  Pferde  mittelst  Wiederherstellung  des  18ri5 
aufgehobenen  bezüglichen  Gesetzes  von  1862. 
Abändenmg  resp.  weiterer  Ausbau  der  fran- 
zösischen Luxussteuergesetzgebung  erfolgte  — 
unter  Festhaltung  an  den  genannten  vier  Steuer- 
arten —  durch  Gesetze  und  Verordnungen  von 
1871,  1872,  1874,  1879,  1882,  1884,  1889,  1890 
und  1893.  Eine  Fahrradsteuer  wurde  durch 
G.  V.  28.  April  1893  geschaffen  (Abänderung 
durch  G.  v.  14.  April  1898).  Auf  Einführung 
dieser  Steuer  war  die  Erwägung  von  Eiufluss, 
dass  der  schnell  zunehmende  Gebrauch  des  Fahr- 
rades den  Ertrag  der  Wagen-  und  Pferdesteuer 
vermindern  werde.  Wie  bei  letzterer,  so  ist 
auch  bei  der  Fahrradsteuer  den  Gemeinden  V4 
des  Ertrages  überwiesen  worden.  1895  wurde 
—  ohne  Erfolg  —  der  Versuch  gemacht,  eine 
Dienstbotensteuer  einzuführen.  —  In  den  Städten 
giebt  es  Abgaben  von  öffentlichen  Vergnügungen 
zu  Gunsten  der  Wohlthätigkeitsanstalten  u.  dgl. 
(Vgl.  d.  Art.  Armenwesen  oben  Bd.  1,  S.  1207). 
Deutschland.  In  Preussen  wurde 
1698  eine  Perücken-  und  Karossensteuer  ein- 
geführt und  zwar  zunächst  für  Berlin.  Diese 
Abgabe  ist  in  die  spätere  Acciseerhöhung  (1701) 
mit  aufgenommen  und  dadurch  auf  das  ganze 
Land  erstreckt  worden.  Es  bestanden  ferner 
Steuern  auf  Gold-  und  Silber  gerät  (und  Juwelen) 
seit  1809,  auf  männliche  und  weibliche  Diener- 
schaft, Wagen  und  Pferde  (auch  Hunde)  seit 
1810;  jene  ist  1812,  diese  1813  aufgehoben 
worden.  —  In  Bremen  wurden  am  1.  Januar 
1814  Steuem  auf  Wagen,  Pferde,  geschlossene 
Gesellschaften,  Billards,  Kegelbahnen,  öffentliche 
Bälle  und  (am  28.  März  1814  zum  Besten  der 
milden  Stiftungen)  auf  öffentliche  Vergnügungen 
(Theater,  Konzerte  etc.  —  die  schon  besteuerten 
Bälle  ausgenommen)  aufgelegt;  doch  hat  es 
dort  bereits  früher  schon  Equipagensteuern  ge- 
geben, da  sie  im  Jahre  1799  erwähnt  werden. 
Vermutlich  wurden  letztere  im  ganzen  Staats- 
gebiet, die  anderen  Steuern  nur  im  Stadtgebiet 
erhoben;  gegenwärtig  wenigstens  ist  dies  der 
Fall.  Im  April  1899  wurde  die  Einführung 
einer  Fahrradsteuer  beschlossen.  —  Die  in  H  a  m  - 
bürg  seit  179(5  bestehende  Vergnügungssteuer 
ist  1858  neu  geregelt  worden.  Eine  Wagen- 
und  Pferdetaxe  ist  von  1741 — 1745  dort  vor- 
handen gewesen;  sie  erscheint  —  verbunden 
mit  einer  Abgabe  auf  männliche  und  weibliche 
Dienstboten  —  wiederum  1801  und  wird  alsdann 
bis  zur  französischen  Occupation  fortwährend 
prolongiert.  Die  V.  v.  10.  August  1831  verband 
mit  der  allgemeinen  Erwerbs-  und  Einkommen- 
steuer eine  Lnxussteuer,  welche  Equipagen  und 
Reitpferde,  männliche  und  weibliche  Dienstboten 
(auch  Landhäuser)  umfasste.  —  In  Lübeck 
wurde  1810  eine  Abgabe  auf  Theatervorstellungen, 
später  auf  Maskeraden,  öffentliche  Schau- 
stellungen, Billards  etc.  gelegt.  Die  Billard- 
steuer wurde  1867  aufgehoben.  Im  Jahre  1878 
ist  eine  neiie  Vergnügungssteuer  (für  Tanzver- 
gTiügeu  etc.)  zu  Gunsten  des  Ortsarmen  verband  es 
eingeführt  worden.  —  Auch  Württemberg 
erhebt  eine  Abgabe  von  Schaustellungen.  — 
Eine  —  finanziell  wie  praktisch  ganz  unbe- 
deutende—  Nachtigalleusteuer  wird  in  Hessen 
als  Staatssteuer  (G.  v.  1.  Januar  1875)  und  in 
S  a  c  h  s  e  n  als  Gemeindeabgabe  ( G.  v.  1.  Dezember 
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1864)  erhoben  (diese  Steuer  findet  sich  auch  in 
Bremen  und  ist  in  Preussen  als  Kommunal- 
abgabe statthaft).  —  Das  Grossherzog^tnm  Hessen 
besteuert  die  Automobilen  und  Fahrräder  (Ge- 
setz über  den  L^rkundenstempel  vom  12.  August 
1899).  —  Erwähnt  mag  werden,  dass  in  älterer 
und  neuerer  Zeit  innerhalb  partieller  Besteuerung 
des  Vermögens  zuweilen  diejenige  des  Gold- 
und  (resp.  oder)  Silbergeschirrs  sich  vorfindet: 
so  best^uert^  Bayern  1554  das  Silbergeschirr, 
Schaumburg-Lippe  im  Jahre  1808  Gold-  und 
Silbergeschirr  (mit  *  4%  des  Wertes). 

Als  Staatssteuem  haben  somit  die  Luxus- 
steuern in  Deutschland  eine  sehr  geringe  Ver- 
breitung gefunden.  Dagegen  findet  man  Ver- 
guiiguugssteueni  vielfach  als  Kommunalsteuem. 
In  einer  grossen  Zahl  deutscher  Städte  be- 
stehen „Steuern  von  Vergnügungen"  (Theater 
u.  s.  w.),  deren  Ertrag  nicht  selten  ganz  oder 
teilweise  ausdrücklich  für  die  Armenkasse  be- 
stimmt ist;  da  und  dort  giebt  es  auch  Pferde- 
steuem,  Abgaben  von  Jagdscheinen,  Nachti- 
gallensteuem.  Auf  die  Ausdehnung  der  Ver- 
gnügungssteuern ist  ohne  Zweifel  von  Einfluss 
gewesen  das  preussische  Kommunalabgaben- 
gesetz vom  14.  Juli  18i)3,  das  im  §  15  bestimmt : 
„Die  Besteuerung  von  Lustbarkeiten  einschliess- 
lich musikalischer  und  deklamatorischer  Vor- 
träge sowie  von  Schaustellungen  umherziehen- 
der' Künstler  ist  den  Gemeinden  gestattet." 
Allerdings  war  das  Recht  der  preussischen  Ge- 
meinden, öffentliche  Lustbarkeiten  zu  besteuern, 
schon  durch  das  allgemeine  Landrecht  und 
durch  §  74  des  G.  v.  8.  März  1871  anerkannt 
worden.  Von  48  deutschen  Städten  mit  über  50000 
Einwohnern  besitzen  35  die  Vergnügungssteuer 
(vgl.  die  Namen  der  Städte  sub  3),  Vö  nicht; 
diese  sind :  Berlin,  Cassel,  (.'harlottenburg,  Daiizig, 
Darmstadt,  Freiburg  i.  B.,  Hannover,  Karlsruhe, 
Königsberg  i.  P.,  Magdeburg,  Mainz,  Stettin, 
Stuttgart. 

Oester reich.  Luxussteuem  als  Staats- 
steuern bestehen  jetzt  dort  nicht.  Im  17.  Jahr- 
hundert gab  es  für  bestimmte  Zwecke  (Zucht- 
haus, Armenhaus  in  Wien)  eine  alljährlich  zu 
zahlende  Steuer  auf  öffentliche  Billards  und 
andere  Spiele  (seit  1692),  fenier  seit  1697  eine 
Wagensteuer. 

Ungarn.  Es  wurde  1875  eine  Steuer  ein- 
geführt auf  männliche  Dienstboten,  Billardtische, 
Spielräume  (mit  Karten  oder  anderen  Zeichen), 
auf  Wagen  zum  persönlichen  Gebrauch  und 
Pferde,  die  vor  solche  Wagen  gespannt  oder  als 
Reitpferde  benutzt  wurden.  Die  Steuer  ist  in- 
folge zahlreicher  Beschwerden  1879  aufgehoben 
worden.    Der  Ertrag  war  ca.  400000  Mark. 

Dänemark.  Luxussteuem  als  Staatssteuern 
giebt  es  nicht  mehr.  Als  Teil  einer  allgemeinen 
Kopfsteuer  gab  es  dort  von  1700 — 1760  eine 
Steuer  auf  Dienstboten.  Als  kommunale  Luxus- 
steuer besteht  in  Kopenhagen  (^mit  einem  Er- 
trage von  ca.  7000  Kronen)  eine  Steuer  auf 
Luxuspferde:  sie  ist  1770  zum  Besten  einer 
Stiftung  für  neujafeborene  Kinder  eingeführt 
worden  und  figuriert  noch  jetzt  unter  deren  1 
Einnahme.  | 

Schweden.    Jetzt  kommen  Luxussteuern 
nicht  mehr  vor;  früher  haben  sie  dort  mehrfach  | 
bestanden.      Die    erste    Luxussteuer    ist    1711 1 
eingeführt,   1712   erneuert   worden;    sie    betraf  i 
(ausser    anderen    Gegenständen)    Luxuswagen.  I 


Die  grosse  Finanznot  während  der  Krlr^v 
Karls  XII.  führte  1716  zu  einer  neuen  St^. 
welche  den  Gebrauch  der  meisten  Laxasirtrs»'!- 
stände  mit  hohen  Abgaben  belegte,  abee^^rr 
nach  den  Rang  Verhältnissen  des  Stenersähk^ 
Wahrscheinlich  sind  diese  Steuern  nur  fiir  4- 
betrefifenden  Jahre  aufgelegt  gewesen.  Ei:.* 
1731  verordnete  Steuer  auf  Luxuswagen  ist  17-4 
wieder  aufgehoben  worden.  Im  Jahre  1T> 
wurde  eine  Luxnssteuer  in  die  allgemfiB-: 
direkte  Vermögenssteuer  mit  aiifgenomn»:i . 
sie  blieb  von  dieser  Zeit  au,  allerdings  mit  Tfr- 
schiedenen  Aenderungen  in  Bezug-  auf  Gf?r2- 
stände  wie  Höhe  der  Besteuerung,  bis  1815  und 
bestand  dann  wieder  von  1818 — 1823.  E:i 
letzter  Rest  der  Luxussteuer  war  die  (1861  aal- 
gehobene) Steuer  auf  Lakaien,  Hofmeisier  rr.  . 
sie  traf  den  ersten  mit  IV2 — 2  und  den  sech-tci 
mit  16  Kronen. 

R  u  s  s  1  a  n  d.  Luxussteuem  als  StaaL^^i^nrrs 
existieren  dort  nicht. 

Schweiz.  Zuerst  besass  Genf  Lnxüs- 
steuern.  Sie  erscheinen  im  Pacitikation<>-lik- 
vom  21.  November  1782  und  zwar  auf  SDbrf- 
geschirr,  Dienstboten,  Reit-  und  Wagenpferdr. 
Die  Helvetik  folgte  diesem  Beispiel,  madr- 
aber,  wie  mit  ihrer  Besteuerung  zanäch.sT  über- 
haupt, so  auch  mit  den  Luxussteuem  gänzü  L 
Fiasko.  Darauf  wurde  die  Luxnsabgabe  tfr- 
ändert,  die  Steuer  auf  weibliche  Dien<Tb»»r?c 
fallen  gelassen ;  es  bestanden  noch  Steuern  aai 
männliche  Dienstboten,  Pferde  und  Wagen,  l^i 
Versuch  der  Helvetik  hat  wenig  nachhaltig  u- 
wirkt,  weil  in  der  Mehrzahl  der  Kantone  & 
Voraussetzung  der  Steuer,  der  Luxus,  feb't. 
Nur  in  drei  Kantonen  fassten  die  Luxusr^teurn 
Boden:  Waadt  hat  von  der  Zeit  der  Helvtrli 
her  die  Bedienten-,  Billard-  und  Wagenst<ner; 
Genf  hat  seit  seiner  Unabhängigkeit  von  ISlfi 
gleichfalls  diese  drei  Steuern  und  die  Pfcnlt- 
steuer;  Freiburg  besitzt  seit  1862  die  Wa^ea- 
steuer. 

Italien.  Das  moderne  Rom  hat  hm 
Zeit  eine  Steuer  auf  Luxuspferde  gehabt;  .^' 
wird  im  G.  v.  28.  April  1810  genannt,  -^ill 
übrigens  bereits  unter  den  öffentlichen  Eia- 
uahmen  von  1594  erwähnt  sein.  In  PiemoLr 
wurden  seit  1853  Dienstboten  innerhalb  (irr 
Personalsteuer  besteuert,  ausserdem  Privat-  nn-i 
öffentliche  Wagen  in  demselben  Jahre  mit  Ab- 
gaben belegt.  Diese  Steuern  gingen  aaf  da« 
Königreicli  Italien  über,  ebenso  die  im  Gr*:- 
herzogtum  Toskana  1814  eingeführte  Spiel- 
steuer. Das  Kommunal-  und  Provinzialgt-^tz 
vom  20.  März  1865  ermächtigte  die  Kommunen 
u.  a.  zur  Auflegung  einer  Steuer  von  Ziü:-. 
Reit-  und  Lasttieren;  später  sind  ihnen  amli 
vom  Staate  die  Steuern  auf  Privat-  und  öffent- 
liche Wagen  sowie  auf  Dienstboten  überOT&^n 
worden.  —  Durch  G.  v.  22.  Juli  1897  wur.I^ 
eine  Fahrradsteuer  eingeführt;  die  Hälfte  d« 
Ertrages  wird  den  Gemeinden  überwiesen. 

Spanien.  Eine  Wagen-  und  Pferde>teiier 
bestand  von  1873 — 1877  tind  Tiiirde  wieder  liii- 
ge führt  durch  G.  v.  5.  August  1^3. 

Portugal.  Es  besteht  seit  1872  innerhalb 
der  Personalsteuer  eine  Steuer  auf  männliche 
Dienstboten,  Wagen  und  Pferde. 

Von  aussereuropäischeu  Staaten  nio^fQ 
Amerika  und  Japan  genannt  werden. 

l)ie  Vereinigten  Staaten  besteuerten  179^ 
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die  Wagen,  einzelne  Staaten  (Virginia,  Kentucky, 
North  Carolina,  Georgia)  im  Jahre  1796  Wagen, 
Pferde,  Billards.  Im  Bürgerkriege  wurden 
Steuern  auf  Vergnügungsbote ,  Bulards  und 
andere  Luxus^egenstände  gele^  (1864) ;  sie  be- 
stehen jetzt  nicht  mehr  als  ITnionssteuern,  aber 
in  verschiedenen  Einzelstaaten  giebt  es  noch 
Luxussteuern. 

In  Japan  wurde  1871  eine  Steuer  aufgelegt 
auf  Dienstboten,  Wagen,  Sänften,  Reitpferde 
und  Vergnügungsbote.  1873  reorganisiert,  wurde 
die  Steuer  bei  der  Steuerreform  von  1875  in 
ihrer  bisherigen  Form  beseitigt.  Es  ^^-urde  eine 
neue  Wagensteuer  eingeführt.  Da  gleichzeitig 
die  staatlichen  Wege-  und  Brückengelder  abge- 
schafft worden  waren,  kann  die  Steuer  ange- 
sehen werden  als  ein  Aequivalent  für  die  Auf- 
wendungen, welche  das  Wegewesen  aus  öffent- 
lichen Mitteln  erforderte. 

In  mehreren  Staaten  (Frankreich,  Belgien 
etc.)  sind  Zuschläge  seitens  der  Gemeinden  ge- 
stattet. 

S.Volkswirtschaftliche  und  finanzielle 
Bedeutung.  Eiu  übertriebener  Aufwand 
der  wohlhabenden  und  reichen  Klassen  wirkt 
in  wirtschaftlicher  wie  in  sozialer  Beziehung 
ungiinstig.  Einmal  deshalb,  weil  dadurch 
die  Produktion  eine  unerwünschte  Richtiuig 
erhält :  sie  winl  hingelenkt  auf  Gegenstände, 
die  nicht  den  breiten  Massen  des  Volkes, 
sondern  nur  einer  kleinen  Zahl  Begüterter 
zu  statten  kommen.  Dann  besonders  des- 
halb, weil  die  Begehrliclikeit,  der  Neid,  die 
Verbitterung  der  besitzlosen  Klassen  ver- 
mehrt, die  bestehende  Kluft  zwischen  Arm 
und  Reicli  erweitert,  der  Klassengegensatz 
somit  verschärft  wird.  Wenn  aus  diesen 
Gründen  eine  Bekämpfung  des  Luxus 
wn'inschenswert  ist,  so  können  doch  Luxus- 
verbote in  der  Gegenwart  nicht  mehr  in 
Frage  kommen,  und  von  direkten  gegen  den 
Luxus  gerichteten  Massregeln  bleibt  nur  die 
Besteuerung  übrig. 

Vom  sozialen  Gesichtspunkte  aus  ange- 
sehen, haben  die  Luxussteuern  für  das 
Gleichheitsgefühl  der  Menschen  viel  An- 
sprechendes ;  ob  sie  aber  wirklich,  wie  nicht 
selten  behauptet  wird,  geeignet  sind,  »sozial 
versöhnend«  zu  wirken,  ei-scheint  zweifel- 
haft. Allerdings  könnte,  wenn  der  Luxus 
i-echt  teuer  bezahlt  -werden  muss,  dadurch 
eine  steuerliche  Entlastung  der  minder  be- 
mittelten Volksscliichten  herbeigeführt  wer- 
den ;  offenbar  aber  nur  dann,  wenn  wirklich 
der  gesamte  Luxusaufwand  der  wohl- 
habenden Klassen  von  der  Steuer  erfasst 
würde.  Dies  ist  auch  neuerdings  von  A. 
Schäffle  in  Vorschlag  gebracht  worden:  er 
will,  dass  das  gesamte  Nutzvermögen  der 
Nation  zur  Steuer  herangezogen  werde;  die 
bisher  bestehenden  Luxussteuern  sollen  den 
Gemeinden  überlassen  werden,  die  neue  Be- 
steuerung der  Gebrauchsgegenstände  soll 
geschehen  von  seiten  des  Reiches  ^>  schon 
beim  Abgange   aus  den  Stätten  der  Halb-i 


und  Ganzfabrikation  und  beim  Durchgange 
diu-ch  die  Zurüstungs-,  Konfektions-  und 
Montierungsanstalten  bezw.  durch  die  Maga- 
zine, Bazars  und  andere  benannte  Verkaufs- 
stätten«.  Die  praktische  Durchfühnmg  einer 
derartigen  allgemeinen  Luxusbesteuerung 
böte  gi^osse,  kaum  zu  überwindende  Schwierig- 
keiten: nicht  bloss  die  Fabrikanten  und  die 
Kaufleute,  sondern  schliesslich  auch  alle 
wohlhabenden  Konsumenten  würden  sich 
unerträglichen  Kontrollmassregeln  ausgesetzt 
sehen;  sie  müssten  von  Steuerbeamten  bei- 
nahe auf  Schritt  und  Tritt,  gewissermassen 
von  der  Wiege  bis  zur  Bahre,  begleitet 
werden.  —  Allerdings  sind  auch  gegen  die 
teilweise  Luxusbesteuerimg  viele  Be- 
denken geltend  zu  machen :  werden  einzelne 
Luxusobjekte  der  reichen  Klasse  von  der 
Steuerverwaltimg  herausgegriffen,  so  wird 
wohl  niemand  glauben,  dass  dadurch  »der 
Luxus«  auch  nur  entfernt  eingeschränkt 
w^erden  könnte :  bestenfalls  wäre  zu  erreichen, 
dass  die  verhältnismässig  kleine  Anzalü  sehr 
vermögender  Leute  weniger  AVagenpfeixle, 
Dienerschaft  etc.  hielte.  Da  aber  der  weit 
überw^iegende  Teil  des  sonstigen  Luxus  un- 
besteuert  bliebe,  so  wurde  eine  Einschränkimg 
an  der  einen  wahrscheinlich  eine  Erhöhung 
an  der  anderen  Stelle  herbeiführen.  Weiter- 
hin ist  zu  beiücksichtigen,  dass,  falls  nur 
ein  Teil  des  Luxus  zur  Besteuerung  heran- 
gezogen wii-d,  die  für  diesen  thätigen  Ge- 
werbe resp.  mit  ihm  in  Verbindung  stehenden 
Personen  immerhin  etwas  unter  der  Be- 
steuenmg  zu  leiden  haben,  nämlich  durch 
Einschränkung  des  betreffenden  Aufwandes 
(z.  B.  Fahn'äder).  Warum  aber  soH  gerade 
eine  Gattung  von  Fabrikaten,  Diensten  etc. 
als  Luxus  betrachtet  und  besteuert  wei-den, 
während  andere  viel  unnützere  von  der 
Steuer  frei  bleiben?  Dass  solche  und  ähn- 
liche volkswirtschaftliche  Erwägungen  nicht 
ganz  ausser  acht  zu  lassen  sind,  darf  aus 
manchen  Geschehnissen  geschlossen  werden ; 
z.  B.  wunle  die  englische  Pferdesteuer  aus 
Rücksicht  auf  die  Pferdezucht  im 
Jalire  1874  aufgehoben. 

Der  übertriebene  Aufwand,  Avelcher  in 
der  Eitelkeit  der  Menschen  seine  Wiu-zel  hat 
und  in  dem  mit  dem  Fortschritte  der  CivUi- 
sation  steigenden  Kapitalreichtum  das  Mittel 
zu  seiner  Bethätigung  findet,  wird  dm'cli 
partielle  Luxussteuern  um  so  weniger  be- 
kämpft werden,  als  die  reichen  Klassen  in 
der  Zahlung  einer  kleinen  Geldsumme  eine 
Art  Privilegierung  ihres  Aufwandes  erblicken 
würden;  dies  kann,  wenn  überhaupt,  nur 
geschehen  durch  Herbeiführung  einer  ge- 
läuterten Moral  der  Besitzenden. 

üeber  das  finanzielle  Ergebnis  dieser  Steuer- 
kategorie seien  zimächst  folgende  Zahlen  mit- 
geteilt : 

Die    Wagens teiier    ergab    in    England 
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1866  ca.  370000  £,  1897—98  cä.  504000  €,  die 
Pferdesteiier  1862  ca.  367000  t,  1874  — 
dem  Jahre  ihrer  Aufliebun^  —  ca.  480000  £. 
In  Frankreich  ist  die  Steuer  auf  Wa^en  und 
Pferde  (auch  Maultiere)  für  1899  mit  12312000 
Frcs.  veranschlagt.  In  Bremen  erbrachte  1897 
die  Wa^ensteuer  (Staatsgebiet)  ca.  11000  Mark, 
die  Pferdesteuer  (^Stadtgebiet)  ca.  48000  Mark, 
im  Kanton  Genf  die  ^Vaj2:en-  und  Pferdesteuer 
1897  ca.  24000  Frcs.,  die  Wagensteuer  allein 
1897  im  Kanton  Waadt  ca.  12  (XX)  Frcs?.,  im 
Kanton  Freiburg  ca.  9000  Frcs.  Die  Pferde- 
ßteuer  hat  in  Holland  1895-96  ca.  630000  fl. 
ergeben.  Als  Kommunalsteuer  trug  in  Italien 
1895  die  Steuer  auf  öffentliche  Wagen  ca.  398  0(X) 
Lire,  die  Steuer  auf  Privatwagen  ca.  1535000 
Lire  ein. 

Die  Steuer  auf  Fahrräder  ist  in  Frank- 
reich für  1899  mit  3780000  Frcs.  veranschlagt 
worden ;  sie  erbrachte  in  Italien  im  Jahre  1897 
bis  1898  ca.  773000  Lire. 

Die  Dienstboteusteuer  brachte  in 
England  1870  ca.  214000  i:,  1897—98  ca. 
152000  £  ein,  im  Kanton  Genf  1897  ca.  52000 
Frcs.,  in  Holland  1895  ca.  951000  fl.  Die  (auf- 
gehobene) Steuer  auf  weibliche  Dienstboten 
hatte  in  England  jährlich  ca.  31 000  t  ergeben. 

Die  Gold-  und  Silbergeschirrsteuer 
in  England  hatte  1756-  57  18  (XX)  £  eingebracht. 
(Der  nur  zum  Teil  als  Luxussteuer  zu  be- 
trachtende Gold-  und  Silberstempel  ergab  für 
1890-91  ca.  38400  £;  er  ist,  wie  schon  erwähnt, 
seitdem  —  durch  G.  v.  1.  Mai  1890  —  aufge- 
hoben). 

Die  Geselligkeitssteuern  zeigen  fol- 
gende Ergebnisse:  Die  Steuer  auf  gesellige 
Vereine  ist  in  Frankreich  für  1899  mit  1340000 
Frcs.  veranschlagt  worden.  Die  Vergnügungs- 
steuern in  35  deutschen  Städten  über  500(X)  Ein- 
wohner erbrachten  für  1896  (bezw.  1896—97)  in 
runden  Zahlen  (Tausende  Mark;  in  Klammern 
^/„  des  Gesaratbetrages  der  erhobenen  Gemeinde- 
steuern) 
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Nürnberg 
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(0,25)  Chemnitz 
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(1,20)  Kiel 
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(1.12)  Düsseldorf 

(0,29)  Breslau 

(1,42)  Altona 

(2,19)  Dresden 

(1,18)  Leipzig 

(1.52)  Frankfurt 
(1,02)       a.  M. 
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22 

23 
26 

32 
34 
35 
35 
36 
38 
40 

63 
70 
82 
96 
99 
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(2,38) 
(1,03) 
(1,88) 

(0,95) 
(0,85) 
(1,27) 
(»,44) 

(2,00) 
(1,64) 
(1,35) 
(0,70 
(2,06) 

(1,09) 
(1,06) 

(1,07) 
(1.55) 


Die  Billardsteuer  wurde  für  1899  im 
französischen  Budget  mit  1 080000  Frcs.  ange- 
nommen; sie  ergab  1897  im  Kanton  Genf  ca. 
9700  Frcs.,  im  Kanton  Waadt  ca.  15400  Frcs., 
in  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  1871 
—  dem  Jahre  ihrer  Aufhebung  —  93000  $. 


Die  vorstehenden  Zahlen  zeigen,  claas  '1: 
LuxTissteuern  als  Staalssteneni    in    reii--b-^t. 
lündern,   aber  auch  mir  in  solchen^     lu-  tr. 
gar  so  wenig  einbringen,  -wie  manche  O»^-^   •! 
l)ehaupten,   d.  h.   absolut:    relati'«'   cil-i- 
nämhch    im    Verhältnis    zu    den    gessanit-  . 
Staatssteuern,  ist  der  Betrag  recht  ^^riiA^M^. 
In   Preussen   liatten   die  Luxussteuem    ^^ü_ 
1.  Juni   1810  bis   30.  Mai    1813,    aller-iir_-> 
unter  sehr  ungünstigen  volkswii1schaftli*.'b- -l 
Verhälliiisseii ,    ca.    4<J00<j0  Tlih».     ereref.   _ 
d.  i.  V2^.o  der  gesjimten  Staatssteuern .     i-- 
im  gleichen  Zeitraum  ca.  26  Millionen  Ti^i\ 
einbrachten.    In  England  machen  die  Luxl-?- 
steuern   ca.  l^o,  in  Fmnki*eich   noc-h    nJ'.  : 
'\  4  "/o  der  gesamten  Staatssteuern  aus.      Ih  - 
bei  dai'f  nicht  ausser  acht  gelassen  wei<l^\- 
dass   diese   Steuerkategorie  vielfew^h   aa^h  7- 
als     luxussleuerartige    Elemente      in      -i-    - 
seldiesst  (z.  B.  die  Pferdesteuer  in  IloYif*:i  . 
die   in  den  Gewerben  verwendeten   Pfeni -. 
wodurch   die  Luxussteuer  zum   Teil   eiT^^,: 
anderen  Charakter  —  Gewerbesteuer  u- ««ui- 

—  annimmt.   —  Wie  die  obige  Uel>?rsif/iir 
darthut,   machten  in   35  deutschen  Stadt ^i 
die  Vergnügimgssteuern  vom  Gesamtl>etra^*' 
der  erhobeneu  Gemeindesteuern  aus 

in  15  Städten  weniger  als  1  ^0. 

in  17  Städten  1— 'i'^e. 

in    3  Städten  mehr  als       2^/©. 
Also  auch  hier  ein   sehr  geringer  relativer 
Ertra^^ ! 

Da  die  Luxussteuern  durc-hwexr  nii' 
anderen  Steuerarten  zusammen  erhoben  wer- 
den, ist  eine  genaue  Feststellung  der  Er- 
hebungskosten nicht  möglich;  es  wird  in- 
dessen wohl  kaum  fehlgegangen  verd-iu 
wenn  man  sie  als  verhältnismässig  l»etiik-h*- 
lich  annimmt.  Rechnet  man  hierzu  nL«eh  die 
Schwierigkeiten,  welche  der  Finanzverwai- 
tung  in  der  Durchführung  der  Kontrolle  er- 
wachsen, so  wird  das  Urteil  über  die  hi.^r 
behandelten  Luxussteuern  in  finanziel>r 
Beziehung  wenig  günstig  lauten  können. 
Zu  jener  Zeit,  als  in  den  Kreisen  der  Kir- 
gierenden  vor  der  Einkommensteuer  als 
dauemder  Steuer  eine  wahre  Angst  herrschte 

—  mit  einer  »fortwälirenden  Inquisition 
verglich  sie  1810  üi  Preussen  der  sonst  m» 
aufgeklärte  Staatskanzler  Hardenbei^  — 
mögen  jene  Luxussteuem  ein  allerdings  sehr 
mangelhaftes  Surrogat  für  die  fehlen- le 
stärkere  Besteuenmg  der  wohllmbenden 
Klassen  abgegeben  liaben,  zumal  sie  ziu* 
Ueberwälzung  auf  andere  Steuerzahler  ihrer 
Natur  nach  wenig  geeignet  sind.  Dassel  h«e 
kann  auch  in  der  Gegenwart  bezüglich 
solcher  Ijänder  gesagt  werden,  die  no<.Ii 
immer  eine  Einkommensteuer  entbehren  (z.  B, 
Frankreich).  Eine  teilweise  BesteueninLT 
des  Luxus  wird  immer,  weil  nach  zufäUigvu 
Verbrauchsarten  und  Gesellschaftssitten  auf- 
gelegt, gegen  die  Gereciitigkeit  in  der  Be- 
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•  "\ieriing  Verstössen.  Das  berechtigte  Ziel, 
io  wohlhabenden  und  reichen  Klassen 
•o^entlich  starker  zur  Staatsbesteuei-ung 
>*^rii.iizuziehen  als  die  unbemittelten,  wird 
i>i>^ior  durch  Progression  des  Steuerfusses 
►♦-^i  iler  direkten  Einkommensteuer  oder  durch 
'ine  allgemeine  Vermögenssteuer  zu  er- 
'»'iehen  sein.  Wenn  so  oft  beklagt  worden 
j^t,  dass  der  Staat  zwar  das  Bier,  den 
t^ri^iintweia  etc.  des  m^men  Mannes  be- 
■^to\iei-e,  der  Luxusaufwand  der  Reichen  da- 
ij:i.^irt3n  von  der  Staatsbesteuerung  nicht  hin- 
n:ü*_rhend  erfasst  werde,  so  ist  hauptsächlich 
«lai"anf  hinzuweisen,  dass  gerade  mit  Rück- 
-^[«•ht  auf  jene  Thatsache  gute  Steuersysteme 
die  kleinen  Einkommen  und  Vermögen  von 
der  Bebteuerung  überhaupt  frei  lassen. 

4.  Die  einzelnen  Lnxnssteaern.  A.Wagen- 
und  Pferdeateuer.    Man  kann  entweder  einen 
Ortsklassentarif  wählen  oder  gleichnitässige  Sätze  1 
üir  das  ganze  Land  festsetzen.    Der  erste  Weg  I 
ist  namentlich  in  Frankreich,  wo  dieses  System  ' 
iUierhaiipt    beliebt    ist,    eingeschlagen    worden, 
indem  für  die  Wagen-  und  Pferdesteuer  6  Klassen 
gebildet  wurden,  zuerst  Paris,  dann  Gemeinden 
mit  über  40  OÜÜ  Einwohnern,  mit  20001— 40  (XX), 
mit    10001—20000,    mit   5001—10000,    endhch 
mit  5000  und  weniger  Einwohnern.    Dies  ent- 
spricht nicht  der  Gerechtigkeit,  da  kein  Grund 
abzusehen   ist,  warum  wohlhabende  Leute,   die 
in  kleineu  Städten  oder  auf  dem  Lande  wohnen, 
weniger  zahlen  sollen  als  die  in  den  grösseren 
Städten  wohnhaften.    Durchweg  hat  es  sich  alsj 
notwendig    herausgestellt,    beim    Steuerobjekt 
^ Wagen"  mehrere  Tarifklassen  zu  bilden  und 
dementsprechend  verschiedene   Tarifsätze   fest- 
zusetzen.    Am   einfachsten   ist  dies  in  Frank- 
reich geschehen,  wo  nur  2  Arten  von  Wagen 
unterschieden  werden,  mit  4  und  mit  2  Rädern ; 
für  letztere  zahlt  man  5—40  Frcs.,   für  erstere 
10—60  Frcs.    Sehr  kompliziert  war  früher  der 
englische  Tarif:    der  —  bereits  vereinfachte  — 
von  1853  zeigt  noch  immer  3  Tarifklassen  mit 
weiteren    Unterabteilnngen    und     im     ganzen 
16  Steuersätzen;   der  jetzige  Tarif  enthält  nur 
2  Kla-ssen  (Droschken  und  andere  Wagen),  in- 
dessen innerhalb  jeder  Klasse   wird  wiederum 
ZA^scheu  vierräderigen ,  mindestens  4  Centner 
wiegenden    einerseits    und    weniger    als    vier- 
räderigen oder  doch  zwar  vierräderigen,   aber 
weniger  als  4  Centner  wiegenden  andererseits 
unterschieden.    Auch  für  Pferde  sind  fast  überall 
Taritklassen   gebildet  worden,  am   meisten   in 
Holland,  wo  es  deren  6  giebt  (2^  2  fl.  pro  Pferd 
niedrigster,   25   fl.   höchster    Satz).     Zweifellos 
sind  möglichst  wenig  Tarifklassen  und  Tarif- 
sätze für  Waagen   und   Pferde,    ja    selbst   für 
letztere  ein  Einheitssatz,  am  bequemsten  für  die 
Steuerpflichtigen  wie  für  die  Steuerverwaltung. 
Allein  die  dadurch  leicht  eintretende  Verminde- 
ning  des  Ertrages   macht  doch  \\iederum  die 
Vereinfachung  bedenklich,  noch  mehr  aber  der 
Umstand,  dass  dadurch  das  Wesen  der  „Luxus"- 
stener  völlig  verloren    geht :    gerade    kostbare 
Wasren  und  Pferde  müssten  ja  höher  besteuert 
werden  als  minder  wertvolle.  Die  Progression,  d.h. 
nach  der  Zahl  der  besessenen  Wagen  und  Pferde 
steigende  Sätze,  die  früher  durchweg  bestanden 


hat  und  jetzt  noch  zumeist  besteht,  ist  unbe- 
dingt zu  fordern,  wenn  eine  höhere  Belastung 
der  reichen  Klasse  erfolgten  soll.  Steuerbefrei- 
ungen und  Steuerermässigungen  sind  durchaus 
nötig,  besonders  für  gewisse  Berufsstände,  ferner 
im  volkswirtschaftlichen  Interesse :  so  Hess  Eng- 
land die  Pferde  der  Geistlichen,  Aerzte  u.  a.  m. 
unbesteuert,  Frankreich  lässt  die  ausschliesslich 
für  die  Züchtung  bestimmten  Pferde,  die  in 
Gemässheit  der  Vorschriften  des  Militär-  und 
Verwaltungsdienstes  gehaltenen  Wagen  etc. 
steuerfrei,  Holland  ermässigt  die  Sätze  nicht 
nur  innerhalb  einzelner  Klassen  (z.  B.  haben  in 
Klasse  1  Personen,  die  in  Städten  von  weniger 
als  3000  Einwohneni  wohnen,  bloss  ^,5  der  Sätze 
zu  zahlen),  sondern  setzt  auch  zuweilen  die  in 
eine  höhere  Klasse  gehörigen  Pferde  in  eine 
niedrigere  (z.  B.  ist  für  Pferae  bis  zu  2  Stück,  die 
einem  Arzte  gehören,  statt  des  Satzes  der  1. 
diejenige  der  2.  Klasse  zu  zahlen).  Fast  aus- 
nahmslos sind  die  in  der  Landwirtschaft  ver- 
wendeten Wagen  und  Pferde  gänzlich  oder 
überwiegend  von  der  Steuer  befreit  worden, 
zumal  die  Besteuerung  dieser  Objekte  sich  mit 
vielen  Schwierigkeiten  verbunden  gezeigt  hat. 
Weiterhin  erfordert  die  Rücksicht  auf  etwaige 
Doppelbesteuerung  nicht  selten  Steuerbefreiung, 
z.  B.  waren  die  früher  eigenen  Transportstenern 
unterworfenen  Stadtdroschken  etc.  in  England 
steuerfrei.  Falls  die  Veranlagung  für  die  Wagen- 
und  Pferdesteuer,  wie  für  die  Luxussteuern 
überhaupt,  mittelst  Einschätzung  durch  Steuer- 
kommissionen, vor  denen  der  Pflichtige  seine 
Deklaration  abzugeben  hat,  geschieht,  so  ent- 
spricht dies  unzweifelhaft  der  Natur  dieser 
direkten  Gebrauchsstenern.  Allein  als  Nachteile 
ergeben  sich  die  Schwierigkeit  der  Kontrolle, 
die  Leichtigkeit  von  Hintergehungen  und  mannig- 
fache Streitigkeiten.  Dies  alles  wird  zum  grössten 
Teil  vermieden,  wenn  man  —  wie  es  1869  in 
England  geschah  —  zu  den  Lizenzsteuern  über- 
geht, d.  h.  der  Pflichtige  hat  im  Januar  nach 
Massgabe  seines  Hausstandes  eine  Jahreslizenz 
zu  nehmen,  mit  Zusatzlizenzen  für  etwaige  Ver- 
mehrung im  Laufe  des  Jahres.  Mag  sich  dies 
—  wie  es  in  England  auffallenderweise  der 
Fall  war  —  selbst  finanziell  bewähren,  so  geht 
doch  auch  hier  der  Charakter  einer  „Luxus"*- 
steuer  verloren. 

B.  Fahrradstouer.  Sowohl  in  Frankreich 
wie  in  Italien  werden  mehrere  Gattungen  unter- 
schieden: Fahrräder  mit  einem  Sitz  (6  Frcs. 
bezw.  10  Lire),  mit  mehreren  Sitzen  (pro  Sitz 
6  Frcs.  bezw.  pro  Fahrrad  15  Lire),  endlich 
Fahrräder,  welche  durch  Motoren  getrieben 
werden  (der  doppelte  Satz  pro  Sitz  bezw.  pro 
Fahrrad  20  Lire).  Steuerfrei  sind  in  beiden 
Ländern  die  zum  Verkauf  bestimmten  Fahr- 
räder und  diejenigen,  die  von  selten  des  mili- 
tärischen und  öft'entlichen  Dienstes  benutzt 
werden,  in  Italien  die  Fahrräder,  welche  un- 
bemittelten Kranken  und  Ausländem  gehören. 
Auch  in  Hessen  sind  Militärpersonen  und  Be- 
amte, die  Fahrräder  zur  Erledigung  der  ihnen 
obliegenden  Amtsgeschäfte  zur  Verfügung  haben, 
von  der  Steuer  befreit;  femer  Lohnarbeiter, 
welche  das  Fahrrad  als  Transportmittel  zur 
Arbeitsstelle,  und  Gewerbetreibende,  welche  das 
Fahrrad  bei  Ausübung  ihres  Gewerbes  benutzen, 
sofern  ihr  Einkommen  den  Betrag  von  jährlich 
1500   Mark   nicht   erreicht;    endlich   Personen, 
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welche  sich  weniger  als  30  Tage  lang  im  Gross- 
herzogtnra  aufhalten.  Die  Steuer  wird  in  Frank- 
reich fällig  am  1.  Januar  oder  bei  Anschaffung 
des  steuerpflichtigen  Fahrrades  im  Laufe  des 
Jahres  am  1.  desjenigen  Monats,  in  welchem 
die  Anschaffung  erfolgt  ist,  wobei  eine  Anrech- 
nung der  bereits  vom  Vorbesitzer  fiir  das  lau- 
fende Jahr  gezahlten  Steuer  nicht  stattfindet. 
Zum  Zwecke^  der  Besteuerung  müssen  die  steuer- 
pflichtigen Fahrräder  spätestens  am  31.  Januar 
jedes  Jahres  (im  Falle  der  Begründung  der 
Steuerpflicht  innerhalb  des  Jahres  spätestens 
30  Tage  nach  jenem  Zeitpunkte)  bei  der  zu- 
ständigen Gemeindebehörde  angemeldet  werden. 
In  Italien  fertigt  der  Bürgermeister  eine  Liste 
derjenigen  an,  welche  die  Steuer  für  Fahrräder 
zu  bezahlen  haben,  und  trägt  dabei  den  ihm  im 
vorhergehenden  Jahre  angezeigten  Verände- 
rungen Bechnung.  Das  Fahrrad  wird  mit  einem 
Schilde  versehen,  auf  welchem  das  Jahr  bezeich- 
net ist,  für  das  die  Steuer  bezahlt  wurde.  Für 
nicht  angemeldete  Fahrräder  ist  in  Frankreicli 
der  doppelte  Steuersatz  zu  entrichten.  In  Hessen 
erfolgt  die  Kontrollierung  der  Abgabe  auf  Grund 
des  von  der  Polizeibehörde  zu  führenden  Ver- 
zeichnisses der  Fahrradbesitzer,  welchen  Nummer- 
platten behändigt  werden. 

C.  DienBtbotensteuer.  £s  fanden  früher 
durchweg  progressive  Steuersätze  statt,  z.  B.  in 
Holland  1749  und  in  England  im  vorigen  Jahr- 
hundert —  bis  11   steigend.     Lässt   man  den 

1.  Dienstboten  frei  (das  geschah  in  Genf  1782], 
so  entspricht  dies  der  Billigkeit  gegenüber  den 
massig  wohlhabenden  Leuten,  muss  aber  die 
Steuer  wenig  ergiebig  machen;  ebenso  ist  es 
wohl  gerecht,  wenn  (wie  früher  in  England)  für 
unverheiratete  Herren  erhöhte  Tarifsätze  fest- 
gesetzt werden.  Wird  die  Steuer  auf  gewerb- 
liches Hilfspersonal  u.  dgl.  ausgedehnt  iehemals 
in  Euo^land,  noch  jetzt  in  Holland),  so  erscheint 
auch  diese  „Luxus"8teuer  als  partielle  Gewerbe- 
steuer; in  diesem  Falle,  aber  nur  in  diesem, 
mag  das  holländische  System  der  Klassenbildung 
zweckmässig  sein.  Es  giebt  dort  nämlich  5 
Klassen,  jede  mit  einem  besonderen  Tarif:  in 
der  1.  Klasse  steigt  die  Steuer  progressiv  mit 
der  Zahl  der  —  für  den  persönlichen  Dienst 
gehaltenen  —  Dienstboten  von  5  fl,  für  1  bis 
270  fl.  für  12  (über  12  40  fl.  für  jeden);  in  der 

2.  Klasse  sind  15  resp.  5  fl.,  in  der  3.  2  fl.,  in  der 
4.  3  fl.,  in  der  5.  6  fl.  für  jeden  zu  entrichten. 
Ausnahmen  müssten  überall  stattfinden,  obgleich 
dies  nicht  immer  der  Fall  ist;  in  Holland  wird 
auf  Beschäftigung  und  Alter  einige  Rücksicht 
genommen,  z.  B.  sind  Dienstmädchen  unter  15 
Jahren  steuerfrei.  Die  Besteuerung  des  Haltens 
weiblicher  Dienstboten  mag  oft  ai5  Widerstand 
gestossen  sein,  da  sie  im  vorigen  Jahrhundert 
sowohl  in  England  wie  in  der  Schweiz  aufge- 
hoben wurde ;  vom  Standpunkt-e  steuerpolitischer 
Gerechtigkeit  aus  betrachtet  ist  dies  nicht  zu 
billigen.  Wenn  man  in  England  im  Gange  der 
Entwickelnng  erst  zu  wesentlicher  Vereinfachung 
des  Tarifs,  dann  schliesslich  (1869)  zu  eiinem 
Einheitssatze  von  15  sh.  für  jeden  männlichen 
Dienstboten  gekommen  ist,  so  gilt  hier  ebenfalls 
das  bei  der  Wagen-  und  Pferdesteuer  Gesagte : 
es  mag  aus  praktischen  Gründen  empfehlens- 
wert sein,  passt  aber  für  eine  „Luxus''steuer 
nicht. 

D.  Qold-  und  Silbergeschirrs  teuer.  Hier 


wird  der  Besitz  dieser  Luxu8gegeiii?tÄiide  t»-« 
der  Steuer  getroffen  (England,  Genf  im  vori^r'^ 
Jahrhundert).  Die  Steuer  ist  vom  Gewicht  t^ir-T 
vom  Werte  zu  entrichten  (in  England  damal- 
5  sh.  für  je  100  Unzen,  in  Genf  1%  des  Werte-  : 
das  erstere  ist  zweckmässiger.  Stenerfreihi-rt 
ist  für  einen  kleinen  Betrag  (England  fräii-T 
bis  100.  Genf  bis  200  Unzen)  auszusprechea,  di 
sonst  die  Abgabe  zu  kleinlich  und  la&tig  wird 
Ein  Maximum  des  Steuerbetrages  (Eng^lan«!  iis 
vorigen  Jahrhundert  100  £)  entbehrt  der  Fi— 
grtiudung.  Diese  Steuergattung  ist  überhäuft 
nicht  bloss  wenig  ergiebig,  sondern  auch  dnr  k 
Veranlagung  und  Ernebung  für  die  Finanz v-r- 
waltung  mühselig,  filr  den  Steuerzahler  ^hi 
belästigend,  da  wohl  nur  mittelst  eines  c«^ 
hässigen  Systems  von  Inquisitionen  und  Dtfcoü- 
ciationen  durchzuführen.  Hier  würden  bt^  Jü- 
lich Uebergangs  zur  Lizenzabgabe  (rormÄi^  :n 
England)  dieselben  Nachteile  und  Vorzö^^e  wi^ 
schon  früher  geschehen  anzuführen  sein. 

£  Qeselligkeitssteuem.  a)SteTiern3n: 
gesellige  Vereine.  Ein  Einheit  s.<atz  von  d^n 
Beiträgen  der  Mitglieder,  z.  B.  20  ^*o.  durfte  Im 
der   so   verschiedenen  Ausdehnung,   dem    V^r- 
mögensstande  etc.  der  Vereine  Bedenken  erregen 
Es  werden  besser  mehrere  Tarifkla.ssen  zu  bil<l^n 
sein,  wie  dies  in  Frankreich  geschehen  ist:   im 
G.  V.  8.  August  1890  wurden  als  Bemessung?- 
gruudlage   3er   Steuer   festgesetzt    einmal   dk 
Beiträge,  einschliesslich  Eintrittsgelder  der  Mit- 
fflieder,    sodann    der    Mietwert   der    benutzr^L 
Lokalitäten.    Die  Steuer  beträgt  bei  Beitrag-- 
summen  von  8000  Frcs.  und  dariiber  oder  Mit- 1- 
wert  von  4000  Frcs.  und  darüber  20  %  ersten-iu 
8 <^,o  letzteren  Betrages,  bei  Beiträgen  von  :^XV 
bis  8000  und  Mietwert  von  2000—4000    Frr-. 
bezw.  10  und  4,  bei  Beiträgen  unter  30(ÄJ  und 
Mietwert   unter  2000  Frcs.   bezw.  5  und  2*^ 
Zweckmässig    ist    die    Bestimmung,     dass    dir 
Steuer  vom  Sekretär  u.  d^l.  zu  verauslagen  i^t. 
der  in  der  Zeit  vom  1.  bis  31.  Januar  bei  der 
Behörde    eine    Deklaration    einzureichen     bat. 
Auch  bei  dieser  Steuergattung  müssen  Befrei- 
ungen stattfinden,  besonders  für  Wohl thätigkeiis- 
und  getfeuseitige  Hilfsgesellschaften,  ferner  lar 
ausschliesslich    wissenschaftliche,     litterari^he 
und  andere  Vereine  (so  in  Frankreich). 

b) Steuern  von  Vergnügungen.  Dit>r 
Steuern  erstrecken  sich  auf  Theater,  Konzert  Ver- 
anstaltungen, Tanzbelustigungen.Kunstreitervor- 
stellungen,  Gesangs-  oder  deklamatorische  Vor- 
träge  u.  s.  w.     Abstufungen   der  Steuersatz*- 
innerhalb  jeder  Gattung  können  stattfinden  n  a. 
nach  der   Zeitdauer  (z.  B.  bis   12  Uhr  nachts. 
über  12  Uhr  nachts  hinaus),  nach  der  Höhe  des 
Eintrittsgeldes  u.  dgl.  m.  Nach  dem  preussischen 
Ministerialerlass  v.  27.  Februar  1890  ^ist  darauf 
zu  halten,  dass  einzelne  Steuersätze  einer  solchen 
Ordnung   nicht   unverhältnismässig   hoch   sind 
und  mehr  auf  eine  in  der  Sache  nicht  begründete 
Unterdrückung    als    auf   die   Besteuerung  der 
Lustbarkeit    hinauslaufen,    dass    keine   Bevor- 
zugung der  einheimischen  gegenüber  den  aus- 
wärtigen Gewerbetreibenden  geplant  wird  und 
dass    weit    auseinandergehende    Mindest-  und 
Höchst  betrage  der  Steuern  ohne  Angabe  eines 
angemessenen  und  praktisch  brauchbaren  Mas-^- 
stabes   für   die   Feststellung   der   Steuern  von 
Fall  zu  Fall  vermieden  werden." 

F.   Billardsteuer.     Eine    Unterscheidimg 
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visoll  eil.  Privat-  und  öfifentlichen  Billards  derart, 
1.SS  jene  einem  höheren  Satze  als  diese  unter- 
eeren,  fand  früher  in  Amerika,  seit  1849  in 
*oslwana  statt;  angemessener  ist  wohl  ein  Ein- 
eitit^atz  (zuletzt  m  Amerika  10  $,  in  Bremen 
O  Mai-ls.   pro  Billard).   In  Frankreich  kehrt  hier 

trr    nicht  gerechte  —  Ortsklassentarif  wieder 

l*ari3  60  Frcs.,  für  Städte  über  50000  Ein- 
voliiier  30  Frcs.,  10000—50000  Einwohner 
^ö  Kros,,  andere  Orte  6  Frcs.  pro  Stück).  Die 
w'eranlag-ung  vrird  passend  (so  in  Frankreich) 
i\if  Onind  von  —  im  Januar  bei  der  Behörde 
r'iiizTi  reichenden  —  Deklarationen  stattfinden. 
^Venii  man  bloss  die  Einfachheit  der  Erhebung 
im  Auge  hat,  kann  ebenfalls  zur  Lizenzabgabe 
ilbergregangen  werden  (im  Kanton  Waadt  ist 
eine  l^izenz  auf  5  Jahre  zu  nehmen).  Steuer- 
f reiVieit  muss  jedenfalls  —  wie  in  Frankreich  — 
fiir  die  zum  Verkauf  bestimmten  Billards  aus- 
gesprochen werden. 

Sei   allen   diesen   Luxussteuem    muss    die 
Steuertechnik  —  bezüglich  Reklamation,  Strafen 
etc-     —   eine   besonders   sorgfältige   sein.     Hat 
d*>cii     in    Ermangelung    hinreichender    Bestim- 
xnxiTig'en  z.  B.  die  preussische  Luxusbesteuerung 
von    1810  ff.  nicht  weniger  als  gegen  90  „Dekla- 
rationen" seitens  der  Finanzverwaltung  erfordert ; 
unzählige  Streitigkeiten  waren  die  Folge   der 
wrsprünglich  zu  allgemein  gehaltenen  und  un- 
klaren Festsetzungen. 

Q.  Sonstige  liuzussteuem.  Ausser  den 
g^enannten  Kategorieen  gab  und  giebt  es  noch, 
^vie  erwähnt,  eine  nicht  unerhebliche  Anzahl 
von  Luxussteuerarten,  auf  die  hier  nicht  näher 
eingegangen  werden  kann;  einige  mögen  jedoch 
genannt  werden. 

In  England   bestand   früher   eine  Haar- 
pudersteuer, die,  1795  eingeführt,  im  Jahre  1796 
i'iber  4  Millionen  Mark  eintrug,  mit  Aendeioing 
der  diesbezüglichen  Sitte  stetig  sank  und  schliess- 
lich,  als  sie  nur  noch  20000  Mark  einbrachte, 
1869  aufgehoben  wurde;  ferner  bestanden  dort 
im  vorigen  Jahrhundert  Steuern  auf  Hüte,  auf 
Handschuhe  und  auf  Taschenuhren;   die  letzt- 
erwähnte Steuergattung  scheint  überhaupt  früher, 
Avü  vielleicht  „Zeit"   noch  nicht  in   demselben 
Masse  wie  jetzt  „Geld"  war,  mancher  Beliebtheit 
sich  erfreut  zu  haben,  da  sie  im  ersten  Steuer- 
gesetz    der   Helvetik    und    in   diesem   Jahr- 
hundert selbst  in  Amerika  wiederkehrt.    Die 
Vereinigten  Staaten  hatten  von  1864  bis 
1866  eine  Klaviersteuer,  die  einen  ziemlich  ge- 
ringen Ertrag   erbrachte   und  überdies  lästige 
Kontrollmassregeln  mit  sich  führte.    Noch  jetzt 
besteht  in  E n  g  1  an  d  von  1798  her  eine  Wappen- 
Hteuer,  die  1897—1898  den  hohen  Ertrag  von 
75276  <t  einbrachte.    Weiterhin  sind  von  eng- 
lischen   noch    jetzt   bestehenden   Luxussteuern 
zu  erwähnen  die  Jao^dlizenzen  (Ertrag  1897  bis 
1898  195907  £),  die  ebenfalls  in  anderen  Ländern, 
z.  B.  als  Provinzialsteuern  in  Oesterreich,  wieder- 
kehren, die  Acciselizenz  zum  Verkauf  von  Wild 
(Ertrag  1897—1898  8572  £),  die  —  1870  ein- 
geführte —  Schusswaffensteuer  (Ertrag  1897  bis 
1898  101301  M).    In  Schweden  sind  zur  Zeit 
Karls  XII.  goldene  Degen,  Perücken  (diese  auch 
anderwärts,  in  Preussen,  Venedig  etc.).  sonder- 
barerweise im  Jahre  1732  Reifröcke,  die  von 
Barnen  der  höheren  Stände  getragen   ^^-urden,  1 
besteuert    worden.      Viele    Finanzschriftsteller  | 


rechnen  endlich  noch  manche  andere  Steuern  zu 
den  Luxussteuern,  so  die  Stempel  auf  Spiel- 
karten, die  Hundesteuer  und  die  Mietssteuer: 
diesbezüglich  muss  indessen  auf  andere  Artikel 
dieses  Werkes  hingewiesen  werden. 

6.  Schlass.  Wo  einmal  Liixiissteuern 
seit  langer  Zeit  bestehen  und  gewisser- 
massen  in  Fleisch  und  Blut  der  steuer- 
zahlenden Bevölkening  übergegangen  sind, 
wird  ihre  Aufhebung  nur  dann  zu  empfehlen 
sein,  wenn  der  Ertrag  ein  wiziger  ist  — , 
vielleicht  dies  unter  dem  Einflüsse  einer 
Aenderung  von  Aufwandssitten  geworden 
ist  Wo  aber  der  Ertrag  absolut  als  nicht 
unerheblich  erscheint,  wird  es  zweckmässig 
sein  —  wie  dies  ja  in  Italien,  zum  Teil  in 
England  geschah  — ,  dass  der  Staat,  zugleich 
an  Stelle  der  etwa  bestehenden  kommunalen 
Zuschläge,  die  Luxussteuern  den  Gemeinden 
als  eigene  Steuern  überweist,  innerhalb  deren 
Budget  sie  eine  etwas  ansehnlichere,  wenn- 
gleich noch  immer  sehr  untergeordnete 
Stellung  einnehmen  werden.  Ueberhaupt 
passen  Luxussteuern  besser  für  den  Ge- 
meinde- als  für  den  Staatshaushalt.  Einmal 
bricht  der  Gegensatz  von  Stadt  und  Land, 
welcher  in  der  gesamten  Staatsbesteuerung 
eine  so  grosse  Rolle  spielt,  auch  hier  durch : 
mehr  als  anderswo  sind  in  der  Landwirt- 
schaft Wagen,  Pferde,  Dienstboten  über- 
wiegend kein  Gegenstand  des  Luxus,  son- 
dern werden  erhebüch  zum  Betriebe  der 
Wirtschaft  in  ihren  verschiedenen  Zweigen 
verwandt.  Dann  spricht  vor  allem  dafür  der 
Umstand,  dass  innerhalb  einer  Stadt  die 
Kontrolle  wesentlich  mehr  als  auf  dem 
Lande  vom  Publikum  untei-stützt  wird  und 
daher  von  der  Steuerbehörde  leichter  ge- 
handhabt werden  kann.  Auch  ist  ja  wohl 
unbestreitbar,  dass  während  der  letzten  Jahr- 
zehnte, in  Deutsclüand  und  anderwärts, 
namentlich  in  den  Mittel-  und  Grossstädten 
der  Wolüstand  (und  mit  ihm  der  Luxus) 
sehr  erheblich  gestiegen  ist.  EndUch  ist  zu 
betonen,  dass  Luxussteuern,  besonders  als 
städtische  Steuern,  mag  man  nun  auf  die 
oben  erwähnten  Gattungen  sich  beschränken 
oder  ausserdem  andei-e  vielleicht  geeignete 
Objekte  heranziehen,  einen  i)oüzeilichen  Clia- 
rakter  —  im  besten  Sinne  des  Wortes  — 
annehmen  und  so  indirekt  einen  heilsamen 
Einfluss  auf  die  öffentliche  Sittlichkeit  aus- 
üben können,  zumaJ  wenn  für  einzelne 
Gattungen  Steuerfreiheit,  für  andere  wiederum 
hohe  Tarifsätze  festgesetzt  werden.  Ihre 
Einfühnmg  sollte  eventuell  nicht  zur  Zeit 
einer  wirtschaftlichen  Depression,  sondern  in 
einer  Zeit  des  wirtschaftlichen  Aufschwunges 
stattfinden;  ferner  ist  es  wünschenswert, 
dass  zuei-st  ziemlich  niedrige  Tarifsätze  fest- 
gesetzt werden,  die  alleixlings  später  eine 
Erhöhung  erfahren  können:  vor  allem  mit 
Rücksicht  auf  die  für  den  Luxus  arbeitenden 
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Gewerbe   u.  dgl.,    aber  auch  um  die  Ein- ! 
fühnmg  zu  erleichtern.  ! 

Die  oben  genannten  Luxussteuern  sind  1 
somit  vom  sozialen  Standpunkte  aus  nicht 
ungünstig  zu  beurteilen;  der  finanzielle 
Standpunkt  kommt  weniger  in  Betracht. 
Innerhalb  eines  Systems  von  Cfemeinde- 
steuern  nu'igen  sie  einen  bescheidenen  Platz 
finden;  als  Staat  «steuern  jedoch  müssen 
sie  zu  jenen  Steuerkategorieen  gerechnet 
werden,  die,  einer  vergangenen  Periode  des 
Wirtschaftslebens  angehörend,  nur  noch  in 
Trümmern  in  den  Neubau  der  modernen 
staatlichen  Steuersysteme  hinüben-ageu. 
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gart   1889.  —  Mantroth,    Die     Liu^is^U^f^  • 
Preussen    von    1810 — I8I4,    in    den   F'or*rh'.:='r-. 
zur    Irrandenburgischen     und     pmi*sisch<r u    '» - 
schichte,  1.  Jahrg.,   Leipzig  1SS8.   —  MüMing. 
Das  italienische  Gesetz  über  die   Velon'pr>.ü:f '^ :. 
im    Fin.-Arch.,   XV,    Stuttgart   IS9S.  —  Seeje. 
Statistisches  Jahrbuch  deutscher  Städte,  Jahry.  1  'iL 
Breslau  1898.  — Nöll,  Das  KommuufiinfMT-r-^^ 
gesetz  vom  I4.  VII.  1893,  Berlin  1894.  —  Parieu. 
Traite   des  impots,    II,   J.  Auß.,    Paris  i^*--.  — 
Rathgen,    Japans   Volkstcirischaß    utid  >/.■'-• 
haushält,    Leipzig  1891.  —   fott    HeitzenM^in, 
Veber  indirekte    Verbrauchsabgaben  der  'T^i.r<n- 
den,  in  den  Jahrbüchern  f.  Xat.   m.  St^it.,  i'IIL 
IX,  XVIII,  Jena  I884,  1889.  —  4L  Rrp.,rt   i 
the     Commissioners     of    her    Jfrijesly's    ia''/  - 
Rerenue,  London  1898.  —  HichaUly  Lefßm>,-^f 
communales     en     Belgique,     Brüssel     J.*.'-.   — 
Riedelf  Der  brandenburg-prrussfsrhe  Staaty»  !.■■/■ 
halt    in    den    letzten  ztrei  Jahrhunderten,  i^.'r» 
2^66.  —  Housaet  und  Louich^^nesfontaiue*, 
Histoire    des    impots    indirects,    Piris  IS'^J.  — 
Sachs f  L' Italic,  ses  ßnances  etc.,  Paris  1^>-;.  — 
S€iy,  Dictionnaire  des  ßnances,  Piris  18S3y :?:  J. 

—  Sbrojavacca,  Delle  ßnance  deile  aamiu»*- 
trazioni  locali  in  alcuni  stati  Europei  in  BuIlfU^-. 
de  Vinstitut  international  de  statistique,  T.  1. 
Rom  1887.  —  Schanz,  Die  Steuern  der  Sch^^i: 
in  ihrer  Entwickelung  seit  Beginn  des  19.  Jahr- 
hunderts, Stuttgart  1890.  —  SchäffU,  Iknud' 
Kern-  und  Zeitfragen,  Berlin  1894.  —  Derselbe, 
Die  Steuern,  Leipzig  1895—1896.  —  Sickenga, 
Geschiedenis  der  yederlandsche  Belastingen  9r4'.i 
het  jaar  1810,  Utrecht  1883.  —  Sprenger  va% 
Eyk,  De  Rijks-  en  Gemeentebelastingen  tn  AV'''- 
land,  Haag  189 L  —  Stourm,  Les  ßmwtts  dr 
Vancien  regime  et  de  la  revolution,   Piiris  l^-'^'^- 

—  Tt*eub,  Ontwikkeling  en  reHKind  T'Jp  'i' 
Rijks;  Provinciale  en  Gemeentebelasttn^eii  "» 
Xederland,  Leiden  1885.  —  Ti'oltsch,  IHf 
bayerische  Gemeindebesteuerung  seit  AnfaM  '-i''* 
19.  Jahrhunderts  etc.,  I.  Abt.,  Mihtck^n  h'i'I-- 
Vocke,  Geschichte  der  Steuern  des  hrilu^^'^^ 
Reichs,  Leipzig  1866.  —  Volktmtann,  Wi^rn-^ 
besteuern  wir  den  Luarus  nicht  f!  Jfig(ld"ifj 
ISiu.  —  WickseU ,  Finanztheoretische  fft/^^ 
suchungen  nebst  Darstellung  und  Kritik  '^^* 
Steuerwesejis  Schwedens,  Jena  lS9t!.  —  Viorm^ 
Le  droit  des  pauvres  sur  les  specUicles,  thtitm, 
bals  et  concerts,  ct^.  en  France  et  «  VttPuiQfr. 
Paris  1900. 

Karl  Mamroth. 
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Luzzatti,  Luigi, 

'l>oren  zu  Venedig  im  März  1841,  war  1869 — 
L  O^neralsekretär  im  Ministerium  für  Ackerbau, 
fi<lixstrie  und  Handel,  dann  Professor  der 
iirioiialökonomie  zu  Padua,  Deputierter  im  Par- 
luient-  Luzzatti  ist  für  Volksbanken,  Konsum- 
x*reiiie  und  Hilfskassen  nach  deni  Vorbilde  von 
<*liiilze-Delitzsch  eingetreten  und  hat  die  schutz- 
irAlxierische  Umgestaltung  des  italienischen 
Turifs  veranlasst.  Im  Kabinett  Rudini  (7.  Febr. 
.8t>l    bis  Mai  1898J  war  er  Schatzminister: 

Er    veröffentlichte    an    staatswissenschaft- 
licheii  Schriften: 

La  diffusione  del  credito  e  le  bauche  popo- 
lari.       Padova  1863.  —  L'inchiesta   industriale 
e     i     trattati  di    commercio.      Roma    1878.    — 
l  >>servazioni  e  proposte  intomo   al  progetto  di 
leiurg'e    sulle    societä    di  M.  S.    Milano,  tip.  del 
Sole.   1878.  —  Suir  andamento  del  credito  popo- 
lare    in  Italia    e  sulle   condizioni   delle   bauche 
l>opolari  italiane  al  31  dicembre  1878,  relazione. 
Milauo  1879.  —  Seconda  relazione  suir   anda- 
mento del  credito  populäre  in  Italia,  jjresentata 
al  II  ®    congresso  delle  bauche  popolari  italiane. 
^lilano  187y.  —  1  pericoli  dello  stato  banchiere 
in  Italia,  lettera  all'  onerevole  deputato  Sella. 
Firenze    1880.  —  II  credito  populäre  in  Italia 
e  le  condizioni  delle  banche  popolari  italiane  al 
*M     dicembre    1879,    relazione.      Milano    1880. 
Note   suir  imposta  sul  sale.    Venezia  1881.  — 
Le    rivelazioni  della  previdenza  all'  esposizione 
nazionale  di  Milano:  previdenza  libera  e  previ- 
denza legale.    Milano  1882.  —  Introduzione  alla 
statistica  delle  banche    popolari   italiane,  anni 
1881—83.     Roma   1885.  —  II  progetto  per   la 
perequazione   fondiara   e   la   legrislazione  civile 
sui  beni  immobili.     Torino,  1886.  —  II  nuovo 
propetto  di  legge  sulle  associazioni  cooperative, 
])resentata   al   Parlamento  germanico.     Milano 
1888.  —  Resume  de  l'expose  financier.     Rome, 
I.  Botero,    1891.   —   Le   classi   dirigenti   e  gli 
operai  in  Inghilterra,  a  proposito  della  lotta  di 
classe.     Verona    189ä.    —   Avantage    du   libre 
choix   de    Tassurer    en    cas    d'assurance    obli- 
gatoire:    opportunite   d'organiser  etc.   (Congres 
intern,  des   accidents  du  travail  a  Milan  tom. 
I).       Milan    1894.    —    Saggio    sulle    dottrine 


\  dei  percursori  religiosi  e  filosofici  dell'  odierno 
fatalismo  statistico.   Perugia  1895.    Ferner  sind 
von  ihm   mehrere  Kammerreden  und  parlamen- 
tarische Berichte  erschienen. 
I         Im  Gioruale  degli  Economisti  ver- 
,  öffentlich te  er :  La  legislazione  sociale  nel  Par- 
lamento inglese.    1875.  —  La  violazione  della 
I  libertä    economica    nei   regolamenti   di  polizia 
j  rurale.    1875.  —  Le  recenti  discussioni  del  Par- 
lament© inglese,  intorno  alle  teorie  delle  banche 
i  di  emissione.    1875.  —  La  libertä  economica  ed 
I  i  re^olamenti  edilizi.    1875.  — -  La  critica  della 
teoria  inglese  sulla  circolazione.    1875.  —  La 
1  libertä  economica  ed  il  lavoro  dei  fanciulli  e 
i  delle  fanciulle  nelle  fabbriche.   Agosto  1875.  — 
I  La  teoria  della  circolazione  e  le  recenti  discus- 
'  sioni    del    Parlamento    ing:lese.      1875.    —    Le 
I  banche  d'emissione  in   Svizzera.     1876.  —  La 
I  teoria  della  riterva  e  del  saggio  dell'  Interesse 
nelle   banche   d'emissione.    1876.   —   Rassegiia 
'  della   cooperazione.    1876.  —  La  inchiesta  in- 
I  dustriale  e  la  ingerenza  del  Govemo  nella  con- 
!  cessione  delle  acque.  1876.  —  Gl'istituti  di  cre- 
I  dito    agrario    in  Italia.    1876.    —   Nota    sulla 
I  legge  delle  fabbriche  in  Danimarca.    1876.  — 
I  La  Sicilia  nel  1876.  —  Del  modo  d'  intendere 
e  d'applicare  il  principio  della  nazione  piü  fa- 
vorita  nelle  convenzioni  commerciali.    1877.  — 
Le  legge  sulle  fabbriche  in  Inghilterra.  1877.  — 
II  dintto   economico  internazionale  e  l'inchiesta 
industriale.  1877.  —  Le  legge  sulle  fabbriche  in 
Gianda.   1877.  —  La  liberta  dei  mari  e  l'inchiesta 
industriale.    1877.  —  L'economia  politica  ed  il 
diritto  canonico.   1877.  —  La  riforma  del  bilancio 
delle   imposte   indirette   in  Inghilterra   ed    in 
Italia.    1877.  —  Un  fenomeno    poco    avvertito 
nella  circolazione  bancaria.    1877.  —  Relazione 
sulle  condizioni  economiche  e  morali  delle  banche 
mutue  popolari  italiane.  1878.  Ferner  erschienen 
zahlreiche    Aufsätze    von    ihm   in   der   Nuova 
Antologia,  in  der  Rassegna  nazionale  di  Firenze, 
in  der  Rivista  Veneta  und  anderen  Zeitschriften. 
Mit  Minelli  veröffentlichte  er:  Le  casse 
di  risparmio  nelle  scuole:  lettera  e  due  diaiogi. 
Rovigo    1876.     Mit    Pascolato    und    Man- 
zato:  Delle  ünione  di  credito. 

Jo»ef  Stanimhanmier, 


M. 


Mac  Cnlloch,  John  Ramsay, 

geb.  am  1.  III.  1789  im  Dorf  Withorn  in  der 
schottischen  Grafschaft Wigtown.  gest.  zu  London 
am  11.  XI.  1864,  studierte  in  Edinburg,  wurde 
1828  Professor  der  Nationalökonomie  in  London, 
legete  1831  diese  Professur  nieder  und  bekleidete 
seit  1838  die  Stelle  eines  Kontrolleurs  beim 
Stationery  Office  in  London. 

Mac  Culloch  veröflfentlichte  von  staatswissen- 
schaftlichen Schriften  in  Buchform:  Essay  on 
the  question  of  reducing  the  interest  of  the 
national  debt,  in  which  the  justice  and  expe- 
diency  of  that  measure  are  fully  established, 
Edinburg  1816.  —  The  principles  of  political 
economy,  with  some  inquiries  respecting  their 
application,  and  a  sketch  of  the  rise  and  pro> 

ress  of  the  science,  ebd.  1825;   2.  Aufl.,  1K30; 
Aufl.,   1843;   4.  Aufl.,   1849;   5.   Aufl.,   18(i4; 

6.  Aufl.,  mit  Beigabe  von  J.  Locke,  Essay  on 
interest    and    value    of    money,    London   1870; 

7.  Aufl.,  ebd.  1885;  dasselbe,  in  französischer 
Uebersetzung  von  A.  Planche,  2  Bde.,  Paris 
1851 ;  2.  Aufl.,  1864 ;  dasselbe  in  deutscher  Ueber- 
setzung von  G.  M.  V.  Weber,  Stuttgart  1831. 
—  A  discourse  on  the  rise,  progress,  peculiar 
objects  and  importance  of  political  economy, 
containing  an  outline  of  a  coursö  of  lectures  on 
the  principles  and  doctrines  of  that  science, 
1.  und  2.  Aufl.,  Edinburg  1825;  dasselbe,  in 
französischer  Uebersetzung  von  G.  Prevost,  Genf 
1825.  —  An  essay  on  the  circumstances  which 
determine  the  rate  of  wages,  and  the  condition 
of  the  labouring  classes,  Edinburg  1826.  — 
Observations  on  the  duty  on  sea-borne  coal, 
and  on  the  peculiar  duties  and  charges  on  coal 
in  the  port  of  London,  London  1830.  —  Histori- 
cal  sketch  of  the  Bank  of  England,  with  an 
examination  of  the  question  as  to  the  Prolon- 
gation of  the  exclusive  Privileges  of  that 
establishraent,  ebd.  1831.  —  Observations  on 
tlie  unflueuc«  of  the  East  India  Company's 
monopoly  on  the  price  and  supply  of  tea,  and 
on  the  commerce  with  India,  China  etc.,  ebd. 
1831.  —  On  commerce,  its  principles  and  history, 
ebd.  1833;  dasselbe,  in  deutscher  Uebersetzung 
u.  d.  T. :  Ueber  Handel  und  Handelsfreiheit, 
von  Jos.  Gambihler,  Nürnberg  1834.  —  A  dictio- 
nary,  practical,  theoretical  and  historical,  of 
commerce  and  comraercial  navigation,  London 
1832;   2,  Aufl.,   1840;  3.  Aufl.,   1844;  4.  Aufl., 


1847;   5.  Aufl.,   1850:  6.   Aufl..   1852;    7,    An^. 
1859;   8.  Aufl.,  1869;   9.  Aufl.  heraosge^.    tmi 
H.  G.  Reid,  1880:  deutsche  Uebersetzung^n  ött 
vorstehenden  2  ersten  Aufl.  erschienen  bearb«rc: 
von  C.  F.  C.  Richter  und  L.  R.  Schmidt  ere.  in 
Augsburg  und  Stuttgart  1834—42.    —    Ol^^^r- 
vations  illustrative   of  the   practical   operüriüii 
and  real  effect  of  the  duties  on  paper,  showiLs 
the   expediency   of   their   reduction   or    re|i*^L 
London   1836.   —    A  Statistical  accoiizit   of   ibr- 
British  Empire,  2  Bde..  London  1837;  dasselt-. 
2.  Aufl.,  2  Bde.,  1839;  dasselbe,  3.  Aufl.,  2  Bd*^. 
1847;  dasselbe,  4.  Aufl.,  2  Bde.,  1854.  —  Start- 
ment«  illustrative  of  the  police  and    probahle 
consequences    of    the    proposed   repeal    of    the 
ex  ist  in  g  com  laws,  and  the  Imposit  ion  in  their 
stead  of  a  moderate  fixed  duty  on  foreiem  i*i.»nL 
when  entered  for  consumption,  ebd.   1841.    — 
A  dictionary,  geographica!,  Statistical  and  histi«ri- 
cal,  of  the  various  countrie«,  places.  and  piincipal 
natural  objects  in  the  world.  2  Bde.  mit  Ailk:?. 
ebd.  1841/42;  dasselbe,  2.  Aufl.,  herausg-eg-.  v<n 
F.  Martin,  4  Bde.,  1866.  —  The  Hteratnrt-  of 
political  economy,  a  classified  catalogrne  of  pnbli- 
cations    in    the   difTerent   departments    of    that 
science,  with  historical,  critical,  and  bioerraphi- 
cal  notices,  ebd.  1845.  —  Treatise  on  the  prin- 
ciples and  practical  influence  of  taxation  and 
the  funding  System,  ebd.  1845:  dasselbe.  2.  Aufl., 
1852:    3.    Aufl.,    1863.    -     A    treatise'  on    the 
succession  to  property  vacant  by  death.  Inquiries 
on  the  influence  of  primogeniture,   fonndations 
etc.,  over  public  interests  ebd.  1848.  —  Treatisr 
on  the  circumstances  which  determine  the   rate 
of  wages  and  the  condition  of   the    labourine" 
classes,  ebd.  1851.  —  Treatises  and  essays  on 
subjects  connected  with  economical  policy/  ii-ith 
biographical   Sketches   of   Quesnay,    Smith    and 
Ricardo,  Edinburg  1853;  dasselbe.  2.  Aufl.,  1S5^. 
—   Preface    to    a    select   collectiou  of    en«rli?h 
tracts  on  commerce,  from  the  Originals  of  Alun, 
Roberts,  North,   and  others  (Political  Economy 
Club,   early  tracts),  London  1856.  —   Prelimi- 
nary  notice  to  tracts  and  other  publications  on 
metallic  and  paper  currency  by  Lord  Overstone 
(0 verstone  tracts),  ebd.  18o7.    -   A  select  col- 
lection  of  scarce  and  valuable  economical  trticti. 
edited  with  prefaces  by  Mac  Culloch  (Overstone 
collectiou],    ebd.     1857. 59.     —    A    treatise    an 
metallic  and  paper  money  and   banks,  wriiten 
for  the  Eneyclopaedia  Britannica,  Edinburg  1858; 
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^3selbe  in  deutscher  Uebersetzung  u.  d.  T. : 
t^ld  tind  Banken,  von  C.  J.  Bergius  und  J.  L. 
te-llkampf,  Leipzig  1859.  — 

Mac  CuUocn  gab  heraus:  A.  Smith,  An 
Kiniry  into  the  nature  and  causea  of  the  wealth 
f  nations.  With  a  life  of  the  author,  an  intro- 
iictory  discourse,  notes  etc.,  London  1828: 
L  Auti.,  1838.  —  The  works  of  David  Ricardo, 
vith  a  notice  of  the  life  and  writings  of  the 
iixtlior,  ebd.  1846;  2.  Aufl.,  1852.  Er  war  femer 
>et*iiligt  1)  an  der  Schrift:  The  bankers'  common- 
^lace  bock,  New- York  1857,  mit  dem  Artikel; 
Etemarks  on  bills  of  exchange ;  2)  an  dem  Jahr- 
buch :  The  merchant's  and  T)anker's  register  for 
\Hö9,  ebd.  1858  mit  dem  Supplement :  An  essay 
*  m  paper  money  and  banking.  —  Die  Edinburgh 
Review  hat  verschiedene  wirtschaftliche,  legis- 
\itvtori8che  Massregeln  vom  Ricardoschen  Stand- 
punkte aus  besprechende  Artikel  von  ihm  auf- 
zuweisen. 

Mac  CuUoch.  Schüler  Ricardos  und  Epigone 
der  klassischen  Nationalökonomie,  hat  eine  reiche 
litterarische  Fruchtbarkeit  entfaltet.  Er  war 
der  Typus  eines  Manchestermannes,  wenn  er 
auch  einmal  für  Beschränkung  der  Cirkulations- 
banken  eintrat,  und  hat  geraume  Zeit  als  volks- 
wirtschaftliche Autorität  in  England  gegolten, 
während  er  gegenwärtig  fast  schon  der  Ver- 
gessenheit anheimgefallen  ist. 

Der  Nationalstolz  auf  Adam  Smith,  der  so 
manchen  britischen  Volkswirt  blind  für  die  be- 
deutenden staatswirtschaftlichen  Leistungen  des 
Auslandes,  insbesondere  Deutschlands  gemacht 
hat,  tritt  auch  bei  Mac  CuUoch  in  selbstgefällig- 
anmassender  Weise   in   den  Vordergrund.     In 
seinem  „Discourse  on  the  rise  etc.  of  political 
economy"  (s.  o.)  sucht  man  nach  deutschen  Volks- 
wirten vergebens,  die  ebensowenig  Aufnahme 
in  seine  „Literature  of  political  economy*^  (s.  o.) 
gefunden  haben,  worin  neben  englischen  über- 
hanpt   nur  noch   französische   und   italienische 
litteraturerzeugnisse  aufgeführt  sind.    Die  Ein- 
seitigkeit  dieser   Exklusivität    wird  besonders 
von  Mohl  streng  getadelt.    Dem  ferneren  Vor- 
wurf, den  Mohl  der  chronologischen  Aufeinander- 
folge der  den  einzelnen  Wirtschaftsgebieten  an- 
gehörigen  Schriften  macht,  ist  aus  dem  Grunde 
nicht  beizustimmen,  weil  gewisse  Entwickelungs- 
phasen  der  Wissenschaft,  besonders  Kontroversen 
zwischen  merkantilistischen  und  physiokratischen 
Dogmen  dadurch  in  markantester  Weise  hervor- 
treten, dass  diese  genetische  Aufeinanderfolge 
der  Schriften  die  polemische  Litteratur  über  wirt- 
schaftliche Streitfragen  in  wünschenswertester, 
lehrreicher  Zusammenstellung  darbietet.    Seine 
statistischen    Nachschlagebücher    sind    Muster- 
leistungen des  praktischen  englischen  Geschäfts- 
sinnes auch  auf  wissenschaftlichem  Gebiete,  da 
sie  neben  konzisester  Darstellung   der  Staats- 
kräfte und  des  aktuellen  Wirtschaftslebens  auch 
gedrängte  Rückblicke  auf  die  Entwickelungs- 
ffeschicnte  von  Handel  und  Industrie  aufweisen. 
5lac  CuUoch  ist  ein  fanatischer  Lobredner  des 
Nutzens  der  Maschinen,  der  nach  ihm  dem  Ar- 
beiter noch  mehr  als  dem  Kapitalisten  zu  gute 
kommt,  auch  jedes  erwachsene  Individuum  wird 
für  ihn  zur  Maschine,  die  ein  Kapital  zwanzig- 
jähriger Barausgaben  repräsentiert.    Die  Arbeit 
ist  nach  ihm  die  einzige  Quelle  des  Reichtums, 
da  die  Kräfte  und  uugehobenen  Wertstoffe  der 
Natur  erst  der  menschlichen  Thätigkeit,  wie  er 


nach  A.  Smith  ausführt,  bedürfen,  um  sie  zu 
Genussgütern  zu  formen;  aber  den  Wert  der  so 
erworbenen  Güter  taxiert  er,  abweichend  von 
Smith,  nicht  nach  Massgabe  der  zu  ihrer  Pro- 
duktion aufgewendeten  Arbeit,  sondern  er  be- 
misst    deren   Kaufkraft   nach   ihrem    mit    der 

S reduzierenden  Arbeit  in  Verbindung  gebrachten 
ützlichkeit^grad.  Als  Interpret  Ricardos  be- 
feht  Mac  CuUoch  häufig  den  Fehler,  die  kon- 
itionelle  Sicherheit  einzelner  Sätze  seines 
Lehrers  in  eine  absolute  zu  steigern,  auch  Ad- 
jektive in  Komparative  etc.  zu  verwandeln, 
oder  einzelne  Lehren  Ricardos,  wie  die  Wert- 
und  Kostentheorie  durch  verkehrte  Auffassung 
ihres  eigentlichen  Sinnes  zu  entkleiden,  trotz- 
dem ist  Roschers  Urteil  über  ihn  (s.  u.)  ein  un- 
verdient hartes. 


Vgl.  über  Mac  Gull  och:  Chevalier,  Coiirs 
d'economie  polit.,  Bd.  III,  Paris  1850,  S.  229/32 
u.  ö.  —  Dictionnaire  de  l'economie  politique, 
Bd.  n,  2.  Aufl.,  ebd.  1854,  S.  114/15.  -  Mohl, 
Geschichte  und  Litteratur  der  Staatswissen- 
schaften, Bd.  III,  Erlangen  1858.   S.  316,  373. 

—  Röscher,  Geschichte  der  Nat,  München 
1874,  S.  593,  685,  844.  —  Held,  Zwei  Bücher 
der  sozialen  Geschichte  Englands,  Leipzig  1881, 
S.  177,  188,  201  u.  0.  —  Encyclopaedia  Britan- 
nica,  9.  Aufl.,  Bd.  XV,  Stichwort:  „Epigonen 
after  Malthus  and  Ricardo",  London  1883,  S.  134. 

—  Dieselbe,  9.  Aufl.,  Bd.  XIX,  Stichwort: 
„Political  economy",  ebd.  1885,  S.  377.  — 
Ingram,  History  of  political  economy,  ebd. 
1888.  —  Dictionary  of  National  Biography.  ed. 
by  S.  Lee,  Vol.  XXXV,  p.  19  ff.,  London  1893. 

Lippert. 


Macchiavelli,  Niccolö  di  Bernardo  dei, 

geb.  am  5.  V.  1469  zu  Florenz,  gest.  daselbst 
am  22.  VI.  1527,  wurde  Kanzler  (cancelliere) 
der  Republik  Florenz  und  nach  Vertreibung  der 
Medici,  1494,  Staatssekretär  des  florentinischen 
Freistaats.  Bei  Wiedereinsetzung  der  Mediceer 
durch  Julius  IL  wurde  Macchiavelli  von  Lorenzo 
von  Medici  aus  dem  Staatsdienste  entfernt,  der 
Beteiligung  an  der  Verschwörung  des  Boscoli 
und  Capponi  gegen  Kardinal  Giovanni  de  Medici 
beschuldigt,  eingekerkert,  gefoltert  und  aus 
Florenz  verbannt.  Erst  nachdem  Giovanni  den 
Kardinalshut  gegen  die  päpstliche  Tiara  ver- 
tauscht hatte,  wurde  das  Verbannungsdekret 
gegen  Macchiavelli  zurückgenommen. 

Macchiavelli  veröffentlichte  von  staatswissen- 
schaftlichen Schriften  in  Buchform:  II  principe. 
Acced.  la  vita  di  Castruccio  Oastracani  etc., 
Venedig  1554;  dasselbe,  con  la  prefazione  e  le 
note  istoriche  di  Houssaye  etc.,  Mailand  1769; 
dasselbe,  coUa  vita  dell'  autore,  Frankfurt  a.  M. 
1852 ;  dasselbe,  mit  Kommentar  von  A.  Zambelli, 
Florenz  1857 ;  dasselbe,  herausg.  von  G.  Cinelli, 
Mailand  1860;  dasselbe,  lateinische  Uebersetzung 
von  S.  Telius,  s.  1.  1595;  dasselbe,  lateinisch, 
Frankfurt  a.  M.  1608;  dasselbe,  lateinisch  von 
H.  Conring,  Helmstedt  1660;  dasselbe,  lateinisch, 
acc.  A.  Possevini  Judicium  de  Macchiavelli  et 
Bodini  scriptis,  Leiden  1643;  dasselbe,  franzö- 
sisch, mit  Kommentar  von  Amelot  de  la  Houssaye, 
Amsterdam    1683;    dasselbe,    französisch    von 
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Ferrari,  Paris  1867.  —  Dasselbe,  deutsch  u.  d.  T.: 
Regen tenkunst  oder. Fürstenspiegel.  (Iründtliche 
erklärung,  welcher  massen  ein  Königreich  und 
jedes  Fürstentumb  ....  solle  bestellet  und  ver- 
waltet werden,  Frankfurt  a.  M.  1580:  dasselbe, 
deutsch,  mit  Amelots  Kommentar,  ebd.  1745; 
dasselbe,  deutsch,  mit  Amelots  Kommentar,  von 

F.  X.  Baur,  Rud'olstadt  1804;  dasselbe,  deutsch 
von  A.  W.  Rehberg,  Köln  (recte  Hannover)  1810, 
2.  Aufl.,  1824;  dasselbe,  deutsch,  in  Verbindung 
mit  Friedrich  II.  Anti-Macchiavel  übers,  von 
W.  Grafen  v.  Hohenthal-Städtelu,  Leipzig  ia32  35; 
da.sselbe,  deutsch  von  Riedel,  Darmstadt  1841; 
dasselbe,  deutsch  von  G.  Regis,  Stuttgart  1812; 
dasselbe,  deutsch  von  A.  Eberhard,  Berlin  1868, 
2.  Aufl.,  Bielefeld  187H;  dasselbe,  deutsch  von 
W.  Grüzmacher,  Berlin  1870.  —  Discorsi  sopra 
la  prima  deca  de  Tito  Livio,  Venedig  1540; 
dasselbe,  mit  Kommentar  von  A.  Zambelli, 
Florenz  1857 ;  dasselbe,  lateinische  Uebersetzung 
u-  d.  T. :  De  republica,  Mömpelgard  1591  und 
1599;  dasselbe,  lateinische  Uebersetzung,  Leiden 
1643  und  1649;  dasselbe,  deutsch  von  .T.  G. 
Scheffner,  Danzig  1776;  dasselbe,  deutsch  von 
W.  Grüzmacher,  Berlin  1870.  —  Dell  istorie 
Fiorentine,  Florenz  1550;  dasselbe,  Strassburg 
1610;  dasselbe,  Haag  1658:  dasselbe,  Amster- 
dam 1696;  dasselbe,  Haag  1726;  dasselbe,  deutsche 
Uebersetzung  von  D.  W.  Otto,  2  Bde.,  Leipzig: 
178K^,  dasselbe,  deutsche  Uebersetzung  von  'W . 
Neumann,  2  Bde.,  Berlin  1809 ;  dasselbe,  deutsche 
Uebersetzung  von  A.  Reumont,  2  Bde.,  Leipzig 
1846.  —  Gesammelte  Werke:  Tutte  le  opere, 
ö  Bde.,  sine  loco  1550  (unter  dem  Namen  ,,editione 
della  testina"  bekannte  Ausgabe);  dasselbe, 
Opere  inedite  in  prosa  ed  in  verso,  2  Bde., 
Amsterdam  1768:  dasselbe,  Opere,  6  Bde., 
Philadelphia  1796  97;  dasselbe,  Opere,  7  Bde., 
Wien  1796/97 ;  dasselbe,  Opere  in  prosa  edit  de 

G.  de  Valenti,  3  Bde.,  Berlin  1797;  da.sselbe, 
Opere,  10  Bde.,  Mailand  1804  5;  dasselbe,  Opere, 
8  Bde.,  Florenz  1813;  dasselbe,  Opere,  11  Bde., 
ebd.  1819;  dasselbe,  Opere,  9  Bde.,  Mailand  1822; 
dasselbe,  Opere,  10  Bde.,  ebd.  i826;  dasselbe, 
Opere  scelte.  Con  aggiuute  e  correzioni  tratte 
dai  manoscritti  originali  (volume  unico),  München 
1843:  dasselbe,  Opere  scelte  pubblicato  per  cura 
Zirardini,  Paris  1850;  dasselbe,  Opere  minori, 
cum  note  di  Polidori,  Florenz  1852;  dasselbe, 
Scritti  inedite,  herausg.  von  G.  Canestrini,  ebd. 
1857;  dasselbe,  Opere,  herausg.  von  Passerini, 
Fanfarietc.,  10  Bde.,  Florenz  1873.80;  dasselbe, 
französische  Uebersetzung:  Oeuvres  politiques, 
traduction  P6ri^s,  12  Bde,  Paris  182;^  36;  das- 
selbe, deutsche  Uebersetzung :  Sämtliche  Werke, 
übersetzt  von  Job.  Ziegler,  8  Bde.,  Karlsruhe 
1832;41. 

Macchiavelli  hat  in  derjenigen  seiner  Schriften, 
die  ihm  Gelegenheit  bot,  sich  eingehend  über 
wirtschaftliche  Zustände  zu  äussern,  nämlich  in 
den  „ Floren tinischen  Geschichten",  diese  Ge- 
legenheit nur  in  beschränkter  Weise  wahrge- 
nommen, da  die  Geschichte  der  politischen,  sich 
fegenseitig  bekämpfenden  Florentiner  Parteien 
en  Hauptinhalt  gedachter  Schrift  bildet.  Aber 
auch  das  wenige,  was  Macchiavelli  Volkswirt- 
schaftliches bietet,  zeigt  den  bedeutenden  Forscher 
und  scharfen  Denker.  Als  Hauptgüterquelle 
wird  die  Natur  von  ihm  gepriesen  und  die  Er- 
trägnisse der  Boden  Produktion  denen  der  in- 
dustriellen Verarbeitung   der  Rohstoffe  voran- 


gestellt.   Das  gesunde  Klima  bring:T  er  laif   u-- 
höhung    der  Zeugungskraft    des    MeDsrben    m 
Kausalnexus  und  gieot  zu  bedenkeBu   da**    -ü 
ungesundes  Klima  ebenso  wie  ein  steriler  V^^j-^i: 
Meliorationen  zugängig  sei.   iudem    klinuiti'^.L 
verrufene  Länder  durch  die  ener|ri*che  Th^tu:- 
keit  einer  plötzlich  dahin  durch  Eiiiwaii»ler3E,- 
oder    Kolonisation    versetzten     läodlicheB    Ar- 
beiterbevölkerung sich   in  gesunde   Tejn»-aD«I-!i. 
müssen,  da  der  durch  den  einheitlichen  Aek--- 
bau   sanierte  Boden   auch   die  Luft,    die   k^is- 
Miasmen     vom     kultivierten     Erdreich      m«-Lr 
aufnehme,  reinige.    Er  stellt  ferner    den    >2.ii 
auf,   dass   nicht   von   der   Menage    der    Aerkr-r 
sondern  vom  guten  Anbau  ein   g-ünstig^s  Pr- 
duktionsergebuis  abhänge.     Als   Bevölkenmir- 
theoretiker     hält     er    die     durch     VertilcuLi: 
der   überzähligen  Existenzen  bei    dem    Eintrln 
einer    Uebervölkerung    sich    bethätig^ndt    Zrr- 
stöningskraft  der  Natur  für  ebenso    notweniiir 
als   die    in    unbestimmten    Intervallen    i^i^i-^r- 
kehrende  Decimierung  der  Menschenmasse  dur-  b 
Kriege  und  Epidemieen.    Lieber  die  1427  eriuLsrip 
Einführung  des  Katasters  in  Florenz    beri^Ltr? 
er  folgendes :  Es  war  eine  direkte  Mobiliar-  udJ 
Immobiliarsteuer,  die  den  Besitzlosen  erwüii'M.Lr. 
den  Begüterten  dagegen  verhasst  war    und  die 
auf   letztere  einen  noch  empfindlicheren  Dni'^k 
auszuüben  drohte,  wenn  es  dem  Volke  bei  d^T 
Katasterbehörde  durchzusetzen  gelang,  dass  dt^nj 
neuen  Steuerverfahren  eine  rückwirkende  Krat: 
auf  das  Besitztum  der  Nobili  vor  Einfühnm: 
des  Katiisters  zuerkannt   wurde,   was  Giovann: 
von    Medici    zu    verhindern    wiisste.    —     Al> 
Politiker    und   Staatsmann    steht    Macehiavflii 
bedeutend  höher  wie  als  WirtschaftÄtheoretikcr. 
Das  Staatsinteresse  und  die  Wahrung  der  Staat?- 
autorität,    die    Ausbildung    und    zweckm&.«sij'' 
Kombination    der    drei    aristotelischen     Staate- 
formen :  Monarchie,  Aristokratie  und  Demagogie' 
beherrschen    seine    realistische    Denkung?iwfist* 
vollständig.    Seine  Staatspolitik  löst  sich   nicht 
vollständig  von  der  Ethik  los,  aber  dem  Staats- 
zwecke muss  nach  seiner  Lehre  aus  Opi»ommi- 
tätsgründen  die  Moral  sich  unterordnen,  nnd  ein 
Staatslenker  das,  was  er  auf  sittlichem  Wegr 
nicht  durchsetzen  kann,  durch  Hinterlist,  Gewalt 
und  Verbrechen  zu  erreichen  suchen.  Macchiavelli 
hat  die  Wissenschaft  der  Politik   um  den  Satz 
bereichert,  dass  die  Macht  des  Klerus  der  staat- 
lichen  Superiorität  bedingungslos   unterworftn 
sein,  müsse,  er  war  femer  der  Vorläufer  jener 
erst   im    19.   Jahrh.  zur   Herrschaft   gelangten 
Bewegung,   welche  die  der  Verkörpenmg^de^ 
Ideals  vom  geeinten  Italien  entgegenstehenden 
Hemmnisse   m   der   weltlichen   Herrschaft    des 
Papstes,  in  der  Allmacht  der  romischen  Hierarchie 
erkannte.    Sein  angefeindetstes,  aber  mit  dem 
grössten  Aufwand  von  Geist  und   staatsphilo- 
sophi scher  Schärfe  geschriebenes  Werk  ist  „der 
Fürst",    „el   principe".    Da   indes  Macchiavelli 
dieses  angebliche  Lehrbuch  des  darin  mit  einem 
ganzen  Arsenal  sophistischer  und  rabnlistischer 
Waffen  ausgerüsteten  Absolutismus  nur  für  eine 
bestimmte  Person,  nämlich  für  Lorenzo  Medici. 
als  Prototyp  der  italienischen  Duodezfürsten  in 
der  Mitte  des  16.  Jahrhunderts,  verfasst  hat, 
ist  nicht  über  den   „principe",  wohl  aber  aber 
diejenigen  Regenten  des  17.  und  18.  Jahrh.  der 
Stab   zu  brechen,  welche  das  missverstandene 
Buch  zur  Verfolgung  einer  rücksichtslosen  und 
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i*  \valtthätig:en     absolutistischen 
r »1  it  i Ic    ausnutzten. 


Regierungs- 


Vgl.    über    Macchiavelli:    Clementi 
S<K--     J.),  El  macchiavelismo   degoUado  por  la 
hristiano   saliduria   de   Espana   y   de  Austria, 
Mcola     1637.    —    Lilienthal,    De    3Iacchia- 
rellismo   literario,   Leipzig  1713.   —   Christ, 
[>e     N.    Macchiavello   libri   III,    ebd.   1731.    — 
Voltaire,  Anti-Macchiavel  ou  essai  de  critique 
>nr      „le    prince"    etc..    Haag    1740,    2.    Aufl., 
Marseille   1741;    dasselbe,    deutsch,   Frankfurt 
a.     M.    1741;   2.   Auflage,   Göttingeu    1742.    - 
Friedrich  IL),  Examen  de  prince,  Haag  1743; 
dasselbe,  deutsch  von  L.  L.  Föi*ster,  Berlin  1870. 
—  Historie  des  Anti-Macchiavel,  Frankfurt  a.  M. 
1745.    —   Macchiavel   commente    par   Napoleon 
T\\\ouaparte,    Paris    1816.    —    Kellerraann, 
Tommentatio  de  Macchiavelli  principe,  Leipzig 
IKHl.     —    Gervinus,    Historische    Schriften, 
Bd    I.  Frankfurt  a.  M.  1833.  (Darin:  Geschichte 
der  Florentinischen  Historiographie  nebst  einer 
Charakteristik  des  31acchiavelli.)  —  Nu  man, 
Diatribe  acad.  in  Nie.  Macchiavelli  opusc.  del 
principe,  2  Teile,  Utrecht  1833;  dasselbe,  deutsch, 
Karlsruhe    1840.    —   Ebeling,     Macchiavellis 
politisches  System,  Berlin  1850.  —  Venedey, 
Macchiavelli,  Montesquieu  und  Rousseau,  2  Bde., 
ebd.    1850.  —  Knies,  Macchiavelli  als  volks- 
wirtschaftlicher Schriftsteller,   in  Zeitschr.   für 
Staatsw.,  Bd.  VIII,  Tübingen  1852,  S.  251  ff.  — 
Mnndt,  Macchiavelli  und  der  Gang  der  euro- 
päischen Politik,  Leipzig  1851;  3.  Aufl.  1861. 

—  Zimmermann,  Macchiavelli  in  seiner  his- 
torischen Bedeutung  für  Italien,   Berlin  1856. 

—  V.  Mohl,  Geschichte  und  Litteratur  der 
St^atswissenschaften,  Bd.  III,  Erlangen  1858, 
S.  520/91:  Reiche  Quelle  der  älteren  Macchia- 
velli-Litteratur.  —  Bollmann,  Verteidigung 
des  Jlacchiavellismus,  2.  Aufl.,  Quedlinburg  1859. 

—  Biographie  universelle,  Bd.  XXV,  Paris  18()0, 
Sp.  627  35.  —  Bluntschli,  Macchiavelli,  in 
St.W.B.  von  Bluntschli  etc.,  Bd.  VI,  Stuttgart 
1861,  S.  511  ff.  —  C  a  u  e  r ,  Friedrichs  des  Grossen 
Gedanken  über  die  fürstl.  Gewalt,  Berlin  1863. 

—  Bluntschli,  Geschichte  des  allgemeinen 
Staatsrechts,  München  1864,  S.  6ff.  —  (Joly), 
l>ialogue  aux  enfers  entre  Macchiavelli  et 
Montesquieu,  2.  Aufl.,  Brüssel  1868.  -  Deltuf , 
Essai  Rur  les  oeuvres  de  Macchiavelli,  Paris 
18(i6.  —  Twesten,  Macchiavelli,  Berlin  1868. 

—  Contini,  Macchiavelli  e  il  suo  centenario, 
Florenz  1868.  —  Gi  am  belli,  3Iacchiavelli, 
Turin  1869.  —  Knies,  Der  Patriotismus 
Macchiavellis,  in  „Preussische  Jahrbücher".  Bd. 
XX VU,  Berlin  1871,  S.  665 ff.  —  Etienne, 
Macchiavelli,  in  „Revue  des  Deux  Mondes", 
Bd.  CVIII,  Paris  1873,  S.  36;60.  -  Gaspary, 
Die  neuesten  Kritiker  des  Macchiavelli,  Leipzig 
1874.  —  Triantafillis,  Nuovi  studii  su  N. 
Macchiavelli,  Venedig  18if8.  —  v.  Holtzen- 
dorff,  Principien  der  Politik,  2.  Aufl ,  Berlin 
1879,  S.  359.  —  Macchiavelli  as  historian,  in 
,,Encyclopaedia  Britannica",  9.  Aufl.,  Bd.  XIII, 
London  1881,  S.  509.  —  P.  Villari,  Macchia- 
velli ei  suoi  tempi  illustrati  con  nuovi  docu- 
menti,  Firenze  1877;  2e  ed.,  3  parti,  Milano 
1895—97;  dasselbe,  in  englischer  Üebersetzung, 
by  Linda  Villari,  4  Bde.,  ebd.  1877/83;  dasselbe. 


in  „Encvclopaedia  Britannica",  9.  Aufl.,  Bd.  XV, 
London "^1883,  S.  146-52.  —  Tommasini,  La 
vita  e  gli  scritti  di  N.  Macchiavelli,  Bd.  I, 
Turin  1883.  —  v.  Treitschke,  Das  politische 
Königtum  des  Anti-Macchiavelli,  Berlin  1887.  — 
E 1 1  i  n  g  e  r ,  Die  antiken  Quellen  der  Staatslehre 
Macchiavellis,   in    „Zeitschr.    f.    Staatsw.",   Bd. 


XLIV,  Tübingen  1888,  S.  1/58. 
Macchiavelli,  Stuttgart  1900. 


R.  Fester, 
Lippert, 


Maeleod,  Henry  Dunning, 

geboren  1821  zu  Edinburgh,  widmete  sich  an- 
fangs dem  juristischen  Studium,  wurde  1849 
als  Barrister  in  die  Gesellschaft  der  Inner- 
Temple  aufgenommen  und  1854,  gelegentlich 
eines  Prozesses,  zu  einem  eingehenden  Studium 
der  Theorie  des  Kredits  veranlasst.  Später 
wurde  er  Direktor  der  1858  insolvent  gewordenen 
„Roval  British  Bank"  und  lebt  gegenwärtig  in 
i^ondon. 

Seine  Theorie  gipfelte  in  dem  Satze,  dass 
Kredit  ein  selbständiges  Kapital  sei  und  ein  dem 
Bargelde  ähnliches  Wesen  habe,  eine  Theorie, 
welche  in  Deutschland  Böhm-Bawerk  und  Knies 
bekämpften. 

Er  veröffentlichte :  The  theory  and  practice 
of  banking:  with  the  elementary  principles  of 
currencv,  prices,  credit  and  exchanges.  2  vis., 
London  1855-56,  2.  Aufl.  1866.  3.  Aufl.  1875, 
4.  Aufl.  1883,  5.  Aufl.  1892—93.  —  Elements 
of  Political  Economy,  founded  on  the  doctrine 
of  exchanges,  London  1858,  2.  Aufl.  u.  d.  T.: 
The  Principles  of  Economical  Philosophy 
2  vis.,  London  1872—75.  —  On  the  definition 
and  nature  of  the  Science  of  Political  Economy. 
A  paper  read  at  the  meeting  of  the  British 
Association  held  at  Cambridge,  1862,  Cambridge 
and  London  1862.  —  Thought«  on  the  forth- 
Coming  electiön  of  a  prof essor  of  political  economy. 
Cambridge  1863.  —  A  dictionary  of  political 
economy:  biographical,  historical  and  practical, 
London  1863  (nur  der  1.  Band  erschienen).  — 
The  Elements  of  banking,  London  1876,  London 
1878,  neueste  Aufl.  1891.  —  Economics  for 
beginners,  London  1878,  Neue  Aufl.  New- York 
1886.  —  The  Elements  of  Economics,  2  Bde.. 
London  1881  u.  1886.  —  Lectures  on  credit  and 
banking,  London  1882.  —  The  relation  between 
the  Standard  of  value  and  price,  London  1887. 
—  The  theory  of  credit,  Bd.  1  u.  2,.2.  London 
1889—91,  2.  Ausg.  Bd.  1,  London  1803.  — 
Bimetallism,  London  1894.  —  The  history  of 
economics,  London  1896,  neue  Ausg.  New- York 
1897.  —  Indian  currency,  London  1898. 

In  der  Revue  d'^conomie  politique 
veröffentlichte  er:  De  la  science  ^cononiique 
moderne  1888. —  La  loi  de  Gresham  et  ses  rapports 
avec  le  bimetallisme,  1897.  —  Im  Giornale 
degli  Economisti:  Interno  alla  definizione 
della  ricchezza  1887.  —  In  der  Contemporary 
Review:  Indian  currency,  April  1899.  —  In 
Nineteenth  Century:  The  monometallist 
creed,  Nov.  1894.  —  Bimetallism  as  a  bubble, 
June  1895.  —  In  den  Ann  als  of  the  Americ. 
Acad.  of  PoL  and  Soc.  Science.  Sept.  1898: 


deutsch  von  Heusleru.  Mangold,  3Bde.,  Rudolstadt  i  Fiat  Money  and  currency  Inflation  in  New  Eng- 
1877  83.  —  Macchiavelli  as  politician  and  moralist, '  land  from  1620  to  1789.  —  In  Institute  of 

flandwörterbach  der  Staatswissenflchaften.    Zweite  Auflage.    V.  43 
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bankers:  On  the  modern  science  of  economics, 
June  1881. 

In:  „History  of  the  banking  of  all  nations", 
4  via.,  London  1896,  ist  der  Art.  „Great  Britain" 
des  2.  Bdes.  von  Macleod.  — -  Der  Art.  „Kredit** 
aus  dem  „Dictionary  of  political  Economy*  findet 
sich  von  M.  Paillottet  Übersetzt  im  Journal  des 
Economistes,  Okt.  1862,  Mai  1863. 

Vergl.  über  Macleod:  Richelot,  Une 
revolution  en  Economic  politique.  Paris  18H3. 
—  G.  Cohn.  Die  heutige  Nationalökonomie  in 
England  und  Amerika,  in  Jahrb.  f.  Ges.  u. 
Verw.,  13.  Jhrg.  Lpz.  1889,  S.  23.  —  Eng.  v. 
Böhm-Bawerk,  Kapital  und  Kapital zins  I 
(Innsbruck  1884),  S.  119 ff.  —  R.  Knies,  Geld 
und  Kredit  I  (Berlin  1885),  S.  255.  —  E  m.  C  o  s  s  a , 
Introduzione  allo  studio  deir  economia  politica 
(Milano  1892), S. 299, 358, 383, 487. 518  -  Koop- 
mans  N.  G.  Cnoop. :  Macleods  Krediet-theorie, 
Leeuw  1866. 

Jo9€f  Stammhatnnier, 


■agazingenossenscliaften. 

1 .  M.  der  Handwerker.  2.  Absatzgenossen- 
schaften der  Landwirte. 

1.  H.  der  Handwerker.  Magazinge- 
nossenschaften sind  Vereine  zum  Verkaufe 
der  von  den  Mitgliedern  für  eigene  Rech- 
nung eingelieferten  gewerblichen  Erzeug- 
nisse in  einem  zu  diesem  Zwecke  errichte- 
ten gemeinsamen  Magazin;  diesell)en  gehen 
hervor  aus  dem  Bedürfnis,  dem  Publikum 
die  Waren  im  offenen  Laden  zum  Kaufe 
anzubieten,  und  beruhen  auf  dem  gleichen 
Grundsatze  wie  die  anderen  Genossen schaf ts- 
arten,  »dass  man  sich  zu  dem,  was  man  ftir 
sich  allein  nicht  auszuführen  vermag,  mit 
anderen,  die  ein  gleiches  Interesse  daran 
haben,  verbinden  soll.«  Die  Waren  dem 
Publikum  im  offenen  Laden  zur  Schau  zu 
stellen,  erfordert  nicht  nur  ein  verhältnis- 
mässig grosses  Betriebskapital,  um  die  damit 
verbundenen  Unkosten  zu  bestreiten,  son- 
dern auch  die  Herstellung  einer  nicht  ge- 
ringen Quantität  von  Waren  und  Vorrat 
und  zwar  in  den  verschiedensten  Gattungen 
und  Preislagen.  Ein  erheblicher  Teil  der 
Gewerbetreibenden  vermag  diesen  Anforde- 
rungen nicht  zu  genügen,  und  doch  ist  für 
eine  grosse  Anzahl  gewerblicher  Unterneh- 
mungen ein  solches  Herantreten  an  das 
Publikum  unbedingt  erforderlich.  Die  hier- 
durch entstehenden  Unkosten  lassen  sich 
ftir  den  Handwerker  leicht  vermindern, 
wenn  er  sich  mit  seinen  Benifsgenossen 
vereinigt,  um  ein  gemeinschaftliches  Lager 
einzurichten,  in  dem  der  Verkauf  der  von 
den  einzelnen  für  ihre  Rechnung  einge- 
lieferten Waren  erfolgt.  Die  Deckung  der 
Unkosten  wird  teils  dimjh  Lagergelder,  teils 
diurch    Verkaufsprozente    aufgebracht.     Die 


Organisation  ist  die  gleiche  wie  bei  «tr-n 
übrigen  Genossenschaftsarten,  die  Vertpetijris- 
nach  aussen  liegt  bei  dem  Vorstande,  desc-^rs 
Kontrolle  der  Aufsichtsrat  hat,  die  Träac-'^r 
der  Magazingenossenschaft  sind  die  Mit- 
glieder, welche  ihre  Rechte  in  der  Gen^^rÄ.- 
versammlung  wahrnehmen.  Das  Betrier«:*- 
kapital  wird  durch  die  von  den  Mitgliedern 
zu  bildenden  Geschäftsanteile  und  Aufnahxo«:- 
von  fremden  Geldern  beschafft  Der  ri.a 
den  Ijagergeldem  und  Verkaufeprozenten 
verbleibende  Ueberschuss  wird  am  rweek- 
mässigsten  nach  einer  angemessenen  BenV  i:- 
sichtigung  der  Geschäftsguthaben  nach  Ver- 
hältnis der  gezahlten  L^rgelder  und  Ver- 
kauf sprozente  zurückvergütet 

Werden  auch  die  Waren  für  KedmoD^r 
der  Einlieferer  eingestellt  und  verkauft,  >  » 
muss  doch  im  Interesse  des  Gedeihens  d^^^r 
Genossenschaft,  das  von  der  Güte  der  War^- 
und  der  Angemessenheit  des  Preises  <!«- 
Waren  abhängt,  der  Genossenschaft  eine 
Mitwirkung  bei  der  Entscheidung  über  <lie 
Annahme  der  Waren  imd  der  ßiestimmuni: 
ihrer  Preise  vorbehalten  bleiben.  Hierin 
liegt  natürlich  eine  erhebliche  Schwierigkeit- 

Bei  Verkauf  gegen  bar  regelt  sich  dip>er 
einfach,  es  kompliziert  sich  nur  das  Ver- 
hältnis, wenn  der  Verkauf  auch  auf  Kredit 
erfolgen  darf.  W^ürde  derselbe  auf  Gefahr 
der  Genossenschaft  stattfinden,  so  setzte  di*^ 
voraus,  dass  diese  die  W^aren  auf  ihre  Re<:h- 
nung  übernommen  hat,  und  die  Genossen- 
schaft würde  dadurch  ein  erhebliches  Risik'> 
übernehmen;  soll  dies  nicht  der  Fall  sein, 
so  muss  der  Käufer  direkt  an  den  Ein- 
lieferer  der  Waren  gewiesen  werden. 

Nicht  zweckmässig  ist  es,  die  Magazin- 
genossenschaft zur  Kreditanstalt  zu  erwei- 
tern, indem  die  eingelieferten  Waren  der 
Genossenschaft  beliehen  werden,  da  hier- 
durch das  Risiko  erheblich  vergrössert  wird. 

Dagegen  ist  vielfach  mit  ELifolg  mit  der 
Magaziugenossen Schaft  der  gemeinschaftliche 
Bezug  von  Rohstoffen  verbunden,  und  ein 
grosser  Teil  der  in  Deutschland  bestehenden 
Magazingenossenschaften  sind  gleichzeitig 
Rohstoffvereine;  selbstverständlich  muss  aber 
dann  für  beide  Geschäftszweige  die  Gewinn- 
und  Verlustverteilung  (für  den  inneren  Be- 
trieb) getrennt  sein.  Als  Nebengescliäft 
würde  der  Bezug  von  Rohstoffen  nur  dann 
zu  betrachten  sein,  wenn  er  kommissions- 
weise erfolgt. 

Nicht  notwendig  brauchen  sich  die  Ma- 
gazingenossenschaften auf  das  gleiche  Ge- 
werbe zu  beschränken,  sie  können  auch  sehr 
wohl  auf  verwandte  Gewerbe  ausgedehnt 
werden,  derartige  Genossenschaften  —  Ge- 
werbehallen genannt  —  haben  recht  güns- 
tige Erfolge  zu  verzeichnen. 

Die  Bedeutung  der  Magazingenossen- 
schaften für  das  Handwerk  hegt  nicht  nur 
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?  Ermöglichung 
Waren,  sondern  auch  ferner  in  der  Erleich- 
terung der  beteiligten  Handwerker,  an  Sub- 
missionen teilzunehmen,  was  heute  dem 
kleinen  Handwerker  unmöglich  ist;  die 
Magazingenossen  Schaft  zeigt  den  Weg  zur 
Regelung  des  Submissionswesens.  Dazu 
kommt  endlich,  dass  die  in  der  Magazinge- 
nossenschaft vereinigten  Handwerker  sich 
wirtschaftlich  näher  treten,  wodurch  der 
Schleuderei  entgegengewirkt,  den  Preisver- 
einbarungen die  Wege  geebnet  werden. 

In  Deutschland  befanden  sich  bereits 
unter  den  ersten  Genossenschaften  Magazin- 
genossenschaften:  im  Jahre  1860  bestanden 
30  derartige  Oenossenschaften,  bis  zum  Jahre 
1899  war  ihre  Anzahl  jedoch  nur  auf  73  ge- 
stiegen, darunter  30  von  Tischlern.  Mit 
ihren  geschäftlichen  Resultaten  ti-eten  diese 
Genossenschaften  nicht  gern  in  die  Oeffent- 
lichkeit,  aus  Furcht,  die  Konkun-enz  heraus- 
zufordern. Das  Jahrbuch  des  allgemeinen 
Verbandes  für  1898  enthält  die  Geschäfts- 
berichte   von    4    Magazingenossenschaften. 

Der  Mangel  an  Gefühl  von  Zusammen- 
gehörigkeit ist  es  überhaupt,  der  die  Hand- 
w^erker  abgehalten  hat,  sich  dieser  Genossen- 
schaftsart mehr  zu  bedienen,  die  von  ihren 
Mitgliedern  fordert,  dass  sie  ihre  kleinlichen 
persönlichen  Interessen  denen  der  Gesamt- 
heit unterordnen. 

Auch  im  Auslande  sind  die  Magazinge- 
nossenschaften wenig  zahlreich.  Nur  in 
Oesterreich  und  Italien  scheinen  sie  Boden 
gefunden  zu  haben. 

Aus  der  Magazingenossenschaft  könnte 
sich  die  Produktivgenossenschaft  entwickeln, 
zu  der  der  gemeinschaftliche  Verkauf  der 
erste  Schritt  ist.  Es  liegt  nahe,  dass  die 
Berufsgenossen,  die  in  dieser  Genossenschaft 
sich  geschäftlich  näher  getreten  sind  und 
den  Wert  der  Vereinigung  auf  dem  wirt- 
schaftliclien  Markte  kennen  gelernt  haben, 
die  Genossenschaft  zur  gemeinschaftlichen 
Produktion  ausbilden,  und  dennoch  ist  dies 
nur  selten  geschehen. 

2.  Absatzgenossenschaften  der  Land- 
wirte. Der  Magazingenossenschaft  der 
Handwerker  entspricht  die  Absatzgenossen- 
schaft der  Landwirte.  Es  liandelt  sich  da- 
bei um  den  gemeinschaftlichen  Verkauf  der 
Erzeugnisse  des  Feld-  und  Gartenbaues  so- 
wie derjenigen  der  Tierhaltung  unmittelbar 
an  die  Konsiunenten.  Dieser  Zweck  wird 
gelegentlich  in  Verbindung  mit  der  gemein- 
schaftlichen Anschaffung  von  Rohstoffen  ver- 
folgt. 

Doch  ist  auf  die  Firma  »An-  und  Ver- 
kaufsgenossenschaft« nicht  ^del  zu  geben, 
niu"  selten  findet  trotz  dieser  Firma  und 
entsprechender  Bezeichnung  des  Gegenstan- 
des des  Unternehmens  ein  Verkauf  durch 
die  Genossenschaft  statt.    Der  gemeinschaft- 


liche Verkauf  landwirtschaftlicher  Produkte 
begegnet  erheblichen  Schwierigkeiten;  ganz 
besonders  gilt  dies  für  die  Viehverwertung 
und  für  die  Sclilachtviehgenossenschaften, 
so  dass  auf  dem  Vereinstage  des  Verbandes 
der  landwirtschaftlichen  Genossenscliaften 
des  Deutschen  Reiches  zu  Darmstadt  (1890) 
konstatiert  ist,  dass  mit  Schlachtviehgenos- 
senschaften bisher  nur  schlechte  &fahrun- 
gen  gemacht  sind;  entweder  hat  die  Ge- 
nossenschaft nicht  genug  Vieh  und  muss 
kaufen,  dann  kommt  sie  aus  dem  genossen- 
schaftlichen Princip  in  den  Viehhandel; 
oder  sie  hat  zu  viel,  dann  muss  sie  sich  an 
den  Kommissionär  wenden  imd  ein  Doppel- 
geschäft betreiben.  Die  Verwertung  des 
Viehes  ist  zudem  überaus  schwierig.  Dazu 
kommt  noch,  dass  die  Genossenschaft  sich 
den  Mitgliedern  gegenüber  gegen  die  An- 
liefenmg  von  krankem  Vieh  schwerer 
schützen  kann  als  der  Händler  seinem  Ver- 
käufer gegenüber,  und  dieser  oft  Schaden 
erleidet. 

Seit  jenem  Beschluss  sind  wohl  eine 
Reihe  derartiger  Genossenschaften  gegründet, 
es  ist  sogar  eine  »Genossenschaft  fiir  Vieh- 
verwertung in  Deutschland,  e.  G.  m.  b,  H.« 
gebildet  —  von  geschäftlichen  Erfolgen  ist 
wenig  zu  vernehmen. 

Sehr  lebhaft  erörtert  wird  die  Gründtmg 
von  Getreideabsatzgenossenschaften,  mög- 
lichst in  Verbindung  mit  Getreidelager- 
häusern. Die  Schwierigkeiten  sind  für  der- 
artige Genossenschaften  gross. 

Der  Raum  gestattet  nicht,  auf  die  Einzel- 
heiten einzugehen,  es  mag  auf  des  Verfas- 
sers Schrift:  »Getreideabsatzgenossenschaf- 
ten« verwiesen  sein.  Die  grösste  Schwierig- 
keit liegt  in  der  Beschaffung  gleichartigen 
guten  Getreides  bei  den  Mitgliedern  und 
dem  nutzbringenden  Verkauf ;  es  kommt  das 
ganze  Risiko  des  Getreidehandels  bei  dieser 
Genossenschaft  zum  Ausdruck.  Ferner :  der 
Land  will;  will  bald  bares  Geld  für  das  Ge- 
treide —  füi*  die  Genossenschaft  ist  der  Er- 
werb des  Getreides  aber  gefährlich  und  die 
hohe  Beleihung  gleich  bedenklich,  besonders 
wenn  der  von  einigen  Genossenschaften  ein- 
geführte Gnindsatz  beobachtet  wird,  den 
höchsten  Tagespreis  zu  Grunde  zu  legen. 
Ferner :  die  Genossenschaft  übernimmt  Liefe- 
rungen, das  Mitglied  verkauft,  wo  es  das 
Getreide  am  besten  absetzen  kann,  und  die 
Genossenschaft  bleibt  ohne  Getreide,  muss 
sich  dasselbe  bei  Nichtmitgliedern,  Händlern 
beschaffen.  —  Gedeihen  werden  derartige 
Genossenschaften,  wo  es  sich  um  SpeciaJ- 
ware  handelt.  Um  die  Versuche  mit  diesen 
Genossenschaften-  zu  fördern,  von  denen  man 
sich  in  landwirtschaftlichen  Kreisen  sehr 
viel  versprach,  sind  durch  G.  v.  6.  Juni  1896 
in  Preussen  3  Millionen  Mark  bewilligt, 
durch  G.  v.  8.  Juni  1897  ist  der  Betrag  auf 
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5  MiUionen  Mark  erhöht!  Die  Golder  sind 
zum  Bau  von  Kornhäusern  verwendet,  die 
den  Genossenschaften  zu  denkbar  günstigsten 
Bedingungen  vermietet  sind  —  nach  den 
bisher  bekannt  gewordenen  Berichten  ist  der 
Erfolg  ein  sehr  geringer  und  sind  die  ge- 
schäftlichen Grundsätze  zum  Teil  sehr  be- 
denklich (vgl.  die  Verhandlungen  c^es  Ab- 
geoi-dnetenhauses  vom  29.  Januar  19(K)). 
Für  gewisse  Ki^eise  sind  die  Getreideabsatz- 
genossenschaften nur  der  Anfang  des  Ge- 
treidehandel smonopols.  der  zur  Zwangsge- 
uossenscliaft  oi-ganisierten  deutschen  Land- 
>virtschaft  Es  k\standen  am  81.  März  19(>0 
52  eingetragene  und  6  nicht  eingetragene 
Getrei(ieabsatzgeno8senschaften. 

Eine  bedenkliche  Central isienmg  ma<*ht 
sicli  seit  einigen  Jahren  unter  den  deut- 
schen landwirtschaftlichen  Genossenschaften 
bemerkbar. 

Mit  einigem  PMolg  ist  der  gemeinschaft- 
liche Absatz  bisher  seitens  der  Molkei-eige- 
nossenschaften  betrieben.  Xeuei-dings  wandte 
man  sich  auch  der  Eierverwertung  zu;  das 
sind  Gebiete,  auf  denen  der  gemeinsame  Ab- 
satz angebracht  ist. 

Ausserhalb  Deutsclilands  ist  das  land- 
wirtschafthche  Genossenschaftswesen  ver- 
hältnismässig weniger  verbreitet.  Seit  eini- 
gen Jahren  ist  eine  starke  Verbreitung  des- 
selben in  Fi-ankreich  zu  konstatieren ,  wo 
die  landwirtschaftlichen  Syndikate  vielfach 
auch  als  Absatzgenoss^enschaften  thätig  sind.  | 

Litteratur:    Vgl.    die  Littemtur   bei  dem  Artikel 
E  rwerbS'      und      Wirtschaf  tage  nossc  n-\ 
Schäften    oben    Bd.    JII    .y.   7öS  f.  —  Hans 
Crügei\    Anleitung   zur  Gründung   ron  Hand-  \ 
werkergenossen^chaßen . 

Hans  Crüget\      \ 


Malilstener 

s.  Schlacht-  und  Mahlsteuer. 


■aklerwesen. 

1.  Allgemeine  und  geschichtliche  Vorbe- 
merkungen. 2.  Geltendes  deutsches  Maklerrecht 
(mit  Ausschluss  des  Rechtes  der  Kursmakler). 
3.  Oesterreich-Üngam.    4.  Schlussbemerkung. 

1.  Allgemeine  und  geschichtliche  Vor- 
bemerkungen. Makler  oder  Mäkler  ist  im 
allgemeinen  jeder,  der  gewerbsmässig  Ver- 
träge vermittelt,  ohne  zu  seinem  Auftrag- 
geber in  einem  ständigen  Dienstverhältnisse 
zu  stehen.  Die  vermittelnde  Thätigkeit  des 
Maklers  kann  sowohl  die  Einleitung  als 
auch  die  Herbeiführung  eines  Vertragsab- 
schlusses als  beides  umfassen  und  sich  auf 
alle  für  beide  Beziehungen  wichtigen  Mo- 
mente erstrecken,  wie  auf  das  Aufspüren 
von  Geschäftsgelegenheiten,  Zuführung  eines 


Kontrahenten,  Leitung  und  Fonienmg  1  * 
Geschäftsunterliandlungen  und  Bcurkun«!  i ._ 
des  Geschäft.sabschlusses. 

Einen  einheitlichen  Kec-htsbo-^riff  1  - 
Maklei-s  giobt  es  nicht. 

Die  Bestimmungen  des  römischen  Re  -lt- 
über  das  Maklerwesen  waren  sehr  düii^  _• 
und  sind  für  die  spätere  EntwickeJuair  '1-- 
MakhTre(;hts  ohne  jede  Bedeutunir  grf*bh»-i-  . 
Weder  das  romische  Recht  noch  Wie  g^n.« .: - 
rechtliche  Doktrin  und  Praxis  iiaben  i«.^  r- 
dei-e  Rechtsgnmdsätze  über  den  ^laki^v.-:- 
trag  ausgeiiihiet ;  die  Rechts  vorhält  ui-- 
zwischen  dem  Makler  und  seinem  Ai.frrac- 
geber  wurden  Welmehr  nach  AnaJoci»-  «i- 
Auftragsvertrages,  teilweise  auch  der  I>i*?fL-i- 
miete  beiu^eilt. 

Die  Rechtsbildung  des  Mittelalters    lu" 
das   Institut   der  amtlichen   HandelsoiakJ  : 
(Sensale)    erzeugt      Die    Uranfänsre    liit^r- 
Instituts  sind  noch  nicht  erscliopfend  aufi:- 
klärt,     l^band   liat  nac-hzuweist»n    versiuiu:. 
dass  die  amtlichen  Handelsraakler  in  Deut-  Ir- 
land wie  auch  in  den  roraanis<.*hen  Lan«]--: 
ursprünglich  lediglich  Urkundsfiersoneu,  •  - 
rigkeitlich  autorisierte  Solennitätszeu^en  j:*- 
wesen   seien,   die  sich  dann  auch   mit  'i-^^^ 
Vorbereitung    und    der    Vermitteluncr    vr  . 
Handelsges(*liäften   befasst   und    schliess'i  1. 
ein    Vermitteln ngsmonopol    erlangt    liätteu. 
die  Ui-sache  der  eingehenderen  Ausbüdui-' 
des  Maklerwesens  sucht  Laband  in  der  n.- 
staltung  des  gemeinrechtlichen  Prozesse»«  ht^. 
p]s  ist  mm  zwar  kaum  zu  bezweifeln,  da-^? 
besondei-s  die  eigentümliche  Gestaltunj;  u^- 
Beweisverfalirens      im      gemeinrechtlich'^u 
Pi-ozessi-echte  fcirdernd  auf  die  Eutwickelniii: 
des  Instituts  eingewirkt  und  demselben  rin- 
erhöhte  Bedeutung  für  den  damaligen  Hafi- 
delsverkehr  verliehen  hat     Doch  scheinen. 
wenigstens   in   den    romanischen    Ländern, 
die  amtlichen  Makler  ursprünglich  teils  Df.'l- 
mets(*her,  teils  Zollbeamte  gewesen  zu  soi:). 
weiche    gleichzeitig  Handelsgeschäfte   w:- 
mittelten.    Ziemlich  gleichmässig  entwicki-l! 
sich   das   Maklerw^esen   seit   dem   12.  Jaiir- 
hundert    in    den    oberitalienischen    Stäit*- 
i-epubliken,  wie  auch  in  Flandern  (Brügge  l 
Die   amtlich    bestellten    Handelsmakler"  er- 
halten   das   Monopol    der    Geschäftsvermit- 
telung  für  den  sogenannten  GasthandeL  li. 
h.  den  Verkehr  der  fremden  Eaufleute  mii 
den   Einheimischen;   vielfach   ^sTirde   sogar 
ein  Vermittelungszwang  eingeführt,  so  dass 
Handelsgeschäfte  nur  unter  Zuziehung  eines 
amtlichen    Maklers    abgeschlossen    werden 
durften.   Die  Privatmäkelei  der  sogenannten 
Winkelmakler  (Pfuschmakler,  Bönhasen)  war 
strenge   verboten,  teilweise   bei  Strafe  der 
Nichtigkeit  der  verbotswidrig  abgeschlossenen 
Geschäfte;     die    Höhe    des    Maüderlohne> 
(»Courtage«)   war    durch    besondere   lokale 
Maklertaxen  festgelegt      Auf  der  anderen 
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•  *ito    sind  den  ^Maklern  auch  eine  Reihe  von 
flit'liten   auferlegt;   insliesondei-e  ist  ihnen 
1 1  Ol it halben  strengstens  verboten,  für  eigene 
foirliniing  Geschäfte  zu   machen    (»ne  pro- 
.*'iieta    sit   mercator<).     Die    streng  zunft- 
niis-^igen  Organisationen  der  Makler  besassen 
vt'it  gellende     polizeiliche    BefugniSvSe    und 
lalton    über  die  Beobachtung  der  Standes- 
•f  Hellten     seitens     der    Zunftgenossen     zu 
A-aehen.      Zweifellos    hatten    die   amtlichen 
ilandelsmakler  bezw.   deren  Organisationen 
<('h<»n    sehr  frühzeitig  auch  das  Recht  und 
'lio    Pflicht,  Durchschnittspreise   für  die  ge- 
handelten   Artikel    festzusetzen;    doch    sind 
>vir  Tiber  die  Tecknik  des  Kursfestsetzungs- 
v*'rfahrons  bis  in  die  neueste  Zeit  herein 
ni<-ht  genügend   untemchtet.    An  einzelnen 
Platzen  ^\urde  das  Gewerbe  der  amthchen 
llandelsmakler  im  Laufe  der  Zeit   erblich, 
und  die  Zahl  der  Maklerstellen  beschränkt 
1  K'zw.  festgelegt.   Durchaus  eigenartig  vollzog 
sich  die  Entwickelung  des  3Iaklerwesens  in 
Frankreich ;  diese  ist  bereits  im  Art.  Börsen- 
recht    oben   Bd.  II  S.    1011  ff.  dargelegt. 
In  Deutschland  und  Oesterreich  vollzog 
>'w\i  die  Rechtsbildung  bis   zum  Erlass  des 
Allixemeinen  Deutschen  Handelsgesetzbuchs 
in  der  Form  lokaler,   teils   von    den    kauf- 
männischen   Korporationen,    teils    von    den 
He^erungen  erlassener  Verordnungen,  \velche 
im  wesentlichen  die  angeführten  Grundsätze 
des    mittelalterlichen  Rechtes    beibehielten; 
insViesondere  war  den  vereidigten  Handels- 
maklern   allenthalben     ein    Vermittelnngs- 
monopol  eingeräumt.    Seit  Beginn   des  19. 
Jahrhunderts  wnirden  die  Klagen  über  die 
wachsende   Konkurrenz   der  Privathandels- 
makler immer  lebhafter.  Vei-suche,  die  pri- 
vilegierte  Stellung    der   vereideten    Makler 
z\i   erhalten   und  den   Geschäftsbetrieb  der 
Pfusch makler  durch  gesetzgeberische  Mass- 
nahmen lahm  zu  legen,  schlugen  vollstän- 
dig felü. 

Bei  den  Vorarbeiten  zum  Allgemeinen 
Deutschen  Handelsgesetzbuche  spielte  die 
Frage  der  zukünftigen  (Gestaltung  des  Mak- 
lerwesens eine  grosse  Rolle.  Es  feldte  nicht 
an  Stimmen,  welche  das  Vermitteln ngs- 
monopol  beibehalten  wessen  wollten ;  andere 
wollten  das  Maklergewerbe  völlig  freigeben. 
Schhesslich  blieb  das  Institut  in  einer  ziem- 
lidi  trflmmerhaften  Gestalt  aufi-echt  erhalten. 
Nach  Art.  69  des  Allgemeinen  Deutschen 
Handelsgesetzbuches  hatten  die  Handels- 
makler insbesondei-e  folgende  Pflichten: 

1.  sie  durften  für  eigene  Rechnung  keine 
Handelsgeschäfte  machen,  weder  unmittelbar 
noch  mittelbar,  auch  nicht  als  Kommissionäre ; 
sie  durften  für  die  Erfüllung  der  Geschäfte, 
welche  sie  vermittelten,  sich  nicht  verbind- 
lich machen  oder  Bürgschaft  leisten,  alles 
(lies  unbeschadet  der  Giltigkeit  der  Ge- 
schäfte; 


2.  sie  durften  zu  keinem  Kauf  manne  in 
dem  Verhältnisse  eines  Prokuristen,  Hand- 
lungsbevollmächtigten oder  Handlungsgehil- 
fen stehen ; 

3.  sie  durften  sich  nicht  mit  anderen 
Handelsmaklern  zu  einem  gemeinschaftlichen 
Betriebe  der  Maklergeschäfte  oder  eines 
Teils  derselben  vereinigen ;  zur  gemeinschaft- 
lichen Vermittelung  einzelner  Geschäfte 
waren  sie  unter  Zustimmung  der  Auftrag- 
geber befugt; 

4.  sie  mussten  die  Maklerverrichtungen 
pei-sönlich  betreiben  und  durften  sich  zur 
Abschliessung  der  Geschäfte  eines  Gehilfen 
nicht  bedienen; 

5.  sie  waren  zur  Veischwiegenheit  über 
die  Aufträge,  Verhandlungen  und  Abschlüsse 
verpflichtet,  soweit  nicht  das  Gegenteil  durch 
die  Parteien  bewilligt  oder  durch  die  Natiu: 
des  Geschäftes  geboten  war: 

6.  sie  durften  zu  keinem  Geschäfte  die 
Einwilligung  der  Parteien  oder  deren  Be- 
vollmächtigten anders  annehmen  als  durch 
ausdrückliche  und  persönliche  Erklärung; 
es  war  ihnen  weder  erlaubt,  von  Abwesen- 
den Aufträge  zu  übernehmen,  noch  sich  zur 
Vermittelung  eines  Unterhändlers  zu  be- 
dienen. 

Besondere   Privilegien    vor  den   Privat- 
handelsmaklern wiu'den  den  amtlich  bestellten 
Maklern  durch  das  Handelsgesetzbuch  selbst 
—  abgesehen   von   dem  alsbald   wieder  be- 
seitigten Beweisprivileg  ihrer  Urkunden  — 
nicht  eingeräumt ;  dagegen  blieb  den  Landes- 
gesetzgebungen   vorbehalten,    die    nähei*en 
Bestimmungen   über  Anstellung  und  Beauf- 
sichtigung der  Handelsmakler  zu  treffen  und 
die   Vorschnften    des    Handelsgesetzbuches 
nach  Massgabe  der  örtlichen  Bedürfnisse  zu 
ergänzen,  insbesondere  den  Handelsmaklern 
das  ausschliessliche  Recht  zur  Vermittelung 
von    Handelsgeschäften     beizulegen.      Von 
diesem  letzteren  Vorbehalte  wMirde  indessen 
in  den  meisten   und  wichtigsten  deutschen 
Territorialstaaten    kein    Gebrauch    gemacht. 
Oesterreich  erhielt  eine  neue   Regelung 
des  Maklerwesens  durch  das  G.  v.  4.  April 
1875,  betr.  die  Handelsmakler  oder  Sensale. 
In  Bremen   und  Hamburg  wunle   das   In- 
stitut der   vereidigten  Makler  beseitigt  und 
das  Maklergewerbe  völlig  freigegeben  (GG. 
V.  6.  Mai  1807  bezw.  20.  Dezember  1871);  in 
Frankfurt  a.  M.  wurde  die  Bestimmung,  dass 
die  vereidigten  Makler  sich  nicht  für  die 
Erfüllung  der  von  ihnen  vermittelten  Geschäfte 
!  verbindlich  machen   oder  Bürgschaft  leisten 
I  dürfen,   beseitigt,    ebenso   das  Verbot,    (le- 
,  Schäfte   für   eigene   Rechnung   zu   machen, 
Ifür  den   Fall,   dass   solche    zur  Anlage  des 
!  Privat  Vermögens   eines  Maklei-s  dienen   und 
'  dass  dieser  seinem  Auflraggt^ber  mitgeteilt 
I  hat,  dass  er  selbst  als  Gegenkontrahent  ein- 
I  zutreten    wünsche.     In    den  übrigen  deut- 
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sehen  Staaten  blieb  es  bei  den  Bestimmungen 
des  Handelsgesetzbuchs.  Unter  der  Herr- 
schaft dieses  bunten  RechtszUvStandes  ge- 
stalteten sich  auch  die  thateächlichen  Ver- 
hältnisse im  Maklerwesen  sehr  verschieden. 
Allenthalben  nahmen  die  nichtvereidigten, 
die  sogenannten  Privathandclsmakler,  die 
hervorragendere  SteUung  ein ;  sie  beschränk- 
ten sich  aber  nicht  mehr  auf  die  reine  Ge- 
schäftsvermittelung. Früher  hatte  der  Makler 
nach  Entgegennahme  eines  Auftrages  sich 
bemüht,  ftir  seinen  Auftraggeber  einen  Part- 
ner zu  suchen,  hatte  dann  die  beiden  Par- 
teien zusammengebracht,  die  Unterhandlungen 
derselben  gefönlert  imd  nach  erfolgtem  &e- 
schäftsabschluss  die  Schlussnoten  ausgestellt. 
Diese  Form  der  Ausübung  der  Vermittler- 
thätigkeit,  wie  sie  bis  in  die  sechziger  Jahre 
des  19.  Jahrhunderts  üblich  war,  wurde  durch 
den  Ausbau  der  Verkehrsmittel,  die  Erweite- 
nmg  des  Weltmarktes  und  die  hierdiu-ch  her- 
vorgerufene Entwickelung  neuer  Geschäfts- 
formen insbesondei*eim  Grosshandelsverkehre 
unbrauchbar.  Der  Aufti-aggeber  verlangt  heute 
vom  Makler,  dass  dieser,  falls  er  nicht  bereits 
einen  geeigneten  Partner  weiss,  sofort  das 
Geschäft  selbst  fest  abschliesse.  Die  privaten 
Makler  schlössen  daher  mit  dem  Auftraggeber 
ab  unter  dem  Voi'behalte,  sich  einen  Partner 
zu  suchen  und  diesen  alsdann  dem  Auftrag- 
geber anzuzeigen  (»Aufgabemaklerc),  oder 
übernahmen  das  Geschäft  selbst  auf  eigene 
Rechnung  (^Propremakler»).  Die  amtlichen 
Handelsmakler  konnten  aber  ihren  Geschäfts- 
betrieb nicht  in  der  gescliilderten  Weise 
ausüben,  ohne  sich  einer  Verletzung  ihrer 
eidlich  übernommenen  Pf^chten  schuldig  zu 
machen;  sie  mussten  entweder  im  Kon- 
kurrenzkampfe mit  den  freien  Handelsmaklern 
erliegen  oder  das  Verbot,  Geschäfte  für 
eigene  Rechnung  zu  machen,  umgehen.  Wie 
die  Erhebungen  der  Börsenenquetekommission 
ergaben,  waren  beide  Erscheinungen  im  Ge- 
schäftsleben eingetreten.  An  bedeutenden 
preussischen  Gi-osshandelsplätzen  waren  über- 
haupt keine  vereidigten  Handelsmakler  mehr 
vorhanden ;  auch  in  Berlin  war  ihre  Anzahl 
erheblich  zurückgegangen.  Andererseits 
wurde  festgestellt,  dass  das  Verbot  der  Ge- 
schäfte für  eigene  Rechnung  teils  offen, 
teils  durch  Aufgabe  vorgeschobener  Per- 
sonen (Strohmänner)  als  Auftmggeber 
lung-angen  wurde.  So  kam  es,  dass  durch 
das  Reichsbörsengesetz  v.  22.  Juni  1896  das 
Institut  der  bisherigen  vereidigten  Handels- 
makler für  den  B()rsenverkehr  beseitigt 
WMirde;  zur  Untei*stützung  des  Boi-sen Vor- 
standes bei  der  amtlichen  Feststellung  der 
Kurse  wm-de  das  Institut  der  vereidigten 
Ktu-smakler  geschaffen;  die  rechtliehe  Stel- 
lung dieser  Kursmakler  ist  bereits  im  Art. 
Börsen  recht  oben  Bd.  11  S.  1005  ein- 
gehend behandelt.     Das  geltende  deutsche 


MakleiTecht  beruht  im  übrigen  aaf  ^Im 
Bürgerlichen  Gesetzbuch  und  dem  LeL-_ 
Handelsgesetzbuch. 

2.  Geltendes  dentsches  MaklemH^ki 
(mit  Ansschlnss  des  Rechtes  der  Kmv 
makler).  Das  ^Itende  deutsche  R-^a- 
kennt,  von  den  hier  nicht  weiter  zii  V*en"  i- 
sichtigenden  Kursmaklem  abgesehen,  keic^?- 
lei  amtliche  Makler.  Es  unterscheidet  aJ-r- 
dings  zwei  Arten  von  Maklern:  s»>l-h-. 
deren  Thätigkeit  sich  mit  der  VermittejJii' 
von  Geschäften  des  allgemeiDen  bürgerlieh-L 
Rechts  befasst,  und  solche,  welche  HsknO- 
geschäfte  vermitteln;  der  Unterschied  i-: 
aber  lediglich  von  civilrechtlicher  BedeuTün.*. 

Der  Maklervertrag  des  allgemeineD  l^tk- 
gerlichen    Rechts    ist    der    Vertrag,    dt.rb 
welchen  für  den  Nachweis  der   Gelf»$renri-.t 
zum  Abschluss  eines  Vertrages  oder  für  di- 
Vermittelung  eines  Vertrages  eine  Vei^"m:r:: 
(der    sogenannte    Maklerlohn)     versj>rQei:r2 
wird.     Die  auf  Gnmd   des  Maklemertrae^- 
vom  Makler  gemachten  Aufwenduugen  ^i^! 
n\ir    bei    besonderer    Vereinbarung-    zu   er- 
setzen.    Der   Maklerlohn    selbst    wird   aar 
geschuldet,   wenn  der  Vertrag*   infolge  »ir- 
Nachweises   der    Geschäftsgelegenheif   »«l-.r 
infolge  der  Thätigkeit  des  Maklers  zu  staL-'e 
kommt,  bei  l)edingten  Verträgen    erst  übvl 
Eintritt    der   Bedingung.     Stillsehweigeo  k 
Vereinbarung  eines  Maklerlohnes  wird  aag^ 
nommen,  wenn  die  dem  IVIakler  übertragt^a'^ 
Leistung   nach   den   Umständen    des  FaiW 
nur  gegen  eine  Vergüümg  zu  erwarten  i<t: 
dies  ist  insbesondere   der  Fall,    wenn  «itr 
Makler  die  Gescliäftsvermittelung'  gewerl«>- 
mässig    betreibt.      Regelmässig     (£irf    «W 
Makler  lediglich  die  Interessen  seines  Auf- 
traggebers wahrnehmen  und  nur  für  diesen 
thätig  sein;   für  beide  Vertragsteile  thätig 
zu  werden,  ist   nur  gestattet,  wenn  wecit^r 
ausdrückliche  Vereinbarung    noch    die  aib 
den   Umständen  des  Falles  erkennbare  Ab- 
sicht der  Parteien   bezw.  des  Anftraggi^h^r^ 
entgegensteht,    und    zwar    bei  Verlust  des 
Anspruchs  auf  Maklerlohn   »md   Ersatz  der 
Aufwendungen.-  Die  Höhe  des  MakleriofaDej 
bestimmt   sich   mangels  besonderer  Vereio- 
barung    beim    Bestehen    einer    Taxe    nach 
dieser:    in    Ermangelung   einer  Taxe  vir»! 
der  übliche  Lohn   als  vereinbart  angesehcD. 
Ist  für  den  Nachweis  der  Gelegenheit  ziiin 
Abschluss  eines  Dienstvertrages  oder  ftir  die 
Vermittelung  eines  Dienstvertrages   ein  im- 
verhältnismässig  hoher  Maklerlohn  vereiobart 
worden,  so  kann  er  auf  Antn^  durch  rich- 
terliches Urteil  auf  den   angemesseneu  Be- 
trag herabgesetzt  werden.   Das  Versprechen 
eines  Ehemaklerlohnes  erzeugt  kein  Kla^ 
recht. 

Den  Begi-iff  des  H  a  n  d  e  1  s  m  a  k  1  e  r  s  nor- 
miert das  neue  Handelsgesetzbuch  dahfo: 
Handelsmakler  ist,  wer  gewerbsmässig  f«r 
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n*lere  Personen,  ohne  von  ihnen  auf  Grund 
in«r?s  Vertragßverhältnisses  ständig  damit  be- 
-liiit  zu  sein,  die  Vermittelung  von  Verträgen 
iV>er    Anschaffung   oder  Veräusserung   von 
Varen    oder  Wertpapieren,   über  Versiche- 
wn^n,       Güterbefördeningen,     Bodmerei, 
><--hiffsiniete  oder  sonstige  Gegenstände  des 
:  landeis  Verkehrs    übernimmt.      Die    Ueber- 
naliine  der  Verpflichtung  zum  Nachweis  der 
Gelegenheit   zum  Abschluss  eines  Handels- 
ü;esohäftes    begi-lindet    sohin     noch    keinen 
ilandelsmaklervertrag.     Der  Handelsmakler 
hat,    sofern  nicht  die  Parteien  darauf  ver- 
zichten oder  abweichender  Ortsgebrauch  be- 
steht, unverzüglich  nach  Abschluss  des  Ge- 
schäfts  jeder  Partei  eine  Schlussnote  zuzu- 
stellen ;  er  muss  ferner  ein  Tagebuch  führen, 
in    welches  alle  abgeschlossenen  Geschäfte 
täirlieh  einzutragen  sind;   er  hat  beim  Kauf 
nach    Probe   die   ihm   übergebenen   Proben 
aufzubewahren  und  haftet  beiden  Parteien 
für  sorgfältige  Geschäftsfühnmg,  wie  er  auch 
mangels   besonderer  Vereinbarung  und   ab- 
^eii-henden  Ortsgebrauchs  von  jeder  Partei 
die    Hälfte   des  Maklerlohnes  zu  beanspru- 
chen hat. 

Grundsätzlich  ist  sowohl  das  Gewerbe 
der  Civilmakler  als  das  der  Handelsmakler 
freigegeben ;  doch  kann  nach  §  35  der  Reichs- 
gewerbeordnung unzuverlässigen  Personen 
<ier  Betrieb  gewisser  Maklergeschäfte  wie 
der  Geschäftsbetrieb  der  Immobilienmakler, 
Stelleuvermittler  u.  s.  w.  untersagt  werden. 
3.  Oesterreich-Ungarn.  Das  geltende 
östeireicliische  MakleiTCcht  beruht,  wie  be- 
reits erwähnt,  auf  dem  G.  v.  4  Apiil  1875, 
das  im  wesentlichen  folgendes  bestimmt: 

Zur  Erlangung  einer  Handelsmaklersteile 
wird  erfordert,  dass  der  Bewerber  öster- 
reichischer Staatsbürger,  24  Jahre  alt  und  von 
unljescholtenem  Lebenswandel  sei,  die  freie 
Verwaltung  seines  Vermögens  besitze  und 
die  Handelsmaklerpiüfung  mit  gutem  Erfolg 
bestanden  habe. 

Diese  Prüfung  ist  zur  Erlangung  der 
Befähigung  für  die  Stelle  eines  Handels- 
maklers an  einer  Börse  vor  der  betreffenden 
Böi-senleitung,  zur  Erlangung  der  Befäliigung 
für  andere  Handelsmaklerstellen  vor  der 
Handels-  und  Gewerbekammer  abzulegen. 
Die  Verleihung  einer  Handelsmaklerstelle 
an  einer  Börse  erfolgt  durch  die  Börseu- 
leitung,  die  Verleihung  anderer  Handels- 
mali lerstellen  durch  die  zuständige  Handels- 
kammer; sie  bedarf  jedoch  der  Bestätigung 
durch  die  politische  Landesbehörde.  Vor 
Antritt  des  Amtes  haben  die  Handelsmakler 
(Ion  Eid  zu  leisten,  dass  sie  die  ihnen  ob- 
liegenden Pflichten  getreu  erfüllen  wollen. 
Der  Pflichtenkreis  ist  allgemein  dahin  um- 
schrieben, dass  die  anvertrauten  Geschäfte 
mit  Fleiss,  Vorsicht,  Genauigkeit,  Treue  und 
Redlichkeit  und  mit  Vermeidung  alles  des- 


jenigen zu  besorgen  sind,  was  das  Vertrauen 
m  die  Unparteilichkeit  der  Handelsmakler 
und  in  die  Glaubwürdigkeit  der  von  üinen 
ausgehenden  Urkunden  schwächen  könnte.- 

Ausser  den  bereits  im  Art.  69  des  Allge- 
meinen Deutschen  Handelsgesetzbuches  nor- 
mierten Verpflichtungen  haben  die  Handels- 
makler noch  folgende  Pflichten:  Sie  dürfen 
weder  briefliche  noch  telegraphische  Aufträge 
von  Personen,  die  sich  ausserhalb  des  Ortes, 
für  welchen  sie  bestellt  sind,  befinden,  über- 
nehmen: sie  dürfen  weder  für  Personen, 
welche  ihnen  nicht  persönlich  bekannt  sind, 
ohne  sich  vorher  die  üeberzeugung  von 
ihrer  Identität  verschafft  zu  haben,  noch  für 
Personen  von  bekannter  Zahlungsunfähigkeit, 
oder  von  deren  Unfähigkeit,  bindende  Ver- 
pflichtungen einzugehen,  sie  Kenntnis  haben, 
Aufträge  übernehmen ;  sie  dürfen  keine  Ge- 
schäfte vermitteln,  rücksichtlich  deren  der 
gegi'ündete  Verdacht  vorliegt,  dass  die  Partei 
sie  nur  zum  Scheine  oder  zur  Benachteili- 
gung dritter  Personen  schliessen  wolle; 
ebensowenig  dürfen  sie  an  der  Börse  Ge- 
schäfte in  solchen  Staatspapieren,  Aktien  oder 
anderen  Handelspapieren  vennitteln,  welche 
im  amtlichen  Kursblatte  der  Börse  nicht 
notiert  sind.  Unter  bestimmten  Voraus- 
setzungen sind  die  sogenannten  anonymen 
Schlüsse  gestattet:  Der  Handelsmakler  ist 
nämlich  berechtigt,  den  Namen  seines  Auf- 
traggebers zu  verschweigen,  wenn  er  von 
diesem  angemessene  Deckung  erhalten  hat 
oder  mit  voller  Beruhigung  erwai'ten  kann; 
hat  er  keine  angemessene  Deckung  erhalten, 
so  haftet  er  demjenigen,  mit  welchem  er  das 
Geschäft  abgeschlossen  hat,  für  den  ent- 
stehenden Schaden.  Ausser  einem  Hand- 
buch muss  der  Handelsmakler  ein  Tagebuch 
füliren,  in  welches  vor  dem  Gebrauche  von 
der  Aufsichtsbehörde  der  Name  der  Maklers 
und  die  Zahl  der  Blätter  urkundlich  ver- 
merkt werden.  Die  unmittelbar  nach  Ab- 
schluss des  Geschäftes  jeder  Partei  zuzu- 
stellende Schlussnote  muss  auch  die  Zahl 
ersehen  lassen,  mit  welcher  das  Geschäft 
im  Tagebuche  des  Maklei*s  eingetragen  ist. 
Die  an  den  Börsen  ihr  Amt  ausübenden 
Handelsmakler  werden  durch  den  Börsen- 
kommissär, die  übrigen  Handelsmakler  durch 
die  Gewerbsbehörde  überwacht.  Diese  sind 
berechtigt,  die  Bücher  der  Makler  einzusehen. 
Pflichtverletzungen,  welche  sich  als  blosse 
Ordnungswidrigkeit  dai-stellen,  werden  von 
der  Aufsichtsbehörde  mit  Verweis  oder  mit 
Geldstrafe  von  10  bis  100  Gulden   bestraft. 

Die  Disciplinarsti-afen  für  Dienstvergehen 
sind  Geldbussen  von  lOO  bis  KKX)  Gulden, 
Suspension  vom  Amte  auf  bestimmte  Zeit, 
Entsetzung  vom  Amte. 

Auf  Entsetzung  vom  Amte  muss  er- 
kannt werden: 

a)   bei   Venirteilung    wegen   Diebstahls, 
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Betnigs,  Veruntiviinug  oder  Teilnalime  an 
diesen  Delikten,  wegen  Schleichhandels  oder 
Bchwei-er  Geschäftsül>ertretiing ; 

b)  wenn  der  Handelsmakler  wegen  einer 
sonstigen  strafbaren  Handlung  zu  einer  Frei- 
heitsstrafe von  6  Monaten  oder  dartUier  ver- 
luleilt  wuitle; 

c)  wenn  er  in  Konkurs  verfallen  ist. 
Die  Amtsentsetzung  kann  ausgesprochen 

werden : 

a)  wenn  der  Handel sraakler  in  seinen 
Geschäften  wissentlich  einen-  falschen  Um- 
stand angiebt,  k^stätigt  oder  in  sein  Buch 
einträgt  oder  dieses  verfälscht; 

b)  wenn  er  ein  Handelsgeschäft  für 
eigene  Rechnung  macht  oder  an  dem  Nutzen 
eines  von  ihm  vermittelten  Geschäftes  auf 
irgend  eine  Weise  teilnimmt  od(^  wenn  er 
von  einem  Auftraggeber,  den  er  nicht  ge- 
nannt hat  und  von  welchem  er  nicht  mit 
voller  Beruhigung  angemessene  Deckung 
erwarten  konnte,  sich  diese  Deckimg  zu  ver- 
schaffen unterlassen  hat: 

c)  w^enn  er  Geschäfte  für  Personen  be- 
sorgt, von  deren  Zahlungsimfähigkeit  oder 
von  deren  Unfähigkeit,  bindende  Verpflich- 
tungen einzugehen,  er  Kenntnis  hat,  oder 
w^enn  er  verVjotene  oder  solche  Geschäfte 
vermittelt,  rücksichtlich  welcher  der  ge- 
gründete Vei-dacht  vorliegt,  dass  die  Partei 
sie  nur  zum  Scheine  oder  zur  Benachteili- 
gung von  dritten  Personen  schliessen  wolle : 

(1)  wenn  wiederholte  geringere  Strafen 
ohne  Wirkung  geblieben  sind. 

Ueber  die  praktische  Handhabung  der 
angeführten  Gesetzesbestimmungen  stehen 
zuverlässige  Angaben  nicht  zu  (lebote.  Als 
sicher  ist  wohl  anzunehmen,  dass  das  Ver- 
bot, Geschäfte  für  eigene  Rechnung  zu 
machen,  praktisch  nicht  beobachtet  wird; 
die  Zulassung  der  sogenannten  anonymen 
Schlüsse  macht  es  nicht  schwer,  das  Verbot 
auf  formell  ganz  legalem  Wege  zu  um- 
gehen. 

In  Ungarn  bestanden  an  der  Budapester 
Waren-  und  Effektenbörse  »befugte  Börsen- 
agenten«, welche  allein  berechtigt  waren, 
Geschäfte  zu  vermitteln,  und  wie  die  öster- 
reichischen amtlichen  Makler  weitgehende 
Verpflichtungen  besassen.  Bei  Einführung 
des  neuen  Statutes  für  die  Budai)ester  Börse 
vom  1.  August  1897  wurde  jedoch  diese 
Institution  aufgehoben  und  das  Maklerge- 
werbe freigegeben. 

4.  Schlussbeinerknng.  Bezüglich  der 
Gestaltung  des  Maklerwesens  in  Fiunkreich, 
England,  Belgien,  den  Niederlanden  und  den 
Vereinigten  Staaten  von  Amerika  kann  auf  den 
Art.  Börsenrecht  oben  Bd.  II  S.  1011  ff. 
Bezug  genommen  werden.  —  Da,  wo  nicht 
wae  in  Fi-ankreich  eigenartige  historische 
Verhältnisse  dem  Gesetzgeber  eine  gewisse 
Zurückhaltung  vor  einschneidenden  Aende- 


rungen  aufzwingen,  geht  die  Tendenz  i-r 
Gesetzgebung  allentlialben  daliin,  da?  ilakl-r- 
ge werbe  freizugeben.  Die  Freigab  •  -- 
Maklergewerbes  für  den  Handels verkni:  i-* 
bei  bestehender  Gewerbefreiheit  DotvrrD'ii«. 
da  die  Erfahrung  lehrt,  dass  die  In2^tit^iT. 
der  amtliehen  Handels makler,  wie  sie  b- 
frühere  Deutsche  Handelsg"esetzbuch  ii  . 
noch  das  jetzige  österi-eichische  MakJt-njirSr :: 
enthalten,  für  den  ramlernen  Gros*.har!dv;*- 
verkehr  antic^uiert  ist;  diese  FreigaU-  wjm 
unbedenklich  erfolgen  können,  wenn  Gai.i.- 
tiet»n  für  eine  zuverlässige  Festsetzimg  1  r 
Preise  und  Kui-se  geschaffen  werden.  lu.- 
hiei-zu  die  Mitwirkung  von  Maklern  \vJ  - 
dingt  erforderlich  ist,  ist  mindestens  zweii'.- 
haft.  Ueber  das  dui-ch  das  Reieh>U";rM:'> 
gesetz  geschiiffene  Institut  der  Knr^ma-i.r 
kann  ein  abschliessendes  Urteil  woliJ  ;/«•  ■ 
nicht  gefällt  werden. 

Litteratur:  Vgl.  dir  Angaben  bei  den  .-Irf.;«- 
Biirscnwes*' n  und  Börsen  recht  ff^n  Il\ 
II  S.  1016117  bezw.  «S'.  1052' öS),  ferner  Rle^n- 
feld,  I>ie  CivilmakUr,  in  Oruch€*U  B*-- 
trägen,  Bd.  SO  und  S7.  —  Ä.  Sanndorjer. 
Die  Warenbör»r.n,  deren  EinrichUmg  uh'I  P'- 
driitung  für  den  internal i^ßnnlrn  HnndfJ,  W'-r 
1SU9,  —  Die  Kommentare  zum  Biirg*'rii^hfn  'r- 
setzhueh  für  das  Deutsche  Reich  und  zum  ü«**" 
Ha  n  dehgesetzbuch. 

Fflrper. 


Malchus,  Karl  August,  Freiherr  toiu 

geboren  am  27.  TX.  1770  zu  Mannheim,  ab?-!- 
vierte  seine  Staats  wissenschaftlichen  Studien  in 
Heidelberg  und  Göttingen,  widmete  sich  «it-it 
Staatsdienst  und  wurde  1803  zum  Kriegs-  niKl 
Domänen  rat  bei  der  halberstadt-hildesheimiahfii 
Kammer  sowie  zum  Hofgerichtsassessor  ernaniir- 
Im  Jahre  1807  wurde  er  in  dem  neu  erricbtetcfii 
Königreich  Westfalen  Staatsrat,  dann  (.feneril- 
direktor  der  Steuern,  1811  (als  Nachfolger  y.>a 
Bülows)  Finanzminister  und  1813  mit  dem  Tittl 
eines  Grafen  von  Marienrode  auch  Mi- 
nister des  Innern.  Nach  der  1814  eriolgteß 
Autlösun^  des  Königreichs  Westfalen  lebte  von 
Malchus  m  Heidelberg,  mit  wissenschaftlichen 
Arbeiten  beschäftigt,  bis  ihn  im  Jahre  1817  (itr 
König  von  Württemberg  zur  Leitung  seints 
Finanzministeriums  berief.  Aber  schon  na^b 
Jahresfrist  legte  er.  wegen  einiger  Neuemngcn 
im  Finanzwesen  und  als  Ausländer  vielfach  an- 
gegriffen, diese  Stellung  nieder,  zog  wedenim 
nach  Heidelberg,  wo  er  (von  der  Ge5cbichT^- 
schreibung  durchweg  als  „ehrsüchtiger  Intri- 
gant" bezeichnet)  am  24.  X.  1840  starb. 

Die  finanz wissenschaftlichen  Schriften  d« 
Freiherrn  von  Malchus  behandeln  überwiegend 
die  auf  die  Erfahrungen  des  Verfassers  ^>^ 
gründete  praktische  Seite,  haben  aber  di>cb 
auch  die  Staats  Wissenschaften  wesen^lj^'b 
gefördert,  indem  Malchus  gerade  durch  ^««^^ 
praktischen  Vergleiche  zunächst  die  Bedeu- 
tung der  Statistik  und  deren  wissenschau- 
liche  Selbständigkeit  seinen  Zeitgenossen  wr 
Augeu   führte,  sodann  auch  zu  firincipien  der 
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rechtlichen  Auffassung  von  Verfassung,  Fi- ; 
nanzwesen  und  Verwaltung  ilen  ersten  Anstoas 
gab.  Man  findet  in  den  Malchusschen  Schriften 
manche  Anklänge  an  veraltete  Anschauungen 
des  Merkantilismus.  Die  Urteile  der  kompe- 
tenten Fachmänner  über  seine  finaiizwissen- 
schaftlichen  Schriften  sind  sehr  verschiedenartig, 
Kautz  (Theorie  und  Geschichte  der  Nat..  Wien 
1860,  II,  S.  628)  bezeichnet  ihn  als  „den  aus- 
gezeichneten Finanz  theoriker'*,  während  bei 
Röscher  (Syst.  IV,  1,  III.  Aufl.  S  J>j  das  Mal- 
chussche  „"üandbuch  der  Finanz  wissen  schaff* 
als  ein  Werk  von  „rheinbüudlerisch-praktischer 
Einsei tigk ei f*  gilt. 

Malchus  veröffentlichte  a)  an  selb- 
ständigen Staats  wissenschaftlichen 
Schriften,  chronologisch  aufgeführt,  folgende: 
Ueber  das  Matrikularwesen  des  niederrheinisch- 
westfälischen  Krei.sps,  Trier  1793.  —  Ueber  die 
von  Frankreich  verlangte  Uebertragung  der 
Schulden  der  Länder  auf  dem  linken  Rheinufer 
auf  das  rechte  Ufer,  Hildesheim  17^8.  —  Etwas 
über  die  Accise,  Ilildesheim  1799.  —  Ueber  die 
hoch  Stuhl-hildesheimische  Staatsverwaltung  etc., 
Hildesheim  1800.  —  Ueber  die  Rechtmässigkeit 
der  Ausschliessung  vom  Landtag  und  die  nicht 
aufschwörungsfahigen  Glieder  der  Paderborn- 
schen  Ritterschaft,  Hildesheim  1801.  —  Ueber 
die  Verwaltung  der  Finanzen  Westfalens,  Tü- 
bingen 1814.  —  Ueber  die  Verwaltung  des 
Königreichs  Westfalen,  Stuttgart  1814.  (Ver- 
teidigungsschrift.) —  Der  Organismus  der  Be- 
hörden für  die  Staatsverwaltung,  mit  Andeu- 
tung von  Formen  für  die  Geschäftsbehandlung, 
2  Bde.,  Heidelberg  1821.  —  Politik  der  inneren 
Staatsverwaltung  oder  Darstellung  des  Orga- 
nismus der  Behörden  für  dieselbe.  3  Teile, 
Heidelberg  182.*^.  (Neben  einer  vergleichenden 
historisch-statistischen  Darstellung  der  organi- 
schen Einrichtungen  der  zum  europäischen 
Staatensysteme  gehörenden  Staaten  sowie  einer 
Sammlung  von  finanzwissenschaftlichen  Gesetzen 
und  Reglements  bietet  das  Werk  in  den  zahl- 
reichen Anmerkungen  wichtige  litterarische 
Quellennachweise  des  In-  und  Auslandes.)  — 
Statistik  und  Staatenkunde,  Stuttgart  und  Tü- 
bingen 1826.  Als  Anhang:  1.  Uebersicht 
der  höheren  Unterrichts- Anstalten  in 
Europa;  2.  Uebersicht  der  Stärke  einer  An- 
zahl von  Bibliotheken  in  Europa.  — 
Handbuch  der  Finanzwissenschaft  und  Finanz- 
verwaltung, 2  Teile,  Stuttgart  und  Tübingen 
1830.  (In  diesem,  seinem  Hauptwerke, 
scheidet  Malchus  „das,  was  gewöhnlich 
unter  den  Begriff  der  Finanzwissenschaft  sub- 
sumiert wird"  in  die  Lehre  der  Grund- 
sätze undder  Grundregeln,  nach  welchen 
das  Staatseinkomraen  auf  eine  gerechte,  die 
Quellen  des  Nationaleinkommens  nicht  gefähr- 
dende Art  centrall'^iert  werden  kann  —  die 
Finanz  Wissenschaft  im  engeren  Sinne  — , 
sodann  in  die  Finanzwirtschafts-  oder 
Verwaltung  sichre.  Ausserhalb  des  Rah- 
mens, der  beide  umschliesst,  und  gewissermassen 
über  denselben,  .steht  die  Finanzpolitik, 
deren  Aufgabe  in  der  Prüfung  und  in  der  Ent- 
scheidung über  die  Vorzüglichkeit  einzelner 
Grundansichten  und  Massregeln  vor  anderen, 
nach  Äfassgabe  der  Verschiedenheit  gegebener 
Lagen  und  Verhältnisse  besteht.)  —  Handbuch 
der  Militärgeographie  von  Europa.    2  Abt.    Mit 


einer  Karte,  Heidelberg  1832.  —  Erd-  und 
Staatenkunde  von  Europa  mit  specieller  Be- 
ziehung auf  Kriegführung.  Mit  einer  hydrogr. 
Karte  von  Europa.  Heidelberg  1834.  —  Ueber 
Domänen  und  deren  Verwaltung,  Breslau  1835. 
~  Die  Sparkassen  in  Europa.  Darstel- 
lung der  statutenmässigen  Einrichtungen  der 
grossen  Mehrzahl  von  solchen  in  Europa,  mit 
einem  Nachweise  des  Betrages  der  in  denselben 
aufgesammelten  Ersparnis.'^e ,  Heidelberg  und 
Leipzijg  1838.  Die  48  Seiten  lange  Einleitung 
über  die  Einrichtungen  und  Zwecke  der  Spar- 
kassen erscheint  besonders  wertvoll,  ebenso  die 
zahlreichen  Lit teraturangaben . 

b)  an  Schriften  politischen  Charakters: 
Ueber  die  Verifikation  der  erzherzoglich  öster- 
reichischen Gesandten  mit  denen  der  Kur- 
fürsten des  heiligen  römischen  Reiches,  Trier 
1794.  —  Antifragmente,  Trier  1795.  —  Etwas 
über  den  Hilde.«*heimer  Bauernprozess,  Hildes- 
heim 1799. 

c)  in  Zeitschriften:  1.  In  Raus  Archiv 
der  politischen  Oekonomie  und  Polizei  Wissen- 
schaft: I  (1835),  Ueber  Says  Ansichten  von  der 
Statistik  und  von  ihrem  Verhältnisse  zur 
Nationalökonomie ,  S.  323 — 350.  (Malchus  be- 
zeichnet das  Verhältnis  zwischen  Statistik  und 
Nationalökonomie  als  eine  Wechsel^^irkung.) 
n  (1835),  Ueber  die  Sparkassen  in  England  und 
Frankreich,  S.  124—136.  —  Ueber  die  Finanzen 
des  Königreichs  Hannover,  S.  248-286.  III 
(1838),  L'eber  den  Zustand  der  Sparkassen  in 
Frankreich  im  Jahre  1835,  in  dem  britischen 
Reiche  im  Jahre  1834  und  in  einigen  anderen 
Staaten,  S.  42—77.  —  Englische  Sparkassen, 
S.  137.  —  Zur  Beurteilung  des  National  Wohl- 
standes im  Königreich  Hannover,  S.  217—238. 
Das  Verhältnis  des  Staatsverwaltungsbeamten 
im  Staate,  S.  253  -  269.  —  2.  in  den  „Deutschen 
Blättern",  1815  (N.  F.  2.  Bd.  31  Stück),  eine 
Entgegnunof  auf  die  gegen  ihn  gerichteten  An- 
griffe. —  3.  in  den  ,, Zeitgenossen",  1816,  eine 
Biographie  seines  Lehrers  Gatterer  und  eine 
Autobiographie. 


Vgl.  über  Malchus:  Autobiogra- 
phie in  den  „Zeitgenossen",  Bd.  1,  Abt.  3, 
1816.  —  In  am  a,  in  der  ..Deutschen  Biographie", 
Bd.  20,  S.  132—137.  —  Beilage  zur  .,Augsbur- 
ger  Allg.  Zeitung"  1840  Nr.  320.  —  Neuer 
Nekrolog  der  Deutschen,  1840  Nr.  324.  —  von 
Mohl,  Geschichte  und  Litteratur  der  Staats- 
wissenschaften, Erlangen  1858,  III,  S.  656.  — 
R  a  u ,  Nachruf  an  Lotz  und  M  a  1  c  h  u  s  in  seinem 
,,  Archiv  d.  pol.  Oekonomie  und  Polizeiwissen- 
schaft", Heidelberg  1843.  V.  Bd.,  S.  134.  — 
Röscher,  Syst.  IV  1,  (3.  Aufl.)  §  5.  —  John, 
Geschichte  der  Statistik,  I.  Stuttgart  1884, 
S.  91,  92,  139,  141,  146.  —  In  der  Biographie 
des  Königs  Jerome  z.  B.  im  ,.Dresd.  Anz."  Nr. 
154  u.  161,  Juni  1899. 

Schtnidt 


Malthus 

s.  Bevölkcriingslehre  und  Bevolke- 
rungspolitik  oben  Bd.  II  S.  703ff. 
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Mangold! 


Manchesterlehre 

s.  FreihandeJsschule  oben  Bd.  III 
S.  1248  ff. 


Mangoldt,  Hans  Karl  Emil,  ron, 

ward  ifeboren  am  9.  VI.  1824  in  Dresden.  Er 
studierte  von  1842  ab  in  Leipzig.  Genf  und 
Tübingen,  woselbst  er  im  Juli  184  ^  zum  Doktor 
der  Staats  Wissenschaften  promovierte.  Im  Früh- 
jahr 1848  erhielt  er  als  Leiter  des  offiziösen 
„Dresdener  Journals"  eine  Anstellung  beim 
könijflich  sächsischen  Ministerium  der  aus- 
wärtigen Angelegenheiten.  Gleichzeitig  tiber- 
trug ihm  das  Ministerium  des  Innern  die  Aus- 
arbeitung einer  Geschichte  der  sächsischen  In- 
dustrie. Als  aber  im  Juni  1850  die  Regierung 
unter  dem  v.  Beustschen  Regime  durch  einen 
Staatsstreich  die  Verfassung  von  1848  ausser 
Kraft  setzte,  reichte  von  Mangoldt  sofort  seine 
Entlassung  ein,  welches  Gesuch  er  ehrlich  und 
offen  damit  motivierte,  dass  es  seiner  Ueber- 
zeugung  als  vereidigten  Beamten  widerstrebe, 
einem  verfassungsbrüchigen  Ministerium  zu 
dienen.  Die  sofortige  Enthebung  von  seinen 
bisherigen  Funktionen  war  die  Antwort  des 
Ministers  von  Beust,  dessen  feindselige  Ge- 
sinnung er  in  seinem  späteren  Lebensgange 
noch  öfters  zu  empfinden  Gelegenheit  haben 
sollte  (siehe  die  Gedächtnisrede  Adolf  Wagners 
auf  Hans  von  Mangoldt).  Nach  Weiterführung 
seiner  nationalökonomischen  Studien  in  Leipzig 
übernahm  von  Mangoldt  zu  Beginn  des  Jahres 
1852  die  Redaktion  der  „Weimarer  Zeitung", 
welches  Amt  er  jedoch,  wiederum  auf  Grund 
seiner  politischen  üeberzengungstreue ,  1854 
niederlegte.  Mangoldt  ergriff  jetzt  die  aka- 
demische Laufbahn,  wurde  auf  Grund  seiner 
Habilitationsschrift  über  die  Lehre  vom  Unt^r- 
nehmergewinn  (s.  u.)  1855  als  Privatdozent  der 
Nationalökonomie  an  der  Universität  Göttingen 
zugelassen  und  1858  dortselbst  ausser- 
ordentlicher Professor,  in  welcher  Stellung  er 
auf  Kosten  der  hannoverschen  Regierung  1862 
die  Industrieausstellung  zu  London  besuchte. 
Im  Jahre  1862  folgte  er  einer  Berufung  als 
ordentlicher  Professor  der  Staats-  und  Kameral- 
wissen Schäften  nach  Freiburg  i.  Br.,  wo  ihn 
nach  einem  Besuch  der  1867  er  Pariser  Welt- 
ausstellung empfindliche  körperliche  Leiden  be- 
fielen. In  Wiesbaden,  wo  er  im  Frühjahr  1868 
Heilung  suchte,  starb  er  plötzlich  am  19.  IV. 
1868,  im  rüstigen  Alter  von  44  Jahren  an  einem 
Herzscldag. 

Die  akademische  und  schriftstellerische 
Thätigkeit  von  Mangoldts  war  von  ausser- 
ordentlichem Erfolge  gekrönt,  seine  wissen- 
schaftlichen Arbeiten  zeigen  die  Tüchtigkeit 
seiner  Begabung,  die  Selbständigkeit  seiner 
Methode  und  die  Gediegenheit  und  Gründlich- 
keit seiner  Anschauungen.  Bezüglich  der  Auf- 
klärung des  Wesens  und  der  Aufgabe  der 
nationalökonomischeu  Wissenschaft  (welche  er 
als.  die  „Philosophie  der  Wirtschaftsgeschichte** 
charakterisiert)  erwarb  sich  von  Mangoldt 
dauernde  Verdienste  durch  seine  Interpreta- 
tionen über  Güterverteilung,  Rentenprincip  und 
Untemehniergewinn.  Seine  nationalökonomische 
Richtung  ist  eine  „vermittelnde",  die  er  selbst 


rim   Artikel    „Volkswirtschaft"    des    dent^-.r^ 
Staatswörterbuches)  folgendermassen  liezfeb  b:  • 
„Jeder,  dem  es  mit  der  Erforschung^  der  Wai'- 
heit   ernst  ist,    empfindet   die   Notwendi^i«!i'. 
welchen   Ausgangspunkt   er   auch    nehme.   Lt 
auf  anderem  Wege   gewonnenen    wissen?' Jar- 
liehen  Ergebnisse  zu  berücksichtijsren.     Sirk> 
wäre    daher    verkehrter    als     ein    hocbiaJnL- 
Herabsehen  der  in  einer  Richtung-  StTf^bf-r- Itl 
auf   die   in   der   anderen   Richtou^   Tbärt>L 
Man    kann    darüber   streiten,    welche   Bet^i- 
lungsweise  bisher  den  reicheren  Erfolg  sfhzM 
hat  und  für  die  Zukunft  verspricht ;  entbetrS  \ 
ist  keine  derselben;  jede  kann  und  soll  dtr^bi] 
auch   der    anderen  die   Hand    reichen.*^     Mjs- 
goldt  war  deshalb  durchaus  nicht    principl-n: 
Eklektiker.    Adolf  Wagner  (siehe  ^Gedä  hi- 
nisrede"  S.  45)  rechnet  ibn  zu  den  AnhäE^z-n 
der  Ad.  Smithschen  Schule,  welche  unter  Fw- 
haltung   des   Kernes    des   Smithschen    St>i.?i:- 
sich  von  den  Einseitigkeiten  des  späteren  rm- 
kalen,  staatsfeindlichen  Manchestertnms  freizi- 
halten  wussten;  Kautz  (Theorie  und  GesehicLtr 
der  Nationalökouomik ,   Wien  1860,   II,  S.  P 
nennt  ihn  „den  ausgezeichneten,  zwischen  dm 
beiden   grössten   deutschen  Fachmännern  Her- 
mann und  Röscher  glücklich  vermittelnden  Ver- 
fasser des  gründlichen  Buches  der  Lehre  vve 
Unternehmergewinn",  Röscher  (Gesch.  d.  N.iU 
München  1874,  S.  1039)  bezeichnet  ihn  als  ^eisr- 
etwas  trockenen,  aber  feinen  und^  Scharfsinn! ir« 
Kopf". 

Mangoldt    veröffentlichte    folgende    sCMf- 
wissenschaftliche  Schriften:  a)  in  Buchform: 
Ueber  die  Aufgabe,  Stellung  und   Einrichnn^r 
der  Sparkassen,  Inaugural-Dissertation,  Tübin^rB 
1847.     (Behandelt   mit    vielem    Scharfsinn  dk 
Sparkassenfrage    vom    polizei^vissenschaflliobeii 
Standpunkte  aus  und  wird  in  einem  besonderet 
Nachwort  des  Präses  der  Tübinger  Univer?iiit 
Johannes  Fallati,   auf  das  schmeichelhaftH>r'f 
charakterisiert.)  —  Die  Lehre  vom  Unteraehmer- 
gewinn.    Ein  Beitrag  zur  Volks wirtschaftslehR, 
Leipzig   1855.     (Begründete    die    wissenscWf- 
liche   Bedeutung   des  Verfassers ,    welcher  dea 
üntemehmergfewinn  als  einen  ganz  selbstandi^fn 
nationalen  Einkommenszweig  definiert.  Spricht 
sich  principiell  ge^en  die  Gewinnbeteili- 
gung der  Aroeiter  aus,  welche  er  je*l'xi 
als   Mittel  zur  Ge^iinnung  einer  Garantie  der 
Arbeiterleistungen    in    besonderen    Fällen  zQ- 
lässt.)  —  Grundriss"  der  Volkswirtschaftslehre. 
Ein  Leitfaden  für  Vorlesungen  an  Hochsibulen 
und    für   das    Privatstudium,    Stutt^rt  1863. 
(2.  Auflage,   bearbeitet   von  Fr.   Kleinwäehter. 
erschien  1873.)    (Per  „Gnindriss"   gehtJrt  nach 
Cossa  [Wirtschaftslehre,  S.  231]   zu  den  be^ttn. 
vorsieh tijDfsten     und    gemKssigtsten    dentsfbeB 
Publikationen  dieser  Art.)  —  Volkswirtschafts- 
lehre (Bibliothek   der  gesamten  HandelswL<!seB- 
schaften),  Stuttgart  1^8.    (Nur  die  erste  Bältre 
wurde  vom  Verfasser  vollendet,   welche  austr 
der  Einleitung  die  Lehre  von  der  Gütererzeoffnn? 
und  vom  Einkommen  enthält.) 

b)  in  Zeitschriften:  „ArbeiterTerbin- 
dungen  und  Arbeitseinstellungen  in  Enfflan'l''' 
in  der  Zeitschr.  f.  Staatsw.,  Bd.  IS  ilSS'^'^ 
S.  609—652. 

c)  im  St.W.B.  V.  Bluntschli  und  Brater 
die  Artikel:  Arbeit  —  Bevölkerung  —  ö^- 
kommen  —  Geld  —  Gut  und  Güterproduktion 
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—  Güterverteilung  —  Konsumtion  —  Kredit  — 
Luxus  —  Volkswirtschaft  und  Volkswirtschafts- 
lehre. —  Femer:  Bastiat  —  Carey  —  Colbert 

—  MUl.  

Vergl.  über  Mangoldt:  Adolf  Wag- 
ner, Gedächtnisrede  auf  Hans  von  Mangoldt 
bei  dessen  akademischer  Totenfeier  am  7. 
V.  1870  in  der  Aula  der  Universität,  Frei- 
burg i.  Br.  1870.  —  Fallati,  In  einem  An- 
hang an  die  Inaugural-Dissertatiou  v.  Mangoldts 
über  die  Sparkassen,  Tübingen  1847.  —  „Unsere 
Zeit",  N.  F.,  IV.  Jahrg.,  2.  Hälfte,  S'.  468.  — 
Leser  in  der  „Deutschen  Biographie",  Bd.  20, 
S.  190—193.  —  Badische  Biographie,  Bd.  II, 
S.  37.  —  K.  Walcker,  Handbuch  der  National- 
ökonomie V,  §§  9,  28,  76,  83  und  S.  288.  — 
V.  Mo  hl,  Geschichte  und  Litteratur  der  Staats- 
wissenschaften, Erlangen  1858,  III,  S.  411.  -— 
Cossa,  Wirtschaftslehre  (2.  Aufl.,  herausge- 
geben von  Moormeister),  Freiburg  1880,  S.  16, 
71,  213,  231.  —  Kautz,  Theorie  und  Geschichte 
der  Nationalökonomik,  Wien  1858,  II,  S.  49, 
702.  —  ßoscher.  Gesch.  d.  Nat.,  München 
1874,  S.  661,  867,  1036,  ia39.  —  Block,  Les 
progi'^s  de  la  seien ce  economique,  Paris  1890, 
t.  I,  S.  75,  85,  106.  288,  298,  301,  3i8,  357, 
401,  II.  229,  230,  232,  246,  376,  377.  —  von 
Schullern-Schrattenhofen,  Die  theore- 
tische Nationalökonomie  Italiens,  Leipzig  1891, 
S.  46,  64. 

Schmidt. 


■arkenschutz. 

1.  Begriff.  2.  Geschichtliches.  3.  E.G.  v.  12. 
Mai  1894.  4.  Formelles  Zeichenrecht.  5.  Ma- 
terielles Zeichenrecht.  6.  Klagen,  Entschädi- 
gungen, Strafen.  7.  Waren  auf  machung  und 
örtliche  Ursprungsangaben.  8.  Beziehungen 
zum  Auslande.  9.  Statistik.  10.  Gesetzgebung 
einzelner  auswärtiger  Industriestaaten. 

1.  Begriff.  Unter  Marken  versteht  man 
Zeichen,  welche  auf  der  Ware  oder  deren 
Verpackung  angebracht  werden,  um  die 
Ware  im  Verkehr  als  aus  einer  bestimmten 
Ursprungsquelle  herrührend  erkennbar  zu 
machen  \md  von  anderen  Waren  zu  unter- 
scheiden. Die  Marke  fällt  in  das  Gebiet 
der  gewerblichen  Schutzrechte,  dem  auch 
Erfindungen,  Muster  und  Modelle  und  Ge- 
brauchsmuster angehören,  unterscheidet  sich 
aber  von  diesen  Kategorieen  ihrem  Wesen 
nach  dadurch,  dass  sie  nicht  neue  Güter 
schafft,  sondern  vorhandene  Güter  kenn- 
zeichnet. 

2.  Geschichtliches.  Das  Bedürfnis, 
diesen  Kennzeichnungen  einen  Schutz  gegen 
fälschlichen  Gebrauch  zu  sichern,  ist  in 
Deutsehland  erst  verhältnismässig  spät  zur 
allgemeinen  Anerkennung  gelangt.  Bis  zum 
Erlass  des  deutschen  Strafgesetzbuches  war 
der  Zeichenschutz  in  einer  grösseren  An- 
zahl der  jetzt  im  Deutschen  Reiche  ver- 
einten  Staaten    völlig    unbekannt.    Im   üb- 


rigen beschränkten  sich  die  Landesstrafge- 
setze fast  durchgängig  auf  ein  einfaches 
Verbot  der  Benutzung  fremder  Warenbe- 
zeichnungen, und  zwar  erstreckte  sich  dies 
Verbot  teilweise  auf  alle  Warenbezeichnungen 
(auch  die  figürlichen),  teilweise  nur  auf 
solche,  welche  in  Namen  und  Firmen  be- 
standen, teilweise  endlich  auf  die  letzteren 
nur  dann,  wenn  ihnen  eine  Ortsangabe  bei- . 
gegeben  war.  Ein  ausgebildetes,  auch  den 
Erwerb  des  Zeichenrechtes  regelndes  System 
gesetzlicher  Vorschriften  bestand  nur  in 
Bayern  (V.  v,  21.  Dezember  1862)  sowie 
für  die  Eisen-  und  Stahlwarenindustrie  der 
preussischen  Provinzen  Rheinland  und  West- 
falen, woselbst  auf  landesgesetzlichen  Privi- 
legien aus  dem  17.  und  18.  Jahrhundert 
fussend  die  V.  v.  18.  August  1847  und  das 
ergänzende  G.  v.  24.  Apiil  1854  in  Kraft 
standen. 

Ein  geraeinsames  Recht  auf  diesem  Ge- 
biete wurde  unter  teilweiser  Aufhebung  der 
bisherigen  partikularrechtlichen  Vorschriften 
durch  die  Bestimmung  in  §  287  des  R.St.G.B. 
geschaffen,  durch  welche  mit  einer  Geld- 
strafe von  50—1000  Thalern  oder  mit  Ge- 
fängnis bis  zu  6  Monaten  derjenige  bedroht 
wird,  der  Waren  oder  deren  Verpackung 
fälschlich  mit  dem  Namen  oder  der  Firma 
eines  inländischen  Fabrikunternehmers,  Pro- 
duzenten oder  Kaufmanns  bezeichnet  oder 
wissentlich  dergleichen  fälschlich  bezeichnete 
Waren  in  Verkehr  bringt. 

Diese  Bestimmung  erwies  sich  jedoch 
bald  gegenüber  den  Bedürfnissen  des  Ver- 
kehrs, namentlich  des  internationalen  Ver- 
kehrs als  unzureichend.  Es  trat  die  Not- 
wendigkeit hervor,  einerseits  den  figürlichen 
Zeichen  neben  Namen  und  Firmen  einen 
Schutz  g-egen  unbefugte  Nachahmung  zu 
sichern,  andererseits  die  Bedingungen  für 
den  Erw^erb  des  Schutzes  allgemein  zu 
ordnen. 

Das  demgemäss  unterm  30.  November 
1874  erlassene  Gesetz  über  den  Marken- 
schutz behandelte  in  seinem  ersten  Teile 
die  Warenzeichen  im  engeren  Sinn  d.  h. 
Fabrik-  oder  Handelszeichen,  welche  in  will- 
kürlich gewählten  Figuren  bestehen,  während 
der  zweite  Teil,  die  Bestimmungen  über 
Entschädigungspflicht  und  Strafe  umfassend, 
sich  gleichmässig  auf  Warenzeichen  und  auf 
Namen  und  Firmen  bezog. 

Der  Schutz  figürlicher  Zeichen  war  durch 
deren  Anmeldung  zur  Eintragung  in  das 
von  den  üntergerichten  geführte  Handels- 
register bedingt.  Von  der  Eintragung  waren 
solche  Zeichen  ausgeschlossen,  welche  nur 
in  Zahlen,  Buchstaben  oder  Worten  bestan- 
den, w^elclie  öffentliche  Wappen  oder  Aerger- 
nis  erregende  Darstellungen  enthielten.  Nur 
nach  diesen  Richtungen  hin  war  die  Re- 
gisterbehöixle  zu  einer  Prüfung  des  Zeichen- 
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Inhaltes  berechtigt  und  verpflichtet.  Die 
Löschung  eines  Zeichens  erfolgte  —  von 
einigen  anderen  Gründen  abgeselien  —  als- 
dann, wenn  nicht  nach  Ablauf  von  je  zehn 
Jahren  nach  der  Eintragung  des  Zeichens 
dessen  fernere  Beibehaltung  angenneldet 
wurde.  An  Gebühren  wurde  für  die  erste 
Eintragung  der  Betrag  von  50  Mark  er- 
.  hoben.  . 

Die  Anmeldung  des  Zeichens  z\un  Re- 
gister war  die  Voraussetzung  des  Schutzes 
gegen  Nachahmung,  begründete  aber  einen 
materiell  wirksamen  Schutz  nur  zu  Gunsten 
desjenigen,  welcher  z  u  e  r  s  t  die  Anmeldung 
bewirkt  hatte;  der  spätei-e  Anmelder  er- 
langte trotz  der  Eintragung  weder  gegen- 
über dem  früheren  Anmelder  noch  gegen- 
über dritten  Personen  ein  eigentliches  Recht, 
konnte  vielmehr  im  Prozesswege  zur  Mi- 
schung des  Zeichens  angehalten  werden. 
Der  Grundsatz,  dass  die  Prioi-ität  dei*  An- 
meldung das  Recht  auf  den  ausschliess- 
lichen Gebraucli  des  Zeicliens  begnludete, 
erlitt  einige  Ausnahmen.  Insbesondere 
konnte  durch  die  Anmeldung  und  Ein- 
ti-agung  solcher  Zeichen,  welche  bis  dahin 
im  freien  und  allgemeinen  Gebrauch  ge- 
standen hatten  (Freizeichen),  ein  Aus- 
schliessungsrecht nicht  erworben  werden. 

Die  Verletzung  des  auf  der  Anmeldimg 
eines  figürlichen  Zeichens  beruhenden 
Rechtes  sowie  der  unbefugte  Gebrauch  von 
Namen  oder  Firma  eines  anderen  zur  Waren- 
bezeichnung begründete  eine  ci\il-  und 
strafi-echtliche  Verantwortlichkeit. 

Das  vorstehend  in  seinen  Grundzügen 
dargestellte  G.  v.  30.  November  1874  hat 
etwa  zwanzig  Jahre  hindurch  in  Kraft  ge- 
standen und,  w^ie  man  behaupten  kann,  im 
allgemeinen  günstig  gewirkt.  Mit  der 
schnellen  Ent  Wickelung  des  Verkehre 
machten  sich  aber  die  Mängel,  welche  dem 
Sj'stem  des  Gesetzes  und  einzelnen  Be- 
stimmungen desselben  anhafteten,  immer 
empfindlicher  fühU^ar.  Man  klagte  nament- 
lich darülx'r,  dass  die  Lokalisierung  der 
Zeichenverwalttmg  bei  den  öiilichen  Ge- 
richten die  ITebersicht  erschwere  und  die 
Heranbildung  einer  einheitlichen  Praxis 
hindere  und  dass  das  reine  Anmeldever- 
fahren die  Eintragimg  rechtsungiltiger 
Zeichen  gestatte,  welche  trotz  ihrer  Ln- 
giltigkeit  zu  unlauteren  Mafchenschaften  im 
geschäftlichen  Wettbewerb  ausgenutzt  werden 
konnten. 

3.  ILG.  V.  12.  Mai  1894.  Aus  längeren 
Verhandlungen,  an  denen  auch  die  Inte- 
ressentenkreise selbst  in  ausgiebiger  Weise 
teilgenommen  haben,  ist  das  mit  dem 
1.  Oktober  1894  an  die  Stelle  des  älteren 
Gesetzes  getretene  Gesetz  zum  Schutz  der 
Waren  b  e  z  e  i  c  h  n  u  n  g  e  n  vom  12.  Mai  1894 
(R.G.B1.  S.  441)    hervorgegangen.     Es    um- 


fasst    in   einer   dem    älteren     Gesetz    au^- 
j>assten  systematischen  Gliederung  »ü»  ili  - 
dels-     oder     Fabrikmarken    ( AVarenz*^' u- : - 
und  die  Namen   und  Firmen,     sovrt-u   •ii--^ 
dem  Zweck   der  Waren l)ezeic]inuDg  dien-:. 
begründet    al>er    daneben    noch     iii/r*^r   k-- 
wissen   Vorraussetzungen    einen     Schutz   r'r 
die     Aufmachung     und     Verpackung     v 
Wai*en    und  für  die  örtlichen  ^J^S].^nmli^u^- 
gaben.     Zur  Ausführung  des   Gesetzes  i-- 
mit  Zustimmung  des  Bimdesiutes  die  kai^-r- 
liche  V.  V.  HO.  Juni   1894  (RG.BL    S.  4!C. 
ergangen. 

4.  Formelles  Zeichenreeht-     Die  \>r- 
waltung  des  Zeiclienwesens  ist  tlem  Pater  t- 
amte  angegliedeit  und  wirtl  liier  von  e^;  : 
besonderen,  aus   rechtskundigen    und  t»:i  - 
nischen  Mitgliedern  zusararaengesotzten  A  - 
teilung,  dei-en  Beschlussfähigkeit  dun-li  *iy 
Anwesenheit  von  mindestens  drei  Mitglie<:irn 
bedingt  ist,    geführt.     Die    Centralis :«*niii- 
bietet  neben  der  Gewähr  einer  gleichmäs^i- 
gen  Geschäftsbeliandlung  den  weiteren  Vr er- 
teil,   dass   abweichend    von    dem    fnihfr*^n 
Recht  der  Zeichen  schütz  auch  den  nicht  .u 
Handelsregister  eingetragenen    Geschäftsbe- 
trieben zugänglich  gemacht  werden  krmate. 
Das  Patentamt   führt  eine   zur   öffentlicheo 
Einsicht  ausliegende  Zeichenixille,  in  weMr 
die  einzelnen  Zeichen   nebst  allen   für  <iie 
Beurteilung    der    daran     haftenden    Rechte 
wesentlichen  Daten  eingetragen  werden.  Dr- 
Anmeldung    zur    Eintragung     ist    au    -k- 
Patentamt    zu   richten;    es    ist   hierbei  U'-r 
Geschäftsbetrieb,  in   welchem   das  Zeiehec 
Verwendung  finden  soll,  anzugeben  umi  »-in 
Verzeichnis  der  Waren,   für  welche  es  h?- 
stimmt    ist,     sowie    eine   Darstellung  dts 
Zeichens,    erforderlichen    Falles   auch  eine 
Beschreibung  desselben   beizufügen.    Tekr 
die    sonstigen    formalen    Erfordernisse  m 
Anmeldung  trifft  eine  Bekann traachimp  Je> 
Patentamts  vom  22.  November  189S  nähere 
Bestimmung.      Jede   Anmeldung    unterliegt 
einer  amtlichen  Vorprütung,  w^elehe  die  Em- 
tragimgsfähigkeit    von    öffentlichrechtlich''Q 
Gesichtspunkten    aus  und  vom  Standpunkte 
der  diu'ch  eine  frühere  Anmeldung  ti?grüu- 
deten  Rechte  zu  untei-suchen  hat. 

Von   Gesichtspunkten   der   erstercn  Art 
aus   sind   zunächst   Freizeichen   schlechtliin 
zurückzmveisen.    Es  ist  eine  der  praktisch 
bedeutsamsten    Neuerungen    das  G.  v.  12. 
Mai  1894,  dass  Zeichen,  welche  für  gewisse 
Warengattungen  allgemein  angewendet  wer- 
den   und   eine    unterscheidende  Bedeutung 
für   die    Waren    eines   einzelnen  Gewerhie- 
treibenden  nicht  besitzen  und  nicht  erhalteo 
können,  von  vorn  herein  von  der  EintragtiDg^ 
ausgeschlossen  sind,  so  dass  auch  nicht  der 
Schein   eines  ausschliesslichen  Benutzungs- 
rechtes entstehen  kann.    Das  Pateutümt  hat 
von  amtswegen  die  geeigneten  Ermittelungea 
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i  voi-anlassen ,  um  festzustellen,  ob  eine 
nineldiing  in  das  Gebiet  der  Freizeichen 
ehört.  Freizeichen,  welche  als  solche  end- 
iltig  festgestellt  worden  sind,  wenien  im 
ntoresse  der  am  Zeichenschutz  beteiligten 
Preise  öffentlich  bekannt  gegeben.  —  Die 
^u>se]üiessung  von  Zahlen  und  Buchstaben, 
ns^jforn  sie  fih*  sich  allein,  also  ohne  Ver- 
)indiing  mit  anderen  untei-scheidenden  Ele- 
ment oa  ,  den  Gegenstand  einer  Anmeldung 
i)ilden,  entspricht  dem  fnllieren  Recht.  Da- 
frogen  sind  einem  dringenden  Verkehrsbe- 
dilrfnisso  entsprechend  Wörter  insoweit  zur 
Eintragung  zuzulassen,  als  ihr  Begriff  nicht 
in  einem  beschreibenden  Zusammenhang  zu 
der  Ware  steht.  Diese  Erleichterung  kommt 
namentlich  den  frei  erfundenen  (Phantasie-) 
Weiten  zu  statten,  welche  inzwischen  im 
Verkehr  eine  grosse  Bedeutung  erlangt 
halten.  —  Im  übrigen  sollen  neben  den 
öffentlichen  Wappen  und  den  Aergernis  er- 
regenden Darstellungen  auch  offenbar  wahr- 
heitswidrige und  in-eführende  Angaben  in 
(Ion  Warenzeichen  deren  Zurückweisung 
liorbeif  Uhren. 

Um  Täuschungen  zu  verhindern,  ist  end- 
lich im  allgemeinen  Interesse  die  Anordnung 
geti-offen,  dass  gelöschte  Zeichen  erst  nach 
Ablauf  von  zwei  Jahren  für  einen  anderen 
als  den  letzten  Inhaber  erneut  eingetragen 
^verden  dürfen. 

Zur  Wahrung  privater  Zeicheninteressen 
hat  das  Patentamt  zu  prüfen,    ob  eine  An- 
meldimg in  ältere  Zeichenrechte   eingreift. 
Erachtet  es  eine  Uebereinstimmung  für  vor- 
hogend,   so  hat  es  den  Inhaber  des  älteren 
Zeichens  zu  benaclirichtigen,  und  falls  dieser 
innerhalb  einer  einmonatlichen  Frist  Wider- 
siiruoh  gegen  die  neue  Eintragimg  erhebt, 
die  letztere  abzuweisen.    Der  Abgewiesene 
kann  alsdann  ein   etwaiges  Kocht  auf  Ein- 
ti-agnng  gegenüber   dem  Widersprechenden 
im  Wege  der  Klage  vor  den  ordentlichen 
Gerichten  geltend  machen;   jedoch  ist  die 
Frage  der  Lebereinstimmung  beider  Zeichen 
der  gerichtUchen  Kognition  entzogen,  so  dass 
es  in  dieser  Beziehung  bei  der  patentamt- 
iichen  Entscheidung  bewendet.     Es    hängt 
also  bei  Kollision  zweier  Zeichen  die  Ent- 
seheidnng  darüber,  ob  die  spätere  Anmeldung 
zurückzuweisen  ist,  von  der  Willensbeslim- 
mung  des  fnlher  Berechtigten  ab,  während 
in  denjenigen  Fällen,  in  denen  der  Anmel- 
dung ein  allgemeines    Interesse   entgegen- 
steht die  Zurückweisung  von  Amts  wegen 
erfolgen  muss. 

Die  Eintragung  bleibt  zehn  Jahre  wirk- 
sam. Vor  Ablauf  dieser  Frist  und  noch 
innerhalb  eines  Monats  nach  deren  Ablauf 
kann  die  Ei-neuerung  auf  wdeder  je  zehn 
Jahre  beantragt  wei-den.  Mangels  eines 
solchen  Antrages  wird  das  Zeichen  gelöscht. 
Ausserdem  erfolgt  die  Löschung  auch  dann. 


wenn  das  Zeichen  aus  öffentlichrechtlichen 
Gründen,  namentlich  also  deshalb,  weil  es 
Freizeichen  war,  nicht  hätte  eingetragen 
werden  dürfen. 

Im  Wege  der  Klage  vor  den  ordentlichen 
Gerichten  kann  die  Löschung  erzwungen 
werden  durch  den  Inliaber  eines  früher  an- 
gemeldeten identischen  Zeichens.  Der  Fall 
wird  namentlich  dann  praktisch  werden, 
wenn  die  Identität  bei  der  Vorprüfimg 
übersehen  oder  als  nicht  vorhanden  anffe- 
noramen  worden  ist.  Sodann  kann  jeder 
Dritte  bei  Gericht  auf  Löschung  klagen, 
wenn  der  Geschäftsbetrieb,  zu  dem  das 
Zeichen  gehört,  von  dessen  Inhaber  aufge- 
geben ist  oder  wenn  durch  die  Veränderung 
der  thatsächlichen  Verhältnisse  das  Zeichen 
einen  wahrheitswidrigen  und  irreführenden 
Charakter  angenommen  hat. 

Eingetragene  Zeichen  können  unter 
Lebenden  und  von  Todes  wegen  auf  andere 
übertragen  werden,  jedoch  nur  in  Verbin- 
dung mit  dem  Geschäftsbetriebe,  zu  dem 
das  Zeichen  gehört.  Der  Rechtsnachfolger 
ist  gehalten,  den  Uebergang  des  Rechts  in 
der  Rolle  verzeichnen  zu  lassen,  da  er 
andernfalls  sein  Recht  nicht  geltend  machen 
kann. 

An  Gebühren  sind  bei  der  ersten  An- 
meldung 30  Mark  zu  entrichten,  wovon 
20  Mark  zurückerstattet  werden,  wenn  die 
Anmeldung  nicht  zum  Ziele  führt.  Im 
übrigen  wird  für  die  jedesmalige  Erneuerung 
der  Anmeldung  und  im  Fall  einer  amtlichen 
Erinnermig  nach  Ablauf  der  zehnjährigen 
Frist  eine  Gebühr  von  je  10  Mark  erhoben. 
Bei  Einlegung  einer  Beschwerde  sind  20  Mark 
zu  zahlen. 

Alle  Eintragungen,  Umschreibungen  und 
L(5schungen  werden  im  Reichsanzeiger  und 
zwar  in  einer  Beilage  desselben,  welche 
auch  gesondert  unter  dem  Namen  Central- 
handelsregister  ausgegeben  wird,  sodann  in 
einem  monatlich  erscheinenden  Organ  des 
Patentamts,  dem  Warenzeichenblatt,  in  über- 
sichtlicher Form  und  nach  W^arenklassen 
veröffentlicht.  Eine  umfassende  Zusammen- 
stellung aller  vorhandenen  Zeichen  ist  bisher 
nicht  veranstaltet  worden. 

Die  Entscheidungen  des  Patentamts  in 
Zeichensachen  erfolgen  nach  den  für  Patent- 
angelegenheiten geltenden  Vorschriften  durch 
Vorbescheid  und  Beschluss.  Abweisende 
Besclüüsse  können  innerhalb  eines  Monats 
nach  der  Zustellung  mit  dem  Rechtsmittel 
der  Beschwerde  angefochten  w^erden;  die 
Entscheidung  steht  alsdann  der  Beschwerde- 
abteilung I  des  Patentamts  zu,  der  auch  die 
Erstattung  von  Obergutachten  in  bürger- 
lichen Rechtsstreitigkeiten  obliegt. 

6.  Materielles  Zeichenrecht.  Der 
Formalakt  der  Eintragung  begründet  das 
Zeichenrecht;  er  äussert  seine  Wirksamkeit 
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auch  dann,  wenn  die  Eintragung  hätte  ver- 
sagt werden  müssen.  Die  Tliatsache  der 
Benutzung  oder  der  früheren  Benutzung 
eines  Zeichens  gewährt  —  abweichend  von 
einzelnen  ausländischen  Gesetzgebungen  — 
weder  einen  Anspmch  auf  Schutz  noch  be- 
freit sie  den  früheren  Benutzer  von  der 
Wirkung  der  für  einen  anderen  erfolgten 
Eintragung.  Der  Klage  wegen  Verletzung 
eines  Zeichenrechts  kann  also  der  Einwand, 
dass  das  Zeichen  zu  Unrecht  eingetragen 
sei,  dass  es  einem  Dritten  zustehe  oder 
dass  es  vor  der  Eintragung  andeiiÄ-eitig  be- 
nutzt sei,  nicht  entgegengehalten  werden. 
Können  diese  Grundsätze,  namentlich  soweit 
sie  das  im  Patentwesen  anerkannte  Eecht 
des  Vorbenutzers  ausschliessen,  auch  unter 
Umständen  zu  Härten  führen,  so  fördern  sie 
doch  die  Sicherheit  und  Präcision  des  Zeichen- 
schutzes. 

Der  Eingetragene  ist  allein  befugt,  Waren 
der  angemeldeten  Art  oder  deren  Auf- 
machung mit  dem  Zeichen  zu  versehen,  die 
so  bezeichneten  Waren  in  Verkehr  zu  setzen 
sowie  auf  geschäftlichen  Ankündigungen 
aller  Art  das  Zeichen  anzubringen.  Ausser- 
halb des  Bereichs  der  angemeldeten  Waiden 
kann  das  Zeichen  auch  von  anderen  benutzt 
werden;  ebenso  ist  eine  Benutzung  des 
Zeichenbildes  statthaft,  die  nicht  auf  dem 
Gebiete  der  Warenbezeichnung  hegt.  Das 
Recht  des  Inverkehrsetzens  ist  nicht  auf  das 
Reichsgebiet  beschränkt ;  auch  wer  im  Aus- 
lände das  Zeichen  unbefugt  benutzt,  kann, 
soweit  hier  nicht  ein  konkurrierender  Schutz 
begründet  ist,  im  Inlande  zur  Verantwortung 
gezogen  werden.  Das  Zeichenrecht  umfasst 
auch  geringfügige,  den  Gesarateindruck  im 
Verkehr  nicht  wesentlich  beeinfhissende  Ab- 
änderungen in  der  Wiedergabe  des  Zeichen- 
bildes; dieser  Grimdsatz  hat  in  §  20  des 
G.  V.  12.  Mai  1894  eine  FavSsung  gefunden, 
welche  schärfer  als  früher  und  zwar  für 
das  patentamtliche  Vorprüfungsverfahren 
wie  auch  für  gerichtliche  Straf-  und  Ent- 
schädigungsprozesse zum  Ausdruck  bringt, 
dass  die  Frage  der  Uebereinstimmung  und 
Aehnlichkeit  zweier  Zeichen  vom  Stand- 
punkte ihrer  Verwechselungsfähigkeit  im 
Verkehr  aus  geprüft  worden  soll. 

Das  dem  Eingetragenen  zustehende  aus- 
schliessliche Benutzung-srecht  findet  seine 
Schranke  in  der  natürlichen  Befugnis  jedes 
Gewerbetreibenden,  seine  Namen,  seine 
Firma,  seine  Wohnung  sowie  Angaben  über 
Art,  Beschaffenheit  etc.  von  Waren  im  ge- 
schäftlichen Verkehr  beliebig  zu  verwenden. 
Besondei*s  den  Wortzeichen  gegenüber  ist 
diese  Einschränkung  von  Bedeutung.  All- 
gemeine Qualitäts-,  Preis-Herkunftsbezeich- 
nungen sind  zwar  an  sich  von  der  Eintra- 
gung ausgeschlossen;  sind  sie  aber  gleich- 
wohl eingetragen  worden,  was  in  der  Praxis 


leicht  vorkommt,  so  soll  nichtsdestow^-nir-t 
die  Freiheit  des  Verkehrs  i^vrahrt  blt/il»-.. 
so  dass  abweichend  von  dein  Grundsatz  « ^ 
formalen  Rechtskraft  der  Eintragun?  -.-r 
wegen  Benutzung  in  Anspnici^i  Grenomnct^ 
einredeweise  den  allgemeinen  Gebraiieii  «i-r^ 
Zeichens  für  sich  geltend  machen  kann. 

6.  Kla^n,  Entschädig:iuig:eii.  Stralei. 
Die    Klage    auf    Loschung    eines    Zeifii^ü- 
ist    oben   (sub    4)    erörtert     i^vorden.      I*i" 
Verletzung   des   auf   der  EÜntragrung   «r^iie^ 
Zeichens  beruhenden  Rechtes  sowie  der  un- 
befugte   Gebrauch   von   Namen    oder  Firma 
eines   anderen   zur   Warenbezeiehnunis    t*^ 
gründet  eine  civil-  und  strafrechtliche  Ver- 
antwortlichkeit.     Zunächst    kann     der    ^»e- 
schädigte  im  Wege  einer  FeststeJlunirskiai' 
die    Anerkennung    seines    ausschliesüJicÄ^s 
Rechtes  sowie  ein  Verbot  fernerer  Zuwider- 
handlungen   beanspruchen.      Es    steht   ihic 
ausserdem  eine  Klage  auf  Entschädig uag  zr^, 
wenn  die  Verletzung  wissentlich    oder  ao,- 
grober  Fahrlässigkeit  erfolgt  ist.   Bei  wis^L*.- 
lieber  Verletzung  tritt   auf  Antrag,    «Jfsi^i 
Zurücknahme  zidässig  ist,  auch  eine  krinü- 
nelle   Bestrafimg    (Geldstrafe    von    15<>    U> 
oOuO  Mark  oder  Gefängnis  bis  zu  GMoDar-ra, 
ein ;  in  Verbindung  mit  dem  Strafverfahren 
kann    an   Stelle  jeder  Entschädigung  n*^N?ß 
der  Strafe  auf  eine  Busse  bis  zum  Betras»? 
von  10000  Mark  erkannt  werden.     Bei  jeder 
Verurteilung  ist  die  Beseitigung  der  wifirr- 
rechtlichen    Kennzeichnung ,   gegebeneufalis 
die  Vernichtung  der  damit  versehenen  Gegi^n- 
stände   anzuordnen;    im    Strafverfahir-n    ist 
endlich   dem   Verletzten   die   Befugnis  zur 
Veröffentlichung  des   Urteils  zuzusprechen. 

7.  Warenanfmaehung    nnd    örtliche 
Ursprungsanii^abeii.     Unabhängig   von  der 
Eintragung  der  Warenzeichen  und  in  dieter 
Beziehung  über  den  Rahmen  eines  Zeichen- 
gesetzes  hinausgehend  hat  das  Gesetz  vom 
12.  Mai  1894  noch  für  die  äussere  Form,  ia 
welcher  Waren  oder  dei-en  Verpackung  dem 
Verkehr  übergeben  zu  werden  pflegen,  und 
für    die    Bezeichnung    des    Herkunftsortt« 
einen  Rechtsschutz  geschaffen.     Die  Voraib- 
Setzung  für  den  Schutz  einer  Aufmachungs- 
oder   Verpackungsform    liegt    darin,    dass 
letztere  in  den   beteiligten  Verkehrskreisea 
als  Kennzeichen   der  Erzeugnisse  eines  l»e- 
stimmten   Gewerbetreibenden    bekannt   uml 
anerkannt  sein  muss.    Alsdann  macht  sich 
derjenige,  welcher  diese  Form  zum  Zweck 
der   Täuschung   unbefugt   im    Verkehr  \^ 
nutzt,  entschädigungspflichtig  und  strafbar. 
Die  schutzfähigen  Formen  können  sehr  ver- 
schiedenartig sein;   sie  können  einem  prak- 
tischen   oder    einem    ästhetischen    Zwecke 
dienen,  sie  können  auch  als  Warenzeiciien 
eintragungsfähig    sein.      In    letzterem   fall 
versagt  der  Schlitz,  sobald  die  Eintra^mg 
für  einen  anderen  erfolgt. 
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Handelsmarken  benutzt.  Füi*  den  Export- 
verkehr nach  Grossbritannien  ist  namentlich 
zu  beachten,  dass  eine  falsche  Handelsbe- 
zeichnung schon  dann  als  vorliegend  be- 
trachtet wird,  wenn  zu  Bezeichnungen  auf 
der  Ware  oder  ihrer  Umhüllung  eine  andere 
Sprache  als  diejenige  des  Ursprungslandes 
verwendet  wird,  ohne  dass  das  wirkliche 
Ursprungsland  ausdrücklich  imd  in  gleich 
auffälliger  Weise  auf  der  Ware  oder  iJirer 
Umhüllung  angegeben  ist  (made  in  Germany). 
Ebenso  gilt  es  als  Verstoss  gegen  das  Ge- 
setz, wenn  eine  Ware  ausländischen  Ur- 
sprungs mit  einem  Namen  oder  einer  Han- 
delsmarke in  einer  Weise  versehen  ist, 
welche  zu  einer  Verwechselung  mit  dem 
Namen  oder  der  Handelsmarke  englischer 
Eabiikanten  oder  Kaufleute  Anlass  geben 
kann. 

Waren  mit  einer  falschen  Handelsbezeich- 
nung im  Sinne  dieser  Vorschriften  unterlie- 
gen der  Beschlagnahme, 

d)  Italien.  Nach  dem  G.  v.  30.  August 
1868  muss  jede  Marke  von  den  Marken 
anderer  sich  unterecheiden  und  den  Ur- 
sprungsort, die  Fabrik  oder  den  Handelsbe- 
tiieb,  aus  dem  die  Ware  stammt,  genau  be- 
zeichnen. Anmeldung  bei  einer  Präfektur 
des  Königreichs  unter  rfeichzeitiger  Vor- 
legung zweier  Exemplare  der  Maiie,  einer 
Boschreibimg  in  doppelter  Ausfertigung, 
einer  Erklärung,  worin  die  unter  den  Schutz 
der  Marke  zu  stellenden  Warengattungen 
angegeben  sind,  sowie  einer  Quittung  über 
die  Einzalilung  einer  Gebühr  von  40  Lire 
an  den  Ortssteuereinnehmer.  .Ergiebt  sich 
bei  Prüfung  dieser  Formalien  kein  Anstand, 
so  wii'd  die  Anmeldung  dem  Ministerium 
für  Ackerbau  und  Handel  übermittelt, 
welches  die  Marke  in  das  Register  einträgt 
und  zur  Kenntnis  des  Publikums  bringt.  Die 
Giltigkeitsdauer  der  Marke  ist  nicht  be- 
schränkt. 

Das  Gesetz  verbietet,  den  Namen  oder 
die  Firma,  das  Gescliäftswappen,  das  Han- 
delsemblem, die  Benennung  oder  den  Titel 
eines  anderen  zur  Warenbezeichnung  zu  ver- 
wenden oder  an  Verkaufsläden.  Zeichnungen 
oder  Kunstwerken  anzubringen.  Ausfüh- 
rungs-Verordnung vom  7.  Februar  1869. 

e)  0 esterreich.  Das  G.  v.  6.  Januar 
1890  schliesst  diejenigen  Marken  von  der 
Registrierung  aus,  welche  ausschhesslich 
Bildnisse  von  Mitgliedern  der  Kaiserlichen 
Familie  enthalten,  welche  bloss  in  Wappen, 
Zahlen  oder  Buchstaben  bestehen,  welche 
allgemein  gebräuchlich  sind  oder  Angaben 
ordnungswidrigen  oder  trügerischen  Inhalts 
zeigen.  In  Abänderung  dieser  Vorschiiften 
sind  durch  ein  G.  v.  30.  Juni  1895  Worte 
als  Warenzeichen  insoweit  zugelassen,  als 
sie  nicht  ausschliesslich  Angaben  über  Art, 
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Beschaffenheit,  Preis,  Menge  etc.  der  Wai'e 
enthalten. 

Die  Marken  sind  in  vier  Exemplaren  bei 
der  örtlich  zuständigen  Handels-  und  Ge- 
werbekammer (fiir  Ausländer  bei  der  Han- 
dels- und  Gewerbekammer  in  Wien)  einzu- 
reichen; auch  ist  die  Angabe  der  Waren- 
gattungen sowie  die  Vorlag  eines  Cliches 
erforderlich.  Die  Anmeldung  wird  an  das 
Handelsministerium  weiterbefördert,  welches 
im  Falle  der  Kolüsion  der  Anmeldung  mit 
älteren  Marken  den  beiden  Beteiligten  einen 
avis  prealable  zugehen  lässt.  Die  Registrie- 
rung erfolgt  bei  der  Handels-  und  Gewerbe- 
kammer und  in  dem  Centralregister  des 
Handelsministeriums.  Gebühr  5  Gulden  für 
die  erste  Anmeldung  und  für  die  von  zehn 
zu  zehn  Jahren  zu  bewirkende  Erneuerung. 
Die  Entscheidung  über  das  ausschliessliche 
Gebrauchsrecht  an  einer  Marke,  über  die 
Priorität  und  Uebertragung  dieses  Rechts 
sowie  über  die  Frage,  ob  eine  Marke  von 
einem  Dritten  für  andere  Warengattun^n 
benutzt  werden  darf,  steht  ausschliesslich 
dem  Handelsminister  zu. 

Litteratur:  Köhler,  Recht  des  Urheberitchutzes. 

—  Daude,  Lehrbuch  des gewerblichen 

UrJieberrechtes.  —  Kommentare  zu  dem  R.G.  v. 
SO.  XL  1874  ^071  Landgraf,  Endemann, 
Meives,  Davidsohn. —  Bearbeitungen  des  R.G, 
V.  12.  V.  1894  von  Allfeld,  Meves,  Rhenhis, 
Schniid,  Seligsohn,  —  Zeitschriften:  (Amt' 
liches)  Blatt  für  Patent- ,  Muster-  und  Zeichen- 
wesen, Gewerblicher  Rechtsschutz  und  Urheber- 
recht, Archiv  für  gewerbliche  Rechtspflege,  La 
propriete  industrielle. 

Hauss. 


Markgenossenschaft. 

1.  Aeussere  Geschichte.  2.  Innere  Ge- 
schichte. 

Ueber  die  Markgenossenschaft  ist  bereits  in 
dem  Art. A 1 1  m  e  n  d  e  n  (von  Bücher)  oben  Bd.  I 
S.  235ff.  das  wichtigste,  namentlich  vom  sozial- 
politischen Standpunkte  aus,  bemerkt  worden, 
weshalb  hier  nur  Nachträge  zu  liefern  sind. 
Auch  hinsichtlich  der  Erklärung  des  Begriffes 
Markgenossenschaft  ist  auf  jenen  Artikel  zu 
verweisen,  da  die  »gemeine  Mark«,  von  der 
die  Markgenossenschaft  ihren  Namen  hat, 
nur  ein  anderer  Ausdnick  für  »Allmende«  ist. 

1.  Aeussere  Geschichte.  In  der  zweiten 
Hälfte  des  Mittelalters,  d.  h.  in  der  Zeit, 
aus  welcher  zuerst  nähere  Nachrichten  über 
die  Markgenossenschaften  vorliegen,  bemerken 
wir,  dass  meistens  eine  Mehrzahl  von  Dörfern 
an  einer  gemeinen  Mark  (dem  betreffenden 
Wald-,  Weide-,  Heideland,  Sumpf,  Moor,  den 
gemeinen  Gewässern)  beteiligt  ist.  Wohl 
haben  auch  die  Dörfer  je  für  sich  regel- 
mässig ein  im  Gemeineigentum  stehendes 
Auflage.    V.  44 
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Areal.  Aber  die  gemeinen  Marken  von 
grosserer  Ausdehnung,  wie  namentlich  die 
grossen  Waldungen  und  Haiden,  stehen  doch 
weit  überwiegend  im  Eigentum  nicht  der 
Gemeinschaft  eines  einzelnen  Dorfes,  sondern 
mehrerer  Dörfer.  Die  Entstehung  dieses 
Verhältnisses  ist  auf  verschiedene  Weise 
erklärt  worden.  Die  sog.  Urdorftheorie  greift 
aus  den  mehreren  Dörfern  eines  heraus,  um 
es  für  das  ür-  oder  Mutterdorf  zu  erklären 
und  von  ihm  aus  die  anderen  hervorgehen 
zu  lassen.  Gewiss  wird  die  Gemeinsamkeit 
der  Allmende  bei  manchen  Dörfern  diesen 
Ursprung  haben.  Indessen  braucht  zunächst 
die  Anlage  eines  neuen  Dorfes  nicht  immer 
von  einem  schon  in  der  Mark  vorhandenen 
Dorfe  erfolgt  zu  sein,  sondern  kann  auch 
von  aussen  stattgefunden  haben.  Vor  allem 
aber  hindert  durchaus  nichts  die  Annahme, 
dass  »gleich  bei  der  Ansiedelung  mehrere 
Dorfschaften  eine  gemeinschaftliche  Mark 
behalten  haben«  (Waitz).  Neuerdings  hat 
übrigens  nach  dem  Vorgange  des  Franzosen 
Fustel  de  Coulanges  R.  Hildebrand  die 
Meinung  vertreten,  dass  eine  wirkliche  ge- 
meine Mark  erst  in  üer  zweiten  Hälfte  des 
Mittelalters  nachweisbar  sei.  Die  Nach- 
richten aus  früherer  Zeit,  die  man  bisher 
dahin  gedeutet  habe,  bezögen  sich  thatsäch- 
lich  nur  auf  Nutzungsrechte  an  einem  im 
Eigentum  eines  oder  mehrerer  Grundhen-en 
befindlichen  Areals  oder  auf  res  nullius 
(nicht  res  communis)  u.  s.  w.  Indessen  ist 
diese  Frage  noch  nicht  genügend  geklärt.  — 
Die  umfangreichen  Marken  einer  Mehrzahl 
von  Gemeinden  sind  zum  grossen  Teil  bis 
in  unser  Jahrhundert  bei  Bestand  geblieben, 
haben  jedoch  seit  dem  Mittelalter,  wie  wir 
es  an  der  Hand  der  Urkunden  verfolgen 
können,  eine  bedeutende  Einbusse  zu  Gunsten 
der  Herstellung  von  besonderen  Gemeinde- 
marken erfahren.  Wir  wissen  z.  B.  von 
Stadtgemeinden,  dass  sie  ihren  Anteil  aus 
der  bisher  mit  Landgemeinden  geraeinsam 
besessenen  Mark  herausgelöst  haben.  Die 
Gründe  solcher  Teilungen  waren  teils  öko- 
nomische, teils  politische.  Es  ist  dabei  u.  a. 
das  unten  zu  erwähnende  Eingreifen  der 
Landes-  und  Grundherren  von  Wichtigkeit 
gewesen.  —  Viel  ist  darüber  gestritten 
worden,  ob  die  Grenzen  der  Markgenossen- 
schaften mit  denen  der  politischen  Ver- 
bände zusammengefallen  sind.  Für  die 
spätere  Zeit  kann,  bei  der  grossen  staat- 
lichen Zersplitterung  Deutschlands,  schlecht- 
hin nicht  wohl  davon  die  Rede  sein. 
Bei  der  ersten  Ansiedelung  dagegen  mögen 
die  Grenzen  eines  ökonomisclien  Bezirkes 
zugleich  für  den  politischen  verwendet 
worden  sein,  und  oft  mag  man  auch 
später  die  Grenzen  einer  Mark  bei  der  Her- 
stellung eines  ix)litischen  Verbandes  benutzt 
haben.    Jedenfalls  aber  ist  die  Mai-kgenossen- 


schaft  als  solche  im  Mittelalter  nicht  GL— 
des  Staates ;  ihre  Verfassung  ist  Xerh^^iuij 
nur  ki-aft  Eorporationsrechts,  nicht  kra*- 
Staatsrechts. 

Soweit  die  Mark  Dorfmark  ist,  ^^1 1  -- 
keine  besondere  Organisation  der  M^rkir^ 
nossenschaft.  Hingegen  sind  in  den  gr».--^  l 
Marken,  an  denen  eine  Mehrzahl  yr,n  vi-- 
raeinden  berechtigt  ist  Beamtentum  ui 
Gericht  von  denen  des  Dorfes  getreonL  Ai 
der  Spitze  dei*  Markverwaltung  steht  -l-:-: 
»oberste  Märker«,  »Holzgraf e.  Dun  gx( 
niedere  Beamte  untei^ben,  namentlich  siil-b- 
für  den  Schutz  des  AValdes  (während  •  > 
Hirten  regelmässig  Gemeindebeamte,  ni>:: 
markgenossenschaftliche  gewesen  zu  <r±, 
scheinen).  Ein  Ausscliuss  tritt  dem  olw-rsren 
Märker  erst  später  und  nicht  in  allen  Mark-ü 
an  die  Seite.  Das  unter  dem  Vorsitz  -it- 
obei-sten  Märkers  tagende  »Märkerdinc , 
»Holzding«  urteilt  über  Markfrcvel. 

Die   ältesten  Markgenossenschafteji  änC 
zweifellos    vollkommen    autonom    gewe>ri. 
Doch  sind   w^ohl  nicht  alle  von  Anfang  an 
autonom  gewesen,  indem  auch  durch  GniL«.- 
herren  Markgenossenschaften  gegründet 'R-trr- 
den  konnten.     Im  Laufe  der  Zeit  al>er  I- 
bei  allen  oder  fast  allen  die  Autonomie  eii- 
geschränkt  wonleu.     Ein   in   der  Mark  an- 
gesessener Grundherr  (oder  melirere  zugWid] 
wusste  sich   voi^waltenden  Einfluss  zu  ver- 
schaffen, die  Stellung  des  obersten  Mark  r^ 
zu  erlangen,   einen  Anspruch  auf  gros?^  r>?n 
Anteil    an    der   Marknutzung    zu  gewinnen. 
Es    kam   auf  diese  Weise  dahin,    da:s*»  tia- 
Amt   des   Vorstehers   an     einem    Fronh'i^' 
haftete.      Jin-istisch   ist   die   Stellung  ei:>" 
solchen  Grundherrn   schwer   zu  bestimmeL. 
Man  pflegt  ihn,  weil  andererseits  die  übrig'.t 
Markgenossen  ihr  selbständiges  Anre<'fat  afu 
die  Mai'k  durchaus  nicht  verloren,  mit  «Jem 
(juristisch  unmöglichen)  Ausdnick  Ohem^en- 
tümer  der  Mark  (Allmendeobereigentümm 
zu  bezeichnen.  —  Während  die  Grundhen^n 
schon   im  Mittelalter  einen  weit  reichendeh 
Einfluss  in   den  Markgenossenschaften  aus- 
üben,  beginnen  seit  dem  Ende  des  Mittel- 
alters  auch  die  Landesherren  in  die  Ver- 
waltung der  Marken»  einzugreifen,   ein  Vor- 
gang,  der  mit  der  damals  eintretenden  all- 
gemeinen Erweiterung  der  landesherrliehen 
Gewalt  zusammenhängt. 

Auflösungen  der  Markgenossenst'haftei] 
(d.  h.  nicht  blosse  Zerlegungen  der  gros^^n 
Marken  in  Dorfmarken,  sondern  vollständig' 
Auflösungen)  sind  bis  zum  18.  Jahrhunilort 
Ausnahmen.  In  diesem  aber  setzt  eine  sehr 
lebhafte  Bewegung  zur  Beseitigung  dtr 
Markgenossenschaften  ein,  die  bis  in  unser 
Jahrhundert  fortdauert.  Doch  sind  nament- 
lich in  Süd-  und  Westdeutschland  uöi::ii 
Marken  in  grosser  Zahl  erhalten  gvbliebe". 
und  in  neuerer  Zeit  wird  die  Auflösung  von 
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ta^ts  ^wegen  eher  erschwert  als  erleichtert. 
»*l)er  die  heutigen  Verhältnisse  vgl.  den  Art. 
llTneiidena.a.  0.  und  die  Referate  über 
\e  ^Bäuerlichen  Zustände  in  Deutschland« 
1  den  Schriften  des  Vereins  für  Sozial- 
olitik  Bd.  22  und  23  (Leipzig  1883). 

2.  Innere  Geschichte.    Für  die  inneren 
Terhältnisse    der   Markgenossenschaft,    die 
v^^reits  in  dem  Art.  Allmenden  eine  ein- 
rehende  Würdigimg  gefunden   haben,   sind 
nsbesondere  zwei  Fragen  entscheidend:    1. 
fciat    der  einzelne  Berechtigte  ein  uneinge- 
•icliränktes  Nutzungsrecht  ?  2.  Sind  alle  Ein- 
kvohner  der  Mark   nutzungsberechtigt   oder 
mir   bestimmte   Klassen?    Die   erste   Frage 
wird  für  die  älteste  Zeit  ebenso  zu  bejahen 
wie  für  die  spätere  zu  verneinen  sein.    Die 
Vennehrung   der  Ansiedelungen   und,   was 
<laniit  zusammenhängt,   tias  Wachstum  der 
Bevölkerung,    ferner    die    Einforstung    von 
Markwäldern  (wodiu'ch  sie   dem   gemeinen 
Nutzen  entzogen  wurden)  nötigten  zu  einer 
Einschränkung  des   Nutzungsrechtes.     Was 
die  zweite  Frage  betrifft,  so  waren  ursprüng- 
lich  gewiss  alle  selbständigen  Haushalte  in 
iler  Mark  gleichberechtigt    Seitdem  jedoch 
i\as    verfügbare  Ackerland  knapper  wurde, 
tauchen   (noch  im  Mittelalter)  Klassen  von 
minder  berechtigten  Gemeindegenossen  auf: 
Kr)tter,   Seidner,    Büdner,    Häusler,    welche 
sich  in  den  Jahrhunderten  der  Neuzeit  be- 
standig vermehren.     Erst  seit  der  starken 
Zunahme  dieser   Bevölkenmgsklassen   wird 
•lie  Frage  nach  der  Konstruktion  der  Mark- 
anteile brennend.    Gelöst  ist  sie  im  einzelnen 
auf   sehr  verschiedene  Weise  worden:    bald 
ist    die  Re^ügemeinde,    bald   die   politische 
(Gemeinde  nutzungsberechtigt, und  dazwischen 
giebt  es  noch  Mittelstufen. 

Vgl.  auch  die  Artt.  Ansiedelung  (oben 
Bd.l  S.354ff.),  Feldgemeinschaft  (Bd. 
m  S.  831ff.),  Gemeinheitsteilung  (Bd. 
IV  S.  145 ff.),  Grundbesitz,  Geschichte 
(ebd.  S.  823ff.),  Gutsherrschaft  (ebd.  S. 
^)3t)ff.). 

Litterat ar:  VgL  die Lüteratur  in  dem  Artikel  All- 
mende n(oben  Bd.l  S.364';65)Jerner Endemann, 
Die  Markgenossenschaft  und  die  Landgemeinde  in 
Hessen,  ZeiUchr.  f.  preii^s.  Gesch.,  Bd.  VII,  Berlin 
1870.  —  Eduard  Oraf,  Die  Aujteihmg  der  AU- 
mend  in  der  Gemeinde  Schätz  (Sepnratabdruck  aus 
(kr  Zeitschr.  f.  schwelt.  Statistik),  Bern  1890.  — 
Gratama,  drie  stukken  betrekkelijk  Cherijsel- 
$che  marken,  verslagen  en  mededeelingen  der 
nreeniging  tot  uitgave  der  bronnen  van  het  atide 
vaderlandsche  recht,  II,  S.  544  ß..  1892.  — 
Hartmann,  Die  Angelbecker  Mark,  Mitteilungen 
des  Vereins  für  Geschichte  von  Osnabrück, 
Bd.  16,  Osnabrück  1891.  —  Haun,  Bauer  und 
Gutsherr  in  Knrsachsen  (16. — 18.  Jahrhundert), 
Strassburg  189a.  —  Sebastian  Hausmann, 
Die  Grundentlastung  in  Bayern,  Strassburg  189sf. 
—  Ä  Hildebrand,  Recht  und  Sitte  auf  den 
rerschiedencn  wirtschaßlichen  Kulturstufen,  1.  Teil, 
Jena  1896.  —  Th,  Knapp,  Die   Verfassung  der 


Landorte  des  jetzigen  Oberamtes  Heübronn, 
WilrUembergische  Jahrbücher  1899,  Heft  1,  Stutt- 
gart 1899.  —  Lacomblet,  Die  Mark-  und 
Waldgenossenschaften  (am  yiederrhein),  Archiv 
für  die  Geschi4:hte  de4i  Niederrheins,  Bd.  S, 
Düsseldorf  1860.  —  Laniprecht,  Deutsches 
Wirtschaftsleben  im  Mittelalter,  I,  1  u.  2,  II  u, 
III,  Leipzig  1886  (vgl.  dazu  histor.  ZeiUchr.  68, 
S.  294  f.).  --  ^'  Michel,  Beüräge  zur  Ge- 
schichte des  Märkerwesens  zu  Niederlahnsiein, 
Annalen  des  Vereins  für  Xassauische  Geschichts- 
forschung, Bd.  39,  's.  $0£f.  —  Xardlioff, 
Haus,  Hof,  Mark  und  Gemeinde  Nordwestfalens, 
Stuttgart  1889.  —  Moscher,    St/stem  II,   ^  72. 

—  Vir,  Stutz,  Rechtsgutachten  in  Sachen 
Jf.  Wunderliu  gegen  den  Kanton  Aargau  betr. 
das  Recht  der  Fischerei  im  Rhein  zwischen 
Rheinfelden  und  Säckingen,  Freiburg  i.  B.  1900. 

—  Stüve,  Wesen  und  Verfassung  der  Land- 
gemeinden und  des  ländlichen  Grundbesitzes  in 
yiedersachsen  und  Westfalen,  Jeiia  1851.  — 
Thudichutn,  Die  Gau-  und  Markverfassung  in 
Deutschland,  Giessen  1860.  —  Derselbe,  Rechts- 
geschichte   der    Wetterau,    Tübingen   1867—1885. 

—  WalU,  Deutsche  Verfassungsgeschichte,  Bd.  1, 
8.  Aufl.,  S.  126 ff.,  Berlin  1880.  —  JT.  Wolff, 
Beiträge  zur  siebenbürgisch- deutschen  Agrar- 
geschichte,  Programm  des  evangel.  Gymnasiums 
in  Mühlbach  (Siebenbürgen),  Ilermannstadt  1885. 

—  Veber  das  Verhältnis  der  Städte  zu  den 
Markgenossenschajten  vgl,  ausser  dem  Artikel 
Bürgerrecht:  O»  v.  Below,  Der  Ursprung  der 
deutschen  Stadtverfassung,  Düsseldorf  189^.  — 
Gothein,  Wirtschaftsgeschichte  des  Schwarz- 
waldes, Bd.  1,  Strassburg  1892.  —  PhiUppif 
Zur  Geschichte  der  Osnabrücker  Stadtverfassung, 
Hansische  Geschichtsblälter,  Bd.  18. 

G.  V.  Below. 


Märkte  und  Messen. 

L  Allffemeines.  1.  Befi^riff  und  Arten. 
2.  Entstehung.  3.  Bedeutung.  II.  Geschicht- 
liche Eut  Wickelung.  4.  Altertum.  5.  Mittel- 
alter. Das  Marktrecht.  6.  Markt-  uod  Städte- 
wesen. 7.  Jahrmärkte  und  Messen.  8.  Terri- 
toriale Marktpolitik.  9.  Die  grossen  deutschen 
Messen.  10.  Messen  in  anderen  Ländern.  11. 
Bedeutung  der  Messen  in  der  Gegenwart.  12. 
Die  heutigen  Jahr-  und  Specialmärkte.  13.  Der 
städtische  Lebensmittelmarkt.  III.  Das  heu- 
tige Recht. 

I.  Allgemeines. 
1.  Begriff  und  Arten.  Soll  der  Handel 
seine  Aufgabe  erfüllen,  Produktion  und  Kon- 
sumtion auszugleichen,  so  bedarf  er  der 
Veranstaltungen,  mittelst  welcher  Nachfrage 
und  Angebot  zusammengebracht  werden. 
Dei-artige  Veranstaltungen,  durch  welche 
Käufern  und  Verkäufern  Gelegenheit  ge- 
boten wird,  sich  zu  bestimmter  Zeit  an  be- 
stimmtem Ort  zu  treffen,  nennt  man 
Märkte.  Des  genaueren  verbindet  man 
damit  weiter  die  Vorstellung,  dass  sie  regel- 
mässig periodisch  wiederkehren  und  dass 
die  zu  verkaufenden  Gegenstände  wirklich 
auf    dem    Markte    vorhanden    seien.     Be- 
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schränkt  sich  der  Verkehr  in  der  Yersamm-  ' 
hing  von  Käufern  und  Verkäufern  auf  Ge- 
schäfte in  vertretbai'en  Geg;enständen,  einer- 
lei ob  sie  gegenwärtig  im  Besitze  des  Ver- 
käufers sind  oder  niclit,  so  verwandelt  sich 
der  Markt  in  die  Börse.  Eine  andere  mo- 
derne Weiterentwickelung  der  Märkte  sind 
die  periodischen  Vei-steigenmgen  nament- 
lich ül:)erseeischer  Produkte.  Audi  die 
grossen  Ausstellungen  kann  man  als  eine 
Fortbildmig  der  Märkte  betrachten. 

Im  übertragenen  Sinne  nennt  man  wohl 
auch  das  Absatzgebiet  einer  Ware  ihren 
Markt  oder  ganz  allgemein  das  zeitweilige 
Verhältnis  zwischen  Nachfrage  und  An- 
gebot. 

Unter  W  o  c  h  e  n  m  ä  r  k  t  e  u  versteht  man 
solche,  welche  in  der  Hauptsache  der  Lebens- 
mittelversorgimg der  gr()ssereu  Ortschaften 
dienen  und  welche  überwiegend  von  den 
Pnxiuzenten  der  näheren  Umgegend  bezogen 
werden,  wo  nebenher  aber  auch  von  Hand- 
werkern oder  kleinen  Händlern  amlere 
Waren  feilgeboten  w^erden. 

Jahrmärkte  und  Messen  finden  in 
längeren  Zwischenräumen  statt  und  dienen 
namentlich  dem  Verkehre  mit  gewerblichen 
Erzeugnissen.  Der  Unterschied  zwischen 
Jahrmärkten  und  Messen  ist  ein  fliessender. 
Doch  kann  man  im  allgemeinen  ihn  darin 
finden,  dass  erstere  dem  Kleinhandel  und 
der  Versorgung  der  Konsumenten  dienen, 
während  die  Messen  ihre  Bedeutung  dem 
Grosshandcl  und  der  Vei*sorgung  der  Klein- 
händler durch  Grosshändler  und  Fabrikanten 
verdanken.  Endlich  giebt  es  zahlreiche 
Arten  von  Specialmärkten,  auf  welchen 
an  einem  durch  die  Pi-oduktionsbedhigungen 
gegebenen  Termine  einzelne,  namentlich 
landwirtschaftliche  Erzeugnisse  geliandelt 
werden.  So  giebt  es  Si)ecialmärkte  für 
Butter,  Eier,  Flachs,  Garn,  Leinwand,  Hanf, 
Hopfen,  Honig,  Gänse,  Getreide,  Holz, 
Zwiebeln  etc.  Besondei^  wichtig  sind  die 
Wollmärkte  und  die  verschiedenen  Arten 
von  Viehmärkten  (für  Pferde,  Schweine, 
Jungvieh,  Magervich,  Sclüachtvieh  etc.). 

2.  Entstehnng.  Märkte  entstehen  von 
selbst  da.  wo  regelmässige  Zusammenkünfte 
von  Menschen  stattfinden.  Der  Zusammen- 
lauf möglicher  Käufer  lockt  die  Verkäufer 
an ;  die  Gegenwart  von  Verkäufern  zieht  die 
Käufer  herbei.  Der.  Ankunft  eines  Schiffes 
mit  fremden  Kaufleuten,  einer  Karawane 
folgt  von  selbst  die  Entwickelung  eines 
mai-ktartigen  Verkehrs.  Ueberhaupt  hat 
aller  frühere  Handel  durch  die  Notwendig- 
keit gemeinschaftlichen  Reisens,  durch  die 
Abhängigkeit  von  den  Jahreszeiten  einen 
neriodischen  Charakter.  Eni  eigentlicher 
Markt  entsteht,  wemi  die  Anlässe  sich  regel- 
mässig >viederholen.  Deshalb  sind  wegen 
der    Unregelmässigkeit    der    Schiffahrt    in 


Seehandelsplätzen    gix>sse    Messen    selten-r 
entstanden  als  im  Binneolande.    Eine  strikt- 
Regelung   der   Schiffahrt    in    gemeiDsL-haft- 
lichen    Fahrten    liat    aber   gerade    dadi^r-L 
grosse    Messen    hervorgerufen,    s^o    in 
Blütezeit    des    spanischen    Kolonialsy^tM  i.- 
die  Messe  von  Portobelo  in  Centralamen*^ 
welche    an     die    Ankimft     der    spani-^-L-. 
Galeonen  sich  anscliloss;   so  die  Muda  iv-  . 
mutare)   in  Alexandrien   zur    Blütezeit    «i^ 
venetianischen  Levantehandels.    So  sind  di- 
Märkte  von  grösserer  Bedeutung  enfelar.o -l 
an  Punkten,    wo   die  Natiu*   der  Verkehrs- 
verhältnisse den  wandernden  Kaiifznaon  211:1; 
Verweilen    veranlasst   oder  wo    ein  grxiss* 
Zusammenlauf    von     Menschen     stattfin*!»  t. 
Daher     haben     Festlichkeiten,     namentli« :; 
religiöser  Art.  häufig  den  Anlass  zn  Märkter 
gegeben.    Deshalb    hat   man    später  ums— 
kehrt  Märkte  gern   auf  solche  teste  gelt-gr. 
Daher  die  Bezeichnungen  Messe,  Diilt   iv-n 
indidtum),    Send    (von    synodus),    das   fran- 
zövsische    foire,     das    englische     fair     (v.^ 
fei'iae). 

Die  wesentliche  Grundlage  für  die  Ent- 
wickelung des  Marktverkehrs  ist  überall  t-iu 
besonderer  Friede,  ein  besonderer  Rei*hi>- 
scluitz,  der  dem  ]^Iarkte  und  seinen  Be- 
suchern zu  teil  wird.  Es  liegt  das  &•>  in 
der  Natur  der  Dinge,  dass  wir  die  gleicl:- 
Erscheinung  bei  den  verschiedensten  Volkoij 
wiederkeliren  sehen,  bei  den  Griechen,  ^i- 
im  europäischen  Mittelalter,  bei  den  alt»^n 
Mexikanern,  wie  heute  in  Innerafrika.  DalW 
tritt  dann  bald  mehr  der  religiöse,  bald  d^r 
staatUche  Charakter  dieses  Friedens  in  d-t  x 
Vordergrund. 

Solcher  Friede  ermöglicht  auch  | perio- 
dische Märkte  an  den  Grenzen  zwisijh^fi 
Völkern  \md  Stämmen,  die  sonst  nicht  ij 
Verkehr  mit  einander  stehen  (Grenzmärkte 
in  Hellas,  an  der  Slavenp*enze  des  fräii- 
kischeu  Reiches,  an  der  chmesischen  Grenz- 
am  »Thore  von  Korea«,  heute  am  Kilinw- 
Ndscharo  zwischen  Ackerbauern  und  Vieh- 
züchtern). 

Im  allgemeinen  hat  die  Staatsgewalt  als 
solche  anfangs  an  dem  Markt-  -wie  an  allem 
Handelsverkehr  niu-  insoweit  Interesse,  ai- 
er  finanzielle  Ausbeutimg  zulässt  Allmäh- 
lich aber  treten  wirtschaftspolitische  Er- 
wägungen neben  die  rein  fiskalischen.  D^t 
natürlichen  Entstehung  der  Märkte  folgt 
ihre  künstliche  Begründung,  die  Errichtuni: 
mit  gewissen  Privilegien  ausgestatteter 
Märkte.  Diese  kann  den  Zw^eck  haben,  den 
Grenz  verkehr  benachbarter  Völker  zu  regeln. 
Meist  aber  geschieht  sie  in  der  Absicht, 
den  Haii^el  in  gewisse  Gebiete,  über  ge- 
wisse Strassen,  an  gewisse  Orte  zu  leiten, 
die  Marktorte  zu  heben  und  damit  auch  die 
Einnahmen  zu  steigern.  Ob  solche  Markt- 
grtiudungen    gedeihen,    hängt    dann   al»er 


Märkte  und  Messen 


693 


riocler  tlavon  ab,  ob  die  natüi-lichen  wiil- 
i.-Kaftlichen  und  gesellschaftlichen  Voraus- 
i.-txiingen  für  eine  solche  Entwickelung 
ox-Handen  sind. 

3.  Bedentang.  Man  kann  die  Geschichte 
\e^     Haadels     nach    seinen    Organisations- 
Vivinen    in  drei  Perioden    einteilen,    wobei, 
wvio    bei  jeder  organischen  Entwickelung,  die 
Li  legieren  Formen    bei   Entstehung    höherer 
iiieht  beseitigt,  nur  zurückgedrängt  werden. 
Die    niederste  Stufe  ist  die   des  Hau- 
.s  i  e  r  h  a  n  d  e  1  s.  Der  umherziehende  Händler 
<noht    den  Konsumenten    und  Produzenten 
iiiif-     In  sehr  dünn  besiedelten  Ländern  ist 
«ler  Hausierer   noch  heute   der  Träger   des 
Vlandels  (z.  B.  in  Südafrika).    Die  mittlere 
Stufe    ist    die    des   Markthandels,    auf 
welcher   die   Verkäufer   periodisch   an    be- 
stimmtem Orte  ihre  Ware   selbst  anbieten, 
«lie   Käufer  persönlich    sich  einstellen.    Die 
höchste  Stufe  ist  die  moderne  Form  mit 
ständigen  Verkaufsläden,  mit  der  Entwicke- 
lung   dos    Kommissions-,     überhaupt    des 
T>istanzgescliäfts,   mit   dem  kaufmännischen 
Xaclirichtenwesen,   dem   Kauf   nach  Probe, 
der    Aufsuchung    der    Bestellungen    durch 
Handlungsreisende.    Wie  die  unterste  Stufe 
füi"  den  kleinen  Verkehr  bis  in  die  Qegen- 
>Ärart  hineinragt,  so  lassen  sich  Anfänge  der 
modernen  Verfassung  weit  zurück  verfolgen 
in     dem    Verkehr    der    grossen    Handels-, 
namentlich  Seeplätze  in  der  zweiten  Hälfte 
def>  Mittelalters.    In   der  Mitte   steht   der 
^Markthandel. 

Der  Markt  ist  nötig,  damit  das  natür- 
liche Mißstrauen  und  die  Unehrlichkeit 
primitiver  Zeiten  überwunden  werde,  damit 
ein  regelmässiges  Angebot  von  Waren  ent- 
stehe, damit  füi*  den  Verkauf  produziert 
weitle,  damit  eine  regelmässige  Preisbildung 
ins  Leben  trete.  Der  Markt  ist  die  Voraus- 
setzung für  die  Verkehrs  Wirtschaft. 

Seine  Bedeutung  liegt  darin,  dass  Käufer 
und  Verkäufer  über  das  gegenwärtig  vor- 
handene Angebot  wie  über  die  Stärke  der 
Xachfrage  sich  unterrichten,  dass  klar  wird, 
welche  Waren  überhaupt  angeboten  werden, 
dass  die  Qualität  der  angebotenen  Ware 
leicht  geprüft  werden  kann,  dass  die  ver- 
schiedenen Arten  dei-selben  Ware  neben  ein- 
ander zmn  Vergleich  stehen. 

Die  Bedeutimg  der  Märkte  sinkt  also, 
je  meiu*  diese  Zwecke  auch  auf  andere 
Weise  erreicht  werden  können,  je  leichter 
es  wird,  sich  über  die  Produktion  überhaupt, 
über  das  augenblicklich  herrschende  Ver- 
hältnis von  Nachtrage  und  Angebot  zu 
unterrichten,  je  mehr  es  möglich  wird, 
Waren  nach  Mustern  oder  Katalogen  zu  be- 
ziehen etc.  Je  höher  die  Bildung  der  Kauf- 
leute und  Fabrikanten,  ihi-e  Zuverlässigkeit, 
ihre  Kreditwürdigkeit  ist,  je  sicherer  die 
Rechtspflege  ist,  um  so  mehr  sinkt  die  Be- 


deutung der  Märkte.  Und  wie  diese  gesell- 
schaftlichen Faktoren  wh'ken  die  technischen : 
die  Verbesserungen  des  Naclmchtenverkehrs 
und  des  Zeitungswesens,  der  erleichterte 
Personenverkehr,  die  modernen  Transport- 
mittel, welche  es  ermöglichen,  Waren  schnell 
und  gleichmässig  das  ganze  Jahr  hindiurch 
auf  grosse  Entfernungen  zu  versenden  etc. 
Darauf  beruht  es,  wenn  schon  in  älteren 
Zeiten  für  grosse  Handelsplätze,  wie  Venedig, 
Brügge,  Lübeck,  der  Messverkehr  minder 
wichtig  war,  da  in  ihnen,  wie  der  regel- 
mässige Ausdruck  lautet,  das  ganze  Jahr 
durch  Messe  war.  Infolge  der  angedeuteten 
Entwickelimg  hat  der  Handel  aufgehört, 
sich  heute  im  mittleren  und  westlichen 
Europa  in  der  Form  des  Mai'kthandels  zu 
vollziehen.  Auch  wo  der  Messverkehr  noch 
bis  in  die  jüngste  Vergangenheit  gewachsen 
ist,  wie  auf  den  grossen  deutschen  Messen, 
ist  er  hinter  der  gesamten  Handels- 
bewegung zurückgeblieben.  Für  die  ge- 
nannten Gegenden  hat  der  Markthandel 
heute  überwiegend  nur  geschichtliches  In- 
teresse. Aber  er  ist  auch  bei  sonst  vor- 
herrschender moderner  Handelsorganisation 
wichtig  für  dünn  bevölkerte  Landstriche, 
für  kleine  Produzenten,  die  durch  direkten 
Verkauf  auf  dem  Mai-kt  ihre  Selbständigkeit 
gegenüber  dem  Händler  erhalten,  für  ge- 
schäftsunkundige Käufer  wie  für  imzuver- 
lässige  Verkäufer,  für  Waren,  deren  indivi- 
duelle Beschaffenheit  sehr  verschieden  ist, 
für  Waren,  welche  periodisch  zu  besLinunten 
Zeiten  angeboten  werden :  der  Lebensmittel- 
markt für  die  breite  Masse  der  Konsu- 
menten, der  Jahi-markt  für  kleine  Orte  und 
dünnbevölkerte  Gegenden,  der  Specialmarkt 
von  Vieh,  Wolle  etc.  für  die  Produzenten, 
die  internationale  Messe  für  so  verschieden- 
geartete Waren  wie  Pelzwerk. 

Die  liistorische  Bedeutung  speciell 
der  grossen  Megsen  ist  gewesen,  dass 
sie  in  Zeiten  eines  sonst  enggebundenen 
Verkehra  einen  i-elativ  freien  Grosshandel 
möglich  gemacht  haben.  Sie  haben  folge- 
rechterweise ihre  Gegner  gehabt  in  den 
rücksichtslosen  Anhängern  städtischer  oder 
territorialer  Abschliessungspolitik.  In  den 
Messorten  hat  der  Kami)f  der  Handwerker, 
der  Krämer  etc.  gegen  die  Konkurrenz 
fremder  Händler  und  Handwerker  nie  auf- 
gehört, zuweilen  auch  die  leitenden  Be- 
hörden beeinfhisst  Selbst  in  Leipzig  hat 
wiederholt  die  kiu'fürstHche  Regierung  die 
Freiheit  des  Verkehrs  gegen  lokal  protektio- 
nist isclie  Anwandlungen  des  Rates  schützen 
müssen.  Die  Verfechter  energischer  staat- 
licher Zusammenfassung  des  Wirtschafts- 
lebens sind  ebensowenig  Freunde  der  Messen 
und  Jahrmärkte  gewesen,  so  Becher,  Justi, 
Sonnenfels.  Die  merkantilist ische  Handels- 
politik  musste   auch   von   selbst  die  inter- 
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nationale  Bedeutung  der  Messen  herab- 
dnicken,  wie  das  unter  Friedrich  dem 
Grossen  thatsächlich  in  Frankfurt  a.  0.  der 
Fall  war. 

Bei  den  genannten  Theoretikern  kommt 
hinzu  das  Gefühl,  dass  die  Messen  einer 
wirtschaftliehen  Entwickelungsstufe  ange- 
hören, aus  der  man  herausstrebte.  Noch 
mehr  ist  das  der  Fall  bei  den  Freihändlern, 
deren  Abneigung  Turgot  in  der  Encyclopedie 
(Bd.  VII  von  1757)  Ausdruck  gab:  »Con- 
cluons  que  les  grandes  foires  ne  sont  jamais 
aussi  utiles,  que  la  gOue  qu'elles  supposent 
est  nuisible.<5i  Die  Feindseligkeit  der  ab- 
strakten Freihändler  (wie  Emminghaus  und 
Scholz)  hat  dann  ihren  Grund  teils  in  der 
allgemeinen  Abneigung  gegen  jede  vom 
Staat  ausgehende  wirtschaftliche  Veran- 
staltung, teils  in  der  Empfindlichkeit  des 
Faustschen  Famulus  gegen  das  Jahrmarkts- 
getöse. 

IL  Geschichtliche  Ent^ickelnng. 

4.  Altertnm.  Teber  das  Marktwesen 
im  klassischen  Altertmu  sind  wir  nur  durch 
vereinzelte  Notizen  unterrichtet.  Wii-  wissen 
von  Märkten  an  den  Grenzen  der  Land- 
schaften von  Hellas.  Wir  wissen,  dass  der 
Gottesfriede  der  groSvSen  Religions-  und 
Nationalfeste  zu  grossen  Krammärkten  An- 
lass  gab,  so  zu  Delos,  zu  Olympia,  zu  Del- 
phi bei  Gelegenheit  der  Amphiktyonenver- 
sammlungen,  zu  Thermos  bei  den  Bundes- 
versammlungen der  Aetoler.  Wir  wissen 
auch,  dass  die  städtischen  Versammluugs- 
plätze  der  Bürger  gleichzeitig  als  Märkte  für 
Lebensmittelverkauf  und  Kramhandol  dienten. 
Das  Amt  der  Agoranomoi,  welche  die  Markt- 
polizei, d.  h.  die  Ueberwachung  von  Mass 
und  Gewicht,  die  Durchführung  von  Luxus- 
gesetzen und  Verkehrs  verboten  etc.,  besorg- 
ten, ist  vielleicht  das  Vorbild  der  römischen 
Aedilität  geworden,  die  von  Rom  aus  auf 
alle  abhängigen  Gemeinden  übertragen  wurde. 
In  Rom  selbst  gingen  ihre  Befugnisse  in 
der  Kaiserzeit  auf  die  Stadtpräfekten  über. 
In  christlicher  Zeit  tritt  die  Aufsicht  der 
kirchlichen  Organe  neben  die  der  Staats- 
und Gemeindebeamten.  Auch  aus  dem  alten 
Rom  und  seiner  Umgebung  kennen  wir 
Jahrnaäi'kte  (roercatus),  die  unter  dem  Gottes- 
frieden religiöser  Feste  standen,  während 
die  Wochenmärkte  (nundiuae),  schon  in  den 
Zwölf  Tafeln  erwähnt,  dem  wirtschaftlichen 
Verkehr  der  städtischen  imd  ländlichen  Be- 
völkerung dienten.  Die  Stadt  ist  der  Markt- 
ort. Die  Erhebung  einer  Ansiedelung  zu 
einer  städtischen  ist  in  der  Kaisei-zeit  an 
die  Verleihung  des  Marktrechts  durch  Pri- 
vileg geknüpft.  Die  Befugnis,  regelmässig 
wiederkehrende  Märkte  an  einem  anderen 
Orte  als  in  der  Stadt  abzuhalten,  wird  vom 
Senat  verliehen.    (Mommseu.) 


5.  Mittelalter.     Das  Harktreckt    S 

entschieden    die   Annahme    zurückzuwet^ 
ist,  dass  die  römische  Gemeinde verfes-üi: 
in  den  neuen  germanisclien  Staaten  sich  r:- 
halten  habe,  so  unwahrscheinlich  ist  es-,  >ii-- 
im  fränkischen  Gallien  die  alten  TerkeL'-- 
gewohnheiten  ganz  verschwunden  sein  soll- 
ten.   Der  Gedanke,  dass   der  ^MaAtrerkr-Lr 
unter  Aufsicht  öffentlicher  Organe  stehe,  :^t 
durch   die   Kirche   aus   dem    Altertum  m- 
Mittelalter  übertragen.    Der  Staat   aber  ü* 
an    den    thatsächlich   bestehenden    Märkv.^ 
zunächst  nur  ein  fiskalisches  Interesse  di;p  1 
die    dort    erhobenen   Verkehrsabgaben,   »li 
Marktzölle,  die  von  den  üppig  entwickvlt-u 
Wege-  imd  Diurchgangszöllen  el)enso  schürl 
zu  trennen    sind    wie   von  den  griindhf  rr- 
lichen    Standgeldern.     Im   Intei-esse   dieser 
Markteinkünfte   wird   durch   die  fränki.Sih-' 
Gesetzgebung  der  Handelsverkehr   auf  di^e 
Märkte  verwiesen,  wird  königliche  Erianl^Li^ 
für  die  Anlegimg  neuer  Märkte  oder  die  Vtr- 
legung  bestehender  verlangt     Der  Einflib.- 
der  Kirche  macht  sich  in  dem  —  allepdir.r> 
fruchtlosen  —  Verbot  der  Sonntagsmärkte  g\'l- 
tend.    Die  Einkünfte  von  den  Märkten  aJ-e/ 
werden  ein  Gegenstand  k  jniglicher  Fn>igi^bl:- 
keit  gegenüber  Klöstern  und  Bischöfen,  vi^ 
z.  B.  die  Zölle  der  Dionysiusmesse   Itei  M. 
Denis,  welche  schon  im  7.  Jahrhundert  dem 
Kloster  geschenkt  wurden.     Diese  erste  ur- 
kundlich   im  fränkischen  Reiche  erwähnte 
Messe  blieb  unter  dem  Namen  Ijendit  aa? 
ganze  Mittelalter  hindurch  der  bedeuterni>r' 
der  Pariser  Märkte.    Besitzen  wir  aus  kar- 
lingischer    Zeit    solche    iu*kundliehe    Nadi- 
rich ten  in  ziemlicher  Zahl  aus  dem  we>t- 
lichen  Frankenreiche,  so  sind  sie  no^ili  sehr 
selten    in    Deutscliland.      Erst    unter  »fea 
Sachsenkaisern  werden  die  Marktprivilepeii 
häufiger.     Aber  gleichzeitig  verändert  si-L 
ihr  Chai-akter.  Es  werden  nicht  melu*  allein 
die  Einkünfte  bestehender  oder  zu  begrün- 
dender Märkte  an  Bischöfe  und  Klöster  ver- 
lieheUj  sondern  gleichzeitig  die  GerichtsUr- 
keit  darüber,  entsprechend  der  ottonischeo 
Politik  der  üebertragung  öffentlicher  Befug- 
nisse auf  die  kii-chlichen  WüKleutrager.  Wit' 
das   für  Deutschland    in   dem    Spruch  Je: 
Fürsten  von  1218  für  alle  kaiserliehen  Markt- 
verleiliungen  anerkannt  ist,   so   hat  auch  in 
Frankreich    und    England     die    Verleihung 
eines   Marktes  die  der  Gerichtsgewalt  da- 
rüber eingeschlossen. 

Gegenüber  dem  thatsächlich  sich  bilden- 
den oder  vom  Grundherrn  errichteteß 
Markte  steht  damit  das  mercatum  publicum. 
wo  allein  die  Erhebung  wirklicher  Markt- 
zölle gestattet  war  und  der  Marktveri* 
unter  dem  Schutze  des  kaiserlichen  Banne? 
stand.  Eret  mit  der  Bildung  der  Territorien 
schiebt  sich  an  die  Stelle  der  kaiserlichen 
die    Gewalt    der    Territorialherren,    welche 
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zuerst  die  Verlegung  bereits  verliehener 
Märkte  (1224),  allmählich  die  Anlage  neuer 
Märkte  für  sich  in  Anspruch  nehmen.  Sie 
suchen  sich  auch  der  Enichtung  neuer  kaiser- 
licher Märkte  zu  erwehren  (1231).  Ausser- 
halb der  Reichsstädte  wird  die  kaiserliche 
Oewalt  auf  die  Bestätigimg  landesherrlicher 
Märkte  beschränkt.  Die  kaiserlichen  Privi- 
legien haben  praktisch  nur  mehr  die  Bedeu- 
tung, als  Stütze  des  Anspruchs  auf  Cnter- 
drückung  von  Konkurrenzmärkten  in  der 
Nachbarschaft  zu  dienen. 

In  Frankreich  hat  dagegen  die  Krone 
im  14.  Jahrhundert  wieder  das  ausschliess- 
liche Recht  zur  Errichtung  von  Märkten 
durchgesetzt.  In  England  hat  sie  es  nie 
verloren. 

6.  Markt-  und  Stadtewesen.  Das 
wesentliche  an  dem  mercatum  publicum, 
dem  »freien  Markt«  der  späteren  Zeit,  ist 
der  Marktfriede,  der  sich  in  Deutsch- 
land auf  den  Königsbann  stützt.  Er  bezieht 
sich  auf  den  Ort,  wo  der  Markt  abgehalten 
wird,  wie  auf  den  Besucher  des  Marktes, 
auch  auf  dem  Wege  zum  imd  vom  Markte. 
Daraus  ist  dann  das  besondere  Älarktgeleit 
entwickelt.  Das  Zeichen  des  Friedens  ist 
das  Marktkreuz,  das  während  des  Marktes 
errichtet  wird,  auch  wohl  Träger  des  Sym- 
bols der  kaiserlichen  Marktverleihung,  des 
Handschuhs  ist.  Auch  sonst  wird  durch 
bestimmte  Zeichen,  wie  Ausstecken  einer 
Fahne,  Ein-  und  Ausläuten  etc.  Beginn  und 
Ende  des  Marktes  und  Marktfriedens  kund- 
gegeben. 

Märkte  sind  nicht  notwendig  an  dauernd 
bewohnte  Orte  gebunden.  Aber  die  Regel 
ist  es.  Das  Wesen  der  städtischen  Nieder- 
lassung ist,  dass  sie  ein  Mittelpunkt  für  den 
Handelsverkehr  sei,  was  für  die  gewerb- 
liche Produktion  nicht  bei  allen  Völkern  der 
Fall  ist.  Die  Stadt  ist  ihrem  Wesen  nach 
überall  ein  Markt.  In  unsei-em  Mittelalter 
aber  stehen  Marktwesen  und  Städte  in  be- 
sonders enger,  nicht  bloss  thatsächlicher, 
auch  rechtlicher  Beziehung.  Die  Stadtge- 
meinde unterscheidet  sich  von  der  Landge- 
meinde dadiu^h,  dass  sie  auch  von  rechts- 
wegen  der  ^littelpunkt  des  Handels  ist. 
Das  Eigenartige  der  Stadt  ist  der  Markt 
mit  seinen  eigenartigen  Yerkehrsformen  und 
Yerkehrsrecht  wie  mit  seiner  Marktpolizei. 
Von  der  Marktpolizei  geht  die  städtische 
SonderentAvickelung  aus.  Als  Organ  für  die 
Markt-  imd  Gewerbepolizei  entsteht  der 
städtische  Rat.  (Auf  die  verfassungsge- 
schichtlichen Theorieen,  welche  hieran  sich 
knüpfen,  kann  hier  nicht  eingegangen  wer- 
den.) 

'  Die  Stadt  ist  der  dauernde  Markt  mag 
der  Handelsverkehr  auf  einzelne  Tage  der 
Woche  koncentriert  sein  oder  alle  Tage 
stattfinden.    Aller  mittelalterliche  Handels- 


verkehr vollzieht  sich  in  marktartigen  For- 
men. Er  wird  zusammengedrängt  auf  be- 
stimmte Tage  und  bestimmte  Stunden,  auf 
bestimmte  Plätze  und  Strassen  oder  in  Kauf- 
häuser und  Hallen  für  Tuche,  Leinwand, 
Getreide,  Wein  et/C.  Das  steht  in  engem 
Zusammenhang  mit  der  ganzen  Organisation 
des  Handels  nach  dem  Princip  der  Oeffeat- 
lichkeit:  mit  der  Verpflichtung,  Unterkäufer 
(Makler)  zuzuziehen,  vereidigte  Messer  und 
Träger  zu  verwenden,  mit  dem  Wagezwang 
etc.  Dadurch  soll  Treu  und  Glauben,  soll 
gerechter  Preis,  soll  ehrlich  Mass  und  Ge- 
wicht, soll  gute  Qualität  gesichert  werden. 
Es  soll  vor  allem  auch  verteuernder  Zwischen- 
handel verhütet  werden.  Produzent  und 
Konsiunent  soUen  direkt  oder  durch  mög- 
lichst wenig  Zwischenglieder  verkehren. 
Daher  die  Verbote,  ausser  dem  Markte  zu 
verkaufen,  die  Verbote  des  Aufkaufs  vor 
den  Thoren  oder  vor  der  Marktstunde,  das 
Verbot  an  die  Höker  imd  andere  Zwischen- 
händler, während  der  ersten  Marktstunden 
einzukaufen.  Alle  die  städtischen  gewerbe- 
polizeilichen Vorschriften  über  Einkauf  der 
Rohstoffe,  Verkauf  der  Fabrikate  sind  nur 
mittelst  des  öffentlichen  Marktes  durchzu- 
führen. 

Aber  diese  städtische  Wirtschaftspolitik 
soU  auch  nur  der  Stadt  imd  ihren  Angehö- 
rigen dienen.  Daher  das  Bestreben,  keine 
benachbarten  Märkte  aufkommen  zu  lassen. 
Daher  der  Ausschluss  des  Fremden  vom 
gewinnbringenden  Detailhandel  auf  dem  täg- 
lichen Markt.  (S.  d.  Art.  Fremdenrecht 
oben  Bd.  III  S.  1283 ff.)  Daher  das  Verbot, 
Waren  an  der  Stadt  vorbeizufühi-en,  ohne  sie 
zum  Verkauf  auszubieten.  Bei  weiterer  Ausge- 
staltung der  städtischen  Verhältnisse  richtet 
sich  die  gleiche  ausschliessende  Tendenz  wie 
gegen  den  IVemden  gegen  die  unteren  Stände. 
Die  hen'schenden  Klassen,  die  Grosskauf- 
leute, die  Gewandschneider  etc.  reservieren 
den  städtischen  Markt  für  sich,  schliessen 
den  Handwerker  aus,  schränken  den  Krämer, 
den  Höker  ein. 

7.  Jahrmärkte  und  Messen.  Die 
Strenge  dieser  Bescliränkungen  des  Handels 
wurde  aber  wesentlich  gemildert  während 
der  Jahrmärkte,  was  formell  wohl  aus  dem 
Versprechen  freien  Verkehrs  folgte,  welches 
die  Marktprivilegien  so  häufig  entlialten. 
Auf  den  Jahrmärkten  durfte  wie  der  Hand- 
werker auch  der  fremde  Händler  seine  Wai"e 
mehr  oder  weniger  unbeschränkt  ausbieten. 
Die  grosse  Mehrzahl  der  Jahrmärkte  erhebt 
sich  freilich  nicht  über  eine  ganz  lokale 
Bedeutung  hinaus.  Sie  bieten  im  Ansclüuss 
an  kirchliche  Feste  nach  Beendigimg  der 
Ernte  oder  beim  Beginn  des  Frühjahrs  der 
benachbarten  Laudbevölkenrng  die  Gelegen- 
heit sich  mit  gewerblichen  Produkten  zu 
versehen,  eigene  Produkte  wie  Wein,  Vieh, 
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Leinewand  etc.  abzusetzen ;  sie  ermöglichen  ' 
dem    Handwerker ,   auf  Vorrat   zu   arbeiten  1 
und  beim  Felden  von  Kundenarbeit  für  den  i 
Marktverkauf  zu  arbeiten ;    sie   bieten  eine  j 
willkommene   Gelegenheit  zu  Lustbarkeiten 
und  Schaustellung.  .  Wo  aber  günstige  Ver-  { 
kehrsbeziehungen    obwalten ,    erhalten    die  j 
Jahrmärkte  grössere  Bedeutung,  entwickeln  i 
sie  sich  zu  Messen.   Hier  bilden  sich  Mittel- ' 
punkte  eines  weit  sich  verzweigenden  Han-  | 
dels.  Nach  den  grossen  Mäi-kten  und  Messen 
lichtet  sich  der  ganze  Warenzug.     Die  Zeit 
der  Messe  wird  eine  wichtige  Angelegenheit, 
damit   ein   geordneter  Besuch  einer  Messe 
nach  der  anderen  möglich  werde.  Seit  dem 
späteren  Mittelalter  bis  in  das  19.  Jahrhun- 1 
dert  hinein  vollzieht  sich  der  biunenländische 
europäische   Handel   in   der   Art,   dass   die 
Manufakte   de«  Westens   und    Südens   sicli 
nach  Nordosten  vorwärts  schieben,  von  den 
französischen    Messen    von    Beaucaire    und 
Lyon   über  Frankfurt  a.  M.  einei-seits,    von 
Italien    über   Bozen   oder  Ziu'zach   (in   der 
Schweiz)    andererseits     nach     Leipzig    und 
Frankfiu^  a.  0.    Von  dort  verbreiteten  sie 
sich  über  den  Osten  in  die  zahlreichen  pol- 
nischen und  später  die  russischen  Märkte. 
Die  Rohprodukte  des  Ostens  nehmen    den 
umgekehrten  Weg,  wie  noch  heute  für  den 
Pelzliandel   die  Messen   von   Irbit  (an  der 
Grenze  von  Sibirien),  von  Nishnij  Nowgorod 
und  Ijeipzig  und  die  Londoner  Pelzauktionen 
ineinantler  greifen. 

Der  Verkehr  auf  den  grossen  Märkten 
wiu-de  begünstigt  durch  Ermässigimg  von 
Zöllen  und  Geleitsgeldern,  durch  Milderung 
oder  Suspendierung  des  Repressalien-  und 
RetorsioQsrechts,  durch  Befreiung  des  Markt- 
besuchers von  Personal-  und  Güterarrest 
wegen  früherer  Verbindlichkeiten,  sie  seien 
denn  auf  der  Älesse  eingegangen.  Die 
grossen  Messen  konnte  sogar  der  Verbrecher, 
der  Gebannte,  der  Geächtete  besuchen,  ohne 
beunnihigt  zu  werden. 

Stellt  der  grosse  Markthandel  eine  Be- 
fi-eiung  von  den  üblichen  Verkehi'sbeschrän- 
kungen  dar,  so  ist  er  doch  nicht  ganz  sich 
selbst  überlassen.  Eigene  Marktbehörden 
und  Messgerichte  sorgen  für  Ordnung  imd 
Recht.  Für  den  Verkauf  bestimmter  Waren 
w^erden  bestimmte  Tage  festgesetzt,  denen 
bestimmte  Zahltage  folgen  (so  ist  auf  den 
Messen  der  Champagne  die  Reihenfolge: 
Tuchmesse,  Ledermesse,  Krammarkt,  Zahl- 
tage, Schlusstage  zur  Besiegelung  der  Kon- 
trakte). 

Zuweilen  findet  sich  auch  ein  Besuchs- 
zwang für  die  fremden  Kaufleute  oder  für 
die  Handelsleute  und  Handwerker  der  Stadt 
selbst,  welche  für  die  Dauer  des  Marktes 
ihre  Verkaufsstellen  schliessen  müssen. 

AVie  aber  für  den  Grosshaudel  sich 
Messen  als  Mittelpunkt  des  ganzen  Waren- 


verkelirs  bilden,  so  sciüiesst  sich  natnrsrv's:^.. 
liieran  eine  Koncentration   des  ZahluL^-v.  ■- 
kehrs.    Die  bekannten  Messen    -werdec  ZaL- 
termine  und  daran  schliessen   sich  di-  Ei:- 
stehung  des   Wechsels    Vi-ie    die   SchJil}^:- 
ausgleichung  durch  Skontration.     Auf  Da- 
chen Messen   trat  der  Warenhandel  hii.:-. 
den  Geldgeschäften  zurück  (Lyon.  sf&nis'X- 
Messen).   Schliesslich  richteten  die  Gen»hr^ 
eigene  Wechselmessen  ein,   die    ohne  j*4-'ä 
Warenhandel  dem  grossen  ZahJiingsvt-Tk^Lr 
dienten   imd  gleichzeitig   eine    Organisati^ 
des  grossen  Kredits  im  16.  Jahrhundert  /ü:- 
stellten.   (Besancon  in  Konkwrrenz  mit  Ly -r 
seit  etwa  153.').    1579   Piacenza,    l(>21  N^^: 
wo   sie   verfallen).     Die   Bedeutung  iln^^. 
Genueser   Messen  beruht,   nach    Ehrenlieni. 
auf   dem  Bedürfnis   der   spanisc^hen  Kta: 
die   grossen    internationalen    Zahlungen   ?i 
leisten,  welche  ihre  Grossmachtpol itii  n'ij 
ma(»hte  und  welche  das  Mittel  wurdezi  'k> 
amerikanische   Silber  über  Europa   zu  v^-r- 
breiten. 

Auf  den  grossen  Märkten  entsteht  -^in 
neues  einfacheres  Gerichtsverfahren,  oüv-* 
sich  ein  grosser  Teil  des  neuen  HaDdt»]>- 
und  Verkehrsrechts.  —  Die  Messen  endh-h 
sind  einer  der  Anlässe  für  die  Entstehiiiii: 
genossenschaftlicher  Organisationen  der  im 
fremden  I^ande  handelnden  Kaufleute. 

Die    ersten    grossen    den    europaischri. 
Handel    und    Geldverkehr     beherrschenden 
Märkte    waren    die    sechs    Messen    der 
Champagne,    die    über   das   ganze  Jahr 
sich  verteilend  zu  Provins,  Troyes,  Bar  iifj»: 
Lagny  gehalten  wurden.  Ihre  Blüte  fällt  in 
das   13.  Jalirhundert.     Im   14.  JahrhundtTt 
verlieren  sie  durch   fiskalische  Ausbeutung, 
durcli   Stönmg   der  Beziehimgen   zwischeu 
Frankreich  und  Flandern  eta  ihre  Bedeiitnih?. 
An  ihre  Stelle  treten  für  den  westeurofÄi- 
schen    Verkehr    zunächst    die    flandrischea 
Städte,  im  16.  Jahrhimdert  Antwerpen,  filr 
den  mitteleuropäischen  Handelszug  zunächst 
Genf,  dann  Lyon  und  Frankfiul  a.  M.    Mit 
der  Entstehung   des   grossen   Handels  seit 
dem  16.  Jahrhundert  wächst  für  den  binnen- 
ländi  sehen  Verkehr   Mitteleuropas  die  Be- 
deutung  der  grossen  Warenmessen,  vor  alJem 
Leipzigs. 

8.  Territoriale  Marktpolitik.    DieAn- 
fange  territorialer  Handelspolitik  zeigen  sich 
in  der  Art,  dass  die  herkömmlichen  AlitteJ, 
welche  die  Städte  egoistisch  för  sich  ver- 
wendet hatten,  jetzt  in  den  Dienst  des  Terri- 
toriums gestellt  werden.     So  erfolgt  auch 
die   Gründung  und  Förderung  von  Messen 
nunmehr  nicht  im  Interesse  der  damit  he- 
gabten  Stadt,   sondern   um  den  Handel  in 
das  Territorium  zu  ziehen,  ihn  von  ^'acll- 
bargebieten  abzulenken.    So  gründeten  £arl 
VII.  und  Ludwig  XL  von  Franloeich  (1420, 
1444,  namentiich  1462  und  1463)  die  Me^^en 
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•n  T.yon,  um  den  Handel  von  den  Grenfer 
essen  abzuziehen,  welche  ihre  vorttber- 
*lionde  Blüte  wohl  den  inneren  Wirren 
rankreichs  dankten.  Denselben  Charalvler 
*l>eii  im  18.  Jahrhundert  die  preussischen 
•ei lieh  -weniger  erfolgreichen  Versuche,  die 
l essen  von  Halle  und  Naumbiu-g  zu  heben, 
»lohe  in  Bresku  (1742  —  1749)  neu  zu 
ininden.  Auch  in  Oesterreich  steht  am 
^*trinne  einer  staatlichen  Handelspolitik  die 
Tründung  einer  Messe  zu  Triest  (1729). 

Ueberhaupt  hat  der  Regel  nach  die  in- 
ornationale  Bedeutung  grosser  Messen  sich 
unter  dem  Schutze  einer  starken  territorialen 
ürewalt    entwickelt.    So   ist   schon    für  die 
Mt?ssen    der    Champagne    der    Schutz    der 
mächtigen   Crrafen   der  Champagne  wichtig 
.irowesen.   Genf  stützte  sich  auf  die  Herzöge 
von    Savoyen.     Die    Zurzacher   Messen   er- 
halten   Bedeutung    diu-ch    den    Schutz  der 
Ei<li2:enossenschaft.      Antwerpen    blüht   auf 
unter    den    burgundischen  Herrschern.    In 
Dt^utschland   hat  allerdings  Frankfiu-t  a.  M. 
für    seine   im   16.  Jahrhundert   die  grösste 
BcMleutung   erlangenden   Messen,    die   nach 
dem  Niedergange  Antwerpens  internationale 
Bedeutung  gewannen,  keinen  Rückhalt  an 
tun  er    grosseren     Territorialgewalt    gehabt. 
Aber  bei  Leipzig  wie  bei  Frankfurt  a.  0. 
wie    bei   Braunschweig    war    es    der    Fall. 
Und  wenn  Leipzig  den  Vorrang  vor  anderen 
>[essorten  seit  Beginn  des  18.  Jahrhunderts 
erringt,  so  hängt  das  sicher  zusammen  mit 
iler  Erwerbung  der  polnischen  Ki-one  durch 
die  Kurfüi-sten  und  den  sächsischen  Bestre- 
bungen, den  Verkehr  mit  Polen  nach  Sachsen 
zu   ziehen.    Denn  auf   diesem   beruhte   ein 
ganz  wesentlicher  Teil  der  Bedeutung  Leij)- 
zig:s.    (Daher  auch  die  grosse  Duldsamkeit 
der  sächsischen  Regienmg  gegen  die  Juden, 
die   Träger  des   polnischen  Handels.)    Da- 
neben  hat  alleidings   auch    das  Aufblühen 
des  Hambui  ger  Handels  auf  die  Leipziger 
Messe  fördernden  Einfluss  geübt. 

Gegenüber  den  kleinei-en  Märkten  zeigt 
<ich  die  neuere  territoriale  und  staatliche 
Wirtschaftspolitik  diu-ch  einheitliche  Rege- 
lung für  das  ganze  Gebiet  (so  für  Preussen 
durch  die  Marktordnung  vom  16.  September 
1713  betr.  den  Wochenmarktsverkehr)^  dui-ch 
Ausschluss  der  Ausländer  oder  wenigstens 
ausländischen  Handwerker  und  entspreeliende 
Massregeln. 

0.  Die  grrossen  dentgehen  Messen.     In 

Deutschland  haben  von  den  als  Messen  bezeich- 
neten Märkten  allgemeine  Bedentnng  nur  die 
von  Frankfurt  a.  M.^  von  Leipzig^  von  Frank- 
furt a.  0.  und  von  Braunschweig  erlangt. 

a)  Eine  jährlich  inFrankfurta.  M.  statt- 
timlemle  Messe  wird  zuerst  1240  in  einem  Privileg 
Friedrichs  II.  erwähnt,  worin  den  Besuchern 
der  kaiserliche  Schutz  zugesagt  wird.  Die 
zweite  Messe  (im  Frühjahr)  ist  der  Stadt  1380 
vom  Kaiser  Ludwig  verliehen.    Die  Blüte  dürfte 


in  die  Zeit  von  der  Mitte  des  15.  bis  Anfang 
des  17.  Jahrhunderts  fallen.  Im  18.  Jahrhundert 
wurde  Frankfurt  von  Leipzig  immer  mehr  über- 
flügelt und  blieb  auch  hinter  Frankfurt  a.  0. 
zurück.  Auch  der  Anschluss  an  den  Zollverein 
ri836)  bewirkte  keinen  Aufschwung  mehr.  Von 
aer  auf  die  Messen  der  vier  Städte  gebrachten 
Warenmenge  entfielen  auf  Frankfurt  a.  M.  1842 
nur  16  "o»  1^54  nur  noch  10.  Für  ihre  geringe 
Bedeutung  in  der  Gegenwart  ist  bezeichnend, 
dass  die  Frankfurter  Handelskamraerberichte  die 
Messen  kaum  mehr  erwähnen. 

b)  In  Frankfurt  a.  0.,  dem  uralten  Oder- 
übergang, werden  Jahrmärkte  zuerst  1253  er- 
wähnt, als  die  Stadt  Berliner  Recht  erhielt. 
Als  Messen  werden  sie  zuerst  1658  bezeichnet. 
Sie  scheinen  erst  nach  dem  dreissigjährigen 
Kriege  ihre  grosse  Bedeutuncr  für  den  Handel 
erlangt  zu  haben.  Durch  die  Handelspolitik 
Friedrichs  des  Grossen  seit  1766  litt  der  Besuch 
der  Messen  sehr.  Die  Ermässigung  der  Tarife 
1788,  die  Ausdehnung  des  preussischen  Staats- 

febietes  im  Osten,  die  Friedensjahre  seit  1795 
ewirkten  einen  lebhaften  .^.ufschwung  zu  Ende 
des  Jahrhunderts,  dem  in  der  schweren  Zeit 
ein  noch  grösserer  Rückgang  folgte.  (Wert  der 
zu  den  Messen  gebrachten  Waren  1782  3463000 
Thaler,  1798  6726000  Thaler,  1808  2416000 
Thaler.)  Die  Friedenszeit  brachte  mit  der  libe- 
ralen Zollpolitik  und  der  allgemeinen  wirtschaft- 
lichen Hebung  einen  bis  gegen  1840  rasch, 
dann  langsamer  zunehmenden  Besuch  der  Messen, 
der  seinen  Höhepunkt  1855  erreichte  (305000 
Centner  Ware  und  9180  Fieranten).  Seitdem 
hat  ein  stetiger  Rückgang  stattgefunden.  Von 
der  in  die  Messstädte  gebrachten  Warenmenge 
kamen  auf  Frankfurt  a.  0.  1842  35%,  1854 
38%.  Die  bedeutendste  der  drei  Messen  ist  die 
Margaretenmesse. 

c)  Die  bedeutendsten  Messen  Deutschlands 
sind  seit  dem  Beginne  des  18.  Jahrhunderts  die 
von  Leipzig.  Die  Stadt  scheint  von  Anfang 
an  einen  Frühlings-  und  einen  Herbstmarkt  be- 
sessen zu  haben.  Ein  Neujahrsmarkt  wird  ihr 
1458  vom  Kurfürsten  Friedrich  verliehen.  Die 
daraus  entstandenen  Messen  stützen  sich  aber 
in  der  Hauptsache  erst  auf  das  Privileg  Kaiser 
Maximilians  von  1507,  in  welchem  der  Stadt 
ihre  Märkte  sowie  Niederlage  und  Stapel  mit 
grosser  und  kleiner  Ware  bestätigt  werden, 
verbunden  mit  dem  Versprechen  des  Schutzes 
für  die  ^lessbesucher  auf  allen  Strassen  des 
Reichs  und  der  Zusage,  dass  in  einem  Umkreis 
von  15  Meilen  kein  Jahrmarkt,  Messe  oder 
Niederlage  errichtet  werden  solle.  Vom  Ende 
des  17.  bis  Ende  des  18.  Jahrhunderts  wird  der 
Wert  des  Umsatzes-  auf  den  drei  Messen  auf  5 
bis  8  Millionen  Thaler  geschätzt.  Wie  in  Frank- 
furt a.  0.  nehmen  die  Leipziger  Messen  um  die 
Wende  des  Jahrhunderts  einen  besonderen  Auf- 
schwung. Aber  abweichend  von  den  dortigen 
Verhältnissen  trat  nach  Beendigung  der  Kriege 
kein  besonderer  Aufschwung  ein.  Erst  der  An- 
schluss an  den  Zollverein  bringt  eine  bedeutende 
Steigerung  der  Warenznfuhr,  so  dass  der  Anteil 
Leipzigs  am  Messverkehr  der  vier  Messstädte 
1842  42%,  1854  ib\  betrug,  Ihre  Höhe  er- 
reichte die  Warenzufiinr  in  Leipzig  erst  in  den 
sechziger  Jahren;  seitdem  ist  sie  auch  absolut 
zurückgegangen.  Hat  die  Verbesserung  der 
Verkehrsmittel  den  Messverkehr  zunächst  noch 
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vergrössert,  so  ist  er  doch  schon  längst  im  Ver- 
hältnis zu  dem  gesamten  Handelsumfang  nicht 
gestie^n,  sondern  zurückgehlieben.  Schon  1S26 
wird  in  einem  amtlichen  Bericht  hervorgehoben, 
dass  Leipzig  aufgehört  habe,  der  Centralpunkt 
des  Kontinentalhandela  zu  sein,  da  der  Handel 
nicht  mehr  an  Zeit  und  Ort  der  Messen  ge- 
bunden sei,  immer  mehr  direkte  Beziehungen 
entständen  etc. 

An  die  seit  dem  17.  Jahrhundert  an  die 
Leipziger  Messen  sich  anschliessende  Organi- 
sation des  deutschen  Buchhandels,  der  vorher 
seinen  Mittelpunkt  ebenso  in  den  Frankfurter 
Messen  gefunden  hatte  wie  der  französische  in 
Lyon,  kann  hier  nur  erinnert  werden.  (S.  d. 
Art.  Buchhandel  oben  Bd.  II  S.  1122 ff.) 

d)  Die  geringst«  Bedeutung  haben  stets 
die  Messen  in  Braunschweig  gehabt.  Angeblich 
1505  von  Kaiser  Maximilian  der  Stadt  verliehen, 
sind  sie  in  Wahrheit  erst  1681  von  den  Herzögen 
errichtet,  nachdem  diese  1671  die  Stadt  ihrer 
Botmässigkeit   unterworfen    hatten.     Von    der 

fesamten  Warenmenge  kamen  auf  Braunschweig 
842  nur  8,  18Ö4  nur  7o/„. 

10«  Messen  lii  anderen  Ländern.  In 
Frankreich  sind,  nachdem  der  Glanz  der 
0hampagnerme8.sen  verblichen  war,  neben  den 
bereits  erwähnten  vier  Messen  von  Lyon  die 
drei  grossen  Märkte  von  Paris  zu  nennen,  die 
foire  du  Lendit,  welche  der  Abtei  von  St.  Denis, 
die  foire  de  St.  Ladre,  welche  seit  1181,  und 
die  schliesslich  bedeutendste  von  St.  Gerraain 
des  Pres,  welche  seit  1278  von  den  Königen 
zurückgekauft  war.  Im  Süden  tritt  die  im 
12.  Jahrhundert  zuerst  genannte  Magdalenen- 
messe  von  ßeaucaire  (Juli)  in  den  Vorder- 
grund. Sie  ist  die  einzige,  welche  heute  noch 
einige  Bedeutung  hat,  während  die  anderen  mit 
dem  vorigen  Jahrhundert  und  vor  allem  seit 
der  Revolutionszeit  keine  Wichtigkeit  mehr 
haben. 

Aus  Südeuropa  sind  aus  Spanien  vor  allem 
die  einst  blühenden  Messen  von  Medina  del 
Cam^o  zu  nennen,  aus  Italien  die  von  Sini- 
gaglia  (Ende  Juli),  welche  noch  zu  Anfang 
des  Jahrhunderts  sehr  besucht  war,  1869  aber 
aufgehoben  ist.  Die  Märkte  von  Bozen  haben 
seit  Eröffnung  der  Brennerbahn  alle  weitere 
Bedeutung  verloren.  In  dem  einst  wichtigsten 
Schweizer  Messplatz  Z urzach  wird  nur  noch 
eine  Messe  abj^ehalten.  Die  Ledermesse  wurde 
1856  nach  Zürich  verlegt,  vor  einigen  Jahren 
aber  ganz  aufgehoben. 

In  England  scheint  der  Rückgang  der 
grossen  Märkte  schon  im  17.  Jahrhundert  be- 
gonnen zu  haben.  Die  Aufhebung  der  einst 
berühmten  Bartholomew  Fair  ist  von  der  City 
von  London  schon  1678  erwogen,  aber  erst  185*5 
durchgeführt.  Die  Abschaffung  der  Jahrmärkte 
wird  neuerdings  durch  die  Gesetzgebung  er- 
leichtert (34  Vict.  eh.  12). 

Im  Osten  Europas,  insbesondere  in  Russ- 
land, sind  auch  heute  noch  die  Voraussetzungen 
vorhanden,  welche  einen  bedeutenden  Teil  des 
Handelsverkehrs  auf  die  Messen  und  Jahrmärkte 
verweisen.  Die  Jahrmärkte  wurden  in  Russland 
auch  noch  besonders  durch  den  Staat  begünstigt, 
in  unserem  Jahrhundert  namentlich  dadurch, 
dass  seit  1814  die  hohen  Steuern  auf  den 
Handelsbetrieb  vom  3Iarkthandel  nicht  erhoben 
wurden   und   dass   bis  1863  Stadtbewohner  in 


den  Dörfern  keine  Läden  haben  dürften.    Na* : 
der  Einführung  von  besonderen  Steuern  ßr  »iri 
Markthandel  im  Jahre  1883  ist  die  Zahl   d-r 
Märkte  von  mehr  als  siebentäg^g-er  Daner  r-n 
1885—1892  von  488  auf  359  zuruckgc^^anirri 
während  die  Zahl  der  steuerfreien  kuraeren  Jähr- 
märkte nach  Simson  etwa  2500  betr&gt.    Est- 
sprechend den  Verkehrsverhältnisseil  finden  •li*' 
f  rossen  russischen  Messen  im  Sommer  iNishii; 
5.  Juli  bis  2ö.  August  a.  St.)   and  im   ^Vinr«!? 
statt  (Irbit  seit  1850  Februar,   früher   Januar 
Die  grosse  Messe   von   Nishnij   Nowgor.; 
ist  der  Centralpunkt  des  ganzen  mnemiasisclk^ 
Handels,  namentlich  für  Baumwolle  und  Banrn- 
wollfabrikate,  für  sonstige  Webwaren,  für  PkU- 
werk,  Leder,  Getreide,  Fische,  Getränke,  Tbre. 
Glas  und  PorzeUan  und  andere  Fabrikate,   I*ir 
Messe   ist   als  Makarjewscher  Markt   1550  g*- 
gründet,  1817  an  den  jetzigen  äusserst  gün^^tlireL 
Ort  verlegt.     Die  dortigen  Umsätze,   die  L-^IT 
bis  1826  im  Durchschnitt  32  ^lülionen  RnbeJ 
betrugen,  erreichten  ihren  Höhepunkt  1881  mit 
246  >Iillionen  Rubel,  sind  aber  seitdem  um  eis 
Viertel   und   mehr  gesunken.     Die   Messe  t€3 
Irbit  ist  zwar  schon  1643  gegründet^  hat  ihre 
Bedeutung  aber  erst  in  unserem  Jahrhundert 
erlangt,  vor  allem  durch  den  Pelzhandel  Qid 
die  Vermittlung  des  Warenverkehrs   mit  >iHi- 
rien.    Seit  dem   Höhepunkte   des   Jalures   l^N^ 
(57  Millionen  Rubel  Umsatz)  gehen  auch  'J«.rr 
!  die  Umsätze  zurück.   Ausser  diesen  beiden  Mr^;- 
orten  finden  sich  auch  sonst  die  bedeutendj^ten 
Märkte    im   östlichen  und   dann    im    sudlicfaet 
Russland  (Charkow,  früher  auch  Poltawa).   Abtr 
fast  alle  verlieren  an  Bedeutung  in  dem  Masse, 
wie  der  Eisenbahnban  voranschreitet-    In  Sibi- 
rien sind  vor  allem  die  Messen  von  Ischim  und 
von  Tjumen  zu  nennen. 

Im  westlichen  und  südlichen  Asien  schlies>ea 
sich  die  Messen  noch  immer  an  die  groN'*?'i: 
religiösen  Feste  an,  so  in  Mekka,  so  in  Hnrdwjr 
in  Indien.  So  auch  die  grosse  Messe  von  Tanta 
in  Aegypten.  In  Ostasien  mit  seiner  dichten 
Bevölkerung  giebt  es  keine  Messen  von  Be- 
deutung,  wohl  aber  zahlreiche  kleine  Märkte. 

11.   Bedeatung    der  Messen    in  der 
(Gegenwart    Hat  auch  bei  nns  das  eisrent- 
liche  Messgeschäft  noch  eine  gewisse  Wich- 
tigkeit, so  bezieht   sich  das  wesentlich  auf 
bestimmte   Waren,    namentlich    Leder  uu'i 
Pelzwerk,   »dessen  Bedeutung  alle  Obrii^f^s 
Zweige  des  Messgeschäfts  üben-agt<  (Leipzig 
1885).      Und    selbst   von    diesem    sagt   die 
Leipziger  Handelskammer  mehrfach  in  ihjvn 
Berichten  (z.  B.    dem    für   1SS8),  dass  das 
Sommergeschäft   dem   während    der  Messe 
gleichkomme.    Auch  anderwärts  werden  die 
Ledermessen  durch  den  Kommissionshand**! 
verdrängt.     Angeblich   kommen    nur  mx:!: 
die   geringsten  Qualitäten   auf   die  Märkte, 
Für  andere  Waren   aber   hat   das  Mes^ 
schäft  im  letzten  Jahrzehnt  mehr  und  mehr 
seinen  Cliarakter  verändert.    Nicht  melir  die 
Ware    selbst  wird    zugefülirt,    sondern  dik^ 
Musterlager.     Nach  den  Handelskammerbt> 
richten  aus  Leipzig  und  Frankfurt  a  0.  hat 
das    angefangen    bei    Porzellan    und  Glas- 
waren, Spielzeug  etc.,  sich  in  den  letzten 
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Jahren  aber  auf  immer  mehr  Waren  erstreckt, 
auf  Webwaren,  Papier,  Fahrräder  u.  s.  w. 
Es  wird  in  Leipzig  darauf  hingewiesen,  dass 
durch  diese  Wandlung  die  Bedeutung  dieser 
Geschäftszweige  wachse  (1885),  während 
von  denselben  Warcn  aus  Frankfurt  a.  0. 
berichtet  wird,  dass  das  Geschäft  seinen 
messartigen  Charakter  ganz  verliere  (1883, 
1889).  Dass  die  Messe  Gelegenheit  zu 
persönlichem  Meinungsaustausch  der  am  Ge- 
schäft Beteiligten  gebe,  dieser  sich  aber  mit 
geringerem  Zeitaufwand  erzielen  lasse,  wenn 
die  Beteiligten  sich  zu  bestimmten  Börsen- 
tagen vereinigten,  hat  die  Leipziger  Handels- 
kammer wiederholt  hervorgehoben.  In  der 
That  sind  in  den  letzten  Jahren  während 
der  beiden  Hauptmessen  (Ostern  und 
Michaelis)  eine  Grarnbörse,  eine  Ledermess- 
börse,  eine  Messböi-se  für  Tuch-  und  Web- 
waren entstanden.  Dass  solche  Eimich- 
tungen  aber  nicht  an  die  Messen  gebunden 
sind,  zeigen  die  dortigen  Boi-stenmärkte, 
die  Börsentage  für  Wolle  und  Wollgarne 
(zweimal  monatlich),  der  internationale  Pro- 
duktenmarkt, der  freilich  au!  Betreiben  der 
ansässigen  Interessenten  1888  wieder  einge- 
stellt ist. 

Die  neue  Form  des  Messhandels  ist 
durch  Errichtimg  eines  städtischen  Kauf- 
liauses  wesentlich  gefördert.  Sie  ist  so 
zweckmässig,  dass  sie  zur  Enichtung  einer 
Frühjahrs- imd  Herbstmesse  in  Berlin  aus 
privater  Initiative   geführt   hat  (seit  1893). 

Soweit  die  Messe  dem  Grosshandel  noch 
dient,  nähert  sie  sich  den  modernen  markt- 
artigen Yeranstaltimgen,  der  Börse,  der  Aus- 
steUuug.  Ein  grosser  Teil  des  Messverkehrs 
in  Leipzig  und  ganz  überwiegend  der  in  den 
anderen  Messorten  steht  auf  dem  Niveau  des 
gewöhnlichen  Jahrmarktes,  wird  übrigens  in 
Leipzig  gegenwärtig  stark  eingeschränkt.  Eine 
mehr  als  lokale  Bedeutung  hat  von  deutschen 
Messorten  nur  noch  Leipzig,  dessen  Messen 
1885  besucht  waren  von  1252  Firmen  aus 
200  sächsischen  Plätzen,  von  2049  Firmen 
aus  423  anderen  deutschen  Plätzen  und  330 
Firmen  aus  150  ausländischen  Plätzen.  Die 
Zufuhr  von  Waren  aus  dem  Auslande  zu 
den  Messen  ist  gegen  früher  überall  stark 
zurückgegangen.  Im  allgemeinen  haben  bei 
uns  an  den  Messen,  wenn  man  von  dem 
Verkehr  in  wenigen  Artikeln  absieht,  nur 
die  Messstädte  ein  Interesse  wegen  des 
Fremdenzudrangs  zu  den  mit  den  Messen 
verbundenen  Lustbarkeiten,  wegen  der  A^er- 
mietung  von  Magazinen  und  Wohnungen  etc. 
Wenn  man  auch  nicht  eine  völlige  Ab- 
schaffung der  Messen  anstrebt,  so  geht  die 
Richtung  doch  auf  eine  gewisse  Einschrän- 
kung. Der  ^lessrabatt  bei  den  Eingangs- 
zöllen, den  Preussen  sich  vorbehalten  hatte, 
ist  auch  für  Frankfurt  a.  0.  1869  ganz  be- 
seitigt,  nachdem   er  füi*  Naumburg    schon 


1832  gefallen  war.  Zu  erwägen  ist  ferner 
die  Einschränkung  der  Dauer  der  Messen, 
welche  im  Laufe  der  Zeiten  immer  ge- 
wachsen sind  (so  in  Leipzig  von  einer  auf 
vier  Wochen),  da  die  Grosshändler  die  Ten- 
denz hatten,  früher  zu  kommen,  die  Klein- 
liändler,  möglichst  lange  ihren  Kram  feilzu- 
bieten. Der  eigentliche  Grosshandel  ist 
gegenwärtig  meist  in  ganz  kurzer  Zeit  be- 
endigt. In  Leipzig  sprechen  aber  die  In- 
teressen des  Elauchwarenhandels  gegen  eine 
sonst  wünschenswerte  Verkürzung  der  Mess- 
zeit. Der  in  früheren  Zeiten  wichtigste 
Grund  für  eine  längere  Dauer  der  Messen, 
die  Unsicherheit  der  Ankunft  bei  schlechten 
Verkehrswegen,  ist  jedenfalls  gegenwärtig 
völlig  weggefallen. 

12.  Die  heutigen  Jahr-  und  Special- 
märkte.  Im  Jahre  1841  sagte  J.  G.  Hoff- 
mann über  die  damalige  Bedeutung  der 
Jahrmärkte:  »Sie  verlieren  für  die  grössten 
Städte  so  sehr  an  Bedeutung,  dass  ein 
grosser  Teil  der  Einwohner  kaum  einmal 
Kenntnis  davon  nimmt,  dass  eben  Jahrmarkt 
gehalten  werde.  Weiter  herab  im  städtischen 
Leben  erhalten  sich  die  Jahrmärkte  noch  in 
ihrer  alten  Bedeutimg,  und  in  der  Region 
der  kleinen  Städte  nimmt  ihre  Wichtigkeit 
für  die  Belebung  des  örtlichen  Verkehi-s 
sogar  noch  immerfort  zu.  In  den  kleinsten 
Ortschaften  ist  der  Jahrmarkt  ein  längst  er- 
wartetes Fest  für  die  gesamte  Bevölkerung; 
mit  der  Anzahl  und  Wohlhabenheit  der- 
selben wächst  der  Besuch  dieser  Märkte, 
der  Betrag  des  Umsatzes  darauf  und  der 
fröhliche  Genuss,  der  sich  diesem  auschliesstc 
(Befugnis  zum  Gewerbebetrieb,  S.  377.) 
Was  damals  für  die  grossen  Städte  gesagt 
ist,  hat  immer  weitere  Geltung  gewonnen. 
In  einem  grossen  Teile  Deutschlands  haben 
die  Jahrmärkte  ausser  in  den  Interessen  der 
Marktorte  selbst  die  Wurzel  ihres  Daseins 
nur  mehr  in  der  Gewöhnung  der  Landbe- 
völkerung, bei  dieser  Gelegenheit  ihre  Ein- 
käufe zu  machen.  Sie  dienen  dem  Ver- 
triebe der  wolüfeileren  Waren.  Sind  das 
zum  Teil  »Fabrikrester  und  Ladenhüter«, 
die  noch  ganz  braiichbai',  nm*  unmodern 
sind,  so  beruht  der  geringe  Preis  zum  Teil 
auch  auf  schlechter  Arbeit  und  schlechtem 
Material.  Lebt  vom  Beziehen  der  Märkte 
eine  ziemlich  zahlreiche  Klasse  von  wan- 
dernden Händlern,  so  steht  dem  gegenüber 
das  Interesse  der  sesshaften  Kaufleute.  Doch 
spielen  unter  den  vielen  Klagen  der  Klein- 
händler die  über  die  Jahrmärkte  nur  eine 
geringe  Rolle.  Eher  klagen  manche  ansäs- 
sige Handwerker.  Die  Jahrmärkte  sind 
dagegen  für  manche  Handwerker  (Schuh- 
macher!) noch  wichtig,  weil  sie  den  direk- 
ten Absatz  selbsterzeugter  Ware  ermög- 
lichen. Die  billig  produzierenden  Hand- 
werker aus  kleinen  Städten  und  Ijandorten 
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erhalten  so  ihre  Selbständigkeit  und  haben 
den  Vorteil  barer  Bezahlung.  Aber  dem 
steht  der  Nachteil  gegenüber,  dat^s  die  Ge- 
winne meist  klein  sind  wegen  der  starken 
Konkiurenz  und  der  Notwendigkeit,  übrig 
bleibende  Ware  billig  loszuschlagen  (Töpfer). 
Die  Eniiuete  des  Vei-eins  fiu-  Sozialpolitik 
über  die  Lage  des  Handwerks  zeigt  deut- 
lich den  Rückgang  des  Jahrmarktsabsatzes 
der  Handwerker,  namentlich  etwa  seit  1870. 
Auch  die  Einkaufsgewohnheiten  der  Bevöl- 
kerung haben  darauf  Einfluss.  So  ist  die 
Marktschusterei  in  Holstein  und  Sachsen  in 
starkem,  in  Thüringen  in  laugsamem  Rück- 
gang, in  Pommern,  Mecklenburg,  Posen, 
Schlesien  noch  stark  entwickelt.  Ueber- 
haupt  sind  die  Jahrmärkte  im  deutschen 
Osten  noch  wichtiger  als  im  Westen. 

Nur  in  sehr  verkehrsarmen  Gegenden,  in 
kleinen  Orten,  wo  die  Bevölkerung  durch  den 
Mangel  an  Konkiu-renz  unter  den  ansässigen 
Hanclwerkern  und  Kaufleuten  leidet,  sind 
die  Jahrmärkte  heute  auch  für  den  Konsu- 
menten noch  notwendig.  Sie  sind  der 
Regel  nach  nicht  mehr  ein  Ei^ignis  für  die 
Gegend,  und  dass  Friedrich  der  Grosse  die 
Breslauer  Messe,  der  kurfürstlich  sächsische 
Hof  regelmässig  die  Lei))ziger  Messe  be- 
suchte, erscheint  uns  heute  verwunderlich 
genug. 

Die  Städte  sind  im  allgemeinen  nicht  ge- 
neigt, ihre  Märkte  abzuschaffen.  Selbst  Berlin 
hat  noch  seine  vier  Jahrmärkte,  die  aber  rasch 
abzusterben  scheinen.  .  Im  Jahre  1877  wurden 
für  die  vier  Märkte  zusammen  noch  81()4  Stellen 
angewiesen,  1897  nur  noch  3565,  die  Mehrzahl 
davon  an  Berliner  Händler. 

Das  Bestreben  der  Staatsbehörden  geht  auf 
Beschränkung  der  Jahrmärkte  an  Zahl  und 
Dauer.  Neue  Märkte  werden  wenig  bewilligt, 
die  alten  vermindert.  Für  Preussen  ergiebt  ein 
Vergleich  der  Jahre  1875  (Preuss.  Stat.  Jahrb. 
1876  S.  450)  und  1891  (nach  dem  amtlichen  Ver- 
zeichnis der  Märkte),  dass  die  damalige  Zahl 
der  Messen,  Jahr-  und  Krammärkte  sich  von 
7600  um  etwa  5()0  vermindert  hat. 

Die  Gesamtzahl  aller  Märkte  hat  sich  aber 
auch  in  neuerer  Zeit  immer  noch  vermehrt. 
Sie  betrug  für  die  alten  Provinzen  Preussens 

1858  7769  an  i88i  Orten 

1868  8042    „    1886      „ 

1875  8873    „    191 I      „ 

1891  9396   „    1893      „ 


I  ausschliesslich 

,  Messen  1 7 

1  Jahr-  und  Krammärkte  3007 
I  Viehmärkte  4123 

!  Pferdemärkte  1 1 30 

I  Wollmärkte  67 

!  Flachs-  und  Hanfmärkte    34 
i  Leinwandmärkte  7 1 

Hafermärkt«  6 

'  Getreidemärkte  — 

I  Holzmärkte  9 

!  Sonstige  Märkte  12 


kombbicr 

mit  aB^ex>2 

Märkte: 

4575 
462S 


54 
00 


Von  den  2675  Marktorten  waren  1416  ^^*z 
ohne  Stadt-  oder  Fleckenrechte. 

Auf  die  Provinzen  verteilten  sich  die  Markt* 
folgendermassen : 

1858  1875 

Vt 


Ostpreussen    \ 

West  preussen  J 

Posen 

Brandenburg 

Pommern 

Schlesien 
'  Saijhsen 
I  Westfalen 

Rheinlande 

Schleswig-Holst 

Hannover 

Hessen-Nassau 


n73an224  0rt.j^33annsr„ 

587 
961 


145 
163 
90 
160 


541 

1043 
896  „  189 
890  „  348 

1678  „  s;62 


613 
103S 

549 

IUI 

915 
1057 
2310 

797 

1432 

996 


143 

164 

92 

194 

101 

358 
530 
143 
395 
220 


für  die  ganze  Monarchie 


1875  12098  an  2675  Orten 
1891  12701    „   2663      „ 

Seinen  Grund  hat  das  in  der  Zunahme  der 
Specialmärkte,  unter  welchen  die  Viehmärkte 
an  Zahl  und  Bedeutung  weit  hervorragen.  Ihre 
Zahl  ist  grösser  als  die  der  Jahr-  und  Kram- 
markte.  Es  wurden  nämlich  in  Preussen  1875 
gehalten 


13.  Der  stadtische  Lebensmittelnarkl. 

Der  städtische  Lebensmittelmarkt   ist  a-i- h 
heute  unentbehrlich.    Nur   zum   Teil    kAI.^ 
er  ersetzt  wenlen  durch  das  Ladeni^eschän 
der   Butter-,    Käse-,    Grünkram-,    Geflücel- 
händler  etc.    Die  Zusammendrängung  dies-es 
Verkehrs   auf   Märkten   liegt   im    Int^^ro^ 
der  Konsumenten,  im  Interesse  der  rascii<-a 
und    billigen    Lebensuiittelversorgimg    dt-r 
Städte.    Giebt  man  aber  in  neuerer  Zeit  *]it 
alten    Vorkaufsverbote    gegen    Höker    luii 
Zwischenhändler  auf,  wotlureh  der  Konsu- 
ment  imd   der  ländliche  Produzent    dirvkr 
zusammengeführt  werden  sollten,  so  miis^ 
sich  naturgemäss  mit  der  Gr5sse  der  Sta»lt 
und    der    Häufigkeit    der    Abhaltuog    der 
Mäi'kte  der  Stand  der  Verkäufer  verändern. 
In  den   kleinen  Städten    verkauft  in  vielen 
(legenden  noch  überwiegend  der  läudlielie 
Pi-oduzent  selbst.    In  den  grösseren  winl  er 
wegen  des  nötigen  Zeitaufwandes  und  der 
grcisseren  Specialisierung  der  feilgebotent^n 
I  Waren  mehr  und  mehr  verdrängt  durch  den 
j  kleinen  und  grösseren  ZwischenhäntUer,  trotz 
!  gelegenthch     vorkommender    Begünstigiui^ 
I  der  Produzenten  bei  Erhebung  des  SÄtte- 
[  geldes  u.  dgl.    Dafür,  dass  Handwerker  den 
I  Wochenmarkt    beziehen ,    besteht    auch    in 
'  kleinen  Orten  der  Regel  nach  kein  ßedürf- 
i  nis  mehr,  wenn  man  von  Landbäckerei  und 
I  Landschlächterei  absieht, 
'       Der  Bedarf  der  gi-össten  StMte  führt  z;i 
I  einer  ausgebildeten  Organisation  des  Han- 
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dels  mit  Yieh,  Fleisch  etc.  durch  Gross-  und  ] 
Detailhändler,  Kommissionäre,  Auktionatoren 
etc.  Es  tritt  eine  Trennung  ein  zwischen 
Centralmärkten  für  den  Grosshandel,  geson- 
dert für  die  einzelnen  Gegenstände,  und 
allgemeinen  Detailmärkten.  Die  Verwaltun- 
gen der  grossen  Städte  haben  diese  Ent- 
wickelung  nicht  sich  selbst  überlassen 
können.  Um  die  Koncentration  des  Lebens- 
inittelverkehrs  in  einer  Forai  zu  erhalten, 
welche  dem  grossstädtischen  Verkehr  besser 
entspricht,  werden  Markthallen  errichtet 
zum  Schutze  der  Käufer  und  Verkäufer  wie 
der  Waren  gegen  die  Unbilden  des  Wetters, 
Kälte,  Staub  etc.  Für  Deutschland  ist  das 
Vorbild  von  Frankreich,  besonders  von 
Paris  wichtig  gewesen,  wo  die  Hallen  eine 
alte  Einrichtung  sind.  Die  Pariser  Central- 
hallen,  in  ihrer  gegenwärtigen  Form  und 
Organisation  unter  Napoleon  IIL  entstanden 
(seit  1851),  gehen  in  ununterbrochener  Folge 
auf  ein  diu-ch  Philipp  August  1183  errich- 
tetes Kaufhaus  ziuiick.  In  ihren  Pavillons 
koncentriert  sich  ein  ganz  bedeutender  Teil 
des  Pariser  Grosshandels  mit  Lebensmitteln. 
Eigenartig  ist,  dass  ein  gi-osser  Teil  der 
Wai-en  versteigert  wird  (in  der  Form  der 
onOe).  Die  Stadt  Paris  hatte  1889  von  den 
Märkten  und  Hallen  eine  Einnahme  von 
8195887  Francs. 

Die  Stadt  Berlin  hat  diese  Seite  der 
kommunalen  Thätigkeit  sehr  spät,  dann  aber 
energisch  aufgenommen.  Der  städtische 
Viehhof  ist  1881,  die  mit  der  Sladtbahn  in 
Verbindung  stehende  Centralmarkthalle  1886 
eröffnet  worden.  Für  den  Detailliandel  be- 
stehen 12  weitei-e  Hallen.  Die  Eiiuiahme 
der  Markthallen  Verwaltung  betrug  1897  98 
2646298  Mark,  die  Ausgabe  (einschliesslich 
Verzinsung  und  Amortisation)  2  390  718  Mark. 
Der  Viehhof  wirft  mein-  als  600000  Mark 
reinen  Ueberschuss  ab. 

Abgesehen  von  Strassbiu*g  und  Metz,  die 
von  französischer  Zeit  her  im  Besitze  von 
Markthallen  waren,  hat  von  grossen  deut- 
schen Städten  zuerst  Frankfurt  a.  M.  eine 
Marktlialle  eröffnet  (1879).  Seitdem  sind 
eine  Reihe  weiterer  Städte  gefolgt.  Die 
Markthallen  haben  einen  günstigen  Einfluss 
auf  reichliche  und  regelmässige  Zufuhr,  wie 
auf  die  Qualität  der  Waren.  Dass  sie  all- 
gemein verbilligend  wirken,  ist  wahrschein- 
lich, aber  im  einzelnen  schwer  nachzu-weisen, 
da  man  nicht  weiss,  wie  die  Preise  sich 
gestaltet  haben  würden  ohne  Hallen.  Die 
Hallenpreise  sind  aber  meist  niedriger  als 
die  Ladenpreise. 

III.  Das  heutige  Recht. 

Für  Deutschland  hat  eine  einheitliche 
Regelung  stattgefunden  durch  den  vierten 
Titel  der  Gew.-O.  (§§  64—71),  der  vom 
Marktverkehr  handelt,  jedoch  mit  Ausschluss 


der  Specialmärkte.  Das  Wesen  des  Marktes 
besteht  danach  darin,  dass  jeder  als  Ver- 
käufer den  Markt  mit  seinen  Waren  l)e- 
suchen  darf.  Zu  Kauf  vde  Verkauf  auf  dem 
Markte  ist  die  Erfüllung  der  sonst  erfoixler- 
lichen  gewerbepolizeilichen  Vorschriften  (An- 
meldung eines  ständigen  Gewerbebetriebes 
oder  Lösung  eines  Waudergewerbescheins) 
nicht  nötig.  Der  Marktverkehr  als  solcher 
ist  auch  nicht  gewerbesteuerpflichtig.  Hin- 
sichtlich der  auf  den  ^lärkten  feilzubietenden 
Waren  ist  als  einzige  wesentliche  Beschrän- 
kung die  Bestimmung  beibehalten,  dass  zum 
Verkauf  von  geistigen  Getränken  zum  Ge- 
nuss  auf  der  Stelle  Genehmigung  der  Orts- 
polizeibehörde erforderlich  ist.  Die  alten 
Vorkaufsverbote  und  ähnlichen  Vorachriften 
zu  Gunsten  der  Stadtbewohner,  die  bis  da- 
hin meist  noch  in  gewissem  Umfange  be- 
standen, sind  diu-ch  die  Gewerbeordnung 
gänzlich  beseitigt.  Der  einzige  Rest  der 
älteren  Gesetzgebung  in  dieser  Richtung  ist 
die  Bestimmung,  dass  auswärtige  Verkäufer 
von  Handwerkei'^'aren  vom  Verkehr  auf 
den  Wochenmärkten  ausgeschlossen  werden 
können,  wo  dies  bisher  üblich  gewesen  ist 
(§  64  Abs.  2).  Als  Retorsionsmassregel 
kann  der  Besuch  der  Märkte  durch  Aus- 
länder vom  Bundesrate  beschränkt  wertlen. 

Zahl,  Zeit  und  Dauer  der  Märkte  wird 
von  der  zuständigen  Verwaltungsbehörde  fest- 
gestellt. Das  ist  in  Preussen  für  Kram-  und 
Viehmärkte  der  Pi-ovinzialrat,  für  Wochen- 
märkte  der  Bezirksausschuss  (unter  Zustim- 
mung der  Gemeindebehörden).  Specialmärkte 
genehmigt  der  Handelsminister.  In  den 
anderen  deutschen  Staaten  ist  die  Genehmi- 
gung etc.  der  Messen  und  Jahnnärkte  der 
Regel  nach  dem  Ministerium  des  Innern 
vorbehalten. 

Der  Marktverkehr  wird  geregelt  diu^ch 
Mai'ktordnungen,  welche  in  den  Gi-enzen  der 
Bestimmungen  der  Gewerbeordnung  von  der 
Ortspolizeibehörde  im  Einverständnis  mit  der 
Gemeindebehörde  festgesetzt  werden.  Er- 
weiterungen des  Wochenmarkt  Verkehrs  auf 
weitere  als  die  üblichen,  im  §  66  aufge- 
zählten Waren,  werden  von  der  höheren 
Verwaltungsbehörde  festgestellt,  in  Preussen 
durch  den  Bezirksausschuss. 

Die  Marktabgaben  dürfen  nur  eine  Ver- 
gütung für  den  überlassenen  Raum  und  den 
Gebrauch  von  Buden  und  Gerätschaften 
bilden.  Für  Preussen  hat  der  Gegenstand 
eine  besondere  Regelung  gefunden  durch 
G.  V.  26.  April  1872. 

Die  Zollgesetzgebung  hat  auch  nach  Be- 
seitigung des  Messrabatts  (s.  oben)  einige 
Erleichtenmgen  für  den  Mess verkehr  beibe- 
halten, namentlich  in  den  Messconten.  Es 
können  unverzollte  ausländische  Waren  gegen 
F^intragung  in  ein  Conto  an  Messfii-men  ver- 
abfolgt werden.    Die  Verzollung  findet  nur 
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statt,  soweit  nicht  die  Wiederausfuhr  nach 
dem  Auslande  nachgewiesen  ist.  Die  ur- 
sprünglich nur  für  die  Messen  getroffene 
Einrichtung  ist  1868  verallgemeinert  woj-den 
(fortlaufende  Conten).  Dafür  bestehen  be- 
sondere ^lesskonten  niu:  noch  in  Ijeipzig 
und  Frankfurt  a.  M.  —  Zur  Erleichtenmg 
des  Besuches  auswärtiger  Messen  und 
Märkte  kann  die  zollfreie  Zui-ückbringimg 
der  unverkauft  gebliebenen  Waren,  welche 
aus  dem  freien  Verkehr  des  Zollvereins 
stammen,  gestattet  werden.  Ebenso  kann 
fremden  Handelsleuten,  welche  inländische 
Märkte  besuchen,  von  ihren  unverkauften 
Waren  Erlass  des  Eincangszolles  bei  Wieder- 
ausfuhr gewährt  wenlen.  (Y.Z,G.  von  1869 
§  112.) 

In  Frankreich  ist  die  Regelung  des 
Markt  Wesens  seit  1852  für  die  Wochen-  und 
Si^cialmärkte,  seit  1864  für  alle  Märkte  den 
Präfekten  übertragen,  für  Jahr-  \md  Yieh- 
märkte  aber  1871  auf  die  Generalräte  über- 
gegangen. Die  Markti)olizei  liegt  in  der 
Hand  des  Maire  sowie  der  Erlass  von  Markt- 
ordnungen. Die  in  letzteren  vorkommenden 
Beschränkungen  des  Vorkaufs  und  der  Auf- 
käufer sind  als  giltig  anerkannt.  Für  den 
Marktverkehr  in  Paris  besteht  eine  eigene 
Polizei  Verordnung  von  1865. 

In  England  ist  die  ältere  Markt gesetz- 
gebung  zusammengefasst  in  der  Markets  and 
fairs  clauses  act  von  1847  (10  11  Vict.  eh. 
14).  Vei-schiedene  neuere  (jesetze  erleich- 
tern die  Aufhebung  von  Märkten  als  »both 
unnecessary  and  productive  of  grievous 
immorality«.  Für  London  liat  die  Korporation 
der  City  weitgeheode  Pri\ilegien. 

In  Oesterreich  sind  die  allgemeinen 
Grundsätze  in  der  Gew.-O.  von  1859,  §§  62 
bis  71  enthalten. 

Litter atnr :  Zahlreiche  verstreute  Angaben  in  den 
tjesehichtUchen  Darstellungen  des  Handels,  des 
Welthandels  sowohl,  icie  des  Handels  einzelner 
Völker.  Femer  in  der  Litteratur  über  tStädte- 
Wesen  und  Städteverfassung  wie  überhaupt  über 
Recht4geschicht€.  Siehe  die  Angaben  zum  Art. 
Bürger,  Bürgert u  m  obe n  Bd.  11  8.  11S6. 
Vgl.  auch  die  Litteratur  zum  Art.  Buchhandel 
oben  Bd.  11  S.  1137. 

Veber  3farktwesen  speciell:    F,  Borel,    Les 
Faires  de  Geneve  au  guinzieme  sierle,  Genf  16V J. 
—  F,   Bourquelolf    Etudes   sur   les   Faires  de 
Chanipague.      Mcmoires   presentes    d    l'academie 
des  inscripiions  et  belle«  lettres,  serie  II,  tarn.  V, 
Paris  1^65.  —  B.  Büch«enschütz,  Besitz  und 
Erwerb    im    griechischen    Altertum,   HalU   1869, 
S.  470 ff.    —    E,    Cauer,    Zur    Geschichte    der 
Breslauer  Messe,   Zeitschr.    </.    Ver.  f.    Gesch.  u, 
Altertum    Schlesiens,    V,    S.  6Sff\    2ind  222 ff.  — 
Jlf.  Ute  Canx'Py  Paris,  Ses  organes,  ses  fonctions 
et    sa    rie,    Bd.    11,    Paris    IS  70,    S.    191  ff.    — 
G'UsL    Cohn,    Nationalökonomie    des    Handch- \ 
und   Verkehrswesens,  S.   70^.,  Stuttgart  1S98.  —  | 
E,    Ebet*tyf     Veber  Lebensmittelversorgung   von  i 
Grossstädten  in  Markthallen,  Berlin  1884  (Volks-  I 
wirtschaftliche   Zeitfragen,    Heft   47^48).   —   R,  \ 


JEhrenberg,    Das    ZeilaU4nr    drr   Fmo^rr.   1* 
I      1896.  —  A,  Emminghaus,  Märkte  und  M*^*-  \ 
j        Viert,  f.  Volksw.  XVII,  1867,  S.  Clff^Ewie^ 
I      mann^   Studien  in  der  romantscA'tanorti**Urh':_ 
I       Wirtschaßs-   und   RechUUhre,    Bd.  I,   S.   I'-r- 
I      1874.  —   JT.    Falke,    Geschichte    des  diruU^- 
j      Handels,  Leipzig  1859160, 1,  S.  24Stff.,  U,  .>, .'_  •_.- 
I      —   V,   OaiUardf    Etudes   sur    ü  eom»m' 
I      la  Flandre  au  moyen  dge.    Mestager  drs  *f%^^-  " 
j      historiques    de   Belgique,   1851,  —  T.  G^^r^m^. 
Handel  und  Industrie  der  Stadt  Basel,  /••  ^-^  — 
L,    GoUUtchniidtj    Handb.    de*    Hand'  Ur*  •*<  • 
8.  Aufl.,  Stuttgart  1891,  I,  S.  2Sff'.,  124 ff.,  --^f 
(mit    rei-chen   Litteraturangahen).    —  U^r»eike. 
Ih'e    Geschäftsoperationen    anf   den    Me*^r>,   4'- 
Champagne.     Zeitschr.   /.    d.   ge*.    HandrUrt-cx:, 
1892.  —  JE.   Oothein,    WirUchafi^gesckirht*  -ü' 
Schwarzwaldes,    1,    Strassburg    I89S.    —    Hr  ^. 
delskammerberichte    von    Leipzig,    F.-jm*- 
fürt  a.  O.  und  Brunn.  —  JEL  Haame^   Gesf.^*^'» 
der   Leipziger   Messen,   Leipzig   18S/».    —    /Vr- 
seibe,  Messen  und  Märkte  in  S'eefe*  StatisJis'fi- 
Jahrbuch    deutscher    Städte,     2.    Jahrg.,     ;» •_. 
S.    101—116.    ~    JT.    Herzog,    Die    Zurzu.. 
Messen,  Aarau  1898.  —  Th.  Hirsch,  //a^^^U- 
und  Gewerbegeschichte  Damigs    unter  der  ihr,-- 
Schaft   des   Deutschen    Ordens,   Leipzig  i^l*.  — 
«/.   Cr.    Hoffmann,  Die  Befugnis  zum  GetrrTU. 
betriebe,  Berlin  I84I,  S.  8J8ff.  —  Jt.  I>.  HüH- 
mantif    Städte wesen    des   Mtttehdtcrv ,    iA.-:.  / 
ii>\  J87ff.  —  Huytiens,    ctfrporatiotis  gaiU^-'---. 
Gent   1861,    S.  I45  f.    —    K.    Th.    v.    "inama- 
Stemegg  f    Deutsche     Wirt^chajtsgetchiehtr   II. 
Leipzig  1891,  S.  870  ff\  —  Fr,  Kapp,  Gr*rhiclt* 
des  deutschen  Buchhandels,  Leipzig  18S6,  Ü.  S^-^  f' 

—  Cr.  X.  Kricgh,  Die  Frankfurter  Me&S'  f- 
Mittelalter,  in  Fratikfurter  Bürgerztristr  »rs-i 
Zustände,  Frankfurt  186fi ,  S.  :i94jf.  —  K. 
Latnprechtt  Deutsches  WirUcha/tslebcu  im 
Mittelalter,  L-ipzig  1885,  11,  S.  256 ff.  —  JK 
JMi^es,  Zur  Organisation  des  LebensmiUelmnrkirt 
in  Berlin.    Jahrb.  f.  Ges.  u.  Verw.  XI,  S.  ^?-'tf- 

—  Th,  %\  L/engenfeldtj  BussUutd  im  19.  J-iAr- 
hundert,  Berlin  1875,  S.  176 ff.  —  Ijery  ro» 
HaU'Bf  Die  Organisation  des  BeHiner  Virk- 
und  Fleischmarktes.  Jahrb.  f.  Ges.  u.  Vrrv.  AT/, 
S.  881  ß:  (vgl.  auch  S.  689  f.).  —  If*.  iftiv, 
in  ÜchOnberg,  ^.  Aufl.,  II,  ü,  S.   iö^ff,  und  J!'. 

—  -1.  Lindemanfif  Die  Markthallen  BtHitw, 
Berlin  1899.  —  P.  du  Marotissem  et  C  Gu^rif, 
Halles  centrales  de  Paris  et  tomtnerce  dr  VaH- 
mentation,  Paris  1894.  —  ^«  *f*  Marperger, 
Beschreibung  der  Messen  und  Jahrmärkte^  Dipzi^ 
1711.  —  Ä.  de  Massy,  Des  halle*  et  mnrchis 
et  du  commerce  des  objets  de  consommatifju  «i 
Londres  et  ä  Paris  (Rapport),  Paris  IS^jL  — 
F,  M,  MayeVf  Die  Anfänge  des  Handels  ukd 
der  Industrie  in  Oesterreich,  Innsbruck  ISSJ.— 
R.  t\  Mohlj  Die  Polizeiwissenschaft,  8.  Auß-, 
Tübingen  1866,  11,  S.  496 ff.  —  Th,  Mommgen, 
Römisches  Staatsrecht,  8.  Aufl.,  1887,  II,  S.  4-i^*/-^ 
887,  111,  S.  878,  1181.— 'H,  Morley,  .Memoin 
of  Bartholomew  Fair,  Dmdon  1859.  —  Muratori, 
Antiquitates  II  diss.  XXX  de  merratibus-  — 
K.  ir.  NUzHch,  Der  älteste  Marktverkehr  dri 
deutschen  Binnenlandes.  Hans,  Geschichtsbl'Üt^r 
1880J81,  S.  14  ff.  —  fJT.  Ph.  OrtJi),  Abhandhtn^ 
von  den  berühmten  zwocn  Reichsmessen  i"  "» 
der  Reichsstadt  Frankfurt  am  Main  järiich  ge- 
halten werden  etc.  1765.  —  Palgrave»  Did. 
of  Pol.  Economy   Bd.    11,    S,    18 ff,,   Art.  lotr» 
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*  «  *-»  d  markets,  London  1896.  —  JP.  £,  F.  Philippi, 

J^^iträge    zur  Geschichte   und  Statistik  der  deut- 

^^-'-^Aen    Mesaen,   Frankfurt  a.  O.   1857.  —  J}er- 

«««?^I»e,    Die  Messen   der   Stadt  Frankfurt  a.  O., 

J^rankfurl  a.    O.   1877.    —    H,    IHgeonneau, 

^9.stoire  du  commerce  de  la  France,   1887189.  — 

JFCT.   Mathgen,    Die   Entstehung   der  Märkte   in 

X>^utschland    (Strasshurger    Dissert.) ,    1881.     — 

JF^    lUedlf    Der    Wiener   ScMachtviehhandel   in 

^^iner    geschichtlichen    Entwickelung,    Jahrb.  f. 

<^es.  Bd.  17,  S.  8^29 ff.  —  Ä  Riet^tchel,  Markt 

tf-nd  Stadt  in  ihrem  rechtlichen  Verhältnis,  1897. 

fV,  Röscher,  System  III,  §^  22  und  28.  — 

<J,    Schmoller f    Zur    Geschichte   der  deutschen 
JCldngewerhe,  Halle  1870,  S.  215  ff.  —  K.  Scholz, 
J:Per     Wochenmarkt.       Viert,    f     Volksw.    XVII, 
JSG7,    S.    25 ff.   —  Ä.  Sohnif    Die    Entstehung 
ti^s     deutschen    Städtewesens,    Leipzig    1890.    — 
Jl.    Schröder,    Lehrbuch    der  deutschen  Hechts- 
f/eschichte,  Leipzig  1889,  S.  588 ff.  —  Def*8€lbe, 
IVeichbild,   in    Histor.   Aufsätze   zum   Andenken 
riTi    G.   Waitz,  1886.  —  Derselbe,    Die  Stellung 
tler    Rolandssäulen    in   der  Rechtsgeschichte,   in 
Jieringuiers   Festschrift    nDie   Rolande    Deutsch- 
liindsvi,  Berlin  1890.    (Dazu  O.  Sello,  Die  deut- 
schen  Rolande,    Forschungen    zur    brandenburg. 
ttnd  preussischcn  Geschichte,  1890,  S.  899 ff.)  — 
^4.  Schulte,  Ueber  Reiehenauer  Städtegründungen 
im  10.  und  11.  Jahrhundert,    Zeitschr.  f.  Gesch. 
a<:s  Oberrheins,  1890,  S.  187  ff.  (DazuK.  Scliauhe, 
<t.  a.  O.   1891,   S.   296 ff.)  —  O.    Slntson,    Die 
russischen  Jahrmärkte,   Jahrb.  f.  Nali<tnaXökon., 
III.    F.,    Bd.    9,    S.    571  ff.    —    E,    Thomas, 
Jkfanuel   des  halles  et  marches  en  gros,   8.  Aufl., 
I\iris    1872.    —    Derselbe,     Le    marche     aux 
hestiaux  de  la  Villette,  Paris  1878.  —  M.  Voigt, 
Rihnische  Privataltertümer  in  J.  Müllers  Ilandb. 
<i.    klass.    Altertumswissenschaften,   IV,    2.    Teil, 
:<.    755  f.  —  O,   Waitz,    Deutsche   Verfassungs- 
ijeschichte,   IV,    S.  S6ff.,    VII,    S.  877 ff.,    VIII, 
's.  280  ff.  —  K,    Wutke,    Die  Breslaus  Messe, 
Virchow-Holtzendoiffs  Sammlung  von   V^or trägen, 
y.    F.,    JVr.    280,    1895.    -    Zahlreiche    Notizen 
auch    in  den  Enqueten  des   Vereins  für  Sozialp. 
über    die    Lage    des    Handwerks    und    das 
Haus iergcw erbe,  Schriften  Bd.  62 — 71  und 
77-81. 

Ueber  das  heulige  Recht  der  Märkte  vgl.  die 
Kammeniare  zur  Gewerbeordnung  und  die  Lehr- 
bücher des  Verwaltungsrechts,  z.  B.  O,  Meyer, 
Jjchrlnich  des  deutschen  Verwaltungsrechts,  I, 
§  130  a.  Femer  v.  Aufsess,  Die  Zölle  und 
Steuern  des  Deutschen  Reiches,  1886,  S.  76 ff.  — 
—  Jlf.  Bloch,  Dictionnairc  de  V Administration 
frangaise,  Art.  Foires  et  marches  und  Organi- 
sation commtmale,  n.  191  —  197.  —  L,euthold, 
Marktwesen  in  Stengels  Wörterbuch  des  deutschen 
Vencaltungsrechts,  II,  S.  88  ff. 

K,  Rathgen, 


Mario 

s.  Winkelblech. 


Marshall,  Alfred, 

wurde  am  26.  VII.  1842  zu  London  geboren. 
Im  Jahre  1861  erhielt  er  den  Titel  eines  ^Pro- 
bationary  Fellowship"  am  St.  Johns  College  zu 


Oxford;  der  für  klassische  Kenntnisse  zuerteilt 
wurde;  aber  da  er  mathematische  Studien  vor- 
zog, begab  er  sich  nach  Cambridge,  wurde  dort 
1865  zweiter  ,,Wrangler",  in  demselben  Jahre 
„Fellow"  am  St.  Johns  College  in  Cambridge 
und  1868  „Lecturer"  der  Moralwissenschaften. 
Im  Jahre  1877  wurde  er  Vorsteher  des  University 
College  in  Bristol,  war  1883-1884  Lecturer 
der  Nationalökonomie  am  „Balliol  College" 
Oxford  und  folgte  1885  einem  Rufe  als  Professor 
der  politischen  Oekonomie  an  die  Universität 
Cambridge.  Im  Jahre  1891  wurde  er  zum  Mit- 
gliede  der  Roval  Commission  on  Labour  ernannt. 
Honorary  Feflow  of  Balliol  College  1896;  Socio 
Straniero  Reale  Accademia  dei  Lincei;  Ehren- 
Dr.  iur:  Krakau  1900. 

Er  veröffentlichte  an  staatswissenschaft- 
lichen Schriften  a)  in  Buchform:  The  econo- 
mics  of  industry  (gemeinschaftlich  mit  seiner 
Frau  verfasst),  London  1879,  2.  Ausg.  1881.  — 
The  present  position  of  economics,  London  1885. 

—  Principles  of  economics,  vol.  I,  London  1890, 
4.  Ausg.  1898.  —  Elements  of  economics  of 
indnstry,  London  1892.  (Ein  Auszug  aus  dem 
1.  Bande  seiner  „Principles'*.) 

b)  in  Zeitschriften:  Review  of  Jevons^ 
„Theory  of  Political  Economy"  (Academy  1.  IV. 
1872).  —  Graphic  representation  by  aid  of  a 
series  of  hyperbolas,  of  some  economic  problems 
having  reference  to  monopolies  (Proceedings  of 
the  Cambridge  Philosophical  Society  Okt.  1873). 

—  The  future  of  the  working  classes  (The 
„Eagle'S  Cambridge  1874).  -  On  Mr.  Mill's 
theory  of  value  (Fortnigntly  Review,  1.  April 
1876).  —  Where  to  house  the  London  Poor 
(Contemporary  Review,  Febr.  1884).  —  Theories 
and  facts  about  wages  ( Annual  of  the  Co-operative 
Wholesale  Society,  1885).  —  How  far  do  remö- 
diable  causes  influence  prfejudicially  the  continuity 
of  employment  and  the  rates  of  wages  (Report 
of  Indus trial  Remuneration  Conference,  January 
1885).  —  On  the  graphic  mcthod  of  statistics 
(Jubiläums band  der  Londoner  „Statistical  So- 
ciety", 1885).  — -  Remedies  for  fluctuations  of 
general  prices  (Contemporary  Review,  März 
1887).  —  On  conciliation  and  arbitration  (Vor- 
wort zu  Price's  Industrial  Peace,  1887).  —  On 
the  theory  of  valne  and  business  profits  and 
on  wages  and  profits  (Harvard  Quarterly  Jour- 
nal of  Economics,  1887—88).  —  On  the  Organi- 
zation of  cooporative  production,  being  the 
inau|B[ural  address  to  the  Co-operative  Congress, 
Ipswich  1889.  —  Presidential  address  to  Economic 
Section  of  British  Association,  on  Some  aspects 
of  competition,  Leeds  1890.  —  The  Poor  law 
and  State  pensions,  Poor  law  reform  and  A  Reply 
to  a  criticism;  On  Rent;  On  Distribution  and 
Exchange  (Economic  Journal  1892, 1893, 1898). 
The  Old  Generation  of  Economists  and  the  New 
in  the  Harvard  Quarterlv  Journal  of  Economics- 
Vol.  XII. 

c)  in  den  Reports  von  verschiedenen  Royal 
Commissions-Evidences  über  die  Währungsfrage 
bei  der  Gold  and  Silver  Commission  19.  Dez. 
18S7,  16.,  23.  Jan.  1888,  und  bei  dem  Indian 
Currency  Commitiee  11.  Jan.,  18.  Febr.  1899; 
über  Armenpflege  bei  der  Commission  on  thfr 
Aged  Poor  5  Jun.  1893.  —  Memorandum  über 
lokale  Steuern  auf  Boden  und  Gebäude  bei  der 
Commission  on  Local  Taxation  189^). 
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Vergl.  über  Marshall,  insonderheit  ttber  I — Rob.  Mo  hl.   Gei<chichte   u.  Litterarur       : 
seine  „Principles  of  economics":  N.  G.  Pierson   Staatsw.,   III   (Erlaiij^en   1858»,    S.   486.  -—  «^ 
in    „De  Econoinisf,   März   1891,   8.   177  ff.   —   Cohn,   Die  heutige  Kationalökonomie    in  r.L_- 
A.  Wagner  in  „Qnarterly  Journal  of  Econo-   land  und  Amerika,  in  Jahrb.  f.  Ges.  u-  y«-r^ 
mies'',  Boston.   April  1891.*^  —  Zuckerkandl  1 13.  Jahrg.  (Leipzig  1889j,  S.  18. 
in  Jahrb.  f.  Nat.  u.  Stat.  IH.  F.  IL  Bd  .  S.  4öflf.  Josef  Sfaa      " 


Martineau,  Miss  Harriet, 

geb.  12,  VI.  1802  zu  Nor  wich  in  Xorfolkshire, 
verlor. früh  ihr  Gehör  und  widmete  sich  eifrig 
nationalükouomischen  und  statistischen  Studien. 
1886  machte  sie  eine  Reise  nach  Nordamerika 
und  später  nach  dem  Orient.  Die  letzten  Jahr- 
zehute verlebte  sie  auf  ihrem  Landsitze  bei  Am- 
bleside  in  Westmorelaud,  wo  sie  am  27.  VI. 
1876  starb.  Ihre  schriftstellerische  Thätigkeit 
umfasste  ausser  den  unten  genannten  noch 
Kinderschriften.  Erzählune:en,  Schriften  beleh- 
renden Inhalts  u.  dgl.  In  ihrer  Selbstbiographie 
bekennt  sie,  dass  sie  die  Lehren  der  Ricardo- 
achen  Schule  wirksam  popularisiert  habe. 

Sie  veröffentlichte  an  staatswissenschaftlichen 
Werken:  lUustrations  on  Political  Ecouomy, 
9  vol.,  London  1832  34  n.  edit.  8  vol.,  Lon- 
don 1849.  —  Eine  frauzös.  üebers.  davon  v.  B. 
Maurice  erschien  in  8  Bdu.,  1833-41.  --  Eine 
Auswahl  aus  dieser  mit  einer  Biographie  der 
Verfasserin  von  G.  Molinari,  2  Bde ,  Paris  1880. 

—  Eine  deutsche:  Leipzig  1834.  —  Eine  spa- 
iü.^che    von   D.  J   F.  T.,    2  Bde.,    Madrid  1836. 

-  Eine  niederländische:  Z.  B.,  1877.  —  Pour 
law  and  paupers,  four  tales,  2  vis.,  London  1833. 
n  edit.  1850.  —  lUustrations  of  taxations,  six 
tales,  5  vis.,  London  18^U.  —  The  tendency  of 
.Strikes    to  produce  Low   wages,  London  1834. 

—  Society  in  America,  3  vis.,  London  1837, 
und  2  vis.  New- York  1837.  —  Eine  deutsche 
Uebersetzung  von  E.  Brinkmeier,  2.  Tle.,  Cassel 
u.  Leipzig  1838.  —  Eastern  Life,  past  and 
present,  London  1846.  n.  ed.  1875.  —  Houshold 
Education,  London  1849.  n.  edit  1864.  —  His- 
tory  of  England  during  the  thirty  year's  peace 
1816  -  46.  3  vis.,  London  1849  -  50.  —  Deutsche 
Uebersetzung  von  R.  J.  Bergius,  4  Bde.,  Berlin 
1853—54.  —  Introduction  to  the  history  of 
England  during  the  thirty  year's  peace,  London 
1851.  —  The  factory  controversy,  a  warning 
against  meddling  legislation,   Manchester  1855. 

In  Verbindung  mit  Atkinson  veröffentlichte 
sie:  Letters  on  the  Law  of  Man's  social  nature 
and  development,  London  1851,  und  Letters 
from  Ireland,  London  1853.  —  Aug.  Comt^s 
Philosophie  positive  wurde  von  ihr  ins  Englische 
übersetzt  und  erschien  2  Bde.,  London  1853. 
new  edit.  1874.  —  M.  H.  Martineaus  Autobio- 
graphy.  Edited  by  Maria  Weston  Chapman, 
3  Bde.,  London  1877. 

Eine  Reihe  von  Artikeln  veröffentlichte  sie 
in  der  „Westminster  Review"  und  besonders  in 
den  j.Daily  News'*,  welche  gesammelt  herausge- 
geben wurden  als:  Miscellaneous,  2  Bde.,  Boston 
1836  und  Biographical  Sketches  1832  -  68  (re- 
printed  form  the  Daily  News),  London  1869. 
3.  edit  1870. 

Vgl.  über  M  a  r  t  i  n  e  a  u :  Nouvelle  biogra- 
phie  generale    t.   XXXIV  (Paris  1861),   S.  61, 


Marx,  Heinrich  Karl, 

wurde  geboren  in  Trier  am  5.  V.  1818  ab  '1-: 
Sohn  des  Advokatanwalta  und   späteren  Ju-tiz- 
rata  Heinrich  Marx,   der,  wie  aus  dem  Tär 
schein  des  Sohnes  ersichtlich ,   1824  mit  »»ds^ 
Familie    vom   Judentum   zum   ProtestantiMB> 
übertrat.    Nach  beendigter  Vorbildung  auf  d«-!L 
Trierer  Gymnasium   studierte  Karl  Marx  •-:.! 
1835  in  Bonn,  sodann  in  Berlin   erst   Rechts- 
wissenschaft, später  Philosophie  und  promovirTi' 
in  Berlin  als  Dr.  phil.  1841   mit   einer  Dis«-T- 
tation  über  die  Philosophie  Epiknrs.     In  ticsi- 
selben  Jahre  siedelte  er  nach  Bonn  über,  ö^ 
dort  sich  als  Dozent  zu  habilitieren,   aber  iL^ 
Schwierigkeiten,  die  die  Eegiemng^  seinem  ettir 
daselbst  als  Dozent  der  Theologie  fonisrienrn'i'rfi 
Freunde  Bruno  Bauer  in  den  Weg  legte  bb-] 
die  mit  Bauers  Entfernung  von  der  L'nivemtat 
endigten,  machten  ihm  bald  klar,    dass  für  iio: 
kein  Platz  sei  an  einer  preussischen  Ho<*L.«cLiil*- 
—    Um    dieselbe   Zeit    wurde    von    den    jnnr- 
begelisch    angehauchten    jüngeren    Elementri 
der  rheinischen  radikalen  Bourgeoisie,  im   Eis- 
Verständnis  mit  den  liberalen  Führern  Oämp- 
hausen   und    Hansemann,    die    Gründnx' 
eines    grossen   Oppositionsblatt^s   in   Köln  iu- 
geregt,  Marx  und  Bauer  wurden  aU  tfiehti^t 
Hauptmitarbeiter   ebenfalls    zu    Rat    gez>>£rt!L 
Eine  —  damals  nötige  —  Konzession  war  '\i 
der  Stille  auf  Umwegen  besorgt,  und  so  er^hirj 
die  ,, Rheinische  Zeitung**  am  1.  I.  1H42,    Mari 
schrieb  von  Bonn  aus  grössere  Artikel   in  «Ur 
neue  Blatt;  die  hauptsächlichsten  waren:  eiüf 
Kritik  der  Verhandlungen  des  rheinischen  Pr«- 
vinziallandtags,  eine  Arbeit  über  die  Lage  d^r 
bäuerlichen    Winzer    an   der   Mosel    und   eitr 
andere  über  den  Holzdiebstahl  nnd  die  ihn  fc-^ 
treffende  Gesetzgebung.    Im  Oktober  1842  üWr- 
nahm  er  die  Oberleitung  des  Blattes  nnd  siedelte 
nach  Köln  über.    Von  da  au  erhielt  die  Zeitung 
einen  scharf  oppositionellen  Charakter.    Alittii 
die  Leitung  war  eine  so  geschickte,  dass  troti 
der  über  die  Zeitung  verhängten  erst  doppelten, 
dann  dreifachen  Censur  (erst  der  gewöhnüciif 
Censor,  dann  der  Regierungspräsident,  endliib 
ein  von  Berlin  ad  hoc  hergesandter  Herr  tob 
Saint-Paul)   die   Regierung  dieser   Art  Pres-* 
schwer  beikommen  konnte  und  sich  daher  ent- 
schloss,   das  Weitererscheinen  der  Zeitung  vom 
1.  I.  1843  an   zu  untersagen.     Durch  den  an 
jenem  Tage  erfolgten  Rücktritt  Marx'  von  der 
Redaktion  erkaufte  man  eine  Galgenfrist  von 
drei    Monaten,    aber    dann    erfolgte   doch  die 
schliessliche  Unterdrückung  des  Blatte.«. 

Marx  entschlo.ss  sich  nun,  nach  Parii>  zu 
gehen,  wohin  auch  Arnold  Rüge  nach  der 
ungefähr  gleichzeitig  erfolgten  Unterdräckung 
der  ,,Deutschen  Jahrbücher"  sich  wenden  woUtt-. 
Zuvor  aber  heiratete  er  in  Kreuznach  Jeniiy 
von  W^cstphalen,  seine  Jugend^enossin.  mit  der 
er  schon  seit  Beginn  seiner  Universitätszeit  ver- 
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«^t>t    gewesen  war.     Das  junge  Paar  kam  im 
J^^rbst    1843  nach  Paris,   wo  Marx  und  Rüge 
li*?i   „Deutsch-französischen  Jahrbücher"  heraus- 
^siben,  eine  Zeitschrift,  von  der  indes  bloss  das 
*ir>«.te  Heft  erschien;  die  Fortsetzung  scheiterte 
t<^ils   an   den  übergrossen  Schwierigkeiten   der 
ti.6imlichen  Verbreitung  in  Deutschland,  teils  an 
4I011   sehr  bald  zu  Tage  tretenden  principiellen 
X.>ifrerenzen  zwischen  den  beiden  Redakteuren. 
^tC  n  jg  e    blieb   im   Fahrwasser   der   Hegeischen 
Fliilosophie  und  des   politischen  Radikalismus, 
ZVfarx   warf  sich   aufs  Studium  der  politischen 
Ookonomie,   der   französischen  Sozialisten   und 
<ler  Geschichte  Frankreichs.    Das  Resultat  war 
H-ein  Uebergang  zum  Sozialismus.  Im  September 
1lS44   kam   Fr.  Engels   auf  einige   Tage   nach 
I*uris  zu  Marx;  beide  waren  seit  der  gemein- 
$^si.ii]en    Arbeit   an    den    „Deutsch-französischen 
^  ahrbüchem"  in  Briefwechsel  getreten,  und  von 
hier    an   datiert   das   Zusammenwirken  beider, 
das    nur   mit  dem   Tode   von  Marx  ein  Ende 
nahm.     Seine   erste   Frucht    war    eine    Streit- 
schrift gegen  Bruno  Bauer,  mit  dem  man, 
ixn  Verlauf  des  Zersetzungisprozesses  der  Hegei- 
schen Schule,  ebenfalls  principiell  auseinander- 
j^ekommen  war:   „Die  heilige  Familie.    Gegen 
ii.  Bauer  und  Konsorten."   Frankfurt  a.  M.  1Mb. 
Marx    half   mit    bei    der  Redaktion   eines 
kleinen  deutschen  Wochenblattes,  das  in  Paris 
unter    dem  Namen    „Vorwärts"  erschien    und 
das   die  Misere   des  damalijy^en   deutschen  Ab- 
solutismus  und   Scheinkonstitutionalismus    mit 
beissendem  Spotte  überschüttete.    Dies  war  für 
die    preussische   Regierung   die  Veranlassung, 
vom  Ministerium  Guizot  die  Ausweisung  von 
Marx  aus  Frankreich  zu  verlangen.    Sie  wurde 
bewilligt;    Anfang    1845    siedelte    Marx   nach 
Brüssel  über,   wohin  bald  darauf  auch  Engels 
kam.     Hier  veröffentlichte  Marx  Misere  de  la 
Philosophie,    reponse   ä    la   Philosophie   de   la 
Misöre  de  M.  Proudhon,  Bruxelles  et  Paris  1847, 
ferner:    Discours    sur    la    questiou    du    Libre 
Echange,   Bruxelles  1848.     Ausserdem   schrieb 
er   dann  und  wann  Artikel  in  die  „Deutsche 
Brüsseler  Zeitung".    Im  Januar  1848  arbeitete 
er  mit  Engels  das  „Manifest  der  kommunisti- 
schen Partei"  aus,  im  Auftrag  derCentralbehörde 
des  Bundes  der  Kommunisten,   einer  geheimen 
Propagandagesellschaft,   der  Marx  und  Engels 
im  Frühjahr  1847  beigetreten  waren.    Das  Mani- 
fest ist  seitdem  in  unzähligen  autorisierten  und 
unautorisierten  deutschen  Ausgaben  erschienen 
und  in  fast  alle  europäischen  Sprachen  übersetzt. 
Als  die  Februarrevolution   1848  ausbrach 
und  auch  in  Brüssel  Volksbewegungen  hervor- 
rief, wurde  Marx   verhaftet  und   aus  Belgien 
ausgewiesen;  inzwischen  hatte  ihn  die  provi- 
sorische Regierung  der  französischen  Republik 
eingeladen,  wieder  nach  Paris  zu  kommen,  und 
so  kehrte  er  dorthin  zurück. 

In  Paris  trat  er  zunächst  mit  seinen 
Freunden  der  Legionsspielerei  entgegen,  die 
der  Majorität  der  neuen  Regierung  ein  bequemes 
Mttel  bot,  sich  die  „lästig  fallenden"  fremden 
Arbeiter  vom  Halse  zu  schaffen.  Es  war  klar, 
dass  die  so  bei  hellem  Ta^e  organisierten  belgi- 
schen, deutschen  etc.  Legionen  die  Grenze  nur 
überschreiten  konnten,  um  in  eine  wohl  vor- 
bereitete Falle  zu  gehen,  wie  dies  denn  auch 
thatsächlich  der  Fall  war.  Marx  und  die 
übrigen   Leiter   des   Kommunistenbundes  ver- 


schafften an  vierhundert  arbeitslosen  Deutschen 
dieselbe  Reiseunterstützung  wie  den  Legionären, 
so  dass  sie  ebenfalls  nach  Deutschland  heim- 
kehren konnten. 

Im  April  ging  Marx  nach  Köln,  und  am 
1.  VI.  erschien  dort  unter  seiner  Leitung  die 
Neue  Rheinische  Zeitung,  die  im  folgen- 
den Jahre  am  19.  V.  zuletzt  herauskam;  die 
Redakteure  wurden  entweder  gerichtlich  mit 
Verhaftung  oder  als  Nichtpreussen  mit  Aus- 
weisung bedroht.  Letzteres  Schicksal  traf  Marx, 
der  während  seiner  Brüsseler  Zeit  seine  Ent- 
lassung aus  dem  preussischen  Staatsverbande 
fenommen  hatte.  Während  des  Bestandes  der 
eitung  hatte  er  zweimal  vor  den  Geschworenen 
zu  erscheinen,  am  7.  II.  1849  wegen  Pressver- 
gehens und  am  8.  wegen  Aufforderung  zum 
bewaffneten  Widerstände  gegen  die  Regierung 
(zur  Zeit  der  Steuerverweigerung,  November 
1848);  beide  Male  erfolgte  Freisprechung. 

Nach  der  Unterdrückung  der  Zeitung  ging 
Marx  wieder  nach  Paris,  wurde  aber  nach  der 
Demonstration  vom  13.  VI.  vor  die  Wahl  ge- 
stellt, entweder  sich  in  die  Bretagne  inter- 
nieren zu  lassen  oder  Frankreich  abermals  den 
Rücken  zu  kehren.  Natürlich  zog  er  das  letztere 
vor  und  ging  nach  London,  wo  er  nun  end- 
giltig  seinen  W^ohnsitz  aufschlug. 

In  London  gab  er  heraus :  Neue  Rheinische 
Zeitung,  politisch-ökonomische  Revue,  Hamburg 
1850,  wovon  6  Hefte  erschienen  sind.  Seine 
Hauptarbeit  hierin  ist:  „1848  bis  1849",  eine 
Darstellung  der  Ursachen  und  des  inneren  Zu- 
sammenhangs der  Ereignisse  dieser  Jahre,  na- 
mentlich in  Frankreich;  femer  (mit  Engels  zu- 
sammen) Rezensionen  und  politische  Ueber- 
sichten.  An  die  erstere  Arbeit  schloss  sich 
bald  darauf  als  Fortsetzung :  Der  18.  Brumaire 
des  Louis  Bonaparte,  New-York  1852,  neu  auf- 
gelegt Hamburg  1869  und  1885.  Der  grosse 
Kommunistenprozess  in  Köln  veranlasste  eine 
weitere  Broschüre:  „Enthüllungen  über  den 
Kölner  Kommunistenprozess",  Boston  1853, 
neueste  Auflage  Zürich  1885.  Von  1852  an 
war  Marx  Londoner  Korrespondent  und  jahre- 
lang gewissermassen  Redakteur  für  Europa  bei 
der  New- York  Tribüne.  Seine  Artikel  sind  teils 
mit  seinem  Namen  unterzeichnet,  teils  figurieren 
sie  als  Leitartikel;  es  sind  nicht  gewöhnliche 
Korrespondenzen,  sondern  auf  gründlichen  Studien 
beruhende,  oft  eine  ganze  Artikelreihe  um- 
fassende Darlegungen  der  politischen  und  öko- 
nomischen La^e  der  einzelnen  europäischen  Län- 
der. Die  militärischen  Aufsätze  darunter,  über 
den  Krimkrieg,  die  indische  Rebellion  etc.,  sind 
von  Engels.  Einige  der  Marxschen  Artikel  über 
Lord  Palmerston  wurden  in  London  als  Bro- 
schüren abgedruckt.  Diese  Mitarbeit  an  der 
Tribüne  nahm  erst  ein  Ende  mit  dem  ameri- 
kanischen Bürgerkriege. 

Das  Jahr  1859  verwickelte  Marx  einerseits 
in  eine  aus  dem  italienischen  Kriege  entspringende 
Polemik  mit  Karl  Vogt,  die  ihren  Abschluss 
fand  in:  Herr  Vogt,  von  Karl  Marx,  London 
1860.  Andererseits  aber  brachte  es  die  erste 
Frucht  seiner  jahrelangen  ökonomischen  Studien 
im  Britischen  Museum,  in  der  Gestalt  des  ersten 
Heftes  von :  Zur  Kritik  der  politischen  Oekonomie, 
Berlin  1859.  Kaum  aber  war  dies  erste  Hefe 
erschienen,  da  entdeckte  3farx  auch,  dass  er 
mit   der  Detailausführung  der  Grundgedanken 


Uandwörterbuch  der  Staatswigsenschaften.    Zweite  Auflage.    Y. 
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der  folgenden  Hefte  noch  nicht  vollgtändi^  im 
reinen  sei ;  das  noch  vorhandene  Manuskript  ist 
der  heste  Beweis  dafür.  Er  lin^  also  sofort 
wieder  von  vorn  an,  und  so  erschien,  statt  jener 
Fortsetzung,  erst  1867:  Das  Kapital.  Erstes 
Buch:  Der  Prodnktionsprozess  des  Kapitals, 
Hamburg  1867. 

Während  er  die  ganzen  drei  Bände  des 
^Kapital"  —  das  zweite  und  dritte  wenigstens 
im  Entwürfe  —  ausarbeitete,  fand  Marx  endlich 
auch  wieder  eine  Gelegenheit  zu  praktischer 
Thätigkeit  in  der  Arbeiterwelt.  1864  wurde 
die  internationale  Arbeiterassociation  gegründet. 
Viele,  namentlich  Franzosen,  haben  sich  den 
Ruhm  angemasst,  als  Gründer  dieser  Association 
zu  gelten.  Es  ist  selbstredend,  dass  so  etwas 
nicht  von  einem  allein  gegründet  werden  kann. 
Aber  soviel  ist  sicher:  unter  allen  Beteiligten 
gab  es  nur  einen,  der  sich  klar  war  über  das, 
was  zu  geschehen  hatte  und  was  zu  gründen 
war,  das  war  der  Manu,  der  schon  1848  den 
Ruf  in  die  Welt  geschleudert:  Proletarier  aller 
Länder,  vereinigt  euch! 

Bei  der  Gründung  der  Internationale  ver- 
suchte auch  Joseph  Mazzini,  die  sich  zusammen- 
findenden  Elemente   für  seine   mystische  kon- 
spira torische  Demokratie  des  Dio  e  popolo  zu 
gewinnen  und  zu  verwerten.   Aber  der  in  seinem 
Samen   vorgelegte   Entwurf  zu   Statuten  und 
Inauguraladresse  wurde  verworfen  zu  Gunsten 
der  von  Marx  redigierten,  und  von  nun  an  war  j 
Marx  die  I^eitung  der  Internationale  gesichert,  j 
Von  ihm  sind   sämtliche  Erlasse  des  General- ' 
rates  geschrieben ,   namentlich  auch   der   nach  1 
dem    Fall    der   Pariser   Commune    erschienene ' 
und  in   die    meisten   Sprachen   Europas   über- 1 
setzte  „Bürgerkrieg  in  Frankreich".  j 

Es  ist  hier  nicht  die  Geschichte  der  Inter-  l 
nationale   zu   erzählen.     Es    gentige ,    dass    es  I 
Marx  gelang,  Statuten  nebst  principieller  Moti- 
vierung zu  entwerfen,  unter  denen  französische 
Proudhonisten,  deutsche  Kommunisten  und  eng- 
lische Neugewerkschaftler  einmütig  zusammen- 
wirken   konnten    und   dass  die  Harmonie  der 
Vereinigung  keine  Störung  erlitt,  bis  die  Leute 
ans   Licht   traten,   die   seitdem   jede  Arbeiter- 
bewegung zu  stören  gesucht,   die  Anarchisten 
unter  Bakunin.     Es   versteht    sich ,    dass    die  i 
Macht  der  Association  lediglich  in  der  bisher  ■ 
unerhörten  Thatsache  der  versuchten  Vereinigung 
des    europäischen    und    amerikanischen    Prole- 
tariats lag;   andere  als  moralische  Mittel  hatte 
der  Generalrat  nicht,  sogar  nicht  einmal  Geld- 
mittel, statt  der  vielberufenen   „Millionen  der 
Internationale"    verfügte    er    meist    nur    über 
Schulden.    Wohl  nie  ist  mit  so  wenig  Geld  so 
viel  Igel  ei  stet  worden. 

S'ach  der  Commune  war  die  Internationale 
in  Europa  unmöglich  geworden.  Den  Kampf 
gegen  die  Regierungen  und  die  in  allen  Län- 
dern gleich  erregte  Bourgeoisie  in  der  bis- 
herigen Form  fortzuführen,  hätte  kolossale  Opfer 
gekostet.  Dazu  der  Kampf  im  Innern  der 
Association  selbst  gegen  die  Anarchisten  und 
die  zu  ihnen  neigenden  proud  hon  ist  Ischen  Ele- 
mente. Le  Jen  ne  valait  pas  la  chandelle. 
Nachdem  also  auf  dem  Haager  Kongress  der 
formelle  Sieg  über  die  Anarchisten  erkämpft  war, 
schlug  Marx  vor,  den  Generalrat  nach  New- 
York  zu  verlegen.  Die  Fortdauer  der  Associa- 
tion war  so  sicher  gestellt  für  den  Fall,  dass 


veränderte  Umstände  die  Wiederanfnahice  d-r- 
selben  in  Europa  nötig  machen.  Als  aber  ^A'n- 
Umstände  eintraten,  war  die  alte  Form  ^rr- 
altet;  die  Bewegung  war  der  alten  Int^raaii-o 
nale  weit  über  den  Kopf  gewachsen. 

Von  jetzt  an  blieb  Marx  der  SffeDtli«  Wn 
Agitation  fremd,  aber  darum  nicht  minder  th^r^- 
in  der  europäischen  und  amerikanischen  Arlrüirj-- 
bewegunfif.  Er  stand  in  Briefwechsel  mit  H-i 
allen  Führern  in  den  verschiedenen  Landete, 
die  ihn,  wenn  irgend  möglich,  bei  wichnir-: 
Anlässen  persönlich  zu  Rate  zog-en;  er  w^rl: 
mehr  und  mehr  der  vielgesuchte  und  stet^  \^ 
reite  Berater  des  streitbaren  Proletariats.  Ife 
alledem  aber  konnte  sich  Marx  jetzt  wit^irr 
seinem  Studium  zuwenden,  deren  Feld  »ch  iir- 
zwischen  sehr  erweitert  hatte.  Bei  «rin-m 
Manne,  der  ieden  Gegenstand  auf  sebe  l-- 
schichtliche  Entstehung  und  seine  V  .H— 
dingungen  prüfte,  entsprangen  selbstredend  an.- 
jeder  einzelnen  Frage  ganze  Reihen  netTi" 
Fragen.  Urgeschichte,  Agronomie,  mssiM-i-- 
und  amerikanische  GrnndbesitzTerhftltnissc.  u^ 
logie  etc.  wurden  durchgenommen,  um  namtrst- 
licn  den  Abschnitt  des  III.  Buches  des  ^ Kapita:' 
über  Grundrente  in  einer  bisher  nie  versachttn 
Vollständigkeit  auszuarbeiten.  Zu  den  simt- 
liehen  germanischen  und  romanischen  Sprach  rs, 
die  er  mit  Leichtigkeit  las,  lernte  er  auch  d  ■<  h 
altslavisch,  russisch  und  serbisch.  Leidt^r  at«-? 
verhinderte  ihn  zunehmende  Kränklichkeit  an 
der  Verwertung  des  so  gesammelten  Stoff»^. 
Am  2.  XII.  1881  starb  seine  Frau,  am  9. 1.  In^t 
seine  älteste  Tochter,  am  14.  III.  de^sell^n 
Jahres  entschlief  er  sanft  in  seinem  Lehusturi. 

Die  meisten  im  Druck  erschienenen  Bii*- 
graphieen  von  Marx  wimmeln  von  Irrtüm^^rn. 
Authentisch  ist  nur  die  im  Brackeschen  Vt.lks- 
kalender  für  1878  in  Braunschweig  erschieneiic 
(von  Engels). 

Folgendes  ist  die  möglichst  vollständige  Li^ie 
der  in  Druck  erschienenen  Schriften  von  Man: 

Rheinische    Zeitung,    Köln    1842:    Artikel 
über  die  rheinischen  Pro vinziall and ta^s Verhand- 
lungen, über  die  Lage  der  bäuerlichen  Winier 
an  der  Mosel,  über  Holzdiebstahl:  Leitarriktl 
Okt.— Dezbr.  1842.  —  Deutsch-französische  Jahr- 
bücher von  A.  Ru^e  und  K.  Marx,  Paris  1844: 
Einleitung  zur  Kritik  der  Hegeischen  KechtsphiJi- 
Sophie :  Zur  Judenfrage.  Einl.  franz.,  Paris  lS*o. 
—  K.  Marx  und  F.  Engels,  Die  heilige  Familif 
Gegen  Bruno  Bauer  und  Konsorten.     Franklnit 
a.  M.  184Ö.  —  Kleinere  Artikel  (anonym)  im  Pariser 
„Vorwärts",  1844.  —  Diverse  Aufsätze,  anonym 
und  gezeichnet,  in  der  „Deutschen  Brüsseler  Ztir". 
Brüssel  1846-47.  —  Misere  de  la  Philosoj.hit-. 
repouse  ä  la  Philosophie  de  la  mis^redeM.  Proud- 
hon,  Bruxelles  et  Paris  1847  u.  Paris  1896.  Deut*  h. 
Stuttgart,  2.  Aufl.  1892,  3.  Aufl.  1895.    Sp&nM. 
Madrid  1892.  —  Disconrs  sur  le  Libre  IxrbaDir^, 
Bruxelles  1848.  Englisch,  Boston  1889.  Deutsch  in 
der  deutschen  Ausgabe  von  „Misere  de  la  Philoso- 
phie". —  Mit  F.  Engels:  Manifest  der  kommuuiAii- 
schen  Partei,  London  1848.  Zuletzt  deutsch :  Lond. 
1890 ;  übers,  in  fast  alle  europäischen  Sprachen,  zu- 
letzt Brüssel  1896.  —  Aufsätze  in  der  Neuen  Rhein. 
Zeitung,  Leitartikel  etc.,  Köln  1848—49.    Davon 
mehrfach  separat  abgedruckt:  „Lohnarbeit  und 
Kapital",  zuletzt  Berlin  1892;  erschien  nis»*i?<"h, 
polnisch,  italienisch,  französisch.  —  Zwei  poli' 
tische  Prozesse,  Köln  1849  (zwei  Verteidigung^ 
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?clen  von  Marx).  —  Revolution  and  counter- 
:-  "volntion,  or  Germany  in  1848.  Edit.  by  Eleanor 
[  £%rx  Aveling,  London  1896;  deutsch  von  K. 
LsÄUtsky,  Stuttgart  1896.  —  Neue  Rheinische 
löitung-Revne.  Hamburg  1850.  BHefte.  Darin  von 
Xarx:  Die  Klassenkämpfe  in  Frankreich  1848— 
.»ö() ;  Neue  Ausg.  von  Fr.  Engels,  Berlin  1895.  - 
Viit  £ngels  vert'asst:  Rezensionen  und  Monats- 
-c>^ue,  —  Der  achtzehnte  Bramaire  des  Louis  Bona- 
pi^rte.  Kew- York  1852.  Dritte  Auflage  Hamburg 
1^*89.  Erschien  auch  französisch,  ferner  eug- 
lif4ch,  New- York  u.  London  1899.  —  Enthüllungen 
viV>er  den  Kölner  Kommunistenprozess.  Basel  1852. 
<  A^nflage  konfisziert.)  Boston  1853.  Zuletzt  Zürich 
l^^ö  u.  (Abdruck  der  Ausg.  v.  1885)  Berlin  1895. 

Artikel  in  der  New- York  Tribüne  1853—1860. 

Darin  einige  über  Palmerston  -  ■  vermehrt  — 
in    London  1856  als  Pamphlete  erschienen.  — 
l*^ree  Press,  Sheffield  Juni  1856  und  London  bis 
April  1857:  Revelations  of  the  Diplomatie  His- 
tory  of  the  18.  Century  (über  die  fortlaufende 
interessierte    Abhängigkeit    englischer    Whig- 
minister  von  Russland).  —  Das  Volk,  London 
1Ö59:  Aufsätze  zur  diplomatischen  Geschichte 
des   italienischen  Krieges  1859.  —  Zur  Kritik 
der  politischen  Oekonomie,  1.  Heft,  Berlin  1859. 
Polnisch  1890.  -   Herr  Vogt,  London  1860.  — 
Inaugural  Address  der  Internationalen  Arbeiter- 
a«3ociation,  London  1864;  ferner  alle  Veröifent- 
lic bimsen  des  Qeneralrates,  bis  inklusive  The 
«Zivil  War  in  France,  London  1871.    (Deutsch 
zuletzt  Berlin  1892,  auch  französisch,  italienisch, 
spanisch   erschienen.)   —   Das  Kapital.    Kritik 
der  politischen  Oekonomie.    Erstes  Buch.  Ham- 
burg 1867, 2.  Aufl.  1873, 3.  Aufl.  1883, 4.  Aufl.  1890. 
Erschienen  russisch,  französisch,  englisch,  pol- 
nisch, dänisch,  holländisch  (Amsterdam  1894).  — 
Dasselbe.    Zweites  Buch,  Hamburg  1885,  zweite 
Auflage  1893.     Erschien    auch    russisch.     Das 
dritte  Buch  erschien  1894. 

London.  .    FHedrieh  Eng  eis, 

LUteratnr.   Vorbemerkung.  DieLitte- 
ratur  über  Karl  Marx  ist  eine  so  ausserordent- 
lich umfangreiche,   dass   an   dieser  Stelle  nur 
eine  kleine,  sehr  begrenzte  Auswahl  angeführt 
werden  kann.  —  Es  sollen  nur  Veröffentlichungen 
herangezogen  werden,  die  seit  1894  erschienen 
sind  und  zwar  deshalb,   weil  erst  in  dem  ge- 
nannten Jahre  der  III.  Band  des  ökonomischen 
Hauptwerkes  von  Marx  „Das  Kapital"  erschienen 
ist;  durch  die  Darlegungen  dieses  IIL  Bandes, 
b^^onders  durch  die  Lehre  vom  Marktpreise  und 
der  Durchschnitt sprofi träte  haben  die  wichtigsten 
ökonomischen   Theorieen   von  Marx  erst  ihren 
Abschlnss  erhalten;   daher   die  litteratur  aus 
der  Zeit  vorher  —  wenigstens  die  auf  die  öko- 
nomischen Theorieen  bezügliche  —  stellenweise 
veraltet  ist.    Was  aber  die  sozialphilosophischen 
Grundanschauungen    Marx'    anlangt,    so    kann 
dieser  Zeitpunkt  ebenfalls  innegehalten  werden, 
da  wir  erst   seit   1896   eine   tiefere   und   ein- 
gehendere Auseinandersetzung  mit  der  materia- 
listischen Geschichtsauffassung,  der  eigentlichen 
Gnmdlage  der  Marxschen  Sozialphilosophie,  be- 
sitzen und  zwar  in  Stammlers  Buch  „Wirt- 
schaft nnd  Recht"  (Leipzig  1896).   —    Es  rauss 
ferner  ansser  Berücksichtigung  bleiben  die  ganze 
ausländische  Litteratur  mit  Ausnahme  der  von 
fremdländischen  Autoren  in  deutscher  Sprache 
verfassten  Schriften;   übrigens   steht   die   aus- 


ländische Marx-Litteratnr  bisher  gegenüber  der 
deutschen  sowohl  an  Umfang  als  Bedeutung 
weit  zurück.  —  Auch  die  zahlreichen  Zeit- 
schriftenaufsätze, die  sich  mit  Marx  beschäftigen, 
konnten  nicht  Aufnahme  finden;  vielmehr  sind 
nur  einzelne  besonders  bemerkenswerte  Abhand- 
lungen erwähnt.  Schliesslich  sei  noch  darauf 
hingewiesen,  dass  auch  innerhalb  dieser  Be- 
schränkungen keineswegs  bibliographische  Voll- 
ständigkeit beabsichtigt  ist,  sondern  nur  Hervor- 
hebung derjenigen  Litteratur,  durch  welche  die 
Kenntnis  bezw.  die  Kritik  des  Marxismus  eine 
besondere  Förderung  erfahren  hat.  Eine  ziem- 
lich vollständige  Uebersicht  über  die  deutsche 
und  ausserdeutsche  Marx-Litteratur  findet  sich 
bei  S  t  a  m  m  h  a  m  m  e  r ,  Bibliographie  des  Sozialis- 
mus nnd  Kommunismus,  Bd.  I,  Jena  1893;  Bd.  II, 
Jena  1900.  - 

A.  Gesamtdarstellungen  desMarx- 
schen  Systems.  Eine  erschöpfende  und  aus- 
reichende Darstellung  der  Marxschen  Lehren 
fehlt  noch  vollständig ;  es  giebt  kein  Werk,  das 
in  eingehender  Weise  die  Anschauungen  von 
Marx ,  sei  es  referierend,  sei  es  kritisch,  be- 
handelt. Ebenso  fehlt  eine  ausführlichere  Marx- 
Biographie.  Zur  vorläufigen  Orientierung  sind 
am  besten  geeignet  neben  der  obigen  Biographie 
von  Engels  die  Schriften  von  Liebknecht, 
Karl  Marx  zum  Gedächtnis.  Ein  Lebensab- 
riss  und  Erinnerungen,  Nürnberg  1896,  und 
Lafargue,  Karl  Marx.  Persönliche  Erinne- 
rungen. Neue  Zeit.  IX.  Jahrgang,  Band  1. 
In  absehbarer  Zeit  ist  aber  nicht  daran  zu 
denken,  dass  diese  Arbeit  von  einem  einzelnen 
geleistet  werden  könnte;  erst  nach  grossen 
Vorarbeiten  und  nach  Erledigung  zahlreicher 
litterarhistorischer  und  dogmenkritischer  Kontro- 
versen könnte  an  ein  derarti^^es  unter- 
nehmen herangetreten  werden.  Eine  Gesamt- 
ausgabe der  Marxschen  W^erke  einschliesslich 
seiner  Zeitschriftenartikel  wäre  dringend  wün- 
schenswert, um  diese  Vorarbeiten  zu  erleichtern. 
Vorläufig  muss  -  -  wie  bisher  —  der  Schwer- 
punkt der  Marx-Litteratur  auf  der  Behandlung 
der  Einzelprobleme  beruhen,  zu  denen  die  Werke 
von  Marx  in  so  grossem  Masse  Anlass  geben.  —  ■ 

Die  Bücher,  die  bisher  versucht  haben,  das 
Ganze  des  Lebenswerkes  von  Marx  kritisch  zu 
beleuchten,  sind  an  der  Grösse  dieser  Aufgabe 
gescheitert.  —  1)  Wenckstern,  Marx,  Leipzig 
1896 ;  der  Teil,  welcher  die  nationalökonomischen 
Fragen  behandelt,  enthält  manche  treftende 
kritische  Bemerkung  zur  Wert-  und  Mehrwert- 
lehre, hätt€  aber  im  ganzen  viel  klarer,  schärfer 
und  übersichtlicher  ausgearbeitet  sein  müssen. 
In  den  sozialphilosophischen  Kapiteln  sucht 
Wenckstern  Marx  zu  „ethisieren" ;  der  litterar- 
historische  Teil  legt  einzelnen  sogenannten  ,.  Vor- 
läufern" von  Marx,  z.B.  LeChevalier,Proud- 
hon  u.  a.,  zu  grosse  Bedeutung  bei  (cf.  Lexis 
in  Schmollers  Jahrbuch  1899,  Diehl  in 
Conrads  Jahrbüchern  1896,  II).  2)  Masaryk, 
Die  philosophischen  und  soziologischen  Grund- 
lagen des  Marxismus.  Studien  zur  sozialen  Frage. 
Wien  1899.  Enthält  eine  Fülle  von  Litteratur- 
nachweisen  und  giebt  kritische  Erläuterungen 
zu  fast  sämtlichen  Schriften  von  Marx  und 
Engels.  Bei  der  Ueberfülle  des  Stoffes  verraisst 
man  aber  die  einheitlichen,  leitenden  Grund- 
gedanken ;  vieles  bleibt  unklar  und  widerspruchs- 
voll.    Die  Marxschen  Schriften   aus   den  40  er 
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Jahren  werden  in  ihrer  Bedeutung  für  Marx' 
System  weit  überschätzt,  ebenso  der  Einüuss 
Feuerbachs  auf  Marx.  Auch  an  offenbaren 
Missverständnissen  der  Marxschen  Lehren  fehlt 
es  nicht  und  bei  der  Kritik  von  Marx  werden 
die  verschiedenen  Auffassunjren  von  Marx  aus 
den  verschiedenen  Perioden  &eines  Lebens  nicht 
scharf  ^enug  auseinandergehalten  (cf.  S  i  m  k  h  o  - 
witsch,  Conrads  Jahrb.  HH'O,  I,  Labriola, 
Neue  Zeit,  Bd.  18,  I,  1899).  8)  Max  Lorenz, 
Die  Marxistische  Sozialdemokratie  (Bibliothek 
für  Sozia Iwissenschaft,  Band  9\  Leipzig  189(5, 
eine  populäre  Darstellung  des  Marxschen  Systems. 
4)  Paul  Weisen  grün.  Der  Marxismus  und 
das  Wesen  der  sozialen  Frage,  Leipzig  UJOO, 
ist  gänzlich  unzureichend.  — 

ß.  Litteratur  zur  allgemeinen 
Orientierung  über  Marx'  Stellung  in 
der  Geschichte  des  Sozialismus  und 
der  sozialen  Bewegung.  1)  Sorabart 
giebt  in  seiner  Schrift  „Sozialismus  und  soziale 
Bewegung  im  19.  Jahrhundert",  IIL  Auflage, 
Jena  UKK),  Kapitel  5  eine  zwar  knappe,  aber 
sehr  treffende*  und  klare  Darstellung  der  Be- 
deutung von  Marx  und  seiner  Lehre  für  die 
soziale  Bewegung  des  19.  Jahrhunderts.  Den 
Einfluss,  den  Marx  auf  die  ansserdeutschen  sozia- 
listischen Bewegungen  gewonnen  hat,  scheint 
So m hart  allerdings  weit  zu  überschätzen 
(cf.  Diehl,  Preuss.  Jahrbücher  Bd.  87,  1897). 
—  2)  Auch  die  von  Herknerin  seinem  Werke 
„Die  Arbeiterfrage'-,  2.  Aufl.,  Berlin  1897  (Kap. 
13  und  21)  gegebene  Darstellung  der  Marxschen 
Lehre  und  ihres  Einflusses  auf  die  Arbeiter- 
bewegung ist  zur  allgemeinen  Orientierung  sehr 
braudibar  und  belehrend.  —  3)  Von  orthodox- 
marxistischem Standpunkt  —  daher  einseitig 
partei-doktrinär  —  schildert  M  eh  ring  (Ge- 
schichte der  deutschen  Sozialdemokratie,  erster 
und  zweiter  Teil,  Stuttgart  1897/98)  die  Be- 
teiligung Marx'  an  der  sozialdemokratischen 
Bewegung.  — 

C.  Schriften  lediglich  referieren- 
den Inhalts  über  einzelne  Teile  des 
Marxschen  Systems.  Für  diejenigen,  die 
zur  Einführung  in  das  Marx-Studium  eine  üeber- 
sicht  über  den  wichtigsten  theoretischen  In- 
halt des  „Kapital"  wünschten,  war  früher 
Kautskys  Buch:  Karl  Marx'  ökonomische 
Lehren,  gfemeinverständlich  dargestellt  und  er- 
läutert (Internat.  Bibliothek,  4.-6.  Heft,  Stutt- 
gart 1897),  ein  vortrefflicher  Leitfaden.  Jetzt, 
nach  dem  Erscheinen  des  IIL  Bandes  des 
„Kapital",  ist  dieses  Buch  teilweise  veraltet; 
zur  Ergänzung  sind  zwei  Arbeiten  heran- 
zuziehen, die  in  gedrängter  Kürze  die  grund- 
legenden theoretischen  Ausführungen  des  III. 
Bandes  zur  Darstellung  bringen:  1)  Conrad 
Schmidt,  Der  dritte  Band  des  „Kapital",  im 
Sozialpolitischen  Central blatt ,  IV.  Jahrgang, 
Nr.  22.  2)  Eduard  Bernstein,  Der  IIL  Band 
des  „Kapital",  Neue  Zeit,  13.  Jahrgang,  I.  Band. 

D.  Kritische  Litteratur  über  die 
sozialphilosophischen  Grundanschau- 
ungen von  Marx,  besonders  die  ma- 
terialistische Geschichtsauffassung. 
Um  den  Marxismus  zu  verstehen,  ist  es  not- 
wendig, bevor  man  an  das  Detail  seiner  national- 
ökonomisch-theoretischen Untersuchungen  heran- 
geht, sich  mit  den  sozialphilosophischen  Grund- 
lagen seiner  Lehren,  d.  h.  mit  der  materialisti- 


schen Geschichtsauffassung  bekannt  zu  mtrirn. 
—  Eine  ebenso  gründliche  wie  geistvolle  Kriti  k 
derselben  findet  sich  in  1)  Stammler.  Wir?- 
schaft  und  H«cht,  nach  der  materialistischen  t^- 
schichtsaufFassung.      Eine    sozial  philosophisrk^ 
Untersuchung  (Leipzig  1896).   die  weitaa»  a_ 
besten  geeignet  ist,  in  das  Stadium  der  Marx- 
schen Sozialphilosophie  einzuführen.    Die  Krink 
geht  vom  neukantianischen  Standpunkt  ans  m.* 
j  weist   die   Mängel   der   Marxschen   Ges<^hieht— 
I  theorie  erkenntnistheoretisch  auf.     Die   KririL 
.kommt   zu   dem  Resultat,   dass    die    Marxs^l:-^ 
I  Theorie   unfertig  und   unausgedacht   sei ;  nat  k 
.Stammlers  Ansicht  muss  zu  der  kausalen  B*— 
j  trachtungsweise     sozialer     ErscheinuDgen    öi- 
I  teleologische    hinzutreten.      Stammler    l»»- 
I  gründet  eine  Theorie  des  sozialen  Ideaüssia-- 
j  wonach  über  die  Berechtigung  einer  einzeln-^ 
I  sozialen  Bestrebung  ein  objektiv  richtiges  ün*^i 
nur  von  dem  formalen  Gesichtspunkte  au^  m^- 
!  lieh  ist,  ob  sie  im  Sinne  der  Idee  einer  Gemeinsi-tefT 
I  frei  wollender  Menschen  vor  sich  geht  'cf.  Voj- 
iländer,  Kantstudien.  2.  Heft  [18961.     Diehi. 
Wirtschaft    und    Recht.      Conrads     Jafarb . 
Bd.  69,  1897).  -     2)  Ebenfalls  vom  neuk&ntian-- 
scheD  Standpunkt  kritisiert  Staudinger  d^n 
Marxismus  m  seinem  Buch  „Ethik  und  I*t4itik- 
(Berlin   1899).    Staudingers   eigener  Siand- 
punkt  ist  jedoch  Marx  nicht  so  .««chroff  ^eign*;^ 
risch  wie  der  Stammlers.  Auch  Sraudinger 
hält  es  für  ein  „unmögliches  Unterfangen**,  di- 
Gesetze  der  Volkswirtschaft  aufzuzeigen,   ubiir 
zugleicb   auch   die   Begründungen    des    RecLt? 
oder  Unrechts  dieser  Gesetze  zu  geben.  —  V«« 
ganz  anderer  Art  der  Beweisführung  gegen  dir 
Methode    der    materialistischen    Geschieh tsani- 
fassung   ist  die    Kritik    bei   3)    Barth,    IHr- 
Philosophie  der  Geschichte  als  Soziologie,  I.  Teil. 
Einleitung  und    kritische   Uebersicht,   'Leipzv^ 
1897,  und  Die  sogenannte  materialistische  G*^ 
Schichtsphilosophie,   in  .Conrads  Jahrb.   Bd.  «Vi 
(1896).     Barth  sucht  durch  Anführung:  zaLl- 
reicher     Einzelbeweise     ans     der     Gesehicbttt 
darzuthun,     dass     neben     den     ökonomisch<>-ii 
auch  noch  natürliche  sowie  sittliche,  rechtlicbt 
und    politische    Faktoren    und    alle    möglicheL 
Ideologieen    auf   die    Gestaltung    d^    sozialf-ii 
Lebens  einwirken;  er  sucht  ferner  den  Beweis 
zu  führen,  dass   Saint-Simon   der   UrhelHrr 
der  materialistischen  Geschichtsauffassung  s*-i. 
Hierbei  hat   der  Verfasser   die   grundlegenden 
Unterschiede   zwischen   St.   Simonistischer 
und   Marxistischer    GesellschaftsaiiffassaDi: 
nicht  genügend  gewürdigt  und  überhaupt  den 
Einfluss  von  St.  Simon  und  Louis  Blau« 
auf  Marx  stark  überschätzt.  —  4)  Der  rus>i- 
sche  Autor  Peter  von  Stru  ve  liefert  in  seiner 
Abhandlung :  „Die  Marxsche  Theorie  der  sozialen 
Entwickelung.    Ein  kritischer  Versuch'*  (Brauns 
Archiv   für   soziale  Gesetzgebung   und   sosiftle 
Statistik,  Bd.  14,  Berlin  1899)  eine  geistreiebe 
und    originelle    Kritik   der    Marxschen   Soaial- 
philosophie.      Struve,     der    sich    selbst    als 
„Marxist"    bezeichnet,    wendet    sich   mit  aller 
Schärfe  gegen  den  Begriff  der  sozialen  Revo- 
lution im  Marxschen  Sinne,  die  im  Widerspmch 
mit  der  materialistischen  Geschichtsau££A&»un£r 
stände,  und  tritt  für  eine  rein  evolutionäre 
Auffassung    der    sozialen    Entwickelung    ein. 
Soziale  Siege  würden  weit  häufiger  durch  schritt- 
weise Abschwächung  der  Widerstände  als  durch 
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^evolutionäre    Aufhebung    potenzierter   Gegen- 
itiace   errungen.    Auch  die   begriffliche  Gegen- 
1  t:,zlicfakeit  von  Kapitalismus  und  Sozialismus 
ei     nicht   haltbar,  vielmehr  sei  der  Uebergang 
<:>x¥i  Kapitalismus  zum  Sozialismus  als  stetige 
Liiti    kausal   begründete  Veränderung   der   Ge- 
fllschaft  nachzuweisen.  —  ö)  Auch  Struves 
^fkndsmann  Simkho witsch  hat  in  seiner  Ab- 
\aiidlung:    Die    Krisis    der    Sozialdemokratie 
Oonrads   Jahrb.   Bd.   72,    1899)    manches    zur 
Kritik      der     materialistischen     Geschichtsanf- 
fvussuiig:    beigetragen.     Er   weist  treffend  nach, 
(l^sa  das  heutige  sozialdemokratische  Programm 
vi*-.le  Sätze  enthalte,  die  bereits  von  Marx  und 
ICxiorels  aufgegeben  waren;  die  meisten  übrigen 
T5t;hanptungen  des  Programms  entsprächen  zwar 
<ler  Marxschen  Doktrin,  seien  aber  ebenso  unhalt- 
\>a.r,  weshalb  eine  völlige  Umarbeitung  der  theore- 
tisihen  Grundlagen  der  Partei,  vor  allem  aber 
«lie  Prei{»gabe  der  materialistischen  Geschichts- 
:\\iffassung  notwendig  sei.    Die  Abhandlung  legt 
ferner  die  idealistische  Unterströmnng  innerhalb 
«ler  Marxisten  an  vielen  Aeusserungen  jüngerer 
I*arteiführer  dar.  —  H)  In  sehr  gfründlicher  und 
scharfsinniger  Weise  kritisiert  Woltmanu  in 
-meinem   Buch    „Der    historische   Materialismus. 
Darstellung  und  Kritik  der  Marxistischen  Welt- 
anschauung", Düsseldorf  ISOO,  die  Marxistische 
Sozial  Philosophie.    Er  nennt  sich  selbst  Marxist, 
aber  sein  Buch  soll  unter  dem  Zeichen  der  Rück- 
kehr zu  Kant  stehen.    Wenn  Weltmann  auch  in 
seiner    litterarhistorischen  Auffassung  vielfach 
irrt,  namentlich  durch   seine  neue,   aber  sehr 
anfechtbare  Behauptung,  Marx  habe  nicht  ein 
System  des  sozialen  Materialismus  aufgestellt, 
sondern  deren  sechs:  nämlich  den  dialektischen, 
philosophischen ,   biologischen ,    geographischen, 
ökonomischen  und  ethischen  Materialismus,  ferner 
durch    seine    Versuche,    die    Marxsche    Lehre 
.^ethisch''   aufzufassen,  so  sind  doch  seine  Ein- 
wände gegen  die  Marxsche  Methode  höchst  be- 
achtenswert  (cf.  Vorländer,   Kant   und   der 
Sozialismus  unter  besonderer  Berücksichtigung 
der  neuesten  theoretischen  Bewegung  innerhalb 
des    Marxismus,    Berlin    1900,    S.    56 ff.,    und 
Simkhowitsch,  Conrads  Jahrb.  1900,  I).  — 
Ferner  seien  noch  folgende  Arbeiten  erwähnt, 
in    denen    kritisch    zur    materialistischen    Ge- 
schichtsauffassung   Stellung    genommen    wird : 
7)  Plechanow,  Holbach,  Helvetius  und  Marx, 
Beiträge  zui*  Geschichte  des  Materialismus,  Stutt- 
gart 1896.  (Vom  marxistischen  Standpunkt.)  (Vgl. 
dazu:  Conrad  Schmidt,  Ein  neues  Buch  über 
die  materialistische  Geschichtsauffassung;   Der 
sozialistische  Akademiker,  II.  Jahrg.  1896,  Nr.  7.) 
—  8)  Ludwig  Stein,  Die  soziale  Frage  im 
Lichte  der  Philosophie,    Stuttgart  1897,   bes. 
S.  378 ff.  —  9)  W.eryho,  3Iarx  als  Philosoph, 
Bern  1895.  — -10)Schitlow8ky,  Beiträge  zur 
Geschichte  u.  Kritik  des  ^iarxismus.    Deutsche 
Worte  1895  u.  1896.  -    11)  Mülberger,  Zur 
Kenntnis  des  Marxismus,  Stuttgart  1894  (kriti- 
siert Marx  vom  proudhonistischenStandpunkt  aus). 
E.  Kritische   Litteratur    über    die 
grundlegenden  nationalökonomischen 
Theorieen    von    Marx,    besonders    die 
Wert-und  Mehrwerttheorie.  Während  die 
sub  C  genannten  Schriften  lediglich  referierend 
sind,  wird   in  einer  Beihe  von  Abhandlungen 
versucht,  die  hauptsächlichsten  nationalökono- 
mischen Theorieen ,    besonders    die  Wertlehre, 


[  kritisch  zu  behandeln.  l)Sombart,  „Zur  Kritik 
des  ökonomischen  Systems  von  Karl  Marx," 
Brauns  Archiv  f.  soz.  Gesetzgebung,  Bd.  7,  1896. 
Den  Widerspruch,  der  existiert  zwischen  der 
Marxschen  Werttheorie  und  der  thatsächlicheu 
Marktpreisbildung  sowie  zwischen  der  Mehr- 
werttheorie und  der  thatsächlicheu  Gestaltung 
des  Durchschnittsprofits  sucht  Sombart  durch  eine 
neue  Auslegung  der  Marxschen  Wertlehre  zu 
beseitigen,  indem  er  erklärt,  dass  das  Wert- 
gesetz bei  Marx  gar  keine  empirische  Giltig- 
keit  habe,  dass  es  nur  ein  Hilfsmittel  des  Öko- 
nomischen Denkens  sei,  nur  eine  Fiktion. 
Diese  Hypothese  Sombarts  steht  mit  dem 
ganzen  Geiste  des  Marxschen  „Kapital**  im 
Widerspruch  und  hat  auch  ausdrückliche 
Zurückweisung  von  Engels  selbst  erfahren 
in  dessen  letzter  Arbeit:  ..Ergänzung  und 
Nachtrag  zum  III.  Buch  des  „Kapital",  Neue 
Zeit,  14.  Jahrgang,  Bd.  7,  S.  10.  —  2) 
Eine  glänzende  und  schlagende  Kritik  der 
Marxschen  Wertlehre  hat  Böhm -Ba werk  ge- 
liefert in  seiner  Abhandlung  ,,?um  Abschluss 
des  Marxschen  Systems*',  enthalten  in  den  Staats- 
wiss.  Arbeiten,  Festgabe  für  Karl  Knies,  Ber- 
lin 1896.  Englisch,  übers,  von  Alice  M.  Macdonald, 
London  1898.  Es  ist  dies  m.  E.  der  beste  bis  jet^t 
erschienene  Beitraj^  zur  Kritik  der  Marxscheu 
Wertlehre  und  gleichzeitig  eine  treffliche  Er- 
gänzung der  Kritik  desselben  Autors  in  seinem 
Werke  „Kapital  und  Kapitalzins*',  Bd.  I,  Inns- 
bruck 1889.  —  Gute  kritische  Bemerkungen  zur 
Marxschen  Wert-  und  Mehrwerttheorie  finden 
sich  bei  3)  Leo  v.  Buch,  üeber  die  Elemente 
der  politischen  Oekonomie,  I.  Teil:  Intensität 
der  Arbeit,  Wert  u.  Preis  der  Waren,  Leipzig 
1896.  —  Noch  eine  Reihe  anderer  Schriften 
hat  sich  um  die  Klarstellung  und  Kritik  der 
nationalökonomischen  Theorie  von  Marx  bemüht : 
4)  Ernst  Lange,  Karl  Marx  als  volks- 
wirtschaftlicher Theoretiker,  Conrads  Jahrb., 
III.  Folge,  Bd  14.  —  5)  Komorzynski, 
Der  III.  Band  von  Karl  Marx'  Kapital,  Zeitschr. 
f.  Volkswirtschaft,  Sozialpolitik  und  Verwaltung, 
Bd.  6,  Heft  2.  —  6)  Riekes,  Wert  U.Tausch- 
wert Zur  Kritik  der  Marxschen  Wertlehre, 
Berlin  1899.  —  7)  Dieb  1,  üeber  das  Verhält- 
nis von  Wert  und  Preis  im  ökonomischen  System 
von  Kari  Marx,  Jena  1898.  —  8)  Diehl,  Die 
Grundrententheorie  im  ökonomischen  System  von 
Kari  Marx,  Conra<ls  Jahrb.,  3.  Folge,  Bd.  17.  — 
F.  Die  neomarxistische  kritische 
Litteratur,  anknüpfend  an  Bernstein. 
Einen  Markstein  iu  der  Marx-Litteratur  bildet 
Bernsteins  Schrift:  „Die  Voraussetzungen 
des  Sozialismus  und  die  Aufgaben  der  Sozial- 
demokratie", Stuttgart  1899;  nicht  so  sehr  durch 
die  absolute  Neuheit  ihrer  Ausführungen,  denn 
viele  Sätze  der  Bernstein  scheu  Kritik  sind 
vorher  von  der  „bürgerlichen"  Nationalökonomie 
in  ähnlicher  Weise  begründet  worden,  sondern 
wegen  der  Persönlichkeit  des  Verfassers:  ein 
Hanptvertreter  der  marxistischen  Sozialdemo- 
kratie, einer  der  hervorragendsten  wissenschaft- 
lichen Führer  des  Marxismus  bekennt  offen 
seine  Zweifel  an  den  fundamentalen  Sätzen 
dieses  Lehrgebäudes  und  meint,  dass  „der  Sozial- 
demokratie ein  Kant  nottbue,  der  einmal  mit 
der  überkommenen  Lehrmeinung  mit  voller 
Schärfe  kritisch  sichtend  ins  Gericht  geht,  der 
aufzeigt,  wie  ihr  scheinbarer  Materialismus  die 
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höchste  und  darum  am  leichtesten  irreführende  |  ziir  Verfügung  gestellte  Enei^e,   d  h.  Ar- 
Ideoloffie  ist,  dass  die  Verachtung  des  Ideals, '  l>eitsleistungsfähigkeit,  verwertet  werden  nr 
die  Erlebung  der  materiel^n  Faktoren  zu  den  I  Krze«^^^^     bestimmt  vorgeschriebeoer  Fc«- 
omnipotenten  Mächten  der  Entwickeluug  Selbst-    ^.^     der  Bewe^im^   oder  der  VemrbeitiiiLr 
täuschung  ist,  die  von  denen,  die  sie  verkünden, .  '^^"  JL^^  ^®^^f!*"8p  ^^^  ^f     ^??™«^^^ 
durch  die  Thiten  bei  jeder  (leleirenheit  selbst "  i?'^  Körpern.    Die  Transportmaschiöeo  sid. 
als  solche  aufgedeckt  ward  und  wird"  (S.  187).  1 -^l^^<>ren,   die  sich  selbst  und  aUes^  wa> 
Den    wichtigsten   Teil    der   Bernstein  sehen   mit    ihnen    verbunden    ist,     in    Bewepnnz 
Ausführungen  bildet  jedoch  nicht  seine  Kritik  \  setzen.     Durch   die    sogenannten    einfachen 
der    Marxschen    Sozialphilosophie    und    seiner ,  Maschinen   (die   schiefe   Ebene    und    der*-s 
Wert-    und    Mehrwerttheorie,    vielmehr    tritt ,  Anwendungen,  nämlich  der  allen  Schneid*^^ 
gerade   hier,    bei   aller   treflflichen   Kritik    im  |  Werkzeugen    zu  Grunde  liegende  Keü  utd 

^•T! ''l";^'*'''  '^?T*  q"T  ^^f  ^^^,,^1^/. '»'^^  die  Schraube,  ferner  der  Hel^l,  das  Wellr»!. 
sicher  fundamentierten  Systematik  oft  störend  .-  p^ji^v  '„-j  ^„^n^ii^u*  ^T;«^  «...«a^^. 
zu  Tage,  sondern  diejenigen  Kapitel,  die  gegen '  ^»^,  !^/^"^]  wird  ermöglicht  eine  gegebet..- 
die  Marxsche  Koncentrations-,  Verelendungs-,  1  Arbeitsgrosse,  die  dun4i  das  Produkt  an •• 
Zusammeubruchs-  und  Krisentheorie  gerichtet  ^l^r  wirkenden  Kraft  und  dem  vom  An- 
sind ;  hier  hat  BeniHtein  auf  die  thatsächliche  Ent- '  griffspunkte  derselben  durchlaufenen  W-tr 
Wickelung  gestützt ,  die  grund leerenden  Be-  j  ausgedrückt  wird,  auf  andere  Art  in  ihr^ 
hauptungen  von  Marx  in  unwiderleglicherweise  Faktoren  zu  zerlegen,  also  insbesondere  einf-a 
^a"^  uf*^^f 'W  funo'*'^  (cf.  Struve  in  Brauns  ^.„-.sseren  Widerstand  auf  einer  kleinen-a 
ArchivBd.  14  1899;.- An  das  Bernst einsehe  strecjce  zu  üben^'inden.  Zugleich  büd.^L 
Buch  schliesst  sich  eine  umfangreiche  kritische  ■  j.  ^:„««.i,^„  vf«o..u;«^.,  riir.  i^«.,«,ii««^  fr. 
Litteratur  an,  die  teils  pro.  teils  contra  Stellung  ,  ^^^«  einfachen  Maßchmea  (he  Grundlage  fij" 
nimmt,  hier  aber  nicht  im  einzelnen  aufgeführt  |  <^^"  ßa\\  ^^^^  zusammengesetzten,  als  dervn 
werden  kann:  die  Mehrzahl  der  polemischen  Auf-  unmittelbare  Bestandteile  kinematische  Ein- 
sätze findet  sich  in  der  „Neuen  Zeit"  und  in  den 
„Sozialistischen  Monatsheften".     Die  schroffste 


mentonpaare  erscheinen,  die  sich  zu  Si:«c»^ 
nannten  Getrieben  zusammenset zen.  Tej.i- 
Zurück Weisung  hat  Bernstein  vom  orthodox- j  uische  Vorrichtungen,  die  nicht  zur  Ueber- 
marxistischeu  Standpunkt  aus  erfahren  durch  1  tragung  und  Formung  von  Kraftwirkuncf-n 
Kautsky.  Bernstein  und  das  soziald^^^^^  wie    Messinstnimente ,    Femir>hiv^, 

sehe  Programm,  Stuttgart  1899.  Kau tskv  hat  zwar  -vf;K«^oi-^,r.^  rk^,4.;ii;^^.>«««.*^  ^«^^  «.^-^i^„ 
mit  Geschick  einige  Tschwächen  namentlich  der  ^^^^^^t^^P^^.  Destillierapparate  etc.  wenden 
sozialphilosophischen  Partieen  des  Bernstein-  ^^^^^^^  Maschinen  sondern  meistens  Apparat^ 
sehen  Buches  aufgewiesen,  im  übrigen  ist  seine  ,  genannt.  Dasselbe  gilt  auch  von  Telegraphen. 
Antikritik  in  keiner  Weise  gelungen ;  die  ent-  j  Telej)hoiien  und  elektrischen  Beleuchtiincs- 
scheidenden  Ausführungen  Bernsteins  gegen  Vorrichtungen,  obwohl  mit  diesen  Hilf>- 
Marx  hat  Kautskv  nur  durch  sehr  gekünstelte  niitteln  Energie  übertragen  wird. 
Manöververgeblich  zu  bekämpfen  versucht.  (Vgl. !  dj^  ältesten  einfachen  Maschinen,  w>- 
tiber  die  Kontroverse  Be  r  n  s  t  e  i  n  -  K  a  u  t  s  k  .v  1  ^^-l^aen ,  Göpel ,  8chwingbäume  wunier 
Diehl  m  Conrads  Jahrb.  1899  u.  19()0.)  —Von'  -  -'■     --*-'-      -         »   -- 


den  Einzel  fragen  des  Marxschen  Systems  hat  die 
Agrarfrage  infolge  der  neueren  ök.  Entwickelung 
am  lebhaftesten  zu  litterarischen  Auseinander- 
setzungen Anlass  gegeben.  Kautsky  hat  in 
seinem  Buch,,Die  Agrarfrage".  Stuttgart  1899,  alle 
hier  in  Betracht  kommenden  Probleme  vom  mar- 
xistischen Standpunkte  aus  beleuchtet ;  diese  Aus- 
führungen haben  aber  lebhaften  Widerspruch, 
selb.st  aus  dem  sozialistischen  Lager,  erfahren. 


durch  die  Muskelkraft  von  Menschen,  na- 
mentlich Sklaven,  und  Vieh  in  Bewegnos: 
gesetzt.  Als  ereter  Elementarkraftmotor 
ti-itt  schon  im  Altertum  das  Wasserrad  auf, 
wähivud  die  Windmühlen  ei-st  im  Mittelalter 
aufkamen,  wenn  audi  die  einfachste  Vor- 
richtung zur  Verwertung  der  Kraft  ue> 
Windes,  das  Segel,  schon  aus  der  Urzeit 
stammt.  Die  Benutzung  der  Elasticität  fester 


z.  B.  von  Hertz.  Die  agrarischen  Fragen  im    ^^"""^-   -^ic  ^-.m.^uug  u^-i^.c«.x^i.«i  i^-^  r. 

Verhältnis  zum  Sozialismus.    Mit  einer  Vorrede   ^orper    (wie    bei    den    NVurfmaschmen   d.^r 

Alten)  oder  der  Arbeit  fallender  Gewichte 
(wie  bei  den  Uhrwerken,  soweit  diese  nicht 
als   blosse  Zeitmessinstrumente   dienen)   ist 


von  Bernstein.  Wien  1899,  und  David,  Kri- 
tische Bemerkungen  zu  Kautskys  ,,Agiarfrage", 
Neue  Zeit,  18.  Jahrg.,  Bd.  I  (1899).  (Vgl.  dazu 
Serin g  in  Schmollers  Jahrbuch  1899.) 

K,   Dlehh 


nur  für  wenige  besondere  Zwecke  geeignet, 
da  in  diesen  Fällen  immer  soviel  mechaui- 
sehe  Arbeit   zur  Herstellung  der  Spannung 
MaSCfllBdllWeSdll.  oder  zur  Hebung  der  Gewichte  aufgewendet 

1.  Allgemeines.  2.  Volkswirtschaftliche  1  wenlen  muss,  als  man  nachher  wiedererhält, 
und  soziale  Bedeutung  des  M.  3.  Statistisches.  Erst  in  der  Spannung  des  Wasserdampft>^ 
1.  Allgemeines.  Man  untersclieidet  I  wurde  der  Kulturmenscliheit  eine  der  grösston 
Kraft-  oder  Bewegungsmaschinen  (Motoren)  |  Leistungen  fähige,  nicht  wie  das  Wasser^e- 
und  Arbeits-  oder  Werkzeugmaschinen.  Die ;  fälle  an  bestimmte  I^okalitäten  geknüpfte 
ersteren  dienen  dazu,  eine  von  der  Natur !  und  nicht  von  der  Jahreszeit  abhangige 
gegebene  Kraft  zur  Leistung  irg<Mid  einer  \  Kraft  zur  Verfügung  gestellt,  die  mit  ver- 
niechanischen  Arbeit,  d.  h.  "zur  Oberwin- ,  hältnismässig  geringen  Kosten  fast  überall 
düng  eines  Widerstandes  verfügbar  zu  |  beschafft  werden  kann.  Die  Versuche  des 
machen ;  mittelst  der  letzteren  aber  soll  die  i  Altertums  zur  direkten  Benutzung  der  Kraft 
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>is      ausströmenden    Dampfes    blieben    un- 
sichtbar;   das  richtige  Princip  der  Bewe- 
is iig  eines  Kolbens  in  einem  Cy linder  kam 
i-^t    seit    dem   Ende  des  17.  Jahrhundei-ts 
111-     Anwendung,    und  erst    Watt    brachte 
ie     Dampfmaschine    zu  stände,    die     die 
Txnmdlage    für    die    späteren    verbesserten 
Constniktionen  geliefert  hat.    Wenn  in  der 
louesten    Zeit    vielfach    heisse    Luft    oder 
:*x:plo(lierende  Gasgemenge  an  die  Stelle  des 
Dampfes  getreten  sind,  so  lassen  sich  diese 
Kraftträger  doch  nur  schwer  bei  grösseren 
Mascliiaea    mit  Nutzen   anwenden  und  im 
Grossbetriebe    bleibt    die    Herrschaft    des 
üanipfes  noch  bestehen.    Auch  die  Elektri- 
oität  wird  ihm  walirscheinlich  keinen  erheb- 
lic4ien   Abbruch  thun,   denn  Batterieen,   in 
denen    ein  Metall    oxydiert    und    aufgelöst 
Nvird,  sowie  auch  Akkumulatoren  lassen  sich 
nicht    mit  Vorteil   in    grösserem   Massstabe 
zur  Gewinnung  von  mechanischer  Kraft  ver- 
■weaden,    sondern  zu  diesem  Zwecke  wird 
stets  eine  bereits  anderweitig  gegebene  me- 
chanische Kraft  dienen  müssen,  die  zunächst 
mittelst  einer  Dynamo-  oder  ähnlichen  Ma- 
schine  einen    elektrischen    Strom    erzeugt. 
Der  lu^prilngliche  Krafterze iiger  aber  wird 
meistens    wohl    noch    auf    lange    Zeit    die 
Dampfmaschine    sein,    und    erst    wenn    in 
ferner  Zukunft  die  Kohlen  (deren  freie  Ver- 
wandtschaft zu  dem  unentgeltlich  zur  Ver- 
fügung   stehenden   Sauerstoff   gegenwärtig 
eine  so  bequeme  und  reichliche  Quelle  ver- 
wertbarer  Energie   bildet)   immer   seltener 
und    teuerer    werden    sollten,    dürfte    das 
Wassergefälle,    namentlich    auch    mit   Be- 
nutzung der  Flutwelle,  mehr  imd  mehr  an 
die    Stelle    der    Dampfkraft    treten.      Die 
Hlektricität  würde  dabei  also  zunächst  niu* 
als  das  beste  Mittel  zur  U ebertrag ung 
und  Leitung  median i scher  Energie  von 
einer   lokalisierten    Kraftquelle    auf    grosse 
Eutfemimgen  zur  Anwendung  konunen,  wie 
auch  jetzt  ihr  Hauptvorteil   flu-  kleine  Be- 
triebe darin  besteht,  dass  sie  an  jedem  Orte 
von  einer  Centralstelle  aus  auf  die  einfachste 
und  billigste  Art  den  Benutzern   zugeführt 
werden  kann. 

Von  Arbeitsmaschinen  finden  wü'  im 
Altertum  namentlich  solche,  die  zur  Ent- 
wässerung und  Bewässerung  dienen,  wie 
Schöpfräder,  die  archimedische  Schraube, 
aucli  schon  einfache  Kolbenpumpen.  Zu 
den  ältesten  mechanischen  Vorrichtungen 
gehört  auch  der  Webstuhl,  wenn  er  auch 
seine  streng  maschinen massige  Ausbildung 
erst  im  vorigen  Jahrhundert  erhalten  hat 
und  die  erfolgreiche  Anwendung  des  Dampfes 
oder  Wassers  zum  Treiben  der  sogenannten 
Kraftstühle  erst  aus  diesem  Jahrhundert  da- 
tiert. Zum  Spinnen  diente  noch  während 
des  ganzen  Mittelalters  die  einfache  Hand- 
spiiulel,  und  das  Spinnrad  wurde  eret  im 


j  16.  Jahrhundert  (von  Jürgen)  erfunden.  Im 
18.  und  19.  Jahi'hundert  aber  sind  gerade 
für  die  Spinnerei  und  die  dazu  gehörenden 

I  Vorbereitungsarbeiten  (mittelst  Schlag-, 
Krempel-,  Kämm-,  Streckmaschinen)  die 
zahlreichsten,  sinnreichsten  und  wirksamsten 

'Erfindungen  (von  Hargreaves,  Arkwright, 
Crompton,  Heil  mann  etc.)  gemacht  worden, 
die  im  Mule-Selfaktor  einen  Höhepunkt  er- 
reicht haben.  Nicht  minder  ist  auch  der 
Jacquardstuhl  ein  Triumph  des  mechanischen 
Scharfsinns.  Denkt  man  ferner  an  die 
Klöppel-,  Strick-,  Näh-,  Stickmaschinen  etc., 
so  wird  man  zugeben,  dass  die  Textilin- 
dustrie, wenn  auch  die  Garnverarbeitung 
ausserhalb  der  Weberei  mit  dazu  gerechnet 
wird,  den  grössten  Anteil  an  den  Leistungen 
des  modernen  Erfindungsgeistes  erlangt  hat. 

—  Mühlenwerke,  auch  solche,  die  durch 
Wasser  getrieben  werden,  kannte  man  eben- 
falls schon  im  Altertum.  Sie  haben,  abge- 
sehen von  der  Einfülirung  des  Dampfbe- 
tiiebes,  in  der  neueren  Zeit  wesentliche 
Verbesserungen  erfahren,  namentlich  durch 
das  amerikanische  System,  aber  der  Abstand 
von  den  älteren  Vorrichtungen  ist  doch  bei 
weitem  nicht  so  gross  wie  in  der  Textil- 
industrie. In  der  Metallverarbeitung  sind 
die  einfachen  Handwerkzeuge  erst  in  der 
neueren  Zeit,  und  zwar  infolge  der  Entwicke- 
lung  des  Maschinenbaues,  durch  Arbeitsma- 
schinen (Maschinendrehbänke,  Walzwerke, 
Hobel-,  Feil-,  Bohr-,  Scherenmaschineu  etc.) 
ersetzt  worden,  die  übrigens  meistens,  wie 
auch  die  Maschinen  zur  Holzvei-arbeitung 
(Sägewerke  —  schon  im  Mittelalter  bekannt 

—  Kreissägen,  Raspelmaschinen  etc.)  nur 
einfache  Bevvegimgen  des  wirksamen  Teiles 
hervorbringen.  Zuletzt  von  den  Hauptpro- 
duktionszweigen hat  die  Landwii-tschaft  aus 
den  Fortschritten  der  mechanischen  Technik 
Gewinn  gezogen:  Dampf  pflüg,  Säe-,  Mäh-, 
Dreschmaschinen  etc.  stammen  alle  aus  der 
neuesten  Zeit  und  sind  auch  gegenwärtig 
noch  keineswegs  in  allen  Betrieben  zu  finden, 
die  sie  nach  ihrer  Grösse  und  ihren  sonstigen 
Verhältnissen  mit  Vorteil  verwenden  könn- 
ten. —  Der  bei  weitem  grösste  Teil  aller 
mechanisch  ver^'erteten  Elementarkraft  aber 
dient  dem  Transportwesen  und  namentlich 
dem  Eisenbahnbetriebe,  in  betreff  dessen 
wir  auf  den  besonderen  Artikel  verweisen. 
In  der  Schiffahrt^\s'ird  die  Kraft  des  Windes 
trotz  ihrer  Unenigelthchkeit  in  steigendem 
Masse  durch  die  Dampf  kraft  ersetzt,  die 
zwar  nur  mit  beträchtlichen  Kosten  be- 
scliafft  werden  kann,  aber  ganz  nach  dem 
Willen  des  Menschen  g:eleitet  werden  kann 
und  namentlich  die  Erreichung  einer  sehr  ge- 
steigerten Transportgeschwindigkeit  gestattet. 

2.  Volks wirtschaitliche  und  soziale 
Bedeutung  des  M.  Was  die  volkswirt- 
schaftliche Bedeutung  des  Maschinenwesens 
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betrifft,  so  ist  es  objektiv  unzweifelhaft  ein 
grosser  Gewinn,  wenn  der  Mensch  die  rein 
mechanische  Kraftansti-engung,  wie  sie  der 
Sklave  am  Mühlensteine  oder  am  Ruder  der 
Galeere  zu  leisten  hatte,  durch  die  Arbeit 
elementarer  Natiurki-äfte  ersetzt,  die  im  Ver- 
gleich mit  der  meclianischen  I^eistungsfäliig- 
keit  der  Zugtiei-e  weit  billiger  und  in  be- 
liebig gi-osser  Menge  beschafft  wenlen  kann. 
Andererseits  aber  ersetzen  die  Arbeits-  und 
Werkzeugmaschinen  auch  einen  Teil  der 
Formarbeit,  die  sonst  nur  durch  die  vom 
Verstände  zweckmässig  geleitete  menschliche 
Hand  verrichtet  werden  konnte.  Da  nun 
die  Masse  der  Bevölkerung  zur  Erlangung 
ihi-es  Unterhaltes  ausschliesslich  auf  die 
Verwertung  ihrer  Arbeitskraft  angewiesen 
ist,  so  findet  sie  in  der  Maschine  eine  Kon- 
kurrenz, die  wenigstens  in  Uebergangszeiten 
sehr  drückend  werden  kann.  Die  Arbeiter- 
klasse erfährt  dann  von  den  neuen  Maschinen 
zunächst  nur  Schaden  und  beti-achiet  sie 
daher  als  Feinde.  Dem  gegenüber  aber  ist 
zu  erwägen,  dass  etwa  70  Prozent  der  in 
den  Kiilturländern  vorhandenen  Dampf- 
pferdekräfte lediglich  zu  Transportzweckeu 
dienen  und  demnach  nur  die  Leistung  von 
Pferden  oder  anderen  Zugtieren  und  von 
Segelschiffen  ei-setzen.  Thatsächlich  hat 
nun  aber  die  Zahl  der  Pferde,  z.  B.  in 
Preussen,  auch  in  der  Periode  der  Ent- 
wickelung  des  Maschinenwesens  noch  fort- 
während zugenommen  und  stand  1883  um 
250/0  höher  als  1840  und  1897  wieder  16  »/o 
höher  als  1888.  Wenn  also  auch  eine  An- 
zahl Frachtfuhrleute  aus  ihrem  Gewerbe 
verdrängt  worden  ist,  so  sind  trotz  der 
Eisenbahnen  gegenwärtig  doch  noch  mehr 
Personen  im  Fuhrwesen,  namenthch  dem 
lokalen  in  den  stark  angewachsenen  grösseren 
Städten,  beschäftigt  als  frilher.  Dazu  kom- 
men dann  aber  die  bei  der  Verwaltung  und 
dem  Betrieb  der  Eisenbahnen  beschäftigten 
Beamten  und  Arbeiter,  deren  Zalil  in 
Deutschland  etwa  300000  beträgt.  Wollte 
man  die  Transportleistung  der  Ijokomotiven 
in  Preussen  durch  Pferde  bewirken,  was 
überhaupt  nur  mit  anderer  Zerlegung  der 
Faktoren  der  Pferdestärke,  nämlich  mit  sehi* 
bedeutender  Herabsetzung  der  Geschwin- 
digkeit möglich  wäre,  so  würden  dazu 
noch  etwa  dreimal  soviel  Pferde  mehr  nötig 
sein,  als  Preussen  besitzt.  J)ie  Eisenbahnen 
und  Dampfschiffe  haben  also  keine  Arbeiter 
verdrängt,  sie  haben  vielmehr  unmittelbar 
eine  bedeutende  Mehrnachfrage  nach  Arbei- 
tern erzeugt.  Noch  grösser  aber  ist  die 
mittelbare  Wirkung  der  neuen  Transport- 
mittel auf  die  Nachfrage  nach  Arbeit;  sie 
haben  ungeheuere  Naturschätze  aufge- 
schlossen, die  bis  dahin  dem  Verkehr  nicht 
zugänglich  waren ;  dadiu*ch  wurden  nicht 
nur  sehr  grosse  neue  Werte  auf  den  Markt 


I  und  in  Umsatz  gebi^it,  sondern  auch  •ü»^ 
]  Masse  der  zu  verarbeitenden  Rohstoffe 
I  ausseronientlich  vermehrt  Betrachten  wir 
I  aber  die  30  ^/o  der  vorhandenen  Damp^- 
I  j^feidekräfte,  die  nicht  zu  Transportzweek*^ 
[dienen,  so  kommt  mehr  als  ein  Drittel  d**r- 
I  selben  auf  solche  Arbeiten  im  Bergbau,  des 
Hüttenbetriebe,  dem  Maschinenbau  imd  d-r 
sonstigen  Metallverai-beitung,  die  auch  friibe: 
nicht  durch  Menschen,  sondern  diirdi  Pf^e 
oder  Wasserkraft  geleistet  wurde.  Dies  eil: 
z.  B.  von  Wasserhaltungs-  und  Frin-lenua- 
schinen,  Dampfhämmern,  AValzwerken  eCc. 
Ein  sehr  bedeutender  Teil  des  Restes  «le-r 
gewerblich  verwendeten  Dampfkraft  wirl 
für  den  Betrieb  von  Mühlen  werken  in  An- 
spruch genommen,  die  in  den  Kidturländeru 
elx^nfalls  schon  längst  nicht  mehr  durch 
M(Mischenkraft  in  Bewegung  gesetzt  wopJ»-l 
sind.  So  repräsentiert  die  unmittelbar  mit 
der  formenden  mensclüichen  Art»eitskrait 
konkurrierende  Dampfkraft,  soweit  es  sii 'ü 
um  die  Lieferung  der  mechanischen  Arl»fit 
handelt,  vielleicht  nur  It)— 12^*0  der  vf4-- 
handenen  I^eistungsfähigkeit  der  Dampf- 
motoren. Aber  es  handelt  sich  allenlings 
hier  um  Formarbeit,  die  verhältnismässiir 
nur  wenig  mechanische  Ivraft  in  Ansprinh 
nimmt,  und  so  könnte  immerhin  durch  eice 
kleine  Anzahl  von  Pferdekräften,  die  Fein- 
arbeitsmaschinen  in  Bewegung  setzen,  eine 
grosse  Anzahl  von  Menschenhänden  über- 
flüssig gemacht  werden.  In  erster  Reihe 
kommt  hier  die  Textilindustrie  im  weitesten 
Sinne  des  Wortes  in  Betracht,  in  der  <ier 
gröSvSte  Teil  jenes  übrig  bleibendien  Bestandes 
an  Dampf pferdekräften  seine  Verwendung: 
findet.  Hier  sind  in  der  That  in  der  Ueber- 
gangsperiode  viele  Arbeiter  durch  die  Ma- 
scliinen  teils  verdrängt,  teils  auf  nieiirigere 
Lohnsätze  herabgedrückt  worden.  Allmäh- 
lich aber  trat  eine  Ausgleichung  ein  durch 
die  ausserordentliche  Vermehrung  der  Pnv 
duktion  und  des  Verbrauchs,  die  ermöglicht 
wurde  einerseits  durch  die  den  neuen 
Ti-ansportmitteln  zu  verdankende  immer 
reiclilicher  und  billiger  w^erdende  Zufuhr  der 
Rohstoffe,  wie  der  Baumwolle,  der  Jute,  der 
Wolle,  und  anderei-seits  durch  die  Verbilli- 
gimg  der  Fabrikation  infolge  der  Maschinen- 
verwendung. Daher  ist  die  Zahl  der  Ar- 
beiter beiderlei  Geschlechts  in  den  eng- 
lischen, der  Fabrikgesetzgebung  unterstehen- 
den Betrieben  der  Textilindustrie  von  907  2:^3 
im  Jahre  1870  auf  1075751  im  Jahre  1895 
gestiegen,  wenn  auch  die  2jahl  der  Spindeln 
luid  Kraftstühle  in  noch  stärkerem  Verhält- 
nisse gewachsen  ist  Das  Uebergewicht  der 
weiblichen  über  die  männlichen  Arbeiter  hat 
allerdings  in  dieser  Periode  absolut  und 
relativ  zugenommen,  aber  die  absolute  Zahl 
der  männlichen  ist  doch  ebenfalls  gewachsen, 
nämlich  von  358533  auf  411 881.  —  Zurück- 
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gegangen  ist  die  Arbeitei*zahl  nur  in  der 
Leinen-  und  der  Seidenindustrie,  aber  nicht 
der  MascMnen  wegen,  sondern  infolge  der 
ungünstigen  wirtschaftlichen  Konjunkturen. 

—  Auch  in  der  Buchdruckerei  treten  die 
Maschinen,  wenn  sie  auch  nur  eines  verhält- 
nismässig geringen  Anteils  an  der  Kraft-, 
leistiing  des  Dampfes  bedürfen,  mit  der 
raenscWichen  Handarbeit  in  scliarfen  Wett- 
bewerb. Aber  die  Produktion  hat  auch  auf 
diesen  Gebieten  so  ausserordentlich  zuge- 
nommen, dass  der  Bedai^  an  Arbeitskräften 
ebenfalls  erheblich  stärker  als  die  Bevölke- 
rung gestiegen  ist.  So  waren  in  Deutsch- 
land 1895  in  den  Hauptbetrieben  der  poly- 
graphischen Gewerbe  127  867  Personen,  im 
Jahre  1882  aber  nur  70006  beschäftigt. 
Der  beste  Beweis  übrigens  dafür,  dass  die 
Verhältnisse  der  Arbeiter  sich  im  ganzen 
unter  dem  Einflüsse  des  Maschinenwesens 
nicht  versdüechtei-t,  sondern  verbessert 
haben,  liegt  in  der  zunehmenden  Neigung 
der  Arbeiterbevölkerung,  sich  von  der  Land- 
wirtvscliaft  —  die  über  Arbeitermangel  klagt 

—  abzuwenden  und  in  der  Industrie  Be- 
schäftigimg zu  suchen.  Der  positive  volks- 
wirtschaftliche Nutzen  des  Maschinenwesens 
aber  besteht  in  der  dm-ch  dasselbe  erzeugten 
ausserordentlichen  Steigerung  der  Produk- 
tivität der  menschlichen  Arbeit,  über 
welchen  Begriff  Näheres  in  dem  Art.  Pro- 
duktion zu  finden  ist.  Dieselbe  äussert 
sich  auf  dem  Markte  in  einer  ebenso  ausser- 
ordentlichen Yennehning  des  Angebots  der 
mit  Maschinenhilfe  hergestellten  Waren, 
wodurch  der  Preis  derselben  so  weit 
(vorübergehend  vielleicht  sogar  noch  weiter) 
herabgedrückt  wird,  bis  die  der  neuen 
Technik  entsprechenden  Produktionskosten 
mit  Einschluss  des  normalen  Gewinns,  na- 
mentlich auch  aus  dem  in  den  Maschinen 
angelegten  Kapital  erreicht  ist.  So  ergiebt 
sich  ein  bedeutender  Vorteil  für  alle  Kon- 
sumenten, also  auch  für  die  Arbeiterbevöl- 
kerung, da  die  Maschinen  gerade  hauptsäch- 
lich Waren  für  den  Massenabsatz  liefern. 
Diese  Verbilligung,  die  sich,  wenn  nicht 
unmittelbar  durch  technische  Verbesserungen, 
so  mittelbar  durch  die  Wirkung  der  mo- 
dernen Transportmittel  fast  auf  alle  Ver- 
brauchs- und  Gebrauchsgegenstände  ausge- 
dehnt hat,  ist  ;sugleich  der  wirksamste 
Schutz  gegen  die  gefürchtete  Verminderung 
der  Arbeitsgelegenheit.  Denn  was  der  Kon- 
sument an  dem  Preise  irgend  einer  Ware 
erepart,  wird  er  entweder  zur  Bethätigung 
grösserer  Nachfrage  nach  dieser  oder  nach 
anderen  Konsumtionsgütem  oder,  nach  An- 
sammlung eines  grösseren  Betrags,  als  Ka- 
pital zur  unmittelbaren  oder  mittelbaren 
Befördenmg  irgend  einer  Ait  von  Produktion 
verwenden.  In  beiden  Fällen  aber  entsteht 
auch  ein  Mehrbedarf  an  Arbeit,  der  die  ar- 


beitsparende Wirkung  der  Mascliinen  wieder 
ausgleicht.  Bei  der  ersten  Einführung  der 
Maschinen  in  eine  Industrie  trifft  die  Arbeiter 
daher  zwar  oft  das  Uebel,  dass  sie  aus  der 
bisherigen  Stellung  verdrängt  werden  und 
dadurch  vielleicht  zeitweilig  in  ernste  Not 
geraten,  aber  erfahrungsmässig  findet  sich 
bald  durch  die  Ausdehnung  der  Produktion 
und  der  kaufkräftigen  Nachfi-age  für  sie  eine 
neue  Beschäftigiuigsart.  Gegenwärtig  hat 
sich  übrigens  die  durch  das  Maschinenwesen 
bedingte  Umgestaltung  des  Produktionspro- 
zesses in  den  Kulturstaaten  nahezu  voll- 
ständig vollzogen.  Wenn  in  einigen  Län- 
dern die  Handweberei  noch  unhaltbare 
Stellungen  zu  behaupten  sucht,  so  kann  man 
aus  ihrer  misslicheü  Lage  der  Maschinen- 
industrie keinen  Vorwurf  machen.  Die  Ai*- 
beiterbevölkerung  hat  sich  im  grossen  und 
ganzen  dem  Maschinenwesen  angepasst,  ihre 
Zalü  ist  dabei  stärker  angewachsen  als  in 
irgend  einer  friiheren  Periode  der  Geschichte, 
und  die  Zahl  derjenigen,  die  bei  gutem 
Willen  keine  Arbeit  finden  können,  ist  bei 
normalen  Zeitverhältnissen  ohne  Zweifel 
verhältnismässig  geringer  als  früher.  Kiisen 
hat  es  auch  vor  der  Entwickelung  des  mo- 
dernen Maschinenwesens  gegeben,  und  die 
Arbeitslosigkeit,  die  in  England  am  Anfang 
des  16.  Jahrhunderts  infolge  der  Ausdehnung 
der  Schafzucht  herrschte,  scheint  mindestens 
ebenso  schlimm  gewesen  zu  sein  wie  die 
schlimmsten  ähnlichen  Erscheinungen  im 
Beginne  des  Maschinenzeitalters.  —  Dass 
wegen  der  Billigkeit  der  Arbeit  an  der  Ma- 
schine die  Frauenarbeit  in  manchen  Industrie- 
zweigen eine  grosse  Ausdehnung,  teilweise 
sogar  das  üebergewicht  über  die  Männer- 
arbeit erlangt  hat,  ist  an  sich  kein  Uebel, 
da  dadurch  das  weibliche  Geschlecht  in  der 
Arbeiterklasse  eine  wirtschaftliche  Selbstän- 
digkeit gewonnen  hat,  um  die  es  sich  in 
den  gebildeten,  aber  wenig  bemittelten  bür- 
gerlichen Ständen  vergebens  bemüht.  Ge- 
meinschädliche Ausbeutung  der  Frauenarbeit 
aber,  wie  auch  der  Kinderarbeit,  kann  durch 
eine  angemessene  Fabrikgesetzgebung  ver- 
hindert werden. 

W^enn  also  die  Arbeiterbevölkerung  ftir 
die  Zukunft  von  dem  Maschinenwesen  ent- 
schieden mehr  Nutzen  als  Schädigung  zu 
erwai'ten  hat,  so  ist  es  doch  keineswegs 
wahrscheinlich,  dass  die  weitere  Ausbildung 
desselben  dem  Arbeiter  zu  einer  grösseren 
wirtschaftlichen  Selbständigkeit  verhelfen 
werde,  namentlich  dadurch,  dass  es  dem 
Kleinbetriebe  immer  mehr  erleichtert  werde, 
sich  ebenfalls  wii-samer  Arbeits-  und  Werk- 
zeugmaschinen zu  bedienen.  Wir  haben 
diese  Frage  schon  in  dem  Art.  Grossbetrieb 
und  Kleinbetrieb  (oben Bd.  IV,  S. 786 ff.) 
berührt  und  hier  nur  noch  wenige  Bemer- 
kungen beizufügen.    Wenn  von  der  Summe 
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der  gewerblich  ven^-eudeten  Dampf pforde- 
kräfte  der  Anteil  der  Bergwerke,  Hütten- 
werke, Maschinenfabriken,  üetreidemühlen, 
Sägewerke  und  der  Textilindustrie  abgezogen 
wird,  so  bleiben  für  die  sämtlichen  übrigen 
sehr  mannigfaltigen  Gewerbe  nur  noch 
wenige  Prozente  jener  Summe  ziu-  Verfü- 
gimg. Aus  diesem  geringen  Kraftbedarfe 
darf  man  nun  allerdings  schliessen,  dass 
jene  Gewerbe  hauptsächlich  nur  Arbeitsma- 
schinen verwenden,  die  nach  ihren  Grössen- 
verhältnissen  auch  dem  Kleinbetriebe  zu- 
gänglich wären  imd  ihre  Kraftzufuhr  aus 
einer  Centi-alstelle  erhalten  könnten.  Aber 
die  Frage  der  möglichen  Ausdehnung  des  | 
Kleinbetriebes  ist  nicht  vom  technisclien,  l 
sondern  vom  wirtschaftlichen  Gesichtspunkte 
zu  entscheiden,  und  da  ergiebt  sich,  dass 
die  Ueberlegenheit  des  Grossbetriebes  in  der 
kaufmännischen  Seite  desselben  be- 
gründet ist.  Jede  Maschine  wird  um  so 
besser  ausgenutzt,  je  mehr  sie  der  Massen- 
produktion dient;  die  vermehrte  Produktion 
geht  bald  über  den  lokalen  Bedarf  hinaus, 
und  es  muss  daher  Absatz  auf  anderen 
Märkten,  vielleicht  im  Auslande  gesucht 
werden,  was  nur  im  Grossverkehr  mit  Er-  ] 
folg  möglich  ist.  Auch  wirkt  die  Ausbildung  ! 
des  Transportwesens  immer  mehr  darauf 
hin,  dass  die  Produktion  der  einzelnen  In- 
dustriezweige sich  hauptsächlicli  an  be- 
stimmten Oertlichkeiten  koncentriert,  wo  die 
Bedingungen  für  sie  besonders  günstig  sind 
und  von  wo  aus  der  Absatz  wieder  nur 
durch  den  Grosshandel  geleitet  werden 
kann.  Selbst  wenn  unter  solchen  Umstän- 
den der  Kleinbetrieb  mit  ausreichenden 
technischen  Hilfsmitteln  möglich  ist,  so 
bleibt  dei-selbe  doch  in  einer  Abhängigkeit 
von  dem  kaufmännischen  Kapital,  durch 
welche  ihm  der  privatwirtschaftliche  Vorteil 
aus  der  Maschinenverwendung  wieder  gröss- 
tenteils oder  gänzlich  entzogen  wird.  Aber 
auch  bestenfalls  ist  doch  für  den  Kleinbe- 
tiieb  aus  der  Maschinenverwendung  auf  die 
Dauer  nur  der  übliche  Gewinn  aus  dem  in 
den  Maschinen  steckenden  und  dem  etwa 
dazu  gehörenden  Plus  an  umlaufendem 
Kapital  zu  erwarten  und  dieser  wird  immer 
nur  eine  selu*  bescheidene  Summe  darstellen, 
weil  eben  das  Kapital  eines  solchen  Be- 
triebes der  Natur  der  Sache  nach  klein 
ist.  Dass  diejenigen  Kleingewerbetreibenden, 
die  eine  neue  zweckmässige  Mascliine  zu- 
erst anwenden,  vorübergehend  einen  be- 
sonderen Vorteil  erlangen,  fällt  nicht  ins 
Gewicht;  bald  werden  alle  übrigen  genötigt 
sein,  sich  desselben  Hilfsmittels  zu  bedienen, 
und  die  leicht  zugänglichen  Maschinen,  wie 
z.  B.  die  Nähmaschinen,  erzeugen  möglicher- 
weise eine  solche  Vei-schärfimg  der  Kon- 
kurrenz, dass  sich  die  Lage  der  sie  be- 1 
nutzenden  Hausgewerbetreibenden  durch  die  | 


Einführung  derselben  eher  verschiimi!L*--rT 
als  verbessert.  Jm  ganzen  dient  akf*  «Ja:- 
Maschinenwesen  hauptsächlich  dem  gmäÄri 
Kapitale  imd  es  hat  ohne  Zweifel  di^  s^r- 
waltige  Ansammlung  des  modernen  EajHläl- 
wesentlich  mit  befördert.  Gleichwohl  j4n.-.l 
ungewöhnlich  hohe  Kapitalge^'innf'  m _r 
vortibergehend  von  den  ersten  BeautZirr-- 
neuer  Maschinen  ei-zielt  worden,  iind  im  aJ  - 
gemeinen  ist  die  Gewinnrate  aus  dem  Li. 
Maschinen  angelegten  Kapital  im  Abnehmen 
begriffen,  was  aber  bei  der  absoluten  Grrfcc-*r 
des  Gewinnes  die  weitere  Zunahme  der  Al- 
sammlung  nicht  ausschliesst. 

Was  die  mit  dem  Maschinenwesen  virx- 
bundenen  Gefahren  für  die  Arbeiter  uuA 
Belästigungen  für  andei-e  betrifft,  s.  d.  Artt, 
Dampfkesselpolizei  (oben  Bii.  UI  ^- 
108  ff.),  Unfall  Versicherung, Gewer  ^^ 
liehe  Anlagen  (Bd.  IV  S.  574ff.). 

3.  Statistisches«  Um  die  Statistik  difT 
Dampfmaschinen  hat  sich  Engel  besondere 
Verdienste  erworben.  Schon  in  einem  GntachTeB 
für  die  Sitzung  der  permanenten  Kommissi.'C 
des  statistischen  Kongresses  zu  Stockholm  f  1^74 
hatte  er  den  Plan  emer  gleichmässigen  inr*-i- 
nationalen  Zählung  der  Dampfkessel  und  DaiD|4- 
maschinen  entworfen,  der  in  Oesterreich  sch«B 
1875  zur  Ausführunff  gebracht  vrurde.  Im  Deai- 
schen  Reiche,  wo  1870  eine  Zählung  der  Dampf- 
kessel bei  Gelegenheit  der  Gewerbezählnng^  start- 
gefunden hatte,  wurden  auf  Autrag  lYenssen^. 
ebenfalls  Engels  Vorschlägen  entsprechend 
1877/78  amtlich  Kataster  für  Kessel  und  Ma- 
schhien  errichtet,  die  seitdem  in  den  Einzri- 
staaten  fortgeschrieben  worden  sind.  In  eintr 
umfangreichen  Schrift  hat  Engel  dann  die  Er- 
gebnisse der  Aufnahme  für  Preusseu  nach  dem 
Stande  vom  1.  Januar  1879  mit  Beifügung  vieler 
Specialuntersuchungen  verarbeitet  und  zngieirb 
mit  Hilfe  eines  reichhaltigen  Materials  die  Grand- 
z}\ge  einer  internationalen  Dampfmaschinen- 
Statistik  entworfen. 

Am  1.  Januar  1879  betrug  die  Zahl  der 
gewerblich  und  landwirtschaftlich  verwendeten 
feststehenden  Dampfkessel  in  Dentschlaed 
49511,  von  denen  aber  ein  Teil  nicht  mit  Be- 
wegungsmaschinen verbunden  war,  sondern  zur 
Erzeugung  von  Kochdampf  und  ähnlichen 
Zwecken  diente.  Ferner  grab  es,  abgesehen  von 
den  Lokomotiven  und  Schiffsmaschinen,  9164  be- 
wegliche Dampfkessel.  Die  Zahl  und  Leistungs- 
fähigkeit *)  der  Dampfmaschinen  aber  war  f<»i- 
gende : 

Zahl      Pferdekrafte 
Feststehende  Maschinen      44  447         i  247  00.) 
Bewegliche  „  ^085  73047 

Lokomotiven  10398        2859450 

Private  Schiffsmaschinen        1099  179280 

Kriegsschiffsmaschinen  141  151  260 

Zusammen    65  170        4510637 

^ )  Die  Leistungsfähigkeit  der  Kraftmaütchinen 
\nrd  bekanntlich  nach  Pferdekräften  oder,  wie 
man  in  der  neueren  Zeit,  trotz  des  bedenklichen 
Plurals,  meLstens  sagt,  nach  „  Pferdestärken - 
bestimmt.  Eine  Pferdestärke  ent^pridit  der 
Leistung  euier  Arbeit  von  75  Kilogramm-Meter 
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Bei   der  Gewerbezähluug  vom  5.  Juni  1882 
\xrde    nur  die  Zahl  der  gewerblichen  Betriebe 
-^iiittelt,    in   denen   Motoren   benutzt   wurden. 
>ie  Oesamtzabl  derselben  betrug  auf  3005407 
[i\iipt betriebe   überhaupt  nur  109422.    Dampf 
rxirtle   in  39062  Betrieben,  und  zwar  in  31923 
:iittelst  stehender  Dampfmaschinen,  angewendet, 
Vasserkraft  in  53319  Betrieben,  Wind  in  18901, 
ias    oder   heisse  Luft  in  2746  Betrieben.    Von 
U-u    Wind    benutzenden   gehörten   18589,   von 
len    Wasser  benutzenden  33527  der  Lidustrie 
ier  Xalirungs-  und  Genussmittel,  d.  h.  haupt- 
5iäolilich   der  Müllerei  an.    Auch  steht  diese  In- 
tlustriegrnippe  noch  obenan  (mit  11751)  unter 
den  Dampf  verwendenden  Betrieben.    Die  Ge- 
^'^iintzabl  der  Personen,  die  in  den  Motorenbetrieben 
beschäf tig:t  waren,  betrug  1 924  672  unter  7  340  789 
iiberbaupt   in  gewerblichen  Hauptbetrieben  be- 
schäftigten.  Die  grösste  Zahl  von  Beschäftigten 
in  Motorenbetrieben  findet  sich  in  der  Textil- 
industrie (411  &48),  dann  folgen  Bergbau,  Hütten- 
und  Salinenbetriebe  mit  400775,  die  Industrie 
der    Nahrungs-  und  Genussmittel  mit  286216, 
Maschinenbau  und  Anfertigung  von  Instrumenten 
und    Apparaten   mit   204259,    sonstige   Eisen- 
verarbeitnng  mit  100955.   Der  Eisenbahn-  sowie 
auch   der  Post-  und  Telegraphenbetrieb  ist  in 
diese  Zählung  nicht  mit  eingeschlossen. 

Die  Ergebnisse  der  Fortschreibung  des 
Dampfmaschineukatasters  seit  1879  sind  von 
Reichs  wegen  noch  nicht  veröffentlicht.  In 
Preussen  wird  jährlich  eine  kurze  Zusammen- 
fassung derselben  in  der  „Statistischen  Korre- 
spondenz" bekannt  gemacht.  Wir  entnehmen 
derselben  die  folgende  Vergleichun^  des  Standes 
von  1879  und  1899.  Die  Lokomotiven  und  die 
für  das  Heer  und  die  Kriegsmarine  verwendeten 
Mas5chinen  sind  nicht  mit  einbegriffen. 

1879    18991. IV. 

Feststehende  Dampfkessel  32  411      65889 

,,  Dampfmaschinen  29  895      70813 

Bewegliche  Kessel  5  536       18  701 

„  Dampfmaschinen       5442       18166 

Private  Schiffsmaschinen  623        2208 

Pferdekräfte 
Feststeh.  Dampfmaschinen       887  780  3  192  515 
Lokomobilen  47  104     201  305 

Private  Schiffsmaschinen  50  309     323  384 

in  einer  Sekunde ;  sie  wird  in  der  französischen 
Dampfmaschinenstatistik  der  Leistungsfähigkeit 
von  3  lebenden  Pferden  und  von  21  Äläimern 
gleichffeschätzt.     Die  Angaben   in   betreff  der 
Damptma-schinen  beziehen  sich   häufig  auf  die 
durchschuittliche  wirkliche  Leistung,  richtiger 
aber  ist  es,  die  maximale  Leistungsfähig- 
keit anzugeben,   die   durch   unmittelbare  Be- 
stimmung am  Indikator  (daher  die  Bezeichnung 
indikatorische    oder    indizierte    Pferdestärken) 
oder  mittelst  des  Bremsdynamometers  oder  durch 
Berechnung:  festgestellt  w^erden  kann.  In  Sachsen 
ergab  sich  die  berechnete  maximale  Leistungs- 
fähigkeit sämtlicher  Dampfmaschinen  ungefähr 
gleich  dem   Doppelten    der    durchschnittliehen 
wirklichen  Leistung.   In  den  im  Text  folgenden 
Zusammenstellvingen  für  Preussen  ist  die  Leis- 
tungsfähigkeit der  Dampfmaschinen  nicht  ein- 
heitlich bestimmt,  jedoch  genügen  die  Zahlen, 
um  den  ausserordentlich  grossen  Fortschritt  seit 
1879  erkennen  zu  lassen. 


Im  Jahre  1837  gab  es  in  Preussen  nur  419 
gewerbliche  Dampfmaschinen  mit  7355  Pferde- 
kräften, 1846  war  ihre  Zahl  1139  mit  21716 
Pferdekräften,  1855  betrug  sie  3049  mit  61  945 
Pferdekräften,  1861  7000  mit  142658  Pferde- 
kräften und  1875  28783  mit  632067  Pferde- 
kräften. Nach  der  Gewerbezählung  vom  14.  Juni 
1895  ffab  es  im  Deutschen  Reiche  164483  Motoren- 
betriebe, und  zwar  151695  Hauptbetriebe  (4,8% 
aller  Hauptbetriebe)  und  12788  Nebenbetriebe 
(2,5%  aller  Nebenbetriebe  \  Ausserdem  wurden 
in  6984  Betrieben  Dampfkessel  ohne  Kraftüber- 
tragung verwendet.  Die  Motoren  (ausser 
den  durch  Wind  und  Elektricität  getriebenen) 
hatten  im  ganzen  eine  Leistungsfähigkeit  von 
3427325  Pferdekräften,  von  denen  2721218 
auf  Dampfmaschinen  (in  58530  Betrieben), 
629065  auf  Wasserkraftmoteren  (in  54259  Be- 
trieben), 53909  auf  Gasmotoren  (in  14760  Be- 
trieben), 11085  auf  Druckluft  (in  312  Betrieben) 
entfielen.  Dazu  kommen  nun  die  Lokomotiven, 
deren  es  1895  auf  den  Vollbahnen  16377  und 
270  auf  den  Schmalspurbahnen  gab  mit  einer 
geschätzten  Leistungsfähigkeit  von  zusammen 
7  288  650  Pferdekräften,  ferner  1061  Kauffahrtei- 
dampfer  mit  801 750  Pferdekräften  und  (im 
Jahre  1892)  1530  Fluss-,  Haff-  und  Ktisten- 
dampfer  mit  171360  Pferdekräften.  Ausserdem 
wären  auch  noch  die  in  den  landwirtschaftlichen 
Betrieben  benutzten  Dampfmaschinen  in  Rech- 
nung zu  bringen  (für  Dreschmaschinen.  Damj)f- 
pflüge,  Milchcentrifugen  etc.),  die  ebenlalls  eine 
nicht  unbedeutende  motorische  Kraft  rejjräsen- 
tieren.  In  Frankreich  z.  B.  hatten  die  in  der 
Landwirtschaft  verwendeten  Dampfmaschinen 
im  Jahre  1896  111123  Pferdekräfte.  Endlich 
ist  auch  noch  auf  die  Kriegsmarine  hinzuweisen, 
deren  im  Jahre  1900  vorhandene  Schiffe  mit 
Ausschluss  der  zahlreichen  Torpedoboote  mit 
398  430  Pferdekräften  ausgestattet  waren.  Seit 
1895  hat  sich  aber  die  Verwendung  mechanischer 
Motoren  für  gewerbliche  und  sonstige  Zwecke 
in  Deutschlandnoch  bedeutend  erweitert.  Nament- 
lich haben  sich  die  Elektromotoren  stark  ver- 
mehrt, und  in  der  neuesten  Zeit  erlangen  die 
Automobilen  eine  steigende  Wichtigkeit  als 
Verkehrsmittel.  Im  ganzen  dürfte  die  Leistungs- 
fähigkeit der  im  Jahre  1900  im  Deutschen  Reiche 
vorhandenen  gewerblichen  und  landwirtschaft- 
lichen Dampfmaschinen  auf  4  Millionen,  die  der 
Lokomotiven  auf  Voll-,  Klein-  und  Strassen- 
bahnen  auf  mindestens  7V3  Millionen  und  die 
der  privaten  Schiffsmaschinen  auf  1  Million 
Pferdekräfte  zu  schätzen  sein. 

Die  Verteilung  der  Motoren  auf  die  wich- 
tigsten Gewerbegruppen  (in  Haupt-  und  Neben- 
betrieben) war  1895  folgende: 


Gewerbegruppe 


Zahl  der  Pferde- 
Motorbetriebe  kräfte 
Bergbau  etc.  1  787  995  069 
Industr.  d.  Steine  u.  Erden  6  855  197  796 
Metallverarbeitung  9429  142141 
Maschinen  u.  Instrumente  6943  184821 
Textilindustrie  10414  515853 
Papierindustrie  2  102  201 422 
Holz-  und  Schnitzstoffe  18914  203235 
Nahrungsmittel                  68481  686263 

Was  die  Art  der  verwendeten  Elementar- 
kräfte betrifft,  so  ist  im  Bergbau  der  Dampf 
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fast  allein  vorherrschend  (mit  969039  Pferde- 
krftften,  nehen  denen  die  Wassermotoren  nur 
mit  15  438  Pferdekräften  auftreten).  Auch  in 
den  anderen  Normalindustriezweigen  hat  der 
Dampf,  wenn  auch  nicht  in  so  starkem  Ver- 
liältuis,  das  Uebersrewicht.  Ebenso  in  der  Textil- 
industrie (mit  446  886  Dampfpferdekräften).  In 
der  Holz-  und  Schnitzatoftindustrie  dagegen 
kommt  die  Wasserkraft  (mit  75  696  Pferde- 
kräften) zu  ausgedehnter  Anwendung  und  in 
der  Papierindustrie  hat  sie  noch  das  Ueberge wicht 
(mit  112  407  Pferdekräften).  Absolut  ist  sie 
unter  allen  Gewerben  am  stärksten  in  der 
Nahrungsmittelindustrie,  d.  h.  in  der  Mlillerei, 
vertreten,  nämlich  mit  281 090  Pferdekräften  in 
32  594  Betrieben.  Jedoch  verwandten  16  564 
Betriebe  Dampf  mit  392  827  Pferdekräften,  und 
ausserdem  gab  es  noch  17  821  Windmühlbetriebe. 

In  Oesterreich  (Cisleithanien)  gab  es 
1841  nur  224  gewerbliche  Dampfmaschinen  mit 
2819  Pferdekräften,  1852  671  Maschinen  mit 
9128  Pferdekräften,  1863  2882  Maschinen  mit 
46  miy  Pferdekräften,  1875  9160  Maschinen  mit 
157  279  Pferdekräften.  Von  den  letzteren  kamen 
42  116  auf  die  Erzeugung  von  Metallen.  Metall- 
waren, Maschinen  und  Werkzeugen,  31  493  auf 
die  Textilindustrie,  29  609  auf  den  Bergbau  und 
27  520  auf  die  Produktion  der  Nahrungs-  und 
Genussmittel.  Eine  1881  in  Niederösterreich 
veranstaltete  Erhebung  ergab  in  diesem  Kron- 
lande 2034  Dampfkes.sel  und  als  geschätzte 
Leistungsfähigkeit  der  Maschinen  41  WO  Pferde- 
kräfte. Wenn  die  Dampfverwendung  in  den 
übrigen  Kronländern  in  demselben  Verhältnisse 
zugenommen  hätte,  so  würde  die  Zahl  der  Pferde- 
kräfte in  der  ganzen  Reichshälfte  damals  etwa 
3(X)(X)0  betragen  haben,  und  diese  Zahl  dürfte 
sich  bis  19(X)  mehr  als  verdoppelt  haben. 

In  Ungarn  ergab  die  Gewerbe-  und  In- 
dustriestatistik für  1885  das  Vorhandensein  von 
19  700  Motoren  benutzenden  Unternehmungen 
auf  224  1 19  gewerbliche  Unternehmungen  über- 
haupt. Es  gab  199  Tretwerke,  3994  Tierkraft 
verwendende  Unternehmungen  mit  4937  Göpeln, 
900  Windräder,  20  116  Wasserräder  mit  53  971 
Pferdekräften,  85  Turbinen  mit  5105  Pferde- 
kräften, 5  Wassersäulenma-schinen  mit  81  Pferde- 
kräften, 1738  stehende  und  750  bewegliche 
Dampfmaschinen  mit  zusammen  63  869  Pferde- 
kräften, 76  Gas-  und  ähnliche  Motoren. 

In  Frankreich  betrug  1840  die  Zahl  der 
gewerblichen  und  landwirtschaftlichen  Dampf- 
maschinen 2591  mit  34  350  Pferdekräften,  1850 
5322  mit  66  642  Pferdekräften,  1860  14  513  mit 
177  652  Pferdekräften,  1870  27  088  mit  3:-^6  030 
Pferdekräften,  1878  38  880  mit  492  418  Pferde- 
kräften, 1886  58  381  Kessel  und  52  471  Maschinen 
mit  717  718  Pferdekräften.  In  dem  letztge- 
nannten Jahre  kamen  auf  die  Textilindustrie 
6471  Maschinen  mit  151  338  Pferdekräften,  auf 
die  Hüttenwerke  und  metallurgischen  Fabriken 
7047  Maschinen  mit  147  904  Pferdekräften,  auf 
den  Bergbau  4219  Maschinen  mit  101 661  Pferde- 
kräften, auf  die  Industrie  der  Nahrungs-  und  Ge 
nussmittel  8728  Maschinen  mit  94  4öo  Pferde- 
kräften, auf  die  landwirtschaftlichen  Betriebe 
13049  mit  74  718  Pferdekräften.  -  Die  Zahl  der 
Lokomotiven  und  der  sonstigen  beim  Eisen- 
bahnbetriebe benutzten  Dampfmaschinen  betrug 
10974  mit  3307  734  Herdekräften,  die  der 
Schiifsmaschinen  (ausser  der  Kriegsmarine)  1994 


I  mit  546  3^  Pferdestärken,  woxo  noi  t  i> 
t  Hilfsmaschinen  mit  375  Kesseln  und  2^  4*-ö 
j  Pferdekräften  kamen.  Im  Jahre  1^*  <taB4»i 
I  in  54  107  gewerblichen  Betrieben  68  i4^  D^ei  :- 
t  maschinen  mit  1330466  Pferdekräften  inVrrwri- 
I  düng.  Die  Textilindustrie  verfügrte  über  74*^ 
1  Maschinen  mit  295  639  Pferdekräften.  di-  ai- 
tallurgische  Industrie  über  8306  mit  23i»  T:* 
Pferdekräften,  der  Bergbau  über  5666  Maacbii-: 
Imit  184  859  Pferdekräften,  die  Nahmn^min-i- 
I Industrie  über  10883  Maschinen  mit  13-*. cn. 
'  Herdekräften.  Die  Zahl  der  Lokomotiven  ^r 
jden  Vollbahnen  betrug  9997  mit  4  11ih»ilk 
1  Pferdekräften,  und  mit  Einschlnss  der  Lwkim- 
I  tiven  der  Klein-  und  Industriebahnen  un*J  d  7 
\  Strassen  bahnen  und  der  im  Eisenbahnbirtri- . 
j  verwendeten  stehenden  Maschinen  erjrab  >  ' 
eine  Gesamtzahl  von  13  799  Maschinen  i^: 
I  4  271  79i)  Pferdekräften.  Die  Zahl  der  S-re-  m.; 
I  Flussdampfschiflfe  betrug  2437  mit  S-VJ  i*. 
I  Pferdekräften. 

In  B  e  1  g i  e  n  war  die  Zahl  der  g-ewerbii.t-s 
Dampfmaschinen  im  Jahre  1850  2C40  mir  r^lBrr 
I  Leistungsfähigkeit    von    51 055    PferdekriireL. 
Für  1860  waren  die  entsprechenden  Zahlen  44 i»» 
und  99  601.    Im  Jahre  1890  waren    14  279  ir- 
werbliche    und    landwirtschaftliche    DaiDpiiLA- 
schinen   mit  385  271  Pferdekräften    vorhandcü. 
Ausserdem  gab  es  305  private  S<*hifFsma!»i'hiD-s 
mit   21 756  und  3019   (private   nnd    staatÜ/h- 
Lokomotiven   mit   518562   Pferdekräften.     In. 
Jahre  1895  betrug  die  Zahl  der  in  der  Indusrn- 
benutzten  Motoren  13113  mit  242  435  Rrni- 
kräften.    Von  diesen  wurden  8433  mit  2u9S4rt 
Pferdekräften    durch   Dampf,    2436    mit   19:07 
Pferdekräften  durch  Wasser,   2158   mit    ln2TK 
Pferdekräften  durch  Wind  getrieben.     Von  4-b 
verfügbaren  Pferdekräften  kamen  87  439  au/  dk 
Kohlenbergwerke,  24  656  auf  die  Eisenindustrie 
In  der  Schweiz  besassen  im   Jahre  LVn> 
die    unter    der    Fabrikgesetzgebung   stehemirh 
Dnternehmungen  mit  Motorenbetrieb  an  Was'^er- 
kraft  54  243,  an  Dampfkraft  27  433.  an  Ga^^krarr 
395,    au    Elektricitätskraft   323    Pferdekräfft. 
Die  Gesamtzahl  der  Motoren  benutzenden  Be- 
triebe betrug  2358.    Im  Jahre  1895  war  dit-e 
Zahl   auf  3337   mit   152  718  Pferdekräften  er- 
stiegen.   Von  den  letzteren  kamen  87865  mlt-r 
57,5^0   auf  Wassermotoren,  53  410  auf  Damj«i. 
7357  auf  Elektricität,  2235  auf  Petroleum,  1H51 
auf    Gas.     Von   diesen    Pferdekräften    dieuten 
43  785  der  Textilindustrie  (31 046  der  Bauinwoli- 
industrie),  und  zwar  wurden  36271  durch  Wasst-r 
und  23  569  durch  Dampf  geliefert. 

Die  Leistungsfähigkeit  der  gewerhlichcu 
Dampfmaschinen  m  Grossbritannien  schätzt 
Engel  für  1878  auf  2  Mill,  die  der  Lokomotiven 
auf  3'  4  Mill.,  die  der  SchifFsmaschinen  {mit 
Ausschluss  der  Kriegsmarine)  auf  1*4  Mill. 
Pferfekräfte.  Für  1885  sind  die  enlsprecheuden 
Zahlen  nach  Mulhalls  summarischen  Schatzun^m 
3^1  Mill.,  3,5  Mill.  und  3,14  Mill.  Nach  "der 
Tonnenzahl  der  1898  vorhandenen  englischen 
Seedampf  schiffe  würden  sich  über  5  Mill.  Pferle- 
kräfte  ergeben,  ausser  der  Kriegsmarine,  die  in 
demselben  Jahre  über  mehr  als  2800000  Pferde- 
kräfte verfügte.  Die  Gesamtstarke  der  Loko- 
motiven im  vereinigten  Königreiche  dürfte  18tW 
wohl  6  Mill.  Pferdekräfte  betragen  haben.  Pi«* 
Leistungsfähigkeit  der  gewerblichen  Danipt- 
maschinen  dürfte  für  dasselbe  Jahr  auf  5—6  Mill. 
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erilelvTäfte  zn  schätzen  sein.  Die  Textilindustrie 
rfU^te  1871  insgresamt  über  515  808  Pferde- 
iif  t:*3,  die  Zahl  der  Kraftstühle  aber  ist  in  der 
-riode  von  1870  bis  1890  von  610004  auf 
?^  4 Hl»  und  die  der  Spindeln  (für  einfache  und 
Wim  Spinnerei)  von  45  533111  auf  53  641162 
e-^tioa^en. 

1 11  Italien  zählte  man  im  Jahre  1876  ausser 
eil  Schiffsmaschinen  und  Lokomotiven  4459 
^»wupfkessel  mit  54  231  Pferdekräften.  Im 
alire  1882  waren  die  entsprechenden  Zahlen 
^21  Ml  und  124000,  und  1888  schätzte  man  die 
Lf%\\\  «1er  Pferdekräfte  auf  150000.  Die  gewerb- 
ich  verwertete  Wasserkraft  repräsentierte  1886 
175  H77  Pferdekräfte. 

In  den  Vereinigten  Staaten  waren  in 
ilen  (bewerben  nach  dem  Census  von  1870  51018 
AVasserräder  mit  1130  431  und  40191  Dampf- 
iuas(-hinen  mit  1215  711  Pferdekräften  in  Be- 
trieb.     Dazu    kommt    der    Bergbau    mit   4133 
l>iinipfii)aschinen    (109111    Pferdekräften)    und 
154   Wasserrädern.   Nach  dem  Census  von  1880 
war    die  Zahl  der  Dampfmaschinen  in  den  Ge- 
w<*rl)en  auf  56  483  mit  2 185  458.  die  der  Wasser- 
nüler    aber   auf   55  404   mit   1225379   Pferde- 
kräfteu  gestiegen.    Die  in  der  Landwirtschaft 
und     im     Bergbau    benutzten    Maschinen    sind 
wieder  nicht  mit  einbegriffen,  lieber  die  letzteren 
wird  nur  angegeben,  dass  bei  dem  Bergbau  auf 
Kohlen  und  unedle  Metalle  3732  Dampfmaschinen 
mit   182  051  Pferdekräften  und  bei  dem  Betriebe 
der    »Steinbrüche    3937    Maschinen    angewendet 
werden.     In   betreff   der    Edelmetalle  und  des 
Petroleums  fehlen  die  entsprechenden  Angaben. 
Die  Textilindustrie   nahm   an    Dampfkraft 
211439   und   an   Wasserkraft   217  871   Pferde- 
krftfte  in  Anspruch,  und   mehr   als  die  Hälfte 
dieses   Kraftbedarfs    kam    auf   die  Baumwoll- 
indu^^trie.     Die   Holzindustrie,    namentlich   die 
Sätrerei,  hatte  eine  Dampfkraft  von  543292  und 
eine    Wasserkraft   von   278  686    Pferdekräften; 
für  die  Müllerei  waren  die  entsprechenden  Zahlen 
3()1  214  und  469  987,  für  die  Eisen-  und  Stahl- 
industrie 380  741  und   10606,   für  die  Papier- 
industrie 36  301  und  87  611.    Nach  dem  Census 
von  1890  verwendeten  von  355  415  ermittelten 
Betrieben    100  735    oder    28,3  ^/o    mechanische 
Kraft,   die   im   ganzen    5  954  655   Pferdekräfte 
darstellte.     Von    diesen    kamen    4  662  024    auf 
Dampfmaschinen    und    1 263  343    auf    Wasser- 
motoren.   Den  relativ  grössten  Teil  dieser  mo- 
torischen Kraft  nehmen  die  Sägewerke  und  ver- 
wandte Zweige  der  Holzindustrie  in  Anspruch, 
nämlich  961 316  Pferdekräfte,  von  denen  789  078 
durch  Dampf  geliefert  wurden.    Für  die  Mahl- 
niüllerei  wurden    752  365   Pferdekräfte   (davon 
883  872  durch  Wasser  geliefert),  für  die  Baum  Woll- 
industrie 464  881  Pferdekräfte  (Wasser:  198982), 
für  die   Papierindustrie    242176    Pferdekräfte 
'Wasser:   151593)  verwendet.     Die   Leistungs- 
rähigrkeit  der  Lokomotiven  in  den  Vereinigten 
Staaten  schätzt  Mulhall  für  1885  auf  6,2  MilL, 
die  der  Schiffsmaschinen  auf  1,04  MilL  Pferde- 
kräfte. 
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Besser,  Vebersicht  der  Dampfkessel  und  Dampf- 
maschinen im  Königreieh  Sachsen  am  1.  I.  1886. 
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Die  Dampfkessel  und  Dampfmaschinen  im  König- 
reich Sachsen  am  1.  L  1896,  in  derselben  Zeit- 
schrift, Beilagen  zum  Jahrg.  1898  und  1899.  — 
Zahn,  Gewerbe  und  Handel  im  Deutschen 
Reich  nach  der  gewerblichen  Betriebszählung 
vom  14.  VI.  1895.  Sonderabdruck  atts  Bd.  119 
der  Statistik  des  Deutschen  Reichs,  X.  F.,  Berlin 
1899  (enthält  auch  vergleichende  Angaben  ßir 
andere  Staaten).  —  Pigerle,  Dampfmaschinen 
und  Damjyfkessel  in  Oesterreich.  Stat.  Monats- 
schrift, 1882,  S.  5 40 ff.  —  V.  Jekelfalussy, 
Ungarns  Gewerbe-  und  Industriestatistik  im 
Jahre  1885.  Stat.  Monatsschr.,  1887,  S.  Iff.  — 
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reils  a  vapeur  en  France  et  en  Alger ie.  (Früher 
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scheinend.) Auszüge  daraus  in  dem  Annuairc 
statistique  de  la  France  und  den  Annales  du 
commerce  exterienr  (Expose  comparatif).  — 
Annuaire  Statistique  de  la  Belgique.  —  Statis- 
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des  Verfassers  in  diesem  Werke  wie  auch  in 
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Teil  nur  auf  unsicheren  Schätzungen.)  — 
Annuario  statistico  italiano,  1888,  p.  7S6.  — 
Compendium  of  the  X.  Census  of  the  United 
States,  Wash.  1880.  —  Report  on  the  manu- 
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tende R^cht.  4.  Die  Organisation.  5.  Die  aus- 
ländische Gesetzgebung. 
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Gegenständen  diu*ch  Yergleichung   mit   be- 
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kannten,  feststehenden  Grössen  zu  bestimmen 
und  in  einer  allgemein  vei-standlichen  Weise 
auszudrücken.  Geordnete  Einrichtimgen  hier- 
für sind  für  jedes  entwickelte  Staatswesen 
unerlässlich.  Handel  und  Verkehr  haben 
ein  lebhaftes  Intei-esse  daran,  beim  Waren- 
austausch sich  fester  Massgrössen  l)edienen 
zu  können:  Technik  und  Industi'ie  sind  auf 
den  Gebrauch  zuverlässiger  Massvorrich- 
tungen angewiesen ;  für  viele  Zweige  der 
Wissenschaft  bilden  die  Mittel  zur  Vornahme 
feinster  Messungen  und  Wagungen  ein  un- 
entbelirlicheg  Rüstzeug;  endlich  kann  auch 
der  iStaat  auf  manchen  Gebieten  seiner  Ver- 
waltungsthätigkeit  des  Gebrauches  von  Mass 
und  Gewicht  nicht  en traten.  Bei  allen 
Kulturvölkern  findet  sich  daher  die  Er- 
scheinung, dass  der  Staat  sich  die  Pflege 
des  Mass-  und  Gewichtswesens  zur  Aufgabe 
macht.  Während  anfänglich  bei  noch  un- 
entwickeltem Verkehr  die  Regelung  den 
kleineren  Gemeinwesen  überlassen  zu  werden 
und  zumeist  von  den  verkehrsreicheren 
Städten  ihren  Ausgang  zu  nehmen  pflegt, 
tritt  im  LAufe  der  Zeit  das  Bestreben  nach 
gleichmässiger  Gestaltung  f(u*  gi-össere  Ge- 
biete hervor,  bis  endlich  das  Bedürfnis  nacli 
internationalen  Festsetzungen  sich  geltend 
macht.  Zugleich  mit  dem  Bedürfnis  nach 
Ausdehnung  des  Geltungsgebietes  steigern 
sich  die  Anforderungen  an  die  Genauigkeit 
der  Messeinrichtungen.  Die  wichtigsten 
Aufgaben  der  Verwaltung  auf  dem  Gebiete 
des  Mass-  und  Gewichtswesens  sind:  1.  Fest- 
setzung der  Einheiten  und  der  daraus  ab- 
zuleitenden Grössen  für  Längen-,  Flächen-, 
Körperraasse  und  für  das  Gewicht ;  2.  Sicher- 
steilung  dieser  Grössen  durch  Beschaffung 
möglichst  genau  bestimmter  und  un veränder- 
licher Verkörpermi  gen  (Urmasse,  I  Trgewichte) ; 

3.  Einrichtung  einer  öffentlichen  Pnifung 
und  Beglaubigung  der  für  den  Verkehr  l)e- 
stimmten   Messwerkzeuge  (Aichungswesen); 

4.  Regelung  der  Verwendung  der  Masse  etc. 
im  öffentlichen  Verkehr  und  Sichenuig  der 
Befolgung  dieser  Vorschriften  durch  polizei- 
liche Ueberwachung  (Mass-  und  Gewichts- 
polizei). 

1.  Geschichtliches.  In  Deutschland  w^ar 
bis  in  den  Beginn  dieses  Jahrhunderts  hin- 
ein die  Regelung  des  Mass-  und  Gewichtii- 
wesens  füi*  beschränkte  örtliche  Bezirke 
vorherrschend.  Erst  mit  dem  angegebenen 
Zeitpunkte  gehen  die  einzelnen  deutschen 
Staaten  dazu  über,  für  ihre  Gebiete  ein- 
heitliche Vorschriften  über  Mass  und  Ge- 
wicht zu  erlassen.  In  Preussen  geschieht 
dies  durch  die  Mass-  und  Gewichtsordnnng 
vom  16.  Mai  1816,  welche  eine  umfassende 
Regelung  des  gesamten  Mass-  und  Gewichts- 
wesens zum  Gegenstande  hat  (Festsetzung 
der  Massgr()ssen,  Herstellung  der  rrma.sse, 
Organisation    der    Aichungsbehörden ,    Vor- 


schriften   über  die  Verwendung  im  Tiffvc^t- 
liehen  Verkehr).    Aehnliche  Gesetze  4&i  L-. 
Laufe  der  Zeit  auch  für  die  meisten  übri^.  l 
deutschen  Staaten  ergangen.    (Bavem:  <-.  v. 
28.    Febniar    1809,     Württemberg:    G.    v. 
80.  November  180G,   Baden:    G.  v.    H.l  V^ 
vember  1810,  Sachsen:  G.  v.  12.  März  Is'- 
Haimover:  G.  v.   10,  August  1836,   Xasäai  : 
G.  V.    12.  Dezember   18ol).     Die    hieniv.pA 
in  den  Einzelstaaten   herbeigeführte  ge-^  'z- 
liche   Regelung   des  Mass-   und    lTewi<.-b>- 
wesens    lieruhte    jedoch    nicht    auf    izl»  icL- 
mässigen  Grundlagen.     Die  als  Einheit   «i»-- 
Längenmasses     angenommenen     FiissmriS?i^ 
wai*en   nicht  gleicli.     In  der  Mehrzahl   •  -r 
Staaten  nahm  man  das  seither  eingebfirg-rt- 
Mass  zur  Grundlage,  unbekümmert  um  sseiD- 
Abweichung   von   den   in  anderen  Gi-b!*:*TT^ 
eingeführten  Grössen.  Einige  Staaten  sui  ht^rn 
eine  Anlehnung  an   das   metrische    Sv.st^m  u 
so  nahm  Bayern  für  seine  Rheinlande  <mi}-  j 
Fuss  von  *-3  Meter  an,  desgleichen  Ife^-^c- 
Homburg  für  das  Amt  Meissenheim :  He>v<e.}- 
Darmstadt  führte  einen  Fuss  von  ^4  Mf^-r 
ein,   Baden   und  Nassau  einen   solchen  v  l 
^/lo   Meter:    letzteres    ausserdem    einen   >«- 
genannten  Feldfuss  zu  '  2  Meter.    Im  ganzeL 
gelangten    auf   diese   Weise    etwa    2<i    ver- 
schiedene Fussmasse  zur  Geltung.     DaueVL 
aber  gab  es  noch  zahlreiche  andere  I^n^*  u- 
masse  für  besondere  Zwecke:  Ellen,  Fairi. 
Klafter,  Ijachter,   Ruten  u.  dgl.,    die   uir^-r 
einander  in   den   verschiedenen  Staatr-n  er- 
heblich abwichen    und   zu   dem   Fiissnna^^'? 
nur  zum  Teil  in  einfacher  Beziehung  standriL 
Aehiilich  verhielt  es  sich  mit  dem  Gewicht»', 
indem   in  den   vei-scliiedenen  Staaten   nirLr 
nur  verscrhiedene  Gewichtsgrossen  als  Ein- 
heit angenommen  wurden,  sondern  auch  <iie 
Teilung  nach  abweichenden  Grundsätzen  it- 
folgte.      Eine     noch    grössere    Verwirnini: 
endlich    herrschte    bezüglich     der    Kor{ii?r- 
(Hohl-  und  Flüssigkeit s-)  und  Fhlchenmasse. 
Derartige  Zustände  konnten  auf  die  Dant>r 
den    Anforderungen    des    infolge    der    Ver- 
besserung   der    Kommunikationsmittel    sk-h 
immer    lebhafter    entwickelnden    Verkehrs 
nicht  genügen,  es  ist  daher  erklärlieh,  dass 
bald  der  Wunsch   nach  Einführung  einheit- 
lichen Masses  rege  wiu-de.     Den  ersten  Al- 
stoss   hierzu   gab    die  Gründung   des  Zoll- 
vereins.    Die   Erhebung  der  Zölle   auf  j.'e- 
meinschaftliche  Rechnung  der  Verein sstaatfn 
ergab    das    Bedürfnis    nach    einem    gleich- 
förmigen Massstabe  für  die  Berechnung.   In 
den   Zoll  Vereinsverträgen    des   Jahres    18:>o 
erklärten     daher     die    vertragsehiiessenuen 
Teile,  dahin  wirken  zu  wollen,  dass  in  ilm-n 
Landen  ein  gleiches   Mass-   und  Gewiditj;- 
system  in  Anwendung  komme,   die  nächste 
Sorge  aber  auf  die  Annahme  eines  gemein- 
schaftlichen Zollgewichtes  zu  richten.   Aehn- 
liche Bestimmungen  sind   in   die   über  dit^ 
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oi-l  äri  genmg  des  Zollvereins  abgeschlossenen 
t^r-tx-age  übergegangen.  Vom  1.  Januar  1840 
nrxlö     demgemäss   ein   geraeinsames  Zoll- 
«:-^wioVit  und  zwar  der  Zollcentner,  eingeteilt 
1     1.00  Pfund  zu  30  Lot,  für  die  Berechnung 
*^v     Zölle  und  für  alle  zu  diesem  Zwecke 
^<^i        <ien    Zollstellen    vorkommenden    Ver- 
^-iog-ixngen  eingeführt.    Indem  man  als  Ein- 
ic^it:      des  Zollgewichts   den   in   Baden   und 
Jossen  eingeführten  Centner  zu  50  kg  an- 
lalam,   -war  zugleich  die  ei-ste  Annäherung 
in     c\bs   metrische  System  Frankreichs   ge- 
woTiiien.    Eine  Erweitenmg  erfuhr  im  Laufe 
tAer    Zeit  das  Anwendungsgebiet  dieses  Qe- 
Avictitssystems  dadurch,  dass  dasselbe  ver- 
t  ra.j5^mässig  auch  für  den  Eisenbahn-  und 
I-*o»t verkehr  angenommen  wurde.    Daneben 
iibor    gingen    allmählich    melir    und    mehr 
B\indesstaaten    dazu  über,  das  Zollgewicht 
aiioh   für  den  allgemeinen  Verkehr  ai-  die. 
Stelle  des  seitherigen  Landesgewichts  ti*eten 
zu     lassen;    nur  Ocsterreich,   Bayern,   Kur- 
hessen,  Luxemburg   und  Lübeck   schlössen 
sic-h  hiervon  aus.    Die  Einheit,  welche  hier- 
durch wenigstens  im  Gewichtswesen  erzielt 
Ajs'ar,    erlitt  jedoch  eine  wesentliche  Beein- 
trächtigung dadurch,   dass   die  Stückelung 
des  Pfundes  in  den  einzelnen  Staaten  nach 
verschiedenen  Grundsätzen  erfolgte. 

Wenngleich    diese    Entwickelung    einen 
unverkennbaren  Fortschritt  dai*steDt,  so  blieb 
sie  doch  hinter  den  Bedürfnissen  des  Ver- 
kehrs  und  den  Wünschen    der  Beteiligten 
A»voit    zurück.     Im   Jahre    1860    nalim    der 
Bundestag  Veranlassung,  sich  mit  der  Frage 
zu  beschäftigen,  indem  er  auf  Antrag  Bayerns 
den  Beschluss  fasste,  eine  Kommission  von 
Sachverständigen    »zur   Ausarbeitung   eines 
Gutachtens  über  Einführung  gleichen  Masses 
lind  Gewichts  und  zur  Eröffnung  von  Vor- 
schlügen über  die  am  zweck  massigsten  zu 
>Ä'ählenden  Systeme  sowie  über  die  zur  Ein- 
führung derselben  erfoitlerlichen  Massregeln« 
einzuberufen. 

Die  Kommission,  welcher  Vertreter  von 
Oesterreich,  Baj^ern,  Sachsen,  Hannover, 
Württemberg,  Baden,  Nassau,  Grossherzog- 
tum Hessen,  Oldenburg  und  der  Hansestädte 
angehörten,  trat  zu  Beginn  des  Jahres  1861 
in  Fi-ankfurt  a.  M.  zusammen  und  erelattete 
unterm  30.  April  desselben  Jahres  ein  um- 
fangreiches Gutachten,  in  welchem  die  An- 
nahme des  metrischen  Systems  warm  befür- 
wortet wurde.  Ein  weiterer  Bundestags- 
beschluss  vom  27.  April  1S()5  ordnete  die 
Einberufung  einer  neuen  technischen  Kom- 
mission an  behufs  Formulierung  derjenigen 
Punkte,  deren  unbedingte  Uebereinstimmung 
in  allen  Staaten  festzuhalten  sein  würde. 
Aus  den  Beratungen  dieser  Kommission, 
welche  sich  vom  25.  Juli  bis  1.  Dezember 
1805  erstreckten,  ging  der  Entwurf  einer 
deutschen  Mass-  und  Gewichtsordnung  hervor, 


welcher  im  wesentlichen  auf  den  Vorschlägen 
der  früheren  Kommission  beruht.  Er  wurde 
durch  Beschluss  vom  23.  Februar  1866  den 
Bundesregierungen  zur  Aeusserung  darüber 
mitgeteilt,  ob  sie  geneigt  seien,  die  Be- 
stimmimgen  desselben  ins  Leben  treten  zu 
lassen.  Die  politischen  Ereignisse  des  Jahres 
1866  brachten  das  begonnene  Reformwerk 
zum  Stillstande.  Allein  der  neu  begründete 
Norddeutsche  Bund  machte  sich  die  Wieder- 
aufnahme dieser  Frage  zu  einer  seiner  ei*sten 
Aufgaben.  Ein  Entwurf  wurde  im  März 
1868  dem  Bundesrate  vorgelegt,  und  unterm 
17.  August  1868  wurde  die  neue  Mass-  und 
Gewichtsordnung  publiziert,  welche  zur  Zeit 
die  Grundlage  unseres  Mass-  und  Gewichts- 
wesens büdet.  Ursprünglich  nur  für  den 
norddeutschen  Bund  bestimmt,  wurde  ihr 
Geltung-sbereich  durch  die  Bündnisverträge 
des  Herbstes  1870  auf  Württemberg,  Baden 
und  die  südlich  des  Mains  gelegenen  Teile 
Hessens  sowie  durch  R.G.  v.  26.  November 
1871  auf  Bayern  ausgedehnt,  so  dass  sie 
am  1.  Januar  1872  im  ganzen  Reichsgebiete 

—  mit  Ausschluss   von   Elsass-Lothringen 

—  in  Kraft  getreten  ist.  Durch  R.G.  v. 
19.  Dezember  1874  ist  sie  vom  1.  Juli  1875 
ab  auch  in  Elsass-Lothringen  eingeführt.  1  n 
mehreren  Punkten  ist  sie  seither  abge- 
ändert worden,  indem  einerseits  einige 
behufs  Erleichterung  des  üeberganges  auf- 
genommene Massgrössen  und  Bezeichnungen 
(Meile,  Stab,  Neuzoll,  Strich,  Dekameter, 
Kette,  Kanne,  Schoppen,  Fass,  Scheffel, 
D  ek  agram  m,Neulot,Decigr  am  m.  Cen- 
tig ramm,  Pfund,  Centner)  beseitigt  wurden 
(GG.  V.  7.  Dezember  1873  und  11.  Juli  1884), 
andererseits  ein  neues  Urmass  und 
ein  neues  Urgewicht  an  die  Stelle 
der  ursprünglich  eingesetzten 
traten  (R.G.  v.  26.  April  1893). 

2.  Die  internationale  Meterkonvention. 
Für  die  zum  metrischen  System  übergegan- 
genen Staaten  ergab  sich  zunächst  der  Uebel- 
stand,  da.ss  sie  für  die  Ableitung  ihrer  Ur- 
masse  auf  die  französischen  Prototv' pe  und 
auf  die  Benutzung  der  französischen  Ein- 
richtungen angewiesen  wai-en.  Dies  war 
um  so  unerwünschter,  als  die  Beschaffenheit 
dieser  Urmasse  und  das  bei  der  Entnahme 
von  Kopieen  beobachtete  Verfahren  den  An- 
forderungen der  Wissenschaft  und  Präcisions- 
technik  nicht  entsprach  und  als  infolge 
dieser  Unsicherheit  der  Kopierung  die  von 
den  verschiedenen  Staaten  angenommenen 
Urmasse  merkbare  und  störende  Abweichrm- 
gen  zeigten.  Sowohl  das  wissenschaftliche 
Interesse  an  der  Heretellung  exakter  Ur- 
masse als  auch  die  mannigfachen  praktischen 
Uebelstünde,  welche  die  unvollkommene 
Beschaffenheit  und  Handhabung  der  fran- 
zösischen Prototype  mit  sich  brachte,  Hessen 
das  Bedürfnis  hervortreten,  im  Wege  inter- 
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nationaler  Verständigung  zur  Feststellung 
gemeinsamer,  mit  der  grössten  erreichbaren 
Genauigkeit  hergestellter  und  möglichst  un- 
veränderlicher Urmasse  zu  gelangen.  Im 
Jahre  1870  gab  Frankreich  die  Anregung 
zur  Einberufung  einer  intemationalen  Kon- 
ferenz zum  Studium  dieser  Frage.  Anfäng- 
lich nahmen  die  Verhandhmgen  —  haupt- 
sächlich infolge  des  Widerstrebens  der 
wissenschaftlichen  Kreise  Frankreichs  gegen 
Unterordnung  \mter  eine  internationale  In- 
stanz —  einen  schleppenden  Verlauf,  indessen 
gelang  es,  diesen  W  iderstand  zu  überwinden. 
Im  Jahre  1875  trat  in  Paris  eine  diplo- 
matische Konferenz  zusammen,  aus  deren 
Verhandlungen  die  am  20.  Mai  1875  unter- 
zeichnete internationale  Meterkonvention  her- 
vorging. Durc^h  diese  verbinden  sich  die 
Vei-tragsstaaten,  nämlich  Deutsclüand,  Oester- 
reich-Ungarn ,  Belgien,  Argentinische  Re- 
publik, Dänemark,  Spanien,  Vereinigte  Staaten 
von  Amerika,  Frankreich,  Italien,  Peru,  Portu- 
gal, Russland*  Schweden  und  Norwegen, 
Schweiz,  Türkei  und  Venezuela^)  zur  ge- 
meinschaftlichen Errichtung  und  Unterhaltung 
eines  permanenten  wissenschaftlichen  Bui-eaus 
für  Mass  und  Gewicht.  Die  Thätigkeit 
dieses  Bureaus  wird  durch  ein  Komitee 
überwacht,  welches  aus  14  verschiedenen 
Vertrag-sstaaten  angehörigen  Mitgliedern  be- 
steht und  seinerseits  der  Oberaufsicht  der 
durch  die  Vertreter  aller  Vertragsstaaten 
gebildeten  Generalkonferenz  unterteilt  ist. 
Die  Aufgaben  des  Bureaus  bestehen  haupt- 
sächlich in  der  Anfertigung  und  Beglaubigung 
neuer  Prototvpe  des  Meters  und  des  Kilo- 
gramms, in  der  Aufl)ewahrung  der  inter- 
nationalen und  in  der  i>eriodisch  wieder- 
kehrenden Vergleichung  der  den  einzelnen 
Staaten  über'wiesenen  (nationalen)  Prototype 
mit  den  internationalen.  In  einem  der  Kon- 
vention beigegebenen  Reglement  sind  über 
die  Aufgaben  der  Konferenz,  des  Komitees 
und  des  Bureaus,  über  den  Geschäftsgang, 
über  die  Aufbringimg  der  Kosten,  das  Jahres- 
budget, das  Personal  etc.  nähere  Abmachun- 
gen getroffen.  Allen  übrigen  Staaten  ist 
der  Beitritt  zur  Konvention  offen  gelialten; 
bisher  haben  hiervon  Serbien  (1879),  Ru- 
mänien (1882),  Grossbritanuien  (1884),  Japan 
(1885)  und  Mexico  (1890)  Gebrauch  gemacht. 
Die  Ausführung  der  Konvention  wiirde 
unverweilt  in  die  Hand  genommen.  Im 
Pai'k  von  St.  Cloud  wurde  ein  Gebäude  für 
das  Bureau  errichtet  und  mit  den  erforder- 
lichen Apparaten  ausgestattet,  so  dass  das 
Bureau  an  die  Erledigung  der  ihm  gestellten 
Aufgaben  herantreten  konnte.  Im  Jahre 
1889  waren  seine  Arbeiten  so  weit  gefördert, 
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*)  Brasüieu,  welches  an  der  Konferenz  sich 
beteiligt  hatte,  hat  die  Konvention  nicht  rati- 
fiziert. 


dass  die  Generalkonferenz   berufen  w^^nV 
konnte,    um    die   künftigen    intemaG*>Ea]^ 
Prototyixj  auszuwählen  und  die   Verteiln'u 
der  nationalen  Prototype  unter  die  beteilkt'  i 
Staaten  vorzunehmen.     Die    von    der   K-l- 
ferenz  ausgewäWten   internationalen   Pri*»- 
t}'|>e  sind  in  einem  besonders  lüerffir  n^^^r- 
gerichteten  Räume  des  Bureaus  zu  Brev  i.\ 
unter   dreifachem  Verschluss   niederere] e-:^* 
sie  bilden  von  jetzt  ab  die  alleinigTen  Vt-- 
kör{)erungen   der   Mass-    und    Gevrichti^ei - 
heiten  und  sind  für  alle  Vertragsstaaten  äl> 
sok'he  massgebend,   so  dass    bei    etwaiir- 
Zweifeln    ausschliesslich    auf     sie    zurriLi- 
gegangen  werden  muss.    Jetzt  bestehen   ii- 
Arbeiten    des   Bureaus    —    abgesehen    v-: 
nachträglicher  Ijieferung  einzelner   wpitrivr 
Prototype  —  vornehmlich  darin^  die  dauern  : 
Uebereinstimmung  der  nationalen  Prototy]^ 
zu    überwachen    und    zu    diesem     Behü> 
'  periodische    Vergieichuugen     vorzuDehmt-iL 
Die  deutschen  Prototype,  welche  die  Urma--- 
für  Deutschland   bilden,  sind   der    Nnrmsl- 
aichungskommission   zur  Verwahrung  fil*er- 
wiesen ;    die    gesetzliche    Einführung-    df-r- 
selben    in    den    Aichungsdienst    ist     duni. 
R.G.  V.  20.  April  1893  erfolgt. 

3.  Das  geltende   Recht.      Durch  di 
Mass-  und  Gewichtsordnung  vom  17,  Augi.-T 
1868  ist  das  metrische  System  in  Deutvh- 
land    zur  Einführung  gelangt.     Die  Haupt- 
vorteile   dieses    Systems    bestehen    in    d^r 
sicheren  Bestimmung  der  die  Grundlage  de>- 
selben  bildenden  Massgrösse,  des  Meters,  il 
der  sti-eng  durchgeführten  decimalen  Ghoile- 
rung   des   Sx'stems,   sowie  in   dem  innen^n 
Zusammenhange  zwischen  den  verschieden-u 
Ai-ten  der  Masse  (Längeii-,  Flächen-,  Körf^er- 
masse)   und   dem  Gewichte   mit   einfacheu, 
decimalen  Verhältniszahlen.  Abgesehen  hier- 
von   bildete   die  Annahme   des  metiisc-h»?r 
Systems  für  Deutschland  insofern  einen  hy- 
deutsamen  Fortschritt,   als  sie  die  fniheDj 
Vielgestaltigkeit  beseitigte  und  die  kmg  er- 
sehnte   Einheit    der    Masse   und    Gewichte 
braclite.    Femer  spricht  zu  Gunsten  diest^s 
Systems   der  Umstand,   dass  es  bereits  in 
einer  grossen  Anzahl  der  wichtigeren  Kidtur- 
staaten  eingebiu'gert   ist  und  dass  es  dazu 
bestimmt  zu  sein  scheint,  im  Laufe  der  Zeit 
zu   allgemeiner  internationaler  Geltung  zti 
gelangen.     Dagegen  hat  das  Meter  auf  die 
Bedeutung  eines  natürlichen  Masses  in  dem 
Sinne,  dass  es  jederzeit  aus  einer  von  der 
Natur  dargebotenen,  unveränderlichen  Grösse 
hergeleitet  werden  könnte,  schon  um  des- 
willen keinen  Anspruch,  weil  die  lÄnge  de> 
Erdquadranten,  dessen  zehnmillionsten  Teil 
das  Meter  nach  der  Absicht  der  Begründer 
des  Systems  darstellen  soll,  nicht  unmittel- 
bar gemessen,  sondern  nur  durch  Berechnimg 
gefunden  werden  kann. 

Nach   der  Mass-  und    Gewichtsordnunir 
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Lid  et    das  Meter  die  Grundlage  des  Masses 
ntl    Oewiehtes;  aus  demselben  werden  alle 
\>rigeii  Masse  und  Gewichte  abgeleitet.    Als 
'nriass  galt  bisher  ein  im  Jahre  186B  von 
er    preussischen  Regierung  erworbener,  mit 
ic.-ni    jVIetre  des  Archives  verglichener  Mass- 
tab  aus  Platin,  als  Urgewicht  ein  im  Jahre 
wSBO     auf  gleichem  Wege  beschafftes  Kilo- 
^i^xinmstück.      Die    Beschlüsse    der    inter- 
latlonaien  Generalkonferenz  vom  Jahre  1889 
iiaYn?!!    einige   Aenderungen   dieser  ßestim- 
miingeii   zur  Folge  gehabt.     Einerseits   ist 
n*:^l>eii  das  Meter  als  selbständige  Gnmdlage 
^l«^s  Gewichtes  das  Kilogramm  gesetzt,  so  dass 
<lie     theoretische   Ableitung   des   Gewichtes 
a\is      dem    Längenmasse     aufgegeben     ist. 
Andererseits     werden    die    Einheiten    des 
blasses  und  des  Gewichtes  (Meter  und  Kilo- 
.uranim)  jetzt  ausschliesslich  durch  die  von  1 
dor  Generalkonferenz  anerkannten,  im  Bureau  , 
zw    Breteuil    niedergelegten    internationalen 
Pn^totype    dargestellt.      Die    dem    Reiche 
tiberwiesenen    nationalen    Prototype  liaben 
nur   die  Bedeutung  von  Kopieen,"  bei  deren 
Benutzung   die   im    internationalen   Bureau 
ermittelten,  von  der  Generalkonferenz  fest- 
£^esteLlten  Fehler  in  Rechnung  gestellt  werden 
müssen.    Diese  Beziehungen  wertlen  duix5h 
das   Keichsgesetz   vom  26.  April  1893  zum 
Ausdruck  gebracht. 

Ausser  dem  Meter  und  dem  Kilogramm 
sind  folgende  Mass-  und  Gewich tsgrössen 
gesetzlich  anerkannt :  A.  Längenmasse :  Milli- 
meter, Centimeter,  Kilometer;  B.  Flächen- 
masse: Ar  (=  100  qm),  Hektar;  C.  Körper- 
masse: Liter,  Hektoliter;  D.  Gewichte: 
Milligramm,  Gramm,  Tonne  (—  1000  kg). 
Zur  Aichung  werden  nur  ganze  Vielfache 
sowie  dem  Decimalsystem  entsprechende 
Teilungen  (^/2,  ^/s,  i.  lo)  der  genannten  Mass- 
grnssen  zugelassen,  ausserdem  das  Yiertel- 
liter  und  das  Viertelhektoliter. 

Zur  Ausführung  der  Mass-  und  Gewichts- 
ordnung  ist  die  Aichordnung  vom  27.  De- 
zember 1884  erlassen,   welche  die  näheren 
Bestimmungen   über  Material,   Gestalt,   Be- 
zeichnung und  sonstige  Beschaffenheit  der 
Masse  etc.,  über  die  bei  der  Aichung  inne- 
zuhaltenden Fehlergrenzen,   über  die  Aus- 
führung der  Stempelung  sowie  endlich  über 
die  Form  des  bei  der  Aichung  anzuwenden- 
den Stempelzeichens    enthält.      Durch    die 
Aichgebührentaxe  vom  28.  Dezember  1884 
sind  die  für  die  Aichung  zu  entrichtenden 
Gebühren  festgesetzt.    Das  bei  der  Aichung 
und  Stempelung  zu  beobachtende  Verfahren 
ist  durch  eine  Instruktion  geregelt.    Nach- 
trägliche Aenderungen  und  Ergänzungen  der 
Aicnordnung,  der  Gebührentaxe  und  der  In- 
strnktion    werden  durch   die   »Mitteilungen 
der  Normal-Aichiuigskommission«  fortlaufend 
bekannt  gemacht. 

Masse,    Gewichte    und    Messwerkzeuge, 
Handwörterbach  der  Staatswissenschaften.    Zweite 


welche  von  einer  deutschen  Aichungsstelle 
vorschriftsniässig  gestempelt  sind,  dürfen  im 
ganzen  Umfange  des  Reiches  angewendet 
werden.  Auf  Bayern  findet  diese  Bestim- 
mung nicht  Anwendung,  die  in  Bayern  ge- 
eichten Masse  etc.  sind  daher  im  übrigen 
Reichsgebiete  vom  Verkehre  ausgeschlossen 
und  umgekehrt. 

In  verkehrspolizeilicher  Hinsicht  be- 
stimmt die  Mass-  und  Gewichtsordmmg 
ferner,  dass  zum  Zumessen  und  Zuwägen  im 
öffentlichen  Verkehr  nur  gehörig  gestempelte 
Masse,  Gewichte  und  Wagen  angewendet 
werden  dürfen  und  dass  der  Gebrauch  un- 
richtiger Masse  etc.  untersagt  ist.  Die 
äussersten  Grenzen  der  im  öffentlichen  Ver- 
kehr noch  zu  duldenden  Abweichungen  von 
der  absoluten  Richtigkeit  sind  vom  Bundes- 
i-ate  durch  Bekanntmachung  vom  27.  Jiüi 
1885  festgesetzt.  Ausserdem  ist  der  Aich- 
zwang  eingeführt  für  die  beim  Verkauf  des 
Sprites  zur  Ermittelung  des  Alkoholgehaltes 
dienenden  Thermo- Alkoholometer,  füi'  Fässer, 
in  denen  Wein  zum  Verkauf  gebracht  wird, 
und  für  Gasmesser,  nach  welchen  die  Ver- 
gütung für  Leuchtgas  bestimmt  wird.  Eine 
Strafandrohung  enthält  die  Mass-  und  Ge- 
wichtsordnung nicht ;  dagegen  bestimmt  das 
Strafgesetzbuch  in  §  369  Nr.  2,  dass  Ge- 
werbetreibende, bei  denen  zum  Gebrauche 
in  ihrem  Gewerbe  geeignete,  mit  dem  ge- 
setzlichen Aichungsstempel  nicht  versehene 
oder  unrichtige  Masse  etc.  vorgefunden 
werden  oder  welche  sich  einer  anderen 
Verletzung  der  Vorschriften  über  die  Mass- 
und Gewichtspolizei  schuldig  machen,  mit 
Geldstrafe  bis  iu  100  Mark  oder  mit  Haft 
bis  zu  4  Wochen  zu  bestrafen  sind.  Da- 
neben ist  auf  Einziehung  der  vorschrifts- 
widrigen Messwerkzeuge  zu  erkennen. 

Eine  Verpflichtung  der  Gewerbetreiben- 
den, die  dem  öffentlichen  Verkehre  dienenden 
Masse  etc.  von  Zeit  zu  Zeit  zur  Nachaichung 
zu  bringen  (periodische  Nachaichung),  ist  in 
der  Mass-  und  Gewichtsordnung  nicht  vor- 
gesehen. Vielmehr  beschränkt  sich  das  Ge- 
setz darauf,  die  Gewerbetreibenden  für  die 
Richtigkeit  der  von  ihnen  benutzten  Mess- 
werkzeuge dergestalt  verantwortlich  zu 
machen,  dass  das  Vorhandensein  des  vor- 
schriftsmässigen  Aichungsstempels  eine  et- 
waige Unrichtigkeit  nicht  straflos  macht. 
Die  Gewerbetreibenden  sind  hierdurch  da- 
rauf hingewiesen,  für  die  dauernde  Richtig- 
erhaltung ihrer  Masse  etc.  Sorge  zu  tragen 
und  sie  zu  diesem  Behufe  von  Zeit  zu  Zeit 
einer  erneuten  aichamtlichen  Prüfung  unter- 
werfen zu  lassen.  Für  einige  Gattungen  von 
Wagen  (festfundamentierte  Brückenwageu 
und  Wagen  für  eine  Last  von  mehr  als 
2000  kg,  selbstthätige  Registrierwagen  so- 
wie Wagen  für  Eisenbahn passagiergepäck 
und  Postpäckei-eien)  ist  die  Giltigkeitsdauer 
Auflage.    V.  46 
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der  Stempelung  auf  einen  bestimmten  Zeit- 
raum (3,  2  bezw.  1  Jahr  nach  Schluss  des 
Kalenderjahres,  in  dem  die  Aichung  erfolgt 
ist)  beschrankt,  so  dass  diese  Wagen,  um  als 
Yorschriftsmässig  gestempelt  gelten  zti können, 
nach  Ablauf  der  Frist  von  neuem  geaicht 
werden  müssen. 

In  Bayern  besteht  kraft  Landesrecht, 
in  Elsass-Lothringen  nach  dem  R.G. 
V.  19.  Dezember  1874  ein  allgemeiner 
Zwang  zur  periodischen  Nachaichung  für 
aUe  Masse  etc.  Im  Königreich  Sachsen 
ist  durch  eine  auf  Art.  21  der  Mass-  und 
öewichtsordnung  begründete  Ministerial- 
verordnung  v.  8.  April  1893  die  periodische 
Nachaichung  der  im  öffentlichen  Verkehre 
verwendeten  Masse  etc.  eingeführt.  In 
Württemberg  ist  im  Verwaltungswege 
eine  freiwillige  Nachaichung  in  der  Weise 
eingeführt,  dass  Aichungsbeamte  von  Zeit  zu 
Zeit  die  einzelnen  Gemeinden  bereisen,  um  die 
im  Verkehre  befindlichen  Masse  etc.  kostenlos 
zu  prüfen  und  nötigenfalls  zu  berichtigen, 
um  die  Beobachtung  der  geltenden  Vor- 
schriften sicherzustellen,  bedarf  es  einer 
polizeilichen  üeberwachung  des  Verkehrs. 
Zu  diesem  Zwecke  sind  inPreussen  regel- 
mässig wiederkehrende  Mass-  und  Gewichts- 
revisionen eingerichtet,  und  zwar  werden 
ausschliesslich  polizeiliche  und  sogenannte 
technische  Revisionen  unterschieden.  Erstere 
erfolgen  durch  die  Organe  der  örtlichen 
Polizeiverwaltung  in  kürzeren  Zwischen- 
räumen (jährlich  zweimal  in  den  Städten, 
einmal  auf  dem  Lande);  sie  finden  unver- 
mutet statt  und  erstrecken  sich  nur  darauf, 
ob  die  im  Verkehre  befindlichen  Masse  etc. 
von  vorschriftsmässi^er  Beschaffenheit  imd 
gehörig  gestempelt  smd  sowie  ob  dieselben 
gröbei'e  Beschädigungen  oder  Mängel  auf- 
weisen, welche  Zweifel  an  ihrer  Richtigkeit 
erwecken.  Bei  den  technischen  Revisionen, 
welche  in  längeren  Zwischenräumen  (2 — 4 
Jahre)  nach  vorheriger  öffentlicher  Bekannt- 
machung unter  Zuziehung  eines  Aichmeisters 
oder  eines  geeigneten  Technikers  ausgeführt 
werden,  findet  auch  eine  Pnifung  der 
Masse  etc.  auf  ihre  Richtigkeit  statt.  Diese 
Einrichtungen,  die  in  ähnlicher  Form  in  den 
meisten  übrigen  Bundesstaaten  bestehen, 
haben  sich  jedoch  nicht  ausreichend  er- 
wiesen, um  die  daiiemde  Riehtigerhal- 
tung der  einmal  geaichten  Masse  dem  Ver- 
kehrsinteresse entsprechend  zu  sichern.  Es 
besteht  daher  dem  Vernehmen  nach  die  Ab- 
sicht, das  System  der  periodischen  Nach- 
aichung für  das  gesamte  Reichsgebiet  obli- 
gatorisch einzuführen. 

Die  zunehmende  Benutzung  des  elek- 
trischen Stromes  für  gewerbliche  und  wirt- 
schaftliche Zwecke  hat  das  Bedürfnis  nach 
gesetzlicher  Regelung  der  im  Verkehr  an- 
zuwendenden elektrischen  Masseinheiten  her- 


vorgerufen. Demgemäss  sind  durch  <k- 
R.G.  v.  1.  Juni  1898  Einheit»»n  fSr 
den  Widerstand,  die  Stromstärke  ü&i 
die  elektromotorische  Kraft  (Ohm,  Amfi»^ 
Volt)  festgelegt  und  BestimmongeQ  übexdit- 
jenigen  Messwerkzeuge  getroffen,  weldie  l-i 
der  gewerbsmässigen  Abgabe  eleteisdjer 
Arbeit  zur  Bestimmung  der  Y^güteni: 
dienen  sollen.  Die  Angaben  dieser  M<ss- 
geräte  (Elektricitätszähler  etc)  müssen  \m 
1.  Januar  1902  ab  auf  den  gesetzlichen  ßa- 
heiten  beruhen:  die  Messgeräte  müssen  li^ 
stimmte,  noch  vorzuschreibende  Fehler- 
grenzen innehalten,  und  der  Bundesrat  kaci 
Voi-schriften  darüber  erlassen,  in  wie  wäx 
die  Messwerkzeuge  amtlich  beglaubigt  nsl 
fortlaufend  überwacht  werden  sollen.  Zu- 
nächst ist  also  ein  Beglaubigungszwang  nicht 
eingeführt,  so  dass  die  vom  Gesetz  für  die 
Benutzung  unrichtiger  Messwerkzeuge  ac- 
gedrohte  Strafe  den  Nachweis  eines  Vfj- 
schuldens  voraussetzt. 

Die  amtliche  Prüfung  und  Beglaubigung 
elektrischer  Messgeräte  erfolgt  durdi  die  Phy- 
sikalisch-Technische Reichsanstalt  oder  dorc-h 
andere  vom  Reichskanzler  hierzu  bemferj* 
Stellen,  welche  alsdann  die  Methoden  und  Nor- 
male der  Reichsanstalt  anzuwenden  haheo. 

4.  Die  Organisation.  Die  Ordnung  des 
Mass-  und  Gewichtssvstems  unterliegt  ver- 
fassimgsmässig  der  Gesetzgebung  und  Be- 
aufsichtigung von  Seiten  des  Reiches.  Für 
die  technische  Seite  der  hieraus  sich  er- 
gebenden Verwaltungsaufgaben  des  Reiches 
ist  eine  besondere,  dem  Reichsamt  des  lunem 
unterstellte  Behörde,  die  Kaiserliche  NormaJ- 
Aichungskommission.  errichtet,  welche  «ia- 
rüber  zu  wachen  hat,  dass  das  Aichungj?- 
wesen  nach  übereinstimmenden  Regeln  und 
dem  Interesse  des  Verkehrs  entsprechen*! 
gehandhabt  werde.  Ihre  Hauptobliegenheitea 
sind  demnach:  Anfertigimg  der  Normale. 
Erlass  der  näheren  Vorschriften  über  die 
Beschaffenheit  der  Messwerkzeuge,  Fest- 
setzung des  bei  der  Aichimg  zu  beobachtendefi 
Verfahrens,  der  von  den  Aichungsstellen  ein- 
zulialtenden  Fehlergrenzen  und  der  Aich- 
gebühren,  technische  Kontrolle  über  die 
Thätigkeit  der  Aichungsbehörden.  Die  Kom- 
mission besteht  aus  einer  Reihe  ständiger 
Beamten,  denen  die  Erledigung  der  laufenden 
Geschäfte  zugewiesen  ist.  Ausserdem  sind 
ihr  einige  nichtständige  Mitglieder  beige- 
geben, welche  mit  dem  Direktor  die  kollegi- 
alisch  organisierte,  von  Zeit  zu  Zeit  nach 
Massgabe  des  Bedürfnisses  zusammentretende 
Plenarversammlung  bilden.  Die  Geschäfte 
der  letzteren  bestehen  in  der  Beschhiss- 
fassung  über  alle  wichtigen  technischen 
Fragen,  namentlich  über  die  zu  erlassenden 
allgemeinen  Vorschriften;  ihre  Geschäfte 
sind  durch  eine  vom  Reichskanzler  erlassene 
Instruktion  geregelt. 
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Alle    übrigen  mit  der  Handhabung  des 
Lichiingswesens    betrauteu    Behörden    sind 
.landesanstalten,  deren  Einrichtung  undGe- 
»cihäftskreis  sich  nach   den    einschlagenden 
andesrechtiichen  Vorschriften  richtet.  Nach 
\jrt.     17    der   Mass-    und   Gewichtsordnung 
laben  die  Bundesregieningen,  jede  für  sich 
xler  mehrere  genaeinschafüich,  zum  Zwecke 
1er  Aufsicht  über  die  Aichungsstellen   die 
erforderlichen  Anordmmgen  zu  treffen.    Zu 
diesem   Behufe  sind   für  das  Reichsgebiet, 
mit  Ausschluss  von  Bayern,  im  ganzen  23 
Aiifsichtsbezirke   gebildet,   nämlich   11  für 
Prenssen  (je  einer  für  jede  Provinz,    Ost- 
und    Westpreussen    sind   zu    einem   Bezirk 
vereinigt),  denen  ausserdem  die  Gebiete  von 
Anhalt,  Schwarzburg- Sondershausen,  Lübeck, 
Schaumbiu-g-Iippe,  Meiningen,  Coburg-Gotha 
lind    Weddeck    zugewiesen   sind,    sowie   je 
einer  für  Königreich  Sachsen  mit  Sachsen- 
Altenburg,  Hessen,  die  beiden  Mecklenburg, 
Grossherzogtum  Sachsen   mit  Reuss   ältere 
\ind  jüngere  Linie,  Oldenburg,  ßraunschweig, 
I^ippe-Detmold ,  Bremen,  Hamburg,  Baden, 
Württemberg  und  Elsass-Lothringen. 

In  Preussen   gehört  die  Aichungsver- 
waltimg  zum  Ressort   des  Ministeriums  für 
Handel    und    Gewerbe.      Die    Org-anisation 
beruht  auf  dem   G.  v.  26.  November  1869 
(Ges.S.  S.  1165)  und  der  dazu   ergangenen 
Instruktion  vom   6.  Januar  1870.     Danach 
stehen   an  der  Spitze  der  Aufsichtsbezirke 
Aichungsinspektoren ,  die  Staatsbeamte  und 
dem  Mmisterium   für  Handel  und  Gewerbe 
unmittelbar  untergeordnet   sind.     Der   Ge- 
schäftskreis derselben   umfasst  die  Aufsicht 
über  die  Aichungsämter  des  Bezirks,  die  sie 
mit  den  nötigen  Anweisungen  und  Beleh- 
rungen  zu    versehen   und   mindestens   alle 
zwei  Jalu^  persönlich  zu  inspizieren  haben; 
ferner  die  Verwahnmg  der  Hauptnormale, 
die    periodische    Vergleichung    der   in   den 
Händen    der    Aichungsämter    befindlichen 
Kontrollnormale,    die    Prüfung    der    anzu- 
stellenden Aichmeister,    die  Ueberwacliung 
des  Zustandes  der  im  Verkehr  befindlichen 
IMasse  etc.,  die  Unterstützung  der  Polizei- 
behörden bei  Ausübung  der  Mass-  und  Ge- 
wiclitspolizei.      Aussenlem     fungieren    die 
Aichungsinspektoren  als  Vorsteher  der  an 
ihrem    Sitze    befindlichen    Aichungsämter. 
Von  den  Aichungsämtern,  denen  die  Aichung 
und  Stempelung  der   für   den   öffentlichen 
Verkehr  bestimmten  Messwerkzeuge  obliegt, 
sind  nur  die  zuletzt  erwähnten  als  Staats- 
anstalten organisiert.    Alle  übrigen  sind  Ge- 
meindeanstalten.  Zur  Errichtung  eines  Aich- 
amtes  ist  die  Genehmigung  des  Ministeriums 
fiu*  Handel  und  Gewerbe  erfoi-derlich,  welche 
jedoch  nicht  versagt  werden  kann,  falls  die 
Gemeinde  geeignete  Räumlichkeiten    sowie 
die  erforderlichen    Einrichtimgen    beschafft 
imd  eine  zum  Aichmeister  befähigte  Persön- 


lichkeit nachweist.  In  der  die  Errichtung 
genehmigenden  Verfügung  w^Lrd  zugleich 
über  den  Umfang  der  dem  Aichungsamte 
zu  übertragenden  Befugnisse  Bestimmung 
getroffen.  Solche  Zweige  des  Aichungs- 
wesens,  welche  eine  besondere  Saclikunde 
und  Geschicklichkeit  erfordern,  wie  die 
Aichung  von  Gasmessern,  besonders  kompli- 
zierten Wagen ,  Thermo  -  Alkoholometern, 
Präcisionsgegenständen  aller  Art,  werden 
nur  einzelnen  Aichungsämtern  übertragen. 
Die  Kosten  der  Gemeinde-Aichungsämter 
tragen  die  betreffenden  Gemeinden,  denen 
auch  die  aufkommenden  Gebülu^n  zuf Hessen. 
Das  Personal  der  Aichämter  besteht  aus 
einem  Vorsteher  (bei  den  Gemeinde- 
Aichungsämtern  in  der  Regöl  ein  Mitglied  der 
Gemeindebehörde),  dem  die  allgemeine  Lei- 
tung und  Beaufsichtigung  der  Geschäfte  so- 
wie die  Verwahrung  der  Konti-ollnormale 
obliegt,  und  aus  einem  oder  mehreren  Aich- 
meistern.  Zu  Aichmeistern  dürfen  nur 
solche  Personen  bestellt  werden,  welche 
ihre  technische  Befähigung  durch  eine  Prü- 
fung vor  dem  Aichungsinspektor  dargethan 
haben.  Das  Amt  der  Aichmeister  begreift 
das  eigentliche  Geschäft  der  Aichung  und 
Stempelung  sowie  überhaupt  die  Ausfüh- 
rung aller  beim  Aichungsamte  vorkommen- 
den technischen  Arbeiten.  Sie  haben  die 
Stempel  imd  Gebrauchsnormale  zu  verwah- 
ren imd  sind  dafür  verantwortlieh,  dass  die 
letzteren  nicht  über  das  zulässige  Mass  von 
den  Kontrollnormalen  abweichen.  Die  Aich- 
meister sind  verpflichtet,  gegen  angemessene 
Vergütung  bei  den  polizeilichen  Mass-  und 
Gewichtsrevisionen  technische  Hilfe  zu 
leisten.  Die  Aichungsämter  sind  in  tech- 
nischer Hinsicht  den  Aichungsinspektoren 
untei-stellt  und  empfangen  von  diesen  in 
allen  technischen  Angelegenheiten  durch 
Vermittelung  der  Gemeindebehörden  ihre 
Anweisungen.  Im  übrigen  unterliegen  sie 
der  dienstlichen  Aufsicht  der  Gemeinde-  und 
Kommunalaufsichtsbehörden, 

Die  üeberwachung  der  im  Verkehre  be- 
findlichen Masse  etc.  wird  nicht  durch  die 
Aichungsbehörden  ausgeübt,  sondern  bildet 
eine  Aufgabe  der  örtlichen  Polizeiverwaltung. 
Indessen  bedient  sich  letztere  hierbei  der 
technischen  Beihilfe  der  Aichungsbeamten. 

Die  preussischen  Einrichtungen  haben  in 
der  Mehrzahl  der  übrigen  Bundesstaaten  für 
die  Organisation  der  Aichungsbehörden  zum 
Vorbilde  gedient.  Wesentlichere  Abwei- 
chungen finden  sich  vornehmlich  in  Hessen, 
Reuss  ältei-e  und  jüngere  Linie,  Bremen  und 
Elsass-Lothringen,  wo  die  Aichungsämter 
sämtlich,  sowie  in  Mecklenburg-Schwerin, 
Mecklenburg-Strelitz  und  Hamburg,  wo  sie 
der  Mehrzahl  nach  Staatsanstalten  sind.  Im 
Königreich  Sachsen  sind  die  Aichungsämter 
am  Sitze  der  Kreishauptmannschaften  Staats- 
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anstalten.  Anderoi-seits  besitzen  Oldenburg, 
Lippe- Detmold ,  Sachsen- Altenburg,  Baden 
und  \Vürtteml>erg  sowie  diejenigen  Bundes- 
staaten, deren  Gebietsteile  an  preussische  Auf- 
sichtsbezirke angeschlossen  sind,  keine  Staats-, 
sondern  nur  Gemeinde-Aichungsämter. 

Eine  Sonderstellung  nimmt  in  Ansehung 
der  Organisation  desAichungs wesens  B  a  j'  e  r  n 
ein.  Nach  dem  R.G.  v.  2().  November  1871 
finden  die  organisatorischen  Bestimmungen 
d(T  Mass-  und  Gewichtsordnung  (Art.  If) 
bis  20)  auf  Bayern  nicht  Anwendung.  l)em- 
gemäss  erstrecken  sich  die  Befugnisse  der 
Kormal- Aichungskommission  des  Keiches 
nicht  auf  Bayern,  die  derselben  zugewiesenen 
Aufgaben  wei-den  vielmehr  dort  von  einer 
besonderen  Landesl>ehörde  (kgl.  bayerische 
Normal  -  Aichungskommission )  wahrgenom- 
men. Indessen  hat  letztere  die  von  ihr  anzuwen- 
denden Normale  von  der  Normal-Aichungs- 
kommission  des  Reiches  zu  beziehen  sowie 
alle  das  Aichungswesen  betreffenden  tech- 
nischen Fragen  in  Uebereinstimmung  mit 
den  für  das  Reich  ergehenden  Yorsc^hriften 
zu  regeln.  Sie  vei*sieht  zugleich  die  Funk- 
tionen der  Aufsichtsbehörde,  indem  ihr  in 
technischer  Hinsicht  die  Aufsicht  über  die 
Aichungsbeamten  übertragen  ist.  Die  tech- 
nischen Aichungsbeamten  sind  durchgängig 
Staatsbeanite  (s.  bayerische  V.  v.  28.  No- 
vember 1869  und  1.  Februar  1883). 

5.  Die  ansländische  Gesetzgebung. 
0  e  8 1  e  r  r  e  i  c  h.  Mass-  und  Ge wichtsordnung 
vom  23.  Juli  1871.  Aichordnung  und  Aich- 
gebührentarif  vom  19.  Dezember  1872.  Me- 
trisches System.  Aichzwang  für  die  im 
öffentlichen  Verkehre  angewendeten  Masse, 
Gewichte  und  Wagen  sowie  ferner  füi* 
Wein-,  Bier-  und  SpritfäSvSer ,  für  Alkoholo- 
meter, Saccharometer  und  Gasmesser.  Peri- 
odische Nachaichung.  Normal- Aichungskom- 
mission als  höchste  technische  Behörde. 
Staatlich  angestellte  Aichinspektoren.  Staat- 
lidi  organisierte  Aichämter.  —  Ungarn. 
G.  V.  17.  Apiil  1874.  Aehnlich  wie  in 
Oesten-eich.  Central-Staats-Aichungskommis- 
sion  als  oberste  teclmische  Behörde.  Die 
Aichämter  werden  von  den  Jurisdiktionen 
errichtet  und  unterhalten. 

Italien.  G.  v.  23.  August  1890.  Re- 
glements vom  7.  Oktober  1890  und  24.  März 
1892.  Metrisches  System.  Aichzwang  für 
alle  im  öffentlichen  Verkehre  Verwendung 
findenden  Masse  etc.  Staatliche  Organisa- 
tion des  Aichungsdienstes  mit  technischer 
Centralinstanz  (Commissione  Superiore  Me- 
trica), Inspektoren  und  Verifikatoren.  Perio- 
dische Nachaichung  mit  zw^ei jährigem  Turnus. 

Frankreich.  G.  v.  4.  Juli  1837.  VV. 
V.  17.  April  und  16.  Juni  1839.  Dekret  vom 
26.  Februar  1873.  Metrisches  Svstem.  Nur 
die  den  GG.  v.  18.  Germinal  III  und  19. 
Frimaire  VIII    entspi-echenden  Masse   und 


1  Gewichte  dürfen   im  öffentlichen  Verk^^-ir- 

!  angewendet  werden.    Der  Gebrauch  aiKi-rrv 

Bezeichnungen    für  Mass    und   Gewicht    i^ 

Urkunden,    öffentlichen   Ankündigiinffe:!    ;. 

dergl.  ist   verboten.     Aiclizwang.     Staaiii  ; 

organisierter  Aichungsdienst  mit   fünf  v^ri- 

f icateurs  en  chef.    Verifikatoren  (in  der  R*x--1 

einer  für  jedes  Arrondissement)  mit  ambular  - 

tem  Dienst;  nach  Bedarf  Gehilfen  (ailjoint- 

Das  metrische  System  ist  äussert]  «-l 

angenommen  in  der  S  c  h  w  e  i  z ,  in  L  ii  x  e  u:  - 

jburg,    Belgien,    Griechenland.    •!►!. 

Niederlanden,   Schweden  und  Nrr- 

wegen,  Finland,  Portugal,  Spanion. 

Rumänien,   Serbien,    der  Türkei,  ii 

Aegypten,   Mexico,  Bolivia,  Bra>i- 

llien,  Chile,  Centralamerika,   Per^. 

Uruguay,  Japan. 

Grossbritannien.  The  weights  an. 
measures  acts  1878  und  1889.  Gesetzlii.-h'- 
I  Masse:  Yard  (-_:  0,91438  m)  eingeteilt  in  ü 
Fuss  zu  je  12  Zoll;  Landrute  (—  1'2?' 
Quadi-atyai-d),  Acre  (— 4  Landniten):  Pfuiil 
(sogen.  Ävoir-du-pois-Pfund  ^^  453,r)926r>  c 
eingeteilt  in  16  Cnzen  zu  je  16  Üraai 
und  in  7000  Gran;  Stein  (14  Phmd),  Huii- 
di-edweight  (8  Stein),  Tonne  (20  Hundred w.  n 
Gallone  (:r^  4,54346  1)  eingeteilt  in  4  (^im' 
zu  je  2  Pint.  Im  Verkelire  sollen  die  Warvi. 
nach  gesetzlichem  Mass  und  Gewicht  g»> 
handelt  werden ;  daneben  ist  jedoch  der  Ge- 
brauch der  metrischen  Massgrossen  gestatt^r. 
Aichzw^ang  für  die  im  llandelsverkehr- 
verw^endeten  Mess  Werkzeuge.  Staatliche:- 
Aichungsdienst  Oberste  Behörde:  Board  <»r 
trade;  Inspektoren  mit  ambulantem  Dieiie^r 
für  Ausführung  der  Stempelung  und  Kon- 
trolle des  Verkehrs. 

Vereinigte  Staaten  von  Amerika. 
Im  wesentlichen  englisches  Mass  und  Gewiciit. 
Russland.     G.  v.   11.    Oktober   183:». 
Die  Einheit  des  Längenmasses   bildet  der 
englische  Fuss,  eingeteilt  in  12  Zoll  zn  !'• 
Linien.    Saschen  (Faden)  —  7  Fuss:  Arschin 
=  2 Ks  Fuss.    Ais  Feldmass  dient  die  IXrf>- 
jätine   =    109  Ar.      Geti^eidemass :    Tsche- 
twert  —  209,9  1.    Flüssigkeitsmass :  Wedit« 
==  12,299  1.    Gewicht:   Pfimd  =  409,5  s. 
40  Pfund  büden  ein  Pud. 
Litteratnr:    Karsten,  Allgemeine  Encyklopätli'- 
der  Physik,  I.  Bd.,  Kap.  III.      Vom  Ma4*e  uhd 
vom    Messen,    Leipzig    1869.    —    Barcxynski. 
Handbuch   des   deutschen    Mass-    utid    GeviHu- 
Wesens,  2.  Auß.,  Magdeburg  1896.  —  Böitrher. 
Die  Entwickclung  des  Mass-  wid  Gevichisiresr  »4 
in    Sachsen,    in    Gewerbeschau,    Sächsische   0^- 
werbezeitung,  1885,    Nr.  6 — 8.  —  HausschUd, 
Zur  Geschiehte  des  d^uUchen  Mass-   und  Mnnz- 
Wesens,   Ii)rankfurt  o.  M.  1861.   —    Bofip,   Dir 
inteiiuitionule  Mass-,  Gewichts-  und  Mimzeiniguan 
durch   das    melriscfie  System,    Stuttgart  1S69.  — 
(Sevei'a,    Das   österreichische   Aichwe«eH,  PiJ^H' 
18S9.  —  yVitlCf   Das  metrische  Masssystem  nmi 
die  neuen  deutschen   Urtnasse,  Berlin  1891. 

Hopf. 
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Massenerscheinungen,  Theorie  der 

s.  Statistnv.    . 


3fässigkeitsbestrebnngen 

s.  Trunksucht. 


Mataja,  Victor, 

^viirde  am  20.  VII.  1857  in  AVien  geboren  und 
Nvandte  sich  zuerst  dem  kaufmännischen  Berufe 
z\i.     Später  unternahm  er  die  hierdurch  unter- 
l»roche«en  Studien  wieder  auf,  besuchte  1878 — 82 
<lie  rechts-  und  staatswissenschaftliche  Fakultät 
«ler  Universität   in  Wien   und  erwarb  daselbst 
1 883  den  juristischen  Doktorgrad.    1882  in  den 
l  >ienst  der  Wiener  Handels-  und  Gewerbekam- 
iiier   eingetreten,   wirkte  er  als  Konzipist  der- 
?*elben,  seit  1884  auch  an  der  Universität  Wien 
als  Privatdozent  für  politische  Oekonomie  thätig. 
Krühjahr  189()  wurde  er  zum  ausserordentlichen, 
1892  zum  ordentlichen  Professor  dieses  Faches 
üh   der  Universität   Innsbruck  ernannt,   folgte 
aber   im    November  1892  einem  Rufe  als  Mi- 
nisterialrat und   Vorstand   des    handelsstatisti- 
schen Dienstes  in  das  k.  k.  Handelsministerium 
nach   Wien.     Seit   1897    wirkt    er    auch    als 
Honorarprofessor   für  politische  Oekonomie    an 
tier  Wiener  Universität.    Bei  Gründung  des  ar- 
heitsstatistischen  Amtes  (1898)  wurde  ihm  femer 
die    Leitung    desselben    und    in    dieser   seiner 
Eigenschaft  als  Vorstand  des  Amtes  die  Stell- 
vertretung des  Handelsministers  beim  Vorsitze 
im  gleichfalls  errichteten  ständigen  Arbeitsbei- 
rat übertragen. 

Er  veröffentlichte  an  staatswissenschaft- 
lichen Schriften  a)  in  Buchform:  Der  Unter- 
nehmergewinn. Ein  Beitrag  zur  Lehre  von  der 
(iüterverteilung  in  der  Volkswirtschaft,  Wien 
1884.  —  Das  Recht  des  Schadenersatzes  vom 
Standpunkte  der  Nationalökonomie,  Leipzig  1888. 

—  Grossmagazine  und  Kleinhandel  ^  Leipzig 
1891.  —  Die  Regelung  der  Valuta  m  Oester- 
reich-Ungam,  Innsbruck  1892.  —  Grundriss  des 
Gewerberechts  und  der  Arbeiterversicherung 
(als  5.  Abteilung  des  3.  Bandes  des  Grundrisses 
des  österreichischen  Rechts,  herausgeg.  von 
Finger,  Frankl  und  Ulimann),  Leipzig  1899. 

b)  in  Zeitschriften  und  Sammel- 
werken: und  zwar:  1.  in  der  Monatsschrift 
^Deutsche  Worte  (Wien)":  Der  Kampf 
gegen  die  Strafhausarbeit  (1886).  Studien  zur 
französischen  Arbeiterschutzgesetzgebung  (1887). 
Das  Schuhmachergewerbe  (1888).  Die  französi- 
schen Arbeitsstundendekrete  vom  Jahre  1848 
(1892).  —  2.  im  „Archiv  für  soziale  Ge- 
setzgebung und  Statistik":  Ratenhandel 
und  Abzahlungsgeschäfte  (1888).  —  3.  im  „Ar- 
chiv für  bürgerliches  Recht":  Das 
Schadenersatzrecht  im  Entwürfe  eines  bürger- 
lichen Gesetzbuchs  für  das  Deutsche  Reich 
,1889). —  4.  in  den  „Jahrb.  f.  Nat.  u.  Stat.": 
Die    Österreichische   Gewerbeinspektion    (1889). 

—  Die  Statistik  der  Arbeitseinstellungen  (3.  F. 
XIIL  Bd.,  1897).  —  Die  Zwischenverkehrssta- 
tistik in  Oestcrreich-Ungam  t3.  F.  XIX.  Bd., 
lyOO).  —  ö.  in  der  Wochenschritt  des 
niederösterreichischen  Gewerbever- 
ein s  (^Wien;-* :  Ueber  Arbeitsvermittelung  (^1890). 


—  Die  Handelsstatistik  des  österr.-ungar.  Zoll- 
gebietes (1894).  —  6.  in  der  „Revue  d'eco- 
nomie  politique":  L'inspection  du  travail 
en  France  en  1889  (1891).  Les  grands  maga- 
sins  et  le  petit  commerce  (1891).  Les  projets 
de  loi  fran(;ais  et  Italiens  concernant  l'arbitrage 
et  les  conseils  de  prud'hommes  (1892).  Le 
socialisme  municipal.  Les  origines  de  la  pro- 
tection ouvri^re  en  France  (1895—96).  —  7.  in 
der  „Zeitschrift  für  Volkswirtschaft, 
Sozialpolitik  und  Verwaltung"  i^Wien): 
Die  östeiTeichische  Währungsenquete  (1892). 
Die  Reform  der  direkten  Personalsteuem  in 
Oesterreich  (1892).  Städtische  Sozialpolitik  (1894). 
Die  Anfänge  des  Arbeiterschutzes  in  Frank- 
reich (1896).  —  8.  im  „Oesterr.  Staats- 
wörterbuch" die  Artt.  Gewerbeverfassung, 
Gewerbliche  Betriebsanlagen,  Gewerberechte,  Ge- 
werbliche Hilfsarbeiter.  Gewerbliche  Genossen- 
schaften u.  a.  —  9.  im  vorliegenden  „Hand- 
wörter buche"  die  Artt.  Abzahlungsgeschäft«, 
Arbeiterkammern ,  Arbeiterschutzgesetzgebung 
in  Frankreich,  Belgien,  Italien,  Arbeiterversiche- 
rung in  Belgien,  Arbeitseinstellungen  in  Oester- 
reich, Frankreich,  Bastiat,  Gewerbegesetzgebung 
in  Frankreich,  Handel. 

Red, 


Materialistische  Geschichts- 
anffassang. 

I.  Darstellung  der  Lehre.  1.  Die 
Grundlage  der  menschlichen  Gesellschaft.  2. 
Soziale  Ideeen  als  Reflex  wirtschaftlicher  Ver- 
hältnisse. 3.  Die  wissenschaftliche  Bedeutung 
der  m.  G.  4.  Der  moderne  deutsche  Sozialis- 
mus. 5.  Beurteilungen  des  modernen  Sozialismus. 
i\  Die  neueste  Bewegung  innerhalb  des  Marxis- 
mus. IL  Kritik  des  sozialen  Materialis- 
mus. 1.  Gegner  der  m.  G.  2.  Begriff  der  öko- 
nomischen Phänomene.  3.  Der  Kreislauf  des 
sozialen  Lebens.  4.  Soziale  Konflikte.  5.  Recht- 
fertigung sozialer  Bestrebungen.  6.  Princip  der 
sozialen  Gesetzmässigkeit. 

I.  Darstellung  der  Lehre. 

1.  Die  Grundlage  der  menschlicheii 
Gesellschaft.  Die  materialistische  An- 
schauung der  Geschichte  geht  von  dem 
Satze  aus,  dass  die  Produktion,  und 
nlichst  der  Produktion  der  Austausch 
ihrer  Produkte  die  Grundlage  aller  (re- 
sellschaftsordnung  ist;  dass  in  jeder  ge- 
schichtlich auftretenden  Gesellschaft  die 
Verteilung  der  Produkte,  und  mit  ihr  die 
soziale  Gliederung  in  Klassen  oder  Stände, 
sich  danach  richtet,  was  und  wie  produziert 
und  wie  das  Produzierte  ausgetauscht  wiitl. 

Der  Mensch  ist  hiernach  ein  mit  so- 
zialen Instinkten  ausgerüstetes  Lebewesen; 
mit  Trieben  versehen,  die  ihn  zu  einer  an- 
dauernden Geselligkeit  mit  seinesgleichen 
bewegen;  —  welchen  sozialen  Antrieben  er 
folgt,  um  den  Kampf  um  das  Dasein  besser 
filhi-en  zu  können. 
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Darum  komme  es  bei  aller  sozialen  Be- 
trachtung im  letzten  Grunde  auf  die 
Art  der  sozialen  Wii-tschaft  an.  Die  be- 
stimmende Gnmdlage  alles  gesellschaft- 
lichen Daseins  von  Menschen  ist  die  ge- 
meinsame Pi-oduktion  ihres  Lebens;  die 
letzten  Ursachen  aller  gesellschaftlichen 
Veränderungen  sind  in  der  Oekonomie  der 
betreffenden  Epoche  zu  suchen. 

Vor  allem  ist  das  Recht  eines  Volkes, 
nach  jener  Lehre,  durch  die  Besonderheit 
wirtschaftlicher  Verhältnisse  bedingt.  Es 
ist  von  der  sozialökonomischen  Produktions- 
weise abhängig.  Die  gesellschaftliche  Wirt- 
schaft ist  das  Bestimmende ;  sie  ist  als  die 
Materie  des  sozialen  Lebens  das  walirh^ 
Reale  und  bildet  den  Untergrund,  auf  dem 
sich  erst  ein  juristischer  und  politischer 
Ueberbau  erhebt.  Wenn  sich  diese  Basis 
der  Sozialwirtschaft  in  ihi*er  Sonderart 
wesentlich  verändert,  so  muss  notwendig 
die  regelnde  Form  dieser  gerade  fraglichen 
Gesellschaft  sich  entsprechend  umwandeln. 
Hieraus  ergiebt  sich  der  besprochenen 
Lehre  die  Gesetzmässigkeit  des  in  der  Men- 
schengeschichte sich  abspielenden  sozialen 
Lebens.  Dabei  ist  stets  der  entwickelungs- 
gesehichtliche  Standpunkt  festzuhalten.  Die 
wirtschaftlichen  Unterlagen  der  Gesellschafts- 
ordnungen sind  niemals  als  feste  und  starr 
bleibende  Zustände  aufzufassen,  sondern  in 
stetigem  Flusse  begriffen.  Diese  Bewegung 
kann  in  naturwissen scliaftlicher  Methode 
verfolgt  und  erkannt  werden;  ebenso,  ihr 
folgend,  der  notwendige  Verlauf  der  sozialen 
Aenderungen  überhaupt,  und  zwar  sowohl 
in  geschichtlicher  Betrachtung  als  auch  in 
Erwägung  der  demnäclist  kommenden  Zu- 
kunft, soweit  nämlich  sichere  Tendenzen 
der  sozialwirtschaftlichen  Entwickelung  vor- 
ausgesehen werden  können. 

Den  äusseren  Erscheinungen  im  Räume 
sollen  also  im  sozialen  Leben  die  ökonomi- 
schen Phänomene  entsprechen.  Sie,  die 
soziah^artschaftlichen  Erscheinungen,  sind, 
nach  dem  sozialen  Materialismus,  Naturge- 
bilde. Sie  entstehen,  bewegen  und  ver- 
ändern sich  und  gehen  unter,  —  alles  in 
naturwissenschaftlich  zu  erforechenden  Pro- 
zessen. In  ihrer  Gesamtheit  bilden  sie  die 
Materie  des  sozialen  Daseins  der  Menschen ; 
in  ihrem  Leben  und  Vergehen  stellen  sie 
deren  Bewegungen  dar.  Eine  wissen- 
schaftliche Betrachtung  des  sozialen 
Lebens  müsse  also  im  letzten  Grunde 
immer  auf  die  gesetzmässige  Erforschung 
von  ökonomischen  Phänomenen  ziu^ick- 
gehen. 

2.  Soziale  Ideeen  als  Reflex  wirt- 
schaftlicher Verhältnisse.  Man  begegnet 
zuweilen  dem  In^tum,  als  ob  der  soziale 
Materialismus  ausschliesslich  >  mate- 
rielle« Faktoren    als   bedeutsame   Ui-sachen 


der  sozialen  Entwickelung  aanehme:  da- 
gegen es  leugn^  oder  doch  übersehe^  «ki^ 
»ideelle«  Momente  für  den  Verlauf  d^r 
Menschengeschichte  von  grösstem  Intöv^sc^ 
und  von  einschneidender  Wirkung  säeiL- 
Das  ist  eine  unbegrtindete  Annahme 

Die  materialistische  Anschauung  der 
Geschichte  verkennt  durchaus  nicht  die  masÄ^ 
gebliche  Bedeutimg  der  »Ideeen c  im  weite=i- 
ten  Sinne  des  Wortes;  sie  leugnet  keines- 
wegs das  Auftreten  idealer  Ziele  in  menscii- 
liehen  Vorstellungen  und  Bestrebungen- 
noch  auch  übersieht  sie  die  Thatsache,  cbs« 
solche  Ideeen  oftmals  die  nächsten 
Gründe  fiir  die  historisch  vorliegendei: 
Rechtsänderungen  abgegeben  haben  urni 
immer  abgeben  werden.  Aber  sie  st*--llt 
in  Abrede,  dass  die  menschlichen  V»*r- 
stellungen  über  gut  und  böse  eine  selb- 
ständige Existenz  in  einer  zweiten  abge- 
schlossenen Welt  für  sich  hätten,  mit  eigei^r 
Entstehung  in  einer  zweiten  und  ahgv»- 
sonderten  Kausalreihe;  und  sie  befaanjifeL 
dass  nicht  die  jeweils  verfolgten  id^es 
Ziele  die  letzten  Ursachen  sozialer  Be- 
wegimgen  seien,  sondern  dass  sie  selbst  al^ 
Widerschein  einer  bestimmten  Sozialwirt- 
schaft  erst  entständen. 

Es  zerlegt  sich  also  in  dieser  Richtung 
der  Betrachtung  die  materialistische  Ge- 
schichtsauffassung in  zwei  Grundsätze: 

1.  Es  giebt  nur  eine  einheitliche  Er- 
fahrung; alles  Geschehen  spielt  sic^  in 
einer  und  derselben  Zeitreihe  ab,  und  erJ 
laufen  nicht  in  zwei  sachlich  getrennten 
Zeitarten  qualitativ  verschiedene  Kausal- 
ketten,  etwa  eine  für  die  Materie  und  eine 
für  die  Ideeen. 

Soweit  befindet  sich  die  hier  behandeltp 
Lehre  noch  im  einfachen  Einklang  mit 
dem  Leitsatze  aller  wissenschaftlichen  Er- 
fahnmgserkenntnis  überhaupt.  Die  Eigenart 
des  Materialismus  erhält  sie  erst 

2.  durch  Einscliiebung  der  Meinung, 
dass  auch  für  das  soziale  Leben  Materie 
(soziale  Wirtschaft)  imd  Bewegung  (der 
ökonomischen  Phänomene)  als  das  betrachtet 
werden  könne,,  was  allein  wahrhaft  ist 
und  geschieht ;  dass  dagegen  soziale  Ideeen. 
Vorstellungen  und  Wünsche  gesetz- 
mässig  abhängig  von  der  gesellschaft- 
lichen Wirtschaft  und  deren  realen  Ver- 
änderungen seien. 

Dies  zeige  schon  ein  Blick  in  die  gröb- 
sten Erfahi-ungen  der  Menschengesehichte. 
Die  Nomaden  haben  andere  Vorstellungen 
über  gilt  und  recht,  als  der  ansässige  Bauer 
mit  Privateigentum  an  Grund  und  Boden: 
andere  der  Grosskaufmann  als  der  klein- 
bürgerliche Handwerker;  oder  die  jagenden 
und  kriegenden  Germanen  gegenüber  den 
Unternehmern  und  Arbeitern  der  kapi- 
talistischen Produktionsweise. 
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>?Veiin  hiernach  die  ideellen  Faktoren  in 
ex"  Mlenschengeschichte  wohl  näclistliegende 
rrsaolien  bewegender  Vorgänge  sein  können, 
ellist  aber  von  den   in  letzter  Linie  mass- 
geblichen Gesetzen  der  ökonomischen  Phä- 
loinene  abhängig  bedingt  sind,  so  wird  dieses 
^^orlialtnis  von  massgeblichen  Vertretern  der 
naterialistischen    Geschichtsauffassung    oft 
äueli   dahin  ausgedrückt:   dass  die  gemein- 
>aineii    Geisteserscheinungen    in    der   Men- 
^c^enceschichte  nichts  als  wiedergespiegelte 
Abbilder   der  wirtschaftlichen  Verhältnisse 
seien.     Es  seien  Reflexwirkungen  der  öko- 
nomischen   Phänomene,    Spiegelbilder    der 
AV'alii*en    Realitäten    soaalökonomischer  Zu- 
stände-    Wonach  für  die  praktische  Ausge- 
staltung   der    gewesenen  und    kommenden 
Gesellschaften  auch  die  Formel  gerne  ge- 
braucht  wird:    Nicht    fortschreitende   Ein- 
sicht in  eine  mögliche  Gerechtigkeit  bei  der 
Gestaltung  des   sozialen  Lebens  der  Men- 
schen vermag  zu  einer  gesetzmässigen  Art 
des    letzteren    zu    führen;    sondern    dieses 
^-ird    durch   Klassenkämpfe    bestimmt,    als 
Aiisfluss  ökonomischer  Phänomene,    soweit 
nur    die   geschriebene   Menschengeschichte 
zurückreicht. 

3.  Die  wissenschaftliche  Bedeutung 
der   m.   G.     Der    Schöpfer    des    hier  be- 
sprochenen Systems  war  Karl  Marx.    Er 
ist  aus  der  Schule  Hegels  hervorgegangen. 
Wenn    neuerdings    behauptet    worden    ist, 
dass    er    und    seine  Lehre    sich    mehr  an 
Kant    als   an  Hegel  anlehnten,   so   ent- 
spricht   dies  nicht   den  vorliegenden   litte- 
rarischen Thatsachen.  Marx  war  ursprüng- 
lich   Anhänger    der    von    Hegel    geübten 
philosophischen  Methode;    er   hat   sich    in 
starker    Arbeit     und     mit     selbständigem 
Denken  davon  frei  gemacht  und  eine  eigene 
grundlegende  Sozialphilosophie  (die  zeitlich 
erste,  die  diesen  Namen  verdient)  schöpferisch 
gebildet.      Soweit     man     dabei    Einflüsse 
anderer   beobachten  kann,    so   sind    solche 
nicht    von    der    Transcendentalphilosophie 
Kants  ausgegangen,  sondern  von  der  Me- 
thode der  natm* wissen  schaftlichen  Entwicke- 
lungslehre.    Aber  auch   hierbei   ^ird  man 
im  Ansätze  vorsichtig  sein  müssen.    Marx 
war  ein   produktiver  Geist    Wo   immer  er 
Anregung  erhielt,  da  hat  er  sie  in  selbstän- 
digem Denken  verarbeitet   und   zu  Neuem 
ausgestaltet.    So  schuf  er  die  materialistische 
Geschichtsauffassung  als  eine  eigene  funda- 
mentale Frage,  die  er  an  das  in  der  Ge- 
schichte sich  abrollende  soziale  Leben  der 
Menschen  richtete.    Er   stellte  sie   auf  als 
eine  grundlegende    Methode,    unter    deren 
Wahrung  überhaupt  erst  eine  wissenschaft- 
liche Betrachtung  der  Sozialgeschichte  mög- 
lich sein  sollte.   Wenn  er  dabei  Hegel  sehe 
Teminologie   vei'wendete,   so    war  das  nur 
die  Erinnerung   an    eine  Welt,    in    der   er 


nicht  mehr  lebte;  wenn  sich  in  der  Sache 
seiner  Philosophie  Anklänge  an  den  Kriticis- 
mus  finden,  so  ist  es  doch  nur,  weil  beide 
Richtungen  das  gleiche  Ziel  vor  sich  leuchten 
sahen:  Bezwingung  der  Frage,  was  denn 
eigentlicli  »Gesetzmässigkeit«  sei? 

In  der  Aufnahme  dieser  Frage  setzt  die 
materialistische  Geschichtsauffassung  des 
Marx  allerdings  die  gnmdsätzlichen  Be- 
strebungen der  grossen  philosophischen 
Denker  vor  ihm  fort.  Sie  that  es  in  einer 
Zeit,  welche  sonst  von  den  Fragen  der 
Principien  durchschnittlich  sich  abzuwenden 
begann.  Man  liess  diese  ruhen  und  begab 
sich  ausschliesslich  an  die  Einzelarbeit. 
Die  Naturwissenschaft  konnte  das  ohne  Ge- 
fährde thun;  ihr  waren  die  festen  Gnmd- 
sätze  und  die  berechtigte  Methode  ihres 
Vorgehens  längst  geklärt  und  gesichert 
worden.  3Iit  der  Sozialwissenschaft  stand 
es  anders.  Worin  der  gesetzmässige  Ver- 
lauf des  sozialen  Lebens  bestehe,  welches 
das  Verhältnis  zu  der  Erkenntnis  der  Natur 
sei,  das  war  noch  nicht  genügend  gesichtet 
und  gefestigt  worden.  Um  so  bedenklicher, 
wenn  man  es  nun  schon  in  der  Frage  bei- 
seite schob.  Es  hat  einflussreiche  Gelelui:e 
gegeben,  welche  meinten,  dass  die  Haupt- 
auf^be  des  wissenschaftlidien  Wirkens 
dann  bestünde,  möglichst  viel  Einzelstoff 
zu  sammeln  und  diesen  Jahrzehnte  lang  zu 
bearbeiten.  Aber  diese  Auffassung  setzt 
doch  Verstecktermassen  ein  Princip  voraus, 
an  dem  diese  Einzelarbeit  ihre  behauptete 
Berechtigung  darthun  müsste,  und  eine 
Methode,  nach  der  sie  zu  vollziehen  ist. 
So  hat  die  unausweichliche  Not  dieses  Ge- 
dankens in  einem  Masse,  das  sich  beständig 
steigerte,  Historiker,  Oekonomen  und  Ju- 
risten doch  immer  wieder  zu  gelegentlicher 
Besinnung  und  Meinungsäusserung  über 
die  Grundlage  ihrer  wissenschaftlichen 
Thätigkeit  hingeführt.  Aber  so  gelegent- 
lich lässt  sich  dieses  tiefe  Problem  nicht 
erledigen;  es  bedarf  der  stärksten  Kon- 
centration der  geistigen  Arbeit. 

In  diese  Lücke  trat  damals  die  materia- 
listische Geschichtsauffassung  ein.  Das  ist 
ihre  Stellung  in  der  Geschichte  der  Wissen- 
schaft: Sie  war  die  erste  Lehre, 
welche  eine  kritische  Selbstbe- 
sinnung auf  die  Gesetzmässig- 
keit  des   sozialen  Lebens  richtete. 

Damit  ist  klargestellt,  weshalb  Marx 
in  seiner  Doktrin  des  sozialen  Materiahsmus 
keinen  Vorgänger  hatte.  Es  ist  zwar  audi 
vor  ihm  gelegentlich  schon  betont  worden, 
wie  die  Ausgestaltung  des  Rechtes  von  der 
unterliegenden  Wirtschaft  oft  bestimmt 
werde  imd  dass  die  Eigenart  eines  wirt- 
schaftlichen Lebens  von  starkem  Einflüsse 
auf  Ideeen    und  Meinungen    und   auf    den 
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Stand  von  Kirnst  iind  Wissenschaft  sein 
müsse. 

Aber  um  solche  kleinere  Betraclitung 
handelt  es  sich  bei  der  materialistischen 
Geschichtsauffassmig,  als  einer  Soziali)hilo- 
sophie,  gar  nicht.  In  ihivm  Princij)  liegt 
der  notwendige  Gedanke  von  einer  durch- 
gängigen Gesetzmässigkeit  und  einem  unbe- 
dingt einheitlichen  Verfahren  bei  der  Auf- 
fassung sozialgeschichtlicher  Ereignisse. 
Dieses  Streben  nach  Einheit,  die  Rich- 
tung auf  das  Ganze  einer  sozialwissen- 
schaftlichen Erkenntnis  überhaupt  war  es, 
das  die  materialistische  Geschichtsauffassung 
auszeichnete,  mit  uichten  aber  der  Hinweis 
darauf,  dass  wirtschaftliche  Momente  von 
ziemlich  gi-ossem  Einflüsse  in  der  Ge- 
schichte gewesen  zu  sein  schienen. 

Die  Ausarbeitung  der  materialistischen 
Geschichtsauffassung  fällt  in  die  vierziger 
Jahre  des  19.  Jahrhunderts.  Marx  scheint 
sie  zuerst  in  einem  nicht  veröffentlichten 
(und  jetzt  wohl  untergegangenen)  Manu- 
skripte von  1845,  G  für  sich  und  seine  ge- 
meinsame Arbeit  mit  Engels  festgestellt 
zu  haben.  Eine  genügende  Ausführung  und 
systematische  Darlegung  seiner  Sozialphilo- 
sophie hat  Marx  niemals  veröffenthcht. 
Am  eindringlichsten  hat  er  die  hier  in 
Frage  stehenden  Gedanken  in  dem  Vorwort 
zur  Kritik  der  politischen  Oekonomie  formu- 
liert; nächstdem  in  seiner  Polemik  gegen 
Proudhon;  und  überhaupt  hier  und  da 
in  seinen  kleineren  Schriften.  Am  w^enigsten 
finden  sich  principielle  Ausführungen  des 
sozialen  Materialismus  im  »Kapitale',  welches 
Werk  auf  eine  Analyse  der  heute  bestehen- 
den Wirtschaftsordnung  abzielt,  dagegen 
niclit  eine  Deduktion  einer  grundlegenden 
Sozialphüosoplüe  liefern  will. 

Erst  ziemlich  spät  kam  die  neue  Lehre 
zu  weiterer  Verbreitung.  Es  geschah  dieses 
wiesen tlich  durch  die  Thätigkeit  von  Fried- 
rich Engels'.  Er  führte  die  Gedanken 
der  materialistischen  Geschichtsauffassung 
vor  allem  in  der  Streitschrift  gegen  Düh- 
r in  g  (1878)  und  dann  in  einer  Reihe  anderer 
Schriften  wiederholt  aus.  Seine  Dai-stellinig 
ist  die  vollendetste  Wiedergabe  der  Prin-. 
cipien  des  sozialen  Materialismus;  ihr  ist 
auch  der  erste  einleitende  Satz  der  jetzigen 
Erörterungen  entnommen. 

In  welchen  Büchern  imd  Aufsätzen  nach 
diesen  beiden  Autoren  man  sich  über  unser 
Thema  unterrichten  kann,  steht  am  Fusse 
dieser  Ausführungen  angemerkt. 

4.  Der  moderne  deutsche  Sozialismn». 
Von  dem  Standpunkt  der  materialistischen 
Geschichtsauffassung  aus  sind  viele  Ver- 
suche gemacht  worden,  die  Geschichte  der 
Menschheit  wissenschaftlich  zu  erfassen. 
Mit  einer  gewissen  Vorliebe  haben  sich  die 
Anhänger   jener  Richtung  zu  dem  Anfange 


der  Civilisatiou  gewandt  und  es  ud>:- 
nommen,  von  der  Entstehung  der  F*l:üi.i. 
des  Privateigentums  und  des  Staatn^  ini 
heutigen  Sinne  einen  deutlichen  Betriff  n 
gel)en.  Aber  sie  liaben  ihre  grundsätzLai- 
Methode  häufig  auch  anderen  Efwochen  «irr 
Vergangenheit  angetragen :  so  der  Ejitwi«:.-.- 
lung  und  dem  Ausgange  der  Antik**:  »]-• 
sozialen  Bewegimg  am  Ausgange  des  Min»:> 
alters,  die  im  Bauernkriege  zum  A  l- 
bruche  kam;  der  franz<)sischen  Revoluti' r. 
in  welcher  sie  nicht  nur  einen  Sieg  t.^ 
Ideeen  der  Freiheit,  Gleichheit  Bruderli«  L- 
keit  sehen,  sondeni  im  letzten  Gninde  -ii. 
durch  die  Entwickelung  der  damalLz-r 
Produktionsweise  notwendig  gewordene  Vl.- 
wälzung,  da  jene  mit  den  lokalen  iiri 
ständischen  Privilegien,  wie  mit  den  geir- 1- 
seitigen  persönlichen  Banden  der  foiKhl-. 
Ordnung  unverti-äglich  geworden  vrar. 

Alles  dieses  tiitt  jedoch  an  WichtL^i* 
zurück  vor  der  Einzelanwendung,  die  j^t- 
wissenschaftliche  Richtung  für  die  sozial-  l 
Zustände  unserer  Tage  und  der  nächst- ± 
Zukunft  unternommen  hat:  dem  moderi]«^:. 
deutschen  Sozialismus.  Er  selbst  nenni 
sich  gerne  den  wissenscliaftliehen  Sozialis- 
mus und  meint  damit  einen  nach  natur- 
wissenschaftlicher Methode  lyegrüBuetva. 
der  sich  auf  die  Sozialphilosophie  il»:r 
materialistischen  Geschichtsauffassung  stfiiz*. 

Er  geht  dabei  von  folgendem  Gedankn:.- 
gange  aus: 

1.  Die  soziale  Wirtschaft  der  Xeuzeir  i-t 
zum  grossen  Teile  schon  sozialisiert  iisi 
wird  dieses  immer  mehr;  das  heisst:  »li^' 
Produktion  erfolgt  in  planmässig  or^ii- 
sierten  ökonomischen  Einheiten  (Fabnkt'n, 
Grossgiimdbesitz,  Grosshandel  etc),  in  de.T^n 
Menschen  zu  gemeinsamer  Arl:»eit  zusamm«^n- 
gefasst  w'enlen.  Diese  ökonomischen  Ein- 
heiten schwellen  füi'  sich  stetig  an  noi 
verringern  sich  zugleich  an  Zahl.  Trotzd»-» 
besteht  noch  die  alte  Rechtsordnung,  'üt' 
sich  darauf  gründete,  dass  die  Werkzeuce 
der  Pi-oduktion  dem  Arbeitenden  gehörtra. 
und  die  deshalb  ihm  das  Produkt  zuspnkii. 
So  entsteht  ein  sozialer  Konflikt  zwi^h^^Q 
der  angegebenen  wirtschaftiichen  GruniUaee 
und  dem  über  ihr  schwebenden  Rechte: 
ein  Konflikt,  der  in  den  industriellen  nnd 
kommerziellen  Kreisen  sichtbar  zum  Aus- 
drucke kommt.  Hierbei  muss  nach  Jfn: 
allgemeinen  Gesetze  der  materialistis^^heD 
Geschichtsauffassung  die  überkomra»ni'? 
Rechtsordnung  nachgeben.  Das  Privai- 
eigentum  an  Produktionsmitteln  pa^t  niclit 
mehr  zu  der  veränderten  Sozisdökonomi*', 
es  ist  w^irtschaftlich  veraltet 

Die  heutige  Produktionsweise  liat  die 
Tendenz  einer  schrankenlosen  Expansion: 
es  liegt  in  ihr  als  naturgesetzlicher  Zug  di^ 
Kraft  der  Ausdehnung.  Umgekehrt  ist  dem 
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*ri\^a.toigentum  von  einzelnen  Unternehmern 
-ino  allgemeine  sdiran kenlose  Ausdeh- 
iwnir  der  Produktion  ganz  zuwider:  so  tritt 
'^i  liemmend  und  störend  auf.  Die  Trieb- 
kraft und  Richtung  der  sozialisierten  wirt- 
r^t/'haft liehen  Produktion,  die  auf  ungemessene 
Ausdehnung  derselben  geht,  kann  mit  der- 
}t*iiifren  der  bestehenden  Privateigentums- 
*>r<lniing,  die  eine  Beschränkung  der  Pro- 
«Uiktion  wünschen  muss,  unmöglich  in  Ein- 
Vilanp;  gebracht  werden. 

Die  ökonomischen  Phänomene  sind,  nach 
<lor  materialistischen  Geschichtsauffassung, 
von  Natur;  die  rechtliche  Regelung  aber  ist 
♦-'in  daneben  getretenes  Hilfsmittel  des 
>lonschen,  das  nun,  nachdem  jene  einen 
jiniloren  Gang  der  Entwickelung  genommen 
liabon,  als  die  alten  Zeiten  ihn  gesehen,  als 
oin  technisch  ungeeignetes  Mittel 
Koi Seite  zu  bringen  ist. 

2.  Das  gesetzmässige  Wesen  der  modernen 
r»ko  HO  mischen  Phänomene,  das  ist  plan- 
iiiilssiges  Zusammenwirken  vieler  auf  be- 
rechnete Ziele,  steht  im  Konflikt  mit  der 
Anarchie  der  Produktion  auf  dem  Welt- 
märkte. Während  innerhalb  der  einzelnen 
I'nteniehmung  das  organisierte  Schaffen 
\uv\  die  Leitung  der  Produktion  in  centraler 
Art  vor  sich  geht,  so  vollzieht  sich  das 
Craiize  der  sozialen  Wirtschaft  in  planloser 
Weise.  Jede  einzelne  Unternelimung  wirft 
auf  den  Markt,  was  und  wie  viel  ihi*  gut 
dünkt. 

Wieder  tritt  so  ein  innerer  Widei-spruch 
z\i  Tage;  der  in  der  Vergeudung  von  Ar- 
beitsmaterial \md  Arbeitskräften  sich  äussert. 
Das  Ganze  der  wirtschaftlichen  Produktion 
aber  wird  durch  jene  anarchische  Art  ihrer 
Bt»thätigimg  gehemmt,  während  naturgesetz- 
lich ein  steter  Erweiterungsdrang  sich  ver- 
wirklichen möchte.  So  ergiebt  sich  dem 
Auge  des  Mai-xisten  die  unabweisUche  Folge- 
rung, dass  die  Anarchie  in  der  sozialen 
Produktionsweise  als  Ganzes  aufhören  müsse, 
als  ein  n  a t u  r  n  o  t  w  e  n  d  i  g e  s  Ergebnis  der 
Entwickelung  iniseror  wirtschaftlichen  Ver- 
hältnisse. 

Aufhebung  der  Anarchie  der  Produktion : 
das  ist  aber  dasselbe,  was  die  positive 
Formel  besagt  —  Kollektivierung  der  Pro- 
duktionsmittel und  Errichtung  einer  sozia- 
listischen Gesellschaftsordnung. 

5.  Benrteilnngeii  des  modernen  So- 
zialisnins.  Der  marxistische  Sozialismus, 
der  sich  als  konkrete  Anwendung  der  ma- 
terialistischen Geschichtsauffassung  darstellt, 
biklet  den  Gegensatz  zu  dem  utopischen 
Sozialismus.  Während  der  letztere  ein  mög- 
lichst ideales  Staatsgebilde  als  Muster  \md 
erstrebenswertes  Ziel  entwirft :  so  behauptet 
jener  die  Kollektivierung  der  Produktions- 
mittel als  eine  natürlicheNotwendig- 


keit,  die  in  jedem  Falle  sicher  kommen 
werde. 

Darum  ist  es  auch  falsch,  wenn  man 
geglaubt  hat,  dass  Marx  seinen  Sozialis- 
mus auf  seine  Lehre  vom  Mehrwerte  in  der 
kapitalistischen  Produktionsweise  gestützt 
hätte;  etwa  unter  Verwerfung  des  llnter- 
nehmergewiones  und  Beseitigung  dieser 
wegen  des  Mehrwertes  unsittlichen  Er- 
scheinung durch  Errichtung  eines  sozialisti- 
schen Staates.  Marx  liegt  dieser  Gedanke 
ganz  fern,  und  alle  erwähnenswerten  An- 
hänger von  ihm  haben  sich  hierüber  nie- 
mals im  Schwanken  befunden. 

Dabei  ist  die  materialistische  Geschichts- 
auffassung und  deren  jetzt  besprochene 
Anwendung  nicht  als  Fatalismus  gemeint. 
Sie  meint,  dass  man  die  natui gesetzliche 
Entwickelung  der  ökonomischen  Phänomene, 
sobald  man  sie  wissenschaftlich  begriffen 
habe,  für  menschliches  Wünschen  benutzen 
könne,  wie  Ai*zt  und  Techniker  es  ent- 
sprechend thäten.  Aber  welches  Eingreifen 
später  notwendig  sein  werde,  darüber 
verweigern  ihre  Anhänger  die  Auskunft; 
das  Problem  der  Einrichtung  »des  Zukunfts- 
staates« besteht  für  sie  überhaupt  nicht 
Sie  behaupten  nur  die  natürliche  Existenz 
und  die  gesetzmässige  Entwickelung  von 
ökonomischen  Phänomenen,  die  im  ganzen, 
wie  sie  sagen,  zur  Sozialisierung  hindrängen. 
Nun  laufen  die  ökonomischen  Phänomene 
in  einem  felilerhaften  Zirkel,  dessen  Mängel 
durch  die  zwei  obigen  Widerspniche  ge- 
geben werden:  Widei*spruch  zwischen  ge- 
sellschaftlicher Produktion  und  kapitalisti- 
scher Aneignung  sowie  zwischen  Organisa- 
tion der  Produktion  in  der  einzelnen  ökono- 
mischen Einheit  und  Anarchie  der  Produk- 
tion in  der  ganzen  Gesellscliaft ;  »dieser 
Kreislauf  verengert  sich  allmählich,  die  Be- 
wegung stellt  eine  Spirale  dar  und  muss 
ilir  Ende  erreichen,  wie  die  der  Planeten 
durch  Zusammenstoss  mit  dem  Centrum« 
(Engels). 

Hat  man  sich  diesen  Gedanken  von  dem 
uaturgesetzlichen  Bestehen  und  Vorwärts- 
gehen der  wirtschaftlichen  Erscheinungen 
deutlich  gemacht,  so  ist  es  klar,  weshalb  so 
viele  Einwürfe  den  modernen  Sozialismus 
gar  nicht  mehr  benlhren,  da  sie  nur  dem 
utopischen  gegenüber  am  JPlatze  waren.  Es 
kann  gegen  jenen  nicht  darauf  abgestellt 
werden,  ob  man  die  Produktion  und  Ver- 
teilung in  zweckmässiger  Weise  von  staat- 
lichen Central  punkten  aus  leiten  könne: 
denn  er  entgegnet,  dass  der  eherne  Gang 
der  Naturgel»ilde,  die  wir  wirtscliaftliche 
Erscheinungen  nennen,  uns  keine  Wahl  lasse 
und  die  neue  Gesellschaftsordnung  natur- 
notwendig mit  sich  führe;  —  es  ist  für  ihn 
gleichgiltig,  wenn  man  die  etwaige  Ver- 
nichtung   der    Bewegungsfi-eiheit    des    ein- 
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zelnen  beklagen  wollte:  denn  nach  der  An- 
sicht des  sozialen  Materialismus  kommt  die 
sozialistische  Gesellschaft  so  notwendig,  wie 
etwa  der  Eintritt  des  Winters,  für  den  man 
die  dadurch  bedingte  Beschränkung  des 
Aufenthalts  im  Freien  sehr  »unzweckmässig« 
finden  möchte;  —  und  es  hat  für  den 
Marxisten  keine  Beweiskraft,  wenn  man  die 
Ansprüche  des  Sozialismus  als  mit  der 
mensclilichen  Natur  unvereinbar  bezeichnet: 
denn  die  menschlichen  Eigenschaften,  die 
man  als  dessen  Natur  bezeichnet,  sind  dem 
Anhänger  der  materialistischen  Gesclüchts- 
auffassung  nur  der  Reflex  der  natürlichen 
Substanz  der  wirtscliaftlichen  Verhältnisse. 

Hiernach  kommt  alles  auf  die  Frage  an : 
Sind  die  ökonomischen  Phänomene 
Naturgebilde,  deren  Sein  und  Wir- 
ken in  oberster  Gesetzmässigkeit 
naturwissenschaftlich  zu  nehmen 
ist? 

Allerdings  liat  man  mehrfach  einen  an- 
deren Weg  ziu*  kritischen  Beurteilung  des 
modernen  Sozialismus  euigeschlagen.  Man 
hat  zu  zeigen  versucht,  dass  die  natur- 
gesetzliche Entwickelung  der  ökonomischen 
Phänomene  im  einzelnen  eine  andere  ist, 
als  die  Marxisten  es  angeben ;  man  hat  also 
geleugnet,  dass  das  Wesen  und  die  Tendenz 
unserer  Wirtschaft  und  Produktionsweise 
die  sei,  sich  zu  sozialisieren,  und  dass  aus 
diesem  Grunde  die  Kollektivierung  der 
Produktionsmittel  nicht  natiuruotwendig  sei. 
—  Wer  dieses  thut,  der  nimmt  die  Grund- 
gedanken des  sozialen  Materialismus  als 
richtig  hin. 

Das  gleiche  gilt  von  solchen  Einwürfen, 
die  sich  gegen  die  politische  Thätigkeit  der 
Marxisten  richten,  in  der  man  einen  Wider- 
spruch zu  ihrer  Grundlehre  hat  finden 
wollen.  Sie  könnten  genau  genommen  weiter 
nichts  thun,  als  die  Bewegimg  der  ökono- 
mischen Phänomene  zu  fördern;  wogegen 
ein  auf  Erlangung  der  politischen  Macht 
gerichtetes  Bestreben  sie  im  Falle  des  Er- 
folges in  Verlegenheit  setzen  müsste,  wenn 
die  ökonomischen  Vorbedingungen  ftir  die 
Kollektivierung  der  Produktionsmittel  noch 
nicht  weit  genug  in  der  natürlichen  Ent- 
wickelung gediehen  wären.  —  Allein  die 
politische  Thätigkeit  eines  liberzeugten  Mar- 
xisten kann  ihrem  Sinn  nach  wirklich  nur 
vorbereitend  und  pädagogisch  sein. 
Da  er  aber  dieser  Aufgabe  besser  nach- 
kommen könnte,  wenn  seine  Partei  im  Be- 
sitze der  politischen  Macht  w^äre,  so  ist  auch 
der  zuletzt  erwälmte  Einwand  nicht  ge- 
eignet, die  Principien  des  modernen  Sozia- 
lismus zu  erschüttern. 

So  kommen  wir  auf  die  vorhin  gestellte 
Frage  zurück:  Ist  die  rechtliehe  Re- 
gelung eines  Gemeinwesens  nur 
der  künstliche   CJeberbau   auf   dem 


j  natürlichen  Grunde  ökonomi:?eht-r 
Phänomene?  Und  ist  die  Cmänd^- 
jrung  einer  Gesellschaf tsordnuL^ 
lim  letzten  Grunde  als  ein  natur- 
I  notwendiger  wirtschaftlicher  Pr*  - 
I  zess  zu  nehmen? 

I  6.  Die  neueste  Bewegung  iniieriuili 
des  Marxismus.  Durch  sozialphilosophigebe 
I  Untersuchungen  aus  den  letzten  Jahren  cacp: 
!  verschiedene  Anhänger  der  materialistischefi 
Geschichtsauffassung  zu  weiteren  Stuüiea 
angeregt  worden.  Unter  diesen  ist  Beru- 
stein  litteiarisdi  besonders  bedeutsam  her- 
vorgetreten. In  einer  Reihe  von  Aufeätzec 
und  schliesslich  in  dem  Buche  >Die  Voraiif- 
setzungen  des  Sozialismus  und  die  Aufgal^ 
der  Sozialdemokratie«  (1899)  strebt  er  eiD- 
Kritik,  imd  Revision  der  mandstLschea 
Theorieen  an.  Er  hat  teilweise  Zustimmim^. 
aber  noch  mehr  Widerspruch  innerhalb  sein^ 
Partei  gefunden.  In  vielen  Aufsätzen  und 
Schriften  (besonders  in  der  »Neuen  Zeit., 
dem  »Vorwärts«  und  den  »Sozialistischec 
Monatsheften« ;  zusanunenfeissend :  K  a  u  t  s  k  r. 
Bernstein  und  das  sozialdemokratische  Pr> 
gi-amm,  1899)  ist  heftig  hin  und  her  g^ 
stritten  worden  (vgl.  auch  die  Verhandlung 
des  Parteitages  der  deutschen  Sozialdemc»- 
kratie  vom  Oktober  1898).  Die  Schärfe  uid 
Gereiztheit,  mit  welcher  dieses  vielfach  ^ 
schah,  hat  manchen  Beschauer,  wie  ^ 
scheint,  zu  der  Annahme  geführt,  als  ob  es 
sich  um  principielle  Gegensätze  handele. 
Das  ist  nicht  der  Fall. 

Bernsteins  Gedankengang  ist  dieser: 

Bei  dem  modernen  Sozialismus  ist,  wie 
bei  jeder  wissenschaftlichen  Forschimg.  diV 
reine  Lehre  von  der  konkreten  Anwendung 
zu  unterscheiden.  Grundlegend  kann  nur 
das  zur  ersteren  Gehörige  sein.  Dahin 
zählen  für  den  Marxismus  seine  Geschichts- 
theorie, mit  dem  besonderen  Hinweise  auf 
das  allgemeine  Vorkommen  von  Klassen- 
kämpfen in  der  geschriebenen  Geschidite 
der  Menschlieit;  aber  auch  die  Lehre  vom 
Mehrwerte,  von  den  Eigentümlichkeiten  der 
kapitalistischen  Produktionsweise  überhaujt 
und  den  Tendenzen  der  jetzigen  sozialeu 
Entwickelung. 

Nim  verhehlt  sich  der  genannte  Schrift- 
steUer  nicht,  dass  die  zuletzt  genannten 
Punkte  in  sich  bereits  konkrete  Anwendujigeö 
eines  übergeordneten  und  allgemein  giltigen 
Princips  seien j  er  meint  jedoch,  dass  sie 
für  den  Marxismiis  so  wesentlich  wären, 
dass  ohne  sie  er  so  ziemlich  jede  Bedeutung 
als  politische  Wissenschaft  verlöre. 

Aber  dieses  bringt  von  vom  herein  eine 
Befangenheit  in  die  Fragestellung.  Da? 
Problem  ist  doch  nicht  »der  Mamsmuss 
als  ein  Gegenstand,  der  in  seinen  Grenzen 
iukI  seiner  grundsätzlichen  Bestimmtheit 
zweifeDos  feststände  und  nun  bloss  im  ein- 
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zelnen  vielleicht  zu  revidieren  und  auszu- 
bessern wäre.  Eine  vorurteilslose  kritische 
Forschung  muss  die  Frage  nach  Begriff  und 
Gesetzmässigkeit  des  sozialen  Lebens 
aufrollen,  und  an  dem  so  erhaltenen  Mass- 
stabe auch  »den  Marxismus«  als  Ganzes 
genommen  auf  seine  Berechtigung  hin 
prüfen. 

Wer  also  nicht  das  Vorurteil  hegt,  dass 
»die  Welt«  im  sozialen  Sinne  und  »der 
Marxismus«  gleichbedeutende  Begriffe  seien, 
für  den  wird  der  Unterschied  zwischen  der 
obersten  und  unbedingten  Gesetzmässigkeit 
aUes  sozialen  Lebens  und  zwischen  ihrer 
besonderen  Anwendung  in  dem  gesellschaft- 
lichen Dasein  der  modernen  Kidturvölker 
und  für  die  kapitalistische  Produktionsweise 
mit  Fug    nicht  verwischt   werden  können. 

Nun  ist  es  richtig,  dass  auch  die  Ein- 
sicht in  die  allgemeingiltige  Gesetzmässig- 
keit sich  ändern  und  Fortschritte  machen 
kann.  Aber  immer  bleibt  der  Unterschied 
zwischen  der  bestimmenden  Methode  und 
dem  bestimmbaren  Stoff,  der  nach  jener  in 
Wissenschaften  erst  zu  verarbeiten  ist,  be- 
deutsam bestehen.  Jene  Verbesserung  kann 
ausschliesslich  auf  dem  Wege  kritischer 
Selbstbesinnung  geschehen;  wie  man  ge- 
sagt hat,  diu*ch  Reflexionsurteüe :  der  Sinn 
aber  ist  der,  das  Unbedingtgiltige, 
das  alle  wissenschaftliche  Einzellehren 
erst  möglich  macht,  im  Sinne  einer  formalen 
Methode  festzulegen.  Die  Bearbeitung  des 
danach  einzustellenden  Stoffes  ist  in  anderer 
Weise  unvermeidlich  wechselnd,  da  sie 
ihrem  eigenen  Sinne  nach  einem  un- 
begrenzten Fortschritte  zugänglich  ist.  So 
muss  auch  die  Besinnung  auf  den  An- 
spruch der  materialistischen  Geschichtsauf- 
fassung als  oberster  gesetzmässiger  Methode 
der  Sozialwissenschaft  der  Art  nach  anders 
unternommen  werden  als  die  zweifelnde 
Nachprüfung  von  einzelnen  Lehren,  die 
unter  der  Herrschaft  des  sozialen  Materialis- 
mus beispielsweise  für  die  neuzeitliche  Ge- 
sellschaftsordnung aufgestellt  worden  sind. 

Indem  Bernstein  anders  verfährt  und 
die  beiden  qualitativ  verschiedenen  Fragen 
gleich  massig  beliandelt,  bleibt  er  bezüglich 
der  grundlegenden  Philosophie  des  Marxis- 
mus auf  halbem  Wege  stehen.  Er  begnügt 
sich  damit,  des  näheren  zu  betonen,  dass  die 
idealen  Momente  in  der  sozialen  Geschichte 
etwas  mehr  Bedeutimg  als  Einzel- 
gründe besässen,  als  wie  Marx  und 
Engels  in  ihi-en  Darstellungen  der  mate- 
rialistischen Geschichtsauffassung  zugegeben 
haben. 

Hier  ist  jede  gesunde  radikale  Frage- 
stellung zu  vermissen,  die  gegenüber  einer 
so  tief  angelegten  Lehre,  vde  der  materia- 
listischen Geschichtsauffassung,  allein  am 
Platze  ist.    Bei  ihr  gilt  es,  auf  das  Ganze 


zu  gehen.  Jene  Halbheiten,  mit  »etwas 
mehr  oder  weniger«,  sind  für  den  Kern  des 
durch  den  sozialen  Materialismus  entrollten 
Problems  ganz  gleichgiltig.  Sie  lassen 
das  Wesen  der  materialistischen  Geschichts- 
auffassung völlig  unberührt,  die  als  wesent- 
lich nur  den  Satz  kennt:  dass  die  Gesetz- 
mässigkeit des  sozialen  Lebens  im  letzten 
Grunde  in  Bewegungen  der  Materie  dessel- 
ben, das  ist  der  sozialen  Wirtschaft  und 
ihrer  Phänomene,  bestehe. 

Es  ist  möglich,  dass  der  sachüche  Gegen- 
satz unter  den  Kämpfern  innerhalb  des 
Marxismus  schMer  und  tiefer  ist,  als  sie 
selbst  es  schon  übersehen  oder  doch  sich 
zu  gestehen  wagen.  Es  könnte  ja  sein, 
dass  die  jetzigen  Kritiker  in  der  Lnbefein- 
genheit  theoretischer  Erwägung  sich  so 
stärken,  dass  sie  den  sozialen  Materialismus 
als  oberste  Methode  und  unanfechtbare  Ge- 
sellschaftsphilosophie innerlich  überwinden: 
Wenn  es  ihnen  wirklich  damit  Ernst  ist, 
dass  sie,  wie  sie  sagen,  auf  Kant  (oder 
auch  nur  auf  F.  A.  Lange)  zurück  wollen,  so 
könnte  jenes  Ereignis  eigentlich  nicht  fehlen. 
Einstweilen  aber  ist  dieses  nicht  geschehen. 
Was  immer  Bernstein  an  der  Lehre  imd 
Taktik  des  deutschen  Sozialismus  getadelt 
und  verworfen  hat,  er  ist  in  seinen  bisheri- 
gen Auslassungen  grundsätzlich  ein 
Anhänger  des  sozialen  Materialismus  ge- 
blieben. So  ist  die  dmxjh  ihn  angefachte 
Bewegung  nur  eine  solche  innerhalb  des 
Marxismus  und  innerhalb  der  materiahs- 
tischen  Geschichtsauffassung,  und  sie  be- 
sitzt, wie  ein  Schriftsteller  jener  Richtung 
treffend  sagte,  »mehr  ein  praktisches  als 
ein  theoretisches  Interesse«. 

IL  Kritik   des  sozialen  Materiaiismus. 

1.  Gegner  der  m,  G.  Der  gewöhnlichste 
Einwurf  gegen  das  Princip  des  sozialen 
Materialismus  wird  durch  die  seitherigen 
Ei-orterungen  im  Grunde  schon  erledigt.  Er 
geht  dahin,  dass  für  viele  soziale  Gescheh- 
nisse keineswegs  »wirtschaftliche«  Faktoren 
als  ausschliesslich  zureichende  Ursachen  an- 
genommen werden  können.  Oft  seien  es 
andere  Momente,  wie  religiöse  Ideeen,  Ge- 
rechtigkeitsgefühl, Drang  nach  dem  Schönen, 
welche  die  bestimmenden  Gründe  geschicht- 
licher Ereignisse  gewesen  wären,  und  nicht 
ökonomische  Phänomene;  namentlich  kämen 
unzählige  Mal  politische  und  nicht  wirt- 
schaftliche Gründe  in  Betracht:  häufig  sei 
eine  zwingende  Ursache  übernaupt  nicht 
exakt  darzulegen. 

Demgegenüber  muss  wiederholt  werden, 
dass  die  materialistische  Geschichtsauffassung 
nicht  lehrt,  dass  in  der  sozialen  Geschichte 
ausschliesslich  die  Produktionsweise 
bestimmend  sei,  sondern  nur,  dass  im 
letzten  Grunde  es  auf  die  soziale  Wirt- 
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Schaft  ankomme.  Es  ist  ferner  darauf  hin- 
zuweisen (was  gleich  auch  gegen  die  mate- 
rialistische Geschichtsauffassung  selbst  aus- 
zufühi-en  sein  winl),  dass  der  Begriff  der 
^wirtschaftlichen«  Erscheinung  hier  unbe- 
sehen als  ein  angeblich  scharf  abgegrenzter 
Begriff  genommen  winl,  als  welcher  er  in 
jenen  Erörterungen  aber  keineswegs  auf- 
tritt. 

Vor  allem  aber  ist  zu  beachten,  dass 
die  materialistische  Geschichtsauffassung 
nicht  selbst  eine  Darlegung  von  historischen 
Vorgängen  bedeuten  will,  sondern  eine 
formale  Methode,  nach  der  jene  zu  l>e- 
arbeiten  sind.  Sie  ist  nicht,  wie  man  fälsch- 
lich eingewendet  hat,  eine  zu  weit  getrie- 
bene Generalisation  von  einzelnen  sozialge- 
schichtlichen Ereignissen  \md  Zuständen; 
sondern  sie  gründet  sich  auf  kritische  Selbst- 
besinnung über  die  Möglichkeit,  das  gesell- 
schaftliche Leben  der  Menschen  gesetz- 
mässig  zu  begi-eifen. 

Aus  diesem  Grunde  ist  es  überhaupt 
nicht  möglich,  sie  mit  Einzelheiten  der  ge- 
schichtlichen Erfalu'ung  zu  widerlegen. 
Denn  wenn  diese  nach  einer  anderen  ge- 
setzmässigen  Methode  gefunden  wonlen 
sind,  als  sie  selbst  ist,  so  wird  sie,  in  ilirer 
Eigenschaft,  als  allgemeingiltige  Methode, 
davon  selbstredend  gar  nicht  berührt;  und 
wenn  in  Anwendung  ihrer  Unterlage  es 
nicht  geglückt  ist,  die  im  letzten  Grunde 
nach  ihr  anzimehmenden  Bestimmungen 
aufzufinden,  so  beweist  wieder  ein  solches 
einzelnes  Missgeschick  noch  nichts  gegen 
die  Kichtigkeit  d  e  s  P  r  i  n  c  i  p  s :  Das  kommt 
überall  vor,  dass  es  nicht  gelingen  will, 
etw^a  die  Kausalität  eines  bestimmten  Natur- 
vorgan^es  genügend  aufzuklären,  aber  das 
lässt  die  allgemeine  Giltigkeit  des  Kausali- 
tätsgesetzes bestellen. 

Wer  die  Begründetheit  einer  gesetzmäs- 
sig  auftretenden  Methode  nachprüfen  will, 
muss  es  auf  die  gleiche  Weise  thun,  in  der 
allein  eine  solche  begriindet  werden  kann: 
durch  Untersuchung  d er  grundlegenden 
Erkenntnisbedingungen,  als  deren 
Einheit  überall  jene  formale  Methode  er- 
scheint. Er  muss  Erkenntniskritik 
treiben  und  nicht  blosse  Empirie. 

Bei  diesem  Unternehmen  zeigt  sich,  dass 
die  materialistische  Geschichtsauffassung 
allerdings  bedeutende  Schwächen  aufweist. 
Sie  ist  unfertig  und  nicht  ausge- 
dacht. 

Sie  ist  unfertig:  denn  sie  hat  die  von 
ihr  verwendeten  Grundbegriffe,  vor  allem 
des  sozialen  Lebens  und  der  ökonomischen 
Phänomene,  gar  nicht  ausgearbeitet  und  klar 
gestellt:  —  sie  ist  nicht  ausgedacht:  denn 
sie  giebt  sich  keine  Rechenschaft  davon,  in 
welchem  Sinne  sie  eine  Notwendigkeit 
für  soziale  Aenderungen  behauptet. 


I       2.  Begriff  der  okonoiuisehen 
I  mene.     Der    Ausdnick    »Wirtschaft- 
j  von  der  materialistischen  Gescliichtsaafijk — 
I  sung  (in  Uebei-einstimmung  mit  änderest  i-tl^ 
I  doppelten  Sinne  gebraucht :  für  die  Te-.ijLi-v 
I  der  Bedürfnisbefriedigung  und   für  die  A-r-r 
I  von   menschlichem  Zusammen  wirken-    Ein- 
sprechend   steht    es     mit    dem    Ausdn^-ai:— 
*  Produktionsweise  ft.  Ganz  unbefangen  sprl  t  '^ 
der  soziale  Materialist  von   Zeiten,  ilk  <>r 
Ackerbau  die  heiTSchende  Produktionswei— 
wird,  und  etwa  von  dem  Zeitalter  der  kaj;- 
talistischen  Produktionsweise.    Die  maten-i^ 
listische  Geschichtsauffassung  will  at«er  »^Ir*-- 
Grundlegung  der  Sozialwissenschaf" 
liefern    und    keineswegs    eine    solche    »Irr 
i  Technologie.    Es  kann  also  nur  aui  d.^ 
soziale  Produktionsweise  ankommen. 

Nun  lehrt  eine  kritische  Besinnung  aiii 
die  Eigentümlichkeit  der  sozialen  B^ 
trachtung,  dass  sie  eine  solche  von  änss^- 
lieh  geregeltem  Zusammenleben  von  M^*a- 
schen  ist.  Der  Grund  ist  der,  dass  nur  \**\ 
der  Betrachtung  des  Zusammenwirkens  aU 
eines  äusserlich  geregelten  wir 
einen  selbständigen  Gegenstand 
wissenschaftlicher  Erwägiuig  erhallen. 

In  allen  anderen  Weisen  der  Betni*.-b- 
tung  menschlichen  Zusammenseins  und  Ei!>- 
wii'kens  auf  einander  haben  wir  immer  nur 
die  Grundsätze  der  Naturwissenschaft 
anzuwenden.  Erst  durch  die  Richtimg  d-^^r 
Gedanken  auf  ein  äusserlich  ge- 
regeltes Zusammenwirl^en  tritt  ne'r.eQ 
die  Wissenschaft  von  der  den  Menschen  um- 
gebenden Natur,  in  die  er  selbst  als  Erkennt- 
nisobjekt sich  einfügt,  eine  mögUche  Wlsc^en- 
schaft  von  »der  Gesellschaft*,  als  einem 
neuen  eigenen  Gegenstande. 

üel)erall  sonst,  beispielsweise  bei  der 
psj^chologischen  Erwägung  der  Einwirkiuig 
von  Menschen  auf  andere,  haben  \\ir  d»-ü 
Menschen  als  Objekt  der  Betrachtung. 
Jetzt  tritt  er  ganz  zurück;  nicht  mehr  tiie 
Menschen  sind  es,  die  erörtert  werden, 
sondern  die  unter  ihnen  bestehenden 
Beziehungen,  in  denen  das  Zusammen- 
wirken sich  vollzieht.  Indem  in  aller  uns 
bekannter  Geschichte  die  Konstituierung 
dieser  Beziehungen  massgeblich  nur  diuxh. 
rechtliche  Normen  und  nicht  diux^h  an<lere 
äussere  Regeln  geschieht,  so  werden  zum 
Gegenstande  der  specifisch  sozialen  Be- 
trachtung die  Rechtsverhältnisse. 

Nur  durch  sie  besteht  der  Begriff  der 
ökonomischen  Phänomene  als  einer 
sozialen  Vorstellimg.  Die  ungepriifto 
Meinung,  als  ob  die  sozialwirtschaitlichen 
Erscheinungen  Naturgebilde  seien,  keinen 
anderen  Gesetzen  als  denen  der  naturwissen- 
schaftlichen Untersuchung  unterworfen,  ist 
unhaltbar.  Sie  steht  im  Widerspruche  mit 
dem  eigenen  Wunsche  des  Meinenden,  eine 
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»  z  i  al^visseuschaftliche  Eiasicht   zu 
lialt^en. 

!Man  sagt  wohl,  dass  die  Ei-findung  der 
f\iTii>fmaschine  unsere  sozialen  Zustände 
iii£rt3staltet  habe.  Aber  der  Ausspruch  ist 
iis^enaii.  Nicht  die  Dampfmaschine  that 
^fios,  sondern  die  Art  ihrer  Verwendung  in 
<'ii\  Privateigentum  des  Kapitalisten  und 
lit  dem  Mittel  des  freien  Lohnvertrages. 
Cieht  eine  mögliche  Technik  ist  sozial  von 
nteresse,  sondern  ihre  wirkliche  Einfügimg 
n  «las  äusserlich  geregelte  Zusammenwirken. 
.>anii  ei^t  bilden  sich  übereinstimmende  Er- 
-choinungen  in  den  so  geregelten  Verhält- 
nissen der  Menschen.  Die  Art  der  Rege- 
iimfr  ist  also  das  formal  Bedingende,  wenn- 
Lrleich  nicht  notwendig  das  der  Zeit  nach 
V<)raiisgehende.  Sie  ist  die  Erkenntnisbe- 
<  lin  ^ing  für  sozialökonomische  Erscheinungen. 
Man  nehme  die  Begriffe  des  Privateigentums, 
^U^r  Vertragsfreilieit  und  der  besonderen 
Rechtseinrichtungen  imserer  Tage  in  Ge- 
danken weg,  und  es  bleibt  aiich  nicht  eine 
Si)ur  von  den  Begriffen  der  Bourgeoisie  und 
<les  Proletariates,  des  Mein* wertes  und  der 
Profitrate  übrig. 

So  sind  die  ökonomischen  Phänomene 
nicht  schon  von  Natur,  bloss  unter  der  Be- 
dingimg  von  deren  Erkenntnis,  sondern 
stehen  in  ihi-em  ganzen  Sein  unter  der  Er- 
konntnisbedingung  der  rechtlichen  Regelung. 
Sie  selbst  sind  weiter  nichts  als  gleich- 
heitliche Massenerscheinungen  in 
rechtlichen  Verhältnissen. 

AV^as  sich  theoi-etisch  über  ihr  Werden 
und  Vergehen,   über  s^^Tithetische  und  ana- 
lytische Klassifizierung  sagen  lässt,  würde 
einen  hervorragenden  Teil  der  —  sozusagen 
—   reinen   Volks wiitschaftslehre  darstellen, 
an  dieser  Stelle  uns  aber  zu  weit  abführen. 
Ich  muss  dafür  auf  anderen  Zusammenhang 
verweisen  (Wirtschaft  und  Recht  §§  45 — 52). 
3.  Der  Kreislauf  des  sozialen  Lebens. 
Wenn  man  von  »wirtschaftlichen«  Momenten 
in    der    sozialen    Beti-achtimg    spricht,    so 
scheint  durchweg  die  Vorstellung  von  etwas 
> Materiellem«   oder  Niederem   obzuwalten; 
etwa  die  Befriedigimg  von  irgendwie  uner- 
lilsslichen  und  vielleicht  geringeren  Bedürf- 
nissen.   Aber  das  giebt  bei  genauer  üeber- 
legiing    keinen    klaren    Begriff.     Auf    die 
Qualität  des  zu  befriedigenden  Bedürfnisses, 
bestimmt  etwa  nach  dem  Grade  seiner  Not- 
wendigkeit  für  einfacheres  oder  entwickel- 
teres Lel>en,    kann    es    bei  der  sozialwirt- 
schaftlichen Beti-achtung   nicht   ankommen. 
Die  Gewerkschaftsbewegung  oder  die  Lohn- 
fcrage  von  Maurern  kann  unmöglich  danach 
verschieden  klassifiziert  werden,  ob  die  Be- 
teiligen bei  dem  Herstellen  einer  Scheune 
oder  eines  Schlosses  oder  einer  Kirche  be- 
scliaftigt  sind;   und   für  den  Schauspieler, 
den  Litteraten,  den  Lehrer  bestehen  genau 


in  gleicher  Weise  soziale  Fragen  wie  fih' 
den  Ijandwirt,  den  Handwerker,  den  Kauf- 
mann. Soziale  Wirtscliaft  wird  also  alles 
Zusammenwirken  von  Menschen  ziu*  Be- 
dürfnisbefriedigung überhaupt  bedeuten,  so- 
fern es  eben  als  bestiminbare ,  nämlich 
äusserlich  geregelte  Thätigkeit  genommen 
wird. 

Dass  nun  die  konkrete  Ausgestaltung 
der  so  verstandenen  sozialen  Wirtschaft  eines 
Men Schenkreises  auf  Aenderungeu  der  Ge- 
sellschaftsordnung von  notwendigem  Ein- 
flüsse ist,  das  war  ein  richtiger  Gedanke 
der  materialistischen  Gesclüchtsauffassung. 
Aber  sie  traf  es,  in  Vernachlässigung  der 
seither  besprochenen  sozialen  Grundbegriffe, 
nicht  richtig,  wenn  sie  die  Wirtschaft  als 
die  Grundlage  annahm,  über  welcher  sich 
ein  juristischer  Ueberbau  erst  erhöbe.  Viel- 
mehr ist  die  soziale  Wirtschaft  als  solche 
gar  nicht  vorhanden  denn  unter  der  Be- 
dingung bestimmter  äusserer  Regelung.  Die 
letztere  erhebt  sich  nicht  über  der  Wirt- 
schaft und  wird  von  ihr  getragen,  sondern 
sie  ist  die  Erkeuntnisbedingung  für  jene. 

Danach  ist  dem  genannten  unrichtigen 
Bilde  gegenüber  der  wirkliche  Gang  der 
sozialen  Geschichte  dieser:  Bei  der  kon- 
kreten Durchführung  eines  bestimmten  Ge- 
sellschaftslebens bilden  sich  soziale  Phäno- 
mene in  dem  oben  angegebenen  Sinne.  Aus 
ihnen  erwachsen  Bestrebungen,  die  auf  Ab- 
änderung der  bestehenden  Form  dieser  Ge- 
sellschaft als  der  konstituierenden  Bedin- 
gung aller  jener  Erscheinungen  hindrängen. 
Haben  diese  Urteile  imd  Entschlüsse  einen 
gewissen  Erfolg,  so  fällt  die  besondere  Art 
der  früheren  Regelung  und  damit  von 
selbst  die  Gesamtheit  aller  durch  sie  er- 
kenntniskritisch bedingten  ökonomischen 
Phänomene  und  es  bilden  sich  unter  der 
neuen  Regelung  ^^^aederum  neue  soziale  Er- 
scheinungen. 

So  bietet  die  Geschichte  des  sozialen 
Lebens  der  Menschheit  einen  ständigen 
Kreislauf,  in  welchem  gesellschaftliche 
Phänomene  eine  Neugestaltung  der  sozialen 
Ordnung  hervorrufen  und  diese  nun  wiederum 
andern  soziale  Phänomene  ermöglicht,  unter 
deren  Drängen  imd  Wirken  jenes  von  neuem 
anhebt.  Die  Avdssen schaftliche  Durchführung 
der  Rechtsgeschichte  besteht  also  in  dem 
Begreifen  der  Wandlungen  des  Rechts  aus 
vorausgegangenen  sozialen  Phänomenen  her. 

Hierdurch  wird  der  Gedanke  von  der 
durchgängigen  Einheit  der  sozialen  Erfahrung 
gewahrt.  Er  bildet  den  Gegensatz  zu  solchen 
Geschichtsbetrachtungen,  welche  einen  Volks- 
geist als  reales  psychisches  Gesamtphänomen 
annehmen,  das  ausserhalb  der  Erfahrung 
stände,  aber  in  diese  bestimmend  eingriffe, 
oder  welche  eine  eigene  Welt  des  Geistes 
mit  besonderen,   qualitativ   eigentümlichen, 
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Kräften  annehmen  oder  den  Einfhiss  grosser 
Männer  als  etwas  annehmen,  das  ausserhalb 
der  Erscheinungen  des  seitherigen  sozialen 
Lebens  sich  befände. 

Nimmt  man  dagegen  mit  obigem  Ge- 
danken die  Bewegimgen  des  sozialen  I^ebens 
nur  aus  Gründen  her,  die  innerhalb  der 
eigenen  Erkenntnisbedin^mgen  desselben 
stehen  und  in  der  Einheit  der  sozialen  Er- 
fahrung enthalten  sind,  so  kann  nicht  viel 
darauf  ankommen,  zwischen  »wirtschaft- 
lichen« und  »politischen«  Gnlnden  zu  unter- 
scheiden. Denn  die  Scheidung  zwischen 
diesen  besteht  nicht  nach  scharfem  Begriffs- 
merkmal, sondern  geht  nur  darauf,  ob  das 
geregelte  Zusammenwirken  unmittelbar  mehr 
auf  Beschaffung  von  Mitteln  zur  Bedürfnis- 
befriedigimg gerichtet  ist  oder  auf  eine  Be- 
thätigung,  welche  die  Organisation  und  Durch- 
führung des  Zusammenwirkens  als  solche 
erst  betrifft. 

Und  es  kann  endlich  ein  durchgreifender 
Unterschied  in  unserer  Frage  zwischen  der 
sozialen  Produktion  und  dem  Vertriel>e  und 
der  Konsumtion  nicht  anerkannt  werden. 
Bei  der  Erforschung  einer  bestimmten  Ge- 
sellschaft diu'chdringt  sich  alles  dieses; 
und  es  treten  die  wichtigsten  sozialöko- 
nomischen Phänomene  gleichzeitig  nach 
allen  genannten  Seiten  hin  bedeutsam  hervor. 

4.  Soziale  Konflikte.  Die  Lehre  des 
sozialen  Materialismus  geht,  wie  wir  sahen, 
auf  Klärung  der  für  soziales  Ges(»hehen  be- 
stimmenden Gesetzmässigkeit  und  Notwen- 
digkeit. Auf  die  weitere  Frage  nach  der 
Art  dieser  Notwendigkeit  verweist  sie  auf 
>den  dialektischen  Charakter  der  Geschichte«. 
Es  vollziehe  sich  der  Fortschritt  in  der  so- 
zialen Entwickelung  durch  Gegensätze,  durch 
soziale  Konflikte. 

Mit  diesem  Ausdrucke  ist  aber  nicht  das 
gleiche  gemeint  wie  mit  dem  Worte 
»Klassenkämi)fe«.  Diese  sind  nur  reflektie- 
rende Aeussenmgen  der  wahren  Zustände 
des  mechanisch  bestimmten  sozialen  Lebens. 
Ein  sozialer  Konflikt  im  Sinne  des  Marxis- 
mus ist  ein  innerer  Widerspruch, 
der  innerhalb  eines  sozialen  Organismus 
auftrat  und  diesen  in  seiner  Eigenart  nun 
notwendig  zu  Fall  bringe,  um  einem  höheren 
Platz  zu  machen.  An  einem  gewissen 
Punkte  der  Entwicklung,  so  lautet  der  hier 
verwendete  Kunstausdruck,  schlägt  der  seit- 
herige Zustand  in  sein  Gegenteil  um. 

Diese  interessante  Theorie  ist  noch  mit 
einigen  Worten  zu  erläutern. 

Der  innere  Widerspruch  findet  nach  der 
marxistischen  Lehre  statt  zwischen  den 
jeweiligen  Produktivkräften  und  der  über- 
lieferten Gesellschaftsordnung.  Es  kommen 
immer  neue  Kräfte  der  \\artschaftlichen 
Produktion  auf:  sie  stimmen  dann  nicht  zu 
den    alten    Produktivformen.     Die   letzteren 


werden  gespannt  und  schliesslidi  gespreii,=r  . 
denn  sie  sind,  nach  der  uns  nun  beka3Lt«^fi 
Grundlehre,  von  der  Materie  des  soziakfn 
Lebens  bedingungslos  abhängig. 

Aber  was  heisst  das  eigentlich :  Sie  sic-'i 
abhängig? 

Es  ist  möglich,  dass  hier  an  das  Veriiält- 
nis  von  Wirkung  und  Ursache  gedariiT 
worden  ist.  Aber  das  würde  nicht  stimroe^i. 
Eine  Kausalität  im  Sinne  derjenigen  »i«^ 
Naturerkennt  nis  liegt  jedenfialls  nicht  Tor:  t^^ 
Hecht  folgt  nicht  den  Möglichkeiten  0-=^ 
Technologie  gleich  exakt  wie  das  y«e»:-k- 
silber  der  Temperatur  und  thut  es  aiieli 
nicht  gegenüber  den  ökonomischen  Pläih*- 
meuen,  die  in  sozial  verwirklichter  Produk- 
tion entstanden  sind. 

Die  Abhängigkeit  der  sozialen  Ordnnnc, 
von  der  hier  die  Rede  ist,  kann  nur  eine 
solche  nach  dem  Gedanken  von  Mittel 
undZweck  sein.  Der  so  überlegte  Gnm«i- 
gedanke  der  materialistischen  Geschichts- 
auffassung würde  also  lauten:  Die  R^^hif- 
oi-dnung  ist  ein  Mittel  zur  Förderung  der 
Produktion  und  hat  darin  ihren  letzten 
Zweck. 

Das  Vorhandensein  eines  sozialen  Knu- 
fliktes  im  einzelnen  Falle  kann  nur  daran 
festgestellt  werden,  dass  die  ökonomischen 
Phänomene,  welche  in  einem  bestimmten. 
Gemeinwesen  sich  gebildet  haben^  mit  clem 
obersten  Ziele  des  sozialen  Lebens  über- 
haupt nicht  im  Einklang  sind.  Xun  steht 
das  soziale  Leben  in  seiner  Eigenart  unter 
der  Erkenntnisbedingung  äusserer  Regelung; 
und  es  sind  ökonomische  Phänomene  nur 
gleichheitliche  Massenerscheinungen  in  Aus- 
führung bestimmter  rechtlicher  Ordnunsr. 
Daraus  ergiebt  sich  die  Berechtigung,  lA: 
dem  Vorhandensein  eines  so  geschilderten 
Konfliktes  die  Notwendigkeit  einer  Ab- 
änderung dieser  äusseren  Ordnung  zu  l»e- 
liaupten;  denn  diese  ist  die  konstituierende 
Bedingung,  ohne  welche  wir  weder  die 
Möglichkeit  einer  eigenen  sozialwissenschaft- 
lichen Erwägung  noch  auch  den  Begriff  von 
ökonomischen   Phänomenen    liaben    bürden. 

Es  bleibt  daher  als  letzte  Frage  die^s 
besonderen  Themas:  Was  für  eine  Art  von 
Notwendigkeit  wird  hier  behauptet? 

Es     treten     drei      Möglichkeiten      auf: 

1.  Marx  selbst  spricht  ausdrücklich  immer 
nur  von  einer  logischen  Notwendigkeit. 
Der  soziale  Konflikt  ist  eine  in  einem  ge- 
sellschaftlichen Organismus  auftretende  ^Ne- 
gation«,  welche  ihrerseits  notwendig  ihre 
eigene  Negation  erzeuge;  so  dass  der  dia- 
lektische Charakter  der  Entwickelungsgip- 
schichte  als  Negation  einer  Negation  auftrete. 

2.  Neuere  Vertreter  der  materialistischen 
Geschichtsauffassung,  denen  jene  Termino- 
logie und  die  sonst  verwendeten  Hegei- 
schen Formeln  nichts  Verständliches  sasen 
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locrlxten,  haben  die  Feinheit  des  angeführten 
'  ^><^^nken6  in  die  plumpere  Vorstellung  einer 
a,  VI  salen  Notwendigkeit  von  Naturerschei- 
iing-en    gewandelt.     3.   Das   übersieht   die 
'laorläselichkeit,    bei    aller    sozialen   Be- 
i-ac"kiLtung    ein    äusserlich    geregeltes 
^Tis^mmenwirken  einzusetzen.  Man  brauchte 
a.     a.iich  bloss  zu  sagen:    ein  »Zusammen- 
ÄTirken«.     Denn    dieses    ist    nicht  denkbar 
>hLne   geeignete  Verständigung  und  Festhal- 
Liittg^  von  Normen,  die  gemeinsam  über  den 
Wirkenden  stehen.    Und  da  nun  die  Eigen- 
ivrt      dieses    Zusammenwirkens    doppelt    ei^ 
>vo^n     werden    kann    —    techuisch    oder 
sozial,  und  da  es  hier  jetzt  auf  die  soziale 
^EÄgenaa^   eines  Zusammenwirkens   zur  Be- 
il tirfnisbefriedigung    ankommt:     so    ergiebt 
öicli,    dass  die  Notwendigkeit  der  sozialen 
Aenderungen     eine     solche    von    äusseren 
Regeln,   fdso   von  Willensakten,   eine   Not- 
^wendigkeit   des   Zweckes  ist;    nicht  lo- 
g-isch  und  nicht  kausal,  sondern  final. 
5.    Rechtfertigung    sozialer   Bestre- 
bungen.   Unter  den  Bewegungen  des   so- 
zialen Lebens  sind  zwei  Klassen  zu  unter- 
scheiden:   solche,     die    sich    innerhalb 
einer  gewissen  Gesellschaft  vollziehen  und 
zur    Bildung    sozialer    Phänomene    fülu'en, 
und  solche,  die  (aus  jenen  entspringend)  auf 
Abänderung  gerade  dieser  Gesellschafts- 
ordnung abzielen;  gleichviel,  ob  das  einen 
kleinen  Einzelpunkt  der  bestehenden  Normen 
betrifft  oder  wichtige  und  weittragende  Fra- 
gen dieser  sozialen  Kegelung. 

In   der  Litteratur   der  materialistischen 
Geschichtsauffassung  finden  sich  diese  zwei 
verschiedenen   Arten    sozialer   Bewegungen 
nicht  deutlich  genug  geschieden ;  sie  fliessen 
regelmässig  in  einander  über.    Und  es  ist 
insbesondere  in  der  so  massgeblich  gewor- 
denen Darstellung  von  Engels  die  gedachte 
notwendige  Unterscheidung  unbeachtet  ge- 
blieben ;  obgleich  sie  sachlich  selbstverständ- 
lich in  seinen  Betrachtungen  auch  verborgen 
liegt.    So   fügt  er  seiner  Schildenmg,  dass 
in    Ausführung    der    kapitalistischen    Pix>- 
duktionsweise,  wie  er  meint,  die  Mehrzahl 
der   Menschen     in    Proletarier    verwandelt 
werde,    den    Satz    hinzu:     »und    es    sind 
wiederum  die  Proletariermassen,  die  schliess- 
lich    der    Produktionsanarchie     ein    Ende 
machen  werden.«     Und  er   schliesst    seine 
dortigen  Ausführungen:     »Indem  die  kapi- 
talistische Produktionsweise  mehr  und  mehr 
die  grosse    Mehrzahl    der  Bevölkerung    in 
Proletarier  verwandelt,  schafft  sie  die  Macht, 
die  diese    Umwälzung    bei    Strafe    des 
Unterganges  zu  vollziehen  genötigt  ist. 
Das  Proletariat  ergreift  die  Staatsgewalt  etc.« 
—  Es  ist  klar,   dass  für  die  gesetzmässige 
Lösung   sozialer  Konflikte    nur   die  zweite 
Klasse    sozialer   Bestrebungen    in    Betracht 
kommen  kann. 


Nun  ist  es  ein  gnmdsätzlicher  Fehler 
der  materialistischen  Geschichtsauffassung 
(den  sie  freilich  mit  mancher  Wendung  des 
Empirismus  teilt):  dass  sie  glaubt,  die  Be- 
rechtigung von  Bestrebungen  auf  soziale 
Umändenmgen  diu'ch  Bezugnahme  auf  die 
Notwendigkeit  ihres  Entstehens 
darthun  zu  können.  Hierbei  wird  die 
genetische  und  die  systematische 
Erwägung  ganz  elementar  verwechselt. 

Marx  wies  darauf  hin,  wie  die  Wissen- 
schaft der  Astronomie  in  Aegypten  durch 
die  Notwendigkeit  entstand,  die  Perioden 
der  Nilbewegimg  zu  berechnen.  Mag  sein. 
Aber  die  Lehren  der  Astronomie  sind  doch 
deshalb  nicht  gesetzmässig  imd  in  ihrem 
Inhalte  richtig,  weil  ihre  Entstehung  wissen- 
schaftlich eingesehen  ist. 

Von  der  materialistischen  Geschichtsauf- 
fassung sagen  ihre  A.nhänger,  dass  ihre 
Schöpfung  in  ihrer  Zeit  nur  durch  einen 
Rheinländer,  wie  Marx,  begreiflich  sei: 
Dort,  woselbst  sich  Deutschtum  mit  franzö- 
sischem Wesen  etwas  durchdrang,  und 
andererseits  eine,  der  englischen  ähnliche, 
entwickelte  Industrie  mit  moderner  Pj-oduk- 
tions weise  schon  damals  bestand.  Aber  das 
ist  doch  nicht  der  Grund,  aus  dem  jene 
Theorie  Wahrheitswert  beanspruchen 
will.  Und  wer  wird  für  eine  wissenschaft- 
liche Hypothese  deshalb  inhaltliche  Rich- 
tigkeit in  Anspruch  nehmen,  weil  ihr  natur- 
notwendiges Werden  bei  dem  sie  Aufstel- 
lenden eingesehen  wäre? 

So  ist  auch  für  den  Nachweis  der  Be- 
rechtigung einer  sozialen  Bewegung  es  nicht 
ausreichend,  wenn  deren  Entstehung 
wissenschaftlich  dargelegt  ist:  Es  kommt 
auf  die  systematische  Erwägung 
ihres  Inhaltes  an.  Und  da  jede  Bewe- 
gimg, die  auf  Aenderung  einer  sozialen 
Ordnung  hindrängt,  als  bestimmtes  Wün- 
schen und  Wollen  von  Menschen  aufzufassen 
ist,  so  erhebt  sich  die  Aufgabe,  welcher  der 
soziale  Materialismus  nicht  gerecht  gewor- 
den ist :  Die  Gesetzmässigkeit  für  den  In- 
halt jener  Bestrebungen  methodisch  aufzu- 
hellen. 

Verstecktermassen  ist  die  Richtung  dieses 
Gedankens  auf  die  soziale  Zweckbestim- 
mung natürlich  auch  in  der  materialisti- 
schen Geschichtsauffassung  entlialten;  die 
letztere  hat  nur  nicht  ausgedacht.  Es  findet 
sich  die  Erwägung  nach  Zwecken  nchon  in 
dem  primären  Satze  jener,  dass  die  Menschen 
»um  zu  produzieren,  gesellschaftliche  Ver- 
hältnisse eingehen« ;  in  den  Erörterungen 
über  »Ziel  und  geschichtliche  Aktion  des 
Proletariats«,  die  in  dieser  Lehre  einen  so 
breiten  Raum  einnehmen ;  in  der  Nachgabe, 
dass  man  die  naturwissenschaftlich  einge- 
sehene Entwickelimg  der  ökonomischen  Phä- 
nomene »begünstigen«  könne. 
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Aber  soweit  man  etwas  als  naturnot- 
wendig erkennt,  vermag  man  nicht  mehr 
einzugreifen.  Die  Gründung  einer  Partei, 
welclie  das  alltägliche  Aufgehen  der  Sonne 
»zielbewusst«  begünstigen  wollte,  würde 
kein  sehr  sinnvolles  Unternehmen  sein. 
Was  liier  irre  macht,  das  ist  die  Vorstellung 
von  einem  Ereignisse  überhaupt,  das  im 
gix)ssen  und  ganzen  einmal  naturnotsvendig 
eintreten  werde:  bei  dem  aber  doch  für 
menschliches  Wollen,  filr  Zwecke  und  Ziele 
im  einzelnen  noch  Raum  bleibt.  Allein 
dann  muss  auch  die  Verfolgung  dieser 
letzteren,  die  sich  accessorisch  an  jenes  Ge- 
samtereignis anschliessen ,  eine  besondere 
inhaltliche  BegiMlndung  aus  eigenem 
Gesetze  d  e  s  W  o  1 1  e  n  s  gegeben  wenlen : 
dass  der  Mensch  einmal  sterben  muss,  giebt 
in  sich  noch  keinen  rechtfertigenden  Grund 
für  Totschlag  oder  Selbstmord.  Und  wenn 
der  Marxismus  gerne  vorbringt,  dass  die  so 
zialistische  Gesellschaft  sich  im  Schosse 
der  jetzigen  bilde,  dass  die  Sozialisten  nur 
die  Rolle  des  Geburtshelfers  zu  spielen 
hätten,  so  sollte  er  sich  doch  vorhalten,  dass 
das  Vorgehen  des  Arztes  etwa  in  dem  Bei- 
stande bei  der  Entbindung  oder  bei  der 
EntSchliessung  zu  Kaiserschnitt  oder  Perfo- 
ration in  seinem  Inhalte  nur  durch 
Prüfling  der  dabei  verfolgten  sachlichen  Ziele 
gerechtfertigt  werden  kann;  und  dass  eine 
bloss  kausale  Erwägung  nach  der  Entstehung 
seines  Entschlusses  gar  nicht  mehr  in  Frage 
kommt. 

6.  Princip  der  sozialen  Gesetzinäs^i^- 
keit  Die  seitherige  Untersuchung  hat  er- 
geben, dass  der  oberste  einheitliche  Gedanke 
für  das  soziale  Leben  der  Menschen  ein 
solcher  für  dessen  Form  ist,  für  die  äussere 
Regelung,  welche  die  Gesellschaft  als  eigenes 
Objekt  ei-st  konstituiert.  So  löst  sich  die 
Frage  nach  der  sozialen  Gesetzmässigkeit 
in  die  nach  dem  obersten  Ziele  der  sozialen 
Ordnung  auf;  ihr  Princip  würde  der  unbe- 
dingt einheitliche  Gesichtspunkt  sein,  der 
für  alle  niu»  denkbaren  Einzelzwecke  des 
gesellschaftlichen   Wirkens  Geltung  besitzt. 

Dass  die  so  zu  verfolgenden  2iele  den 
Menschen  selbst  wieder  aus  dem  Ganzen  der 
einheitlichen  Erfahnmg  heraus  erstehen, 
ist  kein  Gegenstand  ernstlichen  Streites; 
aber  diese  Beobachtung  erledigt  das  an  die 
Spitze  dieses  gestellte  Thema  von  dem  Prin- 
cipe der  sozialen  Gesetzmässigkeit  durchaus 
nicht.  Die  Einzelziele  wollen  nach  diesem 
Principe  erst  gerichtet  sein,  wenn  sie  ob- 
jektive Berechtigimg  in  ilirem  Inhalte  be- 
sitzen sollen :  Nicht  anders,  wie  die  mannig- 
faltigen Wahrnehmungen  der  Sinne  nach 
der  Idee  einer  allgemeinen  Gesetzmässigkeit 
der  Natnr  beaibeitet  werden  müssen,  falls 
sie  zur  wnssenschaftlichen  Erfahrung  sich  er- 
heben mögen. 


Wenn  Engels  sagt,  dass  »die  Mir^* . 
zur  Beseitigung  der  entdeckten  MIä^iäd  . 
nicht  etwa  aus  dem  Kopfe  zxi  erfinden  sei-.  .. 
sondern  vermittelst  des  Kopfes  in  den  v  .- 
liegenden  materiellen  Thatsaclien  der  Pr  - 
duktion  zu  entdecken.«  —  so  ist  da^^  tra  i 
richtig,  nur  nicht  ausgedacht :  denn  es  ir^^ 
sich  ja  gerade :  Nach  w e  1  c h e r  M e t h  r.  . 
diese  Entdeckung  vor  sieh  zu  gehen  ^lal-. 

Sagt  der  Marxist,  dass  er  keine  Utopio-^^ 
entwerfen  wolle,  sondern  nur  den  Gang  n-i 
die  Tendenzen  der  Ent wickeln ng  Ökonom  - 
scher  Phänomene  verfolge,  um  zu  geeigü.  v. 
Zeit  zu  thun,  was  ^ notwendig«  :?ei,  —  >• 
ist  gegen  diesen  Satz  zunächst  nichts  i-::i- 
zuwenden,  aber  er  führt  den  angefangr^n- -. 
Gedanken  nicht  zu  Ende,  sondern  brieiit  ::. 
der  Mitte  ab;  denn  er  müsste  ja  doch  u-.- 
vermeidlich  so  bis  zu  Ende  denken :  wa- 
notwendig  ist,  um  die  dann  vr.r- 
handenen  sozialen  Zustände  nii: 
dem  obersten  Ziele  des  sozial*  j 
Lebens  überhaupt  in  Einklang  z  ! 
erhalten. 

Das  Bestehen   dieses  allgemeinen   Pni\- 
cips  kann  ebensowenig    geleugnet    "weni«r"-n. 
wie  die  Möglichkeit  seiner  Aufklärun«r.  Lte-^ 
die  Ansichten    über   das  Richtig-e    iiaL'. 
Zeiten  und  Völkern,  nach  Klassen  und  ei  i- 
zelnen   >reuschen  verschieden   sein     mögv-n. 
ist  für  den  eben  gesagten  "Satz  ganz  gleirh- 
giltig.     Insbesondere    ist   die    oft    beruftt:«^ 
K lassen moi-al  ja  weiter  nichts  als    das  Be- 
kenntnis,  dass   es  nicht  gelungen   sei,    di-- 
hier     mögliche     allgemeine    Wahrheit     z\ 
haben;   wobei   nur  merkwüniig  bleibt,    d-t>.r. 
man  wegen  des  empirischen  Wandels  prak- 
tischer   Grundsätze    an    dem    Begriff     ikr 
allgemeingiltigen  Gesetzmässigkeit  des  Wr.l- 
lens  in'e  werden  will,  dagegen  aus  den  vi«! 
gi-össeren  Differenzen   und  dem  bei  weitem 
starkei-en    Wechsel    naturwissenschafllich»-r 
Lehren  ein  Argument  gegen  die  Mugliclikeit 
richtiger   Erfahrungserkenntnis    doch    niiht 
ableiten  mag. 

Hält  jnan  sonach  die  Frage  nach  dem 
Princip  der  sozialen  Gesetzmässigkeit  ika- 
wendig  fest,  so  kann  kein  einziges  Eiiizel- 
ziel  der  geseUschaftlichen  Bethätigung  sic^i 
als  ausreichende  Antwort  für  das  Problem 
ausweisen.  Auch  nicht  die  von  der  mate- 
rialistischen Geschichtsauffassung  so  selirin 
den  Vordergrund  geschobene  Produktiua. 
Es  wird  immer  nur  produziert,  um  etwa^ 
anderes  damit  zu  erreichen ;  das  letzte  Ziel, 
den  obersten  Gedanken,  dem  alles  andere 
notwendig  aufgeopfert  werden  müsste.  haben 
wir  in  der  blossen  Förderung  dor 
Produktion  noch  lange  nicht.  Da  möchte 
sonst  ein  despotischer  und  Sklavenstaat  viel- 
leicht der  beste  sein  können. 

Die  Gesetzmässigkeit  für  die  menscMthe 
Gesellschaft  ist  sonach  ein  allgemeingilügt^ 
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Princip,  das  als  formale  Methode  für  die 
rechte  Beteiligung  eines  jeden  au  dem  Ge- 
meinschaftsleben angewandt  werden  kann. 
Selbst  bei  den  Begründern  der  materia- 
listischen Geschichtsauffassung  schimmert 
ein  Gedanke  dieser  Richtung  der  Erwägimg 
gelegentlich  durch.  So  schliesst  vor  allem 
Engels  seine  Darlegimg  der  »Entwickelung 
des  Sozialismus  von  der  Utopie  zur  Wissen- 
schaft« unter  dem  Satze:  »Die  Möglichkeit, 
vermittelst  der  gesellschaftlichen  Produktion 
allen  Gesellschaftsmitgliedern  eine  Existenz 
zu  sichern,  die  nicht  nur  materiell 
vollkommen  ausreichend  ist,  sondern 
die  ihnen  auch  die  vollständige 
freie  Ausbildung  und  Bethätigung 
ihrer  körperlichen  und  geistigen 
Anlagen  garantiert,  ist  jetzt  da.« 

Damit  ist  der  soziale  Materialismus,  der 
nichts  als  Materie  und  deren  Bewegung 
auch  für  das  Gesellschaftsleben  gesetzmässig 
kennen  will,  in  Walirheit  verlassen.  Er  hat 
sich  als  unzureichend  erwiesen,  die  hier 
unvermeidliche  Gedankenreihe  mit  seiner 
Theorie  erschöpfend  zu  erledigen.  Mit  der 
knappen  Wendung  von  Engels,  die  soeben 
citiert  wurde,  ist  die  hier  auftauchende 
Grundfrage  aber  selbstredend  nicht  abgethan. 
Allein  sie  ist  doch  —  unwillkürlich  —  zur 
Betrachtung  herangezogen  und  fordert  auf, 
dem  Probleme,  das  zuletzt  hier  entrollt 
wurde,  in  tieferem  Denken  nachzugehen. 
Mag  dann  immer  die  materialistische  Ge- 
schichtsauffassung der  Ausgangspunkt  ge- 
wesen sein:  Wer  mit  kritischer  Besinnung 
nach  dem  Princip  der  sozialen  Gesetzmässig- 
keit sucht,  den  wird  der  Weg  von  jener 
Lehre  hinleiten  zu  dem  Sj'steme  des  sozialen 
Idealismus. 

Litteratnr:  Statninler,  Wirtschaft  und  Reckt 
nach  der  materialutüchen  GeschichUtauJfaaaung, 
1896.  Daselbst,  S.  646  Anm.  S5  die  wich- 
ligbten  seitherigen  Schriften;   vgl,  Anm.  11 — 17, 

Softibart,  Die  Zeit  (Wien),  VI.  Jahrg., 
Nr.  66,  S.  5  f.  —  CoheUj  Einleitung  zu  F.  A. 
Langes  Geschichte  des  Materialismus  in  5.  Aufl. 
p.  LXIVsq.  —  Staudinger,  Kantstudie^i  I, 
S.  1S2  g.  —  derselbe,  Ethik  und  Politik,  1899, 
S.  65,  —  Vorländer,  KanUtudien  1,  S.  197 
—£16,  —  Calker,  Preuss,  Jahrb.  85  Bd.,  S, 
314  ff.  —  Traut,  Kirchl,  Anz.  f.  Württ.  V,  Jahrg., 
S.  98 ff.  —  derselbe,  Zeitschr.  f,  Theol,  und 
Kirche,  IX.  Jahrg.,  S.  S57 ff.  —  Verselbe, 
ChrisÜ.  Welt,  XIII.  Jahrg.,  S.  965  ff.  —  NaU^^, 
Arch.  f,  syst.  Philos.  II,  S.  S17 ff,  —  Der- 
selbe, Sozialpiidagogik,  1899,  S,  lS4ff,  —  Barth, 
LiU,  Centr.-BL  1896,  S.  1040ff.  —  Müller,  Zeit- 
schrift f,  d,  ges.  Straf  rechtste,  17,  Bd,  S.  £50 
— 271.  —  Oertmann,  Deutsche  Litteraturzeit, 
1896,  S,  1SO0—1S08.  —  Ziegler,  Die  Wahrheit, 
7.  Bd.,  S.  65  ff',  —  SteinitZt  Arch.  f.  soz.  Gesetzg, 
u.  Siat.,  9.  Bd.,  S.  6S9ff.  —  Schröder,  Arch. 
f,  öffenü.  R.,  IS.  Bd.,  S.  298  ff.  —  Bulgakoff, 
Fragen  der  Philosophie  und  Psychologie  {russ.J, 
35.    Bd.,    S.    575—611,    —   Derselbe,    Nowoje 
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Slowo  1897,  S.  183 ff.  —  Struve,  Fragen  der 
Philos.  u,  Psychol,  (russ.J,  36.  Bd.,  S.  120 ff.  — 
C.  Schmidt,  Vorwärts  1897,  2fr.  13,  2.  Beilage, 

—  Keller,  JCint,  Vierteljahrsschr.  f.  Gesetzg.  und 
E.wiss.,  39.  Bd.,  S.  483—528.  —  Domer,  Prot, 
Monatsh.,  1.  Jahrg.,  S.  305  f.  —  Below,  Hist. 
ZeiUchr.,  78.  Bd.,  S.  78 ff.  —  Diehl,  Jahrb. 
f,  NaL'Oek,  u.  Stat,,  3,  F.,  XIV.  Bd.,  S.  813— 
850,  —  Tünnies,  Arch,  f,  syst,  Philos,,  4.  Bd., 
S.  109  ff.  —  Cunow,  Neue  Zeit  16,  2,  S,  267  ff. 

—  Durkheim,  Ann6e  sodologique  I,  pp,  488 
— 497,  —  Croce,  Le  devenir  social,  IV,  pp. 
8O4—8I6,  —  lieichel,  Schweiz.  Bl,  f.  Wirtsch.- 
und  Soz.-Pol,  1899,  2.  Heft,  S.  1^22.  — 
Simkhowttsch,  Die  Krisis  der  Sozialdemokratie, 
1899.  Sonderahdruck  aus  Jahrb.  f.  Nal.  u.  Stat., 
S,  F.,  17,  Bd,  —  Gerlach,  Zeitschr,  f,  d.  ges. 
Staatsw.  1899,  S,  644—663,  —  Frank,  Zeitschr. 
/,  d.  ges,  Strafrechtsw.,  20.  Bd,,  S,  376—383.  — 

Plechanow,  Beiträge  zur  Geschichte  des 
Materialismus,  1896.  —  Barth,  Die  sogenannte 
materialistische  Geschichtsphilosophie,  1896.  — 
Labrtola,  Saggi  intomo  alla  concezione  mate- 
rialistica  della  storia,  I—III,  1896 — 1898.  — 
Croce,  Sulla  concezione  materialistica  della 
storia,  1896.  —  Oentile,  Una  critica  del  mate- 
rialismo  storico,  1897.  —  Woltnutnn,  Der  his- 
torische Materialismus,  1900.  —  Vorländer, 
Kant  und  der  Sozialismus,  1900.  —  Welsen^ 
grün,  Der  Marxismus  und  das  Wesen  der  so- 
zialen Frage,  1900. 

R.  Statntnler. 


Matriknlarbeiträge. 

1.  Geschichtliches.  2.  Finanz  wissenschaft- 
licher Charakter  der  M.  3.  Die  M.  im  Deutschen 
Reiche.  4.  Die  M.  der  österreichisch-ungarischen 
Monarchie  (Qnotenbeiträge).  5.  Die  M.  in  der 
Schweiz. 

1.  Geschichtliches,  unter  dem  Namen 
Matriknlarbeiträge  oder  -Umlagen  (auch 
»Quotenbeiträge«  genannt)  fasst  man  die- 
jenigen Beiträge  oder  Umlagen  zusammen, 
welche  von  einem  Bundesstaate,  Staaten- 
bunde oder  von  einer  anderweiten  staats- 
rechtlichen Gliederung  von  den  einzelnen  Ter- 
ritorien oder  Teilen  nach  Massgabe  eines  Ver- 
zeichnisses, einer  Matrikel  (wörtlich :  »Mutter- 
rolle«) veranlagt  und  eingehoben  werden. 
Diese  Art  der  Beitragsleistung  ist  im  Laufe 
der  geschichtlichen  Entwickelung  sowohl  in 
älterer  als  in  neuerer  Zeit  mehrfach  zur 
Befriedigung  der  finanziellen  Bedürfnisse 
loserer  staatlicher  Verbände  vorgekommen. 
Schon  die  mittelalterlichen  Steuerbewüli- 
gungen  der  Reichs-,  Land-  wie  Provinzial- 
stände  erfolgten  regelmässig  im  ganzen,  wo- 
bei jeder  Stand  seinen  meist  auf  Herkommen 
beruhenden  Anteil  übernahm  und  lediglich 
für  den  richtigen  Eingang  seiner  Steuer- 
summe haftete.  Dagegen  blieb  die  Form 
der  Aufbringimg  unter  Einhaltung  gewisser 
gesetzlicher  Voi-schriften  und  mit  Kontrolle 
der  Staatsgewalt  den  beisteuernden  Gruppen 
Auflage.    V.  47 
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in  der  Hauptsache  überlassen.  Diese  finanz- 
geschichtliche Erscheinung  tritt  ziemlich 
früh  im  Haushalt  des  mittelalterlichen  Staates 
auf  und  ist  für  denselben  geradezu  typisch. 
Auch  später,  als  die  kleinen  Staaten  im 
Staate  zerfielen  und  an  die  Stelle  des  stän- 
dischen Regiments  die  landesherrliche  Ge- 
walt trat  und  damit  die  ständische  Ab- 
stufung der  politischen  Machtfaktoren  durch 
den  Territonalstaat  ersetzt  wurde,  erhielten 
die  Matrikularbeiträge  wiederum  ihre  Be- 
deutung für  die  finanzieUen  Beziehungen 
dieser  Einzelstaaten  zu  den  überstaatlichen 
Körpern,  üebrigens  haben  sich  solche  Um- 
lagen fast  gleichzeitig  in  England  mid 
Frankreich  wie  in  Deutschland  entwickelt. 
Die  thatsächliche  Auflösung  des  deutschen 
Reiches  in  eine  Reihe  von  Territorialherr- 
schaften in  der  spätei-en  Zeit  des  Mittel- 
alters und  vollends  seit  dem  16.  und  17. 
Jahrhundert,  welche  das  Bedürfnis  nach 
einer  ordentlichen,  einheitlichen  Steuerver- 
fassung weniger  dringend  machte,  wies  den 
Matrikularbeiträgen  ein  neues  Geltungs- 
bereich zu.  Denn  soweit  gemein  samo 
Reichszwecke,  namentlich  unter  dem  Druck 
der  Hussiten-  und  Türkenkriege  im  lo. 
und  16.  Jahrhundert,  die  Erschliessung 
weiterer  Finanzmiellen  erheischten  und  der 
Versuch  einer  allgemeinen  direkten  Reichs- 
steuer des  »gemeinen  Pfennigs«  keinen 
wesentlichen  praktischen  Erfolg  hatte,  ging 
man,  entsprechend  der  Verselbständigung 
der  Reichsstände,  mehr  und  mehr  für  die 
Deckung  von  Reichsbedürfnissen  allgemein 
zu  einem  System  von  Matrikularumlagen 
über.  Die  einzelnen  Reichsstände  wurden 
zu  einer  bestimmten  Summe  veranschlagt 
auf  Grund  der  deutschen  Reichsmatrikel, 
welche  ein  Verzeichnis  aller  Stände  des 
Deutschen  Reichs  nebst  ihren  zu  tragenden 
Quoten  an  der  Hauptsumme  enthielt.  Hier 
entwickelte  sich  das  schon  früher  ange- 
wandte Verfahren  zu  den  sogenannten 
»Römermonaten«.  Die  Wormser  Matrikel 
von  1521  bestinmite  die  zu  stellenden  Kon- 
tingente, welche  dann  als  Gnmdlage  für 
den  Geldanschlag  verwendet  wurden.  Dieser, 
nach  den  ursprünglich  zu  stellenden  Mann- 
scliaften  berechnet,  stellte  die  Summe  dar, 
die  ein  jeder  Stand  aufzubringen  hatte.  Ein 
Römei-monat  war  anfangs  mit  128000  fl. 
angesetzt,  betrug  später  weniger  und  ging 
seit  1737  auf  58280  fl.  ziuück,  eine  Summe, 
die  nicht  einmal  ganz  einging.  Diese  Ver- 
änderungen im  Laufe  der  Zeit  beruhten 
teils  auf  Reichsschlüssen,  teils  auf  einem 
sich  abusiv  bildenden  Herkommen,  so  dass 
schliesslich  nicht  mehr  die  Wormser  Ma- 
trikel, sondern  eine  allmählich  entstandene 
neue,  sogenannte  »Usualmatrikel«,  zu  Grunde  j 
gelegt  wurde.  Auch  die  sogenannten  »Kam- 1 
merzieler«,  die  Beiträge  der  Ten-itorialstaaten  | 


zur  Deckung  der  Kosten  des  ßeichsiamroer- 
gerichts  (neben  Sporteln),  hatten  den  Ciia- 
rakter  von  Matrikularumlagen,  ebens'»  «Lh 
Zuschüsse  der  einzelnen  Staaten  zu  au^>*:'T- 
ordentlichen  Reichsausgaben.  Diese  "^i^ 
jene  pflegten  nach  besonderen  Matrik*r^ 
angele^  zu  werden. 

Die  Einnahmen  des  Deutschen   BnD»!*:^ 
bestanden   in  Beiträgen    der    Einzelstaat^-L. 
Dieselben  flössen  teils  in  die  Bundeskaxi2]»=^i- 
kasse  zur  Deckung  der  Kosten  der  BuQiles- 
kanzlei,   wozu   jede  der  siebzehn    Stiinia-_i 
des  engeren  Rats  einen  gleichmitesigen  Zu- 
schuss  zu  leisten  hatte,  teils  in  die  Buntie?- 
matrikularkasse  für  alle  übrigen  Ausgal:«^^^ 
des   Bundes.    Die    letztere   wurde    genäiur 
durch  Matrikularbeiträge  der  einzelnen  Staa- 
ten, welche  nach  der  in  der  Bundesmatiik-fl 
festgestellten     Kopfzahl     der     BevöLken.ru 
eines  jeden  Territoriums  veranschlagt  wan-x 
Nach  Auflösung  des  Deutschen  Bunde?:  iinL 
mit  der  Gründung  des  Deutschen  Reich'-- 
wurde   das   Institut  der  MatrikularbeitTä^»' 
in  die  Reichsverfassung  (Art  70)  aufgenom- 
men.   Sie  waren  ursprünglich  als  eine  vor- 
übergehende Einrichtimg  für  die    Zeit   des 
üeberganges   gedacht    und    sollten    solausv 
bestehen,  bis  Reichssteuern  in  ausreichend+^ai 
Masse  eingeführt  waren.    Allein  sie  hai«rs 
sich  im  Laufe  der  Zeit  zu  einer  bleibendt-u 
Institution  entwickelt.    In   dieser  RichtunL: 
liaben  zwei  umstände  gewirkt:   einmal   die 
Entstehung    verschiedener   Einnahme-    ud«! 
Ausgabegemeinschaften  innerhalb  des  Reichs, 
für  deren  Ausgleichung   die  Matrikularbei- 
träge ein  Hilfsmittel  sind,  und    sodann   fh»^ 
bei   Gelegenheit    der  Reform    des    Reichs- 
finanzwesens   erlassene    Bestimmung,     dav> 
derjenige  Ertrag  der  Zölle  und  Tabaksteuer. 
welcher   in   einem   Jahre  die  Summe    v.'3 
130  Millionen  Mark  übersteigt,  den  einzelnen 
Bundesstaaten  zu  überweisen  ist*).   Solange 
man   überhaupt  das  System  der  Ueberwei- 
sungen  beibehalten  will,  was  die  eben  *^r- 
wähnte  Verfügung,  die  sogenannte  ^Frankeii- 
steinsche  Klausel«,   nachweislich   bezweckt, 
wei-den  die  Matrikularbeiträge  immerhin  ein 
beachtenswertes    Grlied     im    Abrechniing>- 
wesen    zwischen    Reich    und    Einzelstaaten 
darstellen. 

2.  Finanzwissenschaftllcher  Charak- 
ter der  M.    Die  Matrikularbeiträge  sind  im 


^)  Später  ausgedehnt  auf  die  Beichsstempt^i- 
abgaben  von  Aktien,  Schnldverschreibnngen  eto 
(R.G.  V.  1.  Juli  1881  §  32)  und  seit  1887  }s8 
auch  auf  die  Verbrauchsabgabe  auf  Branntwein. 
Die  Summe  von  130  Millionen  Mark  ist  im  Zu- 
sammenhange mit  der  Verwendung  überschüssi- 
fer  Reichseinnahmen  zur  Schuldentilgung  fiir 
as  Rechnungsjahr  1895^*96  auf  143  Millionen 
Mark,  für  1896  97  auf  180  Millionen  Mark,  för 
1897  98  auf  167,500  Millionen  Mark  erhöht 
worden. 
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Haushalt  lose  organisierter  staatlicher  Ver- 
bände Beiträge  oder  Zuschüsse  der  Glieder 
an  den  übei-staatlichen  Körj)er  zum  Behufe 
der  Erfüllung  gemeinsamer  Aufgaben  und 
Zwecke.  Sie  sind  daher  der  Ausdruck  der 
geringsten  politischen  Centralisation  und 
hervorgegangen  aus  einer  bestimmten  histo- 
risch-staatsrechtlichen Entwickelung.  Cha- 
rakteristisch für  ihr  Wesen  ist  einerseits  die 
Zwangsbefugnis  des  Bundesstaates,  Staaten- 
bundes, der  Realunion  etc.  zur  Beitreibung 
dieser  Auflagen  von  den  Beitragspflichtigen, 
während  andererseits  diese  eigenartige  Ein- 
nahmequelle die  Grundzüge  privatwirlschaft- 
licher  Gesellschaftsbeiträge  aufweist.  Für 
die  leistenden  Gliedstaaten  haben  die  Ma- 
trikularbeiträge  regelmässig  die  Bedeutung 
von  Steuern,  wenn  auch  nicht  unbedingt, 
insofern  die  Erfüllung  der  Beitragspflicht 
auch  auf  anderem  Wege  geschehen  kann. 
Femer  sind  sie  von  subsidiärer  Wirksamkeit, 
indem  sie  regelmässig  nur  dann  und  soweit 
eintreten,  als  die  eigenen  Einkünfte  der  betr. 
staatsrechtlichen  Gliedeining  zur  Deckung 
der  Ausgaben  nicht  hini-eichen.  Rein  finan- 
ziell betrachtet  ist  der  Wirkungskreis  der 
Matrikularbeiträge  diu'ch  die  Gestaltung  der 
selbständigen  Einnahmezweige  des  Bundes 
etc.  beschränkt,  ebenso  wie  staatsrechtlich 
die  Zuständigkeit  der  überstaatlichen  Gesetz- 
gebung darüber  entscheidet,  wie  weit  ma- 
teriell die  Ausdehnung  ihres  Wirksamwerdens 
erforderlich  ist.  Heer  und  Flotte,  die  Ver- 
tretung im  Auslande  und  ein  gemeinsames 
Finanz-  und  Schiddeüwesen  sind  fast  immer 
die  Gnuidlage  für  die  Erstreckung  der  Ma- 
trikularbeiträge. 

Hinsichtlich  der  technischen  Seite  einer 
gemeinschaftlichen  Finanzverwaltimg  stellen 
diese  Einnahmen  ein  rechnerisches  Hilfs- 
mittel des  wechselseitigen  Abgleichungsver- 
hältnisses  zwischen  Haupt  und  Gliedern  dar. 
Soweit  nämlich  die  letzteren  von  dem  über- 
staatlichen Körper  mit  Zuwendungen  aus 
gemeinsamen  Bundeseinnahmen  bedacht 
werden  (Ueberweisungen),  sind  die  Matri- 
kidarbeiträge  ein,  wenn  auch  nicht  unbedingt 
erforderlicher,  Behelf  desAbrechnuugswesens. 
Der  Umfang  der  Beitragspflicht  erfolgt  ent- 
weder durch  die  Feststellung  von  Kopf- 
quoten für  die  Bevölkerung  oder  durch 
Aufstellung  von  Prozentquoten,  welche  der 
leistungspflichtige  Einzelstaat  beizutragen 
hat.  Hierin  liegt  die  Hauptschwierigkeit  für 
die  richtige  Bemessung  der  einzelnen  An- 
teile, da  die  zutreffende  Abstufung  der  öko- 
nomischen Leistungsfähigkeit  hierdurch  im- 
vollständig  erreicht  wird. 

3.  Die  M.  im  Dentschen  Reiche. 
Die  Einnahmen  des  Deutschen  Reiches 
beruhen  auf  dauernden,  einer  jährlichen 
Genehmigung  nicht  bedürftigen  Titeln, 
deren    Erweiterung    nur    mittelst    Gesetz, 


daher  nur  mit  Zustimmung  des  Bundes- 
rates und  Reichstages  erfolgen  kann.  So- 
weit die  in  den  Ansätzen  des  Reichshaus- 
halts vorgesehenen  Einnahmen  die  etatsmäs- 
sigen  Ausgaben  nicht  decken,  müssen  in  der 
Höhe  der  Differenz  Matrikularbeiträge  in 
den  Etat  eingesetzt  werden.  Art.  70  der 
Reichsverfassung  schreibt  die  Deckung  dieser 
Differenz  durch  Beiträge  der  Bundesstaaten 
vor,  und  da  laut  Art.  69  alle  Einnahmen 
des  Reiches  im  Etat  veranschlagt  werden 
müssen,  so  sind  auch  die  Matrikularbeiträge 
budgetmässig  festzustellen,  unterliegen  also 
formell  der  Bewilligung  des  Bundesrates 
und  Reichstages.  Die  Verteilung  der  Bei- 
tragsquoten für  die  einzelnen  Bundesstaaten 
erfolgt  nach  der  Kopfzahl  der  Bevölkenmg. 
Der  Reichskanzler  hat  sie  alsdann  in  der 
budgetmässigen  Höhe  auszuschreiben,  wel- 
chen Betrag  er  indes  nicht  überschreiten 
darf,  auch  wenn  Ausfälle  in  anderweiten 
Reichseinnahmen  die  Erhöhung  der  Matri- 
kularbeiträge notwendig  machen.  Indes  ist 
durch  das  System  der  Ueberweisungen  aus 
gemeinschaftlichen  Reichseinnahmen  trotz 
der  formellen  Aufrechterhaltung  der  Matri- 
kularbeiträge diese  Institution  materiell  im 
wesentlichen  kompensiert  worden. 

Finanz-  Matrikular-       Ueber-  Differenz 

iahrpi^  beitrage  Weisungen 

^^^^^  ^  Millionen  Mark 

1872  94  373  —  -94  373 

1875  68969  —  —68969 

1880  81 671  68023  —35265 

1885  122437  115  792  ■—   6645 

181)0  312414  378914  +66500 

1891  326733  383377  +56644 

1892  327  359  358  92s  +31  566 

1893  380614  338758  —41856 

1894  397  497  382  860  — 14  637 

1895  396000  400126  +  4126 

1896  413 149  414567  +    1 418 

1897  435452  433  i  »4  —   2338 

1898  475  726  441  328  —  34  398 

1899  489953  476738  —13215 

Die  Summe  der  Matrikularbeiträge  von 
489  953  Millionen  Mark  des  Rechnungsjahres 
1899  verteilt  sich  auf  die  einzelnen  Bundes- 
staaten wie  folgt: 

Mill.  M. 

Preassen 298040 

Bayern 54  733 


*)  Die  angeführten  Zahlen  sind  von  1872 
bis  1895  den  Haushaltungsrechnunffen,  für  1896 
und  1897  den  Haushaltungsübersichten  und  für 
1898  und  1899  den  Haushaltsetats  entnommen. 
Die  Bezeichnung  der  Finanzjahre  ist  nach  dem- 
jenigen Kalenderjahre  benannt  —  wie  seit  1898 
offiziell  — ,  welches  an  dem  Rechnungs-  oder 
Finanzjahre  den  grössten  Auteil  hat,  dr  h.  nach 
den  Monaten  April-Dezember;  z.  B.  statt 
1899/1900  1899.  Das  Finanzjahr  des  Deutschen 
Reiches  beginnt  am  1.  April  und  endet  am 
31.  März. 
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Sachsen 35  4^5 

Württemberg 19693 

Baden 16265 

Hessen 9  7^7 

Mecklenburg-Schwerin 5  594 

Sachsen-Weimar 3  176 

Mecklenburg-Strelitz 0950 

Oldenburg *     .     .  3  496 

Braunschwei^ 4064 

Sachsen-Meiningen 2 189 

Sachsen- Altenburg i  689 

Sachsen-Coburg-Gotha 2026 

Anhalt 2  745 

Schwarz burg-Sondershausen    ....  o  729 

Schwarzburg-Rndolstadt 0830 

Waldeck 0540 

Reuss  ä.  L 0631 

Reuss  j.  L I  242 

Schaumburg-Lippe 0386 

Lippe I  264 

Lübeck 0779 

Bremen 1 838 

Hamburg 6377 

Elsass-Lothringen 15  495 


Matrikiilai-beiträge  und  Ueberweisun^en  1 
bilden  für  die  Etats  der  Einzelstaaten  wie  1 
des  Deutschen  Reichs  schwankende  Beträge.  | 
Es  wäre  daher  im  Interesse  jener  wie  dieses 
wünschenswert,  diese  Faktoren  zu  limitieren. 
Bis  Ende  des  Rechnungsjahres  1894, 95  war 
daher  jegliche  Tilgung  der  Reichsschuldeu, 
welche  auf  eine  Höhe  von  2201,287  Millionen 
Mark  angewachsen  waren,  unterblieben. 
Daher  bestimmte  das  R.G.  v.  16.  April  1896, 
dass  von  dem  Ertrage  der  Zölle  und  Tabak- 
steuer für  1895/96  143  Millionen  Mark  (statt 
130)  dem  Reiche  zum  Zwecke  der  Vermin- 
derung der  Reichsschulden  ztifliessen  sollten 
und,  wenn  im  Jahre  1896/97  die  Gesamt- 
summe der  Uel>erweisungea  diejenigen  der 
Matrikulai-beiti-äge  übersteigen  sollten,  die 
Hälfte  dem  gleichen  Zwecke  zugefülut  wer- 
den soUte.  Durch  G.  v.  24.  März  1897 
wurde  die  dem  Reiche  verbleibende  Summe 
auf  180  Millionen  Mark  für  das  Etatsjalir 
1896/97  und  dim^h  G.  v.  31.  März  1898  auf 
167,500  Millionen  Mark  für  das  Etatsjahr 
1897. 98  zu  gleicher  Verwendung  festgesetzt. 
Uebersteigen  im  Etatsjahre  1897:98  bezw. 
im  Rechnungsjahr  1898  (1898/ 99)  die  den 
Bundesstaaten  zustehenden  Ueberweisungen 
deren  Matrikularbei träge,  so  sind  drei  Vier- 
teile zur  Schuldentilgung  anzuwenden. 

Der  Plan  des  preussischen  Finanzminis- 
ters V.  Miquel,  diese  Schwankungen  durch 
Ausgleichungsfonds  zu  beseitigen,  fand  nicht 
die  Zustimmung  des  Reichstags,  welcher 
sich  bei  dieser  Entscheidung  weniger  von 
saclihchen  Motiven  als  von  der  Furcht  vor 
Schmälerung  seines  Budgetrechts  leiten  liess. 
(VgL  hierzu  den  Art.  Reichsfinanzen.) 

4.  Die  M.  der  Oesterreichisch- 
Tugarischen  Monarchie  (Qnotenbeiträge). 
Die   Ausgaben    des   Gesamtstaates,    welche 


'  die    Aufwendungen     für     das     Heerw^*?*-- 
jfür     die    Vertretung    im     Auslände,      «b 
i  Verwaltung  der  gemeinsamen    StMls^Äi-hrJ  i 
I  sowie   den   Pensionsetat    der    Civilbeamtf--. 
'  im    Bereiche    der    gemeinschaftlichen     A..- 
I  gelegenheiten    umfassen ,      -werden       äi.:'.: 
jdrei  Arten   von  Einkünften  gedeckt:    liiir  := 
I  gerin  gfügige  privat  wirtschaftliche  Kinnahin    ■-. 
1  wie  Eingänge  aus  gewissen  Fonds,  an»  Vrr- 
I  Pachtung  von  Grundstücken,  Vermietung  v 
I  Gebäuden,     unerheblichen     VeraiissenaLj^ 
I  von  Vermögensobjekten  etc.  (1900  9,32<i  M.  - 
'  lionen  Kronen),  dann  durch  den  Reinertni_- 
I  der  Zölle  imd  endlich  durch  Beitrags»  |Uot^^i 
1  beider  Reichshälften  oder  MatirkularbeiträS' 
Diesen    liegt    ein    Verhältnis     zu     Grur]  . 
welches  durch  ein  vom  Kaiser   zn    saatti».- 
niei-endes  Uebereinkommen   des   Reich-ra:> 
und  des  imgarischen  Reichstags  von  Zeil  z? 
j  Zeit  (gegenwärtig  von  10  zu  10  Jahren)  fe>:- 
I  gesetzt  wird.  Kommt  ein  solches  UeV^ni:  - 
!  kommen  nicht  zu  stände,   so  bestimmt  «jVr 
Kaiser  das  Verhältnis,  jedoch  nur  auf  die  Dan 
eines  Jahres.    Die  (^»loten  wurden   bis  1S?*7 
ermittelt   diux5h  Abschreibung    von   2*-V©  li-- 
gesamten    festgestellten    Finanzbedarfes    z  i 
Lasten  des  imgarischen  Staates  nach  Al-zir 
der   privatwii-tschaftlichen    Einnahmen    m,  t 
der   zu    Gemeinschaftszwecken    b^timmt^:* 
Zölle,  worauf  der  verbleibende  Rest  mit  7i» "'  v 
auf  die  im  Reichsrate  vertretenen    Lanl-r 
imd    mit  30  "/o   auf  Ungarn   verteilt  wiirk 
Durch  die  Einverieibung  der  Militärgreui-^ 
in  die  Länder  der  ungarischen  Krone  wurir* 
der  Schlüssel  geändert  und  Ungarn  hatte  zu 
tragen  2  ^/o  +  29,4  %.  Die  parlamentarisc-h-f  a 
Wirren  in  Oesterreich  liaben  in  den  Jahr!?:; 
1897  und  1898  das   Uebereinkommen    zwi- 
schen  beiden   Reichshälften    nicht   zm-  Er- 
neuerung gelangen  lassen.    Erst   im   Jahj> 
1899  ist  es  gelungen,  die  Quotenfrage  na«  L 
langwierigen,  oftmals  gestörten  und  in  Frai:-:' 
gestellten  Verhandlungen   für  10   Jahre  xn 
lösen.    Nach  dieser  Vereinbarung   sind  dk- 
Quotenbeiträge  für  die  im  Reichsrat  vertn?- 
tenen  Königreiche  und  Länder  auf  66*^4?"* 
und  für  die  Länder  der  ungarischen  Krone 
auf  33^49%  festgesetzt  worden. 

5.  Die  M.  in  der  Schweiz.  I^e 
Ausgaben  des  Bimdes  werden  aus  dem 
Ertrage  des  Bundesvermögens,  der  schwei- 
zerischen Grrenzzölle,  der  Post  und  Te- 
legraphenverwaltung, der  Pulververwal- 
tung, aus  der  Hälfte  der  von  den  Kan- 
tonen bezogenen  Militärpflichtersatzsteuem, 
der  Banknotensteuer  und  endlich  eventn^il 
aus  »üeldkontingenten  der  Kantone«  be- 
sti-itten.  Die  Bundesverfassung  vom  Jahr^ 
1874  hat  dieselben  wieder  eingeführt,  nm 
durch  (j,  V.  9.  März  1875  wurde  die  Skaia 
nach  einem  Klassensystem  festgesetzt,  welche 
nach  den  Ergebnissen  der  Volkszählung  vom 
Jalire  1880  revidiert   werden   sollte.     Ein»? 


Matrikularbeiträge — Mauvillon 


741 


n^lctische  Bedeutung  hat  die  ganze  Eiurich- 
11 11^  bis  jetzt  noch  nicht  gewonnen. 


Kantone 


Mao         £*tSsS 


PQ 


1. 

Vi. 
4. 


Uri    .    . 

Obwalden 

Xidwalden 

Appenzell 

i.  Rh.  . 
ö-  Schwyz  . 
ß.  Graubünden 

Wallis   . 

Glanis  . 

Zug  .    . 

10.  Tessin    . 

11.  Luzem  . 

12.  Freiburg 
18.  Sülothurn 

14.  Basel-Land 

15.  Appenzell     i 
Rh.    .    .    . 

16.  Schaffhausen 

17.  St.  Gallen 

18.  Thurgau 

19.  Zürich    . 

20.  Bern  .    . 

21.  Aargau  . 

22.  Waadt  . 

23.  Neuenburg 

24.  Genf.    .    . 

25.  Basel-Stadt 


i6 107I  1 
14415,  2 
11  701      2 

II  9091 

47  705' 
91  782 
96  887I 

35  150' 

20993 
1196191 
132338, 
110832 

747131 
54  127; 


48  7261 

37721! 
191  015 

933001 
284  786' 
506  46$! 
198  873 
231  700I 

97  284! 

93  239, 

477601 

2  669  147 


40 
40 
40 
40 
50 
50 
50 
50 

50 
70 
80 


19490 

15088 

76406 

37320 

142  393 

253  232 

99436 

115  850 

48642 

65  267 

42  984 


I  172224 


Litteratiir:  Röscher,  System  IV,  ^  l6ü.  — 
WngneTf  Fin.,  8.  Avfl.,  Heidelberg  u.  Leipzig 
188S,  Bd.  J,  §  40.  —  Cohn,  Die  Finanzen  des 
Deutschen  Reich«,  Leipzig  1900,  S.  I4S.  — 
Wagner f  in  Jahrb.  f.  Ges.  u.  Veric.  I,  S.  628, 
III,  S.  217.  —  Hirth,  in  Ifirths  Ann.,  1875, 
Ä  115  ff.  —  V.  Scheel,  in  Jahrb.  f.  Ges.  u.  Verw. 
II,  1878,  S.  48 ff.  —  Derselbe,  in  Jahrb.  für 
ytU.  u.  Stat.,  XXX,  S.  S4,  1878.  -—  Eheberg, 
Finanzwissenscluifi,  5.  Auß.,  Leipzig  1898,  S. 
^75 ff.  —  AT.  t'.  Hechel,  Art.  Matrikulurbeiiräge 
und  Reichsfinanzen  in  Elsters  Wörterbuch  der 
V.W.,  Bd.  II,  S.  248—245  und,  4I8—419.  — 
i\  Mayr,  Art.  Reichsfinanzen  in  diesem  H.  d. 
St.,  unten  Bd.  VI  und  in  v.  Stengels  W.B.  d. 
D.   V.R. 

Max  V,  Heckel, 


Manyillon,  Jakob, 

geboren  am  8.  HI.  1743  in  Leipzig,  gest.  am 
il.  I.  1794  als  Oberstleutnant  in  Braunschweig, 
folgte  1771  einem  Rufe  nach  Cassel  als  Lehrer 
der  militärischen  Wissenschaften,  trat  1784  mit 
Majorsrange  in  braunschweigische  Dienste  und 
wurde  Lehrer  der  Taktik  und  Politik  am  Caro- 
linum  zu  Braunschweig. 

Mauvillon  veröffentlichte  von  Staats  wissen- 


schaftlichen Schriften  a)  in  Buchform:  Samm- 
lung von  Aufsätzen  über  Gegenstände  aus  der 
Staatskunst,  Staats  Wirtschaft  und  neuesten 
Staatengeschichte,  2  Teile,  Leipzig  1776  77. 
(Enthält  an  selbständigen  Schriften  Mauvillons 
nur  folgende  2:  1)  Von  der  öffentlichen  und 
privaten  Ueppigkeit  (mit  Verteidigung  der 
physiokratischen  Produktions-  und  Besteue- 
rungslehre) ;  2)  Ob  für  Hessen  der  zwanzig-  oder 
vierundzwanzigstel  Guldenf  uss  der  vorteilhafteste 
sei.)  —  Physiokratische  Briefe  an  Prof.  Dohm, 
oder  Verteidigung  und  Erläuterung  der  wahren 
staatswirtschaftlichen  Gesetze,  die  unter  dem 
Namen  des  physiokratischen  Systems  bekannt 
sind.  Braunschweig  1780.  — 

Mauvillon  war  üebersetzer  folgender  staats- 
wissenschaftlicher Schriften:  Raynal,  Histoire 
philosophique  et  politique  des  Etablissements  etc. 
des  Europeens  dans  les  deux  Indes,  6  Bde., 
Amsterdam  1773  (deutsch,  6  Bde.,  Hannover 
1774/78).  —  Turgot,  Considerations  sur  la  for- 
mation  et  la  distribution  des  richesses,  Paris 
1775  (deutsch,  Lemgo  1775).  —  v.  Mirabeau, 
Honore  Gabriel  Riquetti,  Graf,  De  la  monarchie 
Prussienne  sous  Frederic  le  Grand,  8  Bde., 
Strassburg  1788  (deutsch,  bezw.  nach  Mirabeau 
neu  bearbeitet,  4  Bde.,  Leipzig  17J^-i/95).  (Mau- 
villon war  von  dem  Urheber  dieses  Werkes, 
dem  grossen  V.olkstribun  während  der  Kinder- 
jahre der  französischen  Republik,  gegen  1786  in 
Braunschweig  aufgesucht  und  dazu  bestimmt 
worden,  ihn  mit  Material  für  die  „Schilderung 
der  preussischen  Monarchie  unter  Friedrich  IL** 
zu  versehen.  Er  entledigte  sich  auch  dieses 
Auftrages  zur  Zufriedenheit  des  Grafen,  welcher 
die  von  3Iauvillon  ihm  ttbergebenen  Daten,  so- 
weit sie  in  seine  tendenziöse  Darstellung  hinein- 
passten,  benutzt  hat.  Bekanntlich  lässt  fast 
nichts  an  dieser  pessimistischen  Zustandsschilde- 
rung  des  damaligen  Prenssens  erkennen,  dass 
der  Verfasser  ein  gltthender  Bewunderer  des 
Genies  Friedrichs  II.  war.  Dem  grossen  Könige 
wird  darin  u.  a.  schlecht  angebrachte  Patroni- 
sierung  der  einheimischen  Industrie,  Missbrauch 
derselben  zum  Versuchsfelde  für  kostspielige 
Nachahmungen  ausländischer  Industriezweige 
und  Monopolisierungssucht  vorgeworfen.  Was 
in  dem  Werke  gegen  die  Friedericianische 
Seidenindustrie,  die  allerdings  mehr  kostete  als 
einbrachte  und  den  damaligen  Bedarf  des  Landes 
nicht  zur  Hälfte  deckte,  vorgebracht  wird,  mag 
noch  hingehen;  zur  Ehrenrettung  der  übrigen 
von  Mauvillon-Mirabeau  verkleinerten  preussi- 
schen Indu.striebranchen  im  Textilgewerbe  ge- 
nügt es,  darauf  hinzuweisen,  dass  die  Kur-  und 
Nenmark,  die  Provinzen  Pommern,  Westpreussen 
und  Schlesien  zu  Anfang  der  80  er  Jahre  des 
18.  Jahrhunderts  bereits  Tuche,  Leinen  und 
Wollwaren  im  Werte  von  vielen  Millionen 
Thalem  e.\portierten.  Auch  das  Friedericianische 
Steuersystem,  eie^entlich  nur  weil  es  dem  impot 
unique  der  Physiokraten  nicht  entsprach,  wird 
angefochten.  Der  Anteil  Mirabeaus  an  der 
volkswirtschaftlichen  Abteilung  des  Werkes  be- 
schränkt sich  mehr  oder  weniger  auf  die  elegante 
Diktion  und  die  redaktionelle  stoffliche  Gliede- 
rung.) —  Maluet,  Lettre  sur  la  revolution, 
Paris  1793  (deutsch,  Leipzig  1793).  — 

Mauvillon  veröffentlichte  an  volks wirtschafte 
liehen  Schriften  b)  in  Sammelwerken  und 
Zeitschriften:  1)  im  Magazin  der  Regierungs- 
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kanst,  Staats- und  Landwirtschaft,  herausfirecreben 
von  H.  F.  Dach  roden:  Von  der  Unterhaltung 
zahlreicher  Truppen  und  den  daraus  entspringen- 
den Folgen,  besonders  in  Rücksicht  auf  die 
Fürsten  des  Deutschen  Reiches,  Bd.  I,  Leipzig 
1775.  —  2)  in  Sammlung  von  Aufsätzen  ver- 
schiedener Verfasser,  besonders  für  die  Freunde 
der  Kameralwissenschaft  und  der  Staatswirt- 
schaft, herausgeg.  von  J.  C.  Schmohl:  Anti- 
physiokratische  Briefe  an  Herrn  Ratssehreiber 
Iselin  über  Mauvillons  phvsiokratische  Briefe, 
ebd.  1781.  — 

Mauvillon  wird  von  Röscher  als  der  geistig 
bedeutendste  der  deutschen  Physiokraten  be- 
zeichnet. Zur  Charakterisierung  seiner  wirt- 
schaftspolitischen Anschauungen  wäre  noch 
folgendes  aus  seinen  „Briefen  an  Dohm"  und 
den  kleineren  Schriften  herauszugreifen:  Die 
Merkantilisten  seiner  Zeit  bezeichnet  er  in  Bezug 
auf  die  Geld-  und  Edelmetalltheorie  dieser  Schule 
als  Finanziers.  Luxusgesetze  verwirft  er  aus 
dem  plausiblen  Grunde,  weil  sie  den  Luxus 
doch  nicht  unterdrückten.  Die  Quesnaysche 
Dreivolksklasseneint«ilung  präcisiert  er  in  die 
hervorbringende,  die  arbeitende  und  die  be- 
soldete Klasse;  die  beiden  ersten  stehen  bei 
ihm  obenan,  die  bloss  von  ihrer  Rente  lebenden 
Kapitalisten  werden  von  ihm  als  Drohnen  im 
Wirtschaftsstaate  betrachtet,  d^r  Gewinn  der 
Nichtproduzenten  besteht  in  der  Kapitalisierung 
ihrer  Ersparnisse.  Der  produit  net  soll  der 
Regulator  für  die  Haushaltsbudgets  sein;  wird 
unter  seinem  Betrage  konsumiert,  ist  die  Wirt- 
schaft eine  normale,  übersteigt  der  Verbrauch 
den  Reinertrag,  ist  die  Wirtschaft  eine  schlechte. 

Vgl.  über  Mauvillon:  Will,  Versuch 
über  die  Phvsiokraten  etc.,  Nürnberg  1782,  S. 
26.  —  Graf  Honore  Gabriel  Riquetti 
Mirabeau,  Lettres  ä  un  de  ses  amis  en  Alle- 
magne,  ecrittes  durant  les  annees  1786/90,  Braun- 
schweiof  1792;  dasselbe,  deutsch  von  Mauvillon, 
ebd.  1792.  —  Strieder,  Grundlage  zu  einer 
hessischen  Gelehrten-  undSchriftstellergeschichte, 
Bd.  VII,  Cassel  1787,  S.  295  flf.  —  Dictionnaire 
de  l'economie  polit.,  2.  Aufl.,  Bd.  II,  Paris  1854, 
S.  146.  —  Röscher,  Geschichte  der  Nat, 
München  1874,  S.  415,  492  94.  —  Allgemeine 
deutsche  Biographie,  Bd.  XX,  Leipzig  1884, 
S.  715/16. 

Lippert 


Mayr,  Georg  von, 

wurde  am  12.  IL  1841  zu  Würzburg  geboren. 
Er  studierte  in  München  als  Eleve  des 
Maximilianeums  Rechts-  und  Staatswissen- 
schaft^n,  promovierte  1865  (unter  v.  Hermanns 
Leitung)  als  Doktor  der  Staats  Wirtschaft 
und  habilitierte  sich  1866  als  Privatdozent  in 
der  staatswirtschaftlichen  Fakultät  der  Univer- 
sität München.  In  demselben  Jahre  wurde  er 
Assistent  des  Vorstandes  des  k.  bayer.  statisti- 
schen Bureaus.  Im  Jahre  1868  erfolgte  seine 
Ernennung  zum  ausserordentlichen  Professor, 
1869  zum  Vorstande  des  k.  bayer.  statistischen 
Bureaus.  1872  trat  er,  unter  Belassung  in  seiner 
Stellung  als  Professor  und  Vorstand  des  statis- 
tischen Bureaus,   als   Ministerialrat  in  das  k. 


bayer.  Ministerium  des  Innern,  spcdell  Ib  i<^ 
Abt.  für  Landw.,  Handel  und  Gewerbe  eb:  ik 
solcher  war  er  späterhin  Referent  für  Zoll-  id4 
Handelspolitik.  Im  Jahre  1878  gehorte  <?  d«!: 
nach  Nordamerika  zum  Studium  der  d<>rü^)i 
Tabakbesteuerung  entsandten  Kommissioii  .a. 
auch  nahm  er  1879  als  Kommissar  des  BaB>i>^ 
rates  an  der  Beratung  der  Zolltarifrefonn  :?L 
Im  Herbst  1879  trat  er  in  den  reichslandisii-: 
Dienst  als  Unterstaatssekretär  (Vorstand  k 
Abteilung  für  Finanzen  und  Domänen  im  MiaL^ 
terium  für  Elsass-Lothringen)  ein,  war  spitrj- 
hin  auch  stellvertretendes  Mitglied  Preoss^i- 
im  Bundesrate.  Im  Frühjahr  1887  erfolgte  stii- 
Versetzung  in  den  einstweiligren  Riilie<!tA:)>L 
Er  lebte  dann  bis  zum  Herbst  18B1  in  Manches. 
Von  dieser  Zeit  an  war  er  znnä<^t  als  Privi*- 
dozent  für  NationaKSkonomie.  Finanzwissensi.kiT 
und  Statistik  in  der  rechts-  und  staatswiss««- 
schaftlichen  Fakultät  der  Universität  Strtssban' 
thätig.  Im  Jahre  1895  wurde  er  zum  Hooörar- 

Jrofessor  in  Strassburg  ernannt.  SeitFrähjalu 
898  wirkt  er  als  ordentlicher  Professor  «Ir: 
Statistik,  Finanzwissenschaft  und  NationaJok- 
nomie  an  der  Universität  München. 

V.  Mayr  ist  Ehrenmitglied  des  internar^- 
nalen  statistischen  Instituts,  Mitglied  des  inter- 
nationalen permanenten  Komitees  des  Konirres«^* 
für  Unfälle  bei  der  Arbeit  und  sozialen  Vrr- 
Sicherung,  Ehrenmitglied  der  Royal  Statistical 
Society  in  London«  auswärtiges  Mitglied  dt^ 
Soci^tl  de  statistiqüe  de  Paris  etc. 

Er    veröffentlichte    an    staatswiBsengchatt- 
lichen   Schriften   a)   in  Buchform:    Stati-iik 
der  Bettler  und  Vaganten  im   Königr.  Baren 
(I)iss.),  München  18H5.   —   Ueber  die  Grenzm 
der  Vergleichbarkeit   statistischer   ErhebuiureB 
mit  einer  Skizze  der  Entwickelung  des  Hand- 
werks in  den  bayer.  Städten  diesseits  des  RheiL« 
(Hab.-Schr.),  München  1866.  —  Statistik  der  ge- 
richtl.  Polizei  im  K^r.  Bayern   u.  in  einigen 
anderen  Ländern.  Beitr.  z.  Stat.  d  Kgr.  Bayern 
München  1867.  —  Vier  Karten  über  den  Boden- 
ertrag im  Kgr.  Bayern,  ebenda  1867.  —  Er- 
gebnisse der  Strafrechtspflege  im  Kgr.  Bayen: 
während  der  Jahre  1862/63  bis  1865.66,  ebendi 
1868.    —   Die  Volkszählung  des  Kgr.  Bayeni 
vom  3.  Xn.  1867,  2  Teile,   ebenda  1868,  ISTi. 
—  Die  Gebäudezählnng  im  Kgr.  Bayern  T»m 
Sommer  1867,  ebenda  1869.  —  Stat.  Nachwei- 
sungen über  das  Immobiliarbrandversicbenmg?- 
wesen    im   Kgr.   Bayern  diesseits  des  BbeiBs. 
ebenda  1870.  —  Stat.  Nachweise  über  den  Voll- 
zug der  Bodenkulturgesetze  in  Bavem,  ebenda 
1871.  —   Zahl  u.  Sprachgebiet  der  Dentscliefl 
(Vortrag),   München    1871.   —  Wirtschaft  nnd 
Krieg   (Vortrag),   München  1871.    —   Die  amt- 
liche Statistik  in  Bayern,  Ber.  an  d.  8.  Vers.  d. 
int.   sUt.  Kongr.,  München  1872.    —  Statistik 
der  bayer.   Sparkassen,  Beitr.  z.  Stat  d.  K^. 
Bayern,  1873.   —   Statistik  des  Unterrichts  n. 
der  Erziehung  im  Kgr.  Bayern,  2  Teile,  Man- 
chen 1873,  1875.   —   Die  Viehzählung  im  Kgr 
Bayern  vom  10.  I.  1873,  ebenda  1874.  -  Ma- 
tistik    der    Vereine    für    Bildungszwecke   m 
Bavern,  ebenda  1874.  —  Die  bayer.  Bevölkernng 
nach  Geschlecht,  Alter   u.  avilstand,  ebenda 
1875.   -    Die  bayer.  Bevölkerung  nach  der  (je- 
bürtigkeit,   ebenda   1876.   —    Die  Verbrekny 
der  Blindheit,  der  Taubstummheit,  des  BKid- 
sinns  u.  des  Irrsinns  in  Bayern,  ebenda  lon- 
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—    Die    Gesetzmässigkeit  im  Gesellschaftsleben, 
ttinchen  1877.     (Dieses  Werk  wurde  ins  Unga- 
isc'he    übersetzt  von   Körösi,    ins   Russische 
on  Romanow  unter  Leitung  Tschuprows 
22.    Aufl.  1899),  ins  Italienische   von  Salvioni. 
Ton  dieser  letztgen.  Uebersetzung  liegt  eine  2. 
irlaeblicb     erweiterte    Auflage    vor   u.   d.   T.: 
Ma,yr  e  Salvioni,  La  statistica  e  la  vita  sociale, 
ToÄno  1^6.)  —  Bewegung  der  Bevölkerung  im 
K.^r.    Bayern.   Beitr.  z.  Stat.  d.  Kgr.  Bayern, 
1B78,  1879.   —  Das  Deutsche  Reich  u.  das  Ta- 
UH.knionopol,  Stuttgart  1878.    —   Internationale 
Statistik  der  Gebäude,  München  1878.   -  Bayer. 
Oe Werbestatistik  I,  München  1879.  —  Der  Staat 
als     Schuldner    u.     als    Gläubiger    (Vortrag), 
München  1890.  —  Zur  Reichsfinanzreform,  Stutt- 
e-art    1893.    —    Unfallversicherung  u.   ünfall- 
&equenz;  Die  Fabrikinspektion  in  Deutschland, 
(Referate    für    den    Mailänder   ünfallkongress 
1894).  —  Statistik  und  Gesellschnftslehre :  I.Band  : 
Theoretische  Statistik,  Freiburg  1895;  IL  Band: 
Bevölkerungsstatistik,    Freiburg:   1897.  —  Die 
Pflicht  im  Wirtschaftsleben,  Tübingen  1900.  — 
T'lotte  und  Finanzen,  Tübingen  1900.  —  Grund- 
ris8  zu  Vorlesungen  über  praktische  National- 
ökonomie, I.  Teil,   Einleitung  u.  Allgemeiner 
Teil.    Tübingen  1900. 

b)  in  Zeitschriften,  Sammelwerken 
etc.:  l.  Im  „Handwörterbuch  der  Staats- 
wissenschaften, 1.  Aufl.,  die  Artt.  Reichs- 
flnanzen;     Tabak    und    Tabakbesteuerun^  und 
im   1.  Supplbd.  d.  Art.  Selbstmordstatistik.    — 
2.  In  den  Schriften  des  Vereins  für  So- 
zialpolitik:  Statistik  der  deutschen  Binnen- 
wanderungen, Referat  (LVin.  Bd.,  1893).  —  3. 
„Die  statistischen  Gesetze"  und  „Statistik  und 
Gesellschaftslehre"    (2   Vorträge   auf  den   Ver- 
sammlungen  des   Internat.    Stat.   Instituts  in 
Bern  (1891  u.  1894)  in  den  betr.  Rechenschafts- 
berichten.)  —    4.  In  der   „Zeitschrift  des 
königl.  bayer.  statistischen  Bureaus": 
Die    Eheschliessungen     in     Bayern     während 
der   6  jähr.    Periode    1862/63    bis   1867/68   mit 
Rückblicken  (1869.  I.).  —  Beiträ^are  zur  Statis- 
tik der  Wahlen  zur  bayer.  Kammer  v.  1869  mit 
Rückblicken  auf  die  Wahlen  zum  Zollparlament 
1^1869.   1.)  —  Die  Bevölkerung   von  München 
nach  Alter  u.  Civilstand  (1869.  2.).  —  Statist. 
Nachweisungen  über  das  Armenwesen  in  Bayern 
für  1868  mit  Rückblicken  (1869.  2.).  —  Ergeb- 
nisse des  Ersatzgeschäftes  (1870.  1.).  —  Wahlen 
der  Abgeordneten    zum   bayer.  Landtage  von 
1869  mit  Rückblicken   (1870.  1.).   —   Statistik 
der  Immobiliarfeuerversicherung  im  Gebiete  des 
Kgr.  Bayern  diess.  d.  Rh.  für  1868/69  mit  Rück- 
blicken (1870.  3.)  —  Der  Handel  Bayerns  mit 
u.  über  Bremen  (1870.  3.).  —  Die  Sterblichkeit 
der  Kinder  während  des  ersten  Lebensjahres  in 
Süddentschland,   insbes.   in  Bayern   [mit  einer 
Karte]    (1870.   4.).     —    Die    Bevölkerung    der 
Städte  Nürnberg,  Augsburg  u.  Würzburg"  nach 
Alter  und  Civilstand  (1870.  4.).  -  Die  Fleisch- 
nahrunp  der  Münchener  Bevölkerung  (1871.  1.). 

—  Statist.  Nachweisungen  über  das  Armenwesen 
in  Bayern  für  da«  Jahr  1869  (1871.  2.).  —  Zur 
Verständigung  über  die  Anwendung  der  „geo- 
graphischen Methode"  in  der  Statistik  (1871.  3). 

—  Statistik  der  Wahlen  zum  Deutschen  Reichs- 
tage vom  Jahre  1871  in  Bayern  (1871.  3.).  — 
Vorlage,  die  Kriminalstatistik  betr.,  für  den 
internat.  stat.  Kongress  in  St.  Petersburg  (1871. 


4.).  —  Die  Reform  der  bayerischen  Untenichts- 
statistik  nebst  einigem  Hauptergebnissen  dieser 
Statistik  (1872.  2.).  -  Statistik  des  Bergwerks-, 
Salinen-  und  Hüttenbetriebes  in  Bayern  während 
der  Jahre  1871  u.  1872  nebst  Nachweisungen 
über  die  Knappschaftsvereine  in  Bayern  für 
1871  mit  Rückblicken  (1872.  3.).  —  Die  Ernte- 
ergebnisse des  Jahres  1873  in  Bayern  mit  einer 
Karte  der  Hagelschläge  (1873.  1.  u.  2.).  —  Gut- 
achten über  die  Anwendung  der  graphischen 
u.  geographischen  Methode  in  der  Statistik 
(1873.  1.  u.  2.}.  — Gutachten  über  Centralisation 
u.  Decentralisation  der  statistisch-technischen 
Thätigkeit  (1873.  1.  u.  2.)  —  Statistik  der 
Wahlen  zum  Deutschen  Reichstage  von  1874 
(1874.  4.).  —  Die  gegenwärtigen  Aussichten  für 
eine  allgemeine  Deutsche  Gewerbestatistik  (1874. 
4.).  —  Die  Beteiligung  der  bayerischen  Bevöl- 
kerung am  technischen  Studium  (1874.  4.).  — 
Statistik  der  in  bayerischen  Fabriken  u.  in 
grösseren  Gewerbebetrieben  zum  Besten  der  Ar- 
beiter getroffenen  Einrichtungen  (1876.  1.  u.  2.). 

—  Die  bayerische  Jugend  nach  der  Farbe  der 
Augen,  der  Haare  u.  der  Haut  (1875.  4.).  — 
Wesen  u.  Ziele  der  Bevölkerun^statistik  (1876. 
1.).  —  üeber  die  durchschnittliche  Schulentfer- 
nung-  der  Bevölkerung  (1876.  1.).  —  Statistik 
der  Blinden,  Taubstummen,  Blödsinnigen  u.  Irr- 
sinnigen (1876.  2.).  —  Die  vorläufigen  Ergeb- 
nisse der  Gewerbestatistik.  Aufnahme  v.  1.  XII. 
1875  in  Bayern  (1877.  1.).  —  Zur  Litteratur  u. 
Theorie  der  Unterrichtsstatistik  (1877.  2.  u.  3.). 

—  Die  Geburtenhäufigkeit  in  Bayern  (1877.  4.j. 

—  Beiträge  zur  bayerischen  Medizinalstatistifc 
(1877.  4.).  —  Diagramme  der  bayerischen  Be- 
völkerungsbewegung im  halben  Jahrhundert 
1825/26-1874/70  (1878.  1.).  —  Beiträge  zur 
Statistik  der  Gemeindebesteuernng  in  Bayern 
(1878.  4.).  —  5.  In  dem  „  Archiv  für  soziale 
Gesetzgebung  und  Statistik"":  Arbeiter- 
versicherung und  Sozialstatistik  (1888).  — 
6.  In  der  „Müuchener  medizinischen 
Wochenschrift":  Statistik  der  Todesursachen 
in  Italien  (1888.  Nr.  10  u.  11).  —  Die  Sterb- 
lichkeit im  Deutschen  Reiche  während  des 
Jahres  1887  (1889.  Nr.  14).  —  Statistik  der  To- 
desursachen in  Italien  (1891.  Nr.  18).  —  7.  In 
dem  „Bull,  de  l'inst.  intern,  de  stat.": 
Die  Quellen  der  Sozialstatistik  (1889).  —  8.  In 
den  Schriften  des  internat.  land-  u.  forst- 
wirtsch.  Kongresses,  Wien  1890:  Orien- 
tierungswesen u.  Interessenvertretung  auf  land- 
und  forstwirtsch.  Gebiete.  —  9.  In  den  Preuss. 
Jahrbüchern :  Wehrbedürfnis  u.  wirtschaftliche 
Leistungsfähigkeit  (1893).  —  10.  In  der  „deut- 
schenRevue":  Finanzielle  Kriegsbereitschaft 
im  Frieden  (1890).  —  11.  In  der  „Zeitschrift 
des  bayer.Kunstgewerbevereins":  Das 
Kunstgewerbe  u.  das  tägliche  Leben  (1890).  — 
Üeber  die  Grenzen  zwiscnen  Kunst  u.  Gewerbe 
(1891).  —  12.  In  den  „Beitr.  zur  Anthro- 
pologie und  ürgfeschichte  Bayerns**: 
üeber  unterschiede  im  Altersaufbau  der  Bevöl- 
kerung (1890).  —  13.  In  den  Jahrb.  für  Nat. 
u.  S  t  a  t. :  üeber  Forstverwaltungsgrundsätze  (11. 
Bd.  1864).  —  Die  Entwickelnng  des  Handwerks 
in  den  Städten  des  Kgr.  Bayern  diess.  d.  Rheins 
(VI.  Bd.  1866).  —  Die  Selbstmorde  im  Deut- 
schen Reich  V.  1881-1894  (LXVII.  Bd.,  1896).  — 
14.  In  der  Zeitschrift  des  land  w.  Vereins 

/n  Bayern  (1862) :  Resultate  einer  Vergleichung 
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land-  nnd  forstwirtschaftlicher  Erträgnisse.  —  | 
15.  In  den  Kritischen  Blättern  für! 
Forst-  und  Jagdwissenschaft:  Einfluss  j 
des  Waldes  auf  Klima  u.  Bodenbeschaffenheit , 
(XLVI.  Bd.  1.  Heft,  1863).  ~  Ueber  die  national- 1 
wirtsch.  Bedeutung  des  Standes  der  Holzpreise ' 
(XLIX.  Bd.  1.  Heft,  1866).  —  Die  Forstgrundbe- 1 
Steuerung  nach  d.  Bestimmungen  des  württemb. 
Gesetzentwurfs  v.  imH  (LI.  Bd.  2.  Heft,  186i)). ! 

—  16.  In  den  Jahrbüchern  für  Kriminal- i 
Politik:  Wesen  und  Ziele  der  Kriminalstatis- 1 
tik  (I.  Bd.  1895).  —   17.  In   der  Zeitschrift, 
für    Versicherungsreoht    u.    -Wissen- , 
Schaft:  Intern.  Kongress  für  Unfall weseu  etc,  i 
in  Brüssel  flV.  Bd.).  —   18.  In  Beitelheims  | 
Biogr.  Jahrbuch  u.  deutschem  Nekrolog,  3.  i 
Bd.:   Wilhelm  Heinrich  v.  Riehl.  —  19.  In  der 
Zeitschr.  für  Staatsw.:  Württembergische 
Steuerreformfragen  (1891).  —  Allgemeine  Eini- 
gungs-  u.  Schiedsämter  für  Bagatellsachen   in  i 
Italien  (1893).  —  20.  In  der  Zeitschrift  für 
Litteratur  u.  Geschichte  der  Staats- 
wissenschaften:     Die     Reichsfinanzreform 
(IV.  1.).  — 21.  In  der  „Zeitschrift  f.  Volks  w., 
Sozialpolitik    u.   Verwaltung"    (Wien): 
Die  Statistik  auf  drei  internationalen  Kongressen 
des  Jahres  1891   (I.  Bd.,  1892).  —   22.  In  dem 
„Allgemeinen  statistischen  Archiv": 
Statistik  u.  Verwaltung   (I.  Bd.).   —   Orientie- 
rungswesen   u.    Statistik    (I.   Bd.).    —    Ueber 
Sammlung  u.  Verwertung  des  durch  die  Arbeiter- 
versicherung gebotenen  sozialstatistischen  Ma- 
terials (II.  Bd.).    —    Zur  Publikationstechnik 
(II.  Bd.).    -   Deutsche  Arbeiterstatistik  (III.  Bd). 

—  Meine  Kritik  der  preussischen  Volkszählungs- 
formulare (III.  Bd.).  —  Zur  Reform  der  Rück- 
fallstatistik (III.  Bd.).  —  Die  Lemmasse  der 
höheren  Schulen  des  Deutschen  Reichs  (III.  Bd.). 
-—  Oester reichischer  Gesetzentwurf  betr.  die  Ar- 
beitsstatistik (III.  Bd.).  —  Bevölkerungsbewe- 
gung, Internat.  Statist.  Uebersichten  (III.  Bd.). 

—  Internat.  Jahresberichte  über  Bevölkerungs- 
stand u.  Bevölkerungsbewegung  (III.  u.  IV.  Bd). 

—  Zur  Technik  der  Ausbeutung  berufsstatisti- 
scher Angaben  (IV.  Bd.).  -  Die  Grenzen  des 
schriftlichen  Verfahrens  bei  Statist.  Ermittelungen 
(IV.  Bd.).  —  Zur  Organisation  der  Rückfall- 
statistik (IV.  Bd.).  —  Die  Reichstagsverhand- 
lungen über  die  Berufs-  u.  Gewerbezählung  v. 
1895  (IV.  Bd.).  —  Der  statistische  Dienst  bei 
den  wirtschaftlichen  Verbänden  im  Deutschen 
Reich  (IV.  Bd.).  —  Der  Selbstmord;  Internat. 
Statist.  Uebersichten  (IV.  Bd.).  -  Die  Stofford- 
nung in  der  wissenschaftlichen  Statistik  (V.  Bd). 

—  Die  belgische  Industrie-  u.  Gewerbezählung 
V.  1896  (V.  Bd.).  —  Elektrische  Auszählung  u. 
Sozialpolitik  (V.  Bd.).  —  Reform  der  Todes- 
ursachen-Statistik in  der  Schweiz  (V.  Bd.).  — 
Die  Veröffentlichungen  des  Kais.  Statist.  Amts 
über  die  Ergebnisse  der  Berufs-  u.  Gewerbe- 
zählnng  v.  1895  (V.  Bd.).  -  23.  In  dem  W' ör- 
terbuche  des  „Deutschen  Verwaltungs- 
rechts", I.  u.  IL  Bd.  (Freiburg  1890)  und  in 
den  drei  Ergänzungsbänden  zu  demselben 
(Freiburg  1892,  1893  u.  1897)  die  Artikel:  Ab- 
gaben, Ausfuhrvergütungen,  Berufs-  u.  Gewerbe- 
zählung, Branntweinsteuer,  Brausteuer,  Einfuhr- 
und  Ausfuhrverbote,  Einkommensteuer,  Erb- 
schaftssteuer, Gebühren,  Herrenlose  Sachen, 
Landwirtschaftliche  Statistik,  Liegen schaft sab- 
gabe,  Lotterie,  Luxussteuern,  Mahl-  und  Schlacht- 


stener,  Malzanfschlag,  Monopol,  Personal-  isl 
Mobiliarsteuer,  Salzsteuer,  Schanksteoer.  S^h^i- 
knngssteuem,  Schlachtstener.  SteneiverwalmE? 
(direkte),  Tabaksteuer,  Uebergancrsal^rabriL 
Verbrauchssteuern  (Uebersicht),  VolksEäklur:';:. 
Weinsteuer,  Zollabgaben,  ZoUrerw&ltaii^.  Z*^- 
wesen,  Zuckersteuer. 

Ferner  finden  sich  zahlreiche  kleinere  Ab- 
sätze, Artikel,  Besprechungen  etc..  die  hier  >?- 
doch  zu  nennen  zu  weit  fuhren  w-orde.  iil 
^.Deutschen  Wochenblatt",  in  der  Beilac«  rar 
„Allgemeinen  Zeitung",  im  „Juristischen  LitJr- 
raturblatf,  im  „Wiener  Handelsmnseum'.  i:_ 
„Sozialpolit.  Centralblatt^. 

von  Mayr  war  bis  zum  Jahre  1879  Heraus- 
geber der  „Zeitschrift  des  k.  bajer.  statisri^b-ai 
Sureaus".  Das  „Allgemeine  statistische  Arch  r- 
ist  von  ihm  gegründet  und  wird  von  ihm  h*-!- 
ausgegeben.  \^)n  dieser  Zeitschrift  lieiren  ^*i- 
jetzt  5  Bände  in  10  Halbbänden  vor. 


Mees,  W.  C, 

geb.  1813  zu  Rotterdam  und  gest.  daselbst  am 
11.  XII.  1884,  Studiertc  in  Utrecht  die  Recht-, 
bekleidete  in  Rotterdam  längere  Zeit  da^ 
Amt  eines  Handelskammersekretärs  nnd  wardK 
1849  Sekretär  und  1863  Präsident  der  Niedt-r- 
ländischen  Bank  in  Amsterdam. 

Mees  veröffentlichte  von  staatswissenskrhaiv 
lichen  Schriften  a)  in  Buchform:  De  vi 
mutatae  monetae  in  solutionem  pecuiiiae  debir^. 
Rotterdam  1838.  —  Proeve  eener  geschiedru* 
van  het  bankwezen  in  Nederland,  gedunrnde 
den  tyd  der  Republiek,  ebd.  1838.  —  De  werk- 
inrichtingen  voor  armen  nit  een  staathnishoad- 
kundig  oogpunt  beschouwd,  ebd.  1844.  —  Hi-t 
muntwezen  van  Nederlandsch-Indie,  ebd.  lS3i- 
—  0  verzieht  van  eenige  hoofdstukken  der  stait- 
huishoudkunde,  ebd.  1865. 

b)  In  Sammelwerken  nnd  Zeir- 
schriften:  1.  in  Sloets  Tijdschrift,  Amsterdam: 
Hebben  wij  wel  gedaan  met  het  zilver  als 
eenigen  muutstandaard  aan  te  nemen?  Jahr^. 
1857,  S.  249/74.  —  2.  In  Staatskundisr  en  smt- 
huishoudkundig  jaarboekje:  De  Ne^erlandKbt 
Bank,  Jahrg.  1852,  S.  255  57.  —  3.  In  Verelagen 
der  Academie  der  Wetenschappen,  Amsterdam: 
Over  de  ongelijke  digtheid  van  bevoUdng  tn 
ongeliike  welvaart  in  onderscheidene  landen. 
Teil  Vm,  1864.  —  De  muntstandaÄid  in  ver- 
band met  de  pogingen  tot  invoering  van  eechei«! 
van  munt,  Teil  XU.  1869.  —  Opmerkinff^n 
omtrent  gelijke  verdeeling  van  belasting.  Fol^II, 
Teil  o,  1874.  —  Pogingen  tot  verdnidelijkia? 
van  eenige  begrippen  in  de  staathuishondknndif, 
Folge  II,  Teil  7,  1877. 

Mees  war  anfänglich  ein  Anhänger  der 
reinen  Silberwährung,  auf  die  Holland  dnrit 
die  Ostindische  Kompagnie  und  seine  ost-  und 
westindischen  Besitzungen,  seiner  Ansicht  nach, 
allein  angewiesen  war,  und  es  blieb  eine  ge- 
raume Zeit  sein  wirtschaftlicher  Traum,  dws 
nach  Art  der  lateinischen  Münzkonvention  eine 
internationale  Silberligue  aller  Silber  priMin- 
zierendeu  Staaten  sich  bilden  werde.  Spater 
kam  er  von  dieser  Illusion  zurück  und  näherte 
sich    dem  bimetallis tischen    Standpunkte  \\<> 
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'>Avs'k:is.  Als  Steuertheoretiker  vertrat  er  das 
*riiieii>  der  Gerechtißrkeit  der  Steuer,  auch  war 
r  zvir  Ausgleichung  der  Steuerlast  ein  Anhänger 
ler  XTeberwälzunffslehre.  Auf  die  gesetzliche 
IxegTxlicrung  des  Notenumlaufs  der  holländischen 
Soteiilianken  und  auf  den  Emeuerungsmodus 
«ler  P*rivilegien  der  Niederländischen  Bank  hatte 
seine     begutachtende  Stimme  grossen  Einfluss. 

Vgl.  über  Mees:  Twee levensberichten  Sloet 
Tot  Oldhuis  en  W.  C.  Mees,  in  De  Economist, 
xi^dachrift  etc.,  Jahrg.  1886,  Teil  I,  Haag  1885, 
S.  20öff.  —  Cossa,  Introduzione  allo  studio 
ilell'  economia  polit.,  3.  Aufl.,  Älailand  1892, 
S.  451/53  u.  ö. 

Lippert 


Meier,  Meierrecht 

a  ntsherrschaft  oben  Bd.  lY  S.  930ff. 


Meistbei^nstigiuigsklansel 

.  H  an  dels  vertrage  oben  Bd.  IV  S.  1067  ff. 


Meister,  Meisterrecht  Meisterprüfung 

>.  Innungen  oben  Bd.  IV  S.  1348 ff.  und 
Zunftwesen. 


Meitzen,  Fr.  E.  Aagnst, 

wnrde   am  16.  XII.  1822  zu  Breslau  geboren, 
studierte    seit   1843  an   den   Universitäten    in 
Breslau,  Heidelberg  und  Tübingen  anfangs  Na- 
turwissenschaften,  später  Eechts-  und  öta^its- 
wissenschaften,   bereiste  die  Industriegeg^enden 
Deutschlands,    Oeslierreichs .    der  Schweiz   und 
Italiens  und  promovierte  am  11.  II.  1848  mit 
einer    Schrift     über     die    Uhrenindustrie    des 
Schwarzwaldes  (s.  u.)  an  der  Universität  Bres- 
lau.   Inzwischen  war  er  im  Jahre  1846  in  den 
Justizdienst  getreten,  arbeitete  1848  als  Volon- 
tär im  Finanzministerium  ii^  Berlin,  1849  am 
Landratsamt   zu    Tecklenburg,    war    1849    zu 
Münster,  1850  zu  Breslau  als  Regierungsrefe- 
rendar thätig,  hier  ein  Jahr  lang  mit  der  Lei- 
tung der  Deichregulierungsgeschäfte  für  Schle- 
sien beauftragt.    Im  Jahre  1853  erwählte  ihn 
die  Stadt  Hirschberg  zum  Bürgermeister,   1856 
trat   er   als  Hegierungsassessor  in  den  Staats- 
dienst   zurück,     wurde    Specialkommissar    zu 
Breslau  und  1861  Grundsteuerregulierungskom- 
missar.    Gleichzeitig    widmete    er    sich    unter 
Wattenbachs    Leitung    archivali sehen    Studien 
zur  Agrargeschichte  Schlesiens,  als  deren  Frucht 
er  1863  den  IV.  Band  des  Cod.  dipl.  Sil.  (s.  u.) 
herausgab.     1865   wurde  er   zur   Bearbeitung 
des  Werkes  „Ueber  den  Boden  und  die  land- 
wirtschaftlichen  Verhältnisse   des  preussischen 
Staates"   nach   Berlin    berufen,   erhielt  als  Re- 
gierungsrat 1868  die  Stelle  eines  Mitgliedes  des 
preussischen  statistischen  Bureaus,  wurde  1872 
Geheimer    Regierun^srat    und    erstes    Mitglied 
des  kaiserlich  statistischen  Amtes  des  Deutschen 
Reiches,  auch  1875  im  Nebenamt  ausserordent- 
licher Professor  der  Staatswissenschaften  an  der 
Universität   Berlin.    Am   16.  XH.   1892  wurde 


er  daselbst  zum  nrd.  Honorarprofessor  ernannt. 
Seit  1882  ist  er  wegen  schwankender  Gesund- 
heit vom  statistischen  Amte  verabschiedet,  blieb 
aber  mit  der  Führung  wesentlicher  Arbeiten  be- 
auftragt. Inzwischen  hat  er,  zum  Teil  amtlich^ 
alle  Staaten  Deutschlands,  Oesterreich-Ungam, 
Russlaud  und  die  Ostseeprovinzen,  England, 
Frankreich,  die  Schweiz  und  Italien  für  agrari- 
sche Studien  bereist. 

Er  veröffentlichte  an  Staats  wissenschaftlichen 
Schriften,  a)  in  Buchform:  De  artificibtis 
iisdemque  agricolis  (Ueber  die  Uhrenindustrie 
des  Schwarzwaldes)  [Diss.],  Wratisl.  1848.  — 
Codex  diplomatic.  Silesiae,  Bd.  IV,  Breslau  1863 
(Urkunden  schlesischer  Dörfer  zur  Geschichte 
der  ländlichen  Verhältnisse  und  der  Flurein- 
teilung insbesondere).  —  Der  Boden  und  die 
landwirtschaftlichen  Verhältnisse  des  preussi- 
schen Staates  nach  dem  Gebietsumfange  von 
1866,  Berlin  1868—71,  4  Bde.  und  Atlas;  fort- 
gesetzt für  die  Zeit  nach  1866,  Bd.  5  1894, 
Sd.  6  u.  7  mit  Atlas  im  Druck.  ■—  Die  inter- 
nationale land-  und  forstwirtschaftliche  Sta- 
tistik. Denkschrift  für  den  internationalen 
Kongress  der  Land-  und  Forstwirte  zu  Wien, 
Berlin  1873.  —  Die  Mitverantwortlichkeit  der 
Gebildeten  und  Besitzenden  für  das  Wohl  der 
arbeitenden  Klassen,  Berlin  1876.  —  Das 
deutsche  Haus  in  seinen  volkstümlichen  Formen, 
Berlin  1882.  (Auch  in  den  Verhandlungen  des 
ersten  deutschen  Geographentages  in  Berlin, 
1882.)  —  Die  Fra^fe  des  Kanalbaues  in  Preussen. 
Mit  Karte,  Leipzig  1885.  —  Geschichte,  Theorie 
und  Technik  der  Statistik,  Berlin  1886.  — 
Siedelung  und  Agrarwesen  der  Deutschen  und 
Skandiuaven,  der  Kelten,  Römer,  Finnen  und 
Slawen,  2  Bände  Text,  1  Band  Anlagen  mit  269 
Abbildungen  und  1  Atlas  mit  125  Karten  und 
Zeichn.,  Abt.  I  von:  W'anderungen,  Anbau  und 
Agrarrecht  der  Völker  Europas  nördlich  der 
Alpen,  Berlin  1895. 

bj  in  Zeitschriften,  Sammelwerken 
etc.:  1.  In  den  „Abhandlungen  derSchles. 
Gesellschaft  für  vaterländische  Kul- 
tur" (philos.-hist.  Abt.):  Ueber  die  Kulturzu- 
stände der  Slawen  in  Schlesien  vor  der  deut- 
schen Kolonisation  (1864,  Breslau).  —  2.  In  der 
„Zeitschr.  des  kgl.  preuss.  stat.  Bu- 
reaus": Die  Ackerbauenqueten  in  Frankreich 
1862  und  1866  (1869).  —  Topographische  Er- 
örterungen über  den  Bau  von  Kanälen  in 
Deutschland  (1870).  —  Das  polizeiliche  Melde- 
wesen in  Preussen  (1874).  —  Die  Verbreitung 
des  Weinbaues  im  preuss.  Staatsgebiete  (1879). 
—  3.  In  der  „Zeitschr.  f.  Ethnologie": 
Die  deutschen  Dörfer  nach  der  Form  ihrer  An- 
lage und  deren  nationaler  Bedeutung  (1872).  — 

4.  In  „Jahrb.  f.  Ges.  u.  Verw.",  herausgeg. 
von  V.  Holtzendorff:  Die  Statistik  des 
Deutschen  Reiches  (3  Aufsätze  im  I.  Jahrg. 
[1872],  IL  Jahrg.  [1873],  IIL  Jahrg.  [1874].)  — 

5.  In  „Jahrb.  f.  Ges.  u.  Verw."  (herausgeg. 
von  Schmoller):  Die  irische  Landfrage  und  die 
Stein-Hardenbergsche  Gesetzgebung  (V.  Jahrg., 
1882).  —  Die  Frage  des  Kanalbaues  in  Preussen, 
mit  Karte  (VIII.  Jahrg.,  1884).  (Auch  beson- 
ders erschienen,  s.  o.)  —  6.  In  den  „Jahrb.  f. 
Nat.  u.  Stat":  Die  Ausbreitung  der  Deutschen 
in  Deutschland  und  ihre  Besiedelung  der  Hafen- 

gebiete    (32.    Bd.).    —    Der  älteste  Anbau  der 
'eutschen  (iL  Bd.).  —  Die  Individualwirtschaft 
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Meldepflicht. 


2.    Die    M.    bei   der  hr 


der  Germanen  und  die  drohende  Kapitalkrisis  j 
unseres  Grundbesitzes  (VI.  Bd.  i.  —  7.  In  der ! 
„Zeit sehr.  f.  Staats w." :    Das  Agrar-  und  I         1.   Allgemeines. 
Forstwesen,    die  Allmenden   nnd    die   Landge-  j  Steuerung, 
meinden  der  deutschen  Schweiz  (1880).  —  Georg         ^     .„  .  ^v-      -*--     ,  ^       ,,     . 

Haussen  als  Agrarhistoriker  (1881).  —  8.  In  den  1  1.  Allgemeines.  Die  Meldepf  li-  ni 
„Verhandlungen  des  2.  deutschen  Geo- joder  der  Meldezwang  ist  bei  imijep^ 
^raphentages"  zu  Halle  ( 1882) :  Das  Noma- .  lieiitigen  ausgedehnten  Verkehrswesen  ul i 
(fentnm  der  Germanen  und  ihrer  Nachbarn  in  !  bei  der  dadurch  beclingten  grossen  Bewrj- 
AVesteuropa.  —  9.  In  den  „Landwirtschaft-  j  üchkeit  von  Personen  und  Sachen  sowie  '*-. 
liehen  Jahrbüchern"   hei^usg  von  Thi^^^  hohen     Anfordenujgen ,      welche    m 

Ermittelunifen  über  die  durchschnittliche  Höhe  i  j^^  ,  „„^  ,^^  ««o«,««.^«  C!*««*^lw^«-rf^  .^~*  -. 
der  GrundbuchRchulden  der  bäuerlichen  Be- !  ^^^^  "^  ^^  ^^•"'^^''- ?^2*^^^^-^  '■ 
Sitzungen  in  52  Amtsgerichtebezirken  des  |  ^:f^^»e/^,  ungemein  wichtig  im 
preussischen  Staates  nach  "dem  Stande  von  1883, '  öffentlichen  \  erwaltung.  Eine  Pflicht  z^ 
mit  Nachtrag  (XIII.  Bd.,  Supplement  I,  1884  |  Anmeldung  von  Personen  oder  Sachen,  d-r 
und  Nachtrag  1885).  —  10.  In  der  .,Zeitschr.  i  Voniahme  von  Handlungen,  Transporten  lu. 
des  Vereins  für  Volkskunde"  herausgeg.  I andei-en  Vorkommnissen  (Geburten,  Sterf^- 
von  Weinhold:  Land  und  Leute  der  Saale- 1  fäüp  etc.)  bei  den  hierfür  bestimmten  Stellen 
gebenden  (I.  Jah^.  1891).  -  11   In  der  Fest-  ..^j^j  ^ald  im  Interesse  der  öffentlichen  Cti- 

gabe   für  Georg  Haussen  zum  31.  V.  1889  denl  ,.„,^      ^^^  g;«u^«u^;<. ^««w^       i^\,^  a 

Artikel:  VolksVfe  und  Königshufe  in  ihren  I  """^,'  der  Sicherheit  gegenüber  ^Iroheod- 
alten  Massverhältnissen,  Tübingen  1889.  -  12. 1  Gefahren  und  der  Gesundheit  bald  znci 
Im  Archiv  des  Vereins  für  siebenbür-  /wecke  der  Besteuerung  in  solchen  Falien 
tische  Landeskunde,  N.  F.,  Bd.  XXVII,  auferlegt,  in  welchen  ohne  solche  die  nürijf.' 
Heft  3:  Die  Flur  Thalheim  als  Beispiel  der  Kenntnisnahme  durch  die  Verwaltunc  in 
Ortsanlage  und  Feldeinteilnng  im  Siebenbürger  vollem  I'mfange  unmöglich  oder  deren  £r- 
Sachsenlande,  1897.  —  13.  In  G.  Neumayer,  i  langung  doch  mit  allzuviel  Schwierigkeiten, 
Anleitungen  zu  wissenschaftlichen  Beobachtun-  Belästigungen  und  Kosten  verbunden  ^i.i 
gen  auf  Reisen  Berlin  1888)  den  Aufsatz:  All-  „„n„,i^°  ^^Y^  A««>^iri„««  «.^^i«^  .^-i  i  -v 
iemeine  Landeskunde,  politische  Geographie  ^?^^^^^-  V'^  Anmeldung  erfolgt  teils  dmxh 
find  Statistik.  -  14.  In  A.  Kirchhof!:  An-  ^^»^  zu  einer  Leistung  verpflichteten  Rr- 
leitung  zur  deutschen  Landes-  und  Volks- 1  sonen,  teils  durch  Dntte. 
forschung  (Stuttgart  1889)  den  Aufsatz:  Be- 1  Ein  umfassender  Zwang  besteht  henx^ 
obachtungen  über  Besiedelung ,  Hausbau  und  i  für  die  Militärpflichtigen ,  welche  sieh  ziir 
landwirtschaftliche  Kidtur.  —  15.  Ostmark,  1  Stammrolle  anzumelden  und  zu  gesteilen  und 
1898,  Heft  3:  Ueberblick  über  die  deutsche  ]  ^^ährend  der  Zeit,  in  der  sie  dem  Müitär- 
Kolonisation  in   den   ehemahgen  Polenländern  |  ^^^j^„,,^  angehören,  bei  einem  Aiifenthair- 


—  16.  In  Schön  her  g  die  Abteilungen:  Land- 
wirtschaft, II.  Teil,  Agrarpolitik  im  engeren 
Sinne,  und  zwar  in  der  1.,  2.  u.  3.  Aufl.  (1882, 
1886,  1891).  —  17.  In  diesem  „Hand wörter- 
buche"  die  Aufsätze:  Ansiedelung,  Feld- 
gemeinschaft, Flurzwang,  Hufe.  — 

Fenier  verdanken  wir  Meitzen  folgende 
Beiträge  in  der  von  selten  des  kaiserlichen  sta- 
tistischen Amtes  herausgeg.  „Statistik  des 
Deutschen  Reiches":  Verhandlungen  und 
geltende  Bestimmungen  (I.  Bd.,  1873).  Rüben- 
zucker; Salz:  Bergwerksprodukte:  Inhaber- 
papiere: Tabak  ill.  Bd.,  1874).  Obsternte 
Seeverkehr  (V.  Bd.,  1874) 


Wechsel  sieh  bei  den  zuständigen  SteUen 
an-  und  abzumelden  hat)en.  Ein  solcher 
wird  ferner  nötig  bei  der  obligatorist^ht^a 
Pei-sonalversicherung,  wie  denn  auch  das 
deutsche  Krankenkassengesetz  (§  49)  die 
Errichtung  besonderer  Meldestellen  vor- 
gesehen hat.  Für  den  vorübergehenden 
Aufenthalt  Fremder  hat  das  deutsche  RO. 
V.  12.  Oktober  1867,  welches  das  frühere 
PasswTsen  beseitigte,  die  Meldepflicht  a/? 
wuov-^...v^  ^^^^  Einrichtung  der  örtlichen  Polizei,  vo 
Verkehr^aur  den  I  ^^^^^^  landesgesetzhch   begründet    ist,  le- 


deutschen  Wasserstrassen  (VII.  Bd.,  1874). 
Bierbrauerei,  Branntweinbrennerei,  Viehhaltung 
(VIII.  Bd..  1875).  Verkehr  auf  Binnen wasser- 
strassen  (XII.  Bd.,  1875).  Seeschiffahrt  und 
Unfälle  (XIII.  Bd.,  1875).  V^'ert  des  Waren- 
verkehrs (XIV  Bd.,  1876).  Aerzte  und  Medizi- 
nalpersonen iXXV.  Bd.,  1877).  Dampfkessel- 
revisionen u.  Anheuerung  der  Matrosen  (XXX. 
Bd.,  1878).  Gewerbezähluug  iXXXIV.  u.  XXXV. 
Bd.,  1879).  Tabakenquete  (XLII.  Bd.,  1880). 
—  In  der  „Statistik  des  Deutschen 
Reiches,  Neue  Folge"  hat  er  „Die  Strom- 
gebiete des  deutschen  Reiches",  Teil  I:  .,Das 
Gebiet  der  Ostsee"  (39.  Bd.  der  N.  F.i.  Teil  IIa: 
Die  Elbe  (18991,  bearbeitet. 

Jfcd. 


stellen  lassen.  Die  Pfhcht  zur  Anmeldung 
ist  meist  unmittelbar  dem  Miet-  oder  NVoh- 
nungsgeber  auferlegt. 

2.  Die  M.  bei  der  ßesteuernng.  1.  Im 

Interesse  der  Statistik  des  Warenverkehr? 
sind  nach  dem  deutschen  R.G.  v.  20.  Juli 
1879  (ähnlich  in  Oesterreich  nach  dem  G. 
V.  1.  Januar  1891)  die  Waren,  welcJie  über 
die  Grenzen  des  deutschen  Zollgebietes  ein-, 
aus-  oder  durchgeführt  werden,  den  mit  den 
Anschi-eibungen  für  die  Verkehrsstatistifc 
beauftragten  Amtsstellen,  den  sogenannten 
Anmeldestellen,  nach  Gattung,  Meng»?, 
Heikunfts-  und  Bestimmungsland  anzumel- 
den. Die  Anmeldung  erfolgt  durch  den 
Warenfülirer  mittelst  üntei-gabe  des  An- 
meldescheines.    An  dessen   Stelle  tritt 


Meldepflicht — Menger 


747 


3€?i      5£oll-   und   steuerpflichtigen  Waren  die 

'^oll—   oder  Steuerdeklaration.    Beim  kleinen 

Li  r-o  11  z verkehr  genügt  mündliche  Anmeldung. 

A^nmeldestellen  sind  die  Zollämter  im  Grenz- 

Ijozi  rke,  ausserdem  werden  dort  solche  nach 

l^e><Hlrfnis  errichtet  (Gemeindebehörden).  Aus- 

ria.l:imsweise  können  auch  andere  Zoll-  oder 

^^teiierämter  zu  Anmeldestellen  bestellt  wer- 

cl*?«.     Zur  Deckung  der  Kosten  dieser  Sta- 

tititLk  wird  eine  Abgabe,  die  statistische  Ge- 

>>iilir    erhoben;    ebenso    in   Frankreich    ein 

<iroit  de  statistioue,  eingeführt  durch  G.  v. 

•2^?.     Januar   187Ö,    entsprechend    dem    von 

1797 — 1863  bestandenen  droit  de  balance; 

aiic-h   England  und  Italien   erheben   solche 

V3ebühren.  —  Als   Anmeldestellen   werden 

aiKth   die  zum   Zwecke  der  VerzoUung  er- 

T-ichteten  Ansageposten  bezeichnet  (vgl. 

den  Art.  Zölle). 

2.  Ausser   für    das   Zollwesen   hat   die 
Meldepflicht  eine  grosse  Bedeutung  im  Ge- 
biete   der    direkten    und    indirekten 
Besteuerung.       Bei    Verbrauchssteuern 
1  laben   Anmeldungen    zu   erfolgen   für   den 
Fall  der  Neuerrichtung  steuerpflichtiger  Be- 
triebe und  der  Aendenmg  bestehender,  der 
Entnahme  steuerpflichtiger  Waren  aus  unter 
SteiierkontroUe  stehenden  Lagern  und  Maga- 
zinen,   der    Yomahme    gewisser   auf    die 
Fabrikation,  wie  Brauerei,  Brennerei,  Tabak- 
anpflanzung   etc.    abzielender   Handhmgen 
etc.     Näheres  hierüber  siehe  in  den   betr. 
Artikeln. 

3.  Im  Bereiche  der  Gebühren  und  der 
Verkehrssteuern  werden  in  Fällen  der 
direkten  Einhebung  Anmeldungen  verlangt, 
Avenn  abgabepflichtige  Handlungen  nicht 
unmittelbar  vor  die  amtliche  Stelle  gelangen, 
welche  mit  der  Einhebung  betraut  ist.  In 
Frankreich  hat  der  Gebührenpflichtige 
binnen  bestimmter.  Frist  die  Anmeldung  bei 
der  Einregistrierungsbehorde  zu  besorgen, 
welche  dann  Ansatz  und  Erhebung  der  Steuern 
zu  bewirken  hat.  (Vgl .  d .  Art.  Registrie- 
rungsabgaben.) InOester  reich  istdiese 
Pflicht  der  Anmeldung  in  erster  Linie  der 
öffentlichen  Behörde,  welche  das  Geschäft 
vornimmt,  wie  Notaren,  Advokaten,  öffent- 
lichen Agenten,  oder  unter  deren  Mitwirkung 
das  Geschäft  abgeschlossen  wurde,  in  zweiter 
Linie  den  Parteien  auferlegt. 

4.  Auch  bei  den  direkten  Steuern  tritt 
die  Anmeldung  vielfach  an  die  Stelle  einer 
weniger  vollkommenen  Ermittelung  durch 
die  Behörde  oder  auch  ergänzend  an  deren 
Seite.  So  erfolgt  die  Ermittelung  der 
Steuersubjekte  auf  Grund  von  Meldezwang 
durch  eigene  Anmeldung  der  Steuerpf  lichti- 1 
gon  vornehmlich  bei  der  Kapitalrentensleuer, 
dann  auch  bei  der  Einkommensteuer.  Bei 
beiden  aber  erstreckt  sich,  da  die  Ermitte- 
huig  des  Subjektes  mit  derjenigen  des  Ob- 
jektes Hand  in  Hand  geht,  die  Anmeldung 


in  der  Regel  nicht  allein  auf  die  Pereon, 
sondern  auch  auf  die  steuerpflichtige  Summe. 
Die  Anmeldung  kann  aber  auch  unter  um- 
ständen sicherer,  vollständiger  oder  einfacher 
durch  Dritte,  wie  Arbeitgeber,  öffentliche 
Stellen,  Vermieter  etc.  erfolgen,  oder  es 
können  deren  Angaben  zur  Vervollständigung 
und  Kontrolle  dienen.  Eine  derartige,  durch 
Strafandrohung  erzwingbare,  auf  eigenen 
Wahmehmimgen  beruhende  Angabe  über 
steuerrechtliche  Thatsachen,  welche  andere 
Personen  betreffen,  wurde  auch  im  Gegen- 
satze ziu*  fakultativen  Auskunft  und  zu  Aus- 
sagen des  Steuerpflichtigen  selbst  über  sich 
und  seine  eigenen  Angelegenheiten  speciell 
als  Meldangabe  bezeichnet. 

Lltteratur:  Wagner ,  Schi^iiberg  III,  S.  S04.  — 
Koenig,  3feld^angabe  bei  der  Veranlagung  per- 
sönlicher Steuern,  Schanz'  Fin.-Arch.  Jahrg.  II, 
S.  1—5S, 

i7.  liehr,     M€ix  van  Heckel. 


Melon,  Jean  Fran^ois, 

feboren  zu  Tülle  (das  Geburtsjahr  ist  nnbe- 
annt),  gestorben  zu  Paris  am  24.  I.  1738. 
Melon  war  zuerst  Advokat  zu  Bordeaux  und 
hatte  regen  Anteü  an  der  am  12.  IX.  1712  er- 
folgten Gründung  der  dortigen  Akademie,  deren 
Sekretär  er  wurde.  Durch  den  Protektor  der 
Akademie,  den  Herzog  de  la  Force,  nach  Paris 

gezogen,  arbeitete  er  zuerst  unter  Kardinal 
»ubois,  Miuister  der  auswärtigen  Angelegen- 
heiten, dann  als  Sekretär  bei  Law  und  175^  in 
gleicher  Eigfenschaft  bei  Philipp  von  Orleans, 
nach  dessen  Tode  er  sich  ins  Privatleben  zurück- 
zog. Melon  war  einer  der  ersten  Theoretiker 
des  Merkantilismus  in^Frankreich. 

Von  ihm  erschien  nur:  Essai  politiqne  sur 
le  commerce,  Eouen  ou' Bordeaux  1734.  Die 
2.  Ausgabe  1736  ist  um  mehrere  Kapitel  ver- 
mehrt. Zwei  weitere  Auflagen  erschienen  1742 
und  1761,  ein  Abdruck  in  Amsterdam  1735. 
Vollständig  veröffentlicht  wurde  derselbe  in  der 
„Collection  des  principaux  economistes,  t.  I, 
Paris  1843.  Eine  englische  Uebersetzunj?  mit 
Anmerkungen  von  David  Bindon  erschien  Dublin 
1739.  Eine  deutsche  Uebersetzung  Kopenhagen 
1756.  Voltaire  erwähnt  Melons  in  seinem  Si^cle 
Louis  XV.  chap.  III  und  publiziert  von  ihm: 
Lettre  a  Madame  la  Comtesse  de  Verrue  sur 
Tapologie  du  luxe,  1736.  Oeuvres  completes  de 
Voltaire,  Tom.  16,  Basel  1791,  S.  113. 

Vergl.  über  Melon:  Nouvelle  biographie 
generale  t.  XXXIV,  Paris  1861,  S.  860. 

JTosef  Stammhamtne^r. 


Menger,  Anton, 

geboren  am  12.  IX.  1841  zu  Maniow  in  Galizien, 
habilitierte  sich  1872  als  Privatdozent  für  öster- 
reichisches Civilprozessrecht  an  der  Universität 
zu  Wien,  wurde  1874  ausserordentlicher  Professor 
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Meuger 


und  1877  ordentlicher  Professor  desselben  Faches 
an  der  Wiener  Universität.  Nachdem  er  1895 
zum  Rektor  gewählt  worden  war,  lepte  er  mit 
Schluss  des  Sommersemesters  1899  sein  Lehr- 
amt eines  Augenleidens  wegen  nieder,  indem  er 
gleichzeitig  zum  Honorarprofessor  ernannt  wurde. 

Menger  behandelt  die  soziale  Frage  als 
Jurist  und  sucht  insbesondere  das  heutige 
Privatrecht  vom  Standpunkt«  der  ökonomischen 
und  sittlichen  Interessen  der  besitzlosen  Volks- 
klassen zu  prüfen  und  eine  Reform  desselben 
im  obigen  Smne  vorzubereiten.  Seine  Arbeiten 
sind  auch  für  die  quellenmässige  Geschichte 
der  sozialistischen  Theorieen  von  grossem  Werte. 

Ausser  juristischen  Werken  und  Abhand- 
lungen veröffentlichte  er  an  staatswissenschaft- 
lichen Schriften:  Das  Recht  auf  den  vollen  Ar- 
beitsertrag in  geschichtlicher  Darstellung,  Stutt- 
gart 1886,  2.  verbesserte  Aufl.,  1891.  Englische 
Uebersetzung  von  M.  E.  Tanner,  mit  einer  Ein- 
leitung und  Bibliographie  von  H.  S.  Foxwell, 
London  1899.  Französische  Uebersetzung  von 
Alfred  Bonnet,  mit  Vorrede  von  Ch.  Andler, 
Paris  1899.  —  Das  bürgerliche  Recht  und  die 
besitzlosen  Volksklassen.  Eine  Kritik  des  Ent- 
wurfs eines  bürgerlichen  Gesetzbuches  für  das 
Deutsche  Reich  (Archiv  für  soziale  Gesetzgeb. 
und  Stat.,  Bd.  II  u.  IIL  Tübingen  1889—90), 
Sep.-Abdr.  Tübingen  1890.  2.  durchgesehene 
Aufl.  1890.  Italienische  Uebersetzung,  Turin 
1894.  Spanische  Uebersetzung  von  Ad.  Posada, 
Madrid  1897.  —  Gutachten  zur  Errichtung  einer 
eidgenössischen  Hochschule  für  Rechts-  und 
Staatswissenschaft,  Zürich  1889.  —  Die  sozialen 
Aufgaben  der  Rechtswissenschaft.  Rektorats- 
rede, Wien  1895.  Abgedr.  in  der  „Zukunft" 
Bd.  13,  Berlin  1895.  Französische  Uebersetzung, 
Paris  1896.  Russische  Uebersetzung  von  J. 
Jurowski,  St.  Petersburg  1896.  von  Gredeskul, 
Charkow  1896.  Spanische  Uebersetzung  von 
Ad.  Posada,  Madrid  1899.  —  In  der  Beilage 
der  Allgem.  Zeitung,  (München)  7.  X.  1887 
erschien  von  ihm :  Sozialismus  und  Sozialpolitik, 
in  der  Zukunft  (Berlin)  Bd.  26,  1899,  Die 
soziale  Bewegung  in  der  Kulturwelt. 

Vergl.  über  Mengers  Recht  auf  den 
vollen  Arbeitsertrag:  A.  Adler  in  Jahrb.  f. 
Nat.  u.  Stat,  N.  F.  16,  Jena  1888,  S.  299.  — 
G.  Schmoller  in  Jahrb.  f.  Ges.  u.  Verw.  XI, 
Leipzig  1887,  S.  395.  —  Frhr.  v.  Vogelsang 
in  Öesterreich.  Monatsschrift  für  christl  Sozial - 
reform  VIII,  Wien  1886,  S.  583.  —  Die  Grund- 
ideeen  des  Sozialismus  vom  iuristischen  Stand- 
punkte (von  Dr.  Emil  Steinbach),  in  den  Juristi- 
schen Blättern,  Wien  1886,  Nr.  45—47.  -  G. 
Ruhland  in  Zeitschr.  f.  Staatswiss.  Bd.  43, 
Tübingen  1887,  S.  578.  —  Seh  wie  dl  and  in 
der  Revue  d'^conomie  politique,  Annee  II,  No.  2, 
Paris  1888.  —  Ueber  das  bürgerliche  Recht  und 
die  besitzlosen  Volksklassen:  E.  Loeniug  iu 
Jahrb.  f.  Nat.  u.  Stat.,  N.  F.  Bd.  21,  Jena  1890, 
S.  392. 

Josef  Stanimhatnmer, 


Menger,  Carl, 

wurde  am  23.  II.  1840  zu  Neu-Sandez  in  Galizien 
geboren,  studierte  die  Rechts-  und  Staatswissen- 


schaften in  Wien  und  Prag:,  habilitierte  -i'-'i 
1872  in  Wien  für  Nationalökonomie,  wurk  j 
nämlichen  Jahre  Ministerialsekretär  nnd  >?. 
Professor  der  politischen  Oekonomie  an  d  r 
rechts-  und  staatswissenschaftlichen  Fakuita*. 
der  Wiener  Universität.  1876  als*  Lehrer  ^p 
Kronprinzen  Rudolf  von  Öesterreich  für  p-iüTi^^  L- 
Oekonomie  und  Statistik  berufen,  beg-leir*»^!?  ti 
denselben  1877  und  1878  anf  dessen  Studi^B- 
reisen  durch  die  Schweiz,  England  und  Fnsi- 
reich ;  wirkt  seither  als  Professor  der  politi-ch-T. 
Oekonomie  und  Leiter  des  Seminars  für  Nari.'L»*]' 
Ökonomie  und  Finanz  Wissenschaft  an  der  Wircrr 
Universität;  das  Institut  de  France  eraann:- 
ihn  (1894)  zum  auswärtigen  korrespondifreadeB 
die  königliche  Akademie  der  Wissen schaft»-!!  ii 
Rom  (181)9)  zum  wirklichen  aus  wärt  ig^en.  di? 
Royal  Society  of  Edinburg-h  (1ä)5j  zu  ihrra 
Ehrenmit^liede ,  die  Budapester  L'niver-iität 
(1896)  anlässlich  der  Millenniomsfeler  I'ngars'. 
zum  Ehrendoktor  der  Staatswissenschafteii. 

Im  Jahre  1900  wurde   er    als    lebensldsir- 
liches  Mito;lied  in  das  österr,  Herrenhaus  beniirn 

Durch    seine    wirtschaftstheoretischen    iitj4 
methodologischen    Arbeiten    hat     Men«rer     'i^r 
nationalökonomischen    Forschung"     manniirf J'  t- 
Anregung  geboten  und  zumal  die  in  mancVc 
Gelehrtenkreisen  in  Verruf  gelangte  wirtschait*- 
theoretische    Forschung    wie<ler    zu    Ehren  zu 
bringen  gesucht.    Auf  dem   Gebiete  der  Wirr- 
schaftstheorie   führt    er    im    Gegensätze    zor 
klassischen  Nationalökonomie    den   Wert   nirb: 
auf  die  Arbeit  oder  die  Produktionskosten,  s^d- 
dern  auf  die  Nützlichkeit  und  relative  i^elrea- 
heit  der  Güter  zurück  und  sucht    die    ets^U- 
schaftlicheu  Wirtschaftserscheinungen   au.*   d^o 
ökonomischen  Bestrebungen  der  wirtschaftenden 
Individuen  (ihrem  Kontakte  im  Verkehre),  unter 
Anerkennung  staatlicher  und  sozialer  Einflösse, 
zu  erklären.    Seine  theoretischen  Arbeiten,  in^ 
besondere  seine  Wert-  und  Preislehre,  sind  ßr 
zahlreiche,    zumal   österreichische   Fachmänner, 
zum    Ausgangspunkte    wirtschaftstheoretischrr 
Untersuchungen  geworden. 

Auf  dem  Gebiete  der  Methodologie  L«i  er 
zu  einem  Teile  der  historischen  Schule  in  Gegen- 
satz getreten.  Er  bekämpft  die  Ansichten  run 
der  ausschliesslichen  Berechtigimg  der  de:?krip- 
tiven  und  geschieh tsphilosophischen  Richtuiiir 
der  Forschung  und  tritt  für  die  Anerkennung 
der  Wirtschaftstheorie  und  der  Wirtschafts- 
politik als  selbständiger,  neben  der  Wirtschait>- 
geschichte  und  Statistik  berechtigter  Zwei^ 
nationalökonomischer  Forschung  ein.  Auf  dem 
Gebiete  der  Wirtschaftstheorie  erkennt  er  ausser 
den  empirischen  Gesetzen  der  Wirtschafts- 
erscheinungen (den  äusseren  Re^elmässigkeiti-ii 
in  der  Aufeinanderfolge  und  Koexistenz  der 
Wirtschaftserscheinungen)  auch  Gesetze  der 
W^irtschaftlichkeit  (Gesetze  der  rationalen  okc- 
nomischen  Zweckbeziehungen)  als  berechtigtes 
Ziel  wissenschaftlicher  Untersuchung  an.  Im 
Zusammenhange  damit  spricht  er  sich  für  die 
Analyse  und  die  isolierende  Synthese  als  (neben 
der  historischen  Induktion)  berechtigte  Methoden 
der  Wirtscbaftstheorie  aus. 

Als  Aufgabe  der  praktischen  Wirtschafts- 
wissenschaften erkennt  er  nicht  nur  die  Dar- 
stellung der  bisherigen  wirtschaftspolitisohen 
Versuche  und  ihrer  Erfolge ,  sondern  die  Er- 
forschung und  Darstellung  der  Grundsätze  nnd 
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ro\-g:o.iig8 weisen  zum  zweckmässigen  Eingreifen 
Ler  öffentlichen  Gewalten  in  die  Volkswirt- 
ctia.i"t  ,  Grundsätze,  welche  für  verschiedene 
y'x>isclae  Verhältnisse  allerdings  nicht  die  näm- 
ietieii  sind  und  in  ihrer  Anwendung  auf  kon- 
teret« Pälle,  ähnlich  wie  die  Grundsätze  anderer 
praLkti  scher  Wissenschaften,  individualisiert  wer- 
«len    müssen. 

Er   veröffentlichte    an    Staats wissenschaft- 
\ic\\eii.  Schriften  a)  in  Buchform:  Grundsätze 
*ler     Volkswirtschaftslehre.     Allgemeiner   Teil, 
Wien  1871.  —  Untersuchungen  über  die  Methode 
der     Sozial  Wissenschaften    und    der    politischen 
Oekoiiomie  insbesondere,  Leipzig  1883.  —  Die 
Irrtiimer    des    Historismus    m    der    deutschen 
Nationalökonomie,  Wien  1884.  —  Beiträg^e  zur 
AVährungsfrage  in  Oesterreich- Ungarn  (teilweise 
Umarbeitung  des  unter  gleichem  Titel  in  den 
Jahrb.  f.  Nat.  u.  Stat.  [s.  u.]  erschienenen  Auf- 
satzes), Jena  1892.  —  Der  üebergang  zur  Gold- 
^wähnmg.     Untersuchungen    über    die    Wert- 
probleme der  Österr.-ungarischen  Valutareform, 
^Viell  1892. 

h)   in   Zeitschriften   und  zwar:   1.  in 
(Trünhuts   „Zeitschrift   für   das   Privat- 
und  ö ff entlicheRechtderGe genwart": 
Zur  Kritik  der  politischen  Oekonomie  (XIV.  Bd., 
1887).  —  2.  in  den  „Jahrb.  f.  Nat.  u.  Stat": 
Znr  Theorie   des  Kapitals  (17.  Bd.,   1888).   — 
Gmndzüge  einer  Klassifikation  der  Wirtschafts- 
wissenschaften (19.  Bd.,  1889).  —  Lorenz  v.  Stein 
(22.  Bd.,  1891).—  Beiträge  zur  Währungsfrage 
m  Oesterreich-Üngaru  [auch  besonders  erschienen 
—    s.    0.   -]   (in.  Bd.,    1892).    —    3.    In    der 
„Revue  d'Economie  politique":   Contri- 
loution  ä  la  theorie  du  capital  (t.  II.,  1888).  — 
La  nionnaie  mesure  de  valeur  (t.  VI.,  1892).  — 
4.    In   dem   „Economic   Journal":   On   the 
oriffin  of  money  (vol.  IL,  1892).  —  5.  Gutachten 
in  der  Wiener  Währungsenquete  (in  den  Stenogr. 
Protokollen,   Wien  1892,  S.  197 ff.).   -   b)  In 
diesem  „Handwörterbuch"  Art.  Geld. 


Vergl.  über  C.  Menger:  Maur.  Block, 
Les  Progr^s  de  la  science  6cononiique  depuis 
A.   Smith,  Paris  1890,  I,  S.  10-14,   S.  26  ff., 
S.  46 ff.  u.  pass.  —   H.  St.  Marc,  Etudes  sur 
l'enseignement  de  l'econ.   pol.  dans  les  univer- 
sites  de  TAllemagne  et  de  F  Au  triebe  (Revue 
d'Econ.  Pol.,  Paris  1892,  mars,  S.  232  ff.).  — 
Ern.  Mahaim.  L'enseignement  de  TEc.  Pol. 
a  Tuniversite   de  Vienne  (Revue   de  Belgique 
XXI,  cah.  4,  Bnixelles  1889}.  —  LuigiCossa, 
Introduzione  allo  studio  dell'  Econ.  Polit.,  Milano 
1892,  p.  447—449  u.  pass.  (hier  auch  Litteratur 
der  Osten*.   Schule).   —   H.   v.   Schullern- 
Schrattenhofen,  Die  theoretische  National- 
ökonomie Italiens  in  neuester  Zeit,  Leipzig  1891, 
S.3,  13-18,  26  u.  pass.  —  Ingl.  Palgrave, 
Dictionary  of  Politic.  Economy,  Vol.  I,  London 
1891  (Article:  Austrian-School).  —  J.  Bonar, 
The  Austrian   Economista    and   their   view   of 
value  (Quarterly  Journal  of  Economics  III,  1, 
Boston   1888).  —  Will.    Smart,   An   intro- 
ducdon  to  the  theory  of  value  in  the  lines  of 
Menger,  Wieser  and  Boehm-Bawerk ,   London 
189L  —  Derselbe,  The  old  theory  and  the 
new  (Fortnightly  Rev.  no.  296  N.  S.  1891).  — 
Böhm-Bawerk,    The    Austrian    Economista 
^Annals  of  the  American  Academy  of  Polit.  and 


Social  Science,  I,  no.  3.  Jan.  1891).  —  Ad. 
Wagner,  Politische  Oekonomie,  Grundlegung, 
3.  Aufl.,  I,  Leipzig  1892,  S.  63  ff.  (hier  Litteratur 
der  österr.  Schule)  u.  pass.  —  H.  Dietzel, 
Beiträge  zur  Methodik  der  Wirtschaftswissen- 
schaft (Jahrb.  f.  Nat.  u.  Stat.,  N.  F.  XVIII, 
Jena  1884).  —  G.  Schmoller,  Zur  Methodo- 
logie der  Staats-  und  Sozial  wissen  schatten  (Jahrb. 
f.  Ges.  u.  Verw.,  VII.  3,  S.  239  ff.,  Leipzig  1883). 
—  Derselbe,  Die  Schriften  von  C.  Menger 
und  W.  Dilthey  zur  Methodologie  der  Staats- 
und Sozialwissenachaft  (Zur  Litteraturgeschichte 
der  St.-  u.  Soz.-W.,  Leipzig  1888,  S.  275).  — 
V.  John,  Zur  Methode  der  heut.  Sozialwissen- 
schaft (Zeitschr.  f.  Volksw.,  Sozialp.  u.  Ver- 
waltung, I,  2,  Wien  1892). 

Red, 


Mengotti,  Francesco,  Conte, 

geb.  am  15.  IX.  1749  zu  Fonzaso  bei  Belluuo, 
wurde  1803  Finanzinspektor  zu  Venedig,  trat 
im  Jahre  1809  in  den  italienischen  Senat  und 
erhielt  1810  den  Grafentitel.  Nach  dem  Sturze 
Napoleons  wurde  er  von  der  österreichischen 
Regierung  zum  Vicepräsidenten  der  Finanz- 
kommission zu  Mailand  (1819)  ernannt.  Er  starb 
am  5.  III.  IS'K).  Mengotti  war  ein  Bekämpfer 
der  merkantilistischen  Staatspraxis. 

Er  veröffentlichte  folgende  Schriften  staats- 
wissenschaftlichen Inhalts:  Del  commercio  de' 
Romani  della  prima  guerra  punica  a  Costantino, 
dissertazione,  Verona  1787.  (Gekrönt  von  der 
Academie  des  Inscriptions  et  helles  lettres  zu 
Paris,  1787.)  —  II  Colbertismo,  ossia  della  liberta 
di  commercio  de'  prodotti  della  terra.  (Gekrönt 
von  der  Academie  des  Georgophiles  zu  Florenz, 
1791.)  —  Deutsche  Uebersetzung  von  ütz- 
schneider,  München  1794.  Andere  Ausg.  Leip- 
zig 1794.  Beide  Abhandlungen  wurden  wieder 
abgedruckt,  2  Bde.,  Milano  1802  u.  Leipzig 
1833,  hrsg.  von  Ghezzi,  und  endlich  in  der 
Sammlung  von  Custodi :  Scrittori  classici  italiani 
di  economia  politica,  1803-1816,  Tom.  36.  — 
Saggio  sulle  acque  corrente,  3  vol.,  Milano 
1810-1812.  Neu  aufgelegt  u.  d.  T.:  Idraulica 
fisica  e  sperimentale,  1828.  —  Memoria  se  sia 
piü  saggio  il  sistema  degli  antichi  di  avere  un 
tesoro,  owero  quello  de'  moderni  di  fare  degl' 
imprestiti  per  sov venire  ai  pubblici  bisoffni,  ge- 
lesen in  der  k.  k.  Akademie  zu  Mailand. 


Vergl.  über  Mengotti:  Lod.  Bianchini, 
Della  scienza  del  ben  vivere  sociale  e  della  eco- 
nomia degli  stati.  Parte  storica,  Palermo  1845, 
S.  279.  —  Luigi  Oossa:  Introduzione  allo 
Studio  dell'  Economia  politica.  Milano  1892 
S.  217,  297,  329. 

Josef  Stammhammer, 


Mercier  de  la  Rivifere,  Paul  Pierre 

(besser  La  Riviere  Le  Mercier,  de), 
geb.  1720,   jpfest.   1793  in  Paris,  studierte  die 
Rechte,  kaufte  sich  1747  eine  Ratsstelle  an  der 
ersten  Untersuchnngskammer  des  Pariser  Parla- 
ments und  erwarb  sich  auf  diesem  Posten  die 


röO 


Mereier  de  la  Ri\i^re — ^^lerivale 


Gunst  der  Marquise  de  Pompadour,  welche  seine 
Ernennung   zum  Justiz-,  Finanz-   und  Marine- 
intendanten für  die  französische  Kolonie  Mar- 
tinique bewirkte,  wohin  er  1759  absegreite.    In- 
folge des  Abschlusses  frei  händlerischer  Handels- 
verträge im  Interesse  der  insularen   Industrie 
mit  englischen  Exporthäusern  zog  er  sich  den 
Hass    der   Schutzzöllner    und    Exporteure    des 
Mutterlandes  zu,  welche  ihn  bei  dem  allmächtigen 
Minister  Choiseul  des  Landesverrats  mit   dem 
Erfolge  anklagten,  dass  er  1765  nach  Frankreich 
zurticKberufen  und  seines  Amtes  entsetzt  wurde. 
In  Paris  knüpfte  der  Gemassregelte  seine  alten 
freundschaftlichen  Beziehungen  zu  den  Physio- 
kraten  wieder  an  und  wurde  Mitredakteur  des 
von     Dupont     de    Nemours     herausgegebenen 
„Journal  de  lagriculture,  du  commerce  et  des 
finances**,   nach  dessen  Unterdrückung  er  1767 
mit  seiner   berühmten  Schrift  „Ordre   naturel" 
(s.  u.)  an  die  OefFentlichkeit  trat.    Seine  Dar- 
stellung des  Priucips  der  absoluten  Monarchie 
oder  vielmehr  des  staatsrechtlichen  Despotismus, 
dem  er  darin  den  Vorzug  vor  der  Rousseauschen 
republikanischen  Verfassung  und  derMontesquieu- 
schen   konstitutionellen   Monarchie   zuerkannte, 
fand  den  Beifall  der  Kaiserin  Katharina  II.,  die 
ihn  nach  Moskau  kommen  Hess,  aber  schon  nach 
der  ersten   Unterredung  mit    dem    Autor    der 
„Ordre  naturel"  auf  dessen  Mitwirkung  an  der 
Redaktion  des  russischen  Gesetzkodex  verzichtete. 
Nach  der  Berufung  des  Freihändlers  Turgot  ins 
Ministeriums  trat  der  Staatsrat  Mercier  de  la 
Rivi^re  ins  Parlament  ein,  worin  er  seinen  Sitz 
bis  zum  Ausbruch  der  Revolution  behauptete. 
Mercier  de  la  Riviere   veröffentlichte   von 
staatswissenschaftlichen     Schrifen     in      Buch- 
form: L  ordre  naturel  et  essentiel  des  societes 
politiques,  London  (recte  Paris)  1767;   dasselbe 
im  Auszuge  u.  d.  T. :  L'origine  et  les  progr^s 
d'une  scieuce  nouvelle  par  Dupont  de  Nemours, 
ebd.  1767;  dasselbe,  neue  Aufl.  des  vollständigen 
Werkes  in  CoUection  des  principaux  Economistes, 
Bd.  II:  Physiocrates,  2  Teile  u.  d.  T.:  Quesnay, 
Dupont  de   Nemours,   Mercier    de    la  Riviere, 
Tabb^  Beaudeau,  LeTrosne,  avec  une  introduction 
sur  la   doctrine  des   physiocrates,    des  notices 
biographiques    etc.   par   E.   Daire,    ebd.   1848. 
(Die  Schrift  erregte  bei  ihrem  Erscheinen  un- 
gewöhnliches   Aufsehen    und    wurde    von    der 
Partei   des  Verfassers,   den   Oekonomisten,    be- 
sonders von  Diderot  und  Condillac,  mit  Beifall 
tiberschüttet,   die   Protektionisten ,   voran   ihre 
Stimmführer  Abbe  Yvon  und  Forbonnais,  Hessen 
es  dagegen  an  heftigen  Angriffen  nicht  fehlen, 
die  meist  aus  den  Spalten  der  protektionistischen 
„Gazette    du    commerce"    gegen    ihn    dirigiert 
wurden.    Voltaire  persiflierte  die  Schrift  in  der 
Satire:    „L'homme    aux    quarante    ecus".)   — 
L'interet  general  de   l'Etat,  ou  la  liberte   du 
commerce    des    bles,    ebd.    1770.     (Streitschrift 
ffegen  Galianis:    „Dialogues  sur  le   commerce 
des  bleds".)  —  Lettre  sur  les  Economistes,  ebd. 
1787.     (Streitschrift    gegen    Mallet-Dupan.)   — 
Das  Hauptwerk  Merciers  de  la  Riviere  „L'Ordre 
naturel"   etc.  hat  der  Ausbildung  des  physio- 
kratischeu  Systems  darin  grossen  Vorschub  ge- 
leistet,  dass   er  die  zwei  hauptsächlich   ange- 
fochtenen Lehren :  die  Gesellschafts-  und  Steuer- 
theorie der  Quesnayschen  Schule  als  naturrecht- 
liche Konsequenzen  hinstellt.    Der  staatsrecht- 
lich sanktionierte  Despotismus,  welchen  er  in 


„Ordre  naturel"  verteidi«^  soll  sich  nach  i^ 

auf  einen  absoluten,   auf  den   PhysiokratissiBs 

eingeschworenen  König,  auf  das  Gerechtigrkcirs- 

princip  und  das  Ansehen  der  Beamten  weit  fCützrs. 

femer   der   Freiheit  der    wirtschaftlichen    Br- 

wegung  volle  Berechtigung  und    dem    Prirai- 

eigentum  legislativen  Schutz  verbürgen.    L'a* 

Eigentumsrecht  vergleicht  er  mit  einem  Bans?, 

aus  dem  die  Zweige  des  menschlichen Wirtsehaii?- 

|und   Verfassuugslebens  hervorgehen.     AI»   B^ 

j  Völkerungstheoretiker  folgert  er  ans  den  reicbea 

Cerealienerträgen    der  physiokratischen     La&i- 

wirtschaft.    dass   ein   Bevölkerun^probJem   is 

>  Sinne   der   Malthusianer  in  Landern   mit   \or- 

I  wiegend  agrarischer  Bevölkerung    und    KuItht 

I  ausgeschlossen  sei. 

I         Vgl.    über    Mercier    de    la    Kivirre: 
I  Voltaire.  L'homme  aux  quarante  ecns-  Pari« 

1768.  —  Biographie  universelle.  Bd.  XXXVL 
I  ebd.  18B3,  S.  87  ff.  —  Leonce  de  Lavergne.  Le^ 
j  Economistes  fran^ais  au  XIK«*  siecle,  Paris  1^7^^. 
I  S.  183 ff.  —  Ingram,  History  of  politicai  erxi- 
I  nomy,  London  1888.  —  Block,  Le^  pr*.»eTr? 
i  de  la  Science  economique,  Bd.  I,  Paris  It^j. 
IS.  341,  345.  —  Schelle,  Le  Mercier  de  U 
'  Riviere ,    in    Nouveau    dictionnaire    d'eoonomi*- 

polit.,  Bd.  II,  ebd.  1892,  S.  113  ff. 

LipperL 


Xerivale,  Herman, 

Kolonisationstheoretiker,  geboren  am  8.  XL  l^J6. 
wurde  1837  Professor  der  Nationalökonomie  za 
Oxford,  1848  als  Ünterstaatssekretär  ins  eng- 
lische Ministerium  für  die  Kolonieen  bemftrn 
und  war  seit  1858  Ünterstaatssekretär  für  In- 
dien.   Er  starb  am  8.  IL  1874. 

Durch  seine  Vorlesungen  über  Kolonial we$en 
an  der  Universität  Oxford  in  den  Jahräi 
1839—41  und  durch  die  Veröffentlichung  der- 
selben in  seinem  Hauptwerk  .,Lectures  üb 
colonisation  and  colonies''  (s.  u.)  erwarb  sich 
Merivale  dauernde  Verdienste  um  die  Aofklärmig 
und  das  Wesen  der  Nationalökonomie  in  dieser 
Richtung.  Röscher  bedient  sich  des  Merivale- 
schen  Werkes  als  eines  seiner  wichtigsten  Hilfs- 
mittel bei  seinem  Buch  über  Kolonieen  (s.  d. 
III.  Auff.,  S.  305),  der  Franzose  Blaize  sagt 
über  Merivale  („Jour.  d.  Econ."  III. ,  S.  313  : 
.,Der  weise  Professor  aus  Oxford  hat  ein  der- 
artiges Werk  der  Theorie  der  Kolonisation  ge- 
schaffen, wie  es  in  diesem  Ressort  seit  3iJii 
Jahren  und  speciell  für  Grossbritannien  in  Be- 
zug auf  Australien,  nicht  gegeben  hat.  Sein 
Buch  übertrifft  erheblich  das  des  Colonel  Torrens 
über  denselben  Gegenstand.''  Ein  anderes  fran- 
zösisches Urteil  (Coquelin,  S.  158)  über  da.« 
Merivalesche  Werk  lautet:  „sicher  das  best»^ 
und  vollständigste  Werk,  welches  über  diese 
Materie  in  England  erschienen  ist".  V  a  n  g h  a  n 
nennt  Merivale  einen  von  den  zwei  besten  Lehrtrn 
seit  Bestehen  der  Universität  Oxford  und  einer 
der  besten  Nationalökonomen  der  Gegenwart. 

Merivale  ist  der  Ansicht,  dass  die  Kolonieen 
Anrecht  auf  Selbstregierung  und  Selbsibe- 
steuerung  haben  (^Leroy-Beaulieu,  S.  117j,  während 
er  andererseits  (Lectures  II,  Lect.  18)  die  Auf- 
stellung von  Protektoren  für  die  Ein  gebore- 
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^  »^  ,  die  alsdanu  unmittelbar  unter  den  Be- 
örden  des  Mutterlandes  stehen,  fordert.  Be- 
«slix-ung  zum  Christentum  scheint  ihm  die  un- 
-rlässliche  Vorbedingung  jeder  Civilisation,  und 
Vir  sehr  rohe  Ureinwohner  hält  er  sogar  das 
pa-Tiische  System  der  Unmtindigerklärung  für 
<it,Ti2  zweckmässig,  namentlich  um  zu  verhindern, 
i^^sus  nicht  etwa  Diensikontrakte  in  Sklaverei 
il3«r^ehen.  Dagegen  verwirft  er  die  Absonde- 
rxTng"  der  Eingeborenen  von  den  Kolonisten; 
(la.s    höchste  Ziel  sei  die  Amalgamierung  beider 

Das  Hauptwerk  Merivales  ist  Lectures 
oTL  colonisation  and  colonies,  delivred  before  the 
xioiversity  of  Oxford  in  1839,  1840  a  1841,  Lon- 
don 1841.    (Neue  Ausgabe,  London  1861.) 

Femer  veröffentlichte  Merivale:  Five  lec- 
tures on  the  principles  of  a  legislative  provision 
f or  the  poor  in  Ireland,  London  1838.  —  Historical 
Studies  (On  Some  of  the  Precursors  of  the  French 
"ReT^olution  etc.),  London  1865. 

Yergl.    über   Merivale:   A.   Blaize   im 
,. Journal  des  Economistes**  t.  IIL,   S.  313.  — 
<^oq  uelin-Guillaumin,DictionairedeL'Eco- 
iiomie  Politique,  Paris  1853,  11  157—158.  — 
£.  Avalle.  Notices  sur  les  Colonies  Anglaises, 
Paris  1883, 's.   23,   24.   —  Nekrolog    in    The 
Economist,   London  1874,  I,  S.  190;   „The 
l^ate   Mr.  Herman  Merivale*'.    —   Palgrave, 
üictionary  of  Pol.-Economy,  Vol  II,  London  1896, 
p.    736.   —   Leroy-Beaulieu,    De  la   Colo- 
nisation chez  les  peuples  modernes,  2.  ed.,  Paris 
1882,   S.  109,   114,  117,   121,   133.  —  Cossa, 
lutroduzione  allo  studio  dell'  Economia  Politica. 
Milano  1892,  S.  357.  —  Ingram  (Roschlau)! 
Volkswirtschaftslehre,  Tübingen  189Ö,  S.  191. 
—  Kautz,  Theorie  und  Geschichte  der  National- 
ökonomik, Wien  1860,  IL,  S.  482,  549,  551.  - 
Röscher  u.  Jannasch,  Kolonieen,  Kolonial- 
politik und  Auswanderung.    3.  Aufl.  v.  Roschers 
Kolonieen.  Leipzig  1885,  S.  56,   75,   137.   294, 
295,  303,  305,  310,  312,  313,  318,  321,  323,  325  ff., 
337.   —   Vaughan,    Funeral  Sermon   at    the 
Temple  Church,  Febr.  1874. 

Schmidt. 


Herkantilsystem. 

1.  Begriff  und  Inhalt.  2.  Ursprung  des 
Ausdrucks.  3.  Anfänge.  4.  Die  Blütezeit  im  17. 
Jahrhundert.     5.  Niedergang.     6.  Nachklänge. 

1.  Begriff  und  Inhalt.  Unter  Merkantil- 
system (Handelssystem)  oder  Merkantilismus 
versteht  man  den  Inbegriff  einer  Anzahl 
wirtschaftlicher  Grundanschauungen,  die 
namentlich  am  Beginn  der  Neuzeit  in  den 
Erwägungen  der  nationalökonomischen 
Schriftsteller  und  der  mit  der  Wirtschafts- 
politik betrauten  Staatsmänner  von  ent- 
scheidendem Einfluss  waren.  Diese  An- 
schauungen sind  nicht  von  bestimmten 
Schriftstellern  ausgedacht  und  auch  von 
keinem  einzigen  zusammenhängend  imd  in 
systematischer  Form  auseinandergesetzt 
\s'orden.    Denn  dass  darin  etwas  Eigentüm- 


lliches  lag,  kam  dem  Zeitalter,  in  dem  sie 
herrschten,  überhaupt  nicht  zum  Bewusst- 
sein,  und  auch  eines  Beweises  und  einer 
Verteidigung  schienen  sie  ihm  nicht  zu  be- 
diirfen.  Da  die  Ansichten  nicht  von  ein- 
zelnen Schriftstellern  herrühren,  so  können 
sie  nur  unmittelbar  aus  dem  Volksbewusst- 
sein  hervorgegangen  sein.  Und  dass  tliat- 
sächlich  liier  ihr  Ursprung  zu  suchen  ist, 
zeigt  auch  ihr  Inhalt.  Denn  sie  bestehen 
aus  solchen  Sätzen,  die  sich  bei  der  Be- 
schäftigung mit  den  betreffenden  Problemen 
als  die  nächstliegende  Antwort  aufdrängen, 
und  sie  entbehren  der  Schärfe  und  genauen 
Fassung,  wodurch  sich  wissenschaftliche 
Wahrheiten  auszeichnen  und  vermöge  deren 
sie  in  ihre  Konsequenzen  verfolgt  werden 
können  und  auch  dann  noch  stichhaltig 
bleiben.  Die  Aufgaben  aber,  die  mit  den 
Sätzen  des  Merkantilismus  gelöst  werden 
sollen,  sind  ursprünglich  solche,  die  mit  den 
internationalen  Handelsbeziehungen  zusam- 
menhängen. Darum  gehört  der  Merkantilis- 
mus jener  Epoche  an,  in  der  ein  lebhafter 
Austausch  unter  den  Nationen  begonnen 
hat  und  in  seiner  ganzen  Wichtigkeit  er- 
kannt wurde,  aber  noch  nicht  so  fest  ge- 
gründet und  geordnet  war,  dass  die  Re- 
gierungen aufhörten,  sich  der  fortwährenden 
Sorge  um  seine  Yermehrung  und  allseitige, 
zweckmässige  Ausgestaltung  hinzugeben. 
Der  besondere  Eifer,  den  die  Staatsmänner 
in  dieser  Richtung  entfalteten,  hing  mit 
den  politischen  Zeitverhältnissen  und  mit 
dem  Interesse  der  Machthaber,  durch  tief- 
greifende Rechtsverändenmgen  ihre  Wirk- 
samkeit imd  ihre  Stellung  zu  erhöhen,  zu- 
sammen. Es  wird  aber  zweckmässig  sein, 
auseinanderzuhalten,  was  die  bei  den  ver- 
schiedenen Nationen  ebenfalls  gleichmässig 
>\dederkehrenden  Motive  für  dite  ökonomische 
Politik  des  Staates  damals  waren  und 
welches  jene  Anschauungen  über  wirt- 
schaftliche Zusammenhänge  und  Gesetz- 
mässigkeiten waren,  mit  denen  man  sich  iniEin- 
klang  halten  musste,  um  nicht  einer  den 
Volkswohlstand  schädigenden  Handlungs- 
weise beschuldigt  zu  werden.  Die  letztei-en 
Ideeen  sind  es,  von  denen  die  Geschichte 
der  Nationalökonomie  genauere  Rechen- 
schaft zu  geben  hat.  Uebrigens  sind  diese 
merkantilistischen  Principien,  nachdem  man 
sie  zunächst   für  die  Zwecke   der  Handeis- 

!  politik*  herangezogen  hatte,  auch  für  die  Be- 
urteilung anderer  wirtschaftlicher  Fragen 
benutzt  worden. 

Da  die  merkantilistischen  Anschauuugen 
in  der  Epoche,  während  deren  sie  heiTschten, 
zur  Beurteilung  praktischer  Fragen,  wenn 
der  Fall  sich  dazu  eignete,  benutzt  wurden, 
so  finden  sie  sich  auch  damals  nicht  in 
allen  okonomisclien  Schriften  und  werden 
nicht  immer  in  ihrem  ganzen  Umfange  ver- 
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kündet.  Es  ist  auch  keine  Seltenheit,  dass 
die  Schriftsteller  gegen  die  eine  oder  andere 
Bedenken  aussprechen  oder  sich  bemühen, 
sie  einzuschränken.  Nicht  etwa  bloss  ver- 
einzelte Autoren  des  Zeitalters  nehmen  in 
dieser  Beziehung  eine  besondere  Stellung 
ein,  sondern  wegen  der  Natur  der  Grund- 
sätze, die  nur  einen  ersten  Ausgangspunkt, 
eine  gewisse  Anlehnung  für  praktische  Ent- 
scheidungen bilden,  ist  bei  allen  Schrift- 
steilem  ihr  slan-eres  oder  vorsichtigeres 
Festhalten  möglich.  Nach  Individuen,  nach 
Nationen  und  Zeitabschnitten  ergeben  sich 
Verschiedenheiten  im  Masse  des  merkan- 
tilistischen  Charakters,  d.  h.  darin,  ob  die 
merkantilistischen  Ideeen  die  ganze  theore- 
tische Einsicht  bilden  oder  niu-  neben  anderen 
Erwägungen  den  Schlüssen  zu  Grunde 
liegen  und  ob  die  Gesamtheit  der  Ideeen 
oder  nur  ein  Teil  davon  zum  Ausdruck 
und  zur  Verwendung  kommt.  Noch  mehr 
können  sich  natürlich  die  Schriftsteller, 
auch  wenn  sie  von  den  gemeinsamen  mer- 
kantilistischen Ansichten  ausgehen,  in  der 
Beurteilimg  bestimmter  praktischer  Fragen 
unterscheiden. 

Wenn  wir  uns  alle  die  eigentümlichen 
Sätze,  die  der  Merkantilismus  allmählich 
entwickelte,  vergegenwärtigen  wollen,  so 
weixlen  etwa  folgende  zehn,  die  unter  sich 
in  Verbindung  stehen,  aufzuzählen  sein: 

1.  Je  mehr  Gold  ein  Liand  besitzt,  desto 
grösser  ist  sein  Reichtum. 

2.  Die  Quelle  der  Bereicherung  mit  den 
Edelmetallen  ist  der  auswärtige  Handel. 

3.  Der  auswärtige  Handel  ist  am  vor- 
teilhaftesten, wenn  der  Austausch  der  eigenen 
Produkte  mit  denen  der  fremden  Länder 
durch  die  eigenen  Kaufleute  vennittelt 
wird  und,  wenn  es  sich  um  den  über- 
seeischen Verkehr  liandelt,  durch  die  eigenen 
Handelsschiffe. 

4.  Der  Reichtum  wächst  um  so  stärker, 
je  mehr  an  das  Ausland  verkauft  und  je 
weniger  vom  Auslande  gekauft  wird.  Der 
Unterschied  zwischen  dem  Betrage,  für  den 
gekauft,  und  dem  Betrage,  füi-  den  verkauft 
wird,  muss  in  barem  Gelde  herausgezahlt 
werden.  Der  internationale  Handel  ist  einer 
AVage  oder  Balanz  zu  vergleichen,  die  Aus- 
fuhr und  die  Einfuhr  sind  wie  die  Schalen, 
und  es  ist  das  Uebergewicht,  das  die  eine 
Äcigt,  wodurch  sich  entscheidet,  ob  Geld  in 
das  Land  kommt,  also  das  Land  reicher 
wird,  oder  Geld  hinausgeht  und  das  Land 
verarmt 

5.  Je  mehr  Beschäftigung  und  Arbeits- 
gjelegenheil  vorhanden  ist,  desto  besser  be- 
findet sich  die  gesamte  Bevölkerung. 

6.  Je  grösser  die  Volkszahl  in  einem 
Lande,  desto  grösser  ist  seine  wirtschaft- 
liche Blüte. 

7.  An    den  Ausfulirartikeln   wird    mehr 


gewonnen,  wenn  sie  in  ve^^u~^»eiteteD  Oe^rL- 
ständen,  nicht  in  Rohstoffeu,    bestehen. 

8.  Am  vorteilhaftesten  ist  der  Han-i- 
mit  solchen  Ländern,  über  die  man  ^\i 
politisches  Uebergewicht  besitzt  oJ«-  'Ji- 
man  gar  wie  die  Kolonieen  in  x'oUkomm»^-: 
Abhängigkeit  liält. 

9.  Nur  das  planvolle  Eiogreifen  •:♦:> 
Staates  giebt  dem  Handel  diejenige  Gesta!i, 
in  der  er  dem  Lande  nützt. 

10.  Durch  das  Uebergewicht  im  Hacd- " 
wird  auch  das  politische  Uebergewicht  ver- 
stärkt. 

2.  Ursprang    des    Ansdmcki«.     L^- 
Wort  Merkantilsystem  ist  von  Adam  Smitl: 
gebildet  worden.  Im  »Reichtum  der  Xationeo 
heisst  das  vierte  Buch:  Systeme  der  p. »hu- 
schen Oekonomie.  Die  politische  Oetonomie 
erklärt  Smith  hier  als  jenen  Teil  der  Wisser.- 
schaft  des  Staatsmannes,  der   die  Bereich^- 
nmg  des  Volkes  und  des  Staatsoberhaupt«> 
zum  Gegenstand  hat.  Das  eine  der  SysteniP 
nun    nennt    er    das    System    des    HaDde-> 
(System  of  c^Dmmerce)  und  später  das  Han- 
delssystem oder  Merkantilsystem  (oommeim; 
or  mercantile  system).    Als  Fmidament  ciier 
Grundidee  (principle)  dieses  Systems  bezei'.ii- 
net  er  die  Anschauung,  dass  Geld  imd  Reich- 
tum gleichbedeutend  seien.  Schon  hieran>  ei- 
giebt  sich,   dass   er  unter   dem  Merkantil- 
systera  eine  Lehi-meinung  versteht,   die  da- 
durch als  besonders  bedeutungsvoll  ersdieiat. 
weil  sie  auf   die  Staatsmänner  Einfluss  ült 
und    ilire    Massnahmen    bestinmit     Xr-ca 
deutlicher  wird   sein  Gedanke,    wenn  wir 
ihn   in  der  Darstellung  kennen    lernen,  die 
er  ihm  als  Universitätslehrer  in  seinen  Vor- 
lesungen   zu    geben    pflegte.    In   dem  von 
einem  Schüler  nachgeschriebenen  Koüegien- 
heft,   das   neuerdings   veröffentlicht  wunlo. 
kommt  der  Ausdruck  Merkantüsystem  noch 
nicht   vor.    Aber  an   die  Lehre   vom  Gell 
schliesst   er   hier   die  Erörtenmg  der  Irr- 
lehre, die  das  Geld  als  den  wahren  Reich- 
tum erklärt,  und  indem  er  die  schädhchea 
Folgen  dieser  falschen  Ansicht   entwickelt, 
führt  er  einen  wesentlichen  Teil  jener  Er- 
scheinungen in  Litteratur   und  Praxis  an, 
die  später  sein  htterarisches  Hauptw'erk  in 
dem  Abschnitt  »Merkantilsystem«  kritisierte. 
So  hat  Smith  einen  ihm  auffäUigen  theore- 
tischen Gedanken   mit  seinen   Ableitungen 
als    eine    Einheit    aiifgefasst    und    diesem 
Komplex  zusammenhängender  Vorstellungen 
später  den  Namen  gegeben,  der  allo^ings 
aus   der  praktischen  Bedeutung,  die  dise 
Anschauungen  erlangten,  gewählt  war. 

3.  Anfänge.  Die  dem  gew5hiilicheu 
Leben  geläufige  Vorstellung,  dass  Geld  und 
Reichtum  gleichbedeutend  sei,  übt  auch 
frühe  schon  auf  die  wissenschaftliche  Litte- 
ratur einen  Einfluss,  Von  den  klassischen 
Autoi-en  z.  B.  lässt  sie  Xenophon  in  der 
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>^olmft  über  die  Einküufte  Athens  anklingen, 
A-vilhrend  umgekehrt  der  pseudoplatonische 
I->ialog     Eryxias    dagegen     ankämpft     und 
Aristoteles    das    YerliMtnis    zwischen    den 
V^eideii  Kategorieen   eine  Sti-eitfrage   nennt. 
A.ber      als     weitreichender     Grundgedanke 
f  i\r  die  Gestaltung  der  auswärtigen  Handels- 
l>olitik  kommt  das  Ziel,  Edelmetalle  in  das 
l^Mind    zu   ziehen,    erst    am    Ausgange   des 
>Iittelalters  zur  Geltimg.   Damit  entwickelten 
siich   i-asch  aus   der  ersten  Grundidee  noch 
andere    Folgerungen,    die    als    Bestandteile 
<les  ^Merkantilismus  aiif  zufassen  sind.  Nament- 
lich war  es  England,  wo  sich  eine  solche 
klare   und   innerlich    folgerichtige  Handels- 
l>olitik  ausbildete.    Schon  Baco  hat  bemerkt, 
<lass   in  England  am  Ende  des  Mittelalters 
neue    w^irtschaftliche   Gedanken    zur  Herr- 
schaft kamen.    Wie  er  sagt,  wurden  vorher 
i-eichliche  Genussmittel  angestrebt,  nach  dem 
Umschwung    diejenigen    Besitztümer,     die 
IJebergewicht     und    Macht     über    andere 
Nationen   verschaffen.    Er  irrt  nur,   w^enn 
er    Heinrich  VH.   als    den   Begründer   der 
neuen   Poütik   darstellt.    Sie  ist  in  Wahr- 
lieit   ein  volles  Jahrhundert   älter   und    be- 
^iint  in   dem  Augenblicke,   als  nach   dem 
Tode    Eduards    Hl.    das    Parlament    unter 
<lem  schwachen  Richard  H.  auf  die  Staats- 
verwaltung den  entscheidenden  Einfluss  er- 
langt.   Das    »gute  Parlament«    klagt    1381, 
•dass  Gold  und  Silber  in  Geld,  Geräten  und 
Schmuck   und   durch   den   Wechselverkehr 
ausser   Landes    gehe,    so    dass    keines    im 
Lande  zurückbleibt,   was,   wenn    es  länger 
geduldet  würde,  zur  Zerstörung  des  Reiches 
füliren   mflsste,   was   Gott   verhüte.«     Man 
begann    jetzt    ein   neues    handelspolitisches 
System   auszubilden,   das  die  Verdrängung 
der  fremden    Kaufleute,    die   Hebung    der 
nationalen  Schiffahrt,   die  Yermehrung   des 
Geldvorrates    im   Lande    zum   Ziele    hatte. 
Die   Gesetzgebung,    die    dazu    diente,    war 
lange  vor   der  Mitte   des   15.  Jahrhunderts 
abgeschlossen.     Sie   bestand    in    den    zw^ei 
Massnahmen    einer  •  genauen  Regelung    so- 
-wohl  der  Warenausfuhr  als  der  Warenein- 
fuhr.  Die  englischen  Ausfuhrprodukte  waren 
im  Stapel  vereinigt,   d.  h.   sie   durften  nur 
an  den  Stapelorten   verkauft   w^erden,    und 
die    Stapelorte    waren    auf   den   Kontinent 
verlegt,     so    dass    englische    Kaufleute    es 
waren,  die  den  Gewinn  aus  dem  Transport 
und  der  Vermittelung   zogen  und  englische 
Schiffe   Frachten    erhielten.      Auch    hatten 
die  Vorsteher  des  Stapels  daiüber  zu  wachen, 
dass  für  die  begehrtesten  englischen  Waren 
ein  Teil  des  Gegenwertes  in  barem  Gelde 
ins  Land  zurückgebracht  wurde.    Hinsicht- 
lich der  Wareneinfuhr  ergingen  die  sogen. 
Statutes  of  employment;    das   umfassendste 
dieser  Gesetze  ist  wohl  das  vom  Jahre  1440 
(18  H.  YL  c.  4).  Danach  hatten  die  fi-emden 
Handwörterbnch  der  StaatswiBseiuchafteii.   Zweite 


Kaufleute,  die  Waren  in  das  Land  brachten, 
den  Erlös  vollständig  in  englischen  Waren 
anzulegen;  sie  mussten  einheimische  Gast- 
freunde annehmen,  die  alle  ihre  geschäft- 
liche Thätigkeit  aufmerksam  verfolgten  und 
für  die  pünktliche  Beachtung  der  gesetz- 
lichen Vorschrift  sorgten.  Auch  der  eng- 
lische Kaufmann  wird  verpflichtet,  wenn  er 
Wechselbriefe  auf  das  Ausland  verkauft, 
ihren  Wert  in  englischen  Waren  zu  expor- 
tieren. 

Dieses  wohldurchdachte  System  der  Han- 
delspolitik hat  die  Aufgabe,  für  die  es  be- 
stimmt war,  Jahrzehnte  hindurch  gelöst  und 
hat  sich  erst  unwirksam  gezeigt,  als  die 
thatsächlichen  Voraussetzungen  aufhöi-ten, 
auf  denen  es  bijruhte.  Namentlich  hatte  es 
zur  Voraussetzung,  dass  englische  Kaufleute 
die  heimischen  Produkte  exportierten,  aus- 
ländische die  Erzeugnisse  der  Fremde  ins 
Land  brachten.  Um  die  Wende  des  neuen 
Jahrhunderts  aber  begannen  die  sogen. 
Merchant  adventurers  ihre  umfassende  Thä- 
tigkeit zu  entwickeln,  die  zugleich  in  der 
Ausfuhr  und  Einfuhr  von  Waren  bestand. 

Dieselben  Gedanken  merkantilistischen 
Cliarakters,  die  in  der  englisclien  Handels- 
politik des  15.  Jahrhunderts  einen  besonders 
deutlichen  Ausdruck  finden,  fehlten  damals 
auch  bei  anderen  Nationen  nicht.  Hervor- 
zuheben •  ist  Spanien,  wo  nicht  nur  Geld- 
ausfuhr\^erbote  bestanden,  sondern  auch  der 
Warenexport  und  die  Schiffahrt  nachdiilck- 
lich  unterstützt  wurden.  Unter  Isabella 
kommt  dazu  in  näherer  Uebereinstimmung 
mit  den  englischen  Einrichtungen  die  Vor- 
schrift für  die  fremden  Kaufleute,  ihren 
Erlös  in  spanischen  Erzeugnissen  anzulegen. 
Auch  wurde  für  die  Ausfuhr  nur  die  Hälfte 
des  Zolls  erhoben,  der  auf  den  importierten 
Waren  lastete. 

Einen  grossen  Teil  des  16.  Jalu-hunderts 
hindurch  hat  der  mächtige  Umschwung,  der 
sich  auf  allen  Gebieten  der  Produktion  vollr 
zog,  und  ganz  besonders  die  so  lange  uner- 
klärt gebUebene  Preissteigerung  aller  Wai-en 
das  Urteil  verwirrt.  Auch  die  gesteigerten 
finanziellen  Bedürfnisse  hinderten  vielfach 
die  Durchführung  einer  konsequenten  Han- 
delspolitik. Die  merkantilistische  Grundan- 
schauung, dass  das  Geld  im  Lande  ver- 
mehrt werden  müsse,  blieb  bestehen,  aber 
von  den  weiteren  Folgerungen  aus  dem 
Princip  wurde  über  den  nächsten  An- 
sprüchen, zu  denen  augenblickliche  Notstände 
drängten,  bald  die  eine,  bald  die  andere 
vernachlässigt.  So  will  die  englische  Denk- 
schrift aus  dem  ersten  Viertel  des  16.  Jahr- 
hunderts, die  dem  Clement  Ai-mstrong  zu- 
geschrieben wird,  zwar  das  Geld  des  Landes 
vermehrt  wissen,  aber  den  auswärtigen 
Handel  bekämpft  sie  mit  Leidenschaft.  Die 
Politik  der  spanischen  Cortes  unter  Karl  V, 
Auflage.    Y.  48 
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erstrebt  Verbote  der  Goldausfuhr,  aber  um 
der  Teuerung  im  Lande  zu  begegnen,  be- 
günstigt sie  die  Einfuhr  fremder  Manufakte. 
Vollends  in  Deutschland  erscheinen  die 
litterarischen  Werke  und  die  ix)litischen 
Dokumente  mit  Klagen  über  die  mannig- 
fachen Missstände  der  Zeit  angefüllt  und 
nur  in  geringem  Masse  von  allgemeinen 
theoretiscnen  Erwägungen  beherrscht. 

In  England   aber  entwickelte    sich   all- 
mählich eine  Macht  der  öffentlichen  Meinung, 


im  Ijande.  Ganz  in  demselben  Sinne  hattr 
auch  Richard  Aylesbury  seine  Meiiiuar 
dahin  abgegeben,  *wenn  nicht  mehr  fnfind- 
Waren  in  äas  Land  kämen^  als  der  Wr?rt 
der  exportierten  einheimischen  betrage.  ?*• 
würde  das  vorhandene  Geld  im  Lar.ir 
bleiben  und  dazu  noch  viel  vom  AusJanit^ 
kommen.«  Die  gleichen  Gedanken  sind  i=^. 
die  auch  bei  den  Schriftstellera  des  16.  Jahr- 
hunderts vorkommen,  aber  auch  von  dipi^L 
erfasst  und  angewendet,  erfuhren   äe    l«alu 


die   in   unabhängigen   Schriftstellern    ihren  |  eine  wesentliche  Weiterbildung. 


Ausdruck  fand,   und  die  Kritik,  der  sie  die 
staatlichen  Einrichtungen   und  Massnahmen 
unterwarf,  hatte  das  Bedürfnis,  sich  auf  ein- 
fache Grundsätze   von    umfassender   Giltig- 
keit  zu  stützen,  wie  sie  sich  in  den  merkan- 
tüistischen    Vorsteüuugen     darboten.      Von 
der  Mitte   des  16.  Jahrhunderts  an  werden 
diese  in  der  Litteratiu:  immer  häufiger  aus- 
gesprochen und  zu  Schlussfolgenmgen  be- 
nutzt.   Namentlich  der  Satz,   dass  der  auf 
der   Geld  Vermehrung   beruhende   Reichtum 
durch  das  Verhältnis  der  Wareneinfuhr  zur 
Warenausfuhr  bestimmt  wird,  begegnet  bei 
zaldreichen   SchriftsteUern.    In   der   ausge- 
zeichneten Schrift  A  discourse  of  the  com- 
mon  weal   of   this  realm   of  England,   die 
man    früher    unter    einem    anderen    Titel 
kannte   und    einem  W.  Stafford   zuschrieb, 
die    aber    wahrscheinlich    von    John   Haies 
und   jedenfalls   im   Jahre    1549   oder  1550 
verfasst  ist,   ist   der  Gedanke  in   folgender 
Form    ausgesprochen:     »Wir    müssen    uns 
immer   in    acht    nehmen,    dass    wir    nicht 
mehr    von    den    Ausländem    kaufen,    als 
vir    ihnen     verkaufen;    denn     so    würden 
wir    uns     arm    und    sie     reich    machen.« 
In  einer  anderen  Abhandlung  aus  derselben 
Zeit  heisst  es:    ^^Das  einzige  Mittel,  damit 
viel  Edelmetall  aus  fremden  Staaten  in  die 
Münzstätten  des  Königs  gebracht  wird,  be- 
steht darin,  dafür  zu  sorgen,  dass  eine  grosse 
Menge  unsi-er  Waren  jährlich  über  die  See 
und  eine  kleinere  Menge  der  ihrigen  zurück 
hierher   gebracht    wird.«      1580   vergleicht 
Hitchcock  in  A   politic  plat  den  Wert  der 
Waren,   die   aus  'Frankreich   bezogen,   und 
derjenigen,  die  dahin  verkauft  wiu-den.    Der- 
artige Betrachtungen  waren  nicht  neu;  sie 
begegnen   zwei  Jahrhunderte  früher  in  den 
Gutachten,    die    das  Parlament   1381    über 
das  Münzwesen    des   Landes   bei   Sachver- 
ständigen einholte.   Damals  hatte  (nach  den 
Eolls  of  Parliament  vol.  lll)  Richard  I^eyc 
erklärt,  dass  kein  Geld  nach  England  käme 
und  das  englische  Geld  abnehme,   w^eil  das 
Land    zu   viel   fremde   Ware,    Spezereien, 
Kiu'zw'aren,  Elfenbein  und  Edelsteine  ver- 
brauche;   Crantreu  hatte  gesagt,    man  solle 
keinen   grösseren  Wert   fremder  Waren  im 
Ijande  verbrauchen,  als  einheimische  Waren 


4.  Die  Blütezeit  im  17.  Jahriiiiiidert 

Mit  dem  Beginne  des  17.  Jahrhanderts  vini 
nämlich   in  England  eine  neue  Au.sdnicka- 
weise  der  lange  geläufigen  Wahrheit  da5< 
der  Untei-schied    zwischen   der  Grösse    «ter 
Warenausfuhr   und   derjenigen  der  Waren- 
einfuhr  den    Geldvorrat    bestimme,    allsr>^ 
mein   gebräuchlich.     Man  verdeutlicht   sidi 
die  Erscheinung  durch  das  Bild  des  Aos- 
sclüags,  der  bei  ungleichen  Gewichten   an 
der  Wage  eintritt ;  nicht  mehr  als  Mengen- 
unterschied    (overplus),    sondern    als    Ge- 
wichtsüberschuss  (overbalance)    wird  «lie 
Differenz  aufgefasst.     Jedenfalls   im   Jalire 
1601  in  Malines'  Canker  of  England *s  dia.- 
monwealth  findet  sich  diese  Art  der  Ver- 
sinnlichung  für  die  bedeutungsvolle  Lehn?, 
Auch  dem  Thomas  Mun  ist  schon  in  seiner 
ersten   Schrift  von  1621   das  Bild  gelaufi^^ 
»Sobald  der  Wert,«   sagt  er,   ^der  von  uns 
ausgeführten  Waren  das  Uebergewicht  hat 
(overbalance)    über   alle    die    ausländischen 
Waren,  die  in  dieses  Königreich  eingeführt 
und   da  verkauft  werden,   dann  muss   der 
Ueberrest  unseres  Vorrats,  der  weggesandt 
wird,  notwendig  als  bares  Geld  zu  uns  zu- 
rückkehren.«     Das    Hauptw^ort     von     der 
»Wagschale«  und  von  der  »Balanz«   (engl, 
balance    =  Wage)    des   Handels   (scale   of 
commerce  und  balance  of  trade)  wurde  vi.d 
Misseiden   1623  angewendet  und  der  Aus- 
druck Handelsbilanz  auch  in  den  Titel  einer 
Schrift  aufgenommen.    Indem  sich  aber  ge- 
rade die  Grösse  des  Unterschieds  zwischen 
Wareneinfulu"  und  Warenausfuhr    in    einen 
eigenen  Begriff  mit  besonderer  Bezeichnuns- 
verwandelt,  findet  sie  noch  eine  vermehrte 
Beachtung  und  drängt  die  Rücksicht  auf  die 
unmittelbare  Gestaltung  des  Geldvon^ates  in 
den  Hintergrund.  Weil  man  in  der  Handels- 
balanz  die  tiefere  Ursache  des  Geldvo^rate^ 
findet,  will  man  nur  noch  auf  diese  Ursache, 
nicht  unmittelbar  auf  den  Vorrat  eingewirkt 
wissen.     Schon   Misseiden    sieht    nidit   ia 
Verboten  der  Geldausfuhr,   nicht  in  künst- 
lichen  Massnahmen   der  Münzpolitik,  nicht 
in    der    Beeinflussung    des    internationalen 
Zahlungs Wesens,  sondern   nur  in  der  güns- 
tigen   Gestaltung    des    AVarenhandels    das 
Mittel,  wodurch  die  Bereichening  des  Lan- 


exportiert   würden,   dann    bleibe   das   Geld  ]  des  herbeigeführt  werden   soll.    Aber  erst 
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N5-\^n   hat  durch  einen  neuen  Gedanken  vora 
Standpunkte  des  Merkantilsystems  selbst  aus 
tiio      Lehre,   dass   kein  Geld  ausser  Landes 
treJien    dfirfe,   endgiltig   widerlegt.    Er   hat 
nämlich   die   für  den   Warenverkehr  schon 
ajaerkannte  Lehre  von  der  BaJanz  auch  auf 
<len.    Geld  verkehr  erweitert,  hat  ausgeführt, 
cla.3s  es  auch  beim  Geld  nicht  auf  den  Be- 
trag, der  weggeführt  oder  ins  Land  gebracht 
"vvircl,  ankomme,  sondern  auf  die  Grösse  des 
^Unterschieds    zwischen    Metalleinfuhr    und 
3Ietailausfuhr.    Diese  Entwickelung  hat  er 
zuerst  in  einer  1628  im  Auftrage  der  ost- 
indischen Kompagnie  an  das  Parlament  ge- 
brachten Denkschrift  der  Oeffentlichkeit  ver- 
fliegt. Darum  hielt  aber  Mun  doch  an  dem 
Grundgedanken  des  Merkantilismus  fest,  von 
<leiii  er  z.  B.  in  folgender  Ausführung  eine 
verständliche    Rechenschaft    gegeben    hat: 
-'Jedermann  weiss,  dass  der  Reichtum  oder 
die  ausreichende  Befriedigung  jedes  König- 
reichs, Staates  oder  Gemeinwesens  im  Be- 
s^itze  der  Dinge  besteht,  die  für  das  bürger- 
liche Leben  notwendig  sind.     Diese  ausrei- 
chende Befriedigung  ist  zweifacher  Art ;  die 
oine  ist  natürlich  und  stammt  aus  dem  l^ande 
selbst,  die  andere  ist  künstlich  und  beruht 
auf  der  Thätigkeit  der  Bewohner.     Um  gut 
zu  leben,  um  zu  blühen  und  reich  zu  wer- 
den, müssen  wir  Mittel  finden,  durch  den 
Handel  unseren  üeberfluss  zu  verkaufen,  um 
uns  dadurch  mit  dem  Bargeld  und  mit  den 
Erzeugnissen  des  Auslandes  zu  vei-sehen  und 
auszustatten.« 

Auch  in  den  nächstfolgenden  Generationen 
waren  in  England  die  merkantilistischen 
Gedanken  keine  Fessel  für  die  Forschung. 
Sie  werden  von  allen  Schriftstellern  festge- 
halten, aber  die  Erfahrung,  die  sich  aus  den 
Zeitereignissen  ergiebt,  und  der  Scharfsinn 
hervorragender  Denker  führten  doch  zu 
immer  neuen  Einsichten.  Das  System  zeigte 
sich  elastisch  genug,  dass  sich  innerhalb 
seines  Rahmens  die  natürlichen  Gegensätze 
aussprechen  und  die  bedeutenden  sowohl 
wie  die  untei^eordneten  Geister  seine  Auf- 
fassung und  Ausdrucksweise  anwenden 
konnten.  Freilich  der  bleibende  Wert  der 
wichtigsten  Schriften  des  Jahrhunderts  Hegt 
nur  in  denjenigen  Lehren,  die  von  den  Ver- 
fassern ganz  unabhängig  von  dem  merkan- 
tilistischen Gedankenkreise  entwickelt  wur- 
den, während  umgekehrt  jene  Schriftsteller, 
die  einzig  mit  merkantilistischen  Grund- 
sätzen theoretische  oder  praktische  Fragen 
zu  lösen  unternehmen,  im  Laufe  der  Zeit 
immer  weniger  ein  richtiges  Ergebnis  er- 
zielen. Der  königliche  Handelsrat  bekennt 
sich  in  einem  Gutachten  von  1660  zur  Lehre 
von  der  Handelsbilanz;  aber  er  modifiziert 
sie  dahin,  dass  auch  bei  einem  aktiven  Stand 
der  Bilanz  eine  Geldeiufuhr  in  beliebiger 
Höhe  nur  geschieht,  wenn  die  AViederaus- 


fulu*  nicht  durch  Staatsgebot  verhindert  ist. 
Ein  Betty  nimmt  keinen  Anstand,  Argumente 
zu  gebrauchen,  in  denen  Edelmetall  und 
Reichtum  als  gleichbedeutend  behandelt 
werden;  aber  seine  Grosse  beruht  darin, 
dass  seine  letzten  Ergebnisse  zuti-effend  und 
neu  sind,  dass  er  z.  B.  der  Einschränkung 
der  übei-seeischen  Kolonisation,  der  Befrei- 
ung des  Handels  das  Wort  redet.  Selbst 
Dudley  North,  der  den  schroffsten  Gegen- 
satz zu  einem  Merkantilisten  bilden  würde, 
wenn  man  unter  einem  solchen  sich  einen 
Schriftsteller  vorstellt,  der  sich  in  allen 
seinen  gesetzgeberischen  Vorechlägen  nur 
von  dem  Streben  nach  der  Vermehrung  des 
Geldvorrates  leiten  lässt,  geht  in  seinen 
Entwickelungen  ganz  imbefangen  davon  aus, 
dass  »die  Nationen  reich  werden,  indem  sie 
im  auswärtigen  Handel  SUber  und  Gold  im- 
portieren und  es  aufspeichern«.  So  verträgt 
sich  ein  gewisses  Mass  merkantilistischer 
Denkweise  noch  am  Ende  des  17.  Jahrhun- 
derts mit  einem  wirtschaftlichen  Blick  von 
seltener  Weite.  Niu-  diejenigen  ScliriftsteUer 
sind  engen  Geistes,  die  auch  damals  noch 
das  Merkantilsystem  bis  in  seine  äussersten 
Konsequenzen  zu  verfolgen  und  es  in  dieser 
Gestalt  als  die  Grundlage  der  Handelspolitik 
zu  empfehlen  suchten.  Von  ihnen  sind  die 
Verfasser  des  British  merchant  or  commerce 
preserv'd  (1713)  und  Joshua  Gee,  dessen 
Werk  The  trade  and  navigation  of  Great- 
Britain  considered  (1729)  heisst,  zu  nennen. 

Auch  der  Entwickelung  der  englischen 
Handelspolitik  im  17.  und  im  beginnenden 
18.  Jalirhundert  hat  der  Merkantilismus  in- 
folge der  mannigfachen  Interessen,  auf  die 
er  Rücksicht  nahm,  keine  allzu  lästigen 
Schranken  gezogen.  Andererseits  steDte  er 
doch  ein  theoretisches  Princip  dar,  wodurch 
die  Staatsmänner  für  ihre  Massnahmen 
höhere  Gesichtspunkte  gewannen.  Aller- 
dings Hessen  sich  die  gewaltsamen  Schritte, 
die  in  dem  Jahrzehnt  von  1650—1660  durch 
Navigationsgesetze  und  ihre  kriegerische 
Verteidigung  gegen  die  im  Handel  rivalisie- 
renden Holländer  ergriffen  wurden^  mit  be- 
sonderem Recht  als  merkantilistisch  be- 
zeichnen. Aber  es  vertrug  sich  auch  mit 
demselben  Sj'^stem,  dass  man  am  Anfange 
des  18.  Jahrhunderts  mit  Portugal  und  so- 
gar mit  Frankreich  Handelsverträge  schloss, 
und  dass  1721  Waipole  das  neue  Princip 
aufstellte,  es  sei  dem  Lande  nützlich,  wenn 
sich  die  Einfuhr  von  Rohstoffen  vermehre. 

Wie  in  England  wurde  auch  anderwärts 
schon  am  Anfange  des  17.  Jahrhunderts 
entwickelt,  dass  es  die  Einfuhr  und  Ausfuhr 
der  WaiY^n  sei,  wonach  sich  der  Geldvorrat 
der  Länder  gestalte.  Auch  die  praktische 
Folgerung  \mrde  an  diese  Betrachtung  ge- 
knüpft, dass  der  Staat  besser  thue,  auf  die 
Ausfuhr    von    Fabrikaten    liinzuwirken,    als 
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direkt  in  doii  Geldumlauf  einzugrroifon.  W'io 
diese  Wahrheit  in  England  von  Missrlden 
gegenüher  der  ahweieliendtm  Ansehauung 
Malines'  pntwi(^kelt  wui-de,  so  war  sie  schon 
ein  Jahrzehnt  früher  (lOlH)  in  Italien  von 
d(»ra  NeapolitantH'  Antonio  Serra  gegen  den 
Minister  de  Santis  mit  bewurdernswerter 
Klarheit  dargelegt  worden. 

In  Frankivieh  ei-seheint  schon  am  Ende 
des  10.  Jahrhunderts  ein  Schriftsteller,  der 
dievSelK»  fortgesclirittenere  Auffassung  des 
Merkantilismus  vei-tritt,  Barthelemy  de  Laf- 
femas.  Er  hat  im  Zeitalter  Heinrichs  IV. 
nachthi'icklich  dafür  gewirkt,  dass  die  FaVni- 
kation  der  kosthai'eren  Gewebe  in  Frankix^it.'h 
eingeführt  wenle;  er  hat  ein  sichei\^res 
Mittel,  um  vvom  Auslande  kaufen  zu  können, 
ohne  den  Beutel  zu  zielien<',  darin  gesehen 
als  in  dem  Verbote  der  (ieldausfuhr.  In 
ähnlichem  iSinue  gehalten,  aber  umfassender 
ist  das  Werk  von  Montchretien,  Traicte  de 
Toeconomie  ix)litique  (161')):  darin  ist  na- 
mentlich auch  noch  die  Pflege  der  Schiff- 
fahrt, die  Entwickelung  der  Koloniix?n,  die 
Fortweisung  der  fivmden  Kaufleute  aus 
dem  Lande  empfohlen.  Der  in  so  vielen 
Beziehungen  dem  Zeilalter  vorausgeeilte 
Emeric  de  Ijacroix  (vgl.  d.  Art.  Fr  ei  h  an - 
delsschule  oben  Bd.  III  S.  124S)  ist 
soweit  Merkantilist,  dass  er  auf  die  Entwicke- 
lung des  auswärtigen  Handels  und  der 
Seefahrten  das  grinste  (tcwicht  legt.  Auch 
insoferne  er  die  Staatsmänner  behen-sclit, 
kommt  der  französische  Merkantilismus  in 
höchst  vei'sc^hiedenen  Persönlichkeiten  zum 
Ausdruck.  Ein  Merkantilist  war  Sully,  der 
mit  aller  Strenge  die  Ausfuhr  der  Edel- 
metalle unterdrückte,  die  ausländischen 
Luxus  waren  verbannte.  Aber  er  hielt  sich 
gleichsam  nur  an  die  negative  Seite  des 
Systems,  indem  er  in  der  Selbstgenügsam- 
keit die  Bereicherung  des  I^andes  suchte. 
Fast  als  der  genaue  Gegensatz  zu  ihm  er- 
schien einem  späteren  Jahrhundert  Colbert, 
der  doch  gerade  als  die  vollkommenste  Ver- 
körperung aller  merkantilistischen  Ideeen  uns 
entgegentritt.  Denn  in  der  That  ist  sehie 
Wirtschaftspolitik  so  beschaffen,  dass  sie 
ohne  Zuhilfenahme  anderer  Erwägimgen 
aus  den  Gnmdsätzen  des  Merkantilismus 
allein  erklärt  wenlen  könnte.  Damit  ist 
noch  nicht  ausgesprochen,  dass  diese  Politik 
im  wesentlichen  unrichtig  war;  aber  seine 
Massnahmen  mussten  sich  jtnlenfalls  bei 
ihrer  unveränderten  Fortdauer  als  unvoll- 
ständig erweisen.  Eine  spätere  Zeit,  in  der 
diejenigen  Interessen,  deren  besondere  Pflege 
sich  Colbert  nicht  zum  Ziele  gesetzt  hatte, 
von  überwiegender  Wichtigkeit  wunlen,  hat 
gerade  seine  Unterlassungen  mit  seinem 
Namen  verknüpft,  und  Mengotti  hat  1791 
das  System,  das  die  Landwirtschaft  ver- 
nachlässigt,   als     Coll>ertismus    bezeichnet. 


Dagegen  haben  auch  nocli  wälireod  d«r>  r* 
Jahi'hunderts  viele  fmnzusisehe  SchriftsJ»-.,' 
die  Principien,  die  er  U^folirt  hatte.  aL<  •.-'; 
Inbegi'iff  einer  richtigen   Politik    verte.'iu:. 
so  Melon,  Forbonnais,  Xecker. 

Eine  gewisvse  Parallele  zu  der  en^Ii^i.' •. 
Entwickelung,  eine  Anpassung  des  Sv>teLi> 
an  vei^chiedone  wirtschaftliche  Standpauk'- . 
lässt  sich  noch  in  anderen  lindern,  in  H  '.- 
'  land  sowolil  wie  in  Spanien  beobachten.    1. 
di(»sem  letzteren  I^ande  hat  am  Anfange  «i»- 
!  17.    Jahrhmiderts    Medina    del    Cainpi    äi- 
Lelire   von   der  Handelsbilanz   deutUch  t^t- 
I  wickelt,    zwanzig   Jahre    später    Saucho   <!  - 
Monciida    die     Beförderung     der     Indu>ti: 
,  empfolden.     Um  die  Mitte  des  Jahrhunu»-r- 
I  iK^kennt   sich    Martinez   de  Mata   schon  z . 
I  einer  viel  frtneren  Auffassung^  indem  er  di- 
Industrie   hauptsächlich  als   das   Mittel  »J»  • 
j  Beschäftigung  und   des  Unterhalts   der  Be- 
'  völk(U'ung  betrachtet,   bis    sich    zidetzt  ^':I  - 
j  anonyme    Denkschrift     1686     zu    Ansirliau- 
I  ungen  erliebt,  die  au  das  Smithsehe  Industri-*- 
'  System  anklingen   und   nicht    im  (iold   t.l 
'  Silber,  sondern    »in  dem  kostbarsten  MetAÜ. 
•  dem  Schweiss,    der   auf  der  Stiroe  jierit  , 
'  die    einzig    zuverlässige    Quelle    staaüichei 
t  Gr()sse  und  nationalen  Reichtums  findet. 
I       In  Deutschland  ist  die  NatioDalökonomi" 
I  im   17.  Jahrhundert    durch   die    auswärtiiT' 
I  Litteratur    angeregt    woi-den.      "Wir    findvL 
I  hier  einen  schroffen  Merkantilismus  in  eict^r 
I  Zeit,   in    der   dessen   Lelu*sätze    ander^-ärts 
I  schon  durch  eine  Menge  neuer  Erkenntnis-*' 
I  sehr   in    den  Hintergrund  gedrängt  wai«,. 
I  Natürlich  fand  auf  Deutsclilaud  ein  Teil  d»T 
!  merkantilistischen  Principien    keine  Anweii- 
I  dimg  und  koimte  hier  von  den  Schriftstelleni 
I  niclit  wiederholt  wenien.     Drei  Namen  Ter- 
I  tn^ten   den  Merkantilismus   und   jeder  dm-ii 
I  auch  vorzugsweise  eine  besondere  Seite  da- 
von.    Beclier,  dessen   Hauptwerk   1668  er- 
schien, sieht  in  der  Volkszahl  die  wichtigst»- 
Grundlage   für  die  Blüte  der  Länder.     Da- 
gegen hat  Homick,  der  1684  sein  berühmt'- 
Buch  »OesteiTcich  über  Alles«  veroffentliditir. 
die    Entwickelung    der    Manufaktur    zum 
Zwecjke  der  Beschränkimg  des  Verbrauchft« 
auf  heimische  Produkte   am   meisten  emi»- 
fohlen.    Der  dritte  in  der  Reihe  ist  W.  von 
Schröder,  dessen  »Schatz-  und  Rentkammer 
1686  ei-schien  und   der,   dem    Staate  noch 
ein  ferneres  Ziel  setzend,  den  Nutzen  de^J 
Abbaues   der  Edelmetalle    und    denjenigen 
des   Handels   zur  Vermehrung   des  öffent- 
lichen Reichtums  hervorhob.     Eine  Verbin- 
dung der  merkantilistischen  Ideeen  mit  di^n 
neuen  Erfahrungen,  welche  die  Fortschritte 
des  {)olitischen  und  wirtschaftlichen  Lebens 
lieferten,  vollzog  sich  in  Deutschland  eivt 
im  Laufe  des  18.  Jahrhunderts  durch  Männer 
wie  Justi  und  Sonnenfels. 

5.  Niedergang.    Eine  allmähliche  Auf- 
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lrv£:iiing  des  Merkantilismus  erfolgte  in  Eng- 
l*"i.iicl.    Indem  hier  eine  Menge  neuer  Ein- 
>^i<."hter.  gewonnen  wurden,  konnte  es  zuletzt 
iii^*ht   fehlen,   dass  dachirch  nicht  mehr  zu 
^orkennende  Widerspiiiche  mit  den  merkan- 
til istischen  Grundwahrheiten  entstanden.    So 
\  i  ilirte  das  tief   eindringende   Studium    des 
1  i  oldwesens  schon  Petty  und  dann  North  zu 
<lor  Erkenntnis   von   den    Nachteilen   eines 
«lt:-n    Bedarf    übersteigenden    Geldumlaufes. 
>^«hon  Petty  ist  es  auch  gewesen,  der  am 
l^eispiel  Irlands  entdeckte,    dass   ein   Ijand 
'v-orarmen   kann,   während    seine  Wai-enaus- 
iiihr  die  Einfuhr  immer  übersteigt,  imd  er 
liat  auch,  der  mcrkantilistischen  Lehre  ein- 
Lredonk,  es    ausgesprochen,   dass   in    dieser 
Thatsache  ein  »Paradoxon«  liege.    Die  Fort- 
H^chritte  der  Statistik  trugen  dann  dazu  bei, 
<  leu  Glauben  an  die  Berecluiungen  der  Han- 
«lolsbilanz    zu    ei-schüttern :    Davenant    hält 
>.vohl  noch  an   der  Theorie  fest,   verzweifelt 
aber  daran,   dass   sich  ein  praktischer  Ge- 
ln-auch   davon   machen  lasse.    Von  grosser 
Tragweite  war  es  auch,  dass  zur  Verteidi- 
tning  der  Einfuhr  indischer  Waren  jetzt  die 
I^hre  entwickelt  wurde^  es   sei  wirtschaft- 
lich,  jedes   bestimmte   Produkt    mit    einer 
möglichst     geringen     Anstrengimg     herzu- 
stellen. Epochemachend  wurde  durch  diese 
Erkenntnis  die  Schrift  Considerations  upon 
the  East   India  trade   (1701),  die    sich  mit 
der   merkautilistischeu  Anschauung,   welche 
die  i^roduktionen   nach  der  Grösse  der  Be- 
schäftigung,   die    sie    eröffneten,    beurteilt 
hatte,  nicht  in  Einklang  bringen  liess.    Auch 
Nicholas  Barbons  Discourse  of  trade  (1690) 
kommt  in  Betracht,  worin   gegen  die  herr- 
schende  Meinung  die  Vorteile  der  Wai'en- 
einfuhr    und    die    nachteiligen    Seiten    der 
Warenausfuhr  auseinandergesetzt  sind.  Aber 
der  Widerspruch  zwischen  den   neuen  An- 
schauungen und  den  mcrkantilistischen,  die 
noch  nicht  ausdiiicklich  als  falsch  oder  ii-re- 
führend  erklärt   waren,   zog  deshalb  lange 
Zeit  die  Aufmerksamkeit  weniger  auf  sich, 
weil    der  Anfang   des   18.  Jahrhunderts  in 
der  Hauptsache  nur  eine  Litteratur  kürze- 
rer Abhandlungen  über   i)raktische  Einzel- 
fragen  hervorbrachte.     Als   aber  nach   der 
Mitte  des  Jahrhunderts  James  Steuart   ein 
umfassendes    nationalökonomisches    System 
veröffentlichte,  da  ergab  es  sich  für  ihn  als 
verhängnisvoll,  dass  er  seine  scharf shmigen 
Gedanken  und  eindringenden  Beobachtungen 
mit  einem  Ueberrest  merkantilistischer  An- 
schauungen verband,  so  dass  sich  seine  Dai-- 
legungen  zu  keinem  klaren  und  feston  Bilde 
gestalteten. 

6.  Nachk längte.  Durch  die  überaus 
eingehende  Widerlegung,  die  Adam  Smith 
ihm  widmete,  ist  das  Ansehen  des  Merkan- 
tilismus völhg  zerstört  worden.  Die  Schrift- 
steller, die  seitdem  die  praktischen  Mass- 


nahmen empfelilen  wollten,  wofür  auch  die 
^[erkantilisten  eingetreten  waren,  mussten 
wenigstens  auf  eine  ncnie  und  eigenarti.t^e 
Begnindung  bedacht  sein.  So  haben  auch 
nur  einige  w^enige  Autoren  unseres  Jahr- 
hunderts es  gewagt,  obwohl  ihnen  die  Ein- 
mütigkeit der  jetzt  herrschenden  Ansicht 
bekannt  war,  merkantilistische  Grrundlehren 
wieder  aufzunehmen.  Als  solche  sind  be- 
sondere zwei  Franzosen  zu  nennen,  August 
Ferrier,  Verfasser  des  Werkes  Du  gouver- 
nement  considore  dans  ses  rapports  avec  le 
commerce  (1804),  und  Saint  Chamans,  dessen 
Nouvel  essai  sur  la  richesse  des  nations 
1824  erschien.  Auch  ein  deutscher  Natio- 
nalökonom, Peter  Kaufmann,  hat  sich,  wenn 
auch  viel  gemässigter  und  mit  besseren 
Argumenten,  in  einem  ähnlichen  Sinne  um 
die  Rechtfertigung  der  merkantilistischen 
Lehre  von  der  Handelsbilanz  bemüht.  In 
neuerer  Zeit  hat  man  nicht  ohne  Grund  in 
Careys  Geldlehre  eine  dem  Merkantilismus 
verwandte  üeberschätzung  der  Edelmetalle 
gefunden.  Sie  erklärt  sich,  w^enn  wir  er- 
wägen, dass  dieser  Schriftsteller,  der  sich 
den  im  Volke  und  bei  den  Geschäftsmännern 
verbreiteten  Vorstellungen  anschloss  und 
ihnen  seine  Fürsprache  lieh,  dadurch  derselben 
(Quelle  nahe  stand,  aus  der  ui-sj)rünglich 
auch  die  merkantilistischen  Gedanken  ent- 
nommen sind.  Gegenüber  der  Kraft  der  im 
kritischen  Denken  geschulten  Wissenschaft 
haben  sich  diese  Rückfälle  nicht  behaupten 
können.  Und  so  dürfen  wir  annehmen,  dass 
auch  künftighin  es  nicht  mehr  möglich  sein 
wird,  Lehren  und  Vorschläge  auf  solche 
scheinbare,  aber  ungenaue  wiilschaftliche 
Grundanschauungen  zu  stützen,  wie  sie  das 
Wesen  des  Merkantilismus  ausmachen. 

Litteratur:  Von  den  DarftteUungen  der  Geschichte 
der  yationalökonomfe  kommen  hegonders  in  Be- 
tracht: BlanquU  Jiistoire  de  V economic  po- 
litique  en  Europe,  IS.iT,  I,  S.  rf^7 — 4^^.  — 
TivisSf  riew  of  the  progreas  of  political  economy 
in  Europe  since  the  16.  Century,  18^7,  S.  4 — •^^^« 
Kantz  f  Die  geschichtliche  Entwickelumj  der 
Xadonal Ökonomik  und  ihrer  Litteratur,  Id'OO.  — 
Giistav  CohUf  Grundlegung  der  yational- 
Ökonomie,  1885,  .S'.  U4—9ft.  —  J,  K.  Ingram, 
Geschichte  der  l'tdkswirtschaftslehre  (übersetzt 
V.  Roschlau),  1890.  —  Cossa^  Introduzione  <dlo 
studio  dcll'  eeonomia  politicti ,  ti*^  ed.,  189 Ji, 
namentlich  S.  ^10 — J^d.  —  Ro»chei\  Gesch.  d. 
Xnt.,  1874.  —  La«peyreSn  Geschichte  der  volks- 
wirtschaftlichen Anschauungen  der  Niederländer, 
186.i,  namentlich  S.  hi4ff.  —  Monographische 
Schriften  sind:  Hoscher^  Zur  Geschichte  der 
englischen  Volkswirtschaftslehre,  18ÖL  —  tfonen, 
lYimitive  political  econnmy,  I847,  in  Jones* 
liemains  J91 — d-i/i.  —  Held,  Careys  Sozial- 
wiisenschaß  und  das  Merkantilsystem,  1806.  — 
JiniRchull ,  Swoftodnaja  torg<thlja  J.  —  von 
Heyktng,  Zur  Geschichte  der  Handelsbilanz' 
theorie,  I,  1880.  —  HJalmar  Schacht ^  Der 
theoretische  Gehalt  des  englischen  Merkantilismus 
(lUss.),  1000.  —   St.   Bauer,  Balance   of  trade. 
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in  PcUffrare»  Dictionnry  of  political  eronomy, 
vol.  /,  IS04.  —  ,7.  Ä  Xicholson,  commernol 
System,  ebenda.  —  Hewtn^,  mercanUlc  System, 
ebenda,  i-ol.  II,  1SU6.  —  CunnhigHanif  Adam 
JSmith  und  die  Merkantilisten,  in  der  Zeitschr. 
f.  Staalstc.,  lSi<4,  Ä'.  4J—64.  —  Fomat%  Studio 
sopra  AnUmü}  Setra  e  Marc'  Antonio  de  Santis, 
IS80.  —  Gohbtf  La  conrorrema  estera  e  gli 
anticki  economisti  italiani,  1881.  —  Derselbe, 
Vecrmomia  politica  negli  scrittori  itediani  del 
secolo  16 — 17,  1889.  —  Ci^mefitf  Ifistoire  du 
Systeme  protecteur  en  France,  1854.  —  dthtif 
Volbert  vornehmlich  in  staatirirtschaftl icher  Hin' 
s^icht,  in  dei-  Zeitschr.  f.  JStaatsic,  1809,  S.  309 
—434,  1870,  S.  390—454.  —  Hecht f  Colberts 
politische  und  volkswirtschaftliche  Grtindan- 
schauungen,  1898.  —  Schmollert  Zur  Geschichte 
der  nationalökonomischen  Ansichten  in  Deutsch- 
land während  der  Reformationspe rinde,  in  der 
Zeitschr.  f.  StaaUnc.,  1860,  bes.  S.  0J6—652.  — 
H,  t/.  Bidermannf  reber  den  Merkantilismus, 
1870.  —  Marchett  Studien  über  die  Enticicke- 
luug  der  Vericaltungslehre  in  Deutschland,  1885. 
—  V,  Erdberg  •  Krczenciewski  j-  Johann 
Joachim  Becher,  1896,  S.  1—27.  —  Wirtning^ 
hauSf  Zwei  spanische  Merkantilisten,  1886.  — 
Alis  den  Darstellungen  der  Wirtschaftsgeschichte 
sind  von  Wichtigkeit:  Cunntnghanif  The 
gnncth  of  English  industry  and  commerce  during 
the  early  and  middle  ages,  1890.  —  Derselbe, 
The  growth  of  English  commerce  and  industry 
in  modern  times,  189£.  —  Schanz,  Englische 
Handelspolitik  gegen  Ende  des  Mittelalters,  I, 
1881.  —  He%vinSf  English  trade  and  ßnance, 
chiefly  in  the  17.  Century,  189£.  —  Häbler^ 
Die  irirtschaftliche  Blüte  Spaniens  im  16.  Jahr- 
hundert und  ihr  Verfall,  1888.  -  Schmoller, 
Studien  über  die  wirtschaftliche  Politik  Friedrichs 
des  Grossen,  IL:  Der  Merkantilismus  in  seiner 
historischen  Bedeutung,  im  Jahrb.  f.  Gesetzgcb., 
Vene.  V.  Volksw.  I884,  S.  15—61.  —  Derselbe, 
IHe  englische  Handelspolitik  des  17.  u.  18.  Jahr- 
hunderts, ebenda,  1899,  S.  l:ill—1241. 

E.  Leser, 


Messedaglia,  Angelo, 

wurde  geb.  am  2.  XI.  1820  zu  Villafranca  bei 
Verona,  studierte  an  der  Universität  Pavia  die 
Rechtswissenschaften  und  fungierte  von  184ö 
ab  als  Professor  des  Rechts  und  der  Staats- 
wissenschaften an  derselben  Universität.  Messe- 
daglia ist  seit  1888  Professor  der  politischen 
Oekonomie  und  d»er  Statistik  an  der  Universität 
Rom  (liest  hier  insbesondere  über  Philosophie 
der  Statistik),  ist  Senator  und  Mitglied  der 
obersten  Unterrichtsverwaltung.  Er  gehörte 
mehrfach  der  italienischen  Deputierteukaramer 
als  Mitglied  an.  In  letzterer  sowie  im  Senat 
verteidigte  er  besonders  die  Freihandelstheorie. 
Das  öO.Lehr  Jubiläum  Messedajrlias  wurde  Ende 
Juni  1895  in  weiten  Fachkreisen  gefeiert. 

Messedaglia  war  der  erste,  welcher  in 
Italien  die  Theorie  der  Statistik,  ins- 
besondere die  von  Guerry  erklärten  G e s e t  z e 
der  grossen  Zahlen  und  zwar  in  einer 
mustergiltigen  mathematischen  Sprachgenauig- 
keit verbreitete.   Im  Gegensatze  zu  S  ü  s  s  m  i  1  c  h 


(8.  diesen),  der  in  der  Rejgelmässig-keif  4er  Er- 
scheinungen eine  göttliche  Ordmiii^    UBd  da 
Willen  der  Vorsehung  zu  erkennen  erluibt;^*  ^-t»- 
trachtet   Messedaglia  (mit   Gnillard,    ITappän* 
u.  a.)  in  seinen  Monographieen    über   die  B-- 
völkerungstheorie  den  Menschen  InDeriaJ*' 
des  sozialen  Ganzen,  jedoch  als   zu  diesem  or- 
auflöslich  gehöriges  Objekt.    Er  h&lt  in  di*«^ 
Schriften  mit  Vorliebe  den  QneteletÄchen  Vj^ 
danken  des  naturgesetzlichen  Zwangt^* 
für  die  Massen   und  der  Freiheit    für  da,> 
Individuum  fest  und  sagt  u.  a.  (Studi  scijj 
popolazione,  Venezia  1866):  „Die  Statistik  vm 
der  Wahrscheinlichkeit  trennen   zu    wollen,  L«i 
durchaus  unzulässig.     Denn  abgesehen   dar«, 
ob  die  von  den  wichtigsten  statistischen  Zeit- 
fragen bedingten  höheren  Arten  der  Berechnmu 
bekannt  oder  unbekannt  sind,  in  beiden  FäJlrB 
wird   man   sich  nicht   abschrecken   lassen,  dl« 
Lösung  dieser  Fragen  zu  versuchen.     Man  hoft 
dadurch,  wie  in  allen  Versuchs wissenschafreiL 
zu   Zeiten    eine   Gewissheit,    noch    öfter    aferr 
praktische   sowie   begründete  Konjekturen  an? 
ihnen  gewinnen   zu  Können.     Die   Statisrik 
ist  daher  schon  an  und  f&r  sich  nichts  andere« 
alseineWahrscheinlichkeitsrechnnng-. 
Die   sachgemäss  angefertigten  graphischeL 
Darstellungen  rechnet  Messedaglia  ^zu  des 
wertvollsten   Werkzeugen   der  experimenteileo 
Induktion".    Wenn  Messedaglia  in  seinen  sta- 
tistischen   und    volksift'irtschaftlichen    Schriftea 
die  Freiheit  des  Individuums  verteidigt, 
so  ist  es  von  Wichtigkeit,  seine  Definition  der 
Freiheit    aus    seinem    Hauptwerke    (Belazi-jne 
critica  snlla  statistica  etc.)  (s.   u.)  kennen  zu 
lernen:   „Freiheit  bedeutet  nur  soviel  wie  frei^ 
Wahl,  keineswegs  aber  eine  absolute  und  un- 
begrenzte Caprice.    Es  liegt  sozusagen  ein  nach 
überallhin   offener   Horizont  vor;    einem  jeden 
ist  es  anheimgegeben,  sich  nach  der  einen  oder 
anderen  Seite  hin  zu  wenden,  nach  rechts  tnier 
links  seinen  W^eg   zu  nehmen,   nach  Beliebe 
vor-   oder  rückwärts   zu  schreiten,   wie  er  e^ 
eben  fürs  geratenste  erachtet.    Betrachtet  man 
nach  einiger  Zeit  das  sich  darbietende  Gesamt- 
bild, dann  ist  es  leicht  zu  konstatieren,  dasi? 
eine  mehr  oder  minder  grosse  Zahl  mehr  der 
einen  oder  der  anderen  Richtung  den  Vorzne 
gegeben  hat,  dass  aber  das  Verhältnis  zur  G^ 
samtzahl,   wenn  es  nicht  absolut  das  nämliche 
bleibt,   sich   nur  wenig   verändert,   und  zwar 
stufenweise  sowie  mit  bestimmter  Regelmässig- 
keit.   Dieserart  stellt  sich  im  Bilde  und 
auf    gewöhnlichem    Wege    das    allgemeine 
statistische  Faktum  dar.   Zur  Begrändno^r 
desselben  bedarf  es  durchaus  nicht  der  Annahme 
eines  Mangels  an  Freiheit;  es  genügt  schon  die 
Voraussetzung,  dass  die  Menschen,  so  frei  sie 
auch  immerhin  sein  mögen,  doch  von  gewissen 
Beweggründen  geleitet  werden,  sogar  bei  ihren 
grössten  Ausschreitungen,  während  der  Umstand 
nicht  ausser  acht  zu   lassen  ist,  dass  diese  Be- 
weggründe in  ihrer  Gesamtheit  von  dem  Zn- 
sammenwirken der  zu  einer  gegebenen  Zeit  in 
der    Gesellschaft    vorherrschenden    allgemeinen 
Umstände    und    Verhältnisse    beeinflusst    und 
determiniert  werden." 

Messedaglia  wird  von  Cossa  is.  u.  Wirt- 
schaftslehre, S.  195  und  Economia  politica. 
S.  52U— 52lj  und  Morpurgo  (s.  u.)  als  der 
erste   lebende   italienische  Nationalökonom  be- 
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•^?i«^-linet,  als  Schriftsteller  genau,  vorsichtig  und 
C«i_naäs8igt.    Maurice  Block  (s.  u.,  S.  82)  rechnet 
♦^i^TÄB  Monographieen  über  Mttnzwesen  und  "Volks- 
'«''ix-tschatt  zu  den  hervorragendsten  Schriften 
t^skliens,  noch  andere  bezeichnen  seine  Arbeiten 
i»-V»^r  Staatsanleihen  und  über  Bevölkerung  zu 
cl^xm  epochemachendsten  Schriften  der  Gegenwart, 
Messedaglia  veröffentlichte  folgende  volks- 
^^^'i^^rtschaftlich-statistische    Schriften,    chronolo- 
S-isch  aufgeführt,  a)  in  Buchform:  Dei  prestiti 
13xi.T)lici  e  del  miglior  sistema  di  consolidazione, 
I^fTilano  1850.  —  Teoria  della  popolazione  sotto 
l^s^^petto  del  metodo,  Padova  1858.  —  Della 
ti-^oria   della   popolazione   principalmente   sotto 
l'^s^spetto  del  metodo,  Vol  I,  Verona  1858.  — 
3L-^   inon  dazioni  in  Francia,  Verona  1865.  — 
Stiudi  suUa  popolazione,  Venezia  1866.     (Ver- 
t:>i,sser  unterscheidet  hier  zwei  Arten  der  Be- 
"^ölkerungsbewegung :  die  numerische  [welche 
die    Zu-  und  Abnahme  einer  Bevölkerung  be- 
trachtet] und  die  der  zusammensetzenden 
Teile  [welche   den   stetigen   Wert  der  inte- 
grierenden Teile  der  Bevölkerung  betrachtet]. 

Die  „mittlere  Lebensdauer"  definiert 

der  Verfasser  als  „dasjenige  Lebensquantum, 
^^velches  auf  jeden  Verstorbenen  kommen  würde, 
^wenn  man  die  Gesamtsumme  der  von  denselben 
durchlebten  Jahre  gleichmässig  auf  einen  jeden 
^on  ihnen  verteilt".)  —  Le  statistiche  crirainali 
deir  Impero  austriaco  nel  quadriennio  1856  -  59, 
con  particolare  riguardo  al  Lombardo-Veueto, 
"Venezia  1866—67.  (Eine  kritisch-statistische 
Miisterarbeit ,  welche  bei  der  Bearbeitung  der 
Kriminalstatistik  um  so  mehr  zum  Vorbilde 
dienen  sollte,  als  bekanntermassen  die  Eriminal- 
statistik  in  Italien  stets  besonderer  Pflege  sich 
erfreut  hat.)  —  La  statistica  e  i  suoi  metodi, 
8ao  uf  ficio  scientifico  e  competenza  di  applicazione. 
Prolusione  al  corso  libero  della  filosofia  della 
statistica  presso  la  R,  Universitä  di  Roma, 
Homa  1872.  —  La  scienza  statistica  della 
popolazione.  Prolusione  al  corso  di  statistica 
presso  la  Eegia  Universita  di  Roma,  Roma  1878. 

—  Relazione  critica  sulla  statistica  morale  delF 
Inghilterra  comparata  alla  statistica  morale 
della  Francia,  di  M.  A.  Guerry.  Relazione 
critica,  Veneto  1879.  (In  dieser  Schrift  ent- 
wickelt der  Verfasser  mit  vieler  Originalität  in 
der  Auffassung  die  von  Guerry  (s.  o.)  auf- 
gestellte Theorie  der  Gesetzmässigkeit  der 
grossen  Zahlen.)  —  e  Minghetti  Marco, 
Riordinamento  della  imposta  fondiaria.  Relazione 
Parlamentäre  sul  progetto  presentato  dal  Ministro 
delle  finanze  il  21  £cembre  1882,  Roma  1884. 

—  Relazione  sul  Titolo  I  del  Progetto  di  legge 
suir  imposta  fondiario,  Roma  1884.  —  Principij 
di  economia  pura,  Firenze  1888.  —  L'economia 
politica.  Discorso  inaugürale,  Roma  1891.  — 
L'economia  politica  in  relazione  alla  sociologia 
e  quäle  scienza  a  s^^  ^^^  ^^^l- 

b)  Im  „Archivio  di  statistica"  (Roma): 
1877 — 78,  II,  4.  La  statistica  e  i  suoi  metodi. 
Prelezione  al  corso  di  statistica  presso  la  R. 
Universitär  di  Roma.  —  1878,  II,  3:  La  scienza 
statistica  della  popolazione.  —  1879,  UI,  4 :  La 
statistica  della  criminalitä.  Proluzione  al  corso 
di  statistica  presso  la  Regia  üniversitä  di  Roma, 
14  gennaio  1879.  —  1879-80,  V.  1:  Di  alcuni 
argomenti  di  statistica  teorica  ed  italiana. 
Proluzione  al  corso  di  statistica  presso  TUni- 
versitä  di  Roma,  per  Tanno  1879—80.  —  1880, 


V,  2  e  4:  II  calcolo  dei  valori  medii  e  le  sue 
applicazioni  statistiche.  (Die  Anwendung  der 
verschiedenen  mathematischen  Theorieen  auf  die 
Statistik  ausführend.)  —  1881,  in,  1 :  La  storia 
e  la  statistica  dei  metalli  preziosi,  quäle  pre- 
liminare  allo  studio  delle  presenti  questioni 
monetarie.  (Gold- und  Silberproduktion  statistisch 
beleuchtend.)  —  1881,  VI,  3  e  4  und  1882,  VII 
1 :  La  moneta  e  ü  sistema  monetario  in  generale. 
In:  „Discorso  inaugürale"  1880:  L'in- 
se^amento  politico-amministrativo.  —  Femer: 
Diocleziano  e  a  legge  economica  del  mercato 
(Atti  dell*  Ateneo  Ve»eto).  —  La  vita  media 
(Memoria  del  R.  Istituto  Veneto).  —  Sulla 
regolazione  del  fiunie  Mississipi  agli  Stati  Uniti 
d'  America  (Atti  deir  Istituto  Veneto). 

Vgl.  über  Messedaglia:  Emilio  Mor- 
purgo,  Die  Statistik  und  die  Sozial  Wissen- 
schaften, Jena  1877,  S.  4,  5,  22,  24,  40,  50,  53, 
66,  80,  4a^,  495,  5ü5,  506,  507,  510  und  546. 
—  V.  Schullern-Schrattenhofen,  Die 
theoretische  Nationalökonomie  Italiens  in  neuester 
Zeit,  Leipzig  1891,  S.  lOff.,  llOff.,  119 ff.,  124, 
191,  197 ff.  —  Cossa,  Introduzione  allo  studio 
deir  Economia  politica,  Milano  1892,  S.  23,  30, 
98,  100,  104,  105,  108,  520,  521,  523,  524.  — 
Annali  di  Statistica.  Saggio  di  Biblio- 
grafia  statistica  Italiana,  3e  ed.,  Roma  1889. 
Einleitung  von  Bodio  S.  XV.  —  Block,  Les 
progrös  de  la  science  Economique,  Paris  1890, 
II,  S.  82.  —  de  Gubernatis,  Dictionnaire 
International  des  Evivains  du  Jour,  Florence 
1891,  S.  1378.  —  Ingram,  Geschichte  der 
Volkswirtschaftslehre  (üebersetzung  von  Rosch- 
lau),  Tübingen  1890,  S.  295,  296.  —  Meitzen, 
Geschichte,  Theorie  und  Technik  der  Statistik, 
Berlin  1886,  S.  61.  —  v.  Mayr,  Statistisches 
Archiv,  IV,  Tübingen  1896,  S.  396. 

Schmidt. 


Messkonto 

s.  Zollwesen. 


Methuenvertrag 

Differentialzölle  oben  Bd.  III 
166ff.    und   Handelsverträge    oben 
Bd.  IV  besonders  S.  1080. 


Meusel,  Johann  Georg, 

Statistiker  und  Lifterarhistoriker,  wurde  gebo- 
ren am  17.  III.  1743  zu  Eyrichshof  in  Bayern, 
widmete  sich  in  Göttingen  dem  Studium  der 
Philosophie  und  Geschichte,  wurde  von  der 
Wittenberger  philosophischen  Fakultät  1766  zum 
Magister  kreiert,  1768  zum  ordentlichen  Pro- 
fessor der  Geschichte  nach  Erfurt  berufen  und 
folgte  1779,  nach  Ablehnung  von  Berufungen 
nach  Giessen  und  Jena,  einem  Rufe  als  ord. 
Professor  der  Geschichte  nach  Erlangen.  Am 
29.  IV.  1780  hielt  er  seine  akademische  An- 
trittsrede „De  ofticiis  doctoris  historiarum",  zu 
welcher  durch  das  Programm  ,.pe  praecipuis 
commerciorum  in  Germania  epochis"  eingeladen 
worden  war.  Anlässlich  seines  50  jährigen  Lehr- 
jubiläums wurde  Meusel  im  Jahre  1816  durch 
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den  Titel  eines  Geheimen  Hofrats  ausgfezeichnet.,  zur  Geschichte  der  (Tclehrsamkeit,  3  Abteflit- 
Er  starb  am  19.  X.  1«20.  '  jren,   Leipzig  17m>-iaK>.   gr.  8®.     iDen  Smt- 

Mensel  hat  unendlich  viel  cfeschriehen  und  Wissenschaften  widmet  der  Verfasser  in  jedt« 
die  Wissenschaft  weniger  durch  neue  fruchtbare  Zeitabschnitte  einige  Kapit^'l.;  —  MagmziL  ri 
Gedanken  als  durch  die  fleissi^e  sorgsame  (ipschichte,  Statistik  und  Litteratur.  1  BälI- 
Sammlung  biographischen  und  statistischen  Ma-  eben,  Zürich  1802.  —  2.  in  Zeitschrifm: 
terials  isein  „Gelehrtes  Teutschland",  ö.  Aufl., '  Viele  Aufsätze  in  der  „Erlangischen  Litt eraiisr- 
behandelt  beispielsweise  nicht  wenitrer  als  zeituug'*.  dessen  Herausflreber  und  Direktor  Mfib-' 
10648  Schriftsteller)  gefordert.  Wachler'von  1799  bis  zum  22.  II.  1801  war.  —  Allfr>i 
(Handbuch  III,  S.  314)  nennt  ihn  „den  hoch-  staatswissenschaftliche  Bemerkungen  und  Aa:- 
verdienten  Regietrator  alles  historischen  Wis- '  sätze  im  „Gothaischen  Reichsanzeiger"  und  -Er- 
sens".  Meusels  meistens  in  Verbindung  mit  i  langischen  Intelligenzblatt **. 
anderen    herausgegebenen    Sammel werke    sind  Von   den  b)  biographisx-h-biblioirrj- 

noch  heute  für  die  Gelehrtenwelt  wertvoll  und  I  p  h  i  8  c  h  und  hi8torisch-litterari>ch»' 
zum  Teil  unentbehrlich.  Als  Statistiker  gehörte  '  NVerken  Meusels  enthalten  folgende  wichti<r- 
Meusel  zur  Schule  Achenwalls,  er  definiert  die  |  Nachrichten  und  Nachweise  über  staatswi*-*r&- 
letztere  in  viel  zu  engem  Sinne  als:  „die  ,  schaftliche  Gelehrte  und  Schriftsteller:  Da«  :.•- 
wissenschaftlich  geordnete  Darstellung  der  Be- 1  lehrte  Deutschland,  oder  Lexikon  der  jr:'* 
schaflFenheit  und  politischen  Verfassung  lebenden  deutschen  Schriftst-eller :  angt^an»:*^ 
der  Staaten",  er  nennt  die  Statistik  deshalb  ;  von  G.  0.  Hamberger,  fortgesetzt  von'  Men^L 
auch  gleichwertig  „Staatskunde**  und  betrachtet !  1.  Aufl.,  Lemgo  1767;  4.  vermehrte  und  vrr- 
sie  als  eine  rein  historische  \Vissen-|  besserte  Austfabe,  4  Teile,  ebenda  1 7^3—^4 : 
Schaft  ^Lehrbuch  der  Statistik,  4.  Aufl.,  Leip-  1.— 9.  Nachtrag,  ebenda  1786—1806:  5.  dur.h- 
zig  1817,  S.  1  ff.).  I  aus  vermehrte  und  verbesserte  Ausübe,  rheuU 

Macht  sich  in  dem  litterarischen  Schaffen  '  171Mi  ff.  (Die  Vollendung  dieser  5.  Ausg^ab-  m 
Meusels  eine  grosse  Einförmigkeit  geltend,  so !  28  Bänden  erlebte  Mensel  nicht  mehr.»  —  Leii- 
gilt  solches  auch  von  seiner  akademischen  kon  der  vom  Jahre  1750 — 1800  verstorl>e2Tn 
Wirksamkeit.  Seine  Vorlesungen  über  Univer- !  Teutschen  Schriftsteller,  Bd.  1—15.  Lt-ijizLc 
sal^eschicbte ,  Staatengeschichte ,  Reichsge-  j  1802  —16.  —  Italienische  Bio^aphie.  Au.«  drm 
schichte,  über  Statistik  und  Gelehrteugeschichte  ■  Französischen,  2  Bde..  Leipzig  1769,  1770.  - 
(in  Halle  und  Erfurt  las  er  auch  über  klassi- .  Französische  Biographie,  herausgegeben  und 
sehe  Philologie)  hielten  sich  immer  auf  dem- '  grösstenteils  übersetzt  i  1.  Teil,  llalle  1771.  — 
selben  konservativen  Niveau,  ohne  die  geisti-  ]  Lebensbeschreibimgen  merkwürdigrer  Persont-a 
gen  Bewegungen  seiner  Zeit  eingehender  zu  dieses  und  des  vorij^en  Jahrhunderts.  1.  T«  iL 
würdigen.  I  Breslau    1774.    —   Litterarische    Anmerk untren 

5u;usel  veröffentlichte  an  a)  Staats- 1  zu  den  Biographieen  grosser  und  berühmirr 
wissenschaftlichen  Schriften  1.  in  Buch- 1  Männer  aus  der  neueren  britischen  Geschieht r. 
form  chronologisch  aufgeführt:  Anleitung  zur  aus  dem  Englischen,  Ztillichau  1794.  —  Hi^u»- 
Kenntnis  der  europäischen  Staateuhistorie,  nach  i  risch -litter arisches  Magazin,  1.  u.  2.  Teil.  Baj- 
Gebauerischer  Lehrart,  Leipzig  1775.  2.  Aus-  reuth  u.  Leipzig  17^;  3.  Teil  ebenda  17t*>. 
gäbe,  ebenda  1782,  gr.  8.  3.  Ausgabe,  ebenda  |  4.  Teil  ebenda  1786;  Historisch-litterarisi  h- 
1788.  Die  4.  durchaus  berichtigte  und  fortge- ,  bibliographisches  Magazin .  errichtet  von  einer 
setzte  Ausgabe  erschien  unter  dem  Titel:  An- j  (tesellschaft  litterarischer  Freunde  in  und  auss«rr 
leitung  zur  Kenntnis  der  Europäischen  Staaten- ,  Deutschland  und  von  Mensel  herausgegebro. 
geschichte,  Leipzig  18(K).  —  Revision  der  beiden  ,  1.  Stück  Zürich  1788,  2.  Stück  ebenda  17*^». 
ersten  Bände  der  Gottschedischen  Uebersetzung  j  3.  Stück  ebenda  1790,  4.  Stück  ebenda  1791.  ö. 
von  des  Freiherru  von  Bielefeld  Lehrbegriffu.  6.  Stück  Chemnitz  1792,  7.  u.  8.  Stuck  ebenda 
der  Staatskunst,  Breslau  1777.  —  Ueber  1 1794,  gr. 8.  —  Bibliotheca  bist,  instructa  a  B. «;. 
Kaiser  Joseph  II.  einige  Vorlesungen,  Leipzig  j  Stravio ,  aiu'ta  a  C.  G.  Budero,  nunc  vero  a  J. 
1790.  (Enthält  interessante  Mitteilungen  über  •  (i.  Mensel  ita  degesta,  ampliticata  et  emendata 
das  Merkantilsystem  und  andere  Volkswirt-  ut  paene  novum  opus  videri  possit.  11  vlm.  s.  22 
schaftliche  Grundsätze  und  Massregeln  Josephs  II.)   pts.  Lps.  1782—1804. 

—    Lehrbuch    der    Statistik,    Xeipzig    1792:  In  seinem  „Gelehrten  Deutschland'*. ö.  Aull . 

2.  Ausgabe,  ebenda  1794 ;  3.  Ausgabe,  Leipzig  |  giebt  Mensel  über  seine  litterarische  Thätigkeit 
1804;  4.  grösstenteils  umgearbeitete  Ausgabe,  Js'achweis  an  folgenden  Stellen:  Bd.  V  il797 
Leipzig  1817.  (Die  Anordnung  des  Stoffes  lehnt  I  S.  194—199;  X  (1803)  S.  287:  XI  fl8a=ii  S!  o^\: 
sich    an  die  von  Gatter  in  dessen  „Ideal  einer!  XIV  (1810)  S.  öo4  u.  XVIII  (1821)  S.  685. 

Weltstatistik"    aufgeführte    Disposition.      Von  I  

besonderer  Wichtigkeit  ist  der  die  einzelnen'  Vgl.  über  Mensel:  Steinmeyer  in  drr 
Staaten  betreffende  Litteratumachweis.)  —  |  „Deutschen  Biographie **,  Bd.  21.  S.  541—544. 
Litteratur  der  Statistik,  Leipzig  1790.  Nach-!—  .-Andreas  Meyer,  Biographische  und  litte- 
trag  dazu  ebenda  1793 ;  zweiter  Nachtrag  ebenda  |  rarische  Nachrichten  von  den  Schriftstellern,  die 
1797 :  2.  ganz  umgearbeitete  Auflage  des  ersten  |  gegenwärtig  in  den  Fürstentümern  Anspat  b 
Bandes,  Leipzig  1806,  des  2  Bandes,  Leipzig  i  und  Bayreuth  leben.  Erlangen  1782.  S.  227.  - 
1807.  (Die  Brauchbarkeit  dieses  litterarischeü  i  Fikenscher,  Vollständige  akademische  Ge- 
Quellenwerkes  wird  nicht  unwesentlich  durch !  lehrteuge.«»chichte  der  Universität  Erlangen, 
ein  gutes  alphabetisches  Register  erhöht,  wel- 1  Nürnberg  1806,  II.  Abt.,  S  254—572.  —  Baa- 
ches  von  den  beiden  Söhnen  Meusels  angefertigt  der,  Lexikon  verstorbener  bayerischer  Scbrilt- 
worden  ist.)  —  Vorrede  zu  Ortlofl's  Handbuch  i  steller,  Augsburg  u.  Leipzig  1824,  Bd.  I,  2, 
einer  allgemeinen  Statistik  der  königlich  preus-  S.  31—38.  —  Karl  Heinrich  bau.  Dem 
sischen  Staaten,   Erlangen   1798.   —   Leitfaden  i  Andenken  Meusels  gewidmet  von  der  Universi- 
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fc-^      lErlanfren^  Erlangen,  j§:edruckt  bei  Heinrich 

^irl^wig-  Kunstmanu,    1820.    —   Eine   kleine 

-  a^   >)e    am  100 jährigen  Geburtstage  des  Herrn 

«->l~i.«%nii  Georof  Mensel,   weiland  Geheimen  Hof- 

i*-t:=rs.  nud  k.  Universitätsprofesaors  zu  Erlangen, 

Zirl  «.iißfen,  in  Kommission  der  Palmschen  Buch- 

k£\.i\dlung,   184B.  —  M.  Reimlein,   Unser  Er- 

i^i^gren,   Erlangen  1843,  S.  95-97.  —   Mohl, 

^its  Geschichte  und  Litteratur  der  Staats wissen- 

^-o^^aften.   Erlangen    1855—58,  I,   S.  57,  III,  S. 

>i  W  > —  654.    —    Meitzen,   Geschichte ,   Theorie 

i^xi.«^    Technik  der  Statistik.  Berlin  1866,  S.  21 

11-      34.  —   John,   Geschichte   der  Statistik,   I, 

--tiitttrart  1884,  S.  72,  73,  97,  105,  132,  141.  - 

1  •  0 1  i  t  z    in    seinen    «Jahrb.    f.   Geschichte    u. 

.^  t  uatskunst",  Leipzig  1836,  11,  S.  164.  —  Bild- 

111«    lind   kurze   Biographie   in    C.   W.   Bocks 

>^£i.iDmlung    von    Bildnissen    gelehrter   Männer, 

1^<1.     3,    1791.    —    Marsinnas    akademisches 

''fs^Hchenbuch  auf  das  Jahr  1792.  —  Mensel, 

<  gelehrtes  Deutschland,  5.  Aufl.,  Bd.  V,  Lemgo 

1T97,  S.  194. 

Schmidt. 


Meyer,  Hermann  Rudolf, 

«reh.  am  10.  XII.  1839  in  Friedeberg  in  der 
Nevimark,  gest.  im  Januar  1899,  studierte  seit 
18r>8  in  Berlin  Geschichte,  Nationalökonomie  und 
Technologie,  wirkte  als  Amanuensis  Hermann 
^V ageners  seit  1867  journalistisch  auf  volkswirt- 
>4rhaft}ichem  und  sozialpolitischem  Gebiete,  trat 
in  nähere  Beziehung  zu  Kodbertus,  dessen  Briefe 
an  ihn  er  später  herausgab  (s.  u.),  und  promo- 
vierte* 1874  an  der  Universität  Jena.  Nachdem 
er  sich  der  konservativen  Opposition  gegen  den 
Fürsten  ßismark  angeschlossen  hatte,  wurde  er 
infolge  seiner  Schritt  „Politische  Gründer  und 
die  Korruption  in  Deutschland'*  (s.  u.)  zu  Ge- 
fängnisstrafe verurteilt,  der  er  sich  durch  die 
Flucht  ins  Ausland  entzog. 

Er  veröffentlichte  von  Staats  wissenschaft- 
lichen Schriften  a)  in  Buchform:  Der  Emanci- 
pationskampf  des  vierten  Standes,  2  Bde.,  Berlin 
1872  74.  2.  Aufl.  1882.  Die  deutschen  Banken, 
Berlin  1872,75.  —  Der  Sozialismus  in  Dänemark 
»Diss.),  Berlin  1874.  —  Politische  Gründer  und 
die  Korruption  in  Deutschland,  Leipzig  1877. 
—  Briefe  und  sozialpolitische  Aufsätze  von  Dr. 
Rodbertus-Jagetzow,  herausgegeben  von  Rudolf 
Meyer,  2  Bde.,  Berlin  1880  81.  —  Ursachen  der 
amerikanischen  Konkurrenz,  Ergebnisse  einer 
Studienreise  durch  die  Vereinigten  Staaten  (mit 
einer  Karte),  Berlin  1883.  —  Heimstätten  und 
andere  Wirtschaftsgesetze  der  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika,  von  Canada,  Russländ, 
China,  Indien,  Rumänien,  Serbien  und  England, 
Berlin  1883.  -  La  crise  internationale  de 
l'industrie  et  de  ragriculture,  Berlin  1885.  — 
Hundert  Jahre  konservativer  Politik  und  Litte- 
ratur, Bd.  I  (einziger):  Litteratur.    Wien  1896. 

b)  in  Zeitschriften:  1)  in  den  „histo- 
risch-politischen Blättern"  Jahrg. 
1891  eine  Artikelreihe  über  die  Wirkung  der 
Getreidezölle  in  Deutschland,  in  welchen  Auf- 
sätzen er  die  agrarische  Zollpolitik  bekämpfte. 
2)  in  Monatschrift  für  christliche  Sozialreform, 


Gesellschaftswissenschaft  etc.  (AVien)  Jahrg.  XV 
(1893):  Börsenspekulation  und  Agio.  —  Jahrg. 
XVI  (1894):  Die  Baisse.  —  3)  in  „Neue  Zeit' 
(Stuttgart):   Anbaupolitik  und  Nahrungsmittel, 

10.  Jahrg.,  I.  Bd.  —  Die  sozialpolitische  Be- 
deutung der  Getreideelevatoren,  10.  Jahrg.,  II. 
Bd.  —  Zur  Frage  der  Verstaatlichung  des  Ge- 
treidehaudels,  eoendaselbst.  —  Das  nahende 
Ende    des    landwirtsibaltlichen    Grossbetriebes, 

11.  Jahrg.,  I.  Bd.  —  Die  Rentengtitergesetze  in 
Preussen,  11.  Jahrg.,  II.  Bd.  —  Der  Agrarier 
Not  und  Glück,  12.  Jahrg.,  1.  Bd.  —  Aufhebung 
des  Identitätsnachweises,  ebendaselbst.  —  Zwei 
Briefe  von  Rodbertus,  13.  Jahrg.,  I.  Bd.  — 
Landwirtschaftliche  Produktionskosten  in  zwei 
Weltteilen,  13.  Jahrg..  IL  Bd.—  Lebensmittel- 
veränderungen und  -Verfälschungen,  14.  Jahrg., 
I.  Bd.  -  4)  Zeitschrift  für  Sozial-  und  Wirt- 
schaftsgeschichte, Bd.  VI  (Weimar  1897):  Zur 
Geschichte  des  Normalarbeitstages,  von  H.  Schu- 
macher-Zarclüin.     Eingeleitet  von  Rud.  Meyer. 

Meyer  war  ein  konservativer  Volkswirt 
ans  Ueberzeugung,  nicht  aus  Berechnung,  er 
buhlte  nie  um  ein  Amt,  er  trachtete  nur  nach 
Anerkennung  seines  selbstlosen,  nach  seinem 
Dafürhalten  historisch  notwendigen  aber  voll- 
ständig gescheiterten  Strebens,  das  ostelbische 
Junkertum  zu  reformieren,  d.  h.  für  die  sozialen 
Anforderungen  der  modernen  Zeit  empfänglich 
zu  machen.  Den  Agrariern  wirft  er  u.  a.  vor, 
I  dass  sie  der  Meinung  seien,  der  Handel  lebe 
grossenteils   auf  Kosten   der  Produzenten,   also 


der  Landwirte,  ohne  zu  bedenken,  dass  der 
Handel  durch  seine  Vermittelungsthätigkeit 
zwischen  Urhebern  und  Konsumenten  selbst  eine 
produktive  Arbeit  vollzieht.  Sein  „Emanci- 
pationskampf  des  vierten  Standes**  (s.  o.)  gilt 
selbst  bei  den  Sozialisten,  obwohl  Meyer  nie 
engere  Fühlung  mit  diesen  gehabt,  als  ein  seiner 
Unparteilichkeit  wegen  hoch  zu  schätzendes 
Werk. 


Vgl.  über  Rud.  Meyer:  Walcker,  Geschichte 
der  Nationalökonomie,  Leipzig  1894,  S.  192  f.  — 
Zwei  Nachrufe:  Guido  Weiss  und  Rudolf  Meyer: 
Neue  Zeit,  Jahrg.  XVII,  189899,  I.  Bd.,  Nr.  18 
V.  28.  I.  1899. 

Lippert. 


Miaskowski,  Angnst  von, 

geb.  am  26.  I.  1828  in  der  livländischen  Stadt 
Pemau,  gest.  am  22.  XL  1899  in  Leipzig,  stu- 
dierte in  Dorpat,  Berlin  und  Heidelberg,  wurde 
Decernent  der  baltischen  Civiloberverwaltung  für 
Agrar-  und  Gemeindeangelegenheiten  und  Dozent 
am  baltischen  Polvtechnikum  in  Riga,  dann, 
zurückgekehrt  nacli  Deutschland,  1873  Privat- 
dozent der  Staatswissenschaften  an  der  Uni- 
versität Jena,  1874  ordentlicher  Professor  der 
Nationalökonomie  und  Statistik  an  der  Uni- 
versität Basel,  1877  Professor  an  der  landwirt- 
schaftlichen Hochschule  zu  Hohenheim,  1881 
ordentlicher  Professor  der  Staatswissenschaften 
an  der  Universität  Breslau,  1889  an  der  Uni- 
versität Wien,  1891  an  der  Universität  Leipzig. 
V.  Miaskowski  war  während  seines  Breslauer 
Aufenthaltes  Mitglied  des  preussischen  Laudes- 
I  Ökonomiekollegiums   und   des   deutschen  Land- 
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wirtschaftsrates ;  von  1890-91  gehörte  er  der 
k.  k.  statistischen  Centralkommission  in  Wien 
als  Mitglied  an.  Im  Jahre  1891  wurde  er  Mit- 
glied des  internationalen  statistischen  Instituts. 
Er  veröffentlichte  an  staatswissenschaft- 
lichen Schriften  a)  in  Buchform:  Die  Ge- 
bundenheit des  Grund  und  Bodens  durch  Fa- 
milienfideikommisse ,  Jena  1873.  (Hab.-Schr.) 
[Bes.  Abdr.  aus  den  Jahrb.  f.  Nat.]  —  Isaak 
Iselin.  Ein  Beitrag  zur  Geschichte  der  volks- 
wirtschaftlichen, sozialen  und  politischen  Be- 
strebungen der  Schweiz  im  18.  Jahrhundert, 
Basel  1870.  —  Die  Verfassung  der  Land-,  Alpen- 
und  Forstwirtschaft  der  deutschen  Schweiz  in 
ihrer  geschichtlichen  Entwickelung  vom  18. 
Jahrh.  bis  in  die  Gegenwart,  Basel  1878.  —  Die 
schweizerische  Allmend  in  ihrer  geschichtlichen 
Entwickelung  vom  13.  Jahrh.  bis  in  die  Gegen- 
wart (in  den  „Staats-  und  sozial  wissenschaft- 
lichen Forschungen",  hrsg.  von  Schmoller,  II. 
Bd.,  4.  Heft),  Leipzig  1879.  —  Das  Kranken- 
und  Begräbnisversicherungswesen  der  Stadt 
Basel,  Basel  1880.  —  Das  Erbrecht  und  die 
Grundeigentumsverteilung  im  Deutschen  Reiche. 
Ein  sozialwirtschaftlicher  Beitrag  zur  Kritik 
und  Reform  des  deutschen  Erbrechts.  2  Ab- 
teilungen (in  den  Sehr.  d.  V.  f.  Sozialp.,  Bd.  20 
u.  25),  Leipzig  1884  u.  1886.  -  Agrarpolitische 
Zeit-  u.  Streitfragen.  Vorträge,  Referate  u. 
Gutachten,  Leipzig  1889.  —  Das  Problem  der 
Grundeigeutumsverteilung  in  geschichtlicher 
Entwickelung.  (Vortrag,  gehalten  beim  Antritt 
an  der  Wiener  Universität.)  Leipzig  1890. 
[Dieser  Vortrag  erschien  auch  in  französischer 
Sprache  in  der  Kevue  d'economie  politique,  1890.] 

—  Lorenz  von  Stein  (Gedenkrede),  Leipzig  1890. 

—  Die  Anfänge  der  Nationalökonomie.  (Vor- 
trag, gehalten  beim  Antritt  des  akademischen 
Lehramts  an  der  Universität  Leipzig.)  Leipzig 
1891.  [Dieser  Vortrag  erschien  auch  in  fran- 
zösischer Sprache  in  der  Revue  d'economie 
politique,  1892.] 

b)    in    Zeitschriften    und    Sammel- 
werken etc.:   1)    In   der   „Baltischen  Mo- 
natsschrift":   Karl   Grass,    XXVIL  Bd.  — 
Arnold   von  Tideböhl,    XXX.  Bd.  -    2)  in  der 
„Deutschen  Rundschau",    Bd.  81    (1894): 
Die  Reform   der  prenssischen  Agi*arverfa.ssung 
und    die  Berliner  Konferenz.  —  Bd.  84  (1895): 
Wilhelm    Röscher    (1817-94);    dasselbe    fran- 
zösisch  in  Revue    d'economie  polit,    9^   ann^e 
(1895).    —    8)    In    den    „Jahrb.    f.    Ges.    u. 
V  e  r  w." :     Georg    Haussen     (5.    Jahrg.).    — 
Sozialpolitisches     aus     den     Schweizer    Alpen 
(5.    Jahrg.).    —    Zur    Geschichte    der    Verän- 
derungen  in   der  Verteilung   des   Grundeigen- 
tums  (6.  Jahrg.).   —  Zur  deutschen  Kolonial- 
politik der  Gegenwart  (9.  Jahrg.).  —  Ueber  die 
landwirtschaftlichen  Enqueten  der  Neuzeit  mit 
specieller   Rücksicht  auf  England,   Frankreich,  | 
Baden   und  Preussen   (9.  Jahrg.).  —  4)  In  den  i 
Mitteilungen     der     „Gesellschaft     öster-' 
reichischer  Volkswirte":    Zur  österreich- 
ungarischen  Währungsreform  (1890).    —  5)  In  , 
den    „Schriften     des    V.     f.     Sozialp.",' 
Bd.    21:     Referat     über    Grundeigentumsver- 
teilung   und    Erbreohtsreform   in  Deutschland, 
Leipzig    1882.      (Verhandlungen    der    am    9. 
u.  10.  X.  1S82  in  Frankfurt  a.  M.  abgeh.  Gene- , 
ralversammlung.)  —  Bd.  38:    Referat  über  den  t 
ländlichen  Wucher   die  Mittel  zu  seiner  Abhilfe,  I 


!  insbesondere  die  Organisation  de»  bfiaerlir^ 
Kredits,  ebd.  1889.  (Verhdlg.  der  am  äfc.  -^ 
29.  IX.  1888  in  Frankfurt  a.  M.  abgneh.  Ge^r^l- 
versammlung.)  —  6)    In    diesem   »^Handw,  •'; 

j  Staatsw."  1  Aufl.  die  Artikel:  Altentea  Ah*«- 

I  teilsverträge,  Anerbenrecht. 

I         Ausserdem   hat    von    Miaskowski    kldarr«: 

■  Aufsätze,  Besprechungen  etc.  in  den  Jahrb.  i 

;  Nat.  u.  Stat,  in  dem  Jahrb.  f.  Ges.  u.  Verw. 

I  und  in  anderen  Zeitschriften  veröffentlicht.  Nia-- 
kowski   war  fem  er  der  Herausgeber  folgen-ifc. 

!  Sammelwerkes :   Staats-  und  sozialwissenst  Ifcdt- 

I  liehe  Beiträge,  Bd.  I— III«.  Leipzig  1892— lSi-7 

!  (soweit  als  erschienen  l 

i  JEed. 


Michaelis,  Otto, 

geb.  am  12.  IX.  1826  in  Lübbecke  in  Westfalen 
gest.  am  8.   XII.  1890  in  Berlin,  studierte  In 
Bonn  und  Berlin  die  Rechte,   widmete  sich  ic- 
folge  der  1848  er  Bewegung  der  Journali^ik. 
wurde   1861    Mitglied   des   preusgischeu   Abi?e- 
ordnetenhauses    und    1867    des    norddeutschet. 
Reichstags,  demnächst  vortragender  Rat  in  dtoi 
neuerrichteten  Reichskanzleramt  und  1877  Di- 
rektor der  Finanzabteilung  dieser  Behörde,   die 
ihn  jedoch  infolge  der  freihändlerischen  Doktrin, 
zu  der  er  sich  bekannte,  welche  ihn  mit  der 
damaligen  schutzzöUnerischen  Schwenkung  der 
deutschen  Wirtschaftspolitik  in  Konf  ikt  brachte, 
bald  wieder  scheiden  sah.    1879  übernahm  t^t 
das    Präsidium    der    Verwaltung    des    Reich*- 
invalidenfonds. 

Michaelis  veröffentlichte  von  staatswisäen- 
schaftlichen  Schriften  a;  in  Buchform:  I»a^ 
Monopol  der  Eisenbahnen.  Eine  Denkschrift  der 
vierten  Versammlung  des  Kongresses  deutscher 
Volkswirte  im  Auftrage  der  zuständigen  Depu- 
tation desselben  votgele^t,  Leipzig  1861.  — 
Volkswirtschaftliche  Schriften,  2  Bde.,  Berlin 
1873  (Inhalt.  Bd.  I:  Eisenbahnfragen.  Handt-k- 
krisis  von  1857.  Bd.  11 :  Von  der^Börse.  Ueber 
Staatsanleihen.    Theoretisches.    Bankfragen u 

b)  in  Zeitschriften  und  zwar  in 
Viert,  für  Volksw.,  Berlin:  Das  Kapitel  vom 
Werte,  Jahrg.  I,  1863,  Bd.  I,  S.  1  ff.  - 
Die  Haftungspflicht  und  das  natürliche  Monc- 
pol  der  Eisenbahnen,  Jahrg.  L  18&3,  Bd.  IL 
S.  l  ff.  —  Die  österreichische  Baukakte,  Jahrg.  I. 
1863,  Bd.  III,  S.  86  ff.  —  Die  Berffhau^ 
nossenschaft,  Jahrg.  I,   1863    Bd.  IV.  S.  Soft. 

—  Ein  Rückfall  (Besprechung  von  „Macletid, 
Theory  of  banking«),  1863,  Bd.  IV,  S.  116  if. 
(Hierin  findet  sich  u.  a.  der  den  exakten  Volks- 
wirt charakterisierende  Satz :  „Der  Kapitalwen 
des  Kredites,  den  jemand  geniesst,  ist  nicht 
gleich  dem  Nennwerte  seiner  Schuldscheine, 
sondern  gleich  dem  kapitalisierten  Betrage  der 
Mehrüberschüsse,  die  er  in  seiner  Wirtschaft 
durch  den  Kredit  nach  Abzug  der  Kosten  und 
Risikoprämien  erzielt.")  Die  Differentialtarife 
der  Eisenbahnen,  Jahrg.  IL  1864,  Bd.  I,  S.  38ff, 

—  Zur  russischen  Valutenfrage,  Jahrg.  II,  1864, 
Bd.  L  S.  234  ff.  —  Eisenbahnaktionäre  und  Eisen- 
bahuinteressenten.  Jahrg.  II,  1864.  Bd.  II.  S.  TOff. 
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—  ir>ie  wirtschaftliche  Rolle  des  Spekulations- 
111.11  dels,  Jahr^.  II,  1864,  Bd.  IV,  S.  130  ff., 
raKrg.  ni,  1865,  Bd.  I,  S,  196  if.,  Jahr^f.  III, 
^  ^^t>i3,  Bd.  II,  S.  77  ff.  —  Noten  und  Depositen, 
I  a.lirg.  III,  186Ö,  Bd.  III,  S.  77  ff.  —  Die  Eisen- 
»atiiien  und  die  Expropriation,  Jahrg.  IV,  1866, 
Kd.  I,  S.  146  ff.,  Bd.  III,  S.  152  ff.  —  Die 
liwierude  Frucht  der  Konjunktur,  Jahrg.  IV, 
1ÖG6,  Bd.  n,  S.  121  ff.  —  lieber  auswärtige  An- 
le^ilieiu  Jahrg.  V,  1867,  Bd.  I,  S.  101  ff.  —  Zur 
^^e^ll)stk^itik  des  Patentschutzes,  Jahrg.  VIII, 
lÖTO.  Bd.  I,  S.  lOOff. 

Michaelis  war  femer  der  Herausgeber  des 
I .  Bandes  von  Prince-Smiths  gesammelten  Schrif- 
tieo,  Berlin  1877. 

Michaelis,  Mitbesfründer  der  Faucherschen 
\"i  erteljahrsschrif t  und  Ehrenmitglied  des  Cobden- 
Ivlubs.  ist  als  orthodoxer  Volkswirt  für  alle  die- 
jenigen wirtschaftlichen  Freiheiten,  welche  auf 
den  volkswirtschaftlichen  Kongressen  debattiert 
^vurden,   voll  eingetreten.     In  Geld-,  Valuta-, 
K^irsen-   und  Verkehrsangelegenheiten   galt  er 
als  Autorität  und  war  dabei  kein  so  verbissener 
>Ianchestermann,  dass  er  nicht  z.  B.  den  Eisen- 
bahnverstaatlichungsgedanken, nachdem  er  ihn 
1  SLUge  principiell  bekämpft,  als  derselbe  Lebens- 
und  Stabilitätskraft  gewonnen,  post  festum  ge- 
billigt hätte.    Er  war  femer  ein  entschiedener 
Geg^ner  ungedeckter  Noten. 

Vgl.  über  Michaelis:  Sax,  Die  Verkehrs- 
mittel, Bd.  IL  Wien  1879,  S.  4ff.  -  Block, 
X.es  progres  ae  la  science  economique,  2  Bde., 
Paris  18üO,  Bd.  I,  S.  134,  137,  Bd.  II,  S.  32, 
119.  —  Braun- (Wiesbaden),  Otto  Michaelis, 
in  Vierteljahrschrift  für  Volksw.,  Jahrg.  XXVIII, 
Berlin  1891,  Bd.  I.  —  Economiste  fran^ais. 
Jahrg.  XIX,  Paris,  Nr.  v.  31.  I.  1891.  ' 
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Miete  und  Pacht. 

I.  Zur  Geschichte  der  Miete  und 
Pacht.  1.  Römisches  Recht.  2.  Das  Mittel- 
alter. 3.  Die  neuere  Zeit.  II.  Miete  und 
Pacht  nach  dem  Bürgerlichen  Gesetz- 
buch. A.Miete.  1.  Einleitung.  2.  Abschluss 
des  Vertrags.  3.  Pflichten  des  Vermieters.  4. 
Pflichten  des  Mieters  und  Rechte  des  Ver- 
mieters. 5.  Besitz  des  Mieters.  6.  Kauf  bricht 
nicht  Miete.  7.  Beendigung  des  Mietverhält- 
nisses. 8.  Zwingende  Rechtsnormen.  B.  P  a  c  h  t. 
1.  Einleitung.  2.  Pacht  von  Grundstücken  mit 
Inventar.  3.  Pachtung  landwirtschaftlicher 
Grundstücke. 

I.  Zur  Geschichte  der  Miete  und  Pacht 

1.  Römisches  Recht  Die  Miete  im 
weiteren  Sinne  des  Wortes  (locatio  conduc- 
lio)  ist  ein  Vertragsverhältnis ,  in  welchem 
dif»  eine  Partei,  der  Vermieter,  ver- 
pflichtet ist,  Gegenstände  gegen  Entgelt  der 
anderen  Partei,  dem  Mieter,  auf  Zeit  zu 
nl)orlassen.  Die  Miete  gehört  in  ihrer  Gnmd- 
form  zu  den  einfachsten  und  verbreitetsten, 
aber  sicherlich  auch  zu  den  ältesten  Rechtsge- 


schäften. Sobald  das  indinduelle  Eigen- 
tumsrecht an  Sachen,  wenn  auch  vielleicht 
zunächst  nur  an  beweglichen  Sachen,  sich 
gebildet  hatte,  waren  auch  die  Voraussetzun- 
gen, unter  denen  Mietverhältnisse  entstehen 
konnten  und  mussten,  vorhanden.  Der  Eigen- 
tümer besitzt  Sachen,  deren  er  sich  nicht 
entäussem  will,  weil  er  ihrer  später  bedarf, 
die  er  selbst  aber  zeitweise  nicht  oder  nicht 
genügend  zu  benutzen  vermag,  während  ein 
anderer  in  der  Zwischenzeit  sie  für  sich 
gebrauchen  wiU.  Don  Bedürfnissen  beider 
ist  damit  gedient,  dass  der  Eigentümer  die 
Sache  dem  anderen  gegen  Vergütung  auf 
Zeit  überläset.  Wenn  wir  auch  über  die 
Entstehung  der  Miete  bei  den  Römern  nichts 
wissen,  so  ist  doch  die  Annahme  gerecht- 
fertigt, dass  sie  ebenso  weit  zurückreicht 
wie  das  Eigentumsrecht.  Auffällig  ist  es 
allerdings,  dass,  wie  es  scheint,  die  Miete 
auch  in  der  älteren  Zeit  ein  formloser  Ver- 
ti-ag  war.  Während  in  dem  älteren  römi- 
schen Rechte  die  wichtigsten  Verkehrsver- 
träge, wie  mancipatio  und  nexuöi,  in  bestimm- 
ten feierlichen  Formen  abgeschlossen  werden 
mussten,  andere  Vei*träge,  wie  das  Darlehen, 
der  Leih-  und  Aufbewahnmgsvertrag ,  das 
Faustpfand  nur  dadurch  zu  stände  kamen, 
dass  die  eine  Partei  der  anderen  eine  Sache 
hingab  und  dadurch  erst  deren  Verpflich- 
tung zur  Rückgabe  oder  Gegenleistung  be- 
gründet wurde,  waixl  der  Mietvertrag  immer 
durch  formlose  übereinstimmende  Willens- 
erklärung der  Parteien  abgeschlossen.  Mit 
Unrecht  hat  man  daraus  geschlossen,  dass 
der  Mietvertrag  erst  in  späterer  Zeil  als 
rechtsverbindlicher,  durch  Klage  geschützter 
Vertrag  anerkannt  worden  sei.  Ebenso- 
wenig erscheint  die  Annahme  begründet 
(trotz  der  hohen  Autorität  Mommsens), 
dass  die  privatrechtliche  Miete  verwaltungs- 
rechtlichen Rechtsgeschäften  des  römischen 
Staates  nachgebildet  und  daraus  ei-st  ihre 
Klagbarkeit  entstanden  sei.  Mag  auch  in 
den  älteren  Zeiten  eines  einfachen  Wii-t- 
schaftslebens,  als  Rom  noch  wesentlich  eine 
Ackerstadt  war,  die  Miete  nicht  die  Bedeu- 
tung für  den  Verkehr  gehabt  haben  wie 
später,  so  war  sie  doch  hier,  wie  überall, 
ein  wirtschaftliches  Bedürfnis,  für  welches 
das  Recht  die  Rechtsformen  und  den  Rechts- 
schutz gewähren  musste.  Aus  der  sehr 
lückenhaften  Ueberlieferung  der  zwölf 
Tafelgesetze  (450  v.  Chr.)  wissen  wir  nur, 
dass  darin  ein  specieller  Fall  der  Miete  ge- 
ordnet war.  Hatte  ein  Landmann  sein 
Ackervieh  vermietet,  um  aus  dem  >Iiet- 
ei-trage  die  Kosten  des  Opfermahls  zu  be- 
streiten, welches  im  Frühjahr  und  Herbste 
dem  Jupiter  dargebracht  wunle,  imi  seinen 
Schutz  für  die  Fluren  und  das  Vieh  zu  er- 
flehen, so  konnte  der  Vermieter,  wenn  der 
Mieter  nicht  rechtzeitig  zahlte,  zur  Selbst- 
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hilfe  schreiten  und  Yerningensstilcke  des 
Mietei-s  pfänden  ((jaius  IV,  28).  Man  liat 
daraus  geschlossen,  dass  zur  Zeit  der  zwölf 
Tafeln  der  Mietvertrag  noch  nicht  klagbar 
gewesen  sei.  Der  entgegengesetzte  Schluss 
dürfte  richtiger  sein,  dass  in  diesem  be- 
sonderen Falle,  in  dem  das  Interesse  des 
Kultus  beteiligt  war,  der  Vermieter  aus- 
nahmsweise nicht  auf  den  langwierigen 
Weg  der  Klage  und  des  gerichtlichen  Ver- 
fahrens verwiesen,  sondern  ihm  der  i-asch 
zum  Ziele  führende  Weg  der  Selbsthilfe  ge- 
stattet war. 

Wie  dem  auch  sei,  jedenfalls  konnten 
später  die  Parteien  aus  dem  formlosen  Miet- 
vertrag ihre  Kechtsfuisprüche  durch  gericht- 
liche Klage  geltend  machen. 

Das  römische  Recht  unterscheidet  drei 
Arten  der  Miete: 

a)  Die  Sachraiete,  locatio  conductio    rei, 

b)  Die  Dienstmiete,  locatio  conductio 
operarum,  bei  welcher  der  Vermieter  seine 
Dienste  vermietete,  und 

c)  die  Werkmiete,  locatio  conductio 
operis,  bei  welcher  derjenige,  der  eine 
Sache  an  einen  Unternehmer  hingab,  damit 
sie  dieser  bearbeitete  oder  verarbeitete,  als 
Vermieter,  der  Unternehmer  aber  als  Mieter 
angesehen  wurde.  Nur  hatte  in  diesem  Falle 
nicht  der  Mieter,  sondern  der  Vermieter  den 
Mietpreis  zu  zahlen. 

Aus  der  Dienst-  und  Werkmiete  liaben 
sich  in  dem  neueren  Rechte  besondere 
Verträge  entwickelt,  der  Arbeits-  oder 
Dienst verti-ag  (siehe  den  Art.  Arbeitsver- 
trag oben  Bd.  1  S.  979  ff.)  und  der  Werkver- 
trag (sielie  diesen  Artikel),  welche  die  Formen 
des  Mietverti-ags  abgestreift  haben.  Es 
wird  hier  nur  von  der  Sachmiete  die 
Rede  sein. 

Walu*scheinlich  ist  die  Miete  beweglicher 
Sachen  die  älteste  Art  der  Miete  gewesen. 
Daraus  erklären  sich  auch  am  einfachsten 
die  Namen.  Der  Eigentümer,  der  seine 
Sachen,  wozu  auch  die  Sklaven  gehörten, 
vermieten  woUte,  stellte  sie  auf  dem  Markte 
auf  (locat),  er  ist  der  locator,  der  Mieter 
holte  sie  von  dort  und  führte  sie  nach 
Hause  (('onducit),  er  ist  der  conductor.  Das 
Recht  unterscheidet  aber  nicht  zwischen 
Miete  beweglicher  und  unbeweglicher  Sachen. 
Die  Sachen  können  dem  Mieter  überlassen 
werden  entweder  nur  zum  Gebrauch  oder 
aber  auch  zum  Fruchtgenuss.  Für  dies 
letztere  Rechtsgeschäft,  den  P  a  c  h  t  v  e  r  t  r  a  g , 
hat  das  römische  Recht  keinen  besonderen 
Namen,  wenn  auch  seit  der  späteren  republi- 
kanischen Zeit  der  landwh^schaftUche  Päch- 
ter vorzugsweise  colonus  genannt  ward. 
Nur  einige  wenige  besondere  Bestim- 
mungen sind  hierfüi'  gegeben. 

Die  Miete  ist  nach  römischem  Recht  ein 
rein   obligatorisches  Rechtsverhältnis,    d.  h. 


es  entspringen  daraus  au.s5i<'hlie^icii  K-^x* 
und  Pflichten   des   Mieters   und  Venui-f^ff- 
gegen   einander.      Der    Vermieter    i>t    v-r- 
pf lichtet,  dem  Mieter  den  Gebrauch  \ni:u    -  ; 
Pacht  den  Fruchtgenuss)  zu  überlas»>fru    *• 
während  der  Mietzeit  zu  gewähren,  ma^r  -  ; 
Eigentümer  der  Sache  sein  oder  nicht,    Vr  j. 
mag  er  dieser  Verpflichtung   nicht  oaekt'^ 
kommen,  so  hat  der  Mieter  ein  Rücktritt- 
recht,   und   wenn   den   Vermieter  ein   Vr;- 
schulden  trifft,  einen  Anspruch  auf  S^-liad*  \- 
ersatz.    Der  Mieter  hat  an  der  Sat^-he  ^^z.  >" 
kein    Recht    weder    dem     Vermieter    n-»  • 
dritten  Personen  gegenüber.     Er   hat   iiii/ 
einmal  den  rechtlich  geschützten  Bf^itz  'i- : 
Sache.    Wurde  er  von  einem  Dritten  in  Ivil 
Gebrau(,*h  der  Sache  gestört  oder  ihm  d;*r-  r 
entzogen,  so  ward  nicht  sÄin  Besitz.  s<»>n  l  :„ 
der  des  Eigentümers  gestört   und    die>'r: 
hatte  die  Schutzmittel   des   Besitzei^.     Ut 
Eigentümer  konnte  dem  Mieter  jerlerzeit  •:'■_: 
Gebrauch   der   Sache  entziehen.     Ging  äa- 
Eigentum  au   der  Sache   auf   einen    u^\ 
Erwerber  über,   so  hing  es  von  de^j?en  Er- 
messen ab,   ob  er  in  den  Mietvertrat:  eiü- 
treten  und  dem  Mieter  weiterhin  den  Gel  »i-aiK-h 
der  Sache  belassen  wollte.  Gescluih  dies  niv :::, 
so  war  nur  der  Vermieter  zum  Schadenersiitz 
verpflichtet.     Denn    er   hatte   die   venrap«- 
mässige  Pflicht,  vor  der  Veräussenmcr  «irr 
Sache  dafür  Sorge  zu  tragen,  dass  der  m-u* 
Erwerber    dem   Mieter   den   Gebrauch   d-r 
Sache  weiterhin  gewähi-e.    Andererseits  war 
der  Mieter  auch  nicht  veq>f lichtet,  mit  d-iL 
neuen  Erwerber  der  Sache  den  Mietvertr.c 
fortzusetzen-  —  Nicht  aber  ward  der  Mit-t- 
vertrag  diu'ch   den  Tod    einer  der  Parteien 
aufgehoben,    sofern    dies    nicht     l)e5^ud^'rs 
vereinbart    war.     Denn    die    EIrben    tratto 
nach  römischem  Recht  in  alle   Rechte  nvA 
Verbindlichkeiten  des  Erblassers  ein. 

Diese    unsichere   Stellung    des   Miet»TN 
welche  ihn,  was  den  Gebrauch  der  geuiitn»'- 
ten  Sache  betrifft,  ganz  von  dem  Eigenifimer 
abhängig  machte,  ist  für  die  ältere  Zeit,  in 
der  der  Eigentümer  seine  Verfügirngsgewalt 
über  die  Sache  nicht  beschranken  will,  w- U 
verständlich.   Dass  das  römische  Recht  aikh 
später  dem   Mieter  keine    andere    Stellung 
eingeräumt  hat,  erklärt   sich  aus  den  vin- 
schafthchen  und  sozialen  Verhältnissen  Roras. 
Ein  Stand  fi-eier,  selbständiger  Pächter  von 
Landgütern   konnte   sich  nicht   bilden.    Die 
Pächter    w^aren    meist    nur    untergeoitlihte 
Gehilfen    des    Grundhen*n,    die    unter  d^r 
Aufsicht  eines  vom  Herrn  bestellten  Sklaven 
des  vilicus,  standen.  Sie  erhielten  vom  Herrn 
gegen    Pfänder    das    nötige    Inventar   und 
Betriebskapital,    wie    er    auch    ein  gesetz- 
liches Pfandrecht  an  den  Früchten  des  ver- 
{lachteten  Grundstücks  hatte.  In  der  spätenn 
Kaiserzeit  wurden  die    fi-eien  Pächter  mehr 
und    mehr    verdrängt,    zunächst  diuxh  flie 
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\^laven\virtschaft,   seit  dem  4.  Jahrhundert 
-or    dadurch,   dass  die  freien  Pächter  zu 
r'>ri^en,  coloni  adscripticii,   herabge- 
~  uckt  wurden ,  die  mit   ihrer  Familie  un- 
:a.f löslich  zu  dem  Gute,  das  sie  bebauten, 
c^Uörten  und  keine  fi-eie  Verfügungsgewalt 
■*;  >er  ihr  Vermögen  mehr  hatten,  wenn  sie  auch 
«">ch  eiigen turasfähig  waren.  Wie  sie  schoUen- 
►  rfliclitig   waren,  so  konnte  auch  der  Herr 
i  ie  Coloneu  nicht  von  dem  Gute  treiben  oder 
l  SIS  Out  ohne  sie  veräussern.    An  den  Herrn 
i.att«?n    sie  eine  jährliche  Abgabe   in   Geld 
»<ler  in  Früchten  zu  entrichten,  deren  Be- 
^  :i*ac:  unveränderlich  sein  sollte,  wenn  er  von 
\ein    HeiTu    auch    niclit    selten    gesteigert 
">.varcl.     Seit  dem  Ende  des  4.  Jahrhunderts 
^vai'd    die    rechtliche    Stellung   der    coloni 
mehr  und  mehr  herabgedrückt,  und  im  5. 
•lalirlmndert  konnte  mit  Recht  gesagt  werden, 
<.lass  ein  wesentliclier  Unterschied  zwischen 
ihnen  und  den  Sklaven  kaum  noch  bestehe. 
Vielfach  wurden  aucli  die  gefangenen  Bar- 
l>aren,  wie  ganze  Barbaren  häufen,  die  freiwillig 
in  das  römische  Reich  übertraten,  auf  den 
kaiserlichen  Domänen  als  coloni  angesiedelt 
otler  als  solche  unter  die  Grossgrundbesitzer 
verteilt.    Ob  aber,  wie  neuerdings  mehrfach 
Viehauptet  worden,  die  Entstehung  des  Colo- 
nats  auf   germanische  Einflüsse   zurückzu- 
führen ist,  erscheint  zweifelhaft. 

AVie  hiernach  die  ländlichen  Pächter  den 
unteren  Klassen  der  Bevölkerung  angehörten, 
so  im  grossen  Ganzen  auch  die  städtischen 
Mieter.   Soweit  unsere  Kenntnis  reicht,  war 
es  in  der  Stadt  eine  Ausnahme,  dass  wohl- 
habende Leute  zur  Miete  wohnten.  Dagegen 
waren  Errichtung  und  Verpachtung  grosser 
Mi^tkasernen  in  Rom  und  wohl  auch  in  den 
grossen  Provinzialstädten  eine  gewöhnliche 
Form  der  Kapitalanlage  reicher  Leute.    Das 
ganze,  meist  vielstöckige  Haus  (insula)  oder 
ein  ganzer  Komplex  von  Wohnhäusern  ward 
an  einen  Unternehmer  verpachtet,  der  die 
einzelnen  Wohnungen  an  kleine  Leute  ver- 
mietete, wie   denn   auch   nach   römischem 
Rechte  die  Aftermiete  unbeschränkt  zulässig 
war.    Auch  hier  erscheint  der  Mittelsmann 
nur  als  Vertreter  des  Eigentümers,  als  eine 
Art  Yicewirt,  der  zugleich  über  die  Miots- 
leute  die  Aufsicht  zu  führen  hatte.    Ausser- 
dem wimlen   nur   kleine  Wohnungen   und 
Läden  (tabernae),  die  an  die  Häuser  angebaut 
und  meist  auf  die  Strasse  vorgenickt  waren, 
an  Handwerker  und  Händler  vermietet. 

2.  Das  Mittelalter.  Miete  und  Pacht 
hatten  in  Deutschland  erst  im  späteren 
Mittelalter  eine  gi^össere  Bedeutung  erlangt. 
Für  die  Urbarmachung,  Rodun]^,  Kultivie- 
rung und  Bebauung  des  Landes  genügte 
das  lose  und  engbegrenzte  Rechtsverhältnis, 
"wie  es  nach  römischem  Rechte  zwischen 
Eigentümer  imd  Pächter  bestand,  nicht.  Es 
waren  Rechtsverhältnisse  hierfür  erforder- 


lich, die  dem  Bauern  ein  festes  Recht  an 
dem  Grund  und  Boden  gaben,  die  ihm  einen 
Besitzschutz  gewälirten  und  die  ihm  und 
seinen  Nachkommen  die  Früchte  seiner 
harten  Arbeit  sicherten.  So  entstanden  in 
verschiedenen  Formen  und  unter  verschiede- 
nen Namen  die  bäuerlichen  Lei  h  verhält - 
n  i  s  s  e ,  die  dem  Bauern  ein  dingliches  Recht 
an  dem  zur  Bewirtschaftung  überlasseneu 
Gnmd  und  Boden  gewährten,  die  ihm  für 
eine  grössere  Reihe  von  Jahren  den  Besitz 
sicherten  oder  auch  ihm  und  seinen 
Nachkommen  ein  erbliches  Recht  gaben. 
(Vgl.  die  Artt.  Bauer,  Bauerngut  und 
Bauernstand  oben  Bd.  II  S. 338 ff.,  431  ff.) 
Freilich  begründete  ein  solches  Verhältnis 
auch  eine  Minderung  der  persönlichen  Frei- 
heit und  eine  Abhängigkeit  der  Bauern  von 
dem  GrundheiTU,  dem  meist  nicht  nur 
Zinsen  oder  Naturalabgaben  zu  entrichten, 
sondern  auch  die  verscluedenartigsten  Dienste 
zu  leisten  waren. 

Und  ähnlich  wie  auf  dem  Lande  die 
bäuerliche  Leihe,  trat  auch  in  den  neuge- 
gründeten Städten  die  Erbleihe  an  Stelle 
der  römisch-rechtlichen  Miete.  Der  Stadt- 
herr musste  den  Ansiedlern,  die  die  Stadt 
erst  zu  erbauen  und  darin  Gewerbe  und 
Handel  zu  gründen  hatten,  ein  erbliches  und 
dingliches  Recht  an  der  eigenen  Hausstätte, 
der  area,  gegen  einen  jährlich  zu  zahlenden 
Zins  (Wortzins,  Haus-  oder  Hofzins)  ver- 
leihen. Kamen  rein  persönliche  Mietver- 
hältnisse gewiss  auch  zu  allen  Zeiten  vor, 
so  gewannen  sie  doch  erst  eine  grössere  Be- 
deutung, als  die  Bevölkerung  in  den  Städten 
anwuchs  und  demgemäss  auch  ein  grösserer 
Teil  der  Bevölkerung  auf  Mietwohnungen 
angewiesen  war.  Derartige  Mietverhält- 
nisse tnigen  aber  im  wesentlichen  keinen 
anderen  Charakter  als  die  römisch-rechtliche 
Miete,  wenn  dies  auch  vielfach,  in  dem  Be- 
streben das  deutsche  Recht  zu  idealisieren, 
behauptet  wird.  Es  lässt  sich  nicht  nach- 
weisen, dass  dem  Mieter  ein  rechtlich  ge- 
schützter Besitz,  die  Gewere,  an  der  ge- 
mieteten Wohnung  zugestanden  habe. 

Die  verbreitete  Annahme,  dass  der  Mieter 
in  der  Gewere  gewesen  sei,  berulit  nur  auf 
dem  allgemeinen  Satze,  dass  die  Gewere 
demjenigen  zustehe,  der  eine  unbewegliche 
Sache  in  Nutzung  habe,  der  Gebrauch  einer 
gemieteten  Sache  aber  der  Nutzung  gleich- 
komme. Indes  fehlt  hierfür  der  Beweis. 
Aber  auch  wenn  man  die  Gewere  des 
Mieters  annimmt,  so  wai-  doch  die  Rechts- 
stellung des  Mieters  dem  Vermieter  gegen- 
über nicht  gesicherter  als  im  römischen 
Rechte,  sie  war  sogar  weniger  gesichert. 
Veräusserte  der  Vermieter  das  Eigentum  an 
der  Sache,  so  war  der  neue  Erwerber  auch 
nach  deutschern  Rechte  nicht  verpflichtet, 
in  den  Mietvertitig,  einzutreten.    Es  ergiebt 
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sich  dies  zweifellos  daraus ,  dass  bei  Ver- ,  Eigentum  <ler  Sache  erwarben.  Warj  «ii^ 
äusseruDg  eines  im  Eigentum  des  Veräus- '  Haus  oder  das  Gut  verkauft,  s<»  halte  «kr 
serers  stehenden  Gutes,  das  als  Lehen  ver-  Mieter  das  Recht,  in  der  Wohnung  zu  bk-il**«!- 
liehen  war,  der  neue  Erwerber  dem  Vasallen  |  der  Pächter  das  Recht,  das  Gut  weiter  z^i 
nicht  den  Lehnbesitz  des  Gutes  weiterhin  |  bewirtschaften  und  zu  nutzen  bis  zum  AI  - 
zu  belassen  hatte  (Sachsenspiegel  Lehn-  lauf  der  Zeit,  für  welche  der  Vertrag  i!w- 
rectht,  Art.  71  §  6,  Auetor  vetus  II  §  69 ;' schlössen  worden  war.  Dies  ward  dm» 
vgl.  auch  H  0  m  e  y  e  r ,  Sachsenspiegel  Teil  II .  den  Satz  ausgedrückt :  K  a  u  f  b  r i  c  h  t  q  :  c  h  i 
Bd.  II  S.  387,  527).  Nur  ziu- Entschädigung  i  M  i  e  t  e.  Wörtlich  genommen  besagt  «ir-r 
ist  der  veräussernde  Lehnsherr  dem  Vasallen  i  Satz  nur,  dass  durch  die  infolge  eines  Kauf- 
verpflichtet.  Fi-eilich  hatte  dieser  Satz  verb-ags  bewirkte  Veräusserung  der  vi-r- 
praktisch  nur  eine  geringe  Bedeutung,  da  die  !  mieteten  Sache  der  Mietvertrag  nicht  auf- 
meisten  Lehngütcr  im  Eigentum  des  Reiches  .  gelöst  wird.  Dieser  Satz  galt  auch  im  rüaii- 
oder  einer  Kirche  oder  eines  Klostei-s  stau-  ,  sehen  Recht  Der  Mietverüiag  dauerte  nr-tz 
den ,  die  das  Eigentumsrecht  nicht  ver-  |  <ler  Veräussening  fort.  Abei*  der  Vermiet-^r 
äusserten.  Auch  bestand  eine  Ausnahme,  |  konnte  dem  Mieter  den  Gebrauch  tier  Sa  -L^ 
falls  die  Veräussenmg  an  ein  Gotteshaus  i  nicht  mehr  gewähren  und  war  deshalb  mn. 
erfolgte(SachsenspiegelLehnrechtArt.71  §7).  I  Schadenersatz  verpflichtet.  Der  Satz  will 
Galt  der  Satz  aber  grundsätzlich  im  Lehn-  j  aber  nicht  dies  besagen ,  sondern  vielmehr 
i'echt,  obwohl  der  Vasall  ein  sehr  weitgehen- '  dass  bei  dem  Uebergaug  des  Eigentum— 
des  Besitzrecht  an  dem  Lehngut  hatte,  so  I  rechts  von  dem  Vermieter  auf  eine  drittt* 
galt  er  zweifellos  auch  für  die  Miete  imd  .  Person  der  Erwerber  an  Stelle  des  V.^r- 
die  Pacht,  wenn  er  hierfür  auch  ausdrück- 1  mieters  in  den  Vertrag  eintritt  und  «.i- 
lieh  erst  in  Quellen  des  15.  Jahrhunderts  j  Pflichten  und  Rechte  des  Vermieters  auf  iLii 
bezeugt  ist.   Die  Rechtsstellung  des  Mieters  ,  übergehen. 

und  Pächters  war  aber  auch  weniger  gesicheil  I  Weiterhin  unterschied  sich  da^  deutÄ-he 
als  im  römischen  Recht,  weil  die  Erben  des  i  Recht  von  dem  römischen  dadurch,  dass^  r^ 
Vermieters  oder  Verpächters  nicht  an  den  |  dem  Pächter  weitergehende  Rechte  gewälirte. 
Verti^  ihres  Erblassei-s  gebunden  waren, ;  Der  Pächter  hatte  nach  deutschem  Ret-Kr 
wenn  sie  nicjht  ilu-e  Zustimmung  zu  dem !  die  Gewen^  an  dem  Gute  und  ilamit  Be^itz- 
Absclilusse    des   Verti-ags    gegeben    hatten  i  schütz. 

(Sachsenspiegel-Landrecht  lU  Art.  77  §  1).  Nach  römischem  Recht  erwarb  femer 
Während  femer  nach  römischem  Recht  der 'der  Pächter  die  Früchte  erst  dadurch.  ilikfc> 
Vermieter,  im  Falle  er  die  Sache  veräusserte,  |  er  sie  mit  Willen  des  Eigentumers  in  Be^ixi 
dem  Mieter  zu  einer  Entscliädigung  ver- ;  nalim,  so  dass  der  Verpächter  durch  ein 
I)flichtet  war,  galt  dies  in  Deutsciiland  nicht  Verbot  es  ihm  unmöglich  machen  kouLte, 
überall.  Vielmehr  ward  duivh  die  Veräusse-  ( Eigentum  an  den  Früchten  zu  erwerl*eri, 
nuig  der  Sache  der  Yerti-ag  gelöst,  so  dass !  wenn  der  Verpächter  dadurch  auch  zi»m 
dadurch  Vermieter  und  Mieter  ihrer  Rechte  I  Schadenersatz  verpflichtet  ward.  Im 
und  Pflichten  ledig  wuixlen.  In  diesem  |  deutschen  Recht  dagegen  galt  der  Gnin'i- 
Sinne  ist  der  Satz  >Kauf  bricht  Miete- |  satz,  dass  derjenige,  der  das  Gut  liewirt- 
nicht  ein  Satz  des  römischen,  sondern  des  ]  schattet  und  die  für  die  Bestellung  ile> 
deutschen  Rechts.  Bodens,  für  die  Pflege  der  Weinstöcke  u.  >,  w. 


Als  aber  seit  dem  Ende  des  18.  Jahr- 
hunderts infolge  der  Zunahme  der  Bevölke- 
rung in  den  Städten  und  der  veränderten 
wirtschaftlichen  Verhältnisse  auf  dem  Lande 
Miet-  und  Pachtverhältnisse  häufiger  vor- 
kamen, wirkte  das  Interesse  der  Mieter  und 


erfoixlerliche  Arbeit  gethan  hat,  da«iur«.-n 
auch  das  Eigentum  an  den  Früchten  erwirbt 
und  berechtigt  ist,  die  Früchte  einzuheimi^n. 
selbst  wenn  das  Gut  ziu*  Zeit  der  Enit-* 
nicht  melir  in  seiner  Nutzung  steht.  Wer 
säet,  der  mäht.«     Nur  eine  Folge  daniu> 


Pächter    auf   eine    Umbildung    des  Rechts  |  war  es,  dass  auch  da,   wo  der  Satz   -Kauf 
ein.    Sie  wollten  gesichert  sein  gegen  eine   ^   •  '  ^  *'*  ^  i.     ,    .     i  ^ 

Aufhebung  des  V^ertrags  diu-ch  Veräusseruug. 
und  an  vielen  Orten,  wenn  auch  keineswegs 
überall,  entsprach  das  Recht  dieser  in  der 
Gerechtigkeit  begründeten  Forderung,  indem 


bricht  Miete«  galt,  doch  der  neue  Erwerl^er 
des  Gutes  den  Pächter  noch  bis  zum  Ende 
des  Wirtschaftsjahres  im  Gute  belassen 
musste. 

3.  Die  neuere  Zeit    Im   15.  und  Iti. 


dem  Mieter  und  Pächter  ein  Hecht  auf  \  Jahrhundert  vollzog  sich  die  Reception  de> 
Gebrauch  und  Nutzung  der  Sache  auch  gegen  \  römischen  Rechts  in  Deutschland.  Doc-h 
dritte  Personen  gegeben  ward ,  an  welche  i  setzte  ihr  das  einheimische  Recht  wlfaoh 
<ler  Vermieter  das  Eigentum  übertragen  |  einen  entschiedenen  Widerstand  entgegen, 
hatte.  Die  3Iiete  war  nun  nicht  mehr  ein  i  den  das  römische  Recht  nicht  zu  brechen 
ivin  obligatorisches  Verhältnis  zwischen  |  vermochte.  So  erhielt  sich  in  vielen  Landes- 
^lieter  und  Vermieter,  sondern  sie  übte  eine  1  teilen ,  namentlich  in  vielen  Städten ,  der 
dingliche  Wirkung  gegen  Dritte  aus,  die  das  [  Satz    >Kauf   bricht   nicht  Miete«    in   Kraft. 
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Aber  auch  das  römische  Recht  ward  in  der 
Anwendung  fortgebildet  und  erlüelt  als  so- 
genanntes gemeines  Recht  häufig  eine  von 
dem  reinen  römischen  Rechte  abweichende 
Gestalt.  So  ward  fast  überall  dem  Mieter  und 
Pächter  der  Besitzesschutz  zugestanden,  nicht 
nur  gegen  Dritte,  sondern  auch  gegen  den 
Eigentümer  selbst,  wenn  er  den  Mieter  zu  ent- 
setzen suchte.  Aber  auch  da,  wo  der  Satz 
»Kauf  briclit  Miete«  in  Oeltung  blieb  oder  trat, 
suchte  die  Praxis  den  Mieter  und  Pächter  zu 
schützen,  teils  indem  der  neue  Ei-werber  niu- 
unter  Einhaltung  einer  ortsüblichen  Kündi- 
gimgsfrist  ihnen  den  Besitz  der  Wohnung  oder 
des  Gutes  entziehen  konnte,  teils  indem  dem 
Erwerber  das  Recht  der  Kündigung  für  die 
Miet-  oder  Pachtzeit  dann  abgespn)chen 
wurde,  wenn  der  Mieter  oder  Pächter  sich 
eine  Hypothek  an  dem  Hause  oder  dem  Gute 
hatte  bestellen  lassen.  Freilich  konnte 
dieser  letztere  Satz,  der  mit  dem  römischen 
Recht  unvereinbai*  war,  auf  die  Dauer  sich 
nicht  halten. 

Von  den  grossen  Gesetzbüchern  der 
neueren  Zeit  hat  das  älteste  derselben,  das 
Preussische  Allgemeine  Land- 
recht von  1794,  sich  von  dem  römi- 
schen Rechte  am  weitesten  entfernt.  Für 
die  Stadt  Berlin  hatte  schon  Friedrich 
der  Grosse  in  dem  Reskript  vom 
If).  April  1765  den  Satz  »Kauf  bricht  Miete<^ 
aufgehoben,  da  er  »mit  dem  grössten  Miss- 
fallen walu-genommen ,  dass  in  Berlin  der 
bisher  eingrissene  Wucher  mit  Häusern  und 
die  aufs  höchste  getriebene  Steigerung  der 
Hausmieten  beständig  fortdauere  und  beydes 
grossen  Teils  seine  Schutzwehr  in  der  ge- 
meinen Rechtsregul:  Kauf  bricht  Miete 
finde«.  Nach  dem  Allgemeinen  Landrecht 
(Teil  I  Tit.  21  §§  2,  3,  358)  erhalten  Mieter 
und  Pächter  durch  Üebergabe  der  Sache 
Besitz  und  ein  dingliches  Recht,  das  die 
Miete  dem  Niessbrauch  annäliert.  Winl  die 
Sache  veräussert,  so  hat  der  neue  Erwerber 
den  Mieter  und  Pächter  während  der  Miet- 
zeit in  Besitz  zu  lassen.  Er  tritt  in  die 
persönlichen  Pflichten  des  Vermieters  ein, 
wie  auch  dessen  Rechte  auf  ihn  übergehen. 
Nur  im  Interesse  des  Realkredits  ist  zu 
Gunsten  der  Gläubiger  bestimmt,  dass  bei 
notwendiger  gerichtlicher  Veräusserung  auch 
wälu-end  der  Mietzeit  der  Vertrag  gekündigt 
werden  kann.  Im  übrigen  ordnet  das  Gesetz- 
buch das  Mietrecht  in  ausserordentlich  ein- 
gehender Weise  (Teil  I  Tit.  21  §§  258—397) 
und  giebt  über  Pachtungen  von  Landgütern  in 
226  Paragraphen  (§§  399—625)  die  ausführ- 
lichsten Bestimmungen. 

Im  Gegensatz  hierzu  hat  sich  der  fran- 
zösische Code  civil  von  1804  in  dem  Ab- 
sclmitt  über  die  Sachraiete  mit  66  Artikeln  be- 
gnügt (Art.  1713—1778).  Obgleich  nach  dem 
Gesetzbuch  der  Miet-  und  Pachtvertrag  niu-  ein 


pei-sönliches  Rechtsverhältnis  zwischen  den 
vertragschliessendenPai'teien  erzeugt  und  dem 
Mieter  und  Pächter  weder  der  Besitzesschutz 
noch  ein  dingliches  Recht  an  der  Sache  zukom- 
men, so  hat  es  doch  in  Art.  1743  bestimmt, 
dass  bei  der  Miete  und  Pacht  von  Häusern 
und  ländlichen  Grundstücken  der  Kauf  die 
Miete  nicht  bricht,  vielmehr  der  Erwerber 
verpflichtet  ist,  in  das  Vertragsverhältnis 
einzutreten.  Ist  jedoch  der  Vertrag  auf 
länger  als  18  Jahre  geschlossen,  so  muss 
der  Vertrag  in  das  Transskriptionsregister 
(Hypothekenbuch)  eingetragen  werden,  um 
gegen  Dritte  Wirkung  zu  haben  (G.  v.  22. 
März  1855  Art.  2). 

Am  kürzesten  behandelt  das  Oest er- 
reich ischeBürgerliche  Gesetzbuch 
von  1811  den  Miet-  und  Pacht verü-ag,  die  es 
unter  dem  gemeinsamen,  den  späteren  mittel- 
alterlichen Quellen  entnommenen  Namen 
des  Bestand  Vertrags  zusammenfasst 
(§  1090  bis  §  1121).  Das  Gesetzbuch  hat 
im  allgemeinen  die  Bestimmungen  des  ge- 
meinen Rechts  aufgenommen,  wie  sie  an 
der  Wende  des  18.  imd  19.  Jahrhunderts  als 
usus  modernus  pandectarum  in  Geltung 
standen.  Es  unterscheidet  sich  davon  im 
wesentlichen  nur  dadurch,  dass  der  Bestand- 
vertrag durch  Eintragung  in  das  öffentliche 
Grundbuch  dem  Rechte  des  Bestandnehmer 
(des  Mieters  oder  Pächters)  eine  dingliche 
Wirkung  verleiht,  so  dass  bei  einer  Ver- 
äusserung der  Sache  der  neue  Erwerber  in 
den  Vertrag  einzutreten  hat  (mit  Ausnahme 
des  Falles  der  Zwangsversteigerung).  Ist 
dies  aber  nicht  geschehen,  so  ist  der  Be- 
standnehmer dem  neuen  Eigentümer  nach 
gehöriger  Aufkündigung  zu  weichen  ver- 
pflichtet und  hat  gegen  den  Bestandgeber 
nur  einen  Anspruch  auf  Schadenersatz 
(§  1095,  §  1120,  Grundbuchg.  v.  25.  Juli 
1871  §  9). 

IL  Miete  und  Pacht  nach  dem  Bürger- 
lichen Gesetzbuch. 

A.  Miete. 

1.  Einleitung.  Wie  nach  römischem  Recht 
so  ist  auch  nach  dem  Bürgerlichen  Ge- 
setzbuch das  Miet  Verhältnis  ein  obligato- 
risches Verti-agsverhältnis  des  Inhaltes,  dass 
der  Vermieter  verpflichtet  ist,  dem  Mieter 
den  Gebrauch  der  vermieteten  Sache  während 
der  Mietzeit  zu  gewähren,  der  Mieter  da- 
gegen verpflichtet  ist,  dem  Vermieter  den 
vereinbarten  Mietzins  zu  entrichten  (§  535). 
Die  Pacht  ist  eine  Unterart  der  Miete,  so 
dass  die  Vorschriften  über  die  Miete  auch 
auf  sie  Anwendung  finden,  sofern  nicht  das 
Gesetzbuch  für  sie  ausdrücklich  abweichende 
Bestimmungen  aufgestellt  hat  (§  581). 
Wälu^end  der  Gegenstand  eines  Mietvertrags 
nur    eine    körperliche    Sache    sein    kann, 
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köuneu  nicht  bloss  Sachen,  sondern  auch ,  Vei-tragsrecht  beherrschen  (vgl.  «len  Ar. 
Rechte  verpachtet  werden  ( §  §  533,  581 ), ,  S  c  h  u  1  d  v  e  r  h  ä  1 1  n  i  s  s  e) ,  .>ie  finden  ä-h  , 
z.  B.  das  Verlagsrecht,  das  JagdiV(4it  u.  s.  w.  auf   den    Mietvertrag*  Anwendung.     Dskna^ 

Das    Bürgerliche     Gesetzbuch     hat     im  !  sind  ^lietverträge,  die  gegen  die  guten  Sitt» 
Gegensatze  zu  dem  Pi'eussischen  Allgemeinen   Verstössen,  nichtig.  Als  solche  sind  nac-h  *i^i 
Landrecht   mit   Recht    davon    Abstand    ge- 1  Gesetz    namentlich  Mietverträge  anzus^-L-  . 
nommen  ,    für    alle    die   verschiedenartigen  i  durch  welche  der  Vermieter  unter  AufV-  ■•  - 
Gestaltungen ,  die  die  Miete   innerhalb  iles  i  tung  der  Notlage,  des  I^eichtsinns  oder  • 
soeben  angegebenen  Rahmens  im  Leljen  an- '  Unerfahren  hei  t     des    Mieters      sieh      ^-ic- 
nehmen    kann,   besondere,   jede   Einzelheit  l  solchen    Miet-   oder  Pachtzins    vers}>ivjj-L 
ordnende   Voi*schriften    zu   geben.     Es    hat ;  lässt,  der  den  Gebrauchswert  (oder  Nut  zur  i.*- 
sich    mit    46    Paragraj)hen    für    die    Miete  i  wert)  der  Sache  dergestalt  übersteigt .    iL^-> 
(§§   535 — 5sn)   und   mit   17    für   die   Pacht  i  der   Miet-    oder    Pachtzins    in     auffall:--::. 
insbesondere  (§§  581— 597)  begnügt.     Auch  I  Missverhältnis    zu    der    Geffeuleistuncr     i-r 
das  Allgemeine  Landrecht   hat   trotz   seiner  Vennieters  steht  (§  ISS).     In  einer  N«  »tla^'-. 
Weitschweifigkeit   sein   Ziel ,   für  alle  Ver- 1  die  zu  einer   solchen  Ausl>eutung  V^miil^- 
hältnisse  Rechtsnormen  zu  geben,  nicht  er- |sung  geben  kann,  wertlen  dieMieternamei.*- 
reicht,  weil  es  nicht  zu   en-eichen  ist.     Die )  lieh  in  Zeiten  einer  Wohnungsnot,  wie   ?; 
Lebensverhältnisse  sind  so  vielgestaltig,  die  j  in  Gi-ossstädten  und  in  ra.sch    aufbluheDü^  . 
Interessen  der  Parteien,  die  einen  Miet-  (»der  Fabrikorten   nicht    selten   eintritt   (vgl.  •]• : 
Pachtvertrag  abschliessen ,  so  mannigfaltig  |  Art.   Wohnungsfrage),   sich    häiifii;   U- 
—    namentlich   wenn  es  sich   um  grössere  '  finden.  Durch  diese  Bestimmung  des  Ge=*ftZ'r 
Vertragsobjekte  und   um  Verträge  auf  eine  \  wird    namentlich    der    ArbeiteH>evolk^?niIi- 
längere  Zeitdauer  handelt   — ,  dass   es  den  '  ein  wirksamer  Schutz  gegen  den  WohnuLL'- 
Paiteien  überlassen  bleiben  muss,  innerhalb  j  wucher  gewälirt  wenlen.    Aus   dem   aiU»~ 
der   vom  Gesetze  gezogenen  Schi-anken  die  |  meinen   Grundsätze,  dass  ein   Vertrag   n  l 
Verti-agsbestimmun gen  zu  vereinbaren.    Nur !  soweit  giltig  ist,    als  er    nicht    gegen   *i - 
für  die  allgemeinen,  regelmässig  bei  allen  i  guten   Sitten   verstösst,   liat   das  uesetz  iu 
Mietverti-ägen    vorkommenden    Verhältnisse '  den  Mietverti'ag   einzelne    l)esondere   FoIl'— 
muss    der   Gesetzget»er   Normen    aufstellen,  j  rungen    gezogen,    die   noch    zu    liespnx::'-: 
Aber  auch  die  meisten  dieser  Normen  haben,  1  sind.     Femer  sind   Mietverträge,    wie  üli- 
soweit  sie   die   Rechte    und   Pflichten    der  i  Vertrage ,    so    auszulegen,    wie    Treu    iw* 
Parteien   betreffen ,   nur  den  Charakter  des  i  Glaube  mit  Rücksicht  auf  die  YerkehiK^i'T' 
nachgiebigen,   sogenannten   dispo-ies  erfordern  (§157),  und  Mieter   wi«»  Vei- 
sitiven   Rechts,   d.  h.   sie   kommen   nur!  mieter  sind  verpflichtet,  ihre  Leistungen  >-■ 
dann   zur  Anwendung,   wenn   die   Ptuteien  |  zu    bewirken,    wie   Treu    und    Glaube   pj:: 
nicht  über  eine  andere  Ordnung  ihres  Ver- '  Rücksicht  auf  die  Verkehrssitte  es  erfr.nlt\n: 
hältnisses  sicli  vereinbart  haben.  •  (§  242).     Diese  Grundsätze  sind  von  \ft-^ju- 

Hat  das  Bürgerliche  Gesetzbuch  auch  !  derer  Wichtigkeit  für  die  Miet  vertrage.  Y^ 
das  römische  Reclit  zur  Grundlage  genom- 1  ist  bekannt,  dass  namentlich  in  den  Stallt*' 
men ,  so  ist  es  doch  über  dasselbe  hinaus-  i  die  Hauseigentümer  vielfach  Fonnuiare  tär 
gegangen  und  hat  es  fortgebildet ,  um  es  |  die  von  ihnen  abzuschliessenden  Mietvertri^v 
mit  den  Verkehi-sbedürfnissen  der  Gegenwart  |  aufstellen ,  in  denen  die  Rechte  des  Vn- 
und  mit  den  Fordenmgen  der  Gerechtigkeit  i  mieters  möglichst  weit  ausgedehnt,  die  «If* 
in  Einklang  zu  bringen.  Dies  ist  n am en t- i  Mieters  möglichst  eng  ein gesciiränkt  wen Itii. 
lieh   nach   vier  Richtungen   hin   geschehen,  i  und  dass  sie   durch   Büdung  von    HausU^ 

a)  Das  Gesetz  giebt  dem  Mieter  Besitz  I  sitzervereinen  sich  in  der  Durchfühnisj 
an  der  gemieteten  Sache  und  verleiht    ihm  derartiger  Verträge    eine  wirksame   Stuue 


Besitzesschutz  sowohl  gegen  den  Vermieter 
wie  gegen  dritte  Pei^sonen. 

b)  Es  zieht  ferner  der  Yertragsfrei- 
heit  Schranken,  indem  es  durch  Nor- 
men   zwingenden   Rechts,    die  auch    durch 


verschaffen.  Die  Mieter  kleiner  WohuungieiL 
imd  auch  hier  besonders  die  Mieter  aus  den: 
Arbeiterstande,  sind  vielfach  gar  nicht  in  der 
Lage,  die  Tragweite  all  der  in  solchen  For- 
mularen enthaltenen  Bestimmungen  zu  ül^ei- 


Yereinbarung  der  Parteien  nicht  beseitigt  |  blicken  und  zu  erkennen.  Auch  solche  Ver- 
werden  können ,  die  Parteien  und  vor  ,  träge  sind  nm-  nach  dem  angeführten  Grun«l- 
allem  den  Mieter  schützt  gegen  eine  solche ,  satz  auszulegen,  und  dadiux^h  wird  in  vielen 
Gestaltung  des  Vertrags ,  durch  welche  I  Fällen  deui  Missbrauch  der  thatsäehlichen 
die  Partei  in  ihrer  persönlichen  Freiheit  und  I  Gewalt,  welche  den  Hausbesitzern  gegenükr 
in  ihren  persöidichen  Lebensgütern,  auf  die !  den  Mietern  zusteht,  voi^beugt  (xler  ^r 
sie  nicht  verzichten  kann ,  in  einer  der  Ge-  j  wenigstens  eingeschränkt  werden  können, 
rechtigkeit  widersprechenden  Weise  be-  j  c)  Nach  einer  dritten  Richtung  geht  <la^ 
schränkt  oder  geschädigt  würde.  Die  grossen,  |  Bürgerliche  Gesetzbuch  über  das  gemeine 
allgemeinen    Rechtsgnmdsätze ,    die     unser  j  Recht    hinaus ,   indem  es  den  Mieter  ucd 
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.^iiohter  dagegen  sichert,  dass  ihnen  durch 
^  OTäusserung  der  Sache  deren  Gebrauch 
ii"kcl  Nutzimg  entzogen  wei'den  kann. 

d)  Endlich  hat  das  Bürgerliche  Gesetzbuch 

Lm   Gegensatz  zu  dem  gemeinen  Recht  den 

t^achtvertrag,  insbesondere  den  über  land- 

-s^-irtschaftliche  Grundstücke,  durch  besondere 

Rechtsnormen  geordnet,  insoweit  die  eigen- 

ai-tit^n  Verhältoisse  der  Pacht  dies  erfordern. 

Das     Gesetzbuch      euthäli     zahlreiche 

>v-ichtige    Vorschriften,   welche    sich    nicht 

i4\if  alle  Mietverträge  beziehen,  sondern  nur 

f  \\r  die  Miete  von  Gnmdstücken,  Wohnungen 

Tind    andere   RÄume   (Läden,    Kellerräume 

II.  s.  w.)  gelten.    Es  wird  genügen,  wenn 

in  dem  folgenden  in  diesen  Fällen  niu-  von 

iler  Miete  von  Grundstücken   die  Rede 

ist  (vgl.  B.G.B.  §  580). 

2.  Abschluss  des  Vertrags.  Der  Ab- 
«chluss  eines  Mietvertrags  ist  im  allge- 
meinen an  keine  Fonn  gebunden.  Doch 
l>edarf  der  Vertrag  über  die  Miete  eines 
Grundstücks  der  schriftlichen  Form,  wenn 
er  für  länger  als  ein  Jalir  geschlossen 
^^'i^d.  Wird  diese  Form  nicht  l^eachtet,  so 
ist  der  Vertrag  zwar  giltig,  aber  er  gilt  als 
auf  unbestimmte  Zeit  abgeschlossen.  Doch 
ist  dann  eine  Kündigimg  erst  für  den 
Sclüuss  des  ei-sten  Jalires  zulässig  (§  556). 

3.  Pflichten    des    Vermieters.     Der 
Vermieter  hat   dem   Mieter    den   vertrags- 
Tiiässigen  Gebrauch  der  Sache  zu  überlassen 
lind  sie  wälirend  der  Mietzeit  in  dem  hierzu 
geeigneten  Zustand  zu  erhalten  (§  530).    Die 
Kosten    der    Unterhaltung    der  Sache,    der 
Rcparatiu^n,   wie  die  auf  der  Sache  ruhen- 
den  Abgaben   und  Lasten   fallen   demnach 
<lem  Vermieter  zur  Last  (§§  537,  546).    Ist 
die  Sache    zur  Zeit   der  Ueberlassimg   mit 
einem  Fehler  beliaftet,  der  ihre  Tauglichkeit 
zu  dem  vertragsraässigen  Gebrauch  aufhebt 
oder   mindert,    und   beseitigt  der  Vermieter 
ihn  nicht  unverzüglich,  so  kann  der  Mieter 
ihn  selbst  beseitigen  und  Ersatz  der  erfor- 
derlichen Aufwendungen  verlangen  (§  538). 
Auch   ist   er  für  die  Zeit,  während  deren 
die  Sache  zum  Gebrauch  imtauglich  ist,  von 
der  Entrichtung  des  Mietzinses  befreit,  oder 
wenn  die  Brauchbarkeit  der  Sache  gemin- 
dert ist  nur  zur  Entrichtung  eines  verhält- 
nismässig geminderten  Mietzinses  verpflichtet. 
Ferner  ist  er  in  diesem  Falle  berechtigt,  die 
Miete  für  die  Folgezeit  ohne  Einhaltung  einer 
Kündigungsfrist  aufzukündigen  (§§  541,  542). 
Doch  stehen  ihm  diese  Rechte  nicht  zu,  sofern 
ihm  bei  Abschluss  des  Vertrags  der  Mangel  der 
gemieteten  Sache  bekannt  war  (§  539).   Hier- 
von macht  aber  das  Gesetz  eine  sehr  wich- 
tige Ausnahme,  die  dem  bisherigen  Rechte 
unbekannt  war.    Ist  eine  Wohnung  oder 
ein  anderer  zum  Aufenthalt  von  Menschen 
bestimmter  Raum  (Boden,  Werkstatt  u.  s.  w.) 
so  beschaffen,  dass  die  Benutzung  mit  einer 

Handwörterbuch  der  StaatswissenBcbaften.    Zweite 


erheblichen  Gefährdung  der  Gesundheit  ver- 
bunden ist,  so  kann  der  Mieter,  selbst  wenn 
er  die  gefahrbringende  Bescliaffenheit  bei 
dem  Abschluss  des  Vertrags  gekannt  hat, 
den  Mietvertrag  sofort  ohne  Einhaltung  einer 
Kündigungsfrist  aufheben  (§  544). 

4.  Pflichten  des  Mieters  und  Rechte 
des  Vermieters.  Der  Mieter  hat  die  ihm 
übergebene  Sache  mit  Sorgfalt  zu  behan- 
deln und  darf  sie  niu:  zu  dem  vertrags- 
mässigen  Gebrauch  benutzen,  widrigenfalls 
er  für  den  Schaden  dem  Vermieter  zu  haften 
hat  (§  550).  Dagegen  hat  er  die  Verände- 
rungen und  Verschlechterungen  der  Sache, 
die  durch  den  vertragsmässigen  Gebrauch 
herbeigeführt  werden  (Abnutzung  der  Woh- 
nung), nicht  zu  vertreten  (§  548).  Zu  dem 
vertragsmässigen  Gebrauch  gehört,  wenn 
nichts  anderes  in  dem  Vertrage  vereinbart 
ist,  die  Aftermiete, die  Weitervermietung, 
nicht.  Sie  ist  nur  mit  Genehmigung  des 
Vermieters  gestattet.  Wenn  aber  der  Ver- 
mieter die  Genehmigimg  versagt  und  dies 
nicht  durch  einen  in  der  Person  des  Dritten 
liegenden  wichtigen  Grund  gerechtfertigt 
ist,  so  kann  der  Mieter  (aber  nicht  der 
Pächter),  selbst  wenn  der  Vertrag  für 
längere  Zeit  geschlossen,  ihn  unter  Einhal- 
tung der  gesetzlichen  Fristen  kündigen 
(§  540,  §  596).  Den  Mietzins,  der  in  Geld 
oder  aber  auch  in  anderen  Gegenständen  oder 
in  Diensten  bestehen  kann,  hat  der  Mieter  nach 
Ablauf  der  Mietzeit,  oder  wenn  der  Zins 
nach  Zeitabschnitten  bemessen  ist  (nach 
Wochen,  Monaten  u.  s.  w.),  nach  dem  Ab- 
lauf einer  solchen  Zeit  zu  zahlen,  bei  Grund- 
stücksmieten jedoch  spätestens  nach  Ablauf 
je  eines  Kalendervierteljahres  (§  551). 

Wie  schon  nach  römischem  Rechte  und 
den  neueren  Gesetzbüchern,  hat  auch  nach 
dem  Bürgerlichen  Gesetzbuch  der  Vermieter 
eines  Grundstücks  ein  gesetzliches 
Pfandrecht  an  den  dem  31ieter  gehörigen 
Sachen,  die  auf  das  Grundstück  eingebracht 
sind,  und  zwar  sowohl  für  die  schon  begnln- 
deten  Forderungen  des  Vermieters  als  auch 
für  den  Anspruch  auf  den  künftig  fällig 
werdenden  Mietzins.  Doch  ist  dies  nach 
dem  Bürgerlichen  Gesetzbuch  beschränkt. 
Der  Vermieter  hat  das  Pfanch-echt  nur  für 
den  Anspruch  auf  den  Mietzins,  soweit  er 
im  laufenden  und  nächstfolgenden  Jahre 
fällig  wird.  Das  Pfandrecht  bleibt  zwar 
bestehen,  wenn  die  Sachen  ohne  Wissen  oder 
gegen  den  Widerspruch  des  Vermieters  von 
dem  Grundstück  weggebracht  worden, aber  der 
Vermieter  darf  nicht  widersprechen,  wenn  die 
Entfernung  dem  regelmässigen  Geschäftsbo- 
I  triebe  und  den  Lebensverhältnissen  des  Mieters 
!  entspricht  oder  wenn  die  zurückbleibenden 
Sachen  zur  Sicherung  des  Vermieters  offen- 
'  bar  ausreichen.  Soweit  er  b(H*echtigt  ist, 
!  der  Entfernmig  zu  widei-sprechen,  kann  er 
Auflage.    V.  49 
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sie  auch  ohne  Anrufen  des  Gerichts  verhin- 
dern und,  wenn  der  Mieter  auszieht,  die 
Sachen  in  seinen  Besitz  nehmen.  Sind  sie 
widerrechtlich  entfernt  worden,  so  kann  er 
ihre  Herausgabe  verlangen.  Jedoch  erlischt 
das  Pfandrecht  mit  Ablauf  eines  Monats, 
nachdem  der  Vermieter  von  der  Entfernung 
der  Sachen  Kenntnis  erlangt  hat,  wenn  er 
seinen  Anspruch  nicht  vorher  geltend  ge- 
macht hat. 

Das  Pfandrecht  des  Vermieters  ist  aber 
nach  dem  Vorgange  des  Preussischen  G. 
V.  12.  Juni  1894  sehr  bedeutend  eingeschränkt 
worden,  indem  ihm  alle  Sachen,  die  der 
gerichtlichen  Pfändung  nicht  unterliegen 
(C.P.O.  §  811),  entzogen  sind.  Dahin  gehören 
alle  Sachen,  welche  zur  Erhaltung  eines 
angemessenen  Hausstandes  unentbehrlich 
sind,  die  auf  vier  Wochen  erforderlichen 
Nahrungs-  und  Feuerungsmittel,  die  zum 
Betrieb  der  Landwirtschaft  erforderlichen 
Geräte  xmd  landwirtschaftlichen  Erzeugnisse, 
die  zur  persönlichen  Fortsetzung  der  Er- 
werbsthätigkeit  unentbehrlichen  Gegenstände 
u.  s.  w.  Auch  kann  der  Mieter  jeder  Zeit 
durch  Sicherheitsleistimg  die  Geltendmachung 
des  Pfandrechts  abwenden  (§§  559 — 563). 

6.  Besitz  des  Mieters.  Ist  die  ge- 
mietete Sache  dem  Mieter  zum  Gebrauche 
übergeben,  so  erwirbt  er  dadurch  den  Be- 
sitz an  ilir  und  es  kommt  ihm  sowohl 
gegen  den  Vermieter  wie  gegen  Dritte  der 
Besitzschutz  zu  (§  865).  Infolge  dessen  ist 
er  berechtigt,  die  Herausgabe  der  Sache  so- 
wohl dem  Vermieter  wie  dritten  Personen 
zu  verweigern  (§  986).  Auch  der  Vermieter 
und  Eigentümer  der  Sache  macht  sich  ver- 
botener Eigenmacht  schuldig,  wenn  er  den 
Mieter  im  Besitze  stört  oder  ihm  den  Besitz 
entzieht.  Der  Mieter  ist  berechtigt,  der 
Eigenraacht  mit  Gewalt  sich  zu  erwehren, 
und  er  kann  gerichtliche  Hilfe  anrufen,  um 
die  Beseitigung  der  Störung  oder  die  Wieder- 
einräumung des  Besitzes  zu  erlangen 
(§§  858—862). 

6.  Kauf  bricht  nicht  Miete.  Hat  der 
Mieter  eines  Grundstücks  oder  einer  Woh- 
nung durch  Uebergabe  der  Sache  Besitz  er- 
worben und  wird  sodann  die  Sache  ver- 
äussert, so  tritt  kraft  Gesetzes  der  neue 
Erwerber  der  Sache  an  Stelle  des  ursprüng- 
lichen Vermieters  in  den  Vertrag  ein.  Der 
Mieter  behält  trotz  der  Veräusserung  für 
die  Mietzeit  den  Besitz  der  Sache.  Aber 
der  Mieter  miiss  auch  dagegen  gesichert 
werden,  dass  nicht  durch  ein  Rechtsgeschäft, 
auf  das  er  gai*  keinen  Einfluss  hat,  an  Stelle 
eines  vertrauenswürdigen  und  zahlungsfähi- 
gen Vermieters  ein  Vermieter  tritt,  dem  er 
sein  Vertrauen  nicht  schenken  kann.  Der 
ursprüngliche  Vermieter  bleibt  deshalb, 
wenn  der  neue  Erw^erber  die  Pflichten  des 
Vermieters  nicht  erfüllt,  für  alle  diese  Ver- 


pflichtungen haftbar.  Doch  erlischt  d>^ 
Haftung,  wenn  der  Mieter,  nachdem  er  \\€. 
dem  EigentumsQbergang  Kenntnis  erhalte 
hat,  nicht  zu  dem  ersten  zulässigen  T»:THiin 
kündigt  (§  571). 

Wie  die  Pflichten,  so  gehen  auch  «iit 
Rechte  des  Vermieters  auf  den  ErwerW: 
der  Sache  über.  Um  den  Mieter  jedoch  v  r 
Nachteilen  zu  schützen,  bestimmt  das  G*- 
setz,  dass,  wenn  er  in  Unkenntnis  der  Ter- 
äussenmg  den  Mietzins  nach  Uebergang  Je? 
Eigentums  noch  dem  ursprünglichen  Ver- 
mieter gezahlt  hat,  er  damit  seine  Pfliett 
erfüllt  hat  und  von  dem  neuen  Erwerber  nich' 
mehr  in  Anspnich  genommen  werden  kanh. 
soweit  es  sich  um  den  Mietzins  für  «k> 
laufende  Vierteljahr,  in  dem  der  Mieter  voj 
dem  Eigentumsübercang  Kenntnis  erlao^ 
hat,  und  für  das  nachfolgende  handelt  (§  574 

Doch  gelten  alle  diese  Bestimmimg^'U 
nicht,  wenn  die  Mietsache  durch  eiift? 
Zwangsversteigerung  oder,  im  Falle  n\p^ 
das  Vermögen  des  Vermieters  Konkurs  er- 
kannt ist,  durch  freüiändige  Veräussenuiir 
des  Konkiu-sverwalters  veräussert  worden 
ist.  Dann  liat  der  Erwerber  der  Sache  daj. 
Recht,  den  Mietvertrag  unter  EinhaltiiDs: 
einer  gesetzlichen  Fi'ist  zu  kündigen.  Dx^h 
wird  die  Kündigung  ausgeschlossen,  wenn 
sie  nicht  auf  den  ersten  hierfür  zulkssigen 
Termin  erfolgt  (RGr.  über  Zwangsversteiü^ 
rung  vom  24.  März  1897  §  57;  K.O.  §  21,'. 

7.  Beendigung  des  Mietverhaltnisses^ 
Der  Mietvertrag  kann  auf  bestimmte  oti*-r 
unbestimmte  Zeit  abgeschlossen  sein.  Im 
ersten  Falle  erlischt  er  mit  Ablauf  der  Zeit 
von  selbst,  ohne  dass  es  einer  Kundigim^ 
bedürfte  (§  564).  Unter  bestimmten  Vor- 
aussetzungen kann  der  Vertrag  jedoch  unter 
Einlialtung  der  von  dem  Gesetz  bestimmten 
Fristen  schon  vor  Ablauf  der  Zeit  gekündigt 
werden : 

a)  Wird  ein  Mietvertrag  für  längere  Zeit 
als  dreissig  Jahre  geschlossen,  so  kann  je^ler 
Teil  nach  dreissig  Jahren  kündigen.  Ist  der 
Vertrag  aber  auf  Lebenszeit  des  Vermieter? 
oder  Mieters  geschlossen,  so  ist  die  Kündi- 
gung unzulässig  (§  567). 

b)  Durch  den  Tod  der  Parteien  wird  der 
Vertrag  nicht  aufgehoben.  Ihre  Erben  treteo 
in  ihn  ein.  Bei  dem  Tode  des  Vennieter« 
hat  weder  dessen  Erbe  noch  der  Mieterein 
Kündigungsrecht.  Stirbt  aber  der  Mieter, 
so  kann  sowohl  dessen  Erbe  wie  der  Ver- 
mieter (aber  nicht  der  Verpächter)  den  Ver- 
trag kündigen,  doch  niu*  für  den  ersten  zii- 
läsbigen  Termin  (§§  567,  596). 

c)  Militärpersonen,  Beamte,  Geistliehe 
und  Lehrer  an  öffentlichen  ünterrichtsan- 
stalten  können  im  Falle  der  Versetzung  an 
einen  anderen  Ort  ihre  gemietete  WohniiDifr 
(nicht  auch  ein  gepachtetes  Haus  oder  Giiti 
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^\x-    den  ersten  zulässigen  Termin  kündigen 
?^S    o70,  596). 

d)  Der  Mieter  (aber  nicht  der  Pächter) 
!£:£kjiii  kündigen,  wenn  der  Vermieter  unge- 
:*<3ohtfertigterweise  die  Genehmigung  zur 
.^■ftenniete  verweigert  (§  549,  siehe  oben 
^r;.  769). 

e)  Der  Vennieter  wie  der  Konkursver- 
walter können  kündigen,  wenn  über  das 
X  ormögen  des  Mieters  Konkurs  eröffnet  ist 
<,K.O.  §  19). 

f)  Derjenige,  der  die  Sache  durch  Zwangs- 
versteigenmg  oder  Veräusserung  des  Kon- 
^  Ursverwalters  erwirbt,  kann  kündigen  (siehe 
ol>en  S.  770;. 

Ist  der  Vertrag  auf  bestimmte  Zeit 
a»l>geschlossen   und   setzt   nach  Ablauf   der 
>lietzeit  der  Mieter  den  Gebrauch  der  Sache 
fort,   so   gilt   dies  als  der  stillschweigende 
Abschluss    eines     neuen    Vertrags,    durch 
A^-elchen  das  Mietverhältnis   unter  den  bis- 
herigen  Bestimmimgen ,    aber   auf    unbe- 
stimmte Zeit  erneuert  wird.    Doch  tritt 
diese    Folge    nicht    ein,    wenn    der  Mieter 
binnen  zwei  Wochen,  der  Vermieter  binnen 
zwei  Wochen  von  dem  Zeitpunkt  an,  wo  er 
von  der  Fortsetzung  Kenntnis  erlangt,   der 
Gegenpartei  die  Erklärung  abgiebt,  dass  er 
den  Vertrag  nicht  erneuern  wolle  (§  568). 
Ist    der   Vertrag    auf    unbestimmte 
Zeit  abgeschlossen,  so  erlischt  er  nur  durch 
Kündigung.    Sie  ist  aber  an   die  von  dem 
Gesetze    für    die   verschiedenen  Fälle   ver- 
schieden    bestimmten     Fristen     gebunden 
(§§  564,  565). 

Mag  aber  der  Vertrag  auf  bestimmte 
oder  unbestimmte  Zeit  abgeschlossen  sein, 
so  kann  in  einigen  Fällen  der  Mieter,  in 
anderen  der  Vermieter  ohne  Einhaltung 
einer  jeden  Kündigungsfrist  das  Mietver- 
hältnis  durch  eine  einseitige  Erklänmg  an 
die  Gegenpartei  sofort  aufheben.  Ein  solches 
Kündigungsrccht  hat  der  Mieter: 

a)  wenn  ihm  der  vertragsmässige  Ge- 
brauch der  Sache  ganz  oder  ziun  Teü  nicht 
rechtzeitig  gewährt  oder  wieder  entzogen 
wird  und  der  Vermieter  eine  von  dem 
>Iieter  gegebene  angemessene  Frist  hat  ver- 
streichen lassen,  ohne  Abhilfe  zu  schaffen 
(§  542); 

b)  wenn  die  Benutzung  der  Wohnung 
11.  s.  w.  mit  einer  erheblichen  Gefährdung 
•ler  Gesundheit  verbunden  ist  (§  544,  siehe 
oben  S.  769). 

Der  Ve  r m  i  e  t  e  r  dagegen  kann  ohne  Ein- 
haltung einer  Frist  kündigen: 

a)  wenn  der  Mieter  trotz  seiner  Ab- 
mahnung die  Sache  vertragswidrig  gebraucht 
und  dadurch  die  Rechte  des  Vermieters  in 
erheblichem  Masse  verletzt  (§  553); 

b)  wenn  der  Mieter  für  zwei  auf  ein- 
ander folgende  Termine  mit  der  Entrich- 
tung des  Mietzinses  in  Verzug  ist  (§  554). 


8.    Zwingende    Rechtsnormon.     Die 

meisten  dieser  Vorschriften  kommen  jedoch  nur 
zur  Anwendung,  wenn  die  Parteien  nicht  über 
andere  Bestimmungen  sich  vereinbart  haben. 
Freilich  wird  vielfacli  der  rechtlichen  Frei- 
heit, anderweite  Bestimmungen  zu  treffen, 
die  thatsächliche  Freiheit  nur  auf  einer  Seite, 
nur  auf  der  des  Vermieters,  entsprechen, 
während  der  Mieter,  namentlich  in  einer  Zeit 
der  Wohnungsnot  oder  wenn  er  einem  ge- 
schlossenen Vereine  der  Hauseigentümer 
gegenübersteht,  notgedrungen  den  Bestim- 
mungen sich  fügen  muss,  die  der  Vermieter 
aufstellt.  Indes  kann  das  Privatrecht  nur 
in  beschränktem  Masse  einer  TjTannei  der 
Hauseigentümer  und  einem  Missbrauch  ihres 
Uebergewichts  entgegentreten.  Die  Bedihrf- 
nisse  des  Mieters  selbst  sind  so  verschieden- 
artig, die  Verhältnisse,  die  bei  einer  Miete- 
zu  ordnen  sind,  so  mannigfaltig,  dass  das. 
Gesetz  den  Parteien  die  rechtliche  Freiheit, 
das  Verhältnis  zu  gestalten,  nur  mit  grosser 
Vorsicht  bescluunken  darf.  Die  Gefahr 
entsteht  sonst,  dass  das  Gesetz  durch  zu 
weitgehende  zwingende  Vorschriften  störend 
in  eine  gesunde  Entwickelung  eingreift,  die 
Befriedigung  des  Wohnungsbedürfnisses  hin- 
dert und  die  Interessen  der  Mieter  selbst 
in  erheblicher  Weise  schädigt.  Die  Aufgabe 
der  Baupolizei  ist  es,  dafür  Sorge  zu  tra- 
gen, dass  nicht  Wohnungen  zum  Bewohnen  von 
Menschen  benutzt  werden,  die  durch  ihre 
Beschaffenheit  gesundheitsschädlich  sind, 
und  dass  nicht  durch  üebervöikerung  der 
Wohnungen  Zustände  entstehen,  die  in  ge- 
sundheitlicher und  sittlicher  Beziehung  mit 
den  grossten  Gefahi-en  verbunden  sind  (vgl.  d. 
Art.  Baupolizei  oben  Bd.  II  S.  517  ff.).  Die 
Aufgabe  der  Gemeinden,  Baugenossenschaften 
(vgl.  diesen  Art.  oben  Bd.  U  S.  465  ff.)  und 
Baugesellschaften  ist  es,  durch  ihre  Thätig- 
keit  die  Alleinherrschaft  der  kapitalistischen 
Interessen  der  Hauseigentümer  zu  brechen 
und  insbesondere  den  arbeitenden  Klassen 
das  Wohnen  in  gesunden  Wohnungen  zu 
angemessenen  Preisen  zu  ermöglichen.  Das 
Privatrecht  vermag  nm-  die  allgemeinen 
Gnmdsätze  über  die  Grenzen  der  Vertrags- 
freiheit aufzustellen  und  daraus  einzelne 
Folgerungen,  die  sich  auf  Miet-  und  Pacht- 
verträge beziehen,  abzuleiten.  Demgemäss 
sind  die  oben  sub  Ib  erwähnten  allge- 
meinen Rechtssälze  (siehe  oben  S.  768)  Sätze 
des  zwingenden  Rechts.  Diesen  Charakter 
trägt  auch  ein  anderer  allgemeiner  Rechts- 
satz des  Inhalts,  dass  durch  Vertrag  die 
Haftung  des  Mieters  wie  des  Vermieters  filr 
ein  voi*sätzliches  Verschulden  nicht  ausge- 
schlossen werden  kann  (§  276).  Nur  eine 
Folgerung  hieraus  ist  es,  dass  die  Haftung 
des  Vermieters  wegen  Mängel  der  gemiete- 
ten Sache  durch  Vertrag  nicht  ausgeschlossen 
werden  kann,  wenn  er  die  Mängel  arglistig 
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verschweif!^  (§  540).  Unter  der  Voraus- 
setzung, dass  der  Vermieter  sich  eines  arg- 
listigen Verschweigeiis  schuldig  macht,  kann 
der  Mieter  auch  nicht  rechtsgillig  auf  seine 
Re<'htsansprüche  gegen  den  Vermieter  im 
Vertrage  für  -den  Fall  verzichten,  dass 
ihm  der  Gebrauch  der  Sache  durch  das 
Recht  eines  Dritten  ganz  oder  zum  Teil  ent- 
zogen wird  oder  dass  ihm  der  Gebrauch  von 
dem  Vermieter  nicht  rechtzeitig  gewährt  oder 
wieder  entzogen  wird  (g§  r)4 1—543).  Weiter- 
hin kann  der  Mieter  nicht  vertragsmässig 
auf  sein  Recht  verzichten,  ohne  Einhaltung 
der  Kündigungsfristen  zu  kündigen,  wenn 
die  Benutzung  der  Wohnung  u.  s.  w.  mit 
erlieblicher  Gefährdung  der  (resundheit  ver- 
bunden ist  (§  544).  Unverzichtbar  ist  endlich 
das  Recht  der  Parteien,  einen  Mietvertrag, 
der  für  eine  längere  Zeit  als  dreissig 
Jalire  geschlossen  ist,  nac^h  Ablauf  von 
dreissig  Jahi-en  zu  ktlndigen  (§  567).  Eine 
vertragsmässige  Eratreckung  des  gesetzlichen 
Pfandrechts  des  Vermieters  auf  die  Sachen, 
welche  nach  §  559  diesem  Pfandrecht  nicht 
unterworfen  sind  (siehe  oben  S.  770),  ist 
nicht  möglich,  wohl  aber  kann  der  Mieter 
sie  dem  Vermieter  zur  Sicherung  seiner 
Eoinierungen  als  Faustpfand  übergeben 
(§  1205). 

B.  Paoht. 
1.  EinleituDj^.  Wie  schon  erwähnt, 
finden  die  Bestimmungen  über  die  Miete 
auch  auf  die  Pacht  Anwendung,  soweit  nicht 
das  Gesetz  für  sie  abweichende  Vorschriften 
enthält  (§  581).  Gegenstand  der  Pacht 
können  Sachen  oder  Rechte  sein,  auch 
können  Sachen  und  Rechte  als  eine  juristi- 
sche Einheit  den  Gegenstand  der  Pacht 
bilden  (z.  B.  Veri>achtung  eines  gewerblichen 
Unternehmens  mit  dem  Fabrikgebäude  und 
dem  Inventar).  In  \ielen  Gegenden  Deutsch- 
lands kommt  es  auf  dem  Liande  sehr  häufig 
vor,  dass  einzelne  Stücke  Vieh  oder  eine 
ganze  Heixle  verpachtet  werden  in  der  so- 
genannten Vieh  Verstellung.  Doch  ent- 
liält  das  Bürgerliche  Gesetzbuch  hierfür 
keine  besonderen  Normen.  Soweit  die 
Parteien  keine  ausdrücklichen  Bestim- 
mungen treffen,  sind  hierbei  die  ört- 
lichen Gewohnheiten  zu  berücksichtigen. 
(Der  gewerbsmässige  Betrieb  der  Viehver- 
stellung kann  untersagt  wenlen,  wenn  That- 
sachen  vorliegen,  die  die  ünzuverlässigkeit  des 
Gewerbetreibenden  darthun.  Gcw.-O.  §  35.) 
Wird  eine  Viehherde  derart  verpachtet,  dass 
der  Pächter  sie  zumSchätzungswert  übernimmt 
und  bei  Beendigung  der  Pacht  sie  nach  dem 
Schätzungswert  zurückzugewähren  hat,  so 
heisst  der  Vertrag  Eisern vieh vertrag. 
Auch  lüeriiber  enthält  das  Bürgerliche  Ge- 
setzbuch keine  besonderen  Normen.  Doch 
sind  die  unten  (sub  2)  zu  erwähnenden 
Vorsclu-iften  über  Pacht  eines  Grundstücks 


mit  dem  nach  Schätzungswert  zu  u>t- 
nehmenden  Inventar  in  sinnentsprecheD«i^r 
Weise  hierauf  anzuwenden. 

Während  dem  Mieter  nur  der  öebrau-rl« 
der  Sache  zukommt,  ist  der  Verpachte  v-r- 
pflichtet,   dem   Pächter   den   Gebrani-h  Irf 
veri)achteten  Gegenstände  und  den  Geniif? 
der  Früchte,  soweit  sie  nach  den  Res^H 
einer  ordnungsmässigen  Wirtschaft  als  Er- 
trag anzusehen  sind,  während  der  Paehtz-i: 
zu  gewähren.    Früchte  im  Rechtssino  sit. 
aber  nicht  bloss  die  Erzeugnisse  der  Sa^-htff. 
sondern  auch  die  sonstige  Ausl»eute,  wel«h- 
aus    der  Sache    ihrer  Bestimmung  geiDä>- 
gewonnen   wird  (Steine,   Kohle,    Mineralieü. 
Mineralwässer,  al)er  auch  Milch    der  Küh-. 
Wolle  der  Schafe  u.  s.  w.),  femer  die  Erträp*. 
welche   ein  Recht   seiner  Bestinunung  ^- 
mäss    gewährt    (Zinsen   einer   verzinslich»' j 
Forderung,  die  Jagdbeute  bei  dem  Jagdrei-hr  \ 
und  endlich  auch  die  Erträge,   welche  ein-* 
Sache  oder  ein  Recht  vermöge  eines  Rechts- 
verhältnisses    gewährt     (bürgerliche     o«J»r 
juristische  Früchte,  z.  B.   der  >Iietzins  i'c 
eine   vom  Pächter  vermietete  Wohnung  «1^ 
gepachteten   Gebäudes.    B.G.B.  §  99).  ^  iKfr 
Pächter  erwirbt  während  der  Pachtzeit  tk- 
Eigentum   an    den    Erzeugnissen    und    G»-r 
Ausbeute  der  Sache  mit  der  Treunimg  «ior 
Früchte,  das  Recht  auf  Bezug  der  ändernd 
Früchte  an  dem  Zeitpunkt,  an  dem  sie  ^lii: 
werden.    Bestehen  diese  Früchte  jedoch  :i 
Zinsen    und    anderen    regelmässig    wieiler- 
kehrenden      Erträgnissen      (Gewinnanteüt.-^ 
u.  8.  w.),   so  gebührt  dem  Pächter  ein  dtr 
Dauer  seiner  Berechtigung   entsprechend»  r 
Teil,  mögen   sie  vor  oder  nach  Beendiguni: 
seiner  Pachtzeit  fällig  werden  (§§  101,  9.VJ«. 
Ueber  einen  etwaigen  Anspruch  des  Pächters 
auf  Ersatz  seiner  Verwendungen  für  ncxi. 
nicht  getrennte  Früchte  bei  Beendigimg  d*'r 
Pacht  landwirtschaftlicher  Grundstücke  siehe 
unten  sub  3d  (S.  773). 

Der  Pächter  ist  verpflichtet,  dem  Ver- 
pächter den  vereinbarten  Pachtzins  zu  ent- 
richten (§  581).  Der  Pachtzins  kann  auili 
ganz  oder  zum  Teil  in  Naturalien  bestehen. 
Ist  er  auf  eine  Quote  der  Pachtfrüchte  fest- 
gesetzt, so  heisst  die  Pacht  Teilpacht 
(colonia  partiaria).  Doch  giebt  das  Bürger- 
liche Gesetzbuch  keine  besonderen  Voi^sehiif- 
ten  hierüber.   (Vgl.  den  Art  Pacht.) 

Für  alle  Pachtverträge  enthält  d^ 
Bürgerliche  Gesetzbuch  nur  wenige  Vor- 
schriften, die  sich  namentlich  auf  da?" 
Kündigungsrecht  beziehen  (§  596)  ua^l 
die  oben  schon  angeführt  sind  (sul» 
A.  7  S.  770),  Für  die  Pacht  v.m 
Grundstücken  und  von  Rechten  ist  lii»' 
Kündigung,  wenn  die  Pachtzeit  nicht  l»e- 
stimmt  ist  oder  wenn  das  PachtverhältDi> 
vorzeitig  unter  Einhaltung  der  gesetzlieheo 
Frist  gekündigt  werden  kann,  nur  für  den 
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•^<jihiiiss  des  Pachtjahres  und  mit  Einhaltung 
»  i  iier  halbjährigen  Frist  zulässig  (§  595).  In 
l^?r  Kegel,  und  bei  landwirtschaftlichen 
1  ^achtimgen  wohl  durchweg,  wird  das 
i*achtjahr  nach  dem  Pachtvertrag  mit  dem 
^VVirtschaftsjahr  zusammenfallen,  doch  ist  dies 
1  lieht  notwendig. 

Die     ander  weiten     Bestiramungen     des 
F^tirgerlichen    Gesetzbuches    beziehen    sich 
•i^-ntvreder     auf     die     Pacht     von     Grund- 
T^tücken  samt   dem  dazu  gehörigen  Inven- 
tar   oder  auf  die  Pacht  von  landwirtschaft- 
1  iehen  Grundstücken.   Alle  diese  Vorschriften 
ixber  haben  nur  einen  dispositiven  Charakter. 
T  nuerhalb  der  Schranken,  welche  die  oben  sub 
^-    8  angegebenen  Normen  des  zwingenden 
li^echts  ziehen,  können  die  Parteien  in  dem 
A^ertrdg  das  Verhältnis  diu^chaus  nach  ihrem 
lürmessen  ordnen. 

2.  Pacht  von  Grundstücken  samt  In- 
ventar.   Das  Inventar  ist  der  Inbegriff  der 
l)eweglichen  Sachen,  die  dem  wirtschaftlichen 
Zweck  des  Grundstücks  zu  dienen  bestimmt 
sind  und  auf  dem  Grundstück  sich  befinden 
oder  doch  in  einem  räumlichen  Verhältnis 
zu  ihm  stehen  (vgl.  §§  97,  98  des  B.G.B.). 
Verträge,  in  welchen  das  Grundstück   samt 
<lem  Inventar  verpachtet   wird,   sind  nicht 
nur  bei  der  Pacht  von  Landgütern  die  Regel, 
sondern  auch  bei  der  Pacht  von  Geschäften. 
Sie   werden   meist   in  der  Form,  dass  der 
Pächter  das  Inventar  zum  Schätzungswei-te 
nach  einer  Taxe  übernimmt  abgeschlossen. 
In  diesem  Falle  hat  er  bei  Beendigung  der 
Pacht  das  vorhandene  Inventar  zum  Schät- 
zungswert    ziu-ückzugewähren.       Ist     der 
Schätzungswert  der  übernommenen  Stücke 
höher  oder  niedriger  als  der  Schätzungswert 
der  zurückzugewährenden  Stücke,  so  hat  im 
ersteren  Falle  der  Pächter  dem  Verpächter, 
im  letzteren   der  Verpächter  dem  Pächter 
den  Mehrbetrag  zu  ersetzen.    Während  der 
Pachtzeit  kann  der  Pächter  über  die  einzel- 
nen Stücke   innerhalb    der   Grenzen    einer 
ordentlichen  Wirtschaft   verfügen.     Schafft 
er  neue  Stücke  an  und  verleibt  er  sie  dem 
Inventar  ein,  so  werden  sie  damit  Eigentimi 
des  Verpächters.     Der  Pächter   trägt  aber 
auch  die  Gefahr  des  zufälligen  Untergangs 
und  einer  zufälligen  Verschlechterung  des 
Inventars  (§§  587—589).    Uebernimmt  der 
Pächter    dagegen    das   Inventar  nicht  zum 
Schatzungswert,   so   ist  er  verpflichtet,  die 
einzelnen  Inventarstücke  zu  erhalten.     Wenn 
dagegen  eines  derselben  ohne  Verschiüden  des 
Pächters  oder  seiner  angestellten  Leute  oder 
seines   gesetzlichen    Vertreters    in    Abgang 
kommt,  so  hat  der  Verpächter  die  Pflicht, 
das  Inventar   zu   ergänzen.     Nur   den   ge- 
wöhnüchen  Abgang  der  zum  Inventar  ge- 
hörenden   Tiere   hat   der  Pächter  aus  den 
Jungen  insoweit  zu  ergänzen,  als  dies  einer 


ordnungsmässigen  Wirtschaft  entspricht 
■(§  586). 

In  allen  Fällen  steht  dem  Pächter  für 
die  Folxlerungen  gegen  denVerpächter,  die  sich 
auf  das  mitgepachtete  Inventar  beziehen, 
ein  gesetzliches  Pfandrecht  an  den  in  seinen 
Besitz  gelaugten  Inventarstücken  zu.  Doch 
kann  der  Verpächter  durch  Sicherheitsleistung 
die  Geltendmachung  dieses  Pfandrechts  ab- 
wenden (§  590). 

3.  Bei  der  Pachtung  landwirtschaft- 
licher Grnndstücke  liegen  dem  Pächter 
nocli  besondere  Pflichten  ob  und  stehen 
dem  Verpächter  besondere  Rechte  zu: 

a)  Der  Pächter  hat  die  gewöhnlichen 
Ausbesserungen,  insbesondere  die  der  Wohn- 
und  Wirtschaftsgebäude,  der  Wege,  Gräben 
u.  s.  w.  auf  seine  Kosten  zu  bewirken  (§  582). 

b)  Er  darf  ohne  Erlaubnis  des  Verpäch- 
ters nicht  Aenderungen  der  wirtschaftlichen 
Bestimmung  des  Grundstücks  vornehmen, 
die  über  die  Pachtzeit  hinaus  auf  die  Art 
der  Bewirtschaftung  einwirken  (§  583). 

c)  Das  gesetzliche  Pfandrecht  des  Ver- 
pächtei-s  erstreckt  sich  auf  die  Früchte  des 
Grundstücks  sowie  auf  das  zum  Wirtscliafts- 
betriebe  erforderliche  Gerät  und  Vieh  und 
kann  für  den  gesamten  Pachtzins  geltend 
gemacht  werden  (§  585). 

d)  Bei  Beendigung  der  Pacht  hat  der 
Pächter  das  Grundstück  nicht  in  dem  Zu- 
stand ziuiickzugeben,  in  welchem  es  ihm 
übergeben  worden  ist,  sondern  in  dem  Zu- 
stand, der  sich  bei  einer  während  der  Pacht- 
zeit fortgesetzten  ordnungsmässigen  Bewirt- 
schaftung zu  ergeben  hat.  Endet  die 
Pachtzeit  vor  der  Ernte,  so  hat  der  Pächter 
dennoch  das  Grundstück  zu  bestellen,  ob- 
gleich ihm  die  Ernte  nicht  mehr  zukommt ; 
dafür  ist  ihm  im  ersten  Pachtjahre  die  Ernte 
zugekommen,  obgleich  er  nicht  die  Kosten 
und  Arbeit  der  Bestellung  getragen  hat 
(§  591).  Wenn  jedoch  die  Pacht  vor  dem 
Schlüsse  eines  Pachtjahres  endigt,  dann  hat 
der  Verpächter  die  Kosten,  die  der  Pächter 
auf  die  noch  nicht  getrennten  Früchte  ver- 
wendet hat,  ihm  insoweit  zu  ersetzen,  als 
sie  einer  ordnungsmässigen  Wirtschaft  ent- 
sprechen und  den  Wert  der  Früchte  nicht 
übersteigen  (§  592). 

e)  Ist  das  gepachtete  Grundstück  ein 
Landgut,  d.  h.  ein  zum  selbständigen  Be- 
trieb der  Landwirtschaft  eingerichtetes 
Grundstück,  das  mit  den  erforderlichen  Bau- 
lichkeiten u.  s.  w.  versehen  ist  (ohne  Unter- 
schied, ob  es  ein  kleiner  Bauernhof  oder  ein 
gi'osser  Gutsbezirk  ist),  so  hat  der  Pächter 
weiterhin  die  Pflicht,  von  den  bei  Beendi- 
gung der  Pacht  vorhandenen  landwirtschaft- 
lichen Erzeugnissen  soviel  zurückzulassen, 
als  zur  Foi-tführung  der  Wirtschaft  bis  zu 
der  Zeit  erforderlich  ist,  zu  welcher  gleiche 
oder    ähnliche    Erzeugnisse    voraussichtlich 
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gewonnen  werden.  Ist  er  hiernach  ver- 
pflichtet, landwirtschaftliche  Erzeugnisse  iii 
gnlsserer  Menge  oder  besserer  Beschaffen- 
heit ziuückztilassen,  als  er  bei  Antritt  der 
Pacht  übernommen  hat,  so  kann  er  vom 
Pächter  Ersatz  des  Wertes  verlangen  (nicht 
al)er  fiir  den  auf  dem  Gut  gewonnenen 
Dünger,  den   er  zurückzulassen  hat  §  r)98). 

f)  Uebemimmt  der  Pächter  eines  Land- 
guts das  Gut  oder  Vorräte  auf  Grund  einer 
Schätzung  mit  der  Bestimmung,  dass  er  sie 
gleichfalls  auf  Grund  einer  Schätzung  zu- 
rückzugewähren hat,  80  hat  er,  wenn  der 
Schätzungswert  des  Guts  oder  der  Vorrät« 
bei  der  üebernahme  höher  war  als  der 
Schätzungswert  bei  der  Rückgewährung, 
dem  Verpächter  den  Mehrbetrag  zu  ersetzen. 
wai*  der  Schätzungswert  niedriger,  so  hat 
der  Verpächter  dagegen  ihm  den  Mehrbetrag 
zu  ersetzen  (§  594). 

Ueber  die  wirtschaftlichen  Verhältnisse 
ländlicher  Pachtungen  siehe  den  Art.  Pacht. 

Litterator:  /.  Ausser  den  Lehrbüchern  des  Pan- 
dektenrechlt  und  des  deutschen  Privatrechts  tiehe 
insbesondere  Pemlce,  M.  A.  Laheo  187S,  Bd.  /, 
Ä*.  465  ff.  —  Derselbe,  in  Zeitschr.  der  Savigny- 
Stijtung,  Romanist.  Abt.,  Bd.  XIX,  1898,  S.  89  ff. 

—  Degenkolhj  Platzrecht  und  Miete,  1867.  — 
Mommsen,  in  Zeitschr.  der  Sarignt/'^^tißung, 
Rom.  Abt.,  Bd.  VI,  1885,  S.  J60ff.  —  Burck- 
hardtf  Zur  Geschichte  der  Locatio  Conductio, 
1889.  —  Seeekf  Artikel  Colonatus  in  Pauly- 
Wissotca ,  Realen  cyklopädie  des  klassischen 
Altertums,  Bd.  IV,  1900,  'S.  48Sff.  —  Arnold , 
Zur  Geschichte  des  Eigentums  in  den  drutschen 
Städten,  1861,  S.  19 J  f.  —  Heusler,  Instiintionen 
des  deutschen  Privatrechts,  Bd.  II,  1886,  S.  171  ff. 

—  Huber,  Systejn  und  Geschichte  des  schweize- 
rischen PrivatrechU,  Bd.  IV,  1893,  S.  858  f.  — 
V.  Brünneck,  in  Zeitschr.  der  Sarigny-Stißung, 
Germanistische  Abteilung,  Bd.  I,  1880,  S.  1.18  ff. 

—  Fiseherf  in  den  Verhandlungen  des  19.  deut- 
sehen  Junstentags.  Gutachten,  Bd.  II,  1888, 
S.  812—449.  —  Eck,  ebenda  S.  '229—:i48.  — 
Nelissen,  Hnur  en  Vcrvreemding  (Dissertation 
von  Leiden,  1880). 

II.  Ausser  den  Kommentaren  zum  Bürgert  .Gesetz- 
buch s.  Endemann,  Einführung,  Bd.  I,  4.  Aufl., 
1898,  S.  749 ff.  —  Cosack,  Lehrbuch,  Bd.  I, 
1898,  S.  455^.;  Bd.  II,  1899,  S.  280 ff.  — 
Schollmeyer,  Recht  der  einzelnen  Schuldver- 
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nach  dem  Bürgerlichen  Gesetzbuch,  18U9.  — 
Mittelstein,  Die  Miete  nach  dem  Rechte  des 
Deutschen  Reiches,  1900. 
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HietBtener. 

I.  Allfi^emeines.  1.  Wesen  und  Be§:rlm- 
dung  der  K  2.  Berechtigung  und  Bemrteilung 
der  M.  II.  Gesetzgebung,  a)  Die  M.  als 
Staatssteuer:  1.  Grossbritannien.  2.  Frankreich. 
3.  Belgien  und  Niederlande.    Elsass-Lothringen. 


b)  Die  M.  als  Gemeiadeabgabe :  4.  Deutschland. 
5.  Oesterreich. 

I.  Allgemeines. 

1.  Wesen   und  Ben^r&ndnng  der   M. 

!  Die  Wohnungs-  oder  Mietsteuer  stellt  sich 
als  eine  direkte  (unmittelbare)  Auflage  des 
Bewohners  eines  Hauses  oder  eines  Uaus- 
teiles  als  solchen  dar,  gleichviel  ob  dersellie 
der  Eigentümer  oder  der  Mieter  ist.  Sie 
will  also  den  Inhaber  einer  Wohnung  nach 
Massgabe  des  von  diesem  für  diesen  Zweck 
gemachten  Aufwandes  ziu*  Steuer  heran- 
ziehen, aber  nicht,  wie  bei  der  Gebäudesteuer, 
das  in  der  Nutzung  des  Gebäudes  mittelbar 
oder  unmittelbar  liegende  Einkommen  be- 
^  steuern.  Uel>en>välzungsverhältnisse  ver- 
I  mögen  indes  bei  beiden  die  thatsächliche 
Wirkung  infolge  der  freien  Vereinbanmg 
des  Mietzinses  zu  verschieben,  sie  können 
hier  den  Mieter  und  dort  den  Eigentümer 
zum  endgiltigen  Steuerträger  machen. 

Der  Charakter  dieser  Steuer  lässt  sich 
principiell  niemals,  sondern  nur  thatsächlich 
feststellen.  Dies  zeigt  sich  besonders  in 
CTOssen  Städten  mit  steigender  Tendenz  der 
Mietpreise,  die  teilweise  einen  Monopol- 
charakter annehmen.  Mietpreis  und  Miet- 
steuer stehen  daher  in  engem  Zusammen- 
hang und  bedingen  somit  nach  dem  je- 
weiligen Zustande  dieses  Verhältnisses  den 
eigentlichen  Charakter  der  Steuer  endgiltig. 
Ist  der  Mieter  einer  Wohnung  der  endgiltige 
Steuerträger,  so  tritt  das  Merkmal  der  Auf- 
waudsteuer  scharf  hervor,  wodurch  aber 
alle  jene  Bedenken  zur  Geltung  kommen, 
weiche  gegen  die  Besteuerung  emes  unum- 
gänglich notwendigen  Lebensliedarfes  spre- 
chen, zumal  da  der  höhere  Aufwand  für  die 
Wohnung  keineswegs  auf  eine  entsprechend 
gesteigerte  Leistungsfähigkeit  schliessen  lässt 
Wird  die  Wohnungs-  und  Mietsteuer  auch 
auf  die  Geschäftsräume  erstreckt,  so  wird 
siezueiner  Zusatzs  teuer  d  erGewerbe- 
steuer,  welche  nach  der  Methode  ihrer 
Einrichtimg  die  verschiedenen  von  derselben 
betroffenen  Personen  oft  höchst  ungleich- 
massig  belastet,  es  sei  denn,  dass  die  Ab- 
gabe in  einer  angemessenen  Ermässigimg 
des  Mietzinses  einen  Ausgleich  findet,  d.  h. 
vom  Vermieter  mittell)ar  getragen  wird. 
Letzteres  ist  aber  —  namentlich  in  grösseren 
und  grossen  Städten  —  sehr  unwahrschein- 
lich. Endlich  kann  die  Mietsteuer  in  das 
Gebiet  der  Einkommensteuer  hinüber- 
spielen, wenn  und  insoweit  grundsätzlich 
oder  thatsächlich  die  Ausgabe  für  die  Woh- 
nung als  aliquoter  und  zwar  fixierbarer  Teil 
des  Einkommens  des  Steuerpflichtigen  auf- 
gefasst  wird.  Dieser  Versuch,  von  welchem 
sich  insbesondere  in  der  französischen  Ge- 
setzgebung sclion  frülizeitig  Spuren  finden, 
arbeitet  mit  einer  augenscheinlichen  Fiktion, 
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"w- eiche   in  der  Annahme  besteht,  dass  bei 
stieit^ndem  Einkommen  die  Anfwendiing  für 
<liis  Bedürfnis  der  Unterkunft  in  gleichem 
O-rade  zunimmt.    Die  verschiedenen  Projekte 
zur  Einführung  einer  Einkommensteuer  oder 
A-venigstens  von  analogen  Abgaben  in  Frank- 
reich haben  besonders  gerne  mit  dieser  Fiktion 
operiert.    Thatsächlich  haben  aber  stets  die 
statistischen  Untersuchungen  das  Entgegenge- 
setzte gezeigt.  Für  reiche  Grossstädte  lässt  sich 
l  »ehaupten,  dass  die  unteren  Klassen  ^,3  bis  ^/5, 
<lie  mittleren  ^/4  bis  Ve,  die  oberen  Vi  bis 
^.10  lind  die  ^nz  reichen  vielleicht  1/12  bis 
^'20     ihres    Einkommens    für    Wohnzwecke 
verwenden.    Daraus  ergiebt  sich,  dass  das 
»äussere  Merkmal«    des  Mietzinses  in   der 
That  ein  recht  mangelhaftes  Mittel  zur  Re- 
konstruktion des  individuellen  Einkommens 
ist.      Alle  diese  Erwägungen  sind   für  die 
Begründung  und  die  Bestimmung  des  An- 
^wendungsbereiches  der  Mietsteuer  beachtens- 
"wert. 

2.  Berechtigiuig  nnd  Benrteilung  der 
M.     Wenn  sich  aus  dem  Gesagten  im  all- 
gemeinen   als    Resultat    ergiebt,    dass    die 
Wohnungssteuer  als  eine  rationelle,  den  An- 
forderungen an  die  Auf  wandbesteuerung  ent- 
8[)rechende  Steuerform  nicht  zu  empfehlen 
ist,  dass  ihre  Gestaltung  als  Zusatz-Gewerbe- 
steuer eine  Verschiebung   der  Belastun^- 
verhältnisse   herbeiführt   und   dass   endlich 
ihre  Verwendung  als  Einkommensteuer  oder 
selbst  als  konstruktives  Element  zu  einer 
solchen    nicht    unbedenklich    erscheint,    so 
stehen  diesen  Nachteilen  dennoch  melirfach 
Vorzüge    gegenüber,    welche    in    gewissen 
Lichtseiten  der  Verbrauchsbesteuerung  hin- 
sichtlich   der    leicht    ermittelbaren    Steuer- 
pflicht imd  der  leichten   steuertechnischen 
Erhebung  begründet  sind.     Das  Urteil  wird 
hier  verschieden  ausfallen,  je  nachdem  man 
es  mit  einer  bereits  bestehenden  Mietsteuer 
zu  thun  hat  oder  es  sich  darum  handelt, 
eine  solche  neu  einzuführen.     Im  ersteren 
Falle  werden  die  geltend  zu  machenden  Be- 
denken und  Einwände  an  sich  und  nament- 
lich in  Anbetracht  des  Ersatzes  einer  solchen 
Auflage  durch  andere  Steuern  nicht  mächtig 
genug  sein,  ihre  Beseitigung  zu  veranlassen. 
Vom  allgemeinen  volkswirtschaftlichen  und 
sozialpolitischen  Standpunkte   aus  muss  es 
immerhin  auf  der  anderen  Seite  überhaupt 
noch  fraglich  erecheinen,  ob  die  Aufhebung 
den  bisherigen  Steuerträgern  zu  gute  kommt 
oder  lediglich  den  Hauseigentümern  Gelegen- 
heit bietet,  die  Mietzinse  zu  erhöhen.     Im 
zweiten  Falle  dagegen  werden  die  Schatten- 
seiten tiberwiegen   und   selbst  bei  noch  so 
rationeller    Gestaltung    die    Neueinfühning 
nicht  empfehlen.     Es   ist  dabei  vor  allem 
zu  bedenken,  dass  der   Wohnungsaufwand 
individuell  so  verschieden  ist,  dass  er  keinen 
Rückschluss   auf  die  Einkommenhöhe   und 


die  individuelle  Leistungsfähigkeit  gestattet. 
Denn  der  Wohnungsaufwand  absorbiert  eine 
sehr  verschiedene  Quote  und  ist  daher  un- 
geeignet als  Massstab  für  die  Steuerveran- 
lagung. Ein  gleicher  Steuersatz  kann  daher 
nicht  selten  die  Wirkung  einer  umgekehrten 
Progression  für  die  Mieter  haben.  Die  Aus- 
dehnung der  Mietsteuer  auf  die  gewerblichen 
Geschäftsräume  erhöht  die  Schwierigkeiten 
der  Steuertechnik  wegen  der  Verschiedenheit 
des  Aufwands  hierfür  nach  Art  der  Ge- 
schäfte. Ausserdem  ist  der  Wohuungsauf- 
wand  nach  Städten  und  Orten  höchst  ver- 
schieden und  sind  die  Mieten  namentlich 
in  rasch  wachsenden  und  aufblühenden 
Städten  auch  relativ  erheblich  höher  als  in 
mehr  stabilen  Verhältnissen.  Endlich  darf 
nicht  übersehen  werden,  dass  die  Ausgaben 
der  Haushaltungsbudgets  für  Wohnungs- 
mieten nicht  allein  durch  die  Einkommen- 
höhe und  daher  durch  die  Leistungsfähigkeit 
der  Steuersubjekte  bestimmt  werden  denn 
durch  andere  Verhältnisse  wie  Familien- 
grösse,  Alter,  Gesundheit,  Kinderzahl  u.  s.  w., 
wodurch  nur  zu  leicht  der  Missstand  eintritt, 
dass  die  nach  den  Mietspreisen  angelegten 
Steuerquoten  trotz  ilu^r  formalen  Gleichheit 
auf  ganz  verschieden  abgestufte  Grade  der 
wirtscliaftlichen  Leistimgsfähigkeit  angewen- 
det werden. 

Wo  sie  aber  einmal  vorhanden  ist  und 
beibehalten  werden  soll,  lassen  sich  als 
Grimdsätze  der  Durchführung  folgende  Punkte 
aufstellen.  Die  Mietsteuer  ist  nur  als  Ge- 
meindesteuer, nicht  auch  als  Staatssteuer 
zu  rechtfertigen.  In  ihrer  Ausdehnung  muss 
sie  sich  auf  die  steuerliche  Erfassung  des 
eigentlichen  Wohnbedürfnisses  beschränken, 
darf  also  nicht  auf  die  gewerblichen  Lokali- 
täten erstreckt  werden.  Femer  ist  ein  ge- 
wisser örtlicher  »Minimalwohnungsaufwand«, 
welcher  nach  lokalen  Verhältnissen  im 
Steuertarife  zu  berücksichtigen  ist,  von  der 
Steuer  zu  befreien.  Die  Steuersätze  sind  nach 
einem  durchschnittlichen  Umfange  der  Zahl 
der  Familienglieder  anzusetzen,  und  die 
Ueberschreitung  dieser  Untergrenze  ist  durch 
entsprechende  Abzüge,  die  unterdurchschnitt- 
liche Zahl  durch  Zuschläge  zum  Ausdruck 
zu  bringen.  Der  Betrag  des  Wohnungsauf- 
wandes nach  dem  mittleren  Familienstande 
ist  in  Gemässheit  des  Steigens  mit  steigenden 
Sätzen  zu  belegen,  deren  Höhe  den  lokalen 
Verhältnissen  anzupassen  ist.  Die  Erhebung 
der  Wohnungssteuer  soll  nur  erfolgen,  so- 
weit andere  Quellen  des  kommunalen  Haus- 
haltes zur  Deckung  der  Bedürfnisse  nicht 
ergiebig  genug  fliessen,  und  auch  dann  sollen 
es  niu*  allgemeine  Zwecke  der  Ver^^altung, 
Ausgaben  für  Kirchen  imd  Schulen,  für 
WoÜthätigkeit,  gemeinnützige  Anstalten  oder 
Sicherheitspolizei  und  Schulden  sein,  denen 
der  Erti-ag  dieser  Abgabe  gewidmet   wird. 
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Endlich  sei  noch  hervorgehoben,  dass  sich 
diese  Steuer  wesentlich  nur  für  städtische 
Gemeinwesen  eignet,  weniger  für  Land-  und 
Dorfgemeinden.  Indessen  darf  man  sich 
nicht  über  die  Bedenken  der  Mietsteuer  hin- 
wegtäuschen lassen,  welche  bestehen,  gleich- 
viel, wie  die  Veranlagiuig  auch  immer  ein- 
gerichtet sein  mag.  Denn  die  Wohnimgs- 
steuer  ist  für  Familienväter  imverhältnis- 
mässig  höher  als  füi*  Ledige,  für  grosse  er- 
heblicher als  für  kleine  Familien. 

Alles  in  allem  betiachtet,  auch  unter  der 
Voraussetzung,  dass  die  Mietsteuer  tliatsäch- 
lich  vom  Mieter  zu  tragen  ist,  wiixl  die  Be- 
urteilung infolge  ihres  zwitterhaften  Cha- 
rakters wesentlich  ungünstig  ausfallen  und 
man  wird  in  derselben  nur  ein  mangelhaftes 
Auskunftsmittel  zur  Deckung  der  Gemeinde- 
bedürfnisse erblicken  dürfen,  eine  Schatten- 
seite, welche  bei  der  Wohnungssteuer,  wenn 
diese  als  Staatssteuer  erhoben  wird,  in  ver- 
stärktem Masse  hervortritt.  De  lege  ferenda 
scheint  das  Ziel  die  Hiuüberfühnmg  in  die 
Einkommensteuer  zu  sein. 

IL  Gesetzgebung. 
a)  Die  Mietsteuer  als  Staatssteuer. 

1.  Grossbritannien.  ursprünglich  ent- 
hielt die  englische  Haussteuer  zwei  ältere 
Steuerformen,  eine  klassifizierte  Fenstersteuer 
und  eine  Wohnungs-  und  Mietsteuer,  welche 
beide  mit  dem  Wechsel  der  Ansichten  über 
ihren  steuerpolitischen  Wert  seit  1815  mehr- 
fache Umgestaltungen  erfahren  haben  und 
aus  welchen  schliesslich  1851  die  reformierte, 
einzige  Wohnungssteuer  hervorgegangen  ist 
(Gesetz  über  die  inhabited  houses  tax  14 
und  15  Vict.  c.  36).  Ihr  Geltungsbereich 
erstreckt  sich  indes  nur  über  Grossbritannien, 
nicht  auch  über  Irland.  Nachdem  die  hohen 
Steuersätze  der  napoleonischen  Kriegszeit 
durch  Herabsetzungen  und  diu-ch  Gewäiirung 
von  Steuerfreiheiten  für  bestimmte  Arten 
von  Gebäuden  weniger  drückend  gemacht 
worden  waren,  wurde  durch  die  Reformen 
der  30  er  Jahre  die  Wohnungssteuer  auf- 
gehoben, die  Fenstersteuer  dagegen  bei- 
behalten a834  4  WUl  c.  10),  welche  jedoch 
für  Landnäuser  auf  kleineren  Landgütern 
mit  einer  Rente  von  weniger  als  200  £  be- 
seitigt ward.  Ihre  ünpopiüarität  wegen  der 
damit  verbundenen  Visitationen,  sanitäre 
und  andere  Nachteile  und  insbesondere  die 
aUzu  häufig  auftauchenden  Streitfragen  da- 
rüber, was  unter  »Fenster«  bei  der  Ver- 
anlagung zu  verstehen  sei,  führte  im  Jahre 
1851  zu  ihrer  Abschaffung.  An  ihre  Stelle 
trat  wiedenim  eine  Wohnungssteuer  in  ver- 
besserter Form,  welche  heute  noch  besteht. 

Die  geltende  Miet-  und  Wohnungssteuer 
(inliabited  houses  taxe)  ist  regelmässig  vom 
Bewohner  oder  Mieter  der  steuerpflichtigen 


Gebäude,  bei  geteilt  vermieteten  Häii»n: 
aber  vom  Eigentümer  zu  entrichten.  See 
hat  demgemäss  einerseits  den  Charakter 
einer  Aufwandsteuer,  zeigt  aber  andaTers»4t- 
infolge  etwaiger  üeberwälzungsverbäitiii.Nr*r 
auch  die  Merkmale  einer  Ertrags-,  GebäiKi*^ 
und  Wohnungsmietsteuer.  Voq  der  Steturr 
sind  befreit  alle  Wohnhäuser  unter  3)  t 
Jahresertrag,  die  leerstehenden  HäiL<er  wär- 
rend  des  Unbewohntseins,  femer  HoBpitäl'  r, 
Armenschulen  und  ähnliche  Anstalten,  «li- 
Wohnhäuser  der  königlichen  Familie,  Ar- 
beiterhäuser mit  getrennt  gehaltenen,  r.,ri 
Arbeitern  thatsächlich  bewohnten  Käumlii  L- 
keiten,  wenn  die  einzelne  Wohnung  eiaer 
geringeren  Mietwert  als  20  £  ausweist.  Iiä.- 
Zubehör  zu  den  Häusern  (Nebengehän»l-. 
Gärten ,  Höfe  etc.)  wird  mit  dem  "iklrair^- 
werte  veranschlagt.  Der  Steuerfuss  Wtnlirt 
9  d.  von  1  £  oder  3,75  ^o  bei  gewöhnhefcej 
Wohnhäusern  und  6  d.  von  1  £'  oder  2JJ » ''  o 
von  solchen,  welche  zugleich  gewerblich^^r 
Zwecken,  zum  Handel,  öewerbs-,  Gaf^t^i-irt- 
schafts-,  Schank-  und  Pachtbetriebe  dienen. 
Die  Gruppen  der  niedriger  besteuerten  i:»> 
werblichen  W^ohngebäude  sind  genau  K».- 
zeichnet. 

Die  Steuer  untersteht  der  »Abteilung  für 
inländische  Einkünfte«  (Board  of  the  ComniL- 
sioners  of  Inland  Revenue).  Die  Yeranlagimu' 
erfolgt     diuxjh    örüiche    Steuereinschätzer, 
welche  von  den  Kommissaren  der  Liandsteuer 
aus  den  Einwohnern  nach  Kirchspielen  er- 
nannt werden,  die  Erhebung  durch  m  gleicher 
Weise  bestellte  Erheben    In  der  Regel  sind 
in  England  beide  Personenklassen  die  ört- 
lichen  Beamten   der   Einkommensteuer,   ia 
Schottland  hingegen  die  staatlichen  Steiier- 
aufseher  und  staatlichen  Steuererheber.    Di»* 
Einschätzer  sind  für  die  Auslassung  steuer- 
pflichtiger Gebäude  unter  Verwirkiing  einer 
üeldbusse   von    20  £   verantwortlieh-     Der 
einzuschätzende  imd  dann  steuerbare  Ertrags- 
wert  ist   der  volle   Miet-   und    Wohnwen, 
welcher  regelmässig  mit    dem   Rohertrage 
des  Hauses  zusammenfällt,  faDs  der  Eigen- 
tümer die  Abgabe  vorschiesst  (Steuerzahler». 
Wo  indes  dieser  wie  bei  geteilt  vennieteteü 
Gebäuden    der    wirkliche    Steuerpflichtige 
(Steuerträger)  ist,  aber  nicht  im  Erhebungs- 
bezirke wohnt  oder  nach  Ablauf  einer  be- 
stimmten   Frist    die    Steuer    nicht    erl^rt, 
müssen  die  Mieter  die  Zahlung  übemehraeo, 
haben  jedoch  die  Berechtigung,  die  Miete 
um  den  ausgelegten  Steuerbetrag  zu  kürzen. 
Einige  weitere  Funkte  sind  für  die  Stadt 
London  diu-ch  ein  besonderes  Gesetze  vom 
Jahre    1869   (32  und  33  Yict.  c.  67  s.  4-')! 
geordnet.    Hier  wird  für  den  Rohertrag  eine 
Abschätzungsliste  aufgestellt,  deren  Dumh- 
sicht  alle  5  Jahre  erfolgt. 

2.  Frankreich.    Die  franzosische  Miet- 
steuer  ist  in  der  Personal-   und  Mobiliar- 
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-■Teuer  (contribution  personelle-mobiliore)  ein- 1 
-2.-«r>sclilossen.     Während   die   Personalsteuer 
lie    Bedeutung  einer  Kopf-   und  Familien- 
t^lener    hat,   ist   die   Mobiliarsteuer   steuer- 
t  ochnisch  und  steuerpolitisch  als  Wohnungs- 
iiiid  Mietsteuer  aufzufassen.    Ihrer  Einrich- 
rt^ng    nach   ist    dieselbe   eine   Repartitions- 
^ teuer,    bei  welcher  das  Gesamtkontingent 
lies    Staates  und  die  Kontingente  der  De- 
2>ai-tements  aDjährlich  im  Finanzgesetz  fest- 
fL^osetzt  werden.     Die  letzteren  Kontingente 
s^ind  alsdann  diu*ch  die  Repartitionsbehörtlen 
(Generalräte  etc.)   auf  die  Arrondissements 
lind  Gemeinden   zu  verteilen  und  schliess- 
lich  die  Gemeiudekontingente  auf  die  ein- 
zelnen   Steuerpflichtigen    umzulegen.      Der 
Stonerfuss  ergiebt  sieh  aus  dem  Verhältnis 
zwischen  der  durch  die  Mobiliarsteuer  zu 
«leckenden  Quote  des  Gemeindekontingents 
<ler  zweigliederiffea  Steuer  und  den  ermittel- 
ten Miet-  und  ^V  oh nungs werten.    Er  ist  ein 
proportionaler,  der  nur  wenig  nach  der  Na- 
tnr    der  Repartitionssteuer   wechselt.     Die 
IClemente  der  Aufwand-  und  der  Einkommen- 
steuer berühren  sich  sehr  nahe,  so  dass  eine 
strenge  Grenzscheidung  unmöglich  ist.  Mehr- 
fach sind  sowohl  in  der  Revolution sära  (1791) 
als  auch  in  jüngster  Zeit  (1887,  1897,  1899, 
19(X)  u.  s.  w.)  Versuche  gemacht  worden,  die 
I^ersonal-  und  Mobiliarsteuer  in  eine  wirk- 
liche    Einkommensteuer     hinüberzuführen, 
Bestrebungen,    welche   indes   bislang   ohne 
Krfolg  geblieben  sind.    Die  Einzelheiten  der 
Materie   gehören  in   den  Art.   Mobiliar- 
s teuer  (s.  d.). 

3.  Belgien  und  Niederlande.  Elsass- 
IjOthringon.  In  Belgien  haben  die  all- 
gemeinen Grundsätze  der  französischen  Per- 
sonal- und  Mobiliarsteuer  Aufnahme  ge- 
fimden.  In  den  Niederlanden  wird  eine 
Auflage  vom  Mietwerte  der  Wohnungen  in 
der  Höhe  von  5%  erhoben,  zu  welcher 
ausserdem  noch  eine  solche  vom  Wohnungs- 
mobüiar  tritt,  das  nach  einem  Tarife  im 
Verliältnis  zum  Mietwerte  geschätzt  wird. 
Beide  Formen  der  Abgaben  zählen  ziu:  Per- 
sonalsteuer. 

In  Deutschland  wird  die  Mietsteuer  ziu* 
Zeit  als  Staatsabgabe  nur  in  den  Reichs- 
landen Elsass-Lothringen  nach  fran- 
zösischem Muster  erhoben.  Die  Beseitigung 
dieser  Personal-Mobiliarsteuer  bildet  jedoch 
einen  wichtigen  Bestandteil  der  Reform  der 
direkten  Besteuerung,  die  gegenwärtig  an- 
gestrebt wird,  und  diese  Auflage  soll  hier 
durch  technisch  vollkommenere  Steuerformen 
ersetzt  werden.  (Für  das  weitere  vgl.  d.  Art. 
Mobiliarsteuer.) 

b)  Die  Mietsteuer  als  Gtomeindeabgabe. 

4.  Deutschland.  Die  in  Deutschland 
vorkommenden  Mietsteuern  sind  lediglich 
Gemeindeabgaben.      Sie    hatten    als   solche 


besonders  inPreussen  Eingang  gefnnden, 
wo  sie  als  städtische  Auflagen  benutzt 
wurden.  Wichtig  war  die  Mietsteuer  na- 
mentlich in  Berlin,  wo  infolge  der  Beschrän- 
kung der  Verbrauchsabgaben  auf  einen 
kleinen  Zuschlag  zur  Braumalzsteuer  dieselbe 
eine  wesentliche  Einnahmequelle  für  die 
städtischen  Finanzen  bijdete  und  neben  der 
Gemeindeeinkommensteuer  und  der  Ge- 
meindehaussteuer recht  erhebliche  Erträge 
lieferte.  Ilire  gesetzliche  Grundlage  bildete 
die  V.  V.  26.  Januar  1815  und  das  Regulativ 
vom  16.  September  1858  und  hat  bis  in  die 
neueste  Zeit  wenig  Veränderungen  erfahren. 
Der  Steuersatz  beti-ug  zuletzt  durch  Ge- 
meindebeschluss  vom  21.  Februar  1889  im 
Normalsatz  6,67  ^/o  und  war  degressiv  ge- 
staltet, bei  Mieten  von  600  bis  300  Mark 
betrug  er  5  ®/o  und  bei  solchen  bis  300  Mark 
3®/o.  Ausserdem  bestanden  solche  kommu- 
nale Mietsteuern  noch  in  P'rankfurt  a,  M., 
Halle,  Danzig,  Emden,  Ottensen,  Tönning 
und  in  unerheblicher  Höhe  in  einer  Mehr- 
zahl von  kleineren  Orten.  Durch  §  23  des 
Kommunalabgabengesetzes  vom  14.  Juli  1893 
ist  verboten  worden,  Mietsteuern  neu  ein- 
zuführen. Die  bestehenden  Mietsteuern 
waren  auf  ihre  üeberein  Stimmung  mit  den 
Grundsätzen  des  Kommunalabgabengesetzes 
zu  prüfen  und  vom  Minister  der  Finanzen 
und  des  Innern  neu  zu  genehmigen.  Ohne 
diese  Genehmigung  traten  sie  mit  1.  April 
1898  ausser  Kraft.  Die  meisten  Städte,  vor 
allem  Berlin,  haben  daher  auf  ihre  Erheoung 
verzichtet.  Ihr  Ertrag  belief  sich  1896  in 
Danzig  auf  190931  Mark,  in  Frankfurt  a.  M. 
354  909  Mark,  während  der  Ertrag  der  vor- 
maligen Mietsteuer  in  Berlin  beinahe  13  Mil- 
lionen Mark  erreichte. 

6.  Oesterreich.  Die  Mietsteuer,  hier 
Mietzinssteuer  genannt  oder  »Zinskreuzer«, 
kann  in  den  österreichischen  Städten  in  der 
Höhe  von  5  bis  10  ^/o,  in  Wien  bis  15  ^/o,  in 
eigenem  Wirkungskreise  von  dem  bezahlten 
oder  vereinbarten  Mietzinse  vom  Anmieter 
erhoben  werden.  Mitunter  ist  sie  ganz  oder 
teilweise  eine  »Zwecksteuer«,  deren  Ertrag 
für  das  Armenwesen,  Kanalisation,  Schule, 
Einquartierung,  öffentliche  Beleuchtung  u.  s.w. 
zu  verwenden  ist.  Ein  Minimum  an  Woh- 
nungsaufwand ist  meistens  steuerfrei.  Die 
Sätze  sind  progressiv.  Die  ganze  Materie 
ist  durch  eme  Reihe  von  besonderen  Ge- 
setzen, Ortsstatuten  u.  s.  w.  geordnet  Er- 
trag in  Wien  3  bis  4  l^lillionen  fl. 

Litteratnr:  Rau,  GrundsäUc  der  Finanz- 
wisnenscha/t,  4,  Aufl.,  1860,  §  4S6.  —  J.  G, 
Hoffmunn,  Lehre  von  den  Üteuem,  Berlin 
I840,  S.  ^SS.  —  Pfeiffei'y  SUmtseinnahmen, 
Stuttgart  1866,  11,  S.  482ß,  —  Schaffte, 
Steuerpolitik,  Tdbingen  1880,  S.  SOS  f.  — 
Röscher,  System  IV,  ^  160.  —  WagneTf  »w 
Srhimberg  111,   4.  Aufl.,   S.   S60f.   —   Schall, 
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in  Schöni>erff  III,  2.  Aufl.,  S,  416ff.  —  Wagner, 
Fin.  Uly  ^^  157,  16S.  —  Munk,  Steuerbelnstung 
WieriM  und  Berlins,  1888,  S.  97.  —  Heckelf 
Art,  nMiettteuern  im  ff.  d.  St.,  1.  Aufl.  — 
IPerselbef  Art.  nMiet^teuer»  im  Wörtet^uch  der 
VW.  Bd.  II,  S.  S55ff.  —  Eheberg f  Grundriß 
der  Finatizwüsenschaft,  5.  Aufl.,  Erlangen  1898, 
S.  297.  —  Leroy-Beaulieu  f  Tratte  de  la 
Science,  des  ßnances,  4.  ed.,  Paris  1888,  T.  I. 
p.  374 ff.  Die  LiUeratur  über  die  Personal- 
und  3Iobiliarsteuer  vgl.  unten  beim  Art.  Mo- 
biliar Steuer. 

Max  V,   Heckel. 


I  personal     memorials. 
!  April  1882. 


Hacinillaii^s     Hagam 
Josef  SU^tnwnhsunmer, 


Mill,  James, 

geb.  am  6.  IV.  1775  im  Dorfe  Northwaterbridge 
in  der  schottischen  Grafschaft  Angas,  widmete 
sich  zuerst  dem  Studiam  der  Theologie,  ward 
später  Mitarbeiter  an  mehreren  Journalen  und 
Mitbegründer  der  Londoner  Universität.  Er 
trat  dann  in  die  Dienste  der  Ostindischen  Kom- 
pagnie, bei  welcher  er  die  Stelle  eines  Chefs 
der  indischen  Korrespondenz  einnahm.  Ausser 
staatswissenschaftlichen  Schriften  verfasste  er 
auch  historische  und  philosophische.  Er  war 
^er  Vater  von  John  Stuart  Mill  (s.  d.),  ver- 
kehrte um  1810  mit  Ricardo,  Brou^ham,  Georges 
Grote  und  war  mit  Bentham  innig  befreundet. 
Er  starb  am  23.  VI.  1886  zu  Kensington. 

In  seinen  nationalükonomischen  Arbeiten 
bekundet  James  Mill  einen  geringen  Grad  von 
Originalität,  folgt  Smith  und  insbesondere 
Ricardo,  welchen  er  an  abstrakter  Darstelluug 
noch  überbietet.  Er  tritt  für  die  Ansicht  ein, 
dass  der  Handel  produktiv  sei. 

Von  seinen  Werken  sind  hier  zu  nennen: 
An  essay  on  the  impolicy  of  bounty  on  the 
exportation  of  grain,  and  on  the  principles  which 
ought  to  regulato  the  commerce  of  grain,  Lon- 
don 1804.  —  Commerce  defended:  an  answer 
to  the  arguments  by  which  Mr.  Spence,  Mr. 
Cobbett  and  others  have  attempted  to  prove  that 
commerce  is  not  a  source  of  national  wealth, 
London  1808.  —  History  of  British  India,  6  vol., 
London  1817— -18.  —  Elements  of  political 
economy,  1.  edit.  London  1821.  New  edit.  1846. 
Französ.  üebersetz.  von  M.  Parisot,  Paris  1823. 
Deutsche  Üebersetz.  mit  Zusätzen  von  H.  von 
Jakob,  Halle  1824.  Spanische  üebersetz.,  Madrid 
1827,  von  D.  Manuel  Maria  Gutierez,  Madrid 
1831.  —  Analysis  of  the  Phenomena  of  the 
human  mind,  London  1829.  —  Essays  on  Go- 
vernment, Jurisprudence ,  Liberty  of  the  Press, 
Prison  and  Prisondiscipliue,  Colonies,  Law  of 
Nations  and  Education,  London  s.  a.  (Reprinted 
from  the  Supplement  to  the  Encyclopaedia  Bri- 
tannica  for  private  distribution.) 

Vgl.  über  James  Mill:  Dictionnaire 
de  r^conomie  politique,  II,  Paris  1854,  S.  176. 
—  Graesse,  Lehrbuch  einer  allgemeinen 
Litterärgeschichte,  III,  3.  Abt.,  Leipzig  1858, 
S.  1474,  1511,  1652.  —  John  Stuart  Mill, 
Autübiography,  London  1873.  —  Bain,  James 
MiU,  London  1882.  —  Stuart-Glennie, 
James  and  John  Stuait  MiU:   traditional  and 


Mill,  John  Staart^ 

Sohn  des  James  Mill  (s.  d.),  geboren  am  ^J  V 
1806  zu  London,  zeigte,  infolge  der  koni^queEira 
systematischen  Erziehung  durch  seineii  yati»r 
schon  in  seinem  14.  Jahre  eine  solche  g^Ms- 
Frühreife,  dass  Männer  wie  Jer.  Benthun  geri 
mit  ihm  verkehrten  Seine  Ausbildoiig^  setzte 
er  1820  in  Frankreich  fort.  Er  begann  »i- 
Mitarbeiter  der  „Westminster  Review""  «tis? 
schriftstellerische  Thätigkeit,  war  1853— 1.>> 
Beamter  der  Ostindischen  Eompagrnie.  lifSö— 
1868  Mitglied  des  Unterhauses  nnd  starb  di: 
einer  Reue  nach  Frankreich  zu  ATigrnon  ai^ 
8.  V.  1873. 

Mill   verdankt,   vielfach  von   den     Lebrei 
Benthams  und  Aug.  Comtes  beeinflnsst,   sdca 
Ruhm  als  Philosoph  hauptsächlich  seinem  ^Sv^tca 
of  logic",  welches  auf  dem  Boden   des   BacüB- 
schen  Empirismus   steht.    Als  Nationalok^jDoni 
knüpfte  MiU  an  die  Gedanken  von  Ad.  Smiü 
und  Ricardo  an,  vorzugsweise  nach  Vollständig- 
keit und  Systematik  strebend.     Er  liefen^  m 
seinen  Principles  of  political  economy  ein  voJJ- 
ständiges  systematisches  Handbuch  der  National- 
ökonomie, eine  Zusammenfassung  aller  bisherigen 
Leistungen  auf  diesem  Gebiet,  die  namenrüfi 
auf  die  deutsche  Wissenschaft  von  nachhaltigstea 
Einfiuss  war.    Die  sozialökonomischen  Probleme 
der  Zeit,  die  Theorie  der  Gütererzeugung,  des 
Werts,  der  Grundrente,  der  Arbeitslöhne^   der 
Stellung  der  Staatsgewalt  zum  Wirtschaftsleben. 
der    Verkehrs-    und    Handelsfreiheit    geistreioA 
untersuchend,  beschränkt  er  sich  doch  nicht  auf 
die  Ergründung  dieser  einzelnen  ökonomiscfaeQ 
Fragen,  sondern  betrachtet  die  Volkswirtschaft 
als    ein    mit   den    übrigen    Aeussemngen   de» 
nationalen  Lebens  in  innigster  Wechselbeziehong 
stehendes   Grebiet.     Mill  verkennt    neben  dem 
von  anderen  übermässig  betonten  Grundsatz  der 
freien  Konkurrenz  auch  nicht  die  Notwendigkeit 
staatlichen    Eingreifens    unter    gewissen    Um- 
ständen,  verteidigt   warm    die   Interessen  der 
arbeitenden  Klassen  in  moralischer  und  mate- 
rieller  Hinsicht    und    gesteht    selbst    mancher 
sozialistischen  Theorie  eine  ^wisse  Berechtigimg 
zu,  wie  er  denn  unsere  Eigentumsorganisation 
wesentlicher  Reformen  für  fähig  hält.    Mit  be- 
sonderem   Eifer    kämpfte    er   für    die    soziale 
Befreiung  des  W^eibes  und  das  Stimmrecht  der 
Frauen. 

Er  veröffentlichte  an  staatswissenachaftlicheB 
nnd  grösstenteils  auch  für  die  Staatswissen- 
schaften wichtigen  philosophischen  Schiifteu: 
System  of  Logic,  rationative  and  inductiTe, 
London  1843,  9.  Aufl.,  2  Bde.,  London  1875. 
Deutsche  Uebersetzung  von  J.  Schiel,  4.  Aoü.. 
Braunschweig  1875.  —  Essays  on  some  unsettled 
questions  of  political  economy,  London  1844. 
2.  Aufl.,  London  1874.  —  Principles  of  political 
economy,  with  some  of  their  apphcation  to  social 
philosophy,  2  vols,  London  184i3.  Letzte  Aufl.: 
London  Routledge  1900.  —  With  critical,  bio- 
graphical  and  explanatory  notes  etc.  by  J.Laureiice 
Laughlin,    New- York    1884.      Deutsche    lieber- 
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tttziiiiff  von  Ad.  Soetbeer,  2  Bde.,  Hamburg  1852., 
i.    Anil.  Leipzig  1885.  —  Thought«  on  rarlia- 
mentÄry  Reform,  London  1869.  —  On  Liberty, 
[.ondon  1859,  3.  Aufl.   London  1864.    Deutsche 
Uebersetzung  v.  Pickford,  Frankfurt  a.  M.  1860. 
—  I>issertation8  and  Discussions,  3  vols,  London 
1859 — 67,  2.  Aufl.,  4  vols.  London  1875.  —  Con- 
siderations  onRepresentative  Govemment,London 
1861,    3.  Aufl.  London  1865.  —  Utüitarianism. 
Reprinted  from  Fräsers  Magazine,  London  1862. 
Nene    Aufl.  London  1871.  —  An  Examination 
of  Sir  Will.  Hamilton's  Philosophy  and  of  the 
pTincipal  philosophical  questions  discussed  in  bis 
writings,  London  1865^  5.Aufl.London  1878.  -  Aug. 
Comte  and  tbe  Positivism.  Reprinted  from  the 
Westminster  Review,   London   1865,   3.   Aufl. 
I^ondon  1882.    Deutsche  Uebersetzung  von  Elise 
Gomperz,  Leipzig  1871.  —  Inangural  Address 
to  the  students  of  the  University  of  St  Andrews, 
I^ondon  1867.  —  England  and  Ireland,  London 
1868.     Neue  Aufl.  London  1881.  —  The  sub- 
jection  of  women,  London  1869,  5.  Aufl.  London 
1883.    Deutsche  Uebersetzung  von  Jenny  Hirsch, 
Berlin  1869,   3.  Aufl.   Berlin  1891.  —  On   the 
Irish    Land   Question,   London   1870.   —  Auto- 
biog:raphy,  London  1873.  Deutsche  Uebersetzung 
von  Carl  Kolb,  Stuttgart  1874.  —  Natnre  and 
the    Utility   of   Religion   an4    Theism.    Three 
Essays,  London  1874,  3.  Aufl.  London  1875.  — 
John  Stuart  Mills  gesammelte  Werke,  Autori- 
sierte Uebersetzung  unter  Redaktion  von  Th. 
Gomperz,  11  Bde.,  Leipzig  1869—76.    Zum  Teil 
neue  Aufl.  Leipzig  1881  ff. 

Mill  Bchrieo  femer  in  der  Westminster 
Review:  Civilisation ,  April  1836.  —  On 
Aphorisms,  Jan.  1837.  —  Armand  Carrel,  Oct. 
1837.  —  Alfred  de  Vigny,  Aprü  1&38.  —  Jer. 
Bentham,  Aug.  1838.  —  Coleridge,  Marchl840. 

—  In  der  Edinburgh  Review:  Alexis  de 
Tocqueville  on  democracy,  Oct.  1840.  —  The 
Claims  of  labour:  an  essay  on  the  duties  of  the 
employers  to  the  employed,  April  1845.  —  Mr. 
Guizot's,  Essay  and  Lectures  in  history,  Oct. 
1845.  —  A  history  of  Greece  (Grote),  Oct.  1846. 

—  In  der  Fortnightly  Review:  Thornton 
on  labour  and  its  Claims,  May  and  June  1869. 

—  Prof.  Leslie  on  the  Land  Question,  June  1870. 

—  De  rintelligence,  par  H.  Taine,  Juli  1870. 

—  Treaty  Obligations,  Dec.  1870.  —  Mr.  Maine 
on  Village  Communities,  May  1871.  —  Berkeley's 
Life  and  Writinj^s,  Nov.  1871.  —  Grote's  Aris- 
totle,  January  1873. 

L.  Reybaud,  John  Stuart  Mill  et  T^co- 
nomie  politi(jue  en  Angleterre.  Revue  des  deux 
mondes,  avnl  1855.  —  J.  St.  Mill,  Ueber  die 
Freiheit.  Stimmen  der  Zeit,  Nov.  1860.  —  L. 
Keybaud,  Economistes  modernes.  Paris  1862. 

—  J.  St-  Mills  politische  Schritten,  Preuss. 
Jahrb.  Bd.  10,  Berlin  1862.  —  J.  St.  Mill  als 
Philosoph  und  Nationalökonom.  Unsere  Zeit, 
N.  F.  Bd.  1,  Leipzig  1875.  —  F.  A.  Lange, 
Mills  Ansichten  über  die  soziale  Frage  und  die 
an^rebliche  Umwälzung  der  Sozialwissenschaften 
durch  Carey,  Duisburg  1865.  —  H.  Taine, 
Le  positiTisme  anglais;  etude  sur  Stuart  Mill, 
Fans  1865.  —  Em.  Littre,  Auguste  Comte 
et  Stuart  Mill.  Suivi  de  Stuart  Mill  et  la 
Philosophie  positive  par  G.  Wyrouboff,  Paris 
1866.  --  Gneis t,  Stuart  Mill,  Altenglische  und 
neuenglische  Staatsanschaunng,  Berlin  1869.  — 


J.  G.  Eccarius,  Eines  Arbeiters  Widerlegung 
der  nationalökonomischen  Lehren  J.  St.  Mills, 
Berlin  1869.  —  J.  Stirlin^,  De  quelques 
opinions  de  St  Mill  sur  l'unionisme  ouvrier. 
Journ.  d.  Econom.  Oct.  1870.  —  Courcelle- 
Seneuil,  L^oeuvre  de  J.  St.  Mill,  Journ.  d. 
Econom,,  Juillet  1873.  —  John  St.  Mill, 
Notices  of  bis  life  and  work  together  with 
ad  vice  to  land  reformers  and  should  public 
bodies  be  required  to  seil  their  lands,  London 
1873. —-N.  Tchernychewsky,  De  Pöconomie 
politique  de  J.  St.  Mill,  Bruxelles  1874,  —  Fr. 
Althaus,  John  Stuart  Mill,  Unsere  Zeit  N.  F. 
10  Jahrg.,  Leipzig:  1874.  —  Front  de  Font- 
pertuis,  Un  ecnt  posthume  de  J.  St.  Mill  sur 
le  socialisme,  Journ.  d.  Econom.  Juillet  1879. 
J.  S.  Stuart-Glennie,  James  and  J.  St.  Mills 
traditional  and  personal  memorials.  Macmillans 
Magazine,  April  1882.  —  A.  Bain,  J.  St.  Mill, 
A  criticism  with  personal  recollections,  London 
1882.  —  Karl  Blind,  Stuart  Mill  über  Irland. 
Die  Gegenwart,  Bd.  21,  Berlin  1882.  —  Sydney 
Oliver,  John  Stuart  Mill  on  Socialism.  To  Day, 
Nr.  11,  Nov.  1884.  —  Emile  de  Laveleye, 
Lettres  in^dites  de  St.  Mill.  Extrait  de  la 
„Revue  de  Belgique",  Bruxelles  1885.  —  Th. 
Gomperz,  J.  St.  Mill,  Ein  Nachruf,  Wien  1889. 

—  W.  L.  Oourtney,  Life  of  J.  St.  Mill,  New- 
York  1889.  —  S.  Saenger,  John  Stuart  Mill, 
Archiv  f.  Geschichte  der  Philosophie,  Mai  1896. 

—  Friedr.  Kriegel,  J.  St.  Mills  Lehre  vom 
Wert,  Preis  und  der  Bodenrente,  Berlin  1897. 

—  Gust.  d'Eichthal  et  J.  St.  Mill,  Corre- 
spondance  inedite  1828—71,  publice  par  Eng. 
d^Eichthal,  Paris  1898.  -  Graham,  English 
political  philosophy,  London  1899.  —  F.  Harri - 
son,  Tennyson,  Ruskin,  Mill  and  other  literarj' 
estimates,  London  1899. 

Jo9ef  StattutiTiammeY*. 


Minghetti,  Marco, 

geb.  am  8.  XI.  1818  zu  Bologna,  gest.  am  10. 
XII.  1886  in  Rom,  studierte  Mathematik  und 
Staatswissenschaften,  wurde  in  dem  am  14.  III. 
1848  gebildeten  liberalen  Kabinett  des  Kardinals 
Antonelli  Minister  der  öffentlichen  Arbeiten, 
demissionierte  infolge  der  Encyklica  vom  29. 
IV.  1848  und  vertrat  nach  dem  Frieden  von 
Villafranca  seine  Vaterstadt  Bologna  im  italieni- 
schen Parlament.  Seit  Oktober  1860  wirkte 
Minghetti  in  den  Kabinetten  Cavour,  Ricasoli, 
Farini  und  Menabria  bis  November  1869,  teils 
als  Minister  des  Innern,  teils  der  Finanzen  und 
des  Ackerbaues.  Eigene  Ministerien  leitete 
Minghetti  als  Nachfolger  Farinis  und  Lanza- 
Sellas.  Wegen  des  in  letzterer  Eigenschaft 
von  ihm  eingebrachten,  aber  von  der  Kammer- 
majorität abgelehnten  Mahlsteuergesetzes  kam 
es  am  22.  III.  1876  zur  Niederlage  seines 
Kabinetts  und  wurde  Depretis  vom  König  mit 
der  Bildung  eines  neuen  beauftragt.  Seiner 
staatsmännischen,  vom  edelsten  Patriotismus 
getragenen  Befähigung  hat  Minghetti  mehrere 
grossartige,  zum  Heile  Italiens  ausgeschlagene 
Triumphe  zu  verdanken.  Dass  es  Napoleon  III. 
1869  nicht  gelungen  war,  mit  Viktor  Emanuel 
einen  Allianz  vertrag  gegen  Preussenzu  schliessen, 
war  ebenso  Minghettis  Werk  wie  das  Bündnis 
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Italiens  mit  Deutflohland  nnd  die  Aussöhnung 
mit  Oesterreich.  beides  die  Frucht  der  Reisen 
Viktor  Emanuels  nach  Wien  und  Berlin  im 
September  1873,  wohin  sein  Berater  Minghetti 
den  König  begleitete. 

Minghetti  veröffentlicht«  von  staatswissen- 
schaftlichen Werken  in  Buchform:  Della 
economia  pubblica  e  delle  sue  attinenze  colia 
morale  e  col  diritto.  Florenz  1859;  2.  Aufl., 
1868;  dasselbe,  französisch,  par  St.-Germain 
Leduc,  precede  d'une  introduction  par  H.  Passy, 
Paris  1868.  —  De  l'organisation  administrative 
de  Koyaume  d'Italie,  traduction  et  preface  d'A. 
Mickiewicz,  avec  introduction  d'A.  Levy,  ebd. 
1862.  —  Discorso  sulle  condizioni  delle  iinanze 
del  Regno  dltalia  detto  MM.  alla  Camera  dei 
deputati,   12.  IT.    1863,   Turin.   --   8aggio   di 

Srovvedimenti  di  finanza,  Florenz  1866.  — 
»puscoli  letterari  ed  economici,  ebd.  1872.  — 
Esposizione  finanziaria  fatta  alla  Camera  dei 
deputati  ....  nella  tornata  del  27.  XT.  1873, 
Rom  1873.  —  Discorso  sulla  convenzione  di 
Basilea  e  sul  trattato  di  Vienna  pel  riscatto 
delle  ferrovie  deir  Alta  Italia,  ebd.  1876.  - 
Le  donne  italiane  nelle  belli  arti  al  secolo  XV 
e  XVI,  ebd.  1877.  —  Rome  e  le  ferrovie.  Dell' 
importanza  della  linea  Roma-Salmona,  ebd.  1878. 

—  Stato  e  chiesa,  Mailand  1878;  dasselbe,  fran- 
zösisch, par  L.  Borguet  et  precfed^  d'une  intro- 
duction par  E.  de  Laveleye,  Paris  1881;  das- 
selbe, deutsch,  Gotha  188f.  —  II  citadino  e  lo 
Stato,  Mailand  1886.  (Sein  von  Spencers  Sozio- 
logie beeinflusstes,  inmitten  staatssozialistischer 
und  individualistischer  Anschauungen  stehendes 
sozialpolitisches  Glaubensbekenntnis  in  seinem 
Todesjahre.)  —  Discorsi  parlamentari  raccolti 
e  pubblicati  per  deliberazione  delle  Camera  dei 
deputati,  8  Bde.,  Rom  1888  90.  — 

In  sozialökonomischer  Beziehung  vollzog  sich 
in  Minghetti  ein  allmählicher  Fortschritt  von  den 
Anschauungen  der  orthodoxen  zu  denen  der  neuen 
oder  der  historischen  Schule.  Die  Rücksichten, 
welche  er  als  Minister  zu  nehmen  hatte,  beein- 
flussten  zuweilen  seine  wirtschaftspolitischen 
Massnahmen,  aber  nicht  seine  subjektiven  An- 
schauungen, ursprünglich  ein  Verteidiger  des 
Freihandels  und  der  freien  Konkurrenz  sowie  des 
Princips  der  Nichteinmischung  des  Staates  in 
Angelegenheiten  volkswirtschaftlicher  Natur, 
debütierte  er  1876  plötzlich  als  Staatssozialist 
und  veranlasste  die  Regierung  mit  ihrem  Ge- 
setzen twurfe  wegen  Ankaufs  der  norditalieni- 
schen Eisenbahnen  für  den  Staat  vor  das  Parla- 
ment zu  treten,  welche  Vorlage  jedoch  an  dem 
Widerstände  der  freihändlerischen  Parlaments- 
majorität scheiterte.  Minghettis  Verwaltung 
des  Finanzministeriums  in  den  Jahren  1863  64 
und  1873/75  verdankte  Italien  eine  wesentliche 
Reduzierung  seiner  Schuldenlast,  auch  die  Ar- 
beiten der  Grundsteuerausgleichung  (pereqna- 
zione  fondiaria)  kamen  unter  seiner  Direktive 
in  schnelleres  Tempo,  ebenso  war  die  Durch- 
bringung  des  Bankgesetzes  sein  Werk. 

Vgl.  über  Minghetti:  Vapereau,  Pic- 
tionuaire  universel  des  contemporains,  5.  Aufl., 
Paris  1880.  S.  1296.  —  Münz,  Aus  dem 
modernen  Italien,  Frankfurt  a.  M  1889,  S.  27  ff. 

—  Block,  Les  progr^s  de  la  science  econo- 
mique,  Bd.  I,  Paris  1890,  S.  62.  —  Nouveau 
dictionnaire    d'economie    polit,    Bd.   II,   Paris 


1892,  S.  291ff.   —   Cossa.    IntrodnzioiH^  -r « 
3.  Aufl.,  Mailand  1892,  S.  512  13  a.   ö. 


Mineralquellen. 

Mineralquellen   haben   ziimei^r  ri  - 
AÄ'irtschaf  tüclio  Bedeutung  als  H  e  i  1  q  u  e  11  »v  n 
indem  ihre  W^ässer  wegen    der    darin   *-Li- 
haltenen  mineralischeu  Bestandteile  zu  Ukl- 
zwecken    verwandt    werden.      Sie     dit-r.- 
diesen  Zwecken  sowohl  als  Heilbader  wi»r  al- 
Trinkbrunnen  und  zwar  werden  die  meis-t-^.* 
Heilquellen     in     beiden     Formen      benutit. 
Vielfach  werden  die  leichteren  Mineral wl-:^*-: 
auch  als  Genussmittei,  als  Tafelgelrank  ver- 
wandt  In  neuerer  Zeit  werden  die  KtdilT^i- 
säure  enthaltenden  Mineral<iuellea    und    J.v 
Mofetten,  d.  h.   die   aus  einer  Erdsijalt- 
ausströmende  gasförmige  Kohlensaure,  uuii 
zur  Gewinnung:  flüssiger  Kohlensäure  indus- 
triell vei'Ä'ei'tet.    Mit  dieser  Industrie  >t*fh' 
dann  wieder  die  Fabrikation  von   Bleiw^:-- 
und  anderen  chemischen  Produkten  in  Zu- 
sammenhang.   Besondere  Rechtsvorst-hiiftei. 
über    die    Mineralquellen    sind     zuerst    in 
Frankreich  und  hier  schon  seit  dem  17. 
Jahrhundert  erlassen   worden.     Die    ältent 
Vorschriften  sind  zum  grössten  Teil  in   li -t 
noch  in  Geltung  stehenden  königlichen  V.  t. 
28.    Juni    1823     zusammengefa&st     wonlea, 
Darnach  ist  zum  Betriebe  einer  jeden  Hint^nL- 
(|uelle  als  Bad,  Trinkbrunnen  oder  zum  V..r- 
sand  von  Mineralwässern  eine  vorherige  Ge- 
nehmigung des  Ministers  notwendig.     D^r 
Minister  hat  für  jede  genehmigte  MinenL- 
quelle  einen  Inspektor  zu  ernennen,  der  t^n 
Betrieb   zu  überwachen  und  für  die  Erhal- 
tung der  Quelle  Sorge  zu  tragen  hat.    Ih^ 
Präfekten  können  zum  Schutze  nnd  für  riec 
Betrieb  der  Mineralquellen  besondere  V.r- 
oi-dnungen    erlassen,    die    jedocth    der    (}e- 
nehmigimg   des  Ministers   bedürfen.     Au«ii 
der   Versand   der   Mineralwässer   darf    mir 
unter  Aufsicht  des  Inspektors  erfolgen.   Nur 
die  Ai)otheken  und  die  Gewerbetreibenden, 
die  hierzu  eine  besondere  Genehmigung  er- 
halten haben,  dtlrfen  Mineralwässer  feilbieiec 
und  vertreiben.    Die  Aufbewahrirngs-   und 
Verkaufsräume  unterliegen  der  Revision  t.e- 
sonderer  Inspektoren.    Die  Kosten  der  Re- 
vision werden  unter  die  Gewerbetreil»enden 
verteilt 

Eine  derartige  Beschränkung  des  Betriebs 
der  Mineralquellen  und  des  Handels  mit 
Minei-alwässern  dürfte  im  öffentlichen  Inter- 
esse kaum  geboten  erscheinen.  Die  franzo- 
sische Gesetzgebung  hat  sich  damit  alier 
niclit  begnügt.  Sie  hat  auch  —  und  dies 
erscheint  viel  gerechtfertigter  —  den  Mine- 
ralquellen einen  besonderen  Rechtsschuti 
verliehen.     Die    Mineralquellen    stehen   — 
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soweit  nicht  dem  Staate  ein  Monopolrecht 
zukommt  oder  sie,  wie  meist  die  Sool-  oder 
Salzquellen,  dem  bergrecht  unterstehen  —  in 
dem  Eigentum  des  Grundeigentümeis,  der 
das  freie  Verfügungsi-echt  über  ihre  Be- 
nutzung und  Verwertung  hat  Aber  die 
benachbarten  Grundeigentümer,  deren  Recht 
sich  ebenso  auf  den  Raum  über  der  Ober- 
fläche wie  auf  den  Erdkörper  unter  der  Ober- 
fläche erstreckt,  sind  nach  dem  Privatrecht  in 
Ausübung  ihres  Eigentumsrechts  befugt,  Tief- 
bohnmgen  auf  ihren  Grundstücken  vorzuneh- 
men, selbst  wenn  dadurch  die  auf  dem  Nach- 
bargnindstücke  befindliche  Mineralquelle  ab- 
geleitet oder  geschädigt  wird.  Dadurch  kann 
nicht  nur  dem  Eigentümer  der  Quelle,  der  zu 
deren  Ausbeutung  ein  gresses  Kapital  auf- 
gewandt hat,  ein  beträchtlicher  Vermögens- 
nachteil zugefügt  wenlen,  es  kann  auch  der 
Wohlstand  einer  ganzen  Gemeinde  (man  denke 
an  vielbesuchte  Badeorte)  gefährdet  und  eine 
dem  Wohle  der  Gesamtheit  dienende  Heil- 
quelle vernichtet  werden.  Eine  öffentlich- 
rechtliche  Beschränkung  des  Eigentums- 
rechts ist  deshalb  da  gerechtfertigt,  wo  durch 
die  Ausübung  des  Eigentumsrechts  das  öffent- 
liche Interesse  gefährdet  oder  verletzt  wird 
oder  den  Rechten  anderer  Personen  ein 
unverhältnismässig  gresser  Schaden  in  un- 
billiger Weise  venu-sacht  wird.  HieiTon 
ausgehend  hat  das  französische  G.  v. 
14.  Juli  1856  bestimmt,  dass  Mineralquellen, 
deren  öffentliche  Nützlichkeit  durch  Dekret 
des  Staatsoberhauptes  anerkannt  ist,  mit 
einem  Schutzbezirk  von  1000  m  im  Umkreis 
umzogen  sind.  Innerhalb  dieses  Bezirks 
dürfen  Tiefbohnmgen  und  Schürfarbeiten 
nur  mit  Erlaubnis  des  Präfekten  vorgenommen 
werden.  Andere  Arbeiten,  die  einen  schäd- 
lichen Einfluss  auf  die  Quelle  ausüben  können, 
müssen  vorher  angezeigt  und  können  ver- 
boten werden.  Diesen  Beschränkungen  unter- 
liegt auch  der  Eigentümer  der  Quelle  selbst. 
Mit  Genehmigung  des  Ministers  kann  der 
Eigentümer  der  Quelle  auch  auf  den  im 
Schutzbezirk  liegenden  fremden  Grund- 
stücken zur  Fassung  und  Förderung  der 
(^)uelle  Arbeiten  ausführen.  Für  die  Be- 
schränkungen des  fremden  Eigentums  ist 
der  Besitzer  der  Quelle  den  Grundeigen- 
tümern zu  einer  Entschädigimg  verpflichtet. 

Ein  an  das  französische  Rocht  sich  viel- 
fach anschliessendes,  sehr  ausführliches  Ge- 
setz über  Mineralquellen  ist  in  Spanien 
in  dem  Dekret  vom  27.  September  1871  er- 
lassen worden. 

Auch  in  Ungarn  liat  das  Wassergesetz 
vom  14.  Juni  1885  (Gesetz- Artikel  XXIII) 
in  §  16  bestimmt,  dass  der  Minister  einen 
Schutzbezirk  für  Mineralquellen  nach  An- 
hörung von  Sachvei-ständigen  und  der  sämt- 
lichen Beteihgten  zu  bestimmen  hat.  Inner- 
lialb     desselben     dürfen    Bohrungen     und 


Grabungen  niu*  mit  behördlicherGenehmigung 
und  nur  unter  der  Bedingung  stattfinden, 
dass  dadurch  die  Quelle  nicht  gefährdet 
werde.  Sollte  eine  solche  Gefälirdung  trotz- 
dem eintreten,  so  müssen  die  Arbeiten  auf 
Antrag  der  beteiligten  Partei  eingestellt 
werden. 

In  Deutschland  bestehen  nur  in 
einigen  Landesteilen  besondere  Rechtsvor- 
schriften. Der  Betrieb  der  Mineralq^uellen 
und  der  Handel  mit  natürlichen  Mineral- 
wässern untei-stehen  den  allgemeinen  Be- 
stimmungen der  Gewerbeordnung.  Dasselbe 
gilt  von  der  gewerbsmässigen  Herstellung 
und  dem  Vertrieb  von  künstlichen  Mineral- 
wässern, welche  in  ihrer  Zusammensetzung 
den  natürlichen  entsprechen,  sowie  von 
Salzen,  welche  aus  natürlichen  Mineral- 
wässern bereitet  werden  oder  welche  den 
solchergestalt  bereiteten  Salzen  nacligebildet 
sind.    (Kaiserl.  V.  v.  27.  Januar  1890  §  1.) 

Die  Soolquellen  unterstehen  in  den 
meisten  deutschen  Staaten  dem  Bergrecht 
und  sind  demnach  dem  Verfügungsrccht  des 
Grundeigentümers  entzogen.  (Preussen, 
Berggesetz  v.  24.  Juni  1865  §  1.)  Doch 
gilt  dies  nicht  in  dem  Gebiete  des  ehemaligen 
Königreichs  Hannover.  (V.  v.  8.  Mai  1867 
Art.  2.)  Vgl.  den  Artikel  Bergbau  oben 
Bd. II  S. 551  ff.  In  einigen  Thüringischen 
Staaten  hat  sich  neuerdings  der  Staat  das 
Recht  vorbehalten,  Quellen,  welche  mine- 
ralische Bestandteile  oder  Säuren  in  solcher 
Menge  enthalten,  dass  sie  gewerblich  aus- 
genutzt weixien  können,  entweder  selbst 
aufzusuchen  und  gewerblich  auszunutzen 
oder  aber  anderen  Personen  liierzu  die  Be- 
fugnis zu  erteilen.  (Sachsen- Coburg, 
G.  V.  23.  November  1895;  Sachsen- Mei- 
ningen, G.  V.  13.  März  1897;  Sachsen- 
Weimar,  G.  V.  1.  Aprü  1897.) 

Gegen  Beschädigungen  der  Mineralquellen 
durch  Schürfen  nach  Mineralien  wie  durch 
den  Bergbau  geben  die  Berggesetze  einen 
genügenden  Schutz.  In  P  r  e  u  s  s  e  n  ist  nach 
dem  Berggesetz  v.  24.  Juni  1865  §  4  das 
Schürfen  im  statthaft,  wenn  nach  der  Ent- 
scheidung der  Bergbehörde  überwiegende 
Gründe  des  öffentlichen  Interesses  entgegen- 
stehen. Auch  zum  Schutze  von  Mineral- 
quellen kann  das  Verbot  des  Schürfens 
sowohl  für  den  einzelnen  Fall  durch  Ver- 
fügimg als  auch  im  allgemeinen  für  einzelne 
Bezirke  durch  eine  Bergpolizei  Verordnung 
erlassen  wenlen.  Auch  können  zu  diesem 
Zwecke  in  Bergpolizeiverordnungen  Be- 
dingimgen  des  Schürfens  vorgeschrieben 
werden  (§§  196,  197).  Ferner  ist  nach  §  148 
der  Berg  Werksbesitzer  für  allen  Scliaden, 
welcher  den  Besitzern  von  Grundstücken 
oder  deren  Zubehörungen  durch  den  unter- 
irdisch oder  mittelst  Tagebaues  geführten 
Betrieb  des  Bergwerks  zugefügt  wird,  voll- 
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ständige  Entschädigung  zu  leisten  verpflichtet. 
Dabei  macht  es  keinen  Cnterschied,  ob  der 
Betrieb  unter  dem  beschädigten  Gnmdstücke 
stattgefunden  hat  oder  nicht,  ob  die  Be- 
schädigung von  dem  Bergwerksbesitzer  ver- 
schuldet ist  oder  nicht,  ob  sie  vorausgesehen 
wenien  konnte  oder  nicht.  Es  ist  unbe- 
stritten, das8  diese  Eatschädigungspf licht 
dem  Bergwerksbesitzer  auch  dann  obliegt, 
wenn  durch  den  Betrieb  des  Bei-gwerks 
eine  Quelle  entzogen  oder  deren  Benutzung 
geschädigt  wird.  Aehnliche  Bestimmungen 
enthält  das  Berggesetz  Oesterreichs  vom 
23.  Mai  1S54  §§  17,  18,  §§  220-222. 

Einen  weiteren  gesetzlichen  Schutz  ge- 
wäliren  aber  das  pi^eussische  und  das  öster- 
reichische Recht  den  Minerahiuellen  nicht. 
Nur  in  dem  an  ^lineralquellen  reichen  Ge- 
biete des  ehemaligen  Herzogturas  Nassau 
steht  noch  die  V.  v.  7.  Juli  1860  in  Kraft, 
nach   welcher  in   der  Nähe   von    Mineral- 

3uellen  Eingrabungen  unter  der  Oberfläche 
es  Bodens  oder  horizontale  Einschrotungen, 
wie  z.  B.  zum  Zwecke  von  Brunnen-,  Keller-, 
Steinbnichs-  und  öffentlichen  Anlagen,  nur 
nach  vorheriger  amtlicher  Erlaubnis  vorge- 
nommen werden  dürfen.  Diese  Erlaubnis 
darf  nur  erteilt  werden,  wenn  nach  einge- 
holtem technischen  Gutachten  als  unzweifel- 
haft anzunehmen  ist  dass  durch  die  Anlage 
eine  bestehende  Mineral^iuelle  nicht  wenle 
beeintiächtigt  werden.  In  den  letzten  Jahren 
sind  an  einigen  Orten  (so  in  Aachen  und 
N  e  n  e  n  a  h  r)  .Ortspolizeiverordnungen  er- 
lassen worden,  die  im  wesentlichen  den  Inhalt 
dieser  Nassauischen  Verordnung  wieder- 
holen. Indes  muss  es  als  sehr  zweifel- 
haft bezeichnet  werden,  ob  die  Polizei- 
behörden in  Preussen  auf  Grund  ihrer 
allgemeinen  Zuständigkeit  (Allg.  I^ndi-echt 
T.  II  Tit.  17  §  10,  G.  v.  11.  März  185() 
§  6)  zum  Erlass  solcher  Polizeiverordnungen 
zuständig  sind,  ob  demnacli  diese  Polizei- 
verordnungeii  Rechtsgiltigkeit  erlangt  haben. 
Derartige  Beschränkungen  der  Privatrechte, 
die  zum  Schutze  von  Privatinteressen  anderer 
Personen  bestimmt  sind,  können  in  Preussen 
nur  durch  Gesetz  gegeben  werden.  Auch 
dehnen  die  Nassauische  Vei-onhiung  wie  die 
erwähnten  Polizei  Verordnungen  diese  Be- 
schränkungen über  das  erforderliche  Mass 
hinaus,  wie  sie  auch  den  Bezirk,  innerhalb 
dessen  sie  wirksam  werden  sollen,  nicht  be- 
stimmt genug  bezeichnen.  Endlich  erfordert 
es  die  Gerechtigkeit,  dass  der  Eigentümer 
der  Quelle  für  die  in  seinem  Interesse  er- 
folgte Beschränkung  fremder  Rechte  eine 
Entschädigung  zu  zahlen  verpflichtet  wird. 
In  einigen  anderen  deutschen  Staaten 
sind  im  letzten  Jahrzehnt  zum  Schutze  der 
Mineralquellen  Gesetze  erlassen  worden,  in 
denen  freilich  auch  davon  abgesehen  ist, 
den  in  ihi-en  Privatrechten  beeinträchtigt eu 


Grundeigentümern  einen  Anspruch  aui  Ent- 
schädigimg zu  gewähren.     Naeh    dem  j« in- 
disch en   Berggesetz  v.  22.  Juni   189»'*  ^  f- 
dürfen  in  dem  Bereiche  von   Mineral-    in  t 
Thermalquellen,  deren  ungestörte  Ertialtir,: 
im   öffentlichen   Interesse   liegt,    nicht   nrj 
Schürfungen,    sondern     überhaupt    Aoj^ra- 
bungen  und  unterirdische  Arbeiten  nur  Lxt 
Genehmigung  der  Behörde   und    unter  IV- 
achtmig  der  dabei  festgesetzten  Bedin.2ruai>': 
ausgeführt   werden.     Das   >Iinisteriom    !> 
Innern  hat  die  Quellen,  auf  welche  sich  »ii»^ 
Beschränkungen  beziehen,  zu  bestimmen  ur,] 
den  Schutzl^ezirk  festzusetzen.     Nach  «l-x 
hessischen  G.  v.  15.  Jidi  1896  ist  inThyr- 
halb  eines  dmxih  Verordnung  abzugrenzend* :. 
Schutzbezirkes  der  Heilquellen  freie,  ehemi-^  .. 
I  nicht    gebundene    Kohlensäure    aus     unt-r- 
j  irdischen  Fundstätten  von  dem  Verfügtinp- 
I  recht  des  Gnmdeigentümers  ausgesehlosf:;*^ 
I  Ihre  Aufsuchung  und  Gewinnung  unterlit-jr 
'  den   Vorschriften   des   Berggesetzes    v.    li--, 
I  Januar  1S76.    Aber  auch   zu  Ausgrahiinff»-! 
und  unterirdischen  Arbeiten  über  eine  Tb^f-\ 
die  durch  Verordnung  zu  bestimmen  ist,  wiri 
eine  obrigkeitliche  Genehmigung   erfordert, 
sofern    die   Arbeiten   anderen    Zwecken  ai- 
zur  Aufsuchung  und  Gewinnung  von  Kohl-^3- 
säure   in   dem  Schutzbezirke  vorgenomm^i 
werden  sollen.    Die  Genehmigung  kann  an 
Bedingungen  geknüpft  werden   und  ist   zn 
vei'sagen,  wenn  Gefalir  besteht,  dass  dadun  h 
der  Bestand  oder  die  Benutzung  der  Heil- 
(|uelle  beeinträchtigt  werden  konnte. 

Aehnliche  Voi-schriften  enthalten  die  (re- 
setze  von  Sachsen- Me in ingen  vom  18. 
März  1897  (für  den  Kreis  Meiningen)  ud'I 
von  Sachsen- Weimar  vom  1.  April  ISI^T. 

Litteratnr:  Kribben,  in  drr  VierU'lfakrt**ckriß 
für  gericküicke  Medizin,  Bd.  XXXl\\  S.  i.-i/- 

—  Ijehniann,  ebenda,    Bd.    XLI\\    S.   ^O,^. 

—  Biermann,  Entwurf  eines  Oe4trtzrs  mfe 
Schutz  der  Mineralquellen,  1S98  (nicht  im  Bttrk- 
handel).  —  Ueber  Oesterreich:  Mayr.  i^ 
Oenterr.  Staat^cörterbuch  Bd.  II,  S.  SGOjf,  — 
reber  Frankreich:  Germond  de  Larigne. 
Legislation  des  eaux  mineraUs,  1S72.  — 
Block,  IHctionnaire  de  Vadministratiou,  .?.  tV^ 
p.  950  SS. 

Edgar  lA>ening. 


HinisteriaUtät. 

1.  Die  Entstehung:  der  M.  2,  Die  Ver- 
breitung der  M.  3.  Die  Rechte  und  Pflichten 
der  Ministerialen.  4.  Die  allgemeine  Bedentiuiir 
der  M.    5.  Das  Erlöschen  der  31. 

1.   Die   Entstehung    der   M.     In  der 

fränkischen  Zeit  wird  das  Wort  ministerialLs 
in  einem  sehr  weiten  Sinn  gebraucht.  E^ 
werden  damit  Personen  bezeichnet,  die  in 
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einem  Dienstverhäliais  stehen,  vorzugsweise 
unfreie,  daneben  aber  doch  auch  freie  Per- 
sonen. Das  Dienstverhältnis,  dem  sie  ange- 
hören, ist  zwar  eines  höherer  Ordnung.  Es 
werden  zu  den  Ministerialen  irisbesondere 
die  Lihaber  der  Hausämter  gerechnet  deren 
es  in  den  vornehmeren  und  grösseren  Haus- 
haltungen regelmässig  vier  gab,  nämlich  für 
den  Keller,  für  den  Schatz,  für  den  Stall 
und  für  die  Tafel.  Nach  ihnen  führen  der 
Schenk,  der  Kämmerer,  der  Marschall  und 
der  spätere  Truchsess  den  Namen.  Es 
kommt  auch  schon  vor,  dass  die  Herren  aus 
ihren  unfreien  eine  kiiegerische  Mannschaft 
ausrüsten.  Allein  diejenigen,  die  als  Minis- 
terialen in  der  fränkischen  Zeit  bezeichnet 
werden,  bilden  doch  noch  keinen  besonderen 
Stand,  und  wenn  einerseits  die  angesehenen 
Hausämter  im  Besitz  der  Ministerialen  er- 
scheinen, so  werden  auf  der  anderen  Seite 
auch  wieder  die  Inhaber  geringer  Aemter 
Ministerialen  genannt 

Ein  besonderer  Ministerialenstand  begeg- 
net uns  erst  in  der  Zeit  des  Deutschen 
Reiches  und  zwar  etwa  seit  dem  11.  Jahr- 
hundert. Unter  »Ministerialen«  versteht  man 
jetzt  Unfreie  des  Königs  und  der  Grossen, 
die  zu  Diensten  höherer  Art  verwendet 
wertlen  imd  dafür  von  anderen  Dienstpflichten 
und  Abgaben  im  grossen  und  ganzen  frei 
sind.  Als  solche  höhere  Dienste  gelten  1. 
der  Dienst  in  den  angesehenen  Hausämtern 
und  der  in  den  angesehenen  Aemter n  der 
lokalen  Verwaltung  (z.  B.  der  Dienst  als 
Vorsteher  eines  öffentlichen  Gerichtsbezirkes), 
2.  der  Kriegsdienst  zu  Ross,  der  Reiter- 
kriegsdienst ;  jedoch  mit  der  Massgabe,  dass 
auch  die  Inhaber  jener  Aemter  zum  Reiter- 
kriegsdienst verbunden  sind.  Die  deutsche 
Bezeichnung  für  diese  Ministerialen  ist 
»Dienstmann«  (seit  dem  11.  Jahrhundert 
nachweisbar).  Die  Bildung  des  neuen  Standes 
hängt  zum  grossen  Teil  mit  einer  Wandlung 
in  den  Heereseinrichtungen  zusammen.  Die 
nachkarolingischen  Jahrhunderte  verlangten 
Reiterheere.  Für  die  Reiterheere,  die  für 
den  Reichskriegsdienst  wie  die  privaten 
Fehden  der  Grossen  erforderlich  waren,  be- 
waffnete man  einen  Teil  der  Unfreien.  So 
bildete  sich  ein  Stand  unfreier  Ritter.  Der 
besondere  Wert,  der  dem  Reiterkiiegsdienst 
beigelegt  wurde,  und  das  nähere  persönliche 
Verhältnis  zum  Herrn,  das  sich  aus  dem 
Dienst  in  den  angesehenen  Aemtern,  nament- 
lich dem  Hofdienst,  und  den  kameradschaft- 
lichen Beziehungen  im  Felde  ergab,  hoben 
den  Stand  der  Ministerialen  aussordentlich. 
Die  Ministerialen  standen  in  der  sozialen 
Stufenleiter  höher  als  die  Fielen,  die  nicht 
ritterbürtig  waren.  Sie  bildeten  einen  Teil 
des  grossen  Ritterstandes.  In  der  für  den 
Kriegsdienst  erforderlichen  besonderen  Er- 
ziehung  und   Vorbildung   und   andererseits 


darin,  dass  der  Sohn  eines  Mannes,  der  den 
Reiterkriegsdienst  geleistet  hatte,  Anspruch 
auf  denselben  Beinif  erhob,  lag  ein  Keim 
für  die  Entwickelung  der  Erblichkeit  des 
Standes.  Für  die  Konsolidienmg  desselben 
ist  der  Umstand  bezeichnend,  dass  seit  dem 
11.  Jahrhundert  die  Rechte  und  Pflichten 
der  Ministerialen  in  besonderen  Dienstmannen- 
rechten  aufgezeichnet  werden.  Es  seien 
davon  das  Recht  der  Ministerialen  des  Bischofs 
von  Bamberg  (11.  Jahrhundert),  des  Erz- 
bischofs von  Köln  (12.  Jahrhundert),  des 
Grafen  von  Teckelnburg  (13.  Jahrhundert) 
ei-wähnt. 

2.  Die  Verbreitung  der  M.  Wie  be- 
merkt, sind  die  Ministerialen  die  unfreien 
Ritter  des  Königs  und  der  Grossen.  Darauf 
beschränkt  sich  ihre  Verbreitung.  Es  ist 
hier  freilich  zwischen  Süd-  imd  Norddeutsch- 
land zu  unterscheiden.  In  Süddeutschland 
besassen  nur  der  König,  die  Fürsten  und  die 
Grafen  (diese  aber  auch  bloss  in  einem  Teile 
Süddeutschlands)  Ministerialen.  Die  unfreien 
Ritter  der  einfachen  Edelherren  (sowie  der 
ihnen  entsprechenden  nicht  fürstlichen  Prä- 
laten) und  der  Ministerialen  (und  teilweise 
der  Grafen)  heissen  hier  miütes  (miles  im 
weiteren  ^inne  bedeutet  den  Ritter  schlecht- 
hin ;  miles  im  engeren  Sinne  ist  der  unfreie 
Ritter  niederer  Art)  und  bilden  eine  unter- 
geordnete Klasse  gegenüber  den  Ministerialen. 
Die  noch  später  in  Oesterreich  vorhandene 
Zweiteilung  des  niederen  Adels  (Freiherren 
und  Ritter)  geht  auf  die  alte  Zweiteilung 
der  unfreien  Ritter  ziu-ück.  In  Norddeutsch- 
land finden  wir  eine  besondere  Klasse  der 
milites  nicht.  Unfreie  Ritter  von  Dienst- 
mannen lassen  sich  hier  wohl  überhaupt 
nicht  nachweisen.  Die  unfreien  Ritter  der 
Edelherren  heissen  in  Norddeutschland  auch 
Ministerialen,  ebenso  wie  die  der  Fürsten. 
Aber  trotz  ihres  vornehmen  Namens  sind 
sie  doch  von  geringerem  Ansehen.  Das  An- 
sehen aller  unfreien  Ritter  stuft  sich  näm- 
lich —  was  teil'weise  schon  aus  dem  Ge- 
sagten hervorgeht  —  je  nach  dem  Range 
des  Herrn  des  Mannes  ab.  Damit  steht  es 
im  Zusammenhang,  dass  im  13.  und  14.  Jahr- 
hundert, in  Nord-  und  Süddeutschland  gleich- 
massig,  die  Anschauung  gilt,  dass  nur  die 
Fürsten  die  vier  hohen  Haus-  und  Hofärater, 
durch  deren  Bekleidung  die  Ministerialen 
mit  emporgekommen  sind,  haben  dürfen; 
es  erscheint  das  als  ein  wesentliches  Kenn- 
zeichen des  Fürsten  Standes.  Die  Grafen  und 
einfachen  Edelherren  haben  an  ihrem  Hofe 
nur  ein  bis  zwei,  allenfalls  drei  jener  Hof- 
ämter. Mit  den  angegebenen  Unterschieden 
besteht  die  Einrichtung  der  imfreien  Ritter 
in  ganz  Deutschland.  Nur  Friesland  kennt 
sie  nicht,  ein  Umstand,  der  sich  wolil  aus 
der  hier  zu  beobachtenden  geringei-en  Ent- 
wickelung   der   Herrschaftsverhältnisse    er- 
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klärt,  üeber  die  Ausdehnung  des  Minis- 
teiialitätsverliältnisses  auf  Freie  s.  unten  sub  4. 
3.  Die  Rechte  and  Pflichten  der  Minis- 
terialen. So  sehr  die  Ministerialen  im  Laufe 
der  Zeit  an  Ansehen  gewannen,  so  waren  sie 
doch,  so  lange  die  Ministeriali  tat  als  besonderer 
Stand  bestehen  blieb,  unfrei.  Sie  konnten 
ihre  Dienstpflicht  nicht  einseitig  lösen ;  diese 
lag  ihnen  nicht,  wie  den  freien  Vasallen, 
durch  speciellen  Vertrag,  sondern  schon 
durch  ihre  Geburt  ob.  Der  Herr  konnte  sie 
verkaufen,  vertauschen,  verschenken.  Ueber 
Immobilien  durften  sie  nur  innerhalb  des 
KrcMses  ihrer  Genossen,  d.  h.  der  Ministerialen 
desselben  IleiTn,  verfügen.  Die  Verheiratung 
innerhalb  der  curia  des  Herni  stand  ihnen 
im  allgemoinen  frei.  Bei  Heiraten  mit  Minis- 
terialen fremder  Herren  bedurfte  es  der 
Genehmigung  durch  den  eigenen  Herrn. 
Nicht  selten  werden  jedoch  zwischen  ver- 
schiedenen Dienstherren  Verträge  abge- 
schlossen, worin  sie  die  Ehen  ihi-er  Minis- 
terialen gestatten.  Solche  Verträge,  welche 
die  Teilung  der  Kinder  festsetzen,  werden 
hauptsächhch  eben  geschlossen,  um  die 
Frage  zu  lösen,  welchem  Herrn  die  Kinder 
zufallen  sollen.  Die  Zugehörigkeit  der  Minis- 
terialen zum  Stande  der  Unfreien  einerseits 
und  andererseits  ihre  besondere  Stellung 
innerhalb  desselben  finden  ihren  charakte- 
ristischen Ausdruck  darin,  dass  sie  dem 
Dienstmannengericht  untei-stehen ,  welches 
eine  Form  des  (privaten)  Hofgerichts  ist. 
Die  Kompetenz  des  Dienstmannengerichts 
lässt  sich  nicht  mit  Bestimmtheit  angeben. 
Soviel  aber  darf  man  behaupten,  dass  die 
Ministerialen  schon  in  einer  Zeit,  in  der  sie 
noch  unbedingt  als  unfrei  galten,  für 
schwerere  Fälle  dem  öffentliclien  Geiicht 
unterworfen  waren.  Die  Dienstmaunenge- 
richte  sind  scliliesslich  in  die  Lehnsgerichte 
aufgegangen.  Von  den  Diensten,  zu  denen 
die  Ministerialen  verpflichtet  waren  — 
Dienst  am  Hofe  und  in  angeseheneren  Aem- 
tern  und  Reiterkriegsdienst  — ,  ist  schon 
kurz  die  Rede  gewesen.  Die  Pflicht  zum 
Dienst  am  Hofe  hat  verschiedene  Formen 
angenommen.  Das  Kölner  Diensti-echt  be- 
stimmt z.  B. :  jeder  Ministerial  dient  6  Wochen 
lang  in  dem  Amt  (Hofamt),  zu  dem  er  ge- 
boren ist.  Wenn  hierin  der  Gedanke  einer 
gewissen  Vererbung  des  Amtes  ausgesprochen 
ist,  so  begegnen  wir  auch  sonst  einem  erb- 
lichen Anspruch  der  Ministerialen  auf  die 
oder  einzelne  Hofämter.  Allein  die  Erblich- 
keit ist  keineswegs  allgemein.  Und  am 
w^enigsten  ist  sie  bei  den  angesehenen  Aem- 
tern  der  lokalen  Verwaltung  vorhanden.  Es 
ist  sogar,  von  einigen  Einschränkungen  ab- 
gesehen, ein  Vorzug  der  Verwaltung  der 
Aemter  durch  Ministerialen  (im  Gegensatz 
zu  der  durch  Freie)  gewesen,  dass  hier  die 
Erblichkeit  nicht  Platz  griff,  der  Herr  wegen 


,  der    Unfreiheit    der    Inhaber     seltistänizt^r 
i  über    die    Aemter    verfügen     konnte.     l.K- 
I  Kriegsdienstpflicht  hat  in  den  verschieiirs- 
I  Stadien  der  Entwickeliing  der  MinisterLal-tä* 
leinen  verschiedenen   Urning   gehabt,   w*? 
übrigens   auch   noch    lokale   Ab'weictiur.^-i 
kommen.    Ureprilnglich  ist  sie  uabescfaräLkT 
und  die  Ministerialen  müssen  sie  ohne  Rnt- 
sicht  auf  ein  gegebenes  Lehen  erfüllen  \ : 
I  non  beneficiati  ebenso  wie  die  beneficiah  : 
der  Herr  trägt  nur  etwa  die  ünterhaltonj- 
kosten  im  Kriege.    Später  dagegen    i^  u. 
Pflicht  auf  den  Reichskriegsdienst    und  '^- 
Landes verteidigimg  und  auch  hier  iwohl  d«-  L 
auf   eine   bestimmt   bemessene    Ztsit    <7.    U. 
4  W(x;hen)  oder  eine  räumliche  Grenze  i^l.j- 
gesch rankt.     Es   leisten   ferner  den    Dir-o^: 
nur    die    mit    einem   Lehen    ausgestattern;, 
Ministerialen,   wogegen  allerdings   teilw^-L- 
wieder  die  ITnterlialtungskosten    im    Krij-i:' 
von    ihnen    selbst    getragen    w^erden.      IM- 
Lehen,  das  die  Ministerialen  erhalten,    wirJ 
als  »Dienstlehen«   dem  ordentlichen    L^'h*-i 
(Mannlehen)  entgegengesetzt;    Streiti^keir^  i 
darüber    gehören    vor    das    Dienstmanij^!:- 
gericht.    Das  Dienstlehen  begegnet  uns  y- 
reits  in  den  ersten  Zeiten  der  Ministeriafität. 
Doch  haben  ursprünglich  wohl  ein  Teil  «Vr 
Dienstmaunen  und  später  nachweislich  Snhie 
belehnter    Dienstmannen     ihren     Unterh^* 
lediglich  in  dem  Haushalt  des  Herrn  gehabt, 
wie  es  denn  auch,  namentlich  in  den  erst^^ü 
Jahrhunderten,   häufig  vorkommt,   dass  di» 
Ministerialen  die  kriegerische   Rüstung  er- 
halten.   Jedenfalls  aber  bildet  das  Dieii>t- 
lehen  ein  wesentliches  Moment  in  der  An^- 
bildung  der  Minislerialität  und  ist  a?hlies-- 
lich  zur  eigentlichen  Ausstattung  des  Dieust- 
mannes  und  die  Grundlage  seiner  Pflichte:, 
gewonien.  Gegenstände  der  Belehnung  waren 
namentlich  Grundstücke,  Burgen,  Getreid-- 
und  Geldrenten.    Früh  tritt  Erbliclikeit  ih^r 
Dienstlehen  ein.    Entsprechend    ihrem   uq- 
freien  Stande  wei^den  die  Ministerialen  — 
ganz   so    wie   hörige   Bauern  —  mit   ihren 
Dienstlehen  oder  diese  mit  ihnen  veräussert. 
Sie  erscheinen  überhaupt  als  Zubehör  di^ 
Hofes,  von  dem  sie  das  Lehen  haben.    All- 
mälüich    erhalten    die   Ministerialen    nelsr-n 
ihren  Dienstlehen  auch   echte  Lehen   (v.c 
fremden  Herren).  Wie  bereits  bemerkt,  sind 
sie  von  Abgaben  im  allgemeinen  frei.    Nur 
vereinzelt  erhebt  der  Herr  von   ihnen  das 
Heergewäte  (Pferd  und  Rüstimg).   IVei  sind 
sie  vor  allem  von  der  landesherrlichen  Bede; 
diese  Freiheit  ist  Korrelat  ihrer  Pflicht  zum 
Reiterkriegsdienst.  Im  Laufe  der  Zeit  treteu 
Ansätze  einer  genossenschaftlichen  Verfassung 
der  Ministerialen   desselben   Herrn   hervor. 
Sie  äussert  sich  besonders  darin,  dass  uie 
Ministerialen  ihi'e  Zustimmung  bei  Verändt«- 
rungen,  die  den  Besitzstand   betreffen,  und 
bei  der  Aufnahme  desjenigen,    der  in  die 
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Koiiistmannschaft  neu  eintritt,  geben.  Die 
'rsa<rlie  für  die  Ausbildung  eines  solchen 
t**elites  liegt  wohl  in  der  Besorgnis,  dass 
liircK  Yeräussenmgen  von  Grundbesitz  resp. 
liirelx  Aufnahme  eines  neuen  Mitgliedes  der 
Bestand  des  für  die  Belehnung  der  alten 
Vlinisterialen  disponiblen  Vermögens  des 
lerni   vermindert  werden  könnte. 

A:.   Die  allgemeine  Bedeutung  der  M. 
I")ie   allgemeine  Bedeutung  der  Ministerialität 
L^t    zunächst  darin  gegeben,  dass  ein  erheb- 
licher Teil  der  unfreien  durch  den  kriege- 
risclien   Beruf,   der   ihm    zugewiesen  wird, 
und     durch   ihre  persönlichen   Beziehungen 
zu    ihren  Herren  zu  hohem  Ansehen  gelangt, 
sieh    sogar  über  einen  Teil  der  Freien  erhebt. 
Ihi'e   Bedeutung  reicht  jedoch  noch  weiter. 
Da    die  Ministerialen   unfrei  waren,  konnte 
ihr  Herr  sie  selir  zweckmässig  zur  Besetzung 
<ler  Aemter  verwenden,  um  sich  diese  nicht 
entfremden    zu    lassen.     Freie    nahmen    in 
jt'iier  Zeit  Aemter  meistens  nur,   wenn  sie 
ihnen  zu  Lehen  gegeben  wurden.    Das  aber 
\\atte  zur  Folge,  dass  die  Aemter  nicht  nur 
in  bestimmten  FamDien  erblich,  sondern  der 
Verfiigimg  des  Lehenshemi  überhaupt  im 
wesentlichen  entzogen  wurden.    Auf  diese 
Weise  ist  z.  B.  viel  Heichsgut  dem  König, 
viele   Grafschaften  den  geistlichen  Fürsten 
entfremdet  worden.    Bei  fortgesetzter  Ver- 
höhnung der  Aemter  wäre  die  Gefahr  der 
Zersplitterung    Deutschlands    in    unzählige 
kleine  Stücke  von  territorialer  Selbständig- 
keit eingetreten ;  kein  Landesherr  hätte  einen 
grösseren   Komplex  in  der   Hand   behalten. 
Hiergegen  bot  ein  Hilfsmittel  die  Ministe- 
rialität :  als  Unfreier  musste  der  Dienstmann 
ein  Amt  auf  Befehl  seines  Herrn  annehmen 
und  wieder  aufgeben;    er  blieb  immer  in 
giT)sserer  Abhängigkeit.    Es  wiu^en  darum 
Ministerialen  mit   besonderer  Vorliebe   zur 
Besetzung  der  Aemter  herangezogen.     Wie 
in  dieser  Hinsicht  ihre  Verwendung  durch 
die  staufischen  Könige  bekannt  ist  (man  hat 
die  Reichsministerialen  als  die  eigentlichen 
Träger  des  Reichsgedankens  in  der  staufischen 
Periode  bezeichnet),  so  haben  vor  allem  die 
Landesherren  sich  des  Instituts  der  Minis- 
terialität zur  Befestigung  ihrer  territorialen 
Stellung  bedient.   Planmässig  haben  sie  die 
Aemter  mit  Ministerialen   besetzt,  statt  sie 
als  Lehen   zu  vergeben.    Die  Uebertragung 
eines  Amtes  zu  Lehen  und  die  Uebertragung 
eines  Amtes  an  einen  Ministerialen  erecheinen 
in  den  Quellen  als  Gegensätze.  Präcis  drückt 
dies   Verhältnis    eine    Stelle    in    der    Wta 
Meinwerci  aus:    bei  der  Schenkung  einer 
Orafschaft  an  Paderborn  winl  es   verboten, 
sie  jemandem  zu  Lehen  zu  geben :  set  minis- 
terialis   ipsius   ecclesiae,    (jui   pro   tempore 
fuerit,  praesit  praedicto  comitatui.    In  vielen 
Territorien  bestand  nachweislich  der  Gnmd- 
satz  (urkundliche  Nachrichten  liegen  haupt- 


sächlich aus  geistlichen  Stiftern  vor),  Aemter, 
Burgen,  Grundbesitz  nur  an  Ministerialen 
zu  übertrafen.  Wenn  nun  andererseits  ein 
solches  Pnncip  auch  wiederum  einen  ge- 
wissen Anspruch  für  die  Dienstmannen  des 
betreffenden  Territoriums  begründete,  so 
verfügten  die  Landesherren  doch  bei  der 
Miuisterialenverwaltung  bei  weitem  freier 
über  die  Aemter,  als  wenn  diese  Freien  zu 
Lehen  gegeben  wurden.  Die  Ministerialität 
hat  ausserordentlich  \äel  dazu  beigetragen, 
die  Herrschaft  des  Lehen wesens  im  deutschen 
Beamtentiun  zu  brechen  i).  Man  darf  sie 
insofern  das  Verjüngimgswesen  des  deut- 
schen Beamtentums  nennen.  Eine  sehr  be- 
deutende Rolle  spielen  die  Ministerialen 
ferner  bei  der  Bildung  des  niederen  Adels. 
Der  niedere  Adel  ist  in  Deutschland  be- 
kanntlich (abgesehen  von  der  Reichsritter- 
schaft) der  landsässige  Adel.  Dieser  aber 
ist  fast  durchweg  aus  unfreien  Rittern  hervor- 
gegangen. AUenlings  sassen  ursprünglich 
auch  freie  Ritterbürtige  in  den  Territorien. 
Allein  diese  wurden  von  den  Landesherren 
planmässig  genötigt,  in  ihre  Ministerialität 
einzutreten.  Die  Gründe,  die  sie  dazu  be- 
stimmten, lagen  hauptsächlich  darin,  dass 
der  Kriegsdienst,  den  ihnen  die  Ministerialen 
leisteten,  wohlfeiler,  sicherer  und  umfang- 
reicher war  als  der  der  freien  Vasallen  und 
dass  ihnen  die  Ministerialen  für  die  Aemter- 
verwaltimg  sehr  brauchbai-e  Dienste  leisteten. 
Es  stand  ihnen  ein  einfaches  und  doch 
überaus  wirksames  Mittel,  einen  Druck  nach 
dieser  Richtung  auf  die  freien  Ritterbürtigen 
auszuüben,  zur  Verfügung,  indem  sie  die 
Gewährung  von  Lehen  von  dem  Eintritt  in 
die  Ministerialität  abliängig  machten.  Jene 
gingen  gern  darauf  ein,  da  ihnen  die  Er- 
langimg von  Lehen  unentbehrlich  war  und 
überdies  der  Ministerialenstand  trotz  der 
damit  verbundenen  persönlichen  Unfreiheit 
doch  in  hohem  Ansehen  stand.  So  sind 
denn  Freie  in  beträchtlicher  Zahl  in  die 
Ministerialität  eingetreten.  Wenn  man  noch 
bis  vor  wenigen  Jahren  bei  den  vom  Sachsen- 
spiegel erwähnten  »Schöffen barfreien«  an 
Personen  freien  Standes  gedacht  hat,  so 
weiss  man  heute  seit  den  Untersuchungen 
0.  V.  Zallingers,  dass  sie  nichts  anderes  «ds 
Ministerialen  gewesen  sind  und  zwar  vielfach 
solche,  die  aus  der  Freiheit  in  die  Unfreiheit 
übergetreten  sind.  Der  Verfasser  des  Sachsen- 
spiegels gehört  selbst  zu  diesen.  So  ist  es 
gekommen,  dass  bis  etwa  zum  Beginn  des 
13.  Jahrhunderts  sich  das  Ministerialitäts- 
verhältnis  fast  über  die  gesamte  landsässige 


*)  Ich  habe  über  diesen  wichtigen  Punkt 
öfters  gehandelt,  zuletzt  Histor.  Zeitschrift 
Bd.  75,  S.  414.  Vgl.  auch  R.  Schröder,  Deutsche 
Rechtsgeschichte  (3.  Aufl.),  S.  439,  559  u.  600; 
Waitz-Zeumer,  S.  372  flf. 
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Ritterschaft  Deutschlands  ausgedehnt  hat 
Wenn  nun  die  MinisterialitAt  in  den  ge- 
schilderten Richtungen  eine  hohe  Bedeutung 
gehabt  hat,  so  muvss  dagegen  die  Ansicht, 
dass  ihr  auch  für  die  städtische  Ent  Wicke- 
lung grosse  Wichtigkeit  zukomme,  als  Ueber- 
treibung  bezeichnet  wenlen.  Insbesondere 
ist  es  durchaus  unzulässig,  das  städtische 
Patriciat  ganz  oder  selbst  nur  2u  einem 
irgendwie  erwähnenswerten  TeDe  aus  der 
Ministerialität  herzuleiten.  Richtig  ist  es 
sodann  zwar,  dass  der  Ijandesherr  manche 
städtische  Aemter  diutjh  Ministerialen  hat 
verwalten  lassen.  Allein  dies  ist  keine  Be- 
sonderheit der  städtischen  Entwickelung,  da 
die  Landesherren  ja  die  Ministerialen  auf 
dem  Lande  ebenso  als  Beamte  verwendet 
haben  ^). 

5.  Das  Erloschen  der  M.  Ein  für  ganz 
Deutschland  zutreffender  Termin,  an  dem 
die  Ministerialität  als  besonderer  Stand  ihr 
Ende  erreicht  hat,  lässt  sich  nicht  angeben. 
An  einem  Orte  hat  sich  die  Unfreiheit  der 
Dienstmannen  längere,  an  einem  anderen 
kürzere  Zeit  erhalten.  Es  ist  hierbei  zu  be- 
rücksichtigen, dass  die  Stellung  der  unfreien 
Ritter  schon  von  Haus  aus  eine  verschiedene 
war,  indem  ihr  Ansehen  sich  nach  dem  An- 
sehen des  Herrn  abstufte.  So  dürften  denn 
auch  die  Ministerialen  des  Reiches  und  der 
geistlichen  Fürsten,  die  die  angesehensten 
waren,  und  demnächst  die  der  weltlichen 
Fürsten  zuerst  zu  voller  Freiheit  gelangt 
sein,  während  die  unfreien  Ritter  geringerer 
Herren  im  grossen  und  ganzen  länger  davon 
ausgeschlossen  geblieben  sein  wei-den.  Es 
ist  z.  B.  charakteristisch,  dass  in  Oesterreich 
die  vornehmen  Dienstmannen  des  Herzogs 
schon  in  der  zweiten  Hälfte  des  18.  Jahr- 
hunderts frei  werden,  dagegen  die  Unfreiheit 
der  niederen  milit^s  noch  aufrecht  erhalten 
wurde.  Es  ist  jedoch  die  Unfi-eiheit  der 
Ministerialen  anderer  Reichsfürsten  noch 
über  das  13.  Jahrhundert  hinaus  bestehen 
geblieben.  Nur  soviel  lässt  sich  im  allge- 
meinen sagen,  dass  aus  dem  Anfang  des 
15.  Jahrhimderts  die  letzten  Spuren  eines 
unfreien  Ritterstandes  vorliegen  2).  Im  übrigen 
ist  zu  berücksichtigen,  dass  sich  die  Lage 
der  Ministerialen  allmählich  gebessert,  ihre 
Selbständigkeit  gegenüber  dem  Herrn  all- 
mählich zugenommen  hatte.  Nicht  w^enig 
hatte  dazu  auch  der  vorhin  geschilderte 
Eintritt  freier  Ritterbürtiger  in  die  Minis- 
terialität beigetragen. 


*)  Gegen  die  Ansicht,  nach  welcher  die 
Mitglieder  der  städtischen  Münzerhausgenossen- 
schaften  Ministerialen  gewesen  seien,  vgl.  Hegel, 
Chroniken  der  Deut^jhen  Städte  14,  Einl., 
S.  260 ff.;  18,  2,  S.  66. 

'^)  Nachrichten  aus  der  letzten  Zeit  s,  in 
meiner  Landst.  Verf.  I,  Anm.  42. 
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clen  Wirkungen  der  sozialen  Phänomeiie  der 
<2regenwart  auf  die  Feldgemeinschaft.  9.  Die 
Treuere  Gesetzgebung  über  die  Feldgemeinschaft. 

1.     Einleitmig.      Auseinandersetzungen 
f  iber    Bedeutung  und  Gebrauch  des  Wortes 
--Mir«    ist  Sache  der  Philologie.     Es  kann 
aber  auch  hier  nicht  umgangen  werden,  auf 
den    allgemein    verbreiteten   Irrtum   hinzu- 
^Ä'eisen,  der  den  Begriff  »Mir«  mit  dem  der 
russischen  Institution  der  Feldgemeinschaft 
oder  des  Gemeindebesitzes  identifiziert.    Das 
"Wort   »Mir«   bedeutet  Welt,  Universum,  in 
übertragenem  Sinne  —  Gesamtheit,  in  bäuer- 
licher Sprache  auch  —  Gemeinde.    Auf 
<lie  an   einen  Bauer  gerichtete  Frage  nach 
der  Art  des  Grundbesitzes  erhalten  wir  die 
Antwort,  der  Grund  und  Boden  wird  be- 
sesseii  (oder  genutzt),   »Mirom«  d.  h.  ge- 
meindeweise,  die  Gemeinde  ist  entweder 
der  Eigentümer  oder  der  obere  Nutzniesser 
des  Grund  und  Bodens. 

Nun  ist  es  offenbar,  dass  Gemeinde  und 
Gemeindebesitz  verschiedene  Begriffe  sind. 
Die  Identifiziening  dieser  zwei  Begriffe  hat 
sich  aber  derartig  eingebürgert,  dass  wir  es 
für  zweckmässig  halten,  diesem  Wortge- 
brauche zu.  folgen,  bemerken  aber,  dass  wir 
in  diesem  Artikel  nicht  die  inissische  Dorf- 
gemeinde als  Verwaltungsorgan  in  ihrer  Ge- 
scliichte.  Rechten  und  Befugnissen,  sondern 
nur  die  nissische  Feldgemeinschaft,  den  Ge- 
meinde besitz,  zu  behandeln  haben. 

Von  drei  Gesichtspunkten  aus  ward  die 
russische  Feldgemeinschaft  in  der  Litteratur 
betrachtet.  Die  vergleichende  Rechts-  und 
Wirtschaftsgescliichte,  die  eine  Regelmässig- 
keit und  Einheitlichkeit  in  der  Entwickehmg 
der  Menschheit  zu  finden  strebte  oder  ge- 
funden zu  haben  glaubte,  hat  ohne  weiteres 
die  russische  Feldgemeinschaft  mit  jenen 
Gemeinwesen  anderer  Stämme  und  Völker 
dentifiziert,  von  denen  uns  alte  Denkmäler, 
historische  und .  ethnologische  Forschungen 
berichten.  Die  neueren  üntei-suchungen  über 
Geschichte  und  Wesen  der  russischen  Feld- 
gemeinschaft haben  aber  diese  Verallge- 
meinerungen als  verfrüht  erwiesen. 

Sozialpolitische  Interessen  waren  es  in 
KuBsland,  die  die  Frage  nach  der  Feld- 
gemeinschaft zur  Tagesfrage  erhoben  und 
Jahrzehnte  hindurch  erhalten  haben.  Der 
westeuropäische  Sozialismus  hat  in  seiner 
unkritischen  Form  schon  auf  die  russische 
Litteratur  der  40  er  Jahre  einen  beträcht- 
lichen Einfluss  ausgeübt.  Häufig  liebäugelnd 
mit  dem  utopistischen  Sozialismus  theoreti- 
sierte  in  Westeuropa  das  antikapitalistische 
Kleinbürgertum,  zu  dessen  Vertretern  man 
sowohl  feudale  Romantiker  gleich  Adam 
Müller  wie  revolutionäre  Demokraten  gleich 
Proudhon  zählen  darf.  Und  eine  jede  geistige 
Bewegung  Westeuropas  fand  ihr  Spiegelbild 


oder  ihre  Karrikatur  in  der  Litteratur  des 
jungen  Russland.  Die  deutsche  Romantik 
und  die  »christlich-germanische«  Phrase 
artete  in  Russland  in  das  »Ex  Oriente  lux« 
des  Slavophilentums  aus ;  und  kaum  hat  der 
deutsche  Reisende,  der  westfälische  Freiherr 
von  Haxthausen,  die  europäische  Wissen- 
schaft und  die  nissische  Litteratur  auf  die 
Existenz  des  »Mirs«,  der  Feldgemeinschaft 
aufmerksam  gemacht,  als  sie  zum  Haupt-, 
beweise  für  die  IJeberlegenheit  Russlands 
der  »verwesenden«  westeuropäischen  Kultur 
gegenüber  erhoben  wurde.  Gepriesen  wurde 
die  Feldgemeinschaft  auch  von  ganz  anderer 
Seite,  von  Männern  wie  Tschernyschewski, 
der  wohJ  am  nächsten  dem  Feuerbachschen 
Naturalismus  und  dem  französischen  Sozialis- 
mus stand.  Und  in  Eumpa  wurde  die  Feld- 
gemeinschaft als  Russlands  Heil  und  Mission 
von  dem  glänzendsten  russischen  Schrift- 
steller,  von  Alexander  Herzen    verkündigt. 

Und  so  bietet  die  Rolle,  die  die  Feld- 
gemeinschaft in  der  politischen  und  sozialen 
Geschichte  Russlands  ein  halbes  Jahrhundert 
gespielt  hat  und  noch  gegenwärtig  spielt, 
ein  interessantes  Forschungsobjekt  für  sich, 
auf  welches  wir  aber  in  diesem  Artikel 
nicht  eingehen  können. 

Der  aritte  Gesichtspunkt,  von  dem  die 
Feldgemeinschaft  zu  betrachten  ist  und  von 
dem  wir  sie  auch  hier  betrachten,  ist  die 
Frage  nach  Wesen  und  Geschichte  derselben 
als  einer  russischen  Rechtsinstitution  und 
die  Frage  nach  ihrer  Berechtigung  innerhalb 
des  gegenwärtigen  Wii-tschaftelebens  Russ- 
lands. 

Das  geltende  Recht  versteht  luiter  Feld- 
gemeinschaft oder  Gemeindebesitz  diejenige 
Grundbesitzform,  bei  welcher  das  Land  durch 
einen  Gemeindebeschluss  unter  die  Bauern 
nach  den  Seelen  oder  nach  irgend  einem 
anderen  Modus  verteilt  und  umgeteilt  wird, 
wobei  die  auf  dem  Grundbesitze  lastenden 
Zahlungen  unter  solidarischer  Haftpflicht 
entrichtet  werden.  Der  bäuerliche  Gemeinde- 
besitz ist  demnacJi  jenes  Rechtsinstitut,  nach 
dem  der  Grund  und  Boden  sich  im  Besitze: 
des  Mirs,  der  Gesamtheit  der  Gemeinde-" 
genossen  befindet  und  von  den  Einzelfamilien 
nur  nach  Verfügung  des  Mirs  benutzt  wer- 
den kann. 

2.  Streitfrage  über  die  Entstehnng 
der  Feldgemeinschaft  Als  in  den  fünfziger 
Jahren  der  Streit  über  den  sozialpolitischen 
Wert  der  Feldgemeinschaft  zur  Tagesfrage 
wurde,  teilten  sich  die  Ansichten  auch  über 
die  Genesis  der  Feldgemeinschaft.  Die 
Slavophilen  nahmen  mit  Freiherrn  von  Haxt- 
hausen die  üi-sprünglichkeit  der  Feldgemein- 
schaft als  specif  isch  slawische  Stammeseigen- 
tümlichkeit an.  Diesen  Standpunkt  vertrat 
das  in  vielen  Hinsichten  verdienstvolle  Werk 
Belajeffs   ^Diö  Bauern  in  Russland«..    Der 
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liberale  Professor  B.  Tschitscherin  suchte 
dagegen  zu  beweisen,  dass  die  Feldgemein- 
schaft ein  Prmlukt  der  Kopfsteuer  sei,  die 
am  Beginne  des  18.  Jahrhunderts  eingeführt 
wurde.  Die  Verwechselung  der  Begriffe 
(remeinde  und  Gemeindebesitz  hat  zur  Kon- 
fusion in  der  Fehde  Wesentliches  beigetragen. 
Obgleich  aber  Tschitscherin  der  historischen 
Wahrheit  viel  näher  stand  als  seine  (legner, 
fand  er  anfangs  bei  weitem  keinen  so  grossen 
Anklang,  wie  die  relative  SachlichKeit  seiner 
Gründe  es  verdiente ;  Tschitscherins  Grund- 
gedanken haben  aber  alle  folgenden  Unter- 
suchungen über  die  Entstehung  der  Feld- 
gemeinschaft stark  beeinflusst.  j 

Die  Forschungen  über  die  deutsche  Mark- 1 
geuovssenschaft  und  hauptsächlich  Maurei-s 
Untersuchimgen  waren  für  den  weiteren 
Fortschritt  in  der  Auffassung  der  Genesis 
der  Feldgemeinschaft  grundlegend.  Soko- 
lowski  und  auch  Keussler  folgten  im  wesent- 
lichen dem  Maurerschen  Schema.  Keusslei-s 
Auffassung  ist  kiu'z  gefasst  folgende:  Mit 
Tschitscherin  nimmt  er  an,  dass  die  gegen- 
wärtige Form  der  Feldgemeinscliaft  mit  dem 
Rechte  eines  jeden  Gemeindegenossen  auf 
einen  Landanteil  ei-st  durch  die  Schollen- 
pflichtigkeit  bezw.  1  Leibeigenschaft  und  die 
Kopfsteuer  geschaffen  wonlen  ist.  Keussler 
betrachtet  aber  die  gegenwärtige  Form  des 
Gemeindebesitzes  mit  ihrem  Rechte  auf  Land 
nur  als  eine  Weiterentwickelung  der  Mark- 
genossenschaft, die  seit  der  Occupation 
und  Kolonisierung  des  Ijandes  datiere 
oder  aus  der  Familie  durch  natürlichen  Zu- 
wachs entstanden  sei.  Bei  der  Besiedelung 
des  Landes,  meint  KeuSvSler,  haben  sich 
mehrere  Familien  zusammengethan  zur  ge- 
meinsamen Bewältigimg  der  Natur  und  zur 
gemeinsamen  Ausführung  der  Rodimgsarbeit. 
Durch  inneren  Zuwachs  und  auswärtigen 
Zuzug  wächst  das  Dorf,  und  neue  Ansiede- 
lungen werden  vom  Mutterdorfe  angelegt. 
Der  Zusammenliang  dieser  kleinen  Dörfer 
erhält  sich  und  hat  seine  markgenossen- 
schaftliche Basis  in  gemeinsamer  Verfugung 
und  Nutzung  gemeinsamen  Landes  wie  Wald, 
Weide,  Fischerei  etc.  Und  so  entstehen 
und  wachsen  die  grossen  markgenossen- 
schaftlichen Verbände  —  Woloste  —  genannt. 

Die  andere  Entstehungsart  des  mark- 
genossenschaftlichen Verbandes  fand  nach 
Keussler  dort  statt,  wo  ursprünglich  fern 
und  unabhängig  von  einander  bestehende 
Höfe  durch  Bevölkenmgszunahme  und  Bil- 
dung neuer  Höfe  im  Laufe  der  Zeit  in 
eine  Markgenossenschaft  zusammengewachsen 
sind.  — 

Die  zu  Tage  geförderten  historischen 
Materialien  und  die  neuesten  Untersuchungen 
über  die  Frage  haben  die  Keusslersche 
Markgenossenschaftstheorie  als  haltlos  er- 
wiesen.   Die  W^olost  war  niemals  ein  mark- 


genossenschaftlicher w^irtschaftlicher  Vpf. 
band.  Die  W^olost  war,  'wie  wir  f^  a:i 
anderer  Stelle  des  näiieren  nachgewie«^^ 
liaben,  ein  fiskalischer  und  gerichtlich  pli- 
zeilicher  Bezirk,  und  eine  wirtschaftiiilhr 
Einheit  war  sie  nur  insofern,  als  e>  ilir- 
fiskalischen  Pflichten  forderten,  und  ias- 
fern,  als  es  sich  mit  den  Rechten  der  ^id- 
zelnen  Mitglieder  vertragen  konnte. 

3.  Die  ursprüngliche  Verbreitung  de^ 
Anteilbesitze»  in  Rnssland.  Alle  Tntpr- 
suchungen,  die  die  Urspiünglichkeit  dvr 
Feldgemeinschaft  als  einer  altrussischeo  In- 
stitution oder  das  Dasein  der  Markgennsstrn- 
schaft  im  alten  Russland  nachgewiesen  7'\ 
haben  glaubten,  beriefen  sich  hauptääehlii  i 
auf  die  Feldgemeinschaft  des  äussers^tr-n 
Nordens,  der  gegenwärtigen  Gouvernement- 
Archangelsk  und  Oloneck.  Der  nissiÄ-b-- 
Norden,  behaupteten  die  betreffenden  For- 
scher, habe  in  der  ureprünglichen  Reinlu-it 
die  altrussische  Institution  bewahrt,  d^M".: 
niemals  habe  er  früher  das  mongolisch - 
Joch  und  s[)äter  die  Leibeigenschaft  gekannr. 

Diese  Foi-scher  hatten  recht,  der  äusserst' 
Norden  Ru.«islands  ist  ^»'ii-klich  sehr  charakte- 
ristisch, nur  waren  dei-en  Vorstellungen  \*y\ 
der  Entwickelung  der  Grund besitzformeu  ii 
der  genannten  Gegend  gänzlich  irrig.  Ersi 
die  Forschungen  der  Frau  Alexandra  Jeii- 
menko,  die  von  der  Regierung  nach  dem 
Gouvernement  Archangelsk  verbannt  wonUn 
ist,  hiiben  uns  eine  tiefe  imd  sichere  Ein- 
sicht in  die  Entwickelung  der  Grundl)esitz- 
formen  des  Nordens  gegeben.  Dieses  Gebier 
war  ursprilnglich  eine  Kolonie  der  freiten 
Republik  Nowgorod,  und  mit  dem  Falle 
Nowgorods  (1478)  ging  diese  Kolonie  zum 
Moskauer  Grossfürsteu  über.  Der  nominell- 
oberste  Grundherr  ward  der  Grossffirst  nvA 
der  Besitztitel  der  Bauern  wird  charakteri- 
siert durch  die  Formel  »Das  Land  <!•?> 
Grossfürsten  und  mein  und  meines  Vaters 
Arbeitsbesitz<«. 

Diese  Bauern  lebten  in  Dörfeni.  AWr 
der  Name  Dorf  bedeutete  keineswe^  ein 
Dorf  im  modernen  Sinne  des  Wortes.  Dorf 
bedeutete  eine  besondere  abgeschlossen^^ 
wirtschaftliche  Einheit.  So  handelt  es  siih 
in  den  Urkunden,  die  wir  besitzen,  um 
Kauf  oder  Verkauf  eines  Dorfes  oder  ^'2,  ^  •, 
Vi  etc.  eines  Dorfes.  Den  Schwerpunkt 
eines  solchen  »Dorfes«  bildet  der  Hof,  unti 
die  übrigen  Bestandteile  des  Dorfes  werden 
nur  bezeichnet  als  »alles,  was  seit  alter 
Zeit  diesem  Dorfe  (Hofe)  angehört«  oiler 
»alles,  wohin  aus  dieser  Stelle  die  Axt,  <li^^ 
Sense  und  der  Haken  ginge 

Der  Besitzer  eines  Dorfes  war  lurspröiiir- 
lich  eine  Familie.  In  den  ürkimden  aus 
der  Nowgoroder  Periode  bestehen  schon  di»» 
Dörfer  häufig  aus  zwei,  selten  aus  mehreren 
Höfen.   So  z.  B.  zählte  das  Gorodener  Kirch- 
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-jHipiel  der  Wager  Pjatina  aus  140  ackerbau- 
treibenden Dörfern,  von  welchen  66^/0  aus 
je   eiaem  Hofe  bestanden  und  26 ^/o  aus  je 
zwei    Höfen.    Wir   sehen   also,   dass  92 ^/o 
<ler  Dörfer  des  betreffenden  Distriktes  aus 
T — 2  Familien  wirtschaften  bestanden  haben. 
Diese     Familienwirtschaften    waren    Gross- 
famüieD.    Nehmen  wir  z.  B.  folgende  Tei- 
lungsurkunde:   »Das    bin   ich  Nasarij    der 
iSohn  von  Othanasij  und  ich  Jessip,  und  ich 
Grigorij    und    ich   Walfrom^    —    Philipps 
Sölme,   und   ich  Elizar  —  Theodors  Sohn, 
lind    ich  Wassilij    und   ich   Faul,   und   ich 
Iwan  —  Onkundins  Söhne  —  und  ich  Omos 
lind   ich  Onton  und  ich  Iwan  —  Stephans 
Söhne,  und  ich  Larion  —  Stephans  Sohn, 
w-ir  liaben  das  Habe  und  Gut  unserer  Väter 
geteilt,  die  Pferde,  die  Kühe,   die  Schafe, 

ilas   Geti-eide  und  Geld und   das 

IjSLud  teilten  wir  in  drei  Teile  .  .  .  Nazarij 
lind  Jessip  mit  den  Brüdern  bekommen  den 
Hof  am  Ende  (des  Dorfes),  Elizar  und  On- 
kundins Söhne  bekommen  den  mittleren  und 
<  )mos  mit  den  Brüdern  und  Larion  bekommen 
den  oberen«  u.  s.  w. 

Wir  sehen  eine  sehr  grosse  Hauskommu- 
nion vor  uns,  die  aus  12  vollberechtigten 
Brüdern  und  Onkeln  und  Neffen  besteht, 
wo  weder  die  Väter  noch  die  Frauen  und 
Kinder  genannt  sind  .  .  .,  kurz  wir  haben 
vor  uns  eine  sehr  grosse  »Zadruga«,  wie 
man  sie  noch  in  der  Mitte  dieses  Jahr- 
hunderts bei  den  Südslawen  gehabt  hat.  Die 
Hauskommunion  ist  so  gross,  dass,  wie 
man  aus  dem  nicht  angeführten  Teile  der 
Urkunde  ersehen  kann,  sie  in  drei  Häusern 
w^ohnten.  aber  gemeinsam  lAirtschafteten, 
nnd  auck  nadi  der  Teilung  zerfallen  sie 
nicht  etwa  in  Familien  im  modernen  Sinne 
des  Wortes,  sondern  in  kleinere  Haus- 
kommunionen. 

Der  Moment  der  Auflösung  einer  solchen 
oder  kleineren  Famüienwirtschaft  ist  zugleich 
der  Entstehungsmoment  einer  eigenartigen 
Grundbesitzform,  die  weder  als  Feldgemein- 
scliaft  noch  als  persönlicher  Grundbesitz  be- 
trachtet werden  kann  und  die  Frau  Alexandra 
Jefimenko  mit  dem  Namen  Anteilbesitz 
bezeichnet  hat 

Die  Einzelhöfe  des  Dorfes  sind  Erben 
des  ursprünglichen  Hofes,  und  deshalb  be- 
sitzen diese  Höfe  gleiche  oder  proportioneile 
Anteile  an  einem  jeden  Streifen  Land  je 
nach  dem  Verwandtschaftsgrade  mit  dem 
ursprünglichen  Occupator.  Aber  mit  der 
Teilung  des  ursprünglichen  Hofes,  der  Fa- 
milie und  ihrer  Wirtschaft  ist  die  ursprüng- 
liche Einheit  nicht  gänzlich  aufgelöst.  Ob- 
gleich ein  jeder  Hof  seinen  reeUen  Anteil 
erhalten  hat  (z.  B.  ein  Stück  des  Feldes 
hier,  einen  Teil  der  Wiese  dort),  hat  nichts- 
destoweniger ein  jeder  Hof  seinen  pro- 
portionellen    ideellen     durch    den    Giad 


der  Verwandtschaft  bestimmten  Anteü  an 
dem  Ganzen  beibehalten.  Ein  jeder  Hof- 
besitzer konnte  zu  jeder  Zeit  behaupten, 
dass  sein  reeller  Anteil  seinem  ideeDen  An- 
teilsrechte nicht  entspreche,  und  er  konnte 
eine  neue  Umteilung  fordern.  Im  17.  Jahr- 
hundert wird  in  den  Teilungsurkunden  häufig 
die  Bedingung  gestellt,  mit  dem  erhaltenen 
Anteile  zufrieden  zu  sein  und  auf  das  üm- 
teüungsrecht  zu  verzichten.  Das  ganze  Ver- 
mögen des  ursprünglichen  Hofes  wui-de 
selten  bis  auf  das  letzte  aufgeteilt,  aus  tech- 
nischen Gründen  blieben  häufig  Fischnetze, 
Fischereien,  Wiesen  und  Weiden  in  gemein- 
samem Besitz.  Jeder  Anteilbesitzer  konnte 
seine  Rechte  verkaufen.  Diese  Veräusserungs- 
freiheit  wird  nur  durch  das  Vor-  und  Rück- 
kaufsrecht der  Nachbarn  beschränkt.  Auf 
solche  Weise  ist  durch  Veräussenmg  der 
Anteile  der  Blutsverwandten  verband  zu  einem 
Verbände  der  Nachbarn,  der  sogenannten 
»Siabry«  geworden,  aber  die  äussere  Regelung 
des  Zusammenlebens,  die  Rechtsforra  ist, 
wie  sie  aus  der  Blutsverwandtschaft  ent- 
sprungen ist,  die  alte  geblieben.  Die  Nach- 
barn übernahmen  nicht  nur  den  realen  Besitz 
der  fi'üheren  Blutsverwandten,  sondern  auch 
deren  ideellen  Rechte.  So  z.  B.  auch  das 
Recht  der  Umteilung,  nur  hiess  es  jetzt 
»sich  den  Kaufbriefen  gemäss  auszugleichen«. 

Schon  im  17.  Jahrhundert  fing  die 
nordnissische  Organisation  des  Dorfes  mit 
seinem  Anteilbesitz  an  sich  zu  zersetzen.  In 
den  TeDimgs-  und  Kaufbriefen  wird  die 
Bedingung,  die  früher  nur  Ausnahme  war, 
häufiger:  nämlich  »Sich  nicht  umzuteilen, 
sich  nicht  auszugleichen,  eine  neue  Teilung 
nicht  zu  fordern.«  Diese  immer  häufiger 
werdende  Bedingimg  ist  ein  Uebergangs- 
schritt  zum  Privateigentum,  die  Anteile  ver- 
lieren dadurch  ihren  ideellen  Charakter,  sie 
sind  nicht  mehr  ideeUe  Anteile  an  dem 
ganzen  Dorfe.  Sie  werden  konkrete  Land- 
anteile, die  bei  dem  geltenden  Veräusserungs- 
recht  (lie  alte  Proportionalität  (der  Verwandt- 
schaft zum  ereten  Occupator  gemäss)  mehr 
und  mehr  verlieren.  Die  freie  Teil- 
barkeit des  Gnmd  und  Bodens  fülule  zu 
einer  Zwergwirtschaft,  zu  Wirtschaften,  die 
sich  nicht  halten  konnten.  Die  wachsende 
Zersplitterung  des  Grund  und  Bodens  führte 
zur  Abschaffung  des  Ausgleichungsrechtes. 
Und  mit  der  Abschaffung  des  ideellen  An- 
teilsrechtes am  Ganzen  war  die  Möglichkeit 
der  Koncentration  und  Arrondierung  der 
Grundstücke  imd  des  persönlichen  privaten 
Grundeigentums  gegeben. 

Gegenwärtig  ist  in  den  Gouvernements 
Oloneck  und  Archangelsk  die  Feldgemein- 
schaft, allgemein  verbreitet,  sie  ist  die  einzige 
bäuerliche  Grundbesitzform  Nordrusslands. 
Wie  entstand  sie?  Ist  sie  nicht  eine  konti- 
nuierliche WeiterentAÄickelung   des   Anteil* 
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besitzes?  Die  Entstehung  der  nordnissischen 
Feldgemeinschaft  ist  sehr  charakteristisch 
und  zeigt,  wie  wenig  sie  mk  irgend  welchen 
gentilen  üeberresten  Gemeinsames  hat,  wie 
ganz  und  gar  sie  ein  Produkt  der  nissischen 
Agrarpolitik  ist. 

Mit  Peter  dem  Grossen  und  seinen 
grossen  Reformen  steigerten  sich  auch  die 
Ansprüche  an  die  Ki-äfte  des  einzelnen. 
Im  Jahre  1719  wird  in  Nordnissland  die 
Volkszählung,  die  sogenannte  »Revision« 
durchgeführt  und  im  Jahre  1722  wird  die 
Kopfsteuer  eingeführt.  Nicht  der  Grund 
und  Boden,  sondern  ein  jeder  Bauer  ohne 
Unterschied  des  Alters  musste  jetzt  die 
Steuern  ti-ageii.  Aber  um  die  aufgebürdete 
Last  tragen  zu  können,  mussten  die  Bauern 
Land  haben,  und  dies  liatten  uicht  alle,  und 
die  meisten  nicht  in  genügendem  Masse. 
Von  nun  an  ist  deshalb  der  Staat  als  oberster 
Grundherr  (über  das  Verhältnis  des  Staates 
zu  den  Staatsbaueni  des  Nordens  siehe  des 
näheren  unseren  Art.  Die  Bauernbe- 
freiung in  Russland  oben  Bd.  El 
S.  399  ff.)  bestrebt,  eine  gleichmässige  Ver- 
teilung des  Gnindbesitzes  zu  bewirken. 
Nach  und  nach  sucht  jetzt  die  Regierung 
das  freie  Verfügungsrecht  der  Bauern 
über  ihren  Grund  und  Boden  zu  be- 
Bchränken. 

Die  Dekrete  der  Regierung  liatten  aber 
anfangs  einen  geringen  Einüuss  auf  das 
Leben  des  Nordens,  sie  riefen  nur  eine  ge- 
wisse Panik  in  der  Bevölkerung  hervor. 
Bald  aber  findet  die  neue  agrarpolitische 
Richtung  eine  feste  Stütze  und  einen  Ver- 
fechter in  den  landlosen  und  ärmeren  Bauer- 
schichten, deren  Interessen  jetzt  mit  den 
momentanen  Interessen  des  Staates  vollstän- 
dig solidariscli  sind.  Der  landlose  Bauer 
fordert  Land,  um  die  Kopfsteuern  zahlen  zu 
können,  die  Regierung  sieht  ein,  dass  der 
Bauer  ohne  Land  keine  Steuern  entrichten 
kann,  und  von  nun  an  ist  die  Regierung  mit 
allen  ihr  zu  Gebote  stehenden  Mitteln  be- 
müht, den  Besitzlosen  Landanteile  zu  ver- 
schaffen und  so  deren  Leistungsfähigkeit  zu 
heben.  Frau  Jefimenko  hat  dafür  sehr  inte- 
ressante Belege  aus  der  Thätigkeit  der  nord- 
russischen Administratoren  gebracht.  So 
schreibt  z.  B.  im  Jahre  1786  der  Ländes- 
ßkonomiedirektor  zu  Archangelsk  an  den 
Aeltesten  und  an  die  Bauern  der  Nikolaewo- 
Matigorschen  Wolost:  ...  »die  Gerechtig- 
keit fordert,  dass  die  Bauern,  da  sie  eine 
gleiche  Steuerlast  tragen,  einen  gleichen  An- 
teD  an  den  ländlichen  Nutzungen  haben 
sollen,  und  es  ist  als  eine  unvermeidliche 
Notwendigkeit  anzusehen,  die  Landanteile 
auszugleichen,  besonders  in  den  Gegenden, 
wo  die  Bauern  nur  auf  Landwii'tschaft  an- 
gewiesen sind,  um  einerseits  den  Bauern 
dadurch   zu   eraiöglichen,  ohne  Rückstände 


ihre  Steuern  zu  entrichten,  andrerseits  abfrr 
um  die  Bauern  mit  geringerein  Grandbesitz 
zu  beruhigen.« 

Einer  anderen  Urkunde  gemäss  verfüet 
derselbe  Direktor,  dass  in  allen  Woteten 
und  Gemeinden,  die  seinem  Bezirke  ange- 
hörten, »das  g^mte  Land  durch  eine  g^ 
rechte  ümteilung  ausgeglichen  wertieo  solL 
und  wo  Mangel  an  Land  vorliegt,  dort  sc-U 
der  Mir  gemeinsam  neues  Land  roden«.  — 
Und  schliesslich  wurde  Ende  des  Jahrfe 
1829  der  Erlass  des  Finanzministers  ver- 
öffentlicht, wonach  ein  jedes  Dorf  den  lastei*- 
den  Steuern  gemäss  aas  Land  unter  den 
Nachbarn  lunteilen  und  verteilen  soU.  Die 
örtliche  provinziale  Behörde  von  Archangelsk 
forderte  in  ihrem  Cirkular  vom  6.  März  188»' 
eine  schleunige  gleichmässige  Landiuntei- 
lung.  Jetzt  konnten  die  Baueni  nicht  mehr 
der  ümteilung  entgehen.  Und  wirklich  iij 
den  Jahren  1830  bis  1831  wurde  ein  I>r»f 
nach  dem  anderen  umgeteilt  trotz  des  hef- 
tigen Protestes  und  Widerstandes  der  leicfaen 
Bauern. 

So  entstand  die  Feldgemeinschaft  in 
Noidrussland.  Was  man  im  grauen  Alter- 
tume  suchte,  entstand  in  der  Wirklidikeit 
in  den  30er  Jahren  unseres  Jahrhunderte, 
was  man  aus  der  Gentilverfassung  ableitete, 
wurde  am  grünen  Tische  von  den  Ministem 
beraten,  beschlossen  und  befohlen. 

Nun  ist  die  Frage,  ob  nicht  der  Anteil- 
besitz des  Nordens  und  seine  Geschichte 
eine  rein  lokale,  nordrussische  Erscheinuog 
war.  Die  neueren  Forschungen  haben  ai^r 
erwiesen,  dass  der  Anteilbesitz  in  allen  Ge- 
genden Russlands  verbreitet  war  imd  zom 
Teil  noch  ist  und  dass  dieser  Anteilb^tz 
nichts  mit  der  gegenwärtigen  Form  der 
Feldgemeinschaft  Gemeinsames  hat  —  Die- 
selbe Hauskommunion  finden  wir  ursprüng- 
lich auch  in  Kleinrussland  noch  in  der  Mitte 
des  18.  Jahrhunderts. 

So  berichtet  z.  B.  Lutschitzki,  der  die 
Grundbesitzverhältnisse  Eleinnisslands  unter- 
sucht hat.  »In  den  Teilen  der  Rumianzow- 
schen  Beschreibung,  die  ich  in  den  Händen 
gehabt  habe,  ist  es  durchaus  keine  Selten- 
heit, solche  Familien^meinschaften  anzu- 
treffen. Es  giebt  nicht  selten  Höfe,  in 
welchen  wir  3,  4,  o,  6,  7  und  mehr  Familien 
zählen,  die  nicht  nur  aus  leiblichen  Brüdern 
sondern  auch  aus  Vettern,  Neffen,  Onkeln. 
Tanten,  Schwiegersöhnen,  Schwägern  u.  s.  w. 
bestehen. 

Haben  sich  die  grossen  Familiengemein- 
scliaften  in  kleinere  Familien  geteilt,  so  bildet 
sich  dieselbe  Anteilbesitzform  aus,  die  wir 
in  Nordrussland  kennen  gelernt  haben.  Kur 
in  einem  Punkte  unterscheidet  sich  der 
kleinrussische  Anteilbesitz  von  dem  dfö 
nordrussischeu  Dorfes  —  es  ist  in  betreff 
der  Umteilungen.    Im  nordrussischen  Dorfe 
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liaben  wir  auch  ümteilungen,  die  darin  be- 
standen, dass  durch  diese  Ausgleichungen 
geprüft  wurde,  ob  der  kronkrete  Anteil  dem 
ideellen,  geerbten  oder  gekauften  Rechte 
<?ntspricht. 

Etwas  anders  lagen  die  Verhältnisse  in 
XleiorussJand.    Auch  hier  besass  ein  jeder 
ein  Landstück,  das  dem  geerbten   oder  ge- 
Ikaiiften  ideellen  Anteile  korrespondierte,  aber 
diese  Anteile  wiu-den,  wie  Lutschitzki   be- 
iaiiptet,  verlost.    Man  teilte  das  Landstück 
in  Gewanne,  und  ein  jeder  Sjabr  bekam  eine 
seinem  ideellen  Anteile  entsprechende  Zahl 
«lerselben.     Ob   solche  Verteilungen  perio- 
disch  oder  jährlich  vorgenommen  wurden, 
dies  zu  beantworten  reichen  die  Lutschitzki- 
schen  Materialien  nicht  aus. 

Aber  nicht  nur  in  der  Vergangenheit 
sind  Spuren  des  Anteilbesitzes  zu  finden, 
die  statistischen  ünterauchungen  der  russi- 
schen Landschaften  haben  festgestellt,  dass 
noch  gegenwäilig  ein  Teil  des  bäuerlichen 
Grundbesitzes  Mittelrusslands  im  Anteilbe- 
sitze, oder  wie  die  betieffenden  Bauern  es 
nennen,  im  »Viertelrechtsbesitze«  sich  be- 
findet. Dieser  Anteilbesitz  ist  besonders  ver- 
breitet in  den  Gouvernements  Smolensk, 
Kaluga,  Orel,  Kiu«k,  Rjasan,  Woi-onesh, 
Pensa  und  Samara. 

Der  Viertelrechtsbesitz  ist  ein  Analogen 
des  nordrussischen  Anteil-  und  des  klein- 
russischen Sjabry-Besitzes.  Wie  iene  Be- 
sitzformen ist  das  Viertelrecht  ein  f'amilien- 
besitz.  Testamentarische  Verfügimg  ist  aus- 
geschlossen. Ein  jeder  hat  das  Recht  auf 
einen  Anteil  nach  dem  Grade  seiner  wirk- 
lichen oder  fingierten  Verwandtschaft  mit 
dem  Stammhalter.  Wie  bei  den  Anteilbe- 
sitzformen,  die  wir  schon  kennen  gelernt 
haben,  sind  die  Anteile  beim  Viertelrechts- 
besitz nm*  ideelL  Umteüungen  kommen  zur 
Reguherung  der  Grenzen  sowie  zur  Beseiti- 
gung der  Gemengelage  und  aus  anderen 
technischen  Gründen  vor. 

Diese  Verbreitung  des  Anteilbesitzes  in 
den  verschiedensten  Gegenden  Russlands 
legt  die  Annahme  nahe,  dass  vor  der  Aus- 
bildung der  Feldgemeinschaft  die  Hauskom- 
mnnion  und  später  der  Anteilbesitz  die 
Grundbesitzformen  des  alten  Russland 
waren.  Wie  in  Nordrussland,  lebten  auch 
in  Centralrussland  die  Bauern  in  kleinen 
Dörfern,  die  sie  »Derewnä«  nannten.  Diese 
Dörfer  bestanden  aus  sehr  wenigen  Höfen, 
häufig  sogar  niur  aus  einem  Hofe.  Professor 
Ssolowjoff  berechnet,  dass  die  Dörfer,  die  in 
dem  wodschen  Steuerbuche  vom  Jahre  1500 
angeführt  sind,  meistens  aus  1 — 4  Höfen 
bestanden.  Nach  Ssokolowski  sind  in  den 
Ladoger,  Orechower  und  Koreler  Distrikten 
der  Wodschen  Pjatina  2710  Dörfer,  von 
diesen  bestehen  1419,  also  die  grössere 
ll^fte,  aus  je  einem  Hofe,  in  58  Dörfern  also 


in  2,1  ^/o  der  Gesamtzahl,  gab  es  10—20 
Höfe,  in  4  Dörfern  35—45  Höfe  und  nur  in 
2  Dörfern  mehr  als  50.  In  der  Permschen 
Gegend  bestanden  die  Dörfer  zum  grössten 
Jeil  aus  einem  Hofe,  in  der  Derewschen 
Pjatina,  die  näher  am  Centrum  gelegen 
war,  durchschnittlich  aus  2  V2  Höfen.  Aber 
je  näher  nach  Moskau,  desto  bevölkerter 
werden  die  Dörfer;  so  liat  der  Twersche 
Distrikt  im  Jahre  1540  dm'chschnittlich  3, 
im  Dmitrowschen  Kreise  kommen  schon 
ungefähr  0^/2,  und  im  Perejaslawschen 
Ki-eise  ungefähr  7  Höfe  pro  Dorf. 

Wie  in  Nordnissland  hatten  die  Bauern 
das  freie  Veräusserungsrecht.  Sie  kauften, 
verkauften,  vererbten  und  verpfändeten  ilu^ 
Dörfer.  Nichtsdestoweniger  nahmen  viele 
Schriftsteller  das  Vorhandensein  der  Mark- 
genossenschaft im  alten  Russland  au  und 
erblicken  dieselbe  in  der  »Wolost«,  die  nur 
ein  fiskalischer  und  gerichtlich-polizeilicher 
Bezirk  war.  Die  betreffenden  Schriftsteller 
stützen  sicli  auf  die  Urkunden,  die  dafür 
Zeugnis  ablegen,  dass  die  Wolost  über  die 
freien  Ländereien,  die  innerhalb  ihrer  Grenzen 
gelegen  sind,  verfügen  konnte.  Diese  That- 
sache  ist  nicht  zu  bezweifeln,  und  die  Ge- 
schichte des  russischen  Bauern  bietet  auch 
Aufklärung  darüber. 

Die  Bauernwolost  war  in  erster  Linie 
ein  Steuerbezirk  der  in  Steuerangelegen- 
heiten  zur  solidarischen  Haft  gegenseitig 
verpflichteten  Bauern.  Die  Steuern,  die  auf 
den  Bauern  lasteten,  waren  sehr  hoch.  Der 
Grund  und  Boden  konnte  diese  Steuern 
kaum  ertragen,  die  Bauern  konnten  keine 
Käufer  finden  und  da  die  Steuern  den 
Bodenertrag  übertrafen,  blieb  ihnen  häufig 
nichts  mehr  übrig  als  das  Dorf  zu  verlassen. 
Ende  dos  16.  Jahrhunderts  war  die  Zahl 
der  verlassenen  Dörfer  viel  grösser  als  die 
der  bewohnten.  (Vgl.  unseren  Art.  Die 
Bauernbefreiung  in  Russland  oben 
Bd.  n  a.  a.  0.)  Besteuert  waren  nur  die  be- 
wohnten Dörfer,  aber  die  Revisionen  und  Neu- 
eintragungen in  die  Steuerbücher  geschahen 
in  langen  Zwischenräumen,  und  wenn  ein 
Bauer  sein  Land  verlassen  hatte,  so  musste 
die  gesamte  Wolost  bis  zur  nächsten  Revi- 
sion die  Steuern  für  ihn  entrichten.  Dass 
diesem  Zustand  die  Wolost  diuxih  alle  ihr 
zu  Gebote  stehenden  Mittel  abzuhelfen  suchte, 
ist  begreiflich.  So  sucht  die  Wolost  durch 
verschiedene  Vergünstigungen,  durch  steuer- 
freie Jahre  etc.  Bauern  an  sich  heranzu- 
locken, die  willig  wären,  die  verlassenen 
Grimdstücke  zu  übernehmen  und  gleich  den 
anderen  später  die  Steuern  zu  zahlen.  Dies 
bedeutet  nicht,  dass  die  Wolost  als  solche 
Eigentümerin  des  Grund  und  Bodens  ist, 
nichts  wäre  falscher  als  diese  Annahme ! 
Der  Eigentümer  ist  der  Bauer,  der  auf  dem 
Boden  sitzt,  wenn  er  aber  sein  Grundstück 
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verläöst,  so  will  die  Wolost  nicht  für  seinen 
verlassenen  Landanteil  Steuern  zahlen  und 
sucht  für  das  hen-enlos  gewordene  Land 
einen  anderen  Besitzer.  —  So  verfügt  die 
Wolost  über  den  Grund  und  Boden  nicht 
als  eine  vermeintliche  Markgenossenschaft, 
sondern  als  ein  fiskalisches  (Jrgan,  was  sie 
auch  war.  Wir  müssen  die  Markgenossen- 
schaftstheorie abweisen,  weil  die  unzähligen 
Urkunden,  die  die  archäographischen  Expedi- 
tionen und  historischen  Untersuchungen  uns 
geliefert  haben,  uns  keine  Berechtigung  für 
diese  Annahme  gewähren,  wohl  aber  glauben 
wir  berechtigt  zu  sein,  den  Anteilbesitz  als 
Uebergangsstufe  zwischen  der  abgeschlos- 
senen Famüienwirtschaft  mit  ihrem  aus 
einem  Hofe  bestehenden  Dorfe  und  dem  in 
Ausbildung  begriffenen  individuellen  Grund- 
besitze als  eine  allgemeine  Erscheinung  des 
ganzen  Moskowitischen  Russlands  zu  be- 
trachten. 

4.  Die  Entstehung  der  Feldgemein- 
schaft auf  dem  gutsherriichen  Boden. 
Am  Ende  des  16.  Jahrhunderts  gab  es  in 
den  Centimen  Pro\änzen  des  Moskauer 
Staates  fast  gar  kein  Bauernland  mehr.  Das 
bäuerliche  Land  wurde  den  Dien  st  mannen 
des  Zaren  geschenkt  oder  verliehen,  und 
deshalb  befand  sich  zu  Ende  des  16,  Jahr- 
hunderts fast  die  gesamte  Bauernschaft 
Centralrusslands  auf  gutsherrlichem  Boden. 
Die  Bauern  waren  persönlich  frei,  ökono- 
misch aber  waren  sie  vom  Gutsherrn  voll- 
ständig abhängig.  Die  Interessen  des  Guts- 
herrn waren  massgebend,  und  wenn  es  in 
seinem  Interesse  war,  seine  bäuerlichen 
Pächter  gleichmässig  zu  beschäftigen,  so  war 
er  imstande,  eine  ümteilung  vorzunehmen. 
Die  erste  Urkunde,  die  von  einer  Landum- 
teilung  berichtet,  gehört  dem  Ende  des  15. 
Jahrhunderts  an.    Sie  lautet  wie  folgt: 

»Von  dem  Metropoliten  Simon  au  Jurka 
Maslanicki.  Es  klagte  mir  Mathias,  der 
Arcliimandrit  meines  Konstantino-Elenschen 
E^losters  und  erzälilte  mir,  dass  die  Kloster- 
bauern aus  Surolom  und  Dobroselje  viel 
Land  und  die  Bauern  des  Klosters  wenig 
Land  bebauen.  So  fahre  doch  mit  Mathias 
dem  Archimandriten  zu  jenen  Dörfern,  lasse 
das  Land  in  allen  drei  Feldern  messen  und 
gieb  den  Christen  5  Dessätinen  in  einem 
jeden  Felde,  und  für  das  Kloster  sollen  sie 
die  sechste  Dessätine  bebauen.  Und  wenn 
es  überflüssiges  Land  geben  wird,  dann 
kann,  wer  will,  auch  mehr  Land  bekommen, 
nur  bebaue  er  den  sechsten  Teil  des  Klosters. 
Wer  keine  Kräfte  hat,  um  5  Dessätinen  zu 
bebauen,  der  mag  weniger  für  sich  und 
dem  entsprechend  weniger  für  das  Kloster 
bebauen«. 

Im  15.  und  im  16.  Jahrhundert  wai-  aber 
der  Bauer  noch  frei;  er  konnte  die  Abhän- 
gigkeit von   einem   Gutsherrn  mit  der  Ab- 


hängigkeit von  einem   anderen  verta^ie-j-t  -a 
Erst  die  Leibeigenschaft,  die  ihn  aller  Re--^> 
beraubte,  war  geeignet,  die  Einfuhriin<s:  •!•  ■ 
Feldgemeinschaft    mit   seinen    periridi?^:-hi-fi 
Umteilungen  einzuführen.     Der  Ckas  v..,m  ' 
Januar  1720,  der  den  Gutsb^itzer   für  «.la? 
rechtzeitige  Einfliessen   der  Kopfsteuer  \  •  i 
allen  männlichen  Leibeigenen  verantwordi  .. 
machte,  mus.ste  den  Gutsbesitzer  veranlasset^ 
alle   seine   Leibeigenen   produktiv     zu    ver- 
werten.    Es  lag  deshalb  im  Interesc^r  '^-> 
Gutsbesitzers,  j)eriodische  Landumteüi:r:?-ri 
einzuführen,  um  den   bäuerlichen  Zuwacii* 
mit  Landanteilen  zu  versorgen.     Der   jun^'-^* 
Bauer  wurde  so  fnih  als  möglich  veriieira>  !, 
und   die    neue    Familie   wiunde    mit    ein»:-!a 
»TjagloÄ    versehen,   das    heisst    sie    Wkam 
einen   bestimmten   Landanteil    und     musMr^ 
bestimmte    Abgaben    dem    Gutsherrn     ent- 
richten.    So  schreibt  Rj-tschkoff  in    seiner 
»Anleitung   für  Gutsverwaltere :    »Der  Ver- 
walter,  der   sich    um   das  Interesse    seine::^ 
Gutsherrn  bemüht,  muss  dafür  sorgen,  dat> 
die  Zahl  der  Tjaglobauern  sich  immer  ver- 
mehren  soU,  und  von  den  Tjagloe   s»ill  •=*r 
nur  die  Verkrüppelten    und   vöUig    arljeit>- 
unfähigen  befreien«. 

Die  i)eriodischen  Landumteüangen  warwi 
allgemein  verbreitet  Und  schon  im  18.  Jalir- 
hundert  gab  es  Männer,  die  sich  der  Schail-u 
der  liäufigen  Ijandumteilungen  wohl  hewiis^t 
waren.  So  z.  B.  Baron  Wolff,  der  ein  AI- 
geordneter  des  Jambm^er  Adels  in  der 
Kommission  für  die  Ausarbeitung  einr< 
neuen  Gesetzbuches  war,  äusserte  sich  geg^ti 
die  häufigen  Umteilungen  und  schlug  vfir, 
dass  »wenn  es  Land  genug  gebe,  niaa 
bestimmte  Streifen  für  die  anwachsende 
Generation  vorbehalten  und  nicht  an  der 
alten  Sitte,  jährlich  das  Land  umzuteiletu 
festhalten  solle«. 

W.  J.  Semewski,  der  vorzügüche  Kenner 
der  russischen  Bauenigeschichte,  behaujitet, 
dass  zur  Zeit  der  Leibeigenschaft  die  lAnd- 
umteilungen  von  Gutsbesitzern  ^del  häufiger 
verordnet  wurden,  als  es  gegenwärtig  von 
den  freien  bäuerhchen  Gemeinden  der  Fall  ist. 

5.  Die  Einfühnmg  der  Feldgemein- 
schaft bei  den  Staatsbauem.  Unter  dem 
Namen  Staatsbauem  vei-stand  man  in  Russ- 
lend  jene  Bauern,  die  auf  dem  Boden  der 
Staatsdomänen  ansässig  waren.  Mit  der 
Einfülirung  der  Leibeigenschaft  haben  auch 
die  Staatsbauern  die  Freizügigkeit  verloren. 
Ihre  Lage  war  aber  in  jeder  Beziehung 
besser  als  die  der  gutsherrlichen  Bauern, 
sie  waren  nicht  leibeigen,  sie  waren  keiner 
Privatperson  hörig. 

Durch  den  Ukas  vom  26.  Juni  1724  war 
die  Kopfsteuer  auch  unter  den  Staatsbaueni 
eingeführt.  Ausser  der  Kopfsteuer  viinle 
ihnen  noch  eine  Supplementsteuer  auferi^, 
die,  wie  es  im  Ukas  vom   7.  Januar  1723 
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k^oisst,  ^den  Zahlungen  der  giitsherrlichen 
iiiitl  Apanagebauem  entsprechen  soll«  und 
•  lie  später  als  »Osrok«,  d.h.  Pachtgeld,  be- 
^oichnet  worden  ist.  Diese  Einführung  der 
I^achtsteuer  hatte  die  weitgehendste  Bedeu- 
i:\ing  gehabt,  sie  ist  der  Ausgangspunkt  der 
tmnzen  russischen  Agrarpolitik  des  18.  Jahr- 
liiinderts  den  Staatsbauern  gegenüber. 

Die  unter  den  Staatsbauern  bestehende 
Oriiiidbesitzform  war  der  geschilderte  An- 
teilbesitz   oder     persönlicher    Grundbesitz. 
Kauf,  Verkauf  und  Verpfändung  des  Grund- 
l.»esilzes  war  allgemein  verbreitet,  von  der 
modernen  Feldgemei'iischaft  mit  ihren  peri- 
<KUschen  Umteilungen   war  nicht  die  Rede. 
Die  Folge  dieser  Veräusserungsfreiheit  war 
oinerseits    die    Koncentration    des    Grund- 
besitzes in  den  Händen  der  reichen  Bauern, 
andererseits  lag  die  Gefalir  nahe,  dass  die 
Masse    der  Bauern    völlig  landlos   werden 
könnte.    Im  Norden  Russlands  ist  es  auch 
{^schehen;  die  grossen  Bauernmassen  wur- 
den   Hälftner    auf    dem    Grundbesitz    der 
reichen  Bauern.    Kurz  die  Differenzierung 
der  Bauernmassen  war  eine  allgemeine  Er- 
scheinung.   Die  Einführung  der  Kopfsteuer 
liat  in  den  besteuerten  Köpfen    der  expro- 
priierten   Bauern   wahrscheinlich    die   Idee 
von  einer  Landumteilung  erweckt,  das  Vor- 
bild einer  solchen  Umteilung  sahen  sie  ja 
auch  bei  den  gutsherrlichen  Bauerngemein- 
den. Aber  die  Interessen  der  Armen  wai*en 
innerhalb   der  Gemeinde  nicht  massgebend 
genug,  besonders  wo  es  sich  um  die  Ein- 
führung  einer   so  revolutionären  Massregel 
handelte.  Im  Gegenteil,  den  Bauern  erechien 
es  selbstverständlich,  dass  die  Armen,  die 
nicht  imstande  waren,  ihren  Ijandanteil  zu 
bewirtschaften  und  die  auf  ihnen  nihende 
Kopfsteuer  zu  zahlen,  ihren  Gnmdbesitz  an 
die  reichen  Bauern  mit  der  Bedingung  ver- 
kauften,  dass  diese   (die   reichen)   für  sie 
auch  die  Kopfsteuer  enti'ichten  mussten. 

Solch  eine  Wirtschaft  passte  wirklich 
nicht  in  den  Rahmen  des  nissischen  Staats- 
wesens, und  die  russische  Regierung  begaiin 
deshalb  mit  rücksichtsloser  Energie  die  Ein- 
führung der  Feldgemeinschaft  unter  den 
Staatsbauern  zu  verfolgen,  denn  ihr  Be- 
streben war,  einen  jeden  Bauern  mit  einem 
Landanteile  zu  versehen,  der  ihm  ermög- 
lichen sollte,  den  auf  ihm  ruhenden  Zahlungen 
nachkommen  zu  können.  Einen  natürlichen 
Bundes^nossen  hatte  die  Regierung  in  den 
proletarisierten  Bauern,  denen  die  Feldge- 
meinschaft doch  lieber  als  der  Bettelstab 
war.  Unter  Graf  Kisseleff,  der  das  Minis- 
terium in  den  Jahren  1836  bis  1856  leitete, 
hat  die  Regierung  mit  einer  gesteigerten 
Energie  die  Einführung  der  Feldgemein- 
schaft bei  den  Staatsbauern  erstrebt  und 
diesmal  nicht  nur  aus  fiskalischen  Gründen. 
^Die  Landverteilung  nach  Seelen,«   meinte 


Kisseleff,  »die  einer  jeden  radikalen  Ver- 
besserung so  schädlich  ist,  hat  ihren  Vorzug 
in  betreff  der  Beseitigung  der  Proletarier, 
und  deshalb  ist  sie  eine  Frage,  deren  Lösung 
ausserhalb  des  Bereiches  der  rein  wirtschaft- 
lichen Fragen  liegt.«  Und  dieser  Idee  ge- 
treu gelang  es  Kisseleff  in  den  Jahren  1839 
bis  1850,  unter  533201  registrierten  Staats- 
bauem  die  Feldgemeinschaft  einzufühi-en, 
und  nur  452  500  Staatsbauern  sind  unter 
Kisseleff  noch  beim  alten  Anteilbesitze  ge- 
blieben. 

6.  Die  Entstehung  der  Feldgemein- 
schaft in  der  Gegenwart  Auch  ia  der 
Gegenwart  geht  in  vielen  Gegenden  Russ- 
lands der  Entstehungsprozess  der  Feldge- 
meinschaft vor  sich.  Manche  Anteilbesitz- 
gemeinden jViertelrechtsgemeinden)  führen 
unter  dem  Drucke  der  besitzlosen  Majorität 
die  proportionelle  Landvorteilung  und  peri- 
odische Landumteilungen  ein.  Natürlich 
wird  die  Feldgemeinschaft  nicht  mit  einem 
Schlage  eingeführt.  Meistens  werden  die 
Wiesen  und  Wälder  früher  feidgemeinschaft- 
lich  genutzt  und  nach  Seelen  umgeteilt  als 
die  Aecker. 

Von  besonderem  Interesse  ist  die  Ent- 
stehung der  Feldgemeinschaft  in  Sibirien; 
auf  dieselbe  wurde  die  Wissenschaft  durch 
die  verdienstvollen  Untersuchungen  des  be- 
kannten Sibirienforschers  Alexander  A. 
Kaufmann  zuerst  aufmerksam  gemacht. 

In  den  Gouvernements  Jenissejsk  und 
Irkutsk  kommt  es  noch  gegenwärtig  vor, 
dass  neue  Ansiedelungen  auf  freiem,  von 
niemandem  occupiertem  Boden  gemacht 
werden.  Vor  kurzer  Zeit  waren  solche 
Occupationen  in  ganz  Sibirien  die  Regel. 
Das  Land  lag  im  Ueberflusse,  und  es  stand 
einem  jeden  frei,  ein  beliebiges  Stück  Land 
zu  wählen  und  es  urbar  zu  machen.  Und 
so  occupierte  der  neue  Ankömmling  ein 
Stück  Ijand,  das  er  bebauen  konnte^  und 
baute  darauf  seinen  Hof,  der  »Zaimka«. 
(Occupation)  genannt  wurde.  Aehnlich  voll- 
zog sich  die  Occupation,  wenn  mehrere 
Familien  zu  gleicher  Zeit  und  am  selben 
Orte  ihre  neue  Heimat  hier  in  Sibirien 
gründeten.  Dann  bauten  sie  dorfmässig 
ihre  Häuser  in  eine  Reihe,  liinter  den  Häu- 
sern dehnte  sich  die  Gemeindeweide  aus, 
ihre  Aecker  und  Wiesen  occupierten  sie  in 
Gemengelage  oder  in  einzelnen  Landstücken. 
Neue  h'ei willige  Ansiedler  oder  Verbannte 
nahmen  sie  gern  in  ihrer  Mitte  auf,  denn 
das  einsame  Leben  in  der  sibirischen  Wild- 
nis hatte  seine  Schattenseiten.  Die  neuen 
Ansiedler  occupierten  ebenso  wie  die  frühe- 
ren das  freiliegende  Land,  und  so  wuchs 
und  vergi'össerte  sich  die  neue  Kolonie,  bis 
endlich  in  der  Nähe  des  Dorfes  kein  frucht- 
bares Land  mehr  vorhanden  war.  Dann 
mussten  die  ärmeren  Ansiedler,  die  wenig 
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Arbeitsvieh  hatten,  mit  dem  minder  frticht- 
barea  Lande,  das  in  der  Nähe  der  Ausied- 
lung  lag,  sich  begnügen,  die  reichen  da- 
gegen fürchteten  sich  nicht,  jungfräuliches 
Land  auch  weit  von  dem  Dorfe  zu  occu- 
pieren.  Sie  bauten  dann  auf  den  entfern- 
ten Landstücken  Hütten,  wo  ein  Teil  ihrer 
Familie  während  der  Arbeitszeit  zubringen 
musste,  lim  das  Hin-  und  Herreisen  zu  er- 
sparen. Nach  und  nach  verwandelte  sich 
die  Hütte  in  ein  Haus,  das  Haus  in  einen  Hof 
und  der  Hof  häufig  in  ein  neues  Dorf.  Auf 
dem  Occupationsrechte  beruhten  zwei  Occu- 
pationsformen :  die  sogenannte  freie  Occu- 
pationsform  und  die  dauernde. 

Das  Recht  der  dauernden  Occupations- 
form  deckt  sich  mit  der  Gesamtheit  der 
Rechtsbefugnisse,  aus  denen  das  Eigentums- 
recht besteht.  Der  Bauer  ist  unbeschränkter 
Herr  des  oceupierten  Landes,  auch  wenn  er 
zur  Zeit  das  Land  nicht  bearbeitet,  wenn 
es  brach  liegt.  Niemand  hat  das  Recht,  das 
Land  zu  kultivieren;  er  ist  vollständig  frei 
in  seiner  ganzen  wirtschaftlichen  Thätigkeit 
auf  seinem  oceupierten  Landstück;  der  Oc- 
cupator  kann  das  Land  verkaufen,  verpachten, 
verpfänden,  verschenken  und  vererben,  er 
hat  über  das  oc'cupierte  Land  das  volle  Be- 
sitz-, Nutzniessungs-  und  Verfügungsrecht, 
das  dem  Privateigentümer  zukommt.  Die 
Analogie  mit  dem  Eigentumsrecht  erstreckt 
sich  auch  noch  auf  die  Erwerbungsarten. 
Das  Occupationsrecht  beruht  entweder  auf 
der  Occupation  des  freien  Grund  und  Bo- 
dens (res  nullius  cedit  primo  occupanti) 
oder  auf  dem  Arbeitsaufwand  (specificatio), 
weil  in  den  meisten  Gegenden  Sibiriens  die 
Urbarmachung  des  Bodens  mit  der  Rodung 
des  Urwaldes  und  mit  sonstiger  schwerer 
Arbeit  verbunden  ist,  oder  es  beruht  end- 
lich auf  Verjährung. 

Bei  der  freien  Occupation  des  Landes 
sollte  scheinbar  dieses  Land  proportioneil 
den  Bedürfnissen  sich  verteilen.  Dies  ist 
aber  durchaus  nicht  der  Fall,  jeder  Hofwirt 
occupiert  so  viel  Land,  als  ihm  seine  wirt- 
schaftlichen Kräfte  erlauben,  und  diese  Kräfte 
sind  äusserst  verschieden.  Ein  armer  Bauer, 
der  keine  erwachsenen  Söhne  und  kein  Geld, 
um  Tagelöhner  zu  mieten,  hat  und  der  nur 
ein  Paar  Pferde  zu  halten  im  stände  ist, 
wird  naturgemäßs  zwanzigmal  weniger  Land 
oecupieren  können'  als  der  reiche  Bauer, 
welcher  30  bis  40  Pferde  hat  und  über  zahl- 
mche  Arbeitskräfte  verfügt. 

Auf  solche  Weise  entsteht  auf  der  Basis 
des  Occupationsrechtes  allmählich  ein  Zu- 
stand, bei  welchem  eine  grosse  Zahl  der 
Dorfgenossen  ilir  Occupationsrecht  gar  nicht 
verwirklichen  kann,  während  andererseits 
eine  geringe  Zalü  von  Einzelhofbesitzern 
Hunderte  von  Dessjätinen  bewirtschaften. 
Der  Boden  für  den  Klassenkampf  ist  also ! 


gegeben.  Und  nun  kommt  das  entscheideo''^ 
Moment :  während  das  Land  dem  Wohktaii' 
und  der  Arbeitskraft  gemäss    sich   auf  «tj:- 
zelne  Höfe  bei  dem  Occupationsrecht  ver- 
teilte, pflegen  die  Abgaben  und  La^eo  näri! 
der  Zahl  der  en^'achsenen  Arbeiter,  maacb- 
mal  nach  den  Revisionsseeleu  *)   verteilt  z- 
werden.     Die  ökonom^che    Ijeistungs^hii:- 
keit  des  Hofes  wird  gar  nicht  berücksichtkt. 
Infolgedessen   kommt  es   häufig    vor,    ija»- 
der  reiche  Zaimka-  (Einzelhof-)  Besitzer  di^ 
selben  und  mitunter  noch  geringere  Abgab*^:- 
zu  entrichten  hat  als  der  landlose  Genci^.--, 
welcher  zwar  das  Recht  hat,   freies   Lan-i 
zu  oecupieren,  wenn  er  solches  findet,  <ief 
aber,  um  nicht  zu  verhungern,   als  Kneirnt 
im   Hofe  des   reichen  Bauern    leben   nuKy, 
Es  ist  also  klar,   warum  der  arme  Teil  aer 
Bevölkerung  von  jeher  Anhänger  der  Feld- 
gemeinschaft ist  und  eine  eifrige  Agitadon  z  i 
6unsten  derselben   führt.      Aber   trotz    der 
Mehrzahl  der  ärmeren,   nach  Ausglei<hiiDff 
der    Besitzverhältnisse    strebenden    Bauern 
gelingt  es  den  reichen  auf  den    Volksver- 
saminlungen,  die  drohende  Gefahr  der  Tra- 
teilung  sehr  lange  zurückzuhalten.     Es  g^ 
schiebt    hauptsächlich    durch    den    grossen 
Einfluss     der    Reichen     als     »herrschen«!- 
Klasse  <c. 

Mit  dem  steigenden  Landmangel  un<J 
steigenden  Missverhältnisse  zwischen  Leis- 
tungsfähigkeit und  Steuer,  beiderMacht- 
vollkommenheit  des  Mirs,  d.h.  der 
Gesamtheit,  sogar  das  Eigentums- 
recht nach  Belieben  zu  modifizi»^- 
ren  oder  aufzuheben,  wächst  bei  eint»m 
Teile  der  Gemeiudegenossen  die  Unzufrie- 
denheit mit  der  bestehenden .  Ordnung  un<l 
die  Agitation  gegen  dieselbe.  Und  weon 
diese  »Unzufriedenheit«  zur  Majorität  g»»- 
langt,  dann  müssen  Reformen  getroffen 
werden.  Neue  Grundbesitzformen  imd  neue 
Nutzungsformen  werden  geschaffen.  Cnd 
allmählich  vollzieht  sich  der  Uebergang  zmii 
Gemeindebesitz. 

Die  erete  Uebergangsform  ist  die  von 
Kaufmann  gekennzeichnete  Form  des  tje- 
schränkten  oder  geregelten  Occupations- 
rechtes. Das  Besitzrecht  auf  die  oceupierten. 
aber  nicht  genutzten  Landstücke  —  die 
nicht  gerodeten  oecupieiten  Wälder,  die  viele 
Jahre  brach  liegenden  Aecker  —  wird  stark 
eingeschränkt.  Das  Recht  auf  die  nicht  ge- 
nutzten Landstücke  wird  auf  20  bis  15  Jahre 
bestimmt  und  allmählich  mit  dem  wachsen- 
den Landmangel  bis  auf  3  Jahre  verkürzt. 
Zuletzt  wird  das  dauernde  OccupatioDsreciit 


*)  Im  Jahre  1858  war  die  X.  „Eevision*'. 
d.  b.  Zählung  der  Bauern,  nach  den  durch  diese 
Zählung  ermittelten  ,,  Revisionsseelen "  werden 
noch  sehr  häufig  in  der  Gegenwart  innerhalb 
der  Gemeinde  die  Stoaern  und  Lasten  verteüL 
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^änzUdi  abgefiduifft  und  ein  jeder  liat  das 
Recht,  das  eben  verlassene  Feld  des  Nach- 
barn neu  zu  occupieren.  Zu  gleicher  Zeit 
lebt  die  Gemeinde  das  bei  der  dauernden 
Jccnpationsform  herrschende  Yeräusserungs- 
'e^rht  auf,  der  Yerkauf  des  occupierten 
lindes  wird  pnncipiell  als  unzulässig  an- 
erkannt. 

Durch   diese  Einschränkung   des  Occu- 
I  Vit  ionsrechtes  ist  zwar  die  Lage  der  armen 
r?t>vas   verbessert,  aber  die  reichen  Bauern 
blieben  doch  bei  ihrem  Besitz,   da  sie  im- 
stande sind,  jedem  Versuch,  in  den  Bereich 
ihrc»s    Occupationsbesitzes  einzudringen,    zu 
-widerstehen.  Andererseits  hat  die  beschränkte 
<  >ccupationsbesitzform  sehr  grosse  Nachteile, 
Da    die  Arbeit   die   einzige  Grundlage   der 
Occupation  ist,  so  können  die  Reichen  den 
Besitz  der  ökonomisch  Schwachen  sich  an- 
eignen, indem  sie  den  letzteren  die  zufällig 
unbearbeiteten  Felder  wegnehmen.    Ausser- 
ordentliche landwirtschaftliche  Schäden  ent- 
lullt    femer     dieses     Recht,     die     brach- 
liegenden Felder  zu  occupiei-en.    Das  giebt 
Veranlassung,  den  Feldern  nicht  die  nötige 
Erholung  zu  gewäliren.    Diese  beschränkte 
Occupationsform   kann  sich  deshalb  auf  die 
Dauer  nicht  halten,    und  nun  kommt  noch 
hinzu,  dass  bei  der  Zunahme  der  Bevölke- 
rung die  Bedrängung  immer  wächst,  denn 
(las  kultiufähige  Land  ist  occupiert,  und  un- 
kidti viert  oder  brach  liegt  nur  solches,  das 
entweder  von  der  Kultur  erschöpft  oder  für 
die   Kultur  unbrauchbar  sich  erweist.    Da 
winl  wieder   von  der  ärmeren  Bevölkerung 
hervorgehoben,   dass    dieselben  Steuern  ge- 
zahlt werden,   das  Land  aber  in  der  unge- 
rechtesten Weise  verteilt  sei,  und  mit  der 
gnfesten  Energie  drängt  sie  jetzt  auf  eine 
Ümteilimg. 

Und  allmählich  Schritt  für  Schritt  ent- 
wickelt sich  die  Feldgemeinschaft,  die  noch 
dazu  von  der  lokalen  Administration  stark 
begünstigt  wird.  So  z.  B.,  berichtet  Alexander 
Ark,  Kaufmann,  »erfolgten  im  Jahre  1860  in 
einer  Wolost  des  Sschimschen  Kreises  all- 
gemeine ümteilungen  auf  Anordnung  des 
Chefs  der  Kreispolizei,  die  durch  die  sich 
stetig  auf  Qnmdlage  der  Occupationsord- 
nung  wiederholenden  Streitigkeiten  hervor- 
gerufen wurde  ...  In  den  80  er  Jahren 
wurde  der  Entwickelungsprozess  der  Feld- 
gemeinschaft im  Gouvernement  Toboisk 
(lurch  Verordnung  der  Bauernkommissare 
im  hohen  Grade  beschleunig  .  .  .  Auf  den 
Einfluss  der  »von  der  Obngkeit  erlassenen 
Befehle«  pflegten  die  Bauern  bei  der  En- 
■<|uete  an  erster  SteUe  hinzuweisen,  und 
recht  viele  Gemeindebeschlüsse  berufen  sich, 
ohne  iigendwelche  andere  Motive  anzuführen, 
direkt  auf  die  »Verordnung  des  Herrn  Kom- 
missars für  Bauemangelegenheiten,  welche! 


das  Land  pro  Kopf  der  männlichen  Gemeinde- 
glieder zu  verteden  verordnet.« 

Ebenso  wie  in  Sibirien  entwickelt  sich 
die  Feldgemeinschaft  aus  der  freien  Oecu- 
pationsfbmi  in  dem  KoeakenJande  am  Don 
in  der  Kiim  und  in  Sfidnissland.  Wir  ver- 
weilen nicht  näher  bei  Entwickelung  der 
Feldgemeinschaft  in  den  genannten  Gegenden, 
weil  dieser  Prozess  im  wesentlichen  dem 
Entwickelungsgange  der  Feldgemeinschaft 
in  Sibirien  ähnlich  ist. 

7.  Die  Gestaltnngsformen  der  Feld- 
gemeinschaft. Der  reine  Typus  der  Feld- 
gemeinschaft besteht  darin,  dass  das  Land 
sich  im  Besitze  der  Gemeinde,  des  Mii'  d,  h. 
der  Gesamtheit  der  stimmberechtigten  Ge- 
meindemitglieder, befindet,  und  von  diesem 
Mir  wird  das  Land  und  die  Lasten  unter 
die  einzelnen  Hauswirte  nach  einem  von 
ihm  vereinbarten  Modus  verteilt.  Das  Grund- 
merkmal der  Feldgemeinschaft  ist  das  Recht 
eines  jeden  Gemeindegenossen  auf  Land. 
Mit  diesem  gleichen  Rechte  auf  Land  ist 
die  gleiche  Pflicht,  die  obliegenden  Lasten 
zu  tragen,  verbunden.  Nach  dem  G.  v.  19. 
Februar  1861  wird  die  solidarische  Haftbar- 
keit für  die  obliegenden  Zahlungen  den 
bäuerlichen  Gemeinden  auferlegt.  Die  soli- 
darische Haft  ist  demnach  auch  ein  Wesens- 
merkmal der  modernen  Feldgemeinschaft. 
Dasselbe  gestattet  den  Gemeinden,  mit  2/3 
Majorität  die  Feldgemeinschaft  aufzuheben. 
Die  Gemeinden  haben  das  Recht,  die  Ab- 
schaffung der  ümteilungen  und  der  gleich- 
massigen  Verteilungen  des  Gemeindelandes 
zu  beschliessen  und  die  Parzellen  in  erb- 
liche Nutzung  der  einzelnen  Höfe  zu  über- 
lassen. 

Die  Formen  der  Feldgemeinschaft  in 
Russland  sind  sehr  mannigfiUtig.  Die  Ver- 
wirklichung des  Rechtes  auf  Land  d.  h.  die 
Verteilungssysteme  sind  verscliieden  in  ver- 
schiedenen Gegenden  je  nach  den  lokalen 
wirtschaftlichen  Bedingungen. 

Die  hauptsächlichsten  Verteilungssysteme 
sind  folgende  fünf: 

1.  Die  Verteilung  nat^h  der  Revisions- 
seele. 

2.  Die  Verteilung  nach  der  vorliandenen 
männlichen  »Seele«. 

3.  Nach  Seelen  ohne  Unterschied  des 
Geschlechtes. 

4  Nach  männlicher  Arbeitskraft. 

5.  Nach  Leistungsfähigkeit  des  Hofes. 

Revisionsseelen  sind  Bauern,  die  in  der 
X.  Revision,  d.  h.  in  der  Bauernzälilung 
vom  Jahre  1858  aufgenommen  worden  sind. 
Nach  diesen  ermittelten  Revisionsseelen 
wurden  den  im  Jahre  1861  befreiten  Bauern 
die  Pacht  resp.  die  Ablösungszahlungen  auf- 
erlegt 

Die  Verteilung  der  Landteile  nach  den 
Revisionsseelen  hat  sich  nur  dort  erhalten, 
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wo   der    Gnind    und    Boden    mit   den    ob- 
liegenden Zahlungen    nicht  lilierlastet  war 
und  wo  der  LandanleiJ   dem  Bauern  einen 
Reinertrag   lieferte.     Besonders    ist   dieses 
Verteilungssystem    verbreitet    in    den    Ge- 
meinden, die  die  Ablösungszahlungeu  getilgt 
haben  ruid  wo  der  Bauer  ein  voller  Eigt^n- 
tümer   ist.     Wo    fiberhohe   Zahlungen    die 
Bauernwirtschaft   nicht   zeniltten,    will  der 
Bauer  nicht  seinen  Wirtschaftsbetrieb  durch 
Neuumteilungen  stören.     Durch  diesen  Ver- 
teilungsmodus   nach  Revisionss(»elen  ist  das 
Kecht  eines  jeden  Bauern  auf  Land  negiert,  i 
und  jene  Gemeindegenossen,   die   nach  der  I 
X.  Revision  gel»oren  worden  sind  und  keine  j 
Landanteile  erhalten  haben,  befinden  sich  in  , 
Opposition  gegen  dieses  Verteilungssystem, 
das  gegenwärtig  häufig  nur  als  eine  Ueber- 
gangsform  von  Feldgemeinschaft  zum  erb- ' 
liehen  Hof  besitz  betrachtet  werden  kann.      > 

Das  S^'stem  der  Verteilung   nach   vor-  i 
liandenen    männlichen    Seelen    findet    dort' 
statt,  wo  die  landlosen  Bauern,    die  gegen 
die    Land  Verteilung    nach     Revisionsseelen 
sind,    die   nötige   Majorität    erlangen.     Bei 
dieser  Verteilung   werden   in  manchen  Ge- 
meinden alle  männlichen  Seelen,  Säuglinge ; 
eingeschlossen,  berücksichtigt ;  in  anderen  Ge-  j 
meinden  dagegen  wird  eine  Grenze  festgestellt  | 
und  das  Land  wird  verteilt   au   alle  männ- 
lichen Seelen   vom  5.,  8.  oder  10.  Lebens- 
jahre. 

Obgleich  die  Stellung  der  Frau  in  der 
Gemeinde  wie  in  dem  russischen  Bauern- 
leben überliaupt  eine  ausseronlent lieh  traurige 
ist,  kommt  es  in  manchen  Gemeinden  vor, 
dass  mau  das  Land  pi-o  Kopf  beiderlei  Ge- 
schlechtes verteilt.  Dadurch  wird  nicht 
etwa  die  Gleichberechtigung  der  Frau  in 
der  Gemeinde  festgestellt,  sondern  es  ge- 
schieht aus  Rücksicht  auf  jene  Hauswirte, 
die  viele  Töchter  und  keine  Söhne  liaben 
und  sich  dadurch  in  ungünstiger  Lage  be- 
finden. Diese  Verteilung  ohne  Unterschied 
des  Geschlechtes  heisst  die  Verteilung  pro 
»Mund«,  pro  »Esser«.  Sie  ist  im  allgemeinen 
nicht  besonders  verbreitet. 

Besondei-s  verbreitete  Verteilungsart  sind 
die  männliche  Arbeitskraft  und  das  Tjaglo. 
Wenn  der  Ertragswert  des  Grund  und 
Bodens  ein  viel  niedrigerer  ist  als  die 
Lasten,  die  auf  ihm  ruhen,  sieht  sich  die 
Gemeinde  gezwungen,  dieselben  nach  der 
Leistungsfähigkeit  unter  die  Gemeindemit- 
glieder zu  verteilen,  und  sie  nimmt  gewöhn- 
lich die  Arbeitskraft  des  Baueni  zum  Aus- 
gangspunkt. Pro  Seele  können  die  Lasten 
nicht  verteilt  werden,  da  die  an  Seelen 
starke,  aber  an  Arbeitskräften  schwache 
Bauernwirtschaft  nicht  im  stände  sein  wird, 
den  auferlegten  Verpflichtungen  nachzu- 
kommen, und  so  werden  die  Lasten  pro 
Arbeiter  verteilt. 


In  vielen  Gemeinden  winl  auch  Kindern 
und  Givisen  ein  entsprechender  Teil  der 
La^sttm  auferlegt;  man  nennt  diese  Ver- 
teilung die  »Bruchteill^elastung«.  Es  winl 
dahoi  in  Betracht  gezogen,  dass  ein  Greis 
oder  ein  Kind  auch  etwas  erwerben  können ; 
auch  diesen  wird  daher  ein  Bnichteü  eines 
I^ndanteils  mit  den  entsprechenden  Zah- 
lungen auferlegt. 

Aehnlich  der  Verteilung  nach  männlicher 
Arbeitskraft  ist  die  nach  ^Tjaglo's«.  Der 
Begi-iff  Tjaglo  ist  kein  feststellender;  unter 
ihm  verstehen  die  Bauern  verschiedener 
Gegenden  ganz  Vei-schiedenes.  Im  tülgtfv 
meinen  ist  Tjaglo  eine  Einheit  der 
Proi)ortion  zwischen  den  Kräften  und  Be- 
dürfnissen der  (lemeindemitglieder  und  dem 
vorhandenen  Gemeindelande  mit  seinen 
Lasten  und  Vorteilen. 

Keussler  erklärt  dan  Begriff  »Tjagk>^ 
folgendermassen : 

>Die  Gesamtheit  der  Landnutzungen  und 
Lasten  verhält  sich  zur  Gesamtheit  (1er  pcn- 
sönlichen  Bedürfnisse  und  Arbeitskräfte 
wie  der  Landanteil,  der  als  ökonomische 
Einheit  angenommen  ist,  zur  gesuchten 
Grösse  dos  Pei-sonalbestandes   des  Tjaglo.-^ 

Diese  Tjagloverteilung  ist  gegenwärtig 
nur  noch  in  wenigen  Gemeinden  der  ehe- 
maligen gutsheiTlichen  Bauern  gebräuchlich 
und  hauptsächlich  in  solchen,  wo  die  Zah- 
lungen den  Bodenertrag  tiberragen. 

Zu  den  Verteilungsarten  in  den  mit 
Zahlung  überbürdeten  Gemeinden  gehört 
endlich  auch  die  Verteilung  nach  der  Leis- 
timgsfähigkeit  des  Hofes.  Bei  diesem  Ver- 
teil ungsmodus  hat  ein  joder  Hofwirt  das 
Recht,  die  Gemeinde  um  die  Befreiung  von 
einem  Landau  teil  zu  bitten  auf  Grund  seiner 
ökonomischen  Schwäche  oder  physischen 
Gebrechen.  Eine  solche  Bitte  findet,  wenn 
sie  berechtigt  ist,  in  derartigen  Gemeinden 
Gehör ;  der  Bauer  wird  von  dem  Landanteil 
befreit,  und  der  frei  gewordene  Landanteil 
wird  einem  leistungsfähigeren  Bauernwirt 
auferlegt. 

Wirtschaftliche  Motive  sind  es  also,  die 
die  Bauemgemeinden  der  verschiedenen 
Gegenden  Russlands  zu  dieser  oder  zu  jener 
Verteilungsart  bewegen.  Wo  die  zugeteilten 
Landanteile  für  die  Bauern  keine  Last^  son- 
dern einen  Vorteil  bedeuten,  suchen  die  be- 
sitzenden Bauern  bei  den  alten  Revisions- 
anteilen zu  bleiben,  und  nur  den  äussersten 
Anstrengungen  der  am  Gemeindebesitz  nicht 
beteiligten  oder  der  durch  diesen  Vertei- 
lungsmodus benachteiligten  Opposition  ge- 
lingt es,  Landumteilungen  nach  einem  ande- 
ren Modus  zu  bewirken.  Was  nun  die  Um- 
teilungsfrist  betrifft,  so  war  dieselbe  äusserst 
verschieden.  Von  der  Gesetzgebung  wurde 
die  llmteilungsfrist  erst  im  Jahre  1893 
i-eguliert.   Vorher  bewegte  sie  sich  zwisdien 
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3—15  Jahren.  Auf  die  technischen  Einzel- 
heiten der  feldgemeinschaftlichen  Praxis  er- 
laubt uns  der  Raum  hier  nicht  einzugehen. 
Wir  wollen  nun  sehen,  warum  die  Feldge- 
meinscliaft   zum  Untergange  verurteilt  ist. 

8.  Die  auflösende  Wirkung  der  so- 
zialen Phänomene  der  Gegenwart  auf 
die  Feldgemeinschaft  Em  russischer 
Staatsmann  äusserte  sich  in  einem  anonym 
erschienenen  Werke  »Die  Missernte  und  die 
Volksnot«  dahin,  dass  bei  der  zunehmenden 
Bevölkerung  das  Recht  der  Gemeindegenossen 
auf  gleichmässigen  Landanteil  schliesslich  ein 
gleiches  Recht  auf  den  Hungertod  bedeuten 
wird.  Diese  Behauptung  ist  völlig  richtig, 
und  der  Landmangel  ist  die  wirksamste  Ur- 
sache der  Auflösung  der  Feldgemeinschaft. 
Die  Teilbarkeit  des  Grund  und  Bodens  ist 
stets  nur  bis  zu  einer  gewissen  Grenze 
möglich,  die  von  dem  Ackerbausystem  und 
den  lokalen  klimatischen  und  sozialen  Be- 
dingungen abhängt.  In  vielen  Gegenden 
Russlands  ist  diese  Grenze  schon  erreicht, 
in  mianchen  sogar  überschritten.  Der  Land- 
mangel muss  notwendig  die  russische  Feld- 
gemeinschaft mit  ihrem  Rechte  auf  Land 
aufheben.  So  behauptet  auch  W.  Woronzoff, 
der  der  eifrigste  Anhänger  der  Feldgemein- 
schaft ist:  »Ein  grösserer  Landreichtum 
scheint  die  Umteilungen  zu  begünstigen, 
weil  die  Bauern,  deren  Landanteile  gekürzt 
werden  sollen,  doch  genügend  Land  erhal- 
ten, um  ihre  Arbeitskraft  voUständig  aus- 
zunutzen; deshalb  brauchen  sie  nicht  be- 
sonders energisch  gegen  die  Umteihmg  zu 
protestieren.  Ist  aber  der  Landanteil  klein, 
dann  sind  die  Gegensätze  extrem  und  ein 
zu  kleiner  Landanteil  erweckt  sogar  bei  den 
besonders  landarmen  Bauern  ein  geringes 
Intei-esse  an  einer  ümteilung.^r  —  Wenn  bei 
einem  derartigen  Landman^el  eine  ümtei- 
lung  auch  stattfindet,  so  nuniert  sie  nur  die 
wohlhabenden  Bauern,  ohne  den  Armen  zu 
helfen.  Die  landschaftlichen  statistischen 
Untersuchungen  bestätigen  es  vollständig. 
So  z.  B.  äussert  sich  der  bessarabische 
Statistiker  Jermolinski:  »Wenn  die  Land- 
anteile, die  von  den  einzelnen  Wirten  ge- 
nutzt werden,  derartig  sich  verringern,  dass 
eine  weitere  Verkürzung  derselben  die  Exis- 
tenz des  neuen  Wirtes  nicht  sichert  und 
die  des  alten  ruiniert,  dann  hören  die  all- 
gemeinen Umteilungen  auf  und  die  Feldge- 
meinschaft stirbt  ab.«  Aehnliches  bezeugen 
die  Statistiker  anderer  Gegenden. 

Das  Hauptargument  der  Anhänger  der 
Feldgemeinschaft  war  die  Ansicht,  dass  die 
Feldgemeinschaft  Russland  vor  der  Ent- 
stehung eines  Proletariats  retten  kann.  Die 
wirtschaftliche  Entwickelung  Russlands  hat 
diese  Prophezeiung  nicht  bestätigt,  vielmehr 
ergab  sich,  dass  innerhalb  der  Feldgemein- 
schaft die  Bauernscliaft  in  Wirtschaftsfähig 


und  in  völlig  Verarmt  zerfiel.  Die  Differen- 
zierung des  Bauernstandes  ist  wiederum  ein 
bedeutender  Faktor  in  der  Auflösung  des 
Gemei  n  debesit  zes. 

Wenn  wir  z.  B.  die  915140  untersuchten 
Bauern wh'tschaften  des  Gebietes  der  süd- 
lichen Schwarzerde  nehmen,  so  stellt  sich 
heraus,  dass  230086  Wirtschaften  oder  25,1  "/o 
kein  Arbeitsvieh  haben,  231569  Wirtschaf- 
ten oder  25,3  ®/o  haben  nur  ein  Stück  Arbeits- 
vieh und  453485  Wirtschaften  oder  49,6  ^/o 
aller  Wirtschaften  haben  zwei  oder  mehr 
Stück  Arbeitsvieh.  Aus  der  Gesamtzahl 
dieser  Wirtschaften  sind  imstande  ihren 
Landanteil  selbständig  zu  bebauen  nur  62,2% 
und  38%  haben  teilweise  schon  mit  der 
landwirtschaftlichen  Thätigkeit  gebrochen, 
und  wo  nicht,  müssen  sie  früher  oder  später 
aus  der  Landwirtschaft  scheiden.  Aber 
auch  diejenigen,  die  sich  auf  ihren  Landan- 
teilen halten  können,  sind  zum  gi'ossen  Teil 
neben  der  Landwirtschaft  auch  auf  die  Haus- 
industrie angewiesen.  Diese  Hausindustrie 
trägt  aber  auch  ihrerseits  zur  Differenzierung 
des  Bauernstandes  und  zur  Untergrabung 
der  Feldgemeinschaft  bei. 

Die  Hausindustrie  wirkt  auf  die  Feldge- 
meinschaft ein  nicht  nur  durch  die  Diffe- 
renzierung der  Bauernraasse,  sondern  auch 
dadurch,  dass  sie  die  Gemeindegenossen  von 
der  Macht  der  Erde,  von  der  Ehrfurcht  vor 
der  althergebrachten  Tradition  befreit.  Bei 
der  Feldgemeinschaft  gehört  der  Hauptbesitz, 
das  Grundeigentum,  nicht  dem  einzelnen, 
sondern  der  Gemeinde,  und  ein  jeder  Ge- 
meindegenosse hat  sich  gewöhnt,  sich  nur 
als  vorübergehenden  Nutzniesser  dieses  oder 
jenes  Landanteiles  zu  betrachten.  Für  den 
hausindustrieUen  Bauern,  bemerkt  aber  sehr 
richtig  Professor  Issajeff.  kommen  noch 
andere  Elemente  in  Betracht,  Produktions- 
mittel und  Produkte,  die  ihm  als  volles,  un- 
beschränktes,  individuelles  Privateigentum 
angehören.  Unabhängig  von  seinen  Berufs- 
genossen sein  Gewerbe  betreibend,  aUein  auf 
dem  Markte  die  Verantwortlichkeit  für  die 
Qualität  seiner  Waren  tragend,  allein  die 
Gewinste  beziehend,  trägt  der  Hausindus- 
trielle diese  neue  Auffassung  auch  auf  die 
Landwirtschaft  über.  Er  möchte  ebenso  frei 
über  seinen  Grundbesitz  verfügen.  »Und 
wirklich,  behauptet  Issajeff,  in  vielen 
Gegenden  der  Troickaja  Wolost  äussert  sich 
dieses  individualistische  Streben  der  Haus- 
industriellen in  den  selten  vorkommenden 
Landumteilungen.  Seit  der  Bauernbefreiung 
blieben  die  Landanteile  bei  denselben  Bauern, 
die  sie  im  Jahre  1861  erhalten  haben.« 

Die  Majorität  der  Bauern  kann  aber  ohne 
gewerbliche  Nebenverdienste  sich  auf  dem 
Landanteile  nicht  halten,  weil  unter  den  vor- 
liegenden Beilingungen  derselbe  den  Bauern 
auch    das    blosse    physiologische   Existenz- 
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rainimum  nicht  gewährt.  Die  bäuerliche 
Existenz  beruht  also  auf  dem  Landanteil 
und  der  Hausindustrie.  Diese  Hausindustrie 
ist  aber  dem  Untergange  geweiht,  sie  kann 
mit  der  Fabrik  nicht  konkurrieren.  Aus- 
nahmen kommen  vor,  aber  im  grossen  und 
ganzen  ist  die  Tendenz  imbestreitl»ar.  Und 
alle  diese  Bauern,  die  von  der  landwirt- 
schaftlichen Thätigkeit  nicht  leben  können 
und  keine  Stütze  in  der  Hausindustrie  mehr 
finden,  die  werden  in  der  Landgemeinde 
völlig  überflüssig.  Ihre  Zuflucht  muss  die 
Fabnk  werden,  die  die  Hausindustrie  ver- 
drängt hat. 

»Wem  gehören  die  Hütten  mit  den  ver- 
nagelten Fenstern?«  fragt  der  berühmte 
russische  Novellist  Zlatowratski  einen 
Bauern  im  Dorfe.  »Wohl  dem  »luftigen« 
Volke?« 

»Sehr  richtig,  dem  »Luftigen«,  antwortet 
der  Bauer.  »Luftig«  —  das  ist  das  richtige 
Wort,  weil  dieses  Völkchen  wie  ein  Vogel 
fliegt.  Zuerst  sitzt  er  und  strengt  sich  an 
und  quält  sich  ab  auf  seiner  Dessjatine, 
aber  endlich  .  .  .  Husch!  Da  ist  er  fortge- 
flogen .  .  .  Und  da  bittet  er  noch  den  Nach- 
bar (damit  man  ihm  einen  Pass  gebe),  er 
möge  doch  seinen  Landanteil  pachten.  In 
Christi  Namen  bittet  er,  giebt  Schnaps  und 
verpflichtet  sich  noch  Geld  zuzuzahlen,  nur 
sei  gnädig,  und  nimm!  Nun  und  man 
nimmt  das  Land  .  .  .  Uns  ordentlichen 
Bauern  ist  es  auch  vorteilhaft  ...  Es 
kommt  vor,  er  kehrt  später  zurück  und  will 
seinen  Landanteil  .  .  .  Aber  womit  wird 
er  es  bebauen?!  Und  so  geht  er  noch  zum 
Pächter  und  wird  Lohnarbeiter  auf  seinem 
eigenen  Laudanteil  ...  Ja,  alles  ist  wie 
Gott  einem  beschert!« 

Dieser  »luftige«  Bauer,  der  sich  selb- 
ständig auf  seinem  Landanteile  nicht  halten 
kann,  muss  Proletarier  werden,  weil  er  es 
schon  ist  ti-otz  seines  Besitztitels  auf 
seinen  Landanteil. 

Dr.  M.  Tugan-Baranowski  weist  in  seinem 
vortrefflichen  Werke  über  die  russische 
Fabrik  nach,  dass  »94®/o  der  Fabrikarbeiter 
des  Moskauer  Gouvernements  »Bauern«  sind. 
Aber  es  ist  offenbar,  dass  diese  Bauern,  die 
als  »Landwirte«  gelten,  in  der  Wirklichkeit 
jenen  überflüssigen  Bevölkenmgsteil  bilden, 
den  das  Dorf  aus  dem  engen  Rahmen  des 
ländlichen  »Mir«  hinauswirft.  Ihre  Zuge- 
hörigkeit zum  bäuerlichen  Mir  äussert  sich 
in  ihrer  unterthäuigen  Stellung  zur  bäuer- 
lichen Gemeinde,  in  der  solidarischen  Haft- 
l>arkeit  in  Steuerangelegeuheiten ,  in  ihrer 
Abhängigkeit  beim  Erhalten  des  Passes  u. 
s.  w.  Das  Recht  auf  Land  dieser  »Bauern« 
ist  für  sie  ein  Privilegium  odiosum.« 

Es  ist  uns  unmöglich,  hier  auf  alle  die 
sozialen  Phänomene,  die  die  Feldgemein- 
schaft   zersetzen,    genau    einzugehen.      Wir 


haben  es  an  anderen  Orten  gethan  und  -»ir 
können  hier  die  Ursachen  mir  andeiit«^  mri 
die  Thatsache  konstatieren,    dass   die  Feli- 
gemeinschaft  mit  ihrem   Rechte    aof    LaaJ 
und   mit   ihrer    Zwerg^-irtschaft    mit    Ct^ 
Wirtschaftsleben  Russlands  und  seiner  ka[H- 
talistischen  Entwickelung  sich  als  un^-erträ^- 
lich    erwiesen    hat      Was    der     russi^ie^ 
Bauer  jetzt  erlebt,  ist  der  Differenzierons^ 
prozess.    Innerhalb  des  Rahoiens  des    altrt 
Rechtes,   das   Gleichheit   des    Besitzen    l— 
zweckte,   bildet  sich  als  Massenerschein rir^' 
aus  die  immer  krasser  werdende  Scheid un;: 
zwischen  Besitzenden  und  NichtbesitzjeaMif  -i. 
Die   Zwergwirtschafi,     wie    sie    notwemli-: 
eine  Folge  der  Art  der  Bauernbefreiung  im-^ 
hauptsäolilich  der  Feldgemeinschaft  war,   h^i 
die  russische  Bauernschaft  in  wirtschaftüei^ 
Widersprüche  verwickelt,    hat  sie  vt>r  Auf- 
gaben gestellt,  die  niu»  durch  das  Abgeiien 
des  alten  feldgemeinschaftlichen  Rechte»:  zu 
lösen  sind.  Die  wirtschaftliche  EntwickeliiD;r 
Russlands    drängt    gebieterisch    auf    eiopr. 
Uebergang  zu  einer   rationelleren  landwirr- 
schaftlichen  Kultur,  zur  Ausscheidung  einer 
Bauernklasse  im   Sinne  normaler  Vollwirt- 
schaften  und  ziur  Ausbildung   eines    indus- 
triellen   und    landwirtschaftlichen   Arbeiter- 
standes.  Innerhalb  der  alten  Rechtsordnung' 
beginnt  nun  dieser  Prozess,    und  nach  dem 
Masse  seiner  Entwickelung  werden  die  Um- 
teiiungen  seltener  und  die  legale  Aufhebuni^ 
der  Feldgemeinschaft  mit  ihrem  Rechte  airf 
Land  ist  nur  eine  Frage  der  2feit. 

9.  Die  neuere  Gesetzgebung  über  die 
Feldgemeinschaft.     Im  Jahre    1893    sind 
zwei  Gesetze  erlassen  worden,    die    direkt 
die  Feldgemeinschaft  betreffen.     Die    Ten- 
denzen dieser  zwei  Gesetze  stehen  im  Wider- 
spruch.    Das   eine   Gesetz    bedeutet    einen 
Schritt  vorwärts    zm*  Aufhebung    der  Feld- 
gemeinschaft das  andere  erstrebt  die  Krm- 
servierung  derselben.   In  diesen  sich  -wider- 
sprechenden   Tendenzen    äussert    sich    der 
Widerspruch  zwischen  den  Forderungen,  die 
die    fortgeschrittene    Technik    an    das    5»ie 
regelnde  Recht  stellt,  und  der  russischen 
Staatsordnung,  die  die  Vorteile  von  der  vor- 
geschrittenen Produktion  und   dem  veralte- 
ten Rechte  zugleich    ziehen    möchte.      Mit 
der   Auflösung   der   Feldgemeinschaft*    mit 
der  Befreiung  des  Individuums  von   seiner 
Scholle  und  seiner  Gemeinde,  mit  der  Aus- 
bildung eines  freien  selbstbeiÄiissten  stadti- 
schen Proletariats  befürchtet  die  Regierung, 
und  mit  Recht,  den  Status  quo  der  bestehen- 
den Staatsform  nicht  aufrecht  erhalten   zu 
können.     Diesen    Aengsten    entspringt    die 
moderne  russische  »Sozialpolitik«.    Das  erste 
G.  V.  8.  Juni   1893  über  die  Umteüungen 
des  Gemeindelandes  sucht  die  Schäden  der 
Feldgemeinschaft  zu  schwächen. 

§   5   des    betreffenden   Gesetzes    lautet: 
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^Die  ümteilungsfrist  wird  auf  zwölf  oder 
mehr  Jahre  festgesetzt.*  Eine  Anmerkung 
erläutert,  dass  diese  Beschränkung  der  üm- 
teilungsfrist sich  nicht  auf  Fälle  erstreckt, 
wo  die  ümteilung  des  Gemeindelandes  zum 
Zwecke  der  definitiven  Teilung  desselben 
in  konstante  erbliche  Anteile  vorgenommen 
wird. 

§  6.  In  Ausnahmefällen  darf  eine  neue 
ümteilung  auch  vor  Ablauf  der  Frist,  welche 
in  dem  Gemeindebeschlusse ,  betreffend  die 
Bedingungen  der  vorhergehenden  ümteilung, 
statuiert  wimie,  vorgenommen  werden,  aber 
nur  unter  der  Bedingimg,  dass  die  (jemeinde 
sich  eine  specielle  Erlaubnis  des  Gouveme- 
mentskollegiums  zur  Kürzung  dieser  Frist 
auswirkt. 

§  9.  Bei  jeder  ümteilung  wird  den- 
jenigen Bauern,  welche  die  Bonität  ihres 
Liandanteils  durch  Düngung,  Entwässerung, 
Irrigation  oder  auf  irgend  welche  andere 
Weise  melioriert  haben,  gleicherweise  den 
Rechtsnachfolgern  dieser  Bauern,  der  Land- 
anteil nach  Möglichkeit  auf  der  früher  von 
ihnen  benutzten  Stelle  zugewiesen.  Im 
Falle  dieses  unmöglich  ist,  erhalten  ge- 
nannte Personen  entweder  einen  Landanteil, 
welcher  von  der  gleichen  Bonität  ist  wie 
der  früher  benutzte,  oder  eine  Entschädigung, 
die  in  einer  entsprechenden  Kürzung  der 
Abgaben  besteht  oder  auf  andere  Weise  ver- 
wirklicht wird. 

§  10.  Im  Zeitraum  zwischen  der  Aus- 
führung des  Gemeindeschlusses  über  den- 
selben Gegenstand  darf  die  Gemeinde  die 
Landanteile  der  einzelnen  Hofwirte  weder 
in  ihrem  ganzen  umfange  noch  teilweise 
einziehen,  mit  Ausschluss  folgender  Fälle: 

1.  Tod  des  Hofwirtes.  Austritt  aus  der 
Gemeinde,  Ausweisung  desselben  gemäss 
einem  gerichtlichen  urteil  oder  einem  Ge- 
meindebesclüusse ,  nachrichtslose  Abwesen- 
heit und  Aufgabe  der  Wirtschaft  seitens  des 
Hofwirtes,  wenn  in  allen  diesen  Fällen  der 
gestorbene  resp.  ausgetretene  Hofwirt  in  der 
Gemeinde  keine  Familienmitglieder  hinter- 
lassen hat,  welchen  der  Landanteil  über- 
lassen werden  könnte.  2.  Verzicht  des  Hof- 
wirtes selbst  auf  die  Benutzung  des  Landes. 
8.  Steuerrückständigkeit  (§  188  der  allge- 
meinen Bauernordnung). 

Das  sind  die  für  uns  in  Betracht  kommen- 
den Bestimmungen,  die  übrigen  Paragraphen 
sind  verwaltungsrechtlicher  Natur. 

Dieses  Gesetz,  das  die  ümteilungsfrist  auf 
wenigstens  12  Jahre  normiert  und  Entschädi- 
gung für  Meliorationen  verordnet,  zeigt,  dass 
sich  die  Regierung  der  technischen  Schäden 
der  Feldgemeinschaft  wohl  bewusst  ist.  In 
den  Motiven  zu  diesem  Gesetze  ist  der  erb- 
liche Hof  besitz  als  die  für  die  Zukunft  meist 
erwünschte  Form  des  bäuerlichen  Grund- 
besitzes  erachtet,     und   das   Gesetz    muss 


zweifelsohne  eine  auflösende  Wirkung  auf 
den  Gemeindebesitz  ausüben,  denn  m  12 
Jahren  muss  die  Zahl  der  landlosen  Bauern 
beträchtlich  zunehmen,  und  wenn  das  Recht 
auf  Land  verwirklicht  werden  sollte,  müssten 
die  Landanteile  der  Besitzenden  in  einer 
die  Erhaltung  der  Wirtschaft  sehr  gefährden- 
den Weise  gekürzt  werden,  wogegen  die 
existenzfähigen  Bauern  begreiflicherweise 
aufs  energischste  kämpfen  werden.  Je  länger 
die  ümteilungsfrist,  um  so  eingreifender  und 
schmerzlicher  muss  eine  ümteilung  wirken, 
und  mit  je  verhängnisvolleren  Folgen  eine 
ümteilung  den  existenzfähigen  Bauern  drohen 
wird,  um  so  stärker  muss  die  Opposition 
sein,  auf  die  die  ümteilungen  stossen  werden. 
Was  nun  die  Bestimmung  über  Entschädigung 
für  Meliorationen  anbetrifft,  so  sind  wir  der 
Ansicht,  dass  sie  in  der  feldgemeinschaft- 
lichen Praxis  gegenwärtig  kaum  verwirk- 
licht werden  kann. 

Das  andere  G.  v.  ^14.  Dezember  1893 
betrifft  die  Feldgemeinschaft  direkt  nur  in 
seinem  zweiten  Artikel,  ist  aber  für  die 
russische  »Sozialpolitik«  derartig  charakte- 
ristisch, dass  wir  es  für  angemessen  erachten, 
den  Wortlaut  des  ganzen  Gesetzes  anzu- 
führen. 

§  1.  Der  Verkauf  von  Bauernland  durch 
ganze  Gemeinden  wird  nicht  anders  zuge- 
lassen, als  auf  Grund  eines  besonderen  Ge- 
meindebeschlusses, gefasst  mit  nicht  weniger 
als  2'3  Majorität  aller  auf  der  Gemeindever- 
sammlung stimmberechtigten  Bauern  und 
bestätigt  vom  GouvernementskoUegium  für 
bäuerliche  Angelegenheiten.  Wenn  der  Wert 
des  zur  Veräusserung  gelangenden  Grund- 
stückes 500  Rubel  übei-steigt,  so  ist'  zum 
Verkauf  erforderlich  die  Genehmigung  des 
Ministers  des  Innern,  erteilt  im  Einverständ- 
nis mit  dem  Finanzminister,  und  in  den 
Fällen  der  Veräusserung  von  Grundstücken 
zu  bergbaulichen  Zwecken  auch  im  Ein- 
verständnis mit  dem  Minister  der  Reichs- 
domänen. 

Die  Wirksamkeit  der  durch  diese  Be- 
stimmungen ausgesprochenen  Beschränkung 
ersli-eckt  sich  nicht  auf  Fälle:  1.  der  üra- 
wechselung  von  Grundstücken  auf  Grund 
des  §  36  des  Gesetzes  über  die  bäuerlichen 
Institutionen  und  der  ümwechselung  bei 
Separationen;  2.  der  Zuweisung  von  Land 
kraft  eines  GemeindebCvSchhisses  zu  Gunsten 
der  Kleriker  der  neuemchteten  Kireh- 
spiele.  Genannte  ümwechselungen  und  Zu- 
weisungen werden  auf  Grund  der  geltenden 
Bestimmungen  ausgeführt. 

§  2.  Die  Grundstücke  des  Bauernlandes, 
welche  von  einzelnen  Bauern  erworben  sind 
oder  in  erblicher  Nutzung  der  einzelnen 
Höfe  sich  befinden,  dürfen  im  Wege  der 
Schenkung  und  des  Verkaufs,  sowohl  des 
freiwilligen  als  auch  des  zwangsweisen  — 
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wegen  Rückständen  in  Ablösungszahlungen 
(Ablösungsorclnung  §  133—138),  nur  an 
Pei'sonen,  welche  zur  Ijandgemeinde  ge- 
hören oder  bei  dieser  Gelegenheit  in 
die  Gemeinde  eintreten  werden,  veräussert 
werden. 

Die  Wirksamkeit  der  durch  diese  Be- 
stimmung ausgesprochenen  Beschränkung 
erstreckt  sich  nicht  auf  Fälle:  1.  der  Cm- 
wechselnng  der  Grundstücke  auf  Grund  des 
§  36  des  Gesetzes  über  die  bäuerlichen  In- 
stitutionen und  der  Umwechselung  bei  Se- 
parationen ;  2.  YeräUvSserung  von  Bauernland 
für  gewerbliche  Zwecke.  In  dem  letzteren 
Falle  können  die  Bauernlandanteile  an  An- 
gehörige aller  Stände  verkauft  wenlen,  aber 
nicht  anders  als  mit  besonderer  Erlaubnis 
des  Ministers  des  Innern,  im  Einverständnis 
mit  dem  Finanzminister  resp.  mit  ihm  und 
dem  Minister  der  Reichsdomänen. 

§  3.  Den  bäuerlichen  Gemeinden  und 
den  einzelnen  Bauern  wird  verboten,  das 
Bauernland  mit  Hypotheken  zu  Gunsten  von 
Privatpei-sonen  oder  Privatinstituten  zu  be- 
lasten, selbst  wenn  das  auf  diesem  Lande 
lastende  Ablösungsdarlehn  bereits  getilgt  ist. 
Der  Verkauf  solchen  Landes  im  Exekutions- 
wege auf  Grund  gerichtlicher  Urteile  ist 
nur  zulässig,  wenn  es  sich  um  Foi'denmgen 
aus  Pfandbriefen  handelt,  welche  in  der  Zeit 
vor  der  Veröffentlichung  dieses  Gesetzes  in 
gesetzlich  vorgesclu-iebener  Weise  ausgegeben 
worden  sind. 

II.  Zur  Abändenmg  und  Ergänzung  der 
Bauemordnung  wird  folgendes  bestimmt: 

Bis  zur  Einzahlung  des  Ablösungsdar- 
lehns  ist  die  Ausscheidung  der  Landanteile 
der  einzelnen  Hofwirte  aus  dem  von  der 
Gemeinde  erworbenen  Grundbesitze  und  ge- 
sonderte Ablösung  der  Landanteile  vor  dem 
allgemeinen  Termin  nicht  anders  zulässig, 
als  mit  Einwilligung  der  Gemeinde  und 
unter  Bedingungen,  welche  in  einem  Be- 
schlüsse der  betreffenden  Gemeindeversamm- 
lung anzugeben  sind. 

III.  Die  Wirksamkeit  der  unter  I  und  II 
getroffenen  Bestimmungen  erstreckt  sich 
weder  auf  die  Gouvernements  des  König- 
reichs Polen  noch  auf  die  baltischen  Pro- 
vinzen, auf  die  Gouvernements  und  Provinzen 
des  kaukasischen  Gebietes  und  des  asiatischen 
Russland. 

Das  ganze  Gesetz  zeichnet  sich  durch 
seine  reaktionäre  Tendenz  aus,  die  wir  an 
anderen  Stellen  eingehend  geprüft  haben. 
Hier  sei  nur  darauf  hingewiesen,  dass  das 
ganze  Gesetz  ein  hoffnungsloser  reaktionärer 
Versuch  ist,  gegen  die  kapitalistische  Ent- 
wickelung  zu  kämpfen,  um  den  absolutisti- 
schen Status  quo  zu  sichern,  während  aber 
andererseits  clieselbe  Regienmg  den  Kapi- 
talismus zu  fördern  gezwungen  ist,  um  den 
Ansprüchen  eines  eiux)päischen  Staates  ge- 


nügen zu  können.  Wegeü  Ramnioan^' ! 
wollen  wir  nur  den  die  Feldgemeina* -kiir 
direkt  betreffenden  Teil  des  Gesetzes  in- 
Auge fassen.  Das  ist  der  Artikel  IL  Dk-s^r 
Artikel  hebt  den  §  165  der  aUgemeinen  Ai- 
lösungsordnung  auf.  Da  der  Gesetzsv^l-r 
bei  der  Bauernbefreiung  sich  der  Schädei. 
der  Feldgemeinschaft  wohl  be wusst  war  an- . 
für  die  Zukunft  auf  einen  CebeingaDg  tmt 
Feldgemeinschaft  zum  persönlichen  Grund- 
besitz hoffte,  wurde  im  §  165  der  Ablosunp^ 
Ordnung  bestimmt: 

»Bis  ziu'  Auszahlung  der  Ablö&ungsi^cbu. 
ist  die  Ausscheidung  der  Anteile  der  eir- 
zelnen  Hofwirte  aus  dem  von  der  Gem^^ia<ir 
erworbenen  Ijande  nur  bei  Zustiminmig  litr 
Gemeinde  zulässig.  Aber  wenn  ein  Wm. 
welcher  aus  der  Feldgemeinschaft  aussciieid»! 
will,  bei  der  Rentei  die  ganze,  auf  sein^n. 
Anteile  lastende  Ablösungsschuid  einzaii::- 
80  ist  die  Gemeinde  verpflichtet,  dem  Baueru- 
welcher  eine  solche  Zahlung  gemaclit  liat 
einen  entsprechenden  Landanteil  au^o- 
scheiden,  soweit  thunlich  an  einer  SteL'- 
(d.  h.  arrondiert);  die  Auswahl  dersell^i. 
wiixl  dem  Gutdünken  der  Gemeinde  ür^er- 
lassen;  bis  zur  erfolgten  Ausscheidung  nutzt 
der  Betreffende  das  von  ihm  erworl^en- 
Grundstück  als  Teil  des  Gemeindelaades. 
ohne  die  Ablösungszahlungen  zu  entrichten. 

Die  immer  weiter  um  sich  greifen«!*^ 
Furcht  vor  Jjandkürzung  durch  allgemein^^ 
Umteilungen  und  die  Verringerung  der  Al>- 
lösungsschuld  wirkte  immer  steigernd  auf 
die  Zahl  der  vorterminlichen  Ablösungen- 
Wenn  auch  die  Gesamtzahl  des  deiartii: 
abgelösten  bäuerlichen  Gnmdbesitzes  mir 
*/2  "/o  des  gesamten  bäuerlichen  AnteülaDde^ 
ausmacht,  so  ist  doch  die  sich  steigernd»- 
Tendenz  derartiger  Ablösungen  unverkena- 
bar.  Nur  etwa  658000  Dessjatinen  sind  von 
den  Bauern  vorterminlich  abgelöst  wonien. 
aber  aus  dieser  Zahl  sind  abgelöst: 

von  1864—1869  6% 
„  1870-1875  isX 
„  1876—1881  30*0 
„     1882—1887   48^0 

Die  Ausscheidung  aus  der  Feldgemeio- 
schaft  auf  Grund  des  §  165  der  Ablösungs- 
Ordnung  versprach  also  eine  immer  gwsseiv 
praktische  Bedeutimg  zu  bekommen. 

Der  §  165  der  Ablösungsordnung  wuido 
nun  zur  Zielscheil^  für  die  Angriffe  der 
Anhänger  der  Feldgemeinschaft.  Sofortige 
Aufhebung  dieser  Bestimmung  war  die 
Losung.  Das  G.  v.  14  Dezember  1893  kam 
dieser  Forderung  nacli  und  modifizierte  den 
§  165  dahin,  dass  von  nun  an  die  vor- 
terminliche separate  Ablösung  und  die  Aus- 
scheidung der  bäuerlichen  Landanteile  au? 
dem  Gemeindebesitze  nur  mit  Genehmigung 
des  Mir  erfolgen  kann,   und  dadurch  wird 
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<lie  letzte  Möglichkeit  des  Bauern,  von  dem 
ihn  knechtenden  Mir  sich  2jn  befreien,  ab- 
p^isclinitten. 

Nim  sehen  wir,  in  welchem  extremen 
Widerspruch  die  Tendenzen  der  beiden  Ge- 
s^ctzo  vom  Jahi-e  1893  stehen.  Das  ei*ste 
ixeselz  sucht  die  Schäden  der  Feldgemein- 
s<*.haft  zu  paralysieren  und  stellt  in  den 
Motiven  den  Uebergang  zum  Hofbesitz  als 
die  für  die  Zukunft  meist  erwünschte  Grund- 
besitzform hin.  Das  andere  Gesetz  verbietet 
xinter  anderem  die  einzige  bis  dahin  exis- 
tiei*ende  Möglichkeit,  aus  der  Feldgemein- 
schaft auszutreten. 

Keine  Gesetze  werden  aber  im  stände 
sein,  das  Unhaltbare  aufrechtzuerhalten.  Und 
<lie  Feldgemeinschaft  mit  ihrer  Zwergwirt- 
schaft, der  landwirtschaftliche  Raubbau  mit 
seinen  periodischen  Hungersnöten  sind  ein 
unhaltbai-er  Zustand.  Der  Uebergang  von 
Naturalwirtschaft  zu  kapitalistischen  Pro- 
duktionsverhältnissen ist  im  Anfange  mit 
Härten  verbunden.  Sittlich  und  wii-tschaft- 
lleh  hat  aber  Russland  von  dieser  Ent- 
wickelung  nur  zu  gewinnen.  Beatus  ille 
<iui  patema  nira  bobus  exercet  suis. 

Wir  erachten  die  Feldgemeinschaft  als 
dem  Untergange  geweiht  und  wh-  erachten 
die  Gesetze  zur  zwangsweisen  Erhaltung 
derselben  als  unberechtigtes  scliädliches  und 
vergebliches  Mühen. 

»Es    ist  eine   einleuchtende  Wahrheit«, 
sagt  W.  E.  Postnikoff,  »bei  dem  Land- 
mangel, bei  der  Kleinwirtschaft,  beim  Mangel 
an  ausreichenden  gewerblichen  Verdiensten, 
kann  es  keine  Wohlhabenheit  in  der  Bauern- 
schaft geben,  und  alles  wirtschaftlichSch wache 
muss  so  oder  anders,  früh  oder  spät  aus  der 
bäuerlichen  Landwirtschaft  verdrängt  werden. 
Die   Gesetzgebung  könnte  diese  Wehen  er- 
leichtern und  das  bäuerliche  Leben  von  der 
überflüssigen,  zwecklosen  Vergeudung  mora- 
lischer und  physischer  Kräfte  im  Kampfe 
um  die  I^euumteilung,  der  auf  dem  Boden 
der  Feldgemeinschaft  geführt  wird,  befreien.« 
Die  russische  Gesetzgebung  ist  aber  noch 
nicht   zu  dieser  Einsicht  gekommen.     Die 
Feldgemeinschaft    ist   eine   Institution    des 
russischen  positiven  Rechtes   und  kann  nur 
durch  dasselbe  beseitigt  werden.     Während 
das  Privatei^entiun  am  Grund   und  Boden 
in  den  russischen  Städten  ähnlich  wie   in 
Westeuropa    von    Staatsgesetzen    garantiert 
ist  und  von  den  Wünschen  und  Begierden 
der  Majorität  der  betreffenden   städtischen 
Gemeinde  unabhängig   ist,  ist  es  den  russi- 
schen Dorfgemeinden  anheimgestellt,   durch 
Majoritätsbeschlüsse    die   Grundbesitzrechte 
der  einzelnen  Mitglieder  festzustellen.     Ist 
es  deshalb   im  Interesse   einer  bestimmten 
Majorität,  den  Besitz  der  Minorität  zu  teilen, 
80  geschieht  es.     Auch  in  Gemeinden,  in 
denen  Umteilungen   niemals   vorgenommen 
Handwttiterbvch  der  StaatswlBsenschaften.   Zweit« 


sind,  ist  der  Besitz  der  Gemeindegenossen 
durch  nichts  als  den  Wülen  der  Majorität 
geschützt.  Und  sogar  in  Gemeinden,  die 
rechtsgiltige  Beschlüsse  gefasst  haben,  keine 
Umteilungen  mehr  vorzunehmen,  kann  die 
Majorität  stets  einen  alten  Beschlnss  ziunick- 
rufen  und  einen  neuen  fassen. 

Litteratnr:    Wlttdimir    Gr,    SlmkliowUsch, 

Die   Feldgemeinachaß   in   Bussland,   Jena  1898. 

—  derselbe  f  Die  sozialökonomischen  Zehren 
der  russischen  Narodniki,  in  den  Jahrb.  für  NaU  u. 
Stat.  1897,  S.  Folfje,  Bd,  XIV.  —  derselbe, 
Becent  Works  o^n  Bussian  economic  conditions. 
Ycde  Bevieip,  Febmary  1900.  —  lierselbe,  Art. 
Bauernbefreiung  in  Bussland,  in  diesem  Hand- 
wörterbuch oben  Bd,  II  a.a.  O.  —  A.  von  Haxt" 
hatisen,  Studien  über  die  inneren  Zustände 
Busslands,  S  Bde.,  Hannover  und  Berlin  184? 
— 1852.  —  JC.  jD.  Kawelin,  Einiges  über  die 
russische  Dorfgemeinde,  in  der  Tübinger  Zeitschr. 
für  die  gesamte'  Staatswissenschaft,  1864 .  — 
Jßerselhe,  Der  bäuerliche  Gemeindebesitz  in 
Bussland  (von  J.  Tarassqffl  ins  Deutsche  über- 
tragen), 1877.  —  Joh.  von  Keussler,  Zur 
Geschichte  und  Kritik  des  bäuerlichen  Gemeinde- 
besUzes  in  Bussland,  8  Teile,  4  Bde.,  Biga  und 
St.  Petersburg  1876 — 1887.  —  Iferselbe,  Ge- 
nossenschaftliches Grundbesitzrecht  in  Bussland, 
Smiderabdruck  aus  der  Festgabe  für  Georg 
Hanssen  zum  Sl.  V,  1889,  Tübingen  1889,  — 
A,  Leroy'Beaulieu,  Das  Beich  des  Zaren 
und  die  Bussen  (deutsch  von  L.  PezoldJ,  Bd.  I, 
Buch  8.  —  Schedo^Ferroti  (Baron  Fircks), 
Le  patrimoine  du  peuple,  dixieme  etude :  Etudes 
sur  Vavenir  de  la  Bussie,  Berlin  1868.  —  M. 
WallacCf  Bussland  (deutsch  von  Böttger),  St. 
Petersburg,  3.  Aufl.  1883,  Kap.  VI^IX.  —  A. 
Thun,  Landwirtschaft  und  (bewerbe  in  Mittel- 
russland  seit  Aufhebung  der  Leibeigenschaft 
(vgl.  hierzu  N.  Kablukows  Bespr,  in  Jahrb.  /. 
Nat.  u.  Stat.,  N.  F.  2.  Bd.,  S.  605  eU.).  — 
Tschitscherins  Artikel  Leibeigensehaft  in 
Bluntschli  u.  Braters  Staatswörterbuch,  Bd.  VI, 
S.  393  ff.  —  Engelmann,  Geschichte  der  Leib- 
eigenschaft in  Bussland,  Leipzig  1884 .  — 
Stepniak,  The  russian  peasantry,  London  1888. 
Deutsche  Uebersetzung  von  Dr.  V.  Adler, 
Stuttgart  1893.  —  «f.  Echardt,  Busslands  länd- 
liche Zustände  seit  Aufhebung  der  Leibeigen- 
schaft, 1870.  —  Staehr,  Ursprung,  Wesen  und 
Bedeutung  des  russischen  Arteis,  Teil  I,  Dorpat 
1890;  Ted  II,  Dorpat  1891.  —  Adolph  Wag- 
ner, Die  Abschaffung  des  privaten  Grundeigen- 
tums, Leipzig  1870.  —  E,  B»  Lanin,  Bussisehe 
Zustände,  I—II,  Dresden  1892^1893.  — 
Besohroßoff,  Etudes  sur  l'econoniie  nationale 
de  la  Bussie,  g  tomes  en  3  parL,  SL  Petersburg 
1883—1886,  —  J,  A,  Hourvich,  The  eeonomics 
of  the  Bussian  village,  New- York  1892,  —  P.  &, 
Die  neuere  russische  Gesetzgebung  über  den  Ge- 
meindebesitz, in  Brauns  Arch,  f.  soz.  Gesetzg.  u, 
Stat.,  Bd,  VII.  —  A»  l8S€ijeffy  Gegenwart  und 
Zukunft  der  russischen  Volksunrtschaft,  Preuss, 
Jahrbücher  1896.  —  v.  SchuUe-Gaevemitz, 
Der  Nationalismus  in  Busslandu.  seine  wirtsehafU 
liehen  Träger,  Preuss.  Jahrbücher  1894.  —  J>er- 
selbe,  Volksw.  Studien  aus  Bussland,  Leipzig  1899, 

—  JLutsehitzki,  Zur  Geschichte  der  Grundeigen'» 
tumformen  in  Kleinrussland,  Jahrb.  /.  Qesetzg., 
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Verw.  «.  Volksw.  1896,  Bd.  XX.  —  Alexander 
A.  Kaufmann,  Beiträge  zur  Kenntnis  der 
Feldgemeinschaft  in  Silnrien,  Brauns  Arch.  f. 
soz.  Geseixg.  u.  Stat.  1896.  —  Derselbe,  Die 
innere  Kolonisation  und  die  KoUmisationspolüik 
Russlands  nach  der  Bodenbefreiung ,  Jahrb.  f. 
Not.  u.  Stat.  1898.  —  MaaHme  Kovalewsky, 
Le  regime  economique  de  la  Russie,  Parts  1898. 

—  Otto  von  Sperber,  Die  sozialpolitischen 
Ideeen  Alexander  Herzens,  Leipzig  1894-  — 
^riedrieh  Engels,  Soziales  aus  Russland,  im 
Volksstaat  1875.  Neuahdruck  in  m Internationales 
aus  dem  Volksstaatn ,  Berlin  1894,  p.  47 ff. 
Nachttort  hierzu  p.  61  ff.  —  O.  J,  Uapensky, 
Die  volkstümliche  Belletristik  und  die  moderne 
Eniwickelung  Russlands,  von  G.  Plechanow , 
Neue  Zeit,  Jahrg.  X,  Bd.  £,  1892.  —  Bericht 
der  Delegierten  der  russischen  Sozialdemokratie 
an  den  internationalen  Sozialistenkongress  iii 
London  1896,  Zürich  III,  Druck  von  C.  Conzett. 

A\u  der  sehr  umfassenden  LittenUur  in 
russischer  Sprache  verweisen  wir  hauptsächlich 
auf  die  über  800  Bände  umfassenden  Schriften 
des    landwirtschaftlichen    statistischen    Bureaus. 

—  Bielaieff,  Ike  Bauern  in  Russland,  2.  Aufl., 
Moskau  1891.  —  TscMischerin,  Versuche  einer 
Geschichte  des  russischen  Rechtes,  Moskau  1858. 

—  AI,  J'e/lmenko,  Forschungen  über  das  Volks» 
leben,  Moskau  I884.  —  Milukoff,  Finanz- 
geschichtliche  Streitfragen  des  Moskauers  Staates, 
St.  Petersburg  1892.  —  JP.  A.  Sokolowshi, 
Das  wirtschaftliche  Leben  der  ländlichen  Bevölke- 
rung in  Russland  und  die  Kolonisation  der  süd- 
H%lXichen  Steppen  vor  der  Leibeigenschaft,  St. 
Petersburg  1878.  —  Derselbe,  Geschichte  der 
Dorfgemeinde  in  Nordrustland,  St.  Petersburg 
1877.  —  Milukoff,  Studien  über  die  russische 
Kulturgeschichte,  St.  Petersburg  1896.  —  Leseh- 
hoff.  Das  russische  Volk  und  der  Staat,  Moskau 
1868.  —  Derselbe,  Das  Gemeindelcben  im  alten 
Russland,  Zeitschrift  des  Ministeriums  für  Volks- 
aufklämng,  1856,  Bd.  91.  —  W.  J.  Semewski, 
Die  Bauern  »ur  Zeit  Katharinas  IL,  Bd.  I,  St. 
Petersburg  1881.  —  Derselbe,  Die  Bauemfrage 
in  Russland  im  18.  und  in  der  ersten  Hälfte 
des  19.  Jahrhunderts,  2  Bde.,  St.  Petersburg  1888. 

—  L.  W.  Chodshi,  Der  Boden  und  der  Land- 
wirt, 2  Bde.,  St.  Petersburg  1891.  —  Sablochi- 
Desffßatkowsld,  Graf  Kisseleff  und  seine  Zeit, 
Bd.  II,  St.  Petersburg  1882.  —  P.  Milukoff, 
Die  russische  Agrarpolitik  des  vorigen  Jahr- 
hunderts, in  der  Zeitschrift  nRtisskaja  Mysln 
1890,  Bd.  V.  —  IC.  3f.  P^w,  Der  Viertel- 
rechtgrundbesitz ,  in  der  Zeitschrift  nRusskaja 
Myslix  1896,  Bd.  II,  p.  4S—Ö9;  Bd.  III,  p.  25 
— 4s.  —  «/■.  Ssolowiefff  lieber  den  Grundbesitz 
in  Russland,  in  den  »  Vaterländischen  AnruUenu 
1868,  Nr.  2.  —  Die  Ergebnisse  der  vnrtschaft- 
liehen  Erforschung  RitssUinds  nach  den  Angaben 
der  landschaftlichen  Statistik,  Bd.  I.  —  Die 
bäuerliche  Gemeinde  von  W.  W.  (W.  Woronzoff), 
Moskau  1892.  —  Ap.  A.  Karelin,  Der  Ge- 
meindebesitz   in   Russland,   St.   Petersburg   1893. 

—  A.  Posnikoff,  Der  Gemeindebesitz,  2.  Liefe- 
rung, 2.  Aufl.,  Odessa  1878.  —  W.  W,  (W. 
Woronzoff),  Die  progressiven  Strömungen  in 
der  bäuerlichen  Wirtschaft,   St.  Petersburg  1892. 

—  Derselbe,  Unsere  Tendenzen,  St.  Petersburg 
1893.  —  A.  Wolgin,  Die  Begründung  der 
Narodnitschestwo  in  den  Werken  des  Herrn 
Woronzoff  (W.  W.).     Eine   kritische  Studie,   St. 


Petersburg  1896.  —  N.  O.  TseJu^rnymehetnlaß, 
Werke  Bd.    F  (Sur  la  forme    eotmmvamaU  d^  id 
possession  fonciere),  2.  Aufl.,  Gen^e  (M.  ^pidta.-'. 
1879.   —   NieolaJ'On,    Die    VulkswiriMeka^   ta 
Russland  nach  der  BauememancipaÜoK,  Tril  L 
deutsche  Uebersetzung  van  G.  Polonsky^  Jfe- 
chen   1898.    —   Alexander   A,    KastfmamM, 
Die  bäuerliche  Gemeinde  in  Sibirien,  SL  P^ten- 
burg  1897.  —  Derselbe,    Die  bdueriicke  La^d- 
nutzung  und   Wirtschaft  in   den   GifuvemrmenU 
Tobolsk    utui    Tomsk,    St.    Petersburg   ISH-    — 
Derselbe,  Materialien  zur  Erkenntnis  der  «•««- 
schaftlichen    Lage    der    Staatsbauem     u»d    Ak- 
originen   We«tsibiriens,  Bd.    V,  XIII  «-  XVIII. 

—  Derselbe,  Komplizierte  Formen  des  sibirisdten. 
Gemeindebesitzes,  Irkutsk  1896.  —  I^erseihe, 
Die  verschollene  Geschichte  des  Gemeimdeben£:etf 
Zeitschrift  TuWiestnik  Jercrapyn  1893,  Jnni-H'f: 
p.  497— SSO.  —  Derselbe,  Zur  Frage  iiber  Ir- 
Sachen  und  wahrscheinliche  Zukunft  der  r^t- 
sischen  Migrationen,  Moskau  189S.  —  &  R. 
Schwecoff,  Formen  des  Gemeindebezitzes  .:*«/ 
dem  Altaj  in  Bd.  II  und  III  des  Sam.wuib^rk0s 
für  Rechts-  und  Sozialwissenschaft,  SL  f^tertb^r^ 
1898— 1894.— MichaUCharuMtiy  MiUeüuu^ 
über  die  kosakischen  Gemeinden  auf  d.  Ikm, 
Lief.  I,  Moskau  1885.  —  ChoToaehchln,  Das 
Kosakenheer,  St.  Petersburg  1881.  —  LiUeko^f 
Die  solidarische  Haß  und  die  Feldgemeinsek'jß. 
ZeiUchrift  nRusskaja  MysU  1886,  Bd.  X  — 
W.  Onerier  und  B.  Tschitscherin ,  Da- 
russische  Dilettantismus  und  der  GemeindcheriSz, 
Moskau  1878.  —  Thömer^  Der  Staat  und  der 
Grundbesitz,  Bd.  I,  St.  Petersburg  189^,  —  J, 
Samarint  Ucber  den  Gemeindebesitz,  w»  drr 
Zeitschrift  »Selskoje  Blc^oustrofstwoK  18S8,  Sr.  1. 

—  Trirogoff,  Unsere  Gemeinden,  Zeitsehriß 
»  Vaterländische  Annalenn  1879,  Bd.  HI.  —  TK. 
Schtscherbina,  Studien  über  die  südrttssise^n 
Arteis,  Odessa  1881.  —  N.  Russanoff',  Die 
neueste  Litteratur  über  den  Gemeindebesitz, 
Moskau  1879,  —  J.  Iwanjukoff,  Der  Gem^-inde- 
besitz,  in  der  Zeitschrift  nRusskaja  MysU  ic?***, 
Bd.  I.  —  Odartsehenko,  Die  russische  bäuer' 
liehe  Gemeinde  im  Zusammenhang  n^ü  dem 
Volkscharakter,  2^tschr.  nRusskaja  M^sifi  lifSI, 
Bd.  II— III.  —  Derselbe,  Die  ethischen  und 
rechtlichen  Grundlagen  der  russischen  voik*tm^ 
liehen  Wirtschaft,  Moskau  1897. — W.IPruQau<n^ 
Die  ländliche  Gemeinde  in  den  Werten  der 
lokalen  Forscher,  Moskau  1888.  —  llerselte. 
Der  Fortschritt  in  der  ländlichen  Gemeinde, 
Zeitschrift   nWiestnik  Jewropya  1886,    Mai^HefL 

—  A.  J,  Tschuproff  und  A,  &  JPonUMooff, 
Der  Finfluss  der  Ernten  und  der  Geireideprei^e 
auf  die  russische  Volkswirtschaft,  2  Bde.,  ^ 
Petersburg  1897.  —  J.  Keussler,  Die  Land- 
gemeinde und  ihre  gegenwärtige  La^,  %n  der 
Zeitschrift  nWiestnik  Jewropyn  1887,  Dezember- 
Heft.  —  W.  E,  Postnikoff,  Die  sOdrussisckr 
Bauemwirtschaß,  Moskau  1891.  —  A.  Jss^/flf. 
Gegenwart  und  Zuhinß  der  russischen  Voüah 
Wirtschaft,  St.  Petersburg  1896.  —  &  Soleo- 
Unvshi,  Der  Niedergang  der  bäuerlichen  Wirt- 
schaft bei  der  Feldgemeinschaft,  Zeilschriß 
nSewemyj  Wiestnikn  1886.  —  N,  JBleigove^ 
stchensky,  Recueil  statistique  du  menage  dts 
paysans  de  la  Russie.  Enquetes  des  Semstwo't, 
Moskau  1893  (russischer  und  franzosischer  Tcji/. 

—  Jushakoff,  Die  landwirtschafUicheH  Pro- 
duktionsformen in  Rtusland,   Zeitschrift  »Vaier- 
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iändüehe  Annalena  188i,  7.  —  M.  Tugan,'- 
SuTanowaki  f  Die  rugsuche  Fabrik  in  ihrer 
Vergangenheit  und  Gegenwart,  Bd.  I,  St.  Peters- 
burg 1898.  Deutsehe  Uebersetzung,  Berlin  (E.  Feil- 
her) 1900.  —  A,  «/■.  Skwareofff  Oekonomische 
Studien  I,  wirtschaftliche  Ursacheii  der  russischen 
Hungersnöte,  Sl.  PeUrsburg  1894.  —  -^«  «^-  Stone, 
CapHaligm  on  irial  in  Bussia,  Political  Science 
Quarterly,  Vol.  XllI,  Nr.  h  —  G.  Pleehonoff, 
Unser  Zwist,  Genj  1885,  —  (***),  Die  Miß- 
ernte und  die  Volksnot,  St.  Petersburg  1891.  — 
K.  Drushinin,  Die  juridische  Stellung  des 
Bauernstandes,  St.  Petersburg  1897.  —  ^^MaU- 
rialien  zur  Charakteristik  unserer  wirtschafllichen 
Entiwickelung^,  St.  Petersburg  1895  (von  der 
Regierung  ist  die  ganze  Auflage  konfisziert  und 
verbrannt  worden.  British  Museum  ist  im  Be- 
sitze eines  entgangenen  Exemplares).  —  JC.  JP. 
Kotaehannvskiy  Die  russische  Feldgemeinschaft, 
Bd.  I,  St.  Petersburg  1900. 

Columbia- Universiiy  New-York-Oity. 

Wladimir  Chr.  Simkhowitsch, 


Mirabeau,  Yictor  Biquetti,  Marquis  de, 

geb.  am  3.  X.  1715  in  Perthuis  in  der  Provence, 
gest.  am  13.  Vn.  1789  in  Argenteuü,  quittierte 
nach  dem  Tode  seines  Vaters  1737  den  Militär- 
dienst, wurde  Besitzer  der  Herrschaft  Bignon 
bei  Nemours  im  Departement  Seine-et-Mame 
und  lebte  abwechselnd  dort  und  in  Paris.  Mar- 
quis Mirabeau  war  der  Vater  des  berühmten 
Kedners  und  Eevolutionsmannes  Grafen  Honor6 
(rabriel  Riquetti  Mirabeau,  des  Verfassers  des 
sehr  freien  aber  geistreichen  Buches  „Erotica 
biblion". 

Mirabeau  veröffentlichte  von  staatswissen- 
8chaftlichen  Schriften  a)  in  Buchform:  Me- 
tDoire  concemant  Tutilit^  des  etats  provinciauz 
relativement  ä  l'autoritö  royale  etc.,  Rom  (ver- 
mutlich das  französische  St,  Rome-de-Tarn)  1760; 
dasselbe,  neue  Ausgabe  u.  d.  T. :  Memoires  sur 
les  ^tats  provinciaux,  ebd.  1758;  dasselbe,  mit 
einer  Einleitung  versehen,  abgedruckt  im  4. 
Teile  seines  „Ami  des  hommes**  (s.d.);  dasselbe, 
abgedruckt  in  dem  Sammelwerk :  Objets  proposes 
ä  Tassemblee  des  notables  par  de  zeles  citoyens, 
Paris  1787.  —  L^ami  des  hommes  ou  traite  de 
la  population,  5  Bde..  ebd.  1755;  dasselbe,  neuer 
Abdruck,  6  Teile,  ebd.  1756  (erschien  in  einer 
3bändigen  Quart-  und  einer  6bändigen  Oktav- 
ausgabc); dasselbe,  revidierte  und  mit  Nach- 
trägen versehene  Auflage,  8  Bde.,  Avignon  und 
Paris  1758/60;  dasselbe,  nur  die  4  ersten  Teile 
umfassender  holländischer  Neudruck,  3  Bde., 
Haag  1759;  dasselbe,  neueste  Auflage  u.  d.  T.: 
L'ami  des  hommes  etc.  Avec  une  pr^face  et 
une  notice  biographique  par  Rouxel,  Paris  1883; 
dasselbe,  in  deutscher  Uebersetzung  u.  d.  T.: 
Der  politische  und  ökonomische  Menschenfreund 
etc.,  3  Bde.,  Hamburg  1759.  —  R^ponse  du 
correspondant  ä  son  banquier,  s.  1.  1759  (Ent- 
gegnung auf  die  Schrift  Forbonnais':  „Lettres 
d*un  banquier  &  son  correspondant**,  1759).  — 
Lettre  sur  les  corv^es,  s.  1.  1760.  —  Theorie  de 
rimpot,  s.  1.  1760.  —  Tableau  ^conomique,  avec 
ses  explications,  s.  1. 1760.  —  Philosophie  rurale, 


ou   ^conomie   generale  et  politique  de  Tagn- 
culture    r^duite    ä   l'ordre   immuable   des  Tois 

Shysiques  et  morales,  qui  assurent  la  prosperit6 
es  empires,  3  Bde.,  Amsterdam  und  Paris 
1763/64 ;  dasselbe  im  Auszug  u.  d.  T :  Elements 
de  Philosophie  rurale.  Haag  (recte  Lille)  1767/68; 
dasselbe,  deutsch  u.  d.  T.:  System  der  Natur  etc. 
von  K.  G.  Schreiber,  2  Bde.,  Frankfurt  a.  M. 
1783/91;  Landwirtschaftsphilosophie  etc.,  mit 
Anmerkungen  von  Ch.  A.  Wichmann,  2  Bde., 
Lie^nitz  1797/98.  —  Lettre  sur  le  commerce  des 
grains,  Amsterdam  und  Paris  1768.  —  Les 
Economiques,  d^diees  au  grand-duc  de  Toscane, 
4  Bde.,  ebd.  1769/72.  (In  Bd.  3  4  Polemik  gegen 
Galiauis  „dialogue  sur  les  bleds".)  —  Lettres 
d'un  Ingenieur  de  province  a  un  Intendant  des 
ponts  et  chaus6es,  pour  servir  de  suite  a  „l'Ami 
des  hommes",  Avignon  1770.  —  Lettres  economi- 
ques, Amsterdam  1770.  —  Les  devoirs,  imprim6 
a  MUan  au  monast^re  St.  Ambroise,  1770.  — 
La  science,  ou  les  droits  et  les  devoirs  de 
l'homme,  Lausanne  1774.  —  Lettre  sur  la  legis- 
lation,  ou  Pordre  legal  deprave,  retabli  et  per- 
p^tue,  3  Bde.,  Bern  1775.  —  Supplement  k  la 
theorie  de  Pimpöt,  Haag  1776.  —  Entretien 
d'un  jeune  prince  avec  son  gouvemeur,  heraus- 
gegeben von  M.  G  .  .  .  1  (Abbe  Grival),  4  Bde., 
Paris  1785.  —  Education  civile  d'un  prince, 
Doulac  1788.  —  R6ve  d'un  gontteux,  ou  le 
principal,  s.  1.  (Versailles)  1788  (bezieht  sich  auf 
die  gesetzgeberische  Thätigkeit  der  konsti- 
tuierenden Versammlung  von  1789).  —  Es  wird 
ihm  femer  das  von  P.  Boscovich  herausgegebene 
Werk  zugeschrieben:  Hommes  a  c^lebrer  pour 
avoir  bien  merit6  de  l'humanite  par  leurs  Berits 
sur  r^conomie  politique,  2  Bde.,  Bassano  [s.  d.] 
(1789).  —  Mirabeau  war  der  Herausgeber  von: 
Abrege  des  principes  de  Teconomie  politique  par 
S.  A.  Mgr.  le  Margrave  regnant  de  Bade,  Karls- 
nihe  und  Paris  1772;  dasselbe,  neue  Ausgabe, 
Karlsruhe  1775.  (Bekanntlich  stand  Mirabeau 
mit  dem  Physiokraten  Karl  Friedrich  von  Baden 
in  sehr  regem  brieflichen  Verkehr.) 

b)  in  Zeitschriften:  1)  eine  Anzahl 
Artikel  in  den  „Eph6m6rides  du  citoyen,  ou 
chronique  de  Tesprit  national'',  ein  als  Pendant 
zu  Addisons  „Spectator"  1765  von  Abbe  Bau- 
deau  gegründetes  Journal,  zu  dessen  Redak- 
teuren er  auch  in  den  Jahren  1765^68  ge- 
hörte; er  war  2)  mit  Beiträgen  beteiligt  am 
„Journal  d'agriculture ,  du  commerce  et  des 
finances'*. 

Mirabeau  war  mit  ganzer  Seele  Phj'siokrat, 
und  es  widerstreitet  der  Wahrheit,  wenn  an- 
genommen wird,  dass  sein  Hauptwerk  „FAmi 
des  hommes"  von  Quesnay  veranlasst  oder  unter 
dessen  Einflüsse  geschrieben  sei,  da  es  in  der 
ersten  Auflage  1755  bereits  fertig  vorlag,  ehe 
er  Quesnay  kennen  lernte  und  dessen  eifrigster 
Schüler  und  glühendster  Bewunderer  wurde. 
Erst  die  Ausgabe  von  1758/60  enthält  das  Ques- 
naysche  tableau  economique  avec  ses  expli- 
cations,  d.  h.  mit  genauer  Analyse  der  öko- 
nomischen Tabelle ;  auch  bestreitet  er  entschieden 
eine  Mitarbeiterschaft  Quesnays  an  dem  Ami 
des  hommes  und  behauptet,  zur  Erzielung  seiner 
darin  veröffentlichten  physiokratischen  Resultate 
nur  den  Rat,  aber  nicht  die  Beihilfe  seines 
Lehrers  in  Anspruch  genommen  zu  haben.  Das 
fragliche,  bei  seinem  Erscheinen  mit  Enthusias- 
mus begrüsste  Werk  gehört,  wie  Edmond  Rousse 
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behauptet,  zu  jenen  Büchern,  von  denen  heute  | 
noch  alle  Welt  spricht,  welche  aber  keiner  näher  i 
kennt,   und   die   in  jeder  neuen  Generation  ein  I 
beherzter   Forscher   lesen  müsste,  um  nachher  | 
seine   Zeitgenossen    von   der  Lektüre   zu   ent- 1 
bin  ".an.     Mirabeau  geht  darin  von  dem  Postulate 
aus.  dass  eine  j^^rosse  Einwohnerzahl  zum  Wohl- ' 
betiuden  eines  Staates  unerlässlich  sei,  weshalb  I 
sich    auch    di<?    Buch    hauptsächlich    mit    den  i 
Mitteln    zur    Stimulienmg:    der    Bevcilkening«- 1 
Vermehrung  befasst.     Den   von  ihm  als  richtig  | 
anerkannten  Satz,  dass  das  Mass  der  vorhandenen  i 
Lebensmittel   auch   das  Mass  der  Bevölkerung! 
sei,  benutzt  er,  um  die  Richtigkeit  des  physio- 1 
kratischen   Systems   daraus   zu   beweisen,    und 
verlangt    Begünstigung    des    Ackerbaues    im 
engsten  Sinne,  weil  diese  die  meisten  Lebens-  i 
mittel  liefere.    Wie  rigoros  er  diese  zur  mensch- 1 
liehen  Nahrang  bestimmte  Ausbeute  der  Natur 
überwacht,    erhellt   z.  B.   daraus,   dass   er  den 
Besitz  eines  Pferdes  für  ein  Verbrechen  gejren 
die  Nation  erklärt,  weil  ein  solches  die  für  vier 
Menschen    genügenden    Cerealien    konsumiere. 
Hinsichtlich  des  fördernden  Einflusses  der  reich- 
lichen Volksernährung  auf  die  Zeugungskraft 
bedient    er    sich    des    drastischen   Vergleiches : 
„Les  hommes  multiplient  comme  les  rats  dans 
une  grange,  s'ils  ont  les  moyens  de  subsister." 
In    der   landwirtschaftlichen    Abteilung    seines 
„Menschenfreundes"  fehlt  es  nicht  an  heute  noch 
zu  beherzigenden  Maximen.     Er  ist  nicht  nur 
ein  Feind  der  Latifundien,  er  spricht  sich  auch 
entschieden    für    den   bäuerlichen    Kleinbetrieb 
aus.      Ein    wesentliches    Hemmnis    der    Fort- 
schritte der  Landwirtschaft  erblickt  er  in  der 
Schwester  des   städtischen  Luxus:   der   bäuer- 
lichen Trägheit,  die  Fussstapfen  des  Landwirts 
sind  der  beste  Dünger  für  seine  Felder,  führt 
er  sehr  richtig  aus.    Die  ,, Theorie  de  Timpöt" 
erhöhte   noch    die   Popularität   des   Verfassers, 
wenn  auch  weniger  auf  Grund  des  wissenschaft- 
lichen Wertes  dieser  Schrift,  sondern  wegen  des 
Anstosses,   den   die  darin   angegriffene  Korpo- 
ration daran  nahm:  die  Pächter  der  indirekten 
Staatssteuern  Frankreichs.     Seine   Ausfälle   in 
der  Schrift  gegen  diese  über  lettres  de  cachet 
stets  verfügenden  Sinekurenbesitzer  verschaflften 
ihm    einige    Monate    unfreiwilliger    Müsse    im 
Kerker   von  Vincennes  und  nach   seiner  Frei- 
lassung eine  vorübergehende  Verbannung  nach 
seiner  Besitzung  Bignon. 


Louis  et  Charles  LomeBie.  Ijt»] 
Nouvelles  etudes  snr  ia  secKCe  trmm^itx  n 
XVIIIe  si^cle,  4  Bde.,  ebd.  187991.  —  Bl*t  ^ 
Les  prosrres  die  la  science  ecoooviqne.  2  Bdr. 
eb<L  189Ö,  Bd.  L  S.  537,  539,  Bd.  U,  S.  43-  - 
Knies,  Karl  Friedrichs  vo»  Bftdeo  briefüci^: 
Verkehr  mit  Mirabeau  und  DvpoBt.  2  84^-. 
Heidelberg  1892.  —  Nbuveaa  dietioniMÜif'  4V  - 
nomie  polit.,  Bd.  11,  Pkris  1892,  S.  SSÖff. 


Vgl.  über  Mirabeau:  Anti-Mirabeau,  oder 
unparteyische  Anmerkungen  über  des  Herrn  von 
Mirabeau  natürliche  Regierungsform.  Besonders 
in  Absicht  und  Anwendung  auf  Teutschland, 
Frankfurt  a.  M.  1771.  —  Lucas-Montigny, 
M6moires  biographiques  de  Mirabeau,  Paris.  — 
Kellner,  Zur  Geschichte  des  Physiokratismus, 
Göttingen  1847,  S.  19,  22,  29,  52,  65.  —  Die- 
tionnaire  de  Ueconomie  polit.,  2.  Aufl.,  Bd.  II, 
Paris  1854,  S.  118t.  —  v.  Mo  hl,  Geschichte 
und  Litteratnr  der  Staatswissenschaften,  3  Bde., 
Eriang«n  1855-58,  Bd.  I,  S.  280,  306,  Bd.  H, 
S.  67  80,  470.  —  L6once  de  Lavergne, 
Les  Economistes  frangais  au  XIX  siöcle,  Paris 
1870.  S.  112  ff.  —  A.  Stern,  Das  Leben 
Mirabeaus,  2  Bde.,  Berlin  1884.  —  Schelle, 
Dupont  de  Nemours  et  T^cole  physiocratique, 
Paria   1888,    S.   11/12,   102/3,   161/63  u.  ö.   — 


wiurde  am  28.  XIL  1857  m  Pri^g  geboren,   h^ 

sucbte  die  Sehnlen  s^ner  Vaterstadt  n&d  bez  «j 
im   Wintersemest^   187677    die    damab  ih<L 
ungeteilte  Universität  Prag,  an   der   er  aia  " 
IV.   1881   zum  Doktor  der  Rechte  promoiirrt 
wurde.    Nach  kurzer  Beschäftigniig    bei  eiot^^ 
Bahnvntemehmen    trat    er   im    Oktober    1n^. 
einer     Einladong    K.    Th.     von    Inama-Stei-- 
eggs  fol^nd,  in  die  k.  k.  statistisdie  Ont»]- 
kommission  in  Wien  ein,  in  welcher  er  bis  zu  . 
Sommersemester  1888  verblieb  und  zoletzt  u^ 
Hofkonzipist  die  Abteilung  für  Finanzstamril: 
leitete.    Er  habilitierte  sich  am  8.  IV.  1884  .i  - 
Privatdozent   für  Statistik    an    der   deut^rhr« 
Universität  in  Prag,   1887  in   derselben  Eij?^.i- 
schaft   an  der  Universität  in  Wien  und  swpi- 
lierte  im  Sommersemester  1885  die  LefarkznzH 
für  Statistik  an  der  k.  u.  k.  orientalischen  Aki- 
demie  in  Wien     Im  Jahre  1888  wurde  er  zuil 
a.  0.  Professor  der  Statistik   an  der  Univeisiüi 
Ozernowitz   ernannt   und   zum  Wintersemester 
1891  an  die  deutsche  Universität  Prag,  daranf 
im  Wintersemester  1893/94  als   Ordinarius  aa 
die  Universität  Graz  berufen,  wo  er  neben  Su- 
tistik  noch  über  Finanzrecht  und  Specialgebier^- 
der  Nationalökonomie  liest.  Während  der  Lehr- 
thätigkeit  in  Czernowitz  organisierte  E.  Misch- 
ler das  statistische  Landesamt  des  Harzogtuik« 
Bukowina,  dessen  erster  Direktor  er  vom  1.  I. 
bis  30.  IX.  1890  war.    Desgleichen  organisierte 
er  in  Graz  das  vom  steierm.  Landesansschus'^ 
1893    errichtete     statistische    Landesamt    tlr 
Steiermark,  dessen  erster  Direktor  er  ist.   Bein 
IV.  internationalen  demographischen  Kongi^^ 
zu  Wien  (1887)  fun^erte  er  als  Sekretär.    Er 
ist  ordentliches  Mitglied  des  Institut  inteiaatioial 
de  Statistique  und  korrespondierendes  Mitglied 
der  k.   k.  statistischen   Centralkominisaion   m 
Wien,  femer  Mitglied  des  österreichischen  Ar- 
beitsbeirates in  Wien«  der  Steiermark.  Beiräte  m 
Kinderpflege  und  Findelwesen,  endlich  ehres- 
amtlicher  Leiter   der  von  ihm   eingerichteten 
gemeinnützigen  Arbeitsvermittelung    in   GraL 

Von  seinen  Schriften  sind  namentlich  die 
folgenden  zu  nennen:  a)  in  Buchform:  Alte 
und  neue  Universitätsstatistik.  Eine  Antrius- 
rede,  Prag  1885.  —  Der  öffentliche  Hanshalt  in 
Böhmen,  Wien  1887.  —  Die  Armenpflege  in  dea 
österreichischen  Städten  und  ihre  Reform,  Wien 
1890.  —  Handbuch  der  Verwaltnngastatistik« 
I.  Bd.  Allgemeine  Grundlagen  der  Verwaltong»- 
statistik,  Stuttgart  1892.  —  Das  ArmenweseB 
in  Steiermark,  Graz  1896. 

b)  Bedaktionswerke:  Oesterr.  Städte* 
buch  I.  Bd.,  Wien  1887,  H.  Bd.  1888  (ia  Ver 
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kiiL^ti»^  mk  £..  Th.  y.  Inama-Bternegfg).  — 
>e«t-err.  StaatewCrberbiich  3  Bde.,  Wien  1895-— 
^  S9  4  (in  VerbindajQg  mit  J.  Ulbrich).  —  Mittei- 
wn^en  des  statkliscben  Landesamtes  der  Biiko- 
kviiia.  1-  Heft,  Caernowitz  1892.  ~  Mitteil,  des 
•^t  a.ti>>ti6cl]^Q  Landesamtes  von  Steiermark,  1. 
\left.  und  ff.,  Graz  1896  ff.  —  Oesterreichiscbe 
\Volilfabrtßeinricbtuagen  1848—1898,  1.  Bd., 
^VieIl  1899.  —  We^eiser  durch  die  freiwilligfe 
Armenpflege  in  Steiermark,  Grae  18S)8.  —  Mit- 
l>e^riinder  und  Hitberanageber  4er  Blätter  für 
«liis    Armeawesen,  Bd.  Iff.,  Gra«  1896ff. 

c)  in    Sammelwerken:    Rechenschafts- 
bericht des  IV.  internationalen  demoffraphischen 
Kongrresses  1887  (Heft  37   und  Sappl.  22—30 
<ler   Arbeiten  des  VI.  int.   Kongr-  für  Hyg.  u. 
Uemoorr.).  —  Abschnitte:  „Die Kriminalstatistik 
als   Erkenntnisquelle''  und  „Hauptergebnisse  der 
Kriminalstatistik''    in    HoLtzendorff-Jagemauns 
Handbuch  des  Gefängnis wesens,  Bd.  I  u.  IL  — 
Kiographieen  von  Peter  Mischler,  Adam  Hein- 
rich Müller  und  Theod.  Richter  in  Liliencrons 
Aller,    deutsch.   Biographie.  —  Art   „Civilliste" 
lind  „Amtliche  Statistik"  in  diesem  Handworter- 
bnche,   I.  u.  II.  Aufl.    —    Artt.    Armenwesen, 
lie völkernngsgeschichte ,    Kriminalität ,    Justiz- 
«^tatistik,    Illegitimität    Konfessionsänderungen 
et«,  in  dem  I.  u.  II.  Suppl.-Bd.  zu  Meyers  Kon- 
vers.-Lex.,  IV.  Aufl.    —    In  „Oesterreichische 
Statistik"  (Amtl.  Quellen  werk):  Textliche  Bear- 
l»eitung  der  österr.  Volkszählung  von  1880  (Bd. 
V,   Heft  3)  und  der  Staatsfinanzen  für  18as;84 
'.Bd.   XVI,   Heft  3).    —     Im    Oesterreichischen 
Staats  Wörter  buch  die  Artt.:    Abfahrtsgeld.  Ar- 
beiterkammem,  Arbeiterschutz,  Arbeiterwohnun- 
iren,   Annenpflege,   Bezirkshaushalt,  Depositen, 
iTcbietseinteilung,  Gemeindegut,  Gemeindehaus- 
halt, Gewerbeinspektion,  Landeshaushalt,  Mono- 
pole, Ortschaft,  Pulvermonopol,  Städtefinanzen, 
Universitäts  Verfassung ,      Verwaltunffsstatistik, 
Volkszählung,    Waisenkassen.     —    In    Elsters 
Wörterbuch  der  Volkswirtschaft  die  Artt. :  Alters- 
gliederung, Anthropologie  u.  Anthropometrie,  An- 
alphabeten, Beruf  u.  Berufsstatistik,  Blinde  u. 
Blindenanstalten,  Bevölkerung,  Dienstleistungen, 
Freizügigkeit,    Eheschliessung,    Geburten,    Ge- 
schlechtsverhältnis,   Gewerbestatistik,   Heimat- 
recht, Standesregister,   Sterblichkeit  u.  Sterbe- 
tafeln, Taubstumme  u.  T.-Anstalten,  Uneheliche 
Geburten,  Wanderungen.  —  In  „Oesterr.  Wohl- 
fahrtseinrichtnngen  1848/1898"  die  Einleitung: 
üebersicht    über   die  öffentl.  Armenpflege  und 
private  Wohlthätigkeit  in  Oesterreich;   femer 
einige  Artikel  in  den  Mitt.  des  Statist.  Landes- 
amtes der  Bukowina  I,  in  „Soziale  Verwaltung 
am  Ende  des  19.  Jahrb.",  Wien  1900,  im  Oesterr. 
Städtebuche  etc.    —    Gutachten  über  den  Ent- 
wurf eines  Armengesetzes  in  Niederösterreich, 
Wien  1900  (Landtagsakten). 

d)  In  Zeitschriften:  1.  In  Schanz' 
, Finanzarchiv",  IV.  Bd.,  2.  Heft:  Die  Sub- 
jekte der  Finanzwirtschaft.  —  2.  In  Mayrs 
„Allgemeines  Statistisches  Archiv": 
Das  Moment  der  Zeit  in  der  Verwaltungsstatis- 
tik (I.  Bd.).  —  Statistik  und  Selbstverwaltung 
(IL  Bd.).  —  Internationale  statistische  Ueber- 
sichten:  I.  Kriminalität,  IV.  Unterrichtswesen 
im  111.  Bd.  —  Die  österr.  Konferenz  für  Lan- 
desstatistik im  IV.  Bd.  —  3.  In  der  österreiebi- 
schen  „Statistischen  Monatsschrift": 
Statistik    des  Markenschutzes    in   Oesterreich- 


Ungam  (1883).  —  Die  Ansiedelunsrs-  und  Wohn- 
verhältnisse in  Oesterreich  (1883).  — -  Ueber 
Analphabeten  (1886).  —  Das  Einkommen  der 
protestantischen  Pfarrstellen  in  Oesterreich 
(1886).  —  Ueber  die  Armenpflege  und  ihre 
Statistik  in  den  österr.  Ländern  (1887).  —  Die 
Litteraturstatistik  in  Oesterreich  (1886j.  —  Der 
Haushalt  der  Bezirke  in  Oesterreich  (1888).  — 
Der  Haushalt  der  Landgemeinden  in  Oester- 
reich (1889).  —  Zur  Organisation  und  Methodik 
der  Kriminalstatistik  (1891).  —  Die  Organisation 
der  Landesstatistik  in  der  Bukowina  (1891).  — 
1.— 3.  Üebersicht  über  die  wissenschaftliche 
Statistik  in  der  periodischen  Litteratur  für  1885, 
188()87  und  1888/90;  (Jahrg.  1886,  1888  und 
1891).  Die  Enquete  und  Statistik  der  Armen- 
verhältnisse (1896).  —  Die  steiermärkische 
Arbeitsvermittlung  (1898).  —  4.  In  der 
,,0e8 1 err e ich isch- ungarischen  Revue": 
Die  Wohnungsverhältnisse  der  arbeitenden 
Klassen  in  den  österreichischen  Städten  (1888). 
—  Der  IV.  intern,  demographische  Kongress 
(1887).  —  5.  In  den  ,,Deutschen  W^orten": 
Das  System  der  Gablonzer  Armenpflege.  — 
6.  In  den  „Jahrb.  für  Nat  und  Stat": 
Schriften  des  deutschen  Vereins  für  Armen- 
pflege und  Wohlthätigkeit  (1888).  ■—  Die  österr. 
Heimatsrechtsnovelle  von  1896  (1897).  —  7.  In 
„Arch.  für  soz.  Gesetzgebung  u.  Stat": 
Zur  Beurteilung  der  Kriminalität  im  Deutschen 
Reiche  (1889).  —  Die  österreichische  Gewerbe- 
inspektion (Jahrg.  1888—1899).  —  Grundzüge 
einer  allgemeinen  staatlichen  Arbeitsvermittlung 
für  Oesterreich  (1900).  —  8.  Im  „Handels- 
museum'':  Die  Reform  der  direkten  Steuern 
(1892,  Nr.  18-20).  —  9.  In  Doms  „Volks- 
wirtschaftlicher Wochenschrift":  Die 
Wirtschaftskrise  in  der  Bukowina  (1892).  — 
10.  Zeitschrift  für  Volkswirtschaft,  Sozial- 
politik und  Verwaltung  (5.  Bd.):  Die  Gewerbe- 
inspektion in  Oesterreich. 

Ueberdies  mehrere  Beiträge  zur  Sozial- 
politik etc.  in  der  Wiener  landwirtschaftlichen 
Zeitung,  in  der  Allgemeinen  Zeitung,  in  der 
Prager  „Bohemia",  in  der  (Wiener)  deutschen 
Wochenschrift  (1886,  1887),  im  Sozialpolitischen 
Centralblatt,  in  der  Reichenberger  Monatsschrift 
„Humanität"  u.  s.  f. 

Med, 


Mischler,  Peter, 

geb.  am  17.  II.  1821  zu  Heppenheim  a.  d.  Berg- 
strasse  im  Grossb.  Hessen,  gest  am  20.  VlI. 
1864  als  Ehrendoktor  der  Rechte  der  Prager 
Universität  (seit  1857),  studierte  und  promo- 
vierte in  Giessen,  ging  November  1849  als  ausser- 
ordentlicher Professor  der  politischen  Oekonomie 
nach  Freiburg  i.  B.  und  November  1852  in 
gleicher  Eigenschaft  zur  Besetzung  des  für  ihn 
geschaftenen  zweiten  Lehrstuhls  für  National- 
ökonomie nach  Prag,  wo  er  seit  Mai  1855  als 
Ordinarius  wirkte. 

Die  Volkswirtschaft  wird  von  Mischler  stets 
im  Zusammenhange  mit  Religion,  Recht  und 
Sitte  aufgefasst  und  ihr  so  eine  ethische  Färbung 
gegeben.  In  wirtschaftspolitischer  Hinsicht  war 
er  strenger  Schutzzöllner  und  arbeitete  im  Sinne 
einer    deutschen    und    deutsch  -  österreichischen 
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Zolleinigun^.  Die  politisch  ^ossdeutsche  und 
die  in  relipöser  Hinsicht  streng  katholische  An- 
schauung durchdringt  seine  gesamte  Thätigkeit. 
Er  veröffentlichte  an  Staats  wissenschaftlichen 
Schritten  a)  in  Buchform:  Der  Schwarz wald, 
ein  Blick  auf  die  volks^idrtschaft liehen  Verhält- 
nisse des  hadischen  Oberlandes,  Frankfurt  a.  M. 
1851.  —  Das  deutsche  Eisenhttttengewerbc  vom 
Staudpunkte  der  Staats  Wirtschaft,  2  Bde.,  Stutt- 
gart 1852  u.  1854.  —  Volkswirtschaftliche  Be- 
trachtungen über  den  Gewerbefleiss ,  Reichen- 
berg 1861.  —  Handbuch  der  Nationalökonomie. 
Von  diesem  auf  2  Bde.  berechnet  gewesenen 
Werke  erschienen  Bd.  I,  Teil  1:  Grundsätze 
der  Nationalökonomie,  und  Bd.  I,  Teil  2:  Ent- 
stehung des  Nationalreichtums  und  Lehre  vom 
natürlichen  Reichtum  der  Länder,  Wien  1857. 
—  Zur  Abhilfe  des  Notstandes  im  Erz-  und 
Riesengebirge,  Prag  1862.  — 

b)  In  Sammelwerken:  Die  Artikel 
Staats wissenschaftl.  Inhaltes  für  die  ersten 
Buchstaben  des  Alphabetes  in  der  „Allgem. 
Realencvklopädie  für  das  kathol.  Deutschland".  — 

c)  In  Zeitschriften:  Ueber  den  Stand- 

Sunkt  und  die  Behandlung  der  politischen 
•ekonomie  mit  bes.  Berücksichtigung  der  Ver- 
hältnisse des  österr.  Kaiserstaates  [Prager  An- 
trittsrede] (im  „Magazin  für  Rechts-  und  Staats- 
wissenschaften",  1853,  IV.  Heft).  —  Mehrere 
Abhdl.  in  der  „Oesterr.  Zeitschrift  für  Berg- 
u.  Hüttenwesen'*,  in  den  „Oesterr.  Blättern  für 
Litteratur  u.  Kunst",  in  der  ,.Kathol.  Litteratur- 
zeitung",  im  „Vereinsblatt  für  deutsche  Arbeit", 
bes.  1851  und  1852.  — 

Vgl.  über  Peter  Mi  seh  1er:  Ausführliche 
Bio^raphieen  in  Wurzbachs  „Biographischem 
Lexikon  des  Kaisertums  Oesterreich"  (XVIII. 
S.  858—360),  Wien  1868  und  in  der  „Allge- 
meinen deutschen  Biographie"  (XXII.  S.  4—10), 
Leipzig  1885.  ~ 

Bed. 


Mission,  Innere. 

I.  Das  Wesen  der  I.  M.    1.  Begriff  der 

1.  M.  2.  Verhältnis  der  I.  M.  zu  anderen  Lebens- 
kreisen. II.  Die  Geschichte  der  I.  M.  I.Ge- 
schichte der  Elemente  der  I.  M.  a)  Das  dia- 
konische Element,  b)  Das  evangelisatorische 
Element,      c)    Das     reformatoriscne    Element. 

2.  Geschichte  der  I.  M.  a)  Die  Zeit  der  An- 
fänge (1780—1883).  b)  Die  Zeit  der  grossen 
Männer  (1883 — 66).  c)  Die  Zeit  des  methodischen 
Ausbaues  (1866  bis  heute).  III.  Der  Bestand 
der  I.  M.  1.  Die  Orgaue  der  I.  M.  a)  Der 
Verein,  b)  Die  Anstalt,  c)  Der  Vereinsgeist- 
liche, d)  Diakonen,  e)  Diakonissen.  2.  Die 
Arbeitsfelder  der  I.  M.  a)  Hilfsarbeit  für  die 
Kirche,  b)  Hilfsarbeit  für  die  Familie,  c)  Hilfs- 
arbeit für  den  Staat.  IV.  Die  Wissen- 
schaft der  I.  M.  1.  Die  litterarische  Behand- 
lung.   2.  Die  mündliche  Lehre. 

Die  Innere  Mission  ist  als  solche  in  der 
ersten  Hälfte  des  19.  Jahrhunderts  in  die 
Erscheinung  getreten,  also  eine  moderne 
Grösse;  einzelne  Bestandteile  dei-selben  sind 
imnner  in  der  christlichen  Aera  vorhanden 
gewesen.    Mit  der  Neuheit  ihrer  Existenz 


hängt  es  zusammen,  dass  viele  Fragen  ihP9^ 
Bestandes  noch  imFlusB  sind,  ihre  wissen- 
schaftliche Darstellung  erst  in  den  A  nfir.- 
gen  ist. 

I.  Das  Wesen  der  Inneren  MissioB. 
1.  Be^nriff  der  I.  M.   Von  jeher  ist  -:-r 
Begriff  der  Inneren  Mission   vielum?tntt-*Ti 
gewesen.  Da  Innere  Mission  jedenfall?^  eir» 
geschichtliche  Grösse  ist,  wird  man  sie  äj~i 
gescliichtlichem  Wege  am  ehesten  erfaÄ?*^ 
können.  Ein  Blick  in  ihre  Entstehung  mae-  im- 
ihrWeseu  offenbaren.  Johann  Hinrich Wiehere 
(1808—1881),   der  »Yater  der  Inneren  ML^- 
sion«,  wurde  aJs  Kandidat  in  Hamburg  zgüi 
»Oberlehrer«    der   dort   vor   kurzem  (181:'»/ 
gegründeten  »Sonntagsschiile«,  einer  englis*r-h- 
kirchlichen  Institution,  die  man  dorthin  irer- 
pflanzt  hatte,  gewählt.    Wie  ihr  B^ründ-Er, 
Pastor  Rautenberg,   die  in  ihr  zu  volllHrin- 
gende  Arbeit  ansah,  mag  ein  Wort  aus  einem 
der  Jahresberichte   zeigen:     »Was    hindert 
uns,    gleich    unseren    Brüdern    in    Ijond«>r., 
Glasgow,  New- York  und  mehreren  gro3f*?ai 
Städten   Englands   und   Nordamerikas  Mis- 
sionare zu  werden  für  das  mehr  als  h'^id- 
nische   Elend    in    unseren    Mauern?     Was 
hindert    uns,   hineinzugehen  in   die   Hütten 
des  Unheils,  den  Jammer  mit  eigenen  Augv^^n 
zu  sehen  und  die  armen  Leute    zu    bitt*^ 
und  zu  ermahnen,  dass  sie  sich  selbst.  das> 
sie  mindestens  doch  ihre  unglücklichen  Kin- 
der   retten    lassen    aus    den    Stricken    de> 
Todes  ?«     Man  wollte  Mis.sionsarbeit  an  den 
christlich  und  kirchlich  Verwahrlc^ten  thuiL 
Indem  man  den  Kindern  der  Sonntagsschu2e 
seelsorgerlich  nachging    iu  ihre   hauslichen 
Verhältnisse,  hatte  sich  ein  Besuchsverein 
gebildet.    Wiehern  wurde  bald  eins  der  eif- 
rigsten Mitglieder  und   dann   der  leitende 
Geist  der  Arbeit.    Man  hatte  letztlich   nur 
religiöse  Ziele.     Aber  man  konnte  den  Zn- 
sammenhang zwischen  dem  reHgiös-sittlichen 
und  dem  materiellen   imd  sozialen  Zustand 
nicht  verkennen,  sowenig  man  diesen  Zu- 
sammenhang damals  und  später  im    Sinne 
einer  zwingenden  Notwendigkeit  überschätzte. 
Wichern    woUte  die    Glaubenspredigt     des 
Wortes  mit  der  Thatpredigt  der  Liebe  ver- 
binden und  diu-ch  diese  Gemeinsamkeit  ihr? 
Wirkungskraft  in  der  Kirche  und  im  Volks- 
leben stärken.  Er  fand  die  Kirche  in  ihrem 
damaligen  Zustand  der  Aufgabe,  Glaube  und 
Liebe  zu   predigen  und  zu  pflanzen,   nicht 
gewachsen,    ihre   offiziellen   Organe   unzu- 
reichend und  matt,  den  wahren  kirchlichen 
(reist   vielfach  erloschen.     So   wurde    sein 
Wunsch  und  sein  Thun  zu  einer  kirchlichen 
Refoi-mbewegung.     Etwas  principiell  Neues 
wollte  Wichern  der  Kirche    nicht    bringen, 
wohl   aber   etwas  praktisch  Neues,  das  in 
der  Konsequenz  ihrer  Principien  lag,  aber 
durch  die  Ungunst  der  Zeiten  und  die  Un- 
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reue    der  Menschen  verkümmert  war.    Es 

sollte    mit   seiner  Eeform   nicht  eine   Zeit 

[i»-*uer    Grundsätze  und  Gedanken,   sondern 

f-^-ia   neuer  Tag  des  Lebens  beginnen.  Als  es 

vom  21.  bis  23.  September  1848  in  Wittenberg 

zum     ersten    »Kirchentag«    kam,    entfaltete 

AVichern    das  Banner   der  Inneren  Mission 

mit  den  Worten:     »Es  thut  Eins  not,  dass 

die  evangelische  Kirche  in  ihrer  Gesamtheit 

«.nerkenne:   die  Arbeit  der  Inneren  Mission 

ist  mein!    dass   sie  ein  grosses  Siegel  auf 

<lie  Summa  dieser  Arbeit   setze:  die  Liebe 

gehört   mir  wie  der  Glaube Wie  der 

^n^nze   Christus  im  lebendigen  Gottesworte 
sich    offenbart,    so   muss   er  auch  in   den 

Oottesthaten  sich  predigen Wird  in 

<liesem  Sinne  das  Wort  der  Inneren  Mission 
aufgenommen,  so  bricht  in  unserer  Kirche 
jener  Tag  ihrer  neuen  Zukunft  an.»    Da- 
mals wurde  der  Ausdruck  »Innere  >Iission« 
zuerst  in  weiteren  Kreisen  gang  und  gäbe. 
Ijitterarisch  w^  er  schon  von  rrof.  Lücke 
in  Göttingen  gebraucht  worden,  gleichzeitig 
aber  auch  im  Wichernschen  Kreis  in  Umlauf 
gekommen.    Indem  man  zunächst  auf  die  in 
entfernten  Ländern  arbeitende  Heidenmission 
i-eflektierte,  sagte  man  vielfach  »inländische 
Mission«,  dann  fasste   man  Wort  und  Ge- 
danken schärfer  und  tiefer  als  »Innere  Mis- 
sion« im  Sinne  von  innerkirchlicher  Mission. 
Man   hat  den  Namen    schwerfällig  ge- 
funden, nicht  ganz  mit  Unrecht.    Aus  zwei 
Woi-ten    bestehend  sträubt    er    sich    gegen 
die  Bildung  eines  Adjektivs  (»innermissiona- 
risch«?).    Man   hat   ihn   provozierend,    be- 
schämend gefunden.    Dennoch  ist  er  sach- 
gemäss:    »Die  Antinomie,  die  in  demselben 
zu  Tage  tritt,   entspricht   genau  der  Anti- 
nomie,   die  in    der   Thatsache    liegt,    dass 
äussere,    rechtliche    Zugehörigkeit    zu    der 
Kirche  zusammentrifft  mit  einer  Abkehr  von 
Christentiun   und   Kirche,    dass   diejenigen, 
welche  Subjekte  der  Missionsthätigkeit  sein 
sollten,  als  ihre  Objekte  zu  stehen  kommen.« 
Nimmt  man  die  Ausführung  in  der  Wirk- 
lichkeit hinzu,   welche  das  oben  skizzierte 
Programm  Wicherns  im  Laufe  von  reichlich 
6(j  Jahren  gefunden  hat,  so  mrd  man  die  be- 
treffende Gegenwart  als  eineEntwickelung  der 
Grundgedanken  Wicherns  erkennen  müssen, 
wenn  auch  nicht  als  eine  ganz  gleichmässige 
und  überall  normale. 

Nach  dem  Gesagten  definiere  ich  die 
Innere  Mission  zusammenfassend  dahin :  die 
Innere  Mission  ist  diejenige  kirchliche  Re- 
formbewegimg  des  19.  Jahi-hunderts,  welche 
den  inneren  Zustand  des  evangelischen 
Kirchentums  dadurch  zu  bessern  unternimmt, 
dass  sie  sowohl  die  Barmherzigkeitswerke 
als  auch  die  freie  Wortverkündigimg  in 
demselben  wirksam  machen  und  ihm  or- 
ganisch einfügen  will. 

Zur  näheren  Erläuterung  dieser  Definition 


mag  es  dienen,  dass  auf  Subjekt,  Objekt, 
Ziel  und  Mittel  der  Inneren  Mission  hinge- 
wiesen wird.  Subjekt  sind  lebendig  gläu- 
bige kirchliche  Persönlichkeiten,  einzeln  oder 
(meistens)  organisiert,  welche  sieh  den  Fak- 
toren, die  zur  Reform  der  Kirche  und  der 
von  ihr  beeinflussten  Lebenskreise  den  Dienst 
versj^en,  fi-eiwillig  substituieren.  —  Objekte 
der  Inneren  Mission  sind  Notstände  im 
Zusammenhang  mit  der  Sünde,  welchen 
offizielle  Gewalten  nicht  abhelfen.  —  Das 
Ziel  der  Inneren  Mission  ist  die  Herstellung 
eines  Kirchentums ,  das  geeignet  ist,  direkt 
oder  indirekt  jenen  Notständen  zu  begegnen. 

—  Die  Mittel  der  Inneren  Mission  sind 
primär  das  fi-eie  Wort,  sekundär  (subsidiär) 
das  Liebeswerk. 

Wichern  hat  keine  wissenschaftliche 
Definition  der  Inneren  Mission  gegeben,  nur 
zahlreiche,  zum  Teil  sehr  rhetorische  Be- 
schreibungen. Zur  Vergleichung  sei  die  aus 
seiner  klassischen  »Denkschrift«,  in  welcher 
er  das  Programm  seines  Lebenswerkes  in 
etwas  ausgeführterer  Form  entwickelt,  mit- 
geteilt :  »Als  Innere  Mission  gilt  uns  nicht 
diese  oder  jene  einzelne,  sondern  die  ge- 
samte Arbeit  der  aus  dem  Glauben  an 
Christum  geborepen  Liebe,  welche  diejenigen 
Massen  in  der  Christenheit  innerlich  und 
äusserlich  erneuern  will,  die  der  Macht  und 
Herrschaft  des  aus  der  Sünde  direkt  oder 
indirekt  entspringenden  mannigfachen  äus- 
seren und  inneren  Verderbens  anheimgefallen 
sind,  ohne  dass  sie,  so  wie  es  zu  ihrer 
christlichen  Erneuei-ung  nötig  wäre,  von  den 
jedesmaligen  geordneten  christlichen  Aemtem 
erreicht  werden.« 

Noch  bestehen  unter  den  älteren  Ver- 
tretern der  Sache  starke  Differenzen  in  Be- 
zug auf  die  Wesensbestimmung  der  Inneren 
Mission.  Jedoch  macht  sich  neuerdings 
mehrfach  eine  mehr  oder  minder  vollständige 
Zustimmung  zu  meiner  oben  gegebenen 
Definition  bemerklich. 

2.  Verhältnis  der  I.  M.  zu  anderen 
Lebenskreisen.  Zur  Kirche,  deren  echt 
evangelischer  Begriff  in  Artikel  VH  der 
Augsburger  Konfession  seinen  klassischen 
Ausdruck  (Gemein scliaft  der  Gläubigen)  ge- 
funden hat,  steht  sie  in  einem  schlechthin 
dienenden  Verhältnis;  zum  Kirchentum  da- 
gegen, der  in  die  Welt  der  Wirklichkeit 
hereingebauten,  mit  Staat,  Volkstum,  Ge- 
sellschaft etc.  verflochtenen  oder  sich  doch 
berührenden  Kirche  steht  sie  in  einem  pie- 
tätvollen Verhältnis,  das  jedoch  des  kritiscnen 
Salzes  nicht  entbehren  kann ;  sonst  wäre  sie 
keine  Reformbewegung.  Sie  muss  sich  zu 
Zeiten  aus  wahrer  Kirchlichkeit  ablehnend 
und  korrigierend  zum  Kirchentum  verhalten. 

—  Von  der  äusseren  Mission  (als  einem 
Wirken  der  Kirche  auf  Menschen  ausserhalb 
ihres    Kreises    zur    Gewinnung    derselben) 
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nnterscheidct  sie  sich  »als  eine  Arbeit  ledig- 
lich an  Gliedern  der  Kirche.  —  Der  kireli- 
lichen  Amtsthätigkeit  tritt  sie  als  eine  ausser- 
ordentliche helfend  zur  Seite.  —  Die  Huma- 
nität ivSt  eine  Tochter  des  Christentums, 
aber  sie  wiU  es  vielfac'h  nicht  Wort  liaben, 
obwohl  eine  einfache  Betrachtung  des  vor- 
und  ausserchrist  liehen  Heidentums  diese 
Thatsache  besiegelt.  Dies»^r  die  Mutter  sehr 
häufig  verleugnenden  Tochter  stellt  sich  die 
Innere  Mission  als  eine  sich  zu  jenem  un- 
umwunden und  dankbar  bekennende  gegen- 
über. —  Von  katholischen  ähnlichen  Unter- 
nehmungen (wenn  sie  auch  dort  nicht  zu 
einem  Ganzen  zusammengefasst  sind)  trennt 
sie  derselbe  Abstand,  welcher  zwischen  der 
römischen  und  evangelischen  Kirche  besteht. 

—  Im  Staat  ehrt  sie  die  Gottesonlnungdes  Ge- 
setzes, aber  sie  dient  keiner  politischen 
Partei.  —  In  der  Familie  erkennt  sie  die 
göttliche  Naturordung,  in  ihrer  christlichen 
Verklärung  die  Brunnenstube  grössten  Segens 
für  Individuum  und  Volk,  in  ilirer  Entartung 
die  verhängnisvollste,  mit  aller  Kmft  auch 
durch  ihren  Dienst  wieder  zu  rei)arierende  Ab- 
irrung von  den  gottlichen  Grundoi-dnungen. 

—  Der  Schule,  welche  jenen  drei  Ki-eisen, 
Kirche,  Familie  und  Staat  dient,  ordnet  sie 
sich  zu  als  jüngei-e  Schwester,  in  freiwilli- 
gem Hilfsdienst  ihrer  offiziellen  Arbeit. 

II.  Die  Geschichte  der  Inneren  Mission. 

Nach  der  oben  gegebenen  Definition  be- 
gegnen sich  in  dem  geschichtlichen  Gebilde 
der  Inneren  Mission  drei  Strömungen,  wel- 
che bis  zu  ihrer  Vereinigung  in  der  evan- 
gelischen Kirche  des  19.  Jahrhunderts  in 
Vereinzelung  ihi-en  Weg  gemacht  haben: 
das  diakonische  Element  der  Liebesthätig- 
keit,  das  evangelisatorische  der  freien  Wort- 
verkündigung und  das  reformatorische  Ele- 
ment. Diese  drei  Elemente  sind  nicht  ko- 
ordiniert, sondern  die  beiden  ersten  sind 
dem  dritten  subordiniert  Die  reformatori- 
sche Bewegung  wünscht  durch  Einpflanzung 
des  diakonischen  nnd  des  evangelisatorischen 
Zuges  in  das  Leben  des  Kirchentums  dies 
letztere  dem  Ideal  der  Kirche  näher  zu 
bringen. 

1.  Geschichte  der  Elemente  der  I. 
M.  a)  Das  diakonische  Element.  In 
der  Anfangszeit  der  Kirche  ( — 300) 
hatte  die  cliristliche  Liebest hätigkeit  den 
Charakter  der  Gemeindepflege.  Die  Zeit- 
lage drängte  auf  immer  stärkere  Centrali- 
sation  im  Bischof  tum.  Auch  die  Liebesthätig- 
keit  kam  immer  mehr  in  des  Bischofs  Hände. 
In  Bezug  auf  die  Empfänger  der  Wohlthaten 
herrschte  eine  weitgehende  Individualisie- 
rung. Man  pflegte  einen  jeden  in  seiner  Woh- 
nung, in  seinen  Verhältnissen,  nach  seinem 
Bedürfnis.  —  Auch  über  die  Grenzen  der 
heimischen  Christengemeinde  griff  man  hilf- 


reich hinaus;  sowohl  fernen  Christen  aL< 
nahen  Heiden  half  man  in  Notlagen  ^ 
Pestzeiten  etc. 

Für  die  Jahrhunderte  der  Reich?- 
kirche  (300—600)  ist  das  Nebeneinander 
einer  nach  den  Zeitverhältnisseii  modifiziertefi 
Gemeindepflege  und  der  Anstaltspfk'^f 
charakteristisch.  Mit  der  Staatskirehe  ^ 
gehrte  die  Massen  not  Hilfe  von  der  Kirche, 
Das  ^lassenalmosen  mit  seiner  Yei-dienstlicfa- 
keit,  der  reichlich  s[>endende  Bischof,  »lie 
Anstaltsform  (Kloster,  Hospital)  treten  in  den 
Voll!  ergrund. 

Im  Mittelalter  (600—1500)  kam  das 
Anstaltliche  ganz  zur  Herrschaft,  aber  ohne 
das  Gegengewicht  der  Gemeindepflege  anch 
zur  Auswirkimg  all  seiner  EinseitisAeiten 
iund  Schwächen.  Die  Zahl  der  Anstalten 
wuchs  ins  Ungemessene  (gleichzeitig  gab  es 
nach  den  Kreuzzügen  19000  AussätzigeG- 
häuser  in  der  Christenheit),  das  Pfle^per- 
sonal  mehrte  sich  durch  die  Orden.  Bruder- 
und  Schwesteischaften ;  man  teilte  die  Not- 
leidenden nur  mehr  nach  ihren  Gebrechen 
und  Bedürfnissen.  Alles  war  kirchlich  ver- 
fasst,  gebunden,  beeinflusst  Die  unevange- 
lische Ethik  mit  ihren  Anschauimgen  Toa 
Arbeit,  Eigentum,  Almosen  zog  ein  Bettler- 
heer gross,  das  sich  zu  einer  eigentlicher. 
Landplage  auswuchs. 

Die  Reformation  und  ihre  un- 
mittel bar  e  F  o  Ige  z  e  i  t  (lilOO— 16.50)  hatte 
deshalb  hier  wie  sonst  die  Aufgabe  einer 
neuen  Gnmdlegimg  resp.  des  Ziu-ückgehens 
auf  die  Gnmdlagen  der  ältesten  Kirche. 
Mit  der  Dogmatik  wandelte  sich  auch  die 
Ethik.  Liebesthätigkeit  war  nun  nicht  mehr 
eine  Lebensvereicherung  für  die  Ewigkeit, 
sondern  eine  Frucht  des  Glaubens;  nicht 
Bettel,  sondern  Berufsarbeit  war  nun  Gottes- 
dienst. Der  Gemeindegedanke  wurde  wie- 
der lebendig.  Die  Armenordnungeu  waren 
Teile  der  Kirchenordnungen.  Die  Kirche 
war  mit  dem  Bürgerlichen  ganz  gemischt 
—  der  Ansatz  zu  künftigen  Auseinander- 
setzungen. Die  schwache  Seite  der  neuen 
Ordnung  war  der  mit  dem  notwendigen 
Fall  der  Klöster  gegebene  Mangel  an  Pflege- 
personal. 

Der  Pie  tismus  (1650—1780)  legte  ge- 
genüber einem  selbstsichei^n  Kirchentum 
alles  Gewicht  auf  die  lebendige  religiöse 
Einzelpersönlichkeit.  Der  Missionsgeist  er- 
wachte auch  in  der  Liebesübung.  Man 
verzagte  vielfach  an  der  Gegenwart :  deshalb 
sorgte  man  für  die  Zukunft  in  der  Jugend- 
erziehung. Das  Vereinswesen,  der  Zusam- 
menschluss  nach  Wahl  zu  gewissen  Zwecken 
begann,  der  Gemeindegedanke  verkümmerte. 
Der  Subjektivismus  im  Pietismus  schlug  die 
Brücke  zum  Rationalismus.  Dieser  war  wieder 
der  Nährboden  der  Humanität,  die  häufig 
vergass,    dass   ihr  Leben   im   Christentum 
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*r  Urzeit e  und  zugleich  mehr  durch  Blätter- 
w-erk  schöner  Gefühle  und  Worte  als  diu-ch 
•"xnichtschmuck  hilfreicher  Werke  sich  aus- 
>.*ichnete. 

1>)    Das  evangelisatorische  Element. 
'^  -woifellos  wiurde  in  der  apostolischen  Kirche 
Ins    Recht  der  freien  Wortverkündung  an- 
erkannt,   sobald   sich  letztere   im   Rahmen 
i\or  Ordnung  zum  Segen  der  Gremeinde  be- 
t  liätigte.    Das  Wort  war  nicht  an  das  Priester- 
ttmt  gebunden  (1.  Kor.  14).    Das  Laienzeug- 
1 1  is  erhielt  sich,  wenn  auch  in  abnehmender 
Stärke,   in  der  Märtyrerkirche,  musste  aber 
iillmählich  dem  hierarchischen  Princip  wei- 
i^lien.     Doch  auch  nachdem  dies  im  allge- 
ineinen  gesiegt  hatte,  suchte  dies  christliche 
ITrrecht  immer  wieder  im  einzelnen  durch- 
zubrechen, ebensowohl  innerhalb  der  katho- 
lischen Kirche  (in  einzelnen  (Gestalten,  z.  B. 
Severinus,    Columban,    namentlich    in    den 
Predigerordeu)  wie  ausserhalb  derselben  (in 
den  »Sekten«  und  Reformparteien).  Mit  der 
Keformation    fing    das   Laien predigerwesen 
^viede^  an  zu  blühen.     Bei  Luther  finden 
wir  ein  Zurückgehen  auf  die  freie  aposto- 
lische Praxis,  zugleich  aber  auch  das  Be- 
tonen   von   Regel    und   Ordnung   gewissen 
Erscheinungen  gegenüber.    Nur  die  in  feste 
Ortlnung  gefasste  Freiheit  wird  der  Gemeinde 
zum  Segen.    In  jedem  Fall  statuiert  Luther 
ein  Notrecht   zu   predigen,    und    zwar   aus 
doppeltem  Anlavss:  wenn  ein  Christ  sich  an 
einem  Ort  befindet,  wo  kein  Predigtamt  be- 
steht oder  wenn  der  bestellte  Prediger  Irr- 
lehre treibt.  —  Das  Zeitalter  der  Orthodoxie 
>var    der    freien    Wortverkündigiuig    nicht 
günstig,  im  Pietismus,  namenthch  aber  in 
den   kirchlich    gerichteten    Gemeinschaften 
(Württemberg)  und  in  den  Sekten  erwächst 
sie  wieder. 

c)    Das     reformatorische     Element. 
Erst  musste  die  Ku'che  bis  zu  einem  ge- 
wissen Bestand  gediehen  sein,  ehe  man  von 
Reformen    reden    konnte.      Die     gärenden 
Mächte  der  ersten  Jahrhunderte  boten  dazu 
keinen  Anlass.  —  Dagegen  ist  das  Mittel- 
alter die  klassische  Zeit  der  Reformversuche. 
Die  Kirche  war  stabil  geworden  imd  hatte 
sich  in  manchen  sehr  wichtigen  Richtungen 
verkehrter  Art  verfestigt.    So  hörte  man  im 
Mittelalter  nicht  auf,  von  den  verschieden- 
sten Seiten  mit  mancherlei  Massregeln  an  dem 
kranken  Leibe    der   Papstkirche    herum  zu- 
kiirierea:    Ordensstifter,    Sekten,   Konzilien 
versuchten  es  alle  in  ihrer  Weise.  Aber  sie 
fasßten  das  Problem  nicht  tief  und  innerlich 
genug.    Man  kurierte  an  den  Symptomen, 
die  Sache   blieb   wesentlich    dieselbe.    Mit 
dem  neuen  Glaubensleben  der  Reformation 
war  eine  neue  Ethik  und  damit  eine  neue 
Liebesübung  gegeben.    Aber  aucli  das  neue 
religiös -sittliche    Motiv     der     Reformation 
konnte  sich  in  der  Folgezeit  nicht  in  seiner 


urspininglichen  Frische  und  Reinheit  erhalten. 
Im  Zeitalter  des  Orthodoxismus  erstarrte 
vielfach  das  christliche  Leben  in  kirchlichen 
Ordnungen.  Dem  gegenüber  war  der  Pie- 
tismus im  geschichtlichen  Recht  mit  seinem 
Dringen  auf  individuelles  Leben.  Aber  man 
verfiel  ins  andere  Extrem,  bekämpfte  alle 
Ordnung  und  bahnte  im  ungebundenen  In- 
dividualismus dem  Rationalismus  den  Weg. 
Nachdem  sich  der  Glaube  mühsam  durch- 
gewintert hatte,  entstand  im  19.  Jahrhundert 
aus  verschiedenen  Ursachen  (Freiheitskriege 
etc.)  ein  neues  christlich-kirchliches  Leben, 
welches  das  zu  einem  Schatten  herabge- 
sunkene Kü-chentum  mächtig  emporhob,  mit 
Geist  und  Kraft  erfüllte  und  dadurch  be- 
fähigte, an  den  Zeitaufgaben  mitzuwirken. 
Eins  der  wichtigsten  Elemente  dieser  Zeit- 
strömung ist  die  Innere  Mission,  welche  die 
kirchlichen  Reformbewegungen  früherer 
Zeiten  auf  dem  Boden  der  Reformation  in 
einer  für  unsere  Zeit  nötigen  Richtung  auf- 
genommen und  schon  jetzt  bis  zu  einem 
gewissen  Grad  diu-chgeführt  hat,  wenn  auch 
ihr  Ziel  lange  noch  nicht  erreicht  ist. 

2.  Geschichte  der  I.  M.  a)  Die 
Zeit  der  Anfänge  (1780—1833).  Hier 
und  da  regt  sich  vereinzeltes  Leben  und 
sucht  Fühlung  unter  einander.  Die  so- 
genannte Christentum  sgeseUschaft  in  Bastei 
(1780)  spiegelt  das  religiöse  Leben  der 
stillen  und  noch  kleinen  ELreise  wieder,  die 
aber  doch  den  Mut  hatten,  durch  persön- 
liche und  litterarische  Bemühungen  den 
Zeitgeist  in  emst-cliristlicher  Weise  zu  be- 
einflussen. Auf  demselben  Boden  wurde 
auch  die  äussere  Mission  gepflegt  und  die 
Bibelverbreitung.  Hans  Nielsen  Hange  wirkte 
in  Norwegen  als  Bauernprediger,  der  Nürn- 
berger Kaufmann  Tobias  Kiesshng  in  der 
Oesterreichischen  Diaspora.  Hiermit  berührt 
sich  dem  Geiste  nach  die  Verpflanzung  der 
englischen  Sonntagsschule  auf  deutschen 
Boden.  Auch  die  Antialkoholbestrebungen 
und  die  Stadtmission  hatten  englischen  Ur- 
sprung. Der  Gustav  Adolf- Verein  entstand 
auf  deutschem  Boden.  —  Mit  dem  humanen 
Zug  der  Zeit  berülirten  sich  dagegen  mehr 
oder  weniger  noch  die  Gefangenenfürsoi^e, 
die  Bemühungen  Oberlins  zur  Erziehung 
seiner  elsässer  Gemeinde,  die  Pestalozzis 
ziu-  Erziehung  der  Jugend  nach  neuer  Un- 
terrichtsmethode;  an  letztere  Bestrebungen 
schlössen  sich  in  entschieden  christlichem 
Geist  Joh.  Falk  in  Weimar,  Graf  von  der 
Recke  in  Düsselthal,  Zeller  in  Beuggen.  — 
Etwas  wesentlich  Neues  war  die  Beteiligung 
der  Frau  an  all  diesen  Bestrebungen:  die 
Frauenvereine  in  und  nach  den  Freiheits- 
kriegen, Elis.  Fry,  Amalie  Sieveking. 

b)  Die  Zeit  der  grossen  Männer 
(1833—66).  Drei  stehen  im  Vordergrund. 
Joh.  Hinrich  Wichern  (1808—81).    Er 


810 


Mission,  Innere 


l)egrün(lete  1833  das  Rauhe  Haus  bei  Ham- 
burg, nicht  nur  als  Rettungshaus  für  sittlich 
verwahrloste  Kinder,  sondern  alsbald  auch 
als  ^>Brtiderhaus«  zur  Heranbildung  von 
Berufsarbeitern  der  Inneren  Mission,  fasste 
die  sporadischen  Anfänge  der  Inneren 
Mission  praktisch  zusammen  und  gab  ihnen 
den  principiell  zugespitzten  Namen  und  da- 
mit ein  hohes  Ziel.  Wichern  war  ein  Mann 
von  genialem  Weit-  und  Tiefblick,  warmer 
Hingabe  an  die  grossen  und  kleinen  Auf- 
gaben seines  Berufs,  cholerischer  Thatkraft, 
<lurchsch  lagen  der  Beredsamkeit.  —  Wie  er 
das  Granze  der  Inneren  Mission  schuf  und 
der  christlichen  Älännerwelt  den  Weg  zu 
dieser  Arbeit  wies,  so  that  dies  gleichzeitig 
Theodor  Fliedner  (1800—1864)  in  Kaisers- 
werth  für  die  Frauenwelt.  1836  gründete 
er  in  Anknüpfung  an  altkirchliche  Vorbilder, 
aber  in  zeitgemässer  Gestaltung  das  Diako- 
nissenhaus zu  Kaiserswerth.  Fliedner  w^ar 
weder  ein  Manu  von  besonderer  Gelehrsam- 
keit noch  Beredsamkeit  al>er  ein  Organisator 
ersten  Ranges  (Aug.  Herm.  Francke  ver- 
gleichbar) und  ein  überaus  fleissiger  und 
zäher  Arbeiter.  —  Sowohl  männliche  als 
weibliche  Arbeitskräfte  erzog  Wilhelm  Lohe 
in  Neuendettelsau  (ISOS— 72),  nämlich  in 
der  Missionsanstalt  zur  Ausbildung  von 
Predigern  für  Amerika,  die  stets  unter  sei- 
nem Einfluss  blieb,  auch  als  sie  von  anderen 
geleitet  wurde,  sowie  Schwestern  in  der 
Diakonissenanstalt,  Lohe  war  ein  sehr  her- 
vorragender praktischer  Theologe  von  reichem 
Geist,  der  allen  seinen  Schöi)fungen  edles 
Mass,  schöne  Form  und  die  streng  lutherisch 
bestimmte  Eigenart,  seines  kirchlichen  Stand- 
punktes aufprägte,  damit  aber  auch  der 
Inneren  Mission  Eingang  verschaffte  in  die 
lutherischen  Kreise  Deutschlands. 

Diesen  drei  Vorgängern  schlössen  sich 
in  eifriger  Mitarbeit  enger  oder  loser  an: 
Barth  in  Calw,  Härter  in  Strassburg,  Chal- 
mera  und  üuthrie  in  Schottland,  Heldring 
in  Holland,  Bost  in  Frankreich,  Gossner  in 
Berlin,  Kapff  in  Württemberg  u.  s.  w. 
Grosse  kirchliche  Versammlungen  beschäf- 
tigten sich  mit  der  Inneren  Mission  und 
ihren  einzelnen  Fragen.  Ein  Arbeitsfeld 
nach  dem  anderen  wurde  je  nach  Bedürfnis 
angebaut :  Junglingssache,  Magdalenensache, 
Herbergen  zur  Heimat,  Mügdeherbergen, 
Idiotensache  u.  s.  w.  Freundschaft  und  Geg- 
nerschaft der  Inneren  Mission  traten  einander 
schroff  gegenüber.  Das  bedeutsamste,  nach- 
wirkendste  Ereignis  aber  war  die  Einfühnmg 
von  männlichen  und  weiblichen  Berufsar- 
beitern der  Inneren  Mission  in  den  Diakonen 
(Briidern)  und  Diakonissen  (Schwestern). 

c)  Die  Zeit  des  methodischen  Aus- 
baues (1866  bis  heute).  Nach  dem  Tode 
der  grossen  Vorarbeiter  und  unter  dem 
Druck  der  Zeitverhältnisse  (Kriege,  MiUiar- 


Iden  etc.)  hat  es  mehrfach   flaue  Zeiten  jl 

I  der  Weiterentwickelung  gegeben.     Ab^r  ini 

I  allgemeinen   ist   doch  auch    in    den  l^tzr-'i 

!  Jahrzehnten  der  Fortschritt   ein    sichtliapg-. 

i  Das  über  Deutschland  sich  ausbreitende  >'-i 

!  der  Landes-  und  Provinzialvereine  der  Ir»- 

I  neren  Mission  wurde  immer  eng^maschigpr. 

I  Man   nahm   immer  neue   Gestaltnogeo  'i- 

Elends  in  Pflege  (Epileptische,  Verkrüppejt-. 

Wanderbevölkenmg,  die  Kriegsverwundt^^rr 

u.  8.  w\).    Zugleich   zeigt  letzteres   Beispi» . 

ein   starkes  Anwachsen  der   Hanianitäu»!»-- 

strebungen.    Andererseits    entwickelte   sia 

auch  der  soziale  Zug  in  der  Inneren  3fLN>ic 

nach  den  Zeitbedürfnissen.     Die  grossaitkv 

Entfaltung  der  Inneren  Mission  brachte  t«  c 

selbst   eine  grosse  Zahl   von    theologisch- 1 

Berufsarljeitem  der  Inneren  Mission  mit  i^icl: 

in  den  Vereinsgeistlichen  und  den  Vorstehen 

der  grösseren  Anstalten.    Damit  ergab  siA 

die   Notwendigkeit    und   Möglichkeit    eint-r 

wissenschaftlichen,  litterarischen  luid  aka^ie- 

mischen   Behandlung  der  Innere«  Mis^sioi 

—  Die  früher  verachtete  Innere  Mission  i?f 
hof-,  kirchen-  und  salonfähig  geworden.  Mi* 
der  Verbreitenmg  des  Stromes  hat  freiiit 
die  Vertiefung  nicht  immer  Schritt  gehalten. 

—  Die  beiden  genanntesten  Namen  iuisen?> 
Gebiets  in  der  Gegenwart  möchten  wohi 
Stöcker  imd  v.  Bodelschwingh  sein. 

III.  Der  Bostajid  der  Inneren  Mission. 
1.  Die  Organe  der  I.  M.    Nm-  die  für 

die  Innere  Mission  vorwiegend  charaktr- 
ristischen  Organe  sollen  hier  genannt  wer- 
den. Sonst  w^äre  vor  allem  auf  die  Bedeu- 
tung der  Persönlichkeit  hinzuweisen:  ai-er 
sie  ist  ja  für  alle  Verliältnisse  und  Lebf^ns- 
kreise  ausschlaggebend. 

a)  Der  Verein.  Seine  Bedeutung  i>i 
eine  sehr  mannigfaltige.  So  besteht  ein 
Verein  aus  den  Kontribuenten  zu  einem  | 
Werk,  ein  anderer  aus  den  Wahlmännem 
für  eine  Vorstandschaft  oder  eine  Stelle. 
welche  die  eigentliche  Arbeit  zu  thun  hat 
ein  dritter  hat  die  Funktionen  eines  Res:ii- 
lators,  damit  die  Tliätigkeit  im  richtigea 
Tempo  vorwärts  geht,  ein  vierter  nimmt  die 
finanzielle  Kontrolle  eines  Werkes  wahr,  eir 
fiinfter  wirkt  durch  die  Zahl  oder  das 
Seh w^erge wicht  seiner  Namen  atif  die  öffent- 
liche Meinung,  ein  sechster  leistet  in  aUfU 
seinen  Mitgliedern  oder  doch  in  derea 
grösstem  Teil  eine  gewisse  Mitarbeit  u.  s.  w. 
Die  Führer  eines  Vereins  sind  für  dessen 
Wirkung  von  entscheidender  ßedeutuo?. 
Ein  englisches  Sprichwort  lautet:  »Ein 
Verein  ist  —  sem  Sekretär«  (in  Englan'i 
hat  der  Präsident  die  RepräsentatioD,  der 
Sekretär  die  Arbeit).  Vincenz  von  Paul  sagt : 
Lieber  50  Hirsche  unter  Anfühnmg  eines 
Löwen,  als  .')(►  Ijöwen  unter  Anfühnmg  eiues 
Hirsches. 
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Die    zahlreichen    Vereine    der    Inneren 
Mission  werden  nur  durch  die  Sache  selbst 
lind    den  .späten  Willen  der  Mitglieder  zu- 
s^ammen^halten.     Sie    umfassen    entweder 
gewisse  Territorien  oder  gewisse  Thätigkeiten. 
I)er  älteste  derartige  Verein  ist  die  Baseler 
OhristentumsgeseDschaft    von    1780.     Auch 
cler  Centralausschuss  für  die  Innere  Mission 
cier  deutschen  evangelischen  Kirche  in  Berlin 
ist   zu  nennen.    Er  ist  keine  Behörde  der 
Inneren  Mission ;  er  ist  auch  nicht  die  »Seele 
des  Ganzen«,  sondern  eine  frei'v^'illige  Cen- 
tralstelle,  welche  seit  1849  zu  verschiedenen 
Zeiten  sehr  verschieden  wirkungski-äftig  war, 
je  nachdem  seine  Präsidenten,  Sekretäre  und 
JVIitglieder    sachkundig    und    eifrig   waren. 
Fast  jedes  Land  und  jede  Provinz  Deutsch- 
lands   und  Preussens    haben    ihre    Innere- 
Missions  vereine.     Dazu   kommen   noch   die 
zahlreichen  Fachbündnisse    (fiir  Jünglings- 
vereine, Diakonen  etc.). 

b)  Die  Anstalt.  Anstalten  sind  bei 
dem  Massenelend  unserer  komplizierten  Ver- 
hältnisse eine  wohlthätige  Notwendigkeit 
(nicht  ein  notwendiges  Uebel).  Sie  gestatten 
in  vielen  Fällen  eine  tiefergreiiende,  billigere 
Hilfe,  als  die  Hauspflege  sie  ermöglicht 
(OjHjrationen,  Apparate,  Lehrmittel  etc.). 

c)  Der  Vereinsgeistliche.  Er  ist  der 
Berufsarbeiter  erster  Klasse  auf  unserem 
Gebiet.  Diese  Fachleute  pflegen  die  Innere 
Mission  entweder  in  einem  Lande,  einer 
Stadt,  einer  Anstalt,  einem  Fachgebiet  (Sonn- 
tagsschule, Fürsorge  der  weiblichen  Jugend 
etc.).  Sie  müssen  die  Litteratur,  die  Praxis, 
die  Geschichte  und  Statistik  ihrer  Arbeits- 
felder kennen,  zu  Rat,  Hilfe,  Vermittelung 
in  allen  betreiffenden  Fragen  bereit  sein. 

d)  Diakonen.  Seinen  Wurzelansatz  hat 
das  kirchliche  Amt  der  männlichen  Diakouie 
in  Apostelgeschichte  6.  Heutzutage  existiert 
es  meist  ^s  kirchliches  Ehrenamt  oder  als 
freiwillig  der  Kirche  sich  zu  Dienst  stellen- 
der Lebensberuf  der  Inneren  Mission.    Die 

Brüder«  werden  in  besonderen  Anstalten 
gebildet,  deren  es  jetzt  in  der  gesamten 
evangelischen  Kirche  19  giebt  mit  etwa 
2300  Brüdern.  Die  älteste  und  grösste 
derartige  Anstalt  ist  Wicherns  Rauhes  Haus 
zu  Hern  bei  Hamburg. 

e)  Diakonissen.  Das  kirchliche  Amt  der 
weiblichen  Diakonie  geht  auf  Phöbe  im  Römer- 
brief 16  zurück.  Die  neuzeitliche  Wiederer- 
weckung dieses  Instituts  hat  zu  ganz  unerwar- 
toter  Ausdehnung  und  segensreicher  Entfal- 
tung geführt.  Die  Zahl  der  Diakonissenmutter- 
hänser  beträgt  80,  die  Zahl  der  Schwestern 
15  UOO.  Letztere  haben  im  Jahre  1899  in  runder 
Summe  1330000  Menschen  dienen  dürfen. 
Das  Jahresbudget  nur  der  Mutterhäuser  be- 
ziffert sich  auf  etwa  11  Millionen.  Die 
weibliche  Diakonie  ist  eine  der  bedeutsam- 
sten, ja  glänzendsten  Lebensäusseiningen  der 


evangelischen  Kirche.  Es  ist  ein  grobes, 
ungleich  weitverbreitetes  Missverständnis» 
als  arbeiteten  die  Schwestern  nur  in  der 
Krankenpflege.  Ihre  Arbeit  erstreckt  sich 
auf  alles,  was  an  geordneter  kirchlicher 
Bannherzigkeitsübung  der  Frau  zugäng- 
lich ist. 

Die  Berufsarbeiter  (Vereins-  und  An- 
staltsgeistliche, Diakonen,  Diakonissen)  sind 
unter  den  Organen  der  Inneren  Mission  das 
stehende  Heer,  die  zahlreichen  grossen  und 
kleinen  Vereine  stellen  die  Freiwilligen, 
liefern  das  Greld,  beeinflussen  die  öffentliche 
Meinung;  die  Anstalten  bieten  die  Arbeits- 
stätte und  das  Handwerkszeug  dar. 

2.  Die  Arbeitsfelder  der  I.  M.  Ihre 
Einteilung  ist  eine  fliessende,  die  Grenzen 
zwischen  ihnen  sind  nicht  Mauern,  sondern 
Drahtgittern  vergleichbar,  diurch  welche  das 
Wasser  durchströmt 

a)  Hilfsarbeit  für  die  Eirehe.  Es 
handelt  sich  hier  darum,  sowohl  die  Kirche 
unter  einer  dieselbe  entbehrenden  Bevölke- 
rung aufzurichten  als  auch  die  bereits  vor- 
handene zu  gi-össerer  Segenswirkung  kommen 
zu  lassen.  —  Die  Diasporapflege  nimmt 
sich  der  Not  evangelischer  Glaubensgenossen 
unter  Andersgläubigen,  namentlich  unter 
Römisch-Katholischen  an  (Gustav  Adolf- 
Verein,  Gotteskasten).  —  Die  Pflege  der 
fluktuierenden  Bevölkerung  erstreckt 
sich  hauptsächlich  auf  Hollandsgänger,  Ernte- 
arbeiter, Erdarbeiter,  Flussschiffer.  —  Die 
Auswanderermission  geht  den  evan- 
gelischen Volksgenossen  übers  Meer  nach; 
sie  hat  ihre  Hauptsitze  in  Hamburg  und 
Bremen ;  ein  katholisches  Seitenstück  ist  der 
Rafaelsverein. —  Die  Seemannsmission 
wird  neuerdings  nach  englischem  und  skan- 
dinavischem Vorbild  eneigisch  von  zwei 
Centren  aus  (Hannover  und  Berlin)  betrieben. 

—  Die  Sonntagsheiligung  hat  zur 
Voraussetzung  die  Sonntagsruhe.  Jaluv.ehnte- 
langen  Bemühungen  ist  es  gelungen,  das 
öffentliche  Bewusstsein  dafür  zu  interessieren 
und  einige  praktische  Erfolge  zu  erringen. 

—  Die  Sonntagsschule  will  durch  einen 
für  Kinder  eingerichteten  Gottesdienst  mit 
Gruppenunterricht  durch  Laien  den  Kindern 
ihren  Sonntag  lieb  und  gesegnet  machen.  — 
Die  Bibelverbreitung,  neuerdings  auch 
in  Deutscliland  nach  Vorgang  von  England 
mächtig  gefördert,  ist  nach  evangelischer 
Anschauung  eine  wichtige  Unterlage  reli- 
giösen Lebens.  —  Die  Schriftenver- 
b  r  e  i  1 11  n  g  (Sonntagsblätter ,  Yolksbiblio- 
theken  etc.)  unterstützt  dieselbe  mehr  auf 
der  Peripherie  des  Christentums.  —  Die 
Stadtmission  versucht  nach  deutscher 
Art  (in  England  vielfach  andere)  im  An- 
schluss  an  die  Landeskirche  unter  Mitwir- 
kung auch  äusserer  Hilfeleistungen,  meist 
durch  männliche  Berufsarbeiter,  auch  mittelst 
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freier  Wortverkihidigimg  die  Kirchlichkeit ! 
und  Christiichkeit  zu  heben.  Es  existieren  | 
Stadtmissionen  in  den  meisten  grossen ' 
Städten  Deutschlands.  —  Die  Gemein (le-| 
pflege  versucht  ähnliches  dim»h  weibliche! 
Kräfte  (Diakonissen),  wobei  die  äussere  Hilfe  , 
in  den  Yordergnnid  tritt.  ' 

b)  Hilfsarbeit  für  die  FamiUe.  Die  i 
Krippe  pflegt  an  Wochentagen  kleine  Kin-  1 
der  bis  ins  dritte  Lel)onsjahr,  wenn  die  j 
Mütter  auf  Arbeit  gelien  müssen.  —  Die: 
Kleinkinderschule  versieht  ähnlichen  | 
Dienst  an  den  vier-  bis  seciisj ährigen  Kin-  i 
dern.  —  Der  Kinderhort  und  die  Ar-l 
b  e  i  t  s  s  c  h  u  1  e  vorsorgt  sie  in  der  schulfreien 
Zeit.  —  Das  Lehrlingsdahcim  öffnet 
sich  den  Lehrlingen,  welchen  das  Meister- 
haus nicht  mehr  Wohnung  und  Halt  bietet. 
—  Die  Herbergen  zur  Heimat  sollten 
ursprünglich  ein  Scliutz  für  die  wandernde 
Handwerkerjugend  sein;  seit  die  halbe  Welt 
auf  der  Wandei-schaft  ist,  öffnen  sie  als 
billige  Gasthäuser  mit  christlicher  Hausord- 
nung allen  Wanderern  ähnlicher  Stufe  ihre 
Räume.  —  Das  Marthastift  beherbergt 
steDenlose  ]ilägde  und  hilft  ihnen  zu  Diensten, 
als  Haushaltungsschule  lelirt  es  die  weib- 
lichen häuslichen  Arl)eiten.  —  Der  Jüng- 
ling s  v  e  r  e  i  n  will  der  Erbauung,  Erholung 
und  Berufsförderung  der  männlichen  Jugend 
dienen.  —  Arbeiterkolonie  und  Ver- 
p flegung s Station  nehmen  sich  der  vaga- 
bundierenden Wanderbevölkerung  an.  —  Das 
Trinkerasyl  bekämpft  den  Alkoholismus 
und  wird  unterstützt  durch  den  Verein  gegen 
den  Missbrauch  geistiger  Getränke  gegen  Gut- 
Templerloge,  den  Verein  des  blauen  Kreuzes 
(evangelisch).  —  Das  Magdalenium  thut 
Rettungsarbeit  an  den  der  Prostitution  ver- 
fallenen Frauen  und  kämpft  in  Gemeinschaft 
mit  anderen  Anstalten  (Frauenheim)  und 
Vereinen  gegen  die  geschlechtliche  Unsitt- 
lichkeit.  —  In  den  Bemühungen  für  Lösung 
der  Wohnungsfrage  und  für  das  Spar- 
kasse nwesen  hilft  die  Innere  Mission 
auch  dem  sozialen  Aufl)au  der  Familie  im 
engeren  Sinn. 

e)  Hilfsarbeit  für  den  Staat  (Gemeinde, 
Pro\änz,  Staat).  Die  Gefangenenpflege 
ist  erst  durch  private  Bemühungen  als  eine 
Pflicht  des  Staates  erwiesen  und  ermöglicht 
worden.    In  Deutschland  hat  die  von  Flied- 
ner  begründete  Rheiniscli- Westfälische  Ge- 
fängnisgesellschaft sehr  erfolgreiche  Impulse ! 
gegeben    und    auch    die    Füi-sorge   für   die ! 
Entlassenen   in  die  Wege  geleitet.    —    Das  I 
Rettungshaus   und   der  Erziehungs-j 
verein   nehmen  sich  der  sittlich  verwahr-, 
losten    oder  in  Gefalir   der  Verwalirlosung  i 
stehenden  Jugend  entweder  durch  Anstalts-  i 
fürsorge  oder  in  Familienpflege  an.  —  Die 
Heilpädagogischen  Anstalten  helfen 
den  Blinden,  Taubstummen,  Idioten,  Epilep-  i 


tischen,  Verkrüjipelten.  —  Die  Waifc?"j- 
pflege  bietet  in  Anstalten  oder  FamlL'rs 
den  (ler  Eltern  Beraubten  eine  Heimat.  — 
Durch  die  Arbeit  in  der  Schulfrage  tnLt 
man  bei  zur  Erhaltung  der  evangelisch-^ 
Volksschide.  —  Dun»h  Krankenpfl»,:" 
in  Anstalten,  in  Zeiten  des  Krieges  und  '>r 
Seuche,  Mitliilfe  bei  der  Armenpfl^«:- 
lindert  die  Innere  Mission  nach  Kräften  *h. 
betreffenden  Notstände. 

Im  vorstehenden  konnte  lediglich  ^*iD- 
Aufzählung  der  allerwichtigsten  Arbeit-feMer 
der  Inneren  Mission  geboten  werden.  Al-r 
sie  wird  hinreichen ,  um  äi  zeigten ,  mir 
welchem  Eifer  und  welcher  HingalR*  m^^ 
sich  in  den  letzten  KX),  in  den  meisl^-L 
Fällen  erst  seit  den  letzten  50  Jahren  <i^r 
Notstände  des  Volkslebens  von  christlich- 
kirchlicher  Seite  in  privater  Initiative  auLn  - 
nommen  hat.  Die  Kirche  (im  eigentli':-h»ü 
Sinne  —  Gemeinde  der  Gläubigen)  hat  sicL 
dadurch  einflussreich  und  segensvoll  U- 
thätigt  und  nicht  ohne  Erfolg  versucht,  d:e 
offizielle  Kirche  oder  das  Kirchentum  m 
Mitarbeit  an  den  Zeitaufgaben  tüchtig  zu 
machen  und  dadurch  dem  in  ihr  .w?^-: 
vorhandenen  Ideal  näher  zu  bringen.  Sich 
seilest  aber  hat  die  Innere  Mission  damit  er- 
wiesen als  eine  Reformbewegimg  durch  Ein- 
fügung der  liiebesthätigkeit  und  der  freitn 
Wortverkündigung  in  das  kirchliche  Lel>»?n. 

IV.  Die  Wissenschaft  der  Inneren 
Mission. 

Zwar  ist  alsbald  von  Wichern  u.  a.  dii» 
wissenschaftliche  Behandlung  der  Inneren 
Mission  gefordert  worden.  Allein  natur- 
gemäss  konnte  dieselbe  nur  allmählich  ge- 
leistet wei-den  und  befindet  sich  jetzt  noi^a 
in  den  Anfängen. 

1.  Die  litterarische  Behandlung.  Die 
Vorarbeiten,  welche  in  geordneter  Stoff- 
sammlung sowolü  nach  geschichtlichen  und 
statistischen  wie  sachlichen  Gesichtspunkten 
bestehen,  sind  allgemach  schon  in  einer 
schwer  übersehbaren  Fülle  vorhanden.  Von 
denen,  welche  der  wissenschaftlichen  Fas- 
sung schon  am  meisten  vorgeartieitot 
haben,  seien  genannt:  Wichern  in  seiner 
»Denkschrift«,  dem  genial  entworfenen  Ar- 
beitsprogramm der  Inneren  Mission  (I.  All- 
gemeines. IL  Das  Gebiet  der  Inneren  Mis- 
sion. 1.  Die  inneren  Grenzlinien:  a)  das 
staatliche,  b)  das  kirchliche,  c)  das  sittliche, 
d)  das  soziale  Gebiet.  2.  Die  geographisch«*« 
Grenzlinien  a)  im  Vaterland,  b)  in  der  euro- 
päis(!hen  Diaspoiu,  c)  im  Transatlantischen. 
III.  Zur  Organisation.);  I^ehmann  mit  seinem 
schönen  imd  wirksamen  Buch  »Die  Werke 
der  Liebe« :  der  Verfitöser  dieses  mit  sein«^n 
verschiedenen  Schriften  (vgl.  die  LitteraturK 
namentlich  dem  »Leitfatlen  der  Inneivn 
Mission«,  und  Uhlhorn,  der  einen  selir  wich- 
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igen  Teil  des  Stoffes  in  seiner  »Gesclüchte 
tler  christlichen  Liebesthätigkeit«,  in  einem 
«owolil  nach  Seiten  der  Forschung  wie  der 
X)arstellung  gleich  meisterhaften  Werk  be- 
arbeitet hat. 

Versuche  ziu*  eigentlich  wissenschaftlichen 
Beliandlung  des  ganzen  Gebiets  mit  selb- 
^«tändiger  Belierrschung  auch  der  Einzel- 
lieiten  liegen  erst  zwei  vor:  des  Verfassers 
=*Diakonik«  (in  Zöcklers  Hdb.  der  theol. 
Wissenschaften),  eine  Skizze,  welche  in 
einem  Handbuch  ausgebaut  werden  soll. 
(I.  Principieller  Teil.  1.  Die  Innere  Mission 
JName,  Wesen,  Verhältnis  zu  Kirche,  Staat 
etcj.  2.  Die  Wissenschaft  der  Inneren  Mis- 
sion. 3.  Die  Hilfswissenschaften  der  Inneren 
Mission.  U.  Historischer  Teil.  1.  Geschichte 
der  Elemente  der  Inneren  Mission.  2.  Ge- 
seliichte  der  Inneren  Mission.  3.  Statistik 
der  Inneren  Mission.  III.  Praktischer  Teil. 
1.  Die  Notstände.  2.  Die  Hilfskräfte.  3. 
Die  Hilfe.)  —  Sodann  Wursters  »Lehre  von 
der  Inneren  Mission«,  ein  vortreffliches,  aus 
wirklicher  Sachkunde  geflossenes  Buch. 
(1.  Allgemeiner  Teil.  1.  Die  Innere  Mission 
als  Gesamterscheinung  in  ihrer  geschicht- 
lichen Entwickelung.  2.  Der  normative 
Begriff  der  Inneren  Mission.  IL  Specieller 
Teil.  1.  Der  Kampf  gegen  vorwiegend 
physische,  2.  soziale,  3.  sittliche,  4  reügiös- 
kirehliche  Notstände). 

Auch  die  Einfügung  in  das  System  der 

Eraktischen  Theologie  hat  man  versucht, 
o  behandeln  v.  Zezschwitz  und  Harnack  sen. 
die  Innere  Mission  als  Teil  der  Seelsorge. 
Achelis  stellt  »Koinonik«  als  besondere  Dis- 
ciphn  ein. 

2.  Die  mündliche  Lehre.  Dieselbe  ge- 
schieht hauptsächlich  in  zweierlei  Weise: 
in  den  theologischen  Universitätsvorlesungen 
und  in  den  Kursen  für  Innere  Mission. 

Es  ist  sehr  dankenswert,  dass  bereits 
auf  fast  allen  deutschen  Universitäten  von 
den  Pi-ofessoren  der  historischen  oder  prak- 
tischen Theologie  besondere  Vorlesungen 
über  Innere  Mission  gehalten  werden.  Ein 
Mangel  bleibt,  dass  diese  Vorträge  meist 
nicht  aus  voller  praktischer  Sachkunde 
fliessen,  also  von  des  Gedankens  Blässe  an- 
gekränkelt sind. 

Diesen  Mangel  suchen  die  Kurse  für 
Innere  Mission  zu  ergänzen,  welche  seit 
1886  nach  Wiehern  jun.'s  Vorgang  in  allen 
Teilen  Deutschlands  von  Fachmännern  der 
Inneren  Mission  gehalten  zu  werden  pflegen. 

Mit  dem  Ausdruck  des  Bedauerns,  dass 
dieser  Darstellung  so  überaus  enge  Raum- 
grenzen gesteckt  werden  mussten,  verweise 
ich  auf  die  ausführlichere  Abhandlung  im 
Supplementband  11  S.  593  ff.  der  ersten  Auf- 
lage dieses  Handwörterbuchs. 

Littoratnr:     l.    Die   bibliographischen 
Hilfsmittel,     Die  Kataloge   der  Fach- 


bibliotheken  für  I.  M.  in  Dresden  18S6, 
Magdeburg  -  1887  (dazu  Nachträge  189 J  und 
1894),  Karlsimhc  1888,  Stettin  1895,  Berlin  1895 
(dazu  yachlrag  1900),  Darnuttadt  1897,  Hannover 
1898.  —  Münnterherg ,  Bibliographie  de» 
Armenwesens,  Berlin  1900.  —  Schriften  mit 
ausf  Uhr  liehe  n  Litt  er  a  tu  rangaben:  Leh~ 
mann,  Werke  der  Liebe  *,  Leipzig  188S.  — 
Schäfer,  Diakonik  (Zöckler  Handb.  der  theol. 
Wissenschaften  *,  Nördlingen  1890,  IV,  S.  511  ß\). 

—  Derselbe,  Weibl.  Dinkonie  ^  Stuttgart  1887 
—1894.  —  Derselbe,  Leüfaden  der  L  M.  ^, 
Hamburg  1898. 

2.  Zeitschriften:  Fliegende  Blätter 
atts  dem  Rauhen  Hause,  Hamburg  1845  ff".  — 
Schäfer,  Monatsschrift  für  I.  M.,  Gütersloh 
1881  ff.  —  Bausteine,  Dresden  1868169 ff.  — 
Monatsblätter  für  L  M.,   Karlsruhe  1884ff\ 

—  Blatte  rfür  das  Armenwesen,  Stuttgart  1848 ff. 

S.  Allgemeines:  Wlcliefm,  Die  L  M. 
der  deutschen  evang.  Kirche.  Denkschrift  *, 
Hamburg  1889.  —  Derselbe,  Vorträge  und  Ab- 
handlungen, Hamburg  1891.  —  Schäfer,  Dia- 
konik (Zöckler,  Handb.  der  theol.  Wissenschaften  ^ 
Nördlingen  1890,  IV,  S.  511  ff.).  —  Weibl.  Dia- 
konie  *,  Stuttgart  1887—1894.  —  Leitfaden  der 
I.  M.  ^,  Hamburg  1898.  —  /.  M.  in  der  Schule  *, 
Gütersloh  1900.  —  Kalender  der  I.  M.,  Güters- 
loh 1897.  —  Pi^kt.  Christentum,  drei  Bde., 
Gütersloh  1888—1896.  —  Evang.  Volkslexikon, 
Bielefeld  und  Leipzig  1900.  —  Wurster,  Lehre 
von  der  I.  M.,  Berlin  1895. 

4.  Geschichte:  Uhlhorn,  Christi.  Liebes- 
thati^keit,  StuUgart  1882—1890,  *  1896.  — 
Meimpell,  Versch.  Aufsätze  über  die  Geschichte 
der  I.  M.,  in  Schäfers  Monatsschrift  für  I.  M. 
V,  1885,  S.  401  ff.;  VI,  1886,  S.  49 ff.;  VII, 
1887,  S.  197 ff.;  VIII,  1888,  S.  187 ff.;  IX,  1889, 
S.  89 ff. ;  X,  1890,  S.  S£8ff.;  XIV,  1894,  S.  4IO  ff'. 

5.  Länder:  Statistik  der  I.  M.  der  def ti- 
schen evangelischen  Kirche,  Berlin  1899.  —  Dar- 
stellungen der  I.  M.  in  den  verschiedenen  Ländern 
und  Provinzen  vgl.  Schäfer,  3Iis»ion,  Innere 
(Handwörterbuch  der  StaatswissenseJiaften,  Jenn 

1897,  IL  Suppl.,  S.  680  ff.). 

6.  Lehrbücher  der  Prakt.  Theologie : 
V.  Zezschwitz,  System  der  praktischen  Theologie, 
Leipzig  1878,  S.  587  ff.  —  Harnack,  Praktische 
Theologie  II,  Erlangen  1878,  S.  350  f.  —  AchelU, 
Lehrbuch    der   praktischen    Theologie  •,    Leipzig 

1898,  IL  Koinonik,  S.  324  ff. 

Theodor  Schäfer. 


Mississippigesellschaft 

s.  Law  oben  Bd.  V  S.  539 ff. 


Mithoff;  Theodor, 

geb.  in  Göttinnen  am  4.  H.  1835,  gest.  in  Berlin 
am  30.  I.  1892  als  kais.  rassischer  Wirklicher 
Staatsrat  und  Professor  a.  D.,  studierte  in 
Göttin&^en  und  Berlin,  wurde  1866  Sekretär  der 
Handelskammer  und  der  Landwirtschaftsgesell- 
schaft in  Göttingen,  war  1870  bis  Ostern  1873 
Mit£flied  des  preussischen  Abgeordnetenhauses, 
bekleidete  Herbst  1673-1884  die  Wurde  eines 
ordentlichen  Professors  der  Volkswirtschaft  in 
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Dorpat,  übernahm  1885  wieder  ein  Mandat  für 
das  Abgeordneten hans  nnd  wurde  1887  zum 
Honorarprofessor  ernannt. 

Er  veröffentlichte  von  staatswisseuschaft- 
lichen  Schriften  a)  in  Buchform:  Die  Lehre 
von  der  Bodenrente,  Göttingen  1867  (Promotions- 
schrift). —  Die  russische  Klassenstener  nach  dem 
Gesetzentwurf  der  Steuerreform,  Dorpat  1878.  — 
b)  in  Zeitschriften  und  Sammelwerken: 
Journal  für  Landwirtschaft :  Die  Lehre  von  der 
Bodenrente  in  ihrer  Beziehung  zu  den  natur- 
gesetzlichen Vorgängen  im  Landbau,  Jahrg. 
1867,  S.  330  flf.  —  J.  H.  v.  Thünen  und  sein 
isolierter  Staat,  Jahrg.  1869,  S.  368  ff.  —  Die 
volkswirtschaftliche  Verteilung  in  Schönberg, 
2.  Aufl.,  1885,  1.  Abschn.  XL  —  Die  Artikel: 
„Anleihen",  „Annuitüt"  und  „Grundrente"  [1. 
Abschn.]  in  der  I.  Aufl.  dieses  „Handwörter- 
buchs". 

Vgl.   über   Mithoff:    Handbuch    für    das 

Jreussische  Haus  der  Abgeordneten,   Ausgabe 
anuar  1886,  Berlin,  S.  252  f. 

Red. 


Hittelstandsbewegmig. 

1.  Begriffliches.  2.  Die  M.  im  Handwerk. 
3.  Die  M.  im  Kaufmannsstande. 

1.  Begriffliches.  Unter  Mittelstands- 
bewegung im  Sinne  dieses  Artikels  verstehen 
wir  nur  die  gewerbliche  Mittelstands- 
beweguug,  d.  h.  eine  w-irtscliaftspolitische 
Richtung,  die  namentlich  in  neuerer  Zeit 
unter  bestimmten  gewerblichen  Benifs-  und 
Interesseuten klassen  entstanden  ist,  die  Auf- 
merksamkeit weiter  Kreise  auf  sich  gelenkt 
hat  und  bereits  namhafte  Erfolge  m  den 
parlamentarischen  Körperschaften  und  in  der 
Gesetzgebung  zu  verzeichnen  hat.  Es  sind 
gewisse  gewerbliche  Unternehmer,  Hand- 
werker und  Kaufleute  mit  kleinem  und 
mittlerem  Umfange  ihrer  Geschäftsbetriebe, 
die  sich  als  Mittelklassen  fülilen,  sich  von 
den  kapitalkräftigen  Unternehmern  in  Handel 
und  Industrie  bedroht  sehen,  infolge  dessen 
auf  eine  gewisse  gegenseitige  Interessen- 
gemeinschaft hinweisen  und  sich  in  ihren 
Reformvoi-schiägen  »Mittelstand« ,  »Mittel- 
Staudspolitiker«  nennen.  Was  in  unserer 
heutigen  Gesellschafts-  und  Wirtschafts- 
ordnung in  Wirklichkeit  unter  Mittelstand 
zu  verstehen  ist,  wie  diese  Klasse  von  den 
anderen  Berufsklassen  zu  unterscheiden  sei, 
ist  sehr  bestritten.  Eine  sichere  Grundlage 
filr  eine  feste  Begriffsfeststellung  giebt  es 
nicht.  Denn  die  Begriffe  »Klein-«,  »Mittel-« 
und  »Grossbetrieb«  sind  hier  besonders 
relative.  Jeder  Versuch,  den  gewerblichen 
Klein-  und  Mittelbetrieb  vom  Grossbetrieb, 
vom  »kapitalistischen«  Betrieb  nach  zuver- 
lässigen Merkmalen  begrifflich  zu  trennen, 
stösst  auf  Schwierigkeiten  und  führt  zu  einer 
mehr  oder  minder  willkürlichen,  in  jedem 


Falle  nur  mechanischen.  Gruppieniag  der  ia 
Frage     kommenden     gewerblichen     Cuter- 
nehmungsformen.     In   den   Artikeln   diese» 
Handwörterbuches  Handwerk  (obeji  Bd.  I\ 
S.  1097  f  f.),  F  a  b  r  i  k  (oben  Bd.  III S.  77 1  ff.)  und 
Handel  (bez  w.  Handelszweige)  (oben  Bd.  I V 
S.  968  ff.)  ist  schon  darauf  hingewiesen,  i^ie 
schwankend  und  elastisch  die  G/enzen  be^ 
stimmter  nach  Umsatz,  beschäftigten  Hilfj?- 
Personen  u.  s.  w.  gemessenen  GrCssenkLa&^-^n 
oder  die  nach  Maßsgabe  der  Betriebstechnik  ab- 
gestuften Erwerb^uppen  sind.     Die  Unter- 
scheidimg  zwischen  Handwerk  und  Fabrik  er- 
weist sich  vielfach  für  die  Beteiligten  selbst  die 
doch  wissen  müssten,  ob  sie  Handwerker  oder 
Fabrikanten  sind ,  als  undurchführbar.  Imnier- 
hin  giebt  es  hier  gesellßchaftliche  Momente 
neben   den  rein  technischen,    wie  z,  B.  die 
allgemeine  und  berufsmässige  Bildung  der  Be- 
teiligten imd  das  Verhältnis  zu  ihren  gewerb- 
lichen   Gehilfen    und  zum  konsumierenden 
Publikum,    die    die    eine   Klasse    \'on    der 
anderen  durch  mehr  oder  minder  charakte- 
ristische   Züge    wenigstens    in    der    Reg^l 
scheiden.    Bei  der  Trennung  von  Klein-  und 
Mitteihandel     einerseits     und     Grossiiandel 
andererseits  versagen  nicht  selten  auch  dit*e 
Hilfsmittel    der    Begriffsfeststellung.       Die 
Bezeichnung   kleiner  und  mittlerer  Handel 
ist,    wie    ja  allgemein    bekannt,    jedenfalls 
durcliaus  nicht  identisch  mit  dem  »Detail- 
handel«, d.  h  dem  Handelsbetrieb,  berechnet 
für  den  Absatz  an  letzte  Konsumenten,  im 
Gegensatz  zum  Grosshandel  mit  dem  Absatz 
an  andere  Händler.  — 

Cn zweifelhaft  stehen  zwischen  der  eigent- 
lichen Arbeiterschaft  und  dem  .^tü&ö- 
kapitalistischen  Unternehmertum  gewei-bliche 
Mittelstandsklassen  der  verschiedensten  Art 
in  der  mannigfaltigsten  Abstufimg  und  in 
grösserer  oder  geringerer  sozialer  Unabhängig- 
keit. Aber  diese  Klassen  stimmen  mit  dem- 
jenigen, was  man  im  Sinne  der  wirtschafts- 
politisclien  Strömungen  unserer  Zeit  als 
Mittelstand  zu  bezeichnen  pflegt,  nur  zum 
Teil  überein.  Die  sogenannte  Mittelstands- 
pohtik  geht  vielmehr  nur  von  einem  Teil 
der  nichtgrosskapitahstischen  Unternehmer- 
klassen  aus,  der  eine  Reform  der  Gewerbe- 
und  Steuei^esetzgebung  fordert  derart,  dass 
durch  staatliche  Massregeln  die  Erhal- 
tung und  Rentabilität  der  kleineren  und 
mittleren  Unternehmungen  gegenüber  dem 
Wettbewerbe  anderer,  namenthch  der  Groes- 
betriebe,  gesichert  wird.  Es  sind  also  »not- 
leidende« Klassen  oder  solche,  die  sich 
wenigstens  als  notleidend  fühlen,  die  mittel- 
standspolitische Forderungen,  d.  h.  ein  Ein- 
greifen der  Legislative  zu  Gunsten  be- 
stimmter Unternehmungsformen  verlangen. 
Die  Mittelstandsbewegung  in  diesem  Sinne 
ist  eine  bestimmte  Richtimg  innerhalb  der 
Bestrebungen  der  neuzeitüchen  wirtschafts- 
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politischen   Meinungen.      In   allen   Staaten, 
wo    man    wirtschaMiche  und  soziale  Miss- 
äta.nde  in  erster  Linie  durch  eine  gesetzüche 
Reform     abändern    oder    abschwächen    zu 
können    hofft  —  und  das  sind  bei  weitem 
die  meisten  Kulturstaaten  — ,  verdichtet  sich 
die  Mittelstandsbewegung   zu  einem  ausge- 
sprochenen    Programm     von    Gesetzesvor- 
schlägen.   Dieses  Programm  gipfelt  in  einer, 
mehr   oder  minder  radikalen,   rückläufigen 
Bewe^ing  in  unserer  wirtschaftlichen  Ent- 
-wickelung,  eine  Rückkehr  zu  den  früheren, 
ruhigen    und   behäbigen  Verhältnissen    des 
e^ewerblichen  Bürgertums.    Da  man  für  die 
Krisis   im  Mittelstande,   für  die  schranken- 
lose Konkurrenz  und  für  die  »Auswüchse«  des 
Kapitalismus,   in   erster   Linie   die   Gesetz- 
gebung, die  durch  Gewerbefreiheit  und  Frei- 
zügigkeit   die   wirtschafthchen   Ki^äfte   ent- 
fesselt und  die  Kleinen  dem  Vernichtungs- 
Ifampf  durch  die  Grossen  preisgegeben  hat, 
verantwortlich  macht,  so  verlangt  man  durch- 
aus konsequent  zu  allererst  eine  Rückbildung 
des    Gewerbe-   und   Steuerrechts  im  Sinne 
des    lokalen   Protektionismus    für    das    an- 
sässige kleine  imd  mittlere  Gewerbe.  — 

Die  Mittelstandsbewegung  der  Gegenwart 
f  usst  in  zwei  verschiedenen  Lagern,  die  nur 
zum  Teil  auf  Grund  gemeinsamer  Gegner- 
schaft gegen  gleichartige  Konkurrenten  inte- 
rossenverwandt  sind.  Sie  fusst  im  Hand- 
werk und  im  Klein-  und  Mittelhandel.  Dass 
beide  Gruppen  sich  zu  einem  wirtschafts- 
politischen Programm  zu  vereinigen  streben, 
ist  ein  Vorgang  der  allerneuesten  Zeit,  der 
im  Widerstreit  steht  mit  den  früheren  wirt- 
schaftspolitischen Anschauungen  der  nun- 
mehr Verbündeten  und  nur  auf  einem  Kom- 
promisse beider  beruht,  freiUch  auf  einem 
Kompromisse,  der  um  vieles  näher  liegt  a]s 
viele  andere  wiitschaftspolitische  Bündnisse 
aus  der  neueren  Zeit.  — 

Die  Mittelstandsbewegung  unter  den 
Handwerkern  ist  viel  älteren  Datums,  dafüi* 
aber  reicher  an  äusseren  Erfolgen  als  die 
neuzeitlichen  Bestrebungen  der  sog.  De- 
tailhstenvereine.  Das  kaufmännische  Bürger- 
tum unserer  Städte  hat,  wie  das  beim 
Handelsstande,  der  gewerbei'echtliche  und 
verkehrshemmende  ^setzliche  Schranken  be- 
sonders lästig  empfinden  musste,  gai*  nicht 
anders  sein  kann,  alle  Stadien  der  Gewerbe- 
freiheit und  Freizügigkeit  mit  Freuden  be- 
grüsst.  Die  liberale  Wirtschaftsgesetzgebung 
des  neunzehnten  Jahrhunderts  war  von  seinen 
Sympathieen  getragen,  wie  es  überhaupt 
von  jeher  einen  wichtigen  Bestandteil  unseres 
ausgesprochenen  politischen  Liberalismus 
ausmachte.  Ganz  anders  ist  dies  bei  den 
Handwerkern  gewesen.  Sie  traten  mit  der 
städtischen  Kaufmannschaft  aller  Grade,  die 
die  Bedarfskoncentration  und  die  Neigung 
des  Publikums,    in    Ladengeschäften   nach 


Auswahl  zu  kaufen,  statt  auf  Bestellung 
arbeiten  zu  lassen,  umfassend  ausnutzten, 
frühzeitig  in  Interessengegensatz.  Erst  als 
der  Detailhandel  in  der  Form  der  Magazine, 
Bazare  und  Versandgeschäfte  grosskapita- 
listische Formen  annahm  und  das  konsu- 
mierende Publikum  seinerseits,  durch  Grün- 
dung von  Konsumvereinen  u.  dergl.,  Glieder 
des  Zwischenhandels  auszuschalten  sich  an- 
schickte und  dank  Reklame  und  »Koulanz« 
eine  Kundenflucht  von  den  bislierigen  Hand- 
lungen alten  Stils  zu  den  neuen  und  grossen 
eintrat,  durch  Hausiererei  und  Detailreisen 
die  bisherigen  lokalen  Absatzgebiete  und 
Märkte  eingeengt  wurden,  regte  sich  auch 
unter  den  sog.  »Detaillisten«  der  Widerspruch 
gegen  das  »System  der  freien  Konkun-enz«. 
Also  viel  später  als  die  zünftlerische  Reaktion 
gegen  die  liberale  Gesetzgebung  entstanden 
die  Klagen  der  Detaülisten  und  machte  sich 
eine  Detaillistenbewegung  geltend.  Beide, 
die  Handwerker-  und  die  Detaülistenbewe- 
gung,  wenden  sich  gegen  das  Grosskapital, 
dessen  ünternehmungsformen  und  dessen 
Praktiken.  Der  Volksinstinkt  verführt,  die 
nächstliegenden  Erscheinungen  für  alle  Miss- 
stände verantwortlich  zu  machen  und  den 
neuaufstrebenden  Konkurrenten  als  Typus 
für  die  mittelstandsfeindliche  Verschiebung 
unter  den  Erwerbsgruppen  anzusehen,  suchte 
nach  einem  Prügelknaben  und  fand  ihn  in 
der  »gewissenlosen  jüdischen  Konkurrenz«. 
Von  diesem  Gesichtspunkte  aus  ist  ein  guter 
Teil  des  neuzeitlichen  Antisemitismus,  bei 
dem  sich  Rasseninstinkte  mit  Konkurreuz- 
motiven  verbanden,  zu  verstehen.  Es  mischen 
sich  zwar  in  die  Agitation  Mahnrufe  einzelner, 
die  die  Parole  »cherchez  le  juif«  er^'eitem 
wollen  in  ein  »cherchez  le  capital«;  aber 
die  grosse  Masse  der  Mittelstandspolitiker 
verleugnet  in  keinem  Stadium  eine  gewisse 
antisemitische  Färbung.  Die  gewerbefreiheit- 
liche Gesetzgebung  wird,  wie  die  Frei- 
handelspolitik schlechthin,  »jüdisch-liberal« 
genannt  So  einseitig  und  kurzsichtig  die 
meisten  derartigen  Reformprogrammauf- 
stellungen auch  sein  mögen,  eine  soziale 
Bewegung  weittragender  Art,  die  ein  un- 
parteiischer NationaJökonom  nicht  unbeachtet 
und  ununtersucht  lassen  darf,  ist  der  An- 
tisemitismus, der  speciell  in  Deutschland  und 
Oesterreich  zeitweilig  so  grosse  Anhänger- 
schaft gewonnen  hat,  unzweifelhaft  Nie- 
mals hätte  das  konsumierende  Publikum  und 
die  von  ihm  gewählte  Parteivertretung  so 
viele  Pro^ammpunkte  der  Mittelstauds- 
politiker  sich  zu  eigen  gemacht,  wenn 
nicht  auch  in  weiten  anderen  Kreisen  ge- 
wisse Rasseninstinkte,  die  auf  gleiche  oder 
ähnliche  subjektive  Antipathie  gestimmt 
waren,  von  Einfluss  gewesen  wären.  Der 
Politiker  unserer  Tage  hat  mit  solchen  wirt- 
schaftspolitischen Stimmungen  auch  dann  zu 
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rechnen,  wenn  er  ehrlich  davon  überzeugt 
ist,  dass  nicht  volkswirtschaftliche  Einsicht, 
sondern  einseitiges  Generalisieren  und  der 
Hass  gegen  besonders  pronon zierte  Typen  j 
der  neuesten  wirtschaftlichen  Entwickehing  I 
den  Crrundton  der  Stimmung  und  Ver-I 
Stimmung  abgegeben  haben.  Von  wii-klichem  i 
Einfluss  mussten  diese  wii-tschaftspoli tischen  | 
Reformideeen  in  dem  Augenblick  weixlen,| 
wo  grosse  und  mächtige  politische  Pai-tei- 
gnippen  sie  aus  wähl  taktischen  Griindeu 
anzunehmen  sich  bereit  erklärten.  Die 
deutsche  Gesetzgebung,  besonders  durch 
preussische  und  sächsische  Staatsmänner 
gefiihrt,  hat  in  dem  letzten  Jahrzehnt 
gar  deutliche  Spuren  hiervon  hinterlassen, 
(jesetzesnovellen ,  die  von  der  national- 
ökonomischen Wissenscliaft  fast  einmütig  als 
irreleitende  und  aussichtslose  Experimente 
venirteilt  wei-den,  sind  auf  diese  Weise  zu 
Stande  gekommen.  Gerade  seit  diesen  Vor- 
gängen und  in  Zusammenhang  mit  ihnen  ist 
eine  vielvermerkte  Entfremdung  zwischen 
<ler  in  Deutschland  herrschenden  national- 
ökonomischen Schule  einerseits  und  den 
führenden  politischen  Parteien  und  regie- 
i-enden  Kreisen  andererseits  eingetreten. 
Aber  auch  unter  den  nationalökonomischen 
Theoretikern  ist  es  zu  unliebsamen  Ausein- 
andersetzungen, die  gewisse  Principienfragen 
wieder  aufrollten,  gekommen.  Man  hat  der 
^ethischen« ,  staatssozialistischen,  Richtung 
den  Vorwurf  nicht  erspart,  dass  sie  durcli 
übermässiges  Betonen  des  Eingreifens  des 
Wohlfahrtsstaates  die  übertriebene  Gesetzes- 
inacherei  auf  wirtschaftspolitischem  Gebiete 
mitverschulde,  ein  Vorwurf,  der  unzweifelhaft 
einen  Kern  von  Richtigem  enthält.  Die  raan- 
chesterliche  Richtung,  die  lange  gänzlich  ein- 
flusslos geblieben  war.  hat  diesen  Streit  ihrer 
Gegner  mit  begreiflicher  Schadenfreude  ver- 
folgen können,  bis  sich  eine  Annäherung  der 
jüngeren  nationalökonomischen  Secessionisten 
an  die  alte  Freihandelspartei  vollzog.  Diese 
Annäherung  ist  um  vieles  grösser  und  intimer, 
als  sich  die  Beteiligten  selbst  eingestehen 
wollen.  Auf  die  Gesetzgeber  aber  haben 
diese  Wandlungen  in  den  nationalökono- 
mischen Anschauungen  der  führenden  Schule 
gar  keinen  Eindruck  gemacht.  Vielmehr 
sind  mittelstandspolitische  Ideeen  mehr  und 
mehr  guvernemental  geworden.  — 

2.  Die  M.  im  Handwerk.  Die  Mittel- 
standsbewegung im  Handwerk  ist,  wie  schon 
gesagt,  recht  alt.  Die  ganze  Kette  der  gesetzge- 
berischen Aite,  die  im  neunzehnten  Jahr- 
hundert die  gewerbliche  Freiheit  zum  Durch- 
bruch führte,  war  begleitet  von  der  leb- 
haften Opposition  der  Handwerker.  Seit 
Aufhebung  des  Zunftwesens  ist  die  deutsche 
Handwerkerbewegung  eigentlich  nie  zur 
Ruhe  gekommen.  Will  man  ihre  Haupt- 
phasen dai*stellen,  wenn  auch  nur  skizzen- 


haft, so  ist  unvermeidlich,  dass  maDKr.- 
wiederholt  vnrd,  was  oben  in  dem  Artä- 
Handwerk  a.a.O.  bereits  ausfühHica  It- 
sprochen  worden  ist.  Eine  zusammenfec^  i  ".- 
Darstellung  der  Bewegungen  unter  un^^^>. 
Handwerkern  gebietet  eine  solche  Ree^  - 
tiüation. 

Preussen   ist   der  erste    deutsche   S*^. 
gewesen,   welcher  unter    dem    Dnicktr  -i 
öffentlichen   Meinung,   die   die   Uetel^tar. 
der  zünftischen  Gewerbe  Verfassung  be^^itir 
zu  wissen  wünschte,  am  Anfang  dieses  Jahr- 
hunderts zur  Einführung  der  Gewerbefreil.- :' 
schritt.    Diu'ch  das  Edikt  vom  2.  Novem  *►: 
1810  wurde  der  Befähigungsnachweis  in  a  : 
Hauptsache    beseitigt.     Die    Befutmis    zii 
Ausübung  eines  Gewerbes  wurde  allein  v  . 
der   Entrichtung   einer    Gewerbesteuer   a- 
hängig  gemacht  und  eine  Beschrankiinig  «Jr. 
Gewerbefreiheit  nur  aus  polizeilichen  Gn-js- 
den   vorgesehen.     Das   G.   v.   7.  Septemlr^ 
1811,  eigentlich  nur  eine  Anweisung:  für  <^- 
Behörden  bezuglich  der  Austeilunc:  der  G  - 
Werbescheine,   stellte   die   polizeilichen   B^ 
schränkungen   nälier   fest.     Die    preussi>^vb»r 
Gesetzgebung,   der   fürs    erste    nur   wenis: 
andere  deutsche  Staaten  und  auch  diese  nrj 
zögernd  folgten,  schloss  sich  an  die  franz"- 
sische    zieinlich    eng   an.     Die    widitigstrn 
Bestimmungen   dieser  Reform,    die    Gkii-:.- 
stellung  von  Stadt  und  Land,  die  AufhebuL^ 
der  Zwangs-  und  Baiinrechte,   der  gewerb- 
lichen  Realgerechtigkeiten   u.    s.  w.    siowiv 
die    Beseitigung  der   scharfen    Abgrenzun' 
zwischen  den  Arbeitsgebieten  der  einzHln»ii 
Gewerbe  sind  iu  der  Folge   niemals  wied-r 
ernstlich   in  Frage   gestellt   worden.     Zwar 
hat  eine  V.  v.  9.  Februar  1849   den  sc^ 
nannten  »Gewerberäten«  die  Abgrenzimg  iKr 
Arbeitsgebiete    der    einzelnen    Handwerk*:-: 
übertragen,   aber  der  schwerfällige  Ajiparat 
der  Gewerberäte  funktionierte   nicht.    Jhi^ 
Befugnisse    wurden    lax   gehandhabt    unl 
blieben   im   wesentlichen   unx)rakti&ch.    Die 
Gewerbegesetzgebung  der  späteren  Zeit,  vieJ- 
fech  beeinflusst  durch  eine  stürmische  Agi- 
tation aus  den  Handwerkerkreißen,  bewegr^ 
sich  in  der  Hauptsache  in  drei  Richtungen: 
Weiterer  Ausbau  des  Prüfungswesens,  Sdbaf- 
fung  oder  Begünstigung  gewerbhcher  Kor- 
porationen   und    Regelung    des    Lebrling^- 
wesens.     Besonders   in    den    40  er   Jahnen 
klagten  die  Handwerker  über  zunehmende 
Absatzstockungen,  Arbeitslosigkeit,  Vemiot- 
tung  des  Kredits  und  Proletaiisierung  des 
im  Handwerk  thätigen  Mittelstandes.  Meät 
die  verschlechterte  Geschäftskonjunktiir  und 
die  unsinnige  Ausnutzung  der  Kiederlassungs- 
freiheit  wurden  für  die  üebelstSnde  verant- 
wortlich gemacht,  sondern  ausschUesslich  die 
Gewerbefreiheit.     Die    nord-,    west-    un«! 
mitteldeutschen  Handwerker,  die  zahlreiche 
Petitionen  erliesseu  und  allenthalben  Pro- 
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tost  Versammlungen  abhielten,  verlangten  mehr 
o<lor  minder  deutlich  die  Wiederherstellung 
rler    mittelalterlichen  Zunftverfassung.     Am 
15.  Jiüi  1848  wurde  in  Frankfurt  a.  M.  der 
ileiitsche  Handwerker-  und  Qewerbekongress 
eröffnet   und   ein   Programm   durchberaten, 
das   die  Bildung  von  Innungen,  Innungsvor- 
sländen, Gewerberäten    und  einer  Gewerbe- 
kainmer-Organisation  forderte  und  innerhalb 
der  neuen  Zünfte  die  alte  Stufenfolge  von 
I.elirlingen,  Gesellen  und  Meistern  mit  event. 
Beschränkung   der  Meisterzahl  und  Befähi- 
^mgsnachweis  in  Vorschlag  brachte.     Alle 
jene    Klagen    und    Postulate,    welche    den 
Mittelpunkt   der   heutigen   Programme   der 
Kleingewerbetreibenden  ausmachen  —  Ver- 
bot desHausierhaiidels  mitHand  Werksarbeiten, 
Verbot  derLehrlingszüchterei,  Einschränkung 
<ler  Konsumgenossenschaften,  Verbot  öffent- 
licher  Versteigerungen,    ünzulässigkeit  von 
Staats-  und  Kommunal  Werkstätten,  progres- 
sive Besteuerung   der  Fabriken  zu  Gunsten 
des    Handwerkerstandes,  Verpflichtung   des 
Staates,   eine  Geschäftsgrenze  für  Fabriken 
lind  den  Handel  mit  Fabrikaten  zu  fixieren 
11.  s.  w.  — ,  wurden  schon  damals  in  stürmi- 
scher Erregung  laut.  Andere  Versammlungen 
gingen  noch  radikaler  vor.    Es  fehlte  aber 
nicht   an  Protesten   auch  aus  Handwerker- 
kreisen.   Aus  Baden,  Bayern,  besonders  aus 
der  bayerischen  Pfalz,  aus  Thüringen   und 
auch  aus  einzelnen  Teilen  von  Hannover  er- 
folgten energische  Gegenkundgebungen,  die 
nur   zum   Teil   der   partikularistischen   Ab- 
neigung gegen  eine  Bundes^setzgebimg  ent- 
sprangen, sich  in  erster  Linie  vielmehr  gegen 
eine  »neue  Auflage  der  alten  Zunftbeschrän- 
kungen«   wehrten.     Auch  Gesellen-,   später 
Arbeiterkongresse   genannt,   wurden   einbe- 
rufen  imd    legten   gegen    den'  »einseitigen 
Eigennutz  der  Meister«,  die   sie   zu   iliren 
Verhandlungen  nicht  zugezogen  hatten,  Ver- 
^wahrung  ein.    Sie  wollten  von  einem  Wan- 
derzwang   nichts    wissen,    verlangten    freie 
Niederlassungsfreiheit  in  ganz  Deutschland, 
Freiheit    der  Eheschliessung,    Mindestlöhne 
u.  s.  w.    Die  deutsche  Nationalversammlung 
hatte    diesen    Petitionen    und    Kongressen 
gegenüber  einen  schweren  Stand.    Die  be- 
stehenden  Gewerbeverfeissungen    der   deut- 
schen Staaten  wichen  zu  sehr  von  einander 
Ab,  und  die  vorgetragenen  Wünsche  wider- 
sprachen   sich   zu   sehr.    Zwar  schien   die 
Mehrheit  für  einen  Zunftzwang  zu  sein,  ver- 
warf  aber  die  extremen  Forderungen   der 
Meister.  Bei  der  staatsrechtlichen  Impotenz, 
unter  der  die  Nationalversammlung  litt,  war 
es  vorauszusehen,  dass  ihre  Verlwindlungen 
resultatloB   verliefen.    Da  in  der  That  die 
Notlage   der  Handwerker  in  manchen  Ge- 
genden gewaltige  Dimensionen  angenommen 
hatte,  war  eine  Initiative  im  Sinne  der  Rück- 
bildung in  denjenigen  Einzelstaaten,  die  es  mit 


einer  freien  Gewerbeverfassung  versucht 
hatten,  nahegelegt,  Hannover  ging  voran,  um 
die  liberalere  Gewerbeordnung  von  1847 
schon  im  folgenden  Jahre  wieder  abzuändern 
und  ganz  zu  dem  alten  System  der  Meister- 
prüfungen zurückzukehren.  Das  neue  Ge- 
setz war  ein  buntes  »Gemisch  von  Gewerbe- 
freiheit, Zunftprivilegien  imd  Konzessions- 
wesen*  (Stieda).  Immerhin  wurden  recht 
weitgehende  Zugeständnisse  an  die  Zünftler 
gemacht. 

Auch  in  Preussen  hatte  die  lebhafte  und 
anhaltende  Handwerkerbewegung  Eindruck 
auf  die  Regierung  gemacht  Schon  die 
Gew.-O.  V.  17.  Januar  1845  begünstigte  die 
Büdung  und  erschwerte  die  Auflösung  von 
Innungen.  Ihnen  wurde  die  Ordnung  des 
Lehrlingswesens,  die  Verwaltung  der  tran- 
ken-, Sterbe-,  Hilfs-  und  Sparkassen  und  die 
Fürsorge  für  Witwen  und  Waisen  übertragen. 
Die  Ordnung  des  Innungsvermö^ens  wurde 
geregelt,  und  die  Aufnahme  in  die  Innungen 
erfolgte  nur  nach  vorangegangenem  Befähi- 
gungsnachweis zum  Gewerbebetrieb.  Bei 
allen  etwas  grössere  Geschicklichkeit  erfor- 
dernden Gewerben  wurde  die  Befugnis  zur 
Ausbildung  von  Lehrlingen  von  ihm  ab- 
hängig gemacht.  Die  schon  benihrte  V.  v. 
9.  Februar  1849  machte  die  Lehrlingsprüfung 
obligatorisch,  führte  eine  dreijährige  Gesellen- 
zeit ein  und  dehnte  den  Befähigungsnach- 
weis auf  fast  alle  Handwerke  aus.  Beson- 
dere Hoffnungen  hatte  man  auf  die  Einfüh- 
rung der  Gewerberäte,  die  auf  Antrag  der 
Beteiligten  errichtet  werden  konnten,  gesetzt 
Sie  sollten  aus  gleichen  Teilen  in  drei  Ab- 
teilungen aus  Handwerkern,  Fabrikanten  und 
Kaufleuten  bestehen  und  hatten  zum  Teil 
recht  weitgehende  Befugnisse,  sei  es  in 
gutachtlicher  Beziehung,  sei  es  in  selbstän- 
diger Festsetzung  von  sozialpolitischen  Nor- 
men. Handel  und  Gressindustrie  woDten 
indessen  von  den  Gewerberäten  nicht  viel 
wissen,  die  Fabrikarbeiter  und  Gesellen, 
denen  1854  das  Wahlrecht  wieder  entzogen 
worden  war,  ebenso  wenig,  und  die  Hand- 
werksmeister allein  konnten  die  Gewerbe- 
räte nicht  zu  erfolgreicher  Thätigkeit  bringen. 
Die  lebensunfähigen  Institute  schliefen  lang- 
sam ein. 

Die  hannoversche  Gewerbeordnung  von 
1848  und  die  preussischen  Gesetze  von  1845 
und  1849  bestimmten  bis  zur  Reichs-Gew.- 
0.  V.  21.  Juni  1869  den  gewerblichen  Rechta- 
zustand  in  Norddeutschland.  Sie  hatten  das 
Zunftwesen,  wenigstens  nach  der  Absicht 
der  Gesetzgeber,  in  modern  zugestutzter 
Fornu  wieder  aufleben  lassen,  und  da  man 
in  den  meisten  übrigen  deutschen  Staaten 
das  Prüfungswesen  trotz  der  Stürme  der 
napoleonischen  Zeit  konserviert  oder  rekon- 
struiert hatte,  so  war  im  grössten  Teile  von 
Deutschland    die    alte    Gewerbeverfassung, 
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wenigstens  in  ihren  äusserlichen  Formen, 
wieder  zur  Herrschaft  gelangt,  während  in 
allen  anderen  europäischen  Staaten  von  wirt- 
schaftlicher Bedeutung,  in  England,  Frank- 
reich, Holland,  Belgien  und  der  Schweiz,  die 
Gewerbefreiheit  längst  zum  Durchbruch  ge- 
langt war.  Die  preussische  Gesetzgebung 
hatte  dasjenige  gebracht,  was  die  Hand- 
werker im  wesentlichen  wollten,  freilich 
wurden  die  Bestimmungen,  je  länger  sie  in 
Kraft  waren,  desto  weitherziger  gehandhabt, 
und  namentlich  in  den  60  er  Jahren  war 
ein  grosser  Teil  der  gewerberechtlichen 
Normen  praktisch  so  gut  wie  ausser  An- 
wendung gekommen. 

Die  norddeutschen  Handwerker  waren 
aber  auch  da,  wo  das  Gesetz  noch  eine 
strikte  Auslegimg  und  Handhabung  fand, 
keineswegs  zufrieden  gestellt.  Schon  An- 
fang und  Mitte  der  50  er  Jahre  wiederholte 
sich  der  Petitionssturm  der  Zünftler,  und  es 
zeigte  sich  bald,  dass  man  den  Befähigimgs- 
nachweis  mit  seinem  Prüfungswesen  nicht 
als  ein  Mittel  zur  Erhöhung  der  technischen 
und  wirtschaftlichen  Leistungsfähigkeit  des 
Handwerks  und  zum  Schutze  des  kaufenden 
Publikums  verlangt  hatte,  sondern  als  Mittel 
gegen  die  bedrohliche  Konkurrenz  des  Kapi- 
tels und  neu  aufkommender  kleingewerb- 
licher Betriebe.  Nach  dieser  Richtung  hin 
konnte  das  Gesetz  den  Handwerkern  weder 
Vorteil  noch  Schutz  bringen.  Das  sahen 
auch  die  politischen  Parteien  ein,  und  das 
preussische  Abgeordnetenhaus  ging  deswegen 
"über  die  reaktionären  Forderungen  der  zahl- 
los einlaufenden  Petitionen  einfach  zur  Tages- 
ordnung über,  und  erst  als  dort  der  Anti-ag 
auf  Beseitigung  der  Gewerbenovelle  im  Sinne 
der  Wiederherstellung  der  Gewerbofreiheit 
eingebracht  worden  war,  sah  man  in  den 
Handw^erkerkreisen  ein,  dass  man  zu  weit 
gegangen  sei  und  mit  dem  bestehenden 
Rechtszustende  sich  zufrieden  geben  müsse 
(preussischer  Landes-Handwerkertag  in  Ber- 
lin, 27.  bis  31.  August  1860).  Es  war  in- 
dessen zu  spät;  denn  schon  mehrten  sich 
die  Anzeichen,  dass  die  Ideeen  des  Libera- 
lismus auch  in  den  Regierungskreisen  Ein- 
gang gefunden  hatten.  In  zahlreichen  Bro- 
schüren, Büchern  und  Aufsätzen  wurde  das 
Princip  der  Gowerbefreiheit  erörtert,  und  die 
Stimmung  in  den  Parlamenten  liess  die  An- 
erkennung desselben  mit  Sicherheit  erwarten. 
Der  erste  deutsche  Staat,  der  sich  entschie- 
den zur  Gewerbefreiheit  bekannte,  war 
Hessen-Nassau  (1860).  Ihm  folgten  Olden- 
burg und  Sachsen  (1861),  Württemberg, 
Baclen  und  die  Thüringer  Herzogtümer 
(1862/63)  und  Bayern  (1868).  Von  den 
grösseren  deutschen  Staaten  war  nur  noch 
Jrreussen  zurückgeblieben.  Das  sogenannte 
»Notgewerbegesetz«  von  1867  befreite  nur 
die   neuen   Provinzen    von   dem   Prüfungs- 


zwange, liess  ihn  aber  in  den  alt«:  ti^ 
stehen.  Als  aber  das  Gesetz  über  die  Fr- - 
zügigkeit  zu  stände  gekommen  war.  i^p- 
sich  bald,  dass  die  Prilfungspflidit  als  V^k 
Vorbedingung  der  gewerbHchen  Niederk- 
sungen  danut  nicht  mehr  vereinbar  w^r 
Die  Gew.-O.  v.  21.  Juni  1869  brachte  esl- 
lieh  für  den  Norddeutschen  Bund  die  Gc- 
werbefreiheit,  1871  wurde  sie  reiehsffe^eti- 
lich  für  das  ganze  Deutsche  Reich  eirur^ 
führt. 

Während  also  in  den  meisten  deulÄhcn 
Staaten   die  Verwirklichung    der  Idee  «k 
Gewerbefreiheit    nur   langsam     heranmft^. 
hatte  die  preussische  Regienmg  anfönsrli. :: 
zwar  einen  ersten  energischen  überaleD  An- 
lauf  genommen,   musste   aber  bald,  m  n^ 
mit   Rücksicht  auf   Bedürfnisse   des  wirk- 
lichen Lebens,   sei   es   unter  dem   Efnflfb* 
der  stürmischen  Opposition    seitens  der  Be- 
teiligten,  bald   wieder  in  die  Bahnen  eicer 
gewerbejwlitischen  Reaktion  einlenken.   Sp 
verliess  dieselben  nur  schwerfällig  und  erst 
dann,    als    die    liberale    Hochflut   sicJi  (kr 
Geister    bemächtigte    und    auch    die  R- 
gienmgen  mit  sich  riss.     Der  UmschTrd:^: 
der  Anschauungen    war   längst  vorbereitest, 
er   war  aber  doch   ein  sehr  radikaler  ue*i 
unvermittelter.    Bei  der  Beratung  der  iionJ- 
deutschen    Gewerbeordnung    war   von  dtt 
eigentlichen   Handwerkerfrage    kaum   mfhr 
die   Rede.    Die   Regelung  der   Verhältnisse 
der    Fabrikarbeiter,    die    Koalitionsfreiheil, 
das    Kassenwesen     u.    s.    w.     standen   im 
Mittelpunkt    des   Interesses.      Befahigiinr?- 
nachweis    u.    dergl.     waren     gnmdsätzliLK 
abgethan,    man    verlor   dai-über  kaum  m 
Wort  mehr. 

Es  lässt  sich  nicht  leugnen,   dass  m^ 
nach  manchen  Richtungen  hin  etwas  sclial»- 
lonenhaft   und   doktrinär  vorgegangen  var. 
Die  jetzt  viel  diskutierte  Frage  des  ßeShi- 
grmgsuachweises  für  Bauhandwerker  z.  B. 
erfulu*    damals    eine    wenig     saehgemiäc^ 
Prüfung.     Für    das    eigentliche   Haiidwerk 
wurde  der  Befähigungsnachw^eis  völlig  W- 
seitigt.      Nur    für   wenige   Gattungen  »g^ 
werblicher«   Personen,    die    aber   mit  dem 
Handwerk  gar  nichts  zu  thun  hatten,  Aent*;. 
Apotheker,  Advokaten  u.  s.  w.,  blieb  es  ^>ei 
dem  Prüfungssystem  als  Voraussetzung  d^ 
Niederlassungsrechts.    Die  Innungen  würden 
zu  reinen  Privatvereinen  gemacht,  und  ami 
für  die  Lehrlinge  und  Gesellen  wurde  di-^ 
möglichste     Bewegungsfreiheit     dekretiert. 
Wie   alle  Gesetze  jener  Periode,   zeichpt^te 
sich  auch  die  Gewerbeordnung  durch  eioea 
einheithch  imd  gross  gedachten,  konsequent 
durchgeführten  und  äusserst  liberalen,  Onind- 
gedanken  aus.     Der   Gesetzgeber  rechnete 
mit  der  modernen  kapitalistischen  und  in- 
dustriellen Entwickelung  als   etwas  flat«r* 
lieh  Gegebenem;  er  hielt  es  für  unvermeid- 
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lieh,  dass  der  üebergang  zu  höheren,  tech- 
nisch vollkommenerea  Wirtschaftsformen 
mit  schweren  Kämpfen  für  den  gewerblichen 
Mittelstand  verbunden  sei;  soweit  derselbe 
noch  lebensfähig  sei,  müsse  er  sich  aus 
eigener  Kraft,  im  Wege  der  genossenschaft- 
lichen Selbsthilfe,  reformiereu  und  moderni- 
sieren. 

Es  war  begreiflich,  dass  der  Hand- 
werkerstand, der  vom  Staate  umfassende 
Hilfe  erwartet  hatte,  in  eine  lebhafte  Erre- 
gung versetzt  wurde  und  in  einer  neuen 
Aufstandsbewegung  sich  zur  Wehr  setzte. 
Schon  Anfang  der  60  er  Jahre  wnirde  der 
»Deutsche  Haiidwerkerbnud*,  hauptsächlich 
aus  den  norddeutschen  Mitgliedern  bestehend, 
gegnlndet.  Er  verlangte  die  obligatorische 
Innung  und  den  Erlass  einer  allgemeinen 
deutschen  Handwerkerordnung.  Sein  Pro- 
gramm machte  aber  wenig  Eindruck,  und 
nach  kurzem  Dasein  ging  die  Vereinigung 
wieder  ein.  Im  Jahre  1868  tagten  ver- 
schiedene Handwerkerkongresse,  die  gegen 
die  Einfühnmg  der  Gewerbefreiheit  pro- 
testierten. Dann  schien  man  sich  kurze 
Zeit  mit  dem  neuen  Zustand  zufrieden  geben 
zu  wollen,  aber  bald,  besonders  in  den  70  er 
Jahren,  lebte  die  rilhrige  Agitation  wieder 
auf,  und  schon  in  der  ersten  Legislatur- 
periode des  deutschen  Reichstages  liefen 
mancherlei  Kundgebungen  ein,  welche  die 
Einführung  von  Arbeitsbüchern,  den  Erlass 
von  Passvorschriften  für  Gewerbegehilfen 
und  Straf  vor  Schriften  für  widerspenstiges 
Personal  forderten.  Der  Reichstag  verhielt 
sich  grundsätzlich  ablehnend.  Infolgedessen 
kam  es  zur  Bildung  eines  neuen  Verbandes, 
des  »Vereins  selbständiger  Fabrikanten«,  der 
zwar  an  dem  Grundsatz  der  Gewerbefreiheit 
nicht  rütteln  zu  wollen  erklärte,  aber  die 
Trennung  des  Eabrikgesetzes  von  der 
eigentlichen  Gewerbeordnung,  die  Einführung 
von  Gewerbekammern,  gewerblichen  Schieds- 
gerichten, obligatorischen  Fortbildungsschulen 
u.  s.  w.  vorschlug.  Das  Hauptpostiüat  war 
die  Reform  der  Innungen  und  des  Innungs- 
rechts, in  dem  principiell  die  Ueberlassung 
der  gewerblichen  Erziehung  an  die  Korpo- 
rationen ausgesprochen  werden  sollte.  Auch 
der  neue  Verband  der  Handwerkerinteres- 
senten ging,  nachdem  er  eine  Reihe  von 
Kongressen  abgehalten  hatte,  nach  einigen 
Jahren  wieder  stark  zurück.  Ebensowenig 
konnte  der  Gedanke  einer  selbständigen  po- 
litischen Handwerker-  und  Gewerbepartei, 
deren  Programm  man  1879  in  den  Grund- 
zügen entworfen  hatte,  greifbare  Form  ge- 
winnen. Dagegen  adoptierte  die  konserva- 
tive Partei  und  die  mit  ihr  verw^andte  anti- 
semitische innungsfreundliche  Fordenmgen, 
und  auch  der  sozialpolitische  und  zünftle- 
rische  Flügel  des  Centrums  machte  die 
Bestrebungen  des  kleingewerblicheu  Mittel- 


standes zu  den  seinigen.  Die  gemeinsame 
Agitation  dieser  Parteigi-uppen  zeigte  sich 
in  der  Folge  erfolgreich.  Eine  Aei-a  neuer 
deutscher  Handwerkerpolitik  brach  heran; 
sie  unterschied  sich  freilich  wesentlich  von 
der  älteren  preussischen  Gewerbepolitik. 
Dort  hatte  man  die  Zwangsorganisation  der 
Handwerker  im  Princip  verworfen,  begüns- 
tigte aber  das  gewerbliche  Prüfungsweseii 
und  den  Befähigungsnachweis,  dem  selbst  die 
älteren  liberalen  Gesetze  gewisse  Konzessionen 
gemacht  hatten.  Jetzt  wurde  der  Befähi- 
gungsnachweis abgelehnt,  dagegen  eine 
straffe  Organisation  des  Handwerks,  der 
auch  Fürst  Bismarck  nicht  abgeneigt  ge- 
wesen war,  befürwortet.  Zunächst  kam  es 
ziu*  Gewerbeordnungsnovelle  vom  17.  Juli 
1878,  die  das  Arbeitsbuch  für  Arbeiter  unter 
21  Jaiiren  (s.d.  Art.  Arbeits  buch  oben  Bd.  I 
S.  723  ff.)  wieder  einführte  Dann  stellte  das  G. 
V.  18.  Juli  1881  den  öffentlichrechtlichen  Cha- 
rakter der  Innungen  wieder  her.  Durch  die 
weiteren  GG.  v.  8.  Dezember  1884  und  6.  Juli 
1887  wurden  die  Kompetenzen  der  Innungen 
bezüglich  der  Ordnung  des  Lehrlingswesens 
gegenüber  den  nicht  zur  Innung  gehörenden 
Gewerbetreibenden  derart  erweitert,  dass 
man  sich  allmählich  dem  Gedanken  der 
Zwangsinnung  näherte.  Es  ist  mit  Recht 
hers'orgehoben  worden,  dass  die  Innungs- 
geselzgebung  jedenffills  den  Erfolg  geliabt 
hat,  einen  beträchtlichen  Teil  der  Handwerker 
in  Benifsorganisationen  zusammenzufassen. 
Von  etwa  Vis  Millionen  im  Deutschen 
Reiche  thätigen  Handwerkern  sind  fast  Vs 
auf  diese  Weise  organisiert  worden.  Da  die 
Landmeister  ebenso  wie  die  Alleinmeister 
ein  verhältnismässig  nur  geringes  Kontingent 
zu  den  Innungen  stellten,  so  darf  man  mit 
Voigt  wohl  mit  Recht  sagen,  dass  die 
grosse  Mehrzalü  der  noch  einigermassen 
leistungsfähigen  städtischen  Meister  Innun- 
gen angehören.  Dass  die  Leistungen  dieser 
Berufsorganisationen  unzureichend  waren, 
wurde  allgemein  anerkannt.  Es  war 
eine  Form  ohne  materiellen  Inhalt  ge- 
schaffen; die  Innungen  standen  auf  dem 
Papier,  ohne  dass  sie  eine  umfassende 
Thätigkeit  entwickelten.  Gegen  die  Be- 
drängnis des  Handwerkermittelstandes  gaben 
sie  keine  einigermassen  wirksame  Abhilfe, 
sie  waren  unzureichende  »kleine  Mittel«. 
Es  hörten  deswegen  auch  die  Klagen  aus 
den  beteiligten  Kreisen  nicht  auf.  Sie 
drohten  wiederum  mit  der  Gründung  einer 
selbständigen  politischen  Handwerkerpartei, 
und  hätten  die  iunungsfreundlichen  politi- 
schen Fraktionen,  die  Konservativen  und 
das  Centrum,  den  Mittelstandspolitikern 
nicht  rechtzeitig  weitere  Zugeständnisse  ge- 
macht, so  wäre  der  Abfall  m  das  antisemi- 
tische Parteilager,  den  eigentlichen  Nährboden 
für  die  zünf  tierische  Propaganda,  noch  grösser 
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und    bedenklicher  geworden,   als  er  gegen- 
wärtig schon  ist. 

1882  wurde  in  Magdeburg  der  ^> Allge- 
meine deutsche  Handwerkerbund<  mit  radi- 
kal-zünftlerischem  Programm  begründet,  in 
ihm  ging  der  alte  Handwerkervei-ein,  der 
eine  gemlissigteix^  Richtung  vertrat,  auf. 
Die  Magdeburger  Beschlüsse,  die  in  den 
Forderungen  der  Zwangsinnung,  des  Befähi- 
gimgsnachweises  und  der  Ilandwerkerkam- 
mern  neben  anderen  allgemeineren  Kautelen 
gegen  die  Konkurrenz,  die  dem  Mittelstande 
von  verschiedenen  Seiten  (Staat,  Versandge- 
schäften und  Hausiererei)  erwachsen  war, 
gipfelten,  w^urdeu  mehr  und  mehr  mass- 
gel)end.  Zwar  suchten  sich  die  Innungsver- 
bände, die  1884  in  Berlin  einen  »Centralaus- 
schuss«  für  ihre  gemeinsamen  Verbands- 
zwecke ins  lieben  riefen,  die  Bestimmungen 
der  neuen  Gesetze  im  Sinne  des  inneren 
Ausbaues  der  Korporationen  zu  nutze  zu 
machen;  sie  verwai-fen  die  besondere  poli- 
tische Bestrebung  des  Handwerkerstandes 
und  sympathisierten  mit  dem  Gedanken  der 
fakultativen  Innung.  Der  Handwerkerbund 
aber  sah  in  der  Einftihrung  des  Befähi- 
gungsnachweises das  einzige  »grosse  Mittel«.. 
Er  beherrschte  damit  die  Situation.  Eine 
Einigung  zwischen  den  beiden  Richtungen 
fand  1890  statt.  Am  15.  Juli  desselben 
Jahres  wunle  in  Berlin  eine  Handwerker- 
konferenz einberufen,  aus  deren  Verhand- 
lungen die  Vorschläge  des  preussi sehen 
Ministers  für  Handel  und  Gewerbe  zm-  Or- 
ganisation des  Handwerks  hervorgingen. 
Die  Bewegung  der  Handwerker  erfasste 
immer  weitere  Kreise.  1892  und  1894  tagte 
in  Berlin   der  »Deutsche  Innungs-  und  AD- 

g?meine  Handwerkertag«,  und  1895  trat  in 
alle  der  »Achte  ADgemeine  Deutsche  Hand- 
werkertag« zusammen.  Ersterer  war  von 
beiden  genannten  Richtungen  einberufen, 
letzterer  nur  von  dem  »Allgemeinen  deut- 
schen Handwerkerbund«.  Der  Gedanke 
einer  selbständigen  Mittelstandspartei  zur 
Bekämpfung  der  »Auswüchse  des  Kapitalis- 
mus« und  der  den  Mittelstand  vernichten- 
den schrankenlosen  Konkurrenz  wurde  zwar 
vielfach  erörtert,  aber  mit  Rücksicht  auf  die 
ausgesprochene  Handwerkerfreundlichkeit 
mächtiger  politischer  Parteien  als  überflüssig 
und  schädlich  fallen  gelassen.  Doch  hatte 
schon  am  20.  Januar  1890  ein  Antrag 
Ackermann-Biehl,  der  Zwangsinnung  und 
Befähigungsnachweis  für  63  Handwerke 
verlangte,  vor  dem  Reichstag  Annahme  ge- 
fimden.  Der  Bundesrat  hatte  ihn  allerdings 
abgelehnt,  aber  die  konservativ-kleriksde 
Reichstagsmehrheit  schnitt  die  Frage  der 
Organisation  des  Handwerks  immer  wieder 
an,  und  aus  den  schon  genannten  Konfe- 
renzen zwischen  dem  Reichsamt  des  Innern, 
dem  preussischen  Handelsministerium  und 


den  Vertretern  des  Handwerks  waren  an:  > 
August  1893  die  bekannten  Berlej^A^-L- : 
Vorschläge  hervoi-gegangen.  Dieser  EatwT<.rf 
dos  preussischen  J^linisters  bildete  denn  an.L 
den  wesentlichsten  Bestandteil  der  Verfiao  i- 
lungen  in  Berlin  und  Halle.  Die  Gran^lzüär- 
desselben  entliielten  die  Gründung  v.l 
Fachgenossenschaften,  denen  die  Geweih-- 
treibenden  ipso  iure  mit  der  Eröffnuij 
ihres  Betriebes  angehören  soUten.»  und  «ii- 
das  Handwerk  ähnlich  wie  die  Bemfisj- 
nossenschaften,  umfassen  sollten,  femer  -  ? 
Schaffung  obligatorischer  Handwerkskaiu- 
mern,  die  eine  offizielle  Vertretung  -Jr- 
Handwerks,  nach  Analogie  der  HandelskaKi- 
mern,  schaffen  sollten,  und  endlich  die  Ein- 
richtung der  Gelülfeuaussehüsse. 

Am    einscthneidendsten    waren    die   Vrc- 
schläge   bezüglich   der  Regelung   des  Le/:r- 
lingswesens.  Der  Einf ühnmg  einer  ordnunsr- 
mässigen    Lehrzeit,   einer    fakultativen    Ge- 
sellenprüfung durch  die  Innung  oder  dur-  n 
einen   Prüfungsausschuss  war   gedacht  üd^I 
eine  Altersgrenze    für  diejenigen    'Pers^ju^i. 
denen  Lehrlinge  anzuhalten  und  anzideitec  m- 
stattet  war,  und  für  die,  die  dieGeseUenprüfu^i: 
bestanden  haben  miLssten,  vorgesehen.   Aui 
sollte  der  Bundesrat    für  bestimmte  HaE«-- 
werke  die  Zahl  von  Lehrlingen  im  Verbäii- 
nis  zu  den  beschäftigten  Gesellen  normiere 
können.    In  der  letzteren  Bestimmung  war 
also  ein  Mittel  in  Vorschlag  geliracht,  welch-^ 
das  Mittel  der  »Lehrlingszüchterei«  hätte  er- 
folgreich bekämpfen  könnenc.    Das  war  anru 
der   einzige  Teil   des  Berlepschsehen  Eat- 
wurfs,  der  am  ehesten  noch  Anklang  fand.  lu. 
übrigen  fand  derselbe  in  den  Interessenten- 
kreisen eine  sehr  geteilte  Aufnahme.     Zahl- 
reiche   Gegenvorscliläge    wurden    gemacht 
wobei   sich   in   der  Hauptsache    drei  Rich- 
tungen Geltung  verschafften:  Der  1891  U- 
gründete     »Verband     deutscher     Gewerf«?- 
vereine«  nahm  den  freiesten  Standpunkt  eic 
Er    wollte    von    einer    Zwangsotganisatiojj 
nichts  wissen  und  verhiess  —  etwas  dunkel 
und  phrasenhaft  —  durch  ein   eintzSchtigfö 
Zusammenwirken  der  Vereine  die  einzig  ge- 
deihliche   Förderung    der    Interessen    des 
Kleingewerbes.     Der  »Centraiausschuss  der 
vereinigten  Innungsverbände«  schwärmte  für 
eine  bureaukratisch-centralisierende   Zusam- 
menfassung des   gesamten  Handwerks,  und 
der  »Allgemeine  deutsche  Handwerkerbund- 
endlich  hielt   zwar  das  Zwangsprindp  bei 
der   Organisation   des  Gewerbes    für  wohl- 
thätig,  legte   aber  hauptsächhch   Wert  anf 
den    Befähigungsnachweis.      Eine    1894  in 
Berlin  veranstaltete  Konferenz,  zu  der  aber 
die    süddeutschen    Vertreter    anfiaHender- 
weise  nicht  zugezogen  worden  waren,  ameo- 
dierte    eine    neue    Vorlage,    die    aus   dem 
Reichsamt  desinnem  hervorg^angen  warund 
wenigstens  Handwerkskammern  provisorisch 
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•  -i-riehten  wollte,  in  striktzünftlerischem  Sinne. 
Ks  sollten  obligatorische  Innungsverbände  in 

•  1  ie  Organisation  des  Handwerks  aufgenommen 
>vorclen,  die  Grossindustrie  zu  den  Kosten 
«ler  von  der  Innung  ins  lieben  geinifeneu 
Wohlfahrtseinrichtungen  mit  herangezogen 
lind  die  Kosten  der  Handwerkskammer 
treibst  aus  öffentlichen  Mitteln  aufgebracht 
Averden. 

Man  sieht,  eine  ziemliche  Verwirrung  der 
Ansichten  über  dasjenige,  was  eigentlich 
sj^eschohen  sollte,  hatte  Platz  gegriffen.  Die 
Keichsregienmg  schien  selbst  nicht  recht 
XU  wissen,  was  sie  wollte.  Nacliträglich 
^-<•hickte  sie  Sachverständige  nach  Oester- 
reit!h,  um  die  daselbst  eingeführte  Zwangs- 
<  >rganisation  an  Ort  und  Stelle  zu  studieren, 
und  oi-st  jetzt  wurde  offensichtlich,  dass 
zwischen  dem  preussischen  Handelsministe- 
rium und  dem  Keichsamt  des  Innern  erheb- 
liche Meinungsverschiedenheiten  obwalteten. 
Die  Keichsregierung  hatte  eben  mit  der 
Stimmung  der  süddeutschen  Bundesstaaten, 
die,  ohne  an  der  Gewerbefreiheit  zu  rütteln, 
mannigfache  zweckmässige  Massregeln  zur 
liebung  der  Standesinteressen  des  Kleinge- 
werbes getroffen  hatten  und  weder  für  die 
Zwangsinnung  noch  für  den  Befäliigungs- 
nachweis  zu  haben  waren,  zu  rechnen.  Aus 
dieser  Verlegenheit  half  sie  sich  durch  die 
Einbringung  eines  Entwurfs,  der  vorläufig 
uur  Handwerkerkammern  vorsah;  aber  der- 
selbe wurde  in  einer  Reichstagskommission 
begraben. 

Der  neue  preussische  Ilandelsminister 
l>rachte  im  August  189G  einen  noch  unter 
Herlepsch  ausgearbeiteten  neuen  Entwurf 
beim  Bundesrate  ein.  Derselbe  schlug  die 
obligatorische  Zwangsinnung  für  alle  Hand- 
werker vor  und  wollte  das  ganze  Kleinge- 
Averlx?  in  recht  komplizierter  Weise  in  In- 
nungen, Handwerksausschüssen  luid  Hand- 
werkskammern organisieren.  Wegen  der 
obligatorischen  Zwangsinnung  stiess  aber 
«ler  Entwurf  im  Bundesrat  bei  den  süd- 
<l(nitschen  Regierungen  auf  energischen 
Widerspruch,  er  musste  deswegen  umge- 
arbeitet werden,  und  man  nahm  endlich  in 
<lem  im  März  1897  dem  Reichstage  vorge- 
legten neuen  Entwurf  seine  Zuflucht  zu 
<?inem  Kompromiss.  Hieraus  ging  dann  zu- 
guterietzt  das  paragraphenreiche  Reichsge- 
setz V.  26.  Juli  1897,  meist  »Innungsgesetz« 
genannt,  hervor. 

Dieses  neueste  Handwerkergesetz  trägt 
zwar  nicht  den  extremen  Wünschen  der 
Zünftler  Rechnung  —  es  bringt  den  Befähi- 
gungsnachweis nicht  — ,  aber  der  Innungs- 
zwang winl  durch  in  Aussicht  gestellte  Pri- 
vilegien derart  nahegelegt,  dass  man  in 
Zukunft  die  Zwangsinnung  als  die  Normal- 
form  der   Handwerkerorganisation    ansehen 


dai-f.  Soljald  sie  die  Mehi-heit  der  Betei- 
ligten wünscht,  ist  sie  vorhanden. 

Die  Einzelheiten  des  neuen  Gesetzes 
sind  oben  bei  dem  Artikel  H  a  n  d  w  e  r  k  a.  a.  0. 
eingehend  besprochen.  Es  muss  hier  auf 
die  dort  niedergelegten  Ausfühi-imgen  ver- 
wiesen werden.  Soviel  ist  jedenfalls  sicher, 
dass  das  neue  Handwerkergesetz  im  Grunde 
genommen  nur  eine  Form  enthält,  die  ihren 
materiellen  Inhalt  erst  erhalten  soll.  Die 
Zukunft  wird  lehren,  wie  weit  die  refor- 
mierten und  erweiterten  Handwerkerorgani- 
sationen befähigt  sind,  ihren  von  der  Reichs- 
tagsmehrheit übertragenen  Aufgaben  gerecht 
zu  werden.  Die  minimalen  Leistungen  der 
bisher  freien  Innungen  stellen  dem  ganzen 
Gebäude  keine  allzu  günstige  Prognose  aus. 
In  jedem  Falle  aber  sieht  man  in  den  Inte- 
ressentenkreisen in  dem  Gesetze  nur  eine 
kleine  Abschlagszahlung.  Die  Hauptschuld- 
summe, die  noch  nachzuleisten  ist,  liegt  in 
dem  Zugeständnis  des  Befähigungsnach- 
weises; das  wunle  auch  von  den  Führern 
der  Zünftler  im  Parlament  offen  ausge- 
sprochen, und  nur  unter  diesem  Vorbehalt 
werden  die  Handwerker  an  die  Ausführung 
der  neuen  Innungsordnung  mit  einigem 
guten  Willen  herangehen. 

Was  die  legislative  Beliandlung  der  Hand- 
werkerfrage so  ungemein  erschwerte,  Wcir 
das  Fehlen  der  nötigen,  im  Wege  der  En- 
quete gewonnenen  thatsächlichen  Unterlagen 
zur  Beiuieilung  der  sozialen  Lage  des  Hand- 
werks. Diese  Unterlagen  sind  jetzt  vorhan- 
den; der  Verein  für  Sozialpolitik  hat  ein 
grossartiges  Sammelwerk  über  die  »Lage  des 
Handwerks  in  Deutschland  mit  besonderer 
Rücksicht  auf  seine  Konkurrenzfähigkeit 
gegenüber  der  Grossindustrie«  herausgegeben, 
mid  dasselbe  liegt  jetzt  abgeschlossen  vor. 
Der  Hauptredakteur  dieser  Erhebungen, 
Bücher,  hat  in  seinem  zusammenfassenden 
Referat,  das  er  auf  der  Generalversammlung 
des  Vereins  für  Sozialpolitik  in  Köln  (Ok- 
tober 1897)  vortrug,  nachgewiesen,  dass  es 
keineswegs  allein  die  Ueberlegenheit  der 
Fabriktechnik  gewesen  ist,  die  dem  Hand- 
werk verderblich  wui-de,  sondern  noch  mehr 
die  Koncentration  in  grosse  Bedarfskomplexe. 
Die  grossen  Städte,  das  Heer,  die  Trans- 
portanstalten u.  s.  w.  bilden  solche  Mittel- 
punkte eines  Massenbedai-fs,  denen  das 
Handwerk  weder  technisch  noch  wirtschaft- 
lich gewachsen  ist.  Bücher  unterscheidet 
eine  fünffache  Veränderung  in  der  neuzeit- 
lichen liage  des  Handwerks.  Dasselbe  kann 
1.  durch  die  Grossindustrie  gänzlich  ver- 
drängt werden,  wie  z.  B.  bei  der  Weberei; 
die  Grossbetriebe  greifen  das  Handwerk  in 
der  ganzen  Front  an,  und  der  Verdrängungs- 
prozch's  geht  bald  rascher,  bald  langsamer 
vor  sich.  Der  endgiltige  Erfolg  ist  eine 
Verkümmerung   der  Kleinbetriebe  zur  Be- 
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friedigimg  des  Reparatnrbedarfs.  2.  Es  kann 
eine  Schmälenmg  der  Produktion  des  Hand- 
werks, eine  allmäliliche  Blutentziehung  der- 
art eintreten,  dasa  ein  Teil  der  Handwerker 
in  die  Fabrikbetriebe  eingereiht  wird,  dass 
einzelne  Specialartikel  überhaupt  nicht  mehr 
handwerksmässig  hergestellt  wenlen  und 
damit  die  Anfangsstadien  des  Produktions- 
und Veredelungsprozesses  den  Handwerkern 
von  den  Fabriken  für  Halbfabrikate  abge- 
nommen werden.  Anfänglich  mag  diese 
Arbeitsteilung  dem  Handwerk  als  eine  tech- 
nische Erleichterung  ersciieinen,  aber  bald 
verspüren  sie  die  Ökonomischen  Konse- 
quenzen, die  darin  liegen,  dass  ihnen  der 
vorteilhafte  Einkauf  von  Rohmaterialien 
direkt  von  dem  Produzenten  verloi-en  geht. 
3.  Im  Interesse  einer  guten,  durch  die  Ge- 
setzgebimg kaum  zu  ändernden,  auch  für 
die  lietroffenen  Handwerker  vorteilhaften 
Oekonomie  engagieren  die  Fabrikuntorneh- 
mungen,  aber  auch  öffentliche  Institute,  wie 
die  Post,  die  Eisenbahn,  eine  Reihe  von 
Handwerkern  als  ständige,  aber  unselbstän- 
dige Arbeiter  in  ihren  A^'erkstätten  und 
gliedern  damit  das  Handwerk  in  den  Gross- 
betrieb ein.  Jede  Maschinenfabrik  hat  ihre 
Modellschreiner,  die  grösseren  Bierbi*auei*eien 
ihre  Böttcher.  Bei  diesem  Aufsaugungs- 
prozess  verliert  das  Handwerk  seine  kauf- 
kräftigsten Kunden.  4.  Uneinbringlich  sind 
die  Verluste  des  Handwerks  durch  die  Be- 
darfsverschiebung. Durch  die  Mode,  durch 
technische  Umwälzungen,  diu'ch  Aendenmgen 
des  Reiseverkehrs  u.  s.  w.  hat  der  Konsum 
gewisser  Artikel  abgenommen  oder  gänzlich 
aufgehört.  Man  denke  nur  an  den  Einfluss 
der  Ti-ansportverliältnisse  auf  Kürschner  und 
Sattler.  5.  Besondei-s  gefährlich  für  das 
Handwerk  ist  endlich  seine  zunehmende 
Abhängigkeit  vom  Handel.  Die  hohen  Miet- 
preise für  Verkaufsstellen,  die  Grösse  und 
Anforderungen  des  l^ublikums,  fertige  Gegen- 
stände nach  Auswahl  kaufen  zu  dürfen,  und 
die  Einheitliclikeit  der  Bedürfnisse  und  des 
Geschmacks  bringen  es  mit  sich,  dass  das 
Produkt  nicht  vom  Produzenten,  sondern 
vom  Händler  abgenommen  wird.  Genossen- 
schaftliche Verkaufsslellen  können  nur  da 
Abhilfe  schaffen,  wo  auf  Vorrat  gearbeitet 
werden  kann.  Selbst  auf  dem  Gebiete  des 
Kunstgewerbes  zeigt  sich  die  kapitalistische 
Gix)ssindustrie  überlegen.  Auch  die  Klein- 
kraftmascliine,  die  den  technischen  Prozess 
in  der  handwerks massigen  Betriebsstelle 
verbesserten ,  bringt  hier  keine  Heilung. 
Aus  dieser  Abhängigkeit  des  Handwerkers 
vom  Handel  liat  sich  vielfach  das  Schwitz- 
system in  der  modernen  Hausindustrie  ent- 
wickelt. Nur  da,  wo  die  Handwerkspro- 
dukte den  lokalen  Verhältnissen  und  den 
individuellen  Bedürfnissen  angepasst  werden 
müssen,    kann    sich    das   Handwerk    noch 


halten,  aber  auch  da  niu*  in  kleinkapitaü^ 
tischer  Unternehmungsform. 

Dieser  Komplex  von  natürlicheo,  in  kr 
modernen  Entwicklung  begründeten  Er- 
scheinungen erklärt  es,  dass  auf  weiten  G^ 
bieten  dem  handwerksmässigen  Kleintetr^-J 
der  Nährboden  mehr  und  mehr  ent24:*e."j 
wird.  Dieser  Rückgang  ist  indessen  keinem 
wegs  übei-all  zu  konstatieren.  Wo  die  Sr> 
nannten  Voraussetzungen  nicht  vorhani?!« 
sind,  in  den  abgelegenen  Produktions-  m::i 
Konsumtionsgebieten,  besonders  auf  d»?*ni 
platten  Lande,  hat  sich  das  Handwerk  al? 
Betriebsform  diu-chaus  auf  der  Höhe  seiner 
bisherigen  Leistungsfähigkeit  erhalten,  und 
dies  wird  voraussichtüch  auch  noch  in  ler 
Zukunft  der  Fall  sein.  Melu-  als  die  Hälft:? 
der  Handwerksmeister  befinden  sich  alior 
auf  dem  Lande,  dort  ist  keine  Bedarfskon- 
centration,  dort  findet  sich  regelmässig'^' 
Reparaturarbeit  und  alle  Eigentümhchkeiteü 
des  Handwerks  kommen  dort  zur  GeltiiDj:. 
garantiei-en  ihm  dort  in  absehbarer  Zeit 
eine  gesicherte  Stellung. 

Gleichzeitige  wirtschaftshistorische  Unt*^r- 
suchungen   haben   übrigens  bewiesen.   das> 
die  Klagen  des  heutigen  Handwerkermittel- 
standes  insofern  stark  übertrieben  sind,  al^ 
es  dem  Handwerk  vor  Einfüluimg  der  G»- 
werbefreiheit  im   17.   und   18.  Jalu-hundt-rr 
kaiun  besser  gegangen  ist  als  ge^nwärfig. 
Auch  damals  war  der  Handwerker  in  ziem- 
lich  bedrängter  sozialer  Lage.      Ueber  ein 
Uebermass  von  Einzelmeistem,   über  allsei- 
tigen  »Handwerksueidc,  wurde  bewe^rliclit' 
Klage    gefülui:,    und    von    dem     »goldeoen 
Boden«    des  Handwerks   war   auch   damais 
wenig  zu  verspüi*en.     Das  einzige,  was  die 
damaligen    Verhältnisse    auszeichnete,    war 
die  verhältnismässig   grosse  Sicherheit,  von 
der  Konkiu-renz  aus  dem  Broterwerb  nicht 
herausgedrängt  zu  werden,  und  ein  gewisser 
Schutz  gegen  Verarmung.    Es   ist  ziemlidi 
sicher,    dass    die    Werkstatt  vorstände,    die 
Vorarbeiter  in   den  Grossbetrieben   und  ^üe 
qualifizierten    Fabrikarbeiter,    die    vielfach 
heute    an    Stelle   der    selbständigen   Hand- 
werksmeister getreten  sind,  sich  in  materieE 
besserer  Lage  als  die  alten  Kleinmeister  l»e- 
finden.      Die    MögUchkeit,    dass    aus    den 
Meistern    kleine    und    grosse   ünternehmt^r 
werden,   besonders  da,   wo   die    genügende 
Voi'bildung  vorhanden   ist   und  den  verän- 
derten   Bedingungen   der   modernen   Nach- 
frage Rechnung  getragen  -wird,  ist  wie  die 
Erfalu'ung    lehrt,     durchaus    nicht    ausge- 
sclilossen. 

Immerhin  befindet  sich  heute  unzweifel- 
haft ein  grosser  Teü  des  Handwerks  in 
einer  schleichenden  Krisis.  Das  ergel)en 
auch  die  Zahlen  der  neusten  deutschen 
Handwerkerstatistik.  Aus  den  dort  nieder- 
gelegten That.«iachen  erhellt  die  starke  Auf- 
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>aLxigiingstendenz    durcli    die    Fabrik.      Das 
■5.t:^dtisehe  Handwerk  steht  unter  dem  Zeichen 
l*i^r   Betriebskoncentration ;  in  den  mannig- 
faltigsten Abstufungen  bauen  sich  hier  die 
FJotriebe  auf,  und  keine  breite  Kluft  trennt 
F'abrik    und   Handwerk    mehr.     Die   obere 
^^oliicht    der   Handwerker    strebt    zum    in- 
«liistriellen    Unternehmertum     empor,     die 
^xrosse  Masse  der  unteren  Schichten  sinkt 
zvi    Zwergmeistern,    Hausindustriellen    imd 
^Fabrikarbeitern    herab.     Während    aber  in 
den  Städten  alles  zu  lokaler  Xoncentration 
*:ieigt,  bewegt  sich  das  Handwerk  auf  dem 
j>latten    Lande    fast    in    entgegengesetzter 
JrJichtung;    die    Zahl    der   Landhandwerker 
^'ermehrt  sich  stetig,  das  Kleingewerbe  wird 
<Xecentralisiert ,    immer   zahlreicher   w'erden 
<lie   selbständigen  Existenzen,  aber  gleich- 
zeitig —  imd  darin  liegt  hier  das  krank- 
liafte  Moment  —  wird  die  durchschnittliche 
jTCwerbliche  Bedeutung  eines  jeden  Betriebs 
f^eringer    und    die    soziale    Lage    der    Be- 
"teiligten  armseliger  und  dürftiger.    Gremein- 
Ä.am  in  Stadt  und  Land  ist  das  Resultat  der 
lEntwickelung,  dass  die  breite  Schicht  aus- 
Icoramlich  und  sichergestellter  Meister,  das 
i?ogenannte  »ehrsame  Handwerk«,  mehr  und 
mehr    verwittert    und    zerbröckelt    (Voigt). 
Dass  diese  unerfreulichen  Thatsachen  eine 
Mittelstandsbewegung  verzweifelter  Art  her- 
von-iefen,  ist  durchaus  begreiflich.    Es  fragt 
sich  aber  nur,  ob  der  Entwickelungsprozess 
durch  die  Gesetzg;ebung  aufgehalten  weisen 
kaun  und  soll.    Es  ist  unbestreitbar,  dass 
öich  mancherlei  zur  Abhilfe  thun  lässt,  aber 
nicht     durch     Zwangsinnungen     und    Be- 
fähigimgsnachweis,  die  den  alten  Schlendrian 
konservieren,    sondern    indem    man    einen 
grösseren    genossenschaftlichen   Zusamraen- 
schluss    anstrebt,    die    Handwerker    besser 
kaufmännisch  ausbildet,  .bessere  Zahlungs- 
sitten einführt,  also  das  Borgsystem  bekämpft, 
Institute  für  bessere  technische  Ausbildung, 
Ani-egung  und  Belehrung  durch  Gewerbe- 
vereine, Fachschulen,  Lelirwerkstätten,  Kleis- 
ter- und  Wanderkurse,  Ausstellungen  u.  s.  w. 
ins  Leben  ruft  und  von  Staat  und  Kommune 
finanziert   u.  dergl.  m.     Manche   verlorene 
Absatzgebiete   kann  man   auf   diese  AVeise 
dem  Handwerk  wiedergewinnen  und  andere 
können  neu  erobert  werden.    Auch  auf  dem 
Gebiete  des  Submissionswesens  sind  gewisse 
Eeformen     denkbar     und     wünschenswert. 
Alle  Sozialpolitiker  sind  darüber  einig,  dass 
die    imgesunde   Lehrlingszüchterei    zu    be- 
kämpfen  sei.     Sie  ist  zum  guten  Teil  da- 
durch entstanden,  dass  die  Grossindustrie 
dem  Handwerk  die  Ausbildung  des  Nach- 
wuchses   der    gewerblichen    Arbeiterschaft, 
mit  der  sie  sich  möglichst  wenig  befassen 
will,  überweist.    Eine  Aenderung  in  diesem 
Verhältnis  der  Arbeitsteilung  ist  aber  wohl 
kaum  im  Interesse  der  Handwerker.    Ohne 


diese  biUigen  Arbeitskräfte  wäre  die  wirt- 
schaftliche Lage  der  Handwerksmeister  wahr- 
scheinlich eine  noch  prekärere. 

Ob  die  viel  erörterte  Organisation  der 
Vertretung  der  Berufsinteressen  der  Hand- 
w^erker,  der  die  neuste  deutsche  Gewerbe- 
gesetzgebung eine  ganz  besondere  Aufmerk- 
samkeit geschenkt  hat,  die  gewünschten 
Besultate  technischer  und  wirtschaftlicher 
Art  haben  -wird,  muss  man  dahingestellt 
sein  lassen.  Vielleicht  wachsen  sich  die 
Innungen,  indem  sie  eine  lokale  Preispolitik 
treiben,  mehr  und  mehr  zu  kleinen  Kartellen 
heraus.  Es  liegt  dies  in  dem  Zuge  der 
Zeit,  und  dem  aufmerksamen  Beobachter 
sind  eigentümliche  Vorgänge  derart  gewiss 
nicht  entgangen. 

Die  Programme  unserer  mittelstands- 
politischen Handwerker  enthalten  im  übrigen, 
von  dem  Befähigungsnachweis  abgesehen, 
noch  manche  radikalen  Forderungen,  die  bis- 
lang die  Gesetzgebung  unerfüllt  gelassen 
hat  Sie  sind  oben  a.  a.  0.  in  dem  Art.  Hand- 
werk bereits  von  Stieda  wie  folgt  zu- 
sammengestellt: Beseitigung  der  Müitäi*- 
werkstätten,  äusserste  Einschränkung  der 
Gefängnisarbeit,  Verbot  des  Hausierens  durch 
Ausländer  und  möglichste  Beschränkung  des 
Hausierhandels,  Beseitigung  der  Konsum- 
vereine, besonders  der  Beamten-  und  Offizier- 
vereine und  Warenhäuser,  ein  Verbot  der 
Wanderlager  und  aller  Arten  von  Ver- 
steigerungen neuer  Handwerkserzeugnisse, 
Beseitigimg  der  Filialgeschäfte  oder  Er- 
schwenmg  derselben  durch  progressive  Be- 
steuerung, Beseitigung  oder  Regelung  des 
Submissionswesens  in  der  Richtung,  dass 
die  sogenannten  Unternehmer  vollständig 
ausgeschlossen  werden,  der  Grundsatz,  das 
niedrigste  Gebot  zu  berücksichtigen,  auf- 
gegeben und  die  Arbeit  dem  übertragen 
werde,  der  mit  seinem  Anschlage  dem 
Mittelpi-eise  zunächst  kommt,  Vorzugsrechte 
für  die  Forderungen  der  Bauhandwerker, 
Beseitigung  des  Firmen-  und  Reklamen- 
schwindels und  eine  Aenderung  der  Kon- 
kursordnung. 

3.  Die  M.  im  Kaufmannsstande.  Die 
meisten  der  eben  genannten  Fordenmgen 
haben  auch  die  sogenannten  Detaillisten- 
vereine zu  den  ihrigen  gemacht.  Auch  auf 
dem  Gebiete  des  modernen  Handels  haben 
sich  fast  überall  dank  der  Vervollkommnungen 
des  Verkehrswesens,  grösserer  Arbeitsteilung 
vmd  stärkerer  Kapitalkoncentration  in  den 
Unternehmungen  weittragende  Veränderun- 
gen und  Verschiebungen  vollzogen.  Auf 
diese  Weise  ist  es  zu  einer  Reihe  von  Aus- 
schaltungsprozessen, diu'ch  die  kaiif  männische 
Mittelspei*sonen  überflüssig  wurden,  ge- 
kommen. Besonders  beim  Binnenhandel 
wurde  es  für  die  Produzenten,  Fabrikanten 
und  Landwirte  möglich,  gewisse  Zwischen- 
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handelsstiifen   zu  überspringen   bezw.   sich 
selbst  zu  versorgen  oder  selbst  kaufmännische 
Waren    abzusetzen.      Die    ungemeine   Aus- 
bildung des  Associationswesens ,  die  Grün- 
dung zahlreicher  genossenschaftlicher  Ver- 
bände   für    Warenabsatz    und    Warenbezug 
und  ähnliches  führten  ganz  naturgemäss  zu 
einer  Einengung  zahlreicher  Handelsbetriebe. 
Unter  diesen  Verschiebungen  litten  übrigens, 
wohl  verstanden,  nicht  nur  die  kleinen  und 
nuttleren  Handelsgeschäfte,  sondern  ebenso, 
wenn    nicht   noch   mehr,   der  Grosshandel. 
Gelegentlich  sind  auch  Klagen  der  aus  ihrer 
bisherigen  Position  geworfenen  Grosshändler 
laut   geworden,   aber   zu   einer   wirklichen 
Refonnbewegung,    die   sich   zu   einem    be- 
sonderen   wirtschaflspolitischen    Programm 
hätte  verdichten  können  und  die  kurzsichtig 
genug  gewesen  wäre,  ein  staatliches  Ein- 
greifen zu  Gunsten  ihres  Standes  zu  fordern, 
ist  es  niemals  gekommen.    Der  Grosshandel 
war  an  gesteigerte  KonkurrenzmögHchkeiten 
gewöhnt,  das  in  ihm  arbeitende  Betriebs- 
kapital war  beweglich  und  elastisch  genug, 
sich  rasch  den   neuen  Verhältnissen   anzu- 
schmiegen, und  endlich  eröffneten   sich  für 
ihn    mannigfaltige    anderweitige    Auswege, 
die    erfolgreich    und    gewinnbringend    be- 
schritten werden  konnten.     Es  kam   dazu, 
dass    der    Stand    der    Grosskaufleute    frei- 
händlerisch, wie  er  in  der  grossen  Mehrheit 
gesinnt  sein  miisste,  sich  wohl  hütete,  ge- 
setzgeberische   Eingriffe    des    sogenannten 
Wohlfahrtsstaates    überhaupt    nur    zu    dis- 
kutieren, zumal  in  einer  Zeit  des  Protektio- 
nismus und  einer  antikapitalistischen  handels- 
und  börsenfeindlichen  Strömung  unter  den 
herrschenden  Klassen,  die  sich  mit  Vorliebe  als 
»produktiv«^  und  »staatserhaltend«  bezeichnen. 
Ganz  anders  war  es  beim  kleineren  und 
mittlei-en     Detailhandel.       Seine     Dasei  ns- 
bedingimgen  wurden  und  werden  von  den 
verechiedensten     Seiten     untergraben.      In 
erster  Linie   von  den  Konsumenten   selbst 
und  dann  von  anderen  rein  kaufmännischen 
Grossunternehmern,  die  sich  in   der  Form 
der   Warenhäuser,    Magazine,    Grossbazare, 
Versandgeschäfte  in  ungeahnter  Weise  aus- 
dehnten   und    das    Detailgeschäft    an    sich 
rissen  oder  aber  als  mächtige  Specialgeschäfte 
mit  zahllosen  Filialen,  Reisenden  und  Agenten 
dem  kaufenden  Publikum  dienstbar  machten. 
Ungemein  unterstützt  wurden  diese  Vorgänge 
diu*ch   die   Verbesserung   imd  Verbilligung 
des  Transportwesens,  besonders  durch  den 
billigen  Postpakettarif,  ferner  durcli  die  Ver- 
breitung der  Presse  und  das  Inseratenwesen 
und  die  dadurch  erleichterte  Reklame,  durch 
den    enoraien    Umfang    der    durch    Kon- 
vsumentenadressbücher  und  besondere  Agen- 
turen für  die  Erleichterung  der  Aufsuchung 
neuer    Absatzgebiete    ermöglichten    Waren- 
katalog vei-sen  düngen  mit  äusserst  koulanten 


Bedingungen  für  Zahlung-.,  Auswahl  usl 
Umtausch.  Die  gesteigerte  Zahl  der  aa- 
wärtigen  Kunden  ermöglichte  die  V^- 
grosserung  der  Warenbestände,  eine  billijer»r 
Preisgestaltung  und  eine  grossere  dem  Belür?- 
nisse  aller  konsumierenden  KJa&sen  vnliani 
genügende  Reichhaltigkeit  Vielfiach  star^ki 
mit  diesen  Grossuntemehniungen  für  «-e:i 
Detailhandel,aber  auch  direkt  mit  industrit*L*fr: 
Etablissements,  Hausierer,  Commis  voyafreias 
und  Detailreisende,  die  das  platte  Laiod  iiii-. 
die  kleineren  entlegeneren  Städte  mit  Warv?L 
und  Warenofferten  überschwemmten  unl 
da^Iurch  dem  ansässigen  kaufmanDisch^r 
Kleingewerbe  die  bisherigen  Absatzgt*bit-t- 
abgruben,  in  engster  Verbindung-.  Alle  Jen- 
Vorgänge,  die  der  Detail istenstand  so  lebhaft 
beklagt,  wurden  noch  unterstützt  durch  «i:«? 
Vereinheitlichung  der  Mode  und  des  Berkr:? 
und  die  gi'össere,  durch  den  wirtschaftli'.  h-n 
Aufschwung  des  gesamten  volkswirtschai:- 
lichen  Körpers  herbeigeführte  Wohlhal^eci- 
heit  des  kaufenden,  anspruchsvoller  gewor- 
denen, Publikums. 

Man  sieht,  das  Bild  der  neuzeitlichen 
wirtschaftlichen  Umwälzungen  auf  dem  Ge- 
biete des  Detailliandels  ist  w-omög-liefa  nix-h 
vielseitiger  als  dasjenige  auf  dena  Gebiet»' 
des  Handwerks  in  seinem  Konkurrenzrer- 
hältnis  zur  Grossindustrie.  Die  Lage  der 
kaufmännischen  Klein-  und  Alittelbetrit  r-^ 
musste  infolge  dieser  Verschiebungen  eit'- 
um  so  kritischere  werden,  wenn  gleichzeitig 
infolge  von  Freizügigkeit  und  NiederJassnoff^ 
freiheit  und  einer  erweiterten  Kreditoigaiii- 
sation  die  Zahl  der  Detailgeschäfte,  besonders 
in  den  Städten,  ins  Ungemessene  wnch>. 
Während  man  beim  Handwerk  neben  einer 
zunehmenden  Blutarmut  auch  ein  AbsterWri 
zahlreicher  Glieder  konstatieren  konnte,  i-t, 
wie  die  Statistik  erweist,  beim  Detailhaii«.iel 
—  wenigstens  in  Deutschland  —  das  genuie 
Gegenteil  der  Fall.  Die  Statistik  lehrt  uns, 
dass  die  Vermehning  der  Geschäfte  nicht 
etwa  nur  parallel  der  Bevölkeningszunahme. 
sondern  in  rascherem  Tempo  stattgefundea 
hat.  Nach  den  Berufszählungen  von  lÄ^ 
und  1895  hat  sich  die  Zahl  der  Handeln 
betriebe  überhaupt  um  40,3  ^/o,  von  4r)272r» 
auf  685  209  vermehrt,  während  die  Bevölke- 
rung in  derselben  Zeit  nur  um  13  ^o  ao- 
wuchs.  In  Deutschland  kommen  auf  irH)in>> 
Einwohner  im  Jahre  1882  1364  Handler, 
1S95  1502  Händler.  1882  kam  ein  gewerin 
thätiger  Händler  auf  59,9  Einwohner,  jetzt 
ist  schon  jeder  38.  Einwohner  ein  Händler. 
Greift  man  in  den  Vergleichen  noch  weiter 
zunick  bis  in  eine  Zeit,  wo  von  einer  kauf- 
männischen Mittelstandsbewegung  noch  keine 
Rede  war,  so  werden  die  ZsMen^  soweit 
hierfür  statistische  Unterlagen  vorhandfü 
sind,  noch  überraschender:  In  Preussen 
waren  1845  0,97  %  der  Einwohner  im  Handel 
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rerbsthätig ;  50  Jahre  später  2,4  %.  Leider 
l  lieben    wir  für   den   Kleinhandel    specielle 
>^  ach  weise   der  Reichsstatistik  nicht.    Man 
Ivixnn    nur  den  gesamten  Wai'enhandel   ins 
^-Viige  fassen.   Da  zeigt  sich,  dass  die  Allein- 
1  K^triebe  und  die  Betriebe  mit  1  bis  höchstens 
r>     Gehilfen    um   38,7  ®/o,    von    434785  auf 
•  »tJB2U9    zugenommen   haben.     Speciell   die 
Ivategorie  der  Betriebe,  die  man  als  Klein- 
l>otrieb  ansehen  möchte,  die  Lehrlinge  miter- 
^v eisen  und  in  den  Geliilfen  zukünftige  selb- 
st! änd  ige  Handeltreibende  beschäftigen,  der 
Retriebe  mit  1  bis  5  Personen,  hat  sich  um 
7  8^/0,  von  141386  auf  252037  vergrössert. 
^eben   diesen  amtlichen   und   umfassenden 
2^iffern  liegen  eine  Reihe  von  statistischen 
Zusammenstellungen  für  einzelne  Städte  und 
biegenden  vor,  die  vielleicht  noch  mehr  ge- 
eignet   sind,    die    ungesunde    Vermehrung 
«1er  Ladengeschäfte   zu  illustrieren.    So  hat 
man  z.  B.  Auszüge  aus  den  Ijeipziger  Adress- 
büchern gemacht,  die  geradezu  verbhlffende 
Resultate  geben.    In  Leipzig  hat  von  1892 
bis  1896  die  Zahl  der  Bäckereien  um  46  »/o, 
der  Cigarreuhandlungen  um  58  ^/o,  der  Deli- 
katesseühandlungen  um  51  ^/o,  der  Droguen- 
handlungen   um   30  ^/o,   der   Kolonialwaren- 
handlungen um  16%,  dei-  Materialwaren-, 
Viktualien-,  Obst-   und   Gemüsehandlungen 
um    IS^Io    zugenommen.     Auch    auf    dem 
Lande  ist  das  Miss  Verhältnis  ein  arges.  Nach 
einer  Statistik  der  Handelskammer  Villingeu 
in  Baden  kamen  in  26  Landorten  auf  ein 
Geschäft  im  Jahre  1896  357,  im  Jahre  1897 
Ls2  Einwohner. 

Ueberblickt  man  diese  Zahlen,  von  denen 
hier   nur    eine    Auswahl    gegeben    werden 
kann,   so   kann   die  Behauptung   kaum .  als 
übertrieben  erscheioen,  dass  dem  modernen 
Detailhandel  bei  weitem  die  gefährlichsten 
Konkurrenten  aus  dem  eigenen  Lager  er- 
stehen.     Dass    es    den    Neulingen    schwer 
wird,  sich  eine  einigermassen  auskömmliche 
Existenz  zu  schaffen,  ist  nur  zu  erklärlich. 
Wird  doch  auch  innerhalb  der  kaufmännischen 
Kreise  und  hauptsächlich  seitens  der  sach- 
verständigen    Korporationen     seit     Jahren 
darüber  Klage  geführt,  däss  Leute  sich  als 
Inhaber  von  Ladengeschäften   niederlassen, 
die  für  den  kaufmännischen  Beruf  gar  nicht 
oder    nicht    hinreichend    vorgebildet    sind. 
Vielfach  etablieren  sich  Pereonen  ohne  jeg- 
liche Erfahnmg,  ohne  die  geringsten  Mittel, 
oft  nicht  einmal  mit  der  nötigen  Arbeitslust, 
wohl  aber   mit    einer    gewissen   Frivolität, 
Personen,  die,  wie  Oeser  sagt,  als  gescheiterte 
Existenzen   kenntlich    sind,    die    in    ilirera 
eigentlichen  Berufe  Schiffbruch  erlitten  haben 
und  sich  dem  kaufmännischen  Berufe  zu- 
wenden einfach,  weil  er  ihnen  be(iuemer  er- 
scheint.    Jedem   aufmerksamen  Beobachter 
mnss   sich    die  Wahrnehmung    aufdrängen, 
dass  in  vielen  der  kleinen   Ladengeschäfte, 


wo  der  Inhaber  abwechselnd  hinter  dem 
Ladentisch  hockt  oder  an  der  Thüre  plaudert, 
ein  nutzlos  träges  Dasein  mit  einer  kolossalen 
Zeitverschwendung  an  der  Tagesordnung  ist. 
Diese  kaufmännischen  Eintagsfliegen,  die 
sich  parasitär  vermehrt  haben,  verdanken  in 
erster  Linie  ihre  Existenz  dem  Lotterkredit 
in  Waren.  Alles,  selbst  die  Ladeneinrichtung 
ist  ihnen  von  Abzahlungsgeschäften  niederer 
Gattung  und  von  gewissenlosen  absatz- 
hungrigen Fabrikanten  natürlich  zu  unver- 
hältnismässigen Preisen  geborgt  worden. 
Das  Risiko,  das  die  Kreditgeber  laufen^ 
suchen  sie  durch  die  Liefening  preisun- 
würdigen Schundes  wettzumachen.  Dank 
dieser  Praktiken  und  der  stets  vorhandenen 
Nachfrage  seitens  Personen,  die  sich  als 
Firmeninhaber  und  Prinzipale  aufspielen 
wollen,  findet  das  verkrachte  Geschäft  sehr 
leicht  einen  Firmen nachfolger.  — 

Es  ist  zum  Teil  ein  recht  trübes  Bild, 
welches  ein  guter  Teil  unserer  Detailge- 
schäfte bietet:  ungesund  in  ihren  Grund- 
anlagen, unkoulant  in  der  Bedienung,  unreell 
und  unpünktlich  in  dem  Verkehr  mit  der 
Kundschaft.  Das  Gegenstück  zu  diesen 
vei-wahrlosteu  Zwerggeschäften,  die  nicht 
leben  und  sterben  können,  sind  die  ebenfalls 
meist  pilzartig  emporgeschossenen  Geschäfte 
zugewanderter  und  nomadenhaft  das  Domizil 
w^echselnder  Inhaber,  die  durch  übertriebene 
Marktschreierei,  widerwärtige  Zudringlich- 
keit, erlogenen  Komfort  ihrer  Schaufenster 
und  eine  Talmikoulanz  den  Kundenfang 
namentlich  unter  der  Bauern-  und  Arbeiter- 
bevölkerung systematisch  betreiben.  Freilich 
sticht  der  Geschäftsbetrieb  dieser  Firmen 
von  derjenigen  der  oben  genannten  Gattung 
schon  äusserlich  ganz  erlieblich  ab.  Dort 
träge  Langsamkeit,  ßetiuemlichkeit  und  eine 
gewisse  selbstbewusste  Behäbigkeit,  hier 
nervöse  Hast,  Unruhe,  gewinnsüchtigeArbeits- 
freudigkeit,  Spekulation  und  höclist  riskante 
Umsätze. 

Es  lässt  sich  nachweisen,  dass  die  ersten 
Gärungsmomente  unter  unseren  kleinbfirger- 
lichen  Detailhändlern  sich  gegen  die  Schleu- 
derkonkurrenz, die  Beklamesucht  und  den 
sonstigen  unlauteren  Wettbewerb  dieser  neu- 
zeitlichen Geschäftsgründungen  wandten. 
Die  Reaktion,  die  dann  endlich  das  »Gesetz 
zur  Bekämpfung  des  unlauterenWettbewerbs« 
von  1896  nach  französischem  Muster  zeitigte, 
war  eine  durcliaus  berechtigte,  im  Interesse 
der  Solidität  des  kaufmännischen  Lebens 
unentbehrliche  und  wurde  auch  von  den- 
jenigen gesellschaftlichen  Kreisen  sym- 
pathisch begrüsst,  die  dieVerallgemeinenmgen 
der  Klagen  unserer  Detailhändier  und  ihre 
mittelstandspolitischen  Forderungen  zu  den 
ihrigen  zu  machen  nicht  geneigt  waren  (s. 
d.  Art.  Wettbewerb,  unlautererer). 

Durch  die  gesetzliche  Bekämpfung  des 


826 


Mittelstandsbewegung 


unlauteren  Wettbewerbs  konnten  natürlich 
nur  gewisse  Auswüchse  getroffen  werden 
und  auch  dann  nur  erfolgreich,  wenn  kauf- 
männische Vereine  die  Vorgänge  im  Ge- 
schäftsieben  überwachten  und  geschlossen 
vorgingen.  Nicht  immer  war  der  Gebrauch, 
den  man  von  den  gesetzgol)erischen  Hand- 
haben machte,  ein  erfreulicher.  Der  Kon- 
kurrenzneid artete  manchmal  in  Denun- 
ziationswut aus.  Das  Denunzieren  ist  nie- 
mals eine  angenehme  Sache,  aber  ohne  das 
fehlte  es  dem  Gesetze,  das  ja  das  Denun- 
zieren und  damit  die  Detaülisten vereine,  die 
es  organisierten,  legalisierte,  an  der  nötigen 
Wirksamkeit.  Immerhin  wirkte  schon  die 
Strafandrohung  vielfach  überraschend  prophy- 
laktisch, aber  ein  wirkliches  Heilmittel  gegen 
die  hauptsächlichsten  Schäden  des  Detail- 
handels wollte  und  konnte  sie  kaum  bieten. 
Nicht  alles,  was  Reklame  trieb  und  eine 
neuzeitliche  Koulanz  einführte  und  pflegte, 
war  unsolide  und  auf  die  Täuschung  der 
Konsumenten  berechnet    Ausserdem  waren 

i'a  noch  andere  Konkurrenten,  die  der  Ee- 
[lame  gar  nicht  bedurften,  wie  die  Konsum- 
vereine, und  sok'he,  die  sich  dem  mühevollen, 
vielfach  undankbaren  Aufsuchen  der  Kund- 
schaft in  den  entlegenen  Orten  des  platten 
Landes  widmeten,  wie  das  Wandergewerbe 
in  seinen  verschiedensten  Formen,  auf  dem 
Plane.  Gegen  sie,  Konsumvereine,  Beauiten- 
uudC)ffiziervereine,  Einkaufsgenossenschaften. 
Hausiererei,  Detailreisen  und  Wanderlager 
wandte  sich  der  Ansturm  unserer  Mittel- 
stand spolitiker  besonders  in  den  letzten 
beiden  Jahrzehnten.  Ei^st  später  koncentrierte 
sich  die  Agitation  der  Mittelstandspolitiker 
gegen  die  Warenhäuser  und  Bazare. 

Betrachten  wir  zuerst  den  Kampf  gegen 
die  Konsumvereine.  Ihre  Entstehung,  Be- 
deutiuig  und  die  statistisclie  Verbreitung 
dieser  Genossenschaftsform  ist  oben  (S.  838  ff.) 
in  dem  Art.  Konsumvereine  gewürdigt. 
Sie  sind  entstanden  in  derjenigen  Zeit,  wo  das 
moderne  Genossenschaftsrecht  im  heutigen 
Wirtschaftsleben  Eingang  fand.  Und  sie 
verdanken  ihre  Entstehung  der  privatwirt- 
schaftlichen Einsicht,  dass  man  durch  eine 
Organisation  der  Käufer,  die  sich  zusammen- 
thun,  um  ihre  Einkäufe  selbst  zu  besorgen 
\md  die  Waren  an  die  Genossen  zu  ver- 
treiben, den  Zwischenhandel  mit  seinen  unver- 
hältnismässigen Frei szusc Wägen  auszusclial- 
ten  vermöge.  Diese  Ausschaltungsmöglichkeit 
ist  eine  beschränkte.  Aber  innerhalb  ge- 
wisser Grenzen  ist  sie  vorhanden  und  für 
die  Beteiligten  von  unzweifelhaftem  Vorteil. 
In  der  Natur  des  gewöluilichen  Konsura- 
vereins liegt  es,  dass  er  die  Waren  des 
täglichen  Massenbedarfs,  für  die  er  seine 
Kundschaft  nicht  erst  zu  suchen  braucht 
und  nach  denen  eine  quantitativ  und  (piali- 
tativ  konstante,  leicht  zu  schätzende  Nach- 


frage besteht,  sodass  der  spekulative  rotfi- 
nehmungsgeist  des  Unternehmers  mehr  r.-:-^ 
minder  zurücktritt,  von  den  Gnjsshandl-n: 
oder  Produzenten  direkt  bezieht  und  an  di- 
letzten  Konsumenten  verteilt. 

Es    ist    unzweifelliaft,     dass    auf    di^-t: 
Weise    ohne    kostspieligen    Beamteaap|iar^ 
und  ohne  erhebliches  Risiko  der  Warenbezug 
der  Genossen  erleichtert  und  verbilligt  wer- 
den  kann.    Dazu   kommt,    dass    durch    L- 
Konsumvereine    in    den    Mitgliedern    Sidi 
imd    Fähigkeit    für   die  Erzielung"    von  Er- 
sparnissen entwickelt  wiitl,  die  Barbezahl'jn/: 
zur  Gewohnlieit    wird    und    die    GenöS5'3n 
zur  wirtschaftlichen  Selbstverwaltung-  heran- 
gezogen und  in  derselben  geschult  werJf-i. 
Es  sind  also  ebensowohl  wirtschaftliche  at 
sittliche  Gesichtspunkte,  die  die  Einrichtiiiu- 
von    Konsumvereinen    besonders      für    'h-' 
arbeitenden    Klassen   als   in    hohem    Gradt- 
sozialpoütisch    wünschenswert      erscheinen 
lassen.      Wenn    die    Konsumvereine    ihrei 
Zweck  erreichten,   mussten    sie    den  ansäs- 
sigen  Detailgeschäften  Abbruch    thun    iu<i 
mit  ihnen   in  Konkurrenz   treten.     Es  wan- 
eine  eigentümliche  Sozialpolitik  der  Gt^tü- 
wart,  wenn  die  Gesetz/jebung  diesen  walir- 
haft  segensreichen  Instituten,  die  die  Kairf- 
ki-aft  des  Lohnes  ungemein  steigerten,  jetzt 
wieder   entgegentreten    wünle.     So    lebhaft 
die  Anklagen    unserer  Detailhäudler    g^^a 
das  Konsumvereinswesen  auch  sein  musr-en. 
und  so  sehr  die  pereönlichen  Interessen  der 
Ankläger   durch  dasselbe    auch    geschädiirt 
sein    mögen,     auf     eine     dauernde    Unter- 
stützung seitens  der  Gesetzgebung  wird  eine 
solche  Reaktion   kaum    jemals   zu    rechuea 
liabe.n.    Vielfach  haben  sich  schon  die  Kon- 
sumvereine   zu    Verbänden    vereinigt,    tue 
Lieferanten  vertrage   mit  besonderen  Rabatt- 
bedingungen   in     grossem    Massstabe    al>- 
schliessen.    Auch  hiergegen  ist  vemünftiirer- 
weise  gar  nichts  einzuwenden.    Die  Gn^ss- 
händler  sind  durehaus  geneigt,  solche  Kon- 
trakte abzuscldiessen,   durcli  die  sie  kauf- 
kräftige   und    zahlungsfähige  Kunden    sieh 
sichern.  Unsere  Mittelstandspolitiker,  wenig"- 
stens  in  ihrer  besonnenen  Minderheit,  hal>en 
deswegen   auch  mit    der  Zeit  einsehen  gt*- 
lernt,    dass   gegen  die  Konsumvereine  der 
Arbeiter  und  der  sonstigen  »kleinen  Leute; 
nichts   zu   machen  sei.    Um    so  grosser  ist 
das  Wehgeschrei    gegen    ähnliche   Institute 
in  der  Beamtenschaft   und  unter  den  Offi- 
zieren.    Hier  sind  in  neuerer  Zeit,    l>es<^)n- 
ders  in  Deutscliland,  Vereinigungen  entstan- 
den, die  zum  Teil  grosskapitalistische  Unter- 
nehmungsformen   angenommen    haben   und 
sich   von    den    grossen   Versandgeschäften 
und  Warenbazaren    in    der   Betriebstec^hnik 
gar  nicht  untei-scheiden.    Aber  auch  die  lo- 
kalen Vereinigungen,  namentlich  in  Städten 
mit  einer  zalüreichen  Beamtenschaft,  haben 
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*L^-u^  Wirksamkeit  in  ungeahnter  Weise  aus- 
^^iT'^clehnt  und  greifen  bereits   durch  eigene 
i^ackereien,  Schlächtereien,  Schneiderwerk- 
5^  trätten  und  dergl.  auch  in  das  Gebiet  des  Hand- 
^v^j^erks  ein.    Waren  schon  bei  den  gewöhn- 
lichen  Konsumvereinen    zahlreiche  (rlioder 
-dl  er  besitzenden  Klasse  beteiligt,  so  sind  bei 
<-l.en  grossen  Beamten-   und  Offiziervereinen 
-diese  Klassen  der  hauptsächlichste  Bestand- 
et: oil.     In  ganz   eigentümlicher  Weise  haben 
<Jie  Mittelstandspolitiker  diese  neuen  ünter- 
xiehmungen  der  genossenschaftlichen  Selbst- 
Itiilfe  anzuscliwäi'zen  \md  zu  bekämpfen  ge- 
sucht.    Man    hat    den    Vorständen    vorge- 
"'worfen,  dass  sie  einem  spekulativen  Privat- 
^rwerb  nachjagten  und    dabei  das  Dienst- 
iiiteresse    vernachlässigten,     Behauptungen, 
43 ie  leichter  aufgestellt  als  bewiesen  waren. 
Man  hat  dann  ferner   darauf  hingewiesen, 
dass  es  ein  eigentümlicher  Widerspruch  sei, 
<3ass    die    vom  Staate    besoldeten    und  zur 
AVahrnehmung  des  Staatsinteresses  berufenen 
Personen  an  ünternehmimgen  beteiligt  seien, 
die  den  Mittelstand   zerrütteten   und   seine 
Glieder  proletarisierten.     Wie  oft  hat  man 
in   erregten  üetaillisten Versammlungen    die 
Behauptung   aussprechen   hören:    Wir    be- 
zahlen   die  Beamten    aus    unserer    Tasche 
und  jetzt  werden  sie  imsere  gefährlichsten 
Konkurrenten!  Man  möchte  fast  annehmen, 
unsere  Detaillisten  wären  die  einzigen  Steuer- 
zahler.    Und  wo   steht   denn    geschrieben. 
dass  der  Beamte,    weil   er  aus  der  Staats- 
kasse seine  Besoldung  bezieht,  verpflichtet 
sein  soll,  seine  Waren  nur  deswegen  teurer 
zu  bezahlen,  damit  der  lokale  Handel  Ab- 
satz findet?  Wollte  man  den  Beamten  unter- 
sagen, dass  sie  Konsumvereine  unterhalten, 
so  würde    das   wahrscheinlich   sehr   wenig 
nützen.    Denn  dass  sie  einzeln  oder  gemein- 
sam  ihre  Bezüge   von   den    Grosshändlern, 
Yei-sandgeschäften ,    Magazinen    und   dergl. 
machten,   würde   durch  ein  solches  Verbot 
nicht    unterbunden    sein.      Es    felüte    nin-, 
dass    man    unserer    zahlreichen    Beamten- 
schaft ein  Privilegium  odiosum  auferlegte, 
derart,    dass    sie   im    Gegensatz    zu   allen 
anderen  Gliedern  der  Gesellschaft  nicht  da 
kaufen  dürften,   wo   sie   am    billigsten  und 
preis  würfligsten  bedient  werden  I 

Wir  haben  es  liier  mit  ganz  eigentümlichen 
Ideeengangen  zu  thun,  die  eine  förmliche 
Begriffsverwirrung  darüber,  warum  der  ein- 
zelne an  die  staatliche  Zwangsgenossen- 
schaft Steuern  zu  entrichten  hat,  zu  Wege 
gebracht  haben.  Die  Beiträge  zur  Besol- 
dung der  Beamten  werden  entrichtet,  weil 
die  Thätigkeit  der  Beamten,  die  einmal  nun 
notwendig  sind,  allen  Teilen  der  staatlichen 
Gesellschaft  zu  gute  kommt.  Ein  anderes 
Gegenäquivalent  zu  leisten,  ist  der  Staat 
grundsätzlich  nicht  verpflichtet.  Selbst 
wenn    man   aber   dieses    annehmen  wollte 


und  eine  eigentümliche  »Gegenseitigkeit« 
mit  einem  Recht  auf  wirtschaftliche  Existenz 
gewisser  Klassen  konsti-uierte,  so  dürfte  man 
höchstens  verlangen,  dass  der  Staat  selbst 
nicht  als  Konkurrent  auftritt  Was  die  Be- 
amten mit  ihrer  Besoldung  zur  Bestreitung 
ihrer  Ausgaben  und  beim  Einkauf  ihrer 
Waren  anfangen,  ist  reine  Privatsache  des 
einzelnen.  Die  Gehälter  bekämen  einen 
ganz  eigentümlichen  Charakter,  wenn  man 
von  ihnen  verlangte,  dass  sie  so  verwandt 
würden,  dass  indirekt  die  Steuerbeiträge  an 
den  lokalen  Zwischenhandel  zurückflössen. 
Es  Messe  die  Beamtenschaft  geradezu  zu 
einer  unwirtschaftlichenHaushaltungz^vingen, 
wenn  man  ihnen  zumutete,  dass  sie  vom 
lokalen  Zwischenhändler  ihres  Zwangsdomi- 
zils auch  dann  kauften,  wenn  sie  sich 
anderweitig  büliger  mit  Waren  versorgen 
könnten.  Der  Beamte  und  Offizier  sind  be- 
grifflich völlig  unabhängig  von  den  Steuer- 
zahlern. Sie  haben  ihre  Dienstverträge 
nicht  mit  diesen,  sondern  mit  dem  Staate 
abgeschlossen,  Uebei-ant  wertete  man  sie 
durch  eine  Anweisung  der  Centralbehörden, 
die  ihnen  verböte,  Konsumgenossenschaften 
beizutreten,  den  lokalen  Monopolisten,  so 
wären  unter  Umständen  Teuerungszulagen 
und  Gehaltserhöhungen  notwendig,  die 
wieder  durch  Steuerzuschläge  erhoben  wer- 
den müssten.  Das  wäre  ein  circulus  vitiosus 
sonderbarster  Art.  Eine  andere  Frage  ist 
freilich  die,  wie  die  staatlichen  Behörden 
als  solche  zu  der  Konsumvereinsbildung 
ihrer  Beamten  sich  zu  stellen  haben.  Die 
Forderung,  dass  volle  Neutralität  gewähr- 
leistet werde,  erscheint  nicht  unberechtigt. 
Im  Interesse  des  sozialen  Fiiedens,  der  Un- 
parteilichkeit und  des  Ansehens  der  Be- 
hörden ist  es  gewiss  wünschenswert,  dass 
sich  der  Staat  jeglicher  Einmischung  ent- 
hält. Es  mag  hie  und  da  vorgekommen 
sein,  dass  die  Beamten  in  der  Bureauzeit  sich 
mit  ihren  Konsumvereinsangelegenheiten  be- 
fassten.  Auch  ist  es  möglich,  dass  in  Orten,  wo 
die  Beamtenschaft  sich  äs  geschlossene  Klasse 
gegenüber  dem  ortsgebürtigen  Bürgertum 
fühlt,  eine  Art  von  genossenschaftlichen 
Koalitionszwang  auf  den  einzelnen  ausgeübt 
worden  ist.  Das  sind  natürlich  Missbräuche, 
die  unzulässig  sind,  sich  aber  sehr  leicht 
im  Aufsichtswege  unterbinden  lassen.  Ein 
gewisser  Corpsgeist  ist  bei  jeder  Genossen- 
schaftsgnlndung  notwendig.  Er  liegt  aber 
bei  den  Konsumvereinen  so  sehr  im  privat- 
wirtschaftlichen Interesse  des  einzelnen, 
dass  er  einer  Belebung  von  oben  nicht  be- 
darf. Wenn  aber  Privatpersonen,  wie  z.  B. 
grosse  Unternehmer,  die  ihre  Arbeiter  aus 
sozialer  Fürsorge  zu  genossenschaftlichem 
Vorgehen  mit  allen  erlaubten  Mitteln  an- 
halten und  ihnen  ihr  geschultes  kaufmän- 
nisches Beamtenmaterial   unentgeltlich  zur 
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Verfügung  stellen,  so  ist  das  ein  durchaus 
erfreulicher  Vorgang,  den  kein  veretändiger 
Gesetzgeber  stören  wird.  Im  übrigen  haben 
die  verschiedensten  deutschen  Behörden 
wiederholt  nicht  nur  die  Zusicherung  ge- 
geben, dass  sie  die  Konsunavereinsbildung 
als  reine  ausserdienstliche  Privatsache  des 
einzelnen  beti-achten,  sondern  sie  haben 
auch  mehrfach  strikte  Anweisungen  nach 
dieser  Richtimg  hin  erlassen.  Mehr  kann 
man  billigerweise  nicht  verlangen.  — 

Viel  bestritten  ist  die  steuerliche  Be- 
handlung der  Konsumvereine.  Hier  eröffnet 
sich  ein  überaus  schwieriges  finanzwissen- 1 
schaftliches  Problem,  das  durch  Sclüag- 
worte  allein  nicht  gelöst  werden,  hier  aber 
nur  ganz  kurz  gestreift  werden  kann.  Es 
liegt  nahe,  einen  principiellen  Unterschied  | 
zu  machen  zwischen  Konsumvereinen,  welche  ' 
nur  an  Mitglieder  verkaufen,  und  solchen, 
<leren  »offene  IJiden«  jedermann  aus  dem 
Publikum  zur  Verfügung  stehen.  Es  ist  dies 
gewiss  ein  wichtiger  Unterschied,  insofern 
bei  der  ersten  ünippe  der  genossenschaft- 
liche Gegenseitigkeitscharakter,  der  Charakter 
des  Vereins,  mehr  hervortritt,  während  bei 
der  anderen  Gattimg  die  genossenschaft- 
liche Unternehmungsform,  gerichtet  auf  pri- 
vaten GeschäftsgewLim,  augensichtlicher  wird. 
Lassen  wir  die  mannigfaltigen  Spielarten, 
die  sich  zwischen  diesen  beiden  Haupt- 
gruppen bewegen,  ausser  acht,  so  finden 
wir  die  auch  in  der  Faclilitterdtur  vielfach 
vertretene  Anschauung,  dass  die  Konsum- 
vereine, die  nur  an  Genossen  verkaufen, 
überhaupt  kein  Gewerbe  und  keinen  Handel 
treiben.  Denn  —  so  heisst  es  —  ihre 
Thätigkeit  ist  nicht  auf  Erziel ung  von  Ge- 
winn, sondern  allein  von  Ereparnissen  ge- 
richtet. Mit  dieser  Deduktion  arbeiten  nicht 
nur  die  Genossen schaftski-eise  selbst,  son- 
dern auch  viele  Nationalökonomen  und 
Politiker.  Trotzdem  ist,  bei  Licht  betrachtet, 
der  Gegensatz  von  Gewinn  und  Ersparnis 
eine  willkürliche  Antithesis,  die  auf  ein  Spiel 
mit  Worten  herauskommt.  Der  ausge- 
sprochene Zweck  der  Genossenschaften  ist 
der,  wirtschaftliche  Erfolge  zu  erzielen.  Der 
Gesetzgeber  nennt  ja  deshalb  auch  die  ein- 
getragenen Genossenschaften  »Erwerbs-  und 
Wirtschaftsgenossenschaften«.  Wer  Mitglied 
eines  Konsiun Vereins  wird,  thut  es,  weil  er 
einen  materiellen  Vorteil  davon  erwartet. 
Er  will  billige  und  gute  Waren  erhalten, 
billiger  und  besser,  als  sie  ihm  der  DetalUist 
liefert,  er  will  also  den  Verdienst  des  Kauf- 
manns selbst  einstecken.  Diesen  Handels- 
gewinn produziert  die  Genossenschaft.  Was 
die  Mitglieder  aus  dem  Konsumverein  als 
Gewinn  verdienen,  ist  neu  verdient,  ist  ein 
Handelsgewinn,  ein  Vermögenszuwachs,  der 
dem  einzelnen  Mitglied  oline  die  Genossen- 
schaft  nicht  entstanden  wäre.    Ob  der  Ge- 


winn mit  Fremden  gemacht  wird  *Dder  acr 
mit  dem  Genossen,  ist  für  die  steaerli«jiie 
Behandlung  nicht  ausschla^^gebend.  Die  < jr- 
nossenscliaft  ist  ein  selbständiges  Re»:Li- 
subjekt;  das  Gesetz  hält  sie  sogar  ansdriKE- 
lich  zur  allmählichen  Bildung  eines  eigeo-^^ 
Vermögens  an.  Nicht  im  Namen  der  Mit- 
glieder, sondern  im  Nanaen  dieses  neiKL 
vom  Gesetzgeber  sanktionierten.  Re«?Lt- 
subjekts  wei"den  die  Waren  eingekauft  uii 
zwar  zum  Zwecke  der  Weiterveräussercn;!. 
Die  Geschäfte  der  Genossenschaft  ihren  Mit- 
gliedern gegenüber  tragen  durchaus  'kü 
Charakter  des  rechtsförmigen  Verkaufs  zwi- 
schen verschiedenen  Kontrahenten.  Da^?  «ii? 
Weiterveräusserung  nur  von  einem  be- 
stimmten Kreis  von  Personen  erfolgen  >"'l 
und  dass  diese  Personen  in  einem  be^^^D- 
deren  Rechtsverhältnis  zu  der  Genost^c- 
schaft  stehen,  ist  für  das  Vorliandensein  fie: 
Absicht  der  Weiterveräusserung  mit  GewiD" 
nicht  erheblich.  Etwas  anderes  wäre  »^n 
wenn  jedes  Mitglied  verpüichtet  ^wäre,  V'»!i 
den  Waren  einen  bestimmten  Auteil  zu  eat- 
nehmen.  Es  steht  aber  in  ihrer  WaliJ,  o*, 
welche  und  wie  viele  Waren  sie  von  'k-r 
Genossenschaft  beziehen  wollen. 

Sind  wir  also  mit  Schanz  und  mehi-ferli 
ausgesprochenen  Entscheidungen  oberste- 
Gerichtshöfe  der  Ansicht,  dass  die  Konsiiin- 
vereino  Handelsgeschäfte  treiben,  den  E:i- 
imd  Verkauf  von  Waren  mit  spekulativer 
Absicht,  so  ist  darüber  kein  ZAveifel.  dass 
diese  Handelsgeschäfte  in  der  Regel  gewert'j^ 
massig  betrieben  wenlen.  Sie  unterscheiden 
sich  also  von  gelegentlichen  Vereinigungen, 
den  sogenannten  Konsortien,  die  grössere 
Mengen  von  Waren  gemeinsam  erwerljen, 
um  sie  unter  sich  zu  verteilen,  ganz  erhel»- 
lich.  Hier  erfolgt  die  Anschaffung  d^r 
Waren  nicht,  um  sie  weiter  zu  veräiisseni. 
Die  Käufer  vollziehen  die  Teilung  tier 
Quantitäten  vertretbarer  und  verbrauchliar«' 
Sachen  unter  verhältnismässiger  Unüegim^ 
der  Anscliaffungskosten  durch  Zuwählen, 
Zuzählen  und  Zumessen.  Diejenigen,  die 
kaufen  und  die  gekauften  Waren  teüen,  sin«! 
dieselben  Pereonen.  Es  wird  nur  einmal 
gekauft,  und  nicht  gekauft,  um  wie<ler  zu 
verkaufen.  Nach  der  hier  vorgetragenen 
Ansicht  sind  die  Konsumgenossenschaften 
unzweifelhaft  gewerbesteuerpflichtig.  E>er 
gewöhnliche  Gewerbebegriff  bedarf  eben, 
wenn  das  Ertragsteuersystem  mit  den  heute 
geltenden  Grundsätzen  über  Steuerpfheht 
und  Steuermass  abgestuft  nach  der  Leistungs- 
fähigkeit in  Einklang  gebracht  wenlen  x^ill, 
einer  entsprechenden  Erweiterung. 

Die  legislative  Behandlung  dieser  Streit- 
frage ist  in  den  verscliiedenen  deutschen 
Bundesstaaten  eine  sehr  verschiedenartig 
gewesen,  und  die  Steuerbehönlen  haben  den 
gesetzlichen   Bestimmungen   bald    die  eine, 
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>>ald    die  andere  Auslegung  gegeben.    Am 
"t^esten  kann  man  das  an  der  Hand  der  Yor- 
^T^Dge   in  Preussen  verfolgen.     Bereits  An- 
'tsLng    der   60  er  Jahre  verlangte  man,   dass 
die     Grenossenschaften    zur    Gewerbesteuer 
lierangezogen    würden.      Fürs    erste    ent- 
schied die  oberste  Steuerbehörde,  dass  Ge- 
nossenschaften,  die   sich  auf  die  Deckung 
des  eigenen  Bedarfs  beschränkten,  kein  Ge- 
'^ve^be  treiben.     Dieser  Standpunkt  wurde 
aber   später  aufgegeben.     Zuerst  zog  man 
^ie  Kreditvereine,  soweit  sie  Bankgeschäfte 
mit  Nichtgenossen  betrieben,  heran,  später 
auch    die  Konsumvereine  von  den  gleichen 
Oesichtspunkten  aus  und  zwar  auf  Grund  des 
ganzen  Umsatzes  dieser  Institute.    Seit  1885 
^'aren  in  Preussen  thatsächlich  alle  Kredit- 
nnd  Konsumvereine  nach  dem  Schulze-De- 
litzschschen  System  gewerbesteueqiflichtig. 
Das  G.  V.  24.  Juni  1,891  besteuerte  nur  das 
stehende  Gewerbe,  ohne  eine  Definition  dieses 
Begriffs  zu  geben.     Die  Folge  war,  dass  ein 
förmlicher   Rattenkönig  von  Prozessen  und 
Entscheidungen     entstand.      Hauptsächlich 
drehte  sich  der  Streit  um  die  formale  Seite 
der  Genossenschaftsstatuten.     Je  nach  dem 
Umfange  ihrer  Geschäftsthätigkeit  innerhalb 
des  Kreises  der  Mitglieder  oder  über  den- 
selben hinaus,  ferner  nach  dem  Kriterium, 
ob  und  welche  Dividenden  (Einkaufs-  oder 
Guthabendividenden)     zur    Verteilung    ge- 
langten, endlich  nach  dem  durchaus  vagen 
Begriff  des  »offenen  Ladens«,  der  zu  ganz 
besonders     willkürlichen    letztinstanzlichen 
Entscheidungen  führte,  wollte  man  Geworbe- 
steuerfreiheit und  Gewerbesteuerpflichtigkeit 
abgrenzen.      Der   Kern    der    Sache   wurde 
unseres    Erachtens    dabei    nicht    getroffen. 
Der  viel  dtierte  §  15  des  Gewerbesteuer- 
gesetzes von  1891  bestimmte  folgendes :  Der 
Gewerbesteuer  sind  ferner  nicht  unterworfen : 
Vereine,  eingetragene  Genossenschaften  und 
Korporationen,   welche  nur  die  eigenen  Be- 
dürfnisse ihrer  Mitglieder  an  Geld,  Lebens- 
mittel  imd   anderen   Gegenständen   zu   be- 
schaffen   bezwecken,    wenn    sie    satzungs- 
gemäss  und  thatsächlich  ihren  Verkehr  auf 
ihre  Mitglieder  beschränken  und  keinen  Ge- 
winn unter  die  Mitglieder  verteilen,   auch 
eine  Verteilung  des  aus  dem  Gewinn  ange- 
sammelten Vermögens  unter  die  Mitglieder 
für  den  Fall   der  Auflösung  ausschliessen. 
Konsumvereine   mit   offenen   Läden    unter- 
liegen der  Besteuenmg.    Mit  dem  Inkraft- 
treten  des  Gesetzes  von  1891  am  1.  April 
1893  sind   dann,   da  die  steuerbefreienden 
Voraussetzungen    nur    ^anz    selten    vorzu- 
kommen pflegen,  die  meisten  eingetragenen 
Genossenschaften,   in   Sonderheit    fast    alle 
Konsumvereine,   zur  Gewerbesteuer  heran- 
gezogen  worden.     Auch  hiergegen  remon- 
strierten viele  der  Betroffenen.    Sie  beriefen 
sich  auf  frühere  Entscheidungen  des  Reichs- 


gerichts und  der  obersten  Instanz  im  Ver- 
waltungsstreitverfahren, die  ausgesprochen 
hatten,  dass  die  blosse  Verminderung  der 
wirtschaftlichen  Ausgaben  der  Mitglieder 
kein  aus  Handel  füessender  Erwerb  sei. 
Eine  neuere  Entscheidung  aus  dem  Jalire 
1896  griff  dann  in  der  That  auf  den  eigent- 
lichen Tendenzparagraphen  des  Gewerl)e- 
steuergesetzes  zurück,  nachdem  grundsätz- 
lich nur  Gewerbetreibende  zur  Steuer  heran- 
gezogen werden  sollten.  Dadurch  wurde  die 
Rechtslage  noch  verwickelter.  Denn  jetzt 
sollte  erst  die  wichtige  Vorfrage  erledigt 
werden,  ob  die  Genossenschaft  oder  der 
Verein  ein  »Gewerbe«  treibt.  Der  Streit 
dreht  sich  nunmehr  um  die  Begriffe  »Ge- 
w^erbe«  und  »offener  Laden«, 

Soviel  bekannt  geworden,  ist  es  aber 
dabei  geblieben,  dass  die  meisten  Konsum- 
vereine Gewerbesteuer  bezahlen.  Ein  völlig 
befiiedigender  Rechtszustand  ist  aber  immer 
noch  nicht  herbeigeführt.  Bei  einer  Revision 
des  preussischen  Gewerbesteuergesetzes,  das 
auch  sonst  seine  reformbedürftigen  Seiten 
hat,  wird  unzweifelhaft  eine  Aenderung  be- 
schlossen w^erden.  Es  kann  nur  eine  Frage 
der  Zeit  sein,  dass  sich  auch  bei  den  Er- 
tragssteuern die  Grundsätze  ziu-  Steuerfest- 
setzung nach  der  Leistungsfähigkeit  mehr 
zur  Geltung  bringen.  Die  Folge  wird  eine 
verschärfte  Progression  sein,  durch  die  man 
auch  die  grossen  und  leistungsfähigen  Kon- 
sumanstalten gebührend  fasst  Dagegen 
würde  es  geradezu  einen  Rückschritt  in  der 
Steuerpolitik  bedeuten,  wenn  man  dem  Ver- 
langen der  Detaillistenvereine  nachgäbe  und 
die  Gewerbesteuer  nach  dem  Umsatz  oder 
gar  nach  der  Grösse  des  beschäftigten  Per- 
sonals veranlagte.  Man  hat  sich  in  dem 
Lager  der  Gegner  der  Konsumvereine, 
Warenhäuser  und  Bazare  selbst  zu  einem 
so  komischen  Steuerreformvorschlag  ver- 
stiegen, dass  man  verlangte,  dass  die  Steuer 
um  so  höher  sein  müsse,  je  geringer  der 
Zuschlag  zu  den  Waren  sei,  ein  Vorschlag, 
den  Sombart  mit  Recht  als  eine  Strafe  für 
zu  geringen  Zwischenhändlergewinn  charak- 
terisierte. Der  Umsatz  und  ähnliche  rohe 
Steuermassstäbe  werden  nimmermehr  ratio- 
nelle Merkmale  für  die  Leistungsfähigkeit 
des  zu  Besteuernden  abgeben  können. 

Der  Vollständigkeit  halber  erwähnt,  weil 
oben  in  dem  Art.  Gewerbe  Steuer  (Bd.  IV  S. 
535  ff.)  unberücksichtigt,  geblieben,  sei,  dass  die 
Gewerbesteuergesetzgebung  Württembergs, 
Badens,  Mecklenburgs  und  der  Reichslande  im 
Gegensatz  zu  den  Steuergesetzen  der  anderen 
Bundesstaaten  alle  Konsumvereine,  auch  die 
»geschlossenen«,  zur  Gewerbesteuer  heran- 
zieht, während  im  Königreich  Sachsen  ein- 
zeln-ö  Städte  eine  Umsatzsteuer  nach  sehr 
rohen  äusserlichen  Merkmalen  als  Kommu- 
nalabgabe einzuführen   begonnen  haben.  — 
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Nicht  viel  weniger  als  die  Gewerbe- 
steiierpflicht  der  Konsumvereine  und  ähn- 
licher Organisationen  ist  ihre  Veranlagung 
zur  Einkommensteuer  bestritten.  Solange 
die  Einkommensteuer  grundsätzlich  nur  als 
Personalsteuer  aufgefasst  wurde,  traf  sie  nur 
die  physischen,  nicht  auch  die  juristischen 
Personen.  Es  blieben  also  die  Erwerbs-  und 
Wirtschaftsgenossenschaften  von  der  Ein- 
kommensteuer befreit.  Die  neueren  deut- 
schen Einkommensteuergesetze  sind  dagegen 
einen  Schritt  weiter  gegangen  und  liaben 
auch  gewisse  juristische  Personen,  wie  die 
Aktiengesellschaften,  Gewerkschaften  u.  s.  w. 
zur  Einkommensteuer  herangezogen.  Die 
Behandlung  der  Genossenscliaften  ist  in  den 
neuen  Gesetzen  eine  sehr  verschiedenartige. 
Einige  Gesetze,  wie  z.  B.  das  von  Baden, 
lassen  sie  ganz  frei,  andere,  wie  z.  B. 
die  von  Württemberg,  Lübeck  und  Hamburg, 
ziehen  alle  Genossenscliaften  heran.  Eine 
dritte  Gruppe  von  Staaten  —  und  das  ist 
die  Mehrzahl  —  erklärt  niu-  diejenigen  Ge- 
nossenschaften für  steuerpflichtig,  deren 
Geschäftsbetrieb  über  den  Kreis  der  Mit- 
glieder hinausgeht  oder  sonstige  im  Gesetze 
besonders  normierte  Voraussetzungen  auf- 
weist. So  z.  B.  das  preussische  Einkommen- 
steuergesetz vom  24.  Juni  1891.  Dasselbe 
dehnt  die  subjektive  Steuerpflicht  auf  die- 
jenigen eingetragenen  Genossenschaften  aus, 
deren  Geschäftsbetrieb  über  den  Kreis  ihrer 
Mitglieder  hinausgeht,  und  auf  Konsumvereine 
mit  offenen  Läden,  sofern  dieselben  die 
Rechte  juristischer  Personen  haben.  Diese 
Bestimmung  des  Gesetzes  lässt  an  Klarheit 
manches  zu  wünschen  übrig  und  fusst  wiede- 
rum auf  der  den  Kern  der  Sache  verkennen- 
den ünterscheidimg  zwischen  Konsumver- 
einen, die  nur  an  Mitglieder  verkaufen,  und 
solchen,  die  Waren  an  das  grosse  Publikum 
feil  halten.  Anders  ist  der  Begriff  »offener 
Laden«,  wenigstens  nach  dem  gemeinen 
Sprachgebrauch,  kaum  zu  verstehen  als  im 
Gegensatz  zum  Laden,  der  beschränkt  zugäng- 
lich ist.  In  dem  einen  Fall  kann  jeder  aus  dem 
Publikum  dort  seine  Einkäufe  machen,  in  dem 
anderen  erhalten  nur  die  Mitglieder  Waren,  in- 
dem sie  sich  als  solche  in  der  einen  oder  anderen 
Form  legitimieren.  Wir  sehen  von  der  Möglich- 
keit ab,  dass  die  Legitimation  sehr  lax  ge- 
handhabt  wird  und  überhaupt  ganz  ausser- 
ordentlich schwer  zu  prüfen  ist.  Wir  lassen 
auch  unberücksichtigt,  dass  durch  ein  spä- 
teres Gesetz,  von  dem  gleich  zu  reden  sein 
wird,  das  Verkaufen  der  Konsumvereine  an 
Nichtmitglieder  verboten  und  imter  Strafe 
gestellt  ist,  aber  soviel  scheint  in  jedem 
Falle  unzweifelhaft,  tlass  das  Einkommen- 
steuergesetz nur  die  Konsumvereine,  die 
that sächlich  und  regelmässig  an  das  grosse 
Publikum  verkaufen,  steuerpflichtig  machen 
wollte,    üeberraschender  Weise  sind  gleich 


nach   Inkrafttreten   des    Gesetzes   hst   alle 
Konsumvereine   zur  Einkommensteuer  h^i- 
angezogen   worden.    Auch  hier    kam  es  zi- 
vielfachen  Steuerprozessen,  bis  das  Oberver- 
waltungsgericht eine  ganz  merkwürdige  L*e- 
finition   von   offenem   Laden   gab.    Offeßi-r 
Laden  ist  darnach  derjenige,  zu  dem  jeder- 
mann der  freie  Zutritt  physisch  mögliäi  i«L 
Der  Gegensatz  ist  also  ein  Laden,  der  rejrel- 
mässig  verschlossen  gehalten  wiitL  so  «iasg 
jeder,  der  Eintritt  haben  will,   sich  zuerst 
melden  muss  und  jedem,  der  für  ein  Xieht- 
mitglied  zu  kaufen  begehrt,  der  Eintritt  ic 
den   Laden    verwehrt    wird.       Diese    K*-m- 
struktion  des  obersten  Gerichtshofes  ist  eine 
überraschende.    In  diesem  Sinne  wäre  jedes 
Laden  ein  offener  und  bei  einem    geschJus- 
senen  Laden  ein  wirklicher  KundenverkeLr 
derart  erschwert,  dass  man  womöglich  nur 
auf  Grund  schriftlicher  Bestelhmg  und  no- 
tarieller  Vollmachten  Waren   verteilen   und 
beziehen    könnte.      Die    gezwungene    Koa- 
struktion  der  angeführten  Entscheidung  hat 
jedenfalls  dazu  geführt,   dass   die  Konsum- 
vereine in  Preussen  auch  jetzt,  nachdem  sit; 
offene  Läden  in  unserem  Sinne  gar  nidit 
mehr  haben   dürfen,  Einkommensteuer  enr- 
richten  müssen,  sofern  sie  die  Rechte  juris- 
tischer Personen  haben.     Eine  ganze  Reihe 
von  Konsumvereinen,  darunter  auch  grossem 
sind     aber    keine    Genossenschaften    nat-h 
Massgabe  des  Reichsgesetzes    vom    1.  Mb! 
1889  und  sind  deswegen  weder  zur  Staats- 
einkomraensteuer    noch    zur    Gemeindeein- 
kommmensteuer  veranlagt.   Halten  wir  auch 
die  oben  genannte  Auslegung  des  Gesetzes 
ganz    entschieden    für    eine    verkehrte,    sc» 
können   wir   den    thatsächlichen   Effekt   in 
dem  Augenblick  nicht  bedauern,  sobald  wir 
den    gesetzgeberischen    W^illen,    neben  deQ 
physischen  Personen  gewisse  Gattungen  von 
juristischen  Personen  einkommensteuerpflidi- 
tig  zu  machen,    büligen.     Steuertheoretisch 
betrachtpt  ist  aber  diese  Ausdehnung  tier 
Steuerpflicht  gnmdsätzlich  bedenklich,  denn 
sie  führt,  sobald   ein  Reingewinn  von  über 
3^2*^/0  gemacht  wird,   zu  einer  unzweifel- 
haften Doppelbesteuerung.  Man  hat  diese  Dop- 
pelbesteuerung mit  den  verschiedensten  an- 
nehmbaren und  nicht  annehmbaren  Gründen 
zu  verteidigen  gesucht   Annehmbar  ist  der 
Grund,  dass  man,   zumal  bei  der  Aktienge- 
sellschaft, die  im  Ausland  lebenden  Akti«> 
näre  treffen  wollte.    Nicht  annehmbar  und. 
wie    jeder    rohe   Steuermassstab,    von  der 
Hand  zu  weisen  ist   dagegen  der  Gesichts- 
punkt, dass  man   es  bei  den  Aktiengesell- 
schaften u.  8.  w.  in  der  Regel  mit  so  leL«- 
timgsfähigen  Steuerobjekten   zu  thun  habe. 
dass  hier  eine  Doppelbesteuerung  kein  Un- 
recht  sei.     Diese  Anschauung  verrät  sehr 
obei'flächliche  volkswirtschaftliche  Anschau- 
ungen und   führt  zu  offensichtlichen  Unge- 
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T-echtigkeiten,  was,  um  nur  ein  Beispiel  zu 
erwähnen,  am  besten  daraus  hervorgeht, 
class  man  die  Gesellschaften  mit  beschränk- 
ter Haftung,  die  jetzt  in  grossem  Umfange 
an  Stelle  der  Aktiengesellschaften  getreten 
&ind,  von  der  Einkommensteuer  freilässt  Dass 
die  Konsumvereine  besonders  leistungsfähige 
Objekte  sind,  müsste  erst  bewiesen  werden. 
üie  grosse  Mehrzahl  derselben  sind  es  un- 
zweifelhaft nicht. 

Wir   haben   oben    die    unbedingte    Ge- 
^'erbesteuerpflichtigkeit  der  Konsumvereine 
befürwortet,  weil  wir  für  sie  keine  steuerliche 
Begünstigung    vor    dem    privaten    Detail- 
händler  haben    wollen.    Aber   ebensowenig 
ist  jede  steuerliche  Bedrückung  und  Sonder- 
besteuenmg  der  Genossenschaften  am  Platze. 
Eine   solche   liegt  aber   bei  der  genannten 
Doppelbesteuerung  vor,  sie  ist  aber  minimal 
gegen  dasjenige,   was  die  Mittelstandspoli- 
tiker  im   Handelsstande  weiterhin  fordern. 
Sie   schlagen   besondere  Umsatzsteuern,  Fi- 
lialensteuem,   Steuern    nach   der  Zahl    der 
Angestellten    und   Steuern    nach   Branchen 
\i.  dergl.  vor.     Es  giebt   nur  einen   zuver- 
lässigen Massstab   für  eine  gesunde  Steuer- 
reform, und  das  ist  die  grössere  oder  ge- 
ringere Leistungsfähigkeit  des  Steuerzahlers. 
Alle  jene  Steuerprojekte  sind  nicht  geeignet, 
diesen  Gnmdsatz  einheitlich  zur  Geltung  zu 
bringen.    Ebenso,  wie  wir  diese  Vorschläge 
ablehnen,     müssen    wii*    dem    entgegenge- 
setzten,   der    die   Konsumgenossenschaften 
mit  Rücksicht  auf  ihre  unzweifelhaft  sozial- 
ix)litische  Bedeutung  in  steuerlicher  Hinsicht 
privilegieren  will,  entgegeuti-eten.      Leider 
fehlt  es  auch  in  der  deutschen  Wissenschaft 
nicht  an  Vertretern,  welche  mit  der  Steuer- 
erhebung die  ßegünstigimg  oder  Bekämpfung 
l)estiramter  ünternehmungsfornien  verbinden 
wollen.      Diese    Anschauungen    können    zu 
recht    bedenklichen    Konsequenzen     führen. 
Die   Besteuerung  —   daran   muss   ein    für 
alle  mal  festgehalten  werden  —  ist  nicht 
dazu  da,   in   den  Konkurrenzkampf  einzu- 
greifen,  dem   einen  gegen  den  anderen  zu 
helfen    \md    natürliche    wirtschaftliche  Er- 
scheinungen zu  hemmen.  — 

Es  war  schon  oben  gelegentlich  darauf 
hingewiesen,  dass  der  Kampf  gegen  die 
Konsumvereine  dazu  geführt  hat,  dass 
neuerdings  ein  Gesetz  erlassen  worden  ist, 
wonach  die  Ausdehnung  der  Konsumvereine 
zu  grösseren  Handelsbetrieben  verhindert 
werden  soll.  Es  ist  dies  die  Novelle  zum 
Genossenschaftsgesetz  vom  12.  August  1896, 
ein  Gelegenheitsgesetz  verwegenster  Art, 
dem  u.  E.  auch  der  leiseste  Schein  innerer 
Berechtigung  fehlt.  In  diesem  Gesetz  haben 
die  Mittel  Standspolitiker  es  fertig  gebracht, 
dass  Konsumvereine  in  regelmässigem  Ge- 
schäftsverkehr Waren  nur  noch  an  ihre 
Mitglieder  verkaufen  dürfen.    Zuwiderhand- 


lungen werden  beim  Verkäufer  durch  Geld- 
straff  geahndet.  Das  Gesetz  geht  sogar 
soweit,  Konsumvereinsmitglieder  mit  Strafe 
zu  bedrohen,  wenn  sie  gewohnheitsmässig 
oder  gewerbsmässig  die  aus  dem  Konsum- 
verein bezogenen  Waren  weiter  veräussern. 
Es  wird  zwar  von  genossenschaftlicher  Seite 
belianptet,  dass  das  Gesetz  für  die  grossen 
Konsumvereine  wie  eine  Reklame  gewirkt 
habe,  indem  erst  jetzt  ihnen  zahlreiche  neue 
Mitglieder,  durch  den  Gesetzgeber  auf  die 
ihnen  dadurch  entstehenden  Vorteile  hinge- 
wiesen, zugesti-ömt  seien.  Das  mag  sein; 
aber  die  kleinen  Konsumvereine  werden 
jedenfalls  unter  diesen  Beschränkungen 
schwer  leiden.  Sie  sind  bei  dem  engbe- 
grenzten Absatzgebiet,  mit  dem  sie  es  zu 
thun  haben,  auch  auf  die  Nichtmitglieder 
angewiesen  gewesen.  Dadurch  wurde  die 
Geschäftsftihrung  weniger  riskant  und  ge- 
winnbringender für  die  Mitglieder.  Die 
Geschäftsführer  werden  an  grösseren  Um- 
satz gewöhnt  und  zur  grösseren  kaufmänni- 
schen Routine  erzogen ;  wenn  erst  die  aussen 
stehenden  Kunden  merkten,  dass  sie  in  den 
Konsumvereinen  billiger  bedient  wurden, 
lag  es  für  sie  nahe,  nachträglich  auch 
die  Mitgliedschaft  zu  erwerben,  um  nun 
auch  in  den  Genuss  der  Dividende  zu 
kommen.  Erfahnmgsgemäss  hat  man  ge- 
rade auf  diesem  Wege  nach  und  nach  be- 
sonders unter  der  Arbeiterschaft  den  Kreis 
der  Genossen  erweitern  und  den  genossen- 
schaftlichen Sinn  beleben  können.  Dui-ch 
das  neue  Gesetz  wird  aber  die  werbende 
Kraft  dieser  kleinen  Konsumvereine  vielfach 
gelähmt  werden. 

Mit  der  Novelle  zum  Genossenschafts- 
gesetz von  1896  haben  die  extremen  Mittel- 
stand spolitiker,  wenn  man  ihren  Wort- 
führern glauben  soll,  nur  eine  Abschlags- 
zahlung erhalten.  Wohin  sie  eigentlich  mit 
ihrer  Propaganda  abzielen,  beweist  z.  B.  der 
Vorschlag,  den  man  in  Halle  gemacht  hat, 
man  solle  den  Konsumvereinen  das  Verteilen 
von  Dividenden  ganz  verbieten.  •  Noch  weiter 
sind  die  Handelskammern  Wesel  und  mehrere 
hannövei-sche  Handelskammern  gegangen, 
welche  fordern,  es  sollten  Associationen  jeder 
Art  der  Detailvertrieb  von  Waren  untersagt 
werden.  — 

Unsere  Detaillistenvereine  übertreiben 
übrigens  ihre  Klagen  über  den  Wettbewerb 
der  Konsumvereine.  Das  Konsumvercins- 
wesen  hat  sich  in  Deutschland  sehr  un- 
gleich entwickelt  und  es  giebt  ganze 
Gegenden,  namentlich  in  den  östlichen  Pro- 
vinzen, wo  sich  überhaupt  gar  keine  oder 
nur  ganz  wenige  Konsumvereine  befinden. 
Nach  Rocke,  der  sich  besonders  eingehend 
mit  dieser  Frage  beschäftigt  hat,  bilden  sie 
dagegen  ein  dichtes  Netz  innerhalb  des 
Bezirkes,  welcher  sich  von  Südosten  nach 
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Nordwesten  durch  die  Provinzen  Sachsen 
und  Hannover  zieht.  Ferner  sind  Konsum- 
vereine reichlich  vorhanden  im  Regierungs- 
bezirk Arnsberg  und  in  den  Regienmgsbe- 
zirken  Wiesbaden  und  Trier.  Ebenso  er- 1 
giebt  ein  Vergleich  mit  der  Reichsstatistik  | 
die  verschiedenartige  Ausbreitung  der  Kon- 
sumvereine. Während  beisjnelsweise  in  den 
Regiei-ungsbezirken  Danzig,  Marienwerder, 
Stralsund,  Posen,  Brombei"g,  Osnabriick, 
Aurich  und  Köln  noch  nicht  1  ®  o  sämtlicher 
Haushaltungen  den  Konsumvereinen  ange- 
hört, sind  in  den  Regierungsbezirken  Gum- 
binuen,  Stadt  Berlin,  Potsdam,  Kcislin,  Lieg- 
nitz,  Erfurt,  Hannover,  Lüneburg.  Stade, 
Minden,  Arnsberg,  Cassel,  Wieslmden,  Kob- 
lenz, Düsseldorf  und  Aachen  zwischen  l^/o 
nnd  o^/o  der  Haushaltungen  Kunden  der 
Konsumvereine,  und  dieser  Prozentsatz  steigt 
in  den  Regierungsbezirken  Stettin  auf  11,53, 
Magdeburg  9,39,  Hildesheim  1(5,37  und  Trier 
10,99.  Es  geht  daraus  hervor,  dass  man 
von  einer  gleichmässigen  Entwickelungsten-  j 
denz  des  Kleinhandels,  was  den  Vertrieb  i 
der  Waren  durch  Konsumvereine  anbelangt, 
nicht  reden  kann,  sondern  dass  diese  Ent- 
wickelung  eine  lokal  recht  verschiedenartige 
ist  Von  welchen  Bedingungen  die  grössere 
oder  geringere  Verbreitung  der  Konsumver- 
eine abhängt,  ist  ebenfalls  nicht  zu  erkennen. 
So  viel  scheint  aber  sicher  zu  sein,  dass  die 
Konsumvereine  in  den  industriellen  Bezirken 
einen  geeigneteren  Boden  finden  als  in  den 
landwirtschaftlichen  Bezirken  und  dass  spe- 
ciell  Bergbau  und  Hüttenwesen  die  Bildung 
der  Konsumvereine  begünstigen.  Das  ist 
auch  insofern  erklärlich,  als  der  Bergl)au 
und  die  sich  ihm  anschliessende  Industrie 
noch  am  meisten  centralisiert  und  deshalb 
wohl  nicht  immer  in  der  Lage  sind,  ihre 
Konsumbedürfnisse  bei  ansässigen  Klein- 
händlern zu  befriedigen  (Rocke). 

Es  giebt  in  Deutschland  noch  verhältnis- 
mässig wenig  Konsumanstalten,  die  sich,  wie 
die  englischen,  zu  grossen  kapitalkräftigen 
Warenhäusern  entwickelt  haben.  Besonders 
viel  genannt  ist  der  Gtörlitzer  Warenein- 
kaufsverein, vielleicht  der  grösste  Konsum- 
verein Deutschlands,  der  neben  zahbreichen 
Filialen  in  der  Provinz  und  dem  benachbar- 
ten Königreich  Sachsen  ein  schwunghaftes 
Versandgeschäft  nach  allen  Orten  der  Pro- 
vinz betreibt  In  der  dortigen  Gegend  lässt 
sich  nachweisen,  dass  viele  Kleinhändler 
dieser  Konkurrenz  erlegen  sind  und  die  Zahl 
speciell  der  Kolonialwarengeschäfte  infolge 
dessen  stark  zurückgegangen  ist  Ebenso 
hat  nach  36  jährigem  Bestehen  der  Bres- 
lauer Konsumverein  sich  zu  einer  mächtigen 
Institution  herausgewachsen.  Bekannt  sind 
auch  die  Musteranstalten  der  Kruppschen 
Verwaltung,  in  Sonderheit  die  Essener  Kon- 
sumanstalt, die  einen  Umsatz  von  mehreren 


Millionen  und  die  Zahl  10000  der  Mlt^e'Jrr 
längst    überschritten    liat      Einige    koasurL- 
vereinsähnliche  Organisationen,  wie  der  «lei.:- 
sche  Offizierverein   und   das  Warenhacs  f'ir 
Beamte,  sind  längst  riesige  Versaudg?esehäfi 
geworden,  die  ihre  Offerten  'weit  ober  d-- 
Kreis  der  eigentlichen  Mitglietier  hinans  ver- 
senden.   Diese  und  ähnliche  Konsumanstalt»-:; 
ersten  Ranges  stehen   unter   stark   centrali- 
sierter,  rein  kaufmännischer  Oberleitunir.  wa- 
unentbehrlich  war,   wenn   sie   entsprechend 
ihres   grossen   Bedarfes   und    Umsatzes   a^c 
den  grossen  Warenmärkten  als  reiyelmfesi^ 
Käufer  auftreten  wollten.     Immerhin    siri 
die     genannten     Grosshandelsgesellsc-hafte: 
noch  die  Ausnahme  von  der  R^el.     Erfeh- 
nmgsgemäss  eignen  sich  s|)eciell  die  lokal**.: 
Konsumvereine,  namentlich  wenn  sie  auf  d  ? 
Bedürfnisse  der  Arbeiter  zugeschnitten  sin*i. 
nur  für  einen  verhältnismässig  ecg  begrenz- 
ten Kreis  von  Waren.  Bei  einer  &weiteninir 
des    Absatzes    über    die    Gegenstände     de- 
täglichen  Bedarfes  hinaus  greift,  der    Kon- 
sumverein leicht  in  das  eigentlich  S£>ekuJativr' 
Gebiet  des  Handels  über  und  setzt  dann  ei- 
hebliche  Kapitalien,  gewiegte,  kaufmänni^'.'L 
ausgebildete    und    hochsalauierte    Betriet«^- 
leiter  und  unter  Umständen  ein  erhebliche? 
Risiko  voraus.  Bei  der  überwiegenden  Mehr- 
zahl von  Konsiunvereinen  ist  gar  nicht  daran 
zu  denken,  dass  diese  Voraussetzungen  er- 
füllt werden.  Aber  unzweifelhaft  sind  aiicii 
die  kleineren,  mehr  lokalen  Konsumverein*- 
noch  einer  grossen  Ausdehnung  ^Lhig  nihl 
können,  wenn  sie  richtig  geleitet  werden,  in 
der   That    besonders    demjenigen   Teil    dt*s 
Zwischenhandels     großen    Abbrach     thun. 
dessen  Inhaber  nicht   mehr  oder,   richtiger 
gesagt,   ebenso  wenig,   kaufmännische  Aus- 
bildung genossen  haben  wie  die   Vorstands- 
mitglieder der  Konsumanstalten.  Uns  seheint 
übrigens,   dass  das   nächste   Ziel    der  Ent- 
wickelung    viel    weniger   die   Ausschaltung 
von    Detailhändlem   ist    als   der   genos^n- 
schaftliche  Betrieb  gewisser  Handwerke,  \ne 
Bäckerei,   Metzgerei  u.  s.  w.     Diese   Öand- 
werksgewerbe    betreiben    erfahrung^emäss 
vielmehr  eine  monopolistische  Beherrschung 
des  lokalen  Marktes  im  Wege   von  kleinen 
Preiskartellen    als    der   Detailhandel,    dem 
durch  die  gesteigerte  Konkurrenz  sich  neu 
etablierender  Firmen  von  selbst  ein  Korrek- 
tiv erwächst  Die  neueste  deutsdie  Innungs- 
gesetzgebung mit  ihrem  ausgesprochen  zünft- 
lerischen  Charakter  begünstigt  die  Bildung 
solcher  üntemehmerverbände  der  Handwer- 
ker.   Solche  Monopole  zu  brechen,  liegt  im 
allgemeinen  Konsumenteninteresse.    Die  &- 
fahrungen  der  neuesten  Zeit  legen  es  übri- 
gens auch  nahe,  durch  die  Gründung  von 
Einkaufsgenossenschaften    und    Bezug    be- 
stimmter Bedarfiaartikel  direkt  von  den  Pro- 
duzenten   auf   gemeinsame    Rechnung    die 
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rücksichtslose  Preispolitik  der  Händlersyn- 
likate     energisch    zu    durchbrechen.      Man 
ieuke    nur  an  die  jetzigen  Verhältnisse  auf 
dem      Markte    für    Brennmaterialien.      Kon- 
sortiaieinkäufe  von  den  Kohlen-  und  Koks- 
iiyndikaten  würden,  wenn  sie  richtig  organi- 
siert    ^ären,  sich  ebenso  rentieren  wie  bei- 
sj)iels'weise   der   Bezug  von  Wein  und  die 
Heteiliffung    an     den    Yersteigerungen    an 
der      Mosel     und     am    Rhein.      Es     fehlt 
fiberhaupt  den  Konsumenten  bei  uns  immer 
noch   zu  sehr  an  dem  nötigen  Schneid,  sich 
im   Wege  der  energischen  Selbsthilfe  gegen 
eine  masslose  Ausbeutung  durch  die  Gewerbe- 
treibenden zu  wehren.    Freilich  hängt  alles 
von   der  richtigen  rechtzeitigen  und  vorsich- 
tigen Ausnutzung  der  Konjunkturen  ab.   Es 
ist     durchaus   nicht   richtig,    zu   behaupten, 
dass    das  unsere   Genossenschaften    bereits 
gelernt  hätten.  Es  fehlt  noch  an  der  genauen 
Untersuchung    der    thatsächlichen    Verhält- 
nisse, um  festzustellen,  ob  die  Konsiunvereine 
in  jedem  Falle  besser,  bilhger  und  koulanter 
liefern.     Nach    einer    eingehenden 
suchung    der    Preistarife    der   Kruppschen 
Konsumvereine  ist  es  beispielsweise  zweifel- 
liaft  gebüeben,  ob  seine  Fleischpreise  billiger 
sind  als  die  der  ansässigen  Metzger.   Fleisch  |  partei 
ist  eine   ausgesprochene  Qualitätsware   und 
keine   fungibele  Sache.    Die  einzelne  Haus- 
haltung pflegt  Liebhabereien  für  besondere 
Btiicke  zu  haben.    Ob  eine  Konsumanstalt  mit 
vielen  Hunderten  von  Kunden  hier  so  entgegen- 
kommend sein  kann   und  will  wie  der  ein- 
zelne Metzger,  muss  bezweifelt  werden.    Bei 
anderen  Waren,  z.  B.  Kartoffeln,  Brot  und 
Butter   sprechen    die   Preisnotierungen   des 
Kruppschen  Konsumvereins  allerdings  sehr 
für  eine  üeberlegenheit  der  Konsumanstalt. 
Aber   auch   hier    spricht   die   Qualität   der 
Ware   stark  mit.     Die  Durchschnittsmarkt- 
notierungen berücksichtigen  aber  nur  wenige 
Hauptgattungen.      Es     ist     überhaupt    ein 
Fehler  der  meisten  Konsumvereine,  dass  sie 
nur  wenige  Sorten   führen.     Unsere  Haus- 
frauen klagen   deswegen    über  Mangel   an 
Auswahl    und    vermissen    das    bei   jedem 
guten  kaufmännischen  Geschäft  anzutreffende 
Entgegenkommen   beim  Nachbestellen  nicht 
vorhandener  Waiden,    beim   Zuschicken    ins 
Haus  und  event.  Zurücknehmen  nicht  kon- 
venierender   Gegenstände.     Je    zahlreicher 
die  in  dem  Konsumverein  vorrätigen  Waren- 
gattungen der  verschiedensten  Art  sind,  je 
grösser    die    Möglichkeit    ist,    den    ganzen 
regelmässigen    Bedarf   an    einer    Stelle    zu 
decken,  je  grösser  die  Zahl  der  regelmässi- 
gen Kunden   ist   und   je   einheitlicher   ihre 
Bedürfnisse  und  Einkaufegewohnheiten,  desto 
grosser  ist  auch  die  Gefsdir  der  zeitweiligen 
Heberfüllung  der  Ladengeschäfte   mit  Kun- 
den.   Der  Zeitgewinn,  der  dadurch  entsteht, 
dass  man  an  einem  Orte  Waren  einkaufen 
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kann,  wo  man  sonst  ein  Dutzend  Geschäfte 
aufsuchen  musste,  wird  vielfach  wett  ge- 
macht durch  langsamere  Abfertigung  zu  den 
Hauptgeschäftszeiten.  Der  Ansturm  zu  den 
Konsumvereinen  zu  bestimmten  wenigen 
Stunden  des  Tags  ist  ein  besonders  starker  bei 
denjenigen  Verkaufestellen,  wo  die  Arbeitei^ 
franen  das  Hauptkontingent  unter  der  Kund- 
schaf t  stellen.  Man  klagt  über  Zeitverlust  und 
darüber,  dass  man  wenig  individuell,  sondern 
nur  wie  eine  Nummer  behandelt  wird,  üeber- 
haupt  sind  es  gewisse  Imponderabilien  des 
individuellen  Geschmacks  und  der  Laune, 
die  beim  Verkehr  mit  dem  Detailhändler 
eine  Bolle  spielen  und  die  es  wahi-schein- 
licher  machen,  dass  reine  Specialgeschäft!6 
im  grossen  Stil  und  mit  koulanten  Geschäfts- 
principien  auf  die  Dauer  die  Kundschaft, 
wenigstens  die  grossstädtische,  mehr  an- 
ziehen als  die  Konsumvereine,  Warenhäuser 
und  Bazare.  Eine  sehr  verbreitete 'Meinung 
unterTunsei-en  Nationalökonomen  scheint  frei- 
lich die  gegenteilige  Entwickelungstendenz  im 
Unter-  Detailhandel  annehmen  zu  wollen.  Es 
bleibt  abzuwarten,  wer  Recht  behält.  — 

Zu  den  regelmässig  wiederkehrenden 
Klagen  der  kaufmännischen  Mittelstands- 
gehört diejenige  über  das  Wander- 
gewerbe. Nach  ihren  Behauptungen  hat 
sich  die  Hausiererei  in  der  ungesundesten 
Weise  vermehrt  und  eine  höchst  bedauer- 
liche, auch  sozialpolitisch  bedenkliche,  Schund- 
konkmTcnz  namentlich  in  den  Industrie- 
gebieten und  den  Orten  des  platten  Landes 
geschaffen.  Die  Handelskammerberichte  in 
dem  letzten  Jahrzehnt  sind  gefüllt  von  sol- 
chen Lamentis,  und  auf  Kongressen  der  De- 
taillistenvereine ist  vom  Gesetzgeber  ein 
radikales  Vorgehen  gegen  den  »Unfug«  der 
Hausiererei  gefordert  worden.  Bei  Licht 
betrachtet  erweisen  sich  viele,  ja  die  meisten 
Punkte,  die  gegen  das  Wandergewerbe  vor- 
gebracht wei-den,  als  starke  Uebertreibungen. 
Aus  den  historischen  Untersuchungen  Stie- 
das  geht  hervor,  dass  nicht  niur  das  Hausier- 
gewerbe recht  alt  ist,  sondern  ebenso  alt  die 
Klagen  der  ansässigen  Krämer  und  scharfe, 
gewerbrechtliche  Regulative  gegen  das  »Un- 
wesen« der  »Samen-  und  Heckenkrämer« 
sind.  Aber  alle  beschränkenden  Bestimmun- 
gen haben  den  Hausierhandel  nicht  zu  er- 
drücken vermocht,  woraus  geschlossen  wer- 
den darf,  dass  er  einem  wirklich  vorhan- 
denen Bedürfnis  diente.  Man  hob  deswegen 
Anfang  des  neunzehnten  Jahrhunderts  die 
bestehenden  Hausierverbote  auf.  Freilich 
gab  man  den  Gewerbebetrieb  im  Umher- 
ziehen nicht  ganz  frei,  sondern  machte  ihn 
zimächst  konzessionspflichtig.  So  in  Bayern, 
Württemberg,  Hannover,  Preussen,  Sachsen. 
In  letzterem  Lande  handhabte  die  Gewerbe- 
ordnung von  1861  das  Konzessionssystem 
ziemlich  streng.  Nur  wenige  W^aren  wurden 
Zweite  Auflage.    V.  53 
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im  Umherziehen  zu  vertreiben  erlaubt  und 
der  Nachweis  des  zurückgelegten  24.  Lebens- 
jahres gefordert.  Die  Gewerbeordnung  von 
1869  aber  räumte  mit  dem  Rest  der  in  den 
einzelnen  Partikulargesetzgebungen  verblie- 
benen Beschränkimgen  auf.  Nicht  das  Ver- 
bot, sondern  die  Zumssigkeit  des  Hausierens 
ist  fortan  die  Kegel.  Nur  sicherheits-  und 
sittenpolizeiliche  Rücksichten  diktieren  be- 
stimmte Vorschriften.  Diese  gingen  dahin, 
unlautere  und  gefährliche  Elemente  nach 
Mögliclikeit  fernzuhalten  und  den  Handel 
mit  solchen  Waren  auszuschliessen,  deren 
Vertrieb  in  ungleich  höherem  Grade  unlau- 
teren Zwecken  als  dem  redlichen  Erwerb  zu 
^enen  pflegt  Ferner  wurde  als  zweck- 
mässig erachtet,  dem  Gewerbebetrieb  im 
Umherziehen  eine  Legitimationspflicht  auf- 
zuerlegen, die,  abgesehen  von  ihrer  sicher- 
heitspolizeiliehen Unentbehrlich  keit,  bestimmt 
ist,  für  das  Publikum  gewisse  Bürgschaften 
zu  ersetzen,  die  der  anzeigepflichtige  stehende 
Gewerbebetrieb  von  selbst  bietet  (Stieda). 

Damit  war  eine  Art  von  Gleichberechti- 
gimg des  Wandergewerbes  mit  dem  stehen- 
(len  Handel  ausgesprochen,  aber  sehr  bald 
nach  Einführung  clor  Gewerbeordnung  von 
1869  wurde  der  Reichstag  in  zahlreichen 
Petitionen  bestürmt,  ein  Gesetz  zu  erlassen, 
das  das  Wandergewerbe  bescluilnkte.  Erst 
langsam  und  zögernd  nahmen  sich  auch  die 
Handelskammern  der  mittelstandspolitischen 
Forderungen  an;  nicht  immer  der  besseren 
volkswirtschaftlichen  Einsiclit  folgend,  son- 
dern weil  sie  aus  wahltaktischen  Gründen 
mussten.  Es  ist  ein  offenes  Geheimnis, 
dass  die  offiziellen  kaufmännischen  Korpo- 
rationen, in  welchen  die  Intelligenz  des 
grosshändlerischen  und  industriellen  Unter- 
nehmei-tums  zu  sitzen  pflegt,  ihren  Jahi-es- 
berichten  an  die  Centralbehörden  nur  des- 
wegen eine  Dosis  von  Mittelstandspolitik, 
meistens  in  der  etwas  verwaschenen  Form 
der  »konstatierten  Missstände  im  Handel 
und  Gewerbe<,  beizugeben  sich  veranlasst 
fühlen,  weil  sonst  der  Detailhandel  gegen 
sie  bei  den  Kammerwahlen  mobil  gemacht 
wird;  »der  Not  gehorchend,  nicht  dem 
eigenen  Triebe«,  kann  man  auch  hier  sagen. 
Dies  war  besonders  bei  denjenigen  Handels- 
kammern der  Fall,  wo  ein  demokratisches 
Wahlrecht  alle  eingetragenen  Formen  gleich- 
berechtigt machte,  wo  also  die  Detailhändler 
die  überwiegende  Mehrheit  der  Wähler 
hatten.  Mit  diesen  platonischen  Resolutionen 
waren  aber  die  Detaillistenverbände  keines- 
wegs zufriedengestellt.  Man  berief  besondere 
Fachkongresse,  gründete  einen  Centralver- 
band  deutscher  Kaufleute,  der  fast  ganz  aus 
kleinen  und  mittleren  Finneninhabern  zu- 
sammengesetzt war,  und  drohte  den  Handels- 
kammern und  politischen  Parteien  mit 
Repressalien.     Auf  diese  Weise  gelang  es, 


eine  dem  Wandergewerbe    feindliche  B»?ai- 
tion  in  der  Gewerb^esetzgebung  durc-kz^.- 
setzen.    Zuerst  kam  es  zur  Novelle  vom  1. 
Juli  1883,  und   als   diese    nicht  wiiktr*.  i'i 
der  vom  6.  August  1896.   Besonders  durch  la^ 
letztere  Gesetz  wurde  der  Kreis  derOeceü- 
stände,  die  im  Umherziehen  angekauft  un-1 
feilgeboten  werden   dürfen,    eingesduäokt ; 
die  auf   die   persönliche  Zulassung  lez^« 
liehen  Bestimmungen  wurden  versäärft.  L- 
Erlangimg  des  WandergewerbeselieiDS    ai^ 
erschwert,  und  die  Möglichkeit  vorge&eiieL 
bereits    zugelassenen    Persönlichkeiten    «ii- 
Fortsetzung  des  Hausiergewerbes   zu  niittT- 
sagen.      Weitere    Einschränkungen   wunkfi 
in   betreff   des   Mitnehmens   minderjähriff^f 
Personen,   des   Betretens    fremder  Häo^er, 
Geschäfte     und   Wohnungen     verfugt     ubs 
j Nähere  s.  oben  in  dem  Art  Gewerbe^*- 
setzgebung  in  Deutschland.  Bd.  IV, 
besonders  S.  429  ff.).  Wie  gross  die  Schwied^- 
keiten    der    gesetzgeberischen    BelumrUnn^ 
dieser    Materie   sind   und   wie    schwer  «iir 
Grenze  zwischen  berechtigtem  imd  unben^^h- 
tigten   Wandergewerbe   zu   ziehen    ist   te 
man  damals  gesehen,  als  die  Reichsr^enmc 
endlich   dem   Drängen   der  Mehrheit^f «n^ . 
nachgab.     Das   genannte   Gesetz   von    IS*.' 
trägt    durchaus    den     Charakter    eines     b-r 
eigentliche    Regelung    im   Wege    von    Au- 
nahmebestimmungen    den    Landescentralk- 
hörden  überlassenden  Verlegenheitsgesetz«s. 
Jedenfalls  geht   schon  aus  der  Liste  derj^^ 
nigen    G^enstände,    die    der    Gesetzgekr 
vom  Feilbieten  im  Umherziehen  endgiltig  auji- 
schliesst,  hervor,  dass  nicht  nur  gewerliep-li- 
zeiliche,  sondern  auch  lokalprotektionistisciie 
Gesichtsj)unkte  massgebend    gewesen   simi 
Aehnlich  wie  bei   der   Handwerkerfrac? 
fehlte  es  lauge  Zeit  für  die  Beurteilung  tle> 
Umfanges  und  der  Art  des  Wandergewerl>es 
an   den   notwendigen  objektiv  dai^gesteUt«! 
Thatsaehen.      Auch     hier     bereicherte    m 
dankenswerter  Art  der  >  Verein    für  Sozial- 
politik«   im    Wege    einer   Enquete    unsere 
volkswirtschaftliche  Kenntnis.  In  Zusammen- 
hang mit  den  Ergebnissen  seiner  SamrofJ- 
darstellung  und  den  Zahlen  der  letzten  Be- 
rufszählung  steht   nunmehr    fest  dass  der 
Umfang   des  Hausiergewerbes    ein    solcher 
ist,  dass  dasselbe  unmöglich  ein  so  gefähr- 
licher Konkurrent  sein  kann^  wie  die  Khsea 
des   Detaillistenstandes    den    Anschein    er- 
wecken  wollen.     Nach   der   Benifszahlua? 
von  1895  sind  in  Deutschland  113329  selt.^ 
ständige  Hausierer  ermittelt^  in   deren  B^ 
gleitung  13556  Hilfspersonen  sich  befinden. 
so  dass  im  ganzen  126885  Personen  ^zählt 
sind,  die  dem  Gewerbebetriebe  im  Umher- 
ziehen  obliegen.     Zwei   Drittel   von    ihnen 
sind  männlichen,  ein  Drittel  ist  weiblichen 
Geschlechts.     Auf  1000  Einwohner  kämen 
etwa  21/2,  auf  1000  Erwerbsthätige  über  6 
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Hausierer.     In  den   einzelnen  Staaten  und 
".jariclesteilen  werden  natilrlich  Hausierer  in 
;elir     Terschiedener  Zahl   angetroffen.     Die 
iY>sol\it  grösste  Zahl  weist   das  Königreich 
r>aohsea  —  14829  —  auf;  demnächst  die 
preiissische  Rheinprovinz  —  13472  — ,  das 
Königreich    Bayern    12332.     Von    anderen 
( Tobietsteilen,   in  denen  aber  die  Zahl  der 
Hausierer  unter   11000,   zum  Teil  ganz  er- 
lieblieh  darunter  steht,  sind  noch  bemerkens- 
>\'ert   die  Provinz  Schlesien,  das  Königreich 
Württemberg,  Elsass-Lothringen,  Baden  und 
die   I^rovinz  Brandenburg.    Im  Verhältnisse 
z\ir     Bevölkerunff   erhält   man    jedoch    eine 
andere  Reihenfolge.    Da  steht  HohenzoUern 
mit  9  Hausierern  auf  1000  Einwohner  obenan. 
Demnächst  das  Königreich  Sachsen,  Elsass- 
Lotliringen,  Württemberg   mit   ungefähr  4, 
Baden,   Hessen,    die   Provinz   Sachsen,   die 
Stadt  Berlin,  die  Rheinlande,  Braunschweig, 
einige    thüringische   Staaten    mit   gegen   3 
und  darüber.     Im  Königreich  Bayern  sind 
nur  wenig  über  2  pro  Mille  nachgewiesen. 
Da  nach  der  Gew^erbeordnung  diejenigen, 
welche  ausserhalb  des  Gemeiudebezirks  ihres 
Wohnortes  einem  Gewerbebetrieb  im  Umher- 
ziehen ohne  Begründung  einer  gewerblichen 
Niederlassung     nachgehen     wollen,     einen 
Wandergewerbeschein  zu  lösen  liaben,   der- 
s^elbe    nur  für  das  Gebiet  des  Staates  gilt, 
in     welchem    er  ausgefertigt  ist,   so    kann 
die  Zahl  der  ausgegebenen  VVaodergewerbe- 
scheine,  von  denen  der  einzelne  Hausierer 
unter  Umständen  mehrere  zu  lösen  hat,  keine 
sicheren  Anhaltspunkte  für  die  Verbreitung 
der     Wandergewerbetreibenden     gegenüber 
anderen  Berufsklassen  geben,  wohl  aber  giebt 
sie   einen  Anhaltspunkt  dafür,    welche  Ge- 
biete der  Hausierer  mit  Vorliebe  aufsucht. 
Aus    der   Zahl    der  Wandergewerbescheine 
ermisst   man    das    Mass    der   lokalen    Kon- 
kurrenz ihrer  Inhaber.    Im  Grossherzogtum 
Hessen  z.  B.  sind  nach  der  Zählung  von  1895 
27ö8  Hausiergewerbetreibende,  aber  die  Zalü 
der     1893    ausgestellten    W^andergewerbe- 
scheine   betrug  7644.     Umgekehrt  sind  im 
Königreich  Sachsen   rund    15000  Hausierer 
nachgewiesen,  aber  (1888)  noch  nicht  ganz 
13  000    Wanaergewerbescheine    ausgestellt. 
Es  sind  erfahnmgsmässig  von  allen  Wander- 
fcewerbetreibeuden,  die  in  SacJisen   lun  die 
Erlaubnis   nachsuchen,    78 — 81  "/o    Sachsen. 
Ein  nicht   ganz  unerheblicher  Teil  aller  in 
Sachsen  nachgewiesenen  Hausierer  —  etwa 
7)000  —  arbeitet  gar  nicht  in  der  Heimat, 
sondern  in  Nachbarstaaten  oder  im  Auslande. 
Die  Zahl  der  in  ganz  Deutschland  ausge- 
stellten Wandergewerbescheine  ist  nun  frei- 
lich keine  geringe.    Noch  vor  25  Jahren  — 
1870  —  wurden  nicht  mehr  als  136  766  aus- 
gestellt,   1882  aber  schon   227  607  und  auf 
diespr  Höhe   hat   sich   die   Zahl    erhalten: 
1893  226364.     Es  hat  sicli    also    in    dem 


letzten  Yierteljahrhundert  die  Zahl  der 
Wandergewerbescheine  um  ca.  65®/o  ver- 
mehrt, scheint  aber  nunmehr  zu  einem  ge- 
wissen Stillstand  gekommen  zu  sein.  Nicht 
die  im  Hausiergewerbe  beschäftigten  Per- 
sonen sind  also  in  so  starker  Zunahme  be- 
griffen gewesen,  sondern  der  einzelne  Hau- 
sierer macht  jetzt  weitere  Wege  und  besucht 
grössere  Absatzgebiete,  eine  Erscheinung,  die 
bei  der  Entwickelung  des  neuzeitlichen  Ver- 
kehrswesens nichts  Ueberraschendes  an  sich 
liat.  Es  war  längst  bekannt,  dass  es  von 
altersher  gewisse  Gegenden  gab,  deren  arm- 
selige Bevölkerung  sich  mit  Waren  auf  die 
Wanderschaft  begab,  um  sie  zu  vertreiben. 
Solche  Hausiererdörfer  giebt  es  namentlich  im 
Erzgebirge,  im  Sauerlande,  im  Eichsfelde, 
im  Schwarzwald,  im  Harz,  in  der  Altenburger 
Gegend,  in  Hessen  u.  s.  w.  Die  gegen- 
wärtige Hausiererwelt  hat  Stieda  in  drei 
Hauptgruppen  eingeteilt:  1.  Hausierer,  die 
Leistungen  anbieten  oder  Erzeugnisse  ihrer 
eigenen  Wirtschaft,  indusüielle  oder  land- 
wirtscliaftliche,  feiltragen.  2.  Hausierer,  die 
durch  Ungunst  der  Verhältnisse  in  ihrer 
Heimat  beim  Mangel  anderer  Erwerbs- 
gelegenheit sich  diesem  Berufe  zugewandt 
haben.  3.  Hausierer,  die  nicht  eigentlich 
arbeiten  wollen  oder  können,  bei  denen  viel- 
melir  dieses  Geschäft  nur  den  Vorwand  ab- 
giebt,  die  betteln  und  bummeln.  Die  erste 
Gruppe  also  verkauft,  was  sie  selbst  erzeugt 
hat,  oder  bietet  Dienste  an,  in  denen  sie  eine 
besondere  technische  Ausbildung  aufweist. 
Vielfach  sind  es  Hausindustrielle,  die  emen 
Absatz  für  ihre  Waren  suchen.  Ihre  Thätig- 
keit  ist  durchaus  unbedenklich,  und  nicht 
das  mindeste  ist  dagegen  einzuwenden,  dass 
diese  meist  »armen  Teufel«  die  entlegenen 
Ortscliaften  aufsuchen,  um  ihre  Holzwaren, 
Borstenfabrikate,  Sämereien,  Töpfe,  Körbe 
u.  dergl.  abzusetzen.  Eine  wirkliche  Kon- 
kurrenz bieten  sie  dem  ansässigen  Gewerbe 
in  den  seltensten  Fällen.  Denn  die  Waren, 
um  die  es  sich  handelt,  sind  so  geringwertig, 
dass  sie  erhebliche  Preiszusclil%e  des 
Zwischenhändlers  nicht  vertragen.  Zudem 
hat  die  moderne  Gi*ossindustrie  zahlreichen 
hausindustriellen  Betrieben  derart  den  Todes- 
stoss  versetzt,  dass  die  von  diesen  ausge- 
schickten wandernden  Händler  ganz  von 
selbst  abgenommen  lial)en.  Soweit  diese 
Hausierer  aber  wandernde  Handwerker, 
Scherenschleifer,  Regen schirmflicker,  Korb- 
macher u.  a.  m.  sind,  sind  sie  den  Konsu- 
menten jedenfedls  nicht  unwillkommen.  Sie 
machen  ihre  Sache  wenigstens  ebenso  gut  und 
wahrscheinlich  preiswürdiger  und  prompter 
wie  der  kleine  ortsansässige  Handwerker. 
Würden  sie  das  nicht  thun,  so  wäre  es 
eigentümlich  genug,  wenn  ilu-  Wettbewerb 
von  Bestand  geblieben  wäre.  Freilich  giebt 
es    auch   unter   dieser  ersten  Gattung  von 
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Hausierern  Elemente,  "wie  z.  B.  die  slova-l 
kischen  Drahtbinder,  welche  kaum  der  Be- 
friedigung eines  wirtschaftlichen  Bedürfnisses 
mehr  entsprechen.  Sie  sollen  übrigens 
neuerdings  gar  nicht  mehr  mit  selbstge- 
fertigter Ware,  sondern  mit  Fabrikware 
handeln.  Ist  das  richtig,  so  sind  sie  der 
zweiten  Gruppe,  die  dadurch  charakterisiert 
^4rd,  dass  sie  reine  Händler  umfasst,  zuzu- 
zählen. Insoweit  es  sich  um  Ausländer 
handelt  —  und  das  ist  bei  der  Mehrzahl 
dieser  Personen,  die  überhaupt  nicht  mehr 
zahlreich  sein  dürften,  der  Fall  —  giebt  die 
Reichsgewerbeordnung  hinreichende  Hand- 
haben, um  die  Erteilung  der  Wandergowerbe- 
scheine  zu  versagen.  Auch  in  Oesterreich 
haben  neutrale  Sachkenner  für  das  völlige 
Verbot  ihrer  Thätigkeit  plaidierf.  — 

Die  zweite  Stiedasehe  Gruppe  von  Wander- 
gewerbetreibenden umfaßst  sehr  verschieden- 
artige Elemente.  Gemeinsam  ist  allen,  dass 
sie  reine  Händler  sind.  Entstanden  ist  dieser 
Zweig  des  Hausierhandels  nachweislich  da- 
durch, dass  die  beteiligten  Personen  in  ihrer 
Heimat  eine  andere  Erwerbsmöglichkeit  nicht 
haben  und  infol^dessen  dazu  gezwungen 
sind,  sich  mit  Hilfe  des  Wanderhandels  zu 
ernähren.  Es  giebt  in  Deutschland  ganze 
Gegenden,  deren  überschüssige  Bevölkerung 
auf  diese  Weise  auf  die  Wanderschaft  geht 
THid  mit  allen  möglichen  Produkten  und 
Industrieartikeln  handelt.  Manche  treiben 
auch  Tauschhandel,  und  wieder  andere  kaufen 
alte  Gegenstände,  wie  Lumpen,  Knochen, 
Kleider,  Felle  u.  s.  w.  auf.  Endlich  sind 
dieser  Grui)pe  die  zahlreichen  Mess-  und 
Marktreisenden,  die  mit  ihren  Pfefferkuchen, 
Zuckerwaren  imd  zahlreichen  meist  gering- 
wertigen, manchmal  aV>er  auch  ganz  brauch- 
baren, Artikeln  von  einer  Messe  zur  anderen 
ziehen,  hinzuzurechnen.  Je  mehr  man  ohne 
Voreingenommenheit  die  wirtschaftlichen 
und  sozialen  Verhältnisse  dieser  mannig- 
fachen Gattungen  von  Hausierern  studiert, 
desto  schwieriger  wird  es,  zu  einer  allgemein 
giltigen  Beurteilung  zu  gelangen.  Vielfach 
handeln  die  beteiligen  Personen  mit  Schund, 
sind  in  ihrer  Aufdringlichkeit  lästig  und 
verführen  besonders  die  Frauen  und  Mäd- 
chen zu  unwirtschaftlichen  Einkäufen.  Das 
ist  aber  keineswegs  allgemein  der  Fall.  Auf 
unseren  Jahrmärkten  kaufen  selbst  die  Damen 
der  besitzenden  Klasse  mit  Vorliebe  billige 
und  preiswürdige  Haushaltuugsgegenstände, 
ohne  dass  sie  unbedingt  auf  diese  Kaufge- 
legenheit  angewiesen  wären.  Die  Jahrmärkte 
und  Messen  haben  gewiss  an  wirtschaft- 
licher Bedeutung  heutzutage  ungemein  ein- 
gebüsst  und  sind  zum  Teil  selbst  für  die 
ärmere  Klasse  der  Bevölkonmg  überflüssig 
geworden.  Immerhin  stellen  sie  periodische 
Volks vergnügimgen  dar,  die  eine  gewisse 
historische    Berechtigung    haben     und    die 


man  nur  mit  sehon^ider  Uauad^   weo^s:5tr!> 
in  den  kleinen  Orten,  langsam  eingehen  lasei^ 
sollte.     Ganz    anders    ist     die     fiaosjervrri 
(lieser  Art  in  wirklich  entlegenen  Ge^eo^i^t, 
Gebirgsdörfem,  zerstreut  liegenden  Baoen:- 
höfen  u.  s.  w.  zu  beurteilen.    Öie  Eaqu^^  •]-> 
Vereins  für  Sozialpolitik  hat  in  dieser  Hinsidi 
keine  Bestätigung  der  veraUgemeinert««  Kla- 
gen des  Detailhändlerstandes  gebrac-fat  Die  S'^ 
nannte  Gruppe  von  Hausierern  ist  nicht  be?cse 
und    nicht  schlechter,    als    viele  ansäisi^^ 
Zwergliändler  es  sind.    Sie  uni^isst  dorchäib 
legitime  Elemente  und  bringt  auf  das  plan- 
Ijand  Gegenstände,  die  dort  vielleicht  nc-i 
nicht   bekannt,   aber   nützlich    sind.     Äitt 
sonst  mögen  sie  den  ortsansässigen  LsdrL- 
geschäften   Konkurrenz    machen.      Aber  •?< 
ist  ziemlich  sieher,  dass  die  BenachteilipuiL' 
des  stehenden   Gewerbes   sehr   stark   ul:»-r- 
trieben  wird.   Was  die  sogenannten  »Licnt- 
gegenstände«,  die  die  Hausierer  ihren  Kunda 
aufschwatzen,  anbetrifft,  so  sind  diese  Wai^a 
zweifelhaftester    Qualität    in    den    Fünfzii:- 
pfennigbazaren,  die  man  jetzt   allenthallieL 
findet,  ebenfalls  anzutreffen.     Die  GeweHie- 
gesetzgebung   hat    den    Kreis    der    G^eu- 
stände,    die    im    umherziehen     feilget»oiea 
werden  dürfen,  bereits  stark  eingeschränkt; 
weiterzugehen  liegt  keine  Veranlassung  vn;. 
Uebrigens  ist  festgestellt,  dass  hinter  vielen 
Hausierern,  die  neuerdings  ihre  Kundsduift 
aufsuchen,  auch  die  moderne  Grossindustrie, 
der  Engroshandel  steht  Stieda  sagt  hieriit-r 
folgendes:   Ihre  Vertreter  sind   es,  die  rd 
den  Hausierern  reisen,  um  ihnen  Waren  zun: 
Vertrieb  unter  günstigen  Bedingungen  an- 
zubieten.    Es    sind   nicht    Ausschusswai^ 
oder  schwer  verkäufliche  Gegenstände,  liir 
80  abgesetzt  werden  sollen.     Vielmehr  liegt 
dieses  Bestreben,  Käufer  aufzusuchen,  in  der 
modernen    Produktionsweise,     die    Masseo- 
erzeugung  ist  und  daher  auf  Absatz  bedat-iit 
sein  muss.    Sie  kann  und  mag  nicht  wartei- 
bis  der  Käufer  zu  ihr  kommt.    Die  Indiisf rie 
sieht  mit  Hilfe  des  Hausierers  ihr  Absati- 
gebiet  erweitert.  Derselbe  ergänzt  mit  seioer 
Rührigkeit    und    Wachsamkeit    die   unvoL- 
kommene  Thätigkeit  der  Ladeninhaber  iml 
Handwerksbetriebe.   Es  ist  schon  oft  hervor- 
gehoben worden,  dass  manche  Industrie  sieh 
wesentlich,  wenn   nicht  ausschliesslich  auf 
den    Hausierhandel    stützt.     So   z.  B.  die 
optische  Industrie,  so  vor  aUem  auch  dtr 
deutsche  Kolportagebuchhandel. 

Besondere  Entwickelung  hat  auf  dit\se 
Weise  das  sogenannte  »Detaüreisen«  erfahren. 
Es  handelt  sich  hier  nicht  eigentlich  um  ein 
Wandergewerbe  besonderer  Art,  sondern  um 
eine  Gattung  des  stehenden  Gewerbebetriebjs 
der  seine  Geschäftsreisenden  direkt  das 
kaufende  Publikum  aufsuchen  lässt.  Wie 
überhaupt  die  Zahl  der  Handlungsreisendec 
die  die  kaufmännische  Kimdschaft  mitWaren- 
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«  «iferten   und  Musterkoffern  aufsuchen,   um 
«  l  ie     notwendig    gewordene    Yergrösserung 
<les  Absatzgebietes  zu  erreichen^  iu  starker 
^Steigerung  befindlich  ist,  so  hat  auch  das 
is-ogeaannte  Detailreisen  offensichtlic^h  zuge- 
t  kommen.     Zuverlässige   statistische    Zaiüen 
^her  die  Zahl  der  Handlungsreisenden,  die 
mir    Kaufleute    in    deren    Geschäftsräumen 
liK^uchen,   und  derer,   die    meißt    unaufge- 
fordert und  selten  willkommen  sich  Eingang 
ilirekt  zum  Piivatpublikum  verschaffen,  giebt 
'♦i'S    leider    nicht      Im   Reichstage   ist   eine 
I7ebersicht  der  von   1884  bis    1893  ausge- 
istellten  Legitimationskarten  füi*  Handlungs- 
reiseij  ^.e  vorgelegt  worden,  die  ergiebt,  dass 
<Vie    Zahl    dieser    Papiere    von    45  000   auf 
7OO00,  also  etwa  um  5oV2®/a  angewachsen 
ist.     Man   hat  wohl  nicht  mit  Unrecht  aus 
^lieser  auffallenden  Zunahme  auf  eine  erheb- 
liche   Ausbreitung     des   Detaili*eis«ns     ge- 
schlossen.   Es  lässt  sich  nicht  leugnen,  dass 
mit  dieser  Gewohnheit  mannigfaltige  Miss- 
stände  verbunden  sind.    Man  denke  nur  au 
<lie  Missbräuche   im  Kolportagebuchhandel, 
ilio  auch  dann  nicht  unbedenklich  sind,  wenn 
die   vertriebenen   Werke,   die   man   in   der 
Form   der  Abzahlungsgeschäfte   oder  liefe- 
rungsweise  absetzt,   erstklassiger  Art,   wie 
z.   B.   die  Konversationslexika,    sind.     Dass 
viele  dank  der  günstigen  Zahlungsbedingungen 
solche  kostspieligen  Sammelwerke  erwerben, 
die  sie  später  wieder  losschlagen   müssen, 
steht  fest.  Auch  silberne  und  goldene  Uhren 
>.v erden  auf  diese  Weise  schwunghaft  ver- 
trieben.    Vielfach,    auch   auf   dem   Lande, 
klagt  man  über  die  Belästigung  von  Wein- 
und  Cigarrenreisenden,    wie  überhaupt  für 
eine   gewerberechtliche   Behandlung    dieser 
3Iatene  u.  E.  weniger    der    Gesichtspimkt 
den  gesteigerten  Wettbewerbs    für  die  an- 
.sässigen  Ladengeschäfte  als  die  Belästigung 
des    Publikums    massgebend    sein    müsste. 
Die  Gewerbenovelle  von   1896,  die  Abhilfe 
schaffen  woDte,  geht  von   beiden  Gesichts- 
punkten aus  und  sucht  zum  Teil  im  Wege 
bundesrätlicher    Verordnungen    das   Detaal- 
i-eisen   einzuschränken.    Es   ist  zweifelhaft, 
ob   der  Gesetzgeber  nicht  recht   weit   ge- 
gangen ist,  indem   er   die    Detailreisenden 
den  Hausierern  grundsätzlich  gleichgestellt 
liat.    Wie  die  Erfalmmg  lehrt,  haben  die 
lietreff enden  neuen  Bestimmungen  der  Ge- 
werbeordnung wenigstens  insoweit,  als  sie 
den  Detailreisenden  den  Zutritt  zum  Publi- 
kum    nur    bei    vorgängiger   ausdrücklicher 
Aufforderung  gestatten,  nicht  allzuviel  Erfolg 
gehabt.    Mit  der  eigentlichen  Mittelstands- 
Ixjwegimg  hat  übrigens  der  Wunsch,  dass 
das  Verbot  erfolgreicher  wirken  möge,  wenig 
zu  thuu. 

Die  dritte  Gnippe  von  Hausierern,  die 
Waren  feilhält,  um  einen  Vorwand  zum 
Betteln  zu  haben,  kommt  als  Konkurrentin 


der  Delailgeschäfte  am  wenigsten  in  Be- 
tracht. Es  sind  meist  annselige  Elemente, 
Krüppel,  Lahme,  Kinder  und  dergl.,  die 
ihi'e  imtergeordneten,  leicht  transportablen 
Gegenstände,  wie  Blumen,  Zündhölzer,  Post- 
karten und  dergl.,  den  Vorübergehenden 
anbieten.  Das  Publikum  kauft  bei  ihnen 
aus  Mitleid  und  um  sie  loszuwerden.  Ein 
wirtschaftliches  Bedüi-fnis  wird  durch  diese 
Strassengewerbe  kaum  befriedigt,  denn  man 
kann  ihre  Waren  überall  beijuem  anderswo 
kaufen.  Sie  belästigen  oft  das  Publikum  und 
sind  legitimierte  Bettler,  für  die  eine  richtig 
gehandhabte  Armenpflege  besser  zu  sorgen 
hätte.  Unsere  Polizeigesetzgebung  giebt 
Handhaben  genug,  diese  Missstände  zu  be- 
kämpfen, was  am  besten  die  Thatsache  be- 
weist, dass  es  Orte  giebt,  wo  man  das 
Strassengewerbe  kaum  mehr  findet,  und 
andere  Gegenden,  wo  man  sich  vor  dem- 
selben kaum  zu  helfen  weiss.  Hier  wäre 
eine  Einschränkung  der  Erteilung  von 
Wandergewerbescheinen  durchaus  am  Platz 
(s.  auch  den  Art.  Strassengewerbe). 

Mit  dem  Wandergewerbe  eng  verwandt 
sind  die  Wanderlager,  die  Warenauktionen 
und  Konkm-sausverkäufe.  Es  ist  kein 
Zweifel,  dass  sie  vielfach  einen  illoyalen 
lästigen  Wettbewerb  kultivieren.  Ob  man 
die  Wanderlager,  wie  unsere  Detaillisten 
wünschen,  einfach  verbieten  soll,  ist  be- 
stritten. Uns  geht  auch  dieser  Vorschlag 
erheblich  zu  weit.  Zweckmässiger  scheint 
der  Weg  zu  sein,  den  die  preussische  Ge- 
setzgebung eingeschlagen  hat.  Das  G.  v. 
27.  Febniar  1880  gestattet  nämlich  den 
Kommunen,  den  Wanderlagerbetrieb  nach 
Massgabe  der  vorliegenden  örtlichen  Ver- 
hältnisse mit  30 — 50  Mark  ])ro  Woche  zu 
besteuern.  Der  Erfolg  dieses  Gesetzes  war 
eine  nicht  unerhebliche  Abnahme  der  Wan- 
derlager. Die  Gewerbeordnung  behandelt 
jetzt  die  Wanderlager  grundsätzlich  vde 
den  Gewerbebetrieb  im  Umherziehen  und 
hat  die  Wanderauktionen  ganz  verboten; 
ebenso  die  Wanderverlosungen.  Was  die 
von  ansässigen  Firmen  betriebenen  Waren- 
auktionen und  Konkiu'sausverkäufe  anbe- 
trifft, so  erwachsen  der  Gewerbepohzei,  die 
ungesunde  Erscheinungen  bekämpfen  will, 
mancherlei  Schwierigkeiten.  Während  die 
ersteren  an  den  gix)ösen  Handelsplätzen  von 
sachverständigen  Maklern  geleitet,  eine 
durchaus  reelle  und  übliche  Form  des 
Grosshandels  darstellen,  haben  sie  im  Klein- 
handel vielfach  missbräuclüiche ,  auf 
Täuschung  des  Publikums  abzielende  For- 
men angenommen,  die  man  durch  eine  ver- 
schärfte Konzessionspflicht  der  Auktionatoren 
eindämmen  könnte.  Gegen  die  Konkurs- 
ausverkäufe ist  an  imd  für  sich  nicht  viel  ein- 
zuwenden. Hier  liegt  die  Möglichkeit  des 
Missbrauches    darin,    dass    grosse  Mengen 
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»geramschter  Waren ^,  die  gar  nicht  aus  I  männischenMittelstandsbewegrune^ilie^rki'^- 
Konkui'sen  stammen,  in  die  Konkursausrer-  zeitig  immer  weitere  Kreise  des  Kaufnian!*^ 
kaufe  eingeschmuggelt  werden,  um  beim  |  Standes  erfasst  hat.  die  Fragen  der  K  c- 
Publikum  den  Irrtum  zu  erwecken,  dass  sum vereine  und  des  Wandergewerbes  »^r- 
gute  Ware  besonders  billig  zu  kaufen  sei. !  heblich  zurückgetreten  hinter  der  Frair- 
Ihe  Veranstaltung  solclier  Auktionen  ist  zu  |  was  gegen  die  Konkurrenz  der  sr^.i 
einer  besonderen  berufsmässigen  Gattiuig  i  Vei-sandgeschäfte,  WarenhÄuser,  Grossmiji- 
des  Handels  geworden,  man  täuscht  die  ,  zine  und  Bazai'e  zu  thim  sei.  Die  iu:^pnii  :- 
Käufer  und  verleitet  zu  unwirtschaftlichen  i  liehe  Mittelstand sbewegnng-  hatte  vorwietr-^ : 
Anschaffungen.  Da  auch  die  Liquidation  1  ihren  Sitz  in  den  kleineren  Städten  nr.*-i 
der  Konkurse  auf  diese  Weise  mehr  als  den  kaufmännischen  Kleingewerbetreitiend^i 
wünschenswert  hinausgezogen  wird,  hat '  Jetzt  sind  auch  die  Kaufleute  mit  gn5s?*-n:^i 
man  vorgeschlagen,  den  Mitverkauf  von  |  Betriebskaintal  in  den  grossen  und  grTisst  *l 
Waren,  welche  nicht  zur  Konkursmasse  ge-  I  Städten  in  die  Bewegung  hineingezcvr 
hören,  sowie  den  Zukauf  von  Waren  zur '  wonlen.  In  dem  früheren  Stadium  •  -r 
etwaigen  Ergänzung  des  I^agers  durch  öe-  |  Agitationen  konnte  man  die  Fordenms:  -'- 
setz  gänzlich  zu  verbieten.  Ein  solches '  setzlicher  Abhilfe  mit  Steueningleiehhfit'^L. 
Vf^rbot  setzt  aber  eine  sehr  j>einliche  Kon- 1  mit  unlauterem  Wettbewerb  und  s^nstij^-.- 
trolle  voraus  und  winl  auch  dann  unschwer  '  Missbräuchen,  die  sich  bei  den  Konkurrer.tv- 
umgangen  wei-den  können.  Es  wird  sich  I  eingenistet  hatten ,  begründen.  Die  (K- 
zeigen,  ob  man  diesen  Manipulationen  nicht  |  Werbegesetzgebung,  die  rait  ihren  best^ihir.- 
schon  im  Wege  der  Bekämpfung  des  un- '  kendon  Bestimmungen  und  Veiiioten  di» 
lauteren  Wettl>ewerbes  entgegentn^en  kann. ,  Ret^llität  im  Handel  unter  gewissen  ethis-  h- 

Nicht    unerwälint    endlich   soll   im   Zu-   prophylaktischen  Gesichtspunkten  zu  sfchr-rj 
sammenhang  mit  der  ganzen  Ilausiei-erfrage   suchte,    war    in    der  Lage,    gewisse  Znirif- 
die  Thatsaclie  bLnben,  dass  man  dem  Detail-   ständnisse  zu  machen,  ohne  gleichzeitifr  >.k' 
handel  si)eciell  auf  dem  platten  Jjande  und  '  gi-osskaijitalistischeEntwickelungstendenzaL^ 
in    den    Industriegobieten     dadurch    helfen  j  solche  für  gefährlich  und  bekämpfenswert  zu 
kann,    dass    sich  die  (Jrtsstatute  wegen  der  i  erklären.    Das  ist  in  neuester   Zeit  anders 
Sonntagsruhe  im  Hand elsge werbe  möglichst  i  geworden.      Nicht     Auswüclise     will     man 
den    lokcilen  Bedürfnissen   der  Bevölkerung   reglementieren,  sondern  bestimmte  mo^ienif 
anschmiegen.     Die  Tageszeiten,  zu  welchen  '  rnternehmungsformen    im    kaufmännisclK-ri 
der    Arbeiter     einkaufen     kann      und     die !  Leben,    die    die    Existenz    der    Klein-   uni 
Ijandbevölkerung  die  grösseren  Ortscliaften  '  Mittelbetriebe   untergraben,    ziu-ückdämmen. 
zu  gleichem  Zwecke  aufsucht,  sind  sehr  be- '  Konnte    man  früher   mit  einem  Schein  ^ou 
schränkte.     Die    Sonn-    und    Festtage    sind  ,  Recht  sagen,  dass  es  Aufgabe  der  Gewerl"^ 
von   jeher  hierfür   benutzt  worden.     Durch  I  und  Steuergesetzgebung  sei,  Privilegien  'itr 
die    rigorose  Einführung   der  Sonntagsruhe  ■  Konkiurenten    des     Detailhandels     zu    h^ 
sind  gewisse  grosse  ( Truppen   der  Bevölke-   seit  igen,   so  blieb  man  jetzt  bei  diesem,  l-ei 
rung   um    diese  Kaufgejegenheit  ganz  oder  Licht    betrachtet,    gesunden    Gesichtspunti 
zum  Teil   gebracht   wonlen.     Dagegen  fand  |  nicht  mehr  stehen,   sondern    man  verianstt- 
die   Hausierei'ei,   die   die  Waren    ins   Haus  ^  Privilegien  lokalprotektion istischer    Art  für 
brachte,  reichlichere  Absatzgelegenheit.   Will '  den    gefährdeten    Detailhandel    selbst,     E> 
man   mit  gleichem  Masse   messen,   so   wird  '  sind   dies  Wandlungen    in  der  Sozialpolitik, 
man    nicht    umhin    können,    die   Sonntags-  i  die  kommen    und   gehen,  Wandlungen,  «ii»* 
arbeitsverbote    im     Handelsgewerbe     weit-  |  gewiss  nichts  Ueberraschendes  haben,  wenn 
herziger  zu  gestalten.    Ueber  das  Gegenteil  |  man  bedenkt,  dass  wir  speciell  in  Deutsdi- 
wiitl    vielfach    berechtigte    Klage     geführt,  i  land  in  einer  Zeitepoche    der  Gesetzgebun? 
die    aber   nur   deshalb    nicht   lauter  ertönt,  [  stehen,    die    diktiert   ist   von   dem    »Schutz 
weil    diejenigen    grossen  politischen  Partei-  der     wirtschaftlich     schwachen     Klassen  . 
gruppen,    die    angeblich    die    Mittelstands-  j  Alle   Auffassungen   von    den  Aufgaben   fJer 
freundlichkeit   in  General pacht    haben,    be-  j  Staatsfürsorge,  die  man  bei  der  agrarist^hen 
sonilers    das    kirchliche  Moment  der   Sonn-  ]  Bewegimg    und    der    IndustrieschutzzoUl>"'- 
tagsruhe  stark   betonen.    Wie   in  so  vielen ,  wegung    zur   Genüge    kennen    gelernt  hat, 
Dingen    auf  diesem  Gebiete,   liegt   hier  ein  i  mid  in  denen  Uel>ei'treibungen  und  Schlas:- 
Interessenkonflikt    vor,    der    dm-ch     einen  j  vvorte     einen     weiten     Spielraum      hatten, 
rein  parieipolitischenKompromiss  verschleiert   kehren   ceteris  paribus  auch   in  der  Mittel- 
wird.    Wer    in    streng  kirchlich   gesinnten  |  Standsbewegung  wieder.    Während  aber  l^ei 
Gegenden  gelebt  hat,  hat  hiin*eiciiend  Ge-  '  unserer  Handwerkergesetzgebung  ein  gmss- 
legenheit  gehabt,    festzustellen,    dass   auch !  artig    umfassendes  Beobachtimgs-    und  Er- 
dort  gegen   übertriebene  Sonntagsfeier  sich  i  fahrungsmaterial    vorlag,    das   die   national- 
starke ()j »Position  geltend  macht. —  ^'ökonomische  Wissenschaft  beigebracht  hattr\ 

In  den  letzten  Jahren  sind  in  der  kauf-  i  sind  wir,  was   den  Grossbetrieb  im  Detail- 
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>^sfc."«dpl  anbetrifft,  durchaus  unzureichend  in- 

f'<r>:B:Tmiert.    Freilich   hätte   das   eine  Gesetz- 

^^e??T)uiig,     die    beherrscht     ist     von    einer 

»^i^Schtigen  reaktionären  Strömung  und  über- 

"^^^^  Sicht  wiitl   von   einer  wenig  widei-stands- 

"F  5^^  lügen  Regierung,  kaum  zur  Vorsicht  ge- 

:i-:*^ahnt.    Ist  ja   doch   die    deutsche   Hand- 

w- erkergesetzgebun^     in     Bahnen     geleitet 

Sr^onlen,   die   in   diametralem  Gegensatz  zu 

<1^n     &gebnissen     und    Forderungen    der 

^b^S^issenschaft  stehen.    Das   Aktionsfeld  für 

T."i.nsere  kaufmännischen  Mittelstandspolitiker 

^>iner  Regierung  gegenüber,  die  mit  den  In- 

f-5.tinkten   der  Intei^essenten  zu  rechnen  hat, 

^^wfSLT  also  ein  überaus  günstiges. 

Der  moderne  lokale  Kleinhandel  wird 
in  zunehmendem  Umfange  —  dariiber  ist 
liein  Zw^eifel  —  diurch  grosse  kapitalkräftige 
X)etailgeschäfte.  durch  Warenhäuser,  Magazine, 
<jrossbazare  u.  dgl.,  in  seinen  bisherigen 
Absatzverhältnissen  auf  der  ganzen  Front  an- 
^e^iffen,  und  zwar  wirken  hier  unter  den 
Hilfsmitteln  der  Koulanz  und  Reklame 
(Sombart)  zwei  verschiedene  Tendenzen  zu- 
sammen :  die  zunehmende  Vereinigimg  zahl- 
reicher Geschäftszweige  in  einem  kauf- 
niünnischenUnternehmen  und  die  zunehmende 
Sj^ecialisierung  in  bestimmten  Branchen, 
beide  unter  der  Voraussetzimg  der  kapita- 
listischen Erweiterung  der  Handelsbetriebe. 
Früher  war  der  Engroshandel  ausgesprochen 
kai)italistisch ,  der  Detailhandel  konnte  da- 
gegen dank  des  rein  lokalen  Absatzes  imd 
der  Kreditorganisation  mit  bescheidenen 
Kapitalien  auskommen.  Jetzt  bemächtigt 
sieh  auch  des  Detailhandels  das  Grosskapital 
in  der  Form  grosskapitalistischer  Unter- 
nehmungen. Ihre  Inhaber  leitet  der  Ge- 
danke, sich  der  Masse  der  Käufer  zu  be- 
mächtigen und  sie  diu*ch  die  Ausschaltung 
von  Zwischenhandelsgliedern  billiger,  promp- 
ter und  vielseitiger  zu  versorgen. 

Das  System  der  Grossmagazine  hat  sich 
zuerst  in  England  entwickelt.  Ihnen  sind 
die  Verkaufspaläste  in  Paris,  die  sich  zu 
riesigen  Aktiengesellschaften  mit  staunen- 
erregendem Warenumsatz  herausgewachsen 
haben,  nachgebildet.  Auch  in  den  deutschen 
Grossstädten  entwickelten  sich  mit  der  Zeit 
ähnliche  Etabhssements ,  sei  es  besonders 
zugeschnitten  auf  den  Versand  in  die  Pro- 
vinzen, sei  es  auf  den  lokalen  Absatz,  für 
alle  Klassen  des  kaufenden  Publikums  oder 
nur  für  einzelne  berechnet.  Bestimmte 
Firmen  derart,  wie  z.  B.  Kaffeegeschäfte, 
Cigarrenhandlungen ,  Damenkonfektionsge- 
schäfte, wählen  statt  des  Vei-sandes  von 
Waren  von  einer  Centrale  aus  die  Gründung 
eines  maschenreichen  Filialnetzes,  das  z.  B. 
bei  Modeartikeln  nach  Bedarfszonen  sinn- 
reich eingeteilt  ist.  Fast  allen  diesen  Ge- 1 
Schäften  ist  gemeinsam,  dass  sie  einem  be- 1 
sonderen,  stark  entwickelten,  dm*ch  Organi- 1 


sationstalent  des  Unternehmers  unterstützten 
Unternehmungsgeist  ihre  Entstehung  ver- 
danken. Es  ist  ganz  natürlich,  dass  der 
grosse  Erfolg  einzelner  zur  Nachahmimg 
aneifert.  Aber  immer  ist  der  Organisator, 
nicht  das  hinter  ihm  stehende  Kapital,  das 
ausschlaggebende  Moment.  Er  bildet  sich 
an  der  Hand  reicher  Erfahrungen  und 
dank  weiser  Selbstbeschränkimg  eine  eigen- 
artige Geschäftstradition,  die  die  Mode  und 
Laune  des  Tages  überwindet,  heraus.  Er 
benutzt  mit  grossen  Mitteln  und  Ausdauer 
die  zeitgenössischen  Formen  der  Reklame, 
er  sorgt  aber  gleichzeitig  dafür,  dass  das  in 
den  Zeitimgen  und  Katalogen  Versprechene 
auch  gehalten  wird.  Seine  Reklame  ist 
keine  Marktschreierei,  seine  Geschäftspraxis 
kein  unlauterer  Wettbewerb.  Die  Behand- 
lung solcher  grosser  Detailgeschäfte  ist  also 
eine  individuelle,  die  nicht  jeder  Kapitalist 
oder  jede  beliebige  kapitalistische  Gruppe 
einfach  kopieren  können.  Schon  von  diesem 
sehr  oft  nicht  gebührend  berücksichtigten 
Gesichtspunkt  aus  lässt  sich  das  Rätsel  in 
der  einfechsten  Weise  erklären,  dass  das 
eine  Warenhaus  und  Versandgeschäft  er- 
folgreich geblieben  ist,  während  das  andere 
äusserlich  ganz  ähnliche  in  kurzer  Zeit  wie 
ein  Kai'tenhaus  zusammenstürzte.  Leider 
fehlen  uns  speciell  in  Deutschland  hinreichende 
Mitteilungen  über  die  grossen  Warenhäuser, 
ihre  Kapitalbeschaffung,  ihr  Verhältnis  zur 
Grossindustrie  und  ihre  Geschäftsorganisation 
im  Inneren,  aber  soviel  ist  jedenfalls  sicher, 
dass  es  eine  Uebertreibung  sondergleichen 
ist,  schon  jetzt  von  »Entwickelungstendenzen 
im  Detailhandel«  zu  sprechen,  nach  denen 
den  Warenhäusern  ä  la  Wertheim  und  Tietz 
die  Zukunft  gehört.  Es  ist  eine  "bekannte 
Erfahnmgsthatsache,  dass  in  einer  wii-tschaft- 
lichen  Haussebewegung  wie  derjenigen,  in 
der  sich  das  Deutsche  Reich  in  den  letzten 
Jahren  befand  und  die  durch  rapide  Zu- 
nahme der  Wohlhabenheit  aller  städtischen 
Klassen  sich  auszeichnete,  eine  fieberhafte 
Griindungsthätigkeit  sich  bemerkbar  macht. 
Momentan  mag  die  Kaufkräftigkeit  der 
grossen  Masse  der  Bevölkerung  stark  ge- 
stiegen sein  und  ebenso  ihre  Sucht,  in  den 
Einkäufen  es  den  besitzenden  Klassen  gleich- 
zuthun,  und  beides  konnte  die  Prosperität 
der  neuen  Warenhäuser  genügend  erklären ; 
aber  eine  gewisse  Reaktion  wird  sicher  nicht 
ausbleiben,  auch  nicht  eine  Reaktion  gegen  die- 
jenigen nationalökonomischen  Propheten,  die 
schon  jetzt  ankündigen,  dass  dem  bisherigen 
Detailhandel  die  Todesstunde  geschlagen  hat. 
Wäre  die  Entwickelung  zum  grosskapita- 
listisehen  Betiieb,  wie  sensationelle  National- 
ükonomen  auf  der  einen  Seite  und  ängstliche 
Mittelstandspolitiker  auf  der  anderen  Seite 
uns  glauben  machen  wollen,  wirklich  so 
selbstverständlich,  so  befände  der  gesamte 
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bisherige  Detailhandel  sich  bereits  mitten  in 
einer  schweren  Krisis.  Davon  kann  glück- 
licherweise gar  keine  Rede  sein.  Wahrschein- 
lich ist  nur  das,  dass  der  kapitalkräftige  De- 
tailhandel namentlich  in  den  grossen  Städten 
sich  der  Bildung  von  8[)ecialgeschäften,  die 
sich  auf  einen  engen  Kreis  von  zusammen- 
gehörigen Waren  bezw.  auf  eine  bestimmte, 
örtlichen  und  individuellen  Bedfiifnissen  an- 
gei)as8te,  Kombination  von  Handelsgegen- 
ständen ausdehnt.  Nicht  wahrscheinlich  ist 
dagegen,  dass  die  Warenhäuser  und  Bazare, 
die  alle  erdenklichen  Artikel  in  jeder  Quanti- 
tät und  Qualität  führen  wollen,  das  Feld 
behau[)ten.  Einzelne  Warenhäuser  bereits 
charakterisierter  Art  unter  genialer  Leitung 
mögen  von  Bestand  bleilien,  aber  viele  von 
ihnen  leiden  imter  dem  principiellen  Fehler 
der  nicht  durchgeführten  Arbeitsteilung.  Sie 
kranken  an  einer  viel  zu  riskanten  Einkaufs- 
manie  von  Tausenden  von  Gegenständen 
ohne  Uebersicht  über  die  Chancen  der 
Konjunktur,  an  unverhältnismässigen  Kosten 
für  die  Reklame  imd  endlich  an  viel  zu 
grosser  Abhängigkeit  von  den  Industrieen. 
deren  Kommissionslager  sie  bilden  wollen. 
Grossbritannien  ist  der  deutschen  wirtschaft- 
lichen Ent Wickelung  um  ein  halbes  Jahr- 
hundert vorausgeeilt.  Wären  die  von  einigen 
Autoren  entworfenen  Entwi(*kelungstenden- 
zen  richtig,  so  gäbe  es  doi-t  niu-  noch 
W^arenhäuser  und  Bazare.  Das  ist  keines- 
wegs der  Fall.  Die  Einheitlichkeit  der  Mode 
und  des  ganzen  Konsumtionsbedarfs  hat 
zwar  auch  dort  Handwerk  und  Detailhandel 
stark  zusammenschrumpfen,  zum  Teil  sogar 
ganz  verschwinden  lassen.  Ceberall  hat  der 
gi'osskapitalistische  Betrieb  das  Feld  erobert 
und  behauptet.  Wir  sehen  dort  riesige 
Specialgeschäfte  eingeführt  und  lebensfähig. 
Daneben  auch  eine  Reihe  von  Warenhäuser 
ä  la  Wertheim,  Hertzog  und  Gerson.  Sie 
sind  aber  keineswegs  der  Typus  des  kapi- 
talistischen Detailhandels  geworden.  Sie 
sind  zugeschnitten  auf  einen  eigenartigen, 
individuellen  Unternehmungsgeist,  sie  sind 
aber  ebenso  w^ie  die  analogen  Geschäfte  in 
Paris  in  erster  Linie  Versandhäuser  für  die 
Provinzen.  Was  sie  dorthin  liefern,  ist  un- 
zweifelhaft besser  und  billiger,  als  was  man 
in  den  Geschäften  der  kleinen  Städte  be- 
kommt. Aber  der  Grossstädter  selbst  zieht 
es,  wenn  er  vernünftig  ist,  schon  jetzt  vor, 
in  den  gi'osskapitalistischen  Specialgeschäften 
für  Kleider,  Teppiche,  Lampen,  Möbel,  Schuhe, 
Hüte,  Kolonialwaren  und  tausenderlei  mehr 
zu  kaufen  als  aus  dem  Sammelsurium  der 
Bazare.  Die  Bazare  sind  nicht  das  eigent- 
liche Endziel  unserer  Entwickelung.  Sie  sind 
nui'  für  die  unteren  und  mittleren  Stände  ein 
Durchgangsstadium,  was  die  besitzenden 
Klassen,  die  sich  an  die  guten  Specialge- 
scliäfte  halten,  längst  durchlaufen  liaben. 


Vorläufig  muss  es  eine  unentschiedene 
Streitfrage  bleiben,  welche  Form  des  gioe^- 
kapitalistischen  Detailhandels  das  Feld  be- 
hauptet. Die  eine  Tendenz,  diejenige  naÄrh 
Vergrössenmg  der  LadeDgeschäfte  mit 
grösserer  Auswahl,  grösserer  Koolanz  bo«J 
erweitei-tem  Absatzgebiet  ist  unzveifelhaft 
vorhanden.  Das  mobile  Kapital  und  tii-^* 
kaufmännische  Intelligenz  wenden  ?kiii 
diesen  Unternehmungen  zu,  die  den  kldn«^ 
Ladengeschäften  ebenso  überlegen  sind  wie 
die  Industrie  dem  Handwerk.  Die  3Iotie, 
die  Bedarfskoncentration  und  die  gesteigeiteti 
Ansprüche  der  Konsumenten  an  AnswahL 
geschmackvoller  Ausstattung,  flinker  Bedi^ 
nung,  Bequemlichkeit  und  Annehmlichkeit 
der  Kaufräume  unterstützen  dicken  Um- 
wandelungsprozess.  Auch  mittlere  un»i 
kleinere  Geschäfte  können  alle  diese  Vorzüge 
aufweisen,  wenn  sie  mit  der  modernen  Ent- 
wickelung Schritt  halten.  Die  meisten  haben 
es  aber  nicht  gethan.  Nicht  die  sogenanote 
'höhere  Unternehmmigsform«,  die  ja  als  di^- 
kapitalkräftigere  imter  sonst  gleichbleibendr'^ü 
Verhältnissen  den  Vorsprung  hat  ist  allein 
ausschlaggebend,  vieles  hängt  vielmehr  von 
der  kaufmännischen  Intelligenz,  Spekulati<.u 
und  Bildung  ab. 

Eine  Statistik  über  die  Warenhauser  und 
Gi-ossmagazine  giebt  es  nicht  Nach  einer 
gelegentlichen  Angabe  soll  es  in  Deutschland 
bei-eits  500  derartige  Etablissements  geben. 
Die  Zahl  scheint  etwas  hochgegriffen,  jeden- 
falls befinden  sich  darunter  auch  Bazare 
mittleren  Umfangs.  Kaufhäuser,  in  denen 
man  alle  möglichen  Artikel  erstehen  kann, 
hat  es  übrigens  schon  sehr  lange  gegeberu 
z.  B.  in  den  Hafenstädten,  wo  Aus-  und 
Einwanderer  sich  an  einer  Stelle  neu  aus- 
zustatten pflegten.  Ebenso  giebt  es  bereitÄ 
seit  Jahrzehnten  Warenversandgeschäfte,  die 
durch  Masseneinkäufe  und  eigene  industrielle 
Etablissements  zu  billigeren  Preisen  zu  liefern 
in  der  Lage  waren.  Vielfach  sind  diese 
Grossmagazine  nichts  anderes  als  Eommis- 
sionslager  für  die  betreffenden  Industrieen 
selbst.  Dass  man  mit  einer  centralen  Leitung 
durch  gutgelegene  und  verteilte  Filialen  tien 
Verkauf  bestimmter  Artikel  in  den  grossen 
Städten  und  in  den  Pi-ovinzen  einheitlicher 
und  zweckmässiger  organisieren  könne,  war 
ebenfalls  eine  allgemein  bekannte  Thatsache. 
Diejenigen  Erscheinungen  neuester  Zeit,  die 
die  Aufmerksamkeit  weiter  Kreise  in  so 
lebhafter  Weise  auf  sich  gelenkt  und  die 
Mittelstandspolitiker  im  Kaufmannsstande 
mobil  gemacht  haben,  sind  in  erster  Linie 
die  Bazare  und  die  Grossmagazine,  jene 
Massenartikelwarenhäuser,  besonders  berech- 
net für  die  niederen  Bevölkeningsschichten, 
diese  riesenhaften  Kaufpaläste  für  Qualitäts- 
waren ausgezeichnet  durch  Chic  und  Komfort. 
Beiden  gemeinsam  ist  eine  systematisch  be- 
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^riebene  Reklame.     Besonders  das  letztere 
r^Ionient  hat   die  Mittelstandspolitiker  ver- 
£%nlas8t,  über  Marktsc-hreierei  und  sonstige 
unsolide  Machenschaften  Klage  zu  führen, 
IClagen,  die  das  Wesen  des  modernen  Wett- 
lievrerbs  vollständig  verkennen.  Es  soll  zwar 
nicht  geleugnet  werden,   dass  es  Schund- 
imd  Ramschbazare  widerwärtigster  Art  giebt. 
Ihre   Devise  ist   »billig  und  schlecht«,  und 
sie  sind  berechnet  auf  die  Leichtgläubigkeit 
und  ünklugheit  des  Publikums.     Sie  halten 
>iich  bald  länger,  bald  kürzer.    Von  dauern- 
ilem  Bestand  können  sie  u.  E.  aber  nicht  sein. 
Die  grossen  Warenhäuser  der  neuesten  Zeit, 
die  man  jetzt  besondere  im  Auge  hat,  haben 
sich  dagegen  solche  unsolide  Machenschaften 
in    der   Regel    nicht   zu  schulden  kommen 
lassen.    Man  kauft  dort  gut  und  billig  imd 
wird   prompt  bedient.     Ob  freilich  alle  Ar- 
tikel preiswürdiger  sind  als  in  den  anderen 
Geschäften,    ist    zweifelhaft.      Es    ist    sehr 
Avalirscheinlich,    dass  man  besondere  billige 
Loekartikel  führt,  und  es  ist  keineswegs  aus- 
geschlossen, dass  die  Preisunterbietimg,  um 
clie   Konkurrenz    zum  Erliegen  zu  bringen, 
i-affiniert  planmässig  betrieben  wird.     Aber 
alles  das  sind  Praktiken,  die  nicht  nur  für 
die  Warenhäuser  charakteristisch  sind.    Man 
mag   fernerhin    bedauern,   dass   die  Waren- 
häuser  die   unabhängigen   Existenzen    ver- 
mehren   und    die    Gründung    selbständiger 
Haushalte  und  Geschäfte  erschweren.     Aber 
diese  Konsequenz   liegt   ja  in  unserer  Ge- 
samtentwickelung zum  Grossbetrieb.  Jeden- 
falls ist  bislaug  der  Nachweis  nicht  gelie- 
fert, dass  das  Heer  von  Angestellten  in  den 
Warenhäusern  und  Bazaren  sozial  schlechter 
gestellt  ist  als  in  anderen  Gescliäften. 

Wie  gesagt  sind  die  Akten  über  die 
AVarenhäuser  noch  nicht  geschlossen.  Die 
Grossmagazine  befinden  sich  zur  Zeit  in 
grossem  Aufschwung  und  finden  den  Bei- 
mll  aller  Konsumentenklassen.  Sie  sind  ge- 
fährliche Konkurrenten  für  die  mittleren 
und  kleineren  Ladengeschäfte,  die  zuinick- 
geblieben  sind.  Sie  haben  aber  auch  man- 
chen Fortschritt  gezeitigt.  Der  Kaufmanns- 
stand speciell  in  den  kleineren  und  mitt- 
leren Städten  wird  durch  sie  aus  seiner 
Lethargie  gerüttelt  und  modernisiert,  imd  es 
wäre  sehr  bedenklich,  wenn  es  der  Mittel- 
standsbewegung gelänge,  durch  Filialen-, 
Branchen-  und  Umsatzsteueni  die  neuen 
Detailgrossbetriebe  zu  erdrücken.  Leider 
hat  gerade  auf  diesem  Gebiete  die  neueste 
Gesetzgebung,  die  dem  Drängen  der  Mittel- 
standspolitiker nachgab,  höchst  gewagte  Ex- 
perimente gemacht.  Das  Mustcrland  für 
solche  Projekte  ist  Frankreich,  das  in  Fonn 
einer  Patent-,  Miet-  und  Personalsteuer  seit 
1880  den  vorläufig  erfolglosen  Versuch 
macht,  die  Warenhäuser  besonders  zu  be- 
steuern.    1899  folgte  Bayern  mit  einem  Ge- 


werbesteuergesetz ,  welches  Warenhäuser, 
Grossmagazine,  Versandgescliäfte  und  solche 
Gewerbebetriebe,  die  eine  Mehrzahl  von 
Verkaufsstellen  unterhalten,  mit  einer  be- 
sonderen Steuer  nach  dem  Geschäftsumfange 
belastet.  Endlich  ist  nach  überaus  erregten 
Verhandlungen  und  Kongressen  der  Detail- 
listenvereine die  preussische  Staatsregierung 
im  Jahre  1900  dazu  übergegangen,  die 
Warenhäuser  durch  eine  besondere  Umsatz- 
steuer zu  bekämpfen.  Alles  nähere  über 
diese  Frage  wird  unten  in  dem  Art. 
Warenhäuser  zu  behandeln  sein. 

Litteratur:  Die  hauptsächlichste  Litteratur  über 
die  Mittelstandsbeweguwf  im  Handwerk  findet 
sich  oben  in  dem  Art.  Handwerk  Bd.  IV, 
S.llismff.  bereits  angeführt.  Aehnlithes  gül  he- 
tiiglich  der  MtUelstandsbetvegung  im  Kaufmanns^ 
Stande  vom  Art.  Handel,  ebendaselbst  S. 
97 9 1 80  ff.  Von  der  neuesten  Litteratur  über  Waren- 
hätuser  und  Kleinhandel  sind  noch  anzuführen 
Paul  Vehn,  Die  Grossbazare  und  Massen- 
Zweiggeschäfte.  Berlin  1899.  —  Paul  Erfurth, 
Warenhaus  und  Kleinhandel.  Berlin  o.  Jahr,  — 
A,  GrävMlf  Zum  Kampfe  gegen  die  Waren- 
häuser. Dresden -Blasewitz  1899.  —  Pritz 
Gugenhelni,    Warenhaussteuer.     Berlin   1898. 

—  J.  W.  Hatischildt,  Der  Kampf  gegen  die 
Warenhäuser.  Friedeherg  a.  Queis  o.  Jahr.  — 
F.  C,  Huber  y  Warenliaus  und  Kleinhandel. 
Berlin  1899.  —  Paul  Messow,  Die  Schäden 
im  Detailhandel  und  die  Warenhätuer.  Dresden 
0.  Jahr.  —  JoK  Wemicke,  Umsatzsteuer  und 
Konsumvereine.  Berlin  1898.  A.  u.  d.  T.  Ge- 
nossenschaftliche Streit-  und  Zeitfragen,  Heft  3. 

—  Zur  Frage  der  Umsatzsteuer  in 
Sachsen.  Stenogr.  Bericht  über  die  öffentliche 
Protestversammlung  der  sächsischen  Konsumver- 
eine, Produkten-  und  Warenverteilungsvereine; 
abgehalten  am  SO.  Januar  1898  zu  Chemnitz.  — 
Die  Umsatzsteuer.  Ein  Mahnwort  gegen 
deren  Einführung.  München  1898.  —  Schneider, 
Die  grossen  Warenbazare  und  ihre  Auswüchse. 
Verhandlungen  der  VII.  ordentlichen  Haupt- 
versammlung des  Verbandes  deutscher  Gewerbe- 
vereine, Köln  1898.  —  Robert  Wilhelms,  Die 
Warenhäuser  und  ihre  Bekämpfung.  Strassburg 
i.  E.  1898.  —  Von  einem  Detaillisten. 
Gegen  die  Warenhäuser.  Hamburg o.  Jahr.  —  Be- 
richt des  Ausschusses  zur  Prüfung  des 
Antrages ,  betr.  staatliche  korporative 
Vertretung  des  Hamburgischen  De- 
taillistenverbandes. Juni  1898.  —  Be- 
richt des  Ausschusses  zur  Prüf  ung  des 
Antrages,  betr.  progressive  Umsatz- 
steuer und  zur  Prüfung  des  Antrages, 
betr.  die  kleineren  und  mittleren  De- 
taillisten. Dezember  1898.  —  Stenogr. 
Berichte  über  die  Sitzungen  der  Bürgerschaft 
zu  Hamburg.  Januar  1899.  —  Die  Waren- 
haus-Umsatzsteuer ztim  Schutz  des 
Kleinhandels  und  des  Kleingewerbes. 
Denkschrift  des  Bundes  der  Handel-  und  Ge- 
werbetreibenden zu  Berlin.  Berlin  1899,  —  Das 
Warenhaus.  ( *enlralorgan  für  die  Interessen 
der  Kaufhäuser,  Warenhäuser,  Bcuare,  Sortiments- 
geschäfte etc.  Unter  Redaktion  von  H,  A,  Bäcker 
in  Berlin.     Seit  Dezember  1899  wöchentlich  eine 
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Nummer.  —  F.  Stumpft  Bericht  über  die  am 
9.  Dezember  1S95  zu  (hnabrüek  gepßogenen  Ver- 
handlungen deutscher  IIandehkörfterjichaften,bctr. 


geschichte  Frankreichs  entnommen  ^«^r- 
den.  Diese  ei^i^bt,  dass  der  MobiJ^ir- 
stener    zwei    verschiedene    Ziele     srest/iri  k: 


IJ",, /^"''''"T/T    t*   ^'''''""''  ."f,.li5i  waren:  zuerst  in  den  Revolutionsjahren    .. 

Mittel    zur  Abhüje    derselben.      ihnabrurk    1696.  \   k    s     \  •        a       r\  ia  iiiu 

—  Denkschrift  über  die  g e g c mr d r t i g e  ^  ^"^'^^^^^"^^  eine  der  Grandsteuer  parallele  B^- 
Lage  der  Handel-  und  Oewerbetreiben-  Steuerung  der  Erträge  aus  bewegbchem  &- 
den    im    deutschen   Mittel  stände    und' sitz    ZU    verwirklichen:     Später    dann    ui-l 

Vorschläge  zur  Besserung  dieser   IVr-,nach  dem    UOCh    heute  geltenden    Recht     1-' 

hälinisse.  Einbeck  2S9(i.  —  Bericht  über^i^ie  gedacht  als  eine  mit  einer  PersonalaJ^ 
die  Konferenz  der  Delegierten  kauf-  pr^be  verbundene  Steuer  nach  Massgabe  '.- 
männischer  und  geire  rblicher  Vereine\  Mietaufwauds,  der  dicses  ältere  weitere  Zi-^l 
Deutschlands  am  s.  und  4-  Oktobrr  i6u,yni^    ^^^^^    geworden   ist,    dass    im    letzten 

^&  j^mx  ::7j^^;zJnTZ^\^^^ 

rung  berechtigter  Interessen.   -  Bericht   übcr^^^^  '^^CUer    dem     Ureprünglichen    Ideal   w>. 

die  Gründung  des  Deutschen  Bundes\^^^'  anzunäheni.  Immerhin  unterst'hei l»^t 
für  Handel  und  Gewerbe  in  Leipzig  am  j  sie  sich  in  einer  Reihe  von  Punkten  y.'ii 
19.  Juni  1S99.     Herausg.  com  i?««rf^ifrorji(fn»rf.  1  den  eigentlichen  Mictstcuer  D ,  auf  die  in: 

—  Erhebungen  über  die  Lage  des  Klein- \  übrigen  verwiesen  SCi  (S.  d.  Art.  oben  S.  774  ff. '. 

band  eis  im  Bezirke  der  Handelskammer  für  \  Abgaben  unter  dem  Namen  der  Mobüiar- 
dier>süiche^lederiausitzin>^^^^^^^    *':?"7"  ^^'■^- '  Steuer   finden   sich   in   Frankreich    unl 

16U9.  —  O«o  Schmidt,    Die  Begründung  r(^n.J;^^  ,„,^    t  ^♦k«; ^« 

Einkaufsgenossenschaften,       KonstLz     ISul.    _!  ElsaSS -Lot  bringe  U. 

-f^'^'^^f^-^Jj'^J^^^^  I.  Die  Mobiliarsteuer  in  Frankreich. 

giebt  W.  StiedOf    Jahrb.  f.  ^at.-Oek.    u.  Stat.,  | 

;p.  Bd.,  Jena  vjmK  s.  ,i90(f:  —  />i>  Steuer- 1  1.  Geschlchte.  Die  Entstehung  der  M- 
frage  der  Genosse nschaßen  behandelt  ,L  Wer-  1  biliarsteuer  in  Frankreich  verknüpft  sich  mii 
nirke  im  Fiimnzarchiv  Bd.  1',  flfi9S)  S.  i-»/-^^.  ,  den  Versuchen  der  konstituierenden  Natiiiia!- 
Fcrner  Q,  Schanz,  Finanzarchiv  Bd.  s  a^<¥t;;  j  Versammlung,  die  Finanzen  des  Staates  nad 
»S.  245  f.  und  Bd.  ir,  (IS'.KS)  s.  üwff.  —  fV7>er '  der  Beseitigung  der  Abgaben  des  absolux^L 
die  Enticickeluiujstcndenzen  im  modernen  Klein-  Königtums  auf  neue  Steuern  ZU  begrundt-n 
handel:  Schriften  des  Vereins  jür  Sozialpolitik^  Vür  die  erste  Form  der  ergänzenden  dirxrktefl 
Bd.  98  S.  l.i7f.  (namentlich  die  Referate  von  i  Besteuerung  neben  der  Grundsteuer  war  em- 
W.  Sombartj  K.  Rathgen  und  Rocke).  —  I  scheidend  die  allgemeine,  durch  die  Vergantren- 
Ceber  die  preuss.  Waren  haussteuer:  iVrA  rf/ «7.  '  heit  gerechtfertigte  Scheu  vor  einer  der  Will- 
d.  pr.  Abg.-H.  19.  Legisl.-Per.  Session  II  (19m. !  kür  der  Steuerorgane  überlassenen  Veranlagung' 

—  Veber  die  Verhandlungen  der  Är^^^toMfr  1  Und  der  mit  den  Revolutionsideeen  grossgezotfen^ 
Generalversammlung  des  Vereins  für  Sozial-  I  Hass  selbst  ge^en  ein  gesetzlich  umgrenzto 
Politik:  M,  Biermer,  Jahrb.  f.  yat.-Oek.  ,/«(/ i  Eindringen  in  die  Einkommens- und  Vermögen- 
Statistik,  19.  Bd.,  Jena  i9oo,  s.  s.',nß.  —  Veber ,  Verhältnisse  des  freien  Bürgers. 

das  Hausiergeicerhe :    Schriften    den    Vereins  für  Schon    l**    Monate    nach    Einführung    dtT 

Sozialpolitik  Bd.  77—s.s,  'ferner  IF.  Stieda,  Contribution  fonci^re  wurde  in  Anknüpfung  an 
das  Ilansiergeiverbe  in  Deutschland,  Vortrag  ge- '  frühere  Einzelversuche  für  die  Belastung  (le> 
halten  in  der  Gehe- Stiftung,  Dresden   1899.  —   revenu  mobiller  ein  diesen  Stimmungen  am?e- 

—  Dei'selhe:  Referat' auf  der  Breslauer  (?<»»/..  |  passter  Weg  beschritten.  Ein  Dekret  vom  IH. 
rahersammlung  des  Vereins  für  Sozialpolitik,  Januar  uud  18.  Februar  1791  griff  ZU  diesem 
Bd.  98,  S.  102 ff.  —  M.  Bierm^\  Art.  ^Mittel-  \  Zwecke  ausser  einer  Personalabgabe  im  Wert 
Standsbetregung«,  Hdirb.  d.  St.  1.  A.  2.  Suppl.-Bd.,  dreier  Arbeitstage  einige  in  die  Augen  fall^^nde 
S.  6^4  ff.  <  äussere  Wohl  Staudsmerkmale   ( Wohnungsmifte, 

M,  Biermer.      \  Dienstboten.  Pferde,  Maultiere)  heraus  und  ver- 
suchte das  wichtigste,  die  Wohnungsmiete,  neben 
I  einer  3  prozentigen  Aufwandsteuer  (cote  d'habi- 

I  tation)  zur  Grundlage  einer  Einkommensbesteui- 

I  rung  (cote  mobiliere)  zu  machen,  während  die 

MobiliarstOnor.  i  anderen    Objekte    mit    kleineu    spateren    £r- 

.  T     T^•       ^r    1  •!•  I  gänzungen  einer  damals  und  für  die  Zukunft 

Einleitung.       1     Die     M  0  b  1 1 1  a  r  s  t  e  u  e  r  |  unfruchtbaren  direkten  Luxussteuer  unterworfen 

in  Frankreich.     1.  Gosehichte.    2.  Geltender  '  wurden.     Doch  erwies  sich  trotz   eines  jruten 

Rechtszustond.      3.    Statistik.      11.    Die    Mo- 1  Kernes   der   Versuch  solcher   mittelbaren   Ein- 

biliarsteuer  in  Elsass-Lothringen.  HI.    kommensteuer  als  unhaltbar.     In  richtiger  Er- 

Beurteilung.    IV.  Reformen.  !  kenntnis  der  ungleichen  Bedeutung  des  Miet- 

Einleitung.      Die    Mobiüarsleuer    deckt   auf wandes  für  die  Grösse  des  Einkommens  waren 

sich  keineswegs   mit    einer  als  Vermöerens- '  zwar   die    zur    Feststellung    des    Einkommen> 

oder  Aufwandstouer  aedachtnn  Bosleuerung  |  dienenden   Multiplikatoren   mit  der  Höhe   des 

des  Mobiliars  im   üblichen   Sinn,   d.h.   der   'Äl    '^*"'*'''    m-""*  ?      '^  V  •  ^^^t'    ^^^a^'I 

Ausstattung    der    Privatwohnung,    wie    sie  ^^ii^i^'^^^^ 

T-»     .     T^"  1     •  1  11    11    "\      1     m  -1  ,  "iiicntio^en  sogar  gestattet,  von  der  mit 0.00  « 

z.  B.  m  Belgien  und  Holland  als  Teil  dieses  fiktiven  Einkommens  erhobenen  Stener 
der  sogenannten  Personalsteuer  vorkommt,  den  Immobiliarsteuerbetrag  abzuziehen,  aber 
Ihr  Begriff  muss  vielmehr  aus  der  Steuer- 1  die   Unfertigkeit  der  damaligen  Verwaltung«- 
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Organisation,  die  manj^elnde  Einheitlichkeit  und 
X)urchsichtigkeit  des  Steuerkomplexes  und  wahr- 
$4cheinlich  auch  die  Gehässigkeit  einer  schein- 
l>aren   Progressivsteuer   veranlassten    erst   (29. 
J^ovemher  1793)   die   Herabsetzung  der  beiden 
iin    die  Miete  sich  anlehnenden  Steuern,  dann 
"Stillschweigend  1794  den  Verzicht  auf  dieselbe, 
^ach    fruchtlosen   Versuchen    1795    und    1797 
führte  hierauf  ein  G.  v.  23.  Dezember  1798  die 
liilobiliarsteuer  in  der  noch  jetzt  giltigen  Form 
als    eine   blosse  Mietaufwandstener   ein,   wobei 
zwar  der  Name  der  Steuer  von  1791  beibehalten, 
jedoch  jeder  Rückschluss  auf  das  Einkommen 
aufgegeben  wurde.   Da  ihr  dabei  gegenüber  den 
anderen  Elementen   der   ergänzenden   direkten 
Besteuerung  (Personalsteuer,  Luxussteuern,  Be- 
soldnngssteuer)  unter  einem  Gesamtsoll  von  30 
Millionen  Francs  nur  der  Betrag  von  5,6  Mil- 
lionen, also  eine  ganz  unbedeutende  Rolle  zu- 
gewiesen war,  so  wurde  gleichzeitig  das  frühere 
Recht   der    Anrechnung    der    Imraobiliarsteuer 
aufgehoben.    Durch  das  gleiche  Gesetz  erhielt  j 
die  Mobiliars  teuer  die  ihr  noch  heute  anhaftende 
Eigenschaft  einer  Repartitionssteuer. 

Der  schwerwiegenden  Feststellung  der  Ver- 
teilungsmassstäbe für  die  Departements,  Arron- 
dissements  und  Gemeinden  waren  die  Be- 
mühungen der  nächsten  Jahrzehnte  gewidmet. 
Nachdem  zunächst  1798  für  die  Oberverteilung 
der  rohe  und  willkürliche  Weg  einer  Kom- 
bination von  Seelenzahl  und  Gewerbesteuer- 
ertrag benutzt  und  nur  für  die  Veranlagung 
iu  den  Einzelgemeinden  der  Mietwert  zu  Grunde 
gelegt  wurde,  ordnete  das  Finanzgesetz  vom 
23.  Juli  1820  wegen  der  ausserordentlich  ver- 
schiedenen EntWickelung  des  Gewerbewesens 
an,  dass  auch  von  oben  herab  die  Verteilung 
nach  den  Mietwerten  der  Bezirke  zu  erfolgen 
habe.  Aber  die  Bestimmung  dieser  Summen 
»elbst  stiess  auf  unerwartete  und  nach  mehr- 
fachen Erhebungen  keineswegs  überwundene 
Schwierigkeiten,  obwohl  es  der  Steuerverwaltung 
gelang,  die  Gesamtsumme  des  belastbaren  Miet- 
aufwands allmählich  genauer  zu  erfassen  (1820 
155.  1828  384  Millionen  Francs). 

Das  G.  V.  21.  April  1832  verteilte  deshalb 
aufs  neue  die  Kontingente  willkürlich  je  zu 
einem  Drittel  nach  dem  letzten  Ertrage  der 
1831  vorübergehend  selbständig  gemachten 
Personalsteuer,  nach  den  Steuerkontingenten 
von  1830  und  nach  den  eben  katastrierten  Miet- 
werten. Seit  dieser  Massregel  kam  eine  ge- 
setzliche Repartition  nicht  mehr  zu  stände; 
zwar  bestimmte  das  gleiche  Gesetz  von  1832, 
dass  künftig  alle  fünf  Jahre  eine  Revision  der 
Kontingente  der  Departements  erfolgen  sollte, 
aber  da  die  ersten  Termine  trotz  mehrfacher 
Vorlagen  wegen  des  allgemeinen  Widerstandes 
fruchtlos  verflossen,  so  griff  schliesslich  ein  G. 
v.  4.  August  1844  zu  dem  bei  dieser  Lage 
einzig  möglichen,  aber  durchaus  unzureichenden, 
von  den  Gesetzgebern  viel  zu  optimistisch  be- 
urteilten Mittel,  auf  eine  durchgreifende  Revision 
zu  verzichten,  aber  die  bisherige  Starrheit  der 
Kontingente  wenigstens  dadurch  zu  brechen, 
dass  neuentstehende  Wohnuntren  nach  drei 
Jahren  dem  Einzel-  und  Hauptkontingente  mit 
5^0  des  Mietwertes  zugeschrieben,  abgebrochene  j 
vom  nächsten  Jahre  an  abgeschrieben  werden  | 
sollten.  Diese  Bestimmung  ist  die  einzige,  der , 
eine  automatische,  von  den  Finanzgesetzeu  un-  1 


abhängige  Steigerung  des  Gesamtsteuerauf- 
kommens zu  danken  ist. 

Ein  1831  gemachter  Versuch,  die  Personal- 
steuer als  Quotitätssteuer  von  der  Mobiliarsteuer 
zu  trennen,  um  letztere  trotz  Beibehaltung  des 
Repartitionscharakters  sowohl  im  ganzen  als 
auch  besonders  im  Verhältnis  der  Departements 
zu  einander  gleichmässiger  und  ergiebiger  ge- 
stalten zu  können,  musste  wegen  des  Wider- 
standes gegen  den  durch  diese  Reform  ge- 
steigerten Einfluss  der  Staatssteuerbehörden  und 
wegen  der  Angriffe  auf  die  zu  erwartende  Er- 
höhung der  Persoualsteuer  schon  nach  einem 
Jahre  wieder  aufgegeben  werden.  (G.  v.  21. 
April  1832.) 

Seitdem  ist  an  den  Hauptgrundsätzen  der 
Gesetzgebung  und  Steuerverwaltung  nichts  mehr 
verändert  worden,  obwohl  schon  seit  Jahrzehnten 
in  zunehmendem  Masse  die  Parteien  und  die 
Wissenschaft  Fortbildungen  im  Sinne  einer 
Aenderung  des  Steuercharakters  oder  der  Steuer- 
technik fordern  (s.  unten  sub  III  und  IV). 

2.  Geltender  Rechtszustand.  Derselbe 
beruht  im  wesentlichen  auf  dem  mehi'fach 
citierten  Gesetz  von  1832  und  den  späteren 
Verordnungen  und  Entscheidungen  der  Ver- 
waltungsbehörden. 

Die  Mobiliarsteuer  ist  eine  Repartitions- 
steuer, deren  jährlicher  Betrag  im  ganzen 
imd  einzelnen  nicht  direkt  bestimmt  wird, 
sondern  von  der  Feststellung  der  Personal- 
Steuer  abhängt.  Diese  wird  auf  Gnmd  des 
von  den  Generalräten  fiir  jede  Gemeinde 
angesetzten  Personalsteuersatzes  (Wert  dreier 
Arbeitstage,  höchstens  AJjO  Francs)  und  der 
vom  Municipalrate  bestimmton  Zahl  der 
Steuerpflichtigen  in  der  betreffenden  Ge- 
meinde berechnet  und  von  dem  derselben 
Gemeinde  durch  den  Generalrat  auferlegten 
Gesamtkontingent  der  Personalmobiliarsteuer 
abgezogen,  worauf  der  Rest  den  Betiug  der 
Mobiliareteuer  bildet.  Diesem  letztei-en  fallen 
allein  die  Zusehläge  für  allgemeine,  depar- 
tementale  und  kommunale  Zwecke  zm*  Last. 

Die  subjektive  und  objektive  Steuer- 
pflicht ist  folgendermassen  umgrenzt.  Der 
Mobiliarsteuer  unterworfen  ist  jeder  im  Voll- 
besitz seiner  Rechte  stehende  Einwohner, 
d.  h.  nach  der  Praxis  nicht  sowohl  der 
privatrechtlich  Disposition sfähigo,  als  jeder 
durch  Vermögen,  Gewerbebetrieb  und  sons- 
tigen Erwerb  wirts(;haftlich  Selbständige. 
Von  dieser  auch  die  Ausländer  umfassenden 
Pflicht  sind  ausgenommen  die  nicht  einhei- 
mischen Vertreter  fremder  Staaten  im  Falle 
der  Reciprocität  und  die  vom  Armenamte 
unterstutzten  Personen.  Weiter  sind  befreit 
die  Offiziere  und  Beamten  der  Ijand-  und 
Seemacht,  die  Offiziere  des  General stabs 
und  der  Aushebungsbehörden,  die  Vorstände 
der  Zollämter  und  die  Gendarmerie,  sofern 
sie  nicht  freiwillig  eine  eigene  Wohnung 
für  sich  und  ihre  Familie  liaben.  Offiziere 
>ohne  Truppe«  geniessen  das  Vorrecht  nicht. 
Zu  diesen  von  jeher  bestehenden  Vergüns- 
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tigungen  tritt  seit  G.  v.  17.  Juli  1889  und 
8.  August  1890  hinzu  die  Befreiung  der 
Eltern  von  mindestens  7  lebenden  minder- 
jährigen KindeiTi,  wenn  der  Gnmdbetrag 
von  deren  Personalmobiliarsteuer  10  Francs 
nicht  überschreitet. 

Befreit  können  weiter  wenlen  gering 
Bemittelte  überhaupt,  wenn  und  soweit  der 
Municipalrat  von  der  ihm  unbestritten  und 
mit  Ausschluss  jedes  Beschwerderechts  zu- 
stehenden Befugnis  Gebrauch  zu  machen 
beschliesst  Die  Gew^ohnheit  solcher  Ent- 
lastung der  unteren  Klassen,  deren  Umfang 
infolge  der  Decentralisation  der  Kompetenz 
nicht  genau  bekannt  wii'd,  ist  bei  Personal- 
wie  Mobiliarsteuer  seit  langem  weit  ver- 
breitet. 1891  gewährten  von  85  Städten 
mit  über  20000  Seelen  angeblich  nur  10 
keine  Erleichterungen.  Dieselben  gehen 
zumeist  nicht  von  festen  Grundsätzen,  son- 
dern nur  von  der  Lage  des  Einzelfalles 
aus;  häufig  haben  sie  die  Form  einer  nied- 
i-igeren  Einschätzung  der  kleinen  Wohnungen. 
1880  wurde  vom  Staatsrat  die  schon  länger 
bestehende  Uebung  genereller  Freilassung 
der  Mietwerte  unter  einem  bestimmten  Be- 
ti-ag  als  rechtmässig  anerkannt. 

Die  Steuerpflicht  bemisst  sich  zeitlich 
nach  dem  1.  Januar,  örtlich  nach  der  Zuge- 
hörigkeit der  Wohnung  bezw.  der  Wohnungen, 
bei  erfolgtem  Wechsel  nach  der  Zugehörig- 
keit der  neuen  Wohnung ;  sie  ist  unabhängig 
von  der  thatsächlichen  Benutzung,  sofern 
nur  das  Dispositionsrecht  über  die  Wohnung 
vorhanden  ist.  Tod  macht  die  Erben,  heim- 
licher Abzug  des  Mieters  den  Vermieter 
für  die  im  betreffenden  Jahre  fällige,  nicht 
bezahlte  Steuer  haftbar.  Aehnliche  Siche- 
rungen des  Fiskus  bestehen  dem  Vermieter 
gegenüber  z.  B.  bei  Unterlassung  der  ihm 
obliegenden  Anzeige  eines  vertragsmässigen 
Wohnungswechsels  und  beim  Vermieten 
möblierter  Wohnungen. 

Steuerobjekt  ist  die  persönlichen 
Zwecken  dienende  (daher  möblierte)  Woh- 
nung, gleichviel  ob  dieselbe  als  Amtswoh- 
mmg  in  öffentlichen  Gebäuden  liegt,  ob  sie 
dauernd  oder  nur  vorübergehend,  ganz  oder 
teilweise  bewohnt  wird.  Bei  Vermietung 
möblierter  Wohnungen  wird  der  Mietwert 
des  Mobiliars  abgezogen.  Steuerfreiheit  ist 
nur  den  unfreiwillig  leerstehenden  Woh- 
nungen, dann  den  amtlichen,  beniflichen, 
gewerblichen,  landwirtschaftlichen  Zwecken 
dienenden  Räimien  gewährt,  sofern  sie  sich 
von  den  persönlichen  Wohnräumen  trennen 
lassen. 

Als  Massstab,  nach  dem  die  persön- 
liche Steuerpflicht  mit  den  Steuei  Objekten 
verknüpft  wird,  gilt  im  allgemeinen  der 
Mietwert  der  Wohnung  (valeur  locative 
d'habitation  personelle).  AVährend  diese 
Vorschrift   bequem   anwendbar   ist   in .  Ge- 


meinden, wo  viel  vennietet  wird,  wiitl  -2-=» 
unhaltbar  und  von  der  Gesetzgelmng  al- 
unhaltbar  anerkannt  in  allen  anderen  Fä!l«=ii. 
Die  Regienmg  gelangte  unter  dem  Einflu-?<i 
der  thatsächlichen  Uebung  schon  vor  l>öJ 
dazu,  subsidiär  andere  Gesichtspunkte  der 
Einscliätzung,  z.  B.  nach  den  Ergebniaet-D 
der  Grundsteuerkataster,  vor  aUem  ai^r 
nach  dem  aus  äusseren  Eindrücken  si«  h 
etwa  ergebenden  Einkommen  oder  Ver- 
mögen (facultt^s  presumees  des  contri- 
buables)  zu  dulden,  und  konnte  auch  seit- 
dem diese  in  der  Natur  der  Sache  lie^nde 
Praxis  nicht  beseitigen,  obwohl  damit  liea 
verliassten  willkürlichen  Steuermerkmalea 
Raum  gegeben  war.  Es  kann  auch  diu*  aL> 
eine  Selbsttäuschung  betrachtet  werden,  wem: 
die  Rechtsprechung  diesen  anderen  Maß- 
stäben nur  das  Gewicht  einer  Hilfe  lie: 
Erfassung  des  Wohnungsmiet wertes  U'^i^r- 
legt  wissen  will. 

Hieraus  ei-giebt  sich,  dass  die  in  der. 
Einzelgemeinden  verwendeten  Kataster  aar 
für  die  Unterverteilung  der  Steuer,  aljer 
weder  für  eine  neue  Gesamtrepartition  noch 
als  Anhaltspunkt  für  die  konkreten  Auf- 
wands- oder  Vermögens  Verhältnisse  brautb- 
bar  sind,  Uel»er  die  heutige  AnwenduDi: 
der  vei-schiedenen  Veranlagiingsmassötäl-e 
siehe  unten  sub  3. 

Die  Verteilung  des  jährlichen  KontingeiiT< 
auf  die  so  festgestellten  Gnmdlagen  hat  im 
allgemeinen  proportional  (au  cientime  le 
franc)  zu  erfolgen.  Eine  wichtige  principielle 
Ausnahme  von  dieser  Regel  sowie  von  dt»r 
gewöhnlichen  Erhebung  der  Personalmobi- 
liarsteuer ist  für  Octroigemeinden  zu- 
gelassen. Schon  diux'h  G.  v.  24.  April  ISj.Hx 
dann  durch  das  von  1832  ist  diesen  im  Ad- 
schluss  an  frühere  ähnliche  Privilegien  das 
Recht  gegeben,  die  PersonalmobLUarsteu^ 
ganz  oder  teilweise  auf  das  Octrgi  zu  über- 
nehmen, wobei  die  bezüglichen  Besehlüss** 
der  Genehmigimg  durch  ein  Dekret  unter- 
liegen. Sie  können  dabei  die  kleinen  Mieten 
ganz  von  der  Mobiliarsteuer  freilassen  luii 
die  übrigen  proportional  heranziehen  oder, 
wie  schon  vor  1832,  seit  dem  Finanzge^tx 
vom  3.  Juli  1846  eine  Progressivskala  (tarif 
gradue  en  raison  de  la  progression  ascen- 
dante  des  loyers)  anwenden,  die  jedoch  in 
ihren  höchsten  Stufen  den  primär  zu  be- 
rechnenden proportionalen  Steuerfuss  nicht 
übersteigen  darf.  (Instruktion  vom  5.  Sep 
tember  1860 ;  vgl.  die  belelu-ende  Staatsrats- 
entscheidung vom  21.  Juli  1876,  die  sieh 
gegen  die  stärkere  Progression  in  Paris 
wendet.)  Neuerdings  benutzen  die  Gemein- 
den diese  Möglichkeit,  die  unteren  Klassen 
von  einer  direkten  Steuer  zu  entlasten, 
immer  weniger.  Von  25  Orten,  die  18^3^1 
dieses  Recht  gebrauchten,  darunter  3  mit 
Anwendung    progressiver     Sätze,     ist    die 
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Kahl  dieser  sogenannten  villes  redimees 
X  887  auf  16,  1850  auf  10,  1861  auf  8,  nach 
T-  87 1  auf  6  zurückgegangen  (Paris,  Versailles, 
Lyon,  Marseille,  Cherbourg,  Lorient).  1891 
AÄraren  es  nur  noch  die  zwei  erstgenannten. 
Tn  beiden  Städten  ist  die  durch  das  Octroi 
gtKieckte  Summe  allmählich  immer  mehr 
gesimken,  z.  B.  in  Paris  von  (1804)  4,9  (^= 
S4  ^/o)  bis  auf  (1899)  4,6  Millionen  Francs 
(=  14®/o  der  Personalmobiliarsteuer  samt 
allen  Zuschlägen).  Nur  Paris  benutzt  noch 
jetzt  eine  in  ihrem  höchsten  Satz  alljährlich 
^w^echselnde ,  im  übrigen  ziemlich  stabile 
Degressivskala  bei  der  Verteilung  des  übrig- 
bleibenden Mobiliarsteuerkontingents.  Es 
iwaren  dort  z.  B. 


befreit 
Wohnungen 
im  Kataster- 
anschlag ^) 

bis  zn 

Pres. 

200 
250 
400 
400 
400 
400 


die  Grenzen 

der 
Degression 


die  Normal- 
sätze erreicht 
bei  einem 
Kataster- 
anschlag ^) 
von  Frcs. 

800 
I  500 
1  500 

900 
I  000 

1  IC» 


Seit  1860  hat  sich  die  Mobiliarsteuer  als 
ziemlich  elastisch  erwiesen.    Bei  den  Zahlen 
für  1899  (Voranschlag)   kommt   die  Herab- 
setzung  der  Grundsteuer   mit   in  Betracht. 
Noch  mehr  fällt  das  Gewicht  der  Mobiliar- 
steuer in .  die  VVagschale ,»  wenn    man   die 
I  Zuschläge  (für  Staats-,  Departements-,  Ge- 
'  meindezwecke)  zu  ihi*  mit  in  Rechnung  zieht. 
1 1899  w^urde  an  Personalsteuer  17,6  Millionen 
;  Francs,  dagegen  an  Mobiliarsteuer  155,1  er- 
I  hoben,  davon  78,2  für  den  Staat. 

Die   Zahl    der  Mobiliarsteuerpflichtigeu, 
I  bei  der   übrigens   in   mehreren  Gemeinden 
besteuerte  Personen  auch  mehrfach  gezälilt 
I  sind,  ist  Niel  stärker  gewachsen  als  die  Be- 
völkerung (letztere  1831  bis  1896  um  16^/0). 
I  Die  Zahl  der  cotes  w^ar  in  1000 


1829  4254 
1844  5206 
1859    5  754 


1881  6518 
1891  6890 
1898    7062 


1850  200  2,5—5,5 

1866  250  3—9 

1872  400  4— 10,75 

1883  400  6,5—10,05 

1891  400  6,5—11,74 

1896  400  6,5—12,58 

3.  Statistik.  Die  ßeformversuche  der 
letzten  Jahre  sind  auch  der  Statistik  zu 
gute  gekommen,  die  vorher  ungenügend  war. 
Das  Wachstum  der  1798  auf  5,5  Millionen 
veranschlagten  und  1820  ca.  15  Millionen 
Francs  ergebenden  Mobiliarsteuer  seit  1832, 
-wo  zum  letzten  Male  allgemeine  grössere 
Entlastungen  des  Gesamtkontingents  ein- 
traten, und  ihre  finanzielle  Bedeutung  unter 
den  grossen  direkten  Staatssteuern  zeigen 
folgende  Zahlen: 


Grundbetrag  (Millionen  Frcs.)  der 

4  alten 

Personal- 

Mobiliar- 

Tt 

direkten 

mobiliar- 

Steuer 

Steuern 

steuer 

allein 

>£C 

1837 

240,4 

.  34,0 

21,5 

9 

1860 

253,0 

35,3 

22,5 

9 

1860 

278,9 

37,6 

23,6 

8 

1880 

335,6 

52,2 

35,8 

11 

1892 

356,7 

64,8 

47,6 

13 

1899 

355,8 

71,6 

54,0 

15 

'}  Eatasteranschlag  : 
Mietwertes. 


80%  des  wirklichen 


Wenn  die  Zahlen  vergleichbar  sind  und 
nicht  auch  die  von  den  Gemeinden  kraft 
eigenen  Rechts  befreiten  einschliessen,  so 
würde  sich  •  daraus  (und  ähnlich  bei  der 
Personalsteuer)  ein  sparsamerer  Gebrauch 
der  Befreiungen  ergeben.  Von  allen  Haus- 
haltungen (1851  8,86,  1861  9,05, 1886  10,58, 
1891  10,74  Millionen)  fallen  übrigens  auch 
heute  nur  '^'3  unter  die  Mobiliarsteuer.  Der 
Steuernachlass  auf  Grund  des  Gesetzes  von 
1890  (s.  oben  sub  2)  betrug  1898  0,5  Millionen 
Francs. 

Der  Mietwert  ist  seit  den  Vergeblichen 
Versuchen  von  1820  bis  1841  erst  1887  bis 
1889  gleichzeitig  mit  der  Anfertigung  des 
neuen  Gebäudekatasters  \md  zwar  diesmal 
notorisch  mit  gutem  Erfolg  festgestellt  wor- 
den. Zum  Vergleich  dienen  die  älteren 
unvollkommenen  Daten.  Die  valeurs  loca- 
tives  wurden  berechnet  in  Millionen  Francs : 
1831  zu  393  (Erhebung),  1841  zu  427  (Erhe- 
bung), 1856  zu  512  (Fortschreibung),  1889  zu 
1572  (Erhebung),  1894  zu  1603  (Fortschrei- 
bung),   1899  zu  2040  (offizielle  Schätzung). 

Besonderes  Interesse  gewährt  endlich  die 
den  Budgetberatungen  von  1891  beigegebene 
Tabelle  über  die  Art  der  Veranlagung  der 
Mobiliarsteuer  im  Jahre  1884,  cUe  heute 
noch  zutreffen  wird.  Damals  waren  veran- 
lagt nach  dem 


Grundstücks- 
kataster, Verkaufs-  Mietwert 
Mietwerte  selbst  wert,  Mietwert,  aber     kombiniert  mit 
ohne  genaueren      facultas  pr^sum^es 
Anschluss  an  diesen 


Gemeinden 
Steuerpflichtige 
Gnmdbetrag  der 
Mobiliarsteuer 


2340 
I  733  CX)0 


24304000  Fr. 


1657 
238000 

731  000  Fr. 


18664 
2684000 

8350000  Fr. 


nach  den 

facultes  presumees 

aUein  (verschiedene 

Merkmale) 

13446 
I  981  000 

6  207  000  Fr. 
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IL  Die   Mobiliarsteuer  in   Elsass-Loth- 
ringen. 

In  Elsass-Lothringen  ist  die  ältere 
französische  Gesetzgebung  nach  1871  im 
wesentlichen  unberührt  geblieben.  In  ahn 
lieh  grossem  Umfang  wie  in  Franki-eich 
musste  hier  von  der  Repartition  nach  dem 
Mietwert  abgesehen  und  die  Steuerpflich- 
tigen ausser  in  den  grösseren  Städten  nach 
Massgabe  des  Einkommens  oder  Wohlstands 
eingeschätzt  werden.  Auch  hier  sind  die 
minder  bemittelten  Klassen  weitgehend  ent- 
lastet. 

Für    Staats-,    Bezirks-    und    Gemeinde- 
zwecke wurden  erhoben  (in  1(XM>  M.)  an 
1876       1890 


Personal-Mobiliarsteuer      2  609      3  083      3  572 
Mobiliarsteuer  allein  2044      2480      2945 

direkten  Steuern  15  544    17663    20260 

Dem  Grundbetrag  nach  ergaben  (in  1000  M.) 

1876  1890  1898 

die  vier  direkten  Steuern  8622  9  379  10771 

„  Personal-Mobiliarsteuer  i  310  1  483  1  680 

davon  Mobiliarsteuer            745  879  1 262 

das  Kontingent  Strassburgs  149  205  248 

„           „         Mttlhausens     81  -122  153 

Von  dem  Vorrecht  der  Octroigemeinden 
haben  seit  Jahrzehnten  Strassburg  und  Mül- 
hausen,  neuerdings  auch  Colmar  Gebrauch 
gemacht.  Strassburg  brachte  aus  Gemeinde- 
mitteln bis  1892  27  00ii,  seitdem  44  8(J0 
Mark,  MiUhausen  nur  40iK),  Colmar  fjOOO 
Mark  auf.  Ueberall  bleiben  die  Mietwerte 
hinter  der  Wirklichkeit  zurück  imd  die 
kleinsten  Mieten  ganz  fiei  (in  Strassburg 
bis  zu  160  Mark).  Strassburg  hat  nur  eine 
ganz  bescheidene  Degression ;  ffir  die  ersten 
160  Mark  7^/o,  für  den  üeberschuss  einen 
nach  Bedarf  wechselnden  höheren  Satz,  z.  B. 
1898  8,397  ^/o.  Mülhausen  dagegen  erhebt 
schon  lange  die  Steuer  noch  einem  von  3 
bis  25^/0  des  fiktiven  Mietwerts  steigenden 
Tarif,  ähnlich  jetzt  Colmar.  Die  Gemeinde- 
ordnung von  1895  §  57  Z.  2  lässt  solche 
progressive  Sätze  ohne  Beschränkung  zu. 

IIL  Beurteilung. 

Bei  der  Beurteilung,  die  sich 
gleichzeitig  auf  Frankreich  und  Elsass- 
Lothringen  erstrecken  kann,  ist  davon  aus- 
zugehen, dass  auch  die  Mobiliarsteuer  für 
sich  keinen  einheitlichen  Steuertypus  dar- 
stellt. Entspi^chend  der  Verschiedenheit 
der  Veranlagungsmassstäbe  erscheint  sie 
in  beiden  Ländern  bald  als  Älietaufwand-, 
bald  als  Wohlstandssteuer. 

Wo  sie  nach  den  Mietwerten  wh^klich 
verteilt  wird  (nur  in  den  gnisseren  Städten) 
ist  dieser  Aufwand  mangels  regelmässiger 
Katastererneuerung  niu*  teilweise  und  un- 
gleichartig erfasst  und  das  Verhältnis,  in 
dem  die  bezahlte  Miete  zur  Leistungsfähig- 


keit steht,  nur  ganz  unvollkommen  ber&zk- 
sichtigt.  Insbesondere  widerspricht  dem 
deutschen  Gefühl  das  Festhalten  an  janfOT- 
tionalen  Steuersätzen  auch  für  die  höehKiea 
Mietaufwendungen.  Die  teilweise  Telier- 
nahme  der  Steuer  auf  das  Octroi  bedeine: 
in  der  Kegel  mu-  eine  formale  Entlai^tuDc 
der  unteren  Klassen. 

Wo  vom  Mietwert  abgesehen  und  «iie 
Steuer  analog  der  preussischen  ehenialigeci 
Klassen  Steuer  nach  allgemeinen  AVoblsUndü- 
uud  Besitzmerkmalen  veranlagt  wird  (in  9i» 
oder  mehr  Prozenten  aller  Gemeinden  1 
scheint  zwar  die  Steuerlast  gleichmässig^r 
verteüt  zu  sein,  aber  nur  dank  der  disläv- 
tionären  Thätigkeit  der  örtlichen  Steuerver- 
teiler,  die  seitens  der  Steuerpflichtigen  unan- 
gefochten bleibt,  weil  es  sich  nur  um  die 
Repartition  bestimmter  und  meist  relativ 
kleiner  Summen  handelt  und  ein  erheblicher 
Teil  der  Steuer  in  den  kleineren  Gemeinden 
diuxjh  die  Personalabgabe  gedeckt  wir! 
Immerhin  sind  von  diesem  Vorgehen  un- 
trennbar grobe  Irrtümer  über  den  Wohl- 
stand namentlich  der  Reichen,  ja  ein  Miss- 
brauch der  schrankenlosen  Freiheit  zu 
Gunsten  der  höheren  Klassen. 

El»enso  gross  sind  die  Mängel  der  Mol4- 
liarsteuer,  wenn  man  ihre  Verteilung  über  da& 
ganze  Staatsgebiet  prüft    Jede  Repartitions- 
steuer  setzt,  um  gleichmässig  vertc^ilt  wer- 
den zu  können,  gleichwertige  und  in  regel- 
mässigen Perioden  erneuerte  Kataster  vor- 
aus.   Beides  fehlt  in  Elsass-Lothringen  wie 
in  Frankreich.     Schon  die  letzte  allgemeine 
Vei-teihmg  der  Hauptkontingente   um    1n;^2 
war  willkürlich.    Katasterrexisionen  sind  nie 
zu  Stande  gekommen.     Auch  die  jetzt  schon 
wieder  veraltete    französische  Einscliätzune 
der  8Uer  Jahre  ist  unbenutzt  geblieben,  ol»- 
wohl  sich  die  Ungleich  mässigkeit  der  I.äsI 
durch    die    Zunahme    der    Zusehläge    zum 
Gnmdbetrag  der  Steuer  verstärkt  hat.     An 
dem  1889  festgestellten  Mietwert  bemessen, 
dessen   Benutzung  für  die   Kontingentsver- 
teilung freilich  wegen  der  örtlich  verschie- 
denen   Bedeutung   des   Mietaufwandes  ge- 
wisse Korrekturen    erfordert   hätte,   trugen 
1891  59  französische  Departements  mehrak 
den   ihnen   hiernach  zukommenden  Grund- 
betrag desPersonal-  Mobiliarsteuerkontingents; 
darunter  19  um  20*^/o  zu  viel,   andererseits 
unter  den  23  anderen  4  um  mehr  als  20*^.0 
zu  wenig.     Bei  den  Departements  variiert 
die  Belastung  ums  Doppelte,  bei  den  Arron- 
dissemeuts  ums  Dreifacne,  bei  den  Kantons 
ums   7— 8 fache,   bei   den   Einzelgemeinden 
ums  50  fache  des  niedrigsten  Durchsclinitts- 
satzes. 

Die  33000  Gemeinden  bis  20<X)  Seelen 
{=  92^.0  aller  Gemeinden  mit  55^.0  der 
Bevölkerung)  waren,  wenn  man  sie  in  einige 
Gruppen  zusammenfasst,  in  einem  mit  ihrer 
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Grösse  umgekehrten  Masse  überlastet,  die 
mittleren  Städte  ausserordentlich  bevorzugt. 
Die  ungleichmässige  Höhe  der  Mobiliar- 
steuer beruht  indessen  nicht  nur  auf  den 
Mangeln  des  Katasters,  sondern  auch 
auf  ihrer  zweckwidrigen  Yerkoppelung  mit 
einer  Quotitätssteuer,  die  je  nach  dem  un- 
korrigierbaren Belieben  der  General-  oder 
Bezirksräte  auf  dem  mechanischen  Wege 
einer  rohen  Haushaltssteuer  einen  mehr 
oder  minder  grossen  Teil  vorwegnimmt  In 
Frankreich  betrug  dieser  Teil  1891  43—21  ^/o 
des  Gesamtkontingents,  je  nach  der  Grösse 
der  Gemeinden  schwankend,  in  den  kleinsten 
am  höchsten,  in  45  sogar  den  ganzen  Grund- 
beti-ag  der  Doppelsteuer  deckend. 

Aus  vorstehendem  ergiebt  sich,  dass  in 
doppelter  Beziehung  die  staatlichen  Interessen 
verletzt  sind.  Einmal  werden  diu-ch  die 
Ungleichartigkeit  des  Massstabes  der  Indivi- 
dualrepartition  für  die  Verwaltung  die  Ueber- 
sicht  und  Refoiin vorschlage  erschwert;  so- 
dann fehlt  der  Steuer  die  Elasticität.  Sie 
folgt  nur  unzureichend  der  Bewegung  der 
Mietaufwendungen,  gar  nicht  derjenigen  des 
Wohlstands.  Die  grosse  *  Steigerung  beider 
ist  fast  spurlos  an  ihr  vorübergegangen ;  nur 
soweit  sie  sich  in  wertvolleren  Neubauten 
zeigte,  ist  sie  dem  Staat  zu  gute  gekommen. 
Der  Grundbetrag  der  Mobiliarsteuer  (ohne 
Pereonalsteuer)  machte  in  Prozenten  der 
besonders  erhobenen  valeurs  locatives  aus 
in  Frankreich  1828  5,5,  1856  4,4,  1891  nur 
3,U3,  in  Elsass-Lothriugen  1896  gar  nur  1,6, 
wenn  man  den  1895  festgestellten  Mietwert 
der  Wohngebäude  vergleicht. 

IV.  Reformen. 

Diese  grossen  Mängel  haben  in  beiden  LÄn- 
(lern  neuerdings  zur  Einsicht  in  die  dringende 
Keformbcdürftigkeit  der  Mobiliarsteuer  ge- 
filhrt.  In  Elsass-Lothringen  steht  — als 
Schlussstein  der  Modernisierung  der  direkten 
Besteuerung  —  ihre  völlige  Beseitigimg  auf 
dem  Programm  der  Regierung.  Diu-ch  G.  v. 
2.  Jidi  1898  ist  dieselbe  ermächtigt  worden, 
Kapitalerträge,  Löhne  und  Besoldungen  auf 
Grundlage  von  Fassionen  vorläufig  zu  ei-mitteln, 
um  genauere  Grundlagen  zu  gewinnen,  wie 
weit  und  in  welcher  iorm  diese  Quellen  als 
Ersatz  benutzt  werden  können.  Jene  Er- 
mittelungen sind  vollendet  und  so  bleibt  nur 
zu  hoffen,  dass  die  Aufhebung  der  Personal- 
Mobiliarsteuer  bald  zu  Stande  kommen  wird. 

Viel  schwieriger  liegen  die  Verhältnisse 
in  Frankreich.  Der  in  Elsass-Lothringen 
beschrittene  Weg  ist  hier  aus  naheliegenden 
Gründen  vei^schlossen.  Die  Reform  wird 
kompliziert  durch  die  Abneigung  gegen 
Steuerprogression,  durch  den  »frtichisme  des 
signes  exterieurs«,  durch  die  Scheu  vor  einer 
starken  Vei*schiebung  der  Steuerlast  zwischen 
Stadt  und  Land,  durch  den  engen  Zusammen- 


hang der  Departements-  und  Gemeindebe- 
steuerung mit  der  Staatsbesteuerung,  endüch 
durch  die  im  wesentlichen  politische  Frage 
der  Wahl  zwischen  Repartitions-  und  Quoti- 
tätssteuer. 

Seit  dem  letzten  Jahrzehnt  verquickt  sich 
die  Reform  der  Mobiliarsteuer  überdies  aufs 
neue  mit  der  Idee  einer  persönlichen  Be- 
steuerung des  Einkommens,  die  in  dreierlei 
Richtungen  Vertretung  findet.  Die  beiden 
ersten  haben  keine  Aussicht  auf  Ver- 
AÄ-irklichung.  Der  radikalste  Plan  sucht 
Ersatz  in  einer  Gesamteinkommensteuer 
mit  Fassionszwang  nach  deutschem 
Muster.  Dass  Frankreich  dafür  noch  lange 
nicht  reif  ist,  beweist  deutlich  der  Misser- 
folg Peytrals  (1888)  und  Doumers  (1896). 
Ebenso  hat  die  Kammer  den  grossgedachten, 
aber  unfertigen  Plan  Cocherys  1896  abge- 
lehnt, ein  impöt  sur  les  revenus  nach  eng- 
lischem Muster  statt  des  impöt  sur  le 
revenu  herzustellen,  wobei  der  in  einigen 
Punkten  verbesserten  Mobiliarsteuer  die  Auf- 
gabe der  stärkeren  Belastung  der  Wohlhaben- 
deren zugewiesen  war.  Am  aussichtsreichsten, 
weil  dem  Geist  der  Franzosen  am  konge- 
nialsten, ist  die  auch  im  Cocheryschen  Projekt 
von  1896  zu  Tage  tretende  Rückkehr  zu  den 
Ideeen,  die  die  Gesetzgeber  der  Revolution 
mit  der  Mobiliarstener  verbanden,  d.  h.  Ver- 
wandlung derselben  in  eine  Abgabe,  die  auf 
Grund  der  Miete  und  einer  Reihe  äusserlich 
sichtbaren  Luxusaufwendungen  die  Steuer- 
pflichtigen ungefähr  nach  ihrer  Wohlhabenheit 
erfasst,  dabei  die  Aermeren  schont  und  die 
Reicheren  etwas  stärker  trifft  Dahin  zielen 
die  von  einander  stark  abweichenden  Ent- 
würfe von  Dauphin  (1S87),  Burdeau  (1894), 
Cocherj'  (1S97),  Peytral  (1898).  Während 
Burdeau  und  Cochery  sich  darauf  beschränken, 
die  Miete  allgemein  ziur  Basis  der  Steuer  zu 
machen  (aber  ohne  Verzicht  auf  Repartition), 
die  verschiedene  Bedeutung  des  Mietauf- 
wands je  nach  der  Ortschafts-  und  Familien- 
gi'üsse  anzuerkennen  und  die  Reicheren 
durch  Zuschläge  nach  der  Zahl  der  Dienst- 
boten, der  Wagen  und  Pferde  stärker  zu 
treffen,  erkühnte  sich  Peytral  (und  in  primi- 
tiverer Form  Dauphin)  aus  der  Miete,  dem 
Halten  von  Dienstboten,  Wagen,  Pferden, 
Yachten  und  Luxushunden  ein  Einkommen 
zu  konstruieren,  das  bei  besonderen  Alimen- 
tationslasten  ermässigt  und  (bei  nietlrigem 
Existenzminimum)  preportionsd  besteuert  wer- 
den sollte.  Der  Kultus  der  äusserliohen 
Hilfsmittel  zur  Erfassung  des  Einkommens 
ist  hier  auf  die  Spitze  getrieben. 

Der  neueste  Vorschlag  Caillauxs  vom 
Mai  1900  zielt  ebenfalls  auf  eine  förmliche 
Einkommensteuer  ab,  mit  hohem,  nach  der 
OrtschaftsgrtJsse  steigendem  Existenzmini- 
mum (1000  bis  2500  Francs)  und  mit  Pro- 
gression.    Das  Einkommen    soll  mit  Hilfe 
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der  schon  vorhandenen  Hilfsmittel  amtlich 
geschätzt  werden,  ohne  die  Pflichtigen  selljst  \ 
irgendwie  in  Anspnich  zu  nehmen.    Ausser-  \ 
dem  wird  zur  Kontrolle  in  Orten  von  übf»rj 
o^XM)  Seelen  und  sonst,  wo  es  die  Verwal-  I 
tung   für   angezeigt   hält,    auf   Grund   der| 
Miete  mittelst  Multiplikation  ein  Einkommen  ' 
errechnet  das  massgebend  ist  wenn  nicht 
erstere  Schätzung  höhere  Summen   ergeben  - 
hat.    Von  dem  geschätzten  oder  errechneten  i 
Einkommen    sind   Abzüge   von   je    KM)    bis 
25()  Francs   statthaft   für  im  Haushalt  be- 
findliche  Ascendenten    oder    minderjähiige 
Kinder. 

Gleichviel  ob  die  Reform  in  einer  dieser 
vielen   Formen    zu    stände    kommen    wint 
bleibt  der  Versuch,  die  Leistungsfähigkeit 
aus  einzelnen,  zufällig  greifbaren  Ausgal)e-  j 
Posten  zu   bestimmen,   eine  Halbheit  voller 
Willkür.      Die    Mängel    werden    besonders , 
dann   zu  Tage  treten,  wenn  nicht   nur  die 
Personal-Mobiliarsteuer,   sondern    wie  jetzt, 
bei  Peytral   und  Caillaux  auch  die  längst ; 
zum  Tode  verurteilte  Thür-   und  Fenster- 1 
«teuer    (beide    zusammen    im   Staatsbudget , 
mit  jetzt  157  Millionen  Francs  figurierend)  | 
dadurch  Ersatz  finden  sollen. 

Litteratnr;  Siourm,  Les  fin.  de  Vancient  reg.  I.  \ 

—  d'Audiffret,  Systeme  ßn.  en  Fr.  I.  —  j 
Esquirou  de  Parieu,    Tratte  den  imp.  /,  //. 

—  Len^y^BeaulieUf  Traue  des  fin.  I.  —  E, 
Coherif  Reforme«  pratiqties  dant  le  regime  des 
impots.    —    de  Sablemontf    Reforme   sociale,  j 

IV.  Serie,  A>.  44.  —  Perroux,  Legislation 
des  contr.  dir.  (deutsche  Ausgabe  für  Elsass- 
Lothringen  von  Joppen).  —  Vignes,  Tratte 
des  imp.  en  Fr.  I,  II.  —  Voumiery  Tratte 
des  contr.  dir.  — «/.  TardleUf  Tratte  theorique 
et  pratique  des  contr.  dir.  —  DalloXf  Jurispr. 
generale  v.  imp.  directs.  —  Recueil  des  lots 
et  arrets,  1876,  II,  S.  S37.  —  Blochy  Dict.  de 
l'admin.  franq.  suppl.  —  L.  Say,  Dict.  des  fin. 

V.  Personelle  mobilikre,  Perequation,  Paris,  octroi. 

A.  Wagner,  Fin.  Wiss.  Bd.  III  und  Ergän- 
zungsheft.  —  v.  Hocky  Fin.-  Vene.  Frankreichs.  — 
V.  Kaufmann,  Fin.  Frankreichs.  —  v.  Reitzen" 
stein,  in  Sehr.  d.  Ver.  f.  Sozialp.  XII  und  in 
Jahrb.  f.  Not.  u.  Stat.,  N.  F.   VIII,  IX. 

Statistik  und  Reformpläne:  Boutin, 
Rapport  sur  les  rcsuUais  d'evalucUion  des  pro- 
jyrietes  baties.  (abgedruckt  im  Journ.  ofAc.  1890, 
7.  n.  10.  VII.  1890).  —  Renseignem  ents 
Statist,  relalifs  aux  contr.  dir.  1 — 10.  —  Bericht  der 
Budgetkommission  von  1891  (  Chambre  des  dep.  Ann. 
^ess.  ord.  1891,  I,  p.  144OJ}.)  sowie  die  spfiieren 
Verhandlungen  der  Kammer  (die  Entwürfe  sämt- 
lich im  Bull,  de  statistique  abgedruckt,  die 
Motive  freilich  meist  nur  sehr  verkürzt). 

Ueber  die  Einkommensteuerfrage  im 
besonderen  s.  ausser  letzteren  und  den  schon 
citierten  Werken  Chailley,  IHmpot  sur  le  rerenu. 

—  Ch,  Philippe,  De  l'impot  sur  le  revenu, 
6. ed.  —  Proces-verbaur  de  la  commission 
extraparlamentaire  de  l'impot  sur  les 
revenus.  Hier  in  (auch  selbständig  erschienen) 
Coste,  Rapport  general  presente  au  nom  de 
la    commission    etc.;    sodann    zusammenfassend 


Troe-ltach,  im  Handwörterbuch  der  Staatswisse»- 
schaßen,  1.  Auß.,  ASnppl.  Bd.  IL,  Art.  Fin- 
kommensteuer. 

Für  Elsass-Lothringen  rgl.  J 'erhft n d- 
lungen  des  Landesausschusses  189S  und  Ueijwnt- 
bergeVt  Beiträge  zur  Statistik  der  Stadt  Stras*- 
burg,  Ilejt  IV.  ' 

Troetiseh, 


Modelle,  Modellsehatz 

s.  Muster-  und  Modellschutz. 

Mohl,  Robert  Yon, 

geb.  am  17.  VIII.  17i)9  zu  Stuttgart,  gest.  am 
5.  XI.  iu  Berlin,  studierte  in  Tübingen,  Heidel- 
berg und  (xöttingen,  Miirde  1824  ausserordent- 
licher und  drei  Jahre  später  ordentlicher  Professor 
der  Staatswis.sensohaften  in  Tübingen,  überwarf 
Bich  beim  Kandidieren  als  württemberjj^ischer 
Kammerabj^eordncter  fttr  die  Stadt  Balingen  mit 
dem  damaligen  württem herrschen  Minister  de» 
Innern  Schlayer,  ward  seiner  akademischen  Lehr- 
thätigkeit  enthoben  und  wegen  „Unbotmässi«- 
keit"  als  Resrierungsrat  nach  Ulm  versetzt. 
Unter  Verzichtleistnng  auf  letztere  Stellung  trat 
Mohl  ans  dem  württembergischen  Staatsdienst 
und  folgte  1847  einem  Rufe  als  Professor  der 
Staats  Wissenschaften  nach  Heidelberg.  1848  ver- 
trat er  den  wttrttembergischen  Wahlkreis 
Mergentheim  in  der  Paulslurche,  wo  er  dem 
linken  Centrum  angehörte  und  am  9.  VIII.  IHfe^ 
Reichsjustizminister  des  Reichsverwesers,  Erz- 
herzogs Johann  von  Oester reich,  wurde.  Am 
17.  \.  1849  legte  er  dieses  Amt  nieder  und 
trat  wieder  in  seine  Heidelberger  akademische 
Lehrthätigkeit  zurück.  Verdient  machte  sich 
Mohl  noch  in  den  Jahren  1861  70  als  badischer 
Bundestagsgesandter  in  Frankfurt  a.  M.  und  in 
München  sowie  1871  als  Präsident  der  Ober- 
rechnungskammer in  Karlsruhe. 

Mohl  veröffentlichte  von  staatswissenacbaft- 
lichen  Schriften  a)  in  Buchform:  Discrimen 
ordinum  provincialium  et  constitutionis  re- 
praesentativae ,  Tübingen  1821  (Promotious- 
schrift).  -  Die  öffentliche  Rechtspflege  des 
Deutschen  Bundes.  Ein  publizistischer  Versuch. 
Stuttgart  1822.  ■—  Das  Bundesstaatsrecht  der 
Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika,  I.  Ab- 
teilung, ebd.  1824.  —  Grundriss  zu  Vorlesungen 
über  das  deuteche  Privatrecht,  Tübingen  1824. 
Das  Staatsrecht  des  Königreichs  Württem- 
berg, 2  Teile,  ebd.  1829;  2.  Aufl.,  1840;  neue 
Ausgabe  der  2.  Aufl.,  1846.  —  Die  Polizei- 
wissenschaft nach  den  Grundsätzen  des  Rechts- 
staates, 3  Bde.  (Bd.  III  a.  u.  d.  T. :  System  der 
Präventivjustiz  und  Rechtspolizei),  ebd.  1832.'34 ; 
2.  Aufl.,  Iia4;4ö;  3.  Aufl.,  1866.  —  Die  Nichtig- 
keit der  Ansprüche  des  Obersten  Sir  Augustns 
d'Este  auf  Thronfähigkeit  in  Grossbritannien 
und  Hannover  gegen  die  Gutachten  von  v.  Dillen, 
Klüber  und  Zachariä  nachgewiesen,  ebd.  1835. 

—  Die  Verantwortlichkeit  der  Minister  in  Eiji- 
herrschaften  mit  Volksvertretung  rechtlich,  poli- 
tisch und  geschichtlich  entwickelt,  ebd.  1837. 

—  Erörterungen  über  die  allgemeine  Renten- 
anstalt in  Stuttgart,  ebd.  1838.  —  üntersnchang 
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<ier  für  die  Verwaltung  der  allg^emeinen  Renten- 1 
a^nstalt  vorgebrachten  Verteidigungfsgründe,  ebd. 
XK^.  —  Geschichtliche  Nachweisungen  über  die 
^-^itten  und  das  Betragen  der  Tübinger  Studieren- 
<len  während  des  16.  Jahrb.,  ebd.  1840;  2.  Aufl., 
3.871,  —  Vorschläge  zu  einer  Geschäftsordnung 
*ie8  verfassunggebenden  Keichstages,  Heidelberg 
1848.   —    Die   Geschichte   und    Litteratur    der 
Staatswissenschaften.     In   Monographieen   dar- 
gestellt, H  Bde.,  Erlangen  1855,58.  —  Encyklo- 
-pädie  der  Staatswissenschaft,  Tübingen  1859; 
^.  Aufl.,  1872;   dasselbe,  2.  (Titel-) Ausgabe  der 
-2.    Aufl.,   Freiburg   i/B.    1881.      -   Staatsrecht, 
Völkerrecht  und  Politik.  Monographieen,  3  Bde., 
ebd.  186069.  —  Wider  die  Gleichstellung  der 
Jaden.    Zur  Kritik  der  neuesten  Angrifte  von 
einem   getauften  Juden,   Berlin  1869.   —   Das 
deutsche  Reichsstaatsrecht.    Rechtliche  und  poli- 
tische Erörterungen,  Tübingen  1873.  —  Kritische 
Bemerkungen  über  die  Wahlen  zum  Deutschen 
Reichstage,  ebd.  1874.  —  Mohl  war  beteiligt  an 
dem  Werke:    Festschrift    zur    Jubelfeier    der 
2ö  jährigen  Regierung  S.  M.  des  Königs  Wilhelm 
von  W' ürttemberg,  Ludwigslust  1841,  durch  den 
Beitrag:    Geschichte    der    Rechtsgesetzgebung 
während  der  ersten  25  Regierungsjahre  König 
Wilhelms  von  Württemberg.  —  Mohl  war  Heraus- 
geber folgender  Publikationen :  Beiträge  zur  Ge- 
schichte Württembergs.     Eine  Sammlung  von 
bisher  ungedruckten  Quellen,  herausgegeben  und 
mit  Einleitungen  und  Erläuterungen  versehen 
von  R.  Mohl,  Bd.  I,   Tübingen  1821.   —   Die 
Litteratur     des    gesamten    württembergischen 
Hechts  aus  dem  letzten  Jahrzehnt,  historisch- 
kritisch dargestellt  von  R.  Mohl,  C.  Scheurlen 
und  C.  G.  Wächter,  Stuttgart  1830.  —  Akten- 
stücke, die  landständischen  Anklagen  wider  den 
kurfürstlich     hessischen     Staatsminister    Hans 
Daniel  Ludwig  Fr.  Hassenpflug  betreffend.    Die 
Yerteidigungsschriften    von    dem   Angeklagten 
selbst  und  vom  Prof.  R.  Mohl  in  Tübingen,  ebd. 
1836.  - 

b)  in  Zeitschriften:  1)  im  Archiv 
der  politischen  Oekonomie  und  Polizeiwissen- 
schaft, Heidelberg:  Schuldentilgung  durch 
Herauslosung  von  Nummern,  Bd.  I,  1835,  S.  43  ff. 
lieber  die  Nachteile,  welche  sowohl  den  Ar- 
beitern selbst  als  dem  Wohlstande  und  der 
Sicherheit  der  gesamten  bürgerlichen  Gesell- 
schaft von  dem  fabrikmässigen  Betriebe  der  In- 
dustrie zugehen  etc.  —  2)  in  Zeitschr.  für  die 
ges.  Staatsw.,  Tübingen:  Das  rechtliche  Ver- 
hältnis der  Taxisschen  Post  zu  den  Staatseisen- 
bahnen, Bd.  I,  1844,  S.  7  ff.  -  ~  Neuere  Leistungen 
der  Neapolitaner  und  Sicilianer  im  Gebiete  der 
politischen  Oekonomie,  Bd.  I^  1&44,  S.  232  ff.  — 
Die  Aufhebung  der  Sklaverei  in  den  englischen 
und  französischen  Kolonieen,  Bd.  I,  1844,  S. 
478  ff.  --  Die  Staatsromane.  Zur  Litteratur- 
geschichte  der  Staatswissenschaft,  Bd.  11,  1845, 
S.  24  ff.  —  Ueber  die  wissenschaftliche  Bildung 
der  Beamten  in  den  Ministerien  des  Innern  mit 
besonderer  Anwendung  auf  Württemberg,  Bd.  II, 
1845,  S.  129  ff.  —  Konstitutionelle  Erfahrungen. 
Ein  Beitrag  zur  Verfassungspolitik,  Bd.  II, 
1845,  S.  191  ff.  —  Ueber  eine  Anstalt  zur  Bil- 
dung höherer  Staatsdiener,  Bd.  II,  1845,  S. 
268  ff.  -  Litterarisch-historische  üebersicht  der 
Encyklopädieen  der  Staats  Wissenschaft,  Bd.  II, 
1845,  S.  423  ff.  —  Die  Rettungshäuser  für  ver- 
wahrloste Kinder,   Bd.  II,   1845,  S.  649  ff.   — 


Üebersicht  der  neueren  völkerrechtlichen  Litte- 
ratur, Bd.  III,  1846,  S.  3ff.  —  Ueber  Bureau- 
kratie,  Bd.  III,  1846,  S.  330  ff.  —  Ueber  die 
verschiedene  Auffassung  des  Repräsentativ- 
systems in  England,  Frankreich  und  Deutsch- 
land, Bd.  III,  1846,  S.  451  ft'.  —  Ueber  die 
württembergische  Staatssehuld.  Geschichte  und 
Rechtsverhältnisse  derselben,  Bd.  III,  1846,  S. 
620  ff.  —  Zur  Lehre  vom  Petitionsrecht  in 
konstitutionellen  Staaten,  Bd.  IV,  1847,  S.  137  ff. 

—  Ueber  Auswanderung,  Bd.  IV,  1847,  S.  320  ff. 

—  -  Ueber  die  Untersuchung  bestrittener  ständi- 
scher Wahlen  durch  die  Abgeordnetenkammern 
selbst,  Bd.  IV,  1847,  S.  623  ff.  —  Neuere  Schriften 
über  englisches  Staatsrecht,  Bd.  V,  1848,  S.  90ff.  ^ 

—  Geschichte  der  württembergischen  Verfassung 
von  1819,  Bd.  VI,  1850,  S.  44  ff.  —  Die  Litte- 
ratur des  schweizer  Staatsrechts,  Bd.  VI,  1850, 
S.  438  ff.  —  Gesellschaftswissenschaft  und  Staats- 
wissenschaft, Bd.  VII,  1851,  S.  2  ff.  —  SchUde- 
rung  berühmter  Staatsgelehrter:  I.  J.  J.  Pütter, 
H.  J.  L.  Klüber,  Bd.  VII,  1851,  S.  193  ff.  — 
Die  zur  Beibringung  staatswissenschaftlichen 
Stoffes  bestimmten  Jahresschriften,  Bd.  VIII, 
1852,  S.  211  ff'.  Revision  der  völkerrechtlichen 
Lehre  vom  Asvle,  Bd.  IX,  1863,  S.  461  ff.  — 
Job.  Fallati,  Nekrolog,  Bd.  XII,  1856,  S.  669  ff. 

Die  geschichtlichen  Phasen  des  Repräsentativ- 
systems in  Deutschland,  Bd.  XXVII,  1871,  S. 
1  ff.  -  Schriften  über  konstitutionelles  Staats- 
recht, Bd.  XXVII,  1871,  S.  251  ff.  -  Kritische 
Erörterungen  über  Ordnung  und  Gewohnheiten 
des  Deutschen  Reiches,  Bd.  XXX,  1874,  S.  528  ff. 
und  Bd.  XXXI,  187o,  S.  39  ff.  —  Mohl  war 
femer  Mitarbeiter  an  der  „Kritischen  Zeitschrift 
für  Rechtswissenschaft",  Bd.  I-VI,  Stuttgart 
und  Tübingen  1826/29,  die  er  mit  A.  Rogge, 
E.  Scheurien,  E.  Schrader,  G.  G.  W-ächter  und 
K.  W'ächter  herausgab. 

Mohls  wirtschaftliche  Doktrin  war  die  ent- 
gegengesetzte von  der  seines  Bruders,  des  Schutz- 
zöilners  und  Tabaksmonopolkämpfers  Moritz.  In 
seinem  „Staatsrecht  des  Königreichs  Württem- 
berg'* abstrahiert  er  von  der  Theorie  der  Teilung 
der  Gewalten,  paktiert  nicht  mit  dem  land- 
läufigen schwäbischen  Liberalismus,  tritt  aber 
mit  Entschiedenheit  für  die  verfassungsmässigen 
Grundrechte  des  Volkes  ein.  In  seiner  „Polizei- 
wissenschaft" erweitert  er  mit  Unrecht  die 
Kompetenz  der  Polizeigewalt  dadurch,  dass  er 
ihr  die  ganze  innere  Verwaltung,  welche  sich 
der  polizeilichen  Exekution  doch  nur  als  Zwangs- 
instanz zu  bedienen  hat,  als  Domäne  überliefert. 
Seine  Ueber-  und  Untervölkerung  betreffenden 
Ausführungen  in  der  „Polizeiwissenschaft''  kenn- 
zeichnen ihn  als  einen  Anhänger  von  Malthus 
in  der  Theorie.  Als  einer  der  Nenbegrttnder 
der  Staatswissenschaften  in  Deutschland  glaubte 
Mohl  einer  Trennung  der  Gesellschaftslehre  von 
der  Lehre  vom  Staate,  die  er  als  notwendig  be- 
funden, das  Wort  reden  zu  dürfen,  gegen 
welchen  Vorschlag  H.  v.  Treitschke  in  seiner 
Schrift  „Die  Gesellschaftswissenschaft"  (1859) 
mit  Erfolg  protestierte.  Sein  Biograph  Hermann 
Schulze  fasst  sein  Urteil  über  Mohls  wissen- 
schaftliche Bedeutung  dahin  zusammen,  dass  er 
zwar  nicht  die  Wissenschaft  mit  philosophischem 
Geiste  vertieft,  wohl  aber  den  Umfang  unseres 
Wissens  vermehrt  und  den  vor  ihm  so  eng  ge- 
I  zogenen  Horizont  der  deutschen  Staatsgelehrten 
I  durch    kosmopolitische    Kenntnis    fremder    Zu- 
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stände  erweitert  habe.  Als  Reicbsjustizminister 
regte  er  die  Ansarbeitung  eines  Entwurfs  zu 
einem  Handelsgesetzbuch  für  ganz  Deutschland 
an  und  setzte  zu  diesem  Zwecke  im  Oktober 
1848  eine  Kommission  ein ;  auch  zum  damaligen 
Beschluss  der  Frankfurter  Nationalversammlung: 
,,Sämtliche  Spielhöllen  in  Deutschland  sind  hier- 
mit aufgehoben",  gab  Mohl  die  Initiative. 

Vgl.  über  Mohl:  Akteustttcke,  betreffend 
den  Dienstaustritt  des  Professors  R.  t.  Mohl, 
Freiburg  i.  B.  1846.  —  Dictiounaire  de  Teco- 
nomie  polit,  2.  Aufl  .  Bd.  II,  Paris  1854,  S.  196/97. 

—  In  memoriam!  Karl  Adolf  v.  Vangerow  und 
'Robert  v.  Mohl,  2  Nekrologe,  München  1876.  — 

Hermann  Schulze,  Robert  von  Mohl,  im  „Im 
neuen  Reich",  Jahrg  1876,  Leipzig,  Nr.  241  flf. 
und281ff.  —  Robert  v.  Mohl  als  Lehrer  und 
Staatsmann,  in  „Deutsche  Rundschau",  Bd.  VII, 
Berlin  1876.  —  Revue  de  droit  international, 
Bd.  VIII,  Brüssel  1876,  Nr.  545/48.  —  E.  M  e  i  e  r , 
Mohls  Stellung  in  der  Wissenschaft,  in  Zeitschr. 
f.  Staatsw.,  Bd.  XXXIV,  Tübingen  1878,  S.  431  «F. 
V.  Weech,  Aus  alter  und  neuer  Zeit,  Leipzig 
1879.  —  Braun- Wiesbaden,  Nekrolog  in  der 
„Gegenwart",  Jahrg.  1880,  Berlin,  Nr.  13.  — 
Teichmann,  R.  v.  Mohl,  in  v  Holtxendorff, 
Rechtslexikon,  3.  Aufl.,  Bd.  II,  Leipzig  1881, 
S.  793^4.  -  Marquardsen,  R.  v.  Mohl  in 
Allgemeine  deutsche  Biographie,  Bd.  XXII,  ebd. 
1886,  S.745«f.  —  H.  Schulze,  Robert  v.  Mohl. 
Ein  Erinnernngfiblatt,  dargebracht  zur  500  jähr. 
Jubelfeier  der  Ruperto-Carolina,  Heidelberg  1886. 

—  Nouveau  dictiounaire  d'economie  polit,  Bd.  II, 
Paris  1892,  S.  296.  — 

Lippert. 


Molinari,  Gustave  de, 

wurde  am  3.  III.  1819  zu  Lüttich  geboren, 
studierte  in  Brüssel  Medizin  und  in  Paris 
Nationalökonomie,  wurde  1853  Professor  der 
politischen  Oekonomie  an  dem  „Musee  royal  de 
rindustrie  beige"  in  Brüssel  und  redigiert  seit 
1881  als  Chefredakteur  das  „Journal  des  Econo- 
mistes"  in  Paris.  Mit  seinem  Bruder  Eugen 
von  Molinari  gründete  er  die  inzwischen  ein- 
gegangenen Zeitschriften  „Economist-e  beige" 
und  -La  bourse  du  travail". 

G.  de  Molinari  veröffentlichte  von  staats- 
wissenschaftlichen Schriften  in  Buchform  u.  a. : 
Etudes  economiques.  L 'Organisation  de  la  liberte 
industrielle  et  Tabolition  de  l'esclavage,  Paris 
1846.  —  Les  Soirees  de  la  Rue  Saint-Lazare. 
Entretiens  sur  les  lois  economiques  et  defense 
de  la  propriete,  Paris  1849.  —  Les  Rövolutions 
et  le  Despotisme,  envisages  au  point  de  vne  des 
interets  materiels,  Bruxelles  1852.  —  Cours 
d'economie  politique  fait  au,  musee  royal  de 
rindustfie  beige,  Bruxelles  et  Paris  1855,  2.  6d. 
1863.  ~  L'Abbe  de  Saint-Pierre,  sa  vie  et  ses 
Oeuvres,  Paris  1857.  —  De  rEnseignement  obli- 
gatoire.  Discussion  entre  M.  G.  de  Molinari  et 
M.  Fr^deric  Passy,  Paris  1859.  -  Napoleon  III 
publiciste,  Analyse  et  appreciation  de  ses  oeuvres, 
Bruxelles  1861.  —  Questions  d'economie  politi- 
que et  de  droit  public,  2  vols.,  Bruxelles  et 
Paris  1861.  —  Lettres  sur  la  Russie,  Paris  1861, 
2.  6d.,   1877.  —  Les  Clubs  rouges  pendant  le 


Siege  de  Paris,  Paris  1871.  —  Le  monve^^iT 
socialiste  et  les  reunions  sodalistes  aTast  k 
4.  IX.  1870,  suivi  de  la  pacification  des  rapport« 
du  capital  et  du  travail,  Paris  1871.  —  L* 
Republique  temp^ree,  Paris  1873.  —  Lettre  «ar 
les  Etats-Unis  et  le  Canada,  Paris  1876.  -  La 
Rue  des  Nations.  Visites  aux  secticii«:  etim&< 
g^res  de  TExposition  universelle  de  1878,  Park 
1879.  -~  Lirlande,  le  Canada,  Jersey  Lettre* 
adress^es  au  „Journal  des  Debats*%  Psirb  l&M. 
—  L'Evolution  economiqne  du  XIX«  Si^le 
Theorie  du  progr^s,  Paris  1884.  —  L'EvolutkL 
politique  et  la  Revolution,  Paris  1884-  —  Cüh- 
versations  sur  le  commerce  des  grains  et  k 
pro'ection  de  Tagriculture,  Paris  1886,  2^  ^ 
1897.  —  A  Panama.  LMsthme  de  Panaina,  k 
Martinique,  Haiti,  Paris  1887.  —  Les  lois  natu- 
relles de  1  economic  politique,  Paris  1887.  -  L» 
Morale  economique,  Paris  1888.  —  Mall^iis.  Essai 
sur  le  principe  de  population,  Paris  lÄJO.  — 
Notions  fondamentales  d'economie  politique  et 
Programme  economique,  Paris  1891.  —  ReligioE. 
2.  6d.,  Paris  1892.  -  Precis  d'economie  politi- 
que et  de  morale,  Paris  1893.  —  Les  bour^es 
du  travail,  Paris  1893.  —  Science  et  reüsiöa. 
Paris  1894.  —  Cumment  se  resondra  la  questim 
sociale,  Paris  1896.  —  La  viriculture.  Ralentis^r- 
ment  du  mouvement  de  la  population.  Deg^ur- 
rescence.  Causes  de  remMes,  Paris  1897. —'Voi 
seinen  in  neuerer  Zeit  im  „Journal  des  Ec>»do- 
mistes"  veröffentlichten  grösseren  Schriften  seiai 
nur  genannt :  Les  droits  sur  les  bles  (Jahrg.  53, 
1894).  —  L^economie  de  Thistoire  (Jahrg.  54, 
1895).  —  Le  m^canisme  naturel  de  la  prodnctioa 
et  de  la  distribution  des  richesses  (Jahrg.  55. 18^6 . 
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Monopol. 

Unter  Monopol  versteht  man  in  der  Reg^fl 
stillschweigend  ein  Verkaufs monopoL  jt^ 
doch  giebt  es  auch  Ankaufs  monopole,  die 
nicht   ohne   volkswirtschaftliche   Bedeutim? 
sind.    Das  Verkaufsmonopol  ist  die  Erwerife- 
stellung  des  Inhabers   eines  Verkehrsgutes, 
der  gegenüber  einer  vorhandenen  vielfachen 
Nachfrage  allein  das  Angebot  repräseutiert; 
ein  Ankaufsmonopol  aber  besitzt  umgekehrt 
derjenige,  der  gegenüber   einem    vielfachen 
Angebote  allein  Träger  der  Nachfrage  ist. 
Der    Monopohnhaber   kann    übrigens    statt 
einer  Einzelperson  auch  eine  Gruppe  von 
mehreren  sein,  die  in  ilirer  Gesamtheit  das 
Angebot    oder    die   Nacliirage    beherrschen 
und   eine   einheitliche  -Preistaktik   befolgen. 
Der  Monopolgegeustand   kann   ein  Sachgiit, 
eine    sachliche    Arbeitsleistung    (z.    B.   ein 
Transport)  oder  eine  persönliche  Dienstläs- 
tung  sein. 

Fassen  wir  das  Verkaufsmonopol  näher 
ins  Auge,  so  können  wir  zunächst  natür- 
liche und  künstliche  Monopole  unter- 
scheiden. Das  erstere  beruht  auf  der  uatlir- 
lichen,  objektiven  Seltenheit  des  Monopol- 
gegenstandes innerhalb  des  für  die  g^bene 
Nachfrage  in  Betracht  kommenden  Verkehrs- 
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>>^reiches.    Auch  wenn  mehrere  selbständige 
Teilnehmer   an    dem   Monopole    vorhanden 
läxxid,  80  ist  also  doch  eine  Konkurrenz  wie 
\>Gi  beliebig  vermehrbaren  Waren  durch  die 
T^atürliche  Beschränktheit  der  Vermehrbar- 
feeit  des  Monopolgegenstandes  ausgeschlossen. 
Solche  Naturmonopole  würden  übrigens  auch 
i  n  einer  kommunistisch  organisierten  Gesell- 
=^ch^,  in  der  es  keine  Äeisbildung  durch 
Elauf  und  Verkauf  geben  soll,  ihre  Wirkung 
SLiisüben.    Da  z.  B.  schlechthin  nicht  so  viel 
Johannisberger  erzeugt   werden   kann,    um 
sLUg  Menschen  zu  befriedigen,  die  gegen  das 
gewöhnliche  ArbeitsäquivaJent  der  Produk- 
t-ionskosten  dieses  Weines  ihren  Anteil  daran 
liaben  möchten,  so  müsste  für  dieses  nur  in 
sehr   beschränkter    Menge    verfügbare   Er- 
zeugnis von   der  kommunistischen  Verwal- 
tung eine  andere  Verteilun^sart  festgesetzt 
^werden    als  für  die  beliebig  durch  Arbeit 
vermehrbaren  Güter.   —   Zu   den   am   ein- 
fachsten auszunutzenden  natürlichen  Mono- 
f)olen  gehört  die  ausserge wohnliche  persön- 
iche  Begabung   für  irgend   eine   sehr   ge- 
suchte Leistung,  wie  man  sie  z.  B.  bei  her- 
vorragenden  Künstlern   findet.     Allei-dings 
giebt  es  wohl  immer  konkurrierende  persön- 
liche  Leistungen   derselben   Art,  aber    für 
gewisse  besonders  ausgezeichnete  Personen 
hat   das    Publikum    ein   ganz   individueUes 
Interesse,   sie   bilden,   wie   Ely    sagt,   eine 
Klasse  für  sich;    eben  deswegen  aber  sind 
sie  am  leichtesten  imstande,  eine  ganz  selb- 
ständige Preistaktik   zu  befolgen,  um  deren 
Leistungen   so   hoch  wie   möglich   zu   ver- 
werten. 

Künstliche  Monopole  können  diu-ch  private 
Vereinigungen  oder  durch  privates  Geheim- 
halten von  technischen  Hilfsmitteln  oder 
Verfahren  entstehen,  ausserdem  aber  treten 
sie  als  staatliche  Einrichtungen  auf. 
Haben  mehrere  Personen  Anteil  an  einer 
natürlichen  Monopolstellung,  so  erscheint 
ilu'e  förmliche  Vereinigung  zxir  Ausnutzung 
derselben  als  eme  ziemlich  natürliche  Folge 
aus  den  gegebenen  Verhältnissen.  Die  eigent- 
liche künstliche  M onopol bildung  tritt  erst 
dann  ein,  wenn  die  Bedingungen  für  ein 
natürliches  Monopol  nicht  oder  nicht  ge- 
nügend vorhanden  sind,  die  Konkurrenz  also 
an  sich  in  weitem  umfange  möglich  ist, 
aber  durch  eine  Vereinigung  der  Verkäufer 
(Kartell,  Syndikat,  Ring,  Trust)  aufgehoben 
wird. 

Bei  Waren  indes,  die  wirklich-  unter 
gleichbleibenden  Bedingungen  praktisch  be- 
liebig vermehrt  werden  können,  gelingen 
solche  Unternehmungen  höchstens  voniber- 
gehend,  wenn  sie  nicht  durch  staatliche 
Verkehrsbeschränkungen,  durch  Einfuhrver- 
bote oder  hohe  Schutzzölle  auf  die  auslän- 
dischen Konkurrenzwaren  unterstützt  wer- 
den.   Eine  unmittelbare  Monopolbildung  von 


Staats  wegen  findet  statt  durch  die  Gewäh- 
rung von  Patenten  oder  anderen  ausschliess- 
lichen Produktions-  oder  Handelsprivilegien ; 
in  geringerem  Grade  durch  Erteilung  von 
gewerblichen  Konzessionen  in  beschränkter 
Zahl  (wie  z.  B.  bei  den  Apotheken)  oder 
auch  mit  Vermehrung  nach  Massgabe  des 
von  der  Behörde  anerkannten  Bedürfnisses. 
Solche  Beschi'änkungen  der  Konkurrenz 
können  aus  volkswirtschaftlichen  oder  ver- 
waltungspolitischen Gründen  nützlich  und 
zweckmässig  sein,  und  im  Falle  der  Patente 
erscheint  es  auch  gerechtfeiügt,  dass  der 
Erfinder  einen  pei-sönlichen  Vorteil  aus  der 
ihm  gewährten  Monopolstelhmg  ziehe.  Bei 
den  gewerblichen  Konzessionen  jedoch 
müsste  dafür  gesorgt  werden,  dass  die  nur 
aus  Rücksicht  auf  allgemeine  Interessen  zu- 
gestandene Beschränkung  der  Konkurrenz 
von  den  Konzessionsinhabern  nicht  privat- 
wirtschaftlich ausgebeutet  werde,  was  sich 
am  einfachsten  durch  eine  besondere  Steuer 
(Lizenzsteuer)  von  angemessener  Höhe  er- 
reichen lässt.  Auf  die  künstlichen  Monopole, 
wie  sie  die  mittelalterliche  Gewerbeverfas- 
sung in  so  grosser  Ausdehnung  mit  sich 
brachte,  sei  hier  nur  nebenbei  hingewiesen 
(s.  d.  Artt.  Zünfte,  Zwangs-  und  Bann- 
rechte). Zu  den  wichtigsten  künstlichen 
Monopolen  endlieh  gehören  diejenigen,  die 
der  Staat  zu  finanziellen  Zwecken  errichtet, 
die  also  thatsächlich  niu-  eine  besondere 
Form  der  Erhebung  einer  Verbrauchssteuer 
bilden  (s.  d.  Artt.  Branntweinbesteue- 
rung (oben  Bd.  II S.  1056),  0  p  i  u  m ,  P  u  1  v  e  r , 
Salz,  Tabak,  Zündhölzersteuer). 

Man  kann  femer  allgemeine  und 
örtlich  beschränkte  Monopole  unter- 
scheiden. Die  ersteren  müssen  stets  eine 
natürliche  Grundlage  haben,  d.  h.  der  Mono- 
polgegenstand muss  im  Vergleich  mit  der 
vorhandenen  Nachfrage  einen  gewissen  Grad 
von  natürlicher  Seltenheit  aufweisen.  Kommt 
er  nur  an  einer  einzigen  Fund-  oder  Pro- 
duktionsstätte  vor,  wie  die  besonders  ge- 
schätzten Weinsorten,  so  enisteht  das  allge- 
meine Monopol,  auch  wenn  diese  Oertlich- 
keit  sich  in  den  Händen  mehrerer  Eigen- 
tümer befindet,  sozusagen  von  selbst.  Giebt 
es  in  verschiedenen  Gegenden  der  Erde 
mehrere  Produktionsstätten,  jedoch  immer 
noch  mit  relativ  beschränkter  Ertragsfähig- 
keit, so  kann  durch  eine  genügend  grosse 
Kapitalmacht  ein  den  ganzen  Weltmarkt 
beherrschendes  Monopol  verhältnismässig 
leicht  geschaffen  werden.  So  hatte  das 
Londoner  Haus  Rothschild  von  1835  bis  zu 
der  Entdeckung  der  Zinnoberlager  Caüfor- 
niens  ein  für  die  ganze  Erde  geltendes 
Quecksilbermonopol  m  Händen,  und  zwar 
auf  Grund  einer  Verständigung  mit  der 
spanischen  und  der  östeiTcichischen  Regie- 
rung, den  Besitzern    der   damals  allein   in 
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Betracht  kommenden  Borf^verko  von  Alma- 
den und  Idria.  Auch  das  Zinn,  das  aller- 
dings an  weit  zahlnnchei^en  Fundstätten  als 
das  Quecksilber,  aber  doch  noch  verhältnis- 
mässig selten  vorkommt,  ist  in  der  neuesten 
Zeit  zum  Gegenstand  monopolistischer  Ver- 
suche gemacht  woi-den,  die  wenigstens  zeit- 
weise gelungen  sind.  Wenn  aber  sogar  ein 
Ring  zur  Beherrschung  des  internationalen 
Kupfermai'ktes  (1887  ^)  gebildet  werden 
konnte,  so  muvsste  dieses  Unter  nehmen  von 
vom  herein  als  eine  kurzlebige  S|)ekulatiou 
betrachtet  werden,  da  die  Kunferi)roduktion 
zu  weit  verbreitet  und  zu  leicht  vermehrbar 
ist,  um  für  solche  Exi>erimente  einen  dauern- 
den Boden  zu  gewähren.  Eine  künstliche 
Monopolisierung  derPetix)leumgewinnung  hat 
sich  allerdings  in  Amerika  schon  seit  einiger 
Zeit  behauptet:  aber  obwohl  ausser  dem 
amerikanischen  nur  n(K'h  das  nissische  Pro- 
duktionsgebiet von  Bedeutung  ist,  wii-d  das 
erstrebte  Weltmonoi)ol  schwerlich  zu  stände 
kommen.  —  Oertliche  Monoi)ole  waren  früher 
um  so  häufiger,  je  weniger  die  Verkehrs- 
mittel ausgebildet  waren.  Sie  kör.nen  natür- 
lich begründet  sein,  wenn  sich  nämlich 
konkurrierende  gleichai-tige  Waren  nur  mit 
so  grossen  Kosten  aus  der  Ferne  herbei- 
schaffen lassen,  dass  dem  Inhaber  des  ört- 
lichen Monopols  sein  aussergewöhnlicher  Ge- 
winn dauernd  gesichert  bleil)t.  Sie  können 
künstlich  verschärft  werden,  namentlich 
wenn  durch  Aufkaufen  notwendiger  Lebens- 
mittel bei  einem  bedeutenden  Ausfalle  in 
der  Produktion  das  Angel)ot  noch  vermindert 
wird,  während  Zufuhr  von  auswärts  wegen 
der  Unzulänglichkeit  der  Verkehrsmittel 
nicht  rasch  genug  oder  nur  mit  hohen  Kosten 
beschafft  werden  kann.  Die  durch  Einfuhr- 
verbote oder  hohe  Schutzzölle  geschaffenen 
künstlichen  Monopole  sind  ihrer  Natur  nach 
immer  örtlich,  nämlich  auf  das  Gebiet  des 
betreffenden  Staates  beschränkt 

Eine  weitere  Unterscheidung  der  Mono- 
pole ist  die  in  dauernde  und  vorüber- 
gehende. Zu  den  ersteren  gehören  die 
natürlichen  Monopole,  soweit  nicht,  wie  in 
dem  oben  erwähnten  Falle  des  Quecksilbers, 
im  Laufe  der  Zeit  neue  Produktionsquellen 
erschlossen  werden,  femer  aber  auch  alle 
durch  staatliche  Einrichtungen  ohne  zeitliche 
Beschränkung  gegründeten ;  zu  den  vorüber- 
gehenden gehören  die  staatlichen  Privilegien, 
die,  wie  die  Patente,  nur  auf  eine  bestimmte 
Zeit  verliehen  werden,  ausserdem  aber  die 
meisten  privaten  monopolistischen  Vereini- 
gungen. Diese  wenlen  nämlich  sehr  häufig 
nur  zum  Zwecke  einer  in  kurzer  Zeit  sich 
abspielenden  Spekulationsoperation  oder  der 
Ausnutzung  einer  zeitweiligen  Konjunktur 
oder  auch  als  Gegen  massregel  gegen  eine 
durch  sogenannte  SchleuderkonkuiTcnz  oder 
andere    Ursachen    bewirkte    ungewöhnliche 


I  Preiserniedrigung  ins  Werk  gesetzt,  und    - 
ist   von  vom  herein   zu   erwarten,  das^    >. 
!  nach   dem  Verschwinden    ihrer   beson  }njy: 
I  Veranlassung  wieder  zerfallen   werden.    - 
'Aber  auch  die  objektiv  dauernden  Mon^j-': 
'  erecheinen   in   ihrer  Bedeutung  als  t^j^ii-: 
:  eines  ungewöhnlichen  Gewinns  nur  als  -ir- 
I  übergehende.      Wenn    das    Bergwerk    (*>]•  r 
'  sonstige  Grundstück,  auf  dem    sie  benih   . 
verkauft    ist,   so   enthält  der  Kaufpreis  '..♦ 
kapitalisierte  Mono[)olrente,  wobei  auch  ai/ 
die  Walu^heinlichkeit  einer  künftigen  S:-  - 
igerung   dieser  Rente    schon   Rüeksieht  ::— 
jnommen    wird.      Für    den    Käufer    er^^-i: 
I  daher  die  Ausnutzung   der  Monopolstflh..=j 
I  nur  noch  den  noiinalen  Kapitalgewinn.    IM*- 
selbe  Erscheinung  findet  sich  auch  bei  j-e:- 
sönlichen,  aber  verkäuflichen  Privilegien,  wi - 
z.   B.    bei    den    Stellen    der    franzosisch  ' 
»Officiers   ministeriels«,   zu   denen   namt\';:- 
lich  die  Börsenagenten,  die  Notare  und  Ai.- 
i  walte  (avoues)  gehören.     Der  VerkanfepT>*:.- 
!  einer  Pariser  Böi-senagentenstelle  (deren  ZaL 
Igesotzlich  auf  60  beschränkt  ist),  beträr 
2  bis  2^2  Millionen  Francs   und  von  ein«riL 
eigenthchen  Monopolgewinn  dürfte  daher  f .~r 
den  neuen  Käufer   nicht  viel  übrig  hleiUii 
Aber    diese   Eliminierung    des    Monoffc  ilx:tr- 
winnes  durch  Verkauf  der  Monopolstelluiu 
ist    doch   immer   niu*   ein    privat  wirtschaft- 
licher Vorgang :  volkswirtschaftlich  und  1 1- 
jektiv  bleibt  das  Monopol,  der  Mangel  dtr 
Konkun-enz,   bestehen,  das  Publikum   miK- 
die    niu-    beschränkt    angebotenen    Wart« 
oder  Dienstleistungen  mit   einem   Monoi-4- 
preise  bezahlen,  nur  liat  jetzt  der  in  die«^ci 
Preise    enthaltene    Extragewinn     für    d-n 
neuen  Monopolinhaber  die  privatwirtscluift- 
liche  Bedeutung  des  Zinses  für  ein  wirkli'.i: 
angelegtes  Kapital  gewonnen.     Dieser  miis? 
auch   dieselbe  Preistaktik  befolgen  wie  der 
frühere   Inhaber    und    er    würde    gerad*^zii 
Schaden  erleiden,  wenn   er   seine  objektiv- 
monopolistische Stellung  weniger  streng  ait>- 
nutzte. 

Ferner  ist  noch  auf  die  Unterscheidrmc 
von  Produktions-  und  Handelsmono- 
polen hinzuweisen.  Die  ersteren  werden 
immittelbar  von  den  Produzenten,  die  letz- 
teren in  zweiter  Hand  durch  Handelsver- 
mittler ausgenutzt  Im  letzteren  Falle  kann 
es  namentlich  bei  künstlichen  und  vorül^r- 
gehenden  spekulativen  Monopolbildungen  vor- 
kommen, dass  der  Extragewinn  ganz  über- 
wiegend diesen  Vermittlern  zufällt  imd  tue 
Produzenten  fast  gar  keinen  Anteil  darau 
erlangen.  Daher  werden  die  Handelsmomv- 
pole  oft  überhaupt  ungünstiger  beurteilt  aL» 
die  Produktionsmonopole  und  im  tadelnden 
Sinne  als  Ringe  oder  Corners  bezeichnet. 
Indes  ist  auch  häufig  das  Handelsmonop^»! 
nichts  weiter  als  eine  Organisation  zur  wirk- 
sameren Verwertung  eines  Produktionsnif)- 
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:i.'Äopols.    Ist  das  letztere  zwar  natürlich  be- 
ft::^TÜndet,  aber  iu  den  Händen  einer  grösseren 
—Anzahl  selbständiger  Beteiligter,  so   ist  die 
"^Bereinigung  um  eine  einzige  Verkaufsunter- 
i^ehmung  der  zweckmässigste  Weg  für  eine 
♦  einheitliche   Preistaktik,      üeberdies   liefert 
<  ler    Verkaufsvermittler  vielleicht    das    den 
Produzenten    fehlende,    fiir    die    möglichst 
Einstige  Gestaltung  des  Absatzes  erforder- 
liche   umlaufende   Kapital;    er   wii-d    dann 
iiatfu-lich  seinen  Anteil  an  dem  Monopolge- 
Avinn  erhalten,  aber  die  Produzenten  werden 
noch  immer  ihre  Rechnung  bei  einer  solchen 
A^ereinbarung    finden.      So    hat    auch    das 
schon   erwähnte  Kupfersyndikat  nicht   nur 
<len  Marktpreis  dieses  Metalles   zum  Nach- 
teile der  Käufer  hoch   emporgetrieben,  son- 
dern auch  den  Bergwerksbesitzern  ihre  Pro- 
dukte zu  günstigen  Bedingungen  abgenom- 
men.  —  Yom  Staate   geschaffene  Handels- 
monopole  finden  wir   unter  der  Herrschaft 
<ler  älteren  Handelspolitik  zu  Gunsten  der 
indischen   und   anderer  pri\'ilegierter  Han- 
delsgesellschaften.    Auch   einzelne   Steuer- 
monopole  haben   diese   Form   oder   nähern 
sich  ihr  mehr  oder  weniger;  so  das  in  Ita- 
lien projektierte  Petroleummonopol  und  das 
schweizerische  Branntweinmonopol. 

Endlich  ist  auch  noch  die  Unterschei- 
dung zwischen  absoluten  imd  relativen 
oder  vollständigen  und  unvollstän- 
digen Monopolen  zu  erwähnen.  Der  letztere 
Ausdruck  ist  vielleicht  zweckmässiger  als  die 
Bezeichnung  »relative«  Monopole.  Im  Falle 
des  vollständigen  Monopols  steht  ein  ein- 
zelner oder  eine  Gruppe  von  Monopolisten 
gänzlich  ohne  Konkun-enz  auf  dem  Markte; 
bei  unvollständigem  aber  ist  zwar  Konkur- 
renz möglich,  aber  nur  unter  ungünstigeren 
Produktions-  oder  Handelsbedingungen,  und 
sie  kann  daher  erat  wirklich  auftreten,  w^enn 
der  Preis  durch  die  am  meisten  begüns- 
tigten Verkäufer  zunächst  monopolistisch 
in  die  Höhe  getrieben  ist.  Aber  auch  nach 
dem  Hervortreten  der  zweiten  Gruppe  von 
Verkäufern  ist  die  Konkurrenz  im  Vergleich 
mit  der  vorhandenen  Nachfrage  vielleicht 
noch  immer  unzureichend,  die  monopolis- 
tische Preissteigerung  kann  bald  von  neuem 
beginnen,  bis  ein  Preisstand  erreicht  wird, 
bei  dem  eine  dritte  Gruppe  konkurrenzfähig 
winl  etc.  Es  ist  dies  der  bei  der  Bildung 
der  Grundrente  und  überhaupt  jeder 
Vorzugsrente  sich  vollziehende  Prozess, 
imd  wir  verweisen  deshalb  auf  diese  Artikel. 
Ely  nennt  »[mrtielle«  Monopole  solche,  bei 
denen  nur  ein  Teil  des  Marktes  einer  ein- 
heitlichen Kontrolle  unterworfen  ist,  nicht 
aber  der  ganze  Markt  beherrscht  wird.  Dies 
Aväre  an  sich  denkbar,  ohne  dass  die  ausser- 
halb der  (förmlich  oder  stillschweigend  her- 
gestellten) Einigung  stehenden  Verkäufer 
uDgünstigeren  Bedingungen  unterworfen  zu 


sein  brauchten.  Wenn  aber  Produzenten 
unter  verschiedenen  Bedingungen  stehen,  so 
werden  sie  successiv  bei  fortschreitender 
Preissteigreung  in  der  eben  angedeuteten 
Weise  in  Konkurrenz  treten. 

Die  Preisbildung  unter  der  Herrechaft 
eines  Monopols  wird  bestimmt  durch  die 
Absicht  des  Monopolinhabers,  den  höchsten 
möglichen  Gewinn  zu  erzielen.  Zunächst 
hat  er  daher  die  Tendenz,  mit  seiner  Forde- 
rung immer  höher  zu  gehen ;  aber  die  Zah- 
lungsfähigkeit der  Käufer  ist  beschränkt, 
und  je  höher  der  Preis  steigt,  um  so  mehi* 
vermindert  sich  die  effektive  Nachfrage  und 
somit  der  Absatz,  und  von  einem  gewissen 
Punkte  ab  wird  infolge  dieser  letzteren  That- 
sache  eine  weitere  Preiserhöhung  dem  Ver- 
käufer zuerat  keinen  Gewinnzuwachs  mehr 
und  dann  sogar  eine  Gewinnverminderung 
bringen.  Theoretisch  lässt  sich  also  der 
Monopolpreis  leicht  bestimmen.  Nehmen 
wir  der  Einfachheit  wegen  die  Produktions- 
kosten der  Mengeneinheit  der  Ware  als 
konstant  und  zwar  gleich  k  an,  so  ist  der 
Ge^dnn  an  der  Mengeneinheit  g  --  p  —  k, 
wenn  p  den  Preis  deraelben  bezeichnet.  Ist 
nun  die  Nachfrage  bei  einem  gewissen  Preise 
p  und  dem  Gewinne  g  gleich  n,  bei  einem 
um  den  kleinen  Betrag  y  höheren  Preise 
( und  Gewinne  aber  gleich  n  —  */,  so  winl 
der  Monopolpreis  dadurch  charakterisiert, 
dass  der  bei  dem  Preise  p  erzielte  Gesamt- 
gewinn ng  sich  bei  dem  höheren  Preise, 
bei  dem  der  Gesamtgewinn  durch  (n  —  v) 
(g  -|-  y)  ausgedrückt  wird,  nicht  mehr  er- 
höht. Es  gilt  dann  also  die  Gleichung  n  g 
=  (n  —  v)  (g  -(-  y)^  oder,  wenn  v  und  / 
sehr  klein,  g/n  =  yj-u.  Wenn  man  wüsste, 
wie  die  Nachfrage  n  von  p  und  von  g  ab- 
hängt, woraus  sich  dann  auch  die  Be- 
ziehiuig  zwischen  den  Zuwachsgrössen  v 
und  y  ergäbe,  so  könnte  man  aus  obiger 
Gleichung  g,  und  da  k  als  bekannt  voraus- 
zusetzen ist,  auch  p  bestimmen.  Thatsäch- 
lich  ist  aber  die  Abhängigkeitsformel 
zwischen  n  und  p  nie  gegeben,  da  sie  unend- 
lich mannigfaltig  sein  kann  und  ganz  von 
den  konkreten  Umständen  jedes  einzelnen 
Falles  abhängt.  Die  Monopolinhaber  be- 
stimmen daher  den  für  sie  vorteilhaftesten 
Preis  einfach  durch  Ausprobieren,  und  es 
ist  keineswegs  sicher,  dass  sie  immer  den 
richtigen  Punkt  treffen  und  sich  nicht  durch 
ihre  natürliche  Neigiuig,  den  Preis  möglichst 
hoch  zu  halten,  irreführen  lassen.  Wenn 
sie  in  einer  gegebenen  Zeit  überhaupt  nur 
eine  bestimmte  Menge  ihrer  Wai-e  liefern 
können,  so  werden  sie  jedenfalls  mit  deren 
Preise  nicht  weiter  herunter  gehen,  als  es 
zum  Absetzsn  dieser  Maximalmenge  nötig 
ist.  Im  allgemeinen  kann  man  sagen,  dass 
die  Nachfrage  bei  leicht  entbehrlichen  und 
Luxusgegenständen  am  schnellsten  mit  stei- 
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gendein  Preise  abnimmt,   während  sie  bei 
unentbehrlichen    Lebensbedürfnissen    selbst 
von  einer  starken  Preissteigerung  nur  wenig 
lieeinflusst  wird.     Glücklicherweise  werden 
die  letzteren  so  massenhaft  produziert,  dass 
unter    den    heutigen    Verkehrsverhältnissen 
selbst  eine  lokale  Monopolisiening  derselben 
nicht  mehr  möglich  erscheint.    Cournot  hat 
analytisch    den   Fall    untersucht,    dass    ein 
Mono|)ol  unter  zwei  oder  mehreren  selbstän- 
digen, sich  nicht  vereinbarenden  Inliaberu 
geteilt  sei     Er  findet,  dass  der  theoretische 
Preis  dann  um  so  mehr  unter  den  eigent- 
lichen Monopolpreis  heruntergeht,  je  mehr 
die  Zahl  der  Teilnehmer  wächst,  und  wenn 
die  Produktionskosten  der  Mengeneinheit  für 
alle  gleich  und  konstant  sind,  so  nlcki;  der 
Preis  diesen  immer  näher.    Aber  Cournots 
Voraussetzungen  entsprechen  nicht  den  Be- 
dingungen   der   wirklichen    wirt^cliaftlichen 
Erscheinungen  und  seine  Resultate  stimmen 
daher  nicht  mit  der  Erfahrung,  die  je  nach  j 
den    Umständen   einen    sehr    versclüedenen  i 
Verlauf    der   Dinge    zeigt.     Man    darf   an-j 
nehmen,  dass  von  zwei  selbständigen  Teil-i 
inhabern  eines   Mono|)ols    stets   einer  wirt- 
schaftlich mehr  oder  weniger  stärker  ist  als 
der  andere.    Dieser  wird  nun,  wie  besonders 
das    Beispiel    amerikanischer    Konkurrenz- 
bahnen zeigt,  häufig  vereuchen,  den  Neben- 
buhler zu  vernichten  oder  zur  Unterwerfung 
zu    zwingen^    indem    er   den    Preis    immer 
tiefer,  vielleicht  sogar  unter  die  Produktions- 
kosten herabsetzt,  freilich  um  später,   wenn 
er  die  Alleinherrschaft  errungen,  seine  Mo- 
nopolstellung desto  vollständiger  auszubeuten. ' 
Je  grösser  die  Zahl  der  Teilinhaber  ist,  um  | 
so   schwieriger  wird  ein  solcher  Sieg  eines  | 
einzelnen,   aber   es   zeigt   sich   häufig  eine 
Tendenz   zu  allmählichen  Verschmelzungen 
der  Einzelbetriebe,  die  zunächst  mit  einem 
starken  Preisdrucke  verbunden  ist,  schliess- 
lich aber  zu  einem  organisierten  Monopole 
führt.     Anderereeits  aber   ist  zu  bedenken, 
dass   auch  bei  beliebig   grosser  Anzahl  der 
Teilinhaber   ein   gewisser  Grad  von   natür- 
licher    Seltenheit     des    Monopolgegen- 
standes vorhanden  sein  muss,  d.  h.  dass  er 
niclit  durch  Aufwand  von  Arbeit  und  Kapital 
gleichmässig  beliebig  vermehrbar  sein  darf; 
denn  wäre  dies  der  Fall,  so  könnte  bei  einer 
Mehrheit  von  Konkurrenten   hödistens  eine 
künstliche  Monopolbildung  durch  Verein- 
barung  bewirkt   werden,     was    eben    im 
vorliegenden  Falle  ausgeschlossen  sein  soll. 
Wenn  aber  eine   solche   natürliche   Grund- 
lage des  Monopols  gegeben    ist,   so  werden 
die  sämtlichen  Teilinhaber  im  Bewusstsein 
dieser   Thatsache    immer    die    übereinstim- 
mende Neigung  haben,  mit  dem  Preise   in 
die  Höhe  zu  gehen,  und  es  kann  dann  durch 
eine     stillschweigende    Koalition    an- 
nähernd   derselbe   vorteilhafteste  Punkt  er- 


reicht werden,  wde  in  dem  Falle  einer  »-t- 
drück  liehen  Vereinbarung.  —  S.  üh&  «t^^^ 
Monopolpreis  auch  den  Art  Preis. 

A\as  das  Ankaufsmonopol  lieiriffL 
so  kann  es  durch  staatliehe  EinrichtuniT'-t. 
oder  diuxjh  örtliche  oder  gesellschaftli'.  n^ 
Verhältnisse  entstehen.  Mit  den  staatlich^-L 
Steuermonoi)olen  ist  ein  solches  Ankaufs- 
monopol fast  immer  verbunden,  mag  es  ^i^  j 
nun  auf  den  Rohstoff,  das  Haibfabi^t  o*.ieT 
das  fertige  Monopolobjekt  beziehen.  Im  aJ.- 
gemeinen  beutet  jedoch  der  Staat  diese  ^yeit-^ 
seines  Monopoles  nicht  aus,  sondern  er  l«e- 
zahlt  für  die  angekauften  Waren  die  n«jr- 
malen  Preise.  Hierher  gehört  auch  da.- 
staathche  Vorkaufsrecht  an  den  Edelmetall  ü. 
das  früher,  wenigstens  für  das  im  Lac«!^- 
selbst  gewonnene  Gold  und  Silber,  sehr  ver- 
breitet war  und  dazu  diente,  eine  oft  erhel»- 
liehe  Differenz  zwischen  dem  Nominalwert«? 
der  Münzen  und  dem  Preise  des  gleich^^ 
Gewichtes  Barren  metaU  aufrecht  zu  erhaltea 
—  Lokale  Ankaufsmouopole  wissen  sieh 
manche  Händler  zu  verschaffen,  Ijesonder? 
gegenüber  verschuldeten  oder  in  Not  befind- 
lichen Verkäufern.  Auch  der  Trodelhändier, 
dem  gebrauchte  Sachen  zum  Kaufe  ange- 
lK)ten  werden,  befindet  sich  in  einer  ähL- 
lichen  Stellung,  da  in  diesem  Falle  den  X^v- 
käufern  gegenüber  eine  Konkurrenz  \«.n 
Käufern  meistens  nicht  besteht.  Selbst  l^i 
der  Versteigerung  solcher  Gegenstände  bildf  f: 
(be  Althändler  des  Ortes  häufig  eine  Art 
Koalition,  um  die  Preise  möglichst  uieilii^ 
zu  halten,  nötigenfalls  aber  auch  andeiv 
Mitbietende  abzuschrecken.  —  Der  gro?*- 
kapi talist ische  Unternehmer  hat  seinen  Ar- 
beitern gegenüber  eine  Art  von  Ankaxif?- 
mono|X)l  in  Bezug  der  Arbeit,  das  natfirlich 
durch  die  Vereinigung  einer  grösseren  Au- 
zahl  von  Unternehmern  noch  sehr  verschärft 
werden  kann,  wenn  ihm  nicht  eine  Koalition 
oder  eine  ständige  Organisation  der  Arbeiter 
entgegentritt. 

Litteratar;  Ctt^irmot,  Rechrrches  *ur  le4  prin- 
cipea  mathematiques  de  la  theorie  des  ricke4*rt, 
Ptiris  18S8,  S,  62—100.  —  Wairas,  EicvuhU 
d't'conomie  poUlique  pure,  2  ed.,  Laiutanne  2.*^KK 
A'.  4'^^^.  —  Atispitz  und  Liehen,  Cht'^^- 
»uchvngen  über  die  Theorie  des  Prrigrs,  LeipzUj 
laSQ,  S.  Ü6]ff.  —  A,  GareUi,  Filosoß^t  d^I 
Monopolio,  Milano  1S98.  —  AT.  Eiy,  Motu- 
polies  and  Trusts,  Netc-York  1900.  —  &  auth 
die  LitlercUurangaben  bei  den  Arit,  Grund- 
rente (oben  Bd.  IV  K  884)  «w«*  Preis, 

Lexis, 


Montanari,  D.  Geminiano, 

Münztheoretiker,  geboren  zu  Modena  1633, 
studierte  in  seiner  Vaterstadt,  lag  dann,  nach- 
dem er  in  Salzburg  1656  sein  Doktorexamen 
gemacht,  Jahre   lang  in  Florenz  der  Rechts- 
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'Wissenschaft  ob.     Von  da  begab  er  sich  nach 
AV'ien,   wo   er  auf   Anregung   seines  Freundes 
<]Jalil.  Galilei,  dem  Präsidenten  des  österreichi- 
schen   Münzwesens,  gleichfalls  sich  dieser 
^Vissenschaft  widmete,  über  welche  er  in  seinen 
letzten  Lebensjahren  einige  geschätzte  Schriften 
^erfasste.    1659  ging  er  nach  Florenz  zurück, 
"betrieb    hier    vornehmlich   mathematische   und 
astronomische  Studien,  wurde  1661  nach  Modena 
Äurtickberufen    und    erhielt    von   dem    Herzog 
Albert  IV.  den  Titel  eines  Hofmathematikers 
und  Hofphilosophen.  1664  wurde  ihm  die  mathe- 
matische   Lehrstelle    der  Universität   Bologna 
übertragen,   welche  er  14  Jahre  lang  versah. 
Im  Jahre  1678  wurde  er  nach  Padua  als  Professor 
der  Astronomie  und  Meteorologie  versetzt,  in 
welcher  Stellung   er   bis  zu  seinem  im  Jahre 
1687  erfolgten  Tode  verblieb. 

In  seinen  Schriften,  in  denen  nach  Cossa 
der  Einfluss  der  An.sichten  des  Bodinus  sich 
bemerkbar  macht,  sucht  Montanari  u.  a.  aus 
dem  Ledergeide  etc.  den  Nachweis  zu  führen, 
dass  die  Autorität  des  Staates  die  wahre  und 
einzige  Form  sei,  welche  dem  Gelde  ein  Wesen 
g-iebt.  Er  erkennt  femer  die  Nachteile,  welche 
eine  doppelte  Währung  mit  sich  bringt,  be- 
sonders wenn  die  zwei  Metalle  im  Verhältnis 
zu  einander  nicht  richtig  tarifiert  sind  und 
dann  das  zu  niedrig  taritlerte  Metall  ins  Aus- 
land geht.  Montanari  ist  für  ein  thunlicbst 
festes  Verhältnis  zwischen  dem  Münzfuss  und 
der  Landesmünze  und  wünscht  eine  möglichste 
Stabilität  des  Gehaltes  der  letzteren.  Weiter 
rät  er  der  Eegierung,  ein  wachsames  Auge  auf 
die  fremden  Münzen  zu  halten  und  diese  nicht  i 
zu  hoch  zu  tarifieren.  Nach  Custodi  (Be- 
arbeitung von  Schwarzkopf  s.  u.)  nimmt  Mon- ! 
tanari,  was  die  Ursachen  des  Wertes  betrifft, 
weniger  Kücksicht  auf  das  Bedürfnis  als  mehr 
auf  die  S  e  1 1  e  n  h  e  i  t.  Wäre  das  Gold  in  grösse- 
rer Menge  als  das  Silber  vorhanden,  so  würde 
man,  nimmt  er  an,  die  schöne  Weisse  des  letz- 
teren in  gleichem  Grade  rühmen,  wie  man  jetzt 
das  schöne  Gelb  des  ersteren  rühmt.  Montanari 
ist  der  Ansicht,  dass  alle  Güter  zusammen  ge- 
rade soviel  wert  seien,  als  Gold  und  Silber  in 
der  Welt  gefunden  werden.  Röscher  hebt  die 
„vortreffliche  Preistheorie"  Montanaris  hervor 
(Syst.  I,  8  101),  weist  auch  hin  auf  seine  Lehre 
von  der  Bedeutung  des  Zinsfusses  (Syst.  I, 
S  188).  — -  Von  geschichtlichem  Interesse  ist, 
dass  Montanari  erwähnt,  dass  das  erstePapier- 
geld  von  Domenico  Michiel,  Doge  von  Venedig, 
als  diesem  bei  Belagerung  einer  Stadt,  1122, 
das  bare  Geld  fehlte,  ausgegeben  worden  sei, 
nach  Beendigung  des  Krieges  aber  sofort  wieder 
gegen  Edelmetall  umgewechselt  worden  sein 
soll  (V.  Schwarzkopf  S.  14). 

Die  münztheoretischen  Schriften 
Montanaris  sind:  Della  moneta,  trattato  mer- 
cantile,  1630.  (Scrittori  classici  italiani  di  eco- 
nomia  politica,  Vol.  3  Milano  1815.)  —  Breve 
trattato  del  valore  delle  moneta  in  tutti  gli 
stati,  1683.  —  La  Zecca  in  Consulta  di  Stato; 
Trattato  mercantile,  ove  si  mostrano  con  ragioni, 
ed  esempj  antichi,  e  modemi  e  si  spiegano  le 
vere  cagioni  deir  aumentarsi  giornalmonte  di 
Valuta  le  Monete  e  i  danni  si  del  Principe, 
come  de'  sudditi,  che  ne  succedono,  co*  modi 
di  preservame  ^\i  Stati,  Padova  1683—1687. 
(Pubblicato  da  Filippo  Argelati  nella  sua  opera 


„De  Monetis  Italiae",  Vol.  VI,  Milano  1759,  pag. 
1 — 70,  e  ristampato  negli  „Economisti  Italiani" 
di  P.  Custodi,  P.  Antica,  Tome  IIT,  Milano 
1804,  pag.  9-285.) 

Vergl.  über  Geininiano  Montanari: 
J.  A.  Müller,  Chronologische  Darstellung  der 
italienischen  Klassiker  iioer  Nationalökonomie 
etc.,  Pest  1820,  S.  2L  —  v.  Schwarzkopf, 
Beiträge  zur  Geschichte  der  nationalökonomi- 
schen Studien  in  Italien  im  17.  u.  18.  Jahrb., 
Strassburg  1872,  S.  13 ff.  —  Cossa,  Einleitung 
in  das  Studium  der  Wirtschaftslehre  (II.  Aufl. 
übersetzt  von  Moormeister),  Freiburg  i.  Br., 
S.  134.  -  Röscher,  Syst.  I,  14.  Aufl.  S§  101, 
116,  125,  127,  188,  220. 

Schmidt, 


Montchr^tien,  Antoine  de^  sienr  de 
Vatteville, 

nach  Funck-Brentano  richtiger  Mauchretien,  geb. 
1575  oder  1576  zu  Falaize,  widmete  sich  an- 
fangs der  Poesie  und  verfasste  eine  Reihe  von 
Dramen.  Infolge  eines  Duelles  flüchtete  er 
nach  England,  aber  Jakob  I  ^  dem  er  eine  Tra- 
gödie über  den  Tod  der  Maria  Stuart  widmete, 
verschaffte  ihm  freie  Rückkehr  nach  Frankreich, 
wo  er  zu  Chatillon-sur-Loire  eine  Stahlfabrik 
errichtete.  1621  stellte  er  sich  an  die  Spitze 
der  Hugenotten,  warf  sich  nach  Sancerre,  musste 
aber  nach  der  Kapitulation  dieser  Stadt  flüch- 
ten und  wurde  bei  Tourailles  am  8.  X.  1621 
durch  einen  Pistolenschuss  getötet,  als  er  und 
sein  Gefolge  sich  der  Verhaftung  widersetzten. 

Monteure tien  ist  interessant  als  der  Ver- 
fasser des  ersten  Werkes,  welches  als  Titel  das 
Wort  „Economic  politique"  trägt,  welches  aller- 
dings im  Texte  des  Werkes  nicht  vorkommt. 
Dieser  Titel  allein  war  damals  ein  grosses 
wissenschaftliches  Verdienst,  da  noch  Bacon 
unter  Oekonomik  die  Lehre  von  der  Familien- 
wirtschaft verstand,  während  Montchretien  es 
dem  Xenophon  und  Aristoteles  vorwirft,  dass 
sie  den  Zusammenhang  zwischen  Haus-  und 
Staatswirtschaft  „cette  m6nagerie  publique'* 
verkannt  hätten  (Röscher). 

Sein  Werk  betitelt  sich :  Traicte  de  TOeco- 
nomie  politique,  dedie  au  Roy  et  k  la  Reyne 
Mere  de  Roy.  a  Roven  chez  Jean  Osmond,  dans 
la  court  du  Palais  1615,  avec  privilöge  du  Roy. 

—  2.  Aufl.  Avec  introduction  et  notes  par  Th. 
Funck-Brentano,  Paris  1889. 

Vergl.  über  Montchretien:  Dictionnaire 
de  Teconoraie  politique  II,  Paris  1854,  S.  226. 

—  Blanqui,  flistoire  de  l'economie  politique, 
3  e  edit,  II,  Paris  1845,  S.  395.  —  Scheel,  Ge- 
schichte der  polit.  Oekonomie,  in  Schönberg,  3. 
Aufl.  I,  Tübingen  laW,  S.  80.  —  Röscher, 
Gesch.  der  Nat.,  S.  185.  —  Funck-Brentano 
in  der  Einleitung  zur  Ausgabe  des  Traicte, 
Paris  1889. 

J  0  s.  G  a  r  n  i  e  r ,  De  Torigine  et  de  la  filiation 
du  mot  „Economic  politique*"  et  des  divers  autres 
noms  donnees  ä  la  science  ^conomique.  Joum. 
d.  Econ.,  t.  XXXII  (Mai-Aoiit  1852),  S.  3ü0: 
t.  XXXIII,  (Sept.-Dec.  1852),  S.  11.  Joli,  Etüde 
sur  Montchretien,  po^te  et  economiste  normand, 
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Paris  1865.  —  Jules  Duval,  Memoire  sur  An- 
toine  de  Monchretien.  auteur  du  premier  traite 
d'^conomie  politique,  Paris  1868.  —  Gust.  de 
Vaudichon,  Montchretien  1575—1622.  L'hom- 
me,  le  bandolier,  le  poete,  reconomiste  lExtrait 
de  „rinvestig^ateur")  Amieüs  1882.  -—  ü.W  e  n  z  e  1 , 
Aesthetische  und  sprachliche  Studien  über  A. 
de  Montchretien,  im  Vergleiche  zu  seinen  Zeit- 

fenossen, Weimar  1885.  —  Montchretien,  Tho 
rst  french  economi.*<t,  Edinburgh  Review,  July 
1890.  —  L.  C  0  s  s  a ,  Introduzione  allo  Studio  dell' 
Economia  polirica,  Milano  1892,  S.  72.  145,  212, 
213,  220. 

fjosef  Stawnüunnmer. 


Montesquieu,  Charles  de  Secondat, 
Baron  de  Brfede  et  de, 

geb.  auf  Schloss  de  la  Br^de  bei  Bordeaux  am 
18.  I.  1689,  ge8t.  1755  in  Paris,  erwarb  durch 
Kauf  am  24.  II.  1714  eine  Parlamentsratstelle 
zu  Bordeaux,  wurde  Parlamentspräsident  und 
schied  nach  Verkauf  seiner  Ratsstelle  1726  aus 
dem  Staatsdienste,  um  sich  ganz  den  Wissen- 
schaften zu  widmen. 

Montesquieu  veröffentlichte  von  staatswissen- 
schaftlichen Schriften  in  Buchform:  Lettres 
persanes,  s.  1.  (Bordeaux)  1721.  (Eine  ratio- 
nalistische, mit  Ironie,  Geist  und  Humor  durch- 
g^eführte  Kritik  der  Sitten  und  sittlichen  Ver- 
irrungen  seiner  Zeit  mit  einer  scharfen,  aber 
gerechten  Verurteilung  Ludwigs  XIV.  Diese 
Schrift  begründete  den  Ruhm  des  Verfassers, 
zog  ihm  aber  wegen  verschiedener  Angriffe  auf 
den  katholischen  Klerus  die  Feindschaft  des 
Ministers  Kardinal  Fleury  zu.  Die  Verzeihung 
des  Kardinals  zu  erlangen,  dessen  Votum  den 
Ausschlag  zu  geben  hatte,  um  auf  Montesquieu 
einen  erledigten  Sitz  in  der  französischen  Aka- 
demie zu  übertragen,  entschloss  sich  der  Ver- 
fasser der  Lettres  persanes,  eine  neue  kastrierte, 
von  allen  Anstössigkeiten  gesäuberte  Ausgabe 
dieser  Schrift  erscheinen  zu  lassen  und  dem 
Minister  davon  ein  Exemplar,  während  er 
die  übrigen  sofort  wieder  einstampfen  Hess, 
persönlich  zu  überreichen.  Derselbe  nahm 
Kenntnis  von  ihrem  Inhalt,  war  entzückt  von 
Montesquieus  Widerruf,  und  dessen  Aufnahme 
unter  die  Zahl  der  Unsterblichen  ^ing  ohne 
störenden  Zwischenfall  vor  sich.  Die  Schrift 
ist  hier  nur  genannt,  weil  sie  auch  einige 
interessante  Streiflichter  auf  damalige  Handels- 
und Sittenzustände  unter  Philipp  von  Orleans 
und  John  Law  wirft  und  das  öffentliche  Recht 
in  satirischer  Weise  glossiert.)  —  Discours  sur 
les  devoirs  des  magistrats  s.  1.  e.  a.  (ca.  1725). 
—  Reflexions  sur  la  monarchie  universelle  s.  1. 
e.  a.  (ca.  1727).  —  Considerations  sur  les  causes 
de  la  grandeur  des  Romains  et  de  leur  decadenee, 
Paris  1734.  (Von  dieser  Schrift  erschienen  bis 
1736  24  Auflagen,  sie  wurde  in  alle  lebenden 
Sprachen  übersetzt  und  wird  noch  jetzt  fort- 
während neu  aufgelegt.  Die  interessanteste 
Ausgabe  ist  die  folgende:  Considerations  etc., 
avec  commenta.ires  et  notes  de  Frederic  le  Grand. 
Edition  collationnee  sur  le  text^j  de  1734,  Paris 
1876.  -  L'esprit  des  lois,  ou  rapport  qu'elles 
doivent  avoir   la   Constitution   de  chaque   gou- 


vemement.  les  moeurs,  le  climat,  la  r^-hrri  ü 
et  le  commerce,  2  Bde.,  Genf  1748  it^irrn: 
princeps) ;  dasselbe,  2.  Aufl.,  2  Bde..  1748;  3  Aa^- 
1749;  4.  Aufl.,  Amsterdam  1749.  (Aueh  dif-**r^ 
Buch  ist  in  einer  dem  Montesqnieakalcns  Frank- 
reichs entsprechenden  grossen  Anzahl  von  Auf- 
lagen erschienen:  eine  kommentierte  italieni-*!- 
Uebersetzung  (lo  spirito  delle  leggi,  4  F-ii-  . 
Florenz  1821  22)  gab  A.  Genovesi  herau>.  tb*! 
die  übrigen  Kulturvölker  blieben  nicht  zorj^k 
durch  IJebersetzungen  in  ihre  Sprachen  dru 
genialen  Verfasser  zu  feiern. 

Ausgaben  der  Gesamtwerke  Montcsqni^o» : 
Oeuvres  compldtes,  6  Bde.,  Amsterdam  17H4: 
dasselbe,  6  Bde.,  London  1769:  dasselb«-.  8  &ir_ 
Basel  1799:  dasselbe,  6  Bde./ Paris  IM6:  d:.^- 
selbe,  avec  des  notes  de  tous  les  comraer.uir»:^ 
(par  Dupin,  Crevier,  Voltaire,  Destutt  deTra.v. 
Helvetius,  d'Alembert  etc  ).  publ.  par  ParrL-^. 
8  Bde.,  ebd.  1826;  dasselbe,  avec  les  analy:«r^ 
et  l'eloge  de  Montesquieu  par  d'Aleiobert,  6  Bd^  . 
ebd.  1832:  dasselbe,  2  Bde..  1862;  dasr^eU». 
3  Bde.,  1865;  dasselbe,  avec  les  variantes  är^ 
premi^res  editions,  etc.  par  Ed.  Labcmlave.  7 
Bde.,  ebd.  1875  79.  In  deutscher  Uebei^etianj 
erschienen  seine  Gesamt  werke  Heilbronn  l&H  M 
in  10  Bänden.  1892  publizierte  der  Bibliophil 
Baron  v.  Montesquieu:  Oeuvres  ineditp>  fl»r 
Montesquieu  Bd.  I :  Melanges  inedits.  Bordeaux. 

Montesquieu  ist  eine  jener  phänomfnaleE 
Erscheinungen,  wie  sie  jedes  Jahrhundert  kaum 
einmal  hervorbringt.  Er  ist  der  Gründer  der 
philosophisch-historisoheu  Schule  im  Staats-  oni 
Volksleben,  welche  die  innere  Berechtigmu: 
kultureller  Zustände  durch  Vertiefung-  üb»: 
Analyse  hervortretender  Thatsachen  nachwebr 
Er  war  nicht  der  Erforscher  der  positiven  G^ 
setze,  welche  die  staatlichen  und  rechtlicht-n 
Zustände  der  Menschen  und  der  menschliibrn 
Gemeinschaften  beherrschen,  diese  kannte  man 
schon  vor  ihm,  durch  die  Erschliessung  der  Er- 
kenntnis aber,  dass  alle  gesellschaftlichen  Er- 
scheinungen bestimmten  Naturgesetzen  unter- 
worfen sind,  femer  dass  jede  Nation  und  jt^r 
Zeit  die  Erzeugerin  ihrer  eigenen  individuellra 
Formen  und  Gesetze  gewesen  ist  und  sein  wird, 
durch  den  sich  in  ihm  verkörpernden  Geist  der 
Analyse,  womit  er  die  politischen  und  Refhts- 
begriffe  zergliedert,  hat  er  der  politischen  AVi?i<fii- 
schaft  neue,  von  dem  Naturrecht  sich  emanri- 
pierende  Wege  gewiesen  und  das  Beobachtunir«- 
feld  der  Soziologen  und  Nationalökonom eu  Im- 
deutend  erweitert.  Sein  Standpunkt  als  Poli- 
tiker und  Staatsrechtsphilosoph  überrag  den 
des  Staatsökonomen  insofern,  als  er  in  erster?: 
Eigenschaft  weder  dem  Schwünge  seines  Geistes 
noch  der  Schärfe  seiner  Sprache  Zügel  anlem 
Wer  hätte  es  vor  ihm  in  Europa  gewagt,  die 
absolute  Monarchie  einer  wissenschaftlichen  Kritik 
zu  unterwerfen,  wer  hatte  vor  ihm  den  Mut.  es 
öffentlich  auszusprechen,  dass  die  Unabhänirii?- 
keit  von  der  Regierungsgewalt,  dass  der  Wider- 
stand g-egen  rechtlose  Akte  des  Absolutisma*. 
dass  die  Wahrung  der  Gerechtigkeit  bei  der 
Justizpflege  nur  durch  Beamte  repräsenti*^n 
werde,  welche  ihre  Stellen  erkauft  und  nicht 
verliehen  erhalten  hätten!  unter  Bestreitung 
der  steten  kulturellen  Fortschritte  der  Meniuh- 
heit  stellt  er  den  zur  Betrachtung  seiner  wirt- 
schaftlichen Doktrin  hinüberführeuden  Satz  auf, 
dass  es  Völker  gebe,   welche  in  geistiger  und 
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-ivirtschafti icher  Versumpftheit  verharrten,  denen 
<iie  Freiheit  kein  Bedürfnis  sei  und  die,  wenn 
sie  solche  besässen,  nichts  damit  anzufangen 
wüssten. 

Sein  „Esprit  des  lois"  enthält  die  Quintessenz 
seiner  sozialökonomischen  Doktrin.    Die  Bücher 
7,  20,  21/23  und  30/31  dieses  klassischen  Werkes 
beschäftigen  sich  mit  dem  Handel  und  dessen 
firesetzlichen   und  wirtschaftlichen  Regelungen, 
mit  dem  Handel  der  alten  Völker,   mit  Seid 
und  Geldumlauf,  Zins  und  öffentlichem  Schulden- 
wesen, Bevölkerung  und  Grundeigentum  bezw. 
Enteignungswesen.  Als  Bevölkerungstheoretiker 
erkennt  Montesquieu  es   als  Aufgabe   der  Re- 
jrierung  an,   die  menschliche  Fortpflanzung  bis 
zur   Grenze    der  Unterhaltsmittel    zu   fördern. 
Bei   Ergründung   der  wirtschaftlicheYi  Gesetze 
lilsst  Montesquieu  die  soziologischen  Zustände 
und   die  Lebensweise  der  Völker,    Klima,  Re- 
j^ierungsformen,  Volksrechte  und  andere  Faktoren 
mitsprechen,    wobei    wirtschaftliche    Anschau- 
ungen zu  Tage  treten,  die  ihn  zu  einem  An- 
hänger   des    aus    seiner   Sozialtheorie    hervor- 
gehenden Individualprincips  und  zum  genialen 
Vorläufer  der  physiokratischen  Schule  stempeln. 
Pas   merkantilistische  Vorurteil   von    der    nur 
durch  grosse  Ausfuhr  günstig  zu  gestaltenden 
Handelsbilanz  findet  sich  auch  bei  Montesquiiu, 
der  das  Land,  welches  mehr  importiert  als  aus- 
führt, der  Gefahr  ausgesetzt  sieht,  sich  in  das 
Gleichgewicht  der  wirtschaftlichen  Stagnierung, 
der    Verarmimg,    der   vollständigen    Handels- 
stockung zu  bringen.     Die  Freigabe  oder  die 
durch  Zollschranken  bewirkte  Sperre  des  Aussen- 
handels  behandelt  er  weniger  vom  doktrinären 
als  praktischen  Standpunkte.    Den  Luxus  be- 
trachtet Montesquieu  als  ein  notwendiges  Attri- 
but in  Monarchieen,  als  ein  Laster  in  Republiken. 
Montesquieus  Stenertheorie  beruht  auf  der  Voraus- 
setzung, dass  durch  die  Steuerzahlung  der  Censit 
das  Recht  auf  staatlichen  Schutz  seines  übrigen 
Vermögens  erwirbt.    Seinern   Unabhängigkeits- 
sinn uud  Selbstbewusstseiu  sind  die  persönlichen 
oder  die  Kopfsteuern,  weil  sie  an  Sklaverei  er- 
innern, die  verhasstesten,  die  Steuern  auf  Waren 
und  andere  indirekte  Abgaben,   weil   sie  auf 
freieren  Rechtsanschau uugen  fussen,  die  erträg- 
lichsten.   Die  Humesche  Gleichgewichtstheorie 
von  Geld-  und  Warenmenge  ist  auch  die  seinige. 

Vgl.  über  Montesquieu:  Destutt  de 
Tracy,  Commentaire  sur  l'esprit  des  lois  de 
Montesquieu,  Paris  1819.  —  Maur.  Meyer, 
Commentaire  des  lettres  persanes,  ebd.  1841.  — 
M  e  n  e  V  a  1 ,  Napoleon  et  Marie  Louise,  Souvenirs 
historiques,  Bd.  Ill,  Paris  1845,  S.  159  (handelt 
von  dem  Kommentar  Friedrichs  des  Grossen  zu 
Montesquieus  Considerations).  B  e  r  s  o  t ,  Etu- 
des  sur  la  Philosophie  de  XVIIIe  siecle:  Montes- 
quieu, ebd.  1852.  —  Dictionnaire  de  Teconomie 
polit,  2.  Aufl.,  Bd.  II,  ebd.  1854,  S.  227,29.  — 
JulianSchmidt,  Geschichte  der  französischen 
Litteratur  seit  der  Revolution  1789,  2  Bde., 
Leipzig  1858.  —  Biographie  universelle,  Bd. 
XXVIII,  Paris  1860,  Sp.  357/72.  —  B  l  u  n  t  s  c  h  1  i , 
Geschichte  des  allgemeinen  Staatsrechts  und  der 
Politik,  München  1864,  S.  258  ff.  —  Raynal, 
Le  President  de  Montesquieu  et  l'Esprit  des 
löis,  discourn,  Paris  1865.  —  G  o  m  t  e ,  C/Ours  de 
Philosophie  positive,  3.  Aufl.,  Bd.  IV,  ebd.  1869, 
S.   178if.    —    Riviöre-Dufresny,    Amüse- 


ments serleux  et  comiques;  premiöre  id^e  des 
„Lettres  persanes",  ebd.  1869.  —  Röscher, 
Geschichte  der  Nat.,  München  1874,  S.  327.  447, 
563,  793.  —  Dangeau^  Montesquieu-Biblio- 
graphie de  ses  oeuvres,  Paris  1874.  —  Jannsen, 
Montesquieus  Theorie  von  der  Dreiteilung  der 
Gewalten  im  Staate  auf  ihre  Quellen  zurück- 
geführt, Gotha  1878.  —  (L.  V.)  Louis  Vi  an, 
Histoire  de  Montesquieu.  Sa  vie  et  ses  oeuvres, 
Paris  1879.  —  E.  Meyer,  Friedrich  der  Grosse 
und  Montesquieu,  in  „Zeitschrift  für  preussische 
Geschichte  und  Landeskunde",  Bd.  aVI,  Berlin 
1879,  S.  371  ff.  —  Encyclopaedia  Britannica, 
9.  Aufl.,  Bd.  IX  (1879),  S.  667  ff.;  S.  592  (in- 
fluence  of  bis  writings);  Bd.  XVI  (1883),  S. 
782/75;  Bd.  XIX  (1885),  S.  359  (bis  economic 
teaching).  —  Marionneau,  Montesquieu  con- 
sidere  comme  critique  d'art,  Paris  1882.  — 
J.  P.  Marat,  Eloge  de  Montesquieu,  Libourne 
1883.  —  Woolsey,  Political  science  of  the 
State,  2  Bde.,  New- York  1886,  Bd.  I,  S.  16871, 
Bd.  II,  S.  435^^6,  519/26.  —  Schelle,  Dnpont 
de  Nemours  et  l'ecole  physiocratique,  Paris  1888. 
—  Hasbach,  Untersuchungen  über  Adam 
Smith,  Leipzig  1891,  S.  367/68.  —  Faure, 
Montesquieu,  in  Nouveau  Dictionnaire  d'^co- 
noraie  polit,  Bd.  II,  Paris  1892,  S.  329  ff.  — 
A.  S  0  r  e  1 ,  Montesquieu.  Deutsch  von  A.  Kressner, 
Berlin  1896.  —  E.  Fournol,  Bodin,  pr6de- 
cesseur  de  Montesquieu,  Paris  1896.  — 

Lippert, 


Hoorkaltar   and   Hoorkolonisation. 

1.  Ausdehnung  und  Arten  der  Moore  in 
Deutschland.  2.  Landwirtschaftliche  Kultur  der 
Moore.  3.  Forstwirtschaftliche  Kultur  der  Moore. 
4.  Technische  Verwertung  des  Moores.  5  Moor- 
kolonisation und  staatliche  Massnahmen  zur  För- 
derung derselben.  6.  Moorkultur  und  Moorver- 
wertung im  Ausland. 

1.  Ansdehnnng  und  Arten  der  Moore 
in  Dentsehland.  Die  Angaben  über  die 
Ausdehnung  der  in  Deutschland  vorhandenen 
Moorflächen,  die  sich  vornehmlich  auf  Tei- 
lungskai-ten,  Flurkarten  und  die  Grundsteuer- 
vemnlagungen  stützen,  sind  wenig  zuver- 
lässig ;  sie  beträgt  nach  Schätzung  mindestens 
500  Quadi-atmeilen.  Preussen  allein  besitzt 
et>va  400  Quadratmeilen  Moorboden  imd 
zwar 

Hannover 102,3  i4,6 

Pommern 55,5  10,2 

Schleswig-Holstein    ....  31,9  9,3 

Brandenburg 63,1  8,7 

Posen 36,8  7,0 

Ostpreussen 34,7  5,1 

Westfalen 3,5  1,0 

VVestpreussen 15,6  3,4 

Sachsen 15,2  3,3 

Schlesien 15,8  2,2 

Rheinland 8,2  1,7 

Hessen-Nassau 0,2  0,1 
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Das  Grossherzogtum  Oldenburg  hat  17,2  grosser  Mächtigkeit  (meist  in  flach  gewC4U^ 

Quadratmeilen  Moor  gleich  1S,6  'Vo  der  Boden-  Form)  aufwachsen  (Hochmoore,  reherwass»  :- 

fläche,  das  Königreich  Bayern   2(5  Quadrat-  raoore,    supraaquatL^che   Mrore.   lokal»^  B^ 

meilen  gleich  1,9 ®/o  der  Gesamtbodenfläche.  Zeichnungen    Torfmoor,    Moosbnich,   ¥•->?. 

Ziemlich  reich  an  Mooren  ist  Mecklenburg,  Mosse,  Filz).     In  natürlichem  Zustand  trara 

nicht     unbeträchtliche    Moorflächen    finden  i  die  Moostorfheidemoore  je  nach  dem  GraJ^ 


sich    in    den    Königreichen    Sachsen    und 
Württemberg. 

Grosse  von  Wald  bedeckte  oder  als 
Wiesen  genützte  3Ioore  sind  bei  der  Auf- 
nahme der  vorhandenen  ^loorflächen  häufig 
nicht  als  solche  berücksichtigt  wonlen. 


der  Abwässerung  eine  Vegetation  von  Mf«jj^ü 
(vorwiegend  Torfmoosen,  Heidekräutem. 
WoUgi'äsern,  Schnabelsimsen).  Bei  besserer 
Entwässerung  bedecken  sich  die  Hochmi>jf^ 
bald  mit  einem  dichten  Bestand  der  Besen- 
heide und  erlangen  an  der  Oberfläche  t'ii.n* 
vollkommener  zei-setzte,  mit  Nährstoffen  ans» - 


Entstehung  und  Unterscheidung!  ^"/7"7"7V,ar-'Q::-n^^^^ 
der  Moore.  Die  Moorböden  bestehen  vor-  1^'^:^'^^.^  kulturfälugere  Sc^hicht  (sogenannte 
nehmlich  aus  den  Resten  von  Pflanzen,  ihi^  Heideercle).  Zu  den  Hochmooren  geb. d^ 
Entstehung  ist  an  die  G^eenwart  grosser  ^  Beispiel  die  Mehrzalu  der  Moore  im 
Wassermengen  gebunden ,  da  die  moor- '  ^^^^^^f^l  TeU  der  Provinz  Hannover  imJ 
büdenden  Gewächse  nur  b^iWasserüberfhiss,?,^l^^t^^^^^  (Bourtangermoor :  auf  dem 
gedeihen  und  die  Umwandlung  der  abge- ,  ^/.°^?"  ^""^^^^^^  fnesisc^e  Moore,  M«)re  im 
itorbenen  Reste  derselben  in  ioovsubstiuz\^'''Y%'^f  ^^^"^^^^^^ 
nur  bei  verhältnismässig  starkem  Abschluss  /^^^^  ^^'^^^^^  ^'^^  Jr!^!"?'^''^  ^f  nT" 
der  Luft  von  den  sich  zersetzenden  Pflanzen-  5f^^)  ""^  grosse  Moorüächen  der  östliche 
massen  durch  Wasser  vor  sich  geht  Yon  |  ^'^^^'^^^^^  namenthch  Preussen. 
den  mineralischen  Boilenarten  unterscheiden  '^-  N  i  e  d  e  r  u  n  g  s  - ,  G  r  u  n  1  a  n  d  s  -  oder 
sich  die  Moorböden  daher  in  natürlichem  ^^i^senmoore,  vor^negendausgrasartigv-ü 
Zustand  besondere  durch  einen  Verhältnis-  Gewächsen  (Dachrohr,  Riedgräser,  Segi:*-n 
massig  hohen  Wassergelialt  und  Wasserauf- '  "»d  Binsen)  gebildet,  die  nur  bei  Geir>n- 
saugungsfähigkeit  (>nasser,  kalter  Bodens),  wart  nähi-st offreicheren,  namenthch  kalk- 
grossen  Reicntum  an  oi-ganischer  (verbrenn-  reicheren  WaSvSers  gedeihen,  daher  reich  a:. 
barer)  Substanz,  geringes  specifisches  und '  Kalk  und  an  Stickstoff,  bisweilen  auch  an 
Volumgewicht,  starke  QueUungsfähigkeit  ■  Pl^osphorsäure ,  ohne  freie  Humussäurea, 
(Schrumpfen  beim  Austrocknen).  Nac*h  dem  '  "»^ht  selten  mehr  oder  weniger  stark  mit 
Ort  ihrer  Bildung  und  dessen  Lage  zum  |  ^and,  Thon,  Wiesenkalk,  Rasenerz  durchsetzt, 
Grundwasser,  der  botanischen  Beschaffenheit  i«  natürücliem  Zustand  mit  Gr&>em,  Sauer- 
der  moorbildenden  Pflanzen  und  der  che-  ^'rä^ern,  Kräutern  verschiedener  Art,  nicht 
mischen  Zusammensetzung  der  daraus  ent-  ^^^l^en  mit  Holz  bestanden.  Da  das  Wachs- 
standenen  Moorsubstanz  unterscheidet  man  tum  dieser  Moore  aufhört,  sobald  ihre  Ol^r- 
folgende  Hauptarten  des  Moorbodens:  ■  fläc'heuschicht    nicht    mehr    von    nährstoff- 

1.  Hochmoore-,  besser  H e i d e m o o s - ,  ¥<^i?^J^  ^Y^^^^^"  g^^t'^ll^f  ^'^T^'  so  vermogett 
torfmoore,  aus  in  ihrer  Ernährung  sehr '  si^  «^^'^  .'"c^*  wesenüich  über  den  Oruml- 
anspruchlosen  Pflanzen  (Torfmoose,  Heide-  yj^serspiegel  zu  erheben  (infraaquatisi-he 
kräuter,   Wollgräser)  auf  gewöhnlich   nähr-  -*l^^re). 

stoffarmemUntergrund  und  in  nährst  offarraem  '  3.  Uebergangsmoore  je  nach  dem 
Wasser  entstanden,  besonders  arm  an  Kalk,  i  Ort  ihrer  Bildung  von  verschiedener  1k>- 
saure  Substanzen  (fi-eie  Humussäuren)  ent-  i  tanischer  und  chemischer  Zusammeusetzuos: 
haltend.  Da  ihre  Bildung  von  der  Gegen-  i  zwischen  Hoch-  und  Niederungsmooren,  l»ald 
wart  nährstoffreicheren  Grundwassers  unab-  diesen,  bald  jenen  näher  stehend  (Gebirgs- 
hängig   ist    und  der  Hauptbestandteil ,    die  '  moore,  Waldmoore). 

Torfmoose    durch    ihren    anatomischen   Bau         Die  mittlere  chemische  Zusammensetzung 
befähigt  sind ,  Wasser  in   grossen  Mengen  !  der  typischen  Moorböden  ist  folgende : 
aufzusaugen  und  festzuhalten,   können  diese  i        1()(J  Teile  der  vollkommen  tr<)ckuen  Masse 
Moore    auf   über    dem    Grundwasserspiegel '  entlialten  die  folgenden  Mengen  an  wichtigen 
gelegenem,    von    atmosi)härischem    Wasser  !  Pflanzen nähi-stoffen : 
genügend    feucht    gehaltenem    Boden     zu  | 
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feste  Stoffe 

Stickstoff 

Kali 
Kilogramm 

Kalk 

PhosphorsÄure 

I20  000 

1440 

50 

420 

120 

90000 

725 

27 

225 

36 

250000 

6250 

250 

10000 

625 

180000 

3600 

180 

1800 

360 

1000  cbm  des  natürlichen  Moorbodens  enthalten  in  kg 


3Iochmoor,  Heideerdeschicht 
Hochmoor,  Moostorfschicht 
^iederuDgsmoore 
Uebergangsmoore 


Der  Zersetzuugszustand  oder  die  Zer- 
sotzungsfähigkeit  der  Niederungsmoore  pflegt 
besser  zu  sein  als  die  der  Hochmoore,  der 
Stickstoff  geht  zudem  in  den  Niederungs- 
mooren leichter  in  für  die  Pflanzenernährung 
taugliche  Form  über. 

2.   Landwirtschaftliche    Kultur    der 
Moore.    L  Hochmoorkultur,    a)  Hol- 
ländische Yeenkultur,  auf  abgetorftem 
Hochmoor    unter  Zuhilfenahme    von   Sand. 
Der  beim  Abtorfen  des  Moores,  dessen  tiefere 
dichte  Schicht  den  Brenntorf  liefert,  in  die 
Torfgrube    zurückgeworfene  leichte    unzer- 
setzte  Moostorf  der  oberen  Lagen  wird  nach 
der  Planiening  an  der  Oberfläche  auf  15  bis 
20  cm   mit  einer  meistens  aus  dem  Unter- 
grund stammenden  Sandschicht  von  10  bis 
15   cm   Stärke    gemischt   und   durch   Auf- 
bringen   von    natürlichem    Dünger   (in   den 
holländischen  Moorkolonieen   vielfach  städ- 
tische AbfaDstoffe)  in  Kultur  gebracht.  Später 
ist  diese  Art  der  Kultivierung  vielfach  auch 
aTif  nicht  abgetorftesMoor  übertragen  worden. 
Die  Entwässerung,  die  jeder  landwirtschaft- 
lichen Nutzung  des  Moorbodens  vorangehen 
rauss,  ist  bei  Veenkulturen  (Sandmischkul- 
tnren)   stärker  zu  bemessen    als  bei   nicht 
besandetem  reinem  Hochmoor  (Senkung  des 
Gnindwassei-spiegels  für  Ackerland  80  bis 
100  cm,   für   Wiesenland    60   bis   70  cm). 
Voraussetzung   für  die  Veenkultur   ist  die 
Möglichkeit,  den  Untergrundsand  leicht  er- 
reichen zu  können,  Vorzüge  derselben  vor 
der   Hochmoorbewirtscliaftung    ohne    Sand 
sind  die  grössere  Ertragsfähigkeit  und  die 
grössere  Sicherheit  der  Gew^ächse  auf  Veen- 
kulturen   gegen    Fröste    (Nachtfröste)    xmd 
Dürre,  da  durch  die  Beimischung  des  Sandes 
zimi  Moor  die  Wärme-  und  W^asserverhält- 
nisse  desselben  verbessert  werden  (vgl.  hol- 
ländische Moorkullur). 

b)  Moorbrandkultur,  ebenfalls 
holländischen  Ursprungs,  von  dort 
nach  Deutschland  übertragen  und  stellen - 
>voise  zu  grosser  Ausdehnung  gelangt.  Das 
ausreichend  entwässerte  Moor  wird  in  seiner 
nährstoffi-eicheren  Oberflächenschicht  durch 
Hacken  oder  Pflügen  gelockert  und  nach 
genügendem  Austrocknen  durch  Brennen 
(MooiTHUch,  Hen-auch)  zum  Teil  eingeäschert, 
in  die  Asche  Buchweizen  oder  Hafer  gesät. 
Das  Brennen  führt  die  im  Boden  vorhan- 
denen Nährstoffe  zum  Teil  in  für  die  Pflan- 
zen aufnehmbai*e  Form  über,  verursacht  je- 
doch auch  einen  stai'ken  Verlust  an  stick- 
stoffhaltiger Bodensubstanz.     Es  kann  mit 


Erfolg  nur  so  lange  fortgesetzt  werden,  bis 
die  besser  zersetzte  Oberflächenschicht  ver- 
zehrt ist  (6  bis  8  Jahre).  Der  ausgebrannte 
(tot  gebrannte)  Acker  bedarf  dann  einer 
langen  Ruhezeit  (30  bis  40  Jahre),  um  wieder 
eine  das  Brennen  lohnende  Oberflächenschicht 
(sogenannter  Heidehumus)  zu  erlangen.  Tiefe 
Schäden  des  Verfahrens  sind  seine  grosse 
Unsicherheit  und  das  stetige  Zurückgehen 
der  Erträge  infolge  der  auf  dem  Boden  ge- 
triebenen Raubwirtschaft.  Nur  unter  be- 
stimmten Verhältnissen  kann  ein  einmaliges 
Brennen  des  Bodens  als  Vorkultur  gerecht- 
fertigt erscheinen. 

c)  Deutsche  Hochmoorkultur, 
Alte  Art  derselben:  Nutzung  des  Moores 
zu  Acker-  und  Wleseuland  unter  Benützung 
von   tierischem   Dünger.     Neuere   Form 
der    Hochmoor kultur    auf   Moorboden 
jeglicher  Art  unter  Zuhilfenahme  künstlicher 
Düngemittel    und    kalkhaltiger   Materialien 
nach  den  von  der  Moorversuchsstation 
in  Bremen  ermittelten  Methoden.    Nachdem 
durch  die  wissenschaftlichen  Untersuchungen 
der  verschiedenen  Moorboden  formen  und  ihrer 
Eigenschaften   und    durch   praktische   Ver- 
suche auf  Hochmooräckern  und  Wiesen  die 
I  Grimdlagen  für  die  zweckmässige  Verwertung 
[der    kalkhaltigen     Meliorationsmittel     und 
1  künstlichen  Düngestoffe  geschaffen  worden 
sind,  ist  es  mit  JSilfe  derselben  und  anderer 
I  durch  den  Fortschritt  der  Landwirtschafts- 
wissen scliaft  und  Technik  gebotener  Mittel 
I  (Anbau  von  Klee,  Hülsenfrüchten,  stickstoff- 
I  sammelnden      Gründüngungspflanzen     wie 
Serradella ,   Lupinen   unter   Benutzung  der 
!  Bodenimpfimg,   durch    die   dem    Hochmoor 
I  die  für  das  Gedeihen  der  Leguminosen  för- 
derlichen   Bakterien    der   Wiu-zelknöUchen 
I  zugeführt  werden ,  Einführung  von  Frucht- 
I  folgen   verschiedener   Art,    vollkommenerer 
Geräte    für  die   Bodenbearbeitung ,    ertrag- 
'  reicherer    und    edlerer    Arten    von    Acker- 
I  gewachsen,  Verwendung  des  an  der  Nord- 


I  seeküste  in  grossen  Mengen  vorhandenen 
,  Seeschlicks,  bei  dem  leider  die  hohen  Kosten 
I  der  Gewinnung  und  Verfrachtung  einem 
j  aUgemeineren  blassen  verbrauch  vielerorts 
!  entgegenstehen)  gelungen,  nicht  nur  die  Er- 
'  träge  der  bereits  nach  dem  alten  Verfahren 
j  kultivierten  liändereien  über  das  bekannte 
I  Mass  weit  hinaus  in  lohnender  Weise  zu 
,  steigern,  sondern  auch  neuKultivierten  Hoch- 
I  moorboden  in  kurzer  Zeit  zu  hoher  Ertrags- 
'  fähigkeit  zu  bringen.  Der  land\tirtschaft- 
I  liehe  Betrieb  schon  bestehender  Hochmoor- 
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wirtschaften,  die  solhst  unter  günstigen  Be- 
dingungen vielfach  einen  Fortsclmtt  in  erster 
Linie  wegen  Mangel  an  den  nötigen  Düng- 
stoffen vermissen  liessen,  ist  durch  Ver- 
wendung künstlicher  Düngstoffo  in  seiner 
Ausdehnung  und  Intensität  erheblich  ge- 
stiegen, ferner  die  Möglichkeit  geboten,  neue 
Siedelungen  in  bislang  unkultiviei-ten  Mooren 
anzulegen  und  in  veihältnismässig  kurzer 
Zeit  zu  blühender  Entwickelung  zu  bringen. 

Die  Entwilsserung  des  nicht  besandeten 
Hochmoors  darf  bei  Ackerkultiu'en  durch- 
schnittlich 5(1  bis  60  cm,  bei  Wiesen  40  bis 
50  cm  nicht  überschiviton.  Die  Düngung 
beträgt,  soweit  nicht  natürlicher  Dünger 
verwendet  wiixl,  auf  das  Hektar  nach  Zu- 
fuhr von  30(MJ  bis  4000  kg  Kalk  in  Form 
von  gebranntem  gelöschtem  Kalk,  Kalk- 
oder Thonmergel,  175  bis  100  kg  Kali  (in 
Form  von  Kalisalzen,  bosondei-s  Kainit, 
40^;oige^  Kalisalz),  150  bis  75  kg  Phosphor- 
säure (Thomasmehl,  Rohphosphat,  namentlich 
Algierphosphat)  und  zu  stickstoffzehrenden 
Pflanzen  (H^dm-  und  Hackfrucht)  nach  der 
Vorfrucht  60  bis  0  kg  Stickstoff  in  Form 
von  Chilisalpeter,  schwefelsaurem  Ammoniak. 
Nach  mehrjährigen  stärkeren  Düngungen 
darf  auf  Gnnid  der  Anix^icherung  des  Moor- 
bodens mit  Pflanzennährstoffen  die  Düngung 
annähernd  auf  den  Ersatz  der  jährlich  in 
den  Ernten  entnommenen  Mengen  derselben 
eingeschränkt  werden.  Die  sichei-sten  Früchte 
für  Hochmooräcker  sind  Roggen,  Kartoffeln 
und  Hafer,  letztgenannter  bei  möglichst 
früher  Aussaat. 

n. Niederungsmoorkultur,  a)  Als 
nicht  besandetes  Niederungsmoor, 
vornehmlich  zu  Wiesen  oder  Weiden  unt^r 
Anwendiuig  kali-  und  phosphorsäurehaltiger 
Kunstdüngeraittel.  Wegen  des  natürlichen 
Reichtums  der  Niederungsraoore  au  Stick- 
stoff und  Kalk  ist  im  allgemeinen  eine 
Düngiuig  mit  diesen  Stoffen  nicht  nötig. 
Zweckmässige*  Senkung  des  Grundwasser- 
spiegels bei  Wiesen  auf  durchschnittlich 
50  cm,   bei  Weiden   etwas  stärker  (60  cm). 

b)  Sanddeckkultur,  Moordamm- 
kultur nach  Rimpau.  Dieselbe  ist  An- 
fang der  sechziger  Jahre  von  dem  Ritter- 
gutsbesitzer Rimpau  in  Cunrau  erfunden 
und  seitdem  in  ganz  Deutschland  in  grossem 
Massstab  angewendet  worden.  Sie  besteht 
in  der  Bedeckung  des  vorher  durch  Gräben 
oder  Drainage  auf  durchschnittlich  1  m  unter 
Oberfläche  in  der  Mitte  zwischen  den 
Gräben  oder  Strängen  entwässerten  und 
sorgfältig  eingeebneten  Moores  mit  einer 
Schicht  mineralischen  Bodens  (meistens  Sand, 
seltener  lehmiger  Sand,  Wiesenmergel)  in 
einer  Stärke  von  10  bis  12  cm  (für  Acker- 
bau). Durch  die  Sanddecke  wird  die  Ober- 
fläche sd  fest,  dass  sie  befahren  werden 
kann.     Die  Bodenfeuchtigkeit   und    Boden- 


wärme werden  in  noc;h  stärkerem  Masse  a.* 
bei  der  Veenkultiu'  (Sandmischkultur)  pui- 
stig  beeinflusst  Die  Gefahr  des  Aiiffri^-r^Ls 
im  Winter,  der  Spätfröste  im  Frühjahr  vini 
erheblich  vermindert,  der  Stand  der  Pfanztra 
sicherer,  die  Feuersgefahr  für  das  Moor  e~ 
ringer,  die  Bestellung  leichter.  Später  ka! 
man  auch  für  Grasbau  (Wiesen  und  Weiden , 
das  Niederungsmoor  nach  demselben  Ver- 
faliren  besandet,  wobei  die  Sanddecke  nur 
7  bis  8  cm  stark  aufgebracht  wird,  dW- 
Senkung  des  Gnmdwasserspi^els  dnn^i- 
schnittlich  nur  60  bis  80  cm  beträgt.  Wenn 
nicht  besonders  ungünstige  Verhältnisse  in 
trockene  I^age,  häufige  Spätfröste)  vorli^fger. 
verdient  die  Umwandlung  in  nicht  besandi-t-- 
Grasländereien  schon  der  BiUigkeit  w^-j:v*!i 
den  Vorzug  (s.  o.). 

Die  Düngung  der  NiederungsmrR.n: 
beträgt  auf  das  Hektar  75  bis  125  kg  Kali 
in  Form  vei^scliiedener  Kalisalze,  40  bis  VßJ  kc 
Phosphorsäure  in  Fonn  von  Thomasnif^hi. 
Sui)erphosphat  (abgesehen  von  Mooren  mit 
natürlichem  Reichtum  an  Phosphorsaure,  die 
einer  Zufuhr  von  solcher  nicht  oder  in  stark 
ermässigtem  Masse  bedürfen),  nur  ausnahm^ 
weise  (bei  schlechtem  Stand  im  Frühjahr, 
zu  besonders  anspruchsvollen  Früchten  wie 
Zuckerrüben)  wird  in  geringen  Mensreii 
Stickstoff  (Chilisalpeter,  schwefelsaures  Am- 
moniak) verabfolgt 

III.    Erträge,     Rentabilität     vou 
Moorkultureu      und      deren      wirt- 
schaftliche   Bedeutung.     Nach    einer 
allerdings    sehr    unvollkommenen    Statistik 
brachten  Moordammkulturen    nach    Rimpau 
im  Durchschnitt    etwa    5   bis    50   Angaben 
auf  das  Hektar   2380  kg  Weizen,    25<J<»  ks 
Roggen,    2660   kg  Hafer,    2435  kg   Geräte, 
1770  kg  Raps,    2240  kg  Erbsen,    1690  h- 
Bohnen,    20450    kg   Kartoffeln,    54300   ki 
Futter-  und  Zuckerrüben.    V  e  e  n  k  u  1 1  u  r o  c 
(Sandmischkiüturen)  auf  das  Hektar  20O'J  kg 
Roggen,    2065  kg  Weizen,    2265  kg  Hafer, 
16Ö0kg  Bohnen,  1700  kg  Erbsen,  21200k£: 
Kartoffeln,    1665  kg   Raps;    mit  Kalk   und 
Kunstdünger      bewirtschaftetes     Hochmoor 
2000  kg  Roggen,  1600  kg  Hafer,  20  (m  kjr 
Kartoffeln,     OCjOO    kg    Kleeheu,     15Ck:>   kg 
Erbsen.    Auf  dem  Versuchsfeld    der  Moor- 
vei-suchsstation     wurden     in     den    letzten 
Jahren    bei    ausgiebiger    Verwendung    der 
Gründüngung   und    Anwendung     besonders 
geeigneter  Geräte  für  die  Boden liearbeilun? 
auf  Hochmoor  erheblich  höhere  Eiträge  er- 
zielt,   namentlich   an  Hafer   (bis   3270  k^l, 
der  bei  früher  Saat  eine  der  ertragreichsten 
und  sichersten  Moorfrüchte  ist.    Nach  einer 
vom  Verein   zur  Förderung  der  Moorkiiltnr 
im  Deutschen  Reiche  angestellten  Statistik, 
die   allerdings   lückenhaft    ist   und  nicht  in 
allen  Punkten  nach  Lage  der  Dinge  zuver- 
lässige Durchsclinittszahlen    liefern    konnte. 
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l>etragen   die   Kosten   für  Herstellung    von 
l^Ioordammkulturen  (ohne  besondere  Unter- 
scheidung ob  Wiesen-  oder  Ackerkultur)  im 
X)urchschnitt   von   72   Angaben    577   Mark, 
<ier  höchste  Satz  beträgt  pro  Hektar  1075  Mark, 
<lor  niedrigste  120  Mark;  der  durchschnitt- 
liehe Reinertrag  pro  Hektai*  188  Mark,  der 
liöchste  518  Mark,  der  niedrigste  15  Mark, 
die    Verzinsung     der    Kulturkosten    (ohne 
G  runderwerbskosten)  im  Diu-chschnitt  32,7  ^/o, 
die  niedrigste  8,9  ®/o,   die  höchste  71,4  %. 
Die  Anlagekosten  für  Moorwiesen,  die  staat- 
licherseits  in  einer  Ausdehnung  von  2644  ha 
auf  Domänen   in   verschiedenen  Provinzen 
vorwiegend     ohne    Besandung    hergestellt 
worden  sind,   schwanken   zwischen  28  und 
703  Mark  und  betragen  durchschnittlich  für 
das    Hektar   377    Mark.     Die    preussische 
Foi-stverwaltung    hat    bis    jetzt   m    15  Re- 
gierungsbezirken gegen  4000  ha  Niederungs- 
moor  mit  einem  Kostenaufwand  von  25  bis 
1798  Mark  pro  Hektar  in  Wiesen  umgewandelt. 
Bis   1896   wurde   auf  insgesamt   2715  ha, 
deren  Meliorierung  766017  Mark   gekostet, 
eine  jährliche  Vermehrung  des  Reinertrages 
von  85376,19  Mark,  somit  eine  Verzinsung 
des  angelegten  Kapitals  von  11,1  ^/o  erzielt. 
Unter     vergleichbaren    Verhältnissen    ver- 
zinsten sich  besandete  Moorwiesen  mit  11,7, 
nicht   besandete    mit    28,9  ®/o.    Auf  Grund 
des  G.  V.  1.  April  1879  über  die  Bildung 
von  Wassergenossenschaften  ist  auf  genossen- 
schaftlichem Wege   die   Entwässerung   von 
233617    ha  moorigen  Bodens  diu'chgeführt 
oder  eingeleitet.    Die  entwässerten  Flächen 
dienen  in  erster  Linie  dem  Grasbau.  (Wiesen 
und  Weiden). 

Die  Kosten  für  Hochmoorkiüturen  in 
grosseren  Betrieben  stellten  sich  wie  folgt 
für  das  Hektar:  Gräbenziehen,  Hacken 
und  Kalken  ca.  192  Mark,  Düngung  117 
Mark,  im  Durchschnitt  (abgesehen  von  den 
allgemeinen  Kosten  u.  s.  w.).  Die  für 
Moorboden  gezahlten  Preise  unterliegen 
grossen  Schwankungen  (100  bis  1800  Mark 
iür  das  Hektar).  Durch  Melioration  der 
noch  unkultivierten  Moorflächen  können  die 
produktionsfähigen  Acker-  und  Wiesenflächen 
und  die  Zahl  der  landwirtschaftlichen  Be- 
triebe sehr  erheblich  vermehrt  werden. 
Strebsamen  und  fleissigen  Landwirten  ist 
die  Möglichkeit  geboten,  mit  verhältnis- 
mässig geringem  Kapital,  sei  es  als  Eigen- 
tum, Pachtung,  Rentengut,  Erbpachtung, 
einen  selbständigen  lohnenden  Landwirt- 
schaftsbetrieb im  Moor  einzurichten.  Da- 
durch könnte  manches  wirtschaftlich  tüch- 
tige Element  dem  Vaterland  erhalten  werden. 
Bestehende  ältere  Moorwirtschaften  sind 
durch  die  neueren  Mittel  der  Moorkultur 
in  die  Ijage  versetzt,  iliren  wirtschaftlichen 
Stillstand  oder  Verfall,  der  häufig  zum 
grossen    Teil    durch    das    bislang    befolgte 


System  verschuldet  ist,  nicht  nui*  aufzu- 
halten, sondern  in  ziemlich  kurzer  Zeit  zu 
einer  gedeihlichen  Entwickelung  zu  ge- 
langen. Die  örtlichen  Boden-  und  Witte- 
rungsverhältnisse werden  vielfach  durch  die 
Kultivierung  ausgedehnter  Moorflächen  und 
die  damit  notwendigerweise  verknüpfte 
planmässige  Entwässerung  günstig  beein- 
flusst.  Indirekt  übt  die  Niederungsmoor- 
kultur  auf  die  in  der  Regel  mit  derselben 
verbundene  Bewirtschaftung  ai-mer  Sand- 
böden einen  sehr  günstigen  Einfluss  aus. 
Die  auf  den  Moorkulturen  gewonnenen 
Futter-  und  Strohmengen  ermöglichen  die 
Haltung  eines  stärkeren  Viehstandes  imd 
dadurch  eine  Steigerung  der  Produktion 
von  Dünger,  der  den  mineralischen  Boden- 
arten allein  zu  gute  kommen  kann,  da  seine 
Verwendung  auf  Niederungsmoorböden  nicht 
angebracht  ist,  diese  vielmehi-  zweckmässig 
lediglich  mit  Kunstdünger  bewirtschaftet 
werden. 

3.  Forstwirtschaftliche  Kultur  der 
Moore.  Dieselbe  hat  im  allgemeinen 
bis  jetzt  geringere  Bedeutung.  Niederungs- 
moore, Cebergangsmoore  oder  abgetorfte 
Hochmoore  von  nicht  zu  grosser  Mächtig- 
keit lassen  sich  nach  Hemchtung  einer 
genügenden  Entwässerung  mit  Erfolg  auf- 
forsten, auf  Mooren  von  tieferem  Moorstand 
namentlich  nicht  abgetorftem  Hochmoor  ist 
bei  den  jetzigen  klimatischen  Verhältnissen 
bei  Aufwendungen  für  die  Entwässerung, 
die  nicht  von  vorne  herein  jede  Rente  aus- 
schliessen,  Forstkiütur  nicht  durchführbar. 
Das  zuerst  mit  grossen  Hoffnungen  be- 
grüsste  Brüningsche  Verfaliren  der  Auf- 
forstimg  von  Hochmooren  (nach  vorher- 
gehendem Brennen  des  Moores)  hat  sich 
nicht  bewährt.  Dass  dort,  wo  eine  starke 
Entwässerung  möglich  ist  und  wenn  auch 
nur  geringe  Mengen  Dungstoffe  zugefülirt 
werden,  auf  nicht  abgetorftem  mächtigem 
Hochmoor  Fichten,  Kiefern,  Eichen,  Obst- 
bäume gut  gedeihen,  zeigt  die  vielfach  in 
den  '  nordw'estdeutschen  Moorkolonieen  zu 
beobachtende  gute  Entwickelung  der  ge- 
nannten Baumarten  in  der  näheren  Um- 
gebung der  Ansiedelungen. 

4.  Technische  Verwertung  des  Moores. 
Viele  Versuche  der  technischen  Verwertung 
sind  fehlgeschlagen.  Als  wichtig  kommen 
in  Betracht:  a)  Die  Nutzung  des  Mooi-es 
zur  Brenntorfgewinnung,  der  je  nach  der 
Art  der  Herstellung  als  Stichtorf,  Backtorf, 
Maschinentorf  bezeichnet  wird.  Die  Brenn- 
torfgewinnung bildet  namentlich  in  der 
Nähe  grösserer  Städte  oder  heizmittel be- 
dürftiger Landstriche  eine  wichtige  Ein- 
nahmetiuelle  des  Mooranbauers  und  füi* 
manche  Kolonieen  z.  B.  Veenkolonieen  ge- 
radezu die  Grundlage  des  Wohlstandes. 
Andererseits   liegt  hierbei  die  Gefahr  einer 
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Vernachlässigung  des  Landwirtschaftsbe- 
triebes nahe;  es  sollte  der  Torfhandel, 
wenn  er  von  Moorkolonisten  betrieben  wird, 
stets  nur  ein  Nebengewerbe,  wenn  auch 
ein  wichtiges  derselben  bilden.  Neuei-dings 
wird  mit  Erfolg  das  Moor  zu  Briketts, 
weniger  erfolgreich  zu  Koks  verarbeitet 
(unter  Gewinnung  der  Nebenprodukte  der 
DestiDation).  b)  Torfstreugewinnung.  Hierzu 
sind  nur  die  unvollkommen  zersetzten, 
faserigen  Moorbildungen,  der  Moostorf  der 
Hochmoore,  der  laugfaserige  Grastorf  der 
Niederungsmoore  geeignet.  Die  Torfstreu 
und  der  bei  der  Fabrikation  derselbeu  ab- 
fallende TorfmuD  besitzen  eine  hohe  land- 
wirtschaftliche und  hygieinische  Bedeutung 
als  Einstreu  in  stroharmen  Gegenden  und 
Jahren,  als  Konservierungsmittel  des  Stall- 
düngers, namentlich  was  die  Verhütung 
von  Stickstoffverlusten  l)etrifft,  als  Mittel 
zum  Aufsaugen  und  Geruchlosmachen  flüs- 
siger Fäkalien,  für  das  Abfuhrwesen  der 
Sädte.  Versuche,  die  Moorfasern  (Woll- 
grasfasern) zu  Geweben  zu  verarbeiten, 
haben  technisch  ziemlich  vollkommene  Fabri- 
kate geliefert,  eine  Rentabilität  scheint  je- 
doch bis  jetzt  ausgeschlossen.  Bemerken&- 
wert  sind  die  neuerdings  angeregten  Pläne, 
die  Industrie  in  das  Moor  hineinzutragen, 
den  grossen  Vorrat  an  Brennstoffen  in  den 
Mooren  zur  Erzielung  von  Kraft  (Elektrici- 
tät)  zum  Zwecke  industrieller  Verwendung 
zu  benutzen. 

5.  Moorkolonisation  und  staatliche 
Massnahmen  zur  Förderung  derselben. 
Moorkolonisationen  in  grösserem  Umfang 
sind  meistens  auf  Hochmooren,  in  der  Regel 
unter  dem  Gesichtspunkt  gi-osser  Landes- 
meliorationen  mit  staatlichen  oder  öffent- 
lichen Mitteln  ausgeführt.  Beispiele  dieser  Art 
sind  die  Hochmoorbesiedelungen  Mitte  und 
Ende  des  18.  und  Anfang  des  19.  Jahrhunderts 
im  Gebiet  der  alten  Herzogtümer  Bremen  und 
Verden  durch  die  hannoversche  Regierung, 
in  Ostfriesland  durch  Preussen,  viel  früher 
schon  im  Emsgebiet  durch  das  Niederetift 
Münster,  auf  dem  grossen  Moosbruch  im 
Kreise  Labiau  (Ostpreussen)  dmxjh  Friedrich 
den  Grossen,  Mitte  des  vorigen  Jahrhunderts. 
Die  Entwickelung  dieser  Siedelungen  war 
sehr  verschieden  je  nach  den  Grundlagen, 
auf  denen  sie  erfolgte,  und  nach  der  Gunst 
der  Lage.  Wo,  wie  bei  einem  grossen  Teile 
der  ostfriesischen  Moorkolonieen,  die  Siedler 
lediglich  auf  die  Moorbrandkultur  hinge- 
wiesen waren,  nicht  eine  vorherige  Er- 
schliessung der  Moore  durch  Kanäle  oder 
Wege  Tmd  Einrichtung  eines  rationellen 
Ackerbaues  erfolgt  war,  entwickelten  sich 
die  Kolonieen  sehr  unerireulich  und 
brachten  diese  Bestrebungen  auf  lange  Zeit 
in  Misskredit. 

Die  neueren  Hochmoorbesiedelungen  sind 


namentlich  durch  Erschliessung  der  Moc»t^ 
durch  Kanäle  nach  holländischer  Art  vra-- 
bereitet  (das  Bourtanger  Moor  auf  deüi 
linken  Emsufer  durch  den  Haren-Büten- 
brock,  Ems-Vechte,  Süd-Nordkanal,  die  mit 
dem  holländischen  Kanalnetz  in  Verliindoui: 
treten  mit  einer  Gesamtlänge  von  1U5  ba 
bei  Aufwendung  von  16  Millionen  Mark 
Baukosten,  auf  dem  rechten  Emsufer  der 
Papenburger  Splittingkanal,  in  den  <fet- 
friesischen  Mooren    der    Ems-Jahde-Eana]  i. 

Von  neueren  Besiedelungs werken  sind  zu 
nennen:    Die    Kolonie   Proviozialmoor,    bb 
jetzt  mit  38  Siedlerfamilien  besetzt,  am  Söd- 
Nord-Kanal,  begonnen  durch  die  Hannover- 
sche Provinzialverwaltung,   Grösse  der  ein- 
zelnen Siedehmgen  10  ha.  A'erpachtunp:  der- 
selben zunächst  in  Zeitpacht  auf  lu  Jahn?, 
nachdem    2   ha    mit   Hilfe    von    Kalk    und 
Kunstdünger  kultiviert  sind,  der  Rest  wird 
unter  Aufsicht  der  Verwaltung   fertig   g^?- 
stellt.    Die  Pacht  beträgt  ca.  3  ®'o  der  ver- 
auslagten Gesamtkosten,  die  für  das  Hektar 
ca.  1100  Mark  einschliesslich  der  Gebäud»^ 
und   allgemeinen  Kosten  (Wege,   Feldbahnl 
betragen.     Die   Entwickelung    der   Kolonie 
ist  selir  befriedigend.   Wert  des  versicherten 
Inventars  1890  11958  Mark,   1898   109  7.51 
Mark;  Viehbestand  24  Pfenle,  97  Kühe,  19 
Kälber,   155  Schweine,  Schafe  und  Ziegen, 
Hühner.     Die    Kolonie    Marcardsmoor    im 
Auricher  Wiesmoor,  zu  Ehren  des  um  die 
Moorkolonisation  sehr  verdienten  ehemaligen 
Unterstaatssekretärs   Marcard   benannt    be- 
gonnen 1890  durch  den  preussischeii  Staat 
nach    denselben  Grundsätzen  wie    im  Pro- 
vinzialmoor.    Bis  jetzt  sind  30  Siedler  an- 
gesetzt, 1  als  Rentengutsbesitzer.  Versi(?he- 
rungssumme  (Mobiliar)   von   27   Ansiedlern 
1898  81 205  Mark,  Viehbestand    12  Pferde, 
110  Stück    Rindvieh,    206   Schafe,    Ziegen 
und  Schweine.    Einleiümg  gleicher  Koloni- 
sationsunternehmungen im  Kehdinger  Moor 
(Regienmgsbezirk    Stade),    im    Bargstedter 
Moor   in    Schleswig-Holstein,    in    den    ost- 
preussischen  Mooren  (Moosbrueh,  Augstimaal- 
moor).    In  letzter  Zeit  sind  für  die  Vorbe- 
reitungsarbeiten  bei  der  Hochmoorbesiede- 
lung  mit  bestem  Erfolg  Strafgefcmgene  ver- 
wendet    worden.      Arbeiterkolonieen     auf 
Moorboden,  von  grösseren  Verbänden,  Ver- 
einen oder  Privaten  begriindet,  bestehen  in 
der  Proxinz  Sachsen  ^Seyda),  Hannover  (BlSs- 
dorf ,  Friedrich  - Wilhelmsdoi-f),  Holstein  (Rick- 
ling),  Pommern  (Meierei). 

In  Preussen  wurde  als  Centralstelle  für 
das  Moorwesen  die  Centralmoorkom- 
mission  gegründet,  der  seit  1893  auch 
die  Förderung  aller  auf  die  bessere  Kultur 
des  leichten  Sandbodens  gerichteten  Be- 
sti-ebungen  überwiesen  ist  und  die  ihr  vom 
Minister  für  Landwirtschaft  zugewiesene 
oder  von  ihren  Mitgliedern  angeregte  Fragen 
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"t>earbeitet.  Wißsenscliaftliches  und  tech- 
nüsches  Organ  der  Centrahnoorkommission 
ist  die  Moorversuchsstation  in 
Bremen,  die  durch  chemische,  physi- 
Icalische  und  botanische  Untersuchungen 
so^^'ie  durch  zahlreiche  Versuche  im  freien 
IFelde  die  Wissenschaft  und  Technik  der 
IMoorkultur  nach  allen  ihren  Richtungen  zu 
fördern  hat. 

Der  preussischen  Centralmoorkommission 
liat  sich  in  jüngster  Zeit  auch  das  Gross- 
"herzogtum  Oldenburg  angeschlossen. 

In  Bayern  ist  eine  Landesmoorkulturan- 
stalt  entstanden,  vomehmhch  für  die  prak- 
tische Aufgabe  der  nutzbringenden  Ver- 
-wertimg  der  bayerischen  Moore.  In  Pommern 
und  in  Westfalen  sind  im  Anschluss  an  die 
Ijandwirtschaftskammer  und  den  landwirt- 
schaftlichen Provinzialverein  provinzielle 
Moorkommissionen  mit  ähnlichen  Zielen  ins 
Leben  getreten.  Der  Verein  zur  Förderung 
der  Moorkultur  im  Deutschen  Reiche  hat 
seit  etwa  zwei  Jahrzehnten  für  das  Ver- 
ständnis und  die  Ausbreitung  der  Moorkultur 
sehr  segensreich  gewirkt. 

6.  Moorkultur  und  Moorverwertung 
im  Ausland.  Holland.  Die  holländischen 
Moore  gleichen  in  ihrem  Aufbau  wie  in 
ihrer  Zusammensetzung  den  nordwestdeiit- 
schen  Hochmooren.  Der  grösste  Hochmoor- 
komplex ist  das  Bourtanger  Moor,  das  an 
das  grosse  preussische  Moorgebiet  gleichen 
Namens  angrenzt.  Hier  wurde  zuerst  das 
als  holländische  Veenkultiu-  (s.  o.)  bekannte 
Kultursystem  in  technisch  musterhafter 
Weise  ausgebildet.  Die  Grundbedingung 
desselben,  die  Möglichkeit  der  Verwertung 
des  gewonnenen  Brenntorfs  war  schon  vor 
Jahrhunderten  durch  das  Bedürfnis  der 
Städte  nach  Brennmaterial  infolge  der  rück- 
sichtslosen VenvUstung  der  Wälder  ge- 
schaffen. Bereits  Ende  des  16.  Jahrhunderts 
wird  durch  planmässige  Regelung  der  Torf- 
gräberei  und  durch  Beginn  des  Ausbaues 
eines  für  grössere  Schiffe  befahrbaren  Ka- 
nalnetzes (Hauptschiffahrtskanäle  mit  Seiten- 
imd  Nebenkanälen,  Wieken,  Inwieken)  der 
Grund  zu  der  blühenden  Entwickelung  der 
holländischen  Veenkolonieen  gelegt.  Die 
bekanntesten  sind  die  sogenannten  Groninger 
Veenkolonieen  in  den  Gemeinden  Hooge- 
zand,  Sappemer,  Oude  Pekela,  Veendamm, 
Nieuve  Pekela  und  Wilderwank.  Die 
städtischen  ünratstoffe  werden  seit  langem, 
namentlich  in  Groningen,  in  hervorragend 
zweckmässiger  Weise  zu  einem  leicht  trans- 
portabelen,  an  Pflanzennährstoffen  reichen 
Kompostdünger  verarbeitet  und  auf  dem 
ausgedehnten  Kanalnetze  (Stadskanal,  Wilder- 
wank, Winschoter  Diep,  die  kanalisierte 
Pekel-A.  u.  a.)  den  düngerbedürftigen  Moor- 
böden hä^ifig  auf  weite  Entfernungen  zuge- 
führt (z.  B.  bis  Ter  Apel,  hart  an  der  deut- 


sclien  Grenze).  Die  genannten  sechs  für 
die  holländische  Moorkultur  typischen  Kolo- 
nieen  haben  zusammen  ein  Areal  von  ca. 
21000  ha,  davon  ist  etwa  die  Hälfte  noch 
nicht  abgetorftes  oder  unkultiviertes  abge- 
torftes  Moor,  1000  ha  nehmen  die  Kanäle 
ein,  von  den  übrigen  16000  ha  sind 
12000  ha  Ackerland,  4000  ha  Wiesen  und 
Weiden.  Die  einzelnen  Kolonate  (Plaazen) 
sind  8,  10,  20  ha  gross.  Die  Erträge  sind 
dauernd  hohe,  der  landwirtschaftliche  Be- 
trieb ist  in  der  neuesten  Zeit  noch  inten- 
siver geworden,  Gewerbe  und  Fabriken 
blühen  empor;  der  blühendste  Industrie- 
zweig ist  die  Stärkemehlfabrikation,  für  die 
der  Veenbauer  das  Rohmaterial,  die  Kar- 
toffel liefert.  24  bis  40®/o  des  kidtivierten 
Ackerbodens  dienen  dem  Anbau  dieser 
Frucht.  Daneben  haben  sich  zahlreiche 
andere,  zum  Teil  sich  an  die  Landwirtschaft 
anschliessende  Industriezweige  entwickelt, 
Seifensiedereien,  Syrup-,  Cichorien-,  Papier- 
fabrikation, Brennereien,  Brauereien,  Glas- 
fabriken, Ziegeleien  und  Gerbereien.  Der 
Schiffbau  ist  durch  den  Rückgang  der 
kleinen  Seeschiffahrt  etwas  ziu^ckgetreten, 
infolgedessen  die  mit  ihm  in  Verbindung 
stehenden  Gewerbe;  trotzdem  sind  auch 
heute  noch  zahlreiche  Werften,  Anker- 
schmieden, Segelmachereien  vorhanden.  Aus 
den  alten  Kolonieen  sind  stimdenlange 
Dörfer  mit  städtischem  Aussehen  und 
grossem  Wohlstande  gewoi-den.  Dem  in  der 
Provinz  Groningen  gegebenen  Beispiel  sind 
die  übrigen  moorbesitzenden  Provinzen 
Hollands  gefolgt.  In  der  Landschaft  Drenthe 
wurde  schon  früh  das  Hogeveen  und  die 
Kolonie  Smüde,  in  Oberyssel  die  vom  Baron 
Dedem  1809  erbaute  und  später  in  den  Be- 
sitz der  Landschaft  übergegangene  Dedems- 
vart  und  die  daran  sich  anschliessende 
Armen-  \md  Strafkolonie  Ommerschanz  u.  a. 
angelegt.  Der  Hauptimterschied  der  hol- 
ländischen Moorkolonisation  gegenüber  der 
deutschen  besteht  darin,  dass  die  erstge- 
nannte im  Grunde  gewerbliche  Unter- 
nehmungen von  Seiten  kapitalkräftiger  Unter- 
nehmer oder  Organisationen  (Stadtverwal- 
tungen, Gesellscliaften)  sind,  die  zuerst 
Kanäle  mit  Verkehrsstrassen  anlegten  und 
das  Land  abtorften  (verveenen).  Dann  ei-st 
folgt  die  landwirtschaftliche  Nutzung  durch 
Käufer,  Pächter  (häufig  in  erbpachtähnlichem 
Verhältnis)  und  mit  der  Entwickelung  des 
Ackerbaues  Gewerbe  imd  Handel.  Durch 
die  »HoUandgänger«,  bei  der  Ernte  oder 
Torffabrikation  beschäftigte  Arbeiter,  wurde 
die  Technik  der  Veenkultur  in  die  an- 
grenzenden deutschen  Moorbezirke  über- 
tragen. Das  weniger  segensreiche  Verfahren 
des  Moorbrennens  (s.  o.)  ist  ebenfalls  hol- 
ländischen Ursprungs. 

Schweden.      Die    statistischen    Auf- 
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nahmen  der  vorhandenen  Moorflächen  sind  l 
ebenfalls  wenig  genau.  Die  Ausdehnung! 
derselben  wii-d  zu  5198000  ha  angegeben' 
(12,6  ®'o  der  Gesamtboden fläche  aussclüiess- 
lich  der  Seeen).  Die  landwirtschaftliche 
Nutzung  der  Moore  ist  ziemlich  alt,  beson- 
ders unter  Zufuhr  minei-alischer  Bodenarten 
(Grlacialthone)  und  natürlichen  Düngers, 
ebenso  wird  seit  langem  Brandkultur  ge- 
ti'ieben.  Seit  Gründung  des  schwedischen 
Moorkultimei'eius,  der  Moorkiüturstation  zu 
Jönköping  und  der  Einführung  künstlicher 
Düngemittel  hat  die  Moorkiütur  in  Schweden 
grosse'  Fortschritte  gemaclit.  Vorwiegend 
sind  Niederungsmoore  oder  niederungsmoor- 
artige  Böden  kultiviert  mit  oder  ohne  Zu- 
hilfenahme von  Sand,  in  ersterera  Falle  als 
Sandmischkulturen,  Moordaramkulturen  nach 
Rimpau  sind  in  Schweden  selten.  Die 
Hauptfrüchte  der  Mooräcker  sind  Hafer, 
R<jggen,  Wassen'üben,  auf  Gotland  ausser- 
dem Zuckerrüben.  Ein  Moorkulturvcrein, 
der  sich  zahlreicher  Mitglieder  erfreut  wirkt 
in  gleichem  Sinne  wie  der  deutsche  Verein. 

Die  technische  Nutzung  der  Moore  hat 
in  Schweden  im  allgemeinen  eine  ähnliche 
Entwickchmg  genommen  wie  in  Deutsch- 
land (Brenntorf,  Torfstreu,  Koks). 

Irland  besitzt  etwa  1602309  Acres 
Moorland  (648406  ha),  davon  etwa  ^  a  Niede- 
rungsmoor, ^/4  Hochmoor.  Die  landwirt- 
schaftliche Benutzung  ist  äusseret  gering. 
Vor  mehreren  Jahren  hat  die  Regierung  an 
der  Westküste  Irlands  einen  Versuch  auf 
einer  grösseren  Fläche  eingeleitet,  das  Moor 
nach  vorheriger  Drainierung  aufzuforsten, 
die  bisherigen  Erfolge   sind  wenig  günstig. 

Dänemark.  Dänemark  (ausgenommen 
die  Farörinseln,  Island,  Grönland)  hat 
368000  ha  Moor.  (9,7  %  der  Bodenfläche), 
davon  etwa  hs  Hochmoore.  Am  reichsten 
daran  ist  das  nördliche  Jütland.  Ein  grosser 
Teil  wird  als  Wiesen  (Bewässerungswiesen) 
genutzt,  vielfach  unter  Beihilfe  künstlicher 
Düngemittel.  Hochmoorkulturen  sind  bis 
jetzt  wenig  vorhanden,  das  Interesse  für 
Moorknlturen  jeglicher  Art  ist  jedoch  in 
letzter  Zeit  sehr  gewachsen.  Technisch  hat 
nur  die  Nutzung  als  Brenntorf  Bedeu- 
tung. 

Finland.  Die  unkultivierten  Moor- 
flächen umfassten  im  Anfang  des  Jahrhun- 
derts 104 144  qkm  (28,1  «/o  der  Bodenfläche). 
Seitdem  ist  die  Kultur  derselben  so  fortge- 
schritten, dass  1876  die  nicht  meliorierten 
Fläxjhen  auf  nur  74000  qkm  geschätzt  wur- 
den. Die  Moore  bilden  meistens  grosse  zu- 
sammenhängende Komplexe.  Ihrer  Be- 
schaffenheit nach  sind  es  entweder  Niede- 
rungsmoore oder  Hochmoore,  letztere  häufig 
sehr  mächtig,  der  Untergrund  besteht  ge- 
wöhnlich aus  Thon,  seltener  aus  Sand  oder 
thonigem  Sand.     Die  grösseren  Moore  sind 


meistens  im  Besitz  mehrerer  Interesseatec. 
Die  landwirtschaftliche  Nutzung  geschieht 
entweder  als  Braudkultur,  die  jedoch  iroiL'i 
mehr  abnimmt,  oder  als  Mischkiiltur  (nach  ^'- 
höriger  Entwässerung  und  unter  Umstän^JeL 
nach  mehrmahgem  Brennen  wird  da^  M*pjr 
mit  thonigem  Boden,  200  bis  4<XJ  cbm  a-jf 
das  Hektar,  befahren,  derselbe  mit  «i^Li 
Moor  gemischt  und  vorwiegend  mit  H&i^T. 
Gerste,  bisweilen  auch  Roggen  bebaut,  cj-in 
zu  Grasland  niedergelegt;  das  Befahren  mix 
Thon  (Lehmsclüagen)  wird  unter  Umstand-i. 
wiederholt  unter  Benutzung  von  StaUdiinper. 
neuenlings  von  künstlichen  Düngemittf^li. 
und  Kalk).  Staat  hcherseits  würd  die  M«».»r- 
kultur  durch  finanzielle  Beihilfen,  Kana-- 
bauten  (339  km),  Darlehen  zu  billigen  Zinsen. 
die  vom  Staate  den  Gemeinden  zur  Fon.le- 
nmg  desselben  Zweckes  wieder  überlassen 
werden,  unterstützt.  Seit  1895  besteht  i-i 
Finland  ebenfalls  ein  Moorkulturverein. 

Oesterreich.  Ceber  die  Ausdehnunt: 
der  österreichischen  Moore  lie^  wenig  Zu- 
verlässiges vor.  Dieselbe  wird  für  Böhmt.ri 
schätzungsweise  zu  30000  ha,  für  Galizini 
auf  fiOOOO  ha  und  mit  Einschluss  der  }nf 
waldeten  Moore  auf  lUOOOO  ha  angeg^-4ieL. 
Die  Moorkultur  steht  in  Oesterreich  noch 
in  den  ersten  Anfängen,  in  den  Randge- 
birgen Böhmens  werden  die  Moore  vor- 
wiegend als  Wiesen,  in  den  Alpen  haufigv^r 
als  Acker  (Ijailwicher  Moor)  genutzt.  Durvh 
sogenannte  Moorkurse  ist  neuerdings  in 
Oesterreich  das  Interesse  für  Moorknltur 
geweckt  worden;  in  Sebastiansberg,  femer 
in  Galizien  (Rudnik,  Olesko,  Kouty,  Korsos  ■ 
sind  Versuchswirtschaften  auf  Moor  einge- 
richtet, die  mit  Hilfe  der  neueren  Erfah- 
rungen der  Moorkiütur  arbeiten  und  If> 
merkenswerte  Erfolge  erzielen. 

Frankreich  besitzt  'grosse  Moorflächf  n 
im  Departement  der  Somme,  in  der  Bre- 
tagne, dem  französischen  Jura  und  auf  deiu 
Centralplateau,  die  zur  Brenntorf-  und  Torf- 
streugewinnung oder  als  schlechte  Weid»- 
genützt  werden,  für  deren  rationelle  land- 
wirtscliaftliche  Nutzung,  abgesehen  von 
einer  eigentümlichen  Art  der  Gartenkultur 
auf  Moorboden  in  der  Nähe  einzelner  Statlte 
(Amiens,  Beauvais),  bislang  wenig  gethan 
ist,  die  nach  ihrer  Beschaffenheit  eine 
solche  voraussichtlich  in  hohem  Masse  lohnen 
würden. 

Italien.  Für  die  pontinischen  Sümpfe, 
die  zum  grossen  Teil  aus  anmoorigem  Boden 
von  grossem  Reichtum  an  Pflanzennälir- 
stoffen  bestehen,  ist  neuerdings  ein  Auf- 
sehen erregendes,  von  Autoritäten  jedoch 
sehr  günstig  beurteiltes  Meliorationsprojeki 
von  einem  deutschen  Offizier  von  Donat 
aufgestellt,  dessen  Ausfülirung  jedoch  durch 
Schwierigkeiten  mancherlei  Art  verzögert 
zu  werden  scheint.  ' 
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X^ltteratnr;   Et  sind  hier  voimehmlich  zu  nennen: 
J^otokolle    der    Central-ßloorkommi-anon,    Berlin. 

—  Berichte  über  die  Arbeiten  der  Moor-  Versnchs- 
^niation  in  Bremen,  herausgegeben  von  Profes- 
sor Vleischer.  —  Landw.  Jahrbücher  188S,  1886, 
2891    von    Prof,    Tacke,    ebenda   1898.   —  Di€ 

Torjstreu,    von  Prof.   Fleischer,  Bremen   1890. 

—  Bericht  über  di^  Verhandlungen  und  Be- 
4ichlüsse  der  Subsekti<yn  für  MoorkuUur  des  inter- 

fuUionalen  Kongresses  zu  Wien  1890,  heraus- 
gegeben von  Prof.  Grahl,  —  Mitteilungen  des 
VereiiM  zur  Förderung  der  Moorhdtur  im  deut- 
schen Reiche,  Berlin.  —  Th,  H.  RimpaUf 
IHe  Bewirtschaftung  des  Rittergutes  Cunrau, 
Berlin  1887.  —  Die  Moorkultur,  von  Fr,  Krey, 
Berlin  1885.  —  A.  Hugenberg,  Innere  Kolo- 
Tiisation  im  Nordtcesten  Deutschlands,  Strassburg 
1891.  —  C,  von  Seelhorat,  Acker-  und  Wiesen- 
bau auf  Moorboden,  Berlin  1892.  —  Denk- 
schrift d.  Landwirtschaf tlichen  Minis- 
teriums über  den  *  gegenwärtigen  Stand  der 
Moorkultur  und  der  Moorbesiedelung  in  Preussen, 

—  Mitteilungen  über  die  österreichischen  Moor- 
kiirse,  von  H.  Schreiber,  Linz.  —  Derselbe, 
Der  Moostorf,  seine  Gewinnung  und  Bedeutung, 
Prag  1898.  —  Ferner:  Das  Kapitel  über  Moor- 
boden, von  Prof.  Fleisclier  in  Grundlehren 
der  Kulturtechnik,  herausgegeben  von  Prof.  Dr. 
A.  Vogler,  Berlin  1898.  —  Moore  und  Moor- 
kuUur in  Bayern,  von  Dr.  A,  Bauniann, 
Forst-  und  natuncissenschaftliche  Zeitschrift, 
München  1894,  1895,  1896,  1897,  1898.  —  Für 
die  holländische  Moorkolonisation  ist  wichtig: 
F,  BorgestuSf  Urbarmachung  und  Landbau  in 
den  Mqorkolonieen  der  Provinz  Groningen,  über- 
setzt von  W.  Peters,  Osnabrück  1875.  —  Für 
schwedische  Moorktdtur:  Mitteilungen  des 
schwedischen  Vereins  für  Moorkultur, 
Jönköping.  —  Französische  Litteratur  itber 
Moore:  Lesquereujc ,  Untersuchungen  über 
Torfmoore,  übersetzt  und  herausgegeben  von 
V.  Lengerke,  Berlin  1847.  —  Hitier,  Etüde 
sur  VutHisaiion  des  tourbes  franqaises  cn  agri- 
culture,  Nancy  1891.    In  den  genannten   Werken 

ßnden   sich  die  übrigen  Litteratumachireise. 

Tacke, 


Moralstatistik. 

1.   Aufgabe   und  Hilfsmittel.     2.  Methode 
nebst  Beispielen.    3.  Allgemeine  Bedeutung. 

•  1.    Aufgabe     nnd    HilfsniitteL      Die 

Moralstatisük  beschäftigt  sich  mit  der  sta- 
tistischen Untersuchung  derjenigen  Massen- 
erscheinungen des  Menschenlebens,  denen 
eine  moralische  Bedeutung  zukommt.  Das 
Material,  das  sie  verarbeitet,  gehört  selir 
verschiedenen  Zweigen  der  praktischen  Sta- 
tistik an  und  wird  von  dieser  grösstenteils 
zu  anderen  Zwecken  erhoben.  So  entnimmt 
die  Moralstatistik  der  Statistik  der  Bewe- 
gung der  Bevölkenmg  die  Beobachtungen 
über  die  Eheschliessungen  und  Eheschei- 
dungen und  die  unehelichen  Geburten ;  auch 


die  Statistik  der  ehelichen  Gebuiien  hat 
eine  moralische  Bedeutung,  wenn  anzu- 
nehmen ist,  dass  die  Zahl  derselben  in  vielen 
Familien  absichtlich  beschränkt  wird.  Unter 
den  Sterbefällen  besitzen  die  Selbstmorde 
eine  wichtige  symptomatische  moralische 
Bedeutsamkeit.  Als  das  vorzugsweise  der 
Moralstatistik  untergeoi-dnete  Gebiet  aber 
gilt  die  Kriminalstatistik  (s.  d.  Art.  oben 
Bd.  V  S.  408  ff.).  Durch  sie  erhält  man 
Kenntnis  der  Zalilenverhältnisse  der  vorge- 
kommenen Handlungen  und  Unterlassungen, 
die  das  Gesetz  mit  Strafe  bedroht  und  die 
grösstenteils  schon  au  sich,  mindestens  aber 
als  Verletzung  einer  bestehenden  Rechts- 
ordnung einen  sittlich  verwerflichen  oder 
tadelnswerten  Cliarakter  haben.  Zur  Beiu*- 
teilung  des  Standes  der  von  der  Strafrechts- 
pflege und  der  Polizei  unabliängigen  Privat- 
moral, der  Entwickelung  des  Pflichtgefühls, 
des  Wohlthätigkeitssinnes,  des  Gemeinsinnes 
etc.  kann  man  zwar  ebenfalls  mannigfaltige 
.statistische  Erhebungen  verwerten,  aber  es 
handelt  sich  dabei  immer  nur  um  gewisse 
symptomatische  Einzelheiten  und  man  ge- 
winnt aus  solchen  isolierten  Tabellen  nur 
ein  fragmentarisches  Bild  von  dem  morali- 
schen Gesamtcharakter  der  beobachteten 
Gesellschaft.  So  kann  die  kirchliche  Statistik 
der  verschiedenen  Konfessionen  Aufschluss 
geben  über  die  grössere  oder  geringere 
Wirksamkeit  des  kirchlichen  Einflusses,  z.  B. 
durch  Vergleichung  der  Zahl  der  Getauften 
und  der  kirchlich  Getrauten  mit  der  zuge- 
hörigen Zalü  der  Gebiu^en  und  der  Ehe- 
schliossungen.  Die  Statistik  der  politischen 
Wahlergebnisse  nach  den  Parteien  gewälirt 
auch  Einblick  in  gewisse  grosse  moralische 
Strömungen  des  Volkslebens,  namentlich 
mittelst  der  die  Sozialdemokratie  und  die 
specifisch  konfessionellen  Parteien  betreffen- 
den Zahlen.  Die  Statistik  der  freiwilligen 
Armenpflege,  der  Schenkungen  und  Stiftun- 

fBU  zu  vVohlthätigkeits-  oder  gemeinnützigen 
wecken  lässt  Schlüsse  ziehen  auf  die  grös- 
sere oder  geringere  Kraft  des  Geistes  werk- 
thätiger  Menschenfreundlichkeit  und  sozialer 
Opferwilligkeit.  Auch  die  Wirtschaftsstatistik 
giebt  manche  Fingerzeige  von  moralischer 
Bedeutung :  so  in  den  Zahlen  über  den  Ver- 
brauch an  geistigen  Getränken  imd  narko- 
tischen Genussmitteln,  über  die  Produktion 
oder  Einfuhr  von  Waren,  die  einem  raffi- 
nierten Luxus  dienen,  über  die  Ausdehnung 
dos  Börsenspiels,  die  Zahl  der  Bankerotte  etc. 
Andere  wiitschafts-  und  sozialstatistische 
Beobachtungen  werfen  zwar  kein  unmittel- 
bares Licht  auf  die  sittlichen  Gesellschafts- 
zustände,  aber  sie  betreffen  doch  Thatsachen, 
die  mit  diesen  in  engem  Kausalzusammen- 
hange stehen,  der  sich  aus  dem  Vergleiche 
mit  moralstatistischen  Zahlenreihen  ergiebt. 
Hierher  gehört  z.  B.  die  Statistik  der  Preise 
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der  notwendigen  Lebensmittel,  der  Yertei- 
lung  des  Einkommens  auf  die  verschiedenen 
GeseUsehaftsklassen,  bis  zu  einem  gewissen 
Grade  auch  die  Berufsstatistik.  Auch  die 
Unterrichtsstatistik  ist  mit  heranzuziehen, 
namentlich  zur  Untersuchung  der  Frage, 
wie  der  höhere  oder  geringere  Grad  der 
intellektuellen  Volksbildung  auf  den  Sitten- 
zustand  wirkt. 

2.  Methode  nebst  Beispielen.  Alle 
moralstatistisch  bedeutsamen  Thatsachen 
hängen  vom  menschlichen  Willen  ab  und 
dieser  wirkt  nur,  wenn  ihm  ein  Motiv  ge- 
geben ist,  das  seinerseits  einer  Gelegen- 
heit oder  Veranlassung  bedarf,  um 
hervorzutreten.  Aber  wenn  auch  ein  solches 
Motiv  im  Innern  des  Menschen  wirksam 
wird,  so  wird  er  sich  darum  doch  keines- 
wegs immer  zu  der  in  Frage  stehenden 
Handlung  oder  Unterlassung  wirklich  ent- 
schliessen,  sondern  er  wird  möglicherweise 
durch  entgegengesetzte  Motive  zu  einer  Ent- 
scheidung im  anderen  Sinne  geführt.  Die 
Hauptaufgabe  der  Moralstatistik  wäre  nun 
eigentlich,  zu  ermitteln,  wie  viele  aus  einem 
bestimmten  Kreise  von  Personen,  die  zu 
einer  moralisch  bedeutsamen  und  statistisch 
erfessbaren  Handlung  oder  Unterlassung 
möglicherweise  Gelegenheit,  Veranlsß- 
sung  oder  Versuchung  finden,  diese  Hand- 
lung oder  Unterlassimg  in  einer  bestimmten 
Zeitstrecke  wirklich  begehen.  In  Wirklich- 
keit aber  lässt  sich  dieser  Kreis  nie  genau 
abgrenzen,  sondern  in  den  meisten  Fällen 
muss  man  sich  damit  begnügen,  diejenigen 
Pereonenklassen  auszuscheiden,  die  un- 
zweifelhaft niemals  zu  der  fraglichen  Hand- 
lung (von  den  Unterlassungen  wollen  wir 
im  weiteren  absehen)  Möglichkeit  oder  Ge- 
legenheit haben  können.  Die  dann  noch 
übrigbleibende  Gesamtheit  von  Personen  ist 
freilich  in  der  Regel  noch  bei  weitem  keine 
homogene  im  Sinne  der  vorliegenden  Frage, 
sondern  sie  setzt  sich  aus  Gruppen  zusam- 
men, in  denen  die  Wahrscheinlichkeit  der 
l>etreffenden  Handlungsweise  zahlreiche  Ab- 
stufungen von  einem  fast  verschwindend 
kleinen  Minimum  bis  zu  einem  Maximum 
aufweist.  Man  wird  daher  suchen  müssen, 
mit  Hilfe  weiterer  Einteilungsmerkmale 
solche  Gnippen  zu  unterscheiden,  wobei 
man  freilich  nicht  nach  festen  Regeln,  son- 
dern nur  versuchsweise  und  nach  Vermu- 
tungen verfahren  kann. 

Betrachten  wir  als  Beispiel  die  unehelichen 
Geburten.  Vom  moralstatistischen  Standpunkte 
kommt  dabei,  da  es  sich  um  den  Fehltritt  der 
Mütter  handelt,  nicht  die  Zahl  der  Geborenen, 
sondern  die  der  unehelichen  Niederkünfte 
in  Betracht.  Von  der  Gesamtheit  der  weib- 
lichen Bevölkerung  sind  jedenfalls  ausgeschieden 
die  in  Ehe  lebenden  Frauen  und  femer  auch 
diejenigen,  die  eine  bestimmte  Altersgrenze  noch 
nicht   erreicht  oder  eine  andere  überschritten 


haben.    Bei  der  Festsetzung  dieser  Grenzen  i»t 
man  schon  genötigt,   mit  einiger  Willkür  zz 
verfahren,  doch  wird  man  für  £e  deutsch«  Be- 
völkerung ohne  merklichen  Fehler  als   sofchf* 
das  vollendete  14.  und  50.  Lebensjahr  annehmcii 
können.    Aber  innerhalb  dieser  weiten  GrenseiL 
ist  offenbar  die  Wahrscheinlichkeit  einer  mieh«- 
liehen   Niederkunft   sehr    verschieden,    und   c* 
müssten  daher  mehrere  Unterabteilnngeii  nach 
dem  Alter  der  unverehelichten  weibliuien  Ftr- 
sonen  überhaupt  gemacht  werden,   denen  daaa 
die  Zahlen  der  unehelich  Gel^U:«nden  ans  diesea 
Altersgruppen  gegenüberzustellen   wfipen,     r*i« 
zu  letzterem  Zwecke  nötigen  Erhebnngem  fiad^rt 
man  bisher  nur  in  städtischen  Statistiken.    St» 
betrug  z.  B.  die  Zahl  der  unehelich  GeboreneL 
mit  Einschluss  der  Totgeborenen  im  Jahre  löWt* 
in  Berlin  6327  (der  Mehrlingägebuiten   wegvn 
etwa  1^0  mehr  als  die  Zahl  der  entsprechenden 
Niederkünfte)  und  von  diesen  kamen  auf  Müttt^r 
im  Alter  von  14  Jahren  1,  von  15—20  Jahm 
897,  von  20    25  Jahren  2679,  von  25—30  Jahrta 
1597,  von  30—35  Jahren  684,  von  35—40  Jahren 
806,  von  40—45  Jahren  97,  von  45 — 60  Jahren 
10  (ausserdem  50  ohne  Altersangabe).    Dividieft 
man  diese  Zahlen  durch  die  entsprechenden  d^r 
am  Anfang  des  Jahres  lebenden  unverehelicfatea, 
so  erhält  man  allerdings  nicht  ganz  korrekte. 
aber  praktisch  genügende  Ausdrücke  der  sta- 
tistischen Wahrscheinlichkeit  einer  uneheüchrn 
Geburt   in   diesen  Altersgruppen.     Aber   die^ 
Wahrscheinlichkeit    ist    immer    nur    eine    zu- 
sammenc^esetzte,  zu  der  sich  sehr  verschiedene 
für  zahlreiche  Untergruppen   geltende   Einzel- 
Wahrscheinlichkeiten  verschmolzen  haben,  mid 
es  sind  daher  noch  weitere  Zerlegungen  notir. 
Am  \%ichtigsten  ist  jedenfalls  für  die  vorliegende 
Frage  wie  auch  für  die  statistische  üntersuchnnf 
der  Verbrechen  und  Selbstmorde  die  Gruppiemiw: 
nach  der  wirtschaftlichen  La^  undBeschäftiguD^. 
Für  Mädchen  aus  den  wohlhabenderen  Klass^ro. 
die  luiter  elterlicher  Obhut  stehen   und  nicht 
genötigt  sind,   in  den  wirtschaftlichen  Kampf 
mit  einzutreten,  ist  die  Gefahr  eines  Fehltrittes 
offenbar   ausserordentlich  viel  geringe  als  für 
sich  selbst  überlassene  junge  Personen,  die  mir 
der  Not   des  Lebens  ringen   und  selbst  ihren 
Erwerb  suchen  müssen  und  dadurch  oder  dnrrh 
elende   Wohnungs Verhältnisse    mit    männlichen 
Arbeits^enossen  oder  anderen  Männern  in  fort- 
währenden Verkehr  gebracht  werden.    Auf  die 
specielle  Art  der  Erwerbsthätigkeit  einer  solchen 
Arbeiterin  kommt  nichtd  an,   ob  sie  z.  B.  in 
einer  Schuhwaren-  oder  einer  Eleiderkonfektion 
beschäftigt  ist,  macht  keinen  Unterschied,  son- 
dern  es   genügt   die  Unterscheidung  gewisser 
Hauptkategorieen  der  Bemfsarten,  die  auf  4ie 

tanze  Lebensweise  einen  entscheidenden  £in- 
U88  ausüben,  wie  ländliche  Arbeit,  Fabrik- 
arbeit (mit  Männern  gemeinschaftlich  oder  nicht . 
Handwerksbetrieb,  Hausindustrie,  Ladenbedie- 
nung, Hausdienst  etc.  Daneben  aber  kommt  es 
wesentlich  auf  die  Lohnhöhe  an,  von  der  die 
wirtschaftliche  Lage  der  Arbeiterin  weit  mehr 
abhängt  als  von  der  Berufsart  DieBeschäftiganir 
der  unehelichen  Mütter  wird  in  der  preussischen 
Statistik  angegeben,  und  man  ersieht  daraas, 
dass  die  Dienstboten  der  Gefiüir  eines  Fehl- 
tritts am  meisten  ausgesetzt  sind.  Im  Jahre 
1889  z.  B.  kamen  von  90413  unehelichen  Ge- 
burten  49364   auf   Mütter    aus    dieser  Klasse 
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(mit  Einschlnss  des  ländlichen  Gesindes),  und  da 
die  Gesamtzahl  der  weihlichen  Dienstboten  nach 
der  Bemfszählnng  von  1882  in  Preussen  855  425 
betruff,  so  stellte  sich  für  diese  die  Wahr- 
scheinlichkeit einer  unehelichen  Niederkunft 
innerhalb  eines  Jahres  auf  mindestens  0,05,  und 
jedes  dienende  Mädchen  bleibt  dieser  Gefahr 
durchschnittlich  mehrere,  vielleicht  10  Jahre 
ati8g[esetzt.  Wenn  man  jene  Wahrscheinlichkeit 
speciell  für  die  Altersklasse  von  20—25  Jahren 
berechnete,  so  würde  sie  sich  bedeutend  höher 
stellen.  In  Berlin  waren  1888  von  den  Müttern 
der  6827  unehelich  geborenen  Kinder  beschäftigt 
in  persönlicher  Dienstleistung  2146,  in  den  Be- 
kleidungs-  und  Reinigungserewerben  (also  haupt- 
sächlich als  Näherinnen  und  Wäscherinnen)  1720, 
im  Handel  (also  wohl  hauptsächlich  als  Laden- 
dienerinnen) 145,  in  der  Gastwirtschaft  (also 
meistens  als  Kellnerinnen)  73,  in  „Kunst  und 
Wissenschaft**  ^also  als  Schauspielerinnen,  Sänge- 
rinnen, Tänzennnen)  53,  in  anderen  Gewerben 
34,  als  Arbeiterinnen  ohne  nähere  Angabe  1597. 
In  Paris  sind  die  Verhältnisse  ähnlich.  Unter 
den  5432  unehelichen  Müttern,  die  1889  in  den 
Pariser  Spitälern  entbunden  wurden,  waren  z.  B. 
1753  Dienstboten,  360  Köchinnen,  101  Stuben- 
mädchen, 164  Auf  wärterinnen,  also  2378  in  häus- 
lichen Dienstleistun£:en  beschäftigte,  1116  Nähe- 
rinnen und  Schneiderinnen  aller  Art  (darunter 
Hemden-,  Korsett-.  Westenmacherinnen,  Zu- 
schneiderinnen etc.),  288  Wäscherinnen,  271 
Modistinnen,  Posamentierarbeiteriunen,  Blumen- 
macherinnen,  Stickerinnen  und  Strickerinnen, 
116  Handelsgehilfinnen  und  Verkäuferinnen,  532 
Tagelöhnerinnen.  Auch  die  übrigen  sind  ganz 
überwiegend  Arbeiterinnen,  nur  17  werden  als 
„Künstlerinnen",  21  als  Lehrerinneu,  3  als  Staats- 
angestellte (bei  der  Post),  2  als  Studentinnen, 
56  als  ohne  Gewerbe  bezeichnet.  Ueber  den 
Lohn  oder  die  Einkommens  Verhältnisse  der  un- 
ehelichen Mütter  liegen  noch  keine  statistischen 
Zusammenstelluuffen  vor.  Auch  die  geographi- 
rtche  Verteilung  der  unehelichen  Geburten,  mit 
der  vielfach  Unterschiede  in  den  wirtschaftlichen 
Verhältnissen,  der  Konfession,  der  Abstammung 
und  der  herkömmlichen  sittlichen  Anschauungen 
zusammengehen,  ist  zu  berücksichtigen.  So 
betrug  in  Preussen  das  Prozentverhältnis  der 
nnehelichen  Geburten  zur  Zahl  der  Geburten 
überhaupt  durchschnittlich  in  den  Jahren  1881 
bis  1888  für  den  ganzen  Staat  8,1,  dagegen  für 
Ostpreussen  10,7,  Westpreussen  8,6,  Stadtkreis 
Berlin  13,6,  Brandenburg  10,6,  Pommern  10,9, 
Posen  6,9,  Schlesien  10,7,  Sachsen  9,6,  Schleswig- 
Holstein  9j3,  Hannover  6,8,  Hessen  5,7,  West- 
falen 2,8,  Rheinprovinz  3,6.  In  den  westlichen 
Provinzen  werden  also  verhältnismässig  weit 
weniger  uneheliche  Kinder  geboren  als  m  den 
östlichen  und  die  industriereichsten  Gebiete, 
Eheinland  und  Westfalen,  stehen  in  dieser  Hin- 
sicht am  günstigsten.  Teilweise  hängt  dies  mit 
dem  Ueberwiegen  des  Katholizismus  in  diesen 
beiden  Provinzen  zusammen,  da  im  ganzen 
Staate  bei  katholischen  Müttern  nur  6,5,  bei 
protestantischen  aber  10,3®,  o  uneheliche  Geburten 
vorkommen.  Doch  ist  dieser  Prozentsatz  in  den 
beiden  Provinzen  auch  bei  den  Protestanten  sehr 
niedrig,  was  ebenso  wie  die  geringe  Zahl  der 
unehelichen  Geburten  bei  der  jüdischen  Be- 
völkerung wieder  dafür  spricht,  dass  die  i^art- 
schaftliche  Lage  das  entscheidende  Moment  bildet. 


So  könnte  man  also  in  diesen  wie  in 
allen  ähnlichen  Fällen  moralstatistischer 
Untersuchung  durch  Vereinigung  einer 
grösseren  Anzahl  von  Merkmalen  Gruppen 
von  ziemlich  konkreter  Abgrenzung  bilden, 
für  welche  sich  die  statistische  Wahrschein- 
lichkeit des  betreffenden  Vorkommnisses 
berechnen  Hesse.  Man  würde  dann  über- 
sehen können,  durch  welche  Umstände 
diese  Wahrscheinlichkeit  auf  ihren  höchsten 
Stand  gebracht  wird  und  wie  sie  mit  Ab- 
änderung dieser  Umstände  immer  tiefer 
sinkt.  Es  handelt  sich  also  hier  immer  um 
die  Vergleichung  der  Zahl  der  Personen, 
die  eine  gleiche  Handlung  begehen,  zu  einer 
bestimmt  abgegrenzten  Gesamtheit,  aus  der 
jene  hervorgehen,  wenn  man  auch  aller- 
dings auf  die  oben  angegebene  Art  nur 
einen  Näherungswert  für  dieses  Verhältnis 
erhält. 

Solche  Wahrscheinlichkeiten,  die  sich  un- 
mittelbar auf  das  Einti-eten  oder  Nichtein- 
treten eines  Ereignisses  beziehen,  kann  man 
als  primäre  bezeichnen.  Fehlen  die  Daten, 
um  die  Grundgesamtheit  aus  der  die  Einzel- 
fälle hervorgehen,  in  mehr  konkreter  Weise 
zu  bestimmen,  so  wird  man  sich  damit  be- 
gnügen müssen,  als  Grundzahl  solcher  pri- 
märer Wahrscheinlichkeiten  die  ganze  Be- 
völkenmg  oder  die  Gesamtheit  des  einen 
Geschlechtes  zu  nehmen.  Oft  ist  es  auch 
nützlich,  sekundäre  Wahrscheinlichkeiten 
aufzustellen.  Diese  beziehen  sich  darauf, 
dass  ein  wirklich  eingetroffenes  Ereignis  ein 
besonderes  Merkmal  besitze.  So  bedeutet 
das  oben  zur.  Charakterisierung  der  unehe- 
lichen Fruchtbarkeit  in  den  preussischen 
Provinzen  benutzte  Verhältnis  die  Wahr- 
scheinlichkeit, dass  eine  schon  geschehene 
Geburt,  von  der  man  aber  weiter  noch  nichts 
weiss,  eine  uneheliche  sei.  Nicht  selten 
werden  auch  Verhältnisse  gebildet,  die  nur 
eine  annähernde  Proportionalität  mit 
primären  Wahrscheinlicnkeiten  besitzen.  So 
drückt  man  z.  B.  die  Häufigkeit  der  Ehe- 
scheidungen oft  aus  d;irch  das  Verhältnis 
der  jährlichen  Zahl  derselben  zu  der  Zahl 
der  Eheschliessungen  in  demselben  Jahre, 
obwohl  diese  Zahlen  in  gar  keiner  inneren 
Beziehung  zu  einander  stehen.  Aber  die 
Zahl  der  jährlich  geschlossenen  Ehen  ist  in 
allerdings  nur  roher  Annäherung  propor- 
tional der  Zahl  der  gleichzeitig  bestehenden 
Ehen,  der  eigentlichen  Grundzahl  für  die 
Scheidungswahrscheinlichkeit,  und  somit  ist 
auch  jenes  Verhältnis  dieser  Wahrschein- 
lichkeit einigonnassen  proportional.  Eine 
immittelbare  Bedeutung  als  Wahrscheinlich- 
keitsgrösse  gewinnt  dieses  Verhältnis  aller- 
dings, wenn  eine  in  allen  Beziehungen 
stationäre  Bevölkei-ung  vorausgesetzt  wird. 

Wenn  nun  auf  solche  Art  die  Wahr- 
scheinlichkeiten irgend  eines   moi-alstatisti- 
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sehen  bedeutsamon  Vorp:angos  in  den  ver-! 
schiedenen  angemessen  bestimmten  Bevölke-  j 
rungsgnipi)en  für  eine  gegebene  Zeit,  in  der ; 
Regel  ein  Kalenderjahr,  festgestellt  sind,  so  ■ 
bleibt  die  weitei-e  wichtige  Frage,  ob  diel 
gefundenen  Yerhältniszahlen  im  Laufe  der| 
Zeit  mehr  oder  weniger  konstant  sind  oder . 
grosse  Schwankungen  oder  dauernde  Ver- 
änderungen nach  l»estimmter  Richtung  auf- 
weisen. Es  ist  nicht  nötig,  die  sämtlichen, 
Gruppen  in  diesem  Sinne  zu  luitersuchen, . 
sondern  es  genügt  ein  mehr  summarisches ' 
Verfahren,  indem  man  charakteristische 
Totalverhältnisse  eine  längere  Reihe  von 
Jahi-en  hindurch  verfolgt.  Dieselben  müssen 
aber  womöglich  den  Charakter  von  Wahr- 
scheinUchkeitsgnlssen  haben,  damit  die 
Kriterien  der  Stabilität,  von  denen  in  dem 
Art.  Gesetz  (s.  d.  Art.  oben  Bd.  J\  S.  234  ff.) 
die  Rcile  ist,  auf  sie  angewendet  werden 
können.  Normale  Stabilität  l>esitzt  hienmch 
eine  solche  statistische  Reihe  von  n  Einzel- 
werten dann,  wenn  ihre  Veränderlichkeit 
annähernd  gleich  ist  derjenigen,  die  sich  bei 
einem  entsprechend  eingerichteten  Glückspiel 
bei  einer  Urne  mit  schwarzen  und  weissen 
Kugeln  bei  n  Reihen  von  je  S  Zügen  her- 
ausstellt, wenn  S  die  DuiThschnittsgrösse 
der  Grundzahl  ist,  mit  der  die  Einzel  Ver- 
hältnisse berechnet  sind.  Unternonnal  ist 
die  Stabilität  der  statistischen  Reihe,  wenn 
die  Veränderlichkeit  derselben  grösser,  über- 
normal, wenn  ihre  Veränderhchkeit  kleiner 
ist  als  das  dem  reinen  Zufallsspiel  ent- 
sprechende Mass.  Nun  findet  man  aber  so 
ziemlich  bei  allen  moralstatistischen  Wahr- 
scheinlichkeitsverhältnissen ,  auch  wenn  sie 
dem  äusseren  Anscheine  nach  nur  wenig 
veränderlich  sind,  unternormale  Stabilität, 
und  daraus  folgt,  dass  in  diesen  empirischen 
Verliältniszahlen  keineswegs  eine  konstante 
mathematische  Wahrschein Uchkeit  zu  einem 
nur  durch  Zufälligkeiten  gestörten  Ausdruck 
kommt,  sondern  dass  veränderliche 
Wahrscheinlichkeiten  zu  Grimde  liegen, 
deren  Veränderlichkeit  bestenfalls  auf  zu- 
fälligen Ursachen  beruht.  Zeigt  aber  die 
Reihe  periodische  oder  doch  in  mehreren 
aufeinanderfolgenden  Gliedern  deutlich  her- 
vortretende Oscillationen ,  so  können  diese 
natürlich  nicht  durch  zufällige  Störungen, 
sondern  nur  diuxih  zeitlich  zusammenhängend 
wirkende  Ursachen  entstehen.  Dasselbe 
gilt  in  noch  höherem  Masse  von  den  in 
einer  bestimmton  Richtung  fortschreitenden 
Veränderungen. 

Betrachten  wir  beispielsweise  die  Zahl  der 
uneheüchen  Geburten  auf  1(X)  Geborene  im 
Deutschen  Reich  von  1871—1888: 


1880  9,o 

1881  9,1 


1883  9.2 

1884  9,5 


1886  9-- 


1871  9,8     1874   8,7     1877   8,7 

1872  8,9     1875   8,6     1878   8,7 

1873  9,2     1876   8,6     1879   8,8 


1882   9,3     1885   9,5     1888  9^3 

Diese  Zahlen  sollte  man  nach  dem  ersten  Ein- 
druck für  sehr  stabil  halten,  gleichwohl  ist  *üc 
mittlere  Abweichung  vom  Mittel  weit  «ttoös^^t. 
als  bei  einem  analogen  Glückspiel  in  18  >erifti 
von  je  1 759331  Versuchen  (der  jährlichen  r^ori  .- 
schnittszahl  der  Geburten)  zu  erwarten  wÄre. 
Greift  man  auf  die  früheren  Jahrzehnte  znrürL. 
so  findet  sich  seit  dem  Ende  der  sechzi^cer  Jahn: 
eine  schroffe  Aenderung,  da  die  DmciischniTt— 
Ziffer  sowohl  von  1851  -60  als  auch  von  1861—7  « 
11,5  betrug.  Es  hängt  dies  augenscheinlich  uiit 
der  Erleichterung  der  Eheschliessung  in  Baytni 
und  Württemberg  zusammen.  In  Bayern  aa- 
mentlich  brachte  die  Gesetzgebung  von  18»> 
eine  durchschlagende  Wirkung  hervor,  wie  di- 
folgenden  Prozentzahlen  der  unehelichen  O^- 
burten  Ib^weisen: 

1865  22,5     1868   20,0     1871    15,1 

1866  21,8     1869    17,9     1872    14^ 

1867  20,0     1870   16,4     1875    12,6 

Nicht  immer  freilich  lässt  sich  die  dauern  l 
ab-  oder  aufsteigende  Bewegung  einer  staii-- 
tischen  Zahl  so  zweifellos  auf  eine  bestimmte 
Ursache  zurückführen.  So  haben  seit  einigen 
Jahrzehnten  die  Selbstmorde  (s.  d.  Art.  Selbst- 
mordstatistik] in  allen  Landern  mit  Ajl*- 
nähme  von  Norwegen  zugenommen.  M&n  kann 
zur  Erklärung  dieses  Ansteigens,  das  auch  in 
der  auf  die  Bevölkerung  bezogenen  Relativzahl 
noch  stark  hervortritt,  nur  im  allgemeinen  auf 
die  ^össere  Verwickelung,  Aufregung  un«: 
Schwierigkeit  des  modernen  Lebens  hinweiseit 
aber  der  genauere  ursachliche  ZnsammenhaDcr 
ist  damit  noch  nicht  nachgewiesen.  —  Auch  «ü«f 
Ehescheidungen  zeigen  fast  überall  eine  an- 
dauernde stärkere  Zunahme  als  die  der  Be- 
völkerung, und  J.  Bertillon  hat  auf  den  eigt>9- 
tümlicben  Parallelismus  aufmerksam  gemacht, 
der  zwischen  ihnen  und  den  Selbstmorden  he- 
steht.  Er  teilte  auf  Grund  der  statistiscbtrn 
Daten  aus  den  siebziger  Jahren  die  Länder  eia 
in  solche  mit  geringer,  mit  mittlerer  und  posier 
Häufigkeit  der  Selbstmorde  und  fand  eme  da- 
mit ziemlich  übereinstimmende  Abstufung  der 
Frequenz  der  Ehescheidungen.  So  kamen  z.B. 
durchschnittlich  jährlich  Selbstmorde  auf  1 
Million  Einwohner  und  Ehescheidungen  oder 
Trennunsen  von  Tisch  und  Bett  am  100  (U^ 
bestehende  Ehen  in 

Selbstmorde    Ehescheidungen 

England  u.  W'ales  68  6 

Norwegen     ...  73  2,5 

Italien 31  13" 

Schweden.    ...  81  27 

Frankreich    ...  150  30 

Belffien     ....  68.5  23 

Niederlande  .    .    .  35,5  28 

Baden 157  32 

Württemberg    .    .  162  38 

Sachsen     ....  299  145 

Dänemark     .    .    .  258  174 

Schweiz    .    .    .    .  216  262 

Noch   auffallender  tritt  die  Uebereinstimmiui^ 
in   den  einzelnen  Schweizer  Kantonen  herror. 
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Dieser  Parallelismns  der  Selbstmorde  und 
der  iEhescheidnngen  beruht  natürlich  nicht  auf 
einem  direkten  kausalen  Zusammenhang  dieser 
l>eiden  Erscheinungen,  sondern  bildet  nur  ein 
Üeispiel  des  Falles,  dass  gewisse  Ursachen 
t^leichzeitig  auf  verschiedene  Arten  von  Er- 
scheinungen fördernd  oder  hemmend  einwirken, 
Die  Trunksucht  z.  B.  trägt  ohne  Zweifel  ebenso 
sehr  zur  Vermehrung  der  Selbstmorde  wie  der 
Khescheidungen  bei. 

In  anderen  Fällen  kann  man  die  parallele 
Bewegung  zweier   Zahlenreihen   auf  eine    un- 
mittelbar ursachliche  Beziehung  zurückführen. 
Bei  den  Selbstmorden  sowohl  wie  auch  bei  den 
Vergehen  und  Verbrechen  gegen  das  Eigentum 
zeiget   sich   namentlich  ein  solcher  Zusammen- 
hang  mit  zahlenmässigen  Kriterien  der  wirt- 
schaftlichen Lage.    Als  solche  nimmt  man  häufig: 
«lie  Preise  der  notwendigsten  Lebensmittel,  doch 
erweist  sich  dieses  Merkmal  oft  unsicher,   da 
gleichzeitig  mit  einer  Preissteigerung  des  Ge- 
treides  eine   lebhafte   Geschäftsthätigkeit   und 
infolge  davon  hohe  Löhne  bestehen  können.    So 
war  z.  B.  der  Roggenpreis  in  Preussen  in  den 
.lahren  ^873  und  1874  hoch  und  er  ging  bis 
1878  mehr  und  mehr  zurück,  obwohl  in  dieser 
Zeit   die   wirtschaftliche   Lage   überhaupt  und 
namentlich   auch   die  der  arbeitenden  Klassen 
immer  ungttnstig:er  wurde.    So  betrug  die  Zahl 
der  Bankerotte  m  Preussen,  die  1872  ein  Mini- 
mum (233)  erreicht  hatte,   1873  nur  268  und 
1874  353,  stieg  dann  aber  von  Jahr  za  Jahr 
bis  626  im  Jahre  1877  und  801  im  Jahre  1878. 
Zugleich  aber  stellte  sich  nach  Starke  die  Zahl 
der  (einfachen   und   schweren)  Diebstähle ,"  die 
1871  nur  38233  und  1872  42503  betragen  hatte, 

1873  auf  40 137,  1874  auf  44  739,  1875  auf  42  286, 
1876  auf  47173,  3877  auf  50932,  1878  auf  55566 
und  die  Zahl  der  Unterschlagungen  stieg  von 
402i)  und  4030  in  den  Jahren  1872  und  1873 
auf  6662  im  Jahre  1878.  In  noch  stärkerem 
Verhältnis  nahm  die  Zahl  der  Körperverletzungen 
in  dieser  Periode  in  Preussen  zu :  sie  belief  sich 
1871  auf  7883,  1872  auf  9906,  1873  auf  11414, 

1874  auf  13206,  1875  auf  13476,  1876  auf 
15401,  1877  auf  18361,  1878  auf  19135.  Die 
ungünstige  Wirtschaftslage  kann  diese  letztere 
Erscheinung  nicht  erklären;  auch  lässt  sie  sich 
nicht  als  eine  Nachwirkung  der  verrohenden 
Einflüsse  des  Feldzuges  auffas.sen,  denn  diese 
müsste  doch  am  stärksten  in  den  Jahren  un- 
mittelbar nach  dem  Kriege  auftreten,  thatsäch- 
lich  aber  erreicht  die  Zahl  der  Fälle  erst  1873 
wieder  die  Höhe,  auf  der  sie  18()9  (mit  11363) 
bereits  gestanden  hatte.  Man  muss  also  eine 
aus  verschiedenen,  hier  nicht  zu  untersuchenden 
Gründen  entstandene  grössere  Verbreitung  und 
Verstärkung  brutaler  und  gewaltthätiger  Nei- 
gungen in  der  Masse  der  Bevölkerung  annehmen. 
Auch  die  Zahl  der  Fälle  von  Mord  und  Tot- 
schlag stieg  mit  nur  einmaliger  Schwankung 
von  136  im  Jahre  1871  auf  297  im  Jahre  1878. 

rJi^'  Allgemeine  Bedentang.    Was  man 

{•eit  Quetelet  mit  besonderem  Interesse  in 
der  Moralstatisiik  suchte  und  auch  zu  finden 
{glaubte,  war  die  Regelmässigkeit  und  Kon- 
stanz, in  den  die  »scheinbar  willkürliehen c. 
menschlichen  Handlungen  betreffenden  Ver- 
hältniszahlen.   Aber  schon  die  oben  ange- 


fiilirten  Beispiele  aus  der  Kriminalstatistik, 
die  man  noch  beliebig  vermehren  könnte, 
lassen*  erkennen,  wie  wenig  Quetelet  berech- 
tigt war,  von  einem  regelmässigen  »Budget 
des  crimes«  zu  reden.  Auch  aus  dem  von 
ihm  selbst  benutzten  Material  lässt  sich,  wie 
Rehnisch  gezeigt  hat,  jener  Ausspruch  keines- 
wegs rechtfertigen.  Viele  Verbrechen  zeigen 
eine  andauernde  Zunahme  ihrer  Häufigkeit. 
Im  allgemeinen  aber  finden  wir  starke 
Schwankungen  in  ganz  unregelmässigen 
Perioden,  in  denen  von  irgend  einer  soge- 
nannten Gesetzmässigkeit  im  naturwissen- 
schaftlichen Sinne  schlechthin  nichts  zu 
finden  ist,  sondern  die  nur  gewisse,  meistens 
deutlich  nachweisbare  wirtschaftliche,  soziale 
oder  gesetzgeberische  Aenderungen  wieder- 
spiegeln. Die  Frage  über  die  menschliche 
Willensfreiheit  kann  bei  solchen  stark  un- 
regelmässigen oder  von  erkennbaren  Ursachen 
abhängenden  Veränderungen  gänzlich  ausser 
Betracht  bleiben.  Sollte  eine  statistische 
Reihe  eine  im  oben  erklärten  Sinne  über- 
normale Stabilität  aufweisen,  so  würde 
sich  ohne  Zweifel  irgend  ein  innerer  Zu- 
sammenhang zwischen  den  scheinbar  von 
einander  unabhängigen  Einzelereignissen 
oder  eine  zwingende  rechtliche  oder  gesell- 
schaftliche Ordnung  dei-selben  auffinden 
lassen.  Nur  wenn  bei  wirklich  von  ein- 
ander unabhängigen  und  nicht  förmlich  ge- 
regelten Einzelereignissen  die  Stabilität  der 
Beobachtungsreihe  normal  erscheint  oder 
wenn  die  Schwankungen  zwar  übernormal 
sind,  aber  durch  die  ganze  Reihe  noch  als 
solche  angesehen  werden  können,  die  sich 
mit  zufälligen  Abweichungen  auf  denselben 
Mittelwert  beziehen,  könnte  man  eine  Aehn- 
lichkeit  mit  naturgesetzlichen  Vorgängen 
finden.  Denn  wenn  ein  Zahlenverhältnis 
eine  Reihe  von  Jahren  hindurch  annähernd 
konstant  geblieben  ist,  so  vermutet  man, 
dass  es  auch  in  der  Zukunft  ebenso  wenig 
veränderlich  sein  werde,  und  man  ist  dann 
geneigt,  eine  die  Ereignisse  beherrschende 
Kraft  oder  Macht  anzunelmien,  die  positiv 
jene  numerische  Regelmässigkeit  zu  bewirken 
sucht.  'Es  ist  aber  schon  in  dem  Artikel 
Gr  e  s  e  t  z  a.  a.  0.  dargelegt  worden,  dass  eine 
solche  geringe  Veränderlichkeit  einer  statis- 
tischen Reihe  nur  das  numerisch  ausge- 
drückte Kennzeichen  für  die  Thatsache  ist, 
dass  der  ausserordentlich  mannigfaltige,  aus 
individuellen  und  gesellschaftlichen  Einflüs- 
sen zusammengesetzte  Ursachenkomplex,  der 
den  beobachteten  Einzelerscheinungen  zu 
(irunde  liegt,  längere  Zeit  hindurch  in  einem 
Beharrungszustande  bleibt,  ebenso  wie  fort- 
schreitende Aenderungen  in  einer  solchen 
Reihe,  über  die  sich  niemand  wmidert,  fort- 
schreitenden Aenderungen  in  jenem  Ursachen- 
komplex entsprechen.  Auch  liegt  in  Wirk- 
liclikeit  gar  kein  genügender  Gnmd  zu  der 
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Annahme  vor,  dass  eine  moralstatistische  Zahl, 
die  zeitweise  ziemlich  konstant  geblieben 
ist,  in  den  nächsten  Jahren  annähernd  die- 
selbe Grösse  behalten  werde.  Vielmehr 
wird  sich  jede  die  fragliche  Art  von  Ereig- 
nissen berührende  Aenderung  in  den  Zustän- 
den sofort  auch  in  jenen  Zahlen  bemerklieh 
machen,  ebenso  wie  auch  die  auf-  oder  ab- 
steigende Bewegung  derselben  durch  solche 
Aenderungen  plötzlich  eine  neue  Wendung 
erhalten  kann.  Besonders  die  kriminalsta- 
tistischen Zahlen  erweisen  sich  als  empfind- 
liche Reagentien,  während  z.  B.  die  Verhält- 
niszahlen der  unehelichen  Gebiu-ten  auf  län- 
gere Zeitstrecken  eine  grössere,  wenn  auch 
immer  noch  entschieden  unternormale  Sta- 
bilität aufweisen.  Am  häufigsten  findet  man 
eine  solche  relative  Konstanz  bei  den  sekun- 
dären Wahrscheinlichkeitsverhältnissen.  So 
schwankt  z.  B.  das  Verhältnis  der  Zahl  der 
Heiraten  zwischen  Junggesellen  und  Jung- 
frauen zu  dem  der  Gesamtzahl  der  Heiraten 
w^eniger  als  die  allgemeine  jährliche  Heirats- 
ziffer; das  Verhältnis  der  Beteiligimg  der 
Frauen  am  Selbstmord  ändert  sich  weniger 
als  die  relative  Häufigkeit  des  Selbstmoi-des 
überliaupt,  imd  dasselbe  gilt  aucli  hinsicht- 
lich der  Wahrscheinlichkeit  der  Walil  einer 
bestimmten  Art  des  Selbstmordes.  Zur  rich- 
tigen Beurteilung  solcher  relativen  Festig- 
keit statistischer  Zahlen  muss  man  jedoch 
immer  wieder  daran  erinnern,  dass  dieselbe 
meistens  bei  weitem  nicht  den  Grad  erreicht, 
den  die  Ergebnisse  eines  analog  eingerichte- 
ten Glückspiels  aufweisen.  Es  handelt  sich 
dabei  nicht  um  mechanisch  verursachte  Er- 
eignisse, sondern  um  menschliche  Handlun- 
gen, die  aus  individuellen,  allerdings  von 
äusseren  Umständen  beeinflussten  Alotiven 
hervorgegangen  sind.  Gleichartige  Motive 
treten  aber  fortw'älirend  bei  vielen  Menschen 
auf.  Man  darf  sagen,  dass  stets  ein  ge- 
wisser Bruchteil  der  Angehörigen  eines 
Volkes  in  einem  gewissen  Diuxjhsclmittsgrade 
leichtsinnig  oder  träge  oder  genusssüchtig 
oder  brutal  oder  boshaft  etc.  ist,  und  es 
liegt  kein  Grund  zu  der  Annahme  vor,  dass 
idiese  Verteilung  der  Charaktereigenschaften 
in  der  Gesamtheit,  wenn  auch  die  Einzel- 
glieder derselben  wechseln,  sich  rasch 
ändern  sollte.  Dazu  kommen  nun  die  allge- 
meinen gesellschaftlichen  Einflüsse,  wie 
Sitte,  Gewohnheit,  Art  des  Zusammenlebens 
etc.,  die  unzweifelhaft  einen  relativ  dauern- 
den Bestand  haben.  Die  unmittelbare  Ver- 
anlassung zu  einer  unmoralischen  Handlung 
kann  zwar  im  einzelnen  ausserordentlich 
mannigfaltig  sein,  gleichwohl  kehren  in  dem 
gesamten  Getriebe  des  Geselischaftslebens 
immer  ähnliche  Gelegenheiten,  Anstösse  und 
Vei-suchungeu  wieder,  und  da  auch  die  soziale 
imd  berufsmässige  Gruppierung  der  Bevöl- 
kerung  und  die  Einkommensverteilung  nur 


langsam   veränderlich   ist,    so    koaaea   die 
Wahrscheinlichkeiten  solcher  VeranlasampFii 
selir  wohl  einige  Zeit  hindurch  für  hiestimmte 
Gnippen  annähernd   konstant  bleiben.     Ifca 
aber  wegen  der  angenommenen   konstantt-r. 
Verteilung  der  Ch^u^ktereigenscbaften  das^ 
selbe   auch   gilt   hinsichtlich   der    für    dtrr 
einzelnen    bestehenden    WahrscheinlichkelL 
der   Versuchung  zu    unterliegen,    so    wird 
unter  solchen  Voraussetzungen  die  Massee- 
beobachtung, in  der  die  Folgen  dieser  sich 
kombinierenden     W^ahrscheinlichkeiten      zi 
Tage  treten,  ebenfalls  annähernd  koiistacte 
Verhältniszahlen  ergeben.    Dass  der  Men>:  h 
bei  allen  seinen  bewussten  Handlungen  einem 
Motive  folgt,  wird  man  auch  vom  strengsteL 
moralphilosophischen   Standpunkte    zugeben 
können,  denn  die  Annalime  eines  »liberum 
arbitrium  indifferentiae«  ist  ethisch   bedeu- 
tungslos.    Auch  dass  der  einzelne    häufig 
durch  die  ihn  lungebenden  gesellschaftlichen 
Einflüsse  zu  Fehltritten  verführt   wler  ge- 
drängt wird    und    dass   insofern    auch    der 
Gesellschaft  im   ganzen  ein  Anteil  an  der 
Verschuldung  des    einzelnen   zufällt,    wirJ 
jeder    unbefangene   Beobachter    zugestehen. 
Was  dem  ethischen  Rationalismus  eigentlich 
allein  am  Herzen  liegt,  ist  die  Frage,  ob 
denn  der  Mensch,  gleichviel  welchen  Motiven 
er  thatsäclilich  folgt  und  welche  statistischen 
Regelmässigkeiten  aus  der  Gleichförmigkeit 
der  menschlichen  Motive  hervorgehen,  nicht 
dennoch   in  allen  Fällen   virtuell  imd  in 
abstracto  die  sittliche  Kraft  und   Fähigkeit 
besessen  habe,  sich  für  die  Unterlassung  der 
unsittüchen   Handlung  zu  entscheiden.     & 
ist  dies  eine  metaphorische  Frage,  die  auch 
der  theologischen  Gnadenlehre  zu   Grunde 
liegt  und  von  den  verschiedenen  Eonfessionea 
sehr  verschieden  beantwortet  wird^    für  die 
Moralstatistik  aber  nicht  weiter  in  Betrac-bt 
kommt. 

Litteratur:  S.  die  Lüleraturangaben  zu  den  Arit. 
Gesetz  (oben  Bd.  IV  S.  24O),  Kriminal- 
Statistik  (oben  Bd.  V  S.  413),  JSelb^tmord- 
Statistik,  Uneheliche  Geburten;  ferner: 
Guerry  undBalM,  Stati^tiqnc  cotnparie  de  Vtiat 
de  V Instruction  et  du  nombre  des  cHrnes  daus  lejt 
divers  arrondissements  etc.  de  France,  jF\tris 
1829.  —  Querry,  Statistirjuc  morale  de  l'Ängle- 
terrc  comparee  avec  la  statistiq^te  morale  de  h 
France,  Paris  1860,  2.  ed.  I864.  —  Knapp* 
Die  neueren  Ansichten  über  Jforalstatistik, 
Jahrb.  f.  Nat.  u.  Stat.  XVI,  1871,  8.  237 ff.  — 
Derselbe,  Quetelet  als  Theoretiker,  ebenda 
XVIII,  S.  89 ff.  —  SchntoUer,  Die  neuerrn 
Ansichten  über  Bcvölkcrungs-  und  MoralstaUstik, 
1869,  wiederabgedruckt  in  y^Zur  LitUrafwr' 
geschickte  der  Staats-  und  Sozialtrissensckaftenv, 
Leipzig  1888.  —  Siebeclc,  Das  VerhtUtnis  dts 
Einzelwillens  zur  Gesamtheit  im  Lichte  der 
MoralstatiHik,  Jahrb.  /.  JVal,  u.  Stat.  XXXIIL 
1879,  S.  347.  —  Morselliy  II  »uieidio,  MOanv 
1879;  deutsch,  Leipzig  1881.  — Jtfcuoryfe,  Drr 
Selbstmord   aU  soziale  Massenerscheinung,  Wien 
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JS81.  —  A.  V,  Oettingenf  Ueber  ahiten  und 
chronucheii  Selbstmord,  Dorpat  und  Fellin  1881. 
—  «7.  BertiUon,  Note  pour  Vkude  tUitistique 
du  divorce.  Ann.  de  demographie,  Baris  1880, 
S.  4^7 ff.  —  Jferselbef  Le  divorce  et  la  Sepa- 
ration de  Corps.  Joum.  de  la  Soc.  statistique 
de  Paris,  1884»  —  Le  separazioni  e  i  divorzi  a 
Italia  e  sa  alcune  altri  paesi.  Annali  di  sta- 
tistica,  Roma  1882.  —  C,  I>.  Wright,  Report 
on  mariage  and  divorce  in  the  United  States 
1867  und  1886,  Wash.  1889.  —  Levasseur, 
La  Population  Fran^aise,  besonders  t.  II,  liv.  II, 
Ckap.  VII— IV  und  Liv.  III,  Paris  1891.  — 
Bosco,  GH  omicidii  in  aicuni  Stali  di  Europa. 
Bulletin  de  l*Institut  internal,  de  Stat.,  t.  IV, 
1889,  S.  189 ff.  —  FöldeSf  Einige  Ergebnisse 
der  neueren  Kriminalstatistik,  Zeilschr.  /.  d.  ges. 
Stra/rechts^cissenschaft,  Bd.  XI,  1891, 

Leids. 


'  Staatsbürger  unterworfen  seien,  stattzufinden 
habe.  Quetelets  Ansicht  von  den  engen  Be- 
ziehungen zwischen  Statistik  und  Anthropologie 
bezw.  Anthropometrie  hat  er  ebenfalls  zu  der 
seinigen  gemacht. 

Vgl.  über  Morpurgo:  John,  Geschichte 
der  Statistik,  Bd.  I,  Stuttgart  1884.  —  de 
Gubernatis,  Dictionnaire  international  des 
ecrivains  du  jour,  Florenz  1891,  S.  1506, 

Lippert, 


Moratorien 

s.  Indult  oben  Bd.  lY  S.  1345 ff. 


Morpnrgo,  Emil, 

geboren  1835  in  Padua,  gest.  daselbst  am  15.  II. 
1885,  wurde  Generalsekretär  im  Ministerium  des 
Öffentlichen  Unterrichts  in  Florenz  und  später 
Professor  der  Staatswissenschaften  und  Statistik 
an  der  Universität  Padua. 

Morpurgo  veröffentlichte  von  staatswissen- 
schaftlichen Schriften  a)  in  Buchform:  Sagffi 
statistici  ed  economici  sul  Veneto,  Padua  l^ö. 
—  L'istruzione  tecnica  in  Italia.  ebd.  1874.  — 
La  statistica  e  le  scienze  sociali,  ebd.  1876; 
dasselbe  deutsch  u.  d.  T. :  Die  Statistik  und  die 
Sozial  Wissenschaften,  Jena  1877.  —  La  finanza, 
studli  di  economia  pubblica  e  di  statistica  com- 
parata,  Florenz  1877.  —  Marco  Foscarini  e  la 
repubblica  di  Venezia  nel  secolo  XVIII,  ebd.  1880. 

b)  in  der  Zeitschrift :  Archivio  di 
statistica,  Rom:  Le  condizioni  del  mutuo 
soccorso  in  italia  ed  in  altri  stati  di  Europa, 
Jahrg.  I,  1876.  —  L'Uffici  seien tifico  e  l'assunto 
civile  della  statistica,  Jahrg.  II,  1887.  — 
Recenti  studi  statistici  suUa  pena  di  morte, 
Jahrg.  ni,  1878.  —  Le  assoziazoni  operaie  e 
il  tipo  Leclaire,  Jahrff.  III,  1878.  -  Studii  di 
economia  nazionale  italiana  a  proposito  di  alcune 
pubblicazioni  ufficiali,  Jahrg.  III,  1878.  —  Le 
mchieste  della  Repubblica  di  Venezia.  Fram- 
menti  di  una  storia  della  statistica,  Jahrg.  III, 
1878.  —  La  scienza  demografica  e  il  primo 
Congresso  intemazionale  di  demografia,  Jahrg. 
IV,  1879.  —  Antonio  Rosmini-Sebati  e  i  suoi 
concetti  suU'  Ufficio  scieutifico  della  statistica, 
Jahrg.  VI,  1881.  —  La  posta  e  la  vita  sociale, 
Jahrff.  VII,  1882. 

Als  Moral  Statistiker  steht  Morpurgo  auf  dem 
Standpunkte  Quetelets,  indem  er  dem  natur- 
gesetzlichen Zwange  für  die  Massen  die  Frei- 
heit für  das  Individuum,  allerdings  mit  der  Be- 
schränkung entgegensetzt,  dass  die  Entschei- 
dung zwischen  Tugend  und  Laster  zwar  jedem 
einzelnen  freistehe,  die  Verantwortung  der  ge- 
troffenen Wahl  aber  vor  dem  Gesetze,  dem  alle 


Morstadt,  K.  Eduard  M., 

ward  geboren  am  7.  IV.  1792  in  Karlsruhe,  be- 
zog bereits  1809  die  Universität  zu  Heidelberg^ 
dann  Freiburg,  wo  er  1812  als  Dr.  juris  universi 
promovierte.  Am  17.  VIII.  1815  wurde  er  als 
Privatdozent  der  Rechtslehre  an  der  Universität 
Heidelberg  zugelassen  und  am  6.  II.  1819  zum 
ausserordentlichen  Professor  ernannt.  Seine 
öffentliche  Antrittsrede  hielt  er  am  30.  X.  1817 
lateinisch  über  die  Fra^e:  num  Germanorum 
inreconsulti  novo  legum  civilium  codici  condendo 
idonei  sint  censendi  ?  Erst  am  4.  XL  1841  wurde 
er  als  öffentlicher  Professor  angestellt.  Im 
Wintersemester  1830,31  begann  Morstadt  mit 
Vorlesungen  über  Nationalökonomie  und  Finanz- 
wissenschaft, gründete  auch  1834  eine  staats- 
wirtschaftliche Monatsschrift:  „Der  National- 
ökonom", jedoch  lag  sein  Beruf  weit  mehr  auf 
Seiten  der  Jurisprudenz.  Seine  juristischen 
Vorlesungen  über  Staatsrecht,  Völkerrecht, 
Kirchenrecht,  Prozess,  Strafrecht  und  Privat- 
recht ergänzte  er  jedoch  stets  durch  national- 
ökonomische Lehren.  Morstadt  starb  im  58. 
Lebensjahre,  am  10.  I.  1850. 

Morstadt  hält  die  Nationalökonomie  „für 
eine  Wissenschaft,  deren  wahrer  Beruf  es  ist, 
nicht  bloss  ihrem  Priester  bei  nächtlicher  Studier- 
lampe Orakel  einzuflössen,  sondern  eine  Ver- 
traute der  Fürsten,  eine  Lehrerin  der  Völker 
und  eine  Dolmetscherin  der  Welteeschichte  zu 
sein"  (Vorrede  zur  I.  Ausg.  von  Say,  S.  VIII). 
Seine  ■  eigenen  Ansichten  Über  die  „Reichtnms- 
wissenschaften"  giebt  Morstadt  als  „Einleitung" 
in  seiner  Uebersetzung  der  Sayschen  „National- 
ökonomie" und  in  den  vielen  Anmerkungen  in 
seinem  „Nationalökonom".  Hiernach  ist  Mor- 
stadt ein  Anhänger  Adam  Smiths  und  ein  Gegner 
des  Merkantüsystems.  Er  plädiert  im  Princip 
für  den  Freihandel  oder  wenigstens  für  mög- 
lichste Beseitigung  der  Handelssperrmassregelu. 
Seine  Ansichten  für  die  Gewerbefreiheit  sind 
sehr  ausgeprägt,  er  tritt  demzufolge  mit  Ent- 
schiedenheit gegen  das  Zunftwesen  auf  („Nat.- 
Oek."  I,  S.  240),  verteidigt  aber  dabei  die  Ehre 
des  handwerksmässigen  Gewerbes  und  die  Selb- 
ständigkeit des  Bauernstandes.  Einige  staats- 
wissenschaftliche Definitionen  Morstadts  sind 
eigenartig  und  von  besonderem  Interesse :  „Der 
Unternehmergewinn  setzt  sich  nicht  nur 
aus  dem  Direktionsgewinn  und  dem  Kapital- 
oder Ländereigewinn,  sondern  auch  oft  noch 
aus  dem  „Produktions-Geheimnisgewinn**, 
d.  i.  dem  „Industriegewinn  der  Gelehrten"  zu- 
sammen („Nationalökonom"  I,  S.  11  und  12)"; 
„Der  Geldwert  offenbart  sich  durch  dasjenige 
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Quantnin  von  eiaer  jeden  Ware,  welche  damit 
eintauschbar  ist:  dergestalt,  dass  wenn  e.s  sich 
z.  B.  zeigt,  dass  man  für  ein  Lot  Silber  der- 
malen ein  anderes  Quantum  von  einer  jeden 
Ware  bekomme  als  vormals,  während  das 
gegensÄtzliche  Wertverhältnis  dieser  Waren 
selber  noch  immer  das  alte  ist,  hieraus  erhellt, 
dass  der  eigene  Wert  des  Geldes  gesunken 
sei  („Kat-Oek."  I,  S.  B7)."  Das  Majorats- 
wesen und  den  Zwangsrechtsanspruch  der  hinter- 
lassenen  Geschwister  auf  den  Pflichtteil  be- 
zeichnet Morstadt  {,,Nat.-Oek."  I,  S.  679)  als 
eine  „nationalökononiische  Verderbtheit".  In 
der  Münzfrage  erachtet  Morstadt  das  Dezimal- 
system nicht  für  zweckmässig,  weil  es  keine 
oftmalige  Zerlegung  in  Faktoren  gestattet. 
„Unser  Zahlensystem  würde  viel  bequemer  sein, 
wenn  man  noch  einfache  Ziffern  für  10  und  11 
hätte  und  wenn  die  Verrückung  einer  Ziffer 
um  eine  Stelle  links  ihren  Wert  verzwölf- 
fachte"  („Nat.-Oek.*'  I,  S.  971  u.  972). 

Von  den  rein  staatswissenschaftlichen  und 
rechtlichstaatswissenschaftlichen  Schriften  Mor- 
stadts  sind  die  wichtigsten  folgende:  Johann 
Baptist  Says  ausführliche  Darstellung  der 
Nationalökonomie  oder  der  Staatswirtschaft.  Au8 
dem  Französischen  der  5.  Ausgabe  übersetzt 
und  teils  kritisch,  teils  erläuternd  glossiert, 
sowie  mit  einem  vollständigen  Kealauszuge  von 
Says  „Cours  d'economie  politique  pratique**  be- 

f leitet,  Heidelberg  1818,  2.  Ausgabe,  ebd.  1827, 
.  äusserst  stark  vermehrte  Ausgabe  in  3  Bdn., 
ebd.  183().  (Die  diesem  Werke  vorausgehende 
80  Seiten  lange  Einleitung  ist  vom  Uebersetzer 
verfasst.)  —  Charakterzeichnung  der  Politik  aller 
Steaten  der  Erde,  Heidelberg,  2  Bde ,  1820, 
1821.  (Uebersetzung  des  kritischen  Kommentars 
über  Montesquieu,  Geist  der  Gesetze,  von  dem 
Grafen  Destutt  de  Tracy.)  —  Der  von  Morstadt 
herausgegebene  zweite  Teil  von  Genslers  An- 
leitung zur  gerichtlichen  Praxis  und  bürger- 
lichen Rechtastreitigkeiten,  verbunden  mit  theo- 
retischen Darstellungen  und  Bemerkungen, 
Heidelberg  1830,  enthält  zahlreiche  Staats  wissen- 
schaftliche, theoretische  und  pragmatische  Noten. 
—  Die  4.  Aufl.  von  J.  L.  Klübers  Oeffent- 
liches  Recht  des  teutschen  Bundes  und  der 
Bundesstaaten,  mit  des  Verfassers  hinterlassenen 
Bemerkungen  und  Zusätzen  vielfältig  verbessert 
und  bis  zur  Gegenwart  vervollständigt,  Frank- 
furt a.  M.  1840.  —  Polemisch-humoristische 
Leuchtkugeln  in  das  deutsche  Privatfürstenrecht, 
1.  Wurf.,  Heidelberg  1847.  —  KommentÄr  über 
das  Haudelsrecht  Deutschlands  und  Frankreichs, 
1.  Teil,  Heidelberg  1849.  —  Die  2.  Aufl.  von 
J.  L.  Kl  übers  Europäisches  Völkerrecht.  Sorg- 
sam revidiert,  kommentiert  und  ergänzt,  Schaff- 
hausen 1851.  (Robert  v.  Mohl,  obgleich  früher 
Mitarbeiter  an  Morstadts  „Nat.-Oek."  (1834  I, 
424),  kritisiert  diese  Arbeit  als  eine  „höchst  un- 
zulänglich durchgeführte'*.) 

Die  von  Morstadt  1834  begründete  und  bis 
Ende  1835  redigierte  Zeitschrift  trägt  den  Titel : 
„Der  Nationalökonom.  Monatsschrift  über 
Völkerreichtum,  Finanzwesen  und   Oekonomie- 

Solizei  für  Geschäftsmänner  und  Theoretiker, 
lannheim."  In  dieser  Zeitschrift  veröft'entlichte 
Morstadt  selbst  folgende  Arbeiten:  Bd.  I,  S.  1 
—50  und  89—107;  J.  B.  Says,  Panorama  der 
Völkerökonomie,  übersetzt  und  mit  vielen  An- 
merkungen versehen.  —  S.  84,   163,   246,  326, 


409,   448,   575,   658,   740,   820,    903   und  97*?: 
üeberblick   der  neuesten  Litteratnr  seit  IS^^ 
—  S.  153—182 :  Says  „Napoleons  Idiodsm««  la 
Felde  der  Nationalökonomie''  ubersetst  und  mi^- 
vielen  Anmerkungen  versehen.  —  S.  236—245, 
271—292   und   632—643:    Xationalökonomisci» 
Blicke   in   das  deutsche  UniversitÄtsweseiL   — 
S.   304—307:    Die   Feuerversichemngsbank    is 
Gotha.    (Verteidigung  der  Amoldischen   Plant: 
und    Ideeen    gegen    anonyme    Angreifö-;     — 
S.  372—376 :  Andeutungen  über  Ungarns  Handels- 
recht,    magnatische    Partialobligationen     ui^ 
Kredit.  —  S.  398—406,  408-^23:   Bandeio^iai 
zu  einer  Warnungsrede  wider  Frankfurts  Bei- 
tritt zum  deutschen  2^11vereine.  —  S  513 — 55^. 
Bemerkungen  über  die  Centralbauk  von  Xoni- 
amerikas    Vereinstaaten.   —   S.  651 — 657:    IHe 
Wechselstempelordnung  von  Frankfurt  a.  M.  — 
S.  821—838:  Die  echte  und  die  falsche  Gewerb*- 
intelligenz.  —  S.  839 — 843:  Bemerkungen  uber 
die  Sparkassen.  —  S.  872— JH77:    lieber  die  Be- 
völkerungstheorie von  Malthus.  —  S.  974 — 97s ; 
Giebt  es   eine  Bevölkerungspolizei    und    worin 
besteht  sie?   (Nach  der  interessanten  D€finiti*»n 
]Morstadts,    die    gegen    die    betrefifenden    Aus- 
führungen von  Klüber  (s.  o.)  gerichtet  ist,  kann 
1  die  Regierung  in  Hinsicht  der  Volks- 
i  menge     dreierlei    Zwecke    verfolgen: 
LErstens    nämlich    kann    sie    dem    leidixrc'n 
Uebermasse  der  Population  entgegenarbeiten 
I  wollen.    Hierzu  stehen  ihr,   wenn  sie  Barl^rri 
vermeiden  will,  nur  folgende  6  polizeiliche 
I  Mittel  zu  Gebote:  1.  Verhinderung  unehelicher 
j  Geburten  ( Kultur polizei) ;  2.  Hintertreibung  der 
!  Ehen  derer,   welche  keine  Kinder  mit  Wahr- 
scheinlichkeit würden  ernähren  können  f  Oeki^ 
nomiepolizei) ;  3.  Abneigungserzeugung  bei  den 
Eheleuten  gegen  Superfötation,  durch  Einwirkunsr 
auf  deren  Verstand  und  Herz  (Kulturpolizei  ü 

4.  Eiuflössung  der  Emigrationslust  und  -inteJli- 
genz  bei  denjenigen  armen  Handarbeitern,  deren 
Verdienst^  trotz  allem  Fleisse,  zu  kümmerlich 
ist,  durch  geographische,  technische,  ja  vielleicht 
auch  linguistische  Belehrung  (Kulturpolizei . ; 

5.  ökonomische  Befähigung  der  emigrations- 
lustigen  Handarbeiter  zum  Auswandern,  und 
etwa  auch  zum  Kolonisieren,  damit  sie  nicht 
als  Bettler  oder  Diebe  den  Wohlstand  ihrer 
Mitbürger  schmälern  (OekonomiepoUzei) ;  6, 
Hintertreibung  des  Einwanderns  von  solchen 
Individuen,  die  durch  Bettelei  oder  durch 
Verbrechen  dem  Volke  wahrscheinlich  zur 
Last  fallen  würden  (Oekonomiepolizei).  Zwei- 
tens kann  die  Regierung  die  vorhandene  Popu- 
lation ver^rössern  wollen.  Hierzu  stehen 
ihr,  wenn  sie  sich  vor  Barbarismen  scheut.,  nur 
folgende  5  polizeiliche  Mittel  zu  Gebote:  1.  Ver- 
hütung jeder  Art  des  ausserehelichen  Befriedigejis 
vom  Geschlechtstriebe,  damit  dieser  Trieb  sich 
ausschliesslich  nach  dem  Ehestande  konoentriere 
(Kulturpolizei);  2.  Einflössung  der  Lust  zum 
Ehestande  und  zur  Kindererziehimg,  durch  Ein- 
wirkung auf  Verstand  und  Herz  der  Staats- 
genossen (Kulturpolizei);  3.  Verstärkung  der 
ökonomischen  Fähigkeit  zur  Verheiratung 
bei  den  Ledigen  sowie  zur  Kinderernährung 
bei  den  Ehepaaren,  soweit  diese  Verstärkung 
auf  polizeilichem  Wege  möglich  ist  ^Oeko- 
nomiepolizei); 4.  Steigerung  der  körperlichen 
Fruchtbarkeitspotenz  der  Ehepaare  (Gesundheits- 
polizei); 5.  Beförderung  des  Einwanderns  von 
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solchen  Ausländern,  die  mindestens  so- 
viel Kapital  oder  Industrietaleut  besitzen,,  dass 
sie  mit  Wahrscheinlichkeit  lebenslang  ihr  hin- 
längliches Auskommen  haben  (Oekonomiepolizei). 
Drittens  endlich  kann  die  Regierung  eine 
Schmälerung  der  vorhandenen  Popu- 
lation verhüten  wollen.  Hierzu  stehen  ihr 
unter  dem  Horizonte  der  Civilisatiou  nur  folgende 
4  polizeiliche  Mittel  zu  Gebote :  1. Schützung 
des  physischen  Lebens  aller  Staatsgenossen  gegen 
Gefahren  von  selten  der  Natur  und  von  Seiten 
anderer  Menschen  (soweit  der  Schutz  gegen 
letztere  nicht  durch  die  Krirainalgesetzgebung 
lind  -Justiz  bewirkt  wird)  (Gesundheitspolizei); 
2.  Abwendung  der  Demoralisation:  d.  h.  der 
Selbstsüchtelei,  Trägheit,  Schlemmerei,  Völlerei, 
Glanzgier,  Hurerei,  Sodomiterei,  Selbstmörderei, 
soweit  nicht  schon  auf  kriminalistischem  und 
sauitätspolizeilichem  Wege  dahin  gewirkt  wird 
i Kulturpolizei);  3.  Abwendung  des  Verai*mens: 
und  zwar  nicht  bloss  des  Volkes  im  ganzen, 
sondern  auch  der  einzelnen  Bezirke,  Stände, 
Klassen,  Familien  und  Individuen  (Oekonomie- 
polizei); 4.  Eintlössung  der  treuen  Anhänglich- 
keit an  das  Vaterland  bei  allen  denen,  welche 
sich  darin  noch  „redlich  zu  nähren"  vermögen, 
durch  Einwirkung  auf  deren  Verstand  und  Herz 
\  Kultur polizei).")  II,  S.  B— 13:  Ueber  die  ver- 
meintlichen Ursachen  der  angeblichen  Verarmung 
unserer  Mitwelt.  —  S.  14—33:  Glossen  über 
Mac-Cullochs  „Vorrat  der  Edelmetalle  in  der 
heutigen  Welt."  —  S.  84,  161,  242,  404:  üeber- 
blick  der  neuesten  Litteratur  seit  1833.  —  S. 
134 — 148 :  Das  Besteuerungss.ystem  in  den  deut- 
schen Bundesstaaten,  kritisch  analysiert.  —  S. 
206:  Faschingsbetrachtungen  über  Menzels  Zeit- 
geist Signalement.  —  S.  489 — 490:  Des  Heraus- 
frebers  (Morstadts)  motivierter  Abschied  vom 
Redaktionsamte.  —  III  (unter  Rudolph  Mosers 
Redaktion),  S.  81—96:  Ueber  Zachariäs  Para- 
doxon: dass  die  Schutzzölle  eine  demokratische 
Tendenz  haben. 

Vgl.  über  Morstadt:  R.  v.  Mohl,  Die 
(Tcschichte  und  Litteratur  der  Staatswissen- 
schaften, I,  Erlangen  1855,  S.  393.  —  Sc  her  r  er 
in  der  „Deutschen  Biographie",  Bd.  22,  S.  329 
— 339.  —  Eine  Art  Autobiographie  Mor- 
stadts  bilden  seine  Schriften:  „Inquisition  auf 
den  Rattenkönig-Spuck  in  Heidelberg,  Heidel- 
berg 1849*',  sowie  „Verteidigung  der  üniversitäts- 
professoren  gegen  Dr.  Diesterwegs  Schmähungen 
und  Rezepte,  Slannheim  1836." 

Schmidt, 


Hortifikation. 

1.  Begriff.  2.  Rechtsquellen  und  Anwen- 
dungsgebiet. 3.  Verfahren.  4.  Materielles  Recht 
5.  Zahlungssperre.  6.  Wechsel.  7.  Fremdes 
Recht. 

1.  Begriff.  Die  Auscli-üc^ke  Mortifikation 
und  Amortisation  werden  in  verschiedenem 
Sinne  gebraucht.  Einmal  werden  als  Objekt 
Rechte  «xier  vom  Standpunkte  des  Schuld- 
ners aus  Pflichten  gedacht,  die  aufgehoben 
werden.  In  diesem  Sinne  spricht  man  von 
einer  Amortisation  der  öffentlichen  Anleihen 
oder    eines    privaten,    insbesondere    eines 


hvpothekai'isch  gesicherten  Darlehens.  Vgl. 
die  Artt.  Annuität  (oben  Bd.  I  S.  351  ff.) 
und  Hypothekenbanken  (Bd.  IV  S. 
1250  ff.).  In  dem  gleichen  Sinne  spricht 
man  von  einer  Amortisation  von  Alctien, 
wenn  lx?i  einer  Aktiengesellschaft  die 
Zahl  der  Anteilsreclite  durch  Aufhebung 
von  einzelnen  Anteilsrechten  verringert  wird. 
Vgl.  den  Art.  Aktiengesellschaften 
(oben  Bd.  I  insbesondere  S.  159).  Zweitens 
bezieht  man  die  Mortifikation  auf  Ur- 
kunden, die  für  kraftlos  erklärt  werden, 
sei  es  weil  das  bekundete  Rechtsverhältnis 
nicht  mehr  existiert  oder  weil  der  Verlust 
eines  Werti)apieres  fiir  den  Berechtigten  un- 
schädlich gemacht  werden  soll.  Fälle  der 
ersten  Art  sind  z.  B.  im  B.G.B.  in  Art.  176 
(Vollmacht)  und  §  2361  (Erbschein)  geregelt 
I  Einheitliche  Grundsätze  sind  nur  für 
die  Mortifikation  verlorener  Wert- 
papiere vorhanden,  sie  soll  im  folgenden 
allem  behandelt  werden. 

Die  Notwendigkeit  einer  Mortifikation 
ergiebt  sich  aus  der  Funktion  der  Wert- 
papiere, namentlich  der  Ordre-  und  Inhaber- 
papiere. Die  Bindung  eines  Rechts  an  das 
rapier  hat  zur  Folge,  dass  der  Verlust  des 
Papiers  die  Ausübung  des  Rechts  behindert. 
Das  Recht  selbst  ist,  wie  heute  allgemein 
angenommen  wii'd,  nicht  untergegangen,  aber 
es  kann  nicht  ausgeübt  werden,  weil  dem 
Berechtigten  die  notwendige  Legitimation 
fehlt.  Die  Fortdauer  dieses  Zustandes  würde 
die  Interessen  des  Verlierers  schwer  schä- 
digen und  oft  zu  einer  Bereicherung  des 
Verpflichteten  führen.  Anderereeits  kann 
die  Geltendmachmig  ohne  Papier  oder  die 
Erneuerung  des  Papiers  nur  gestattet  werden, 
wenn  der  Verpflichtete  gegen  eine  noch- 
malige Inanspruchnahme  auf  Grund  des  ver- 
lorenen Papiers  gesichert  wird.  Diese  Siche- 
rung gewährt  das  Institut  der  Mortifikation. 
Sie  löst  die  Verbindung  von  Recht  und 
Papier  und  wirkt  dadurch  in  doppelter  Rich- 
tung. Sie  wirkt  einerseits  rechtsgewährend. 
Der  Berechtigte  kann  das  ihm  zustehende 
Rocht  ausüben,  ohne  durch  den  Verlust  des 
Papiers  anderer  behindert  zu  sein.  Insofern 
wird  eine  Art  in  integinun  restitutio  gegen 
den  Verlust  des  Papiers  eiTcicht  und  dem 
Verlierer  eine  Ersatzlegitimation  gewährt. 
Anderei-seits  wird  das  mortifizierte  Papier 
kraftlos.  Sein  etwaiger  Inhaber  verliert  die 
ihm  bisher  zukommende  Legitimation  zur 
Ausübung  des  Rechts.  Der  redliche  Erwerb 
giebt  keine  Rechte.  Das  mortifizierte  Papier 
steht  dem  gefälschten  gleich.  Der  Schutz 
des  Verlierers  lässt  sich  daher  nur  auf 
Kosten  anderer  Interessen  erreichen.  Auf- 
gabe der  Moriifikationsgesotze  ist  es,  für  die 
verschiedenen  Papiere  urwd  Thatbestände 
Vorteil  und  Nachteil  abzuwägen  und  bei 
Zulassung  der  Modifikation   durch  die  Or- 
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ganisatioa  des  Verfahrens  ihre  Nachteile  für 
den  Verkehr  zu  mildern. 

Das  Institut  war  bereits  dem  fränkischen 
Rechte  bekannt  und  ist  später  namentlich 
im  Wechselrechte  entwickelt  worden.  Das 
Recht  der  Gegenwart  neigt  dazu,  die  Morti- 
fikation bei  allen  Wertpapieren  zuzulassen 
und  nur  auszuschliessen  bei  Inhaberpapieren 
mit  gesteigerter  Verkehrsbestiuimung  oder 
geringerer  Bedeutung. 

2.  Rechtsquellen  und  Anwendungs- 
gebiet Dies  Recht  der  Mortifikation  war 
in  Deutschland  vor  dem  1.  Januar  1900  nur 
zum  Teil  durch  Reichsrecht,  überwiegend 
aber  durch  Landesrecht  geregelt.  Die  neue 
Gesetzgebung  hat  in  der  Hauptsache  Rechts- 
einheit geschaffen.  Die  Mortifikation  ist  so- 
wohl hinsichtlich  des  Verfahrens  als  auch 
zum  Teil  hinsichtlich  der  materiellen  Fragen 
in  den  §§  10<J3— 1024  C.P.O.  geregelt.  Die 
Landesgesetze  können  nur  in  geringem  Um- 
fange abweichende  Vorschriften  treffen.  Vgl. 
C.P.O.  §§  1023,  24  und  E.G.  zum  B.G.B. 
Art.  102.  Hinsichtlich  des  Anwendungs- 
gebietes verweist  §  946  C.P.O.  auf  andere 
Gesetze.  Anerkannt  ist  die  Mortifikation  bei 
folgenden  Papieren:  1.  bei  den  echten  In- 
haberpapiereu  (B.G.B.  §  793),  sofern  nicht 
in  der  Urkunde  das  Gegenteil  bestimmt  ist 
(B.G.B.  §  799).  Ausgenommen  sind  ferner 
^ins,  Reuten  und  Gewinnanteilscheine  sowie 
die  auf  Sicht  gestellten,  unverzinslichen 
Schuldverschreibungen.  2.  bei  den  soge- 
nannten qualifizierten  Legitimationspapieren 
(B.G.B.  §  807).  3.  bei  dem  Wechsel  (W.O. 
Art.  73),  ohne  dass  für  den  Recta Wechsel 
eine  Ausnahme  gemacht  ist.  4.  bei  den 
handelsrechtlichen  Ordrepapieren  (H.G.B. 
§  365).  o.  bei  Aktien  und  Interimsscheinen 
(H.G.B.  §  228).  6.  bei  Hypotheken-  und 
Grundschuldbriefen  (B.G.B.'  §  1162,  92). 
Nach  Landesrecht  richtet  sich  die  Zulässig- 
keit  der  Mortifikation  1.  bei  den  Papieren, 
die  einem  überhaupt  vorbehaltenen  Gebiete 
angehören.  In  der  Hinsicht  sind  namentlich 
die  Kuxscheine  hervorzuheben  (Art.  67 
E.G.).    2.  auf  Grund  besonderer  Vorbehalte 


a)  für  Karten  und  Marken  des  täglichen 
Verkehre  (B.G.B.  §  807.  Art.  102  Abs.-  1 
E.G.).    b)  für  die  nach  Landesrecht  auf  den 


Namen      umgeschriebenen     Anleihepapiere 
(Art.  101  E.G.). 

3.  Verfahren.  Die  Ki-aftloserklärung 
der  Urkunde  wird  in  der  Civilprozessordnung 
als  ein  Specialfall  des  Aufgebots  Verfahrens 
behandelt.  Neben  den  speciell  für  die 
Mortifikation  bestimmten  Vorschriften  finden 
die  allgemeinen  Grundsätze  über  Aufgebots- 
verfahren (§§  946—959)  Anwendung.  Das 
Verfahren  wird  durch  einen  Antrag  einge- 
leitet, der  in  näher  bestimmter  Weise  zu 
begründen  ist  (§§  947,  1007).  Namentlich 
wird  Glaubhaftmachung  der  relevanten  That- 


sachen  und  Erbieten  zur  eidesstattliefe.-^ 
Versichenmg  gefordert  Das  Gericht  itiU 
die  Zulässigkeit  des  Antrags  nach  Fonxi  iiii*! 
Inhalt  zu  prüfen  und  eventuell  muDÜliclie 
Verhandlung  anzuberaumen.  Erschaut  der 
Antrag  als  zulässig  mid  genögeod  V^ 
gründet,  so  ist  eine  öffentliche  Aufforderaxi^ 
zu  erlassen  (Aufgebot),  durch  welche  etwaig-- 
Inhaber  der  Urkunde  aufgefordert  werJ^es., 
I  bis  zu  einem  nälier  bezeichneten  Zeitpunkte 
I  (Aufgebotstermin)  ihre  Rechte  aozumeli^-o. 
I  imd  die  Urkunde  vorzulegen  (§  lOfJS).  Die 
I  Frist  zwischen  Aufgebot  und  Termin  ist  für 
'  nichtfällige  imd  für  Papiere  mit  £oupQ3S 
j  besonders  geregelt,  um  jeden  Inhaber,  d-e^ 
seine  Rechte  ohne  Verzug  geltend  macht. 
gegen  die  Nachteile  der  MortifikatioD  n: 
schützen.  Im  Aufgebotsternune  wird  eventuell 
in  öffentlicher  Sitzung  ein  sogenanntes  Ans- 
schlussiuleü  erlassen  (§  952  C.P.O.),  durch 
welches  die  Urkunde  für  kraftlos  erk&t 
wird  (§  1017  C.P.O.).  Das  Mortifikatioos- 
erkenntnis  ist  sofort  rechtskräftig  und  nur 
mit  einer  Anfechtungsklage  angreifbar  (§§  957. 
958).  Dritte  Personen  können  das  Aufgebot^- 
verfahren  hemmen,  indem  sie  dim^h  An- 
meldungen Mängel  des  Verfahrens  rügen 
oder  die  von  dem  Antragsteller  beanspruchte 
Rechtsstellung  bestreiten.  In  dem  zweitec 
Falle  ist  entweder  das  Vei-fahren  auszusetzen 
oder  das  angemeldete  Recht  vorzubehalten 
(§  953).  In  allen  Fällen  ist  das  Verfahren 
ein  einseitiges,  eine  Verhandlung  zwischen 
dem  Antragsteller  und  dem  Gericht.  I» 
Anmeldungen  Dritter  führen  zu  keiner  kontra- 
diktorischen Verliandlung. 

4.  MaterieUes  Recht  Der  Grundge- 
danke des  deutschen  Mortifikationsrechts  ist 
die  Beschränkung  auf  die  Le^timation. 
Durch  den  Verlust  des  Papiei-s  geht  nur 
die  Legitimation  verloren,  nicht  das  Recht 
selbst.  Deshalb  wird  nur  die  Legitimation 
wiederhergestellt.  Der  Grundgedanke  ist  in 
den  Gesetzen  nicht  vollkommen  klar  ausge- 
drückt. Eine  ältere  Terminologie  bezeichnete 
die  Legitimation  als  Recht  aus  dem  Papiere, 
die  ßerechtigimg  als  Recht  an  dem  Papierv». 
Diese  Terminologie  ist  bei  der  Auslegiuig 
der  gesetzlichen  Vorschriften  im  Auge  zu 
behalten.  Dann  ergeben  sich  folgende  Sätze: 
a)  Voraussetzungen.  Verlangt  wird 
Legitimation  des  Antragstellers  und  Verlust 
des  Papiere.  Die  Legitimation  wird  verlangt 
und  nicht  die  Berechtigung.  Die  Berechti- 
gung braucht  der  Antragsteller  weder  zu 
behaupten  noch  zu  beweisen.  Deshalb  nennt 
§  1004  bei  Inhaberpapieren  den  bisherigen 
Inhaber,  bei  anderen  Papieren  denjenigen, 
welcher  berechtigt  ist,  das  Recht  aus  der 
Urkunde  geltend  zu  macnen.  Das  Antragsrecht 
wird  dadurch  nicht  ausgeschlossen,  dai^  dem 
Antragsteller  das  Verfügungsrecht  fehlte  und 
deslualb  der  Vei-pflichtete  berechtigt  war,  die 
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Xjeistung  zu  verweigern.     Der  Verlust  um- 
f  asst    sowohl  das  Abhandenkommen  als  die 
^'^ernichtung.     Aber  daß  Abhandenkommen 
itit  anders  zu  fassen  als  etwa  in  §  935  B.G.B. 
"Wesentlich  ist  der  Erfolg,  die  ün^ewissheit 
liinsichtlich  der  Person  des  derzeitigen  Be- 
sitzers.    Die  Mortifikation   soll  nicht   statt 
cler    Vindikation   gewählt   werden,   sondern 
nur   subsidär  eintreten,     b)  Die  rechts- 
^ewährende   Wirkung.     Nach  §  1008 
CP.O.  ist  der  Antragsteller  nach  Erlan^ng 
des    Urteils   dem  durch  die  Urkunde  Ver- 
pflichteten  gegenüber  berechtigt,  die  Rechte 
aus   der  Urkunde  geltend  zu  machen.    Er 
kann    bei   Inhaberpapieren    {§    800  B.G.B.), 
Aktien  und  Interimsscheinen  (§  828  ILG.B.) 
<Ue  Ausstellung  einer  neuen   Urkunde  ver- 
langen.    Auch  in  diesen  Bestimmungen  ist 
nur    die  Legitimation   gemeint.     Der  Ver- 
pflichtete behält  etwaige  Einwendungen  aus 
dem  mangelnden  Verfügungsrechte  des  An- 
ti-agstellers   (§  793  B.a.B.).     Er  kann  die 
Ausstellung  einer  neuen  Urkunde  verweigern, 
^"enn  er  die  Rückgabe  der  alten  zu  fordern 
berechtigt  war.     c)  Die   vernichtende 
ÄVirkung  der  Mortifikation.    Die  Ur- 
kunde   wird    für  kraftlos   erklärt   (§    1007 
C.P.O.).    Damit  wird  ihr  die  legitimierende 
Wirkung  genommen.    Der  Gläubiger  ist  nicht 
mehr  in  der  Lage,    sein  Recht  auszuüben. 
Der  redliche  Erwerber  eines  bereits  morti- 
fizierten Inhaberpapiers  wird  nicht  Gläubiger. 
Aber  weitere  Rechtsnachteile  werden  weder 
angedroht  noch  ausgesprochen.    Die  vorher 
entstandenen  Rechte  werden  nicht  aufgehoben. 
Ebensowenig    wird    die    Kraftloserklänmg 
zuriickdatiert.     Derjenige,  der  ein  Inhaber- 
papier auch  während  des  Aufgebotsverfahrens, 
aber  vor  jdem  Aussclilussurteile  redlich  er- 
worben hat,  bleibt  Eigentümer  und  Gläubiger. 
Er  kann  sein  Recht  nicht  gegen  den  Ver- 
pflichteten geltend  machen,  aber  wohl  gegen 
den  Antragsteller.     Er  kann  von  ihm  nach 
§  816  Herausgabe   des   etwa  eingezogenen 
Betrages  und  eventuell  Abtretung  der  aus 
der  Mortifikation  erworbenen  SteUung  ver- 
langen.    Diesen   Grundzügen   entsprechend 
ist  auch  n.G.B.  §  228  (erlischt  der  Anspnich) 
nur, auf   den  Verlust  der  Legitimation  zu  be- 
ziehen,   d)  HemmendeAumeldungen. 
Nur  diejenigen  Anmeldungen  sind  erheblich, 
welche  die  Voraussetzungen  der  Mortifikation, 
Legitimation  oder  Verlust  beseitigen  oder  in 
Zweifel  stellen.     Ersteres  geschieht  durch 
die  Vorlage  eines  Papiers,  das  als  das  ver- 
lorene anerkannt  wird  (§  1016  C.P.O.).    Zu 
der  zweiten  Kategorie,  die  nach  §  953  zu 
behandeln    ist,    gehört    die    Vorlage    eines 
Papiers,  das  nicht  anerkannt  wird,  oder  die 
Behauptung  des  gegenwärtigen  Besitzes  oder 
des  späteren  Besitzes  und  eines  das  Amorti- 
sation srecht  begründenden  Verlustes.    Dahin 
gehören  ferner  alle  Einwendungen  gegen  die 


Legitimation  des  Antragstellers.  Dagegen 
sind  alle  Anmeldungen  unerheblich,  welche 
dem  Antragsteller  die  Berechtigung  abstreiten 
oder  eine  bessere  Berechtigung  des  An- 
meldenden behaupten.  Deshalb  ist  auch 
(gegen  Mathes)  die  Behauptung  unerheblich, 
dass  der  Antragsteller  in  Verzichtsabsicht 
das  Papier  vernichtet  habe.  Das  augemel- 
dete Recht  ist  auch  nicht  im  Urteile  vor- 
zubehalten, weil  es  von  dem  vorbehaltlosen 
Urteile  nicht  berührt  -wird. 

5.  Zahlan^ssperre.  (Opposition.)  Zur 
Unterstützung  des  Aufgebotsverfahrens  dient 
bei  Inhaberpapieren  ein  gerichtliches  Zah- 
lungsverbot, das  an  den  Schuldner  bei  Ein- 
leitung des  Verfahrens  und  eventuell  schon 
vorher  erlassen  wird  (C.P.O.  §§  1019  ff.).  Die 
Zahlungssperre  wird  aufgehoben,  sobald  das 
Papier  vorgelegt  wird.  Es  soll  nur  die 
Vorlage  erzwingen.  Es  schützt  daher  gegen 
die  Ausübung  des  Rechts  durch  einen  un- 
berechtigten Besitzer,  aber  nicht  gegen  den 
redlichen  Erwerb  während  des  Aufgebots- 
verfahrens. 

6.  Wechsel.  Art.  73  der  W.O.  hat 
abweichend  von  der  Ci\dlprozessordnung  nur 
dem  Eigentümer  ein  Recht  auf  Mortifikation 
gegeben.  Die  ausdrückliche  Bezugnahme 
auf  den  Wechsel,  die  in  §  837  der  alten 
C.P.O.  enthalten  war,  fehlt  in  dem  §  1003 
der  neuen  C.P.O.  Dennoch  ist  anzunehmen, 
dass  die  Erweiterung  des  Antragsrechts  auch 
nach  dem  neuen  Rechte  Platz  greift.  Sie 
ist  als  Ei'gänzung  des  Art.  73  aufrecht  zu 
erhalten.  Art.  73  giebt  ferner  dem  Eigen- 
tümer nach  Einleitung  des  Verfahrens  das 
Recht,  gegen  Sicherheitsleistung  von  dem 
Acceptanten  Zahlung  zu  fordern.  Diese  Be- 
fugnisse sind  auf  den  Eigentümer  zu  be- 
schränken. Endlich  wii'd  von  der  herrschen- 
den Meinung  angenommen,  dass  die  Morti- 
fikation eines  Wechsels  nur  zur  Geltend- 
machung der  Rechte  gegen  den  Acceptanten 
legitimiere,  nicht  zur  Geltendmachung  der 
Regressrechte.  Die  Richtigkeit  dieser  An- 
sicht ist  zweifelhaft. 

7.  Fremdes  Recht  Die  ausserdeutschen 
Gesetzgebungen  kennen  die  gerichtliche 
Mortifikation  nur  teilweise.  Dem  deutschen 
Rechte  entspricht  die  Gesetzgebimg  Oester- 
reich  -  Ungarns  und  der  Schweiz.  (Obli- 
gationrecht Art.  732.)  Dem  älteren  fran- 
zösischen Rechte  war  das  Institut  imbekannt. 
Die  umfassenden  Verluste  an  Wertpapieren 
während  des  Communeauf Standes  von  1871 
führten  zu  dem  Erksse  des  G.  v.  15.  Juni 
1872.  Nach  vorhergehender  Zahlungssperre 
und  melirf acher  Bekanntmachung  kann  der 
Verlierer  gerichtlich  zur  Einziehung  der 
Gegenforderung  ermächtigt  werden.  Das 
italienische  Handelsgesetzbuch  von  1882  ge- 
staltet die  Geltendmachung  des  Rechts  aus 
Inhaberpapieren  bei  Vernichtimg,  kennt  aber 
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keino  Amortisation  bei  Besitzverlust.  Doch 
ist  das  Prineip  durch  eine  Reihe  von  Special- 
gesetzen durchbrochen,  von  denen  das  (>.  v. 
14.  Juli  1S87  die  grösste  Bedeutung  besitzt. 
Eigentümlich  ist,  dass  die  Mortifikation  nur 
auf  die  Verpflichtungen  des  Schuldners, 
nicht  auf  das  Verhältnis  zwischen  Erwerber 
und  Verlierer  einwirkt.  Dem  englisch- 
amerikanischen common-  und  equity-law  ist 
die  gerichtliche  Mortifikation  fremd.  Aber 
der  Verlierer  eines  Wertpapieren  hat  in 
e«juity  einen  Anspruch  gegen  den  Ver- 
pflichteten auf  I^eistung  oder  Neuausstellung, 
wenn  er  den  Verlust  glaubhaft  macht  und 
Sicherheit  gegen  doppelte  Anforderimg  stellt. 
Unter  gewissen  Voraussetzungen  wird  die 
Sicherheit  erlassen. 

Litteratur:  Die  Mortißkation  wird  in  den  allge- 
mviiicn  Darstelhingen  des  Rechts  der  Werfpapiere 
wie  des  Aufgebotsverfahrens  behandelt.  linier 
den  Monographieen  über  letzteres  ist  die  von 
Da  ude  hervorzuheben.  —  Eine  Zusammenstellung 
der  älteren  vor  1900  in  Deutschland  geltenden 
Mortifikatuinsgesetze  findet  sich  in  Goldschmidts 
Zeils'chr.f  Handelsrecht,  Bd.  26,  S.  17:if.  —  Vgl. 
ferner  für  das  frühere  Jiecht  Siegfried ^  Die 
Börse  und  die  Börsengeschäfte,  in  Sali ngs  Börsen- 
papiere, Bd.  I,  S.  2'J4—44:i  der  4.  Aufl.  (Die 
späteren  Auflagen  geben  nur  eine  kurze  Notiz.) 
—  Das  neue  Recht  behandelt:  Karl  Mathes^ 
Ist  die  Amortisation  einer  Urkunde  zulässig,  die 
der  Antragsteller  selbst,  absichtlich  oder  unab- 
sichtlich rernichtet  half  Stuttgart  1S90.  —  Für 
das  ausländische  Recht  sind  an  Jfonographieen 
anzuführen:  Bindschedler,  Die  amortisierbaren 
Ihpiere  nach  dem  (schweizer)  Bundesgesetz  ül>€r 
das  Obligationcnrecht,  Zürich  1S88.  —  Le  Oostf 
Etüde  sur  /c*  titres  au  porteur  pertus,  voles, 
detniits  etc.,  Paris  18S0.  —  Papa  d^AmicOf 
La  perdita  dei  Titoli  al  portatore,  Torino  1888. 

Heck. 


Morus,  Thomas, 

ist  besonders  beachtenswert  als  Verfasser  der 
„Utopia*',  wodurch  er  der  Begründer  einer 
besonderen  Gattung  staatswissenschaftlicher 
Schriften  wurde. 

Thomas  More  (so  lautet  der  eigentliche 
Name)  wurde  am  7.  II.  1478  in  London  ge- 
boren, wo  sein  Vater,  Job.  More,  Richter  am 
Oberhofgerichte  (Kings  Bench)  war.  More  er- 
hielt den  ersten  Unterricht  in  der  St.  Anthony- 
schule in  London  und  wurde  dann  weiter 
unterrichtet  in  dem  Hause  John  Mortons,  des 
Erzbischofs  von  Canterbury ;  von  diesem  wui*de 
er  mit  Bewilligung  des  Vaters  nach  Oxford  ge- 
schickt, wo  er  sich  namentlich  den  huma- 
nistischen Studien  widmete.  Grocyn  und  Linacre 
waren  seine  Hauptlehrer;  dort  wurde  er  auch 
mit  Erasmus  von  Rotterdam  bekannt.  Von 
Oxford  kehrte  er  nach  London  zurück,  um  das 
Rechtsstudium  zu  betreiben;  er  trat  erst  in 
New  Iiin,  dann  in  Lincolns  Inn  ein  und  wurde 
hierauf  als  Rechtsanwalt  zugelassen.  —  Im 
Jahre  1504  wurde  More  zum  Mitgliede  des 
Parlaments   gewählt,   das   Heinrich   VII.    nach 


7  jähriger  Pause  wieder  zasammenberofeo  h&xtt : 
dort  that  er  sich  durch  die  Opposition  berva-. 
die  er  gegen  die  Geldfordemng^n  des  Kiiiik^ 
erhob.  —  Unmittelbar  nach  Heinrichs  VIL  T«scr 
wurde  More,  der  inzwischen  geheiratet  hxtxr 
Untersheriff  in  London;  König  Heinrich  VIIL 
der  schon  als  Prinz  von  Wales  mit  ihm  m 
freundschaftlicher  Beziehung  gestanden  halt*:, 
zog  ihn  an  seinen  Hof  und  verlieh  ihm  ho^ 
Aemter  und  Würden.  1514  wurde  Moms  z:i» 
Master  of  requests  ernannt,  in  den  Ritterstas^ 
erhoben  und  zum  Mitgliede  des  privv  conn-iJl 
erwählt.  Einige  Jahre  später  erhielt  er  die 
Stelle  des  treasurer  of  the  Exchequer,  ward*: 
zum  Sprecher  des  Unterhauses  erwählt  und 
1525  wurde  er  Kanzler  des  Herzogtums  Lau- 
caster.  Auch  zu  diplomatischen  Misssii'seM 
wurde  Morus  hänfig  verwandt.  Schliessück 
machte  ihn  der  König  im  Jahre  1529  zum  L-ifd- 
kanzler  von  England;  es  war  das  erste  MaI. 
dass  dieses  oberste  Staatsamt  jemandem  über- 
tragen wurde,  der  nicht  dem  Priestersiandr 
oder  dem  hohen  Adel  angehörte.  Doch  di- 
Stellung,  die  Morus  in  der  Ehescheidungsange- 
legenheit Heinrichs  VI II.  einnahm,  brachte  üitt 
bald  in  solche  Konflikte  mit  dem  Herrscher, 
dass  er  bereits  1532  seine  Stelle  als  Lord- 
kanzler  niederlegte.  Im  April  1534  wurde 
Morus  aufgefordert,  die  Successionsakte  zu  be- 
schwören, d.  h.  zu  beschwören,  dass  des  Könis^ 
erste  Ehe  ungültig,  die  zweite  legitim  aad 
Annas  Nachkommenschaft  successionsbereehtisrr 
sei.  Den  letzteren  Punkt  war  er  bereit  zu  t»e- 
schwören,  denn  die  Successionsordnnng  könne 
das  Parlament  ändern:  aber  die  Rechtmässig- 
keit der  Scheidung  wollte  er  nicht  anerkennen- 
Wegen  dieser  Eidesverweigerung  wurde  Moms 
gefangen  genommen.  Im  November  15iU  er- 
schienen die  Parlamentsakte,  welche  Hein- 
rich VUI.  als  Haupt  der  Kirche  von  En^Und 
anzuerkennen  befahl,  und  dem  König  das  Kecht 
gab,  jeden  den  Supremat  beschwören  zu  lassen. 
und  Weigerung  des  Eides  lur  Hochverrat  er- 
klärte. Auch  diesen  Eid  verweigerte  Morus, 
er  wurde  wegen  Hochverrates  zum  Tode  ver- 
urteilt und  am  6.  VII.  1535  im  Tower  hinge- 
richtet. 

Sein  Hauptwerk  „Utopia",  das  1516  er- 
schien, schildert  ein  erdichtetes  Staatswesen  mit 
einer  Verfassung  und  Wirtschaftsordnung-,  die 
völlig  von  den  bestehenden  Zustanden  ab- 
weichen. —  Utopien  ist  eine  Insel  im  fernen 
Weltmeere  jenseits  Amerikas  in  Gestalt  einer 
Mondsichel  mit  54  Städten,  die  in  allen  wesent- 
lichen Einrichtungen  völlig  gleich  sind  und 
dieselbe  Sprache,  Sitten  und  Gewohnheiten 
haben.  Jede  der  54  Städte  hat  ihre  eigene 
Verwaltung,  die  so  geregelt  ist,  dass  je  3».* 
Familien  sich  eine  obrigkeitliche  Person  all- 
jährlich wählen,  die  in  der  alten  Sprache 
Syphogrant,  in  der  neuen  Phylarch  heisst.  Jede 
Stadt  hat  200  solcher  Phylarchen;  je  10  Phy- 
larchen  mit  ihren  Familien  stehen  wieder  unter 
einem  Traniboren  oder  Protophylarchen.  Die 
200  Syphogranten  ernennen  einen  Fürsten, 
den  sie  aus  4  Männern,  welche  das  Volk  be- 
zeichnet hat,  erwählen,  und  zwar  wird  aus 
jedem  Viertel  der  Stadt  einer  vorgeschlagen. 
—  Der  Fürst,  der  oberste  Beamte  der  Stadt, 
ist  auf  Lebenszeit  gewählt  mid  kann  nur,  wenn 
er  ein   tyrannisches   Regiment   erstrebt,   abge- 
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setzt  werd€Ui.  Die  Traniboren,  die  iährlich  ge- 
wählt werden,  versammeln  sich  alle  3  Tage 
beim  Fürsten,  um  die  fiflfentlichen  Angelegen- 
heiten zu  besprechen  und  private  Streitigkeiten 
zu  schlichten;  jeder  Sitzung  wohnen  2  Sypho- 
^anten  bei,  die  jedesmal  wechseln.  Die  der 
ganzen  Insel  gemeinsamen  Angelegenheiten 
werden  im  Senat  beraten,  der  in  der  Haupt- 
stadt Amorautnm  sich  alljährlich  versammelt 
und  zu  welchem  von  jeder  Stadt  3  alte  und 
erfahrene  Männer  entsandt  werden. 

Noch  eigentümlicher  als  die  politische  Ver- 
fassung sind  die  wirtschaftlichen  Einrichtungen 
Utopiens.   Es  herrscht  dort  der  Kommunismus; 
d.   h.    es    existiert    kein   Privateigentum    und 
zwar   weder   an   den  Produktionsmitteln   noch 
an    den   Verbrauchsgegenständen;     selbst    die 
Wohnungen  müssen  die  Utopier  alle  10  Jahre 
wechseln,    „damit   ihnen   gar  nichts  zu   eigen 
sei*';   auch  die  Mahlzeiten  werden  gemeinsam 
eingenommen.  —  Jedermann  ist  zur  Ar- 
beit  verpflichtet;    die    Phylarchen    haben 
darüber  zu  wachen,  dass  niemand  müssig  geht. 
—  Und    zwar   müssen   die  Utopier   6  Stunden 
täglich   arbeiten;    für   die   Nachtruhe   sind   8 
Stunden  bestimmt;    die  übrige  Zeit   darf  jeder 
nach   seinem  Belieben   verwenden.    Die  Arbeit 
in   Utopien   ist    teils   landwirtschaftlich, 
teils    gewerblich.      Landwirtschaft     muss 
jeder   treiben,    und  zwar   zwei  Jahre    lang; 
auf  dem  Lande   befinden   sich   die  mit  Acker- 
baugerätschaften wohl   versehenen  Häuser,  die 
von  den  Bürgern  bewohnt  werden,  die  auf  das 
Land  übergesiedelt   sind.    Die   landwirtschaft- 
lichen Familien    zählen    je   40   Personen,    von 
denen  jährlich  20  in  die  Stadt  zurückkehren, 
nachdem   sie  2  Jahre   lang  sich  der  Landwirt- 
schaft gewidmet  haben.    Neben   der  Landwirt- 
schaft  muss    jeder  —  und  zwar  Männer  und 
Frauen  —  noch  ein  Handwerk  als  seine  be- 
sondere Beschäftigung  lernen;   meist   ist   es 
die  Verarbeitung  von  Wolle  oder  Flachs,  oder 
das  Maurer-,   Schmiede-   oder  Zimmermannsge- 
werbe. In  der  Regel  lernt  jeder  das  Handwerk 
seines  Vaters;   zieht  aber  jemand    ein  anderes 
Gewerbe  vor,   so  wird   er  in  eine  Familie  auf- 
genommen,   die    dasselbe   betreibt.     Was    die 
höhere  Arbeit  anlangt,   so  ist   die  Wahl  der 
sog.   liberalen    Berufsarten    niemandem   selbst 
überlassen;   vielmehr  erteilt  das  Volk  auf  Em- 
pfehlung der  Priester  und  nach  geheimer  Wahl 
durch  die  Syphogranten  einigen  die  Erlaubnis, 
sich  dem  gelehrten  Studium  widmen  zu  dürfen. 
Wenn  aber  einer   in  diesem  Berufe  untüchtig 
ist,  kann  er  wieder  zu  den  Handwerkern  ver- 
setzt werden.  Umgekehrt  aber,  wenn  ein  Hand- 
werker sich  durch  besonderen  wissenschaftlichen 
Sinn  auszeichnet,   kann   er  in   die   Gelehrten- 
klasse aufgenommen    werden.     W^ie    steht   es 
aber  mit  den  niederen  Arbeiten?    W^er  soll 
die  unangenehmen   und   harten  Verrichtungen 
übernehmen?      Mit   dieser  für   jedes    kommu- 
nistische System  sehr  heiklen  Frage  findet  sich 
Morns    in    etwas    eigentümlicher    W^eise    ab. 
Solche  Arbeiten  werden  nämlich  verrichtet  von 
solchen,   die  aus  religiöser  Begeisterung  sie 
freiwillig  auf  sich  nehmen;   sie  glauben,  durch 
ihre   besondere    Plage    und    Anstrengung   ein 
Gott  wohlgefälliges  Werk  zu  thun.  Ausserdem 
aber  können   auch  Leute  zu   solchen   Thäti^- 
keiten  gezwungen   werden,   und   zwar   die 


Sklaven;  zu  solchen  werden  die  Kriegsge- 
fangenen gemacht,  ferner  die  Utopier,  die 
wegen  Verbrechen  zu  Zwangsarbeit  verurteilt 
waren,  und  Ausländer,  die  zum  Tode  verurteilt 
waren  und  die  um  ein  billiges  von  Utopien  an- 

fekauft  werden.  —  Auch  die  Verteilung 
er  Produkte  geht  nach  kommunistischen 
Grundsätzen  vor  sich.  Die  Arbeitserzeugnisse 
jeder  Familie   werden    in   staatliche   Magazine 

febracht,  die  sich  auf  den  Marktplätzen  jeder 
tadt  befinden.  Jeder  Familienvater  hat  das 
Becht,  ans  diesen  Magazinen  sich  das  zu  holen, 
was  er  für  sich  und  die  Seinen  braucht;  er 
braucht  dafür  kein  Geld  zu  zahlen,  da  er  ja 
nur  den  ihm  zukommenden  Anteil  an  der 
Gesamtproduktion  entnimmt;  Geld  ist 
überhaupt  in  Utopien  abgeschafft,  da  jeder 
Tauschverkehr  dort  wegfällt.  —  Die  Vorräte, 
die  übrig  bleiben,  nachdem  alle  Familien  ver- 
sorgt sind,  bleiben  in  den  staatlichen  Maga- 
zinen 2  Jahre  lang  aufbewahrt:  jährlich  wird 
vom  Senate  eine  Feststellung  vorgenommen,  in 
welchen  Magazinen  Mangel  oder  ITeberfluss  an 
gewissen  Waren  vorhanden  ist,  und  danach 
eine  Ausgleichung  vorgenommen.  Die  Waren, 
die  in  Utopien  selbst  nicht  verbraucht  werden 
können,  werden  teils  an  die  Armen  des  Aus- 
landes verschenkt,  teils  dorthin  verkauft;  das 
dafür  erlöste  Geld  wird  aufbewahrt,  um  dafür 
im  Kriegsfälle  Söldner  werben  zu  können. 
Sonst  wird  Grold  und  Silber,  um  diese  edlen 
Metalle  im  Inlande  recht  verächtlich  erscheinen 
zu  lassen,  zu  niedrigen  Geräten  und  zu  Ketten 
für  Sklaven  benutzt.  —  Trotz  der  kommu- 
nistischen Wirtschaftsordnung  ist  bei  Morus 
nicht  wie  in  Piatos  „Staat**  die  Weibergemein- 
schaft eingeführt^  sondern  die  monogamische 
Ehe.  Allerdings  ist  im  übrigen  das  Familien- 
leben starken  Beschränkungen  unterworfen; 
zwar  ist  die  Zahl  der  Kinder  für  die  einzelnen 
Familien  nicht  festgesetzt,  aber  die  männlichen 
Kinder  müssen  in  der  Familie  bleiben,  auch 
wenn  sie  herangewachsen  sind,  und  keine  Fa- 
milie darf  weniger  als  10  und  mehr  als  16  Er- 
wachsene zählen ;  die  überschüssigen  Mitglieder 
zu  starker  Familien  werden  in  die  zu  kleinen 
versetzt.  Wenn  in  einer  Stadt  die  Zahl  der 
Bewohner  das  festgesetzte  Mass  überschreitet, 
wird  der  Ueberschuss  in  die  minder  bevölkerten 
Städte  gebracht;  sollte  aber  in  ganz  Utopien 
Bevölkerungsüberschuss  eintreten,  dann  ydrd 
eine  Anzahl  ausgewählt,  die  zur  Auswanderung 
und  Kolonisation  gezwungen  werden. 

Ausser  einer  Darstellung  des  Zukunfts- 
staates giebt  Morus  eine  Kritik  der  be- 
stehenden Wirtschaftsordnung:  in  diesen  kriti- 
schen Ausführungen  stimmt  Monis  vielfach  mit 
dem  modernen  Sozialismus  überein.  Morus 
meint,  dass  das  Privateigentumsrecht  dazu 
führe,  einige  wenige  reich  und  die  grosse  Masse 
arm  zu  machen;  gerade .  aber  die  Reichen 
brauchten  unter  dieser  Ordnung  nicht  zu  ar- 
beiten, während  die  Armen  diejenigen  seien, 
die  von  früh  bis  spät  sich  plagen  mtissten. 
Darum  nennt  er  den  bestehenden  Rechtszustand 
ein  „Verbündnis  der  reichen  Leute,  unter  dem 
Schutze  des  Gesetzes  für  ihren  Vorteil  zu 
sorgen  und  die  Früchte  der  Arbeit  der  Armen 
an  sich  zu  bringen."  Nicht  genu^  mit  der 
schlechten  Bezahlung"  der  Arbeiter,  sei  in  keiner 
Weise  Bestimmung  getroffen,  dass  die  Arbeiter 
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in  der  Zeit  der  Not,  des  Alters,  der  Krankheit 
eine  Versor^ring^ erhalten.  Das  PriYateigentnm 
sei  daher  eine  Ungerechtigkeit,  und  statt  die 
Diebe  zn  bestrafen,  sollte  man  vielmehr  solche 
Gesetze  machen,  dass  die  Ursache  des  Stehlens 
beseiti^ft  würde. 

Mit  dem  Werke  „Utopia",  das  hier  zu 
skizzieren  versucht  wurde,  ist  Morus  der 
Schöpfer  der  Gattung  von  Schriften  geworden, 
die  man  ,. utopische**  nennt;  das  Charakteris- 
tische aller  Utopien  ist,  dass  in  ihnen  der  Ver- 
fasser die  von  ihm  gewünschten  Aenderungen 
der  Rechtsordnung  als  bereits  durchgeführt 
voraussetzt  und  die  Wirkungen  dieser  Reformen 
am  Bilde  eines  erdichteten  Staatswesens  zeigt 
Monis'  Utopie  war  das  Vorbild  aller  folgenden 
Schriften  dieser  Art,  namentlich  von  Campa- 
nellas „Sonnenstaat''  (oben  Bd.  III  S.  '6  ff.),  Har- 
ringtons  „Oceana^(oben  Bd.  IV  S.  1121  ff.),  Cabets 
,,Rei8e  nach  Ikarien"  (oben  Bd.  III  S.  Iff.)  bis  zu 
den  neuesten :  Bellamys  „Im  Jahre  2000**,  Hertzkas 
„Freiland*^  und  dem  anonym  erschienenen 
Werke  ,,Da8  Maschinenalter".  —  Streng  ge- 
nommen ist  allerdings  Morus  nicht  der  erste 
gewesen,  der  eine  Utopie  geschrieben;  aus  dem 

friechischen  Altertume  sind  uns  einzelne 
childerungen  erdichteter  Staatswesen  über- 
liefert, z.  B.  der  unvollendet  gebliebene  Dialog 
Piatons  „Kritias  oder  Athen  und  Atlantis  9000 
Jahre  vor  Solon"*  (dagegen  ist  Piatons  „Staat" 
keine  Utopie,  weil  dort  Piaton  seine  Ideen  über 
staatliche  Reformen  in  lehrhafter  Form  ent- 
wickeltj  nicht  in  Gestalt  eines  erdichteten 
Staatsbildes).  Aber  diese  und  ähnliche  Schriften 
aus  älterer  Zeit  können  nicht  als  Vorläufer  von 
Morus'  Utopia  bezeichnet  werden,  weil  sie  teils 
nur  Bruchstücke,  teils  nur  Produkte  dichterischer 
Phantasie  sind,  aber  nicht  dem  ernsten  sozial- 
philosophischen Zwecke  dienen,  den  Morus  sich 
gesetzt  hatte.  Zwar  wird  von  mancher  Seite 
behauptet,  auch  bei  Morus'  Utopia  handele  es 
sich  nur  um  einen  ,,Scherz",  um  eine  geist- 
reiche Satire  auf  die  englischen  Zustände  jener 
Zeit.  Diese  Auffassung  ist  aber  gewiss  nicht 
richtig.  Wenn  auch  Morus  nicht  daran  dachte, 
dass  der  Zukunftsstaat  in  allen  Punkten  seiner 
Utopia  gleichen  sollte,  so  war  es  ihm  doch  im 
Ernste  darum  zu  thun,  an  einem  idealen 
Bilde  eines  erdichteten  Staatswesens  die  Mängel 
und  Reformbedtirftigkeit  des  realen  Staats- 
wesens zu  zeigen.  Die  Form  der  Utopie  ist 
aber  vorzüglicn  geeignet,  in  anschaulicher 
Weise  zu  zeigen,  von  welchen  Folgen  für 
unser  gesamtes  Kulturleben  tiefgreifende  Re- 
formen unserer  wirtschaftlichen  iSohtsordnung, 
wie  sie  der  Sozialismus  als  das  Ziel  der  Ent- 
wickelung  hinstellt  —  besonders  die  Beseitigung 
des  Privateigentums  und  die  vergesellschaftete 
Produktionsweise  —  begleitet  sein  müssten. 

1.  Ausgaben  der  „Utopia".  —  Die 
Editio  princeps  erschien  1516  in  Löwen  und  war 
betitelt:  Libellus  vere  aureus  nee  minus  salutaris 
quam  festivus  de  optimo  reipublicae  statu, 
deque  nova  Insula  Utopia  authore  clarissimo 
viro  Thoma  Moro.  Weitere  Ausgaben  erschienen 
1517  (Paris)  und  1518  (Basel).  1548  (Löwen) 
1555  (Cöln)  etc.  —  Die  erste  deutsche  Ueber- 
setzung  kam  1524  in  Basel  heraus  unter  dem 
Titel:  „Von  der  wunderbarlichen  Insel  Utopia 
genent."     Weitere  üebersetzungen  erschienen 


Leipzig  1612,  Frankfurt  1704,  Frankfurt  wkd 
Leipzig  1753,  Leipzig  1846  (Uebersetxt  \im 
Herman  Kothe;  diese  —  übrigen»  nicht  em- 
pfehlenswerte —  Uebersetznng  ist  abgnedrockt  ix. 
Heft  518/14  in  Reclam's  Universalbiblio^k'. 
Eine  neue  revidierte  Ausgabe  de»  lateiniscbfs. 
Textes  der  Editio  princeps  von  Micheb  mite? 
Beihilfe  von  Max  Herrmaun  und  nebst  ^ner  A V 
handlung  von  Zie^ler :  ,.Gehalt  nnd  BedeatuB«r 
der  „Utopia"  erscmen  unter  dem  Titel:  .Thorn^^ 
Morus  Utopia".  Herausgeg  von  Vict-or  MicbeU 
und  Theobald  Zie^ler.  (Lateinische  Littemur- 
denkmäler  des  Xv.  und  XVI.  Jahrbnnderr». 
Herausgeg.  von  Max  Herrmanu.  Bd  11.)  Berät 
1895.  Im  selben  Jahre  ist  auch  eine  neue  englisch«- 
Uebersetznng  nebst  dem  lateinischen  Texte  dt^ 
Ausgabe  von  1518  erschienen  nnt-er  dem  Ttte:. 
„The  Utopia  of  Sir  Thomas  More  by  J.  H. 
Luptin.  Oxford  1895.  —  utopia.  D ebersetzt 
und  mit  sachlichen  Anmerkungen  versehen  y*.m 
Dr.  J.  K.  Wessely.  Nebst  einem  Vorwort  des 
Herausgebers.  (Sammlung  gesellschaftswü^^. 
Aufsätze  11.— 13.  Heft)  München  1896.  —  [Eine 
ausführliche  Uebersicht  über  die  Ausgaben  der 
Utopien  findet  sich  in  der  citierten  Arbeit  v«:^ 
Michels  und  Ziegler]. 

2.  Morus  -  Biographieen.  Baura- 
stark,  Thomas  Morus.  Freiburg  1879.  — 
Bridget,  T.  E.  The  life  and  writings  of  Sir 
Thomas  More.  2  ed.  London  1892.  —  Craon, 
Thomas  Morus.  2  vol.  Bruxelles  18JU-  — 
Fronde,  History  of  England  from  the  fall  of 
Wolsey  to  the  death  of  Elisabeth.  Vol  1.  L^. 
1861.  —  Henke,  Das  häusliche  Leben  des 
Thomas  Morus.  Sybel,  Histor.  Zeitschr.  Bd.  21. 
München  1869.  —  Hut  ton,  Sir  Thomas  More. 
London  1895.  —  Kautsky.  Thomas  More  nnJ 
seine  Utopia.  Stuttgart  1Ö88.  (Vom  marxisTi- 
sehen  Standpunkte  aus  verfassr ).  Mackintosb, 
Life  of  Sir  Thomas  More  1830  und  1844,  — 
More,  The  life  of  Sir  Thomas  More.  London 
1627.  (Deutsche  Ausgabe  von  Arnold  und 
Förster  Leipz.  1781.  —  Oettinger,  Thomas 
Morus  und  sein  berühmtes  Werk  Utopia.    Lpe. 

1846.  —  Roper,  The  life  and  death  of  Sir 
Thomas  More.  London  1741.)  (Die  erste  latei- 
nische Ausgabe  war  etwa  15d8  erschienen); 
dieses  Werk  ist  die  Hauptquelle  für  die  Lebens- 
geschichte Morus\  —  Rudhart,  Thomas  Moni«. 
Nürnberg  1829.  2.  Aufl.  1855.  (Sehr  gründliche. 
quellenmässige  Darstellung  mit  reicher  Littera- 
turangabe).  8  e  e  b  o  h  m ,  Oxford  Reformers.  Lon- 
don 2.  Aufl.  1869.  —  Sigwart,  Art  Moros  im 
StW.B.  Bd.  7.  1862.  -  Stapleton,  Trts 
Thomae,  seu  res  gestae  S!  Thomas  Apostoli.  S. 
Thomae  Archiepiscopi  Cantuariensis  et  Martvri« 
Mori  Angliae  quondam  Cancellaris.  Douaei 
1588.  —  Thomas,  Thomas  Morus.    Augsburg 

1847.  —  W  alter,  Thomas  Morus  et  son  epoqne. 
5  ed.    Tours  1868. 

3.  Utopien-Litteratur.  —  Adler, 
Idealstaaten  der  Renaissance.  (More-Rabelai&- 
Campanella).  Annaleu  des  Deutsch.  Reiches 
Jahrgang  32  Nr.  6.  München  1899.  —  Ders. 
Geschichte  des  Sozialismus  und  Kommunismus. 
L  Teil.  S.  144ff.  -  Lina  Beger,  Thomas 
Morus  und  Plato.  Zeitschr.  f.  ges.  Staats w. 
Tübingen  1879.  -  Dareste,  A.  C,  Thomas 
Morus  et  Campanella.  Paris  1843.  Dietzel, 
Beiträge  zur  Geschichte  des  Sozialismus  nnd 
Kommunismus.  III.  Artikel:  Monis'  Utopia  und 
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/*aiiipanellas  Sonn enstaat.  Vierteljahrsschrift  für 
Staats-  und  Volkswirtschaft.    Band  5.    Heft  4. 
r^eipzig-    1897.    —    Gehrke,    Kommunistische 
[  «lealstaaten.     Bremen     1878.     —    Gibbins, 
Kng'lish    social    reformers.     London    1892.   — 
CJueudeville,  Idee  d'une  repnblique  heureuse 
ou     rUtopia   de    Thomas    Monis.     Amsterdam 
X730.  —  Hallberff,   Trois   uto^istes   anglais. 
X*aris  1839.  —  Kaufmann,  ütopias  orSchemes 
of   social  improvement  from  Sir  Thomas  Morus 
"to    Karl    Marx.    London    1879.  .—   Kautsky, 
Thomas  More  in  der  Geschichte  des  Sozialismus 
in     Einzeldarstellungen.      Stuttgart    1895.    — 
Kleinwächter,  Die  Staatsromane.  Wien  1891. 
—  Mohl,  Die  Staatsromane,  in  der  Zeitschr.  für 
ges.  Staatsw.    Bd.  2.  1845.  —  Ders.,  Geschichte 
und  Litteratur  der  Staatswissenschaften  I.  Teil. 
Erl.    1885.      Kapitel:    Die    Staatsromane.    - 
Ho  scher,  Zur  Geschichte  der  engl.  Volkswirt- 
schaftslehre im   16.  und  17.  Jahrhundert;  Ab- 
handlung der  kgl.  sächs.  Ges.  der  Wisa.    III.  Bd. 
1857.    —  Schlaraffia  politica,  Geschichte 
der   Dichtungen  vom  besten   Staate.     Leipzig 
1892  (Populäre  Darstellung  zahlreicher  Utopien). 
—  Stammler,  Utopien.    Deutsche  Kundschau 
1892.  —  Vallat,  G.  Etüde  sur  la  vie  et  les 
Oeuvres  de  Thomas  More.    Paris  1887.    Ders., 
Thomas  More  et  son  oeuvre  Immortelle.  Tours  1895. 

Karl  IHehL 


Moser,  Friedrich  Karl,  Freiherr  von 

wurde  als  erster  Sohn  J.  J.  Mosers  (s.  d.)  am 
18.  XII.  1723  zu  Stuttgart  geboren,  erhielt  seine 
Jugendbildung  im  Kloster  Bergen   (bei  Magde- 
burg), worauf  er  1740  die  Universität  Jena  be- 
zog. Nach  Vollendung  seiner  juristischen  Studjen 
wiu"de  er  theoretisch  und  praktisch  durch  seinen 
Vater  in  die   Staatswissenschaften   eingeführt, 
nahm  Teil  an  seinen  Keisen  und  schliesslich  als 
Lehrer  auch  an  dessen  „Staats-  und  Kanzlei- 
akademie"  in   Hanau.     Als  diese   infolge   Be- 
rufung Johann  Jakob  Mosers  als  Landschaf ts- 
consuleDt  nach  Stuttgart  im  Jahre  1 751  einging, 
zog  der   sich  inzwischen    verehelicht  habende 
F.  K.  V.  3Io8er   nach   Frankfurt  a.  M.,   wo   er 
seine    bereits    früher    begonnene    litterarische, 
meist  politisch-kritische   Thätigkeit    fortsetzte. 
Seine  praktische  Thätigkeit  bestand  im  wesent- 
lichen in  der  rechtlichen  Vertretung  der  ver- 
witweten Landgräfin  von  Hessen-Homburg.  Seine 
Erfolge  in   letztgedachter  Beziehung  brachten 
ihm  die  Ernennung   zum    homburgischen   Re- 
gierungsrat und,  im  Jahre  1754,  zum  fürstlichen 
Legationsrat,   darauf,   nach   weiteren   diploma- 
tischen Erfolgen,  im  Jahre  1759  zum  Geheimen 
Legatiousrate.    1763  nahm  v.  Moser  einen  Ruf 
als  casselischer  Geheimer  Rat  an,  wurde  1766 
Reichshofrat  in  Wien,  bei  welcher  Gelegenheit 
ihn  Josef  IL  in  den  Freiherrnstand  erhob.    Er 
wurde  1768  Administrator  der  kaiserlichen  Graf- 
schaft Falkenstein  in  der  Pfalz.    Auf  Ersuchen 
des  Landgrafen    von    Darmstadt    und    dessen 
Mutter,  der  Landgräfin- Witwe ,  trat  v.  Moser 
1772  als  Minister,  Präsident  sämtlicher  Landes- 
kollegien und  Kanzler  wieder  in  dessen  Dienste. 
Mit  grosser  Energie   suchte   v.  Moser   die   in 
tiefen  Verfall   geratenen  finanziellen   Verhält- 


nisse des  Landes  zu  ordnen  und  die  Verwaltungs- 
missbräuche auszurotten.  Er  zog  sich  durch 
dieses  Verfahren  zahlreiche  einflussreiche  Feinde 
zu,  welche  nach  dem  erfolgten  Tode  der  Land- 
gräfin  (1774)  es  verstanden,  allmählich  den 
Fürsten  gegen  ihn  zu  bearbeiten.  Nach  acht- 
jährigem Dienste  erbat  v.  Moser  seine  Ent- 
lassung, welche  er  auch  1780  erhielt.  Allein 
die  Verfolgungen  und  Verdächtigungen  gegen 
Moser  wurden  auch  nach  seiner  Entlassung 
fortgesetzt  und  führten  zu  langwierigen  Pro- 
zessen ^egen  ihn,  sogar  zur  Landesverweisung. 
Die  Junstenfakultät  zu  Frankfurt  a.  0.,  welcher 
die  V.  Mosersche  Sache  (Missbrauch  der  Amts- 
gewalt) zur  Begutachtung  überwiesen  war, 
sprach  über  Moser  ein  Urteil  von  sechs  Jahren 
Festungsarrest  und  Schadenersatz  von  ungefähr 
20000  Gulden  aus.  Moser  hielt  sich  während 
dieser  Zeit  in  Mannheim  auf  und  siedelte  später, 
1790.  nach  Ludwigsburg  über,  wo  er  die  letzten 
Jahre  seines  Lebens  in  Bitterkeit  über  die  ihm 
widerfahrenen  Ungerechtigkeiten  und  Verdäch- 
tigungen verbrachte.  Vom  neuen  Landgrafen 
wurde  ihm  allerdings  eine  teilweise  Rehabili- 
tierung, Zurückgabe  des  beschlagnahmten  Eigen- 
tums und  Gewährung  einer  Pension  von  300O 
Gulden  zu  teil.  Er  starb  nach  langwierigen 
Leiden,  jedoch  bis  an  sein  Ende  schriftstellerisch 
thätig,  am  10.  IX.  1798. 

Der  Charakter  v.  Mosers  wird  als  energisch, 
heissblütig,  aufrichtig  und  echt  gottesfürchtig, 
jedoch  auch  als  eigenmächtig,  ungerecht  und 
grosssprecherisch  bezeichnet.  Heidenheimer 
(8.  u.)  sucht  augenscheinlich  das  Für  und  Wider 
im  Leben  des  so  verschiedenartig  beurteilten 
Mannes  gerecht  abzuwägen  und  kommt  zu  dem 
Schlüsse :  „Mosers  Charakter  war  durch  Flecken 

fetrübt,  aber  mit  seinem  geistig^en  Besitze  und 
er  Stärke  seines  Wollens  wucherte  Moser  treu 
und  unentmutigt  zum  Wohle  des  Vaterlandes, 
dessen  Bild  er  in  der  Glorie  der  Erhabenheit 
seinem  Volke  aufwies."  Die  geistige,  in  zahl- 
reichen Werken  vorliegende  Thätigkeit  v.  Mosers 
ist  in  Staats  wissen  schaftlicher  Beziehung 
durch  seine  eindringlichen  3Iahuungen  zur 
besseren  Ordnung  des  Staatslebens  be- 
deutend zu  nennen.  Seine  Schriften  bilden  eine 
Reihe  unablässiger  Bemühungen  um  das  Recht 
und  den  Schutz  der  Unterthanen  gegen- 
über des  Missbrauches  der  Regierungsgewalt 
und  um  die  Erzielung  einer  unabhängigen 
Rechtspflege  und  einer  freienGedanken- 
äusserun^.  Sein  verbreitetstes  Werk,  das 
zur  Zeit  semes  Erscheinens  durch  den  Frei- 
mut der  Sprache  .das  grösste  Aufsehen  erregte, 
ist  „Der  Herr  und  der  Diener",  in  welchem 
er  die  Pflichten  des  Beamten  klarlegt  und 
grosse  sittliche  Forderungen  an  denselben  stellt. 
R.  V.  Mo  hl  lobt  an  Moser  und  seinen  Schriften 
den  „freien  Blick  und  die  lebensvolle  Auffassung, 
welche  nicht  in  der  Masse  des  Stoffes  erstickt 
und  nich,t  an  ihm  kleben  bleibt,  sondern  zur 
Uebersicht  und  zum  beherrschenden  Urteile  sich 
erhebt."  Von  grosser  Bedeutung  sind  die  „frag- 
mentarischen Schriften"  v.  Mosers,  in  denen 
grelle  Streiflichter  nach  allen  Seiten  der  ge- 
sellschaftlichen Ordnung  geworfen  werden,  na- 
mentlich aber  nach  deren  Spitzen  —  eine 
bis  dahin  unerhörte  Dreistigkeit !  Bluntschli 
lobt  die  treflfliche  Beobachtungsgabe  v.  Mosers 
und   den  Freimut  seiner  politischen  Schriften. 
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„Aber  merk wtirdipr^r weise  hat  auch  dieser  (Ge- 
schichte des  Allß^.  Staatsrechts  S.  407)  in  mancher 
Hinsicht  recht  freie  Geist  keine  Spur  von  Ver- 
ständnis für  die  Macht  der  modernen  Staati*- 
ideeen,  welche  in  demselben  Jahrhundert  anfingen 
die  Welt  zu  bewegen  ....  Aus  dem  Gedanken- 
kreis des  fürstlichen  Patrimonialstaates  kommt 
er  nicht  heraus,  obwohl  er  die  Schwächen  und 
Mängel  desselben  deutlich  sieht  und  nachweist 
....  Er  ist  ganz  aufrichtig  der  Meinung,  dass 
das  Christentum  auch  die  Quelle  der  Staats- 
kunst sei.**  Röscher  nennt  v.  Moser  eine 
„mächtige  Gestalt,  dessen  rücksicht-sloser  litte- 
rarischer Kampf  gegen  die  in  Deutschland  be- 
stehenden Missbräuche  formell  ebenso  sehr  an 
Schlözer  erinnert,  wie  seine  positiven  Ziele  an 
Justus  Moser,  während  der  tief  innerste  Kern 
seines  Wesens  eher  mit  Klopstock  verwandt  ist.** 
Von  den  zahlreichen  Schriften  und  Ab- 
handlungen des  Freiherm  J.  K  v.  Moser 
kommen  m  staatswissenschaftlicher  Hinsicht 
folgende,  chronologisch  aufgeführt,  in  Betracht : 
Versuch  einer  Staatsgrammatik,  Frankfurt  a.  M. 
1749.  —  Von  den  Europäischen  Hof-  u.  Staats- 
sprachen, Frankfurt  a.  M.  1750  —  Der  Charakter 
eines  Christen  und  ehrlichen  Mannes  am  Hofe, 
Frankfurt  a.  M.  1751.  —  Commentarius  de  titulo 
Domini  moribus  aevi  accom..  Leipzig  1751.  — 
Pragmatische  Geschichte  u.  Erläuterungen  der 
kaiserlichen  Reichs-Hofrats-Ordnung.  Frankfurt 
u.  Leipzig  1751  u.  1752,  2  Tle.  —  Kleine  Schriften 
zur  Erläuterung  des  Staats-  und  Völkerrechts, 
wie  auch  des  Hof-  u.  Kanzlei -Ceremoniels, 
Frankfurt  a.  M.  1751—1765,  12  Tle.  —  Kleine 
Schriften  zur  Erlänter.  d.  Staats-  und  Völker- 
rechts, 12  Bde.,  Frankfurt  a.  M.  1751—65.  — 
Sammlung  der  neuesten  wicht.  Deductionen  in 
deutschen  Staats-  u.  Rechtssachen,  9  Bde., 
Frankfurt  a.  M.  1752—54.  —  Sammlung  der 
w^icht.  Deduktionen  in  deutschen  Staats-  und 
Rechtssachen,  8  Bde.,  Ebersdorf  1752—64.  — 
Sammlung  von  Reichshofratsgutachten,  6  Tle., 
Frankfurt  a.  M.  1752—69.  —  Diplomatische 
und  historische  Belustigungen,  7  Tle.,  Frank- 
furt a.  M.  1753  -  64.  —  Deutsches  Hof  recht  in 
12  Büchern  entworfen,  2  Tle.,  Frankfurt  a.  M. 

1754.  —  Patriotische  Gedanken  von  der  Staats- 
freigeisterei,  Frankfurt  1755.  —  Wöchentliche 
Frankfurtische  Abhandlungen  zur  Erweiterung 
der  notwendigen,  brauchbaren  u.  angenehmen 
Wissenschaften,  Frankfurt  1755,  26  Stücke.  — 
Kurzer  Begriff"  der  fürstl.  Hessen- Darmstädtischen 
Landesherrlichen  Hoheitsrechte  über  das  Teutsche 
Ordenshans  und  Commende  Schiffenberg  im  Ob. 
Fürstenthum  Hessen  gelegen.  Nebst  einem  in 
Kupfer  gestochenen  Plan  des  H.  Hess.  Darm- 
städischen    Oberamts    Giessen   etc.,    Darmstadt 

1755.  —  Von  dem  Recht  eines  Souverains  und 
freien  Staats  den  andern  wegen  seiner  Hand- 
lungen zu  Rede  zu  stellen,  1758  (völkerrechtlich 
und  diplomatisch).  —  Der  Herr  und  der 
Diener,  geschildert  mit  patriotischer  Freiheit, 
Frankfurt  1759;  Französisch  übersetzt:  Le 
Maitre  et  le  Serviteur  ou  les  devoirs  reciproques 
d'un  Souverain  et  de  son  Miuistre,  par  M.  de 
Champigny,  Hamburg  1761;  Russisch  unter  dem 
Titel:  Gosudai  i  Ministrii,  von  dem  Artillerie- 
Kapitän  Jak.  Kozelsky,  Petersburg  1766.  — 
Beherzigimgen ,  Frankfurt  1761  und  1763.  — 
Der  Hof;  in  (50)  Fabeln,  Frankfurt  1761.  Mit 
<3iner  Anzahl  neuer  Fabeln  vermehrt  (nun  im 


ganzen  72)  erschien  diese  Schrift  zum  zwtitea 
Slale  in  Mannheim  1786  unter  dem  Tit«?;- 
„ Fabeln*".  —  Gesammelte  moralische  niid  t«i:- 
tische  Schriften,  Frankfurt  1763  u.  1764,  2  Ttil*-.. 
Im  ersten  Bande  (welcher  das  Bildnis  t 
Mosers  enthält)  dieser  gesammelten  Sehrifteu 
ist  folgendes  enthalten:  1)  Der  Charakter  eio»^ 
Christen  und  ehrlichen  Mannes  am  Hofe  (1751  : 

2)  Grundsätze  der  Chicane,  zum  Gebrauche  drr 
Anfänger  in  Staatssachen  (1758),    sehr   birt-a-: 

3)  Plan  zur  Errichtung  eines  SchuldenarebiTs 
(1758);  4)  Patriotische  Gedanken  von  der  Staat»- 
freigeisterei  (1755);  5)  Das  Gedächtnis  «17.»  : 
6)  Lissabon  (1755) ;  7)  Empfindungren  der  Ewig- 
keit (1755);  8)  Das  Publikum  (1755):  9-  V.^n 
Anwendung  des  Vermögens  (1755);  10  Tnj^'T- 
schreiben  über  den  Tod  der  Freunde  (1751 
11)  Der  Christ  höher  als  der  ehrliche  Maan 
(1755);  12)  Von  der  Zeit  worein  man  kooiiüt 
(1755);  13)  Der  Christ  der  beste  Unterthaii 
(1755);  14)  Von  der  Ehrerbietung  gegen  gro»^ 
Her  reu  (1756);  15)  Von  den  Grenzen  der  Ul- 
parteilichkeit  und  Gleichgiltigkeit  in  Reügi'>ii-- 
sachen  (1761) ;  16)  Vorschlag  eines  PatriotensaÄU . 
17)  Ynkle  und  Yariko  ^"^62);  18)  Treuherzisv-. 
Schreiben  eines  Laienbruders  an  den  Mairnm  in 
Norden  (1762).  —  Der  zweite  Teil  enthält:  1 
Betrachtungen  über  die  Aufrichtigkeit   (175U 

2)  Brunnen-Gespräch  zwischen  zwei  Staats- 
männern   vom    Dank    grosser    Herren     (1762  : 

3)  Ueber  das  Podagra  (1762);  4i  Die  schöntii 
Wissenschaften  und  Künste  im  Bunde  und 
Glänze  der  Religion  (1764).  —  Beitrag  zu  dtm 
Staatsvölkerrecht,  4  Bde.,  Frankfurt  a.  M. 
1763  -72.  —  Gesammelte  polit.  u.  moraliscLF! 
Schriften,  2  Bde.,  Frankfurt  a.  M.  1763,  04.  - 
Ceber  Regenten,  Räthe  und  Regierung.  Schun 
zur  Wegebesser,  künft.  Jahrb.,  Frankfurt  a.  M 
1764.  —  Von  dem  deutschen  National gei>t. 
Frankfurt  1765.  —  Neujahrs  wünsche  an  d*n 
Reichstag  zu  Regensburg,  Frankfurt  1766.  — 
Reliquien,  Frankfurt  1766  u,  1767,  2  Teile,  — 
Antwort  auf  des  Her^n  Inspector  Ortnaana< 
Sendschreiben  an  den  Verfasser  der  Reliquieii. 
1766.  —  Was  ist«  gut  Kayserlich,  und:  nicht 
gut  Kayserlich?  Frankfurt  1766.  —  Patriotisrh»: 
Briefe ,  Frankfurt  1767.  —  Verordnung  wegtro 
Feyrung  der  Sonn-  und  Festtage  in  der  Kayserl. 
Reichsgraf  Schaft  Falckenstein  1770.  4.  —  Ver- 
ordnung wegen  des  Land-  und  Gassenbetteln«. 
ingleichen  der  Austheilung  von  Almosen  in  der 
Grafschaft  Falckenstein,  1770.  4.  —  Katharina  IL 
Kaiserin  von  Russland,  ein  Gemälde  ohne 
Schatten;  im  deat«chen  Museum  1776,  Mai. 
S.  a83ff.  —  Necker,  in  Briefen  an  Herrn  Iselin 
in  Basel,  o.  0.  1782.  —  Dr.  Luthers  Fürsten- 
spiegel, von  Regenten,  Räthen  und  Obrigkeiten. 
auch  der  Welt  Art,  Lohn  und  Dank,  Frank- 
furt 1783.  —  Doktor  Leidemit:  Fragmente  von 
seiner  Reise  durch  die  Welt,  seinen  Gedanken. 
Wünschen  und  Erfahningen,  Frankfurt  1873 
—  Patriotisches  Archiv  für  Deutschland,  Frank- 
furt und  Leipzig  1784-1786,  7  Bde.;  dann 
Mannheim  und  Leipzig  1787 — 1790,  5  Bde.,  zu- 
sammen 12  Bde.  —  Ueber  den  Diensthandel  der 
deutschen  Fürsten,  Mannheim  1786.  —  Ueber 
die  Regierung  der  geistlichen  Staaten  in  Teutsch- 
land, Frankfurt  u.  Leipzig  1787.  —  Ueber  die 
Volksmenge  und  Auswanderung  in  Sachsen;  iin 
Journal  von  und  für  Deutschland,  1787,  3  Stück. 
S.  288  u.  6.  Stück,  S.  592.  —  Neue  Fabeln  (54 , 
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^lannheim  1789.  —  Betrachtiingen  über  alle 
Theile  der  landesfllrstlichen  u.  obrigkeitlichen 
i^teuerregulierungen ,  Wien  1789.  —  Neues 
patriotisches  Archiv  für  Deutschland,  Mannheim 
\i.  Leipzig  1792  u.  1794,  2  Bde.  —  Kleine 
iSchriften  des  Kanzlers  Ahasverus  Fritsch:  mit 
tfiner  Biographie  desselben  von  Fr.  C.  v.  Moser. 
Ein  Lesebuch  für  Regenten  und  Geschäfts- 
Tvänner  von  W.  Spiller,  Coburg  1792.  —  Mannich- 
faltigkeiten,  2  Theile,  Zürich  1796.  —  Politische 
^'ahrheiten,  2  Bdch.,  Zürich  1796.  --  Teber  die 
oberste  Gewalt  im  Staate.  Mit  Anmerkg.  eines 
Unpartheiischen,  Meissen  1809. 


Geschichte  d.  Zeitiingswesens,*  Bd.  I,  Oldenburg 
u.  Leipzig  1900,  S.  232-234. 

Schmidt. 


Vgl.  über  Friedrich  Karl  von  Moser: 
Alle  Quellen  über  J.  J.  Moser  (s.  d.)  ent- 
lialten  mehr  oder  wenige  Nachweise  auch  über 
P.  K.  V.  Moser.  —  Autobiographie  in  seinen: 
Oedanken  und  Erfahrungen  eines  alten  Fürsten- 
dieners  1791  u.  1792,  Mannheim  1794.  —  Her- 
mann V.  Busche  (Baumstark),  Friedrich  Karl 
V.  Moser  aus  seinen  Schriften,  sein  Geist  an  das 
19.  Jahrb.,  Stuttgart  1846.  —  Pütter,  Selbst- 
biographie, Göttingen  1798.  I,  c.  II,  S.  146  ff.  — 
Derselbe,    Litteratur   des   deutschen   Staats- 
rechts II,  S.  145.  —  Bluntschli,  Geschichte 
des  allgemeinen  Staatsrechts  und  der  Politik, 
2.  Aufl.,  München  1867,  S.  404-  413.  -  Weid- 
lich,   Biographische    Nachrichten    von    letzt 
lebenden  ßechtsgelehrten,  II,  S.  37—43.    ]Nach- 
träge   S.   199  ff.     Fortgesetzte  Nachrichten    S. 
175—177.  —  J.  Kosenstein,  Friedrich  Karl 
von  Moser.    Preussische  Jahrb.  XV  (1865),  S.  229 
II.  475.  —  Mensel,  Das  gelehrte  Teutschland, 
5.  Ausg.,  Lemgo  1797,  V,  S.  292—296.  —  Der- 
selbe,  Lexikon   der   von  1750  bis  1800  ver- 
storbenen deutschen  Schriftsteller  IX,  S.  287—293. 
—  V.  Kaltenborn,D.  Staats-W.  v.  Bhmtschli- 
Brater  VII,  S.  18—53.  —  Job.  Aug.  Reuss, 
Ueber  die  Rechtssache  des  Freiherm  von  Moser 
und    des    Landgrafen    zu    Hessen  -  Darmstadt 
Durchlaucht,    Stuttgart    1788.    —    Strieder, 
Grundlage  einer  hessischen  Gelehrtengeschichte 
IX,    S.  218—233,    XI,   S.  365,  XII,   S.  363.   - 
R.  V.  Mo  hl,    Geschichte    und   Litteratur    der 
Staatswissenschaften    II,    Erlangen    1856,    S. 
4Ü1— 424.    —    Baur,    Hist.-biogr.-litt.    Hand- 
wörterbuch III,  Clm  1808,  S.  795.  —  Bieder- 
mann, Deutschland  im  18.  Jahrb.,   1.  Aufl.,  I, 
Leipzig  1854,  S.  24,  28,  31,  35,  65  ff.,  83,  92, 
100,  105,  320;  IL  ebenda  1858,  S.  22,  42,  83, 
lÜ2i;  III,   ebenda   1867,   S.  291.  —  Heiden- 
heim er  in  der  Deutschen  Biographie,  Bd.  22, 
S.  764-783.  —  Walther,  Die  „grosse  Land- 
jgräfin"  (Karoline  von  Hessen),  Darrastadt  1873. 
—     Derselbe,    Darmstädter    Zeitung    1869, 
S.   1380 ff.:    „Landgraf   Ludwig   IX.   und   sein 
3Iini8ter  F.  C.  v.  Moser".  —  J.  Grossmanu, 
F.  K.  V.  Moser.     Ein  deutscher  Publizist  und 
Patriot  im  Zeitalter  der  französischen  Revolution ; 
in  der  Zeitschrift  für  deutsche  Kulturgeschichte, 
Neue  Folge  IV,  1875,  S.  300ff.  —  Schlosser, 
Geschichte   des   18.  Jahrb.   (5.  Aufl.),   Bd.  II, 
S.  523,  532-535,  553,  569;  Bd.  IV,  S.  256 ff.  — 
K.  Fr.  Ledderhose,  Aus  dem  Leben  und  den 
Schriften  des   Ministers   Frh.  K.  F.   v.  Moser, 
1871,  —  Wagener,  Staats-  und  Gesellschafts- 
lexikon, Bd.  XIII,  S.  688-690.  -    Röscher, 
Gesch.  d.  Nat,  S.  243,  529-532.  —  Salomon, 

Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften.    Zweite 


Moser,  Johann  Jakob, 

berühmter  Staatsrechtslehrer,  Kameralist  und 
geistlicher  Dichter,  ward  geboren  am  18. 1. 1701 
zu  Stuttgart.  Von  dem  der  Familie  zukommen- 
den Adelsprädikat  „von  Filseck  und  Weilerberg" 
hatten  die  letzten  Generationen  keinen  Gebrauch 
gemacht.  Moser  erhielt  seine  Bildung  auf  dem 
Gymnasium  zu  Stuttgart  und  der  Universität 
Tübingen.  Schon  auf  der  Schule  durcharbeitete 
er  ganze  Bibliotheken,  übersetzte  lateinische 
Klassiker,  trieb  Heraldik  und  Genealogie  und 
verfasste  ein  „württembergisches  Antiquitäten- 
und  Medaillenkabinett",  gab  auch  schon  als 
18 jähriger  Student  des  Staatsrechts  eine  „Tü- 
binger Gelehrtengeschichte"  heraus  und  setzte 
sich  in  Briefwechsel  mit  Staatsmännern  und 
Gelehrten  in  ganz  Deutschland.  Bereits  in 
seinem  19.  Jahre  wurde  Moser  zum  ausser- 
ordentlichen Professor  der  Rechte  mit  dem 
Range  eines  Regierungsrates  ernannt.  Bei  der 
Besoldungslosigkeit  dieser  Stellung  begab  sich 
der  unbemittelte  Moser  1721  aufs  Geratewohl 
nach  Wien,  führte  sich  durch  eine  Denkschrift 
über  „die  Rechte  des  Reiches  auf  Toskana"  bei 
Hofe  ein,  verschloss  sich  aber  eine  voraussicht- 
lich glänzende  Karriere  durch  seine  beharrliche 
Weigerung,  zum  katholischen  Glauben  überzu- 
treten. 1722  reiste  Moser  nach  Stuttgart  zurück, 
heiratete  und  wendete  sich  lediglich  der  Schrift- 
stellerei  zu.  Unter  seinen  Arbeiten  befanden 
sich  auch  Vorschläge  zur  Verbesserung  der 
Reichsjustiz,  die  er  nach  einer  abermaligen 
Reise  nach  Wien  persönlich  vertrat  und  wo- 
durch er  sich  dortsei bst  eine  gut  dotierte  Stellung 
als  Consulent  in  Reichsangelegenheiten  erwarb. 
Trotz  der  ihm  in  Wien  zu  teil  werdenden  ausser- 
ordentlichen Inanspruchnahme  entschloss  Moser 
sich  doch  im  Jahre  1726,  wieder  nach  Stuttgart 
zurückzukehren,  als  ihm  dortselbst  die  Stellung 
eines  wirklichen  Regierungsrates  mit  Sitz  und 
Stimme  angeboten  wurde.  Inmitten  des  da- 
maligen charakterlosen  und  wüsten  Treibens 
am  württembergischen  Hofe  (Herzog  Eberhard 
Ludwig  mit  seiner  berüchtigten  Maitresse 
Grävenitz)  wurde  der  aufrichtige,  unbeugsame, 
furchtlose  und  religiös  gesiimte  Moser  der  ein- 
flussreiche Mittelpunkt  einer  Partei,  die  auf 
innerliche  Umkehr,  auf  wahre  Religiosität  und 
geistige  Wiedergeburt  drang.  Er  zog  es  vor, 
»eine  staatsbehördliche  Thätigkeit  niederzulegen 
und  1729  eine  Professur  der  Rechte  in  Tübingen 
zu  übernehmen.  Hier  las  er  über  das  deutsche 
Staatsrecht  und  das  europäische  Völkerrecht 
und  bearbeitete  für  beide  Fächer  kurzgefasste 
Lehrbücher  (s.  u.),  die  schnell  mehrere  Auflagen 
erlebten.  Der  Neid  seiner  akademischen  Kollegen 
über  das  hoch  steigende  wissenschaftliche  An- 
sehen Mosers  offenbarte  sich  in  Verdächtigungen 
und  Intriguen,  welche  auf  Betreiben  der  Gräve- 
nitz langweilige  Censuren  seiner  Schriften  ver- 
anlassten und  ihm  soviel  Aergernis  bereiteten, 
dass  er  seine  württembergischen  Dienste  auf- 
gab. Nach  dem  Regierungsantritte  des  Herzogs 
Auflage.    V.  56 
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Karl  Alexander  trat  Moser  jedoch  1734  wieder 
als  Mitglied  der  Regiernng  in  Stattgart  ein, 
aber  17H6  ging  er  cds  prenssischer  Geheimrat, 
Direktor  der  Universität  und  Ordinarius  der 
Juristenfaknltät  nach  Frankfort  a.  0.,  wo  er 
bereits  1739  nach  vielen  Reibereien  mit  seinen 
älteren  Kollegen,  deren  Schlendrian  er  oüen 
aufdeckte,  und  nachdem  er  wegen  Ablehnung 
einer  seinen  wissenschaftlichen  Stolz  verletzen- 
den Zumutung,  einen  persönlichen  Streit  mit 
dem  1737  dort  anwesenden  König  Friedrich 
Wilhelm  I.  gehabt,  auch  ohne  vorherige  Ge- 
nehmigung am  7.  li.  1739  eine  öffentliche  Dis- 
putation :  „De  jure  et  modo  succedendi  in  regna 
Europae,  speciatim  in  regnum  Bohemiae'^  ab- 

§  ehalten  hatte,  seinen  erbetenen  Abschied  in 
naden  erhielt.  Moser  zog  sich  nun,  gesund- 
heitlich sehr  angegriffen,  in  die  Stille  des  Privat- 
lebens nach  Ebersdorf  im  Vogtlande  zurück. 
Hier  arbeitete  er  sein  grosses  deutsches  Staats- 
recht aus,  wurde  1748  zum  Hessen-Homburgi- 
schen Geheimen  Rat  ernannt,  errichtete  1749, 
als  man  seine  Reformvorschläge  nicht  zur  Gel- 
tung bringen  wollte,  eine  Staats-  und  Kanziei- 
akademie  zu  Hanau,  ging  aber  17öl  wieder 
nach  Stuttgart,  einer  Berufung  als  Landschafts- 
consulent  folgend.  Infolge  seiner  freimütigen 
Verteidigung  der  landständischen  Rechte  gegen- 
über dem  gewaltthätigen  und  herrschsüchtigen 
Herzog  Karl  Alexander  wurde  Moser  auf  Re- 
treiben des  Ministers  Grafen  von  Moutmartin, 
-weil  er  respekt  widrige  und  ehrenrührige 
Schriften  der  Landschaft  concipiert  habe", 
ohne  Verhör  1758  auf  die  Festung  Hohentwiel 
verwiesen.  Dort  hat  der  unglückliche  Mann 
5^4  Jahre  lang  in  strengster  Einzelhaft  sich 
befunden,  ohne  dass  auch  nur  ein  Anfang  mit 
der  Untersuchung  seiner  Angelegenheit  gemacht 
wurde.  Nach  vielfachen  Bemühungen  von  Re- 
gierungen, höchsten  Behörden  und  einfluss- 
reichen Personen  befreite  1764  ein  kaiserliches 
Reskript  den  63jährigen  Greis  aus  seinem 
Kerker,  nachdem  bereits  während  der  Haftzeit 
ihm  seine  Frau  aus  Gram  gestorben  war.  Moser 
war  auch  nach  seiner  Freiheitserlangung  als 
wiederbes tallter  Landschaf tsconsulent  bemüht, 
zwischen  Regierung  und  den  Ständen  ohne 
Hass  und  Rachegefühl  zu  vermitteln,  konnte 
jedoch  zu  einem  harmonischen  Zusammenarbeiten 
mit  den  Ausschussmitgliedem  der  Landesver- 
sammlung nicht  mehr  gelangen  und  zog  sich, 
nachdem  er  in  einem  ,.Promemoria  an  die  löbliche 
allg.  Landesversammiung"  vom  17.  März  1770 
(nach  Adam  [s.  u.]  „strotzend  von  Grobheiten, 
von  Beleidigungen  und  von  allgemeinen  und 
mindestens  unerwiesenen  Beschuldigungen") 
seinem  Herzen  Luft  gemacht  hatte,  nachdem 
er  aber  noch  erlebt  hatte,  dass  seine  staats- 
rechtlichen Ansichten  nach  der  erfolgten  Ent- 
lassung des  Ministers  Montmartin  zur  praktischen 
Geltung  gelangten,  1771  ins  Privatleben  zurück. 
Er  starb  am  30.  IX.  1785. 

Johann  Jakob  Moser  war  ein  Mann,  dessen 
Thätigkeit  ebenso  ausserordentlich  war  als  seine 
äusseren  Schicksale  vielgestaltig.  Seine  Werke 
betragen  gegen  500  Bände.  Er  selbst  führt  in 
seiner  Lebensbeschreibung  (s.  u.)  über  300  Werke 
auf.  In  staatswissenschaftlicher  Be- 
ziehung liegt  sein  Verdienst  in  dem  Umstände, 
dass  er  der  eigentliche  Begründer  des 
deutschen  Staatsrechts  war.    Von  seinen 


zahlreichen   Biographen  würdigt   sein    Ureakel 
R.  V.  Mohl  am   eingehendsten   die    wis?rs- 
schaftlicheBedeutungMo8er8(Bd.ILS,4i»>fi^ 
1.  c,  5.  Litt),  er  nennt  ilm  „nicht  bloss  den  Vai^r 
des  deutschen  Staatsrechts,  den  GrOnder  des  p>:«q.- 
tiven  Völkerrechts,  den  frachtbaxBteiL  Schiifi- 
steller  seiner  und  vielleicht  jeder  Zeit,  sond'-ni 
er  war  auch  der  unbeugsame  Märtyrer  för  di* 
Verfassung  seines  Vaterlandes,    der  ab^esa^r 
und   tapfere    Feind   jeder   Schlechtigkeit,   6tT 
wahrhaft  Edle,   der  ^Gerechte"   im  Siime  ct^s 
Bürgers,  des  Rechtsgelehrten  und  des  Clirist«fii^. 
Bluntschli  fällt  ein  gleiches  Crteil,  bemerkt 
aber  S.  403),   dass  Moser   in    einer  Qeschirhtr 
der     allgemeinen    Staatslehren     keines 
merklichen    Platz   einnehme.      Röscher    le^ 
auch    die    Hauptbedeutung   Mosers    auf    seiae 
praktischen  Werke    über    Staats-    nnd    VC4ker- 
recht   und   bemerkt  (Gesch.   der   Nat.   S.  44:2 . 
dass  seine  volkswirtschaftlichen  SpeciaischTifr^n 
neben  Beispielen  auch  viele  Grundsätze  d^r 
damaligen    Zeitanschauung    enthalten.      Her- 
mann   Schulze    (S.  381)    sagt    über    Mc-ser: 
„Kein   Publizist   des  Reiches   hat    ans    ein   s»* 
zuverlässiges  urkundliches  Material  hinterla^ä^u 
keiner  so  wenige  Trugschlüsse  gezogen.,  keiner 
einen  so  gesunden  praktischen  Sinn    bewährt, 
als  Moser.     Noch   heute   zum   Teil    sind   sem^ 
Werke  eine  unerschöpfliche  Fundgrnbe  för  di.? 
Staatsgeschichte    des    vorigen    Jahrhundertü." 
H  e  f  f  t  e  r  (s.  Litt.)  rechnet  Moser  der  Fraktion  der 
reinen  Positivisten  zu,  den   Männern  der  Ge- 
schichte und  Praxis.    Geffcken  bemerkt,  dass 
Moser  der  erste  war,  der  principiell  das  Natur- 
recht  angriif  und  die  subjektive  Willkur   bei 
der  Aufstellung  solcher  Grundsätze  zeigte.    Die 
litterargeschichtliche  Bedeutung  Mosers  ist  tob 
H.  Hettner,   seine  Würdigung  als   Politiker 
und  auch  als  Mensch  ist  in  vorzüglich  klarer 
Weise  von  Adam  (s.  Litt)  durchgeführt. 

Von  den  Schriften  und  Abhandlungen  Mosers 
kommen  in  staatswissenschaftlicher  und 
v o  1  k  s  w  i rt 8 ch  aftl i c her  Beziehung  folgende, 
chronologisch  in  ihren  ürtiteln  aufj^ 
führt,  in  Betracht:  a)  selbständige  Werf  er 
Anmerkungen  über  J.  P.  von  Ludewi^  Ein- 
leitung zu  dem  Teutschen  Münzwesen  mittlerer 
Zeiten,'  Nürnberg  1722,  auch  mit  H.  von  Lndewigs 
Schrifft,  Ulm  1752.  —  Vermischte  die  Würtera- 
bergische  Staatsrechte,  auch  civil- Kirchengelehrte 
und  natürliche  Historie  betreffende  Observationes, 
Diplom  ata  und  anderer  Piecen,  I.  Theil,  Stutt- 
gart  1724.   —   Reichs-Fama,   oder  das   merk- 
würdigste vom  Reichsconvent,  Kayserlichen  Hof 
und  Ständen  des  Reichs,  mit  historischen  Er- 
läuterungen, 23  Teile.    (Ohne  Namen.)    Frank- 
furt und  Nürnberg  1727—1736,  23  Bde.  —  Die 
gerettete  völlige  Souverainete  derSchweizerischen 
Eydgenossenschaflft.  Tübingen  1731.   —  Grund- 
riss  der  heutigen  Staatsverfassung  von  Teutsch- 
land, Tübingen  1731,  nnd  später  ebenda,  resp. 
zu  Jena   1735,    1738,   1740,    1742^    174Ö,   1748. 
1754.  —  Praecognita  juris   publici    Germanid 
generalissima,    oder   Tr.    von    der    Lehre   der 
heutigen  Staatsverfassung  von  Teutschland  über- 
haupt, Nürnberg  1732.   —  Anfangsgründe  der 
Wissenschaft   von    der   gegenwärtigen   Staats- 
verfassung von  Europa,  und  den  unter  denen 
Europäischen   Potenzien   üblichen  Völker-  oder 
allgemeinen  Staatsrecht!.  Theil,  Tübingen  1732 
—   Reichs-Stättisches   Handbuch,  2  Teile,  Tö 
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>iTig"eii    1732,   33.   2   Bde.    —   Nachlese   nnge- 

i\rnckteT,    oder   doch   rarer,    Staats-Bedencken, 

ITrlinnden  und  Nachrichten,  3  Teile,  Frankfurt 

1 733,  34.  —  Vermischte  Schriflften  über  mancher- 

1  e  V  das  Teutsche  Staatsrecht  betreflFende  Materien. 

^  'Teile,  Ntimbergr  1733    1736.   -    Auserlesene 

ixoTieste  Staats-Acta  von  Teutschland,  mit  Er- 

liluteningen   und  Anmerkungen,  2  Teile   (ohne 

Nttmen),  Berlin  1736.  —  Teutsches  Staatsrecht. 

rii>    Teile    und   2    Teile    Zusätze.      (Nürnberg, 

lind    später  an   verschiedenen  Orten),    1737— 

ITöS,   26  Bände,   nebst    einem   Hauptregister. 

,.Vile  Theile  seynd  wieder  aufgelegt  worden."  — 

l^rogT.    von   dem   Bruder   Titul   unter   grossen 

Herrn,    besonders   denen  gecrönten  Häuptern, 

lETranckfurt  a.  0.  1737.  —  Diss.   juris  feudalis 

Saxonici,  von  dem  Gedinge,  Franckfurt  a.  0. 

1737.  —  Probe  einer  sowohl  chronologisch-  als 

systematischen  Staatshistorie  Teutschlands  unter 

<ler  Regierung  Kayser  Josephs,  ZüHichau  1738. 

—  EntwurfF  eines  Staatsrechts  der  geistlichen 
Ohurfürsten  des  heil.  Rom.  Reichs,  Franckfurt  a/0. 
1738.  —  Lexicon  der  jeztlebenden  Rechts- 
Oelehrten  in  (und  um)  Teutschland,  mit  einer 
Vorrede  von  nüzlichen  und  brauchbaren  Rechts- 
g-elehrten,  Zullichau  1738,  vermehrt,  ibid.  1739. 

—  Diss.  de  jure  et  modo  succedendi  in  Regna 
Europae,  speciatim  in  Regnum  Bohemiae,  Franck- 
furt a,0.  1739,  vermehrt,  Jena  1741.   —   Mose- 
riana,  2  Theile,  Frankfurt  a/0.  und  Ebersdorff 
1739.  —  Allgemeine  Einleitung  in  die  Lehre 
des  besonderen  Staatsrechts  aller  einzelen  Stände 
des  heil.  Rom.  Reichs,   Ebersdorff  1739-1747 
(32   Teile).     —     Nachrichten    von    dem    unter 
Händen  habenden  besonderen  Staatsrecht  aller 
einzelnen  Reichsstände  des  heil.  Rüm.  Reichs, 
Ebersdorff  1739.   —  Schrifftmässige  Gedancken 
von  der  Verbindung  der  Weltweisheit,  besonders 
der  Wolfischen,  mit  der  Theologie,  Saalfeld  1743. 
Als    „zweite    revidierte    Ausgabe"    unter    dem 
Titel:  „Die  Sittlichkeit  in  der  Ehe**,  erschienen 
Leipzig    1899.    —    Staatshistorie   Teutschlands 
unter  der  Regierung  Kayser  Carls  VIL,  2  Teile. 
Jena  1743,  44,  2  Bde.  —  Grundsätze  der  Reichs- 
Hof  rats-Praxis,  Franckfurt  1743.  —  Diplomati- 
sches Archiv  des  18.  Jahrb.,  I.  Teil,  Frankfurt 
1743.  —  Entwurff  einiger  Anstalten  zum  Dienst 
junger  Standes-Personen,  so  sich  denen  Staats- 
Sachen  widmen  wollen,  Ebersdorff  1745.  —  Bey- 
trag  zu  dem  neuesten  Staatsrecht  und  Staals- 
hLstorie  Teutschlands,  mit  gelehrten  Neuigkeiten 
von  Staatssachen,   I.  Teil,  Ebersdorff  1746.   — 
Entwurff  einer  Staats-  und  Canzley-Academie, 
Hanau  1746.  —  Nähere  Anzeige  der  Teutschen 
Staats-Sachen,  so  bey  diser  Academie  abgehandelt 
werden,  Hanau  1749.  —  Desgleichen  derer  Euro- 
päischen Staats-Sachen,    Hanau    1749.   —  Des- 
gleichen derer  Canzley-Sachen,  Hanau  1749.  — 
Wiederhohlte  Nachricht  von  einer  Staats-  und 
Caiizley- Academie,  Hanau  1749,  auch   in  ver- 
schiedenen   öffentlichen    Blättern.    —   Abhand- 
lungen  von    Kay  serlichen    Macht- Sprüchen    in 
Redts-,  Staats-  und  gemischten  Sachen,  lYanck- 
furt  1750.  —  Grundsäze  des  jezt  üblichen  Euro- 
päischen Völcker-Rechta  in  Fridens-Zeiten,  Hanau 
1750.   -  Einleitung  zu  denen  Canzley-Geschäfften, 
Hanau  1750.  —  Einleitung  zu  denen  neuesten 
Tentschen  Staats- Angelegenheiten,  Hanau  1750. 
—  Sendschreiben  von  dem  gegenwärtigen  Zu- 
stand   dieser    Staats-    und    Canzley-Academie, 
Hanau  1750,  auch  sonsten  hin  und  wieder.  — 


Vermischte  Abhandlungen  aus  dem  Europäischen 
Völcker-Recht,  wie  auch  von  Teutschen  und 
anderen  Europäischen  Staats-  desgleichen  von 
Canzley-Sachen,  3  Stücke,  Hanau  1750.  — 
Teutsches  Staats- Archiv,  1751—1756,  jährlich 
12  Teile,  1757,  6  Teile,  Hanau  u.  Franckfurt 
1751—1757,  13  Bde.  —  Grundsäze  des  jezt 
üblichen  Europäischen  Völcker-Rechts  in  Kriegs- 
Zeiten  mit  einem  Anhang,  was  in  Ansehung 
des  Parthiegehens Völcker-Rechtens  ist,  Tübingen 
1752.  —  Kürzere  Einleitung  in  das  Teutsche 
Staatsrecht,  Tübingen  1753.  —  Einige  Grund- 
säze einer  vernünfftigen  Regierungs-Kunst.  (Ohne 
Namen.)  Stuttgart  1753.  —  Nachricht  von  einer 
freywilligen  Feuercassa  für  das  Herzogthum 
Wtirtemberg.    (Ohne  Namen.)    Stuttgart  1754. 

—  Pro  memoria  und  Entwurff  einer  gemein- 
schafftlichen  Feuer-Cassa  der  Reichsstätte  in 
Schwaben.  (Ohne  Namen.)  Stuttgart  1754.  Ein- 
leitung in  die  Staats-Historie  Teutschlands  unter 
der  Regierung  Kayser  Franzens,  Franckfurt 
1755.  —  Herzoglich- Würterabergische  Ordnung 
für  die  allgemeine  freywillige  Wittwen  und 
Waysencassa,  Stuttgart  1756.  —  Ordnung  für 
diejenige,  welche  sich  in  die  in  dem  Herzog- 
thume  Würtemberg  gemachte  allgemeine  frey- 
willige Brand  -Versicherungs  -  Gesellschafft  be- 
geben wollen,  Stuttgart  1756.  —  Schwäbische 
Nachrichten  von  Oeconomie-,  Cameral-,  Policey-, 
Handlungs-,  Manufactur-,  Mechanischen  u.  Berg- 
werckssachen,  10  Stücke  (ohne  Namen),  Stutt- 
gart 1756,  57.  —  Nebenstunden  von  Teutschen 
Staats-Sachen,  6  Stücke,  Ulm  1757/58.  -  Biblio- 
thec  von  öconomischen ,  Cameral-,  Policey-, 
Nahrungs-,  Manufactur-,  Mechanischen  und  Berg- 
wercks-Gesezen,  Schrifften  und  kleinen  Abhand- 
lungen, Ulm  1758.  (Volkswirtschaftliche  Sta- 
tistik der  einzelnen  deutschen  Länder  enthaltend.) 

—  Grundsätze  des  jetzt  üblichen  europäischen 
Völkerrechts  in  Friedenszeiten,  Frankfurt  a.  M. 
1763;  2.  Aufl.,  Nürnberg  1777.  —  J.  A.  Frey- 
herrus  von  Ickstatt  Rettung  der  Landes-Hoheit, 
gegen  den  Missbrauch  der  Capitulationen,  Landes- 
verträge und  Reversalien.  Ins  Teutsche  über- 
sezt,  und  mit  Anmerckungen  versehen  (ohne 
Namen),  Frankfurt  1765.  —  Grundsäze  des  Be- 
steuerungsrechts derer  Teutschen  Reichsstände 
Cohne  Namen),  1765.  —  Abhandlung  von  Recess- 
widrigen,  oder  doch  unbe willigten  Land-Steuren, 
derselben  gewaltsamen  Bey  treibung  und  schul- 
digen Wieder-Ersezung  (ohne  Namen),  1765.  — 
P.  von  Ickstatts  Grundsäze  von  dem  Majestäts- 
Recht  der  obristen  Herrschafft  und  dessen 
Folgen ;  mit  Anmerkungen  darüber  (ohne  Namen), 
1765.  Abhandlung  von  der  Teutschen  Land- 
Stände  Conventen  ohne  Landesherrliche  Be- 
williirung,  1765.  —  Abhandlung  von  Nöthigung 
derer  ünterthanen  zu  regulairen  Kriegsdiensten, 
1765.  —  Sammlung  einiger  neuen  Abhandlungen 
von  Teutschen  Staatsachen,  1.  u.  2.  Abhandlung, 
1765.  —  Von  Teutschland  und  dessen  Staats- 
verfassung überhaupt,  Stuttgart  1766.  —  Neues 
deutsches  Staatsrecht,  20  Bde.  und  Register, 
Stuttgart  und  an  anderen  Orten  von  1766—1775, 

—  Gedancken  über  das  neuerfundene  vernünfftige 
Staatsrecht  des  Teutschen  Reichs  (ohne  Namen), 
Frankfurt  1767.  —  Von  denen  Reichsständen, 
der  Reichs-Ritterschafft,  auch  anderen  unmittel- 
baren Reichs-Glidem,  Frankfurt  1767.  —  Von 
denen  Teutschen  Reichs-Tags-Geschäfften.  Frank- 
furt 1768.  —  Neuestes  Reichsstaats-Handbuch, 
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2  Teile,  Frankfurt  und  Leipzig  1768,  69.  — 
Neueste  kleine  Staatsschriften,  Stuttgart  1769. 

—  Neuester  Zustand  des  besonderen  "deutschen 
Staatsrechts,  Frankfurt  a.  M.  1770.  —  Beiträge 
zu  dem  Völkerrechte  in  Friedenszeiten,  3  Tle., 
Tübingen  1871-81.  —  Neueste  Bibliothek  des 
alltcemeinen  deutschen  Staatsrechts,  Frank- 
furt a.  M.  1771.  —  Neueste  Geschichte  der 
Staatsrechtslehre  und  deren  Lehrer,  Frank- 
furt a.  M.  1771.  —  Abhandlungen  verschiedener 
Rechtsmaterien,  5  Bde.  oder  20  Stücke,  Ulm 
1772—78.  —  Von  der  reichs verfassungsmässigen 
Freiheit  von  deutschen  Staatssachen  schreiben 
zu  dürfen,  üöttingen  1772.  —  Einleitung  in  das 
Markgräfl.  Badensche  Staatsrecht,  Karlsruhe 
1772.  —  Von  der  Landeshoheit  in  Ansehung 
Erde  u.  Wassers,  I,  Frankfurt  1772.  —  Wttrttem- 
bergisches  Gelehrten-Lexikon,  2  Teile,  Stutt- 
gart 1772.  —  Vermischte  Nachrichten  von  reichs- 
ritterschaftlichen  Sachen,  6  Tle.,  mit  RegLster, 
Nürnberg  1773.  74.  -  Von  dem  Ansehen  der 
Rechtsgelehrten  in  deutschen  Sachen,  Regens- 
burg 1773.  —  Von  der  Landeshoheit  in  Steuer- 
sachen, Frankfurt  und  Leipzig  1773.  —  Von 
der  Staatsjustiz,  besonders  auf  Deutschland, 
Regensburg  1773.  —  Neuestes  Reichsstaats- 
Handbuch  auf  1773,  4  Stücke  und  Anhang, 
Tübingen  1774;  dasselbe  auf  die  Jahre  1769—75, 

3  Teile,  Frankfurt  a.  M.  1776-78.  —  Reichs- 
städtisches Magazin,  2  Teile,  Ulm  1774.  — 
Rechtliche  Bedenken  von  Aufhebung  des  Jesuiten- 
ordens, nach  Zugabe  und  fortgesetzten  Nach- 
trägen, 3  Stücke,  Ulm  1774—75.  —  Von  dem 
reicnsständischen  Schulden wesen,  soweit  es  die 
weltl.  Kurfürsten  betr.,  2  Tle.,  Tübingen  1774, 
75.  —  Allgemeines  Register  über  das  alte  und 
neue  Staatsrecht  etc.,  Frankfurt  a.  M.  1775.  — 
Von  dem  Recurs  an  die  Kammergerichtsvisitation, 
Ulm  1775.  —  12  (13)  Reichshofr.  Gutachten 
wegen  des  Jesuitenordens,  Ulm  1775.  —  Von 
den  Rechten  und  Pflichten  der  Kammergerichte 
in  Ansehung  der  Matricularanschläge,  Ulm  1775. 

—  Neueste  Geschichte  der  unmittelbaren  Reichs- 
ritterschaft, 2  Teile,  Ulm  1775,  76.  —  Erste 
Grundlehren  der  deutschen  Staatsgeschichte  zur 
Vorbereitung  auf  das  deutsche  Staatsrecht, 
Stuttgart  1776.  —  Grundlehren  des  deutschen 
Staatsrechts  zum  Gebrauche  für  Anfänger,  Ulm 
1776.  —  Würtembergische  Bibliothek,  oder 
Nachr.  von  Schriften  von  Würtemberg,  4.  Aus- 
gabe V.  Chr.  F.  Spittler,  Stuttgart  1796;  das- 
selbe im  Auszuge,  Stuttgart  1776.  —  Auszug 
meines  neuen  deutschen  Staatsrechts,  als  ein 
Handbuch  zum  Gebrauche  des  grösseren,  Tü- 
bingen 1777.  —  Versuch  des  neuesten  europäi- 
schen Völkerrechts  in  Kriegs-  und  Friedens- 
zeiten,  10   Teile,    Frankfurt  a.  M.   1777-80. 

—  Betrachtungen  über  die  Wahlkapitulation 
Josephs  IL,  2  Teile,  Frankfurt  a.  M.  1778.  — 
Erste  Grundlehren  des  europäischen  Volksrechts 
in  Friedens-  und  Kriegszeiten,  Nürnberg  1778. 

—  Beiträge  zu  dem  neuesten  europ.  Völker- 
rechte in  Friedenszeiten,  5  Teile,  Tübingen 
1778—81.  —  Staatsgeschichte  des  Kriegs  zwischen 
Oesterreich  und  Preussen  in  den  Jahren  1778 
u.  79,  Frankfurt  a.  M.  1779.  —  Beiträge  zu  dem 
neuesten  europ.  Gesandtschaftsrechte,  Frank- 
furt a.  M.  1781.  —  Entwickelung  des  Begriffs 
unsta,ndesmässiger  Ehe  etc.,  Stuttgart  1781.  — 
Zusätze  zu  dem  neuen  deutschen  Staatsrechte, 
3  Bde.,  Frankfurt  a.  M.  1881,  82.  —  Rechte  der 


j  Menschheit  in  Religionssachen,  im  Natur-  und 

j  gesellschaftlichen   Stande,   Stuttgrart    1782.    — 

I  Von    der   Excellenz   d.   Gesandten    v.    zweitrn 

Range,    Tübingen   1783;    Nachtrag- ^    Stottjrarr 

'  1783.    —    Nordamerika    nach    den    Frie*i^:i^ 

Schlüssen  von  1783,  3  Teile,  mit  2  Eait^en  uiH 

I  Register,   Leipzig  1784,  85.   —  Von  der  kai-«T- 

lichen   Wahlkapitulation,    neu    bearbeitet    vi.h 

C.  F.  Häberlein,  Nürnberg  1792. 

b)  In  Zeitschriften  befinden  sich  wich- 
tigere Aufsätze  u.  a.   in  der   .Berliner  In- 
telligenz-* An.  1737  n.  1.    Von  dem  Völcker- 
recht  überhaupt,   und  dem  Earopäischen  insbe- 
sondere. —  n.  19.  Reflexiones  über  die  Cermonirl- 
Streitigkeiten  auf  dem  Reichs-Convent  za  Hegen^- 
burg.  —  n.  31.   Deutliche  Vorstellung  der  soe»i 
sehr   schweren   Materie,    wie    die    Königreich- 
Arelat,  Austrasien,  Burgnnd,  Franckreich,  Loth- 
ringen,  Neustrien,   Provence  und    Teutschland 
resp.  aufgekommen,  zusammengeflossen,  wieder 
vertheilet  worden,  nebeneinander  gestanden  und 
endlich   meistens   erloschen   seynd.    —   In    den 
„Wöchentlichen  Franck  für  tischen  Ab- 
handlungen" von  17dö.  n.  p.  I.  33.  Gedanken 
über  den  dermal  igen  Zustand  des  Münz  wesen« 
in  Teutschland,  dessen  vorhabende  Verbesserung, 
und  die  damit  verbundene  Schwürigkeiten.  — 
n.  5,  p.  75,  86.   Fragen  von  Münzwesen,  welche 
bey  klüglicher  Erwählung  eines  neuen  dauer- 
hafften  Münz-Fusses,  und  darnach  vorzunehmen- 
der   Valvation    derer    inn-    nnd    ausländischen 
3IUnzen,  zu  erwägen  und  zu  entscheiden  sevn 
möchten.   —  n.   16,  p.  251.    Gedanken   weßt?n 
eines    zu    errichtenden    Römisch  -  Kavserlichen 
Ritter-Ordens.  —  n.   17,  p.  257.     Kurzer  Be- 
griff der  älteren  und  neueren  Staats-Angelegen- 
heiten  zwischen  Russland   und   Dänemark.    — 
n.  17,  p.  266.    Gedanken  über  einige  das  Münz- 
wesen betreffende  wichtige  Puncten.   —  n.  22, 
p.  336,  395.     Guter   Rath   für  junge   Rechts- 
gelehrte,  so  Ton  Universitäten  kommen.  —  n. 
25,  p.  385.  Von  denen  Geldsorten  in  Bezahlnnif 
der  Cammer-Ziler  und  deren  Werth.  —  n.  261 
p.  401.    Von   der   verschiedenen  Denckens-Art 
der  Teutschen  Höfe,   in  Ansehung  der  Lehre 
des  Teutschen  Staats-Rechts.  —  n.  28,  p.  433. 
Kurze  Betrachtung  derer  seit  einigen  hnnden 
Jahren    in    Teutschland   zugetragenen    Staat>- 
Veränderungen ,   und   der   daraus   erwachsenen 
dermaligen  Staats- Verfassung  desselben.   —    n. 
32,  p.  488,  516.   Einige  Säze  von  der  Teutschen 
Staats-Klufheit  und  deren  Lehre.   —    In   den 
„Schwäbischen  Nachrichten  von  Oe COD. 
Sachen"  1756,  p.  455,  545,  640.   Einige  Grund- 
gedanken   von    Handlung-    und    Mann£actnr- 
Sachen,  besonders  in  Absicht  auf  ein  mit  keinen 
schiffreichen  Ströhmen  versehenes  Fürstenthum 
in  Teutschland.   —  p.  824.    Grundsäze  von  der 
Policey  überhaupt,  wie  auch  ihrer  Natur  und 
Schicksalen  in  Teutschland.  —  p.  924.  Von  der 
Policey- Wissenschafft,  und  denen  dahin  gehörigen 
SchriflTten.  —  p.  934.    Von  denen  Gerechtsamen 
und  Pflichten  der  Landes-Herrschafft,  der  Land- 
stände  und   der  Unter -Obrigkeit   in  Policey- 
Sachen. 

Vergl.  über  Johann  Jakob  Moser: 
Lebensgeschichte  Johann  Jakob  Mose^. 
von  ihm  selbst  beschrieben.  I— IV.  3.  ver- 
mehrte Aufl.,  Lemgo  1777—1783.  —  Dasselbe 
Werk,  kürzer  gefasst.    Ohne  Angabe  desVer- 
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la^g^ortes,    1768    (diese  Antobioffraphieen   sind 

>Itisterwerke  an  Einfachheit  und  Klarheit).   — 

^  ^«völf  Schreiben  an  seinen  sterbenden  Sohn 

OliT.  Benj.  V.  Moser  vom  Jahre  1774.     Nebst 

einer  Hose  auf  das  Grab  dieses  geliebten  Bruders 

von  C.  F.  Moser,  Frankfurt  1790.  —  Femer  von 

*I-    J.  Moser  selber  verfasst:  Stammtafeln  der 

ITamilie  Moser  von  Filseck  (ohne  Namen),  Tü- 

l>irigen  1729,  I.  —  Ad  Imperatorem,  Vorstellung, 

in  Sachen:  Moser  contra  von  Ziegesar,  Eschenau 

>>etrefFend.     (Tübingen   1731.)  fols.   —   Genea- 

loij?ische  Nachrichten  von  meiner  eigenen  und 

allen    davon    abstammenden    Familien,    Stutt- 

«•art  1752,  vermehrt,  Tübingen  1756.  —   Send- 

?*clireiben  an  die  Verfasser  der  Hamburgischen 

Berichte  von  gelehrten  Sachen,  wegen  M.  Pries 

in  Rostock  und  D.  Darjes  in  Jena  wider  mich 

lierausgegebenen    Schriften,    Ebersdorflf    1741. 

—  Universal-Lexikon  aller  Künste  und 
^Vis8enschaft,  Bd.  XKI,  Leipzig  1737.  — 
J  enichens  Nachrichten  von  dem  Leben  der 
jetzt  lebenden  Rechtsgelehrten,  Leipzig  1739, 
"S.  144.  —  Strieder,  Grundlage  einer  hessischen 
Cielehrtengeschichte,  Cassel  1794,  Bd.  IX,  S.  207. 

—  R.  V.  Sohl,  Geschichte  und  Litteratur  der 
Staats  Wissenschaften.  IL  Bd.,  Erlangen  1856, 
S.  243,  376,  394,  401  ff.,  412,  477.  —  Der- 
selbe,  Die  beiden  Moser  in  ihrem  Verhältnisse 
zu  deutschem  Leben  und  Wissen.  Mit  Be- 
nutzung ungedruckter  Quellen,  Augsburg  (Er- 
gänzungsbl.  zur  „Allg.  Ztg."),  1846.  —  Der- 
Helbe,  Beitrage  zur  Geschichte  Württembergs, 
Stuttgart  1831,  Bd.  L  —  Hermann  Schulze, 
Deutsche  Biographie,  Bd.  22,  S.  372  -  382.  - 
Derselbe,  J.J.  Moser,  der  Vater  des  deutschen 
Staatsrechts.  Ein  Vortrag,  1869.  —  Bopp, 
Moser,  Vater  und  Sohn,  im  Staatslexikon,  2.  Aufl., 
IX,  S.  229ff.  —  K.  F.  Ledderhose,  Züge 
aus  dem  Leben  J.  J.  Mosers,  Heidelberg  1843 
(2.  Aufl.  1852).  —  Pfarrer  Aug.  Schmid,  Das 
Leben  Johann  Jakob  Mosers.  Aus  seiner  Selbst- 
biographie, den  Archiven  und  Familienpapieren, 
Stuttgart  1868.  —  vom  Busche.  Friedrich 
Carl  Freiherr  von  Moser,  Stuttgart  1846,  S.  Iff. 
( Der  Vater  Moser.)  —  Wächter,  Job.  J.  Äloser, 
Stuttgart  1886.  —  Wagener,  Staats-  und  Ge- 
sellschaftslexikon, XIII.  Bd.,  Berlin  1863,  S.  691. 

—  Pütt  er,  Litteratur  des  deutschen  Staats- 
rechts, I.  Teil,  §  227 ff.  —  Bau r,  Handwörter- 
buch III,  Ulm  1808,  S.  798.  —  Bluntschli, 
Geschichte  des  Allgemeinen  Staatsrechts  und 
der  Politik,  2.  Aufl.,  München   1867,  S.  402  ff. 

—  C.  F.  Hermann,  Johann  Jakob  Moser,  der 
württembergische  Patriot  als  Gefangener  auf 
Hohentwiel.  Mit  Porträt,  Stuttgart  1869.  — 
F.  C.  V.  Moser,  Letztes  Lebensjahr  und  Tag 
meines  seligen  Vaters  J.  J.  Moser,  Frankfurt 
1790.  —  V.  Kaltenborn  in  St.W.B.  v. 
Bluntschli  und  Brater  VII,  S.  10-23.  —  Der- 
selbe, Kritik  des  Völkerrechts,  S.  91  ff.  — 
Biedermann,  Deutschland  im  18.  Jahrb., 
Bd.  I,  1.  Aufl.  1854,  S.  32,  35,  62,  65,  86,  88, 
103,  110,  112,  152;  Bd.  II,  1.  Aufl.  1858,  S.  77, 
ai3ff.;  Bd.  III.  1867,  S.  54.  —  Röscher, 
Gesch.  d.  Nat.,  S.  419,  441,  472,  494,  579.  - 
Heffter,  Das  europäische  Völkerrecht  der 
Gegenwart,  7.  Aussrabe,  bearbeitet  von  H. 
Geffcken,  Berlin  1881,  Einleitung  S.  33.  — 
Alb.  Eug.  Adam:  J.  J.  Moser  als  württera- 
bergischer  Landschaf tsconsulent  1751—1771, 
Stuttgart  1887.   —  Frensdorff,   Die   ersten 


Jahrzehnte  des  staatsrechtlichen  Studiums  in 
Göttingen.  Festschrift,  1887.  —  J.  Lempp, 
Der  württemb.  Landschaftsconsulent  J.  J.  Moser 
1759—1765  (in  „Württemb.  Jahrb."  1898  S.XXIV). 

Schmidt, 


Möser^  Jastas, 

Staatsmann  und  hochverdienter  volkstümlicher 
Publizist,  wurde  geboren  am  14.  XII.  1720  zu 
Osnabrück,  wo  sein  Vater  Kanzleidirektor  und 
Konsistorialpräsident  war.  Seine  akademischen 
Studien  machte  Moser  in  den  Jahren  1740—42 
in  Jena  und  Göttingeu  und  widmete  sich  dann 
in  seiner  Vaterstadt  der  Advokatur,  in  welchem 
Berufe  er  sich  mit  Freimut  und  Wärme  der 
unterdrückten  Unschuld  annahm.  Die  Energie, 
womit  er  der  Willkür  des  damaligen  Statthal- 
ters von  Osnabrück  entgegentrat,  verschaffte 
ihm  die  Hochachtung  und  das  Vertrauen  seiner 
Mitbürger  in  dem  Masse,  dass  er  (1747)  zum 
Advocatus  patriae  erhoben  ward,  nachdem  ihn 
bereits  vorher  (1742)  die  Landstände  zum  Se- 
kretär der  Ritterschaft  ernannt  hatten.  Moser 
wusste  dieses  widerspruchsvolle  Amt  so  gut  zu 
führen,  dass  die  Ritterschaft  ihn  (gleichfalls 
1747)  zu  ihrem  Syndikus  beförderte.  Moser  ver- 
stand es,  mit  seinen  Pflichten  als  Beamter  und 
Staatsmann  die  höheren  Interessen  des  Welt- 
bürgers und  Menschenfreundes  stets  zu  vereinen. 
Er  war  seit  den  traurigen  Zeiten  des  dreissig- 
jährigen  Krieges  wohl  der  erste  deutsche  Staats- 
mann, der  es  offen  aussprach,  dass  Wahrheit 
und  Redlichkeit  auch  im  Staatsleben  erste 
Pflicht  des  Menschen  sei.  Eine  diplomatische 
Sendung  nach  London,  im  Jahre  1763,  gab 
Moser  während  der  Dauer  von  8  Monaten  Ge- 
legenheit, die  volkswirtschaftlichen  und  gesell- 
schaftlichen Zustände  Englands  zu  studieren. 
Als  im  Jahre  1761  der  nur  einjährige  Prinz 
Friedrich,  Sohn  des  Königs  Georg  von  England, 
Fürstbischof  von  Osnabrück  wurde,  erhielt  Moser 
in  der  Vertretung  der  vormundschaftlichen  Rechte 
des  Prinzen  und  als  vom  Domkapitel  1762  er- 
nannter Justitiar  beim  Kriminalgericht  zu  Osna- 
brück eine  einflussreichere  Stellung  zur  Landes- 
regierung, welche  im  Jahre  1768  beim  wirk- 
lichen Regierungsantritt  des  Fürstbischofs  Fried- 
rich durch  seine  offizielle  Ernennung  zum  ge- 
heimen Referendar  bei  der  Regierung  sanktio- 
niert wurde.  Im  Jahre  1768  legte  Moser  seine 
Stellung  als  Justitiar  nieder  und  nahm  auf 
wiederholtes  Verlangen  im  Jahre  1783  den  Titel 
eines  Geheimen  Justizrates  an.  Er  starb  am 
8. 1.  1794.  Am  12.  IX.  1836  ward  ihm  in  seiner 
Vaterstadt  ein  Standbild,  ausgeführt  von  Drake, 
errichtet. 

Mosers  Bedeutung  als  National- 
ökonom ist  in  seinen  Schriften  zu  suchen, 
welche  freilich  kein  System  der  Staatswirtschaft 
bieten,  aber  in  klassischer  Ausdrucksform  so 
viele  durchaus  originale  volkswirtschaftliche  An- 
sichten enthalten,  welche  mit  allgemeinen 
Charakterzügen  der  deutschen  Nation  zusam- 
menfallen, dass  sie  nicht  genug  gewürdigt 
werden  können.  Moser  ist  als  eine  selbstän- 
digeAutorität  in  der  Nationalökonomie 
zu  betrachten.    Er  ist  in  gewisser  Hinsicht  ein 
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Anhänger  des  Merkantilsystems  und  ein  viel- 
facher Gegner  der  Sinithschen  Theorieen.  Er 
wendet  sich  ge^en  die  Unbeschränkt heit  des 
privaten  Grundeigentums  und  betrachtet  den 
Bauernstand  als  die  eigentliche  Grundlage  des 
Staates.  Er  tritt  jedoch  f&r  ein  selbstthätiges 
freies  Bürgertum  ein.  Moser  ist  ein  Feind  einer 
zu  weit  gehenden  Arbeitsteilung.  In  seinem 
Festhalten  am  bewährten  Alten  und  Einheimi- 
schen liegt  stets  ein  unverkennbares  Streben 
nach  Ausgleichung  der  Gegensätze  und  Wider- 
sprüche im  Leben  und  in  der  Wissenschaft. 
Moser  verteidigt  die  Standesunterschiede,  jedoch 
nicht  in  dem  Sinne,  dass  er  den  einen  Stand 
dem  anderen  unterordnen,  sondern  dahin,  dass 
er  jedem  Stande  seine  besondere  Ehre  zuweisen 
will.  Moser  empfahl  die  dem  Kleinbetriebe 
günstigen  Beschränkungen  des  Merkautilsystems, 
äusserte  sich  jedoch  für  völlige  Freiheit  des 
Getreidehandels.  —  Auf  politischem  Gebiete  ist 
Moser  der  entschiedenste  Feind  des  zu  seiner 
Zeit  so  unendlich  beliebten  Generalisierens  und 
Centralisierens ;  er  sympathisiert  mit  den  Zeiten 
des  Faustrechts.  —  Auch  auf  religiösem 
Gebiete  fasste  Moser  seine  Anschauungen  vom 
praktisch- volkswirtschaftlichen  Gesichtspunkte  i 
auf.  So  z.  B.  betrachtet  er  das  gegenseitige 
besondere  Vertrauen  unter  den  Mitgliedern  einer 
Keligionssekte  als  eine  Art  Kapital.  Dieselbe 
konkrete  Auffassung,  welche  alles  Phrasenhafte, 
Gemachte  und  Künstliche  hasst,  erfüllte  Moser 
in  betreff  der  Volkserziehung  (als  Gegner  Rous- 
seaus)  und  der  Schulbildung.  —  In  Hinsicht  auf  i 
die  Bevölkerungstheorie  äussert  sich 
Moser  durchweg  als  der  entschiedenste  Feind 
jeder  proletarischen  Volksvermehrung.  Beson- 
ders wichtig  für  Mosers  Bevölkerungsansichten 
ist  sein  Für  und  Wider  gegen  die  sogenannte 
Hollandsgängerei.  Nach  Ludwig  Elster  muss 
unter  den  deutschen  Volkswirten  Moser  in 
erster  Linie  als  Vorgänger  von  Malthus  be- 
zeichnet werden  (cf.  d.  Art.  Bevölkerungs- 
lehre oben  Bd.  II,  7bOj.  —  Goethe  nennt 
Moser  den  „herrlichen  unvergleichlichen  Mann", 
den  „deutschen  Franklin"  (13.  Buch 
von  „Wahrheit  und  Dichtung")  und  vergleicht 
die  nationalökonomischen  Grundsätze  Mosers 
mit  „Goldkörnem  und  Goldstaub".  Röscher 
erachtet  Moser  als  den  grössten  deutschen 
Nationalökonomen  des  18.  Jahrhun- 
derts (Zeitschr.  f.  Staats w.  1860,  S.  546  u. 
Sitzungsberichte  der  Akademie  der  Wissen- 
schaften 1867,  S.  18)  und  begründet  seine  An- 
sicht damit,  dass  er  Moser  folgende  drei  Eigeu- 
tümlichkeiteu  vindiziert:  „1.  er  gehört  zu  den 
wenigen,  die  gleichmässig  für  das  Hohe,  sozu- 
sagen Vornehme  und  für  das  Alltägliche,  Ordi- 
näre des  Volkslebens  Interesse  und  Verständnis 
besitzen;  2.  er  ist,  hiermit  in  Zusammenhang, 
ein  warmer  Freund  und  tiefer  Kenner  des 
Volkstümlichen  (das  Volk  doppelsinnig  verstan- 
den, sowohl  im  Sinne  bloss  der  niederen  Klassen 
als  auch  im  Sinne  der  ganzen  Nation); 
.  3.  er  ist  einer  der  grössten  Meister  historischer 
Methode."  Bluntschli  hält  Moser  für  den 
„edelsten  Repräsentanten  der  historisch-realisti- 
schen Staatsweisheit  seiner  Zeit",  bezeichnet 
aber  dessen  staatswissenschaftliche  Anschauun- 
gen als  zu  engherzig,  zu  konservativ,  als  im 
„mittelalterlichen  Partikularismus"  befangen. 
Moser  fürchte  beständig,  „der  Osuabrücker  gehe 


verloren,  wenn  der  Mensch  zn  Ehren  konusr" 
(Geschichte  des  Staatsrechts  —  s.  Litt. — S.  414  fi 
Wegele  hebt  auch  die  gross^i  Verdicft?T#= 
Mosers  hervor,  verschweisrt  aber  nicht  i,DeBtj>c'i»- 
Biographie  —  s.  Litt.  —  XXII,  S.  389i,  dass  trr 
überall  den  „Bürger**  dem  „Blenschen*-  g^rsr^i- 
übers teile  und  sich  unermüdlich  dagiegen  Ttrr- 
wahre,  dass  der  letztere  auf  Kosten  des  ^^eren 
begünstigt  werden  solle.  Hierbei  überKbr 
Moser,  dass,  um  dem  „Bürger"  aafznhelfen.  vor 
allem  der  „Mensch"  wieder  in  seine  R<fchte.  d. 
h.  in  einen  erträglichen  und  menschen wnrdi^rrTi 
Znstand  versetzt  werden  müsse.  Nach  Xaurz 
(S.  386)  ist  Moser  als  der  Schöpfer  und  Begrün- 
der jener  volkswirtschaftlichen  Ideeenriehtaac 
anzusehen,  die  im  Laufe  des  gegenwärtigen  Jaiir- 
hunderts  durch  ihre  vielfache  Opposition  ^c^t 
die  liberal-rationalistische  Schule  des  Smithmni»- 
mus  bekannt  geworden  und  im  Sinne  einer  k**u- 
servativ-reli^ösen  und  teilweise  reaktionären 
Denkerpartei  für  die  Wiederbelebung  läng^«: 
überwundener  feudaler  mittelalterlicher  Einri.h- 
tungen- und  Institutionen  wirksam  g-ewe$en  Ut. 
Walker  (Handbuch  der  Nat.  V,  2.  Aufl.,  Leip- 
zig 1888,  S.  15)  bezeichnet  Mosers  Ansichten 
als  „ein  Gemisch  echt  historischer  Erhalmnir«- 
und  Reform tendenzen  mit  feudalen  Tendenzen", 
Ingram  (S.  110)  hält  Moser  nicht  nur  für 
konservativ,  sondern  für  rückschrittlich,  da  er 
eine  Vorliebe  für  mittelalterliche  Einrichtoneen. 
wie  z.  B.  die  Zünfte,  hegt  und  sogar  die  Leil»- 
eigenschaft  jener  Art  Freiheit  vorzieht,  wie  ^W 
der  moderne  Lohnsklave  geniesst.  Von  italie 
nischen  staatswissenschaftlichen  SchriftsteUem 
werden  die  Anschauungen  Mosers  als  denen  des 
Italieners  Ortes  verwandt  bezeichnet. 

Moser  veröflFentlichte  a)  in  Buchform: 
„Arminius^',  1749.  (Ein  patriotisches  Trauer- 
spiel, in  welchem  jedoch  der  Verfasser  der  da- 
maligen Zeit  ein  politisch-soziales  Spiegelbild 
ihrer  eigenen  Jämmerlichkeit  vorhält.)  —  Der 
W^ert  wohlerwogener  Neigungen  und  Leiden- 
schaften, Hannover  17n6.  —  Osnabrücks  Ge- 
schichte mit  Urkunden,  2  Teile,  Osnabrück  17t58. 

2.  Aufl.  Berlin  1780,  3.  Aufl.  1819.  —  Dasselbe. 

3.  Teil,  mit  Urkunden,  herausgegeben  ans  de* 
Verfassers  handschriftlichem  Nachlasse,  Berlifl 
1824.  (Das  Bedeutendste  an  diesem  Werke  i^t 
die  „Einleitung  in  die  osnabrückische  Geschichte" 
im  1.  Bde.  Sie  schildert  die  ältesten  Zuständt* 
des  niedersächsischen  Volkes  nach  den  ver- 
schiedensten Seiten  der  staatlichen,  wirtschaft- 
lichen und  sozialen  Einrichtungen.  Der  Ver- 
fasser nahm  die  Untersuchung  des  Grundbesitz» 
und  der  bäuerlichen  Verhältnisse  überhaupt  zum 
Ausgangs-  und  Mittelpunkt  seiner  geschicht- 
lichen Betrachtungen  und  drückt  mit  den 
früheren  deutschen  Zuständen  dieser  Art  sein? 
Sympathie  aus.  Das  Ganze  giebt  in  fruchtbar- 
ster Weise  als  Geschichte  eines  kleinen  Landes 
das  Bild  des  damaligen  inneren  Lebens  der 
ganzen  Nation.)  —  Fünf  kleinere  Schriften: 
1.  Der  Wert  wohlgewo^ener  Neigung,  2.  ver- 
besserte Aufl.;  2.  Schreiben  an  A  Mendez  du 
CostA;  3.  Schreiben  an  Vicao;  4.  Schreiben  an 
Patritchen;  ö.  Harlekin,  Bremen  1777.  —  Pa- 
triotische Phantasieen,  3  Teile,  Berlin  1774  -  1778; 
1.  und  2.  Teil  2.  Aufl.  1778;  4.  Teil  herausge- 
geben von  seiner  Tochter,  J.  W.  v.  Voigt,  1768: 
3.  Aufl.  4  Bde.,  Berlin  1804;  4.  Aufl.  4  Teile, 
herausgegeben  von  J.  W.  J.  v.  Voigt,  Berlin 
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aH:äO.  —  Dieselben  in  2  Teilen.  Mit  Einleitung 
Tincl  Anmerkungen  herausgegeben  von  Richard 
5Ci>llner,  Leipzig  1871  (Bibliothek  der  deutechen 
IN  atiionallitteraturj.  '^Die  Aufsätze  der  „Patrio- 
Tisohen  Phantasieen*'  haben  namentlich  dazu  bei- 
$i:e tragen,  den  Ruf  Mosers  als  staatswissenschaft- 
lictien  Publizisten  zu  begründen.)  Schreiben  an 
den  P.  J.  K.  in  W.,  den  ersten  Schritt  zur 
IcUnfti^en  Vereinigung  der  evangelischen  und 
katholischen  Kirche  betreffend,  Hannover  1781. 

Ueber  die  deutsche  Sprache  und  Litteratur, 

Osnabrück  und  Hamburg  1781.  —  Der  Cölibat 
4ler  Geistlichkeit,  von  seiner  politischen  Seite 
t>e  trachtet,  Hannover  1783.  —  Vermischte 
Schriften,  mit  Mosers  Leben  von  Fr.  Nicolai, 
:^  Teile,  Berlin  1797.  —  Eine  Gesamtaus- 
g-abe  von  Mosers  Schriften  in  8  Bdn.  wurde 
von  Nicolai  im  Jahre  1798  (Berlin),  eine  solche 
von  10  Bdn.  von  Abeken  im  Jahre  1842  ver- 
anstaltet. Eine  Auswahl  der  „P.  Phantasieen" 
für  den  Schulgebrauch  wurde  von  Dr.  Ferd. 
I>ieter  herausgegeben,  Leipzig  1896. 

b)  in  Zeitschriften:  1.  in  der  „Berliner 
Monatsschrift"  1789,  St.  7,  S.  30—36:  Also  sollte 
ein  Regent  einmal  für  alle  und  jede  erteilte  oder 
zu  erteilende  Expektanz  für  erschlichen  erklären? 
1791,  St.  1,  S.  25—30:  An  einen  angehenden 
Misanthropen,  von  Amalien;  St.  2,  S.  114 — 120: 
Ueber  die  gänzliche  Aufhebung  des  Droit  d' Au- 
baine  in  Frankreich;  St.  3,  S.  207-212:  Einige 
Anmerkungen  über  die  Zusätze  der  neuesten 
Wahlkapitulation;  St.  6,  S.  496—506:  Ueber 
das  Recht  der  Menschheit,  insofern  es  zur 
ilrnndlage  eines  Staates  dienen  kann:  St.  7, 
8.  28— Ö:  Etwas  zur  Verteidigung  des  soge- 
nannten Aberglaubens  unserer  Vorfahren;  St. 
1 1,  S.  396—401:  Wann  und  wie  mag  eine  Nation 
ihre  Konstitution  verändern?  1792;  St.  6,  S. 
514—527:  Ueber  die  Einwendungen  des  Herrn 
K.  im  Febr.  gegen  diesen  Aufsatz;  St.  8,  S. 
113—142:  Der  arme  Freye,  eine  Erzählung; 
1793,  St.  2,  S.  103—108:  Wie  der  Unter- 
schied der  Stände  auch  schon  in  dem  ersten 
Sozialkontrakt  gegründet  sein  könne?  1794, 
Jan.:  Noch  etwas  über  die  Geburtsrechte.  — 
2.  in  „Weddingens  westfälischem  Magazin", 
Heft  2.  S.  116-126:  (beschichte  der  Stiftung 
des  Kollegialstiftes  in  der  Stadt  Wiedenbrück, 
Hochstifts  Osnabrück.  —  3.  Moser  war  viel- 
jäbriger  Mitarbeiter  an  der  „Allgemeinen  teut- 
schen  Bibliothek".  —  4.  In  dem  „OsnabrQcker 
Intelligenzblatt"  wurden  die  meisten  in  den 
„Patriotischen  Phantasieen"  veröffentlichten  Auf- 
sätze Mosers  vorher  mitgeteilt. 

Vergl.  über  Justus  Moser:  Reinhard 
Zöllner,  Biographie  Justus  Mosers  in  dessen 
Herausgabe  der  Möserschen  „Patriotische  Phan- 
tasieen", Leipzig  1871,  I.  Bd.,  S.  I— XL.  — 
Ludwig  Rupp recht,  Justus  Mösere  soziale 
und  volkswirtschaftliche  Anschauungen.  Ge- 
krÖDte  Preisschrift  der  Staats  wissenschaftlichen 
Fakultät  der  Universität  München,  Stuttgart 
1892.  —  Goethe,  Wahrheit  und  Dichtung, 
XIII.  Buch,  Kunst  und  Altertum,  IV.  Buch, 
S.  2.  —  Wilhelm  Röscher,  Justus  Moser 
als  Nationalökonom.  Zeitschr.  f.  Staatsw.  XXI. 
Bd.  (1865),  S.  546-578.  —  Derselbe,  Gesch. 
d.  Nat.  S.  öOOif.  —  Derselbe,  Svst.  I,  14. 
Aufl.,  §  42,  63,  69,  91,  117,  161,  169.  173,  191, 
200,  226,  242,  248.  254,  256.    Syst.  II,  11.  Aufl., 


§  5,  73,  75,  87,  92,  93,  101,  114,  125,  127,  134, 
138,  148,  154,  157.  Syst.  IV,  1,  3.  Aufl.  §  30, 
125, 154.  —  Derselbe,  Ein-  und  Durchführung 
des  Adam  Smithschen  Systems  in  Deutschland 
(Sitzung  der  Akademie  der  Wissenschaften  am 
1.  VIL  1867),  S.  18  und  19.  —  Bluntschli, 
Geschichte  der  neueren  Staatswissenschaft,  3. 
Aufl.,  S.  463 ff.  —  Derselbe,  Geschichte  des 
allgemeinen  Staatsrechts  und  der  Politik,  2.  Aufl., 
München  1867,  S.  404—426.  —  Derselbe, 
Staatswörterbuch  in  3  Bdn.,  2.  Ausgabe,  II,  S. 
634.  —  F.  Kreyssig,  Justus  Moser  (mit  Ab- 
bildung des  Möserdenkmals  in  Osqabrück), 
Berlin  1857.  —  Wegele  im  St.  W.  B.  v. 
Bluntschli  und  Brater  VII,  S.  23-32.  —  Der- 
selbe in  der  Allgemeinen  deutschen  Biographie 
XXII,  S.  385-390.  —  Fr.  Nicolai,  Mosers 
Leben,  in  Bd.  X  der  in  Berlin  1842  erschienenen 
Gesamtausgabe  der  Werke  Mosers.  —  Abeken , 
Charakteristik  Mosers  in  Bd.  I  derselben  Aus- 
gabe. —  Pölitz  in  seinen  Jahrbüchern,  Leipzig 
1836.  II,  S.  70.  —  Samuel  Baur,  Lebensge- 
mälde, II  Teile,  S.  100-115.  —  F.  J.  Buss. 
Geschichte  der  Staatswissenschaft,  Freiburg  und 
Karlsruhe  1839,  I,  S.  DCXXV.  —  Bieder- 
mann, Deutschland  im  18.  .Tahrh. ,  1.  Aufl.. 
Leipzig  1854,  S.  65—68,  102,  152,  283,  II,  eben- 
da ia')8,  S.  83,  388,  492.  546,  III,  ebenda  1867, 
S.  228,  287,  290,  293,  317,  325,  381.  -  John, 
Geschichte  der  Statistik  I,  Stuttgart  1884,  S.  51. 
—  Ingram  (Roschlau),  Geschichte  der  Volks- 
wirtschaftslehre, Tübingen  1890,  S.  109,  110.  — 
W  a  g  e  n  e  r ,  Staats-  und  Gesellschaftslexikon 
XIII,  Berlin  1863,  S.  695-704.  —  Mohl,  Ge- 
schichte und  Litteratur  der  Staats  Wissenschaften 
III,  Erlangen  1858,  S.  398.  —  Kaut z,  Theorie 
und  Geschichte  der  Nationalökonomik  11,  Wien 
1860,  S.  384,  386,  387.  —  Blanckmeister,  F., 
Justus  Moser  als  Apologet  des  Christentums, 
Heidelberg  1885. 

Schmidt. 


Hflhlenrecht. 

1.  Begriff  und  Arten.  2.  Geschichtliche 
Entwickelung.  3.  Heutiges  Recht  der  Wasser- 
mühlen, a)  Genehmigung,  b)  Aichpfahl.  c)  Be- 
schränkungen des  \\  asserbenutzungsrecht«».  d) 
Enteignung,    e)  Schiffmühlen.    4.  Windmühlen. 

1.  Begriff  und  Arten.  Mtlhlenrecht  ist 
der  Inbegi'iff  der  Anlage  und  Betrieb  von 
Mühlen  i-egelnden  Rechtsnormen.  Unter 
Mühlen  versteht  man  zunächst  gewerbliche 
Vorrichtungen  zum  Zerkleinem  des  Geti-eides 
behufs  Gewinnung  von  Mehl,  im  weiteren 
Sinne  begreift  man  unter  Mühlen  alle  die- 
jenigen maschinellen  Vorrichtungen,  welche 
zum  Mahlen  und  Zerkleinern  von  ßoh- 
materialien  dienen  und  spricht  in  diesem 
Sinne  von  Oel-,  Polier-  und  Schleif-,  Säge-, 
Pulver-,  Walk-,  Stampf-,  Papiermühlen  etc. 
Je  nach  der  die  Mühle  bewegenden  Kraft 
unterscheidet  man  Hand-,  Ros.s-,  Wind-, 
Wasser-  (Schiff-)  und  Dampfmühlen.  Ein- 
heitliche Rechtssätze,  die  teils  dem  öffent- 
lichen,   teils   dem    Privatrechte   angehören, 
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haben   sich  nur  in  Bezug  auf  die  Wasser- j 
mühlen  herausgebildet,  weshalb  von  diesen 
hier   hauptsächlich  gehandelt  werden  wiiti.  i 
2.  Geschichtliche  Entwickelung.    Die  ; 

Mühlen  ei-scheinen  elienso  wie  die  Backöfen  | 
ursprünglich  sowohl  im  gm nd herrschaft- 
lichen Besitze  wie  in  dem  der  ]^Iarkgenossen- 1 
Schäften.  Zu  allen  Zeiten  erfreuten  sich  die 
Mühlen,  welche  den  Mensciien  dius  unent- 
behrlichste Lebensmittel  bereiteten,  eines 
erhöhten  Rechtsschutzes.  Die  Volksrechte 
der  fränkischen  Zeit  und  die  Rechtsbücher 
des  Mittelalters  bedrohten  die  an  Mühlen 
begangenen  Diebstähle  und  RaubanfäUe  mit 
schwerer  Strafe,  und  namentlich  die  Ijand- 
friedensoi-dnungen  zählten  die  Mühlen  zu 
den  befriedeten,  gegen  jede  Gewaltthat  ge- 
schützten Sachen.  Bei  der  Kostsineligkeit 
der  Anlagen  grosser  Mühlwerke  erklärt  es 
sich,  dass  sie  zu  den  gewerblichen  Anlagen 
gehören,  welche  sich  häufig  auf  gix)ssen 
GrundheiTSchaften  finden.  Sie  wurden,  nach- 
dem der  Eigenbetrieb  der  Gi-undherren  immer 
mehr  zurücktrat,  von  diesen  in  Form  der 
Erbleihe  und  Erbpacht  gegen  Zins  ausge- 
than.  Das  Recht  zur  Anlegung  einer  Mühle 
stand  ursprünglich  jedennann  als  Ausfluss 
seines  Grundeigentums  zu.  Seit  dem  12. 
Jahrhundert  entwickelte  sich  ein  Mühlen- 
regal des  Reichs  an  allen  schiff-  und  flöss- 
baren Strömen,  das  von  diesem  durch 
Privilegien  auf  Landesherren  und  Städte 
übertragen  wiu-de  und  dafür  das  ausschliess- 
liche Recht  zur  Anlage  und  zum  Betriebe] 
von  Mühlen  gewährte.  Diese  verliehen  dann 
dieses  Recht,  die  sogen.  Mühlengerechtigkeit, 
an  Private,  gewöhnlich  unter  Festsetzung 
eines  Mülüzinses.  Die  meisten  Müller  be- 
sassen  ein  Bann-  und  Zwangsrecht,  das  sich 
aber  stets  auf  einen  speciellen  Rechtstitel 
(Vertrag,  Privileg,  Verjährung)  stützen  musste. 
Das  Bann-  und  Zwangsrecht  (Mahlzwang) 
enthielt  das  Recht  aussclüiesslichen  Mühleu- 
betriebes und  gewährte  ausserdem  dem  je- 
weiligen Mühlenbesitzer  das  Recht,  zu  ver- 
langen, dass  die  Bewohner  einer  bestimmten 
Gemeinde  oder  eines  Bezirks  ihr  Getreide 
lediglich  in  der  bei-echtigten  Mühle  mahlen 
oder  schroten  lassen.  Der  Mahlzwang  legte 
aber  dem  berechtigten  Müller  auch  die  Ver- 
pflichtung auf,  das  Getreide  der  Pflichtigen 
Mahlgäste  nach  der  Reihenfolge  der  Meldung 
und  vor  fremden  Mahlgästen  zu  mahlen. 
Der  Maidzwang,  der  im  Laufe  dieses  Jahr- 
hunderts schon  in  den  meisten  deutschen 
Staaten  aufgehoben  worden  war,  wurde  für 
das  Gebiet  des  Deutschen  Reichs  durch  §§7 
und  8  der  Gew.-O.  beseitigt. 

Bei  der  grossen  volkswirtschaftlichen  Be- 
deutung des  Mühlengewerbes  hatten  die 
Territorialgewalten  allenthalben  schon  früh 
begonnen,  entweder  durch  besondere  Mühlen- 
ordnungen, deren  jüngere  Klasse  auf  Tenng- 


lers  Ijayenspiegel  (1509)  fiisst,  oder  sät  dem 
15.  Jahrhimdert  in  allgemeinen  Land-  na-i 
Polizeiordnungen  alle  Rechtsverbältnisse  ci^ 
Mühlengewerbes  vom  i)olizeilichen  und  priT»t- 
rechtlichen  Standpunkte  aus  durL*h  detai':- 
lierte  Vorschriften  zu  regeln,  die  vorzücü  rh 
auch  einen  Schutz  der  Unterthanen  gec-t- 
Uel)ergriffe  und  Benachteiliguiigen  »eiiiirtü? 
der  Müller  bezweckten.  Im  2^italt»  *l^ 
Polizeistaates  nahmen  diese  Mühlordnan^f-n 
stark  an  Umfang  zu.  Bestimmungen  üKer 
Mülüenbau,  Stauhöhe,  Mahllohn  nnd  te'-ti- 
nische  Vorschriften,  welche  eine  zweck- 
mässige, den  Interessen  der  MahJgä^ite  ir 
Hinblick  auf  Güte  und  Menge  des  Mt-hl- 
föixlerliche  Einrichtung  des  Betriebs  im 
Auge  liatten,  wechselten  ab  mit  solchen  ü»- 1 
Müiilbeschau ,  gewöhnlich  jährliehe  Visi- 
tationen der  Mühlen  durch  Beamte  ner 
Lokcolpolizei  und  Sachverständige  und  <i  - 
Gerichtsbarkeit  über  die  Müller.  In  einigen 
Ländern  war  ein  besonderes  Mühlenricfater- 
amt  eingesetzt ;  Wasserrecht sstreitigkeitfri 
der  Müllej-  wunlen  durch  einen  Schie^J-- 
Spruch  von  Sachverständigen,  durch  ver- 
oi-dnete  Wassergrafen  (Wassermeister)  ».'Ut- 
scliieden. 

Im  Laufe  des  10.  Jahrhunderts  ist  an  di«^ 
Stelle  des  Mühlenregals  überall  das  staat- 
liche Konzessionssystem  getreten,  so  das>< 
für  die  Anlegimg  einer  Mühle  eine  obrig- 
keitliche Genehmigung  gefordert  wuixle. 

Die  Rechtsverhältnisse  der  Mühlen  wer- 
den geregelt  sowohl  diu-ch  Xorraen  der» 
Privat-  als  des  öffentlichen  Rechts,  die  jetzt 
gewöhnlich,  nicht  wie  frülier  in  besonderer. 
Mühlenordnungen,  sondern  in  Wassergesetzen 
vereinigt  sind.  Diese  gestehen  den  Ver- 
waltungsbehörden ein  weitgehendes  Auf- 
sichts-  und  Anordnungsrecht  betreffs  der 
Benutzimg  der  Gewässer  im  öffentlichen 
Interesse  zu.  Diese  Normen  sind  in  Deutsch- 
land partikulai-  höchst  vei-schieden  gestaltet, 
doch  lassen  sich  einige  leitende  Hauptgrund- 
sätze  zusammenfassen,  üeber  die  Entwieke- 
lung  der  auch  für  das  Mühlenrecht  bedeut- 
samen Grundsätze  der  Wassergesetzgebung 
in  den  einzelnen  Staaten  ist  zu  vei^gleichea 
der  Art.  Bewässerung  und  Bewässe- 
rungsrecht (oben  Bd.  11,  S.  773  ff.).  Der 
von  einer  Ministerialkommission  ausgear- 
beitete Entwurf  eines  Wassergesetzes  für 
das  Königi-eich  Preussen  nebst  Begründung 
w^urde  1894  veröffentlicht,  ist  aber  bisher 
noch  nicht  an  den  Landtag  gebracht. 

3.  Heutiges  Recht  der  WassermfiJileii. 
a)  Genehmigung.  Der  Gemeingebrauch  an 
öffentlichen  (schiff-  und  flössbaren)  Gewässern 
erstreckt  sich  nicht  auf  die  Anlage  von  Trie^>- 
werken  in  denselben.  Diese  ist  dem  Staate 
vorbehalten.  Dagegen  steht  das  Rec^ht  ziu- 
Errichtung  von  Wassermühlen  an  Privatge- 
wässern  (nicht   schiff-   und  flössbareu  und 
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"den  geschlossenen,  d.h.  allseitig  vom  Grund- 
besitze des  Berechtigten  umschlossenen)  den 
Eigentümern  (Anliegern)  und  denjenigen  zu, 
Avelchen  kraft  Privatrechtstitel  das  Wasser- 
benutzungsrecht eingeräumt  ist.  Bei  der 
tiefgreifenden  Einwirkung  der  das  ganze 
Wasserrecht  beherrschenden  verwaltungs- 
i-echtiichen  Normen  sind  aber  auch  diese 
Privatberechtigungen  weitgehenden  Be- 
schränkungen im  öffentlichen  Interesse  uuter- 
\v-orfen. 

Allgemein  wird  heute  für  jede  Errichtung 
lind  erweiternde  Abänderung  von  »Stau- 
anlagen für  Wassertriebwerke«  die  Genehmi- 
g^ung  der  unteren  Verwaltungsbehörde  ge- 
fordert, so  namentlich  durch  Gew.-O.  §§  16, 
23,  welche  bestimmt,  dass  neben  den  Vor- 
schriften der  Gewerbeordnung  die  diesen 
nicht  widersprechenden  landesrechtlichen  zur 
Anwendung  kommen.  In  Preussen  ist  so 
zur  Emchtung  von  Stauanlagen  an  öffent- 
lichen Flüssen  und  deren  Veränderung  neben 
tler  gewerbepolizeilichen  Genehmigung  die 
l:<]rlaubnis  der  Regierung  gefordert.  Bayern 
dagegen  verlang!  f(k  die  Anlage  von  Stau- 
vorrichtungen an  jedem  Flusse,  an  welchem 
sich  ein  Triebwerk  befindet,  oder  für  Trieb- 
werke mit  gespannter  Wasserkraft  Genehmi- 
gung, Württemberg  zu  der  aller  AVasser- 
werke  auch  ohne  Stauanlagen,  Baden  zur 
Anlage  von  Triebwerken  und  ihren  Zube- 
hörden  (wie  Zu-  und  Ableitungskanäle).  Die 
,  Konzession  hat  in  Bezug  auf  derartige  Stau- 
anlagen in  Privatgewässern  nur  deklara- 
torischen Charakter,  indem  sie  feststellt,  dass 
gegen  die  Anlage  vom  Standpunkte  des 
öffentlichen  Rechts  keine  Bedenken  vor- 
liegen; für  Stauanlagen  in  öffentlichen 
Flüssen  wird  dagegen  durch  die  Konzession 
ein  subjektives  Recht  begründet.  (In  Frank- 
reich, wo  die  Genehmigung  vom  Präfekten 
erteilt  wird,  ist  deren  Zurücknahme  ohne 
Entschädigung  zulässig  im  öffentlichen  Inter- 
esse zur  Verhütung  von  Uebeischwemmungen 
und  Gefahren  für  Gesundheit.) 

Nach  den  durch  §§  17  ff.  der  Gewerbe- 
ordnung geregelten  Grundsätzen  über  das  Ver- 
fahren wird  der  Antrag  auf  Genehmigung 
einer  derartigen  Anlage  öffentlich  bekannt 
gemacht  mit  der  Aufforderung,  etwaige  Ein- 
wendungen gegen  dieselbe  in  14  Tagen  vor- 
zubringen. Solche  auf  besonderen  privat- 
rechtlichen Titeln,  z.  B.  Vertrag,  Verjährung, 
letztwilliger  Verfügung,  besonders  Sendtut, 
beruhenden  Einwendungen  (nicht  aber  solche, 
welche  auf  allgemeinen  Rechtsgrundsätzen, 
wie  Eigentum,  Nachbarrecht  beruhen),  welche 
die  Erteilung  der  Genehmigung  nicht  hindern, 
werden  zur  richterlichen  Entscheidung  ver- 
'^'iesen,  die  übrigen  im  Verwaltungs ver- 
fahren mit  den  Parteien  erörtert  und,  wenn 
begründet,  ebenso  bei  der  Genehmigung  be- 
rücksichtigt wie  das  öffentliche  Interesse  (ob 


die  Anlage  für  das  Publikum  erhebliche  Ge- 
fahren, Nachteile  oder  Belästigungen  herbei- 
führen kann)  und  die  polizeirechtlichen 
Normen.  In  Preussen  steht  durch  Gesetz 
über  die  Benutzung  der  Privatflüsse  vom 
28.  Februar  1843  nur  den  Besitzern  der  bei 
Publikation  dieses  Gesetzes  rechtmässig  be- 
stehenden Mühlen  ein  Widerspruclisrecht  zu, 
wenn  dadurch  ein  auf  speciellen  Rechts- 
titeln beruhendes  Recht  zur  ausschliesslichen 
Benutzung  des  Wassers  oder  eines  be- 
stimmten Teiles  desselben  beeinträchtigt  oder 
das  zum  Betriebe  im  bisherigen  Umfange 
notwendige  Wasser  entzogen  wird. 

Die  (jenehmigung  kann  auch  als  eine 
bedingte  (widerrufliche)  oder  befristete  er- 
teilt werden.  Auf  eine  bestimmte  Zeitdauer 
wird  sie  in  einzelnen  östen-eichischen  Kron- 
ländem  erteilt,  in  Ungarn  darf  sie  auf 
höchstens  50  Jahre  erteilt  werden. 

Bei  Erteilung  der  Genehmigung  kann  die 
Behörde  eine  imter  Umständen  erstreckbare 
Frist  festsetzen,  innerhalb  welcher  bei  Ver- 
meidung des  Erlöschens  der  Genehmigung 
die  Ausführung  der  Anlage  und  der  Ge- 
werbebetrieb begonnen  werden  muss  (Gew.-O. 
§  49). 

Auch  für  jede  wesentliche  Veränderung 
der  Mühlenanlagen  ist  die  Genehmigung  der 
Verwaltungsbehörde  notwendig. 

Nach  österreichischem  Gesetz  (§  99)  ist 
die  erteilte  Genehmig^iing  wie  jedes  Wasser- 
benutzungsrecht sowie  die  Bestimmungen 
bezuglich  der  Stauhöhe  in  das  von  jeder 
politischen  Behörde  zu  führende  Wasserbuch 
einzutragen.  Dieses  hat  aber  nicht  den 
Charakter  eines  Grundbuches,  weslialb  die 
Eintragung  auch  nicht  Beweis  über  Existenz 
und  Inhalt  des  eingetragenen  Rechts  liefert. 

Die  Genehmigung  ist  keine  persönliche, 
sondern  geht  auf  den  jeweiligen  Besitzer 
der  Mühle  über. 

b)  Aiohpfahl.  Fast  alle  Gesetze  schrei- 
ben die  Aufstellung  eines  bleibenden  Höhen- 
masses  zur  leicht  erkennbaren  Bezeichnung 
der  zuständigen  Wasserhöhe  vor  (Aichpfahl, 
Pegel,  Stauziel,  Staumass,  Aichzeichen,  Merk-, 
Sicherpfahl).  Es  zeigt  an,  bis  zu  welcher 
Höhe  dem  Müller  die  Stauung  des  Wassers 
erlaubt  ist  Während  der  Fach  bäum  (Grund- 
schwelle), dessen  Anbringung  vielfach  nicht 
notwendig,  an  der  Wassersohle  angebracht 
ist  und  die  Linie  bildet,  von  welcher  die 
Höhe  des  Wassers  gemessen  wini,  ist  der 
Aichpfahl  der  Massstab,  an  welchem  die 
Höhe  des  Wassers  gemessen  wird,  welchen 
Punkt  die  durch  die  Spannung  des  Wassers 
geschaffene  Wasserstandshöhe  niemals  ül)er- 
schreiten  darf.  Da  in  manchen  öffentlichen 
Flüssen  im  Interesse  der  Schiffahrt  jede 
Unterstauung  verhütet  werden  muss,  den 
Müllern  deshalb  untersagt  ist,  den  Wasser- 
stand unter  eine  bestimmte  Höhe  sinken  zu 
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lassen,  so  kann  auch  zur  Bezeichnung  dieser 
Höhe  die  Anbringinig  eines  Zeichens  vorge- 
schrieben werden,  so   in  Elsass-Lot bringen. 

Steht  die  Stauhöhe  fest,  so  enthält  die 
Setzung  des  Aichpfahls  nur  die  äusserliche 
Fixiening  des  bestehenden  Rechts,  anderen- 
falls wird  sie  erst  durch  diesen  seitens  der 
Verwaltungsbehörde  festgestellt  (rechtsbe- 
giilndender  Verwaltungsakt).  Nur  wenn 
private  Rechtsverhältnisse  für  die  streitige 
Stauhöhe  massgebend  sind,  steht  der  Reclits- 
weg  offen. 

Diese  Aufstelhmg  erfolgt  von  Amts  wegen 
und  niu'  ausnahmsweise  kann  bei  Neuanlagen 
von  Mühlen  von  dieser  abgesehen  werden 
(Bayern,     Baden,     Württemberg,     Eisass- i 
Jjothringen,  Oesten-eich).     In   Preussen   ist  | 
die    Gesetzgebung     hierüber    höchst    ver-  j 
schiedenartig    gestaltet.      Im    Gebiete    des  | 
preussischen  Landrechts  kann  die  Setzung] 
des  Merkpfahls  auch  an  bestehenden  Mühlen  i 
von    jedem    Beteiligten    zum    Schutze    der| 
oberhalb  des  Staues  belegenen  Besitzungen  j 
beantragt    wenlen.      Das    Verfahren    wird  j 
(preuss.   Zustand igkeitsgesotz    1K88)    durch  i 
vom  Kreis-(Stadt-)Ausschuss  ernannte  sach- ' 
verständige    Kommissare     geleitet.     Ueber ' 
die  Angemessenheit  einer  vorläufigen  Regu- ' 
lierung    entscheidet    dieser    Kreis  -  (Stadt-) , 
Ausschuss,  welcher  auch  Streitigkeiten  da- 
rüber,  ob   die   Höhe   des  Wasserstandes  in 
rechtsverbindlicher    und    deutlicher    Weise 
bestimmt  ist,   erstinstanziell  zu  entscheiden 
hat.     Nach  dem  preussischen    Entwm-f  §§ 
149  und  lol   ist  die  Stauhöhe   bei  der  Ge- 
nehmigung der  Stauanlage  festzusetzen  und 
zwar   über   den    höchsten,    und    wenn   das 
Oberwasser  auf  einer  bestimmten  Höhe  er- 
halten wenlen   muss,  über  den   niedrigsten 
Wassei*stand    sow^ohl    ijn    Sommer    als    im 
Winter.     Nach  der  Absicht   des  Entwurfs 
soll    bei    der  Genehmigung   eine  möglichst  j 
genaue   Festsetzung  des  Umfangs  und    der] 
Art  der  dem  Stau  berechtigten  zukommenden  j 
Wassernutzung  herbeigeführt  werden. 

In  Frankreich  wird  in  der  Genehmigung  | 
stets  die  Errichtung  eines  Aichzeichens  nach  j 
dem  in  dem  betreffenden  Departement  üb- ' 
liehen  Modell  von  der  Verwaltiingsbehöixle ; 
vorgeschrieben. 

Zu    jeder   Verändenmg    des   Aichpfahls 
muss  die  Behörde  zugezogen  werden.    Jede 
eigenmächtige  Aenderung  ist  mit  Strafe  be-  | 
droht.     Der  Merkpfahl   hat,  w^enn  er  unter  i 
Mitwirkung  der  zuständigen  Behörde  gesetzt  I 
ist,   die   Bedeutung   eines    mit   allgemeiner! 
Glaubwürdigkeit    und    Beweiskraft    ausge- j 
statteten  öffentlichen  Grenzzeichens  und  ge- 
niesst  in  Deutschland  den  Schutz  des  §  274, 
Z.  2  R.Str.G.B.  | 

c)  Beschränkungen  des  Wasserbe- 1 
nutzungsrechts.  Das  Wassernutzungsrecht  | 
des  Müllers  ist  weitgehenden  Beschränkungen  | 


unterworfen  in  Rücksicht  auf  das  öffent- 
liche Interesse  und  die  übrigen  Nutniie=- 
berechtigten  (besonders  Anlieger),  detr^ 
die  Ausnutzung  der  Wasserkraft  für  ihr^- 
Anlagen  und  Gnmdstücke  nach  Thunlichkeh 
gesichert  bleiben  soll. 

Jedem  Wassernutzungsberechtigten  ist  ili^ 
Ausübung  des  Wasserbenutzungsrechts  nur 
in  der  AVeise  gestattet,  dass  dadurc^h  k»=*m 
hlr  ein  fremdes  Grundstück  oder  für  eine 
fo-emde  Anlage  schädlicher  Rückstau^  re*«?r- 
schwemmung  oder  Versumpfung  entsteht. 
Dieser  Gmndsatz  ist  in  allen  neuert^n  Wasser- 
gesetzen ausdrücklich  anerkannt.  Auch  g»e^ 
meinrechtlicli  war  die  wichtige  Frage  d*-^ 
sog.  Müllerrechts,  ob  der  Besitzer  des  ober- 
halb belegenen  Gnuidstücks  dem  unteren 
Müller  das  zum  Betriebe  der  Mühle  not- 
wendige Wasser  entziehen  dürfe,  zwar  lie- 
stritten,  aber  doch  überwiegend  im  Interes?^ 
des  Mühlengewerbes  verneint  worden,  ud-J 
auch  das  preussische  Reicht  S4.'hützt  die 
Mühlen  gegen  jede  Entziehung  des  zum  Be- 
triebe nötigen  Wassers. 

Das  volks^^^rtschaftliche  Interesse  ai. 
einer  möglichsten  Ausnutzung  der  Wasser- 
kräfte und  die  Rücksicht  auf  andere  B^*- 
teiligte  als  Schranke  des  Wassomutzungs- 
rechts  zeigt  sich  no(*h  darin,  dass  Einrichtung, 
Erlialtung  und  Gebrauch  der  Anlagen  zur 
Wasserbenutzung  (Stau-,  Zu-  und  Ableitung>- 
anlagen,  Mühlgi-äben,  Wasserhenle,  Gerinnev 
stets  eine  solche  sein  muss,  dass  nicht  eine  • 
nutzlose  Verschwendung  des  W^assers  zum 
Nachteile  anderer  Beteiligter  stattfindet 
(Bayern,  Baden,  Oesterreich).  Da  aber  ditfse 
Bestimmung  bei  der  unzweckmässigen  Euh 
richtung  vieler  älterer  Mühlen  nicht  aus- 
reicht, wm'de  ein  Zwang  zur  Verbesserimg 
des  Wasserwerkl)aues .  zur  Anlage  von 
Grundablässen,  z.  B.  dureh  zweckmässige 
Einrichtung  der  Wasserräder,  des  Gerinnes 
gesetzlich  eingeführt,  so  dass  der  Besitzer 
einer  solchen  mangelhaften  Anlage,  wenn 
durch  diese  eine  Verschwendung  des  Wassers 
oder  eine  sonstige  Beschädigung  einer  an- 
deren Anlage  oder  eines  anderen  Gnuid- 
stücks verursacht  wird,  die  AtÄnderung  auf 
Kosten  des  Beschädigten  eventuell  unter 
Schadenersatzleistimg  zu  gestatten  ver- 
pflichtet ist  (Preussen,  Bayern,  Baden). 

Um  eine  Ausgleichung  der  widerstreiten- 
den Interessen  der  Landwirtschaft  (Be- 
wässerung) und  (Mühlen-)Industrie  zu  er- 
zielen, hat  man  vielfach  (Frankreich,  Bayern, 
Baden,  Oesterreich)  den  Verwaltungsl)ehörden 
das  Recht  eingeräumt,  mangels  bestehender 
Ortsgebräuche  und  Verordnungen  über  die 
Wasserverteilung  nach  Wassermenge  und 
Benutzungszeit  und  durch  andere  die 
Wasserbenutzung  zweckmässig  oi*dneude  Be- 
dingungen zwischen  den  an  demselben  Ge- 
wässer   belegeneu    Wässerungsberechtigten 
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iii'kd  Müllern  polizeiliche  Anordnungen  zu 
tr-e?ffen  vorbehaltlich  richterlicher  Entschei- 
climg  über  erworbene  Privatrechte. 

Den  Gerichten  fällt  die  Entscheidung  von 

^>t  i-oitigkeiten  zwischen  den  Wassern utzungs- 

A I  o  rechtigten  (besondersAnliegern)  an  Pri  vatge- 

A,v  assern  zu,  welche  bei  ihren  Entscheidungen 

unter  Beobachtung  der  besonderen  und  ört- 

liehen    Verordnungen     das    Interesse    der 

l^tand Wirtschaft   (»und  der  Industrie<,    fügt 

Art.  544  des  italien.  bürgerl.  G.  hinzu)  mit 

4.1er    dem    Eigentum    —    alle    Uferaulieger 

A^'erden    gleichsam    als    Miteigentümer    be- 

ti-achtet  —  schuldigen  Achtung  in  Einklang 

2:11  bringen  haben  (Code  civil  a.  645). 

d)  Enteignung.     Die  grosse  volkswirt- 
fivchaftliche  Bedeutung  einer  Ausnutzung  der 
Triebkraft   des  Wassers  führte  in  der  mo- 
dernen  Gesetzgebung,   auch  da,   wo    nicht 
unmittelbar   ein   öffentliches  Interesse  vor- 
liegt,  zur  Anerkennung  eines  Enteignungs- 
rochts    zu    Gunsten    einzelner,    das    auch 
Mühlenbesitzern  zu  statten  kommt.    So  zum 
Anschluss  von  Stauanlagen,  indem  der  jen- 
t^eitige  Anlieger   (an  Privatflüssen)   die  Be- 
nutzung seines  Ufers   ziu:  Anlage  und  zum 
betriebe    der    Stauanlage    gestatten    muss 
(Preussen,  Ba^^ern,  Baden,  Hessen,  Weiraai*). 
Ferner  behufs  Mitbenutzung  der  Stauanlage 
eines  Dritten,   die   dieser  gegen  verhältnis- 
iiulssige  Teilnahme  an  den  Kosten  gestatten 
inuss,    sofern    die    Wasserbenutzung    nicht 
andtTs  ausgeübt  werden  kann  und  die  Aus- 
iibung   des  eigenen  Rechti^  hierdurch  nicht 
erheblich  erscliwert  wird  (Baden,   Hessen). 
Endlich  kann  fremdes  unbenutztes  Wasser 
in  Anspruch  genommen  werden  zu  Gunsten 
des    Unternehmens    eines    Dritten,    sofern 
diest^    bezweckte    Benutzung    des    Wassers 
einen   überwiegenden  Nutzen   für   Landes- 
kultur   oder    Industrie    darbietet    (Bayern, 
Baden,  Hessen). 

Im  öffentlichen  Interesse  ist  eine  Zwangs- 
enteignung von  Wassernutzungsrechten  in 
vielen  Fällen  zulässig.  So  namentlich  zur 
Befriedigung  des  Wasserbedarfs  von  Ge- 
meinden (Oesterreich,  Bayern),  schlechthin 
im  Interesse  der  Scliif fahrt  und  Flösserei 
(Weimar),  für  Schutz-  und  Flosskorrektions- 
liauten  (Bayern,  Baden,  Hessen).  Wegen 
überwiegender  Nachteile  und  Gefahren  für 
das  Gemeinwohl  kann  die  fernere  Benutzung 
einer  Mühle  zu  jeder  Zeit  untersagt  werden 
(R.-Gew.-().  §  51,  nach  §  52  fällt  hier  eine 
Entschädigung  nur  weg,  wenn  Widerruf 
ohne  Entschädigung  bei  Genehmigimg  vor- 
behalten wurde). 

Ohne  Entschädigung  kann  in  Notfällen, 
besonders  bei  Feuersbrünsten  das  Dritten 
zustehende  Wasser  in  Anspruch  genommen 
werden  (Baden,  Hessen). 

Sonst  ist  in  der  Regel  bei  derartigen 
Zwangsenteignungen  eine  P]nt Schädigung  zu 


gewähren,  deren  Höhe,  wenn  sie  streitig 
ist,  durch  die  Gerichte  festgesetzt  wird. 

In  Frankreich  kann  die  Verwaltungs- 
behörde die  Beseitigung  oder  Abänderung 
von  Triebwerken  an  Privatflüssen,  welche 
nicht  auf  einem  gesetzliclien  Titel  (Ge- 
nehmigung des  Grundherrn  vor  1789,  mehr 
als  30jähriger  Bestand  vor  1789,  behördliche 
Genehmigimg  nach  1789)  beruhen,  ohne  Ent- 
schädigung anordnen. 

Die  Beseitigung  und  Aenderung  der  an 
öffentlichen  Flüssen  errichteten  Triebwerke 
kann  von  der  Verwaltungsbehörde  im  öffent- 
lichen Interesse  jederzeit  verfügt  werden, 
da  die  Genehmigung  in  diesem  Falle  nur 
als  auf  Duldung  beruhend  angesehen  w^ird. 

In  Elsass-Lothringen  ist  dagegen  jetzt 
gemäss  §  52  R-Gew.-O.  Entschädigung  zu 
gewähren.  In  Baden  ist  der  Vorbehalt  der 
Nichtentschädigung  bei  Genehmigungen  ziu- 
Benutzung  öffentlicher  Gewässer,  die  aus 
Gründen  des  öffentlichen  Interesses  niu* 
widerruflich   erteilt  wird,   ein  gesetzlicher. 

e)  Sohiffmühlen.  l)iese  unmittelbar 
in  den  Fluss  gesetzten  Mühlen  sind  dem 
Schiffahrtsverkelir  sehr  hinderlich  und  in- 
folgedessen einer  strengen  sti-ompolizeilichen 
Aufsicht  unterstellt. 

Bei  der  Genehmigung  werden  daher  in 
der  Regel  die  zum  Schutze  der  Schiffahrt 
und  fremder  Wasserbenutzungsrechte  zu  be- 
obachtenden Vorsichtsmassregeln  über  Art 
der  Befestigung,  Entfernung  vom  Ufer,  Ans- 
landziehen  bei  Gefahr  des  Hochwassers  und 
Eisgangs  als  Bedingungen  auferlegt. 

Nach  der  Rheinschiffahrtsakte  (Art.  30) 
sollen  Konzessionen  zu  neuen  Scliiffmühlen 
im  Rhein  foitan  nicht  melir  erteilt  werden. 

4.  Windmühlen.  Diese  bieten  geringes 
juristisches  Interesse.  Für  ihre  Errichtung 
ist  keine  Konzession,  nur  eine  baupolizeiliche 
Genehmigiu)g  erforderlich.  Die  höheren 
Verwaltungsbehörden  können  aber  nach  §  28 
Ge  w.-O.  durchPolizeiverordnung  vorschreiben, 
welche  Entfernung  bei  Errichtung  von  durch 
Wind  bewegten  Triebwerken  von  benach- 
barten Grundstücken  und  von  öffentlichen 
Wegen  innezuhalten  ist. 

Die  von  den  älteren  Juristen  vertretene, 
von  den  neueren  aber  wieder  aufgegebene 
Auffassung,  welche  1.  14  §  1  Cod.  3,  34  (Ver- 
bot, der  Tenne  des  Nachbars  den  Luftzug 
zu  benelimen)  auch  auf  Windmühlen  aus- 
dehnte, liat  auch  ins  jireuss.  Landi-echt  (II, 
15  §  247)  Eingang  gefunden,  indem  dieses 
verbot,  Windmühlen  durch  Anpflanzung  hoher 
Bäume  den  nötigen  Wind  zu  entziehen. 
Dieser  Schutz  wurde  durch  ein  Gesetz  von 
1819  auf  die  damals  schon  bestehenden 
Windmühlen  eingesclu-änkt. 

Litte ratnr:  Schröder,  Jahrbuch  der  deutschen 
Jiechtsgeschichte,  S.  Auß,,  1898,  —  Lamprecht^ 
Deutsche»   Wirtschaftsleben    im   Mittelalter,   1886, 
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Jid.  1,  1,  S.  16,  584 ;  I,  ^>  ^'  -9^.9.  —  Gengier, 
DeuUfche   Stadtrechts-AItertümer,    ISSJ,    r.  XIII. 

—  Die  beim  Art.  Be wüste rung  und  Be- 
wäsa  erxtngsrecht  oben  Bd,  II,  S.  793  ange- 
jahrten Werke.  —  Femer:  Schilling^  Handbuch 
des  Mählenrechts,  1829.  —  C.  O.  Schwab,  Die 
Konflikte  der  Watserfahrt  auf  den  Flüssen  mit 
dem  Maschinenbetrieb,  1847.  —  Marbacht  Art. 
Mühlenrecht  in  Weiskes  RechtsleHkon,  Bd.  VII, 
S.  236p.  —  Schenkel,  Art.  Mühlenrecht  in 
V.  Ho Itzendo r/fs  Rechtslexikon,  Bd.  II,  S. 
808.  —  Q,  Meyer,  Lehrbuch  des  deutschen 
Verttaliungsre^-htes,  1898,  Bd.  I,  S.  S25f.  — 
Loening,  Lehrbuch  des  deutschen  Vencaltungs- 
rechtes,  1884,  S.  886/.,  498  f.  —  O.  Mayer, 
Art.  nStauanlagenH  in  v.  Stengels  Wlirterh. 
des   deutschen    Verwaltungsrechtes,    II,    S.  589 ff. 

—  V.  Sarwey,  Das  öffentliche  Recht  und  die 
Verwallungspflege,  1880,  S.  858  ff.  —  Dernhurg, 
Lehrbuch  des  preussischen  Privairechts,  1894, 
Bd.  I,  i^  241,  255.  —  r.  Roth,  Bayerisches  Ciril- 
recht,  2.  Aufl.  bes.  von  Becher,  1898,  Bd.  II, 
8.  Abt.,  S.  298 f.  —  V,  Seydel,  Bayerisches 
Staatsrecht,  1896,  Bd.  III,  S.  266 ff.  —  Näf, 
Das  Wasserrecht  im  Grossherzogtum  Beulen,  1888. 

—  Scherer,  Das  rheinische  Vivilrecht,  2.  Aufl.. 
1891,  II,  S.  269 ff.  —  Peyrer,  Das  Österreich. 
Wasserrecht,  2.  Aufl.  von  v.  Peyrer  und  Gross- 
mann, 1886.  —  i>€  Buflon^  Des  usines  9ur  les 
cours  d'eau,  1874,  ^  t'ol.  —  Laurent,  Principes 
de  droit  ciril,  t.  VI,  1871,  S.  15 ff,  254  f.; 
t.  VII,  1872,  S.  808 ff.  -  Baumert,  Aufsätze 
aus  dem  Wasserrecht,  Heft  1,  1888.  —  Vor- 
schläge für  Verbesserung  des  deutschen  Wasser- 
rechts, aufgestellt  rom  Sonderausschusse  für 
Wasserrecht(De7itscheLandwirtschafts- Gesellschaß, 
Landeskultur- Abte üung),  Berlin  1892. 

Eduard  Rosenthal, 


Maller,  Adam  Heinrich, 

Ritter  von  Nittendorf,  geb.  in  Berlin  am  30. 
VI.  1779,  gest.  am  17. 1.  1829  in  Wien,  studierte 
in  Göttingen  Rechtswissenschaft,  trat  1805  in 
Wien  zum  Katholizismus  über  und  knüpfte 
durch  seinen  Freund  Fr.  v.  Geutz  Beziehungen 
zu  Mettemich  an.  In  den  Jahren  1806  9  war 
er  in  Dresden  mit  der  staatswissenschaftlichen 
Ausbildung  des  Prinzen  Bernhard  von  Sachsen- 
Weimar  betraut.  Dem  österreichischen  Haupt- 
quartier attachiert  ging  er  1815  als  Regierungs- 
rat mit  Kaiser  Franz  nach  Paris.  Im  nächsten 
Jahre  wirkte  er  oifentlich  als  österreichischer 
Generalconsul  und  Geschäftsträger,  im  geheimen 
als  Spion  Metternichs  an  den  Höfen  von  Anhalt 
und  Schwarzburg  in  Leipzig.  1820  wurde  er 
von  Franz  II.  geadelt,  1827  siedelte  er  ganz 
nach  Wien  über,  wo  er  .ständiger  Mitarbeiter 
in  der  geheimen  Staatskanzlei  wurde.  An  den 
Karlsbader  und  Wiener  Miuisterialkonferenzen 
nahm  Müller  im  Stabe  Metternichs  hervor- 
ragenden Anteil. 

Müller  veröflFentlichte  von  staatswissenschaft- 
lichen Schriften  a)  in  Buchform:  Elemente 
der  Staatskunst.  OefTentliche  Vorlesungen  vor 
Sr.  Durchlaucht  dem  Prinzen  Bernhard  von 
Sachsen- Weimar  und  einer  Versammlung  von 
Staatsmännern  und  Diplomaten  etc.,  3  "Teile, 
Berlin  1809,  —  Von  der  Idee  des  Staates  und 
ihren  Verhältnissen   zu   der   populären   Staats- 


theorie, Dresden  1809.  —  Vorlesung^  ü'-r^r 
Friedrich  II.  und  die  Natur,  Würde  niid  lie- 
stimmung  der  preussischen  Monarchie.  BexLb 

1810.  —  Die  Theorie  der  Staatshaashalt  nag  nM 
ihre  Fortschritte  in  Deutschland  und  £neU^ 
seit  Adam  Smith,  2  Bde.,  Wien  1812.  —V^- 
mischte  Schriften  über  Staat,  Philosoph!«  ied4 
Kunst,  2  Bde.,  ebd.  1812;  2.  Aufl.,  J817.  — 
Versuch  einer  neuen  Theorie  des  Gelde.*  mir 
besonderer  Rücksicht  auf  GrossbritannieiLjÄripzi^^ 
1816.  —  Die  Fortschritte  der  nationalöko&(>ai- 
schen  Wissenschaft  in  England,  ebd.  1817,  — 
Von  der  Notwendigkeit  einer  theologiscbirn 
Grundlage  der  gesamten  StaatswissenschäftrL 
und  der  ötaatswirtschaft  insbesondere,  ebd.  ISlt^. 
—  Die  Gewerbepolizei  in  Beziehung  anf  dtL 
Land  bau,  ebd.  1824.  —  Müller  war  Heraus^rel^rr 
der  Schrift:  Die  Fortschritte  der  nationalükt- 
nomischen  Wissenschaft  in  England  währeini 
des  laufenden  Jahrhunderts,  Bd.  I  (einzigtr . 
Leipzig  1817.  Eine  unvollendet  gebliebene  Ht^ 
samtausgabe  seiner  Schriften  erschien  u.  d.  T  : 
Adam  v.  Müller,  Gesammelte  Schriften.  Bd.  I 
(einziger),  München  1839. 

b)  in  Zeitschriften:  1)  im  Archiv 
für  Geographie,  herausgegeben  von  fliir- 
mayr,  Wien :  Idee  eines  staatswissenschaftlichen 
Seminars  für  die  Österreichischen  Staaten.  Jahn:- 

1811,  Septemberheft.  —  Von  den  Vorteilen  der 
Errichtung  einer  Nationalbank  für  Oesterreich, 
Jahrg.  1811,  Oktoberheft.  —  2)  im  Deutscht  a 
Museum,  hrsg.  von  Fr.  v.  Schlegel ,  Wien: 
Agronomische  Briefe,  Jahrg.  1812.  ~ —  3  im 
Staatsanzeiger,  Leipzig.  (Dies^es  von  ikjL 
1816  gegründete  litterarisch-politische  Blatt  er- 
schien unter  seiner  Redaktion  nur  bis  zum  Jahre 
1818,  wo  es  einging.)  Darin  u.  a.  in  Heft  11: 
Sendschreiben  an  Herrn  v.  Haller.  (Müller  er- 
klärt darin  die  Gegner  der  Hallerschen  Re^taii- 
rationstheorie  für  Atheisten.) 

Müller  hat  die  rein  individualistische  Xd- 
tionalreicbtumstheorie  des  Smithianismu«,  welche 
sich  auf  Produktion  und  Eapitalisation  derWert- 
ma.ssen  beschränkt,  mit  Geschick,   wenn  auch 
nicht  mit  Erfolg   aug-egriffen;   das  AosbleibeB 
des  letzteren  beruht  im  wesentlichen  auf  Ver- 
quickung des  Entwickelungsganges  seiner  Theorie 
mit    Schlagwörtern    der    romantisch  -  feudalen 
Schule,     religiösen    Voraussetzungen     kathoii- 
sierender  Ricntung  und   Schellingschen  Philo- 
»ophemen,  welche  den  gesunden  Kern,  der  in 
seinen   Ausführungen   liegt,   übersehen    las.^n. 
Dass  die  Eeichtumssubstanz  sich  nicht  nur  au> 
materiellen    Produkten    zusammensetzen,    das^ 
auch  geistige  Potenz  und  Nationalkraft  darii 
eingeschlossen   sein   soll,   ist   eine  wirtschafts- 
psychologisch berechtigte  Forderung,   das?«  bei 
Me.ssung  eines  immateriellen  Nationalfonds  <iih 
lediglich    ideelle    und   inkommensurable  Wert- 
faktoren ergeben  würden,  ist  aber  nicht  wenigE-r 
richtig.    Auch   ist   es   wohl   kaum   anfechtbar, 
dass  nur  die  Sachgüterschafifang  den  einzehen 
Produktionsländem  ihren  nationalen  Charakter 
aufprägt,  während  die  wirtschaftliche  Schulncg, 
Organisations-   und   Verwaltungskraft,    welche 
den  materiellen   Reichtum   zusammenhält,  ein 
internationales  Gemeingut   aller  Kulturstaaien 
ist,   dessen  Ausbildung  mehr  oder  weniger  von 
der  Machtstellung  der  materialen  Güterwelt  der 
einzelnen  Länder  abhängt.    Dass  Adam  Smith 
über  die  mechanische  und  materielle  Behand- 
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Inng  der  gesellschaftlichen  Zustände  nicht  hinaus- 

fekommen  ist,  findet  in  der  sozialen  Laj^e  des 
nselreichs  jener  Zeit  seine  Erklärung.  Arbeiter- 
wohifahrtseinrichtungen  existierten  überhaupt 
in  dem  damaligen  England  noch  nicht;  auch 
ein  Bedürfnis  nach  jener  immateriellen  Güt«r- 
pflege,  der  Adam  Müller  so  salbungsvolle  Tiraden 
mdmet,  war  bei  dem  produktiven  Teile  einer 
Bevölkerung,  die  zur  Hälfte  aus  Analphabeten 
bestand,  absolut  nicht  vorhanden,  und  für  eine 
„Vereinigung  des  Weltmarktes  mit  der  Welt- 
kirche", wofür  Müller  ebenfalls  schwärmt,  hatte 
weder  der  britische  Handelsstand  noch  die 
Episkopal kirche  das  geringste  Verständnis.  Nach 
Müllers  Definition  soll  der  Staat  eine  innige 
Verbindung  des  gesamten  physischen  und 
geistigen  Bedürfens,  des  gesamten  inneren  und 
äusseren  Lebens  einer  Nation  zu  einem  grossen 
energischen  unendlich  bewegften  und  lebendigen 
Ganzen  sein,  von  dem  das  einzelne  Individuum 
als  nicht  lösbar  gedacht  wird;  und  diesem,  aus 
einer  Verschmelzung  der  politischen  Principien 
des  griechischen  und  römischen  Altertums  mit 
denen  des  Mittelalters  g^eformten  Ideal  eines 
Staates  war  von  ihm  die  Aufgabe  zugedacht, 
die  ethische  mit  der  materiellen  Güterwelt  zu 
verbinden.  In  die  Verwirklichung  dieses  er- 
habenen, aus  Bnrkes  Studium  dem  Schüler 
Metternichs  eingegebenen  Gedankens  ist  der 
moderne  Staat,  wenn  auch  nicht  im  Müllerschen 
Geiste  und  eigentlich  nur  seiner  Selbsterhaltung 
wegen,  zunächst  als  humanistischer  Mittler 
zwischen  Arbeit  und  Kapital,  als  Beförderer 
des  Sesshaftigkeitsprincips  und  der  Befestigung 
des  kleinen  Grundbesitzes  eingetreten,  wodurch 
die  von  Müller  empfohlene  Konservierung  des 
produktiven  Elementes  für  kommende  Ge- 
schlechter angebahnt  erscheint.  Auch  die  Ar- 
beitsteilungstheorie Smiths  Tiird  von  Müller 
angefochten,  da  ihre  Abhängigkeit  vom  Kapital 
nur  ungenügende  Würdigung  gefunden,  auch 
der  Grundsatz  des  nationalen  Zusammenwirkens 
der  Arbeit,  der  Arbeitsvereinigung,  ohne  welche 
die  Teilung  vom  Nationalkapital  nichts  übrig 
lassen  würde,  nur  von  Smith  gestreift  ist.  Auf 
einer  volkspsychologisch  sehr  nchtigen  Annahme 
beruht  seine  Anschauung,  dass  Selbstgefühl  und 
kräftige  Lebensweise  einer  Nation  die  Garantie 
für  Erzeugung  gediegener  und  geschmackvoller 
W^aren  eigener  Erfindung  bieten,  während  ein 
schwaches  oder  noch  unfertiges  Volk  die  Modelle 
zu  seiner  industriellen  Produktion  vom  Auslande 
entlehnt.  Der  erweiterte  Kollektivbegriif  des 
gesamten  beweglichen  Vermögens  der  Gesell- 
schaft ist  Müller  das  Geld,  das  als  Massstab 
aller  wirklichen  Werte  die  alten  Rechts-  und 
Dienstverhältnisse  durch  sein  üebergewicht  illu- 
sorisch und  die  Staatswirtschaft  zu  einer  vom 
Geldmarkt  beherrschten  Geldwirtschaft  gemacht 
hat,  was  Müller  als  Anhänger  der  mittelalter- 
lichen Feudal-  und  Naturalwirtschaft  natürlich 
beklagt.  

Vgl.  über  Müller:  Krug,  Die  Staats- 
wissenschaft im  Restaurationsprozesse  der  Herren 
V.  Haller,  Adam  Müller  und  Konsorten,  Leipzig 
1817.  —  V.  G  e  n  t  z ,  Oek onomisch  -  politische 
Fragmente :  1)  Gegen  Adam  Müller  in  der  Frage 
über  die  Wirkung  des  Geldes;  2)  Ueber  d!as 
Steiffen  der  Preise  in  den  letzten  50  Jahren. 
Mit  Bezug  auf  einen  Aufsatz  in  Müllers  „Staats- 


anzeiger" in  „Deutsche  Viertel  Jahrsschrift",  Stiitt- 

gart  1840,  Heft  3,  S.  73flf.  —  Brüggemann, 
•er  deutsche  Zollverein  und  das  Sduitzsystem, 
Berlin  1845,  S.  53ff.  —  Hildebrand,  Die 
Nationalökonomie  der  Gegenwart  und  Zukunft, 
Bd.  I  (einziger),  Frankfurt  a.  M.  1848,  S.  53  ff. 

—  Knies,  Die  politische  Oekonomie  vom  Stand- 
punkte der  geschichtlichen  Methode,  Braun- 
schweig 1853,  S.  22  ff,  —  R.  V.  Mohl,  Ge- 
schichte und  Litteratur  der  Staatswissenschaften, 
3  Bde.,  Erlangen  1855/58,  Bd.  I,  S.  254,  Bd.  HI, 
S.  379.  —  Briefwechsel  zwischen  Fr.  v.  Gentz 
imd  A.  H.  Müller,  Stuttgart  1857.  —  Kautz, 
Theorie  und  Geschieht«  der  Nationalökonomik, 
Bd.  n,  Wien  1860,  S.  692/93.  —  Wagener, 
Staats-  und  Gesellschaftslexikon,  Bd.  XIII,  Berlin 

1863,  S.  776 ff.  —  Bluntschli,  Geschichte  des 
allgemeinen  Staatsrechts  und  der  Politik,  München 

1864,  S.  502 ff.  —  Röscher,  Die  romantische 
Schule  der  Nationalökonomik  in  Deutschland, 
in  Zeitschr.  f.  Staatsw.,  Bd.  XXVI,  Tübingen 
1870.  —  Rosenthal,  Konvertitenbilder  aus 
dem  19.  Jahrhundert,  Bd.  I,  2.  Aufl.,  Regens- 
burg 1872.  —  Röscher,  Geschichte  der  Nat., 
München  1874,  S.  698/99,  762/73  u.  ö.  —  Knies, 
Die  politische  Oekonomie  vom  geschichtlichen 
Standpunkte,  Braunschweig  1883,  S.  279  ff.  — 
M  i 8  c  h  1  e  r ,  A.  H.  Müller,  in  „Allgemeine  deutsche 
Biographie",  Bd.  XXII,  Leipzig  1885,  S.  501  ff. 

—  Encyclopaedia  Britannica,  9.  Aufl.,  Bd.  XIX, 
London  1885,  S.  388. 

JAppert, 


Hflnzbund 


(lateinischer). 

Mit  diesem  Namen  bezeichnet  man  den 
durch  die  Konvention  vom  23.  Dezember 
1865  gegründeten  Münzverein  auf  Grundlage 
des  Franken  Systems,  dem  Frankreich,  Italien, 
Belgien,  die  Schweiz  und  (seit  1868)  Griechen- 
land angehören.  Spanien  imd  andere  Staaten 
prägen  Münzen  nach  demselben  Fusse,  gehören 
aber  dem  Bunde  nicht  an.  In  den  vier  erst- 
genannten Staaten  war  die  Frankenwährung 
in  übereinstimmender  Form  und  mit  dem- 
selben Wert  Verhältnis  zwischenGold  undSilber 
beim  Abschluss  des  Vertrags  schon  in  Gel- 
tung, nur  hinsichtlich  der  silbernen  Scheide- 
münzen bestanden  Verschiedenheiten,  deren 
Beseitigimg  mit  zu  den  Zwecken  der  Kon- 
vention gehörte.  Die  Hauptbestimmungen 
derselben  sind  folgende :  Goldmünzen  dürfen 
nur  in  Stücken  von  100,  50,  20,  10  und  5 
Francs,  Silbercourantmünzen  nur  in  Fünf- 
frankenstücken geprägt  werden,  und  für  alle 
Münzen  gilt  ausschliesslich  der  bisherige 
französische  Fuss;  die  öffentlichen  Kassen 
jedes  Staates  nehmen  die  goldenen  und 
silbernen  Coiu^ntmünzen  der  anderen  Ver- 
tragsstaaten unbeschränkt  an  wie  die  inlän- 
dischen, solange  die  goldenen  nicht  mehr 
als  ^/2,  die  silbernen  nicht  mehr  als  l^/o 
unter  dem  gesetzlichen  Gewichte  (nach  Ab- 
zug des  Remediums)  stehen  oder   ihr  Ge- 
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Eräge  nicht  verschwunden  ist.  Als  silberae 
cheideraünzen  werden  geprägt  Stficke  von 
2,  1,  V2  und  *5  Francs  mit  der  Feinheit 
^^'looo  (während  die  Fünffrankenstücke  '*^'iooo 
fein  sind).  Dieselben  müssen  von  den  Re- 
gierungen, die  sie  ausgegel)en  haben,  einge- 
schmolzen werden,  wenn  das  Gewicht  ö^/o 
oder  mehr  verloren  hat  fKler  das  Gepräge 
verschwunden  ist.  Jede  Regierung  ver- 
pflichtet sich,  den  Privatpersonen  imd  den 
öffentlichen  Kassen  der  mitkontrahiei-enden 
Staaten  die  von  ihr  ausgegebenen  Silber- 
scheidemünzen in  Summen  von  wenigstens 
100  Francs  gegen  einen  gleichen  Nominal- 
betrag in  Courantmünzen  umzutauschen,  und 
diese  Verpflichtung  bleibt  auch  zwei  Jahre 
nach  Ablauf  des  Vertrages  noch  in  Kraft. 
Die  Prägimg  von  Silberscheidemünzen  darf 
in  jedem  Staate  nicht  mehr  als  6  Francs 
auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  betragen. 
Die  gesetzliche  Zahlungskraft  derselben  ist 
für  die  Einwohner  des  Staates,  der  sie  ge- 
prägt hat,  auf  die  Summe  von  50  Francs 
beschränkt,  für  die  öffentlichen  Kassen  dieses 
Staates  unbeschränkt,  für  die  Kassen  der 
anderen  Staaten  1(K}  Francs.  Der  Vertrag 
sollte  giltig  bleiben  bis  zum  1.  Januar  1880 
und,  wenn  er  nicht  ein  Jahr  vorher  gekün- 
digt würde,  stillschweigend  immer  auf 
weitere  15  Jahre  in  Kraft  bleiben. 

Vertrags  massig  haben  also  die  Courant- 
münzen jedes  Staates  im  Gebiete  der  übri- 
gen nur  Kassenkurs,  doch  hatt(*n  die  fran- 
zösischen groben  Münzen  schon  vor  dem 
Vertragsscldusse  in  Italien  und  der  Schweiz 
landesgesetzlich  unbeschränkte  Zahlungskraft 
erhalten,  und  thatsächlich  wurde  auch  in 
Frankreich  im  Verkehr  kein  Unterschied 
zwischen  den  inländischen  und  den  Münzen 
der  übrigen  Verti-agsländer  gemacht.  Auch 
die  Bank  von  Frankreich  nahm  die  letzteren 
ohne  weiteres  an,  bis  gegen  Ende  des 
Jahres  1873  die  Entwertung  des  Silbers 
(s.  d.  Art.)  anfing,  sich  fühlbar  zu  machen. 
Jetzt  traten  ernstliche  Schwierigkeiten  für 
den  Münzbund  ein:  die  Bank  von  Frank- 
reich weigerte  sich,  fernerhin  fremde  Fünf- 
frankenstücke anzunehmen,  in  Belgien  wurde 
am  20.  Dezember  1873  die  Annahme  von 
Silber  bei  der  Münzstätte  eingestellt,  und 
allgemein  entstand  die  Furcht  vor  einer 
Ueberflutung  mit  Silber.  Durch  eine  Zusatz- 
konvention vom  31.  Januar  1874  wurde  da- 
her die  Pi-ägung  von  Courantsilbermünzen 
für  das  laufende  Jahr  beschränkt  und 
zwar  für  Frankreich  auf  60  Millionen  Francs, 
für  Belgien  auf  12  Millionen,  für  Italien  auf 
40  Millionen  (ausser  20  Millionen  lYancs 
für  den  Reservefonds  der  italienischen 
Nationalbank),  für  die  Schweiz  auf  8  Milli- 
onen Francs.  Die  am  31.  Dezember  1873 
ausstehenden  Bons  de  Monnaie  sollten  auf 
diese    Beträge    augereclmet    werden.      Die 


Bank  von  Frankreich  verpflichtete  ädi  nxn- 
mehr,  wieder  zunächst  auf  ein  Jahr  die  ni«:-kt- 
französischen  Fünf  frankenstücfce  anzunehm»'.-!:. 
Auf  einer  abermaligen  Münzkonferenz  wnrir- 
am   5.  Februar  1875  festgesetzt,   dass  na»  ii 
Wunsch  Italiens  jeder  Staat  iu  diesem  Jährt- 
ein  Viertel  mehr  als  das  vorjährige  Kodüd- 
gent  an  Silbercourantmünzen   prägen  dilrf- 
Griechenland,  das  mit  der  eÖektiven  Ex- 
ftlhrung   des  neuen  Münzsystems  nur  lani'- 
sam  vorrückte,  erhielt  ebenfalls  einen  Act-rL 
von  5  Millionen  Francs,  so  dass  die  zuJä^ise 
Ge^samtsumme    also    155    Millionen    Francs 
betrug.    Für  das   folgende  Jahr  wurde  «am 
3.  Februar  1876)  das  ganze  Kontingent  mir 
Einschluss    von    12    Millionen     Francs    für 
Griechenland     weiter     auf     120     Million^^n 
herabgesetzt,   wobei  auf  Frankreichs  Anteil 
nur  54  Millionen  Francs  kamen.     Jeder  Staat 
war  befugt,  für  das  Jahr   1877   die  Eälftn 
seines  Kontingents  für   1876  im   voraus  in 
Münzscheinen    auf  Silber  auszugeben.     Im 
Juni    1876   kam   in  Frankreich    ein    Ges^etz 
zu   Stande,  das   die  Regierung    autorisierre, 
durch    Dekret    die   Prägung   von    silbernen 
Fünf  franken  stücken  zu  snsjjendieren,  und  in 
Belgien  wurde  das  schon  1873  in  gleicheai 
Sinne  erlassene  Gesetz  zum  zweiten  Mal  in 
seiner   Dauer  verlängert      Fi-anki-eich    liess 
nun   in   der  That  nur  noch  die  für  1877  in 
Aussicht  genommenen  27  Millionen  prägeu 
Belgien  verzichtete  auf  das  ihm  zustehende 
Silberkontingent,  und  die  S<:?hweiz  hatte  sehc»n 
1875  nicht  mehr  prägen  lassen.    Nur  Italien 
fuhr    mit    seinen    Silberausmunzungen    ani 
Rechnung  des  Staates  fort. 

Am  5.  November  1878  wimie   zwischen 
den   fünf  Staaten  eine  neue  Konvention  al»- 
geschlossen,    durch   welche    der    Münzbimd 
vom  1.  Januar  1880  ab  auf  6  Jahre  verlän- 
gert wtn*de,  mit  der  weiteren  Bestimmung, 
(lass  der  Vertrag  immer  stillschweigend  vcc 
Jahr  zu  Jahr  in  Kraft  bleiben  solle  bis  ein 
Jahr  nach  seiner  Kündigung,   was  eine  we- 
sentliche Abweichung  von  den  entsprechen- 
den  Abmachungen  von   1865  bildet.     Man 
dachte  auch  schon  an  die  Möglichkeit  einer 
Auflösung  des  Bundes,  und  Frankreich  und 
Belgien,  letzteres  namentlich  mit  Rücksicht 
auf   die    in    Italien  bestehende   Papiergeld- 
wirtschaft, beantragten  die  Beifügung  einer 
»Li(iuidationsklausel«,  die  aber  von  Italien 
lebliaft  abgelehnt  und  schliesslich  a?ich  nicht 
aufgenommen    wurde.      Besonders    w^iclitig 
aber  war  die  Bestimmung  des  Art  9,  nach 
welcher  die  Ausprägimg  von  silbernen  Fünf- 
frankenstücken   »provisorisch*     suspendiert 
wird  imd  nur  wieder  aufgenommen  werden 
kann,  wenn  alle  beteiligten  Staaten  ihre  Zu- 
stimmung geben.    Nur  Italien  erhielt  w^n 
seines    noch    immer    grossen    Vorrates   an 
älteren,    namentlich    bourbomschen    Silber- 
münzen, das  Zugeständnis,  noch  weitere  2l> 
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Trillionen  Francs  in  Ftinffrankenstücken  zu 
I>r-agen.  Der  Antrag  Italiens  und  der  Schweiz, 
cl^n  Courantmünzen  aller  Vereinsstaaten  all- 
g^e^inein  gesetzliche  Zalilungskraft  zu  verleihen, 
^Ärie  es  in  jenen  L&idem  geschehen  ist,  wurde 
von  Frankreich  abgelehnt,  aber  die  Bank 
von  Frankreich  verpflichtete  sich  wieder,  die 
nicht  französischen  Fünffrankenthaler  anzu- 
nohmen. 

In  den  nächsten  Jahren  gestalteten  sich 
die  Aussichten  des  Silbers  immer  ungilnsti- 
fs:Gr^    was    namentlich    die    Schweiz    beun- 
ruhigte, die  ihrerseits  nur  8  Millionen  Francs 
in  Fünffrankenstücken  hatte  prägen  lassen, 
^wrährend  wenigstens  das  Zehnfache  dieser 
Sximme  in  Silbercourantmünzen  der  übrigen 
ATereinsstaaten  in  ihrem  Gebiete  in  Umlauf 
"war.    Was  sollte  mit  dem  Silber  geschehen, 
Avenn  der  Münzbund  sich  auflöste  und  etwa 
in  Belgien,  ^ae  dies  dort  von  vielen  ver- 
langt wurde,   die  Goldwährung  eingeführt 
lind  die  Fünffrankenstücke  zu  einer  Ai-t  von 
liöherer    Scheidemünze    gemacht    würden? 
Gerade  die  grosse  Summe  des  von  Belgien 
ireprägten  Courantsilbers  (von  1865  bis  1878 
allein  350  Millionen   und  vorher  schon  145 
Millionen  Francs),  von  dem   walirscheinlich 
der  grösste  Teil  sich  in  Frankreich  und  der 
Schweiz  befindet,  rausste  besondere  Bedenken 
erregen.     Daher   entschloss   sich  schon   im 
ITrühjahi'  1884  der  schweizerische  Bundesrat 
zur  Kündigung  des  Vertrages,  erklärte  aber 
auch  seine  Bereitwilligkeit,  an  Verhandhmgen 
zur    Erneuerung    desselben     teilzunehmen. 
Die  neue  Münzkonferenz  trat  erst  am  20. 
Juli  1885  in  Paris  zusammen  und  brachte, 
nachdem  im  August  eine  längere  Vertagimg 
stattgefunden,    erst    am    6.  November   den 
neuen  Vertrag  zwischen  Frankreich,  Italien, 
der  Schweiz    und  Griechenland    zu   stände, 
Avälu-end    Belgien,    dessen    Vertreter    sich 
schon    am    1.  August    von    der    Konferenz 
gänzlich  zurückgezogen  hatte,  erst  nachträg- 
lich durch  eine  Zusatzkonvention  vom   12. 
Dezember  1885  dem  Bunde  wieder  beitrat. 
Die  Hauptschwierigkeit  der  Verhandlun- 
gen lag  in  der  Erledigung  der  Frage  über 
die  Behandlung  des  Silbercourants  bei  einer 
etwaigen  Auflösung  des  Bundes.   Franki-eicih 
verlangte  kurzweg,  dass  sich  jeder  Staat  für 
diesen  Fall  verpflichte,  seine  eigenen  Fünf- 
frankenstücke zurückzunehmen  imd  den  bei 
dem  Austausche  zu  seinen  Lasten  bleibenden 
Saldo  durch  Zahlung  in  Gold  oder  Wechseln 
auf  den   guthabenden  Staat    auszugleichen. 
Belgien  dagegen  behauptete,  dass  für  den 
Staat,    der   die  Fünffrankenstücke   geprägt 
habe,  weder  eine  rechtliche  noch  eine  mo- 
ralische  Verpflichtung   bestehe,    den   durch 
die    Entwertimg   des    Silbers    entstandenen 
Verlust  zu  tragen.     Der  Staat  habe  durch 
seinen   Stempel  nur  das  Gewicht  und  die 
Feinheit    der    Münzen    garantiert;    Belgien 


insbesondere  habe  keinen  Gewinn  an  der 
Silberprägimg  gemacht,  sondern  für  das 
Publikum  und  den  Bedarf  anderer  Staaten 
geprägt.  Bei  dieser  bodenlosen  Argumen- 
tation wird  ganz  ausser  acht  gelassen,  dass 
Belgien  durch  sein  Gepräge  den  Silber- 
courantmünzen nicht  nur  jene  Garantie, 
sondern  zugleichgesetzliche  Zahlungs- 
kraft in  seinem  Gebiete  gegeben  hat,  ver- 
möge welcher  also  jeder  Gläubiger  sie  un- 
bedingt zu  ihrem  Nennwerte  annehmen 
musste;  ebenso  hatten  sie  dadurch  bei  den 
öffentlichen  Kassen  der  übrigen  Vereins- 
staaten vertragsmässig  gesetzliche  Zahlungs- 
kraft zu  ihrem  Nennwerte  erlialten,  was 
mindestens  die  moralische  Verpfliclitung 
begi-ündet,  diesen  Wert  aucli  aufrechtzuer- 
halten. 

In  dem  Vertrage  vom  6.  November  1885 
wurde  (Art.  14)  die  von  Frankreich  vorge- 
schlagene Liquidationsklausel  im  Prinoip 
angenommen  und'  das  Nähere  über  die  even- 
tuelle Zurücknalime  der  Fünffrankenstücke 
in  einer  besonderen  Vereinbarung  festge- 
stellt. Jeder  Staat  hat  hiernach  bis  zum 
1.  Oktober  des  Jahres,  das  auf  das  Erlöschen 
des  Vertrages  folgt,  die  Silbercourantmünzen 
des  anderen  Staates  einzuziehen.  Bis  zum 
15.  Januar  des  folgenden  Jahres  ist  die 
Rechnung  abzuschliessen  und  jeder  Staat 
soll  von  da  ab  seine  eigenen  Münzen  zu- 
rücknehmen und  sie  bezahlen  in  Gold  oder 
in  Füuffrankenstücken  mit  dem  Gepi-äge  des 
anderen  Teiles  oder  in  Tratten,  die  in  dem 
empfangenden  Staate  in  Münzen  oder  Bank- 
noten mit  gesetzlichem  Kurs  zahlbar  sind. 
Die  Rückzahlung  kann  mit  einer  kleinen 
Zinsvergütung  in  dreimonatlichen  Teilzah- 
hmgen.  innerhalb  eines  Zeitraumes  von 
höcYistens  fünf  Jahren  erfolgen.  Für  die 
Schweiz  wurden  die  Sonderbestimmungen 
aufgenommen,  dass  Frankreich  bei  Zurück- 
ziehung seiner  Fünffrankenthaler  nur  Gold 
oder  schweizerische  Fünffrankenstücke,  je- 
doch höchstens  6()  Millionen  Francs  in  Gold 
an  die  eidgenössische  Regierung  zu  zalilen 
habe  und  dass  für  Italien  die  maximale 
Rückzahlung  in  Gold  oder  schweizerischen 
Fünffiankenstücken  20  Millionen  und  die 
des  Maximums  der  Rückzahlung  in  bar  oder 
Tratten  30  Millionen  Francs  betragen  solle. 
Die  Schweiz  befindet  sich  somit  in  der  vor- 
teilhaften Lage,  dass  sie  bei  der  Auflösung 
des  Bundes  ohne  weiteres  die  thatsächliche 
Goldwährung  erlangt,  da  sie,  wie  schon  er- 
wähnt, nm*  wenig  Silber  geprägt  hat  und 
bei  dem  Austausche  des  fi-emden  Silbers 
etwa  75  Millionen  Francs  in  Gold  erhalten 
würde.  In  der  Zusatzkonvention  über  den 
Beitritt  Belgiens  wurde  bestimmt,  dass 
dieser  Staat  nur  die  Hälfte  des  in  Frank- 
reichs Händen  bleibenden  Uebei-schusses  an 
iKjIgischen  Fünffrankenstücken  in  bar  oder 
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Wechseln  zurückzuzahlen  habe;  damit  aber 
auch  die  andere  Hälfte  auf  dein  Wege  des 
Handels  zurückfliessen  könne,  musste  sich 
Belgien  verpflichten,  in  fünf  Jahren  nach 
Auflösung  des  Vertrages  keine  Aenderung 
in  vseinem  Münzsystem  vorzunehmen  oder 
anderenfalls  auch  jenen  zweiten  Teil  seines 
Silbercwirants  einzulösen.  Zugleich  garan- 
tiert Belgien  dafür,  dass  der  ganze  in 
Frankreich  befindliche  üeberschuss  nicht 
mehr  als  20(»  Millionen  Franc«  betrage,  und 
verpflichtet  sich,  den  etwaigen  Mehrtjetrag 
einzulösen.  Der  Schweiz  gegenüber  wui-de 
das  Maximum  der  belgischen  Rückzahlungen 
in  Gold  oder  s^;hweizerischen  Fünffranken- 
fitücken  auf  6  Millionen  Francs  angesetzt, 
und  wenn  ein  Rest  bleibt,  so  ver^)flichtet 
sich  Belgien  auch  nach  dieser  Seite  hin, 
sein  Münzwesen  noch  fünf  Jahre  nach  Auf- 
lösung des  Bundes  unverändert  zu  lassen. 
Frankreich  und  Italien  behalten  sich  vor, 
beiderseits  das  Maximum  dos  ausgleichenden 
»Saldos  auf  2(K)  Millionen  Francs  zu  setzen. 
Die  belgische  Nationalbank  verpflichtet  sich, 
wie  dies  die  Bank  von  Frankreich  für  Rech- 
nung des  Staates  im  Hau{)t vertrage  gethan 
liat,  für  die  Dauer  des  Vertrages  die  Füuf- 
frankenstücke  der  Unionsstaaten  elH?nso  wie 
die  eigenen  Jjandesmünzen  anzunehmen. 
Im  übrigen  brachte  der  neue  Hauptvertrag 
keine  wesentlichen  Aenderungen  des  frühe- 
ren Zustandes.  Die  Silberprägung  blieb 
»vorläufig«  eingestellt.  Wenn  ein  einzelner 
Staat  diesell>e  wieder  aufnehmen  sollte, 
wären  die  übrigen  berechtigt,  ihm  seine 
Fünffrankenstücke  zurEinlösung  zuzuschicken 
und  sie  nicht  mehr  anzunehmen.  Die  Schweiz 
behält  sich  für  diesen  Fall  sogar  vor,  imter 
gewissen  Bedingungen  vor  Ablauf  der  Ver- 
tragszeit auszuscheiden.  Die  Pi'ägung  von 
Silberscheidemünzen  blieb  auf  6  Francs  für 
i\e\\  Kopf  beschränkt,  jedoch  mit  der 
näheren  Bestimmung,  dass  der  Höchst- 
betrag für  Frankreich  250  Millionen,  für 
Griechenland  1 5  Millionen,  für  Italien  182,4 
Millionen,  für  die  Schweiz  19  Millionen 
Francs  sein  solle.  Der  Vertrag  sollte  in 
Kraft  bleiben  bis  zum  1.  Januar  1891  und 
dann  stillschweigend  verlängert  werden 
bis  ein  Jahr  nach  dem  auf  die  Kündigimg 
folgenden  1.  Januar,  Im  Jahre  1892 
schlössen  sich  an  die  am  22.  November  in 
Brüssel  eröffnete  internationale  Münzkonfe- 
renz auch  Verhandlungen  der  Delegierten 
des  lateinischen  Münzbundes.  Als  Cebel- 
stand  hatte  sich  in  der  letzten  Zeit  nament- 
lich der  Abfluss  der  italienischen  Silber- 
scheidemünze nach  der  Schweiz  und  Frank- 
reich bemerklich  gemacht.  Im  Juli  1892 
wnirde  in  der  Schweiz  durch  eine  besondere 
Erhebung  festgestellt,  dass  von  den  umlau- 
fenden Silberscheidemünzen  49 '^/o  italieni- 
schen    Ursprungs     waren.      Je    mehr    das 


Goldagio    in  Italien   stieg,    um    so    rstärk^^r 
wurde  die  Ausfuhr  dieser  Münzen.     Wenn 
z.  B.,  wie  es  1893  der  Fall  wtu-,  ein  Wech^--l 
von  IfKX)  Francs  auf  Paris  in  Mailand   IIJ»» 
Lire  kostete,  so  war  es  ein  lohnendes  Ge- 
schäft, die  kleinen  Silbermünzen  im  täglichen 
Verkehr  anzusammeln,  sie    fassweise    nat.-h 
Frankreich  oder   der  Schweiz   zu   schic-kpü, 
den  dortigen  Korrespondenten    1 — 2^.o  Pn- 
vision  dafür  zu  geben,  dass  sie  diese  Mün- 
zen in  geeigneter  Verteilung  zum  Nominal- 
wert in  Umlauf  brächten,  und  das  so  ent2^tai>- 
dene    Guthaben   als   Deckung    für   Wec'hssei 
zu  benutzen,  die  zu  so  hohem  Preise  ver- 
1  käuflich   waren.     So    wurde   in    Frankreieh 
'im    September    1893    festgestellt,    dass    iii 
einigen    südöstlichen    Departements    70 '  » 
italienische  Scheidemünzen  in  Umlauf  waren. 
In   Italien   erzeugte   das  Verschwinden    duT 
kleinen  Silbermünzen  im  gewöhnliehen  Ver- 
kehr natürlich  grosse  Verlegenheiten,  denen 
man   zunächst   dureh   Ausgabe   von    kleine^i 
Papiergeldabschnitten     sowie     von     Nickel- 
und  Brenzemünzen  abzuhelfen  suchte,     l'm 
aber  die  Missstände  in  durchgreifender  Weise 
zu    beseitigen,     beschloss    die     Italien  iscii»:* 
Regieruug,  die  Zurückführung  ihrer  Silber- 
sdieidem Unzen  aus  den  übrigen  Mnnzbiuid- 
staaten     zu     unternehmen.      Eine    ähnliche 
(Operation  war  schon  einmal  auf  Gnmd  einer 
Vereinbarung   mit  Frankreich    vom   o.   X<»- 
vember  1878  vor  der  Valutareform  von  Issl 
mit  Erfolg  durchgeführt  worden.    Dem  neuen 
italienischen  Antrag  gegenüber  zeigte   sich 
Frankreich    aber    weit    weniger    entgegen- 
kommend als  früher,  und  in  der  Presse  und 
dem  Parlament  trat  vielfach  eine  geradezu 
feindliche    Stimmimg    hervor.      Die    Sache 
wurde  vor  eine  Konferenz  der  Münzbund- 
staaten  gebracht,  die   am   9.  Oktober    1893 
in  Paris  zusammentrat,  und  am  15.  Novem- 
l)er    1893   kam   endlich   eine   Vereinbarung 
zu  Stande.    Die  Ilauptbestimmungen  waren 
folgende:    Frankreich,  Belgien,  die  Schweiz 
und    Griechenland    verpflichten     sich,     dit* 
italienischen   Silberscheidemünzen   aus   dem 
Umlauf  zu  ziehen  und  an  die  italienische 
Regierung  abzuliefern.      Vier  Monate   nach, 
der   Ratifikation   dieser  Vereinbarung    ver- 
lieren die  italienischen  Scheidemünzen  ihren 
I  Kurs  bei  den  öffentlichen  Kassen  der  übrigt^n 
Vertragsstaaten.    Es  folgen  dann  nähere  Be- 
stimmungen über  die  Abliefenmg  der  Münzen, 
die  Bedingungen  der  von  Italien  zu  leisten- 
den   Zahlungen    und    die  Zinsveigfitungen, 
die  für  Italien   bedeutend  ungünstiger  nor- 
miert sind  als  die  von  Frankreich  im  Jahre 
1878  geforderten.     Wenn  Italien  alle  seine 
Scheidemünzen  zurückgenommen  hat,  ist  es 
fernerhin    nicht    mehr    verpflichtet,    solche 
Münzen    von  den    öffentlichen  Kassen    der 
übrigen  Staaten  zur  Einlösung  anzunehmen, 
es   bleibt  jedoch   an   das   durch  den  Münz- 
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vertrag  festgesetzte  Kontingent  von  Silber- 1  Zusatzakten   vom   12.  Dezember   1885   und 


Scheidemünzen  gebimden.    Wenn  die  Ver- 
pflichtung der  übrigen  Staaten,  die  italieni- 
schen Silberscheidemünzen  bei  ihren  Kassen 
anzunehmen,  aufgehört   hat,    ist   jeder  von 
ihnen  berechtigt,  die  Einfuhr  dieser  Münzen 
zti    verbieten.     Andererseits  ist  Italien   be- 
rechtigt, sofort  nachdem  diese  Vereinbarung 
in  Kraft  getreten,  die  Ausfuhr  seiner  Scheide- 
münzen   zu    verbieten.     Die   Silberecheide- 
mimzen    der    übrigen  Staaten    behalten   in 
Italien  den  Kassenkurs,  jedoch  kann  jeder 
Staat    unter    den    in    dieser  Vereinbanmg 
festgesetzten  Bedingimgen  die  Zurückführung 
seiner    Scheidemünzen    verlangen.      Italien 
behält  sich  vor,  später  die  Wiederzulassung 
seiner  Silberscheitleraünzen  bei  den  Kassen 
der  übrigen   Staaten   zu   verlangen,   jedoch 
kann  dieselbe  nur  durch  Einstimmigkeit  der 
vier  anderen  Staaten  gewährt  werden.    Bis 
Ende    Februar    1895    wurden    im    ganzen 
103  821 581  Lire  in  Silberscheidemünzen  nach 
Italien  zurückgeführt,    für   die    115675204 
Lire  in  italienischer  Papierwährung  bezahlt 
^werden  mussten,  was  also  einen  Verlust  von 
11,4  ^/o   einschloss.     Frankreich  verbot   die 
Einfuhr  dieser  Münze  durch  ein  G.  v.  22. 
Juli  1894,  vom  Uralauf  sind  sie  jedoch  nicht 
ausgeschlossen. 

Eine  neue  Vereinbarung  der  Münzbund- 
staaten kam  am  29.  Oktober  1897  zustande, 
durch  welche  der  Betrag  der  auszuprägen- 
den Silberscheidemünzen  um  1  Franc  für 
den  Kopf  der  Bevölkerung  erhöht  und  dem- 
entsprechend das  jedem  Staate  zustehende 
Kontingent  neu  festgesetzt  wurde.  Dabei 
wurde  auch  der  französische  Kolonialbesitz 
mit  in  Rechnung  gebracht  und  daher  das 
genannte  Kontingent  Frankreichs  gegen  1885 
um  130  Millionen  Francs  vermelu^,  also  auf 
386  Millionen  gebracht.  Für  Belgien  betrug 
die  Erhöhung  6  Millionen,  für  Italien  3Ö 
Millionen,  für  die  Schweiz  3  Millionen. 
Griechenland  verzichtete  auf  neue  Silber- 
scheidemünzprägungen, bis  es  mit  den  übrigen 
Münzverbündeten  ni  ähnlicher  Weise  wie 
Italien  Vereinbarungen  über  die  Zurückfüh- 
rung seiner  vorhandenen  Scheidemünzen  ge- 
troffen hatte.  Nach  Art.  2  der  Konvention 
sollen  als  Material  für  die  neuen  Prägungen 
Fünffrankenstücke  des  betreffenden  Landes 
verwendet  werden.  Jedoch  ist  jeder  Staat 
berechtigt,  auch  eine  Summe  von  höchstens 
3  Millionen  Francs  aus  Barrensilber  zu  prägen, 
unter  der  Bedingung,  dass  aus  dem  dadurch 
erzielten  Grewinn  ein  Reservefonds  zur  In- 
standhaltung der  umlaufenden  Gold-  und 
Silbermünzen  angelegt  werde.  Von  den 
zusätzlichen  Kontingenten  sollen  im  ersten 
Jahre  höchstens  zwei  Fünftel  und  in  den 
folgenden  höchstens  je  ein  Fünftel  gc^prägt 
wei-den.  Im  übrigen  bleiben  die  Bestim- 
mungen der  Konvention   von  1885  und  der 


vom  15.  November  1893  in  Kraft.  Auch 
ist  die  Griltigkeitsdauer  der  neuen  Verein- 
barung die  gleiche  wüe  die  der  Münzkon- 
vention überhaupt,  die  ihrerseits  seit  1891 
in  der  oben  angegebenen  AVeise  von  Jahr 
zu  Jahr  verlängert  wird.  Am  15.  März  1898 
w^iu-de  auch  noch  ein  Protokoll  zwischen 
Italien  und  den  übrigen  Münzbundstaaten 
unterzeichnet,  in  dem  erklärt  wird,  dass 
Italien  beschlossen  habe,  während  der  ganzen 
Dauer  des  Mttnzbundes  die  Ausfulir  seiner 
Scheidemünzen  zu  verbieten  und  in  den 
ersten  fünf  Jahren  nach  der  etwaigen  Auf- 
lösung des  Bundes  in  seinem  Münzwesen 
keine  Aenderung  vorzunehmen,  dm-ch  welche 
die  Rückkehr  seiner  Scheidemünzen  auf  dem 
Handelswege  erschwert  werden  könnte ;  da- 
gegen gestehen  die  übrigen  Regienmgen  zu, 
dass  Italien  bei  Erfüllung  dieser  Bedin- 
gimgen von  der  im  Münzvertrag  von  1885 
eingegangenen  Verpflichtung  entbunden  sei, 
innerhalb  eines  Jahi*es  nach  dem  Ablauf 
dieses  Vertrags  seine  Scheidemünzen  von 
den  übrigen  Staaten  zurückzunehmen,  es  sei 
denn,  dass  es  nach  dem  1893  gemachten 
Vorbehalt  mit  seinen  Scheidemünzen  wieder 
in  das  normale  Verhältnis  innerhalb  der 
Union  zurückgekehrt  sei.  Die  übrigen 
Staaten  erhalten  ihrereeits  die  Befreiung 
von  derselben  Verpflichtung,  wenn  sie  ge- 
mäss der  Vei-einbarung  von  1893  ihrerseits 
ihre  Scheidemünzen  aus  Italien  zurückge- 
zogen haben. 

Der  Münzbund  wird  sich  wahrscheinlich 
durch  sein  eigenes  Schwergewicht  und 
wegen  der  Schwierigkeiten  der  etwaigen 
Liquidation  noch  auf  unbestimmt  lauge 
Zeit  l)ehaupten,  wenn  sich  auch,  namentlich 
in  der  Schweiz,  immer  wieder  Stimmen  er- 
hoben haben,  die  seine  Kündigung  verlangen. 
Mit  Recht  weist  übrigens  das  »Jahrbuch 
für  Finanz-,  Bank-,  Transport-  und  Ver- 
sicherungswesen« von  Dr.  A.  Meyer  darauf 
hin,  dass  bei  der  gegenwärtigen  ungünstigen 
Handelsbilanz  der  Schweiz  eine  Aufhebung 
des  Münzbundes  für  diese  keineswegs  zweck- 
mässig sein  würde.  Die  Schweiz  kann  jetzt 
ihre  Zahlungen  in  Frankreich  mit  Fünffran- 
kenstücken leisten;  nach  Auflösung  des 
Bundes  wünle  ihr  zwar  zunächst  eine  be- 
deutende Summe  in  Gold  zugeführt  werden, 
aber  sie  müsste  dann  auch  ausschliesslich 
in  Gold  bezahlen  und  bei  dem  ungünstigen 
Stand  ihi-er  Zalüungsbilanz  würde  ein  starker 
Abfluss  dieses  Metalls  stattfinden. 

Litteratur:  JPar£eu,  L'union  monctaire  de  la 
France  etc.  IjC  »Münzvereinn  latin.  Revue 
conlemporaine,  OcUtbre  1806.  —  Haupt ,  Wäh- 
rungspolitik und  Mümslatistikf  Berlin  18^4-  — 
Bamberger,  Die  iSchickmle  des  lateinischen 
Münzbundes,  Berlin  188,'*.  —  Bitrckhardt- 
Bischoff,    Die    lateinische  Münzkonrcntion  und 
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der  intemaiwnaU  BimetaUumus,  BiMfl  1SS6.  —  ' ningsfi:age«    praktisch    darauf   hinaos,    aL- 

Ltejris,  Die  Währungifraf^e  und  die  Produktion*'  \  "welchem  Metall  die  Wähl'UngsmÜnzen  ;Z»— 
verhmtnisse  der  Edelmetalle,  in  Jahrb.  /.  G'«.  «.  \  t)x^     werden     sollen,     aber     eS      ist     ni»*ht 

iVrir.  X,  18S6,  s.  i7sff.  -  ^^n>'rlJ''*'\  Jl'^/^  vK'hXi^  ZU  Sagen,  das  eine  oder  das  and^- 
,eleci  rommuueon  D^recratu^n  of  ^^^^^^'^ '  Met;ül  sei  die  Wähnmg,  denn  diese  bestellt 

Anpendtx.    S.    8A — SU,    92 — 99.    —    Lonjerence  \  .  .        .     o'  .-  -^ 

manetaire    entrc   la  Belgique,    la  France  etc.    en  |  "^mGr  auS  g^nz  l)estimmten   M  ü  n  Z e  n.     Lhe 

1878,  Paris  1878. -^  Administration  des  mon- j  tordonmg  der  mneren  \ollwertigkeit  der 
naies  et  MedaiUes.  Bapport  au  ministre  des  •  WäliTungsmünzen  wird  Übrigens  HOch  imm^T 
ßnanees,  Biris  1898,  p.  6.  |  in  vielen  Ijändom  nicht  voDständig  erfüll i- 

Lexi*'        j  So  sind  z.  B.  die  schon  erwähnten  deutg^:heo 

I  Thaler,  die  silbernen  Fünffrankenstücke  der 

I  Staaten   des   lateinischen  Mönzbiindes,  «ü«? 

MünzHcheine  i  amerikanischen  Siiberdollars  innerlich  unter- 

s.  P  a  p  i  e  r  g  e  1  d.  I  weilige  Währnngsmünzen.     Eine  Kupfer- 

I  Währung  konnte  im  alten  Rom  bei  den 

'  damaligen  Preisverhältnissen  noch  vollwertig? 

^  .  bestehen ;  in  der  neueren  Zeit  dagegen  L=i 

MunZWOBOll.  'sie  (in  Schweden  und  Russland)   in   naher 

I.  Das  M.  im  allffemeineu  (8,  81>8).  II. !  Vei-wandt8chaft  mit  dem  Papieiigelde  (s.  d. 
Orientalisches  und  griechisches  M.  (S.  9()6).    III.  j  Art.)  aufgetreten. 

Römisches  M.  (S.  914).  IV.  Mittelalterliches!  Scheidemünzen  heissen  diejenigea 
M.  (S.  921).  V.  Das  M.  der  neueren  Zeit  Mtinzen,  deren  gesetzliche  Zahlung^kraft  auf 
(S.  928).  '  ^i,^ß  bestimmte  massige  Summe   beschränkt 

I.  Das  Münzwesen   im  allgemeinen. !  Vf  u  ^^^  ^'f  mu- Wimmt,  dem  kleinen 

^  Verkehre,  oder  ziu-  v  ollzahlung  nicht  runder 

1.  Arten  der  Münzen.  2.  Technisches.  3.  |  Summen  im  gix)sseren  Verkehre  zu  dienen. 
Das  Münzregal  und  dessen  finanzielle  Aus-  j  j^je  weixlen  herkömmlicher  weise  unterwertisr 
nutzung.  [ausgeprägt   und   es    sind    daher    l»esondere 

1.  Arten  der  Münzen.  Münzen  sind  j  Vorkehrungen  zur  Verhinderung  einer  über- 
Metallstücke,  die  im  Namen  und  narih  Vor-  '  massigen  Vermehrung  derselben  erfoivJerüch 
Schrift  des  Staates  durch  Prägung  eine  be- 1  (s.  d.  Ai't.).  Münzen  mit  blossem  Kassen- 
sondei-e  Form  erhalten  haben,  um  als  (reld  '  kurs,  die  also  keine  gesetzliche  Zalünngs- 

Sj.  den  Art.  oben  Bd.  IV  S.  60  ff.)  zu  dienen,  und  j  kraft  Privaten  gegenüber  haben ,  alier  von 
ei-en  Wert  vom  Staate  garantiert,  ist.  Dieser  j  den  öffentlichen  Kassen  angenommen  werden, 
Wert  kann  unmittelbar  in  dem  Stoffe  der  kommen  mit  eigener  Prägung  des  betreffen- 
Münzen  dargestellt  werden  oder  mehr  oder  I  den  Staates  selten  vor,  häufiger  aber  wini 
weniger  auf  dem  Staatskredite  beruhen. !  der  Kassen  kurs,  sei  es  freiwillig'  und  mit 
Das  erstere  gilt  insbesondere  von  den  voll- '  selbständiger  und  veränderlicher  Tarifiening, 
wertigen  Edelmetall  münzen,  die  also  auch  j  sei  es  veitragsraässig  und  mit  festem  W'erte 
nach  dem  Einschmelzen  als  blosse  Barren  fremden  Münzen  gewährt.  Letzteres  gilt 
noch  sehr  nahe  denselben  Verkehrswert  be-  |  namentlich  von  den  goldenen  und  silbernen 
halten  wie  in  geprägtem  Zustande :  einen  j  Courantmünzen  und  in  beschränktem  Masse 
Zusatz  an  Kreditwert  aber  besitzen  die-  •  auch  von  den  Silberscheidemünzen  tless 
jenigen  Münzen,  deren  gesetzlicher  Isorainal-  lateinischen  Münzbundes  (s,  d.  Art  oYtea 
wert  höher  ist  als  ihr  innerer  Wert,  wie  die  I  S.  H98ff.)   in   den  demselben  angehörenden 


in  Deutschland  noch  umlaufenden  Thaler 
seit  der  Entwertung  des  Silbers,  die  Silber- 
scheidemünzen und  in  noch  höherem  Masse 
die  Nickel-  und  Kupfermünzen.  Wäh- 
rungsmünzen (auch  Courantmünzen) 
nennt  man  diejenigen  Münzen  eines  Ijandes, 
die  in  demselben  unbeschränkte  und  unbe- 
dingte   gesetzliche   Zahlungskraft    besitzen. 


Staaten. 

Handelsmünzen  endlich  sind  solche, 
denen  der  sie  ausprägende  Staat  überhaupt 
keine  Zahlungskraft  beilegt,  die  also  nichts 
anderes  sind  als  EdelmetalLstücke  mit  staat- 
licher Beglaubigimg  und  Garantie  hinsicht- 
lich ihres  Gewichtes  mid  Feingehaltes. 
Hierher  gehörten  die  dmxih  den  deuts<.*hen 
Sie  müssen,  wenn  der  Zustand  des  Geld- '  Münz  vertrag  vom  24.  Januar  1857  einge- 
wesens  des  Landes  befriedigend  sein  soll,  |  führten  Goldkronen  (mit  einem  (lelialt  von 
ihren  Wert  vollständig  in  ihrem  Stoffe  tra- 1  10,  bei  den  halben  5  Gramm  Feingold).  Den 
gen  und  können  daher  unter  den  heutigen  I  beteiligten  Staaten  war  allerdings  freigestellt 
Kulturverhältnissen  nur  aus  Gold  oder  Sil-  |  denselben  einen  Kassen kure  beizulegen, 
her  bestehen.  (S.  die  Artt.  Doppelwäh-  dessen  Höhe  aber  höchstens  auf  sechs 
rang  (oben  Bd.  III  S.  237 ff.),  Gold  und   "  "  "  '       "     " 


Goldwährung  (Bd.  IV  S.  74Sff.),  Pa- 
rallelwährung, Silber  und  Silber- 
währung.)      Daher     läuft     die      »Wäh- 


Monate  im  voraus  festgestellt  werden  durfte. 
Nur  wenige  Staaten  machten  von  dieser 
Befugnis  Gebrauch,  von  selten  Preussens 
namentlich   geschah  es   nicht,    obwolil    für 


Münz^veseIl  (Allgemeines) 


T ingefähr    4   Mill.   Thlr.   preussische   Gold- 
Ivronen    geprägt    worden    sind.      Bekannte 
Handelsmünzen  in  Gold  sind  die  holländi- 
solien  Dukaten;  auch  die  seit  1848  gepräg- 
ten   holländischen  Wilhelmsdor  hatten  nur 
«len  Charakter  als  »Negotiepenninge«,  wäh- 
rend die  diu-ch  das  G.  v.  6.  Juni  1875  ein- 
|2reführten     Zehn-     und     Fünfguldenstücke 
XVähnmgsmünzen     sind.       Von     silbernen 
Handelsmünzen   seien    die    österreichischen 
Levanliner-  oder  Maiia-Theresien thaler  (mit 
cier   Jahreszahl   1780)    erwähnt,     die    auch 
\inter  der  neuen  Münzgesetzgebung  beibe- 
liaJten  worden  sind  und  hauptsächlich  nach 
Afrika   gehen;    ferner    die    amenkanischen 
Trade  Dollars  nach  dem  G.  v.  12.  Februar 
1873,  die  auf  Grund  des  G.  v.  3.  März  1887 
^wieder  eingezogen  worden  sind.   Die  früher 
am   weitesten,   namentlich  in  Ostasien  ver- 
breitete Handelsmttnze   aber  war   der   spa- 
nische Piaster,  an  dessen  Stelle  später  mehr 
lind  mehr  der  mexikanische  trat.    In  ihren 
Heimatländern  hatten  diese  Münzen  übrigens 
Zahlimgskraft. 

2.  Teehnisches.  Der  innere  Wert  einer 
Münze  hängt  ab  von  ihrem  Gewicht  (Schrot, 
taille)  imd  ihrer  Feinheit  (Korn,  titre,  loi), 
d.  h.  dem  Verhältnis,  in  dem  das  Edelmetall 
mit  unedlem  Metall  (meistens  Kupfer)  legiert 
ist.  —  Aus  Gewicht  und  Feinheit  ersriebt  sich 
also  der  Feingehalt  der  Münze.  Das  staat- 
liche Gepräge  soll  jene  beiden  Bestimmungs- 
stücke und  somit  auch  den  letzteren  garan- 
tieren, soweit  es  der  Stand  der  Technik  ge- 
stattet. —  lieber  das  römische  und  die  mittelalter- 
lichen Münzgewichte  s.  unten  Abschnitt  III  und 
IV.  DieKölnische  Mark  behauptete  sich  inDeutsch- 
land noch  in  der  ersten  Hälfte  des  19.  Jahr- 
hunderts imd  zwar  wurde  sie  bei  der  neuen 
Ordnung:  des  preussischen  Gewichtssysteras  als 
r preussische"  Mark  auf  233,85r)5  Gramm  gesetzt. 
Eingeteilt  wurde  die  Mark  als  Goldprobier- 
gewicht in  24  Karat  zu  12  Grän,  als  Silber- 
probiergewicht in  16  Lot  zu  18  Grän.  Als 
Munzgewicht  war  die  Kölner  Mark  eingeteilt 
in  16  Lot,  64  Quentchen,  256  Pfennige,  512 
Heller,  4352  Eschen  und  65526  Richtpfennige. 
In  Frankreich  wurde  nach  Einführung  des 
metrischen  Systems  das  Kilogramm  auch 
als  Münzgewicht  angenommen,  und  dies  gilt 
gegenwärtig  auch  für  alle  übrigen  Staaten 
des  lateinischen  Münzbundes.  Die  deutsche 
Mtinzkonvention  von  1857  legt«  das  Zollpfund 
von  500  Gramm  zu  Grunde,  das  auch  in  der 
Reichsmünzgesetzgebung  anfangs  beibehalten 
worden  ist.  Durch  das  G.  v.  1.  Juni  1900  aber 
ist  die  betreffende  Bestimmung  der  Mass-  und 
Gewichtsordnung  vom  17.  August  1868  aufge- 
hoben worden,  und  demnach  ist  jetzt  das  Kilo- 
gramm auch  in  Deutschland  das  Münzgewicht. 
In  den  neuen  österreichischen  und  ungarischen 
Münzgesetzen  wird  ebenfalls  nach  Kilogramm, 
in  Russland  nach  dem  gewöhnlichen  Pfimde,  in 
Amerika  für  Gold  nach  dem  auch  in  England 
noch  geltenden  Troypfund  (373,742  Gramm,  ein- 
geteilt in  12  Unzen  (oz.)  zu  20  Pennywight 
(dwt)  zu  24  Grains),  für  Silberscheidemünze 
auch  nach  Gramm  gerechnet. 


Der  Münzfuss  wurde  früher  in  der  Regel 
dadurch  ausgedrückt,  dass  angegeben  wurde, 
wieviel  Stück  der  Hauptmünze  auf  eine  feine 
Mark  kamen:  so  sprach  man  z.  B.  von  einem 
Zwölf-  oder  Vierzehnthalerfusse.  Durch  die 
Annahme  des  Zollpfundes  als  Münzgewicht 
wurde  aus  dem  Vierzehnthalerfusse  (mit  Ver- 
nachlässigung einer  kleinen  Differenz)  ein 
Dreissigfthalerfuss  und  aus  dem  24V2-Gulden- 
fusse  ein  5272-Guldenfuss. 

Das  Gewicht  der  Münzen  wurde  herkömm- 
licherweise meistens  durch  die  Angabe  be- 
stimmt, wieviel  Stück  auf  die  rauhe  (legierte 
oder  beschickte)  Mark  kommen  sollten.  Es 
hing  dies  mit  der  praktischen  Schwierigkeit 
zusammen,  die  einzelnen  Münzen  genau  abzu- 
wägen, und  man  begnügte  sich  daher  bei  den 
kleineren  und  früher  auch  bei  den  grösseren 
Geldsorten  damit,  dass  das  Gewicht  im  ganzen 
„al  marco'^  stimmte.  Daher  war  das  „Wippen", 
d.  h.  das  Aussuchen  der  schwereren  Münzen 
aus  einer  grösseren  Anzahl  strengstens,  wenn 
auch  vergebens,  verboten. 

Die  Feinheit  wurde  in  Deutschland  bei 
Gold  durch  Angabe  der  Karat  und  Grän,  bei 
Silber  durch  Angabe  der  Lot  und  Grän  ausge- 
drückt, die  an  reinem  Metall  auf  eine  Mark 
(von  24  Karat  oder  16  Lot)  legierten  Metalls 
kamen.  In  Frankreich  entsprachen  24  Karat 
ebenfalls  dem  feinen  Golde,  und  die  Feinheit 
wurde  in  ganzen  und  halben,  vierteln, 
achteln-  etc.  Karat  ausgedrückt;  das  feine 
Silber  aber  entsprach  12  Deniers  und  ein  Denier 
wurde  in  24  Grains  geteilt.  Es  war  aber  schon 
seit  dem  13.  Jahrhundert  gebräuchlich,  dass 
das  sogenannte  Argent  le  Rov  (Königssilber) 
von  11  /o  Deniers  Feinheit  als  iJormalmetall  an- 
genommen wurde,  dessen  Feinheit  dann  wieder 
gleich  12  Deniers  gesetzt  wurde.  In  der  neueren 
Zeit  wird  in  Frankreich,  Deutschland  und  den 
meisten  anderen  Ländern  die  Feinheit  oder  das 
Mischungsverhältnis  für  beide  Metalle  einfach 
in  Tausendsteln  ausgedrückt.  England  jedoch 
behält  noch  das  alte  System  bei,  wonach  das 
legierte  Gold  bezogen  wird  auf  ein  Troypfund 
Feingold  von  24  Karat  zu  4  Grains  zu  4  Quarts, 
das  legierte  Silber  auf  ein  Troypfund  von  12 
Unzen  (oz.)  zu  20  Pennywight  (dwt.). 

Da  auch  mit  den  neueren  technischen 
Hilfsmitteln  weder  eine  absolut  genaue  Justie- 
rung des  Gewichts  der  einzelnen  Stücke  noch 
eine  vollständig  genaue  Herstellung  des  gesetz- 
lichen Mischungsverhältnisses  möglich  ist,  so 
gestattet  die  Gesetzgebung  in  beiden  Be- 
ziehungen einen  gewissen  Spielraum,  den  man 
Remedium  nennt.  Früher  wurde  das  Remedium 
als  Vorwand  zu  einer  missbräuchlichen  Ver- 
ringerung des  Gehalts  der  Münzen  benutzt, 
und  selbst  in  der  neuesten  Zeit  ergab  sich  in 
Frankreich  meistens  noch  ein  jährlicher  Ge- 
winn daraus,  dass  dieser  Spielraum  absichtlich 
soweit  wie  möglich  nach  unten  ausgenutzt 
wurde.  Berechtigt  ist  ohne  Zweifel  nur  ein 
Verfahren,  bei  dem  zufällige  Fehler  ebenso 
leicht  nach  der  einen  wie  nach  der  anderen 
Seite  auftreten,  so  dass  beim  Wägen  einer 
grösseren  Anzahl  von  Münzen  fast  genau  das 
gesetzliche  Gewicht  herauskommt.  Nach  dem 
R.G.  V.  4.  Dezember  1871  soll  bei  den  10-  und 
20-Markstücken  die  Abweichung  in  mehr  oder 
weniger  im  Gewicht  nicht  mehr  als  2*;2  '^/oo,  im 


90(1 


Münzweson  (Allgemeines) 


Feingehalte  nicht  mehr  als  2^oo  betragen.' 
Für  die  (jetzt  abgeschafften)  goldenen  Fünf- ! 
niarkstücke  war  nach  dem  Cf.  v.  9.  Juli  1S73  > 
ein  Gewichtsremedinm  von  4®/oo  gewährt. 

Da  die  Münzen  in  dem  Lande,  wo  sie  um- 1 
laufen  sollen,   im  Vergleich   mit   dem   Barren- 
metall  eine   erhöhte  Nützlichkeit   besitzen,   so 
ist  es  nicht  unbillig,  wenn  diejenigen,  die  rohes 
Metall    ausprägen    lassen,    die    dadurch    ent-  ^ 
stehenden    Kosten    tragen.      In    den    meisten 
Ländern  wird   daher  für   die   auf   Privatrech- , 
nung  vorgenommenen  IVägungen  eine  Gebühr  j 
erhoben,  die  den  Fabrikationskosten  entspricht. ; 
In  England    jedoch    werden    die    Goldmünzen 
für  Privatrechnung  unentgeltlich  geprägt,  und 
diese  ünentgeltlichkeit  ist  auch    in   den  Ver- 
einigten Staaten  durch   das   G.   v.   14.  Januar 
1875  wieder  hergestellt   worden,   nachdem   sie 
1853     aufgehoben    worden    war.      Ueber    die ' 
Prägungsgebühren  in  Deutschland  und  Frank- 1 
reich  siehe  den  Art,  Gold  und  Goldwährung  i 
obenBd,  I V  S.  763.  Von  der  Prägegebtthr  (brassage)  i 
ist  der  eigentliche  Schlagschatz  (seigneuriage) ! 
wohl  zu  unterscheiden,  der  zu  der  unten  noch ! 
zu  besprechenden  finanziellen  Ausnutzung  des  1 


Münzregals  diente.  —  Da  die  Münzen  durch 
den  Umlauf  allmählich  abgenutzt  werden  und 
au  innerem  Werte  einbüssen,  so  entispricht  es 
den  Anforderungen  einer  richtigen  Münzpolitik, 
dass  der  Staat  für  die  Einziehung  der  von  ihm 
ausgegebenen  Münzen  sorge,  wenn  das  Gewicht 
derselben  unter  eine  gewisse  Grenze,  das  Pas- 
siergewicht, herabgesunken  ist.  Mehr  und 
mehr  ist  auch  die  Anschauung  zur  Geltung  ge- 
kommen, dass  der  dadurch  entstandene  Verlust 
nicht  von  den  letzteren  Inhabern  der  Münzen, 
sondern  vom  Staate  als  Vertreter  der  Gesamt- 
heit, in  deren  Dienst  die  Abnutzung  entstanden 
ist,  zu  tragen  sei,  und  demnach  werden  in 
Deutschland  nach  dem  Münzgesetze  von  1871 
die  Zehn-  und  Zwanzigmarkstücke,  die  um 
mehr  als  5  Tausendstel  des  Normalge  wich  ts  ab- 
genutzt sind,  von  den  öffentlichen  Kassen  zum 
vollen  Nennwerte  angenommen ,  aber  nicht 
wieder  ausgegeben,  sondern  zur  Umprä^ng 
zurückgehalten,  nötigenfalls  auch  auf  Reichs- 
rechnung besonders  zum  Nennwerte  eingezogen 
und  eingeschmolzen.  Bei  den  Fünfmarkstücken 
war  nach  dem  Gesetze  von  1873  der  grösste  zu- 
lässige Gewichtsverlust  8  Tausendstel.  Auch  in 
Oesterreich-Ungam  übernimmt  nach  dem  G.  v. 
2.  August  1892  der  Staat  auf  seine  Kosten 
die  Einziehung  der  unter  das  Passiergewicht 
gesunkenen  Münzen.     Dagegen  ist  diese  Ver- 

E flichtung  den  Staaten  des  lateinischen  Münz- 
undes  durch  deren  Vertrag  nicht  auferlegt. 
Thatsächlich  zieht  jedoch  Frankreich  die  nicht 
mehr  umlaufsfähigen  Münzen  durch  Verraitte- 
lung  der  Bank  auf  Staatskosten  ein.  In  Eng- 
land werden  die  das  Passiergewicht  nicht  mehr 
besitzenden  Goldmünzen,  wenn  sie  in  die  Kassen 
der  Bank  kommen,  zerschnitten  und  der  letzte 
Inhaber  hat  den  Verlust  zu  tragen.  Von  Zeit 
zu  Zeit  jedoch  finden  Einziehungen  zum  Nenn- 
werte auf  Staat**kosten  statt,  so  seit  1889  zu- 
nächst der  vor  der  Regierung  der  Königin  Victoria 
geprägten  Münzen.  — -  Die  Verlangsamung  der 
Abnutzung  der  Münzen  wird  als  Hauptargument 
dafür  geltend  gemacht,  dass  das  zu  prägende 
Gold  und  Silber  mit  unedlem  Metall  legiert 
wird.      Manche     Sachverständigen     behaupten 


indes,  dass  die  reinen  Edelmetalle  alkrdiÄe- 
wegen  ihrer  grossen  Weichheit  die  Schärfe  d'- 
Gepräges  rascher  verlieren  al»  die  legit-rtcm. 
aber  keineswegs  auch  mehr  an  Gewicht  «ria- 
büs.'^en;  vielmehr  würden  die  letzteren  infi>lffc 
des  Kupferzusatzes  durch  chemische  Einflü-^ 
namentlich  durch  den  SchweL*«  der  H^nd^ 
stärker  abgenutzt  als  die  reinen.  Sicher  i^. 
dass  die  absichtliche  Beimischung  von  uDedltrm 
Metalle  ursprünglich  nur  als  Miss^branch  zum 
Zwecke  der  Münzfälschung  aufgekommen  i«T. 
Manche  Goldmünzen,  z.  B.  die  rheinischen  und 
die  niederländischen  Goldgulden ,  enthirlteB 
ausser  Kupfer  auch  einen  Zusatz  von  Silber. 

3.  Das  Münzregal  und  dessen  finaa- 
zielle  Ausnotzong.    Es  gehört  zum  Wessen 
jeder    wirklichen    Münze,     dass     sie     ein^ 
öffentliche  Beglaubigung  besitzt.    E> 
waren,   soviel  man  weiss,   die  g:riechiseh**ri 
Stadtstaaten  Kleinasiens,  die  die  Münze  al- 
staatlichelnstitutiongesc-haffenhabeo. 
und  ihnen  scheint  Lydien  als  grösserer  Staat 
bald    nachgefolgt   zu    sein.     Im  persisc-hen 
Reiche  war  die  Goldpi*ägung  ausschliesslicb 
dem   Könige   vorbehalten,    während    Silbei 
auch   von    Satrapen,   abhängigen    Dynasten 
und  Städten  ausgemünzt  werden  durfte.    In 
Griechenland  zeigt  namentlich  die  im  Inte- 
resse der  Schuldner  vorgenommene  Aende- 
rung  des  Münzwesens  diu-ch  Selon  die  volle 
Herrschaft  des  Staates  auf  diesem  Gebiete. 
In  Eom  lag  das  Münzwesen  seit  dem  Jahre 
269  V.  Chr.  in  den  Händen   der  ^Triiunvin 
monetales  aeri,  argento  auro  f lande  feriundo- . 
In  der  späteren  republikanischen  Zeit  wimi^ 
das  Münzrecht  sowolü  vom  Senate  wie  vc« 
den  mit  dem  Imperium  bekleideten  Feld- 
herren ausgeübt,   von  den  letzteren  anfangs 
nur  in  dem  ihnen  militärisch  unterstehenden 
Gebiete,  seit  Cäsar  aber  auch  in  der  Stadt 
selbst.    Schon  unter  Augustus  aber   verlor 
der    Senat    die    Gold-    und    Süberprägung 
gänzlich  und  es  büeb  ihm  niu-  das  Recht 
Kupfennünzen   prägen    zu   lassen.     In   der 
späteren  Kaiserzeit   scheint   die    Prägungs- 
berechtigung   nicht  selten  an   Private  ver- 
geben  worden  zu  sein,  da  Yalentinian  U^ 
Theodosiusl.  und  andere  Kaiser  solche  Be- 
willigungen   widerrufen    und    die    Besitzer 
derselben  mit  Strafe   bedrohen.    Im  Mittel- 
alter gilt  priucipiell  stets  der  Satz,    ^^alle 
Münzen,  die  im  Kömischen  Reiche  sind,  die 
sind  eines  römischen  Königs;   und  wer  sie 
haben  will,  es  sei  Pfaff  oder  Laie,  der  mnsä> 
sie  liaben  von  dem   römischen  Reich  und 
von  dem  römischen  König.«    Die  deutschen 
Stammesherzöge  jedoch  scheinen  das  Münz- 
recht selbständig  ohne  besondere  konighche 
Verleihung  ausgeübt  zu  liaben.    Solche  Ver- 
leihungen aber   fanden  schon  im  früheren 
Mittelalter    zu    Gunsten    geisthcher    Stifter 
statt,    seit  dem  11.  Jahrhundert  wurden  sio 
auch  mehi'  und  mehr  den  weltlichen  Grossen, 
seit  dem  13.  auch  Städten  zu  teil.    So  ent- 
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stand  in  Deutschland  eine  ausserordentliche 
Mannigfaltigkeit  des  Münzwesens  nicht  nur 
in    Bezug  auf  das  Gepräge,  sondern  auch 
auf  den  Münzfuss,  und  das  dem  Reiche  ge- 
bliebene Oberaufsichtsrecht  war  nicht  im- 
stande, die  aus  dieser  Yerwirrung  entstehen- 
den üebel  zu  heben.  Auch  die  Reichsmünz- 
ordnungen des  16.  Jahrhunderts  hatten  nur 
ungenügenden  Erfolg.     In  Frankreich  war 
das    Münzrecht   bis    zum    13.   Jahrhundert 
ebenfalls  selir  zersplittert   in    den  Händen 
zahlreicher  Barone  und  Prälaten.    Als  nutz- 
bares Recht  auf  den  Schlagschatz  findet  es 
sich  auch  in  den  Händen  städtischer  Bürger, 
mit  denen  der  König  einen  Vertrag  schliesst. 
Unter  Ludwig  IX.   gab   es   noch  über  80 
MünzheiTSchafteu,   die  allerdings  principiell 
ihr  Recht  nur  vom  Könige  hatten.    Schon 
lim  diese  Zeit  tritt  aber  das  Bestreben,  die 
königliche  Macht  auch   im  Münzwesen  zu 
stärken  und  koncentrieren,  deutlich  und  nicht 
ohne  Erfolg  hervor.    Ludwig  IX.  verordnete, 
dass  die  königlichen  Münzen  aucli  in  den 
Gebieten   der   Barone    volles   ümlaufsrecht 
besitzen,  die  der  Barone  aber  nur  innerhalb 
ihrer  Besitzungen  giltig  sein  sollten.  Philipp 
der  Schöne  zwang  die  Barone,  seine  schlech- 
ten Münzen  neben  den  ilirigen,  die  sie  nicht 
verringern  sollten  (w^as  sie  freilich  dennoch 
thaten),  zuzulassen  und  seine  Anoi-duungen 
in  betreff  der  Ein-  und  Ausfuhr  von  Münzen 
zu  befolgen.    Im  Jahre  1313  befahl   er  so- 
gar, dass  bei  allen  Münzstätten  der  Vassallen 
ein  königlicher  Aufseher  angestellt  werden 
sollte.    Unter  seinem  Nachfolger  Ludwig  X. 
wurde  schon  der  Gedanke  'angeregt,  allen 
Baronen  und  Prälaten  das  Recht  der  Münz- 
prägung zu  entziehen,  aber  man  begnügte 
sich    mit   der  Aufstellung   einer  Liste  der 
Berechtigten  (29)  und  genauer  Vorschriften 
über  den  Euss  und  das  Grepräge   der  von 
ihnen  auszugebenden  Münzen.     Unter  den 
folgenden  Königen  kaufte  die  Krone  vielen 
Baronen  das  Münzrecht  ab,  und  da  überdies 
die  grossen  Vasallenherrschaften  allmählich 
mit   dem   unmittelbar   königlichen   Gebiete 
verschmolzen  wurden,  so  wai*  die  Einheit 
der  Münzherrschaft  in  Frankreich  seit  dem 
Ende  des  15.  Jahrhunderts  vollkommen  er- 
reicht. —  In  England  wurde  das  Münzregal 
nach  der  Eroberung  ernstlich  unter  Steplian 
von  Blois  gefährdet,  der  vielen  Baronen  die 
Münzprägung    gestattete,    während    andere 
sie    sich   einfach   anmasstcn.     Auch    unter 
Johann  kommen  noch  Münzverleihungen  vor. 
In  der  Folgezeit  kam  der  Einfluss  des  Par- 
laments der  Aufrechterhaltung   des  einheit- 
lichen Münzregals  wesentlich  zu  statten. 

Die  eigentliche  Aufgabe  der  öffentlichen 
Gewalt  bei  der  Bethätigung  ihrer  Münz- 
hoheit ist  offenbar  die,  im  Interesse  der 
Gesamtheit  für  die  Hei*stellung  zweckmäs- 
siger, innerlich  vollwertiger  und  unveränder- 


licher Münzen  zu  sorgen.  Tliatsächlich 
aber  ist  schon  seit  den  ältesten  Zeiten  das 
finanzielle  Interesse  der  Staaten  oder  Fürs- 
ten mit  dieser  volkswirtschaftlichen  Forde- 
rung in  Konflikt  geraten  und  hat  bis  in  die 
neuere  Zeit  meistens  die  Oberhand  behalten. 
In  dem  Reichsabschiede  von  Speyer  (1570) 
heisst  es  zwar  sehr  schön:  »Alsdann  auch 
die  Münzgerechtigkeit  kein  Mercantz,  sondern 
unser  kaiserlich  Regal,  so  die  Münzstände 
aus  unserem  sonderen  Vertrauen,  nicht  zu 
ihren  selbstgesuchten  Vorteil,  sondern  wie 
wir  selbst  dem  Heiligen  Römischen  Reich 
zu  Ehren  und  Wohlfahrt  brauchen  sollen«; 
aber  die  Wirklichkeit  hat  noch  mehr  als 
zwei  Jahrhunderte  lang  mit  diesem  Grund- 
satze in  Widerspruch  gestanden.  Schon 
bald  nach  der  Erfindung  der  Münzen  wiutle 
in  Kleinasien  der  phokäische  Goldstater 
statt,  wie  ursprünglich,  aus  reinem  Golde 
aus  Elektron,  der  natürlichen  Goldsilber- 
legierung und  später  auch  aus  einer  künst- 
lich dargestellten  Legierung  beider  Edel- 
metalle gepi-ägt,  wozu  schliesslich  auch  noch 
ein  kleiner  Kupferzusatz  kam.  Auch  das 
Gewicht  wurde  verringei-t,  bei  allen  diesen 
Aenderungen  aber  suchte  man  den  ursprüng- 
lichen Nennwert  möglichst  aufrecht  zu  er- 
halten. Es  handelte  sich  eben  darum,  in 
der  Differenz  zwischen  dem  Nennwerte  und 
dem  inneren  Werte  der  Münzen  einen  finan- 
ziellen Gewinn  zu  erzielen,  und  dieser  Ver- 
suchung haben  die  Inhaber  des  Münzrechtes 
durch  alle  Jahrhunderte  hindurch  so  wenig 
widerstehen  können,  dass  noch  in  einer 
(anonymen)  Schrift  von  v.  Justi  allen  Ernstes 
die  Frage  aufgeworfen  wird,  ob  die  staat- 
liche Münzprägung  im  ganzen  nicht  mehr 
volkswirtschaftlichen  Schaden  als  Nutzen 
gebracht  habe  und  ob  nicht  die  Chinesen 
am  klügsten  gehandelt  hätten,  die,  wenigs- 
tens in  Gold  und  Silber,  niemals  Münzen 
gehabt,  sondern  das  Edelmetall  nur  nach 
seinem  Gewichte  als  Tauschmittel  benutzt 
hätten.  Ja,  die  fortschreitende  Verminde- 
rung des  Gehaltes  der  Speciesthaler  veran- 
lasste 1770  die  Einführung  der  Barrenwäli- 
rung  bei  der  Hamburger  Bank,  und  zwar 
wnu'de  dieser  Gedanke  zuerst  durch  den 
Hinweis  auf  das  nachahmenswerte  Beispiel 
der  Chinesen  angeregt.  Grössere  Zahlungen 
Avurden  auch  im  Mittelalter,  namentlich  vor 
der  allgemeineren  Verbreitung  der  dem 
florcntinischen  Gulden  nachgebildeten  Gold- 
münzen meistens  nach  dem  Gewichte,  in 
Mark  Silber  oder  Gold,  ausbedungen,  obwolü 
dieses  Verfahren  im  Interesse  der  Münzen 
häufig  verboten  wurde. 

Wie  kam  nun  der  Gewinn  aus  dem 
Münzregal  zu  stände?  Hauptsächlich  nach 
zwei  Methoden,  die  auch  vereint  angewen- 
det wurden;  nämlich  einerseits  durch  eine 
künstliche    Herabdrüekung    des    Verkehrs- 
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"wertes  des  Ban-eiimetalls  mittelst  weit- 
gehender Besclu-änkungen  des  Handels  mit 
demselben,  die  auf  ein  Ankaufsmonopol  zu 
Gunsten  der  Münzherrsc^haft  hinausliefen, 
während  andererseits  den  von  dieser  ge- 
prägten Münzen  in  ihrem  Gebiete  soweit 
wie  möglich  das  ausschliessliche  Recht,  als 
Kauf-  und  Zahlungsmittel  zu  dienen,  vorbe- 
halten wurde;  andererseits  al>er  dadurch, 
dass  man  eine  bestimmte  ideale  oder  durch 
eine  wirkliche  Münze  dargestellte  Wertein- 
heit festhielt  und  den  innerlich  unterwerti- 
gen  Münzen  dm^ch  Beziehung  auf  diese  Ein- 
heit einen  erhöhten  Kreditwert  zu  ver- 
schaffen suchte. 

Die  erste  Methode  bildet  die  normale 
Erhebungsart  des  Schlagschatzes.  Wenn 
z.  B.  der  französische  Agnel  von  1321  nach 
dem  Fusse  von  59 Vü  Stück  auf  die  feine 
Mark  Gold  mit  dem  Nominalwerte  von  1 
Li\Te  geprägt  wurde,  während  gleichzeitig 
der  gesetzlich  bestimmte  Preis  der  Mark 
Feingold  nur  58  Livres  betrug,  so  wurden 
also  an  Prägimgsgebühr  und  eigentlichem 
Schlagschatz  1  ^;«;  Livres ,  also  naliezu  2  % 
erübrigt.  Principiell  ist  dies  dasselbe  Ver- 
fahren, das  auch  jetzt  noch  bei  der  franzö- 
sischen Münze  zur  Verw^endung  kommt,  in- 
dem sie  für  das  Kilogramm  Feingold  nur 
3437  Frcs.  bezahlt,  aber  3444,44  Frcs.  da- 
raus prägt.  Aber  die  Differenz  von  7,44 
Frcs.  macht  nur  2,2  pro  Mille  der  letzteren 
Summe  aus  und  stellt  niu*  die  wirklichen 
Prägungskosten  dar.  Im  Mittelalter  aber 
galt  ein  Scldagsc^hatz  von  2®/o  (mit  Ein- 
scliluss  der  damals  allerdings  im  Ver- 
gleich mit  den  heutigen  höheren  Prägungs- 
kosten) als  ein  niedriger,  und  selbst  bei 
Goldmünzen,  die  zwar  im  allgemeinen  scho- 
nender behandelt  wurden,  kommen  häufig 
Sätze  von  5  und  sogar  von  10  ^/o  vor.  Bei 
den  Silbermünzen  dagegen  stieg  in  den 
schlimmsten  Zeiten  der  französischen  Münz- 
verschlechterung die  Differenz  zwischen  der 
gesetzlich  verordneten  Zahl  der  aus  einer 
Mark  Feinsilber  zu  prägenden  Münzen  und 
dem  für  eine  Mark  in  eben  diesen  Münzen 
zu  zahlenden  gesetzlichen  Preise  zuweilen 
bis  auf  50^/0  der  ersteren  Summe.  Eine 
solche  Höhe  des  Schlagschatzes  liess  sich 
allerdings  nur  durch  besondere  Operationen 
auf  kiu-ze  Zeit  dm'chsetzen,  aber  ein  Münz- 
gewiun  von  10 — 15  ^/o  konnte  durch  geschickte 
Anwendung  des  Silberankaufs-  und  des  Prä- 
gungsmonopols im  14.  und  15.  Jalirhundert 
auch  bei  grösseren  Silberraünzen  noch  er- 
zielt werden.  Zu  diesem  Zwecke  wm*den 
hauptsächlich  folgende  Massregeln  ange- 
wandt. Wurde  in  dem  Gebiete  der  3Iünz- 
herrschaft  Berghau  auf  Silber  oder  Gold 
betrieben,  so  behielt  sich  dieselbe  auch  den 
privaten  Bergwerken  gegenüber  das  Vor- 
kaufsrecht an   dem   gewonnenen  Edelmetall 


vor   und   es  musste   zu  einem    bestimmte 
Preise  au  die  Münzstätte  abgeliefert  wenieo. 
die  dann  eine  höhei«  Summe  aus  der  Maii 
ausbrachte,    als    sie    dafür    bezahlte.     In* 
MünzheiTSchaften    ohne     eigenen     Bergl*in 
aber  suchten  sich  durch   die  Vorschrift  m 
helfen,  dass  alles  eingeführte  Edelmetall  :d 
Barren,    fremden   Münzeu,    Bruchgold   *A^t 
Bruchsilber  immer  zuerst  an  die  Münzstättea 
oder  an  besonders  eingesetzte  Wechsler  ver- 
kauft weixlen  sollte,  die  nur  den  gesetzlichefi 
Preis  dafür  bezahlten.   Der  Umlauf  fremde: 
Münzen   wai'   streng    verboten,    sie    s^ilkiro 
eben    zum   Wechsel   gebracht    werden    unl 
den  Sclüagschatz  entrichten.     Namentlich  in 
den  Gebieten   der  so  zalüreichen  dent=<b^u 
Münzhen'schaften  war  das  Tenitoi-ialpriudf 
streng    durchgeführt.      Auf    jedem     Markte 
konnte  man  nur  mittelst  der  von  der  Martt- 
herrschaft     geprägten     Münzen      Geschäftie 
machen,  und  die  fremden  Kaufleute    waren 
also  genötigt,   das  Geld   einzuwechseln  und 
sich  den  Abzug  des  Sclilagschatzes  gefalKM 
zu  lassen.    Es  war  dies  im  Grunde    nidit> 
anderes  als  eine  Verkehrssteiier    von  eigen- 
tümlicher Form,  die  sich  nicht,  wie  Zoll  uikI 
Accise,  an  die  Waren,  sondern  an  das  Um- 
satzmittel  liielt.     Wenn    die    Wechf?elstelle 
genügendes  Kapital  besass,  so  war  es  nicht 
nötig,   dass  sie  die  eingewechselten  Munzt-n 
wirklich  umpi-ägen  liess,  und  sie  konnte  sie 
dann  vielleiciit  noch  einmal  mit  Vorteil  ver- 
werten,    um    den    abziehenden    Kaufleutea 
Münzen,  die  sie  anderswo  benutzen  konnten, 
auszuwechseln.     Es  war  übrigens  auch  ge- 
stattet,  Barrensilber  als   Kaufmittel    zu   b^ 
nutzen,  wenn  dafür  eine  dem  Schlagsehatz 
entsprechende     Abgabe     entrichtet     wunlt. 
Der   Umwechsehmgszwang    und    die    damit 
verbundene  Erhebung  eines   SGhlagschatze> 
fand  aber  auch  bei  anderen  Gelegenheiten 
statt,  wo  sie  noch  weniger  begründeten  An- 
lass  hatte  als  bei  dem  Marktverkehr.     So  in 
Deutschland  bei  jedem  Wechsel  der  Pei:s*,.n 
des  Münzherrn  (>die  Pfennige  soll  man  er- 
neuern, wenn  neue  Herren  kommen«  ;  Sach- 
senspiegel),  häufig   aber  auch   ohne    solche 
Veranlassung  einfach  zur  finanziellen  Aus- 
nutzung des  Münzregals.    In  Schlesien  und 
Polen    mussten    bis    zum    14.    Jahrhimdert 
sogar  alle  Münzen    (vermutüch   nur   dünne 
I  Blechmünzen,  Brakteatcn)  dreimal  im  Jahre, 
I  wie   es   scheint  l)ei   Gelegenheit  der   Jahr- 
märkte,   umgeprägt   werden,   w^as    ebenfalls 
nur  eine  eigentümliche  Form  der  Erhebung 
einer  Abgabe  war.    Die  ünterthanen  hefrei- 
ten  sich  von  diesem  Auswechselungszwange 
durch  Uebernahme  einer  besonderen  Steuer 
(pecunia  monetalis,  Abgang,  defectus  monetael 
die  von  deu  Städten  in  einer  festen  Summe 
und  in  den  Dörfern  von  jeder  Hufe  erhoben 
wurde.    In  Oesterreich   wui-de  die  Münzer- 
neuerung   durch    eine   Getränkesteuer,    das 
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Ungeld,  ersetzt.    Auch  in  Frankreich,  insbe- 
sondere in  der  Norraandie,  kommt  eine  Steuer 
(Moniieyage)  als  Aequivaleot  für  das  Münz- 
änderungsrecht    des  Königs  vor,   die   aber 
ebenso   wenig  wirksam  war  wie  die  feier- 
lichen Zusagen  in  betreff  des  Münzwesens, 
>^"elche  die  Könige  gegen  die  Entschädigung 
mehrfach  bei  der  Gewähning  von  Kommune- 
rechten an  Städte  gegeben  haben.  Zur  wei- 
teren Sicherstellung  des  Monopolwertes  der 
^lünzuog  diente  aucli  die  strenge  Regelung 
des     Geschäftsbetriebes    der    Goldschmiede. 
Sie    diu-ften   nicht    mehr   Gold   und  Silber 
kaufen,  als  sie  in  ihi'em  Gewerbe  brauchten, 
durften  das  Edelmetall  nicht  höher  als   zu 
dem   gesetzlichen   Preise   bezahlen    und  es 
sich  namentlich  auch  nicht  durch  Einschmel- 
zen  von    Münzen    vei^chaffen.     Besonders 
zalil reich  finden  sich  Bestimmungen  in  be- 
treff der  Goldschmiede  in  den  französischen 
Ordonnanzen   aus   den   letzten   Jahrzehnten 
des  13.  und  der  ersten  Hälfte  des  14.  Jahr- 
hunderts.    Sie   durften  liiernach  das   Gold 
oder  Süber  entweder  niu*  von  den  angestell- 
ten Wechslern  oder  erst  dann  von  anderen 
kaufen,   wenn   es  bei  dem  Wechselamt  re- 
gistriert war.    Sie  durften  kein  Edelmetall 
affinieren,  auch  keine  fremden  Münzen  ein- 
schmelzen, da  diese  ja  auch  zuerst  zu  den 
Wechselstellen    gebracht    werden    mussten. 
Das  Verbot  der  Einschmelzung  inländischer 
Münzen   wird   ebenfalls   immer  wiederholt, 
was  natürlich  nur  hinsichtlich  der  schweren 
und  hochhaltigen  Münzen  praktische  Bedeu- 
tung hatte.  Nach  einer  Ordonnanz  von  1328 
mussten   die  Wechsler,   Goldschmiede   und 
grösseren  Kaufleute  schwören,  den  gesetz- 
lichen Gold-  und  Silberpreis  streng  einzu- 
halten.   Zeitweise  wurde,  um  den  Münzen 
das   Prägematerial    reiclilicher    zuzuführen, 
den  Goldschmieden  die  Anfertigung  grösse- 
rer  Geräte   gänzlich   verboten.     So   sollten 
vsie  nach  einer  Ordonnanz  von  1310  ein  Jahr 
lang  überhaupt  kein  Gold-  und  Silbergeschirr 
ohne  Erlaubnis  des  Königs  anfertigen,  nach 
einer  Ordre  von  1332  nur  Silbergescliirr  von 
höchstens  einer  Mai*k  Gewicht,  abgesehen  von 
Kirchengeräten.      Aehnliche    Verordnungen 
findet  man  aus  den  Jahren  1313, 1315, 1332  etc. 
Auch  die  Einfulir  und  Ausfuhr  von  Edel- 
metallen und  Münzen  wurde  im  Mittelalter 
mehr  mit  Rücksicht  auf  die  Ausnutzung  des 
Münzregals  als  nach  den   allerdings  schon 
hier  und  da  hervortretenden  merkantilisti- 
schen  Anschauungen  geregelt.  Fremde  Mün- 
zen können  nur  zum  Umschmelzen  einge- 
führt w^erden,  die  Ausfuhr  von  Barrenmetall, 
die  von   Gold-  und  Silbergeschirr  wird  in 
den  französischen  Ordonnanzen  vielfach  be- 
schränkt,   die  von    Münzen    bestimmter 
Art,  nämlich  verschlechterten,  aber  oft  aus- 
drücklich erlaubt  (Ord,  v.  1304,  1309,  1322, 
1332  etc.). 


Die  Aufrechterhaltung  einer  bedeutenden 
Wertdifferenz  zwischen  den  Münzen  und 
dem  ungeprägten  Metall  wurde  im  allge- 
meinen um  so  schwieriger,  je  mehr  die 
Menge  der  im  Umlauf  befindlichen  Münzen 
zunahm.  Dies  geschah  mm  schon  im  Laufe 
des  14.  Jahrhunderts  in  beträchtlichem 
Masse  infolge  der  verhältnismässig  bedeu- 
tenden Vermehrung  der  Goldprägung,  und 
dazu  kam  dann  in  dem  letzten  Drittel  des 
15.  Jahrhunderts  die  noch  weit  grössere 
Vermehrung  des  Silbergeldes  infolge  des 
Aufschwunges  des  deutschen  Bergbaus.  Diese 
fortschreitende  Entwickehmg  der  Geldwirt- 
schaft  begünstigte  nun  aber  die  Anwendung 
der  zweiten  Methode  der  Ausnutzung  des 
Münzregals,  die  wesentlich  darauf  beruht, 
dass  bestehende  Geldschulden  vermöge 
gesetzlicher  Anordnung  mit  bestimmten 
Münzen  zu  dem  diesen  beigelegten  Nenn- 
wert bezahlt  werden  können.  Diese  Mün^- 
zen  erlialten  also,  wenn  sie  auch  innerlich 
nicht  vollwertig  sind,  einen  gesetzlichen 
Zahlungskredit  nicht  nur  mit  Bezug 
auf  die  öffentlichen  Kassen,  sondern  gegen- 
über jedem,  der  Geld  zu  empfangen  liat. 
Die  Münzverschlechterung  war  für  die  mit- 
telalterlichen Fürsten  ein  Analogen  zu  dem 
finanziellen  Hilfsmittel,  das  die  heutigen 
Staaten  in  dem  Papiergelde  besitzen;  aber 
so  lange  die  Geldwirtschaft  und  der  öffent- 
liche Kredit  noch  auf  einer  niedrigen  Stufe 
stand,  war  es  sciiwieriger,  Münzen  20  bis 
30%  über  ihrem  inneren  Werte  als  heute 
einen  stofflich  wertlosen  Papierschein  auf 
dem  Parikurse  zu  erhalten.  Am  deutlichsten 
lässt  sich  die  Entwickelung  in  Frankreich 
verfolgen.  Philipp  der  Schöne  begann  seine 
Münz  Verschlechterungen  im  Jahre  1295 
förmlich  als  eine  Kreditoperation,  indem  er 
feierlich  und  mit  Zustimmung  und  Bürg- 
schaft der  Königin  versprach,  die  leichten 
Münzen  später  zu  ihrem  vollen  Nennwerte 
einzuziehen,  was  freilich  niemals  geschehen 
ist.  Im  allgemeinen  aber  ging  man  von  der 
Anschauung  aus,  dass  das  Livi^e  eine  ideale, 
in  den  Gütern  sich  ausprägende  Wertein- 
heit sei,  die  durch  die  Münzen  auch  unab- 
hängig von  dem  inneren  Werte  derselben 
repräsentiert  werde.  Daher  wm-de  in  meh- 
reren Ordonnanzen  immer  wieder  befohlen, 
dass  alle  Rechnungen  nur  auf  Livres,  d.  h. 
auf  die  Rechnungseinheit  von  20  Sols  oder 
240  Deniers,  nicht  aber  auf  Gewichtsmengen 
Gold  oder  Silber  oder  auf  bestimmte  Münz- 
sorten, etwa  auf  Moutons  oder  Tournosen 
lauten  sollten.  Die  geringhaltigen  Münzen 
erhielten  also  einen  bestimmten  Nominal- 
wert in  deniers  tournois,  und  ein  aus  solchen 
Münzen  zusammengesetztes  Livre  von  240 
Deniers  musste  von  den  Gläubigern  nach 
seinem  Nennwert  angenommen  werden.  Die 
Löhne  und  gewisse  Preise  im  Kleinverkehr 


904 


Münzwesen  (Allgeraeines) 


sind  wahrscheinlich  nicht  immer  sofort  im 
Verhältnis  zur  Münzverschlechterung  ge- 
stiegen, aber  im  grosseren  Verkehi-e  lioss 
sich  eine  Preiserhöhung  auch  durch  Verbote 
nicht  verhindern.  Die  Wirkimg  der  Ver- 
schlechtemng  der  Masse  der  im  gewöhn- 
lichen Verkehr  umlaufenden  Münzen  war 
im  wesentlichen  diesellK),  die  heute  bei 
einem  uneinlöslichen  Papiergeld  mit  Zwangs- 
kurs einzuti-eten  pflegt:  ein  Agio  auf  die 
Edelmetalle,  insbesondere  auf  die  Gold- 
münzen und  die  groben  Silberinünzen. 
Die^e  erhielten  in  den  Sols  oder  Deniers 
der  umlaufenden  Münzen  trotz  aller  Vorbote 
»durch  den  Willen  des  Volkes«  einen  um 
so  höheren  Kurswert,  je  schlechter  die 
letzteren  wunlen.  War  die  Unterwertigkeit 
der  Münzen  durch  eine  Reihe  von  Ver- 
ringerungen auf  den  tiefsten  erreichbaren 
Punkt  gebracht,  so  kehrte  man  nach  der 
französischen  Praxis  im  14.  und  lö.  Jahr- 
hundert plötzlich  zu  der  »forte  monnaie< 
zurück,  verrief  di(»  vorliandonen  leichten 
Münzen  oder  setzte  sie  einfach  ihrem  ge- 
ringen Metallwerte  entsprechend  herab. 
Zugleich  wurde  jedoch  regelmässig  eine 
grosse  Ordonnanz  erlassen,  um  die  Zalüung 
der  Schulden  zu  regeln,  was  bei  der  Ver- 
ringerung der  Münzen  nicht  geschah.  Es 
wurde  dadurch  verhindert,  dass  Schiüdsum- 
men,  die  in  leichtem  Gelde  ausgethan  wor- 
den waren,  in  schwerem  zurückgezahlt 
werden  mussten;  beständige  Renten  jedoch 
und  überhaupt  Summen,  die  mehrt^re  Jahi*e 
nach  einander  zu  entrichten  waren,  sollten 
immer  in  dem  zur  Zahlungszeit  giltigen 
Gelde  nach  seinem  Nomin^wert  bezalilt 
werden.  —  Seit  1430  hörte  dieser  perio- 
dische Wechsel  von  leichter  und  schwerer 
Münze  auf  und  es  trat  nunmehr  ein  ver- 
hältnismässig stabiler  Zustand  ein,  bei 
dem  aber  gleichwohl  ein  langsames  chroni- 
sches Sinken  des  Silbergehaltes  des  Rech- 
nungslivre  fortdauerte.  Dabei  war  der 
Schlagschatz,  der  von  den  Goldmünzen 
und  den  groben  Silbennünzen  (Gros 
d 'argen t,  Testons,  später  Louis  d'argent) 
erhoben  wurde,  sehr  gering  und  cliese 
Münzen  selbst  von  guter  Beschaffenheit. 
Aber  der  Münzgewinn  wurde  durch  massen- 
hafte Pi^ägung  kleinerer  und  gering- 
haltiger Münzen  erzielt,  die  sich  an  jene 
guten  anlehnen  sollten.  Die  Folge  war  aber 
immer  wieder,  dass  die  letzteren  in  Livres 
der  gewöhnlichen  Umlaufsmittel  ausgedniekt, 
zunächst  im  Verkelir  einen  höheren  Kure- 
wert  erhielten  und  dieser  dann  schliesslich, 
zuweilen  mit  Einführung  eines  neuen  schwe- 
ren Münztypus,  auch  gesetzlich  angenommen 
wurde.  So  erliielt  der  Louis  d  argent  von 
1641  einen  gesetzlichen  W^ert  von  3  Livi^s, 
während  er  nur  8  mal  so  viel  Silber  enthielt 
als  der  Gros  d'argent  von  1446,  der  damals 


I  niu-  2V  2  Sols,  also  den  24.  Teil  von  3  Livrv^ 
galt.    Eine  Periode  der  ^lünzwirren,  die  aa 

jdfis  14.  Jahrhundert  erinnerte,  kehrte  in 
Frankreich  noch  einmal  in  den  letzten  nu- 
glücklichen  Regierungsjahren  Ludwigs  XIV. 
zurück.  Auch  in  Deutschland  wurde  «Ut 
Münzgewinn  im  spateren  Mittelalter  und  id 
der  neueren  Zeit  hauptsächlich  durch  dif^ 
Vermehrung  der  kleineren  Münzen  erzi^-h 
denen  man  den  Chai-akter  von  Krediigv-M 
neben  den  groben  zu  verschaffen  sucht". 
Auch  hier  war  der  Schlagschatz  für  *ür 
letzteren  gering,  ja  die  Staaten,  die  keineL 
eigenen  Bergbau  besassen,  waren  meistens 
gar  nicht  imstande,  z.  B.  Si)eidesthaler  ohn^ 
Verlust  zu  prägen.  Denn  die  feine  3larfc 
Silber  musste  z.  B.  mit  11  Gulden  in  der 
gewöhnlichen  Münze  bezahlt  wenlen,  währeod 
reiclLSgesetzlich  nur  9  Speciesthaler  zu  *>s 
Kreuzer  daraus  geprägt  wenlen  sollten.  l>*r 
Sj)eciest haier  konnte  daher  keinesfalls  zu 
dem  gesetzlichen  Kurse,  sondern  er  musste 
nach  dem  im  Verkehr  geltenden  Kun«-i 
ausgegeben  werden.  Eine  ähnliehe  Er- 
scheinung wird  übrigens  auch  bei  Ab- 
wesenheit jedes  Uebermasses  von  Scliei'ie- 
münze  durch  die  Abnutzung  der  um- 
laufenden   Münzen    hervorgenifen.       Weriu 

[diese  z.  B.  durchschnittlich  um  1 — 2°/o  at»- 
genutzt  sind,  so  muss  der  Preis  der  3fark 
Silber  in  diesen  Münzen  steigen,  und  wi-nn 
man  nun  nicht  mehr  Geldeinheiten  aus  der- 
selben prägt  als  die  dem  ursprünglichefl 
Fusse  entsprechende  Zahl,  so  erleidet  man 
einen  Verlust  und  die  neuen  schweren 
Münzen  werden,  wenn  sie  nicht  mit  einem 
Aufgelde  ausgegeben  werden,  sofort  aufge- 
sammelt und  eingeschmolzen  werden.  Daher 
haben  noch  in  der  neueren  Zeit  angesehene 
Schriftsteller,  wie  J.  G.  Hoff  mann  und 
Hanauer,  es  als  eine  Art  von  Naturgesetz 
angesehen,  dass  der  Münzfuss  infolge  der 
Abnutzung  immer  von  Zeit  zu  Zeit  etwas 
erleichtert  w^erden  müsse,  und  Hoffmann 
emj)fielüt  die  Goldwährung  hauptsäehhch 
deshalb,  weil  die  Abnutzung  der  Goldmünzen 
im  Vergleich  mit  der  der  Silbermünzen 
ausseix)rdentlich  klein  sei.  Die  Lösung 
dieser  Schwiengkeit  liegt  einfach  darin,  dass 
der  Staat  für  die  Abnutzung  aufzukommen 
und  die  zu  leicht  gewordenen  Münzen  auf 
seineKosten  einzuziehen  hat.  Aber  dieser 
Gedanke,  dass  das  Münzregal  nicht  nur 
keinen  Gewinn  einbringen,  sondern  als  ein 
lediglich  im  allgemeinen  Interesse  zu  hand- 
habendes Hoheitsrecht  dem  Staate  sogar 
noch  Kosten  verursachen  sollte,  lag  der 
älteren  Anschauungsweise  durcliaus  fem. 
Jene  höhere  Auffassung  des  Münzrechts 
drang  zuerst  in  England  durch,  wo  schon 
1666  die  unentgeltliche  Prägung  des  in  die 
Münze  gebrachten  Goldes  und  Silbers  ein- 
gefühlt,   also    sogar   auf   Ersatz    der    vom 
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Staato  aufgewendeten  Kosten  verzichtet 
AVAiixle.  In  den  Jahren  1696—98  fand  auch 
sclion  auf  Staatskosten  eine  Einziehung  und 
l'inx^rägung  der  abgenutzten  Münzen  mit 
Kr^änzung  des  Abgangs  statt,  lieber  die 
£i:e^enwärtige  Regelung  dieser  Frage  in 
Deutschland  und  anderen  Ländern  s.  o.  sub  2. 

Das    Uebel    der    MOnzvei-schlochtening 
w  II  ixle  in  Deutschland  durch  die  übermässig 
c:ix>sse   Mannigfaltigkeit   der    Münzen    noch 
vorschärft.     Zur  Bekämpfung  beider  Miss- 
stände  gründeten  die  Städte,  die  am  meisten 
unter  ihnen  zu  leiden  hatten,  schon  seit  dem 
Ende    des    13.   Jahrhunderts    Münzvercine, 
denen   auch  andere  Münzherrechaften   bei- 
ti^ten.     Wichtig    war    auch    der   von    den 
rheinischen    Kurfürsten    zuerst    1386    ge- 
gründete mid  mehrfach  erneuei-teMünzvereiu, 
dmx'h  den   namentlich  der  Wert  des  Oold- 
^uldens   gesichert   werden    sollte.     Im    IG. 
Jahrhundert  liemühte   man  sich  von  Reichs 
wegen  ernstlich  um  eine  bessere  Kontrolle, 
lind  namentlich  hatten  die  Kreise  auf  Grund 
der  Reichsmünz-    und  Probierordnung   von 
1539  jährlicli  Probationstage  abzuhalten,  auf 
denen  die  Probemünzen  (deren   von  jedem 
>  Werke«    eine   oder   mehrere    in  die  dazu 
bestimmten     Büchsen      geworfen      werden 
iniissten)    untersucht  wurden.   Indes  wurde 
dadurch  weder  die  fortwährende  Erhöhung 
des  Agios  der  Speciesthaler  und  Goldmünzen 
noch  die  schlimnie  Episode  der  »Kipper-  und 
AVipperzeit«   in  den  Jahren  1621  und  1622 
verlündert. 

Was  die  geschäftliche  Verwaltung   des 
Münzregals  betrifft,  so  finden  wir  sie  seit 
dem  13.  Jalirhundert  in  Deutsclüand  in  vielen 
Städten  in  den  Händen  der  (von  dem  Münz- 
liause  sogenannten)  Hausgenosssen,  an 
deren  Spitze   als  Leiter   des   Betriebs   der 
Münzmeister  stand.    Schon  in  der  späteren 
römischen  Kaiserzeit  gehörten  die  Monetarii 
zwangsweise  einem  Kollegium  an,  doch  ist 
nicht  wahrsc^ieinlich,   dass  die  mittelalter- 
lichen    Münzergenossenscliaften    irgendwie 
mit   den    römischen   Einrichtungen   in   Zu- 
sammenhang stehen.     Mit  der  technischen 
Hei-stellung  der  Münzen  hatten  sie   selbst 
jedenfalls  in  der  späteren  Zeit  nichts  mehr 
zu  schaffen,   sie  garantierten  aber  für  den 
richtigen  Gehalt  dereelben  und  stellen   sich 
im  übrigen  als  Genossenschaft  von  Kai)ita- 
listeu  dar,  welche  die  für  den  Betrieb  der 
Münzstätten  und  der  mit  diesen  verbundenen 
Wechselämter  erforderlichen  Mittel   stellen 
und  dafür  einen  angemessenen  Kapitalgewinn 
beziehen.  In  Basel  gehörten  auch  die  Gold- 
schmiede zu  der  Hausgenossenschaft,  während 
sie  in   den  anderen  Städten  eine  besondere 
Zunft  bildeten  und  nur  der  Jurisdiktion  und 
Aufsicht  der  Münzmeister  untei*standen.  — 
In   Frankreich    finden    wir    in    der    ersten 


Hälfte  des  14.  Jahrhunderts  an  der  Spitze 
der  Verwaltung  des  Münzwesens  zwei  bis 
vier  Maitres  generaux  mit  ausgedehnten 
administrativen  Befugnissen  und  besonderer 
Jurisdiktion.  Im  Jahre  1358  schieden  sie 
aus  der  Rechnungskammer  aus  und  es  wurde 
eine  besondere  »Chambre  des  Monnaies« 
errichtet,  auf  welche  auch  die  bis  dahin 
von  den  Matti-es  genöraux  ausgeübte  Ge- 
richtsbarkeit überging  imd  die  1551  als 
»souveräne«  d.  h.  in  letzter  Instanz  ent^ 
scheidende  »Cour  des  monnaies«  konstitniert 
wurde.  Die  Zahl  der  königlichen  Münz- 
häuser belief  sicli  1380  auf  20.  Bei  jedem 
gab  es  ausser  den  aufsichtsführenden  und 
technischen  Beamten  und  den  Arbeitern, 
die  von  alters  her  eine  Art  von  erblicher 
Kaste  bildeten,  zwei  Maitres  particuliers, 
einer  für  das  Gold,  der  andere  für  das 
Silber,  die  den  finanziellen  Betrieb  der 
Münze  in  Entreprise  nahmen,  indem  sie 
meistens  für  ein,  zuweilen  auch  für  mehrere 
Jahre  die  Ausmünzung  einer  gewissen  An- 
zahl Mark  Gold  oder  Silber  auf  Gnmd  einer 
Submission  oder  auch  einer  direkten  Ver- 
leihung übernahmen  und  die  Gehälter  und 
Löhne  des  ganzen  Personals  und  die  sämt- 
lichen sonstigen  Fabrikationskosten  bezahlten 
und  in  einem  Teile  des  Schlagschatzes  iliren 
Gewinn  erhielten.  In  Frankreich  ist  dieses 
System  der  Entreprise  auch  in  der  neueren 
Zeit,  als  die  Prägimgsgebühr  nur  die  Pro- 
duktionskosten nebst  dem  gewöhnlichen 
Kapitalgewinn  deckte,  beibehalten  imd  erst 
1879  durch  das  System  der  unmittelbaren 
Staatsregie  ersetzt  worden,  das  in  den 
meisten  anderen  Staaten  schon  längst  be- 
stand. —  Uel)erblickt  man  die  heutigen 
Münzzustände  im  Vergleich  mit  den  früheren, 
so  ergiebt  sich,  dass  die  schweren  wirt- 
schaftlichen Störungen  und  Uebel,  die  einst 
aus  den  Münzverschiechtenmgen  entstanden, 
gegenwärtig  in  den  Kulturstaaten  nicht 
mehr  vorkommen,  dass  aber  die  l'nterwer- 
tigkeit  eines  gi-ossen  Teiles  der  umlaufenden 
Münzen  in  einem  Grade  vorhanden  ist,  wie 
es  verhältnismässig  in  früherer  Zeit  selten 
vorgekommen  sein  dürfte;  man  denke  niu: 
an  die  Masse  der  silbernen  Courantmünzen 
in  den  Staaten  des  lateinischen  Münzbundes, 
in  Amerika,  in  Deutsclüand,  Oesterreich  und 
Holland.  Es  zeigt  sich  hier  die  ausser- 
ordentliche Hebung  des  öffentlichen  Kredits, 
die  freilich  noch  augenfälliger  darin  hervor- 
tritt, dass  Staaten  wie  Frankreich  selbst 
uneinlösliches  Papiergeld  mit  Zwangskura 
nahezu  auf  seinem  Nennwert  zu  erhalten 
vermochten.  Das  sogenannte  Gresliamsche 
Gesetz,  dass  gutes  und  schlechtes  Geld 
nicht  neben  einander  bestehen  könne,  son- 
I  dem  das  erstere  durch  das  letztere  ver- 
I  drängt  werden  müsscs  gilt  also  nicht,  wenn 
I  und    so   lauge   der  Felübeti-ag  an  innerem 
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Gehalt  bei  der  einen  Geldart  durch  einen 
allgemein  anerkannten  Kreditwert  ersetzt 
wird. 

Lejcls. 


II.  Orientalisches   und   griechisches 
Mfinzwesen. 

1.  Voi*stufen.  Tauschverkehr.  2.  Die  Edel- 
metalle als  Wertmesser  in  Bab\ionien.  3.  Ver- 
breitung und  Modifikationen  des  babylonischen 
Systems.  4.  Erfindung  der  Münze  in  Lydien. 
Technisches.  5.  Die  ältesten  Prägungen  in 
Kleinasieu,  6.  Verbreitung  der  Münze.  7.  Die 
3Iünzen  des  Perserreichs.  8.  Die  griechischen 
Münzsysteme.  Aeginetischer  und  euböischer  Fuss. 
9.  Die  athenischen  Münzen,  10.  Die  Prägungen 
im  Westen.  Karthago.  11.  Die  makedoni.sche 
und  hellenistische  Zeit.  12.  Die  Münzen  der 
Ptolemäer. 

1.  Vorstufen.  Tausehverkehr.  Aller 
urspriingliche  Handelsverkelir  beruht  auf  dem 
Tausch.  Die  Waren,  die  man  auf  den  Mai'kt 
bringt,  werden  nach  dem  Bedürfnis  und  nach 
der  Höhe  des  Angebots  gegen  einander  ab- 
geschätzt und  ausgetauscht.  In  dieser  Ge- 
stalt tritt  uns  der  ^larktverkehr  z.  B.  in 
Aegypten  in  Darstellungen  aus  den  Gräbern 
der  P\Tamidenzeit  (3.  Jahrtausend  v.  Chr.) 
und  auch  später  noch  anschaulich  entgegen^). 
Auch  der  Staat  dos  Pharao  neu  reichs  ist  auf 
diese  Verkehrsform  aufgebaut  und  hat 
immer  an  ihr  festgehalten ;  er  zeigt  eine  so 
hoch  entwickelte  Form  reiner  Naturalwirt- 
schaft, wie  sie  wohl  nirgends  sonst  in  der 
Geschichte  vorkommt.  Alle  Einnahmen  aus 
Domänen,  Abgaben  u.  a.  bestehen  in  Natu- 
ralien, vor  allem  in  Lebensmitteln,  und  in 
diesen  werden  dann  den  Beamten  des  Hofes 
und  Staates  und  ebenso  den  Priestern  u.  a. 
ihre  Gehälter  in  Tagesrationen  ausgezahlt.*^) 
Im  zweiten  Jahrtausend  hat  sich  daneben 
für  den  Verkehr  eine  Rechnung  nach  Kupfer 
und  Gold  gebildet  (s.  u.). 

Bei  anderen  Völkern  hat  sich  meist  eine 
bestimmte  Ware  zum  allgemeinen  Wert- 
messer herausgebildet,  nach  der  die  übrigen 
geschätzt  werden.  Meist  ist  es  zunächst 
das  Vieh.  So  in  der  homerischen  Welt,  wo 
der  Wert  von  Rüstungen,  Sklaven  u.  a.  in 
Rindern  geschätzt  wird.  In  den  lateinischen 
Wörtern  pecunia,  peculium  lebt  die  Erinne- 
rung an  diesen  Zustand  fort.  Staatliche 
Bussen  wurden  in  Athen  noch  in  Dmkons 
Gesetzgebung  (um  (324  v.  Chr.),  in  Rom  bis 


')  S.  Erman,  Aegypten  und  «ägyptisches 
Leben  im  Altertum  II  654  ff. 

^)  Einen  Auszug  aus  einem  Rechnungsbuch 
des  Königlichen  Hofes,  das  diese  Verhältnisse 
lebendig  vor  Augen  führt,  habe  ich  in  meiner 
Schrift  „Die  wirtschaftl.  Entw.  des  Altertums" 
S.  64  ff  mitgeteilt. 


zum  Jahre  430  in  Rinderu  und  Schafen  ad- 
erlegt. Neben  dem  Vieh  findet  sich  hä. 
Homer  schon  die  Schätzung  nach  MetaL*^ 
die  allmählich  das  Uebergewicht  gewinjt. 
In  Italien  wurde  durchweg,  in  Griechenki»  l 
vielerorts  nach  Kupfer  gerechnet,  zum  T'^l 
in  verarbeiteter  Form,  so  auf  Kreta  ni:i 
ehernen  Kesseln  und  Dreiffissen ;  im  Trh- 
ponnes  rechnete  man  nach  Eüseu.  I^nel^^L 
aber  findet  sich  schon  bei  Homer  gelegent- 
lich eine  Schätzimg  nach  Edelmetallen. 

2.  Die   Edelmetalie  als  Wertine*ser 
in  Babylonien.   Im  vorderasiatisch^  i 
Handelsgebiet,  dessen  Schwerpunkt  ^^rnt 
uralter  Zeit  Babylonien  bildet,  haben  •> 
Edelmetalle  die  beherrschende  Stellung  für 
den   Verkehr   gewonnen,   von    der    au>   -ir 
Schritt  fiii'  Schiitt  die  ganze   Welt   erol^^rt 
haben.    In  den  tausenden  von  Gesc-häft>iir- 
kunden,   welche  sich   von   der  Mitte  des  i 
Jalu'tausenils   v.  Chr.   ab   aus    den    Stä-Jt-^L 
Babyloniens     erhalten     liaben^),     wird     L«ei 
Kaufgeschäften,   Hausmieten,    zinstiagen^len 
Darlehen  u.  s.  w.  dm*chwe^  nach  Geld  p- 
rechnet.     Gezahlt    wurde   m    Edelmetailtu, 
Gold  und  Silber,  vielleicht  auch  in  Elektr  -d 
(Weissgold),   der   Mischung    von    Gold    un-i 
Silber,    die    im    vordei-asiatisc^heu    Verkehr 
(auch  in  Aegypten)  eine  grosse  RoUe  spielt»: 
und    als    selbständiges    Metall     angesehen 
wui-de.     Seit   den  ältesten   Zeiten-)  finden 
wir   zwischen   Gold    und   -Silber    das   fest^ 
Verhältnis    von    13^3:1,    das,    trotz    vielfr 
Schwankungen    im   einzelnen,   für   die   i.n> 
schichte  der  Miinzmetalle  im  Altertum  gniud- 
legend  geblieben  ist.     Wie  dies  Verhältnis 
entstanden  ist,  ist  ebenso  wenig  zu  ermittek. 
wie   bisher  die  Frage  beantwortet   weritt 
kann,   woher   die   grossen   Massen   des  im 
alten  Orient  kursierenden  Silbers  stammen.  i 


*)  Eine  reiche  Auswahl  aus  diesen  Texten 
mit  Uebersetzung  hat  F.  P  eis  er  in  der  Keil- 
inschriftlichen  Bibliothek,  herauseegebeu  von 
E.  Schrader,  Bd.  IV  1096,  veroffentlicht. 

*)  Sicher  nachweisbar  ist  dies  Verhältnis 
in  den  Tributen  in  Gold  und  Silber,  welche 
die  syrischen  Kleinstaaten  zu  Anfang  des  lö. 
Jahrhunderts  dem  Pharao  Thutmosis  III.  zahlten. 
8.  Brandis,  Münz-,  Mass-  und  Gewicbtswesen 
in  Vorderasien,  S,  91ft".,  vgl.  Hui  t  seh,  Grieck 
röm.  und  Metrologie*,  S.  874 f.  Da  aber  die 
Silbermine,  nach  der  in  den  ältesten  babylonischen 
Urkunden  gerechnet  wird,  wohl  zweifellos  keine 
andere  ist  als  die  spätere  Silbermine  von  546,6  sr- 
und  die  Entstehung  dieser  das  ang^ebene  Ver- 
hältnis voraussetzt,  muss  dasselbe  in  Babylonien 
bereits  im  dritten  Jahrtausend  v.  Chr.  bestanden 
haben. 

")  üeber  die  Fundstätten  des  Goldes  (z.  B. 
in  Nubien)  geben  die  Denkmäler  vielfach  Aus- 
kunft. Dagegen  fehlen  über  die  Bezugsquellen 
des  Silbers  vor  der  Erschliessung  Spaniens  durch 
die  Phöniker  (um  1100  v.  Chr.)  alle  Nachrichten. 
Die  griechischen  Silberminen  können  für  den 
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Wo  Elektron  verwendet  wurde,  scheint 

«s  durchweg  so  hergesteUt  oder  wenigstens 
im  Kurs  so  angesetzt  worden  zu  sein,  dass 
sich  als  Verhältnis  ergab :  Gold :  Elektron  : 
SUber  =  IS^  '3 :  10  : 1. 

Eine  Münze    kannte    die   Geldrechnung 
des    alten    Orients    noch    nicht.      Vielmelir 
^uirden  die  Edelmetalle  zugewogen  wie  jede 
andere  Ware.    Uro  sie  bequemer  liandhaben 
lind  wiegen  zu  können,   waren   die  Barren 
für  den  Verkehr  nach  Bruchteilen  der  Ge- 
"wichtseinheit  in  handliche  Form  gebracht, 
die   kleineren  Stücke  gewöhnlich  in  Ring- 
form ^)  —  dieselbe  ist  auf  den  ägyptischen 
Denkmälern  vielfach  abgebildet ;  eine  Anzahl 
kleiner  Goldringe  hat  sich  erhalten.^)    Da- 
neben dient  das  zu  Schmucksachen  u.  a.  ver- 
arbeitete   Metall    gleichfalls    als    Zahlungs- 
mittel.    Das    gnmdlegende   Gewicht,   etwa 
unserem  Pfund  entsprechend,  ist  in  Baby- 
lonien  die  Mine,  die  wie  alle  babylonischen 
Masse  nach  dem  Sexagesimalsystem  weiter- 
entwickelt wird:  60  Minen  —1  Talent,  Vm 
Mine    =    1    Schekel    (»Gewicht«,    griech. 
Stater).    Da  man  aber  im  Geld  verkehr  Gold 
lind  Silber  neben  einander  verwendete,  die 
in    dem    unbequemen    VerhäJtnis    IS^'s  :  1 
standen,  konnte  man  sie  nicht  nach  dem  ge- 
wöhnlichen Handelsge\sacht  wägen,  sondern 
bedurfte  für  jedes  der  beiden  Metalle  einer 
besonderen  Gewichtsskala;  dieselben  sollten 
in  dem  VerhäJtnis  zu  einander  stehen,  dass 
eine  Gewichtseinheit  Gold  den   zehnfachen 
Wert  desselben  Nominals  Silber  nach  Silber- 
gewicht  repräsentierte.    Für  Gold  hat  man 
das  Handelsgewicht  zu  Grunde  gelegt,  die 
leichte-'^)    babylonische    Gewichtsmine    von 


Orient  in  älterer  Zeit  noch  nicht  in  Betracht 
gekommen  sein  und  reichen  jedenfalls  nicht  ent- 
fernt ans,  um  den  ausserordentlich  grossen  Be- 
stand von  Süber  im  alten  Orient  zu  erklären. 

^)  Dass  es  auch  Talente  in  Ringform  gab, 
beweist  sein  hebräischer  Name   kikkar  „Ring". 

-)  s.  Brandis  a.  a.  0.  S.  82. 

')  In  Babylonien  giebt  es  zwei  Gewichts- 
skalen,  eine  leichte,  deren  Mine  zn  492  g  zuerst 
von  Lehmann  nachgewiesen  ist  (Verhand- 
lungen der  Berliner  Anthropol.  Gesellschaft 
16.  März  1889;  das  altbabyl.  Masssystem  als 
Grundlage  der  antiken  Gewichts-,  Münz-  und 
Masssysteme,  in:  Actes  du  huitieme  Congr^s 
des  Orientalistes  ä  Stockholm,  section  semitique 
fasc.  2.  1893,  und  sonst;  vgl.  Hui t seh,  die 
Gewichte  des  Altertums,  in  den  Abh.  der  philol. 
Klasse  d.  sächs.  Ges.  der  Wissensch.,  Bd.  XVIII 
1898,  dessen  Folgerungen  ich  aber  nicht  überall 
zustimmen  kann),  und  eine  schwere,  deren  Ein- 
heiten das  Doppelte  des  leichten  betragen.  Ob- 
wohl auch  das  schwere  babylonische  Gewicht  für 
die  Geschichte  des  antiken  Münzwesens  von  Be- 
deutung gewesen  ist,  brauchen  wir  an  dieser 
Stelle,  an  der  es  sich  nur  um  eine  orientierende 
Uebersicht  handeln  kann,  auf  dasselbe  nicht 
weiter  einzugehen. 


492  g  und  ihr  Sechzigstel,  den  Sohekel  von 
8,2  g.  Für  das  Silber  bildete  man  als  Ein- 
heit eine  Silbermine,  welche  5  Schekeln 
Goldes  (=  41  g)  gleichwertig  war.  Somit 
ergab  sich  für  die  Silbermine  (3  :  40  =  41 : 
546,6)  ein  Gewicht  von  546,6  g  und  für 
ilir  Sechzigstel,  den  Silberschekel ,  9,1  g. 
Nach  dieser  Silbermine  und  ihrem  Silber- 
schekel  wird  in  aJlen  babylonischen  Urkun- 
den gerechnet;  in  welchem  Metall  gezahlt 
wurde,  'war  dabei  gleichgiltig. 

3.  Verbreitang  und  Modifikationen  des 
babylonischen  Systems.  Yon  Babylonien 
aus  hat  sich  dies  System  über  Vorder- 
asien und  Aegypten  verbreitet,  dabei 
aber  mannigfache  Modifikationen  erlitten.  In 
Aegypten  hat  man  das  Gewicht  des  Silber- 
schekels  von  9,1  g  mit  geringer  Modifika- 
tion auf  Kupfer  fibertragen.  Nach  diesem 
Kupfergewicht  (1  Kite  —  9,096  g)  und 
seinem  Zehnfachen  (1  Deben  ^)  =  90,96  g) 
wurden  jetzt  die  Preise  berechnet,  auch  die 
von  Silber  und  Gold;  hier  herrscht  also 
jetzt  Kupferwälirung.  Daneben  finden  sich 
Rechnungen  nach  Goldringen,  deren  Ge- 
wichtseinheit und  Verhältnis  zum  Kupfer 
noch  nicht  sicher  ermittelt  ist.  2)  In  Vorder- 
asien dagegen  wird  überall  nach  Edel- 
metallen gerechnet.  Aber  das  babylonische 
Sexagesimalsystem  wird  durchbrochen ; 
zwar  rechnet  man  nach  wie  vor  60  Minen 
auf  ein  Talent,  aber  die  Mine  wird  nicht 
mehr  in  60,  sondern  in  50  Schekel  oder 
Statere  geteilt,  so  dass  ein  Talent  jetzt  deren 
BOOO  liat.  Dabei  hat  man  zwei  verschiedene 
Wege  eingeschlagen:  entweder 

a)  man  bildet  (das  ist  vielleicht  schon  in 
Babylonien  geschehen)  zu  dem  Goldschekel 
von  8,2  g  eine  Goldmine  von  410  g  =  50 
Goldschekel n ,  und  teilt  die  babylonische 
Silbermine  von  546  g  in  50  Schekel  zu 
10,92  g,  oder 

b)  man  legt  die  Silbermine  von  546  g 
der  Geldrechnung  zu  Gnmde  und  ent- 
wickelt daraus  nach  dem  Verhältnis  30 :  40 
eine  neue  Silbermine  von  728  g.  Dann  er- 
hält man 

1  Goldniine  zu  546  g  =  50   Goldschekel 

zu  10,92  g 
1  Silbermine    zu  728  g  —  50  Silberschekel 

zu  14,56  g. 
Dies    System    ist   in  Phönikien  hen*schend 
geworden;   nach  ihm  sind  auch  die  Geld- 
angaben des  alten  Testaments  aus  voii)ei'si- 
scher  Zeit  zu  verstehen.^)  Elekti-on  i-echnete 


*)  Früher  uten  oder  ten  transkribiert. 

*)  Mitteilung  von  A.  Er  man. 

*j  Bei  der  Rechnung  sind  die  weiteren 
Dezimalstellen  nicht  berücksichtigt.  Ebenso  er- 
gaben sich  in  der  Praxis  kleine  Differenzen, 
weil  die  massgebenden  Gewichtseinheiten  nicht 
völlig   genau  adjustiert  waren.     Als   Normal- 
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man  natürlich  nach  Silberfuss;  ein  Elektron- 
schekel  von  14.56  g  war  dann  -—  10  Silber- 
schekeln  desselben  Gewichts  und  =  1 
Goldschekel  von  10,92  g. 

In  diesen  Fonnen,  die  sich  durch  kleine 
Schwankungen  des  Normal gewichts  in  der 
Praxis  innerlialb  der  einzelnen  Staaten  etwas 
modifizieren  konnten,  hat  sich  der  Geldverkehr 
des  Orients  jahrtausendelang  licwegt.  Seit 
dem  siebenten  Jahrhundert  ist  die  Rechnung 
nach  Edelmetallen  auch  nach  Griechenland 
gekommen  und  mit  ihr  das  vorderasiatische 
Gewichtssystem.  Hier  ergaben  sich  dann , 
in  den  Gewichtssätzen  mannigfache  wxitei-e  [ 
Modifikationen.  Aber  das  System  blieb  für 
das  llandelsgewicht  wie  fiir  die  Edelmetall- 
rechnung überall  das  gleiche;  1  Talent  zer- 
fiel in  60  Minen  zu  50  Stateren  (-  Sche- 
keln),  hatte  also  3000  Statere.  Gewöhnlich 
teilte  man  den  Stater  weiter  in  2  Drachmen 
(>  Hand  voll  <)  zu  6  Obolen  (»Spi  essen«,  nach 
der  Form  der  kupfernen  oder  eisernen  Ge- 
wichtsstücke). In  Korinth  dagegen  >vurde 
df?r  Stater  in  3  Drachmen  geteilt  und  diese 
dann  weiter  halbiert  und  geviei-telt.  —  Nach 
Italien  und  Sicilien  dagegen  ist  dies  System 
nicht  gedrungen,  auch  nicht  in  die  dortigen 
griechischen  Kolonieen.  Hier  rechnete  man 
vielmehr  nach  Kupferpfunden  (sicil.  Xiron, 
lat.  libra  —  as),  die  in  zwölf  Unzen  (or/xiV», 
uncia)  geteilt  wurden. 

4.  Erfindung  der  Münze  in  Lydien. 
Technisches.  Der  Fortschritt  vom  Barren- 
geld zur  M  ü  n  z  e  ist  im  siebenten  Jahrhun- 
dert an  der  Grenze  des  orientalischen  und 
hellenischen  Kulturgebiets,  im  lydischen 
Reiche,  von  den  Königen  des  Mermnaden- 
hauses,  Gyges  (reg.  ca.  675 — (io?  v.  Chr.) 
und  seinen  Nachfolgern,  geschehen.  Dass 
>die  Lyder  unter  den  Menschen,  soweit  wir 
sie  kennen,  die  ersten  sind,  welche  goldene 
und  silberne  Münzen  geprägt  haben«,  sagt 
Herodot  I,  94  und  sclion  ein  Jahrhundert 
vor  ihm  der  philosophische  Dichter  Xeno- 
phanes  von  Phokaea  (Polliix  IX,  83)  und 
wird  trotz  der  in  alter  und  neuer  Zeit  laut 
gewordenen  Zweifel  i)  durch  die  Münzfunde 

ge\%icht  des  phönikischeu  SUberachekels  kann 
14,53  g  betrachtet  werden.  —  Die  beiden 
Systeme  sind  von  Brand is  als  Zehnstaterfuss 
und  Fünf  zehnstaterfuss  bezeichnet  worden.  Da- 
bei geht  er  von  dem  schweren  bab.  Gold  stater 
(oben  S.  907  Anm.  3)  von  16,36  g,  dem  Doppelten 
des  leichten  Goldstatera^  aus.  Dieser  ist  nach  dem 
System  a)  an  Wert  gleich  10  schweren  Silber- 
stateren von  21,85  g,  nach  dem  System  b)  gleich 
15  Silberstateren  von  14,54  g. 

*)  Unter  den  zahlreichen  anderen  Erfindern 
der  Münze,  welche  die  alten  Gelehrten  ge- 
legentlich nennen,  verdient  hier  nur  König 
Pheidon  von  Argos  (wahrscheinlich  um  670  v.  Chr.) 
Erwähnung,  dem  Ephoros  (bei  Strabo  VIII,  3,  33 ; 
6,  16)  die  Erfindung  der  Münze  und  speciell  die 
Prägung  von  Silbergeld  auf  Aegina  zuschrieb. 


lediglich  bestätigt.  Das  Wesen  der  üüazr 
besteht  darin,  dass  die  Gewichü^ile  E*!»^^- 
metall,  welche  der  Verkehr  braucht,  t*^ 
Staat  ausgegeben  und  durch  seine  Autciht^ 
gedeckt,  daher  auch  von  seinen  Kassen  h 
Zahlung  angenommen  werden,  ohne  *ia>^ 
eine  NachprCifung  des  Gewichts  erfonierli  -a 
ist.  Dadurch  erhalten  sie  Geltung  für 
den  Verkehr;  das  besagt  wie  das  deutsche 
Wort  Geld  auc4i  ihr  griechischer  Name  r€'ai&.^ 
»das  was  güU.  Die  ältesten  lydisehen  Mün- 
zen zeigen  noch  kein  eigentliches  Gep»räge: 
es  sind  ovale  Stücke,  welche  auf  der  ein^m 
Seite  eine  Anzahl  paralleler  Streifen  zeigen -i. 
der  erste  Ansatz  zum  Münzbilde,  a*J 
der  anderen  ein  paar  unregelmässige  V^-r- 
tiefungen,  welche  von  dem  meisselförmiLV-Q 
Punzen  herrühren,  mit  dem  man  den  Schr't- 
ling  festhielt  und  auf  den  man  mit  dem 
Hammer  schlug.  Diese  Stücke  unterscheiil»:- 
sich  also  von  den  Barren  äiisserlich  um 
durch  andere  Herstellung  und  Form.  Bsid 
ei-scheint  auf  der  einen  Seite  auch  da» 
Wappen  des  Staates,  in  Lydien  meist  der 
Kopf  eines  Löwen,  und  damit  ist  «iie 
Schöpfung  der  Münze  vollendet.  Die  Weiter- 
entwickelung der  Technik  zu  verfolgen,  ist 
nicht  unsere  Aufgabe.  Nur  darauf  sei  hin- 
gewiesen, dass  die  Rückseite  noch  lanse 
ohne  Münzbild  blieb,  wenn  auch  an  SttE»? 
der  unregelmässigen  Vertiefungen  bald  eiz. 
(meist  viergeteiltes)  Quadrat  tritt,  das  sng>.^- 
nannte  Quaclratum  incusum.  Dann  beginnt 
man  in  dieses  gleichfalls  ein  Münzbild  zn 
setzen,  scldiesslich,  seit  der  Mitte  des  'k 
Jahrhunderts,  wird  allmälüich  die  Rückseite 
künstlerisch  genau  ebenso  behandelt  wie 
die  Vorderseite.  Beischriften,  meist  der 
volle  oder  abgekürzte  Xame  des  PrägifXirl^^ 
oder  des  Münzherrn  (in  Republiken  d^ 
prägenden  Beamten)  sind  an  manchen  Orten 
schon  sehr  früh  gebräuchlich.  Als  Münz- 
bilder verwendet  man  neben  dem  Wappeu 
vor  allem  religiöse  Darstellungen,  GOtter- 
köpfe  u.  ä.  Dagegen  ist  die  Sitte,  den  K<»i  f 
des  Herrschers  auf  die  Münze  zu  setzen, 
ei-st  in  hellenistischer  Zeit  aufgekommen. 

Auf  modernen  Geldwert  sind  die  antiken 
Münzen  im  folgenden  durchweg  nach  Gi^ld- 
währung  reduziert  und  zwar,  unlx»kümmen 
um  die  nur  in  seltenen  Fällen  genauer  zu 
bestimmenden  Schwankimgen  des  Kurse>. 
nach  dem  Verhältnis  Gold  :  Elektron  :  Silber 
-  13^/3  :  10  : 1,  so  dass  also  der  Wert  einer 


Das  ist  eine  entstellende  Erweiterung  der  kor- 
rekten Angabe  Herodots  VI,  127,  dass  .Phei- 
don den  Peloponnesiem  die  Masse  gemacht^ 
habe.  In  der  That  giebt  es  wohl  ein  phei- 
donisches  Masssystem,  das  in  Griechenland  weil 
verbreitet  war,  aber  nicht  pheidonische  Müdzc-q. 
^)  Der  sog.  tj-pus  fasciatus,  d.  h.  Streifen- 
typus. 
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SLlbci-münze  nicht  nach  ihrem  gegenwärtigen  1 
Kurswert  angegeben  ist,  sondern  nach  dem 
W^'ert  in  Mark,  den   ein  Goldstück  von  *^/40 
ilires  Gewichts  haben  wiirde.^)     Das  Nor- 
malgewicht  einer   antiken   Münze    ist   fast 
niemals   ganz   genau   zu   bestimmen;    denn 
einnaal    haben    die    erhaltenen    Exemplare 
durch  Abnutzung  gelitten,  sodann  war  die 
Technik  nicht  so   fortgeschritten,   dass  sie 
eine  ganz  genaue  Adjustierung  des  Schröt- 
lings  ermöglichte-),   und  endlich  ist  in  Be- 
tracht zu  ziehen,   dass  die  Münzen  \ielfach 
et-was    minderwertig    ausgegeben    wurden, 
namentlich    in    Bezug   auf   den   Feingehalt. 
Es    war  der  Ruhm   Athens  und   hat  ganz 
wesentlich  zu   dem   Siege  seiner   Währung 
beigetragen,  dass  seine  Silbermünzen  mög- 
lichst rein  und  vollwichtig  ausgeprägt  wur- 
den und  daher  in  den  anderen  Staaten  über 
pari     standen.^)      Systematische    Münzver- 
s(;hlechterung    ist    auch    im    Altertum    in 
späterer    Zeit,    namentlich    in    der   römi- 
schen Kaiserzeit,  vielfach  vorgekommen,  für 
die   ältere   Zeit   dagegen   niu*  ganz  verein- 
zelt anzunehmen.     Dagegen  scheint  Leh- 
mann*) recht  zu  haben,  wenn  er  annimmt, 
dass   auch   im  Altertum   für  die  Deckung 
der  Prägungskosten  ein   Schlagschatz  abge- 
zogen   wurde,   der   indessen    nur   l^/o   des 
Wertes  betnig.    Im  übrigen  ist,  wenn   die 
erhaltenen  Münzen  und  die  aus  diesen  ab- 
zuleitenden Gewichte  von  den  oben  angege- 
benen Normalgewichten  oft  etwas  abweichen, 
nicht  ausser    acht   zu   lassen,   dass  in  der 
Praxis   die   Normalgewichte    der  einzelnen 
Staaten  nie  ganz  mit  einander  übereinstimmen 
konnten. 

5.  Die  ältesten  Prägnngeii  in  Klein- 
asien. Die  ältesten  lydischen  Mün- 
zen^) sind  durchweg  Elektron  —  diese 
Mischung  wurde  namentlich  aus  dem  Wasch- 
gold des  Paktolos  bei  Sardes  gewonnen  — und 
meist  nach  phönikischem  Fuss  (b,  s.  oben  S.  907) 
geprägt,  Statere  von  ca.  14,2  g  (—  rund 
29,5  M.)  mit  Teilstücken  bis  zu  ^.'24;  daneben 

^)  Ebenso  in  dem  Art.  Griechische  Fi- 
nanzen, oben  Bd.  III  S.  936ff. 

^)  Im  allgemeinen  muss  das  Höchstgewicht 
der  erhaltenen  Münzen  zu  Grunde  gelegt  wer- 
den, da  übervollwichtige  Münzen  höchstens  ganz 
vereinzelt  in  ümlanf  gekommen  sind. 

*)  Xenophon  de  vectigal.  3,  2,  „mit  atheni- 
schem Geld  machen  die  fremden  Kaufleute  ein 
gutes  Geschäft;  denn  überall,  wo  sie  es  ver- 
kaufen, erhalten  sie  mehr  als  sein  Nennwert 
beträgt." 

*}  a.  a.  0.  S.  269. 

*)  8.  He  ad ,  the  coiuage  of  Lydia  and  Persia 
1877  (in  Numismata  orientalia  vol.  I).  Früher 
hat  man  viele  Elektronstücke  für  Gold  gehalten. 
Einen  grossen  Teil  der  lydischen  Münzen  (auf 
einer  hat  Six  den  Namen  des  Königs  Alyattes 
nachgewiesen)  schrieb  man  früher  Müet  zu,  so 
auch  noch  H  e  a  d. 


aber  auch  Statei-e  nsich  babylonischem  Sil- 
bergewicht (a  2,  s.  o.  S.  907)  von  ca.  10,8  g  (-.= 
rund  23  M.).  Beide  Rechnungen  waren  also  im 
lydischen  Reich  geläufig.  Die  Griechen- 
städte Kleinasiens,  kommerziell  und  vielfach 
auch  politisch  von  Lydien  abhängig,  haben 
die  neue  Erfindung  sofort  übernommen  tmd 
nachgeahmt.  In  lonien  prägte  man  im  all- 
gemeinen nach  phönikisch-lydischem  Fuss, 
meist  etwas  unterwertig,  Elektron  statere 
von  14,1 — 13,9  g,  ebenso  m  Lampsakos  und 
Abydos  am  Hellespont.  Dagegen  in  der 
nördlichsten  ionischen  Stadt  Phokaea,  das 
damals  auf  der. Höhe  seiner  Handelsmacht 
stand  und  das  Westmeer  bis  nach  Spanien 
erschloss,  und  ebenso  auf  Lesbos,  in  Kyzi- 
kos  an  der  Propontis,  in  Kalchedon  und 
Byzanz  am  Bosporos  u.  a.  prägte  man  das 
Elektron  nach  schwerem  babylonischen  Gold- 
gewicht (a  1,  s.  0.  S.907)  zu  16,5  g  (Wert  nmd 
34  M.).  Vielleicht  sollten  das  ursprünglich 
wirkliche  Goldmünzen  sein ;  bald  aber  wird 
die  Silberbeimischung  immer  stärker.  Auch 
sonst  wird  das  Elektron  immer  mehr  mit 
Silber  legiert,  so  dass  sein  Goldgehalt  statt 
73  ^/o  kaum  mehr  als  40  %  beträgt.  Es  hielt 
sich  aber  hoch  im  Kurs;  wie  es  scheint, 
besass  man  kein  Mittel,  seinen  Feingehalt 
und  damit  seinen  wahren  Wert  festzustellen. 
—  Diese  Elektronprägimg  hat  sich  bis  über 
das  Jahr  400  hinab  fortgesetzt ;  die  Münzen 
werden  aber  im  5.  und  4.  Jahrhundert  durch- 
weg als  Gold  und  zwar  als  phokaeische,  ky- 
zikener,  lampsakener  Goldstatere  und  Sechstel 
(üxTrj)  bezeichnet.  Wir  besitzen  Bruchstücke 
eines  Vertrags  zwischen  Phokaea  und  My- 
tilene  auf  Lesbos,  in  dem  die  beiden  Städte 
sich  verpflichten,  Jahr  um  Jahr  abwechselnd 
zu  prägen  und  ftlr  die  Reinheit  der  Münze 
zu  sorgen.i)  Noch  im  J^re  346  wird  auf 
Lesbos  nach  phokaeischen  Statei-en  gerechnet 
(Demosth.  40,  36);  im  Jahre  327  galt  in  der 
Stadt  Bosporos  (Kertsch)  auf  der  Krim  der 
kvzikener  Stater  von  16  g  28  attische 
Drachmen  (2o,20  M.)  (Demosth.  34,  23), 
während  er  seinem  Metallgehalt  nach  (etwa 
7  g  Gold,  9  g  Silber)  nur  etwa  24  attische 
Drachmen  w^ert  gewesen  wäre. 

Neben  dem  Elektron  haben  die  Griechen- 
städte Kleinasiens  auch  Silber  geprägt.  Hier 
herrschen  aber  im  Münzfuss  der  einzelnen 
Städte  die  mannigfachsten  Abweichimgen, 
und  es  ist  um  so  weniger  möglich,  die  zu 
Grunde  liegenden  Nonnalgewiehte  zu  be- 
stimmen, da,  wie  überhaupt  bei  den  meisten 
antiken  Münzen,  das  Nominal  auf  den 
Stücken  nicht  angegeben  ist  und  wir  das- 
selbe \4elfach  nicht  mit  Sicherheit  bestimmen 
können.  Im  allgemeinen  scheinen  die  lokalen 
Münzfüsse   auf   zwei  Hauptsysteme  zurück- 


*)  Am  bequemsten  in  Collitz*  Sammlung 
der  griech.  Dialektiaschriften  I,  nr.  213. 
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zugehen :  eins,  welches  das  Silber  nach  dem-  |  westlichen  Kleinasien  aus  sehr  rasch  in  <1> 
selben  Fuss  ausgab  wie  das  Elektron,  also  Gebiete  verbreitet,  in  denen  der  Han^K- 
zum  Zehntel  seines  Wertes:  Sill)eretater  I  verkehr  im  regen  Aufschwung  begriff ^^n  war. 
von  ca.  14  g,  Drachmen  von  ca.  7  g,  halbe  j  d.  h.  nach  dem  griechischen  MutterLo'i*- 
Drachmen  von  3,8—3,5  g  —  und  ein  zwei-  { und  von   liier  nach  Sicilien    und   Itaiieu  s»- 


tes,   dem  der  äginetische  Silberstater  (s.  u.) 
von  12,60  g  zu  Grunde  liegt. 

Der  durch  diese  zahlreichen  Variationen 
und  diu'ch  die  Verschlechterung  des  Elek- 
trons eingerissenen  Münzverwirruug  hat  der 
Lyderkönig  Kroesos  (561 — 546)  ein  Ende  zu 
machen  gesucht,  indem  er  die  Elektronprägung 
aufgab  und  durch  reines  Gold  und  Silber  er- 
setzte.   Er  hat   nach  zwei  Füssen  geprägt: 

1.  nach  babylonischem  Fuss  (a,  s.  o.  S.  907) 
einen  Goldstater  {Kpoheioi  aTa7r;())  von  8,16  g 
(fast  23  M.)  und  ein  ent^^prechendes  Silber- 
stück  von   10,89  g  =  ^10  des  Goldstaters; 

2.  nach  phönikischem  Fuss  (b,s.  ebd.)  Gold 


wie  zu  den  Stämmen  und  Dynasten  Thra- 
kiens. Weit  langsamer  dagegen  hat  sii^  k 
den  Ländern  Eingang  gefunden,  wo  j-rit 
Jahiiausenden  ein  geordneter  Handel  uh 
geregeltem  Geld  verkehr,  wenn  auch  in  an- 
deren Formen  bestand.  Der  tonsenaür^ 
Charakter  der  Handelsgewohnheiten  tritt  hi»  r 
sehr  anschaulich  hervor.  Im  allgemoin-^n 
liat  die  Münze  nur  da  Eingang  gefunden, 
wo  die  Griechen  die  Führung  gewajinen,  v» 
in  Lykien,  Kilikien,  Cypern,  Gaza  au  d-r 
j)alästinensischen  Küste.  Die  j>höQikLschvL 
Städte  und  Stadtfürsten  haben  erst  im  4. 
Jahrhundert   zu    ])rägen    begonnen,    ebens 


stücke  von*  10,89  g  (30,40  M.j,  die  an  Wert ,  Kaithago ;  in  Babylonien  und  Aegypten  hr*: 
den  alten  Elektronstücken  von  14,2  g  gleich-  I  die  Prägung  erst  durch  die  Eroben.r  'z 
standen.  ]  Alexanders   Eingang   gefunden.     Bis    dahi:i 

6.  Verbreitmig  der  Münze.  Die  blieb  der  Verkehr  in  seinen  alten  Formen. 
Münzprägung  tlient  zunächst  dem  grösseren  |  und  wenn  man  einmal  Münzen  braiichT'?, 
Verkehr,  für  den  sie  be<£uenie  Geldstücke  i  genügte  die  keineswegs  sehr  ausgeilehatr- 
schafft.  Für  die  Bedürfnisse  des  Klein ver-  |  Prägung  der  Perserkönige  dem  Etedürfoi^. 
kehrs  und  des  Marktes  hat  man  Teilstücke  j  Um  so  bezeichnender  ist,  dass  die  iudiscfcefi 
bis  zu  den  kleinsten  Nominalen  hinab,  bis  Kaufleute  des  Indusgebiets  schon  imi  4»«» 
zu    ^9«    des    Statei-s    (beim    Elektron    Vm   v.  Chr.  die  fremde  Ei-findung  übernommen 


/lÜ 

des  Sechstels,  beim  Silberstater,  wenn 
derselbe  in  2  Drachmen  zu  6  Obolen 
zerlegt  wurde,  bis  zu  ^.'h  Obol)  im  Be- 
trage von  normal  0,17  und  0,148  g  in 
Elektron    und    in   Silber   ausgegeben.   Eine 


und  nachgeahmt  haben. 

7.    Die    Münzen    des    Perserreichst. 

Im  Perseri'eich,  das  ganz  Vonlerasien 
und  Aegypten  umfasste,  fanden  si,h 
die  verschiedensten  Verkehrsgebiete  zusani- 


wirkliche  Scheidemünze  ^)  zu  schaffen,  hat  i  men :  Landschaften  mit  Münzverkehr,  dann 
man  offenbar  Bedenken  getragen ;  nur  auf  das  grosse  Gebiet  des  vordeiasiatiscbuT. 
Lesbos  hat  man  schon  im  6.  Jalu-hundert  in  Barren  Verkehrs,  endlich  in  Iran  und  seinen 
grossem    Umfange    Bülonraünzen    geprägt,   Grenzländem    Gebiete,    in    denen    durchaus 


welche  nur  40  ^/o  Silber  enthielten.  —  Auch 
im  griechischen  Mutterlande  ist  man  nicht 
anders  verfahren:  Athen  hat  Silber  und 
Gold  bis  zum  Viertelobol,  ja  vereinzelt  bis 
zum  Achtelobol  —  0,09  g  (Wert  des  Silber 


noch  Tauschverkehr  und  Naturalwirtschaft 
vorherrschte.  Im  Abgabensystem  standen 
Naturalleistungen  und  Zahlungen  in  Edel- 
metall in  allen  Provinzen  neben  einander: 
das  eingehende  Silber  und  Gold   wiinle  in 


Stücks  gegen  2  Pfennig,  des  Goldstücks  etwa  I  ungeheueren  Massen   in  den  Schatzhäusera 


27  Pfennig)  ausgegeben,  so  unbrauchbar, 
ja  absurd  uns  diese  Stücke  erscheinen  und 
so  wenig  sie,  bei  dem  relativ  hohen  Stand 
der  Preise,  den  Bedürfnissen  des  Kleinver- 
kehrs völlig  genügten.  Ei-st  in  perikleischer 
Zeit  hat  man  auf  Antrag  des  Dionysios,  der 
davon  den  Beinamen  »der  Pfennig«  erliielt, 
Kupfei-pfennige  (xfdxoii;)  im  Wert  des  Achtel- 
obols  nebst  Halb-  und  Viertelstücken  zu 
prägen  begonnen,  und  erst  im  4.  Jahrhundert 
findet  die  Kupferpiägung  in  Griechenland 
weitere  Verbreitung. 

Die  Erfindung  der  Münze  hat  sich  vom 


^)  Im  wesentlichen  wird  man  allerdings  im 
lydiscben  wie  im  persischen  Reich  das  Silber 
als  Scheidemünze  betrachten  müssen.  Das  nor- 
male Münzmetall  ist  hier  zuerst  Elektron, 
dann  Gold. 


aufgespeichert,  teils  zu  Geräten  und  Schmuck- 
sachen verarbeitet,  teils  in  Barren,  von  denen, 
wenn  das  Bedürfnis  einti-at,  soviel  in  die 
Münze  gegeben  wurde,  wie  man  gera«lo 
brauchte.  1)  Aber  doch  war  für  die  Zwec^ke 
des  Reichs  ein  geordnetes  Münzwesen 
nicht  zu  entbehren,  am  wenigsten  für  die 
Löhnung  der  griechischen  Söldner  —  die 
einheimischen  Truppen  erhielten  dagegen 
Naturalverpflegung,  ebenso  die  Hoflieamten 
u.  ä.  Darius  I.  (521—485  v.  Clir.),  der 
grosse  Organisator  des  Reichs,  hat  auch 
seine  Münzordnung  geschaffen.  Er  hat  die 
Goldprägung  den  unterthänigen  Gemeinden 
und  Dynasten  entzogen  und  zum  Regal  und 
zugleich   zur  Ginindlage  der  Währung  ge- 


')  Polyklet  bei  Strabo  XV  3,  21,  vgl.  meine 
Gesch.  d.  Alt  III  §  47  ff. 
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TÄiiacht.    Seine   Goldprägung  knüpft   an   an 
^lie    des    Krösos;     nur     wird    der    Stater 
^Schekel)   etwas   höher  und  zugleich  mög- 
lichst rein  ausgebracht,  zu  8,4  g  =  23,44  M. 
33em   entspricht   eine  Goldmine    zu  420   g 
"tmd    ein  Goldtalent  von  25,20  kg.^)    Dieser 
Stater  ist  der  Dareikos,  die  bekannte  persische 
IKönigsmünze    mit    dem    knieenden   Bogen- 
schützen.    Ihm  entspricht,  als  Zwanzigstel 
seines  Wertes,   ein  Silberstück  von  5,6  g^) 
-~    1,17  M.,  der  »medische  Schekel«   ((i/yAos 
Mr]Six6g\  mit  einer  Silbermine  von    560  g 
lind  einem  Silbertalent  von  33,6  kg,  das  die 
liöchste   Rechnungseinheit  bildet.    Die  per- 
sische Rechnung  ist  also: 
1  Talent  =--  33,6  kg  SDber  =  7032  M. 
=  300  Golddareiken  zu  8,4  g  Gold  =-.  23,44  M. 
=r  6000  Silberschekeln   zu    5,6  g  Silber  r= 

1,17  M. 
1   Talent  =  60  Silberminen  zu  100  Silber- 
schekeln, 
1   Silbermine  —   5  Golddareiken  =  117  M. 
1   GoJddareikos  —  20  Silberschekel. 

Neben  dem  Reichssilber  bleibt  die  lokale 
Silberprägung  und,  soweit  sie  vorhanden 
ist,  auch  die  Kupfei-prägung  bestehen,  ihre 
Münzen  werden  aber  von  den  Reichskassen 
nur  als  Ware,  nicht  als  Geld  angenommen. 
8.  Die  griechischen  Münzsysteiue. 
Aeginetischer  nnd  enböischer  Fass.  Im 
Gegensatz  zu  den  Goldländern  des  Orients 
herrscht  im  griechischen  Mutterland 
die  Sil  her  Währung.  Für  dieselbe  sind  zwei 
Gewichts-  und  Münzsysteiue  grundlegend 
g(»wesen : 

1.  der  äginetische  Fuss^),  mit  einer 
Silbermine  von  ca.  630  g  (Talent  ca.  37,8  kg). 
Das  Hauptstück  ist  der  Stater  von  12,6  g  (in 
älterer  Zeit  oft  etwas  niedriger)  =  ca.  2,60  M., 
mit  einer  Drachme  von  6,3  (6,28)  g,  die  weiter 
in  6  Obolen  geteilt  wird.  Infolge  der  do- 
minierenden Stellung,  welche  Aegina  seit 
etwa  der  Mitte  des  7.  und  während  des  6. 
Jahrhunderts  im  griechischen  Handel  ein- 
nahm, beherrschte  diese  Münze  fast  den 
ganzen  Peloponnes  und  den  Hauptteil  Mittel- 
griechenlands, Böotien,  Phokis  und  den 
Westen.  Das  äginetische  Courant  mit  der 
Schildkröte  als  Wappen  fand  weiteste  Ver- 1 
breitung;  daneben  beginnt  überall  die  ein- 


M  Die  Sätze  sind  also  etwas  höher  als  das 
babylonische  Goldgewicht  (a  1).  Der  gewöhn- 
liche Ansatz  des  persischen  Goldtalents  auf 
2r),92  kg  ist  etwas  zu  hoch. 

*)  Xenophon  Anab.  I  5,  6  rechnet  den  per- 
sischen Siglos  =  7^ '«  attische  Obolen.  1  attischer 
Obol  =  0,73  e-,  7  /«  Obolen  =  5,47  g. 

*)  Sein  Ursprung  ist  nicht  mit  Sicherheit 
aufgeklärt;  gewöhnlich  nimmt  man  an,  dass  er 
aus  dem  phönikischen  Fuss  durch  Reduktion 
entstanden  sei.  —  üebrigens  zeigen  die  ältesten 
^lünzen  von  Aegina  noch  ein  schwereres  Ge- 
wicht, Statere  von  13,7  bis  13,4  g. 


heimische  Prägung,  namentlich  in  den  klei- 
neren Nominalen.  —  Daneben  hat  sich  im 
Peloponnes  die  alte  Eisenrechnung  (S.  906) 
mehrfach  erhalten,  vor  allem  in  Sparta,  wo 
die  Goldprägung  als  Neuenmg.  verworfen 
wurde  und  der  Besitz  von  Gold  und  Silber 
verpöntwar.  Spartanisches  Eisengeld, »  Fladen  « 
(nbXttvos)  besitzen  wir  nicht,  wohl  aber  Eisen- 
münzen von  Tegea  und  Argos.^)  Ebenso 
hat  Byzanz  im  5.  Jahrhundert  Eisengeld 
geprägt. 

Der  äginetische  Fuss  war,  wie  schon 
erwähnt,  auch  in  der  kleinasiatischen  Silber- 
prägung  weit  verbreitet  und  ist  vielleicht 
erst  von  hier  nach  Aegina  gekommen. 

2.  Einem  anderen  Pnss  folgen  die  ältesten 
Handelsstaaten  des  Mutterlandes,  die  Städte 
Chalkis  imd  Eretria  auf  Euböa  sowie  Korinth. 
Nach  jenen  wird  er  als  euböischer  Fuss 
bezeichnet.  Seine  Einheit  ist  eine  Silber- 
mine von  436,7  g  (Talent  26,196  kg)  mit 
einem  Stater  von  8,73  g  und  einer  Drachme 
von  4,37  g,  die  in  6  Obolen  zerfällt.  Auch 
seine  Ableitung  ist  nicht  sicher ;  gewöhnlich 
hält  man  ihn  für  eine  Erhöhung  des  baby- 
lonischen Goldgewichts,  während  Lehmann 
die  euböische  Mine  vielleicht  mit  Recht  für 
*'5  der  babylonischen  Silbermine  von  546  g 
hält  —  die  Zahlen  stimmen  genau  — ,  die 
mit  Rücksicht  auf  den  Preis  des  euböischen 
Kupfers  reduziert  sei.  Nach  diesem  Fuss 
haben  die  euböischen  Städte  geprägt.  In 
Korinth  wii*d,  wie  schon  erwähnt,  der  Stater 
von  maximal  8,66  g  (=  1,72  M.)  in  drei 
Drachmen  von  2,91  g  geteilt. 

9.  Die  athenischen  Münzen.  Athen 
stand  ursprünglich  auch  kommerziell  imter 
dem  Einfluss  Aeginas  und  des  Peloponnes; 
Selon,  mit  dem  seine  selbständige  Ent- 
wickelung  beginnt,  hat  es  in  Mass  und 
Münze  zum  euböischen  System  übergeführt. 
Seitdem  prägt  Athen  nach  euböischem  Fuss. 
Das  Silber  gewann  es  bekanntlich  aus  den 
laurischen  Bergwerken.  Das  attische  Wappen 
ist  die  Eule,  für  die  immer  der  altertümliche 
Typus  beibehalten  wurde;  der  Avers  zeigt 
den  Kopf  der  Pallas.  Das  Hauptstück  ist 
das  Vierdrachmenstück  ^)  (Teti-adrachmon) 
von  ursprünglich  17,46  g  imd  schwerer, 
später,  etwa  seit  dem  Sturz  der  Pisistratiden, 
von  17,28  g  (infolge  des  Abzugs  eines 
Schlagschatzes?);  daneben  die  Drachme  von 
ursprünglich  4,37,  später  4,32  g,  an  die 
sich  die  Obolen  und  ihre  Unterabteilungen 
anscldiessen.  üeber  die  Kupferprägung  s.  o. 
Vereinzelt   werden  auch  Zehn-  und    Zwei- 


')  Köhler  in  den  Mitteilungen  des  Archäol. 
Instituts  in  Athen  VII  Iff. 

-)  In  ältester  Zeit,  wie  es  scheint,  Stater 
genannt,  indem  man  die  schwere  (Doppel-) 
Xline  als  Einheit  betrachtete. 
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drachmeiistftcke    geprägt.     GlitKlening    und  1 
Wert  des  attis^clien  Silbers  ist  also: 
1  Sill>ertalent     --   2i\,im  kg   --■    r»44<),r>  M. 
^.   GO  Minen    zu   436,7  g        9(M;7  M. 
-      mfO   Drachmen   zu  4,37  g        0,907  M. 
1  Mine  ---    KK)  Drachmen;    1    Diuchme 
()  OlK)len  zu  8  KupferpfcMinigen. 

Gold  ist  in  Griechenland,  ahg« »sehen  von 
Thasos  und  den  Küstenstädten  Thrakiens, 
wo  grosse  Goldminen  lagen,  nur  sehr  ver- 
einzelt, und  auch  von  Athen  nur  in  Not- 
jahren, wenn  man  die  goldenen  Tempel- 
geräte angriff  (407,  839,  29;")  v.  Chr.),  ge- 
prägt worden'),  und  in  diesen  Fällen  be- 
gi'eiflich  genug  nach  demselben  Fuss  w^ie 
das  Silber  (Statere  von  8,70  g  und  ihiv 
Unterabteilungen)  geprägt,  in  scharfem  Ge- 
gensatz zu  dem  asiatischen  Doppelwährungs- 
system. Daneben  kursierte  fremdes  (lold 
und  Elektron.  Aus  einer  Abi-echnung  über 
das  Gold,  welches  um  440  v.  Chr.  für  die 
Anfertigung  des  Mantels  der  Athenastatue 
des  Phidias  gekauft  wurde,  ei-sehen  wir, 
dass  damals  reines  Gold  fast  genau  14  mal 
so  teuer  war  als  Silber-),  also  höher  stand 
als  im  Orient,  was  bei  dem  Vorherrschen 
des  Silbers  in  Griechenland  nur  natür- 
lich ist. 

10.  Die  Pragnn^en  im  Westen.  Kar- 
thago. Die  griechiscihen  Währung<^n  und 
ebenso  die  phönikisch-lydische  und  die  per- 
sische haben  sich  weit  über  die  Küsten 
des  Mittel raeers  und  des  Schwarzen  Meeres 
verbreitet.  Es  ist  indessen  an  dieser  Stelle 
immöglich,  auf  diese  Verzweigungen  und 
die  mit  ihnen  verbundenen  Variationen  näher 
einzugehen.  Nur  das  sei  erwähnt,  dass  auf 
S  i  c  i  1  i  e  n  der  euböisch-attische  Fuss  herrscht, 
mit  einem  Stater  von  8,75  g.  Dei"sell)e 
wird  mit  der  einheimischen  Kupferwährung 
so  geglichen,  dass  er  gleich  10  Pfund 
Kuj)fer  gesetzt  und  als  Dekalitron  bezeich- 
net wird.  Das  Zehntel,  die  Litra,.  wird 
weiter  in  12  Unzen  geteilt.  Entweder  das 
Ganzstück  oder  das  Zehntel,  die  litra  — 
hier  sind  die  alten  Angaben  unklar  und  die 
mo<lernen  Forscher  schwanken  —  liiess  auch 
nummus  (rov/nfioq) d.  i.  »Münze*.  Ursprünglich 
24,  später  12  nummi  bildeten  nach  Aristoteles 
das  siciiische  (Kupfer-)  Talent.^)  Daneben  ist 
in  Sicilien  ziemlich  \iel  Gold  geprägt  worden. 
Dionys  I.  (405—307),  der  alle  möglichen 
Mittel   ergriff,  um    seine  Kassen  zu  füllen, 

^)  Köhler,  die  attische  Goldprägung, 
Zeitschr.  f.  Numismatik  21,  1898.  S.  Iff. 

^)  Corpus  inscr.  attic.  vol.  IV  1,  p.  147 
nr.  298,  vgl.  U.  Köhler,  Berichte  der  Berliner 
Akad.  1889,  223  ff.  Dasselbe  ergiebt,  wie 
Kirchhoff  erkannte,  eine  verstümmelte  Rech- 
nung ans  dem  J.  433  ebenda  vol.  I,  nr.  301, 
p.  160. 

*)  Aehnliche  Gleichungen  bestanden  in  den 
Griechenstädten  Italiens  und  in  Etrurien. 


liat  dann  wiederholt  Reduktionen  der  ViL- 
rung  vorgenommen. 

Karthago  ist,  wie  schon  eris^uhnt  ri^" 
s{)ät,  seit  409  v.  Clur.,  zur  Münzpräspi  i-. 
übergegangen  und  hat  zunächst  nur  zr 
Bezalilung  seiner  Soldnerheere  auf  Si«:L  -. 
gemünzt,  daher  nach  sicilisch-attisc-hem  Fit- 
Seit  der  Mitte  des  4.  Jahrhunderts  prägr  -> 
dann  auch  für  den  einheimischen  Be*i=ir: 
nach  phönikischem  Fuss,  zunächst  (j  u  L 
Elektron  und  Kuj)fer,  seit  der  Erx>U/ru.:: 
Spaniens  auch  Silber.  Es  Imt  aber  für  «lio  Ge- 
schichte des  Geldes  exceptioneUe  Be^ieutiirj 
durch  eine  Angabe,  die  in  dem  unter  Fiat  »- 
Namen  überlieferten  Dialog  Eryxias  mit^tTii: 
wird  (p.  400) :  »Die  Kartliager  binden  ein-^ 
Gegenstand  etwa  von  der  Grosse  eines  Sta- 
ters  in  ein  Lederstück;  was  aber  das  i^t. 
was  darin  steckt,  weiss  niemand  auss€*r  d- 1 
Verfertigern.  Dann  wird  es  versiegelt  n\ 
alo  Geld  gebraucht,  und  wer  am  meis-t.i 
davon  hat,  gilt  für  den,  der  das  meiste  G»  K 
hat  und  am  reichsten  ist.r  Mag^  auch  lü' 
Angalie  im  einzelnen  ungenau  sein.  > 
scheint  doch  darin  eine  Nachricht  über  -in 
Kreditgeld  erhalten,  wie  wir  es  einer  groj^-^^-iJ 
Kaufmannsstadt,  die  kein  gemünztes  Geii 
hat,  wohl  zutrauen  können. 

11.  Die   makedonische   nnd   helleni^i- 
j  tische  Zeit    Das  grosse  Ansehen    und  tii*^ 
\  weite  Verbreitung  des  attischen  Comnants  ist 
I  bereits  hervorgehoben.    Daher  ist   dasselk 
I  durch    Alexander   d.   Gr.    zur  Währun? 
!  seines  Weltreichs  erhoben  worden.    —    Di» 
j  älteren    makedonischen    Könige    haW:. 
I  wie    die    Griechen    und    die     thrakisch-L 
I  Füi-sten  ihrer  Nachbarschaft  Silber  nach  >ehr 
I  vei-schiedenen  Füssen  geprägt,  Statere  na«-l. 
einem  hier  weit  verbreiteten  Münzfuss  vor 
9,8   g,    Doppelstatere   von    29 — 28  g  nai.-h 
phönikisch-kleinasiatischem  Fuss,  so  Alexan- 
der I.,  498—454 1)  und  Perdikkas  IL  4.V4^ 
413,  u.  a.    König  Archelaos  (413—399)  \md 
seine  Nachfolger  prägten  dann  nach  d<»ppel- 
tem    persischen    Silberfuss,    den   Stater   z:.. 
11,0  g  \md  darunter.    Philip])  11^  der  Be- 
gründer    der     makedonischen     Groesmacbt 
(359— 330),  ist  zum  phönikischen  Fuss  zu- 
rückgekehrt ;  er  prägt  Silberstat  ere,  die  al^ei 
jetzt  als  Tetradrachmen  angesehen  wenien. 
zu  14,5  g  und  Drachmen  zu  3,6  g.     Gleirli 
in  den  ersten  Jahren  seiner  Regierung  hat 
sich    aber   Philipp   der   Goldbei^werke   im 
Pangaion  bemächtigt*)  xmd  von   der  neujre- 
gründeten    Stadt    Philippi    aus    exploitiert. 


*)  Derselbe  erschloss  das  Silberbergwerk 
am  Prasiassee,  das  ihm  täglich  1  Talent  Ertrai: 
abwarf,  Herodot  V  17, 

*)  Schon  früher  haben  die  Thasier,  dif 
Athener  und  thrakische  Dynasten  hier  Gold 
gewonnen.  Ebenso  ffab  es  ein  Goldbei^werk 
auf  Thasos.  Daher  miden  sich  hier  wiederholt 
Goldmünzen  ans  älterer  Zeit. 
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Daher  beginnt  init  ihm  eine  umfassende 
Goldprägung.  Die  Hauptmünze  ist  der 
philippische  Goldstater  von  8,65—8,50  g 
(24  M.),  also  nach  attischem  Fuss  und  etwas 
höher  als  der  persische  Dareikos,  mit  Teil- 
stücken bis  zum  Zwölftel  (Obol). 

Alexander  hat  dann,  wie  schon  envälmt, 
für  das  Silber  die  attische  Währung  einge- 
fflhrt.    Die  Stücke  wurden  etwas  vollwich- 
tiger ausgegeben   als  die  attischen,   Tetra- 
drachmen zu  durchschnittlich   17,45  g  und 
Drachmen    zu    4,35    ^.      Der    phihppische 
(Gold-)   Stater  und    die  Alexanderdi-achme 
sind   fortan   die    massgebenden   Geldstücke 
der  ganzen  hellenistischen  Welt  vom  adria- 
tischen  Meer  bis  zum  Indus  (mit  Ausschluss 
Aegyptens),  und  jahrhundertelang   von  den 
[Nachfolgern   des   Welteroberers,   den   Anti- 
l^oniden  Makedoniens,   den  Seleukiden   von 
Asien,  den  Königen  von  Pergamon,  Bithy- 
nien,  Pontes,  von  Baktrien  und  Indien,  den 
parthischen  Arsakiden  und  anderen  geprägt. 
Ein  festes  Verhältnis   zwischen   Gold   und 
Silber,  wie  im  alten  Orient  und  im  Perser- 
reich,   liegt    diesen    Prägimgen    nicht    zu 
Grunde;   vielmehr  ist  das  WähningsmetaU 
durchaus  und  ausscliliesslich  das  Silber  — 
daher   wird    Gold,    wie    in   den   modernen 
Staaten  mit  Silbei-währung  und  ganz  anders 
als  im  Perserreich,  nur  ziemlich  selten  ge- 
pi'ägt  und  dient  vor  allem,  wie  ehemals  bei 
uns    die    Goldstücke,    für   Ehrungen   u.  ä., 
bei    denen    gewöhnlich    nach    Goldstücken 
{xQvoove,   d.  i.  Philippeer)    gerechnet    wird. 
—  Daneben  steht  überall  Kupfer  als  Schei- 
demünze. 

Neben  den  Reichsmünzen  erhalten  sich 
in  den  halb  und  ganz  autonomen  Gemein- 
den die  lokalen  Währungen  und  Münzen, 
die  hier  so  wenig  aufgezählt  werden  können 
wie  früher.  Besondere  Bedeutung  gewinnt, 
der  mächtigen  Stellung  des  Staates  ent- 
•  sprechend,  die  Währung  von  Rhodos,  die 
aus  dem  phönikischen  Fuss  hervorgegangen 
ist,  mit  Ganzstücken  von  ca.  15  g.  Später 
ist  die  Währung  etwas  gesunken ;  das  Halb- 
stück, die  rhodische  Drachme,  wird  zueret 
zu  ca.  6,9  g  ausgegeben  und  sinkt  allmäh- 
lich auf  6,7  und  darunter.  In  der  Kaiser- 
zeit wird  ihre  Hälfte,  von  3,36—3  g,  als 
Drachme  bezeichnet.  —  In  Kleinasien  haben 
die  Römer  nach  der  Einziehung  der  Land- 
schaft (133  V.  Chr.)  eine  neue  Pi'ovinzial- 
währung  eingeführt,  mit  einem  Ganzstück 
(Tetradrachmon)  von  12,7—12,4  g  (2,60  M.), 
das  nach  dem  Münzbilde  als  Cistophorus 
bezeichnet  wird. 

Auch  die  Tetradrachmen  und  Drachmen 
sind  in  den  makedonischen  Reichen  seit 
dem  2.  Jahrhundert  v.  Chr.  etwas  gesunken, 
ebenso  in  Athen,  als  dies  nach  seiner  Be- 
fi-eiung  von  der  makedonischen  HeiTSchaft 
229  die  Prägimg  wieder  aufnahm.  Die 
Handwörterbach  der  Staatswlsaenschaften.    Zweite 


attischen  Tetradrachmen  sind  jetzt  selten 
höher  als  16,8  g  und  sinken  bis  16,0  g, 
die  Drachmen  stehen  auf  etwa  4,2  g.  Da- 
her liaben  die  Römer  die  attische  Drachme 
im  Kurs  ihrem  Denai*  von  3,9  g  (=  0,80  M.) 
gleichgesetzt  —  dass  sie  ihr  Geld  höher 
ansetzten  als  fremdes,  ist  nur  natürlich  — , 
und  in  der  späteren  Republik  und  der 
Kaiserzeit  werden  daher  die  attischen  oder 
Alexanderdrachmen  und  der  Denar  durch- 
weg als  völlig  aequivalent  betrachtet.^) 

12.  Die  Münzen  der  Ptolemäer.  Ein 
gänzlich  abweichendes  System  hat  nur  in 
Aegypten  unter  der  Herrschaft  der  Pto- 
lemäer bestanden.  Ptolemäos  I.  (323 — 
285)  liat  zuerst,  wie  Alexander,  nach  atti- 
schem, dann  nach  rhodischem  ^^uss  (Tetra- 
drachme 15,7  g)  gemünzt,  dann  aber  für 
Aegypten  eine  selbständige  Währung  nach 

ßhönikischem  Fuss  geschaffen,  die  alle  seine 
fachfolger  beibehalten  haben,  mit  einer 
Tetradrachme  (Stater)  von  14,5  g  (3  M.); 
daneben  stehen  Zehn-  und  Achtdrachmen- 
stücke. Die  Teilstücke,  2,  1,  1/2  Drachmen, 
sind  nur  wenig  geprägt  worden,  obwohl 
nach  Drachmen  (3,6  g  =  0,75  M.)  gerech- 
net wird.  Das  ägj'ptische  Talent  ist  also 
=  4500  M.  Die  Könige  des  dritten  Jahr- 
hunderts haben  auch  Gold  nach  demselben 
Fuss  (daneben  auf  Cypern  nach  attischem 
Fuss)  geprägt.  Daneben  besteht  jedoch  in 
dem  festen  Verhältnis  von  Silber  :  Kupfer 
=  120: 1  die  einheimische  Kupferwährung  mit 
der  Einheit  von  1  Kite  =  9,096  g  (s.  0.  S.  907). 
Nach  dieser  sind  die  Teilstücke  der  Drachme 
1  Obol  =  8  Kupferpfennige  {xaXxot)^  die 
dann  weiter  geteilt  werden,  ausgegeben. 
Ueber  die  Normalgewichte  dieser  Stücke 
ist  noch  keine  Einigung  erzielt;  dieselbe 
wird  dadurch  erschwert,  dass  die  zahlreich 
erhaltenen  Kupfermünzen  vielfach  zweifellos 
nicht  vollwichtig  ausgegeben  sind.  Doch 
scheint  es  geboten,  das  Normalgewicht  der 

120 
Kupferobolen   auf  -^  des    Tetradrachmon, 

14  5 .  120  " 
also  auf  — h^j —  =  72,5  g*)  anzusetzen. 

Das  sind  8  Kite  der  einheimischen  Kupfer- 
wähiiing,  also  1  Kite  —  1  xa^ods.   Eben  um 

^)  Daraus  erklärt  sich  z.  B.  die  Angabe  des 
um  160  n.  Chr.  schreibenden  Appian  (Sicil.  2), 
das  euböische  Talent  sei  =  iOOO  Alexander- 
drachmen. Die  Römer  haben  in  republikanischer 
Zeit  das  Gewicht  des  griechischen  SUbergeldes 
immer  nach  euböischeu  (d.  i.  attischen)  Silber- 
talenten gerechnet,  so  auch  bei  der  Kriegs- 
kontribution, die  sie  241  v.  Chr.  von  den  Kar- 
thagern erhoben.  Die  Angabe  darüber  will  Appian 
nach  der  Währung  seiner  Zeit  erklären.  In  der 
That  ist  ein  attisches  Talent  =  5440  31.,  7000 
Alexanderdrachmen,   d.  i.  Denare   =   5600  M. 

')  Die  erhaltenen  Stücke  in  Pooles  Katalog 
I  (8.  u.  S.  914  Anm.  2)  S.  XCII  wiegen  73—66,2  g. 

Auflage.     Y.  58 
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dies  Verhältnis   zu   erhalten,   sind   offenbar 

die  Ptolemäer   in  ihrer  Siiberprägung   zum 

phönikisehen  Fuss   übergegangen.    Daneben 

sind  auch  Stücke  von  10  Kite  (=  1  Deben 

5 
=  ^  Obolen)    ausgegeben     worden.  *)      Bei 

denjenigen  Steuern,  die  auf  Silber  ausge- 
schrieben waren,  aber  in  Kupfer  gezahlt 
wurden,  wurde  ein  Agio  von  ungefähr  10  ^/o 
erhoben,  d.  h.  das  Kupfer  stand  thatsächlich 
niedriger,  als  für  die  Münzprägung  ange- 
nommen war.  Zu  Anfang  des  2.  Jahrhun- 
derts ist  der  Staat  dann  zur  Kupferwälirung 
übergegangen;  man  rechnet  fortan  nach 
Kupfeixlrachmen,  deren  120  auf  die  Silber- 
drachme kommen.  Für  Silber  wirtl  nach 
wie  vor  ein  Agio  von  rund  10  ^/o  erhoben.^) 
—  In  den  Finanznöten  unter  den  letzten 
Ptolemäern  ist  dann  das  Silbergeld  sehr 
schlecht  und  minderwertig  ausgebi'acht  wor- 
den. Diese  Prägimg  wird  durcli  die  ägyp- 
tischen Billonmüiizen  (Tetradrachmen)  der 
römischen  Kaiser  von  Tiberius  an  fortgesetzt. 
Auf  die  Billondrachme  wurden  G  Kupfer- 
obolen  gerechnet,  während  die  mit  dem 
Denar  identifizierte  Silberdrachme  7  oiler 
7^'4  Kupferobolen  galt.'^) 

Litterator:  a)  Die  antike  Numiwnaiik  iH  im 
Aiuchluss  an  die  MünuammlHngen  seit  der 
Renaüsancezeit  eifrig  betriehen  tcorden;  auf 
wissenschaftliche  Grundlagen  gestellt  hat  sie 
J,  Eckhel,  Doctrina  nummorum  veterunif  Wien 
1792  ff,^  Als  Repertorinm  aller  damals  bekannten 
Münzen  ist  noch  jetzt  unentbehrlich  Mionnety 
Description  de  medailles  antiques,  Paris  1807 j^., 
mit  Supplement  in  15  Bdn.  —  Seitdem  hat 
sich  das  Material  gewaltig  enoeitert  und  die 
Forschung  vervollkommnet.  Eine  Aufzählung 
auch  nur  der  wichtigsten  Litteratur  ist  an  dieser 
Stelle  unmöglich.  Die  wichtigste  Publikation 
bildet  der  grosse,  seit  187S  erscheinende  Katalog 
der  Sammlung  des  British  Museum  (mit  aus- 
führlichen Einleitungen) ;  von  einem  ähnlichen 
Katalog  der  Bibliotheqiie  Nationale  hat  Sabelan 


*)  Erhaltene  Stücke  von  93,6,  91,5,  86,8  gr. 

*)  Ueber  die  ptolemäischen  Münzen  s.  vor 
allem  den  Catalogue  of  Greck  coins,  The  Ptole- 
mies,  von  St.  P  o  o  1  e ,  1883.  lieber  die  Währung, 
die  erst  durch  die  Papyrusfmide  aufgeklärt  ist, 
Grenfell  in  der  Ausgabe  der  Revenue  laws 
of  Ptolemy  Philadelphus  von  Grenfell  und 
Mahaffy,  1896,  S.  193ff,  Weiteres  bei 
Wilcken,  Griechische  Ostraka  aus  Aegypten 
1899  I,  718  ff.  Grenfell  setzt  den  Kupf erobol 
=  10  iüte  =  inind  90,0  g.  Das  widerspricht 
jedoch  nicht  nur  dem  feststehenden  Verhältnis 
zwischen  Silber  und  Kupfer,  sondern  ergäbe 
auch  eine  Einteilung  des  Obolos  in  Zehntel  statt 
in  Achtel,  im  Widerspruch  mit  den  Urkunden. 
Die  richtige  Gleichung  hat  bereits  H.  Brugsch, 
Die  Lösung  der  altägypt.  Münzfraere,  in  der 
Zeitschr.  für  ägypt.  Sprache  1889  aufgestellt. 

*)  Mommsen,  Zum  ägypt.  Münzwesen, 
im  Archiv  für  Papyrusforschung  Bd.  I,  190(J, 
S.  273. 


bis  jetzt  zwei  Teile  (Über  die  AchämeHideU"  nn.! 
Seleucidenmünzen)      veroffentlichL        Auch      äi' 
Publikation    des  Katalogs  de*  ßeriiner  Mnj>r^mj 
ist  begonnen  und  neuerdings  unter  Aufsicht  -^V.- 
Berliner  Akademie  die  Veröffentlichung  eines  um- 
fassenden   Corpus    nummorum     in    AngrifT    ^*- 
nommen  (erschienen  bis  jetzt:  die  antiken  Mäwtz'M 
Nordgriecheiüands,  unter  Leitung  von  Iwihoof' 
Blutner.     I.   Daeien   und   Mosten,    Bd.  I  i^-n 
B,  Rick,  1898).  —  Dazu  kommen  ausser  zahl- 
reichen Jfonographieen  die  numisnuUischen  Zeit- 
schriften,     Ein    treffliche*    Handbuch    mit    Vrr- 
zeichnis  und  Abbildung  der   wichtigsten  Mvn2t., 
giebt  Barclay   V.    Head,    Historia  nwn€%rvm, 
a  Manual  of  Greek  Numismatics,    Ojrf<rrd   Ia^T. 
b)     Die     antike     Metrologie     verdankt     ihr* 
icissenschafüiche  Begründung  Letronn^e  und  F»->r 
allem  A,  Böckhf  Metrologische  Untersuch« mf^^ 
über  Geipichte,   Mänzfüsse  und  Meuse  des  Alter- 
tums,  18S8.  —    Von  Späteren    ist    vor   aUem   zu 
nennen  Th.  Mammaen,  Geschichte  des  r&misrh''» 
Münz  Wesens,  1860  (behandelt  auch  die  griechischett 
Systeme).   —  «/^    BrandiSf    Das    Münz-,   Mas*- 
und     Getrichtstresen     in     Vbrdercuicn     bis     ayj 
Alexander  d.  Gr.,    1866.  —  Fr.    Ltenormant, 
La  Monnaie  dans  l'antiguite,   1878  f.,  S  Bde.  fun 
vollendet).   —   Fr.    Huitach,     Griechische    uud 
römische  Metrologie,  2.  Bearb.,  1882.  —  Für  dt* 
Masssysteme  auch  H.  Nisgetif    Griechische  und 
römische  Metrologie,  im  Handb.  der  klass.  Alter- 
tumswiss.    Bd.    /,    1886,    S.    Auß.    189*.    —  IH^ 
Arbeiten   von   Ijchm^nn    und   manche    Einzel- 
untersuchungen sind  im  Texte  angeführt. 

Eduard,  Meyer. 


III.  Bömisches  Mflnziresen. 

Wie  in  anderen  Gebieten  gewann  auch 
in  Eom  das  Herdenvieh  schon  früh  in 
der  Periode  des  naturalen  Tauschhandels 
die  Stellung  des  bevorzugten  Tau  Sch- 
mitt eis;  und  einige  noch  im  5.  Jahr- 
hundert V.  Chr.  geltende  gesetzliche  Be- 
stimmungen, in  welchen  Bussen  nach  Rindern 
und  Schafen  angesetzt  sind,  lehren,  dass  • 
diese  Geltung  des  Viehs  auch  vom  Staate 
anerkaimt  war.  Aber  auch  das  in  Latium 
und  den  meisten  Nachbarlandschaften  ge- 
bräuchlichste Metall,  das  Kupfer,  gehörte 
hier  von  Anfang  an  zu  den  gangbarsten 
Gütern ;  imd  sobald  einmal  ein  G  e  w  i  c  h  t  s  - 
System  eingeführt  war,  musste  Kupfer  nach 
dem  Gewicht  zum  Tauschmittel  werden 
und  seiner  grösseren  Bequemlichkeit  wegen 
den  Gebrauch  des  »Viehgeldes«  (daher, 
nicht  von  den  ältesten  Münztypen,  stammt 
das  Wort  pecunia)  einschränken  und  fast 
ganz  verdrängen.  Religiöse  und  juristische 
Gebräuche  der  historischen  Zeit  beweisen, 
ebenso  wie  zahlreiche  Ausdrücke  der  latei- 
nischen Sprache  selbst,  dass  das  Kupfer 
einst  diese  Rolle  gespielt  hat.  Neben  form- 
losen Stücken  (aes  rüde)  scheinen  schon 
früh  (unter  staatlicher  Autorität?)  grosse 
Barren  von  rechteckiger  Form  mit  einfachen 
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laildlichen  Darstellungen  (Rind  u.  a.)  her- 
gestellt worden  zu  sein;  und  wenn  auch 
<.lie  noch  erhaltenen  Barren  schwerlich  stadt- 
Toinisch  sind  und  sicher  aus  späterer  Zeit 
stammen,  so  mag  doch  die  römische  Ueber- 
lieferuug,  welche  die  Einführung  dieses 
aes  signatum  dem  König  Servius  zu- 
f3chreibt,  ungefäJir  das  Richtige  getroffen 
^haben.  Die  gemarkten  Barren  mussten 
ebenso  wie  die  rohen  Kupferstücke  gewogen 
-werden.  Indem  dann  an  Stelle  des  zu 
^wiegenden  Metalls  abgewogene  Stücke  des- 
selben in  den  Verkehr  kamen,  deren  Gewicht 
und  Gehalt  der  Staat  durch  bestimmte 
Marken  gewährleistete,  wurde  das  bisherige 
Tauschmittel  in  Geld  umgewandelt.  Der 
Uebergang  vollzog  sich  in  Rom  sehr  leicht, 
da  man  einfach  an  die  Stelle  des  Pfundes 
Kupfer  eine  Kupfermünze  im  Gewicht  von 
einem  Pfund  setzte,  deren  Teilstücke  eben- 
falls Bruchteile  des  Pfundes  waren.  Diese 
Angabe  unserer  Quellen  ist  durchaus  zuver- 
lässig; wenn  die  uns  bekannten  Münzen 
leichter  als  ein  Pfund  sind,  so  beweist 
das  nichts  dagegen,  —  falls  nicht  über- 
haupt, wie  Haeberlin  vermutet,  das  älteste 
Pfund  des  römischen  Staates  ein  anderes, 
leichteres,  gewesen  ist  als  das  uns  genau 
bekannte  der  späteren  Zeit  von  327,45  g. 
Das  neu  begründete  Münzsystem  hatte  den 
Torzug  der  grössten  Einfachheit  und  Klar- 
heit, besonders  durcli  den  Gebrauch  der 
Wertzeichen,  der  in  Rom  zuerst  durch- 
geführt erscheint;  ausserdem  sind  die  ver- 
schiedenen Werte  auch  dadurch  unterscliieden, 
dass  jedem  ein  bestimmter  Götterkopf  ent- 
spricht, der  die  Yorderseite  der  Münze  ein- 
nimmt, während  das  Bild  auf  der  Rückseite 
für  alle  Nominale  das  gleiche  blieb  (ein 
Schiffsvorderteil).  Das  gix)sse  Stück  im 
Gewicht  von  einem  Pfund  hatte  den  Namen 
der  Einheit,  as  (Wertzeichen  I);  die  kleine 
Einheit,  das  Zwölftel  des  As,  hiess  uncia 
(Wertzeichen  .) ;  die  übrigen  Nominale  waren 
das  Sechstel  (sextans  =  2  Unzen,  •  .), 
Viertel  (quadrans,  .  .  .),  Drittel  (triens, 
.  •  •  .)  und  die  Hälfte  (semis,  S).  Wann 
die  Einfühnmg  der  Münze  in  Rom  erfolgt 
ist,  ist  nicht  ganz  sicher.  Nach  der  Ansicht 
der  römischen  Gelehrten  müsste  es  zur 
Zeit  der  üecemvirn,  in  Verbindung  mit 
der  Zwölftafeigesetzgebung,  geschehen  sein ; 
und  trotz  mancher  Einwände,  die  dagegen 
erhoben  werden,  erscheint  das  doch  glaub- 
haft, wenn  auch  die  zahlreichen  Münzen, 
die  wir  kennen,  grösstenteils  oder  durchweg 
aus  späterer  Zeit  stammen.  —  Diese  schweren 
gegossenen  Kupfennünzen,  später  aesgrave 
genannt,  blieben  das  alleinige  Wähningsgeld 
des  römischen  Staates  bis  kurz  vor  dem 
ersten  punischen  Kriege.  Gold  und  Silber 
wurden  in  dieser  Zeit  in  Rom  nur  nach 
dem  Gewicht  benutzt,  sei  es  in  Barren  oder 


in  verschiedenen  Münzsorten,  die  keinen 
offiziellen  Kurs  hatten.  Eine  besondere 
Stellung  nehmen  aber  die  sogenannten 
römisch  -  campanischen  Gold-  und 
Silbermünzen  ein,  die  seit  dem  Ende  des 
4.  Jahrhunderts,  hauptsächlich  in  Capua, 
geprägt  wurden  und  nebst  dem  zugehörigen 
Kupfer  für  die  Bundesgenossen  und  Unter- 
thanen  in  Campanien  und  den  angrenzenden 
Gebieten  bestinmit  waren.  Ihre  Währung 
war  anfangs  die  alte  phokaische  der  cam- 
panißchen  Städte,  mit  einem  Didrachmon 
von  l^U—Vi2  g.  Später  wurden  sie  mit 
dem  römischen  Gewichtssystem  in  Einklang 
gebracht,  so  dass  die  grosse  Silbermünze 
6,81  g  =  6  Skrupel  (1  Skr.  =  V288  Pfund) 
und  die  kleine  3,405  g  =  3  Skrupel  wo^, 
und  demselben  System  fügen  sich  auch  die 
nur  in  der  zweiten  Periode  erscheinenden 
Goldmünzen,  vielleicht  auch  das  Kupfer. 
Wir  dürfen  annehmen,  dass  diese  auf  An- 
ordnung der  römischen  Gemeinde  (wenn 
auch  vielleicht  von  städtischen  Behörden) 
geprägten  und  mit  ihrem  Namen  versehenen 
Münzen  auch  in  Rom  selbst  cirkulierten 
und,  da  ihr  Feingehalt  garantiert  war,  im 
Privatverkehr  gern  benutzt  wurden ;  an  den 
Kassen  des  Staates  werden  sie  allerdings 
nur  wie  Barren,  nach  dem  Gewicht,  ange- 
nommen worden  sein.  Ihre  Prägtmg,  sicher 
wenigstens  die  der  sogenannten  quadrigati, 
dauerte  noch  einige  Jahrzehnte  fort,  nach- 
dem schon  die  eigene  Silberprägimg  in  Rom 
begonnen  hatte  (noch  zur  Zeit  der  Schlacht 
bei  Cannae  waren  in  dieser  Gegend  die 
Quadrigati  die  Hauptmünze) ;  aber  nach  der 
Reduktion  des  römischen  Denars  kamen  sie 
in  ein  unbe(iuemes  oder  ungünstiges  Ver- 
hältnis zu  diesem,  und  dadurch  scheint  das 
Ende  ihrer  Prägung  herbeigeführt  worden 
zu  sein. 

Die  Einführung  der  Silbermünze  ge- 
schah im  Jahre  268.  Es  wurden  drei  Werte 
im  Gewicht  von  4,  2  und  1  Skrupel  geprägt, 
Denarius,  Quin ar ins  und  Sestertius, 
alle  drei  mit  denselben  Typen  (Kopf  der 
Roma,  Dioskuren)  und  mit  ihren  Wertzeichen 
X,  V  und  ns  (in  den  Ausgaben  HS  gedruckt), 
welche  wie  die  Namen  angeben,  dass  sie 
gleich  10,  5  und  2V2  Assen  sind.  Der  As, 
zu  dem  die  neu  eingeführte  Silbermünze  in 
Beziehung  gesetzt  wurde,  war  aber  nicht 
mehr  der  alte  von  einem  Pfund.  Vielmehr 
war  die  Münze  im  Laufe  der  Zeit  immer 
leichter  hergestellt  worden :  und  obwohl  die 
Kupfermünze  Wertgeld  geblieben  war,  cirku- 
lierten leichte  und  schwere  Stücke  neben 
einander.  Im  privaten  Geschäftsverkehr  ist 
der  verschiedene  Metallwert  gewiss  bald  in 
Rechnung  gezogen  worden ;  aber  schliesslich 
wurde  doch  eine  Neuordnung  des  Münz- 
wesens nötig,  und  diese  scheint  eben  bei 
der  Einführung   der   Silberprägung   erfolgt 
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zu  sein.  Der  As  wurde  sextaDtar,  d.  h.  er 
erhielt  das  (le wicht  eines  Sextans  der  ur- 
sprünglichen Wälmmg  (*  6  Pfund).  Da  10 
Asse  der  neuen  Währung  gleich  einem  Denar 
«ein  sollten,  so  war  das  Verhältnis  des 
Silbers  zum  Kui)fer  gleich  1 :  120  (^  72  Phuid  ' 
Silber  =  ^^  e  Pfund  Kupfer).  Die  schweren  1 
Asse  der  alten  Wäluning,  seit  dieser  Zeit; 
zum  Unterschied  von  den  neuen  Kupfer- 
milnzen  als  aes  grave  bezeichnet,  müssen 
bei  ihrer  Einziehung  zu  5  Unzen  —  2 ^.'2 
neuen  Assen  tarifiert  worden  sein :  denn 
der  Sesterz,  zunächst  als  Vierteldenar  in 
Silber  ausgeprägt,  mrd  dem  alten  pfändigen 
As  gleichgesetzt,  und  eben  darum  wird  der 
römischen  Reclmung  seitdem  nicht  der  Denar 
oder  der  neue  As  zu  Grunde  gelegt,  sondern 
das  Ae^püvalent  des  alten  As,  der  Sestertius. 
—  Ausser  den  angeführten  Wähnuigsmttnzen 
in  Silber  und  Kupfer  begann  der  römische 
Staat  um  dieselbe  Zeit  noch  eine  andere 
Sorte  von  Silbei-münzen  zu  prägen,  den 
Victoriatus,  nach  dem  Typus  der  Rück- 
seite (Victoria  ein  Tropaeum  kränzend)  so 
genannt.  Der  älteste  Victoriat  (von  den 
seltenen  Doppel-  und  Halbstücken  kann  hier 
abgesehen  werden)  wog  8  Skrupel  wie  das 
kleinere  Nominal  der  »römisch-campanischen« 
Prägimg,  stand  also  in  einem  bequemen 
Verhältnis  zu  den  anderen  römischen  Münzen 
(~-  3  Sesterzen);  aber  obwohl  er  in  Rom 
selbst  geprägt  war,  'wurde  er  an  den  Staats- 
kassen nicht  als  gesetzliches  Zahlungsmittel 
angenommen,  sondern  er  war  hauptsäclüich 
ffir  die  Bedürfnisse  von  Oberitalien  und 
lUyricum  bestimmt ;  das  Fehlen  eines  Wert- 
zeichens entspricht  seiner  Ausnahmestellung. 
Nach  wenigen  Jalu-zehnten,  als  der  Denar 
überall  Geltung  ^wonnen  hatte,  wurde  die 
Prägimg  des  Victoriatus  eingestellt;  die 
Münze,  die  in  späterer  Zeit  denselben  Namen 
führt,  war  ein  Quinar  mit  demselben  und 
anderen  Typen  der  Victoria. 

Mit  der  Münzordnung  vom  Jahre  268, 
nach  der  das  neue  Kupfergeld  ebenso  wie 
früher  das  alte  als  Wertmünze  behandelt 
wurde  und  zu  dem  gleichzeitigen  Silbergeld 
in  ein  festes  Verhältnis  gebracht  war,  schien 
in  Rom  eine  Doppelwährung  begründet  zu 
sein.  Aber  diese  hielt  sich  nicht,  und  eben- 
sowenig bildete  sich  ein  Monometallismus 
aus;  trotz  wiederholter  Vei-suche  von  Neuord- 
nungen kam  man  nicht  über  den  Zustand  der 
Mischwährung  hinaus,  die  allerdings  auch 
wohl  den  Charakter  einer  ParaDel Währung  an- 
genommen hat.  —  Zunächst  wurde  schon  um 
das  Jahr  240  das  Gewicht  der  Silbermünze 
um  ^h  herabgesetzt,  so  dass  der  Denar  nur 
noch  1/84  Pfimd  wog  (3,90  g ;  so  bis  zur  Zeit 
Neros).  Der  Sesterz,  dessen  Prägung  um 
dieselbe  Zeit  eingestellt  worden  zu  sein 
scheint,  behielt  als  Rechnungsmünze  seine 
bisherige  Bedeutung  —  ^i  Denar.    Das  Ver- 


hältnis zum  Kupieirgeld  wuide  aimäphi^t  jöl^x 
neu  geregelt  doch  wurde  letxteres  tiiAisäL^ 
lieh  aui'h  schon  leichter  aufigebcachl  —  Bi^r 
gesetzliche  Neuordnung   der  WäiirttB^  •?- 
folgte  dann  im  Jahre  217.    Der  As  wurd-=^ 
auf  die  Hälfte,  also  Vß  Pfund  =  1  Un»-. 
reduziert ;  aber  mit  Ausnahme  des  Soidateu- 
soldes,    bei   dem  auch  ferner  für  10  Asn^ 
1  Denar  gegeben  werden  sollte^  giageft  Ion- 
an   16  Asse  auf  den  Denar;   danach  staKüi 
das  Silber  zum  Kupfer  wie  1 :  112  f*  j^  Pfund 
Silber  =  **  n  Pf imd  Kupfer).     lu  demselben 
Jahre  217  soll  auch  zum  ersten  Mai  in  Rom 
Gold  geprägt  worden  sein ;  und  die  ältesitea 
uns  bekannten  r5mischen  Goldmünzen  k&ineu 
wohl  in  diese  Zeit  gehören.     £s  sind  dm 
Nominale  mit  gleichen  Typen  im  Gewicht 
von   3,   2  und   1   Skrupel,   die  durch  iiiie 
Wertzeichen   als  Aequivalente   von    60.   4*' 
und  20  Sesterzen  bezeichnet  sind.     Das  für 
das  Silber  ungünstige  Wertverhältnis  {^  ?n> 
Gold   —   20  336  Silber,   also    1  :  17^.7)  zeigt, 
dass  hier  der  seltene  Fall  einer  Ueberwertung 
der  Goldmünze  vorliegt;    im  übrigen  bliet- 
diese  Prägimg  ohne  Folgen,   da  sie  schnell 
wieder  eriosch ;  erst  am  Ende  der  Republik 
ist   in  Rom   wieder  Gold   geprägt   worden. 
Zunächst  blieb  es  bei  den  Silb«--  und  Kupfer- 
münzen.   Aber  die  Doppelwährung  von  217 
hatte   ebenso   wenig  Bestand  wie  die  von 
268;    und   auch   zur   reinen   Silberwähnm^ 
gelangte  man  nicht,  weil  man  die  Zahlungs- 
kraft des  kupfernen  Kleingeldes  unbeschränkt 
Hess,  wie  überhaupt  der  B^^ö  der  Scheide- 
münze dem  Altertum  fremd  geblieben  zu 
sein  scheint.    Das  Kupfer  blieb  also  Wert- 
metall,  imd  sein  Verhältnis  zum  Silber  ver- 
schob sich  bald  zu  Ungunsten  des  letzteren, 
da  die  Kupfermünzen  immer  leichter  geprägt 
(jetzt  nicht  mehr  gegossen)   wurden,   ohne 
dass  gesetzlich  ihr  Wert  herabgesetzt  oder 
der  der  sich  gleichbleibenden  Silbermünzen 
erhöht  wiude.    Selbst  als  im  Jahre  89  durch 
das  Papirische  Gesetz   das  Gewicht  des  As 
schliesslich   auf  ^/2  Unze  reduziert  worden 
war,  galt  er  nominell  weiter  als  *;i6  Denar. 
Dieser  semundale  As   war  also  jedenfalls 
eine   stark   überwertete   Kreditmünze,    imd 
das  römische  Münzwesen  wäre  schon  damals 
durch   ihn  so   zerrüttet  worden  wie  später 
durch  den  schlechten  Denar,  wenn  nicht  die 
Kupfei'prägung  schon  nach  wenigen  Jahren, 
vielleicht  eben  infolge  richtiger  Erkenntnis 
dieser  Gefahr,  eingestellt  worden  wäre.  Das 
noch   cirkuherende  Kupfei^eld  blieb  aller- 
dings Wertmünze;  aber  bis  zum  Ende  der 
Republik  beherrschte  doch  thatsächlich  das 
Silber  den  Verkehr.     Dieser  Zustand,  der 
nur  nicht  als  Silberwährung  bezeichnet  wer- 
den darf,  war  um  so  günstiger,   als  allein 
die  Silbeimünze  in  einem  zuverläissigen  Ver- 
hältnis zu  der  allgemeinen  Rechnungseinheit, 
dem  Sesterz,  stand,  der  gleich  einem  Viertel 


Münzwesen  (Rom) 


917 


cleß  damals  noch  vollwichtig  und  rein  aiis- 
^ehraohten  Denars  war,  während  die  Stellung 
der  Kiipfenminze  unklar  war.    Letzteres  gilt 
auch  -von  den  Goldmilnaen,  die  in  dieser 
-Zeit    ausgegeben    worden    sind;    übrigeDs 
JköDnen  diese  von  Sulla  und  Pompeius  kraft 
ihres  ieldheonrüchen  Müuzjrechts  geprägten 
Stücke  im  Verkehr  keine  grosse  ßoUe  ge- 
«pielt  haben.  —  Die   eben   erwähnte  feld- 
lienrüche   Prägung  konnte   von   den  Ober- 
beamten  auf  (&und  ihres  Imp^eriums  überall 
ausserhalb  des  Weichbüdes    von  ßom  nach 
Bedürktiß  .ausgeübt  werden.    Die  Feldherren, 
für  welche   ihre   <3i^**8it0fl?en    oder   Legaten 
(lie  Mimzung  besorgtea,  wai^eii  dabei  auch 
nicht   an  die  i'ömische  Währung  gebunden, 
soxvdern  sie  bedienten  sadi  <ler  im  Prägungs- 
^•ebiet  g^tenden  Währung,  wie  es  der  Gold- 
«tater  -des  Flamininus  od^  die  makedonischen 
Tetradi-achmen  und  kleinasiatischen    Cisto- 
phoren  mit  r<Qmischen  Beamtennamen  lehren. 
Die  ordentliche  Prägung  wurde  anfangs,  ab- 
gesehen   von    den    »römisch-campanischen« 
Münzen,   nur  in  der  Stadt  Hom  ausgeübt, 
später    wurden    verschiedene    Nebenmünz- 
stätten  wie   Luceria,   Croton    und    Corcyra 
eingerichtet    Die  Ausführung  wurde  in  der 
älteren  Zeit  von  Fall  zu  Fall  durch  das  Ge- 
setz geregelt,  das  die  Prägung  selbst  an- 
ordnete:   erst   im    letzten  Jahrhundert  der 
RepubÜK  finden  wir  bestimmte  Jahresbeamte 
dafür,   die  111  viri  aere  argento  auro 
flando  feriundo  oder  monetales,  ein 
gewöhnlich  vor  der  Quästur  bekleidetes  Amt ; 
doch    wurden    in   derselben    Periode    auch 
öfters  andere  Leute   durch  Senatsbeschluss 
mit  der  Münzprägung  beauftragt. 

Als  Caesar  nach  der  Besiegung  des 
Pompeius  im  Jahre  48  die  Alleinherr- 
scliaft  in  Kom  thatsächlich  eingeführt  hatte, 
übte  er  auch  sein  feldherrliches  Münzrecht 
in  der  Stadt  aus  und  hess  hier  namentlich 
auch  Gold  in  grosser  Menge  prägen.  Die 
Währung  änderte  er  aber  nicht;  der  neue 
aureus,  im  Gewicht  von  V40  Pfund  sollte 
nur  zur  Erleichterung  des  Grossverkehrs 
dienen,  indem  er  gleich  25  Denaren  ange- 
setzt wurde,  also  auch  gleich  100  Sesterzen, 
was  für  die  Rechnung  sehr  bequem  war; 
das  Gold  stand  danach  zum  Silber  wie 
11,90:1,  was  dem  Metallwert  entsprach. 
Die  Kupferprägung  nahm  auch  Caesar  nicht 
wieder  auf ;  die  einzige  Kupfermünze  dieser 
Zeit  ist  ausserhalb  Roms  (m  Spanien?)  ge- 
prägt. 

Die  nächste  wesentliche  Aenderung 
im  römischen  Münzwesen,  abgesehen  von 
den  Prägungen  des  Antonius,  trat  unter 
Augustus  im  Jahre  15  v.  Chr.  ein.  Von 
da  an  ist  das  Münzrecht  zwischen  Princeps 
und  Senat  in  der  Weise  geteilt,  dass  der 
erstere  die  Gold-  und  Silbermünzen  prägt, 
der  letztere  die  sogenannten  Bronzemünzen, 


welclie  daher  mit  dem  Zeichen  S  O  (= 
senatus  consulto)  versehen  sind.  Wenn 
auch  einige  Ausnahmen  von  dieser  Ordnung 
nachweisbiu*  sind,  so  gilt  dieser  Satz  im 
ganzen  doch  bis  gegen  das  Ende  des  Princi- 
pats.  Die  gleiche  Teilung  kehrt  bei  den  Pro- 
vinzialmünzen  von  Syrien  wieder,  wo  der 
Kaiser  das  Silber  und  der  Senat  das  Kupfer 
(mit  S  C)  prägt ;  aber  im  allgemeinen  wurde 
die  lokale  Kupferprägung  in  den  östhchen 
Provinzen  (anfangs  auch  im  Occident)  den 
ünterthanengemeinden  verschiedenen  Rechts 
in  grossem  Umfange  überlassen.  Erst  Kaiser 
Aurelianus  machte  sowohl  der  Prägung  des 
Senats  in  Rom  wie  der  der  Provinzialstädte 
ein  Ende ;  die  alexandrinische  Prägung,  die 
noch  bis  Diocletian  fortbestand,  war  nicht 
städtiscli,  sondern  sie  war  von  Augustus  als 
Nachfolger  der  ägyptischen  Könige,  und 
demgemäss  auch  nach  ptolemäischer  Wäh- 
nmg,  aufgenommen  und  so  durch  den  ganzen 
Principat  hin  ausgeübt  worden.  W^as  die 
Währung  betrifft,  so  Hess  Augustus  das 
Gewicht  des  Denars  unverändert;  auch  das 
des  Aureus  wurde  nur  ein  wenig  abge- 
knappt, und  er  blieb  gleich  25  Denaren.  Da- 
gegen bedeutete  der  Wiederbeginn  der 
Kupferprägimg  eine  wichtige  Aenderung. 
Der  Senat  prägte  As,  Semis  und  Quadrans 
nach  dem  früheren  semuncialen  Fuss  in 
Kupfer;  und  als  grössere  Nominale  traten 
dazu  der  Sestertius  und  der  Dupondius  im 
Werte  von  4  und  2  Assen,  die  nicht  in 
Kupfer,  sondern  in  dem  wertvolleren  Messing 
ausgeprägt  wurden  und  demgemäss  leichter 
sind  als  2  resp.  1  Unze,  wenn  es  auch  un- 
sicher ist,  ob  das  Verhältnis  der  beiden 
Metalle  =  2:1  ist.  Zum  Silber  stand  das 
Kupfer,  wenn  wir  als  Normalgewicht  des 
As  eine  halbe  Unze  zu  Grunde  legen  und 
ihn  gleich  ^/le  Denar  rechnen,  wie  1  :  56, 
was  unmöglich  dem  Metallwert  entsprechen 
kann.  Eine  neuere  Hypothese  (von  Soutzo), 
welche  den  semuncialen  As  der  libella, 
d.  i.  ^/lo  des  Rechnungssesterz  oder  ^/4o  des 
Denars,  gleichsetzt,  so  dass  Kupfer  zu  Silber 
=  1 :  140  steht,  hat  daher  viel  Verlockendes; 
aber  die  Angaben  der  Schriftsteller  stehen 
dem  doch  entgegen,  und  der  Denar  sclieint 
wirklich  auch  in  dieser  Zeit  nur  16  Assen 
gleich  gerechnet  worden  zu  sein.  Wii-  finden 
also  im  Anfang  der  Kaiserzeit  eine  Misch- 
währung, bei  der  Münzen  in  vier  Metallen 
gleichzeitig  als  Geld  benutzt  werden  und 
alle  vier  in  einem  festen  Verhältnis  zu  ein- 
ander imd  zu  der  allgemeinen  Rechnungs- 
münze, dem  Sesterz,  stehen.  Das  Verliält- 
nis  der  beiden  Edelmetalle  unter  sich  ent- 
spricht dem  Metallwert,  el»enso  wahrschein- 
hch  das  der  beiden  unedlen  Metalle  unter 
sich;  dagegen  zeigt  das  Verhältnis  der 
letzteren  zu  den  ersteren,  dass  sie  zu  einem 
sehr  stark  erhöhten  Nominalwerte  an  jene 
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angelehnt  sind.  Obwohl  nun  also  der 
römische  Staat  in  den  Kupfer-  und  Messing- 
münzen ein  stark  überwertetes  Kreditgeld 
besass  und  obwohl  dieses  nicht  zur  Scheide- 
münze wurde,  sondern  seine  Zahlungskraft 
gesetzlich  unbeschränkt  blieb,  scheint  die 
gewöhnliche  Folge  eines  solchen  Zustandes 
(s.  d.  Art.  Doppelwährung  oben 
Bd.  in  S.  237)  nicht  eingetreten  zu  sein, 
sondern  das  gesetzliche  Wertverhältnis  hielt 
sich  bis  zur  Zeit  Neros.  Wie  das  erreicht 
worden  ist,  wissen  wir  nicht.  Vielleicht 
hatte  der  Kaiser  das  Recht,  den  Senat  in 
der  Ausübung  seines  Münzrechts  zu  be- 
schränken und  so  die  Menge  des  umlaufen- 
den Kupfer-  und  Messinggeldes  nach  dem 
Bedürfnis  des  Verkehrs  so  zu  regulieren, 
dass  dieses  im  allgemeinen  nur  als  Kleingeld 
benutzt  werden  konnte ;  dem  Münzrecht  der 
Provinzialgemeinden  gegenüber  haben  die 
Kaiser  und  zum  Teil  auch  die  Statthalter 
eine  solche  Kontrolle  nachweislich  ausgeübt. 
Ferner  ist  es  auch  denkbar,  dass  das  Senats- 
geld nur  an  den  Senatskassen  unbeschränkte 
Zalilungskraft  hatte,  während  die  kaiserlichen 
Kassen  nur  Gold-  und  Silbermünzen  an- 
nahmen (nur  für  die  Bruchteile  des  Denars 
natürlich  auch  Kupfer),  so  dass  auch  auf 
diese  Weise  einer  Beheri-schung  des  Ver- 
kehrs dm'ch  die  unterwertigen  Senatsmünzen 
vorgebeugt  wurde.  —  Die  nächste  Verände- 
rung, welche  unter  Nero  stattfand,  war  viel- 
leicht als  Reform  gedacht,  und  wenigstens 
die  Ueben^'ertung  der  Senatsmünzen  wurde 
durch  die  Herabsetzung  der  kaiserlichen 
etwas  gemildert;  aber  in  Wirkliclikeit  be- 
ginnt mit  dieser  Reform  die  Zerrüttung  des 
römischen  Münzwesens.  Nero  setzte  das 
Gewicht  des  Aureus  auf  V45  Pfund  herab, 
das  des  Denars  auf  ^/96  Pfund,  so  dass  das 
Verhältnis  des  Goldes  zum  Silber  fast  un- 
verändert blieb.  Auch  der  Senat  führte  zu 
derselben  Zeit  Neuenmgen  ein,  indem  er 
einmal  sämtliche  Nominale  in  Messing  aus- 
prägte (die  kleineren  entsprechend  leichter 
als  früher)  und  alle  ausser  dem  Sesterz  mit 
Wertzeichen  versah;  da  ihr  Wert  dabei 
nicht  verringert  wurde,  entsprach  ihr  Ver- 
hältnis zu  den  kaiserlichen  Miinzen  jetzt  dem 
wirklichen  Wert  etw^as  besser.  Aber  ver- 
hängnisvoll wurde  die  weitere  Massregel 
Neros,  dass  er  zueret  dem  Silber  unedles 
Metall  beimischte.  Die  Republik  hatte  zu- 
w^eilen  subaerate  Denare  (Kern  von  unedlem 
Metall  mit  Silber  überzogen)  ausgegeben, 
einmal  vielleicht  auch  legierte  Stücke,  aber 
das  waren  immer  nur  vorübergehende  Mass- 
regeln,  besonders  in  Notfällen.  Jetzt  aber 
wurde  die  Legierung  des  Denai*s  regelmässig 
und  mit  der  Zeit  immer  stärker.  Unter 
Nero  betrug  die  Beimischung  unedlen  Me- 
talls nur  o — 10  Prozent,  unter  Trajan  schon 
15,  unter  Marcus  25,  bis  unter  Severus  der 


Denar  schliesslich  nur  50  Prozent  und  nor± 
weniger   Silber    enthielt      Die    Gokimüns^ 
verlor   in  derselben  Zeit  zwar  sMch  dnr;^. 
allmähliche  Abknappung  eti^^as  am  GewirU 
aber  das  Metall  blieb  rein,   so  dass  bei  dei 
gesetzlichen    Wertung    des    Aureus   giekh 
25  Denaren  das  Sibergeld  ganz   bedeuteiK: 
überwertet  erscheint;  schon   unter  Severu* 
steht   das  Gold  zum  Silber  in   der  Münzir 
etwa  wie  1  :  7,  sjtäter  noch  schlechter.    Ja*: 
Folge   war,   dass  das  gesetzliche    Wertver- 
hältnis   im    gewöhnlichen    Verkehr    nicht 
respektiert  wurde;  gegenüber  dem  minder- 
wertigen Denar  erhielt  die  Goldmünze  eiaet 
erhöhten  Km'swei-t.    Auch  die  Kupfer-  urd 
Messingmünzen  des  Senats  kamen   infolge- 
dessen zu  höherer  Geltung;  die  Yermind*^ 
rung  des  Gewichts  und  die  Verschlediterung 
war   bei   ihnen    nicht   bedeutend,    und    die 
Funde  lehren,  dass  sie  auch  im  Privatverkehr 
später   wieder  mehr   als   Wertmünzen   be- 
handelt wurden ;  ähnlich  erging  es  den  pro- 
vinzialen  Münzen.    Ebenso  wissen  wir,  da?^ 
man  im  Verkehr  die  alten  guten  Denare  un»I 
die  späteren  schlechten  wolü  auseinandtfi^ 
hielt ;  so  wird  schon  in  einer  pompejanischen 
Urkunde  des  Jahres  61  (also  noch  unter  Nen«) 
Zahlung  in  »gutem  Silber«  vereinbart  Die 
Angabe  des  Metalls  oder  der  Geldsorte  muss 
beim  Abschluss   von  Vertragen   auch  öfter 
vorgekommen    sein,    als     wir    nachweisen 
können ;  ohne  diesen  Gebrauch,  das  Mei^mal 
der  Parallelwähnmg,   hätte  man  die  Münz- 
verschlechterung   nicht    so    lange    ertragen 
können.  —  Im  3.  Jahrhundert  ging  (ä  noch 
weiter  abwärts.    Caracalla  wollte  vielleicht 
Ordnung  stiften,   indem   er  das   Goldstuck 
auf  V50  Pfund  herabsetzte  und  im  Silber  ein 
neues  Nominal,   den  sogenannten  Antoni- 
ni a  n  u  s ,  einführte.   Der  letztere  war  gr^ser 
und  schwerer  als  der  Denar  und  von  diesem 
äusserlich  dadurch  unterschieden,   dass  der 
Kaiserkopf    mit     Strahlenkrone     statt    des 
Lorbeerkranzes  geschmückt  und  das  Bnist- 
büd  der  Kaiserin  auf  eine  Mondsichel  ge- 
setzt erschien.     Sein  Gewicht  ist  unge^u* 
gleich  dem  von  l^/a  Denar,   sein  Wert  ent- 
weder  gleich   2  Denaren  oder  gleich    1^  1 
Denar;  letzteres  ist  w^ahrscheiulicher,  weil 
sein  Ersatz  in   der  aurelianischen  Prägung 
das  Wertzeichen  XX  hat   (20  As   =  Vi 
Denar);  die  Entscheidung  hängt  davon  ab, 
ob  unter  Caracalla  der  Antoninianus  stärker 
legiert  ist  als  der  Denar  oder  lungekehrt, 
was   noch   unsicher    ist.      Später  hat   sich 
jedenfalls  der  Antoninianus  noch  mehr  ver- 
schlechtert als  der   Denar,   der    überhaupt 
nicht  mehr  so  viel  geprägt  wurde.    Die  L^ 
gierung  des  Antoninianus  schreitet  so  schnell 
fort,  dass  schon  unter  Gallienus  ein  Teil  der 
Münzen  nur  noch  5^/o  Silber  enthielt;   von 
da   an  erhielt  er  nur  durch   Sieden  einen 
leichten  Silberglanz  und  unterscheidet  sich 
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\Tt\     Metall    kaum    von  den   Kupfermünzen. 
Trotzdem  suchten  die  Kaiser  möglichst  lange 
die     Geltung  des   Denars   und  des  Antoni- 
nia.n\is  als  Silbermünzen  im  Werte  von  4  und 
r>     (bezw.    8)   Sesterzen    festzuhalten;    aber 
es    gelang  nicht,  und  durch  die  massenhafte 
Ausprägung  des  Antoninianus  in  den  Zeiten 
der   ATerwirrung  wurde  dieser   noch  weiter 
ent^wertet.     Selbst  die   kaiserlichen  Kassen 
lehnten  schon  unter  Elagabalus  die  minder- 
>x-ei"tigen  Silbermünzen  ab   und  verlangten 
Zalilung  von  Steuern  in  Gold,     Denn  bei  der 
Goldmünze  konnte  man  sich  wenigstens  auf 
die  Heinheit  des  Metalls  verlassen  und  den 
Wert  nötigenfalls  durch  die  Wage  feststellen. 
Doc^h    ist  die  Annahme,   dass  letzteres  im 
3.  Jahrhundert  allgemein  üblich  oder  nötig 
^'ar,   gewiss  irrig.    Das  Gewicht  der  Gold- 
münzen  ist   zwar  in  dieser  Zeit  sehr  un- 
gleich, aber  es  ist  nicht  so  regellos,  wie  es 
zunächst  scheint,  und  man  wird  die  Sorten 
noch   weiter  unterscheiden  lernen,   wie  es 
zum  Teil  schon  gelungen  ist    Die  Zahl  der 
Sorten  in  allen  Metallen  und  der  Unterschied 
der  Werte  scheint  allerdings  gross  gewesen 
zu  sein,  aber  man  war  wohl  schon  von  früher 
her   daran   gewöhnt,    bei   der  Angabe   von 
Geldbeträgen    auch    die   Münzsorten    anzu- 
geben, da  die  Angabe  in  Sesterzen  zuweilen 
nicht  zu  genügen  schien ;  wir  kennen  sogar 
Fälle,  in  denen  einem  Beamten  sein  Gehalt 
teils  in  Gold,  teils  in  Silber,  teils  in  Kupfer 
festgesetzt  und  wohl  auch  in  den  dabei  ange- 
gebenen Münzen  aller  drei  Metalle  ausgezahlt 
wurde!  —  Eine  Reform,  die  Kaiser  Aure- 
lianus  versuchte,   hatte  keine  genügende 
Wirkung.    Dauernd  blieb  von  seinen  Neue- 
nmgen  das  Institut  der  über  das  ganze  Reich 
verleihen  Münzstätten,  in  denen  allen  nach 
Beseitigimg  der  Senatsprägimg  und  der  pro- 
vinzialen    Prägungen    nur   noch   kaiserliche 
Münzen  geschlagen  wurden.  Aber  die  Reform 
der  Währung,  die  er  ebenfalls  verauchte,  war 
nicht  durchschlagend,   und  wir  wissen  zu 
wenig  davon,  um  über  ihre  Zweckmässigkeit 
urteilen  zu  können.     Bekannt  ist  uns  nur, 
dass  die  Münze  in  der  Grösse  und  mit  den 
Merkmalen  (Strahlen  kröne  u.  s.  w.)  des  bis- 
herigen Antoninianus  unter  ihm  zwar  nicht 
werthafter,    aber    sorgfältiger    und    regel- 
mässiger geprägt  und  nun  auch  mit  Wert> 
zeichen  versehen  wird.    Das  Wertzeichen  ist 
entweder,    wie  schon  erwähnt  wurde,  XX 
oder  K,  oder  noch  öfter  XXI  oder  KA. ;  in 
letzterem    Falle    ist    es,    wie    gewisse   Er- 
scheinungen lehren,  wahrscheinlich  XX  —  I 
oder  K  =  A  zu  lesen,  d.  h.  die  Münze  stellt 
20  kleine  =  1  grosse  Einheit  dar.    Welches 
diese  Einheiten  waren,   wessen  wir  nicht; 
die  kleine  könnte  noch  der  As  sein,   der 
Name  der  groSvSen  muss  dahingestellt  bleiben. 
Nicht  viel  raelir  erreichte  Diocletian, 
der    bei    seiner    Neuordnung    des    ganzen 


römischen   Staatswesens,   der  Verw^andlung 
des  Principats  in   eine  absolute  Monarchie, 
auch  das  Münzwesen  auf  eine  neue  Grund- 
lage    zu    stellen     suchte.      Nach    einigen 
Schwankungen  scheint  er  sich  für  ein  System 
entschieden  zu  haben,  in  welchem  ein  Pfund 
Gold  =  50000  Denaren   gesetzt  war.    Der 
Denar  hatte  danach  einen  Wei*t   von  etwa 
l*/5  Pfennigen;   er  ist  also  von   dem  alten 
Silberdenar    weit    verschieden    ^etwa   =  1 
libella?),  und  es  ist  sogar  zweifelhaft,  ob 
diese   geringwertige  Münze  von  Diocletian 
überhaupt  geprägt  worden  ist.    In  dem  be- 
kannten   Preisedikt,    durch    das    vdr   jene 
Ansetzung    des   Denars    jetzt    kennen,    er- 
scheinen   die  Denare    nur   in   Zalilen ,    die 
durch  2  oder  5  teilbar  sind,  und  man  will 
danach   in    zwei    Kupfermünzen    der    dio- 
cletianischen  Prägimg,  von  denen  die  grössere 
einen  schwachen  öilberzusatz  hat,  den  Zweier 
und  den  Fünfer  erkennen;  das  ist  aber  un- 
sicher,   und   auch   die  Deutung  des   Wert- 
zeichens XX  oder  XXI  auf  den  grösseren 
(XX   Sesterzen   =  5  Denare  =  1  Follis?) 
macht   Schwierigkeiten.      Das   gleichzeitige 
Goldstuck .  war  =  Vöo  Pfund,   aber   später 
kehrte  Diocletian    zu  einer  leichteren  Prä- 
gung, r=  1/60  Pfund,  zurück.    Ein  Verdienst 
war  es  dagegen,  dass  er  auch  wieder  reines 
vSilber  gepr%t  hat.    Die  Absicht  war  wohl, 
die   neue   Silbermünze,   deren   Namen   \nr 
nicht  kennen,  gleich  dem  alten  neronischen 
Denar    zu    machen;    wenigstens    giebt    es 
Stücke   mit  dem  Wertzeichen  XCVI,   was 
doch  wohl  1/%  Pfund  bedeuten  soll ;  aber  die 
Gew^ichte  sind  auch  hier  noch  verschieden, 
das  Nominal  hielt  sich  nicht,   und  nur  der 
Gebrauch,  wieder  Münzen  in  i-einem  Silber 
zu  prägen,  hatte  Bestand.  —  Wenn  das  Gold 
schon  unter  Diocletian  als  das  primäre  Me- 
tall im  römischen  Münzwesen  erecheint   so 
gelangt  dieses  Princip  zur  vollen  Ausbildung 
unter  Konstantin.    Im  Anfang  seiner  Re- 
gienmg   ist  das  Gewicht  der  Goldmünzen 
schwankend,  zum  Teil  absichtlich ;  aber  seit 
dem  Jahre  325  (wenn   nicht  schon  früher) 
wiegt  das  Goldstück  4  Skrupel  =  ^/72  Pfund, 
und  dies  ist  das  Normalge  wicht  geblieben; 
der  Name   der  Münze  ist  seit  dieser  Zeit 
nicht    mehr   Aureus,   sondern   Soli  du s. 
Im   grossen  wurde  aber  nicht  nach  Solidi, 
sondern  nach  Goldpf  unden  gerechnet,  und 
die   Kassen   sollten   die   Goldmünzen   trotz 
ihrer  ziemlich  genauen  Ausprägimg  nur  nach 
dem  Gewicht  annehmen.    Ebenso  wurde  es 
beim  Silber  gehalten,  dessen  Verhältnis  zum 
Gold  ungefähr  wie  1  :  14,  aber  nicht  immer 
gleich,  war.    Auch  hier  wird  nach  Pfunden 
gerechnet,  und  die  Silbermünzen,  von  denen 
die  grösste  wie  der  Solidus  hi2  Pfund  wog 
und    miliare nse    hiess    (=    Viooo   Gold- 
pfund V),   w^ährend   die   Hälfte   den   Nainen 
siliqua   führte,    wurden    an    den   Kassen 
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ebenfalls  nur  nach  dem  Gewicht  angeuoranien. 
Unter  Valentinian  I.  kommt  dann,  wie  Willers 


nachgewiesen  hat,  der  Gebrauch  auf,  die 
Münzen  mit  einem  Zeichen  zu  versehen,  das 
ihren  Feingehalt  beglaubigt.  Dieses  Zeichen 
bilden  für  das  Gold  die  Buchstaben  OB  (für 
die  bisher  die  falsche  Deutimg  72,  d.  h.  ^-72 
Pfund,  üblich  war)  und  für  das  Silber  die  | 
Buchstaben  PS:  ersteres  ist  obryziaeus 
zu  lesen,  letzteres  p  u  s  i  1 1  a  t  u  m ,  was  l>eidcs 
das  Metall  als  fein  bezeichnet.  Beide  An- 
gaben finden  sich  auch  auf  Barreu  wieder, 
für  die  die  Beglaubigung  der  Feinheit  ja 
nötiger  war  als  für  die  Münzen;  die  Gold- 
barren, die  aus  der  Zeit  3G7 — H83  stammen, 
tragen  keine  Gewichtsangaben,  während  die 
etwa  Gl)  Jahre  jüngeren  Sill>erbaiTen  als 
pfundig  bezeichnet  sind.  Diese  Rückkehr 
zum  (robrauch  der  Wage  für  die  Edel- 
metalle, zum  Gewicht  statt  des  Geldes,  ist 
gewiss  ein  Zeichen  des  Niedergangs,  schuf 
aber  wenigstens  für  den  Gross  verkehr  eine 
leidliche  Oi-dnung.  Wie  kläglich  es  in  der- 
selben Zeit  im  Kleinverkehr  aussah,  lehrt 
besonders  eine  Inschrift  aus  Thamugadi,  in 
der  unter  der  Regierung  des  Jujianus  (361 
— 363)  die  Sportein  der  numidischen  Offi- 
zialen  nach  Scheffeln  Weizen  »oder  deren 
Marktpreise^  angesetzt  sind;  wenn  sich 
darin  auch  nicht  gerade  eine  Rückkehr  zur 
Naturalwirtschaft  ausspricht,  so  zeigt  es 
doch,  dass  selbst  im  amtlichen  Verkehr  die 
damalige  Reichsmünze  nicht  als  zuverlässiger 
Wertmesser  betrachtet  wurde.  —  Ueber  die 
Kupferprägung  des  4.  und  5.  Jahrhunderts 
und  die  FoUarrechnung  hen'scht  noch  so 
wenig  Klarheit,  dass  sie  hier  besser  unbe- 
rücksichtigt bleiben.  Ei-st  Kaiser  A  n  a  s  t  a  - 
sius  (491 — 518)  begründete  wieder  eine  ge- 
ordnete Kupferpi-ägung ;  er  prägte  Stücke 
von  40,  20,  10  und  5  Einheiten  mit  Wert- 
zeichen und  ein  kleinstes  ohne  Wert- 
zeichen; dieses  letztere,  die  Einheit,  hiess 
Nummus,  während  auf  den  Vierziger  der 
Name  Follis  übertragen  wiurde.  Diese  Oi*d- 
nung  des  Anastasius  blieb  dann  lange  Zeit 
für  die  oströmische  Kupferprägimg  mass- 
gebend. Die  Silberprägung  ist  unter  Kon- 
stantin gering  gewesen  imd  auch  später  nie 
wieder  zu  rechter  Bedeutung  gekommen ;  es 
wurden  fast  niu*  noch  die  »kleinsten  Nomi- 
nale, die  Siliqua  und  ihre  Hälfte,  geprägt. 
Das  herrschende  Metall  blieb  das  Gold,  das 
auch  jenseits  der  Grenzen  des  römischen 
Reiches  fast  ohne  Konkurrenz  umlief.  Ausser 
dem  Solidus  wurde  besonders  das  Drittel 
geprägt,  der  Triens,  der  dann  das  Vorbild 
für  die  Goldprägung  derMeroviuger  geworden 
ist.  Die  germanischen  Staaten  auf  italischem 
Boden  haben  auch  im  Münzwesen  die  Zu- 
gehörigkeit zum  römischen  Reiche  anerkannt. 
Sowolil  Odovakar  wie  die  Ostgoten  haben 
kleine  Silbermttnzen  mit  ihrem  Namen  auf 


der  einen  Seite,  aber  mit  dem  Portrat  des 
oströmischen  Kaisers  auf  der  and«*ren  S*rite 
geprägt;  dagegen  prägten  sie  Kupfer  ziim 
Teil  mit  ihrem  eigenen  Bilde.  Theoderich  bat 
auch  Gold  geprägt,  aber  mit  Bild  und  Sc-farift 
des  Anastasius,  ohne  ausdrückliche  Angal«e 
seines  eigenen  Namens;  das  einzige  ßn.«?*: 
Goldstück  mit  seinem  Namen  und  Porträi 
bildet  eine  merkwürdige  Ausnahme.  Etwas 
freier  verhielten  sich  die  Vandalenkönige  in 
Afrika,  da  sie  auch  Silbermünzen  mit  ihiem 
eigenen  Bilde  prägten;  die  Wähnmg  atier 
ist  hier  wie  überall  die  des  römischen  Reiche?^, 

Litteratar:    Allgemein:    Th,    Jfomitt^ni,     ik- 

schichte  des  römischen  Münzwesens,  ISO'J  {tlnin 
die  framf'isische  Bearbeitung,  mit  \acbtrüp^^, 
lS6:,—187n).  —  Fr.  Hultsch,  Gritrhiscke  "•«« ' 
römische  Metrologie,  S.  Bearb.  18S2.  —  Mar- 
quardt,  Rom,  StaaisrerwaUung,  Bd.  IL  i.  Attp. 
(von  Dessau)  1885,  —  G.  F.  HUI,  Hnndh^^ 
of  Greek  and  Roman  cmns,  1899. 

Für  die  älteste  Zeit  viel  neues  Materitil  feW 
dWHly,  Recherches  sur  la  monuaie  rfßmaih*, 
1864,  1866.  —  Wirhtig  für  dieselbe  Peri*^!' 
Samwer  und  Bahrfeldt,  Geschichte  de*  aüer^» 
römischen  Mümtcesens  (aus  der  Wiener  yntniem. 
Zeitschrift),  1888.  —  (Ein  grosses  }Verk  ^ber 
das  römische  und  italische  Sckfccrhupfrr  ru^ 
Haeberiin  ist  in  Vorbereitung.)  —  Die  römi*^- 
campanischen  Mümen  sind  rortrcfflieh  bearbetiri 
von  M.  Bahrfeldt  in  der  Rivista  Italiana  *li 
yumismatica  1899,  —  Grössere  Beachtung,  *ä* 
ihnen  bisher  zu  teil  wurde,  verdienen  di^  Ar- 
beiicn  von  Sautzo,  Introduction  a  l^etudr  dn 
monnaies  de  V Italic  atUique  I,  11,  18S7,  18^:?, 
■und  Etüde  sur  les  monnaies  imperialem  romaiae-r 
(aus  der  Rerue  numistnatique)  1898,  1899.  — 
Für  dam  Münzwesen  der  ersten  Kaiser  E»  Gahriei. 
Contributo  aUa  storia  deUa  moneta  Romana  da 
Augusto  a  Domiziano  (Ätti  della  R.  Accademia 
di  yapoli  Vol.  XIX),  189S.  —  Für  die  (Wd- 
prägung  des  HJ.  Jahrhunderts  Bl4Anek€t, 
Monnaies  en  or  des  emp.  Galle  et  Volusien  faus 
der  Rerue  beige  de  numismatique),  189^i.  —  Aw 
Münzwesen  unter  der  absoluten  Monarchie  U- 
handeit  O.  Seeck,  Die  Münzpolüik  Diocletion* 
vnd  seiner  Nachfolger  (Zeitschrift  ßir  Xumiä- 
matik  Bd.  XVII),  1891,  eine  einzelne  wicbiigt 
Frage  W*  Kubitsehek  im  Monai^Uait  der 
Xumism.  Gesellschaft  1892  (vgl.  denselben, 
Rundschau  über  ein  Quinguennium  der  antiken 
Xumismatik,  1896,  S.  85 ff.).  —  Die  lange  um- 
strittene Frage  nach  der  Bedeutung  der  Buch- 
staben OB  ist  endgiltig  gelöst  durch  die  auch 
sonst  für  das  Geldwesen  der  spätesten  Zeit  sehr 
wertvollen  Arbeiten  von  H.  WiU^r»,  Römische 
Silberbarren  mit  Stempeln  (Wietier  3i/m.  Zeit- 
schrift Bd.  XXX),  1898;  Nachträge  dazu  in 
Bd.  XXXL 

I ''on  der  rein  numismatischen  LitUratur 
seien  nur  die  grossen  Katalogwerke  erwähnt: 
Für  die  Republik  H,  Cohen,  Medailles  consv- 
hl i res  1857 ;  eine  wissenschaftlichere  UmarbeHuH^ 
desselben  Werkes  bot  E,  Babeion  1885,  im) 
dazu  reiche  Ergänzungen  von  M.  Bahrfeldl, 
Nachträge  und  Berichtigungen  zur  Münzkunde 
der  römischen  Republik  I,  II  (aus  der  Wiener 
Num.  Zeitschrift),  1897,  1900.  —  Für  die  Kaiser- 
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zeit  H.  Cohen,  Medailles  imperialem  1859 --1868; 
zweite  Ausgabe  (reichhaltiger,  aber  weniger  zu- 
rerläs^ig  als  die  erste)  1880 — 1892. 

B.  JPick, 


lY,   Mittelalterliches  Mflnzwesen. 

1.  Merovingische  Verhältnisse  und  Mtinz- 
eform  derKarolinger  (Silberwähning,  Karolinger- 
)fund,  Bnaserniedrigung).  2.  England  und  Frank- 
eich.  3.  Das  Münzsystem  der  Mark,  a)  Köl- 
lische  Mark,  b)  Lübische  Mark.  4.  Mankusen, 
^ohlpfennige,  Heller,  Tumosen.  5.  Gulden  und 
rhaler.  Reformbestrebungen  des  16.  Jahrbun- 
lerts. 

1.  Merovingische  Verhältnisse  und 
ttünzrefomi  der  Karolinger  (Silber- 
ivilhmng,  KaroUngerpf  und.  Bussemiedri- 
sping).  Wenn  es  nach  dem  Wortlaut  des 
fünften  Kapitels  der  Germania  des  Tacitns 
>argentura  qucque  magis  quam  aurum  se- 
luuntur«  auch  scheinen  möchte,  als  ob  die 
aermanen  im  Interesse  eines  Kleinhandels 
Anhänger  der  Silberwähning  gewesen  wären, 
^0  hatten  sich  die  Verhältnisse  allmählich 
von  Grund  aus  geändert.  Im  Frankenreich 
1er  Merovinger  herrschte  die  Goldwährung. 
Die  Gnmdlage  des  Münzwesens  war  der 
(loldsolidus  (Goldschilling  —  das  Wort  er- 
liielt  sich  in  italienisch  soldo,  französisch 
son).  Dieser  Münzprägung  zu  Grunde  lag  das 
Römeqifund,  auf  das  noch  die  Münzreform 
Kaiser  Konstantins  g2H— 337)  72  solidi  ge- 
reclmet  hatte.  Das  Römerpfund  selber  wies 
oin  genaues  Gewicht  von  327,45  g  auf^) 
\uid  zerfiel  in  12  Unzen,  deren  jede  also 
genau  27,288  g  gewogen  hat.  So  zeigte 
demnach  der  Solidus  ^  72  Pfd.  Gewicht,  sein 
Metallgehalt  aber  betrug  4,55  g  Gold  und 
G  Solidi  standen  im  Wert  einer  Unze  gleich. 
Nach  dem  konstantinischen  Münzfuss  fun- 
gierte daneben  ein  Silberpfund  von  gleich- 
falls 327,45  g  Gewicht,  das  in  144  Süiquen 
zerfiel. 2)  Eine  solche  Siliqua  —  ^/m4  Pfd. 
und  =  ^24  Goldsolidus  war  in  der  Zeit 
der  fränkischen  Eroberung  Galliens  die  dort 
gebräuchlichste  Silbermünze.  Die  Halb- 
stücke dieser  Siliquae  sind  die  Silberdenare 
der  Franken,  so  dass  mithin  288  Silberdenare 

^)  Boeckh,  Metrologische  Untersuchimgen 
über  Gewichte,  Münzfusse  und  Masse  des  Alter- 
tums.   Berlin  1838. 

■)  Otto  Seeck,  Die  Entstehung  des  Geldes 
(Deutsche  Rundschau  XXIII,  9  S.  866—378),  der 
sich  vornehmlich  auf  William  Ridgeway,  The 
origin  of  metallic  currency  and  weight  Standards, 
(Cambridge  1892,  stützt,  sagt  auf  S.  375,  der 
Ausgangspunkt  des  römischen  Gewichtssystems 
sei  das  Samenkorn  der  Karube  (siliqua),  deren 
Schoten  wir  Johannisbrot  nennen.  Dieser  Aus- 
spruch steht  in  Zusammenhang  mit  seiner  Beob- 
achtung, dass  Getreidekömer  die  ältesten  Ge- 
wichte gewesen  sind. 


aufs  Römerpfund  oder,  da  die  Siliqua  all- 
mählich leichter  geworden  war,  bald  nach 
dem  Jahre  486  40  Silberdenare  auf  einen 
Goldschiüing  gerechnet  wurden.  In  der 
lex  Salica  ist  der  Solidus  zu  40  Denaren 
dann  gesetzlich  festgelegt  worden.  Neben 
diesen  neuen  Silberdenaren  gab  es  aber  auch 
noch  die  alten  römischen  Silberdenare  aus 
der  Zeit  der  Antonine,  und  zwar  wurden 
deren  12  einem  Goldsolidus  gleichgesetzt. 
Die  rechtsrheinischen  Deutschen  und  na- 
mentlich die  Ribuarier  hielten  mit  grosser 
Zähigkeit  an  diesen  alten  schweren  Denaren 
fest  und  bekräftigten  auch  noch  im  7.  und 
8.  Jahrhundert  die  Wahrheit  des  Taciteischen 
Wortes  aus  Germania  c.  5:  »pecuniam  pro- 
baut veterem  et  diu  notam«.  Sowohl  die 
karolingischen  Redaktionen  der  aleman- 
nischen und  bayerischen  Volksrechte  wie  das 
ribuarische  Volksrecht  zeigen,  dass  die 
ostrheinischen  Germanen  ebenso  wie  Sach- 
sen und  Friesen  noch  lange  Zeit  bei  dem 
!  alten  Denar  verharrt  haben.  Höchst  wahr- 
scheinlich »sind  aber  mindestens  ebenso 
häufig  wie  die  Goldschillinge  bei  den  Franken 
die  Drittel  dieser  Münze,  die  Goldtriente 
oder  Tremissen  ausgeprägt  worden,  die  sich 
einer  weit  grösseren  Verbreitung  als  die 
Goldsolidi  erfreut  haben.  Zugleich  vollzog 
sich  in  der  zweiten  Hälfte  des  6.  Jahr- 
hunderts eine  Erleichterung  des  Münzfusses : 
etwa  um  die  Wende  der  sechziger  und  sieb- 
ziger Jahre  dieses  Jahrhunderts  haben  die 
fränkischen  Könige  aus  dem  Goldpfund  nicht 
mehr  72,  sondern  84  Goldschillinge  geprägt 
und  damit  den  Gewichtsgehalt  des  Solidus 
auf  ^84  Pfund  herabgemindert,  so  dass  das 
Gewicht  der  uns  erhaltenen  Münzen  jetzt 
etwa  '/8  des  alten  betrug.^)  Immer  ein- 
dringlicher machte  sich  schon  in  diesen 
beiden  Einzelerscheinungen,  dem  grösseren 
Kurs  der  Drittelschillinge  und  der  Reduktion 
des  Münzfusses  im  6.  Jahrhundert,  fühlbar, 
dass  die  Wäliningsverhältnisse  mit  Macht 
einer  Aendening  zudrängten.  Die  Gründe, 
die  man  früher  (Guörard,  Müller)  ftlr  diese 
Wandlungen  gesucht  hat,  sind  seit  Soetbeers 
Forschungen  als  unstichhaltig  erkannt :  dieser 
glaubte  den  letzten  Grund  darin  zu  finden, 
dass  sich  das  Wertverhältnis  von  Gold  und 
Silber  seit  der  Vernichtung  des  west- 
römischen Reiches  von  der  früheren  Er- 
mässigung 1 :  10  auf  1 :  14,2  erhöht  hatte. 
Freilich  die  Gründe  dieser  Erscheinung 
wiederum  lassen  sich  kaum  jemals  voll- 
ständig biossiegen.  Die  Rückbildung  der 
europäischen  Volkswirtschaft  seit  der  ger- 
manischen Stammeswanderung  beschränkte 
das  Geldbedürfnis  und  erweiterte  die  Gold- 


*)  Soetbeer,  Forschungen  zur  deutschen  Ge- 
schichte I,  614,  617,  619. 
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knappheit,  wie  Soetbeer  nachgewiesen  hat.^) 
Andererseits  hat  kürzlich  Dalin  als  Gnmd 
für  die  Melirung  des  Silbers  die  stärkere 
Heranziehung  der  Recihtsrheinischen  in 
Handel,  Verkehr  und  Schätzung  seit  690 
angegeben.^)  Genug:  das  Frankenreich  geht 
im  S.  Jahrhundert  zunächst  zu  einer  that- 
sächlichen  Doppelwährung  und  scliliesslich 
zur  gesetzlichen  Silberwälirung  über  und 
erkennt  damit  den  Vollzug  der  Thatsache 
an,  dass  in  seinem  Münzsystem  nicht  mehr 
Gold,  sondern  Silber  der  überwiegende  und 
bestimmende  Faktor  geworden  ist. 

Die  herrschende  Meinung  nimmt  nun 
allgemein  an,  dass  zu  diesem  Zweck  die 
rechtsrheinische  Rechnung  (1  Solid us  =  12 
Denare)  auf  den  salisclien  Denar  übertragen 
worden  sei,  indem  man  zunächst  dem  Gold- 
solidus  einen  ideellen  Silbersolidus  sub- 
stituierte, »ohne  dass  dadurch  die  Rechnung 
des  Goldsolidus  zu  12  rechtsrheinischen 
Denaren  aufgehört  hätte <..  Heck  aber  erhob 
Einwand  gegen  eine  solche  »durch  keine 
Münze  repräsentierte  Rechnungs«?inheit«  und 
glaubte  eine  einfachere  Erklärung  darin  zu 
sehen,  dass  jener  leichte  Goldtrient,  der  am 
Schluss  der  Merovingerzeit  hauptsächlichste 
Umlaufsgoldmünze  war,  unter  der  Bezeich- 
nung solidus  die  höhere  Rechnungseinheit 
der  Silbermünze  geworden  sei.^)  Die 
herrschende  Meinung  glaubt  weiter,  die 
»erste  indirekte  Anerkennung  dieser  Rech- 
nung« (Schröder)  in  dem  Capitulare  Liftinense 
Karlmanns  vom  Jahre  743  vorzufinden 
(solidus  id  est  duodecim  denarii).  Meines 
Dafürhaltens  ist  aber,  wie  bei  den  austra- 
sischen  Karolingern  höchst  wahrscheinlich 
ist,  von  Karlmann  hiernach  lediglich  die 
rechtsrheinische  Geldrechnung  beibehalten 
worden:  Der  Solidus  c.  2.  capit.  Liftin.  ist 
der  alte  Goldsolidus,  der  x>ideelle  Silber- 
solidus« liat  nie  existiert,  und  die  Silber- 
währung im  Frankenreiche  ist  erst 
durch  Pippin  etwa  ums  Jahr  755 
eingeführt  w^orden. 

Denn  erst  von  Pippin  wissen  wir,  dass 
er  die  Grundlage  eines  neuen  Münzsystems 
mit  Silberwährung  gelegt  hat,  indem  er 
anordnete:  »de  moneta  constituimus,  ut 
amplius  non  habeat  in  libra  pensante  nisi 
22  solides  et  de  ipsis  22  solid is  monetarius 
accipiat  solidum  1  et  illos  alios  domino. 
cuius  sunt,  reddat«2),  also  die  Zahl  der  aus 


*)  Forschungen  zur  deutschen  Geschichte 
IV,  254. 

*)  Die  Könige  der  Germanen  Bd.  8:  Die 
Franken  unter  den  Karolingern.  Leipzig  1899. 
Abschnitt  „Finanzboheit"  I  (Einnahmen),  c: 
nutzbringende  Hoheitsrechte. 

^)  Philipp  Heck,  Die  altfriesische  Gerichts- 
verfassung, Weimar  1894  S.  473  und  474  flF. 

*)  Mon.  Germ.  Capitularia  ed.  Boretius  I, 
32.    Eine  Bischofssynode  v.  J.  813  sagt  auch, 


dem  Pfimd  auszubringenden  Solidi  auf  22 
und  später  noch  weiter  auf  20  herabsetzte. 
Dieser  20  Schillingfuss  ist  daim  bis  riai 
Ausgang  des  achten  Jahrhunderts  die  Gmnl- 
lage  des  fränkischen  Munzsystems  mit  Silbo-- 
währung  geblieben,  und  man  rechnete  aai 
das  Silberpfund  von  327,45  g  höchstens  i^ 
scldiesslicii  bloss  noch  240  Denare,  h  Fort^L 
zerfiel  also  der  Schilling  der  neuen  Müazr^ 
nicht  mehr  in  40,  sondern  in  12  Deoare. 

Pippins  Nachfolger,  Karl  derGro>^e. 
ist  es  dann  gewesen,  der  diese  Münzref»>rn 
endgiltig  durchführte  imd  zum  Ab5-?ii]u>> 
brachte,  indem  er  das  alte  Römerpfunti  be- 
seitigte und  an  seine  Stelle  ein  neues  Münz- 
pfund von  schwererem  Gewicht  setzte. 

Die  Meinungen  gehen  nun  über  das  <  Ge- 
wicht des  Karolingerpfundes  etwas  aus- 
einander. Guerard  hatte  sich  für  40S  2: 
entschieden  %  Soetbeers  scharfsinnige  Unter- 
suchungen bildeten  demgegenüber  die  Grund- 
lage für  die  seitdem  herrschende  Anschau- 
ung, wonach  das  Karolingerpfund  367  g  \'^ 
tragen  haben  sollte,  während  von  Inams- 
Sternegg  wieder  die  alte  Ansicht  Guerar"l> 
neu  zu  begründen  unternahm.^)  L-juL- 
Blancard  ^)  glaubte  ferner  erwiesen  zu  habeo. 
dass  das  Pondus  Caroli  nur  zu  391^  g  ge- 
rechnet werden  könnte,  bis  neuerdings  Benn« 
Hilliger  auf  dem  Wege  einer  eigenartigen 
Begründung  sich  wieder  für  das  alte  Gewicht 
nach  der  Annahme  von  Guerard  und  vol 
Inama-Sternegg  entschieden  hat. 

Hilliger  meint  aus  Karls  des  Gn^sea 
Capitulare  Episcoporum  vom  Jahre  7S<J  Be- 
ziehungen zwischen  dem  alten  Römerpfun^l 
und  dem  neuen  Kar61ingeri)fund  herauslesen 
zu  können.  Danach  liätte  das  Karolinger- 
pfund, welches  in  20  Schillinge  zerfiel,  aus 

15  Unzen  bestanden,  und  da  die   Cnze  in 

16  Denare  zerfiel,  so  hätte  das  Pfimd  24«' 
Denare  enthalten.  Wenn  man  nun  weiter 
auf  das  metrische  Gewicht  der  normalen 
alten  Römerunze  mit  27,288  g  zurückgeht 
so  stellt  das  Karolingerpfund  mit  15  Unzen 
ein  Gewicht  von  409,32  g  dar,  1  SchilÜD? 
hätte  20,466  g  und  1  Denar  1,7055  g  Ge- 
wicht gehabt.**) 


Pippin  habe  bestimmt,  dass  bei  den  gesetzheben 
Bussen  der  Schilling  zu  12  Denaren  an  die 
Stelle  des  früheren  Schillings  zu  40  Denaren 
treten  solle.  Mansi,  Collectio  conciliorum  XIV. 
81.  Waitz,  Deutsche  Verfassungsgeschichte  IV. 
80,  81. 

^)  Vgl.  V.  Inama-Sternegg,  Deutsche  Wirt- 
schaftsgeschichte I,  452  f.  u.  HUliger  in  Seeügers 
historischer  Vierteljahrsschrift  DI  (1800)  S.  1«2. 

*)  Polvptyque  de  l'abbe  Irminon.  1844. 
I,  109—128. 

*)   Deutsche  Wirtschaftsgeschichte  I.  410. 

*)  Annuaire  de  la  Soci6t6  fran^aise  de  Nn- 
mismatique  et  d' Archäologie  XI,  595 — 638. 

*)  Benno  Hilliger,  Studien  zu  mittelalter- 
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Eine  andere  Frage  ist  die,  ob  die  Er- 
liöhung  des  Denargewichts  unter  Pippin  und 
Karl  dem  Grossen  auf  die  Adoption  eines 
scK-weren   Gewichtspfundes  zurückzuführen 
ist    oder  umgekehrt.    Die  erstere  Ansiclit  ist 
die    herrschende,   ihre  Hauptvertreter  sind 
Soetbeer,  von  Inaraa-Sternegg  und  Brunner.^) 
Heck  dagegen  wollte  im  Zusammenhang  mit 
seiner  Herleitung  des  kaiolingischen  Solidus 
ans  dem  Trient  vornehmlich  die  höchst  auf- 
fällige Anualime  eines  schwereren  Pfundes 
erklären   und   demzufolge   das  K^usalitäts- 
verhältnis  umkelu^n.    Da  noch  im  Beginn 
der    Karolingerzeit    zahlreiche   Goldmünzen 
im  Umlauf  waren  und  der  Wert  des  Goldes 
im  Yerhältnis  zum  Silber  stieg,  so  lag  das 
Bedürfnis  vor,  den  Kurs  der  Silbermünze 
gegenüber  dem  Golde  aufrecht  zu  erhalten. 
So    schi-itt  man  zur  Erhöhung  des  Denar- 
gewichts, und  diese  musste  notwendigerweise 
eine  Erhöhung  des  Pfundgewichts  nach  sich 
ziehen,  wenn  man  von  der  bestehenden  Yer- 
hältniszahl  von  Pfund,  Schilling  und  Denar 
nicht  abging. 

Sicher  bleibt  nach  alledem  nur,  dass 
unter  Karl  dem  Grossen  etwa  um  die  acht- 
ziger Jahre  des  8.  Jahrhunderts-)  ein 
schwereres  Pfund  als  Münzgewicht  zu  Grunde 
gelegt  und  dass  in  dei-selben  Zeit  oder  schon 
kurz  zuvor  das  Denargewicht  erhöht  worden 
ist.  Fi^aglich  bleibt,  welche  von  den  beiden 
Erhöhungen  die  Veranlassung  der  anderen 
gewesen  ist. 

In  enger  Beziehung  zu  der  karolingischen 
Münzreform  steht  eine  weitere  Thatsache, 
die  lediglich  hinsichtlich  ilirer  zeitUchen 
Festlegung  kontrovers  geblieben  ist:  die 
Busserniedrigung. 

Die  Rheimser  Bischofssynode  des  Jahres 
S13  wünschte  mit  Rücksicht  auf  die  zahl- 
reichen durch  die  hohen  Bussen  veranlassten 
Meineide,  dass  die  in  der  lex  Salica  ent- 
haltenen Schillinge  nicht  mit  40  Denaren, 
sondern  secundum  statutum  bonae  memoriae 
domini  Pippini  mit  12  Denaren  abgezahlt 
w^erden  dürften.  Auf  Gnmd  dieser  Nach- 
richt soll  Pippin,  wie  die  herrschende  Mei- 

lichen  Massen  und  Gewichten  (Seeligers  histo- 
rische Vierteljahrsschrift  1900,  2)  S.  202,  203, 
206. 

*)  Philipp  Heck,  Die  altfriesische  Gerichts- 
verfassung S.  480,  481. 

«)  Hilhger  a.  a.  0.  S.  215  glaubt  für  die 
Einführung  des  neuen  MUnzpfnndes  einen  Brief 
des  Abtes  Theodemar  von  Monte  Casino  an 
Karl  d.  Gr.  verwerten  zu  können,  der  bald  nach 
dem  Jahre  787  ffeschriebeu  zu  sein  scheint. 
Wenn  Hilliger  indessen  nicht  auch  das  Capitu- 
lare  Episcoporuin,  worin  ja  nach  ihm  S.  202  das 
neue  Münzpfund  durchleuchtet,  später  als  nach 
dem  Jahr  780  datieren  kann,  so  wird  sich  der 
Brief  Theodemars  wohl  kaum  zur  Bestimmung 
des  Zeitpunktes  der  karolingischen  Münzreform 
heranziehen  lassen. 


nung  glaubt^),  alle  Bussen  herabgesetzt 
haben.  Auch  hier  widersprach  Philipp  Heck 2) 
und  führte  im  Anschluss  an  ein  Kapitular 
Kai'ls  des  Gi-ossen  vom  Jahre  803  und  ein 
solches  Ludwigs  des  Frommen  vom  Jahre 
816  aus,  daßs  Pippins  Busserniedrigung  sich 
nicht  auf  Friedensgelder  und  Bussen,  sondern 
nur  auf  andere  näher  nicht  bestimmbare 
öffentliche  Leistungen  erstreckte.  Erst  Lud- 
wig der  Fromme  habe  aus  Gefälligkeit  gegen 
kircldiche  Wflnsche  die  »Bande  der  Rechts- 
ordnung gelockert«  und  die  allgemeine  Buss- 
erniedrigung zum  Nachteil  von  Privaten 
durchgeführt.  Inwieweit  freilich  eine  solche 
Bussemiedrigung  faktisch  fühlbar  geworden 
ist,  wird  sich  nicht  genau  entscheiden  lassen. 
Heck  vermeinte  gerade  im  Gegensatz  zu 
Schröder  aus  dem  Konzilsbeschluss  von  813 
die  hohe  praktische  Bedeutung  der  Buss- 
erniedrigimg  erschliessen  zu  können. 

Eine  allgemeine  Verbreitung  hat  indessen 
die  karolingische  Münzreform  nicht  auf  die 
Dauer  gewonnen.  Weder  hat  sich  der 
Schilling  zu  12  Denaren  in  Deutschland 
allenthalben  eingebürgert  —  die  lex  Saxo- 
num  kennt  grosse  und  kleine  Schillinge  zu 
3  und  2  Tremissen,  und  bis  ins  12.  Jahr- 
hundert finden  sich  Schillinge  zu  8  De- 
naren^) —  noch  auch  hat  das  Karolinger- 
pfund zu  15  Unzen  das  alte  Römerpfund  zu 
12  Unzen  vollständig  zu  verdrängen  ver- 
mocht. Wo  sich  die  Unzenrechnung  vor- 
findet, da  hat  das  Römerpfund,  und  wo  die 
Schillingrechnung  gilt,  da  hat  das  Karolin- 
gerpfimd  seine  Geltung  behauptet.**) 

Das  Pfund  Karls  des  Grossen  ist  bis  in 
die  neueste  Zeit  hinein  die  Grundlage  des 
Münzwesons  für  viele  Länder  und  Landes- 
teile geblieben,  es  findet  sich  in  Spanien, 
Italien  und  im  südlichen  Frankreich,  ja  als 
Handelsgewicht  in  Russland  und  Polen; 
auch  in  England  liat  sich  das  Pfund  von 
20  Schilling  und  240  Pfennigen  zunäclist 
als  Münzpfimd,  dann  als  Rechnungspfund 
noch  längere  Zeit  behauptet. 

2.  England  und  Frankreich.  Das 
Pfimd  Karls  des  Grossen  zu  20  Schillingen 
und    240  Pfennigen   hat   sich  besonders  in 


^)  Bnmner,  Reebtsgeschichte  I,  216.  Schrö- 
der, Lehrbuch  der  deutschen  Reebtsgeschichte 
S.  183  f.  Waitz,  Deutsche  Verfassungsgeschichte 
IV,  80,  81. 

«)  a.  a.  0.  S.  481-487. 

«)  Hilliger  a.  a.  0.  S.  213.  Kötzschke, 
Historische  Vierteljahrsschrift  1899,  S.  231  flf. 
Grote,  Münzstudien  I,  196  flf. 

*)  Hilliger  a.  a.  0.  S.  201.  S.  214  vermutet 
Hilliger,  dass  das  Gewichtspfund  zu  15  Unzen 
die  Mine  des  alexandrinischen  Holztalentes  war, 
das  als  Handelsgewicht  diente  (Hultsch,  Metro- 
logie S.  643)  und  vielleicht  durch  die  Verbrei- 
tung des  orientalischen  Mönchtums  ins  Abend- 
land gekommen  ist. 
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England  lange  Zeit  erhalten.  Unter  den 
angelsächsischen  Königen  hat  sich,  wie  ur- 
kundlich erweisbar  ist,  sogar  die  Gewichts- 
einteilung des  Pfundes  in  15  Unzen  einge- 
bürgert^), indem  man  aus  der  Unze  16 
Pfennige  ausbrachte.  Daneben  aber  wurde 
durch  die  Dänen  im  9.  Jahrhundert  die 
Mark  eingeführt,  während  die  Sachsen  der 
Pfundrechnung  treu  geblieben  sind.  Nur 
kehrte  man  seit  der  normannischen  Erobening 
im  11.  Jahrhundei-t  zmn  leichteren  Romer- 
pfund von  12  Unzen  zurück  und  prägte  die 
l^nze  zu  20  Pfennigen  oder  Denaren  aus. 
Die  nordgermanische  Mark  aber  zerfiel  in 
8  Gere  oder,  da  der  Qer  im  Gewicht  von 
26  bis  27  g  der  altrömischen  Unze  zu  2() 
Denaren  entspricht,  in  160  Denare.  Diese 
Markrochnung  hat  sich  im  13.  Jahrhundert 
über  den  Norden  Deutvschlands  verbreitet, 
während  sich  in  England  das  Karolinger- 
I)fund  neben  dem  Römerpfund  und  der 
nordgermanischen  Mark  bis  ins  14.  Jahr- 
hundert hinein  erhalten  hat.  Das  alt- 
sächsische sogenannte  Towerpfund  wurde  zu 
5400  Troygrains  gerechnet,  deren  240.  Teil, 
der  Pence,  zu  22^/2  Troygrains  oder  1,457  g 
bewertet  werden  muss.-)  Die  Pfennige 
wurden  nun  seit  dem  Ausgang  des  Mittel- 
alters zu  vei*schiedenen  Malen  erleichtert, 
bis  im  Jahre  1527  König  Heinrich  VIII. 
(1509 — 1547)  zu  einer  allgemeinen  Münzver- 
schlechtenmg  griff,  indem  er  das  alte 
Towerpfund  abschaffte  und  die  Münze  im 
Verhältnis  von  3  zu  2  in  ihrem  Metallgehalt 
verringerte.^)  Der  Sekretär  der  englischen 
Staatskasse,  John  Haies  hat  diese  Münzver- 
Rchlechtenmg  heftig  gebrandmarkt :  sie  habe 
das  bessere  Geld  verdrängt,  die  Preise  um 
die  Hälfte  gesteigert  und  das  Land  den 
fremden  Nationen  gegenüber  schwer  benach- 
teiligt. Die  willkürliche  obrigkeitliche  Fest- 
setzung des  Tauschwertes  der  Münzen  werde 
aber  schon  durch  die  Handelsverbindungen 
eines  Landes  mit  anderen  Ländern  illusorisch 
gemacht-^).  Die  Münzverschlechterung  er- 
reichte im  Jahre  1551  ihren  Höhepunkt,  so 
dass  das  Pfund,  das  noch  bei  Heinrichs  YHI. 
Regierungsantritt  etwa  30  Silbermark  wert 
gewesen  war,  niu*  noch  etwa  5  Silbermark 
darstellte.  Erst  imter  der  Königin  Elisabeth 
(1558—1603),   die  den   Grund  zu  Englands 

^)  Schmid,  Gesetze  der  Augeisachsen  S.  221, 
559  ff.  u.  592  ff.  Hüliger  a.  a  0.  S.  174,  183, 
206  auf  Grund  einer  Verwertung  der  bisher 
nicht  hinlänglich  gewürdigten  nordischen  For- 
schungen. 

*)  Hawkins,  The  silver  coins  of  England. 
London  1841.    S.  77  f. 

^)  Vgl.  William  Staffords  drei  Gespräche, 
herausgegeben  von  Emannel  Leser.  Leipzig 
1895.    8.  114. 

*)  Vgl.  Staffords  drei  Gespräche  a.  a.  0. 
»S.  40,  42  f.,  81,  108,  110. 


Handelsherrschaft  und  einer  neuen  Virt- 
schaftsblfite  ihres  Reiches  legte,  wurde  eine 
ausgiebige  Münzreform  durchgeführt.  Im 
Jahre  1560  stieg  der  Wert  des  Pfund-^ 
wieder  auf  20  Silbermark,  den  es  seitdem 
gesetzlich  behalten  hat. 

In  Frankreich  haben  sich  nur  im 
Süden  Spuren  des  Karolingerpfundes  erhal- 
ten, sonst  unterschied  man  im  Mittelali*^T 
die  Pariser  Mark  (Poids  de  Marcl.  di* 
aber  nicht  vom  Karolingerpfund  abzuleiten 
ist,  von  ^er  Troymark,  so  nach  dem  Tr- 
sprung  ihres  Gewichts  von  der  Stadt  Troy^ 
in  der  Champagne  genannt  Im  14.  Jahr- 
hundert stimmen  indessen  die  Gewichte 
beider  überein.  Die  Troymark  zerfiel  iL 
8  Unzen  zu  24  Denaren  oder  192  Denaiv? 
(Deniers)M,  ihr  Gewicht  beträgt  244J.^>'3.*  s, 
das  Gewidit  des  Livre  demnach  4^*9,^l0^l.s  z. 
Danach  finden  wir  das  überraschende  Er- 
gebnis, dass  die  Zahl  der  auf  ein  Livre 
gehenden  Denare  gerade  288  betragen  hai, 
das  ist  aber  die  ursprüngliche  Denarzahl 
des  Rcimerpfiuides.  Hier  bedeutet  dies^ 
Thatsache  eine  weitgehende  Münzver- 
schlechterung, die  auch  sonst  bezeugt  i>t 
Der  Nachkomme  des  alten  Denars,  der  De- 
nier, war  seit  dem  11.  Jahrhundert  stark 
mit  Kupfer  versetzt,  seit  den  Tagen  Hein- 
richs III.  (1574 — 1589)  nur  von  Kupfer  und 
wurde  schliesslich  überhaupt  nicht  me.hr 
geprägt,  als  kleinste  Kupfermünze  funktic- 
nierte  der  Liard. 

3.  Das  Mfinzsystem  der  Mark,  a) 
Kölnisohe  Mark.  Nach  Phmden,  Schillin- 
gen und  Denaren  hat  man  auch  im  west- 
liclien  Deutschland  allgemein  bis  tief  ins 
11.  Jahrhundert  hinein  ausschliesslich  g^ 
rechnet.  Da  trat  dieser  Rechnung  eine 
andere  zur  Seite:  Das  Münzsvstem  der 
Mark. 

Die  Mark  trifft  man  zunächst  im  Eng- 
land des  ausgehenden  9.  Jahrhunderts.  Sie 
ist  wahrscheinlich  nordgermanischen  Vt- 
spnmgs  und  hat  seit  dem  10.  Jahrhundert 
auch  über  den  skandinavischen  Norden  ihren 
Siegeszug  angetreten.  Die  nordische  Mark 
hat  ein  Gewicht  von  8  altromischen  Unzon 
oder  218,3  g.  Seit  dem  11.  Jahrhundert 
drang  die  Mark-Rechnung  südlich  iu  die 
Rheingegend  vor,  die  alte  Pfimdrechnung 
ging  im  Münzwesen  zurück  und  erfiielt 
sich  nur  noch  längere  Zeit  beim  Handels- 
gewicht. 

Die  durch  besondere  Stellung  im  Ver- 
kehrsleben und  materiellen  Wohlstand  aus- 
gezeichneten Städte  waren  es,  die  im  spä- 
teren   deutschen    Mittelalter    auch    in    der 


*)  Hilliger  berechnet  das  a.  a.  0.  S.  211 
aus  dem  dem  Denargewicht  um  \^  überlegenen 
Gewicht  des  Sterlings,  von  dem  160  auf  die 
Troymark  gingen. 
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Oeldprägung  und  im  Münzwesen  einen  ge- 
T\'issen  Von-ang  behaupteten.  So  hat  bald 
im  "Westen  Köln,  im  Nortlosten  Lübeck 
durch  seinen  Münzfuss  die  Gnmdeinheit  für 
die  benachbarten  Gegenden  geschaffen,  in 
gewisser  Relation  zu  diesen  Münzsystemen 
lind  ihrer  Rechnungs weise  sind  die  übrigen 
Münzen  geschlagen  worden. 

AVas  zuvörderst  die  kölnische  Mark 
betrifft,  so  muss  man  nach  den  durch  Hil- 
liger verwerteten  Kölner  Schreinsurkunden 
im    12.  Jahrhundei-t  in  Köln  eine  doppelte 
Rechnung  der  Mark  unterscheiden,  eine  zu 
12  Schillingen  oder  144  Pfennigen  und  eine 
zweite  zu  llViSchiUingen  oder  135 Pfennigen, 
findet  aber  keine  Spur  von  einer  Markteilung 
zu  13^/3  Schillingen  oder  160  Pfennigen,  wie 
das    die   herrschende  Meinung   bislang  an- 
nehmen  zu   dürfen  glaubte.    Diese  in  der 
zweiten  Hälfte  des  13.  Jahrhunderts  manch- 
mal  auftretende   Rechnung    ist    nur   unter 
englischem  Einfluss  seit  dem  Interregnum 
bei  einer  fremden  Münze,  dem  Sterling  (auch 
Esterling,  »Engel«  oder  »Englisch«  genannt) 
zur  Anwendung  gekommen. 

In  der  zweiten  Hälfte  des  13.  Jahrhun- 
derts treten  uns  nach  den  gleichen  Unter- 
suchungen drei  Arten  von  Kölner  Mark  ent- 
gegen: die  Prägungsmark  wog  210,24  g 
und  zerfiel  in  12  Schillinge  zu  je  17,52  g 
oder*  144  Pfennige  zu  1,46  g.  Davon  unter- 
schied man  zeitweilig  eine  etwas  höher  be- 
wertete G  e  w  i  c  h  t  s  m  a  r  k  zu  215,496  g  und 
147,6. Pfennigen,  wenn  auch  häufig  Prägungs- 
und Gewichtsmark  übereinstimmten. 

Für  diese  Gewichtsmark  besteht  in  Köln 
eine  eigenartige  Einteilung,  die  im  13.  Jahr- 
hundert auch  im  übrigen  Deutschland  Ein- 
gang gefunden  hat:  die  Einteilung  in  Lote, 
dei-en  16  auf  die  Mai-k  gerechnet  wiu'den, 
so  dass  man  ein  Lot  auf  ein  Gewicht  von 
13,4085  g  veranschlagen  kann. 

Das  dritte  kölnische  Markgewicht,  die 
Kaufmann  smark  zu  135  Pfennigen 
stammt  vielleicht  aus  Utrecht  und  be- 
schränkte sich  sicher  nicht  nur  als  obrig- 
keitlicher Zwangspreis  auf  Köln  oder  kölni- 
schen Handelsverkehr  mit  fi-emden  Kauf- 
leuten, sondern  erscheint  auch  bei  Zinsen  und 
Abgaben.  Die  Kaufmaimsmark  ist  um  ein 
Lot  leichter  als  die  Gewichtsmark,  im  all- 
gemeinen schwankt  ihr  Gewicht,  je  nachdem 
man  es  von  der  Prägungs-  oder  Gewichts- 
mark aus  bestimmt,  zwischen  197,10  g  und 
201,987  g  (bezw.  204,68  g).  Bei  dieser  köl- 
nischen Kaufmannsmark  meinte  denn  auch 
Hilliger  die  Spuren  des  karolingischen 
Pfundes  nachweisen  zu  können,  indem  die 
Yenloppelung  der  Kauf  mannsmark  zu  204,74  g 
ein  Pfund  von  409,48  g  ergiebt,  was  mit 
dem  Karolingerpfund  von  409,32  g  annähernd 
übereinstimmt.     Sonach    hätte    die    Kölner 


Kaufmannsmark  die  Hälfte  des  karolingischen 
Münzpfundes  betragen. 

Seit  dem  Ausgang  des  Mittelalters  tritt 
nun  noch  eine  andere  kölnische  Mark  auf. 
Sie  hat  ein  Gewicht  von  233,85  g,  verbrei- 
tet sich  über  das  übrige  Deutschland  und 
sucht  allenthalben  andere  Gewichte  zu  ver- 
drängen. Sie  bildet  nach  der  Müuzordnung 
vom  Jahre  1559  die  Grundlage  für  das  ge- 
samte deutsche  Münzsystem,  mnd  als  solche 
im  Jahre  1821  Aufnahme  in  das  neue  preus- 
sische  Gewichtssystem,  wurde  im  J&Iitq  1837 
zur  allgemeinen  Münzmark  oder  Voreinsmark 
der  deutschen  Staaten  erhoben  und  blieb 
bis  zur  Münzkonvention  vom  24.  Januar 
1857  die  Rechnungseinheit  für  das  deutsche 
Münzsystem.  ^) 

b)  Lübisohe  Mark.  Neben  der  kölni- 
schen Währung  steht  als  hauptsäclüichste 
Währung  für  den  Osten  und  Nordosten 
Deutschlands  der  lübische  Münzfuss. 
Die  Lübecker  Mark  zerfiel  nicht  in  12,  son- 
dern in  16  Schillinge.  Diese  Einteilung  hängt 
möglicherweise  mit  der  in  Niedersachsen 
öfters  gebräuchlichen  Rechnung  des  Heer- 
schillings zu  8  karolingischen  Denai-en  zu- 
sammen *)  —  es  war  der  kleine  sächsische 
Schilling,  von  dem  die  lex  Saxonum  c.  19 
weiss.  Das  danach  ermittelte  Gericht  dieses 
Sachsenschillings  von  13,64  g  stimmt  nun 
annähernd  mit  dem  späteren  Kölner  Lotge- 
wicht von  13,47  g  überein.  Da  zugleich 
aber  auch  die  kölnische  Ge\\ichtsmark  in 
16  Lot  zerfiel  und  die  lübische  Mark  in  16 
Schillinge,  so  wären  Lot  und  Schilling  das- 
selbe oder  die  Lübecker  Gewichtsmark  wäre 
nicht  von  der  kölnischen  verschieden  ge- 
wesen. Es  scheint  also,  als  ob  sich  nach 
diesen  Erwägungen  eine  wesentliche  Ver- 
schiedenheit des  lübischen  von  dem  kölni- 
schen Münzfuss  nicht  wird  festhalten  lassen. 

4.  Manknsen,  Hohlpfennige,  Heller, 
Tnmosen.  Seit  dem  8.  Jahrhundert 
finden  sich  in  angelsächsischen  Urkunden 
und  wolü  auch  in  Friesland  häufig  by- 
zantinische Goldmünzen,  M  a n  k  u  s  e  n ,  manci 
oder  mancusae,  die  in  30  Silberdenare 
zerfallen  oder  deren  Silbergewicht  auf 
2  Schillinge  6  Denare  veranschlagt  wird.'*) 
Die  Schillinge  sind  kein  blosses  Rech- 
nungsgeld und  blosse  Währungsgrösse  ge- 
wesen.     Es    gab,     wie     die    Funde     er- 


*)  Vgl.  Kruse,  Kölnische  Geldgeschichte  S.  7. 
Grote,  Münzstudien  III,  33.  IV,  2,  19.  Schröder, 
Lehrbuch  der  deutschen  Rechtsgeschichte  1889, 
S.  508  u.  775. 

*)  Kützschke  in  der  historischen  Viertel- 
jahrsschrift 1899,  S.  231-243,  und  Hilliffer  in 
der  historischen  Vierteljahrsschrift  1900,  S.  214. 

')  Soetbeer,  Forschungen  zur  deutschen  Ge- 
schichte EL,  359,  366.  Heck,  Altfriesische  Ge- 
richtsverfassung,   S.    276.     Hilliger   a.    a.   0., 
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weisen,  Merovingisdie  Goldrafliizen,  und 
auch  der  SiU)erschilling  der  Karolinger  ist 
effektive  Münze  gewesen ;  denn  Pippiu  wies 
bekanntlich  im  Jahre  755  dem  Mttnzer  einen 
solchen  Schilling  als  Schlagschatz  zn,  und 
der  Schilling  hat  stets  ein  wirkliches  Ge- 
wicht dargestellt.^)  Das  schliesst  natürlich 
nicht  aus,  dass  in  weit  grösserer  Anzahl 
Denare  und  Pfennige  geprägt  worden  sind. 
Neben  den  älteren  kleinen,  auf  beiden  Seiten 
geprägten  Denaren  treten  aber  seit  der 
zweiten  Hälfte  des  12.  Jahrhunderts,  nament- 
lich im  mittleren  und  ostlichen  Deutschland, 
Denare  aus  dünnem  Silberblech  auf,  die 
nur  auf  der  einen  Seite  geprägt  wurden. 
Dieses  Gepräge  wölbte  sich  auf  der  einen 
Seite  erhaben  hervor  und  war  auf  der  ande- 
ren Seite  hohl,  und  daher  heissen  diese 
Denare  Hohlmünzen  oder  mit  modernem 
Schlagwort  Brakteaten  (bractea  --  Me- 
tallblech). Der  in  der  Zeit  der  Staufer  höchst 
zierliche,  künstlerisch  ausgeführte  Stempel- 
schnitt weicht  aber  bald,  namentlich  in 
Sachsen,  einem  n)hen,  unförmigen  Gepräge, 


Tours,  der  Turnose,  deren  Gewicht  aterr 
noch  nicht  hinlänglich  feststeht,  hat  wegr* 
ihrer  besseren  Legierung  und  gnlsÄirTv^ti 
Handlichkeit  den  alten  Denar  vielfach  vor- 
drängt ^)  und  hat  trotz  offizieller  Abschaff anc 
seit  dem  Ende  des  14.  Jalirhunderts  dc«c± 
noch  im  15.  Jahrhundert  im  rheini^scb^» 
Verkehrs-  imd  Gerichtswesen  geherrscht-, 
wie  auch  in  Böhmen  und  Meissen  die  «ieo 
französischen  Gros  turnois  nac-hgebildeten 
Groschen  (grossi)  oder  Dickpfennige  geprägt 
worden  sind.  Aber  die  Entwertung  der 
Münzen  zeigt  sich  gerade  im  Verhältnis  der 
Pfennige  und  Turnosen.  Wenn  der  kölni- 
sche Pfennig  noch  Ende  des  13.  Jahrhun- 
derts mit  1»  Tiu-nos  gleichwertig  war,  sci 
war  Mitte  des  14.  Jahrhunderts  der  als  ge- 
wöhnliches Zalüungsmittel  dienende  »Paga- 
mentsdenar«  auf  ^^i  Turnos  gesunken. 

5,  Galden  nnd  Thaler.  Reformbe- 
strebangen  des  16.  Jahrhunderte.  Di^ 
Mindenmg  des  Silbergeldes  brachte  seit  dem 
14.  Jahrhundert  wieder  die  Goldmünze  zur 
Herrschaft.    Karl  IV.  nnd  Wenzel  billigten. 


die  Umschrift  wird  unverständlich  und  un-  dass  ein  deutscher  Goldgulden  nachdem 
schön,   im   ausgehenden  Mittelalter   werden   Muster  der   seit    1252  geprägten   florentini- 


die  Hohlmünzen  immer  seltener,  bis  sie 
dann  in  den  ersten  Jahrhunderten  der  Neu- 
zeit vollständig  verschwinden.    Der  Pfen- 


schen  und  ungarischen  Gulden  ^)  ausgemünzt 
werden  sollte.  Erzbischof  Gerlach  von  Mainz 
hat  ihn  seit  dem  Jahre  1354  zuerst  geprägt. 


n  i  g  ist  unter  West-  und  Ostgermanen  ver- '  Seit  1386  und  1398  nennt  man  ihn  den 
breitet  gewesen  und  bezeichnet  den  Schil- 1  rheinischen  Gulden  im  Gegensatz  zu  den 
lingsteil,  die  niedere  Münze,  wird  später  j  silbernen  Rechnungsgulden  (Pagaments-  oder 
dann  auch  allgemein  für  Geld  und  Münze  j  Kaufmannsgulden),  die  sich  in  Köln  heraus- 
schlechtweg,  aber  nie  zur  Bezeichnung  der  ■  bilden.^)     Der  Florentiner  Gulden  war  um 


Münzeinheit  gebraucht.^)  Nach  Hecks  Un- 
tersuchungen bezeichnet  Pfennig  in  Frief- 
land  nicht  nur  wie  sonst  die  Silbermünze, 


^  1  leichter  als  der  Byzantiner  Gulden -(Be- 
sant  d'or),  der  unmitteU)are  Nachkomme 
des    romischen    Goldsolidus.      Seitdem    die 


sondern  auch  den  Goldtrient.^)  Auch  im  1  Kurfürsten  diuxjh  Erlass  der  goldenen  Biille 
Sachsenspiegel  III,  45,  §  1  sind  Goldpfen- 1  nach  Aur.  Bulla  c.  10,  §  1,  §  3  im  Jahre 
nige  erwälint  die  das  Gewic^ht  von  3  Pfen-  1  1356  das  Recht  der  Goldprägung  erhalten 
nig  Silbers  und  einen  Wert  von  30  Pfennig  I  hatten  und  Goldgulden  in  immer  wachsender 
Silbers  hatten.^)  Halbe  Pfennige  oder  |  Zahl  schlagen  Hessen,  wurde  der  rheinische 
noch  kleinere  Bruchteile  der  guten  Pfennige  '  Gulden  immer  leichter  geprägt  Nach  dem 
hiessen  Heller  nach  der  schwäbischen  Sta^ t '  Münzvertrag  vom  Jahre  1386  sollten  66 
Hall.    Die  Heller  wurden  aUniählich  immer  Stück  .auf  die  Mark  von  23  Karat  kommen. 


mehr  verschlechtert  (schon  Mitte  des  13. 
Jahrhunderts  gingen  in  Schwaben  660  Heller 
auf  die  Gewichtsmark  Silber),  wie  auch  die 
Pfennige  selber  immer  leichter  geworden 
sind.  Im  14.  Jahi hundert  gingen  960,  ein 
Jahrhundert  später  sogar  120Ö  und  mehr 
auf  die  Mai-k  Silber.  Auch  das  »Pfund 
Pfennige«,  das  aus  einem  Gewichtsmass 
allmählich  zu  einem  Zälünuiss  wurde,  sank 
immer   mehr   im    Werte.    Die   Münzö    von 


*)  Vgl.  V.  Inama-Steniegg,  Deutsche  Wirt- 
schaftsgeschichte I,  186,  454. 

*)  Vgl.  Heck,  Altfriesische  Gerichtsver- 
fassung. 8.  462  f.,  472. 

»)  Heck,  a.  a.  0.,  S.  272,  458. 

*}  S.  Schröder,  Lehrbuch  der  deutschen 
Rechtsgeschichte  1889,  S.  508.    Anm.  39. 


seit  dem  Wormser  Reformreicbstag  vom 
Jahre  1495  indessen  71^/3  auf  die  Mark  von 
nur  noch  18^2  Karat.  Wenn  der  Gulden  in 
seinem  Wert  dem  Silbergeld  anderer  Län- 
der gegenüber  nicht  gesunken  ist,  so  liegt 
das  nach  Stieda  daran,  dass  bei  dem  allge- 
meinen Mangel  an  Edelmetall  in  der  Periäe 

^)  Lamprecht,  Deutsches  Wirtschaftsleben  n. 
434  f. 

I         *)  Sommerlad,   Die  Hheinzölle   im  30ttel- 
alter,  S.  113. 

•"*)  Im  Jahre  1409  finden  sich  600  ungarische 
Goldgulden  als  mit  690  rheinischen  Gulden 
gleichbewertet.  Stieda,  Hansisch- Venetianische 
Handelsbeziehungen,  S.  74. 

*)  Kruse,  Kölnische  Geldgeschichte  S.  86. 
Eheberg,  Ueber  das  ältere  deutsche  Münzwesen 
und  die  Hausgenossen,  S.  44fif. 
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ir  der  Entdeckung  Amerikas  und  der  als- 
ann  dort  gewonnenen  Ausbeute  auch  das 
ilbergeld  überall  geringwertiger  ausgeprägt 
urde.  So  wurde  also  der  (julden  immer 
öher  bewertet,  in  lübischem  Geld  ist  er  im 
ihre  1371  gleich  10  Schillingen,  im  Jahre 
403  gleich  13,  im  Jahre  1410  gleich  14 
nd  1441  gleich  21  Schillingen. i) 

Je  intensiver  aber  Deutschlands  Silber- 
roduktion  seit  der  zweiten  Hälfte  des  15. 
ihrhunderts  wurde,  ohne  dass  die  Gold- 
roduktion  ihr  Schritt  zu  halten  vermochte, 
m  so  stärker  wurde  wieder  wie  im  8.  Jahr- 
undert  die  Notwendigkeit,  die  Goldmünze 
1  Silber  darzustellen.  Eine  solche  erste 
ilbermünze  im  Werte  eines  Goldguldens 
^ar  der  Guldengroschen,  der  1479  und  1484 

I  Tirol  geprägt  w^irde,  ihm  folgt  eine  grobe 
ilbermünze,  die  im  Böhmischen  Joachims- 
lal  von  den  Herren  von  Schlik  seit  dem 
ahre  1517  geschlagen  wurde.  Aus  deren 
Manien  Joachimsthal  er  entwickelte  sich  dann 
ie  Bezeichnung  Thaler  für  eine  grobe 
ilbermünze,  die  mehr  als  ein  Lot  wog. 
»er  Thaler  ist  also  eine  Silbermünze,  die 
i-sprünglich  den  Wert  eines  Goldguldens 
ai-stellen  sollte. 

Die  Reichsmünzordnung  vom  Jahi-e  1559 
r^seitigte  die  Münzordnungen  der  Jahre 
524  und  1551,  die  den  Thaler  als  gleich- 
ortig  mit  dem  Gulden   anerkannten  oder 

II  seiner  Stelle  eine  ihm  an  Silbergehalt 
unähernd  gleiche  Reichsguldenmünze  ein- 
ihi-en  wollten.  Die  kölnische  Mai*k  wurde 
iir  Grundlage  für  alle  Gold-  und  Silber- 
i Unzen  bestimmt.  Auf  die  Mark  zu  14^/9 
lOt  sollten  9V2  Reichsgulden  zu  60  Kreuzern 
nd  19  halbe  Reichsgulden,  auf  die  18*/ 2 
arätige  Mark  aber  72  Goldgidden  zu  höch- 
tens  75  Kreuzern,  und  67  Stück  Dukaten  2) 
u  höchstens  104  Kreuzern  auf  die  Älark  zu 
H- 3  Karat  ausgebracht  werden.  Die  Aus- 
rägung  anderer  Münzen  als  derjenigen,  die 
as  Gesetz  aufführte,  wurde  untersagt. 
Tach  einem  Protest  der  Thaler  pi-ägenden 
lünzstände    wurde    indessen     der    Thaler 


*)  Stieda,  Hansisch- Yenetianische  Handels- 
eziehungen  im  15.  Jahrhundert  1894,  S.  75, 
nd  in  den  hansischen  Geschichtsblättern  1888, 
.  143.  üeber  Reichstagsverhandlun^en  betr. 
lünzwesen  aus  den  Jahren  1477—1510,  die  sich 
m  Jülich-Bergschen  Landesarchiv  finden,  vgl. 
Vestdeutsche  Zeitschrift  für  Geschichte  und 
Cunst,  7.  Heft  U,  27. 

*)  Die  Dukaten,  ursprünglich  eine  byzan- 
inische  Goldmünze,  wurden  seit  dem  Ausgang 
es  13.  Jahrhunderts  in  Venedig  häufig  geprägt 
ind  Zecchini  genannt  (zecca  =  Münzstätte).  In 
iibischem  Geld  wird  der  venetianische  Dukaten 
m  Jahre  1409  mit  einer  Mark  lübisch  (Stieda, 
lansisch-Venetianische  Handelsbeziehungen,  8. 
3),  im  Jahre  1410  in  Danzig  mit  einem  unga- 
ischen  Goldgulden  gleich  bewertet.  (Stieda 
,.  a.  0.,  S.  74.) 


(Reichs-  oder  Speciesthaler)  durch  den  Ab- 
schied des  Augsburger  Reichstages  vom 
Jahre  1566  ausdrücklich  wieder  zugelassen. 
Derselbe  sollte  zu  68  Kreuzern  9  Stück  auf 
die  Mark  feinen  Silbers  ausgebracht  werden. 
Wenn  daneben  der  Augsbui^er  Reichsab- 
schied lediglich  verlangte,  die  »sonderbaren 
Landmünzen«  der  Territorialherren  sollten 
nicht  abgeschafft,  sondern  nach  dem  Wert 
der  Reichsmünzen  geregelt  und  der  Auf- 
sicht der  jährlichen  Münzprobationstage  der 
Reichskreise  untergeordnet  werden,  so  war 
der  Schwerpunkt  jeder  Münzreform  in 
Deutschland  fortan  in  die  landesherrlichen 
Münzvereine  gelegt.  So  sind  auch  für  die 
Gestaltung  des  Münzweseus  im  mittelalter- 
lichen Deutschland  der  Gang  seiner  politi- 
schen Entwickelung  und  dessen  treibende 
Faktoren  von  ausschlaggebender  Bedeutung 
geworden.  Das  Königtum,  die  Städte  und 
schliesslich  die  Landesherren  haben  jeder 
an  seinem  Teil,  in  seinem  Kreis  und  zu 
seiner  Zeit  viel  gesündigt,  aber  auch  nach 
Möglichkeit  und  Zeitumständen  manches 
gebessert,  ehe  die  Männer  erstanden,  die  in 
günstigeren  Zeiten  zur  politischen  Einheit 
unseres  Volkes  die  Einheit  seines  Münz- 
wesens hinzufügten. 

Litteratur :  Hirsch,  Des  teutscken  Reiches  Münz- 
archiv  1756 — 6S.  —  v.  JPraun,  Gründliche  Nach- 
richt von  dem  Münzwesen  insgemein,  insbesondere 
aber  von  dem  TeuUchen  Münzwesen  älterer  und 
neuerer  Zeit,  S.  Aufl.,  1784.  —  Klüber,  Das 
Münzwesen  in  Teutschland  nach  seinem  jetzigen 
Zustande,  1828.  —  Qrautofff  Geschichte  des 
Lübeckischen  Münzfusses  bis  zum  Jahre  146S 
(historische  Schrijten  aus  dem  Nachlasse  Bd.  III), 
1836.  —  Schönemanny  Zur  vaterländischen 
ßlünzkuiide  vom  12.  bis  15.  Jahrhundert,  1862. 
—  Cappe,  Beschreibung  der  kölnischen  Münzen 
des  Mittelalters,  1853.  —  Orotefend,  Die  marca 
argenti  usualis  (Zeitschrift  des  historischen 
Vereins  für  Niedersachsen,  1855).  —  Soetbeer, 
Beiträge  zur  Geschichte  des  Geld-  und  Münz- 
wesens in  Deutschland  (Forschungen  zur  deut- 
schen Geschichte  Bd.  I,  II,  IV,  VI).  —  Ber^ 
selhCf  Beiträge  und  Materialien  zur  Beurteilung 
von  Geld-  und  Bankfragen,  1855.  —  Derselbe, 
Deutsche  Münzverfassung,  1874 — ^881.  —  Der- 
selbe  f  Litteraturverzeichnis  über  Geld-  und 
Münzwesen,  189^.  (Darin  Verzeichnis  älterer 
/Schriften  seit  dem  16.  Jahrhundert  und  Veber- 
sicht  der  Münzgesetzgebung  der  wichti^jslen 
Länder  seit  der  Entdeckung  Amerikas.)  — 
Müller^  Deutsche  Münzgeschichte  bis  zu  der 
Ottonenzeit,  1860.  —  Hegelf  Chroniken  der 
deutschen  Städte,  besonders  Nürnberg.  —  Motte, 
in  der  Zeitschrift  für  die  Geschichte  des  Ober- 
rheins  pas&im.  —  Grote,  Münzstudien,  1^54 — 
1866.  —  Eheberg,  Ueber  das  ältere  deutsche 
Münzwesen  und  die  Hausgenossenschaf len  1879. 
(Schmollers  Forschungen  II,  5.)  —  Dannen-^ 
berg,  Die  deutschen  Münzen  der  sächsischen 
und  jränkischen  Kaiserzeit,  1876.  —  t\  Inania-~ 
Sternegg,  Deutsche  Wirtschaftsgeschichte  I, 
180,   450;    II,   392.  —  Lamprecht,    Deutsches 
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WirUtchajUleben  im  Mittelalter  JI,  ^.T/>jf.  — 
Luschin  V.  Ebengreuth,  Dat  Jfüuztr es/in  in 
Oesterreick  zur  Zeit  Rudoljs  I.  (h>9t*chrift  zur 
600jährigen  iiedenkfeier  der  Jielehnung  de« 
Hauses  Habsburg  ISSJ.)  —  Menadier,  Zur 
vaterländischen  Münzkunde.  (Zeitschrift  de s  Harz- 
Vereins  für  Geschichte  und  Altertumskunde,  20, 
18SS.)  —  Sattler f  Handelsrechnungen  des  deut- 
schen Ordens  lüST.  —  Kruse,  Kölnische  Geld- 
geschichte  bis  lS8f).  (Ergänzungsheft  IV  zur 
Westdeutschen  ZeitschriJ!  für  Geschichte  und 
Kunst,  188iS.j  —  Sttetia,  Hansisch-  Venetianische 
Handelsbeziehungen  im  15.  Jahrhundert.  (Fest- 
schrift der  Landesunirersität  Rostock  zur  zweiten 
Säkularfeier  der  Vnirersität  Halle,  1SU4),  S.  72 
— 89.  —  Lexis,  Art.  Münzwesen  (Handwörter- 
buch der  Staatswissenschaften  I.  Aufl.,  IV,  l:io7 
— 1259).  —  Heck,  IHe  ultfriesische  Gerichts- 
verfassung, 189  J^.  —  HiUlger,  Studien  zu 
mittelalterlichen  Massen  und  Gewichten  (Seeligers 
historische  Vierteljahrsschrifl  1900,  J,  S.  Ibl — 
iil5).  —  Gu&rard,  ]\>lyptyque  de  Vabbe  Irminon, 
Paris  1844.  —  I^  Bianc,  Traite  historique  des 
monnoyes  de  France  170S.  —  de  Saulcpt 
Kenieil  des  documents  relatifs  ä  l'histoire  des 
monnaies  depuis  Phdippe  II  jusqu'a  Franatis  I, 
1879—1888.  —  Blancard,  Ija  IHle  de  Charle- 
magne  (Annuaire  de  la  Soc.  fr.  de  Xumismatique 
XII),  1889.  —  Jjongp&rier,  Notice  des  monnaies 
fran^aises  la  collection  de  M.  J.  Rousseau,  1847. 

—  Hildebrand,  Anglosachs iska  Mynt.  Srenska 
Kongl.  Myntkabinettet  funna  i  Sreriges  Jord., 
1846.  —  Holmboe,  Das  älteste  Münzwesen  Nor- 
wegens bis  zum  Ende  des  I4.  Jahrhunderts 
(Koehnes  Zeitschrift  für  Münz-,  Siegel-  und 
Wappenkunde  VI,  I84H.  —  Fossati^  De  ratione 
nummorum  ponderum  et  mensurat^tm  in  Galliis 
sub  primae  et  secundae  stirpis  regibus  (Mnnorie 
della  reale  accademia  delle  Scienze  dt  Toiino, 
Ser.  II,  Tom.  V).  —  Zanettl,  Nuova  raccolUi 
delle  mottete  e  zecche  d'Italia,  1775 — 1789.  — 
Nobackf   Münz-,  Mass-  und  Gemichtsbuch,  1877. 

—  Wuttke,  Die  Probationsregister  des  ober- 
sächsischen Kreises  (  Wiener  Numismatische  Zeit- 
schrift -49). 

27i«o  Sontm>erlad, 


V.  Das  Münzwesen  der  neueren  Zeit. 

Der  auf  dem  Reichstag  zu  Augsburg 
1566  angenommene  Reichsspeciesthaler 
(9  Stück  auf  die  feine  und  8  Stück 
auf  die  rauhe  Mark)  sollte  gesetzlich  nur 
68  Kreuzer  gelten,  blieb  aber  in  Sachsen 
und  den  übrigen  ihn  prägenden  Staaten 
von  Anfang  an  auf  72  Kreuzer  oder 
24  Groschen  stehen.  Infolge  der  Ver- 
schlechterung der  das  Hauptumlaufsinittol 
bildenden  kleineren  Münzen  stieg  er  aber 
allmählich  immer  höher  im  Kui-se.  Im 
Jahre  1619  stand  er  in  Süddeutschland 
schon  auf  108  Kreuzer,  1620  auf  140  Kreuzer, 
1621  stieg  er  bis  390  und  1622  auf  4r)0— 600 
Kreuzer.  Es  gelang  den  oberen  Kreisen, 
1623  diesem  Unwesen  der  »Kipper-  und 
AVii)perzeit«    ein   Ziel   zu   petzen    und    den 


Kurs  von  90  Kreuzer  wieder  herzustellen, 
der  sich  längere  Zeit  behauptete.  Im  Jalire 
1665  wurde  er  in  den  di*ei  oberen  Kreisen 
auf  96  Kreuzer  gesetzt ;  Sachsen  und  Branden- 
biu-g  aber  verständigten  sich  1667  über  den 
sogenannten  Zinnaischen  oder  10*  2-Thaler- 
fuss,  nach  dem  der  Reichssi)e(uestlialer  auf 
105  Kreuzer  oder  28  gute  Groschen  zu 
stehen  kam,  danel>en  aber  eine  neue  grobe 
Münze  gescliaffen  wurde,  die  -  3  eines  Reichs- 
thalers  von  90  Kreuzer  oder  16  gute  Groschen 
oder  60  Kreuzer  darstellte.  Bei  den  oberen 
Kreisen  fand  diese  Neuerung  Widersj>ruch 
und  auch  auf  dem  Reichstage  wurden  Gegen- 
massregeln projektiert  Es  kam  in<les  keine 
Einigung  zu  stände  und  1690  gingen  Sachsen. 
Brandenburg  und  Braunschweig-Lüneburg 
abermals  einen  Scliritt  weiter,  indem  sie  den 
sogenannten  Ijeipziger  Thalerfuss  annahmen, 
nach  dem  die  feine  Mark  in  ^3-  und  -3- 
Stücken  zu  12  Thaler  oder  18  Gulden  aus- 
gebracht wuitle  und  der  Speciestlialer  auf 
120  Kreuzer  oder  2  Giüden  zu  stehen  kam. 
Im  Jahre  1738  wurde  dieser  Fuss  als  Reichs- 
fuss  anerkannt,  aber  schon  1748  in  Oester- 
reich  durch  einen  18*  3-Thaler-  oder  2(^ 
Gulden  fuss  ei-setzt.  In  betreff  dieses  Fusses 
kam  1753  eine  Münzkonvention  zwischen 
Oesterreich  und  Bayern  zu  stände  (daher 
»Konventionsfuss«).  Sachsen  nahm  ihn  1763 
an,  während  Bayern  schon  im  Jahre  1754 
von  dem  Vertrag  zurücktrat  und  zwai* 
Münzen  nach  diesem  Fusse  prägte,  ihnen 
aber  mit  Rücksicht  auf  die  Beschaffenheit 
der  vorhandenen  Uralaufsmittel  einen  um 
20<».o  erhöhten  Nominal  weit  beilegte.  So 
entstand  der  rheinische  oder  24-Guldenfuss, 
der  auch  von  den  anderen  süddeutschen 
Staaten  angenommen  wurde  und  sich  in 
den  Revolutionskriegen  faktisch  in  einen 
24^  2-Guldenfuss  verwandelte,  weil  man  die 
aus  den  österreichischen  Niederlanden 
kommenden  Brabanter  Kronenthaler  zu  hoch, 
nämlich  statt  zu  2  Gulden  38  Kreuzer  zu 
2  Giüden  42  Kreuzer  tarifierte.  Durch  die 
Münzkonvention  der  süddeutschen  Staaten 
vom  25.  August  1837  wui-de  der  241 2-(JuIden- 
fuss  als  gemeinschaftliche  Grundlage  ihres 
Münzwesens  förmlich  angenommen.  In 
Preussen  wnirde  1750  der  Graumannsche 
oder  14-Thaler-  oder  21-Guldenfuss  einge- 
führt, daneben  Friedrichsd  or  nach  dem  Wert- 
verhältnis 13^^  18  : 1  zwischen  Gold  und  Silber 
mit  dem  Nominahverte  von  5  Thaler  Gold 
(8.  den  Art.  Parallel  Währung).  Während 
des  siebenjährigen  Krieges  sah  Friedrich 
der  Grosse  sich  genötigt,  die  Münzver- 
schlechterung als  finanzielles  Hilfsmittel  zu 
benutzen,  nach  dem .  Friedensschlüsse  aber 
wurde  dm-ch  das  Edikt  vom  29.  März  1764 
die  frühere  Münzverfassung  wieder  her- 
gestellt. Im  Jahre  1770  wiuxle  die  Feinheit 
der    Friediichsd  or    (von    denen    bis    dahin 
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')  Stück  aus  der  Mark  von  21^/4  Karat  ge- 
ragt wurden)  um  eine  Kleinigkeit,  nämlich 
if  212/3  Karat  herabgesetzt.  Ueber  die 
ciheidemünzwirren  am  Anfange  dieses  Jahr- 
Linderts  s.  d.  Art.  Scheidemünzen.  Das 
.  V.  30.  September  1821  änderte  den  Münz- 
iss  nicht,  sondern  enthielt  wesentlich  nur 
estimmungen  über  die  Scheidemünze  und 
her  die  Einteilimg  des  Thalers  in  30  Silber- 
roschen  statt  in  24  gute  üroschen.  Hannover 
ahm  durch  G.  v.  8.  April  1834,  Sachsen 
urch  Y.  v.  21.  Juni  1840  statt  des  Kon- 
en tionsfusses  ebenfalls  den  14-Thalerfus8 
Q,  Als  Yereinsmünze  für  den  Zollverein 
airde  durch  die  Dresdener  Konvention  vom 
0.  Juli  1838  das  Zweithalerstück  =  7  süd- 
eutschen  Gulden  eingeführt,  und  die  Münz- 
onvention  vom  24.  Januar  1857  stellte  eine 
ewisvse  Gemein  schaftlichkeit  desMünzwesens 
wischen  den  norddeutschen  Staaten  (mit 
.usnahme  von  Mecklenburg,  Holstein  und 
en  Hansestädten),  den  süddeutschen  Staaten 
ud  Oesterreich  auf  der  Basis  einer  strengen 
ilberwährung  (s.  d.  Art.)  her,  namentlich 
urch  die  Annahme  des  Thalers  als  Vereins- 
lünze.  Der  neue  Thalerfuss  (30  Stücke 
uf  500  g  FeinsUber)  war  von  dem  Grau- 
lannschen  nur  um  eine  zu  vernachlässigende 
r rosse  verschieden,  ebenso  blieb  der  süd- 
eutsche  Gulden  (52^/2  Stück  auf  ein  Pfund 
no)  fast  imgeändert,  dagegen  wich  der  neue 
riilden  österreichischer  Währung  (45  Stück 
uf  ein  ZoDpfund  Feinsilber)  von  dem  bis 
ahin  in  Oesterreich  noch  beibehaltenen 
Lonventionsgulden  um  etwa  5  ^/o  nach  unten 
b.  Der  erste  Schritt  zu  der  neuen  deutschen 
lünzreform  auf  der  Basis  der  Goldwährung 
rar  die  im  Oktober  1871  im  Bundesrat  er- 
ilgte  Yorlegung  eines  Gesetzentwurfs,  be- 
reffend die  Ausprägung  von  Reichsgold- 
aünzen.  Die  in  den  massgebenden  Kreisen 
'reussens  herrschende  Neigung,  das  neue 
rlünzwesen  möglichst  dem  Thalersystem 
inzuschliessen,  trat  in  demselben  nicht  nur 
ladurch  hervor,  dass  das  Drittel  des  Thalers, 
lie  Mark,  nach  dem  Wertverhältnis  1 :  I5V2 
luf  Gold  reduziert,  als  Münzeinheit  ange- 
lommen  wurde,  sondern  zeigte  sich  noch 
leutlicher  in  dem  Yorschlage,  dass  die  neuen 
joldmünzen  auf  30,  15  und  20  Mark  lauten 
oUten.  Diese  Münzen  sollten  nach  dem 
Entwurf  nicht  gesetzliche  Zahlungskraft, 
ondem  nur  Kassenkurs  nach  ihrem  Nominal- 
wert erhalten.  Die  Thaler  nach  dem  Fusse 
on  1857  sollten  im  ganzen  Bundesgebiet 
gesetzliche  Zahlungsmittel  und  ihre  Prägimg 
LUch  noch  fernerhin  gestattet  sein.  Gegen- 
iber  dieser  unentschlossenen  Haltung  des 
'i-sten  Entwurfs  ging  die  vom  Bundesi-at 
m  November  1871  an  den  Reichstag  ge- 
)rachte  Vorlage  schon  einen  wichtigen  Schritt 
Ä'citcr,  indem  sie  den  neuen  Goldmünzen 
roUe  gesetzliche  Zahlungskraft  zuerkannte. 
Handwörtorbncb  der  Staatswiaseiucbafteii.    Zweite 


Auch  ersetzte  sie  das  15-Markslück  durch  ein 
lO-Markstück,  dagegen  wurde  das  30- Mark- 
stück noch  beibehalten.  Durch  die  Be- 
schlüsse des  Reichstags  wurde  jedoch  diese 
Münze  trotz  der  Bemühungen  des  Ministers 
Camphausen  beseitigt,  und  das  G.  v.  4. 
Dezember  1871  über  die  Ausprägimg  von 
Reichsgoldmünzen  stellte  an  die  Spitze  des 
neuen  Systems  das  Zehnmarkstück,  von  dem 
1391/2  Stück  aus  einem  Pfund  Feingold  aus- 
gebracht werden.  Ausserdem  sollen  auch 
Zwanzigmarkstücke  —  6W4  auf  das  Pfund 
fein  —  geprägt  werden.  Das  Mischungs- 
verhältnis der  Reichsgoldmünzen  wurde  auf 
^1000  Gold  und  ^^/looo  Kupfer  festgestellt, 
und  es  sollen  demnach  125,55  Zehnmark- 
stücke und  62,775  Zwanzigmarkstücke  je 
ein  Pfund  wiegen.  Das  gesetzliche  Raun- 
gewicht eines  Zwanzigmarkstücks  ist  also 
7,96495  g,  das  Feingewicht  7,16856  g.  Das 
Yerfahren  bei  Ausprägung  der  Reicisgold- 
münzen  wird  vom  Bundesrat  festgestellt 
und  unterliegt  der  Beaufsichtigung  von  selten 
des  Reichs.  Es  soU  die  vollständige  Ge- 
nauigkeit der  Münzen  nach  Gehalt  und  Ge- 
wicht sicherstellen  und,  soweit  diese  bei  den 
einzelnen  Stücken  nicht  innegehalten  werden 
kann,  soU  die  Abweichung  in  mehr  oder 
weniger  im  Gewicht  nicht  mehr  als  2^/2^/00 
und  im  Feingehalt  nicht  mehr  als  2*^/oo  be- 
tragen. Nach  §  8  ist  die  gesetzliche  Zah- 
lungskraft des  Zehnmarkstücks  gleich  3^/8 
Thaler,  5  Gulden  50  Kreuzer  süddeutscher 
Währung,  8  Mark  ö^/s  lübischer  und  ham- 
burgischer Courantwährung  und  3V98  Thaler 
Gold  Bremer  Rechnung,  die  des  Zwanzig- 
markstücks doppelt  so  gross.  Die  Bestim- 
mungen des  §  9  über  das  Passiergewicht 
und  die  Einziehung  der  abgenutzten  Münzen 
sind  schon  im  ersten  Abschnitt  dieses  Art. 
oben  S.  900  erwähnt  worden.  Nach  §  10 
findet  die  Ausprägung  von  groben  Silber- 
münzen mit  Ausnahme  von  Denkmünzen  bis 
auf  weiteres  nicht  mehr  statt,  ein  Yerbot, 
das  in  der  Yorlage  des  Bundesrats  noch 
nicht  bestimmt  ausgesprochen  war. 

Ihren  vorläufigen  Abschluss  fand  die 
Münzreform  dann  durch  das  »Münzgesetzc 
vom  9.  Juli  1873,  das  in  Art.  1  bestimmt, 
dass  »an  die  Stelle  der  in  Deutschland 
geltenden  Landeswährungen  die  Reichsgold- 
währung tritt«,  deren  Rechnungseinheit  die 
durch  das  G.  v.  4.  Dezember  1871  fest- 
gestellte Mark  bildet.  Als  Zeitpunkt,  in 
welchem-  die  Reichs  Währung  im  ge- 
samten Reichsgebiet  in  Kraft  treten  soll, 
hat  die  dem  Gesetze  gemäss  mit  Zustimmung 
de^  Bundesrats  zu  erlassende  kaiserliche  Y.  v. 
22.  September  1875  den  1.  Januar  1876  be- 
stimmt; die  Ijandesregierungen  waren  aber 
ermächtigt,  audi  vor  diesem  Zeitpunkt  für 
das  Gebiet  die  Reichsmarkrechnung  einzu- 
führen, und  haben  von  dieser  Befugnis  sämt- 
Aaflage.    Y.  59 
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lieh  mit  Ausnahme  von  Bayern  und  Elsass- 
Lothringen  Gebrauch  gemacht,  Preussen  und 
Sachsen  schon  vom  1.  Januar  1875  ab-  In 
dem  zweiten  Absatz  dieses  Artikels  wunie 
nach  dem  Vorschlage  des  Abgeordneten 
Baraberger  absichtlich  derAusdnick  Reichs- 
währung  gewählt,  weil  die  Reichsgold- 
wähnmg  im  eigentlichen  Sinne  erst  dann 
eintreten  könne,  wenn  Silber  nur  als  Scheide- 
münze verwendet  w^erde,  w^ährend  in  der 
ITebergangsperiode  auch  die  Thaler  noch 
Wähnmgsmünzen  blieben.  Art.  2  filhrte 
eine  Reichsgoldmünze  von  5  Mark  ein,  die 
sich  aber  nicht  bewährt  hat.  Die  folgenden 
Artikel  enthielten  Bestimmungen  über  die 
neu  zu  prägenden  Reichssilber-,  Nickel-  und 
Kupfermünzen,  wegen  deren  auf  den  Art. 
Scheidemünzen  verwiet^en  wird.  Die  An- 
ordnung der  Ausserkurssetzung  von  Landes- 
münzen (nach  Festsetzung  einer  mindestens 
vierwöchigen  Einlösungsfrist)  und  die  Fest- 
stellung der  für  dieselbe  erforderlichen  Vor- 
schriften (abgesehen  von  der  bereits  in  Art.  6 
enthaltenen  Bestimmung  für  gewisse  Kate- 
gorieen  von  Landesscheidemünzen)  erfolgt 
nach  Art.  8  durch  den  Bundesrat.  In  betreff 
der  Thaler  hat  der  Bundesrat  bekanntlich 
von  dieser  Befugnis  noch  immer  keinen 
Gebrauch  gemacht,  ebensowenig  von  der 
Berechtigung,  die  Zahlungskraft  des  Thalers 
(mit  Einschluss  des  österrei duschen  Vereius- 
thalers)  auf  die  der  Reiclissilbermünzen  zu 
beschränken,  die  ihm  durch  das  G.  v.  6. 
Januar  1876  in  einem  Zusatz  zu  Art.  15  des 
Münzgesetzes  von  1873  erteilt  worden  ist. 
Nach  Art  12  ist  die  Ausprägung  von  Zwanzig- 
markstücken für  Rechnung  von  Privaten 
gestattet  gegen  eine  vom  Reichskanzler  mit 
Zustimmung  des  Bundesrats  festzustellende 
Gebühr,  die  das  Maximum  von  7  Mark  auf 
das  Pfund  Feingold  nicht  übei-schreiten  darf. 
Diu'ch  eine  Bekanntmachung  des  Reichs- 
kanzlers vom  5.  Juni  1875  wurde  die  Gebühr 
jedoch  auf  nur  3  Mark  festgesetzt,  >.vie  sie 
auch  schon  in  dem  Bankgesetz  vom  14.  März 
1875  angenommen  war.  Art.  13  enthält 
Bestimmungen  über  die  Befugnisse  des 
Bundesrats  in  betreff  der  Zulassung  oder 
des  Verbots  fremder  Münzen.  Art.  14  regelt 
die  privatrechtlichen  Verhältnisse  bei  der 
Einführung  des  neuen  Systems,  namentlich 
in  Bezug  auf  die  Umrechnung,  und  die 
folgenden  Artikel  enthalten  verschiedene 
andere  Uebergangsbestimmungen. 

Was  die  ausserhalb  des  Münz^rbandes 
von  1857   stehenden  Bundesstaaten   betrifft,  j 
so  wurde  in  Bremen  schon  durch  das  G.  v. , 
30.  April  1872  statt  des   bremischen  Münz- 
systems (mit  Goldwährung  ohne  Goldmünzen 
eigenen  Gepräges)  die  Markrechnung  vom  1. 
Juli  1872  ab  eingeführt.  In  Hamburg  wurden  j 
nach    dem    G.    v.   11.   November    1872    die ' 
Silberconten  der  Hamburger  Bank  vom  15.  | 


Februar  1873  geschlossen  und  neue  Contea 
auf  i»Mark- Reichsmünze«  eröffoeL  D^ 
Reic^hsgesetz  vom  4.  Dezember  1871  hatt?* 
für  die  Mark  Banko  keinen  UmreehDungi- 
kurs  festgesetzt,  weil  diese  Rechoungsem- 
heit  nicht  wirklich  geprägt  war.  Das  Hum- 
bui^r  Gesetz  aber  bestimmte  jetzt,  dass 
nach  dem  Schluss  der  Silberconten  alle  D'--h 
laufenden  Verbindlichkeiten  in  Banko  o^i-rr 
Species-Banko  durch  Bankzahlung  in  Reii-hi^- 
goldmünzen  oder  in  Zw^ei-  oder  Einthaier- 
stücken  nach  dem  festen  Kurse  von  150  Mark 
Reichsmünze  gleich  KM)  Mark  Banko  zu  er- 
füllen seien.  In  Lübeck  wurden  durdi  ein 
G.  V.  22.  Januar  1873  die  vorhandenen  Mark- 
und  Schillingstücke  fest  gegen  Reichsmünzen 
tarifiert,  und  in  Mecklenburg-Schwerin  wunW 
schon  durch  V.  v.  31.  Oktober  1873  auf 
Grund  des  Reichsmünzgesetzes  die  Reichs- 
markrechnung vom  1.  Januar  1874  ab  ein- 
geführt Auf  Elsass-Lothringen  wurden  die 
Keichsmünzgesetze  durch  das  Reichsgesetz 
vom  15.  November  1874  ausgedehnt  und  dat<ei 
der  Umrechnungswert  des  Franken  etwas  zu 
niedrig  auf  80  Pfg.  angesetzt.  Mit  Einlr*sun.^ 
der  Reichssilber-,  Nickel-  und  Kupfermünz»^o 
gegen  Gold  nach  Art.  9  des  Mfinzgesetzes 
von  1873  sind  nach  einer  BekanntniacliuD,r 
des  Reichskanzlers  vom  19.  Dezember  1875 
die  Reichsbankhauptkasse  in  Berlin  und  die 
Kassen  der  Reichsbankliauptstellen  in  Frank- 
furt a.  M.,  Königsberg  und  München  betraft 
worden.  Das  nähere  über  die  Behandlung 
der  bei  Reichs-  und  Laudeskassen  eingehen- 
den falschen,  beschädigten  und  abgenutzten 
Reichsmünzen  ist  in  einer  Bekann tmachuns: 
des  Reichskanzlers  vom  9.  Mai  1876  vor- 
geschrieben worden.  Im  übrigen  ist  hier  nur 
noch  das  G.  v.  1.  Juni  1900  zu  erwähnen, 
durch  >velclies  das  goldene  Fünfmarkstück, 
das  silberne  Zwanzigpfennigstüek  und  das 
erst  durch  das  G.  v.  1.  A[)ril  1886  ein- 
geführte Nickelzwanzigpfennigstüek  beseitis^ 
werden.  Die  Ausserkurssetzimg  der  en>t- 
genaunten  Münze  kann  mit  Einlösvingsfri>t 
von  einem  Jahre,  auf  Anordnung  des  Bundes- 
rats sofort,  die  der  beiden  anderen  jedoch 
nicht  vor  dem  1.  Januar  19U2  bezw.  1903 
erfolgen.  Wegen  der  wx»iteren  Bestimmungen 
über  die  Reichssiil)ermünzen  s.  d.  Art, 
Scheidemünzen.  Die  Einführung  dt-s 
Kilogramms  als  Münzgewicht  ist  bereits  im 
ersten  Abschnitt  erwähnt. 

Besondere  Schwierigkeiten  sind  durch 
die  auf  Gnmd  der  Münzkonvention  von  ISÖT 
von  Oesterreich  geprägten  Vereins- 
thal er  entstanden,  die  nach  dieser  Kon- 
vention in  allen  Vereinsstaateu  unbeschrankte 
gesetzliche  Zahlungskraft  gleich  den  Laodes- 
münzen  besassen.  Oesterreich  war  nun 
seinerseits  durch  denYertrag  mit  den  Znü- 
vereinsstaaten  vom  13.  Juni  1867  aus  dem 
Münzverein    ausgeschieden    und    hatte    ia 
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ätreff  seiner  Vereinsthaler  nur  die  Ver- 
fliehtimg  übernommen,  ihnen  vor  dem  Ab- 
mf  des  Jahres  1870  die  Eigenschaft  eines 
psetzlichen  Zahlungsmittels  nicht  zu  ent- 
iehen,  sofern  es  nicht  in  der  Zwischenzeit 
11  einem  anderen  Münzsystem  übergehe, 
dieselbe  Bestimmung  galt  auch  für  die 
nderen  Regierungen,  aber  es  bestand  der 
msse  thatsächliche  Unterschied,  dass  die 
sterreichischen  Vereinsthaler  infolge  der  in 
irer  Heimat  hen^schenden  Papierwährung 
iie  trotz  der  Abmachung  im  Münzvertrag 
on  1857  auch  nach  dem  1,  Januar  1859 
Drt^dauert  hatte)  sicli  so  gut  wie  syiratlich 
[1  Deutschland  in  Umlauf  befanden  und 
ier  unbedingt  von  jedermann  in  Zahlung 
■enommen  werden  mussten.  Diese  letztere 
iorechtigung  wurde  ihnen  auch  durch  das 
ieichsgesetz  vom  20.  April  1874  noch  aus- 
Irüeklich  bestätigt,  während  ursprünglich 
m  Artikel  15  (Ziffer  1)  des  Münzgesetzes 
on  1873  nur  bestimmt  war,  dass  die  Ein- 
lud Zweithaleretücke  deutschen  öe- 
»räges  bei  allen  Zahlungen  bis  zur  Ausser- 
Lurssetzung  zu  3  Mark  für  den  Thaler  an- 
zunehmen seien.  Durch  Bundesratsbeschluss 
vunle  den  Zweithalerstücken  deut- 
iiihen  Gepräges  vom  15. November  1S7G 
lio  Eigenschaft  als  gesetzliches  Zaliluugs- 
nittel  entzogen  und  iiire  Einlösung  bis  zum 
15.  Februar  1877  angeordnet,  zugleich  aber 
ÄMirden  die  Einlösungskassen  angewiesen, 
luch  die  zur  Umwechselung  präsentierten 
j  s  t  e  r  r  e  i  c  h  i  s  c  h  e  n  Doppelthaler  an  z  u- 
lelunen  und  gesondert  abzuliefern.  Der  Ent- 
scheidung über  die  eventuelle  Einlösung  der 
n  gro5*ser  Menge  vorhandenen  österreichi- 
schen Einthalei-stücke  wich  man  sorgfältig 
lus.  Oesterreich  war  seit  1871  überhaupt 
lern  Deutschen  Reiche  gegenüber  nicht  mehr 
2ur  Einlösung  seiner  Thaler  verpflichtet, 
in  keinem  Falle  aber  war  daran  zu  denken, 
dass  es  sie  höher  als  zu  ihrem  gesetzlichen 
Wert  von  1^/2  Gulden,  also  nach  dem  da- 
maligen durchschnittlichen  Kurs  des  Guldens 
7M  etwa  2,50  Mark  einlösen  würde.  Nach 
der  Aufhebung  der  freien  Silberprägung  in 
()osterreich  und  bei  der  fortschreitenden 
Entwertung  des  Silbers  trat  nun  aber  auch 
f'ine  zunehmende  Differenz  zwischen  dem 
Wert  der  geprägten  Silbermünzen  imd  ihrem 
blossen  Mt'tallwert  ein,  die  auch  den  öster- 
nnchischen  Thalern  zu  gute  kam,  so  lange 
<  )estorreieh  sie  nicht  ausser  Kurs  gesetzt 
hatte,  was  es  jederzeit  thun  konnte,  und 
zwar  ohnc^  dass  es  aus  Rücksicht  auf  seine 
♦Mi^onon  Staatsangehörigen  (die  solche  Thjiler 
uar  nicht  besassen)  die  Einlösung  zu  be- 
willii^en  brauchte.  Andererseits  konnte  auch 
nicht  daran  gedacht  werden,  den  deutschen 
Hetiitzein  der  österreichischen  Thaler  (die 
iU»rigons  fast  sämtlich  bei  der  Reichsbank 
angehäuft  waren)  den  durch  die  SUbereut- 


wertung  entstandenen  Verlust  aufzubürden. 
Dies  wurde  denn  auch  in  einem  im  November 
1891  eingebrachten  Gesetzentwurf  anerkannt, 
der  ausclrücklich  zugestand,  dass  die  bis 
zum  Schluss  des  Jahres  18G7  in  Oesterreich 
gepi-ägten  Vereinsthaler  (eine  kleine  Summe 
ist  auch  noch  1868  geprägt  worden)  bei 
ihrer  Ausserkurssetzung  zu  3  Mark  auf 
Rechnung  des  Reichs  eingelöst  werden 
sollten.  Das  aus  diesem  Entwurf  hervor- 
gegangene gleichlautende  Gesetz  datiert  erst 
vom  28.  Februar  1892.  Vor  dem  Erlass 
desselben  aber  war  schon  ein  Abkommen 
mit  Oesterreich  zu  stände  gekommen,  nach 
welchem  dieser  Staat  von  Deutschland  8^/3 
Millionen  seiner  Thaler,  ein  Drittel  des 
wahrscheinlich  im  Reiche  vorhandenen  Be- 
standes an  solchen  Münzen,  das  Stück  zu 
VI2  Gulden,  übernahm.  Die  Einlösung  des 
grösseren  Restes  fällt  also  dem  Reiche  zu. 
In  Oesterreich  wurde  diese  Münze  dann  vom 
1.  Januar  1893  ab  ausser  Kurs  gesetzt,  in 
Deutschland  soll  nach  einer  im  Oktober  1900 
dem  Bundesrat  zugegangenen  Vorlage  üire« 
gesetzliche  Zahhuigskraft  am  1.  Januar  1901 
erlöschen,  mit  einer  Einlösungsirist  bis  zum 
31.  Mäi^z  1901. 

In  Oesterreich-Ungarn  ist  durch 
das  österreichische  G.  v.  2.  August  1892 
und  das  entsprechende  ungarische  eine  neue 
Münzeinheit,  die  Krone,  auf  Basis  der  Gold- 
wälirung  eingeführt  worden.  Als  Gold- 
münzen werden  20-  und  10-Kronen  stücke 
geprägt  und  zwar  haben  die  ersteren  ein 
Rohgewicht  von  6,7751  g  (147.6  Stück  auf 
1  kg  Münzgold)  und  ein  Feingewicht  von 
6,09756  g.  Das  Passiergewicht  der  20-Kro- 
nenstücke  ist  6,74  g,  das  der  10-Kronen- 
stücke,  3,37  g.  Die  Krone  wird  eingeteilt 
in  100  Heller  und  ihr  Wert  stellt  sich  auf 
85,06  Pf^. 

Die  öilbergulden  (12,3457  g  Silber  von 
'•<^/iooo  Feinheit)  behalten  ihre  gesetzhche 
Zahlungskraft  als  Zweikronenstücke.  Die 
Einkronenstücke  haben  ein  Rauhgewicht  von 
5  g  und  die  Feinheit  ^Viooo,  stehen  also 
dem  Silberfranken  der  lateinischen  Münz- 
union, obwohl  ihr  gesetzlicher  Nennwert  un- 
gefähr 5  ^lo  höher  ist,  gleich.  Privaten  gegen- 
über haben  sie  Zahlungskraft  bis  zu  50 
Kronen.  Die  Zahlungskraft  der  Nickel- 
münzen von  10  und  20  HeUer  reicht  bis 
zu  10  Kronen,  die  der  Kupfermünzen  von 
1  und  2  Heller  ebenfalls  bis  zu  10  Kronen 
gegenüber  den  öffentlichen  Kassen,  privaten 
gegenüber  aber  nur  bis  zu  1  Krone.  Die 
gesetzliche  Rechnung  nach  Kronen  ist  vom 
1.  Januar  1900  ab  eingeführt  worden.  In 
Cisleithanien  und  Ungarn  ist  das  Ge[)räge 
der  Münzen  verschieden. 

In  England  behielt  das  Pf  und  Sterling 
gesetzlich  den  Wert  von  etwas  über  20 
Mark    (in  Silber    nach    dem  Wertverliältnis 
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1 :  15^2),  auf  den  es  1560  durch  die  Reform 
der  Königin  Elisabeth  wieder  gebracht 
worden  war.  Am  Ende  des  17.  Jahrhun- 
dei-ts  waren  je<locli  die  umlaufenden  Silber- 
mtinzen  durc»h  Abnutzung  in  ihrem  Werte 
bedeutend  vermindert.  Wie  dann  trotz  der 
Uraprägung  allmählich  die  faktische  Gold- 
währung entstand,  die  durcli  das  G.  v. 
22.  Juni  1816  definitiv  zur  Heri-schaft  ge- 
langte, ist  schon  in  dem  Art.  G  o  1  d  u  n  d  G  o  1  d  - 
Währung  (oben  Bd.  IV,  S.  758)  dargestellt 
worden.  —  Unter  der  Silberwälu-ung  war  die 
grösste  wirklich  geprägte  Silbermünze  die 
Krone  im  Werte  von  5  Schilling  mit  einem 
Gewicht  von  30,1  (K)  g  und  einer  Feinheit  von 
llVio  Unzen  oder  ••-■'Mooo,  also  einem  Feinge- 
wicht von  27,843  g.  Die  Guineen,  die  zuerst 
unterKarl  ü.  geprägt  wuixlen,  hatten  einen  ver- 
änderlichen Wert,  indem  sie  von  20  auf  22 
Schillinge  stiegen.  Im  Jalire  1717  wurden 
sie  gesetzlich  auf  21  Schilling  tarifiert.  Sie 
hatten  ein  Gewicht  von  8,387  g  und  bei 
einer  Feinheit  von  1^/12  einen  Feingehalt 
von  7,6885  g.  Das  G.  v.  1816  setzte  an 
ihre  Stelle  den  Sovereign,  der  20  Schilling, 
also  das  alte  Silberpfund  in  Gold  daretellte, 
7,988  g  wiegt  und  einen  Feingehalt  von 
7,3224  g  besitzt.  Die  Silbermünzen  wurden 
als  Scheidemünzen  im  Verhältnis  von  62  :  66 
im  Gewichte  vermindert. 

In  Frankreich  blieb  das  Livre  zu  20 
Sols  oder  Sons  imd  240  Deniers  bis  zur 
Revolution  die  Rechnungseinheit,  sank  dabei 
aber  allmählich  im  Werte  auf  ungefähr  80 
Pfennige,  also  auf  ^  83  seines  ui-sprüng- 
lichen  Wertes.  Der  Denier  konnte  scnliess- 
lich  gar  nicht  mehr  geprägt  werden,  die 
kleinste  Kupfermünze  war  der  Liard,  gleich 
V4  Sou  oder  einem  Pfennig.  Nach  den  ge- 
waltsamen Eingriffen  Ludwigs  IV.  und  der 
Katastrophe  des  Lawschen  Systems  kam 
das  französische  Münzwesen  1726  bis  zur 
Revolution  in  einen  ziemlich  stabilen  Zu- 
stand, während  dessen  nur  die  1785  vorge- 
nommene üraijrägimg  des  Louisdors  be- 
merkenswert ist  (s.  den  Art,  Doppel- 
währung oben  Bd.  III  S.  241,  wo  sicnauch 
weitere  Angaben  über  das  neue  französische 
Münzwesen  finden).  Die  Hauptsilbermünze 
von  1726 — 1793  war  der  neue  Ecu  von 
6  Livres  (in  Deutschland  Laubthaler,  auch 
Kronentlialer  genannt)  mit  29,488  g  Ge- 
wicht, 9162/3  tausendstel  Feinheit  und 
27,031  g  Feingewicht  Das  aus  diesem 
sich  ergebende  Livre  entspricht  fast  genau 
dem  Franc  des  neuen  französischen  Münz- 
systems, das  durch  G.  v.  28.  März  1803 
seine  definitive  Gestalt  erhielt.  Der  Franc 
soll  hiemach  5  g  Münzsilber  von  ^*^  1000 
Feinheit,  als  4,5  Francs  Feinsilber  enthalten ; 
für  die  Bestimmung  des  Gewichts  der  Gold- 
münzen aber  wird  das  Wertverhältnis 
I5V2 : 1  zwischen  Gold  und  Silber  zu  Gnmde 


gelegt,  woraus  sich  iisa^  Rauhgewicht  de? 
Zwanzigfrancsstücks  —  6,4516,  ilas  Feinge- 
wicht desselben  gleich  5,8065  ergiebt.  in 
übrigen  vgl.  über  das  Münzwesen  Frack- 
reichs, Belgiens,  Italiens,  dp- 
Schweiz  und  Griechenlands  den  Art 
M  ü  n  z  b  u  n  d  (lateinischer)  oben  S.  &1*3  f L  Id 
Holland  werden  nach  dem  G.  v.  G.  Juni  1  >  1  r» 
Zehngiddenstücke  als  Währungsmünzeo  mit 
einem  Rauhgewicht  von  6,720  g,  der  Feinheit 
'•^  1000  und  dem  Feingewicht  6.048  g  (Wert 
16,874  Mark)  geprägt,  ausserdem  wie  früi^^ 
Dukaten  als  Handelsmünzen  (Wert  9,544 
Mark).  Die  Prägung  von  Silberwähmngs- 
m Unzen  ist  eingestellt,  jedoch  haben  äie 
vorhandenen  ihre  volle  Zahlungskraft  \^ 
halten. 

In  Russland  war  das  Rauhgewicht  de> 
Silbemibels  nach  den  Ukasen  vom  30.  Joni 
und  29.  August  (a.  St.)  1810  auf  20.7315  g 
(466"/25    Doli),    die    Feinheit     «®^  1000,    das 
Feingewicht  17,996  g  (405  Doli).     Ausser- 
dem  wurden    halbe    und  viertel  Rubel  al?» 
Währungsmünze  geprägt.*  Die  Scheidemünzen 
hatten  nach  dem  Ukas  vom  21.  März  (a.  St.j 
1867   nur  die  Feinheit  von  ^^/looo  und  nur 
die   Hälfte   ihres  Nominalwerts   an   Metall- 
wert     Als   Goldmünze    wurde    nach   dem 
Ukas  vom    14/26.  Februar  1817   der  Hall- 
impeiial  geprägt,  der  anfangs   zu  5  Rubel 
später  zu  5,15  Rubel   Silbers  tarifiert,   je- 
doch keine  wirkliche  Währungsmünze  war. 
Sein  Rauhgewicht  war  6,544  g,  seine  Fein- 
heit  916-  s   Tausendstel,    sein   Feingewiclit 
von  5,9987  g,  entsprechend  dem  Werte  voc 
16,736    Reichsmark.      Ausserdem     wurden 
früher  Dukaten  nach  dem  niederländischen 
Fuss  (im  Werte   von  9,53  Mark)  und  seit 
1834    Imperialdukaten   =  3    Rubeln    Gold 
(10,04  Mark)  geprägt.    Nach  dem  Ukas  vom 
17./29.    Dezember  1885   wurden  die   Halt»- 
imperiale    nach    einem    etwas    veränderteji 
Fusse  geprägt,   nämlich    mit    der   Feinheit 
'^1000  und  dem  Feingewicht  von  5,806  g. 
so  dass  sie  dem  Zwanzigfrancsstücke  gleicJi 
wurden.    Zugleich  wurden  auch  die  Impe- 
lialen   zu   10  Goldrubeln  wieder  eingeführt 
und  für  den  Sübemibel  und  seine  vollwer- 
tigen Teilstücke  bei  unverändertem  Feinge- 
halt ebenfalls  die  Feinheit  von  *^'iooo  ange- 
nommen.    Bei   der   Wiederherstellung  der 
Barzahlungen  auf  Gnuidlage  der  Goldwäh- 
rung wurde  ein  neuer  Goldrubel  im  Werte 
von    2/3   des   alten   (also   von   216  Pfennig) 
eingeführt.       Der    Ukas    vom     3J15.    Ja- 
nuar  1897    bestimmte,   dass   die   Imperiale 
die  Aufschrift  15  Rubel  und  die  Halbimpe- 
riale   die    Aufschrift    7,50    Rubel    erhalten 
sollten.    Durch  den  Ukas  vom  11./ 23.  De- 
zember 1898  wiu^e  auch  eine  Goldmünze 
im  Werte  von  10  (neuen)  Rubeln  und  durch 
das  Münzgesetz  vom  7./ 19.  Juni  1899  eine 
solche   von   5   Rubeln    eingeführt.      Dieses 
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ilie      Goldwährung     endgiltig     herstellende 
Oesetz    beschi-änkt    die   Zahlungskraft    der 
Silbermünzen  von  1,  V2  und  ^/4  Rubel  Pri- 
'valen   gegenüber   auf    25    Rubel,    die    der 
kleineren  (von  5  bis  20  Kopeken)  auf  3  Rubel, 
ijo^wicht  und  Feinheit  bleiben  unverändert 
iiax^h   den   Bestimmungen    von    1885.     Die 
Cxesamtsumme  der  Silbermünze   soll    nicht 
mehr  als  3  Rubel  auf  den  Kopf  der  Be- 
völkening betragen.    In  Schweden,  Nor- 
^v  egen  und  Dänemark  besteht  auf  Gnmd 
des  ö.  V.  30.  Mai   1873  bezw.  4.  Juni  und 
1^3,  Mai  1873  und  der  Münzkonvention  vom 
:27.  Mai  1873,  der  Norwegen  am  16.  Oktober 
1875  beigetreten  ist,  die  Grold Währung  mit 
der  Krone  (zu  100  Oere)  als  Rechnungsein- 
lieit.     Das   Zehnkronenstück   hat   4,4803  g 
Rauhgewicht    und    bei    einer  Feinheit  von 
^*^/iooo  4,03776  g  Feingewicht.    Die  Zwan- 
zig-  und  Fünfkronenstücke  sind  nach  ent- 
sprechendem YerhcHtnis  geprägt.    Der  Wert 
einer    Krone    ist    1,125    Mark.      Die    als 
Scheidemünze  in  Silber  geprägte  Krone  hat 
ein  Rauhgewicht  von  7,500  g,  **^^/iooo  Fein- 
heit   und    6,000  g    Feingewicht,    und    das 
Zweikronenstück  entspricht  demselben  Fusse. 
A'on     den     kleineren    Silberscheideraünzen 
liaben  die  Fünfzigorestücke  eine  Feinheit  von 
•'•^^/looo,   einen  Feingelialt  von   3,000  g,   die 
Fünfundzwanzigörestücke  ^^looo  Feinlieit  und 
1,452    g    Feingewicht,     die    Zehnörestücke 
•*^  1000  Feinheit  und  0,580  Feingewicht.    Die 
Zahlungskraft  der   grösseren   Silbermünzen 
ist  auf  20  Kronen,  die  der  kleineren  auf  10 
Kix)nen  beschränkt. 

In  Spanien  wurde  durch  das  G.  v.  19. 
Oktober  1868  der  französische  Miiuzfuss  mit 
Doppelwähnmg  eingeführt,  jedoch  fand  der 
ursprünglich  beabsichtigte  Beitritt  zur  la- 
teinischen Union  nicht  statt  Die  Rech- 
nungseinheit ist  die  Peseta  —  1  Franc. 
Das  Dekret  vom  20.  August  1876  sollte  die 
Goldwährung  anbahnen  und  führte  auch 
eine  neue  Goldmünze,  das  Fünfundzwanzig- 
pesetastück neben  den  übrigen  ein.  Im 
Jahre  1878  wurde  die  Prägung  von  silber- 
nen Fünfpesetastücken  für  Privatrechnimg 
eingestellt  und  die  Regierung  fing  nun 
an,  ihrerseits  massenhaft  Silber  zu  prägen, 
um  einen  finanziellen  Gewinn  zu  machen. 
Daher  hat  Spanien  jetzt  thatsächlich  Silber- 
währung, die  Noten  der  Bank  werden  in 
Silber  eingelöst,  imd  das  Gold  hat  ein  Agio 
von  25  bis  50  und  zeitweise  noch  mehr 
Prozent.  Immerhin  stehen  die  Silbermünzen 
noch  bedeutend  über  ihrem  Metallwerte. 

In  Portugal  besteht  nach  dem  G.  v. 
29.  Juli  1854  Goldwährung  mit  dem  ^lilreis 
als  Rechnungseinheit.  l)iese  wird  auch 
als  Goldmünze  mit  einem  Gewicht  von 
1,7735  g  und  9I62/3  Tausendstel  Feinheit 
(Wert  5,5996  Francs)  geprägt.  Ausserdem 
giebt   es  Münzen   von  2,5  und   10  Milreis. 


Die  englischen  Goldmünzen  haben  in  Portu- 
gal gesetzlichen  Kurs,  der  Sovereign  zu  4,5 
Milreis.  Seit  1891  steht  das  Land  übrigens 
in  der  Papiergeldwirtschaft  imd  es  ist  keiu 
Gold  mehr  geprägt  wonlen.  Die  grösste 
Silbermünze  ist  das  5-Testonstück  =  ^2  Mil- 
reis (500  Reis)  mit  einem  Gewicht  von 
12,500  g  und  916^/8  Tausendstel  Feinheit. 

Rumänien  hat  nach  dem  G.  v.  14. 
April  1890  Goldwähnmg.  Die  Goldmünzen 
(nur  Zwanzig-  und  Zehnleistticke)  und  die 
Silbermünzen  sind  nach  dem  französischen 
Fuss  geprägt,  jedoch  haben  die  silbernen 
Fünfleistücke  wie  die  kleineren  Silher- 
münzen  nur  Zahlungskraft  bis  zu  50  Lei. 
Das  Gold  erzielt  übrigens  zuweilen  ein  nicht 
unerhebliches  Agio. 

In  Serbien  werden  nach  dem  G.  v. 
10.  Dezember  1878  ebenfalls  Gold-  und 
Silbermünzen  nach  dem  französischen  Sys- 
tem geprägt.  Jedoch  haben  nur  die  golde- 
nen Zehn-  und  Zwanzigdinardenstücke  un- 
beschränkte Zahlungskraft ;  für  die  silbernen 
Fünf  dinarstücke  beträgt  dieselbe  nur  500 
Dinar  und  für  die  kleineren  Silbermünzen 
(mit  der  Feinheit  ^"^'^liooo)  nur  50  Dinar. 

In  der  Türkei  ist  die  Hauptgoldmünze 
das  Hundertpiasterstück  mit  einem  Ge- 
wicht von  7,216  g  und  der  Feinheit  916-^/3 
Tausendstel.  Sein  Wert  beträgt  22,78  Francs. 
Es  werden  auch  Stücke  von  25,  50,  250 
und  500  Piastern  geprägt,  jedoch  war  der 
Gesamtbetrag  der  Goldprägungen  im  letzten 
Jalirzehnt  nur  sehr  gering.  Die  Süber- 
münzen  (^/2-  bis  Zwanzigpiasterstücke)  be- 
haupten sich  auf  einem  ihrcn  inneren  Ge- 
halt bedeutend  übersteigenden  Yerkehrs- 
wert. 

In  Aegypten  hat  das  goldene  Hundert- 
piasterstück*^  oder  ägyptische  Pfund,  das  die 
Münzeinheit  bildet,  ein  Gewicht  von  8,500  g 
und  die  Feinheit  ^^^'looo.  Sein  Wert  ist 
25,61  Francs,  also  noch  etwas  höher  als  der 
des  englischen  Sovereign. 

Was  das  Münz wesen  der  Vereinigten 
Staaten  betrifft,  so  ist  der  Dollar  aus 
dem  spanischen  Piaster  von  8  Reales  de 
plata  mexicana  hervorgegangen,  dem  seiner- 
seits ohne  Zweifel  der  deutsche  Joachims- 
thaler  als  Vorbild  gedient  hat.  Er  hatte 
nach  dem  G.  v.  2.  April  1792  einen  Fein- 
gehalt von  24,0566  g  Silber  bei  einem  Ge- 
wicht von  26,9564  g.  Diu-ch  das  G.  v.  18. 
Januar  1837  wurde  nur  sein  Gewicht  ge- 
ändert, indem  die  Feinheit  von  0,89243 
auf  0,900  erhöht  wurde.  Der  Trade-Doliar 
(nach  dem  G.  v.  12.  Februar  1873,  s.  oben) 
hatte  ein  Feingewicht  von  24,494  g,  der 
nach  der  Bland-Bill  von  1878  geprägte 
Standard-Dollar  aber  steht  dem  ursprüng- 
lichen wieder  gleich. 

Die  Zehndollarstücke  oder  Eagles  nach 
dem   G.   v.   1792   haben    einen   Feingehalt 
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von  10,0377  g  Gold  bei  einem  Rohgewichte 
von  17,4957  g.  Dun-h  das  (i.  v.  28.  Juni 
liS34  wurde  das  Wertverhältnis  des  Goldes 
zum  Silber  erhöht  und  dadurch  das  Fein- 
gewicht des  Eagle  auf  15,0334  vermindert, 
IS'ach  dem  G.  v.  18.  Januar  liS37  endlich 
steht  es  auf  15,()4()3  bei  einem  Rauhge- 
wichte von  16,7181  und  der  Feinheit  0,1HM). 
Die  durch  das  G.  v.  S.  März  1897  einge- 
filhrtt»  japanische  Goldwährung  hat 
den  neuen  GoJdyen  als  Einheit.  Das  /elui- 
yenstück  hat  ein  Gewiclit  von  8,3333  g  bei 
^*  1000  Feinheit. 

Litteratnr;  Thoman  v,  Hagelstein,  Acta 
publica  monetaria  (Stimmlung  einer  Anzahl 
allerer  Schriften  über  das  ^liimireseu).  — 
Hirsch ,  De«  teuinchen  Reiche«  Münzarchiv, 
1756 — 1768.  —  r.  Braun,  Gründliche  Suchricht 
von  dem  Mümtresen  insgemein,  insbesondere 
aber  von  dem  Teulschen  Mümwesen  älterer  und 
neuerer  Zeit,  S,  Auß.,  1784.  —  Kftlbei*,  Das 
Münztresen  in  Teutschland  nach  seinem  jetzigen 
Zustande,  1828.  —  Ho/fmann,  Die  Lehre  vom 
Gel  de,  Berlin  18.^8.  —  Derselbe^  Die  Zeichen 
der  Zeit  im  deutschen  Münzwesen,  Berlin  18U1. 
Soetbeert  Beiträge  zur  Geschichte  des  Geld- 
Und  Münzwesens  in  Deutschland;  in  den 
Forschungen  zur  Deutschen  Geschichte,  Bd.  1, 
JI,  IV  und  VI.  —  Derselbe f  Beiträge  und 
Materialien  zur  Beurteilung  von  Geld-  und 
Bank/ragen,  Hamburg  18.35.  —  Derselbe,  Deut- 
sche Münzverfassung,  Erlangen  1874 — 1881.  — 
Derselbe f  Litteraturverzeichnis  über  Geld-  und 
Münzwesen,  insbesondere  über  den  Währungs- 
streit 1871— ISUl,  Berlin  18ifJ.  —  Orote,  Münz- 
Studien,  1.^4.  Bd.,  Leipzig  1854 — 1866.  Daraus: 
Die  Geldlehre,  1865.  —  Xeller,  Die  Frage  der 
internationalen  Münzeinigung  und  die  lUftrm 
des  deutschen  Mümwesen^,  ^Stuttgart  18fi!K  — 
V.  Inatna  •  Sternegg  f  Die  neue  Währungs- 
lind  Münzgesetzgebung  vo7i  (hsterreich  und 
Ungarn,  Zeitschr.  f.  Volksw.,  Sozialp.  u.  Vene, 
Bd.  I,  S.  645  ^.  —  Lord  Liverpool,  A  treatise 
on  the  coins  of  the  realm,  2.  ed.,  London  I846. 
—  liudlng,  Annais  of  the  Coinage  of  Great 
Britain,  8.  ed.,  18 40.  —  ArgelatuSj  De  monetis 
Italiae  variorum  illustrium  virorumDisputationfs, 
8  vol..  Medial.  1750.  —  Zanettl,  Xnova  raccolta 
dellc  monete  e  zecche  d'Italia,  5  vol.,  Bologna 
1775 — 1789.  —  Vrolik,  Le  Systeme  monetairc 
du  Bot/aume  des  Pai/s-Bas,  Utrecht  1854'  — 
ChaudoiVf  Apei^eu  sur  les  monnaies  russes, 
Petersburg  1886.  —  de  Schubert^  Monnaies 
-intssea  des  dernicrs  trois  siecles,  Leipzig  1857.  — 
Xobackf  Münz-,  Mass-  und  Gewichtsbuch,  2. 
Auß.,  Leipzig  1877.  —  Haxiptj  Histoire  mone- 
tairc de  notre  temps,  Paris  et  Berlin  1886.  — 
Det*selbe,  Arbitrages  et  Parites,  8.  ed.,  Paris 
I894.  —  Helff'erich,  Die  Folgen  des  deutsch- 
östeiTeichischcn  Münzvercins  von  1857,  Strussburg 
I894.  —  Derselbe,  Die  Beform  des  deutschen 
Geldwesens,  Bd.  I  und  II,  Leipzig  1898.  — 
Annual  Report  of  the  Director  of  the  Mint, 
Washington.  —  Annual  Beport  of  the  Deputy 
master  and  comptroller  of  the  Mint,  London.  — 
Administration  der  moyinaies  et  mcdaillcs,  Rapport 
au  Ministre  des  Financvs,  Paris  (seit  1896  eben- 
falls Jährlich  erscheinend).  Lexis. 


Man,  Thomas, 

lebte  in  der  ersten  Hftlfte  des  17.  Jahrh.  Er 
war  Kaufmann  zu  London  und  erwarb  Rieh 
durch  Handel  nach  dem  Oriente  ein  beträcht- 
liches Vermögen.  Er  stand  schon  162;$  im 
Rufe  grosser  Erfahrungen,  arbeitete  1628  eine 
Bittschrift  der  Ostindischen  Kompagnie  ans 
Parlament  aus  und  erhielt  16:^  vom  Gros$- 
herzog  vtm  Toskana  Darlehen  zu  Handelszwecken. 
Sein  Todesjahr  ist  Qnl>ekannt. 

Mun  ist  einer  der  ersten  englischen  Mer- 
kantilisten,  dessen  Hauptwerk  vornehmlich 
theoretische  Betrachtungen  über  die  Handels- 
bilanz und  praktische  Vorschläge,  dieselbe  für 
England  günstiger  zu  gestalten,  enthält.  Be- 
merkenswert ist,  dass  er  im  Gegensatz  zu  vielen 
Merkantiliston  für  den  Export  von  Geld  eintritt, 
wenn  das  Geld  mit  Nutzen  wieder  in  da.s  Land 
zurückkehre. 

Er  veröffentlichte:  A  discourse  of  trade 
from  England  nnto  the  East  Indies.  answerin^ 
to  diverse  objections,  which  are  usualy  made 
against  the  same.  by  M.  T.  2.  edit. ,  Londun 
1621.  (Mac  t'ulloch  glaubt  annehmen  zu  dürfen, 
dass  die  1.  Auflage  dieses  Werkes,  welche  er 
nicht  auffinden  konnte,  aus  dem  Jahre  \^ß 
herrührt.)  —  The  jMitition  and  remonstrance  to 
Parliament  of  the  govenior  and  Company  of 
merchants  of  London  trading  to  the  East  Indien, 
London  1(528.  —  Englands  treasure  hy  forraigii 
trade,  or  the  balance  of  our  forraign  trade  is 
the  rule  of  our  treasure.  Written  by  Thomas 
Mun  of  London,  merchant,  and  now  published 
for  the  common  good  by  his  son,  John  Mun  of 
Bearsted  in  the  country  of  Kcnt.  Esquire. 
London  1644.  Neuest«  Aufl. ,  •  London  1856. 
Italien.  Uebers.  von  Pietro  Genovesi,  Neapel  1764. 

Vgl.  über  Mun:  Dictionnaire  de  Teconomie 
politique  II,  Paris  18r>4.  8.  258.  —  Jul.  Kautz, 
Geschichte  und  Theorie  der  Nationalökonomik 
II,  Wien  1860,  S.  278.  -  W.  Röscher,  Zur  (ie- 
scbichte  der  engl.  Volkswirtschaftslehre.  'Aus 
dem  3.  Bde.  der  Abh.  d.  kgl.  sächs.  Ges.  d. 
Wiss.,  Leipzig  1851. 1  S.  44.  —  L.  Bianchini, 
Storia  del  ben  vivere  sociale  e  della  economia 
degli  stati.  Parte  storica,  Palermo  1845.  .S.170.— 
M  a  c  ( '  u  1 1 0  c  h ,  Literature  of  political  economy, 
London  1845,  S.  98.  —  Derselbe,  Principles  of 
political  economy,  4.  edit.,Edinburg  1849,8.29.— 
L.  ('ossa,  Introduzione  allo  studio  dell*  Ero- 
nomia  politica.  Milano  1892,  S.  145.  225,  226. 
Josef  Slam  mha m^mer. 
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Haster-  and  Modellschatz. 

1.  Gescbicbtlicbes.     2.  Materielles  Muster- 
recht.   3.  Formelles  Mnsterrecht.    4.  Dauer  des 
'Musterschutzes;  Gebühren.    5.  Folgen  der  Ver- 
I  letzung  des  Musterrechtes.     6.  Geltungsgebiet 
I  des  Gesetzes  und  Beziehungen  zum  Auslande. 
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7.  C4ebraiichsmuster.  8.  Gesetzgebung  der  wich- 
tigeren auswärtigen  Industriestaaten. 

1.  Geschichtliches.  Der  Schutz  gewerb- 
licher Muster  und  Modelle  ist  den  deutschen 
Rechtssystemen  bis  gegen  Mitte  der  sieb- 
ziger Jahre  dieses  Jahrhunderts  fremd  ge- 
blieben. Während  die  Gesetzgebung  anderer 
Industriestaaten  schon  längst  einen  der- 
artigen Schutz  eingeführt  hatte,  glaubte  man 
bei  uns  das  Emporblühen  der  Kimstindustrie 
in  der  Weise  besser  fördern  zu  können,  dass 
man  neu  geschaffene  gewerbliche  Vorbilder 
jedeiTTiann  zur  freien  Benutzung  überliess. 
Auch  die  juristische  Konstruktion  des  Muster- 
schutzes stiess  auf  Bodenken.  In  einer  Re- 
solution des  Norddeutschen  Reichstjiges 
-wurde  gelegentlich  der  Beratung  des  Gesetz- 
entwurfes über  das  Urheberrecht  an  Schrift- 
werken etc.  jener  ablehnende  Standpunkt 
zuei-st  verlassen ;  die  verbündeten  Regienin- 
gen wurden  ersucht,  gleichzeitig  mit  der 
Regelung  des  Urheberrechts  an  Werken  der 
bildenden  Kunst  auch  die  Berücksichtigung 
berechtigter  Interessen  der  Kunstindustrie 
anzubahnen  und  Normen  für  den  Schutz  der 
Photographieen  vorzuschlagen.  *  Diese  An- 
ix^gung  konnte  angesichts  des  damals  noch 
obwaltenden  Widei-streits  der  Ansichten  und 
Interessen  nicht  sogleich  verwirklicht  werden. 
Erst  die  Klagen  der  elsässischen  Industrie, 
welche  nach  der  Annexion  auf  den  deutschen 
Markt  angewiesen,  hier  den  Schutz  der 
französischen  Gesetzgebung  für  ihre  Muster 
entbehrte,  in  Verbindung  mit  dem  Miss- 
erfolge der  deutschen  Kunstindustrie  auf 
der  Weltausstellung  in  Wien  brachten  die 
Erage  von  neuem  in  Fluss.  Auf  Grund  einer 
umfassenden  Enquete  gelangten  im  Jahre 
1875  Gesetzentwürfe,  betreffend 

a)  das  Urheberrecht  an  Werken  der  bil- 
denden Künste, 

b)  das  Urheberrecht  an  Mustern  und  Mo- 
dellen, und 

c)  den  Schutz  der  Photographieen  gegen 
unbefugte  Nachahmung 

beim  Reichstage  zur  gemeinsamen  Vorlage 
und  mit  geringfügigen  Abänderungen  zur 
alsbaldigen  Annahme. 

2.  Materielles  Musterrecht.  Das  Reichs- 
gesetz vom  11.  Januar  1876  beschränkt  das 
Recht,  ein  ^werbliches  Muster  oder  Modell 
ganz  oder  teilweise  nachzubilden,  ausschliess- 
lich auf  den  Urheber  desselben.  Eine  De- 
finition von  »Muster  und  Modell«  ist  ver- 
mieden, um  der  Wissenschaft  und  Recht- 
sprechung bei  Feststellung  des  Begriffs  freie 
Hand  zu  lassen.  Nur  soviel  ist  in  den  Mo- 
tiven des  Gesetzes  zum  Ausdruck  gelangt, 
dass  der  Begriff  die  Erzeugnisse  der  Kunst- 
industrie und  die  gewöhnlichen  Muster  der 
Gewerbe  in  gleichem  Masse  umfassen  solle. 
Eine  Unterscheidung  beider  Kategorieen  war 
nicht  thunlich.  weil  der  Uebergang  von  einem 


Produkt  der  Kunstindustrie  zu  dem  gewöhn- 
hchen  Muster  ganz  allmählich  sich  voDzieht, 
und  weil  auch  dem  einfachsten,  aus  Linien 
und  Strichen  zusammengesetzten  Muster  der 
gesetzliche  Schutz  gebührt.  Dagegen  sind 
die  kunstindustrieUen  Erzeugnisse  streng  zu 
unterscheiden  von  den  Werken  der  bildenden 
Kunst;  letztere  verfolgen  den  rein  ästhe- 
tischen Zweck,  Schönes  zur  Darstellung  zu 
bringen;  die  Kunstindustrie  will  in  ihren 
Mustern  und  Modellen  Vorbilder  für  die  ge- 
schmackvolle Gestaltung  von  Gebrauchs- 
gegenständen darbieten.  Diese  Muster  werden 
daher  auch  »Geschmacksmuster«  genannt 
im  Gegensatz  zu  den  »Gebrauchsmustern«, 
welche  vermöge  einer  in  der  Form  oder  in 
der  Konstruktion  vorgenommenen  Neuerung 
die  praktische  Verwendbarkeit  eines  Gegen- 
standes zu  erhöhen  bestimmt  sind.  Man  hat 
vielfach  darüber  gestritten,  ob  auch  die  »Ge- 
brauchsmuster« in  den  Geltungsbereich  des 
G.  V.  11.  Januar  1876  fallen.  Die  Frage  ist 
nach  der  Entstehun^geschichte  des  Gesetzes" 
und  in  Uebereinstimmung  mit  der  über- 
wiegenden Mehrheit  der  Kommentatoren 
durch  ein  Erkenntnis  des  vormaligen  Reichs- 
oberhandelsgerichts (in  der  Sammlung  der 
Entscheidungen  Band  24,  Seite  32  abge- 
druckt) verneint  worden;  und  die  Gesetz- 
gebung hat  dieser  Auffassung  Rechnung  ge- 
tragen, indem  unter  dem  1.  Juni  1891  ein 
besonderes  Gesetz  über  den  Schutz  der  Ge- 
brauchsmuster erlassen  worden  ist. 

Der  Schutz  gewerbhcher  Muster  und 
Modelle  im  Sinne  dos  G.  v.  11.  Januar  1876 
ist  durch  deren  Neuheit  und  Eigentümlich- 
keit bedingt.  Das  Muster  darf  —  wie  ein 
Ausschussbericht  der  I^eipziger  Handels- 
kammer treffend  bemerkt  —  in  der  Ge- 
samtheit seiner  charakterischen  Formen 
früher  d.  h.  vor  der  Eintragung  in  das 
Musterregister  noch  nicht  dagewesen  sein; 
es  muss  als  das  Erzeugnis  einer  geistigen 
Schaffenskraft  auf  gewerblichem  Gebiete 
sich  darstellen.  Der  Schutz  gebührt  dem 
Urheber,  der  unter  Lebenden  oder  von  Todes 
wegen  frei  über  dieses  Vermögensrecht  ver- 
fügen kann.  Dieser  Gnindsatz  erleidet 
jedoch  aus  praktischen  Gesichtspunkten  eine 
Ausnahme.  Ist  nämlich  ein  Muster  von  dem 
Angestellten  eines  gewerblichen  Etablisse- 
ments im  Auftrage  oder  für  Rechnung  des 
Eigentümei-s  neu  geschaffen,  so  ist  als  Ab- 
sicht der  Beteiligten  zu  untersteilen,  dass 
der  Eigentümer  der  Anstalt  das  Verviel- 
fältigungsrecht des  Musters  erhalten  soll, 
während  der  eigentliche  Urheber  in  seinem 
regelmässigen  Lohn  die  Entschädigung  für 
seine  Thätigkeit  findet.  Nach  dem  Gcvsotz 
soll  daher  in  Ermangelung  entgegenstehender 
Vertragsbestimmungen  der  Eigentümer  un- 
mittelbar d.  h.  ohne  besondere  Cession  als 
Urheber  angesehen  werden.    Diese  Rechts- 
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vermutuDg  gi-eift  jedoch  nur  insoweit  Platz, 
als  Kunsttecliniker,  Maler,  Bildhauer,  Zeich- 
ner etc.  in  einem  dauernden  Vertrags  massigen 
Verhältnisse  zu  einem  im  Reichsgebiete  be- 
legenen Etablissement  stehen.  Muster,  welche 
eine  nicht  zu  derartigen  Leistungen  ange- 
stellte Person,  beispielsweise  ein  Buchhalter 
oder  ein  ausserhalb  des  Etablissements  ste- 
hender Zeichner  etc.  auf  besondere  Be- 
stellung angefertigt  hat,  vorbleiben  dem  Ur- 
heber, und  es  ist  ein  specieller  Rechtsakt 
notwendig,  um  das  ausschliessliche  Verviel- 
fältigungsrecht auf  den  Eigentümer  der  An- 
stalt zu  übertragen. 

Wie  bereits  bemerkt,  steht  dem  Urheber 
eines  Musters  oder  Modells  ausschliesslich 
das  Röcht  der  Nachbildung  zu.  Nachbildung 
ist  die  vollständige  oder  teilweise  Wieder- 
gabe des  Originals.  Sie  ist  verl)Oten,  sofern 
sie  in  der  Absicht  der  Weiterverbreitung 
und  ohne  Genehmigung  des  Berechtigten 
erfolgt.  Um  bei  der  Ilandhabung  dieser 
Vorschrift  Zweifel  von  vorn  herein  abzu- 
schneiden mid  die  Einheitlichkeit  der  ge- 
richtlichen Praxis  sicher  zu  stellen,  hat  das 
Gesetz  nach  Analogie  anderer,  die  Urheber- 
rechte regelnden  Gesetze  einzelne  Fälle  be- 
sonders hervorgehoben,  in  denen  eine  ver- 
botene Nachbildung  als  gegeben  oder  als 
nicht  gegeben  angesehen  wei-den  soll.  Eine 
verbotene  Nachbildung  liegt  dann  vor,  wenn 
das  Produkt  nach  einem  anderen  Verfahren 
hergestellt  oder  für  einen  anderen  gewerb- 
lichen Zweck  bestimmt  ist  als  das  Original ; 
wenn  die  Nachbildung  in  den  räumUchen 
Abmessungen  und  in  den  Farben  vom 
Original  abweicht,  oder  wenn  sie  sich  von 
letzterem  nur  durch  solche  Abänderungen 
unterscheidet,  die  auf  den  Totaleindruck  ohne 
wesentlichen  Einfluss  und  im  Vorkehr  nur 
bei  besonderer  Aufmerksamkeit  wahrnehm- 
bar sind;  endlich,  wenn  die  Nachbildung 
nicht  unmittelbar  nach  dem  Original,  son- 
dern mittelbar  nach  einer  Nachbildung  des- 
selben geschaffen  ist.  Dagegen  ist  es  nicht 
verboten,  von  einem  Muster  oder  Modell 
Einzelkopieen  zu  nehmen,  sofern  dies  ohne 
die  Absicht  der  gewerbsmässigen  Ver- 
breitung und  Verwertung  geschieht.  Diese 
Begriffsbestimmung  schliesst  die  Anwendung 
eines  auf  Massenfabrikation  berechneten  me- 
chanischen Verfallrens  aus;  die  »Einzcl- 
kopie«  darf  niu»  mittelst  Handarbeit  her- 
gestellt und  auch  alsdann  zur  gewerbs- 
mässigen Vei-wertung  nicht  bestimmt  sein. 
Nach  den  Motiven  zum  Gesetz  ist  es  — 
weil  den  gewerblichen  und  Vermögens- 
interessen des  Urhebers  des  Modells  un- 
schädlich —  beispielsweise  statthaft,  nach 
einem  Stickmuster  gelegentlich  einmal  eine 
Stickarbeit  anzufertigen  und  dieselbe  zu  ver- 
kaufen. Sobald  diese  Thätigkeit  aber  in  einer 
auf  Gewinn  abzielenden  Weise   foi-tgesetzt 


vdrd.  greift  das  Verbot  Platz,  Es  ist  feii^ 
gestattet,  Muster,  welche  für  Flächenereen«:- 
nisse  besimmt  sind,  durch  plastische  Eraensr- 
nisse  nachzubilden  und  umgekehrt.  Der 
Mustoi-schutz  beschrankt  sich  hiemach  gnmd- 
sätzlich  auf  die  eine  oder  die  andere  die^^r 
Kategorieen,  und  dementsprechend  wir^i  F-i 
der  Anmeldung  eine  bestimmte  Angabe  da- 
rüber verlangt,  ob  das  Muster  für  Fiai-äen- 
oder  für  plastische  Erzeugnisse  bestimmt  L^t. 
Diese  Angabe  ist  auch  für  das  Recht  »i^ 
Nachbildung  entscheidend.  W^eiter  ist  «iie 
Aufnahme  von  Nachbildimgen  einzelner 
Muster  in  Schriftwerken  auch  ohne  Quellec- 
angabe  zulassig.  Endlich  gilt  der  aUgemeine 
Grundsatz,  dass  unbescliadet  des  Verbotes. 
der  ganzen  oder  teil  weisen  Nachbildung 
einzelne  Motive  eines  Musters  oder  M«xlelU 
frei  benutzt  werden  dürfen,  insofern  es  si«:-h 
um  die  Schöpfung  eines  neuen,  in  seinem 
Gesamtbilde  selbständigen  Musters  o*ier 
Modells  liandelt.  Man  will  hiermit  «ler 
Kunstindustrie  die  im  Interesse  ihrer  p> 
deihliclien  Fortentwickelung  allerdings  w  Qa- 
schenswerte  Möglichkeit  gewährleisten,  auf 
Vorhandenem  fussend  Neues  zu  schaffen. 
Ob  freilich  die  Grenzlinie  zwischen  der  im- 
befugten  Nachbildung  einzelner  Teile  dt-s 
Musters  und  der  freien  Benutzung  einzelner 
Motive  in  allen  Fällen  leicht  zu  finden  sein 
winl,  mag  dahingestellt  bleiben. 

•  3.  Fonnelles  Musterrecht  Das  Muster 
ist,  auch  wenn  die  materieUen  Vorauji- 
setzungen  seiner  Schutzfähigkeit  gegeben 
sind,  nicht  ohne  weiteres  gegen  Nachbildung 
geschützt ;  es  bedarf  eines  formellen  Rechts- 
aktes, mittelst  dessen  der  Urheber  den  Schutz 
in  Anspruch  nimmt.  Das  Gesetz  bestinunt 
daher,  ebenso  wie  die  Gesetzgebung  aller 
übrigen  Staaten,  welche  den  Musterschutz 
eingeführt  haben,  dass  der  Urheber  daa 
Muster  oder  Modell  zur  Eintragung  in  ein 
öffentliches  Register  (Musterregister)  an- 
melden imd  gleichzeitig  ein  Exemplar  des 
Mustere  oder  eine  Abbildung  desselben  hinter- 
legen muss.  Dies  hat  zu  geschehen,  bevor 
ein  nach  dem  Muster  oder  Modell  an- 
gefertigtes Erzeugnis  in  den  Verkehr  ge- 
langt; eine  später  erfolgende  Anmeldung 
ist  rechtsunwirksam,  weil  ihr  Gegenstand 
alsdann  nicht  mehr  als  neu  gelten  kann. 

Das  Musterregister  wird  von  den  mit 
der  Führung  des  Handelsregisters  betrauten 
Gerichten  geführt.  Diese  Einrichtimg  hat 
sich  bewährt ;  wenigstens  ist  bisher  aus  den 
Kreisen  der  Beteiligten  der  Wunsch  nach 
einer  Centralisierung  der  Anmeldungen  nur 
vereinzelt  laut  gewoi-den.  Zuständig  ist  das 
Gericht  der  Hauptniederlassung  des  Urhebere, 
und  falls  letzterer  eine  eingetragene  Firma 
nicht  besitzt,  das  Gericht  seines  Wohnortes; 
Personen  (In-  oder  Ausländer),  welche  im 
Inlande  eine  Haupt-  oder  Zweigniederlassung 
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oder  einen  Wohnsitz  nicht  Ixisitzen,  haben, 
—  sofern  ihnen  auf  den  Schutz  ihi-er  Muster 
ein  staatsverti-agsmässiger  Anspruch  über- 
haupt zusteht  —  die  Anmeldung  und  Hinter- 
legung bei  dem  Amtsgerichte  zu  Leipzig  zu 
l^ewirken.  Der  Grerichtsstand  ist  em  aus- 
scliliesslicher,  die  bei  einer  nicht  zuständigen 
Gerichtsbehörde  erfolgte  Anmeldung  gewährt 
keinen  Schutz.  Die  Muster  können  offen 
oder  versiegelt,  einzeln  oder  in  Packeten, 
(lei-en  jedes  bis  zu  50  Muster  im  Gewicht 
bis  zu  10  kg  enthalten  darf,  niedergelegt 
werden.  Die  Vereinigung  mehrerer  Muster 
in  einem  Paket  steigert  allerdings  die  Zu- 
gänglichkeit des  Musterschutzes,  indem  die 
Miiliw^tung  und  die  Kosten  der  De|X)sition 
vermindert  worden;  sie  erleichtert  aber 
andereraeits  eine  gemeinschädliche  Monopo- 
lisienmg  einzelner  Geschäftsbetriebe.  Noch 
iKKlenklicher  kann  die  versiegelte  Hinter- 
legung wirken.  Sie  ist  im  deutschen  Gesetz, 
ebenso  wie  nach  dem  Recht  auswärtiger 
Staaten  unter  dem  an  sich  gewiss  bei'ech- 
tigten  Gesichtspunkte  zugelassen,  dass  die 
Gewerbtreibenden  nicht  genötigt  werden 
diirfen,  ihre  Geschäftsgeheim nisse  voraeitig 
der  OeffentUchkeit  preiszugeben.  Dem  ge- 
genüber kommt  aber  in  Beti-acht,  dass  grund- 
sätzlich nicht  nur  die  Musterregister  selbst, 
sondern  auch  die  Unterlagen  der  einzelnen 
Eintragungen  zur  allgemeinen  Einsicht  offen 
liegen  müssen,  damit  jedermann  sich  über- 
zeugen kann,  ob  er  durch  Nachbildung  eines 
Musters  einen  Eingriff  in  die  Rechte  eines 
anderen  begeht.  Diese  Mögliclikeit  ist  ver- 
siegelten Mustern  gegenüber  erheblich  ein- 
gescliränkt;  auch  hat  es  nicht  an  Versuchen 
gefehlt,  durch  den  Hinweis  auf  versclilossene 
Hinterlegungen  weitergehende  Rechte  in 
Anspnich  zu  nehmen,  als  sie  thatsächlich 
begriindet  sind.  Derartigen  Ausschreitungen 
eines  imlauteren  Wettbewerbes  soll  die  Vor- 
schrift entgegenwirken,  dass  die  Eröffnung 
versiegelt  niedergelegter  Muster  nach  Ab- 
lauf von  drei  Jaliren  und  in  Prozessfällen 
auch  schon  früher  bewirkt  werden  muss. 

Das  Musterregister  wird  im  allgemeinen 
nach  Massgabe  der  Vorschriften  über  die 
Führung  des  Handelsregister  geführt ;  Ein- 
zelheiten sind  in  den  Bekanntmachungen 
des  Reichskanzlers  vom  29.  Februar  1876 
(Centralbl.  für  das  Deutsche  Reich  S.  123), 
vom  12.  November  1883  (Centi-albl.  S.  325) 
und  vom  23.  Dezember  1886  (Centralbl. 
S.  418)  geregelt.  Die  Eintragung  und  die 
Verlängerung  der  Schutzfrist  wird  monatlich 
im  Reichsanzeiger  bekannt  gemacht;  die 
Kosten  im  Betrage  von  je  1,50  Mark  hat 
der  Anmeldende  zu  tragen. 

Die  Eintragung  erfolgt  ohne  jede  amt- 
hclie  Vorprüfung.  Die  Anmeldung  ist  hier- 
nach zwai*  unerlässliche  Vomussetzung  für 
die  Erlangung  des  Schutzes,  gewälirt  aber 


kein  definitives  Recht  und  überhebt  ins- 
besondere den  Anmelder  nicht  der  Not- 
wendigkeit, im  Streitfalle  den  Nachweis  zu 
führen,  dass  die  materiellen  Vorbedingimgen 
für  das  Schutzrecht  gegeben  sind.  Nur  be- 
gründet die  Anmeldung  und  Hinterlegung 
oines  Musters  eine  Rechtsvermutung  für  die 
Urheberschaft.  Wer  also  der  Verantwort- 
lichkeit für  die  unbefugte  Nachbildung  eines 
Mustei-s  mit  dem  Einwände  sich  entziehen 
will,  dass  der  im  Register  Eingetragene  das 
Muster  nicht  selbst  erfunden  habe  oder  dass 
letzteres  nicht  neu  imd  eigentümlich  sei, 
muss  den  Beweis  für  diese  Behauptung  über- 
nehmen. 

Die  Zahl  der  jährlichen  Mustemin- 
tragimgen  ist  vom  Jahre  1895  ab  über  100000 
erheblich  hinausgegangen;  sie  betrug  für 
1899  über  123000.  Hiervon  entfällt  etwa 
^/4  auf  plastische,  der  Rest  auf  Flächen- 
muster. 

4.  Daner  des  Mufiterschntzes;  Ge- 
bühren. Der  Schutz  gegen  Nachbildung 
l)eginnt  mit  dem  Tage  der  Anmeldung,  nicht 
der  Eintragung  des  Musters.  Die  Dauer  des 
Schutzes  hat  der  Urheber  entsprechend  der 
wirtschaftlichen  Bedeutung,  welche  er  der 
ausschliesslichen  Verwertung  des  Musters 
beimisst,  innerhalb  der  Grenzen  von  einem 
bis  zu  fünfzehn  Jahren  selbst  zu  bestimmen ; 
er  kann  bei  der  Anmeldung  von  vom  herein 
den  Schutz  bis  zu  der  längst  zulässigen  Dauer 
in  Anspruch  nehmen,  oder,  falls  er  zunächst 
weniger  als  drei  Jahre  verlangt  hat,  jeder- 
zeit die  Verlängerung  bis  zu  drei  Jahren 
nachsuchen  oder  endlich  nach  Ablauf  von 
drei  und  von  zehn  Jalii-en  die  Ausdehnung 
bis  zu  fünfzehn  Jahren  beantragen.  Für  die 
durch  die  Verwaltung  des  Musten^egisters 
den  Gerichtsbehörden  erwachsende  Müh- 
waltung  wird  eine  den  Landeskassen  zu- 
fliessende  Gebühr  erhoben,  welche  füi-  die 
ersten  drei  Jahre  der  Schutzdauer  je  1  Mark, 
für  jedes  weitere  bis  zum  zehnten  Jalire 
2  Mark,  für  das  elfte  bis  fünfzehnte  Jalir 
je  3  Mark  beträgt.  Für  eine  etwa  ge- 
wünschte Bescheinigung  über  einen  Eintrag 
sowie  für  jeden  sonstigen  Auszug  aus  dem 
Register  kommt  eine  Gebühr  von  je  1  Mark 
in  Ansatz.  Alle  die  Eintragung  betreffenden 
Eingaben,  Verhandlungen,  Atteste  etc.  sind 
stempelfrei. 

5.  Folgen  der  Verletzung  des  Mnster- 
rechtes.  Hinsichtlich  der  civil-  und  straf- 
rechtlichen Folgen  der  unerlaubten  Verviel- 
fältigung, des  gerichtlichen  Verfalirens  und 
der  Verjährung  finden  die  Bestimmimgen 
des  Gesetzes  über  das  Urheberrecht  an 
Schriftwerken  auch  auf  die  Rechtsverhält- 
nisse des  Musterschutzes  Anwendung.  In 
diesen  Punkten  besteht  —  wie  die  Motive 
bemerken  —  zwischen  beiden  Kategorieen 
des     UrhebeiTCchts    vollständige    Ueberein- 
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Stimmung,  Es  ist  daher  auch  an  dieser 
Stelle  wegen  der  Einzelheiten  auf  das  G. 
V.  11.  Juni  1870  (§§  IS— 86  und  §  38) 
zu  verweisen;  der  Vollständigkeit  halber 
sei  nur  bemerkt,  dass  derjenige,  der  die 
Nachbildung  eines  Mustei-s  vorsätzlich  oder 
aus  Fahrlässigkeit  veranstaltet  oder  veran- 
lasst, sowie  d(irjenige,  der  unbefugt  nachge- 
bildete Muster  vorsätzlich  in  Verkehr  bringt, 
dem  Urhelxjr  oder  dessen  Rechtsnachfolger 
zur  Entschädigung  verpflichtet  ist  und  in 
eine  Strafe  bis  zu  3(MM)  Mark  verfällt.  Die 
Geldstrafe  wird  im  Fall  ihi-er  Nichteinzieh- 
barkeit  in  eine  Gefängnisstrafe  bis  zur 
Dauer  von  sechs  Monaten  umgewandelt. 
Statt  der  Entschädigung  kann  auf  Verlangen 
im  Strafverfahren  auf  eine  Busse  bis  zum 
Betrage  von  6<XKJ  Mark  erkannt  werden. 
Die  vorrätigen  Falsifikate  sowie  die  zu 
ihrer  Herstelhmg  benutzten  Vorrichtungen 
(Formen,  Platten,  Steine  etc.)  unterliegen 
der  Einziehung,  wenlen  jedoch  —  ab- 
weichend von  den,  die  Verletzung  des  Ur- 
heberrechts an  Schriftwerken  behandelnden 
Vorschriften  —  nicht  vernichtet,  sondern 
auf  Kosten  des  Eigentümers  und  nach 
Wald  desselben  entweder  ihrer  gefährdenden 
Form  entkleidet  oder  bis  zum  Ablauf  der 
Schutzfrist  amtlich  aufbewahrt.  Die  Straf- 
verfolgimg winl  nicht  von  Amts  wegen, 
sondern  auf  Antrag  des  Verletzten  einge- 
leitet; der  Antrag  darf  zurückgenommen 
werden.  Die  Strafverfolgung  und  die  Ent- 
schädigungsklage verjährt  in  drei  Jahren; 
der  Lauf  dieser  Frist  beginnt,  insofern  es 
sich  um  die  Herstellung  von  Falsifikaten 
handelt,  an  dem  Tage,  an  welchem  zuerst 
die  Verbreitung  stattgefunden  hat,  insofern 
es  sich  um  die  Verbreitung  handelt,  an  dem 
Tage,  an  welchem  zidetzt  die  Verbreitung 
stattgefunden  hat.  Die  Einziehung  von 
Falsifikaten  ist  über  die  Verjährungsfrist 
liinaus  so  lange  ziüässig,  als  solche  Exemj:)lare 
vorhanden  sind. 

Die  gewerblichen  Sachverständigenver- 
eine, welche  in  Angelegenheiten  der  Nach- 
bildung von  Mustern  und  Modellen  auf  Er- 
fordern des  Gerichts  Gutachten  über  streitige 
technische  Fragen  abzugeben  haben,  bestehen 
nach  Massgabe  der  Bekanntmachungen  des 
Reichskanzlei^s  vom  29.  Februar  1876  (Cen- 
tralbl.  S.  117)  und  vom  16.  Juli  1879  (Cen- 
tmlbl.  S.  490)  aus  zehn  Mitgliedern  nebst 
einer  Anzahl  von  Stellvertretern,  welche 
aus  den  Kreisen  der  Künstler,  Gewerbe- 
treibenden und  sonst  sachkiuidigen  Per- 
sonen durch  die  Gen tralbehörde  der  einzel- 
nen Bundesstaaten  ernannt  werden.  Sie 
sind  befugt,  auf  Anrufen  der  Beteiligten 
über  streitige  Entschädigungsansprüche 
und  über  die  Einziehung  als  Schiedsrichter 
zu  verhandeln  und  zu  entscheiden.  Zur 
Fassung   eines  gültigen  Beschlusses  ist  die 


Mitwirkung  von  wenigstens  sieben  imd 
höchstens  zehn  Mitgliedern,  einsohliessliJi 
des  Vorsitzenden  imd  der  etwa  zugezogeB»?E 
Stellvertreter,  erforderlich. 

Die  Einrichtung  der  Sachverständigvr- 
vereine  hat  sich  in  der  Praxis  na<*h  aiitn 
Seiten  hin  wohl  bewährt. 

6.  Geltnni^gebiet  des  Gesetzes  lud 
Beziehungen  znm  Auslände.  Das  Ge^ietz 
will  in  erster  Linie  den  einheimischen 
Kunstfleiss  fördern.  Dem  entsprechend  l^ 
schränkt  sich  sein  Anwendungsgebiet  na«:h 
der  pei*s<>n liehen  Seite  hin  auf  inländisciie. 
d.  h.  reichsangehörige  Urheber.  Auch  dieser, 
geniessen  den  Scluitz  nur  insofern,  als  die 
nach  den  Mustern  und  Modellen  henre- 
stellten  Erzeugnisse  im  Inlande  verfertig:! 
sind;  man  will  durch  diese  weitere  Be- 
schränkung verhindern,  dass  ein  im  Dienst 
ausländischer  Interessen  stehender  deuts<^-h^-r 
Urheber  durch  seine  Eigenschaft  als  Reiohs- 
angehöriger  ausländische  Fabrikate  deckt 
und  ihnen  ein  Schutzrecht  im  Inland-^» 
sichert.  Ob  die  Verbreitung  im  Inlande 
oder  Auslande  stattfindet,  ist  gleichgüti?. 
Ausländer  geniessen  den  Musterschutz  grxinl- 
sätzlich  dann,  wenn  sie  im  Reichsgebiet»- 
eine  gewerbliche  Niederlassung  haben;  sit* 
unterliegen  selbstverständlich  auch  der 
weiteren  Bedingung,  dass  die  Er2eugni>^e 
im  Inlande  verfertigt  sein  müssen,  Au>- 
länder,  welche  diesen  beiden  Bedingungen 
oder  einer  dei'selben  nicht  genügen,  haben 
auf  den  Schutz  des  Gesetzes  nur  nai*li 
Massgabe  der  bestehenden  Staatsverträee 
Anspruch.  Derartige  Verträge  biestehen  mit 
den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika. 
Belgien,  Franki-eich,  Grossbritjinnien,  Italien. 
Japan,  Oesterreich-Üngam,  Schweden  und 
Norwegen,  Scluveiz  und  Serbien;  sie  ver- 
bürgen, wie  hinsichtlich  des  Markenschutze:^ 
so  auch  hinsichtlich  des  Schutzes  der 
Muster  und  Modelle  die  Gleichbehandlung 
der  beiderseitigen  Staatsangehörigen  der- 
gestalt, dass  der  Deutsche  in  dem  Vertrags 
Staate,  der  Angehörige  des  Vertragsstaates 
in  Deutschland  unter  den  gleichen  Be- 
dingungen wie  der  Inländer  zu  dem  ge^tz- 
lichen  Schutz  zugelassen  wird.  Wegen  der 
weiteren  Ausgestaltung,  welche  dieses  Princip 
in  den  Verträgen  mit  Oesterreich-Ungarn, 
Italien,  der  Schweiz  und  Serbien  erfahren 
hat,  ist  auf  den  Artikel  » Markenschutz = 
(oben  S.  683  ff.)  zu  verweisen. 

7.  Gebrauchsmuster.  Es  ist  im  Ein- 
gange dieser  Darstellung  erwähnt,  dass  das 
G.  V.  11.  Januai'  1876  nur  auf  die  sogen. 
»Geschmacksmuster«  Anwendung  findet. 
Die  sogen.  »Gebrauchs-  oder  Nützlichkeits- 
muster« können  weder  im  Rahmen  dieses 
Gesetzes  noch  —  soweit  ihnen  nicht  ein 
Erfindungsgedanke  zu  Grunde  liegt  —  im 
Rahmen   des   Patentgesetzes    einen   Schutz 
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gegen  Nachbildung  erlangen.  Ihre  Schutz- 
bodürftigkeit  ist  aber  nach  den  in  der 
Praxis  gemachten  Erfahrungen  unzweifel- 
liaft.  Das  G.  v.  1.  Juni  1891  ist  bestimmt, 
die  Lücke  in  unserer  Gesetzgebung  auszu- 
füllen. Bei  der  inneren  Verwandtschaft 
zwischen  den  eigentlichen  Erfindungen  und 
den  im  praktischen  Leben  häufig  als  kleine 
Erfindungen  bezeichneten  Erzeugnissen, 
i^-elche  in  das  Gebiet  des  Gebrauchsmuster- 
schutzes fallen,  war  es  geboten,  diesen 
Schutz  dem  Patentschutz  möglichst  ähnlich 
zu  gestalten.  Die  wichtigsten  Abweichungen 
sind  dadurch  bedingt,  dass  an  die  Ge- 
brauchsmuster nicht  die  gleichen  Anforde- 
rungen wie  an  die  Erfindungen  gestellt 
werden  können  und  dass  deslialb  auch  der 
zu  gewährende  Schutz  eine  Einsclmlnkung 
erfahren  muss.  Dementsprechend  ist  auf 
der  einen  Seite  die  amtliche  Vorprüfung 
beseitigt  und  die  Gebühr  ermässigt,  auf  der 
anderen  Seite  die  Schutzfrist  verkürzt  und 
ini  Streitfall  dem  Inhaber  des  Gebrauchs- 
musters die  Beweislast  für  das  Vorhanden- 
sein der  materiellen  Voraussetzungen  des 
Schutzes  aufgebürdet. 

Eine  Feststellung  des  Begriffs  »Ge- 
brauchsmuster« ist  vermieden.  Es  sollen 
Modelle  von  Arbeitsgerätschaften  oder  Ge- 
brauchsgegenständen oder  von  Teilen  der- 
selben, insoweit  sie  dem  Arbeits-  oder  Ge- 
brauchszweck durch  eine  neue  Gestaltung, 
Anordnung  oder  Vorrichtung  dienen  sollen, 
als  Gebrauchsmuster  geschützt  werden. 
Hiermit  sind  die  Geschmacksmuster  in  un- 
zweideutiger Weise  ausgeschieden.  Zweifel- 
haft ist  die  Abgrenzung  gegenüber  dem  Ge- 
biete der  Erfindungen.  Unbedingt  ausge- 
schlossen von  dem  Gebrauchsmusterschutz 
sind  nur  diejenigen  Erfindungen,  w^elche  ein 
Herstellungsverfahren  zum  Gegenstande 
haben.  Nach  den  Motiven  sollen  ausserdem 
Neuerungen  an  Maschinen  und  ßc^triebs- 
voiTichtungen  ausserhalb  des  Bereichs  des 
Musterschutzes  bleiben;  zu  diesem  Zweck 
spricht  das  Gesetz  von  Arbeitsgerätschaften 
und  Gebrauchsgegenständen.  Die  Begriffe 
»Maschine«  und  »Arbeitsgerätschaft*  stehen 
jedoch  kaum  in  einem  derartigen  Gegen- 
satz, dass  auf  diesem  Wege  eine  sicliere 
Sclieidung  zwischen  den  Gebieten  des 
Cluster-  und  des  Patentschutzes  gewähr- 
leistet erschiene.  Eine  solche  Scheidung 
ist  indessen,  wie  die  Motive  richtig  be- 
merken, überhaupt  nicht  erreichbar',  und 
wenn  Zweifel  darüber  obwalten,  ob  ein 
Gegenstand  als  Erfindung  oder  als  Ge- 
brauchsmuster zu  l)ehandeln  ist,  so  kann 
ohne  Nachteil  in  der  Sache  selbst  die  Aus- 
wahl der  Schutzart  dem  Ermessen  des  Ur- 
hebers anheimgestellt  bleiben. 

Der  Schutz  eines  Gebrauchsmustei^s  ist 
materiell   dm-ch   dessen  Neuheit  im  Sinne 


des  Patentgesetzes,  formell  durch  die  schrift- 
liche Anmeldung  bei  dem  Patentamte  be- 
dingt. In  der  Anmeldung  muss  der  Gegen- 
stand derselben  soweit  beschrieben  werden, 
dass  für  die  demnächstige  Geltendmachung 
des  Schutzrechts  eine  ausreichende  Grund- 
lage geboten  ist.  Eine  Nach-  oder  Ab- 
bildung des  Modells  ist  beizufügen,  auch 
ist  die  Gebühr  im  Betrage  von  15  Mark 
für  jedes  Modell  einzuzahlen.  Die  sonstigen 
formellen  Erfordernisse  der  Anmeldung 
sind  in  einer  Bekanntmachung  des  Patent- 
amtes vom  31.  August  1891  (Deutscher 
Reichsanzeiger  Nr.  206)  geregelt.  Ist  den 
Formvorschriften  genügt,  so  wird  ohne  jede 
weitere  Prüfung  seitens  der  innerhalb  des 
Patentamtes  gebildeten  Anmeldestelle  für 
Gebrauchsmuster  die  Eintragung  in  die 
nebst  allen  Unterlagen  zur  öffentlichen  Ein- 
sicht ausliegende  Rolle  veranlasst.  Auch 
werden  die  Eintragungen  im  Reichsanzeiger 
und  in  einem  amtlichen  Blatt  des  Patent- 
amtes bekannt  gegeben.  Die  Eintragung 
gewährt,  sofern  sie  ein  schutzberechtigtes 
Gebrauchsmuster  thatsächlich  zum  Gegen- 
stande liat,  dem  Eingetragenen  ein  aus- 
schliessliches Nachbildungs-  und  Verwer- 
timgsrecht  nach  Analogie  des  Patentschutzes. 
Die  Dauer  des  Rechts  ist  drei  Jahre,  von 
dem  auf  die  Anmeldung  folgenden  Tage  an 
gerechnet,  sie  kann  jedoch  bei  Zahlung  einer 
weiteren  Gebühr  von  60  Mark  um  drei 
Jahre  verlängert  werden.  Die  Rechtsfolgen 
einer  Verletzung  des  Gebrauchsmuster- 
schutzes sind  entsprechend  den  Normen  des 
Patentgesetzes  geregelt.  Ausländer,  d.  h. 
solche  Personen,  welche  im  Reich8f?:ebiete 
weder  einen  Wohnsitz  noch  eine  Nieder- 
lassung besitzen,  werden  des  Schutzes  nur 
dann  teilliaftig,  wenn  in  ihrem  Heimat- 
staate nach  einer  im  Reichsgesetzblatt  ent- 
haltenen Bekanntmachung  deutsche  Ge- 
brauchsmuster einen  Schutz  geniessen. 
Derartige  Bekanntmachungen  sind  seither 
nicht  ergangen;  dagegen  ist  im  Wege  der 
oben  erwähnten  Staatsverträge  mit  Oester- 
reich-Ungam,  Italien  und  der  Schweiz  den 
in  diesen  Ländern  ansässigen  Ge  werb- 
treibenden der  Gebrauchsmusterschulz  aus- 
drücklich zugesichert.  Ob  ältere  Vei-träge, 
welche  lediglich  den  gegenseitigen  Muster- 
schutz verbürgen,  ohne  weitei-es  auch  auf 
Gebrauchsmuster  Anwendung  finden,  wird 
die  gerichtliche  Praxis  zu  entscheiden 
haben. 

Von  dem  Gebrauchsmusterschutz  wird 
in  weitem  Umfange  Gebrauch  gemacht. 
Es  gelangen  jährlich  über  20000  Muster 
zur  Anmeldung.  Dabei  ist  auch  die  Zahl 
der  Patentanmeldungen  in  einer  regel- 
mässigen und  erheblichen  Steigerung  be- 
griffen. 

8.    Gesetzgebung    der    wichtigeren 
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auswärtigen  Industriestaaten,  a)  Ver- 
einigte Staaten  von  Amerika.  Nach 
dem  Patentgesetz  der  Yei*einigten  Staaten 
werden  Muster  und  zwar  ebensowohl  Ge- 
schmauksmuster  wie  Gebrauchsmuster  imter 
denselben  Formen  und  Bedingungen  ge- 
schützt wie  Erfindungen.  Es  ist  also  An- 
meldung beim  Patentamt  erforderlich,  wel- 
ches die  Neuheit  und  Eigentümlichkeit  von 
Amts  wegen  prüft  und,  wenn  hierbei  An- 
stände sich  nicht  ergeben,  den  Schutz  in 
Gestalt  eines  sogen.  » Musterpatentes «^  er- 
teilt. Die  Abw^eichung  von  den  Erfindungs- 
patenten beniht  in  der  Gebührenfestsetzung 
und  in  der  Normierung  der  Schutzdauer. 
Musterpatente  werden  nach  Wahl  des  An- 
melders auf  3^/2,  auf  7  oder  auf  14  Jalire 
verliehen,  die  Gebühr  beträgt  10  bezw.  20 
und  30  Dollars. 

b)  Frankreich.  Frankreich  schützt 
auf  Gnuid  älterer  Verortlnungen,  die  in  der 
gerichtlichen  Praxis  eine  vielfach  diver- 
gierende Auslegung  gefunden  haben,  neue 
imd  eigentümliche  Geschmacksmuster,  so- 
fern dieselben  bei  dem  Handelsgerichte, 
oder  wo  ein  solches  nicht  besteht,  bei  dem 
Civilgericht  erster  Instanz  deponieil  werden. 
Der  Schutz  wird  nach  Wahl  des  Gewerb- 
treibenden  auf  ein,  di-ei  oder  fünf  Jahre 
Oller  für  immer  gewährt;  die  Gebühr  be- 
trägt im  letzteren  Falle  10  Francs,  sonst 
1  Franc  für  jedes  Jahr.  Die  Yerletzung 
des  Schutzrechts  begi'ündet  an  sich  nur 
eine  civilrechtliche  Verantwortlichkeit,  je- 
doch sind  allgemeine  Strafvorschriften  des 
Code  penal  \ielfach  auch  auf  Musterkontra- 
ventionen  für  anwendbar  erklärt. 

Eine  Kodifikation  des  Musterrechts  wird 
von  vielen  Seiten  angestrebt  imd  ist  dem 
Vernehmen  nach  in  Vorbereitung. 

c)  Grossbritannien.  Nach  der  Pa- 
tents Designs  and  Trade  Marks  Act  1883 
kann  derjenige,  welcher  behauptet,  Eigen- 
tümer eines  neuen  und  eigentümlichen,  im 
Vereinigten  Königreich  nicht  veröffentlichten 
(Geschmacks-  oder  Gebi-auchs-)  Musters  zu 
sein,  dasselbe  zur  RegistrieiTing  für  be- 
stimmte Wai^enklassen  bei  dem  Patentamte 
in  der  hierfür  vorgeschriebenen  Form  an- 
melden. Eine  sachliche  Vorprüfung  findet 
nicht  statt.  Die  Registrierung  begründet 
für  die  Dauer  von  ftmf  Jahren  ein  aus- 
schliessliches Benutzungsrecht.  Dieses  Recht 
erlischt  jedoch,  wenn  nicht  sämtliche  nac*h 
dem  Muster  hergestellte  Waren,  bevor  sie 
in  den  Verkehr  gelangen,  mit  einem  Re- 
gistrierungsvermerk versehen  werden  oder 
wenn  der  Berechtigte  innerhalb  sechs 
Monaten  das  Muster  in  Grossbritannien 
nicht  gewerblich  benutzt,  während  er  es  im 
Auslande  anwendet.  Das  Musterregister 
ist  nicht  öffentlich.  Wer  ein  Musterrecht 
verletzt,  ist  schadenei-satzpflichtig  und  ver- 


fällt daneben  in  eine  dem  Berechtigten  n- 
fliessende  Strafe  bis  zu  50  Pfund. 

d)  Italien.  Nach  dem  G.  v.  30.  August 
18()8  kann  der  Erfinder  von  Fabrikmusters 
und  Modellen  mittelst  eines  zu  diesem Zw^k 
nachzusuchenden  Privilegiums  für  die 
Dauer  von  zwei  Jahren,  von  der  Publikatic^o 
des  Privilegiums  an  gerechnet,  das  aus- 
schliessliche Recht  erhalten,  die  erfunden»  n 
Muster  und  Modelle  zu  vervielfältigen  un^i 
diese  Erzeugnisse  in  Verkehr  zu  brins^^n. 
Die  Gebühr  beträgt  10  Ure.  Das  Re-Ai 
erlischt,  wenn  nicht  innerhalb  Jahresfrist 
die  Ausführung  erfolgt.  Kontravenienten 
sind  nach  Massgabe  der  bestehenden  al!;^'^ 
meinen  Bestimmungen  ci^'il-  und  strafrecht- 
lich verantwortlich. 

e)  Oesterreich.  Das  G.  v.  7.  De- 
zember 1858  gewährt  für  die  auf  die  F'-rm 
eines  Industrieerzeugnisses  bezüglichen,  zur 
Cebertragimg  auf  ein  solches  geeigneten 
Vorbilder  für  die  Dauer  von  1 — 3  Jaliren 
ein  ausschliessliches  Benutzungsrecht  Da^ 
selbe  ist  bedingt  durch  die  offene  oder  ver- 
siegelte Hinterlegung  des  Musters  bei  der 
Kanzlei  der  örtlich  zuständigen  Handels- 
imd  Gewerbekammer.  Gebühr  50  Kreuzer 
für  jedes  Muster  und  für  jedes  Jahr  der 
Schutzdauer.  Die  Registrierung  begrürjlet 
die  Rechtsvermutimg,  dass  der  Hinterl^T 
der  wirkhche  Eigentümer  ist:  sie  ist 
nichtig  und  wirkungslos,  wenn  das  Muster 
schon  vorher  bekannt,  frülier  von  einen 
anderen  angemeldet  oder  einem  anderen 
widerrechtlich  entlehnt  ist.  Das  Recht  er- 
lischt, wenn  der  Hinterleger  das  Muster 
nicht  binnen  Jahresfrist  auf  usteneichischem 
Gebiet  benutzt  oder  wenn  er  Waren,  die 
im  Auslande  nach  dem  Muster  hergestellt 
sind,  einführt.  —  Der  Entwiui  zu  einem 
neuen  Gesetz  ist  soeben  (Juni  19(K))  im 
österreichischen  Patentblatt  veröffentlicht. 

f)  Die  Schweiz  hat  ein  neues  Gesetz 
unter  dem  30.  März  1900  erlassen.  Danach 
sind  Muster  und  Modelle,  um  gegen  Nach- 
bildung geschützt  zu  sein,  bei  dem  eidge- 
nössischen Amt  für  geistiges  Eigentum  in 
Bern  zu  hinterlegen.  Der  Schutz  dauert 
bis  zu  15  Jahren  in  fünfjährigen  Perioden: 
er  ist  bedingt  durch  die  Neuheit  des  Gegen- 
standes. Die  Hinterlegung  kann  einzek 
oder  in  Packeten  offen  oder  versiegelt  er- 
folgen. Der  Hinterleger  geht  des  Schutzes 
verlustig,  wenn  er  die  Ausführung  des 
Musters  im  Inlande  unterlässt,  dage^n  die 
geschützten  Gegenstände  aus  dem  Auslände 
impoi-tiei-t.  Verletztmgen  des  Schutzi^ 
können  civil-  und  strafrechtüch  verfolgt 
werden.  Das  Gesetz  findet  auf  die  Baum- 
wolldruckerei sowie  auf  seidene  und  halb- 
seidene Gewebe,  soweit  sie  nicht  Jacquanl- 
gewebe  sind,  keine  Anwendung. 
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Ltitteratar:  Weigert,  Der  Musterschutz ^  Referat 
für  den  Kongress  deutscher  Volksicirte,  Berlin 
1S7Ö,  —  Kloatermannf  Die  Patentgesetzgebung 
etiler  Länder  nebst  den  Gesetzen  über  Muster- 
sch\4.tz  und  Markenschutz,  Eine  systematisch- 
^vergleichende  Darstellung,  2,  Aufl.,  Berlin  1876. 

JPanibachj    Das   Munterschulzgesetz.     Korn- 

Tne^niar,  Berlin  1876.  —  Wächter ,  Das  Urheber- 
recht an  ...  .  geteerblichen  Mustern,  Stuttgart 
1877.  —  Daude,  Lehrbuch  des  deutschen 
....  gewerblichen   Urheberrechts,  Stuttgart  1888. 

JFijichsberger,    Entscheidungen   des   Eeiehs- 

aberhandelsgerichts  und  des  Reichsgerichts,  VL  Bd., 


Giessen  1885.  — Jßavidsohn,  Das  Musterschutz- 
gesetz,  Offenbach  1890.  —  Verselbe^  Reichs- 
gesetze tum  Schutze  des  gewerblichen  Eigentums, 
München  1891.  —  Schtnid,  Die  Gesetze  zum 
Schutze  des  gewerblichen  Eigentums,  Berlin 
1897.  —  Seligsohn,  Patentgesetz  und  Gesetz 
zum  Schutz  der  Gebrauchsmuster,  Berlin  1892. 
—  Moholskif  Das  Gesetz  zum  Schutz  der  Ge- 
brauchsmuster, Berlin  189S  u.  a.  m. 

Zeitschriften:  Getperblicher  Rechtsschutz  und 
Urheberrecht.  —  Archit^  für  gewerbliche  Rechts- 
pflege. —  La  propriete  industrielle. 

Hauss, 


N. 


Nachsteuer. 

Wie  diejenigen,  welche  in  einem  Lande 
sich  niederzulassen  oder  in  einer  Stadt  als 
Bürger  bezw.  Beisassen  oder  in  einer  Dorf- 
gemeinde als  Geraeindemitglieder  (Nachl)arn) 
aufgenommen  zu  werden  wünschten,  für 
diese  Niederlassung  bezw.  Aufnahme  lange 
Zeit  eine  besondere  Abgabe,  das  sogenannte 
»Anzugsgeld«  (s.  diesen  ^rt  f>ben  Bd.  I  S. 
427  ff.)  zu  entrichten  liatten,  so  wunle  Jahr- 
hunderte hindurch  von  jenen,  welche  ihren 
bisherigen  Wohnsitz  verliessen  und  aus- 
wanderten, ein  Abfeihrts-  oder  Abzugsgeld, 
eine  sogenannte  ^^ Nachsteuer«,  gabellä  emi- 
grationis,  erhoben.  Diese  Nachsteuer  war 
bald  an  den  Staat,  bald  an  die  Gemeinde 
oder  den  Gnmdherrn  von  den  Auswanderern 
zu  zahlen.  8ie  liat  ihren  Urspnmg  in  alten 
Hörigkeits-  und  Vogteiverhältnissen,  wurde 
von  den  Reichsges(^tzen  ( Reichs- Absch.  v. 
1555  §  24  und  von  1594  §S  82,  84)  aner- 
kannt und  allmählich  mehr  und  mehr  als 
Regal  aufgefasst  und  den  Ijandesherren  zu- 
geschrieben. Sie  konnte  aber  auch  von  den 
städtischen  Magistraten  und  den  Gutsheiren 
auf  Grund  besonders  eingeräumter  Befugnis 
gefordert  werden.  In  den  meisten  deutschen 
Staaten  ist  diese  Abgabe  bis  in  unser  Jahr- 
hundert nicht  zuletzt  aus  bevolkenmgs- 
poütischen  Gründen  erhoben  worden,  um 
so  die  Auswanderung  zu  verhindern  und 
damit  das  »so  allgemein  schädliche  und 
unersetzliche  Uebel  der  Entvölkerung«  hint- 
anzuhalten. (Vgl.  d.  x4rt.  Bevölkerungs- 
lehre und  Bevölkerungspolitik,  oben 
Bd.  II  S.  713.) 

Der  Betrag  der  Nachsteuer  war  ver- 
schieden hoch  bemessen,  richtete  sich  nach 
den  Landesgesetzen,  Ortsstatuten,  dem  Her- 
kommen und  bewegte  sich  zwischen  dem 
20.  und  dem  8.  Teile  des  Vermögens  des 
Auswandernden.  Im  preussischen  A.L.R. 
(Teil  II,  Tit.  17,  Abschn.  2)  wird  die  Nach- 
steuer noch  als  ein  Ausfluss  der  Gerichti^- 
barkeit  und  als  ein  niederes  Regal  (vgl. 
d.  Art.  Regalien)  aufgefaSvSt,  in  dessen  Be- 


j  sitze  sich  der  Staat  imd   Private   befinden 
I  können. 

I       Durch    die    Deutsche    Bundesakte    vcnn 
I  S.  Juni  1815  (Art.  18)   und  durch   Bondies- 
j  besclüuss  vom  23.  Juni  1817  wurde  für  di^ 
t  Angehörigen    samtlicher   Staaten    des    ehe- 
I  maligen  Deutschen  Bundes  die  2> Freiheit  v<iii 
1  aller  Nachsteuer,  insofern  das  Vermögen  in 
einen  anderen  deutschen  Bundesstaat  ül »er- 
geht und   mit  diesem  nicht  besondere  Fr&r 
zügigkeitsverträge  bestehen«,  ausgesprochen. 
Auc^li  das  Privaten   zustehende  Abzugsreeht 
fiel  damit  ohne  Entschädigung  fort.     Dun-h 
Art.  3  der  Reichsverfassung,  weicher  besat^ 
dass  für  ganz  Deutschland  ein  gemeinsames 
Indigenat   mit  der  Wirkung   besteht,    dass 
die  Angehörigen  eines  jeden  Bunde^taate:» 
als  Inländer  zu   behandeln   seien,    ist   das- 
selbe auc^h  für  die  Staaten   des   Deutschen 
Reiches    beseitigt.     Nichtdeutschen    Staaten 
gegenüber  ist  die  Nachsteuer  fast  durch Wf-g 
durch    besondere    Verträge    ausser    Uehung 
gekommen;    hier    kann    sie    nur    noc-h    ais 
I  Retorsionsmassregel    zm*    Anwendung    ge- 
I  langen.  — 

Von  dieser  Nachsteuer  zu  unterscheiden 
ist  eine  andere  Art  der  Nachsteuer,  das  Al*- 
schossgeld,  Erbschaftsgeld,  gabella  heretiitaria, 
oder  jene  AbgalK?,  die  von  dem  Vermri^^en 
eines  Bürgers,  welches  an  einen  Fremden 
als  Erben  fiel,  zu  zahlen  war.  Auch  da^ 
Abschossgeld  ist  wie  die  Nachsteuer,  und 
zwar  zum  Teil  durch  dieselben  Gesetze  auf- 
gehoben. 

Litteratur:    Afo»er,     Von   der  LatideshohrU    in 

Ansehung  der   Vnterthanen,   Personen   und    V^r- 

mögenti  etc.,  Frankfurt  und  Leipzig  ITTS,  S,  SSI  f. 

(liier  auch  Angabe  älterer  IMt^rainr.)  —  Bad- 

tnann,    Pragmatische    Gefchicht^,    Grund    und 

inneres    Territorial  Verhältnis    de^    Abzug»-    und 

Nnchsteuerrechts     in     Deutschland    c/c.,     Mainz 

'      1791.  —  Oeoirg  Meyer,  Lehrbuch  des  de\ttsckrn. 

Staatsrecht»,    Leipzig    1S7S,     §    219.     —    Ran, 

Finanz  IC issenschaft,  ^  3S7.  —  Roseher,  Syst.  JV 

^77.  —  Heckelf   Art.   nyachsteurrit   im  Wort^- 

'      buch  der   V.W.  Bd,  11,  S.  2SS—284. 

I  Ludwig  Elster,     Majr  von  Ileckel. 
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Nahrungsmittelpolizei. 

1.  Begriffsbestimmung.  Geschichtliches.  2. 
Gesetzliche  Bestimmungen  über  N.  in  Deutsch- 
land, a)  Reichsgesetze,  b)  Landesrechtliche 
Bestimmungen.  3.  Organisation  der  N.  in 
Deutschland.  4.  Organisation  der  N.  im  Auslande. 

1.  Begrilfsbesümmuiig.  Geschicht- 
liches. Unter  Nahrungsmittelpolizei  ver- 
steht man  die  behördliche,  von  Seiten  der 
Polizei  ausgeübte  Beaufsichtigung 
des  Verkehrs  mit  Lebensmitteln 
(Nahrungs-  und  Genussmitteln),  um  eine 
Yerderbnis  und  Verfälschung  der 
letzteren  zu  verhüten,  also  die  Verbraucher 
gegen  eine  Schädigung  ihrer  Gesund- 
heit und  gegen  T  äu  s  c  h  u  n  ge  n  zu  schützen. 
Die  Nahrungsmittelpolizei  ist  also  ein  Teil 
der  Sanitätspolizei,  d.  h.  der  angewandten 
Hygieine. 

Einer  geordneten  Nahrungsmittelpolizei 
erfreuen  wir  uns  in  Deutschland  erst  seit 
einigen  Jahrzehnten.  Allerdings  hat  es  an 
entsprechenden  Bestrebungen  niemals  ganz 
gefehlt.  Schon  bei  den  ältesten  Kultur- 
völkern, wie  den  Aegyptern,  den  Juden,  den 
Indern,  stossen  wir  vielmehr  auf  hierher 
gehörige  Bestimmungen,  die  meist  unter  dem 
Deckmantel  religiöser  Vorschriften  manche 
Nalirungsmittel  als  »unrein«  erklärten,  und 
es  braucht  in  diesem  Zusammenhange  nur  an 
das  bekannte  mosaische  Verbot  des  Schweine- 
fleisches erinnert  zu  werden.  Einer  bewussten 
und  geregelten  Nahrungsmittelpolizei  begeg- 
nen wir  dann  z.  B.  in  Athen  und  nament- 
lich in  Rom.  Zu  den  ausdrücklichen  Pflichten 
der  Aedilen  gehörten  die  Ueberwachung  des 
Verkehrs  mit  Lebensmitteln,  und  die  prae- 
fecti  annonae  mussten  nicht  niu'  für  eine 
genügende  Menge,  sondern  auch  für  eine 
gute  Bescliaffenheit  des  Brotgetreides  Sorge 
tragen.  Auch  in  dem  sonst  gerade  auf 
hygieinischem  Gebiete  völlig  unfruchtbaren 
und  rückständigen  Mittelalter  ruhte  die 
Nahrungsniittelpolizei  niemals  ganz.  Beson- 
ders die  Fleisch  waren  unterlagen  an  vielen 
Stellen  einer  mehr  oder  minder  scharfen 
Teber^^'achung,  und  so  finden  wir  z.  B.  schon 
im  Augsburger  Stadti-echt  von  1276  den 
Sclilachthauszwang  für  Schafe,  Rinder,  Käl- 
ber sowie  den  Untersuchungs-  und  Dekla- 
rationszwang für  kranke  Tiere  angeführt. 
Daneben  fehlte  es  ferner  nicht  an  Brotschau- 
ordnungen, an  Vorschriften  über  den  ]klilch- 
handel,  die  Bereitung  von  Bier,  Wein  u.  s. 
w.  Indessen  zerstörte  der  dreissigjährige 
Krieg  alle  diese  Anläufe,  und  die  schüchternen 
Bemühungen,  den  abgerissenen  Faden  wieder 
aufzunehmen,  erfuhren  noch  einmal  im  An- 
fang des  19.  Jahrhunderts  einen  scliarfen 
Rückschlag,  der  von  dem  wichtigsten  Ab- 
schnitt des  ganzen  Nahrungsmittehvesens, 
nämlich  von  dem  Verkehr  mit  Fleischwai^en, 


ausging.  Die  Beobachtung,  dass  der  Ge- 
nuss  des  Fleisches  von  kranken  Tieren 
durchaus  nicht  immer  Gesundheitsschädi- 
gungen beim  Menschen  hervomef,  verführte 
zu  dem  irrigen  Schluss,  dass  das  überhaupt 
niemals  der  Fall  und  eine  Beaufsichtigung 
dieses  wie  anderer  Nahrungsmittel  daher 
überflüssig  sei.  Erat  die  Tricliinenepidemieen 
der  sechziger  Jahre  verhalfen  hier  zu  einer 
besseren  Erkenntnis  und  leiteten  einen  voll- 
kommenen Umschwung  der  Meinungen  auf 
dem  ganzen  Felde  em,  der  schliesslich, 
wie  in  anderen  Ländern,  so  bei  uns  auch  in 
zahlreichen  gesetzlichen  Vorschrif- 
ten seinen  Ausdruck  fand. 

2.  Gesetzliche  Bestimmiui^eii  über 
N.  in  Deutschland,  a)  Beiohsgesetze. 
Die  Bestimmungen,  nach  denen  sich  zur 
Zeit  die  Handhabung  der  Nahnmgsmittel- 
polizei  im  Deutschen  Reiche  regelt,  sind  teils 
reichsgesetzliche,  teils  landesrecht- 
liche und  hier  wie  dort  entweder  allge- 
meiner oder  besonderer  Art.  Die  Zu- 
ständigkeit des  Reichs  folgt  aus  Art.  4, 
Ziff.  13  und  15  der  Reichsverfassung  vom 
16.  April  1871,  wonach  das  Strafrecht  sowie 
^lassregeln  der  Medizinal-  und  Veterinär- 
polizei der  Beaufsichtigung  und  Gesetzgebung 
des  Reichs  unterliegen.  Das  letztere  ist 
also  nicht  nur  befugt,  Gesetze  über  den 
Nahrungsmittel verkelu*  zu  erlassen,  sondern 
auch  deren  Ausführung  zu  überwachen. 

Von  den  allgemeinen  Vorschriften 
kommen  hier  einmal  in  Betracht  verschie- 
dene Paragi-aphen  des  Strafgesetz- 
buches, so  zunächst  S  ^63,  der  sogenannte 
Betnigsparagraph.  Indessen  hat  die  Praxis 
gelehrt,  dass  die  Möglichkeit  der  Anwendung 
auf  den  Lebensmittel verkelu*  doch  eine  be- 
schränkte ist,  weil  die  Momente  der  Ver- 
mögensbeschädigung, der  Erregung  oder 
Unterhaltung  eines  IiTtums  u.  s.  w.  häufig 
strittige  sind  und  nach  Lage  der  Dinge 
bleiben  müssen.  Eine  zweite  und  nicht 
selten  wirksamere  Handhabe  gewährt  §  367, 
Ziff.  7  R.Str.G.,  wonach  verfälschte  oder 
verdorbene  Getränke  oder  Esswaren,  insbe- 
sondere tiichineuhaltiges  Fleisch,  nicht  feil- 
gehalten oder  verkauft  werden  dürfen. 
Freilich  wird  hier  nur  das  Feilhalten  und 
der  Verkauf,  nicht  die  Verfälschung  selbst 
bedroht  und  die  ausgesetzte  Strafe  —  Geld- 
strafe bis  zu  ir>ü  Mark  oder  Haft  von  1 
Tag  bis  6  Wochen  —  ist  eine  recht  geringe. 

Endlich  beschäftigt  sich  noch  §  324 
R.Str.G.  mit  diesem  Gebiete,  indem  er 
mit  Zuchthaus  bis  zu  10  Jahren,  und  wenn 
durch  die  Handlung  der  Tod  eines  Meoschen 
verursacht  worden  ist,  mit  Zuchthaus  nicht 
unter  10  Jahren  oder  mit  lebenslänglichem 
Zuchthaus  bestraft,  »wer  voi-sätzlich  Brunnen 
oder  Wasserbehälter,  welche  zum  Gebrauch 
anderer  dienen  oder  Gegenstände,  welche 
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zum  öffentlichen  Verkaufe  oder  Verbrauche 
bestimmt  sind,  vergiftet  oder  denselben  Stoffe 
beimischt,  von  denen  ihm  bekannt  ist,  dass 
sie  die  menschliche  Gesundheit  zu  zerstöi-en 
geeignet  sind,  ingleichen  wer  solche  vergif- 
tete oder  mit  gefälirlichen  Stoffen  veniiischte 
Sachen  wissentlich  und  mit  Verschweigimg 
dieser  Eigenschaft  verkauft,  feilhält  oder 
sonst  in  Verkehr  bringt.« 

Die  Beimischung  von  Stoffen,  die  nicht 
die  Gesundheit  zerstören,  sondern  nur  eine 
vorübergehende  Körperbeschädi- 
gung hervorrufen,  die  Fälle  ferner,  in  denen 
der  betreffende  Gegenstand  seine  gefährliche 
Beschaffenheit  niclit  durch  Beimischung, 
sondern  durch  die  Art  der  Bereitung  und 
das  dabei  benutzte  Verfahren  erlangt  hat 
oder  in  denen  diese  Eigenschaft  nicht  durch 
eine  Handlung  des  Menschen,  sondern  diux?h 
eigenen  inneren  Verderb  entstanden  ist  oder 
in  denen  die  Sachen  nicht  zum  öffentlichen 
Verkauf  oder  Verbrauch  bestimmt  waren, 
entgehen  daher  der  Bestrafung ,  und  so  sind 
der  Wirksamkeit  dieser  strafgBsetzlichen 
Vorschrift  verhältnismässig  enge  Grenzen  ge- 
zogen. 

Auf  der  anderen  Seite  hatte  die  Ver- 
fälschung der  Nahrungsmittel  indessen  ge- 
rade um  die  Zeit  der  Gründung  des  Reiches 
einen  sehr  erheblichen  Umfang  und  die  be- 
denklichsten Fonnen  angenommen,  sich  ge- 
wissermassen  zu  einem  eigenen  Gewerbe 
entwickelt,  das  den  Fortschritten  der  Wissen- 
schaft mit  Eifer  und  Geschick  folgte,  ja 
ihnen  vorauseilte  und  sich  so  weiter  und 
weiter  vervollkommnete.  Benachteiligimgen 
der  Käufer,  aber  auch  melir  oder  minder 
schwere  Schädigungen  ihrer  Gesundheit 
waren  an  der  Tagesordnung  und  beunniliig- 
ten  das  einmal  aufmerksam  gewordene  Publi- 
kum in  hohem  Masse.  Dabei  erstreckten 
sich  die  Klagen  jedoch  nicht  nur  auf  die 
Lebensmittel  im  engeren  imd  weiteren 
Sinne,  sondern  auch  noch  auf  eine  Anzahl 
von  Gebrauchsgegenständen,  die 
wegen  ihrer  häufigen  Verwendung  und 
sonstigen  Eigenschaften  in  dieser  Richtung 
den  Isahnmgsmitteln  gleichgeachtet  werden 
konnten.  So  wurden  die  Stimmen,  die  hier 
besondere  gesetzliche  Massnahmen  forderten, 
immer  lauter,  imd  bei  der  Gründung  des 
Reichsgesundheitsamts,  1876,  wurden 
dieser  neuen  Behörde  alsbald  die  Bekäm- 
pfung der  gemeingefährlichen  Krankheiten, 
der  Flussverunreinigung  und  der  Lebensmit- 
telverfälschung als  wichtigste  Aufgaben  vorge- 
zeichnet. Die  Regelung  der  ersten  Frage 
stiess  jedoch  von  vornherein  auf  sehr  grosse 
Schwierigkeiten,  und  erst  in  jüngster  Zeit  ist 
ein  freilich  fast  allein  auf  die  exotischen 
Kran kheiten  l)eschränktes  Seuch enges otz 
(vom  30.  Juni  1900)  zu  stände  gekommen. 
Die  Reinhaltung  der  Flüsse  harrt  sogar  heute 


I  noch  ihrer  Lösung.    Dagegen  schwebte  üWr 
I  den    Bestrebungen    zur    Verbesserang    drr 
I  Verhältnisse  im  Verkehr  mit  Lebensmittelt: 
I  ein  günstigerer  Stern,  und  schon  am  14.  Mi 
1 1879  konnte  das  17  Paragraphen  enthalten«!^ 
»Gesetz  betreffend  den  Verkehrmit 
iNahrungsmitteln    und    Gebrauchr- 
gegenständen«,  das   sogenannte   Nah- 
rungsmittelgesetz    erlassen     werdeiL 
■  Entsprechend  seiner  Bezeichnung  und  ^iner 
Entstehungsgeschichte    erstreckt     sich    das 
j  Gesetz    nicht   nur   auf   die  Nahnuigs-  und 
!  Genussmittel ,   sondern   umfasst    auch    eine 
I  Reihe    von    Gebrauchsmitteln ,    Spielwaren. 
Tapeten,  Farben,  Ess-,  Trink-  und  Koch^ 
schirre  und  Petroleum,  und  es  sucht  nicht 
nur  die  Gefahren  für  Leben  und  Ge- 
sundheit,   die    durch   den    Genuss    oder 
Gebrauch  der  einen   wie  der  anderen  Art 
von    Gegenständen    hervorgerufen     werden 
können,  sondern   daneben   die  Unlauter- 
keit im  Verkehr  mit  solchen  Waren  zo 
treffen.   Für  diese  Ausdehnimg  des  Gesetzt* 
ist  abgesehen  von  volkswirtschaftlichen  Er- 
wägmigen  namentlich  die  üeberzeug:ung  ent- 
scheidend gewesen,  dass  wenigstens  bei  den 
N  ahr  ungsmitt  ein  mit  einer  Veningenmg 
des  Kauf  wertes  auch  eine  Verringerung  de? 
Nutzwertes   und   also   eine   gesundheitliche 
Benachteiligung   der  Verbraucher  einherzu- 
gehen pflegt 

Da  man  von  vorne  herein  darüber  im  klaren 
wai-,  dass  eine  wirksame  Bekämpfung  der 
Lebensmittel  Verfälschung  mit  ihren  i  eigen 
durch  die  Androhung  von  Strafen 
allein  nicht  erreicht,  vielmehr  nur  von  vor- 
beugenden Massnahmen,  insbesondere 
von  einer  regelmässigen  und  strengen 
üeber wachung  des  gesamten  in  Frage 
kommenden  Gebietes  erwartet  werden 
könne,  so  beschäftigen  sich  die  §§  1—4  des 
Nahrungsmittelgesetzes  zunächst  mit  dieser 
Kontrolle.  Es  ^ird  also  in  §  1  bestimmt, 
dass  die  Polizei  befugt  sein  solle,  den 
Verkehr  mit  Nahnmgs-  und  Genussmitteln 
sowie  den  oben  genannten  Gebrauchsg^en- 
ständen  einer  Beaufsichtigung  zu  unterziehen. 
Zu  diesem  Zwecke  erteilt  §  2  den  betreffen- 
den Beamten  die  Ermächtigung,  in  die  Räum- 
lichkeiten, in  denen  die  in  §  1  bezeichneten 
Waren  feügehalten  werden,  während  der 
üblichen  Geschäftsstunden  einzutreten 
und  hier  oder  aber  auch  an  Öffentlichen 
Orten,  Märkten,  Plätzen,  Strassen  u.  s.  w. 
Proben  füi*  die  spätere  Untersuchung  gegen 
Empfangsbescheimgung  und  Entschädigung 
in  Höhe  des  üblichen  Kaufpreises  zu  ent- 
nehmen. Bei  Personen,  die  auf  Grund  der  §§ 
10, 12,  13  des  Nahrungsmittelgesetzes  bereits 
zu  einer  Freiheitsstrafe  verurteilt  sind, 
kann  die  Polizei  nach  §  3  während  der  nächsten 
3  Jahre  sogar  eigentliche  Durehsuchungen 
ausführen  und  zwar  nicht  nur  in  den  Räumen, 
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in  denen  die  Waren  feilgelialten  oder  ver- 
kauft, sondern  auch  in  denen  sie  aafbewalirt 
oder  hergestellt  werden.  Welche  Behoi'den 
und  Beamten  für  die  in  den  §§2  und  3 
anp^egebenen  Massnahmen  zuständig  sind, 
rii-htet  sich  laut  §  4  nach  den  einschlägigen 
landesrechtlichen  Bestimmungen,  d.  h.  Ge- 
setzen, Verordnungen,  Verfügimgen  der 
Einzelstaaten.  Gewähren  derartige  Bestim- 
mungen der  Polizei  weitergehende  Befug- 
nisse, so  bleiben  sie  unberührt.  Wird  der 
Eintritt  in  die  oben  bezeichneten  Räume 
zum  Zwecke  der  Revision  oder  der  Probe- 
nalune  verweigert,  so  hat  nach  §  9  eine 
Haft-  oder  Geldstrafe  (von  50—150  Mark) 
statt. 

Betreffen  die  bisher  besprochenen  Para- 
graphen des  Nahnmgsmittelgesetzes  den 
Umfang  sowie  die  Art  und  Weise  der  Be- 
aufsichtigimg des  Verkehrs  mit  Nahrungs- 
mitteln, Genussmitteln  und  Gebrauchsgegen- 
ständen, so  beschäftigen  sich  die  §§  5—7 
mit  dem  Eiiass  von  Ausführungsbe- 
stimmungen. Zunächst  werden  in  §  5 
^kaiserliche  Verordnungen «r  vorgesehen,  die 
mit  Zustimmung  des  Bundesrates  und  zum 
Schutze  der  Gesundheit  verbieten: 

1.  Bestimmte  Arten  der  Herstel- 
lung, Aufbewahnmg  und  Verpackung  von 
Kahrungs-  und  Genussmitteln,  die  zum  Ver- 
kaufe bestimmt  sind. 

2.  Das  gewerbsmässige  Verkaufen  und 
Peilhalten  von  Nahrungs-  und  Genussmitteln 
von  einer  bestimmten  Beschaffenheit 
oder  unter  einer  der  wirklichen  Beschaffen- 
heit nicht  entsprechenden  Bezeichnung. 

3.  Das  Verkaufen  und  Feillialten  von 
Tieren,  welche  an  bestimmten  Krankheiten 
leiden,  zum  Zwecke  des  Schlachtens,  sowie 
das  Verkaufen  und  Feilhalten  des  Fleisches 
von  Tieren,  die  mit  bestimmten  Krankheiten 
behaftet  waren. 

4.  Die  Anwendung  bestimmter  Stoffe 
und  Farben  zur  Herstellung  von  Beklei- 
dimgsgegenständen  Spielwaren ,  Tapeten, 
Ess-,  Trink-  und  Kochgeschirren  sowie  das 
gewerbsmässige  Verkaufen  und  Feilhalten 
von  Gegenständen,  die  diesem  Verbot  zu- 
wider hergesteDt  sind. 

5.  Das  gewerbsmässige  Verkaufen  und 
Feilhalten  von  Petroleum  von  einer  be- 
stimmten Beschaffenheit. 

Durch  diesen  Paragraphen  sollen  also 
für  die  Beurteilung  der  einschlägigen  Waren 
seitens  der  Beamten,  technischen  Unter- 
sucher u.  s.  f.  gewisse  sachliche  Grundlagen 
geschaffen  werden.  AHeixlings  sind  von 
vorn  herein  manche  Beschränkungen  vorge- 
sehen. Die  betreffenden  Verordnimgen  können 
nur  zum  Schutze  der  Gesundheit,  nicht 
aber  etwa  gewerblicher  Interessen  erlassen 
werden;   sie   dürfen    nur   Verbote,    aber 


Gegenstände,  auf  die  sie  sich  beziehen  können, 
sind  ausdrücklich  genannt  imd  im  ein- 
zelnen angeführt  worden. 

Dagegen  will  der  folgende  Paragraph, 
§  6,  nicht  nur  der  Gesundheit,  sondern 
gerade  der  Lauterkeit  im  Verkehr 
dienen,  indem  er  bestimmt,  dass  durch 
Kaiserliche  Verordnung  das  gewerbsmässige 
Herstellen,  Verkaufen  und  Feilhalten  von 
Gegenständen,  welche  zur  Fälschung 
von  Nahnmgs-  und  Genussmitteln  bestimmt 
sind,  verboten  oder  beschränkt  werden  kann. 
Nach  §  7  müssen  die  im  §  5  und  6  vorge- 
sehenen Kaiserlichen  Verordnungen  dem 
Reichstag,  sofern  er  versammelt  ist,  sofort, 
anderenfalls  beim  nächsten  Zusammentritt 
vorgelegt  werden.  Sie  sind  ausser  KrsJt  zu 
setzen,  soweit  der  Reichstag  dies  verlangt. 

Die  §§  8— 16  enthalten  dann  die  straf- 
rechtlichen Vorschriften,  durch  die 
die  früheren,  vor  dem  Erlass  des  Nahrungs- 
mittelgesetzes vorhandenen  Strafvorschriften 
nicht  etwa  beseitigt,  sondern  nur  ergänzt  und 
vervollständigt  werden  sollen.  Die  neueren 
Bestimmungen  zerfallen  im  wesentlichen  in 
solche,  die  sich  gegen  eine  Beschädigung 
oder  Gefährdung  der  menschlichen  Ge- 
sundheit richten,  und  in  solche,  die  die 
Lebensmittelverfälschung  an  sich 
treffen  wollen.  Die  §§  10  und  11  verfolgen 
sogar  ausschliesslich  den  letzteren  Zweck, 
indem  sie  jeden  bedrohen,  der  behufs 
Täuschung  im  Handel  und  Verkehr  Nahrungs- 
oder Genussmittel  nachmacht  oder  verfälscht 
sowie  wer  wissentlich  Nahrungs-  oder  Ge- 
nussmittel, die  verdorben  oder  nachgemacht 
oder  verfälscht  sind,  unter  Verschweigung 
dieses  Umstandes  verkauft  oder  unter  einer 
zur  Täuschung  geeigneten  Bezeichnung  feil- 
hält. Ist  die  Handlung  aus  Fahrlässig- 
keit begangen  worden,  so  wird  die  sonst 
fällige  Strafe  ermässigt.  Die  §§  12,  13  und 
14  beziehen  sich  dann  auf  die  Gelegenheiten, 
bei  denen  Gegenstände,  die  als  Nahrungs- 
oder Genuss-  oder  Gebrauchsmittel  dienen 
sollten,  die  menschliche  Gesundheit  zu  ge- 
fährden oder  zu  zerstören  geeignet  gewesen 
sind,  und  sehen  für  derartige  Vorkommnisse 
Strafen  von  entsprechender  Höhe  vor.  Die 
in  allen  diesen  wie  den  vorausgegangenen 
Paragraphen  vom  Gesetzgeber  benutzten 
Ausdrücke  »feilhalten,  feilbieten,  verkaufen, 
in  den  Verkehr  bringen,  verfälschen,  nach- 
machen, zum  Zwecke  der  Täuschung,  ver- 
dorbene Waren  u.  s.  f.«  sind,  wie  nebenbei 
bemerkt  sein  mag,  bei  der  praktischen  An- 
wendung des  Nalirungsmittelgesetzes  Gegen- 
stand vielfacher  strittiger  Auslegimg  gewesen. 
§  15  bestimmt,  dass  die  Waren,  die  vorschrifts- 
widrig hergestellt,  verkauft,  feilgehalten  oder 
sonst  in  Verkehr  gebracht  worden  sind, 
ohne  Unterschied,  ob   sie  dem  Verurteilten 


keine   Vorschriften  enthalten,    und    die  i  gehören  oder  nicht,  eingezogen   werden 
Uandwörterbach  der  Staatswissenflchafteiu    Zweite  Auflage.    Y.  ^0 
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müssen  (in  Fällen  der  §§  12—14)  oder  ein- 
•  gezogen  werden  können  (in  Fällen  der  §§  8, 
10  und  11).  In  §  16  endlich  wird  als  Straf- 
V erschärf ung  vorgesehen:  >in  dem  Ur- 
teil oder  Strafbefehl  kann  angeordnet  werden, 


oder  doch  nur  noch  mit  bestimmten  Beschrän- 
kungen zugelassen :  die  Flaschen  mässec  an: 
rotem  Grunde  an  in  die  Augen  felleod-r 
Stelle  die  nicht  verwischbare  Inschrift 
»feuergefährlich«  ti^agen,  die  noch  durch  lii^ 


dass  die  Verurteilung  auf  Kosten  des  Schul-  i  Worte   »nur  mit  besonderen  Torsichtsmax*- 
digen  öffentlich  bekannt  zu  machen  |  regeln   für    Brennzwecke    verwendliarr   er- 


sei«.  Andererseits  hat  das  Gericht  auf  An- 
trag des  freigesprochenen  Angeschuldigten 
auch  die  öffentliche  Bekanntmachung  der  Frei- 
sprechung anzuordnen.  Der  letzte  Paragraph, 
§  17,  schreibt  schliesslich  vor,  dass  die  auf 
Grund  des  Gesetzes  erfolgten  Geldstrafen,  so- 
weit dieselben  dem  Staate  zustehen,  der  Kasse 
zuzuführen  sind,  die  die  Kosten  einer  für 
den  Ort  der  That  etwa  bestehenden  öffent- 
lichen Anstalt  zur  Untersuchung  von 
Nahrungs-  und  Genussmitteln  trägt.  Es  soll 
damit  (lie  Errichtung  derartiger  öffentlicher 
technischer  Untersuchimgsstationen  möglichst 
gefördert  werden.  Im  übrigen  beschäftigt 
sich  gerade  mit  der  Kostenfrage  noch 
ein  Nachtrag  zum  Nahrungsmittel- 
gesetz,   nämlich   ein  G.  v.    29.   Juni 


gänzt  werden  muss,  falls  das  Petroleum  is 
Mengen  von  weniger  als  50  kg  verkauft 
oder  feD gehalten  wird.  Vier  weitere  Para- 
graphen der  Verordnung  beziehen  sich  f\ann 
noch  auf  die  Art  und  Weise  der  Prüfmii: 
u.  £.  f. 

Aus  §  6  des  Nahrungsmittelgesetzes  leite: 
sich  die  Kaiserliche  V^.  v.  1.  Februar 
1891  betreffend  das  Verbot  von  Ma- 
schinen zur  Herstellung  künst- 
licher Kaffeebohnen  her,  durch  die  das 
gewerbsmässige  Herstellen,  Verkaufen  unti 
Feilhalten  dei-artiger  Werkzeuge  untersag 
w^ird. 

Auf  Gnmd  des  §  5  Ziff.  4  des  Xahruoffv- 
mittelgesetzes  wai*  fem  er  am  1.  Mai  1n>~_! 
eine  Verordnung  über  die  Verweo- 


1887,  wonach  §  1 6  des  Nahrungsmittelgesetzes  düng  giftiger  Farben  erlassen  worden 
den  Zusatz  erhalten  soll:  sofern  infolge  j  die  aber  seit  dem  1.  Mai  1888  ausser 
polizeilicher  Untersuchung  von  Gegenständen   Kraft  gesetzt  worden  ist,   nachdem   der 


der  in  §  1  bezeichneten  Art  eine  rechts- 
kräftige strafrechtliche  Verurteilung  eintritt, 
fallen  dem  Verurteilten  die  durch  die  poli- 
zeiliche Untersuchung  erwachsenen  Kosten 
zur  I^st. 


Reichstag  laut  dem  ihm  aus  §  7  desNahruugs- 
mittelgesetzes  zustehenden  Rechte  verlangt 
hatte,  dass  die  §§  2  und  3  der  Verordnung 
aufgehoben  würden.  An  Stelle  dieser  Ver- 
ordnung ist  dann  das  G.  v.  5,  Juli   ISST 


Bedeutete  das  Nahnmgsmittelgesetz  einen  betreffenddieVerwendunggesund- 
ganz  ausserordentlichen  Fortschritt  für  das  iheitsschädlicher  Farben  bei  der 
gesamte  Nahrungsmittel wesen,  so  vermochte  iHerstellung  von  Nahrungsmitteln, 
es  doch  nicht  alle  unerfreulichen  und  unge-  |Genussmitteln      und      Gebrau  chs- 


hörigen  Erscheimmgen    auf   diesem  weiten 


Gebiete  zu  beseitigen  und  namentlich  nicht   gesetz  getreten.   War  nach  §§  12 — 14  des 


die  Bestrebungen  alsbald  im  Keime  zu  er- 
sticken, die  eine  unermüdliche  Fälschungs- 
kunst immer  von  neuem  wieder  entstehen 
Hess.  Es  bedurfte  daher  der  Ergän- 
zung, die  sich  zum  Teil  noch  aus  dem 
Gesetz  selbst  ableitete  und  in  den  Aus- 
fühnmgsbestimmungen  des  letzteren  (g  5) 
vorgesehen  war.  So  beschäftigte  sich  eine 
Kaiserliche  V.  v.  24.  Februar  1882 
mit  dem  gewerbsmässigenVerkaufe 
und  Feilhalten  von  Petroleum.  Dem 
Petroleum  hatte  man  schon  im  Nahrungs- 
mittelgesetz eine  besondei-e  Stelle  einge- 
räumt, WTil  bei  dem  bisherigen  Mangel  an 
einschlägigen  Bestimmungen,  wie  sie  in  den 
meisten  anderen  Staaten  bestanden,  vielfach 
Petroleum  von  geringerer  Beschaffenheit 
und  gefährlicher   Zusammensetzung  gerade 


gegenständen,  das  sogenannte  Farben- 


Nahrungsmittelgesetzes  die  Verwendung  voq 
Farben  für  die  hier  angegebenen  Zwecke 
nur  dann  als  strafbar  erklärt  worden,  w^enn 
der  Genuss  oderVerbrauch  dieser  Gegenstande 
die  menschliche  Gesundheit  zu  l>eschädigen 
oder  zu  zerstören  geeignet  gewesen  war, 
so  wiu-den  nun  in  15  Paragraphen  —  ohne 
indessen  nach  §  14  die  einschlägigen  Be- 
stimmimgen  des  Nahrungsmittelgesetzes  zu 
berühren — die  gesundheitsgefährlichen  und 
demnach  verbotenen  Farben  einzeln 
aufgeführt  und  die  Reihe  der  Waren  aus  der 
Klasse  der  Gebrauchsgegenstände,  bei  deiec 
Herstelhmg  bestimmte  Farben  ausgeschlossen 
werden,  sehr  viel  weiter  gefasst,  als  das  im 
Nahrungsmittelgesetz  geschehen  war.  Im 
übrigen  besagt  der  wesentliche  Inhalt  des 
Farbengesetzes,  dass  gewisse  Farben  bei  der 


nach  dem  Deutschen  Reiche  eingeführt  wurde.  |  Bereitung  aller  für  den  Verkauf  bestimmten 
In  Verfolg  der  dort  unter  §  5  Ziffer  5  ein-  j  Nahrungs-  und  Genussmittel  sowie  l>ei  der 
geräumten  Möglichkeit  wui-de  nun  Petroleum,  I  Aufbewahrung  und  Verpackung  der8ell»en 
das  bei  einer  Temperatiu-  von  Aveniger  als  1  nicht  benutzt  werden  dürfen,  und  bedroht 
2P  unter  einem  Barometerdruck  von  760  mm  j  denjenigen,  der  Nahrimgs-  und  Genussmittel 
schon  entflammbare  Dämpfe  entweichen  I  mit  diesen  Farben  herstellt  oder  so  herge- 
lässt,  vom  freien  Verkehr  ausgeschlossen  |  stellte  bezw.  entgegen  den  Vorscliriften  des 
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G-esetzes  aufbewahrte  und  verpackte  Gegen- 
stände feilhält  oder  gewerbsmässig  verkauft, 
mit  Haft  oder  Geldstrafe  bis  zu  150  Mark. 
Auch  kann  auf  Einziehung  der  betreffenden 
Waren  erkannt  werden,  gleich\4el  ob  sie  dem 
Verurteilten  gehören  oder  nicht. 

Einen  weiteren  Schritt  auf  diesem  Ge- 
biete stellt  das  G.  v.  25.  Juni  1887,  be- 
treffend den  Verkehr  mit  blei- 
und  zinkhaltigen  Gegenständen, 
das  sogenannte  Bleigesetz  dar.  Das 
Gesetz  verdankt  seine  Entstehung  der  Er- 
fahrung, dass  Gefässe,  Geräte  und  Um- 
hüllungen, in  denen  Nahi'ungs-  und  Genuss- 
mittel  bereitet,  aufbewahrt  und  verpackt 
werden,  nicht  selten  gewisse  Bestandteile 
an  den  Inhalt  abgeben,  andere  Gebrauchs- 
gegenstände, wie  z.  B.  die  Mundstücke  von 
Saugflaschen  in  unmittelbarste  Berührung 
mit  dem  menschlichen  Körper  gelangen,  und 
ihm  so  gesundheitsschädliche  Stoffe  zuführen 
können,  und  dass  unter  allen  hier  in  Be- 
tracht kommenden  Substanzen  das  Blei  die 
sorgfältigste  Berücksichtigung  verdient  da 
es  oft  erst  nach  längerer  Zeit  deutliche  Ver- 
giftuugserscheinungen  hervorruft,  also  seine 
Aufnahme  zunächst  nicht  selten  völlig  un- 
bemerkt bleibt.  Dabei  erweisen  sich  bei 
fortgesetzter  Einverleibung  schon  ausser- 
ordentlich geringe  Mengen  schliesslich 
als  gefährlich,  weü  sich  die  Wirkung  »sum- 
miert«, und  endlich  vermögen  auch  Waren 
mit  sehr  niedrigem  Bleigehalt  doch  noch 
die  hierfür  genügenden  Quantitäten  zu 
liefern.  Besonders  ist  das  dann  der  Fall, 
wenn  in  den  betreffenden  Gegenständen 
Nahrungs-  oder  Genussraittel  gekocht  oder 
aber  solche  von  saurer  oder  salziger 
Beschaffenheit  u.  s.  w.  längere  Zeit  auf- 
bewahrt worden  sind.  So  bestimmt  denn 
§  1  des  Gesetzes,  dass  Ess-,  Trink-  und 
Kochgeschirre  sowie  Flüssigkeits- 
masse nicht 

1.  ganz  oder  teilweise  aus  Blei  oder  einer 
iu  100  Gewichtsteilen  mehr  als  10  Go wichts- 
teile Blei  enthaltenden  Metalllegierung  her- 
gestellt, 

2.  an  der  Innenseite  mit  einer  in  100 
Gewichtsteilen  mehr  als  einem  GewichtsteU 
Blei  enthaltenden  Metalllcgierung  verzinnt 
oder  rait  einer  in  100  Gewichtsteilen  mehi* 
als  10  Gewichtsteile  Blei  enthaltenden  Metall- 
legierung gelötet, 

3.  mit  Email  oder  Glasur  versehen  sein 
dürfen,  die  bei  halbstündigem  Kochen  mit 
einem  in  100  Gewichtsteilen  4  Gewichtsteile 
Essigsäure  enthaltenden  Essig  an  den  letzteren 
Blei  abgeben. 

Zur  Herstellung  von  Druckvorrich- 
t u n ge n  zum  Ausschank  von  Bier  sowie 
von  Siphons  für  kohlen säiu'ehaltigo  Getränke 
und  von  MetaUteilen  für  Kind ersaugef laschen 
diii-fen  nur  Metalllegierungen  verwendet  wer- 


den, die  in  100  Gewichtsteilen  nicht  mehr 
als  emen  Gewichtsteil  Blei  enthalten.  In 
§  2  wird  die  Verwendung  von  blei-  oder 
zinkhaltigem  Kautschuk  zur  Herstellung  von 
Mundstücken  für  Saugflaschen, 
Saugringen  und  Warzenhütchen  verboten. 
Zur  Herstellung  von  Trinkbechern  und  von 
Spielwaren,  mit  Ausnahme  der  massiven 
Bälle,  darf  bleihaltiger  Kautschuk,  zu  Lei- 
tungen für  Bier,  Wein  oder  Essig  bleihaltiger 
Kautschukschlauch  nicht  benutzt  werden. 
Der  folgende  §  3  führt  diese  Bestimmungen 
zum  Teil  noch  genauer  aus,  er  hebt  z.  B. 
hervor,  dass  auch  Konservenbüchsen 
auf  der  Innenseite  den  Bedingungen  des  §  1 
entsprechen  müssen  sowie  zur  Verpackung 
von  Sclmupf-,  Kautabak  und  Käse  Metall- 
folien nicht  gebraucht  w^erden  dürfen,  die 
mehr  als  l^/o  Blei  führen.  In  §  5  wird 
auch  die  Verwendung  von  Blei  und  blei- 
haltigen Stoffen  an  der  Mahlfläche  von 
Mühlsteinen  untersagt,  die  für  die  Ver- 
fertigung von  Nahrungs-  und  Genussmitteln 
bestimmt  wii^d.  Die  §§  4  imd  6  bemessen 
die  Straf  Vorschriften  und  erklären  auch 
hier  wieder  die  Einziehung  der  beanstandeten 
Waren  für  statthaft.  Nach  §  7  endlich  sollen 
die  einschlägigen  Bestimmungen  der  §§  16 
und  17  des  Nahrungsmittelgesetzes  durch 
das  neue  Gesetz  nicht  berührt  werden. 

Das  Bleigesetz  trägt  nach  alledem  nicht 
nur  den  gesundheitlichen,  sondern  auch 
den  gewerblichen  Interessen  Rechnung, 
indem  es  bleihaltige  Materialien  nicht  etwa 
ohne  weiteres  verbietet,  sondern  eine  ge- 
wisse Menge  Blei  nach  wie  vor  als  zulässig 
erachtet  und  ihre  Höhe  nur  nach  der  Ge- 
fahr bemisst,  die  durch  die  Art  der  Ver- 
wendung des  betreffenden  Gegenstandes  he- 
dingt  ist  oder  bedingt  sein  könnte. 

In  sehr  eingehender  Weise  und  zu  wieder- 
holten Malen  hat  sich  die  Reichsgesetzgebung 
ferner  mit  der  Butter  oder  vielmehr  ihrem 
wichtigsten  Ersatzmittel,  der  Kunstbutter  oder 
Margarine  und  den  vorwandten  Waren 
beschäftigt.  Um  die  hier  giltigen  Vorschriften 
im  ganzen  wie  im  einzelnen  würdigen  zu 
können,  wird  es  nötig  sein,  zunächst  die 
Art  der  Gewinnung  und  Bereitung 
derKunstbutter  einer  kurzen  Erörterung 
zu  unterwerfen.  Als  Erfinder  der  Margarine 
muss  der  französische  Chemiker  Moge- 
Mouries  angesehen  werden,  der  sich  im 
Auftrage  des  Kaisers  Napoleon  III.  mit  der 
Aufgabe  beschäftigte,  füi*  die  unteren  Volks- 
klassen an  Stelle  der  teueren  Butter  ein 
anderes,  billigeres  Nalirungsfett  zu  schaffen 
und  der  im  Jahre  1870  eine  praktisch 
bi-auchbare  Lösung  dieses  Problems  ermittelte, 
indem  er  anstatt  des  vom  Rinde  mit  der 
Milch  ausgeschiedenen  das  bei  dem  gleichen 
Tiere  im  Zellgewebe  aufgestapelte  Fett 
benutzte  und  durch  geschickte  Massnahmen, 
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namentlich  auch  durch  Mischung  mit  Kuh- 
milch, für  den  hier  in  Rede  stehenden  Zweck 
geeignet  machte.  In  der  That  l)edient  sich 
äucli  die  heutige,  sehr  vervollkommnete  Tech- 
nik noch  des  Rinderfettes  als  des  wichtigsten 
Rohstoffs.  Ausgesuchter  und  zerkleinerter 
Rindertalg  wii-d  zunächst  bei  45— r)0^i 
in  etwa  2  Stunden  ausgeschmolzen  und  durch 
eine  wässrige  Kochsalzlck^^ung  geklärt.  Er 
erstarrt  dann  zu  einer  weisslichen  Masse,  die 
als  *preraier  jus<  in  den  Handel  gelangt. 
Das  letztere  wird  darauf  ungefähr  24—48 
Stunden  bei  26 — 27®  stehen  gelassen;  es 
scheiden  sich  gewisse,  bei  dieser  Temperatur 
erstaiTcnde  Fette  aus,  und  wenn  das  halb- 
flüssige  Gemisch  endlich  durch  starke  Lein- 
wand gepresst  wii-d,  so  wird  es  in  eine  aus- 
fhessende,  gelbliche,  ölige  Hälfte,  das  Oleo- 
mar gar  in  (meist  etwa  60  Teile),  und  einen 
festen  Rückstand,  den  Presstalg  (40 Teile) 
getrennt,  der  bei  der  Herstellung  von  Stearin- 
kerzen, sowie  von  Kunstsi)eisefetten,  zur  Ver- 
fälschung des  Schweineschmalzes  u.  s.  f. 
Verwendung  findet.  Aus  dem  Oleomargarin 
aber  wird  nun  die  Margarine  bereitet,  indem 
man  einmal  andere  Fette,  vor  allen  Dingen 
reinstes  amerikanisches  Schweine- 
schmalz, das  sogenannte  neutral  lard,  und 
gewisse  pflanzliche  Fette,  so  das 
Sesam-,  das  Baumwollsamen-  und  das  Erd- 
nussöl,  femer  und  namentlich  aber  Milch 
und  zwar  Vollmilch  oder  Rahm  oder  Mager- 
milch oder  Buttermilch  hinzufügt.  Im  Dm-ch- 
schnitt  kommen  auf  65  Teile  (Heomargarine 
luid  neutral  lard  20  Teile  pflanzliche  Gele 
und  15  Teile  Milch.  Die  letztere  dient  nicht 
oder  nicht  hauptsächlich  zur  Fettung;  ihr 
Zusatz  erweist  sich  vielmehr  nur  insofern 
als  nützlich  oder  unentbehrlich,  als  gewisse, 
auch  in  der  Magermilch  noch  enthaltene 
Stoffe   und  ihre  Abkömmlinge  (»Säuerungs- 

Srodukte«)  der  Ware  den  der  Butter  eigentüm- 
chen Geruch  und  Geschmack  verleihen. 
Das  gesamte  Gemisch  wird  mehrere  Stunden 
lang  in  grossen  Bottichen  bei  40 — 45®  auf 
das  sorgfältigste  umgerührt  und  endlich  in 
einem  ununterbrochenen  dünnen  Strom  unter 
den  Strahl  einer  mit  eiskaltem  Wasser  ge- 
speisten Brause  gepresst,  wo  die  dickflüssige 
Masse  sofort  erstarrt.  Schliesslich  wird  das 
Material  noch  geknetet,  sowie  mit  Salz  und 
Butterfarbstoff  versetzt. 

Die  fertige  Margarine  ist  im  Aussehen, 
Geruch  und  Geschmack  der  echten  Butter 
ausserordentlich  ähnlich,  wenn  auch  feinere 
Zimgen  namentlich  gute  Butter  von  Margarine 
in  der  Regel  zu  unterscheiden  vermögen, 
Auch  Verdaulichkeit  und  Ausnutz- 
barkeit der  Margarine  stehen  nach  den 
Untersuchungen  von  M  a  y  e  r,  K  i  e  n  z  1,  L  ü  h  - 
rig  u.  a.  m.  hinter  derjenigen  der  Butter 
kaum  zurück  imd  die  Margarine  kann  daher 
im  allgemeinen  als  ein  sehr  schätzbares 


und  ausgezeichnetes  Surrogat  der  Butter 
besonders  für  die  ärmeren  Klassen  angeseh-.i 
wei-den,  das  die  Gesiuidheitspflege  nar 
nach  2  Richtungen  zu  beschäftigen  bram:  hi : 
einmal  rauss  dafür  gesorgt  werden,  das»  lir 
benutzten  Rohstoffe,  vornehmlich  «i-r 
Rindertalg,  eine  unbedenkliche  Be- 
schaff enheit  zeigen,  und  zweitens,  dass  6^ 
Käufer,  der  Naturbutter  erwerben  will, 
nicht  statt  dessen  Kunstbutter  erhalt*^-, 
die  vielleicht  als  Nahrungsmittel,  aber  d«^.-i. 
nicht  als  Genussmittel  mit  jener  gleich- 
gestellt weixien  kaim.  Die  einschlägige  Ge- 
setzgebung hat  indessen  die  erste  und  wich- 
tigere Forderung  nur  in  geringem  Mas.se 
und  die  zweite  zwar  in  sehr  eingehendem 
und  scharfen  Vorschriften,  aber  doch  viel 
weniger  vom  Standpunkte  des  Käufers  iiml 
Verbrauchers  als  des  Erzeugers  der  Natur- 
butter behandelt,  und  so  tragen  die  be- 
treffenden Gesetze  das  Kainszeichen  ihrer 
agrarischen  Herkunft  und  des  Stiebens,  dt? 
Butter  von  einer  höchst  lästigen  und  umlie- 
(piemen  Konkurrenz  zu  befreien,  nur  allzu 
deutlich  an  der  Stirn. 

Zimächst  gilt  das  schon  von  dem  G.  v. 
12.  Juni  1887  (dem  sogenannten  Mar- 
gariuegesetz)  betr.  den  Verkehr 
mit  Ersatzmitteln  für  Butter.  Da 
sich  die  Erwartungen,  die  man  von  diesem 
Schritte  in  dem  eben  angedeuteten  Sinne 
gehegt,  aber  nicht  erfüllten,  vielmehr  schon 
im  Jahre  1895  die  Menge  der  im  Deut- 
schen Reiche  erzeugten  Mai^arine  auf 
etwa  90  Millionen  kg  mit  einem  Verkaufi- 
werte  von  117  Millionen  Mark  geschätzt 
wurde,  so  sah  mau  sich  bereits  nach  einem 
Jahrzehnt  zu  neueren  und  strengeren  Mas.'r- 
nahraen  veranlasst,  die  in  dem  Reichs- 
gesetze V.  15.  Juni  1897  betreffend 
den  Verkehr  mit  Butter,  Käse, 
Schmalz  und  deren  Ersatzmitteln 
zusammengefasst  werden,  mit  dessen  Erlass 
das  frühere  Margariuegesetz  ausser  Kraft 
getreten  ist.  Wie  schon  die  Ueberschrift 
dieses  aus  21  Paragraphen  bestehenden  Ge- 
setzes zeigt,  hat  man  sich  hier  nicht  auf  die 
Behandlung  der  Margarine  beschränkt^  son- 
deni  auch  die  übrigen  zu  Nahrungszwecken 
verwendeten  Fettstoffe  einbezogen,  so  na- 
mentlich die  Kunstspeisefette  und  den 
Margarinekäse,  dessen  Fett  nicht  aus 
Butterfett,  sondern  aus  Margarine  besteht 
und  von  dem  mit  jedem  Jahre  grosser- 
Mengen  in  den  Verkehr  gelangt  waren  und 
auch  noch  gelangen. 

Die  Bestimmungen  des  Gesetzes  beziehen 
sich  ein  mal  auf  die  Herstellung  der  be- 
treffenden Waren  imd  ferner  auf  ihr^» 
Vertrieb. 

Von  der  ersteren  ist  freüich  nur  bei  der 
Margarine  und  auch  niu*  insofern  die  Rede, 
als   in    §  3   der  Zusatz   von   mehr  als  !•>> 
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Teilen  Milch  oder  einer  dementspreehenden 
Menge  Eahm  auf  100  Teile  der  nicht  der 
Milch   entstammenden  Fette  verboten  wird. 
Der  Begriff  der  Margarine,  des  Margarine- 
käses  u.  s.  w.  wird  daher  auch  nur  dahin 
erläutert,  dass  als  Margarine  im  Sinne  dieses 
Gesetzes    »diejenigen   der  Milchbutter  oder 
dem  Butterschmalz  ähnlichen  Zubereitungen, 
*lei-en   Fettgehalt  nicht   ausschliesslich    der 
Milch  entstammt,  als  Margarinekäse  diejeni- 
gen  käseartigen  Zubereitungen,  deren  Fett- 
gehall  nicht  ausschliesslich  der  Milch  ent- 
stammt, als  Kunstspeisefett  diejenigen  dem 
Schweineschmalz  ähnlichenZubereitungen  an- 
gesehen werden  sollen,  deren  Fettgehalt  nicht 
ausschliesshch    aus    Schweinefett    besteht.« 
Im  übrigen  wird  gefordert  (§  7),  dass  jeder, 
der  Margarine,  Margarinekäse  oder  Kunst- 
speisefett gewerbsmässig  herstellen  will,  der 
zuständigen  Behörde  Anzeige  zu  erstatten, 
auch    die    ftir   Herstellung,    Aufbewalu'ung, 
Verpackung    und    Feilhaltung    der    Waren 
bestimmten-  Käume    bezeichnen    und    die 
bestellten   Betriebsleiter    und   Aufsichtsper- 
sonen namhaft  zu  machen,   auch  Yerände- 
rungen  u.  s.  f.  zur  Kenntnis  zu  bringen  hat. 
Nach  §§  8,  9  und  10  steht  den  Beamten 
das  Recht   zu,   in   den   hier  verzeichneten 
Betrieben  jeder  Zeit  Revisionen  aus- 
zuführen  und    Proben    zum  Zwecke   der 
Untersuchung  zu  entnehmen,  sowie  ferner 
Erkundigungen  über  das  benutzte  Verfahren, 
che  zur  Verarbeitung  gelangenden  Rohstoffe 
u.  s.  w.  einzuziehen,    lieber  die  Thatsachen 
und  Einrichtungen,  die  hierbei  dem  Beauf- 
tragten der  Polizei  zur  Kenntnis  kommen, 
sind   die  letzteren  verpfUchtet,  Vei-schwie- 
genheit  zu  beobachten. 

Dass  derartige  Besichtigimgen  auch 
die  Aufdeckung  gesundheitlicher  Miss- 
bräuche, namentlich  die  Verwendimg  schlech- 
ter und  verdorbener  Rohstoffe  unter  Um- 
ständen werden  ermöglichen  können,  soll 
nicht  bestritten  werden.  Immerhin  lässt  der 
ganze  Wortlaut  der  Vorschriften,  in  denen 
von  diesem  Zweck  mit  keiner  Silbe  die 
Rede  ist,  kaum  einen  Zweifel,  dass  im  we- 
sentlichen eine  gewerbliche  Kontrolle  ausge- 
übt werden  soll,  wie  sie  dann  in  denjenigen 
Paragraphen,  die  vom  Vertriebe  der 
Ware  handeln,  noch  schärfer  gefordert  wird. 
Es  wird  dort  (§§1  und  4)  bestimmt,  dass 
die  Verkaufsstellen  der  sämtlichen 
Ei*satzmittel  mit  einer  jedeVerw^echselung  aus- 
schüessenden ,  deutlichen  Inschrift  ver- 
sehen werden  müssen,  dass  in  Räumen,  in 
denen  Butter  oder  Butterschmalz  bezw.  Käse 
gewerbsmässig  hergestellt,  aufbewahrt,  ver- 
packt oder  feilgehalten  wird,  daneben  auch 
Margarine  oder  Kunstspeisefett  bezw.  Mar- 
garinekäse nicht  hergestellt,  aufbewahrt, 
verpackt  oder  feilgehalten  werden  dürfen,  und 
nur  für  den  Kiemhandel  in  Orten  von  we- 


niger als  5000  Einwohnern  ist  von  dieser 
Forderung  der  »getrennten  Verkaufsräume« 
Abstand  genommen  worden.  |g    ff 

Auch  die  Grefässe  und  die  äusseren 
Umhüllungen,  in  denen  jene  Waren  verkauft 
werden,  müssen  entsprechende  Aufschriften 
tragen,  die  Gefässe  ausserdem  mit  einem 
bandförmigen  roten  Streifen  von  bestimm- 
ter Breite  versehen  sein.  Geformten  Stücken 
von  Margarine  oder  Margaiinekäse  soll  eine 
derartige  Bezeichnung  eingepresst  wenlen. 

In  §  11  wird  der  Bundesrat  ermächtigt, 
den  Verkauf  von  Butter,  deren  Fettgehalt 
nicht  eine  bestimmte  Grenze  erreicht  oder 
deren  Wasser-  und  Salzgehalt  eine  bestimmte 
Grenze  überschreitet,  zu  verbieten ;  indessen 
hat  der  Bundesrat  von  dieser  Befugnis  seit- 
her noch  keinen  Gebrauch  gemacht. 

Die  Vermischung  von  Butter  oder 
Butterschmalz  mit  Margarine  oder  anderen 
Speisefetten  zum  Zwecke  des  Handels  mit 
dieser  Mischung  ist  verboten. 

Um  nun  die  Unterscheidung  der 
Butter  u.  s.  w.  von  den  Ersatzmitteln,  die 
oft  auch  für  den  geübtesten  Untersucher 
und  die  genauesten  Verfahren,  namentlich 
bei  Gemischen  der  einen  mit  den  anderen 
unmöglich  ist,  zu  erleichtern  und  also  der 
DurcMührung  des  Gesetzes  überhaupt  die 
Wege  zu  bahnen,  bestimmt  §  6,  dass  Mar- 
garine imd  Margarinekäse  »eine  die 
allgemeine  Erkennbarkeit  der  Waren  mittelst 
chemischer  Untersuchung  erleichternden, 
Beschaffenheit  und  Fai'be  nicht  scliädigenden 
Zusatz  erhalten«.  Als  solcher  ist  durch 
Bekanntmachung  des  Bundesrats  vom  4.  Juli 
1897  das  Sesam  öl  vorgeschrieben  worden, 
und  zwar  müssen  100  Gewichtsteile  der  be- 
nutzten Fette  und  Oele  bei  Margarine  min- 
destens 10,  bei  Margarinekäse  mindestens 
5  Teile  Sesamöl  hinzugefügt  werden.  Die 
§§  14—19  berühren  die  Strafvorschrif- 
ten, die  Gefängnis  bis  zu  6  Monaten,  Geld- 
strafen bis  zu  1500  Mark  vorsehen.  Auch 
kann  auf  Einziehung  der  betreffenden 
Waren  und  muss  in  bestimmten  Fällen  auf 
Veröffentlichung  des  Urteils  er- 
kannt  werden 

Das  G.  V.  *20.  April  1892  betreffend  den 
Verkehr  mit  Wein,  weinhaltigen  und  w^ein- 
ähnlichen  Getränken,  das  sogenannte  Wein- 
gesetz bezweckt,  die  in  den  §§  10  bezw. 
12,  13  und  14  des  Nahrungsmittelgesetzes 
gegebenen  Begriffe  der  Verfälschung 
und  der  gesundheitsschädlichen  Be- 
schaffenheit für  Wein  und  ver- 
wandte Getränke  auf  eine  feste  Grund- 
lage zu  stellen,  da  die  Bem-teilung  dieser 
Fragen  gerade  bei  einem  Genussmittel,  das 
ungemein  häufig  diurch  Anwendung  einer 
mehr  oder  minder  ausgedehnten  Kunsthilfe 
gewonnen  wird,  auf  sehr  erhebliche  Schwie- 
rigkeit gestossen  war.    Das  Gesetz  soll  da- 
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her  nicht  nur  der  gesund  he itspoliz ei- 1  Obst-  und  Beerenobstwein  die  Benutzimc 
liehen  (§§  1  und  2),  sondern  auch  der j  von  iSaccharin  und  ähnlichen  künstlict«! 
wirtschaftlichen  und  verkehrspoli- :  Süssstoffen  ausdnlcklich  untersagt.  I^i** 
zci liehen  Seite  (§§  3—6)  der  Angelegen- 1 angedrohten  Strafen  bewegen  sieh  zwisehr-ü 
heit  Rechnung  tragen,  während  in  den  §§ !  Haft  und  Geldstrafe  von  150  Mark  (r»-! 
7 — 11  die  Strafbestimmungen  entlialten  I  fahrlässigen Zu\snderhandlungen )  und  Gefaasr- 
und  Ausführungsverordnungen  vor-  j  nis  bis  zu  6  Monaten  oder  Geldstrafe  vi m 
gesellen  sind.  Den  Anfordenuigen  der  legi- 1  loCM)  Mark.  Auch  kann  wieder  auf  Ein- 
timen  Woinerzeuger  haben  jedoch  die  ein-  |  ziehung  der  betreffenden  Waren,  uod  Ver- 
schlägigen  Vorschriften  des  Gesetzes  auf  die  i  offen tlicliung  des  Urteils  erkannt  werdtpn. 
Dauer  nicht  genügt.  Um  weitergehenden  |  In  §  11  wird  der  Bundesrat  ermäehtigrt,  <lie 
Wünschen  dieser  GrunjKJ  zu  entspi-echen  "  erlaubten  Grenzen  für  die  bei  derKellor- 
und  den  unlauteren  Wettbewerb  im  Wein- }  behandlung  in  den  Wein  gelangeod-ii 
handel  zu  l)eschränken,  finden  daher  ge- I  Stoffe  zu  bestimmen,  in  §  12,  Grundsätze 
rade  im  Augenblick  kommissarische  ßei-ar  |  aufzustellen,  nach  denen  die  ziu-  Ausföhmnir 
tungen  statt,  die  die  Ergänzimg  des  be-  i  des  Gesetzes  erfonlerlichen  Untersuchun- 
stehenden  oder  den  Erlass  eines  neuen  |  gen  vorzunehmen  sind. 
We in ges etze s  vorben^iten  sollen,  uud  wir  I  Von  der  in  §  11  ausgesprochenen  Be- 
werden  deshalb  das  voraussichtlich  bald  |  fugnis  hat  der  Bundesrat  dann  in  einer 
ausser  Kraft  ti-etende  jetzige  Gesetz  liier  iBekanntmachungvom  29.  April  1  Sl*2, 
mit  einigen  kurzen  Worten  erledigen  dürfen.  I  von  der  in  §  12  gegebenen  in  einer  »jlciien 
In  den  ersten  Paragraphen  des  Weingesetzes '  vom  25.  Juni  1896  Gebrauch  gemacht, 
wird  der  Zusatz  gewivSser,  an  sich  gesund-  I  Wie  eben  erwähnt,  hatte  schon  das  Wein- 
heitsschädlicher  Stoffe,  die  im  ein-' gesetz  die  l^nutzung  des  Saccharin?, 
zelnen  angegeben  sind,  sowie  der  Ver- '  eines  aus  den  Abkömmlingen  des  Steiii- 
kauf  eines  in  vorschriftswidriger  Weise ,  kohlen teei*s  gewonnenen  künstlichen  Sü>s- 
l)ereiteteii  Weines  u.  s.  w. ,  endlich  auch '  stoffs  an  Stelle  des  Zuckers  für  die  Bo- 
eines  Rotweines,  dessen  Gehalt  an  Schwefel- I  handlung  des  Weins  verboten.  Die  Ben^»- 
säure  über  ein  bestinuntes  Mass  hinausgeht  i  achtimg,  dass  das  gleiche  Präparat  aber  in 
(g  e  g  i  [)  s  t  e  r  R  o  t  w  e  i  n)  verboten.  Unter  den  |  vielleicht  noch  höherem  Masse  und  in  immer 
angeführten  Stoffen  seien  (»rwähnt :  Alaun  t  wachsender  Ausdehnung  auch  bei  der  Her- 
und  andere  lösliche  Aluminiumsalze,  Bor- I  Stellung  zahlreicher  anderer  Nahrungsmittel, 
vSäure,  Glycerin  (Verfahren  des  sogenannten  |  so  des  Biei-s,  namentlich  seiner  ol>ergäriiren 
S  c h e e  1  i s  i  e r e n s),  Salicy Isäui-e,  f uselhaltiger  •  Sorten,  der  Fruchtkonserven  u.  s.  f.  Ver- 
Si)rit,  unreiner  Stärkezucker.  Teerfarbstoffe.  [  Wendung  fand ,  hat  die  beteiligten  In- 
Die  Paragraphen  3 — G  bcscliäftigen  sich  mit ;  stanzen  bestimmt,  diesem  Gegenstancle  ihre 
der  Frage  der  Verfälschung  und  be- |  besondere  Aufmerksamkeit  zu  schenken  und 
stimmen,  dass  als  Verfälschung  im  Sinne  i  auf  den  Erlass  eines  eigenen  einschlägipF^n 
des  §  10  des  Nahnuigsmittelgcsetzes  n  i  c  h  t  Gesetzes  hinzuwirken,  das  am  6.  Juli  lsi*s 
angesehen  werden  solle:  i  unter   der  Bezeichnung  »Gesetz,   betreffend 

1.  die  anerkannte  K  e  1 1  e  r  b  e  h a  n  d  1  u  n  g  j  den  Verkehr  mit  künstlichen  Süssstoffen  ^ 
(Haltbarmachung  des  Weines  durch  Zusatz  j  (Saccharingesetz)  ergangen  ist.  Es 
geringer  Mengen  von  Alkohol  oder  verschie- |  heisst  hier  zunächst  in  §  1:  Künstliche 
dener  Kläi'ungsmittel),  S  ü  s  s  s  t  o  f  f  e    im  Sinne   des  Gesetzes    sind 

2.  der  W  e  i  n  v  e  r  s  c  h  n  i  1 1  (Mischung  von  I  alle  auf  künst lichem  Wege  gewonnenen 
Wein  mit  Wein),  I  Stoffe,  welche  als  Süssmittel  dienen  können 

3.  Entsäurung  mittelst  eines  gefällten '  imd  eine  höhere  Süsskraft  als  raffinierter 
kohlensauren  Kalks  (das  sogenannte  Chap- !  Rohr-  oder  Rübenzucker,  aber  nicht  ont- 
talisieren),  j  sprechenden   Nährwert  besitzen.     Nach  §  2 

4.  der  Zuckerzusatz  (das  sogenannte !  soll  die  Verwendung  derartiger  Stoffe  h»ei 
Gallisieren).  der  Herstellung  von  Nahrungs-  und  Geuuss- 


Dagegen  sind  als  Verfälschiuig  zu  er- 
achten namentlich  der  Aufguss  von  Zucker- 
wasser auf  ganz  oder  teilweise  ausgepresste 
Trauben  (das  sogenannte  Petiotisieren), 
die  Bereitung  von  Rosinen  wein  sowie 
ähnliche  Massregeln.     Solche  Weine  dürfen 


mittein  als  Verfälschung  im  Sinne  des 
Nahrungsmittelgesetzes  angesehen  und  daher 
dem  Deklarationszwange  unterworfen,  d.  h. 
der  Verkauf  oder  das  Feilhalten  solcher 
Wai*en  nur  unter  einer  entsiu'echenden  Be- 
zeichnung   noch    fernerlün    gestattet    sein. 


daher  nur  unter  einer  entsprechen- 1  Völlig  verboten  ist  aber  nach  §  3  der 
denBezeichnung(Tresterwein,  Hefen  wein,  i  Gebrauch  der  künstlichen  Süssstoffe  bei  der 
RosinenAvein,  Kunstwein  u.  s.  f.)  feilgehalten  |  Bereitung  von  Bier,  Wein  oder  weinähn- 
uud  verkauft  weiden.  Auf  Schaumwein  i  liehen  Getränken,  von  Fruchtsäften, 
finden  diese  Voi*schrifteu  keine  Anwendung.  I  Konserven  und  Likören  sowie  von 
Dagegen  wird   für  den   letzteren  sowie  für  |  Zucker-  oder  Stärkesyrupen.    In  §  4  finden 
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sicli  die  Straf  Vorschriften ;    §  5  ermächtigt 
<len  Bundesrat  zum  Erlass  von  Ausfiihrungs- 
bestimmuugen.  Das  Saccharingesetz  ist  ohne 
Z^weifel  im  wesentlichen  aus  dem  Bestreben 
geboren,    den    Zucker,    also    eines    unserer 
vrichtigstens  Landes-  und  Bodenerzeugnisse, 
von  einem  lästigen  und  gefährlichen  Wett- 
bewerb zu  befreien  und  ihm  sein  legitimes 
-Ä^bsatzgebiet    zu    wahren.     Indessen    wird 
auch  die  Gesundheitspflege  mit  dieser  Ab- 
sicht  hier  insofern  durchaus  einverstanden 
sein  können,  als  der  Zucker  nicht  nur  ein 
Genuss-,  sondern  ferner  auch  ein  ungemein 
^vert volles    und    nützliches   Nahrungsmittel 
ist,   das   Saccharin  und   seine  Verwandten 
aber  nach  dieser  Richtung  völlig  versagen 
lind    also    den    Zucker    schon    deshalb    in 
seiner   Bedeutung    für    den    menschlichen 
Körper  in  keinem  Falle  ersetzen  können. 

Von  hervorragender  Tragweite  in  ge- 
simdheitlicher  Beziehung  ist  endlich  das 
Gesetz  betreffend  die  Schlacht- 
vieh- und  Fleischbeschau  vom 
3.  Juni  1900  (Fleischschaugesetz). 
Ursprünglich  und  angeblich  nur  aus  sani- 
tären Beweggründen  hervorgegangen,  hat  es 
namentlich  bei  seiner  Behandlung  im  Reichs- 
tage zwar  manches  wesentliche  Merkmal 
dieses  Charakters  eingebüsst  und  eine  ge- 
wisse Verschiebung  im  wirtscliaftüchen 
Sinne,  zu  Gunsten  unserer  einheimischen 
Fleischerzeugimg  erfahren.  Immerhin  aber 
bleiben  doch  eine  ganze  Reihe  von  wichtigen 
Punkten  übrig,  die  ihm  auch  jetzt  noch  das 
Gepräge  eines  hygieinischen  Gesetzes  lassen. 
Durch  §  5  Ziffer  3  des  Nahrungsmittel ge- 
setzes  war  das  Verkaufen  und  Feilhalten 
von  Tieren,  die  an  bestimmten  Krankheiten 
leiden,  zum  Zwecke  der  Schlachtimg,  sowie 
das  Verkaufen  und  Feilhalten  des  Fleisches 
von  Tieren,  die  mit  bestimmten  Krank- 
heiten behaftet  waren,  für  das  ganze  Reich 
verboten.  Indessen  die  Feststellung  dieser 
Krankheiten  und  namentlich  die  Erkennung 
des  von  kranken  Tieren  herrührenden 
Fleisches,  die  sichere  Unterscheidung  des 
letzteren  von  dem  gesunder,  stiess  überall 
da  auf  die  grössten  Schwierigkeiten,  wo 
nicht  eine  sachverständige  Untersuchung 
sowohl  der  Tiere  vor  dem  Schlachten  wie 
des  Fleisches  nach  dem  Schlachten  und 
zwar  des  Fleisches  im  Zusammenhange  mit 
den  Eingeweiden,  in  denen  die  krankhaften 
Veränderungen  ausschliesslich  oder  vorzugs- 
weise zum  Ausdruck  gelangen,  stattfand. 
Freilich  wurde  diese  Vorbedingung  und 
zwar  vielfach  schon  seit  langer  Zeit  in  den 
meisten  süddeutschen  Staaten,  auch 
in  einigen  preussischen  Landesteilen  und  in 
allen  denjenigen  Städten  erfüllt,  die  im  Be- 
sitze von  Sclilachthäusern  sind  und  den 
Schlachtzwan^  eingeführt  haben.  Aber  von 
einer  allgememen  und  gleichmässigen  Rege- 


lung der  ganzen  Angelegenheit  war  doch 
nicht  die  Rede,  und  ferner  nahm  das  vom 
Auslande  kommende  Fleisch  insofern  eine 
unberechtigte  Sonder-  und  Vorzugsstellung 
ein,  als  entweder  von  seiner  Untersuchung 
überliaupt  oder  doch  von  der  eigentlich 
wirksamen  Form  derselben,  d.  h.  der  Prüfung 
des  Fleisches  in  Verbindung  mit  den  Ein- 
geweiden abgesehen  wurde. 

Diesen  Mängeln  will  das  neue  Fleisch- 
schaugesetz in  durchgi-eifender  Weise  ab- 
helfen. Im  §  1  wird  eine  amtliche 
Untersuchung  für  alle  Tiere,  deren 
Fleisch  zum  Genüsse  für  Menschen  ver- 
wendet werden  soll,  vor  und  nach  der 
Schlachtung  angeordnet.  Als  Fleisch 
im  Sinne  des  Gesetzes  sind  nach  §  3  alle 
Teile,  sofern  sie  sich  zum  Genüsse  für  Men- 
schen eignen,  auch  die  hergestellten  Fette 
und  Würste,  sowie  andere  Erzeugnisse,  falls 
der  Bundesrat  dies  anordnet  anzusehen. 
Bei  Notschlachtungen  darf  die  Unter- 
suchung vor  der  Schlachtimg,  bei  den  soge- 
nannten Hausschlachtungen  nach  §  2 
vor  und  nach  der  Schlachtung  unterbleiben. 
Diese  letztere  Bestimmung  muss  als  eine 
besonders  bedauerliche  Lücke  im  Gesetz 
bezeichnet  werden,  durch  die  in  Zukunft 
gewiss  nicht  selten  bedenkliche  Ware  hin- 
durchschlüpfen wird.  Die  »ausschliessliche 
Verwendung«  derai'tigen  Fleisches  »im 
eigenen  Haushalt  des  Besitzers«  lässt  sich 
erfahrungsgemäss  nun  sehr  schwer  sichern 
und  beaufsichtigen,  und  die  Gründe,  die 
gegen  eine  Ausdehnung  des  Schauzwangs 
auch  auf  die  Hausschlachtungen  geltend  ge- 
macht worden  sind  —  namentlich  Mangel 
an  den  erforderlichen  Beschauern  —  können 
als  stichlialtige  nicht  anerkannt  werden, 
da  überall  da,  wo  bisher  schon  die  Haus- 
schlachtungen dem  Schauzwang  unterworfen 
waren,  Schwierigkeiten  nicht  hervorgetreten 
sind,  vielmehr  die  sogenannten  empiiischen 
Fleischbeschauer  in  solchen  Fällen  ihre  Be- 
fugnisse meist  zur  vollen  Zufriedenheit  ver- 
sehen haben. 

Für  die  Ausführung  der  Beschau 
werden  im  übrigen  in  den  §§  5 — 11  genaue 
Vorschriften  gegeben.  Wird  das  Fleisch 
als  untauglich  für  den  menschlichen 
Genuss  befunden,  so  soll  es  beschlag- 
nahmt werden;  ist  es  »bedingt  taug- 
lich«, so  kann  es  durch  bestimmte  Vor- 
kehningen  brauchbar  gemacht  und 
unter  besonderen  Bedingungen, 
namentlich  einer  deutlichen  Erklärung 
seiner  Beschaffenheit  vertrieben  werden. 
Die  §§  12 — 17  beschäftigen  sich  mit  dem 
vom  Auslande  kommenden  Fleisch.  Die 
Einfuhr  von  Fleisch  in  luftdicht  verschlosse- 
nen Büchsen  oder  ähnlichen  Gefässen, 
von  Würsten  und  sonstigen  Gemengen 
aus   zerkleinertem   Fleisch   wird   überhaupt 
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verboten.    Frisches  Fleisch  darf  bis 
zum   31.  Dezember    1903   nur  in  ganzen 
Tier körpernoder Hälften,  zubereitetes 
Fleisch  bis  zu  dem  gleichen  Zeitpunkt  nur 
dann   importiert   wenlen,   wenn   sich  seine 
Unschädlichkeit   mit  Sicherheit  fest- 
stellen lässt.  Pökelfleisch  in  Stücken  von 
weniger  als  4  kg  ist  ausgesclilossen,  Schinken, 
Speck  und  Därme  dürfen  auch  in  kleinereu 
Mengen     eingeführt    werden.      Nach    dem 
31.  Üezember  1903   sind    die   Bedininmgen 
für  die  Einfuhr  von   fremdem   Fleiscli  von 
neuem   zu  regeln ;    geschieht   das  nicht,   so  j 
bleibt  es  bei  der  vorherigen  Uobung.  Schon  | 
früher  aber  darf  der  Bundesmt  weitergeliende  i 
Verbote    und  Beschränkungen    der  Einfuhr  I 
beschl  iessen.      Dem    Pferdefleisch     ist  i 
ein   besonderer    Paragraph    (18)    gewidmet.  I 
Nach  §  19    muss    ferner  das  Ergebnis  der  | 
Untersuchung  auf  dem  Fleische,   das   aus  I 
dem  Auslande   stammende  Fleisch   ausser-  ■ 
dem  als  solches  kenntlich  gemacht  werden. 

Von  besonderer  Wichtigkeit  in  sani- 
tärer Beziehimg  ist  §  21,  nach  dem  die 
Verwendung  bestimmter  Stoffe  oder 
Verfahren  bei  der  gewerbsmässigen  Zu- 
bereitung von  Fleisch,  die  der  Ware  eine 
gesundheitsschädliche  Bescliaffenheit  zu 
geben  vermögen,  untersagt  wird.  Diese 
Stoffe  und  Verfaliren  zu  l)ezeichnen,  bleibt 
dem  Bundesrat  überlassen,  der  das  Verbot 
auch  auf  Stoffe  und  Verfaliren  ausdehnen 
darf,  die  eine  gesundheitsschädliche  oder 
minderwertige  Beschaffenheit  der  Ware  zu 
verd ecken  geeignet  sind.  Im  §  22  werden 
dem  Bundesrat  weitei-e  Ausführungs- 
bestimmungen vorbehalten,  in  §  23  die 
Kostenfrage  behandelt,  in  §  24  erklärt, 
dass  weitergehende  landesrechtliche  Vor- 
schiiften  über  die  Tricliinenschau,  Vertrieb 
des  beanstandeten  Fleisches  u.  s.  w.  neben 
dem  Fleischschaugesetz  bestehen  bleil>en. 
Die  §§  26 — 28  bringen  die  Strafandrohungen, 
§  29  besagt,  dass  die  einschlägigen  Para- 
graphen des  Nahrungsmittelgesetzes  durch 
das  Fleischschaugesetz  nicht  berührt  wer- 
den u.  s.  f. 

b)  Landesrechtliohe  Bestimmungen. 
Neben  den  im  vorhergehenden  be- 
sprochenen Reichsgesetzen  bewegen  sich 
auf  dem  Gebiete  des  Nahrungsmittel- 
wesens nun  noch  eine  sehr  gi-osse 
Anzahl  von  ein  zel  staatlichen  Ge- 
setzen sowie  besonders  von  Minis- 
terialerlassen  und  polizeilichen 
Verordnungen,  bald  für  grössere  Be- 
zirke, bald  nur  für  einzelne  Städte  u.  s.  f. 
Diese  landesrechtlichen  Bestimmungen  be- 
ziehen sich  zum  Teil  auf  Gegenstände,  die 
auch  bereits  eine  reichsgesetzliche  Kegelung 
erfahren  haben,  imd  schreiben  für  die  be- 
ti'effenden  Waren  noch  schärfere  Mass- 
nahmen vor,  die  in  den  sämtlichen  ßeichs- 


gesetzen   ausdrücklich   als    zulässig    ertlärt 
werden  und  meist  in  örtlichen  Gebräucih?Q 
und  Sitten   ihre  Begründung    finden^    zum 
Teil    aber   auf    diejem'gen   Nahruagsmitif-L 
für  die  eine  reichsgesetzliche  Regelung-  Do-:a 
fehlt,   meist  weil  eben  lokale  Eigentöm- 
lichkeiten   und  Unterschiede   einer    solclieQ 
im  Wege  stehen.    In  die  erste  Chiippe  s^ 
hören   z.  B.   manche  Vorschriften   über   «iie 
Trichinenschau  sowie  über  die  Behacc- 
lung  des  minderwertigen  oder  bedingt  taug- 
lichen Fleisches,  in  die  letztere  die  über  M  e  h  L 
Backwaren,   giftige  Pilze,  Wasser, 
künstliches    Mineralwasser.      Ei^, 
Obst,  Gemüse,  Branntwein,  Lik«5re 
sowie  namenthch  über  Bier,  Bierdruck- 
apparate und  Milch.     In  Bayern   ist  «^ 
z.  B.  durch  Landesgesetz  verboten,   bei  d<?r 
Bereitung   von  Bior   irgendwelche  andere 
Stoffe  als  Gerstenmalz,  Hopfen,  Wasser  nD«i 
Hefe  zu  verwenden,    während   im    übrigen 
Deutschland  auch   noch  gewisse   Surrogate 
statthaft  sind.   Bei  der  Milch  hat  man  nach 
verschiedenen  Anläufen  von  einer  einheitlichen 
(lestaltung  des  Verkehrs  mit  Rücksicht  auf 
die  Verschiedenheit  der   örtlichen    Verhält- 
nisse (Rasse  der  Tiere,   Art   der  Fütterunsr 
u.  s.  w.)  Abstand  genommen   und   sich  da- 
rauf beschränkt,  gewisse  Grundzüge  für 
kleinereBezirke*  aufzustellen  und  deren 
Einführung  diurch  obrigkeitliche  Verfügungen 
zu  empfehlen.    So  sind  denn  in  sehr  vielen 
Städten  polizeiliche  Veronlnungen  über  die 
Marktmilch  in  Kraft  getreten,   die  ganz 
genaue   Anforderungen   an    die  Beschaffen- 
heit  dieses  wichtigen  Nahrungsmittels    er- 
heben   und    z.  B.   einen    Mindestfettgehalt, 
eine  gewisse  Menge  von  Trockensubstanz^ 
ein  bestimmtes  specifisches  Gewicht  n.  s.  f. 
verlangen. 

3.  Organisation  der  N.  in  Deutsch- 
land. Für  die  praktische  Handhabung 
der  Nahrungsmittelpolizei  kommen 
einmal  allgemeine  und  femer  be- 
sondere auf  Grund  der  eben  besprochenen 
Gesetze  u.  s.  w.  ergriffene  Massr^eln  in 
Betracht.  Zunächst  kann  der  Verkehr 
mit  Nahrungsmitteln  an  sich  in 
seinen  äusseren  Formen  beeinflusst  wer- 
den, indem  z.  B.  die  offenen  Märkte 
aufgehoben  und  durch  Markthallen  er- 
setzt wei-den.  Eine  besondere  Erwähnung 
vei-dienen  hier  die  Vorschriften,  durch  tue 
das  Schlachten  der  Tiere  in  eigenen 
Schlachthäusern  verlangt  wird.  In 
Preussen  geschieht  das  nach  dem  G.  v. 
18.  März  1868  bezw.  9.  März  1881,  das 
denjenigen  Gemeinden,  in  denen  eine  Ge- 
meindeanstalt zum  Schlachten  von  Vieh 
(öffentliclies  Schlachthaus)  errichtet  ist,  die 
Befugnis  gewährt,  durch  Gemeindebeschluss 
den  Schlachthauszwang  einzuführen,  d.  h. 
die  privaten  Schlachtungen  zu  verbieten. 
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Die  Beaufsichtigung   des   Verkehrs   mit 
Lebensmitteln  geschieht   im  übrigen  durch 
<lie  Polizei   und    ihre  Beauftragten. 
IDivs  Nahningsmittelgesetz  giebt  ihr  die  Er- 
mächtigung, die  Verkaufsräume  zu  betreten 
so^vie  Proben  zum  Zwecke  der  späteren  Unter- 
suchung zu  entnehmen    (vergl.  oben)    und 
sieh  80  von  der  Beschaffenheit  der  Waren 
zu     überzeugen.      Die    Prüfung    selbst 
kann   unter  Umständen   sofort   an  Ort  und 
Stelle  bewirkt  werden    fz.  B.  Strassenkon- 
trolle  der  Milch),   in    der  Regel   aber  wird 
<lie  üeberw^eisung  an  ein  eigenes  Unter- 
siichungsamt  und  einen  technisch  vorge- 
f»*ebildeten  Fachmann  notwendig,  der  bei  vor- 
schriftswidriger Beschaffenheit  der  Ware  die 
letztere  beanstandet  und  der  Polizei- 
behörde   eine    entsprechende    Anzeige 
erstattet,     die    dann     ihrerseits    entweder 
Polizeistrafen  verhängen  oder  die  An- 
gelegenheit der  Staatsanwaltschaft  zur 
Aveiteren  Vei-anlassung  übergeben  kaim.  Der- 
artige öffentliche  Anstalten  zur  tech- 
nischen Untersuchung  von  Nahrungsmitteln 
sind  als  eine  unerlässlicheErgänzung, 
als  eine  notwendige  Folge  des  Nahrungsmittel- 
gesetzes anzusehen,  geben  diesem  erst  den 
eigentlichen    Inhalt   und   praktische  Bedeu- 
tung, und  es  ist  deshalb  im  höchsten  Grade 
bedauerlich,  dass  von    der  durch  das  Nah- 
ningsmittelgesetz eröffneten  und  erleichterten 
Möglichkeit  zur  Errichtung  solcher  Aemter 
längst  noch  nicht  in  gewünschtem  Umfange 
(rebrauch   gemacht   wonlen    ist.      In    Süd- 
deutschland, wie  namentlich  in  Bayern  und 
in  einigen  kleineren  Bundesstaaten,  z.  B.  in 
Hamburg,  hat  freilich  der  Staat  selbst  be- 
sondere  Anstalten   ins   Leben    gerufen;  an 
den    meisten  Stellen    aber   hat    man    diese 
Sorge   den    einzelnen   Gemeinden    über- 
lassen, die  sich  begreiflicherweise  schon  aus 
Scheu  vor  den  Kosten   der   ersten  Einrich- 
tung und  des  Betriebes  nicht  gerade  beeilt 
haben,    der   Aufforderung    zu    entsprechen. 
So    finden   wir   denn    eigene,   nur    diesem 
Zwecke     dienende    üntersuchungsanstalten 
thatsächlich  nur  in  einigen  w^enigen  grösseren 
Städten,  wie  in  Breslau,  Hannover,  Kiel  u. 
a.  m. ;  vielfach  hat  man  neuerdings  den  Aus- 
weg eingeschlagen,  die  Anstalt  an   andere 
bereits   bestehende  ähnliche,  wie  z.  B.   die 
hygieinischen  oder  landwirtschaftlichen  In- 
stitute der  Universitäten  anzugliedern  (z.  B. 
in    Halle,    Königsborg,    Leipzig,    Dresden), 
meist  aber  begnügt  man  sich  bisher  damit, 
die  Prüfimg  der  Nahrungsmittel  privaten 
Laboratorien  im  Besitze  eines  Chemikers 
oder  Apothekers  zu  übertragen.     Dass  die 
Regelmässigkeit    und    die    Sicherheit    der 
Ueborwachung  durch  dieses  Verfahren  nicht 
gerade  gefördert  weixlen,  liegt  auf  der  Hand, 
und    so    haben    denn    auch    die    erzielten 
Erfolge     oft    genug    zu    wünschen     übrig 


gelassen.  Ist  das  zum  Teil  durch  die 
mangelhafte  Schulung  der  Untersucher  ver- 
schuldet, so  sind  auf  der  anderen  Seite 
doch  auch  gewisse  Schwierigkeiten,  die  durch 
die  Natur  der  Sache  selbst  bedingt  sind,  hier 
von  Bedeutung.  Die  Nahrungsmittel- 
chemie an  sich  und  ihre  Methodik  ist 
noch  in  dauernder  Entwickelung  und  Gä- 
rung begriffen,  die  Verfahren,  deren  sie 
sich  bedient,  sind  vielfacli  schwankende  und 
ungemein  verwickelte,  und  die  Ergebnisse 
entbehren  daher  der  nötigen  Uebereiustim-  * 
mung.  Um  diesen  Uebelständen  abzuhelfen, 
ist  einmal  durch  Bundesratsbeschluss 
vom  22.  Februar  1894  eine  besondere 
Kaste  von  Nahrungsmittelchemikern 
geschaffen  worden,  die  nach  bestandener 
Vor-  und  Haupt  prüf  ung  eine  Be- 
scheinigung über  ihi-e  Fälligkeit  erhalten 
und  für  die  chemisch-technische  Beurtei- 
lung von  Nahrungsmitteln,  Genussmitteln 
und  Gebrauchsgegenständen  im  Sinne  des 
Nahrungsmittelgesetzes  in  erster  Linie 
herangezogen  werden  sollen.  Wird  schon 
dadurch  eine  gi'össere  Zuverlässigkeit  der 
abgegebenen  Gutachten  gewälii'leistet  und 
für  die  Rechtsprechung  die  ersehnte  •sichere 
Grundlage  geschaffen,  so  sind  in  dem 
gleichen  Sinne  wirksam  die  Vereinba- 
rungen über  gewisse  Untersu- 
chungsverfahren im  ganzen  wie  in  den 
einzelnen  Teilen  ihrer  Ausführung  und  An- 
wendung. Nachdem  solche  Normen  zuei-st 
im  weiteren  Umfange  von  den  bayerischen 
Vertretern  der  angewandten  Chemie  aufge- 
stellt worden  waren  und  sich  in  der  Praxis 
durchaus  bewälirt  hatten,  hat  neuerdings  das 
Reichsgesundheitsamt  die  Leitung 
auf  diesem  Gebiete  übernommen  und  mit 
Unterstützung  der  hervori'agendsten  Sach- 
verständigen >  Vereinbarungen  zur  ein- 
heitlich eu  Untersuch  ung  und  Beur- 
teil ung  von  Nähr  ungs-  und  Gen  uss- 
mitteln,  sowie  Gebrauchsgegen- 
ständen für  das  Deutsche  Reich« 
festgestellt,  von  denen  bisher  2  Hefte  er- 
schienen sind,  deren  erstes,  aus  dem  Jahre 
1897  stammend,  die  allgemeinen  Methoden 
(Bestimmung  des  Wassers,  des  Stickstoffs 
und  seiner  Verbindungen),  des  Fettes,  der 
stickstofffreien  Extraktstoffe  l)ezw.  der 
Kolilenhydrate,  der  Rohfaser,  der  Mineral- 
stoffe 11.  s.  w.),  den  Nachweis  der  Konser- 
vierungsmittel, die  Unterauchung  von  Fleisch 
und  Fleischwai-eu,  von  Wurst,  Fleischextrakt 
und  Fleischpepton,  der  Eier,  des  Kaviars, 
der  Milch,  des  Käses  sowie  der  Speisefette 
und  Gele,  deren  zweites,  1899  erschienen, 
Mehl  und  Brot,  Gewürze,  Essig,  Zucker 
und  Zuckerwai'en,  Fnichtsäfte,  Gemüse  und 
Fnichtdauerwaren,  Honig,  Branntwein  und 
Liköre,  künstliche  Süssstoffe  und  das 
Wasser  urafasst. 
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Wenn  auch  das  Bedenken,  dass  diu-eh 
eine  derartige  Kodifizieruug  die  weitere 
freie  Bewegung  auf  diesem  Felde  gehemmt 
und  der  Entwickehmg  der  Methodik  eine 
lästige  Fessel  auferlegt  werde,  nicht  ganz 
ausser  acht  gelassen  werden  darf,  so  kann 
esjjdoch  nicht  ins  Gewicht  fallen  gegen- 
über dem  ausserordentlichen  Gewinn  einer 
solchen  Verständigimg.  Das  früher  nicht 
seltene,  höchst  uner([uickliche  Schauspiel, 
dass  zwei  Gutachter  bei  der  nämlichen  Probe 
zu  ganz  entgegengesetzten  Ergebnissen  ge- 
langt waren  und  ihre  Anschauung  dann 
auch  vor  Gericht  vertraten,  wird  in  Zukunft 
gewiss  immer  seltener  werden. 

4.  Organisation  der  N.  im  Auslande. 
hl  Oesterreich  hat  das  Nahrungsmittel- 
wTsen  eine  umfassende  und  einheitliche 
Regelung  durch  ein  G.  v.  IG.  Januar  1896 
erfahren,  djis  im  grossen  und  ganzen  dem 
deuts(!hen  Nahrungsmittelgesetz  nachgebildet 
ist.  Dem  Gesetz  \mterliegt  der  Yerkelu* 
mit  Lebensmitteln,  kosmetischen  Rütteln  und 
Spielwaren,  Tapeten,  Bekleidungsgegenstäu- 
den,  Ess-  oder  Trinkgeschirren,  sowie  Ge- 
schÜTcn  und  Geräten,  die  zum  Kochen  oder 
zur  Auibewahrung  von  Lebensmitteln  oder 
zur  Verwendung  bei  denselben  bestimmt 
sind,  ferner  mit  Wagen,  Massen  und  anderen 
Messwerkzeugen,  die  zur  Verwendung  bei 
Lebensmitteln  zu  dienen  haben,  die  Ver- 
wendimg gewisser  Fai^ben  zur  Zimmer- 
malerei, endlich  der  Verkehr  mit  Petroleum. 
Die  Aufsichtsbeamten  haben  das  Hecht, 
Revisionen  aufzuführen  und  Proben  zu  ent- 
nehmen; als  derartige  Beamte  kommen  in 
erster  Linie  die  Bezirksärzte  in  Betracht; 
weiterhin  werden  durch  die  Gesetzgebung 
der  einzelnen  Kronländer  diejenigen  Organe 
bestimmt,  die  diese  Berechtigimg  oder  Ver- 
pflichtung haben.  So  z.  B.  besagt  ein 
Specialgesetz,  dass  in  Steiennark  besondere 
und  beeidete  Beamte  für  die  Handhabung 
der  Gesundheits-  und  Lebensmittelpolizei  zu 
bestellen  haben :  1.  Autonome  Städte,  2.  Ge- 
meinden, die  als  Kurorte  mit  eigenen  Kur- 
statuten versehen  sind,  3.  Gemeinden  mit 
mehr  als  oOOO  Einwohnern  in  einer  Ortschaft. 

Die  Vorschriften  über  die  Ermächtigung 
der  Regierung  zum  Erlass  von  Verboten 
bestimmter  Arten  der  HersteDung,  Gewin- 
nung, Aufbewahrung,  des  Verkaufs  und 
FeilJialtens  von  Lebensmitteln,  der  Verwen- 
dung bestimmter  Stoffe  und  Farben  bei  der 
Herstellung  von  Spielwaren,  Tapeten,  Be- 
kleidungsgegenständen, Ess-  und  Trinkge- 
schirren u.  s.  w.  sowie  die  Strafbestimmungen 
sind  denen  des  Deutschen  Reichsgesetzes 
vom  14.  Mai  1879  sehr  ähnlich. 

Dagegen  unterscheidet  sich  das  östei*- 
reichische  von  dem  deutschen  Nahnuigs- 
mitteJgesetz  zu  seinem  Vorteil  dadurch,  daßs 
es  die  Errichtung  staatlicher  Untersuchungs- 


anstalten vorschreibt ;  derartige  Anstalten  sii.  i 
denn  bisher  auch  bereits  eine  ganze  AnzaiJ 
und  zwar  im  Anschluss  an  die  hvgieiniscfK-n 
Institute  der  Universitäten  und  mit  eio^m 
über  die  betreffenden  Landesteüe  sasce- 
dehnten  Dienstsprengel  gegründet  und  dem 
Betriebe  übergeben  worden. 

Die  Ausführung  der  Untersuchungen  i^AL 
»diplomierten  Lebensmittelexperten«  anver- 
traut wei-den,  über  deren  Ausbildung  und 
I  Befähigungsnachweis    besondere    und    zwar 
I  sehr   strenge    Vorschriften    ergangen     sind. 
1  für   die   auf   der  anderen   Seite   aber  auch 
eine  verhältnismässig  recht  gute  Besoldung 
I  vorgesehen  ist. 

I  Neben  diesem  allgemeinen  Nahruni^s- 
I  mittelgesetz  betreffen  mm  wie  in  Deuts^-h- 
'  land  noch  mannigfache  einzelne  Gesetz*?, 
!  Erlasse  und  Verordnimgen  den  Verkehr  mir 
Wein,  mit  Butter  und  ihren  Ersatzmitteln, 
mit  MUch,  Fleisch  u.  s.  t 

Für   England   gelten    die  adulteration 
of  food   Acts   aus   den  Jahren   1860,    IST 2 
und  1874.    Die  Grafschaftsgerichte  und  die 
Gemeindebehöixien   (Magistrate)    haben    da^ 
Recht  und  die  Pflicht,  Sachverständige  für 
die  Untersuchung  von  Lebensmitteln   anzu- 
stellen.    Diese    Sachverständigen    (analyst:>) 
müssen     einen     besonderen     Bildungsgang 
durchmachen  und   eine  entsprechende  Pnl- 
fung  ablegen.    Gelangen  sie  bei  den  Unter- 
suchungen   ihnen    übermittelter    Nahnmg?- 
mittelproben  zu  einer  Beanstandung,  so  gel»en 
sie   ihr  Gutachten  an   den   Sanitätsbeamten 
(iuspector  of  nuisance)  weiter,  der  dann  die 
Klage   vor   dem  Friedensrichter   anstrengen 
kann.     Xur    das   Zeugnis    eine^   Analvsts, 
eines  diplomierten  Nahrungsmittelcliemikers, 
wird  vor  Gericht  als  beweisend  angesehen. 
Strafbar    ist,    wer    ein    Nahrungsmittel 
verkauft  oder  in  Verkehr  bringt,    das   von 
seiner  natürlichen  Beschaffenheit  abweicht 
ferner,   wer    Nahnmgs-    und    Geniissmittel 
voi-sätzlich  raitgesimdheitsschädlichen  Stoffen 
oder  mit  solchen  Substanzen  vermischt^  die 
eine  Vermehnmg   des   Gewichts   oder   d^-s 
Umfangs  der  Waren  herbeifülireii,  oder  wer 
solche  Gegenstände  verkauft  —  es  sei  denn, 
dass  er  dem  Käufer  die  Thatsache   vorher 
mitgeteilt  habe.    Besondere  Beachtiuig  ver- 
dient aussei-dem  noch  die  englische  Dairies, 
milkshops  and  cowsheds  order  vom  Jahre 
1885,  die  Regulation  of  dairies  act  von  18S(j 
und  die  Margarine  Act  von  1887,  das  Kunst- 
buttergesetz. 

Li  Italien  enthalten  das  Gesetz  über 
die  Gesundheitspflege  vom  22.  Dezember 
1888  und  das  Regidativ  vom  3.  August  18IX) 
genaue  Bestimmungen  über  den  Verkehr 
mit  Lebensmitteln.  Es  bedroht  jeden  mit 
Strafe,  der  verdorbene,  infizierte,  verfälschte 
oder  aus  einem  anderen  Grunde  gesimdheits- 
schädliche     Nahrungs-    oder     Genussmittel 


Nahrungsmittelpolizei — Nasse 


955 


vei-iiauft,  feilhält  oder  an  die  eigenen  Ange- 
liöT-igen  verabfolgt  oder  den  Ess-,  Trink- 
und  Kochgeschirren  durch  mangelhafte  Ver- 
zinnung oder  sonstwie  eine  gesundheits- 
scliädliche  Beschaffenheit  verleiht.  Besondere 
Oesetze  oder  Erlasse  regeln  auch  hier  wie- 
der den  Yerkehr  mit  Wein,  mit  Butter,  mit 
^largarine  (10.  Juli  1894),  die  Verwendung 
gesimdheitsschädlicher  Farben  u.  s.  f. 

In  Frankreich  beruht  die  Nahrungs- 
iTLittelpolizei  auf  dem  G.  v.  Jahre  1851  (loi 
tendant   k   la  repression    plus    efficace    de 
eertaines   fraudes  daus  la  vente  des   mar- 
chandises,  das  alle  diejenigen   für  strafbar 
erklärt,  die  zum  Verkaufe   bestimmte  Nah- 
rungsmittel verfälschen  oder  verfälschte  wis- 
sentlich   in   den   Handel   bringen   oder   gar 
flen     Waren     gesundheitsschädliche    Stoffe 
beimischen.    Die  Ware  kann,   wie  bei  \ms, 
eingezogen,  das  Urteil  veröffentlicht  werden. 
Weiter    betreffen     besondere    Gesetze     den 
"Verkehr    mit    Fleisch,    Milch,    Butter    und 
Kunstbuttcr  (16.  April  1897),  Wein  (16.  April 
1897),  Konserven  u.  s.  w. 

Belgien  hat  seit  dem  4.  August  1890 
ein  eigenes  Gesetz  über  die  Verfälschimg 
der  Lebensmittel,  da>s  durch  die  weiteren 
Verordnungen  über  Kunstbutter,  Saccharin, 
künstliche  Färbung  von  Lebensmitteln  und 
Herstellung  von  Beliältern  und  Gefässen  für 
Lebensmittel  ergänzt  worden  ist.  Diu-ch 
einen  königlichen  Erlass  vom  28.  Februar 
1891  sind  ferner  Bestimmungen  über  die 
Art  der  Beaufsichtigimg  des  Verkehrs,  die 
Entnahme  von  Proben  u.  s.  w.  getroffen 
worden.  Die  Beamten  erhalten  das  Recht, 
in  die  Kaufläden  etc.  einzutreten.  ReWsionen 
auszufühi^n,  Proben  zu  entnehmen  und 
letztere  einem  Untersuchungsamt  zu  über- 
geben. Nach  dem  Gutachten  des  letzteren 
richtet  sich  das  weitere  Verfahren.  Ein 
Keglement  vom  25.  April  1894  beschäftigt 
sich  mit  der  Bierbereitung  \md  dem  Bier- 
handel, solche  vom  18.  November  und  31. 
Dezember  1894  mit  dem  Vertrieb  von 
Cichorien,  Kakao,  Ghokolade,  Milch,  vom 
26.  August  1896  mit  dem  von  Butter  und 
Margarine  u.  s.  w. 

Für  Schweden  enthält  das  Gesetz  über 
die  öffentliche  Gesundheitspflege  vom  25. 
September  1874  zahlreiche  Vorschriften 
über  Nahrungs-  und  Genussmittel,  dasjenige 
vom  24.  Oktober  1885  Bestimmungen  über 
den  Verkauf  von  Wein,  Spirituosen  etc. 

Dänemark  hat  ein  Gesetz  betreffend 
die  Untersuchung  von  Lebensmitteln  vom 
8.  September  1891,  abgeändert  am  1.  April 
1894;  Bestimmimgen  vom  17.  April  1894 
beziehen  sich  auf  die  Herst elhmg  und  den 
Verkauf  von  Wein  \md  Spirituosen. 

In  der  Schweiz  ist  die  Kegelung  der 
Nahrungsmittelpolizei  den  einzelnen  Kan- 
tonen überlassen,   die  meist  und  zwai*  viele 


noch  in  den  letzten  Jahren  umfassende  Vor- 
schriften nach  dieser  Richtung  gegeben 
haben,  so  z.  B.  Basel-Stadt  am  31.  Oktober 
1895,  St.  Gallen  am  1.  Juni  1895,  Grau- 
bünden am  12.  Februar  1897  u.  s.  f. 

Litteratnr:  Würzbtirg,  Die  yakrumjsmittel' 
geseUgebung  im  Deutschen  Reich  und  den  eimehien 
BundessUmten,  Leipzig  1894,  —  MenzeUf  Reichs- 
gesetz  betreffend  den  Verkehr  mit  Nahrungsmitteln 
u.  s,  w.  vom  14.  Mai  1879,  Paderborn  1898.  — 
Vereinbarungen  zur  einheitlichen  Untersuchung 
und  Beurteilung  von  Nahrungs-  und  Genussmitteln 
u.  8.  M?.,  Berlin  1897  u.  1899.  —  Die  nArbeite nn 
und  die  « VerößentlichungenK  des  Kaiserlichen 
Gesundheitsamts,  Berlin.  (Wichtigste  Quelle  Jür 
die  technischen  Untersuchungen  und  gesetzlichen 
Bestimmungen  sowie  die  Rechtsprechung  auf 
dem  ganzen  Gebiete  für  d<is  Deutsche  Reich, 
die  Einzelstaalen  und  das  Ausland.)  —  Lorenz f 
Das  Gesetz  vom  16.  Jänner  1896  (österreichisches 
Nahrungsmittelgesetz),   Wien  1897. 

C,  Fränkel, 
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Nasse,  Erwin, 

geb.  am  2.  XII.  1829  zu  Bonn,  gest.  daselbst 
am  4. 1.  1890,  studierte  in  Bonn  und  Göttingen, 
folgte  Frühjahr  1856  einem  Rufe  als  Professor 
der  Staats>ri8senschaften  nach  Basel  und  im 
Herbst  desselben  Jahres  nach  Rostock  und  wurde 
1860  ordentlicher  Professor  in  seiner  Vateretadt. 

Nasse  war  Kathedersozialist,  gemässigter 
Freihändler,  Gegner  der  ^lanchesterdoktrin  und 
in  manchen  Stücken  ein  Anhänger  des  ^effen 
die  historische  Schule  gerichteten  Men^erschen 
Systems.  Als  einer  der  Gründer  des  Vereins 
für  Sozialpolitik  führte  er  dessen  Präsidium  von 
1874  bis  zu  seinem  Tode.  Seine  Schriften  über 
Geld-,  Währangs-,  Münz-,  Bank-,  Monopol-  und 
Staatsschulden weseu,  über  Preise  und  Steuern 
gehören  zu  den  hervorragendsten  Leistungen 
auf  dem  Gebiete  der  zeitgenössischen  wirtschaft- 
lichen Litteratnr.  Er  war  Gegner  des  Reichs- 
eisenbahnmonopols, das  er  aus  wenig  einleuchten- 
den ethischen  Gründen  und  zu  Gunsten  der 
Staatsbahneu  bekämpfte.  Wissenschaftliche  Ar- 
beiten ersten  Ranges  hinterliess  er  in  dem 
agrargeschichtlichen  Werke :  „Ueber  die  mittel- 
alterliche Feldgemeinschaft^  (s.  u.)  und  in  dem 
Art.  über  das  Buch  des  Zeitgenossen  Bodins 
(W.  Stafford)  „A  compendious  or  briefe  exami- 
nation  of  certavue  ordinary  complaints",  London 
lööl  (vgl.  u.  Zeitschr.  f.  Staatsw.,  Bd.  XlXi.  — 

Nasse  veröffentlichte  von  staatswissenschaft- 
lichen Schriften  a)  in  Buchform:  Bemer- 
kungen über  das  preussische  Steuersystem,  Bonn 
1^1,  _  Die  preussische  Bank  und  die  Aus- 
dehnung ihres  Geschäft«kreises  in  Deutschland, 
ebd.  1866.  —  Die  Niederlande  und  Preussen. 
Eine  Antwort  an  Herrn  Groen  van  Prinsterer, 
ebd.  1867.  —  Armenpflege  und  Selbsthilfe.   Vor- 
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trag,  ebd.  1868.  —  Ueber  die  rniversitätststudien 
und  Staatsprüfungen  der  preussischen  Verwal- 
tunjBTsbeamten,  ebd.  1868.  —  Ueber  die  mittel- 
alterliche Feldpremeinschaft  und  die  Einhegung:eu 
des  16.  Jahrhunderts  in  England,  ebd.  1059; 
dasselbe  in  englischer  Uebersetzung  von  H.  A. 
Onvry,  London  1871.  —  Beamtentum  und  Bürger- 
pflicht im  preussischen  Staate.  Rede,  Bonn 
1870.  -- 

Nasse  war  beteiligt  an  den  »Schriften  des 
Vereins  für  Sozialpolitik,  Bd.  III :  iDie  Personal- 
besteuerung,  Gutachten  etc.)  und  Bd.  XXVII 
(Agrarische  Zustände  in  Frankreich  und  Eng- 
land), Leipzig  1873  bezw.  1884;  er  war  femer 
meist  nur  nomineller  Mitherausgeber  der  von 
Ad.  Wagner  bearbeiteten  2.  bezw.  3.,  6.  und 
7.  Aufl.  von  Raus  Lehrbuch  der  politischen 
Oekonomie,  Bd.  I— VII,  Heidelberg  und  Leipzig 
1878-1887.  — 

b)  in  Zeitschriften:  1)  in  Hirths 
Ann.  (Leipzig):  Die  Münzreform  und  die 
Wechselkurse,  Jahrg.  1875.  —  2)  in  Jahrb.  f. 
Nat.  u.  Stat.  (Jena) :  Die  deutschen  Zettelbauken 
während  der  Krisis  von  1866,  Bd.  XI,  18(>8, 
S.  1  If.  —  Das  venetianische  Bankwesen  im  14., 

15.  und  16.  Jahrhundert,  Bd.  XXXIV,  1879, 
S.  329  ff.  —  Der  Cobdenklub  und  die  deutsche 
Warenausfuhr,  N.  F.  Bd.  IV,  1882,  S.  409  ff.  - 
Ein  Blick  auf  die  kommerzielle  und  industrielle 
Lage  Englands,  N.  F.  Bd.  XIV,  1887,  S.  97.  — 
Das  Sinken  der  Warenpreise  während  der  letzten 
15  Jahre,  N.  F.  Bd.  XVII,  1888,  S.  50 ff.  und 
129  ff.  —  Der  Schlussbericht  der  englischen 
Gold-  und  Silberkommission,  N.  F.  Bd.  XX, 
1889.  —  3)  in  Jahrb.  f.  Ges.  u.  Verw.  (Leipzig) : 
Die  Demonetisation  des  Silbers  und  das  Wert- 
verhältnis der  edlen  Metalle,  Jahrg.  I,  1877, 
S.  115  ff.  —  Der  Bimetallismus  und  die  Wäh- 
rungsfrage in  den  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika,  Jahrg.  II,  1878,  S.  113  ff.  —  Ueber 
die  Verhütung  der  Produktionskrisen  durch 
staatliche  Fürsorge,  Jahrg.  III,  1879,  S.  145  ff. 

-  4)  in  Preussische  Jahrbücher  (Berlin) :  Ueber 
den  jüngeren  William  Pitt,  Bd.  XIV,  1864, 
S.  265  ff.  —  Das  politische  Ehrenamt  im  alten 
Rom  und  modernen  England,  Bd.  XXUI,  1869, 
S.  648  ff.  —  Das  Imndertiährige  Jubiläum  der 
Schrift  von  Adam  Smith  über  den  Reichtum  der 
Nationen,  Bd.  XXXVIII,  1876,  S.  384  ff.  -  Die 
Währungsfrage  in  Deutschland,  Bd.  LV,  1885, 
S.  295  ff.  —  Entwickelung  der  Krisis  des  wirt- 
schaftlichen Individualismus  in  England.  Bd. 
LVII,  1886,  S.  420  ff.  —  Die  Kündigung  des 
Privilegiums  der  Reichsbank  und  der  Privat- 
notenbanken, Bd.  LXIII,  1889.  S.  495.  —  5)  In 
Schönberg,  Bd.  I,  1.  Aufl.  und  Bd.  I,  2.  Aufl., 
Tübingen  1882  und  1885:  Die  Darstellung  des 
Geld-  und  Münzwesens.  —  6)  In  St.W.B.  von 
Bluntschli  und  Brater,  Bd.  IV,  Stuttgart  1859: 
Gewässer  und  deren  Benutzung.  —  1)  Zeitschr. 
f.  Staatsw.  (Tübingen):  Zur  Banknoten-  und 
Papiergeldfrage  mit  besonderer  Beziehung  auf 
den  preussischen  Staat,  Bd.  XII,  1856.  —  Ueber 
eine  volkswirtschaftliche  Schrift  aus  der  Zeit 
der  Preisrevolution  in  der  zweiten  Hälfte  des 

16.  Jahrhunderts  (s,  o.),  Bd.  XIX,  1863,  S.  369  ff. 

—  Ueber  den  Einfluss  des  Kredits  auf  den 
Tauschwert  der  edlen  Metalle,  Bd.  XXI,  1865, 
S.  128 ff.  —  Ueber  die  soziale  Zusammenstellung 
des  Hauses  der  Gemeinen  vor  und  nach  dem 
Reformgesetze  von   1832,    Bd.   XXII,    1866,   S. 


234  ff.  —  Steuern  und  Staatsanleihen,  Bd.  XXIV. 
1868,  S.  1  ff.  —  Bankanweisungen  und  Bank- 
noten, Bd.  XXVIII,  1872,  S.  487  ff.  — 


I  

I         Vgl.  über  Nasse:   Schäffle,   Si^^el 

13.   Aufl.,   Bd.   II,   Tübingen    1873,    S.  36&  - 

Röscher,   Gesch.  d.   Nat.,    München  1874,  S, 

1043.  —  Thompson,  Social  science  and  nari<»- 

nal  economy,  Philadelphia   1875,  S.   24,   9596. 

—  Wagner,  Grundlegung.  2.  Aufl..  Heidel- 
berg: 1879,  S.  119.  —  v.  Baerenbach.  Die 
Sozial  Wissenschaften,  Leipzig  1882,  S.  168.  — 
Seebohm.  Die  englische  Dorfgemeinde,  über- 
setzt von  Th.  V.  Bunsen,  Heidelberg  1885,  S.  in 
und  77.  —  K.  W^asserrab,  Preise  undKrisen, 
Stuttgart  1889,  S.  49  und  87.  —  G.  L.  Gomme. 
The  village  community,   London   18Ö0.  S.  IJH). 

—  Annais  of  the  American  Academv  of  politi«.*al 
and  social  science,  Bd.  I,  Philadelphia  1Ä?0. 
Juli,  S.  14041.  — 

Lippert, 


Nationalwerkstätten. 

Die  sogenannten  Nationalverkstatten 
(ateliers  nationaiix),  die  in  Paris  von  der 
provisorischen  Regierung  in  den  ersten  Tagen 
der  Februarrepnblik  gegründet  wurden,  sind 
weder  mit  den  »ateliers  sociaux«,  den  nur 
in  der  Phantasie  Louis  Blaues  vorhandenen 
Veranstaltungen  zur  allgemeinen  ^ Organi- 
sation der  Arbeit«,  zu  verwechseln  noch  mit 
den  unter  dem  Schutze  Louis  Blancs  vor 
dem  Juniaufstande  von  1848  wirklich  organi- 
sierten wenigen  Produktivgenossenschaften 
(unter  denen  die  der  Sehneider  von  Clichy 
die  bedeutendste  war)  noch  mit  den  nach 
jenem  Aufstande  ins  Leben  getretenen  (ie- 
nossen schalten,  denen  die  Nationalversamm- 
lung nur  zu  dem  Zwecke  eine  Unterstützung 
von  3  Millionen  Francs  bewilligte,  damit 
das  Associationsexperiment  recht  augenfällig 
scheitere,  was,  wie  Thiers  spater  erklärte, 
eine  weit  grössere  Summe  als  drei  Millionen 
wert  wäre.  Die  Einrichtung  der  eigentlichen 
National  Werkstätten  war  ein^h  eine  Not- 
standsmassi*egel,  wie  sie  schon  in  ähnlicher 
Weise  im  Jalire  1790  dagewesen  war.  Durch 
die  Februarrevolution  wai*  natürlich  sofort 
eine  Menge  von  Arbeitern  brotlos  geworden, 
und  die  junge  Republik  durfte  diese  um  so 
weniger  ihrem  Schicksale  überlassen,  als 
sich  die  provisorische  Regierung  am  25.  Fe- 
bruar diu'ch  eine  Volksdemonstration  hatte 
zwingen  lassen,  ein  von  ihren  ra*iikalen  Mit- 
gliedern L.  Blanc,  Ledru-Rollin  und  Flocon 
entworfenes  Dekret  anzunehmen,  in  dem 
thatsächlich  das  »Recht  auf  Arbeite  aner- 
kannt wird,  indem  die  Regierung  sich  ver- 
pflichtet, allen  Bürgern  Arbeit*  zu  garan- 
tieren, auch  anerkennt,  dass  die  Arbeiter 
sich  penossenschaftlicli  vereinigen  müssten, 
um  die  rechtmässigen  Früchte  ihrer  Arbeit 
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zu    erlangen,    zudem   auch   fürs   erste    die 
nöchstfällige  Monatsrate   der  Civdlliste   von 
einer  Million  Francs  den  Arbeitern  »zurück- 
g-iebt«.   So  wurde  denn  schon  ara  27.  Februar 
die  sofortige  Einrichtung  von  »National Werk- 
stätten«   dekretiert   und    der  Minister    der 
öffentlichen  Arbeiten,  Marie,  mit  der  Aus- 
f  tlhrung  dieser  Massregel  betraut.    Es  han- 
clelte  sich  aber  dabei  keineswegs  um  Hand- 
"v^erksbetriebe    in    wirklichen    Werkstätten, 
sondern  um  Ei'darbeiten  oder  ähnliche  Be- 
schäftigungen   unter    freiem    Himmel,    für 
•welche  die  Mehrzalil  der  Pariser  Arbeiter 
gar  nicht  geeignet  war.     Zunächst  wurde 
am   28.  Februar  die    Wiederaufnahme   der 
durch  die  Revolution  unterbrochenen  Nivel- 
lierungsarbeiten  und  Strassenbauten  befohlen, 
bei  denen  aber  kaum  3000  Personen  unter- 
gebracht werden  konnten.   Ausserdem  unter- 
nahm das  Kriegsministerium  Erdarbeiten  auf 
dem  Marsfelde,  wo  anfangs  2 — 3000,  später 
5 — 6000  Arbeiter  beschäftigt  wurden.    Aber 
die  Zahl  der  Arbeitslosen  stieg  bei  der  all- 
gemeinen  Erschütterung    des   Kredits   und 
des  Wirtschaftslebens  von  Tag  zu  Tag  in 
gefährlichem   Verhältnis    und    die    Mairien 
der  Arrondissements    sahen   sich    genötigt, 
dieselben  unmittelbar  zu  unterhalten,  indem 
sie  jedem,   der  durch   eine  Bescheinigung 
nachwies,  dass  er  in  den  Nationalwerkstätten, 
d.  h.  auf  den  Arbeitsplätzen  keine  Aufnahme 
gefunden    habe,    eine    tägliche    Geldunter- 
stützung von   1,50  Francs  gewährten.     Die 
wirklich  beschäftigten  Arbeiter  aber  erhielten 
ohne  Unterscheidung  ihrer  Leistungen  täglich 
2  Francs,  also  nur  50  Cent,  mehr  als  die 
Feiernden,  und  das  Ergebnis  ihrer  Arbeit 
war  meistens  nicht  einmal  soviel  wert,  als 
diese  Differenz   betrug.     Dabei   nahm  Un- 
ordnung und  Widerspenstigkeit  noch  über- 
hand,  so   dass   die   Kegierung   schon   nach 
wenigen  Tagen  in  die  grösste  Verlegenheit 
geriet.    Unter  diesen  Umständen  machte  ein 
junger  Chemiker,  Emil  Thomas,  dem  Minister 
Marie  den   Vorschlag ,   er  w^olle  mit  Hilfe 
einer  Anzahl  von  Studierenden  der  Central- 
schule  (für  Techniker  und  Civilingenieure) 
die  Arbeiter  der  National  werkstätten  in  eine 
einheitliche ,    halbmilitärische    Organisation 
bringen,  sie  nach  ihren  Fachgewerben  klassi- 
fizieren und  soweit  wie  möglich  auch  diesen 
entsprechend  verwenden,  im  übrigen  aber 
mit  Arbeiten  in  der  Bannmeile  beschäftigen. 
Thomas  hatte  zwar  in  seinen  Anschauungen 
einige  Verwandtschaft   mit  der  St.  Si men- 
schen Schule,  stand  aber  im  ganzen  auf  dem 
Boden    einer    bürgerlichen,    demokratisch- 
fortschrittlichen Sozialpolitik  und  statt  der 
»Organisation   der  Arbeit«   hatte  er  »Mora- 
lisation  und   Association  der  Arbeiter«   als 
Wahlspruch.     Marie  nahm  das  Projekt  an, 
weil  er  in  demselben  ein   'Mittel  sah,  die 
Masse  der  Arbeiter  dem  Einflüsse  L.  Blancs, 


den  man  als  Präsidenten  der  Arbeiterkom- 
mission imLuxembourg  möglichst  unscliädlich 
zu  machen  gesucht  liatte,  noch  wirksamer 
zu  entziehen.  Demnach  wurde  durch  Mi- 
nisterialerlass  vom  6.  März  ein  Central bureau 
für  die  National  Werkstätten  des  Seinedeparte- 
ments geschaffen  und  Thomas  zum  Direktor 
desselben  ernannt,  und  zwei  Tage  darauf 
erliess  dieser  sein  neues  ßeglement.  Die 
unterste  Grruppeneinheit  war  hiernach  die 
escouade,  mit  Einschluss  des  Führers  aus 
11  Mann  bestehend,  also  etwa  einer  Korporal- 
schaft entsprechend.  Fünf  Korporalschaften 
bildeten  eine  Brigade,  vier  Brigaden  eine 
»Lieutenance«,  vier  Lieutenantschaften  eine 
Kompagnie,  die  also  900  Mann  zählte.  Je 
drei  Kompagnieen  standen  unter  einem  Chef, 
und  diese  waren  in  verschiedener  Zahl  den 
An-ondissementsehefs  untergeordnet.  Für 
Paris  selbst  wurden  im  wesentiichen  die 
bestehenden  zwölf  Arrondissements  als  Grund- 
lage der  Einteilung  beibehalten,  und  aus  den 
übrigen  Gemeinden  des  Departements  wurde 
ein  dreizehntes  und  vierzehntes  Arrondisse- 
ment  gebildet.  Wer  zugelassen  werden 
wollte,  musste  im  Seinedepartement  seinen 
Wohnsitz  haben  und,  abgesehen  von  einigen 
Ausnahmen,  mindestens  16  Jahre  alt  sein. 
Die  Führer  der  Korporalschaften  und  Bri- 
gaden wurden  anfangs  von  Thomas  ernannt, 
später  aber  von  den  Arbeitern  selbst  ge- 
wählt, was  unzweifelhaft  zu  vielen  Miss- 
bräuchen Anlass  gegeben  hat.  Die  Kom- 
pagnieführer waren  junge  Leute  aus  der 
Centralschule,  die,  wie  auch  die  Polytech- 
niker und  überhaupt  die  Pariser  Studenten, 
bei  den  Arbeitern  immer  beliebt  waren  und 
leicht  Einfluss  erlangten.  Der  Lohn  betnig 
für  den  Arbeitstag  2  Francs,  für  die  arbeits- 
lose Zeit  1  Francs  täglich;  es  sollte  aber 
dafür  gesorgt  werden,  aasS  mindestens  wäh- 
rend der  Hälfte  der  Zeit  (ausser  den  Sonn- 
tagen, für  die  nichts  bezahlt  wurde)  Arbeit 
vorhanden  wäre,  so  dass  der  Durchschnitts- 
lohn 1,50  Francs  betrüge.  Die  Korporal- 
schaftsführer erhielten  an  Arbeitstagen  2,50 
Francs,  an  anderen  1,50  Francs,  die  Brigade- 
führer immer  3  Francs.  Für  die  Unter- 
stützung der  Kranken  w^iuxle  eine  besondere 
Organisation  geschaffen,  und  ferner  erhielt 
jeder  dürftige  Familienvater  nach  der  Zahl 
seiner  Kinder  Anweisungen  auf  ^/i  bis  2^h 
Kilo  Brot.  Die  obere  Verwaltung  erforderte 
natürlich  einen  umfassenden  Bureaudienst, 
der  von  vier  Unterdirektoren  geleitet  w^urde. 
Am  15.  März  waren  schon  140(X)  Arbeiter 
eingereiht,  imd  der  Zudrang  wurde  nun  von 
Tag  zu  Tag  stärker.  Die  Eintretenden 
wurden  nach  ihren  Berufsfächern  registriert, 
jedoch  ohne  Rücksicht  darauf  in  die  Brigaden 
verteilt,  da  man  einerseits  einige  Furcht  vor 
Koalitionen  hegte,  andererseits  aber  auch 
gar  keine  Möglichkeit  vorhanden  war,  die 


958 


NationalwerkstätleQ 


Arbeiter  ihren  Fächern  entsprechend  zu  be- 
schäftigen. Die  neue  Organisation  erwies 
sich  unzweifelhaft  als  geeignet  zur  Her- 
steJhmg  einer  besi^eren  Onlnung,  aber  täglich 
wurde  die  Schwierigkeit  unüberwindlicher, 
für  diese  immer  mehr  anschwellende  Masse 
auch  nur  einigermassen  ausreichende  Ge- 
legenheit zu  irgend  einer  nützlichen  Arbeits- 
thätigkeit  zu  finden.  Die  Bureaus  der  Na- 
tionalwerkstätten sollten  auch  als  Verraitte- 
lungsstellen  für  die  Unterbringimg  von  Ar- 
beitern in  den  Privatbetrieben  dienen,  aber 
da  das  Vertrauen  nicht  zuriUrkkehren  und 
das  wirtschaftliche  lieben  noch  immer  nicht 
-wieder  in  die  gewohnten  festen  Bahnen  ein- 
lenken wollte,  so  fand  sich  keine  Nachfrage 
nach  Arbeitern,  sondern  es  sahen  sich  noch 
immer  mehr  Arbeitgeber  genötigt,  ihre  Fa- 
briken oder  Werkstätten  zu  schliessen.  Die 
Staatsingenieure  unter  dem  Ministerium  der 
öffentlichen  Arbeiten  standen  den  National- 
werkstätten mit  unverhohlener  Abneigung 
gegenüber  imd  behaupteten,  sie  könnten 
keine  öffentlichen  Arbeiten  ausfindig  machen, 
die  den  Thomasschen  Brigaden  zuzuweisen 
wären.  Thomas  und  andere  Verteidiger  der 
Nationalwerkstätten  stellten  indes  eine  lange 
Liste  von  solchen  öffentlichen  Unterneh- 
mungen auf,  die  zur  Verwertung  der  ver- 
fügbaren Arbeitskräfte  in  Angriff  genommen 
werden  könnten ;  so  der  Bau  mehrerer  Eisen- 
bahnstrecken und  Kanäle  in  der  Nähe  von 
Paris,  zahlreiche  Strassen  bauten ,  mehrere 
ohnehin  projektierte  öffentliche  Gebäude. 
Namentlich  empfahl  Thomas  auch  den  Bau 
mehrerer  Arbeiterviertel  in  den  damals  nocii 
wüst  liegenden  Voi'stadtbezirken  in  der  Nähe 
der  Festungsmauer.  Von  allen  diesen  Plänen 
kam  indes  fast  nichts  zur  Ausführung,  un- 
nützes Erdaufwn'ihlen  und  Baumpflanzungon 
auf  den  äusseren  Boulevards  blieben  die 
Hauptbeschäftigung  der  Nationalwerkstätten, 
die  nur  als  Mittel  diente,  die  Zeit  der  Ein- 
gestellten auf  irgend  eine  Art  auszufüllen. 
Kur  für  die  Schuhmjicher ,  Schneider  und 
Stellmacher  gelang  es,  Fach  Werkstätten  zu 
gründen.  Vielen  der  eingereihten  Arl)eiter 
fehlten  Schuhe  und  Kleider  und  es  lag  da- 
her nahe,  diese  in  den  Nationalwerkstätten 
anfertigen  zu  lassen  und  zu  einem  möglichst 
niedrigen  Preise  zu  verkaufen.  Es  bedurfte 
indes  der  Drohung  mit  Aussclüuss,  um  die 
Schuhmacher  und  Schneider  in  der  erforder- 
lichen Zalü  zum  Eintritt  in  diese  Special- 
werkstätten zu  bestimmen.  Die  Werkstätte 
für  Stellmacherei,  in  der  auch  Reparaturen 
von  Werkzeugen  aller  Art  vorgenommen 
wurden,  ai^beitete  niu-  für  den  Bedarf  der 
Verwaltung  der  National  Werkstätten ,  die 
einen  grossen  Wagenj)ark  besass.  Thomas 
hatte  die  Absicht,  noch  mehrere  Special- 
werkstätten einzurichten,  jedoch  betra<'htete 
er   alle  diese   Organisationen    nur  als  Not- 


behelfe und  es  lag  ihm  durchaus  fern,  in 
denselben  die  Anfänge  einer  bleibenden  Neu- 
gestaltung der  Wirtseliaftsordnung  zu  j*ehen. 
Die  Zahl  der  Eingeschrielienen  ü^*erstir^ 
bald  die  schlimmsten  BefürchtiiDgeo.  Eae 
unvollständige  Zählung  wies  am  19.  Mai 
87942  auf.  ünt«r  diesen  befandeü  si^-h 
8970  Tagelöhner,  aS12  Schreiner,  riC*91  Kmi^t- 
tischler,  4341  Maurer,  1395  Zimmerleute. 
858  Marmorarbeiter,  3957  Maler  umi  An- 
streicher, 2934  Sclüosser,  1144  Bildhauer 
und  Holzschnitzer,  2529  Drechsler,  2631  Faß- 
binder, 1572  Weber,  1899  Schneider,  l.>tiy 
Schuhmacher,  1755  Gold-  !md  SUberart^iter. 
1413  Ciseleure,  729  Brouzearbeiter.  1728 
Giesser  etc.  Kurze  Zeit  nachher,  nachdem 
auch  die  5000  Arbeiter  vom  Marsfelde  den 
Nationalwerkstätten  überwiesen  worden,  war 
'die  Gesamtzahl  auf  1150C»0  gestiegen.  Die 
I  Kosten  betnigen  vom  9.  März  bis  zum 
l9.  April  12400(X)  Francs,  von  da  bis  zum 
I  Ausbruche  des  Aufstandes  (23.  Juni)  aU^r 
I  beliefen  sie  sich  täglich  (mit  Ausnahme  der 
Sonntage)  auf  diux?.h  schnittlich  beinahe 
2(M)<KM)  Francs,  so  dass  im  ganzen  fibier 
14  Millionen  aufgewandt  worden  sind.  An- 
fang Mai  ging  das  Ministerium  der  öffent- 
lichen Arbeiten  an  den  Mediziner  Trelat 
über,  der  zu  einer  durchgreifenden  Reform 
der  Nationalw^erkstätten  entschlossen  war. 
Auch  Thomas  erkannte  die  Unhaltbarkeit 
des  bestehenden  Zustandes  an  und  sohlujr 
folgende  Massregeln  vor:  polizeiliche  Aus- 
weisung aller  Arbeiter,  die  sich  seit  weniger 
als  6  Monaten  in  Paris  aufhielten,  nach  üiren 
Heiraatsdepartements:  aus  den  zu  unproduk- 
tiven Zahlimgen  an  die  Arbeiter  verwendeten 
Goldern  sollten  Vorschüsse  an  Gewerbe- 
treilx^nde  gewälirt  werden  unter  der  Bediii- 
gimg,  dass  diese  eine  entsprechende  Anzahl 
von  Arbeitern  übernähmen.  Die  von  den 
Syndikalkammern  der  Baugewerbe  vorge- 
schlagenen öffentlichen  Bauten  sollten  in 
Angriff  genommen  werden,  ebenso  der  Bau 
von  Arbeitervierteln;  für  die  übrig  bleiben- 
den Arbeiter  seien  Fachwerkstatten  und 
Syndikate  zu  erri(,»hten.  Der  Minister  ging 
indes  auf  diese  Voi-schläge  nicht  ein,  son- 
dern erliess  luiter  dem  24.  Mai  eine  Reihe 
von  der  Exekutivgewalt  genehmigter  Be- 
stimmungen, die  voraussichtlich  unter  den 
Arbeitern  lebhaften  Widerstand  finden  muss- 
ten.  Alle  unverheirateten  Arbeiter  in  don 
National  Werkstätten  im  Alter  von  18 — 2.5 
Jahren  sollten  sich  hiernach  in  die  Armee 
einstellen  lassen,  und  die  sich  weigernden 
wären  aus  den  Listen  der  National  Werkstätten 
zu  streichen ;  diejenigen,  die  nicht  wenigstens 
sechs  Monate  vor  dem  24.  Mai  in  Paris  sich 
aufgehalten  hätten,  seien  ebenfalls  zu  ent- 
lassen; ferner  seien  Arbeiterbrigaxlen  zu 
bilden,  die  in  die  Departements  zu  schicken 
wären,    um    dort    unter    der   Leitimg    von 
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Staatsingenieiiren  öffentliche  Arbeiten  aus- 
55\ifühi-en;  die  übrigen  könnten  bis  auf  wei- 
teres  in    den   National  Werkstätten    bleiben, 
sollten  aber  künftig  nicht  mehr  Tagelohn, 
f^ondern  Stücklohn  erhalten.    Diese  letztere 
-Reform  hatte  Thomas  schon  bei  den  Schuh- 
machern und  Schneidern  eingeführt,  gegen 
«lie    übrigen  Anordnungen    mit   Ausnahme 
der  Ausweisung  der  fremden  Arbeiter  aber 
erhob  er  ernstliche  Einwendungen,   weil  er 
die  schlimmsten  Folgen  davon  befürchtete. 
]Da  ihm  übeitJies  jetzt  eine  besondere  Kom- 
mission für  die  National  Werkstätten  vorge- 
setzt wurde,  so  gab  er  mehrfach  die  Absicht 
kimd,  von  seinem  schwierigen  Posten   zu- 
rückzutreten.    Am   26.  Mai  liess   ihn   der 
^linister  in  sein  Kabinett  kommen,  forderte 
ihn  auf,   sofort  sein  Entlassungsgesuch  zu 
schreiben,  imd  beauftragte  ilm  dann,  auf  der 
Steile  nach  Bordeaux  abzureisen,  um  »Studien  « 
über  einen  Kanalbau  zu  machen,  was  zu- 
gestandenermassen    nur    ein    Vorwand    für 
seine  Entfernung  sein  sollte.     Als  Thomas 
einen  Autschub  verlangte,  machte  der  Mi- 
nister kurzen  Pi'ozess  und  liess  ihn  zwangs- 
weise von  zwei  Polizeibeamten  nach  Bordeaux 
führen,  wo  er  sogar  mitsamt  seinen  Wächtern 
auf  kurze  Zeit  verliaftet  wurde.    Sein  Nach- 
folger wurde  der  Staatsiogenieur  Laianne, 
ein  Schwager  Trelats,   der  zwar  von   vorn 
herein    mit    grosser    Schneidigkeit    auftrat, 
aber  doch  nicht  wagte,  die  oben  erwähnten, 
noch   nicht    veröffentlichten    Befehle   sofort 
auszuführen.    Den  persönlichen  Verkehr  mit 
den   Arbeitern  stellte  er  ein  und  die  von 
Thomas  organisierte  Vertretung  der  National- 
werkstätten durch  eine  Delegierten  Versamm- 
lung löste  er  auf,  da  viele  Gegner  sie  für 
einen  gefährlichen  Klub  hielten.  Thatsächlich 
fi-eilich  blieb  dieser  Klub  bestehen  und  nahm 
jetzt  wirklich  einen  bedenklichen  Charakter 
an,  indem  er  sich  mit  der  Delegation  des 
Luxembourg  in  Verbindung  setzte.     Ueber- 
haupt  erlangte  die  Partei  Louis  Blancs  und 
Ledru-Rollins ,   von  der   Thomas  die  über- 
wiegende Mehrzahl  seiner  Arbeiter  mit  Er- 
folg fernzuhalten  gewusst  hatte,  erst  jetzt 
mehr  und   mehr  Anhang  in   den  National- 
werkstätten.   Dabei  nahmen  die  Kosten  der- 
selben eher  zu  als  ab ;  vom  27.  Mai  bis  zum 
10.  Juli,  an  13  Werktagen,  beliefen  sie  sich 
auf  2  449  563  Francs.     Um   womöglich  eine 
Vormindening  derselben  zu  erzwingen,  nahm 
die  Nationalversammlung   am   20.  Juli   ein 
Dekret  an,  welches  die   vom  Minister  der 
öffentlichen    Arbeiten    für    den    Augenblick 
verlangten    3   Millionen    Francs    bewilligte, 
zugleich  aber  bestimmte,   dass  jede  fernere 
Bewilligung  dieser  Art  nur  je  eine  Million 
Fmncs  betragen  dürfe.    Am  21.  Juni  erschien 
dann  der  einen  Monat  lang  zurückgehaltene 
Ministerialerlass   über   die   Einstellung   der 
jüngeren  Arbeiter   in   die  Armee   und    die 


Abführung  eines  Teiles  der  übrigen  nach 
den  Departements.  Zugleich  hob  Laianne 
die  Cnterstützungsbureaus  und  das  Kranken- 
kassenbureau auf  und  erhöhte  den  Preis  der 
von  den  Schneider-  und  Schuhmacherwerk- 
stätten gelieferten  Waren  um  30®/o.  Die 
Voraussagungen  Thomas'  bewahrheiteten  sich 
jetzt  nur  allzu  sehr :  schon  am  22.  Juni  ver- 
sammelten sich  die  Delegierten  der  National- 
werkstätten im  Verein  mit  denjenigen  de& 
Luxembourg  auf  dem  Pantheonsplatze,  um 
gegen  diese  Massregeln  zu  protestieren,  und 
am  23.  begann  die  viertägige  Strassenschlacht,. 
bei  der  die  Fahnen  der  Nationalwerkstätten 
auf  den  Barrikaden  wehten.  Am  27.  war 
der  Sieg  des  Diktators  Cavaignac  entschieden,, 
und  am  28.  wurden  die  Nationalwerkstätten 
aufgehoben,  nachdem  schon  am  23.  ein  De~ 
kret  zu  diesem  Zwecke  in  der  National- 
versammlung beantragt  worden  war.  —  Es 
ist  nicht  unwahrscheinlich,  dass  durch  vor- 
sichtigeres Verfahren  der  revolutionäre  Aus- 
bruch hätte  vermieden  werden  können,  aber 
irgend  eine  dauernde  Organisation  wäre 
sicherlich  nicht  aus  den  Nationalwerkstätten 
hervorgegangen.  Auch  wäre  die  Ueber- 
führuug  der  Arbeiter  zu  einer  normalen 
Bescliäftigung  in  den  Privatbetrieben  jeden^ 
falls  nur  äusserst  langsam  mid  mit  grossen 
Schwierigkeiten  möglich  gewesen,  denn 
es  hat  den  Anschein,  dass  gerade  die 
abnorme,  mit  den  herkömmlichen  An- 
schauungen der  bürgerlichen  Gesellschaft 
im  Widerspniche  steh3nde  Thatsache  der 
Existenz  der  Nationalwerkstätten  mit  ihren 
organisierten  Arbeitermassen  die  Haupt- 
ursache war,  wodurch  in  den  Kreisen  der 
Bourgeoisie  die  Wiederkehr  des  Vertrauens 
und  die  Belebung  der  Geschäftsthätigkeit 
verhindert  wurde,  während  nach  der  Nieder- 
werfung des  Aufstandes  in  dieser  Beziehung 
bald  eine  Wendung  zum  Besseren  eintrat. 
Auch  wurden  die  National  Werkstätten  wohl 
mit  einigem  Recht  als  eine  Art  von  Strike- 
organisation  angesehen,  da  die  Arbeiter 
den  Privatunternehmern  gegenüber  hohe 
Lohnforderungen  aufrecht  erhielten,  wenn 
sie  sich  in  den  National  Werkstätten  mit 
dem  knappen  Existenzminimum  begnügten. 
—  Weit  befriedigendere  Erfolge  hatten  die 
in  allen  Airondissements  gegründeten 
Frauenwerkstätten,  in  denen  30  bis 
40000  Frauen  mit  der  Anfertigung  von 
Soldat  enhemden  beschäftigt  wurden  und  der 
Wert  der  gelieferten  Arbeit  die  Kosten  nahe- 
zu deckte. 

Litteratur:  E,  Thomas,  Histoirc  des  ateliertt 
nationaiw,  Paris  I848  (cnthfUt  zahlreiche  amtliche 
Aktenstücke).  —  Engländerf  Geschichte  der 
französischen  Arbeiterassociationen ,  Ihimhurg 
1864,  B*^-  -,  ü^-  '-iOSff.  —  iiamier-PagPn^ 
Histoire  de  la  rerolution  de  1848,  Bd.  VII,  S, 
mff.;   Bd.   VIII   S.  usf.;   Bd.  X,   S.   92  f.,. 
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S.    M6ff.;    Bd.  XI,   6".  57 ß.,   S,   15Uff.   —   B.  | 
Singer,    Dos  Recht  avf  Arbeit,    Jena    28!U.  —  , 
OfHinbet*gf  Art.yatiomdtrcrkstätt^-n  im  n  Wörter- 
buch   der    Volkjdrirtschnßti    ron    L.   Elster,    Jena 
1S98,  IT,  S.    >S.5(f: 

Lexis. 


Natnralleistiuigen.  | 

1.  Wesen,  Arten  und  volkswirtechaftlicher 
Charakter  der  N.    2.  Geercnwärtifre  Bedeutung  j 
der  N.    3.  Kriegs-  und  Quartierleistungen  (Na- j 
turallieferungen). 

1.  Wesen,  Arten  und  Volkswirtschaft-  j 
licher  Charakter  der  N.  Naturalleis- 1 
tun  gen  sind  Entrichtungen  in  Verbrauchs- 1 
und  öebrauclisgegonständen  des  allgemeinen  I 
Lebensbedarfos.  Als  volkswirtschaftliche  | 
Kategorie  umfassen  dieselben  sowohl  Liefe- 1 
rungen  in  Sachgütern  von  seite  der  Einzel-  ] 
wirtschaften  an  Staat,  Selbstverwaltungs- 1 
körper,  Kirche  oder  andere  bezugsbei-echtigte 
Empfänger  als  auch  alle  naturalen  Vergü- 
tungen (Entschädigungen,  Zahlungen)  dieser 
Körper  an  einzelne  Personen  oder  an  Gruppen 
von  solchen.  Diese  Form  der  Entgeltlich- 
keit und  Entlohnung  liat  die  Volkswirtschaft 
und  das  Verkehrsleben  Jahrhunderte  lang 
behen-sclit.  Sie  war  massgebend  im  Mittel- 
alter der  germanisch-romanischen  Völkerwelt, 
ihre  Wirksamkeit  reicht  weit  in  die  Neuzeit 
herein,  und  ihre  letzten  Reste  sind  auch 
heute  noch  nicht  ganz  verschwunden.  In 
ihrer  Gestalt  regelten  sich  alle  Lebensver- 
hältnisse des  Leiiens Wesens  imd  der  Gnmd- 
herrschaft  sowie  auch  die  wirtschaftlichen 
Beziehungen  zwischen  der  öffentlichen  Auto- 
rität und  den  Unterthanen:  die  Verpflich- 
tungen von  Lehensherr  und  Lehensmann 
fanden  Ausdruck  in  Naturalleistungen  und 
persönlichen  Diensten,  in  Naturalien  ent- 
richteten der  Grundholde  auf  dem  Fronhof, 
der  Zehnt  Pflichtige  vom  Zehntacker  ihre 
Schuldigkeit  dem  Grund-  und  Zehentherrn. 
Ebenso  pflegte  eine  erhebliche  Anzahl  von 
öffentlichi'echtlichen  Abgaben  und  Steuern 
in  der  Hingabe  von  Feld  fruchten  und  ande- 
ren Eraeugnissen  der  verpflichteten  Wirt- 
scliaft  zu  erfolgen,  wie  desgleichen  Staat, 
Gemeinde  und  Kirche,  Grundbesitzer  und 
Gutsherren  ihre  Beamten,  Angestellton, 
Diener  und  Arbeiter,  ganz  oder  teilweise, 
durch  Naturalien  besoldeten. 

Alle  diese  Verhältnisse  des  Abgabe-  \uid 
Entlohnungssystems  entsprangen  dem  in 
jenen  Zeiten  herrschenden  Zustande  der 
Naturalwirtschaft  sowie  dem  abge- 
gi-enzten,  beschränkten  Wirkungskreise  des 
Wii-tschaftsbetriebos  überhaupt.  Jede  Wirt- 
schaft bildete  sozusagen  ein  abgeschlossenes 
Ganzes,  mehr  oder  weniger  eine  kleine  Welt 
für   sich.     Sie    selbst   vereorgte  die  Haus- 


haltungsgenossen mit  den  Bedarfsartikel:! 
des  I^ebens,  sie  produzierte  im  wesentlic-hen 
nur  für  sich,  nicht  Erhebliches  für  Drittt^ 
und  den  Verkehr,  sie  empfing  ihrerseit> 
auch  nur  wenig  von  der  Aussen  weit.  LH- 
geringe  Arbeitsteilung  der  Einzelwirtsc^iaft^L 
gestattete  keine  nennenswerte  Prcdiikti^s: 
von  Ueberschüssen  für  den  Taiischverkehr, 
eine  noch  unentwickelte VerbrauchsgliederuL? 
begründete  nur  eine  geringe  Nachfrage  naib 
Erzeugnissen  für  IjUXus  und  verfeinert^ 
Lebensgenüsse.  So  war  auch  ein  lac^t 
Markt-  und  Handelsverkehr  kein  BedürfnLs. 
und  die  knap[)e  Menge  eines  leichten  und 
be<piemen  Zahlungsmittels  stand  der  Ent- 
wickelung  des  Geldumlaufes  im  Wege.  \&- 
fügte  auf  diese  Weise  die  Einzel  wiitsehafr 
vornehmlich  über  Naturalien,  so  lag  es  anc-t 
nahe,  dass  dieselbe  ihre  verschiedenen  Ver- 
pflichtungen Dritten  und  der  Oeffentlichkelt 
gegenüber  durch  gleichartige  Entrichtung* ii 
erfüllte.  So  aber  mussten  auch  die  öffent- 
lichen Autoritäten  in  den  Besitz  gro&ser 
Mengen  natimder  Sachguter  gelangen,  wen 
raus  es  wiederum  erklärlich  ward,  dass  di^^r- 
ihre  Verbindlichkeiten  in  solchen  beglichen. 
Endlich  aber  war  für  die  Empfänger  von 
Besoldungen,  Lohnen  und  anderweiter  Zah- 
lungen der  Bezug  in  Nahrungsmitteln  aller 
Art  viel  bequemer  als  die  eigene  Be- 
schaffung von  diesen  mit  Geld  auf  einem 
entfernten,  vielleicht  dui-ch  mangelhafte 
Verkehrsgelegenheiten  schwer  zuganglichec 
Markte. 

So  zweckentsprechend  die  Form  der  Na- 
turalleistung  einstens  auch  war,  so  konnte 
sie  doch  wegen  ihrer  Schwerfälligkeit  den  ent- 
wickelteren wirtschaftlichen  Bedüi-fnissen 
nicht  mehr  genügen  und  es  erfolgte  daher  im 
Laufe  der  Zeit  ihre  Ablösung  durch  neue,  pas- 
sendere Verkehrsformen,  Die  verschiedeaeü 
naturalwirtschaftlichen  Abgaben,  teils  öffent- 
liclirechtlichen,  teils  mehr  privatrechtlichen 
Ursprungs,  insbesondere  alle  Leistungen 
aus  unfreien  und  Abhängigkeits- 
verhältnissen der  Gutsunterthäui gkeit 
und  Schollenpflichtigkeit  (Mortuarium,  Best- 
haupt, Laudemium,  Frondienste,  Hand-  und 
Spanndienste,  Zehent)  widerspracheu  dem 
Bedürfnisse  einer  intensiven  Landwirtschaft 
sie  veralteten  und  mussten  immer  mehr 
volkswirtschaftliche  Bedenken  erregen,  wie 
sie  andererseits  der  Geist  der  neuen  Zeit 
aus  principiellen  Gründen  verwarf.  Hier 
handelte  es  sich  zunächst  um  ihre  materielle 
Fixierung,  um  ihre  zeitgemässe  Umwand- 
lung bezw.  um  ihre  geeignete  Beseitigung 
und  Ablösung.  Auch  die  Naturalsteuern, 
in  primitiven  Wirtschaftsverhältnissen  eine 
ganz  passende  Form  zur  Erhebung  von  Al»- 
gaben,  verloren  ihren  lusprünglichen  vorteil- 
haften Charakter  und  wiuxien  für  den  Aus- 
bau der  Gemeinwesen  wie  für  die  Entwioke- 
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Iwng^  der  Einzelwirtschaften  ein  bedenkliches  ]  Setzung  dui-ch  Geldzahlung  notwendig  mach- 
Ht^mmnis.  Nicht  anders  verhielt  es  sich  ten.  wenn  auch  hier  heute  die  letztere 
mit  den  Natiu:alsteuern.  Auch  sie  waren  Form  die  herrschende  geworden  ist,  so  bleibt 
berechtigt  bei  der  geringen  Arbeits-  und  doch  eine  Reihe  von  Fällen  übrig,  in  wel- 
A'erhrauchsgliedening  der  mittelalterlichen  |  cheu  iimner  noch  die  Entgeltung  in  natu- 
Volks Wirtschaft,   bei   dem   dürftigen   Greld-Iralen  Sachgütern  wünschenswert  ist,  z.  B. 


und     Marktverkehre    und    wai^cn    für    den 
Steuerzahler  leichter  und  bequemer  als  Geld- 
j^tenem.    Bei  stetig  wachsendem  Finanzbe- 
darf e   vermochten  sie  den  geänderten  Yer- 
hilltnissen  nur  unvollständig  zu  entsprechen. 
Entweder  litten  sie,  wenn  generell  von  allen 
l^efordert,  an  grossen  steuertechnischen  Un- 
voll kommenheiteu,  oder,  wenn  sie  einer  be- 
sonderen   Klasse    als    Standeslast    oblagen, 
bevrirkten  sie   leicht  je  nach  ihrer  Natur, 
z.     B.   als   Belastung    des   ritterschaftlichen 
oder  bäuerlichen  Grundbesitzes,  eine  HeiT- 
schaft  oder  Unterdrückung  der  betreffenden 
Klasse.    Bei  gleichem  Zeitbetrage  der  Lasten 
le^en  sie  dem  Fleissigsten  und  Geschick- 
testen die  grösste  Bürde  auf.    Endlich  haben 
sie  bei  vorgeschrittener  wirtschaftlicher  Ent- 
wickelung  den  Nachteil,  dass  solche  Natu- 
ralleistungen zu  Steuerzwecken  dem  Staate 
die  kostspielige  Verwaltung  grosser  Yon-äte 
etc.    auferlegen.     Auch    die   Naturalbe- 
soldung    der    Beamten    und    öffentlichen 
Diener  muss  bei  Zunahme  der  ökonomischen 
Kultur  immer  mehr  eingeschränkt  werden 
lind   schliesslich  im  ganzen  verschwinden. 
Auch  sie  hatte  eine  historische  Sendung  zu 
erfüllen.    Denn  das  mittelalterliche  System, 
ilie  Beamten  durch  Belehnung  mit  Grund- 
stflcken  zu  besolden,  führte  bald  zur  Erb- 
lichkeit  der  Aemter  und  damit  leicht  zur 
Vernachlässigung  des  Dienstes,  ja  zur  Zer- 
splitterung des  Staates.   Die  Entlohnung  des 
öffentlichen    Angestellten    mit    festen    oder 
alirjuoten  Natural besoldun gen  stellte  demge- 
mäss    einen    Fortschritt   dai*.     Allein   auch 
hier  hat  die  Schwierigkeit  der  Aufbewahrung 
und    Transportierung   der  Vorräte,  die  Un- 
gleichheit und  Feststellung  der  Qualität  zu 
Streitigkeiten,  Betrügereien  und  Erpressun- 
gen sowie  zu  Umständlichkeiten  Anlass  ge- 
geben.   Die  Finanzmänner  waren  die  ersten, 
welche    die  Ablösung   in   Geld    verlangten 
und  die  fast  gänzliche  Beseitigimg  der  Na- 
turalbesoldung    anbahnten.     Nur   wäre   es 
verkehrt,  grundsätzlich  ohne  Rücksicht  auf 
die  äusseren  Umstände  auch  alle  Ueber- 
bleibsel  der  Naturalbesoldung  ab- 
schaffen zu  wollen.    Denn   wenn  die  Leis- 
tung der  Beamten   sidi  dadurch  verbessert 
und  die  Verwaltung  der  Naturalien  keine 
allzu  grossen  Schwierigkeiten  macht  (Dienst- 
wohnungen), so  ist  nicht  einzusehen,  wanim 
nicht  im  einzelnen  Falle  die  Entschädigung 
in  natura  beibehalten  werden  sollte.    Gleiches 
gilt  auch  vom  Naturallöhne.     Thatsäclilich 


bei  den  ländlichen  Arbeitern. 

Alle  diese  Verhältnisse  entspringen  der 
.ausgedehnteren  Arbeitsleistung  zwischen  den 
Einzelwirtschaften,  welche  einen  regeren 
Austausch  der  Ueberschüsse  und  damit  einen 
lebhaften  Marktverkehr  bedang,  sie  wurden 
wesentlich  gefördert  durch  den  grösseren 
Edelmetallzufluss.  namentlich  seit  dem  16. 
Jahrhundert,  wodurch  wiederum  auch  in 
theoretischer  Beziehung  neue,  wenn  auch 
vielfach,  übertriebene  Forderimgen  für  die 
Volkswirtschaftspolitik  gestellt  wurden.  Je 
mehr  sich  endlich  im  Laufe  der  letzten  Jahr- 
hunderte Industrie  und  Handel  entwickelten, 
je  energischer  die  Forderungen  der  Verkehre- 
erleichterungen und  wirtscliaftlicher  Freiheit 
zur  Geltung  gelangten,  einen  um  so  mäch- 
tigeren Anstüss  musste  auch  die  Ausbildung 
aller  geldwirtschaftlichen  Einrichtimgen  em- 
pfangen und  es  vermochte  immer  weniger 
das  schwerfällige,  schwer  bewegliche  In- 
strument der  Naturalleistung  den  wirtschaft- 
lichen und  den  Verkehrsbedürfnissen  der 
neuen  Zeit  gerecht  zu  werden.  So  brach 
ein  Glied  in  der  Kette  des  naturalwirt- 
schaftlichen Systems  nach  dem  anderen,  und 
von  diesem  einstens  die  Volkswirtschaft  be- 
herrschenden Principe  weist  die  Gegenwart 
niu-  spärliche  Bruchstücke  auf. 

2.  Gegenwärtige  Bedeutung  der  N. 
Ausser  den  wenigen  Resten  bei  Naturallohn 
und  Naturalbesoldung,  die  bereits  erwähnt 
wurden,  haben  sich  als  Naturalleistungen  nur 
hier  und  da  Ueberreste  von  untergeordneter 
Bedeutung  erlialten.  SolcheLeistungen 
finden  sich  bisweilen  bei  Gemein- 
den und  Gemeindeverbänden  insbe- 
sondere für  Wegeank^en,  Strassenbauten, 
manchmal  auch  für  anderweite  Bauten  im 
gemeindlichen  Interesse.  Sie  bestehen  regel- 
mässig in  Hand-  und  Spanndiensten  der 
Gemeindebürger.  Das  preussische  Kouunu- 
nalabgabengesetz  vom  14.  Juli  1893  hat 
neuerdingsi  ihre  Zulässigkeit  ausdrücklich 
anerkannt.  Wer  selbst  nicht  in  der  Lage 
ist,  iu  solchen  seine  Pflichtigkeit  zu  erftiUen, 
muss  entweder  die  Leistung  Dritter  kaufen 
oder  eine  Geldentschädigimg  (Steuer)  ent- 
richten. Häufiger  hat  man  für  Abgaben  in 
Geld  die  naturale  Leistung  zur  Ausmessung 
der  Schuldigkeit  zu  Grunde  gelegt  (Frank- 
reich). —-  Am  wichtigsten  sind  von  den 
noch  übriggebliebenen  Naturalleistungen  die- 
jenigen für  mihtäi-ische  Zwecke,  sei  es  im 
Frieden  oder  bei  Mobilmachung,  bezw.  im 


hat  derselbe  in  einer  Reihe  von  Fällen  zu  i  Kriege  im  eigenen  Lande.    Namentlich  hat 
argen  Ausständen  geführt,  welche  seine  Er- 1  sich  in  Pi-eiissen  im  17.  und  18.  Jahrhundert 
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ein  System  solcher  Leistungen  entwickelt. 
Indes  hat  auch  hier  im  Laufe  der  Zeit  ein 
Uebergang  zu  Geldleistungen  stattgefimdeu, 
wie  das  'Kavalleriegi^d'c  an  Stelle  der  Ein- 
quartierungshist  und  Natural verj)flegimg  der 
Reiterei  in  Dorfern  trat  und  die  ^Servis- 
steuer*  die  Last  der  Einciimi-tierung  in 
Städten  ersetzte. 

3.  Kriegs-  und  Quartierleistuiijz^eii 
(Natnrallief  eruni^eii).  Diese  sind  Leistungen 
der  Bevölkerung  für  die  bewaffnete  Macht 
im  Fi'ieden  imd  im  Falle  der  Mobilmachimg. 
Im  Frieden  sind  zu  reichen  (().  des  nordd. 
Bundes  v.  25.  Juni  180S,  abgeändert  durch 
RG.  V.  2L  Juni  1887)  als  Quartierleis- 
tung Unterkunft  und  Wohnung  für  die 
Truppen  mit  entspre<*hender  Abstufung  nach 
der  militärischen  Charge.  Befnnungen  be- 
stehen für  die  Gebäude  i*egierender  und 
standesherrlicher  Familien ,  Gesandtschafts- 
hotels und  Wohnungen  des  Gesandtvscliafts- 
I)ersonals,  GelÄude  des  öffentlichen  Dienstes 
und  zu  Schul-  und  Unterrichtszwecken, 
Armen-  und  Krankenhäuser  etc.  Durch  die 
Gestellung  eines  anderen  Quartiers  wird  der 
Quartierträger  entlastet.  Für  die  Eintjuar- 
tierung  werden  entsprechende  Entschädi- 
gungen gewälul.  Als  Naturalleistun- 
gen (R.Ü.  V.  13.  Februar  1875,  Ausführ.- 
Best.  V.  2.  September  1875)  sind  im  Frieden 
zu  gewähren  Unterkunft,  Gestellung  von 
Vorspann  und  Lieferung  von  Naturalver- 
pflegiuig  für  die  Mannschaften  und  Fourage 
für  die  Pferde  diu-ch  die  Gt^meinden.  Nur 
in  diingenden  Fällen  darf  die  Militärbehörde 
die  Leistungspflichtigen  unmittelbar  in  An- 
spruch nehmen.  Privatbrunnen  und  Tranken 
können  von  marschierenden,  biwakierenden 
imd  manöverierenden  Truppen  benutzt  wer- 
den, wenn  die  öffentlichen  Brunnen  nic>ht 
ausreichen.  Schmieilen  sind  gegen  massiges 
Entgelt  den  Truppen  zur  Verfügung  zu 
stellen.  In  allen  1« allen  hat  (Vui  ^lilitärbtv 
hörde  die  Verpflichtung,  angemessene  Ent- 
schädigungen zu  reichen.  Nach  dem 
Kriegsleistungsgesetze  (R.G.  v.  IH. 
Februar  1875)  haben  die  Gemeinden  bei 
eingetretener  Mobilmachung  Unterkimft,  Ver- 
pflegung der  Mannschaften,  Fourage  für  die 
Pfeide  zu  leisten,  sie  haben  die  im  Ge- 
meindebezirko  vorhandenen  Gesjanne  und 
Transj)ortmittel  zu  überlassen,  ferner  Mann- 
schaften zum  Dienste  als  Gespannführer, 
Wegweiser  und  Boten  zu  stellen,  auch  für 
Lagei-stroh  und  Feuerungsmaterial  für  kan- 
tonnierende  oder  biwakierende  Truppen 
Sorge  zu  ti-agen. 

Litteratur:  Ran,  Lehrbuch  der  Politischen  Oeko- 
nomie,  4.  Aufl.,  JhideWcrq  1S5U,  M.  II,  ^  71, 
in,  ifji  r,u,  j.^.  —  Koscher .  IV,  ^^  115/144. 
—  MeitzeUf  in  Schönbrrg  II,  1U2.  —  v.  Kirchen- 
heim,  Art.  nFricd^nslciMtinf/rnu  und  Artikel 
»Kriegs-  und  Qnartierleistungenu,  Bd.  I,  S.  40O 


und  S?S  in  v,  StengeU  W.B.  des  deuUrkrn  T-r?- 
waltungtrcchts. 

Moje  von  Mierkti, 


Naturalverpfleg^iuigsätationeii 

s.  Wanderarbeitsstätten. 


Naturalwirtschaft. 

Die  Naturalwirtschaft  im  engeren  bini«»/ 
besteht  —  abgesehen  von  dem    nur  in  un- 
gewöhnlichen Ausnahmen    denkliaren    Faiir- 
(1er  Robinsonade  —  darin,  dass  eine  Famüi-e 
oder  irgend  eine  andere  Gruppe   von  Men- 
schen  innerhalb   des  Rahmens    eines   ein- 
heitlichen Haushalts   alle    wirtsc-liaft- 
liehen  Güter,  deren  sie  l^edarf,  —  aber  aiK-i. 
nicht  mehr   —    selbst  produziert.     Bei  d»r 
Naturalwirtschaft  in  diesem  Sinne  fehlt  ab 
die    auf    dem    Güteraustausche    beruliendt- 
volkswirtschaftliche      Arbeitsteilimir, 
während  die  technische  Arbeitsteilung  inner- 
halb  der  Einzelwirtschaft    immerhin    sch«»L 
zu   einiger  Ausbildung   gelangt   sein    kann. 
Eine  staatliche  Gesellschaft  in  dieser  streng 
natuiul wirtschaftlichen  Form  würde  ein  voüik 
kommunistisches    System     bilden.      In    der 
Wirkliclikeit   aber   finden    wir   auch   ischoL 
auf  den  Anfangsstufen  der  Kultur  einen  ge- 
wissen   Güteraustausch    zwisclien    den 
pjinzelwirtscliaften  der  Gesellschaft,  wodiuvh 
sich  also   zeigt,   dass    diese  nicht   imstande 
sind,  ihre  sämtlichen  Bedürfnisse  immittel- 
bar durch  eigene  Pixxiuktion  zu  befrietlip-D. 
Man  nennt  nun  auch  die  mit  Taiisehverkolir 
verbundene    Wirtschaft     noch    Naturalwirt- 
schaft, wenn  unmittelbar  Waren  gegen  Waren 
ausgetauscht   werden    und   kein    (jreld  aL 
Vermittelungsgut  benutzt  wird.     Die  Natu- 
ral wirt.schaft  in  dieser  Auffassung  bildet  al^o 
den  Gegensatz  zur  Geld  Wirtschaft.    Es 
dürfte  sich  empfehlen,  die  Einzelwirtscthaft 
als  natui-ale  Tauschwirtschaft  zu  bezeichnen, 
wenn  sie  mit  ihrer  Existenz  ausschliessheh 
oder  ganz  überwiegend  auf  den  Tausch  au- 
gewiesen ist,  also  Güter,  wie  z.  B.  Metalle 
(Kler  Luxuswaren,   erzeugt,   mit    denen  >ie 
ihre  eigenen  Konsumtionsbedürfnisse    nicht 
unmitteibai*  befriedigen  kann. 

Das  deutlichste  Bild  einer  Naturalwirt- 
schaft mit  nur  nebensächlichem  Tausehver- 
kelir  auf  einer  primitiven,  aber  doch  nicht 
gering  anzusclilagenden  Kulturstufe  erhalten 
wir  aus  der  Odyssee,  in  der  sicli  ohue 
Zweifel  die  Zustände  abspiegeln,  die  zur 
Zeit  der  Entstehung  dieser  Dichtimg  in  den 
von  den  asiatischen  Kultureinflüssen  n'X-h 
wenig  l»erührten  Teilen  Griechenlands  vor- 
herrschten.   Die  genauer  beschriebene  Guts- 
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"vsrirtschaft  des  Odysseus  ist  freilich  nur  sehr 
o inseitig  ausgebildet,   da   sie  hauptsächlich 
ii.\.ir  Viehzucht,  Baumzucht  und  Gartenbau 
iimfasst.      Immerhin    aber    wird    Odysseus 
i-eicher    dargestellt   als  irgend  ein  anderer 
AJveit  und  breit ;  »Nicht  zwanzig  Männer  zu- 
J^aramen   haben  so  viel  Reichtümer«,   sagt 
Kumaeos  (Od.  XIV,  98).  Auf  dem  Festlande 
Ijesitzt    er  je    12   Herden    Rinder,    Schafe, 
SSehweine  und  Ziegen,  auf  Ithaka  selbst  aber 
iixir  11   Ziegenherden,   600  Mutterschweine 
lind  360  Eber.     »Rosse   nützen   nichts  auf 
Ithaka«,  sagt  Telemach  (Od.  IV,  601),   auch 
Rinder  giebt  es  dort  nicht  in  Hei-den,   und 
treibst  als   vereinzelte  Zugtiere  werden   sie 
nicht   bestimmt   ^es  sei  denn  etwa  XVIII, 
370)   erwähnt.    iJass   man   indes   auf   dem 
Ilofgut,    das    Laertes    gewissermassen    als 
Altenteil   übernommen,  einigen  Getreidebau 
anzunehmen   habe,   ist   wahrscheinlich,   ob- 
>\^ohl  von   den  Knechten  nur  gesagt   wird, 
dass  sie  auf  dem  Felde  waren,  um  Dornen 
zu  sammeln  (XXIV,  228).    Für  den  Garten 
allein,  in  dem  u.  a.  Oelbäume,  Feigen-,  Apfel- 
und  Birnbäume   und  Reben  wuchsen,  wäre 
ein  so  grosses  Arbeitsi)ersonal  —  Dolios  mit 
sechs  Söhnen  und  ausserdem,  wdc  es  scheint, 
noch  untergeordnete  Knechte  —  nicht  nötig 
gewesen.    Doch  hat  man  sich  wolü  vorzu- 
stellen, dass  wenigstens  ein  Teil  des  fiu'  den 
grossen  Haushalt  in  der  Burg  erforderhchen 
(iretreides  gegen  Vieh  eingetauscht   werden 
musste,  wozu  sich  schon   in   der  Nachbar- 
schaft, in  Same  und  Dulichion  Gelegenheit 
bot.     Das    Geti-eide,    Weizen    und    Gei-ste, 
wnirde    auf   der   Burg  in  Handmühleu  ge- 
mahlen, und  zwölf  Mägde   mussten  täglich, 
imd  einzelne  bis  in  die  Nacht  hinein,  diese 
schwere  Arbeit  verrichten  (XX,  107).     Im 
ganzen  gab  es  ausser  der  Schaffnerin  fünf- 
zig   Mägde   in    der   Burg,    von    denen    die 
meisten  unter  der  Leitung  der  Penelope  mit 
Spinnen,  Weben  und  Xälien  beschäftigt  waren. 
Männliche    Diener    oder    Sklaven    scheinen 
unter  der  Verwaltung  der  Penelope  auf  der 
Burg  gar  nicht  zu  sein,  denn  die  Aufwäiler, 
von    denen    die    Rede    ist,    sind    von    den 
Freiern  mitgebracht,  ebenso  zwei  Köche  und 
der  Herold   Medon   (XVI,  248).     Auch   bei 
den  Herden  ist  die  Zahl  der  Sklaven  nicht 
gross :  Eumaoos  hat  nur  vier  Sauhirten  unter 
sich    (XIV,  26),  und   ausserdem    besitzt   er 
selbst  einen  Sklaven,  Mesaulios :  der  Ziegen- 
hirte  Melantheus    wird   von   zw^ei   Unterge- 
benen   begleitet    (XVII.    214).     Zahlreiclier 
allerdings  müssen  die  Hirten  auf  dem  Fest- 
landc  sein,    diese   aber  sind   niu:  zum  Teil 
Sklaven,  die  anderen  sind  gemietet  (XIV, 
102).    Auch  sonst  wird  gemietete  Arl)eit  er- 
wähnt, aber  der  Ijohn  besteht,  wie  es  sclieint, 
nur   aus   Unterhalt   und    Kleidung    (XV 111, 
359).     Eine     Schiffsmannschaft     kann    aus 
Sklaven,  aus  gemieteten  Ruderern   und  aus 


Freiwilligen  bestehen  (IV,  643).  Ueberhaupt 
scheuen    sich   auch   die   vornehmen  Freien 
nicht   vor   der   Handarbeit.     Odysseus   hat 
selbst  sein  Ehebett  gezimmert.    Laertes  ar- 
beitet in  grober  Kleidung  in  seinem  Garten, 
und    die  Freier   schlachten   selbst   das   für 
ihre  Mahlzeiten  bestimmte  Vieh  (XVH,  180). 
Als  Wertmass  wei-den  nur  Rinder  angefülu^ ; 
Gold,  Süber,  Eisen  und  Kupfer  oder  Bronze 
kommen  als  gewöhnliche  Waren,   auch  als 
Schatzgüter,  aber  nicht  als  geldartige  Tausch- 
mittel  vor.    Indes   ist   nicht   reclit    zu    er- 
kennen, wie  der  wenn  auch  nur  wenig  aus- 
gedehnte   innere    Verkehr    in    der    kleinen 
Stadt  ohne  ein  geldähnliches  Vermittelungs- 
gut   unterhalten   werden   konnte.     Noemon 
leiht  allerdings,  wie  es  scheint,  dem  Tele- 
mach sein  Schiff   unentgeltlich.     Aber  wie 
werden    kleine    Dienstleistungen    vergütet? 
Was   erhalten    z.  B.   die   Schiffer   auf   der 
Fähre,  die  zwischen  dem  Festlande  und  der 
Insel  den  Verkehr  unterhält  und  jeden  über- 
setzt, der  es  begehrt?  (XX,  188).     Wie  der 
Tauschverkehr  im  grossen   betrieben  wunle, 
ist  am  deutlichsten  in   der  Geschichte»  des 
Eumaeos  geschildert  (XV,  414):   ein  phöni- 
zisches  Schiff  kam  mit  »unzähligem  Tand« 
nach  der  Insel   Syria,   blieb  hier  ein  Jahr 
lang  liegen,  und  die  Mannscliaft  befrachtete 
es  mit  erhandelten  Erzeugnissen  der  Insel, 
l)enutzte  aber  bei  der  Abfahrt  auch  die  Ge- 
legenheit zum  Raube.    Der  Raub  verkehr 
spielt  überhaupt  in  der  alten  Natm^alwirt- 
schaft  eine  bedeutende  Rolle.    Das  Beute- 
machen galt  wie  auch  noch  einige  Jahrtau- 
sende   später    und     bei    den    afrikanischen 
Stämmen  noch  gegenwärtig,  als  wohlberech- 
tigter Erwerb.     (Jdysseus  erzählt  in  seiner 
erdichteten  Lebensgeschichte  dem  Eumaeos, 
wie  er  durch  neun  Seeraubzüge  gegen  ent- 
legene Völker  sein  Vermögen  vermehrt  habe 
und  geehrt  imd  hochgeachtet  in  Kreta  ge- 
worden sei  (XIV,  234).    Athene  lobt  seine 
hervorragende  Geschicklichkeit  im   Rauben 
von   Rindern   und   Schafen  (XX,   ol).    und 
später  tröstet  er  sich   mit  dem  Gedanken, 
dass  er  für  das  von  den  Freiern  verzehrte 
Vieh  teüs  von  den  Achaiern  Entschä^ligung 
erhalten,  teils  anderes  von  fremden  Völkern 
erbeuten  werde,   bis  alle  Höfe  gefüllt  seien 
(XXIII,  358).  Eine  andere  in  der  primitiven 
Naturalwirtschaft  wichtige   Verkehrsart    ist 
(las    Geschenk  geben,    sei    es    einseitig 
wie  bei  der  Beschcnkung  von  (Tastfreunden, 
z.  B.  des  Telemach  von  selten  des  Menelaos 
(xler  des  Odysseus  von  selten  des  Alkinoos, 
sei  es  gegenseitig,   wie  zwischen  Odysseus 
und    Iphitos    oder    in    der    Hias    zwis<*hen 
Glaukos    und    Diomedes.     Bei    diesen    Be- 
schenkungen  zeigte  sich  der  eine  Teil  gi-nss- 
mütig  und  freigebig,  der  andere  mochte  bei 
späterer  Gelegenheit  das  gleiclie  thnn.  Auch 
gegenwärtig   ist   gegenseitige   Beschenkung 
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im  Verkehr   der    afrikanischen    Häuptlinge  i 
mit   Fremden    noch   üblich.     Die   goldenen  j 
und    silbenien  Geräte,   die   M'ertvollen  Öe-  [ 
wänder,  Schmucksachen  etc.  in  der  Schatz-  j 
kammer  des  Odysseus  Iiat  man  wohl  hauj)t- 
sächlich    auf    Erbeutung    oder    Schenkung' 
zurückzuführen.    In  den  asiatischen  Gross- 
städten  mussten  jedoch  andere  Verhältnisse 
bestehen  als  in  den  in  der  Odyssee  geschil- 
derten   einfachen    Zuständen.    Dort  konnte 
der  Verkehr  ohne  eine  einigerraassen  ausgebil-  j 
dete  Geldwirtschaft  gar  nicht  auskommen,! 
was    denn   auch   durch    die    neueren   For-I 
schungen,  insbesondere  auch  über  das  baby- 1 
Ionische  Bankwesen  bestätigt  wird.     Auchi 
in  Athen  gab  es  zur  Zeit  Solons  schon  An- 
fänge  der  Geldwirtschaft.     Dass   aber  die 
Naturalwirtschaft  auf  dem  Lande  noch  vor- 
herrschte,   lässt   schon   die   Thatsache    er- 
kennen, dass  die  ßürgerklassen  Solons  nicht 
nach   dem    Geldeinkommen,    sondern    nach 
dem  naturalen  Reinertrag  an  Trockenem  und 
Flüssigem    abgeteilt    wai-en.      Der    grösste 
Teil  des  Landes  war  in  den  Händen  weni- 
ger Grundbesitzer  und  wurde  bewirtschaftet 
von  zinspflichtigen  Bauern,  die  ^'e  des  Na- 
turalertrages   abgeben   mussten.    Die   Ijage 
derselben  wurde  wohl  durch  die  solonischen 
Reformen  verbessert,   aber  das  System  im 
ganzen  blieb  ungeändert.    Auch  die  antike 
Sklavenwirtschaft   der   späteren    Zeit   hatte 
noch  den  Charakter  der  von  Rodbertus  so- 
genannten    »Oiken  Wirtschaft«     und    behält 
noch  eine  starke  Beimischung  des  natural- 
wirtschaftlichen   Elements,    wenn    die    mit 
gewerblichen  Arbeiten   für   den   Markt  be- 
schäftigen Sklaven  aus  den  Erträgen  der 
Landwirtschaft   des    Besitzers    unterhalten 
werden.    Der  Reinertrag  einer  solchen  Ge- 
samtwirtschaft  floss   dem   Herrn  derselben 
{dlerdings  grossenteils  in  der  Form  von  Geld 
zu  und  setzte  diesen   in  den  Stand,  in  der 
Stadt  ein  luxuriöses  Leben   zu  führen.    So 
bildete  sich  allmählich  eine    eigentümliche 
Zweiteilung  der  Wirtschaft:  die  Produktion 
wurde    hauptsächlich    naturalwirtschaftlich 
betrieben,  die  Konsumtion   des  Herrn   und 
seiner  Familie  aber,  so  weit  sie  sich  nicht 
bloss   auf  die  gewöhnlichen  Lebensbedürf- 
nisse,  sondern   auf   Luxusgüter    erstreckte, 
mehr  und  mehr  durch  Geld  vermittelt    Im 
Frankenreich  erfuhr  die  Geldwirtschaft  im 
Vergleich  mit  der  antiken  Welt  einen  star- 
ken Rückschlag.    Auf  einem  karolingischen 
Fronhofe  werden  nach  dem   Capitulare  de 
villia  nicht  nur  die  der  Landwirtschaft  un- 
mittelbar nahestehenden  Gewerbe,  wie  Mah- 
len, Backen,  Brauen  etc.,  getrieben,  sondern 
von    den    Weibern    im    »Genicium«     auch 
Spinnerei,    Weberei,    Färberei,    und    ferner 
sollen  unter  den  Hofhörigen  sich  Handwer- 
kei:  aller  Art  befinden,    wie   sie  weitläufig 
aufgezählt  werden.  So  werden  die  Betriebs- 


bedürfnisse eines  Fiskalbezirks  uöd  dt?r 
Unterhalt  der  Hörigen  in  der  Regel  unmit- 
telbar durch  die  Produktion  der  demseitrf«-i 
angehörenden  ViUen  gedeckt  worden  sein, 
ein  Teil  der  Erzeugnisse  wimle  je  nach  den 
Umständen  an  die  kaiserliche  Hofhalton^r 
abgeführt,  wenn  diese  sich  gerade  auf  dem 
Haupthofe  oder  in  der  Nähe  befand,  r^der 
zum  Unterhalt  des  Heeres  verwendet.  Im- 
merliin  spielte  aber  auch  das  Geld  eine  ge- 
wisse Rolle,  denn  ein  Teil  der  E-rzeugnisÄ* 
der  Fronhöfe  wurde  verkauft  und  das 
Geld  an  die  kaiserliche  Kasse  abgelie- 
fert. Die  zinspflichtigen  oder  leibeigeoen 
Bauern,  welche  die  den  Herrenhöfen  unter- 
stellten Hufen  bewirtschafteten,  bedurften 
für  ihre  Konsumtion  wenig  oder  gar  kein 
Geld,  häufig  aber  mufssten  sie  eine  gewisee 
Summe  als  Abgabe  neben  den  NaturaJ- 
liefenmgen  und  Arbeitsleistungen  aufbringe. 
Nehmen  wir  Gu6rards  allerdings  unsichere 
Schätzungen  des  Preises  der  Naturalien  unti 
Dienste  an,  so  ergiebt  sich,  dass  zur  Karo- 
lingerzeit auf  den  Besitzungen  der  Abtei 
St.  Germain  des  Pros  die  Geldal^aben  der 
Mansi  ingenuiles  durchschnittlich  23,5^©. 
die  der  Mansi  lidiles  24,5  ^/o,  die  der  Mansi 
serviles  aber  nur  3  ^/o  des  Wertes  der  jähr- 
lichen Gesamtleistungen  ausmachten.  Die 
Mansi  serviles  (die  ausschliesslich  von  Eigen- 
leuten  bewirtschaftet  wurden,  während  die 
Inhaber  der  Mansi  ingenuües  keineswegs 
nur  Freie  waren)  zeigen  also  noch  das  ent- 
schiedenste Vorherrschen  der  Naturalwirt- 
schaft. —  Auch  auf  den  Rittergütern  des 
17.  und  18.  Jahrhunderts  ist  die  Produktic-n 
noch  überwiegend  naturalwirtschaftlich,  weil 
sie  hauptsächlich  auf  der  Arbeit  der  Leib- 
eigenen oder  Erbunterthänigen  beruhte  imd 
nur  wenig  Geldlohnzahlung  bedingte.  Die 
Konsumtion  der  Gutsbesitzer  aber  war  um- 
somehr  geld wirtschaftlich ,  je  weniger  sie 
selbst  auf  ihren  Gütern  lebten.  Bei  den 
Bauern  dagegen  blieb  auch  die  naturalwirt- 
schaftliche Form  der  Bedürfnisbefriedigung 
bis  zum  Beginn  der  modernen  Industrie- 
periode in  bedeutenden  Resten  erhalten, 
seitdem  aber  hat  die  Geldwirtschaft  auch 
auf  diesem  Gebiete  immer  mehr  Fortschritte 
gemacht.  Das  Spinnen  war  noch  vor  5«> 
Jahren  in  den  Bauernhäusern  allgemein  ver- 
breitet; jetzt  verschwindet  es  mehr  und 
mehr,  weil  es  wirtschaftlich  fast  wertlos 
geworden  ist.  Das  Stricken  wird  zwar  mehr 
beibehalten,  aber  die  dadurch  zu  erzielende 
Ersparnis  ist  nicht  nennenswert.  Das 
Backen  des  Brotes  im  Hause  kommt  immer 
mehr  ab,  auch  in  kleinen  Dörfern  giebt  es 
Bäcker  und  die  Einwohner  finden  es  be- 
quemer, ihr  Getreide  an  Händler  zu  ver- 
kaufen und  das  Brot  zu  kaufen.  Bei  den 
grösseren  landwirtschaftlichen  Betrieben  ist 
auch  die  naturalwirtschaftliche  Produktions- 
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weise  im  Laufe  dieses  Jahrhunderts  durch 
die  geldwirtschaftliche,  d.  h.  durch  die  kapi- 
talistische, fast  gänzlich  verdrängt  worden. 
^Venn   auch   das  eigentliche  Gesinde   noch 
auf    dem    Gute    Natui-alverpf legung    erhält 
und    auch    viele    ländliche    Arbeiter    noch 
einen  Teil  ihres  Entgelts  in  der  Form  von 
freier  '^^ohniuig,  Landnutzung  oder  Depu- 
taten erhalten,  so  ist  der  Geldlohn  doch  im 
ganzen  in  die  erste  Reihe  getreten,  imd  das 
moderne  Gangsystem  vollends  hat  die  Arbeit 
im  landwirtschaftlichen  Grossbetrieb  ebenso 
zu   einer  Ware  gemacht,  wie  sie  es  in  der 
Industrie  schon  früher  war.     Nicht  minder 
Avinl  jene  Wendung  von  der  naturalen  zur 
kapitalistischen  Produktionswirtsehaft  in  der 
Liandwirtschaft    ersichtlich    durch   die   An- 
schaffung von  künstlichem  Dünger,  beson- 
derem Saatgut  etc.,  ferner,  was  das  stehende 
Kapital    betrifft,    in    den    durch   besondere 
Technik    auszuführenden    Meliorationen,    in 
der    Anschaffung    kostspieliger    Maschinen 
und  in  den  oft  ganz  fabrikmässigen  Anlagen 
füi-  den  Betrieb  laudwirtschafthcher  Neben- 
gewerbe.    So   bedarf  ein    moderner  Land- 
Mirtschaftsbetiieb  im  Vergleich  mit  den  Zu- 
ständen   im   vorigen   Jahrhundeil   zunächst 
eines  unvergleichlich  grösseren  umlaufenden 
Kapitals,   das    periodisch   immer  wieder  in 
der  Form   von  Geld   eingehen   muss.    Die 
Inventarausstattung  und  die  stehenden  An- 
lagen  müssen   ebenfalls   mit   barem  Gelde 
beschafft  werden,    und  dieses   wird  häufig 
als    verzinsliche     Schuld     aufgenommen. 
Auch   andere   Gründe,  auf  die   hier   nicht 
weiter  einzugehen   ist,   haben   in   unserem 
Jahrhundert   eine   bedeutende   Vermehrung 
der  Schuldenlast  des  Grundbesitzes  herbei- 
geführt, so  dass  die  Geldwirtschaft  für  ihn 
vielfach   schon  eine  bedenkliche  Form  der 
Kreditwirtschaft  angenommen  hat.  Die  Geld- 
wirtschaft zeigt  sich  dann  nicht  mehr  wie 
früher  in  der  Verwendung  des  Reinertrages 
zur  Konsumtion,  sondern  in  der  Notwendig- 
keit der  Aufbringung  beträchtlicher  Summen 
zur  Zinszahlung.    Kein  Wunder,  wenn  den 
Beteiligten    die    alte   Natiu-alwii-tschaft   als 
idealer,   zurückzuwünschender   Zustand   er- 
scheint.   In  der  That  hat  diese  etwas  Ver- 
lockendes in  ihrer  sicheren  Selbstgenügimg, 
in  ihrer  Unabhängigkeit  von  den  miberechen- 
baren  Stönmgen  und  Erschüttenmgen,  denen 
die  arbeitsteiligen,   wesentlich  nur  für  den 
Verkauf   produzierenden  Einzelwirtschaften 
als  untergeoixinete  Glieder  eines  volks-  und 
weltwirtschaftlichen    Systems     unterliegen. 
Für   die   Naturalwirtschaft    bildet    der   Ge- 
brauchswert der  Güter    die  leitende  Nonn, 
der  seinerseits  nach  dem  Grad  der  Nütz- 
lichkeit   und    dem  Grad   der  Schwierigkeit 
der   Beschaffung   derselben    beurteilt  wird. 
Der   Tauschwert  kommt  nur  nebensächlich 
in  Betracht.  Wenn  der  Produzent  nur  einen 


verhältnismässig  kleinen  Teil  seiner  Erzeug- 
nisse gegen  andere  Waren  oder  Geld  aus- 
tauscht, so  bleibt  die  Existenz  seines  Haus- 
haltes und  seiner  Wirtschaft  von  der  geld- 
wirtschaftlichen Preisbildung  unabhängig 
und  sie  wird  nicht  gefährdet,  wenn  auch 
das  Tauschgeschäft  an  sich  zu  ungünstigen 
Bedingimgen  erfolgt,  z.  B.  die  lüngegebenen 
Erzeugnisse  drei-  o<ler  viermal  melir  Arbeit 
gekostet  haben  als  die  eingetauschten.  Die 
letzteren  mögen  ein  sehr  intensives  subjek- 
tives Begehren  befriedigen,  aber  nötigenfalls 
konnten  sie  in  der  Wirtschaft  entbehrt  wer- 
den. Wenn  aber  der  grösste  Teil  der  Pro- 
dukte einer  Wirtschaft  für  den  Austausch 
bestimmt  ist  und  diese  ohne  die  einzu- 
tauschenden Waren,  zu  denen  z.  B.  auch 
Rohstoffe  gehören  können,  oder  ohne  einen 
bestimmten  Geldertrag  nicht  zu  bestehen 
vermag,  so  müssen  die  Preise  der  Produkte 
in  Geld  höher  sein  als  die  Kosten,  und  der 
Produzent  ist  nun  aus  dem  natiu-alwirt- 
schaftlichen  Selbstgenügen  auf  den  Kampf- 
platz des  grossen  Marktes  getreten.  Kredit 
in  fungibeln  Gütern,  z.  B.  in  Saatgetreide, 
kam  zwar  auch  schon  in  der  naturalwirt- 
schaftlichen Periode  vor,  aber  das  eigentliche 
üebel  der  schweren  Verschuldung  knüpft 
sich  an  die  Geldwirtschaft  und  reicht  übri- 
gens soweit  wie  diese  selbst  in  das  Alter- 
tum zurück,  wenn  auch  gewisse  gesellschaft- 
liche Klassen  erat  in  der  neuereu  Zeit  von 
demselben  betreffen  worden  sind,  die  es 
früher  weniger  zu  empfinden  hatten.  Aber 
die  Naturalwirtschaft  gehört  dennoch  einer 
niedrigeren  Phase  der  Kultur  an,  in  der  der 
technische  Fortschritt  gehemmt  ist  und  es 
nicht  möglich  wäre,  Bevölkerungen  von  der 
Dichtigkeit,  wie  sie  die  heutigen  Kultur- 
staaten aufweisen,  die  Befi'iedigimg  ilirer 
Bedürfnisse  zu  verechaffen.  Die  Uebel, 
welche  die  arbeitsteilige,  geldwirtschaftliche 
und  kapitalistische  Produktion  für  die  ein- 
zelnen mit  sich  bringt,  müssen  daher  er- 
tragen werden,  sofern  sie  sich  nicht  durch 
Büttel,  die  der  fortgeschrittenen  Entwicke- 
lung  angemessen  sind,  mildern  lassen,  da 
eine  Rückkehr  zu  primitiven  Formen  ohne 
eine  einschneidende  Kidtm^ernichtimg  nicht 
möglich  ist. 

Lexts, 


Navigation»  akte,  englische 

s.  Schiffahrt. 


Nazzani,  Emil, 

geboren  1832  in  Pavia,  stadierte  die  Rechte  und 
IS taats Wissenschaften,  war  Schüler  Luigi  Cossas 
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und  ist  seit  1872  Professor  der  Nationalökonomie 
an  der  technischen  Hochschule  und  Präsident 
des  technischen  Instituts  zu  Forli. 

Nazzani  veröffentlichte  von  staafc^wissen- 
schaf tlichen  Schriften  in  Buchform :  Sulla  rendita 
fondiaria:  saggio,  Forli  1872.  (Diese  Dogmen- 
geschicht« der  Bodenrente  zählt  zu  den  bedeu- 
tendsten Leistungen  der  neuen  italienischen 
Schule.)  —  Sunto  di  economia  politica,  ebd.  187H, 
2.  Aufl.  Mailand  1875,  3.  Aufl.  1882,  4.  Aufl. 
1886,  5.  Aufl.  1893,  6,  Aufl.  1897.  -  II  profitto, 
ebd.  1877.  (Eine  Abhandlung  über  den  Unter- 
nehmergewinn.) —  La  scuola  classica  di  econo- 
mia politica,  ebd.  1879.  —  Alcnni  quesiti  suUa 
domanda  di  lavoro:  saggio,  Forli  1880.  (In 
dieser  Schrift  über  Nachfrage  nach  Arbeit  werden 
S.  145  ff.  die  Irrtümer  der  Lohnfondstheorie 
nachgewiesen.)  —  Saggio  di  economia  politica, 
Mailand  1881.  (Inhalt:  1)  La  scuola  classica  di 
economia  politica;  2)  Sulla  rendita  fondiaria; 
3)  Del  profitto ;  4)  Alcuni  quesiti  suUa  domanda 
di  lavoro.) 

Vgl.  über  Nazzani:  Cossa,  Guida  allo 
studio  della  economia  politica,  2.  Aufl.,  Pisa 
1^80,  geschichtlicher  Teil,  Kap.  6.  —  Der- 
selbe, Lettera  al  Prof.  Emilio  Nazzani  in 
„Saggi  di  economia  politica.  ebd.  1878.  — 
Ingram,  Historv  of  political  economy,  Edin- 
burg  1888,  8.  216.  —  De  Gubernatis,  Dic- 
tionnaire  international  des  ecrivains  du  jour, 
Florenz  1891,  S.  1531.  —  v.  Schul  1er n- 
S  c  h  r  a  1 1  e  n  h  0  f  e  n ,  Theoretische  Nationalöko- 
nomie Italiens  in  neuester  Zeit,   Leipzig  1891. 

LIppert. 


Nebenius,  Karl  Friedrich, 

geb.  am  29.  IX.  1784  zu  Rhodt  bei  Landau  in 
der  badischen  Rheinpfalz,  gest.,  erblindet,  am 
8.  YI.  1857  in  Karlsruhe,  studierte  die  Rechte 
in  Tübingen,  wiirde  1811  Finanzrat  im  badischen 
Finanzministerium,  1823  erster  Rat  im  badischen 
Ministerium  des  Innern,  1831  Staatsrat  und 
Ministerialdirektor  und  im  März  1838  Minister 
des  Innern,  demissionierte  Oktober  1839,  wurde 
1845  abermals  Präsident  des  Ministeriums  des 
Innern,  entsagte  aber  schon  im  folgenden  Jahre 
dieser  Würde  und  reservierte  sich  nur  das 
Präsidium  des  Staatsrats.  Am  1.  VII.  1849 
trat  er  in  den  Ruhestand. 

Nebenius  bietet  das  seltene  Bild  eines 
Staatsmannes  und  Volkswirts  dar,  der  nicht 
allein  die  ausführende  Kraft  aller  wesentlichen 
Reformen  im  Verfassungsleben  und  der  inneren 
Politik  seines  engeren  Vaterlandes  Baden  in 
den  Jahren  1811  bis  1848  gewesen,  der  auch 
auf  die  Zolleiniguug  Deutschlands,  als  deren 
talentiertester  und  unermüdlichster  Vorkämpfer 
er  dasteht,  einen  grossen  und  entscheidenden 
Einfluss  ausgeübt  hat.  Die  konstitutionelle  Ver- 
fassung, weiche  das  1806  neugebildete  Gross- 
herzogtum Baden  1818  erhielt,  war  Nebenius' 
Werk,  die  1820  erfolgte  Einführung  des  metri- 
schen Systems  in  Baden  verdankte  das  Land 
Nebenius.  Er  war  der  Reformator  des  gesamten 
badischen  Steuerwesens,  Vorstand  und  geistige 
Triebfeder    der    badischen    Gesetzgebungskora- 


mission^  intellektueller  Schöpfer  der  badisch» 
Staatseisenbahnen,  Organisator  des  badiscbfn 
Volksschulgesetzes  von  1835,  Regenerator  de* 
technischen  Unterrichts-  und  Hochschulwe#riL- 
Badens.  Alle  diese  ihm  zu  dankenden  gro^-^o 
Reformen  treten  aber  in  den  Hinter^gnuid  vor 
der  grössten  wirtschaftlichen  That  seines  Lebest, 
der  thatkräftigen  Agitation  für  das  Zastandir- 
kommen  des  grossen  deutschen  Zollvereins,  die 
Aufstellung  eines  einheitlichen  Tarifsystem«. 
das  er  nebst  einem  1818  vollständig  ausge- 
arbeiteten Plane  zur  Inangriffnahme  und  Durch- 
führung des  grossen  Werkes,  1819  den  Mit- 
gliedern der  ersten  badischen  Standeversamm- 
lung  in  einer  lithographierten  Denkschrift  vor- 
legte und  allen  der  Zolleinigung  zugeneigtem 
deutschen  Staatsmännern,  HandelskorporatiöueB 
und  Grossindustriellen  zusandte.  Dieser  das 
vollständige  Programm  der  spateren  Zollvereins- 
verfassung enthaltenden  Denkschrift  verdankt 
Nebenius  den  Ruhm,  für  den  intellektneUen 
Urheber  des  grossen  deutschen  Zollvereins  zu 
gelten. 

Nebenius  veröffentlichte  von  Staats  wissen- 
schaftlichen Schriften  a)  in  Buchform:  Be- 
trachtungen über  den  nationalökonomischen  Zn- 
stand Grossbritanniens  mit  vergleichender  Rück- 
sicht auf  Deutschlands  Handel  und  Indnstrie- 
verhältnisse.  Nebst  einer  Uebersetzung  der 
Schrift  von  J.  B.  Say  über  England  und  die 
Engländer,  Karlsruhe  1818.  (Nebenius  kämpft 
in  dieser  Schrift  für  Freiheit  des  wirtschaft- 
lichen Verkehrs,  für  Aufhebung  aller  Binnen- 
zölle und  Verlegung  derselben  an  die  Grenzen 
Deutschlands.)  —  Der  öffentliche  Kredit,  dar- 
gestellt in  der  Geschichte  und  in  den  Folgen 
der  Finanzoperationen  der  grossen  europäischen 
Staaten  seit  Herstellung  des  allgemeinen  Land- 
und  Seefriedens,  ihrer  Massregeln  zur  Be- 
gründung und  Befestigung  Öffentlicher  Kredit- 
anstalten und  der  Begebenheiten  der  Handels- 
welt, deren  Wirkung  damit  zusammengetroffen, 
Karlsruhe  1820;  dasselbe,  2.  Aufl.,  I.  allgemeiner 
Teil,  u.  d.  T.:  Ueber  die  Natur  und  die  Ur- 
sachen des  öffentlichen  Kredits,  Staatsanlehen, 
die  Tilgung  der  öffentlichen  Schulden,  den 
Handel  mit  Staatspapieren  und  Wechsel w^irkung 
zwischen  den  Kreditoperationen  der  Staaten  und 
dem  ökonomischen  und  politischen  Zustande  der 
Länder,  ebd.  1829.  (In  dieser  theoretischen  Be- 
handlung des  öffentlichen  Kredit-  und  Staats- 
schulden wesens  deduziert  er  als  Methodiker 
seine  spekulativen  Untersuchungen  aus  aUge- 
meinen  wirtschaftlichen  Thatsachen  und  stempelt 
sein  Werk  dadurch  zu  einer  Schule  lehrgerechten 
Denkens.  Dass  in  den  von  ihm  entwickelten 
Theoremen  zuweilen  eine  Uebereinstimmung  mit 
den  Theorieen  Adam  Smiths,  zu  dessen  Schule 
er  sich  bekannte,  Alexander  Hamiltons  und  auch 
Says  hervortritt,  ist  durch  das  Gesetz  der  wirt- 
schaftlichen Ideeenassociation  innerhalb  der  ein- 
zelnen Schulen  begründet.  Von  Say  entlehnte 
er  in  seinen  Erörterungen  über  den  Kapitalzins 
die  Nutzungs-  und  die  aus  den  Lehrsätzen  der 
Physiokraten  und  Smiths  kombinierte  Produktivi- 
tätstheorie.  Auch  von  Ricardo  ist  er  nicht  un- 
beeinflusst  geblieben,  obwohl  er  denselben  mehr 
bekämpft  als  ihm  zustimmt,  u.  a.  dessen  Satz, 
wonach  das  Prosperieren  der  Edelmetallproduk- 
tion den  Preis  von  Gold  und  Silber  herabdrückt, 
I  anfechtet.    Als  Anhänger  des  Currencysyst-ems 
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teilt  er  das  Älisstranen  gegen  metallisch  nicht 
gedeckte  Banknoten  und  sieht  in  jeder  Ver- 
iiiehning  eine  progressionsmässige  Entwertung 
der  XJmlaufsmittel.  Den  Glanzpunkt  des  Buches 
bilden  seine,  nach  dieser  Richtung  vor  ihm 
nocli  nie  so  erschöpfend  behandelten  geistvollen 
Ausführungen  über  den  Einfluss  der  Staats- 
anleihen und  Staatsschulden  auf  den  politischen, 
\virt  Schaft  liehen  und  sozialen  Zustand  derVölker.) 

—  Ueber  technische  Lehranstalten  in  ihrem 
Xusammenhauj^e  mit  dem  gesamten  Unterrichta- 
"wesen  und  mit  besonderer  Rücksicht  auf  die 
polytechnische  Schule  zu  Karlsruhe,  ebd.  1833. 

—  Denkschrift  für  den  Eintritt  Badens  zu  dem 
zwischen  Preussen,  Bayern,  Württemberg,   den 
beiden  Hessen  und  mehreren  anderen  deutschen 
Staaten  abgeschlossenen  Zollverein,  ebd.  1833. 
(Dieser  Schrift  ist  seine  berühmte  Denkschrift 
von  1818  bezw.  1819  [s.  o.]  als  Anhang  [S.24flf.] 
beigefügt.    Die  direkte  Veranlassung  zu  dieser 
Broschüre  gab  ihm  die  damalige  Lag:e  der  Zoll- 
und  Handelseinigungsbestrebungen  m  Deutsch- 
land.  Nachdem  am  12.  III.  1833  die  Vereinigung 
des  preussisch-hessendarmstädtischen  und  des  so- 
genannten süddeutschen,  des  bayerisch- württem- 
bergischen Zollvereins  zum  Abschluss  gekommen 
Avar,  bedurfte  es  noch  der  Sanktionierung  des 
Vertrags  durch  die  landständischen  Kammern 
von  Bayern  und  Württemberg.    Die  bayerischen 
Landstände  machten  keine  Schwierigkeiten,  in 
Stuttgart  jedoch  war  der  Widerstand  gegen  den 
Anschlnss    an    Preussen    seitens    der    liberalen 
Kammermajorität  ein  hartnäckiger,  dazu  kam, 
dass  Württemberg  schon  aus  steuerpolitischen 
Gründen,    da    es   nicht   die   Zollgrenze   bilden 
wollte,  ohne  den  gleichzeitigen  Beitritt  Badens, 
der    geschlossenen    Vereinigung    vom    12.    III. 
principiell    seine    Genehmigung    versagen    zu 
niü.<;sen  glaubte.    Hierauf  aber  hatte  Nebenius, 
der  Vertreter  der  grossdeutÄchen  Handelspolitik, 
nur    gewartet.     In    vorstehend   genannter,    in 
wenigen  Tagen  entstandener  Schrift,  die  sich  an 
die  württembergischen  und  badischen  Patrioten 
wandte,  setzte  er  in  klaren  und  überzeugenden 
Worten  die  Gründe  auseinander,  weshalb  Baden, 
immer  das  grosse  Ziel  der  Zolleinigung  Ganz- 
deutschlands   vor   Augen    habend,    seine   Ver- 
einigung mit  dem  süddeutschen  Zollbunde  bis^ 
her  beanstandet,  wie  es  aber  jetzt  an  der  Zeit 
sei,    die    bisherige   Zurückhaltung   aufzugeben 
und  gemeinsam  mit  Württemberg  und  Bayern 
seinen  Beitritt  zum  preussisch-hessendamistädti- 
schen  Zollvereine,  dem  sich  inzwischen  [1832] 
auch  Kurhessen   angeschlossen,   zu   vollziehen. 
Der  unmittelbare  Erfolg  dieser  Schrift  war  die 
Zersplitterung  der  Opposition  in  Württemberg, 
dessen  Ständekammer  am  5.  XI.  1833  den  An- 
schluss    vom    12.    III.    sanktionierte.)    —   Der 
deutsche  Zollverein,  sein  System  und  seine  Zu- 
kunft, ebd.   183Ö.    (Die  Opposition  gegen  den 
Anschluss  Badens  an  Preussen,  die  in  Karlsruhe 
der  Wortführer  der  Liberalen,  Karl  v.  Kotteck, 
leitete,  war  durch  den  Vorläufer  letzterer  Schrift 
zwar  schon   wesentlich  abgeschwächt,  dennoch 
hielt  es  Nebenius  für  angezeigt,  noch  einmal 
und  zwar  in  einem  umfangpreicheren  Werke,  den 
schwankenden  Elementen  in  der  Ständeversamm- 
lung die  Vorteile  des  Anschlusses  und  die  gegen 
die  Isoliertheit   sprechenden   handelspolitischen 
Bedenken  vorzuführen,  und  zwar  mit  dem  Er- 
folge,    dass    Badens    Beitrittserklärung    zum 


deutschen  Zollverein  vom  12.  V.  1835  am  1.  I. 
1836  von  der  badischen  Ständeversammlung 
sanktioniert  wurde.)  —  Ueber  die  Herabsetzung 
der  Zinsen  der  öffentlichen  Schulden  mit  Rück- 
sicht auf  die  Zeitenverhältnisse  und  insbesondere 
auf  die  öflFeutlichen  Verhandlungen  über  die 
Reduktion  der  französischen  Schuld,  Stuttgart 
1837.  —  Ueber  die  Zölle  des  deutschen  Zoll- 
vereins zum  Schutze  der  einheimischen  Eisen- 
produktion, Karlsnihe  1842,  —  Kommissions- 
bericht, die  über  die  Main-  und  Neckareisenbahn 
und  deren  Betrieb  geschlossenen  Staatsverträge 
betreffend,  ebd.  1834.  (Nebenius  vertrat  das 
Princip  der  Staatsintervention  bei  Ausführung 
von  Unternehmungen,  deren  Tragweite  über  die 
Potenz  der  Privatinitiative  hinausging.  In 
seinem  1834  erstatteten  gutachtlichen  Bericht 
über  die  staatswirtschanliche  Notwendigkeit 
der  Anlegung  von  Staatsbahnen,  der  1836  als 
Mamiskript  gedruckt  wurde,  war  seine  statistisch- 
nationalökonomische  Begründung  der  Vorlage 
eine  so  schlagende,  dass  die  badische  zweite 
Kammer  1838  das  Nebeniussche  Projekt  annahm.) 

—  Bericht  der  Petitionskommission  über  die 
Bitte  der  Stadt  Pforzheim  und  über  die  Bitte 
der  Stadt  Bretten,  die  Herstellung  einer  Eisen- 
bahn zur  Verbindung  mit  Württemberg  und 
die  Berücksichtigung  ihrer  Interessen  bei  den 
hierauf  bezüglichen  Verhandlungen  betreffend, 
2  Heft«,  Karlsruhe  1844-1846.  —  Baden  in 
seiner  Stellung  zur  deutschen  Fra^e,  ebd.  1850.  — 

b)  in  Zeitschriften:  1)  in  Raus  Archiv, 
Heidelberg :  Ueber  das  im  Grossherzogtnm  Baden 
bestehende  (metrische)  Mass-  und  Gewichtssystem 
und  die  Einführung  desselben  in  den  Gebrauch, 
Bd.  IV,  1840,  S.  226  ff.  -  Britische  Zustände 
nach  offiziellen  Nachweisungen  und  Betrach- 
tungen hierüber,  Bd.  V,  1843,  S.  1  ft'.  —  2)  In 
der  Deutschen  Vierteljahrsschrift,  Stuttjs^rt: 
lieber  die  Entstehung  und  Erweiterung  des 
grossen  deutschen  Zollvereins,  Jahrg.  1838,  Heft 
II,  S.  319^359.  —  Ueber  die  Wirkungen  des 
grossen  deutschen  Zollvereins  und  die  Ent- 
wickelung  seiner  Gesetzgebung,  Jahrg.  1840, 
Heft  I,  S.  255/314.  —  Ueber  die  Schwankungen 
des  cirkulierenden  Mediums  in  Europa  und 
deren  Einfluss  auf  die  Geldpreise  der  Dinge  in 
den  letzten  5  Decennien,  Jahrg.  1841,  Heft  1, 
S.  1/73.  —  Das  Bedürfnis  erhöhter  Schutzzölle 
für  einige  Zweige  der  Vereinsindustrie,  Jahrg. 
1842,  Heft  4,  S.  327,74.  —  Teuerung  der  Lebens- 
mittel infolge  von  Misswachs,  mit  besonderer 
Beziehung  auf  das  südwestliche  Deutschland, 
Jahrg.  1843,  Heft  4,  S.  197/241.  — 

Vgl.  über  Nebenius:  Kautz,  Theorie 
und  Geschichte  der  Nationalökonomik,  Bd.  II, 
Wien  1860,  S.  629/31.  —  L.  K.  Aegidi,  Ans 
der  Vorzeit  des  Zollvereins,  Hamburg  1865, 
S.  67,  119/21.  —Beck,  Karl  Friedrich  Nebenius, 
ein  Lebensbild,  Mannheim  1866.  —  v.  Weech, 
Geschichte  der  badischen  Verfassung,  Karls- 
ruhe 1H68.  —  V.  Festenberg-Packisch, 
Geschichte  des  Zollvereins,  Leipzig  1869,  S.  157. 

—  J.  Falke,  Die  Geschichte  des  deutschen 
Zollwesens,  Leipzig  18B9,  S.  360/61,  377  78.  — 
W.  Weber,  Der  deutsche  Zollverein,  ebd.  1869, 
S.  122  23.  —Röscher,  Gesch.  der Nat.,  München 
1874,  S.  953  68.  —  Badische  Biographieen,  Heidel- 
berg 1875,  Bd.II,  S.  99  ff.  —  B  ö  h  ra  v  o  n  B  a  w  e  r  k , 
Kapital  und  Kapitalzins,  Bd.  I,  Innsbruck  1884, 
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S.  283.  —  Allgemeine  deutsche  Biographie, 
Bd.  XXIII,  ebd.  188«.  S.  H51.  —  L.  v.  Stein, 
Lehrbuch  der  Finanz  Wissenschaft,  5.  Autl.,  Teil  II. 
Abteilung  B.  ebd.  188*},  8.  4.').  —  Nouveau 
dictionnaire  d'economie  polit.,  Bd.  II,  Paris  1892, 
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Xecker,  Jacques, 

geb.  am  30.  IX.  1732  zu  Genf,  gest.  am  9.  IV. 
1804  auf  seiner  Besitzung  (-oiipet  am  Genfer 
8ee,  gründete  1762  mit  einer  Einlage  von  6  Mill. 
Frcs.  unter  der  Firma  Necker  &  Co.,  sein  Associe 
war  der  Bankier  Thelusson.  ein  Bankgeschäft 
in  Paris^  was  bald  für  das  opulenteste  von  ganz 
Frankreich  galt.  1765  wurde  er  Syndikus  der 
französisch-ost indischen  Kompagnie,  17<>S  Minis- 
terresident der  Republik  Genf  am  französischen 
Hofe,  1772  gab  er  sein  Bankgeschäft  auf.  Durch 
Patent  vom  22.  X.  1776  erhob  Lud^^ig  XVI. 
Kecker  als  Nachfolger  Clugnys  zum  Direktor 
des  königlichen  Schatzes  und  nach  dem  Rück- 
tritte des  Geueralkontrolleurs  des  Schatzes. 
Taboureau  des  Reaux,  erfolgte  durch  Kabinet ts- 
ordre  vom  29.  VI.  1777  Neckers  Ernennung 
zum  Generaldirektor  des  Schatzes,  eine  Stellung, 
die  ihn  bis  auf  den  Titel  mit  den  Machtbefug- 
nissen des  Ministers  der  Finanzen,  des  1776  von 
deren  Leitung  zurückgetretenen  Turgot,  aus- 
stattete. Durch  seine  kaufmännischen  Ante- 
cedentien  vorteilhaft  unterstützt,  brachte  Necker 
Ordnung  und  Methode  in  die  Führung  der 
öffentlichen  Finanzen,  vereinfachte  das  adminis- 
trative Räderwerk,  verabschiedete  die  im  Finanz- 
ministerium von  Turgot  zurückgelassenen  fünf 
Finanzintendanten,  verringerte  die  königliche 
Dienerschaft  um  ein  Beträchtliches,  kapitalisierte 
die  tote  Hand  in  den  königlichen  Domänen,  er- 
zielte durch  Aufhebung  des  Instituts  der  Geueral- 
pächter  für  den  königlichen  Schatz  ein  Ein- 
nahmeplus von  jährlich  14  Millionen  und  nutzte 
seinen  unbeschränkten  Kredit  zur  Aufnahme  von 
Staatsanleihen  unter  den  günstigsten  Zins-  und 
Amortisationsbedingungen  aus,  ohne  indes  dem 
drohenden  Nahen  des  Staatsbankerotts  Frank- 
reichs eine  Rückwärtsbewegung  oder  nur  einen 
Stillstand  gebieten  zu  können.  1781  veröffent- 
lichte Necker  einen  finanzadministrativen  Rechen- 
schaftsbericht „Compte  rendu  au  roi"  (s.  u.), 
worin  er  u.  a.  durch  künstliche  Verschleierung 
der  kolossalen  ungedeckten  Verbindlichkeiten 
des  Schatzes,  einen  L' eberschuss  von  10  Millionen 
nachwies.  Diese  Schrift,  so  sehr  sie  ihn  einer- 
seits in  der  Volksgunst  festsetzte,  entfesselte 
den  Zorn  der  mit  seiner  Amtsführung  unzu- 
friedenen Elemente.  Es  waren  dies  die  Inten- 
danten. Generalpächter,  Parlamentsräte,  der  von 
ihm  gestürzte  frühere  Marinemiuister  Sartine 
und  der  Klerus,  der  ihn  seines  kalvinistischen 
Glaubens  wegen  hasste.  Diese  Feindseligkeiten 
gingen  so  weit,  dass  Necker,  um  seine  Stellung 
zu  befestigen,  von  dem  Könige  als  Vertrauens- 
votum Sitz  und  Stimme  im  Minis terconseil  be- 
anspruchte. Ludwig  XVI.  gab  ihm  aber,  statt 
des  Ministertitels,  am  20.  V.  1781  seine  Ent- 
lassung. Necker  zog  sich  nach  der  Schweiz 
zurück    und    veröffentlichte   zu    seiner    Recht- 


i  fertigung :  ,.De  Tadministration  des  finaoee»  de 
1  la  France"  (s.  u.l   Seinem  Nachfolger,  ('aluaiN. 
]  ging    zu    einer   Beherrschung   der    änanzieLm 
Deröute  Frankreichs  vor  allem  das  kaiifiiiäii]Ü5''ki*! 
Geschick  Neckers  ab,  den  Staatsglänbigeni  dir 
momentane    Notlage    geschickt    zu    verberget 
Zuletzt  wusste  er  sich  nicht  anders  zu  helffro. 
'  als  in  der  Schrift    „Repoase    a  Pecrit  de    M 
'  Necker**  etc.  {».  u.)  letzterem  die  Schuld  an  df  a 
drohenden  Zusammenbruch  aufzubürden.    Dieser 
Schritt  beschleunigt  seinen  Sturz.  Necker  lieftrtc 
in   der  Schrift   „^ouveaux  eolairciäsements  ?or 
,  le   Compte   rendu"   (s.   u.)  eine   phraseologisrh 
i  glänzende  Rechtfertigung,  wurde  uach   Frank- 
;  reich  zurückberufen  und  trat  Ende  August  17^^ 
I  als  Finauzminister  mit  dem  Titel  eines  tTen<:räi- 
,  direktors    der  Finanzen    in   das  Kabinett    ein. 
I  Nachdem  er  1788  wegen  angeblichen  Geirei<i*^ 
I  mangels   durch    die    verkehrtesten     Prohibitir- 
;  mass regeln   die  Staatsschuld  um  45    Millionen 
vermehrt  hatte,  eröffnete  er  am  5.  V.  1780  die 
I  auf   seine  Veranlassung   einberufenen   G^neral- 
i  Staaten     mit    einer    dreistündigen ,     aber     aa 
dem  Misstrauen  .der  Versammlung    voUständk' 
I  wirkung.slos  abprallenden  Rede ,  worin  er   dir 
'  der  Wahrheit  entsprechende  hohe  drei-  auf  eint 
!  bescheidene  zweistellige  Ziffer  des  Deücitbetrages 
;(56  Millionen)   reduzierte.     Am    11.    VLL.    17^5* 
I  erhielt  er  darauf  zum  zweiten  Male  seine  Ent- 
lassung, um  nach  dem  Bastillensturm  zum  drittro 
j  Male  zurückgerufen  zu  werden,  weder  zu  Frank- 
I  reichs  Heil  noch  zu  dem  seinigen.  Im  Bailhaus 
spielte  er  keine  beneidenswerte  Rolle,  denn  sein 
bedeutendster   Gegner,   dem   er   in   keiner  B*r- 
ziehung  ebenbürtig,  war  Mirabeau.    Am  8.  IX. 
17yO  erbat  und  erhielt  Necker  seine   endg-ütige 
Entlassung. 

Necker  veröffentlichte  von  staatswia^n- 
schaftlichen  Schriften  in  Buchform :  B«ponse  an 
memoire  de  Morellet  aur  la  Compa^ie  des  Indf>. 
Paris  1769.  (Neckers  Bemühimgen,  der  ncr- 
leidenden  französisch-ostindischeu  Kompagnie. 
I  der  auch  seitens  der  Regierung  der  Kredit  ge- 
I  kündigt  war,  aufzuhelfen ,  verwickelte  ihn  in 
!  seinen  ersten  Federkrieg  mit  den  Oekonomisten. 
der  durch  Abb6  Morellet  in  der  Broschüre : 
„Memoire  sur  la  Situation  actuelle  de  la  t'om- 
pagnie  des  Indes,  Paris  1769"  eröffnet  wurde. 
Unter  Berufung  auf  das  physiokratische  Pri>- 
gramm  der  unbeschränkten  Handelsfreiheit  setzt 
Morellet  darin  die  Gründe  auseinander,  weshalb 
seine  Partei  gegen  alle  protektionistischen  oder 
monopolistischen  Zwecken  dienende  Korpo- 
rationen, insbesondere  aber  gegen  die  ungesunde 
Mouopolwirtschaft  der  ostindischen  Kompagnie 
sich  erklären  müsse.  In  Neckers  Erwiderung 
pflichtet  er  u.  a.  seinem  physiokratischen  Gegner 
darin  bei,  dass  unter  gewissen  Umständen,  aber 
nicht  im  vorliegenden  Falle,  die  von  ihm  be- 
kämpfte Handelsfreiheit  eine  Notwendigkeit 
werden  könne,  welches  Zugeständnis  seiner 
ganzen  vorhergehenden  Polemik  die  Spitze  ab- 
bricht. Auf  diese  Replik  erfolgte  noch  eine 
Duplik :  „Examen  de  la  reponse  au  memoire  de 
M.  TAbbe  Morellet,  ebd.  1769",  worin  letzterer 
bestimmte  Vorschläge  zur  Auflösung  der  fran- 
zösisch-ostindischen Kompagnie  machte,  mit 
deren  Ausführung  die  Regierung  auch  unge- 
säumt vorging.)  —  Eloge  de  Colbert,  Paris 
1778;  dasselbe,  Neudruck,  Dresden  1781;  das- 
selbe  in    deutscher  Uebersetzung ,    ebd.    1781. 
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("Necker  verleugnet  auch  als  Schriftsteller  sein 
kaufmännisches  Genie  nicht.    Wie  er  früher  in 
Oet.reide  und  Fonds  spekuliert  bat,  so  gfeschieht 
es     liier  in   Ehre   und   Ruhm.     Der   Stern   der 
lr*liy  siokraten  war  im  Erbleichen ;  je  tiefer  Frank- 
reich unter  Turgots  Verwaltung  im  Schulden- 
meere versank,  je  häufiger  das  Land  von  Miss- 
-vvachs  und  Hungersnot  heimgesucht  wurde,  je 
mehr  schwand  der  Nimbus  der  volkswirtschaft- 
licben  Doktrin  der  Schule  Quesnays.    Auf  den 
Scbultem  Turgots  die  erste  Staffel  der  Ruhmes- 
leiter zu  erklimmen,  konnte  daher  für  Necker 
uicht  schwer   sein.    Er  brauchte   nur  ('olbert, 
als  Vertreter  des  Merkantilismus,  zu  huldigen, 
und    Turgot    wie    die    übrigen    Oekouomiäten 
^vurden  indirekt  dadurch  diskreditiert.    So  ent- 
stand die  Lobrede  Colberts,  eiue  völlig  gehalt- 
lose, aber  mit  merkantilistischen  Schlagworten 
diirchflochtene  Schrift,  die  von  der  Pariser  Aka- 
demie lediglich  ihrer  Tendenz  wegen,  nämlich 
der  Befeindung   des   Physiokratismus,   gekrönt 
Avurde.)  —  Sur  la  legislation  et  le  commerce  des 
^rains,  Paris  1775,   erlebte   bis   1788  zwanzig 
Auflagen,   in  neuerer  Zeit  abgedruckt  in  den 
Sammelwerken:  „CoUectiou  des  principaux  eco- 
nomistes",  Bd.  XV,  ebd.  1848,  und  in  „Melanges 
d'^conomie  politique,  publ.  avec   commentaires 
etc.  par  E.  Daire  et  G.  de  Molinari",  Bd.  11, 
ebd.  1848;  dasselbe  in  deutscher  üebersetzung, 
Dresden    1777.     (Necker    bekämpft    in    diesem 
antiphysiokratischen  Buche  über  den  Getreide- 
hander  das  System  des  Individualismus  und  ge- 
langt zu  dem  Schlüsse,  dem  einzig  unanfecht- 
baren seiner  darin  entwickelten  Theoreme,  dass 
die  wirtschaftliche  Freiheit  des  einzelnen  nur 
bis  zu  dem  Masse  sich  ausdehnen  darf,  wo  sie 
der   Gesamtheit  der   Interessen   nicht  schadet. 
Er  stellt  u.  a.  darin  die  Sätze  auf:  1.  Die  Frei- 
gabe der  Getreideausfuhr  geschieht  zum  Nach- 
teile der  Entwickelung  der  Manufakturen,  und 
der  Export  von    Industrieerzeugnissen   ist   als 
Einnahmequelle  dem  des  Getreides  vorzuziehen; 
2.  Länder  mit  wenig  entwickelter  Industrie  sind 
auf  die  Ausfuhr  ihrer  Agrarprodukte  beschränkt 
und  beeinträchtigen  dadurch  die  eigene  Popu- 
lationsent Wickelung,  da  die  regelmässige  Aus- 
fuhr eines  bestimmten  Getreidequantums  für  das 
betreffende  Land   den  Verlust   der   Individuen 
bedeutet,  die  mit  dieser  ausgeführten  Brotfrucht 
hätten   ernährt  werden   können;    3.    Die   freie 
Getreideausfuhr    lässt    sich    nur     auf    Grund 
einer  Gegensei tigkeits Vereinbarung  mit  anderen 
Staaten  durchführen,  Ländern  seine  Kornkammern 
öflFnen,  die  sie  uns  verschliessen,  wäre  eine  ver- 
brecherische  Geringschätzung   der   Bedürfnisse 
des  eigenen  Volkes ;  4.  Obwohl  die  Preisbildung 
durch  die  Zahl  der  Käufer  und  Verkäufer  regu- 
liert wird  und  das  Verbot  der  Getreideausfuhr 
die  Zahl   der  Cerealienkäufer  vermindert,  wird 
die  Getreideproduktion  durch  die  Preislage  nicht 
betroffen,  da  der  Preis  in  keinem  ursächlichen 
Zusammenhange  mit  dem  Steigen  oder  Sinken 
der  Produktion  steht.    Hauptzweck  der  Schrift 
war,  die  freihändlerischen  Massregeln  Turgots 
zu    diskreditieren.     Kaum    hatte    dieser    das 
Portefeuille  des  Finanzministeriums  übernommen, 
als  am  13.  IX.  1774  durch  Conseilbeschluss  der 
freie  Vertrieb  des  Getreides  durch  das  Innere 
Frankreichs  verfügt  wurde,   eiue  Freigabe  des 
Cerealienexports  war  dagegen  von  Turgot  wohl 
beabsichtigt,  aber  nicht  dekretiert  worden,  und 


zwar  hatte  der  Ausbruch  des  sogenannten  Mehl- 
krieges (guerre  de  farine),  der  sich  von  Dijon 
bis  Versailles  ausdehnte  und  am  5.  V.  IV 75 
auch  Paris  beunruhigte,  den  Aufschub  der 
Publikation  der  Ausfuhrlizenz  veranlasst.  Gleich- 
wohl erreichte  Necker  durch  diese  Apologie  des 
Protektionismus  eine  beträchtliche  Zunahme 
seiner  Popularität  auf  Kosten  Turgots  und  der 
Physiokraten.  Dass  seiner  Schrift,  weil  sie 
ziemlich  gleichzeitig  mit  den  Brotemeuten  in 
die  Oeffentlichkeit  trat,  die  unverdiente  Ehre 
zu  teil  wurde,  als  Anstifterin  der  Unruhen 
denunziert  zu  werden,  war  kaum  ernst  zu 
nehmen,  und  mit  Recht  wirft  Stourm  in  „Les 
finances  de  la  France  sous  Tancien  regime''  etc. 
(s.  u.)  die  Frage  auf,  welchen  aufwiegelnden 
Einfluss  wohl  ein  Buch  von  4  Teilen  und  64 
Kapiteln  auf  die  hungernden  Volksmassen  hätte 
ausüben  können!  Eine  drastische  Beleuchtung 
erhält  übrigens  Neckers  Schrift  durch  die  That- 
sache,  dass  ihr  Verfasser  1764  seine  ersten  drei 
Millionen  an  der  Getreidehausse  verdient  hat, 
die  das  Edikt  vom  Juli  1764,  das  den  Getreide- 
export freigab,  hervorrief.  Als  physiokratische 
Gegenschrift  ist  zu  nennen:  Morellet,  Analyse 
de  l'ouvrage  de  la  legislation  et  de  commerce 
des  grains,  Paris  1776.)  —  Compte  rendu  au 
roi,  Paris,  janvier  1781 ;  dasselbe,  neuer  Abdruck, 
1.  und  2.  Aufl.,  Basel  1781;  dasselbe,  neuer  Ab- 
druck. Quedlinburg  1781;  dasselbe,  neuer  Ab- 
druck, Wien  1781 ;  dasselbe,  in  englischer  üeber- 
setzung, London  1781;  dasselbe,  in  deutscher 
Üebersetzung  (von  W.  C.  S.  Mylius).  Mit 
Vorrede  und  Anmerkungen  von  Dohm,  Berlin 
1781;  dasselbe,  in  deutscher  üebersetzung 
^,von  A.  Wittenberg),  Hamburg  1781;  dasselbe, 
in  deutscher  üebersetzung  mit  Anmerkungen, 
Zusätzen  und  2  Karten  (von  J.  v.  Pacassi), 
Wien  1781.  (Das  beispiellose  Aufsehen,  was 
diese  Schrift  machte,  beruhte  teilweise  auf  der 
Neuheit  der  Form,  teils  auf  dem  Umstände, 
dass  niemand  die  Richtigkeit  der  Bilanz  dieser 
„Rechnung"  bezweifelte,  welche  in  Wirklichkeit 
total  falsch  war.  Einige  populationistische 
Daten  des  Compte  rendu  sind  nicht  ohne  Wert 
für  die  Gegenwart ;  so  berechnet  Necker  z.  B..  dass 
damals  auf  25,75  Einwohner  in  Frankreich  eine 
Geburt  fiel.  Droz  in  seiner  „Histoire  du  rfegne 
de  Louis  XVI"  (s.  u.)  sagt  über  den  Compte 
rendu:  „c'etait  un  travaii  fort  ingenieux,  qui 
paraissait  prouver  beaucoup  et  qui  ne  prouvait 
rien".)  —  Memoire  sur  Tetablissement  des  ad- 
ministrations  provinciales,  donn^  au  roi,  Basel 
1781;  dasselbe,  Neudruck,  Lausanne  1781.  (Diese 
Schrift  hat  einen  staatssozialistischen  Charakter 
und  richtet  sich  haupt^chlich  gegen  den  Miss- 
brauch der  Vorzugsrechte  der  Parlamentsräte 
und  dann  gegen  die  Reichen  und  Vornehmen 
überhaupt,  denen  behufs  gerechter  Beteili^ng 
an  Tragung  der  Staatslasten  eine  ihr  wirkliches 
Einkommen  treflende  Vermögenssteuer  auferlegt 
werden  soll. )  —  De  l'administration  des  finances 
de  la  France.  3  Bde.,  Genf  1784 ;  dasselbe,  Neu- 
druck, 3  Bde.,  Augsburg  1784;  dasselbe, 
Neudruck,  3  Bde.,  Bern  1785;  dasselbe,  Neu- 
druck, 3  Bde.,  Berlin  1785;  dasselbe,  in  deut- 
scher üebersetzung,  3  Bde.,  Lausanne  1784; 
dasselbe,  in  deutscher  üebersetzung  von  A. 
Wittenberg,  3  Bde.,  Lübeck  1785.  —  Defense 
contre  M.  de  Calonne,  Paris  1787  (Rechtfertigungs- 
I  Schrift     gegen     die    Anklagen     Calonnes    in: 
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„Reponse  a  l'^crit  de  M.  Necker,  contenant 
Texamen  des  comptes  de  la  Hitnation  des  finances, 
rendus  en  1774.  76,  81,  83  et  1787",  London 
1787  und  1788.)  —  Nouveanx  eolaircissements 
snr  le  compte  rendu  au  roi  en  1781,  Paris  1788. 
(Erschien  nach  dem  Sturze  Calonnes.  der  darin 
die  pefi^en  Necker  erhobenen  Bezichtiguuffen 
der  schlechten  Finanz  Wirtschaft  von  diesem  mit 
Zinsen  zurückempfängt.)  —  8ur  Tadministration 
de  Necker,  par  Ini  nierae,  Paris  1791;  das- 
selbe, Neudruck,  Breslau  1792;  dasselbe, 
in  deutscher  Uebersetzunfif  mit  Anmerknnßfen 
von  E.  A.  (\  Strasser,  Hildburpfhausen  1782.  — 
Du    pouvoir    executif    <ians    les   grands    Etats. 

2  Bde.,  Paris  1792;  dasselbe,  Neudruck,  2  Bde., 
Strassburg  1792;  dasselbe,  in  deutscher  Ueber- 
setzung  von  G.  G.  W.  v.  Pez.  2  Bde.,  Nürnberg 
1792  93.  —  Reflexions  presentees  ä  la  nation 
fran<;aise  sur  le  proc^s  intente  ä  Louis  XVI, 
Paris  1792:  dasselbe,  Neudruck,  Braunschweig 
1793;  dasselbe,  in  deutscher  üebersetzung, 
Passau  1793.  (Diese  Verteidigungsschrift  Lud- 
wigs XVL  hatte  die  Einziehung  der  Güter 
Neckers  in  Frankreich  zur  Folge.)  —  De  la 
Revolution  fran^aise,  4  Bde ,  Paris  1797;  das- 
selbe, Neudruck,  4  Bde.,  Strassburg  1797;  das- 
selbe, in  deutscher  Üebersetzung,  Zürich  1797. 
—  Dernieres  vues  de  politique  et  des  finances, 
oftertes  a  la  nation  fran^aise,  Paris  18()2;  das- 
selbe, Neudruck,  Genf  1802.  —  Gesammelte 
Werke  und  Nachlass:  Necker,  oeuvres,  London 
178Ö.  —  Manuscrits  de  J.  Necker,  publies  par 
sa  fille,  Genf  18()3.  —  Oeuvres  completes  de 
J.  Necker,  publies  par  le  baron  de  Stael,  lo  Bde., 
Paris  1821—22.  (Der  Herausgeber  war  Neckers 
Enkel.) 

Vgl.  über  Necker,  CoUection  compl^te 
de  tous  les  ouvrages  pour  et  contre  M.  Necker, 
avec  des  notes  critiques,  politiques  et  secretes, 

3  Bde.,  Utrecht  1781.  —  (F.  K.  von  Moser), 
Necker.  In  Briefen  an  H.  Iselin  in  Basel,  ohne 
Verlagsort  1782.  —  (Du  Buat),  Remarques 
d'un  Fran^ais  ou  examen  impartial  du  livre  de 
M.  Necker  sur  l'administration  des  finances, 
(ienf  1785.  —  Correspondence  de  M.  Necker 
avec  M.  de  Calonne,  Paris  1787.  —  Neckers 
Familiengeschichte,  Regensburg  1789.  —  Mer- 
cier,  Das  neue  Paris.  Bd.  I,  Braunschweig 
1799,  S.  2f),  61fr.  —  Neckers  Charakteristik 
und  hinterlassene  Manuskripte,  hrsg.  von  Madame 
Stael  (seine  Tochter),  aus  dem  Frauzöa.  von 
U.  L.  G.  S.  Kleffel,  2  Teile,  Rostock  1806.  — 
de  Monthyon,  Particularites  et  observations 
sur  les  miuistres  des  finances  de  France,  les 
plus  celebres,  depuis  1660  jusquen  1791,  Paris 
1812,  Kapitel  Necker.  —  J.  Droz.  Histoire  du 
regne  de  Louis  XVI,  3  Bde.,  Paris  1888—42, 
Bd.  II  und  III.  —  Brougham,  Die  Staats- 
männer während  der  Reglern ngsepocheGeorgs  III. 
Aus  dem  Englischen  von  Rottenkamp,  Bd.  II, 
Pforzheim  1840,  S.  189—204.  —  M  a  c  C  u  1 1  o  c  h ! 
Literature  of  political  economv,  London  1845. 
S.  85/86,  114,  347.  —  Louis  Blanc,  Histoire 
de  Revolution  fran^^aise,  Bd.  I,  Leipzig  1847, 
S.  48/58.  —  Sandolin,  Repertoire  general, 
Bd.  V,  Haag  1847,  S.  681.  (Interessante  Zu- 
sammenstellung von  Beurteilungen  Neckers, 
u.  a.  von  Herrenschwand,  der  ihn  als  unfähigen 
Staatsmann  imd  unbedeutendenNationalökonoraen 
charakterisiert.)  —  Condorcet,  Lettres  d'un 


laboureur  de  Picardie  k  M.  N***  f Kecker  ,  abge- 
druckt in  „CoUection  des  principaux  economist«*?. 
Bd.  XIV,  Paris  1848.  —  Dictionnair^  de  V^>- 
nomie   polit..    2.   Aufl..    Bd.    II.    ebd.    18^4,   > 
273  74.  —  F.  V.  Sivers,  Necker  als  Natioaal- 
ökonom,in  Jahrb.  f.  Nat.  u,  Stat..  Bd.  XXJL  Jena 
1874,  S.  17  fr.  —  Stourm.  Les  finances  de  la 
France  sous  Tancien  regime  et  la  Revolution,  2Bd*--. 
Paris  1885,  Bd.  L  S.  2849.  5670.  78  80,  :^iV^6. 
329  31,  369  71,  43637,  476  78.    Bd.  IL  S.  711, 
78  81,     129  :w;     183223,    243  73,     481)82.     - 
Garnier.  Du  principe  de  popnlation,  2.  Aufl., 
I  ebd.  1885.  S.  245.  —  Nourisson,  Trois  revo- 
llutionnaires:    Turgot,  Becker,  Baillv,  2.  AuC 
I  ebd.  1886.  —  G.  Schelle,  Du  Pont  de  Nemorn^ 
.  et  lecole  phvsiocratique,  ebd.  1888.   S.  28.  Tu. 
1 134,  146.  197 1^,  203,  212,  216,   218.   359.  2ßL 
\2U\    293,    301,    306.    320.    —   A,  AVagner. 
I  Finanzwissenschaft,  Teil  III :  Steuerlehre.  Leip- 
'  zig  1889.  S.  142.  147  ff.  —  Nouveau  dictionnaire 
I  d'economie  polit.,  Bd.  IL  Paris  1892,  S.  SSbV2. 
I —  Gomel,  Les  causes  financi^res  de  la  ReT.> 
I  lution  fran^aise.    Les  ministeres  de  Turgot  et 
'de  Necker,  ebd.  1892,  S.  2^4  537. 
1  lApprrU 


Negerfrage. 

1.  Begriff  und  Wesen.  2.  Die  N.  als  Rass*en- 
frage.  3.  Die  Aufliebung  der  Negersklaverei 
und  die  Uebergangsformen  zur  freien  Arbeit. 
4.  Die  befreiten  Neger  in  Westindien.  5.  r»ie 
Freineger  in  Brasilien.  6.  Die  N.  in  den  Ver- 
einigten Staaten  von  Amerika.  7.  Die  Neger- 
arbeit in  den  afrikanischen  Kolonieen. 

1.  Begriff  und  Wesen.  Die  NegerfrE^t? 
besteht  überall  dort,  wo  innerhalb  dt^sseJlen 
Staates  neben  der  herrschenden  Bevölkerung 
kaukasischer  Rasse  Neger  als  freie  Persou»»n 
in  grösserer  Zahl  wohnen.  Das  Lst  der  Fall 
in  einer  Anzahl  Lander,  in  welche  Neger  als 
Sklaven  gebracht  und  in  denen  sie  dann  emau- 
cipiert  wonlen  sind,  vor  allem  auf  den  Maska- 
reneninseln,  in  Westindien,  in  Brasilien,  in 
den  Guianas,  in  den  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika.  In  diesen  Gebieten  ei*scheint  die 
schwarze  Rasse  mehr  oder  minder  als  eine 
soziale  und  politische  Gefaiir  und  Last  und 
die  Frage  ist  entweder  die,  kann  ein  frie*l- 
liclies  Zusammenleben  der  Rassen  ermöglicht 
werden,  und  welches  sind  die  Mittel,  um 
dieses  Ziel  zu  en-eichen,  oder  kann  es  nicht 
erni()glicht  werden,  und  wie  können  dann  die 
antagonistischen  Elemente  dauernd  getrenul 
werden.  In  den  europaischen  Kolonieen 
Afrikas  kann  heutzutage  wolil  kaum  von 
einer  Negerfrage  in  diesem  Sinne  gesprochen 
werden,  weil  die  dortigen  Neger  tiferwi(^nd 
dem  Staatswesen  noch  fremd  gegenüber- 
stehen und  sich  als  mehr  oder  minder  selb- 
ständige Stämme  fülden.  Eine  Negerarlieit er- 
trage ist  aber  auch  hier  vorhanden,  die  nur 
beantwortet  wissen  will,  wie  die  Schwarzen 
zu  einer  gewinnbringenden,  wirtschaftlichen 
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Arl)eit  für  die  Weissen  dauernd  veranlasst 
^Verden  können. 

Das  Negerproblem  erwächst  überall  aus 
•der  von  der  Natur  gegebenen  Verschieden- 
lioit    rler  beiden  Rassen,  welche  nicht  Har- 
monie, sondern  Gegensätzlichkeit  bedeutet. 
Es  ist  zugleich  eine  Angelegenlieit  der  Oeko- 
nomik,   der  Politik,   und   durchkreuzt   den 
allgemeinen   sozialen   Konflikt   von   Kapital 
und    Arbeit.    Es  ist  deshalb  so  schwer   zu 
lösen,  weil  die  Negerrasse  bisher  noch  nicht 
bewiesen  hat,  dass  sie  selbständig  im  eigenen 
Interesse  die  europäische  oder  amerikanische 
Knltur  zu  verwenden  versteht.     Sie  muss 
daher  unter  die  Leitung  der  Weissen  ge- 
stellt werden,  falls   sie  zu  höherer   Civili- 
sation  aufrücken   soll.     Zwei    Staaten    sind 
von     emancipierten    Negersklaven    gebildet 
'worden  und  werden  von  ihnen  beherrscht, 
lind  zwar  ohne  die  Fühning  der  Weissen: 
Hayti  und  Liberia.    Beider  Geschichte  hat 
bewiesen,   dass  die  schwarze  Rasse  in  Un- 
kidtiu-  zurücksinkt,  wenn  sie  sich  selbst  über- 
lassen bleibt. 

Einer  der  gründlichsten  Kenner  der 
haytischen  Zustände,  der  einen  grossen  Teil 
seines  Lebens  unter  denselben  gelebt  hat, 
Sir  Spencer  St.  John,  beurteilt  die  dortigen 
Neger  in  dieser  Weise:  »Solange  die  Neger 
Tinter  dem  Einflüsse  der  Weissen  stehen, 
geht  alles  gut ;  sind  sie  aber,  wie  auf  llayti, 
sich  selbst  überlassen,  so  steht  ilu*e  Ent- 
wickelung  nicht  nur  still,  sondern  sie  sinken 
in  denselben  Zustand  zurück,  in  dem  sie  sich 
in  ihrer  Heimat  befunden  haben.  Zu  dieser 
Ansicht  wird  jeder  kommen,  der  lange  in 
Hayti  gelebt  liat,  wenn  er  nämlich  die  Neger 
niclit  mit  der  vorgefassten  Meinung  be- 
trachtet, dass  alle  Menschenrassen  gleich 
befähigt  seien  zur  Civilisation  fortzuschreiten.« 
Durch  die  Sklaverei  waren  die  Schwarzen 
kaum  etwas  aus  der  Wildheit  hinausge- 
hoben worden,  als  sie  infolge  der  an 
die  französische  Revolution  in  den  west- 
indischen Kolonieen  Frankreichs  sich  an- 
schliessenden Wirren  durch  die  freien  Misch- 
linge der  Insel  (Mulatten,  Quadronen  etc.) 
beh-eit  wurden,  in  denen  sie  fortan  nach 
Vertreibung  der  Weissen  ihre  ärgsten  Gegner 
sahen,  obgleich  sie  ihnen  weiterhin  den  Be- 
stand des  Staatswesens  zu  verdanken  gehabt 
haben.  Durch  Vernachlässigung  der  Arbeit 
ging  der  Woldstand  der  Insel  schnell  zurück, 
und  fortgesetzte  Bürgerkriege  Hessen  niemals 
einen  vollkommenen  Zustand  der  Rechts- 
sicherheit entstehen.  Viele  Schwarze  zogen 
in  das  Innere  der  Wälder  und  Berge,  wo 
Schlangenkultus,  Fetischdienst  und  selbst 
Anthropophagie  w^ieder  auflebten,  die  uns 
an  ilire  afrikanische  Heimat  erinnern. 

Die  Negerrepublik  Liberia  an  der  west- 
afrikanischen Küste  verdankt  ihren  Ursprung 


der  1816  in  Washington  begründeten  Koloni- 
sationsgesellschaft zur  Ansiedelung  freier 
Farbiger  der  Vereinigten  Staaten,  welche 
sowohl  den  Gedanken  verfolgte,  Nordamerika 
von  dem  Rassenkonflikte  zu  befi-eien,  als 
auch  die  in  der  Civilisation  der  Weissen 
erzogenen  Neger  zu  veranlassen,  »ihren 
wohlthätigen  Einfluss  auf  ihre  barbarischen, 
im  Heidentume  vei-sunkenen  Brüder  in  Afrika 
auszuüben«.  Die  in  60  Jalu^en  von  Nord- 
amerika fortgebrachten  20000  Menschen 
haben  indessen  nur  gezeigt,  dass  sie  sich 
dem  afrikanischen  Zustande  ihrer  Rassen- 
genossen überall  wieder  anzupassen  wussten. 
Ein  Teil  von  ihnen,  meist  die  Befähigteren, 
treibt  Handel  mit  den  Stämmen  des  Binnen- 
landes, der  andere  eine  einfache  Landwirt- 
schaft, die  diesen  Namen  kaum  verdient. 
Die  Schulen  sind  im  elendesten  Zustande, 
der  Aussenhandel  ist  unbedeutend  und  in 
den  Händen  von  Ausländern,  die  Rassen- 
antipathie zwischen  den  höher  stehenden, 
dominierenden  Mulatten  und  den  Negern, 
von  denen  die  ersteren  sogai-  Sklaven 
halten,  durchzieht  und  erschwert  alles  })oli- 
tische  Leben. 

2.  Die  N.  als  Rassenfrage.  Die  Neger 
sind  den  Weissen  überall  dort,  wo  sie  mit 
ihnen  zusammengelebt  haben,  eine  niedere 
und  meist  verachtete  Rasse  gewesen.  Wenn 
auch  Philanthropen,  Abolitionisten  und  die 
Kirche  tausendmal  verlangt  haben,  dass 
dies  Vorurteil  überwunden  werden  müsse, 
in  der  Pi-axis  des  Lebens  hat  sich  dieser 
Idealismus  niemals  verwirklicht.  Die  Rassen- 
abneigung ist  immer  etwas  Instinktives  ge- 
wesen, auf  welches  sich  die  üeberzeugiuig 
gegründet  hat,  dass  die  Schwarzen  etwas 
Tierisches,  Affenartiges,  Uebelriechendes,  Un- 
ästhetisches an  sich  liätten,  das  der  Weisse 
von  sich  fern  halten  müsse.  Es  ist  jedoch 
festzuhalten,  dass  diese  Negerverachtung 
nicht  bei  allen  Weissen  die  gleiche  Kraft 
hat.  Am  wenigsten  stark  scheint  sie  bei 
den  Portugiesen  zu  sein,  dann  folgen  die 
Spanier  und  Franzosen,  endlich  die  Eng- 
länder, Deutschen,  Skandinavier,  Holländer, 
Dänen,  Nordamerikaner.  Bei  den  letzteren 
hat  sich  insbesondere  unter  ihrem  steten 
Verkehr  mit  den  Schwarzen  ein  ausserordent- 
lich feines,  fast  pathologisch  zu  nennendes 
Gefühl  gegen  alles  das  herausgebildet,  was 
an  Negerblut  erinnert.  Der  (,)uadrone  und 
Oktrone  werden  überall  sofort  als  solche 
erkannt  und  mit  einem  sehr  entschiedenen 
noli  me  tangere  empfangen.  Dieses  Ver- 
halten tritt  schon  in  der  Schule  unter  den 
Kindern  hervor,  noch  scliärfer  auf  den  höhei-en 
Büdungsanstalten,  es  äussert  sich  beim  Zu- 
sammensein in  der  Kii-che,  in  den  Eisen- 
bahnzügen, auf  den  Dampfschiffen,  in  den 
Hotels.  Im  Kriege  von  1S9S  gegen  Spanien 
wollten  Soldaten   der  weissen   Ritöse  keine 
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Schwarzen  in  demselben  Regiment  neben  j 
sich  dulden.  ! 

Die    Ehe    zwischen    Angeliorigen    ver-j 
s?chiedener    Rasse    wird  von   den  Weissen] 
als    ganz    unmoralisch    angesehen    und    in : 
vielen    Einzelstaaten   der   Union    strafrecht- j 
lieh  verfolgt.     Sie  ist  daher  dort  und  auch' 
in  anderen  Ländem  selten,  d<x-h  gilt  auchl 
hier,  was  von  Nord-   und  Südeuropäern  im 
allgemeinen  gesagt  wonlen  ist.    Die  Misch- 
linge   sind     überwiegend    vorübergehenden 
Verbindungen  entsprossen.    Ueber  ihre  Zalil 
in  den  einzelnen   Staaten  hat   man   wegen  j 
der  Schwierigkeit  ihrer  IJntei*scheidung  von  j 
den   Negern    keine  zuverlässigen   Angaben. 
Dieselbe  schwankt  meist   zwischen  10  imd 
25^-0  der  Neger,    nur  in   Brasilien    ist  der 
Prozentsatz    grösser.     Genaue   Kenner   der 
nordamerikanischen     Zustände     versichern, 
dass  seit  Aufhebung  der  Sklaverei  die  Rassen- 
vermischung in  dem  Süden  immer  seltener 
werde.    Das  Lj-nchen  von  Negern,  von  dem 
die  amerikanischen  Zeitungen   so  oft  Nach- 
richt geben  und  wobei  sogar  die  mittelalter- 
liche Strafe  des  Verbi-enneus   nicht   selten 
ist,  hat  meistens  seine  Ursache  in  Sittlich- 
keit s  verbrechen    der   Neger    gegen    weisse 
Frauen.  . 

Nirgends  ist  in  der  geschlechtlichen  Ver- 
bindung der  beiden  Rassen  ein  zufrieden- 
stellendes Mittel  zur  Beseitigung  der  Rassen- 
konflikte zu  erblicken.  Die  Regel  ist  jeilen- 
falls  die,  dass  sie  von  der  weissen  Seite 
als  Ehe  oder  als  eine  sonstige  dauernde  Ein- 
richtung nicht  gewollt  wiiti,  so  dass  die 
Bildung  einer  grossen,  nach  beiden  Parteien 
hin  versöhnend  wirkenden  Mittelschicht, 
geschweige  denn  ein  völliges  Aufgehen  der 
Rassen  untereinander  ganz  ausgeschlossen 
ist.  Die  Schicht  des  Halbblutes,  welche 
heute  besteht,  hat  zudem  keine  Eigenschaften 
'  hervorgekehrt,  die  sie  zur  Vermittlerin  ge- 
eignet machen.  Man  sagt  ilir  nach,  dass 
sie  die  sclilechten  Eigenschaften  beider  Eltern 
in  sich  vereinigt,  jedenfalls  verachtet  auch 
sie  die  dunklere  Hautfarbe,  ohne  dass  es 
ihr  gelungen  wäre,  bei  den  Weissen  sich 
Achtung  zu  erkämpfen  oder  deren  Vertrauen 
zu  gewinnen. 

3.   Die  Aafhebungr  der  Negrersklaverei 
und  die  Ueberg^angsformen  zur  freien  Arbeit. 

Die  Aufhebung  der  Negersklaverei  konnte  in 
den  einzelnen  Ländern  erst  mit  Erfolg  dekretiert 
werden,  nachdem  der  afrikanische  Sklavenhandel 
beseitigt  worden  war.  Die  nördlichen  und 
mittleren  Staaten  der  nordamerikanischen  Union 
sind  es  gewesen,  welche  zuerst  in  den  Jahren 
von  1774  und  1788  den  Negerimport  und  Handel 
verboten  haben,  und  das  Bundeseesetz  von  1807 
hat  dann  für  das  ganze  Gebiet  das  gleiche  aus- 
gesprochen. In  demselben  Jahre  beendigte  Eng- 
land durch  Gesetz  den  überseeischen  Neger- 
handel zwischen  Afrika  und  seinen  Kolonieen. 
Dänemark   war   schon  1792  mit  seinen  Be- 


sitzungen ebenso  verfahren.  Schweden?  Ge- 
setz ist  ans  dem  Jahre  181.3,  Frank re ick» 
und  Hollands  von  1H14,  Portugals  von  1815 
und  1823,  Spaniens  von  1814  und  liöO.  Wr 
südamerikanischen  Staaten,  die  sichT»t 
Spanien  freimachten,  schlössen  sich  der  gieitlieiL 
Politik  an,  Brasilien  folgte  erst  1831.  Zu  diesdi 
Massregeln  kam  später  hinzu,  dass  fast  &!]>: 
genannten  Staaten  sich  gegenseitig  das  ßefL! 
der  Durchsuchung  des  Sklavenhandels  t^- 
dächtiger  Schiffe  auf  hoher  See  gestatteten  aid 
dass  sogar  England  und  die  Vereinigten  Staatra 
Flotteustationen  an  afrikanischer  Käste  for  eista 
besonderen  Wacht4ienst  errichteten.  Denn  aneii 
in  erheblich  eingeschränkter  Weise  wird  der 
Negersklavenhandel  doch  heute  noch  im  Innern 
Afrikas  fortbetrieben,  besonders  für  die  Bedlii- 
nisse  des  muhamedanischen  Orient*. 

Die  Beseitigung  der  Sklaverei  ist  ebenfa'K 
zuerst  in  einzelnen  Staaten  Nordamerikas 
durchgeführt  worden,  in  Vermont  sehen  li<7. 
dann  in  Massachusetts  und  New-Hampshire  17K^ 
durch  Verfassungsgesetzc,  welche  für  alle  Bürirrr 
Gleichheit  und  Freiheit  aussprachen.  In  Pean- 
sylvanien  sind  1780,  in  Rhode  Island  uini 
Connecticut  1784,  in  New- York  1799  und  New- 
Jersey  1804  Specialgesetze  gegeben  wordf-n. 
durch  welche  eine  allmähliche  Abschaffung  der 
Institution  angebahnt  wurde.  Im  allgemein»'a 
vollzog  sich  in  den  genannten  nördlichen  Staaten 
die  Negeremancipation  ohne  besondere  Schwierii:- 
keit,  weil  die  Zahl  der  Sklaven  nicht  gross  war 
und  dieselben  mehr  in  der  Hauswirtschaft  als 
bei  der  Warenproduktion  verwendet  wurden. 
In  den  Südstaaten  hingegen  war  die  Sklaverei 
aufs  engste  mit  den  Interessen  der  expor- 
tierenden Landwirte  verknüpft  und  fiel  er^t 
nach  dem  Secessionskrieg,  als  die  Nordstaaien 
den  Süden  besiegt  hatten.  Am  1.  Jannar 
1863  wurde  durch  die  ersteren  die  Freilassuns^ 
aller  Sklaven  in  den  bundesbruchigen  Süd- 
staaten  verkündet,  1864,  65  und .  68  wurde 
vom  Senat  und  Eepräsentantenhans  die  Am'- 
hebung   der  Sklaverei   als   BundesverfassuuL's- 

fesetz  angenommen,  und  1866  und  1870  wurdea 
urch  die  Civil  Rights  Bill  alle  in  den  Ver- 
einigten Staaten  Geborenen  als  Bürger  erklärt 
und  den  Bürgern  von  jeder  Rasse  und  Farbe 
ohne  Rücksicht,  ob  sie  früher  Sklaven  gewejsen 
waren,  gleiche  Rechte  verliehen. 

England  hob  —  es  war  dies  die  Frucht 
einer  langjährigen  Agitation  --  für  adle  seine 
Besitzungen  im  Jahre  1833  gegen  Entschädigumr 
etwa  des  halben  Wertes  die  bklaverei  auf  iin^ 
führte,  um  den  Eigentümern  die  Arbeitskräfte 
nicht  zu  entziehen  und  die  Sklaven  an  die  Lohn- 
arbeit zu  gewöhnen,  eine  Apprenticeship.  eine 
Lehrzeit  em.  Diese  Uebergangsbestimmung  er- 
wies sich  als  ein  Missgriü.  Daher  Hessen  alle 
Kolonieen,  nachdem  ihnen  Antigua  vorausge- 
gangen war,  am  1.  August  1838  aus  eigenem 
Antrieb  die  volle  Emancipation  eintreten. 

Dem  Beispiele  Englands  folgten  nach  und 
nach  alle  europäischen  Staaten,  die  über  Kolo- 
nieen mit  Sklaven  verfügten.  In  Frankreich 
hob  die  provisorische  Regierung  von  1848  durch 
Dekret  die  Sklaverei  gegen  massige  Entschädi- 
gung in  ganz  unvermittelter  Weise  auf,  in 
demselben  Jahre  auch  Dänemark,  welobes 
schon  seit  1833  den  Zustand  der  Sklaven  auf 
seinen  Antillen  erheblich  verbessert  hatte.    In 
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1*  o  r  t  ugal  wurde  1858  durch  Gesetz  bestimmt, 
da  SS    jeder  Sklave  eines  portugiesischen  ünter- 
tlianeu  nach  20  Jahren  frei  sein  sollte,   so  dass 
erst  1878  eine  definitive  Beendigung  der  Sklaverei 
eing-etreten  ist.    Die  Holländer  gaben  186!-^ 
ihre    Neger  in  Surinam,  Curacao,  Buen  Aire, 
Aruba,  St.  Eustachius,  Saba  und  St,  Martin  frei, 
uacbdem  die  Besitzer  entschädigt  worden  waren. 
In  P  u  e  r  1 0  r  i  c  0  erfolgte  1873  die  Emancipation. 
In    Cuba  wurde  sie  1870  eingeleitet,  I80O  ge- 
setzlich normiert  und  1886  vollendet.    Die  ehe- 
maligen  Sklaven  wurden   unter   das   Patronat 
ihrer  bisherigen  Herren  gestellt  und  dem  Alter 
g-emäss  nach  und  nach  ohne  Entschädigung  frei- 
gegeben, worauf  der  Nachweis  einer  geregelten 
Thätigkeit  vier  Jahre  lang  von  dem  Emanci- 
pierten  zu  erbringen  war.     Brasilien  hatte 
durch  das  Gesetz  Rio  Brancos   im  Jahre  1871 
die    Sklavenbefreiung   angebahnt.     Nach   dem- 
selben waren  alle  von  einer  Sklavin  geborenen 
Kinder  frei,  so  dass  mit  dem  Aussterben  der 
damaligen  Sklaveubevölkerung  das  bestehende 
Arbeitssystem  der  Knechtschaft  beseitigt  sein 
sollte.     Die   freien   Kinder    blieben    bis    zum 
achten  Jahre  bei  der  Mutter.    Dann  konnte  der 
Eigentümer  der  letzteren  für  die  von  ihm  auf- 
g;e wandten  Aufziehungskosten  vom  Staate  eine 
gewisse  Entschädigung  beanspruchen  oder  das 
Kind  bis  zum  21.  Jahre  in  Dienst  nehmen.    Im 
ersteren   Falle   sollten   die  entlassenen  Kinder 
durch  Vermittelung:  der  Reg^ierung  beschäftigt 
werden.    Seit  1883  begann  eine  neue  abolitionis- 
tische  Bewegung ,  derzufolge  nach  der  vorbe- 
reitenden Gesetzgebung  von  188ö  dann  1888  die 
herrschenden  gesetzgebenden  Faktoren  sich  ver- 
anlasst   sahen,    die   sofortige    Aufhebung    der 
Sklaverei  zu  dekretieren. 

4»  Die  befreiten  Neger  in  Westindien. 
Im  allflremeinen  hat  die  Negeremancipation  für 
die  wirtschaftlichen  Zustände  der  englischen, 
französischen,  spanischen,  holländischen,  däni- 
schen Kolonieen  Mittelamerikas  sehr  üble  Folgen 
gehabt.  Die  Produktion  an  Kolonialgüteni  ging 
zurück,  Städte  sind  verfallen,  Plantagen  wieder 
Wildnis  geworden,  die  staatlichen  Finanzen 
zerrüttet. 

Am  wenigsten  schädlich  für  die  Weissen 
hat  sich  die  Aufhebung  der  Sklaverei  auf  den 
beiden  Inseln  Barbados  und  Antigua  erwiesen, 
so  dass  man  fast  die  dortigen  Zustände  als 
eine  Ausnahme  von  der  allgemeinen  Regel  be- 
zeichnen kann.  Auf  der  ersteren  lebten  1834 
zur  Zeit  der  Emancipation  83176  Neger,  1844 
war  ihre  Zahl  auf  90000  und  1871  auf  mehr 
als  100000  angewachsen.  Die  Insel  ist  nur 
7* '5  Quadratmeilen  gross  und  völlig  unter  Kultur. 
Damals  war  der  gesamte  Grundbesitz  in  den 
Händen  der  Weissen  und  wurde  aus  denselben 
zunächst  nicht  fortgegeben.  Unter  diesen  Ver- 
hältnissen der  starken  Konkurrenz  und  bei 
dem  Abgeschnittensein  von  Produktionsmitteln 
raussten  die  Freineger  gegen  geringen  Lohn 
sich  verdingen  oder  Land  teuer  pachten,  zum 
Teil  unter  der  Verpflichtung,  für  den  Eigen- 
tümer in  dessen  Betrieb  Dienste  zu  leisten,  in 
beiden  Fällen  jedenfalls  arbeiten,  wenn  sie  über- 
haupt leben  wollten.  Die  Auswanderung  bot 
ihnen  eine  ganz  un  gewisse  Zukunft,  und  nur 
wenige  wagten  sie.  Ebenso  lagen  die  Dinge 
in  Antigua.  Die  Folgen  dieses  Arbeitszwanges 
sind  die  gewesen,  dass  die  Neger  dieser  Inseln 


heute  als  ziemlich  arbeitsam  gelten,  wenn  auch 
über  ihre  moralische  Verwilderung  viel  geklagt 
wird,  dass  ferner  ein  Teil  von  ihnen  zu  einigem 
Wohlstand  gekommen  ist  und  jetzt  auch  über 
etwas  Grundbesitz  verfügt. 

Nehmen  wir  im* Gegensatz  zu  diesen  kleinen 
Inseln  die  beiden  grossen  Trinidad  und  Jamaica. 
Von  der  Arbeitsunlust  der  Freineger  auf  der 
ersteren  dieser  englischen  Inseln  giebt  ein  zu- 
verlässiger Berichterstatter  an,  „dass  kein  Neger 
sechs  Tage  nach  einander  arbeite,  obschon  das 
tägliche  Arbeitspensum  ein  so  geringes  sei,  dass 
eine  fleissige  Negerin  drei  solche  Pensa  täglich 
abarbeite,  und  dass  gleichwohl  viele  Neger  nur 
ein  bis  zwei  solcher  Tagewerke  in  der  Woche 
fertig  brächten  j  und  dabei  seien  doch  die  Löhne 
un  verhältnismässig  hoch"  (vgl.  0.  Deutsch  in 
Steins  Handbuch  der  Geographie),  lieber  Jamaica 
heisst  es  in  einer  offiziellen  Enquete  über  die 
dortige  Arbeiterfrage  (1884),  „es  stehe  fest,  dass- 
selbst  durch  hohe  Tageslöhne  oder  Akkord- 
arbeit, welche  das  Ei nzel verdienst  auf  das 
Doppelte  des  Tageslohnes  bringen  könne,  der 
Neffer  sich  keineswegs  bewegen  lassen  würde, 
mehr  als  3 — 4  Stunden  tägliche  Arbeit  zu  leisten, 
welche  ihm  einen  Verdienst  von  durchschnitt- 
lich 1  sh.  einbringt,  diese  geringe  Leistung  aber 
nur  an  drei  bis  vier  Tagen  in  der  Woche  und 
auch  nur  in  der  ihm  passenden  Jahreszeit  zu 
erreichen  sein  werde."  Dies  war  ein  Urteil, 
das  60  Jahre  nach  der  Sklavenbefreiung  aus- 
gesprochen wurde.  In  dem  Zeiträume  von 
1833 — 1841  ging  die  Zuckerproduktion  und  Rum- 
prodnktion  auf  Vs  hinunter,  die  von  Ingwer  im 
Verhältnis  von  14  auf  9,  von  Piment  von  8  auf  3, 
von  Kaffee  von  3  auf  2.  Auf  beiden  Inseln 
nahmen  Produktion  und  Export  erst  wieder  einen 
Aufschwung,  als  man  angefangen  hatte,  ost- 
indische Kulis  heranzuziehen. 

Die  grossen  Feinde  der  Negerkultur  in 
Westindien  sind  das  tropische  Klima,  der  Busch 
und  Wald,  das  herrenlose  und  billige  unbenutzte 
Land,  endlich  die  Städte.  Das  Klima  hat  ein- 
mal die  Bedeutung,  dass  es  die  Arbeiter  träge 
macht,  dann,  dass  in  ihm  die  Natur  die  ge- 
wöhnlichen, vegetabilischen  Lebensmittel  reich- 
lich, und  ohne  dass  viel  menschliche  Anstrengung 
erforderlich  ist.  produziert,  endlich,  dass  es  das 
Leben  ohne  viel  Aufwand  an  Nahrung,  Kleidung 
und  W^ohnung  möglich  macht.  So  sind  die  Be- 
dingungen dafür  gegeben,  dass  die  freien  Neger 
in  Westindien  nur  geringe  Lebensbedürfnisse 
haben  und  dieselben  leicht  befriedigen  können. 
Ihre  Hütten  sind  ein  paar  mit  einem  Strohdache 
gedeckte  Pfähle.  Die  Erwachsenen  sind  wenig 
bekleidet  und  die  Kinder  laufen  nackend  umher. 
Alle  leben  von  Ignamen,  Maniok,  Yam,  Mais 
und  süssen  Kartoffeln.  Brot  essen  sie  selten, 
aus  Fleisch  machen  sie  sich  nicht  viel,  Rum 
und  Tabak  sind  ihnen  äusserst  erwünscht,  so 
dass  sie  um  dieser  Güter  willen  so^ar  eine  ge- 
legentliche Arbeit  thun,  falls  sie  ihre  Frauen 
nicht  zu  derselben  anhalten  können. 

Die  Lebensmittel  zieht  die  Mehrzahl  von 
ihnen  auf  einem  Stück  Land,  das  entweder 
billig  gekauft  worden  ist,  da  der  Plantagen- 
boden nach  der  Emancipation  gänzlich  entwertet 
war,  oder  das  ohne  Rechtstitel  in  Besitz  ge- 
nommen ist  resp.  herrenlos  im  inneren  Wald- 
gebirge der  Inseln  lag.  Auf  diesen  kleinen  Be- 
trieben wird  das  Land  mit  unterbrochener,  fast 
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feleg:eutlicher  Arbeit  durch  die  Negerin  und  1  Tagelohu  als  ziemlich  arbeitsanL  reberinuj-t 
eren  Kinder  bestellt.  Die  dichten  Wälder  im  gilt,  wenn  wir  die  übrifyen  Bedingrungen  ß1*^k-b- 
Innern  von  Guiana  und  der  firrösseren  Inseln  sind  ,  setzen,  der  Satz,  dass  die  Erziehung-  der  Xfjtr 
von  verwihlerten  Schwarzen  bewohnt»  die  als  zur  Lohnarbeit  dann  um  so  eher  gelingt,  wen» 
Fischer  und  Jäirer  in  denselben  nomadisieren,  |  die  Zahl  derselben  im  Vergleich  zu  der  dtr 
nicht  selten  entsprunfrene  Verbrecher  sind  und  ;  herrschenden  und  erziehenden  weissen  Raä^»- 
zuweilen  aus  ihrem  Hinterhalte  zu  neuen  Uu- 1  gerinip  ist.  In  den  französischen  AncilleiL'ia 
thaten  hervorbrechen  oder  al?  Vagabunden  die  '  Jamaica  und  Britisch  Guiana,  haben  die  N<?ffnT 
angebauten  Ebenen  und  Städte  durchstreifen.  |  eine  bedeutende  Majorität  und  noch  mehr  d<^im- 
In  allen  Städten  befindet  sich  ein  der  Zahl ,  nieren  sie  in  Hayti  und  Liberia.  Daher  sine 
nach  bedeutendes  faulenzendes  Negerproletariat. !  hier  die  schlechtesten  Resultate  aufzuweisen. 
Giebt  es  nichts  zu  stehlen  oder  zu  erbetteln,  soi  »v-i-v-^i-rzuij 

wird  ein  halber  Tag  beim  Ausladen  der  Schiffe, !  ,  .  -^^^'^  m  Cuba  L^t  die  Zahl  der  weiv^ 
beim  Rollen  der  Fässer,  beim  Tragen  von  Lasten  i  ^'l'''^'  relativ  gross.  Die  ZaMung  von  IbKJ 
und  ähnlicher  ungelernter  Be^Thäftigung  ge- '  fS.^./^}"^  ^•^^^^''^°^i..«??  f^f^  ^"^T"^ 
arbeitet.    Eine  bessere  Schicht  der  Bevölkerung  l  f^  ^"^^  ,^^^^'^^^^^^  7*.    V"" 

sind  die  Negerhandwerker,  die  schwarzen  Laden- '  '^'\  T^'""  TAu"^   ^f"^™  "*  r  ^"^"^1  '"  '? 
diener  und  Kleinhändler.    Einige  Personen  aus  |  P?^^^*^^^  "°^  ^^^^J,?^^^??"^*^",^^^^ 
ü.r^ bringen  es  zum  Advokaten,^potheker  cKler   ^  .^^^^'nÄ^  wS  1^^^^^ 

Wenn  wir  zu  diesem  Bilde  der  westindischen    Koutingent  von  Arbeitern    den   Besitzern   vmb 
Neger  noch  hinzufügen,   dass  ihre  Ehe  meist /MJ^^^^^Pl?" tagen  und  Fabriken  die  Ueb<.rgang<- 

nur  ein  temporäres  Zusammenleben  der  Ge  J  ff.^V,  7^^^^^^^^*''^''^''^'^''''"°?/^ 
schlechter  ist.  dass  die  Kinder  ohne  rechte  Er- 
ziehung in  Haus  und  Schule  heranwachsen,  dass 
die  Prostitution  unter  ihnen  verbreitet  ist,  dass  sie 
ihre  politischen  Rechte  entweder  missbraucheu 
oder  verkaufen,  dass  das  Christentum  nur  der  Form 
nach  anerkannt  ist,  so  dürfen  wir  nicht  be- 
haupten, dass  die  geschenkte  Freiheit  den 
Negern  ein  Gut  gewesen  ist,  mit  dem  sie  zu 
wuchern  verstanden  haben.  Dass  es  unter  ihnen 
auch  rühmliche  Ausnahmen  giebt,  die  übrigens 
nicht  unter  den  Mulatten,  Terzeronen,  Quaüro- 
nen  etc.  zu  suchen  sind,  welche  ohnehin  ein 
höheres  Geistesleben,  wenn  auch  bei  äusserster 
sittlicher  Verworfenheit  haben,  ist  natürlich 
nicht   zu   verkennen    und    liefert   den   Beweis, 


leichterten.  Auch  muss  man  nicht  vergessen, 
dass  die  Emancipation  von  1870  bis  1886  dauert« 
und  vor  ihrer  Inangriffnahme  die  Zahl  der  Frei- 
gelassenen schon  erheblich  war.  Die  Sklaverei 
galt  in  Cuba  nicht  als  so  hart  als  im  nbrieen 
Amerika.  Daher  verlangte  denn  auch  der  Herr 
von  seinen  Knechten  nicht  soviel  Arbeit  als  in 
dem  nicht  spanischen  Westindien  und  in  den 
Vereinigten  Staaten,  so  dass  nach  der  Frei- 
gebung der  Abstand  von  den  früheren  Leistungen 
weniger  erbeblich  erschien  Im  allgemeint-D 
haben  sich  daher  die  Folgen  der  Negerbefreiung 
nicht  so  schlimm  erwiesen,  als  von  deren  Gegnern 
erwartet  wurde,  obgleich  der  Klagen  über  die 
Trägheit  der  freien  Schwarzen  genug  sind,  vor 
dass  unter  der  Leitung  der  weissen  Ra^sT  dTe  I  »"^^»^  ^"^^^  '^'^  UnbestÄndigkeit  getadelt  wiitL 
schwarze  um  einiges  gehoben  werden  kann.'  5.  Die  Freineger  in  Brasilien.  Da  erst  im 
Ohne  direkten  oder  indirekten  Zwang  wird  dies  |  Jahre  1888  die  definitive  Befreiung  der  Neger- 
bei  den  früheren  Sklaven  und  deren  Nach- '  sklaven  erfolgt  ist,  lässt  sich  noch  nicht,  zumal 
kommen  in  Westindien  für  grössere  Massen  |  die  politischen  Verhältnisse  des  Landes  eine  ruhiee 
nicht  möglich  sein.  Der  erstere  widerspricht  i  Entwickelung  des  Wirtschaftslebens  nicht  ge- 
imsereu  ethischen  und  politischen  Anschauungen, '  statteten,  ein  volles  Urteil  über  ihre  Wirkungen 
auf  den  anderen,  wobei  längere  Arbeitskontrakte  I  fällen.  Bisher  sprechen  jedoch  alle  Anzeichen 
mit  Beschränkung  der  Freizügigkeit  »Kuli- j  dafür,  dass  manche  der  ungünstigen  Erfahrungen, 
System),  Erschwerung  des  Erwerbes  von  Grund- 1  welche  Westindien  gemacht  hat,  auch  Brai^ilien 
besitz,  strenge  Vagabunden gcsetzgebung  an  i  nicht  erspart  bleiben  werden.  Es  lässt  sich 
erster  Stelle  in  Frage  kommen,  kanii  ehrlicher-  •  dies    nicht    nur   aus    einzelnen    Berichten   der 


weise  von  niemandem  verzichtet  werden,  der 
an  der  Fortentwickelung  des  ganzen  Menschen- 
geschlechtes mitarbeiten  will. 

In  Puertorico   hat   sich  die   Emancipation 


letzten  Jahre  abnehmen,  sondern  auch  aus  der 
Meinung,  die  man  über  die  Emancipierten  schon 
früher  hatte.  Bereit«  1868  war  ungefähr  die 
Hälfte  der  Neger  und  Mischlinge  frei  nnd  in 


ohne  solche  Schwierigkeiten  vollzogen,  wie  sie  i  den  folgenden  2b  Jahren  wuchs  die  Quote  auf 
auf  den  englischen  und  französischen  Be- 1  wenigstens  dreiviertel  an.  Nach  dem  Urteil 
Sitzungen  bestanden ,  weil  die  Zahl  der  Neger  von  K.  v.  Koseritz  treten  die  Freineger  leicht 
gegenüber  derjenigen  der  Weissen  stark  zurück- 1  in  einen  Zustand  der  Verwilderung  wegen  ihrer 
tritt,  und  ein  Drittel  von  ihr  allein  Haussklaven  i  geistigen  Indolenz,  Begriff sunfäliigkeit  und  an- 
umfasste.  In  einer  Bevölkerung  von  573  202 1  geborenen  Faulheit.  Sie  haben  Vorliebe  für 
Seelen  waren  1864  rund  42642  Negersklaven,  Branntwein  und  Spiel,  bei  dem  sie  ihren  Erwerb 
und  als  diese  in  den  70er  Jahren  frei  wurden,  |  rasch  verthun.  Die  freien  Mulatten  sind  an- 
sahen sie  sich  unter  der  starken  Konkurrenz ,  stelliger,  zuweilen  talentvoll  und  nehmen  auch 
von  weissen  Arbeitern  und  Mulatten  und  mussten  |  Beanitenstellungen  ein.  —  Besondere  Klagen 
einigerniassen  ordentlich  und  f!eissig  sein,  wenn  |  aus  der  neueren  Zeit  betreffen  die  seit  dem 
sie  überhaupt  etwas  verdienen  wollten.  Die- '  Gesetz  von  1871  frei  gewordenen  Negerkinder, 
jenigen  von  ihnen,  welche  in  Besitz  von  Land  i  die  nun  vielfach  ohne  jede  Erziehung  auf  Plan- 
gekommen  sind,  sind  freilich  ebenso  träge  als  i  tajren  herangewachsen  sind  und  ohne  dass  der 
ihre  Rassenbrüder  im  übrigen  Westindien,  ein  I  Staat  etwas  für  sie  gethan  hätte,  wie  nach  dem 
Teil  von  ihnen  hat  sich  aber  der  Leitung  dei  j  Gesetz  erwaitet  wurde.  Eine  Rotte  von  Strolchen 
Weissen    unterwerfen    müssen    und    gilt    beim  'ist  so  entstanden,  die  im  Lande  vagabundieren 
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und  ein  gefährliches  Proletariat  in  den  Städten 
bilden  werden. 

Die  Provinzen  Brasiliens  sind  übrigens 
durch  die  nichtsthuende  Negerhevölkerung  nicht 
jLrleichmässig  betroffen,  am  wenigsten  die  slid- 
iichen  Rio  Grande,  St.  Cathariua  und  Parana 
im  Gegensatz  zn  den  mehr  nördlich  gelegenen 
Suo  Paulo,  Rio  de  Janeiro,  Minas-Geraes,  Bahia, 
Pemambuco,  wo  die  Plantagenwirtschaft  ihren 
Schwerpunkt  hatte.  Insofera  gleicht  Brasilien 
den  Vereinigten  Staaten,  welche  in  ihren  Süd- 
staaten den  letztgenannten  Gebieten  ähnlich 
sind,  in  ihren  Nordstaaten  den  ersteren. 

Wenn    es    auch    sehr   wahrscheinlich    sein 
dürfte,  dass  die  befreiten  Sklaven  in  Brasilien 
geradezu   eine   Landplage   bleiben   werden,   so 
sind  die  mrtschaftlichen  Nachteile  der  Emanci- 
pation  von  1888  für  die  Pflanzer  doch  nicht  so 
hervorgetreten,  wie  seiner  Zeit  im  en§:lischen 
und   französischen  Westindien,    weil   dieselben 
vorausgesehen  wurden  und  daher  die  Interessenten 
nicht  unvorbereitet  trafen.    Schon  im  Anfange 
der  80  er  Jahre  bemühten  sich  die  Besitzer  von 
Kaifee-  und  Zuckerpflanzungen,  die  Arbeitskraft 
durch  Maschinenkraft  zu  ersetzen,  und  durch 
den  Bau  von  Eisenbahnen  die  beim  bisherigen 
Transport    ihrer    Produkte    in    Anspruch    ge- 
nommenen menschlichen  Arbeitskräfte  entbehr- 
lich zu  machen.     Ferner  that  man  alles,   um 
die   europäische  Einwanderung  heranzuziehen, 
ein  Bestreben,  das  mit  Erfolg  gekrönt  zu  sein 
schien,  als  120000  Italiener  in  der  Provinz  Säo 
Paulo  allein  angelaugt  waren.    Die  Hoffnung, 
die   Neger   als   Lohnarbeiter    dauernd    zu   ge- 
winnen,  setzt  man  darauf,   dass  der  Rassen- 
Gegensatz   zwischen    den    herrschenden    Brasi- 
lianern und  den  Schwarzen  nicht  sehr  gross  sei, 
was  schon  durch  die  humane  Behandlung  der 
letzteren   als   Sklaven   und  durch  die  Rassen- 
mischung  bewiesen   werde,   derzufolge   in   den 
Adern  vieler  Brasilianer  Negerblut  fliesse.   Diese 
Tliatsachen  sind  nicht  zu  bestreiten,  aber  es  ist 
schwer,  ihnen  ein  grosses  Gewicht  beizulesjen 
angesichts  der  sonstigen  Erfahrung,  derzufolge 
der    befreite    Neger    zunächst    einem    kleinen 
eigenen  Besitz,   der  ihn  mit  wenig  selbst  ge- 
wählter Arbeit  erhält,  zustrebt.     Billiges  und 
unentgeltliches  Land  giebt  es  aber  in  dem  dünn- 
bevölkerten  Brasilien,    das   fast    so   gross   als 
Europa  ist,  genug. 

6.  Die  N.  in  den  Vereinigten  Staaten 
von  Amerika.  Im  Jahre  1620  wurden  die 
ersten  Negereklaven  nach  Virgin ien  gebracht, 
und  1714  berechnete  man,  dass  in  dem  ge- 
saraten Gebiete  der  englischen  Kolonieen 
Nordamerikas  58850  Neger  und  Mulatten 
lebten,  um  1754  schon  294738  neben 
14S5634  Weissen,  um  1770  462000  neben 
1850000.  Die  Censusangaben  seit  1790 
geben  folgende  Ziffern: 

Gesamtzahl  Verhältnis  zur 

Jahr  der  Gesamt- 

Farbigen  bevölkerung 

1790  757208  19,3% 

1810  I  377  808    .  19.0  „ 

1880  2328642  iSii  „ 

18r)0  3638808  1^,7  ,. 

1860  4441  830  i4;i  .. 

1880         67^2810  13.1  ;; 


1890 


7  638  360 


11,9  „ 


Man  sieht  daraus,  wie  bedeutend  heute 
die  absolute  Zahl  der  Farbigen  bereits  ist, 
andererseits  aber  auch  die  relative  Abnahme 
derselben,  welche  sich  nicht  allein  aus  der 
starken  europäischen  Einwanderung  erklärt. 

Die  Negerhevölkerung  lebte  stets  über- 
wiegend in  den  Südstaaten ;  in  der  Kolonial- 
zeit als  Sklaven  auf  den  Tabak-,  Indigo- 
und  Reichsplan  tagen  und  bei  den  Viehzüch- 
tern und  Ackerbauern  von  Delaware,  Mary- 
land, Virginia,  den  beiden  Carolinas  und 
Georgia  Zu  diesen  Gebieten  sind  dann 
noch  im  Laufe  des  19.  Jahrhunderts,  beson- 
ders mit  der  Entstehung  imd  Ausdehnung 
der  Baumwollproduktion,  Florida,  Alabama, 
Mississippi  und  Louisiana,  und  mehr  nörd- 
lich gelegen  Kentucky,  Tennessee,  Missouri, 
Kansas,  Arkansas  und  West-Virginien  hin- 
zugekommen. Kiu'z  vor  dem  Sezessionskrieg 
war  die  Reihenfolge  der  Staaten  nach  der 
absoluten  Stärke  der  Negerbevölkerung  diese : 
Virginia,  Georgia,  Alabama,  Mississippi, 
Süd  Carolina,  Nordcarolina,  Louisiana,  Ten- 
nessee, Kentucky,  Texas,  Maryland,  Missouri, 
Arkansas.  In  den  folgenden  30  Jahren  hat 
sich  durch  die  seit  Aufhebung  der  Sklaverei 
freigegebene  Wanderung  der  Schwarzen,  be- 
sonders nach  dem  äussersten  Süden,  ferner 
aus  den  gebirgigen  Regionen  in  das  heisse 
Tiefland,  endlich  in  eine  Reihe  von  Städten 
die  Verteilung  so  verändert,  dass  die  Staaten 
mit  mehr  als  100  000  Negern  in  dieser  Ord- 
nung stehen:  Georgia,  Mississippi,  Südcaro- 
lina, Alabama,  Virginia,  Nordcarolina,  Louisi- 
ana, Texas,  Tennessee,  Arkansas,  Kentucky, 
Maiyland,  Florida,  Missouri,  Peunsylvanien ; 
mit  mehr  als  50000  sind  daneben"  noch  zu 
nennen:  der  Bunsdistrikt,  Ohio,  New- York, 
Illinois,  Kansas.  Innerhalb  dieses  weiteren 
Negergebietes  befindet  sicli  ein  solches  mit 
einer  besonders  dichten,  etwa  80  ^.'0  der  Ge- 
samtsumme umfassenden  schwarzen  Bevöl- 
kerung, der  sogenannte  Black  Belt  ein  Land- 
strich, der  sich  von  Südcarolina  und  Georgia 
durcli  das  mittlere  Alabama  nach  Mississippi 
und  Louisiana  hinzieht  und  in  Arkansas  und 
Texas  seine  Ausläufer  hat.  Zwischen  40  ^/o 
und  60^/0  der  Einwohner  sind  in  diesen 
letztgenannten  Staaten  Negt^r,  und  ganze 
Komplexe  von  Couuties  zeigen  noch  höhere 
Prozentsätze.  »In  diesem  vernegerten  Süden,« 
schreibt  Fr.  Ratzel  in  seiner  politischen  und 
AVirtschaftsgeograx)hie  der  Vereinigten  Staa- 
ten von  Amerika  (2.  Aufl.  S.  280),  »entwickelt 
sich  ein  ganz  neues  Ijand.  Die  Zahl  der 
Neger  ist  zu  gross,  um  den  Einfluss  der 
Weissen  noch  durchdiingen  zu  lassen.  Die 
Gemeinden  zeigen  also  liichts  von  Wetteifer 
in  der  Verbessenmg  ihrer  Ijage.  Selbst  mit 
einem  Minimum  von  Arbeit  ist  das  Leben 
leicht.  Lohnarbeit  wird  von  den  Negern 
abgelehnt.  AVer  von  den  Weissen  noch  ge- 
blieben war,  verzweifelt  an  der  Möglichkeit 
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des  Gedeihens  uud  verlässt  das  Land.    Die  \ 
Neger  sinken  in  »sava^ery«  zuiück,  und  es 
treten  ähnlich  wie  in  Westindien  bai*barische, 
heidnische  Neigungen  und  Gebräuche  nnge- 
scheuter  zu  Tage.* 

Man  könnte  der  Meinung  sein,  dass  sich 
mit  diesem  Urteil  das  letzte  Wort  in  der 
nordamorikanischen  Negerfrage  sprechen 
lasse.  Denn  es  bilde  sich  so  ein  besonderer 
Negerstaat  henwis,  der  in  iM)liti6cher  Union 
neben  dem  grossen  Reiche  der  Weissen  be- 
stehen könne,  als  ein  selbstgenügsaraes 
Ganzes,  ein  Liberia  oder  Hayti  in  Nord- 
amerika. Wenn  dies  Gebiet  vermöge  seiner 
dem  Neger  zusagenden  Einrichtungen    die 

fmze  schwarze  Bevölkerung  des  nördlichen 
ontinents  in  sich  aufgesogen  haben  würde, 
resp.  wenn  die  Neger  aus  allen  Einzelstaaten 
dahin  abgeschoben  sein  würden,  so  müsste 
die  Negerfrage  in  sozialer  imd  wirtschaft- 
licher Beziehung  sowie  als  Rassenproblem 
gelöst  sein.  Einstweilen  sind  aber  noch 
mancherlei  bestehende  anderweitige  Verhält- 
nisse und  Interessen  zu  berücksichtigen, 
welche  auch  zu  anderen  Resultaten  führen 
können. 

Zunächst  leben  etwa  20  ®/o  der  Neger  in 
den  dem  Black  Belt  nicht  angehörenden 
Staaten,  und  dort  vor  allem  in  den  Städten. 
Sie  sind  besondere  Fuhrleute,  Kutscher, 
Karrenschieber,  Hafenarbeiter,  Erdarbeiter, 
Stiefelputzer ,  Schornsteinfeger ,  Kellner, 
Dienstboten,  gelegentlich  auch  Kleinhändler 
und  Handwerker.  Im  allgemeinen  bilden  sie 
hier  eine  dienende  Klasse  zweiter  Ordnung, 
d.  h.  füllen  überwiegend  Berufe  aus,  welche 
von  den  "weissen  Arbeitern  nicht  gern  über- 
nommen werden.  Sie  sind  in  den  Städten 
•ein  verachtetes  Proletariat,  das  zwar  zu  un- 
gebildet ist,  um  dem  Sozialismus  wirklich 
zugänglich  zu  werden,  aber  bei  grossen 
Arbeiterunruhen,Strassenkämpfen und  lokalen 
von  den  weissen  Arbeitern  veranstalteten 
Revolten  nicht  ungefährlich  ist. 

Es  ist  ferner  unter  den  heutigen  Ver- 
hältnissen zu  beiiicksichtigen,  dass  ein  er- 
heblicher Teil  des  Grundbesitzes  in  den  mit 
Negern  dicht  besetzten  Gebieten  den  Weissen 
gehört,  deren  Interessen  an  der  Verwendimg 
der  Negerarbeit  in  der  Landwirtschaft  und 
auch  in  einigen  Gegenden  im  Bergwerksbe- 
trieb zur  Zeit  noch  recht  grosse  sind,  so 
dass  Arbeits-  und  Pachtsysteme  gesucht 
werden,  die  beide  Parteien  einigermassen 
zufrieden  stellen  sollen. 

Endlich  findet  im  Gebiete  der  Vereinigten 
Staaten  ein  fortgesetztes  Hin-  und  Herwan- 
dern eines  Teiles  der  Schwarzen  statt,  wo- 
bei noch  nicht  abzusehen  ist,  wie  sich  die 
Dinge  gestalten  werden,  wenn  durchgrei- 
fende Beschränkungen  der  eiux)päischen 
Einwanderung,   die   in   den  letzten   Jahren 


einen     strengeren    Charakter     angenommen 
haben,  dm-chgeführt  werden. 

Bei  dem  durch  diese  Verhältnisse  Ijedins- 
ten  weiteren  Zusammenleben  beidej*  Rasseu 
ist  vom  |X)litischen,  vom  wirtschaf tlidien  un  1 
sozialen  Standpunkte  in  der  Gegenwart  eiue 
Anzahl  von  Fragen  gegeben,  welche  eir:e 
durchgreifende  und  sclinelle  Beantwortiuig 
erheischen. 

Nach  der  Beendigiuig  des  Seze^oii>- 
krieges  wuide  im  15.  Zusatz  zur  Bunde> 
vertassung  bestimmt  dass  weder  der  Bund, 
noch  ein  Einzelstaat  einem  Bürger  der  ver- 
einigten Staaten  das  Stimmrecht  auf  Grund 
der  Rasse  oder  Farbe  tjeschränken  dürfe. 
Seitdem  sind  nun  die  Neger  mehr  als  .^J 
Jahi-e  im  Besitze  des  allgemeinen  Stimin- 
rechts,  und  man  muss  s^a:en,  dass  sie  es  zj 
benutzen  nicht  *  gelernt  haben.  Sie  get^u 
es  im  einzelnen  Falle  entweder  selbst  preis 
oder  lassen  es  sich  nehmen,  ohne  gegeü 
diese  Rechtsverletzung  ernstlich  zu  reagieren. 
Die  Leitung  der  öffentlichen  Angelegenheiten 
war  stets  nur  in  den  Händen  der  Weissen, 
und  wenn  dieselben  noch  nicht  allgemein 
die  Forderung  der  Beschi-änkung  des  Neger- 
stimmrechts erhoben  haben,  so  liat  dies  nur 
darin  seinen  Grund,  dass  sie  die  Xeger- 
stimmen  fürParteizw^ecke  gebrauchen  und  eine 
Verminderung  ihrer  Vertretung  im  Bimdes- 
kongress  befüitihten.  Einige  Staaten  kennten 
bereits  eine  starke  Beschränkung  des  allge- 
meinen  Wahlrechts,  die  zwar  demW'ortläut 
nach  jeden  Bürger,  in  Wahrheit  aber  ganz 
überwiegend  die  Schwarzen  trifft 

Um  die  heutige  wii-tschaftliche  Lage  dr^r 
südstaatlichen  Neger  \md  den  Wert  ihrer 
Arbeit  in  der  nordamerikanischen  Volkswirt- 
schaft beurteilen  zu  können,  ist  es  erforder- 
lich, auf  die  Zustände  zurückzugehen,  wie 
sie  sich  unmittelbar  nach  dem  Sezessions- 
kriege gestaltet  hatten.  Der  grösste  Teil 
des  mit  Beschlag  belegten  Landbesitzes 
wurde  den  besiegten  früheren  Eigentümern, 
besonders  unter  der  Präsidentschaft  Johnsons, 
wiedergegeben,  das  übrige  Land,  soweit  es 
in  klimatisch  gemässigter  Gegend  lag,  ging 
in  die  Hand  nordstaatlicher  und  europäischer 
Einwanderer  über,  anderes  wurde  durch 
Vermiltelung  des  Freedmen-Bureau  und  pri- 
vater Gesellschaften  parzelliert  und  an  Neger 
verteilt,  anderes  endlich  entfiel  für  lange 
Jahre  als  verlassenes  Gut  ^nz  dem  B^ilz. 

Eine  Statistik  darüber,  wie  viel  ländliches 
Eigentum  die  Neger  besitzen,  giebt  es  nicbt. 
Relativ  am  weitesten  verbreitet  ist  dasselbe 
in  Virginien,  Scliätzungen  in  Südcarohna 
und  Mississi])pi  belaufen  sich  auf  5^/o  der 
bebauten  Fläclie.  Die  Zahl  der  wirtschaft- 
lich tüchtigen  Neger,  welche  in  den  letzten 
HO  Jahren  Land  erworben  haben,  ist  gering. 
Ein  nachhaltiger  Erwerbstrieb  wird  nur 
selten  angetroffen.    Es  wird  der  Basse  viel- 
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nie)ir  Mangel  an  Energie  und  Ordnung, 
Sorglosigkeit  und  Verschwendungssucht  zu- 
geschrieben. 

Die  Besitzer  grosser  Güter,  welche  von 
dem  Norden  zeitweise  depossediert  worden 
waren,  kehrten  zurück  ohne  Wirtschaf ts- 
kapitai  und  Arbeitskräfte.  Die  Felder 
waren  unbestellt,  die  Häuser  zerstört.  Das 
I^nd  war  nichts  wert,  so  dass  sie  auch 
gefren  hjT)othekarische  Sicherheit  kein  Geld 
bekommen  konnten.  Lohnarbeiter  waren 
nur  mit  grossen  Schwierigkeiten  zu  mieten, 
denn  die  früheren  Sklaven  mieden  so  viel 
wie  möglich  die  Gegend  ihrer  bisherigen 
Arbeit  und  drängten  in  die  Städte,  und  die- 
jenigen, welche  auf  dem  Lande  blieben, 
waren  zu  misstrauisch  gegen  die  früheren 
Herren,  um  sich  gern  in  ihren  Dienst  zu 
begeben.  So  entschlossen  sich  denn  die 
Grundbesitzer,  ihr  Land  zu  zerstückeln  und 
gegen  Geld  oder  Anteil  am  Ernteertrag  an 
die  Neger  zu  verpachten.  Solche,  welche 
sich  Lohnarbeiter  zu  beschaffen  verstanden, 
bewirtschafteten  dann  mit  diesen  einen  Teil 
des  Landes,  die  es  nicht  vermochten,  zogen 
als  politische  Unzufriedene  in  die  Stadt  und 
lebten  von  den  unregelmässig  einkommenden 
schmalen  Pachtrenten.  Die  grösste  Schwierig- 
keit für  die  selbstwii-tschaftenden  Eigentümer 
wie  für  die  Pächter  war  die  Beschaffung 
der  nötigen  Mittel,  um  den  Betrieb  m  stand 
zu  setzen  und  zu  erhalten.  In  dieser  Not 
fand  sich  als  Vertreter  der  im  Sezessions- 
kriege siegreichen  Bourgeoisie  der  Kleinkauf- 
mann aus  dem  Norden  ein,  der  gegen  Ver- 
pfändung eines  Teiles  oder  des  Ganzen  der 
Ernte  mit  Berechnung  hoher  Zinsen  Lebens- 
mittel, Geld,  Werkzeuge,  Kleidung  etc.  vor- 
sti-eckte.  Man  findet  ihn  überall,  und  in 
vielen  Gegenden  gilt  er  als  der  eigentliche 
Herr  des  Landes.  Er  hat  eine  Art  Schuld- 
knechtschaft etabliert,  die  sich  darin  äussert, 
dass  der  Landwirt  nur  das  anbauen  darf, 
was  der  Gläubiger  verlangt  —  und  dies  ist 
meist  der  Handelsartikel  Baumwolle  — ,  und 
dass  der  Schuldner  infolgedessen  zu  hohen 
Preisen  die  Lebensmittel  vom  Kaufmann 
nehmen  muss,  statt  sie  selbst  zu  produzieren. 

Infolgedessen  wird  es  auch  fleissigen 
Negern  schwer,  etwas  zu  erspai'en  und  mit 
dem  ei'sparten  Ijand  zu  erwerben.  Die 
grosse  Masse  lebt  ohne  nachzudenken  in 
der  kapitalistischen  Abhängigkeit  weiter. 
Wer  Lust  hat,  gegen  dieselbe  zu  reagieren, 
verlässt  das  Land  und  läuft  in  die  Stadt, 
und  dann  liat  der  Gläubiger  das  Nachsehen. 
Das  Vorsehussgeschäft  ist  daher  für  den 
Kaufmann  riskant,  die  Zinsen  werden  dem- 
gemäss  hoch  bemessen.  Der  Druck  auf  den 
Pächter  wird  also  um  so  stärker,  je  mehr 
Schuldner  sich  ihren  Verpflichtungen  ent- 
ziehen, und  jede  Verstärkung  der  Ausbeutung 
veranlasst  wieder  eine  erhöhte  Fort  Wanderung. 


Eine  w^eitere  Folge  des  Systems  ist  eine 
übertrieben  rasche  Zunahme  der  BaumwoU- 
produktion  gewesen  und  ein  fortgesetztes 
Drücken  des  Preises  der  Rohbaumwolle. 
Der  Pächter  muss  daher  immer  mehr  Pro- 
dukte liefern,  also  auch  mehr  arbeiten,  ohne 
freilich  davon  etwas  zu  profitieren.  Besser 
können  diese  Zustände  nur  werden,  wenn 
es  den  w^eissen  grösseren  Grundbesitzern 
gelingt,  sich  ihrerseits  von  dem  Vorschuss- 
geschäft zu  emancipieren,  was  hie  und  da 
schon  gelungen  ist,  und  wenn  eine  kapital- 
kräftige weisse  Einwanderung  von  Land- 
wirten in  den  Süden  einzieht.  Dann  sind 
wenigstens  die  Vorbedingungen  für  eine 
dauernde  Lohnarbeit  der  Iveger  gegeben. 

Ob  eine  Erziehung  zu  derselben  glückt, 
ist  freilich  damit  noch  nicht  gesagt.  Jeden- 
falls müssen  alle  Bestrebungen  darauf  ge- 
richtet w^erden. 

Es  giebt  auch  jetzt  schon  in  den  Süd- 
staaten zahlreiche  Schwarze,  die  um  Lohn 
Beschäftigimg  suchen,  besonders  in  der  Zeit 
der  Bestellung  der  Baumwollfelder  und  der 
Ernte,  dann  sind  zu  nennen  die  Dienst- 
boten, Mati-osen,  Stauer,  Hafenarbeiter, 
Kutscher,  Träger,  Karrenschieber  u.  s.  w. 
Auch  in  den  Bergwerken  sind  viel  Neger 
in  Lohn,  in  der  Industrie  hingegen  hat  man 
schlechte  Erfahrungen  gemacht,  höchstens 
bei  sehr  einfacher  Arbeit  sind  sie  einiger- 
massen  brauchbar  gewesen.  Darüber  ist 
nur  eine  Ansicht  vorhanden,  dass  diese 
Lohnarbeiter  im  allgemeinen  weniger  leisten 
als  die  früheren  Sklaven,  besonders  weil 
ihre  Arbeit  ganz  ungleichmässig  und  ganz 
unregelmässig  ist.  Ilir  Princip  ist,  durch 
Arbeit  etwas  zu  verdienen  und  dann  eine 
Zeit  ohne  zu  arbeiten  von  dem  Erworbenen 
zu  leben. 

Dass  im  Verlaufe  der  letzten  30  Jahre 
die  freien  Neger  als  Lohnarbeiter  nach  und 
nach  einige  Fortschritte  gemacht  haben, 
wird  übrigens  von  allen  Seiten  anerkannt. 
Die  Lebenshaltung  ist  entsprechend  der 
Thatsache,  dass  die  Lohnarbeit  sich,  tech- 
nisch betrachtet,  um  einiges  gehoben  liat, 
auch  etwas  gestiegen,  und  die  so  wachsen- 
den Bedürfnisse  sind  wiederum  ein  Com- 
pelle  zur  Arbeit  gowoi*den.  Auch  sind  hier 
und  da  in  den  Städten  des  Südens  Gewerk- 
vereine der  Schwarzen  entstanden,  und  die 
Knights  of  Labor  haben  einige  Organisationen, 
unter  ihnen  gegründet,  welche  dort  am 
ehesten  geglückt  sind,  wo  Bergwerk  und 
Industrie  in  die  Höhe  gekommen  sind,  wie 
in  Tennessee,  Alabama  und  im  westlichen 
Georgia.  Das  Gewerkvereinsw^esen  der 
Schwaben,  das  sich  z.  B.  bei  den  Hafen- 
arbeitern der  südlichen  Seestädte  vorfindet, 
hat  bisher  darum  nicht  recht  gedeihen 
können,  weil  die  weissen  Lohnarbeiter  sich 
ihm   aus  Rassenantijyathie   nicht  haben  an- 
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sohliespen  wollen.  So  stehen  Gewerk ver- 
eine desselben  Berufes  getrennt  nel)enein- 
ander  und  ei-schweren  dureli  ihre  Konkurrenz 
die  Erreichung  der  in  Aussicht  gimommenen 
Zwecke.  Immerhin  haben  auch  diese  An- 
fänge des  Koalitionswesens  unter  den  Negern 
zu  der  Hebung  der  Lebenshaltimg  einen 
bescheidenen  Beitrag  geliefert. 

Eine  schnelle  \md  erhebliclie  Steigerung 
der  Bedfirfnisse  hat  man  von  der  Ein- 
wirkung der  Schulbildung  erwartet,  welche 
seit  dem  Bürgerkriege  unter  den  Freige- 
wordenen verbreitet  worden  ist.  üass 
höhere  Bildung  geistige  Ansprüche  und 
damit  auch  materielle  nach  sicli  zieht,  lässt 
sich  gewiss  zugeben,  imd  dies  hat  sich  auch 
bei  den  Negern  bewahrhcntet.  Aber  die 
Summe  derer,  bei  w^elchen  es  zu  konstatieren 
ist  ist  nur  gering,  l>e6ondera  weil  das 
Schulwesen  lange  nicht  das  geleistet  hat, 
was  man  erwartete.  In  den  Gemeinden,  in 
denen  überwiegend  Neger  leben,  sind  die 
Mittel  für  ein  gutes  SchulwCvsen  selt<^n  in 
ausreichender  Menge  aufzubringen,  und  wo 
die  Weissen  überwiegen,  da  wissen  die- 
selben alle  Vorteile  der  öff<>ntlichen  Ver- 
waltung für  sich  zu  monopolisieren.  Die 
Untüchtigkeit  der  I^ehrer  in  den  niederen 
Negersuhiüen  wird  allgemein  zugegeben, 
die  Unregelmässigkeit  des  Schulbesuches 
ist  nur  eine  Folge  davon.  Der  bildende 
Einflnss  der  Annexe  und  der  Kirche  ist 
ebenfalls  nicht  hoch  zu  v(»ranschlagen. 
Wenn  auch  in  jene  i-egelmJUssig  Neger  ein- 
gereiht WTrden,  so  ist  doch  ihre  Zahl  viel 
zu  gering,  um  für  das  (ianze  etwas  zu  be- 
deuten; dieKiiche,  weichein  jedem  Neger- 
dorfe  eine  Rolle  sj>ielt,  würde  wegen  ihrer 
Verbreitung  mehr  geeignet  sein,  wenn  nicht 
den  Schwarzen  ilu-e  Lehren  meist  unver- 
ständlich geblieben  und  nicht  die  äusseren 
Einrichtungen  alles  gewesen  wären.  Die 
meisten  Neger  sind  Methodisten  und  Ba[)- 
tisten.  Schwarze  Prediger  giebt  es  wohl, 
aber  auch  ihnen  ist  das  Cliristentum  oft 
genug  nur  ein  Gewand,  das  den  alten 
heidnischen  Götzendienst  ziemlich  mangel- 
haft umhüllt. 

Im  allgemeinen  kann  man  den  Satz  zu- 
geben, da^ss  die  Neger  in  den  nördlichen 
imd  mittleren  Staaten  der  Union,  wo  sie 
niu"  einen  geringen  Teil  der  Bevölkerung  aus- 
machen, mithin  stärker  dem  Einfluss  der 
herrschenden  Rasse  unterliegen,  über  eine 
etwas  höhere  Lebenshaltung  verfügen  und 
daher  auch  günstigere  Aussichten  auf  eine 
steigende  moralisjche  und  geistige  Ausbildung 
haben.  Wie  w^eit  freilich  ein  solcher  Fort- 
schritt gehen  wiixl,  das  vermag  heute  nie- 
mand zu  sagen.  Die  ül)erw legende  Zahl 
derer,  welche  die  geistigen  Anlagen  der 
Neger  studiert  haben,  haben  sich  regelmässig 
in  dem  Sinne  geäussert,  dass  denselben  die 


Originalität  des  Gedankens  fehlt  und  clai-^ 
der  gelegentlich  beobachtete  Glanz  eiL^r 
wortreichen  Beredsamkeit  oder  prunkeiMlrü 
Gelehrsamkeit  der  tieferen  Auffassung  dmTrh- 
aus  ermangelt  Und  diejenigen,  welche  .*Kii 
auf  irgend  einem  Gebiete  auch  nur  in  üi*\^r 
Weise  ausgezeichnet  haben,  sind  stets  sehr 
wenige  gewesen,  und  bei  näherer  Nach- 
forschung zeigt  sich  zudem,  dass  reine  Nejr^^r 
\md  Mulatten  nicht  gesondert  beobachtex 
wurden,  so  dass  man  sich  dann  nicht  woii- 
dern  darf,  Eigenschaften  der  kankasiscbm 
Rasse  vorzufinden. 

Wenn  man  mithin  auch  zugeben  wir], 
dass  unter  der  Leitung  der  Weissen  einp 
gewisse  Steigerung  der  Kultiirbe<iürfnLs>^ 
unter  den  nordamerikanischen  Negern  statt- 
gefunden hat,  man  auch  auf  eine  weit*t*i>» 
Ausdehnung  der  freien  Lohnarbeit  unter 
ihnen  rechnen  kann,  so  spricht  doch  sehr 
viel  dafür,  dass  beiden  Rassenschichten 
dauernd  auch  zwei  Klassen  von  Arbeiten) 
mit  verschiedenem  Kiüturniveau  entsprechen 
wenlen.  Indem  dieselben  nun  eine  Arbeit?- 
teihmg  in  der  Weise  durchfültren  wenlen. 
dass  im  allgen\einen  der  niederen  Rasse  die 
einfache,  ungelernte,  rohe  Muskelarbeit,  <ier 
höheren  die  kompüzierte,  gelernte  Ueber- 
legimg  und  Talent  erfordernde  zustehen 
wiixl,  liedeutet  eine  solche  Klärung  des 
Negerproblems  zugleich  ein  Stück  Lösung 
der  Arbeiterfrage  unter  den  Weissen.  Wäh- 
rend die  Sozialisten  in  ihrem  Oi>timismus 
wähnen,  die  Menschheit  von  der  lästigeo. 
unangenehmen  Arbeit  ganz  durch  die  Ma- 
schinenkraft emancipieren  zu  können,  würJ^* 
liier  in  der  Wirklichkeit  des  amerikanisc-hen 
Wirtschaftslel>ens  freilich  nur  die  herrschende 
und  geistig  höher  stehende  Rasse  durch  <^ine 
tiefei-e  bei  der  Handarbeit  entlastet  wenlen, 
womit  indessen  die  Bahn  zu  einer  Ordnung 
eingeschlagen  wäre,  die  zu  Zielen  hinführt, 
an  welchen  die  Kultiu"  überliaupt  inte- 
i*essiert  ist. 

Wo  die  Neger  wie  im  Black  Belt  sieh 
selbst  überlassnen  sind,  also  der  Leitung  ent- 
behi*en,  da  streben  sie  dem  Zustand  df-r 
Wildheit  wieder  zu,  und  die  Frage,  vor 
welche  die  nordamerikanische  Rassenpolitik 
gestellt  sein  wird,  w^ird  vor  allem  die  sein, 
sollen  es  die  Herren  des  Landes  dulden, 
verhindern,  befördern,  dass  dieses  Negt^r- 
ghetto  in  der  Union  immer  mehr  seinen 
("harakter  ausprägt,  dass  die  W^eissen  ans 
ihm  verdrängt  und  die  Schwarzen  von  ihm 
aufgesogen  werden.  Oder,  anders  ausgedrückt 
muss  es  das  Bemühen  der  Amerikaner  sein, 
die  afrikanische  Rasse  möglichst  zu  zer- 
streuen, damit  sie  völlig  unter  ihre  Ltntimg 
kommt,  durch  sie  gehoben  wird  und  ihnen 
in  allen  Teilen  des  Ijandes  die  soziale  Frage 
lösen  hilft? 

Am  günstigsten  würde  sich  vielleicht  für 
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ilie    Yereinigten   Staaten    eine    solche   Ent- 
%viokelung  der  Dinge  gestalten,  die  als  ein 
Kompromiss  der  verschiedenen  Bestrebungen 
anzusehen  wäre :  die  südländische  Produktion, 
insbesondere    die   Baumwollkultur    gelangt 
tiberwiegend  in  den  Besitz  gi^osser  von  Weissen 
"betriebener    ünternehmiuigen,    und    Neger 
^v erden  Lohnarbeiter  daselbst.     Gelingt  es 
dann,   diese  Lohnarbeiterschicht    nach   und 
nach  zu  heben,  so  wird  sich  aus  ihr  von 
selbst  ein  Kleingrundljesitzerstand  ausschei- 
den, auf  dessen  Schaffung  und  Ei-haltung  die 
Gesetzgebung  bedacht  sein  muss.     Was  in 
dem  Süden  von  den  Negern  nicht  verwend- 
bar  ist,   rauss  der  übrige  Teil   des  Landes 
aufnehmen,   dabei    ist   aber   nicht   zu   ver- 
gessen, eine  möglichst  weitgehende  Decen- 
ti"alisation  durchzuführen. 

7.  Die  Kegerarbeit  in  den  afrikanisehen 
Kolonieen.  Das  Urteil  darüber,  in  welchem 
Masse  die  Neger  in  den  afrikanischen  Kolonieen 
als  wirtschaftliche  Arbeiter  zu  verwenden  sind, 
lautet  sehr  verschieden.  Während  die  einen 
behaupten,  die  schwarze  Rasse  in  Afrika  sei 
von  Natur  so  träge,  dass  ohne  strenge  Zwangs- 
mittel nichts  mit  ihr  anzufangen  sei  und  dass 
sie  unter  dieser  Voraussetzung  über  die  ein- 
fachste Arbeit  nie  hinauskommen  werde,  er- 
klären andere,  dass  man  von  ihr  mit  gfutem 
Willen  und  rechter  Einsicht  viel  erreichen 
könne.  Diese  Divergenz  der  Ansichten  wird 
verständlich,  wenn  man  bedenkt,  dass  die  afri- 
kanischen Neffer  keine  einheitliche  Volksmasse 
in  gleicher  Kultur  sind,  vielmehr  sowohl  sehr 
abweichende  Eassenmerkmale  zeigen  als  auch 
auf  durchaus  verschiedener  Stufe  der  sozialen 
Entwickelung  stehen.  Es  können  daher  den 
verschiedenen  Urteilen  zuverlässige  Beobach- 
tungen zu  Grunde  liegen,  während  sie  in  ihrer 
Verallgemeinerung  irren.  An  der  Küste  von 
Oberguinea  gelten  als  brauchbare  Arbeiter  die 
Kruleute  von  Kap  Palmas,  die  von  grosser 
Körperkraft  und  körperlicher  Gewandtheit,  zu 
mancherlei  Beschäftigung  anstellig,  und  unter- 
einander verträglich  sind.  Im  Congostaat  wer- 
den die  intelligenten  Bangala  als  Zimmerleute, 
Hammerschmiede,  auf  den  Dampfschiffen  als 
Heizer,  Lootsen,  Mechaniker  geschätzt.  Im 
(legensatz  dazu  gelten  als  unbrauchbar  die  Ein- 
geborenen von  Liberia  und  die  Dualla  in 
Kamerun.  In  Niederguinea  bat  man  die  C'a- 
binda-  und  Loango-Neger  statt  der  Krus  ver- 
wendet, wenn  auch  nicht  mit  g^anz  so  günstigem 
Erfolge.  In  Ostafrika  sind  allgemein  die  8ansi- 
bariten  als  Lastträger  geschätzt.  In  Tanga- 
land hat  man  bei  der  landwirtschaftlichen 
Kultur  die  Wabondei  am  profitabelsten  ge- 
funden, da  sie  eigenen  ausgedehnten,  wenn 
auch  höchst  extensiven  Ackerbau  betreiben. 
Ihnen  stehen  die  Waschambaa  und  Wadigo 
nach,  obwohl  sie  immerhin  noch  tauglich  sind. 
Im  Capland,  im  Orangestaat,  in  Transvaal,  in 
Natal  arbeiten  Kaffern  und  Zulus.  Sie  pflügen 
und  ernten  ein,  scheren  die  Schafe  und  tragen 
Steine  ■  zum  Hausbau,  waschen  die  Wolle  und 
pre.«sen  die  Trauben,  ziehen  Gräben  und  suchen 
Diamanten  und  Gold.  Indessen  sind  hier  nicht 
alle  schwarzen  Leute  gleichmässig  gut  in  Dienst 


zu  nehmen,  die  einzelnen  Stämme  sind  mehr  oder 
weniger  willfährig,  und  auch  unter  den  Indivi- 
duen trifft  man  grosse  Verschiedenheit  in  dieser 
Beziehung  an.  So  klagen  die  Europäer  trotz 
der  nicht  unbeträchtlichen  Negerbevölkerung  in 
manchen  Gebieten  Südafrikas  über  den  Mangel 
an  Arbeitskräften  uud  sehen  sich  genötigt,  asi- 
atische Kulis  zu  importieren,  Indier  in  Natal, 
Chinesen  in  Kimberly. 

Im  Hinblick  auf  die  Verschiedenheit  der 
Lebensweise  der  Eingeborenen,  ihrer  Bildung, 
des  Interesses  an  der  Erhöhung  ihres  Bedürfnis- 
standes und  an  der  zu  verrichtenden  Arbeit  ist 
es  durchaus  verständlich,  dass  zur  Lösung  der 
Neserarbeiterfrage  in  Aifrika,  d.  h.  der  Frage 
nach  der  besten  Methode,  die  Neger  zu  wirt- 
schaftlicher Arbeit  für  die  Europäer  zu  ge- 
winnen, nicht  das  eine  oder  das  andere  Arbeits- 
system ohne  weiteres  empfohlen  werden  kann, 
also  nicht  z.  B.  die  Apprenticeship,  nach  der 
die  Arbeiter  auf  Jahre  gedungen  werden 
!  und  dem  Arbeitgeber  weitgehende  Disciplinar- 
gewalt  eingeräumt  wird,  wie  es  hei  den  asi- 
atischen Kulis  üblich  ist,  oder  die  völlig  freie 
Lohuarbeit,  wie  sie  in  Europa  besteht,  bei  der 
das  einzig  bedeutungsvolle  Disciplinarmittel 
die  Androhung  der  Entlassung  des  Arbeiters 
ist.  Darüber  sind  sich  die  zahlreichen  Be- 
richterstatter über  die  eingeborenen  Afrikaner 
einig,  dass  dieselhen  stets  nur  arbeiten  wollen,  um 
später  von  den  Erträgnissen  ihres  Verdienstes 
in  sorgenloser  Unabhängigkeit  leben  zu  können, 
wobei  die  einen  grössere,  andere  geringere  An- 
sprüche an  das  Leben  stellen.  Die  Kruneger 
sind  2—3  Jahre  in  Stellung,  kehren  oft  in 
solchem  Wohlstand  in  die  Heimat  zurück,  dass 
sie  sich  Land  und  Frauen  kaufen  können,  welche 
letzteren  dann  jede  Arbeit  für  ihren  Gemahl 
und  Gebieter  zu  leisten  haben.  In  Deutsch- 
Ostafrika  hat  man  wiederholt  die  Erfahrung 
gemacht,  dass  die  Leute  nur  zwei  oder  drei 
Ta^e  sich  beschäftigen  lassen  und  dass  ihnen 
dann  das  Verdiente  so  gewaltig  erscheint,  dass 
sie  nun  glauben,  sich  sorgenfrei  dem  Nichtsthun 
I  ergeben  zu  können.  Das  warme  Klima  und  der 
I  niedrige  Stand  der  Lebensbedürfnisse  lässt  ja 
I  auch  den  Erwerb  von  einigen  Mark  viel  er- 
scheinen, aber  nach  8  bis  14  Tagen  ist  das  Geld 
zu  Ende,  sobald  nur  diese  oder  jene  europäische 
Waren  gekauft  werden.  Jetzt  wird  die 
Arbeitskraft  von  neuem  angeboten,  um  von 
neuem  zu  Besitz  zu  kommen.  Solehe  Leute 
sind  für  Jahreskontrakte  absolut  nicht  zu  ge- 
brauchen. Sie  würden  unter  den.selben  in  Sehn- 
sucht nach  Freiheit  sich  innerlich  verzehren 
oder  ganz  apathisch  werden,  was  die  Sklaverei 
in  Amerika  oft  genug  bei  denen,  die  aus  Afrika 
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Sklaven  waren  erst  die  zweite  Generation,  und 
wenn  man  die  Sklaverei  als  eine  grosse  Schule 
der  Menschheit  zur  Arbeit  bezeichnet  hat,  so 
jsoll  man  nicht  vergessen,  welchen  umständlichen 
Weg  diese  Pädagogik  genommen  hat,  wenn  er 
auch  vielleicht  unter  den  gegebenen  früheren 
Verhältnissen  der  einzige  gewesen  ist.    Heutzu- 
tage ist  in  Afrika  die  Sklaverei  aus  rechtlichen 
I  und   ethischen   Gründen   für    die    europäischen 
'  Kolonieen  unmöglich,  daher  denn,  wie  man  satift, 
'  der   freie   Neger   zur   Arbeit   zu    erziehen   ist. 
!  Das  geht  freilich  nicht  in  wenigen  Jahren  und 
1  wenigen    Jahrzehnten.     Woraut    es    aber    an- 
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kommt,  ist  klar,  wie  auch  das  Arbeitssystem  [ 
im  einzelnen  jjeartet  sein  mag :  der  Stand   der  I 
Lebens-  und  Luxusbedürfnisse  muss  gesteigert , 
werden,  damit  das   Leben  nur  dann  dem  Afri- 1 
kaner  wertvoll  erseheint,  wenn  er  die  Wünsche  j 
erfüllen  kann,  denen  nun  sein  Herz  nachhängt.  | 
Einen  indirekten  Zwang  zur  Arbeit  hat  für  die  | 
deutiächen  afrikanischen  Kolonieen  H.  v.  Wiss-  ■ 
mann  mit  der  Einführung  der  direkten  Steuer,  | 
insbesondere  der  Kopfsteuer  empfohlen.    Es  sei  I 
billig,   das»   der  Neger ,   dem   der   Schutz   der  i 
deutschen  Regierung  eregen  Sklavenhändler  und 
Einfälle  räuberischer  Stämme  zu  teil  werde,  zu 
den   Kosten   der   Kolonie   auch    einen    Beitrag 
leiste.     Die  Aufbringung  desselben  setzt  aber 
Arbeit    voraus,    die    von   Zeit  zu   Zeit   regel- 
mässig wiederholt  werden  muss,  daher  nach  und 
nach  zur  (Gewohnheit  werde  und  den  Erwerbs- 
trieb wecke.   Sowohl  im  portugiesischen  wie  eng- 
lischen Südafrika  besteuert  man  die  Schwarzen, 
um  sie  zur  Plantagenarbeit  zu  veranlassen.    In 
Rhodesia  ist  die  den  Kaffern  aufgelegte  Last 
jedoch  so  unhuman,  dass  sie  nicht  gut  zu  heissen 
ist.    Massvoll  angewandt  wird  gegen  die  Be- 
steuerung der  Neger  nichts  einzuwenden  sein. 
In    Bezug    auf   die  Wahl   der   Arbeitssysteme 
sollte    allen    Unternehmern    die    Freiheit    zum 
Experimentieren  gela.ssen  sein  und   dann  zum 
Einführen  dessen,  was  sie  erprobt  haben.   Denn 
es  fehlt  noch  hauptsächlich  an  Erfahrung.    Be- 
stimmte Rechtsschranken  könnten  trotzdem  ge- 
zogen  werden,    ohne   dass   damit  das   Streben 
nach  einer  Neugestaltung  zu  sehr  unterbunden 
wäre.    Dann  ist  vielleicht  auch  ein  Urteil  über 
das  Mass  der  Kulturfähigkeit  der  Neger  zu  ge- 
winnen, von  dem  aus  man  zu  dem  Vorschlag 
einer  festeren  sozialen  Rechtsordnung  in  Afrika 
gelangen  könnte. 

Litteratar:  /.  reber  die  Aufhebung  der 
Negersklaverei.  A,  Hüne,  VoUttändige 
historisch-philosophische  Darstellung  aller  Vcr- 
änderungeii  des  Segersklavenhandels  von  dem 
Ursprünge  bis  zu  seiner  gänzlichen  Aufhebung, 
GÖUingen  1820.  —  Ji.  Aheken,  Amerikanische 
Kegersklaverei  und  Eniancipation,  Berlin  1847. 
—  Janies  Bandinelf  Der  afrikanische  JSklaveii- 
handel,  deutsch,  Berlin  I84S.  —  J,  IC,  Brackett, 
The  yegro  in  Maryland,  Baltimore  1889.  — 
Henry  Wilstm,  History  of  the  rise  and  fall 
of  the  Slare  Power  in  America,  Boston  1872.  — 
I7i.  Clarc»ony  History  of  the  rise  progress 
and  accomplishinent  of  the  abolition  of  the 
african  Slare  trade  by  the  british  parliament, 
London  1808.  —  Vr,  Kapp,  Geschichte  der 
Sklaverei  in  den  Vereinigten  Staaten,  Hamburg 
1861.  —  SarUyrius  von  Waltershatisenf 
Die  Arbeitsverjassung  der  englischen  Kolonieen 
in  Nordamerika,  Strassburg  1894'  —  C  W» 
Williotns,  History  ofthe  Negro  Race  in  America, 
New- York  und  London  1882.  —  E.  v,  Halle, 
Baum  wollproduktion  und  Pfianzungs^cii'tschafl  in 
den  nordamerikanischen  Südstaaten,  Leipzig  1897. 
IL  Ueber  Mittel-  und  Südamerika: 
Anthony  Trollope,  The  West  Indies,  Leipzig 
1860.  —  J.  .4.  Proude,  The  English  in  the 
West  Indies,  London  1888.  —  S,  Hazard, 
Santo  Domingo,  London  187$,  mit  reicher  Litte- 
raturangabe.  —  X.  tf,  Janvier,  La  Republique 
d'Haiti,  Paris  1SS3.  —  JP.  Vihei%  La  Repu- 
blique    d' Haiti,    Paris    1895.    —    Spenctn*    St, 


c/bhn,  Haiti  or  the  block  Republic.  —  Ä  B. 
Keinif  San  Dotningo,  Philadelphia  1870.  — 
K.  Martin,  Bericht  über  eine  Reise  nach  ttird^j- 
Uindisch  Westindien,  leiden  li^SS.  —  K,  r. 
Scherzer,  Aus  dem  yaiur-  und  VcAt^rlrl^en  »'** 
tropischen  Amerika,  Leipzig  I864.  —  A.  JLappier, 
Holländisch  Guiana,  Stuttgart  1SS7.  —  Jasste» 
Rodway ,  Handbook  of  British  Gniau^. 
Georgetown  189S.  —  «/,  v,  Benko,  Reise  &  .¥. 
Schiß'  nZnnyiM  nach  Westindien,  Fola  ISST.  — 
K,  Andree,  Geographie  des  WeUhandeU^  Stmss^ 
gart  1872.  —  Franz  O.  de  Larringa,  Ißu 
icirtschaftliche  Lage  Cubas,  Leipzig  1881.  — 
K,  Kaerger,  Aus  drei  Erdteilen,  jy— 
sammelte  Aufsätze,  Leipzig  1S9S.  —  Ausserdie- 
zahlreiche  Aufsätze  im  Ausland  bis  1S94  w«^* 
Globus  bis  1899. 

III.  lieber  yordamerika  ausser  d^ 
unter  I  genannten  Liiteratur:  Fr.  Ratzei. 
Politische  und  Wirtschaftsgeographie  der  Ver- 
einigten   Staaten   von    Amerika,    Jfünehcn    189^. 

—  Oeo.  K,  Holmes,  Peons  of  the  Sonth,  in 
den  Annais  of  the  American  Academy,  1S9S,  — 
W,  Laird  CUnces,  Black  America,  1891.  — 
Census  Bulletin  1891,  Xr.  4S.  —  -VorfÄ 
American  Beriete  1888 — 189S.  —  Illinois 
Staatszeitung  188g — 1899,  viele  Aufsätze  uud 
Artikel.  —  Globus  1862 — 1S99.  —'  FrancUs 
Ä.  Walker,  The  colored  Bace  of  the  Vfiited 
States,  Forum  XL  —  Charles  Nordhstff,  Tkf 
Cotton  States,  Xew-  York  1877.  —  A,  J.  Mayo. 
Progress  of  the  Segro,  Forum  X.  —  F".  L. 
Hoffmann,  Bace  Traits  and  Tendencies  of  tkr 
Land  Tenure  among  the  negroes,  Xew-1'ork  189(^, 

—  Pitt  DUtingham,  Land  Tenure  am*mQ 
negroes,  Yale  Beview  1896.  —  A.  A,  van  de 
Ortutff,  An  unaided  solutitm  of  the  ract 
question,  Forum  1896.  —  Bulletin  of  tkf 
Department  of  Labor  No.  10,  14^  S2.  — 
W,  E,  Burghardt  du  Bois.  The  study  0/ 
the  negro  problems,  Annais  of  the  amerienh 
Academy  1898. 

IV.  Ueber  Afrika:  J.  Bümkofer,  Beue- 
bilder  aus  Liberia,  Leiden  1890.  —  Anthony 
Trollope,  South  Africa,  London  1878.  — 
Riehard  Oberländer,  Deutschafrika,  Leipziii 
und  Berlin  1885.  —  A.  Beichenow^  IHe 
deutsche  Kolonie  Kamerun,  Berlin  ISS4.  — 
Hermtmn  Soyaux,  Deutsche  Arbeit  in  Afrika, 
Ijeipzig  1888.  —  Karl  Ka^erger,  Tangaland 
und  die  Kolonisation  Deutschostafrikas,  Beriin 
1892.  —  J.  Baumgarten,  Deutsekostafrika. 
Berlin  1887.  —  A.  v.  Schweig  er- Ijerehen- 
feld,  Ajrika,  Wien,  Pest,  Leipzig  1886.  —  W. 
Sievers,  Afrika,  eine  allgemeine  Landeskunde, 
Leipzig  und  Wien  189L  —  Hübhe^Schleiden, 
Ethiopien,  Studien  über  Westafrika,  Hamburg 
1879.  —  Deutsche  Kolonialzeitung  L^^ 
— 1899.  —  H,  V.  Wiasmann,  Ein  neues  Kultur- 
System  für  Deutschostafrika,  Beilage  der  deutschen 
Kolonialzeit%mg  1897.  —  A,  Nachtigall  Dii 
Eingeborenen  Afrikas  u.  s.  ir.,  im  kolonialen 
Jahrbuch  1897.  —  Allerlei  Gedanken  über  rft> 
Siedelung  in  den  Tropen,  ebd.  1896.  —  Arbeit*- 
zwang  für  Neger  in  Südafrika,  Zeitsehrtfi  für 
Soziahrissenschaft,  1900,  S.  460. 

A,  Sartorius  %\   Waltemhawien, 
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Nerl,  Pompeo, 

ereboren  1717  in  Florenz,  gest.  daselbst  geg^en 
1777,  bekleidet«  1751—59  das  Amt  eines  Präsi- 
denten der  Grundsteuervermessungskommission 
der  österreichischen  Lombardei  und  war  betei- 
lig-t  an  den  Münzkonkordat.skonferenzen  in  Wien 
zwischen  der  österreichischen  Lombardei  und 
Sardinien. 

Neri  veröffentlichte  von  staatswissenschaft- 
liehen  Schriften  in  Buchform :  Osservazioni  sopra 
il  prezzo  legale  delle  monete,  Florenz  1751,  ab- 
gedruckt in  Bd.  VI  des  parte  antica  der 
C  ^iistodischen  Sammlung  der  Scrittori-classici  di 
economia  politica,  50  Bde.,  Mailand  1803—16; 
dasselbe,  in  deutscher  Uebersetzung,  Leipzig 
1752.  (Neri  bewährt  sich  in  diesem  Buche  in 
der  Behandlung  der  Lehre  von  Wert  und  Preis, 
den  Produktionskosten  und  Wertverhältnissen 
der  Edelmetalle  als  merkantilistischer  Theoretiker 
der  Wert-,  Preis-  und  Geldfrage.  Wert  und 
Kaufkraft  wird  nach  seiner  Theorie  von  dem 
Gesetz  reguliert:  Die  Bewertung  der  Güter  ist 
abhängig  von  der  leichten  oder  schweren  Ein- 
tausch oarkeit  derselben;  im  ersteren  Falle  sind 
sie  gering-,  im  letzteren  hochwertig.  Die  Kauf- 
kraft ist  von  der  Nützlichkeit  des  Kaufobjekts 
nicht  abhängig.  Der  weitaus  grösste  Teil  der 
Schrift  ist  dem  Münzwesen  bezw.  der  Her- 
stellung des  Gold-,  Silber-  und  Kupfergeldes 
gewidmet.  Derselbe  umfasst  die  verschiedenen, 
zu  monetalischen  Zwecken  damals  gebräuch- 
lichen metallotechnischen  Methoden,  den  Läute- 
rungsprozess  der  edlen  Metalle,  das  Prägungs- 
verfahren, die  Einrichtungskosten  einer  Münz- 
werkstätte etc.  Er  verteidigt  den  Satz,  dass 
die  Kosten  der  Ausmünzung  dem  Staate  zur 
Last  fallen,  will  den  Nominalwert  der  Münzen 
nach  ihrem  Nettogehalte  an  reinem  Metall  fest- 
gesetzt haben,  hält  aber  gleichwohl  mit  dem 
Rate  nicht  zurück,  von  dem  allgemein  beobach- 
teten Princip,  die  Prägungskosten  auf  die  Münz- 
konsumenten zu  verteilen ,  •  also  den  reinen 
Metallgehalt  der  Münzen  dementsprechend  zu 
reduzieren,  nicht  abzuweichen.  —  Documenti 
annessi  alle  osservazioni  sopra  il  prezzo  legale 
delle  monete,  Florenz  1752,  abgedruckt  in  Bd.  7 
des  parte  antica   der  Custodischen  Sammlung. 

-  Sopra  la  materia  frumentaria  discorso,  ebd. 
cä.  1760,  abgedruckt  in  Bd.  XLII  des  parte 
moderna  der  Custodischen  Sammlung.  (Neri 
steht  in  Bezug  auf  seine  Ansichten  über  die 
Beschränkung  des  Getreidehandels  in  der  Mitte 
zwischen  dem  Galianischen  und  dem  Standpunkte 
Carlis  [s.  u.].) 

Vgl.  über  Neri:  Gian-Rinaldo  Carli» 
Del  libero  commercio  de'  grani,  lettera  el 
(Presidente)  Pompeo  Nero,  Florenz  1771,  abge- 
druckt in  Bd.  XIV  des  parte  moderna  der 
Custodischen  Sammlung.  —  Pecchio,  Histoire 
de  l'economie  politique  en  Italie,  traduit  par 
L.Galloi8,  Paris  18;-i0,  S.  138  147. —  San de  1  in, 
Repertoire  general  d'economie  polit. ,  Bd.  V, 
Haag  1847,  S.  681.  —  Dictionnaire  de  l'econo- 
mie polit.,  2.  Aufl.,  Bd.  II,  Paris  1854,  S.  274. 

—  Kautz,  Theorie  und  Geschichte  der  National- 
ükonomik,    Bd.    II,    Wien    1860,    S.    267.    - 
G.  Majorana,  Teoria  del  valore,   Rom  1887,, 
S.  233.  —  Ingram,  History  of  political  eco- j 


nomy,  Edinburg  1888,  S.  21,  75.  —  G.  Ale  sei  o, 
Studi  sulla  teorica  del  valore,  Turin  1890, 
S.  142. 

Lippert, 


Neumann,  Friedrieb  Julius, 

geboren  am  12.  X.  1835  zu  Königsberg  (Pr.), 
studierte  hier  und  in  Leipzig  Staats-  und 
Rechtswissenschaften.  Im  Jahre  1864  wurde  er 
Regierungsassessor,  arbeitete  bei  der  Regierung 
in  Königsberg  und  habilitierte  sich  1865 
an  der  Universität  Königsberg.  Von  dort 
wurde  er  1871  als  ordentlicher  Professor  der 
Volkswirtschaftslehre  nach  Basel  berufen.  Im 
Jahre  1873  ging  er  nach  Frei  bürg,  folgte  aber 
schon  1876  einem  Rufe  nach  Tübingen. 

Er  veröffentlichte  Staats  wissenschaftliche 
Schriften  a)  in  Buchform:  Die  Gestaltung 
der  mittleren  Lebensdauer  in  Preussen  seit  1816, 
Königsberg  (Pr.)  1865.  —  Zur  Reform  deutscher 
Fabrikgesetzgebung,  Leipzig  1874.  —  Die  pro- 
gressive EinkoramenstTBuer  im  Staats-  und  Ge- 
meindehaushalt, Leipzig  1874.  —  Ertragssteuem 
oder  persönliche  Steuern  vom  Einkommen  und 
Vermögen?  Freibi^rg  i.  Br.  1876.—  Die  Steuer. 
Bd,  I.  Die  Steuer  und  das  öffentliche  Interesse, 
Leipzig   1887.    —   Volk    und   Nation,    Leipzig 

1888.  —  Grundlagen  der  Volkswirtschaftslehre, 
Bd.  I,  Tübingen  1889.  Die  Gemeindeüteuer- 
reform,  mit  besonderem  Bezug  auf  sächsische 
Verhältnisse,  Tübingen  1895.  Die  pers.  Steuern 
vom  Einkommen,  verbunden  mit  Ertrags-  oder 
mit  Vermögenssteuern,  Tübingen  1896.  Steuer- 
reformfrage, Stuttgart  1896.  —  Abschnitt 
„Wirtschaftliche  Grundbegriffe'*  und  Abschnitt 
,,Die  Gestaltung  des  Preises"  in  dem  von  Schön- 
berg  herausgegebenen  „Handbuch  der  politischen 
Oekonomie"  1.  Aufl.  1882,  2.  Aufl.  1885,  3.  Aufl. 

1889,  4.  Aufl.  1896. 

b)  In  Zeitschriften:  Zeitschr.  f. 
Staatsw. :  Beiträge  zur  Revision  der  Grund- 
be^iffe  der  Volkswirtschaftslehre,  Teil  I,  1869, 
Teil  II,  1872.  —  Die  (lestaltung  des  Preises 
unter  dem  Einfluss  des  Eigennutzes  Teil  I  und 
Teil  II,  188L  —  Naturgesetz  und  Wirtschafts- 
gesetz, 1892.  —  Jahrb.  f .  N  a  t.  u.  Stat. :  Unsere 
Kenntnis  von  den  sozialen  Zuständen  um  uns, 
1872.    (Auch  besonders  erschienen.    Jena  1872.) 

—  Die  deutsche  Fabrikgesetzgebung  und  die 
betreffs  derselben  zu  veranstaltende  Enquete. 
(Auch  besonders  erschienen.  Jena  1873.)  — 
Die  Steuer  nach  der  Steuerfähigkeit.  Ein  Bei- 
trag zur  Geschichte  und  Kritik  der  Lehre  von 
der  Besteuerung.    Teil  I,   1880,  Teü  II,  1881. 

—  Germanisierung  oder  Polonisierung  ?  Ein 
Beitrag  zur  Nationalitäts-  und  Grundeigentums- 
statistik der  Provinz  Posen,  1883.  —  Zur 
Lehre  von  den  Lohngesetzen  1892  und  1893. 
Uebersichten  über  die  (iemeindesteuern  in 
Sachsen,  1896.  —  Wirtschaftliche  Gesetze  nach 
früherer  und  jetziger  Auffassung,  l>i98.  —  Zur 
Geschichte  der  Lehre  von  der  Gravitation  der 
Löhne,  1899.  —  Jahrb.  f.  Ges.  u.  Verw.: 
Die  Kommunalsteuerfrage,  1877.  —  Die  Sterb- 
lichkeit ehelicher  und  unehelicher  Kinder,  ins- 
besondere innerhalb  der  jüdischen  Bevölkerung 
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in  Baden,  1877.  —  Schwebende  Finanzfra^en : 
1.  Direkte  und  indirekte  Steuern.  2.  Zur  Reform 
der  direkten  Steuern  in  Deutschland,  1882.  — 
Hirths  Ann.:  Das  öffentliche  Interesse  mit 
Bezug  auf  das  Gebühren-  und  Steuerwesen,  die 
Expropriation  und  die  Scheidung  von  öffent- 
lichem und  privatem  Recht,  1886. —  Finanz- 
a  r  c  h  i  V :  Die  Wehrsteuer,  1887.  —  Die  Wahr- 
heit: Die  Verbindung  von  Einkommens-  und 
Vermögenssteuern  1897.  —  Soziale  Praxis 
1900.  Nr.  34:  Die  Gliederung  des  Volksver- 
raögens  und  die  Descendentensteuer,  und  Nr.  41 : 
Reichserbschaftssteuer. 

c)  Endlich  ist  Fr.  J.  Neumann  Mit- 
arbeiter und  Herausgeber  der  „Beiträge 
zur  (leschichte  der  Bevölkerung  in  Deutschland 
seit  dem  Anfang  dieses  Jahrhunderts",  Tübingen 
1883 ff.  1.  Bisher  erschienen:  Bd.  I.  v.  Berg- 
mann, Zur  Geschichte  der  deutschen,  polnischen 
und  jüdischen  Bevölkerung  in  der  Provinz  Posen, 
1888.  Bd.  II.  Frankenstein,  Bevölkerung  und 
Hansindustrie  im  Kreise  Schmalkalden.  Ein  Bei- 
trag zur  Sozialstatistik  und  zur  Wirtschafts- 
geschichte Thüringens.  Bd.  III.  Markow,  Das 
Wachstum  der  Bevölkerung  und  die  Entwicke- 
lung  der  Aus-  und  Einwanderungen,  Ab-  und 
Zuzüge  in  Preussen  und  Preussens  einzelnen 
Provinzen,  Bezirken  und  Kreisgruppen  von 
1824—85,  1887.  Bd.  IV.  Valentin,  Die  Ent- 
wickelung  des  allgemeinen  Wohlstandes  in  West- 
preussen  seit  dem  Anfang  dieses  Jahrhunderts, 
1892.  Bd.  V.  Seutemann:  Kindersterhlichkeit 
sozialer  Bevölkerungsgruppen,  18i^4.  Bd.  VI. 
Thissön:  Zur  Geschichte  der  Entwickelung  des 
Handwerks  in  Preussen  seit  1849,  1900. 

Äed. 


Neumann,  Kaspar, 

feb.  am  14.  IX.  1648  in  Breslau,  gest.  am  27. 1. 
715  in  Breslau,  als  Mitglied  der  Berliner 
Akademie  der  Wissenschaften  (seit  1706),  stu- 
dierte in  Jena  Theologie  und  Philosophie,  habili- 
tierte sich  daselbst  1670  als. Magister  legens, 
wurde  1676  Reiseprediger  bei  dem  Prinzen 
Christian  von  Sachsen-Gotha,  1676  Hofdiakonus 
in  Altenburg  und  1678  Diakonus  an  der  Maria- 
Magdalenenkirche  in  Breslau.  1692  erhielt  er 
das  Pastorat  an  der  dortigen  St.  Elisabethkirche, 
mit  welcher  Stelle  die  Inspektion  über  sämtliche 
Breslauer  Kirchen  und  Schulen  verbunden  war. 
Hauptpastor  (pastor  primarius)  oder  Probst 
wurde  er  erst  1697. 

Neumann  lieferte  die  statistische  Unterlage 
zu  der  von  Edmund  Halley  (s.  d.)  bearbeiteten 
ersten  wissenschaftlichen  Sterbetafel  sowie  zu 
den  Berechnungen  der  Sterblichkeitsprobabi li tat, 
worauf  dessen  Leibrentenbewertung  fusst.  Schon 
der  Titel  der  in  den  „Transactions  of  the  Royal 
Society"  für  das  Jahr  1693  abgedruckten  Halley- 
schen  Arbeit :  An  estimate  of  the  degrees  of  the 
mortality  of  mankind,  drawn  from  curious 
tables  of  the  births  and  funerals  at  the  city  of 
Breslaw,  etc.  giebt  den  Ursprungsort  des  be- 
züglichen Materials  an.  Dasselbe  entnahTn 
Neumann  den  Kirchenbüchern  sämtlicher  Bres- 
lauer Parochieen,  aus  denen  er  5869  in  den 
Jahren  1687—91  erfolgte  Todesfälle  mit  An- 
gabe des  Geburtsjahres  der  Gestorbenen  auszog. 
Zunächst   that  er  es   wohl  nur,    um  mit  einer 


dokumentarischen  Waffe  dem  damals  ooeh 
grassierenden  astrologischen  Aberglauben  ^t- 
gegenzutreten,  dass  dem  siebenten  und  neentai. 
den  sogenannten  klimakterischen  Lebensjahren, 
für  die  Sterbeerwartung  eine  die  normale  Mor- 
talität überschreitende  Bedeatonj^  beiziim€^«3i 
sei.  Je  mehr  er  sich  aber  in  die  Arbeit  ver- 
tiefte, je  weniger  vermochte  er  die  VersadiiiB^ 
von  sich  abzuwehren,  den  der  Bewegung  der 
Bevölkerung  zu  Grunde  liegenden  Gesetzen, 
wozu  er  sich  der  induktiv-metaphysischen  Me- 
thode bediente,  nachzuspüren.  Ans  einem  im  De- 
zember  1689  an  Leibniz  gerichteten  Bnelgehc 
hervor,  dass  er  erst  in  diesem  Jahre  seine  An«- 
znge  begann.  Neumann  stand  bis  16^  ia 
keinem  direkten  brieflichen  Verkehr  mit  Hallev, 
die  von  Leibniz  vermittelten  Sendungen  der 
Breslaner  Kirchenbuchsauszüge  an  die  Royal 
Society  wurden  vielmehr  von  Jnstell,  dem 
Sekretär  der  Gesellschaft,  in  Empfang  genommen. 
Nach  Zenner  is.  u.)  datiert  das  von  Justell  an 
Neumann  gerichtete  Dankschreiben  für  Ueber- 
sendung  der  Breslauer  Geburts-  und  Totenhsten 
für  die  Jahre  1687  -  90  vom  Januar  1692.  Das 
wertvolle  Neumannsche  Begleitschreiben  zu 
letzterer  Sendung,  ein  in  lateinischer  Sprache 
abgefasstes  und  den  in  den  exakten  Wis.'^D- 
schaften  wohl  erfahrenen  Forscher  verratende 
Manuskript,  veröffentlicht  von  Graetzer  in  der 
Schrift:  Halley  und  Neumann  (s.  u.)  S.  33 ff., 
wurde  erst  1881  von  dem  Physiologen  Prof. 
Burdon  Sanderson  im  Archive  der  Royal  Society 
in  London  aufgefunden  und  gleichzeitig  der 
Brief  Neumanns  an  Justell  vom  Dezember  16if2, 
welcher  die  Uebersendung  der  Breslauer  Re- 
gisterauszüge  für  das  Jahr  1691  begleitete,  aus 
dem  Archiv  wieder  ausgegraben.  Schliesslich 
sei  noch  auf  das  der  Berliner  Akademie  im 
Jahre  1713  von  Neumann  eingereichte  Mann- 
skript hingewiesen:  ^De  methodo  periodica  in 
observationibus  meteoroiogicis  adhibenda*^,  wa» 
den  Descartesschen  Einfluss  auf  seine  Beobach- 
tungsweise, in  einer  seine  wissenschaftliche  Un- 
abhängigkeit von  dem  Theologen  kennzeich- 
nenden Sprache,  darlegt. 

Vgl.  über  Neumann:  Zenner,  Monat- 
liche Novellen  aus  der  gelehrten  und  kuriosen 
Welt,  Jahrg.  1694,  April,  S.  4795 ff.  - 
Gu brau  er,  Leben  und  Verdienste  Kaspar 
Neumanns,  in  „Schlesische  Provinzialblatter". 
Neue  Folge,  Bd.  II,  Breslau  1863,  S.  7ff.  — 
Schimmelpfennig,  Der  Pietismus  in  Schle- 
sien, in  Zeitschrift  des  Vereins  für  Geschichte 
und  Altertum  Schlesiens,  Jahrg.  IX,  ebd.  1870, 
S.  223 ff.  —  Graetzer,  Edmund  Halley  und 
Kaspar  Neumann,  ebd.  1883.  —  Ferd.  Cohn, 
Ueber  die  Stellung  Neumanns  in  der  Wissen- 
schaft seiner  Zeit,  abgedruckt  in  Graetzer. 
Halley  und  Neumann,  S.  23  28.  —  Graetzer, 
Daniel  Gohl  und  Christian  Kundmann,  ebd.  1884. 
(In  der  Vorrede,  S.  IV— XIII,  interessante  Pole- 
mik gegen  Prof.  Rehnisch  bezw.  dessen  Kritik 
der  Graetzerschen  Schrift:  Edmund  Halley  und 
Kaspar  Neumann.)  —  John,  Geschichte  der 
Statistik,  Bd.  I,  Stuttgart  1884,  S.  209  ff.  - 
Allgemeine  deutsche  Biographie,  Bd.  XXIII. 
I  Leipzig  1886.  S.  532 ft".  —  Block.  Traite  de 
stati8tique,  2.  Aufl.,  Paris  1886,  S.  186,  194.  - 

Lippert 


Neuraann-Spallart 


^leumann-Spallart^  Franz  Xayer  Yon, 

treb.  am  11.  XL  1837  zu  Wien,  ^est.  da- 
st^lbst  am  19.  IV.  1888,  studierte  m  seiner 
Vaterstadt  Rechts-  und  Staatswissenschaft,  wurde 
1864,  als  Nachfolger  Adolf  Wagners,  Professor 
der  Nationalökonomie  an  der  Wiener  Handels- 
akademie, 1871  ausserordentlicher  Professor  an 
<ler  Wiener  Universität,  1872  ordentlicher  Pro- 
fessor der  Volkswirtschaftslehre  und  Statistik 
an  der  k.  k.  Hochschule  für  Bodenkultur  und 
1884  Honorarprofessor  an  der  Wiener  Universität. 

Neumann  gehörte  der  subjektiv-individua- 
listischen Schule  an,  bekannte  sich  zur  Frei- 
handelspartei und  war  einer  der  hervorragendsten 
Agitatoren  für  österreichische  Handels-  und  Ver- 
kehrsfreiheit, u.  a.  Mitbegründer  des  Vereins 
für  volkswirtschaftlichen  Fortschritt  in  Wien. 
In  seinen  Arbeiten  aus  dem  Gebiete  der  Sozial- 
physiologie glänzt  er  als  Schüler  Quetelets. 
Seine  Thätigkeit  im  Dienste  der  administrativen 
Statistik  war  eine  bedeutende.  Bereits  1871 
wurde  er  Mitglied  der  k.  k.  statistischen  Central- 
kommission;  auch  gehörte  er  zu  den  Begründern 
des  Internationalen  Statistischen  Instituts. 

Er  veröffentlichte  von  staatswissenschaft- 
lichen Schriften  a)  in  Buchform:  Die  öster- 
reichische Handelspolitik  in  Vergangenheit, 
(jJegenwart  und  Zukunft,  Wien  1864.  —  Der 
landwirtschaftliche  Kredit,  ebd.  1865.  —  Die 
Civilisation  und  der  wirtschaftliche  Fortschritt, 
f  bd.  1869.  —  Volkswirtschaft  und  Heeres wesen, 
ebd.  1869.  —  Volkswirtschaftslehre  mit  be- 
sonderer Anwendung  auf  Heerwesen  und  Militär- 
verwaltung, ebd.  1873.  —  Die  Kunst  in  der 
Wirtschaft.  Zwei  Vorträge,  ebd.  1873.  —  Die 
Teuerung  der  Lebensmittel,  Berlin  1874.  —  Die 
Ernte  und  der  W^ohlstand  in  Oest^rreich-Ungam, 
ebd.  1874.  —  Der  Schutz  in  der  Weltwirtschaft, 
ebd.  1879.  —  Die  Keichsratswahlen  in  Oest«r- 
reich  vom  Jahre  1879,  Stuttgart  1880.  (Diese 
statistisch-vergleichende  Darstellung  veröifent- 
lichte  er  gemeinsam  mit  G.  A.  Schimmer.)  -- 
Oesterreichs  maritime  Entwickelung  und  die 
Hebung  von  Triest,  ebd.  1882.  —  üebersichten 
über  Produktion  und  Welthandel  und  Verkehrs- 
mittel. Jahrgänge  1870,  72,  74,  76  (in  Behms 
„Geographischem  Jahrbuch"),  1878,  79,80,  8182, 
83  84  selbständig  und  erweitert  bis  1880  u.  d. 
T. :  Üebersichten  über  Produktion,  Verkehr  und 
Handel  in  der  Weltwirtschaft,  seit  1880:  Üeber- 
sichten der  Weltwirtschaft,  Gotha  und  (von  1878 
an)  Stuttgart.  (Diese,  der  Vergleichung  längerer 
Produktions-  und  Handelsbewegungsperioden  so- 
wie symptomatischer  Schlüsse  aus  vergangenen 
auf  zukünftige  Wirtschaftsjahre  wegen,  einen 
bleibenden  W^ert  beanspruchende  Publikation 
wurde,  zunächst  für  die  Jahre  1885—89,  von 
Prof.  F.  V.  Juraschek,  Mitglied  der  k.  k.  Central- 
komraission,  fortgesetzt.)  Neumann-Spallart  be- 
arbeitete femer  die  allgemeinen  volkswirtschaft- 
lichen üebersichten  in  dem  Werke  des  weiland 
Kronprinzen  Rudolf:  Oesterreich-Üngarn  in  Wort 
und  Bild,  Wien  1886,  und  lieferte  die  Ein- 
leitung mit  der  Ueberschrift :  „Die  Methode  der 
statistischen  Erhebung  von  Geldmenge  und 
(leldbedarf*^  zu  Kral,  Geldwert  und  Preis- 
bewegung im  Deutschen  Reiche  1871—84.  Jena 
lb87.  (In  dieser  Einleitung  wird  u.  a.  der 
Massstab  der  Umlaufsgeschwindigkeit  des  Geldes 
aus    symptomatischen   Kriterien   des  Nation  al- 


wohlstandes  Zugewinnen  gesucht,  die  erfahrun^s- 
mässig  allerdings  als  Hebel  der  Geldcirkulation 
zu  betrachten,  aber  hier  bloss  als  relative  und 
problematisch  gedachte  Faktoren  erscheinen, 
bezügliche  Folgerungen  daher  nur  in  ganz  all- 
gemeinen Umrissen  zulassen.)  Als  Mitglied 
der  österreichischen  Ausstellungskommission  bei 
der  Pariser  Weltausstellung  von  1876  redigierte 
er  den  amtlichen  österreichischen  ,.Bericht 
über  die  Weltausstellung  zu  Paris  im  Jahre 
1876".  —  Im  Compte  rendu  der  IX.  Session 
des  internat.  statistischen  Kongresses  zu 
Budapest,  Budapest  1876—78,  ist  er  vertreten 
durch  die  Artikel :  1)  Quelles  sont  les  meilleures 
r^gies  d'apres  lesquelles  on  devrait  dresser  le 
bilan  general  et  les  tableaux  du  commerce  ex- 
terieur;  2)  Sur  la  statistique  agricole.  —  Die 
Veröifentlichung  der  Permanenzkommission  des 
internat.  statistischen  Kongresses  von  1878  ent- 
hält von  ihm:  Memoire  sur  la  reforme  de  la 
statistique  des  metaux  pr^cieux. 

b)  in  Zeitschriften:  1)  in 
Deutsche  Rundschau  (Berlin):  Die  Edelmetalle 
im  Kulturleben,  Bd.  V,  1875,  S.  99  ff. 
und  203  ff.  —  Die  Krisis  in  Handel  und  Wandel, 
4  Artikel,  Bd.  X,  1877,  S.  410  ff.,  Bd.  XI,  1877, 
S.  98 fp.  —  Die  wirtschaftliche  Krisis,  Bd.  XIV, 
1878,  S.  477  fF.  —  Rückblicke  auf  die  Pariser 
Weltausstellung,  4  Artikel,  Bd.  XVII,  1878, 
S.  247  ff.  und  432  ff.,   Bd.  XVIII,  1879,  S.  79  fF. 

—  Volkszählungen,  B.  XXV,  1880,  S.  361  fF.  — 
Aus  dem  Gebiete  der  Sozialphysiologie,  Bd. 
XXXIII,  1882,  S.  417  ff.  —  Die  Verlegung  der 
wirtschaftlichen  Schwerpunkte,  Bd.  XLIV, 
1885,  S.  81  ff.  —  2)  in  Jahrb.  f.  Nat., 
u.  Stat.,  Jena:  Die  letzte  Hungersnot  in 
Indien  (1873—74).  Ein  Beitrag  zur  Teuerungs- 
politik, Bd.  XXV,  1875,  8.  81  fF.  -  Ueber 
Handelsstatistik  und  Handelswerte  mit  be- 
sonderer Rücksicht  auf  die  Reformen  in 
Oesterreich-Ungarn,  Bd.  XXVI,  1876,  S.  1  ff.  - 
Ein  internationales  statistisches  Institut,  N.  F., 
Bd.  XI,  1885,  S.  220  fF.  -  3)  in  Oesterreichische 
Revue,  Wien :  Der  landwirtschaftliche  Kredit  in 
Oesterreich.  I.  Die  Grundlage  des  landwirt- 
schaftlichen Kreditwesens,  Bd.  II,  1864,  S.  128  ff. 

—  IL  Die  Bodenkreditanstalten,  Bd.  III,  1864, 
S.  115  fF.  —  III.  Die  Reformen  des  landwirt- 
schaftlichen Kreditwesens,  Bd.  IV,  1864,  S.  97flF. 

—  4)  in  Statistische  Monatsschrift,  Wien:  Die 
Ueberspekulation  im  Welthandel,  Jahrg.  1, 1875, 
S.  15  ff.  —  Die  Ernte  von  Oesterreich-Üngarn 
im  Jahre  1874,  Jahrg.  I,  1875,  S.  42  ff.  —  Die 
gemeinsame  Reichsstatistik,  Jahrg.  III,  1877, 
S.  201  ff.  —  Die  Getreideproduktion  in  Oester- 
reich und  anderen  Staaten,  Jahrg.  III,  1877, 
S.  297  ff.  —  Soziologie  und  Statistik,  Jahrg.  IV, 
1878,  S.  Iff.  und  57  ff.  —  Die  Statistik  der 
Edelmetalle  und  die  Notwendigkeit  ihrer  Re- 
form, Jahrg.  IV,  1878,  S.  301  ff.  —  Die  Volks- 
Zählungen  des  Jahres  1880,  Jahrg.  V,  1879, 
S.  Iff.  —  Ueber  den  Selbstmord.  Eine  kritische 
Besprechung,  Jahrg.  VII,  1881,  S.  309  ff.  —  Der 
Wert  der  Cerealienernte  Oesterreich-Ungarns, 
Jahrg.  IX,  1883,  8.  265ff.  —  5)  in  Unsere  Zeit, 
Leipzig:  Indien  als  Kaiserreich,  3  Artikel,  Jahrg. 
XIII,  1877,  S.  481  ff.,  607  ff.,  813  ff. 

Vgl.  über  Neumann-Spallart:  v.  Oet- 
t  in  gen,  Moralstatistik,  3.  Aufl.,  Erlangen  1882, 
S.  30 ff.,   548,  569,   740.  —  Block,   Traite  de 
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Btatistique,  2.  Aufl.,  Paris  1886,  S.  39,  534.  —  I  Newmarcb,   Willüim^, 

G.  Mayr  und  G.  B.  Salvioni,   La  statistica ' 

e  la  vita  sociale,  2.  Aufl.,  Turin  188<>.  S.  LXIV, ;  fi:eb.  am  28.  I.  1820  zu  Thirsk  m  der  eDgliscb*rn 
LXVII,  LXXXI,  93,  138,  531.— F.  X.  V.  Neu-^i^A^schaft  York,  grest.  am  23.  III.  1882  n 
mann-Spallart,  Nekrolofr.  in  „Statistische  i  Torquaj, Grafsch.  Devon,  als  Mitglied  der  R^»jal 
Monatsschrift'*,  Wien,  Jahrg.  XIV,  1888,  S.  266. 1  »Society  u.  korresp.  Mitglied  des  Institut  dr 
—  Blenck,  Nekrolog  in  „Zeitschr.  des  k.  i  France,  widmete  sich  dem  Handebstaude,  w^lrd^■ 
preuss.  Statist.  Bureau8^  Jahrg.  XXVIII,  1888,  i  lö^  i»  den  Kommissionsausschuss  der  Bank- 
S.  149.  —  K.  Wasser rab,  Preise  und  Krisen,  i  «nQ^^^^e  berufen  und  1862  Direktor  der  GiyuS 
Stuttgart  1889,   S.  79,  87,  16(5  ft*..  189.  —  Nou- 1  ßanlt    in  London,    die    er  19   Jahre    ununter- 


veau  dictionnaire  d'economie  polit.,  Bd.  II.  Paris 
1892,  8.  392. 

Lippert. 


Neurath,  Wilhelm, 


brochen  leitete.  Der  Statistical  Society  in  L-»b- 
don  gehörte  Newmarch  erst  aU  HonoFarsekretar, 
dann  (1869— 71)  als  Präsident  an. 

Newmarch   bekannte   sich   zur    ortfaodoxi^ 

I  Freihandelsschule  Englands  und  bekämpfte,  da 
er  das  Hauptgewicht  des  wirtschaftlicho-n 
Nutzens  der  Handelsbilanz  auf  Zunahme  der  Ein- 

'  fuhr  legte,   die  durch   Handelsverträge  gebiui- 

!  denen    Tarife.      Er    war    Anhänger   Ricanlc«?. 

I  (jregner   des   Currencyprincips    sowie   des   enir- 

geb.  am  31.  V.  1840  im  Pressburger  Comitat '  {|«''*^.^'^.,^*'^^§®^^^f  ^^°  P^  5^'!"-  ^f-t"" 
OJngarn),  studierte  in  Wien  und  Tübingen, !  5^'^/^«*^"??^/"  Notenausgabe  und  eigenüiche 
promovierte  in  Wien  zum  Doktor  der  Philo- 1  ^^"^^^f^M^**-  ^"^  ^ff  -^^^a^«^  ^.^'^^  « 
Sophie,  in  Tübingen  zum  Doktor  der  Staats-  ^^^"^**^^  ^i?  ^^?^^  «'"^''  ^'^  ^^"^  Y^"^^"^ 
Wissenschaften,  habilitierte  sich  als  Privatdozent ,  ™"^  ^°f  Parzellierung  des  Grund  und  Bo<lens 
der  Volkswirtschaftslehre  an  der  k.  k.  Techni-  hemmenden  Beschrank ungen  dw  englischen 
sehen  Hochschule  zu  Wien  und  lehrt  ausserdem  |  ^'""nderbrechts  und  der  Latifundienkonserne- 
als  Professor  der  Volkswirtschaft  und   Agrar-   f"»«^'     Als  feteiistiker    Hess   or  sich    es  ani:^ 

Statistik  an  der  k.  k.  Hochschule  für  Boden- 1  ^^^*^^?«*?: '"  «.^>"^°  "?^^t"f'^'^^^^ 

kultur  in  Wien  ■  ^^"  "*^  Vorteile  der  induktiven  vor  der  d&lnk- 

Von  seinen  Schriften  in  Buchform  seien  die  I  tiven  Methode  hervortreten  zu  lassen, 
nachfolgenden  genannt  •  I         Newmarch  verön^entlichte  von  staatswissen- 

Schutzzoll  und  Freihandel,  Wien  1877.  ^  ,  schaftlichen  Schriften    a)  in  Buchform:  The 
Die  soziale  Frage,  Wien  1878.  -   Der  Darwi- 1  »«^If^PPl»«!«^^«!^- ^^*^^»nf  s^?^?™^»^-^'*^**^: 


nismus  in  der  Sozialökonomie,  Wien  1879.  — 
Die  Funktion  des  Geldes,  Wien  1879.  —  Sozial- 
philosophische und  volkswirtschaftliche  Essays, 
Wien  188().  —  Der  Sozialphilosoph  Franz  Ques- 
ney,  Wien  1881.  —  Turgot  als  physiokratischer 
Staatsmann,  Wien  1882.  —  Adam  Smith  im 
Lichte    der    heutigen    Sozialauffassun^ ,    Wien 

1883.  —  Eigentum   und   (jerechtigkeit ,   Wien 

1884.  —  Grundzüge  der  Volkswirtschaft,  Wien 
und  Leipzig  188ö.  —  Das  Kecht  auf  Arbeit, 
Wien  1886.  —  Das  Sittliche  in  der  Volkswirt- 
schaft, Wien  1887.  —  Elemente  der  Volkswirt- 
schaft, Wien  1887 ,  2.  Aufl ,  Wien  und  Leipzig 
1892,  3.  Aufl.  1896.  —  System  der  sozialen  und 

E3litischen  Oekonomie,  Leipzig  und  Wien  (1. 
ieferung)  1889.  —  Moral  und  Politik.  Vortrag, 
geh.  am  23.  1. 1888,  Wien  1891.  —  Die  wahren 
Ursachen  der  Ueberproduktionskrisen,  sowie  der 
Erwerbs-  und  Arbeitslosigkeit,  Wien  und  Leipzig 
1892.  —  Das  Sinken  des  Zinsfusses,  sozialöko- 
nomisch gewürdigt.     Vortrag  gehalten  am  13. 

n.  1893,   Wien   1893.  -   Das  Fundament  der     .,,,.,     ,       ^     ,  ^      ...  ,     , 

Volksmrtschaftslehre,  Kritik  und  Neugestaltung,  It'^^l^^^^^  ^^'v^???  von  Frankreich  nnd  der 
Leipzig  1894.  (Aus  „Rothschilds  TaschenbuclJ  Bildung  von  Kr^itinstituten  verfolgten  Politik: 
für  K«iifipnfp«    q«    Anfl  \    _  iM^  wi^o.i^off«.   ^r.  /:  Vom  Einfluss  der  neucu  Goldauftindunifen 

in  Califomien  und  Australien  auf  die  Verände- 
rungen im  volkswirtschaftlichen  Leben  während 
der  Jahre  1848—56.) 

b)  in  Zeitschriften  und  Sammel- 
werken:  1.   im    Journal  of  the    Statistical 
Society,    London:    Attempt    to    ascertain   the 
magnitnde  and  fluctuations  of  the  amonnt  of 
Bills  of  exchange  in  circulation  at  one  time  in 
Great  Britain,  during  1828-47,  Bd.  XIV.  1851, 
|S.  143183.        On  the  loans  raised  by  Mr.  Pitt 
I  during  the  first  french  war,  1793— ia)l,  with 
I  some  Statements  in  defence  of  the  methods  of 


to  their  actual  amount,  and  their  present  and 
probable  effects,  London  1853;  Neudruck  in 
Tracts  etc.  Series  V,  ebd.  1854.  —  Gemeinsam 
mit  Tooke:  History  of  prices  and  of  the  sute 
of  the  circulation,  during  the  nine  vear^ 
1848  06,  2  Bde.,  ebd.  1857;  dasselbe,  in  deut- 
scher Uebersetzung  u.  d.  T.:  Die  Geschichte 
und  Bestimmung  der  Preise  während  der  Jahre 
1793—1857.  Deutsch  mit  Zusätzen  von  C.  W. 
Asher,  2  Bde.,  Dresden  1858—59.  (Bildet  den 
V.  und  VI.  Bd.  der  grossen  Tookeschen  Pn^is- 
geschichte.  Bis  auf  die  Abteilungen  I  und  V 
des  Textes  und  bis  auf  8  der  XXXIII  Anhänge 
sind  die  Bände  V  und  VI  geistiges  Eigentum 
von  Newmarch,  und  es  verdienen  daraus  von  den 
von  ihm  geschriebenen  Abschnitten  als  muster- 
giltige  Darstellungen  wichtiger  wirtschaftlicher 
Phasen  folgende  besonders  hervorgehoben  zu 
werden  :  Nr.  4:  Ueber  die  Fortschritte  der  Frei- 
handelsgrundsätze auf  die  englische  Handels- 
gesetzgebung von  1820  bis  zur  Gegenwart; 
Nr.  6:    Von  der  in  Frankreich  seit  1848  hin- 


für Kaufleute",  36.  Aufl.).  -  Die  Wirtschafts- 
krisen und  das  Kartellwesen.  (Nach  dem  im 
„Vereine  reisender  Kaufleute"  in  Wien  am  14. 
V.  1897  geh.  Vortrag),  Wien  und  Leipzig  1897. 
—  Das  Hauptproblem  der  modernen  Volkswirt- 
schaft (Vortrag  im  österr.  Ingenieur-  und 
Architekteuverem,  geh.  am  21.  I.  1899),  Wien 
1899. 
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hinding  employed,  Bd.  Vni,  1855,  S.  104'284. 
'Diese  pragmatische  Darstellung  der  von  Pitt 
1793  —  1803  kontrahierten  Staatsschulden  zählt 
zu  den  bedeutendsten  der  an  Artikeln  berühm- 
ter Autoren  so  reichen  Zeitschrift.  Newmarch 
«teilt  darin  den  finanzpolitischen  Manipulationen 
PittÄ  die  wirtschaftlichen  Vorgänge  in  England 
während  des  Krieges  ge^enttber  und  gelaugt  zu 
dem  Resultat,  dass  bei  einem  4  bis  b%  im 
Mittel  betragenden  Sinken  aller  Werte  der 
grossbritannische  Handel  im  Verlaufe  des  Krieges 
einen  ganz  bedeutenden  Aufschwung  nahm.)  — 
C)n  the  electoral  statistics  of  the  counties  and 
baroughs  in  England  and  Wales  during  the  25 
vears  from  the  Reform  Act  of  1832  to  the  pre- 
sent  time,  Bd.  XX,  1857,  S.  169340.  —  Oii  the 
recent  history  of  the  credit,  mobilier,  Bd.  XXI, 
1808,  S.  444,'ö3.  —  Mercantile  reports  of  the 
character  and  results  of  the  trade  of  the  Uni- 
ted Kingdom  during  1858,  with  a  reference  to 
the    progress    of   prices.   1851 — 59,  Bd.   XXII, 

1859,  S.  76/100.  —  On  the  electoral  statistics 
of  England  and  Wales,  1856-58,  part  II,  re- 
sults of  further  evidence,  Bd.  XXII,  1859,  S. 
101/167  und  297/305.  —  Results  of  the  trade 
of  the  United  Kingdom  during  1859,  with  State- 
ments and  observations  relative  to  the  course 
of  prices  since  the  year  1844.  Bd.  XXIII,  1860, 
S.  76/110.  —  Sorae  observations  on  the  present 
Position  of  Statistical  inquiry,  with  suggestions 
for  improving  the  Organisation  and  eraciency 
of   the   International   Statistical  Congress,    Bd. 

XXIII,  1860,  S.  362/69.  —  On  methods  of  in- 
vestigation  as  regards  statistics  of  prices  and 
of  wages  in  the  principal  trades,  Bd.  XXIII, 

1860,  S.  479,'97.  —  Memorandum  relating  to 
the  System  of  taxation  in  force  in  the  United 
Kingdom,  with  reference  to  which  dh'ect  and 
indirect  modes  of  raising  revenue  are*  employed, 
and   the   practical    effects  thence  arising,    Bd. 

XXIV,  1861,  S.  30/37.  —  Results  of  the  trade 
of  the  United  Kingdom  during  1860,  with  State- 
ments and  observations  relative  to  the  course 
of  prices  since  1844,  Bd.  XXIV,  1861,  S.  74/124. 
—  The  progress  of  economic  science  during  the 
last  thirty  years  (opening  address  to  the  section 
of  economic  science  and  statistics  of  the  British 
Association  for  promotion  of  social  science,  Sep- 
tember 1861),  Bd,  XXIV,  1861,  S.  451/71.  — 
Notice  of  Prof.  Roger's  historv  of  agriculture 
and  prices  in  England,  1259—1400,  Bd.  XXIX, 
1866,  S.  542/48.  —  Inaugural  address  (as  Pre- 
sident of  the  Statistical  Society)  16,  XI.  1869, 
on  the  progress  and  present  condition  of  Statis- 
tical inquiry.  Bd.  XXXII,  1869,  S.  359/90.  — 
On  the  progress  of  the  forei^n  trade  of  the 
United  Kingdom  since  1856,  with  especial  refe- 
rence to  the  eifects  produced  upon  it  by  the 
protectionist  tariflfs  of  other  countries,  Bd.  XLI. 
1878,  S.  187/292.  —  2.  in  Transactions  of  the 
National  Association  for  the  promotion  of  social 
üicience,  Leeds  meeting  1871,  London  1872: 
Address,  by  W.  Newmarch  on  economy  and 
trade,  S.  109/33;  dasselbe,  deutsch  u.  d.  T.: 
Volkswirtschaftliche  Perspektiven  in  England, 
von  J.  Fretwell  jr.,  Beriin  1872.  (Newmarch 
vertrat  u.  a.  in  diesem  Vortrage,  auf  dem  XV. 
Kongress  der  National  Association  zu  Leeds, 
die  Behauptung,  dass  die  Vorteile,  welche  Eng- 
land der  französische  Handelsvertrag  von  1860  j 
eingebracht  haben  sollte,   nur  auf  Fiktion   be-  i 


ruhten  und  das  Wachstum  des  kommerziellen 
Verkehrs  zwischen  beiden  Staaten  lediglich  ein 
Erfolg  des  Freihandel sprincips  sei.)  —  Newmarch 
war  ausserdem  Mitarbeiter  an  der  Times,  der 
Pall  Mall  Gazette,  Fortnightly  Review,  dem 
Economist,  Statist,  Moming  Chronicle  etc.  Am 
„Economist"  war  er  u.  a.  seit  1863  Bearbeiter 
des  Jahressupplements:  Commercial  history, 
einer  aktuellen  Wirtschaftsgeschichte  Englands 
im  p^rossen  Stile.  In  diesen  Jahresresumees  de» 
genialen  Volkswirts  und  Statistikers  war  kein 
Wort  zu  viel  und  fehlte  keiner  Ziffer  ihre  durch 
den  Text  begründete  Berechtigung. 

V§"1.  über  Newmarch:  St.  Jevons,  La 
monnaie  et  le  mecanisme  de  l'^change,  Paris 
1876,  S.  272.  —  J.  L.  Shadwell,  System  of 
political  economy,  London  1877,  S.  54,  120,  176^ 
179,  201,  207  etc.  —  A.  v.  Oettingen,  Mo- 
ralstatistik, 3.  Aufl.,  Eriangen  1882,  S.  305.  — 
The  death  of  Mr.  William  Newmarch,  in  „Jour- 
nal of  the  Statistical  Society",  Bd.  XLV,  Lon- 
don 1882,  S.  llDff.  —  R.  Giffen,  The  Utility 
of  common  statistics,  iu  „Journal  of  the  Sta- 
tistical Society,  Bd.  XLV,  ebd.  1882,  S.  519/21. 
(Newmarchs  Bedeutung  als  Statistiker  behan- 
delnd.) —  The  death  of  Mr.  W.  Newmarch  in 
„The  Economist",  ebd.  25.  HL  1882.  —  The 
death  of  Mr.  W.  Newmarch  in  „The  Statist", 
ebd.  25.  IIL  1882.  -  Necrologie  in  „De  Econo- 
mist". Tijdschrift  etc.,  Jahrg.  1882,  Haag,  S. 
407/8.  —  R.  Giffen,  Essays  in  finance,  2nd 
series,  London  1886,  S.  275 ff.  —  Bastable, 
Commerce  of  nations,  ebd.  1892,  S.  67.  — 

Lippert, 


Mcolai,  Christoph  Friedrich, 

geb.  als  jüngster  Sohn  des  Buchhändlers 
Christoph  Gottlieb  Nicolai  am  18.  III.  1733  in 
Berlin,  gest.  am  6.  I.  1811  in  Berlin  als  Mit- 
glied der  Akademieen  der  Wissenschaften  zu 
München  (seit  1781),  zu  Berlin  (seit  1799),  zu 
St.  Petersburg  (seit  1804),  ferner  als  Ehren- 
doktor der  philosophischen  Fakultät  zu  Helm- 
städt.  1752  trat  er  in  das  väterliche  Geschäft 
in  Berlin  ein,  was  er  1759  selbständig  übernahm, 
1756  gründete  er  mit  Lessing  und  Mendelssohn 
die  Bibliothek  der  schönen  Wissenschaften  und 
der  freien  Künste,  später  „Allgemeine  Deutsche 
Bibliothek"  und  zuletzt  „Neue  Allgemeine 
Deutsche  Bibliothek"  (208  Bde.,  Leipzig,  Berlin 
und  Kiel  1756—1806).  Nicolai  war  ein  Eklektiker 
und  verdient  in  doppelter  Beziehung  als  Schrift- 
steller sowohl  wie  Verleger  als  einer  der  her- 
vorragendsten Repräsentänt^en  der  Aufklärungs- 
richtung bezeichnet  zu  werden,  welche  der 
Jahrhundertwende  seiner  Zeit  ihr  Gepräge  auf- 
gedrückt hat. 

Nicolai  veröffentlichte  von  staatswissen- 
schaftlichen Schriften  in  Buchform :  Beschreibung 
der  königl.  Residenzstädte  Berlin  und  Potsdam, 
aller  daselbst  befindlichen  Merkwürdigkeiten 
und  der  umliegenden  Gegend,  Berlin  1762,  das- 
selbe, 2.  Aufl.,  1779, 3.  (vollständig  umgearbeitete 
und  vermehrte)  Aufl  ,  3  Bde.,  eb.  178().  (Dieser 
3.  Aufl.  ist  für  den  historischen  Teil  die  Unter- 
stützung des  Staatsministers  v.  Herzberg  und 
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die  Benntznng  des  künisrl.  Staatsarchivs  zn  ^te 
gekommen,  die  statistischen  Daten  hat  aber  der 
Verfasser  selbst  gesammelt  und  verarbeitet  nnd 
damit  für  die  Kultur-,  Handels-,  (rewerbe-  und 
Industriegeschichte  des  damaligen  Berlin  ein 
Quellen  werk  geliefert,  wie  es  vor  ihm  und  noch 
mehrere  Deceiinien  nach  ihm  einzig  in  seiner 
Art  dastand.  —  Beschreibung  einer  Reise  durch 
Deutschland  und  die  Schweiz  1781  nebst  Be- 
merkungen über  Merkwürdigkeiten,  Gelehrsam- 
keit, Industrie,  Religion  und  Sitten,  12  Bde., 
Berlin  1788—97.  (Rümelin  in  „Reden  und  Auf- 
sätze** N.  F.  (s.  u.]  spendet  auf  über  40  Seiten 
insbesondere  den  „Schwaben"  behandelnden  drei 
Bänden  des  Reise werks  ein  uneingeschränktes 
Lob  und  bemerkt  u.  a. :  „ein  Geschichtsschreiber 
dieser  Perio<le  Württembergs  wird  Nicolais 
Reise  zu  seinen  wertvollsten  Quellen  rechnen". 
Nicolai  verbreitet  sich  eingehend  über  Kultur- 
und  Wirtschaftsverhältnisse  aller  Art:  Dialekte, 
Bevölkerungs  -  und  Auswanderungszustände, 
Agrar  wir  tschaft,  Handel,  Gewerbe  und  Industrie 
sowie  Pflege  der  bildenden  Künste  etc.  Zu 
bemängeln  an  dem  Werke  wäre  nächst  seiner 
Länge  der  häufige  Windmühlenkampf  des  fana- 
tischen Aufklärungsapostels  gegen  jesuitische 
Umtriebe  und  mönchische  Verfinsterungs-  und 
Verdummungsversuche,  wo  solche  von  ihm  nur 
gewittert  wurden,  in  Wirklichkeit  aber  gar 
nicht  vorlagen.  Alsdann  sind  seine  Ausfälle 
gegen  Schriftsteller,  mit  denen  er  sich  als  Her- 
ausgeber der  „Allgemeinen  Deutschen  Bibliothek" 
verfeindet  hatte,  gegen  Kant,  Fichte.  Fr.  Heinr. 
Jakobi,  Garve,  Goethe,  Schiller  etc.,  deshalb  zu 
beklagen,  weil  die  Angegriffenen  und  ihr  An- 
hang nur  die  sie  direkt  angehende  Polemik  be- 
achteten und  die  vorstehend  angedeuteten  grossen 
Vorzüge  des  Werkes  ignorierten.  Schiller  be- 
diente sich  wie  Goethe,  mit  dem  Nicolai  schon 
früher  verfallen,  gegen  letzteren  der  Xenien, 
Kant,  Fichte  und  Garve  revanchierten  sich  für 
diese  und  andere  verdiente  und  unverdiente 
Anfeindungen  durch  besondere  Streitschriften. 
[s.  u.].)  —  Patriotische  Phantasieen  eines  Kamera- 
listen, ebd.  1790  (erschien  anonym  in  dem 
Nicolaischen  Verlag  und  ist  deshalb  dessen  Be- 
sitzer zugeschrieben  worden).  —  Leben  Justus 
Mosers,  ebd.  1797.  —  Seinen  Briefwechsel  mit 
Lessing  veröffentlichte  Nicolai  noch  zu  seinen 
Lebzeiten,  sein  Briefwechsel  mit  Herder  und 
dem  Wiener  Staatsrat  v.  Gebier  wurde  erst 
1887  bezw.  1888  publiziert.  Nicolai  war  selbst ! 
ein  fleissiger  Mitarbeiter  an  der  „Allgemeinen  I 
deutschen  Bibliothek'*  und  lieferte  zahlreiche  | 
biographische  und  andere  Beiträge  zur  „Neuen  I 
Berliner  Monatschrift''.  j 

Vgl.  über  Nicolai:  Prozess  zwischen  1 
Nicolai,  dann  denen  797  Pränumeranten ,  die' 
auf  Nicolai  Reisebeschreibung  ihr  bares  Geld  | 
vorhinein  bezahlten,  Teil  I  (einziger),  Leipzig ' 
1783.  (Pränumerandobezahlung  subskribierter ' 
Exemplare  war  damals  allgemein  üblich,  und ' 
Nicolai,  der  als  wohlhabender  Mann  und  Be- 
sitzer mehrerer  Häuser  in  Berlin  bekannt  war,  | 
belächelte  nur  die  gehässige  Insinuation  des  i 
anonymen  Verfassers  des  Pamphlete,  vermutlich 
eines  missgünstigen  Kollegen.  Die  Schmäh- 1 
Schrift  aber  hatte  die  der  erwarteten  gerade  i 
entgegengesetzte  Wirkung,  da,  wer  bisher  noch  i 
nicht   auf   die  Reisebeschreibung   pränumeriert 


hatte,  dies  jetzt  schleunigst  nachholte/i  —  Garve. 
Schreiben  an  Fr.  Nicolai  über  einige  Aeussenmg« 
desselben  etc..  Breslau  1786.  worauf  Nicdki  ia 
„Untersuchung  der  Beschuldignng  des  Pr*4 
Garve  wider  meine  Reisebe^chreibung"'.  Berik 
1786,  replizierte.  —  Kant.  Teber  die  Bocb- 
macherei.  Zwei  Briefe  an  H.  Friedrich  Nicolai 
ohne  Ort  1798.  (Interessant  wegen  des  Janus- 
gesichtes, das  Kant  in  dieser  Streitschrift  zur 
iVhau  trägt,  handelt  es  sich  nämlich  darum. 
Nicolaische  Angriffe  gegen  seine  eigenen  philo- 
sophischen Theorieen  zu  parieren,  liest  er  Nici:4ai 
mit  aller  Entschiedenheit  den  Text,  kommen 
ihm  dagegen  die  von  letzterem  verspottetes 
Kantschen  Nachbeter  und  Nachäffer  vor  dt? 
Feder,  lässt  er  Nicolai  die  Gerechtigkeit  wider- 
fahren, dass  er  mit  dieser  Gesdlsehaft  gn^- 
bührendermassen  zu  Gericht  gegangen  ist.-  — 
J.  G.  Fichte,  Friedrich  Nicolais  Leben  und 
sonderbare  Meinungen.  Herausgegeben  voa 
A.  W.  Schlegel,  Tübingen  1801.  (Eine  mit  den 
gröbsten  Invektiven  gewürzte  Entgegnung  zu- 
nächst auf  Nicolais  Spottschrift,  veröffentlichi 
in  der  Beilage  zum  69.  Bde.  der  „Neuen  all- 
gemeinen deutschen  Bibliothek":  „Ueber  die 
Art,  wie  vermittelst  transcendentalen  IdeaUsmu« 
ein  wirklich  existierendes  Wesen  ans  Principiefl 
konstruiert,  werden  kann'',  sodann  auf  die  im 
11.  Bde.  der  Reisebeschreibung  enthalt«*!!* 
Prophezeiung,  dass  Fichte  samt^  allen  seinen 
Schriften  ini  Jahre  1840  total  vergessen  «^in 
würde,  und  schliesslich  auf  die  Verspottung  des 
Transcendentalidealismus  in  dem  17^8  erschie- 
nenen Nicolaischen  Roman:  ..Leben  und  Mei- 
nungen Sempronius  Gundiberts,  eines  deutschen 
Philosophen'^  —  Jördens,  Lexikon  deutscher 
Dichter  und  Prosaisten,  Bd.  IV,  Leipzig  IHi-R*, 
S  32/64.  —  J.  E.  Biester,  Denkschrift  auf 
Friedrich  "Nicolai,  vorgelesen  in  der  konigL 
Akademie  der  Wissenschaften,  3.  VIT.  1812, 
Berlin  1812.  —  L.  F.  G.  v.  Göcking,  Nicolais 
Leben  und  litterarischer  Nachlass,  eM.  1820.  — 
G.  Parthey,  Die  Mitarbeiter  an  Friedrich 
Nciolais  Allgemeiner  Deutscher  Bibliothek,  ebd. 
1842.  —  K.  Goedeke,  Grundriss,  Bd.  I,  Han- 
nover 1859,  S.  62122,  881.  —  G.  Parthey, 
Jngenderinnerungen.  Handschrift  für  Freunde, 
Berlin  1871.  —  Röscher,  Gesch.  der  Nat., 
München  1874,  S.  591ff.  —  G.  Rümelin, 
Reden  und  Aufsätze,  N.  F.,  Stuttgart  1881. 
S.  406  ff.  —  Allgemeine  deutsche  Biographie. 
Bd.XXIII,  Leipzig  1886,  S.580ff.  —  E.Ffi  edel. 
Zur  Geschichte  der  Nicx)lai8chen  Buchhandlung 
in  Berlin,  Berlin  1891.  —  0.  Schwebel.  Aus 
Alt-Berlin,  ebd.  1890,  S.  389  ff. 
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Normalarbeitstag. 

1.  Der  Begriff  des  N.  2.  Der  N.  in  seinen 
Wirkungen,  seine  Zulässigkeit,  Durchführung 
nnd  Begrenzung.  3.  Die  gegenwärtige  Schutz- 
gesetzgebung und  die  Bestrebungen  zu  ihrer 
\'ervollständigung  (England,  Frankreich,  Hol- 
land, Oesterreich,  Schweiz,  Australien,  Nord- 
amerika). 4.  Die  gesetzgeberischen  Anläufe  im 
deutschen  Reichstage  zur  Einführung  des  N. 

1.  Der  Begriff  des  N.  In  der  Voraus- 
setzung, dass  bei  dem  Abselüusse  des  Ar- 
beitsvertrages die  Arbeiter   nicht  immer  in 
der  Lage  sind,  weitreichende  Anforderungen 
in  Bezug  auf  die  von  ihnen  verlange  Ar- 
l)eitszeit  zurückzuweisen,  hat  man  die  Ein- 
fiihrung    eines    Normalarbeitstages    vorge- 
schlagen.    Man  versteht   danmter  die  ge- 
setzliche Beschränkung  der  Dauer  der  täg- 
li<'hen  Arbeitszeit  für  »Ue  in  einem  Arbeits- 
oder Dienstverhältnis  stehenden  unselbstän- 
di^^en    Personen.      Sie    kann    ffir    einzelne 
Kategorieen    von  Arbeitern,    z.    B.    Kinder, 
jugendliche   Arbeiter,    Personen   weiblichen 
(leschlechts,    für   bestimmte   Grew^erbe    mit 
Rücksicht  auf  deren  Gesundheitsgefahr,  z.  B. 
in    Bergwerken,    für   bestimmte   Untern eh- 
mungsformen,  z.  B.  Fabriken,  d.  h.  also  in 
engerem  Sinne   beliebt  werden.     Sie  kann 
aber  auch  darauf   abzielen,   in   allen   tech- 
nischen Gew^ erben  mit  Einschluss  derLand- 
^ii-tschaft     persönlichen     Dienstleistungen 
und  Yerkehrsanstalten  eine  gewisse  Stunden- 
zahl als   den  für  alle  Arbeiter   ohne  Aus- 
nahme  erlaubten  Höchstbetrag  der  Thätig- 
keit    am    Tage    anzusetzen.      Von     diesem 
Kormalarbeitstag  im  weitesten  Sinne  würden 
dann   den  Bedürfnissen    der   einzelnen  Ge- 
werbe und  Berufe  entsprechend  Abweichun- 
gen zulässig   sein  müssen.    Es  müsste  auf 
dem  Verwaltungswege  gestattet  w^erdeu,  in 
einzelnen  Fällen  länger  arbeiten  zu  dürfen, 
und  niemand  würde  selbstverständlich  ver- 
pflichtet seiü,  die  Arbeitsdauer  bis  zur  vor- 
schriftsraässigen  Grenze  auszudehnen. 

Statt  des  Ausdruckes  »Normalarbeits- 
tag<  ist  die  Bezeichnung  »Maximalarbeits- 
tag« vorgeschlagen  w^orden.  Man  will  unter 
dem  ersteren  eine  schütz-  und  lohn  politische 
Einrichtung  verstehen,  die  darauf  abzielt, 
von  dem  Arbeiter  innerhalb  einer  gewissen 
Zeit  eine  bestimmte  Leistung  zu  verlangen 
und  ihm  dafür  einen  bestimmten  Lohn  zu 
garantieren.  Diese  Einrichtung  wäre  nur 
im  sozialistischen  Zukunftsstaate  denkbar. 
Dagt?gen  bedeute  der  Maxunalarbeitstag  die 
einfache  staatliche  Abgrenzung  der  Aus- 
nutzung der  Arbeitskraft,  über  die  niu-  in 
besonderer  Vei-anlassung  hinausgegangen 
werden  dürfe,  unter  der  aber  der  freie 
Arbeitsvertrag  sich  nach  Belieben  entwickeln 
könne.  Indes  ist  nicht  abzusehen,  warum 
bei  der  Bezeichnimg  vNormalarbeitstag<: 
gleich  an  einen  Normallohn  gedacht  werden 


soll.  Der  Ausdruck  »Normalarbeitstag^  be- 
sagt einen  gesetzlich  normierten  Arbeitstag 
im  Gegensatz  zum  nicht  normierten  Arbeits- 
tage mit  der  Absicht,  möglichst  normale 
Verhältnisse  herbeizuführen.  Eine  unklare 
Vermengung  des  Normal-  und  des  Maximal- 
arbeitstages, die  Schäffle,  der  im  übrigen 
gerade  den  erstei-en  Begriff  wie  vorstehend 
erläutert,  behauptet,  scheint  erst  dadurch 
entstanden,  dass  man  gegenüber  der  älteren 
Bezeichnung  »Normalarbeitstag«  den  Aus- 
druck »Maximalarbeitstag«  aufbrachte  und 
damit  in  die  ältei-e  Bezeichnung  einen 
engeren  Sinn  hineinlegte,  der  ihr  ursprüng- 
lich fern  lag.  Richtig  ist  indessen  soviel, 
dass  in  dem  System  eines  der  hervor- 
ragendsten sozialistischen  Denker,  bei  Rod- 
bertus,  der  Normalarbeitstag  eine  eigene 
Bedeutimg  gefimden  hat.  Doch  sagt  Rod- 
bertus  selbst,  dass  er  den  Normalarbeitstag 
in  einer  anderen  Form  aufstelle  als  in  wel- 
cher er  damals  und  übrigens  noch  heute 
von  den  Arbeitern  gefordert  wurde. 

Rodbertus  hielt  den  Arbeitern  vor,  dass 
sie  von  einer  gesetzlichen  Beschränkung  der 
Arbeit  auf  eine  gewisse  Zahl  Stunden  am 
Tage,  dem  sogenannten  normalen  Zeitarbeits- 
tag,  keine  grossen  Erwartungen  hegen  dürften. 
Dieser  werde  sie  nicht  vor  Ausbeutung 
schützen,  ihnen  den  menschenwürdigen,  ent- 
s|)reclienden  Lohn  nicht  gewäliren  können. 
Er  würde  den  tüchtigen  und  den  schlechten 
Arbeiter  gleich  behandeln,  mithin  der 
sozialen  Gerechtigkeit  entbehren  und  müsste 
überdies  je  nach  der  verschiedenen  Intensität 
des  Kraftaufwandes  in  den  verschiedenen 
Gewerben  verschieden  begrenzt  sein.  Daher 
stellt  er  als  Forderung  die  Einführung  des 
normalen  Werkarbeitstages  hin.  Der  nor- 
mte Zeitarbeitstag  dürfe  nicht  bloss  nach 
der  Zeit,  sondern  er  müsse  ausserdem  nach 
Werk  normiert  werden.  Nachdem  der  nor- 
male Zeitarbeitstag  in  jedem  Gewerke  zu  6, 
8,  10,  12  Stunden  festgesetzt  sei,  müsse  das 
normale  Arbeitswerk  solchen  Zeitarbeits- 
tages ermittelt  werden.  Mit  anderen 
Worten:  man  müsse  diejenige  Quantität 
Arbeitsleistung  normieren,  die  ein  mittlerer 
Arbeiter  bei  mittlerer  Geschicklichkeit  und 
mittlerem  Fleiss  während  des  Zeitarbeits- 
tages zu  liefern  im  stände  sei  und  danach 
seinen  Lohn  bemessen.  Hätte  er  in  dem 
vollen  normalen  Zeitarbeitstage  seines  Ge- 
werks  nur  das  halbe  normale  Tageswerk 
geleistet,  so  würde  er  nur  einen  halben 
normalen  Werkarbeitstag  gelohnt  bekommen. 
Hätte  er  anderthalb  Normalwerk  darin  ge- 
liefert, so  wünle  er  andertlialb  Tage  ge- 
lohnt bekommen.  Der  Lohnsatz  für  den 
normalen  Werkarbeitstag  müsste  in  jedem 
Gewerke  unter  staatlicher  Autorität  aufge- 
stellt, periodisch  geändert  und  nach  Mass- 
gabe der  Steigerung   der  Produktivität   der 
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Arbeit  grlegentlich  erhöht  werden.  Ei-st 
nachdem  zum  normalen  Zeitarbeitstage  alle 
diese  Festsetzungen  gekommen  wären,  wünle 
ein  Normalarl)eitstag,  <ler  seine  Aufgaln?  er- 
füllte, geschaffen  sein,  jene  Aufgabe  der 
Einführung  eines  gerechten  sozialen  Ijohn- 
systems.  In  weiterer  Ausführung  dieser 
(iedanken  sclilägt  Rodbertus  dann  vor,  die 
Normierung  des  Lohnsatzes  nicht  mehr  in 
Metallgeld,  sondern  in  einem  bc»ss(*ren  Wert- 
massstabe als  Gold  und  Silber  sind,  vorzu- 
nehmen. T'm  das  zu  verwirklichen,  muss 
der  normale  AVerkarl)eitstag  zur  Werkzeit 
oder  Normalarbeit  erhoben  werden  imd 
na(ih  solcher  in  sich  ausgeglichenen  Arl)eit 
sowohl  der  Wert  des  Produkts  jedes  Ge- 
werks  normiert  als  auch  der  Lohn  in  jedem 
Ge werke  gezahlt  wenlen.  Für  diese  Zwecke 
wird  der  normale  Werkarbeitstag,  der  in 
jedem  Gewerke  gleich  einem  Tage  gilt,  als 
Werk  zeit  oder  Nürmalai'l»eit8tag  aufgt^fasst 
imd  in  allen  Gewerken  in  die  gleiche  An- 
zahl von  10  Werkstunden  geteilt.  Nach 
dieser  W^erkzeit  wird  dann  das  Prmiukt  in 
allen  (iewerken  gemessen.  Eine  Produkt- 
tjuantität,  die  einem  vollen  normalen  Tage- 
werke gleich  wäre,  sei  sie  nun  das  Produkt 
eines  luilbcm  normalen  Zeitarbeitstages  oder 
zweier  noi-maler  Zeitarl)eitstage,  wäre  wert 
1  Werkarbeitstag  oder  10  Werkstunden. 
Eine  Pi-oduk^iuantität,  die  einem  halben 
normalen  Tagewerk  gleich  wäre,  sei  sie 
auch  das  Produkt  irgend  einer  normalen 
Zeitarbeit,  welche  sit»  wolle,  wäre  w^ert 
^  2  Werktag  oder  5  Werkstunden  etc.  Pro- 
dukte von  gleicher  Werkzeit  wären  an  Wert 
einander  gleich.  So  könnte  nun  auch  die 
Löhnung  der  Arbeiter  nach  Werkzeit  oder 
Normalarl)eit  geschehen.  Jeder  Arbeiter  er- 
hielte in  seinem  Lohne  soviel  Normalarbeit 
bescheinigt,  als  er  an  Produktwert  zu  be- 
anspruchen berechtigt  gehalten  wiinle. 

Man  entnimmt  aus  dieser  Darlegung  der 
Rodbertusschen  Lehre,  die  hier  nicht  weiter 
verfolgt  werden  kann,  ein  wie  eigenartiger, 
um  nicht  zu  sagen  utoi)ischer  Charakter 
dem  Begriff  »Normalarbeitstag«  beigelegt 
wird.  iSicher  ist,  dass  urspnmglich  bei  der 
Absicht,  die  Thätigkeit  der  arbeitenden 
Klassen  auf  eine  gewisse  Stundenzahl  am 
Tage  festzusetzen,  der  Gedanke,  gleichzeitig 
den  von  ihnen  innerhalb  dieser  Zeit  ver- 
dienten Lohn  gesetzlich  fixieren  zu  wollen, 
nicht  auftauchte. 

2.  Der  N.  in  seinen  Wirkungen,  seine 
Zulässigkeit,  Durchführung  und  Be- 
grenzung, lieber  die  wirkliche  Dauer  der 
Arbeitszeit  in  den  heutigen  Kulturstaaten  vgl. 
den  Art.  Arbeitszeit  oben  Bd.  I  S.  1010  ff. 
Nach  den  dort  mitgeteilten  Angaben  würde 
die  Bedeutung  eines  allgemeinen  Normal- 
arbeitstages darin  zu  suchen  sein,  dass  den 
arbeitenden  Klassen  ihre  Mühsal  erleichtert 


:  wei-de.  Zunächst  wären  es  mithin  die  Ar- 
I  beiter  selbst,  die  von  einer  Verkürzung  ihr? 
ArlH»itszeit  Vorteil  hätten,  al)er  die  aUj^ 
jmein  kulturelle  Bedeutung  tlieser  Be- 
'  strebungen  lässt  sich  nicht  verkennen.  Jel^ 
t  Regienmg  muss  darauf  Gewicht  legen,  <li-' 
1  Körperkraft  und  die  Gesundheit  der  von  ihr 
I  regierten  Bevölkerung  ungeschmälert  »~t- 
I  liaiten  zu  sehen.  Bei  uliemiässig  aur^ir?- 
dehnter  Arbeitszeit  aber  liegt  die  Befürh- 
jtung  schlimmer  Folgen  in  diescT  Richtnri: 
I  nahe.  Dazu  kommt  in  speciellen  F^'-l 
idaa  Interesse  der  Bevölkerung  selbst  wit 
'denn  z.  B.  an  der  Vermeidung  der  IVl^^^r- 
I  arl>eit  der  Eisenbahnbediensteten  wegen  ii-iT 
I  hieraus  erwachsenden  Unfallsgefahr  alle 
I  Reisenden  imd  ihre  Angehörigen  t»eteiligt 
j  sind. 

I       Die  Nachteile  einer  zu   laugen  Arbeits- 
jzeit  liegen  zunächst  in   deren  Wirkung  auf 
'  den  Köri)er.  Es  scheint  klar,  da^s  bei  regel- 
I  massiger  andauernder  13 — 14stündigerTagv«- 
'  arbeit   der   menschliche    Körfjer    mehr   g*^ 
!  schwächt  wird  als  bei  10 — 11  stündiger  utui 
!  es  schwer  hält,  die  hieraus  sich  ergebenu»=ii 
I  Ucbelstände  wieder  zu  beseitigen.   Die  ein- 
I  seitige  Anspannung   der  Köq)erkraft   dun'h 
Erholungsgänge    in    frischer   Luft,    Turnen 
lund  dergl.  m.  auszugleichen,  bleibt  für  den 
1  Arbeiter  keine  Zeit.    Für  seine  Ausbildung. 
[die  Erweiterung  seines  geistigen  Horizontk 
j  die  Hebung  seines  ganzen  Staiides  ist  keic^^ 
Müsse  vorlianden.    An  Lesen,    Besuch  vnri 
Vorträgen  und  Fortbildungsschulen  ist  nicht 
zu  denken.    Um  die  Erziehung  der  Kinder, 
die  Ueberwachung   und   Leitung    ihrer  Ar- 
beiten und  Spiele  kann  er  sich   nicht  küm- 
mern.   Kommt  dem  Arbeiter  dies  alles  zum 
Bewusstsein,     so    entsteht    allmählich    der 
revolutionären     Umtriel)en     geneigte    (rrc^I 
gegen  die  bestehende  Gesellschaftsverfassung, 
der  in  massloser  Verbittenmg  und  bestän- 
diger  Klage,    wenn    nicht   in   schlimmeren 
Dingen  Ausdruck  findet. 

Wie  die  Arbeiter  die  ihnen  reichlicher 
bemessene  Müsse  verwenden  werden,  i^t 
mit  Sicherheit  nicht  voraus  zu  sagen.  Die 
Erfahrung  lehrt,  dass  schon  jetzt,  insbe- 
sondere mehrfach  in  den  gew^erblichen 
Kreisen,  die  sich  höherer  Loline  erfreuen, 
beim  Arbeiter  die  Neigung  vorherrscht 
hall)e  Tage  von  der  ^Vrbeit  fortzubleil:»en 
(blauer  Montag)  und  die  so  gewonnene 
Freiheit  in  Trunk  und  Völlerei  zu  miss- 
brauchen.  Daher  fürchten  ^^ele,  dass  hei 
dem  im  ganzen,  trotz  des  Schul  zwang  es, 
niedrigen  Bildungsniveau  des  Arbeiters,  an 
Stelle  der  erhofften  w^ohlthätigeu  Wirkungen 
bloss  ein  grösserer  Hang  zu  Lustbarkeiten 
aller  Art,  zum  Aufenthalt  in  Kneipen  und 
auf  Tanzböden,  zum  Besuch  soziaJdennv 
kratischer  Versammlungen  etc.  sich  zeigen 
wird.    Nicht  wenige  meinen  daher,  dass  es 
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^viclitiger  sei,  erst  den  Menschen  zu  bessern 
xind    dann   ihm  durch   ein  Gesetz  die  Frei- 
lieit    zu  sichern,  von  deren  edlem  Gebrauch 
ixiäii     überzeugt    sein    könne.     Im    grossen 
iincl   ganzen  scheint  indes  der  deutsche  Ar- 
V>eit erstand  nicht  zu  solcher  pessimistischen 
Auffassung  Veranlassung   zu  bieten.     Man 
ka,an  der  Hoffnung  Baum  geben,  dass  die 
^•ossere  Mehrzahl   der  Arbeiter   die   ihnen 
ans    der  Yerklirzung    der    Arbeitszeit    er- 
>vachsende  Müsse  würdig  zu  benutzen  ver- 
stellen oder  bald  lernen  ^vi^d.  Einrichtungen 
'wie   Volksbibüotheken,   Musikvereine,   Vor- 
lesungen  u.   dergl.   m.    werden    in   dieser 
Richtung  dazu  beitragen,  Missbräuchen  vor- 
zubeugen. 

In  wirtschaftlicher  Hinsicht  würde  der 
Normalarbeitstag  offenbar  eine  Einschränkung 
der  Produktion  nach  sich  ziehen.  Allerdings 
ist  nach  den  in  der  Schweiz  gemachten  Er- 
fahrungen (Schuler)  die  Dauer  der  Arbeits- 
zeit   überhaupt     nur     innerhalb    gewisser 
Grenzen  für  die  Arbeitsleistung  massgebend. 
Auch    ist  es   riciitig^   dass   bei   übermässig 
langer  Arbeitszeit   die  Kraft   des   Arbeitei-s 
derart  erlahmt,  dass  in  den  letzten  Stimden 
nicht  mehr  das  gleiche  wie  in  clen  ereten 
Stunden  des  Tages  geleistet  wird.  Mitliin  ist 
es  nicht  ausgeschlossen,  dass  bei  einem  um 
1 — 2  Stunden  gegenüber  fi'ülier  verkürzten 
Arbeitstage  doch   das   gleiche  Quantum  er- 
zielt   wird.     Allein   dieses    Ergebnis    wird 
nur  da  erwartet  werden   können,   wo   ent- 
weder Begabung   und  Tüchtigkeit  der  Ar- 
beiter diese  zu  grösserer  Anstrengung  ver- 
anlasst oder  technisch  vollendete  Maschinen 
diu-ch  rascheren  Gang   den  Ausfall   an  der 
Beschäftigungsdauer  decken.  Die  von  Gustav 
Cohn  und  Schuler  mitgeteilten  schweizeri- 
schen Erfahrungen  lassen  diesen  Zusammen- 
hang  zur  Genüge  hervortreten.    Wo  diese 
Mittel  versagen,  wird  es  nötig,  um  die  Pro- 
duktion  auf   der   bisherigen   Höhe   zu    er- 
halten, die  zur  Zeit  unbeschäftigt  gebliebe- 
nen Arbeiter  heranzuziehen.    Dieser  Punkt 
ist  gerade    derjenige,    auf  den   von  vielen 
Seiten   bei  Einführung  des   Normalarbeits- 
tages   Gewicht   gelegt    wird.     Man    hofft 
durch    ihn     die    Reservearmee     der    Be- 
schäftigungslosen zu  nutzbringender  Thätig- 
keit  verwendet  zu  sehen.    Ueber  die  Zahl 
der  wegen  Mangel  an  Arbeit  feiernden  Per- 
sonen weiss   man  nichts  Genaues,   und   es 
würde  eine  der  ei-sten  Aufgaben  eines  arbeits- 
statistischen Reichsamtes  sein,  dariiber  regel- 
mässig Auskunft  zu  verschaffen.    Vgl.  d.  Art. 
Arbeitslosigkeit   oben  Bd.  I   S.  92üff. 
FürenglischeVerhältnisse  berechnet  Webbbei 
einer  Lohnarbeiterbevölkerung  von  5  Millionen 
Köpfen    eine    »Surplusarmee«    von    nahezu 
einer  ^Million.    In   welcher  Weise   die  Be- 
schäftigungslosen  bei   Verkürzung   der  Ar- 
beitszeit zu  ihrem  Recht  auf  Arbeit  kommen, 


können  uns  schweizerische  Erfahnmgen 
lehren.  Die  dortigen  5  grossen  Eisenbahn- 
gesellscliaften  haben  die  Zahl  ihrer  Ange- 
stellten von  1889  auf  1890  nur  um  9ll, 
nämlich  von  14067  auf  14978  gesteigert, 
von  1890  aber  auf  1891  infolge  der  Ein- 
führung des  Ruhetagsgesetzes  um  1949, 
nämlich  von  14978  auf  16927  vermehren 
müssen. 

Sofern  nun  der  Normalarbeitstag  die 
Produktion  einschränkt,  kommt  es  darauf 
an,  ob  die  Gesamtheit  sich  dieses  gefallen 
lassen  kann  oder  das  frühere  Quantum 
durchaus  braucht.  Herrscht  auf  dem  ein- 
zelnen Produktionsgebiete  bereits  eine  üeber- 
produktiou  oder  droht  eine  solche,  so  wird 
der  Normalarbeitstag  wohlthätig  wirken ;  er 
wu*d  alsdann  die  Produktion  in  ihre  nor- 
malen Grenzen  zurückführen,  und  der  Ar- 
beiter kann  vielleicht  sogar  Nutzen  ziehen, 
indem  bei  dem  allmählichen  Ansteigen  der 
Preise  auch  ein  Einfluss  auf  die  Höhe 
seines  Lohnes  erwartet  werden  darf. 

In  den  anderen  Fällen,  wo  der  Unter- 
nehmer gezwungen  ist,  um  den  durch  Ver- 
kürzung der  Arbeitszeit  entstandenen  Aus- 
fall einzuholen,  zu  einem  der  erwähnten 
Mittel  zu  greifen,  muss  man  die  Standpunkte 
des  Arbeitgebers  und  des  Arbeiters  aus- 
einander halten.  Der  Unternehmer  ist  augen- 
scheinlich gar  nicht  benachteiligt,  wenn  es 
gelingt,  durch  ^ssere  Anstrengung  der 
Arbeiter  das  gleiche  Quantum  wie  früher 
zu  erzielen;  in  den  beiden  anderen  Fällen 
ist  eine  Vermehrung  der  Produktionskosten 
unvermeidlich,  sei  es,  dass  grössere  Mengen 
stehenden  Kapitals  für  Anschaffimg  neuer 
oder  Vervollkommnung  vorhandener  Ma- 
scliinen  verzinst  werden  oder  mehr  laufendes 
Kapital  zur  Lohnzahlung  gebraucht  werden 
muss.  Kann  das  bei  den  Maschinen  her- 
vorgerufene Plus  der  Produktionskosten 
durch  eine  Ersparnis  nach  anderer  Rich- 
tung, etwa  durch  bessere  Konstruktion  oder 
wirtschaftlichere  Disposition  über  die  Roh- 
stoffe, ausgeglichen  werden,  so  leidet  der 
Unternehmer  nicht.  Der  Preis  der  Produkte 
kann  der  gleiche,  sein  Gewinn  ungeschmälert 
bleiben.  Trifft  das  nicht  zu,  so  muss  der 
Preis  der  Produkte  steigen  oder  der  Unter- 
nehmer mit  geringerem  Gewinne  vorlieb 
nehmen.  Der  Unternehmer  kann  demnach 
gut  oder  schlecht  fahren,  und  der  wirkliche 
Eintritt  der  Ereignisse  wird  nach  Art  und 
Umständen  ganz  verschieden  sein.  Ent- 
schieden ungünstig  ist  es  für  den  Unter- 
nehmer, wenn  er  veranlasst  wiKl,  die  bis- 
herige Höhe  der  Produktion  dadurch  fest- 
zulialten,  dass  er  mehr  Arbeiter  einstellt. 
Die  durch  die  grössere  Zahlung  für  Löhne 
gesteigerten  ProduKtionskosten  werden  sich 
durch  Ei-sparnissc  auf  der  anderen  Seite 
kaum  ausgleichen  lassen,  und  da  bei  gleich- 
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bleibender  Produktion  zunächst  die  Veran- 
lassung fehlt,  die  Preise  zu  steigern,  so 
muss  der  Fabrikant  wahrscheinlich  den 
Schaden  tragen.  Dieser  besteht  in  einer 
eventuellen  Schmälerung   seines   Gewinnes. 

Gerade  dieser  für  den  Unternehmer  un- 
gunstigste Fall  ist  für  den  Arbeiter  der  vor- 
teilhafte. Denn  sieht  er  sic^h  gegenwärtig 
genötigt,  wegen  des  Mitwerbens  vieler  sich 
zu  niedrigen  Löhnen  zu  veretehen,  so  kann 
er  bei  sich  verringerndem  Angebote  der 
Arbeitskräfte,  indem  eben  mehr  als  früher 
beschäftigt  werden,  hoffen,  allmählich  einen 
höheren  Lohn  zu  erlangen.  Ob  ihm  das 
gelingen  wird ,  ist  wesentlich  davon  ab- 
hängig, (lass  die  Vermindenmg  des  Angebotes 
der  Arbeitskräfte  eine  dauernde  bleibt  und 
nicht  etwa  für  zahlreichen  Nachwuchs  ge- 
sorgt wird.  Sofern  die  Maschinen  den  durch 
den  Normalarbeitstag  verschuldeten  Ausfall 
der  Produktion  einzuholen  vermögen,  winkt 
dem  Arbeiter  nur  der  freilich  nicht  gering 
anzuschlagende  Vorteil  der  körperlichen  und 
geistigen  Huhe.  Ob  er  dabei  Einbusse  an 
seinem  Lohne  erleiden  winl,  ist  von  den 
Umständen   des  speciellen  Falles  abhängig. 

Erscheint  demnach  der  Normalarbeitstag 
als  eine  Einrichtung,  deren  Wirkungen  man 
nicht  von  vom  herein  klar  zu  bestimmen 
vermag,  so  weixien  auch  sonst  gegen  seine 
Zulässigkeit  und  Zweckmässigkeit  Bedenken 
erhoben.  Man  meint,  dass  er  ohne  inter- 
nationale Regelung  die  Konkurrenzunfähig- 
keit der  Industrie  desjenigen  Landes  ver- 
schulden werde,  das  ihn  einzuführen  den 
Mut  habe.  Die  Ueberwachung  seiner  Durch- 
führung bereite  die  grössten  Schwierigkeiten. 
Die  Mannigfaltigkeit  des  Bedürfnisses  auf 
den  einzelnen  Gebieten  des  gewerblichen 
Lebens  mache  zahllose  Ausnahmen  nötig. 
Die  Selbstthätigkeit  des  Arbeiters  wenle 
gelähmt.  Kann  man  sich  diesen  Einwänden 
gegenüber  zum  Teil  auf  den  Vorgang  ein- 
zelner Kulturstaaten  berufen,  die  den  Nor- 
malarbeitstag mit  Erfolg  eingeführt  liaben, 
so  kommt  es,  um  die  anderen  zu  überwinden, 
wesentlich  darauf  an,  ob  schreiende  Miss- 
stände hinsichtlich  der  Dauer  der  Arbeits- 
zeit bestehen  oder  nicht.  Lehren  Erfahrung 
und  Beobachtung,  dass  Sitte  und  Veilrags- 
freiheit  nicht  ausreichen,  ein  richtiges  Ar- 
beitsmass  überall  einzuhalten,  so  bleibt  bei 
den  oben  skizzierten  Nachteilen  und  Ge- 
fahren, die  der  Gesamtheit  drohen,  nichts 
anderes  übrig,  als  den  Weg  der  Gesetz- 
gebung zu  beschreiten.  Fiu*  uns  in  Deutsch- 
land müsste  daher  allem  zuvor  wohl  die 
Vornahme  der  schon  so  oft  gewünschten 
Enquete  angestrebt  werden,  um  sich  zu 
vergewissern,  wie  weit  Notstände  den 
Nornialarbeitstag  wünschenswei-t  erscheinen 
lassen. 

Die    Durchführung    des    Normalarbeits- 


I  tages    zu   erleichtern,    ist    neuerdings    v-c 
'  hervorragender  Seite  voi^^est-hlagen  wonl-L. 
'  ihn  in  Deutschland   niu-  in  Fabriken  obliga- 
torisch   zu   machen.     Die    längipre  Arl^ii-^ 
dauer  in  Handwerks-  und  Hausindustrie,  im 
Handel    und    Verkehr    leugnet    Seh  äff  le 
dabei  keineswegs  und  weist  auch  nidit  «ia.- 
Bedürfnis  des  Schutzes  über  die  Fabriken 
hinaus  von   der  Hand.     Nur  die    zur  Zeit 
grossen    Schwierigkeiten     veranlassen     ihn, 
zunächst  für  den   speciellen  Normalarbeitf- 
I  tag  einzutreten.  Allein  es  ist  sehr  zu  furc-htt^. 
I  dass    l)ei    derartig    einseitiger    Regulieroac 
[auf  den  Industriegebieten,   wo   es   mötriiv-k 
I  ist,  die  Heimarbeit  mehr  zur  Geltung  kcimoit 
I  und    vielleicht   gerade    von    den    Arbeitern. 
1  deren  Arbeitszeit  in   der  Fabrik  gesetzlich 
I  festgelegt  ist,  zu  Hause  Frauen  und  Kinder 
j  über  Gebühr  angestrengt  werden.     Das  in 
'  England  und  Australien  sich  breit  machen rie 
]  >Sweating  System«  deutet  auf  tue  Möglich- 
I  keit    dieser    Verschlechterung    unserer   Zu- 
stände.    Hält  man  daher  den  Normalarl*eit>- 
tag  für  eine  Notwendigkeit,   so   wird  man 
nicht  umhin  können,   ihn   für   das  gesamt^ 
gewerlilic^je  Lel»en  anzuordnen.     So  wie  ihn 
bereits  eine  Petition  deutscher  Schuhmacher 
aus   den    70er   Jahren    verlangte,    «iie   vor 
gegenseitiger   Anzeige    der    Uel>ertretimger. 
nicht  zurückschreckte  und  eine  ueberwachung 
der   im    Wohnzimmer    oder    zu    Hause   ar- 
beitenden Gesellen  oder  Klein meister  forderte. 
Bei  der  immer  gebieterischer  sich  heraus- 
stellenden Notwendigkeit,  auch   die   Hans- 
industrie unter  die  Arbeitei-schutzgesetze  zu 
stellen,    kann    die    allgemeine    Anwendung 
des  Normalai'beitstages  schliesslich  nicht  s*t 
schwierig  werden.    Nicht  zu  venneiden  wiri 
freilich  dabei  sein,  dass  die  Arbeitszeit  un<i 
Arbeitslust  des  freien,   selbständig  arbeiten- 
den Mannes  beschränkt  wird.     Allein  wahr- 
scheinlich wird  hier  auf  die  Dauer  ein  Druck 
nicht  mehr  empfunden  werden.     Der  Nor- 
malarbeitstag   würde    sicherlich    bald   allen 
Gewerbsthätigcn  ohne  Ausnahme  als  einzijr 
zulässig  erscheinen.  Nicht  minder  notwendig 
als    bei   Handwerk    und   Hausindustiie  er- 
scheint der  Normalarbeitstag  im  Verkehrs- 
gewerbe.    Mit   einem   Fabriknormalarbeit.^- 
tage  würde  demnach  zu  wenig  erreicht  sein. 
Dagegen   würden    die  Schwierigkeiten  sii^h 
allerdings  stark  häufen,   wenn  man  an  eine 
Durchfühnmg  auch  für  die  LandviTitschaft 
dächte. 

In,  Bezug  auf  die  Stundenzahl  des  Nor- 
malarbeitstages ist  eine  Einstimmigkeit  noch 
nicht  erzielt.  Für  deutsche  Verhältnisse 
würde  es  am  angemessensten  erscheinen, 
sich  für  10  oder  11  Stunden  zu  entscheidec. 
Wie  denn  z.  B.  der  allgemeine  deutsche 
Gärtnerverein,  der  zur  Zeit  in  114  Zweis:- 
vereinen  4700  Mitglieder  zählt,  auf  seiner 
fünften  Generalversammlung  im  August  19(hj 
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sicli      für    den    Elfshindentag    erkläi't   hat. 
I>agegen  plaidieren  die  Textilarbeiter  Sach- 
sens ,    Bayerns   und  Thüringens   für   einen 
>^ob.nstundentag,    und    der   Beschluss    der 
Tisohlerinniuig  in  Hamburg  (Februar  1898), 
provisorisch    die    neunstündige    Arbeitszeit 
oinziiführen,  erfuhr  den  entschiedenen  Wider- 
spruch des  Hamburg-Altonaer  Arbeitgeber- 
Verbandes.    Immer  nimmt  doch  die  Acht- 
stundenbewegung   zu    und   erzielt   Erfolge, 
die    es    begreiflich   machen,    dass   man   in 
^weiten  Kreisen  an  einer  solchen  Normierung 
der  Arbeitszeit  als  der  wünschenswertesten 
festhält    Es  mehren  sich  auch  die  Angaben, 
d  ie  zu  beweisen  scheinen,  dass  mit  der  Ver- 
kürzung   der   Arbeitszeit   Vorteile    für   die 
Unternehmer  und  die  ganze  Industiio  selbst 
verbunden  sind.  Nach  englischen  Erfahrungen 
zeigt   sich   vergrösserte  Produktivkraft   der 
Arbeit,  grössere  Regelmässigkeit,  vermehrter 
Fleiss,  besserer  Gesundheitszustand  auf  selten 
der  Arbeiter.    Wie  die  Arbeitsleistung  nach 
Kürzung  der  Arbeitszeit  sich  steigerte,  hat 
man  im  Rossitzer  Steinkohlenrevier  (Mälu-en) 
beobachtet.    Bei  11^/2  stündiger  Schichtdauer 
wurden  1882/84  2188853,  1886/88  2  155804 
Doppelcentner    gefördert.      Bei    9  stündiger 
Schichtdauer   stieg   die  Förderung    1891  93 
auf    2  800562   Doppelcentner,    1894/96   auf 
B 150307,    1897     auf    3344000,    1898    auf 
3400000,  1899  auf  3ü95(K)0  Doppelcentner. 
Ein    Brimner    Fabrikant    ist    es    auch    ge- 
wesen,   der  1899  auf  Grund    längerer  Er- 
fahrungen    behauptet    hat,    allerdings    zu- 
nächst  nur   vom    10 stündigen   Arbeitstage, 
dass     die     scheinbar     verlorene     Arbeits- 
stunde  durch    die    intensivere    Arbeit    der 
besser    ausgenihten    und   gestärkten    Hilfs- 
kräfte völlig  eingebracht  würde.     Sogai*  aus 
Russland  liegen  nach  den  Aeusj^erungen  des 
Direktors    einer    Papierfabrik    (Dobrodunt), 
der  von  12  auf    8  stündige  Arbeitsschichten 
glaubte  heruntergehen  zu  können,  gfinstige  Er- 
fahrungen vor  (Soz.  Praxis  VIII,  1075),    Dass 
endlich  ein  Normalarbeitstag  die  Konkurrenz- 
fähigkeit der  Industrie  auf  dem  Weltmarkte 
nicht    beeinträchtigeu    würde,    scheint    aus 
liOschs   Untersuchungen    über   die   Arbeits- 
zeiten im   württembergischen  Staatsbetriebe 
hervorzugehen.     Sie  erweisen,    dass   schon 
jetzt,  je  grösser  die  Standorte  der  Betriebe 
sind,   um   so   kürzere  Arbeitszeit    gilt  und 
dass  mit  zunehmender  Grösse  der  Betriebe 
durchschnittlich     die    Arbeitszeit    ebenfalls 
niedriger  winl.    Trotz  aller  dieser  günstigen 
Zeichen  dürfte  vschliesslich  vom  Aclitstunden- 
tag  gelten,   was   Gustav  Cohn   einmal   vom 
Normalarbeitstage  sagt:   Ein  Wort  von   zu- 
versichtlichem Klang,  aber  problematischem 
Inhalt. 

3.  Die  gegenwärtige  Schntzgesetz- 
f^ebang  und  die  Bestrebungeu  za  ihrer 
Vervollständigung.    Ueber  die  in  einzelneu 


Staaten  existierenden  Beschränkungen  der 
Arbeitszeit  vgl.  den  Art.  Arbeiterschutz- 
gesetzgebung oben  Bd.  I,  S.  470  ff.  Einen 
wirklichen  Normalarbeitstag  haben  Frankreich 
seit  1848,  die  Schweiz  seit  1877,  Oesterreich 
seit  1883  bezw.  1885.  In  ersterem  Lände 
—  auf  12  Stunden  angesetzt  —  bestand  er 
lange  Zeit  nur  auf  dem  Papiere.  Die  wieder- 
holten Anlaufe  zu  seiner  Wiederbelebung 
erreichten  nicht  mehr  als  die  Festsetzung 
der  statthaften  tägliclien  Arbeitszeit  für 
Personen  unter  18  Jahren  und  für  Ar- 
beiterinnen jeden  Alters,  die  in  Fabriken 
und  Hüttenwerken  beschäftigt  sind,  auf 
10  Stunden.  Durch  das  G.  v.  30.  März  1900 
ist  dann  in  allen  Gewerbebetrieben  mit  ge- 
mischtem Personal  unter  Vereinheitlichung 
der  Beschäftigungsdauer  für  alle  Arbeiter- 
kategorieen  ein  elfstündiger  Maximalarbeits- 
tag  sofort  in  Kraft  getreten.  Nach  Ablauf 
von  2  Jahren  winl  die  Arbeitsdauer  auf  10^/2, 
nach  weiteren  2  Jahren  auf  10  Stunden 
herabgesetzt.  Diese  Vorschriften  beziehen 
sich  auf  nahezu  die  Hälfte  aller  Betriebe 
und  ungefähr  zwei  Drittel  der  gesamten 
industriellen  Arbeiterschaft.  In  der  Schweiz 
funktioniert  der  auf  11  Stunden  angesetzte 
Normalarbeitstag  für  Fabriken,  der  an  den 
Vorabenden  von  Sonn-  und  Feiertagen  auf 
10  Stunden  hinuntergeht^  zur  vollständigen 
Zufriedenheit.  Ihn  weiter  herabzusetzen, 
wird  unter  Hinweis  auf  die  bisherigen  Er- 
folge erstrebt.  Oesterreich  hat  den  Nor- 
malarbeitstag von  11  Stunden  für  fabrik- 
mässig  betriebene  Gewerbsunternehmungen 
und  seit  21,  Juni  1884  von  10  Stunden  für 
den  Bergbau.  In  beiden  Ländern  können 
auf  dem  Verwaltungswege  von  dieser  Be- 
stimmung für  einzelne  Industrieen  Ausnahmen 
gemacht  werden.  Die  Encpiete  vom  März  19<K) 
über  die  Verkürzung  der  Arbeitszeit  in  den 
Bergwerken  hat  ül)er  die  Handhabung  dieser 
Bestimmung  einen  Zweifel  hervortr(»ten 
lassen,  insofern  die  Vertreter  der  Unter- 
nehmer erklärten,  dass  über  ilu^  Ausführung 
sehr  sorgsam  gewacht  werde,  während  aus 
den  Antworten  der  Arbeiter  hervorging,  dass 
manches  zu  wünschen  übrig  bleibe.  Ein 
vorläufiger  Gesetzentwurf  sieht  die  Ein- 
führung des  Neunstundentages  in  Kohlen- 
bergwei'ken  vor  einschliesslich  der  Ein-  und 
Ausfahrt.  In  der  österreichischen  Textil- 
industrie hat  der  Ausstand  der  Textilarbeiter 
in  Brunn  für  Mälu^n  und  den  Reichenberger 
Bezirk  fast  überall  die  Einfülirung  des  Zehn- 
stundentages zur  Folge  gehabt.  Im  Süden 
Oesterreichs  verhalten  sich  die  Arbeiter 
dieser  Bewegung  gegenüber  selir  indifferent. 
In  Holland  ist  die  Arbeitszeit  für  er- 
wachsene Arbeiter  nicht  gesetzlich  beschränkt 
Doch  hat  das  G.  v.  13.  Januar  1894  einen 
llstttndigen  Normalarbeitstag  für  die  im 
Dienste  der  Gemeinden  stehenden  Arbeiter 
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angeordnet.  —  In  England  wurde  be- 
kaüiitlich  schon  bei  der  Bewegung  für  das 
erste  wirksame  Fabrikgesetz  eine  Agitation 
für  ein  Zehnstundengesetz  bemerkbar.  Lord 
Ashley,  der  naelüierige  Graf  Shaftesbury, 
brachte  sogar  im  Unterhaust»  eine  darauf 
bezügliche  Bill  zum  Fabrikgesetz  von  1S33 
ein,  die  auch  die  Unterstützung  von  93  Mit- 
gliedern fand.  Gleich wold  ist  es  bis  jetzt 
nicht  zu  mehr  gekommen,  als  dass  die  täg- 
liche ArV)eitszeit  für  Kinder,  jugendli(!he 
Personen  und  Arbeiterinnen  auf  10  Stunden 
bestimmt  ist.  Thatsächlich  hat  diese  Be- 
schränkung die  Arbeitsdauer  auch  der  er- 
wachsenen männlichen  Arbeiter  beeinflusst, 
doch  soll  nach  Webb  noch  mehr  als  die 
Hälfte  aller  Arbeiter  einen  12  stündigen 
Arbeitstag  haben.  Insbesondere  für  die 
Eisenbahnbediensteten  besteht  eine  über- 
mässige Arbeitszeit  in  weitestem  Umfange 
(vgl.  G.  Cohn).  Bei  den  städtischen  Strassen- 
bahnen  in  Ijondon  hat  man  seit  1.  Mai  1900 
die  w^cichentliche  Arbeitszeit  auf  60  Stunden 
reduziert,  ohne  die  Löhne  herabzusetzen. 
Den  Bestrebungen,  die  Arbeitszeit  der  er- 
wachsenen Arbeiter  durch  ein  Gesetz  zu 
regeln,  hat  man  bisher  den  Satz  entgegen- 
gestellt, dass  Männer  imstande  seien,  für 
sich  selbst  zu  sorgen,  und  diese  Fähigkeit 
zur  Abkürzung  ihrer  Arbeitsstunden  wieder- 
holt erwiesen  hätten.  So  haben  z.  B.  die 
gut  organisierten  Bergleute  von  Northumber- 
land  ihren  Arbeitstag  ohne  jede  Mitwirkung 
des  Parlaments  auf  6^  4  Stunden  gebracht. 
Die  genossenschaftliche  Organisation  aber 
soll  die  anderswo  vom  Staate  erwartete  Ab- 
hilfe ersetzen,  imd  man  meint,  dass  selbst 
die  Masse  der  ungelernten  Arbeiter  einer 
solchen  Organisation  fähig  sei,  wenn  die 
Not  und  Verhältnisse  es  erfordern.  Indes 
scheint  neuerdings  in  den  englischen  Ar- 
beitern die  Zuversicht  auf  die  flacht  ihrer 
Verbindung  nicht  mehr  die  gleiche  wie 
früher,  und  es  macht  sich  gegenwärtig  eine 
entschiedene  Bewegimg  geltend,  die  von  Jahr 
zu  Jahr  Fortschritte  macht,  die  Factorv  und 
Workshop  Act  von  1878  durch  ein  Gesetz 
zur  Verhinderung  übermässiger  Arbeitszeit 
zu  ergänzen,  von  einer  Seite  wird  eine 
gesetzliche  Schranke  nur  filr  die  Regierungs- 
bediensteten und  die  Regierungswerkstätten 
oder  auch  nur  für  einzelne  besonders  an- 
strengende Arbeiten  verlangt,  z.  B.  bei  den 
Eisenbahnen  für  den  Signaldienst  auf  Bahn- 
höfen und  Strecken  mit  intensivem  Verkehr. 
Andere  gehen  weiter  —  so  namentlich  die 
»Fabian  Society«  —  und  fordern  die  Aus- 
dehnung der  Arbeitszeitbeschränkung  auf 
Bergwerke,  Eisenbahnen,  Lokalverwaltimgs- 
k/irperschaften  und  auf  die  Beschäftigten 
joner  grossen  Gesellschaften,  die  mit  einer 
»Royiü  Charter«  begünstigt  werden.  Der 
von  der  »Fabian  Society«   aufgestellte  Nor- 


'  malarbeitstag  soll  in  Yertragea  für  Likn- 
arbeit  und  für  persönliche  Dienstleistungvri 
einen  Zeitraum  von  8  Stunden  am  Tasr 
umfassen,  so  dass  die  Normalarheitsvr^'L- 
einem  Zeiträume  von  48  Stunden  giei<4i  er- 
achtet wird.  Er  hat  nur  schutzpoliti^i-h-r. 
Charakter  und  sieht  von  gleichzeitiger  Rest- 
lung  des  Verdienstes  gänzlich  ab.  Ein  ire- 
setzlicher  Achtstundentag  für  die  Bei^gleute 
ist  im  Unterhause  seit  1888  von-  Jahr  m 
Jahr  beantragt  worden.  1892  wurde  er  mir 
einer  Mehrheit  von  112  Stimmen  al«gelelmt. 
j  1893  in  zweiter  Lesung  mit  einer  Mehrheit 
(Von  88  Stimmen  angenommen,  1S&4  im 
I  Ausschuss  verworfen,  1897  mit  41  Stimmen 
Mehrheit,  1900  (28.  Februar)  mit  199  geg.?r 
175  Stimmen  abgelehnt.  Die  Bergleute' 
selbst  haben  sich  mit  w^achsender  Ent- 
schiedenheit für  den  gesetzlichen  Acht- 
stundentag erklärt.  Nur  die  Bergleute  v.mi 
Durham  und  Northumberland  sind  zum  Teil 
dagegen;  obwohl  sie  schon  jetzt  eine  zum 
Teil  geringere  Arbeitszeit  haben.  Sie  scheuen 
eben  die  gesetzliche  Festlegung  der  Arl^eits- 
dauer.  Speciell  im  englischen  Eüsenbaht- 
dienste  scheint  die  Aussieht  für  eine  ge- 
setzliche Regelung  des  Arbeitstages,  obwohl 
die  Notwendigkeit  von  Reformmassregelu 
ausser  Zweifel  steht,  eine  bescheidene  zu 
sein.  —  In  Russland  iiat  der  1897  eia- 
gefühiie  11^  2 stündige  Normalarbeitstag  {y^l 
d.  Art.  Arbeitszeit  in  Russland  obea 
Bd.  I  S.  1030)  durch  Erläuterungen,  die  in 
einem  vom  Finanzminister  an  dieFabrikinsf«ek- 
toren  erlassenen  Cirkular  gegeben  sind,  einf 
Abschwächung  erfahren.  In  Bäckereien. 
Branntweinbrennereien,  Bierbrauereien  darf 
der  Arbeitetag  durchschnittlich  12  Stunden  be- 
tragen. Für  Buchdnickereiarbeiter  bei  Her- 
stellung der  periodischen  Presse  ist  die  Be- 
stimmung, dass  die  Unternehmer  mit  den 
Arbeitern  nicht  mehr  als  120  Ueberetundeu 
im  Jahre  vereinbaren  dürfen,  ausser  Kraft 
gesetzt  worden.  —  Eine  Verwirklichung 
des  achtstündigen  Normalarbeitstages  findet 
sich  seit  mehr  als  35  Jahren  in  den  austra- 
lischen Kolonieen.  Zwar  giebt  es  in 
den  Arbeiterschutzgesetzen  von  Victoria, 
Tasmanien  und  Neuseeland  keine  a^if  ilie 
Regelung  der  Arbeitszeit  sich  beziehende 
Bestimmung,  und  in  den  anderen  Kolonieen 
ist  überhaupt  noch  nicht  von  einer  Arbeiter- 
schutzgesetzgebung die  Rede.  Gleichwohl 
ist  dank  der  Arbeiterorganisation,  die  bereits 
1847  begann,  wenigstens  in  Victoria  und 
Südaustndien  der  achtstündige  Arbeitstag 
der  herrschende  und  hat,  wie  es  seheint 
mehr  oder  weniger  auch  in  den  anderen 
Kolonieen  Eingang  gefunden.  In  V  i  c  1 0  r  i  a 
datiert  man  seine  Einführung  imd  allmähliohe 
Einbürgerung  vom  Jahre  1855  gelegentlidi 
der  Herstellung  eines  Gebäudes  in  einer  der 
Vorstädte  Melbournes.     Die   dabei  beschäf- 
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t igten    Maurer    beschlossen    in    einer   Ver- 
sammlung, dass  filr  alle  Zweige  der  Bau- 
^e-w^erbe  künftig  eine  8  stündige  Arbeit  als 
Taf^xirerk  zu  betrachten  sei,   und  wussten 
mit    Hilfe  der  im  Laufe  der  Zeit  ins  Leben 
tretenden  Trades-Ünions  sowie  gelegentlicher 
Arbeitseinstellungen  diesem  Grundsatze  all- 
g^emeine  Anerkennung  zu  verschaffen.    Bis 
^egen   Ende  der  70  er  Jahre  war  die  Be- 
Avegiing   soweit    vorgeschritten,    dass    von 
alleu   Gewerben  nur  die  Schneiderei   noch 
nicht  die  neue  Regelung  angenommen  hatte. 
Selbst  die  Schiffahrt  hatte  sich  zu  ihr  ver- 
standen, sofern  wenigstens  auf  den  im  Hafen 
liegenden    Schiffen     die    Leute    innerhalb 
24  Stunden  nur  8  beschäftigt  werden.    Für 
die  grosse  Mehrzahl  der  zu  ihm  gehörenden 
Genossenschaften    hat    der    »Trades    Hall 
Council«    48    Stunden    Arbeitszeit    in    der 
Woche  durchgesetzt.    Maurer.  Steinmetzen, 
Zimmerleute  arbeiten  sogar  nur  45  Stunden 
in  der  Woche,  indem  am  Samstage  statt  8 
mir  5  Stunden  gearbeitet  werden.    In  Süd - 
australien  war  um  das  Jahr  1850  unter 
df>n    Handwerkern    eine    Arbeitsdauer    von 
58  Stunden  wöchentlich  die  Regel :  10  Stunden 
an  gewöhnlichen  Wochentagen  und  8  Stunden 
am   Samstag.     Dann    erlangten    zuerst   die 
Zimmerleute    in    Port    Adelaide    die   Ver- 
kiirzung  auf  53^/2  Stunden.    Später  erfolgte 
die   Mindening    der   Samstagsarbeit   auf   7 
Stunden  und  endlich  im  australischen  Früh- 
jahr 1873  die  ziemlich  aUgemeine  Einführung 
des   8  stündigen  Arbeitstages   ohne   Strikes 
und  im  vollen  Einverständnis  mit  den  Ar- 
beitgehern.    Seitdem   findet  alljährlich  am 
1.  September  eine  öffentliche  Feier  zur  Er- 
innerung an  diesen  Moment  statt,  ein  Fest, 
das   immer  grössere  Ausdehnung  gewinnt, 
an  dem  z.  B.  im  Jahre  1889  nicht  weniger 
als  30  000  Menschen,  Unternehmer  wie  Ar- 
beiter  in   gleich   herzlicher   Weise,   Anteil 
nahmen.      In    Westaustralien    beträgt 
üblicher  Weise  die  Arbeitszeit  Erwachsener 
täglich  neim  Stunden.    In  Neusüdwales 
hatten  bereitsl890  von  343Arbeiterkategorieen 
den  Achtstundentag  224  (65%).    In  Neu- 
seeland gilt  seit  vielen  Jahren  der  Acht- 
stundentag für  alle  Arbeiter.    In  Queens- 
land  ist  in  den  Werkstätten   der  Staats- 
bahnen die  Arbeitszeit  auf  wöchentlich  48 
Stunden  angesetzt.  —  Indes  hat  der  8  stündige 
Arbeitstag  in  Australien  doch  einen  neuen 
Uebelstand  hervorgerufen.  Die  kurze  Arbeits- 
zeit, verbunden  mit  einem  täglichen  Arbeits- 
lohne von  7  bis   12  und   15  Mark,  hat  die 
Unternehmer  auf  die  Idee  gebracht,  Kinder 
und    jugendliche    Arbeiter    in     deren    Be- 
hausungen durch  ihre  Arbeiter  als  Zwischen- 
personen zu  beschäftigen.    Diesen  »Händen« 
fehlt  die  Organisation ;  sie  können  für  längere 
Arbeitszeiten    beschäftigt  werden,   und   ihr 
Lohn  ist  gelegentlichen  Herabsetzungen  zu- 
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gänglich.  Mit  diesem  »Sweating  System«, 
d.  h.  der  liausindustriellen  Beschäftigung 
von  Frauen  und  Kindern,  ist  aber  der  Grund- 
satz des  achtstündigen  Arbeitstages  durch- 
brochen und  der  Arbeitslohn  wird  systematisch 
herabgedrückt.  Besonders  leidet  unter  diesem 
Sj^stem  die  Bekleidungsindustrie.  Da  mit 
der  Selbsthilfe  wenig  auszurichten  ist  und 
die  Mittelmänner  zum  Aufgeben  der  Haus- 
industrie nicht  zu  bewegen  sind,  so  wird 
auf  die  Dauer  nichts  anderes  übrig  bleiben, 
als  den  privaten  Arbeitsvertrag  in  irgend 
einer  Weise  gesetzlich  einzuschränken.  — 
In  den  Vereinigten  Staaten  von  Nord- 
amerika, wo  mi  ganzen  die  10  stündige 
Arbeitszeit  vorheiTscht,  ist  allen  für  die 
Regierung  thätigen  Arbeitern  der  Acht- 
stundentag zugestanden.  Ausserdem  gilt 
dasselbe  in  einigen  Staaten  für  alle  Arbeiter. 
Ygl.  d.  Art.  Arbeitszeit  in  den  Ver- 
einigten Staaten  oben  Bd.  1  S.  1036 ff. 
Ebenso  ist  in  Norwegen  auf  Storthings- 
beschluss  seit  Juni  1900  in  einigen  Staats- 
werkstätten der  achtstündige  Arbeitstag  ein- 
geführt worden.  Dagegen  ist  es  der  zweiten 
Kammer  in  Bayern  nicht  gelungen,  die 
im  Februar  1900  beschlossene  gesetzliche 
Einführung  des  Achtstimdentags  für  Arbeiter 
»unter  Tage«  gegen  die  Reichsratskammer 
durchzusetzen.  Wohl  aber  ist  im  Rangier- 
und  Streckendienst  der  bayerischen  Eisen- 
bahnen seit  dem  Dezember  1898  ein  Arbeits- 
tiu-nus  vorgeschrieben  w^orden,  der  den  Be- 
diensteten den  achtsttlndigen  Arbeitstag  ge- 
bracht hat.  Das  gleiche  ist  erreicht  für  die 
Arbeiter  der  Zeissschen  Stiftung  in  Jena,  seit 
1899  für  die  Kanalisationsarbeiter  der  Stadt- 
verwaltung in  Paris,  für  die  im  Dienste  der 
Gemeinde  Rochdale,  die  verechiedene  Werke 
betreibt,  stehenden  Heizer,  die  gemeindlichen 
Arbeiter  in  Westham  (Vorort  von  London) 
und  viele  andere  mehr. 

4.  Die  gesetzgeberischen  Anläufe  im 
Dentschen  Reichstage  zur  Einführ  ung  des 
N.  In  Preussen  bestimmte  die  Novelle  vom 
Februar  1849,  dass  die  tägliche  Arbeitszeit  der 
Gesellen,  Gehilfen  und  Fabrikarbeiter  vom  Ge- 
werberate für  die  einzelnen  Handwerke  und 
Fabrikzweige  nach  Anhörung  der  Beteiligten 
festzusetzen  sei.  Aber  da  die  Gewerberäte 
nicht  zu  Stande  kamen,  ist  kaum  irgendwo  der 
Versuch  gemacht  wonlen,  in  die  Feststellung 
der  Arbeitszeit  obrigkeitlich  einzugreifen. 

Zwanzig  Jahre  später  wurde  bei  der  Be- 
ratung der  Gewerbeordnung  für  den  nord- 
deutschen Bund  von  konservativer  und  sozial- 
demokratischer Seite  die  gesetzliche  Regelung 
der  Arbeitszeit  angeregt.  Die  Konservativen 
schlugen  den  zwölf  stund  igen  Normalarl>eits- 
tag  für  Fabriken,  die  Sozialdemokraten  den 
zehnstündigen  für  Fabiiken,  Werkstätten, 
Berg-,  Hütten-,  Pochwerke,  landwirtschaft- 
liche Betriebe,  Schiffswerften,  Eisenbahnen, 
Auflage.    V.  63 
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Dampfschiffe  etc.  vor.  Aber  weder  der 
massvoUere  noch  der  ungestümere  Antrag 
drangen  durch.  Nicht  einmal  die  Anregung, 
offiziell  festzustellen,  inwieweit  eine  un- 
gebührliche Ausdehnung  des  Arbeitstages 
sich  breit  mache,  fiel  auf  fruchtbaren  Boden. 
Damit  war  für  viele  Jahre  hinaus  die  Frage 
abgethan  und  kam  erst  wieder  in  lebhafteren 
Fluss,  als  am  11.  Dezember  1881  der  Ab- 
geordnete Hertling  die  verbündeten  Re- 
gierungen im  Reichstage  über  ihre  Absichten 
auf  weitere  Ausbildung  der  bestehenden 
Fabrikgesetzgebung  interpellierte.  Einer  der 
hierbei  geäusserten  Wünsche  ging  dahin, 
den  zehnstündigen  Arbeitstag  sich  mit  der 
Zeit  als  allgemeine  Regel  im  Wirtschafts- 
gebiete des  Deutschen  Reiches  festsetzen  zu 
sehen.  Der  Reichskanzler,  der  sich  die  Be- 
antwortung der  Interpellation  selbst  vor- 
behalten hatte,  erklärte  am  9.  Januar  1872 
die  Anregimg  als  eine  für  den  Augenblick 
imnötige.  Obwohl  er  aussprach,  keine  der 
verbündeten  Regierungen  sei  so  übelwollend, 
dass  sie  nicht  dem  Arbeiter  und  seiner  Frau 
die  Möglichkeit  gönnte,  mit  der  kürzesten 
Arbeitszeit  die  behufs  der  Existenz  nötige 
Einnahme  sich  zu  sichern,  so  schien  er  doch 
der  Behauptung,  dass  eine  übermässige  Ar- 
beitszeit vielfach  üblich  sei,  keinen  Glauben 
zu  schenken,  konnte  sie  jedenfalls  mit  den 
in  seiner  nächsten  Umgebung  gemachten 
Erfahrungen  nicht  in  Einklang  bringen.  Die 
an  seine  Rede  knüpfende  Besprechung  der 
Interpellation  Hess  entschiedene  Sympathie  | 
für  den  Gedanken  einer  Beschränkung  der 
Arbeitszeit  auf  fast  allen  Seiten  des  Hauses 
hervortreten,  lieferte  aber  keine  positiven 
Ergebnisse. 

Indes  hatte  sie  den  Erfolg,  dass  schon 
nach  wenigen  Jahi-en  in  gleic;her  Richtung 
zielende  Anträge  verschiedener  Parteien  den 
Reichstag  aufs  neue  beschäftigten.  Im  No- 
vember 1884  brachte  das  Centrum,  ohne 
eine  bestimmte  Stundenzahl  anzusetzen,  den 
Antrag  ein,  die  Maximalarbeitszeit  erwach- 
sener männlicher  Arbeiter  zu  regeln,  und 
von  konservativer  wie  von  nationalliberaler 
Seite  wurde  auf  den  früher  geäusserten 
Plan,  Erhebungen  über  die  Arbeitsdauer 
erwachsener  männlicher  Arbeiter  anzustellen, 
zurückgegriffen.  Die  Sozialdemokratie  end- 
lich rückte  im  Januar  1885  mit  dem  Vor- 
schlage heraus,  für  alle  über  16  Jahre  alten, 
in  gewerblichen  Unternehmungen  beschäf- 
tigten Hilfspersonen  die  Arbeitszeit  auf 
höchstens  10  Stunden  täglich,  an  Sonnabenden 
auf  höchstens  acht  Stunden  anzusetzen.  Die 
am  14.  Januar  1885  beginnende  Diskussion 
bot  wenig  Erfreuliches.  Einen  frucht- 
bringenden Gedanken  äusserte  der  Ab- 
geordnete Hitze  in  dem  Voi-schlage,  auf 
dem  Wege  des  Gesetzes  gewisse  Maxiraa 
der  Arbeitszeit  zu  verbieten  und  im  übrigen 


die  Berufsgenossenschaften  zu  beanftra^Gr 
in  den  einzelnen  Industriezweigen  weitirre 
Nachforschungen  anzustellen,  um  eventwil 
stärkere  Verkürzungen  des  Arbeitstages  m 
veranlassen.  Gleichfalls  auf  einen  prak- 
tischen Gesichtspunkt  verwies  das  Schlos^- 
wort  des  Antragstellers  Hertling,  indem  3 
bemerkte,  dass  die  Regierung  selbst  zu  aus- 
gedehnte Arbeitszeiten  hervorrufe,  wenn  sie  iL 
den  Submissionsbedingungen  die  Lieferungs- 
fristen viel  zu  kurz  ansetzte.  Da  müsse 
dann,  um  das  Einhalten  der  Fristeo  zu  er- 
möglichen, mit  üeberschreitung  der  pt- 
wohnlichen  Stundenzahl  gearbeitet  werdeo. 
Die  Regienmg  hätte  es  somit  in  ihrer  Hainl 
selbst  den  Anfang  zu  einer  Besserung  dtr 
Verhältnisse  zu  machen.  Zu  einer  Al^tim- 
mung  kam  es  nicht,  und  diese  Anträge  ver- 
schwanden mit  dem  vier  Monate  spater  er- 
örterten sozialdemokratischen  Antrage  iL 
einer  Kommission,  aus  der  sie  nicht  wieder 
in  den  Reichstag  zurückkehrten. 

Aber  schon  in  der  zweiten  Session  üer 
sechsten  Legislaturperiode  liegen  neue  An- 
träge vor.  Lieber  und  Genossen  woüt^si 
(25.  November  1885)  einen  Nonnalarbeitfita^ 
von  höchstens  11  Stunden  und  die  Möglich- 
keit offen  gehalten  wissen,  ihn  durch  B.=^ 
schluss  des  Bundesrates  für  gesundheiti- 
schädliche  Gewerbe  weiter  verkürzen  zu 
können.  Die  Sozialdemokratie  aber  wieder- 
holte ihre  bekannte  Forderung  einer  lOstüc- 
digen  Arbeitszeit.  Auch  dieses  Mal  wurden 
die  Anträge  in  einer  Konunission  begrabecL 
Man  beschränkte  sich  zunächst  auf  die  Rege- 
hmg  der  Sonntags-  und  der  FrauenarWit, 
und  während  man  ziu-  Feststellung  der  in 
ersterer  Richtung  vorhandenen  üebelstände 
eine  Enquete  für  notwendig  hielt,  glaubte 
man  sie  bezüglich  der  Arbeitsdauer  entbehren 
zu  können.  Vergebens  hatte  einer  der 
Redner  im  Reichstage  gesagt,  >dass  es  für 
gar  keine  Frage  so  dringend  wünschenswert 
sei  als  für  die  letztere,  einmal  genau  zu 
wissen,  wie  lang  denn  in  der  That  die  Ar- 
beitszeit für  die  erwachsenen  Arbeiter  in 
Deutschland  sei«,  —  man  hielt  es  trotz  der 
im  allgemeinen  zu  Tage  tretenden  Sympathie 
für  die  Verkürzung  der  Arbeitszeit  für 
richtiger,  zunächst  die  Sache  auf  sich  be- 
ruhen zu  lassen. 

Wieder  einmal  erschien  der  Normal- 
arbeitstag im  März  1887  im  Reichstage  ge- 
legentlich der  Beratungen  über  die  vom 
Abgeordneten  Hitze  eingebrachten  Entwürfe 
zur  Vervollkommnung  der  Arbeiterschutz- 
gesetzgebung. Wieder  erschien  er  in  der 
Begrenzung  auf  11  Stunden  mit  der  Aende- 
nmg,  dass,  falls  diese  Bestimmung  nicht 
allgemein  durchführbar  erscheinen  sollte,  er 
wenigstens  in  den  Textilfabriken  ziu-  An- 
wendung kommen  möchte.  Die  Zulässigkeit 
von   Ueberstunden ,  d.  h.  also  die  vorüber- 
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gellende  Verlängerung  der  normalen  Arbeits- 
zeit, war  vorgesehen.  Obwohl  warm  ver- 
teidigt, fand  er  doch  auch  jetzt  in  der  Kom- 
mission, an  die  der  Entwurf  gewiesen  wurde, 
Jieinen  allgemeinen  Anklang.  Mit  grosser 
Mehrheit  verständigte  man  sich  dahin,  von 
der  Diu-chberatung  des  Entwurfs  ganz  ab- 
zusehen. Gnindsätzliche  Abneigung  gegen 
die  Regelung  der  Arbeitszeit  für  Erwachsene 
war  eigentlich  in  der  Kommission  nicht  vor- 
handen. Nur  ganz  vereinzelt  wurde  die 
Ansicht  laut,  dass  ein  gesetzlicher  Normal- 
arbeitstag ein  Eingriff  in  die  persönliche 
Freiheit  der  Arbeiter  und  Arbeitgeber  sei. 
In  der  Hauptsache  waren  fast  alle  Mitglieder 
darin  einig,  dass  gesetzliche  Massregeln 
gegen  die  übermässige  Ausdehnung  der 
Arbeitszeit  erwachsener  Arbeiter  in  Fabriken 
für  wünschenswert  erachtet  wurden.  Nur 
hielt  man  dafür,  dass  zur  Zeit  die  erforder- 
liche Klarheit  über  die  Begi-enzuug  und  die 
Ausführbarkeit  derai-tiger  Massregeln  ver- 
misst  werde.  Demgemäss  beschränkte  man 
sich  darauf,  dem  Reichstage  eine  Resolution 
vorzuschlagen,  an  die  verbündeten  Re- 
gierungen das  Ersuchen  um  Vornahme  einer 
Enquete  über  die  Arbeitsdauer  und  die  Not- 
wendigkeit ihrer  Einschränkung  zu  stellen. 
Dieser  Antrag  witrde  im  Reichstage  an- 
genommen, hat  aber  ziu-  Zeit  noch  keinen 
Erfolg  gehabt. 

Zum  letzten  Male  kam  der  Normalarbeits- 
tag bei  den  Verhandlungen  über  die  am 
1.  Juni  1891  Gesetz  gewordene  Veränderung 
der  Gewerbeordnung  im  Reichstage  vor. 
Einerseits  brachten  die  Sozialdemokraten 
den  10  stündigen  Arbeitstag  für  Fabrikbetriebe 
in  Vorschlag,  der  vom  1.  Januar  1894  ab 
in  einen  9  stündigen  und  vom  1.  Januar  1898 
ab  in  einen  8  stund  igen  umgewandelt  werden 
sollte.  Andererseits  wurde  vom  Abgeordneten 
V.  Stumm  die  Einführung  eines  11  stündigen 
Arbeitstages  für  die  Textilindustrie  angeregt. 
Der  Vertreter  der  Regierung  erklärte  den 
Normalarbeitstag  für  einen  vöUig  diskulier- 
baren  Gegenstand  und  sprach  die  Geneigt- 
heit aus,  für  einzelne  Gewerbegebiete  eine 
bestimmte  Arbeitsdauer  zu  vertreten.  Zu 
einem  Beschlüsse  kam  es  nicht.  Immerhin 
sind  die  Verhandlungen  im  deutschen  Reichs- 
tage von  1869  bis  1887  nicht  ganz  nutzlos 
gewesen.  Sie  liaben  den  11  stündigen  Ar- 
beitstag für  die  Fabrikarbeiterinnen  über 
sechzehn  Jahre  bewirkt,  vielleicht  der  gi-össte 
Fortschritt  in  der  Novelle  von  1891.  Sie 
haben  femer  bewirkt,  dass  im  §  120e  Abs.  3 
der  Gew.-O.  dem  Bimdesrat  die  Macht  ein- 
geräumt ist,  für  Gewerbe,  in  denen  durch 
übermässige  Dauer  der  täglichen  Arbeitszeit 
die  Gesundheit  der  Arbeiter  gefährdet  wird, 
Dauer,  Beginn  und  Ende  der  zulässigen 
täglichen  Arbeitszeit  vorzuschreiben.  Davon 
ist  infolge    einer  Umfnige   von  seiten    des 


Reichskanzleramts  im  Jahre  1897  für  eine 
ganze  Reihe  Industrieen  Gebrauch  gemacht 
worden  (vgl.  d.  Art.  Arbeitszeit  in 
Deutschland  oben  Bd.  I  S.  1011).  Im 
übrigen  ist  die  Arbeitszeit  erwachsener  männ- 
licher Personen  noch  nicht  gesetzlich  geregelt. 
Immerhin  sind  wenigstens  für  das  Bäckerei- 
gewerbe und  die  Kleider-  und  Wäschefabri- 
kation Maximalarbeitstage  bestimmt  worden. 
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Verseihe,  Zwanzig  Jahre  Normaiarbeitstag  in 
der  Schweiz,   in  Zeitschr.  f.  Sorialw.  I,  S.  581. 

—  Stlherschlag,  Der  Arbeitstag  und  die  ge- 
setzliche Festsetxtmg  der  Dauer  desselben,  Ar- 
beiterfr.  21,  S.  72—81.  —  Seidel,  Der  Acht- 
stundentag vom  Standpunkte  der  Sozialökonomie, 
Moral  und  Demokratie,  1891.  —  Ad,  Wagner, 
Rodbcrtus  Jagctzow  über  den  Normaiarbeitstag, 
ZeiUchr.  f.  d.  ges.  Staatsw.  34,  S.  322—367.  — 
Sidney  Wehh  und  Harald,  Cox,  The  eight 
hours  day,  1891.  —  Berichte  der  Fabrikauf sichts-. 
beamten.  Soziale  Prajcis  in  allen  Jahrgängen. 

Wllh,  Siieda. 
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North,  Dndley,  (Sir), 

geb.  am  16.  III.  1644  in  London,  gest.  daselbst 
im  März  1691,  widmete  sich  dem  Handelsstande, 
erwarb  sich  als  Handelsfaktoreibesitzer  in  Kon- 
stantinopel  und  Smyrua  den  Ruf  eines  der  be- 
deutendsten englischen  Vertreter  des  Levante- 
handels, wurde,  nach  London  zurückgekehrt, 
Sheriff,  Aldernian,  Generalkommissar  der  Zölle, 
Parlamentsmitglied  und  Administrator  der  Kron- 
güter. 

North  veröflFeutlichte  folgende  staatswissen- 
schaftliche Schrift  in  Buchform  und  anonym: 

Piscourses  upon  trade;  principally  directed 
to  the  cases  of  the  interest,  coinage,  dipping 
and  increase  of  money,  London  1691;  dasselbe, 
neuer  Abdruck  unter  dem  Tit^l:  Discourses 
upon  trade  etc.  (1691).  Reprinted  with  intro- 
duction,  Edinburg  1822,  nur  in  80  Exemplaren 
gedruckt;  dasselbe,  neuer  Abdruck,  herausge- 
geben von  M.  Napier,  ebd.  1846;  nur  in  80 
Exemplaren  publiziert ;  dasselbe,  herausgegeben 
in  dem  Sammelwerke  „Early  Tracts"  vom 
Political  Economical  Club,  London  1856.  (Diese 
Schrift  wurde  gleich  nach  Erscheinen  in  allen 
erreichbaren  Exemplaren  vom  Verfasser  aus  dem 
Handel  gezogen  und  vernichtet ;  es  geschah  dies, 
weil  North  darauf  gerechnet,  dass  der  Sturz 
Jakobs  II.  den  Sieg  des  Freihandels  in  England 
herbeiführen  werde,  während  er  im  Gegenteil 
zur  Verschärfung  des  Protektionssystems  ge- 
führt hatte.  Aus  der  Einleitung  zum  ersten 
Neudruck  geht  hervor,  dass  Norths  Zweck,  die 
„discourses"  durch  Einstampfung  der  ganzen 
Auflage  für  Interessenten  unauffindbar  zu 
machen,  auf  die  Dauer  von  131Jahren  erreicht 
war.  Erst  1822  tauchte  ein  der  Vernichtung 
entgangenes  Exemplar  wieder  auf  und  ermög- 
lichte die  Herstellung  eines  Neudruckes.  North 
war  einer  der  erleuchtetsten  Denker  und  staats- 
wirtschaftlichen Theoretiker  des  17.  Jahrhunderts. 
Aus  sich  selbst  heraus  emancipierte  er  sich  von 
den  merkantilistischen  Anschauungen  seiner  Zeit 
und  gelangte  zu  Theoremen,  die  durch  wunder- 
bare Schärfe  des  Gedankenganges  sich  aus- 
zeichnen. Sein  Buch  ist  eine  Apologie  der  Frei- 
handelspolitik, die  berechtig,  wie  u.  a.  auch 
Mac  Gulloch  gethan,  den  \erfasser  zur  Schule 
der  Oekonomisten  zu  zählen,  wenn  North  zu- 
weilen nicht  auch  dieser  voraus  geeilt  wäre  und  drei 
Generationen  vor  Adam  Smith  Sätze  aufgestellt 
hätte,  die  durchaus  in  den  Rahmen  des  Industrie- 
systems passen,  z.  B.:  Die  handeltreibenden 
Nationen  bilden  in  der  von  völkerrechtlichen 
Principien  regierten  Welt  des  Warenaustausches 
und  Erwerbes  ein  einziges  Volk,  ihre  Abhängig- 
keit von  der  Allgemeinheit  gleicht  der  der 
Städte  zum  Staate,  der  Familien  zur  Stadt,  die 
Handelskrise,  welche  über  einen  Industriestaat 
hereinbricht  und  seine  Handelsbeziehungen  zum 
Auslande  abschneidet,  ist  demnach  keine  ver- 
einzelte, sondern  eine  den  ganzen  Welthandel 
treffende  Einbusse.  Handelsstockungen  beruhen 
nicht  lediglich  auf  Geldmangel,  auch  Absatz- 
stauungen auf  einheimischen  Märkten  können 
daran  die  Schuld  tragen.  Geldausfuhr,  als 
kommer:2ieller  Faktor  gedacht,  schmälert  nicht, 
sondern  vermehrt  den  Natioualreichtum,  da  im 
Handel  nur  ein  gegenseitiger  Austausch  des 
Ueberflüssigeu,  also  Abgebbaren  stattfindet.  Es 
giebt    keinen   Handel,    der    dem    Gemeinwesen 


I  nicht  Nutzen  brächte,  an  jedem  Verdienste,  dfa 
!  der  Kaufmann  einheimst,  profitiert  auch,  da  rr 
I  einen  Teil  von  ilir  bildet,  die  Gesamtheit.  Da- 
1  Geld  ist  eine  Ware,  die  im  Ueberfluss  vorhandfü 
i  sein  und  an  der  Mangel  herrschen  kann,  ücheb- 
i  barer  Geldmangel  kann  auch  bei  Geidüberfluss, 
I  wenn  Kapitalmangel  besteht,  eintreten.  Eiis 
'  Individuum  ist  nicht  reich  zu  nennen  in  Böck- 
sicht auf  das,  was  es  an  Geld  and  GeJde-^w^n 
besitzt,  wohl  aber  im  Hinblick  auf  das.  wa.^  es 
mit  seinem  Gelde  an  geld bringenden  Unter- 
nehmungen ausführen  kann.  Die  natürlirLi^ 
Preisbildung  darf  durch  keine  staatliche  Ein- 
mischung, Gesetzgebung  etc.  gestört  werdeiL 
ebenso  wirtschaftlich  irrationell  .«ind  obrig- 
keitliche Zinsemiedrigungsmassregeln,  da  «Ip 
Schwankungen  des  Kapitalzinses  von  denen  de* 
Angebotes  und  der  Nachfrage  rcOTliert  weidrii 
und  Kapitalanhäufung  den  Zinsfnss  von  ganz 
allein  herabdrilckt;  ein  hoher  Zinsfass  lockt  das 
Geld  zur  Beteiligung  an  wirtschaftlich  produk- 
tiven Unternehmungen  hervor,  während  ein 
niedriger  seine  Unthätigkeit  oder  Yerwendune 
zu  unwirtschaftlichen  Zwecken  befördert  la 
seiner  Parallele  zwischen  Landlord  und  Stöcfc- 
lord  behandelt  er  beide  Zinsarten  „rent  for 
stock"  und  Rente  vom  Grund  und  Boden  ge- 
meinsam nach  dem  Theorem,  dass  die  Zins- 
bildung in  beiden  Fällen  sich  auf  mietweizse 
Abgabe  des  überflüssigen  Kapitals  der  Kapiu- 
listen,  des  überflüssigen  Bodens  der  Grundeigen- 
tümer stütze;  da  nun  das  vermietete  Kapital 
nicht  aber  der  vermietete  Boden  Dieben  zur 
Beute  fallen  könne,  müsse  der  Zins  für  letzteren 
ein  niedrigerer  als  der  für  das  Kapital  sein 
Ausführlich  verbreitet  sich  North  über  den 
Luxus  und  dessen  staatliche  Beschrankung,  und 
gelangt  zu  der  Schlussfolgernng ,  dasä  der 
luxuriöse,  nicht  durch  Prachtliebe,  sondern  au> 
dem  Aufschwung  der  Geschäfte  dazu  erwachsene 
Haushalt  eines  begüterten  Industriellen  in 
Ländern,  wo  keine  Luxusgesetze  die  freie  Ent- 
faltung des  individuellen  und  industriellen  Auf- 
wandes erschweren,  zum  Wetteifer  mit  dem  Er- 
folge anspornt,  dass,  je  mehr  spekulative  Unter- 
nehmer in  diesen  Wettbewerb  um  Gütenui- 
häufunij^  im  Dienste  der  Machtstarknng  eine> 
Industriestaates  eintreten,  desto  mehr  auch  der  Na- 
tionalwohlstand dabei  prosperieren  werde.  Nicht 
im  merkantilistischen  Sinne  giebt  schliesslich 
North  den  EdelmetaUen  vor  allen  Gütern  den 
Vorzug,  sondern  ihrer  Seltenheit,  des  dadureh 
bedingten  hohen  Wertes,  ihrer  elementaren  Ein- 
flüssen nicht  unterworfenen  Konsistenz  und  der 
geringen  Raumverhältnisse  wegen,  die  ihre  Auf- 
speicherung oder  ihre  Versendung  erfordert 

Vgl.  über  North:  Roger  North  (Bruder 
Dudleys),  Life  of  Sir  Dudley  North,  Edinburg 
1822;  dasselbe,  neue  Aufl.  u.  d.  T.:  Lives  of 
Francis  North,  Sir  Dudlev  North  und  Rever. 
Dr.  North,  3  Bde.,  London  1826.  —  Mac 
Gull  och,  The  principles  of  political  economv. 
Edinburg  1843,  S.  42  fr.  -  Macaulay,  Die 
Geschichte  Englands  seit  dem  Regierungsantritt** 
Jakobs  IL,  übersetzt  von  F.  Bülau,  4  Bde., 
Leipzig  1849-56,  Kap.  IV.  —  Travers 
Twiss,  View  of  the  prog^ress  of  political  eco- 
nomv in  Europe  since  the  XVn.  Century,  London 
1847.  S.  83.  —  Röscher,  Zur  Geschichte  der 
englischen   Volkswirtschaft,    Leipzig    1851,    S. 
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85/93.  —  Kautz,  Theorie  und  Geschichte  der 
Nationalökonomik,  Teil  I,  Wien  1858,   S.  155. 

—  Perry,  Introduction  to  poiitical  economy, 
New-York  1877,  S.  185.  —  v.  Böhm-Bawerk, 
Kapital  und  Kapitalzins,  Bd.  T,  Innsbruck  1884, 
S.  50.  —  Ingram,  History  of  poiitical  economy, 
Edinburg  1888,  S.  52,53. —  Rogers,  Economic 
interpretation  of  history,  London  1888,   S.  229. 

—  J.  M.  Robertson,  The  fallacy  of  saving, 
ebd.  1892,  S.  40'41.  —  Nouveau  dictionnaire 
d'^conomie  polit.,  Bd.  n,  Paris  1892,  S.  394,-96. 

Ltppert, 


Notariat. 

I.  Geschichtliches.  II.  Bestehender  Rechts- 
zustand in  Deutschland.  1.  Urkundrecht.  2. 
Urkundverfassung.    III.  Ausland.   IV.  Ausblick. 

I.  Geschichtliches. 

Notariat  ist  öffentliche  Beur- 
kundung im  Dienste  Privater. 
Oeffentlich  aber  ist  die  Urkunde,  die  ihre  Echt- 
heit durch  sich  selbst  beweist  und  deren  Be- 
richt kraft  Rechtsvermutung  als  walu'gilt.  In 
dieser  Gestalt  ist  das  Notariat  eine  ziemlich 
neue  Erscheinung.  Weder  das  römische  noch 
das  germanische  Recht  kannte  öffentliche 
Urkunden  in  diesem  Sinne.  Die  römischen 
Tabellionen  waren  nichts  als  konzes- 
sionierte Privatschreiber,  das  jus  actorum 
eine  Einrichtung  zur  amtlichen  Verwahrung 
privater,  nicht  zur  Errichtung  öffentlich  be- 
weisender Urkunden.  Die  germanische 
Urkunde  beweist  überhaupt  nicht,  son- 
dern hilft  zum  Beweise;  sie  giebt  das 
Recht,  den  Gegner,  der  sich  sonst  los- 
schwören könnte,  durch  Zeugen  zu  über- 
führen. Etwas  von  öffentlicher  Urkunde 
erscheint  im  Siegelrecht,  insofern  gegen 
den  sachlichen  Bericht  der  recht  besiegelten 
Urkunde  keine  Einw^endung  zugelassen 
wird,  nur  die  bestrittene  Echtheit  bewiesen 
werden  muss.  Das  Siegelrecht  aber  stand, 
wenigstens  für  eigne  Geschäfte,  jedermann 
zu,  so  dass  in  gewissem  Sinne  jeder  Privat- 
mann eine  öffenthche  Urkunde  herstellen 
konnte.  Den  weiteren  Schritt,  die  Her- 
stellung öffentlich  beweisender  Urkunden 
einer  privilegierten  Klasse  von 
Schreibern  zu  übertragen,  that  das  ka- 
nonische Recht.  Es  fehlt  zwar  ein  völlig 
klarer  gesetzlicher  Ausspruch,  Allein  seit 
dem  11.  Jahrhundert  erscheinen  in  Italien 
und  seit  dem  13.  in  Deutschland  notarii, 
die  —  zum  Unterschied  von  den  ebenfalls 
notarii  geheissenen  Privatschreibern  oder 
Kabinetssekretären  der  Grossen  —  einen 
auf  kaiserhche  oder  päpstliche  Bestallung 
deutenden  Titel  tragen,  und  deren  Urkunden 
(instrumenta  publica,  publica  manu  confecta) 
von  den  geistlichen  Gerichten  die  Kraft  zu- 
erkannt wird,  ihre  Echtheit  und  die  Wahr- 


heit ilires  Berichts  diu^h  sich  selbst  bis 
zum  Beweise  des  Gegenteils  zu  beweisen. 

Auch  über  öffentlichrechtliche  Akte 
konnte  eine  beweisende  Urkunde  nicht 
andei-s  hergestellt  w^erden  als  durch  den 
Notar;  der  amtliche  Bericht  dariiber  ge- 
nügte nicht.  Sogar  lag  ureprünglich  das 
Schwergewicht  der  materiellen  Thätigkeit 
auf  dem  Gebiete  des  öffentlichen  Rechts. 
Mau  verwendete  die  Notare,  iu*sprünglich 
durchweg  Geistliche,  zunächst  zur  Be- 
urkundung kirchenrechtlicher  Akte  (Bischofs- 
wahl, Pfarrübergabe  und  dergl.),  sodann 
prozessrechtlicher  Zustellungen,  Protokolle, 
Kechtsmitteleinlegung,  und  erst  in  letzter 
Linie  zu  privatrechtlichen  Rechtsgeschäften, 
für  welch  letztere  ja  die  einfachere  und  fast 
gleich  wu-ksame  Form  der  besiegelten  Ur- 
kunde zur  Verfügung  stand.  Erst  im  Laufe 
der  Zeit  bildete  sich  der  Satz  aus,  dass 
amtlicher  Bericht  die  Kraft  einer  notariellen 
Urkunde  hat,  womit  sich  diese  auf  das  Ge- 
biet des  Privatrechts  und  auf  den  Dienst 
Privater  zurückgedrängt  sah,  woraus  sich 
zugleich  ergab,  dass  der  Notar  auf  Ge- 
bühren gesetzt  ist. 

Seine  erste  reichsrechtliche  Regelung 
erhielt  das  Notariat  durch  die  Reichs- 
Notariatsordnung  vom  8.  Oktober  1512,  die 
sich  fast  ausschliesslich  mit  der  Urkundauf- 
nahme, >venig  mit  der  Verfassung  des 
Notariats  beschäftigte  und  in  einzelnen,  be- 
sonders den  von  den  Testamenten  mit 
sieben  Zeugen  handelnden  Teilen  bis  zum 
Inkrafttreten  des  Bürgerhchen  Gesetzbuches 
in  Geltung  geblieben  ist.  Die  Verfassung 
des  Notariats  war  die,  dass  der  Notar  vom 
Kaiser  oder  dem  mit  dem  Recht  der  No- 
tai-semennung  beliehenen  Hofpfalzgrafen  er- 
nannt und  beeidigt  wiu-de.  Ueber  Vorbil- 
dung und  Prüfung  gab  es  keine  weitere 
Vorschrift  als  die,  dass  die  Hofpfalzgi-afen 
nur  taugliche  Pei-sonen  ernennen  sollten; 
was  so  gewissenhaft  gehandhabt  wurtle, 
dass  schon  frühzeitig  Reichsstände  sich 
durch  kaiserliche  Privilegien  gegen  die 
kaiserlichen  Notare  zu  schützen  oder  durch 
die  Hofpfalzgrafenwürde  das  Recht  der 
Notarsernennung  in  die  eigene  Hand  zu 
bekommen  suchten,  jedenfalls  daß  Recht 
der  Prüfung  und  Zulassung  der  Notare  in 
Anspnich  nahmen  und  für  ihre  Gebiete  be- 
sondere Notariatsordnungen  erliessen.  Auf 
diese  Weise,  vielfach  unter  Verletzung  des 
kaiserlichen  Reservatrechts,  ist  das  Notariat 
aus  einer  Reichs-  allmälüich  zu  einer  Landes- 
einrichtung geworden. 

Das  gemeine  Recht  forderte  im  allge- 
meinen öffentliche  Beurkundung  von  Rechts- 
geschäften nicht.  Selbst  die  wichtigsten 
Rechtsgeschäfte,  w^ie  das  Testament,  konnten 
in  privater,  wenn  auch  feierlicher  Form  er- 
kläi't    werden.      W^o    aber    öffentliche    Be- 
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urknudung  gefordert  wurde,  wie  bei  der 
Schenkung  und  Adoption,  da  war  es  ge- 
richtlich e ,  nicht  notarielle  Beurkundung. 
Gerichtliche  Formen  waren  es  auch,  die 
das  germanische  Recht  ausbildete.  Ver- 
äusserung  von  Gnmdeigentum  konnte  nur 
diu-ch  Auflassung  im  echten  Ding  oder  vor 
dem  Rat  vollzogen  werden.  Das  gericht- 
liche Testament,  schon  dem  römischen 
Rechte  bekannt,  gewann  leicht  den  Sieg 
über  die  sieben  Zeugen  des  gemeinrecht- 
lichen Privattestaments.  Die  zahlreichen, 
beciuem  erreichbaren  Patrimonialgerichte 
zogen  das  einträgliche  Urkundwesen  an 
sich.  Yielfach  wurde  gerichtliche  Beur- 
kundung —  zum  Teil  auch  Genehmigung  — 
zur  Becfingung  der  Giltigkeit  der  Rechts- 
geschäfte gemacht.  Das  Aufkommen  der 
gerichtlichen  Gnmdbttcher  musste  vollends 
die  Gerichte  oder,  wo  an  deren  Stelle  Ge- 
meindeämter standen,  diese  zum  Mittel- 
punkt aller  öffentlichen  Urkundthätigkeit 
machen. 

Unter  diesen  Umständen  konnte  das 
Notariat  keine  rechte  Bedeutung  gewinnen. 
Es  musste,  um  leben  zu  können,  mit  der 
Advokatur,  mit  Sekretärsstellen,  städtischen 
Tind  andern  Aemtern  verbunden  werden. 
Eine,  aber  auch  nur  unvollkommene,  Ver- 
selbständigung des  Notariats  wurde  1781, 
bei  Einführung  iler  Carmerschen  Prozes»sge- 
setzgebung,  in  Preussen  versucht.  Die 
Advokatur  wurde  zu  einem  fest  besoldeten 
Staatsamte,  dem  der  Assistenzräte, 
gemacht,  dessen  Thätigkeit  auf  den  Civil- 
prozess  beschränkt  wm*de.  Dies  bedingte 
die  Trennung  des  Notariats  von  der 
Advokatur.  Was  die  Advokatur  im  Pro- 
zesse, das  sollte  das  Notariat  in  der  frei- 
willigen Gerichtsbarkeit  leisten.  Unter  dem 
Namen  »Justizkommissare«^  sollten  die 
Notare  das  Publikum  in  allen  Rechtssachen, 
die  nicht  Prozess  sind,  beraten  und  ver- 
treten, öffentliche  Urkunden  aufnehmen 
und  —  was  freilich  gnmdsatzlos  war  — 
Verteidigungen  in  Strafsachen  führen.  Zu- 
gleich wurde  durch  den  damals  neuen 
Grundsatz,  dass  alle  Verträge  über  unbe- 
weglich Gut  der  gerichtlichen  oder  notari- 
ellen Form  bedürfen,  dem  Notariat  ein  er- 
heblicher Wirkungskreis  gesichert.  Endlich 
Avurde  ihm  —  was  ebenfalls  ohne  Vorgang 
war  —  eine  Kollegial  Verfassung  mit 
gemeinsamem  Direktor  und  gemeinsamer 
Kanzlei  gegeben.  Diese  grossen  organischen 
Aendorungen  hatten  aber  keine  Zeit  sich  zu 
bewähren;  denn  schon  1782  verschwanden 
die  Assistenzräte  und  wurde  die  Prozess- 
thätigkeit  den  Justizkommissareu  über- 
tragen, Advokatur  und  Notariat  also  wieder 
vereinigt.  Allein,  war  früher  dicvse  Ver- 
einigung eine  zufällige  gewesen,  so  war  sie 
jetzt  eine  notwendige.    Die  grosse  Verände- 1 


rung  gegen  den  früheren  Zustand  bestand 
darin,  dass  Advokatur  und  Notariat  ra 
einem  einzigen  Benifsstande  niit  gemein- 
samer Verfassung  und  gemeinsamem  Dienst- 
recht  zusammengeschweisst  wurden,  den 
man  als  Berufsstand  der  Rechtsbe- 
ratung bezeichnen  kann.  Die  Justizkom- 
missare wiuxien  vollständig  in  den  Beamten- 
stand aufgenommen,  ihr  Dienatrecht  nebe& 
dem  der  tibrigen  Beamten  im  dritten  Teile  der 
allgemeinen  Gerichtsordnung  abgehandelt 
Gleichzeitig  führte  das  allgemeine  Land- 
recht  einen  ausgedehnten  Formzwang  für 
Rechtsgeschäfte  ein,  hierbei  aber  die  ge- 
richtliche Urkimde  ganz  wesentlich  gegen- 
über der  notariellen  b^unstigend.  Die 
Form  der  notariellen  Urkunden  wurde 
später  neu  geordnet  durch  G.  v.  11.  Juli 
1845.  Die  Justizorganisation  von  IS49 
änderte  an  dieser  Verfassung  nichts  als  den 
Namen:  der  j» Justizkommissar  und  Notare 
,  verschwand  und  machte  dem  »Rechtsanwalt 
und  Notare  Platz.  Diese  Verfassung  mit 
ihrem  Nebeneinanderwirken  von  Gericht 
und  Notar  und  ihrer  Verbindung  von 
Rechtsanwaltschaft  und  Notariat  hat  vorbild- 
lich gewirkt  u»d  ist  in  fast  ganz  Noid- 
deutschJand  übernommen  worden.  Erst  die 
Reichs-  und  Justizorganisation  von  1879 
hat  hier  tiefer  eingegriffen:  die  Reehtsan- 
waltschaft,  ein  nunmelu-  freigegebener,  un- 
amtlicher, diu*ch  Reichsrecht  neugeordneter 
Beruf,  konnte  nicht  in  der  bisherigen  not- 
wendigen Verbindung  mit  dem  Amte  des 
Notars  bleiben :  die  \  erbindung  wurde,  wie 
sie  es  im  18.  Jahrhundert  gewesen  war. 
eine  zufällige.  Jedoch  hielt  man  daran  fest, 
das  Notariat  nur  Rechtsanwälten  zu  ver- 
leihen, so  dass  zwar  das  Notariat  notwendig 
mit  der  Rechtsanwaltschaft,  aber  nicht  die 
Rechtsanwaltscliaft  notwendig  mit  dem 
Notariat  verbunden  blieb. 

In  diese  Entwickelung  brachte  die  fran- 
zösische Fremdherrschaft  einen  bis  heute 
ungeheilten  Riss  durch  die  Einführung  des 
französischen  Notariats.  Die  in 
Frankreich  hen-schende  Lehre  von  der  Sonde- 
rung der  Gewalten,  welche  verlangt,  dass 
dem  Richter  ausschliesslich  das  Richten. 
dem  Advokaten  ausschliesslich  das  Vertei- 
digen, dem  Notar  ausschliesshch  das  Ur- 
kunden zustehe,  hatte  für  das  Notariat  zu 
folgenden  Hauptgrundsätzen  geführt: 

1.  Die  öffentliche  Beurkundung  steht 
den  Notaren  ausschliesslich  zu. 

2.  Das  Notariat  ist  mit  der  Advokatxu* 
unvereinbar. 

Dieses  System  —  man  kann  es  die 
Einamt  Ordnung  (gegenüber  der  in 
Deutschland  heiTSchenden  Zweiamtord- 
n  u  n  g)  nennen  —  war  auch  darin  den  deut- 
schen Anschauungen  entgegen,  dass  es  die 
Befähigimg    zum   Notariat    lediglich    diux^h 
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sechsjährigen    Vorbereitungsdienst     (ohne 
Rechtsstudium     und    Prüfung)    er- 
x\^  erben  Hess,  die  hergebrachte  K  auf  lieh - 
Iveit    der  Stellen    nicht    beseitigte,    die 
Diseiplinargewalt  gewählten  Notarskam- 
mern    neben   den  Gerichten  übertrug  und 
das    Notariat    der   Staatsanwaltschaft 
unterstellte.     Endlich    war    die   Beweis- 
Icraft  der  Urkunde  eine  stärkere  und  ihre 
"Vollstreckbarkeit     eiue     bis     dahin, 
^'^enigstens    in   Preussen,     unbekannte    Er- 
scheinung. 

Diese  Grundsätze,  festgelegt  durch  das 
G.  V.  25.  ventOse  XI  (16.  März  1803),  wur- 
den in  den  französischen  Rheinländern  auch 
nach  Abschttttelung  der  Fremdherrschaft 
nicht  beseitigt.  Preussen  entschloss  sich, 
in  der  neuerworbenen  Rheinprovinz  an  der 
eingelebten  Einrichtung  nicht  zu  rütteln, 
übernahm  daher  in  der  rheinischen  No- 
tariatsordnung vom  25.  April  1822  im 
wesentlichen  das  französische  System,  be- 
seitigte jedoch  die  Notarskammern,  selbst- 
verständlich auch  die  K^^äuflichkeit  der 
Stellen,  regelte  auch  Vorbildung  und  Prüfung 
nach  deutschem  Brauch.  Inflessenlinks 
des  Rheins  und  in  der  bayerischen 
Pfalz  wurde  das  Yentosegesetz  direkt  bei- 
behalten. 

In  Baden,  wo  von  vornherein  das  fran- 
zösische Recht  infolge  der  Beibehaltung  des 
Grundbuchs    deutscnrechtlichen    Gedanken- 
ki-eisen  angenähert  worden  war,    hatte  man 
auch  das  französische  Notariat   nicht  unbe- 
sehen übernommen.    Die  Rechtspolizei,  wie 
man    dort    die    freiwillige    Gerichtsbarkeit 
nannte,  lag  in  den  Händen  von  Verwaltungs-, 
zum   Teil    von    Gemeindebehörden,    denen 
Amtsrevisoren     als    staatliche    Beamte 
zur  Seite   standen.     Diesen  Amtsrevisoren 
übertnig  man  die  nach  französischem  Rechte 
den   Notaren    zustehenden    Geschäfte    und 
gab  ihnen  Gehüfen    bei,   die   seit   der   In- 
struktion vom  4.  Januar  1842  Notare  hiessen. 
Nachdem  das  G.  v.  28.  Mai  1864  das  Amts- 
revisorat   aufgehoben   und   an   seine  Stelle 
das  Amtsgericht   gesetzt   hatte,    legte    das 
Rechtspolizeigesetz    vom    6.   Februar    1879 
(ergänzt  diurch  die  im  Verordnungswege  er- 
gangene Rechtspolizeiordnimg  und  Notariats- 
ordnnng  vom  2.  November  1889)  die  Stellung 
der  Amtsgerichte   und   Notare   dahin   fest, 
dass  von  den  rechtspolizeilichen  Geschäften 
diejenigen,  welche  obrigkeitliche  Zwangsge- 
walt   voraussetzen      (\  ormundschaft,     Ge- 
nehmigung,  Bestätigung,  Erbbescheinigimg) 
wesentlich    den  Amtsgerichten,   die   öffent- 
lichen ßeiu*kundungen   dagegen   wesentlich 
den  Notaren  zustehen.    Doch  waren  erheb- 
liche Ausnahmen  gemacht,  insbesondere  im 
Nachlasswesen,  wo  dem  Notar  in  der  amts- 
wegigen  Siegelimg  und  Verzeichnung  wich- 
tige Zwangsbefugnisse  zugestanden  waren. 


Bei  dieser  mehr  behördlichen  Stellung  des 
Notariats  verstand  sich  seine  Unvereinbar- 
keit mit  der  Advokatur  von  selbst. 

Aehnlich  entwickelten  sich  die  Verhält- 
nisse in  Württemberg.  Auch  hier  lag 
von  alters  her  die  freiwillige  Gerichtsbarkeit, 
das  Vormundschafts-,  Nachlass-  und  Grund- 
buchwesen sowie  die  dort  vielfach  erforder- 
liche Bestätigung  von  Verträgen  in  den 
Händen  von  Gemeindebehörden.  Diesen 
wurden,  wie  in  Baden  Amtsrevisoren,  so 
hier  Stadt-  und  Amtsschreiber,  später  Ge- 
richts- und  Amtsnotare  genannt,  zur 
Seite  gestellt,  die  sonach  neben  ihrer  be- 
lu-kundenden  eine  weitgreifende  obrigkeit- 
liche, insbesondere  vormundschaftlicheThätig- 
keit  entfalteten  und  deshalb  nicht  zugleich 
Advokaten  sein  konnten:  Notariatsgesetz 
vom  14.  Juni  1843.  Neben  ihnen  wirkte 
noch  eine  kleine  Anzahl  eigentlicher,  nur 
für  die  Urkunden  zuständiger  Notare,  die 
sogenannten  immatrikulierten  No- 
tare. 

Bayern,  das  im  Anfange  dieses  Jahr- 
hunderts die  Beurkundung  überhaupt  den 
Gerichten  überwiesen  und  die  Notare  auf 
Wechselproteste  beschränkt  hatte,  liat  durch 
Notariatsgesetz  vom  10.  November  1861 
wieder  ein  Notariat  mit  voller  Urkundbe- 
fugnis geschaffen  und  dessen  Befugnisse 
ziemlich  nach  französischem  System  ^ere^elt. 
Den  Notaren  wiu*de  die  ausschliesshche 
Urkundbefugnis  gegeben,  den  Gerichten  das 
Vormundschafts-,  Nachlass-  und  Grundbuch- 
wesen und  nur  innerhalb  dieses  Gebiets 
eine  ziemlich  en^begrenzte  Urkundbefugnis 
belassen.  Die  Giltigkeit  von  Grundstücks- 
verträgen —  ein  für  das  Notariat  überall 
ausschlaggebender  Punkt  —  wurde  von  der 
notariellen  Beiwkundung  abhängig  gemacht. 
Die  Unvereinbarkeit  des  Amtes  mit  der 
Rechtsanwaltschaft  wurde  auch  hier  ausge- 
sprochen. 

Als  nun  in  neuester  Zeit  die  Frage 
reichsgesetzlicher  Regelung  des  Notariats 
dringend  wurde,  stanclen  drei  Systeme  ein- 
ander gegenüber: 

1.  das  norddeutsche  des  Anwalt- 
notariats, neben  dem  das  gerichtliche 
Urkundamt  steht; 

2.  das  französische  des  ausschliesslich 
urkundbefugten,  von  der  Rechtsanwalt- 
schaft getrennten  Notariats; 

3.  das  badisch-württembergische 
des  behördlichen,  neben  der  Urkund- 
thätigkeit  mit  vormundschafts-  und  nach- 
lassgerichtlichen Verrichtungen  be- 
trauten Notariats. 

In  einigen  kleinen  Gebieten  gab  es  gar 
kein  Notariat;  in  Hessen  hatte  das  Gesetz 
der  Trägheit  bewu-kt,  dass  rechts  des  Rheins 
nur  Gerichte,  links  nur  Notare  öffentliche 
Urkunden  aufnehmen  konnten..   Einer  Ver- 
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einbarung  dieser  gefrensätzlichen  Systeme 
ßtandeii  allzu  erhebliche  Interessen,  dazu 
Eingewöhnung  und  Vorurteil,  vielleicht  auch 
die  wirtschaftlichen  Verhältnisse  entgegen, 
welche  bewirken,  dass  das  Notariat  in  den 
Rheinländern  thatsächlich  einen  ganz  anderen 
Wirkungskreis  hat  als  im  Osten  des  Reiches. 
Die  Reichsgesetzgebung  hatte  zwar  ver- 
schiedentlich eingegriffen:  die  Lehre  von 
den  Wechselprotesten  l)estiramte  sich  nach 
der  Wecliselordnung,  das  Handelsgesetzbuch 
hatte  fiir  vei-schiedene  aktienrechiliche  Ge- 
schäfte, insbesondere  Generalversammlungen, 

das  Reichsgesetz  vom  -öirSaTTsÖä"  ^^^ 
Errichtung  von  Gesellschaften  mit  be- 
schränkter Haftung  und  einige  andere  ge- 
sellschaftsrechtlicho  Geschäfte,  das  Reichs- 
gesetz vom  4.  Dezember  1899  für  Ver- 
sammlungen der  Besitzer  von  Teilschuld- 
verschreibungen gerichtliche  oder  notarielle 
Beurkundung  gefoixlert,  die  Civilj)rozess- 
ordnung  die  Beweiskraft  und  Vollstreckl)ar- 
keit  öffentliciher  Urkunden  geordnet.  Allein 
vor  Eingriffen  in  die  Organisation 
schreckte  man  auch  dann  noch  zurück,  als 
man  bei  der  reichsi-echtlichen  Ordnung  des 
Privatrechts  im  Bürgerlichen  Gesetzbuche 
die  gerichtliche  oder  notarielle  Beurkundung 
zur  Bedingimg  der  Giltigkeit  einer  grossen 
Anzahl  von  Rechtsgeschäften  machte  —  was 
doch  das  Bestehen  einer  einheitlichen  Ur- 
kundverfassung, nämlich  einer  solchen,  in 
der  Gerichte  neben  den  Notaren  Urkunden, 
voraussetzte.  Man  hat  sich  vielmehr  be- 
gnügt, die  Form  der  gerichtlichen  und 
notariellen  Urkunden,  und  zwar  für  beide 
Gattungen  gleich,  zu  ordnen;  Zuständigkeit 
und  Dienstrecht  hat  man  im  wesentlichen 
dem  Ijandesrecht  überlassen  und  noch 
besondere  durch  Art.  141  Einführungs- 
gesetz zum  Bürgerlichen  Gesetzbuch  das 
Fortbestehen  des  französischen,  durch  Art. 
147  daselbst  das  Fortbestehen  des  badisch- 
württembergischen  Systems  neben  dem  nord- 
deutschen ermöglicht.  Es  ist  also  eine  ein- 
heitliche Verfassung  des  Notariats  für  das 
Reich  nicht  erzielt  worden.  Dafür  haben 
sich  fast  alle  bedeutenderen  Bundesstaaten 
zu  einer  landesrechtlicheu  Neuordnung  des 
Notariats  Wesens ,  zumeist  auf  den  alten 
Grundlagen ,  veranlasst  gesehen.  Insbeson dere 
war  dies  für  Preussen  eine  Notwendigkeit, 
das  seit  dem  Einbruch  des  französischen 
Systems  nicht  nur  dieses  neben  seinem  alt- 
preussischen,  sondern  auch  in  den  1866  er- 
worbenen Provinzen  eine  unerhörte  Rechts- 
verechiedenheit  in  diesem  Punkte  zu  dulden 
und  seit  lange  auf  deren  Beseitigung  hin- 
gearbeitet hatte.  Hiernach  kann  man  sagen : 
das  U  r  k  u  n  d  r  e  c  h  t ,  d.i.  Form  und  Wirkung 
der  Urkunden,  ist  reichsrechtlich,  die  Ur- 
kund Verfassung,  d.  i.  Organisation  imd 


Dienstrecht  der  Urkimdämter,  landesrecli:- 
lich  geordnet. 

II.  Bestehender  Rechtszostiuid 
in  Deutschland. 
1.   Urknndrecht.     Das   Öffentliche  Ur- 
kundrecht beliandelt: 

a)  den  Formzwang,  d.  i.  die  Frage,  in- 
wieweit öffentliche  Beiirkimdung  gr»- 
boten  ist; 

b)  die  Form, 

c)  die  Beweiskraft, 

d)  die  Vollsti-eckbarkeit 
der  öffentlichen  Urkunde. 

a)  Der  Form  zwang  ist  sehr  ausge- 
dehnt. Für  die  wichtigeren  Rechtsgeschäft- 
verlangt das  Bürgerliche  Gesetzbuch  fa>t 
überall  gerichtliche  oder  notarielle  Beur- 
kundung, und  zwar  als  Bedingung  ihrpr 
Rechtsgültigkeit.  So  insbesondere  für  lJa^ 
weitaus  häufigste:  den  Grundstüeksver- 
äussenrngsvei-trag  (§  313),  femer  die 
Schenkung  (§  518),  die  Annahme  an  Kindes- 
statt  (§  lim.  den  Ehevertrag  (§  1434», 
Erb  vertrag  (§  2276),  Erbsehaftskauf  (§  237  b. 
Erbverzicht  (§  2348),  das  Testament  (§  2231): 
doch  ist  auch  das  eigenhändig  gesclirieliene 
Privattestament  zugelassen.  Üazii  treten  <li? 
unter  1  erwähnten  aktien-  und  gesellschaftiJ- 
i-echtlichen  Geschäfte  und  der  Wechsel- 
protest, endlich  aus  dem  neben  dem  Reiche- 
recht  in  Kraft  gebliebenen  Landrechte,  ins- 
besondere dem  Berg-  und  Fideikommiss- 
rechte,  eine  Anzahl  von  Rechtsgeschäften. 
Noch  wichtiger  aber  für  das  Notariat  ist  die 
Einrichtung  der  Grundbücher,  der  Handels- 
und sonstigen  öffentlichen  Register,  weil  die 
Eintragungen  in  diese  in  der  Regel  nur  auf 
Grund  öffentlich  beurkundeter  oder  l^e- 
glaubigter  Erklärungen  erfolgen.  Endlitli 
kann  im  Naclilasswesen  ein  Erbschein  nur 
auf  Gnmd  einer  gerichtlich  oder  notarieJl 
beurkundeten  eidesstattlichen  Versichenmg 
(§  2356)  erlangt,  nur  durch  öffentlich  auf- 
genommenes Nachlassverzeichnis  die  unt^e- 
sclu-änkte  Haftung  des  Erben  abgew^ehrt 
(§  2002),  die  Auseinandersetzung  mit  der 
Wirkung,  dass  der  Nichterschienene  als  zu- 
stimmend gilt,  nur  vor  Gericht  oder  Notar 
betrieben  werden  (G.v.  17.  Mai  1898  §§  86  ff. 
193).  Wenn  nun  hier  überall  das  Reichs- 
recht die  gerichtliche  Form  neben  der 
notariellen  zur  Wahl  stellt,  so  hat  dies  doch 
nicht  die  Bedeutung,  dass  im  ganzen  Reiche 
die  Gerichte  neben  den  Notaren  zur  Beiu- 
kimdung  dieser  Akte  befugt  sind.  Vielmehr 
hängt  dies  von  der  landesrechtlichen  Or- 
ganisation des  ürkundwesens  ab.  In  den 
Gebieten  z.  B.,  die  das  französische  Notariats- 
system beibehalten  haben,  wo  es  also  kein 
gerichthches  Urkundamt  giebt,  können  die 
Akte  nur  notariell,  nicht  gerichtlich  beur- 
kundet werden;   eine   etwa  vom   Gerichte 
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aufgenommene  Urkunde  wäre  mangels  sach- 
licher Zuständigkeit  des  Gerichts  überhaupt 
Iveine  öffentliche,   also  auch  keine  gericht- 
liolie  Urkunde,   das  beiu-kundete  Rechtsge- 
scliäft  also  ungUtig.    Die  Lage  ist  alsdann 
die  gleiche  wie  in  den  Gebieten,  die  kein 
ASTotariat  haben ;  wo  natürlich  eine  notarielle 
Urkunde  nicht  aufgenommen  werden  kann. 
Die  Auflassung,  d.  i.  die  Einigung  über 
den  Eigentumsübergang  von  Grundstücken, 
kann  nm-  vor  dem  Grundbucharate  erklärt  wer- 
den, und  sie  heilt  den  etwaigen  Formmaugel 
des  ihr  zu  Grunde  liegenden  Veräusserungs- 
vertrages;  dem  Landesrecht  ist  aber  vorbe- 
halten, die  Auflassung  den  Notaren  zu  über- 
tragen  (Art.  143   Einf.-G.  z.  B.G.B.),   auch 
anzuordnen,   dass   die   Auflassung   nur   bei 
Vorlegung  des  formgiltigen  Veräusserungs- 
vertrags    entgegengenommen    werde   (§    98 
Reichsgrundbuchoi-dnung  v.  24.  März  1897). 
b)  Die  Form  der  Urkimden  ist  geordnet 
durch  die  §§  168  bis  183  des  Reichsgesetzes 
vom  17.  Mai  1898  über  die  Angelegenheiten 
der    freiwilligen    Gerichtsbarkeit    und    die 
für    letztwillige    Verfügungen    durch     die 
§§  2231  ff.,  2276  ff.  B.G.B.    Sie  ist  (He  gleiche 
für  notarielle  wie  für  gerichtliche  Urkunden, 
nur  dass  in  den  Fällen,  wo  der  Notar  zwei 
Zeugen   (oder  einen  zweiten   Notar)   zuzu- 
ziehen   liat,    der   Richter    einen    Gerichts- 
schreiber (oder  zwei  Zeugen)  zuziehen  muss. 
Diese  Fälle  sind:  letztwillige  Verfügungen 
(§§  2233,  2276  B.G.B.)  und  Urkunden  Tauber, 
Blinder,  Stummer  (§  169  G.  v.  17.  Mai  1898). 
Die   zur  Erfüllung   der  Form  notwendigen 
Personen,  denen  sich  unter  Umständen  ein 
Dolmetscher  zugesellt,  werden  »mitwirkende 
Personen«,   die  auftretenden  Parteien  »Be- 
teiligte«   genannt.     Die  mitwirkenden  Per- 
sonen müssen  bei  der  Vorlesung,  Genehmi- 
gimg \md  Unterzeichnung  der  Urkunde,  wenn 
es   sich   aber  um  letztwullige  Verfügungen 
handelt,   während  der  ganzen  Verhandlung 
zugegen  sein.     Es  wird   ein  Protokoll  auf- 
genommen,   das  Ort  und  Tag,   die  mitwir- 
kenden  Pei-sonen   und   die  Beteiligten   be- 
zeichnet   und   deren   Erklärung    sowie   die 
Feststellung   der   Vorlesung,   Genehmigung 
und  Unterzeichnung   enthält   und  von    Be- 
teiligten  und  Mitwirkenden   unterschrieben 
werden  muss.    Erklärt  ein  Beteiligter,  nicht 
sclireiben  zu  können,  so  ist  diese  Erkläi-ung 
zu  Protokoll  festzustellen  und  ein  Schreib- 
zeuge zuzuziehen,  der  das  Protokoll  zu  un- 
terschreiben  hat;    eines   Handzeichens    des 
Schreibensunfähigen  bedarf  es  nicht.     Das 
Protokoll  wild  in  deutscher  Sprache  aufge- 
nommen, auch  wenn  der  Beteiligte  sich  in 
fremder  Sprache  erklärt;    es  wird  alsdann 
ein  Dolmetscher  zugezogen^  aber  eine  Ueber- 
setzung  nicht  beigefügt;   ist  der  Notar  der 
fremden  Sprache  mächtig,  so  bedarf  es  auch 
keines  Dolmetschers.    Bei  lotztwilligen  Ver- 


fügungen muss  dem  deutschen  Protokoll 
eine  Uebersetzung  in  die  fremde  Sprache 
beigefügt  werden;  sind  sämtliche  mitwir- 
kende Pei-sonen  —  nicht  bloss  der  Notar  — 
der  fremden  Sprache  mächtig,  so  bedarf  es 
keines  Dolmetschers,  das  Protokoll  wird  als- 
dann in  der  fremden  Sprache  aufgenommen 
und  eine  Uebersetzung  ins  Deutsche  beige- 
fügt. Ueberall  sind  die  wesentlichen,  d.  i. 
die  Giltigkeit  bedingenden  Formen  durch 
das  ^\^ort  »muss«,  die  unweseutliclien  durch 
das  Wort  »soll*  hervorgehoben,  üebrigens 
gelten  alle  diese  i*eichsrechtlichen  Vorschrif- 
ten nur  für  die  Beurkundung  von  Rechts- 
geschäften (§  168  G.  V.  17.  Mai  1898); 
für  die  Beurkundung  anderer  Thatsachen, 
z.  B.  der  zur  Erlangung  eines  Erbscheiues 
erforderlichen  eidesstattlichen  Versieherun- 
gen, Siegelungen  und  Inventuren,  Abschritts- 
beglaubigungen,  Auslosungsprotokolle,  ist 
das  Landesrecht  massgebend,  welches  in 
Preussen  (Art.  54,  84  G.  v.  21.  September 
1899)  nur  ein  datiertes  und  vom  Notar  un- 
terschriebenes Protokoll,  Vorlesung  aber  und 
Untei-schrift  der  Beteiligten  nicht  fordert. 
Hierhin  gehören  auch  die  Versammlungs- 
beschlüsse, deren  Form  zwar  reichsi*echtJich 
(§  259  Handelsgesetzbuch),  aber  in  ähnlicher 
Weise  geordnet  ist,  und  die  Wechselproteste, 
die  die  Wechselordnung  in  den  Artt.  87  bis 
93  behandelt. 

Ueber  Verwahrung  und  Ausfertigung  der 
Protokolle  bestimmt  wieder  das  Landesrecht 
Mit  Ausnahme  der  Wechselproteste,  die  in 
Urschrift  ausgehändigt  werclen,  bleiben  die 
Urscliriften  in  der  Regel  in  der  Verwalinmg 
des  Notars;  die  Parteien  erhalten  eine  be- 
siegelte Ausfertigung,  welche  eine  wörtliche 
Abschrift  des  ProtokoUes  enthält.  Letzt- 
wülige  Verfügungen  hat  der  preussische 
Notar  in  Ursclirift  und  vereiegelt  zui»  gericht- 
lichen Verwahrung  einzureichen. 

c)  Die  Beweiskraft  der  notariellen 
Urkunde  besteht  darin,  dass  sie  vollen  Be- 
weis des  beurkundeten  Vorgangs  erbringt 
(§  415  Civilprozessordnung).  Die  Urkunde 
ist  also  ein  formales  Bew^eismittel,  das  für 
das  sonst  anerkannte  freie  Beweiswürdigungs- 
i-echt  des  Richters  keinen  Raum  lässt.  In- 
dessen wird  diese  Wirkung  fast  aufgehoben 
durch  die  unbeschränkte  Zulassung 
des  Gegenbeweises  —  einer  der  Punkte, 
in  denen  sich  das  deutsclie  Recht  vom  fran- 
zösischen unterscheidet,  w^elches  den  Gegen- 
beweis ausschliesst  und  nur  eine  Fälschungs- 
klage zulässt. 

d)  Voll  streck  bar  keit  ist  beige- 
legt den  notariellen  Urkunden  über  An- 
sprüche, welche  die  Zaliliu)g  einer  bestimm- 
ten Geldsumme  oder  die  Leistung  einer  be- 
stimmten Menge  andei-er  verti-etbarer  Sachen 
oder  Wertpapiere  zum  Gegenstande  hal>en, 
insofern  sich  der  Schuldner  in  der  Urkunde 
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der  sofortigen  Zwangsvollstreckung  unter- 
worfen hat.  Die  Zwangsvollstreckung  erfolgt 
auf  Grund  einer  vom  Notar  erteilten  voll- 
streckbaren Ausfertigung,  sonst  ganz  wie 
die  Zwangsvollstreckung  aus  einem  gericht- 
lichen Urteü  (§  794  Nr.  5,  §  797  Civüpro- 
zessordnung).  Ausserdem  findet  aus  der 
bestätigten  notariellen  Erbausei nandorsetzung 
die  Zwangsvollstreckung  statt,  auch  wenn 
es  sich  nicht  um  Geld  oder  vertretbare 
Sachen  handelt  (§  98  G.  v.  17.  Mai  1898). 

2.  rrknndverfassuDg^.  Die  Urkundver- 
fassung beruht,  wie  erwähnt,  auf  Landes- 
recht. Die  verschiedenen  Landesgesetz- 
gebungen, obwohl  durch  das  Bürgerliche 
Gesetzbuch  zur  Neuordnung  des  tVkund- 
wesens  gezwungen,  haben  dennoch  ihre  aus- 
einandergehende Richtung  beibehalten,  und 
so  stehen  heute  noch  die  oben  gOvSchilclerten 
drei  Systeme,  das  norddeutsche,  französische 
und  badisch-württembergische,  innerhalb  des 
Reichs  einander  gegenüber.  Dazu  treten 
einige  Gebiete,  die  gar  kein  Notariat  haben, 
wo  also  nur  gerichtliche  Beurkundung  statt- 
findet, nämlich :  Oldenburg,  Saclison- Weimar, 
Schwarzburg-Rudolstadt,  Waldeck  und  die 
beiden  Li[)pe. 

Das  norddeutsche  System  herrscht 
in  ganz  Preussen,  wo  das  G.  v.  21.  Sep- 
tember 1899  über  die  freiwillige  Gerichts- 
barkeit in  seinem  vierten  und  sechsten  Ab- 
schnitte eine  einheitliche  Notariatsordnung 
gegeben  und  damit  die  bis  dahin  sehr  starke 
Rechtszereplitterung  beseitigt  hat.  Zur  öf- 
fentlichen Beurkundung  sind  nunmehr  in  der 
ganzen  Monarchie  Gerichte  und  Notare 
in  gleichem  Umfange  zuständig;  dass  die 
Auflassung  nur  vor  dem  Gericht  erklärt 
werden  kann,  hängt  mit  dessen  Eigenschaft 
als  Grundbuchamt  zusammen  und  ist  über- 
dies für  die  Rheinprovinz  beseitigt,  wo  auch 
die  notaiielle  Auflassung  zugelassen  ist  (Art. 
26  Ausfühnmgsg.  v.  20.  September  1899). 
Im  übrigen  ist  die  französische  Notariatsver- 
fassung in  der  Rheinprovinz  aufgehoben. 
Eine  nachlassgerichtliche  Funktion  ist 
den  Notaren  übertragen  in  der  Ver- 
mittelung  der  Erbauseinander- 
setzung, bei  welcher  Nichterschie- 
nene  als  zustimmend  angesehen  werden; 
diese  wird  ihnen  aber  nur  auf  Antrag 
der  Beteiligten  durch  das  Amtsgericht  über- 
wiesen (Art.  21  G.  V.  21.  September  1899), 
und  die  Bestätigung  der  Erbteilung  liegt 
dem  Amtsgericht  ob.  Bei  Ueberwachung 
und  Einziehung  der  Stempelsteuer 
haben  die  Notare  mitzuwirken.  Das  Nota- 
riat ist  mit  derRechtsanw  altschaft 
vereinbar,  aber  nicht  notwendig  verbun- 
den; die  Justizverwaltung  nimmt  jedoch  in 
der  Regel  die  Notare  aus  der  Zahl  der 
Rechtsanwälte  und  weicht  davon  nm*  in  der 
Rheinprovinz  ab,   wo  sie  in  den  grösseren 


Städten  besondere  Notare  ernennt  iind  aoch 
in  den  kleinereu   nur  im  Fall  des  Bedürf- 
nisses die  Rechtsanwaltschaft  mit  dem  No- 
tariat verbindet.    Befähigt   zum  Notariat 
ist,  wer  die  Fähigkeit  zum  Richteramt  er- 
langt hat.   Der  Notar,  in  dieser  seiner  Eagen- 
schaft  als  Beamter,  untersteht  der  AuMcht 
des  Präsidenten  des  Landgerichts,  des  Ober- 
landesgerichts und  des  Justizministers.   Dis^ 
cij)linarstrafrecht  wird  geübt  von  den  Disci- 
phnarsenaten    der  Oberlandesgerichte,    di^^ 
auf  Warnung,  Verweis,  Geldstrafe,  Verlust 
des    Amts    (ziemlich    gleichbedeutend    mit 
Strafversetzung)    und   Dienstentlassung    er- 
kennen   können;    in    zweiter    und    letzter 
Instanz  entscheidet  der  grosse  Disciplinar- 
senat    bei   dem   Oberlandesgerichte    ßerliiL 
Notarskammem ,    in    denen    Notare    seltsst 
über  ihre  Berufsgenossen  zu  Gericht  sässen, 
giebt  es  nicht ;  dagegen  imtersteht  der  Notar 
in  seiner  Eigenschaft  als  Rechtsanwalt  der 
Disciplinargewalt  der  Anwaltskammem.  Das 
Arcliiv  des  Notai-s  wird  nach   seinem  Aus- 
scheiden vom  Amtsgericht  seines  Wohnsitzes 
verwahrt:   nur  als  Uebergangsvorschrift  für 
die  derzeitigen  rheinischen  Notare  ist  zuge- 
lassen, dass  der   ausscheidende  Notar  oder' 
sein  Erbe  einen  Notar  bezeichnen  kann,  dem 
das  Archiv  übergeben  wird  —  eine   letzte 
Erinnerung  an  die  Käuflichkeit  der  Notars- 
stellen.    In  Sachsen   herrschen   ziemlieh 
die    gleichen   Grundsätze   (G.   v.    15.   Juni 
1900);    wesentlichere    Abweichungen    sind, 
dass  zu  Notaren  nur  Rechtsanwälte  ernannt 
wenlen  und    die  Disciplinarstrafgewalt  aus- 
geübt wird   durch  Disciplinarkammem ,  die 
aus  dem  Landgerichtspräsidenten   und  zwei 
vom  Könige  ernannten  Notaren,  in  zweiter 
Instanz  durch  einen  Disciplinarhof,  der  aus 
einem   Oberlandesgerichtspräsidenten    (oder 
einem  Rat)  und  drei  Notaren  besteht     Das 
GrossherzogtumHessen  hat  die  Rhein- 
grenze,   die    es    in    zwei   im   Punkte    der 
Notainatsverfassung   grundsätzlich  verseliie- 
dene    Gebiete    zerriss,    überbrückt    durch 
eine     gemeinsame     Notariatsordnung     vom 
15.  März    1899,   die   das  links   vom   Rhein 
von    jeher    bestehende   Notariat   mm    auch 
rechts   vom    Rhein    einführt,    jedoch    nach 
norddeutschem  System,  indem,  auch  links 
des  Rheins,  Rechtsanwälte  zu  Notaren  er- 
nannt werden  und  die  Gerichte  Urkunden 
aufnehmen   können   (Art.  2  G.  v.   18.  Juli 
1899).    Eine  Notarskammer  ist  eingerichtet, 
jedoch  nur  als  Standesvertretimg  und  Ver- 
mittelungsbehörde ;     die    Disciplinargewalt 
wird,   wie  in  Sachsen,    durch  Disciplinar- 
kammer  und  Disciplinarhof  geübt    Meck- 
lenburg-Schwerin,  wo  das  Notariats- 
wesen auf  einer  Anzahl  älterer  und  neuerer 
Gesetze  beruht,   hat  in  seiner  Ausführungs- 
verordnung vom  9.   April   1899  eine   Neu- 
ordnung  der  Lehre  vermieden.    Das  Nota- 


Notariat 


1003 


x-iat    erscheint  hier  sowohl    mit  der  Rechts- 
iiriTvaltschaft    als    mit  vielen   Verwaltungs- 
amtern  verbunden,  andrerseits  auch  für  sich 
Allein  bestehend,    Hamburg  hat  das  No- 
tariat in  der  Hauptsache  von  der  Rechtsan- 
>Äi'alt8chaft  getrennt  und  seine  Zuständigkeit, 
<lie  bisher  auf  Wechselproteste  und  Beglau- 
l')igungen  eingeschränkt  war,   neuestens  er- 
heblich erweitert.     Bremen    hat   unterm 
18.  Juli  1899,  Braunschweig  imterm  12. 
•Ttini    1899,    Sachsen-Meiningen,    das 
bisher    nur  Beglaubigungs-    und   Wechsel- 
notare   kannte,    unterm    15.  August    1899, 
Coburg-Gotha  unterm  23.  Oktober  1899 
<3as  Notariat  neu,   und  zwar  wesentlich  auf 
<ler  Gnmdlage  des  norddeutschen  Systems, 
l^eortlnet,    Sachsen-Altenburg   unterm 
4.  Mai  1899  seine  Notariatsordnung  vom  1. 
März  1899  erheblich  abgeändert. 

Das  französische  System  ist  erhalten 
in  Elsass-Lothringen  und  Bayern. 
Rechtsquellen  sind: 

Für  Elsass-Lothringen:  Das  G.  v. 
25.  ventöse  XI,  von  dem  aber  nur  noch  die 
Art.  1  bis  7,  47,  48,  50  bis  67  und  69  gel- 
ten, die  Y.  v.  4.  Januar  1843,  betr.  die 
Kotarskammern  und  die  Disciplin,  die  §§  7 
bis  10  Satz  1  des  Gesetzes  v.  26.  Dezember 
1873,  betr.  das  Notariat,  das  G.  v.  24.  März 
1 882,  betr.  die  Befähigung  zum  Notariat,  das 
O.  V.  8.  Juni  1892,  betr.  die  Stellvertretung, 
das  G.  V.  16.  November  1896,  betr.  die  Zu- 
ständigkeit, das  G.  V.  6.  November  1899, 
betr.  die  Ausführung  des  Reichsgesetzes 
über  die  Angelegenheiten  der  freiwilhgen 
Gerichtsbarkeit,  die  übrigen  Ausfühinmgs- 
gesetze  v.  17.  April,  6.  November,  13.  No- 
vember 1899;  für  Bayern:  Das  Notariats- 
fesetz  und  die  Ausfühnmgsgesetze  v.  9. 
uni  1899. 

Die  Grundlinien  der  Notariatsverfassung 
sind  in  beiden  Staaten  dieselben.  Das  No- 
tariat ist  ziu-  öffentlichen  Beurkundung  be- 
fugt; jedoch  ist  dies,  wie  übrigens  auch 
friiher,  keine  volle  Wahrheit,  da  die  Grund- 
buchämter -^  das  sind  die  Gerichte  — 
Gnmdbuch  Urkunden  aufnehmen  können. 
(§  29  Reichsgrundbuchordnung  v.  24.  März 
1897).  Die  Testamentsverwahrung  uud  Er- 
öffnung, die  Inventur,  die  Erbauseinander- 
setzung mit  der  Wirkung  der  Bindung  der 
Nichterschienenen,  die  Durchführung  der  vom 
VüUstreckungsgerichte  angeordneten  Zwangs- 
versteigerung von  Grundstücken  steht  den 
Notaren  zu,  die  Erbauseinandereetzung  je- 
doch in  Elsass-Lothringen  nur  dem  vom  Ge- 
richte ernannten  Notar,  in  Bayern  den  Gerich- 
ten neben  den  Notaren.  Die  Auflassung  kann 
in  Elsass-Lothringen  nur  vor  dem  Notar,  in 
Bayern  auch  vor  dem  Notar  erfolgen ;  die 
notarielle  Veräusserungsurkunde  muss  dabei 
vorgelegt  wertlen.  Das  Amt  erfordert  in 
Bayern  die  Fähigkeit  zum  Richtemmte  luid 


einen  nach  Erlangung  dieser  Fälligkeit  ab- 
geleisteten zweijährigen  Vorbereitungsdienst, 
in  Elsass-Lothringen  das  Bestehen  der  ersten 
juristischen  und,  nach  dreijährigem  Vorbe- 
reitungsdienste, einer  Notariatsprüfung  oder 
aber  die  Fähigkeit  zum  Richteramt.  In 
beiden  Ländern  ist  es  unvereinbar  mit  der 
Rechtsanwaltschaft.  Die  Aufsicht  führt  in 
Elsass-Lothringen  der  Oberstaatsanwalt,  in 
Bayern  der  Landgerichtspräsident.  Notars- 
kammem  sind  in  beiden  Ländern  errichtet ; 
doch  haben  sie  niu*  in  Elsass-Lothringen 
eine,  und  zwar  die  niedere  Disciplinarstraf- 
gewalt;  die  höhere  steht  den  Landgerichten 
zu.  In  Bayern  werden  Disciplinarstrafen  in 
erster  Instanz  von  der  Notariatsdisciplinar- 
kammer,  in  zweiter  vom  Notariatsdiscipliaai*- 
hofe  verhängt. 

Das  badisch- württembergische 
System  des  behördlichen  Notariats  ist 
durch  die  neueste  Gesetzgebung  dieser  beiden 
Staaten  auf  seinen  Höhepunkt  gebracht 
worden.  Das  b ad i sehe  Rechtspolizeigesetz 
V.  17.  Juni  1899  weist  dem  Notariat  ausser 
der  öffentlichen  Beurkundung  auch  die 
Verrichtungen  des  Nachlassge- 
richts, mit  Ausnahme  weniger  dem  Ge- 
richte verbleibender  Befugnisse,  zu.  Ferner 
sind  ihm  die  Verrichtungen  des  Voll- 
streckungsgerichts bei  der  Zwangsver- 
steigenmgund  Zwangsverwaltung  von  Grund- 
stücken, wieder  mit  wenigen  Ausnahmen, 
übertragen.  Endlich  aber  —  und  dies  ist 
das  Wichtigste  —  liegt  ihm  die  Führung 
der  Grundbücher  ob,  und  zwar  steht 
der  Notar,  da  jede  Gemeinde  ihr  Grund- 
buchamt hat,  in  der  Regel  mehreren  Grund- 
buchämtern vor;  für  Städte,  die  Sitz  eines 
Amtsgerichts  sind,  kann  dem  Amtsgericht 
die  Gnmdbuchführung  übertragen  werden. 
Sogar  ein  Aufsichts-  und  Ordnimgsstrafrecht 
gegenüber  den  (für  Siegelung  und  Verzeich- 
nung bestellten)  örtlichen  Inventurbehörden 
hat  man  dem  Notar  zugestanden.  In  erheb- 
lichem Umfange  ist  der  Notar  mit  der  Ver- 
waltung der  Erbschafts-,  Schenkungs-  und 
Grundstücksverkehrssteuer  betraut.  Bei  dieser 
Sachlage  ist  es  nur  natürlich,  dass  der  Notar 
vom  Staate  festes  Gehalt  in  der  Höhe 
des  Richtergehalts  sowie  Ruhegehalt  bezieht, 
dass  der  Staat  die  Kosten  seiner  Schreib- 
stube trägt,  seine  Gehilfen  bezahlt,  seine 
Hinterbliebenen  versorgt.  Daneben  aber  er- 
hält der  Notar  einen  Anteil  an  den  Ge- 
bühren für  die  von  ihm  aufgenommenen 
Urkunden  sowie  das  volle  Entgelt  für  die 
ihm  gestattete  private  Thätigkeit  (Beratung, 
Gutachten,  Entwürfe,  Versteigerungen,  Kon- 
kursverwaltung ,  Testamentsvollstreckung). 
Noch  weiter  ist  W  ü  r  1 1  e  m  b  e  r  g  gegangen . 
(Ausführungsgesetz  zum  Bürgerlichen  Ge- 
setzbuch V.  28.  Juh  1899.)  Es  giebt  Be- 
zirksnotare und  öffentliche  Notare. 
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Der  öffentliche  Notar,  zur  öffentlichen  Be- 
urkundung benifen,  ist  nicht  Beamter.  Der 
Bezirksnotar,  ein  R^amter,  ist  immer  auch 
öffentlicher  Notar,  steht  aber  aussertiem 
nicht  nur  den  (auch  hier  in  jeder  Gemeinde 
bestehenden)  Urundbuchämtern  \nid  dem 
Nachlassgerichte,  sondern  auch  dem  Vor- 
mundschaftsgerichte vor.  Vormund- 
schafts- und  Naclüassgericht  bestehen  aus 
dem  Bezirksnotar  und  vier  Ijaien,  den 
Waisenrichtern.  Dem  Amtsgerichten  sind  nur 
eine  bestimmte  Anzahl  von  Verrichtimgen 
vorbehalten;  auch  steht  ihm  die  Dionstauf- 
sicht  zu.  Der  öffentliche  Notai'  ist  auf  Ge- 
bühren angewiesen,  der  Bezirksnotai*  auf 
Gehalt;  doch  fallen  ihm  die  Gebühren  für 
die  von  ihm  in  seiner  Eigenschaft  als  öffent- 
licher Notar  aufgenommenen  nicht  in  seinen 
amtlichen  Gescliäftskreis  fallenden  Geschäfte 
zu.  Der  öffentliche  Notar  kann  zugleich 
Kechtsanwalt  sein;  bei  dem  Bezirksnotai- 
verbietet  sich  dies  von  selbst.  Eigentümlich 
ist,  dass  weder  für  den  Bezirks-  noch  für 
den  öffentlichen  Notar  akademische  Vor- 
bildung verlangt  wird;  es  genügt  das  Be- 
stehen einer  niederen  Dienstpdifung. 

III.  Ausland. 

Das  französische  Notariat  mit  seinen 
oben  unter  I  erörterten  Grundsätzen  setzt 
ein  Privatrecht  mit  ausgedehntem  Fonii- 
zwang  voraus.  In  der  Tliat  bindet  der  Code 
civil  an  die  notarielle  Form  eine  Anzalü  der 
häufigsten  und  wichtigsten  Geschäfte,  so 
Ehe  vertrage ,  Hypotheken  -  BesteUu  ng  und 
-Ijöschung,  Schenkungen,  öffentliche  Testa- 
mente, Grundstücksversteigerungen,  Inven- 
tare.  Die  gewöhnliche  Gnmdstücksveräusse- 
rung  dagegen  bcdai'f  nicht  der  notariellen 
Form;  hierin  ist  das  deutsche  Reichsrecht 
weiter  gegangen  als  das  französische.  Auch 
ist  der  Hauptgrundsatz,  die  ausschliessende 
Urkundbefugnis  der  Notare,  mehrfach  durch- 
brochen, indem  für  gewisse  Akte  Gerichte, 
Gerichtsschreiber  und  Gerichtsvollzieher 
neben  den  Notaren,  für  andere  (Adoption, 
Emancipation)  sogar  mit  Ausschluss  der 
Notare  zuständig  sind.  Dagegen  ist  die  Un- 
vereinbarkeit mit  der  Advokatur  streng  fest- 
gehalten, obwohl  im  Notariat  eine  Ueber- 
füllung  herrscht,  die  seine  Verbindung  mit 
der  Advokatur  nalie  gelegt  hätte.  Dazu 
kommt,  dass  das  Gesetz  (noch  immer  das 
vom  25.  ventose  XI)  eine  Verminderung 
der  Stellen  nur  in  beschränktem  Um- 
fange zulässt,  weil  in  jedem  Friedensgerichts- 
bezirke mindestens  zwei  Notare  und  in  den 
Grossstädten  mindestens  ein  Notar  auf  6000 
Seelen  sein  muss.  Die  UeberfüUung  mag 
mit  den  geringen  Anfordeningen  zusammen- 
hängen, die  an  den  Bewerber  gestellt  werden. 
Es  wird  weder  Rechtsstudium  noch  Prüfung, 
sondern   nur  sechsjährige  Beschäftigung  in 


einer  Notariatsstube  derjenigen  Klasse  v^- 
langt,    zu    welcher   der   Bewerber  gehff?« 
will.    Es   giebt   nämlich   drei   Klassen  v-o 
Notaren,   je   nachdem  sie  im  Bezirk  ei>:? 
j  A[)j)ellhofes,  eines  Tribunals  oder  nur  eia<er 
Friedensgerichts  amtieren  dürfen.     Notars- 
kammern, gebildet  durch  die  V.  v.  4.  Januar 
I  1843,    üben    die   Disciplinargewalt,   kr«iatTi 
I  jeiloch  nur  auf  leichtere  Sti-afen   erkennen : 
I  schon  Geldstrafen   zu  verhängen   steht  nm 
I  dem    Gerichte    zu.     Die    bereits   erwähnte 
'  Käuflichkeit   der  Steilen ,    darin    bestehend. 
j  dass  der  abgehende  Notar  oder  dessen  Erfr.«=-L 
einen  Nachfolger  präsentieren  dürfen,  beslehi 
I  noch. 

Das  französische  System  herrscht  in  allen 

'romanischen    Staaten     wenigsten?   m 

j  seinen  Hauptzügen ;  neben  den  Notaren  sitii 

I  andere  Beamte  oder  Behörden   zur  öffeiit- 

lichen    Beurkundung    entweder     überhaui:: 

nicht  oder  niu*  in  geringem  Umfange  befnst: 

und  jedenfalls  ist  thatsächlich  die  notarieJ- 

Urkunde  die  Regel. 

Das  englisch-amerikanische  Retht 
kennt  Notare  in  unserem  Sinne  nicht  £*er 
Notar  ist  dort  geblieben,  was  er  uisprOn?- 
lich  auch  bei  uns  gewesen  ist:  eine  pr- 
zessualische  Hilfsperson.  Er  nimmt  eidliche 
I  Ei'klärungen  (affidavit)  und  Zeugenaussag«i 
in  Prozessen,  ferner  Wechselproteste  auf 
und  beglaubigt  Unterschriften ;  Heurkunduo? 
von  Rechtsgeschäften  zu  notariellem  Proto- 
koll kommt  kaum  vor ;  im  Privatrecht  hern« -ht 
die  der  Unterschrift  nach  beglaubigte  Privat- 
urkunde. Es  werden  auch  nicht  jurisiischr» 
Kenntnisse  vom  Notar  verlangt ;  in  Amerika 
kann  jedermann,  ob  Mann  oder  Weib,  r»hi:e 
jede  Prüfung  ziun  Notar  ernannt  werden 
und  erhalten  in  der  That  vielfach  niedere 
Geschäftsleute  diesen  Posten. 

Dem  badisch-württembei]gischen  System 
nahe  steht  das  österreichische  Notariat, 
(Notaiiatsorduung  v.  25.  Juli  1871.)  JciU»eh 
ist  dieses  schwer  einem  System  einzugliedern, 
weil  es  seine  Grundsätze  nicht  durchführt. 
Grundsätzlich  steht  dem  Notaiiat  allein  die 
öffentliche  Beurkundung  zu,  thatsächlich  Ist 
sie  in  erheblichem  Umfange  bei  den  Vor- 
mundschafts- und  Nachlassgerichten  ver- 
blieben, die  sogai*  letzte  Willen  aufnehmen 
können.  Grundsätzlich  ist  die  Advokatur 
vom  Notariat  getrennt,  thatsächlich  ist  dem 
Notar  Prozessverti-etung  in  ziemlichem  Um- 
fange gestattet.  Grundsätzlich  sind  die 
Notare  nicht  Staatsbeamte,  thatsächlich  ist 
ihnen  durch  das  Gerichtskommissariat 
obrigkeitliche  Zwangsgewalt  eingeräumt  In 
Oesten-eich  sclireitet  nämlich  das  NachJass- 
gericht  bei  jedem  Todes&lle  von  Amtswegen 
mit  Todfallsaufnahme  (Ermittelung  der  Ver- 
hältnisse der  Verstorbenen),  geeigneten  fall» 
auch  mit  Siegelung  und  Inventur  ein  und 
der  Erbe  kann  die  Erbschaft  nicht   anders 
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als    durch  das  Gericht  und  gegen  gewisse, ' 
die   Sicherung  Dritter   bezweckende   Xach- 
>veise    erhalten.    Der   mit   der  Todfallsauf- 
nahme,  Inventur  und  Vorbereitung  der  Xach- 
Aveise  betraute  Beamte  ist  der  Gerichtskom- 
Tiiissär ;  zu  Gerichtskommissären  können  oder 
müssen  die  Notai^  bestellt  werden.   Daneben 
kann  ihnen  die  Revision  der  Yonnundschafts- 
rechungen  aufgetragen  werden.    Notariats- 
kammern üben  die  Aufsicht  über  die  Notare 
lind    Notariatskandidaten  j    die    Disciplinar- 
strafgewalt  steht  jedoch  nicht  ihnen,  sondern 
den  Oberlandesgerichten,  in  zweiter  Instanz 
dem  obersten  Gerichtshofe  zu. 

Auch  die  russische  Notariatsordnung 
V.  14.  April  1866  gehört  diesem  Systeme 
an.  Denn  ein  auf  festes  Gehalt  gesetzter 
Obernotar  führt  das  Grundbuch,  welches 
dort  allerdings  mehr  eine  ürkundensamm- 
lung  ist.  Die  anderen,  auf  Gebühren  ge- 
stellten Notare  haben  Urkimden  aufzunehmen, 
aber  auch  eine  gewisse  nachlassgerichtliche 
Thätigkeit  auszuüben.  Alle  Rechtsgeschäfte 
über  unbeweglich  Gut  bedürfen  der  notariellen 
Form.  Das  Notariat  ist  von  der  Rechts- 
anwaltschaft getrennt. 

IV.  Ausblick. 

Das  deutsche  Notariat,  jetzt  rund  3300 
Köpfe  stark,  befindet  sich  in  entschieden 
aufsteigender  Bewegung.  In  Preussen  ins- 
besondere hat  es  trotz  eines  ihm  sehr  un- 
günstigen Civilrechtssystems  zuerst  in  den 
grösseren  Städten,  seit  Aufhebung  der  Patri- 
monialgerichte  auch  in  der  Provinz  die  Ge- 
richte überflügelt.  Es  lässt  sich  dies  indi- 
i-ekt  nachweisen  aus  den  im  preussischen 
Justizministerialblatte  jährlich  erscheinenden 
Geschäftsübersichten  der  Justizbehörden. 
Diese  ergeben,  dass  trotz  aiisserordentlichen 
Wachstums  der  Gnindbuchgeschäfte  die 
Urkundthätigkeit  der  Gerichte  erheblich  ab- 
genommen hat.  Von  1880  bis  1899  sind, 
w^ährend  die  Eintragungen  von  848  525  auf 
1411038  stiegen,  die  gerichtlichen  Grund- 
buchiu*kunden,  allerdings  mit  einer  kleinen 
Wellenlinie,  von  217  701  auf  172876  gefallen ; 
nicht  g"erechnet  aDerdings  die  Auflassungs- 
erklänmgen,  die  bisher  nur  gerichtlich  ge- 
schehen durften,  und  die  abstrakten  Ein- 
tragimgsanträge und  -bewilligungen,  die  mit 
den  Auflassungen  in  luigetrenntcr  Summe 
angegeben  sind.  Noch  mehr  zurückge- 
gangen sind  die  gerichtlichen  Beurkunduügen, 
die  nicht  das  Grundbuch  betreffen:  von 
140301  im  Jahre  1880  auf  100550  im  Jalire 
1899.  Selbst  die  Auseinandersetzungen,  die 
den  Gerichten,  als  Vorm  und  Schaftsbehörde  d, 
am  nächsten  liegen,  sind  von  50008  im 
Jahre  1880  auf  31 115  im  Jahre  1899  gefallen. 
Gosetzgeberische  Eingiiffe,  die  dieses  Sinken 
rechtfertigten,  sind  in  diesem  Zeiträume 
nicht  vorgefallen;   sogar  hätte  die  1888  er- 


folgte Einführung  des  Gxundbuchwesens  in 
der  Rhein provinz  entgegengesetzt  wirken 
müssen.  Der  Schluss  ist  vmabweislich,  dass 
die  Urkundthätigkeit  den  Händen  der  Ge- 
richte entgleitet  und  in  die  der  Notare  über- 
geht. Dementsprechend  ist  die  Zahl  der 
preussischen  Notare  von  1421  im  Jahre  1881 
auf  1858  im  Jahre  1899  gestiegen. 

Unter  diesen  Umständen  haben  die  ge- 
setzgeberischen Hauptfragen  des  Notariats 
—  Aufhebung  der  gerichtlichen  Urkund- 
thätigkeit und  Trennung  von  der  Rechts- 
anwaltschaft —  viel  von  ihi-er  Schärfe  ver- 
loren. In  den  grossen  Städten  ist  schon 
jetzt  die  gerichtliclie  Urkundthätigkeit  ganz 
unerheblich,  und  auch  die  Trennimg  des 
Notariats  von  der  Rechtsanwaltschaft  hat 
sich  hier  in  der  Form  von  Anwaltssocietäten 
vielfach  von  selbst  vollzogen,  wie  sie  denn 
auch  in  Preussen  mit  Leichtigkeit  im  Ver- 
Avaltungswege  diirchzuführen  wäre.  In  den 
kleinen  Städten  hingegen  wird  sich,  -wie  die 
Verhältnisse  wenigstens  in  den  östlichen 
Provinzen  Preussens  liegen,  weder  das  eine 
noch  das  andere  machen  lassen.  Hier  giebt 
es  noch  viele  Amtsgerichte,  deren  Urkund- 
thätigkeit dem  einen  Richter,  mit  dem  sie 
besetzt  sind,  vollauf  Zeit  lässt  zur  Erledi- 
gung der  Vormundschafts-,  Nachlass-,  Grund- 
buch- und  Civil-  imd  Strafprozesssachen,  die 
also  nimmermehr  einen  Notar,  und  sehr  oft 
nicht  einmal  einen  Anwaltnotar,  ernäliren 
könnte.  Hier  wird  die  gerichtliche  Urkund- 
thätigkeit auf  der  einen,  das  Anwaltnotariat 
auf  der  anderen  Seite  wohl  immer  unent- 
behrlich, das  französische  System  also  un- 
gangbar bleiben. 

Andrei-seits  ist  auch  da,  wo  das  franzö- 
sische System  noch  herrscht,  dessen  Haupt- 
gruudsatz  —  Ausscliluss  der  Gerichte  von 
der  Urkundthätigkeit  —  wesentlich  abge- 
schw^ächt  durch  §  29  der  Reichsgnmdbuch- 
ordnung  vom  24.  Mäiv.  1897,  welcher  den 
Grundbuchämtem  —  das  sind  im  aller- 
grössten  Teile  des  Reichs  die  Gerichte  — 
die  Aufnalune  von  Grundbuchurkimden  ge- 
stattet. Das  norddeutsche  und  das  franzö- 
sische System  sind  einander  so  nahe  gerückt, 
dass  die  neuerdings  erfolgte  Aiifliebung  des 
französischen  Systems  in  der  Rheinprovinz 
an  dem  thatsächlichen  Zustand  der  Dinge 
kaum  etwas  geändert  hat. 

Viel  schäi'fer  ist  der  Gegensatz  beider 
Systeme  zu  dem  badisch-württembergischen. 
Was  sich  liier  neuestens  entwickelt  hat,  ist 
so  schnurstracks  allen  Einrichtungen  der 
übrig-en  Bundesstaaten  zuwider,  dass  an  eine 
Vei-schmelzung  mit  diesen  nicht  gedacht 
werden  kann.  Der  bisherige  Begriff  des 
Notariats,  als  einer  im  Dienste  Privater 
lu-kundenden  Stelle,  erscheint  hier  völlig 
aufgelöst.  Das  Notariat  ist  zu  einer  Staats- 
behörde   umgeschaffen,    der    das    Urkund-, 
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Gnin<lbn«h-.  Vormund.'^haftK-  und  Naihlas^- 
iÄ»f>^*n,  alm  wi  zir^miu-h  die  p»-samtp  fi^i- 
willip*  Om<ht>bark<-it  aUTtrair»'n  ist.  Es 
ist  d^T  int*'r*'^sant/;  \%'i>iif:h  pema^-ht  von 
dif's^'r  li^fhonh»  ♦jinerMfit.«»  diin-h  fp>t«*s  be- 
halt allf*  Misslicrhkeit  d^  üebfllirenfifznps, 
andrersi'itrt  durch  Ik't**ilijriin£^  an  den  (le- 
bfihren  alle  Sih  werf  all  igkiit  rler  Amts>tulie 
f*'ni  z«  halten.  Es  i^t  «»ine  De(«ntrali>ation 
des  Gnindbuehs  durchgeführt,  welche  dtrin 
platti'u  I^andf*  in  gewissem  Ma«vse  die 
früheren  l^'fiuemen  Patrimonialgerichte  er- 
w;t»»n  Will.  Die  (le^lanken  sind  in  si(;h 
folgerichtig,  di^*  Ziele  ansprechend:  ob  die 
liurchfnhning  zweckentspriK-hend,  der  Erfolg 
der  erwartete  sein  wird,  ist  abzuwarten. 

Die  dciitKchen  Notare  waren  1871  zu 
einem  Verein  zusammengetreten,  der  die 
S<:haffung  einer  einheitlichen  IJrkundver- 
fassung  anstrebte.  Da  dies  misslungen  ist, 
m  hat  er  sich  WM)  aufgelost.  An  w>iner 
Stelle  ist  während  des  Juristentagi»s  in 
Ifemberg  liHHi  ein  neuer  ^Deutscher  Notar- 
verein« gegrfindet  worden,  der  die  Ver- 
Hchied(»nli(ut  der  Urkundvr*rf{ussungt»n  als 
voriäufig  unabwendbar  hinnimmt  und  dafür 
in  dem  geltenden  einheitlichen  Urkund-, 
NachlaKH-  und  Gnmdbuchn'cht  den  allen 
deutwehen  Notaren  gcmieinsamen  Boden 
findet,  den  er  mit  aller  Kraft  dui-ch  Heraus- 
gabc» einer  ZeitKchrift  und  Abhaltung  von 
Notartagen  zu  beackern  gedenkt. 

LitteratnrS  A.  AUgemfinea  und  (ie»ch  icht- 
1 1 rheit.     Feriiinand  i^esterley,  Ifas  deutsche 
Notariat,    Hannmer    1^4 J— 1^45,      Bd.    J:     (,V- 
»ehichte  d(9  Notariaiii.     Bd.  2:    Darstelfung  des  ' 
geilenden     BerhU.       Jfnuptirrrk.      —      Harry 
BreHslau,    Jfandlmrh  der  l'rkundenlehre,  Leip.  , 
tvj    1HH9,    —   Julius    Merkel,    Das    Notariat 
und    die     willkürliehe     Grrichtsbfirkeit ,    Leipzig  ' 
imo.      Vermehrter  Abdruck    aus    \Vei«ke«  Rechts-  ' 
lexikofi.  —  }%'eia»ierf   Reform  der  vorbeugenden 
bilrgerlichen    RechUpßefje    in    OeMerreich,    Wien 
VJOO. 

B,     Bisherigen     Recht.      FranXf     Das 
yot4trial   in  ^Isass- Lothringen,    Strasthurg  ISS4.  ! 
—    r.    7Ank,     Gesetz    vow    10.    JCL    lüfil,    das  • 
(iHiiirrische)    Xotariat   betreffend,    Erlangen    186J  \ 


—1m;S.  iMizu:  EmdeHeim^  MatrHaliert^  K'- 
hingen  li^j^s.  _  r.  F,  Koeh,  /ormw/^irf.»,. ". 
und  SoUirtatsreekt.  Seu  heorbeiUI  roH  Her»  j»..-, 
Jnßtrov,  Pt.  AuH.,  Btrlin  Ls-*i,  —  Oflo.  Ln^ 
h'iniql,  ftchfi^rhe  y*tt*iri4itst,rdnung  r^tm  -7.  IX. 
1>'*J.  Mit  ErlduterungeH ,  Leipzig  !.•*:*:.  — 
Adoif  WeiMier,  Das  y^ptarittt  der  preus*i*r\r^ 
Monarchie,  Leipzig  1^96.  —  Otto  Bmsiorff, 
Freitrillige  Genchtsbarkeit  in  Bayern  und  Bade, 
Berlin  IM*.',,  —  Carf  WUhem  Koekerol*. 
Die  Xotariatseinricktungm  in  Deutschland  uui 
(/esterreich,  .>Umsshurg  iHUr.—DtuUche  SttUiri^iU- 
Zeitung,  Organ  des  deutschen  ytUaritUsrerfiuf. 
München  ron  lüTl  bis  li^9<t.  Jahrgang  26^7  ent- 
hält IfarMelhingen  des  yotariatsrechts  in  dm 
grösseren  Bundesstaaten, 

('.  Geltendes  Reckt,  «fiitffroir,  Formuhir- 
huch  und  y(ptarialsrecht,  Berlin  IU0*K  —  Franz 
Werner  und  Theodor  Mroaehel,  Das  deut*rk- 
preussische    yotariat,   Leipzig   Hhhj.  F'ried- 

rieh  Weber f  Das  bayerische  yolariaL  Auftati 
in  yr.  S  und  0  der  Itayerischen  yotariatszeitun^ 
ron  1^99.  —  Cariebaeh ,  Das  yotan'at  im 
Gntssherzipgtum  Baden  nach  der  Einführung  df^ 
Bürgerlichen  Gesetzbuches,  Karlsrtihe  1^99.  — 
Keller,  l>as  yotariat  in  Elsass-Ijothringen  mit 
Beginn  J9(Mi.  AufsaU  in  der  Deutschen  yotanatt- 
zeitung  1.S99,  S.  167.  —  Die  Aommentare  zum 
Reichsgesetz  über  die  freiwillige  GerichUibnrkcit 
von  Dorner,  Sc hultze- Görl itz ,  Weiff- 
ler,  Birkenbihl,  Josef,  Fuchs,  Rau.<- 
n  itz.  —  Zeitschrift  des  deutschen  yofnr- 
Vereins,  IlaVe  a.  S.  (seit  1901).  —  Zeitscknß 
für  das  yotariat,  herausgegeben  von  dem  Verein 
Jür  das  yotariat  in  Rheinpreussen,  EfUn  f^nt 
li<r»6).  —  Bayerische  yotariatszeitvng  und  Zeit- 
schriß  für  die  freiwillige  Rechtspflege  der  He- 
richte  in  Bayern ,  München  (seit  *  IS64).  — 
yoUiriutS'ZeiUchriJt  ßlr  Elsass-Li^thringen,  Strati- 
bürg  (seit  lüHOi.  —  CentralblaU  für  freiiciUigr 
Gerichtsbarkeit  und  yotariat,  herausgegeben  voh 
Lobe,   Leipzig  (seit  19(K}). 

D.  Ausland.  Zeitschrift  ßir  yotariat  und 
freiwillige  Gerichtsbarkeit  in  Oesterreich,  Wien 
(seit  hSö9).  —  In  den  Jahrgängen  1878,  ISH, 
liS'89  Darstellungen  des  spanischen,  holländischen, 
russischen,  portugiesischen  yotarials,  —  Clerc, 
Manuel  theoretique  et  pratique  et  formulairt 
gemral  et  compkt  du  notariat,  I^ris  1881,  i 
Bde.  —  Revue  du  notariat  et  de  l'enregistremcut 
(seit  1861). 

Wel88ler. 


o. 


Obdachlose. 

1.  Einleitung.  2.  Die  nächtlich  Ohdachlosen. 
3.  Ohdachlose  Familien. 

1.  EinleitUDg.  Obdachlos  sind  die  Per- 
sonen, die  ein  Unterkommen,  das  ihnen  zum 
Aufenthalt  und  Nächtigen  dient,  sich  nicht 
verschaffen  können.  Im  Interesse  der  öffent- 
lichen Sicherheit  und  der  Armenpolizei  ist 
in  Deutschland  jedermann  verpflichtet,  für 
sich  und  die  Personen,  deren  Ernähnmg 
ihm  rechtlich  obliegt,  ein  Unterkommen  zu 
verschaffen.  Wer  nach  Verlust  seines  bis- 
herigen Unterkommens  binnen  einer  ihm 
von  der  Polizeibehörde  gegebenen  Frist 
dieser  Pflicht  nicht  nachkommt  und  nicht 
nachzuweisen  vermag,  dass  er  trotz  der  von 
ihm  angewandten  Bemühungen  ein  Unter- 
kommen nicht  finden  konnte,  ist  strafbar. 
Nicht  nur  bedroht  ihn  das  Strafgesetzbuch 
§  360  Ziff.  8  mit  Haft  bis  zu  6  Wochen, 
sondern  durch  das  gerichtliche  Urteil  kann 
er  auch  für  die  Zeit  nach  verbüsster  Strafe 
der  Landespolizeibehörde  überwiesen  wer- 
den, die  dadurch  die  Befugnis  erhält,  ihn 
bis  zu  zwei  Jahren  entweder  in  ein  Zwangs- 
arbeitshaus (vgl.  d.  Art.  Armenpolizei 
oben  Bd.  I  S.  1195)  unterzubringen  oder 
zu  gemeinnützigen  Arbeiten  zu  verwenden 
(§  362).  '  Wie  nun  der  Staat  denjenigen, 
der  sich  obdachlos  iimhertreibt ,  obwohl 
er  sich  ein  Obdach  verschaffen  kann,  mit 
Strafe  bedroht,  die  durch  die  Ueber- 
weisung  an  die  Landespolizeibehörde  und  die 
Unterbringung  in  ein  Arbeitshaus  zu  einer 
sehr  empfindlichen  und  gefürchteten  ge- 
staltet werden  kann,  so  hat  der  Staat  auch 
die  Organe  der  öffentlichen  Armenpflege 
verpflichtet,  denjenigen,  die  trotz  ihrer  Be- 
mühungen ein  Obdach  sich  nicht  verschaffen 
können,  weil  sie  weder  Geld  noch  Arbeits- 
ki-aft  noch  sonstige  Mittel  hierzu  besitzen, 
ein  Olxlach  zu  gewähren  (Preussen,  G. 
V.  8.  März  1871,  §1;  Sachsen,  Armen- 
ordnung V.  12,  Oktober  1840,  §  33,  §§  52 
bis  56;    Württemberg,   G.  v.    17.  April 


1873,  Art.  1;  Hessen,  G.  V.  14.  Juli  1871, 
Ali;.  1  u.  s.  w.  —  Bayern,  G.  v.  29.  April 
1869,  Art.  10).  In  der  That  gehört  ein 
Obdach  ganz  ebenso  zu  den  unentbehrlichen 
Gegenständen  des  Lebensunterhalts  wie 
Nalirungsmittel  und  Kleidung.  Röscher 
(System  der  Armenpflege  und  Armen- 
politik, S.  194  ff.)  allerdings  bekämpft  in 
offenbarer  Unkenntnis  der  gesetzlichen  Be- 
stimmungen die  Ansicht,  dass  die  öffent- 
liche Armenpflege  zur  Gewälirung  eines 
Obdachs  an  diejenigen,  welche  ein  Unter- 
j  kommen  sich  nicht  verschaffen  können,  ver- 
,  pflichtet  sei.  Er  behauptet,  damit  werde 
'  die  soziale  Krankheit  der  Obdachlosigkeit 
geradezu  in  Permanenz  erklärt.  Doch  ver- 
gisst  er  hierbei,  dass  der  Hilfsbedürftige, 
der  ein  Obdach  sich  nicht  verschaffen 
,  kann  und  dem  ein  solches  nicht  dargeboten 
;  wird,  dadurch  zum  Umhertreiben  auf  der 
Strasse  oder  zum  Verbrechen  gezwungen 
wird.  Die  obdachlosen  Armen  unter  freiem 
Himmel  verkommen  zw  lassen  oder  dem 
Verbrechen  in  die  Arme  zu  treiben,  ist 
ebenso  politisch  und  moralisch  unmöglich, 
wie  sie  verhungern  zu  lassen,  (a.  a.  0.  S.  66.) 

Die   soziale  Krankheit  der  Obdachlosig- 
,  keit  ist  durch  sehr  verschiedenartige  Ver- 
hältnisse verursacht  und   es  sind  demnach 
,  auch  sehr  verschiedenartige  Mittel  erforder- 
lich, um  ihr  abzuhelfen  und  um  sie  zu  be- 
kämpfen.   Es   lassen    sicli   vier   wesentlich 
verschiedene   Erscheinungsformen    der   Ob- 
dachlosigkeit unterscheiden,    wenn   es  auch 
nicht  immer  leicht  sein  mag,  den  einzelnen 
Fall  der  einen  oder  der  anderen  Kategorie 
zuzuweisen,    und    wenn  auch    in   manchen 
Fällen  die   Obdachlosigkeit  in  verschiedon- 
ailigen  Verhältnissen  begründet  ist.  Zunächst 
tritt   die    Obdachlosigkeit    sehr    häufig    bei 
denjenigen  ein,  welche,  um  Arbeit  zu  suchen, 
von    Ort    zu    Ort    wandern,    deren    geringe 
I  Mittel   aber   durch   die    Wanders(*haft  bald 
i  aufgezehrt  sind.   Ihnen  gesellen  sich  vielfach 
liandstreicher  und   sogenannte  Stromer  zu, 
i  die,  ohne  das  emstliafte   Bestreben  Arbeit 
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zu  finden,  nur  uniherwandern,  um  von  dem  |  sich  eine  Wohnung  verschafft  liaben,  •»I.- 
Bettel zu  leben.  Wir  können  sie  unter  dem  dachlose  Familien. 
Namen  der  »wandernden  Obdach-,  2.  Die  nächtlich  Obdachlosen.  Dir 
losen  <.  zusammenfasst»n.  Für  sie  sind  die  grossen  Städte  mit  ihrer  von  Jahr  zu  Jaiir 
sogenannten  Arl)eiterkolonieen  und  die  |  wachsenden,  dicht  gedrängten  Bevölkerung 
Wanderarbeitsstätten  (Natural verpf le- .  sind  naturgemäss  die  Sammelort e  für  die 
gungsstationen)  bestimmt,  und  es  darf  hier .  durch  eigene  Schuld  oder  Unglück  fieraV^ 
auf  die  diesen  Einrichtungen  gewidmeten '  gekommenen  und  Verarmten,  für  Personeiu 
Artikel  verwiesen  wenlen,  in  denen  die  die  im  brüderlichen  Leben  gescheitert  iäihi 
Fürsorge  für  die  wandernden  ( )bdac*hlosen '  oder  aus  Arbeitsscheu,  Liederlichkeit,  Hang 
im  Zusammenhang  eröi-tert  werden.  I  zum  Verbrechen   sich  geoi-dnete  Lebensver- 

Durch  ganz  andere  Ursachen  verfallen  hältnisse  nicht  schaffen  können  tind  nicht 
in  grösseren  Städten  und  i-asch  aufblühen-  j  wollten.  Dazu  kommen  in  Zeiten  <ler  Ar- 
den  Fabrikorten  eine  bald  grössere,  bald ,  beitslosigkeit  Arbeitsfähige  iind  Arbeit>- 
geringere  Zahl  von  Familien  zeitweise  der  I  willige,  die  keine  lohnende  Arbeit  finden 
Obdachlosigkeit,  wenn  die  Bauthätigkeit  und  die  nach  Aufzehrung  ihrer  Ersparnis^- 
mit  dem  [)lötzlichen  Anwachsen  der  Bevöl- ,  der  bittersten  Not  verfallen.  In  Schlnjf- 
kerung  nicht  Schritt  hält  und  das  Wohnungs- 1  winkeln  und  Schlafstellen ,  in  den  sog*> 
bedürfnis  augenblicklich  nicht  völlig  befrie-  nannten  '>Pennen4  und  Verbrecherherbergen 
digt  weixlen  kann.  Auch  auf  diesen  immer ;  suchen  sie  ein  notdürftiges  Unterkommen, 
nur  vorübergehenden  Notstand  und  die  Mittel .  Die  entsetzlichen  Zustände,  welche  sich  in 
zu  seiner  Abhilfe  ist  hier  nicht  einzugehen. ,  derartigen  Nachtherbergen  und  Spelunken 
Es  sei  hierfür  auf  den  Art.  Wohnungs- !  entwickeln,  machen  sie  zu  w^ahren  Brut- 
frage verwiesen.  I  Stätten    für    ansteckende    Krankheiten,    für 

Wir  haben  uns  hier  nur  mit  zwei  anderen  Sittenlosigkeit  und  Unzucht,  für  Verbrechen 
Klassen  der  Obdachlosigkeit  zu  bescliäftigen,  j  luid  Ijaster  aller  Art.  Sowohl  der  Schutz 
die  als  soziale  Erscheinungen  nur  in  den  i  der  öffentlichen  Gesundheit  wie  das  Interest^e 
gif)sseren  Städten  vorkommen,  wenn  es  i  der  öffentlichen  Sicherheit  und  Sittlichkt-ii 
auch  nicht  ausgeschlossen  ist,  dass  einzelne  |  fordern  einen  energischen,  unermüdlichen 
Fälle  auch  in  kleinen^n  Orten  hin  und  wie- 1  Kampf  der  Polizei  wie  der  Gemeinden  und 
der  auftreten.  Es  sind  dies  die  nacht- 1  der  Gesellschaft  gegen  derartige  Missstände, 
lieh  Obdachlosen  und  die  ob  dach-  Die  Polizeibehörden  müssen  diesen  Kampf 
losen  Familien.  Die  ersteren  weitlen  '  führen  durch  strenge  Vorschriften  über  die 
sich  vielfach  aus  den  Pei-sonen  rekrutieren,  j  Einrichtungen  der  Schlafstellen  und  Her- 
die  in  der  Gemeinde  einen  festen  Wohnsitz  bergen,  durch  unnachsichtige  und  unimter- 
noch  nicht  haben,  die  erst  zugezogen  sind '  brochene  Ueberwachung  imd  strafrechtliche 
und  l>ald  da,  bald  dort  einen  Unterschlupf  1  Verfolgimg  der  Uebertretungen.  (Vgl.  den 
für  kurze  Zeit  suchen.  Doch  gehöi-en  die  Art.  Baupolizei  oben  Bd. U  S.  524 ff.  und 
nächtlich  ( )bdachlosen  keineswegs  nur  dieser '  den  Art.  Wohnungsfrage.)  Können 
Bevölkerungsklasse   an.     Andererseits  wer-   hierdurch  auch  nach  und  nach  —  denn  auf 


den  die  obdachlosen  Familien  liäufig,  aber 
keineswegs  immer,  vor  Eintritt  der  Obdach- 
losigkeit schon  eine  Wohnung  in  der  Ge- 
meinde innegehabt  haben.  Zu  ihnen  ge- 
hören aber  auch  Familien,  die  neu  anziehen 
und  bei  ilm^r  Ankunft  eine  Wohnung  nicht 
finden  können.  Ob  die  Obdachlosen  in 
diesem  Sinne  s  e  s  s  h  a  f  t  oder  nicht 
sesshaft  sind,  ist  für  die  Einrichtungen, 
die  zu  ihrem  Schutze  und  ihi-er  Hilfe  ge- 
troffen werden,  niu*  von  sekundärer  Bedeu- 
tung. Es  ist  deshalb  niclit  richtig,  wenn, 
wie  dies  in  den  Schriften  und  Verhand- 
lungen des  Deutschen  Vereins  für  Armen- 
pflege geschieht,  die  Obdachlosen  in  die 
beiden  Klassen  der  sesshaften  und  nicht 
sesshaften  eingeteilt  werden.  Es  ist  viel- 
mehr zu  unterscheiden   zwischen  einzel- 


einen  unmittelbaren  Erfolg  ist  nicht  zu 
rechnen  —  die  schlimmsten  Uebelstände  in 
den  Nachtherbergen  und  Schlafstellen  lie- 
seitigt  werden,  so  ist  damit  doch  noch  nicht 
denen,  die  unvei-schiüdeter  oder  verschid- 
deter  W^eise  sich  ein  Nachtlager  nicht  ver- 
schaffen können,  Hilfe  gewälirt.  Den  Ge- 
meinden als  den  Ortsarmenverbänden  liegt 
die  Verpflichtung  ob,  ihnen  ein  Obdach  dar- 
zubieten, in  das  sie  freiwillig  eintreten,  in 
das  sie  aber  auch  von  der  Polizeibehörde 
verwiesen  werden  können,  wenn  sie  sich 
unterkunftslos  zur  Nachtzeit  umhertreiben. 
Auch  den  mittellosen  Fremden,  denen  t^ 
noch  nicht  gelimgen  ist,  ein  Unterkommen 
zu  finden,  muss  für  die  Nacht  eine  Zu- 
fluchtsstätte geboten  werden.  Die  Zahl 
solcher  Pei*sonen,   welche  aus  den  verschie- 


nen  Personen,  die  nur  eine  nächtliche  |  densten  Gründen  für  die  Nacht  eines  Ob 
Unterkunft  suchen,  nächtlich  Obdach- ■  dachs  bedürfen,  ist  in  den  Grossstädten  zeit- 
lose, und  Familien ,  die  augenblicklich  I  weise  eine  ausserordentlich  grosse.  In 
keine  Wohnung  erhalten  können  und  so- 1  Berlin  hatte  die  Stadt  im  Jahre  1S73  in- 
lange untergebracht  werden  müssen,  bis  sie  i  folge   einer  Aufforderung   des   Polizeipräsi- 


Obdachlose 


1009 


diums  ein  Asyl  füi-  nächtlich  Obdaclüose 
gegründet  für  welches  im  Jahre  1887  ein 
grosses  Gebäude  errichtet  ward,  das  zu- 
gleich in  einer  besonderen  Abteilung  das 
Asyl  für  obdachlose  Familien  in  sich  auf- 
nahm. Das  Asyl  für  nächtlich  Ob- 
dachlose war  "für  1200  Nachtgäste  be- 
rechnet. Doch  erwies  sich  der  Raum  bald 
l)ei  dem  immer  steigenden  Bedürfnis  als 
nicht  ausreichend.  Im  Jahre  1893  w^urde 
das  Obdach  durch  20  neue  Barackensäle 
erweitert^  so  dass  es  für  2800  Personen  Raum 
bot  Doch  war  der  Andrang  so  gross,  dass 
in  eiozelnen  Nächten  dort  über  3000  Per- 
sonen zugelassen  wurden.  Die  Zahl  der 
Nachtgäste  ist  nach  den  Jahren  und  Jahres- 
zeiten eine  sehr  verschiedene.  Sie  betrug 
im  Jahre  1889/90  203039;  1893/94  444766; 
um  im  Jahre  1894/95  wieder  auf  322687 
zu  fallen.  Während  am  8.  Juni  1889  nur 
153  Personen  Aufnahme  fanden,  betrug 
deren  Zahl  am  27.  Januar  1894  nicht  weni- 
ger als  3138.  Ganz  überwiegend  ist  die 
Zahl  der  Männer.  Im  Jahre  1893/94  be- 
fanden sich  unter  444766  nur  13900  weib- 
liche Personen,  1894/95  unter  322687  nur 
15824.  Jedermann  (mit  Ausnahme  von 
Personen  im  tnmkenen  Zustand)  wird  auf- 
#  genommen.  In  der  Regel  wird  eine  Legiti- 
•  mation  verlangt,  ohne  dass  sie  jedoch  eine 
Bedingung  der  Aufnahme  bildet.  Der  Auf- 
genommene wird  bei  der  Aufnahme  ge- 
badet, er  erhält  ein  Abendessen  und  Früh- 
stück (beide  in  Mehlsuppe  und  Schwarzbrot 
bestehend),  und  seine  Kleider  werden  des- 
infiziert. Das  Obdach  darf  wiederholt,  aber 
nur  fünfmal  im  Laufe  eines  Yierteljahres 
aufgesucht  werden  (Hausordnung  v.  19.  Ok- 
tober 1891).  Dass  aber  in  weitaus  den 
meisten  Fällen  diejenigen,  die  einmal  die 
"Wohlthat  des  Obdachs  genossen  haben,  wie- 
derkommen, ist  leicht  verständlich  und  eine 
strenge  Durchführung  der  angegebenen  Be- 
schränkung nicht  möglich.  Unter  den 
322687  Pei-sonen,  die  im  Jahre  1894/95 
Aufnahme  fanden,  waren  nur  11604,  die 
zum  ersten  Male  darum  nachsuchten.  Neben 
dieser  städtischen  Anstalt  besteht  in  Berlin 
noch  ein  von  einem  Vereine  1869  gegrün- 
detes und  unterlialtenes  Asyl  füi*  Obdach- 
lose, in  dem  ebenfalls  jedermann  mit  Aus- 
nahme von  Betnmkenen  und  der  mit  an- 
steckenden Krankheiten  Behafteten  Aufnahme 
findet.  Die  Aufgenommenen  haben  hier 
nicht  einmal  ihren  Namen  anzugeben.  Im 
Jahre  1898  wurden  darin  232555  Personen, 
darunter  36007  weibliche,  aufgenommen. 
Es  darf  mit  Grund  angenommen  werden, 
dass  es  zum  grössten  Teil  dieselben  Per- 
sonen sind,  welche  abwechselnd  das  städti- 
sche Obdach  und  das  Asyl  des  Vereins  auf- 
suchen. 

Wie  in  Berlin   so  hält  auch  in  Ham- 


burg der  Asylverein,  der  mehrere  Asyle 
für  Obdachlose  gegründet  hat,  streng  an 
dem  Grundsatz  der  Anonymität  fest  Eine 
städtische  Anstalt,  wie  in  Berlin,  giebt  es 
hier  nicht.  Die  Obdaclilosen,  welche  wegen 
üeberfOllung  oder  aus  sonstigen  Gründen 
in  den  Vereiusasylen  keine  Aufnahme  finden, 
werden  in  einigen  der  Gefängnisverwaltung 
unterstehenden  Unterkunftsräumen  unter- 
gebracht. In  anderen  Städten  sind  sehr 
verschiedenartige  Einrichtungen  getroffen. 
Teils  fällt  den  Armenbehörden  die  Ver- 
sorgimg  der  Obdachlosen  allein  zu,  wie  in 
Danzig,  Dortmund,  Cöln,  Aachen  u.  s.  w., 
teils  bestehen  Asyle,  die  von  Vereinen  ge- 
gründet sind  und  zu  deren  Kosten  in  einigen 
Städten  die  Gemeinde  Zuschüsse  giebt  (so 
in  Braunschweig,  Crefeld,  Erfurt),  teils  un- 
terhalten Vereine  neben  dem  städtischen 
Asyl  noch  Privatasyle  für  Obdachlose  (Leip- 
zig, Breslau).  An  manchen  Orten  ist  be- 
stimmt, dass  die  Arbeitsfähigen,  die  in  dem 
Obdach  Aufnahme  finden,  zu  einer  Arbeits- 
leistung angehalten  werden  sollen. 

Die  Berechtigung  und  Zweckmässigkeit 
der  Asyle  für  Obdachlose,  in  denen  jeder- 
mann ohne  Pi-üfung  seiner  Bedürftigkeit,  ja 
an  manchen  Orten  ohne  jeden  Ausweis  über 
seine  Persönlichkeit  und  ohne  Namennennung 
nächtliche  Unterkunft,  Abendbrot  und  Früh- 
stück und  Körperpflege  und  Bad  erhält,  sind 
in  den  letzten  Jahren  mehrfach  Gegenstand 
eingehender  Unterauchung  gewesen.  In 
menschenfreundlicher  Absicht  gegründet, 
wollen  diese  Asyle  den  Unglücklichen,  die 
nicht  wissen,  wo  sie  ihr  Haupt  hinlegen  sollen, 
wenigstens  für  eine  Nacht  eine  Ruhestätte, 
eine  Zuflucht  gewähren.  Dabei  wird  aber 
verkannt,  dass  sie  alle  die  Nachteile,  die 
ein  blindes  Almosengeben  unfehlbar  im  Ge- 
folge hat,  ebenfalls  mit  sich  führen. 
Gerade  die  schlimmsten  Elemente  einer 
grossstädtischen  Bevölkerung,  diejenigen,  die 
vom  Laster  und  dem  Verbrechen  leben, 
die  Arbeitsscheuen  und  Liederlichen  sind 
es,  die  diese  Asyle  Nacht  für  Nacht  zum 
grossen  Teil  füllen.  Soll  auch  der  ein- 
zelne nur  wenige  Male  im  Monat  oder  im 
Vierteljahr  aufgenommen  werden,  so  ist 
doch,  wenn  keine  Legitimation  verlangt 
wird,  eine  Kontrolle  kaum  durchzuführen. 
Bestehen  aber  melirere  Asyle  an  einem 
Orte,  wie  in  Berlin,  Hamburg  u.  s.  w.,  so 
kann  abwechselnd  das  eine  und  das  andere 
Asyl  aufgesucht  werden.  Der  Arbeitsscheu 
und  Liederlichkeit  wird  dadurch  nicht 
entgegengearbeitet,  sondern  sie  werden  da- 
durch gefördert.  Vielfach  ist  deshalb  die 
Fordenmg  erhoben  worden  und  an  manchen 
Orten  ist  sie  auch  in  die  Vorschriften  auf- 
genommen worden,  dass  die  am  Abend  in 
(las  Asyl  Aufgenommenen  am  anderen  Mor- 
gen  vor  ihrer  Entlassung  zu  einer  melir- 
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ßtündigeii  Arboitsloistung  verpflichtet  wer- 
den. Der  Arbeitszwang  soll  alle  Arbeits- 
scheuen fernlialten.  Inders  ist  diese  Fonlerung 
in  einer  Grossstadt  praktisch  nicht  diirch- 
ftihrbar.  Arbeiten,  zu  denen  eine  jeden  Tag 
wechsehide  Schar  vieler  hunderter  und  tau- 
sender  von  Personen  angehalten  werden 
könnten,  lassen  sich  gar  nicht  finden.  Selbst 
in  kleineren  Städten  -w-inl  sich  diese  prak- 
tische Schwierigkeit  meist  nicht  überwinden 
lassen.  Dazu  kommt  nun  noch,  dass  die- 
jenigen, die  ehrliche  Arbeit  suchen  wollen, 
dies  vor  allem  in  den  Frühstunden  des 
Tages  thun  müssen.  Werden  sie  in  dem 
Asyl  bis  in  den  Vormittag  hinein  festge- 
halten, so  verlieren  sie  die  beste  Gelegen- 
heit, eine  Arbeitsstelle  zu  finden. 

Freilich  muss  alle  denen,  die  verschul- 
deter oder  unverschiddeter  Weise  kein  Ob- 
dach für  die  Nacht  haben,  mögen  sie  sich 
ausweisen  können  oder  nicht,  eine  Unter- 
kunft geboten  werden.  Der  Gnmdsatz,  dass 
eine  Unterstützung  nur  gegeben  werden 
solle  nach  genauer  Prüfung  der  Verhältnisse 
der  Hilfsbedürftigen,  der  Grundsatz  der 
Individualisierung,  ist  als  Regel  un- 
zweifelhaft richtig,  aber  doch  auch  nur  als 
Regel.  Er  kann  da  keine  Anwendung  fin- 
den, wo  eine  sofortige  Hufe  erforderlich 
ist,  um  ein  notwendiges  Lebensbedürfnis  zu 
befriedigen.  Wie  dem  Verhungernden  sofort 
Nahnmg  gereicht  werden  muss,  um  ihn  vor 
dem  Himgertode  zu  retten,  imd  nicht  erst 
eine  Untersuclumg  seiner  Verhältnisse  ab- 
gewartet werden  kann,  so  muss  dem  Ob- 
dachlosen, der  am  Abend  ein  Nachtlager 
sucht,  sofort  Obdach  gewährt  werden.  Aber 
das  jedermann  offenstehende  Obdach  muss 
derart  beschaffen  sein,  dass  es  des  Anreizes 
es  aufzusuchen  durchaus  entbehrt  und  die 
Fiu-cht,  das  Obdach  aufsuchen  zu  müssen, 
auch  auf  den  Arbeitsscheuen  dahin  wirkt, 
dass  er  alle  seine  Kraft  anstrengt,  um  sich 
selbst  ein  Unterkommen  zu  verschaffen. 
Auch  ist  es  nur  eine  falsche  Humanität,  die 
in  Wirklichkeit  das  Gegenteil  der  Humani-  | 
tat  ist,  wenn  jedermann  ohne  Nennung  des 
Namens  Aufnahme  findet.  Es  liegt  kein 
ausreichender  Grund  vor,  den  Hilfsbedürf- 
tigen von  der  Pflicht,  seinen  Namen  an- 
zugeben, zu  entbinden.  Gewiss  werden 
vielfacli  unrichtige  Namen  angegeben  wer- 
den. Indes  ist  dies  immerhin  mit  Sti-afe 
bedroht  (vSti-afgesetzbuch  §  360  Nr.  8),  und 
im  allgemeinen  wird  die  Pflicht,  den  Namen 
zu  nennen,  eine  abschreckende  Wirkung  aus- 
üben. Es  müssen  demnach  Unterkunfts- 
räume bereit  gestellt  werden,  in  denen  in 
der  einfachsten  und  dürftigsten  Weise  jedem 
Obdachlosen  ein  Nachtlager  geboten  wird. 
Sie  haben  sicli  von  dem  Polizeigewahrsam 
nur  dadurch  zu  unterscheiden,  dass  Eintritt 
mid  Austritt  freigegeben  sind.  Neben  ihnen 


aber   sollte   auch  ein   Asyl  für  Obdachkee 
durch  die  Gemeinde  oder  einen  Verein  er- 
richtet   werden,    in    dem    Abendbrot    und 
Frühstück,  Bad  und  Körperpfl^e  gewährt 
werden,  das  aber  nur  denjenigen  offensteht 
die  über  ihre  Person  sich  ausziiw^eisen  ver- 
mögen und  den  Nachweis  erbringen,  da&s 
sie  sich  vergeblich  bemüht  haben,   für  die 
Nacht  eine  Unterktmft  sich  zu  verschaffen. 
Freilich  wird  es  der  Erfahrung  und  Men- 
schenkenntnis des  Beamten,   der   über   die 
Aufnahme   zu   entscheideu   hat,    überlassen 
j  bleiben   müssen,   ob  er  im  einzelnen  Falle 
I  diesen  Nachweis  für  erbracht  era<^tet  oder 
'  nicht.    Für  eine  weitere  Untersuchimg  ist 
I  keine  Zeit  gegeben.    Vor  allem  aber  sollte 
idie  Verwaltung  der  Unterkunftsräume  und 
der   Asyle    in    enger  Verbindung   mit  den 
Arbeitsnachweisstellen  (s.  d.  Art.  Arbeits- 
nachweis oben  Bd.  I,  S.  951  ff.)  stehen,  um 
den  arbeitsfähigen  Obdaclilosen  eine  Arbeits- 
stelle möglichst  rasch  zu  vermitteln. 

3.   Obdachlose  Familien.     Wie   schon 
oben  erwähnt,  sprechen  wir  hier  nicht  von 
den  niu*  zeitweise  an  einzelnen  Orten  auf- 
tretenden  Fällen,    in   welchen   infolge  des 
raschen   Anwachsens   der  Bevölkerung   die 
vorhandenen  Wohnungen  nicht   ausreichen, 
um  das  Wohnungsbedürfnis  der   gesamten  • 
Bevölkerung   zu    befriedigen,    sondern    nur  • 
von  den  in  den  grösseren  Städten  zu  allen 
Zeiten  vorkommenden  Fällen,  in  denen  eine 
Familie,   obgleich  es  an  Wohnungen   nicht 
mangelt,   doch  eine  solche   sich   nicht  ver- 
schaffen kann.    In  der  Regel  ist  eine  der- 
artige Obdachlosigkeit  in  dem  schuldhaften 
Verhalten  der  Familie  oder  des  Familien- 
hauptes begründet.   Trunksucht,  liederlicher 
Lebenswandel,     Unfriedfertigkeit,     Müssig- 
gang,  übler  Leumund  werden  meist  die  Ur- 
sache   sein,    weshalb    die    Vermieter    sich 
weigern,  eine  Familie  aufzunehmen.    Aber 
nicht  in  allen  Fällen  ist  die  Obdachlosigkeit 
eine  verschiddete.  Sie  kann  auch  veranlasst 
sein    durch    den    plötzlichen   Tod   des   Er- 
nährei-s,  durch  Kranldieit,  Feuersbnmst  u.  s  w., 
in  einzelnen  Fällen  durch  grosse  Kinderzahl. 
Auch  kann  es  vorkommen,   dass   eine   neu 
anziehende  Familie  nicht  sofort  eine  Woh- 
nung findet.    Seitdem  das  Recht  des  Ver- 
mieters, die  eingebi-achten  Sachen  ziutick- 
zubelialten,  durch  das  Preussische  G.  v.  12. 
Juni   1894   \md   jetzt  allgemein  durch   die 
C.P.O.  §  811  (s.d.  Art.  Miete  und  Pacht 
oben  Bd.  V  S.  770)  ausserordentlich  beschränkt 
worden  ist,   suchen   sich  die  Vermieter  an 
manchen  Orten  durch  schwarze  Listen  gegen 
unzuverlässige  Mieter  zu  sichern,  denen  da- 
durch die  Verschaffung  einer  Wohnung  sehr 
erschwert,    in    manchen   Fällen   unmöglich 
gemacht  wird.  Indes  haben  Untersuchungen, 
die   von    dem  Verein   für  Armenpflege  im 
Jahre    1890   veranstaltet  worden   sind,    er- 
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fscelDen,    dass   in    den   meisten   Städten   die 
Zcüil  der  obdachlosen  Familien  nur  eine  ge- 
x-ingfügige  ist.    Auch  hat  die  Beschränkung 
lies  Zunickbehaltungsrechts   des  Vermieters 
doch    vorwiegend    eine    günstige   Wirkung 
axisgeübt.  Ihm  unterliegen  jetzt  nicht  mehr 
die  zur  Erhaltung  eines  angemessenen  Haus^ 
Standes  unentbehrlichen  Sachen.     Familien 
a.l)er,    die  im    Besitz   ihres   Mobiliara   sind, 
finden  erfahnmgsgemäss  leichter  eine  Woh- 
nung als  solche,  die  dessen  entbehren. 

Die  öffentliche  Armenpflege  kann  sich 
der  Pflicht  nicht  entziehen,  für  obdachlose 
^Familien  Sorge  zu  tragen.  Sie  vnrd  aber 
liier  mit  besonderer  Yoi-sicht  zu  Werke 
gehen  müssen,  um  nicht  den  Leichtsinn, 
die  Sorglosigkeit  und  die  Arbeitsscheu  zu 
unterstützen  und  die  Selbstachtung  und 
das  Yertrauen  auf  die  eigene  Arbeitskraft 
abzusttimpfen.  »Die  Erfahrung  lehrt,  dass 
die  meisten  Fälle  der  Obdachlosigkeit  ganzer 
Familien  auf  Leichtsinn,  Liederlichkeit,  un- 
pünktliches Zahlen  der  Miete,  Unverträglich- 
keit und  andere  selbstverschuldete  Ursachen 
der  Betreffenden  zmückzuführen  sind.  Flu: 
solche  Personen  ist  die  Furcht,  auf  die 
Strasse  gesetzt  zu  werden,  das  beste,  leider 
auch  oft  das  einzige  Mittel,  solches  Unglück 
von  sich  und  ihren  Familien  abzuwenden. 
.Diese  Furcht  und  damit  das  zwingende  Be- 
wusstsoin  der  eigenen  Füvsorgepflicht  darf 
nicht  abgeschwäclit  werden.« 

Daraus  ergiebt  sich  aber  auch,  dass  in 
diesen  Fällen  eine  Unterstützung  nur  ge- 
währt werden  darf,  wenn  deren  Notwendig- 
keit durch  eine  sorgsame  Untei-suchung  der 
Verliältnisse  erwiesen  ist.  Ist  sofortige 
Hilfe  geboten,  so  kann  bis  zur  Feststellung 
dieser  Notwendigkeit  eine  vorläufige  Unter- 
bringung der  einzelnen  Familienmitglieder 
in  dem  Asyl  für  nächtlich  Obdachlose  er- 
folgen. 

In  Berlin  ist  mit  dem  Asyl  für  nächt- 
lich Obdachlose,  aber  in  einer  anderen  Ab- 
teilung des  Gebäudes,  ein  Obdach  für  ob- 
dachlose Familien  verbunden,  das  für  GUO 
Personen  Raum  bietet.  Die  Aufnahme  er- 
folgt nur  auf  Anweisung  der  Ai^nienbehörde 
oder  auf  Re([uisition  der  Polizei.  Die  Auf- 
genommenen erhalten  Verpflegung,  sind  aber 
auch  ziu*  Leistung  der  ihnen  zugewiesenen 
Arbeiten  verpflichtet.  Mäiuier  und  Frauen 
sind  in  getrennten  Sälen  untergebracht  und 
der  Verkehr  der  Männer  mit  ihren  weib- 
lichen Familiengliedern  darf  nur  am  Tage 
und  an  dem  hierfür  bestimmten  Ort  statt- 
finden. Für  die  Kinder  besteht  eine  beson- 
dere Schule,  für  die  Kranken  eine  Kranken- 
station.  Der  Aufenthalt  darf  in  der  Regel 
die  Dauer  von  5  Tagen  nicht  übersteigen, 
doch  wird  diese  Voi-schrift  nicht  streng 
innegehalten.  Nur  mit  Genehmigung  dos 
In^'pektors   düi-fen  die  Aufgenommenen   die 


Anstalt  verlassen  und  nur  zu  dem  Zweck, 
um  ein  anderweites  Unterkommen  und  Ar- 
beit zu  suchen.  Nur  mit  Genehmigung 
dürfen  sie  in  der  Anstalt  Besuche  empfangen. 
(Hausordnung  v.  19.  Oktober  1891).  Indes 
dient  das  Obdach  nicht  nur  dem  angegebenen 
Zwecke,  sondern  es  werden  darin  auch  ein- 
zelne obdaclüose  Personen  in  nicht  geringer 
Zahl  aufgenommen,  so  dass  z.  B.  am  31. 
März  1895  unter  den  Insassen  neben  49 
Familien  mit  151  Personen  sich  109  Einzel- 
personen befanden.  Die  Gesamtzahl  der 
Insassen  betrug  in  den  sechs  Jahren  1889/90 
bis  1894/95  durchschnittlich  auf  den  Tag 
257.  Die  Zulassung  von  Einzelpersonen 
wird  jedoch  —  von  den  Ausnahmefällen 
abgesehen  —  kaum  zu  rechtfertigen  sein. 
Dass  eine  Einzelperson  nicht  im  Laufe 
eines  Tages  ein  Unterkommen,  wenn  auch 
nur  eine  Schlafstelle  finden  sollte,  wird 
kaum  anzunehmen  sein.  Für  die  Nacht 
aber  bieten  ihm  die  Asyle  füi*  nächtlich 
Obdachlose  eine  Unterkunft. 

Auch  in  anderen  Städten  bestehen  ähn- 
liche Einrichtungen,  die  aber  vielfach  mit 
dem  Armen-  imd  Arbeitshaus  verbimden 
sind.  In  anderen  Städten,  wie  z.  B.  in  Cassel, 
erhält  in  dem  Asyl  für  Obdachlose  jede 
Familie  ein  Zimmer,  das  sie  mit  ihren  Mo- 
bilien  auszustatten  hat.  Doch  weixlen  hier, 
wie  auch  vielfach  an  anderen  Orten,  n\ir 
die  Frauen  mit  den  Kindern  aufgenommen, 
während  die  Männer  im  Notfall  in  einem 
hierfür  bestimmten  Sclilafsaal  Unterkunft 
finden.  Freilicli  entsteht  daraus,  dass  nur 
die  Frauen  mit  den  Kindern  in  das  Asyl 
aufgenommen  werden,  die  Gefahr,  dass  der 
Mann  sicli  seiner  Verpflichtung,  für  das 
Unterkommen  der  Familie  zu  sorgen,  ent- 
zieht und  die  Familie  der  öffentlichen  Ar- 
menpflege überlässt.  Unter  allen  Umständen 
muss  aber  in  den  Asylen  eine  strenge  Haus- 
ordnung bestehen  und  aufrecht  erhalten 
werden,  damit  das  Asyl  nur  ein  Zufluchts- 
ort in  der  äussersten  Not  bleibe  und  nicht 
zu  einer  bequemen  VersorgungSiinstalt 
werde. 

Litteratur:  Hervorzuheben  sind  die  lehrreichen 
und  8or(fJ'ältigen  l^ntersuchvnrjen  und  Erörte- 
rungen des  deutschen  Vereins  für  Ar- 
m  €  npfl  egc  und  Wo  hl  t  hat  ig  keit,  Jfr/t 
XVI,  lSi)2,  S.  JU1—5Ö8:  lieft  XXII,  1SU5, 
I.V.  19-60;  Heft  XXI JI,  1605,  S.  fi7ff.; 
Heft  XXXI,  1SU7,  S,  6^ ff.;  Heft  -YA'AVr, 
1808,  S.  65-97.  —  Veber  Berlin:  Bericht 
über  die  Herne indeveriraltung  der  Stadt  Berlin 
in  den  Jahren  1S8J—1888,  Bd.  II,  1890, 
S.  208 ff.;  in  den  Jahren  1889—1895,  Bd.  III, 
1900,  S.  81  ff.  —  Becker,  Veber  die  Unter- 
bringung  der  Obdachlosen  vom  hygieinischen  Ge- 
sichtspunkte ^  in  Viertel  Jahrsschrift  f.  Gtfundheits- 
pflege  Bd.  XXII,  1890,  S.  JöJff.  —  Ueher  die 
Casual  Paupers  in  England  und  die  zu  deren 
Aufnahme      bestimmten      Casual      Wards      siehe 

64* 


1012 
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d.  Art.  Armengeaetzgehung  in  Groig- 
britannien  oben  Bd.  I,  S.  1145.  l "rber  die  Ob- 
dachlosen in  London  den  von  der  Charit y 
Organisation  Society  herausgegebenen  Be- 
richt The  homeless  poor  of  London,  18U1.  — 
Veber  die  yuchtasyle  für  Männer,  die  in  Paris 
und  anderen  französischen  Städten  ron  Privat- 
vereinen gegründet  und  unterhalten  werden,  siehe 
Mojrime  du  Canijp,  La  Charit^  privee  ä  Paris, 

iss'j,  p.  457  f. 

E,  Loening. 


Objektsteuern 

s.  Ertragssteuern  oben  Bd.  III  S.  728 ff. 


Obrecbt,  Georg, 

feb.  am  23.  in.  1547  zu  Strassburfi:  i.  E.,  gest. 
aselbst  am  7.  VI.  1612,  studierte  in  Tübiu^eu, 
Dole,  Besaii^on  und  Orleans,  wurde  1575  Pro- 
fessor der  Rechte  in  Strassburg,  1577  Kanonikus 
am  dortigen  Thoraasstift,  1589  Probst  des  Tho- 
maskapitels, 1593  Rektor  der  Universität,  Con- 
sulent  und  Rat  der  Stadt  Strassburg. 

Obrecht  gehört  als  staatswirtschaftlicher 
Theoretiker  in  allen  Fragen,  die  Geld,  Geld- 
cirkulation,  Geldausfuhr,  Steuern,  Staatsschatz, 
Staatsanleihen,  Regalien,  Waren-  bezw.  Ge- 
treideaufspeicherung, Staatskornhandel  betreffen, 
dem  Merkantilismus  an;  seine  Theoreme  er- 
innern bezüglich  der  staatlichen  Gefälle  und 
einzelner  Steuerprobleme  an  die  Lehrsätze 
seines  Zeitgenossen  Johann  Bodinus,  überhaupt 
verkörpert  sich  in  ihm  eine  Anlehnung  des 
westlichen  bezw.  reformierten  Deutachland  an 
Frankreich  und  England.  Hinsichtlich  des 
Wertes  der  Edelmetalle,  die  er  bezüglich  ihres 
wirtschaftlichen  Nutzens  den  übrigen  Metallen 
gleichstellt,  weichen  seine  von  den  merkanti- 
listischen  Anschauungen  ab.  Seine  Steuerpolitik 
verfolgt  den  doppelten  Zweck,  dem  Gemein- 
wesen zu  nützen  und  den  Fiskus  zu  bereichem. 
Geburten,  Trauungen  und  Todesfalle,  wofür  er 
eine  Listensteuer  empfiehlt,  Prozesse,  Erb- 
schaften, Luxusausgaben  sowie  die  längeren 
Aufenthalt  nehmenden  Fremden  sollen  nach 
ihm  zur  Steuer  herangezogen  werden,  der 
Steuerträger  bei  Prozessen  soll  der  verlierende 
Teil  sein,  in  welcher  Massregel  Obrecht  die 
beste  Schutzwehr  gegen  übermässige  Anstren- 
gung von  Rechtsstreiten  erblickt.  Auch  an 
den  üeberschüssen  der  Kinderversicherungs- 
und  Ausstattungskassen,  die  er  nach  italieni- 
schem Muster  eingeführt  haben  will,  lässt  er 
den  Staat  participieren,  dem  die  Käuflichkeit 
der  Adels-  und  Reamtendiplome  ebenfalls  als 
fiskalische  Einnahmequelle  zufiiessen  soll,  wo- 
gegen seine  Steuerpolitik  die  Freigabe  der  not- 
wendigen Lebensbedürfnisse  befürwortet. 

•  Obrecht  veröfl'eutlichte  von  Staats  wissen- 
schaftlichen Schriften  in  Buchform :  Erklärungen 
über  das  politische  Bedenken  über  die  Lübeck- 
schen  Stadteinkünfte,  Strassburg  1610.  —  Fünff 
unterschiedliche  Secreta  politica  von  Anstellung, 
Erhaltung  und  Vermehrung  guter  Policei  und 
von  billicher,  rechtmässiger  und  nothwendiger 
Erhöhung  eines  jeden  Regenten  jährlichen  Ge- 
fällen    und    Einkommen.      Allen    hohen    und 


niederen  Obrigkeiten  besonders  dess  Hevlig«: 
Römischen  Reichs  Ständen  in  diesen  letztm 
und  hochbetrengten  Zeiten  zam  benen  gestellt, 
ebd.  1617.  Diese  aus  Ohrechts  Nachlaäse  yf>a 
seinem  Sohne  bewirkte  Zusammenstellnng  nni- 
fasst  folgende  5  Stücke:  1.  Discorsns  teUi.j- 
politicus,  in  quo,  quomodo  ad  versus  Turcknm 
tyrannum  bellum  commode  ^eri  possit,  qnais 
felicissime  ostenditur  [geschrieben  1605 J.  1  Re- 
formvorschläge zur  Türkensteuer,  die  nithr 
mehr  nach  der  Kopfzahl^  sondern  nach  deiii 
Vermögen  der  Bevölkerung  erhoben  werdeL 
soll);  2.  Ein  politisch  Bedencken  und  Diskurs 
Von  Verbesserung  Land  und  Leat,  Anrichtiin* 
guter  Policey  und  fürnemblich  von  nntziirher 
Erledigung  grosser  Aussgaben  und  billicb«:r 
Vermehrung:  eines  jeden  Kegenten  und  Ober- 
herm  Jährlichen  Gefällen  und  Einkommen  [st- 
schrieben  1609].  (Befürwortung  u.  a.  des  Ver- 
botes luxuriöser  Hochzeiten  und  Kindtaufeau 
3.  Constitutio  von  nothwendiger  und  nützlicher 
Anstellung  eines  Aerarii  Sancti  (eines  Staats- 
schatzes, worin  die  durch  Steuern  nndB^galit^n 
j  aufgebrachten  Gelder  zur  unproduktiven  Rohe 
I  eingeschlossen  werden  sollen);  4.  Eine  sonder 
j  Policeiordnung  und  Constitution,  durch  welche 
ein  jeder  Magistratus,  vermittels  besonderen 
angestellten  Deputaten,  jederzeit  in  seiner  Re- 
gierung eine  gewisse  Nachrichtung  haben 
mag  etc.).  [Die  Funktionen,  welche  in  Xr.  4 
der  Polizei  aufgebürdet  werden,  überscb reiten 
in  Bezug  auf  das  Eindringen  in  das  Familien- 
leben noch  bedeutend  den  Wirkungskreis,  den 
ihr  Gasser  in  seiner  Kameralistik  und  Justi 
in  seiner  Polizeiwissenschaft  zuweisen;  &ie 
soll  z.  B.  genaue  Konduitenlisten  über  samt- 
liche Einwohner  anlegen,  auf  Besserung  der 
unmoralischen  Leute  hini^irken  etc.]:  5.  Con- 
stitution und  Ordnung  von  einem  hochnützlichen 
Aerario  liberorum,  in  welches  von  den  Eltern 
allerhand  Summen  Gelts,  fürnemblich  ihren 
neugeborenen  Kindern  und  in  eventum  ümen 
selbs,  auch  der  Obrigkeit  und  gemeinen  Wohl- 
fahrt zum  Besten  angelegt  werden.  (Den 
Söhnen  sollte  das  Versicherungskapital  nebst 
Zinsen  zu  ihrer  Selbständigmachung  im 
21.  Lebensjahre,  den  Töchtern  bereits  im 
17.  Jahre  zu  Ansstattungszwecken  ausgezahlt 
werden.)  —  Die  zahlreichen  Disputationes  Ob- 
rechts  erschienen  in  Urselstadt  160B  und  in 
2.  Aufl.  in  Strassburg  1679.  Ein  weiteres  von 
ihm  hinterlassenes  Manuskript  fuhrt  den  Titel : 
„Kurzes  Bedenken,  welchermassen  ein  Stand 
des  Reichs  so  mit  grossen  Ausgaben  beladen, 
sich  derselben  entledigen,  auch  seine  Gefalle 
und  Einkommen  verbessern  möge". 


Vgl.  über  Obrecht:  Jöcher,  Gelehrten- 
lexikon, Leipzig  1733,  S.  383.  —  Ersch  imd 
Gruber,  Encyklopadie,  III.  Sektion.  Teil  1, 
ebd.  1830,  S.  200.  -  Röscher,  Die  deutsche 
Nationalökonomik  an  den  Grenzscheiden  des 
16.  und  17.  Jahrhunderts,  ebd.  1865,  S.  277  «F. 
—  Derselbe,  Gesch.  derNat,  München  1874, 
S.  151  ff.  —  Stintzing,  Geschichte  der  deut- 
scheu Rechts  Wissenschaft,  Bd.  I,  ebd.  Ib^S, 
S.  672/76.  —  A.  Wagner,  Fin.,  3.  Aufl.,  TeüL 
Leipzig  1883,  S.  32.  —  Allgemeine  deutsche 
Biographie,  Bd.  XXIV,  ebd.  1887,  S.  114^16. 
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Octroi. 

1.  Allgemeines.  1.  Begriif  und  Arten. 
2.  0.  als  Verbranchsauflage.  II.  Gesetz- 
gebung. 1.  Die  Entwickelung  der  0.  in 
i'rankreich,  Belgien  und  Holland.  2.  Die  0.  in 
Italien.  3.  Die  0.  in  Oesterreich.  4.  Die  0.  in 
Deutschland.    6.  Statistik  des  0.  in  Deutschland. 

I.  Allgemeines. 

1.  Begriff  und  Arten.  Octroy  (octroy, 
octroi)  ist  ein  Wort  der  altfranzösischeii 
Kanzleisprache,  abgeleitet  vom  lateinischen 
auctorari,  auctorium,  und  bedeutet  im  allge- 
meinen eine  landesherrliche  Bewilligung, 
Terleihung,  die  Verstattung  einer  Freiheit. 
Ein  Rechtssystem,  welches  die  Gesamtheit 
der  politischen,  wirtschaftlichen  und  sozialen 
Einrichtungen  von  einer  obrigkeitlichen  Er- 
inächti^ng  abhängig  macht  oder  doch  wenig- 
stens in  der  grundsätzlichen  Ausdehnung 
der  behördlichen  Konzessionen  auf  alle  Ge- 
biete des  "öffenllichen  und  privaten  Lebeub 
das  Ziel  aller  politischen  Weisheit  erblickt, 
pflegt  man  als  Octroisystem  zu  be- 
zeichnen. Die  typische  Gestalt  für  eine  so 
geartete  Rechtsordnung  ist  der  Wohlfahrts- 
und  Polizeistaat  des  16.  bis  18.  Jahrhun- 
derts. Der  Ausdruck  Octroi  wurde  beson- 
ders von  Handelsprivilegien  gebraucht,  wel- 
che einer  Person  oder  Gesellschaft  von 
selten  einer  Regierung,  eines  Fürsten  etc. 
erteilt  wurden,  daher  »octroyierte  Handels- 
kompagnieen«.  Solchen  Gesellschaften  wurde 
das  ausschliessliche  Recht  übertragen,  nach 
einem  gewissen  Lande  hin  oder  mit  be- 
stimmten Gegenständen  Handel  zu  treiben. 
»Octroyierte  Verfassungen«  sind  solche, 
welche*  einseitig  aus  höchster  Machtvoll- 
kommenheit vom  Staatsoberhaupte  gegeben 
werden,  und  stehen  im  Gegensatze  zu  den 
mit  einer  Volksvertretung  vereinbarten, 
»octroyierte  Gesetze«  sind  diejenigen,  wel- 
che der  Souverän  ohne  Befragung  und  Zu- 
stimmung einer  repräsentativen  Körperschaft 
mit  oder  ohne  Vorbehalt  ihrer  nachti-äg- 
lichen  Genehmigung  erlässt.  Endlich  im 
finanz-  und  steuertechnischen  Sinne  be- 
deutet »Octroi«  eine  besondere  Form  der 
Verbrauchsbesteuerung,  namentlich  in  Ge- 
meinden und  Städten  (Thorabgabe,  Thor- 
accise,  Marktgeld),  welche  vornelimlich  in 
Frankreich,  Italien,  Oesten-eich  und  auch 
zum  Teil  ini  südwestlichen  Deutschland  zu 
grosser  Entwickelung  gelangt  ist. 

2.  0.  als  Verbrauchsanflage,  Octrois 
sind  Verbrauchsauflagen  in  Gestalt  örtlicher 
Zölle,  welche  bei  Ueberfühnmg  gewisser 
Waren  in  ein  kleineres,  selbständiges  Ge- 
biet, besonders  in  Gemeinden  und  Städte 
zu  entrichten  sind.  Sie  sind  teils  Staats- 
und teils  Gemeindesteuern  und  setzen  eine 
wenigstens  annähernde  Geschlossenheit  des 
Gemeindegebietes    sowie,    wenn   als   Kom- 


munalabgaben eingerichtet,  ein  so  geartetes 
System  der  Staatsbesteuenmg  voraus,  wel- 
ches entweder  unabhängigen  Verbrauchs- 
steuern der  Gemeindekörper  oder  doch  min- 
destens für  örtliche  Zuschläge  zu  den  be- 
treffenden indirekten  Staatssteuern  den  er- 
forderlichen Raum  lässt.  Die  erstere  Vor- 
aussetzung beschränkt  demgemäss  die  An- 
wendbarkeit der  Octrois  fast  ausschliesslich 
auf  grössere  Gemeinden,  insbesondere  auf 
Städte.  Derartige  Abgaben  an  der  Landes- 
grenze für  ein  ganzes  Territorium  gehören 
in  die  Kategorie  der  Zölle.  Dagegen 
brauchen  die  Octrois  nicht  unbedingt  Ge- 
meindesteuern zu  sein,  sondern  es  kann  die 
örtliche  Erhebung  der  Auflage  durch  die 
Gemeinden  lediglich  Form  der  Einziehung 
einer  Staatssteuer  sein. 

Bei  zeitlich  begrenzter  und  öi-tlich 
wesentlich  nur  auf  eine  Grenzlinie  ausge- 
dehnter Kontrolle  ist  die  Einziehung  der 
Octrois  leicht  und  wenig  belästigend,  wenn 
die  Waren  nur  an  einigen  Stellen  offen 
eingebracht  werden  und  die  Aufsicht  über 
Umgehungen  wenig  kostspielig  und  doch 
wirksam  ist.  Schwierigkeiten  erwachsen 
bei  Versendung  octroip  flichtiger  Waren 
durch  die  Post,  weil  diese  teils  aus  recht- 
lichen, teils  aus  praktischen  Erwägimgen 
der  Steuerkontrolle  nicht  unterworfen  weixien 
kann.  Die  Zahlung  durch  den  Pflichtigen, 
den  Empfänger  der  Sendung,  kann  sehr 
leicht  lästig  werden  und  schwer  zu  kon- 
trollieren sein.  Hieixlurch  büsseu  die  Octrois 
einen  wesentlichen  Vorzug  ein. 

Im  allgemeinen  haben  aber  die  Octrois 
eine  ungleichmässige  Wirkung,  da  sie  nur 
die  Bewohner  von  Städten  belasten,  während 
das  Land  infolge  der  offenen  Gemeindege- 
biete von  ihnen  in  der  Regel  nicht  getroffen 
werden  kann.  Sie  haben  daneben  die  Ten- 
denz, die  ärmeren  Klassen  der  Bevölkerung 
in  höherem  Masse  zu  beschweren  als  die 
wohlhabenden,  wie  es  sich  thatsäclilich 
nicht  leugnen  lässt,  dass  solche  Steuern  in 
der  Praxis  häufig  auf  die  Belastung  not- 
wendiger und  unentbehrlicher  Ijcbens- 
mittel  gerichtet  waren.  Dieses  Bedenken 
ist  wenigstens  zum  Teil  durch  eine  der- 
artige Gestaltung  der  Tarifpositionen  abzu- 
schwächen, welche  einerseits  Gegenstände 
des  notwendigen  Ijel)ensbedarfes  von  der 
Abgabe  ausnimmt  oder  doch  mit  geringeren 
Sätzen  trifft  und  andererseits  Mittel  des 
verfeinerten  Lebensgenusses  oder  des  Luxus 
entsprechend  schärfer  erfasst,  um  hierdurch 
den  ärmei-en  Volkskiassen  eine  Ausgleichung 
zu  gewähren.  Einem  solchen  Verfahren 
steht  aber  hinwiederum  die  Rücksicht  auf 
die  fiskalische  Einträglichkeit  im  Woge. 
Die  ehemalige  Mahl-  und  Schlachtsteuer  in 
Preussen  entbehrte  gänzlich  dieser  ab- 
schwächenden Momente,  während  sie  diefrau- 
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zosischen  Octrois   nur  migenügend  berilck- 
sichtigten. 

Wenn  octroi Pflichtige  Gegenstände  auch 
innerhalb  des  örtlichen  Steuergebietes  her- 
gestellt werden,  so  sollte  eine  innere 
Verbrauchssteuer  den  Unterschied  in  der 
steuertechnischen  Behandlung  wieder  aus- 
gleichen. Ebenso  wäre  es  gerechtfertigt, 
b(n  Ausfuhr  von  octroipflichtigen  Waren 
Rückvergütungen  zu  gewähren.  Im  übrigen 
kann  eine  hohe  Bemessung  der  Octrois 
leicht  die  wirtschaftliche  und  industrielle 
Ent Wickelung  des  Steuergebietes  beeinflussen. 
Die  Octrois  stehen  überhaupt  in  schlechtem 
Verhältnis  zur  ökonomischen  Leistungs- 
fähigkeit der  Besteuerten,  haben  aber  den 
Vorzug  der  leichten  Erhebung  und  der 
grösseren  Ergiebigkeit  anderen  Abgaben 
gegenüber. 

II.  Gesetzgebung.^) 

1.  Die  Entwickelung  der  0.  In  Frank- 
reich, Belgien  und  Holland.  Der  klassische 
Boden  der  Octroigesetzgebung  ist  Frankreich. 
Hier  wui-de  schon  frühzeitig  durch  könig- 
liches Privileg  die  Erhebung  solcher  Ab- 
gaben für  einzelne  Städte  gestattet,  wie  1295 
für  Lyon,  1323  für  Paris  u.  a.  Ursprüng- 
lich pflegte  die  Verleihung  nur  für  eine  be- 
stimmte Zeit  und  für  besondere  Zwec^ke  er- 
teilt zu  werden  und  zwar  regelmässig  mit 
der  Verpflichtung,  einen  Teil  des  Ertrages 
an  die  Staatskasse  abzuführen.  So  verfügte? 
das  Edikt  von  1323  für  Paris  einen  Lokal- 
zoll von  V240  (1  den.  vom  livre).  aller  ein- 
gehenden Waren,  wovon  die  Krone  einen 
Anteil  von  *'/3  des  Ertrages  bezog.  1562 
wurde  die  Hälfte  des  Ertrages  aller  Octrois 
für  den  Staat  eingezogen,  eine  Massregel, 
welche  seit  dem  lt.  JaJirhundert  in  Frank- 
reich allgemein  wurde,  Mazarin  zog  1647 
alle  Octrois  zu  Gunsten  der  Staatskasse 
ein,  während  1663  Colbert  die  Hälfte  den 
Gemeinden  wieder  überliess.  Am  Schluss 
des  Ancien  Regime  wai-en  die  Octrois  eine 
Hauptgrundlage  für  die  städtischen  Finanzen 
und  durch  den  Staat^antoil  auch  eine  wuchtige 
Quelle  von  Staatseinkünften.  Die  Kon- 
stituierende Versammlung  beseitigte  1791  die 
Octrois  grundsätzlich.  Allein  die  finanzielle 
Not,  in  welche  die  Gemeinden  durch  Ent- 
ziehung einer  so  wichtigen  Einnahmequelle 
gerieten,  veranlasste  die  Regierung  des 
Direktoriums  wenigstens  schrittweise,  z\i- 
nächst  mittelst  jedesmaligen  Specialgesetzes, 
indirekte    Verbrauchssteuern    für    die    Ge- 


*)  Die  Darstellung  des  geltenden  Rechts- 
standes erstreckt  sich  in  diesem  Artikel  nur 
auf  Octrois  als  kommunale  Verbrauchsauflagen. 
Soweit  der  Staat  sich  der  Octrois  zur  Erhebung 
von  staatlichen  Aufwandsteuern  bedient,  ist  der 
Art.  Verbrauchssteuern  einzusehen. 


meinden  für  Ausgaben  des  Unterstützongs- 
wesens  zuzulassen.    1800  wurde    nach  all- 
gemeiner gesetzlicher  ErmächtigiiDg  nur  im 
Verordnungswege  (durch  Dekrets)  das  Oetpji 
wieder  eingeführt    Seit  1802  beansprudiie 
der  Staat  wieder   einen   teil  weisen    Genuse 
am  Ertrage  (zuerst  5  ^fo  in  Städten  mit  4J»:» 
Einwohnern  und  seit  1806  10  ®/o  bei  einem 
Octroiertrag    von    über   22000  Francs)    mit 
der     Begründung     der    Verteuerung      der 
Truppen  Verpflegung  (»Suppenbrot«  der  S*j1- 
daten)  durch  die  Octrois.    Dieser  10 ''o  ige 
Anteil    der   Staatskasse    am   Octroi   wui>1e 
später  (1816)  auf  alle  Gemeinden  mit  «^rtroi 
ausgedehnt  und   erst  1852   von   Seiten  des 
Staates  wieder  aufgegeben.  In  der  weiteren 
Entwickelung  wurden  (Dekret   von  17.  ilai 
1809)    im  Verordnungswege     diuxsh    allge- 
meine  Normen    für   die   Einführung.    En- 
richtung  und  Diu-chführung  der  Octrois,  <lie 
Wahl    der    besteuerten    Artikel,     die    Er- 
hebung   etc.    Vorschriften    getroffen.      Die 
Oberaufsicht    über    die   Octrois    stand    der 
Generaldirektion  der  indirekten  Steuern  zu, 
welcher  im  Jahre  1812  sogar  die  Erhebung 
aller  Octrois   übertragen  wurde.     Der  obli- 
gatorische Charakter  dieser  ^lassregel  wurde 
indes  schon   zwei  Jahre  später  anfgegeV«en 
(G.  V.  8.  Dezember  1814).    Die  Gesetzgebung 
der  Folgezeit   beruht   im   wesentlichen  auf 
diesen  Grundlagen,  jedoch  mit  Einräumung 
weiterer  Rechte  des  Munici]>alrates  bei  Ein- 
richtung des  Octrois  (Ordnung  vom  9.  De- 
zember 1814),  und  das  G.  v.  28.  April  1816 
stellte   die    leitenden  Gnmdsatz'e    fest,    be- 
stimmte die  Grenze  der  Octroisätze  für  Ge- 
tränke   im  Verhältnis    zu    den    staatlichen 
Eingangsabgaben  und  verhütete  Kollisionen 
zwischen  den  staatlichen  und  gemeindlichen 
Finanzinteressen.    Später  erfolgten  nur  noch 
Verändemngcn    in    Einzelheiten.     Die  Zu- 
ständigkeit in  Sachen  der  Octrois,  Erweite- 
rung   der    Rechte    der    Selbstverwaltungs- 
körper   und   Schutzbestimmungen    für    die 
staatlichen  Interessen  wiurden  näher  abge- 
grenzt   durch    die   GG.    v.   24.   Juli   1867 
(über  die  Municipalräte),  v.  10.  August  1871 
(über  die  Generalräte)  und  v.  5.  April  1884 
(Gemeindeorduuug).    Die  neueren  geplanten 
Befoi-men  der  Getränkebesteuerung  in  Frank- 
reich bezwecken  imter  anderem   auch  die 
Aufhebung  bezw.  starke  Beschränkung  der 
kommunalen  Octrois  auf  die  sogen,  »boissons 
hygioniques<^  (Wein,    Obstwein,   Bier).    Da- 
durch aber  und  überhaupt    durch    den  Zn- 
sammenhang der  Octrois  mit  derGetränke- 
bosteuerung  wird  die  Reform  der  Getränke- 
steuern besonders  erschwert. 

Die  Einführung  von  Octrois  erfolgt 
nach  Bescliluss  luid  auf  Antrag  des  Ge- 
meinderates.  Doi-selbe  ist  zu  begutachten 
vom  General  rate  oder  der  Dejiartemental- 
kommission  auf  Gnuid  einer  Ermächtigung 
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^ler  Regierung  kraft  eines  im  Staatsrate  er- 
teilten pi-äsidialen  Dekrets.  Gleichen  Be- 
stimmungen imterliegt  der  Erlass  von  Regle- 
ments für  die  Erhebung  von  Octrois. 
I>ie  Feststellung  der  ordentlichen  oder 
Xiauptsätze  geschieht  meistens  auf  die  Zeit 
von  zehn  J«2iren,  während  die  Zusclilags- 
taxen  für  ausserordentliche  Ausgaben  regel- 
mässig auf  fünf  Jahre  erhoben  werden.  Die 
Aufhebung  von  Octrois  erfolgt  desgleichen 
iiurch  einen  Beschluss  des  Gemeinderates, 
^velcher  dem  Gutachten  des  Generalrates 
oder  derDepai-tementalkommission  unterliegt 
imd  vom  Präfekten  zu  genehmigen  ist. 
Die  Ausdehnung  des  Ei'hebungsgebietes,  der 
ortliche  Umfang  der  Octrois  (»Octroi- 
bezirk«),  ist  dem  gleichen  Instanzenzug 
unterworfen  wie  die  Einführung  des  Regle- 
ments, also  auch  der  Bestätigung  des  Staats- 
oberhauptes. Der  Octroibezirk  kann  neben 
den  Städten  imd  Vorstädten  auch  ländliche 
Distrikte  und  bei  grösseren  Orten  (von  4000 
Einwohnern)  andere  Gemeinden  im  Weich- 
bilde zur  Verhinderung  des  Schmuggels 
umfassen.  —  Steueipflichtig  sind  von  den 
im  Lokaltarife  namhaft  gemachten  Artikeln 
nur  diejenigen,  welche  zum  örtlichen  Ge- 
brauche bestimmt  sind.  Diese  aber  sind 
grundsätzlich  in  ihrer  Gesamtheit  und  mit 
aon  nämlichen  Steuersätzen  für  die  gleichen 
Gegenstände  leistungspflichtig,  einerlei,  ob 
dieselben  im  Octroigebiete  produziert  oder 
von  ausserhalb  eingeführt  wurden.  Dagegen 
sind  princi[)iell  steuerfrei  alle  Artikel,  welche 
unter  Beobachtung  der  vorgeschriebenen 
Förmlichkeiten  das  Steuergebiet  passieren, 
nur  »transitieren«  oder  in  Entrepöts  nach 
den  dafür  geltenden  Regeln  genommen 
werden.  —  Der  Umfang  der  zu  besteuern- 
den Objekte  hat  im  Laufe  der  Entw^ckelung 
in  rechthcher  Beziehung  mehrfach  gewech- 
selt, und  es  besteht  auch  heute  noch  zwi- 
schen den  einzelnen  Octroigeraeinden  mancher 
Unterschied.  Das  Reglement  fülirt  diejenigen 
Gegenstände  an,  welche  regelmässig  nach 
allgemeinen  gesetzlichen  Bestimmungen  vom 
Gemeinderate  in  den  Lokaltarif  aufgenom- 
men werden  dürfen:  Getränke,  Flüs- 
sigkeiten, Esswaren,  Brenn-  und 
Beleuchtungsgegenstände,  Futter- 
stoffe, Baumaterialien  und  ver- 
schiedene Objekte.  Der  Generaltarif 
zählt  dann  in  jeder  dieser  sechs  Klassen  die 
einzelnen  Steuerobjekte  auf  und  bestimmt 
nach  einem  durch  die  Bevölkenmgsziffer 
abgegrenzten,  sechsstufigen  Ortsk lassen tarife 
die  Tarifmaxima  für  jeden  Artikel  und  zwar 
diß  höchsten  Sätze  in  den  grössten  Ge- 
meinden und  die  niedrigsten  in  den  klein- 
sten. Die  Gemeinden  haben  innerhalb 
dieses  S[)ielraums  das  Recht,  bei  vei-schie-l 
denen  Qualitäten  des  gleichen  Artikels  ent- 
sprechend zu  specialisieren.  Die  ganze  Ent-| 


Wickelung  tendiert  nach  einer  allmählichen 
Umwandlung  und  Hinüberfühnmg  der  ein- 
zelnen vorhandenen  Lokaltarife  in  den 
Rahmen  des  Generaltarifs. 

Durch  G.  v.  29.  Dezember  1897  werden 
die  Gemeinden  ermächtigt,  die  Octrois  auf 
den  sogen,  »hygieinischen  Getränken«  (Wein, 
Obstwein,  Obstmost  Meth,  Bier  und  Mineral- 
wasser) vom  31.  Dezember  1898  an  aufzu- 
heben. Falls  sie  dies  nicht  thun,  niüssea 
sie  wenigstens  die  Octroisätze  auf  ein  ge- 
setzlich festgesetztes  Minimum  reduzieren, 
das  nach  Ortsklassen  abgestuft  ist.  Für 
den  Ausfall  können  neue  Abgaben  oder  er- 
höhte Steuersätze  eingeführt  werden:  Er- 
höhung der  Abgaben  vom  Alkohol  und  vom 
Spiritushandel,  eine  Steuer  bis  30  Cts.  auf 
\\  ein  in  Flaschen  ohne  die  Weine  der  Clubs, 
sowie  eine  Mehrzahl  von  Luxussteuern.  Durch 
G.G.  V.  9.  März  1898  und  24.  Dezember 
1898  wurden  teils  kleine  Modifikationen, 
teils  ein  Aufschub  der  Durchführung  bis 
Ende  1899  bewirkt.  Die  ganze  Gesetz- 
gebung hängt  mit  dem  Bestreben  zusammen, 
namentlich  den  Branntwein  gegenüber  den 
hygieinischen  Getränken  starker  zu  be- 
lasten; sie  wird  aber  erheblich  erschwert 
durch  die  fiskalischen  Interessen,  die  die 
Gemeinden  am  Ertrage  des  Octrois  haben. 
Eine  endgiltige  Lösung  kann  nur  von  der 
in  Aussicht  stehenden  Reform  der  Getränke- 
steuern erwartet  werden. 

Die  Octrois  haben  sich  in  Frankreich 
im  Jjaufe  dieses  Jalu-hunderts  zu  einer  ganz 
hervorragenden  Finanzquelle  der  Gemeinden, 
insbesondei'e  der  grossen  Städte  entwickelt. 
Dafür  folgende  Zahlen: 


Zahl  der 
Octroige- 
meinden 

Bevölke- 
rung des 
Octroi- 
bezirkes 

Rohertrag 
(inkl.  der 

Zu- 
schlags- 
taxen) 

Steuer 
pro  Kopf 

der  Be- 
völkerung 
(jährlich; 

1823 

1434 

5997600  61  871  443 

10,32 

IS3S 

1448 

63073781  65937727 

10,46 

1W3 

1457 

7296932'  83  153  441 

11,10 

1853 

1435 

7329782-  94337858 

13,16 

18B3 

1508 

9582  144;  167034698 

16,43 

1873 

1516 

10517440,211089234 

20,08 

1883 

1526 

12  518  762!  285  704  247 

22,82 

1893 

1518. 

14  108  352;  316  847  524 

24,54 

1896 

1514 

14  106  404  324125232 

25,12 

1897 

1514 

14  656  071  331324372 

24,60 

1898 

1509 

13454  110  333194906 

24,76 

Hinsichtlich   des  Ertrages  der  einzelnen 
octroi  [)f lichtigen    Objekte    lässt    sich    fest- 
stellen:       1898: 
Getränke  und  Flüssigkeiten      141  653  686  Frcs. 

Ess  waren 91  698  343 

Brennmaterialien     ....      427;96!;9 

Viehfutter 18447648 

Baumaterialien 33  553  931 

Verschiedene  Gegenstande    .        4225617 
Nebeneinnahmen      ....  856022 

333  194906  Frcs. 
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Von  diesen  Suramen  entfallen  auf 
die  Departements     ....     172697361  Frcs. 

die  Stadt  Paris 156410588     „ 

das  Weichbild  von  Paris.    .        4086947     „ 

Belgien  hatte  eine  der  französischen 
Besteuerung  nachgebildete  bezw.  von  dieser 
übernommene  Octroigosetzgebung.  Durch 
das  G.  V.  18.  Juli  1800  wurtlen  jedoch  in 
diesem  Lande  sämtliche  Octi-ois  beseitigt. 
Um  nun  die  Gemeinden  für  den  Verlust 
zu  entschädigen,  suchte  man  denselben 
neue  Einnahme(iuellen  zu  erschliessen  und 
gewährte  ihnen  Anteil  am  Bnittoertrage  der 
Post  (41  0/0),  am  Kaffeezoll  (75  ^/o),  der  Bier-, 
Branntwein-,  Wein-,  Weinessig-,  Zucker- 
steuer, einsdiliesslich  der  betreffenden  Zölle 
(35  ®/o).  Diese  Einnahmen  wenlen  zu  einem 
besonderen  Fonds,  dem  sogen.  »Kommunal- 
fonds«, vereinigt  und  daraus  zunächst  den 
Octroigemeinden  der  bisherige  Octroi betrag 
ersetzt  und  der  verbleibende  Rest  unter  alle 
Gemeinden  nach  Massgabe  ihres  Solls  an 
Gebäude-,  Personal-  und  Patentsteuer  ver- 
teüt. 

In  Holland  war  desgleichen  eine  um- 
fassende, sehr  mannigfaltige  Octroibesteue- 
rung  durchgeführt.  Der  Druck  der  seit 
1821  immer  mehr  erweiterten  gemeindlichen 
Verbrauchssteuern  fiihrte  zu  einer  nach- 
haltigen Reform  bewegung  seit  1848,  welche 
im  G.  V.  9.  Juli  1865  ihren  Abschluss  fand. 
Durch  dasselbe  wurden  alle  Octrois  aufge- 
hoben, und  an  deren  Stelle  traten  eine 
Steuer  vom  Kleinhandel  mit  geistigen  Ge- 
tränken, ein  Anteil  der  Gemeinden  an  der 
Personalsteuer,  Zuschläge  zur  Grundsteuer, 
direkte  Umlagen  der  Kommunen  etc. 

2.  Die  0.  in  Italien.  Die  einheitliche 
Regelung  der  inneren  Verzehnmgssteuer 
(dazi  interni  di  consumo)  erfolgte  in  Italien 
im  Jahre  1864.  Die  Gesetzgebung  unter- 
scheidet neben  solchen  Verbrauchssteuern, 
welche  nur  dem  Staate  zukommen,  solche, 
die  dem  Staate  und  den  Gemeinden,  letztere 
in  Gestalt  von  Zuschlägen  zu  den  Staats- 
steuern,  und  eigentliche  kommunale  Ver- 
zehnmgsi^euern.  Die  Zuschläge  der  Ge- 
meinden dürfen  50  ^lo  der  staatlichen  Be- 
lasttmg  nicht  überschreiten,  während  die 
reinen  Gemeindeverbrauchssteuern  mu*  bis 
zu  20  %  des  W^ertes  der  vom  Staate  frei- 
gelassenen Gegenstände  zulässig  sind.  In 
den  geschlossenen  Orten  wird  die  Abgabe 
als  lokaler  Eingangszoll,  in  den  offenen, 
d.  h.  in  solchen  mit  weniger  als  8000  Ein- 
wohnern, wird  sie  in  den  Verkaufsläden  und 
Schlächtereien  erhoben.  Gegenstand  der 
Octrois  sind  hier  die  verscliiedenartigsten 
Nahrungs-  und  Genussmittel,  welche  von 
ausserhalb  in  die  Städte  verbracht  w^erden. 
Die  Erhebung  und  Verwaltung  ist  sehr  ver- 
schieden. Das  G.  V.  11.  August  1870  war 
grundlegend    und  wurde   in    der  Folgezeit 


I  durch  die  GG.  v.  3.  Juni  1874,  27.  Ar»ril 
1 1885,  17.  Juli  1890  ohne  tiefgehende  Ver- 
ändenmgen  modifiziert.  Eine  neue  Mc-di- 
fikation  erfolgte  durch  G.  v.  15.  April  1><97 
mit  einzelnen  Nachträgen  durch  G.  v.  14-  Jiüi 
1898.  Wesentliche  Abweichungen  vom  bi^ 
herigen  Rechtßstand  sind  für  die  Gemeinden 
dadurch  nicht  herbeigeführt  wonlen. 

3.  Die  0.  in  Oesteireich.  Das  Gster- 
j  reich ische  Verzehrungssteuerpatent  vom  'JTf. 
I  Mai  1829  führte  eine  allgemeine  Verzehnings- 
I  Steuer  ein.  Derselben  sind  regelmässig 
I  unterworfen :  Wein,  Most,  Obstmost,  Bier. 
I  Branntwein,  Fleisch  von  Schla4:*ht-  ud'1 
Stechvieh,     Wildpret,     Federwild,    Fische, 


Schal tiere,   Zucker  aus  inländischen  Stoffen 
und  (1884)  Spiiituspresshefe.     Die  Verzeh- 
rungssteuer von  dui-ch  Raffiniening  hergib- 
st eil  ton  Mineralölen  in  geschlossenen  StädiVn 
wurde  1890  beseitigt  (vgl.  d.  Art.  Gel  Steuer 
unten  S.  1020).  Für  die  Erhebung  ist  der  Unter- 
schied zwischen  den  »geschlossenen  Städten 
und  dem  offenen  Lande«  oder  dem  -offenen 
Lande  und  den  offenen  Städten«  wichtig.  In 
elf  als  geschlossen   erklärten   Städten  sind 
dagegen    einige    andere    Gegenstände    des 
menschlichen  Genusses,  dann  Verfütterungs-, 
Beleuchtungs-,    und    Brennmaterialien    der 
Verzehnmgssteuer  unterworfen.    Das  Aus- 
mass    der  Steuer  ist  sehr  verschieden:   es 
ist   in   den    »geschlossenen  Städten c    mei:?t 
höher  als  auf  dem  offenen  Lande,  aber  auch 
in    ersteren     bestehen     mannigfache    At»- 
weichungen.    In    den  Gemeinden    bestehen 
meist   Zuschläge    für   Gemeindezwecke    zu 
der  im  allgemeinen   für  die  Rechnung  des 
Staates    einzuhebenden    Verzehrungssteunr, 
die   sich  jedoch    nur  auf   die  am  Orte  ver- 
brauchten Steuern  erstrecken  dürfen.    Diese 
Zuschläge,  welche  die  höchste  Instanz  meist 
noch  bis  zu  einem  Maximum  steigern  kann, 
sind  in  den  einzelnen  Kronländern  folgende: 
Niederösterreich  10  ®/o  (Maximum  der  höch- 
sten Instanz  50),  Oberösterreich  10  ^0  (10), 
Salzburg   15^/0  (20).  Steieiinark  15  «/o  (20t 
Kärnten  15  «/o  (50),  Krain  15  ^'0  (lÖO),  Görz 
I50/0   (15),   Istrien  25^/0   (50),   Tirol   15^.0 
(20),    Vorarlberg  15^/0  (20),   Böhmen    15  ^o 
(30),  Mähren  15  ^!o  (80),  Schlesien  20  '''0  (35), 
Galizien  20  ^/o  (100),  Bukowina  75  «/o  (lCK)l 
Dalmatien   25%   (100).    Die  Erhebung  der 
Abgabe  wird,  neben  der  Einziehung  bei  der 
Erzeugung   oder  bei   den   dem  Verbrauche 
näher  liegenden  Vorgängen,  insbesondere  bei 
der  Ueberschreitung    der    Steuerlinien    be- 
werkstelligt.   In  Wien   und  Budapest  wird 
die  Einziehung  in   eigener   Regie   besorgt, 
während  sie  in  Brunn,  Graz,  Krakau,  Lai- 
bach,  Lemberg,  Linz,  Prag  \md  Pressbiu^ 
vei-pachtet  ist.     In   den    gezahlten   Pacht- 
summen sind  die  auf  die  einzelnen  Gegen- 
stände  entfallenden   Beträge    nicht    ausge- 
schieden.   Triest  zahlt  eine  Aversalsiunme. 
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lilin  neuer  Tarif  für  die  Entrichtung  der 
VeraehrungSvSteuern  wtu-de  1887  für  Ungarn, 
1S90  für  Wien  aufgestellt. 

4.  Die  0.  in  Deutschland.     Auch   in 
den  verschiedenen  deutschen  Staaten  haben 
s^ich  die  Octrois  als  Form  der  Gemeindebe- 
f^teuerung   eingebtlrgert   und   in    den   kora- 
munalen  Hauslialten  eine  mehr  oder  weniger 
\iedeutende  Stellung  erlangt.  In  den  Reichs- 
landen Elsass-Lothringen    wurden   in 
der  Hauptsache   die  aus   der  französischen 
Zeit     übernommenen     Einrichtungen     der 
Fifianzverwaltung  auch  auf  diesem  Gebiete 
beibehalten.    Die  Erhebung  der  Octrois  er- 
folgt hier  regelmässig  für   die  Gemeinde- 
kasse,   aber   zugleich   durch  die  staatlichen 
Organe.   Gegenstände  der  Abgaben  sind  zu- 
nächst Getränke,  sodann  Fleisch  und  Fleisch- 
waren,   Butter,    Eier,    Käse,   Salz,    Brenn- 
materialien,   Viehfutter    \md    verschiedene 
Baumaterialien.    Am    wichtigsten   sind    die 
Abgaben  für  Geti-änke.    Das  Octroi  wird  in 
der  Regel   nur  von  solchen  Gemeinden  er- 
hoben,   welche    den    Eingangssteuern    (der 
taxe  imique  bezw.  der  taxe   de  remplace- 
ment)   unterliegen,   also  in    der  Regel   von 
solchen,  welche  aus  Gründen  dieser.  Steuer 
geschlossen  sind.  Die  fundamentalen  Grund- 
sätze entsprechen  im  allgemeinen  den  fran- 
zösischen Rechtsnormen. 

Preussen.  Nach  der  älteren  Gesetz- 
gebung hatten  nur  die  Gemeinden  im  vor- 
maligen K\irfürstentum  Hessen,  die  Stadt- 
gemeinden überhaupt  und  die  Landge- 
meinden nur  in  Westfalen  und  in  den  Rhein- 
landen das  Recht,  indirekte  Auflagen  zu 
erheben.  Durch  die  Langemeindeordnungen 
von  1891  und  1892  und  durch  das  Kom- 
munalabgabengesetz vom  14.  Jiili  1893  ist 
diese  Befugnis  eine  allgemeine  geworden. 
Sie  ist  aber  dadurch  beschränkt,  dass  die 
Einfühnmg  von  Steuern  auf  den  Verbrauch 
von  Fleisch,  Getreide,  Mehl,  Backwerk, 
Kartoffeln  und  Brennstoffen  verboten  ist. 
Auf  diese  Weise  zieht  der  Rechtsstand 
ziemlich  enge  Grenzen  für  die  Anwendbar- 
keit örtlicher  Verbrauchssteuern.  Hier 
kommen  vor  allem  die  Getränkesteuern  in 
Betracht,  welchen  aber  hinwiedenim  die 
Reichsgesetzgebung  als  kommunale  Abgabe- 
arten enge  Schranken  setzt,  woneben  dann 
noch  die  Wildpret-  und  Geflügelsteuer  übrig 
bleiben.  Die  vormals  als  Gemeindeabgabe 
so  wichtige  Mahl-  imd  Schlachtsteuer  ist 
durch  G.  v.  25.  Mai  1873  als  Staatssteuer 
aufgehoben  worden.  Die  Beibehaltung  des 
städtischen  Anteils  an  derselben  war  mit 
gewissen  Einschränkungen  statthaft.  Doch 
hat  das  G.  v.  14.  Juli  1S93  auch  diesen 
Rest  noch  beseitigt. 

In  Bayern  sind  die  Gemeinden  zur 
Erhebung  örtlicher  Verbrauchssteuern,  wel- 


che thunlichst  nur  die  Veraehrung  inner- 
halb des  Gemeindebezirks  treffen  sollen,  — 
unter  reichs-  und  landesrechtlichen  Ein- 
schränkungen —  befugt.  Von  der  Gemeinde- 
ordnung diesseits  des  Rheins  wurden  als 
Gegenstände  ausdnicklich  benannt  neben 
dem  Malz-  und  Bieraufschlage  vornehmlich 
Fleisch,  Getreide  und  Mehl  waren.  Die  Ein- 
ziehung dieser  Steuern  sollte  sich  principiell 
in  den  Grenzen  der  bisherigen  Cebung  be- 
wegen. Diesen  letzteren  Grundsatz  hat 
auch  die  pfälzische  Gemeindeordnung  zum 
Ausdnick  gebracht,  d.  h.  thunlichste  Be- 
schränkung auf  die  bisher  geltenden  Be- 
stimmungen des  französischen  Rechtes.  Ins- 
besondere werden  hier  die  Kommunen  hin- 
gewiesen auf  Bier,  MaJz,  Obstwein,  Essig, 
Fleisch-  und  Esswaren  des  Marktverkehrs, 
Brennmaterialien  und  Futterstoffe  als  Gegen- 
stände^ für  die  kommunale  V^erbrauchs- 
(Octroi-)  Besteuenmg.  Bayern  hat  so  im 
Deutschen  Reiche,  nächst  Elsass-Lothringen, 
die  umfangreichsten  Octrois. 

In  Württemberg,  wo  ehedem  die  ge- 
meindlichen Verbrauchsabgaben  eine  wesent- 
liche Stütze  der  Gemeindehaushalte  waren, 
gingen  dieselben  fortwährend  zurück,  so 
dass  sie  seit  1849  nur  im  Wege  der  Ge- 
setzgebung für  einzelne  Gemeinden  einge- 
fühlt werden  konnten,  was  1877  gänzlich 
aufhörte.  Da  infolge  dieses  Ausfalls  zu  den 
direkten  Steuern  enorme  Ziischläge  für  die 
Sanierung  der  gemeindlichen  Etats  erforder- 
lich wurden,  gestattete  man,  wenn  die  Um- 
lagen der  Realsteuergruppe  (Gnind-,  Ge- 
bäude-, Gewerbesteuer)  die  Höhe  der  Staats- 
steuern überschritten,  innerhalb  einer  mas- 
sigen Grenze  örtliche  Verbrauchsabgaben 
auf  Bier,  Fleisch  und  Gas  —  welche  Er- 
laubnis eine  Reihe  von  Gemeinden  in  An- 
spruch nahmen. 

Sachsen  gestattet  unter  besonderen 
örtlichen  Verhältnissen  mit  Genehmigimg 
des  Ministeriums  des  Innern  die  Erhebung 
von  innerenVerbrauchsabgaben  (Verzelu^ungs- 
steuern,  Biersteuern). 

In  Baden  herrscht  die  direkte  Ge- 
meindebesteuerung vor,  die  örtlichen  Ver- 
brauchsabgaben beschränken  sich  auf  einen 
engen  Raum. 

Auch  Hessen  besitzt  nur  einige  wenige 
Gemeinden,  welche  Octrois  erheben. 

5.  Statistik   des  0.  in  Deutschland. 

Nach  den  Mitteüimgen  des  »Statistischen 
Jahrbuchs  deutscher  Städte«  (herausgegeben 
von  Keefe,  7.  Jahrg.,  Breslau  1898)  gestaltete 
sich  das  Verhältnis  der  städtischen  Ver- 
brauchsauflagen in  folgenden  deutschen 
Städten  mit  mehr  als  50000  Einwohnern 
zu  den  Gemeindesteuern  überhaupt  in  nach- 
stehender Weise: 
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in 


Gemeindesteaern 
überhaupt    auf  1  Einw. 
iu  MiU.  M.  M. 


davon  Yerbranchsst^Bern 
Proz.  der  auf  1  Einw. 
Gem.-St.  M- 


Berlin 47,263 

Breslau 9,862 

Cöln  a.  Rh 7,646 

Frankfurt  a.  M 9,557 

Magdeburg 4,505 

Hannover 4,407 

Düsseldorf 4,665 

Königsberg 3,880 

Altona 3,973 

Stettin 3,153 

Elberfeld 3751 

Charlottenburg 3.860 

Barmen 2,954 

Danzig 2,575 

Halle  a.  S 2,413 

Dortmund 2,641 

Aachen 2,779 

Orefeld 2,265 

Essen 2,426 

Kiel 1,908 

Cassel 2,219 

Erfurt 1,400 

Wiesbaden 2.7 11 

Posen 1,514 

Duisburg 1,361 

Görlitz 1,028 

Frankfurt  a.  0 0,929 

Potsdam 1,371 

Spandau 0,792 

München 9,024 

Nürnberg 3,108 

Augsburg 1.705 

Leipzig 9i353 

Dresden 8,708 

Chemnitz 3,934 

Stuttgart 4.980 

Karlsruhe i,377 

Mainz 2,434 

Darmstadt 1.849 

Braunschweig 1,903 

Strassburg  i.  E 3,321 

Mülhausen  i.  E 2,056 

Metz 1.139 


28,04 

1,49 

0.4^ 

26.26 

21,93 

5.76 

23,58 

4,42 

1.04 

41,26 

0,95 

4,29 

20,92 

4,06 

0.8;; 

20,76 

4,68 

0,97 

26,32 

3,44 

0,91 

22,54 

4,19 

0,94 

26,^8 

22,11 

— 

— 

26,73 

3,18 

0,85 

28.3t; 

23,08 

2,70 

0,62 

20,41 

— 

— 

20.67 

4,29 

0,89 

23.12 

— 

— 

25,02 

26,61 

6.66 

21,03 

— 

— 

24,70 

3,30 

0.S2 

22,22 

— 

— 

27,13 

24,25 

6,58 

17,43 

5,61 

I.Ol 

36,21 

23.80 

8.62 

20,60 

22,74 

4,68 

19,17 

3,41 

0.65 

M,54 

3,71 

0.54 

15,40 

3.56 

0.55 

23,70 

29,14 

6,90 

14,14 

5,33 

0,75 

22,10 

25,24 

v=i8 

19,06 

28,90 

5,51 

20,79 

35,19 

7^2 

23,34 

— 

— 

25,82 

21,07 

5:44 

24,13 

2,72 

0,66 

31,17 

22,99 

7,17 

16,35 

24,84 

4,06 

31,47 

21,97 

6.91 

28,75 

30,32 

8,72 

16,46 

— 

— 

24,32 

85,33 

20,7  q 

24,64 

78,99 

19^6 

19,05 

89,89 

17,12 

AVährend  in  Frankfurt  a,  M.,  Altona,  Stettin, 
Charlottenburg,  Danzig,  Dortmund,  Crefeld, 
Kiel,  Liegnitz,  Z\\4ckavi  und  Baunschweig 
überhaupt  keine  Verbrauchssteuern  erholK?n 
wurden,  deckten  sie  in  anderen  Städten 
einen  erheblichen  Anteil  des  örtlichen 
Finanzbedarfs:  in  Breslau,  Aachen,  Wies- 
baden, Cassel,  Posen,  Potsdam,  München, 
Nürnberg,  Augsburg,  Dresden,  Stuttgart, 
Karlsruhe,  Freiburg  i.  B.,  Mainz  und  Darm- 
stadt 21 — 35  ^/o,  in  den  elsass-lothringischen 
Städten  sogar  79 — 90  ®/o  des  gesamten  Steuer- 
bedarfs. Die  verbrauchsabgabepflichtigen 
Gegenstände  wai*en  dabei  sehr  verschieden. 

Die  städtischen  Konsumsteuern  bestanden 
in  Verbrauchsabgaben  von  Bier  oder  in  Zu- 
schJägen  zur  Brau  malzsteuer  in  Berlin 
(705051  Mark),  Coln  (338  208  Mark),  Magde- 
burg (182903  Mark),  Hannover  (206451 
Mark),   Düsseldorf  (160674  Mark),    Königs- 


berg (161 477  Mark),  Elberfeld  (119  271  Mark), 
Barmen  (79  654  Mark),  Haue  a.  S.  (KÖ437 
Mark),  Essen  (80063  Mark),  Erfurt  (78654 
Mark),  Duisburg  (46362  Mark),  Görlitz 
(38 113  Mark),  Frankfurt  a,  0.  (33  045  Mark), 
Spandau  (42232  Mark),  Bochum  (37967 
Mark),  M.-Gladbach  (38837  Mark),  Chemnitz 
(107  065  Mark)  und  Plauen  (43251  Mark). 
In  den  übrigen  Mittel-  imd  Grossstädten, 
soweit  sie  überhaupt  Verbrauchssteuern  er- 
hoben, wurden  gleichzeitig  verschiedene 
Gegenstände  belastet :  in  Breslau :  Vieh  mid 
Fleisch  waren  1 705  090  Mark,  Bier  und  Brau- 
malz 280326  ]VIark,  Wüd  und  Geflügel 
177  604  Mark ;  in  Cassel :  Vieh  und  Fleisäi- 
wai-en  281969  Mark,  Wüd  imd  Geflügel 
9367  Mark,  Bier  105279  Mark,  Branntwein 
und  Spiritus  75330  Mark,  Mehl  61 868  Mark: 
in  Aachen:  Vieh  und  Fleischwaren  492598 
Mark,  Wild  imd  Geflügel  43470  Mark,  Bier 
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85526  Mai-k  und  Brennmaterialien  118052 
Mark;  in  Wiesbaden:  Vieh  und  Fleisch- 
waren  276780  Mark,  Wüd  und  Geflügel 
49276  Mark,  Bier  177693  Mark,  Wein 
124786  Mark,  Branntwein  uüd  Spiritus 
31780  Mark,  Obstwein  5858  Mark,  Essig 
und  Essigsäure  3570  Mark,  Getreide  und 
Mehl  25646  Mark;  in  Posen:  Vieh  und 
Fleisch  waren  280727  Mark,  Wild  und  Ge- 
flügel 20546  Mark,  Bier  42981  Mark;  in 
Potsdam:  Vieh  luid  Fleisch  waren  329158 
Mark,  Wild  und  Geflügel  22 172  Mark,  Bier 
48186  Mark;  in  München:  Bier  1731849 
Mark,  Vieh  und  Fleisch  waren  280  455  Mark, 
Wild  und  Geflügel  20359  Mark,  Getreide 
und  Mehl  245270  Mark;  in  Nürnberg:  Ge- 
treide, Mehl  etc.  378488  Mark,  Bier  336917 
Mark;  Vieh  und  Fleisch  waren  176719  Mark, 
Wild  und  Geflügel  6238  Mark;  in  Augs- 
burg: Bier  350  33^  Mark,  Getreide,  Mehl  etc. 
129914  Mark,  Vieh  und  Fleischwaren  61059 
Mark,  Wild  und  Geflügel  3711  Mark,  Vieh- 
futter 26478  Mark,  Gii)s,  Kalk,  Cement, 
Fluss-  und  Nutzholz  28529  Mark:  in  Dres- 
den: Getreide,  Mehl  etc.  664  o61  Mark, 
Vieh  und  Fleischwai*en  672236  Mark,  Wild 
und  Geflügel  101470  Mark,  Fische  und 
Schaltiere,  Essig  und  Essigsäure  47  055  Mark, 
Bier  369370  Mark;  in  Stuttgart:  Vieh  und 
Fleischwaren  604367  Mark,  Wild  und  Ge- 
flügel 18555  Mai'k,  Bier  266045  Mark  und 
endlich  die  Gasabgabe  256172  Mark;  in 
Karlsruhe:  Getreide,  Melil  etc.  103 724  Mark, 
Vieh  und  Fleischwaren  91488  Maik,  Wild 
und  Geflügel  22037  Mark,  Fische  und 
Schaltiere  6091  Mark,  Bier  78122  Mark, 
W^ein  31705  ^lark  und  Brennholz  1248 
Mark. 

Lltteratnr:    Rau,  FinamirUscmchaft  §  417.  — 
lioscher^    Syst.  IV,   ^  160,  —    Umpfenbachf 

Finamwisseuftchaft  ^  09 ff.  —  Cohn,  Finam- 
wisjtemchaß,  Stuttgart  18S9,  S.  647 ff.  --  Ehe- 
berg,  Finanzichsc II Schaft,  5.  Aufl.,  Leipzig  1895, 
S.  407.  —  Lehr,  in  .Schönberg  III,  3.  Aufl., 
S.  S6S1S64.  —  ReitzeiMteinf  in  Schvnberg  III, 
S.  80.  —  Leroy-Beaulteu  ,  Traile  de  la 
sciencc  de»  finances,  4  i'^l-*  Paris  1888,  t.  I,  S. 
728 ff\  —  Wagner,  Fin.  III,  ^^  S42—ÖO  (Frank- 
reich). —  Menger,  Statistische  Zusammen- 
stellungen als  Material  zur  Reform  der  Ver- 
sehrungssteuer  in  geschlossenen  Orten  und  auf 
dem  flachen  Lande,  Wien  1887  (Oesterrcichj.  — 
Tröltsch,  Ih'e*  bayerische  Gemeindebesteuerung 
seit  Anfang  des  19.  Jahrhunderts,  München  1891 
(Bayern).  —  Heckel,  Ai't.  nOctroin  im  II,  d.  St. 
1.  Aufl.,  Bd.  V.  —  Verselbe,  Art.  nOctroiu  im 
W.B.  d.  V.W.  Bd.  IL  —  Yuatrin,  Art. 
uOctroin  in  Block  IHctionnaire  de  V Adminis- 
tration frau<;ais*\  —  Martel^  Art.  »Octroia  in 
Leon  Say  IHctionnaire  des  Finuuce  t.  IL 

Ma-x  von  Heckel, 


OeffenÜiche  Strassen 

8.  Wege. 


Oelsteuer. 


Die  Besteuerung  des  Oeles  kann  erfolgen 
entweder  in  Form  des  Monopols,  indem  der 
Staat  selbst  die  gesamte  inländische  Produk- 
tion ausbeutet,  eventueU  daneben  den  ganzen 
Verechleiss  der  Einfuhr  übernimmt,  oder 
durch  Ei-hebung  eines  Zolles  auf  Erdöl, 
Minei-alöl  und  nicht  mineralische  Oele  oder 
endlich  in  Gestalt  einer  inneren  Verbrauchs- 
steuer. Neben  einem  Zolle  ist  die  Belas- 
tung des  im  Inlande  gewonnenen  Oeles 
durch  eine  besondere,  innere  Verbrauchs- 
steuer principiell  und  steuei-politisch  wohl 
gerechtfertigt. 

1.  Für  Frankreich  kommen  neben 
einem  Petroleumzoll  als  innere  Verbrauchs- 
steuern in  Betracht :  a)  die  (vormalige)  M  i  - 
neralölsteuer  (G.  v.  16.  September  1871, 
G.  V.  29.  Dezember  1873,  durch  G.  v.  27. 
Juli  1894  aufgehoben),  welche  zur  Ergänzung 
des  Petroleumzolls  die  inländischen  Mineral- 
öle nach  dem  Dichtigkeitsgi-ade  bezw.  nach 
der  Leuchtkraft  dm'ch  eine  Fabrikations- 
steuer in  abgestuften  Sätzen  traf.  Diese 
Steuer  wurde  infolge  der  gesteigerten  Finanz- 
bedüi-fnisse  nach  dem  Kriege  von  187071 
eingeführt,  war  aber  bei  der  imbedeutenden 
heimischen  Gewinnung  und  der  IJeberlegen- 
heit  des  amerikanischen  Petroleums .  i)rak- 
tisch  und  fiskalisch  unerheblich  und  hat 
immer  mehr  an  Bedeutimg  verloren,  so  dass 
man  sie  scliliesslich  aufhob.  Steuersätze: 
Essenz  von  700^  Dichtigkeit  und  darunter 
bei  Temi)eratiu'  von  15  ^  für  100  Kilo  44,50 
Francs;  mff.  Oel  von  800 <>  und  darüber  35,50 
Francs,  dasselbe  unter  800®  für  jeden  Grad 
weniger  10  Cent,  mehr;  rohes  Oel  für  jedes 
Kilo  reines  von  800®  bei  15®  Tem])eratur 
22  Cent.,  für  jedes  Kilo  Essenz  von  700® 
32  Cent.  —  b)  Steuer  auf  andere  Oele 
(G.  v.  31.  Dezember  1873;  G.  v.  22.  De- 
zember 1878),  welche  sowolil  das  Oel  zu 
Beleuchtungszwecken  als  auch  das  Speiseöl 
treffen  soll.  Sie  ward  nur  als  Eingangsab- 
gabe in  Städten  von  4000  Einwohnern  und 
darüber  neben  der  Besteuerung  des  in  diesen 
Orten  selbst  fabrizierten  Oeles,  seit  1878 
indes  nur  in  denjenigen  Oiten  erhoben, 
welche  diese  Oele  auch  für  Gemeindezwecke 
besteuern.  Viele  Gemeinden  verzichteten 
infolgedessen  auf  die  Steuer  (Zahl  der  fil)er- 
wachten  Fabrikanten  1879  222  und  1<S87 
34.  Zahl  der  Händler  1881  690,  1885  730 
1887  851).  Tarif  für  100  Kilo  in  5  Orts- 
klassen (4(.)00  bis  10000  Einwohner  6  Francs, 
über  100  000  Einwohner  12  Francs  im  Prin- 
zipal).    Ertrag   im  Durchschnitt  der  Jahre  ' 
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1875  78  r>,7  Millionen  Francs,  188689  2,4 
Millionen  Francs,  18N9  92  2,4  und  2,5  Mil- 
lionen Francs,  1900 1,784  Millionen  Francs.  Die 
OeLsteuer  winl  noch  durch  die  Stearin-  und 
Kei-zensteuer  erpränzt.  ( Verpl.  d.  Art.  Kerzen- 
s teuer  ol)en  Bd.  V  S.  04).  —  2.  Oester- 
r eich- Ungarn  (O.  v.  20.  Mai  1SS2,  Nach- 
träge V.  29.  Juni  1896)  erhebt  vom  inländischen, 
durch  Raffiniening  dai*gi*stellten  Mineralöl 
eine  vom  Unternc^hmer  der  Kaffiniening  zu 
entrichtende  Fabrikatsteuer  von  13  Kronen 
für  100  Kilo  raffiniertes  Oel  bis  880^»  Dich- 
tigkeit bei  12^  R.  Umfassende  Kontroll- 
vorschriften regeln  Fabrikation,  Transport 
und  Absatz  (Transportkontrolle,  Versclüeiss- 
i-egistrierung ,  Kontrollgebiet  mit  einem 
Radius  von  5  Kilometer).  Die  an  der  Linie 
geschlossener  Städte  bisher  erhobene  Ver- 
zehnmgssteuer  für  Älineralöl  ist  aufgehoben. 
Ertrag  in  Oesterreich  l.S,()4  Millionen  Kronen 
und  in  Ungarn  11,42  Millionen  Krmien.  — 
8.  RuRsland.  In  den  Jahren  1821  bis 
1873  war  die  Gewinnung  von  Petroleum 
ein  Monoi>ol  des  Staates.  Alle  Quellen  be- 
fanden sich  in  S(4nem  Besitze,  die  Ausbeu- 
tung erfolgte  teils  in  eigener  Regie,  teils 
durch  Verpachtung.  Dmx'hschnittlicher  Er- 
trag 90 (KM)  RuM.  An  die  Stelle  des  Mo- 
noyH)ls  trat  v.  1.  Januar  1873  eine  Petro- 
ltnHn-(Naphta-)Accise  nach  dem  Raumgehalte 
der  DestillierkollH^n  (Durchschnittsertrag 
250000  Rubel).  Die  Produktion  ist  erheb- 
lich gestiegen;  sie  belief  sich  1868  auf  1,7 
und  1886  auf  124,7  Millionen  Pud.  Seit 
15.  Januar  1888  besteht  laut  G.  v.  21.  De- 
zember 1887  eine  Steuer  auf  das  fertige  zur 
Beleuchtung  dienende  Naphtaprodukt  von 
40  Kopeken  für  das  Pud  leicAten  und  30 
Kopeken  für  das  Pud  schweren  Oels.  Die 
jenseits  der  oberen  und  unteren  Durch- 
schnittsgrenze liegenden  Gele  (Schmieröle, 
Vaseline  etc.)  bleiben  steuerfrei.  Diese  Be- 
steuenmg  bewirkt  eine  gleich  massige  Belas- 
tung und  gestattet  die  Verarbeitung  ver- 
schiedener Rohmaterialien,  während  die 
Rohstoffsteuer  die  Verwendung  der  schweren, 
weniger  Ijcuchtöl  enthaltenden  Gattungen 
ei-schwert.  Die  Kontrolle  ist  bei  der  Fabri- 
katssteuer einfach  infolge  der  sehr  koucen- 
trierten  Destillation  und  die  Aufsicht  ist 
vornehmlich  auf  die  Verbringimg  des  Roh- 
materials zu  den  Destillierstälten  (Baku)  be- 
schränkt. Ertrag  1888  6,6  Millionen  Rubel, 
1899  23,551  Millionen  Rubel.  —  4.  Grie- 
chenland (G.  V.  19.  März  1884).  Hier 
wurde  im  Jahre  1884  das  Monojjol  für  Ein- 
fuhr von  Petroleum  eingeführt  imd  alle  vor- 
handenen Vorräte  vom  Staate  übernommen. 
1889  wurden  verkauft  3,48  Millionen  Oka 
und  eine  Einnahme  von  4,1  Millionen  Drach- 
men erzielt. 

Litterator:    Wagner,    Fin,    III,    ^^    275—276 
(Frankreich)    und   Ergiinzungshefi   ISUß,   S.  112. 


I      —  Ijehr.   in  Schonberg  III,  S.  Aufl.,  S.  ^4  i'- 

—  Zelter,    Schonberg  III,    4.  Äuß.,    S.  -?:*+  >'. 

—  SpiVemüUer^  Art.  f>}r't€ral'']i*truf^^  im 
Oesterr.  Staat«tr<irterbuch  Bd.  U,  S.  TU.  — 
Heckel,  Art.  rtOeUleueru  im  H.  d.  St.,  J.  AwS^ 
Bd.  V,  S.  54,55.  —  r.  Keussi^r,  Die  rw*rir«-.4r 
Petroleumaccige.  Schanz*  Ftn.-Arch.  C,  S.  *4-:w'. 
Das  griech.  GeseU  ebenda  Bd.  III,   S.  2S7 f.' 

MoJT  von.  Heriifi. 


Oettingen,  Alexander  ron, 

geb.  am  24.  XII.  1827  auf  Rittergut  WisgiLn 
m  Livlaud,  studierte  in  Dorpac  Theologie,  habi- 
litierte sich  daselbst  1854  als  Privat dozent  un-l 
wurde  1856  ausserordentlicher  und  1857  ordent- 
I  lieber  Professor  an  der  Dorpater  theologi^che]l 
!  Fakultät. 

Oettingen  veröffentlicht«  von  staatswiatsen- 
schaftlichen  Schriften  ai  in  Buchform:  l>ie 
Moralstatistik  und  die  christliche  Sittenlehre. 
Versuch  einer  Sozialethik  auf  empirischer  Grund- 
lage. 2  Bde.,  Erlangen  1868—73.  Dasselbe,  2. 
neu  Dearbeitete  Aufl.  u.  d.  T. :  Die  Moralstatistik 
in  ihrer  Bedeutung  für  eine  christliche  Sozial- 
ethik, ebd.  1874,  dasselbe,  3.  vollständig  umge- 
arbeitet« Auflage,  ebd.  1882.  (Oettingen  vertritt 
in  diesem  Werke  das  ethische  Princip  des  Dog- 
mas der  menschlichen  Willensfreiheit,  was  u.  a. 
auch  von  A.  Wagner  in  seiner  ^Gesetzmässig- 
keit der  scheinbar  willkürlichen  Handlungen' 
nur  bedingungsweise  anerkannt,  dagegen  von 
Buckle  vollständig  verworfen  wird,  nach  Oet- 
tingens  Deduktionen  aber  ehie  notwendige  Vor- 
ausHctzung  für  die  staatliche  und  klerikale 
üeberwachung  der  menschlichen  Neigung  zu 
Attentaten  gegen  das  Sittengesetz  bildet,  ^ete- 
lets  Sozialphysik,  welche  die  Handlungen  der 
Menschen  emem  naturgesetzlichen  Zwange  unter- 
wirft, setzt  er  ein  theologisches  System  der 
Sozialet)iik  gegenüber,  dessen  Personalethik  auf 
einem  „atomistischen  Spiritualismus"^  basiert  ist. 
Indem  er  die  menschliche  Societät  als  Gesamt - 
körper  auffasst,  bestreitet  er  die  ethische  Frei- 
heit des  einzelnen  Individuums,  Handlungen 
egoistischer  Kausalität  zu  begehen.  Seine  mehr- 
fach in  diesem  Werke  zur  Anwendung  gekom- 
mene, u.  a.  von  J.  Platter  (s.  u.)  angefochtene 
„Ausgleichstendcnz"  besteht  in  dem  Verfahren, 
Störungen  im  sozialen  Gesamtorganismus,  wie 
sie  als  Folge  von  Kriegen,  Epidemieen.  Massen- 
auswanderungen etc.  in  Bezug  auf  Verrückung 
des  Gleichgewichtes  der  Geschlechter  hervor- 
treten, durch  Ausgleichs  versuche  als  nur  schein- 
bare Abweichungen  von  der  auf  gottlicher  Pro- 
videnz  beruhenden  Gesetzmäs^^keit  zu  begrün- 
den; hiemach  soll  z.  B.  ein  m  kriegrerischen 
Perioden  erfolgter  starker  Männerverlust  nach 
dem  Friedensschlüsse  durch  Steigerung  der  ab- 
soluten Ziffer  der  Knabengeburten  und  dem  ent- 
sprechenden Anwachsen  der  Relativziffer  der 
weiblichen  Sterblichkeit  kompensiert  werden; 
die  Richtigkeit  dieses  Faktums  zugestanden, 
das  deshalb  schwer  beweisbar,  weil  Oettingen 
kein  Zeitmass  für  die  Länge  der  Ausgleichs- 
perioden angiebt,  wirft  sich  doch  die  Frage  auf, 
in  welchem  teleologischen  Zusammenhange  diese 
vermehrte  weibliche  Mortalität  zu  dem  Snrplus 
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der  Knabengeburteu  stehen  soll.  Hinsichtlich 
der  physisch  und  sozial  von  ihm  erforschten 
Häufigkeit  der  unehelichen  Geburten,  deren 
stetes  Wachstum  er  in  Uebereinstimmung  mit 
Wappäus,  aber  in  Widerspruch  mit  Oesterlen, 
Schimmer  und  anderen  Vertretern  der  Stabili- 
tätstendenz behauptet,  ist  seinen  Ausführungen 
die  grössere  Berechtigung  einzuräumen.  — 
Wahre  und  falsche  Autorität,  mit  Beziehung 
auf  die  gegenwärtigen  Zeit  Verhältnisse  belench- 
tet,  Leipzig  1878.  —  Obligatorische  und  fakul- 
tative Civilehe  nach  dem  Ergebnisse  der  Moral- 
Btatistik,  ebd.  1881.  —  ifeber  akuten  und 
chronischen  Selbstmord,  Dorpat  1881.  —  Was 
heiflst  christlich-sozial  ?  Zeitbetrachtungen, 
Leipzig  1886.  —  Zur  Duellfrage,  Dorpat  1889. 
b)  in  Zeitschriften:  1.  in  Preussi- 
sche  Jahrbücher,  Berlin:  J.  H.  Wichems  Be- 
deutung für  die  soziale  Bewegung  unserer 
Zeit,  Bd.  LXI,  1888,  S.  27  ff.  — 2.  in  Sozialpoli- 
tische Rundschau,  Leipzig:  Zur  Theorie  und 
Praxis  des  Heiratens,  Jahrg^.  I,  1891,  Heft  1—3. 
(Geistreicher,  Oettingens  Meisterschaftals  sozialer 
Aesthetiker  bekundender  Essay  über  das  Er- 
gänzungsbedürfnis beider  Geschlechter  und  das 
Anschlussbedürfnis  des  W^eibes.  Gegen  seine 
Ausführungen  über  die  auf  „Inzucht"  beruhen- 
den Mesallianzen  ist  nicht«  einzuwenden,  nur 
die  Ursache  des  „Verfalls  der  Adelsgeschlechter" 
dürfte  wohl  eher  auf  wirtschaftliche  Unterlas- 
sungssünden als  auf  blutsverwandtschaftliche 
Vermischungen  zurückzuführen  sein.)  —  3.  In 
Dorpater  Zeitschrift  für  Theologie  und  Kirche, 
Jahrg.  1870,  Heft  4:  Zur  Rechtfertigung  einer 
Sozialethik.  —  Ausserdem  ist  er  Mitarbeiter  an 
der  „Baltischen  Monatsschrift''. 


Vergl.  über  Oettingen:  A.  Wagner, 
Grundlegung,  2.  Aufl.,  Leipzig  1879,  S.  435, 
815.  —  bchäffle,  Bau  und  Leben  des  sozialen 
Körpers,  4  Bde.,  Tübingen  1881,  Bd.  I,  S.  677, 
679,  Bd.  II,  S.  381  ff.,  Bd.  III,  S.  52.  —  F.  v. 
Juraschek,  Die  unehelichen  Geburten  in 
Oesterreich  seit  dem  Jahre  1830  in  „Statistische 
Monatschrift",  Jahrg.  IX,  Wien  1883,  S.  57  ff. 
—  J.  Platter,  Oettingens  Ausgleichstendenz, 
in  „Statistische  Monatschrift",  Jahrg.  IX.  Wien 
1883,  S.  82ff  -  John,  Geschichte  der  Statis- 
tik, Bd.  1,  Stuttgart  1884,  S.  161,  292,  364, 
367.  -  Block,  Traite  de  statistiqne,  2.  Aufl., 
Paris  1886,  S.  101,  130/31,  146 ff.,  487.  —  G. 
Mayr  und  G.  B.  Sal  vioni,  La  statistica  e  la 
vita  sociale,  2.  Aufl.,  Turin  1886.  —  Gabag- 
lio,  Teoria  della  statistica,  2.  Aufl.,  2  Bde., 
Mailand  1888,  Bd.  I.  —  Abhandlungen,  Alexan- 
der von  Oettingen  zum  70.  Geburtstage  ge- 
widmet von  Freunden  und  Schülern,  München 
1898. 

lApperU 
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s.  Wein  und  Weinsteuer. 


Oncken,  Augnst, 

wurde  am  10.  IV.  1844  in  Heidelberg  geboren. 
Er  studierte  in  München,  Heidelberg  und  Berlin, 
lebte  von  1865 — 1871  als  Grundbesitzer  im 
Oldenburgischen  und  habilitierte  sich  im  Jahre 

1872  als  Privatdozent  für  Nationalökonomie  und 
Statistik  an  der  Hochschule  für  Bodenkultur  in 
Wien.  Im  Jahre  1877  ging  er  als  Professor  an 
die  technische  Hochschule  nach  Aachen,  folgte 
aber  schon  1878  einem  Rufe  als  Ordinarius  an 
die  Universität  Bern.  Seit  1886  leitet  er  das 
an  der  Berner  juristischen  Fakultät  begründete 
„Seminar  für  Volkswirtschaft  und  Consular- 
wesen".  Von  seinen  Staats  wissenschaftlichen 
Schriften  seien  die  nachfolgenden  genannt: 

Untersuchung  über  den  Begriff  der  Statistik, 
Leipzig  1870.   —  Die  Wiener  Weltausstellung 

1873  (Heft  17  und  18  der  „Deutschen  Zeit-  und 
Streitfragen"),  Berlin  1873.  -  Adam  Smith  in 
der  Kulturgeschichte,  Wien  1874.  —  Oester- 
reichische  Agrarier,  Wien  1877.  —  Adam  Smith 
und  Immanuel  Kant.  1.  Abteilung:  Ethik  und 
Politik,  Leipzig  1877.  —  Der  ältere  Mirabeau 
und  die  ökonomische  Gesellschaft  in  Bern  (Nr.  1 
der  „Bemer  Beiträge  zur  Geschichte  der  National- 
ökonomie"). Bern  1886.  —  Die  Schweizerische 
Consularreiorm ,  Bern  1886.  —  Die  Maxime: 
Laissez  faire  et  laissez  passer,  ihr  Ursprung, 
ihr  Werden,  ein  Beitrag  zur  Geschichte  der 
Freihandelslehre  (Nr.  2  der  „Berner  Beiträge  etc.''). 
Bern  1887.  —  Oeuvres  economiques  et  philoso- 
phiques  de  F.  Quesnay,  fondatenr  du  Systeme 
physiocratique ,  accompagn^es  des  61oges  et 
d'autres  travaux  biographiques  sur  Quesnay  par 
differents  auteurs,  Frankfurt  a.  M.  und  Paris 
1888.  —  L'article  onze  du  traite  de  paix  de 
Francfort  et  Texpiration  des  trait^s  de  commerce 
le  1er  f6vrier  1892  (in  der  „Revue  d'economie 
iwlitique",  Paris  1891).  —  Geschichte  der  Po- 
litischen Öekonomie,  Bd.  I,  Leipzig  1901.  —  In 
der  „Zeitschrift  für  Litteratur  und  Geschichte 
der  Staatswissenschaften*^  (Frankenstein)  die 
Abhandlungen:  Ludwig  XVI.  und  das  physio- 
kratische  System"  1893.  Zur  Biographie  des 
Stifters  der  Physiokratie  1894  und  1895.  Ent- 
stehen und  W^erden  der  physiokratischen  Theorie 
1896.  —  In  der  „Zeitschrift  für  Sozialwissen- 
schaft" (J.  Wolf):  Das  Adam  Smith -Problem 
1898.  —  In  diesem  „Handwörterbuch"  die  Artt. 
Handelsverträge,  Quesnay. 

lied. 


Opium. 

1.  Allgemeines.  2.  Das  0.  als  Arznei-  und 
Erregungsmittel.  3.  Verbrauch,  Ausfuhr  und 
Einfuhr  von  0. 

1.  Allgemeines.  Das  Opium  (Laudauum, 
Mecoiüum)  ynnl  aus  der  Mohnpflanze  (Papaver 
somniferum)  in  der  Art  gewonnen,  dass  der 
au.s  den  angeritzten  unreifen  Samenkapseln 
ausfliessende,  16  verschiedene  Alkaloide 
(darunter  Morphin)  enthaltende  Milchsaft, 
nachdem  er  durch  Eintrocknen  verdickt  ist, 
abgeschabt  und  später  zu  Kuchen  geknetet 
wird.   Die  Mohnkultur  ist  wegen  der  vielen 
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ihr  drohenden  Naturgefahren  und  wegen  der 
hohen  Anforderungen,  welche  sie  in  Bezug 
auf  Boden  tjoarbeitung,  Bewässerung  und 
sorgfältige  Pflege  stellt,  sehr  mühsam  und 
teuer.  Jede  einzelne  Pflanze  muss  für  die 
Ernte  .individuell  behandelt  werden.  Für 
die  Kultur  sind  vornehmlich  die  südlichen 
Ländergebiete  Asiens  geeig^iet,  insbesondere 
Ostindien,  und  zwar  hier  Benares,  Patna 
und  Malwa;  an  Indien  reiht  sich  in  der 
neueren  Zeit  der  südliche  Teil  von  China, 
welcher  trotzdem,  dass  das  chinesische 
Opium  dem  von  Benares  erheblich  nachsteht, 
wegen  des  niedrigen  Preises  seiner  Erzeug- 
nisse und  infolge  der  neueixiings  stattge- 
habten Aenderungen  in  der  Besteuerung 
und  Verzollung  das  indische  Opium  mehr 
und  mehr  vom  chinesischen  Markte  verdrängt. 
Am  höchsten  wird  das  türkische  Opium  ge- 
schätzt. Die  diu-chschnittlich  -jährliche 
Gewinnung  wird  angegeben 

für 

Indien             auf  6,5  Mill.  kg 

China  „  4,4  ,,  » 

asiat.  Türkei  „  0,37  „  „ 

Persien  „  0^18  „  „ 

europ.  TUrkei  „  o,]6  „  „ 

Aeg>T)ten  „  0,0024   „  „ 

für  die  ganze  Erde  auf  11—12  Mill.  kg. 

Der  Opium  preis  ist  starken  Schwan- 
kungen unterworfen,  er  geht  aber  in  der 
neueren  Zeit  erheblich  zurück.  Im  IG.  Jahi*- 
hundert  konnten  nur  reiche  Chinesen  sich 
den  Opiuragenuss  vergönnen;  ls22  kostete 
eine  Kiste  (Picul  zu  00,5  kg)  2<MK)  Dollars, 
in  den  letzten  Jahren  750— H^M»  DoUai-s.  Für  1 
indische  Sorten  wechselte  der  Preis  für  1  kg  I 
zwischen  70  und  130  Mark.  ! 

Die  einzelnen  Sorten  weisen  erhebliche 
Verschiedenheiten  (um  100 — 300  "/o)  auf. 

2.  Das  0.  al8  Arznei-  und  Erre^ngs- 
mittel.  Das  Opium,  welches  einen  eigen- 
tümlichen narkotischen  Geruch  hat  und 
scharf  bitter  und  brennend  schmeckt,  wird 
schon  seit  alter  Zeit  als  Arzneimittel 
äusserlich  und  innerlich  gebraucht.  Theophrast 
und  Plinius,  zu  dessen  Zeiten  es  mit  Wein 
als  Schlaftrunk  genossen  wurde,  beschreiben 
seine  Gewinnung.  Hippokrates  empfahl  es 
als  Heilmittel.  In  weit  grösseren  Mengen 
denn  als  Arzneimittel  wird  das  Opium  heute 
als  Erregungs-  und  Berauschungs- 
mittel verwendet.  Zuerst  soll  es  als  solches 
in  Persien  und  in  Griechenland  benutzt  worden 
sein,  wie  denn  der  Name  aus  dem  griecliisc;hen 
o.Torf  abgeleitet  wird,  während  im  Sanskrit 
eine  Bezeichnung  dazu  fehlt.  Mit  dem  Islam 
kam  erst  dieser  Gebrauch  nach  Indien  und 
zwar  sollen  zu  seiner  allgemeinen  Verbreitung 
vorzüglich  der  Fanatisnuis  der  Moslem  und 
das  iliuen  auferlegte  Weinverbot  beigetragen 
haben.      Der    deutsche    Reisende    Kauwolf 


fand    es    Ende    des    16.    Jahrhunderts    im 
Morgenlande  bereits  allgemein  in  Anwendung, 
welcher  man  schon  frühzeitig  durch  stieng»? 
Strafen,  aber  ohne  Erfolg,  zu  »teuem  suchte. 
Auch  die  Chinesen  holten  anfangs  (ia&  Opium 
nur  in  geringen  Mengen  aus  Indien,  um  €s 
als  Arzneimittel  zu  verwerten  ;  doch  bürgerte 
sich  bei  ihnen   seit  Mitte  des  17.  Jahrhun- 
derts trotz   entgegenstehender  Verbote   die 
Sitte    des    Opiumrauchens    ein.      Dassel!»^ 
kommt  jedoch  auch  bereits  bei  der  weissen 
Rasse  vor,  so  in  England  seit  den  3Uer,   in 
Nordamerika,  und  zwar  hier  vornehmlich  in 
den  Temperenzstaaten,  seit  den  70er  Jahren : 
in  fast  allen  Städten,  namentlich  des  nord- 
amerikanischen Westens  sollen  bereits  Raoeh- 
Stätten    l)estehen.      Brauchbare    statistiscbe 
Daten  über  die  genannte  Art  des  Verbrauchf»s 
in  Nordamerika  fehlen  jedoch.    Zwar  wnrde 
derselbe   für  1S67   auf  80  000   kg   und   für 
1880  gar  auf  267000  kg  angegeben.    Do^-h 
war  die  verzollte  Einfuhr  erheblich  geringer. 
Li  kleineren  Mengen  genossen  wirkt  das 
Opium  zuerst   erregend,   dann    beruhigend« 
schmerzstillend  und  einschläfernd,  in  grassereü 
Mengen   erhitzend   und  betäubend,   in   noch 
grösseren  Mengen  stört  es  die  Sinnesthäliji- 
keit,  verwirrt  den  Geist  und  verursacht  an- 
haltenden, oft  von  den  angenehmsten  Trau- 
men   erfüllten    Schlaf.     Am    anderen    Tage 
stellt  sich   Unbehagen   ein  und  damit  auch 
ein  Reiz  zu  erneutem  Genuss:  eine  L'nter- 
brechung  des  letzteren  soll  bei  Oewohnheit>- 
rauchern  eine  unerträgliche  Plage  sein,    die 
plötzliche     Unterlassung    nach     vorherigem 
starken  Rauchen  die  übelsten  Folgen  haben, 
selbst   den   Tod   herbeifüliren.     Bei  kleinen 
Kindern  wirkt  bereits  eine  Menge  von  0,oi  g, 
bei  Erwachsenen  eine  solche  von  0,25 — 0,75  g 
tikllich.     Das   Essen   soll   gefährlicher   sein 
als  das  Rauchen ;  letzteres  ist  leichter  abzu- 
gewöhnen, während  Opiumesser  stets  Rück- 
lälle  liaben,  der  plötzliche  Entzug  des  Opiums 
führt  bei  ilmen  sicher  den  Tod  durch  Darm- 
störungen herbei.    D<xih  werden  Retluktionen 
allgemein  als  möglich  bezeichnet.    Wälireml 
die  Wirkungen  des  Opiums  gewöhnlich 
als  sehr  nachteilig  geschildert  werden,  wird 
die   Schädlichkeit   von    einigen    Engländern 
(so  vom  Consid  Spencer   1882)   und   neuer- 
dings von   mehreren   Holländern   bestritten. 
Offenbar  ist  aber  die  Wirkung  ähnlich  wie 
diejenige  der  geistigen   Geträiike.     Sind  ja 
doch    Opium    und    das    daitius    gewonnene 
Morphium  wichtige  Ai*zneimittel.  Die  Schäil- 
lichkeit  macht  sich  erst  geltend,   wenn  ein 
gewisses  Mass  im  Genuss  nicht  eingehalten 
wird.    Doch  ist  die  Gefahr  sehr  gross,  dass 
dieses  Mass  überschritten  wird.    Der  Brannt- 
weinpest   kann  .deshalb    die    Opiumseuche 
gegenübergestellt  werden.  Wie  übermässiger 
Genuss   des  Alkohols   zum  wirtschaftlichen 
Ruine  führt,  so  steht  auch  in  Java  gewöhn- 
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lioh  neben  der  Kitte  (ßauchhütte)  ein  Pfand - 

3.  Verbrauch,  Ausfuhr  und  Einfuhr 
^^on  0.  Der  gesamte  jetzige  Verbrauch 
a.n  Opium  wird  rund  angegeben  auf  jährlich 

für  kg 

Grossbritannien  und  Irland 95  cxx) 

Spanien 25000 

X>eutschland 10200 

Belgien 4200 

Oesterreich-Ungarn i  500 

^Niederlande 350 

Frankreich 250 

Kussland 150 

Schweden,  Norwegen  .  " 100 

Humänien xoo 

Andere  Staaten 3  100 


Europa 140000 

Afrika 6  500  000 

Amerika 300000 

Australien  . 50000 

im  ganzen 7  000  000 

Wie  hoch  der  Verbrauch  in  Asien  ist, 
entzieht  sich  selbst  jeder  Schätzung. 

Das  Hauptausfuhrland  für  Opium 
ist  Indien.  Die  englisch-ostindische  Kom- 
pagnie beförderte  die  Kultur  besonders  in 
Bengalen,  monopolisierte  sie  und  begann 
1773  Opium  in  China  einzuführen.  Gegen- 
wärtig bestehen  Regierungsfabriken  in  Patna 
und  in  Ghazipore,  welche  aus  den  in  Ben- 
galen gebauteii  Mohnpflanzen  Opium  erzeugen 
und  dasselbe  (jährlich  etwa  40—50000  Kis- 
ten zu  je  68  kg)  in  Kalkutta  öffentlich  ver- 
steigern. Ebensoviel  kommt  aus  dem  Schutz- 
staale Malwa  liinzu;  für  das  aus  Malwa 
kommende  Opium  ist  ein  AusfuhraoU  von 
65  £  für  die  Kiste  zu  zahlen. 

Es  war  die  Ausfuhr  von  Opium  aus  Ost- 
indien 1886— H7  95839  Kisten  zum  Preise 
von  110,800  Mill.  Rnjüen.  Sie  ist  aber  im 
Laufe  der  Zeit  immer  mehr  zurückgegangen 
und  betrug  1898  56069  Kisten,  die  einen 
Wert  von  60,970  Mill.  Rui)ien  i-epräsentierten. 
Diese  Mengen  gingen  vor  allem  nach  China 
(1898  41  065  Kisten),  nach  Strait  Settlements 
(1898  12290  Kisten),  nach  Cochinchina  und 
nach  anderen  Ländern. 

Die  Einnahmen  der  indischen  Regienuig 
waren  seither  im  Durchschnitt  jährlich  7 
Mill.  i;  aus  Bengalen  und  Assam,  2  Mill.  £ 
an  Durchgangszoll  von  Malwa  und  Guzeral. 
Die  Ausfuhr  nach  China  geht  neuertlings 
erheblich  zurück.  Das  englische  Unterhaus 
fasste  deshalb  im  Mai  1891  einen  Beschluss, 
welcher  auf  Aufhebung  des  Opium monopols 
abzielt.  Persien  führt  etwa  170  000  kg  zu  j 
5^/2  Mill.  Mark  meist  nach  China  ans,  die 
Türkei  500000  kg  zu  16  Mill.  Mark  nach 
England,  Amerika,  Frankreich,  China.  Frank- 
reich treibt  mit  Opium  einen  ansehnlichen 
Zwischenhandel  über  Marseille. 


Die  Haupteinfuhrländer  für  Opium 
sind  China  und  Java. 

In  Niederländisch  Indien  hatte 
die  holländisch-ostindische  Kompagnie  den 
Verkauf  von  Opium  bereits'  1676  zu  mono- 
polisieren begonnen.  Eingeführt  wurden 
1640  187  kg  und  1745  156138  kg.  Doch 
wurde  viel  geschmuggelt.  Deswegen  wurde 
1715  der  Verkauf  einem  Verein  abgetreten, 
1794  wieder  von  der  Regierung  übernommen ; 
1809  wurden  die  Opiumkitten  verpaclitet, 
dann  aber,  um  die  Einnahmen  zu  steigern 
und  gleichzeitig  den  Verbrauch  einzuschi-än- 
ken,  die  Pächter  verpflichtet,  eine  gewisse 
Menge  zu  bestimmtem  Preise  abzimehmen. 
Nach  1843  wurde  in  einigen  Bezirken  (»ver- 
botene Kreise«)  der  Genuss  des  Opiums  ver- 
boten; die  Grenzen  derselben  wurden  1889 
erheblich  en\'eitert.  1890  bildete  sich  ein 
eigener  Anti-Opiumbund  aus  angesehenen 
Niederländern  auf  Java.  Die  Mohnkultur 
ist  in  Java  und  Madura  verboten,  der  Opium- 
handel Monopol  der  Regieruug,  der  Debit 
nur  in  anerkannten  Kitten  gestattet.  Augen- 
blicklich beschäftigt  man  sich  in  Holland 
eifrigst  mit  Reformfragen.  Schwierigkeiten 
bereitet  dabei  der  Wunsch,  den  Verbrauch 
zu  beschränken,  ohne  die  Einnahmen  zu 
mindern.  Seit  1889  ging  der  Pachterlös 
zurück.  Die  Einnahme  stellte  sich  1891  auf 
17,1  :Mill.  fl.  und  1899  auf  15,1  Mül.  fL 
Die  Konsumenten  wenden  im  ganzen  für 
erlaubtes  Opium  20-25  Mill.  fl.,  für  ge- 
schmuggeltes etwa  30  Mill.  fl.  auf. 

In  Siam  werden  zu  Wasser  eingeführt 
rund  1000  Kisten  mit  einem  Werte  von 
80  000—90000  £.  Dazu  kommt  noch  die 
Einfuhr  zu  Land  und  der  Schmuggel.  Die 
Zölle  sind  an  ein  chinesisches  Svndikat  für 
120000  £  verpachtet. 

In  China  wurden  1750  etwa  200  Picids 
(Kisten  zu  60,5  kg;  ein  Picul  =  100  Catties) 
eingeführt.  1773  unternahm  es  die  englisch- 
ostindische  Kompagnie,  Opium  nach  China 
zu  senden,  und  gründete  1780  hierfür  ein 
Depot  in  Barks  Bay.  Erst  seit  1798  fiuden 
regelmässige  Sendungen  statt,  welche  ISiil 
bereits  auf  40000  Piculs  gestiegen  waren. 
China  verlwt  nunmehr  die  Einfuhr.  Darauf- 
hin nahm  der  Schmuggel  unter  Bestechung 
der  Mandarinen  einen  grossen  Umfang  an. 
Gegen  denselben  ging  ein  1S39  nach  Kanton 
geschickter  hoher  Beamter  Lin-Tse-Tsin  mit 
strengen  Strafen  vor.  Die  hierbei  geübte 
Beschränkung  der  Fremden  führte  zum 
Opiumkriege  18 10, 42  mit  England.  Das  sieg- 
reiche Albion  setzte  durch,  dass  4  Traktats- 
häfen (jetzt  21)  dem  Handel  aller  Nationen 
geöffnet  wurden.  1858,  wurde  im  Vertrage 
von  Tien-tsin  die  formelle  Zulassung  dos 
Opiums  vereinbart.  Eine  bescmdere  Rege- 
lung der  Bedingungen  für  die  Zulassung  er- 
folgte durch  die  Tschifukonvention  vom  13. 
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September  1876.    Nach  dereelben  hatte  der 
Importeur  den  Zoll,  der  Käufer  die  Likin- 
abgabe    (eine    Transitabgabe)    zu    bezalden. 
Letztere  wiuxle  von  den  eiüzelnen  Provinzial- 
regierungen  je  für  deren  Bt»zirk  besonders 
festgestellt.    Diese  Konvention  wuiile  durch 
einen  Zusatzartikel  vom  8.  Juli  1885  ergänzt. 
Nach    demselben   soll   die    Likinabgabe    80 
Haik>n'an  Taels  (1  H.  Tael  etwa  .  ^  5  Mark) 
nicht  überschreiten.    Nach  Zahlung   dieser 
Abgabe  und  des  Zolls  wird  dem  Eigentümer 
ein     Opiumtransitpass    ausgestellt.      Dieser 
Pass,  welcher  das  betreffende   (.)piuni  von 
der  Zahlung  einer  weiteren  Abgabe  auf  dem  I 
Transport   in    das   Innere    befreit,   hat    nur] 
Giltigkeit  in  den  Händen  chinesischer  Unter- 
thanen,    er    berechtigt    nicht   fremde    zum 
Transport  oder  zur  Begleitung  von  Opium,  t 
an  dem  sie  ein  Interesse  hal>en  können.  Die . 
englische   Regierung  verpflichtet  sich,   zur. 
Steuerung    des    Schmuggels    mitzuwirken. 
Portugal  trat  diesem  Abkommen  für  Macao 
am  23.  März  1887  bei.    Infolgedessen,  dann ! 
auch  weil  der  Mohnbau  in  West-,    Mittel-  \ 
und  Südchina  fortwälirend   steigt,  geht  die 
Einfuhr  zurück.    Eine  Zunalime   derselben 
kann  in   einzelnen  Häfen    nur   noch  durch 
starke    Preisermässigung    bewirkt    werden. 
Das    eingefülule   Opium    besteht    zu    etwa 
55  ^/o   aus   Malwa-,  20^,0  Patna-   und  17 '-'o 
Benaresopium.  Die  Einfuhr  stellte  sich  1879 
auf  über  100  CHX)  Piculs,  sie  war  im  Durch- 
schnitt  ungefähr  700<K)  Piculs  zu  etwa  28 
Mill.  H.   Taels,   1898   29,25  Mill.   Taels.  — ; 
Der  Centralpunkt  für  den  Opiumhandel  istj 
Hongkong.  I 

Für  ausländisches  Opium  ist  jetzt  zu  | 
zahlen  für  100  Catties  (00,5  kg)  ein  Zoll! 
von  30  Taels  und  eine  überall  gleiche  Likin- 
abgabe (Warensteuer)  von  80  Taels,  für  ge- 
kochtes oder  präpariertes  Opium  37,5  Taels 
an  Zoll  und  100  Taels  an  Likinabgabe.  Die 
Einnahmen  Chinas  aus  dem  Opium  waren 
1898  2,229  Mill.  Taels  aus  der  Opiumsteuer 
und  3,983  Mill.  Taels  an  Opiumzöllen,  wozu 
noch  die  Likinabgabe  kommt. 

In  Britisch-lndien  ist  für  nicht  diu'ch 
einen  Regierwngspass  gedecktes  Opium  an 
Zoll  zu  entrichten  für  1  Ser  (0,933  kg)  von 
80  Tolas:  24  Rupien. 

In  Japan  ist  die  Einfuhr  von  Ojjium  ver- 
boten. 

Litteratur:  Cooke,  The  seven  «Uters  oj 
sleep,  London  1S60.  —  Caikin,  Opium  and 
the  opiumappeiite,  Philadelphia  187 0.  —  Vignet, 
Etüde  mir  Vopium,  Pariii  1875,  —  Turner, 
British  opium-poUcy,  London  lS(i'>.  —  ChrisV- 
lieb,  Der  indotyritische  Opiumhandel,  Gütersloh 
1878.  —  ILane,  Opium-smokimj  in  Amerika 
and  China,  New-York  188'J.  —  Scherzer,  Das 
wirtschaftliche  Leben  der  Völker,  Leipzig  1885. 
—  Scherzer  und  Batassevic,  Der  wirtschaft- 
liche Verkehr  der  Gegenwart,  Wien  1891.  — 
WiseliuSf    De   opium    in   Sederlajidsch'   en  in 


Brüisch-Indie  f  Haag  1886.  —  £L  Meisger. 
Das  Opium  in  Indonesien  (R^vue  colt/ni'i^f, 
Bd.  5  V.  1887).  —  Bftoiy  De  opiumpariu  »^ 
Java,  in  Vragen  des  Tijds  r.  1888.  —  Struik. 
Opiumpaeht  of  opinm-regie,  den  Haag  18 Sl*.  — 
Dorn,  Die  Seehäfen  des  Weürertekrs,  W'i>« 
£.  Bd.  von  1892.  —  Femer  die  Z^iUehrift 
nBxportn  und  das  nDeulsehe  UandeUarrkir  . 
Veber  die  Preis-  und  ProdtdJrturnsrerkäUnt**' 
geben  auch  die  Jäkrlichett  Preislisten  der  /trs,  i 
Gehe  <t  (hmp.  in  Dresden- Neustadt  Auskunft. 
J.  Lehr.     M.  v.  HeekeL 


Oppenheim,  Heinrich  Bernhard, 

geb.  am  20.  VIT.  1819  in  Frankfurt  a.  M.,  gtsi. 
am  2^).  III.  1880  in  Berlin,  studierte  dieRecht*^.  . 
habilitierte  sich  1841  als  Privatdozent  in  Heidel- 
berg, beteilijprte  sich  an  der  lK4Öer  Bewegung, 
redigierte  mit  Arnold  Rüge  die  von  letzterem 
gegründete  ,,Reform",  lebte  1849—1859  al- 
politischer  Flüchtling  in  der  Schweiz,  in  Frank- 
reich und  England  und  wurde  1860  amnestiert. 

Oppenheim  ist  der  Vater  der  Bezeichnong 
„KathedersozialisteiC  für  jene  jüngere  deutsche 
Schnle  von  Nationalökonomen,  welche  in  Fragen 
der  ethisch-realistischen  Wirtschaftspolitik  ak 
tonangebend  anerkannt  wird.  Die  zweite  Auf- 
lage seiner  Schrift  ^Der  KathedersoziaIismn>" 
(s.  u.)  ist  an  einzelnen  Stellen  kastriert  bezw. 
gemildert,  was  u.  a.  die  Zurechtweisung  seit^rns 
Brentanos  (s.  n.)  wegen  einiger  in  Bezug  auf  eng- 
lische Gewerkvereine  in  der  1.  Anfla^  enthaltene 
Unrichtigkeiten  und  die  Polemik  mit  A.  Wagner 
(s.  u.)  verursachte.  Oppenheim  war  Freihändler, 
aber  kein  Manchestermann;  er  bekämpfte  das 
Grüudertum  und  die  wirtschaftlich  ungesunde, 
von  Wohnungsnot  begleitete  üebervölkemngS'- 
tendenz  der  Grossstädte,  auch  war  er  im  Prm- 
cip  für  Einführung  des  Instituts  der  Reichs- 
fabrikinspektoren. 

Oppenheim  veröflFentlichte  von  staatswissen- 
schaftlichen  Schriften  a)  in  Buchform:  Sta- 
dien der  inneren  Politik,  Grünberg  1842.  —  I>er 
freie  deutsche  Rhein.  Geschichtliche  und  staats- 
rechtliche Entwickelung  der  Gesetzgebung  des 
Rheins,  Stuttgart  1842.  —  Staatsrechtliehe  Be- 
trachtungen über  Regierungsfähigkeit  und  Re- 
gentschatt  mit  besonderer  Beziehung  auf  die 
Thronfolge  in  Hannover,  ebd.  1844.  —  System 
des  Völkerrechts,  Frankfurt  a.  M.  1845;'  da^- 
selbe,  2.  Aufl.,  Stuttgart  1866.  —  Ueber  da* 
Verbot  ganzer  Verlagsfirmen,   Karlsruhe   1846. 

—  Kaltblütige  Glossen  zu  der  Verfassungs- 
urkunde vom  5.  Xn.  1848,  Beriin  1848.  — 
Philosophie  des  R^hts  und  der  Gesellschaft, 
Stuttgart  18Ö0.  —  Deutsche  Begeisterung  und 
habsburgischer  Kronbesitz,  Berlin  1859.  —  Ver- 
mischte Schriften  aus  bewegter  Zeit,  2  Teile. 
Stuttgart  1866—69.  —  lieber  Armenpflege  und 
Heimatsrecht,  Berlin  1870.  —  Der  Katheder- 
sozialismus, ebd.  1872;  dasselbe,  2.  Aufl.,  1873. 

—  Benedikt  Franz  Leo  Waldeck,  der  Führer 
der  preussischen  Demokratie  (1848-  1870),  ebd. 
1873.  —  Gewerbegericht  und  Kontraktbruch. 
Zur  Revision  der  deutschen  Reichsgewerbe- 
ordnung, ebd.  1874.  —  Die  Hilfs-  und  Ver- 
sicherungskassen der  arbeitenden  Klassen,  ebd. 
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1B75.  —  Die  Gewerbefreiheit  und  der  Arbeits- 
vertrag, 2.  Aufl.,  Breslau  1875.  —  Aus  der  Ge- 
schichte der  englischen  Komzölle,  Berlin  1879. 
b)  in  Zeitschriften:  1)  in  Deutsche 
Jahrbücher  für  Politik  und  Litteratur,  Berlin: 
W.  H.  Riehl  über  die  „deutsche  Arbeit"*, 
3d.  I,  1861,  S.  315  ff.  —  Einige  Glossen  zu 
John  Stuart  Mills  Betrachtungen  über  Re- 
prilsentativverfassung,   Bd.  III,  1862,  S.  368  ff. 

—  Das  schöne  Land  Tirol,  Bd.  IV.  1862,  S. 
380  ff.  —  Ein  preussischer  Publizist  von  1797 
über  das  Militärbudget  seiner  Zeit  (bezieht  sich 
auf  Leopold  Krug),  Bd.  V,  1862,  S.  194  ff.  -  - 
Stahl  über  die  Parteien,  Bd.  XII,  1864,  S.99ff. 

—  Das  Gespenst  der  heiligen  Allianz,  Bd.  XII, 
1864,  S.  260  ff.  —  Ein  Wort  über  politische  und 
staatsbürgerliche    Pflichterfüllung,    Bd.    XIII, 
1864,  S.  112  ff.  —  Zum  Abschied,  Bd.  XIII,  1864, 
S.  385.     (Oppenheim  besass   als  vielseitig  ge- 
bildeter Pubhzist  alle  Eigenschaften  zur  Leitung 
eines    grossen   Blattes,  nur  war  die  Zeit  zur 
Einführung  der  von  ihm  gegründeten  „deutschen 
Jahrbücher"  schlecht  jfewählt.    Zunächst  über- 
trug  sich  vor   der  Einigung:  Deutschlands  die 
Antipathie   der   einzelnen    Kleinstaaten    gegen 
Preussen  auch  auf  dessen  publizistische  Press- 
erzeugnisse,  und  namentlich  in  Süddeutschland 
wollte  man  von  einer  Berliner  Revue  —  Oppen- 
heim hatte  die  Jahrbücher  der  Revue  des  deux 
mondes   nachzubilden    beabsichtigt    -;-    nichts 
wissen.     Die  Abonnenten  verteilten  sich  daher 
fast  ausschliesslich  auf  Preussen.     Die  dialek- 
tische Schärfe,   mit  der  femer  die  „politischen 
Monatsberichte"  Oppenheims  geschrieben  waren, 
wurde  der  Regierung,   namentlich  in  der  Kon- 
ffiktsperiode,  bald  unbequem,  und  nachdem  un- 
mittelbar hintereinander  zwei  Hefte  der  viertel- 
jährlich   erscheinenden   Jahrbücher    konfisziert 
waren,  stellte  er  im  April  1864  seine  politischen 
Monatsresumees  ein  und  ein  halbes  Jahr  später 
nahm  er  Abschied  (s.  o.)  von  seinen  Lesern.)  — 

2)  in  Preussische  Jahrbücher,  Berlin :  Die  Hilfs- 
und Versicherungkassen  der  arbeitenden  Klassen 
in  England,   Bd.  XXXIV,    1874,  S.  621.42.  — 

3)  in  unsere  Zeit,  Leipzig:  Zur  inneren  Ge- 
schichte Preussens  seit  1866,  5  Art.,  Jahrg.  XII, 
1876,  Bd.  I,  S.  801  ff.,  Bd.  II,  S.  51K)ff.,  Jahrg. 
XIII,  1877,  Bd.  L  S.  689  ff.,  Bd.  II,  S.  102  ff. 
und  357  ff.  —  Oppenheim  war  ferner  als  Mit- 
arbeiter an  Fleischers  ,^Deutscher  Revue",  der 
„Gegenwart"  und  an  „Nord  und  Süd**  beteiligt. 


Vgl.  über  Oppenheim:  Ad.  Wagner, 
Offener  Brief  an  Herrn  H.  B.  Oppenheim.  Eine 
Abwehr  manchesterlicher  Angrme  gegen  meine 
Rede  über  die  soziale  Frage  auf  der  Oktober- 
versammlung, Berlin  1872.  —  L.  Brentano, 
Hamburger  Korrespondent,  Jahrg.  1872,  Nr.  49 
V.  27.  II.  —  Bamberger,  Die  Arbeiterfrage 
unter  dem  Gesichtspunkte  des  Vereiusrechts, 
Stuttgart  1873,  S.  30.  —  Brentano,  Die 
wissenschaftliche  Leistung  des  Herrn  Ludwig 
Bamberger,  Leipzig  1873,  S.  16,  24,  47,  49.  — 
Walcker,  Die  soziale  Frajre,  Berlin  1873,  S. 
93.  —  Me bring,  Herr  Hofprediger  Stöcker, 
der  Sozial  Politik  er.  Eine  Streitschrift,  Bremen 
1882,  S.  5,  6,  56.  —  Walcker,  Geschichte  der 
Nationalökonomie,  Leipzig  1884,  S.  181  ff. 

Lippert 


Handwörterbuch  der  Stsatswissenschaften.    Zweite  Auflage.    V, 


Oresmius,  Nikolaus  . 

(latinisiert  aus  Nicole  Oresme), 
geb.  gegen  1323  im  Dorf  Allemagne  bei  Caen, 
gest.  am  11.  VII.  1382  zu  Lisieux,  erwarb  den 
theologischen  Doktorgrad  an  der  Sorbonne  in 
Paris,  wurde  1355  Grossmeister  am  College 
von  Navarra  und  nach  Bekleidung  anderer 
hoher  geistlicher  Würden  1360  Schatzmeister 
der  heiligen  Kapelle  zu  Paris.  Nach  der  Thron- 
besteigung Karls  V.  von  Frankreich,  1377,  er- 
nannte dieser  Oresmius,  der  seit  1360  sein 
Lehrer  gewesen  war,  zum  Bischof  von  Lisieux. 
Oresmius'  Leistungen  in  der  staatswissen- 
schaftlichen Litteratur  beschränken  sich  nur 
auf  ein  einziges  Werk,  dasselbe  genügt  aber, 
ihm  den  Buhm  des  jn^rössten  scholastischen 
Nationalökonomen  zu  sichern.  Es  führt  den 
Titel:  Tractatus  de  origine,  natura,  jure  et 
mutationibus  monetarum,  in  der  eigenen  fran- 
zösischen Titelübersetzung  des  Verfassers: 
Traictie  de  la  premi^re  inventiou  des  monnois. 
Die  editio  princeps  des  lateinischen  Orighials 
erschien  in  Paris,  s.  a.  (c.  1503)  bei  Thomas 
Keet ;  einen  2.  Abdruck  enthält  die  Sacra  biblio- 
theca  sanctorura  Patrum,  ed.  Margarinus  de  la 
Biffue,  Tomus  IX,  ebd.  1589,  S.  1291  ff.;  ein 
anderer  findet  sich  in  dem  W^erk :  Dav.  Thoman 
ab  Hagelstein,  Acta  publica  monetaria,  Teil  I, 
Augsburg  1692,  S.  247  ff.  Die  erste  kritische 
Ausgabe  brachte  Louis  Wolowski  unter  dem 
Titel:  Traictie  de  la  premi^re  inventiou  des 
monnoies;  textes  frangais  et  latin  d'apres  les 
mannscrits  de  la  Biblioth^que  imperiale,  Paris 
1864.  (Dieselbe  enthält  ferner:  Etüde  sur  le 
„Traictie"  par  Wolowski,  lue  k  la  s^ance 
publique  des  cinq  academies  le  14  aoüt  1862'* 
und  „Coramunication  faite  a  Tlnstitut  par  G. 
Röscher",  vgl.  über  letztere  Zeitschr.  f.  Staatsw., 
Bd.  XIX,  Tübingen  1863,  S.  305  ff.)  Die  Schrift 
hebt  mit  allgemeinen  kulturgeschichtlichen 
Eeilexionen  über  das  Geld  und  seinen  Ursprung 
an,  den  es  auf  das  Bestreben  der  Menschen,  die 
technischen  Schwierigkeiten  des  Tausch  Verkehrs 
zu  heben,  zurückführt.  Es  ist  nach  Oresmius 
daher  nur  als  fiktiver  Reichtum,  nur  als  leicht 
bewegliches  Austauschinstrument  natürlicher 
Reichtümer  zu  betrachten,  dessen  Einführung 
der  Gedanke  zu  Grunde  lag,  grossen  Mengen 
agrarischer,  mineralischer  und  sonsriger  natür- 
licher Güter  durch  ein  künstliches,  aus  einer 
„materia  preciosa'*  [Gold  oder  Silber]  gewonnenes 
Tauschwerkzeug  vom  massigsten  Gewicht  und 
Raumumfang,  die  leichtere  Uebertragbarkeit 
des  Besitzes  zu  geben.  Seine  weitereu  Aus- 
führungen beschäftigen  sich  zumeist  mit  der 
Herstellung,  dem  gegenseitigen  Wert  Verhältnis 
und  der  Verfälschung  bezw.  künstlichen  Wert- 
verrainderung  der  Münzen  bei  der  Legierung, 
femer  dem  st^iatlichen  Kipper-  und  Wipperwesen, 
das  er  mit  einem  gro.ssen  Aufwand  Staats-  und 
gemeinrechtlicher  Postulate  bekämpft.  Zuvor 
aber  stellt  er  den  berühmten  Satz  auf,  der  ihn 
zu  einem  Vorläufer  von  Bodinus,  Locke  und 
Turgot  gemacht  hat,  dass  das  Geld  eine  Ware 
ist,  deren  Wert  durch  keine  landesfürstliche 
Taxierung,  sondern  allein  durch  Quantität  und 
QualitÄt  des  Materials  bestimmt  wird.  Im 
weiteren  bestreitet  er  dem  Souverän  das  Recht, 
eigenmächtige  Veränderungen  in  der  Form,  im 
Münzfuss   und  Münzgehalt  der   Landesmünzen 
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Torzonehmen.  Vindiziere  sich  der  Landesfürst 
aber  im  pfebotenen  Falle  das  Privilegium,  als 
Mandatar  der  Kation  zn  einer  Verringerung  des 
MOnzwertes  zn  schreiten,  so  habe  er  sich  selbst 
jedes  persönlichen  Vorteils  bei  dieser  Manipula- 
tion zu  begeben,  da  die  Wohlfahrt  des  Volks 
seinem  Sonderinteresse  weit  voranstehe;  der 
Köni^  sei  zwar  der  erste  Bürger  seines  Volks, 
über  ihm  stehe  jedoch  das  Volk  selbst  als  staats- 
rechtlicher Begriff.  Warnend  weist  er  femer 
darauf  hin,   dass   die   vollhaltigen   Geldstücke 


senti  controversie  tra  i  laici  ed  i  chieiid  ia 
ordine  al  possedimento  de'  beni,  ebd.  1771 :  das- 
selbe, Neudruck  in  Custodi,  a.  a.  O.  Bd.  XXV. 
(Ortes  erweist  sich  in  dieser  Schrift  al»  et 
Anhänger  der  mittelalterlichen  Güterkon^serrit^ 
rung  und  tritt  auf  Grund  der  Solidarität  der 
Interessen  der  Gesamtheit  für  die  Unantat^t bar- 
keit der  Einkünfte  des  Klerus  ein.)  —  IMh, 
economia  nazionale,  libri  sei,  s.  1.  (Neapel)  l#i4: 
dasselbe,  2.  Aufl.  mit  dem  Zusätze:  AKnn 
lettere  scritte  a  diverse  persone  in  proposito  d: 


eines  Staates,  der  aus  irgend  einer  Veranlassung  '  detto  suo  libro,  ebd.  1778;  dasselbe,  abgcdmrkt 
ein  Wertverringerungsverfahren  bei  der  Aus- 1  in  Custodi,  a.  a.  0.  Bde.  XXI,  XXIL  XXIII 
münzung  einschlägt,  als  Handelsspekulations-  <  und  XLII.  (Für  Italien  hat  er  in  diesem  Werke 
Objekt  dem  Auslande  zufliessen  und  dass   die  |  die    Bezeichnung    „economia    soziale^    für   die 


fiskalische  Erpressung  einer  landesfürstlichen 
Münzverschlechterung  vom  Volke  zwar  weniger 
schnell  als  der   direkte   Steuerdruck    gemerkt 


Wissenschaft  der  Volkswirtschaft  eingeführt 
(vgl.  Röscher,  Svstem,  Bd.  I,  20.  Aufl.,  IfflS, 
Ö.  38,  und  Schäffle,  Bd.  I,  S.  47).     Seine  An- 


wird, in  ihren  wirtschaftlichen  Folgen  aber  ge-  j  schauungen   in   dieser  Schrift   hinsichtlich    der 
eignet  ist,  die  Potenz  der  Steuerzahler  selbst '  Unmöglichkeit,   einen   Ausgleich   zwischen  den 


lahmzulegen. 

Vgl.  über  Oresmius:   Seguin,  Histoire 
des  eveques  de  Lisieux,  Paris  1832.  —  Er  seh 


Besitzenden  und  Darbenden  zu  Gunsten  der 
Kräftigung  des  National  Wohlstandes  herbeizu- 
führen,  zeichnen  sich,  da  er  die  Ungleichheit 
der  Güterverteilung  als  eine  Natumotwendi^- 


und  Gruber,  Encyklopädie,  Sektion  HI,  Teil  5,   keit  hinstellt,  durch  eine  fatalistische  Tendenz 


Leipzig  1834,  S.  104.  —  Lecointre-Dupont, 
Lettres  sur  Thistoire  mon^taire  de  la  Normandie 
et  du  Perche,  Paris  1846.  —  F.  Meunier, 
Essai  sur  la  vie  et  les  ouvrages  de  Nicole 
Oresme,  ebd.  1857.  —  Koscher,  Ein  grosser 
Nationalükonom  des  14.  Jahrb..  in  Zeitschr.  f. 
Staatsw.,  Bd.  XIX,  Jahrg.  1863,  S.  305  ff. 


aus,  die  zu  einer  kommunistischen  ausartet 
wenn  er  sich  zu  der  Behauptung  verirrt,  da^s 
der  Reiche  nur  das,  was  dem  Armen  abgeht, 
besitzt.  Den  scharfen  Denker  verrät  dage$ren 
der  sehr  richtige  Satz,  dass  der  Reiche  mit 
weniger  Zeitaufwand  als  ein  ärmerer  Mitbürger 
erwerben  kann,  indem  sich  die  Gegensätze  hier 


J.  Garnier,  Un  economiste  du  XlVe  siecle,  1  offenbar  nur  auf  dem  Gebiete  der  handeltrei- 
in  Journal  des  Economistes,  2.  Serie,  TeU  43,  senden  Bevölkerung  bewegen  und  die  wm- 
Paris  1864,  S.  251  ff.  -  Jane  t,  Histoire  de  la  |  JJ'liaftliche  Benachteiligung  des  unbemittelten 
science  politique  daus  ses  rapports  avec  la  l  J^a."fjna»iis  gegenüber  der  Bef&higung  des 
morale,  Paris  1857,  Bd.  I.  -  Rogers,  Econo-  ^^'^chen,  die  günstigsten  Konjunkturen  auszu- 
mic  Interpretation  of  history,  London  1888,  S. '  ^^\^^^,  Jemem  Zweifel  unterliegt,  ^eine  De- 
95,   392.    -   Nouveau   dictionnaire    d'economie  |  ^?ition  des  Kapitals    die   auch  von  Pantaleom 


poUt.,  Bd.  II,  ebd.  1892,  S.  420. 


Uppert, 


Ortes,  Giammaiia  (Johann  Maria), 

geb.  1713  in  Venedig,  gest.  daselbst  1790. 
Nachdem  er  in  seiner  Vaterstadt  in  den  Ka- 
maldulenser  Mönchsorden  eingetreten  war,  ent- 
sagte er  auf  Antrieb  seiner  Mutter,  die  ihren 
Ernährer  in  ihm  reklamierte,  dem  geistlichen 
Stande. 

Ortes  ist  ein  Vorläufer  von  Malthus  und 
Adam  Smith  und,  obwohl  Gegner  des  Merkantil- 
systems, nur  in  einzelnen  Theorieen  der  phy- 
siokratischen  Schule  angehörig.  Als  mittel- 
alterlicher  Wirtschaftsrestaurator    verfolgt    er 


übernommen  ist,  gelit  von  der  NatnraUohnung 
der  Arbeiter,  also  von  den  direkten  Gennss- 
gütem,  worunter  er  das  eigentliche  Kapital 
begreift,  aus  und  verläuft  in  der  späteren  Ver- 
schmelzung von  Natural-  mit  Geld-  und  Kredit- 
wirtschaft in  der  Weise,  dass  er  Geld  und 
Kredit  nur  als  Instrumentalgut,  was  dem  Ka- 
pital unter  Umständen  zu  substituieren  ist.  an- 
erkennt. Dieser  Kapitaltbeorie  fehlt  haupt- 
sächlich die  klare  Durchführung,  deren  Mangel 
u.  a.  verschuldet,  dass  Ortes  die  2^$nahme 
kurzweg  mit  Wucher  identifiziert,  auch  den 
Grundbesitz,  den  er  doch  mit  den  Physiokraten 
als  Quelle  der  natürlichen  Güter  betrachtet, 
uiclit  als  Kapital  anerkennt.  Seiner  wirtschaft- 
lichen Doktrin  von  Gutj  Besitz  und  Kapital 
entspricht  auch  seine  Missbilligung  der  Geld- 
wirtschaft, deren  ökonomische  Berechtigung 
^'iinzlich  übergangen  ist.    Namentlich  im  Me- 


dieselben Ziele  wie  seine  Nachtreter  Haller  und  |  tallgeld  sieht  er  nur  eine  Quelle  der  Habsucht, 


Adam  Müller. 

Ortes  veröffentlichte  von  Staats  wissenschaft- 
lichen Schriften  in  Buchform: 

Calcolo  sopra  il  valore  delle  opinioni  e 
sopra  i  piaceri  e  i  dolori  della  vita  umana,  s.  l. 
(Venedig)  1771.  (Verschwand,  vom  Verfasser 
aufgekauft  und  vernichtet,  schnell  aus  dem 
Handel,  ein  Neudruck  findet  sich  im  XXIV. 
Bde.  des  Custodischen  Sammelwerks:  Scrittori- 
classici  italiani  di  economia  politica,  50  Bde., 
Mailand   1803—16.)   —  Errori   popolari  intorno 


und  die  Geldgier,  die  nach  ihm  mit  dem  sich 
anhäufenden  Metallvorrate  wächst,  bewirke. 
folgert  er,  durch  die  wirtschaftliche  Ueberlegen- 
heit  der  Verkäufer  notwendiger  Gebrauchsgüter 
über  deren  Käufer  eine  Preissteigerung  des 
(leldes,  wie  sie  gewöhnliche  Sachgüter  nie  er- 
reichten. Diese  Anschauungen  verraten  eine 
auffallende  Unbekanntschaft  mit  dem  damaligen 
italienischen,  insbesondere  venetianischen  Bank- 
wesen und  seinen  den  Geldmarkt  stimulierenden 
oder  abschwächenden  bedeutenden  Transaktionen 


all'   economia  nazionale,  considerati  suUe   pre- 1  mit  dem  Auslande.    Der  geistvolle  Theoretiker 
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offenbart  sich  aber  hinsichtlich  der  künstlichen 
Preissteigerung  des  Geldes  in  dem  Satze,  dass 
ein  Gut  wie  das  Geld,  das  bei  Käufen  nur  als 
Bepräsentant  eines  anderen  Gutes  funktioniere, 
dem  letzteren  im  Werte  unmöglich  voranstehen 
könne.  Philosophisch  korrekt  gedacht,  aber 
wirtschaftlich  unbrauchbar  ist  das  Theorem, 
dass  es  nicht  auf  das  Quantum  des  National- 
reichtums, sondern  auf  dessen  dem  Bevölke- 
rungsstatus  angemessene  rationelle  Verteilung 
ankomme.  Dasselbe  stützt  sich  auf  die  falsche 
nationalökonomische  Prämisse,  die  Menge  der 
wirtschaftlichen  Güter  einer  Nation  stehe  im 
Abhängigkeitsverhältnis  zu  der  Zahl  der  Men- 
schen, aus  denen  diese  Nation  bestehe.  Als 
wichtigster  Faktor  für  die  Vermehning  des 
Volkswohlstandes  gilt  ihm  die  Landwirtschaft, 
diese  ürproduzentin  von  Stoffen,  deren  Verar- 
beitung untergeordneten  Gewerben  obliegt.  Der 
Konsumtion  lässt  er  den  weitesten  Sprielraum, 
wie  er  auch  unbeschränkte  Freiheit  im  Verkehr 
für  Handel  und  Industrie  beansprucht.  Seine 
Ansichten  über  den  Handel  widersprechen  sich 
teilweise,  denn  während  er  die  merkantilistische 
Fürsorge  für  die  hohe  Handelsbilanz  verwirft 
und  gegen  jede  Verkehrsbeschränkung  ankämpft, 
sieht  er  im  auswärtigen  nur  eine  unzuverlässige 
Ergänzung  des  Binnenhandels.  —  Lettere  suUa 
rehgione  e  il  governo  de'  popoli,  Venedig  1780; 
dasselbe,  abgedruckt  in  Custodi,  a.  a.  0.  Bde. 
XXV  und  XXVI.  —  Dei  fidecommessi  e  fa- 
miglie  e  a  chiese  e  luoghi  pii  in  proposito  del 
termine  di  mani-morte  introdotto  a  questi  Ultimi 
terapi  neir  economia  nazionale,  libri  due,  ebd. 
1784;  dasselbe,  abgedruckt  in  Custodi,  a.  a.  0. 
Bd.  XXVII.  (Verteidigung  der  Integrität  des 
Immobiliarvermögens  der  frommen  Stiftungen.) 
—  Delle  scienzp  utili  e  delle  dilettevoli  per  rap- 
porto  alla  felicitä  umana  ragionamento,  ebd. 
1785;  dasselbe,  absredruckt  in  Custodi,  a.  a.  0. 
Bde.  XXIV  und  XLII.  —  Rülessioni  suUa  po- 
polazione  delle  nazioni  per  rapporto  all'  eco- 
nomia nazionale,  ebd.  1790;  dasselbe,  abge- 
druckt in  Custodi,  a.  a.  0.  Bde.  XXIV  und 
XLII.  (In  dieser  Schrift  stellt  er  als  Vor- 
läufer von  Malthus  zunächst'  den  Satz  von 
der  geometrischen  Progression  auf,  in  der  die 
Vermehrung  der  menschlichen  und  tierischen 
Geschöpfe  sich  vollziehe,  und  berechnet  u.  a. 
dass  auf  Grundlage  dieses  Gesetzes  und  unter 
Annahme  eines  30jährigen  Verdoppelungster- 
mins 7  Personen  sich  in  900  Jahren  auf  7576 
Milliarden  vermehrt  haben  würden.  Dem  Na- 
turtriebe, führt  er  weiter  aus,  seien  31ensch 
und  Tier  im  Fort])flanzungsproze8se  unterworfen ; 
während  die  schrankenlose  Vermehrung  im 
Tierreich  aber  durch  die  gegenseitige  Vernich- 
tung der  Kreaturen  paralysiert  werde,  schütze 
die  Menschheit  die  Vernunft  (ragioue)  vor  dem 
Eintritt  der  üebervölkerung,  zu  deren  Abwen- 
dung übrigens  auch  auf  gewisse  Vorsichtsmass- 
regeln (vgl  die  „preventive  checks"  bei  Malthus) 
hingewiesen  bezw.  der  Cölibat  empfohlen  wird. 
Die  Volksvermehrung,  schlägt  er  vor,  soll  nach 
Massgabe  des  Quantums  der  vorhandenen  di- 
rekten (lonussgüter  eingeschränkt  bezw.  regu- 
liert werden,  woraus  hervorgeht,  dass  er  die 
Zunahraeprogression  dieser  öenus.'^güter  oder 
unmittelbaren  Nahrungsmittel  sich  langsamer 
als  die  der  Bevölkerung  selbst  gedacht  hat. 


Vgl.  über  Ortes:  Pecchio,  Histoire  de 
r^conomie  polit.  en  Italie,  trad.  par  Gallois, 
Paris  1830,  S.  248ff.  —  Knies,  Die  politische 
Oekonomie  vom  Standpunkte  der  geschichtlichen 
Methode,  Braunschweig  1853,  S.  226.  -  Mohl, 
Geschichte  und  Litteratur  der  Staats  Wissen- 
schaften, Bd.  III,  Erlangen  1858,  S.  478.  — 
H.  Wagener,  Staats-  und  Gesellschaftslexikon, 
Bd.  XIV,  Berlin  1863,  S.  694/702.  —  F.  Lam- 
per tico,  Giammaria  Ortes  e  la  scienza  econo- 
mica  al  suo  tempo,  Venedig  1865.  -  D  ü  h  r  i  n  g , 
Kritische  Geschichte  der  Nationalökonomie  und 
des  Sozialismus,  3.  Aufl.,  Leipzig  1879,  S.  185. 
—  V.  Schullern-Schrattenhofen,  Die 
theoretische  Nationalökonomie  Italiens,  ebd.  1891, 
S.  8,  58. 

Lippert. 


Ossa,  Melchior  von, 

geb.  1506  auf  Herrschaftssitz  Ossa  bei  Geithain, 
mi  damaligen  Kurfürstentum  Sachsen,  gest.  am 
8.  IV.  1857  auf  Schloss  Frauenfels  als  kaiser- 
licher Rat  seit  1550,  studierte  die  Rechte  in 
Leipzig,  wurde  1536  daselbst  Professor  des 
römischen  Rechts,  gegen  1538—1542  herzogl. 
Rat  bei  Georg  dem  Bärtigen ,  den  sächsischen 
Herzögen  Hemrich  und  Moritz  und  seit  1542 
bei  Kurfürst  Johann  Friedrich  I.,  ferner  1547— 
1556  unter  Kurfürst  Moritz  und  später  Kur- 
fürst August,  Hofrichter  in  Leipzig. 

Ossa  hat  nur  eine  bedeutende  staatswissen- 
schaftliche Schrift  verfasst,  deren  Veröffent- 
lichung erst  nach  seinem  Tode  durch  den  Druck 
erfolgte.  Er  schrieb  sie  nicht  aus  eigenem  An- 
triebe, sondern  im  Auftrage  des  Kurfürsten 
August  von  Sachsen,  der  am  16.  Vm.  1555 
sein  schriftliches  „unscheulich  gemeldetes  Be- 
dencken,  wie  eine  gottselige,  starcke,  recht- 
mässige, unpartheyisch  Justiz  zu  erhalten,  die 
Missbräuche  abgewandt  und  die  Verzögerung 
der  Sachen  abgeschnitten  werden  möchte"  von 
ihm  einforderte,  welchem  Befehle  Ossa  am  Neu- 
jahrstage 1556  durch  Ueberreichung  seines 
^Testaments  für  seinen  gnädigsten  lieben  Herrn, 
dessen  Räthe  und  uuterthänige  treue  Land- 
schaft" nachkam.  Der  Titel  der  Buchausgabe 
lautet:  Prudentia  regnativa,  das  ist  ein  nutz- 
liches Bedencken.  ein  Regiment  sowol  in  Kriegs 
als  Friedens  Zeiten  recht  zu  bestellen  etc.,  I. 
Teü  Frankfurt  a.  M.  1607,  IL  Teil  Wolfenbüttel 
1622.  Eine  vollständige  Gesamtausgabe  der 
Prudentia  regnativa  veranstaltete  Thomasius 
1717  „zum  Gebrauch  des  Thomasischen  Audi- 
torii"  mit  Einleitung  und  Kommentar.  Der 
erste  Teil  des  „Testaments^  beschäftigt  sich  zu- 
meist mit  der  Person  des  Fürsten  selbst  und 
dem  Fürstenstaat.  Oasas  strenge  Loyalität  hält 
den  Offenbarungen  seiner  Staatsklugheit  gewis- 
sermassen  die  Wage,  er  steht  in  der  Mitte 
zwischen  Höfling  und  Staatsweisen  und  em- 
pfiehlt seinem  Fürsten  zum  Wohle  des  V'olkes 
nichts,  was  nicht  gleichzeitig  dynastischen  In- 
teressen entspräche.  So  wird  jenem  die  Kon- 
servierung der  Kammergüter  in  seinem  und  im 
Interesse  der  Unterthanen  ans  Herz  gelegt,  da 
reiche  Kammererträge  Schonung  des  Volksver- 
mcigens  durch  Minderung  des  Steuerdnicks  be- 
deuteten.   Die  Domänen  sollen  nicht  als  Gunst- 
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hezeiffung  an  Hofleute  vergeben,  sondern  an 
erfahrene  und  rechtschaffene  Personen  zu  billi- 
gen Bedingungen  verpachtet  werden ,  die  Do- 
inanialverwaltung  soll  nicht  einem  einzelneu 
Staatsdiener,  sondern  einem  gfanzen  Kollegium 
unterstehen  und  der  Fürst  selbst  bei  Abnahme 
und  Revision  der  Kammerrechnungen  zugegen 
sein.  Das  Beamtenpersonal  des  Hofstaats  rät 
er  nur  auf  das  wirkliche  Bedürfnis  zu  beschrän- 
ken, befürwortet  aber  die  Errichtung  eines  (le- 
heimratskollegiums  als  Kontroll behörde  des  Hof- 
rats, eine  Einrichtung,  wie  sie  erst  UHJ  Jahre 
später  an  den  deutschen  Hüten  in  Gebrauch 
kam.  Wenn  er  femer  die  fürstlichen  Ehebtind- 
nisse  zwischen  nahen  Blutsverwandten  miss- 
billigt, es  auch  bedenklich  findet,  bei  Vergebung 
von  Hofstaatsämtern  ledige  Aspiranten  wegen 
Unterbringung  heiratsbedürftiger  Hofjungfern 
zu  bevorzugen,  so  mochte  er  sich  dessen  ge- 
trösten, dass  Luther  in  seiner  derben  Sprache 
den  deutschen  Fürsten  über  ihr  Familienleben 
noch  ganz  andere  Sachen  gesagt  hatte.  Der 
zweite  Teil  des  Testaments  hat  einen  ausge- 
prägt volkswirtschaftlichen  Charakter.  Zu  den 
verbesserungsbedürftigsten  öftentlichen  Institu- 
ten gehörte  damals  das  Münzwesen.  Reichs- 
stände, Kreise,  selbst  einzelne  Familien  besassen 
in  Deutschland  noch  das  Münzrecht,  welchen 
Privilegienwirrw^arr  erst  die  Reichsraünzordnung 
von  1559  einigermassen  beseitigte.  Minder- 
wertige Münzen  waren  vielfach  im  Umlauf,  und 
so  emi)fiehlt  Ossa  denn  auch  in  erster  Reihe  im 
Interesse  des  Handels  und  Warenabsatzes  einen 
Wandel  auf  diesem  Gebiete.  Das  Geld  erkennt 
er  natürlich,  wie  jeder  andere  Merkantilist .  als 
ein  nur  dem  inneren  Verkehr  dienendes  Cirku- 
lationsmittel  an,  Geldausfuhr  ist  ihm  ein  Greuel, 
und  die  für  eingeführte  Waren  nach  dem  Aus- 
lande gehenden  Gelder  sind  ihm  ,,Eigelu",  die 
das  Blut  der  Nation  aussaugen.  Sein  Eifer 
gegen  den  Luxus  ist  gerechtfertigt,  denn  selbst 
m  geldknapper  Zeit  ging  für  ,.gülden  Tuch, 
Samt,  Damast,  Atlas,  köstlich  Birrete,  Perlen 
und  ünzgold  überschwänklich  Geld  aus  Deutsch- 
land", worüber  u.  a.  eine  Polizeiordnung  aus 
dem  Jahre  1548  Klage  führt.  Dieses  un^-irt- 
schaftliche  Treiben  veranlasst  Ossa,  auch  Kura- 
telverschärfung gegen  Verschwender  zu  fordern. 
Auch  für  Einfühnmg  einer  Kleiderordnung,  die 
den  Stand  an  der  Tracht  erkenntlich  mache, 
erwärmt  er  sich  und  tritt  auch  sonst  für  poli- 
zeiliche Wahrung  der  Standesunterschiede  ein. 
Insbesondere  soll  es  den  Bürgerlichen  verwehrt 
sein,  Rittergüter,  diese  Domäne  des  Adels,  käuf- 
lich zu  erwerben,  wie  ja  auch  kein  Angehöriger 
der  Ritterschaft  ein  bürgerliches  Gewerbe  trei- 
ben dürfe.  Als  erste  Regentenpflicht  bezeichnet 
er  die  Sorge  für  die  Wohlfahrt  der  Unterthanen. 
Er  hinterliess  ferner  als  Manuskript  das  sog. 
Handelsbuch :  sein  über  die  Jahre  1541  bis  15o5 
sich  erstreckendes  Tagebuch. 

Vergl.  über  Ossa:  Köhler,  Münzbelusti- 
gungen, Teil  XV,  Nürnberg  1743,  S.  198  ff.  — 
V.  Langenn,  Doktor  Melchior  von  Ossa:  eine 
Darstellung  aus  dem  16.  Jahrhundert,  Leipzig 
1858.  —  Röscher,  Zwei  sächsische  Staatswirte 
im  16.  und  17.  Jahrb.,  in  „Archiv  für  sächsische 
Geschichte",  Bd.  I,  Leipzig  1862,  S.  861  ff.  — 
Stob  b  e ,  Geschichte  der  deutschen  Rechtsquellen, 
Bd.  II,  Braunschweig  1864,  S.  26ff.  —  Flathe, 


Geschichte  von  Sachsen.  2  Bde..  Leipzig  1^67  7-  •. 
Bd.  I,  S.  520,  578,  Bd.  H.  S!  60.  S9.  —  R  •- 
scher,  Gesch.  der  Nat.,  München  1874.  S.  112  5. 
—  Muther,  Zur  Geschichte  der  Recht swi^i^o - 
Schaft,  Jena  1876.  —  v.  Stintzinsr.  Geschi-htf 
der  deutschen  Rechts\%issenschaft,  Bd.  I,  Lei{iz"> 
1880,  S.  74  u.  Ö.  —  Allgemeine  deutsche  Bi  t- 
graphie,  Bd.  XXIV,  ebd.  1887,  S.  496. 

Lippen, 


j  Ostindisclie  Handelsgesellschaftei. 

I         I.    Der     europäische     Handel     mit 
■  Ostindien   gegen    Ende    des    16.  Jahr- 
|hunderts.      1.   Vorbemerkungen.      2.    Porto- 
I  giesen    und    Spanier.      3.    Die    AVeltlage    am 
Ende  des  16.  Jahrhunderts.    II.  Die  nieder- 
ländisch-ostindischen Handelsgesell- 
schaften.    4.  Die   ersten   Kompagnieen    und 
ihre  Vereinigung.    5.  Die  Zeit  des  Aufsteigens 
und  der  Blüte.     6.  Die  Zeit  des  Verfalls.    7. 
I  Schlussbetrachtungen  und  neueste  Entwickelunir, 
I III.    Die    englisch -ostindiscben    Han- 
I  delsgesellscbaften.    8.  Die  alte  ostindische 
I  Kompagnie  als  reine  Handelsjoresellschaft  (löiij 
I — 1697).     9.  Die   neue   ostindische   Kompagnie 
I  als  politische  Handelsgesellschaft  bis  zur  Auf- 
hebung ihres  Monopols  (1702—18131.     10.  Die 
I  letzten    Zeiten    der    Kompagnie    (.1814—1858,. 
I  Schlussbetrachtuugen.   IV.  Dieostindischen 
I  Handelsgesellschaften     der     übrigen 
I  Nationen.      11.    Die    französischen    Gesell- 
j  Schäften.    12.  Die  dänischen  und  schwedischen 
I  Gesellschaften.      13.    Die    österreichischen    und 
preussischen  Gesellschaften.    14.  Schlussbetrach- 
tungen. 

I.  Der  enropaische  Handel  mit  Ost- 
indien ge^en  Ende  des  16.  JaJurhnndertjs. 

1.  YorbemerkuD^en.  Der  Handel 
Europas  mit  Süd-  und  Ostasien  hat  seit  den 
frühesten  Zeiten  den,  Rückgrat  des  gesamten 
Welthandels  gebildet,  und  dieses  Verhältnis 
hat  sich  bis  auf  die  neueste  Zeit  erhalten. 
Erst  seitdem  im  letzten  Jahrhundert  der  in 
entgegengesetzter  Richtimg,  von  Euro^ia 
nach  Westen  und  zurück  flutende  Verkehrs- 
strom mächtig  angeschwollen  ist,  hat  der 
Handel  mit  dem  fernen  Osten  an  seiner  alles 
überragenden  Bedeutung  relativ  eingebüsst 
wenn  er  auch  absolut  nach  wie  vor  ausser- 
ordentlich gewachsen  ist. 

Von  jeher  hat  die  Bedeutung  des  ost- 
indischen Handels  hauptsaclüich  in  den 
Waren  bestanden,  welche  Euroj«  din-ch  ihn 
empfing,  und  seit  den  ältesten  Zeiten  hat 
unser  Weltteil  jahraus  jahrein  ungeheuere 
Geldsummen  in  bar  nach  Asien  schicken 
müssen;  indes  liat  auch  dieses  Moment  in 
neuerer  Zeit,  dank  dem  grossen  Importe 
englischer  Baumwollwaren  und  sonstiger 
europäischer  Fabrikate,  verhältnismässig  an 
Bedeutung  verloren,  wie  denn  überhaujit 
der  ganze  Charakter  des  ostindischen  Em 
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ilels  in  den  letzten  beiden  Jahrhunderten 
gründHch  umgestaltet  worden  ist. 

Im  Mittelster  und  noch  bis  ins  17.  Jahr- 
liundert  liinein  bilden  die  indischen  Gewürze 
—  vor  allem  der  Pfeffer  —  die  wich- 
tigsten Artikel  des  Welthandels,  woneben 
die  aus  China  und  Indien  stammenden 
Seiden-  imd  Baumwollstoffe  nament- 
lich in  ganz  Südeuroim  beliebteste  Gegen- 
stände des  Kleiderhixus  waren.  Die  frilhere 
Vorliebe  ffir  stark  gewürzte  Speisen  und 
Getränke  hat  sich  aber  seit  Einführung 
neuer  Genussmittel  mehr  und  mehr  ver- 
loren, und  da  letztere  teilweise  auf  der 
>vestlichen  Hemisphäre  gewonnen  werden, 
so  erklärt  schon  dies  den  relativen  Rückgang 
der  Bedeutung  des  ostindischen  Handels. 
!Niur  ein  Genussmittel  ersten  Ranges  wird 
jetzt  noch  ausschliesslich  in  Asien  erzeugt, 
aber  nicht  in  Indien,  sondern  in  China:  der 
Thee.  Dagegen  hat  der  Zucker,  ehemals 
ebenfalls  ein  Hauptprodukt  des  Ostens,  jetzt 
seine  wichtigsten  Erzeugungsstätten  in 
Amerika  und  Eiu-opa.  Dafür  gewann  Indien 
allerdings  im  17.  Jahrhundert  eine  ganz 
neue  grossartige  Bedeutung  infolge  der  Ver- 
drängimg  der  leinenen  Stoffe  im  europäischen 
Massenkonsum  durch  baumwollene,  die 
anfangs  aus  Indien  eingefülirt  werden 
mussten ;  und  als  England  gelernt  hatte,  sie 
selbst  zu  fabrizieren,  da  trat  die,  zunächst 
ebenfalls  fast  nur  aus  Indien  bezogene 
Rohbaumwolle  an  die  Stelle  der  fertigen 
Fabrikate.  Aber  auch  hierfür  ist  dem  Osten 
in  Amerika  eine  gewaltige  Konkurrenz  er- 
wachsen. Der  Indigo  ferner,  seit  dem  16. 
Jahrhundert  einer  der  wichtigsten  indischen 
Exportartikel,  hat  nicht  mehr  die  frühere 
Bedeutung  für  die  Färberei,  und  die  Sei- 
de n  manufaktiu-  ist  nicht  mehr  ein  über- 
wiegend asiatisches,  sondern  ein  überwiegend 
europäisches  Gewerbe. 

Aber  diese  ganze  Entwickelung  ist  erst 
ein  Produkt  der  letzten  beiden  Jahrhunderte, 
vorzugsweise  der  letzten  hundert  Jahre.  Im 
16.  Jalu'hundert  dagegen  hatte  Indien  für 
den  wagenden  Kaufmann,  für  den  »Ad- 
venturer«  im  engeren  Sinne,  an  seiner  alles 
üben'agenden  Bedeutung  nicht  das  ge- 
ringste verloren,  mochten  auch  die  Gold- 
und  Silberschätze  Süd-  und  Mittelamerikas 
für  Abenteurer  anderer  Art  noch  begehrens- 
werter erscheinen. 

Vor  der  Entdeckung  des  Seeweges  nach 
Indien  war  der  Handel  mit  den  Ländern, 
welche  man  imter  dieser  Bezeichnung  zu- 
sammenfaSvSte,  d.  h.  mit  ganz  Süd-  und  Ost- 
asien, in  zwei  scharf  gesonderte  Hälften  ge- 
teilt gewesen :  Die  indischen  Waren  wurden 
von  den  Mohammedanern  Asiens  und 
Aegyptens  bis  zu  den  Ostküsten  des  Mittel- 
meeres  geschafft,  hier  aber,  in  der  »Levante«, 
wurden  sie  von  Kaufleuten  der  italienischen. 


provencalischen  und  catlialonischen  Städte 
in  Empfang  genommen  und  dem  europäi- 
schen Konsum  zugeführt,  wobei  in  dritter 
Hand  ab  Venedig  namentlich  die  oberdeut- 
schen, ab  Brügge  die  niedei-deut sehen  (han- 
sischen) Kaufleute  den  Weitervertrieb  be- 
sorgten. Nach  Entdeckung  des  direkten 
Seeweges  hörte  dieser  Verkehr  zwar  nicht 
gleich  auf,  wurde  aber  während  des  16.  Jahr- 
hunderts immer  mehr  durch  den  direkten 
Handel  der  Portugiesen  abgeleitet. 

2.  Portugiesen  und  Spanier.  Die  Por- 
tugiesen, welche  den  Seeweg  nach  Indien 
unter  gi-ossen  Opfern  und  Gefahren  ent- 
deckten, haben  die  Früchte  dieser  weltge- 
schichtlichen That  etwa  ein  Jahrhundert 
lang  im  wesentlichen  ungestört  genossen. 
Dies  gelang  ihnen  'einereeits  durch  ihr  Han- 
delssystem, andererseits  weil  sonstige  Ver- 
hältnisse es  den  übrigen  europäischen  Völ- 
kern bis  gQgen  Ende  des  16.  Jahrhunderts 
sehr  erschwerten  oder  ganz  unraöghch 
machten,  den  Portugiesen  erfolgreich  Kon- 
kurrenz zu  machen. 

Die  Portugiesen  besassen  am  indischen 
Ocean  gegen  Ende  des  16.  Jahrhunderts  zu- 
nächst einige  Plätze  der  afrikanischen  Ost- 
küste, teils  als  Ruhepnnkte  und  Nothäfen 
für  die  weite,  gefährliche  Küstenfalut,  teils 
—  Sofala  —  wegen  des  dort  gewonnenen 
Goldes,  sodann  am  persischen  Meerbusen 
Ormuz  und  Maskat,  namentlich  wegen  des 
Handels,  der  von  diesen  Städten  seit  alters 
mit  persischen,  ägyptischen  und  aiabischen 
Produkten  getrieben  wurde,  ferner  in  Nord- 
indien selbst  als  Hauptplätze  Goa,  Diu, 
Bombay,  C^cut  und  Cochin,  nebst  einer 
Kette  weiterer  befestigter  Faktoreien  an  der 
Küste  sowie  auf  Ceylon,  endlich  in  Hinter- 
indien als  Hauptplätze  Malacca  und  die  Mo- 
lukkeninsel  Ternate,  in  China  seit  1585 
Macao.  Durch  den  Besitz  dieser  befestigten 
Faktoreien  bezweckten  die  Portugiesen  zu- 
nächst, ihre  Vorgänger,  die  Ai-aber  und 
Aegypter,  denen  die  meisten  der  genannten 
Plätze  schon  als  wichtige  Emporien  gedient 
hatten,  aus  dem  Handel  zu  verdrängen,  so- 
dann aber  für  den  portugiesischen  Handel 
Stapelplätze  und  zugleich  die  notwendigen 
Verteidigungsmittel  gegenüber  den  Inländern 
zu  schaffen.  Denn  der  portugiesische  Han- 
del in  Ostindien  hatte  einen  ausgesprochen 
kriegerischen  Charakter.  Anfangs  war 
dies  eine  unvenneidliche  Folge  der  Notwen- 
digkeit, den  Arabern  den  Handel  zu  ent- 
reissen,  ihre  indischen  Bundesgenossen  ab- 
zuwehren und  zu  unterwerfen.  Später  aber 
waren  es  Habgier,  Tyrannei  und  Bekehrungs- 
eifer, welche  die  Portugiesen  in  immer  neue 
Kämpfe  mit  den  indischen  Füi^sten  ver- 
wickelten. Die  j)ortugiesische  Herrschaft 
wurde  begründet  durch  zwei  grosse  Kriegs- 
männer, durch  den  Vicekönig  Fi-anzisco  AI- 
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meida  (loOr) — 1509)  und  durch  den  Genenü- 
kapitün  Alfonso  Albcxiiierque  (1509 — 1515), 
vorübergehend  wieder  l)efostigt  durch  Luiz 
d' Ataide  (1508 — 1571);  aber  was  sie  ge- 
leistet hatten,  wunle  durch  ihre  Nachfolger 
wieder  verdorben. 

Dass  die  Yicekonige,  wie  alle  übrigen 
I)ortugiesischen  Beamten  in  Indien,  ihr  Amt 
hauptsächlich  als  Mittel  betrachteten,  Reich- 
tümer zusammenzuscharren,  war  noch  nicht 
das  Schlimmste;  bei  den  Holländern  und 
Engländern  ist  das  si)äter  nicht  anders  ge- 
wesen. Auch  an  Habgier  und  Grausamkeit 
haben  es  diese  Völker  nicht  fehlen  lassen. 
Ebensowenig  darf  die  geringe  numerische 
Stärke  des  portugiesischen  Volkes  betont 
werden,  denn  die  Niederlande  zählten  kaum 
mehr  Einwohner.  Dasjenige  Moment  aber, 
welches  für  die  Portugiesen  verhängnisvoll 
werden  musste,  war  ihre  wirtschaftliche, 
insbesondere  ihre  koloniale  Unfähig- 
keit: Nicht  genug,  dass  sie  die  asiatischen 
Völker  grundfalsch  behandelten,  dass  sie 
fanatische  Mohamedaner  und  Buddhisten 
mit  Feuer  und  Schwert  zu  Christen  machen 
wollten,  dass  sie  dagegen  für  die  Einfühnuig 
eui-opäischer  Kultm-  nichts  thaten,  verwan- 
delten sie  sich  sogar  umgekehrt  selbst  durch 
ausgedehnte  Blutmlschuug  und  Annahme 
orientalischer  Sitten  in  halbe  Asiaten  und, 
was  das  Allerschlimraste  war,  sie  versanken 
in  orientalische  Indolenz,  sie  vernachlässigten 
Handel  und  Schiffahrt. 

Neben  den  kriegerischen  Mitteln  ver- 
wendeten die  Portugiesen  zur  Sicherung 
ihres  Handelsmonopols  auch  Handelsverträge 
mit  den  indischen  Füreten,  welche  stets 
versprechen  mussten,  Nichtportugiesen  keinen 
Seehandel  zu  gestatten.  Ferner  wurde  jeder 
Konkurrent  mit  allen  Mitteln  der  List  und 
der  Gewalt  verfolgt  und  zu  Grunde  ge- 
richtet. Endlich  aber  wiu-de  auch  den  Por- 
tugiesen der  Handel  nur  mit  königlichen 
Schiffen  gestattet  und  zum  einzigen  Stapel- 
platz erster  Hand  in  Euroi)a  Lissabon  ge- 
macht oder  genauer  gesagt:  die  grosse  fis- 
kalische Niederlage  in  Lissabon,  die  Gasa 
de  la  Mina,   später  Casa  da  India  genannt. 

Die  Benutzung  der  königlichen  Schiffe 
für  den  Handel  wurde  nur  gegen  Erlegung 
übennässig  hoher  Abgaben  erlaubt,  und  der 
gesamte  Handel  mit  Pfeffer,  dem  wich- 
tigsten Artikel,  sogar  zum  Regal  erhoben, 
die  Benutzung  der  öffentlichen  Niederlage 
in  Lissabon  erzwungen  und  zugleich  eben- 
falls mit  hohen  Gebühren  belegt,  wie  denn 
auch  Zufulir  und  Preisfestsetzung  nach  fis- 
kalischen Rücksichten  stark  beeinflusst  wur- 
den. Während  des  ganzen  16.  Jahrhunderts 
segelten  768  Schiffe  von  Lissabon  nach  In- 
dien, also  durchschnittlich  in  jedem  Jahre 
nur  8,  die  überdies  noch  teilweise  Kriegs- 
zwecken   dienten.     Der   hohe   Gewinn   des 


Königs  steigerte  die  Preise  der  ostin di<chen 
Artikel  oft  dermassen,   dass  die  KIr^o  lia- 
riiber   ganz   Europa  erfüllten.      Dabei    war 
Lissabon    nur    Importhafen,    AntwerpeD 
dagegen    der    eigentliche    Markt    und     da.-. 
grosse  Verteüungscentrum,  wodurch  dopjv?jTe 
Zwischenspesen   entstanden.     Den    gewina- 
I  reichen  Handel  zwischen  Lissabon  und  Ant- 
I  werpen  überliessen  die  Portugiesen  anderv^n 
'  Völkern,  zuerst  den  in  Antwerpen  ansässisrei. 
Kaufleuten   verschiedener   Nationen,    sfiäter 
namentlich  den  Holländern.    So  ist  es  denn 
erklärlich,  dass  der  Handel  mit  Indien  unter 
der    portugiesischen   Herrschaft    sich   nicht 
gedeilüich  entfalten  konnte.    Als  dann  Por- 
tugal mit  allen  seinen  Kolonieen  im  Jahre 
1580    unter   spanische   Herrschaft   kam, 
führte  die  absolute  wirtschaftliche  Unfähig- 
keit dieses  Regiments,  im  Verein   mit  den 
I  politischen  Kämpfen,  welche  die   Tyrannei 
Philipps  IL  heraufbeschwor,   in  verlialtnis- 
mässig  kurzer  Zeit  den  längst  vorbereiteten 
Verfall   der    ix)rtugiesischen   Handelsmac-ht 
herbei;    ihre  territoriale  Herrschaft   erhielt 
sich  zum  Teil  etwas  länger:    Cadicut  ging 
erst  1792  an  die  Engländer  verloren. 

Die  Spanier  fassten  in  » Indien -r  erst 
1565  festen  Fuss  durch  Unterwerfung  der 
Philippinen  und  Gründung  der  Stadt  Manila, 
mit  w^elcher  sie  dann  von  Mexico  aus  einen 
regelmässigen  Handelsverkehr  einrichteten, 
der  indes  anfirngs  nur  ein  Schiff,  sjiäter 
zeitweilig  2 — 3  Schiffe  jährhch  beschäftigte 
und  wie  der  ganze  spanische  Kolonialhandel 
den  Inländern  vorbehalten  war;  doch  wurde 
diese  Ausschliessung  des  NichtSpaniers  durch 
umfangreichen  Schmuggel  durchbrochen. 
Erst  im  Jahie  1734  wurde  den  Bewohnern 
der  Philippinen  erlaubt,  eine  bestimmte 
Menge  chinesischer  Seide  nach  Acapulo) 
(Amerika)  zu  schicken  und  amerikanische 
Waren  als  Rückfracht  mitzunehmen.  Aber 
erst  1783  entstand  eine  leistungsfähige  pri- 
vilegiei-te  Handelsgesellschaft,  die  Real  Com- 
paüia  de  Pilipinas.  Aber  seit  Freigebimg 
des  Handels  im  Jahre  1834  ging  er  gröss- 
tenteils in  die  Hände  ausländischer  Häuser 
über,  bis  schliesslich  auch  die  Inseln  selbst 
unter  die  Herrschaft  der  Vereinigten  Staaten 
von  Amerika  gelangten. 

3.  Die  Weltlage  am  Ende  des  16. 
Jahrhunderts.  Noch  um  das  Jahr  158(3 
waren  alle  Kolonieen  in  Asien,  Amerika  und 
Afrika  im  Besitze  der  Portugiesen  und 
Spanier,  denen  sie  noch  von  keinem  anderen 
Volke  ernsthaft  streitig  gemacht  worden 
waren.  Frankreich  hatte  zwar  die  spa- 
nische Uebennacht  in  Europa  bekämpft, 
aber  schon  durch  den  Mangel  einer  aus- 
reichenden Flotte  wurde  es  gehindert,  diesen 
Kampf  auch  in  überseeischen  Ländern  zu 
führen.  Dann  kamen  die  grossen  inneren 
Religion s wirren,  welche  die  nationale  Energie 
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l>is   zum   Schlüsse   des  Jahrhunderts    voll- 
ständig      absorbierten.        Italien       und 
Deutschland  entbehrten  noch  vollständig 
der  nationalen  Einheit  und  waren  ebenfalls 
eifi-ig  mit  ihren  inneren  Kämpfen  beschäf- 
tigt.    Auch    waren    sie   durch   die    grosse 
Verschiebung   im   Welthandel   beiseite   ge- 
drängt; die  deutsche  Hanse  befand  sich  in 
T^oUster  Auflösung.  Englands  Handel  war 
allerdings  in  raschem,  kräftigem  Aufblühen 
begi'iffen,  aber  noch  vollauf  beschäftigt,  sich 
die  wichtigsten  europäisclien  Verbindungen 
zu  sichern,  wobei  er  mit  der  scharfen  Kon- 
kurrenz  der  Niederländer    zu   rechnen 
hatte.     Diese   endlich  waren   immer  noch 
nicht  vollständig  der  Gefalir  entronnen,  von 
der   Macht   ihres    legitimen   Oberherrn   er- 
drückt zu  werden.    Engländer  und  Nieder- 
länder hatten  zwar  den  Kampf  gegen  Spa- 
nien  begonnen;   aber   noch   schwankte   die 
Wage  der  Entscheidung  hin  und  her.    Die 
innere  Hohlheit  der  spanisch-portugiesischen 
Seeherrschaft  trat  erst  durch  die  schmähliche 
Zersprengung  der  »unüberwindUchen«  Ar- 
mada   und    durch    die    külmen    Beutezüge 
Brakes  völlig  zu  Tage.    Damit  begann  eine 
neue  Epoche   in  der  Geschichte  des  euro- 
päischen Handels  mit  Ostindien. 

II.   Die  niederländisch-ostindischen 
Handelsgesellschaften. 

4.  Die  ersten  Kompagnieen  und  ihre 
Yereini^Dg.  Gleich  den  anderen  Völkern 
mussten  auch  die  Niederländer  ihren  Be- 
darf an  ostindischen  Waren  im  16.  Jahr- 
hundert aus  Liissabon  beziehen;  aber  der 
gewaltige  Handelsplatz  Antwerpen  war 
zugleich  der  Weltmarkt  für  diese  Waren, 
und  die  grossen  Antwerpener  Kaufleute 
wussten  besser  mit  ihnen  Bescheid  als  die 
Portugiesen,  wälirend  zugleich  die  kleinen 
Schiffe  der  nördlichen  Niederlande  an  der 
überaus  belebten  Fahrt  zwischen  Lissabon 
und  Antwerpen  steigenden  Anteil  nahmen. 
Diese  Entwickelung  wurde  durch  den  Aus- 
bruch der  niederländischen  Wirren  unter- 
brochen: Antwerpen  geriet  in  Verfall,  und 
sein  Handel  verteilte  sich  zunächst  auf 
melu^re  andere  Plätze :  Amsterdam,  Rotter- 
dam, Middelburg,  Coln,  Frankfurt  a.  M., 
Emden,  Hamburg  und  London.  Aber  nach 
wie  vor  holten  holländische  und  seeländische 
Schiffe  die  Gewürze  in  Lissabon,  und  bald 
zeigte  es  sich,  dass  die  Handelsplätze  dieser 
Provinzen  mit  der  Mehrzahl  der  geflüchteten 
Antwerpener  Kaufleuto  auch  den  grössten 
Teil  des  dortigen  Handels  an  sich  ziehen 
würden.  Als  nun  den  Niederländern  der 
Verkehr  mit  Lissabon  diu-ch  unverständige 
Bedrückungen  aller  Art  aufs  äussersto  er- 
schwert wiu-de,  während  gleichzeitig  mari- 
time Ohnmacht  der  Spanier  und  Portugiesen 
offenbar  wurde,  mussten  die  Niederländer, 


deren  Existenz  von  Seefahrt  und  Handel 
schlechthin  abhing,  notwendigerweise  daran 
denken,  die  ostindischen  Waren  an  der 
Quelle  zu  suchen. 

Zunächst  bemühten  sie  sich,  auf  dem 
nordöstlichen  Wege  nach  Indien  zu  ge- 
langen, wobei  die  aus  Antwerpen  geflüch- 
tete Familie  Moucheron  hauptsächlich  die 
treibende  Kraft  bildete;  aber  auch  andere 
Amsterdamer  Kaufleute,  unter  denen  sich 
ebenfalls  vorzugsweise  ehemalige  Antwer- 
pener befanden,  suchten  den  Spuren  der 
Portugiesen  zu  folgen,  wobei  sie  sich  einiger 
niederländischer  Seeleute  bedienten,  welche 
auf  portugiesischen  Schiffen  nach  Indien 
gefalu-en  waren  (van  Linschoten,  Houtman). 
Diese  Kaufleute  —  sie  gehörten  später  fast 
durchweg  zu  den  Leitern  der  Vereinigten 
Ostindischen  Kompagnie  —  begründeten 
eine  Handelsgesellschaft,  die  Compagnie 
vanVerre,  d.  h.  der  fernen* Länder,  die 
erste  ostindische  Handelsgesellschaft. 

Die  Compagnie  van  Verre  sandte  ihre 
erste  Expedition  von  4  selbstgebauten  kleinen 
Schiffen  unter  dem  Kommando  Houtmans 
im  Jahre  1595  aus.  Die  Ausrüstungskosten 
(290000  fl.)  wurden  teils  durch  die  Haupt- 
unternehmer selbst  aufgebracht,  teüs  dui*ch 
deren  Freunde,  welche  sich  unter  dem 
Namen  jener  an  dem  Geschäfte  beteiligten, 
so  dass  diese  erste  ostindische  Handelsge- 
sellschaft den  Charakter  einer  Kommandit- 
gesellscliaft  gehabt  hatte,  ähnlich  wie  sie 
schon  im  Mittelalter  bei  überseeischen  Han- 
delsexpeditionen häufig  errichtet  worden 
waren.  Die  Staaten  unterstützten  das  Un- 
ternehmen auf  alle  Weise,  insbesondere  durch 
Hergabe  von  Kanonen  und  Munition  sowie 
durch  Gewähnmg  von  Zollfreiheit  für  Ein- 
und  Ausfuhr,  endlich  durch  die  Erteilung 
besonderer  Instruktionen  und  Aufträge  an 
den  Admiral  Houtman. 

Nach  2^/2  jähriger  Abwesenheit  und . 
schweren,  zum  Teil  selbstverschuldeten  Ver- 
lusten kam  Houtman  am  14.  August  1597 
wieder  in  der  Heimat  an.  Die  mitgebrach- 
ten Waren  deckten  bei  weitem  nicht  die 
Ausrüstungskosten.  Aber  der  Weg  war  nun 
gefunden,  auf  dem  der  holländische  Handel 
die  ostindischen  Waren  aus  erster  Hand 
beziehen  konnte.  Der  erste  Handelsvertrag 
mit  einem  Fürsten  der  Insel  Java  war  ge- 
schlossen. 

Die  Compagnie  van  Verre  sandte  "bald 
weitere  Flotten  aus.  Auch  bildeten  sich  in 
Holland  und  Seeland  rasch  andere  Handels- 
gesellschaften gleicher  All,  wobei  die  noch 
in  Antwerpen  gebliebenen  Kaufleute,  welche 
ihr  Geld  dort  nicht  mehr  nutzbringend  ver- 
wenden konnten,  sich  stark  beteiligten. 
Manche  Unternehmungen  missglückten  frei- 
lich vollständig,  und  einzelne  Kompagnieen 
gingen  darüber  zu  Grunde ;  aber  weil  einige 
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andere  Flotten  einen  überreichen  Gewinn 
brachten,  entstand  ein  allgemeiner  Zudrang 
zur  Teilnahme  am  Handel  mit  Indien,  und 
die  Portugiesen  wurden  gleich  in  diesen 
ereten  Jahren  auf  vielen  Punkleu  zuriickge- 
di-ängt.  Die  Regierung  untei-stutzte  jede 
Expedition,  deren  bis  IGOl  bereits  IT)  von 
zusammen  65  Schiffen  abgingen.  So  konnte 
denn  ein  scharfl)lickender  Beobachter,  der 
französische  Gesandte  im  Haag,  de  Buzanval, 
schon  1599  prophezeien,  dass  die  Portu- 
giesen bald  die  Schlüssel  Indiens  an  die 
Niederländer  würden  abgeben  müssen: 
»Voila  comment  ces  flegraatiques  et 
patiens  Hollandais,  «piand  on  Lnu*  fernie 
un  trou,  comme  on  leiu*  fait  celuy  des  Es- 
pagnes, en  trouvent  toujours  (piehpiautre 
poiu'  sy  fouiTer  et  s'echa[)perl«  Der  kauf- 
und  seemännische  Unternehmungsgeist,  der 
den  Holländern  bei  allem  Plüegma  inne- 
wohnte, hat  sie  unter  dem  Drucke  eiserner 
Notwendigkeit  und  mit  Hilfe  der  von  ihnen 
geschickt  im  grössten  Massstabe  angewen- 
deten modernen  Form  der  Kapitalgesellschaft 
auf  lange  Zeit  zur  ei-sten  Kolonialmacht 
Europas  erhoben.  Aber  noch  war  zuvor  eine 
gi*osse  Gefahr  zu  vermeiden. 

Die  vei-schiedenen  Handelsgesellschaften, 
welche  in  den  Niederlanden  den  Handel 
mit  Indien  betriebt^,  machten  einander 
scharfe  Konkurrenz,  welche  die  Preise  in 
Indien  über  Gebühr  steigerte,  in  Amsterdam 
dagegen  —  das  mehr  und  mehr  die  Erb- 
schaft Antwerpens  antrat  —  sie  ebenso  sehr 
herdbdrückte,  das  Ansehen  der  Holländer  in 
Indien  untergrub  und  ihre  Kräfte  gegenüber 
dem  gemeinsamen  Feinde  zersplitterte.  So 
bedenklich  wurde  dadurch  zeitweilig  die 
Lage  des  ostindischen  Handels  der  Nieder- 
länder, dass  man  im  Auslände  sein  baldiges 
Ende  prophezeite.  Schon  1598  und  in  den 
folgenden  Jahren  wiederholt  versuchten  die 
Staaten,  eine  Yereinigimg  der  Kompagnieen 
herbeizuführen.  Gi-oss  waren  die  Hinder- 
nisse, welche  dieser  Vereinigung  bereitet 
wurden,  durch  das  Streben  der  Kompagnieen 
nach  Sondervorteilen,  durch  die  waciisende 
üebermacht  Amsterdams,  durch  die  Eifer- 
sucht Rotterdams  und  der  seeländischen 
Plätze,  endlich  auch  diu^ch  die  alteingewur- 
zelte Abneigimg  vieler  Niederländer  gegen 
Monopole.  Das  Moment,  welches  schUess- 
lich  beim  Volke  den  Ausschlag  gab,  w^ar 
die  'Ueberzeugung,  dass  nur  eine  grosse 
kapitalkräftige  Gesellschaft  imstande  sein 
werde,  sich  der  vor  allem  begehrten  Gewtu'z- 
inseln,  der  Molukken,  zu  bemächtigen  und 
den  europäischen  Stapel  der  S[)ezereien  nach 
den  Niederlanden  zu  biingen;  denn  noch 
wai-en  die  Gewürze  bei  weitem  die  wich- 
tigsten indischen  Produkte.  Die  Regie- 
rung enÄ'artete  ausserdem  ganz  besonders, 
dass  eine  derartige  Komi)agnie  dem  Staate 


!  die  ihm  dringend  erforderlichen  grosötfu 
I  Einnahmen  zuführen  werde.  Als  «liiiii  im 
Jalin^  16<Hi  in  England  eine  monopolisiert »* 
I  Kapitalgesellschaft  für  den  indischen  Handel 
1  begründet  wurde,  entschied  sich  auch  der 
i  grosse  Staatsmann  der  Niederlande,  Jaham. 
j  van  Oldenbarnevelt.  nach  langem  Wick-r- 
,  streben  für  ebensolche  monopolisierte  Kap;- 
.  talgcsellscJiaft,  und  am  20.  März  16Ü2  kamen 
I  die  langjäliri gen  Verliand hingen  der  General- 
I  Staaten  mit  den  einzelnen  Kompagnieen 
I  endlich  zmn  Absclüusse.  Von  diesem  Tag»- 
!  datiert  das  Privilegium  (Octrooi)  der  Ver- 
eenigde  Oostiudische  Compagnie, 
I  d[LS  die  Art  ihrer  Entstehung  deutlich  er- 
;  kennen  lässt. 

I       Entsprechend  den  Hauplplätzen,  welche 
!  bis  dahin  den  Handel  mit  Indien  durch  l»*- 
j  sondere  Kompagnieen  betrieben  hatten,  wnrje 
!  die  neue  Gesellschaft  in  G  Kammern  einge- 
j  teilt,     von    denen    aber    die    Amstenlamer 
I  Kammer  allein  die  Hälfte  des  Kapitals  aiii- 
'  brachte  und  die  Hälfte  der  Direktoren,  der 
]  Kamer  van  XVll,  stellte.  Neben  dieser  bil- 
I  deten   die  bisherigen  Leiter  der   einxelnea 
I  Kom[)agnieen  den   weiteren  Ansschuss  der 
I  Bewindthebber,   deren  Zahl  allmählich  auf 
,  CO  verringert  wurde.     Die  Subskription  auf 
\  die  Aktien  stand   jedem  Staatsangehörigen 
I  frei.   Auf  solche  Weise  wnmien  binnen  kur- 
]  zem  6  459  840  fl.  zusammengebracht.    Auch 
I  Oldenbarnevelt  beteiligte  sich  an  der  Aktien- 
I  Zeichnung    »om  gehouden   te    wonien    niet 
alleen   voor  Baader,   maar  ook  eenigzius 
Gelder. <.     Ueberhaui)t   bestand   von   Anfang 
an    die    engste    Verbindung    zwischen    der 
Kompagnie  und  den  staatlichen   und  kom- 
munalen   Behörden.      Die    Stadtmagistrato 
hatten  die  Bewindthebbers  zu  wählen,  was 
daliin  führte,  dass  diese  meist  den  Magis- 
traten selbst  entnommen  wurden.     In  den 
Provinzial-    und    Generalstaaten    hatte    die 
Kompagnie  stets  einen  mächtigen  Einflus'«. 
In  alledem  kam  die  Thatsache  zum  Ailn- 
druck,   dass  der  Handel  mit  Ostindien  als 
der  wahi-e  Lebensnerv  der  Republik  ange- 
sehen wurde.    Freilich  hat  die  enge  Ver- 
flechtung der  staatlichen  und  kommerziellen 
Interessen    später  auch  schwere  Zeiten  füi- 
die  Niederlande  herbeigeführt;  aber  solange 
der  Handel  blühte,  hat  eben  dieses  Verhält- 
nis und  die  dadm^ch   bedingte  Anpassimgs- 
fähigkeit  und  Beweglichkeit  der  niederlän- 
dischen   Kolonial  Politik,    die    fortwährende 
Rücksichtnahme  auf  die  Handelsinteressen, 
für   das   ganze  Land   eine  mächtige  Quelle 
des  Wohlstandes  gebildet.  Das  holländische 
System  bildete  insofern  den  äusserst  en  Ge- 
gensatz zu  der  schwerfälligen,  unw^irtschaft- 
lichen,  fiskalischen  Kolonialpolitik  der  Spa- 
nier und  Portugiesen. 

5.  Die  Zeit  des  Anfstei^ens  und  der 
Blüte.     Die  Vereinigte   Ostindische   Kom- 
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pagnie  war  in  erster  Linie  eine  Handels- 
gesellschaft, die  vor  allem  nel  Geld  ver- 
dienen wollte.  Das  ist  ilir  reichlich  ge- 
lungen; denn  sie  hat  während  des  grössten 
Teils  ihres  2(X)  jährigen  Bestehens  Dividenden 
verteilt,  welche,  auf  den  Jahi-esdurch schnitt 
berechnet,  22 ^/o  ausmachen,  und  anfangs 
kamen  sogar  Austeilungen  bis  zu  75®/o  vor. 
Jährlich  segelten  im  Durchschnitt  30 — 40 
Schiffe  von'je  600—1000  Tonnen  Last  und 
mit  6 — 7000  Mann  Besatzung  nac^h  Indien, 
gewöhnlich  in  3  Abteilungen ;  ebenso  waren 
auch  die  Retourflotten  in  verschiedene  Ge- 
schwader geteilt. 

Die  heimgebrachten  Waren  wurden  gröss- 
tenteils für  gemeinsame  Rechnung  in  öffent- 
lichen Auktionen  verkauft,  und  zwar 
zweimal  jährlich  im  Oost  Indische  Huys  zu 
Amsterdam.  Der  Ertrag  dieser  Auktionen 
war  noch  in  der  ersten  Hälfte  des  IS.  Jahr- 
hunderts durchschnittlich  19  Millionen  Gul- 
den in  jedem  Jahre,  wovon  allein  auf  Pfeffer, 
Zimmt,  Gewürznelken,  Muskatnüsse  und 
Muskatblüten  selbst  damals  noch  etwa  8 
Millionen  Gulden  entfielen.  In  früherer  Zeit 
wird  der  Anteil  der  Gewürze  ein  noch  weit 
bedeutenderer  gewesen  sein.  Der  grösste 
Teil  der  Waren  wurde  wieder  exportiert, 
und  da  die  Kompagnie  für  manche  derselben 
ein  faktisches  Wöltmonopol  besass,  so  ist  es 
begreiflich,  dass  sie  hohe  Gewinne  erzielen 
musste;  doch  verstand  sie  es,  durch  mass- 
voUe  Ausnutzung  ihi"es  Monopols  die  Kon- 
sumenten schliesslich  mit  demselben  zu  ver- 
söhnen. 

Die  Kompagnie  war  indes  nicht  bloss 
Handelsgesellschaft,  sondern  auch  eine  poli- 
tische, kriegführende  Korporation,  ein  Werk- 
zeug der  Generalstaaten  zur  Schädigung 
der  spanisch  -  portugiesischen  Macht.  Sie 
musste  eine  ansehnliche  Kriegsflotte  unter- 
halten, die  indes  auch  dem  Handel  diente. 
Krieg  und  Handel  vertrugen  sich  bei  der 
Kompagnie  oft  sehr  schlecht,  da  jener  stets 
nicht  Zweck,  sondern  nur  Mittel  war.  Zwai* 
musste  sich  die  Kompagnie  schon  fn'ihzeitig 
und  später  noch  oft  genug  entschliessen, 
das  kaufmännische  Interesse  ziu-ückzustellen 
und  den  Krieg  kräftig  in  die  Hand  zu  nehmen  ; 
aber  in  der  Zwischenzeit  wurden  die  mili- 
tärischen Massregeln  häufig  diu-ch  die  Be- 
sorgnis vor  dem  Verlust  reicher  Ladungen 
verhindert,  während  umgekehrt  die  Krieg- 
fülirung  nicht  selten  das  kaufmännische  Be- 
triebskapital allzusehr  beschränkte.  Dann 
musste  die  Kompagnie  grosse  Geldsummen 
anleihen  und  die  Generalstaaten  um  Hilfe 
bitten,  die  ihr  denn  auch  nicht  versagt 
wurde.  Dafür  entschädigten  sich  die  Staaten 
durch  die  zahlreichen  grossen  Einnahmen, 
welche  sie  von  der  Kompagnie  bei  Konzes- 
sionsverlängerungen, mittelst  der  Zölle  etc. 
bezogen. 


Die  Portugiesen  und  Spanier  erwiesen 
sich  als  so  wenig  widerstandsfäliig,  dass  sie 
bis  zum  Jahre  1641  —  abgesehen  von  den 
Philippinen  —  aus  der  ganzen  hinterindi- 
schen Inselwelt  durch  die  Holländer  ver- 
drängt wurden.  Damit  hatten  diese  ihr 
Ziel,  den  gesamten  Gewürzhandel  zu  beherr- 
schen, erreicht.  In  Vorderindien  haben  sie 
stets  nur  einzelne  Plätze  besessen;  ihre 
Stärke  beruhte  hauptsächlich  auf  Java,  wo 
sie  schon  1619  Batavia  gründeten,  und  auf 
den  Molukken.  Ihr  Handel  aber  erstreckte 
sich  auf  alle  Küsten  des  indischen  Oceans 
und  einerseits  bis  zum  Caplande,  anderer- 
seits bis  Japan.  Sie  haben  diesen  gewaltigen 
Plandel  nur  durch  heftige,  viele  Jahrzeluite 
lang  dauernde  Kämpfe  errungen,  wobei  sie 
es  nicht  allein  mit  den  Portugiesen  und 
Spaniern,  sondern  auch  mit  den  Engländern 

—  eine  kurze  Zeit  auch  mit  den  Franzosen 

—  zu  thun  hatten.  Die  Konkurrenz  der 
letzteren  wurde  ohne  grosse  Mühe  beseitigt. 
Mit  den  Engländern  dagegen  musste 
sich  die  Kompagnie  anfangs  aus  politischen 
Rücksichten  gut  stellen,  so  dass  im  Jahre 
1619  sogar  ein  Abkommen  geschlossen 
wurde,  wonach  den  Engländern  der  Handel 
mit  den  holländischen  Besitzungen  frei- 
stehen sollte.  Aber  bald  nahmen  die  Hol- 
länder ihre  Bestrebungen  nach  der  Allein- 
herrschaft in  Hinterindien  auf.  Es  kam  zu 
Feindseligkeiten,  blutigen  Gewaltthaten  (Er- 
mordung der  Engländer  auf  Amboina,  1623), 
endlich  1652  zum  offenen  Kriege;  und  wenn 
auch  die  Holländer  schliesslich  unterlagen, 
in  Hinterindien  blieben  sie  die  Meister. 
Auch  venlrängten  sie  die  Portugiesen  1656 
gänzlich  aus  Ceylon,  1662/63  aus  Cochin 
und  Cananor,  wodurch  die  Portugiesen  an 
der  Malabarküste  auf  Goa  beschränkt  wm-- 
den  und  die  Holländer  den  dortigen  Pfeffer- 
handel an  sich  brachten.  Das  waren  indes 
ihre  letzten  nachhaltigen  Erfolge  ausserhalb 
ihres  wichtigsten  Kolonialreiches,  auf  dessen 
Befestigung  und  Ausnutzung  sie  nunmehr 
ihre  Hauptkraft  verwenden  mussten.  Bis 
zum  Jahre  1740  ist  ihnen  dies  trotz  schwerer 
Kämpfe  immer  wieder  gelungen.  Indes 
darf  man  die  Zeit  des  Aufsteigens  der  Kom- 
pagnie nur  etwa  bis  zum  Jahre  1670,  die 
Zeit  ihrer  Blüte  kaum  länger  als  bis  zum 
Jahre  1693  erstrecken,  da  seitdem  ihr  Han- 
delsgewinn abnahm,  dagegen  die  Schwierig- 
keiten des  Betriebes  wuchsen. 

Auch  mit  eingeborenen  Fürsten, 
namentlich  auf  Java  imd  Ceylon,  mussten 
die  Holländer  grosse  und  blutige  Kriege 
führen.  Zwar  behandelten  sie  die  Einge- 
borenen vei-ständiger,  als  die  Portugiesen 
gethan  liatten;  aber  wo  ihr  Interesse  es  zu 
fordern  schien,  scheuten  auch  jene  vor 
rücksichtslosester  Ausbeutimg  der  inlän- 
dischen Bevölkenmg  nicht  ziu-ück,  wie  sich 
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das  namentlich  seit  Anlage  grosser  Kaffee - 
plantagen  auf  Java  (seit  ca.  1719)  zeigte. 
Wenn  irgend  möglich,  suchte  die  Kompagnie 
indes  ihre  kaufmännischen  Zwecke  durch 
Verträge  mit  den  inländischen  Fdrsten 
zu  erreichen,  und  ausserhalb  ihres  eigent- 
lichen Machtbereichs,  namentlich  in  Vorder- 
indien, China  u.  s.  f.,  operierte  sie  am  lieb- 
sten mit  Bestechungen,  Schmeicheleien  und 
Gefälligkeiten,  liess  sich  oft  sogar  die 
äussersten  Demütigimgen  gefallen,  wenn  sie 
dadurch  Handelsvorteile  erlangen  konnte. 

In  der  Heimat  hatte  die  Komi^agnie 
el>enfall8  lange  Zeit  zu  kämpfen.  Gleich 
nach  ihrer  Begründung  entstanden  unter 
ihren  Ijeit<?rn  Zwistigkeiten  über  die  Frage, 
ob  sie  sich  auf  die  Ausb(nitung  ihrer  Be- 
sitzungen in  Hinterindien  beschränken  oder 
ihre  Operationen  auf  Jajian  und  sogar  auf 
die  Westküste  Amerikas  ausdehnen  solle. 
Die  Anhänger  der  langsam  vorwärtssclirei^ 
tenden  intensiven  Kolonialpolitik  behielten 
die  Oberhand,  und  der  Führer  der  Gegen- 
partei, ein  Hauptgründer  der  Gesellschaft  — 
Le  Maire  aus  Antwerpen  —  trat  aus.  Der- 
selbe eröffnete  dann  einen  erbitterten  Kampf 
gegen  die  Kompagnie  und  iiir  Monoi>ol, 
wobei  er  u.  a.  durch  umfangreiche  Baisse- 
Spekulationen  in  den  Aktien  der  Ge- 
sellschaft dieselbe  zu  diskreditieren  suchte. 
Das  veranlasste  die  Generalstaaten  im  Jahi-e 
1010  und  später  noch  mehrfach,  Blankover- 
käufe  von  Aktien  ganz  zu  verbieten.  Le 
Maii-e  versuchte  ferner,  der  Kompagnie 
mittelst  Errichtung  einer  Fahrt  nach  Indien 
durch  die  Magelhaenstrasse  Konkurrenz  zu 
machen,  was  indes  ebenfalls  misslang. 

Bedenklicher  für  die  Kompagnie,  weil 
besser  begründet,  waren  die  Angriffe,  welche 
sie  sich  durch  die  anfangs  nocli  sehr  mangel- 
hafte Verwaltung  ihrer  indischen  Besitzungen 
zuzog.  Diese  Angriffe  führten  im  Jahre 
1609     ziu*    Einsetzung     eines    General- 

fouverneurs  und  eines  Rats  von 
ndien,  welche  in  allen  von  dem  Direk- 
torium nicht  ausdrücklich  entschiedenen 
Fragen  gemeinsame  Verfügungen  treffen 
durften.  Allmählich  erlangte  der  General- 
gouverneur ein  noch  höheres  Mass  von 
Selbständigkeit,  und  seine  Tüchtigkeit  oder 
üntüchtigkeit  w^urde  oftmals  für  die  Ent- 
wickelung  der  Kompagnie  aussclilaggebend. 
In  den  ersten  Jahrzehnten  ihres  Be- 
stehens hatte  die  Leitung  der  Gesellschaft 
auch  mit  ihren  Aktionären  eine  Reihe 
von  Kämpfen  auszufechten.  Die  Direktoren 
imd  Bewindthebbers  zahlten  nämlich  grosse 
Dividenden,  welche  durch  die  innere  Situation 
der  Gesellschaft  nicht  gerechtfertigt  wurden, 
und  sie  verheimlichten  die  vorhandenen 
Missstäude,  indem  sie  die  vorgoschiiebene 
zehnjährige  Rechnungslegung  unterliesseu. 
Als  dann    noch  obenckein  die  Dividende  in 


den    Jahren    1611  16ir>    zwischen     0    und 
]62V2®.o    und  der  Aktienkurs  infolgedessen 
I  ebenfalls  ausserordentlich  schwankte,  vurtl^ 
die     Geschäftsleitung     beschiddigt,      diese 
Schwankungen  veranlasst  oder  doch  im  vor- 
aus für  sich  ausgebeutet  zu  haben.   Da  n^xh 
zahlreiche  andere  Missbräuche  sich  heraus^ 
stellten  und  die  Beschwerden  der  Aktionins 
bei  den  Staatsbehörden  keinen  Erfolg  hatten, 
so  blieb  jenen  nur  der  Weg  der  öffentlichen 
Anklage  durch  die  Presse  übrig.   Aber  auch 
damit   erreichten    sie    nichts;    die    Staaten 
hielten    es    mit    den   Bewindthebbers,   die 
immer  mehr  faktisch  unabsetzbar   und  ua- 
verantwortlich  wurden,  und  da  die  Leitung 
der  Kompagnie    besser    wurde,    da    insbe- 
sondere   ihre    kaufmännischen   Erfolge    im 
ganzen  vorzügliche  waren,  so  hörte  die  Un- 
zufriedenheit der  Aktionäre   von  selbst  auf, 
um   erst   viel   später,   in   der  Periode   des 
Verfalls,  von  neuem  zu  erwachen. 

Länger  dauerte  der  Streit  über  die 
Frage,  ob  das  Monopol  der  Gesells<-haft 
zweckmässig  sei  oder  nicht.  Aber  die  Zahl 
der  Gegner  dieses  Monopols  war,  solange 
die  Konfii)agnie  gedieh,  nie  eine  sehr  grosse, 
da  die  Gründe,  welche  zu  ihrer  Errichtimg 
geführt  hatten,  andauernd  ihre  Kraft  be^ 
iiielten,  da  ferner  und  vor  allem  die  Kom- 
pagnie vom  Volke  als  ein  nationales  Heilig- 
tum angesehen  wurde,  als  die  grosse  QueUe 
des  allgemeinen  "Wohlstandes  und  da  in- 
folge dessen  niemals  versucht  wurde,  ihr 
Monopol  ernstlich  anzutasten.  Erst  als  ihr 
Verfall  schon  begonnen  hatte,  wurde  die 
Zweckmässigkeit  des  Monopols  wieder  nach- 
drücklich bestritten;  doch  ist  es  auch  dann 
nicht  aufgehoben  worden,  sondern  erst  mit 
der  Kompagnie  selbst  verschwunden. 

6.  Die  Zeit  des  Verfalls.  Ohne 
Zw^eif el  lag  in  dem  Protektions-  und  Koterie- 
wesen,  welches  aufs  engste  mit  der  kauf- 
männischen Tüchtigkeit  der  Kompagnie  ver- 
knüpft war,  auch  schon  der  Keim  ihres 
Verfalles.  Dies  zeigte  sich  namentlich,  als 
die  Posten  der  Direktoren  und  Bewindt- 
hebbers allmählich  in  einzelnen  mächtigen 
Familien  fast  erblich  wurden,  als  dann  die 
eigentliche  Geschäftsleitung  in  der  Heimat 
grösstenteils  dem  ersten  Advokaten  der  Ge- 
sellschaft zufiel;  als  ferner  in  Indien  ein 
häufiger  Wechsel  der  Beamten  einriss,  von 
denen  jeder  sich  möglichst  rasch  bereichern 
wollte,  als  die  Unterschleife  zunahmen,  sich 
selbst  die  höchsten  Beamten  an  ihnen  be- 
teiligten und  die  Regienmg,  anstatt  dies 
zu  bestrafen,  mittelst  einer  hohen  Abgabe 
daran  teil  nahm.  Das  Monopol  der  Gesell- 
schaft musste  schliesslich  dazu  dienen,  einen 
ausgedehnten  Privathandel  der  Beamten  und 
ihrer  Schützlinge  zu  verschleiern.  »Alle 
Ges(!häfte  der  Kompagnie  wnirden  mit  ebenso 
grosser   Zeit-   wie  Geldverschwendung   be- 
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trieben,  weil  die  ausführenden  Organe  selbst 
bei  den  Lieferungen  etc.  interessiert  waren. 
Ebenso  hingen  sie  blindlings  am  Alten,  auch 
-wo  dessen  ursprunglicher  Grund  lange  ver- 
schwunden war ;  denn  nützliche  Neuerungen 
hätten  mehr  Anstrengung  und  mehr  Ver- 
antwortlichkeit mit  sich  geführt  als  der 
Schlendi-ian  des  Herkommens.  Die  Zahl 
der  Schiffe  war  um  h'3  grösser,  als  der 
Handel  der  Gesellscliaft  erforderte,  zum 
Teil  damit  sie  zum  Privathandel  der  Be- 
amten gemissbraucht  w^erdeu  könnten.  Die 
Zahl  der  mussigen  Beamten  in  Batavia  war 
so  gross,  dass  man  1740  bei  Gelegenheit 
des  Chinesenaufstandes  allein  von  den  un- 
beschäftigten Seeleuten  ein  Corps  errichtete 
und  noch  ein  zweites  hätte  errichten  können.« 
(Röscher.) 

Das  im  Innern  nur  noch  formell  auf- 
recht erhaltene  Monopol  Hess  sich  aucli 
gegenüber  den  anderen  europäischen  Nationen 
nicht  mehr  wirksam  verteidigen ;  denn  noch 
mehr  als  die  kaufmännische  erschlaffte  die 
seemännisclie  und  kriegerische  Tüchtigkeit 
der  Holländer,  währencY  ein  leerer  Prunk 
um  sich  griff  und  zum  Kriegsdienst  fast 
nur  noch  ausländische  Soldtnippen  ver- 
wendet wurden.  Infolge  dieser  verhängnis- 
vollen Entwickelung  gelang  es  namentlich 
den  Engländern,  die  erste  Stelle  im  in- 
dischen Handel  den  Holländern  zu  ent- 
reissen,  während  auch  Schweden,  Dänen, 
Belgier  und  Franzosen  zeitweilig  erhebliche 
Teile  desselben  an  sich  brachten. 

Endlich  wirkte  auch  die  Abnahme 
des  Verbrauchs  von  Gewürzen,  den 
wichtigsten  Waren  der  holJändischen  Kom- 
pagnie, nachteilig  auf  deren  Geschäftsgang, 
wähi-end  sie  zugleich  nicht  die  Kraft  be- 
sass,  gleich  den  Engländern  sich  neue  gi'osse 
Verkehrszweige  zu  schaffen. 

Dieser  ganze  Verfall  vollzog  sich  in 
einer  Zeit,  während  der  die  Niederlande 
von  ernstlichen  äusseren  Gefahren  nicht 
bedroht  waren,  und  ohne  dass  die  Kompagnie 
an  ihrem  Besitzstande  erhebliche  Einbussen 
erlitt.  Zwar  fielen  noch  manche  Streitig- 
keiten mit  andei-en  europäischen  Nationen 
vor,  und  an  Empörungen  indischer  Völker- 
scliaften  fehlte  es  ebenfalls  nicht;  doch 
brachte  nur  der  mit  unerhörter  Grausam- 
keit unterdrückte  grosse  Chinesenaufstand, 
der  1740  auf  Java  ausbrach,  die  holländische 
Herrschaft  einen  Augenblick  in  Gefalir. 
Selbst  der  unglückliche  Krieg  gegen  Eng- 
land 1781/83  vei^etzte  nur  dem  Ansehen, 
nicht  dem  Besitzstande  der  Republik  einen 
ernstlichen  Stoss.  Erst  die  grossen  Fran- 
zosenkriege seit  1793  haben  dem  Handel 
der  Holländer  und  ihrer  Kolonialhen'schaft 
ein  rasches  Ende  bereitet.  In  den  Jahren 
1795 — 1799  gingen  alle  asiatischen  und 
afrikanischen  Besitzungen    der    mit   Frank- 


reich zwangsweise  verbündeten  »Batavischen 
Republik«  an  die  Engländer  verloren.  Die 
Ostindische  Kompagnie  musste  sich  auf- 
lösen, und  auch  als  1814  im  ersten  Pariser 
Frieden  das  neugegründete  Königreich  der 
Niederlande  den  grössten  Teil  der  hinter- 
indischen Besitzimgen  zurückerhielt,  hat 
dies  die  alte  Ostindische  Kompagnie  nicht 
wieder  zu  neuem  Leben  erweckt. 

7.  Schlnssbetrachtungen  nnd  neneste 
Entwickelnng.  Die  alte  Ostindische  Kom- 
pagnie der  Niederlande  ist  sowohl  vor  wie 
nacli  ihrem  Ende  sehr  vei'schiedenartig  be- 
luieilt  worden,  wobei  regelmässig  die  Frage 
des  Monopols  die  entscheidende  Rolle  ge- 
spielt hat.  Wir  haben  gesehen,  dass  das 
Monopol  mindestens  eine  Zeit  lang  notwendig 
war,  jedenfalls  solange  der  niederländische 
Besitzstand  in  Indien  noch  kein  ganz  ge- 
festigter war.  Wäre  es  dann  abgeschafft 
worden,  so  hätte  dies  die  Kompagnie  viel- 
leicht vor  dem  Verfalle  bewahrt;  doch 
bildete  das  Monopol  eben  den  wichtigsten 
Bestandteil  des  ganzen  älteren  Kolonial- 
systems. Die  Organisation  der  Kom- 
pagnie war  wie  die  des  niederländischen 
Staatswesens  dem  Chai-akter  des  Volkes 
trefflich  angepasst  und  sehr  gut  geeignet, 
die  erhofften  geschäftlichen  Erfolge  zu 
zeitigen.  Aber  gerade  die  ganz  enormen 
Reichtümer,  welche  mit  Hilfe  dieser  glück- 
lichen Organisation  in  den  Niederlanden 
zusammenströmten,  entwickelten  gewisse 
Cliaraktereigenschaften  des  Volkes  der- 
massen,  dass  dadurch  die  in  jener  Organi- 
sation liegenden  Tendenzen  ebenfalls  über- 
mässig gesteigert  und  schliesslich  auch  dem 
Volkswohlstaude  verderblich  werden  mussten. 
Eine  Wiedergeburt  konnte  wolü  nur  aus 
der  gewaltsamen  Zerstönmg  der  überlebten 
Formen  hervorgehen.  Doch  hat  die  neuere 
holländische  Kolonialpolitik  gerade  das 
Monopol,  wenn  auch  nicht  in  derselben  Ge- 
stalt, aus  dem  alten  Systeme  herüberge- 
nommen. 

Zwar  wurde  der  Verkehr  in  Nieder- 
ländisch-Indien  Ende  des  Jalires  1825  für 
alle  befreundeten  Flaggen  freigegeben,  mit 
Ausnahme  der  Molukken,  deren  Häfen  indes 
seit  1854  ebenfalls  dem  allgemeinen  Ver- 
kehre eröffnet  worden  sind.  Doch  haben 
die  ausländischen  Flaggen  erst  in  den  letzten 
Jahren  am  Handel  mit  Mederländisch-Indien 
rasch  steigenden  Anteil  gewonnen,  was  bis 
dahin  verliindert  wurde  durch  das  faktische 
Monopol,  das  die  Regierung  der  grossen 
»Nederlandsche  Handelsmaat- 
schappij«  eingeräumt  hatte. 

Diese  neueste  niederländische  Handels- 
gesellschaft für  den  Verkehr  mit  Indien  ist 
im  Jahre  1824  ohne  besondere  Privilegien, 
wenn  auch  unter  lebhafter  Teilnahme  des 
Königs  und  der  Regierung  begründet  worden, 
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erhielt  aber  zehn  Jalire  später  eine  ganz  l 
neue  Stellung  durch  ihi-e  enge  Verbindung! 
mit  dem  von  dem  Generalgouverneur  van  ! 
der  Bosch  in  Niederländisch-Indien  ein- 1 
goführtenPlantagcnsysteme,  dem  sogenannten  , 
vKultinirstelsel«.  Der  Plantagenbau,  von  der  I 
alten  Kompagnie  zwar  gelegentlich  ermutigt, ' 
aber  nicht  selbst  gepflegt,  ist  ei^t  in  unsei-em  ] 
Jahrhundert  der  Gegenstand  besondei-er  Auf-  i 
nierksamkeit  seitens  der  niederländischen  i 
Kolonialregierung  gewonlen ;  nach  längerem  | 
Umhertasten  entschied  sich  diese  seit  183U 
für  das  erwähnte  *  Kultursystem',  welches! 
darauf  berechnet  wai-,  möglichst  viele  filr 
den  holländisc;hen  Markt  vorteilhafte  Pro- 
dukte zu  erzielen  \md  zwar  in  einer  Weise, 
welche  den  Sitten  und  Anschauungen  der 
Eingeborenen  entsprach  und  sie  an  Arbeit 
gewöhnte  (Andree),  Die  Regierung  übcTliess 
ihnen  Land  zur  Bewirtschaftung,  tilK?i'wachte 
den  Anbau  und  befreite  die  eingeboi-ene 
Bevölkerung,  wenn  sie  ein  Fünftel  der 
Bodenfläche  für  den  Anbau  von  Produkten 
für  den  europäischen  Markt  bestellt,  von 
der  hohen  gesetzlichen  Grundsteuer.  Die 
Erzeugnisse  der  Plantagen  mussten  an  die 
Regierung  abgeliefert  werden. 

Als  nun  van  der  Bosch  1S34  Kolonial- 
minister  wurde,  schloss  er  mit  der  Handels- 
maatsehai)i)ij  Verträge  ab,  wonach  die  Re- 
gierung alle  Kolonialprodukte  in  den  von 
(ier  Gesellschaft  gechai-terten  Schiffen  nach 
Euroi)a  verfrachtete  ujid  dort  durch  die 
Gesellschaft  verkaufen  Hess,  wogegen  diese 
einen  durchgehenden  Voi-schuss  von  10 
Millionen  Gulden  zu  ^.2^/0  Zinsen  zu  leisten 
hatte.  Ebenso  besorgt  die  Maatscliappij  den 
Einkauf  aller  euix)päischen  Waren,  deren  die 
Regierung  für  die  Kolonieen  bedurfte. 

Das  System  hat  jedenfalls  den  Plantagen- 
bau mächtig  gefördei%  hat  ferner  der  nieder- 
ländischen Schiffalirt  lohnende  Beschäftigimg 
zugeführt  und  hat  es  endlich  erleichtert, 
dass  Amsterdam  und  Rotterdam  für  einzelne 
indische  Artikel  (Kaffee,  Zucker,  Indigo, 
Chinarinde)  Weltmäi-kte  geblieben  sind.  Doch 
wurde  das  System  auch  heftig  angegriffen, 
weil  es  die  Eingeborenen  bedrücke  imd  den 
Handel  behindere.  Das  hat  in  neuester  Zeit 
eine  Umgestaltung  des  Systems  veranlasst, 
wodurch  die  Maatschappij  ihr  faktisches  Mo- 
nopol teilweise  eingebüsst  hat. 

III.  Die  englisch-ostindischen  Handels- 
gesellsehaften. 

8.  Die  alte  Ostindische  Kompagnie 
als  reine  Handelsgesellschaft  (1600  bis 
1697).  Bereits  ein  Jahrhundert,  bevor  die 
Holländer  ihre  Fahrten  nach  Indien  auf- 
nahmen, hatten  die  Engländer  versucht,  auf 
dem  Nordwest-  wie  auf  dem  Nordost wege 
das  viel  begehrte  Land  zu  eireichen  (John 
Cabot  149G,  Sir  Hugh  Willoughby  1553  etc.). 


Der  Welturasegler  Sir  Francis  Drake  knüpfte 
sodann  1577  Verbindungen  an  auf  Teniate. 
einer    Molukkeninsel,    und     1579    besuctte 
Thoraas   Stephens   Vorderindien.      Die    Be- 
schreibungen seiner  Reise  und  einiger  ahn- 
liehen  Fahrten   der  folgenden  Jahi*e  trugen 
viel    zur   Verbreitung   des   Wunsches    na»::h 
einer  direkten  Verbindung   mit  Indien  >«ei: 
doch    hatten    die   englischen   Kaufleute    zu- 
nächst noch  gewinn  versprechende  Ziele  ihn': 
Unternehmungen  in  grosserer  Nähe,  und  erst 
als  die  Holländer  anfingen,  sieh  des  Hand"^:^ 
mit  Inilieu  zu  bemächtigen,  als  sie  bes«Dnders 
anfingen,  die  Preise  der  Gewürze  nach  ihi>-r 
Interessen  zu  reguliei*en,  und  als  der  gros^- 
Weltmai'kt    für    ostindische    Pnxlukte    vf»n 
Lissabon  und  Antwerpen   nach   Amsterdam 
ül)ersiedelte.  da  ergriffen  zahlreiclie  Londoner 
Kaufleute  die  Initiative,  um  sich  einen  An- 
teil am  ostindischen  Handel  zu  sichern.   Sif^ 
subskribierten  1599  ein  Kapital  von  30f>X>  £ 
zur    Gründung    einer   Kompagnie    für   der. 
Handel    mit  Indien    und   ert»aten    sich  von 
der  Regierung  die  Erteüung  ausschliesslicher 
Handelsprivilegien.      Unter    den    Gründern 
standen  einige  Mitglieder  der  Turkey  Com iiany 
obenan,  von  denen  Thomas  Smith  der  erste 
Direktor  der  neuen  Gesellschaft  wunie.   Di^ 
Begründer   dei-selben   liessen    ohne    Zögern 
die  bis  dahin  für  den  überseeischen  Handel 
aiissciüiesslich  übliche  Gesellschaftsform  dei 
-^regulated  Company^  fallen  und  gingen  ziu- 
reinen  Kapitalgesellschaft  über  (vgl. 
die    Artikel    Handelsgesellschaften. 
Volkswirtschaftliche      Bedeutung 
oben    Bd.    IV    S.    1019  ff.).     In    der    Ein- 
gabe an   die   Regierung  erklärten   sie   aus- 
drücklich, dass  der  Handel  mit  so  weit  ent- 
legenen  Ländern   »cannot  be  managed  but 
by  a  Joint  and  united  stock«. 

Da  in  England  damals  noch  nicht  wie  in 
den  Niederlanden  bei-eits  Gesellschaften  für 
den  Handel  mit  Indien  entstanden  waren, 
so  gab  es  auch  im  Lande  selbst  keinen 
Wideretand  gegen  die  Errichtung  einer 
grossen  Monopol kompagnie;  nur  vom  Aus- 
lande her  zeigte  sich  ein  Hindernis:  Hein- 
rich IV.  von  Frankreich  verliandelte  nämlich 
damals  wegen  einer  Versöhnung  zwischen 
England  und  Spanien.  Wäre  diese  gelungen, 
so  hätte  Königin  Elisabeth  die  Kompagnie 
opfern  müssen.  Wie  in  den  Niederlanden, 
so  bildete  auch  in  England  der  tiefgehende* 
Gegensatz  zu  Spanien  die  wichtigste  Voraus- 
setzung für  die  Erlangimg  eines  Anteils  am 
indischen  Handel.  Aber  die  Versöhnungs- 
versuche  scheiterten,  imd  am  31.  Dezember 
1()00  erteilte  Königin  Elisabeth  der  Gesell- 
schaft, welche  den  Namen  führte  »The  Gt)ver- 
nour  and  Company  of  Merchauts  of  London 
ti'ading  into  the  Eastlndies«,  die  erste  Charter. 

Die  Kompagnie  erlangte  das  Handels- 
monopol füi'  alle  Länder  am  indischen  uuJ 
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stillen  Ocean  zwischen  der  Magelhaenstrasse 
lind  dem  Cap  der  guten  Hoffnung.  Ans  der 
Cliarter  ist  noch  hervorzuheben,  dass  den 
unter  21  Jahre  alten  Söhnen,  den  Faktoren 
und  Lehrlingen  der  ersten  Mitglieder  die 
Teilnahme  am  indischen  Handel  gestattet 
'wurde,  ein  Ueberbleibsel  aus  den  Charters 
der  alten  gildeartigen  regulated  companies. 

Das  anfängliche  Kapital  der  Gesellschaft 
nach  Ei-teilung  der  Charter  betrug  nur 
69091  £,  nur  etwa  lO^/o  desjenigen,  mit 
dem  die  holländische  Kompagnie  ihren  Han- 
del begann.  Bei  den  ereteu  beiden  Reisen, 
welche  zusammen  ein  Unternehmen  bildeten, 
subskribierten  287  Personen,  darunter  212 
mit  Anteilen  unter  3<J0  £'. 

Die  erste  Flotte  bestand  aus  den  4  besten 
Schiffen,  welche  in  England  aufzutreiben 
waren ;  das  grösste  derselben  hatte  600  Ton- 
nen, daß  kleinste  240  Tonnen  Tragfähigkeit. 
Kommandant  war  der  Kapitän  Lancaster, 
der  bereits  eine  Unternehmung  nach  Indien 
als  Schiffskapitän  mitgemacht  hatte.  Die 
Flotte  besuchte  Sumatra,  Java,  Atschin  und 
die  Molukken,  knüpfte  auch  Verbindungen 
mit  den  Eingeborenen  an,  erzielte  aber 
ihren  Haupterfolg  durch  Wegnahme  eines 
grossen  portugiesischen  Schiffes.  Infolge 
dieses  glücklichen  Fanges  ergab  die  Unter- 
nehmung ein  günstiges  Resultat.  Die  heim- 
gebrachten Waren  wurden  aber  in  natura 
veileilt,  und  da  insbesondere  der  Pfeffer, 
die  wichtigste  Ware,  schwer  verkäuflich 
war,  so  dauerte  es  lange  Jahre,  ehe  der  Ge- 
winn realisiert  und  festgestellt  werden  konnte. 

Dazu  kamen  noch  manche  andere  Schwie- 
rigkeiten: König  Jakob  erteilte,  entgegen 
dem  Privilegium  der  Gesellscliaft,  einem 
anderen  Unternehmer  Lizenz  zum  Handel 
mit  Indien,  und  dieser  diskreditierte  die 
englische  Sache  durch  seine  Unbesonnenheit 
imd  ünerfahrenheit.  Auch  die  grosse 
Sterblichkeit  unter  den  nach  Indien 
gefahrenen  Engländern  wirkte  entmutigend, 
zumal  die  Gegner  der  Kompagnie  diesen 
Umstand  benutzten,  um  das  indische  Klima 
als  besonders  verderblich  hinzustellen.  Ferner 
wurden  gegen  sie  Anklagen  erhoben  wegen 
ihres  Geldexports,  wegen  der  Gefälmlung 
des  nationalen  Bestandes  an  Schiffen  uncl 
Schiffsmannschaft  durch  die  weite  Fahrt 
nach  Indien  etc.  Eine  Zeit  lang  w^ar  der 
Handel  mit  Indien  entschieden  unpopulär. 
Aber  einige  Mitglieder  der  Kompagnie  liatten 
ausreichende  Mittel  und  Mut  genug,  um  das 
gefährdete  Unternehmen  über  Wasser  zu 
halten. 

Bis  zum  Jahre  1612  wurden  9  Flotten 
ausgesandt.  Sie  ergaben  einen  ansehnlichen, 
indes  im  Verhältnis  zum  Risiko  nicht  über- 
mässigen Gewinn.  Zwar  kamen  vereinzelt 
Dividenden  bis  zu  218  ^/o  vor;  aber  der  jälir- 
liche    Durchschnittsgowinn    der    ei-sten    12 


Flotten  blieb  noch  etwas  unter  20  ^/'o.  Frei- 
lich traten  die  einzelnen  Unternehmungen 
der  Kompagnie  mit  einander  sowolil  beim 
Einkauf  wie  beim  Verkauf  in  Konkun^enz, 
so  dass  sich  innerhalb  der  Gesellschaft  ähn- 
liche Verhältnisse  herausbildeten,  wie  solche 
in  den  Niederlanden  vor  Errichtung  der  Ver- 
einigten Kompagnie  bestanden  hatten.  Erst 
1612  beschloss  man,  alle  Reisen  für  gemein- 
same Rechnung  sämtUcher  Aktionäre  zu 
machen,  so  dass  die  Kompagnie  erst  jetzt 
ein  ständiges  Grundkapital  (von  418691  £*) 
und  überliaupt  einen  einheitlichen,  perma- 
nenten Chai-akter  erhielt,  während  sie  bis 
dahin  noch  den  regulated  companies  näher 
stand. 

Die  Gesellschaft  entwickelte  sich  nun 
immer  mehr.  Sie  besass  1615  Faktoreien 
auf  Java,  Sumatra,  den  Bandainseln,  Borneo, 
Celebes,  in  Japan,  Slam,  Malakka,  an  der 
Malabar-  und  an  der  Koromandelküste  wie 
auch  im  Reiche  des  Grossmoguls.  Mittel- 
punkt des  Handels  war  anfangs  Bantam  auf 
Java  und  erst  seit  1639  Surat  im  Reiche 
des  Grossmoguls.  Eigentliche  Territorien 
besass  die  Kompagnie  damals  noch  nicht, 
nelmehr  war  sie  eine  reine  Handelsgesell- 
scliaft,  wenn  sie  auch  oft  kriegerische  Mass- 
regeln ergreifen  musste,  wobei  die  Regierung 
sie  diu-ch  ausgedehnte  Vollmachten  unter- 
stützte. Ihre  Hauptgegner  waren  in  dieser 
Periode  die  Portugiesen.  Doch  kam  sie  auch 
mit  den  Holländern  in  Konflikt,  und  letztere 
behielten  in  Hinterindien  die  Oberhand, 
während  die  Engländer  Vorderindien  mehr 
und  mehr  zum  wichtigsten  Schauplatz  ihrer 
Operationen  machten  und  hier  später  die 
Holländer  hinausdrängten. 

Nunmehr  begann  auch  die  öffentliche 
Meinung  in  England,  den  ostindischen  Handel 
als  eine  Angelegenheit  von  nationaler  Be- 
deutimg  zu  würcUgen.  Indes  hielt  man  noch 
lange  Zeit  den  Handel  mit  den  europäischen 
iJlndern,  insbesondere  mit  den  Niederlanden 
und  Deutscliland  für  wichtiger,  namentlich 
füi-  profitabler,  und  kaum  jemals  ist  der 
ostindische  Handel  in  England  dei-art  als 
die  Gnuidlage  des  ganzen  nationalen  Wohl- 
slandes betrachtet  woixlen  wie  in  den 
Niederlanden.  Auch  die  Regierung  hat  ihn 
doi-t  niemals  mit  dem  gleichen  Naclidnick 
unterstützt,  und  das  Parlament  hat  wieder- 
holt gegen  die  Komj)agnie  Partei  ergi-iffen. 

Schon  im  Jahre  1624  wurde  die  Gesell- 
schaft im  Parlamente  angeklagt,  den  Geld- 
export und  die  Wald  Verwüstung  (durch  den 
Bau  ungewöhnlich  grosser  Schiffe)  zu  be- 
fördern, auch  die  seemännische  Bevölkenmg 
durch  ihre  Wanten  gefährlichen  Reisen  zu 
decimiercn,  VorwüHe,  die  die  Kompagnie 
indes  widerlegte.  Sie  konnte  sich  jetzt 
überdies  schon  darauf  berufen,  dass  sie  den 
!  Import    von    Leinen  waren,    Battisten    und 
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Schi oiei-st offen  ans  tlen  Niederlanden, '  ralion  nahm  der  indische  Handel  einen  so 
Deutschland  inid  Frankreich  in  wachsendem  glänzenden  Aufschwung,  dass  der  Aktien- 
Urafange  überflüssig  mache  durch  die  Ver- j  kurs  auf  fast  2r)()^.o  stieg  imd  die  Ver- 
breitimg des  Geschmacks  an  den  indischen  j  doppelnng  des  Kapitals  1G76  ohne  Mühe 
Baumwollstoffen,  die  von  England  aus  [  gt*Jang. 

bereits  stark  nach  anderen  Ländern  wieder  Im  Jahre  1681  wnirde  die  Kompagnie 
ex|X)rtiert  wurden.  Einige  Jahrzehnte  sj)äter  aufs  neue  von  verschieilenen  Seiten  heftig 
betrug  der  Impoi-t  der  KomjkOgnie  an  Baum-  angegriffen.  Englische  Kattimdrueker  und 
wollwaren  schon  weit  mehr  als  der  ganze  Seidenwel)er  beschwerten  sich  ül^er  den  Im- 
übrige  lmi)ort  zusammengenommen.  jCoch  ;  i)ort  indischer  Fertigfabrikate  und  die  Turkey 
im  17.  Jahrhundert  begann  man  auch  in  Comi)any  über  den  Import  von  Rohseide 
England  schon,  die  Kattune  zu  be<lrucken, !  aus  Indien.  Viele  der  ersten  Londoner 
während  die  Fabrikation  dei-sellien  dort  be- ;  Kaufleute  l)esch werten  sich,  dass  die  Zahl 
kanntlich  erst  im  18.  Jahrhundert  Bedeutung  |  der  Teilhaber  an  der  Kompagnie  eine  zu 
erlangte.  I  geringe  sei.    Sie  führten  aus,  der  ostindische 

Obgleich  die  Kompagnie  wiederholt  (1618, 1  Handel  mache  jetzt  mehr  als  den  vierten 
1631)  ihr  Kapital  jinschnJich  vergnjsserte, ;  Teil  des  englischen  Gesamthandels  aus,  be- 
kam es  doch  1685  zur  Konzessionierung  fände  sich  aber  trotzdem  in  den  Händen 
einer  Konkurren zgesellscluift,  die  erst  1649  einer  Gesellschaft,  die  nur  noch  5.7J  Teil- 
mit  der  älteren  GeselLschaft  verschmolzen !  halber  hätte ,  bei  welclier  der  grosste  Teil 
wurde.  ^  des    Gewinnes    unter    40   Personen    geteilt 

Die  Geschäfte  der  Kompagnie  nahmen  '  und  die  ganze  Verwaltung  von  lu  bis  12 
in  den  politisch  wild  l)ewegten  Zeiten,  Pei-sonen  geleitet  weitle ;  mehrere  Aktionän^ 
welche  England  im  zweiten  Drittel  des  besessen  je  50000,  einer  sogar  ül)er  100  0(X)£ 
17.  Jahrhunderts  durchmachen  musste,  mehr  ■  Aktien ,  und  da  letztere  so  hohen  GeAÄ-iun 
und  mehr  eine  ungünstige  Wendimg.  Selbst  brächten,  wollte  niemand  sie  verkaufen.  Der 
als  das  Parlament  im  Jahre  1650  einen  An-  Aktienkurs  war  damals  auf  50()^/o  gestiegen: 
lauf  nalim,  um  die  Kompagnie  zu  unter- ,  doch  fand  in  den  Aktien  noch  kein  reg»'-l- 
stützen ,  blieb  das  Resultat  ein  klägliches. '  massiger  Handel  statt. 
Der  Krieg  mit  Holland  165154  endigte  zwar'  Auch  dieses  Mal  gewann  die  Kompagnie 
mit  einer  Entschädigimg  für  die  der  Kom- '  die  Oberhand ,  ihre  Geschäfte  entwickelten 
mgnie  durch  die  Holländer  zug« 'fügten  Ver- I  sich  immer  günstiger,  sie  erlangte  sogar 
luste;  aber  da  die  Angriffe  auf  ihr  Monopol ;  1681^  neue  Privilegien,  und  in  der  Charter, 
immer  stärker  wurden  und  Crom  well  ihr  j  welche  König  Jakob  IL  ihr  1686  erteilte, 
ebenfalls  nicht  freundlich  gesinnt  war,  so  wunle  ausdrücklich  der  Grundsatz  nitMler- 
wunle  der  englische  Handel  mit  Indien  gelegt,  dass  der  Handel  mit  Indien 
faktisch  freigegeben,  ohne  diiss  das  Pri vi- .  nur  durch  eine  grosse  privilegierte 
legium  der  Kompagnie  indes  ausdrücklich  Aktiengesellschaft  zum  Wohle  der 
abgeschafft   wurde.      Alsbald    ergaben    sich   Nation    betrieben    werden     könne 


aus  diesem  Zustande  die  bedenklichsten 
Folgen:  die  Preise  der  englischen  Waren 
in   Indien   wuitlen   durch   Schleuderei    ver- 


dagegen  durch  die  Freigebung  des 
Handels  ruiniert  werden  müsse. 
Trotzdem   wurde  eben  diese  letzterwähnte 


dorben  und  dagegen  die  der  indischen  Waren  Massivgel  nach  Vertreibung  der  Stuarts,  und 
unsinnig  gesteigert,  die  dortigen  Fürsten  be-  j  zwar  im  Jahre  1694  gegen  den  durch  gross- 
nutzten  die  Streitigkeiten  der  Engländer, 'artige  Bestechungen  unterstützten  energischen 
um  diese  zu  beleidigen  oder  gar  zu  miss- !  Widerstand  der  Gesellschaft  unter  all- 
handeln u.  s.  f.  So  weit  kam  es,  dass  die !  gemeinem  Beifalle  ins  Werk  gesetzt ,  al^er 
Kompagnie  im  Januar  1657  ihre  Privilegien  1  (lie  vorhergesagten  Folgen  Hessen  nicht  auf 
und  ihr  gesamtes  Inventar  an  der  Londoner  '  sich  warten;  denn  es  folgte  nun  eine  17jäh- 


Börse  öffentlich  (ostensibel?)  zum  Verkauf 
ausbot.  Doch  eben  dies  fülirte  die  ohnehin 
schon  von  ^ielen  Seiten  angestrebte  Rück- 
kehr zu  den  früheren  Grundsätzen  herbei. 
Die  Kompagnie  erhielt  im  Oktober  1()57 


rige  Periode  des  Verfiüles  für  die  Kom- 
])agnie  und  gnJsster  Verwirrung  für  den 
ganzen  ostindischen  Handel. 

Das  gewaltige  Anwachsen  des  Untemeh- 
munirsgeistes   nach  der  Revolution  und  ins- 


eine   neue  Charter,  reorganisierte   sich  mit   besondere   die  allgemeine  Begiei-de,  sich  an 


einem  Kapitale  von  739  782  £,  wovon  indes 
nur  eine  Hälfte  sogleich,  die  andere  erst 
1676  eingezahlt  wurde,  und  nahm  ihren 
Handel  mit  frischer  Kraft  wieder  auf.  Doch 
stieg  der  Aktienkurs  in  den  ersten  Jahren 
nur  langsam,  und  ein  Versuch,  neue  Aktien 
zu  130  "/o,  dem  inneren  Werte  derselben,  zu 
emittieren,  misslang.    Erst  unter  der  Restau- 


dem  damals  so  gewinnreichen  Handel  mit 
Indien  zu  beteiligen,  die  umsichgrcifende 
F<)n(lssi)ekulation ,  welche  die  Entstellung 
neuer  (Unternehmungen  ausserordentlich  er- 
leichterte, die  Finanznot  des  Staates,  der 
diese  Sti'r)mung  für  sich  ausbeutete,  —  alles 
das  hatte  zur  Folge,  dass  es  zeitweilig  drei 
oder  vier   grosse   Gnippen   von   Teilhabern 
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am  Handel  mit  Ostindien  gab,  darunter  eine 
neue  Kompagnie  mit  einem  Kapitale  von 
2  Millionen  £.  So  nachteilig  erwies  sich 
dieser  Zustand  für  den  Handel,  dass  scliliess- 
lich  alle  Welt  das  Monopol  wieder  herbei- 
wünschte. 

Inzwischen  hatte  die  Kompagnie  aufge- 
hört, eine  blosse  Handelsgesellschaft  zu  sein, 
und  angefangen,  einen  politischen  Körper 
zu  bilden.  Im  Jahi-e  1669  hatte  sie  Bom- 
bay er^'orben.  Sie  nahm  auf  dieser 
sumpfigen  Insel  grosse  Entwässerungsan- 
lagen vor,  wodurch  das  anfangs  tödliche 
Klima  verbessert  und  die  Bevölkerung  in 
20  Jahren  mehr  als  verzehnfacht  \^^urde. 
Bombay  trat  seit  1687  an  die  Stelle  Surates 
als  Hauptstadt  der  englischen  Besitzungen 
in  Ostindien.  Der  erste  eigentliche  Territorial- 
besitz der  Kompagnie  bestand  aber  in  einem 
1698  gekauften  Landstreifen  am  Huglyflusse, 
auf  dem  sich  u.  a.  das  Dorf  Calcutta 
befand.  Die  dort  angelegte  Faktorei  nahm 
eine  so  rasche  Entwickelung,  dass  Calcutta 
schon  1707  zum  Sitze  einer  besonderen 
Präsidentschaft  gemacht  wurde.  Das  Recht 
der  Kriegführung  gegenüber  den  indischen 
Fürsten  sowie  das  der  Münzprägung  hatte 
die  Kompagnie  bereits  durch  die  Charter 
vom  Jahre  1686  erlangt. 

9.  Die  neue  ostindische  Kompai^nie 
als  politische  Handelsgesellschaft  bis 
ZOT  Aufhebung  ihres  Monopols  (1702 — 
1813).  Im  Jahre  1702  bildete  sich  die 
»United  Company  of  Merchants  of  England 
trading  to  the  East  Tndies« ;  doch  bestanden 
noch  Streitigkeiten  mit  der  alten  Kompagnie, 
die  erst  1708  durch  einen  Schiedsspruch 
des  Schatzkanzlers  Godolphin  aus  der  Welt 
geschafft  wurden. 

Die  Gesellschaft  erhielt  aufs  neue  das 
ausschliessliche  Recht  des  Handels  mit 
Indien.  Dagegen  lieh  sie  dem  Staate  2  Mil- 
lionen £  d.  h.  einen  ihrem  Stammkapital 
gleichkommenden  Betrag,  zu  S^lo  jährlich 
und  bald  darauf  nochmals  1 200  000  £'  zins- 
los, so  dass  sie  für  die  Totalsumme  von 
3200000  niu-  5%  Zinsen  erhielt.  Hier- 
durch wurde  das  Interesse  des  Staats  enger 
als  bisher  mit  dem  der  Kompagnie  verknüpft. , 

In  Indien  erlangte  die  Gesellschaft  1717 
von  dem  damaligen  Grossmogul  ebenfalls , 
ausgedehnte  Privilegien:  unter  anderen 
wurde  ihr  Landbesitz  erheblich  vergrössert 
und  ihr  das  Recht  eingeräumt,  die  Aus- 
lieferung aller  Personen  zu  beanspruchen, 
welche  ihr  verschuldet  waren.  Ihr  Handel 
wurde  von  allen  Zöllen  und  Visitationen 
befreit,  und  ilu*e  Münzen  erlangten  gesetz- 
liche Zahlungskraft.  Im  Jahre  1726  wurde 
ihr  ferner  von  der  onglischen  Regierung 
die  Gerichtsbarkeit  in  bürgerlichen  Straf- 
sachen (ausser  Hochverrat)  für  ilii-e  indischen 
Besitzungen   übertragen.     Endlich   erlangte 


sie  die  Stellung  einer  asiatischen  Gross- 
macht in  den  kriegerischen  Ereignissen, 
deren  Schauplatz  Indien  namentlich  nach 
der  Mitte  des  Jahrhunderts  wurde. 

Schon  seit  Jahrzehnten  war  damals  das 
einst  so  mächtige  Reich  des  Grossmoguls 
rettungslos  in  Verfall  geraten.  Die  Satrapen 
der  einzelnen  Reichsteile,  die  Subahdars, 
führten  mit  einander  erbitterte  Kämpfe,  in 
welche  die  Engländer  und  Franzosen  ninein- 
gezogen  wurden,  wobei  sie  ihi-e  Rivalität  um 
die  Kolonialherrschaft  auf  indischem  Boden 
zum  Austrag  zu  bringen  suchten.  Der  Krieg 
1745/48  verlief  resultatlos,  und  auch  in  den 
folgenden  Jahren  schwankte  die  Entschei- 
dung hin  und  her.  Mehrfach  errangen  die 
tapferen  französischen  Führer  Dupleix,  La 
Bourdonnais  und  andere  ansehnliche  Erfolge, 
und  1753  standen  die  Angelegenheiten  der 
enghschen  Kompagnie  so  schlecht,  dass  sie 
die  Regiei-ung  um  Intervention  bitten  musste, 
worauf  in  der  That  ein  Waffenstillstand  ab- 
geschlossen wiu-de;  doch  kam  es  noch 
schlimmer:  Im  Jahre  1756  wurde  Calcutta 
vom  Surajah-Dowlah  erobert,  der  darauf  146 
Engländer  auf  grausame  Art  im  »schwarzen 
Loche«  sterben  liess.  Aber  jetzt  trat  eine 
Wendung  ein,  dank  der  Enei-gie  und  Tapfer- 
keit des  englischen  Kommandanten  Oberst 
Clive,  der  den  Surajah-Dowlah  in  der 
Schlacht  von  Plassy  besiegte,  der  Kompagnie 
das  Protektorat  über  das  Reich  des  Gross- 
moguls und  die  unmittelbare  Herrscliaft 
über  einige  seiner  besten  Provinzen  erwarb. 

Gern  hat  sich  die  Kompagnie  auf  diese 
Kämpfe,  die  ihren  Handelszwecken  wider- 
strebten, nicht  eingelassen;  sie  musste  es 
aber  thun,  wollte  sie  nicht  ihren  gesamten 
Besitzstand  verlieren.  Durch  ein  Zusammen- 
treffen glücklicher  Umstände,  durch  die 
Tapferkeit  Clives  und  die  geschickte  Diplo- 
matie einiger  ihrer  Vertreter  ist  die  Kom- 
pagnie, ohne  es  zu  wollen,  die  BeheiTscherin 
Indiens  geworden. 

Die  Periode  1720—1760  war  für  die 
Kompagnie  eine  Zeit  fallender  Dividenden, 
obwolil  die  Geschäfte  sich  günstig  ent- 
wickelten. Das  hing  folgendermassen  zu- 
sammen :  Die  Regierung  schützte  die  Kom- 
pagnie zwar  jetzt  im  ganzen  besser  als 
früher  vor  der  unerlaubten  Konkiurenz  Pri- 
vater, verlangte  aber  dafiu-  von  ilu*  abermals 
grosse  Vorschüsse,  deren  Zinsen  sie  dann, 
sobald  die  Zeiten  es  erlaubten,  halb  zwangs- 
weise reduzierte.  Dadurch  wurde  die  Divi- 
dende der  Kompagnie  von  10  ^/o  allmählich 
bis  auf  6^/o  herabgedrückt.  Als  aber  die 
neuen  .  Territorialerwerbungen  grosse  Ein- 
künfte abwarfen,  wurde  die  Dividende  1766 
wieder  auf  10  und  1767  sogar  vorüber- 
gehend auf  121/2^/0  erhüllt.  Diese  letztere 
Erhöhung  hing  indes  auch  mit  damals  wie- 
der stark  überhandnehmenden  Spekulationen 
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bedenklicher  Art  in  den  Aktien  der  Gesell-' 
Schaft    zusammen.      Das    Parlament    verbot 
demgegenüber   zunä(*hst  die  Erhöh unp  tler 
Divid(»nde  über  10 "o,  zog  fenuT  einen  Teil 
der  ne\ien  Teriitorialeinkünfte  für  dtm  Staat ; 
ein  und  liess   hicli   neue  groSvSe  Voi'schüsse  | 
von    der    Kompagnie    geben,    wogegen    die  j 
weiten^  Erhöhung  der  Dividende  (bis  12^  ä".o)  | 
wieder    gestattet    und    die    Verletzung   des , 
Handelsnionü|>«jls   der  Kümi>agnie  seit  1770  i 
wi(Hler  sti'enger   verfolgt   wurde.     Aber  die  | 
Leitung  der  Gesellschaft  liatte  die  (lescliäfts- 
lage   schon   seit   geraumer  Zeit   als   viel  zu 
günstig   augesehen,   so    dass   1772   ein   Zu- 
sammenbruch  erfolgte    und    die    Dividende 
wieder  auf   6^.o   reihiziert   werden    musste, 
zumal    die   neuen    B<^sitzungen    jetzt    hohe  \ 
Zuschüsse    erfoi-derten,   a\ich    die   gescliäft- ' 
liehe  lAMtung  zeitweilig  mangelhaft  und  un- 1 
ehrlich  wai-,   während   dem  Staate  sein  An- 1 
teil  an  den  Territorial-Einkünften  nach  wie', 
vor  gezalüt  werden  musste  und  die  G(\sell- 
schaft   sogar   1773  unter  Staatsaufsicht  ge- ' 
stellt  wurde.     So  schwankte  die  Pi-osperilät 
der  Komi>agnie,   und  auch  als  sie  nunmehr, 
dem  Plantagenbau  grössere  AufmerkvSamkeit 
schenkte    und    insbesondere  den   damals  in 
Westindien   aufgegebenen   Anbau   von    In- 
digo ermutigte,  war  das  finanzielle  Resultat 
dieser   Vei-suche   anfangs    ungünstig;    erst 
nach  erheblichen   Opfern   und  Voi'schüssen, 
die   sie    den   Pflanzern    machte,    naiun    der 
Indigoanbau  einen  bedeutenden  Aufschwung 
und    der  Import    des    Artikels    in  Englan(l 
stieg  in  der  Periode  17Sü— 1810  von  Gl  'hi^^  £ 
bis  1  942328  £'.   —   Der  Import  von  Thee 
vermehrte  sich  in  dem  Zeitraum  1705 — 1810 
von  1137  238  i;  auf  4162904   i*   und    der 
Ertrag  des  Thee  Zolles   von  lOOm)  i:  auf 
3  548860  i;!     Die  enorme  Höhe  des  Thee- 
zolles    gab    freilich  dem   Schmuggel   reiche 
Nahrung,    wobei   die  kontinentalen   ostinili- 
schen  Gesellschaften  hilfreiche  Hand  boten, 
so  dass  deren   Importe   zeitweilig   viel   be- 
deutender   waren    als    die    der    englischen 
Kompagnie.  Indes  machte  die  »commutation 
bilU  von  1784  dem  ein  Ende,  indem  sie  den 
TheezoU  ausseroi-dentlich  ermässigte  und  den 
Transit   ganz    frei    gab.     Hierdurch   erhielt 
der  Handel  der  Kompagnie  einen  bedeuten- 
den Zuwachs.   Und  gleichzeitig  wirkte  auch 
die  Wiederherstellung  des  Friedens  in  der- 
selben Richtung. 

Die  Verwaltung  der  Kompagnie  in  In- 
dien war  wieder  einmal  gegen  die  dortige 
Bevölkenmg  überstreng,  unverständig  und 
ohne  Schonung  der  uralten  Volksgewohn- 
heiten vorgegangen.  Auch  griffen  Bestech- 
lichkeit und  sonstige  Missbräuche  unter  den 
Beamten  um  sich.  Dies  erregte  allgemeine 
Unzufriedenheit,  welche  von  den  Franzosen 
und  einem  tapferen  Emporkömmling  Hyder 
Aly,    dem   Herrscher   von   Mysore,   gegen 


die  Komj>.*^nie  ausgebeutet  wurde.  Aiuh 
sein  Sohn  Tippu  Saib  erwies  sich  als  ein 
gefährlicher  Feind  der  Engländer,  die  en-t 
nach  langen  blutigen  Kämpfen  unter  dem 
Oberbefehl  des  harten  und  energischen  Gt^ 
nei-algouverneurs  Warren  Hastings  die 
Oberhand  gewannen;  im  Jahre  1784  wiird* 
endlich  Frieden  geschlossen. 

Die  Angelegenheiten  der  KompagDie 
waivn  in  dieser  Zeit  wieder  liäufig  Gegen- 
stand weitreichender  Parlamentsverhand- 
lungen, da  die  Nachrichten  über  ihre  indi- 
sche Politik  lebhafte  Erbittenmg  im  Volke 
hervorriefen.  Fox,  damals  Staatssekretär, 
beantragte  17K-J,  die  Verwaltung  Indiens 
teilweise  auf  den  Staat  zu  übernehmen; 
aber  sein  grasser  Gegner  Pitt  widersetzte 
sich  diesem  Plane,  und  obwohl  letzterer  von 
dem  Unterliause  angenommen  wiu*de.  fand 
er  nicht  die  Billigung  der  Loi-ds.  Es  er- 
folgt(»  darauf  ein  Ministerwechsel  und  Pitt, 
jetzt  seinerseits  ei*ster  Lonl  des  Schatzamtes, 
bnuhte  1784  einen  anderen  Heformplan  ein, 
der  angenommen  wui-de.  Eine  strengere 
Staatskontrolle  wurde  eingefülirt,  und  einige 
(jarantieen  für  geeignete  Auswahl  der  Be- 
amten sowie  gt^gen  Bestechungen  und  Er- 
I)ressungen  w^u'tlen  gescliaffen.  Hastings 
wurde  1784  zurückberufen,  in  Anklagezu- 
stand  versetzt,  aber  nach  achtjähriger  Dauer 
d(^s  Prozesses  freigespn)chen. 

Im  Jahre  1790  brach  der  Krieg  mit 
Tij>pu  Saib  aufs  neue  aus,  endigte  aber 
17112  damit,  dass  die  Kompagnie  wiederum 
erhebliche  Territorien  mit  gn:>ssen  Jahres- 
einkünften erwarb.  In  den  Jahren  1796.99 
liatte  sie  nochmals  mit  Tippu  Saib  zu 
kämj)fen.  der  numnehr  sein  Leben  und  den 
Rest  seines  Reiches  verlor.  Im  Jahre  1801 
wurde  der  Komimgnie  von  dem  Nabob  von 
Carnatie  die  Herrschaft  über  sein  Reich  ab- 
getreten. Die  Bundesgenossen  der  Korn- 
j)agnie  im  Kampf  gegen  Ti]>pu  Saib,  die 
tai)feren  Mahratten,  zwangen  ihr  1802  einen 
dreijährigen,  blutigen  Krieg  auf,  dessen  sieg- 
reiche Beendigung  das  englische  Reich  in 
Ostindien  abermals  vergrösserte.  Die  Fran- 
zosen und  HoUäuder  hatten  schon  vorher 
ihre  letzten  Besitzungen  in  Vorderindien  an 
die  Engländer  verloren,  die  das  Eroberte 
zwar  später  gi'össtenteils  wieder  heraus- 
gaben, mzwischen  aber  den  Handel  ihrer 
Konkurrenten  vollständig  vernichteten. 

Doch  indem  die  Kompagnie  sich  immer 
mehr  in  eine  politische  Handelsgesellschaft 
verwandelte,  indem  sie  grosse  Kriege  fiihreu 
und  einen  umfangreichen  Beamtenapparat 
zur  Verwaltung  der  neuerworbenen  weiten 
Gebiete  unterhalten  musste,  büsste  sie  die 
Kraft  ein,  ilii-er  eigenthchen  Aufgabe,  dem 
Handel,  sich  dei^ai't  zu  widmen,  wie  es  die 
Zunahme  ihrer  Besitzungen  und  der  Auf- 
schwung der  englischen  Volkswirtschaft  er- 
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lieiBchten.    So  kam  es,  dass  —  im  Gegen- 
Bfttze  zum  Phyathandel  —  die  Gesamtim- 
porte der  Kompagnie  in  England  von  1790 
bis   1810  doch  nur  von  5  auf  6  Millionen  £ 
an^wiichsen  und  dass  auch  beim  Export  eng- 
lisclier  Waren  die  Kompagnie  den  Anforde- 
run^n  der  gerade  in  dieser  Zeit  mächtig 
zunehmenden  heimischen  Industrie  bei  wei- 
tem nicht  genügen  konnte.  Sie  musste  des- 
halb selbst  zu  einer  bedeutenden  Milderung 
ihres  Monopols  die  Hand  bieten. 

Zunächst  gestattete  sie  ihren  Schiffskapi- 
tänen   und    Offizieren,    in   ihren    Schiffen 
Güter   für  eigene   Rechnung   zu   veriaden. 
I>enmächst  dehnte   sie  die  Erlaubnis  auch 
auf    ihre  Beamten    und   auf  Privathändler 
aus.    Dadurch  hoffte  sie  den  immer  gross- 
artiger "werdenden  Schmuggel,  den  die  letzt- 
genannten beiden  Klassen  von  Personen  mit 
Hilfe    der    fremden    Ostindischen    Kom- 
pagnieen  betrieben,  zu  beseitigen.    Die  der 
Gesellschaft  im  Jahre  1793  erteilte  Charter 
hat  diese  Zugeständnisse  bis  zum  Jahre  1814 
derart  erweitert  und   geregelt,   dass  jeder 
Engländer  und  jeder  Beamte  der  Kompagnie 
in  Indien  in  deren  Schiffe  Güter  für  eigene 
Rechnung  verladen  durfte  und  dass  ferner 
der  Kompagnie  die  Verpflichtung  auferlegt 
wurde,   jährlich    mindestens    3000   Tonnen 
Schiffslast  den  privaten  Händlern  für  den 
Export  englischer  Produkte  zur  Verfügung 
zu  stellen.    Darüber  hinausgehend  erklärte 
sich  die  Kompagnie  schliesslich  bereit,   in 
ihren    Schiffen    beliebige    Quantitäten    von 
Rohmaterialien  der  englischen  Industrie  für 
I^rivatrechnung  zu  importieren  und  ebenso 
englische   Fabrikate   zu    exportieren.    Aber 
der  Privathandel  begnügte  sich   nicht   mit 
diesen  grossen  Einräumungen,  sondern  ver- 
langte unausgesetzt  gänzliche  Freigabe  von 
Handel  und  Schiffahrt  nach  und  von  Indien. 
Dabei  kam  ihm  zu  statten,  dass  die  Kom- 
pagnie durch  die  Entwickelung  der  letzten 
Jahrzehnte   in   eine   schwierige  finan- 
zielle Situation  geraten  war. 

Melirfache    Erhöhungen     brachten     das 
Aktienkapital  der  Kompagnie  bis  auf  6  Mil- 
lionen £,  aber  die  grossen  Kriege  und  über- 
haupt die    politischen   Dienste,   welche '  sie 
der  Nation  leistete,  erforderten  ganz  ungemein 
grosse  weitere  Geldmittel,  deren  Aufbringung 
(liu-ch  neue  Kapitalserhöhungen    nicht   den 
Interessen  der  Aktionäre  entsprach,  weshalb 
statt  dessen  in  immer  grösserem  Umfange 
fest   verzinsliche  Anleinen  aufgenommen 
wurden,  die  im   Jahre  1809   nicht  weniger 
als  31   Millionen  £   betrugen.     Die    Zinsen 
dieser  ungeheueren  Schuld  verschlangen  die  | 
grossen  Territorialeinkünfte  der  Kompagnie  | 
lind  einen  Teil  der  Gewinne  ihres  Handels- 
betriebes.    Trotzdem  wurde  andauernd  eine ' 
Dividende    von    10^,2^/0    verteilt.     Aber   da' 
die  Schuldenziüsen  teilweise  in  Indien  be- 1 


zahlt  werden  mussten,  machte  dies  einen 
so  grossen  fortwährenden  Geldabfluss  nach 
Indien  notwendig,  dass  die  Kompagnie 
schon  1808  und  1810  die  Hilfe  des  Staates 
anrufen  musste,  um  ihren  Verpflichtungen 
gerecht  zu  wei-den.  In  der  That  wurden  ihr 
sowohl  direkte  Unterstützungen  wie  sonstige 
Erleichterungen  zu  teil;  doch  die  kostspie- 
lige Verwaltung  und  Kriegführung  lastete 
andauernd  so  schwer  auf  den  Finanzen  der 
Kompagnie,  dass  sie  für  den  Handelsbetrieb 
nicht  mehr  ausreichende  Fonds  besass,  wes- 
halb die  Freigebung  des  Handels  sich  nicht 
länger  hinausschieben  Hess. 

10.  Die  letzten  Zeiten  der  Kompagnie 
a814  bis  1858).  Schlnssbetrachtangen. 
Im  Jahre  1814  lief  die  der  Kompagnie  1793 
erteilte  Charter  ab,  imd  schon  mehrere 
Jahre  vorher  wurde  über  die  Frage,  ob  das 
Monopol  weiter  aufrecht  erhalten  werden 
solle  oder  nicht,  ein  heftiger,  die  weitesten 
Kreise  bewegender  Kampf  geführt.  Der- 
selbe endete  damit,  dass  der  Handel  zwischen 
England  und  Indien  vom  Jahre  1814  an 
unter  gewissen  Bedingungen  freigegeben, 
der  Handel  mit  China  dagegen  einstweilen 
der  Kompanie  noch  vorbehalten,  imd  der 
Handelsbetneb  derselben  von  ihrer  politischen. 
Verwaltung  gänzlich  getrennt  wunle.  Letz- 
tere gab  in  den  folgenden  Jahren  noch  zu 
mehreren  langen  Kriegen  Anlass,  deren 
siegreicher  Ausgang  zwar  wiedenun  das 
Gebiet  der  Kompagnie,  aber  zugleich  auch 
ihre  Ausgaben  und  Schuldenlast  vergrösserte. 
Dagegen  nahm  ilu*  Handel  fortwährend  ab, 
während  derjenige  der  Privathändler  einen 
bedeutenden  Aufschwung  nahm,  wie  dies 
aus  folgender  Zusammenstellung  hervor- 
geht : 

Export  aus  Grossbritannien  nach  allen  Plätzen 

Östlich  vom  Cap  der  ^uten  Hoffnung 

(ausser  Chma) 

Handel  Handel 

der  Kompagnie         der  Privaten 

1814  &26  558  i>  1 048 132  i: 

1823  458550  »  2957705   „ 

1832  149193   „  3606093  „ 

Besonders  die  Ausfuhr  britischer  Baumwoll- 
game und  Baiun Wollstoffe  nach  Indien,  am 
Anfang  der  Periode  nur  ganz  gering,  betrug 
im  Jahre  1832  über  1800000  £,  imd  zwar 
war  dies  ausschliesslich  der  Thätigkeit  des 
Privathandels  zu  danken. 

Im  Jahre  1833  wurde  auch  der  Handel 
mit  China  freigegeben  und  der  Kompagnie 
zugleich  verboten,  irgend  welche  Handels- 
geschäfte zu  betreiben.  Seitdem  war  sie 
auf  die  Verwaltung  ihrer  Territorien  be- 
schränkt, die  abermals  mehrere  Erweiterungen 
erfuhren  und  im  Jahre  1858  oinsclüiesslich 
der  Tributstaateu  über  12(X)000  englische 
Quadratmeilen  umfassten.    Die  Schuldenlast 
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der  Geeeüschaft  beitrug  damals  72  MiUioiien  £, 
das  Oesellschaftskapital  andauernd  6  Mil- 
lionen £,  die  Dividende  lOVa^/o. 

Im  Jahre  1853  wurde  der  Kompagnie 
die  ausschliessliche  Verwaltung  Indiens  ge- 
nommen, indem  der  Staat  sich  die  Anstel- 
lung von  3  Direktoren  vorbehielt  und  andere 
wesentliche  Aenderungen  veranlasste.  End- 
lich führte  der  grosse  Aufstand  der  Sepoys 
im  Jahre  1857  die  Notwendigkeit  herbei, 
die  Verwaltung  Ostindiens  ganz  auf  den 
Staat  zu  übernehmen,  was  am  2.  August 
1858  geschah. 

Seitdem  die  Notwendigkeit  möglichst 
freier  Konkurrenz  in  England  oberster  volks- 
wirtschaftlicher Grundsatz  geworden  ist, 
pflegt  man  dort  meist  sehr  abfällig  über 
die  alte  Ostindische  Kompagnie  zu  urteilen ; 
dies  beweist  aber  nur  die  unhistorische  An- 
schauungsweise der  neueren  englischen 
Nationalökonomie.  Dass  die  Kompagnie 
samt  ihrem  Monopole  noch  im  Anfange  des 
18.  Jahrhimderts  für  den  englischen  Handel 
mit  Indien  eine  Notwendigkeit  war,  geht 
aus  dem  schlimmen  Zustande  hervor,  in  den 
derselbe  geriet,  ids  man  das  Monopol  vor- 
zeitig abschaffen  wollte.  Im  Laufe  des  18. 
Jahrhunderts  nahm  der  kommerzielle  Nutzen 
dieses  Monopols  ohne  Zweifel  immer  mehr 
ab.  Aber  jetzt  hatte  die  Kompagnie  dafür 
eine  politische  Mission  ersten  Ranges 
zu  erfüllen,  deren  Durchführung  ohne  das 
Handelsmonopol  nicht  möglich  gewesen 
wäre. 

Mit  vollem  Recht  hat  Röscher  schon 
vor  mehr  als  40  Jahren  darauf  hingewiesen 
(in  seinen  »Kolonieen«),  dass  die  Ueber- 
nahme  der  indischen  Verwaltung  —  und 
demgemäss  auch  die  Eroberung  des  grössten 
Teils  Indiens  —  durch  den  englischen  Staat 
im  18.  Jahrhundert  deshalb  noch  nicht  mög- 
lich war,  weil  das  Parlament  fürchtete, 
»die  Macht  der  jeweiligen  Staatsregierung 
durch  das  unermessliche  indische  Patronat 
mehr  zu  steigern,  als  das  Gleichgewicht  der 
übrigen  politischen  Gewalten  vertrüge«. 
Ebenso  unzweifelhaft  ist  es,  wie  Röscher 
fernerhin  mit  Recht  meint,  »dass  sich  der 
englische  Mittelstand  die  Bevorzugung 
des  hohen  und  niederen  Adels  (nobility  und 
gentry)  im  Civil-,  Militär-  und  Kirchen- 
dienste, ja  selbst  im  Parlamente  der  Heimat 
weniger  lange  und  ruhig  hätte  gefallen 
lassen,  wenn  ihm  nicht  Ostindien  unter  der 
bürgerlichen  Ijcitung  des  court  of  directors 
einen  ebenso  ausgedehnten  wie  glänzenden 
Ersatz  dafür  geboten  hätte.  Ein  französi- 
scher Kenner  meint,,  dieses  Sicherheitsventil 
habe  1791  und  1848  ganz  wesentlich  dazu 
beigetragen,  dass  die  englische  Verfassung 
erhalten  worden  sei.«  Man  darf  aber  wohl 
noch  weiter  gehen  und  sagen,  dass  der  eng- 
lische Staat  überhaupt  erst  in  neuester  Zeit 


die  Fähigkeit  erworben  hat,  eine  so  uzr 
geheuere  und  eigenartige  Kolonie  auf  zweck- 
entsprechende Weise  unmittelbar  zu  be- 
herrschen. 

Hätte  der  englisdie  Staai  in  den  jahr- 
zehntelangen Kriegen,  die  er  führen  muaste. 
wohl  selbst  immer  die  nötige  See-  und 
Landmacht  unterhalten  können,  um  auch  in 
Indien  seine  euro^üschen  Gegner  nnd 
deren  eingeborene  Bimdesgenossen  erft^- 
reich  zu  bekämpfen?  Das  Heerwesen  4er 
Kompagnie  war  gewiss  kein  musteTgütigp& 
aber  es  wurde  (^h  nicht  krftmerfaaft  V8- 
nachlässigt,  wie  von  der  holländischen  Ge- 
sellschaft, vielmehr  vertrug  sich  bei  deo 
Engländern  das  wohlverstandene  kac^näa- 
nische  Interesse  sehr  wohl  mit  Kraft  und 
Initiative,  die  durch  das  inländische  Mono- 
pol nicht  eingeschläfert  und  durch  die  an^ 
ländische  Konkurrenz  zu  immer  neuen  An- 
stren^ngen  gespornt  worden. 

Die  kaufmännische  Verwaltung 
konnte  dafflr  auch  leichter  einmal  Nachgie- 
bigkeit üben,  als  es  dem  Staate  mjGguch 
gewesen  wäre.  Gewiss  liess  sie  ebe^^ills 
viel  zu  wünschen  übrig;  aber  der  Slaat 
hätte  Indien  gewiss  nodi  weit  schlediter 
verwaltet,  wie  das  Beispiel  der  nordameri- 
kamschen  Kolonieen  beweist  Beruhte  doch 
auch  die  innere  Verwaltung  gr5sstental5 
nicht  auf  dem  staatlichen  BeamtenkOrper. 
sondern  auf  dem  selfgovernment  der  Nftdst- 
beteiligten. 

Erst  als  der  Kompagnie  das  kaufmänoi- 
sche  Intei^esse  verloren  ging,  als  sie  immer 
mehr  zu  einer  politischen  Körperadiäir 
wurde,  deren  naupteihkünfte  territorial' 
Natur  waren,  als  sie  schliesslich  überhas^ 
keinen  Handel  mehr  treiben  durfte,  da  büs^e 
sie  auch  die  administrative  imd  kriegerisehe 
Tüchtigkeit  ein  und  verlor  jede  l&steaz- 
berechtigun^,  während  der  englisdie  Sta&t 
umgekehrt  jetzt  mächtig  und  geschickt  ge- 
nug ffeworden  war,  um  die  Verwaltung 
imd  Verteidigung  Indiens  selbst  zu  über- 
nehmen. 

UI.  Die  ostindischen  Handels^eseü- 
•  Schäften  der  übrigen  Nationen. 
11«  Die  fransOsisohen  Gesellsehaftan»  Die 

französischen  Mittelmeerhäfen  hatten  sich  zur 
Blütezeit  des  Levantehandels  eifrig  an  dem- 
selben beteiligt,  nnd  anch  nach  Entdeckung  des 
Seeweges  nach  Ostindien  pflegte  einer  fieser 
Plätze,  Marseille,  die  alten  Yerbmdnnffen  weiter. 
Dagegen    versuchten    nordfranzösische    Haien - 

Slätze,  besonders  Dieppe  nnd  Bonen,  mit  Indien 
irekt  in  Verbindung  zu  treten.  Doch  blieb  es 
im  16.  Jahrhundert  bei  einzelnen  Versuchen, 
und  erst  nach  Beendigung  der  Reli^nswirren 
unter  der  Regierung  Heinrichs  iV.  kam  es 
zur  Begründung  von  Handelsgesellschaften  für 
den  Verkehr  mit  Indien.  £ine  solche  eitstand 
schon  1601  in  dem  bretonischen  Hafen  Blavet; 
doch  musste  sie  sich  nach  kurzer  Zeit  wieder 
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ck-oflöisen.     Im   Jähre   1604    bildete   sich   zum 
j^leichen  Zwecke  eine  Aktiengesellschaft,  die  es 
indes  nicht  einmal  zur  Aussendung  von  Schiffen 
l>rachte,  obwohl  ihr  das   Handelsmonopol   auf 
1.Ö  Jahre  verliehen  wurde.     Nach   der  Thron- 
"besteigung  Ludwigs  XIII.  wusste  sie  ein  neues 
Privileg^ium  im  «Hihre  1611  zu  erlangen,  das 
indes  ihrer  Unthätigkeit  kein  Ende  machte.    Im 
Jahre  1615  entstand  in  Ronen  eine  dritte  Ge- 
sellschaft, die  mit  der  zweiten  vereinigt  wurde 
und  1616  zwei  Schiffe  aussandte,  von  denen  nur 
eins  mit  teil  weiser  Ladung  zurückkehrte,  wäh- 
rend das  andere  von  den  Holländern  verbrannt 
wurde.    Da  eine  weitere  Unternehmung  nur  die 
Kosten    deckte,    stellte    die   Gesellschaft    ihre 
Thätigkeit  ein.   Vergeblich  ermahnten  „merkan- 
tilistische"  Volkswirte,  wie  Montchr^tien,  ihre 
Landsleute,  das  Beispiel  der  Holländer  und  Eng- 
länder nachzuahmen,  vergeblich  gab  sich  auch 
Kardinal  Richelieu  viel  Mühe,  um  eine  neue 
grosse  Gesellschaft  ins  Leben  zu  rufen.     Im 
Westen  führten  diese  Bemühungen  zu  dauernden 
Kolonisationen,  im  Osten  dagegen  konnte  selbst 
eine  ernsthafte,  im  Jahre  1642  begründete  Kom- 
pagnie nur  vorübergehend  in  Indiei\  und  etwas 
länger    auf    Madagascar    Fuss   fassen.     Nach 
dreissigiährigem   Bestehen    musste   auch  diese 
Unternehmung  aufgegeben  werden.    Erst  Col- 
bert  erzielte  etwas  oessere  Resultate. 

Durch  Verleihung  des  Handelsmonopols  auf 
50  Jahre,  vollkommener  Abgabenfreiheit  für  alle 
ausgehenden  und  halber  Ab&:abenfreiheit  für  alle 
einkommenden  Schiffe,  durch  Zusicherung  hoher 
Prämien,  bedeutender  Vorschüsse  und  sonstiger 
aussergewöhnlicher  Vergünstigungen,  durch  ein 
System  von  Aufforderungen  zur  Beteiligung  an 
der  Kompagnie,  wobei  es  nicht  ohne  Zwang 
abging,  gelang  es,  ein  Kapital  von  6  Millionen 
Livres  zusammenzubringen,  denen  der  König 
2  Millionen  beifügte.  Das  war  aber  immer 
erst  die  Hälfte  des  in  Aussicht  genommenen 
Grundkapitals. 

Die  Gesellschaft  gründete  Niederlassungen 
auf  Madagascar,  in  Vorderindien  (Surate,  Pon- 
dichery),  Tonkin  und  auf  Ceylon ;  aber  bei  dem 
kleinen  Kapitale,  der  übertriebenen  Prunksucht 
der  Kompagniebeamten  und  der  erbitterten 
Feindschaft  der  Holländer  gelang  es  der  Kom- 
pagnie nicht,  ihren  Handel  in  Flor  zu  bringen. 
Obgleich  der  Köni&^  nochmals  2  Millionen  her- 
gab und  auf  Rückzahlung  seiner  Vorschüsse 
verzichtete,  obgleich  die  Re^erun^  auch  sonst 
viele  Versuche  machte,  um  die  Gesellschaft  über 
Wasser  zu  halten,  musste  diese  nach  einer 
kurzen  Periode  des  Gedeihens  (1687—1691  30% 
Dividende)  und  nach  einer  längeren  Periode  des 
Verfalles  endlich  1712  ihren  Handel  gänzlich 
einstellen;  doch  behielt  sie  ihre  Verwaltung  in 
Pondichery  bei. 

Im  Jahre  1719  ging  die  Gesellschaft  in  der 
von  John  Law  begründeten  Compagnie 
des  Indes  auf,  die  nunmehr  ihrerseits  das 
Monopol  für  den  Handel  mit  Ostindien  erhielt, 
wie  auch  den  mit  Westindien,  Guinea  etc.  Ueber 
ihre  Schicksale  während  der  Lawschen  Episode  vgl. 
den  Art.  Law  oben  S.  539  ff.  Sie  überlebte  den  Sturz 
des  „Systems"  und  wurde  durch  Befreiung  von 
Htaatlichen  Finanzgeschäften  in  eine  gewöhn- 
liche privilegierte  Handelsgesellschaft  mit  einem 
Kapitale  von  112  Millionen  Livres  umgewandelt. 
Ihre  Thätigkeit  in  Luisiana,  Canada  und  Afrika 


kann  hier  hiebt  besprochen  werden.  In  Ost- 
indien war  nach  Durchführung  der  Reorgani- 
sation ihre  £ntwickelung  zunächst  eine  rasche 
und  glänzende.  Dies  ist  zwei  ausgezeichneten 
Männern  zu  danken,  welche  die  Kompagnie 
derart  hoben,  dass  sie  von  Holländern  und  Eng* 
ländem  als  eine  gefährliche  Konkurrenz  l^- 
trachtet  wurde,  dem  Gouverneur  Du pl ei x  und 
dem  Admiral  La  Bourdonnais.  Besonders 
ersterer  war  wirtschaftlich,  diplomatisch  und 
militärisch  gleich  hoch  befähigt.  Er  machte 
Pondichery  und  Chandemagore  (in  Bengalen) 
zu  bedeutenden  Handelsplätzen  und  beherrschte 
von  dort  aus  um  17öO  einen  grossen  Teil  Indiens. 
Die  politische  Macht  der  französischen  Kompagnie 
war  um  diese  Zeit  weit  grösser  als  die  der 
Engländer,  welche  erst  durch  das  gefahrdrohende 
Ueberepewicht  ihres  Konkurrenten  zu  raschem 
Fortschreiten  auf  der  gleichen  Bahn  getrieben 
wurden  und  nun  unter  Olive  die  Franzosen  mit 
wechselndem  Erfolge  bekämpften,  bis  Dupleix 
1754  zurückberufen  und  mit  schmählicher  Un- 
dankbarkeit behandelt  wurde.  Sein  Nachfolger, 
der  tapfere  und  glänzende,  aber  unbesonnene 
Graf  Lally  von  ToUendal  musste  1761  Pon- 
dichery übergeben  und  endigte  in  Paris  1766 
auf  dem  Schanot,  obwohl  seine  Niederlage  haupt- 
sächlich durch  die  fehlende  Unterstützung  aus 
der  Heimat  veranlasst  worden  war. 

Die  Kompagnie  setzte  ihre  geschäftliche 
Thätigkeit  noch  eine  Zeitlang  fort;  aber  ihre 
Gewinne  nahmen  rasch  ab,  im  Jahre  1769  verlor 
sie  ihr  Monopol  und  löste  sich  im  folgenden 
Jahre  auf,  worauf  der  Handel  mit  den  franzö- 
sischen Besitzungen  am  indischen  Oceane  nur 
durch  Private  betrieben  wurde,  bis  auch  diese 
ihn  1781  einstellten. 

Im  Jahre  1783  begründete  die  Regierung 
aufs  neue  eine  privilegierte  Gesellschaft,  die 
Chinakompagnie,  die  jedoch  den  Anfängen 
der  französischen  Revolution  im  Jahre  1790  zum 
Opfer  fiel. 

Damit  hörten  die  Versuche  der  Franzosen 
auf,  durch  Gründung  von  Kompagnieeu  Anteil 
am  ostindischen  Handel  und  einen  ausgedehnten 
Kolonialbesitz  in  Vorderindien  zu  erwerben. 
Diese  unglückliche  Entwickelung  ist  zunächst 
dem  künstlichen  Ursprung  der  ganzen  Bewegung 
zuzuschreiben,  die  im  "^Ike  wenig  Boden  ge- 
wann, während  die  Regierung,  die  sie  ins  Leben 
rief,  damit  mehr  unternahm,  als  sie  durchführen 
konnte,  und  schliesslich  das  begonnene  Werk 
schmählich  im  Stiche  liess. 

12«  Die  dänischen  nnd  Rchwedisehen  €e- 
sellsohaften.  König  Christian  IV.  von  Däne- 
mark, einer  der  ersten  fürstlichen  „Merkan- 
tilisten", war  auch  einer  der  ersten,  der  die 
Förderung  des  Handels  mit  Indien  durch  Er- 
richtung einer  privilegierten  Kompagnie  in  die 
Hand  nahm,  deren  Privilegium  schon  vom  Jahre 
1612  datiert  ist  und  deren  erste  Schiffe  1616 
in  Indien  ankamen.  Seit  1619  wurde  Tranque- 
bar  befestigt  und  zum  Mittelpunkte  des  däni- 
schen Handels  in  Indien  gemacht.  Dank  der 
Rechtlichkeit,  Geduld  und  Langmut  der  Dänen 
wurden  diese  in  Indien  rasch  beliebt,  und  ihr 
Handel  nahm  eine  günstige  Entwickelung.  die 
indes  bei  der  Geringfügigkeit  der  aufgewenaeten 
Kapitalien  sich  in  engen  Grenzen  halten  musste. 
Da  überdies  auch  den  Dänen  schliesslich  Kämpfe 
mit  eingeborenen  Fürsten  nicht  erspart  blieben 

66* 


1044 


Ostindische  HandelsgesellschafteQ 


und  da  namentlich  der  König  durch  seine  ver- 
hängnisvolle Beteiligung  am  dreissigjährüren 
Kriege  gehindert  wnrde^  sie  kräftig  zu  unter- 
stützen, 80  gestaltete  sich  die  finanzielle  Lage 
der  Gesellschaft  sehr  prekär,  und  sie  scheint 
endlich  ihre  Besitzungen  dem  Könige  abgetreten 
zu  haben.  Wiederholte  Bemühungen  der  Krone, 
den  indischen  Handel  zu  beleben,  scheiterten, 
und  erst  nach  Auflösung  der  Ostender  Kom- 
pagnie (s.  u.)  gelang  es  einem  früheren  Teil- 
haber derselben,  dem  grossen  Projektenmacher 
Josias  van  Aspern  aus  Amsterdam,  im  Jahre 
1728  den  König  Friedrich  IV.  zur  Erteilung 
eines  neuen  Privilegiums  an  die  alte  Kompagnie 
zu  bestimmen,  wobei  die  Absicht  bestand,  den 
Sitz  der  Gesellschaft  nach  AI  ton  a  zu  verlegen. 
Hiergegen  wendeten  sich  die  Seemächte  Eng- 
land und  Holland,  die  in  dem  Altonaer  Unter- 
nehmen eine  Fortsetzung  der  von  ihnen  eben 
erst  aus  der  Welt  geschafften  Ostender  Kom- 
pagnie sahen.  Darauf  Hessen  die  Dänen  das 
Altonaer  Projekt  fallen,  und  im  Jahre  1782 
wurde  statt  dessen  die  alte  Kompagnie  in  Kopen- 
hagen unter  dem  Namen  „Asiatische  Kom- 
pagnie" reorganisiert.  Dieselbe  erhielt  ein 
Handelsmonopol  und  sandte  jährlich  im  Durch- 
schnitte 2-6  Schüfe  nach  Indien  und  China 
aus.  Im  Jahre  1772  wurde  ihr  das  Handels- 
monopol für  Indien  genommen,  und  seitdem  be- 
stand ihr  Hauptgeschäft  im  Theeimport, 
wobei  der  hohe  englische  Theezoll  ihr  sehr  zu 
statten  kam.  Indes  machte  sie,  als  England 
1784  den  Theezoll  ermässigte  und  den  Transit 
freigab,  dank  der  Neutralität  ihrer  Flagge, 
trotzdem  noch  gute  Geschäfte,  bis  Dänemark 
1807  seine  Neutralität  und  damit  auch  sofort 
seine  ostindischen  Besitzungen  verlor.  Die  Kom- 
pagnie scheint  selbst  dann  noch  im  stillen  weiter- 
bestanden zu  haben ;  doch  konnte  sie  auch  nach 
Wiederherstellung  des  Friedens  keine  Bedeutung 
mehr  erlangen. 

Schweden  nahm  ebenfalls  schon  vor  seiner 
Teilnahme  am  dreissigiährigen  Kriege,  nämlich 
1626,  einen  Anlauf,  durch  Begründung  einer 
Kompagnie  direkten  Handel  mit  Indien  zu 
treiben;  doch  konnte  hieraus  schon  angesichts 
der  langen  Kriege,  deren  Kosten  das  arme  Land 
bi8  zum  Tode  Karls  XII.  aufzubringen  hatte, 
nichts  Erspriessliches  hervorgehen.  Deshalb  gab 
auch  in  Schweden  erst  die  Auüösung  der  Ostender 
Kompagnie  den  Anstoss  zu  dauernden  Unter- 
nehmungen. Auf  Antrieb  des  Stockholmer  Kauf- 
manns Heinrich  Koning  bildete  sich  eine  Ge- 
sellschaft, welche  vom  Könige  1731  ein  aus- 
schliessliches Privilegium  des  ostindischen  Han- 
dels erhielt.  Sie  befasste  sich  aber  von  Anfang 
an  hauptsächlich  mit  dem  Theeimport  aus  China, 
der  von  1766  an  bis  zur  Emiässignng  des  eng- 
lischen Theezolles  recht  ansehnlich  war,  später 
indes  durch  den  englischen  Handel  zurück- 
gedrängt wurde. 

13.  Die  österreichisehen  und  preussi- 
Bchen  Gesellschaften*  In  Oesterreich  hatte 
bereits  Becher  die  Errichtung  privilegierter 
Handelskompagnieen  bedingungsweise  empfohlen 
(1668);  aber  erst  nach  Beendigung  des  spani- 
schen Ert'folgekrieges  (1713)  konnte  die  öster- 
reichische Monarchie  daran  denken,  Handel  und 
Gewerbe  in  grösserem  Massstabe  zu  fördern. 
In  den  österreichischen  Stammiauden  wurde  zu- 
nächst hauptsächlich  versucht,  den  Handel  mit 


der  Levante  und  die  industrielle  Terarbeiti&g 
ausländischer  Kohstoffe  zu  unterstatzen,  wikraiii 
der  Handel  mit  Indien  in  den  neuerworben«» 
ehemals  s  p  an  isc  h  en  N  ie  d  e  r  1  a  n  d  e  n  heimiaeh 

Semacht  werden  sollte,  ein  durchaus  richtiger 
edanke,  der  indes  hauntsächlich  an  der  Eifer- 
sucht Englands  und  Hollands  gescheitert  ist. 

Die  belgischen  Provinzen  hatten,  seitdes 
sie  von  Spanien  unterworfen  worden  waren, 
keinen  irgendwie  erheblichen  H^ndelsrerkelir 
wieder  erlangt.  Die  Scheide  war  seit  dem  West- 
fälischen Frieden  vertragsmässig  gesperrt.  Mit 
den  portu^esischen  Kolonieen  durften  die  spa- 
nischen Niederländer  auch  während  der  Unioa 
Spaniens  und  Portugals  nicht  Handel  treiben. 
Auch  war  der  eigentliche  maritime  Unter- 
nehmungsgeist grösstenteils  ertdtet.  Indes  ^b 
es  immer  noch  von  der  Glanzzeit  dieser  Pro- 
vinzen her  dort  grosse  Kapitalisten,  welche 
nutzbringende  Anlage  ihrer  Kapitalien  suchten. 
Sobald  die  Provinzen  mit  der  fisterreichisehen 
Monarchie  vereinigt  wurden,  begannen  einzelne 
unternehmungslustige  Belgier  mit  Ermutigumg 
der  Regierung  und  unter  Beteiligung  von 
Holländern,  die  sich  durch  das  Monopol  ihrer 
eigenen  Kompagnie  bedrückt  fühlten,  Schiffe 
nach  Indien  auszurüsten  (1714).  Da  eini^  der- 
selben durch  die  holländische  Kompagnie  ge- 
nommen wurden,  erwirkte  man  kaiserliche 
Schutzbriefe  und,  trotz  aller  Beschwerden  der 
Generalstaaten  sowie  Englands,  im  Jahre  1723 
für  eine  in  Ostende  zu  errichtende  Kompagnie 
ein  kaiserliches  Privilegium. 

Es  war  gerade  die  Zeit,  als  die  erste  grosse 
Periode  des  Aktienschwindels  in  England,  Frank- 
reich und  Holland  schon  zu  Ende  gegangen  war. 
während  derselbe  in  den  anderen  europäischen 
Ländern  noch  weiter  um  sich  gri£f:  die  Aktieii 
der  Ostender  Kompagnie  wurden  rasch  gezeichnet 
und  standen  binnen  weniger  Wochen  über  pari. 
Die  Geschäfte  der  Kompagnie  nahmen  an- 
scheinend eine  so  günstige  Entwickelang,  das^ 
im  Jahre  1726  eine  Dividende  von  33*/»%  de- 
klariert, aber  freilich  nicht  ausgezahlt,  sondern 
nur  zur  Vollzalüun^  der  Aktien  verwendet 
wurde.  Hierbei  scheint  viel  Schwindel  unter- 
gelaufen zu  sein,  und  schon  im  Jahre  1727 
benutzte  der  Kaiser  die  Kompagnie  als  Kom- 
pensationsobjekt für  die  Erlangung  der  Zu- 
stimmung Englands  zur  Pragmatischen  Sanktion : 
Der  anscheinend  so  hofhiungsvolle  Handel  mit 
Indien  wurde  dynastischen  Interessen  geopfert. 

In  den  Osterreichischen  Stamm- 
landen privilegierte  Maria  Theresia  1795  einen 
Engländer  William  Bolts,  der  mit  der  ostindi- 
schen Kompagnie  seines  Heimatlandes  in  Streit 
geraten  war.  zum  Handel  mit  Indien,  worauf 
Bolts  mit  Antwerpener  Kaufleuten  sich  associ- 
ierte,  auch  vom  Grossherzog  von  Toskana  ein 
Privilegium  erlangte  und  mehrere  Schiffe  ab- 
schickte. Im  Jahre  1781  entstund  hieraus  trotz 
vieler  Zwistigkeiten  unter  den  Gesellschaftern 
die  vom  Kaiser  Josef  IL  privile^erte  Kaiser- 
liche Kompagnie  von  Triest  für  den 
Handel  mit  Asien,  die  indes  nur  einige  Jahre 
lang  bestand  und  1785  mit  einem  schmählichen 
Bankerott  endigte. 

In  Preussen  tauchten  in  der  erwähnten 
Zeit  des  europäischen  Aktienscliwindels  ebenfalls 
schon  Projekte  für  den  ostindischen  Handel  auf. 
mit   denen  sich   sogar   der  vorsichtige  König 
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Friedrich  Wilhelm  I.  anfangs  hefasste.  Nach 
Anfldsung  der  Ostender  Kompagnie  Hess  der 
uns  schon  bekannte  Josias  van  Aspem  aas  Ham- 
burg auch  an  Friedrich  Wilhelm  lockende  Vor- 
schläge ergehen,  die  der  König  indes  ablehnte. 

fii  den  Jahren  1733—17^  versuchten  so- 
dann nacheinander  mehrere  Hamburger  Kon- 
sortien, den  König  zur  Privilegierung  einer 
ostindischen  Kompagnie  zu  bestimmen;  aber 
die  preussische  Ee^ierung  wollte  sich  nicht 
Hamburger  Handelsmteressen  wegen  mit  den 
Seemächten  entzweien.  Erat  König  Fried- 
rich II.  führte  den  Gedanken  in  die  Wirklich- 
keit über. 

Sobald  Emden  im  Jahre  1744  an  Preussen 
gefallen  war,  entstand  unter  Antwerpener 
Kapitalisten  der  Plan,  dort  eine  ostindische 
Kompagnie  zu  errichten;  derartige  Projekte  ge- 
langten mehrfach  an  den  König,  der  indes  noch 
nicht  darauf  einging.  Erst  im  Jahre  1750  er- 
teilte er  einem  Franzosen,  dem  Bitter  de  la 
Touche,  ein  Octroi,  das  aber  —  obwohl  im  In- 
irad Auslände  viel  besprochen  —  schon  im 
folgenden  Jahre  aufgehoben  werden  musste,  da 
der  Franzose  seine  Kompagnie  nicht  zu  stände 
brachte.  Inzwischen  hatte  der  König  jedoch 
bereits  1750  die  Asiatische  Handlungs- 
kompagnie in  Emden  privilegiert,  die  von 
dem  Amsterdamer  Heinrich  Thomas  Stuart  unter 
Teilnahme  von  Kapitalisten  und  Kaufleuten  aus 
Emden,  Rotterdam,  Hamburg,  Berlin  etc.  mit 
600000  Thalem  Kapital,  wovon  aber  nur  ein 
Teil  zuAmmenkam,  begründet  wurde.  Im  Jahre 
darauf  zeigte  der  König  den  Seemächten  die 
Gründung  au.  Die  Kompas^iie  schickte  trotz 
feindlicher  Haltung  dieser  Mächte  von  Emden 
—  das  zum  Freihafen  gemacht  wurde  —  mehrere 
Schiffe  aus,  und  die  nnanziellen  Erfolge  waren 
anfangs  nicht  unbefriedigend;  aber  bsQd  g^eriet 
die  Kompagnie  in  Geldverlegenheit,  und  der 
Ausbruch  des  dritten  schlesischen  Krieges  (1756) 
machte  ihren  Geschäften  ein  Ende,  worauf  sie 
ohne  grossen  Verlust  für  die  Aktionäre  liqui- 
diert wurde.  Die  im  Jahre  1753  dem  Engländer 
Harris  privilegierte  Bengalische  Hand- 
lungskompagnie in  Emden  verlor  gleich 
ihr  erstes  Schiff  durch  pflichtwidriges  Verhalten 
der  Schiffsführer,  die  Versicherun  ^summe  wurde 
ihr  nicht  ausgezahlt,  und  die  Aktionäre  scheinen 
ihr  Geld  verloren  zu  haben.  Es  folgten  neue 
Vorschläge  von  Emdenern,  Franzosen  u.  a.  zur 
Wiederbelebung  der  überseeischen  Unterneh- 
mungen, einer  immer  luftiger  als  der  andere. 
Mehrfache  Versuche  des  Königs,  die  ostindische 
Kompagnie  in  Emden  zu  beleoen,  führte  in  den 
Jahren  1781—1787  zu  ernsthafteren  Anläufen. 
Von  einer  freien,  nicht  privilegierten  Ver- 
einigung Emdener  Bürger  wurden  mehrere 
Schiffe  ausgerüstet,  aber  der  finanzielle  Erfolg 
war  nicht  ermutigend.  Das  letzte  Schiff  der 
Kompagnie  kehrte  1786  aus  China  nach  Emden 
zurück. 

14.  SchlusBbetrachtnngen.  Scharf  son- 
dern sich  von  den  ostindischen  Kompagnieeii 
der  Holländer  und  Engländer  diejenigen  der 
Franzosen,  Dänen,  Schweden,  Preussen  und 
Oesterreicher  ab  durch  ihre  geringere  Be- 
deutung und  namentlich  durch  ihren  mehr 
oder  weniger  künstlichen  Ursprung. 
Freilich  bedurften  auch  die  englischen  und 


holländischen  Kompagnieen  der  staat- 
lichen Hilfe;  aber  der  ostindische  Handel 
dieser  Völker  ist  herausgewachsen  aus  ihrer 
überquellenden  maritimen  Unternehmungs- 
lust, die  vom  Staate  nicht  befördert,  son- 
dern vielmehr  lange  Zeit  eingedämmt  und 
in  den  starken  koncentrierten  Strom  des 
Kompagniehandels  geleitet  werden  musste. 
Bei  den  ostindischen  Handelsgesellschaften 
der  übrigen  Völker  waren  meist  ebenfalls 
irgendwelche  Privatunternehmer  vorhanden, 
die  indes  oft  Ausländer  waren  und  die  nie- 
mals ohne  ausserordentliche  staatliche  Be- 
günstigungen etwas  Nennensweiles  erreicht 
hätten.  Selbst  diese  Begünstigungen  haben 
ihren  Unternehmungen  kein  dauerndes  Leben 
einhauchen  können,  teils  weil  ihre  Kraft  zu 
schwach  war,  teils  weil  die  Gunst  der  Re- 
gieningen nicht  vorhielt  oder  weil  kriege- 
rische Vei-wickelungen  die  zarte  Pflanze  er- 
stickten. Aber  dies  waren  nur  Symptome 
eines  tiefer  sitzenden  Leidens.  Vor  allem 
fehlte  ihnen  der  thätige  Anteil  weiter 
Volkskreise  und  jene  nachhaltige, 
zähe  Thatkraft,  die  lange  Perioden  wid- 
riger Ereignisse  zu  überdauern  vermag. 
Solche  Perioden  sind  den  Engländern  und 
Holländern  bei  ihren  kolonialen  Unternehmen 
ebensowenig  erspart  geblieben  wie  den  an- 
deren Völkern.  Schweres  Lehrgeld  haben 
auch  jene  zahlen  müssen.  Den  Holländern 
ist  es  später  zu  leicht  gemacht  worden,  da- 
diu-ch  liaben  sie  verlernt  zu  lernen,  und 
liierau  ist  ihr  Handel  mehr  als  an  der  poli- 
tischen Entwickelung  zu  Grunde  gegangen, 
während  die  Engländer  umgekehrt  gerade 
von  ihren  schlimmsten  Gegnern,  den  Fran- 
zosen, sich  den  Weg  zu  einer  ganz  neuen 
grossartigen  Machtentfaltung,  zur  Erobe- 
rung Ostindiens,  haben  zeigen  lassen. 
Die  tmendlich  oft  aufgeworfene  Frage, 
ob  privilegierte  Kompagnieen  für  den 
ostindischen  Handel  besser  wären  als  freie 
Konkun-enz,  ist  in  dieser  absoluten  Form 
ebenso  wenig  zu  beantworten  wie  alle  an- 
deren wirtschaftlichen  Fragen.  Wenn  sie 
etwa  jetzt  in  irgend  einem  Lande  für  dessen 
Kolonieen  aufs  neue  aufgeworfen  wird,  so 
ist  sie  ebenso  wie  früher  nur  für  den  ein- 
zelnen Fall  zu  beantworten.  Wo  die  freie 
Konkurrenz  entweder  gegenüber  den  Schwie- 
rigkeiten und  Gefahren  des  Handels  oder 
wegen  der  Grösse  der  erforderlichen  Kapi- 
talien nicht  ausreicht  für  die  Entwickelung 
des  Verkehrs  oder  wo  sie  ihn  umgekehrt 
durch  zu  starken  Andrang  eratickt  —  in 
beiden  Fällen  kann  auch  jetzt  noch  ein 
Handelsmonopol  am  Platze  sein.  Aber  ent- 
scheidend für  den  Erfolg  ist  in  letzter  Linie 
nicht  die  riclitige  Ijösung  dieses  Problems, 
sondern  entscheidend  sind  die  Fähigkeiten 
und  Kräfte,  welche  ein  Volk  für  die  zweck- 
mässige   Leitung    überseeischer    Untemeh- 
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mungen  besitzt  Weil  England  solche  Fähig- 
keiten und  Kräfte  in  reichstem  Masse  be- 
sitzt, wurde  dort  sdiliesslich  auch  stets  die 
richtige  Form  ihrer  Bethätigung  gefimden. 

Lltteratnr:  Semler,  Alf  gern,  GftekichU  der  Ost- 
und  Westindischen  Handlungsgeself  Schäften  in 
Europa  (a,  d.  Englischen),  ä.  T.,  1764.  -  - 
Macpheraon,  Jlistory  of  ihe  Euntpean  Com- 
merce with  India,  1812.  —  A.  Zimmermann^ 
Die  europäischen  Kolonieen.  I.  Bd. :  Die  Kolonial- 
pofiiik  I\)rtugals  und  Spaniens,  1896.  II.  Bd.: 
Die  Kolonial  Politik  Grossbritanniens,  1898  (dort 
auch  weitere  Lüteratur).  —  Van  der  Chys, 
Geschiedenis  der  stichting  van  de  vereenigde 
O.  J.  Compagnie,  1857.  —  De  klänge,  De 
opkomst  van  hei  yederlandsch  gezag  in  Oost- 
Indie,  S.  T.,  1862.  —  Van  Rees,  Geschiedenis 
der  staathuishoudkunde  in  yederland.  II: 
Geschied,  der  koloniale  politiek,  1868.  — 
lAMspeyreSf  Geschichte  der  volkswirtschaftlichen 
Anschauungen  der  Niederländer,  186S,  S.  55  ff. 
—  Millf  History  of  British  India.  Deutsche 
Ausg.,  5  Bde.,  18 40.  —  Shore^  On  India  Affairs, 
2  Bde.,  1837.  —  Nennuinny  Geschichte  des 
engl.  Reichs  in  Asien,  1857.  —  Hunter ,  The 
Indian  Empire,  1886.  —  Busseii,  Collection  of 
Charters  and  Statutes  relating  to  the  East  India 
Company,  1817.  --  Birdwood,  Beport  on  the 
miscellaneous  old  records  in  the  India  Office, 
1879.  —  Malleson,  History  of  the  French  in 
India,  London  1868.  —  Blankenheijm,  Ge- 
schiedenis van  de  Compagnie  van  Ostende,  1861 
(mir  nicht  zugänglich).  —  Bing  f  Asiatische 
Ilandelskompagnieen  Friedrichs  des  Grossen,  1890. 
Bichard  Ehrenberg, 


Owen. 

.  1.  Owens  Jugend.  2.  Arbeiterwohlfahrts- 
einrich taugen  in  New-Lanark.  3.  Fabrik- 
fi^esetz^ebung    und    Reform    der   Armenpflege. 

4.  Sozialistische  Experimente  und  Agitationen. 

5.  Rückblick. 

1.  Owens  Jugend«  Robert  Owen  wurde  ge- 
boren am  14.  Mai  1771  zu  Newtown,  einer 
kleinen  Marktstadt  in  Montgomeryshire,  Nortb- 
Wales,  war  also  keltischen  Ursprunges.  Der 
Vater  besorgte  die  Geschäfte  eines  Sattlers, 
Eisenwarenhändlers  und  Postmeisters.  Wegen 
der  raschen  Fortschritte,  die  der  Knabe  in  der 
Schule  machte,  wurde  er  bald  als  Hilfskraft 
vom  Lehrer  verwendet.  So  hat  der  Mann,  der 
durch  „vernünftige"  Erziehung  aus  den  Menschen 
alles  machen  zu  können  vermeinte,  bereits  in 
seinem  achten  und  neunten  Lebensjahre  den 
Schulmeister  gespielt.  Durch  unermüdlichen 
Leseeifer  strebte  Owen,  die  Mängel  seiner 
Schulbildung  auszugleichen.  Mit  dem  zehnten 
Jahre  kam  er  zu  einem  Kaufmann  in  Stamford, 
Lincolnshire.  in  die  Lehre,  und  seit  jener  Zeit 
sorffte  er  selbst  für  seinen  Unterhalt.  Die  ihm 
verbleibende  Müsse  widmete  er,  materiellen 
Genüssen  wie  dem  Tabak-  oder  Alkohol- 
konsum durchaus  abhold,  vorwiegend  der  Lek- 
türe und  dem  Aufsuchen  landschaftlicher 
Schönheiten.    Die  religiösen  Fragen  nahmen  ihn 


vollauf  in  Anspruch,  und  er  suchte  mit  heissem 
Bemühen  nach  der  wahren  Religion.    Rasch  er- 
fasste  er  die  Widersprüche  in  den  Lehren  der 
herrschenden  Konfessionen  und  nahm  bald  eine 
entschieden    antikirchliche  Haltung   an.    Xach 
beendigter  Lehrzeit  trat  Owen  als  Komnüs  in 
ein  grosses  Londoner  Haus.    Hier  wurde  er  s<.» 
angestrengt,  dass  ihm  täglich  nur  fünf  Stunden 
Schlafenszeit  verblieben.     Er  bewarb  sich  uin 
einen  anderen  Platz  und  erhielt  einen  solchen 
unter  wesentlich  günstigeren  Bedingungen  in 
Manchester.    In  der  letzteren  Stellung  verblieb 
er  bis   zum   18.  Jahre.     Owen  legte  in  seiner 
Selbstbiographie  grossen  Wert  auf  seine  Thätiff- 
keit  in  den  Ladengeschäften.    Sie  habe  ihn  die 
Menschen  und  zwar  Menschen  verschiedenster 
Lebensstellung   kennen  gelehrt.     Es  bradi  die 
Zeit  an,   in  der   sich  Manchester  zum  Mittel- 
punkte   der    britischen    Baumwollin dnstrie    in 
grossartiger  Weise  entwickelte.    Owen  widmete 
sich  diesem  Erwerbszweige  und  erhielt  mit  dem 
zwanzigsten  Jahre  bereits  die  Direktorstelle  in 
einer  der  gross ten   Feingamspinnereien   Man- 
chesters.   Es  gelang  ihm,  die  nordamerikanische 
Baumwolle,  die  bisher  wenig  geschätzt  worden 
war,  zum  Spinnen  der  feinsten  Game  mit  Er- 
folg- zu   verwenden.    Im  Übrigpen  beteiligte  er 
sich  eifrigst  an  den  Arbeiten  einer  naturwissen- 
schaftlichen Gesellschaft  und  interessierte   sich 
für  die  aufblühende  Chemie.    Wie  er  einmal  in 
einem   Vortrage    ausführte,    erschien    ihm    das 
ganze  Weitall   als  ein  ^sses   Laboratorium; 
alle  Dinge  seien  chemische  Verbindungen,  und 
der  Mensch   nur   eine   besonders    komplizierte 
Verbindung.     Eine  mit  einigen  Teilhabern  ge- 
gründete  Spinnerei    in  Manchester   gab   Owen 
bald   wieder   auf.     In  Glasgow  hatte  er  Miss 
Dale  kennen  gelernt.     Um  deren  Vater  näher 
zu  treten,  wozu  sich  bis  jetzt  keine  Gelegenheit 
geboten  hatte,   kaufte  Owen  die   diesem    ge- 
hörende  Spinnerei   in  New-Lanark.     Bei   den 
so  bewirkten  Beziehungen  gelang  es  Owen  in 
der  That,  die  Abneigrni^g,   welche  Dale  gegen 
eine    Verbindung    seiner   Tochter    mit    Owen 
an   den    Tag    gelegt    hatte,    zu    überwinden. 
Vom    1.    Januar    1800    übernahm    Owen    die 
Leitung  oder,  wie  er  sich  selbst  ausdrückte, 
„the   Government"   von  New-Lanark.      Und  in 
der  That,   er   fühlte  sich  nicht  als  Baumwoll- 
spinner und  Geldherr,  sondern  als  der  verant- 
wortliche Feldherr  und  Regent  einer  Arbeiter- 
bevölkerung von  2000—2500  Personen.    So  hat 
er  dem  Ideale  des  „captain  of  industry'*  bereits 
nachgelebt,  ehe  Carlyle,  Buskin  und  die  Positi- 
visten  es  aufgestellt  und  begründet  hatten. 

2.  Arbeiterwohlf  ahrtseinricJitongen  in 
New-Lanark.  Bei  der  tiefen  Abneigung 
der  Bevölkerung  gegen  die  Fabrikarbeit 
standen  ursprünglich  zumeist  nur  Land- 
streicher und  deklassierte  Elemente  den 
Fabrikanten  zur  Verfügung.  Stellten  so  die 
Fabrikarbeiter  gewissennassen  eine  Auslese 
verkommenen  Gesindels  dar,  so  mnsste  das 
entsetzliche  Milieu  der  ersten  Fabriken 
(übermässige  Arbeitszeit,  schlechte  Entloh- 
nung, Weiber-  und  Kinderarbeit,  elende 
Wohnungen)  die  Entartung  noch  potenzieren. 
Owen  fand  in  New-Lanark  Leute  vor,  die  durch 
Trunksucht  und  geschlechtliche  Ausschwei- 
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fungen,  durch  Diebstahl  und  Arbeitsscheu, 
durch  Roheit  und  Unwissenheit  aufgehört 
hatten,  Menschen  zu  sein.  Bei  den  Be- 
mühungen, diese  furclitbare  Lage  zu  be- 
kämpfen, stellten  sich  Owen  namentlich 
zwei  Schwierigkeiten  in  den  Weg.  Einmal 
das  zähe  Misstrauen  der  teilweise  noch 
gälisch  sprechenden  Schotten  gegen  den 
neuen,  fremden,  englischen  Arbeitgeber,  mit 
dem  sie  sich  selbst  sprachJich  kaum  ver- 
ständigen konnten.  Wegen  der  antikirch- 
lichen Gesinnung  Owens  wurde  dieses  Miss- 
trauen vom  Pfarrer  des  Ortes  noch  nach 
Kräften  gesteigert.  Sodann  war  unausge- 
setzt gegen  die  übrigen  Gesellschafter  an- 
zukämpfen, welche  sich  nicht  dazu  ver- 
stehen wollten,  einen  Teil  des  Gewinnes  zur 
Hebung  der  Arbeiterbevölkerung  zu  ver- 
wenden. 

Die  Vonurteile  der  Arbeiter  schwanden, 
nachdem  Owen  1806  bei  einer  Krise  wegen 
mangelnder  BaumwoUzufuhren  zwar  den 
Betneb  für  4  Monate  eingestellt,  aber  den 
vollen  Lohn  im  Betrage  von  7000  £  für  das 
blosse  Reinigen  und  Instandhalten  der  Ma- 
schinen weiter  bezahlt  hatte. 

Grössere  Schwierigkeiten  verursachten 
die  Teilhaber.  Mehrmals  musste  Owen  die- 
selben wechseln,  ehe  es  ihm  gelang,  Männer 
zu  finden,  die  sich  mit  einer  öprozentigen 
Verzinsung  des  Kapitals  nebst  einer  Risiko- 
prämie begnügten  und  alle  Ueberschüsse 
zum  Wohle  der  Arbeiter  zu  verwenden  er- 
laubten. Unter  diesen  Teilhabern  befand 
sich  auch  Jeremias  Bentham.  Nach  etwa 
12  Jahren  war  das  grosse  Erziehungswerk, 
das  sich  Owen  gestellt,  vollständig  gelungen. 
Durch  vier  Abhandlungen,  die  in  den  Jahren 
1812  und  1813  erschienen,  erhielt  die  Welt 
\'on  Owens  Wirken  in  New-Lanark  Kunde. 
Sie  führten  den  Titel:  A  new  view  of 
Society;  or  essays  on  the  principle  of  the 
formation  of  the'  human  character  and  the 
application  of  the  principle  to  practice.^) 
Die  Grundsätze,  die  Owen  in  diesen  Schrif- 
ten aufstellte  und  die  überhaupt  für  sein 
ganzes  späteres  Denken  >ind  Handeln  mass- 
gebend geblieben  sind,  hat  er  selbst  einmal 
in  folgender  Weise  zusammengefasst : 

1)  Der  Charakter  wird  im  allgemeinen  durch 
die  Umstände,  die  das  Individuum  umgeben, 
nicht  durch  letzteres  selbst  ausgebildet  Owen 
leugnet  ererbte  und  angeborene  Eigenschaften 
zwar  nicht  ganz,  misst  ihnen  aber  nur  unter- 
geordnete Bedeutung  bei,  2)  Alle  Gewohn- 
heiten und  Gefühle  lassen  sich  der  Menschheit 
anerziehen.  3)  Die  Neigungen  unterliegen  nicht 
der  Kontrolle  des  Individuums.  4)  Jedes  Indi- 
viduum kann  dahin  gebracht'  werden,  mehr  zn 
erzengen,  als  es  zu  konsumieren  im  stände  ist, 


^)  Die  Abhandlungen  sind  jetzt  auch  in  deut- 
scher Sprache  von  Prof.  Oswald  CoUmann  bei  C.  L. 
Hirschteld,  Leipzig  1900,  herausgegeben  worden. 


wenn  ihm  nur  ein  ausreichender  Grund  und 
Boden  überlassen  wird.  5)  Die  Knitür  hat  die 
Mittel  geschaffen,  mit  deren  Hilfe  die  Bevölke- 
rung jederzeit  in  einer  angemessenen  Lage  er- 
halten und  jedem  Individuum  die  grösste  Glück- 
seligkeit gewährt  werden  kann,  ohne  dass  es 
der  Laster  oder  des  Elendes  als  Hindernisse  der 
Volksvermehrung  bedürfen  würde.  6)  Jedes 
Gemeinwesen  kann  durch  eine  entsprechende 
Kombination  dieser  Grundsätze  in  einen  Zustand 
versetzt  werden,  in  dem  nicht  nur  Laster,  Ar- 
mut und  Elend  verschwinden,  sondern  auch 
jeder  einzelne  mehr  ständiges  Glück  geniesst, 
als  irgend  jemandem  unter  den  bisher  herr- 
schenden Verhältnissen  zu  teil  werden  konnte. 

7)  Alle  Grundsätze,  auf  welche  bisher  die  Ge- 
sellschaft  gegründet   gewesen  ist,   sind  irrig. 

8)  Der  Umschwung,  der  durch  die  Annahme  der 
neuen  und  richtigen  Grundsätze  bewirkt  werden 
würde,  lässt  sich  durchführen,  ohne  dass  einem 
Menschen  auch  nur  die  geringste  Unbill  ge- 
schähe. 

Alle  diese  Sätze  erschienen  Owen  diu*ch 
seine  Erfahrungen  in  New-Lanark  unum- 
slösslich  bewiesen.  Während  die  erste  Ab- 
handlung ausführt,  dass  der  Mensch  ledig- 
lich das  Produkt  der  ihn  umgebenden  Ver- 
hältnisse sei,  wie  man  diese  nur  zu  ver- 
bessern brauche,  um  alle  Menschen  zur 
Vollkommenheit  zu  erziehen,  werden  in  der 
zweiten  und  dritten  Abhandlung  die  Wohl- 
fahrtseinrichtungen von  New-Lanark  (durch 
Anschauungsunterricht  und  körperliche 
Uebungen  belebte  Jugenderziehung,  Ein- 
schränkung der  Kinderarbeit,  Verkürzung 
der  Arbeitszeit,  höhere  Löhne,  Bescliaffung 
billiger  Nahrungsmittel  durch  Einkauf  im 
grossen,  Erstellung  guter  Wohnungen,  Für- 
sorge für  Kranke  und  Invalide)  eingehend 
erörtert.  Owen  wendet  sich  hier  vorzugs- 
weise au  die  Arbeitgeber.  Es  ist  bezeich- 
nend, wie  er  diesen  gegenüber  -die  Arbiter 
niu*  unter  den  Gesichtswinkel  der  üving 
raachinery  stellt.  Die  Fürsorge  für  letztere, 
an  welche  mau  bisher  noch  nicht  gedacht, 
lohne  mindestens  ebenso  sehr  wie  diejenige, 
deren  sich  das  tote  Liventar  überall  erfreue. 
Der  geraachte  Aufwand  würde  sich  nicht 
mit  5,  10  oder  15®/o,  sondern  mit  50  und 
in  manchen  Fällen  mit  100  %  verzinsen. 
Auch  als  Produktionsinstrument  sei  der 
Mensch  noch  einer  unendlichen  Verbesse- 
rung fähig.  Die  vierte,  dem  Prinzregenten 
gewidmete  Abhandlung  legt  die  Aufgaben 
der  Regierung,  wie  sie  sich  von  Owens 
Standpunkte  aus  ergeben,  dar.    Durch  all- 

gjmeine  Staatserziehung  und  materielle 
ebung  des  Volkes  solle  in  Zukimft  dem 
Verbrechen  und  Laster  vorgebeugt  werden. 
An  Stelle  des  herrschenden  brutalen  Re- 
pressivsystems habe  ein  weises  Präventiv- 
system zu  treten.  Die  Regierung  müsse 
auch  eine  ständige  Berichterstattung  über 
die  Arbeitsverhältnisse  einführen.  Alle 
Viei-teljahre  sei  für  kleinere  Bezirke  anzu- 
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geben,  wie  hoch  der  Preis  der  Arl)eit  sich 
stelle,  wie  viele  Personen  überhaupt  von 
Lohnarbeit  lebten,  >Äie  viele,  obschon  phy- 
sisch zur  Arbeit  fähig,  arbeitslos  seien,  wie 
viele  nur  teilweise  bescliäftigt  etc.  Nur  auf 
diese  Daten  lasse  sich  eine  angemessene 
Reform  der  Armenpflege  gi-ünden. 

Diese  Schriften  und  seine  grossen  prak- 
tischen Erfolge  machten  Owen  rasch  in  allen 
Kreisen  der  Gesellschaft  bekannt.  Tausende 
pilgerten  Jahr  für  Jahr  nach  Xew-Lanark, 
dieser  Oase  des  sozialen  Friedens  in  der 
Zeit  der  tiefsten  Erniedrigung  des  englischen 
Arbeiterstandes.  Minister,  Gesandte,  Prin- 
zen, insbesondere  der  Herzog  von  Kent, 
Könige  und  Kaiser  interessierten  sich  für 
Owen,  seine  Werke  und  seine  Pläne.  So 
glaubte  er  in  der  That,  die  Zeit  nahe  be- 
reits, in  der  alle  Kabinette  Europas  nach 
seinen  Grundsätzen  regieren  würden.  Da 
ernüchterte  ihn  einigermassen  die  Bemer- 
kimg von  Gentz:  »Wir  wünschen  gar  nicht 
dass  die  Massen  wohlliabend  und  unab- 
hängig werden.  Wie  könnten  wir  sie  sonst 
beherrschen?!« 

3.  Fabrikeesetzg^ebnng  und  Reform 
der  Armenpflege.  Die  guten  Erfolge,  die 
Owen  in  New-Ijanark  mit  der  Einschränkung 
der  Kinderarbeit  und  Abkürzung  der  Arbeits- 
zeit erzielt  hatte,  bewogen  ihn,  bei  einer 
Fabrikantenzusammenkunft  eine  diesbezüg- 
liche Gesetzgebung  in  Vorschlag  zu  bringen. 
So  geschickt  auch  Owen  seine  Vorschläge 
vertreten  mochte,  er  fand  bei  den  Cotton- 
Lords  wenig  Gehör.  Auch  der  ältere  Sir 
Robert  Peel,  der  die  Sache,  da  Owen  nicht 
Mitglied  des  Parlamentes  war,  hier  vertrat, 
liess  sich  von  den  Fabrikanteninteressen  nur 
zu  sehr  beeinflussen.  Wenij  trotzdem  einige 
Erfolge  erzielt  wurden  und  die  1802  nur 
zum  Schutze  der  Kirchspiellehrlinge  erlassene 
Gesetzgebung  eine  Erweitenmg  erfuhr,  so 
war  das  ausschliesslich  der  rastlosen  Energie 
Owens  zu  danken,  der  jahrlang  sich  zu 
diesem  Zwecke  vorzugsweise  in  London 
aufliielt.  Allerdings  blieb  das  Erreichte 
weit  hinter  Owens  Wünschen  zurück. 
Owen  hatte  einen  Gesetzentwurf  empfohlen, 
der  die  Arbeitszeit  in  allen  Fabriken  auf 
10^.  2  Stunden  herabsetzte,  die  Beschäftigung 
von  Kindern  unter  10  Jahren  verbot  und 
für  Kinder  unter  12  Jahren  den  halbtägigen 
Schichtwechsel  anordnete.  Zur  Durchfüh- 
nmg  schlug  Owen  besondere  Fabrikinspek- 
toren vor.  Dagegen  bezog  sich  das  Gesetz 
von  1819  nur  auf  Baumwollspinnereien, 
schloss  nur  die  Kinder  unter  9  Jahren  aus 
und  gestattete  den  9— 16  jährigen  Personen 
eine  tägliche  Arbeitszeit  von  12  Stunden. 
Besondere  Auf  Sichtsbeamte  wurden  noch 
nicht  eingeführt. 

Bekanntlich  brach  im  Jahre  1815  in 
England  eine  schwere  Wirtschaftskrise  aus. 


Zahlreiche    Fabriken    wurden     geschloesen 

und   Tausende   von   Arbeitern    brotlos.     la 

Bezug  auf  Diagnose   wie  Therapie  da-  N'it 

waren  die  tonangebenden  Nationalökonoineii 

gleich  ratlos.    Da  trat  Owen  auf  und  zeigte, 

I  in   welch   ungeheuerem   Masse    die    neuer 

technischen    Erfindungen    die     produktiven 

I  Kräfte  Englands   gesteigert  hatten.     In  der 

I  Kriegszeit  habe  der  gestiegenen  Pro«iuktic»Q 

I  eine    starke    öffentliche    Konsumtion    ent- 

I  sprochen.    Letztere   sei  durch  den  Eriken 

j  beseitigt  worden. 

'  Die  Einführnng  der  Haschinen  habe  aber 
I  die  menschliche  Arbeit  entwertet  nnd  somit  die 
!  Kanf-  und  Konsumkraft  der  arbeitenden  Klassen 
niedergehalten.  So  habe  ein  Missverhältn» 
zwischen  Produktion  nnd  Konsumtion  entstehen 
,  müssen.  Vor  allem  komme  es  also  darauf  an, 
]  Einrichtungen  zu  treffen,  die  eine  der  Sieige- 
I  mng  der  Produktivkraft  entsprechende  Ans- 
i  dehnun^  der  Kaufkraft  gewährleisteten.  Man 
I  solle  die  Arbeitslosen  von  Staats  wegen  bie- 
I  schäftigeii  und  dadurch  den  Wert  der  .4.rbeii 
I  wieder  heben,  der  jetzt  durch  den  Wettbewerb 
I  der  Arbeitslosen  falle.  Die  Arbeitslosen  seien 
I  in  Kolonieen  von  etwa  1500  Personen  zu  ver- 
I  einigen  nnd  hätten  zunächst  durch  ihre  Arbeit 
I  die  Befriedigung  ihrer  Bedürfnisse  zu  bewirken. 
1  UeberschÜsse  seien  znr  Verzinsung  und  Zurück- 
i  Zahlung  aufgenommener  Kapitalien  zu  ver- 
I  wenden.  Nur  diese  Massnahmen  stellten  eine 
I  den  Fortschritten  der  Zeit  gemässe  Reform  der 
j  Armenpflege  dar,  nicht  das  Aushungerung^ 
1  System  der  Malthusianer.  Nicht  nur  Erziehunir. 
auch  Beschäftigung  schulde  der  Staat  seinen 
.Angehörigen. 

Im   Übrigen  war  Owen  weit  entfernt,   die 
'  Krisen  ansscTiIiesslich  auf  die  Unterkonsumtion 
I  der  arbeitenden  Klassen  zurückzuführen.    Anch 
I  in   den  Willkürlichkeiten   des  Luxus    und  der 
1 3Iode    erblickte    er   erhebliche   Ursachen    wirt- 
schaftlicher St-örungen  und  wollte  deshalb,   um 
die  Anpassung   der  Prodnktion  an  den  Bedaii 
zu  erleichtem,  beide  möglichst  einschränken. 

Mit  derartigen  Yorschlägen  fand  Owen 
in  der  Blütezeit  des  Manchestertumes  frei- 
lich nur  wenig  Anklang.  Gleichwohl  unter- 
nahm es  Owen,  als  bald  eine  zweite  Krise 
hereinbrach,  speciell  für  den  Grafschaftsrat 
von  Lanarkshire,  neuerdings  eine  Denk- 
schrift über  diese  Frage  auszuarbeiten  (Re- 
port to  the  county  of  Lanark  1820).  Die- 
selbe enthält  insofern  einen  neuen  Zug,  als 
Owen  nun  an  Stelle  der  »künstlichenc 
Metallwähning  eine  Arbeitswährung  einge- 
führt wissen  will,  da  die  Arbeit  ja  das  na- 
türliche Mass  des  Wertes  bilde.  Durch  die 
Arbeitswähruug  wünle  mit  wachsender 
Produktivität  auch  die  Kaufkraft  der  Arbeiter 
entsprechend  zunehmen.  Diese  Gedanken- 
reihen Owens  siAd  übri^ns  nicht  sonder- 
lich klar.  Während  die  Arbeitswährung 
die  Aufgaben,  die  ihr  Owen  stellte,  doch 
nur  dann  hätte  erfüllen  können,  weun  durch 
sie  das  Renteneinkommen  weggefallen  wäre, 
versprach  Owen   den  Renten beziehern  von 
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der  Aenderung  wegen  der  durch  sie  be- 
dingten Erhöhung  der  Produktion  noch  ein 
sehr  viel  grösseres  Einkommen.  Während 
früher  die  kommunistischen  Kolonieen  nur 
für  Arbeitslose  gedacht  waren,  vertrat  Owen 
nun  immer  entschiedener  den  Gedanken, 
dass  die  ganze  Gesellschaft  in  derartige  Ge- 
meinwesen aufzulösen  sei.  So  pedantisch 
Owen  die  ganze  technische  Einrichtung  der- 
selben auseinandersetzte,  so  wenig  wurden 
die  sozialökonomischen  Probleme  erörtert. 
Er  betont  nur  immer  wieder,  die  Wurzeln 
des  herrschenden  Elendes  beständen  darin, 
dass  unter  der  geltenden  Wirtschafts- 
ordnung Produktion  und  Konsumtion  nur 
im  Wege  der  Profitmacherei,  des  Ge^^^nnes 
über  den  Kostenpreis  hinaus  entwickelt 
werden  könnten.  Profite  kämen  aber  nur 
zu  Stande,  wenn  das  Angebot  der  Nachfrage 
entspräche  oder  hinter  ihr  ziuruckbliebe. 
Das  Interesse  der  Gesellschaft  erheische 
aber  das  Gegenteil. 

Die  Frage,  wie  die  gemeinsam  herge- 
stellten Produkte  zu  verteilen  seien,  kam 
für  ihn  beispielsweise  kaum  in  Betracht.  In- 
folge der  planraässig  organisierten  Produktion 
könnten  so  viele  Güter  hergestellt  werden, 
dass  man  ebensowenig  daran  denken  wlirde, 
Güter  als  Privateigentum  anzusammeln,  als 
jetzt  Wasser  auf  Flaschen  gefüllt  und  auf- 
gespeichert würde,  "wo  es  im  üeberflusse 
vorhanden.  Diese  Ideeen,  die  Owen  nament- 
lich noch  in  dem  Book  of  the  New  Moral 
World  1820  auseinandersetzte,  beherrschten 
ihn  endlich  in  einem  Masse,  dass  er  sie  in 
der  That  zu  verwirklichen  strebte. 

4.  Sozialistische  Experimente  und 
Agitationen.  Die  Reihe  der  kommunisti- 
schen Kolonieen  wurde  1824  mit  der  Grün- 
dimg von  New-Harraony  in  Indiana  eröffnet. 
Es  folgten  Versuche  in  Mexiko,  später  solche 
in  der  Heimat  in  Orbiston  und  Queenwood. 

Diese  Unternehmungen  scheiterten.  Nur 
eine  genossenschaftliche  Organisation  zu 
Ralahine  (Irland)  gedieh,  bis  der  Eigen- 
tümer des  Gutes,  Vandaleur,  sein  ganzes 
Vermögen  verapielt  und  unter  Zurücklassung 
erheblicher  Schulden  die  Flucht  ergriffen 
hatte.  Seine  Gläubiger  bemächtigten  sich 
des  Landgiites,  und  die  Genossenschafter 
verloren  niclit  nur  alle  ihre  Ansprüche, 
sondern  auch  die  Meliorationen,  die  durch 
den  Fleiss  ihrer  Hände  geschaffen  worden 
waren. 

Nichtsdestoweniger  blieb  Owen  uner- 
müdlich in  dem  Entwerfen  neuer  Projekte, 
unermüdlich  in  der  rednerischen  und  journa- 
listischen Agitation  sthätigkeit  Er  konnte 
sich  diesen  Bestrebungen  um  so  rückhalts- 
loser hingeben,  als  er  keinerlei  geschäft- 
liche Verpflichtungen  mehr  besass.  Einer 
seiner  Gesellscliaf  ter ,  ein  pietistischer 
Quäker  Namens  William  Allen,  der  an  den 


unkirchlichen  und  religiös  indifferenten  Ein- 
richtungen Owens,  namentlich  an  seinem 
Jugendunterrichte,  Anstoss  nahm,  ruhte  nicht, 
bis  Owen  New-Lanark,  die  Stätte  seiner 
grössten  Erfolge,  1828  verliess. 

In  den  Jahren  1830—1832  war  Owen 
mit  der  Einrichtung  der  Labour-Exchange 
in  London  beschäftigt. 

Auch  hier  handelte  es  sich  für  Owen  wieder 
darum,  den  Arbeitslosen  Beschäftigung  zu  ge- 
währen. Der  Arbeiter,  der  ein  Produkt  herge- 
stellt, konnte  dasselbe  in  dem  Magazine  ab- 
liefern und  erhielt  da&^egen  eine  Bescheini^ng 
über  die  Zahl  der  Arbeitsstunden,  die  zur  Her- 
stellung: für  nötig  erachtet  wurden.  Mit  der 
Bescheinigung  konnte  er  dann  dem  Magazüie 
eine  entsprechende  Menge  von  anderen  Waren, 
deren  er  bedurfte,  entnehmen.  Bei  der  Ab- 
schätzung hielt  man  sich  so  ziemlich  an  die 
hergebrachten  Preise  und  setzte  dann  für  je 
6  d.  eine  Arbeitsstunde.  Wenn  überhaupt,  so 
konnte  diese  Einrichtung  nur  für  Handwerker,  die 
noch  genussreife  Produkte  erzeugten,  nicht  aber 
für  kapitallose  Teilarbeiter  der  modernen  Pro- 
duktionsweise eine  Bedeutung:  erlangen.  Dazu 
kam  noch  der  Umstand,  dass  die  Leitung  keines- 
wegs aUe  Produkte  anzunehmen  brauchte.  Die 
Annahme  wurde  von  den  jeweiligen  Nachfrage- 
verhältnissen abhängig:  gemacht  imd  musste 
natürlich  auch  davon  abhängig  gemacht  werden, 
wenn  die  Einrichtung  nicht  sofort  zusammen- 
brechen sollte. 

Hier  wie  bei  den  anderen  fehlge- 
schlagenen Experimenten  tix)stete  man  sich 
immer  damit,  dass  der  Versuch  wohl  ge- 
glückt wäre,  wenn  man  nur  genug  Kapital 
besessen  und  nicht  mit  der  Gegnerschaft 
des  Grundeigentümers  zu  kämpfen  gehabt 
hätte,  auf  dessen  Boden  der  Betrieb  der 
Anstalt  eröffnet  worden  war/ 

Von  einem  Kreise  hingebungsvoller 
Schüler  unterstützt,  predigte  Owen  des- 
halb unentwegt  im  ganzen  Lande  sein 
Evangelium  von  der  kooperativen  Organi- 
sation der  Gesellschaft.  Ausserdem  be- 
teiligte er  sich  als  eifriger  Mitarbeiter  an 
den  zur  Förderung  der  Bewegung  heraus- 
gegebenen Zeitschriften  (Economist,  Crisis, 
Orbiston  Eegister,  Cooperative  Magazine, 
Cooperator).  Ueberall  sollten  Konsum- 
vereine gegründet  und  das  durch  diese  ge- 
wonnene Aapital  schliesslich  zur  Selbstbe- 
schäftigung der  Arbeiter  verwendet  werden. 
Bekanntlich  ist  bis  jetzt  nur  der  erste  Teil 
des  Programms  durch  die  englischen  Ge- 
nossenschaften, die  sich  seit  1848  allerdings 
mehr  unter  dem  Einflüsse  der  christlichen 
Sozialisten  entwickelten,  in  die  Wirkliclikeit 
umgesetzt  worden.  Immerhin  verbleibt 
Owen  das  Verdienst,  die  Bewegung  in 
Fluss  und  das  ökonomische  Bekenntnis  der 
Genossenschafter  festgestellt  zu  haben. 

Die  zweite  Hälfte  von  Owens  Leben 
war  weniger  glücklich  und  erfolggekrönt 
als   die  erste.    An  Stelle   der   allgemeinen 
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Bewunderung  ü'aten  allmählich  die  heftig- 
sten Angriffe.  Die  Hauptgogner  Owens 
stellte  die  Geistlichkeit,  da  er  selbst  aUe 
Religion  fftr  falsch  erklärt  hatte  und  einige 
feurige  Anhänger  seines  Freidenkertums 
selbst  zu  einer  atheistischen  Propaganda 
sich  verstiegen.  Unter  den  Geistlichen  war 
es  insbesondere  der  Bischof  von  Exeter 
(Moores  Rev.  Pamphleteer),  der  vor  keinem 
Mittel  ziuückschreckte,  um  Owen  zu  ver- 
dächtigen, zu  verleumden  und  herabzu- 
setzen. Mit  dem  kirchlichen  Interesse  ver- 
band sich  dasjenige  der  Fabrikanten,  denen 
Owens  Kreuzzug  wider  die  Profitmacherei 
l)ei  der  allgemeinen  Gänmg  in  den  Arbeiter- 
kreisen nicht  mehr  so  liarmlos  wie  im  An- 
fange erschien.  So  kam  es,  dass  bethörte 
Volksmassen  bei  Versammlungen  in  Biu^lem 
und  Bristol  sich  an  der  Person  des  bereits 
im  Gi-eisenalter  stehenden  Owen  vergriffen. 

Als  Owen  den  Tod  nahen  fühlte,  begab 
er  sich  in  seine  Geburtsstadt.  Er  starb  da- 
selbst 1858  und  wurde  im  Grabe  seiner 
Eltern  zur  Ruhe  gebettet. 

6.  Rückblick.  Schon  diese  knappe 
Skizze  wird  die  hervorragende  sozialpolitische 
Bedeutung  des  Mannes  erkennen  lassen. 
Owen  war  der  erste  der  modernen  Gross- 
industriellen, der  Arbeiterwohlfahrtseinrich- 
tungen und  zwar  in  selbstlosester  Weise, 
ohne  jede  gewinnsüchtige  Nebenabsicht,  ein- 
ffihrte ;  er  vertrat  zuerst  den  Gedanken,  die 
Kinderarbeit  gesetzlich  einzuschränken  und 
die  Arbeitszeit  überhaupt  zu  regeln;  mit 
Lancaster  und  Bell  teilt  er  den  Ruhm,  am 
frühesten  für  die  Einführung  eines  obli- 
gatorischen staatlichen  Volksschulwesens  in 
England  agitiert  zu  haben ;  er  gehört  ferner 
zu  den  Urhebern  derjenigen  Krisentheorieen, 
welche  den  geringen  Anteil  der  arbeitenden 
Klassen  am  Volkseinkommen  als  die  vor- 
nehmste Störunpsursache  erkläi^en;  ihm  ge- 
bührt das  Verdienst,  die  staatliche  Arbeits- 
statistik und  das  Problem  der  Bekämpfimg 
der  Arbeitslosigkeit  zuei-st  vollauf  gewürdigt 
zu  haben;  und  endlich  ist  Owen  ohne 
Zweifel  der  geistige  Urheber  der  Genossen- 
schaftsbewegung. In  sittlicher  Beziehung 
ist  seine  reine  Menschenliebe,  seine  Selbst- 
losigkeit und  Aufopfenmgsfähigkeit,  seine 
üeberzeugungstreue  und  Toleranz  zu  rühmen. 
Als  Agitator  und  Politiker  hat  er  es  stets 
verschmäht,  den  Leidenschaften  der  Menge 
zu  schmeicheln,  Hass  und  Neid  zu  erregen 
und  das  Panier  des  Klassenkampfes  zu  ent- 
rollen. Durch  friedliches  Ueberreden  und 
Ueberzeugen  allein  wollte  er  alles  en-eichen. 
Mag  diese  Haltung  auch  vom  ethischen 
Standpunkte  im  allgemeinen  günstiger  zu 
beurteilen  sein  als  vom  politischen,  so  war 
es  für  eine  Zeit^  die  von  den  Kämpfen  um 
Reformbill,  Armengesetz,  Freihandel  und 
Volkscliarte  durchwühlt  wurde,   sicher   ein , 


Glück,  dass  Owen  die  ökonomisch-sozialisti- 
schen Bestrebungen  von  denjenigen  der  politi- 
schen Parteien  gesondert  erhielt  Gegeadi^ 
hohen  persönlichen  Vorzüge  fsdlen  seine  Selbst- 
gefälligkeit, sein  Prunken  mit  vornehmen  Be- 
ziehungen,  seine  autokratisehen  Neigimgen 
kaum   ins  Gewicht     Owens   philosophische 
Bildung    war    mangelhaft,    seine     Weltan- 
schauung  eine    einseitig  technisch-materia- 
listische.   Der  Mensch  war  ihm,  wie  schon 
früher    bemerkt    worden,     nichts    als    eine 
chemische  Verbindung.     Es    galt   ihm    für 
ganz  selbstverständlich,   dass    >  vernünftige  c 
Erziehung  und  wirtschaftlich  günstige  Lage 
mit  derselben  Sicherheit  vortreffliche  Men- 
schen hervorbringen  müssten,  als  bestinunte 
Mengenverhältnisse  gegebener  Elemente  tie- 
stimmte  neue  Verbindungen  eingehen.    Aus 
diesem    groben    Materialismus     verfiel     er 
allerdings    in    seinem  Greisenalter    in    das 
andere  Extrem.  Er  wurde  eifriger  Spiritist. 
Auch  sein  Sohn   hat   an  der  spiritisüsdien 
Bewegung   regen  Anteil   genommen.      Und 
wie  er  selbst   als  Fabrikleiter  Arbeiter  und 
Maschinen    zu   exakten,    vorzüglichen  Leis- 
tungen   gebracht    hatte,     so,     meinte     er, 
könnten    die   Regierungen,    wenn    sie    nur 
seine    Grundsätze    befolgen    wollten,     die 
menschhche   Gesellschaft    auch    leicht    zur 
Produktion  einer  überströmenden  Güterfülle 
organisieren   und  ilir  eine  allseitige  Glück- 
seligkeit verschaffen.  Als  Schriftsteller  war 
Owen   nicht   bedeutend.    Am   besten    sind 
noch  seine  kürzeren  Ansprachen  und  Denk- 
schriften.   Sonst  wirken  die  ^^elen  Wieder- 
holungen,   das    ständige   Abschweifen    von 
konkreten,    praktischen    Aufgaben    in     das 
Reich   ökonomischer    Phantastik    ungemein 
ermüdend.    Von  seinen  Ideeen  war  er  viel 
zu    fest  überzeugt,    als    dass    er    vermocht 
hätte,  sich  in  entgegenstehende  Auffassimgen 
hineinzudenken  und  dieselben  zu  widerlegen. 
Niu»  zu  oft  setzt  er  den  Widersachern  ein- 
fach seine  Behauptungen,   die  für  ihn  eine 
axiomatische  Bedeutung  hatten,  noch  einmal 
entgegen,  eine  Eigentümlichkeit,  die  Holj-oake 
auf   den    walhsischen  Ursprung  Owens  zu- 
rückführt.   Der  Hauptsache  nach  hat  Owen 
seine    Grundsätze    voUstäudig    aus    seinen 
eigenen  Erfahrungen  abstrahiert   Erst  spater 
fand    er,    dass    John    Bellers   bereits    1696 
(Proposais  for  raising  a  colledge  of  industry) 
ähnliche    Gedanken     ausgesprochen    hatte, 
diesem   also  objektiv  die  Priorität  gebühre. 
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